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99. Sitzung. 
Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Dr. Treichel eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Leske, Ziehm; 
Oberregierungsrat Brieſewitz; Obergerichtsrat Kettlitz. 
Präsident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung und 
bitte den Herrn Schriftführer, zwei Schreiben zu verleſen, 
die an mich gelangt ſind. 
Beyer, Schriftführer: i 
ae TEE ben 25. Mär 1925 
An den Präſtdenten des Volkstages 
Herrn Dr. Treichel F 
hier. 
Sehr geehrter Herr Präſident! i ; 
Nachdem der Landesvorſtand der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei dem Antrage des Ortsvereins Danzig- 
Stadt auf Ausſchluß des Abg. Rahn aus der Partei 
beigetreten iſt, betrachtet die Sozialdemokratiſche Frak⸗ 
tion den 
gehörend. i 
Wir bitten davon Kenntnis zu nehmen und das 
Weitere zu veranlaſſen. 
Der Vorſtand 


y 


J. A. Beper. 


Zoppot, den 25. März 1925. 
Ew. Hochwohlgeboren BEN X 
teile ich ergebenſt mit, daß ich aus der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei und deren Volkstagsfraktion ausgetre⸗ 


Wilh. Mathieu, Abgeordneter. 


ten bin. 


Abg. Rahn als nicht mehr zur Fraktion 


Präſident: Ich erteile zu einer perſönlichen Erklärung 
vor Eintritt in die Tagesordnung dem Herrn Abg. Grün⸗ 
hagen das Wort. ; 

Grünhagen, Abgeordneter (S. P. D.): 

In der Volkstagsſitzung vom 18. März 1925 hat der 
Herr Abg. Rahn folgendes erklärt: „Diſziplinwidrig 
hat auch Herr Abg. Grünhagen gehandelt, der, ohne die 
Parbeikörperſchaften zu befragen, eine Beſichtigungs⸗ 
reiſe mit der Betonbaufirma Koſſel unternahm, die 
ihm eine Anklage durch den Parteivorſitzenden Herrn 
Abg. Brill wegen Beſtechlichkeit einbrachte.“ 

Hierzu erkläre ich folgendes: Herr Abg. Rahn 
irrt, wenn er jagt, daß ich die Reiſe unternommen 
habe, ohne die Parteikörperſchaften zu befragen. Ich 
habe die Reiſe im Einverſtändnis mit dem Vorſitzen⸗ 
den der Stadtbürgerſchaftsfraktion unternommen. Rich⸗ 
tig ift, daß Herr Abg. Brill Andeutungen in der frag- 
lichen Sitzung gemacht hat. Er ſtützte ſich dabei auf 
eine Mitteilung des Leiters der Bauhütte, Herrn 
Stoltzenburg, dem angeblich Vorteile bon den Ver⸗ 
tretern der Firma Koſſel verſprochen feien, wenn die 
Bauhütte bereit ſei, mit der Firma Koſſel zu arbeiten. 
Gegen den Vorwurf des Herrn Abg. Brill habe ich 
Beſchwerde bei den Parteiinſtanzen erhoben und ver⸗ 
langt, Herr Brill ſolle beweiſen oder zurücknehmen. 
Darauf hat der Landesvorſtand unter dem 31. Oktober 
1924 folgende Entſchließung einſtimmig angenommen: 

„Der Landesvorſtand erklärt den Konflikt Grün⸗ 
hagen—Brill als gegenſtandslos, nachdem Her Brill 
erklärt hat, daß er gegen Herrn Grünhagen nicht den 
Vorwurf erhoben hat und auch nicht erhebt daß dieſer 
in der Angelegenheit Koſſel von der Firma Beſtechungs⸗ 
gelder angenommen hat.“ 8 

Im perſönlichen Geſpräch hat der Herr Abg. Rahn 
die Erhebung eines ſolchen Vorwurfs ſeitens des 
Herrn Abg. Brill als eine Leichtfertigkeit bezeichnet, 
als eine e e die jeder Grundlage entbehre. 

Wenn Herr Abg. Rahn, trotzdem ihm der geſamte 
Vorgang bekannt war, dennoch Anlaß genommen hat, 
ihn in ſeiner Erklärung der weiten Offentlichkeit angu- 
deuten, jo kann das nur in der Abſicht geſchehen fein, 
fachliche Gene in der Wohnungsbaufrage auf das 
perſönliche Gebiet zu übertragen. Auf dieſem Wege 
werde ich ihm vorläufig nicht folgen. Das Urteil über 
das Vorgehen des Herrn Rahn, der glaubte, ſeinen 
bisherigen Parteigenoſſen noch einen Eſelstritt ver⸗ 
ſetzen zu müſſen, kann ich mit gutem Gewiſſen der 

„OIffentlichkeit überlaſſen. 

Präſident: M. D. u. H.! Trotz der ungeheueren Ar⸗ 
beiten, die der Hauptausſchuß geleiſtet hat, wird es kaum 
möglich ſein, die Haushaltspläne vor Oſtern zu erledigen. 
Ich habe dem Senat davon Mitteilung gemacht, der das 
vorläufige Haushaltsgeſetz eingereicht hat. 

Erſte Beratung des vorläufigen Haushalts⸗ 

geſetzes. f . 
Druckſache Nr. 1228. Wir haben geſtern im Alteſtenaus⸗ 
ſchuß die Sache beſprochen, und es war bei den meiſten 
Fraktionen, die ihre Meinung äußern konnten, Stimmung 
dafür, zu empfehlen, das vorläufige Haushaltsgeſetz heute 
ohne Ausſprache dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Er⸗ 
hebt ſich dagegen Widerſpruch? Das iſt nicht der Fall. Die 
Druckſache Nr. 1228 ift alio dem Hauptausſchuß überwieſen. 

Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Mb- 

änderung der Entlaſtungsordnung. 
Druckſache Nr. 1193. Der Alteſtenausſchuß empfiehlt 
Ihnen, falls es möglich ift, dieje Vorlage in allen drei Be⸗ 
ratungen heute zu erledigen. Ich eröffne die allgemeine 
Ausſprache zur erſten Leſung. Das Wort hat Herr Ober⸗ 
gerichtsrat Kettlitz. 

Kettlitz, Obergerichtsrat: M. D. u. H.! Ich möchte 
ein paar Worte zu dieſem beabſichtigten Geſetz voraus⸗ 
ſchicken. Augenblicklich iſt die Lage ſo, wenn jemand beim 
Amtsgericht einen Anſpruch durchfechten will, für den das 
Mahnverfahren zuſtändig iſt, muß er unbedingt von dem 
Mahnverfahren Gebrauch machen. Erſt wenn der Gegner 
Widerſpruch erhoben und der Gläubiger nunmehr einen 
Antrag geſtellt hat, einen Termin anzuberaumen, iſt er in 
der Lage, vor dem Gericht kontradiktoriſch mit ſeinem Geg⸗ 
ner zu verhandeln. Das bedeutete im Kriege, der dies 
Verfahren notwendig gemacht hat, eine Erleichterung. Da⸗ 
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Gettlitz, Obergerichtsrat.) 


(A) mals war Mangel an Perſonal, man ſparte dabei, und 


(B 


— 


andererſeits konnte man damit rechnen, daß ſich die ver⸗ 
mögensrechtlichen Streitigkeiten leichter abwickelten als 
ſonſt. Jetzt hat ſich die Sache zu einer ſchädigenden Maß⸗ 
nahme ausgewachſen. Es iſt eine Verſchleppungsmaß⸗ 
nahme. Wenn jeder Schuldner heute erſt mit einem Zah⸗ 
lungsbefehl ausgeſtattet werden muß, ſo benutzt er die Ge⸗ 
legenheit, ſich eine Friſt von 14 Tagen zu verſchaffen, be⸗ 
vor er ſeinem Gegner gegenübertritt. Es hat ſich ergeben, 
daß der Betreffende in vielen Fällen dann nicht vor Ge⸗ 
richt erſchienen iſt. Es iſt der Beweis geliefert, daß er nur 
Aufſchub haben wollte. Das iſt ein Verfahren, das den 
Gläubigern heute nicht zugemutet werden darf. Ich bitte 
Sie, dem Geſetzesantrag zuzuſtimmen. In Deutſchland iſt 
für das Mahnverfahren für Urkunden und Wechſel dieſe 
obligatoriſche Beſtimmung bereits aufgehoben. Ich möchte 
noch hinzufügen, daß in den Artikel III ein kleiner Druck⸗ 
fehler hineingekommen iſt. Dort ſteht: „Die Verordnung 
tritt am“, dann kommen ein paar Punkte, „in Kraft“. 
Erſtens iſt das keine Verordnung, ſondern ein Geſetz, und 
zweitens legen wir keinen Wert darauf. Ich bitte daher, 
den Artikel III abzulehnen. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, 
die Beratung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur zweiten Be⸗ 
ratung. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Rahn. ; 

Rahn, Abgeordneter (b.k. F.): Auf der Tagesordnung 
ſteht die erſte Leſung des Geſetzentwurfs. Ich verſtehe des⸗ 
halb nicht, weshalb jetzt die zweite Beratung ſtattfinden foll. 

Präſident: Ich habe ausdrücklich eingangs geſagt, als 
Sie noch nicht da waren, daß der Alteſtenausſchuß 
empfiehlt, heute gleich die zweite und dritte Leſung vor⸗ 
zunehmen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (bak. F.): Nachdem der Regie- 
rungsvertreter ſelbſt gejagt hat, daß das Geſetz Fehler auf- 
weiſe, geht es nicht, daß man dieſes fehlerhafte Geſetz hier 
verabſchiedet. Es wird richtig ſein, es noch einmal dem 
Ausſchuß zu überweiſen. 

Präſident: Es handelt fih nur darum, daß der Ar- 
tikel III, der einen Druckfehler enthält, geſtrichen wird. 
Das können wir wohl auch ohne Ausſchußberatung machen. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b.k. F.): Das ift ſchon möglich. 
Wenn aber auf der Tagesordnung die erſte Leſung ſteht, 
ſo ſehe ich nicht ein, weshalb die zweite und dritte Leſung 
ſtattfinden ſoll. Die Friſten müſſen eingehalten werden, 
umſomehr, als nicht auf der Tagesordnung ſteht: Erſte bis 
dritte Beratung. Man kommt hier hinein und hört plötz⸗ 
lich, daß auch die zweite und dritte Leſung ſtattfinden ſoll. 

Präſident: Da ich dazu ermächtigt war, hätte ich auch 
die erſte, zweite und dritte Leſung auf die Tagesordnung 
ſetzen und nachträglich die Genehmigung erbitten können. 
Ich habe jetzt ganz beſcheiden gefragt, ob ſich Widerſpruch 
dagegen erhebt. Ich frage noch einmal, ob Widerſpruch 
erhoben wird. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr 
Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b.k. F.): Ich ſtelle feſt, daß 
vorher nicht bekanntgemacht worden iſt, daß heute die 
zweite und dritte Leſung ſtattfinden ſoll. Hätte der Prä⸗ 
ſident erklärt, daß im Alteſtenausſchuß eine derartige Ver⸗ 
einbarung getroffen iſt, hätte ich keinen Widerſpruch er⸗ 
hoben. (Abg. Kurowſki: Das hat er ja gejagt!) 

$ Präſident: Ich habe es tatſächlich geſagt. Sie waren 
nicht im Saal anweſend. Weil Sie nachträglich kamen, 
habe ich noch einmal geſagt, ich nehme an, daß ſich kein 
Widerſpruch erhebt. (Abg. Rahn: Ich bin ſehr dankbar 
dafür, ich will keinen Widerſpruch erheben, ich will nur 
wiſſen, weshalb heute zweite und dritte Leſung ſtattfindet! 
wiſchenrufe. — Abg. Rahn: Herr Abg. Hohnfeldt, ob 
ewas notwendig ift, entſcheide ich. Wenn ich es für 
zweckmäßig erachte, heute die zweite und dritte Leſung nicht 


ſtattfinden zu laſſen, werde ich Widerſpruch erheben!) Ich 
bitte, ſich nicht zu erregen, wir wollen der Sache dienen 
und nicht der Perſon. Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Dr. Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Es Handelt fih 
jetzt wirklich nicht um eine Frage, über die man ſich auf 
irgendeiner Seite zu erregen braucht. Wenn hier von 
ſeiten des Regierungsvertreters der Wunſch, den ich teilen 
möchte, geäußert iſt, die Sache heute zu erledigen, ſo liegt 
das allein daran, daß man den Wirtſchaftskreiſen, auf die 
dieſer Wunſch zurückzuführen iſt, ſchnell helfen will. Wenn 
wir die Vorlage bis nach den Ferien liegen laſſen, jo 
werden eine Reihe von Rechtsſtreitigkeiten, die wir be⸗ 
ſchleunigen wollen, weiterhin dadurch verzögert, daß die 
Sachen zum obligatoriſchen Mahnverfahren gehen müſſen. 
Herr Abg. Rahn, der zu Wirtſchaftskreiſen Beziehungen 
hat, wird das einſehen. Es iſt eine rein techniſche Frage, 
ob wir dieſe Beſtimmung, die aus der Kriegszeit geboren 
iſt und ſich heute als läſtig erweiſt, fo bald als möglich ab- 
ſchaffen wollen. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b.k. F.): Ich habe dagegen nichts 
einzuwenden, daß das Geſetz ſofort in allen drei Leſungen 
erledigt wird. Auf der Tagesordnung ſteht aber „erſte 


Leſung“. Da der Regierungsvertreter bekanntgab, daß im 


Geſetz Irrtümer find, die ausgemerzt werden ſollen, jo 
kann dies doch nur im Ausſchuß geſchehen. Deshalb er⸗ 
laubte ich mir die höfliche Anfrage, weshalb wir zur zwei⸗ 
ten Leſung kämen. Es iſt mir darauf geantwortet worden, 
daß ſich der Alteſtenausſchuß dahin geeinigt habe, die zweite 
und dritte Leſung ſtattfinden zu laſſen, und daß damit, 
wenn der Artikel III abgelehnt würde, dem Geſetz kein 
Schaden geſchähe, da die Inkrafttretungsklauſel der Ver⸗ 
faſſung dafür eintritt. Ich habe das Recht, Aufklärung zu 
verlangen und werde es mir durch kein Mitglied des 
Hauſes nehmen laſſen. 

Präſident: Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß jeder Abge⸗ 
ordnete das Recht hat, Auskunft zu erbitten. Herr Abg. 
Rahn ift mit der Auskunft zufrieden. Ich ftelle feft, daß 
ſich kein weiterer Widerſpruch erhebt. Wir kommen zur 
zweiten Leſung. Ich eröffne die Ausſprache zu Artikel I. 


Wortmeldungen liegen nicht vor, die Ausſprache iſt ge- 


ſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die den Artikel J der Druckſache 
Nr. 1193 annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Artikel J iſt 
angenommen. Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung 
feſtſtellen, daß Artikel II angenommen iſt. Wir kommen 
nun zu Artikel III. Wer Artikel III annehmen will, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Artikel III 
iſt abgelehnt. Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung 
feſtſtellen, daß die Überſchrift „Geſetz betreffs Abänderung 
der Entlaſtungsverordnung vom 
(Reichsgeſetzbl. S. 562) 
(Reichsgeſetzbl. S. 393) 
Geſetz in zweiter Leſung erledigt. Wenn kein Widerſpruch 
erfolgt, ſchreiten wir zur dritten Leſung. Widerſpruch er⸗ 
folgt nicht. Ich eröffne die allgemeine Ausſprache. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Ich eröffne die Ausſprache zu Artikel I. Sie iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die Artikel I annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit. Artikel J, 
angenommen. Artikel II, angenommen; überſchrift ange- 
nommen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem Geſetz in der Schluß⸗ 
abſtimmung zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das Geſetz iſt in allen drei Leſungen 
angenommen. Wir kommen zum zweiten Punkt der Tages⸗ 
ordnung: 


18. Mai 1916 
angenommen iſt. Damit iſt das 


(©) 


(D) 


September 1915 ` 
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(Präſident.) 

Dritte Beratung eines Wohnungsbaugeſetzes. 

Druckſache Nr. 1190 zu Nr. 1060. Dazu Abänderungs⸗ 
antrag Druckſache Nr. 1127 und Entſchließung Druckſache 
Nr. 1187. Ferner ſind noch heute mittag, ungefähr um 
% Uhr Abänderungsanträge eingegangen, die jetzt ge- 
druckt werden. Ich hoffe, daß ſie noch rechtzeitig in die 
Hände der Herren Abgeordneten kommen werden. Es iſt 
mir der Vorſchlag gemacht worden — darüber können wir 
nachher ſprechen —, daß wir uns nach der Ausſprache auf 
eine halbe Stunde vertagen, um den Fraktionen noch Ge⸗ 
legenheit zu geben, zu den Abänderungsanträgen, die in 
letzter Stunde eingegangen ſind, Stellung zu nehmen. Ich 
eröffne die Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. 
Schmidt. . 
Schmidt, Robert, Abgeordneter: (Lib.): M. D. u. H.! 
Die Abſtimmung über das Wohnungsbaugeſetz in der zweiten 
Beratung hat erkennen laſſen, daß eine Mehrheit für das 
Geſetz in der vorgebrachten Form nicht zuſtandezubringen 
iſt, wenn es nicht noch einige der vorgebrachten Wünſche 
und Anregungen berüchkſichtigt. Herr Kollege Kurowfki 
brachte in der fraglichen Sitzung dann auch zum Ausdruck, 
daß es notwendig wäre, ſich über die dem Geſetz zu gebende 
Form noch weiter zu unterhalten. Vornehmlich kam zum 
Ausdruck, daß es bei der jetzigen Wirtſchaftskriſe nicht trag⸗ 
bar ſei, über eine zwanzigprozentige Abgabe hinauszu⸗ 
gehen und zweitens die gewerblichen Räume mit der Ab⸗ 
gabe zu belaſten. Falls es bei einer Abgabe von 20 % 
verbleibt, ſo wird man das mit Rückſicht auf die Kriſe im 
Wirtſchaftsleben, die ihren Höhepunkt noch nicht erreicht 
zu haben ſcheint und die die größtmöglichſte Rückſichtnahme 
auf die Wirtſchaftslage erfordert, allgemein billigen können, 
wenngleich der Ertrag des Wohnungsbauaufkommens da⸗ 
durch erheblich geſchmälert wird. Dieſer Punkt kann aber 
meines Erachtens heute keinen Differenzpunkt mehr bilden. 
Von der vorgeſehenen Miete mit 80 v. H. ſollen jetzt 
20 v. H. als Abgabe eingezogen werden. Der Mietanteil 
des Hausbeſitzers verbleibt bis zur weiteren geſetzlichen 
Regelung mit 60 % der Friedensmieten beſtehen. 

Es bleibt alſo nur die Belaſtung der gewerblichen 
Räume mit der Abgabe übrig, die als ein Grund für die 
Ablehnung des Geſetzes angeſehen werden muß. Wir haben 
ſeinerzeit die Belaſtung der gewerblichen Räume ſelbſt in 
Vorſchlag gebracht, dafür aber zur Vereinheitlichung der 
ganzen Steuergebahrung die Lohnſummenſteuer in Fortfall 
kommen laſſen. Es kann aber ohne weiteres zugegeben 
werden, daß mancherlei Gründe gegen die Beſteuerung der 
gewerblichen Räume, zu denen ja auch die induſtriellen und 
landwirtſchaftlichen Betriebe zählen, ſprechen. Mit Schwie⸗ 
rigkeiten verknüpft iſt ſchon die Feſtſetzung der Friedens⸗ 
miete dieſer gewerblichen und wirtſchaftlichen Baulichkeiten, 
die ein hohes Maß von Sachkenntnis und auf der anderen 
Seite auch mehr Verwaltungskoſten erfordert, als wenn 
an der Beibehaltung der Lohnſummenſteuer feſtgehalten 
wird. Man darf dabei aber nicht überſehen, daß gerade 
der gewerbliche Mittelſtand, die Kleinbetriebe, die Hand⸗ 
werker und Unternehmer mit Fabriken und Werkſtätten, 
denen es zur Zeit beſonders ſchlecht geht, und die zum Teil 
in zwangswirtſchaftsfreien Gebäuden durch erhebliche 
Mieten ſtark belaſtet ſind, davon getroffen werden würden. 
Wenn vielleicht in vielen Fällen für Läden und ähnliche 
Räume die Belaſtung getragen werden könnte, ſo muß hier 
berückſichtigt werden, daß letzten Endes die um die Steuer 
erhöhte Ladenmiete wieder auf die Verbraucher abgewälzt 
werden würde. Eine Trennung der gewerblichen Räume 
in verſchiedene Gattungen iſt aber undurchführbar. Es 
ſind daher von uns Abänderungsanträge geſtellt worden, 
die dieſem Geſichtspunkt Rechnung tragen. Wir haben das 
in Gemeinſchaft mit der Zentrumsfraktion getan. 

Im übrigen ſind aber alle Beſtimmungen wieder auf⸗ 
genommen worden, die in den Beſchlüſſen des Siedlungs⸗ 
ausſchuſſes, Druckſache Nr. 1160, niedergelegt ſind. Eine 
Anderung iſt nur da eingetreten, wo ſich eine ſolche durch 


die Freilaſſung der gewerblichen Räume von der Abgabe (0) 


von ſelbſt ergab. Als Ausgleich für den Ausfall, der ſich 
aus der Freilaſſung der gewerblichen Räume von der Ab⸗ 
gabe ergibt, bleibt die Lohnſummenſteuer aufrechterhalten, 
die heute bereits zum Wohnungsbau verwandt wird und 
die weiter zu dieſem Zweck nutzbar gemacht werden ſoll. 
Es liegt Ihnen ein Antrag der Deutſchnationalen Fraktion 
vor, dieſe Lohnſummenſteuer nach 1½ Jahren auf 50 % 
zu ermäßigen. Auch dieſem Antrag werden wir zuſtimmen. 
Nach dem Beſchluß des Siedlungsausſchuſſes, Drucksache 
Nr. 1160, kam die Lohnſummenſteuer in Fortfall. Der 
Nutzeffekt, und auf den kommt es letzten Endes an, bleibt 
im ganzen genommen annähernd derſelbe, als wenn es 
bei der Beſteuerung der gewerblichen Räume unter Fort⸗ 
fall der Lohnſummenſteuer verblieben wäre. 

Ich will Ihnen das an einem Rechenexempel deutlich 
vor Augen führen. Die gewerblichen Räume ſind nach 
dem Stande von 1914 mit 9 Millionen Mietwert geſchätzt. 
Davon entfallen auf gewöhnliche gewerbliche Räume, 
Läden, Büros uſw. zwei Drittel, das ſind 6 Millionen. 
Auf induſtrielle Anlagen ein Drittel mit 3 Millionen. Nach 
$ 9 der Geſetzesvorlage Nr. 1160 war für die erſteren 
Räumlichkeiten die halbe Abgabe und für die letzteren nur 
ein Viertel der Abgabe zu erheben. Hieraus ergibt ſich: 
10 % von 6 Millionen = 600 000 Gulden, und 5 % von 
3 Millionen = 150 000 Gulden, jo daß der Geſamtertrag 
aus der Abgabe für die gewerblichen Räume 750 000 Gul⸗ 
den ergeben hätte. Die Lohnſummenſteuer hat bis jetzt 
1,2 bis 1,5 Millionen ergeben. Sie dürfte zur Zeit, da 
wir etwa 14 000 Arbeitsloſe haben, entſprechend geringer 
ſein. Sie wird aber in jedem Fall den Ausfall aus der 
Abgabe für die gewerblichen Räume voll decken. Sie wird 
m. E. den Ausfall überſteigen, ſobald wir mit dem Woh⸗ 
nungsbaugeſetz den größten Teil der Arbeitsloſen von der 
Straße bringen. Die Lohnſummenſteuer wird in der 
Hauptſache zur Inſtandſetzung und Erhaltung alter Woh⸗ 
nungen Verwendung finden müſſen, was noch wichtiger iſt, 
als der Neubau von Wohnungen. Vor allem muß den 
kleinen Hausbeſitzern mit verfallenen Wohnungen geholfen 
werden, indem man ihnen unverzinsliche oder gering ver⸗ 
zinsliche Hypotheken für Inſtandſetzung ihrer Wohnungen 
zur Verfügung ſtellt: Eine geringe Erhöhung der Miete 
hat für den kleinen Hausbeſitzer gar keinen Zweck. Einige 
tauſend Gulden für jede Wohnung, die verfällt, muß er 
haben, wenn er die Wohnung überhaupt inſtandſetzen ſoll. 
Damit dient man ihm mehr, als mit einer geringen Er⸗ 
höhung der Miete, die nur einen Tropfen auf den heißen 
Stein bedeuten würde. 5 

M. D. u. H.! Was aus der Beſteuerung heraus⸗ 
kommt, dürfte nach Abzug der Mietbeihilfen gemäß 8 3 
und der ſonſtigen Abzüge nach § 2 noch annähernd 3 Mil⸗ 
lionen ergeben. Sind es aber auch nur 3 Millionen für 
Wohnungsbauten und 1 Million für Sanierungszwecke aus 
der Lohnſummenſteuer, ſo iſt es doch immerhin beſſer, wir 
haben dies Geld als nichts. Jedenfalls ſind wir in der 
Lage, damit 300 Wohnungen im Jahr herſtellen zu können, 
und es bleibt ja ſchließlich immer noch die Möglichkeit, zur 
weiteren Förderung der Wohnungswirtſchaft Anleihemittel 
zu verwenden, falls ſolche zu gegebener Zeit zu angemeſſe⸗ 
nem Zinsfuß wirklich erhältlich ſein ſollten. Ein Woh⸗ 
nungsbaugeſetz iſt aber, wie ſchon öfters von dieſer Stelle 
betont worden iſt, immer notwendig, auch im Falle der 
Aufnahme von Anleihen, weil die Verzinſung ſicherzuſtellen 
und die Differenz zwiſchen den aus der Verwendung der 


Anleihen ſich ergebenden hohen Mieten und den von den 


Wohnungſuchenden tragbaren Mieten zu decken iſt. 

M. D. u. H.! Ich richte deshalb noch in letzter Stunde 
an alle Parteien des Volkstages den dringenden Appell, 
nehmen Sie das Geſetz endlich an, auch wenn es der einen 
oder anderen Partei nicht in allen Punkten zuſagt. Man 
ſollte nicht das große Ziel, Beſeitigung der Wohnungsnot 
und Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit, aus den Augen laſſen. 


~ 
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(Schmidt, Abgeordneter.) 


auf entſchiedenen Widerſpruch ſtoßen, und zwar bei der, 
die nur einſeitig den kraſſen Standpunkt einer beſtimmten 
Berufsgruppe und nicht die Intereſſen des Volksganzen 
vertritt. (Sehr richtig!) Dieſe Parteigruppe hat ſich auch 
veranlaßt geſehen, die Verfechter dieſes Geſetzes als ſchwär⸗ 
meriſche Idealiſten zu bezeichnen. Nun, ich meine, wir 
wollen in der vorliegenden Frage lieber Idealiſten ſein, 
als Phantaſten, die in der gegenwärtigen Zeit bei der 
ſchweren Notlage auf dem Wohnungsmarkt Maßnahmen 
wie völlige Aufhebung der Zwangswirtſchaft und derglei⸗ 
chen Dinge mehr, in Vorſchlag bringen, die einer beſſeren 
Zukunft vorbehalten bleiben müſſen. (Sehr richtigl) 

Aber an die übrigen Parteien, von denen man an⸗ 
nehmen darf, daß ſie Verſtändnis für die Notlage ſo vieler 
bedrängter Volksgenoſſen aufbringen werden, möchte ich 
appellieren, das Geſetz anzunehmen. Es bietet nach meiner 
Meinung die einzige Möglichkeit, die große Menge der mit 
dem Baubetrieb in Beziehung ſtehenden Arbeitskräfte wie⸗ 
der produktiv einzuſetzen. Wir müſſen uns vor Augen 
halten — ich wende mich hierbei noch beſonders an die 
Kommuniſtiſche Fraktion —, daß es nicht möglich ſein 
wird, Mittel für Erwerbsloſenunterſtützung dauernd hin⸗ 
zugeben, ohne daß dafür effektive und produktive Arbeit 
geleiſtet wird. Lediglich durch die Beſchaffung der Mittel 
durch das Wohnungsbaugeſetz und die zweckmäßige Ver⸗ 
wendung dieſer Mittel wird es möglich ſein, das geſamte 
Baugewerbe und faſt die geſamte Induſtrie neu zu beleben 
und zu ſtärken. Von den 60 000 vorhandenen Arbeitern 
ſtehen nachgewieſenermaßen etwa 30 000 unmittelbar oder 
mittelbar mit dem Bauhandwerk in Beziehung. Die Ar⸗ 
beitsloſigkeit wird auf ein Mindeſtmaß herabgedrückt wer⸗ 
den können. Von den 14 000 Erwerbsloſen wird der 
größte Teil wieder beſchäftigt werden können. Die Woh⸗ 
nungsverhältniſſe werden gebeſſert und dem normalen Zu⸗ 
ſtand nähergebracht werden. 

Das, m. D. u. H., ſind die Gründe, die uns veran⸗ 
laſſen, uns mit allen Mitteln für die Verabſchiedung des 
Geſetzes einzuſetzen. Andernfalls würde die nicht in ab⸗ 
ſehbarer Zeit erfolgende Fertigſtellung aller noch in der 
Ausführung begriffenen Wohnungsbauten einen völligen 
Stillſtand im Bauhandwerk mit ſich bringen und eine noch 
nie dageweſene Kataſtrophe herbeiführen. Wollen Sie das 
nicht, dann ſtimmen Sie für das Geſetz, andernfalls trifft 
Sie, die Sie es ablehnen und damit die Wohnungsnot und 
das Wohnungselend nicht nur verlängern, ſondern unter 
Umſtänden verewigen, allein die Verantwortung. Der 
Worte ſind meines Erachtens jetzt genug gewechſelt, die 
Bevölkerung verlangt vom Volkstag endlich Taten! (Wie⸗ 
derholtes Bravo! Sehr richtig!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Senator Dr. 
Leske. 

Dr. Leske, Senator: M. D. u. H.]! Bei der zweiten 
Leſung des vorliegenden Geſetzes habe ich namens des 
Senats darauf aufmerkſam gemacht, daß die damals vor⸗ 
liegende Form nach Auffaſſung des Senats für die ſchwer⸗ 
leidende Wirtſchaft nicht tragbar wäre. Die Ausführungen 
des Herrn Vorredners haben ergeben, daß feit der Ableh⸗ 
nung des Geſetzes in der zweiten Leſung Verhandlungen 
zu Abänderungsanträgen geführt haben, die eine Ent⸗ 
laſtung der Wirtſchaft herbeiführen. Es iſt nicht Sache 
des Senats, im einzelnen feitzulegen, in welchem Maße 
und in welcher Höhe dieſe Entlaſtungen ſtattfinden ſollen. 
Das iſt z. Z. Sache der Parteien, daher brauche ich zu dieſen 
einzelnen Anträgen hier namens des Senats nicht Stellung 
zu nehmen. Wohl aber hält es der Senat für ſeine Pflicht, 


noch einmal in letzter Stunde auf die ſchweren Folgen auf⸗ 


merkſam zu machen, die eintreten würden, wenn über⸗ 
haupt kein Baugeſetz zuſtande käme. Es iſt ganz außer⸗ 
ordentlich viel und leidenſchaftlich gegen dies Geſetz ge⸗ 
kämpft worden. In allen dieſen Kämpfen iſt aber niemals 
die Frage aufgeworfen worden, was wird, wenn kein Ge⸗ 


(A) Ich werde allerdings mit dieſem Appell bei einer Partei | jet zuſtandekommt. (Sehr richtig!) Der Ernſt der Lage, 


die dann eintritt, iſt aber ſo außerordentlich, daß es unbe⸗ 
dingt notwendig iſt, hier noch einmal vor einer ſolchen 
Lage zu warnen. 

Was wären die Folgen? Zunächſt einmal würde der 
bisherige geſetzliche Zuſtand bleiben. Es würde Mjo die 
Lohnſummenſteuer bleiben, die wir für ein Jahr im voraus 
bereits verbaut haben. Ferner würde die Zwangswirt⸗ 
ſchaft im jetzigen Ausmaße bleiben, und zwar würde dieſe 
Zwangswirtſchaft einzelne weite Kreiſe der Bevölkerung 
immer mehr belaſten. Ich weiſe darauf hin, daß im Gegen⸗ 
ſatz zu Darſtellungen von beſtimmten Seiten vom Beſtehen⸗ 
bleiben der Zwangswirtſchaft in erſter Linie der Haus⸗ 
beſitz betroffen würde. Von den vielen Irreführungen der 
Offentlichkeit iſt eigentlich diejenige die unaufrichtigſte, die 
immer wieder behauptet, durch das Geſetz würde die Woh⸗ 
nungszwangswirtſchaft verlängert und verewigt. Gerade 
umgekehrt iſt es. (Sehr richtig!) Da ich nicht die Mög⸗ 
lichkeit und den Wunſch habe, in den öffentlichen Proteſt⸗ 
verſammlungen derartige Unwahrhaftigkeiten richtigzu⸗ 
ſtellen, muß ich dieſe Gelegenheit hier dazu wahrnehmen. 
Jeder einzige wird zugeben müſſen, daß nur das Bauen 
die Wohnungsnot beſeitigen kann. (Sehr richtig!) Herr 
Abg. Dr. Blavier, gerade Sie haben ja doch in letzter Zeit 
den größten Wert darauf gelegt, gefliſſentlich immer wieder 
zu betonen, daß es nicht die Abſicht Ihrer Partei ſei, die 
Wohnungszwangswirtſchaft zu beſeitigen, ſolange dieſer 
Wohnungsmangel beſtehe. Alſo folgt daraus zwangsläufig, 
daß, wenn nichts für Neubauten unternommen wird, die 
Wohnungszwangswirtſchaft verlängert wird, und daß die⸗ 
jenigen, die das Bauen verhindern, die Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft verlängern. (Abg. Dr. Blavier: Das tut die 
Regierung, weil ſie die Anleihe nicht bekommt! — Heiter⸗ 
keit!) Ich glaube, das Lachen hat Ihnen die richtige Ant⸗ 
wort auf dieſen Einwurf gegeben. (Sehr gut!) Das iſt 
ein Beiſpiel dafür, wie gerade durch die Führung be⸗ 
ſtimmter Kreiſe der Hausbeſitz auf ein Gleis gebracht wird, 
das für ihn überaus abträglich iſt, für weite Zukunft hin⸗ 
aus. (Sehr richtig!) So, wie durch das Verhindern des 
Bauens die Zwangswirtſchaft zum Schaden des Haus⸗ 
beſitzes verlängert, vielleicht verewigt wird, wird auch durch 
die Ablehnung dieſes Geſetzes gerade demjenigen Teil des 
Hausbeſitzes unendlicher Schaden zugefügt, der in erſter 
Linie Hilfe braucht. Das iſt der kleine Hausbeſitz, der in 
dieſen Kämpfen ſo gern vorgeſchickt wird. (Sehr gut und 
Heiterkeit!) Das ift auch für den einfachen Verſtand fo- 
fort zu begreifen; denn es iſt ohne weiteres klar, daß eine 
Steigerung der Mieten von 60 auf 80 oder auch auf 100 % 
dem kleinen Hausbeſitz nichts nützt. (Abg. Harnau: Rich⸗ 
tig!) Es freut mich, dieſe Beſtätigung von Herrn Abg. 
Harnau zu höven, der als maßgebender Vertreter des klei⸗ 
nen Hausbeſitzes gelten kann. Wie helfen wir dem kleinen 
Hausbeſitz? Indem wir den Weg, den wir ſeit einem 
halben Jahr angefangen haben, tatkräftig weiter beſchrei⸗ 
ten, daß wir dem Beſitzer kleiner Wohnungen unverzins⸗ 
liche oder geringverzinsliche Darlehen geben, damit er ſein 
Haus inſtand ſetzen kann. (Davon habe ich noch nichts 
gemerkt! bei der Deutſch⸗Danziger Volkspartei.) Es iſt 
außerordentlich bezeichnend, daß Sie davon nichts wiſſen. 
(Heiterkeit!) Ich hatte eigentlich gedacht, daß derjenige, 
der wirklich Führer des kleinen Hausbeſttzes iſt, mir dieſe 
kleinen Hausbeſitzer zur Vergebung der Darlehen zuführen 
En: Aber Gie find nicht ein einziges Mal bei mir ge- 
weſen. 

Jedenfalls kann ich die Tatſache feſtſtellen, daß die 
Stadtgemeinde Danzig damit vorangegangen iſt, daß ſie 
mehrere Hundertauſende für dieſe Zwecke bewilligt hat, die 
auch bereits verausgabt ſind, und daß wir viele Hunderte 
von Wohnungen ſaniert haben, indem wir den Haus⸗ 
beſitzern zinsloſes Geld zur Verfügung ſtellten. (Abg. Har⸗ 
nau: Gebt ihm lieber die Miete, die er dazu braucht!) 
Herr Abg. Harnau, dieſe Ausführungen ſcheinen Ihnen 
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(Dr. Leske, Senator.) j 
außerordentlich unbequem zu fein. (Abg. Harnau: Er ſoll 
uns das Geld geben, das uns zuſteht!) Es iſt von mir 
mehrfach betont worden, daß es die Abſicht und der drin⸗ 
gende Wunſch des Senats iſt, aus dem Ertrag eines Woh⸗ 
nungsbaugeſetzes dieſes Sanierungsverfahren fortzuſetzen. 
Alio, m. D. u. H.! Gerade wenn Sie dem kleinen 
Hausbeſitz helfen wollen, dann ſorgen Sie für ein Woh⸗ 
nungsbaugeſetz. Aber es iſt nicht nur der Hausbeſitz, der 
durch Ablehnung eines ſolchen Geſetzes geſchädigt würde, 
ſondern weite Kreiſe, in erſter Linie natürlich die Mieter, 
die ſich, das muß ich jagen, mit recht erheblicher Langmut 
dieſe Behandlung des Geſetzes anſehen. Die Mieter haben 
das Kampfverhältnis zwiſchen Hausbeſitzer und Mieter 
herzlich ſatt und wollen ein Ende dieſes Kampfes herbei⸗ 
führen. Das iſt nur dann möglich, wenn gebaut wird. 
Denken Sie dann an die nächſte Gruppe der Mitbürger, 
an die Wohnungsloſen, diejenigen, die in erſter Linie 
daran intereſſiert ſind, daß gebaut wird. In allen Ver⸗ 


handlungen iſt unendlich viel davon geſprochen worden, 


(B) 


ob dieſe oder jene Gruppe wirtſchaftlich zu ſehr belaftet 
würde. Niemals iſt aber von dem wirtſchaftlichen Elend 
der Leute geſprochen worden, die überhaupt kein Dach über 
dem Kopf haben, für die die Wohnung eine Exiſtenzfrage 
iſt. Nicht nur das Bezahlen der Miete für möblierte Unter⸗ 


künfte, die immer noch unendlich hoch iſt, richtet viele zu⸗ 


grunde, ſondern es iſt für manch einen der Wohnungsloſen 
in der Tat eine Lebensfrage, ob er eine Wohnung bekommt 
oder nicht. Ich will dabei gar nicht an die ſozialen, ge⸗ 
ſundheitlichen und ſonſtigen Notwendigkeiten denken. Das 
Wohnungsamt kann letzten Endes ſeine Arbeit nicht mehr 
leiſten, wenn es nicht endlich in die Lage verſetzt wird, 
Wohnungen zur Verfügung zu ſtellen. Dies außerordent⸗ 
lich unerfreuliche Arbeiten der Wohnungsämter mit der 
Bevölkerung iſt etwas was auch endlich einmal abgedämmt 
werden muß, wenn nicht die Autorität der Behörden 
Schaden nehmen ſoll. Zu dieſen Schädigungen treten dann 
vor allem in hohem Ausmaße Schädigungen rein wirt⸗ 
ſchaftlicher Art. Es iſt fraglos richtig, daß außerordentlich 


weite Kreiſe der Bevölkerung daran intereſſiert ſind, daß 


durch das Bauen wieder Geld unter die Leute kommt. Es 
iſt z. B. bezeichnend für die Art, wie heute Agitation ge⸗ 
trieben wird, wenn ſelbſt die Kreiſe, die lebenswichtig daran 
intereſſiert find, daß wieder gebaut wird, fih in das 
Schlepptau einzelner nehmen laſſen (Zwiſchenruf des Abg. 
Dr. Blavier), die ihnen vorreden, daß ſie am Verhindern 
des Baugeſetzes intereſſiert ſeien. Es iſt doch richtig, daß 
jeder Handwerker, der mit dem Bauen im Zuſammenhang 
ſteht, ein Intereſſe daran hat, daß gebaut wird, und nicht, 
daß das Geſetz fällt. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) Nun 
iſt es außerordentlich intereſſant, wie ſtark die einzelnen 
Gewerbe mit den Aufgaben des Baugewerbes verbunden 
find. (Zwiſchenrufe.) 

Präſident: Ich muß wirklich bitten, endlich die Zwie⸗ 
geſpräche zu unterlaſſen. 

Dr. Leske, Senator: Ich habe geſtern in der Stadt⸗ 
bürgerſchaftsverſammlung drei Stunden reden mijjen und 
kann nicht mehr ſo laut ſprechen. Ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie für etwas mehr Ruhe ſorgen würden. Wenn 
wir wieder bauen, find es nicht nur die Maurer- und Zim⸗ 
merleute, die arbeiten, ſondern die ungeheuer große Menge 
derer, die mit dem Baugewerbe zuſammenhängen, hat Ar- 
beit. Dann bekommen wieder alle, vom Tiſchler angefan⸗ 
gen bis zum letzten, der die Ausſtattungsſtücke für die Woh⸗ 
nungen liefert, Tätigkeit. Der Herr Abg. Schmidt hat 
ſchon darauf hingewieſen, daß die Hälfte unſerer geſamten 
Avbeiterſchaft, d. h. auch die Hälfte unſeres geſamten Wirt- 
ſchaftslebens am Bauen intereſſiert iſt. Die Arbeitsloſen 
werden wir durch nichts anderes von der Straße bekom⸗ 
men, als dadurch, daß wir bauen. Tun wir das nicht, dann 
iſt wieder die Wirtſchaft die Leidtragende. Am beſten ſieht 
man das an dem Beiſpiel der Arbeitsloſenunterſtützung. 
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Wenn wir jetzt ſchon ſo weit ſind, daß die ſtaatliche und (0) 


ſtädtiſche Arbeitsloſenunterſtützung monatlich eine halbe 
Million beträgt, ſo können Sie ſich ausrechnen, wieviel 
Geld verpulvert wird, das wir zum Bauen brauchen. Es 
iſt ja fraglos zuzugeben, daß jedem Wohnungsbaugeſetz 
Schwächen anhaften. Es iſt infolgedeſſen, wenn überhaupt 
etwas zuſtande kommen ſoll, notwendig, daß ſich eine 
Mehrheit des Hauſes auf den Standpunkt ſtellt, wir müſſen 
das kleinere Übel wählen. Weil dieſe Erkenntnis nicht 
durchdringen konnte, haben wir vier Jahre erfolglos rin- 
gen müſſen, aber ich habe Ihnen wohl gezeigt, wovor wir 
ſtehen, wenn wir das Geſetz ablehnen. Ich ſtehe auf dem 
Standpunkte, den wohl alle mit mir teilen werden, daß 
dieſes das letzte Mittel iſt, um zu einem Wohnungsbau⸗ 
geſetz zu kommen. Schaffen wir dieſes nicht, dann liegt 
es klar vor Augen, daß wir mit dem Wohnungsbau warten 
müſſen, bis ſoviel Geld da iſt, daß die freie Wirtſchaft allein 
baut. Wenn ſie dieſe Aufgabe auch ſpäter übernehmen ſoll, 
vorläufig kann ſie es nicht, das wird noch Jahre dauern. 
Um dieſe Jahre verlängern Sie die Zwangswirtſchaft. 
Wenn nun zu dem Kampfe gegen das Wohnungsbaugeſetz 
am meiſten der Wunſch beigetragen hat, nach der Ableh⸗ 
nung des Geſetzes die Mieten doch zu erhöhen, und zwar 
für den Hausbeſitzer, ſo kann ich ſagen: der Wunſch geht 
ganz gewiß nicht in Erfüllung. (Zwiſchenrufe.) Der 
Augenblick, wo die Hausbeſitzer, die ſich von einigen weni⸗ 
gen ins Schlepptau haben nehmen 190 vor dieſe ihre 
Führer treten werden, nachdem das Geſetz abgelehnt iſt 
und die Rechnung präſentieren werden, wo bleibt das Geld 
für uns, der Augenblick wird die erſte Enttäuſchung für 
dieſe Führer werden. Andere werden nachfolgen. 

Ich bin dabei zu einer Frage übergegangen, die ich 
das vorige Mal bereits kurz geſtreift habe, aber hier auch 
noch en muß. Das iſt die Art und Weile, wie in 
dieſem Kampf agitiert worden iſt. Ich habe vorhin bereits 
geſagt, der Senat iſt nicht in der Lage, in Proteſtverſamm⸗ 
lungen zu gehen. Der Senat iſt auch nicht in der Lage, 
auf unwahre Behauptungen in den Zeitungen zu antwor⸗ 
ten; denn auf eine Richtigſtellung würden drei neue Un⸗ 
wahrheiten folgen. Infolgedeſſen ſind der Volkstag und 
die Stadtbürgerſchaft die einzigen Gelegenheiten, wo ich 
ſprechen kann, in der Hoffnung, daß es auf dem Wege 
durch die Preſſe in die Offentlichkeit kommt. Das, was in 
den letzten Wochen und Monaten im Kampfe gegen dies 
Geſetz an Unwahrhaftigkeit und Verhetzung der Maſſen 
all iſt, überſteigt ganz fraglos das, was in politiſchen 

ämpfen als erlaubt anzusehen ift. (Sehr richtig! Sehr 
gut!) Es könnte darüber viel geſprochen werden. Ich will 
nur auf ein Beiſpiel hinweiſen. ee, ſoll es führen, wenn 
jemand, der ſich für einen Führer eines beſtimmten Stan⸗ 
des hält, die Öffentlichkeit dazu aufhetzt, ſie ſolle die Steuern 
verweigern, wenn ſie vom Volkstag beſchloſſen werden? 
(Hört, Hört! — Der Mann iſt Regierungsrat! links.) Das 
iſt der Anfang einer Entwicklung, deren Ende man nicht 
abſehen kann. (Sehr gut! links. — Abg. Dr. Blavier: Die 
Verſammlung hat das gemacht!) Herr Abg. Dr. Blavier, 
ich finde es etwas merkwürdig, wenn Sie mir vorwerfen, 
daß ich in keiner Ihrer Verſammlungen geweſen bin. (Abg. 
Dr. Blavier: Aber Sie maßen ſich doch ein Urteil an!) 

M. D. u. H.! Es werden hier zwei Dinge verwechſelt. 
Selbſtverſtändlich ift es das gute Recht einer jeden parla- 
mentariſchen Oppoſition, ein Geſetz mit allen Mitteln zu 
Fall zu bringen, mit allen parlamentariſchen Mitteln. 
Man kann das Geſetz bekämpfen. Was ſich jetzt aber ab⸗ 
ſpielt, iſt etwas anderes. Es wird mit allen Mitteln ver⸗ 
ſucht, nicht die gegneriſche Regierung, d. h. die Regierung 


“~ 


einer Koalition aus anderen Parteien, zu ſtürzen, jondern - 


es wird mit allen Mitteln verſucht, die Staatsautorität zu 
untergraben. (Sehr richtig! Sehr wahr!) Das muß ein⸗ 
mal offen ausgeſprochen werden. (Sehr richtig!) Es wird 
ſich ja jeder ſeine eigene Meinung über dieſe Dinge bilden. 
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Es iſt doch wirklich kein Heldenſtück, Maſſenverſammlun⸗ 
gen, die man in dieſer Weiſe aufputſcht, zu Beifallsſtürmen 
zu bringen. Schon bei geſunden wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen wird derjenige, der ſich hinſtellt und ſchreit: es Jollen 
keine Steuern mehr bezahlt werden, ich werde dafür ſorgen, 
Beifall erzielen. (Abg. Harnau: Die dem kleinen Haus⸗ 
beſitzer zuſtehen! — Zwiſchenrufe und Heiterkeit.) Wenn 
wir nun aber leider mit einer ſo außerordentlich ſchwierigen 
Wirtſchaftslage rechnen müſſen, dann ift es wirklich kein 
Kunſtſtück, denjenigen, die die ernſteſten Sorgen darum 
haben, wie ſie die Steuerlaſten tragen ſollen, Jubelſtürme 
der Begeiſterung zu entlocken, wenn Sie ſagen: „Ich werde 
dafür forgen, daß keine Steuern gezahlt zu werden brau⸗ 
chen!“ Der Kampf, der da geführt wird, zeugt im übrigen 
auch nicht von großem Mut (Abg. Rahn: Das haben Sie 


von den Agrariern im Kriege gelernt!), denn wenn er 


gegen die Regierung und gegen die Autorität der Regierung 
geführt wird, ſo wird er mit ganz ungleichen Waffen ge⸗ 
führt. Die Regierung iſt nicht imſtande, dieſelben Mittel 
anzuwenden, die dort angewandt werden, in öffentlichen 
Verſammlungen Unwahrheiten zu behaupten. Sie iſt nicht 
einmal imſtande, ſolche Unwahrheiten zu widerlegen. Es 
wäre dringend wünſchenswert, daß wir wieder zu anderen 
Auffaſſungen in dieſen Dingen zurückkehren; denn, m. D. 
u. H., und das iſt der Grund, weshalb ich dieſe Ausfüh- 
rungen mache, auch wenn wir das Wohnungsgeſetz ver⸗ 
abſchieden, ſo iſt noch lange nicht das letzte Wort in der 
Wohnungsbaufrage und in der Frage der Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft geſprochen. Wir werden uns darüber 
noch häufig unterhalten müſſen. Ich würde es außer⸗ 
ordentlich bedauern, wenn dabei dieſe Kampfesweiſe in Zu⸗ 
kunft beibehalten würde. Jedenfalls, der Staat hat ein In⸗ 
tereſſe daran, ſeine Autorität zu wahren, und er wird es 
tun. Ich will Ihnen als Beweis dafür, daß das nicht eine 
einzelne Meinung iſt, mit Erlaubnis des Herrn Präſidenten 
einen Abſatz aus einer Preſſeveröffentlichung verleſen, in 
der mit ſehr klaren Worten das behandelt wird, was wir 
alle denken. Es iſt gut, wenn man das einmal im weiteren 
Kreiſe ausdrückt: í 
Glauben die Drahtzieher dieſer Proteſtlerbewegung 
denn wirklich, daß ſie mit Ryan Vorgehen etwas 
Nutzbringendes erreichen? Es muß mit aller Deutlich⸗ 
keit ausgeſprochen werden, daß derartige Verſamm⸗ 
lungen regelmäßig 1 1 5 Intereſſenvertretungen 
find, daß bei ihnen das Wohl der andern, das Wohl der 
Allgemeinheit ausſchaltet und das eigene nackte Selbſt, 
die Ichſucht an den Tag tritt, daß man ſich in ihnen 
mit Händen und Füßen ſträubt, a Laſten auf ſich 
zu nehmen. Du kannſt — nur ich nicht! Das iſt, mit 
nackten Worten ausgedrückt, der Grundgedanke dieſer 
ganzen Proteſtlerei, der mehr oder weniger deutlich 
zutage tritt. Verteidigung der eigenen materiellen 
Intereſſen ganz ohne Rückſicht auf den Nächten, auf 
die Not unſerer Zeit. (Zuruf!) Auf die Volksgeſamt⸗ 
heit, das iſt der Grundgedanke, der ja in den Reden, 
die manchmal aus Woldenkuckucksheimen, aber nicht aus 
der Wirklichkeit herzukommen ſcheinen, klar und deut- 
lich zum Durchbruch kommt. Das iſt auch der Inhalt 
der Proteſte, mit denen die Redaktionen der Zeitungen 
geradezu überſchwemmt werden. i 1 
Glaubt man, daß verantwortungsbewußte Ab⸗ 
geordnete ſich durch derartige Proteſte in ihren Ent⸗ 
ſchließungen beeiaflaſſen laſſen werden? Nein! 
Memmen wären ſie und grundſatzloſe Männer, wenn 
ſie es täten. Denn die Abgeordneten, die ihr Mandat 
gewiſſenhaft ausüben, handeln nach Grundſätzen und 
unter genauer Abwägung der verſchiedenſten Umſtände. 
Sie haben die heilige Pflicht, das Geſamtwohl des 
Volkes im Auge zu haben und zu fördern — und dies 
geht mitunter im Augenblick mit den Intereſſen eines 
Einzelnen oder auch einerganzen Gruppe nicht konform. 
Ich habe dem nichts hinzuzufügen. (Bravo! — Abg. 
Harnau: Haben Sie auch Gegenſtücke dazu geleſen? — 
Abg. Förſter: Die ſind zu dumm, die lieſt man nicht! — 
Heiterkeit. — Abg. Harnau: Es muß auch dumme Men⸗ 
ſchen geben! — Abg. Weiß: Die leſen ſolche Artikel! — 
Erneute Heiterkeit.) ; 
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Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Grünhagen. 

Grünhagen, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Wir ſind eigentlich darüber verwundert, daß die Aus⸗ 
führungen des Herrn Senators Dr. Leske auf der rechten 
Seite des Hauſes ſo vielſeitige Zuſtimmung gefunden 
haben. (Das macht der Kuhhandel! links.) Die Aus⸗ 
führungen, die er bei der zweiten Beratung dieſes Geſetzes 
gemacht hat, fanden nicht die Zuſtimmung der rechten 
Seite des Hauſes. (Doch, leſen Sie durch, was er geſagt 
hat! rechts.) 

Herr Senator Dr Leske, ich glaube, es wäre beſſer 
und richtiger geweſen, wenn Sie dieſe klare Sprache, die 
Sie jetzt dem Hausbeſitz gegenüber geführt haben, bereits 
in der zweiten Leſung geführt hätten. (Sehr richtig!) Dann 


wäre es möglich geweſen, daß das Geſetz die Geſtaltung 


erfahren hätte, die es nach unſerer Auffaſſung haben muß. 
Die weſentlichſten Vorausſetzungen für die Annahme 
dieſes Geſetzes ſind nach unſerer Auffaſſung, daß zur Be⸗ 
ſeitigung der Wohnungsnot die Geſamtheit der Bevölke⸗ 
rung herangezogen wird. Nach der Geſtaltung, die das 
Geſetz jetzt in der dritten Leſung nach dem Willen der 
Väter dieſes Geſetzes erfahren ſoll, iſt dieſer Grundſatz 
vollſtändig beſeitigt. Durch die Geſtaltung, wie ſie die 
Deutſche Partei und das Zentrum will, iſt dieſer Grund⸗ 
ſatz verletzt. Die zwangswirtſchaftsfreien Räume ſind von 
der Abgabe befreit. i 

Bei der Beratung dieſes Geſetzes ift viel über Wirt- 
ſchaft geredet worden, auch von ſolchen Leuten, die ſich 
einbilden, etwas davon zu verſtehen, ſelbſt aber den Be⸗ 
fähigungsnachweis dafür noch nicht erbracht haben. Ich 
wundere mich, daß heute nicht in derſelben Weiſe geredet 
wird, daß die Intereſſen der Wirtſaft nicht wieder in den 
Vordergrund geſchoben werden. In Wirklichkeit iſt es 
Unſinn, hier von den Intereſſen der Wirtſchaft zu reden. 
Man hätte es klar ſagen ſollen, um den Geldbeutel geht's. 
Prüfen wir einmal, inwiefern es berechtigt iſt, die Räume, 
Wohnungen, Läden uſw., die bisher zwangswirtſchaftsfrei 
waren, von der Abgabe zu befreien. Jedes Mitglied des 
Hauſes wird mir zugeſtehen müſſen, wenn ich ſage, daß 
der Hausbeſitzer und Wohnungsinhaber, deſſen Räume bis⸗ 
her der Zwangswirtſchaft unterſtanden, einen Teil der 
Friedensmiete bekommen hat. Sie werden mir ferner zu⸗ 
geben müſſen, daß diejenigen, die bisher über Räume ver⸗ 
fügten, die zwangswirtſchaftsfrei waren, ein Vielfaches 
der Friedensmiete erhielten. Es darf doch nun nicht ſehr 
ſchwer ſein zu begreifen, daß derjenige, der bisher einen 
Teil der Friedensmiete erhielt, ſchlechter daran war, als 
der, der ein Vielfaches der Friedensmiete erhielt. Was 
wollen Sie? Sie wollen diejennigen, die in der Ver⸗ 
gangenheit bereits ein Vielfaches der Friedensmiete 
bekommen haben, weil ihre Wohnungen der Zwangswirt⸗ 
ſchaft nicht unterſtanden, befreien, und diejenigen, die 
infolge der Zwangswirtſchaft nur einen Teil der Friedens⸗ 
miete bekommen, wollen Sie mit dieſer Abgabe belaſten. 
Ja, m. D. u. H., wer da nicht fühlt, daß es um den Geld⸗ 
beutel geht, daß es ums Verdienen geht, dem iſt ſchlechter⸗ 
dings nicht zu helfen. Nachdem dies Unrecht jetzt in das 
Geſetz hineinkommen ſoll, werden wir dieſem Geſetz unſere 
Zustimmung nicht mehr geben können. Die Vorausſetzung 
für unſere Zuſtimmung war, daß der Grundſatz zur Geltung 
gelangte, daß zur Beſeitigung der Wohnungsnot die 
geſamte Bevölkerung beizutragen habe. Wir wollten 
unſeren Arbeitern zumuten, einen Anteil an den Koſten 
zu übernehmen. Bei der zweiten Leſung haben wir aus⸗ 
geführt, daß wir bei unſeren Wählern Verſtändnis dafür 
gefunden hätten. Aber das, was Sie wollen, iſt, die zu 
ſchonen, die bereits in der Vergangenheit ein Vielfaches 
der Friedensmiete bekamen. 

M. D. u. H.! Wenn nun infolge unſerer Stellung⸗ 
nahme, die Deutſchnationale Fraktion hat ſich noch nicht 
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(Grünhagen, Abgeordneter.) 

geäußert, das Geſetz ſcheitern ſollte, dann ſtehen wir auf 
dem Standpunkt, daß wir uns die redlichſte Mühe gegeben 
haben, das Geſetz unker Dach und Fach zu bringen. Wenn 
es bei der zweiten Leſung nicht gelungen iſt, dann war es 
das Verdienſt zum kleinen Teil des Abg. Rahn (Abg. 
Rahn: Da bin ich ſehr ſtolz darauf!) und zum anderen Teil 
der Kommuniſtiſchen Fraktion. Die Kommuniſtiſche Frak⸗ 
tion hatte es voriges Mal in der Hand, dafür zu ſorgen, 
daß die freien Ladenbeſitzer, d. h. die zwangswirtſchafts⸗ 
freien Räume, der Beſteuerung mik unterworfen wurden. 
Durch Ihre Abſtimmung haben Sie das verneint. Sie 
tragen die Verantwortung dafür, daß dieſer Grundſatz, den 
ich vorhin ſkizziert habe, nicht in das Geſetz hinein⸗ 
gekommen iſt. Von welcher Auffaſſung die Kommuniſten 


ausgehen, finden wir in den Ausführungen beſtätigt, die 


der Herr Abg. Liſchnewſki in der Gemeindeverſammlung 
in Ohra gemacht hat. Sie haben gegen das Geſetz geſtimmt. 
Aber der Herr Abg. Liſchnewſki wollte durch Ausführungen 
in der Gemeindeverſammlung in Ohra, daß die Woh- 
nungszuweiſungskommiſſion die Wohnungen verteilen 
jole, die auf Grund des Wohnungsbaugeſetzes gebaut 
werden. (Hört, hört! links. — Das iſt ja Quatſch! bei 
den Kommuniſten.) Da ſchlage doch einer lang hin! Hier 
iſt man gegen das Geſetz, und auf der anderen Seite ver⸗ 
teilt man die Wohnungen, die man nicht haben will. 
(Heiterkeit.) Ich möchte ſagen, das iſt die Höhe des 
Unfugs, der verübt werden kann. (Wer hat Ihnen das 
erzählt? bei den Kommuniſten. )) i 

Ich erlaube mir noch auf folgendes hinzuweiſen: Bei 
der zweiten Beratung haben wir den Antrag geſtellt, daß 
auch diejenigen zu der Wohnungsbauabgabe herangezogen 
werden ſollen, deren Häuſer und Gebäudeteile in der Zeit 
vom 1. Juli 1918 bis zum 31. Dezember 1923 bezugs⸗ 
fertig geworden ſind. Dieſer Antrag iſt abgelehnt worden. 
Ich habe Ihnen bei der zweiten Beratung ein Verzeichnis 
der Leute gegeben, die hier in Frage kommen. Ich kann 
es mir heute wohl verſagen, dieſe Namen erneut bekannt⸗ 
zugeben. (Zwiſchenruf des Abg. Raube.) Ich komme 
gleich darauf, Herr Abg. Raube. Ich möchte dazu ſagen, 
daß es Tatſache iſt, daß die Villenbeſitzer in der Halben 
Allee, die alle mit Inflationsgeld gebaut haben, Löhne 
gezahlt haben, wovon ſich die Bauhandwerker noch nicht 
einmal drei Brote die Woche kaufen konnten. Mit deren 
Schweiß ſind dieſe Villen fertiggeſtellt worden. Und die 
Beſitzer ſollen nun von der Wohnungsbauabgabe befreit 
ſein? Wo da das Recht bleibt, weiß ich nicht. Das nadh: 
zuweiſen wird Ihre Aufgabe ſein. Ich komme nun zu dem 
Zwiſchenruf, den Herr Abg. Raube machte. (Abg. Raube: 
Laut Protokoll des Siedlungsausſchuſſes! — Abg. Fiſcher: 
Du Haft ja noch nie gelogen! — Unruhe links.) 

Präſident: Wir wollen doch, bitte, den Herrn Abg. 
Grünhagen ausſprechen laſſen. 

Grünhagen, Abgeordneter (S. P. D.): Im Siedlungs⸗ 
ausſchuß hatten die Vertreter meiner Fraktion folgenden 
Antrag geſtellt: i 

Von der Wohnungsbauabgabe ſollen befreit bleiben 
alle verheirateten Perſonen mit einem Kind bei einem 
monatlichen Einkommen von 150 Gulden, mit zwei 

Kindern und einem monatlichen Einkommen von 
180 Gulden, mit drei Kindern und einem monatlichen 
Einkommen von 210 Gulden, mit vier Kindern und 
einem monatlichen Einkommen von 240 Gulden, mit 
fünf Kindern und einem monatlichen Einkommen von 

270 Gulden. 

Als dieſer Antrag zur Abſtimmung gelangte, wurde 
er abgelehnt, und zwar mit 8 zu 8 Stimmen. Bei dieſer 
Abſtimmung fehlte der Vertreter der Kommuniſten. Er 
war fortgegangen, er hatte nicht mehr Zeit, obwohl er 
ſonſt immer monierte, daß der Siedlungsausſchuß nicht 
fleißig arbeite. Jetzt, wo es auf ſeine Stimme ankam, war 
der Herr Kommuniſt nicht da. (Abg. Raube: 150 Gulden 
Exiſtenzminimum für eine dreiköpfige Familie!) Es wäre 


t 


Volkstag Danzig. — 99: Sitzung. Mittwoch, den 25. März 1925. 


Ihre Aufgabe geweſen, andere Anträge zu ſtellen. Seien 
Sie verſichert, wir hätten dafür geſtimmt. (Den Vorſitz 


übernimmt Vizepräſident Gehl.) Wir werden auch heute 


für diesbezügliche Anträge ſtimmen. Aber wenn Sie mit 
derartigen Kinkerlitzchen kommen, um zu dokumentieren, 
daß Sie die Vertreter der Arbeiter ſind, Herr Raube, 
(Zwiſchenruf des Abg. Raube.) Sie werden niemals 
qualifiziert werden, Arbeitervertreter zu ſein. Sie treiben 
Arbeiterverrat. (Zwiſchenrufe links und Unruhe.) 

M. D. u. H! Das Geheul, das jetzt ertönt, beweiſt 


mir, daß die Hiebe geſeſſen haben. Dieſes zu konſtatieren 


iſt mir eine Genugtuung. Was Herr Raube ſchwätzt, iſt mir 
an und für ſich gleichgültig. Poſitive Arbeit hat die Kom⸗ 
muniſtiſche Fraktion und Herr Raube noch niemals ge⸗ 
leiſtet. Sie haben bloß immer geſchrien. (Zwiſchenrufe 
bei den Kommuniſten.) Auch das Kreiſchen nützt nichts. 
(Was habt Ihr mit dem Achtſtundentag gemacht? bei den 
Kommuniſten.) Das ſind Schlagworte, auf die kein ver⸗ 
ſtändiger Menſch etwas gibt. (Zwiſchenrufe links.) 
M. D. u. H.! Ich habe Ihnen in aller Kürze dargelegt, 
welche Stellung meine Fraktion zu dem Geſetz einnimmt. 
Ich habe eingangs meiner Ausführungen auch meine Ver⸗ 


wunderung darüber ausgeſprochen, daß es auf der rechten 


Seite des Hauſes ſo ſtill geworden iſt. (Abg. Dr. Bumke: 
Sollen wir auch kreiſchen?) Ich möchte mir die beſcheidene 


und ergebene Anfrage geſtatten, worauf dieſer Umſchwung 


wohl zurückzuführen iſt. (Auf einen Kuhhandel! links.) 
So einfach iſt die Sache doch nicht. Man erzählt ſich, daß 
die Deutſche Partei eine Umorganiſation der Schupo 
erſtrebte, und daß die Deutſchnationale Fraktion geſagt 
habe: „Laßt die Schupoorganiſation ſo wie ſie iſt. Wenn 
Ihr darauf verzichtet, die Schupo umzuorganiſieren, 
werden wir Euch in der Frage des Wohnungsbaugeſetzes 
entgegenkommen.“ (Zwiſchenrufe und Heiterkeit.) 

M. D. u. H.! Wenn das richtig ift, was man. fih 

hinter den Kuliſſen erzählt, dann iſt es ein ganz abſcheu⸗ 
licher Kuhhandel, dazu angetan, den Geldbeutel zu ſchonen 
und die Armen zu belaſten. (Abg. Lück: Gemeiner 
Schwindel!) Die Abänderungsanträge, die in dem Ge⸗ 
ſetz in der zweiten Leſung, als es den Ausſchuß verlaſſen 
hatte, enthalten waren, haben wir wieder eingebracht, 
ſoweit fie ſich auf Räume, Gebäude und Gebäudeteile be- 
ziehen, die bisher der Zwangswirtſchaft nicht unterlagen. 
Lehnen Sie dieſe Anträge ab, dann werden wir gegen das 
Geſetz ſtimmen. (Hört, hört!) Wenn die Deutſche Partei 
nicht dafür geſorgt hat und auch der Herr Senator 
Dr. Leske nicht, deſſen Aufgabe es ja iſt, eine Mehrheit zu 
finden, dann wird dies tatſächlich der letzte Verſuch ge⸗ 
weſen ſein. Wir haben ſchließlich nicht nötig, im Inter⸗ 
eſſe der reichen Haus⸗ und Villenbeſitzer, die befreit werden 
ſollen, die Geſchäfte der Regierung zu beſorgen. 
Der gute Wille, etwas Brauchbares zu ſchaffen, den 
wir gezeigt haben, iſt nicht akzeptiert worden. Jetzt iſt es 
Aufgabe der 1 9 0 und der Regierungsparteien, dafür 
zu ſorgen, daß fie ein Geſetz bekommt, wodurch Wohnungen 
geſchaffen werden. Verantwortlich für die Wohnungsnot 
iſt letzten Endes doch die Regierung. Auch in der Ver⸗ 
gangenheit, das iſt meinerſeiks wiederholt ausgeſprochen 
worden, hätte die Regierung bedeutend mehr für die Be⸗ 
ſeitigung der Wohnungsnot tun können. Es hat hier an 
der mangelnden Initiative gefehlt. Wenn Sie unſere 
Anträge nicht akzeptieren, werden wir das Geſetz ab⸗ 
lehnen. (Wiederholtes Bravo.) 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Formell. 

Formell, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Die Zen⸗ 
trumsfraktion hat ſich während der Zeit, wo das Woh- 
nungsbaugeſetz hier im Volkstage beſprochen wurde, bei 
ihrer Mitarbeit niemals von einſeitigen Intereſſen, ſondern 
von ſozialer Anſicht leiten laſſen. Aus dieſem Grunde be⸗ 
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dauert die Zentrumsfraktion in ihrer übergroßen Mehr⸗ 
zahl außerordentlich, daß die Vorlage, wie ſie aus dem 
Ausſchuß herauskam, hier keine Annahme gefunden 
hat. (Sehr richtig!) Die Zentrumsfraktion wird 
aber deſſenungeachtet, weil ſie ſich von ſozialen Gedanken 
leiten läßt, auch weiter für die Schaffung eines Wohnungs⸗ 
baugeſetzes eintreten. Wenn man ſich die ſoziale Not auf 
dem Wohnungsmarkt vor Augen führt, wo nach den letzten 
Statiſtiſchen Mitteilungen Nr. 2 bei der letzten Volks⸗ 
zählung vom November 1923 in 4800 Wohnungen zwei 
Familien hauſen mußten und in 186 Wohnungen drei 
Familien, in 20 Wohnungen 4 Familien, ſo muß jeden, 
der noch etwas ſoziales Empfinden beſitzt, ein Bedauern 
beſchleichen, daß die letzte Vorlage im Volkstage nicht an⸗ 
genommen wurde. (Sehr richtig!) Wenn wir uns von 
dem ſozialen Gedanken leiten laſſen, dann müſſen wir uns 
darüber klar ſein, daß ſich die Verhältniſſe auf dem Woh⸗ 
nungsmarkt gegenüber der Vorkriegszeit ganz rapide ver⸗ 
ſchoben haben. In der Vorkriegszeit haben diejenigen 
Leute, die glaubten, in der Jugend die notwendige Kraft 
aufzubringen, durch günſtige Mittel anderer Leute ſich ihr 
Eigenheim erſtellt. Es war ihnen vergönnt, die Groſchen, 
die auch die Minderbemittelten zur Sparkaſſe trugen, zur 
Erſtellung ihrer Häuſer in Anſpruch zu nehmen. Heute 
ſollen dieſe Leute, die damals ihre Spargroſchen hergaben, 
um die Wohnungsgelegenheiten einiger Kreiſe günſtiger zu 
geſtalten, ihre Strafe dafür erhalten, indem einige un⸗ 
freundlich geſinnte Hausbeſißer fih dazu hergeben, in der 
Offentlichkeit eine Stimmung zu erzeugen, die einen an- 
ſtändigen Menſchen etwas unangenehm berührt. (Sehr 
richtig!) Es wird ſich ja in der Zukunft zeigen, ob dieje. 
Sorte von Hausbeſitzern auch den Mut aufbringen wird, 
in der Aufwertungsfrage ihre Anſicht in demſelben Sinne 
zum Ausdruck zu bringen. Wenn hier ſchon die Anſicht und 
die Handlungsweiſe einiger Hausbeſitzer anerkannt werden 
könnte, ſo nur bei den kleinen Hausbeſitzern, die ſich bisher 
in Not befanden, die allein in ihrem Häuschen wohnten 
und dies Haus vielleicht zwanzig Jahr ihr eigen nennen. 
Während der Kriegs- und Inflationszeit war an eine Repa- 
ratur kaum zu denken. Wenn ſich dieſe Leute aufregten, 
würde man es vom menſchlichen Standpunkt aus betrachtet 
ſehr gut verſtehen können. Ich habe Gelegenheit gehabt, 
mit einigen Hausbeſitzern zu ſprechen, die ſich anmaßten, 
noch einigermaßen menſchlich zu denken. Sie waren der 
Meinung, daß ſie bei Annahme dieſes Geſetzes abſolut nicht 
zugrunde gingen, weil ſie immerhin die Moͤglichkeit hätten, 
in die Zukunft zu ſchauen, die ihnen die freie Wirtſchaft 
auf dem Wohnungsmarkt durch Annahme dieſes Geſetzes 
verbürgt hatte. 

Wir müſſen es tief bedauern, daß es uns nicht möglich 
war, das Geſetz in der erſten Form zuſtande zu bringen. 
Ich perſönlich kann mich des Eindruckes nicht erwehren, 
daß es Hausbeſitzer gibt, die ihre Anſicht in einer kurzen 
Zeit ſo ſtark ändern, um auf Koſten der Allgemeinheit 
größere Vorteile für ſich zu erſtreiten. 

Als ich im vorigen Jahre die Ehre hatte, in dies Hohe 
Haus einzutreten. iſt mir als Mitglied des Siedlungs⸗ 
ausſchuſſes ein Abänderungsantrag in die Hände geraten, 
der unter dem 11. April 1924 geſtellt war. Da heißt es 
von einer Partei, die ſich heute hauptſächlich gegen das 
Wohnungsbaugeſetz mit der ganzen Kraft wehrt, wie folgt: 

Die Steuer beträgt für die Zeit vom 1. Mai 1924 
bis 31. Juni 1924 27 v. H., für die Zeit vom 1. Auguſt 
1924 bis 30. September 1924 40 b. H., für die Zeit 
bom 1. Oktober 1924 bis 31. März 1925 25 v. H., für 
die Zeit vom 1. April 1925 ab 30 v. H. der zu ent- 


richtenden Miete. f 
Unterzeichnet ijt der Abänderungsantrag mit Dr. Blavier, 
Huſen, Adelheid Mohn, Polſter, Harnau, Falk, und zur 
Unterſtützung vom Abg. Glombowſki. An dieſem Stichtage 
haben aljo ſelbſt die Hausbeoſitzer die Notwendigkeit der 
Steuer anerkannt. Ich glaube, nachdem wir eine längere 


Zeit unter den ſtabilen Währungsverhältniſſen gelebt haben, 
kann es den Hausbeſitzern nicht ſo ſchlecht ergangen ſein, 
daß ſie ſelbſt von ihrem Vorſchlage zurücktreten müßten. 
Wenn wir es in dieſem Hohen Hauſe wirklich nicht 
ſchaffen ſollten, ein Wohnungsbaugeſetz zuſtandezubringen, 
ſo würde wir m. E. doch mit Schwierigkeiten zu kämpfen 
haben, die dem einen oder anderen die Luſt trüben würde, 
in dies Haus einzukehren. Das haben wir ja bei der letzten 
Angelegenheit der Erwerbsloſenfrage feſtſtellen können. 

Die Wirtſchaftskreiſe, die behaupten, ſie könnten die 
Laſt der Wohnungsbauabgabe, wie ſie vom Siedlungs⸗ 
ausſchuß feſtgelegt worden iſt, nicht tragen, möchte ich 
bitten, darüber einmal nachzudenken, was vorhin ſchon von 
Herrn Senator Dr. Leske angeführt wurde, daß wir augen⸗ 
blicklich auf Grund der großen Erwerbsloſigkeit eine Unter⸗ 
ſtützung zahlen, die uns mit leichter Mühe pro Tag eine 
neue Wohnung ſchaffen würde, ob der Zuſtand weiter⸗ 
beſtehen fol. (Abg. Gaikowſki: Hört, hört!) Wenn das 
Wohnungsbaugeſetz in der Form angenommen wäre, wäre 
es nicht bei der einen Wohnung pro Tag verblieben. Wenn 
nun von der einen Seite die Anſicht vertreten wird, es 
ließe ſich zwecks Behebung der Wohnungsnot eine Aus⸗ 
landsanleihe aufnehmen, um hierdurch dem Wohnungs⸗ 
elend zu ſteuern, ſo muß jeder gewöhnliche Sterbliche ſich 
doch darüber klar ſein, daß, wenn auch eine Auslands⸗ 
anleihe — jagen: wir zu denſelben Zinsſätzen wie die 11% 
Millionen Pfund Sterling, die der Freien Stadt zugedacht 
worden ſind — hereinkäme, die Allgemeinheit dennoch ver⸗ 
pflichtet ſein würde, für den Wohnungsbau einen gewiſſen 
Teil Steuern zu entrichten. Wenn wir heute feſtſtellen 
können, daß die Herſtellung einer Zweizimmer⸗Wohnung 
zum mindeſten 11 000 Gulden koſtet, das ift der geringſte 
Satz, ſo müſſen die Wohnungen ſchon ſehr zuſammen⸗ 
gepfercht werden. Es können höchſtens Wohnungen ſo ge⸗ 
baut werden wie am Bröſener Weg, daß alle überflüſſigen 
Scheidewände wegfallen, ſo daß der geringſte Satz er⸗ 
rechnet wird. Dann ergibt ſich der Satz von 11 000 Gulden. 
Wenn wir diefe 11 000 Gulden nur mit 5 Prozent 
Zinſen anſetzen, dann frage ich Sie, m. D. u. H., 
wer von der werktätigen Bevölkerung oder von der 
unterſten Beamtenſchicht iſt in der Lage, einen der⸗ 
artigen Mietzins zu zahlen, um das Anlagekapital 
mit 5 Prozent verzinſen zu können. Daß heute die Wirt⸗ 
ſchaft aber kein Kapital für 5 Prozent Zinſen er⸗ 
hält, iſt jedem Menſchen klar. Aus dieſem Grunde würde 
die Allgemeinheit, ob es ihr angenehm wäre oder nicht, 
auf einem anderen Steuergebiet zur Tragung dieſer Laſten 
herangezogen werden. Aus Erkenntnis dieſer Tatſache her⸗ 
aus würden wir das Hohe Haus bitten, ſoweit es ſich er⸗ 
möglichen läßt, dafür einzutreten, daß wir heute für das 
Wohnungsbaugeſetz wenigſtens etwas ſchaffen, um ſo die 
Möglichkeit zu ſichern, daß wir erſtens einmal den Arbeits⸗ 
loſen Beſchäftigung bieten können und daß andererſeits 
auch die Wohnungsloſen wieder einmal einen kleinen Hoff- 
nungsſtern aufgehen ſehen, daß ſie damit rechnen können, 
in ſpäterer Zeit auch eine Wohnung zu erhalten. 

Ich möchte noch meine perſönliche Anſicht zum Aus⸗ 


druck bringen, indem ich ſage, daß es richtiger wäre, daß 


man die Wohnungen, die von 1918 bis 1923 erbaut 
worden ſind, ebenfalls mit einer Steuer belegen müßte, 
weil dieſe Kreiſe, die in den Inflationszeit die Möglichkeit 
hatten, für ſich ein Haus herzuſtellen, ſehr gut in der Lage 


wären, dieje Steuer decken zu können. Selbſtverſtändlich 


iſt es richtig, daß ein objektiv denkender Menſch Treu und 
Glauben hochhalten muß. Mber, unfer liebes deutſches 
Vaterland hat ja Treu und Glauben auch nicht hoch⸗ 
gehalten. Es hat von den Kriegsteilnehmern alles mög⸗ 
liche verlangt, und bei der Wiedergabe haben wer geſehen, 
was herauskommt. Dieſes letztere möchte ich natürlich nicht 


im Namen der Fraktion, ſondern für meine Perſon geſagt 


haben. (Bravo!) 
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Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 


Raſchke. pI 
Raſchke, Abgeordneter (K.P): M. D. u. H.! Wir 


ſtehen nach wie vor auf dem Standpunkt, den wir in. 


zweiter Leſung eingenommen haben. Wir müſſen aber 
heute feſtſtellen, daß alle Parteien, und insbeſondere die 
letzte Partei, das Zentrum, geglaubt hat, hier die Not 
ſchildern zu müſſen. Sie glaubte damit auf ſozialem Ge⸗ 
biet etwas zu tun. Aber die Anträge, die dafür ſprechen, 
die ſoziale Not zu lindern, glaubt das Zentrum wieder ab⸗ 
lehnen zu müſſen. Unſer Antrag, der die Arbeiter, kleinen 
Angeſtellten und die Beamten niedrigſter Gruppe von die⸗ 
ſer Abgabe freilaſſen wollte, iſt mit Hilfe des Zentrums 
abgelehnt worden. Wir können alſo heute feſtſtellen, daß 
es den Mittelparteien weit lieber iſt, ſich ins Schlepptau 
der Deutſchnationalen nehmen zu laſſen und den armen 
Leuten, die das abſolut nicht aufbringen können, die Laſten 
aufzuhalſen, dafür aber die Beſitzenden zu entlaſten. Das 
iſt heute zum Ausdruck gekommen. Wir halten inſofern 
unſern Standpunkt aufrecht, als ſich heute auch klar er⸗ 
wieſen hat, wohin das Schiff gelenkt wird. Beſonders Herr 
Senator Dr. Leske hat hier ganz frei und offen erklärt, 
diejenigen Kreiſe, die da glauben, daß durch dieſes Geſetz 
die Zwangswirtſchaft verewigt werden ſollte, ſind auf dem 
Holzweg. Klarer kann man es doch nicht ſagen. Das heißt: 
Die Zwangswirtſchaft wird in allernächſter Zeit aufge⸗ 
hoben. Aus dem Grunde haben wir recht daran getan, als 
wir ſagten, an der Zwangswirtſchaft darf nicht gerüttelt 
werden, ſo lange nicht ſo viel Wohnungen vorhanden ſind, 
daß jeder, der Anſpruch auf eine Wohnung hat, auch eine 
Wohnung bekommt. Dann würden wir es uns auch noch 
ſehr überlegen, ob wir die Wohnungen überhaupt zwangs⸗ 
wirtſchaftsfrei bewirtſchaften laſſen. Wir ſind dafür, daß 
ſämtliche Wohnungen in dieſer Zeit beſchlagnahmt werden 
und überhaupt nicht freigegeben werden dürfen. Wir ſtehen 
auf dem Standpunkt, daß die Häuſer nicht aus ſich ſelbſt 
heraus von den Leuten erworben wurden, ſondern dieſe 
Häuſer ſind mit Hilfe anderer Arbeitskräfte, mit Hilfe des 
Ausbeutungsweſens entſtanden und auf Umwegen zum 
Eigentum der einzelnen Beſitzer geworden. 

Wir haben gar kein Intereſſe, die Zwangswirtſchaft 
aufzuheben, im Gegenteil, die Zwangswirkſchaft muß met- 
ter beſtehen bleiben. Die Wohnungen mijjen beſchlagnahmt 
werden. Dann werden wir Wohnungen genug haben. 
Dann wird man nicht mehr unter den Verhältniſſen leben 
müſſen, unter denen heute der größte Teil der Arbeiter 
leben muß. Es iſt geradezu beſchämend, wenn ſich die Par⸗ 
teien, und auch die Arbeiterparteien, die ſich als ſolche aus⸗ 
geben, immer wieder hier hinſtellen und erklären, ſoundſo⸗ 
viel Arbeitsloſe kommen von der Straße, wenn dieſes 
Geſetz angenommen wird. Wir haben ſchon neulich nach⸗ 
gewieſen, daß das Humbug iſt. Weil wir in der Beziehung 


eine andere Einſicht gewonnen haben, ſtehen wir nach wie 


vor auf dem Standpunkt, daß die Arbeitsloſigkeit dadurch 
nicht behoben wird. ; 

M. H.! Wenn Sie es nicht glauben wollen, will ich 
Ihnen einige Zahlen aus Deutſchland nennen, und zwar 
aus der vorigen Bauperiode, und aus Städten, wo dieſer 
Wohnungsbau durchgeführt iſt. Da haben wir z. B. in 
Groß-Berlin in der vorigen Bauperiode 120 037 Erwerbs⸗ 
loſe gehabt, in Brandenbutg 26532, im Rheinland 
156 383, in Hamburg, wo der Wohnungsbau an erſter 
Stelle ift, find nicht weniger als 54 596 Erwerbsloſe zu 
verzeichnen. (Hört, hört!) Und da kommen Sie her und 
wollen den Arbeitsloſen erzählen, die böſen Kommuniſten 
haben gegen das Geſetz geſtimmt und nun würden ſie ewig 
erwerbslos bleiben. Das glauben Ihnen heute die Er⸗ 
werbsloſen auch nicht mehr. Sie haben ihre Naſe auch ſchon 


in das Wirtſchaftsleben hineingeſteckt und wiſſen genau, 


daß es nicht nur am fehlenden Wohnungsbau liegt, wenn 


ſie arbeitslos ſind, ſondern an Ihrer Wirtſchaftsweiſe. 
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Gerade durch Ihre Wirtſchaftsweiſe wird die große Ar⸗ 
beitsloſigkeit herbeigeführt. Darum werden wir unter kei⸗ 
nen Umſtänden von unſerem Standpunkt abgehen. Man 
glaubt, ſagen zu müſſen, daß das Baugewerbe in allererſter 
Linie von der Straße verſchwinden werde. Ich möchte 
dazu nur zwei Zahlen nennen. In Preußen ſind in der 
Bauperiode nicht weniger als 100 000 Bauarbeiter er⸗ 
werbslos geweſen, im Holzgewerbe 37036. Das möchte ich 
beſonders dem Kollegen Spill ſagen, der das Holzgewerbe 
immer fo warm vertritt. Die anderen Branden folen dann 
auch in Arbeit treten. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, 
daß das Gegenteil eintreten wird. Z. B. muß zugegeben 
werden, daß, wenn den Arbeitern und Handwerkern die 
Wohnungsbauabgabe aufgebürdet wird, fie dann einen 
Lohnausgleich ſchaffen müſſen. Die Parteien der Arbeiter 


haben ſich ja dafür eingeſetzt. Nun wiſſen wir ja ganz 


genau, daß in der heutigen Wirtſchaftskriſe, wo man be⸗ 
müht iſt, den Arbeiter ſo viel als möglich zu drücken, es 
den Unternehmern unbedingt darauf ankommen wird, 
immer wieder zu ſagen, ja, die Löhne ſind zu hoch, wir 
können nicht produzieren, wir können keine Arbeit ſchaffen. 
Dadurch, daß die andere Gruppe, die vielleicht jetzt eine 
Macht in Händen hätte, das Baugewerbe, ſeine Löhne hin⸗ 
auftreibt, wird die andere Gruppe zurückbleiben und nicht 
in der Lage ſein, die Löhne auszuwetzen. Die Gewerk⸗ 
ſchaften haben ſich ja jo glänzend bewährt, daß heute der 
Reallohn 50 Prozent weniger als vor dem Kriege iſt. Wenn 
hier geſagt wird, Handel und Wandel käme wieder und das 
Geld würde fließen, dann muß man doch berüdjichtigen, 


daß die, die das Geld fließen laſſen ſollen, ich denke dabei 


an die Wohnungsinhaber, die in den Genuß der Wohnun⸗ 
gen kommen ſollen, ſelbſt erſt Geld haben müſſen. Wenn 
man glaubt, daß mit dem Wohnungbau vielleicht die Gar⸗ 
dinenſpinner, die Webereien, die Möbelfabrikanten und wie 
ſie alle heißen, wieder auf den Markt treten können, muß 
immer erſt die Frage geklärt werden, wer der Käufer iſt 
und woher er das Geld nimmt. Wir haben heute Woh⸗ 
nungsinhaber, die gezwungen ſind, in der leeren Wohnung 
zu ſitzen. (Sehr richtig!) Sie haben in einer Zweizimmer⸗ 
wohnung ein Bett, einen Tiſch und zwei Stühle, nur daß 
ſie ein Dach über dem Kopf haben. Die anderen Sachen 
aber, Möbel, Wäſche und Kleider, können ſie ſich nicht 
kaufen. Mijo wird durch das Wohnungsgeſetz in dieſer Be: 
ziehung nichts erreicht werden. Wir werden nie das er⸗ 


reichen, was wir wollten. Wir ſtehen nach wie vor auf 


dem Standpunkt, und der größte Teil der Erwerbsloſen 
iſt in der Beziehung mit uns einer Meinung, daß durch 
den Wohnungbau die Not und das Elend nicht behoben 
wird. 


Wenn wir dennoch zum Geſetz unſere Zuſtimmung 
geben, ſo nur dann, wenn die Minderbemittelten, die klei⸗ 
nen Leute davon ausgeſchaltet werden, die Abgabe zu zah⸗ 
len, und wenn die beſitzenden Kreiſe mehr herangezogen 
werden. Das können wir in der Vorlage nicht beobachten. 
Die Betriebe und alle diejenigen, die heute noch in der 
Lage wären, etwas beizutragen, ſollen befreit ſein. Unter 
dieſen Umſtänden könn wir dem Geſetz nicht zuſtimmen. 
Ich möchte daran erinnern, daß man hier doch immer ge⸗ 
ſagt hat: „Wohnungsnot iſt Volksnot.“ Alle Parteien 
haben erklärt, der Wohnungsnot müſſe zu Leibe gegangen 
werden, es müſſe gebaut werden. Gerade die mittleren 
Parteien, und Herr Kurowſki, Ihre Partei insbeſondere, 
glaubt, auf ſozialem Gebiete recht viel leiſten zu können. 
(Abg. Kurowſki: Das wollen wir!) Ich erinnere an die 
Etatsrede, in der ſich Herr Abg. Evert hierher ſtellte und 
jagte: „Wir werden Heizer für die ſozialen Einrichtungen 
des Staates ſein.“ Nennt man das etwa die ſozialen Ein⸗ 
richtungen einheizen, wenn man ſich hier herſtellt und ſagt, 
ſelbſt derjenige, der nur 100 Gulden oder noch weniger 
monatlich verdient, muß die Abgabe bezahlen, während die 
andere Seite, die Tauſende und noch mehr Einkommen im 
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(Raſchke, Abgeordneter.) ; 

Monat hat, nur einen kleinen Teil dazu beiträgt, Der 
größte Teil derer, die während der Inflation auf Koſten 
der Knochen der Arbeiter gebaut haben, ſoll vollkommen 
frei ausgehen. (Abg. Kurowſki: Sie haben ja das Geſetz 


abgelehnt!) Das jah Ihr Geſetz vor, dem können wir nicht 


— 


zuſtimmen. 

Wir haben unſere Zuſtimmung davon abhängig ge⸗ 
macht, daß unſeren Anträgen zugeſtimmt würde, die nichts 
Unbilliges verlangten. Wenn Sie glauben, damit durch⸗ 
kommen zu können, wir haben nichts dagegen. Wir werden 
es jedoch nicht zugeben, daß Leute, die heute noch immer 
trockenes Brot eſſen und in Lumpen gehüllt gehen müſſen, 
zur Wohnungsbauabgabe beitragen ſollen, während die 
andere Seite ſchwelgt und nichts hergibt. Im Zuſammen⸗ 
hang mit dem Wohnungsbau möchte ich die Sozialdemo⸗ 
kraten darauf hinweiſen, wie die Handhabung des Acht⸗ 
ſtundentages heute iſt. Mir iſt berichtet worden, daß der 
Senat in Weichſemünde die Arbeiter, die bei Bagger⸗ 
arbeiten beſchäftigt ſind, zu zehnſtündiger Arbeit verpflichtet 
hat. (Den Vorſitz übernimmt Vizepräſident Splett.) Weiter 
iſt auf der Danziger Werft ein Aushang, daß von Montag 
ab neun Stunden gearbeitet werden müſſe. In der Haupt⸗ 
werkſtätte werden bereits neun Stunden gearbeitet. 
iſt weiter bekannt, daß die Beamtenſchaft neun Stunden 
arbeitet. Alſo, m. H., wenn Sie Arbeit ſchaffen wollen, 
dann ſtrikte Durchführung des Achtſtundentages, und ich 
bin überzeugt, daß wir dann einen großen Teil der Ar⸗ 
beitsloſen von der Straße bekommen werden. Führen Sie 
alſo den Achtſtundentag konſequent durch, dann wird Arbeit 
da ſein. Dann werden wir Gelegenheit haben, die Zahl der 
Arbeitsloſen herabſchrauben zu können. Ich möchte aber 
der Sozialdemokratiſchen Partei noch eins ſagen. Ihr Red⸗ 
ner, Herr Grünhagen, glaubte uns die Schuld in die 
Schuhe ſchieben zu können, wenn ein Antrag im Sied⸗ 
lungsausſchuß, der etwas gutes für die minderbemittelte 
Bevölkerung wollte, abgelehnt wurde, weil unſer Vertreter 
nicht anweſend war. Herr Grünhagen, Sie ſind doch nicht 
von heute oder geſtern im Parlament. Sie werden doch 
wiſſen, daß der Ausſchuß nicht maßgebend iſt. Wenn Sie 
wirklich etwas für die minderbemittelte Bevölkerung tun 
wollten, dann wäre es Ihre Pflicht geweſen, dieſen guten 
Antrag im Plenum einzubringen. (Abg. Grünhagen: Wir 
haben für Ihren Antrag geſtimmt, der weiter ging!) Aber 
unter den Abänderungsanträgen, die bis jetzt vorgelegen 
haben und die jetzt wieder vorliegen, können wir einen 
derartigen Antrag nicht finden. Man ſoll ſich hier nicht hin⸗ 
ſtellen und erklären, wir wollten ja, aber die böſen Kom⸗ 
muniſten wollten nicht. : 

M. D. u. H.! Intereſſant war, wie Herr Senator 
Dr. Lesbe fih darüber beklagte, daß einzelne Parteien die 
Parole der Steuerverweigerung herausgegeben hätten. Er 
glaubte, die Autorität der Regierung würde. damit unter- 
graben. Man ſieht doch hier, daß die eine Partei ſich das 
wohl erlauben kann, wenn es ſich aber eine andere Partei 
erlaubt, dann ift gleich Schupo da, dann find Kriminal⸗ 
beamte da, die die Perſonen, die diajen Ausſpruch getan 
haben, feſtſtellen. Dann wird den Leuten der Prozeß ge⸗ 
macht. In dieſem Fall, wo es ſich um Bürgerliche handelt, 
die anſcheinend in der Oppoſition ſtehen, wird gegen ſie 
abſolut nichts unternommen. Ich will damit nicht jagen, daß 
der Senat dieſen Leuten an die Kehle ſpringen ſoll. Nein, 
im Gegenteil, ich will nur ſagen, daß auch hier wieder mit 
zweierlei Maß gemeſſen wird, und daß man immer wieder 
bemüht iſt, die Kreiſe zu ſchützen, die nach Meinung der 
Regierung ein Stützpunkt ſein könnten. Aber jo ift es nicht 
nur in bezug auf Die Wohnungsbauabgabe. Wir haben es 
erlebt, daß die Steuerhinterziehung bei den Großagrariern, 
bei den Induſtriellen gang und gäbe iſt, und daß trotz alle⸗ 
dem von Senats wegen dagegen nicht eingeſchritten iſt. 
Man ift jo weit gegangen, den Steuererheber, beſonders 
auf dem Lande, mit Karabiner zu vertreiben. Der Mann 

5 


1 


Es 


a 

hat keine Stütze, er muß wie ein begoſſener Pudel das 
Beſitztum verlaſſen. Er findet nicht einmal eine anſtändige 
Stütze in der vorgeſetzten Behörde. Wenn es den Herren 
an den Beutel geht, können ſie ſich alles mögliche erlauben. 
Dann können ſie die Staatsautorität auf den Kopf ſtellen, 
aber in Arbeiterkreiſen darf ſo etwas nicht vorkommen. Ich 
bin gewiß, wenn wir eventuell die Propaganda einleiten 
würden, zahlt keine Mietsabgabe, wenn die Vorlage Geſetz 
wird, dann würde man in der allernächſten Zeit zwei oder 
drei Agitatoren hinter Schloß und Riegel geſetzt haben. 

Zuſammenfaſſend möchte ich ſagen, daß wir nach wie 
vor unſeren Standpunkt aufrechterhalten. Wir können nur 
dann dem Geſetze zuſtimmen, wenn die minderbemittelte 
Bevölkerung von dieſer Wohnungsbauabgabe befreit bleibt. 
Unſeren Antrag aus der zweiten Leſung haben wir wieder 
zur dritten Leſung eingebracht. Er will, daß alle Einkom⸗ 
men bis 200 Gulden pro Monat abſolut frei bleiben, das 
erhöht ſich um 50 Gulden für jedes unterhaltsberechtigte 
Kind. Stimmen Sie dieſem Antrag und den anderen noch 
von uns geſtellten Anträgen zu, daß die Religionsgemein⸗ 
den und deren Beſitz auch in die Abgabe mit einbegriffen 
werden. Dann wird das Geſetz Geſetz werden. Wir ver⸗ 
langen weiter, daß die aufgebrachten Mittel nur an Sied⸗ 
lungen abgegeben werden. Einzelne Perſonen können nicht 
berückſichtigt werden. Wir haben kein Intereſſe, jetzt wieder 
dieſen Leuten eine Handhabe zu geben, um mehr Kapital 
zuſammenzuſcharren und die Mieter um ſo toller auszu⸗ 
beuten. Für uns kann nur eine gemeinſame Bauweiſe, 
das iſt die der Siedlungsgenoſſenſchaften bzw. Baugenoſſen⸗ 
ſchaften in Frage kommen. Für uns kann das Geſetz nur 
in Frage kommen, wenn die minderbemittelte Bevölkerung 
davon befreit bleibt. (Bravo! bei den Kommuniſten!) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Die 
neuen Anträge des Zentrums und der Deutſchliberalen 
Fraktion tragen einigen Hauptpunkten Rechnung, die die 
Deutſchnationale Fraktion, in deren Namen ich ſpreche, 
aufgeſtellt hat. Ich erwähne nur den Wegfall der Beſteue⸗ 
rung der gewerblichen Räume und die Begrenzung der 
Steuern auf 20 Prozent. Wenn wir darauf gedrungen 
haben, daß dieſe Ermäßigung eintritt, ſo haben wir es 
nicht getan, um die Intereſſen einiger Wirtſchaftskreiſe ein⸗ 
ſeitig wahrzunehmen (Ach nein! links.), ſondern aus der 
Überzeugung, daß die Schwierigkeiten der Wirtſchaft zur 
Zeit ſo ſtark und ſo groß ſind, daß ſolche Laſten zur Zeit für 
ſie nicht tragbar ſind. Unter Wirtſchaft verſtehe ich alle 
Kreiſe, der Arbeitnehmer wie Arbeitgeber. Sie alle werden 
durch eine übermäßige Belaſtung durch die Wohnungsſteuer 
gleich geſchädigt. ` ; 

M. D. u. H.! Die Anträge dieſer beiden Fraktionen 
ſcheinen uns aber noch nicht weit genug zu gehen. Wir 
haben uns deshalb erlaubt, einige Abänderungsanträge 
auf der Druckſache Nr. 1238 zu ſtellen, die ich mit einigen 
Worten kurz begründen möchte. Wenn wir gefordert haben, 
daß in dem Paragraphen, welcher vorſchreibt, daß nach 
Inkrafttreten des Geſetzes über die Aufwertung eine Neu⸗ 
feſtſetzung der Mieten „und der Abgaben“ eintritt, wenn 
wir gefordert haben, daß die Worte „und Abgaben“ ge⸗ 
ſtrichen werden, ſo iſt das weſentlich nur von formaler Be⸗ 
deutung, denn ich glaube, keiner hier im Hauſe denkt daran, 
nach Inkrafttreten des Aufwertungsgeſetzes die Mietabgabe 
zu erhöhen. Wir haben weiter zwei Anträge geſtellt, welche 
darauf hinausgehen, die freie Bautätigkeit zu fördern; ſie iſt 
in letzter Linie, und vielleicht allein, jedenfalls am weſent⸗ 
lichſten in der Lage, die Beſeitigung der Wohnungsnot her⸗ 


beizuführen. Nach unſerem Antrage jollen die Wohnungen, 


welche zur Unterbringung von Arbeitern gebaut ſind, von 


der Abgabe frei bleiben. Ebenſo ſoll Unternehmern, welche 


aus eigenen Mitteln Wohnungen von zwei bis drei Zim⸗ 
mern bauen, die Steuer inſoweit erlaſſen werden, als ihnen 
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für jede Wohnung 5000 Gulden zur Verfügung geſtellt 
werden. Es liegt klar auf der Hand, daß man in der 
heutigen Zeit jedes Mittel ergreifen muß, um den Woh⸗ 
nungsbau zu fördern. Dieſem Zweck dienen diefe unſere 
Anträge. Daß die Lohnſummenſteuer beſeitigt werden ſoll, 
war im Finanzprogramm vorgeſehen, dem alle Parteien 
zugeſtimmt haben. Es ſollte nach Inkrafttreten eines Ge⸗ 
ſetzes über die Wohnungsbauabgabe die Lohnſummenſteuer 
beſeitigt werden. Wenn unſer Antrag nun dahin geht, daß 
nicht ſofort eine völlige Beſeitigung der Lohnſummenſteuer 
eintritt, ſondern nur ein gradueller Abbau, ſo haben wir der 
politſchen Lage Rechnung getragen. Wir verlangen, daß 


eine Feſtlegung im Geſetz eintritt, wann dem 
Finanzprogramm entſprechend die Beſeitigung der 
Lohnſummenſteuer erfolgt. Wir haben keine Agitations⸗ 
anträge geſtellt, ſondern nur ſolche Anträge, die 


nach unſerer Auffaſſung Ausſicht haben, angenommen 
zu werden. Daher haben wir uns auch in dieſem Punkte 
beſchränken müſſen. Noch ein Antrag von nicht allgemeiner 
und großer, ſondern mehr ſpezieller Bedeutung geht dahin, 
daß die Befreiung von der Steuer für die Gebäude, die 
religiöſen Zwecken dienen, nicht nur für ſolche Religions⸗ 
genoſſenſchaften gilt die Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
ſind, ſondern auch ſolchen Religionsgeſellſchaften zugute 
kommen, die ſtaatlich anerkannt werden. Das bezieht ſich 
auf ſolche Religionsgenoſſenſchaften, die nach geltendem 
Recht nicht die Eigenſchaft öffentlich rechtlicher Körper: 
ſchaften haben, ich nenne nur die Mennoniten. Die An⸗ 
nahme oder Ablehnung unſerer Anträge wird von weſent⸗ 
licher Bedeutung für die Haltung ſein, die die Fraktion 
dem ganzen Geſetz gegenüber einnimmt. 


Was die Anträge der Deutſch-⸗Danziger Volkspartei 
angeht, ſo ſind wir nicht in der Lage, ihnen zuzuſtimmen. 
Wenn die Abgabe, wie die Gruppe Blavier verlangt, auf 
10 Prozent herabgeſetzt werden ſoll, iſt der Betrag zu ge- 
ring, als daß es ſich überhaupt verlohnte, ein Wohnungs⸗ 
baugeſetz zu machen. Wenn der Antrag weiter verlangt, 
daß Siedlungsgenoſſenſchaften von der Beteiligung aus⸗ 
geſchloſſen werden ſollen, ſo widerſpricht das dem Pro⸗ 
gramm der Deutſchnationalen Volkspartei, die die Siedlung 
auf jede Weiſe fördern will. Derſelbe Grund, der dagegen 
ſpricht, die Steuer auf 10 Prozent zu ermäßigen, ſpricht 
auch für Ablehnung der Begrenzung des Geſetzes auf nur 
ein Jahr. M. D. u. H.! Die Politik der Deutſchnationalen 
Volkspartei in der Frage des Wohnungsbaues iſt von An⸗ 
fang an bis heute konſequent geblieben. (Abg. Rahn: Es 
wird nichts gemacht!) Wir haben immer auf dem Stand⸗ 
kunkt geſtanden, daß die Wohnungsnot die ſchwerſte Not 
iſt, die unſer Volk zu ertragen hat, und daß die Beſeitigung 
der Wohnungsnot mit allen möglichen Mitteln erſtrebt 
werden müſſe. Dieſem Geſichtspunkt hat unſer Redner in 
zweiter Leſung klar und deutlich Ausdruck gegeben. Auch 
wir ſind der Meinung, daß die Mittel zur Zeit auf andere 
Weiſe nicht beſchafft werden können und daß die Differenz 
der Zwangsmieten und natürlichen Mieten in erträglichem 
Maße in Anſpruch genommen werden muß. Die Woh⸗ 
nungsnot ift auch eine ſchwere ethiſche Not. Es leidet Dar- 
unter die Familienzuſammengehörigkeit. Abgeſehen aljo 
von der wirtſchaftlichen Not der davon betroffenen Kreiſe, 
ſpricht auch die Erhaltung der Volksgeſundheit und das 
ethiſche Moment weſentlich mit. (Abg. Liſchnewſki: Heucheln 
Sie nicht! — Zwiſchenrufe links.) Meine Erklärungen 
decken ſich inhaltlich vollkommen mit den Erklärungen des 
Herrn Abg. Böcker in zweiter Leſung. Wenn Sie ſich, Herr 
Abg. Mau, die Mühe geben wollen, die Erklärungen des 
Abg. Böcker nachzuleſen und die meinen damit zu ver⸗ 
gleichen, die ich heute mache, ſo werden Sie das beſtätigt 
finden. Die Urſachen der Wohnungsnot liegen, das wurde 
heute wiederholt hervorgehoben, in der Zwangswirtſchaft. 
Das Ziel aller Maßnahmen muß ſein: Beſeitigung der 
Zwangswirtſchaft. Dazu gibt es aber nur zwei Mittel: 


Bauen und Heraufſetzen der Mieten. (Abg. Mau: Ein (0) 


Senator gegen den anderen!) Nein, Herr Abg. Mau, auch 
das ſtimmt nicht, Sie werden nicht in der Lage ſein, nach⸗ 
zuweiſen, daß meine Ausführungen zu denen des Herrn 
Senators Dr. Leske in irgendeinem Punkte in Widerſpruch 
ſtehen. > 

Es iſt hier von dem Abg. Grünhagen die ſchalkhafte 
Frage an uns geſtellt worden, wie wir wohl dazu gekommen 
ſeien (Abg. Raube: Kleiner Schäker!), wie die Deutſch⸗ 
liberale Fraktion mit dem Zentrum dazu gekommen ſei, die 
Abänderungsanträge zu ſtellen. Der Herr Abg. Schmidt 
hat ja bereits erklärt, daß die zweite Leſung den Beweis 
dafür erbracht hat, daß ein Geſetz auf der Grundlage der 
erſten Vorlage der Deutſchliberalen Fraktion nicht zuſtande⸗ 
kommen konnte. Ich möchte mir erlauben, hinzuzufügen, 
daß Verhandlungen zwiſchen der Deutſchnationalen Partei, 
der Deutſchliberalen Fraktion und dem Zentrum ſtattgefun⸗ 
den haben. Ich ſtehe nicht an, zu erklären, daß ich bei 


dieſen Verhandlungen beteiligt geweſen bin. (Abg. Raube: 


Verhandlungen oder Kuhhandlungen!) Nein, Herr Abg. 
Raube, Kuhhandel hat dabei nicht ſtattgefunden. Ich könnke 
ſo etwas nicht ſagen in Gegenwart der Herren vom Zen⸗ 
trum und der Deutſchliberalen Fraktion, wenn es nicht der 
Wahrheit entſpräche. Herr Abg. Dr. Blavier hat in einer 
Verſammlung geſagt — darauf ſpielte wohl auch Herr Abg. 
Grünhagen an —, daß ein Kuhhandel inſofern ſtattgefun⸗ 
den habe, als die Deutſchliberalen nun für den Polizeietat 
ſtimmen wollten. Ich verſichere hiermit, m. D. u. H., daß 
der Polizeietat ebenſowenig wie irgendein anderer Etat bei 
dieſen Verhandlungen eine Rolle geſpielt hat. Nicht mit 
einem Wort ift davon geſprochen worden. Die Verhand- 
lungen haben ſich auf rein ſachlichem Gebiete bewegt und 
ſind von dem Wunſche getragen worden, irgend etwas zu⸗ 
ſtande zu bringen, damit ein Geſetz das Ergebnis dieſer 
Verhandlungen ſei. (Abg. Lück: Wozu die Verhetzungl) 
Ganz richtig, Herr Abg. Lück, „wozu die Verhetzung“? Die 
Agitation, die bei dieſem Geſetz getrieben wurde, mit der 
Abſicht, die bürgerlichen Parteien auseinanderzutreiben, geht 
weit über die Grenze deſſen hinaus, was ſonſt auf poli⸗ 
tiſchem und parteipolitiſchem Gebiete üblich iſt. (Abg. 
Rahn: In Deutſchland iſtſ es aber anders!) Der Herr Abg. 
Dr. Blavier hat gemeint, das Verhalten der Deutſchnatio⸗ 
nalen Volkspartei ſei eine Agitation auf lebenswichtige 
Intereſſen des Hausbeſitzes. Ich behaupte demgegenüber, 
der Hausbeſitzer iſt durch die Agitation des Herrn Abg. 
Dr. Blavier irregeführt. (Lebhaftes Sehr richtig!) Dieſe 
Irreführung iſt aus parteiagitatoriſchen Rückſichten erfolgt. 
(Sehr richtig!) Mit Agitation und mit Negation iſt dem 
Hausbeſitz nicht gedient. (Sehr gut!) Der Hausbeſitz muß 
endlich aus der Zwangswirtſchaft heraus. Er wird aber 
nicht auf dem Wege herausgeführt, den der Herr Abg. Dr. 
Blavier glaubt gehen zu können. (Sehr gut! rechts.) Das 
würde bedeuten, daß der gegenwärtige Zuſtand dauernd 
bleibt. (Sehr gut! rechts.) Der Herr Vertreter des Senats 
hat dem Ausdruck gegeben, und ich als Sprecher der 
Deutſchnationalen Fraktion glaube in Übereinſtimmung 
mit dem ganzen Volkstag zu ſein, daß es hier keine Mehr⸗ 
heit für Aufhebung der Zwangswirtſchaft oder für die Er⸗ 
höhung der Mieten geben wird, wenn dieſes Geſetz nicht 
zuſtande kommt. Eine Regierung, wie ſie gegenwärtig be⸗ 
ſteht, eine Regierung nach dem Syſtem, das ſich das parla⸗ 
mentariſche Syſtem nennt, wird nichl in der Lage ſein, 
ſich in Widerſpruch mit der großen Mehrheit des Volks⸗ 
tages zu ſetzen. 

M. D. u. H.! Ich halte mich für verpflichtet, auch auf 
folgendes einzugehen: Wenn Herr Dr. Blavier in dieſer be⸗ 
rüchtigten Verſammlung zu einer Steuerſabotage aufgefor⸗ 
dert hat, ſo iſt das, Herr Dr. Blavier, eine ſtaatsgefährliche 
Demagogie, die ſich eigentümlich in dem Munde eines 
Staatsbeamten ausnimmt. (Sehr gut! Sehr richtig! rechts. 
— Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) M. D. u. H.! 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter.) 

Wenn Herr Dr. Blavier ſagt, er habe die Führung der 
Wirtſchaft übernommen, ſo wirkt das auf weite Kreiſe der 
Wirtſchaft nur erheiternd. (Sehr richtig! rechts.) Seine 
Politik, ſoweit ſie ſich auf die Wohnungsbaupolitik und auf 


den ganzen Mittelſtand bezieht, führt zur Vernichtung des 


Mittelſtandes. (Sehr richtig! rechts.) Wir haben viele Be⸗ 
weiſe, daß gerade der Mittelſtand einen hervorragenden 
Anteil daran nimmt, daß hier endlich einmal ein Geſetz 
zuſtande kommt, auf Grund deſſen gebaut wird. Das iſt 
doch verſtändlich, das iſt natürlich. Wer hat ein größeres 
Intereſſe an den Bauten als das Handwerk. (Abg. Grün⸗ 
hagen; Warum haben Sie das vorige Mal nicht jo ge- 
redet?) Der Herr Abg. Dr. Blavier hat alfo dem Hausbeſitz 
und dem geſamten Mittelſtand einen ſchlechten Dienſt er⸗ 
wieſen. (Sehr richtig! rechts.) 

Wenn ich jetzt zum Schluß komme, m. D. u. H., ſo 
möchte ich darauf hinweiſen, daß der Volkstag mit dieſem 
Geſetz vor einer wichtigen, man kann vielleicht ſagen, vor 
einer lebenswichtigen Entſcheidung ſteht. Es handelt ſich 
um einen Weg, der zur Beſeitigung der Wohnungsnot und 
zum Herauskommen aus der Wohnungszwangswirtſchaft 
führt. Der Deutſchnationalen Fraktion wird ihr Weg wie 
immer durch das Gefühl der Pflichten gegenüber dem Staat 
und gegenüber der Allgemeinheit gewieſen. (Lebhaftes 
Bravo! rechts. — Zwiſchenrufe links. — Abg. Raube: Der 
reinſte Verwandlungskünſtler, alle acht Tage anders!) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. 
Harnau. ; 
, arnan, Abgeordneter (D.Soz.): M. D. u. H.! Vor 
längerer Zeit hatte ich zweimal die Ehre, einer inter⸗ 
fraktionellen Beſprechung im Senatsſitzungsſaale beizu⸗ 
wohnen. Da hatte nämlich Herr Senator Dr. Leske ein 
5 Baugeſetz eingereicht. Ich wurde bei der Beratung 
gefragt, was ich dazu meine. Da habe ich von vornherein 
geſagt: Wenn die beſitzenden Klaſſen von oben bis unten 
herangezogen und keine Ausnahme gemacht würde, würde 
ich auch dafür ſein. Damals habe ich ſchon betont, daß 
Wohnungsnot, Volksnot iſt. Was iſt aber geſchehen? Jetzt 
ſpricht man von Steuern, das ſind die dem kleinen Haus⸗ 
beſitzer vorenthaltenen Mieten, die demſelben jetzt weg⸗ 
genommen werden. Die werden uns jetzt weggeſtohlen. 
M. D. u. H., ich frage Sie, was bekommen wir kleinen 
Hausbeſitzer jetzt? Ich werde mir das nie nehmen laſſen, 
daß ich als kleiner Handwerker zu dieſem Wohnungsbau⸗ 
geſetz auch das Wort nehme und Gerechtigkeit verlange. Es 
handelt ſich hier um Hausbeſitzerfragen, da laſſe ich mir 
das nicht an die Kleider kommen, ich werde die Intereſſen 


der kleinen Hausbeſitzer ſoviel wie möglich wahrnehmen. 


Wir haben 75 Prozent kleine Hausbeſitzer in unſerem 
Freiſtaat, die dem Arbeiterſtande ebenſo angehören wie die 
Mieter. Im Frieden haben wir für eine ſolche kleine 
Wohnung 10 Mark bekommen. Ich habe für 10 Mark 
damals aber das Dreifache gekauft wie heute. Sie wiſſen, 
daß wir heute nur 60 Prozent der Friedensmiete 
bekommen. Die Vermögensſteuer und die Grundwert⸗ 
ſteuer find erheblich erhöht worden. Nun bekommen wir 
6 Mark oder 7,50 Gulden für eine Wohnung won Stube, 
Küche, Keller und Stall, worin heute bis 12 Perſonen 
N Nun hatte ich geglaubt, da ich die Ehre habe hier 
dieſem, ich hätte 
ich geglaubt, daß das hohe Haus zum Frühjahr einſehen 
wird, daß der kleine Hausbeſizer mindeſtens 80 Prozent 
der Friedensmiete haben. muß. Das iſt noch nicht die 
Hälfte von unſeren 10 Mork früher. Jetzt nimmt man 
uns das weg, was uns zuſteht. Wir müſſen noch ſelbſt 
Wohnungsſteuer zuzahlen. Herr Gott, wenn das Gerechtig⸗ 
keit iſt, wiſſen Sie, dann laſſe ich mich hängen. Solche 


Zuſtände haben wir jetzt. Und wie Sie alle begeiſtert find ` 


vom Wohnungsbau und den 


i Steuern! 
Sie das Geld? 


Von wem nehmen 


Von den Leuten, die in der Jugend ge⸗ 


die wirklich feſtſtehen. 


beinahe was geſagt, anzugehören, da habe 


ſpart und ihr Geld nicht verſchludert haben. Als ich früher 
einmal zu meinen Arbeitskollegen ſagte, daß ich mich ein⸗ 
mal ſelbſtändig machen wolle und mir auch ein Haus 
kaufen oder bauen möchte, ſagten die mir: „Die Dummen 
bauen und kaufen ſich Häuſer, und die Klugen wohnen 
drin.“ (Umgekehrt iſt es! links.) Ich will Sie nicht länger 
langweilen. Ich werde unter allen Umſtänden gegen dieſes 
Geſetz ſtimmen. Das iſt ein Unrecht, daß man nicht mit⸗ 
machen kann. Es iſt nicht richtig, daß die Beſitzer der alten 
verfallenen Häuſer die Abgabe zahlen ſollen und die 
großen Warenhäuſer, Villen und Paläſte ſcheiden aus. 
Nur wir kommen heran. Damit begehen wir ein Ver⸗ 
brechen am Volk. Ich weiß nicht, was ich dazu noch 
weiter ſagen ſoll. Ein unerhörter Kuhhandel! Ich habe 
hier einige Schreiben zugeſchickt erhalten. Am Wolfsweg 
und Stolzenberg ſind vor zwei Jahren durch einen Re⸗ 
gierungsbaumeiſter Lenz Siedlungen errichtet worden, 
Davon ſind einige ſchon erneuert. Am Wolfsweg bin ich 
geſtern geweſen. Dort ſind Beamte hineingefallen, die 
ſich ſolche Häuſer haben bauen laſſen. Jetzt reicht das 
Gehalt nicht, um dieſe neuen Häuſer vor dem Verfall zu 
ſchützen. Wenn das Geſetz durchkommt, ſo iſt doch zu 
beachten, daß die private Bautätigkeit herangezogen wird. 
Die privaten Unternehmer halten darauf, Häuſer zu bauen, 
Ich ſprach ſchon letztens von den 
Gebrüdern Körner und Warmuth. Das wollte ich hier 
vorbringen. Außerdem möchte ich noch auf etwas hin⸗ 
weiſen. Unſer Herr Vizeſenator Dr. Leske (Zuruf.) ich 
verſpreche mich immer. Ein Senator, der mit 
56 Stimmen gewählt iſt, erſcheint mir immer, als wenn 
er nicht vollwertig iſt. Die vier Zettel, die ſeinerzeit 
unbeſchrieben abgegeben wurden, wollten ihn nicht wählen. 
Verzeihen Sie alſo, Herr Senator. (Unruhe.) 


Vizepräſident Splett: Bitte um ein wenig mehr 
Gehör für den Redner. i 

Harnau, Abgeordneter (D.Soz.): Was ich ſeinerzeit 
über das Wohnungsamt und die Wohnungsnot geſagt 
habe, will ich heute nicht wiederholen. Ich weiß genau, 
daß Herr Dr. Leske ſagt, daß ſei wieder nicht wahr, und 
die Rechte wird wieder dazwiſchenrufen, ſehr richtig. Letztens 
erhielt ich zwei Ordnungsrufe und der dritte ſchwebte in 
der Luft. Womöglich hätte ich noch den Saal verlaſſen 
müſſen. Infolgedeſſen war ich ſtill, aber nicht, um mich nicht 
zu verantworten. Ich will Ihnen daher noch etwas vor⸗ 
tragen. Ich habe Zuſchriften erhalten und habe, als ich 
den Dingen nachging, geſehen, wie die armen Menſchen 
in Höhlen und Kellern liegen. Eine Lehrerin aber beſitzt 
eine Sechszimmerwohnung mit Küche und Keller und hat 
an Ausländer vermietet. Solche Fälle gibt es hunderte. 
Nun komme ich auf eine andere Sache. Laſtadie Nr. 35 b 
wohnt eine Frau General v. Treskow. Sie hat ihre An⸗ 
gehörigen in Deutſchland und kommt alle Jahre auf ein 
paar Tage nach Danzig herüber. Sie beſitzt hier eine Acht⸗ 
zimmerwohnung und zwei große Säle. Ich habe mich mit 
dem Einſender der Zuſchrift und den Zeugen, die dort 
wohnen, davon überzeugt. Ich habe das Wohnungsamt 
anfragen laſſen, wie es kommt, daß ſo etwas möglich ſei. 
Von Herrn Rogowſki wurde aber gejagt, es wäre eine 
Sache des Herrn Senators Dr. Leske. Nach der Cnt- 
ſcheidung des Wohnungsamtes ſollte die Wohnung be⸗ 
ſchlagnahmt werden. Die Stadtbürgerſchaft iſt auch der⸗ 
ſelben Meinung geweſen. Nachher iſt Herr Dr. Leske 
gekommen und hat geſagt: „Nein, die Frau bleibt 
wohnen.“ (Hört, hört!) 

Nun kommt noch eine andere Sache. Vor einem Jahr 
hat ſich hier ein Verein der Wohnungsloſen gebildet. Vor- 
ſitzender war Rechtsanwalt Rothenberg jun. Der Kaſſterer 
hieß Brodde. Die Wohnungsloſen haben ſeinerzeit, und 
das war ja auch berechtigt, Proteſtverſammlungen ab⸗ 
gehalten. Der Vorſtand hat Dr. Leste aufgeſucht und ihm 
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(Harnau, Abgeordneter.) 
mit weiteren Proteſtverſammlungen gedroht. Wie es 
weiter zugegangen iſt, weiß ich nicht. Ich weiß aber, daß 
der Herr Juſtizrat Rothenberg sen. in der Delbrückallee 
Nr. 1 wohnt und ſein Sohn dort ſehr wohl noch Platz 
gehabt hätte. Er hat jetzt aber, der Herr Rothenberg jun. 
eine größere Wohnung bekommen, ohne an der Reihe 
geweſen zu ſein. Der Kaſſierer hat gleichfalls eine Wohnung 
erhalten. Das iſt zwei Monate her. M. D. u. H.! Haben 
Sie in den letzten Monaten etwas vom Wohnungs⸗ 
loſenverband gehört? Der iſt jetzt ganz ſtill, und müßte 
ſich jetzt eigentlich einen neuen Vorſitzenden wählen, damit 
er auch eine Wohnung bekommt. (Abg. Raube: Das iſt 
das beſte Mittel, eine Wohnung zu bekommen! Dann 
wird immer ein neuer Vorſitzender gewählt! Heiterkeit.) 

Im Falle der Annahme des Geſetzes möchte ich bitten, 
vor allen Dingen dem kleinen Hausbeſitzer das zu laſſen, 
was er braucht, um ſeine Wohnungen in Ordnung zu 
halten. Im Geſetz ſteht, der Senat ſoll die Wohnungen, 
die verfallen ſind, in Ordnung bringen. Das kann ich mir 
nicht vorſtellen. Ich habe letztens ſchon von meinem 
Standpunkt als praktiſch erfahrener Handwerker aus ge⸗ 
ſprochen. Wenn wir ſchon nicht imſtande ſind, obwohl wir 
unſere Arbeit gar nicht rechnen, die Baumaterialien zu 
kaufen, um die Wohnungen in Ordnung zu bringen, was 
will dann der Senator Dr. Leske mit ſeinem Stabe von 
Bauräten, Arbeitern und Handwerkern. Nachher iſt nicht 
einmal Buch geführt worden, und man weiß nicht, was 
aus dem ganzen Schwindel herauskommt. (Heiterfeit.) 
Dann möchte ich doch nochmals bitten, dafür einzutreten, 
daß der kleine Hausbeſitzer das bekommt, was er braucht, 
um ſeine Wohnungen in Ordnung zu halten. Die 
Familien müſſen doch wie Menſchen wohnen können, und 
ihre Wohnungen einmal renoviert bekommen, was ſeit 
Jahr und Tag nicht geſchehen iſt und nicht geſchehen 
konnte, weil die Mittel fehlten. Das möchte ich Ihnen zu⸗ 
nächſt ans Herz legen. Alsdann ſorgen Sie weiter dafür, daß 
die Bauten durch zuverläſſige Privatfirmen gefördert 
werden, und ſchaffen Sie dann vor allen Dingen Klein⸗ 
wohnungen. Die Genoſſenſchaften wollen Vierzimmer⸗ 
ſiedlungen bauen, um fih die Taſchen zu füllen. Wir 
brauchen aber zuerſt Gin- und Zwbeizimmerwohnungen für 
die Arbeiter, die heute zuſammengepfercht in Höhlen 
wohnen. Die Drei- und Vierzimmerwohnungen jollen gut- 
nächſt nicht gebaut werden, weil ſie ein Arbeiter nicht 
bezahlen kann. Zunächſt gebt alſo den alten Häuſern das, 
was dieſe brauchen. Mit den 6 Mark, die wir beiſpiels⸗ 
weiſe heute für eine Wohnung bekommen, iſt ein Haus 
nicht in Ordnung zu halten. (Frau Abg. Döll: Was 
wollen Sie mit Einzimmerwohnungen! Zurufe links.) 
Die Arbeiter wollen gar keine größere Wohnungen, weil 
Ihnen die Einrichtung fehlt. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
In der Begründung des neuen Entwurfs hat der Vertreter 
der Deutſchliberalen Fraktion heute andere Töne als bei 
der zweiten Leſung angeſchlagen. Er hat ſich heute hier 
dahin ausgelaſſen, daß der erſte Entwurf, den die Partei 
eingebracht hatte, tatſächlich vollkommen unannehmbar jet. 
(Abg. Grünhagen: Sie fingen auch andere Töne!) Wir 
freuen uns darüber, daß der Deutſchliberalen Fraktion 
dieſe Erkenntnis gekommen iſt. Das hätten wir Ihnen ſchon 
vorher fagen können Aber jo, wie die Dinge jetzt liegen, 
müſſen wir feſtſtellen, daß zwiſchen dem Verhalten der 
Liberalen Fraktion von damals und heute ein merkwür⸗ 
diger Unterſchied beſteht, den man auch bei der Deutſch⸗ 
nationalen Volkspartei feſtſtellen kann. (Nanu! rechts. 


Sehr gut! links.) Es iſt zutreffend, daß man, wenn man die 
Worte des erſten Redners, des Herrn Böcker, und dieſe des 
Herrn Dr. Ziehm vergleicht, wenn wir mit der Lupe an 


das Stenogramm herangehen, vielleicht feſtſtellen können, 
daß beide Reden dasſelbe beſagen. Das ſtimmt, beide Reden 
beſagen nämlich gar nichts. (Aber Ihre Reden, Sie ver⸗ 
ſtehen das! rechts.) Damals lehnten Sie auf Grund der 
Rede des Herrn Böcker das Geſetz vollkommen ab, und 
heute werden Sie auf Grund der genau fo orientierten 
Rede das Geſetz annehmen. Es iſt unbedingt intereſſant, 
dies hier feſtzuſtellen. Der Vertreter der Deutſchnationalen 
Fraktion hat heute unſere Anträge, die wir zu dieſem Ge⸗ 
ſetz eingebracht haben, kurz behandelt. Dabei iſt mir ins⸗ 
beſondere aufgefallen, daß er über die Ziffer 1, die den 
Kardinalpunkt für meine Partei, d. h. für die Partei, die 
das Eigentum ſchützen will, hinweggegangen ift. Dieſer 
Punkt wurde gar nicht erwähnt. Er lautet nämlich, daß 
die vom Hauseigentümer in ſeinem eigenen Haus be⸗ 
wohnten Räume von der Steuer frei bleiben. 

Es berührt eigentümlich, daß die überbetonten Ver⸗ 
jechter des Privateigentums, die Deutſchnationalen, gerade 
zu dieſem weſentlichen Punkt keine offizielle Erklärung ab⸗ 
gegeben haben. Wir werden ja bei der Abſtimmung feſt⸗ 
ſtellen, welche von den bürgerlichen Parteien für den Mit⸗ 
telſtand und die Wirtſchaft eintritt, die grundſätzlich das 
Eigentum betont. Ich weiß nicht, ob die Deutſchnationalen 
gerade auf dieſem Standpunkt ſtehen. (Lauter!) Hören Sie 
nur zu, dann wird es ſchon gehen. Wir wollten, daß die 
Miete am 1. April 1925 80 Prozent der Friedensmiete 
beträgt. Das iſt dasſelbe, was der deutſchnationale Antrag 
will. Er beſagt, daß eine Mieterhöhung eintreten ſoll, wenn 
das Aufwertungsgeſetz angenommen iſt. Wir gehen aber 
lieber ſicher. Dieſen Rat möchte ich den Herren von der 
Rechten geben. Wir wollen in das Geſetz aufnehmen, daß 
von der 20prozentigen Steuer die 10 Prozent gleich im 
Geſetz für den Hausbeſitz gefaßt werden. Wir haben ein 
verflucht geringes Zutrauen, daß etwas für den Hausbeſitz 
übrig bleibt, wenn das Geſetz in der vorliegenden Form 
angenommen wird. Unſere Form ſcheint uns die ſichere. 
Unter Ziffer 3 haben wir gemeint, die Siedlungszwecke in 
dieſem Geſetz nicht überbetonen zu ſollen. Wir ſind durchaus 
nicht gegen Siedlungen. Aber dieſes Geſetz, das ein Not⸗ 
behelf ift, das ſehr wenig abwerfen wird. (Abg. Grünhagen: 
Mit einmal haben Sie ein Herz für die ſchwachen Kreiſe, 
Sie Verwandlungskünſtler!) Siedlungen ſind im gegen⸗ 
wärtigen Moment ein Luxus. Wenn wir bauen, wäre es 
angebracht, kleine Wohnungen zu ſchaffen. Wir müſſen den 
immerhin in gewiſſer Weiſe feſtzuſtellenden Luxus der Sied⸗ 
lungsbauten eindämmen. Wir wiſſen ganz genau, daß eine 
Reihe von Leuten in den Siedlungsgenoſſenſchaften, die fih 
Gelände gekauft haben, darauf warten, daß dieſes Geſetz 
in Kraft tritt. Sie ſagen, möge es bloß durchgehen, möge 
unſere Spekulation, die wir durch den Ankauf des Ge⸗ 
ländes in Angriff genommen haben, durchgeführt werden 
können, und zwar auf Koſten der kleinen Hausbeſitzer. Bei 
der erſten Leſung waren die gewerblichen Räume, die in 


„Frage kamen, mit erfaßt. Jetzt haben Sie ſich dazu bekehrt, 


daß es doch zu gefährlich ſein würde, dieſe Kreiſe anzu⸗ 
faſſen. Vielleicht ſind gerade bei den Deutſchnationalen 
dieſe ſehr bemittelten Kreiſe ſehr ſtark vertreten, und viel⸗ 
leicht haben ſie einen ſanften Druck ausgeübt. Die Ver⸗ 
treter des Mittelſtandes und der kleinen Bürger dagegen 
ſitzen bei Ihnen nicht. (Widerſpruch rechts.) Das wird 
durch die heutige Stellungnahme bewieſen. Sie haben das 
Geſetz abgelehnt, als das Großkapital erfaßt wurde. 
nehmen es heute an, da der kleine Bürger, der Mittelſtand 
erfaßt wird. Das wird der Bevölkerung zu denken geben. 

Den $ 4 wünſchen wir dahin geändert, daß das Geſetz 
nicht auf drei Jahre verankert wird. Es iſt nicht zu über⸗ 
ſehen, wie die wirtſchaftliche Entwicklung hier in Danzig 
läuft. Es ſcheint uns äußerſt bedenklich, ein Geſetz auf 
dieſe Zeit feſtzubegen. Die Abänderungsanträge, die wir 
geſtellt haben, werden wahrſcheinlich dazu führen, daß Herr 
Formell nach einem Jahr kommen und feſtſtellen wird, 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter.) ; 


(A) damals hat die Gruppe der Deutſch⸗Danziger Volkspartei 


(B 


— 


etwas gegen die Hausbeſitzer beantragt; Sie haben 10 Pro⸗ 
zent Steuern beantragt. Herr Formell, wenn Sie hier auf- 
treten, orientieren Sie ſich. Es macht einen ſchlechten Ein⸗ 
druck für einen Vertreter des Zentrums, wenn er ſich hier 
hinſtellt und nicht die Wahrheit ſagt. (Na, na! beim Zen⸗ 
trum.) Man ſagt die Unwahrheit, wenn man das Weſent⸗ 
liche verſchweigt. Was Sie vorgeleſen haben, ſtimmte; nur 
haben Sie verſchwiegen, daß dieſer Antrag geſtellt wurde, 
als der Senatsentwurf zur Debatte ſtand, der erſte Ent⸗ 
wurf der Regierung. Wir hatten damals die 50 Prozent 

iete für den Hausbeſitz, und dann ſollten Steuern bis 
120, ja ſogar bis 130 Prozent Steuer erhoben werden. In 
dieſer ſteigenden Skala, die auf mehrere Jahre verteilt 


wurde, ſollten dem Hausbeſitz 55 Prozent gegeben werden. 


Da erkennen Sie, daß wir gar nicht ſo ſchlecht ſind. Da⸗ 
mals haben wir den Antrag gebracht, den Sie heute ver⸗ 
leſen haben. Wir ſagten, wir nehmen das Geſetz an, aber 
wir wollen dann auch eine ſteigende Skala des Mietanteils. 
Das iſt doch eine ſehr unſchuldige Art und Weiſe des Ab⸗ 
baus der Zwangswirtſchaft. Damals wurde dieſer Antrag 
abgelehnt, und zwar mit den Stimmen der bürgerlichen 
Regierung, in der wir damals ſaßen. Schieben Sie uns 
alſo nicht die Schuld in die Schuhe, wenn jetzt nicht gebaut 
worden iſt. Wir haben damals bauen wollen, wir haben 
ſogar einen ganz ſchwachen Anteil haben wollen. (Wider⸗ 
ſpruch.) - 

Dieſe Art und Weiſe des Kampfes iſt nicht die richtige. 
Es trägt auch nicht zu einem friedlichen Zuſammenarbeiten 
bei, wenn Sie mit ſolchem Material in Ihren Verſamm⸗ 
lungen auftreten, wenn Sie mit ſolchem Material, das 
unzutreffend iſt, hier auftreten. (Zwiſchenrufe bei den Kom⸗ 
muniſten.) Die Entgegnung, die Herr Senator Dr. Leske 
meiner Tätigkeit und meinen Worten im Hausbeſitzerver⸗ 
ein und innerhalb der Deutſch⸗Danziger Volkspartei hat 
zuteil werden laſſen, iſt einigermaßen merkwürdig. Man 
hätte erwarten ſollen, daß ſich der Senator eingehend mit 
den anderen Regelungen, die in den Zeitungen veröffent⸗ 
licht ſind, auseinanderſetzte. Schließlich ſind doch die Herren 
Prager und Dr. Unger Vorſitzende der Arbeitgeber⸗Ver⸗ 
bände. (Senator Dr. Leske: Das habe ich voriges Mal ge⸗ 
jagt.) Das haben Sie nicht gejagt. Sie haben fih auch mit 
den Ausführungen des Herrn Abg. Rahn nicht ſo ausein⸗ 
andergeſetzt, wie es notwendig wäre. Es genügt, feſtzu⸗ 
ſtellen, daß die Rede des Regierungsvertreters nichts weiter 
war als eine Polemik nicht gegen die Volspartei, ſondern 
beinahe gegen meine Perſon. (Zwiſchenrufe rechts.) Das iſt 
um ſo mehr zu verzeichnen, als auch der Abg. Dr. Ziehm 
Behauptungen aufgeſtellt hat, die im Intereſſe der Wahr⸗ 
heit richtiggeſtellt werden müſſen. Herr Dr. Ziehm, ich habe 
niemals in der Verſammlung der Wirtſchaft erklärt, ich 
führte die Danziger Wirtſchaft. Herr Dr. Ziehm, geben Sie 
der Wahrheit die Ehre, und nehmen Sie in Ihrer Rede 
nicht demagogiſche Formen an. Ich habe gejagt, die Deutſch⸗ 
Danziger Volkspartei führt die Wirtſchaft. Es war aljo 
nicht das, was Sie jagten. Sie müſſen ſich beſſer orientieren. 
Dasſelbe muß ich auch hier bezüglich einer Verſammlung 
des Danziger Hausbeſitzervereins noch einmal konſtatieren, 
in der ich nach den Worten des Herrn Senators erklärt 
haben ſoll, die Abgabe ſolle nicht bezahlt werden und, fo 
klangen die Worte, „aufgeputſcht“ haben fol. Herr Sena- 
tor, wenn Sie ſich ein klein wenig Mühe gegeben hätten, 
einmal in die Pfyche des Mittelſtandes hineinzuſteigen, 
dann würden Sie erkannt haben, daß es kein „Putſchen“ 
war. Die Stimmung weiteſter Bevölkerungsſchichten hat, 
wie der Herr Abg. Rahn neulich in einer kleinen Anekdote 
andeutete, die Form angenommen, die dahin abzielt: Gott 
erlöſe uns von dem Übel der Regierung. Wenn eine Be⸗ 
völkerung Jo denkt, dann iſt es nicht möglich, zu „putſchen“. 
Die Bevölkerung ift zaufgeputſcht“, aber nicht von unſer⸗ 
einem, ſondern von Ihrem Syſtem, der wirtſchaftsfeind⸗ 


lichen Regierung. (Sehr gut! links.) Das iſt das Merk⸗ 
würdige bei den Regierungsparteien. (Zuruf des Abg. 
Förſter.) Nun kommt Herr Dr. Ziehm und ſtellt feſt, „Die 
Bevölkerung nimmt ſolche Außerungen gar nicht ernſt, wie 
die, daß die Deutſch⸗Danziger Volkspartei die Wirtſchaft 
führe“. M. D. u. H.! Die Reden des Senators Dr. Leske 
und des Herrn Senatspräſidenten ſind allerdings ganz 
anders. Man merkt eine jo ſtarke Nervosität aus den Wor- 
ten (Lachen rechts.), daß wir ruhig der Bevölkerung das 
Urteil darüber überlaſſen. (Abg. Raube: Bei den nächſten 
Wahlen!) Es iſt nicht der Fall, daß unſereins den ge⸗ 
ſamten Mittelſtand und auch Leute aus der Wirtſchaft „ins 
Schlepptau“ gezogen haben, wie Herr Senator Dr. Leske 
ſich ausdrückte. Das ſtimmt nicht. Merkwürdig iſt auch 
eine Außerung des Herrn Senators Dr. Leske, in der er 
ſeine Verwunderung darüber ausſprach, daß in unſerer 
Partei die Wirtſchaftler äßen, Bauunternehmer, Liefe⸗ 
ranten, die doch ein Intereſſe am Bauen hätten. Er ver⸗ 
ſtände es nicht, daß dieſe Leute gegen das Geſetz ſtimmen 
wollten, wo ſie verdienen könnten. (Zuruf des Senators 
Dr. Leske.) 

So trennen ſich unſere Wege, Herr Senator. Aller⸗ 
dings ſtellten wir nicht als höchſtes Ziel, als erſtrebenswert 
das hin, durch die politiſche Betätigung irgend etwas zu 
erreichen (Lachen rechts.); denn ſonſt müßte ich mehr er⸗ 
reicht haben, als die Anwartſchaft auf ein Diſziplinarver⸗ 
fahren, mit dem Sie, Herr Senator, heute wieder jo ganz 
entfernt und auch der Vizepräſident des Senats entfernt 
drohten. Es iſt unerhört, wenn mich hier der Vizepräſident 
des Senats in meiner Eigenſchaft als Abgeordneter da⸗ 
durch lächerlich zu machen ſucht, daß er mir in dieſem 
Hauſe meine Eigenſchaft als Regierungsbeamter vorwirft. 
Das iſt ein Verfaſſungsbruch. (Sehr gut! links.) 


Vizepräſident Splett: Ich mache Sie darauf aufmerk⸗ 
jam, daß Herr Dr. Ziehm nicht als Vizepräſident des 
Senats, ſondern als Abgeordneter geſprochen hat. (Abg. 
Raube: So klug wird er doch ſein!) 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Es iſt nicht 
verwunderlich, daß Herr Dr. Ziehm, wie mir eben geſagt 
wird, in ſeiner Eigenſchaft als Abgeordneter dieſen Stand⸗ 
punkt einnimmt. Ich kann auch erklären, daß dieſer Stand⸗ 
punkt tatſächlich der offizielle Standpunkt iſt, den er als 
Senator einnimmt. Da hier ein gewiſſer Zwang nach 
dieſer Richtung ausgeübt wird, erkläre ich: Als wir nach 
den Wahlen in die Verhandlungen über die Regierungs- 
bildung eintraten, war es nötig, daß ich mich in meiner 
Eigenſchaft als Politiker zum Vizepräſidenten des Senats 
begab, um die Kontroverſe aus der Welt zu ſchaffen, die 
durch ſeine Erklärung entſtanden war, ich beſchmutzte als 
Beamter mein eigenes Neſt; ich gab meine gegenteilige 
Erklärung ab, ich ſei Diener des Staates und nicht Diener 
der Deutſchnationalen Volkspartei. Obwohl es mir ſchwer 
fiel, ging ich im Intereſſe der Regierungsbildung zu 
Dr. Ziehm und ſagte: „Herr Präſident, wir müſſen uns 


auch politiſch einigen, hier ſteht Auffaſſung gegen Muj- 


faſſung. Meine Auffaſſung iſt die des liberalen Beamten. 
Ich verſtehe Sie, Sie vertreten die konſervative An⸗ 
ſchauung. Wollen wir uns irgendwie einigen?“ Die 
Unterhaltung endigte damit, daß Herr Dr. Ziehm zu mir 
erklärte, es käme nicht jo ſehr darauf an, die verfaſſungs⸗ 
gemäßen Rechte des Beamten zu garantieren, als die 
Staatsautorität zu ſichern. (Lebhaftes hört, hört! links.) 
Da trennen ſich unſere Wege. Die Auffaſſung iſt vom 
Standpunkt konſervativer Weltanſchauung verſtändlich. 
Vom Standpunkt des liberalen Staates allerdings müſſen 
wir dieſe Auffaſſung zurückweiſen. So wird gegen einen 
Beamten operiert, der immerhin den kleinen Mut hat, der 
Bevölkerung, die durchaus bisher nichts zu ſagen hatte, 
als Führer zu dienen. Nach Ihrer konſervativen Weltauf⸗ 


faſſung hat der Staatsbürger nur das Recht, regiert zu ` 
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Dr. Blavier, Abgeordneter.) 
werden. Sie geben ſich gar keine Mühe, in die Pſyche des 
Bürgers einzudringen. Aber führen wollen Sie ihn. Es 
beſteht jedoch ein Unterſchied zu der liberalen Führung, die 
eine Partei, wie die meinige, unbedingt durchführen muß. 
Die liberale Führung fühlt ſich nur dann zum Auftreten 
berechtigt, wenn ſie bewußt Träger des Willens derjenigen 
iſt, die hinter ihr ſtehen. Da liegt das letzte Geheimnis. 
Wenn hier immer wieder betont wurde, wir ſollten 
Vorſchläge machen, dann überſehen Sie, daß dieſe Vor⸗ 
ſchläge vom Abg. Rahn und unſeren Herren aus der Wirt⸗ 
ſchaft immer wieder gemacht wurden. Sie haben geſagt, 
es ginge nicht, wir haben geſagt, es geht. Das Geheimnis 
iſt die Anleihe. Nun erkennen wir auch ganz klar, Sie wol- 
len den Weg der Anleihe nicht beſchreiten, weil Sie durch 
Ihre Führung und Ihre Politik keinen Kredit für den Frei⸗ 
ſtaat bekommen. (Zwiſchenrufe rechts.) Es ift kein Wunder, 
wenn nicht gebaut wird. (Abg. Schwegmann: Wer hat 
die Anleihe für die Stadt beſorgt, Sie etwa?) Sie haben 
es ja immer wieder von allen Herren aus der Wirtſchaft 
gehört, die Art und Weiſe der Überbetonung des konſer⸗ 
vativen Elements in der Freiſtadtregierung führt dazu, 
daß wir dieſe Mißerfolge und andere ernten. Aber es 
gibt doch nur eins. Wie liegen denn die Dinge parla⸗ 
mentariſch? Wenn eine Regierung nicht imſtande iſt, ob⸗ 
wohl ſie ſo ungeheuere Werke in der Hand hat, wozu die 
einzelnen Wirtſchaftler imſtande wären, nämlich für den 
Staat einen Kredit für Wohnungsbauzwecke zu bekommen, 
dann hat dieje Regierung abzutreten. (Bravo!) 


Vizepräsident Splett: Das Wort hat Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b. k. F.): Der Herr Senator Dr. 
Leske hat heute hier in dieſem Hauſe gegen alle parlamen⸗ 
tariſche Praxis und parlamentariſchen Brauch eine Rede 
gehalten, in der er ſich mit Volksverſammlungen und 
Preſſeäußerungen auseinanderſetzte. Das iſt weder in 
Deutſchland, noch in anderen Parlamenten Sitte. Es war 
einem Danziger Parlament und einem Danziger Senator 
vorbehalten, dieſe neue Mode im hieſigen Parlament ein⸗ 
zuführen. Wohl aber iſt es Sitte, daß die an verantwort⸗ 
lichen Stellen ſtehenden Regierungsmitglieder in Verſamm⸗ 
lungen zum Volk ſprechen, um die Stimmung der Bevölke⸗ 
rung kennenzulernen. Das iſt alter parlamentariſcher 
Brauch in England, das iſt alter Brauch in Frankreich, 
und das iſt ſeit der Revolution Brauch in Deutſchland und 
den deutſchen Bundesſtaaten geworden. Die Danziger 
Herren tun das natürlich nicht, weil Sie ſich fürchten, vor 
dem Danziger Volk zu ſprechen, genau ſo wie Ihre Vorfah⸗ 
ren 1848 durch die Polizei in Frankfurt a. M. und in der 
Singakademie in Berlin beſchützen ließen. Die Danziger 
Regierung iſt durch ihre Taten bei der Danziger Bevölke⸗ 
rung ſo verhaßt, daß ſie ſich nicht traut, vor die Danziger 
Bevölkerung zu treten. Sie traut ſich nicht, vor den Wäh⸗ 
lern der Freien Stadt Danzig aufzutreten. Wenn Herr 
Senator Dr. Leske in Volksverſammlungen oder bei großen 
Banketten das Wort nähme, um ſeine Politik zu verteidi⸗ 
gen, würde er Vorlagen, wie ſie die Danziger Regierung 
in den letzten Jahren dieſem Hohen Hauſe unterbreitet hat, 
nicht machen. Dann wären der Senat und Herr Dr. Leske 
über die Stimmung der Danziger Bevölkerung ſo infor⸗ 
miert, daß ſie derartige Vorlagen dem Hauſe nicht vor⸗ 
zulegen wagen würden. Herr Senator Dr. Leske hat ſich 


in ſeinen Ausführungen mit allem Möglichen beſchäftigt. 


Er ſprach von der Zwangswirtſchaft, von der Arbeitsloſig⸗ 
keit. Er ſprach davon, daß man die Mieten nicht erhöhen 
würde, wenn dieſes Geſetz abgelehnt würde, und von ver⸗ 
ſchiedenen anderen Sachen. Herr Senator Dr. Leske meint, 
wer vieles bringt, wird jedem etwas bringen. So bereitete 
er zunächſt der rechten Seite die Hoffnung, daß das Woh⸗ 
nungsbaugeſetz der Anfang des Abbaues der Zwangswirt⸗ 
ſchaft ſein würde. Für die andere Seite hatte er den wun⸗ 
derbaren Ausſpruch: „Der Wunſch, nach Ablehnung des 


Wohnungsbaugeſetzes die Mieten erhöht zu erhalten, wird 
nicht in Erfüllung gehen.“ Das war für die linke Seite 
beſtimmt. Wenn das Wohnungsbaugeſetz angenommen und 
verabſchiedet wird, ich habe das letztens ſchon ausgeſprochen, 
dann wird in ganz kurzer Zeit eine Erhöhung der Mieten 
zugunſten der Rate, die die Hausbeſitzer bekommen, er⸗ 
folgen. Wenn genügend Wohnungen vorhanden ſind, die 
dem Bedarf entſprechen, ich weiß nicht, ob die Zahl 7000 
ſtimmt, nennen Sie die richtige Zahl (5000! rechts.), wenn 
5000 Wohnungen mit dieſem Wohnungsbaugeſetz gebaut 
ſind, und wenn im nächſten Jahre dann noch weitere 1000 
Wohnungen gebaut ſind, dann wird die Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft abbaufähig ſein, aber nicht früher. Wohnungen 
werden in der gegenwärtigen Zeit der Kapitalknappheit — 
durch den Krieg ſind 48 Millionen Gold durch die deutſche 
Regierung verpulvert, genau 50 Prozent des Betrages, 
auf den Helfferich das geſamte deutſche Volksvermögen 
ſchätzte — in den nächſten fünf Jahren von Privatleuten 
nicht gebaut werden, weil das nötige Geld zum Bauen 
nicht vorhanden iſt. Kapital zum Bauen iſt überhaupt nicht 
da. Der Bau von Wohnungen wird nur aus Allgemein⸗ 
mitteln oder durch den Staat ſtattfinden. Das richtigſte 
wäre es, wenn nur der Staat baute und das Geld nicht an 
einzelne Leute gegeben würde, die ſich damit bereichern. In 
einigen Jahren, wenn das Zentrum Danzigs vergrößert 
wird, werden die hart an der Peripherie liegenden Grund⸗ 
ſtücke wertvoll werden. Es genügt wohl, anzudeuten, was 
das bedeutet. Wenn Danzig die Entwicklung hat, die man 
ihm als Prognoſe ſtellt, dann ſteht zu erwarten, daß in fünf 
Jahren die Gebäude, die in Langfuhr oder am Olivaer 
Tor gebaut ſind, für andere Zwecke benötigt werden, und 
dann werden nicht Preiſe von 18 bis 25 Gulden pro 
Quadratmeter gegeben werden, ſondern Preiſe, wie fie in 
der Leipziger Straße in Berlin gezahlt werden, von 
25 000 Mark. 


Wenn man dem Wohnungsbau dienen will, dann muß 
man im gegenwärtigen Zeitpunkt mit der Siedlungspolitik 
aufhören und zum Hochbau übergehen, wie das andere 
Städte getan haben, die den Wohnungsbau großzügig aus⸗ 
führen. Zum Beiſpiel hat die Stadt Wien im letzten Jahre 


12 000 Wohnungen gebaut und noch nicht 5 Prozent Gelder 


zum Siedlungsbau weggegeben. Es iſt ein alter Erfah⸗ 


rungsſatz, daß ſich erſt die Wohnungen von der dritten 


Etage ab rentieren. Es iſt natürlich, wenn wir ſchnell 
Wohnungen bauen wollen, dürfen wir nicht auf je 1000 
Quadratmeter ein kleines Häuschen hinſetzen mit vielleicht 
einer Etage und darüber ein Dach. Dann müſſen wir 
moderne große Gebäude aufführen mit Licht und Luft, mit 
allen Errungenſchaften der Neuzeit, mit elektriſchem Licht, 
Bädern uſw. Ich habe die Anſichten der Bauten aus Wien 
nicht mitgebracht, ſonſt hätte ich ſie gern zur Anſicht für die 
Abgeordneten an der Rampe feſtgemacht. Dann würden 
Sie ſehen, wie dort bei der Hochbauweiſe Licht und Luft 
reichlich vorhanden ſind, wie dort für die Kinder Wieſen 
und große Planſcheinrichtungen geſchaffen ſind, wie wir ſie 
in deutſchen Städten noch nicht haben. Ich ſagte vorhin, 
daß nicht gebaut wird, wenn der Staat nicht baut. Über 
die Frage, ob gebaut werden muß, haben wir uns genügend 
gusgeſprochen. Darin find wir uns alle einig. Nur über 
die Frage, woher das Geld kommen ſoll, können wir uns 
nicht einigen. Ich habe die Mittel, die man benutzen ſollte, 
um großzügig zu bauen, in der vorigen Sitzung angeführt. 
Ich ſagte voriges Mal, der Senat will nicht bauen, weil er 
das Odium der Privatinitiative, das Heft aus der Hand zu 
nehmen, nicht auf ſich nehmen will. Aber dieſe Privat⸗ 
initiative wird, wie ich vorhin ausführte, für die nächſten 
Jahre nicht eintreten können, weil kein Geld zum Bauen 
vorhanden iſt. Wenn Sie die Statiſtiken der Spareinlagen, 
der Krediteinlagen bei den Banken, die ja nur ein unklares 
Bild über die Kapitalanſammlungen geben, durchſehen, 
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(A) werden Sie feſtſtellen, daß kein Geld für dieje Zwecke da ift. 


(8 


— 


Es gibt keine Hypotheken zum Bauen, und wenn Sie noch 
in Danzig fünf Hypothekenbanken mit 2,3 Millionen 
Kapital aufzögen. Unſere Hypothekenbank ift, nebenbei 
bemerkt, nur mit einer viertel bis einer halben Million 
aufgezogen worden. Solange nicht die breite Maſſe der 
Sparer das Geld für Hypotheken zur Verfügung ſtellt, oder 
die Banken nicht die Gewißheit haben, daß ſie das Baugeld 
in demſelben Moment zurückerhalten, wenn das Gebäude 
bis zum Dachſtuhl fertiggeſtellt iſt, ſolange wird es kein 
Geld zum Bauen geben. In einer Zeit, wo die mobile 
Wirtſchaft nicht in der Lage iſt, Kredite geringſter Art zu 
erhalten, iſt es unmöglich, damit zu rechnen, daß die Privat⸗ 
initiative bauen wird. Ich ſehe fünf Jahre ins Land 
kommen, bevor Privatleute werden bauen können. Der 
Staat als ſolcher muß bauen. Nun wird geſagt, das 
Wohnungsbaugeſetz wird damit ſehr ſtark belaſtet, die 
Arbeitsloſigkeit ſei fürchterlich. Wenn das Wohnungsbau⸗ 
geſetz nicht verabſchiedet wird, übernehmen die, die gegen 
das Geſetz ſtimmen, eine ſchwere Verantwortung, weil die 
Arbeitsloſigkeit nicht behoben wird. Ich habe mich in einem 
Artikel, der kürzlich in der „Danziger Rundſchau“ erſchien, 
über die Frage der Geldbeſchaffung zum Wohnungsbau 
ausgelaſſen und habe dort geſagt, daß ſelbſt dann, wenn 
Danzig 1000 Wohnungen baute, was mit den Mitteln, 
die dies Wohnungsgeſetz bringen ſoll, nicht möglich iſt, 
beſonders dann nicht, wenn das Unternehmertum, die ge⸗ 
werblichen Betriebe und die Landwirtſchaft aus dem Geſetz 
herausbleiben, vielleicht 2000 Arbeiter im Jahre Beſchäfti⸗ 
gung fänden. Nun ſagt Herr Abg. Schmidt, der die Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft ſehr genau kennt, wahrſcheinlich an der 
Stelle, wo er tätig iſt, daß in Danzig von den 60 000 
Arbeitern 30 000 mit dem Bauweſen eng verknüpft ſeien. 
Das ift die Ideologie, die vor 1914 bis 1918 noch an- 
gebracht war. Tatſächlich ſteht mit dem Bauweſen ungefähr 
die Hälfte der in der Wirtſchaft beſchäftigten Arbeiter in 
engem Zuſammenhange. In einem jeden Staate, der über 
ſämtliche Rohſtoffe verfügt, iſt das der Fall, aber nicht in 
der Freien Stadt Danzig, die weder über Rohſtoffe ver⸗ 
fügt, noch über Induſtrien, die Halbprodukte herſtellen 
können, noch über Induſtrien, die Fertigprodukte herſtellen. 
(Ziegel! rechts.) Dazu gehören Ziegel und Holz. Ich kon⸗ 
zediere, daß wir in Danzig etwas Holz haben. Pappe 
brauchen Sie nicht auf einem Ziegeldach. Ich konzediere 
Ihnen auch, daß Sie in Danzig auch genügend Steine, 
allerdings nicht Steine für den Bau von 1000 Wohnungen 
pro Jahr finden werden. Steine ſind das wenigſte beim 
Bau. Aber alles andere kriegen Sie nicht in Danzig. 

Ich habe voriges Mal, weil ich damals nicht ſo ganz 
frei ſprechen konnte, in etwas ironiſcher Form auf die 
einzelnen Dinge hingewieſen und empfehle Ihnen das 
Stenogramm meiner Rede zum Studium. (Abg. Schmidt: 
Rohſtoffe müſſen alle verarbeitet werden!) Ich weiß nicht, 
ob Sie Träger als Rohſtoffe anſehen, ich weiß nicht, ob 
Beton und Eiſen von Ihnen als Rohſtoff angeſehen wird. 
Sie können nicht wiſſen, ob Sie nicht zur Betonbauweiſe 
übergehen. Es kommt darauf an, ob inzwiſchen nicht ein 
paar Abgeordnete für das Koſſelſche Bauſyſtem intereſſiert 
Funden. Dann müſſen Sie zweifellos damit rechnen, daß 
5 Bauausſchuß zu dieſer Bauweiſe übergeht. Sie können 
S 1 anderen Artitel zum Bau verwenden, aber ich frage 
di g en. Schmidt, wo wird in Danzig etwas von 
5270 heilt el produziert? Von den Sachen, die in Danzig 
En werden und zum Bau verwendbar find, werden 
nur Nägel pon der Draht⸗ und Nagelfabrik fabriziert, ſie 
ift aber im Ausſterben begriffen. (Abg. Lück: Baubeſchlägel) 
Baubeſchläge werden hier fabriziert? Ich würde mich 
freuen, wenn Sie mir mitteilen könnten, welche Firma 
Baubeſchläge fabriziert, damit ich ihr morgen eine Offerte 
in Eiſen mache. Ich weiß zwar, daß hier eine Fiſchräucherei 


beſteht, deren Inhaber Mix & Lück ſind, daß hier aber Bau⸗ 


beſchläge fabriziert wurden, iſt mir neu. Wenn jemand 
einen Hof baut und zu einem Torweg extra ſtarke Beſchläge 
braucht, ſo läßt er ſie ſich beim Schmied anfertigen. Aber 
alle anderen Sachen exiſtieren hier lediglich im Handel. 
Ich will mit Ihnen einmal ein Haus durchgehen. Werden 
die Fenſterknöpfe, die Fenſterecken in Danzig gemacht? 
(Abg. Habel: Ja, in der früheren Artilleriewerkſtätte!) 
Gehen Sie einmal hin, dort ſind alte Beſtände, die von der 
Danziger Regierung übernommen wurden, als ſie das 
Inſtitut verſchenkte. Die Sachen liegen dort und werden 
verkauft. Nichts davon wird aber fabriziert. In Danzig 
haben wir eine kleine Fabrik in Neufahrwaſſer, die dem 
früheren polniſchen Abgeordneten Grobelſki gehört. Er be⸗ 
treibt aus altem Blech von 1½ Millimeter, das er hier 
bei Althändlern aufkauft, eine ganz kleine Fabrikation in 
Fenſterecken. Sehen Sie ſich die anderen Artikel an. Haben 
Sie in Danzig Tapetenfabrikation? (Abg. Lück: Wird mit 
Olfarbe geſtrichen!) Haben Sie hier Fenſterglasfabrika⸗ 
tion? (Glasfabrikl rechts.) Nein, Herr Abg. Bürgerle, 
laſſen Sie ſich von mir belehren, daß die jetzige Glasfabrik, 
Broſchkiſcher Weg, in der Hauptſache Flaſchen fabriziert, 
Bierflaſchen, Selterflaſchen, aber nicht Fenſterglas. Nehmen 
Sie ſonſtige Artikel. Sie werden in Danzig außer einigen 
Farbenfabriken, und wenn Sie das Dach mit Dachpappe 
decken, keine Fabrik finden, die Rohmaterialien, Halb- 
fabrikate oder Fertigfabrikate fabrizierte, die zum Bau ge⸗ 
braucht werden. (Holz! rechts.) Den Einſchlag an Holz, 
den wir jährlich in Danzig haben, können Sie vielleicht 
für ein halbes Dutzend Dächer verwenden. Weiter langt 
er nicht. Kommen Sie doch nicht mit derartigen Redens⸗ 
arten, Herr Abg. Lück. Sie ſind Vorſitzender des Vereins 
der Exporteure und blamieren den Danziger Handel durch 


Unwiſſenheit. Das iſt zum mindeſten wenig ſchön von 
Ihnen. 
M. D. u. H.! Ich habe voriges Mal nachgewieſen, 


daß nur mit Auslandsgeld gebaut werden kann. Ich bin 
auch noch immer der Meinung. Um auf die Arbeitsloſigkeit 
zurückzukommen: Es iſt behauptet worden, daß diejenigen, 
die dies Geſetz ablehnten, die Arbeitsloſigkeit verewigen 
wollten. Iſt die Arbeitsloſigkeit jetzt eine beſondere Eigen⸗ 
ſchaft Danzigs, im gegenwärtigen Moment, wo wir nicht 
bauen? Sie haben ſchon aus dem Munde des Abg. Raſchke 
gehört, der Ihnen einige Zahlen nannte, wie die Arbeits⸗ 
loſigkeit in Städten iſt, wo gebaut wird. Ich möchte dieſe 
Beiſpiele noch um eins vermehren. Die Stadt Wien hatte 
im vorigen Jahre noch nicht 5000 Arbeitsloſe, es iſt eine 
Stadt mit etwa fünf Viertel Millionen Einwohnern. Dort 
iſt großzügig gebaut worden. 1200 Wohnungen ſind in 
dieſem Jahr gebaut worden. Das Bauprogramm iſt wie⸗ 
derum aufrechterhalten. Am 28. März d. J hatte Wien 
bereits etwas über 70 000 Arbeitsloſe. Die Arbeitsloſig⸗ 
keit ift keine Eigenſchaft der Gemeinden, in denen nicht ge- 
baut wird, ſondern die Arbeitsloſigkeit hat andere Gründe. 
Die Arbeitsloſigkeit liegt in den Staaten, die die Infla⸗ 
tion durchgemacht, und die den Krieg verloren haben, darin, 
daß das mobile Kapital auf etwa ein Drittel des vor dem 
Kriege vorhandenen zuſammengeſchrumpft iſt. Die Unter⸗ 
nehmer ſind heute nicht in der Lage oder kaum in der Lage, 
an den Zahltagen die Löhne für die Arbeiterſchaft zuſam⸗ 
menzubringen, weil überhaupt kein Geld einzubekommen 
iſt. Ein kleines Beiſpiel: Eine mir befreundete Kolonial⸗ 
warenfirma in Danzig, die ungefähr 150 000 Gulden 
Außenſtände bei den Danziger Kolonialwarenhändlern hat, 
iſt nicht in der Lage, wenn drei oder vier Kaſſierer am 
Montag und Donnerstag in die Stadt gehen, 1000 Gulden 
von etwa 3—400 Kolonialwarenhändlern einzubekommen, 
weil jeder dieſer Kolonialwarenhändler etwa 100 bis 150 
Kunden hat, die nicht in der Lage ſind, zu bezahlen, die 
mit ihren Kindern ankommen und flehentlich unter Tränen 
bitten, ihnen ein Viertelpfund Mehl zu geben, damit die 
Kinder nicht verhungern. (Hört, hört! links.) So ſieht es 


"~ 


~ 


00 


D) 


(A 


(B 


— 


— 


1422 


(Rahn, Abgeordneter.) 

heute tatſächlich aus. Das erkennt jeder, der nicht mit 
ſeinen Gedanken auf Amtsſtuben oder Parteibüros herum⸗ 
ſitzt. Wer die Dinge wirklich ſieht und erkennen lernt, wird 
wiſſen, woher die Arbeitsloſigkeit kommt. Sie kommt da⸗ 
her, weil die Kaufkraft ſo nachgelaſſen hat, daß die Unter⸗ 
nehmer und die Kaufleute heute höchſtens ein Viertel bis 
ein Fünftel ihres normalen Umſatzes haben. Damit können 
ſie nicht ihre Angeſtellten und Arbeiter unterhalten. Sie 
müſſen teilweiſe infolge der Unkaufkräftigkeit Polens und 
Deutſchlands ihre Betriebe ſchließen und die Arbeiter ent- 
laſſen. Wenn ich nun ſehe, daß die Zahl der Arbeitsloſen 
heute 15 000 Köpfe beträgt, und wenn ich mich dann frage, 
wo ſollen die Mittel zum Bauen hergenommen werden und 
ich höre dann, ſie ſollen durch eine Erhöhung der Mieten, 
aljo durch eine Mietſteuer von 40 % geſchaffen werden, 
dann frage ich mich, wie ich es auch voriges Mal, am Frei: 
tag war es wohl, tat, wo nehmen die Vertreter der Arbei⸗ 
terſchaft den Optimismus her, um den Arbeitern im gegen- 
wärtigen Moment zuzutrauen, 40 % Miete als Steuer zu 
bezahlen. (Frau Abg. Döll: Dann werden die Kinder noch 
mehr hungern als jetzt ſchon!) Dann wird das Geſetz noch 
ſo ausgeführt, daß die Unternehmer gar nicht zahlen. Ich 
laſſe ununterſucht, ob ſie zahlen können oder nicht. Ich 
frage von meinem Standpunkt aus: Sind die Arbeiter in 
der Lage, 40 % der Miete als Steuer zu zahlen, wenn das 
Unternehmertum, das doch zum mindeſten die Produktions⸗ 
mittel hat, nicht zahlen kann? Da bin ich der Anſicht, 
wenn die ſogenannte Wirtſchaft, und zwar die ſtarke Seite 
der Wirtſchaft, nicht zahlen kann, daß dann die ſchwache 
Seite, nämlich die Arbeiter und Angeſtellten, von denen 
15 000 auf der Straße liegen, erſt recht nicht zahlen kann. 
Wenn ich die Garantie erhielte und die Möglichkeit dazu 
beſtände, daß dieſe Mietſteuer durch Lohnerhöhungen wett 
gemacht werden könnte, dann ließe ſich vielleicht noch dar- 
über reden. Das kommt noch!) Ich frage den Herrn Abg. 
Spill, der an der Spitze der Gewerkſchaften ſteht, ob er 


glaubt, die bei 40 Mieterhöhung notwendige Lohn⸗ 


erhöhung von 5 Pfennig pro Stunde, durch den Arbeit3- 
kampf erringen zu können. (Durch den Arbeitskampf nicht! 
— Zwanzigſtündige Arbeit! Siehe Werft 9 Stunden! bei 
den Kommuniſten.) Das Schweigen iſt vielſagend! (Zwi⸗ 
ſchenrufe links.) Ja, wenn die Herren ſo liebenswürdig 
ſind, mich davon zu entbinden, zu verſchweigen, was in der 
Sozialdemokratiſchen Fraktion geſprochen wurde, dann 
will ich den Herren Abg. Spill und Arezynſki ihre Worte 
ins Gedächtnis zurückrufen. (Hört, hört! bei den Kommu⸗ 
niſten. — Abg. Grünhagen: Immer raus, nimm kein Blatt 
vor den Mund!) Herr Abg. Grünhagen ſagt, daß ich die 
Erlaubnis habe. Dann will ich davon auch Gebrauch 
machen. Als ich in der Fraktion der Sozialdemokratiſchen 
Partei die Frage ſtellte, ob die Gewerkſchaften denn in der 
Lage ſein würden, die Erhöhung der Löhne um 5 Pfennig 
pro Stunde, die ſich durch die Mieterhöhung nochwendig 
machen würde, zu erkämpfen, da ſagte Herr Abg. Arezynſki: 
„Nein, das können wir keinesfalls.“ (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten.) Ich will mir die Fortſetzung ſeines Satzes 
(Abg. Raube: Nur weiter!) erſparen. Ja, m. D. u. H., 
wenn aus ſo berufenem Munde von den Gewerkſchaftsfüh⸗ 
rorn die Erklärung abgegeben wird, daß die Gewerkſchaften 
nicht in der Lage ſind, die notwendige Lohnerhöhung zu 
erkämpfen (Abg. Lück: Was nicht geht, geht nicht!) — ich 
bewundere Ihre Blockbrüder —, dann verſtehe ich nicht, wie 
eine Partei, die die Arbeiterſchaft vertreten will, zu einem 
derartigen Geſetz, zu einer derart einſeitigen Belaſtung der 
Arbeiterſchaft, die Hand bietet. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Es iſt unverantwortlich, um nicht das ominöſe 
Wort „Verbrechen“ zu gebrauchen, daß eine ſolche Partei 
oder die Repräſentanten einer ſolchen Partei ſich im Par⸗ 
lament zu ſolch einer Angelegenheit mißbrauchen laſſen. 
(Sehr gut! bei den Kommuniſten.) 
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M. D. u. H.! Nun ſagte Herr Senator Dr. Leske, der 
Wunſch, nach Ablehnung dieſes Wohnungsbaugeſetzes die 
Mieten erhöht zu erhalten, würde nicht in Erfüllung gehen. 
Ich ſagte ſchon, daß das ein Pflaſter auf die Wunden der 
Sozialdemokratie darſtellen ſollte. Das heute an dritter 
Stelle auf der Tagesordnung ſtehende Aufwertungsgeſetz 
ſieht in einem Paragraphen ſchon vor, daß die Neuregelung 
der Mieten nach Verabſchiedung des Aufwertungsgeſetzes 
erfolgen ſoll und erfolgen müſſe. (Zwiſchenrufe rechts.) 
Das hat damit zu tun, daß der Hausbeſitz, wenn die Rege⸗ 
lung durchkommt, wie fie das Geſetz vorſieht, etwa 15 % 
der Mieten zum Zweck der Verzinſung der aufgewerteten 
Hypotheken brauchen wird. (Zuruf des Senators Dr. Leske.) 
Es wird ſo ſein, daß, wenn die 15 7 gezahlt werden, ſie 
natürlich von den Mietern gezahlt werden und nicht von der 
Rate, die der Hauswirt heute für ſich erhält. Oder nehmen 
Sie etwa an, Herr Dr. Leske, daß die Verzinſung der auf⸗ 
gewerteten Hypotheken etwa durch den Hauswirt aus den 
jetzigen Mietbezügen erfolgen ſoll? (Senator Dr. Leske: 
Im Gegenteil!) Die Deutſchnationale Partei hat bisher 
etwas anderes vertreten. Ich wundere mich, daß Sie 
heute nach deutſchem Muſter durch die Erklärung der Herzen 
Dr. Leske und Dr. Ziehm die Aufwertungsfreunde eben⸗ 
falls enttäuſchen wollen, indem Sie ihnen ſagen, wenn das 
Aufwertungsgeſetz kommt, erhaltet ihr keine Mieterhöhung. 
(Zuruf! rechts.) Erlauben Sie, Herr Abg. Karkutſch, wenn 
man von dieſer Stelle ſagt, der Wunſch, nach Ablehnung 
des Wohnungsbaugeſetzes die Mieten erhöht zu erhalten, 
wird nicht in Erfüllung gehen, was heißt das? Wenn dies 
Geſetz angenommen oder abgelehnt wird, wird ſich, wenn 
die Beſtimmungen bleiben, wie fte jind, eine fünfzehn- bis 
zwanzigprozentige Mieterhöhung als nötig erweiſen. Dann 
haben Sie nach dieſem Geſetz ſchon die hundert- oder Hun- 
dertzwanzigprozentige Miete. Die Feſtlegung auf 80 und 
100 % ift nur fiktiv. Es ſteht ſchon in einem Geſetz, daß 
die Erhöhung unter allen Umſtänden kommen wird. Ich 
vertrete die Anſicht, daß über die hundertprozentige Miete 
keinesfalls hinausgegangen werden darf, auch wenn die 
Hauswirte mit ihrer gegenwärtigen Rate nicht auskommen 
und eine Mehrmiete erhielten, auch wenn das Aufwertungs⸗ 
geſetz kommt und ſich daraus Verpflichtungen für die Haus⸗ 
wirte ergeben, weil niemand die Garantie übernehmen 
kann, weil nicht der ernſte Wille bei den bürgerlichen Par- 
teien beſteht, die hundertprozentige Miete unter keinen Um⸗ 
ſtänden zu überſchreiten. Deshalb bin ich ein Gegner dieſes 
Geſetzes. In Deutſchland hat man ja auch eine Wohnungs⸗ 
zinsſteuer ſeit einiger Zeit. Da iſt eigenartigerweiſe die 
Sozialdemokratie gegen dieſes Geſetz und das ſozialdemo— 
kratiſche Staatsratsmitglied Rechtsanwalt Weinberg hat 
in ſeiner Broſchüre, die die berühmten Paragraphen 
218/219 des Strafgeſetzbuches vom juriſtiſchen Standpunkt 
aus beleuchtet, ſehr energiſch gegen die Wohnungszins⸗ 
ſteuer ausgeſprochen, weil ſie eine hervorragende Belaſtung 
derjenigen Familien iſt, die kinderreich ſind. Man hat auch 
wo anders gebaut. Man hat in Köln ſeit Ende des Krieges 
11000 Wohnungen hergeſtellt. In Danzig iſt verhältnis⸗ 
mäßig wenig geſchehen, weil die Regierung eben unfähig 
iſt, wie ich es auszudrücken pflege. 

Alſo mit den Gründen, die die Regierung angeführt 
hat, und auch die Befürworter des Geſetzentwurfs, iſt es 
nichts. Die Arbeitsloſigkeit wird nicht weſentlich behoben, 
im Gegenteil, wenn ſich Lohnkämpfe aus dieſem Geſetz 
entſpinnen, und die müſſen ſich entſpinnen, weil die Arbei⸗ 
terſchaft es ſich nicht gefallen laſſen wird, ſich 5 Pfennig pro 
Stunde vom Lohn abziehen zu laſſen, ohne dafür ein Ent⸗ 
gelt bei dem Unternehmertum zu finden. Bei der gegen⸗ 
wärtigen Einſtellung des Unternehmertums, bei der gegen⸗ 
wärtigen Lage der Wirtſchaft garantiere ich aber dafür, 
daß das Unternehmertum freiwillig keinen Pfennig Lohn- 
erhöhung zulegen wird. Die Danziger Werft und andere 
Betriebe werden eher ihre Pforten ſchließen, als ſich einen 
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nennenswerten Lohn abpreſſen zu laſſen. Wenn die Dinge 
aber ſo liegen, läuft man durch die Annahme dieſes Geſetzes 
Gefahr und handelt unverantwortlich, daß die heute in der 
Eiſeninduſtrie und verſchiedenen anderen Induſtrien noch 


vorhandenen über 5—6000 Arbeiter brotlos werden, um 


1500 oder 2000 Bauarbeiter in die Betriebe hineinzube⸗ 
kommen. Es iſt kein blinder Zufall, daß dieſe Arbeits⸗ 
loſigkeit in Danzig beſteht. Ich ſagte ſchon, gehen Sie zum 
Hafen und ſehen Sie ihn ſich an. Iſt es eine Böswilligkeit 
des Unternehmertums, daß in Danzig ein oder zwei Schiffe 
vorhanden ſind, daß in der Woche zwei oder drei Dampfer 
einlaufen, mit Ladung oder leer, iſt es ein Zufall, daß der 
Holzhandel vollſtändig daniederliegt, daß der Kolonial⸗ 
warenhandel vollſtändig am Boden liegt, iſt es ein Zufall, 
daß verſchiedene andere Branchen faſt untätig find? 


Nein, meine Herren, die Gründe find tiefer, als fie- 


die Befürworter des Geſetzes mit ihrem Büroverſtande 
oder Büroblick ſehen. Die Gründe liegen, wie ich vorhin 
ausführte, in der enormen Kapitalknappheit und Kauf⸗ 
unkräftigkeit der geſamten Bevölkerung. Wenn gebaut 
werden jol und gebaut werden muß, dann müſſen eben 
andere Mittel angewandt werden. Ich habe letztens das 
Mittel der Anleihe genannt. Ich habe es ſeit Jahren pro⸗ 
pagiert und erwähnt, daß man einer Danziger Induſtrie 
5 Millionen Dollar angeboten hätte, und zwar zu ſehr 
kulanten Sätzen. Dieſe Bemerkung hat in den Salons und 
an ſonſtigen Stellen eine ziemliche Bewegung hervor⸗ 
gebracht, und man hat das allgemein als einen Bluff an⸗ 
geſehen. Durch einen Zufall bin ich in den Beſitz dieſer 
Korreſpondenz gekommen, und zwar durch einen unglück⸗ 
lichen Zufall der Poſt. (Bewegung!) Ich weiß nicht, ob 
unſere Poſtboten die amerikaniſchen Briefe leſen und ſich 
dachten, es iſt vielleicht gut, wenn wir dieſen Brief dem 
Abg. Rahn ſchicken. Ich erhielt ihn jedenfalls aus Ver⸗ 
jehen. In dieſem Brief vom Vorſitzenden des Verbandes 
Deutſcher Maſchinenbaufabriken, Herrn Fröhlich, ſtand, daß 
die Direktoren der „Caſh Inveſtitution Corporation“ und 
„Caſh National Bank“, beide in Neuyork, gegenwärtig in 
Deutſchland wären, um neben den bereits placierten Obli- 
gationsanleihen die Möglichkeit, weitere Stadt- und Obli- 
gationsanleihen zu begeben, zu prüfen. Einer dieſer 
Herren, ein guter Bekannter des langjährigen Vorſitzenden 
des Verbandes der Deutſchen Maſchinenbaufabriken, des 
Herrn Fröhlich, hatte die Aufgabe, ihm geeignete Stellen 
und geeignete Induſtrieunternehmen namhaft zu machen, 
bei denen derartige Anleihen zu placieren wären. Es 
wurden da die Bedingungen angegeben, was als Unterlage, 
was als Sicherheit verlangt wurde und ähnliches. 

Jetzt habe ich Ihnen aber nicht, wie das bei meiner 
vormaligen Bemerkung geglaubt wurde, Märchen erzählt, 
ſondern Sie werden aus der Tatſache, daß ich Namen 
nenne, bei denen Sie die Möglichkeit haben, nachzuprüfen 
— Herr Fröhlich wohnt in Leipzig —, erſehen haben, daß 
ich Ihnen keine Märchen aufgebunden habe. Nur inſofern war 
das der Fall, als ich die Poſtbeamten mit hineinzog. Ich 
habe nämlich auf ganz legalem Wege Kenntnis von dieſem 
Briefwechſel erhalten. Sie ſehen daraus, daß die Möglich- 
keit beſteht, und daß man ſich bemüht, derartige Finanz⸗ 
transaktionen zu veranlaſſen und derartige Anleihen unter⸗ 
zubringen. Es iſt das ja auch nur zu natürlich; denn eine 
jede Bank hat das Intereſſe, Geſchäfte und möglichſt nutz⸗ 
bringende Geſchäfte zu machen. 

Nun ſagte Herr Abg. Formell hier allerdings: „Ja, 
wenn eine Anleihe aufgenommen werden würde, würde das 
Wohnungsbaugeſetz auch notwendig ſein, da man, wenn 
man die Verzinſung mit 5 % rechne, das Geld zu einem 
derartigen Satz nicht erhalten könnte und deshalb den 
Mehrzins, der durch die Verwendung der Anleihegelder 
entſtände, durch Steuern aufbringen würde.“ M. D. u. H.! 
Nun find in dem Wohnungsbaugeſetz bereits 4% Unkoſten 
vorgeſehen, nämlich 2 % für den Hausbeſitzer als Inkaſſo⸗ 


Proviſion und weitere 2 % für den Staat für die Verwal⸗ 
tung. Dieſe 4% gehen ab. Wenn Sie nun bereit find, 
4 % von den Steuern zu einem beſtimmten, nicht nutzbrin⸗ 
genden Zweck zu verwenden, dann ſehe ich nicht ein, wes⸗ 
halb man nicht 7—8 % Zinſen geben will, die entſtehen, 
wenn man die Anleihe ordnungsmäßig verzinſt. Nun wird 
allerdings häufig, wenn man vom Bauen ſpricht, von Sach⸗ 
verſtändigen und Nichtſachverſtändigen mit den hohen Bau⸗ 
koſten operiert. Man ſpricht von 200 bis 300 %. Sehen 
wir uns einmal an, was die Baurohſtoffe heute koſten. Der 
Index des „Berliner Tageblatts“ weiſt für Baumaterialien 
die höchſte Quote von Rohſtoffen auf, nämlich 167 %, aljo 
67 % mehr als im Frieden. Wenn Sie nun berückſichtigen, 
daß die Arbeitsleiſtung der Maurergeſellen und Zimmer⸗ 
leute genau ſo groß iſt wie vor dem Kriege (Abg. Ehm: 
Nein!), hinter meinem Rücken wird nein gejagt. Der Herr 
hat ſeit Jahr und Tag kein Baugeſchäft mehr und weiß 
deshalb beſſer Beſcheid als die Leute, die heute im Bau⸗ 
weſen ſtehen. Tatſache iſt, daß heute durch den Maurer 
650— 750 Steine verarbeitet werden, und Tatſache ift, daß 
vor dem Kriege 750—800 Steine im Akkord verarbeitet 
wurden. Tatſache wird ſein, daß, wenn das Baugewerbe, 
wie es beabſichtigt iſt, in Zukunft wieder im Akkord arbeiten 
laſſen wird, genau ſo viel geleiſtet wird, wie vor dem 
Kriege. Ich ſagte, daß die Leiſtung der Bauarbeiter heute 
faſt ſo groß iſt wie früher. Wenn man berückſichtigt, daß 
der Staat als Bauherr auftritt, der ganz billiges Terrain 
hat, wenn man ferner berückſichtigt, daß die Bauweiſe jetzt 
nicht ſo luxuriös iſt, wie vor dem Kriege, wie vor dem 
Kriege ſelbſt bei Ein⸗ bis Zweizimmerwohnungen, dann 
wird ſich die geſamte Bauweiſe auf etwa 140—150 % 
gegenüber dem Frieden ſtellen, und nicht, wie einige Weiſe 
hier erklärt haben, auf 200—300 %. Heute koſtet das 
Bauen 200 % und darüber, weil jeder Bauunternehmer 
im Jahre ein halbes Haus zu bauen hat und aus dem Ver- 
dienſt des halben Hauſes natürlich ſeine Arbeiter und An⸗ 
geſtellten entlohnen will. Außerdem will er noch für ſich 
ein nicht allzuſchlechtes Einkommen haben. (Abg. Falk: 
das Satteſſen!) Ja, das Satteſſen, Albert Falk! Wir 
haben ja nur die anormalen Preiſe, weil ein minimaler 
Konſum vorhanden iſt, und weil anormale Generalunkoſten 
berechnet werden. Genau jo find unſere Baulöhne einge: 
ſtellt. Jetzt ſind in der Gaſſe am Bahnhof, Herr Falk, ich 
meine die Töpfergaſſe, Läden bis zum erſten Stock aus⸗ 
gebaut. Die Läden müſſen das einbringen, was der Bau- 
unternehmer für ſich, ſeine Familie, ſeinen Sozius, ſeinen 
Prokuriſten, ſeine Mitarbeiter verdienen muß. Stellen 
Sie ſich vor, wie teuer eine derartige Bude werden muß, 
wenn der Produzent, der Bauunternehmer, weiter nichts 
herſtellt, als dieſe Sache. Wenn er dagegen ſeinen Betrieb 
voll ausnutzen kann, wenn er fünf, ſechs oder zehn Bauten 
im Gange hat, kann er fih mit den regulären Unkoſten be- 
gnügen. Dann ſtellt ſich die Sache nicht teurer als früher. 

Die Möglichkeit zum Bauen iſt alſo vorhanden, ſie iſt 
auch gegeben. Sie iſt gegeben, wenn man Geld zu dem 
Zweck beſchafft. Wenn man aber die Mittel aus der Wirt⸗ 
ſchaft herauspreſſen will und dieſe Mittel ausſchließlich 
von den Steuerzahlern nimmt, ſo wird nicht gebaut werden. 
M. D. u. H.! Man hat mir, ich glaube, es war Herr Grün- 
hagen, das Lob geſpendet, daß ich dazu beigetragen habe, 
oder weſentlich dazu beigetragen habe, daß das Geſetz in der 
zweiten Leſung gefallen iſt. Ich nehme dieſes Verdienſt 
für mich dankbar in Anſpruch, und bin beſonders der Frak— 
tion dankbar für dieſes Lob, der ich früher angehört habe, 
weil durch dieſes Lob, das die Fraktion mir ſpendet, klar 
erwieſen iſt, daß ich der einzige in der Fraktion geweſen 
bin, jedenfalls von denjenigen, die den Mut gehabt haben, 
gegen die Päpſte aufzutreten (Heiterkeit bei den Kommu- 
niſten!), daß ich durch die Vertretung der Intereſſen der 
Perſonen, die die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten in 
dies Parlament geſchickt haben, die Parteigrundſätze und 
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(Rahn, Abgeordneter.) ; 


(A) die Intereſſen der Arbeiterſchaft wahrgenommen habe. 


(B) 


Wenn die Sozialdemokratiſche Fraktion und die Führer 
der Partei heute noch glauben, ihre Mitglieder — die Wäh⸗ 
ler glauben ſowieſo nicht, daß ſie ihre Intereſſen wahrneh⸗ 
men —, aber ihre Parteimitglieder dahin glauben be- 
ſtimmen zu können, daß ſie ihre Haltung durch Verſchwei⸗ 
gen weſentlicher Tatſachen hier in dieſem Hauſe glaubhaft 
zu machen verſuchen und ihre Haltung in dieſem Parla⸗ 
ment verſtändlich zu machen verſuchen, ſo wird ſich in ganz 
kurzer Zeit herausſtellen, daß die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei durch ihre Haltung hier im Hauſe den Arbeitern keinen 
Dienſt erwieſen hat, für den ſie den Vertretern im Parla⸗ 
ment dankbar ſein können. In demſelben Moment, in dem 
Sie gezwungen ſind, einen Lohnkampf zu führen, weil die 
5 Pfennig Abzug vom Lohn für den Arbeiter unerträglich 
ſind, in demſelben Moment, in dem ſich zeigen wird, daß 
die Unternehmer nicht gewillt find, auch nur einen halben 
Pfennig zu bewilligen, und ſie Ihre Ohnmacht klar doku⸗ 
mentieren werden, daß Ihre Berufsorganiſationen nichts 
auswirken können, in demſelben Moment wird die Arbei⸗ 
terſchaft Ihnen den Dank für Ihre Haltung hier im Hauſe 
ausſprechen, genau ſo, wie die Arbeiterſchaft Ihnen ſeiner⸗ 
zeit für das fünfzigprozentige Goldlohnabkommen den 
Dank abgeſtattet hat. Herr Kollege Spill wird ſich er⸗ 
innern, daß ich ihm an dem Montag, an dem er das Ab⸗ 
kommen abgeſchloſſen hatte, in der Fraktionsſitzung ſagte, 
daß ſein Verhalten auf der Grenze zwiſchen Dummheit und 
Verbrechen liege. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 
Genau ſo, wie ich ihm damals geſagt habe, daß ſeine Hal⸗ 
tung unverſtändlich wäre (Jetzt kommt alles raus! bei den 
Kommuniſten), rufe ich Ihnen von dieſer Stelle aus er⸗ 
neut zu: „Ihre Haltung zu dieſem Geſetz iſt eine verkehrte! 
Die Arbeiter werden in ganz kurzer Zeit einſehen, daß Sie 
durch Ihre Haltung dazu beigetragen haben, den Arbeitern 
noch ſcheußlicher, als es jetzt ſchon der Fall iſt, die Lebens⸗ 
haltung zu verſchlechtern.“ (Zuruf des Abg. Spill.) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Grünhagen. 

Grünhagen, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich bitte zu entſchuldigen, wenn ich genötigt bin, noch 
einige kurze Ausführungen zu machen. Ich möchte zunächſt 
einmal meiner Verwunderung darüber Ausdruck geben, 
daß die Herren Abg. Dr. Blavier und Dr. Ziehm mit einem⸗ 
mal Ihr warmes Herz für die ſchwachen Kreiſe entdeckt 
haben. Mir ſcheint, daß die Sympathie, die die Herren 
dieſen Kreiſen jetzt entgegenbringen, in der Hauptſache 
nur darauf begründet iſt, daß der andere zahlen ſoll. Das 
war der leitende Gedanke bei den Beratungen. Wohnungen 
ſollen gebaut, Geld muß beſchafft werden, aber zahlen ſoll 
der andere. Diejenigen, die dieſe Worte ſprachen, haben 
es fertig gebracht, wenn ihr Wille Geſetz wird, daß ſie von 
dieſer Laſt verſchont werden, die die Allgemeinheit zu 
tragen hat. 

Nun zu den Ausführungen des Abg. Rahn. Herr 
Abg. Rahn, ich muß Ihnen eigentlich ſagen, es geht gegen 
mein Empfinden, mich mit jemand herumzuſtreiten, der 
ſich früher zu mir bekannte. (Abg. Rahn: Zu Ihnen niel) 
Zu meiner Fraktion, Herr Abg. Rahn. Wenn Sie nur 
zum Schein bei uns geweſen ſind, dann haben diejenigen 
das richtige Empfinden gehabt, die in unſerer Fraktion 
geſagt haben: Rahn war niemals Sozialdemokrat. (Zu⸗ 
ruf.) Ich liebe es nicht, daß man ſich das, worüber man 
früher hier oder dort verhandelt hat, gegenſeitig vorhält. 
Herr Abg. Rahn (Abg. Hohnfeldt: Genoſſel), wenn ich 
von ſolchen Dingen Gebrauch machte, das Haus 


würde hoch aufhorchen. (Abg. Rahn: Los, los!) Deswegen 
habe ich in meiner Erklärung geſagt, „vorläufig, Herr 
Abg. Rahn, werde ich Ihnen auf dieſem Wege nicht folgen, 
aber ſollte es notwendig fein“ (Abg. Rahn: Gleich! ), nein, 
Herr Abg. Rahn, nur in der Abwehr wird das geſchehen. 


(Abg. Rahn: Raus, kommen Sie nicht mit Verdächti⸗ 
gungen!) Zunächſt will ich ein paar Proben geben, Herr 
Rahn, hat ſie ſelbſt heraufbeſchworen. Darauf zu ant⸗ 
worten, wird mein gutes Recht ſein. Herrn Abg. 
Arczynſki hat er unterſtellt, daß er geſagt habe, es ſei nicht 
möglich, dieſe durch das Geſetz eintretende Belaſtung durch 
eine Lohnerhöhung wettzumachen. Herr Abg. Rahn, es 
ijt zum Teil richtig, zum Teil falſch. Herr Abg. Arczynſki 
hat erklärt (Abg. Hohnfeldt: Genoſſe!), Ihrer? (Herter- 
keit.) Herr Abg. Arczynſki hat erklärt, daß in den Berufen, 
wo die Organiſation entſprechend gut ſei, ſich ein Aus⸗ 
gleich durch Lohnerhöhungen ſchaffen laſſe. (Abg. Rahn: 
Das iſt nicht wahr!) Daß es aber eine Reihe von Berufen 
gäbe, in denen dieſe Möglichkeit nicht beſteht. Herr Abg. 
Rahn hat vorhin den Zwiſchenruf gemacht, als ich ſprach 
und darauf hinwies, daß er die Verantwortung dafür mit⸗ 
trage, daß die zwangswirtſchaftsfreien Kreiſe von der Mp- 
gabe befreit blieben, darauf ſei er ſtolz. In ſeinen jetzigen 
Ausführungen hat er das noch einmal unterſtrichen. Herr 
Abg. Rahn, in dieſem einen Fall entbinden Sie mich viel⸗ 
leicht auch von dem üblichen Fraktionsgeheimnis. An 
dem Tage, als wir in der Fraktion zu dem Wohnungsbau⸗ 
geſetz Stellung genommen haben, haben wir eine Stunde 
gebraucht, um Herrn Abg. Rahn klarzumachen, daß die 
zwangswirtſchaftsfreien Räume in dem Geſetz enthalten 
ſind. Bei der ſonſtigen Intelligenz, die der Abg. Rahn 
an den Tag legt, habe ich mir geſagt, wie iſt es möglich, 
daß er das nicht herausleſen kann. (Er hat fih verſtellt! 
rechts.) Dann hat Herr Abg. Rahn ausdrücklich erklärt, 
er wolle, daß die zwangswirtſchaftsfreien Räume abgabe⸗ 
pflichtig gemacht werden (Abg. Rahn: Richtig!), davon 
hinge ſeine Haltung zum Geſetz ab. Am anderen Tage 
ſtellt ſich Herr Rahn hierher und erklärt, die Wirtſchaft 
könne das nicht tragen. (Abg. Rahn: Das habe ich nicht 
gejagt, erkundigen Sie fih, was ich gejagt habe!) Daß 
Sie den Mut haben, das heute abzuſtreiten, kann ich ver⸗ 
ſtehen, und zwar, weil dieſe Feſtſtellung Ihnen unangenehm 
iſt. Es bleibt trotzdem geſagt. (Abg. Rahn: Das habe ich 
nicht geſagt, Sie haben das draußen am Zaun gehört, weil 
Sie zu feige waren, meine Rede anzuhören!) Der Gegen⸗ 
ſatz beſteht fort. Wir ſind von der Erkenntnis ausgegangen, 
daß eine Mieterhöhung kommen wird, daran kann kein 
vernünftiger Menſch zweifeln. Da haben wir uns geſagt, 
wem ſoll dieſe kommende Mieterhöhung, auf die der Haus⸗ 
beſitz keinen Anſpruch hat, zukommen. Soll ſie dem Haus⸗ 
beſitz zugeführt oder der Allgemeinheit nutzbar gemacht wer⸗ 
den. Sollen Wohnungen für die Wohnungsloſen gebaut 
werden. Das iſt der Gegenſatz, um den es ſich gehandelt 
hat. Herr Abg. Rahn vertritt den Standpunkt, nicht den 
Wohnungsloſen ſoll geholfen werden, nicht Wohnungen 
ſollen geſchaffen werden, ſondern der Hausbeſitz iſt der⸗ 
jenige, der die kommende Mieterhöhung bekommen ſoll. 
(Hört, hört!) Das iſt der Gegenſatz zwiſchen uns und 
Herrn Rahn. Mit dieſer Feſtſtellung glaube ich, Herr Abg. 
Rahn, tun Sie am i wenn Sie fih zu der Blavier⸗ 
partei ſetzen. (Bravo! 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Liſchnewfki. 


Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Unſere Stellungnahme zu dem Geſetz iſt bekannt. Wir haben 
unſere Abänderungsanträge geſtellt und machen die An⸗ 
nahme des Geſetzes davon abhängig. Wir ſind alſo keine 
prinzipiellen Gegner des Wohnungsbaugeſetzes. Nehmen 
Sie unſere Anträge an, die die minderbemittelte Bevölke⸗ 
rung entlaſten, die die Laſten nicht tragen kann. Sie haben 
dann ein Wohnungsbaugeſetz und können den Kommuniſten 
nicht vorwerfen, daß ſie Gegner des Wohnungsbaugeſetzes 
ſeien. Aber zu den Sozialdemokraten möchte ich noch etwas 
ſagen. Herr Abg. Grünhagen hat mir hier Redensarten 
vorgehalten, die ich in der Gemeindevertreterſitzung von 
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(A) Ohra gemacht haben ſoll. (Abg. Grünhagen: Wollen Sie 
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das ſchriftlich haben?) Ich betrachte jedes Mittel für einen 
politiſchen Kampf als recht und billig, ſogar das Mittel, 
dem Gegner mit der Waffe in der Hand entgegenzutreten. 
Auf dieſem Standpunkt ſteht meine Fraktion und Partei. 
Sie benutzt aber nicht das gemeinſte Mittel der Lüge. 
Dieſes Mittel verwerfen wir. Das Mittel der Lüge ver⸗ 
wirft die Kommuniſtiſche Partei, weil es nicht fair iſt. 
Solche Kampfmittel lehnen wir rundweg ab. Wir treten 
dem Gegner Auge um Auge, Zahn um Zahn entgegen, 
aber das Mittel der Lüge verwerfen wir. Es bleibt der 
Sozialdemokratie überlaſſen, fich dieſes Mittels zu bedienen. 
Die Vergangenheit der Sozialdemokratie in der Kriegs⸗ 
zeit gegenüber der Arbeiterſchaft, die Vergangenheit der 
Sozialdemokratie nach der Kriegszeit in Deutſchland und 
Danzig bis heute, iſt ein Weg der Lüge. (Abg. Kreft: Sehr 
richtig!) Wir hatten in der Gemeindevertreterſitzung in 
Ohra einen Antrag betr. eine Wohnungszuweiſungs⸗Kom⸗ 
miſſion geſtellt. In Oliva und Zoppot beſtehen ſolche Kom⸗ 
miſſionen. In Ohra entſcheidet über eine Wohnungszu⸗ 
weiſung nur der Gemeindevorſteher. Wenn es auch ein 
Sozialdemokrat iſt, ſo ſtehen wir doch auf dem Standpunkt, 
daß nach unſerer Auffaſſung viele Unregelmäßigkeiten in 
Opra vorkommen. (Zwiſchenruf des Abg. Beyer.) Ich ver⸗ 
ſtehe, daß Sie Ihren Fraktionsgenoſſen in Schutz nehmen. 
Aber letzten Endes entſcheidet der Bürgermeiſter in Ohra, 
das hat er ſelbſt erklärt. (Abg. Beyer: Er hat nichts damit 
zu tun!) Weil uns das nicht richtig erſchien, haben wir den 
entſprechenden Antrag eingebracht. In meiner Rede habe 
ich kurz folgendes ausgeführt. Wir wünſchen eine gerechte 
Verteilung der vorhandenen Wohnungen, weil nach unſerer 
Auffaſſung Wohnungen, die aus Gemeindemitteln gebaut 
ſind, nicht richtig zugewieſen wurden. Wir wollten eine 
Wohnungszuweiſungs⸗Kommiſſion haben. Wenn das Woh⸗ 
nungsbaugeſetz abgelehnt wird, werden aus ſtaatlichen 
Mitteln Wohnungen gebaut werden müſſen. Wir ſtehen 
ebenſo wie der ganze Volkstag auf dem Standpunkt, daß, 
wenn das Wohnungsbaugeſetz abgelehnt wird, Mittel be⸗ 
ſchafft werden müſſen (Durch wen! rechts.), weil die Ar⸗ 
beiterſchaft Sie dazu zwingen wird. Das habe ich auch in 
der Gemeindevertretung erklärt. Da wir eine gerechte Ver⸗ 
teilung der gebauten Wohnungen haben wollen, wünſchen 
wir eine Wohnungszuweiſungs⸗Kommiſſion. Ich weiß nicht, 
ob es durch den Abg. Beyer geſchehen iſt oder durch den 
Tintenkuli, der dort ſtenographiert hat, jedenfalls iſt das, 
was dort geſprochen worden iſt, umgedreht worden. (Wahr 
iſt das! links.) Erlaſſen Sie mir perſönliche Bemerkungen. 
Bei uns ſpielen Perſonen keine Rolle, ſondern die Sache. 
Ich überlaſſe es den ſozialdemokratiſchen Vertretern, die 
Perſonenfrage in den Vordergrund zu ſchieben. Mit jochen 
Mitteln arbeiten wir nicht, wir arbeiten mit Mitteln, die 
gerecht find. Wir bekämpfen nicht die Perſon, ſondern die 
Sache. Wir weiſen aber zurück, daß uns Sachen unterſtellt 
werden, die nicht wahr ſind. 

Ich wollte nun noch ein paar Worte zu den Sozial⸗ 
demokraten über die Tätigkeit im Siedlungsausſchuß ſagen. 
Dort hat Herr Abg. Grünhagen geſprochen und auch Herr 
Abg. Rahn. Beides ſind meine politiſchen Gegner. Man 
wird ſich aber des Eindrucks nicht erwehren können, wenn 
hart auf hart kommt, da neigt ſich doch die Wage auf die 
Seite des Abg. Rahn. Ich nehme niemand in Schutz, dazu 
habe ich beine Urſache, es iſt aber mein objektiver Eindruck, 
den ich durch die Ausführungen bekommen habe. In der 
Nachkriegszeit haben Sie gejagt, 25 % des Verdienſtes der 
Vorkriegszeit wären ausreichend. Das drückt Ihnen das 
Mal des Judas auf die Stirn. Wenn Sie ſagten, daß 


25 % für die Arbeiterſchaft reichten, dann haben Sie die 
Arbeiterſchaft verraten. Es tut mir heute leid, daß in der 
denkwürdigen Vertrauensmännerverſammlung, als die Ar- 
beiterſchaft im Werftſpeiſehaus ſtürmiſch gegen die ergrau⸗ 
ten Gewerkſchaftsführer Stellung nahm, die Arbeiterſchaft 


demokratie in die Regierung einträte. 


nicht noch entſchiedener Front gegen dieſe Gewerkſchafts⸗ 
vertreter gemacht hat. Wir ſtellen nach alledem feſt, ich 
zitiere den Abg. Rahn dabei, der den Abg. Grünhagen 
und den Abg. Mathieu angeführt hat, daß Sie ſich in der 
Sozialdemokratiſchen Fraktion viel zuſchulden haben kom⸗ 
men laſſen. Das iſt wahr, das werden die Herrſchaften 
nicht abſtreiten können. Wenn ſich Herr Grünhagen hier 
hinſtellt und ſich veinwaſchen will, ſo hat man doch den Ein⸗ 
druck, als wäre hier ebenſo eine Barmat⸗Affäre, wie in 
Deutſchland. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) M. H.! 
Sie ſind auf Holzſchlorren nach Danzig gekommen, mit 
ausgefranzten Hoſen, heute ſind Sie Villenbeſitzer. Auf 
weſſen Koſten ſind Sie das geworden? Sie haben ſich 
auf Koſten der Arbeiterſchaft bereichert. 


Vizepräſident Splett: Herr Abg. Liſchnewſki, Sie 
haben den Abg. Grünhagen in Parallele mit einem noto⸗ 


riſchen Betrüger geſtellt. Ich rufe Sie deswegen zur 
Ordnung. (Abg. Spill: Der kann doch niemand beleidigen!) 


Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Ich habe erklärt, 
es riecht hier ebenſo nach einer Barmat⸗Affäre, wie in 
Deutſchland. Wehe der Arbeiterſchaft, wenn die Sozial⸗ 
Ebenſo wie die 
Deutſchnationalen und die Zentrumsfraktion die Arbeiter⸗ 
ſchaft ausgebeutet haben, würde es auch die Sozialdemo⸗ 
kratie machen. Davon ſind wir feſt überzeugt. Wir wer⸗ 
den ſtets der Arbeiterſchaft gegenübertreten und die Sozial⸗ 
demokratie als ärgſten Feind der Arbeiterſchaft hinſtellen. 
Die Vergangenheit hat es bewieſen, daß die Sozialdemo⸗ 
kratie ſich wohl Arbeiterpartei nennt, aber in demſelben 
Moment Arbeiterverrat begeht. Sie hat bis jetzt Arbeiter⸗ 
verrat getrieben. Zu ſolchen Mitteln greift die Sozial⸗ 
demokratie, ich ſpreche hier von dem Abg. Loops, der in 
dem Zeitungsartikel jo geſchrieben hat, als ob der Abg. 
Rahn gehirnkrank wäre. (Eine Schmutzigkeit ſonderglei⸗ 
chen! bei den Kommuniſten.) Ich kenne die ſchmutzige 
Stellungnahme der Sozialdemokratie. Wer beobachtet hat, 
wie klar denkend der Herr Abg. Rahn hier geſprochen hat, 
ich ſage es, obwohl ich ſein politiſcher Gegner bin, und mit 
welchen verwerflichen Mitteln in Verſammlungen und in 
der Preſſe gegen ihn gearbeitet wird, der muß ſagen, daß 
die Sozialdemokratie nicht für fih das Recht in Anſpruch 
nehmen kann, daß ſie es mit ihrer Politik ehrlich meint. 
Jedes Mittel, zu perſönlichen Vorteilen zu gelangen, iſt der 
Sozialdemokratie vecht. Ich weiß, es ſind noch verſchiedene 
Genoſſen in der Fraktion, die es auch nicht vergeſſen 
können, wie innerhalb der Sozialdemokratie gearbeitet 
wurde. Aber Sie laſſen ſich vom materiellen Standpunkt 
leiten, das iſt ja Ihr Verdienſt. Wo wollten dieſe Leute hin? 

Vizepräſident Splett: Herr Abgeordneter, ich rufe 
Sie zur Sache. Sie wollen ſich mehr an die Vorlage halten. 
(Zuruf des Abg. Raube.) 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Das waren nur 
ein paar kurze Züge, die notwendig ſind, Ihnen einmal die 
Maske vom Geſicht zu reißen. Daß die Sozialdemokratie 


in bezug auf das Wohnungsbaugeſetz nicht recht hat, zeigen 


die Trümmer, die Splitter, die ſich von Ihrer Fraktion 
losgelöſt haben. Hier ſchieden ſich die Geiſter. Die Herr⸗ 
ſchaften mögen es unter ſich abmachen, ob ſie es der Arbei⸗ 
terſchaft zumuten können, mit 100 Gulden Verdienſt den 
Monat zum Wohnungsbau beizutragen. Heute haben Sie 
bemerken können, daß man ſich langſam in eine Vorhaut 
zurückzieht. Heute hat man eine gewiſſe Angſt vor der 
Arbeiterſchaft und ſtellt Abänderungsanträge, die für die 
Liberale Fraktion unannehmbar ſind und ſagt: „Wir 
waſchen unſere Hände bezüglich des Wohnungsbaugeſetzes 
in Unſchuld.“ Das iſt keine reelle Politik. Wir Kommu⸗ 


niſten haben Ihnen gleich geſagt, was wir wollten. Wir 


treten Ihnen auch, wenn es ſein muß, mit der Waffe in der 
Hand entgegen. Man jol nicht mit ſolchen ſchematiſchen 
Mitteln arbeiten und ſich perſönliche Vorteile ſchaffen. Sie, 


(©) 


= 


D) 


(A 


— 


1426 


Volkstag Danzig. — 99. Sitzung. Mittwoch, den 25. März 1925. 


[(Liſchnewſki, Abgeordneter.) 

Herr Abg. Grünhagen, nahmen ſich vorhin das Recht her— 
aus, für die Arbeiterſchaft zu ſprechen. Sie haben ſich zum 
mindeſten auch auf Koſten der Arbeiterſchaft bereichert. 
(Heiterkeit.) 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Liſchnewſki, Sie 
haben dem Herrn Abg. Grünhagen zum zweitenmal eine 
Bereicherung vorgeworfen. Ich rufe Sie zum zweitenmal 
zur Ordnung. (Abg. Raube: Seien Sie nicht ſo nervös, 
die Regierungskoalition mit der Sozialdemokratie iſt noch 
nicht fertig.) 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.) Wir machen unſere 
Stellungnahme zum Wohnungsgeſetz von der Annahme 
unſerer Anträge abhängig. Muten wir Ihnen zuviel zu, 
wenn wir ſagen, alle diejenigen, die nicht 200 Gulden ver⸗ 
dienen ſind von der Wohnungsbauabgabe befreit? Das 
bedeutet für den ſchaffenden Menſchen, der mehrere Mo- 
nate lang arbeitslos geweſen, ift, 50 Gulden die Woche. 
Wenn Sie etwas mehr in Ihren Beutel griffen, ſo ginge 
es bei einigem guten Willen. Sie mögen ja ſagen, wir 
leiden an der Wirtſchaft. Ob ich es Ihnen glaube, iſt eine 
andere Sache. Wenn Sie wollten, könnten Sie das Woh— 
nungsbaugeſetz mit unſeren Abänderungsanträgen an⸗ 
nehmen, ohne der Wirtſchaft bedeutend zu ſchaden. Sogar 
der Senat hat erklärt, nehmen Sie das Wohnungsbau- 
geſetz auch mit den Abänderungsanträgen an. Dann haben 
Sie nicht eine Verſchlechterung, ſondern eine Erleichterung. 
(Bravol) 

Vizepräſident Splett: Wortmeldungen liegen nicht 
mehr vor, die Allgemeinbeſprechung iſt geſchloſſen. Zu 
einer perſönlichen Bemerkung gemäß $ 53 der Gejchäfts- 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): M. D. u. H.! Der 
Herr Abg. Grünhagen hat es in ſeiner Rede vorhin für 
notwendig gehalten, meine Ausführungen bezüglich des 
Ausſpruches des Herrn Abg. Arczynſki in der Fraktions⸗ 


(B) ſitzung der Sozialdemokratiſchen Partei als unwahr zu be⸗ 


zeichnen. Ich bin deshalb genötigt, die Bemerkung ſo zu 
wiederholen, wie ſie gefallen iſt. Auf die Frage, ob denn 
die Gewerkſchaften die Lohnerhöhung durch die gemert- 
ſchaftlichen Mittel erkämpfen könnten, bemerkte Abg. Reek: 
„Natürlich werden ſie das können, die Arbeitgeber müſſen 


die höheren Löhne zahlen,“ worauf Abg. Arczynſki jagte: 


Es iſt unmöglich, bei dem gegenwärtigen Zuſtand der Ge⸗ 
werkſchaften einen Lohnkampf zu führen. (Hört, hört!) Was 
wir in den letzten zwei Jahren erzielt haben, haben wir 
nur durch Bluff erzielt. (Hört, hört! — Zuruf des Abg. 
Grünhagen.) Herr Abg. Grünhagen hat ferner darauf 
aufmerkſam gemacht, daß ich in der betreffenden Fraktions⸗ 
ſitzung eine außerordentlich lange Leitung gehabt und mich 
ſehr ſchwer verſtändlich geſtellt hätte. Es hätte eine Stunde 
gedauert, um mir einen Paragraphen des Wohnungsbau⸗ 
geſetzes klarzumachen. Nicht bei mir dauerte es eine Stunde, 
um mir über den Paragraphen Klarheit zu verſchaffen, 
ſondern um anderen Leuten den Paragraphen klarzu⸗ 
machen. Ich wies darauf hin, daß der § 2 in ſeinem Wort⸗ 
laut derart unklar wäre, daß ein geſchickter Inhaber von 
Betriebseinrichtungen, Scheunen, Speichern uſw., ſich aus 
dieſem § 2 um die Zahlung der Mietſteuer drücken könnte, 
weil daraus eine Zahlungspflicht nicht zu erſehen ſei. Den 
Herren Grünhagen und Genoſſen war es unverſtändlich, 
daß dieſer Paragraph tatſächlich die Möglichkeit bot. Es 
bedurfte erſt des Abg. Müller, der Juriſt iſt, um den Herren 
klarzumachen, daß dieſer Paragraph ungenau iſt. Ich be⸗ 
dauerte nur, daß Herr Abg. Kamnitzer als zweiter Juriſt 
nicht in der Fraktionsſitzung anweſend war, damit er das 
den Herren ebenfalls klarmachte. Es iſt eine Ironie der 
Weltgeſchichte, daß aus derart ungenauen geſetzlichen For⸗ 
mulierungen große Errungenſchaften des Volkes, wie ſie 
1848 in Preußen und Deutſchland waren, zugrunde ge⸗ 
gangen ſind. Da die Herren Sozialdemokraten, die im 
Siedlungsausſchuß arbeiten, die Geſetze nicht auf ihre Ge⸗ 


La 


nauigkeit prüfen, ſondern ſofort darauf hineinfallen, wenn (0) 


ihnen etwas vorgelegt wird, was dem Schein nach gut iſt, 
glaubte ich, meine derzeitigen Fraktionsgenoſſen auf die 
Fußangeln des Paragraphen aufmerkſam machen zu müſſen. 
Die Herren haben durch die Abſtimmung bewieſen, daß ſie 
erſt der Mieterhöhung zugeſtimmt haben und ſich dann die 
Wohnungsbauabgabe im Geſetz niederſtimmen ließen. 

Nun hat Herr Abg. Grünhagen noch bemerkt, ich hätte 
geſagt, ich wäre darüber erfreut, daß es mir geglückt ſei, 
das Geſetz in der zweiten Leſung zu Fall zu bringen. (Abg. 
Grünhagen: Du haſt nur ein klein wenig mitgeholfen!) 
Nennen Sie mich ruhig Sie, ich lege keinen Wert darauf, 
von Ihnen geduzt zu werden. (Allgemeine Heiterkeit.) 
Er hat mir dabei unterſtellt, daß ich mich darüber gefreut 
habe, daß die Beſteuerung der Betriebe aus dem Geſetz 
herausgekommen ſei. Der Herr Abg. Grünhagen hat vor— 
hin durch ſeine Bemerkungen, daß ich beſonders darauf 
hingewieſen habe, daß die Unternehmer in dem Geſetz nicht 
genügend feſtgelegt wären, bewieſen, daß ſeine Ausführun— 
gen nicht der ehrlichen Wahrheit entſprachen, ſondern daß 
er Kniffe und Tricks gebraucht hat, um jetzt ſeine ver— 
waſchene Haltung richtigzuſtellen oder zu entſchuldigen. 
Nun hat Herr Abg. Grünhagen geglaubt, darauf hinweiſen 
zu müſſen, daß er ſich vorbehalte, zu gegebener Zeit, wenn 
Angriffe auf die Fraktion erfolgen, um die kann es ſich ja 
immer nur handeln, mit Gegenangriffen zu operieren. Ich 
habe Herrn Abg. Grünhagen zugerufen, weshalb wollen 
wir damit warten, nur immer gleich heraus. Ich fordere 
Herrn Abg. Grünhagen auf, in der morgigen Sitzung des 
Volkstages bei dem § 1 des Geſetzes, bei dem Gelegenheit 
gegeben iſt, ſich noch einmal mit der ganzen Angelegenheit 
zu beſchäftigen, mit der Sprache herauszukommen, ſonſt 
erkläre ich, daß er ſehr leichtſinnig in ſeinen Ausdrücken iſt, 
daß ein ſolches Spiel mit ſolchen Verdächtigungen zum 
mindeſten verwerflich iſt. Wenn Herr Abg. Grünhagen 
ein ſo reines Oberhemde hat, wie ich, kann er ſich glücklich 
ſchätzen. Es wird niemand in der Sozialdemokratiſchen 
Partei, der Partei, der ich bisher angehört habe, es wird 
niemand in Danzig geben, der in der Lage iſt, mich mit 
Schmutz zu bewerfen. Wohl aber gibt es Leute in der 
Sozialdemokratiſchen Partei, in bezug auf die der Frak— 
tionsvorſitzende, Abg. Gehl, nach einem Ausſpruch in einer 
Fraktionsſitzung ſchwere Bedenken hatte, und aus dieſem 
Grunde ſollten perſönliche Angriffe gegen andere Perſonen 
nicht erhoben werden. Ich bleibe Ihre Angriffe erwartend. 
(Zu gelegener Zeit! links.) Ich bleibe die Angriffe Ihrer 
Fraktionskollegen erwartend und ſage Ihnen (Abg. Spill: 
Die geben ſich mit Ihnen nicht ab!), daß niemand unter 
Ihnen iſt, der mir auch nur im geringſten eine unmoraliſche 
Handlung, geſchweige denn etwas anderes nachweiſen kann. 
Aber ich werde vielleicht ſchon morgen Gelegenheit nehmen, 
Ihnen einen Ausſpruch aus der letzten Fraktionsſitzung 
vorzuhalten, für den Sie geradeſtehen ſollen. Es iſt leicht, 
jemand zu beſchuldigen, daß er von einem anderen mit 
15 000 Gulden beſtochen iſt, und danach ſeine Meinung ein⸗ 
zurichten. Das bringt man nur in der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Fraktionsſitzung vor, wenn man nach Gründen ſucht, 
um eins der bisherigen Mitglieder in der Öffentlichkeit 
mierig zu machen. Aber Sie ſollen das vor einem Danziger 
Richter wiederholen, wenn Sie ſich nicht hinter Ihre Im⸗ 
munität verſtecken. Alſo heraus mit der Sprache! Der 
Parteivorſitzende Brill hat Ihnen den Vorwurf gemacht, 
daß Sie beſtechlich ſind. (Hört, hört! rechts.) Ich habe 
mir das nicht zu eigen gemacht, ich habe ſogar zu Ihnen 
privat geſagt, ich fände es leichtſinnig, eine derartige Be⸗ 
hauptung aufzuſtellen. Aber Ihnen iſt der Vorwurf ges 
macht worden. Ich glaube, daß Sie jetzt annehmen, mit 
gleichen Mitteln operieren zu können. Jedenfalls ſehe ich 
einem Angriff mit Vergnügen entgegen. Suchen Sie zu 
infamieren, Sie infamieren ſich dadurch ſelbſt am meiſten. 
(Abg. Raube: Jetzt kommt alles raus!) 
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Vizepräſident Splett: Zu einer perſönlichen Bemer⸗ 
kung hat das Wort Herr Abg. Arczynſki. (Zwiſchenruf des 
Abg. Raube.) Herr Abg. Raube, jetzt hat der Herr Abg. 
Arczynſki das Wort. 

Arczynſki, Abgeordneter (S. P. D.): M. ſehr geehrten D. 
u. H.! Der Herr Abg. Rahn hat behauptet, anläßlich der 
Beratung des Wohnungsbaugeſetzes hätte ich in einer Frak⸗ 
tionsſitzung geſagt, daß die Gewerkſchaften in Danzig nicht 
in der Lage wären, die ausgerechneten 5 Pfennig Lohn⸗ 
erhöhung, die in Frage kämen, wenn das Geſetz in der zwei⸗ 
ten Leſung angenommen worden wäre, wettzumachen. Das 
iſt unwahr, und zwar will ich Ihnen gleich erzählen, was 
ich geſagt habe. M. D. u. H.! Jeder, der auch nur einiger⸗ 
maßen Ahnung vom wirtſchaftlichen Leben hat, weiß, daß 
ſich unſere Arbeitnehmerſchaft in zwei Gruppen teilt, in die 
eine, die für den Innenmarkt produziert, und die andere, 
die für den Weltmarkt arbeitet. Die Bedingungen für die 
Arbeiterſchaft, die für den Innenmarkt produziert, ſind 
leichter, weil ſie ſich allen ſteuerlichen Maßnahmen leichter 
anſchließen können. Die übrige Arbeiterſchaft, die für den 
Weltmarkt produziert, muß mit unerhört vielen Momenten 
venen, die der Innenmarkt nicht kennt. Daher ift der 
Widerſtand der Unternehmer, die ihre Produkte auf den 
Weltmarkt werfen, naturgemäß gegenüber der Arbeiter⸗ 
ſchaft größer, als der Widerſtand etwa der Buchdruckerei⸗ 
beſitzer in Danzig, die nur Danziger Zeitungen drucken 
uſw., oder ſagen wir der Bäcker, die das Brot für die Dan⸗ 
ziger Bürger backen. Dieſes Einmaleins ſollte nach meiner 
Auffaſſung auch Herr Rahn kennen. Ich habe geſagt, daß 
die notwendige Lohnerhöhung durchaus wettzumachen ſein 
werde. Allerdings werde das nicht gleichmäßig mit einem 
Ruck auf der ganzen Linie der Fall ſein. Die Berufe, die 
für den Innenmarkt prduzieren, und dabei natürlich auch 
gewerkſchaftlich gut geſtellt ſeien, würden die 5 Pfennig 
Lohnerhöhung ſchneller wettmachen, als die übrigen, die 
für den Innenmarkt produzieren und dabei natürlich auch 
ich möchte ſagen, entweder hat Herrn Rahn das Gedächtnis 
verlaſſen, oder wenn er bei ſeiner Behauptung bleiben 
ſollte, hat er bewußt die Unwahrheit geſagt, wenn er mir 
unterſtellt, ich hätte geſagt: „Die Gewerkſchaften haben das, 
was ſie in den letzten zwei Jahren erreicht haben, nur durch 
Bluff erreicht!“ (Abg. Rahn: Wörtlich haben Sie das ge- 
jagt, Arczynſki!) Eine ſolche Behauptung kann nur jemand 
machen, der von der gewerkſchaftlichen Tätigkeit ſoviel ver⸗ 
fent, 75 eine bunte Kuh von der Geometrie. (Sehr gut! 
inks. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Hohnfeldt. 8 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): Es wird hier im 
Hauſe behauptet, daß einzelne Parteien kein Intereſſe an 
der Abſtimmung hätten. Ich möchte dem in der Geſchäfts⸗ 
ordnung widerſprechen und möchte ſagen, daß jeder ein 
Intereſſe an dem Zuſtandekommen eines Wohnungsbau⸗ 
geſetzes hat. Es ſoll aber jedem Gelegenheit gegeben 
werden, vernünftig dazu Stellung zu nehmen. Nachdem 
wir alle möglichen perſönlichen Reden gehört haben und 
von dem eigentlichen Thema weit entfernt ſind, und da 
auch inzwiſchen neue Anträge eingelaufen ſind, ſchlage ich 
Vertagung um eine halbe Stunde vor. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Spill. x 

Spill, Abgeordneter (S.P.D.): Ich weiß nicht, von 
welcher Seite der Ausdruck gefallen iſt, daß irgendeine 
Partei kein Intereſſe an der Abſtimmung hätte. Ich kann 
nur ſagen, daß meine Fraktion ſehr ſtark an der Abſtim⸗ 
mung intereſſiert iſt. Da das der Fall iſt, und da leider 
wegen der vorgerückten Zeit ein Teil meiner Fraktions⸗ 
mitglieder zu Verſammlungen hat gehen müſſen, und im 
ganzen noch ſechzig Abſtimmungen vorzunehmen ſind, be⸗ 
antrage ich Vertagung auf morgen mit ſofortigem Beginn 
der Abſtimmungen. 


Vizepräſident Splett: Sie haben den Antrag gehört, (C) 


der offenbar weitergehend iſt als dex Antrag Hohnfeldt. 
Ich werde das Haus befragen, zu welchem Antrag es ſich 
bekennt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Ich möchte wiſſen, 


wieſo jetzt nicht weiter getagt werden ſoll. Die eine Partei 
will eine halbe Stunde vertagen, die andere ganz. Wir 
können doch gleich in der Abſtimmung fortfahren. 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Rahn ſtellt den 
dritten Antrag, die Abſtimmung ſofort zu beginnen. Ich 
werde zuerſt über den Antrag des Abg. Spill, heute zu ver⸗ 
tagen, abſtimmen laſſen. Wer dafür iſt, heute Schluß zu 
machen, ſo daß die Weiterberatung bzw. Abſtimmung mor⸗ 
gen beginnt, bitte ich, fih vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Nachdem unfer weiter- 
gehende Antrag abgelehnt wurde, würde ich dringend 
bitten, eine Pauſe eintreten zu laſſen. Ich trete deshalb 
noch einmal für den Antrag des Herrn Abg. Hohnfeldt ein 
und bitte, ihm zuzuſtimmen. 

Vizepräſident Splett: Wir kommen zur Abſtimmung 
über den Antrag des Herrn Abg. Hohnfeldt. Wer dafür ift, 
daß eine halbe Stunde Pauſe gemacht wird, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
der Antrag iſt angenommen und die Vertagung um 
eine halbe Stunde beſchloſſen. i 

(Bertägung der Sitzung 7 Uhr 55 Minuten.) 


Die Sitzung wird 8 Uhr 40 Minuten durch den Vize- 
präſidenten Gehl eröffnet. 

Vizepräſident Gehl: Ich eröffne die vertagte Sitzung. 
Wir kommen zur Abſtimmung. M. D. u. H.! Nach dem, 
was ich feſtgeſtellt habe, werden ungefähr 55 bis 56 Ab- 
ſtimmungen notwendig ſein. (Abg. Raube: Bravo!) Ich 
möchte hierbei um Ihre werte Unterſtützung bitten. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Der Herr amtierende 
Präſident hat verkündet, daß wir zur Abſtimmung kommen. 
Nach der Geſchäftsordnung dieſes Hohen Hauſes ſind in 
der dritten Leſung nach der allgemeinen Beſprechung die 
einzelnen Paragraphen aufzurufen und über ſie die Be⸗ 


ſprechung zu eröffnen. Nach unjerer Hausordnung haben 


wir alſo die Beſprechung über § 1 zu eröffnen, ſie ſtatt⸗ 


finden zu laſſen, zu ſchließen und nachdem ſie geſchloſſen 
iſt, zur Abſtimmung zu kommen. 

Vizepräſident Gehl: Ich danke für die Belehrung. Ich 
hätte ſo verfahren, auch wenn die Belehrung nicht erfolgt 
wäre. Die allgemeine Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zur Einzelabſtimmung. 

Ich rufe auf § 1 der Vorlage, Druckſache Nr. 1190, 
Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beſprechung über den 
§ 1 ift geſchloſſen. Zum § 1 liegen zunächſt drei Abände⸗ 
rungsanträge vor. Ich werde in folgender Reihenfolge ab⸗ 
ſtimmen laſſen: zunächſt über den Abänderungsantrag 
Hohnfeldt, Druckſache Nr. 1245, alsdann über den erſten 
Teil des Abänderungsantrages Druckſache Nr. 1227 und 
dann über die Druckſache Nr. 1232. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Abänderungsantrag des Herrn Abg. 
Hohnfeldt u. Gen., zu § 1, Druckſache Nr. 1245: 

Wir beamtragen: 
1. Der § 1 erhält folgende Faſſung: P 
(§ 1.) Zur Aufbringung von Geldmitteln zum 
Wohnungsbau wird ein Zuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer vom 1. April 1925 ab erhoben. 
2. hinter § 1 find folgende neue Paragraphen einzu- 
ügen: 


; S 1a. Dan, í 

Der Zuſchlag zur Einkommenſteuer wird bei 

5 monatlichen Einkommen bis 250 G nicht er- 
hoben. 


(D) 
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(Vizepräſident Gehl.) 
Der Zuſchlag zur Einkommenſteuer beträgt bei 
einem moyatlihen Einkommen i 
von 251 G bis 500 8, 1% des Einkommens, 


* 


bis 750 0 2% „ 7 
bis 1000 G 3 Vo m n 
bis 1500 G 5 Jo n 7 
bis 2500 G 7 Mo: n „ 

über! en 10% 5, ” 
Able 


Die durch dieſen Zuſchlag zur Einkommenſteuer 


erbrachten Geldmittel find ausſchließlich zum Bau 
neuer Wohnungen unter ganz beſonderer Berück⸗ 


ſichtigung des Klein⸗ und Eigenſiedlerbaues zu ver⸗ 


wenden, und zwar in Form von zinsloſen Darlehen 


oder Darlehen zu niedrigem Zinsfuß. 


G. 
Dieſer Zuſchlag zur Einkommenſteuer wird zu⸗ 
mächſt bis zum 80, RT 1926 erhoben. 
0 


ide 2 
Die näheren Ausführungsbeſtimmungen zu 
dieſem Geſetz erläßt der Senat. 


& 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung 
im Kraft. 
3. Das Geſetz ſoll folgende Überſchrift erhalten: 
„Geſetz zur Bekämpfung der Wohnungsnot. 
(Wohnungsbaugeſetz.)“ 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr. Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Ich würde vorſchlagen, 
zunächſt über die Mietwertabgabe abzuſtimmen und erſt 
dann über die Erhöhung der Mieten. Sonſt erleben wir 
es wieder wie bei der zweiten Leſung, daß die Miete er⸗ 
höht wird und die Mietwertabgabe fällt. Das ſind alles 
Abänderungsanträge zu § 1, weil die anderen Paragraphen 
für die zweite und dritte Leſung vorhanden ſind. (Zuruf 
des Abg. Kurowſki.) Man kann nicht gut für die Miet⸗ 
wertabgabe ſtimmen, wenn man zuerſt für die Erhöhung 
der Mieten ſtimmt. Sonſt erlebt man dasſelbe, was bei der 
zweiten Leſung des Geſetzes war. Darum iſt es zweckmäßig, 
daß alles, was zum §! gehört, zuerſt die Mietwertabgabe 
erledigt wird und dann die entſprechende Erhöhung der 
Miete. 

Vizepräſident Gehl: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. S0 z.): Ich beantrage über 
§ 1 namentliche Abſtimmung. 

Vizepräſident Gehl: Ich habe veranlaßt, daß den 
Fraktionsführern eine Zuſammenſtellung über die ein⸗ 
gereichten Anträge übergeben worden iſt. Ich glaube, wir 
bringen alles durcheinander, wenn wir jetzt dem Antrage 
des Herrn Abg. Rahn folgen. Ich würde Sie dringend 
bitten, meinem Vorſchlage zuzuſtimmen. Da aber ein ge⸗ 
ſchäftsordnungsmäßiger Antrag vorliegt, bin ich ver⸗ 
pflichtet, über ihn abſtimmen zu laſſen. Wer den Antrag 
Rahn annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das ift die Minderheit, der Antrag Rahn ift 
abgelehnt. Es bleibt bei meinem Vorſchlage. Wir ſtimmen 
ab über den Antrag Hohnfeldt zu § 1, Druckſache Nr. 1245. 
Wenn ich nicht irre, hat Herr Abg. Hohnfeldt namentliche 
Abſtimmung beantragt. Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen zur 
namentlichen Abſtimmung über den Antrag, Druckſache 
Nr. 1245. Ich bitte die Stimmzettel einzuſammeln. (Ge⸗ 
ſchieht.) Wünſcht noch jemand eine Karte abzugeben? Das 
ſcheint nicht der Fall zu ſein. An ihr beteiligt haben ſich 
77 Damen und Herren!), mit Ja 18, mit Nein 59; der 

) Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Bergmann, Budma- 
kowſki, Döll, Harnau, Herrmann, Hoffmann, Hohnfeldt, Klapps, 
Kreft, Laſchewſkt, Lehmann, Dr. Lembke, Liſchnewſwki, Nordwig, 
Polſter, Raſchke, Raube, Schulz. 

Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Böcker, Böhm, Bro⸗ 
dowſki, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Dahsler, Doerkſen, Dyck, 
Ediger, Ehm, Eichholtz, Dr Eppich, Evert, Falkenberg, Fiſcher 
(Paul), Förſter, Formell, Glombowſki, Grundmann, Guttzeit, 
Dabel, Hennke, Hoppe, Janzen, Kalähne, Karkutſch, Klawitter, 
Knoblauch, Kuntz, Kurowffi, Lietzau, Lück, Mayen, Meyer, 


Mroczkowſki, Neubauer, Dr Neumann, Penner, Philipſen, Rahn, 


Antrag Hohnfeldt iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur (0) 


Abſtimmung über den Abänderungsantrag Schmidt / 
Kurowfki zu § 1, Druckſache Nr. 1227 unter 1. und 2.: 
ken Abſatz 1 und Abſatz 2 des § 1 erhalten folgende 

Faſſung: ; 

1. Für ſämtliche Gemeinden wird der Mietzins für 
Wohnräume für die Zeit vom 1. April 1925 ab 
auf 80 v. H. der Friedensmiete (val. $ 1 a) als 
geſetzliche Miete feſtgeſetzt. 

2. Bei Läden, Geſchäftsräumen, Büroräumen und 
Werkſtätten, die mit Wohnungen im räumlichen 
Zusammenhang ſtehen und den mit ihnen im Su- 
ſammenhang ſtehenden Wohnungen ſelbſt erhöht 
fich die geſetzliche Miete aus Abſatz 1 um 25 v. 9. 
er Friedensmiete. í 

(Abg: Hohnfeldt: Über ſämtliche Abänderungsanträge zum 
§ 1 ift namentliche Abſtimmung beantragt!) Zur Geſchäfts⸗ 


ordnung hat das Wort Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b. k. F.): Namentliche Abſtim⸗ 
mung kann nicht ein für allemal beantragt werden, ſondern 
gilt nur für den jeweiligen Antrag. Meine Auffaſſung iſt 
vorhin von der Mehrheit des Hauſes abgelehnt worden, 
deshalb iſt es notwendig, jetzt zu jeder Abänderung nament⸗ 
liche Abſtimmung zu beantragen. 

Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Dr. Treichel. 

Dr. Treichel, Abgeordneter (D. Nat.): Nach meiner 
Anſicht iſt es nur möglich, für ſämtliche Anträge nament⸗ 
liche Abſtimmung zu beantragen, wenn das ſchriftlich ge- 
ſchieht. Der Präſident hat dann den Zettel mit den An⸗ 
trägen auf namentliche Abſtimmung zu den §§ 1, 2, 3 uſw. 
in Händen, aber trotzdem muß in jedem einzelnen Falle 
feſtgeſtellt werden, ob die Unterſtützung ausreicht. 

Vizepräſident Gehl: Ich möchte dazu erklären, daß es 
auch meine Auffaſſung iſt, daß zu jedem einzelnen Ab⸗ 
änderungsantrag ein Antrag auf namentliche Abſtimmung 
geſtellt werden muß. Ich muß dann immer fragen, ob die 
Unterſtützung da ijt. (Abg. Hohnfeldt: Ich beantrage 
wiederum namentliche Abſtimmung!) Wir find ſchon in der 
Abſtimmung. (Abg. Hohnfeldt: Es hat eben jemand zur 
Geſchäftsordnung geſprochen, dann kann ich auch dazu 
ſprechen!) Ich hatte bei dem erſten Antrage des Abg. Hohn- 
ſeldt gedacht, daß er namentliche Abſtimmung über den 
erſten Antrag beantragte. Wenn er ſeinen Antrag fo ge- 
meint hatte, wie er ausgeführt hat, bleibt nichts anderes 
übrig, als die Unterſtützungsfrage zu ſtellen. Es iſt nament⸗ 
liche Abſtimmung beantragt. Wird der Antrag unterſtützt? 
(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus, wir ſtimmen aljo 
namentlich über den von mir genannten Abänderungs⸗ 
antrag, Druckſache Nr. 1227, ab. Ich bitte, die Stimmen 
einzuſammeln. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben? Das ſcheint nicht der Fall zu ſein, die 
Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 66 Damen 
und Herren!) beteiligt. Davon ſtimmten mit Ja 62, mit 
Rohde, Richter, Sawatzki, Schede, Schilke, Schmi be 
S0 en Ser, Sa S rene 
Dr. Wagner, Weiß, Dr Wendt, Weſſalowfki, Wisniewfki, 


Dr. Ziehm. i 
Nicht anweſend waren: Abg. Arczynſki, Arndt, Bahl, Beyer, 
Dr. (Albert), Falk (Martha), Fiſcher 


2 12 25 0 197% Falk 
Julius), Fooken, Gaikowſki, Gebauer, Gehl, Gerick, Gründe en, 
Jedwablſki, Joseph, Dr. Kamnitzer, Karſcheffki, T TEAN 
Kloßowſki, Dr. Kubacz, Landmann, Qangowjti, Leu, Loops, Maier, 
I ant ee e 1 pe an: Müller, 
r. Pamecki, Plettner, Reef, Rehberg, Retzkowſki, Schmidt 
(Eduard), Spill, Werner, Wierſchowfki. i j 
) Geftimmt haben mit „Ja“: Abg. Böcker, Böhm, Bro- 
dowſki, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Dahsler, Doerkſen, Dyck, 
Ediger, Ehm, Eichholtz, Dr. Eppich, Evert, Falkenberg, Fiſcher 
(Paul), Förſter, Formel, Gaikowſki, Glombowfki, Grundmann, 
Guttzeit, Habel, Hennke, Herrmann, Hoppe, Janzen, Kalähne, 
Karkutſch, Klawitter, Knoblauch, Kuntz, Kurowski, Dr Lembke, 
Lietzau, Lück, Mathieu, Mayen, Meyer, Mroczkowſki, Neubauer, 
Dr. Neumann, Peuner, Philipſen, Rohde, Richter, Sawatzki, 
Schede, Schilke, Schmidt (Robert), Schütz, Schwegmann, Semrau, 
Senftleben, Splett, Dr Treichel, Dr Wagner, Weiß, Dr. Wendt, 


Weſſalowſki, Wisniewski, Dr Ziehm. 


~ 
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(Vizepräſtdent Gehl) 


() Nein 4. Der Antrag ift angenommen. Wir kommen zur 


(B) 


Abſtimmung über Druckſache Nr. 1232: 
In § 1 ift hinter Abſatz 4 folgender Abſatz 4a zu 
Ma Von der Erhöhung der Mietabgabe gemäß 8.1 
Abſatz 1a und b find alle diejenigen befreit, welche 
ein monatliches Einkommen von nicht mehr als 
200 Gulden haben. Dieſe Summe erhöht ſich für 
jedes unterhaltungsberechtigte Kind um 50 Gulden 
pro Monat. 
Antrag des Abg. Raſchke und Fraktion zu § 1. (Abg. 
Raube: Wir beantragen namentliche Abſtimmungl!) Es ift 
namentliche Abſtimmung beantragt. Wird der Antrag 


unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung veicht aus. Ich 


bitte, die Stimmkarten einzuſammeln. (Geſchieht.) Wünſcht 
noch jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, 
die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 99 
Damen und Herren!) beteiligt, davon ſtimmten 60 mit 
Nein, 39 mit Ja; der Antrag Raſchke iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen jetzt ab über den § 1 der Vorlage, Druckſache 
Nr. 1190. (Abg. Splett: Mit der Abänderung! — Abg. 
Rahn: Wenn ich den Herrn amtierenden Vizepräſidenten 
recht verſtanden habe, wird er jetzt über die Abſchnitte 3 bis 
5 des § 1 der zweiten Leſung abſtimmen laffen. Abſchnitt 1 
und 2 haben die Anderung durch Annahme des Antrages 
Nr. 1227 erfahren!) Ganz recht, wir ſtimmen über den 
Reſt des § 1 ab. Antrag auf namentliche Abſtimmung iſt 
nicht geſtellt, wir kommen alſo zur gewöhnlichen Abſtim⸗ 
mung. Die Damen und Herren, die dieſen Reſt des § 1 
annehmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. § 1 iſt angenommen. Es 
iſt nun beantragt, einen neuen § 1a einzufügen. Da 
werden wir zuerſt über den Abänderungsantrag Grün⸗ 
hagen, Druckſache Nr. 1241 zu Nr. 1190, abſtimmen: 
Hinter $ 1 iſt folgender § 1a einzufügen: 
a § la. 
1. Der im § 1 Abſatz 2 feſtgeſetzte geſetzliche Mietzins 
gilt bei Wohnräumen, welche im der Zeit vom 1. Januar 
1917 bis 30. Juni 1918 bezugsfertig geworden ſind, und 
bei Mieträumen, welche nicht als Wohnräume benutzt 
werden (Läden, Geſchäftsräume, Büroräume, Werkſtätten 
und ähnliche wirtſchaftlich genutzte Räume), als geſetzliche 
Mindeſtmiete. 


Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. B un, Lehmann, 
Nordwwig, ahn baben mit „Nein“: Abg. Bergmann, Lehman 

Nicht anweſend waren: Abg. Arczynſki, Arndt, Bahl, Beyer, 
Dr. Bing, Dr. Vlabier, Brill, Bukmakowfki, Döll, Salt (Alber, 
Falk (Martha), Fischer (Julus), Fooken, Gebauer, Gehl, Geric, 
Dr. Kamnitzer Karſcheffki, Slappa, Klingenberg, Kloßowſti, Kreft, 
Grünhagen, Hanou, Hoffmann, Hohnfeldt, Jedwabſki, Joseph, 
Dr. Kubncz, Landmann, Latıgeiofti, Laſchewſe, Len, Liſchnebofti, 
Loops, Maier, Maher e d Mocan ti, Doim, Mint 55 
Dr. Panecki, Plettner, Polſter, Raſchke, Raube, Neef, Rehberg, 
Baht Schmidt (Eduard), Schulz, Spill, Werner, Wier⸗ 
ſchowfki. 


*) Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Arczynſki, Bergmann, 
Beyer, Dr. Bing, Brill, Bukmakowſki, Döll, Fiſcher (Julius), 
Booten, Gehl, Gerick, Grünhagen, Harnau, Hoffmann, Hohnfeldt, 
Joſeph, Dr Kamnitzer, Karſchefſki, Klapps, Klingenberg, Kreft, 
Laſchewſki, Lehmann, Dr. Lembke, Leu, Liſchnewſki, Loops, Mali- 
kowſki, Mau, Müller, Nordwig, Plettner, Rahn, Raſchke, Raube, 
Reek, Schmidt (Eduard), Schulz, Spill. F 

Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Böcker, Böhm, Bro⸗ 
domjfi, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Dahsler, Doerkſen, Dyck, 
Ediger, Ehm, Eichholtz, Dr. Eppich. Evert, Falkenberg, Fiſcher 
(Paul), Förſter, Formell, Gaikowſti, Glombowfki, Grundmann, 
Guttzeit, Habel, Hennke, Herrmann, Hoppe, Janzen. Kalähne, 
Karkutſch, Klawitter, Knoblauch, Kuntz, Kurowfki, Lietzau, Lück, 
Mathieu, Mayen, Meyer, Mroczkowſki, Neubauer, Dr., Neumann, 
Penner, Philipſen, Richter, Sawatzki, Schede, Schilke, Schmidt 
(Robert), Schütz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, Splett, 
Dr. Treichel, Dr Wagner, Weiß, Dr. Wendt, Weſſalowfki, Wis⸗ 
niewffi, Dr. Ziehm. 

Nicht anweſend waren: Abg. Arndt, Bahl, Dr. Blavier, Falk 
(Albert), Falk (Martha), Gebauer, Jedwabſki, Kloßowſki, Dr. Ru- 
baca, Landmann, Langowſki, Maier, Dr Moczynfki, Mohn, 
Dr. Panecki, Polſter, Rehberg, Retzkowſki, Rohde, Werner, Wier- 
ſchowfki. í 


i 


2. Über die Höhe der zu zahlenden Miete entſcheidet 
im Streitfalle das zuständige Mieteinigungsamt unter 
Berückſichtigung etwa beſtehender Verträge und der Be- 
ſtimmungen dieſes Geſetzes. . 
3. Die übrigen Beſtimmungen der $E 1 und 3 finden 
entſprechende Anwendung. r 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Spill. 
Spill, Abgeordneter S. P. D.): Ich beantrage nament- 
liche Abſtimmung. ` 
Vizepräſident Gehl: Wird der Antrag unterſtützt? 
(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen zur 
namentlichen Abſtimmung. Ich bitte, die Stimmzettel ein⸗ 
zuſammeln. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand eine Karte 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. An ihr beteiligt haben ſich 99 Damen und 
Herren“), davon ſtimmten mit Ja 35, mit Nein 63, eine 
Stimmenthaltung. Der Antrag Grünhagen iſt abgelehnt. 
Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über den ie A 
rungsantrag der Abg. Schmidt⸗Kurowfki, $ la der Drud- 
ſache Nr. 1227: i 
II. Hinter § 1 find folgende Paragraphen bzw. Be- 
ſtimmungen neu einzuſchalten: ' 
3 1a. (Berechnung der Friedensmiete.) 
1. Als Friedensmiete im Sinne dieſes Geſetzes gilt der 
gemeine Mietwert nach dem Stande vom 1. Juli 1914. 
2. Bei der Feſtſtellung des gemeinen Mietwertes it in der 
Regel von dem Mietzins auszugehen der für die mit 
dem 1. Juli 1914 beginnende Mietzeit vereinbart war, 
nach Abzug der etwa in dieſer Miete enthaltenen, im 
§ 1 beſonders aufgeführten Nebenkoſten, inſoweit nicht 
beſondere Verhältniſſe eine anderweitige Feſtſetzung 
berechtigt erſcheinen laffen. Im Streit oder Zwei⸗ 
felsfalle entſcheidet über die Höhe des gemeinen Miet⸗ 
wertes nach dem Stande vom 1. Juli 1914 auf Antrag 
des Vermieters, des Mieters oder der Gemeinde 
behörde das zuſtändige Mieteinigungsamt, inſonder⸗ 
heit in ſolchen Fällen, in denen eine Miete nicht ver⸗ 
einbart war oder Gebäude oder Gebäudeteile nach 
dem 1. Juli 1914 bezugsfertig geworden ſind. 
3. Die Umrechnung der Friedensmiete in die Danziger 
Guldenwährung erfolgt in der Weiſe, daß eine Gold⸗ 
mark = 1,25 Danziger Gulden zu ſetzen ift. : 
Der Senat kann nähere Beſtimmungen über die Er⸗ 
mittlung und Feſtſetzung der Friedensmiete oder des 


ms 


e gemeinen Mietwertes erlaſſen. 
Die Damen und Herren, die dieſen $ 1a annehmen wollen, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, der § 1a iſt angenommen, Wir kommen nun 
zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag Grünhagen 
und Fraktion auf Druckſache Nr. 1242, ſoweit $ 1 b in 
Frage kommt: 
Hinter § 12 (Druckſache Nr. 1241) ift folgender § 1b 
einzufügen: 


S 1b. 

1. Der geſetzlichen Miete oder der geſetzlichen Min⸗ 
deſtmiete unterliegen nicht Neubauten oder durch Um- 
oder Einbauten neu geſchaffene Gebäudeteile, die nach 
dem 1. Juli 1918 bezugsfertig geworden find, es feil denn, 
daß dieſe Bauten mit Beihilfen aus öffentlichen Mitteln 
hergeſtellt ſind. (Zu vgl. § 8 Abf. 8.) 


*) Geſtimmt haben mit „Ja“: „Abg. Arczynſki, Beyer, 
Dr. Bing, Brill, Buckmakowfki, Böll, Fiſcher, J., Fooken, Gehl, 
Gerick, Grünhagen, Hoffmann, Joſeph, Dr. Kamnitzer, Karſchewfki, 
Klapps, Klingenberg, Kreft, Laſchewfki, Leu, 11 mewſki, Loops, 
Malikotofki, Mathieu, Mau, Mroczkowſki, Müller, Plettner, 
Rahn, Raſchke, Raube, Reek, Schmidt, E., Schulz, Spill. 

„. Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Bergmann, Boecker, 
Böhm, Brodowfki, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Dahsler, 
Doerkſen, Dyck II, Ediger, Ehm, Eichholtz, Dr. Eppich, Evert, 
Falkenberg, Fiſcher, P., Förſter, Formel, Gaikowſki, Glombowfki, 
Grundmann, Guttzeit, Hennke, Habel, Harnau, Herrmann, 
Hoppe, Janzen, Kalähne, Karkutſch, Klawitter, Knoblauch, Frau 
Kuntz, Kuropwſki, Lehmann, Lietzau, Lück, Mayen, Meyer, Neu 
bauer, Dr. Neumann, Nordwig, Penner I,, Philipſen, Rohde, 
Richter, Sawatzki, Schede, Schilke, Schmidt, R., Schütz, Schweg⸗ 
mann, Semrau, Senftleben, Splett, Dr. Treichel, Dr Wagner, 
Weiß, Dr Wendt, Weſſalowſki, Wisniewſki, Dr. Ziehm. 

Der Stimme enthielt ſich: Abg. Dr. Lembke. To > 

Nicht anweſend waren: Abg. Arndt, Bahl, Dr Blavier, Falk, 
Frau Falk, Gebauer, Hohnfeldt, Jedwabſki, Kloßowſki, Dr. Kubacz, 
Landmann, Langowſki, Maier, Moczyn ki, Mohn, Dr. Panecki, 
Polſter, Rehberg, Retzkowſki, Werner, Wierſchowſfki. 


00 


(D) 


(A) 


(B) 
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Volkstag Danzig. — 99. Sitzung. 


Mittwoch, den 25. März 1925. 


(Vizepräſident Gehl.) 

2. Mieter, welche auf Grund dieſes Geſetzes zu er⸗ 
höhten Mietzahlungen verpflichtet ſind, können von 
etwaigen Untermietern eine angemeſſene Heraufſetzung 
der Untermiete von dem gleichen Zeitpunkt verlangen, ſo⸗ 
fen eine ſolche Heraufſetzung der Untermiete billig er⸗ 
cheint. Dieſe Beſtimmung findet entſprechende Anwen⸗ 
dung, wenn ein Grundſtückseigentümer Teile ſeiner 
eigenen Wohnung abvermietet hat. Im Streitfalle ent⸗ 
ſcheidet das Mieteinigungsamt. 

Die Damen und Herren, die dieſen Antrag Grünhagen 
annehmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag Grünhagen 
iſt abgelehnt. 

Wir kämen nun zur Abſtimmung über den Mbande- 
rungsantrag § 1b der Druckſache Nr. 1227, Ziffer 1 und 2. 
Dazu liegt zunächſt ein Abänderungsantrag Raſchke und 
Fraktion vor, Druckſache Nr. 1233. Wir müſſen alſo zuerſt 
über den Abänderungsantrag Raſchke abſtimmen: 

Ib, Abſatz 1 find für die Worte „1. Januar 1917“ 
die Worte „1. Januar 1925“ zu ſetzen. 

Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der An⸗ 
trag iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag Schmidt⸗Kurowſki zu § 1b der 
Druckſache Nr. 1227: 


§ 1b. 

1. Der geſetzlichen Miete unterliegen nicht Neubauten 
oder durch Um- oder Einbauten neu geſchaffene Ge- 
bäudeteile, die nach dem 1. Januar 1917 bezugsfertig 
worden find, es ſei denn, daß diefe Bauten mit Bei- 
len aus öffentlichen Mitteln hergeſtellt find. (Zu 
vall $ 1 k Ziffer 8.) i 

Mieter, welche auf Grund dieſes Geſetzes zu erhöhten 
Mietzahlungen verpflichtet ſind, können von etwaigen 
Untermietern eine angemeſſene Heraufſetzung der 
Untermiete von dem gleichen Zeitpunkt verlangen, ſo⸗ 
fern eine ſolche Heraufſetzung der Untermiete billig 
erſcheint. Dieſe Beſtimmung findet entſprechende An⸗ 
wendung, wenn ein Grundſtückseigentümer Teile 
ſeiner eigenen Wohnung abvermietet hat. Im Streit⸗ 
falle entſcheidet das Mieteinigungsamt. 

Die Damen und Herren, die dieſen Antrag annehmen 

wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 

Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. 

Wir kommen nun zur Abſtimmung über die Abände⸗ 
rungsanträge zu § le, und zwar haben wir zuerſt abzu⸗ 
ſtimmen über den Abänderungsantrag Grünhagen, Drud- 


| Se} 


Hinter § 1b (Druckſache Nr. 1242) ift- folgender 
§ 1e einzufügen: 
Abſchnitt II. 


Abgabe zum Wohnungsbau. 


18 
I., Die Gemeinden find berechtigt und verpflichtet, 
eine. eee, e nach nachfolgenden Vorſchriften 

u erheben. 

12 Der Abgabe unterliegen alle Gebäude oder Ge⸗ 
bäudeteile, die der fade eee der geſetzlichen Miete oder 
der geſetzlichen Mindeſtmiete gemäß Abſchnitt J dieſes 
Geſetzes unterworfen! ſind. 

Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der An- 
trag Grünhagen iſt abgelehnt. 

Wir ſtimmen dann ab über den Abänderungsantrag 
Schmidt⸗Kurowſki zu § 1c zur Druckſache Nr. 1227, 
Ziffer 1 und 2: . ; 


$ le, 0 i 
1. Die Gemeinden find berechtigt und verpflichtet, eine 
Wohnungsbauabgabe nach nachfolgenden Vorſchriften 

zu erheben. vi 
2. Der Abgabe unterliegen alle Gebäude oder Gebäude⸗ 
teile, die gemäß Abſchnitt T § 1 dieſes Geſetzes der 
Feſtſetzung der geſetzlichen Miete unterworfen find. 
Verzeihung, Herr Abg. Dr. Blavier hatte ſich zum Wort 
gemeldet. Wünſchen Sie noch das Wort? (Abg. Dr. 


Blavier: Jawohl! — Abg. Schütz: Es hat ja keinen Zweckl) 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Ich wollte bei 
dieſem $ ic, der die Verpflichtung zur Wohnungsbauabgabe 
feſtſtellt, noch einmal konſtatieren, daß die von Herrn Dr. 


Ziehm vertretene Auffaſſung oder die Verſicherung, daß der 
beſagte Kuhhandel zwiſchen den Deutſchnationalen und 
den Liberalen nicht ſtattgefunden habe (Das glauben Sie 
doch ſelbſt nicht! rechts.), kaum glaubwürdig iſt. Es hat 
jich doch gezeigt ... . (Zwiſchenrufe rechts und links. — 
Unruhe.) Herr Rechtsanwalt Neumann .... 

Vizepräſident Gehl: Ich bitte, die Herren Abgeord— 
neten nicht mit ihrem Titel zu nennen. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Herr Kollege Dr. 
Neumann hat in ſehr ernſten Tönen bei der Etatsberatung 
erklärt, die Ehre der Partei hinge daran, daß abgebaut 
würde und daß beſonders bei dem Etat des Innern 300 
Polizeibeamte abgebaut werden müßten. (Abg. Hennke: 
Das iſt unwahr, das hat er nicht geſagt!) Im Ausſchuß 
hat ſich die Partei bei der Abſtimmung der Stimme ent⸗ 
halten, alfo die Annahme der Etats ermöglicht. Das wäre 
zunächſt feſtzuſtellen. Zweitens möchte ich noch in letzter 
Stunde den Herren vom Zentrum etwas zur Kenntnis 
geben, wozu ich um ſo mehr verpflichtet bin, als hier von 
den Verfechtern des Geſetzes behauptet worden iſt, die 
Tätigkeit bei der Propaganda gegen das Geſetz wäre weiter 
nichts als Machination, als Hetze geweſen. (Sehr richtig! 
rechts.) Die Bevölkerung wäre von der Partei und von 
mir aufgehetzt worden. i 

Daher möchte ich für mich das Recht in Anſpruch 
nehmen, das Herrn Senator Dr. Leske gewährt wurde, ich 
möchte einen Brief verleſen, der unterzeichnet iſt: „Für 


(©) 


viele Bürger, hochachtungsvoll Franz Hewelt, Gr. Hoſen⸗ 


nähergaſſe 7.“ Dieſer Herr hat einen Brief an die Re⸗ 
daktion des „Danziger Volksblattes“ geſchrieben. Die 
Redaktion hat klugerweiſe dieſen Artikel nicht aufgenom- 
men. Der Artikel, den der Herr geſchrieben hat, trägt die 
Überſchrift: „An den Herrn Verfaſſer des Artikels „Schluß 
mit den fruchtloſen Proteſten“. Da ſagt der Verfaſſer: 
Nicht nur meine Anſicht iſt es, ſondern die Anſicht 
vieler anderer katholiſcher Bürger, daß es noch nicht 
genug der Proteſte find, die gegen das Wohnungsbau. 
geſetz ſtattgefunden haben. Nein, es fehlt nach unſerer 
Anſicht noch ein „Proteſt“ der katholiſchen Landwirte. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe), Hauseigentümer, Gewerbe⸗ 
tveibenden und auch der katholiſchen Mieter aus dem 
ganzen Freiſtagtgebiet Danzig, um dann auch gleich- 
zeitig feſtzuſtellen, ob diefe Schichten mit dem Vyr- 
gehen unſerer Zentrumspartei einperſtanden find. 
Denn nach allem, was bis jetzt geſchehen iſt, müſſen 
wir annehmen: Die Danziger Zentrumspartei vertritt 
lediglich die Intepeſſen der Mieter und ſcheint auf dem 
Standpunkt zu ſtehen, daß die Zentrumswähler aus. 
ſchließlich den Mieterkreiſen angehören, Anders können 
wir es uns nicht denken. Und wenn es ſo weiter geht, 
dann muß doch einmal eine Proteſtperſammlung jtatt- 
finden, wie ſie hier eingangs erwähnt wird, und bei 
ioler Vepſammlung kann es daun vielleicht Pat 
„Hie Zentrum“, „Hie katholiſche Vereinigung!“ Was 
meinen Sie, Herr F. St., wer wird denn fitr folh, eine 
Zerſplittevung die Verantwortung tragen? Nicht um⸗ 
ſonſt ſagte uns geſtern ein katholiſchev Bürger, der 
gleichzeitig ein fleißiger Handwerker. und kleiner 
Hauseigentümer iſt: „Man könnte faſt an ſeinem 
katholiſchen Glauben zweifeln; denn wenn man ſieht, 
daß nicht nur katholiſche Abgeordnete, ſondern auch 
katholiſchen Senatoren, darunter auch Geiſtliche, ein 
ſolches Ausnahmegeſetz fordern, aljo ein Ausnahmegeſetz 
übelſter Art gegen den Hauseigentümer gerichtet, dann 
kann man zweifeln.“ Sie, Herr F. Sti, werden nun 
wohl einwenden: „Wer ſo leicht an ſeinem Glauben 
zweifelt, der hat einen ſchwachen Glauben“ oder ähnlich. 
(Zwiſchenruſe.) Ja, es mag fein, aber wozu die Ver⸗ 
anlaſſung. Ich ſtehe allein auf dem Standpunkt, daß 
der Feind gegen meinen katholiſchen Glauben ebenjo 
ſtark von rechts als von links ift.. 
Der Betreffende ſchließt dann: 
Wir haben Ihnen nun die Strömung verraten und 
werden alles andere abwarten. Ich ſelbſt bim Leſer des 
„Danziger Volksblattes“ nahezu 30 Jahre. 
Das dürfte wohl die Stimmung in Ihren Kreiſen genü⸗ 
gend illuſtrieren. (Andauernde Zwiſchenrufe, Unruhe und 
Heiterkeit.) 


(D) 
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(B 


— 


Volkstag Danzig. — 99. Sitzung. Mittwoch, den 25. März 1925. 


Bizepräfident Gehl: Das Wort hat Herr Abg. Dr. 
Neumann. . a 

Dr. Neumann, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! 
Ich muß um Entſchuldigung bitten, wenn ich in dieſer vor⸗ 


gerückten Stunde noch einige Augenblicke um Ihr Gehör 


bitte. Herr Abg. Dr. Blavier hatte eben die Freundlichkeit, 
mich zu apoſtrophieren. Er glaube aus den Ausführungen 
in meiner Etatsrede darauf ſchließen zu können, daß ein 
Kuhhandel zwiſchen meiner Fraktion und der Deutſchnatio⸗ 
nalen Fraktion ſtattgefunden hätte. (Abg. Raube: Viel⸗ 
leicht waren Sie verreiſt! — Abg. Müller: Iſt das notariell 
gemacht worden?) M. D. u. H.] Dieſe Außerung des 
Herrn Dr. Blapier entbehrt jeder Grundlage. Es iſt nicht 
wahr, daß dieſes Geſetz mit irgendwelchen Vereinbarungen 
bezüglich des Etats verknüpft worden iſt. (Hört, hört! 
rechts.) Es wird ſich bei den weiteren Beratungen über 


den Etat im Plenum die Unwahrheit deſſen erweiſen, was 


Herr Abg. Dr. Blavier hier eben vorgetragen hat. (Hört, 


hört! links.) 


Vizepräſident Gehl: Wortmeldungen liegen nicht mehr 
vor. Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über den Abände⸗ 
rungsantrag Schmidt / Kurowski zum § 1, Druckſache 
Nr. 1227. Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Abänderungsantrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der An⸗ 
trag iſt angenommen. Ich rufe die Abänderungsanträge 
zu § 1 d auf. Das Wort hat Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Bei dieſem 


Paragraphen haben wir den Abänderungsantrag geſtellt, 


daß der Hauseigentümer für ſeine eigene Wohnung von 
der Steuer befreit ſein ſoll. (Aha! links.) Bei einer 
Mietzinsſteuer ſollten diejenigen, die auf dem Standpunkt 
des Privateigentums ſtehen, nicht vergeſſen, daß der Haus⸗ 
eigentümer nicht Mieter iſt. Wir verſtehen, wenn Herr 
Abg. Mroczkowſki auf dieſem Standpunkt ſteht, aber die 
Herren von der Rechten werden doch den Unterſchied 
zwiſchen Eigentümern und Mietern erkennen. Dann 
möchte ich vor allem auch dem Herrn Pfarrer aus Bohnſack 
vor die Augen führen, daß er es kaum verantworten kann, 
dafür zu ſtimmen, daß der Hauseigentümer von dieſer 
Steuer erfaßt wird; denn ſeine Wähler ſitzen in Schiewen⸗ 
horſt. (Lauter, lauter! rechts.) Gerade dort, wo Sie ge⸗ 
wählt ſind, hat der Hauseigentümer kaum einen Mieter, 
vielleicht einen oder zwei. Der wird am empfindlichſten 
getroffen, wenn er für ſeine verfallene Bude, die er für 
ſeine eigene Perſon bewohnt, die Abgabe entrichten muß. 
Die Fiſcher werden ſich bei Ihnen bedanken, wenn Sie 
hier das Eigentumsrecht in ſolcher Weiſe behandeln. (Abg. 
Böhm: Kümmern Sie ſich nicht um meine Fiſcher!) 
Vizepräſident Gehl: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur 
Abſtimmung. (Abg. Raube: Und das Theater ſieht fih die 
Danziger Bevölkerung an!) Ich bitte die Sache nicht zu 
erſchweven, Herr Abg. Raube. Wir ſtimmen jetzt ab über 
den Abänderungsantrag Grünhagen, 1d auf Nr. 1240. 


Hinter 8 1e l(Druckſache Nr. 1243) ift folgender 


§ 1 d einzufügen: 94 4 

1. Abgabepflichtig find ſämtliche Grundſtücks⸗ 
eigentümer, deren Gebäude oder Gebäudeteile der 
geſetzlichen Miete oder der geſetzlichen Mindeſtmiete 
gemäß Abſchnitt I dieſes Geſetzes unterliegen oder 
im Falle einer Vermietung unterliegen würden. 

— e ſind ferner nach den Beſtim⸗ 
mungen der 88 1 und 2 diejenigen Grundſtückseigen⸗ 
tümer, deren Grundſtücke der geſetzlichen Miete oder 
der Wiese Mindeſtmiete nicht unterliegen, ſofern 
die Wohnungen und Geſchäftsräume in der Zeit vom 


1. Juli 1918 bis 31. Dezember 1923 bezugsfertig ge⸗ 
worden find. ; 
3. § 3 dieſes Gef 
des ſteuerpflichtigen 
wendung. i 


es findet für die Feſtſetzung 
etrages entſprechende UAn 
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4. Es kann jedoch bei Mieträumen, welche der 
geſetzlichen Mindeſtmiete unterliegen, auf Antrag des 
Grundſtückseigentümers, falls dieſes für den Antrags 
ſteller günſtiger iſt als die bisherige Einſchätzung der 
Friedensmiete, die Friedensmiete im der Weiſe be- 
rechnet werden, daß die Mieteinigungsämter nach 
1 S von amtlichen Schätzungsſtellen den ge⸗ 
meinen Wert der Gebäude oder Gebäudeteile ein- 
ſchließlich des Grund und Bodens nach dem Stande 
vom 1. Sul 1914 feſtſtellen und hiervon eine 6 pro⸗ 
zentige Verzinſung als Friedensmiete im Sinne die⸗ 
ſes Geſetzes feſtlegen. 

5. Steht der Ertrag eines der Abgabe nach § 5 
unterliegenden Gebäudes oder Gebändeteils einem 
anderen als dem Grundſtückseigentümer zu, fo haftet 
dieſer für die Abgabe, und zwar als Geſamtſchuldner 
mit dem Grundſtückseigentümer. 


(©) 


6. Soweit ein Abgabepflichtiger feinen Verpflich⸗ À 


tungen aus dieſem Geſetz nicht nachkommt, haftet für 
die Abgabe auch das Grundſtück. 

7. Hat der Abgabepflichtige bis zum Tage der 
Fälligkeit der Steuer die geſetzliche Miete oder 
Mindeſtmiete nicht erhalten, ſo hat er der Steuer⸗ 
behörde innerhalb einer Woche anzuzeigen, daß der 
Mieter trotz zweimaliger ſchriftlicher ung ſei⸗ 
ner Verpflichtung zur Zahlung der Miete nicht oder 
nicht in vollem Umfange nachgekommen iſt. 

8. Auf Verlangen der Steuerbehörde hat der 
Abgabepflichtige glaubhaft zu machen, daß er ſeiner 
Verpflichtung zur zweimaligen Mahnung nachge⸗ 
kommen iſt. 

9. In dieſem Falle iſt ein der 5 ent- 
ſprechender Teil der Miete von dem im Verzug ge- 
kommenen Mieter im Verwaltungszwangsverfahren 
einzuziehen. Einreden aus dem Mietverhältnis kann 
der Mieter der Steuerbehörde gegenüber nicht gel⸗ 
tend machen. E 

10. Erfolgt die Anzeige nicht innerhalb der im 
Abſatz 7 angegebenen Friſt, ſo bleibt der Abgabe⸗ 
pflichtige für die Abgabe haftbar. 

5 Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Grün⸗ 
hagen. 


Grünhagen, Abgeordneter (S. P. D.): 
namentliche Abſtimmung. i 


Vizepräſident Gehl: Wird der Antrag unterſtützt? 
(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. (Abg. Rahn: 
Es ſcheint ein Mißverſtändnis vorzuliegen. Der Präſident 
ſagte: „Wir ſtimmen ab über Abänderungsantrag, Druck⸗ 
ſache Nr. 1244.) Druckſache Nr. 1240 habe ich geſagt. Ich 
bitte die Stimmen einzuſammeln. (Geſchieht.) Hat noch 


Ich beantrage 


jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die 


Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr beteiligt haben ſich 
86 Damen und Herren“) davon ſtimmten mit Ja 26, mit 
Nein 60; der Antrag Grünhagen iſt abgelehnt. Wir wür⸗ 
den jetzt über den Abänderungsantrag 1 d der Druckſache 
Nr. 1227 abſtimmen. Dazu liegen aber drei Abänderungs⸗ 
anträge vor, über die wir zuerſt abſtimmen müſſen. Wir 


„ ) Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Beyer, Dr. 
Bing, Brill, Fiſcher, J., Fooken, Gehl, Gerick, Grünhagen, 
Joſeph, Dr. Kamnitzer, Karſchewſki, Klingenberg, Dr. Lembke, 
Leu, Malikowſki, Mathieu, Mau, Mroczkowſki. Müller, Nord- 


wig, Plettner, Rahn, Reek, Schmidt, E., Spill. 


Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Böcker, Böhm, Brodowf 
Bürgerle, Dr. ; 
Ediger, Ehm, Eichholtz, Dr. Eppich, Evert, Falkenberg, Fiſcher, 
P., Förſter, Formell, Gaikowſki, Glombowſki, Grundmann, Gutt- 
zeit, Hennke, Qabel, Hama, Herrmann, Hohnfeldt, Hoppe, 
Janzen, Kalähne, Karkutſch, Klawitter, Knoblauch, Fr. Kuntz, 
Kurowſki, Lietzau, Lück, Mayen, Meyer, Neubauer, Dr. Nen- 
mann, Penner I, Rohde, Richter, Sawatzki, Schede, Schilke, 
Schmidt, R., Schütz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, Splett, 
Dr. Treichel, Dr. Wagner, Weiß. Dr. Wendt, Weſſalowſki, 
Wisniewski, Dr Ziehm. 

Nicht anweſend waren: Abg. Arndt, Bahl, Bergmann, Dr. 
Blavier, Buckmakowſki, Döll, Falk, Fr. Falk, Gebauer, Hoji- 
mann, Jedwabſki, Klapps, Kloßowfti, Kreft, Dr. Kubacz, Land- 
mann, Langowͤſki, Qaf m Lehmann, Liſchnewſki, Loops, 
Maier, Dr. Moczynſki, Mohn, Dr. Panecki, Philipſen, Polſter, 
te Raube, Rehberg, Retzkowſki, Schulz, Werner, Wier- 

hofft. i $ 5 


(D) 


ki, 
Bumke, Burandt, Dahsler, Doerkſen, Dyck II, 
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Volkstag Danzig. — 99. Sitzung. Mittwoch, den 25. März 1925. 


(Vizepräſident Gehl.) 
4) kommen zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag 
Blavier, Druckſache Nr. 1248: j ig 
1. Unter § td ift zu Ziffer 1 als zweiter Abſatz Hingi 
zuſetzen: 


Die bon dem Hauseigentümer in ſeinem eigenen 


Haufe bewohnten Räume bleiben von der Steuer frei. 
Die Damen und Herren, die dieſen Antrag annehmen 
wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag 
Grünhagen⸗Fooken, Druckſache Nr. 1251: 
t Wir beantragen, der Volkstag wolle folgende Ande⸗ 
rung beſchließen: 
Ziffer 1a. 5 g 
Abgabepflichtig ſind ferner diejenigen Grund⸗ 
Weite and e deren Grundſtücke der geſetzlichen 
Miete nicht unterliegen, ſofern die Wohnungen und 
Geſchäftsräume in der Zeit vom 1. Juli 1918 bis 
31. Dezember 1923 bezugsfertig geworden ſind. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Grün⸗ 
hagen. . 
Grünhagen, Abgeordneter (S. P. D.): Es ift in dem An⸗ 
trage ein Schreibfehler unterlaufen. Ich bitte in der 
dritten Zeile die Worte „und Geſchäftsräume“ zu ſtreichen. 
Im übrigen beantrage ich namentliche Abſtimmung. 
Vizepräſident Gehl: Es ſcheint alſo ein Druckfehler 
vorzuliegen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Rahn. | 
Rahn, Abgeordneter (b.k.Fr.): Mündliche Abänderung 
gedruckter und geſchriebener Anträge iſt nicht zuläſſig. Wenn 
die Abänderung vorgenommen werden ſoll, muß ein ſchrift⸗ 
lich formulierter Antrag eingereicht werden, über den be⸗ 
ſonders abzuſtimmen iſt. 


Vizepräſident Gehl: Hier kommt der Abänderungs⸗ 
antrag zur Druckſache Nr. 1251: „In der dritten Zeile ſind 
z die Worte „und Geſchäftsräume“ zu ſtreichen.“ Herr 
G Kollege Grünhagen, ich möchte darauf aufmerkſam machen, 
daß wir poſitiv abſtimmen. Ich möchte vorſchlagen, daß 
über die Worte „und Geſchäftsräume“ beſonders abge⸗ 
ſtimmt wird. Wollen Sie das zur Geſchäftsordnung bean⸗ 
tragen? (Jawohl! links.) Herr Abg. Grünhagen hat zur 
Geſchäftsordnung beantragt, daß über die Worte „und Ge⸗ 
ſchäftsräume“ beſonders abgeſtimmt wird. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Ich habe Bedenken 
gegen dieſes Verfahren, weil es unmöglich iſt, in Zukunft 
ſo zu verfahren, wie es vom Präſidium vorgeſchlagen wird. 
Man ſtimmt immer poſitiv ab, wenn ein Antrag da iſt. 
Der Abänderungsantrag wird angenommen oder abge⸗ 
lehnt. Dann ſind die beiden Worte, wie in dieſem Falle, 
geſtrichen. Man kann nicht aus einem Paragraphen zwei 
Worte herausgreifen und darüber getrennt abſtimmen. 
Da wird der Begriff der poſitiven Abſtimmung verkannt. 


Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Treichel. i 


Dr. Treichel, Abgeordneter (D. Nat.): Ich möchte doch 


dem Herrn Abg. Rahn recht geben. Ich glaube, man darf 


nicht immer ſo rigoros ſein und die negative Faſſung über⸗ 


haupt ablehnen. Wenn ein vollſtändiger Abſatz vorhanden 


iſt, kann wohl ein Satz geſtrichen werden. Ich möchte dem 


Vorſchlag des Abg. Rahn beitreten. i 

Bizepräfident Gehl: Das können wir machen. Wenn 
gegen den erſten Antrag des Abg. Grünhagen kein Wider⸗ 
ſpruch erfolgt, können wir über dieſen Antrag abſtimmen. 
Widerſpruch erfolgt nicht. Dann ſtimmen wir über den 


Abänderungsantrag Grünhagen ab, der die Worte „und 
Geſchäſtsräume“ in der Druckſache Nr. 1251 geſtrichen 
haben will. Ich bitte die Damen und Herten, die dafür 
ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
ijt die Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. Wir kom⸗ 


Dyck II, Ediger, Ehm, Eichholtz, Falkenberg, Fiſcher, P., 


men zur Abſtimmung über den ſo abgeänderten Abände⸗ 
rungsantrag Druckſache Nr. 1251. (Abg. Grünhagen: 
Dafür habe ich namentliche Abſtimmung beantragt.) Wird 
der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung 
reicht aus. Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung. 
Ich bitte die Stimmkarten einzuſammeln. (Geſchieht.) 
Wünſcht noch jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall, dann ſchließe ich die Abſtimmung. An ihr haben 
fich 93. Damen und Herren!) beteiligt. Davon ſtimmten mit 
Ja 45, mit Nein 46, ein Abgeordneter hat ſich der Stimme 
enthalten, eine Stimme iſt ungültig. Der Antrag Grün⸗ 


hagen iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung 


über den Abänderungsantrag Druckſache Nr. 1250 der 
Abg. Eichholtz, Schmidt, Kurowfki. 
Wir beantragen: 
Im § 14d bei Ziffer 5 in der 4. Zeile das Wort „zwei⸗ 
maliger“ zu ſtreichen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Mehrheit. Der Antrag ift ange- 
nommen. Wir kommen nun zur Abſtimmung über den 
jo geänderten Abänderungsantrag Schmidt⸗Kurowſki, 
§ 14, Druckſache Nr. 1227: A 


8 1d. 

1. Abgabepflichtig find ſämtliche Grundſtückseigen⸗ 
tümer, deren Gebäude oder Gebäudeteile der geſetz⸗ 
lichen Miete gemäß Abſchnitt I § 1 dieſes Geſetzes 
unterliegen oder im Falle eimer Vermietung unker⸗ 
liegen würden. 

. 1a dieſes Geſetzes findet für die Feſtſetzung des 
ſteuerpflichtigen Betrages entſprechende Anwendung. 

Steht der Ertrag eines der Abgabe nach § Ic 
unterliegenden Gebäudes oder Gebäudeteiles einem 
anderen als dem Grundſtückseigentümer zu, To 


% 0 


haftet dieſer für die Abgabe, und zwar als Geſamt⸗ 


ſchuldner mit dem Grundſtückseigentümer. 0 

Soweit ein Abgabepflichtiger feinen Verpflich- 

tungen aus dieſem Geſetz nicht nachkommt, haftet 

für die Abgabe auch das Grundſtück. 

Hat der Abgabepflichtige bis zum Tage der Fällig⸗ 
keit der Steuer die N etzliche Miete nicht erhalten, 
ſo hat er der Steuerbehörde innerhalb einer 115 
anzuzeigen, daß der Mieter trotz ſchriftlichey Mah⸗ 
nung feiner Verpflichtung zur Zahlung den Miete 
nicht 1 5 nicht in vollem Umfange nachgekom⸗ 
men iſt. 

6. Auf Verlangen der Steuerbehörde hat der Abgabe⸗ 

pflichtige glaubhaft zu machen, daß er ſeiner Ver⸗ 
pflichtung zur zweimaligen Mahnung nachgekom⸗ 


men iſt. 

In dieſem Falle iſt ein der Abgabe entſprechender 
Teil der Miete von dem in Verzug gekommenen 
Mieter r 
ziehen. Einreden aus dem Mietverhältnis kann der 
1 der Steuerbehörde gegenüber nicht geltend 
machen. 


*) Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Arczynſti, Beyer, 
Dr Bing, Brill, Buckmakowſki, Döll, Evert, Fiſcher, I, Foerſter, 
Foofen, Formell, Gaikowſki, Gehl Gerick, Grünhagen, Harnau, 

offmamn, Hoppe, Joſeph, Dr. Hamnitzer, e Klapps, 

Klingenberg, Kreft, Fr. Kuntz, Laſchewſki, Leu, Liſchnekoſki, Mali- 
kowſki, Mathieu, Mau, Mroczkowſki, Müller, Dr. Neumann, 
Plettner, Rahm Raſchke, Raube, Reek, Richter, Schilke, Schmidt, 
G., Schulz, Spill, Wisniewski. > 

Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Böcker, Böhm, Bro⸗ 
domiti, Bürgerle, Dr. Bumfe, Burandt, Dahsler, 1 8 

om⸗ 

boſpſki, Grundmann, Guttzeit, Hermit, Habel, Herrmann, Janzen, 
Kalähne, Karkutſch, Klawitter, Knoblauch, Kurowſki, Lietzau, 
Mayen, Meyer, Neubauer, Penner I, Philipfſen, Rohde, Sa- 
watzki, Schede, Schütz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, 
Splett, Dr. Treichel, Dr. Wagner, Weiß, Dr. Wendt, Weſſalowfki, 
Dr. Ziehm. 

Der Stimme enthielt ſich: Abg. Dr, Eppich. 

Ungültig: Abg. Lück. 

Nicht anweſend waren: Abg. Arndt, Bahl, Bergmann, 
Dr. Blapier, Falk, Fr. Falk, Gebauer, Hohnfeldt, Jedwabfki, 
Kloßowſki, Dr. Kubacz, Landmann, Langowiti, Lehmann, 
Dr Lembke, Loops, Maien, Dr. Moczynfki, Mohn, Nordwig, 
Dr. Panecki, Polſter, Rehberg, Retzkowſki, Schmidt, R., Werner, 
Wierſchowſki ; 


8 


N 


= 


im Verwaltungszwangsverfahren einzu⸗ 


(C) 


(D) 


— 
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(Vizepräſident Gehl.) 1 m 
i t die Anzeige nicht innerhalb der im Abſatz 5 
j ae ſo bleibt der Abgabepflichtige für 
Ar die Abgabe haftbar. 
Wir kommen nun zur Abſtimmung über den ſo geänderten 
Abänderungsantrag § 1 d, Druckſache Nr. 1227. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben: (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Mehrheit, der Antrag ift angenommen. 
Wir kommen nun zum § 1e des Abänderungs⸗ 
antrages Schmidt⸗Kurowſki. Da liegt zunächſt ein Ab- 
änderungsantrag des Abg. Grünhagen, Druckſache Nr. 1244 
vor: 
Hinter § 1d (Druckſache Nr. 1240) ift folgender § 1e 
einzufügen: š 
u 8 le. 
1. Die Abgabe beträgt: ; 
a) für die Zeit vom 1. April 1925 bis 30. Juni 
1925 20 v. H., 
b) für die Zeit vom 1. Juli 1925 ab 40 v. H. der 
Friedensmiete (8 3). 
A Die Abgabe ift bis zum 10. jeden Monats zu ent- 
i richten. 5 , 
Wir kommen zur Abſtimmung über diefen Antrag. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Antrag Grünhagen 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Minderheit, der Antrag ift abgelehnt. 
Zu dem Abänderungsantrag 8 le auf der Druckſache 
Nr. 1227 liegen noch zwei Abänderungsanträge vor, der 
Abänderungsantrag des Abg. Dr. Blavier, Drucksache 
Nr. 1248, und dann noch ein Abänderungsantrag des Abg. 
Eichholtz, Druckſache Nr. 1238. Wir ſtimmen zuerſt über 
er e Blavier ab, Druckſache Nr. 1248 
Ziffer 2: : 
2. Unten 8 ie ift für Ziffer 1 zu ſetzen: 
Die Abgabe beträgt vom 1. April 1925 ab 10 v. H. 
der Friedensmiete. > 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag gu- 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Minderheit. Der Antrag des Abg. 
Dr. Blavier ift abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag Eichholtz, Druckſache 
Nr. 1238: 
` le, dritter Abſatz, find in der vorletzten Zeile die 
al Worte „und Abgaben“ zu ſtreichen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag zu⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Mehrheit, der Antrag Eichholtz ift 
angenommen. Bi 
Wir kommen zur Abſtimmung über den jo geänderten 
§ 1e des Abänderungsantrages Schmidt⸗Kurowſki, Drud- 
ſache Nr. 1227: 


S 1e. 
1m. Die Abgabe beträgt vom 1. April 1925 ab 20 v. H. der 
Friedensmiete (8 la). $ Evi i 
2. Die Abgabe ijt bis zum 15. jeden Monats zu entrichten. 
3. Nach dem Inkrafttreten des Geſetzes über den Aus⸗ 
gleich der Geldentwertung werden infolge eintretender 


AEE der Grundſtückseigentümer gegenüber 


den Hypothekengläubigern, die in den 88 1 und le feſt⸗ 
geſetzten Mieten geſetzlich neu geregelt. 
Wer dieſem Abänderungsantrag zuſtimmen will, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſicheht.) Das iſt die Mehr- 
heit, er iſt angenommen. i 
Nun liegt vor der Abänderungsantrag $ Uf auf 
Druckſache Nr. 1227. Dazu liegen drei weitere Abände⸗ 
trungsanträge vor. Wir kommen zunächſt zur Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag, Druckſache Nr. 1233, An⸗ 
trag Raſchke und Fraktion: I E 
In § 11 ift im Abſatz 1 der Abſchnitt e und der Abſ. 8 
zu ftveichen, i 
(Abg. Raube: Ich beantrage namentliche Abjtimmung!) 
Wird der Antrag auf namentliche Abſtimmung unterſtützt? 
(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. (Die Deutſch⸗ 
ſozialen als Retter der Kommuniſten! rechts.) Ich bitte, 
die Stimmzettel einzuſammeln. Wünſcht noch jemand eine 
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Karte abzugeben? Das ſcheint nicht der Fall zu ſein, die 
Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr beteiligt haben ſich 
96 Damen und Herren!). Davon ſtimmten mit Ja 34 und 
mit Nein 62, der Antrag Raſchke iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag, Druck⸗ 
ſache Nr. 1238, des Abg. Eichholtz: 
§ 11 erhält folgende Unterabteilung „e“: A 
„e) die zur Unterbringung von Arbeitern ihres 
Betriebes genutzt werden, wenn dieſe Räume 
den Arbeitern mietfrei überlaſſen werden.“ 
Als Abſatz 9 iſt neu hinzuzufügen: za: f 
„Demjenigen, der aus eigenen Mitteln Wohnun⸗ 
gen von 2 bis 3 Zimmern nebſt Zubehör herſtellt und 
dieſe an Danziger Wohnungsberechtigte abgibt, kann 
die Abgabe nach Abſchnitt II, 1e und 1d, von der Be⸗ 
zugsfertigkeit der Wohnungen ab gerechnet, inſoweit 
erlaſſen werden, daß ihm für jede dieſer Wohnungen 
G 5000, — (wörtlich: fünftauſend Gulden) auf die Ab⸗ 
gabe angerechnet werden.“ 


Die Damen und Herren, die dieſem Antrage zuſtimmen 


wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Wir 
kommen nun zur Abſtimmung über den Antrag Philipſen, 
Druckſache Nr. 1239: 
Wir beantragen: 1 

im § if unter le hinter „öffentlichen Rechts“ hinzuzu⸗ 

fügen: „oder ſonſt ſügatlich anerkannt“. 
Die Damen und Herren, die dieſen Antrag annehmen 
wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Wir 
kommen nun zur Abſtimmung über den ſo geänderten Ab⸗ 
Rae Schmidt⸗Kurowſki § Ut, Druckſache 

r. 1227: 8 i 


Ta ; ; 
1. Von der Abgabe find die Eigentümer ſolcher Gebäude 
und Gebäudeteile befreit: : 

a) die von der Freien Stadt, den Gemeinden, Ge- 
meindeverbänden oder anderen öffentlich ⸗wechtlichen 
Körperſchaften für öffentliche Zwecke beſtimmt ſind, 

b) die zum öffentlichen Unterricht oder wiſſenſchaft⸗ 
lichen Forſchungszwecken oder zur Förderung der 

allgemeinen wiſſenſchaftlichen oder Eünfttäk schen 
Bildung beſtimmt ſind und ſoweit dieſe Gebäude 
oder Gebäudeteile für dieſe beſtimmten Zwecke be⸗ 

1 Die reliiion weden facher Neigionsgselficett 

€) die veligiöſen Zwecken folder Religionsgeſe ten 
dienen, welche Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
oder jonit ſtaatlich anerkannt find, 

d) die als Armen⸗, Waiſen⸗ oder öffentliche Kranten- 
häuſer benutzt werden. 

e) die zur Unterbringung von Arbeitern ihres Be- 
triebes genutzt werden, wenn dieje Räume dem Ar- 
beitern mietfrei überlaſſen werden. y 

2. Die Befreiung tritt nur ein, wenn der Senat eine der 
zu Buchſtabe a—d bezeichneten Vorausſetzungen als 
vorliegend anerkannt hat. N 
Dienſtwohnungen oder Privatwohnungen, die fich in 
den in Abſatz 1 Buchſtabe a—d aufgeführten Gebäuden 
befinden, unterliegen deny Abgabe. 4 CER S 
4. Die Eigentümer ſolcher Gebäude oder Gebäudeteile, die 
einem die Volkswohlfahrt fördernden Unternehmen 


*) Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Arczynſki, Beyer, 
Dr. Bing, Brill, Buckmakowſki, Döll, Siider (Julius), Fooken, 
Gehl, Gerick, Grünhagen, Harnau, Hoffmann, Jofeph, Dr. Kam⸗ 
nitzer, Karſchefſki, Klapps, Klingenberg, Kraft, Laſchewſki, Leh- 
mann, Leu, Liſchnewſki, Malikowſki, Mau, Müller, Plettner, 
Rahn, Raſchke, Raube, Reel, Schmidt (Eduard), Schulz, Spill. 

Geſtimmt haben mit „Nein“: Böcker, Böhm, Bros 
dowſti, Bürgerle, Dr. Bumle, Burandt, Dahsler, Doerkſen, Dyck, 
Ediger, Ehm, Eichholz, Dr Eppich, Evert, Falkenberg, Fiſcher 
(Paul), Foerſter, Formell, Gaikowſki, Glombowſki, Grundmann, 
Guttzeit, Habel, Hennke, Herrmann, Hohnfeldt, Hoppe, Janzen, 
Kalähme, Karkutſch, Klawitter, Knoblauch, Kuntz, Kurowfki, 
Lietzau, Lück, Mathieu, Mayen, Meyer, Mroczkowfki, Neubauer, 
Dr. Neumann, Penner, Philipſen, Rohde, Richter, Sawqtzki, 
Schede, Schilke, Schmidt (Robert), Schütz, Schwegmann, Sem⸗ 
rau, Senftleben, Splett, Dr Treichel, Dr. Wagner, Weiß, 
Dr. Wendt, Weſſalowſki, Wisniewſki, Dr. Ziehm. : 

Nicht anweſend waren: En Arndt, Bahl, Bergmann, 
Dr. Blaviev, Falk (Albert), Falk (Marthas, Gebauer, Jedwabſki, 
Kloßowſki, Dr Kubacz, Landmann, Langowfki, Dr Lembke, Loops, 
Maier, Dr. Moczynſki, Mohn, Nordwig, Dr. Panecki, Polſter, 
Rehberg, Retzkowſki, Werner, Wierſchowfki⸗ 


- & 


— 
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J 


(A) 


(B) 


1434 


(Vizepräſident Gehl.) 
: dienen, das auf gemeinnütziger Grundlage betrieben 
oder unterhalten wird, können auf Antvag von der 
Abgabe befreit werden. 

. Über die Anträge entſcheidet der Senat. 8 

6. Eine Befreiung kann auf Anordnung des Senats auch 
in anderen ähnlichen Fällen erfolgen, wenn ein be⸗ 
ſondenes öffentliches Inkeneſſe vorliegt. 

. Die Gemeinden haben ferner von der Abgabe zu be 
freien die Eigentümer von Gebäuden und N 
teilen, die bis zum 31. Dezember 1923 mit Beihilfen 
aus öffentlichen Mitteln bezugsfertig hergerichtet ſind, 
wenn nach dem Inkrafttreten des Geſetzes über den 
Ausgleich der Geldentwertung entſprechend den Bes 
ſtimmungen nie Geſetzes ein Ausgleich der Geld⸗ 
olg hinſichtlich der vorbezeichneten Beihilfen 
erfolgt. 5 

8. Von der Abgabe freizuſtellen ſind auch alle nach dem 
1. Januar 1924 mit Beihilfen aus öffentlichen Mitteln 
eins Neubauten oder durch Um- oder Eine 

auten neu geichaffenen Gebäudeteile. Qi d.) 

9. Demjenigen, der aus eigenen Mitteln Wohnungen von 
2—3 Zimmern nebſt Zubehör herſtellt und diefe an 
Danziger Wohnungsberechtigte abgibt, kann die Abgabe 
nach Abſchnitt II, Ic und 1d, von der Bezugsfertigkeit 
der Wohnungen ab gerechnet, inſoweit exlaſſen werden, 
daß ihm für jede dieſer Wohnungen G 5000, — (wört⸗ 
wi fünftauſend Gulden) auf die Abgabe angerechnet 
werden. ; 


ot 


ES] 


1. Januar 1924 mit Beihilfen aus öffentlichen Mitteln 


e Neubauten oder durch Un- oder Ein⸗ 
uten neu geſchaffenen Gebäudeteile. (8 1d.) 

Die Damen und Herren, die dieſen Antrag annehmen 
wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Wir 
kommen nun zur Abſtimmung über den Abänderungs⸗ 
et Schmidt⸗Kurowſki, Druckſache Nr. 1227, III zu 


III. An Stelle des § 2 (bisher 8 10) treten folgende 
Beſtimmungen: 
Abſchnitt III. 


Verwendung der aufkommenden Geldmittel. 


i 8 2. 
1. Von den aus dieſem Geſetz fih ergebenden Einnahmen 
find in erſter Linje die Erhebungskoſten, die jedoch nicht 
mehr als 4 v. H. betragen dürfen, in Abzug zu bringen. 
2. Von den abzufüh enden Mpa erigen behält der zur 
Abgabe Verpflichtete bei Abführung bis zum 15. des 
Fälligkeitsmonats einſchließlich 2 v. H. Weitere 2 v. H. 
werden zur Deckung der Verwaltungskoſten verwandt. 
Von dem hiernach vevbleibenden Neft werden 80 v. H. 
den Gemeinden für Wohnungsbauzwecke belaſſen, wei⸗ 
tere 10 v. H. verbleiben den Gemeinden mit der aus⸗ 
drücklichen Beſtimmung, daß dieſe leiſtungsſchwachen 
Perſonen als Mietbeihſe zu gewähren ſind. Werden 
dieſe 10 v. H. für dieſen ERESeh d Zweck nicht auf⸗ 
gebraucht, fo ift der Reſt ebenfalls für Wohnungsbau⸗ 

zwecke zu verwendem. 


der dieſe Beträge für Wohnungsbauzwecke oder für 
Mietbeihilfen in bejonderen Fällem entweder unmittel⸗ 
ban oder durch Vermittlung der Gemeinden zu bere 
wenden hat. Eine Verwendung zum Bau von Dienſt⸗ 
wohnungen ſoll nicht ſtattfinden. ‘ 
Die Damen und Herren, die dieſen Antrag annehmen 
wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Wir 
kommen nun zur Abſtimmung über den Abänderungs⸗ 
antrag zu § 3, Druckſache Nr. 1232, Antrag Raſchke und 


Fraktion: ; 10 ai i 
In 8 3 (bisher § 12) Abſatz ba find zu ſetzen amftatt 
„100 Buben! „250 Faden hinter „Gulden“ ift einzu. 

fügen: { 
„Für jedes weitere unterhaltungsberechtigte Kind 

erhöht ſich die Summe um 50 Gulden monatlich.“ 
(Abg. Raube: Ich beantrage namentliche Abſtimmung!) 
Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unter⸗ 


ſtützung reicht aus, ich bitte, die Stimmzettel einzuholen. 
(Geſchieht.) Wünſcht noch jemand eine Karte abzugeben? 
Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An 
ihr haben fih 98 Damen und Herren!) beteiligt. Davon 
5 Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Arczynſki, Beyer, 


Dr. Bing, Brill, Buckmakowfki, Fraun Döll, hn I., Fooken, 
; ohnfeldt, Joſeph, 


Gehl, Gerick, Grünhagen, Harnau, Hoffmann, 


„Die veitlichen 10 v. H. find am den Senat abzuführen, 
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ſtimmten mit Ja 37, mit Nein 61. Der Antrag Raſchke iſt (0) 


abgelehnt. i 
Wir kommen nun zur Abſtimmung über den $ 3 der 
Vorlage, Druckſache Nr. 1190. Ich bitte die Damen und 
Herren, die den § 3 annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, $ 3 ift 
angenommen. M. D. u. H.! Die Druckſache Nr. 1190 ijt 
jetzt bis auf die Überſchrift erledigt. Ich bitte jetzt, die 
Druckſache Nr. 1227 zur Hand zu nehmen. Für den 8 4 
der Druckſache Nr. 1227 liegen zwei Abänderungsanträge 
vor, der Abänderungsantrag des Abg. Dr. Blavier, Druck⸗ 
ſache Nr. 1248, über den wir zuerſt abſtimmen wollen: 
3. Unten $ 4 iſt unter Ziffer 1 zu ſtreichen: 
„ſowie zu Siedlungszwecken“. 
unter Ziffer 2 ift zu ſtreichen der Buchſtabe b und 
dafür zu ſetzen: l 
; 50 Prozent der einkommenden Steuer find dem Pri- 
en und der freien Bautätigkeit zuzu⸗ 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrage zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Minderheit, der Antrag ift abgelehnt. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag 
Raſchke und Fraktion, Druckſache Nr. 12333 
Unter IV. § 4 find im Abſatz 3 die Worte „Einzel⸗ 
perſonen oder“ zu ſtreichen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrage zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Der Antrag iſt ab⸗ 
gelehnt. 3 
Wir kommen zur Abſtimmung über den $ 4 der 


Druckſache Nr. 1227, Abänderungsantrag Schmidt⸗ 
Kurowſfki: , 
IV. Hinter § 3 find folgende Beſtimmungen aufau- 
nehmen: 


8 4. 

1. Die den Gemeinden zur Verfügung geſtellten Mittel zur 
Förderung der ee e e und für Wohnungs⸗ 
baugwede dürfen ausſchließlich nur zur Förderung der 
o neuer Kleinſt⸗ und Kleinwohnungen, zur Er⸗ 
haltung beſtehender Wohnungen, ſowie zu Siedlungs⸗ 
zwecken verwendet werden. ee 

Wohnungs- und Siedlungsbauten dürfen mit Hilfe der 
obigen Mittel nur gefördert werden, wenn fie 

a) nach genehmigten Plänen des Staates oder der Ge⸗ 
meinden ausgeführt werden und wenn die Koſten 
der Bauausführung einſchließlich der Bauſtoffe 
ee oder gemeindlich feſtgeſetzt oder genehmigt 
ind; 

b) dauernd im Eigentum öffentlicher oder gemein⸗ 
nütziger Stellen verbleiben oder wenn durch ge 
eignete Maßnahmen dafür geſorgt iſt, daß aus der 
Vermietung, der Verpachtung oder der Veräuße⸗ 
rung kein übermäßiger Gewinn erzielt wird. 

3. Einzelperſonen oder Siedlungsgenoſſenſchaften, die im 

einer anderen Gemeinde, als im der fie ihren Wohnſitz 

haben, Wohnungs oder Siedlungsbauten ausführen 
wollen, müſſen Mittel zur Förderung dieſer auten: bei 
der Gemeinde beantragen, im der dieje Bauten ausgeführt 
werden ſollen. Wenn die der betreffenden Gemeinde zur 


do 


Dr. Kamnitzer, Karſchefſki, Klapps, Klingenberg, dran Kreft, 


Laſchewfki, a Dr. Lembke, Leu, Liſchnewſki, Frau Mali- 
kowſki, Mau, Müller, Nordwig, Plettner, Rahn, Raſchke, Raube, 
Reek, Schmidt, E., Schulz, Spill. 

Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Böcker, Böhm, Bro- 
dowſki, Bürgerle, Dr. Bunte, Burandt, Dahsler, Doerkſen, 
Dyck II, Ediger, Ehm, Eichholtz, Dr Eppich, Evert, Falk, Fiſcher, 
P., Förſter, Formel, Gaikowſki, Glombowfki, Frau Grundmann, 
Guttzeit, Habel, Hennke, Herrmann, Hoppe, Janzen, Frau Ka- 
lähne, Karkutſch, Klawitter, Frau Knoblauch, Frau Kuntz, Ku⸗ 
rowſki, Lietzau, Lück, Mathieu, Maven, Frau Meyer, Mrocz- 
kowſki, Neubauer, Dr. Neumann, Penner I, Philipfen, Rohde, 
Frau Richter, Sawatzki, Schede, Schilke, Schmidt, R., Schütz, 
Schwegmann, Semrau, Senftleben, Splett, Dr Treichel, 
95 Wa mer, Weiß, Dr Wendt, Weſſalowſki, Wisniewſfki, 
Dr. Ziehm. 

Nicht anweſend waren: Abg. Arndt, Bahl, Bergmann, 
Dr. Blavier, Falk, Frau Falk, Gebauer, Jedwablki, Klopomſti, 
Dr Kubacz, Frau Landmann, Langopoſki, Loops, Maier, Dr. Mo- 
czynſki, Frau Mohn, Dr Panecki, Polſter, Rehberg, Retzkowfti, 
Werner, Wierſchowfki. 


~ 


D) 


( 


G) 
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(Vizepräſident Gehl.) ; 
Förderung der Wohnungswirtſchaft überlaſſenen Mittel 
zu dieſem Zwecke nicht ausreichen, hat ſie ſich wegen 
Überweisung weiterer Mittel mit der Gemeinde in Ber- 
bindung zu ſetzen, in der die Antragſteller Wohnungen 
freimachen oder zur Verfügung ſtellen. Falls wegen der 
Überweiſung der Mittel keine Einigung ertzielt wird, 
entſcheidet hierüber der Senat. i 
4. Der Senat hat hierzu nach Anhörung des Siedlungs⸗ 
„ beiondere Ausführungsbeſtimmungen zu er⸗ 
affen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag an- 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. 
Wir kommen zu § 5 der Druckſache Nr. 1227, Ab⸗ 
änderungsantrag Schmidt⸗Kurowſki: a 


5 8 5. ; 

Werden Mittel, die auf Grund dieſes Geſetzes auf- 
gebracht werden, nicht mehr zur Abſtellung der Wohnungs⸗ 
not benötigt, ſo kann die betreffende Gemeinde nach Zu⸗ 
ſtinmung des Senats über dieje Mittel in anderer Weiſe 

berfügen. . 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag an- 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Mehrheit, $ 5 ift angenommen. Ich 
rufe auf § 6 der Druckſache Nr. 1227: 


8 6. 7 — 
Außer der Wohnungsbauabgabe nach Maßgabe dieſes 


Geſetzes dürfen Miet⸗ und a eee nicht erhoben 
werden. Auf Fremdenſteuern (Herbergſteuern), in denen 
der Vermieter als ſteuerpflichtig bezeichnet wird, findet 
dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 
Ich darf wohl ohne weitere Abſtimmung den Paragraphen 
als angenommen erklären. Widerſpruch erhebt ſich nicht, 
5 ie beſchloſſen. Ich rufe auf § 7 der Druckſache 
r. 1227: 


rn 


87. ; 

1. Die in dieſem Geſetze bezeichneten Abgaben werden in 
den Städten, ſowie in den Gemeinden Oliva, Ohra, 
Prauſt und Emaus durch die Gemeinden, im übrigen 
durch die Kreisverbände zugunſten der Gemeinden ver⸗ 
anlagt und erhoben. : 

2. Für das Verfahren bei der Veranlagung und Erhebung 
der Abgaben, ſowie für die Rechtsmittel finden die Vor⸗ 
ſchriften des Steuergrundgeſetzes mit der Maßgabe An⸗ 
wendung, daß die veranlagende und erhebende Stelle 
als Steueramt im Sinne des Steuergrundgeſetzes an⸗ 
zuſehen iſt. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Ab- 
ſtimmung. Wenn ſich bein Widerſpruch erhebt, darf ich wohl 
den § 7 als angenommen erklären. Widerſpruch erfolgt 
nicht, er iſt angenommen. Ich rufe auf § 8: 


; § 8. 

1. Die Hinterziehung der Abgabe kann mit einer Geld- 
ſtrafe bis zum 20 fachen des hinterzogenem Betrages und 
mit Gefängnis oder mit einer dieſer beiden Strafen 
beſtraft werden. i 5 3 

2. Bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes und bei falſchen Angaben gegenüber der Be⸗ 
hörde kann der Abgabepflichtige mit eiger Ordnungs⸗ 
ſtrafe bis zu 400 Gulden belegt werden. 

Ich darf wohl feſtſtellen, daß $ 8 angenommen iſt. Wenn 
eine andere Abſtimmung gewünſcht wird, bitte ich, es zu 
ſagen, ich werde dann die Abſtimmung vornehmen. 8 
der Druckſache Nr. 1227: 


§ 9. 

Die in dieſem Geſetze bezeichnete Abgabe gilt nicht als 
Perſonalſteuer im Sinne des $ 7, III, Ziffer 4 des Ein- 
kommenſteuergeſetzes. Š $ 

angenommen. Bu § 10 der Druckſache Nr. 1227, Abände⸗ 
rungsantrag Schmidt⸗Kurowſki, liegt ein Abänderungs⸗ 
antrag Eichholtz⸗Karkutſch auf der Druckſache Nr. 1238 vor: 

§ 10 erhält folgende Faſſung: 05 
1. Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1925 in Kraft und 

gilt bis zum 1. April 1928. £ 

. Mit dem gleichen Zeitpunkt treten außer Kraft die Ge- 
fege über Abgabe zum Wohnungsbau vom 15. Juli 1921 
[(Geſetzbl. S. 103), vom 23. Juli 1922 (Geſetzbl. S. 253), 
vom 1. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 512) und vom 


1 


27. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 788), jedoch bleibt Ar⸗ 
fiel VII ($ 12a) des Geſetzes über Abgabe zum Wob- 
nungsbau in der Faſſung vom 27. Juni 1923 (Geſetzbl. 
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S. 740) bis zum 1. April 1928 mit der Maßgabe in 
Kraft, daß die auf Grund dieſes Artikels VII (§ 12a) 
zu erhebenden Abgaben (Lohnſummenſteuer) fih vom 
1. Oktober 1926 ab auf 50 b. H. ermäßigen und vom 

1. April 1928 ab gänzlich in Fortfall kommen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die für den Abänderungs⸗ 
antrag auf der Druckſache Nr. 1238 ſind, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er 

iſt angenommen. 

Der § 10 der Druckſache Nr. 1227 iſt hinfällig ge⸗ 
worden. Ich rufe den § 11 der Druckſache Nr. 1227 auf: 


11. 

Für die Dauer der Anwendung dieſes Geſetzes treten 
alle Beſtimmungen außer Kraft, die mit den Beſtimmun⸗ 
gen dieſes Geſetzes in Widerſpruch ſtehen; dieſes gilt ins⸗ 
beſondere für die Anordnung des preußiſchen Miniſters 
für Volkswoblfahrt, betreffend Einführung einer Höchſt⸗ 
grenze für Mietzinsſteigerungen vom 9. Dezember 1919 
(Preuß. Geſetzſamml. S. 187) in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 29. Dezember 1920 [veröffentlicht im Geſetz⸗ 
blatt für die Freie Stadt Dangia vom 5. Februar 1921 
©. 9) und das Kündigungsnotgeſetz für Wohnungen vom 
3. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1011). i 

Wortmeldungen liegen nicht vor, ich darf wohl feſtſtellen, 
daß § 11 angenommen iſt. Ich rufe auf § 12: 


812 
Gemeinden, die kein eigenes Baugelände beſitzen, 
haben das Recht, zum Bau von Wohnungen Baugelände 
gemäß Artikel II des Preußiſchen Wohnungsbaugeſetzes 
vom 28. März 1918 (Geſetzſamml. S. 23) zu enteignen. 


angenommen. Ich rufe auf § 13 der Druckſache Nr. 1227. 


(Abg. Schwegmann: Abſtimmen laſſen!) Dazu liegt ein 
Abänderungsantrag des Abg. Dr. Blavier auf der Druck⸗ 
ſache Nr. 1248, Ziffer 4 vor: 

§ 13 bekommt folgende Faſſung: 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1926 außer Kraft 

mit Ausnahme des § 10, Abſatz 2. 
Ich bitte die Damen und Herren, die den Antrag an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Minderheit. Der Antrag ift ab- 
gelehnt. Ich darf nun wohl den § 13 als angenommen 
erklären. (Abg. Dr. Bumke: Nein!) Wir kommen zur 


Abſtimmung über den § 13 der Druckſache Nr. 1227: 


$ 13. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1928 außer Kraft 
mit Ausnahme des § 10, Abſatz 2. 

Ich bitte die Damen und Herren, die ihn annehmen 

wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. Wie ich ſehe, iſt 

er einſtimmig abgelehnt. Ich rufe den § 14 auf: 


8. 14. 
Die näheren Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Ge⸗ 
3 ſetz erläßt der Senat. 
Abänderungsanträge liegen nicht vor. Ich darf den 8 14 
wohl als angenommen erklären. 


Ich rufe die Abſchnittsüberſchriften und die über⸗ 


ſchrift des Geſetzes, Druckſache Nr. 1227, auf: „Geſetz zur 
Bekämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetz)“. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 
Rahn, Abgeordneter (b.k. Fr.): Die Überſchrift ſcheint 
ſchon in dem § 14 angenommen zu ſein, denn es heißt in 
dem Abänderungsantrag Schmidt, Kurowfki, Druckſache 
Nr. 1227: 
„Die näheren Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem 
Geſetz erläßt der Senat. Das Geſetz ſoll folgende Über- 
ſchrift erhalten: „Geſetz zur Bekämpfung der Wohnungs⸗ 
not.” (Wohnungsbaugeſetz.) 
Wenn wir nach dem Wortlaut der Vorlage gehen, ſteht 
der Titel des Geſetzes im § 14. (Abg. Schwegmann: 
Nein!) Er ſteht im § 14. Wenn ordnungsmäßig ver⸗ 
fahren wäre, müßte der Antrag lauten: „Der Volkstag 
wolle beſchließen, folgenden Antrag anzunehmen uſw.“ 
Nun ſteht hier § 14 und es folgt der Wortlaut. Hier in 
der Druckſache ſteht es nicht. Wir haben das anzunehmen, 


was in der Vorlage ſteht. Wenn ſeitens der Herren An⸗ 


tragſteller Anträge nicht richtig formuliert werden, ſoll 
mau den Mitgliedern des Hauſes nicht Vorwürfe machen 
für Sünden, die ſie ſelbſt nicht begangen haben. Nachdem 
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(Rahn, Abgeordneter.) i 
das beſchloſſen ift, muß es in dem Geſetz ſtehen. Wenn 
Sie der Anſicht ſind, daß das verkehrt iſt, bleibt es Ihnen 
übrig, es in der Schlußabſtimmung zu ändern. Wir haben 
ſoeben den $ 14 beſchloſſen, der die Überſchrift des Geſetzes 
enthält. (Zwiſchenrufe beim Zentrum.) 


Vizepräſident Gehl: Gewiß, der Herr Abg. Rahn kann 
vielleicht aus dem § 14 das herausleſen. Aber der Para⸗ 
graph ift doch nicht die Überſchrift. Über die Überſchrift 
muß doch beſonders abgeſtimmt werden. Ich habe über die 
Vorlage, die mir hier vorliegt, abſtimmen laſſen. Da hat 
der $ 14 nur den einen Satz: 1 2 

„Die näheren Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem 

Geſetz erläßt der Senat.“ 

Es wird immer nach der Vorlage abgeſtimmt, die dem 
Präſidenten vorliegt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Rahn. : 

Rahn, Abgeordneter (b.k.Fr.): Ich bin dem Präſi⸗ 
denten ſehr dankbar, daß er mich aufklärt. Es iſt neu, 
daß über die Vorlage abgeſtimmt wird, die der Antrag⸗ 
ſteller urſprünglich eingereicht hat. Für die Abſtimmung 
iſt das maßgebend, was Ihnen vom Hauſe unterbreitet 
wurde. Wir ſtimmen ab über die Druckſache Nr. 1227. 
Da ſteht im $ 14 von näheren Ausführungsbeſtimmungen: 

„Die näheren Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem 
Geſetz erläßt den Senat. Das Geſetz ſoll folgende Über⸗ 
ſchrift erhalten: „Geſetz zur Bekämpfung der Wohnungs⸗ 
not.“ (Wohnungsbaugeſetz.) 8 
(Zwiſchenrufe vechts.) Ich kann ja verſtehen, daß Sie den 
Fehler, den Sie gemacht haben, nicht einſehen wollen. 
Aber wenn Sie das wollten, dann hätten Sie einen beſon⸗ 
deren Antrag formulieren müſſen, damit ſolche Mißver⸗ 
ſtändniſſe nicht eintreten. Hier ſind auf fünf Seiten An⸗ 
träge und auf der letzten Seite ſteht: „§ 14.“ Wenn Sie 
Irrtümer begehen, bekennen Sie auch, daß Sie ſie gemacht 
haben. Jedenfalls haben wir jetzt beſchloſſen, daß der § 14 
dieſen Wortlaut hat. Wenn das in der Zuſammenſtellung 
nicht ſteht, erhebe ich gegen die eigenmächtige Abänderung 
durch das Büro Widerſpruch und verlange, daß das in 
dem amtlichen Stenogramm verewigt wird, damit der 
Richter, mwenn er über die Frage zu entſcheiden hat, weiß, 
daß der Danziger Volkstag in der berühmten Abendſtunde 
nicht gewußt hat, was er tat. (Lebhafte Unruhe.) 

Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Es find 
ſicherlich Zweifel entſtanden, ob der § 14 fo lauten foll, 
wie er abgedruckt iſt, mit Einſchluß der Überſchriftbeſtim⸗ 
mung. Ich verweiſe dabei auf die Geſchäftsordnung. Im 
§ 28, der die Schlußabſtimmung verhandelt, ſteht im Ab- 
ſchnitt 3, daß vor der Schlußabſtimmung kurze Bemerkun⸗ 
gen über Fehler im Abdruck der Beſchlüſſe gemacht werden 
können. Herr Abg. Rahn hat alſo recht. Die Schluß⸗ 
abſtimmung muß zurückgeſtellt und auf eine ſpätere Sitzung 
verſchoben werden, wenn der Fehler ſo erheblich iſt, daß 
der Druck der Verbeſſerung geboten erſcheint. Ich be- 
antrage deshalb auf Grund der Geſchäftsordnung, daß die 
Schlußabſtimmung auf eine der ſpäteren Sitzungen ver⸗ 
tagt wird. 

Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dahsler. 

Dahsler, Abgeordneter (D. Nat.): Ich kann nicht gu- 
geben, daß der Fehler, den der Abg. Rahn gerügt hat, 
vorliegt. Aus der Druckſache ift ohne weiteres erſichtlich, 
daß die Worte: „Das Geſetz ſoll folgende Überſchrift er⸗ 
halten“, nicht zu dem § 14 gehören. Es iſt im Druck 
zwiſchen den letzten Worten des § 14 und dieſem Satz 
eine ganze Zeile ausgelaſſen. Für jeden, der nicht gerade 
böswillig iſt, iſt deutlich erſichtlich, daß dieſe letzten Worte 
ein beſonderer Teil des Abänderungsantrages ſind. Des⸗ 
halb iſt, wie es der Herr Präſident vorgeſchlagen hat, über 


dieſen beſonderen Teil des Abänderungsantrages, der dem 
Geſetz eine Überſchrift geben will, abzuſtimmen. (Sehr 
richtig! rechts.) 

Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Der ganze Antrag, 
Druckſache Nr. 1227, Schmidt — Kuropſfki, ift nicht form- 
gerecht eingereicht und nicht formgerecht in der Muf- 
machung. Deshalb iſt es den Herren nicht übel zu 
nehmen, wenn ſie jetzt nicht zugeſtehen wollen, daß in 
dem § 14 etwas anderes ſteht, als ſie hineinſchreiben 
wollten. Tatſache iſt aber, daß der § 14 ſo lautet, wie ich 
ihn hier verleſen habe. Ich bitte, um dieſe Streitfrage zu 
klären, den Herrn Präsidenten des Hauſes, Stellung zu 
nehmen. (Ein vernünftiger Menſch fegt keine Überſchrift 
an den Schluß! beim Zentrum.) Sie ſind nicht vernünftig, 
das haben Sie bewieſen, indem Sie das gemacht haben. 
Ich möchte ein Urteil des Herrn Präſidenten über dieſe 
Frage erbitten. Daraus, daß er meinen Ausführungen 
ſehr lebhaft durch Kopfnicken zugeſtimmt hat, entnehme 
ich, daß ſeine Auffaſſung mit meiner übereinſtimmt. 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Treichel. 

Dr. Treichel, Abgeordneter (D. Nat.): Wenn man 
ganz formal verfahren will, dann hat der Herr Abg. Rahn 
recht. In dieſem Falle hätte hinter § 14 ſtehen mijjen: 
„Überſchrift“ oder „Antrag zur Überſchrift“. (Zuruf beim 
Zentrum.) Vorläufig habe ich das Wort — Blech rede 
ich gewöhnlich nicht. — Wenn man ſich die Sache etwas 
überlegt, muß man zugeben, daß der Antragſteller gemeint 
hat, „§ 14 heißt, die näheren Ausführungsbeſtimmungen 
erläßt der Senat“. Das hat das Büro ſo aufgefaßt und 
hat darum dem Herrn Präſidenten dieſen Abſchnitt: „§ 14. 
Die näheren Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz 
erläßt der Senat“, auf einen beſonderen Zettel gedruckt 
vorgelegt. Das iſt die ganze andere Vorlage, die der Herr 
Präſident nach Anſicht des Herrn Abg. Rahn vor ſich hat. 
Auf dem nächſten Zettel ſteht: „Das Geſetz ſoll folgende 
Überſchrift erhalten ujm.” Der Herr Präſident hat richtig 
gehandelt. Wir wollen dieſen formalen Streit aus der 
Welt ſchaffen und über die Überſchrift beſonders abſtim⸗ 
men. Jedenfalls ſteht für mich feſt, daß dieſe Formalität 
keine derartige Anderung oder Schwierigfeit ift, daß des⸗ 
wegen die Schlußabſtimmung aufgeſchoben werden müßte. 


Vizepräſident Gehl: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b.k. Fr.): Nachdem der Herr 
Präſident des Hauſes erklärt hat, daß für den geſchäfts⸗ 
führenden Präſidenten der in der Druckſache Nr. 1227 
vorliegende Wortlaut getrennt vorliegt, iſt ſein Verfahren 
natürlich richtig. Ich kann mich natürlich nur nach der 
Vorlage richten, die ich habe. Ich möchte aber noch be⸗ 


merken, daß es bei der Verabſchiedung von Geſetzen keine 


Selbſtverſtändlichkeit gibt, ſondern daß bei der Verabſchie⸗ 
dung von Geſetzen, die für die Bevölkerung verbindlich 
ſein ſollen, jeder Paragraph wörtlich angenommen werden 
muß und in der Vorlage zu ſtehen hat. Wenn wir uns 
auf das Gebiet der Selbſtverſtändlichkeit begeben wollen, 
ſo iſt für den Geſetzgeber manches verſtändlich, was der 
auslegende Richter nachher nicht ſelbſtverſtändlich findet. 
Er hat das Geſetz dem Wortlaut und dem Geiſte nach 
auszulegen. Wie ich vorhin ſchon bemerkte, werden hier 

eſetze in einer Form gemacht, die geradezu unverantwort⸗ 
lich iſt. Deswegen will ich, daß die Geſetze ſo gemacht 
werden, daß ſie für den Laien verſtändlich und für den 
Richter vernünftig find. (Bravo!) 

Vizepräſident Gehl: Ich nehme an, daß nach den Aus⸗ 
führungen des Herrn Präſidenten der Streitpunkt erledigt 
iſt. Widerſpruch höre ich nicht. Ich werde jetzt abſtimmen 
laſſen über die Abſchnittsüberſchriften und die überſchrift 


(c) 


(D) 


(A) 


(B) 
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auf Druckſache Nr. 1227. Die Damen und Herren, die 
dieſe Überſchriften annehmen wollen, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die 
Überſchriften ſind angenommen. Nun liegt noch ein Antrag 
Hohnfeldt vor, der durch dieſe Abſtimmung erledigt iſt. 
Wir kommen nun zur Schlußabſtimmung. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): Namens meiner Frat- 
tion widerſpreche ich gemäß § 28, Abſatz 2 der Geſchäfts⸗ 
ordnung der Schlußabſtimmung. 

Vizepräſident Gehl: Der Herr Abg. Raube hat Ein⸗ 
ſpruch gegen die Schlußabſtimmung erhoben. Über dieſen 
Einſpruch entſcheidet der Volkstag. Der letzte Satz des 
§ 28 lautet: : . 
„Der Volkstag entſcheidet, ob dieje Vorausſetzung vor⸗ 
liegt und wann die Schlußabſtimmung vorgenommen wer⸗ 


den ſall. À 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Rahn. 
Rahn, Abgeordneter (bk. Fr.): So geht die Geſchichte 
nicht. Wenn wir uns den § 28, Abſatz 2 vorhalten, fo ift 
da geſagt: ; 
Die Schlußabſtimmung wird ſofort nach der Cingel- 
abſtimmung vorgenommen wenn keine Anderungen an den 
Beſchlüſſen der zweiten Beratung erfolgt ſind. : 
Ich fele feft, daß an den Beſchlüſſen der zweiten Be⸗ 


ratung im Ausſchuß eine unheimliche Menge von Verände⸗ 


rungen vorgenommen iſt, daß das Geſetz gegen die zweite 
Beratung einen fünf⸗ oder ſechsfachen Umfang erfahren 
hat. Wir haben bei der zweiten Beratung nur drei Para⸗ 
graphen gehabt, und jetzt haben wir 14. Es heißt dann 
weiter in dem § 28: 

Sind ſolche Anderungen vorgenommen, jo wird die 
Schlußabſtimmung ausgeſetzt, bis der Präſident mit dem 
Beiſitzern die Beſchlüſſe zuſammengeſtellt hat. 

Das muß zunächſt einmal erfolgen. Weiter heißt es: 

Die Schlußabſtimmung muß bis zur nächſten Sitzung 
vertagt werden, wenn ein dähingehender Antrag von ſieben 
anwefenden Abgeordneten unterſtützt wird; über eine 
weitergehende Vertagung beſchließt der Volksdbag. 

Wenn alſo ſieben Abgeordnete beantragen, daß die Schluß⸗ 
abſtimmung verſchoben wird, muß ſie bis zur nächſten 
Sitzung eo ipso vertagt werden. Aber zunächſt muß das 
Biro die Abänderungen zuſammenſtellen und den Abgeord⸗ 
neten vorlegen; denn der Abſatz 3 beſagt: 
„Vor der Schlußabſtimmung dürfen kurze Bemerkungen 
über Fehler in dem Abdruck der Beſchlüſſe gemacht wer⸗ 
den. Die Schlußabſtimmung muß in der Tagesordnuig 
zurückgeſtellt oder auf eine ſpätere Sitzung verſchoben 
werden, wenn die Fehler ſo erheblich ſind, daß der Druck 
der el geboten erſcheint. Der Volkstag ent⸗ 
ſcheidet, ob dieſe Vorausſetzung vorliegt und wann die 
Schlußabſtimmung vorgenommen werden foll. 
Alſo wenn die Beſchlüſſe der dritten Leſung gedruckt ſind 
und von den Abgeordneten gegen den Druck Einwendungen 
gemacht werden, die eine Abänderung nötig machen, ent⸗ 
ſcheidet der Volkstag, ob dieſe Irrtümer weſentlich ſind oder 
nicht. Es bleibt nichts anderes übrig, als die Beſchlüſſe 
zuſammenzuſtellen, dann kann die Schlußabſtimmung er⸗ 
folgen. Wenn dann ſieben Abgeordnete den Antrag auf 
eine ſpätere Abſtimmung ſtellen, muß ſie in der nächſten 
Sitzung erfolgen, die unter Umſtänden an demſelben Tage 
ſein kann. 
Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Wendt. 
Dr. Wendt, Abgeordneter (D. Nat.): Die Situation 
liegt etwas anders, da der Einſpruch gegen die Schluß⸗ 
abſtimmung zu ſpät erfolgt iſt. Der Präſident hatte be⸗ 
reits geſagt: „Wir kommen zur Schlußabſtimmung.“ 
(Zwiſchenrufe. — Fauler Zauber! links. — Unruhe.) 
M. D. u. H.! Es iſt abſolut richtig (Zurufe und Unruhe 
links.), es iſt richtig, daß (Große Unruhe links.) ein Ein⸗ 
ſpruch dann nicht mehr erfolgen kann. 
Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Herr Abg. Wendt, jo 
gern ich ihm recht geben möchte, irrt. (Lauter!) Seien 
Sie ruhig, dann werden Sie mich werſtehen. — Wir haben 
uns mehrfach im Alteſtenausſchuß dahin geeinigt (Lauter!), 
daß auf die Mitteilung des amtierenden Präſidenten: „Wir 
kommen zur Abſtimmung“, noch nicht die Abſtimmung er⸗ 
öffnet iſt, ſondern erſt dann, wenn der Präſident ſagt: 
„Wer“, kann auf dieſes Stichwort „wer“ kein Antrag 
mehr geſtellt werden. Herr Präſident Dr. Treichel nickt 
wiederum. Er gibt dadurch zu erkennen, daß er meiner 
Auffaſſung zuſtimmt. Nun war aber nach der Geſchäfts⸗ 
ordnung der amtierende Vizepräſident gar nicht berechtigt, 
die Verſammlung aufzufordern, in die Schlußabſtimmung 
einzutreten; denn die Geſchäftsordnung ſchreibt ausdrück⸗ 
lich vor, daß die Beſchlüſſe zuſammengeſtellt werden müſſen, 
wenn gegenüber der zweiten Leſung weſentliche Verände⸗ 
rungen vorgekommen ſind. Ich ſagte ſchon vorhin, daß es 
keinem Zweifel unterliegt, daß weſentliche Veränderungen 


gegenüber der Schlußabſtimmung ſtattgefunden haben. Es. 


muß alſo zunächſt einmal eine Zuſammenſtellung erfolgen, 
bevor das Haus in die Schlußabſtimmung eintreten kann. 

Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Dieſen Ausführungen müſſen wir uns vollkommen an⸗ 
ſchließen. (Selbſtverſtändlich! rechts.) Wir ſtaunen, daß 
die Herren von der Rechten (Lauter!) es ſo eilig mit dem 
Geſetz haben. Das Geſetz iſt mit einer Unmenge von Ver⸗ 
änderungen angenommen. Ich glaube, daß Sie ein ganz 
ſchlechtes Gewiſſen haben und die Verantwortung nicht 
übernehmen wollen. Darum wollen Sie heute die Be⸗ 
völkerung überfallen und ein Geſetz annehmen, das Sie 
in zweiter Leſung nicht angenommen haben. Wir werden 
ſo etwas nicht mitmachen und der Bevölkerung klar machen, 
wie Sie das Geſetz verſchandelt haben. 

Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich möchte zu⸗ 
nächſt darauf aufmerkſam machen, ... (Lauter, lauter! 
— Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten. — Große Unruhe 
und Händeklatſchen. — Die folgenden Worte des Redners 
bleiben unverſtändlich.) Ich beantrage Vertagung auf eine 
Viertelſtunde. i 

Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): Ich weiß nicht, wozu der 
Streit iſt. Entweder wollen Sie die Geſchäftsordnung 
verbiegen oder ſie halten. (Sie haben ſie ſchon verbogen! 
rechts. — Zwiſchenrufe und große Unruhe.) Sie betonen 
doch dauernd, daß Sie ſie halten wollen. (Zwiſchenrufe 
und große Unruhe.) 

Vizepräſident Gehl: M. D. u. H.! Ich bitte doch um 
etwas mehr Ruhe. ; 

Raube, Abgeordneter (K.P.): In der Geſchäftsord— 
nung ſteht deutlich: 

„Sind ſolche Anderungei vorgenommen, ſo wird die 
Schlußabſtimmung ausgeſetzt, bis der Präſident mit dem 
Beiſitzern die Beſchlüſſe zuſammengeſtellt hat.“ 

Sie wollten aber heute weitertagen. Ich beantrage daher, 
daß die Abſtimmung auf morgen vertagt wird. 

Vizepräsident Gehl: Es ift der Antrag geſtellt worden, 
die Schlußabſtimmung auszuſetzen. Ich hatte zur Schluß⸗ 
abſtimmung aufgerufen, ich bin allerdings noch nicht in 
die Schlußabſtimmung eingetreten. Herr Abg. Rahn hat 
recht. Es ſtimmt, daß wir es ſo im Alteſtenausſchuß ver⸗ 
einbart haben. Wenn nun verlangt wird, daß die Be⸗ 
ſchlüſſe bis zur nächſten Sitzung zufammengeſtellt werden 
jollen, jo ift das gemäß Ziffer 2 des § 28 ein vollſtändig 
berechtigtes Verlangen. Ich hatte die Schlußabſtimmung 
aufgerufen, weil wir früher bei vielen Vorlagen, die in der 
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dritten Beratung eine große Anderung erfahren hatten, 
trotzdem ſofort die Schlußabſtimmung vornahmen. Wenn 
das jetzt anders ſein ſoll, kann ich nichts dagegen machen. 
Wenn verlangt wird, die Schlußabſtimmung auszuſetzen, 
jo muß der Antrag von ſieben Abgeordneten unterſtützt 
werden. Wird das Verlangen unterſtützt? (Geſchieht.) 
Die Unterſtützung reicht aus. Wir würden die Abſtimmung 
bis zur nächſten Sitzung ausſetzen. Es liegen aber zunächſt 
noch drei Entſchließungen vor, über die wir abzuſtimmen 
haben, und zwar die Entſchließung, Druckſache Nr. 1249, 
die zuerſt zur Abſtimmung kommt, unterzeichnet Eichholtz, 
Schmidt, Kurowſki: 

Entſchließung. 

Der Senat wird erſucht, nach Möglichkeit die private 
Wohnungsbautätigkeit in den Gemeinden und Staat zu 
fördern. 

Es werden folgende Mittel empfohlen: 

1. Hergabe von geeignetem Siedlungsland, wenn nicht 

unentgeltlich, jo doch zu günftigen Bedingungen, 

2. ſteuerliche Vergünſtigungen hinſichtlich der Grund- 

fene abgabe, Grundwertſteuer und Vermögens- 

3. ſteuerliche Begünſtigung der Hypothekenbeleihungen. 

Die Damen und Herren, die dieſer Entſchließung zuſtimmen 
wollen, bitte ich, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Entſchließung iſt an⸗ 
genommen. ' 
Wir kommen zur Entſchließung Druckſache Nr. 1187: 
Entſchließung. 

Der Senat wird erſucht, ſoweit es notwendig iſt, durch 
Geſetz eine Regelung dahin herbeizuführen, daß Gebäude 
oder Gebäudeteile, die infolge ihrer Verwendung als ge⸗ 
werbliche Räume bisher der Zwangswirtſchaft nicht unter- 


ſtanden, auch zwangswirtſchaftsfrei bleiben, wenn ſie zu 


Wohnungen genutzt werden. 

Eich hel, E, Kaykutſch, Schwegma wn, 

und die übrigen Mitglieder der Deutſchnat. Fraktion. 

Wer dieſe Entſchließung annehmen will, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die 
Entſchließung iſt angenommen. 

Wir kommen zur Abſtimmung über die Entſchließung 
Druckſache Nr. 1237: 

Entſchließung. 


Der Senat wird evfucht, im Zuſammenhang mit 
der Durchführung des Wohnungsbaugeſetzes unter Muf- 
rechterhaltung einer ausreichenden Wohnungsaufſicht 
und ausreichenden Schutzes wivtſchaftlich Schwacher 
ſchrittweiſe den Abbau der Wohnungszwangswirtſchaft 
in die Wege zu leiten und dem Volkstage, ſoweit es ere 
forderlich iſt, entſprechende Geſetzentwürfe vorzulegen. 
Dem Vermieter iſt ferner ein größerer Schutz gegen 
böswillige Mieter zu gewähren. 

Schwegma mn u. d. übr. Mal. d. D. Nat. Fr. 

Wer dieſe Entſchließung annehmen will, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das war die Mehrheit, die 
Entſchließung ijt angenommen. Während es vorher fo 
laut war, daß man ſo gut wie gar nichts verſtehen konnte, 
hat der Herr Abg. Schwegmann, wie mir geſagt wurde, 
beantragt, die Sitzung jetzt zu ſchließen und nach einer Vier⸗ 
telſtunde eine neue Sitzung abzuhalten, um die Schlußab⸗ 
ſtimmung dann vorzunehmen. (Zuruf.) Ich weiß nicht, ob 
Sie einen Antrag geſtellt haben, Herr Abg. Raube, bei der 
Unruhe habe ich das nicht verſtehen können. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe.) 

Rahn Abgeordneter (bak. Fr.): Ich werde jhon zur 
Geſchäftsordnung das Wort nehmen, wenn der Herr Präſi⸗ 
dent mir Ruhe verſchafft. Ich ſpreche nicht vor einem 
unruhigen Haufe. — Es ift geſagt worden, daß die Mb- 
ſtimmung in der nächſten Sitzung erfolgen müſſe. Dieſe 
Sitzung muß offiziell geſchloſſen und eine neue Sitzung 
muß einberufen werden. Das hätte aber nur dann einen 
Zweck, wenn der amtierende Präſident uns für dieſe 
Sitzung eine Zuſammenſtellung der Abänderungen gegen 
die zweite Leſung zuftellen könnte. Da wäre zunächſt zu 
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prüfen, ob unſere Druckerei im Hauſe noch betriebsfähig (0) 


iſt und ob das Büro es bewerkſtelligen kann. Ich ſehe 
nicht ein, was für einen Zweck es haben ſollte, eine halbe 
Stunde zu vertagen, um dann die Sitzung zu eröffnen und 
die Zuſammenſtellung nicht im Druck zu haben. Ich bitte 
den Herrn Präſidenten, ſich zu erklären, ob es möglich iſt, 
uns die zuſammengeſtellten Beſchlüſſe bis zur kommenden 
Sitzung vorzulegen. Ich zweifle daran. 

Vizepräſident Gehl: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Dr. Bumke. 

Dr. Bumle, Abgeordneter (D. Nat.): In dieſem Punkte 
bin ich nicht derſelben Anſicht wie Herr Abg. Rahn. Es 
ſteht in der Geſchäftsordnung nur, die Beſchlüſſe müſſen 
zuſammengeſtellt werden. (Abg. Rahn: Für wen?) Für 
den Präſidenten, damit eine Urkunde als Grundlage für die 
Veröffentlichung des Geſetzes da iſt. Die Geſchäftsordnung 
unterſcheidet ganz genau zwiſchen „Zuſammenſtellung“ und 
„Druck“ und „Verteilung“ an die Abgeordneten. Das 
kommt an anderen Stellen der Geſchäftsordnung deutlich 
zum Ausdruck. Die ng iſt ſich alſo dieſes 
Unterſchiedes bewußt geweſen. (Abg. Rahn; Wer folt Ein- 
ſprüche gegen die Zuſammenſtellung machen können, wenn 
die Abgeordneten die Zuſammenſtellung nicht haben!) 
Wenn der Gegenſtand vorher in drei Leſungen beraten iſt, 
traue ich jedem Abgeordneten ſoviel zu, daß er dann weiß, 
worüber er beſchließt. 

Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (bk. Fr.): Ich ſchätze die juriſti⸗ 
ſchen Kenntniſſe unſeres Kollegen Bumke ſehr hoch ein, 
wenn er ſie an anderer Stelle anwendet. Aber hier leiſtet 
er ſich manchmal kleine Rechtsauslegungen, die mit dem 
Recht nichts mehr zu tun haben. Es heißt in unſerer 
Geſchäftsordnung ausdrücklich: 

Vor der Schlußabſtimmung dürfen kurze Bemer⸗ 
kungen über Fehler in dem Abdruck der Beſchlüſſe ge⸗ 
macht werden. 

Ich frage nun, wie ſoll ein Abgeordneter Bemerkungen 
über Fehler in Zuſammenſtellungen machen können, wenn 
ihm die Zuſammenſtellung nicht vorliegt. Es ift doch 
unmöglich, daß dieſe Geſchäftsordnungsbeſtimmung von 
einem Abgeordneten zu erfüllen iſt, wenn nicht jedes Mit⸗ 
glied des Hauſes die Zuſammenſtellung erhalten hat. Wir 
wollen doch nicht die Geſchäftsordnung auf den Kopf ſtellen. 
Wenn Sie glauben, heute das Geſetz unter Dach und Fach 
zu bringen, ſo bekommen Sie es auch morgen. Oder haben 
Sie zu Ihren Beſchlüſſen ſo wenig Verkrauen, daß über 
Nacht ein Umfall erfolgt? (Bei den Deutſchnationalen weiß 
man das nicht! links.) Ich ſehe nicht ein (Abg. Dr. Eppich: 
Warum verhindern Sie das!), weshalb Sie den klaren 
Wortlaut der Geſchäftsordnung verbieten wollen, nur um 
jetzt abzuſtimmen. Die Ge Gi sordnuig ift dazu da, daß 
ſie beachtet wird. Sie iſt beſonders aus dem Grunde da, 
damit eine Mehrheit eine Minderheit nicht terroriſieren 
kann. Ich halte meine Auffaſſung unbedingt aufrecht und 
verlange von dem amtierenden Herrn Präſidenten, daß er 
die Beſchlüſſe zuſammenſtellt, worlegt und daß erſt dann 
darüber abgeſtimmt wird. 

Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Ich ſchätze die 
Keuntniſſe der Geſchäftsordnung ſeitens des Herrn Rahn 
außerordentlich hoch, aber in dieſem Punkte muß ich ihm 
doch widerſprechen. Ich ſagte erſt ſchon, daß die Geſchäfts⸗ 
ordnung einen ſehr deutlichen Unterſchied zwiſchen „ol 
ſammenſtellung“, „Druck und Verteilung“ macht. Bitte, 


ſehen Sie ſich den § 19 der Geſchäftsordnung an. Da wird 
geſprochen von Vorlagen des Senats, von Uranträgen, 
Ausſchußberichten uſw. Solche müſſen gedruckt und per- 
teilt und auch dem Senat überſandt werden. In § 28 iſt 
aber ausdrücklich nur von einem Zuſammenſtellen geſpro⸗ 
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(Dr. Bumke, Abgeordneter. 


W) chen. (Abg. Mau: Wie wollen Sie das machen?) Die 


@ 


— 


Sache hat auch einen ſehr tiefen Sinn. (Aha! links.) Die 
Anträge, über die wir heute beſchloſſen und beraten haben, 
ſind vorher alle in der Hand der Abgeordneten geweſen. 
Die Abgeordneten haben ſich alſo darüber informiert. (Da 
kann keiner draus klug werden! links.) Die Zuſammen⸗ 
ſtellung läßt ſich ſehr ſchnell machen, wenn der gute Wille 
vorhanden iſt. Der gute Wille wird beim Präſidium ſicher 
vorhanden ſein. (Zuruf des Abg. Plettner: Dunkel iſt der 
Rede Sinn!) Das tut mir leid, Herr Abg. Plettner, meine 
Rede ift ganz klar, es liegt alſo an Ihrem Capé, nicht an 
meiner Rede. 
Vizepräſident Gehl: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Spill. 
Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Meiner Fraktion ift es 
vollſtändig gleichgültig, ob ſie das Geſetz heute ſchon be⸗ 
kommt oder morgen. Bekommen tut ſie es doch. Die Aus⸗ 
führungen des Herrn Abg. Dr. Bumke ſind nach meiner 
Auffaſſung nicht richtig. Man darf bei der Geſchäftsord⸗ 
nung nicht nur genau nach dem Wortlaut gehen, man muß 
auch ihren Sinn erfaſſen. Sie ſchütteln mit dem Kopf. 
Ich glaube doch, daß man immer ſinngemäß handeln muß. 
Wenn in der Geſchäftsordnung ſteht, daß eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der Abänderungen erfolgen muß, ſo kann dieſe 
Beſtimmung doch nur den Zweck haben, daß jeder dieſe 
Abänderungen auch überſehen ſoll, um dann die Möglichkeit 
zu haben, ſeine Stellung dazu einzunehmen. Nun wurde 
hier geſagt, ich glaube von Herrn Abg. Dr. Bumke, die 
Abänderungsanträge lägen jedem vor. Das iſt ſchon richtig. 
Aber wer von Ihnen, m. D. u. H., iſt im Augenblick in der 
Lage, zu ſagen, welche Druckſache angenommen iſt und 
welche nicht. Das kann niemand. Weil man das nicht 
ſagen kann, kann man auch nicht aus dem Kopf ſagen, 
wie das Geſetz jetzt ausſieht. Das iſt einfach unmöglich. 
Der Sinn der Geſchäftsordnung würde alſo vollſtändig ins 
Gegenteil umgekehrt werden. Darum ſtehen wir auf dem 
Standpunkte, trotzdem es uns gleich iſt, daß die Geſchäfts⸗ 
ordnung etwas anderes will, als Sie, Herr Abg. Dr. 
Bumke, geſagt haben. 
Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raube. 
Raube, Abgeordneter (K. P.): Wenn Sie ſchon den 
§ 28 der Geſchäftsordnung nicht annehmen wollen, dann 
muß ich dem Vorredner recht geben, daß die Druckſachen 
verteilt ſein müſſen. Leſen Sie einmal den $ 32 durch. 
Er iſt ſo deutlich, daß Sie nicht um ihn herumkommen. 
Der $ 32 ſagt ganz klar: 
Wenn in der einmaligen oder in der dritten Be⸗ 
ratung Anderungsanträge angenommen werden, ohne 
daß ſie verteilt worden ſind, 

(Sie find ja verteilt! rechts.) Die Anderungen doch aber 

nicht 

, jo ift auf Antrag eines Abgeordneten nach der Ver⸗ 

1 5 die Abſtimmung ohne Beſprechung zu wieder⸗ 
ew. 

Es darf alſo nur ein Abgeordneter widerſprechen. Dann 

kommt der Schlußſatz: 

: Die Schlußabſtimmung darf vorher nicht ſtattfinden. 
Wir können jetzt, nachdem Abänderungsanträge in der 
dritten Beratung angenommen find, noch einmal die Ab⸗ 
ſtimmung über jeden Antrag beantragen. Wollen Sie das 
machen? (Große Heiterkeit.) 

Vizepräfident Gehl: Geſtatten Sie mir doch auch eim- 
mal An Wort. Es ſind Zweifel über die Auslegung der 
Geſchiftsordnung entſtanden. Über die Zweifel kann der 
Präſident entſcheiden. Er kann auch das Haus befragen. 
Die Dinge liegen ſo, daß wir einen ſolchen Fall, wie er 
hier jetzt zur Beſprechung ſteht, noch nicht gehabt haben. 
(Ja, beim Umſaßgzſteuergeſetz! vechts.) Ich will es nicht be- 
haupten. Wir haben nun doch ſchon feſtgeſtellt, daß die 
Schlußabſtimmung auf Grund der Ziffer 2 des § 28 afe- 


geſetzt wird. Es iſt nun Streit darüber entſtanden, ob 
wir nach einer Viertelſtunde eine neue Sitzung abhalten 
und ob die Zuſammenſtellung in dieſer kurzen Zeit erfolgen 
kann. Der Herr Abg. Rahn und einige andere Abgeordnete 
gehen ſo weit, daß ſie verlangen, die Zuſammenſtellung 
müſſe jedem Abgeordneten zur Verfügung geſtellt werden. 
Die Schlußfolgerung zieht er aus Ziffer 3. Wir werden 
im Augenblick gar nicht in der Lage ſein, die Zweifel über 
die Geſchäftsordnung zu beſeitigen. Wir können allerdings 
durch Abſtimmung einen Beſchluß herbeiführen, die Ge⸗ 
ſchäftsordnung iſt ſo oder ſo auszulegen. Ich möchte raten, 
lieber die Abſtimmung bis morgen auszuſetzen und morgen 
als erſten Punkt die Schlußabſtimmung vorzunehmen. 
(Nein, nein! rechts.) — Die haben viel zu große Angſt! bei 
den Kommuniſten.) Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Dr. Eppich. 

Dr. Eppich, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! Ich 
möchte Herrn Spill nur darauf aufmerkſam machen, daß 
der Sinn der Beſtimmung, die er anführt, offenbar ein 


anderer ift. Es ift nämlich der, daß bevor der Präſident 


die Schlußabſtimmung vornimmt, ihm eine authentiſche 
Niederſchrift des Geſetzes vorliegen muß, über die er ab⸗ 
ſtimmen läßt. (Sehr richtig! rechts.) Das iſt das Doku⸗ 
ment, über das er abſtimmen läßt. Das iſt der Sinn der 
Beſtimmung. Er muß wiſſen, worüber er abſtimmen läßt. 
(Die Abgeordneten brauchen es nicht zu wiſſen! links.) 

Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b.k. Fr.): Herr Abg. Dr. Eppich 
hat ſehr unrecht, wenn er einen derartigen Sinn unter⸗ 
ſtellt. Um den klaren Wortlaut der Geſchäftsordnung und 
die Übung in anderen Parlamenten, aus denen wir die 
Geſchäftsordnung übernommen haben, kommen wir nicht 
herum. Es ift jo gemeint, daß die Zuſammenſtellung für 
die Mitglieder erfolgt und nicht für den Präſidenten. Er 
bekommt ein Druckexemplar wie jedes andere Mitglied. 
Herr Abg. Raube hat mit feinem Bezug auf den 8 32 nicht 
ganz recht, denn er bezieht ſich auf Anträge, die im Laufe 
der dritten Leſung mündlich geſtellt waren (Der Grün⸗ 
hagenſche ift doch geſtellt worden! bei den Kommuniſten.) 
und die noch nicht verteilt ſind. Das trifft auf einen An⸗ 
trag Grünhagen zu, der zwei Worte geſtrichen haben wollte. 
Dieſer Antrag liegt dem Hauſe bis jetzt nicht gedruckt vor. 
Inſofern kann man den § 32 für dieſen Fall anwenden. 
Ich begnüge mich nicht mit ſolchen kleinen Mittelchen, um 
meinen Einſpruch zu begründen. Laut Ziffer 3 des § 28 
der Geſchäftsordnungsbeſtimmungen über die Schluß⸗ 
abſtimmung haben wir eine Zuſammenſtellung der Be⸗ 
ſchlüſſe dritter Leſung zu verlangen, wenn gegenüber der 
zweiten Leſung Veränderungen vorgekommen ſind. Es 
ſtimmt auch nicht, daß ſchon einmal ein ähnlicher Fall 
vorgelegen hat. (Umſatzſteuergeſetzl rechts.) Bei dem Üm- 
lab- und Luxusſteuergeſetz find wohl bei der zweiten Leſung 
ſehr weſentliche Veränderungen vorgenommen worden, 
aber in der dritten Leſung hat die Oppoſition, entſchuldigen 
Sie, ich habe ſie damals geführt, durch mich eine ſechs 
Stunden lange Rede halten lafen. (Abg. Dr. Bumke: 734 
Stunden!) Nein, aus dem Protokoll können Sie erſehen, 
daß ſie 5 Stunden 50 Minuten gedauert hat. Dann hat 
Abg. Fietkau ſich weitere zwei Stunden über die chemiſche 
Formel CA,O unterhalten. Dann haben einige andere 
hier einmal Geſang und einmal Ballett veranſtaltet; ſie 
haben geraucht und Bier getrunken. Da hat der damals 
amtierende Präſident, Dr. Treichel, verſucht, mit allen 
Mitteln den Beſchluß durchzuſetzen und auch die Schluß⸗ 
abſtimmung vorzunehmen. Aber damals lagen weſentliche 
Anderungen nicht vor. (Na, na! links.) Sie werden ſich 
entſinnen, daß wir damals eine Anderung unſerer Ge⸗ 
ſchäftsordnung vorgenommen haben, denn damals ſtand 
in der Geſchäftsordnung, daß eine Zuſammenſtellung nur 
dann erfolgen muß, wenn weſentliche Anderungen gegen⸗ 
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(2) über der zweiten Leſung ſtattgefunden haben. Damals ent- 


ſchied der Präſident, daß die Abänderungen, es waren nur 
Kleinigkeiten, nicht weſentlich wären. Deshalb haben wir 


die Abſtimmung in jener Himmelfahrtsnacht durchgeſetzt. 


Hier liegt die Geſchichte aber anders. Dieſes Wort „weſent⸗ 
liche“ ſteht nicht mehr in der Geſchäftsordnung. Jetzt ſteht 
darin wörtlich, daß eine Zuſammenſtellung zu erfolgen hat, 
wenn Veränderungen ſtattgefunden haben. Gegen eine 
Mehrheit, die gewiſſenlos vorgeht und ſich über die Ge⸗ 
ſchäftsordnung hinwegſetzt, kann eine Minderheit im Mo⸗ 
ment nichts machen. Wenn Sie aber einen ſolchen Rechts⸗ 
bruch begehen wollen, kennzeichnen Sie ſich ſelbſt. Jeder, 
der etwas Charakter hat, und der will, daß das Hausgeſetz 
heilig iſt, und daß es beobachtet wird, wird nicht ſein Ge⸗ 
wiſſen mit ſophiſtiſchen Redensarten beruhigen wollen und 
ſich über den klaren Sinn und Wortlaut der Geſchäftsord⸗ 
nung hinwegſetzen. 
Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Bumke. 


Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 


Ich glaube, daß die Streitfrage nicht anders als durch eine. 


Abſtimmung des Hauſes entſchieden werden kann. (Zwi⸗ 
ſchenrufe und Unruhe.) Daß Herr Abg. Rahn diesmal 
nicht recht hat, geht meines Erachtens aus einer Beſtim⸗ 
mung der Geſchäftsordnung hervor. (Abg. Mau: Sie haben 
das Recht immer verbogen!) Sehen Sie ſich den § 27 an, 
da iſt auch von einer Zuſammenſtellung die Rede. (Abg. 
Mau: Alter Aktenſtehler! — Unruhe.) 

Vizepräſident Gehl: Herr Abg. Mau, Sie haben den 
Redner Aktenſtehler genannt, ich rufe Sie zur Ordnung. 
(Abg. ee Dem Abg. Mau glaubt kein Menſch mehr 
etwas! 

Dr. Bunde, Abgeordneter (D. Nat.): Da ift von einer 
Zuſammenſtellung die Rede, und da wird ausdrücklich da⸗ 
neben noch die Verteilung gefordert. Dies iſt nach § 27 


(B) dann nötig, wenn in der zweiten Leſung Abänderungen 


vorgekommen ſind, dann darf die dritte Leſung nicht eher 
vorgenommen werden, bis die Zuſammenſtellung gemacht 


iſt. Dieſer Fall liegt hier nicht vor. Hier handelt es fth 


um die Schlußabſtimmung und bei ihr fordert § 28 keine 
Verteilung, ſondern nur eine Zuſammenſtellung. 
Vizepräſident Gehl: Wortmeldungen zur Geſchäftsord⸗ 
nung liegen nicht mehr vor. (Abg. Raube: Gott ſei Dank 
nicht!) Es ſind Zweifel über die Auslegung der Geſchäfts⸗ 
ordnung entſtanden und hier zum Ausdruck gebracht wor⸗ 
den. Ich werde perſönlich nicht entſcheiden, ſondern das 
Haus befragen, wie es die Geſchäftsordnung auslegt. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 
Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Wenn ein Wortlaut 
der Geſchäftsordnung aber derart klar iſt, wie in dieſem 
Falle, ſo verſtehe ich nicht, weshalb man das Haus be⸗ 


fragen will. Eine zufällige Mehrheit kann ihre Macht dazu 


ausnutzen, die Geſchäftsordnung anders auszulegen und zu 
verbiegen. Der Wortlaut der Geſchäftsordnung iſt doch in 
dieſem Falle vollſtändig klar. Der Herr Präſident hat 
nichts weiter zu tun, als mitzuteilen, daß er die Zuſammen⸗ 
ſtellung veranlaſſen wird. Wenn er glaubt, daß er das 


noch heute machen kann, dann tagen wir um 12 Uhr. Wenn 


das Büro es heute nicht mehr machen kann, iſt es zwecklos, 
eine neue Sitzung einzuberufen. 

Vizepräſident Gehl: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Nach meiner Anſicht 
beſteht darüber kein Zweifel, daß die Schlußabſtimmung in 
dieſer Sitzung nicht vorgenommen werden kann. Zweifel 
beſtehen nur darüber, ob die zuſammengeſtellte Vorlage in 
der neuen Sitzung den Abgeordneten vorliegen muß, oder 
ob es genügt, wenn fie der Präsident hat. Da diefe Zwei⸗ 
felsfrage beſteht, bleibt nichts weiter übrig, als das Haus 
zu befragen. (Sehr richtig!) 


Vizepräſident Gehl: Ich bitte Platz zu nehmen. Wir 


kommen zur Abſtimmung. Ich befrage das Haus, ob die 


Geſchäftsordnung ſo auszulegen iſt, daß jedem Abgeord⸗ 
neten ein Abdruck der zuſammengeſtellten Beſchlüſſe vor⸗ 
zulegen iſt. Wer dieſer Auffaſſung iſt, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. (Geſchieht.) Das letztere war die Majorität, dieſe 
Anſicht iſt abgelehnt. Es iſt beantragt worden, die Sitzung 
zu ſchließen und nach einer Viertelſtunde eine neue Sitzung 
abzuhalten mit der Tagesordnung: 
Schlußabſtimmung über das Wohnungsbaugeſetz. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Wenn die Tagesord- 
nung einer Sitzung erſchöpft iſt, hat der amtierende Prä⸗ 
ſident die Sitzung zu ſchließen und Vorſchläge für die 
nächſte Sitzung zu machen. Er kann, wenn ſeine Vorſchläge 
nicht die Zuſtimmung des Hauſes erfahren, über Abände⸗ 
rungsanträge aus dem Hauſe abſtimmen laſſen. 

Vizepräſident Gehl: Ich werde ſo verfahren. Wir 
ſind am Schluß unſerer Tagesordnung angelangt. Ich 
ſchlage vor, die nächſte Sitzung morgen nachmittag 3 Uhr 
30 Minuten abzuhalten. Erhebt ſich gegen meinen Vor⸗ 
ſchlag Widerſpruch? (Ja! rechts.) Wer meinem Vor⸗ 
ſchlage zuſtimmt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Das 
letztere iſt die Mehrheit. Mein Vorſchlag iſt abgelehnt. 
Wird ein anderer Vorſchlag gemacht? Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich ſchlage vor, die 
nächſte Sitzung heute 11 Uhr 15 Min. abzuhalten. 

Vizepräſident Gehl: Wer dieſem Antrag zuſtimmen 
will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit. Die Tagesordnung wäre dann die Schluß⸗ 
abſtimmung über das Wohnungsbaugeſetz. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter ((b.k. Fr.): Wie vorhin ausge⸗ 
führt wurde, iſt es unmöglich, heute die Schlußabſtimmung 
vorzunehmen. Wenn das Haus dieſen Gewaltakt begehen 
will, kann es ihn tun. Niemand kann es daran hindern. 
Aber es iſt unmöglich, die Zuſammenſtellung bis zu dieſem 
Zeitpunkte vorzunehmen. Wir wollen die Sache nachher 
nicht noch einmal verhandeln. 

Vizepräſident Gehl: Die nächſte Sitzung findet um 
11 Uhr 15 Minuten ſtatt. Tagesordnung: Schlußabſtim⸗ 
mung über das Wohnungsbaugeſetz. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 10 Uhr 45 Minuten.) 


100. Sitzung. x 
Die Sitzung wird 11 Uhr 20 Minuten durch den Prä⸗ 
ſidenten Dr. Treichel eröffnet. 
Am Regierungstiſch: 
Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 100. Sitzung. 
(Bravo! und Händeklatſchen. — Abg. Dr. Blavier: Eine 


ſchöne Sitzung ift das! — Abg. Raſchke: Die 100. Sitzung 


muß begoſſen werden! Parlamentariſcher Bierabend! bei 
den Kommuniſten.) Wir kommen zu Punkt 1 der Tiges- 
ordnung: : 
Schlußabſtimmung über das Wohnungsbaugeſetz. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Raube. 
Raube, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Es liegt 
jetzt wieder ein Wohnungsbaugeſetz vor, das aber einem 
großen Teil der Mitglieder des Hauſes unbekannt ifte (Na, 
na! rechts.) Sie haben doch ſelbſt erklärt, daß Abände⸗ 
rungsanträge vorgelegen haben. Wir müſſen verlangen, 
daß die dem Präſidenten vorgelegten Sachen uns vorge⸗ 
leſen werden. Wir haben vorhin ſelbſt erklärt, daß es not⸗ 
wendig wäre, eine neue Sitzung abzuhalten, damit die 
A nochmals dem Präſidenten in der richtigen Form 
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vorgelegt würden. Die Zuſammenſtellung iſt jetzt gemacht. 
Ich beantrage daher geſchäftsordnungsmäßig, daß dieſe 
Vorlage, die dem Präſidenten vorliegt, jetzt verleſen wird, 
damit wir wiſſen, worüber abgeſtimmt wird. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Rahn. b 

Rahn, Abgeordneter (b.k. Fr.): Zunächſt ift heute in 
der dritten Leſung des Geſetzes ein Antrag angenommen 
worden, der dem Hauſe bisher nicht ſchriftlich vorgelegen 
hat. Auf Grund der Geſchäftsordnung verlange ich, daß 
die betreffende Druckſache, ich meine den Ankrag Grün⸗ 
hagen, worin er die Worte „und Geſchäftsräume“ geſtrichen 
haben wollte, den Mitgliedern gedruckt vorgelegt wird. 
Darüber hinaus verlange ich, daß der Präſident die Ge⸗ 
ſchäftsordnung beobachtet, wie ſie in dem § 28, Abſatz 3, 
jeitgelegt iſt, daß mithin nach Einſprüchen, die die Mit⸗ 
glieder des Hauſes gegen die Zuſammenſtellung zu machen 
haben, ermöglicht wird, daß jedes Mitglied eine Zuſammen⸗ 
ſtellung erhält. Ich begnüge mich nicht wie der Abg. Raube 
mit einer Verleſung der Zuſammenſtellung, denn bei der 
Verleſung durch den Herrn Präſidenten oder durch den 
Schriftführer können Irrtümer entſtehen, die es dem Ab⸗ 
geordneten unmöglich machen, wenn er für ein Geſetz 
ſtimmen ſoll, genau zu entſcheiden, ob er dafür oder da⸗ 
gegen iſt. Es iſt alſo notwendig, daß das Haus die Zu⸗ 
ſammenſtellung vorgelegt erhält, bevor die Schlußabſtim⸗ 
mung über das Geſetz vorgenommen werden kann. (Zwi⸗ 
ſchenrufe und Unruhe.) 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr 
Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich möchte nur darauf aufmerkſam machen ... (Lauter, 
Lauter! Andauernde Zwiſchenrufe und große Unruhe 


links. Die Kommuniſten ſchlagen fortgeſetzt auf die Pulte. 
— Die folgenden Worte des Redners ſind bei dem Lärm 
nicht zu verſtehen.) 

Präſident: Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die das Geſetz in der Schluß⸗ 
abſtimmung annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. (Großer Lärm 
links.) Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung morgen nach⸗ 
mittag 3 Uhr 30 abzuhalten. (Andauernde Zwiſchenrufe 
und große Unruhe links. Die Kommuniſten ſchlagen auf 
die Pulte.) Wenn Sie ſo ſchreien, hören Sie nicht, was 
auf der Tagesordnung ſteht. (Fortdauernde lebhafte Un⸗ 
ruhe.) Wenn Sie ſo weiter ſchreien, laſſe ich den Punkt 
weg, den Sie auf die Tagesordnung geſetzt haben wollen. 
(Abg. e Dann werden wir morgen nicht tagen! — 
Großer Lärm links.) Wollen Sie jetzt ſtill ſein, wenn ich 
die Tagesordnung verkünde! Da hört ſich doch alles auf! 
(Große Unruhe und dauernde Zwiſchenrufe bei den Kom⸗ 
muniſten.) Soll ich Sie von der Sitzung ausſchließen? 
Oder wollen Sie, daß ich die Tagesordnung vorſchlage! 
Nächſte Sitzung morgen nachmittag 3 Uhr 30. (Abg. Mau: 
Der Oberſtudiendirektor als Schieber!) Herr Abg. Mau, 
ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. Mau: Schieber! —- 
Große Unruhe.) Ich rufe Sie zum zweitenmal zur Drd- 
nung. (Andauernde Zwiſchenrufe und Unruhe bei den 
Kommuniſten.) Tagesordnung: i 

1. Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten zum 

Antrag Raube und Fraktion auf Bewilligung einer 
Wirtſchaftsbeihilfe an Erwerbsloſe. 
2. Reſt vom heute. 


(Abg. Dr. Blavier: Eine feine bürgerliche Mehrheit, die 


den Mittelſtand vergewaltigt! — Zwiſchenrufe und große 
Unruhe.) ` j 
(Schluß der Sitzung 11 Uhr 30 Minuten.) 
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Wiedereröffnung der Sitzung 
Dr. Kamnitzer (S. P. D) 
Garmant: Pasaz) 8 1454 A 
Rahn (b. k. F.) zur Geſchäftsordnung 
Rahn (b. k. F.) zur Geſchäftsordnung 
Hohnfeldt (D. Soz.) zur Geſchäftsordnung 
Dr. Bumke (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 


Bert re: SR, aM en e 5 
ertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 
Rah ſtſetzung chf tung 12555 


n (b. k. F.) zur Geſchäftsordnung 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Gehl eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Volkmann, 
Dr. Wiereinſki; Oberregierungsrat Hemmen. 

Vizepräſident Gehl: M. D. u. H.! Ich eröffne 
die 101. Vollſitzung. Ehe ich den erſten Punkt der 
Tagesordnung aufrufe, erteile ich Herrn Abg. Spill 
zur Abgabe einer Erklärung das Wort. Die Erklä⸗ 
rung hat mir ſchriftlich vorgelegen. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Im 
Namen meiner Fraktion habe ich folgende Erklärung 
abzugeben: 

Zu dem Austritt des Abgeordneten Mathieu hat die 
Fraktion der S. P. D. folgendes zu erklären: 

Dem Abgeordneten Mathieu iſt von dem Orts⸗ 
verein Zoppot wegen grober Verletzung des Partei⸗ 
programms einſtimmig die Fähigkeit zur Bekleidung 
von Parteiämtern abgeſprochen worden. Infolge 
dieſes Beſchluſſes iſt der Abgeordnete Mathieu aus der 
Sozialdemokratiſchen Partei ausgetreten, ohne die 


ihm von der Partei übertragenen Stadtverordneten⸗ 
und Abgeordneten⸗Mandate niederzulegen. 
Wir überlaſſen das Urteil über dieſe Handlungs⸗ 
weiſe der Oeffentlichkeit. 
Vizepräſident Gehl: Ich rufe auf den erſten Punkt 
der Tagesordnung: 
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Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegen⸗ (C) 


heiten zum Antrag des Abg. Raube und Fraktion 
auf Bewilligung einer Wirtſchaftsbeihilfe an 
Erwerbsloſe. 

Druckſache Nr. 1229 zu 1203. Schriftlicher Bericht liegt 


vor. Ich eröffne die allgemeine Ausſprache. Das 
Wort hat die Frau Abg. Kreft. 
Kreft, Abgeordnete (K. P.): M. H. u. D.! Wie 


bei allen ſozialen Angelegenheiten, ſo hat ſich auch in 
der Frage der Erwerbsloſigkeit das Verhalten der 
bürgerlichen Parteien und insbeſondere des Senats 
gezeigt. Man hat eben für ſoziale Angelegenheiten 
kein Geld übrig. Dann kommt man immer wieder 
und rechnet vor, wieviel dieſe Ausgabe ausmacht. Man 
tut nur ſo, als wenn man die Not der Erwerbsloſen 
kennt, und fängt ſchließlich auch an darüber zu ſeufzen. 
Aber niemand denkt daran, dieſe Not zu beheben und 
den armen Erwerbsloſen zu helfen. Im Ausſchuß 
war es der Herr Senatsvertreter Hemmen, der er⸗ 
klärte, daß, wenn die Wirtſchaftsbeihilfe ausgezahlt 
würde, auch ſolche Leute damit bedacht würden, die 
arbeitsunwillig wären. Ab und zu mag es unter den 
Erwerbsloſen ſolche geben, aber im großen ganzen 
haben dieſe Leute, die Vertreter der bürgerlichen Klaſſe, 
der Klaſſe, die auf den Knochen der Arbeiter liegt, 
und aus deren Steuergroſchen ihre Gehälter bezieht, 
am wenigſten das Recht dazu, den Erwerbsloſen 
Arbeitsunwilligkeit oder ſonſt etwas vorzuwerfen. 
Die Vertreter der bürgerlichen Klaſſe ſind es gerade, 
die von den Knochen der Arbeiter, wenn ſie im Pro⸗ 
duktionsprozeß ſtehen, herrlich und in Freuden leben 
und keine Arbeit leiſten. Dieſe Leute ſind bedeutend 
arbeitsſcheuer und arbeiten ihr ganzes Leben lang 
nicht. Ihnen ſteht nicht das Recht zu, bei den Er⸗ 
werbsloſen über Arbeitsunwilligkeit oder ſonſt etwas 
zu ſprechen. Den 
Schreiben geſchickt worden, worin man zum Ausdruck 
bringt, wenn ſie im vergangenen Jahre nur ſo und 
ſo viel Tage gearbeitet haben, ſo ſei bei ihnen nicht 
auf Arbeitswilligkeit zu ſchließen. Z. B. iſt ein Ar⸗ 
beitsloſer, der im vergangenen Jahre den Streik der 
Weichſelholzarbeiter mitmachte und außerdem im No⸗ 
vember, am Wahltage, unter denen war, die wegen 
einer politiſchen Angelegenheit durch die Willkür des 
Senats verhaftet und ungerecht beſtraft wurden, der 
auch im Gefängnis gehalten wurde und deshalb nicht 
ſtempeln konnte, auch ſo behandelt worden. Er bekam 
ein Schreiben: „Da Sie im vergangenen Jahre ſo und 
ſo lange erwerbslos waren und nicht geſtempelt haben, 
kann bei Ihnen nicht auf Arbeitswilligkeit geſchloſſen 
werden.“ Solche und ähnliche Fälle ereignen ſich täg⸗ 
lich. Man wirft den Erwerbsloſen alſo Arbeits⸗ 
unwilligkeit vor, während man auf der anderen Seite 
nichts unternimmt, um den Erwerbsloſen Arbeit zu 
geben. Weil aber die Unterſtützung der Erwerbsloſen 
ſo gering iſt, weil der größte Teil der Erwerbsloſen 
keine Unterſtützung erhält und man mit den größten 
Schikanen gegen die Erwerbsloſen vorgeht, wiſſen die 
Erwerbsloſen nicht mehr, was fie anziehen folen. Sie 
wiſſen nicht, was ſie ihren Kindern zu eſſen geben und 
anzuziehen geben ſollen. Da wird einfach erklärt, die 
Arbeitsloſen brauchten nur zum Wohlfahrtsamt zu 
gehen, dann erhielten ſie Kleider für ihre Kinder und 
Unterſtützung; denn die Gemeinden ſeien angewieſen, 
den Erwerbsloſen etwas zu geben. Der größte Teil 
der Erwerbsloſen wird jedoch vom Wohlfahrtsamt ab⸗ 
gewieſen. Die andern erhalten zwar etwas, aber was 
tut man auf der anderen Seite? Ich kann Ihnen 
Fälle nennen, wo Erwerbsloſe Anzüge erhielten, ihnen 
aber dafür von der Erwerbsloſenunterſtützung 1 oder 
2 Gulden abgezogen wurden. 
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(Kreft, Abgeordnete.) 

So ſieht es damit aus, was den Erwerbsloſen an⸗ 
geblich geſchenkt werden ſoll. Die Sachen, die den Er⸗ 
werbsloſen verkauft werden, ſind gar nicht ſo billig, 
daß der Erwerbsloſe etwas daran ſparte. Ueber die 
Qualität der Kleider, die auf dem Wohlfahrtsamt aus⸗ 
gegeben wurden, habe ich mich zur Genüge orientiert. 
Wenn die Kinder die Kleidchen drei oder vier Wochen 
tragen, ſind ſie entzwei und kaum noch anzuziehen. 
Das erhalten die Erwerbsloſen auf dem Wohlfahrts⸗ 
amt und müſſen es obendrein noch bezahlen. Wenn 
das Geld nicht von der Erwerbsloſenunterſtützung 
abgezogen wird, muß es bezahlt werden, wenn der 
Erwerbsloſe wieder arbeitet. Von der Unterſtützung 
kann der Erwerbsloſe nicht leben und iſt darauf ange- 
wieſen, die Sachen, die er etwa noch beſitzt, zu verkaufen 
oder ſie zu verpfänden. Der Lohn der Arbeiter iſt 
heute ſo gering, daß ſie davon nicht leben können. Er 
reicht nicht einmal zum Eſſen, viel weniger noch dazu, 
etwas anzuſchaffen. Außerdem ſoll noch das bezahlt 
werden, was der Erwerbsloſe während ſeiner Arbeits⸗ 
loſigkeit vom Wohlfahrtsamt erhalten hat. 


Wir verlangen in unſerem Antrage, daß die Er- 
werbsloſen 80 Gulden Wirtſchaftsbeihilfe erhalten, für 
die Frau 30 Gulden und für jedes Kind 10 Gulden. 
Da rechnete man aus, daß es zuſammen Millionen 
wären, die der Staat nicht zahlen könne. Wir wiſſen, 
daß nirgends etwas für Sozialverſicherung oder für 
die Erwerbsloſen übrig iſt. Um Gehälter auszuzahlen, 
dazu iſt aber Geld vorhanden. Wäre es nicht richtiger, 
daß das Gehalt der oberen Beamten nur ein Viertel 
der jetzigen Höhe betrüge? Warum muß der Senats⸗ 
präſident ein Gehalt von 4000 Gulden haben und der 
Erwerbsloſe nur ein paar Pfennige? Die Spanne iſt 
hier zu groß. Im Ausſchuß lehnte man die Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfe vollſtändig ab und verſuchte gar nicht, 
irgendwie zu zeigen, daß man den Erwerbsloſen helfen 
wollte. Auf dem Tiſch des Sitzungsſaales im Sozialen 
Ausſchuß befand ſich eine nicht unterſchriebene Ent- 
ſchließung. In dieſer nicht eingebrachten Entſchließung 
verlangte man, daß der Senat ein Geſetz einreichen 
ſollte, nach dem die Arbeitsloſen ein paar Stunden am 


Tag produktive Arbeit leiſten ſollten. Man will alſo 


den Arbeitsloſen ſagen, ihr bekommt die Unterſtützung 
geſchenkt, dann könnt ihr auch einmal ein paar Stun⸗ 
den arbeiten. Die Arbeitsloſen und die Kommuniſtiſche 
Fraktion lehnen ſolch eine Arbeit der Arbeitsloſen ab. 
dir verlangen, daß die Erwerbsloſen Arbeit De- 
kommen, aber dann ſollen ſie als tarifmäßige Arbeiter 
voll bezahlt werden. Man will mit diejer Geſchichte 
die Arbeitsloſen gegen die noch in Arbeit ſtehenden 
Leute ausſpielen. Deshalb rufe ich den Erwerbsloſen 
und den noch in Arbeit ſtehenden Arbeitern zu: er⸗ 
kennt die Gefahr, die euch durch den Volkstag und den 
Senat droht! Man will die Arbeitsloſen gegen die 
Arbeitswilligen ausſpielen. Während man auf der 
einen Seite der arbeitenden Klaſſe immer größere 
Laſten durch die Mietsabgabe und dergleichen auferlegt, 
will man auf der anderen Seite den Lohn der noch in 
Arbeit Stehenden ſo niedrig wie möglich halten. Daß 
es ſo iſt, haben die Verhandlungen im Sozialen Aus⸗ 
ſchuß gezeigt. Man berief ſich immer darauf, daß die 
Arbeitsloſen nicht ſo viel bekommen könnten, da ſie 
ſonſt eventuell arbeitsſcheu würden. Alſo, Arbeitsloſe, 
ſeht ein, daß dieſer Volkstag und dieſer Senat euch 
nicht helfen wollen und helfen werden. Schließt euch 
zuſammen mit den Brüdern in den einzelnen Be- 
trieben und kämpft mit dieſen gemeinſam gegen den 
geſamten kapitaliſtiſchen Staat. Erſt wenn ihr euch 
von dieſen Drohnen befreit habt, wird euch das wer⸗ 
den, was ihr zum Leben braucht. 
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Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ich 
habe mich namens meiner Fraktion zur Geſchäftsord⸗ 
nung melden müſſen, weil wir uns eine Vergewalti⸗ 
gung der kommuniſtiſchen Abgeordneten in dieſem 
Hauſe nicht länger gefallen laſſen. Wir haben in der 
Vergangenheit häufig feſtſtellen können, daß die 
Tribüne bei Beamtenbeſoldungsfragen und ähnlichen 
Sachen, ſo auch geſtern, voll beſetzt war. Wir haben 
heute ausdrücklich feſtgeſtellt, daß der Herr Erſte Präſi⸗ 
dent des Hauſes Anordnung gegeben hat, daß kein 
Staatsbürger auf die Tribüne hinauf darf, der nicht im 
Beſitz einer Karte iſt. (Sehr richtig! rechts.) In 
der Vergangenheit war es ſo, daß, wenn ſich zehn 
Minuten nach Beginn der Tagung herausſtellte, daß 
die Tribüne noch zu einem erheblichen Teil leer war, 
von dem amtierenden Präſidenten geſtattet wurde, 
daß die Tribüne von Staatsbürgern beſetzt wurde. Ich 
habe dieſen Vorſchlag dem Herrn Präſidenten Gehl 
gemacht. Er hat mir entgegnet, er könne gegen die 
Anordnung des Erſten Präſidenten nicht ankommen. 
Ich möchte mich mit der Deutſchnationalen Fraktion 
und den anderen Parteien in Verbindung ſetzen, daß 
dieſe uns ihre Karten zur Verfügung ſtellen. Der 
amtierende Präſident iſt zur Zeit der Präſident Gehl, 
er übt das Hausrecht aus. Er hat das Recht und die 
Pflicht, der Danziger Staatsbürgerſchaft die Möglich⸗ 
keit zu geben, an den Verhandlungen teilzunehmen, 
wenn nicht, iſt das eine kraſſe Vergewaltigung. Wir 
konſtatieren, daß das immer nur der Fall iſt, wenn 
kommuniſtiſche Anträge auf der Tagesordnung 
ſtehen. Wir proteſtieren gegen dieſes Verhalten und 
verlangen, daß unſerm gerechten Wunſche Rechnung 
getragen wird. Im andern Fall werden Sie die 
heutige Tagung nicht erleben. (Zwiſchenrufe und 
Unruhe.) 

Vizepräſident Gehl: Ich habe dazu zu erklären, 
daß ich leider nicht in der Lage bin, über die Plätze, 
die den Fraktionen zur Verfügung ſtehen, hier zu ver⸗ 
fügen. Außerdem bin ich nicht in der Lage, eine An⸗ 
ordnung des Präſidenten Dr Treichel dadurch illuſoriſch 
zu machen, daß ich eine Gegenorder erteile. Wenn die 
Fraktionen keinen Wert auf die ihnen zur Verfügung 
ſtehenden Plätze legen ſollten, würde ich die Tribüne 
öffnen laſſen, ſoweit Plätze vorhanden ſind. Es kommt 
aber darauf an, ob die Fraktionen auf die ihnen zu⸗ 
ſtehenden Plätze verzichten. Wenn nicht, kann ich die 
Tribüne nicht beſetzen laſſen. Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): Ich habe ſchon vorhin 
auf die Praxis verwieſen, die von dem Erſten Präſi⸗ 
denten bisher geübt wurde. Wenn die Tribüne bei 
Beginn der Sitzung nicht beſetzt iſt, jo iſt mit 99 Pro⸗ 
zent zu rechnen, daß neue Zuſchauer nicht kommen. 
Da hat der Herr Präſident Dr. Treichel jedesmal die 
Genehmigung gegeben, daß dann die Tribüne beſetzt 
wurde. Nun ſagt Herr Vizepräſident Gehl, er könne 
das nicht tun, weil eine Anordnung des Erſten Präſi⸗ 
denten vorliege. Es macht doch auf die Staatsbürger 
einen merkwürdigen Eindruck, daß ſolch ein Verfahren 
nur geübt wird, wenn Anträge der Kommuniſten vor⸗ 
liegen. Bei Vorlagen über Beamtenbeſoldung und 
auch geſtern beim Wohnungsbaugeſetz iſt man anders 
verfahren. Wir verwahren uns ganz energiſch gegen 
die beſondere Stellung der kommuniſtiſchen Abgeord⸗ 
neten. Wir haben genau ſo wie die Abgeordneten der 
Rechten das Recht, unſere Bekannten auf die Tribüne 
zu ſchicken. (Jede Fraktion hat doch Karten! rechts.) 


Wenn wir ſehen, daß die Tribüne leer iſt, haben wir 
als Abgeordnete das Recht, zu verlangen, daß der 


(C) 


an 


D) 
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(Rande, Abgeordneter.) 


(A) Danziger Oeffentlichkeit die Möglichkeit gegeben wird, 


B 


= 


an den Verhandlungen des Volkstags teilzunehmen. 
Das unterbinden Sie regelmäßig, wenn Anträge der 
Kommuniſten auf der Tagesordnung ſtehen. Draußen 
ſtehen Kriminalbeamte. Auch hier im Vorraum ſteht 
einer. Wenn draußen ein paar Arbeitsloſe herum⸗ 
laufen, wird die Schupo alarmiert. Wir verwahren 
uns dagegen und werden mit den ſchärfſten Zwangs⸗ 
mitteln dagegen ankämpfen. Wir drohen ganz offen, 
daß wir heute nicht tagen laſſen. (Dann gehen wir 
nach Hauſe! rechts.) 

Vizepräſident Gehl: Ich werde den Verſuch 
machen, Karten zu bekommen, und wenn ich ſie erhalte, 
werde ich ſie Ihnen zur Verfügung ſtellen. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): Es wird heute 
überhaupt planmäßig ſabotiert. Ich gebe einen Antrag 
ins Bureau zum Druck. Der Antrag liegt über eine 
halbe Stunde im Bureau, ohne daß er dem Direktor 
gezeigt wird. Ich proteſtiere gegen ſolch ein Verhalten. 

Vizepräſident Gehl: Ich möchte erklären, daß mir 
ein derartiger Antrag noch nicht vorgelegt iſt. Wir 
kommen zur Fortſetzung der Beſprechung. Das Wort 
hat der Herr Abg. Areczynſki. 

Arczynſki, Abgeordneter (S. P. D.) M. D. u. H.! 
Bereits vor mehreren Wochen hat mein Fraktions⸗ 
genoſſe Kloßowſki von dieſer Stelle aus erklärt, daß 
wir durchaus für eine Unterſtützung der Arbeitsloſen 
ſind. Ich bin in der Lage, heute im Namen der Frak⸗ 
tion zu erklären, daß wir dem kommuniſtiſchen Dring⸗ 
lichkeitsantrag, Druckſache Nr. 1203, unſere Zuſtim⸗ 
mung geben, Die Beratung im Sozialen Ausſchuß hat 
heute das Ergebnis gezeitigt, daß der Antrag der 
Deutſch⸗Liberalen Partei und des Zentrums gegen 
ſieben Stimmen der Sozialdemokraten und der 
anderen linken Parteien, einſchließlich der Deutſch⸗ 
ſozialen Partei, abgelehnt worden iſt. M. D. u. H.! 
Das iſt außerordentlich beklagenswert. Ich möchte das 
nicht wiederholen, was bereits von der Frau Abg. 
Kreft hier in bezug auf die Notlage der Arbeitsloſen 
geſagt worden iſt; denn ich glaube, m. D. u. H., daß 
über die Notlage der Arbeitsloſen hier und auch an 
anderer Stelle ſoviel geredet worden iſt, daß eigentlich 
in dieſem Haus niemand ſein ſollte, der noch an der 
tatſächlichen Notlage einen Zweifel hat. Ich wende 
mich vielmehr der anderen Frage zu, nämlich der, wie 
können wir die Arbeitsloſigkeit bekämpfen? Das 
ſcheint mir die wichtigſte aller Fragen zu ſein. Das 
Jammern und Wehklagen nützt nichts, wenn man 
nicht energiſch an die Arbeit geht, die Arbeitsloſigkeit 
zu beſeitigen. e R 

M. D. u. H.! Es iſt mir geſtattet, einige Ausfüh⸗ 
rungen über die Lage in Danzig zu machen. Wir 
haben bekanntlich die Demobilmachungsbeſtimmungen, 
d. h. geſetzliche Grundlagen, die geeignet ſind, eine 
Regelung des Arbeitsmarktes herbeizuführen. Dieſe 
Beſtimmungen ſind ſeinerzeit geſchaffen worden, 
damit die aus dem Felde heimkehrenden Soldaten 
Arbeit bekamen. Noch heute beſtehen dieſe Beſtim⸗ 
mungen im Gebiete der Freien Stadt Danzig zu recht. 
Wenn die Danziger Behörden dieſe Beſtimmungen im 
Intereſſe der Danziger Staatsbürger richtig an⸗ 
wendeten, dann behaupte ich, würden wir überhaupt 
keine Arbeitsloſen in Danzig haben. Mithin wäre 
auch der Antrag der Kommuniſtiſchen Partei ganz 
überflüſſig; denn wenn keine Arbeitsloſen da ſind, 
braucht man auch keine Wirtſchaftsbeihilfen zu zahlen. 

Ich will nachweiſen, daß meine Behauptung zu⸗ 
trifft. Seit der Einrichtung der Demobilmachungs⸗ 
ausſchüſſe bin ich Mitglied des Danziger Ausſchuſſes, 
kenne alſo den Gang der Arbeiten in dieſem Ausſchuß 
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ſehr gut. Ich kann Ihnen jagen, daß zu keiner Zeit (C) 


im Demobilmachungsausſchuß eine größere Luderwirt⸗ 
ſchaft geherrſcht hat als gegenwärtig. Als vor einem 
Jahr der damalige Leiter des Demobilmachungsaus⸗ 


ſchuſſes, Herr Silling, ernſtliche Miene machte, die 


Arbeitsplätze von fremdländiſchen Arbeitern und An⸗ 
geſtellten zu ſäubern, hat er vom Senat den Wink be⸗ 
kommen, etwas diplomatiſcher zu handeln. Als er das 
ablehnte und dem Senat zur Antwort gab, er könne 
nur die Geſetze ausführen oder nicht, wurde er nach 
einer anderen Abteilung verſetzt und man ſetzte an 
ſeine Stelle Herrn Dr Grentz, der viel diplomatiſcher 
verfährt. Auf meine Anregung fand vor etwa vier⸗ 
zehn Tagen eine Sitzung des Demobilmachungsaus⸗ 
ſchuſſes ſtatt, in der ich den Antrag ſtellte, daß ſämt⸗ 
liche Arbeitgeber ihre fremdländiſchen Arbeiter und 
Angeſtellten namentlich anzugeben hätten, unter An⸗ 
gabe des Familienſtandes und auch, in wie weit ſie im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig eine Wohnung haben. 
Wenn das Material zuſammengeſtellt iſt, müſſe der 
Demobilmachungsausſchuß bei jedem Betrieb oder 
Bureau ſehr ſorgfältig prüfen, welche Arbeitskräfte zu 
entfernen und durch Danziger zu erſetzen ſind und 
welche dazubleiben haben. Ich bin mir vollkommen 
darüber im klaren, daß man nicht wahllos jeden 
fremdländiſchen Arbeiter und Angeſtellten hinaus⸗ 
werfen kann, das läge nicht im Intereſſe des ein⸗ 
zelnen Gewerbezweiges. Ich kann mir ſehr wohl 
denken, daß man in beſtimmten Gewerben hier und 
da einzelne hochqualifizierte ausländiſche Arbeiter 
durchaus braucht. Ich beſtreite aber ganz entſchieden, 
daß wir 9000, nach amtlicher Angabe, m. D. u. H., 
9000 fremdländiſche Arbeiter allein im Wirtſchafts⸗ 
gebiet Danzig haben müſſen. Davon ſind etwa 6000 
polniſche und andere Staatsangehörige und etwa 3000 
Deutſche. Nun ſagt man, wir wollen nicht unſere 


deutſchen Brüder verdrängen, es gibt ſo und ſo viel 


Danziger, die in Deutſchland ebenfalls Arbeit und 
Brot finden. Das iſt an ſich ſehr richtig, aber ich ver⸗ 
weiſe darauf, daß wir zunächſt einmal für unſere 
eigenen Bürger zu ſorgen haben. Ich erinnere daran, 
daß große Städte im Weſten Deutſchlands Danziger 
Staatsangehörige ausgewieſen haben, als ſie keine 
Arbeit hatten. Es iſt nichts weiter als eine aus⸗ 
gleichende Gerechtigkeit, und unſere deutſchen Arbeiter 
würden dieſen Schritt durchaus verſtehen, wenn ſie 
unſere vielen Arbeitsloſen ſähen. In Deutſchland 
wird es eher möglich ſein, Arbeit zu beſorgen. Die 
Heimatbehörde iſt ja verpflichtet, die Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung zu zahlen. 

Nun komme ich zu den polniſchen Arbeitern. Da 


ſagt man, wir könnten die polniſchen Arbeiter nicht 


demobiliſieren; denn in dem Augenblick, wo wir das 
täten, bekämen wir einen zweiten polniſch⸗Danziger 
Krieg, den wollen wir durchaus vermeiden. Ich be⸗ 
haupte, daß der Senatspräſident, um mich ſehr milde 
auszudrücken, ein großes Vergehen an der Danziger 
Arbeiterſchaft begangen hat, als er die Demobil⸗ 
machungsbeſtimmungen einſeitig zugunſten der pol⸗ 
niſchen Angeſtellten verletzte. Als der diplomatiſche 
Krieg bei der Ausweiſung Danziger Bürger aus 
Polen beigelegt werden ſollte, hat Herr Sahm ohne 
Befragen des Demobilmachungsausſchuſſes einfach die 
Beſtimmungen durch eine Sonderabmachung außer 
Kraft geſetzt. Nun beruft ſich der polniſche diplomatiſche 
Vertreter darauf, daß ja ein Abkommen getroffen ſei, 
wonach die Demobilmachungsbeſtimmungen zwar für 
alle anderen Ausländer Geltung hätten, ausgenommen 
für die polniſchen. Ich nehme an, daß auch die pol⸗ 


niſche Regierung bei einigermaßen gutem Willen Ver⸗ 
ſtändnis für unſere wirtſchaftlichen Nöte hat. Es muß 


en 


D) 
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(B) zu 
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ihr klar gemacht werden, daß es unmöglich iſt, Dan⸗ 
ziger Arbeitsloſe durch Steuergelder zu unterſtützen, 
während man auf der anderen Seite für ſo und ſo viele 
tauſende ausländiſche Arbeiter, insbeſondere polniſche, 
Tür und Tor öffnet, die den Danzigern die Arbeit 
wegnehmen. 

Es bedarf tatſächlich nur eines ganz energiſchen 
Zugriffes, und wir können zum mindeſten 5000 Ar⸗ 
beitsplätze ſofort frei machen. Was würden wir damit 
erreichen? Ich glaube, ſehr viel. Nach der letzten 
Statiſtik waren etwa Mitte März im Wirtſchaftsgebiet 
der Stadt Danzig rund 5550 Arbeitsloſe gemeldet. Sie 
müſſen dieſe Zahl immer als ſehr gering anſehen. Es 
iſt mindeſtens noch ein Drittel hinzuzurechnen, die ſich 
nicht melden, weil ſie auf Grund der Beſtimmungen 
des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes nicht unterſtützt wer⸗ 
den und ſich daher nicht der Mühe unterziehen, nach 
dem Arbeitsamt zu gehen und täglich ein⸗ oder zwei⸗ 
mal zu ſtempeln. Von dieſen 5550 Arbeitsloſen waren 
600 Metallarbeiter, 688 Bauarbeiter, 360 aus dem Ver⸗ 
kehrsgewerbe, 326 ungelernte Arbeiter, 2776 Holz⸗ 
arbeiter, 229 Techniker, 15 techniſche Angeſtellte, 64 Er⸗ 
werbsbeſchränkte unter 50 Prozent, Arbeiterinnen 284, 
Kaufleute 149, weibliche Bureauangeſtellte 64, 
Bäcker 37, Fleiſcher 20. Die übrigen verteilen ſich auf 
die ſonſtigen Gewerbe, insbeſondere Gaſtwirtsgewerbe 
uſw. Wenn Sie ſich dieſe Zahl, ſpezialiſiert nach Be⸗ 
rufen, vergegenwärtigen, werden Sie finden, daß neben 
der Metallinduſtrie, die gegenwärtig eine der größten 
wirtſchaftlichen Kriſen durchzumachen hat, hauptſächlich 
das Heer der ungelernten Arbeiter in Frage kommt. 
Man kann für dieſes große Heer auch in dieſer ſchweren 
Zeit produktive Arbeit ſchaffen. Nach amtlichen An⸗ 
gaben werden als laufende Unterſtützung wöchentlich 
47 000 Gulden ausgegeben. Wie wäre es, wenn man 
dieſen 47000 bis 50 000 Gulden noch einmal 
50 000 oder fünfmal 50000 Gulden hinzunähme und 
produktive Arbeit ſchaffte. Ich denke da z. B. insbe⸗ 
ſondere an den Wohnungsbau. Das wäre die erſte 
Frage, die in Angriff zu nehmen wäre. Wir haben 
uns über dieſe Frage genügend unterhalten und haben 
geſehen, welches Ergebnis das Wohnungsbaugeſetz 
gefunden hat. Aber ich verweiſe auch auf unſere 
Straßen. Wie ſieht es mit ihnen und mit den ſon⸗ 
ſtigen Verkehrsverhältniſſen aus! Gehen Sie einmal 
nach dem Werder und ſehen Sie ſich unſere Chauſſeen 
an. Man ſollte da, wo wir jetzt ein ſo großes Heer 
von arbeitsloſen und arbeitswilligen Menſchen haben, 
dieſe Arbeitskraft für die Geſellſchaft nutzbar ver⸗ 
wenden. Es zeigt ſich hierin die große Unfähigkeit der 
Regierung, etwas zu tun. Wenn das wahr iſt, was 
Herr Abg. Mayen als Vorſitzender des Sozialen Aus⸗ 
ſchuſſes geſagt hat, daß ihm Kollege Raube ins Ohr 
geflüſtert habe, er verſtände es nicht, daß die Regie⸗ 
rung ſo dumm wäre und ſo viel Unterſtützung zahle, 
wenn das richtig iſt, ſo kennzeichnet das in der Tat die 
Unfähigkeit der Regierung, dieſe Menſchen für Pro⸗ 
duktionszwecke nutzbar zu machen. M. D. u. H.! Es 
iſt eine ganz natürliche Erſcheinung, daß bei der gegen⸗ 
wärtigen Geſellſchaftsordnung jederzeit eine gewiſſe 
induſtrielle Reſervearmee da iſt. Daran hat die wirt⸗ 
ſchaftlich⸗kapitaliſtiſche Ordnung oder Unordnung ein 
Intereſſe; denn ſolange eine induſtrielle Reſervearmee 
da iſt, hat das Unternehmertum die Möglichkeit, auf 
die Löhne und Arbeitsbedingungen zu drücken. Es iſt 
eine allgemein bekannte Erſcheinung, daß die Unter⸗ 
nehmer zu keiner Zeit ſo frech ſind, als wenn viele 
Arbeitsloſe auf der Straße liegen. Darunter leiden 
die Arbeiter auch. Zu anderen Zeiten verlaſſen die 
Arbeiter die Betriebe, wenn ſie unter den vorgeſehenen 
Bedingungen nicht arbeiten wollen. Die gegenwärtige 
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Erſcheinung iſt mir ganz erklärlich. Dann frage ich 
aber: muß das unter Beachtung der gegenwärtigen 
Verhältniſſe ſo ſein? Ich muß ſagen, es kann zur Be⸗ 
ſeitigung der Arbeitsloſigkeit ſehr viel geſchehen. Wir 
find in der Lage, energiſche Maßnahmen in Angriff 
zu nehmen, um die Arbeitsloſigkeit zu beſeitigen. Ich 
weiſe auf die zwei wichtigſten Punkte hin. Wenn wir 
nicht in der Lage ſind, Arbeit nachzuweiſen, müſſen wir 
den Leuten eine angemeſſene Unterſtützung zahlen. 
Als angemeſſene Unterſtützung kann man die gegen⸗ 
wärtige nicht anſehen. Wir werden daher geſchloſſen 
für den kommuniſtiſchen Antrag eintreten. Ich 
möchte an die Zentrumsfraktion, ſoweit Arbeiterver⸗ 
treter in Frage kommen, und an die Liberale Partei 
ernſtlich appellieren, die Arbeitsloſen nicht abzuweiſen, 
ſondern ihnen die notwendige Unterſtützung, die ſie 
zum Leben brauchen, zu gewähren. 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Wir haben zu verſchiedenen Malen erklärt, daß wir an 
und für ſich Gegner des jetzigen Unterſtützungsſyſtems 
ſind, daß wir darauf warten, daß endlich das Verſiche⸗ 
rungsgeſetz durchkommt. Ich habe bei Einbringung 
der Vorlage des Abg. Raube ferner erklärt, daß man 
hinſichtlich des Antrages Raube erſt unterſuchen 
müßte, wie weit der Antrag geeignet wäre, diejenigen 
Leute, die in Arbeit ſtehen, zu behindern. Das iſt im 
Ausſchuß gar nicht unterſucht worden. Man hat die 
Vorlage ohne jede Unterſuchung glatt unter den Tiſch 
fallen laſſen. Deshalb ſehen wir uns von Fraktions 
wegen gezwungen, für den Antrag Raube zu ſtimmen. 
Für den Fall, daß wieder geſagt wird, daß dieſe Vor⸗ 
lage nicht tragbar wäre, bringen wir einen Abände⸗ 
rungsantrag ein. Wir wollen zunächſt den Antrag 
Raube in Geſetzesform gekleidet wiſſen. Wir bringen 
deshalb einen Antrag ein, durch den dem Antrag die 
Ueberſchrift gegeben wird: „Geſetz über die Gewäh⸗ 
rung einer einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe an Erwerbs⸗ 
loſe.“ Für den Fall der Ablehnung des Antrages 
Druckſache Nr. 1203 bitten wir die Abänderung zu be⸗ 
ſchließen, daß alle Erwerbsloſen, die im letzten Jahr 
mehr als 30 Tage ohne Erwerbsloſenunterſtützung 
arbeitslos geweſen ſind, eine außerordentliche Beihilfe 
erhalten, und zwar Verheiratete 50 Gulden, für jedes 
Kind einen Zuſchlag von 10 Gulden, für die Ehefrau 
20 Gulden, Unverheiratete 40 Gulden. Das iſt das 
Mindeſte, was man den Leuten gewähren muß, die 
nicht nur auf unſchuldige Weiſe wegen der allgemeinen 
ſchlechten Wirtſchaftslage arbeitslos geworden ſind, 
ſondern die zum Teil auch auf böswillige Art und 
Weiſe ausgeſperrt worden ſind. Es muß offen aus⸗ 
geſprochen werden, daß vielfach eine böswillige Aus⸗ 
ſperrung erfolgt iſt. Ich weiſe auf den einen Fall hin, 
der meinem Fraktionskollegen Lehmann paſſiert iſt. 
Sein Arbeitgeber war der Herr Brzezinſki, für deſſen 
Miete ſich gerade die rechte Seite ſo intereſſiert hat, 
allerdings auch die Sozialdemokraten, der Mann, der 
immer behauptet, er könne in ſeinem Laden nicht 
leben, weil er eine zu hohe Miete zahle. Der Mann 
iſt ſo unſozial, daß er einen Arbeitnehmer auf Grund 
ſeiner politiſchen Einſtellung ausſperren zu müſſen 
glaubte. Dieſer Fall iſt typiſch für die Leute, die wir 
vom Raſſenſtandpunkt bekämpfen; er iſt aber auch für 
die Denkungsart der Arbeitgeber überhaupt typiſch. 
Hier handelt es ſich jetzt um eine Beihilfe von einer 
halben Million. Bewilligen Sie die nicht, ſo kann es 
Ihnen paſſieren, daß Ihnen nach ein paar Wochen für 
mehrere Millionen in Ihrer „Wirtſchaft“ zerſchlagen 
wird. Sie ſehen die große Gefahr, daß heute die Ar⸗ 
beitsloſen zum Handeln aufgereizt werden. M. H.! 


(©) 
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Seien Sie vorſichtig. Wenn Sie immer das wirtſchaft⸗ 
liche Moment vorſchieben, dann bedenken Sie, daß Sie 
durch die Ablehnung dieſes Antrages bewirken können, 
daß den Arbeitgebern und der Wirtſchaft ſehr viel durch 
die Arbeitsloſen zerſchlagen wird. Verſuchen Sie unter 
dieſer Art von Druck, die mitunter ſehr unangenehm 
iſt, Stellung zu dem Antrag Raube wie zu unſerm zu 
nehmen. Bewilligen Sie ſchnell etwas, bevor es zu 
ſpät iſt. 

Vizepräſident Gehl: Wortmeldungen liegen nicht 
mehr vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Raube. 

RNaube, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage über 
den kommuniſtiſchen Antrag namentliche Abſtimmung. 

Vizepräſident Gehl: Der Ausſchuß hat den Antrag 
des Herrn Abg. Raube und Fraktion abgelehnt. Nach 
alter Uebung habe ich nun über den Antrag Raube ab⸗ 
ſtimmen zu laſſen. Es iſt nun aber zu dem Antrag Raube 
ein Abänderungsantrag Hohnfeldt und Genoſſen ein⸗ 
gegangen. Da iſt wohl ein Irrtum unterlaufen. Es 
muß heißen, Druckſache Nr. 1203. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): Ich möchte He- 
merken, daß der erſte Teil meines Antrages bezüglich 
der Ueberſchrift ſowohl für den Antrag Raube wie 
für meinen eigenen gilt, ſo daß, wenn über den An⸗ 
trag Raube diesbzüglich abgeſtimmt wird, auch über 
unſeren Antrag abgeſtimmt wird. 

Vizepräſident Gehl: Ich werde den Abänderungs⸗ 


antrag des Herrn Abg. Hohnfeldt zunächſt verleſen. 


Abänderungsantrag zu Druckſache Nr. 1229. 
Wir beantragen 
1. Dem Urantrag Raube und Fraktion folgende Ueber⸗ 
ſchrift zu geben: „Geſetz über die Gewährung einer 
einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe an Erwerbsloſe.“ 
2. Für den Fall der Ablehnung des Antrages, Druck⸗ 
ſache Nr. 1203 folgende . zu beſchließen: 


Alle Arbeitsloſen, die im letzten Jahr mehr als 30 
Tage ohne Arbeitsloſenunterſtützung arbeitslos ge- 
weſen find, erhalten eine außerordenkliche Wirtſchafts⸗ 
beihilfe nach folgenden Grundſätzen: 

1. für Verheiratete 50 Gulden. Hierzu tritt ein Zuſchlag 
für jedes einzelne Kind von 10 Gulden, für Ehefrauen 
von 20 Gulden; ! 

2. für Unverheiratete 40 Openi 


Die Deckung erfolgt aus dem Außerordentlichen. 
Hohnfeldt, Lehmann und die übrigen Mit⸗ 
glieder der Deutſchſozialen Fraktion. 

Soweit ich im Augenblick überſehen kann, müſſen 
wir zunächſt über den erſten Teil des Antrags Hohn⸗ 
feldt abſtimmen. Wird der angenommen, dann iſt die 
Ueberſchrift erledigt. Dann würde über den Antrag 
Raube abgeſtimmt werden müſſen und dann als Even⸗ 
tualantrag über den zweiten Teil des Antrages Hohn⸗ 
feldt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. 
Arezyuſki. 3 

Arezynſki, Abgeordneter (S.P.D.): M. D. u. H.! 
Ich bin darüber nicht im klaren, ob das Haus richtig 
verſtanden hat, was Herr Abg. Hohnfeldt will. Herr 
Abg. Hohnfeldt will, daß alle Arbeitsloſen, die 30 Tage 
erwerbslos waren, ohne daß ſie unterſtützt wurden, 
eine Beihilfe erhalten. x 

Vizepräſident Gehl: Das ſteht im Antrag, in die 
Debatte dürfen wir nicht eingreifen. Ich kann nur 
noch Fragen zulaſſen. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. F.): Nachdem jetzt Un- 
klarheiten auftauchen, bevor wir zur Abſtimmung 
ſchreiten, wird es gut ſein, die Abſtimmung zurückzu⸗ 
ſtellen, damit das Bureau den Antrag ſchleunigſt ver⸗ 
vielfältigt und jeder Abgeordnete weiß, was beantragt 


ift. Hier hinten ift ſowieſo ſchlecht zu verſtehen, jo daß (C) 


man gar nicht weiß, worüber abgeſtimmt wird. 
(Heiterkeit.) 

Vizepräſident Gehl: Ich werde den Antrag Hohn⸗ 
feldt noch einmal, und zwar mit etwas kräftigerer 
Stimme, verleſen: 

Abänderungsantrag zu Druckſache Nr. 1229. 

Wir beantragen 

1. Dem Urantrag Raube und Fraktion folgende Ueber⸗ 

ſchrift zu geben: „Geſetz über die Gewährung einer 
einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe an Erwerbsloſe.“ 

2. Für den Fall der Ablehnung des Antrages Druck⸗ 

ſache Nr. 1203 folgende Abänderung zu beſchließen: 
§ 1. Alle Erwerbsloſen, die im letzten Jahre mehr 
als 30 Tage ohne Erwerbsloſenunterſtützung arbeits⸗ 
los geweſen ſind, erhalten eine außerordentliche Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfe nach folgenden Grundſätzen: 

1. Für Verheiratete 50 Gulden. Hierzu tritt ein Zu⸗ 
ſchlag für jedes einzelne Kind von 10 Gulden, für 
Ehefrauen 20 Gulden. 

Für Unverheiratete 40 Gulden. 

2. Die Deckung erfolgt aus dem Außerordent⸗ 
lichen. 
Ich ſchlage vor, zunächſt über den erſten Teil des 
Antrages Hohnfeldt abzuſtimmen, weil ich ihn für 
einen Abänderungsantrag zum Antrag Raube halte. 
Wenn die Abſtimmung erledigt iſt, werde ich über den 
Antrag Raube abſtimmen laſſen. Falls er abgelehnt 
werden ſollte, über den zweiten Teil des Antrages 
Hohnfeldt. Nun iſt alles klar. Außerdem liegt eine 
Entſchließung vor, die ich gleich verleſen werde: 

Der Senat wird erſucht, innerhalb 14 Tagen eine 
großzügige Beſchäftigung der Erwerbsloſen in die 
Wege zu leiten, um auf dieſe Weiſe die unproduktive 
Erwerbsloſenfürſorge produktiv zu geſtalten. Sollte 
die aus irgend welchen Gründen nicht durchführbar 
ſein, ſo iſt die Summe von 300 000 Gulden zu außer⸗ 
ordentlichen Unterſtützungszwecken für die Erwerbs⸗ 
loſen zur Verfügung zu ſtellen, insbeſondere find da⸗ 
bei auch Erwerbsloſe zu berückſichtigen, die eine 
Unterſtützung bisher nicht bezogen haben. 

Mayen, Schütz, Gaikowſki, Mohn, Ediger, 
Evert. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.) M. D. u. H.! Wir 
möchten noch zur Druckſache Nr. 1256 einen Abände⸗ 
rungsantrag ſtellen. Ich ſtelle den Abänderungsantrag, 
daß die Worte „Ohne Unterſtützung“ in Druckſache 
Nr. 1256, § 1, zu ſtreichen ſind. 

Vizepräſident Gehl: Der Antrag Hohnfeldt hat die 
Nummer 1256 bekommen. Zu dieſem Antrage Hohn⸗ 
feldt ſtellt der Abg. Raube folgenden Antrag: 

Wir bitten die Worte „ohne Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung“ im § 1 zu ſtreichen. 

Es würde dann zunächſt bei meinem Vorſchlage 
bleiben. Ich werde alſo über den erſten Teil des An⸗ 
trages Raube und dann über den Abänderungsantrag 


1 


Raube zum Hohnfeldtſchen Antrage und zuletzt über 


den Hohnfeldtſchen Antrag ſelbſt abſtimmen laſſen, und 
wenn der erledigt ſein ſollte, über die Entſchließung. 
Wir kommen nun zur Abſtimmung über den erſten 


Teil des Antrages Hohnfeldt, der die Ueberſchrift 


ändern will. (Abg. Hohnfeldt: Ich beantrage über 
die Ueberſchrift namentliche Abſtimmung.) Es iſt 
namentliche Abſtimmung über die Ueberſchrift bean⸗ 
tragt worden. Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Unterſtützung reicht nicht aus. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den erſten Teil des An⸗ 
trages Hohnfeldt. Wer ihn annehmen will, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um 
die Gegenprobe. (Geſchieht. — Lebhafte Unruhe und 
Zwiſchenrufe links.) Das Reſultat iſt nicht genau 


feſtzuſtellen, wir müſſen auszählen, ich bitte, den Saal 
zu verlaſſen. 
(Geſchieht.) 


(Geſchieht.) Die Abſtimmung beginnt. 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An der 
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i (A) Abſtimmung haben fiH 100 Damen und Herren be- 
teiligt. Davon ſtimmten mit Ja 50, mit Nein 50, der 
Antrag iſt mit Stimmengleichheit abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abſtimmung über die Druck⸗ 
ſache Nr. 1203, Antrag Raube. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dem Antrag Raube, Druckſache 
t Nr. 1203, zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
| erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Geſchieht.) M. D. u. H.! Es bleibt nichts anderes 
übrig, wir müſſen auszählen. Die Auszählung be⸗ 
I ginnt. (Geſchieht.) Die Auszählung iſt geſchloſſen. 
An der Abſtimmung haben fiH 101 Damen und Herren 
beteiligt. Davon ſtimmten mit Ja 49, mit Nein 52, der 
Antrag Raube iſt abgelehnt. Verzeihung, das Reſultat 
ſtimmt nicht. Das richtige Reſultat iſt: es haben ſich 
102 Damen und Herren an der Abſtimmung beteiligt. 
Ich hatte die Enthaltung vergeſſen. Davon ſtimmten 
mit Nein 52, mit Ja 49. Ein Abgeordneter hat ſich 
der Stimme enthalten. Der Antrag iſt alſo abgelehnt. 
(Sehr erfreulich für die Arbeitsloſen! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Wir kommen nun zur Abſtimmung über den Ab⸗ 
änderungsantrag Raube zum Antrag Hohnfeldt, der die 
| Worte geſtrichen haben will: „ohne Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung“ in $ 1 der Druckſache Nr. 1256. Wir kommen 
l zur Abſtimmung über diefen Antrag. Wer ihm zu⸗ 
| ſtimmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) (Abg. Rahn: Links ſind drei Abgeord⸗ 
nete zugekommen. — Heiterkeit.) Ich bitte um die 
Gegenprobe. (Geſchieht.) Herr Abg. Rahn, wenn 
das richtig iſt, was Sie ſagen, müſſen wir auszählen. 
(Zuruf des Abg. Rahn.) Die Auszählung beginnt. 
(Geſchieht.) Die Auszählung iſt geſchloſſen. An ihr 
haben ſich 103 Damen und Herren beteiligt, mit Ja 
ſtimmten 49, mit Nein 53, eine Stimmenthaltung. Der 
Abänderungsantrag iſt abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abſtimmung über den 
zweiten Teil des Antrags Hohnfeldt auf Druckſache 
Nr. 1256. (Abg. Raube: Wir beantragen namentliche 
Abſtimmung.) Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen 
zur namentlichen Abſtimmung. Ich bitte, die Stimm⸗ 
zettel einzuſammeln. Wünſcht noch jemand ſeine 
Karte abzugeben? Das ſcheint nicht der Fall zu ſein. 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An der Abſtimmung 

| haben fiH 100 Damen und Herren beteiligt. Davon 
| ſtimmten mit Ja 52, mit Nein 48*) Der Antrag Hohn⸗ 
feldt iſt angenommen. Wir kommen zur Abſtimmung 

über die Entſchließung, Druckſache Nr. 1257. Ich habe 

ſie vorhin verleſen, und ſie wird mittlerweile in den 

Händen der Abgeordneten ſein. Wir kommen zur Ab⸗ 


B 


— 


*) Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Axezynſki, Bergmann, 
i Beyer, Dr. Bing, Dr. Blavier, Brill, Buckmakowſki, Frau 
5 f Döll, Evert, Frau Falk, Fiſcher (J.), Fooken, Formel, Ge- 
* bauer, Gehl, Gerick, Grünhagen, Herrmann, Hoffmann, 
L Hohnfeldt, Jedwabſki, Joſeph, Dr. Kamnitzer, Klapps, 

Klingenberg, Kloßowſki, Langowſki, Laſchewſki, Lehmann, 

Dr. Lembke, Leu, Liſchnewſki, Loops, Mafer, Frau Mali- 

kowſki, Mau, Dr Moczynſki, Frau Mohn, Müller, Nord wig, 

Dr. Panecki, Plettner, Rahn, Raube, Raſchke, Reek, Reh⸗ 
k berg, Retzkowſki, Schulz, Werner, Wierſchowfki, Wisniewſki. 
Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Böhm, Brodowfki, 
f Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Dahsler, Dörkſen, Dyck II, 
F: Ediger, Ehm, Eichholtz, Dr. Eppich, Falkenberg, Fiſcher (P.), 
k Förſter, Gaifomjfi, Glombowſki, Frau Grundmann, Guti- 
8 zeit, Habel, Hennke, Hoppe, Janzen, Karkutſch, Klawitter, 
| Frau Knoblauch, Kurowski, Mayen, Frau Meyer, Neu⸗ 
IV bauer, Dr. Neumann, Penner I, Philipſen, Polſter, Rohde, 
K Frau Richter, Schede, Schilke, Schmidt (R.), Schütz, Schweg⸗ 
L mann, Semrau, Splett, Dr. Treichel, Dr. Wagner, Weiß, 

3 Weſſalowſki, Dr. Ziehm. 

2 Nicht auweſend waren: Abg. Arndt, Bahl, Böcker, Falk, 
BE Harnau, Frau Kalähne, Karſchefſki, Kreft, Dr. Kubacz, Frau 
Kuntz, Frau Landmann, Liebau, Lück, Mathieu, Merocz- 
kowſki, Sawatzki, Schmidt (E.), Senftleben, Spill, Dr Wendt. 
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ſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die die (C) 


Entſchließung annehmen wollen, ſich von ihren Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Die Entſchließung ift, wie 
ich ſehe, einſtimmig angenommen worden. Damit iſt 
dieſer Gegenſtand der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Ausgleich der Geldentwertung. Bericht des 
Hauptausſchuſſes. 

Druckſache Nr. 1207 zu Nr. 366, 

Hierzu liegen Abänderungsanträge vor. Druck⸗ 
ſache Nr. 1230, 1231, 1235 und 1236. Als Bericht⸗ 
erſtatter hat das Wort Herr Abg. Neubauer. (Den 
Vorſitz übernimmt Vizepräſident Splett.) 

Neubauer, Abgeordneter (2): M. D. u. H.! Der 
Entwurf eines Geſetzes über den Ausgleich der Geld⸗ 
entwertung wurde dem Volkstage am 28. Mai 1924 vom 
Senat zur Beſchlußfaſſung vorgelegt und in der Voll⸗ 
ſitzung vom 2. Juli 1924 dem Hauptausſchuß zur 
weiteren Durchberatung überwieſen. Der Hauptaus⸗ 
ſchuß hat ſich mit der Vorlage in insgeſamt 32 Sitzungen 
beſchäftigt und drei Leſungen vorgenommen. Eine 
von dem Hauptausſchuß eingeſetzte Redaktionskommiſ⸗ 
ſion hat die Vorlage mit ihren Aenderungen, die ſie 
in der erſten und in der zweiten Leſung erfahren hatte, 
insbeſondere auf ihre juriſtiſche Faſſung durchgeprüft. 
Das Ergebnis der Beratungen des Hauptausſchuſſes 
ift in der Druckſache Nr. 1207 zuſammengeſtellt und an 
die Mitglieder des Volkstages verteilt. 

Bevor ich auf den materiellen Inhalt der Geſetzes⸗ 
vorlage eingehe, möchte ich einen kurzen geſchichtlichen 
Rückblick auf das Aufwertungsproblem tun. Die 
Aufwertungsfrage iſt im Gebiete der Freien Stadt 
Danzig zuerſt ins Rollen gekommen durch das Geſetz 
zum Schutze der Hypothekengläubiger vom 6. Juli 1923 
(Geſetzbl. S. 757) in der Faſſung des Geſetzes vom 
7. September 1923 (Geſetzbl. S. 952), das ſogenannte 
Hypothekenſperrgeſetz, welches die Tilgung einer durch 
Hypothek oder Grundſchuld geſicherten Geldſchuld 
grundſätzlich von der Zuſtimmung des Gläubigers ab⸗ 
hängig macht. Weiter gefordert wurde dann die Auf⸗ 
wertungsfrage durch die bekannte Entſcheidung des 
Reichsgerichts vom 28. November 1923, welches mit dem 
Grundſatz, daß Mark gleich Mark ſei, brach und ver⸗ 
langt, daß der infolge der Inflation entſtandene Geld⸗ 
entwertungsſchaden in jedem Einzelfalle nach Treu 
und Glauben zwiſchen Gläubiger und Schuldner ange⸗ 
meſſen zu verteilen ſei. Sowohl das Hypothekenſperr⸗ 
geſetz, wie die bezeichnete Reichsgerichtsentſcheidung 
nehmen zu der Aufwertungsfrage in der Hauptſache 
in negativem Sinne Stellung, indem ſie dem Schuldner 
das Recht abſprechen, eine in der Währung des Deut⸗ 
ſchen Reiches begründete Geldſchuld durch einen nomi⸗ 
nal gleichen Geldbetrag zu tilgen. Die durch das Hypo⸗ 
thekenſperrgeſetz und die Reichsgerichtsentſcheidung 
vom 28. November 1923 eingetretene Ungewißheit 
forderte aber gleichzeitig eine poſitive Regelung der 
Aufwertungsfrage durch den Geſetzgeber. Dieſer 
Forderung iſt das Deutſche Reich durch die dritte 
Steuernotverordnung vom 14. Februar 1924, die 
Republik Polen, in der die Verhältniſſe ähnlich lagen, 
durch die Verordnung vom 14. Mai 1924 nachge⸗ 
kommen. Beide Verordnungen ſind von den in Frage 
kommenden Regierungen auf Grund von Ermäch⸗ 
tigungsgeſetzen erlaſſen worden. In der Freien Stadt 
Danzig wird mit der zur Beratung ſtehenden Vorlage 
zum erſten Male der Verſuch gemacht, die Auf⸗ 
wertungsfrage im Wege der ordentlichen Geſetzgebung 
zu regeln. Ich kann mit beſonderer Genugtuung feſt⸗ 
ſtellen, daß alle im Hauptausſchuß vertretenen Frak⸗ 


— 


D) 
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(Neubauer, Abgeordneter.) 


dA) tionen, mit Ausnahme der Kommuniſtiſchen Fraktion, 


{B 


— 


in richtiger Erkenntnis von der Wichtigkeit der Auf⸗ 
wertungsfrage und der Notwendigkeit ihrer Regelung 
ſich die größte Mühe gegeben haben, ſelbſt unter Zürück⸗ 
ſtellung ihrer eigenen Wünſche eine möglichſt allen 
gerecht werdende Löſung zu finden. Ein Beweis hier⸗ 
für iſt unter anderem, daß zu der Senatsvorlage etwa 
90 Abänderungsanträge geſtellt worden find, auf die 
ich im einzelnen bei der folgenden Beſprechung der 
Vorlage mit den vom Hauptausſchuß beſchloſſenen Ab⸗ 
änderungen kommen werde. 

Die Senatsvorlage ſieht eine erſchöpfende Rege⸗ 
lung ſämtlicher Forderungen und Rechte vor, welche 
den Anſpruch auf Zahlung einer beſtimmten in der 
Währung des Deutſchen Reiches ausgedrückten Geld⸗ 
ſumme zum Gegenſtand haben. Sie teilt dieſe An⸗ 
ſprüche in drei große Gruppen ein. Die erſte Gruppe 
umfaßt die im § 2 der Senatsvorlage aufgezählten 
Anſprüche, bezüglich deren ſie einen beſtimmten Auf⸗ 
wertungsſatz vorſchreibt. Die zweite Gruppe umfaßt 
die im § 13 aufgezählten Anſprüche, hinſichtlich deren 
Aufwertung ſie einen beſtimmten Aufwertungsſatz 
nicht vorſchreibt, deſſen Beſtimmung ſie vielmehr der 
richterlichen Entſcheidung nach Lage des Einzelfalles 
überläßt. Die dritte Gruppe ſchließlich umfaßt alle 
übrigen Anſprüche, welche nicht unter eine der beiden 
vorigen Gruppen fallen und bezüglich deren ſie eine 


Aufwertung ausdrücklich ausſchließt. (S 12 der Senats- 


vorlage.) Der Hauptausſchuß hatte zunächſt dazu 
Stellung zu nehmen, ob er dieſer in der Senatsvorlage 
vorgeſchlagenen generellen Regelung der Auf⸗ 
wertungsfrage zuſtimmen ſollte oder ob er ſich etwa 
für eine individuelle Regelung entſcheiden ſollte, 
welche von einer ausdrücklichen Vorſchrift darüber ab⸗ 
ſieht, welche Anſprüche und wie hoch ſie aufgewertet 


werden ſollen, ſondern dies der Aufwertungsinſtanz 


im Einzelfalle zu entſcheiden überläßt. Der Haupt⸗ 
ausſchuß iſt nach eingehenden Beratungen zu dem Er⸗ 
gebnis gekommen, daß nur die generelle Regelung die 
von der privaten und der Staatswirtſchaft geforderte 
Rechtsklarheit und Rechtsſicherheit bringen kann. Der 


Hauptausſchuß hat ſich deshalb der Senatsvorlage in 


dieſem Punkte angeſchloſſen. Er hat weiter den von 
der Deutſch⸗Liberalen Partei geforderten Härtepara⸗ 
graphen abgelehnt, welcher es dem Gläubiger oder dem 
Schuldner ermöglichen ſollte, in Fällen, in denen die 
Anwendung der Aufwertungsbeſtimmungen eine be⸗ 
ſondere Unbilligkeit für einen der Beteiligten zur 
Folge haben würde, die Entſcheidung der Gerichte an⸗ 
zurufen. Es iſt klar, daß die Aufnahme einer ſolchen 
Beſtimmung die beabſichtigte poſttive und generelle 
Regelung der Geſetzesvorlage zunichte machen würde, 
da jeder der Beteiligten ſeinen Fall für einen Sonder⸗ 
fall anſehen und dementſprechend die Entſcheidung der 
Gerichte anrufen würde. Der Abänderungsantrag 
der Deutſch⸗Liberalen Partei hat jedoch inſofern zu 
einem Kompromiß geführt, als der Hauptausſchuß der 
Aufnahme des jetzigen § 4 feine Zuſtimmung gegeben 
hat, welcher in den dort aufgeführten beſonderen 
Fällen dem Gläubiger oder Schuldner die Möglichkeit 
gibt, durch Anrufung der Gerichte einen von dem 
Normalſatz abweichenden Aufwertungsſatz feſtſetzen 
zu laſſen. 

Der Hauptausſchuß hat weiter eine von dem 
Syſtem der Senatsvorlage abweichende grundlegende 
Aenderung vorgenommen, indem er den in $ 12 der 
Senatsvorlage beſtimmten Ausſchluß eines Aufwer⸗ 
tungsanſpruchs in den Fällen, welche nicht in § 2 
und 13 der Senatsvorlage enthalten waren, abgelehnt 
hat und dafür der Aufnahme des jetzigen § 16 zuge⸗ 
ſtimmt hat, welcher beſtimmt, daß in allen Fällen, in 


denen die Geſetzesvorlage nicht eine poſitive Regelung (C) 


der Aufwertung trifft, es den Gerichten überlaſſen 
bleibt, nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
über das Vorhandenſein und die Höhe eines Auf⸗ 
wertungsanſpruchs zu entſcheiden. 

Nach der im Hauptausſchuß beſchloſſenen Geſetzes⸗ 
vorlage ſind nunmehr bezüglich des Vorhandenſeins 
eines Aufwertungsanſpruches und ſeine Höhe vier 
Gruppen zu unterſcheiden. 

Die erſte Gruppe umfaßt die im § 2 der jetzigen 
Vorlage aufgezählten Anſprüche, hinſichtlich deren das 
Geſetz eine beſtimmte poſitive Regelung trifft und 
hinſichtlich deren gemäß 8 14 der jetzigen Vorlage 
weitergehende Anſprüche auch wegen Schuldnerver⸗ 
zuges ausgeſchloſſen werden. Die zweite Gruppe umfaßt 
die im 8 4 beſonders aufgezählten Anſprüche, hinſicht⸗ 


lich deren Aufwertung es auf Anrufen eines Betei⸗ 


ligten den Gerichten überlaſſen wird, zur Abwendung 
einer groben Unbilligkeit einen von dem Normalſatz 
abweichenden Aufwertungsſatz feſtzuſetzen. Die dritte 
Gruppe umfaßt die in § 16 der jetzigen Vorlage aufge⸗ 
führten Anſprüche, bezüglich deren es den Gerichten 
überlaſſen bleibt, nach den allgemeinen geſetzlichen 
Vorſchriften eine Entſcheidung über das Vorhanden⸗ 
ſein eines Aufwertungsanſpruchs und ſeiner Höhe zu 
treffen. Die vierte Gruppe endlich umfaßt die in $ 15 
aufgezählten Anſprüche, hinſichtlich deren eine Aufwer⸗ 
tung ausdrücklich ausgeſchloſſen wird. 

Eine weitere wichtige Abänderung hat die Senats⸗ 
vorlage durch die Aufnahme der Beſtimmungen im 
§ 3, Abſatz 3 bis 4, erfahren, welche über die Berech⸗ 
nung des Goldmarkbetrages handeln. Ziemlich ein⸗ 
ſtimmig iſt der Stichtag 1. Januar 1918 in den 
1. Januar 1919 umgewandelt worden, und ebenſo ſind 
die Zuſchläge im Abſatz 4 beſchloſſen, welche der Kauf⸗ 
kraft der Mark im Inlande Rechnung tragen ſollen. 

Mit großer Stimmenmehrheit hat ferner der 
Hauptausſchuß die Aufwertungsſätze für die im 8 2, 
Ziffer 1 bis 3, aufgezählten Anſprüche von 25 Gulden 
auf 30 Gulden erhöht; dasſelbe gilt für die Guthaben 
bei den öffentlichen Sparkaſſen, welche jetzt mit 30 Gul⸗ 
den für 100 Goldmark aufgewertet werden. 

Eine weitere grundlegende Aenderung hat ſchließ⸗ 
lich die Senatsvorlage noch bezüglich der Aufwertung 
von Guthaben bei öffentlichen Sparkaſſen erfahren, 
und zwar einmal dadurch, daß die zeitliche Begrenzung 
der Anſprüche (Begründung vor dem 1. Januar 1918) 
vollkommen gefallen iſt und infolgedeſſen jetzt alle 
Spareinlagen, welche in der Währung des Deutſchen 
Reichs gemacht ſind, aufgewertet werden, weiter da⸗ 
durch, daß für alle Spareinlagen bis zum Betrage von 
300 Goldmark als Aufwertungsſatz ein Gulden für 
eine Goldmark gezahlt werden ſoll. Schließlich iſt noch 
die Ausgleichsmaſſe, aus der die Gläubiger von Spar⸗ 
kaſſenguthaben befriedigt werden ſollen, dadurch be⸗ 
reichert, daß in die Ausgleichsmaſſe 50 vom Hundert 
des bilanzmäßigen Vermögens der Sparkaſſe nach dem 
Stande vom 31. 12. 1924 hineingeworfen werden. End⸗ 
lich find gemäß Abſatz 3 des jetzigen $ 9 bei der Mus- 
zahlung von Spareinlagen Anſprüche bis zur Höhe von 
300 Gulden vorweg zu berückſichtigen. 

Abgeſehen von dieſen grundlegenden Aenderungen 
haben die einzelnen Beſtimmungen der Senatsvorlage 
folgende Aenderungen erfahren: 

§ 1. Die dort vorgenommenen Aenderungen ſind 
ledgilich redaktioneller Art. ; 

§ 2. Auch hier ſind lediglich redaktionelle Mende- 
rungen vorgenommen worden. Ein von der Sozial⸗ 
demokratiſchen Fraktion eingebrachter Abänderungs⸗ 
antrag, welcher auch Sparguthaben und Depoſiten⸗ 
gelder bei nicht öffentlichen Sparkaſſen, Kreditgenoſſen⸗ 


— 


D) 
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(Neubauer, Abgeordneter.) : 


(A) jchaften und Banken der beſchränkten Aufwertung nach 


8 


Maßgabe der Geſetzes vorlage unterwerfen wollte, iſt 
abgelehnt worden in der dritten Leſung. Dieſe An⸗ 
ſprüche unterliegen daher der Aufwertung durch rich⸗ 
terliche Entſcheidung nach Maßgabe des jetzigen § 16. 

§ 3. Im Abſatz 1 iſt durch einen Zuſatz klargeſtellt, 
daß nur die rückſtändigen Zins⸗ und Tilgungsbeträge 
aufgewertet werden, welche nicht verjährt ſind. Im 
Abſatz 2 iſt für die Berechnung des Goldmarkbetrages 
nicht mehr der Tag des Erwerbs des Anſpruchs maß⸗ 
gebend, ſondern der Tag der Begründung des obliga⸗ 
toriſchen Schuldverhältniſſes. Durch Abſatz 6 wird dem 
Schuldner ein Moratorium für die Rückzahlung eines 
fälligen Kapitalbetrages ſowie der rückſtändigen Zins⸗ 
und Tilgungsbeträge von ſechs Monaten gewährt; die 
Friſt beginnt mit dem Inkrafttreten des Geſetzes zu 
laufen. Das weitergehende Moratorium im 87 wird» 
durch dieſe Vorſchrift nicht berührt. 0 

$ 5. Der § 5 enthält eine grundlegende Klar- 
ſtelluug der Aufwertung von Eigentümerhypotheken 
und Eigentümergrundſchulden; ſie werden ohne Rück⸗ 
ſicht auf ein etwa beſtehendes obligatoriſches Schuld⸗ 
verhältnis zu dem Normalſatz von 30 Gulden für 
100 Goldmark aufgewertet. Dieſe Beſtimmung hat in 
der Hauptſache den Zweck, dem Grundſtückseigentümer 
Neubeleihungen ſeines Grundſtückes auf Grund der 
ihm zuſtehenden nicht gelöſchten Hypotheken und 
Grundſchulden zu ermöglichen. 

§ 6. Durch Satz 2 des Abſatz 1 werden Stadt⸗ 
anleihen, welche ſich ſeit mehr als fünf Jahren ſeit 
Inkrafttreten des Geſetzes im Eigentum eines Dan⸗ 
ziger Staatsangehörigen oder ſeiner Erben befinden, 
mit 25 Gulden für 100 Goldmark aufgewertet. Ein 
Antrag der Sozialdemokratiſchen Fraktion zu dieſem 
Paragraphen, welcher vorſah, daß die Aufwertung der 
ſogenannten Induſtrieobligationen der richterlichen 
Entſcheidung vorbehalten bleiben ſollte, iſt in dritter 
Leſung abgelehnt worden. Im Abſatz 2 iſt für die 
Berechnung des Goldmarkbetrages von Pfandbriefen, 
Rentenbriefen und anderen Schuldverſchreibungen auf 
den Inhaber nach der jetzigen Vorlage jetzt nur noch 
der Nennbetrag dann maßgebend, wenn dieſe Wert⸗ 
papiere vor dem 1. Januar 1918 ausgegeben worden 
ſind. Bei ſpäter ausgegebenen Wertpapieren der be⸗ 
zeichneten Art iſt im übrigen der Tag der Ausgabe 
ausſchlaggebend. Gemäß Abſatz 4 kann nunmehr die 
Befriedigung von Hypothekenpfandbriefgläubigern mit 
Zuſtimmung des Senats auch in neu auszugebenden 
auf Gulden lautenden Hypothekenpfandbriefen er⸗ 
folgen. 

87. Die Abänderung in Abſatz 1 iſt lediglich redak⸗ 
tioneller Art. Im Abſatz 2 iſt der Stichtag 1. Januar 
1931 für die Erhöhung des Goldmarkbetrages bei In⸗ 
anſpruchnahme des Moratoriums auf den 1. Januar 
1932 abgeändert. Die übrigen Aenderungen ſind ledig⸗ 
lich redaktioneller Art. Neu iſt die Regelung in 
Abſatz 3 bezüglich der Reallaſten und Rentenſchulden, 
deren Ablöſungsbetrag ſich vom 1. Januar 1932 ab 
auf 50 Gulden für je 100 Gulden erhöht, desgleichen 
die wiederkehrende Leiſtung. Die folgenden Aende⸗ 


rungen dieſes Paragraphen ſind ebenfalls nur redak⸗ 


tioneller Art. 

§ 8. Dieſer bringt eine Vorſchrift, welche zwecks 
Klarſtellung der Aufwertungsfragen im Grundbuch 
dem Grundbuchrichter die Möglichkeit gibt, den Beſitzer 
eines Hypotheken⸗Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuld⸗ 
briefes zur Vorlegung anzuhalten. 

§ 10. Dieſe Vorſchrift gibt für die Aufwertung von 
Anſprüchen der Verſicherten aus Lebensverſicherungs⸗ 
verträgen einzelne Richtlinien, welche an die Stelle 


der im 88 der Senatsvorlage vorgeſehenen allgemeinen i 
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Ermächtigung an den Senat treten, diefe Frage im IC} 


Wege der Verordnung zu regeln. 

s 11. Die Aufnahme des Stichtages 1. Juni 1924 
in Abſatz 2 will der Spekulation vorbeugen. Der 
Abſatz 3 des entſprechenden § 9 der Senatsvorlage iſt 
aus Zweckmäßigkeitsgründen geſtrichen worden. 

§ 12. Der neu aufgenommene Satz 2 dient ledig⸗ 
lich der Klarſtellung. 

$ 15. Der Zuſatz zu der Senatsvorlage (8 12) will 
verhindern, daß Aufwertungsanſprüche aus dem von 
der Freien Stadt Danzig und ihren Gemeinden aus⸗ 
gegebenen Schatzanweiſungen und anderen geldähn⸗ 
lichen Zahlungsmitteln, insbeſondere dem ſogenannten 
Stadtnotgeld und den ſogenannten Stadtſchecks, 
geltend gemacht werden. 

§ 16. Die dortigen Aenderungen ſind nur redak⸗ 
tioneller Art. 

§ 18. und § 21. Dieſe Beſtimmungen regeln die 
Koſtenfrage bezüglich der vor den Gerichten anhängigen 
Aufwertungsſtreitigkeiten und der Eintragung der 
neuen Aufwertungsſätze im Grundbuch. 

Vollkommen geſtrichen iſt aus der Senatsvorlage 
der § 6, welcher die ſogenannte volle Goldaufwertung 
vorſah, desgleichen der § 15, defen Beſtimmungen in 
abgeänderter Form in dem § 14 Aufnahme gefunden 
haben. Geſtrichen ift noch der Abſatz 3 im $ 3 der 
Senats vorlage, weil einmal feine Faſſung unklar iſt, 
ſodann eine praktiſche Bedeutung für die Regelung der 
dort angeſchnittenen Frage verneint wurde. Abge⸗ 
lehnt wurde ſchließlich der § 17 der Senatsvorlage, 
weil das durch die Geſetzesvorlage aufgeworfene 
Steuerproblem beſonders geregelt werden ſoll. 

M. D. u. H.! Aus dem vorliegenden Geſetzentwurf, 
Druckſache Nr. 1207, und auch aus meiner Berit- 


erſtattung werden Sie ermeſſen können, welche unge- 


heure, aber auch gründliche Arbeit der Hauptausſchuß 
geleiſtet hat. Im Namen der Mehrheit des Haupt⸗ 
ausſchuſſes bitte ich Sie, den vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurf recht bald in zweiter und dritter Leſung anzu⸗ 
nehmen. 


Vizepräſident Splett: Inzwiſchen iſt noch ein 
Abänderungsantrag eingegangen, und zwar von dem 
Herrn Abg. Dr Kamnitzer und den übrigen Mitgliedern 
der Sozialdemokratiſchen Fraktion: 


Im S 3 Abſatz 2 find die Worte in der 4. und 5. Zeile 
des Schuldverhältniſſes“ zu ſtreichen. a 
Das Wort hat Herr Regierungsrat Hinz. 
Hinz, Regierungsrat: Im Namen des Senats 
habe ich folgende Erklärung abzugeben: 

Der Senat begrüßt es, daß es nach langen und mit 
größter Gründlichkeit geführten Verhandlungen dem 
Hauptausſchuß möglich geweſen iſt, eine Löſung in der 
überaus ſchwierigen Aufwertungsfrage zu finden. 
Auch der Senat iſt ſich darüber klar, daß es eine ab⸗ 
ſolut gerechte Löſung der Aufwertungsfrage nicht gibt, 
und daß es ſich bei dieſem Problem darum handelt, 
einen Mittelweg zu finden, welcher die gerechte Mitte 
zwiſchen den entgegengeſetzten Intereſſen von Gläu⸗ 
bigern und Schuldnern darſtellt. Die gerechte Löſung 
muß aher auch ſchließlich eine ſolche ſein, welche wirt⸗ 
ſchaftlich erträglich iſt. Die ernſteſten Bedenken müſſen 
erhoben werden, wenn man eine Löſung der Aufwer⸗ 
tungsfrage verſuchen wollte, die praktiſch nicht durch⸗ 
führ bar wäre, welche den Schuldner zahlungsunfähig 
macht und unſer Wirtſchaftsleben ruiniert. Wir geben 
der Hoffnung Ausdruck, daß die im Hauptausſchuß vor⸗ 
geſehene Löſung, trotzdem die Danziger Vorlage die 
höchſte Aufwertung darſtellt, welche irgend ein Land 
bisher vorgenommen hat, doch äußerſtenfalls noch mit 
der Tragfähigkeit der Wirtſchaft vereinbar iſt. Nur in 
einem Punkte kann der Senat dieſe Hoffnung nicht 
ausſprechen, bezüglich der Behandlung der Spar⸗ 
kaſſenguthaben. In dieſem Punkt iſt der Senat 
ſogar neuerdings zu der Ueberzeugung gelangt, daß 
die vorgeſchlagene Löſung die ſchwerſten, ja unerträg⸗ 
lichen Folgen nach ſich ziehen würde. Alle Parteien des 
Volkstages werden mit der Regierung dahin überein⸗ 
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ſtimmen, daß man den Sparern ſoviel gewährt wie 

nur irgendwie möglich iſt. Es hat aber keinen Sinn, 

über das, was vorhanden iſt oder aus dem Vermögen 
der Sparkaſſen und ihren künftigen Erträgen heraus- 
geholt werden kann, hinauszugehen. Man verſpricht 
dann den Sparkaſſengläubigern etwas, was die Spar⸗ 
kaſſen nicht halten können. 

Eine ſorgfältige Prüfung der Finanz und Wirt- 
ſchaftslage der Sparkaſſen hat zu der Ueberzeugung 
geführt, daß die Sparkaſſen nicht in der Lage find, 
die in der dritten Leſung des Hauptausſchuſſes be⸗ 
ſchloſſene Aenderung zu ertragen, daß ein großer Teil 
der Sparkaſſen ihre Kaſſen und ihren ganzen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb ſchließen wird und daß im übrigen die 
ſegensreiche Tätigkeit der Sparkaſſen auf das ſchärfſte 
gefährdet wird, weil die Sicherheit der neuen Einlagen 
in Frage geſtellt werden könnte. Auf der Wieder⸗ 
belebung des Sparkredits beruht aber in erſter Linie 
die Aufſtiegsmöglichkeit unſerer Wirtſchaft. 

Auf der anderen Seite muß der Senat dringend 
bitten, daß eine weitere Hinausſchiebung der Löſung 
des Aufwertungsproblems nicht eintritt. Der Geſetz⸗ 
entwurf iſt dem Volkstag am 28. Mai 1924 zugegan⸗ 
gen, er befindet ſich alſo bereits ſeit zehn Monaten 
in der Ausſchußberatung. Das Danziger Wirtſchafts⸗ 
leben verträgt es nicht, daß das Aufwertungsproblem 
weiter verzögert wird. Die Hypothekenbank kann 
keine erfolgreiche Tätigkeit beginnen, ſolange das 
Aufwertungsproblem noch in der Schwebe iſt. Die 
Kreditſähigkeit einer großen Zahl von Unternehmun⸗ 
gen hängt von der baldigen Löſung des Aufwertungs⸗ 
geſetzes ab. Die Geſundung unjerer Betriebe, die Um⸗ 
ſtellung der Bilanzen, die gerechte Veranlagung zur 
Steuer und manche anderen brennenden Probleme 
erheiſchen gebieteriſch die baldige Verabſchiedung des 
Geſetzes. Der Senat bittet daher dringend, ſeine 
ſchweren Bedenken gegen die vorgeſchlagene Löſung 
nicht zum Anlaß zu nehmen, um die Verabſchiedung 
des ganzen Geſetzes zu vertagen. r 

In eriter Linie würde der Senat es begrüßen, 
wenn es ohne Ausſchußüberweiſung im Plenum mig- 
lich wäre, die Regierungsvorlage wieder herzuſtellen. 
Er würde auch in zweiter Linie keine Einwendungen 
dagegen zu erheben haben, wenn die Cöſung des 
Problems erfolgte, welche in der erſten Leſung des 
Hauptausſchuſſes mit großer Mehrheit beſchloſſen wor⸗ 
den iſt. Falls im Volkstag für einen dieſer beiden 
Wege keine Löſung zu finden ſein folte, ſo macht der 
Senat noch einen Vermittlungs vorſchlag, um wenig⸗ 
iteng die alsbaldige Verabſchiedung des Geſetzes nicht 
zu gefährden. Der Vermittlungsvorſchlag geht dahin, 
daß alle Beſtimmungen, welche auf die Aufwertung 
der Sparkaſſenguthaben Bezug nehmen, vor- 
läufig aus dem Geſetze herausgelaſſen 
werden. Der Senat würde ſich in dieſem Falle ver⸗ 
pflichten, in kürzeſter Zeit längſtens innerhalb eines 
Zeitraumes von vier Wochen nach Verabſchiedung des 
Geſetzes eine neue Vorlage zu machen, in welcher alles 
Material, das bis jetzt vorhanden iſt, das aber noch 
weiter ergänzt werden kann und in dieſem Falle ſoll, 
verarbeitet und in welchem eine Löſung der Auf⸗ 
wertungsfrage für die Sparkaſſen vorgeſchlagen wird, 
welche eine jo weitgehnde Berückſichtigung der Inter⸗ 
eſſen der Sparkaſſengläubiger enthalten ſoll, wie dieſe 
mit der nun einmal vorhandenen Lage der Sparkaſſen 
nur irgendwie vereinbar iſt. er 
Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat 

das Wort Herr Abg. Dr Neumann. ; 

Dr. Neumann, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! 
Ich muß ſagen, daß dieſe Erklärung der Regierung 
überaus überraſchend iſt. Die Erklärung hat gewiſſer⸗ 
maßen den Endzweck, alles dasjenige, was in monate⸗ 
langen Kämpfen hier zuſtandegebracht worden iſt, mit 
einem Schlag, möglichſt von einem Tag zum andern, 
ohne Ausſchußberatung wieder umzuſtoßen. (Abg. 
Ir Blavier: Das war geſtern auch der Fall!) Dieſe 
Erklärung iſt von überaus weittragender Bedeutung. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich die Pflicht jeder Partei, die 
Bedenken, die die Regierung hegt, zu würdigen und 
bei ihrer Entſchließung zu berückſichtigen. Ich ſchlage 
deshalb vor, daß die Parteien zunächſt Gelegenheit 
erhalten, zu dieſer Regierungserklärung unterein⸗ 
ander Stellung zu nehmen. Ich beantrage deshalb, 


daß die jetzige Sitzung mindeſtens eine viertel bis eine 


halbe Stunde ausgeſetzt wird, (Abg. Gehl: Bis 
6 Uhr!) damit die einzelnen Parteien zu dieſer Re⸗ 
gierungserklärung Stellung nehmen können. 

Vißepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. F.): Was die Regierung 
eben durch ihren jungen Mann verkünden ließ, war 
ja bereits bekannt. Den Standpunkt hat die Regie⸗ 
rung auch im Hauptausſchuß vertreten. Es liegt gar 
kein Grund vor, die Sitzung jetzt um eine halbe Stunde 
oder länger zu vertagen, damit die Fraktionen zu 
dieſer nichtsſagenden Erklärung Stellung nehmen. 
(Nichtsſagend?) Der Präſident will um 7 Uhr zu 
einer feſtlichen Veranſtaltung gehen. Ich glaube, die 
Stadtmauer Danzigs ſoll 600 oder 800 Jahre alt ſein. 
Wenn wir um 6 Uhr wieder in die Debatte eintreten 
und Herr Dr Kamnitzer und ein Deutſchnationaler bis 
7 Uhr geſprochen haben werden, ſind wir genau ſo 
klug wie vorher. Ich bitte, den Vertagungsantrag ab⸗ 
zulehnen und in der Debatte fortzufahren. Die Frak⸗ 
tionen haben ja bis zur dritten Leſung Zeit, Stellung 
zu nehmen. Nachdem die Redner heute geſprochen 
haben, haben die Fraktionen auch heute abend noch 
Gelegenheit, dazu Stellung zu nehmen, und morgen 
kann die dritte Garnitur ſprechen. 

Vizepräſident Splett: Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über den Vertagungsantrag des Herrn Abg. 
Dr Neumann. Bitte die Damen und Herren, die ihn 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Die Vertagung bis 6 Uhr iſt mit großer 
Mehrheit beſchloſſen. 

(Schluß 5 Uhr 20 Minuten.) 


Die Sitzung wird durch den Präſidenten Dr. 
Treichel um 6 Uhr 10 Minuten wieder eröffnet. 

Präſident: M. D. u. H.! Die Sitzung iſt wieder 
eröffnet. Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Jeder in dieſem Hauſe iſt ſich der großen wirtſchaft⸗ 
lichen Tragweite des Problems bewußt, das wir heute 
behandeln, und ich brauche auf die Einzelheiten, die ja 
ſchon ſo oft geſagt worden ſind, nicht mehr einzugehen. 
Im vollen Bewußtſein der Bedeutung dieſes 
Problems und der Schwierigkeit ſeiner Löſung hat 
meine Fraktion an dieſem Geſetz mitgearbeitet und 
verſucht, etwas Brauchbares zu ſchaffen. Der Entwurf, 
wie er aus der Kommiſſionsberatung hervorgegangen 
iſt, liegt Ihnen vor. 

Es bedeutet eine gewiſſe Kühnheit, daß Danzig als 
kleines Rechtsgebiet verſucht hat, dieſes ſchwierige 
Problem ſelbſtändig zu löſen. Gern hätten wir auch 
in dieſer Frage die Rechtseinheit mit dem Deutſchen 
Reiche gewahrt, aber die Beobachtung der Rechts⸗ 
entwicklung im Deutſchen Reiche ergab die klare Er⸗ 
kenntnis, daß es uns bei weiterem Zaudern in Danzig 
chenjo gegangen wäre, wie in der Währungsfrage; 
daß ſowohl für die Intereſſenten, als auch für die 
Allgemeinheit großer Schaden entſtanden wäre. Denn 
darüber ſollten ſich diejenigen, die auch jetzt noch in 
Danzig der Vertagung der Frage bis zur Regelung im 
Reiche das Wort reden, klar geworden ſein, daß die 
Gläubiger und Sparer von der jetzigen, vollſtändig 
unter dem Einfluß der Rechtsparteien und insbeſon⸗ 
dere der Schwerinduſtrie, ſtehenden Regierung in 
Deutſchland nichts zu erhoffen haben. Es ſcheint immer 
noch unheilbare Schwärmer in Deutſchland zu geben, 
und Anhänger dieſer Schwärmer in Danzig, die glau⸗ 
ben, daß das, was die Rechtsparteien in der Wahl⸗ 
agitation geſagt haben, von ihnen jemals gehalten 
werden würde. Bei der Wahlagitation erklärte der 
deutſchnationale Führer Hergt etwa: „Laſſen Sie uns 
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(A) nur an die Regierung kommen und Sie haben das 


Aufwertungsgeſetz am nächſten Tag.“ Inzwiſchen ſind 
Monate ins Land gegangen, die Deutſchnationalen ſind 
in der Regierung, und was iſt da? Nichts! (Zuruf 
rechts.) Iſt Herr Schlieben denn nicht deutſchnatio⸗ 
nal? Das iſt der maßgebende Finanzminiſter. Was 
man von den Regierungsbänken in Deutſchland hört, 
find Erwägungen, etwas Poſitives kommt aber nicht 
heraus. Wenn Sie die Berichte der letzten Debatte 
im Reichstag am Sonnabend geleſen haben, werden Sie 
geſehen haben, daß auch dort wieder der Wortführer 
der Deutſchnationalen, Hergt, auftrat und mit vielen 
ſchönen Worten zum Rückzug blies. Für den, der zu 
leſen verſtand, war das deutlich. Da iſt es nur ver⸗ 


ſtändlich, daß kürzlich ein Mitglied der deutſchen Re- 


gierung geſagt haben ſoll, daß ſich die Aufwertungs⸗ 
frage in Deutſchland allmählich zu einem politiſchen 
Verbrechen ausgewachſen habe. 

Dieſes Verbrechen wollten und durften wir hier 
in Danzig nicht mitmachen. Wir wollten nicht mit den 
Hoffnungen der Rentner und kleinen Sparer Schind⸗ 
luder treiben, und wollten die Gläubiger⸗ und 
Schuldnerpſychoſe, die leider zum Teil ihren Grund 
in dem Ueberſchwang der Agitation von Intereſſenten⸗ 
gruppen hat, nicht verewigen. Wir wollten aber auch 
mithelfen, für die Wirtſchaft in Danzig freie Bahn 
zu ſchaffen, indem wir durch die Klärung der Hypo⸗ 
thekenverhältniſſe freien Weg für neuen Realkredit 
ſchaffen. i 

Der Geſichtspunkt, aus dem heraus das Muf- 
wertungsproblem geſetzlich geregelt werden kann, 
kann immer nur das des Allgemeinintereſſes ſein. 
Die kataſtrophale Geldentwertung war als eine der 
ſchlimmſten Kriegsfolgen eine gemeinſame Not, unter 
der alle ehrlich arbeitenden Kreiſe der Bevölkerung 


(B) gleichmäßig gelitten haben. Darum hat aber auch die 


Geſamtheit ein Recht darauf erworben, daß bei der 
Liquidierung dieſer Kriſe die Allgemeinheit genügende 
Berückſichtigung findet. Dieſer Standpunkt iſt von 
den Intereſſentengruppen beider Richtungen außer 
Acht gelaſſen worden. Daher müſſen ihre Vorſchläge 
zu dem Problem notwendigerweiſe den Stempel der 
Einſeitigkeit tragen. Der Geſetzgeber durfte ſich daher 
nicht auf den Standpunkt des Richters ſtellen, der nur 
die Beziehungen beider Parteien abzuwägen hat. Er 
mußte einen dritten Faktor mit in Rechnung ziehen, 
das war das Allgemeinintereſſe. Einen Ausgleich 
zwiſchen dieſen drei Faktoren ſoll dies Geſetz darſtellen. 

Nun iſt die Frage: tut es das? Man kann dazu 
ſagen, ſo wie das Geſetz jetzt vorliegt, im großen und 
ganzen, ja. Die letzte Gerechtigkeit läßt ſich natürlich 
nicht mathematiſch genau erfaſſen, und bei dieſem Ge⸗ 
ſetz mußte mit Zahlen und Prozentſätzen gearbeitet 
werden. Aber in jeder Frage iſt im Ausſchuß ſorgſam 
das Für und Wider erwogen worden. Allerſeits 
wurde darauf Wert gelegt, das hat der Herr Bericht⸗ 
erſtatter ſchon geſagt, daß über die Politik hinweg die 
wichtigſten Beſtimmungen des Geſetzes im Ausſchuß 
mit möglichſter Einſtimmigkeit angenommen wurden. 
Wenn die jetzige Vorlage von Ihnen mit dem Regie⸗ 
rungsentwurf verglichen wird, ſo können Sie feſt⸗ 
ſtellen, daß das Geſetz im Ausſchuß einſchneidende 
Veränderungen, wie wir meinen, Verbeſſerungen er⸗ 
fahren hat. Von beſonderer Wichtigkeit ſcheint mir, 
daß das von mir fo genannte Prinzip der Ausſchließ⸗ 
lichkeit aus dem Geſetz herausgebracht wird. Im Re⸗ 
gierungsentwurf war es ſo, daß alles, was nicht im 


Geſetz geregelt war, überhaupt nicht aufgewertet zu 


werden brauchte. Jetzt iſt es ſo, daß das, was im Geſetz 
nicht aufgewertet wird, und alle anderen Anſprüche, 
die nicht im Geſetz ausdrücklich ausgenommen ſind, der 


richterlichen Beurteilung überlaſſen werden. Das tft, (Ch 


wie mir ſcheint, ein großer Vorteil gegenüber dem Re⸗ 
gierungsentwurf. Der Ausgleichsbetrag für Hypo⸗ 
theken hat eine ganz erhebliche Erhöhung erfahren, die 
für die Schuldner tragbar und für die Gläubiger an⸗ 
nehmbar erſcheint. Er geht weit über die deutſchen Ge⸗ 
ſetze hinaus und iſt insbeſondere in der Regelung des 
Zinſendienſtes ganz unvergleichlich beſſer als der 
deutſche Entwurf. 

Wir ſind auch den weitgehendſten Wünſchen der 
Hypothekengläubiger dadurch entgegengekommen, daß 
wir im 8 3a ſozuſagen ein Ventil gegen Härten ſchufen. 
Der § 3a bedeutet für die in der Praxis weſentlichſten 
Fälle tatſächlich eine Einarbeitung des Härtepara⸗ 
graphen. Für den Härteparagraphen als Prinzip 
haben wir uns nicht entſcheiden können, und ich glaube, 
wir haben daran recht getan. Dieſer Härteparagraph 
hätte den Angelpunkt abgegeben, an dem man das Ge⸗ 
ſetz hätte aus ſeinen Fugen heben können. Was nützt 
ein noch ſo ſchönes Geſetz, wenn ein Härteparagraph es 
jedem Gläubiger bzw. Schuldner ermöglicht, das Ge⸗ 
richt anzurufen! Und welcher Schuldner oder Gläu⸗ 
biger glaubt nicht, daß ſein Fall der beſondere wäre. 

Wir haben auch die Bedenken wegen der Ver⸗ 
faſſungswidrigkeit nicht zu teilen vermocht. Es wird 
ja in Verſammlungen uſw. mit dieſer Verfaſſungs⸗ 
widrigkeit viel operiert. Man iſt ſich nur über die 
rechtliche Grundlage nicht ganz einig. Man hat ge⸗ 
glaubt, hierin eine Enteignung nachweiſen zu können 
und einen Verſtoß gegen die Enteignungsbeſtimmun⸗ 
gen unſerer Verfaſſung. Ich glaube, daß das nicht der 
Fall iſt. Ich brauche nur auf das Reichsgericht hinzu⸗ 
weiſen, das ſchon die Frage aufgeworfen hat, ob die 
Regelung von Geldverhältniſſen überhaupt unter den 
Begriff der Enteignung fallen könne, ob alſo dieſes 


Geſetz mit feinen Konſequenzen das darſtellt, was (pz 


man geſetzgeberiſch unter Enteignung verſteht. Ich 
möchte aber auf eins hinweiſen: Iſt dies Enteignung, 
jo ift die Mieterſchutzverordnung mit dem Mietseini⸗ 
gungsamt und der Feſtſetzung der Mieten von jeher 
eine Enteignung geweſen. Das nimmt aber keiner an. 

Mit beſonderer Genugtuung haben wir in dem 
Geſetz die jetzige Beſtimmung über die öffentlichen 
Sparkaſſen begrüßt. Damit komme ich zur Regie⸗ 
rungserklärung. Wir haben kein Hehl daraus ge⸗ 
macht, daß der Schutz der kleinen Sparer für uns ein 
ſehr weſentliches Moment war, aus dem heraus wir 
an dem Geſetz poſitiv mitarbeiteten. Jetzt kommt die 
Regierung in letzter Stunde und will die Frucht dieſer 
Arbeit mit einem Federſtrich beſeitigen. Ich muß er⸗ 
klären, daß dieſes Verfahren nicht als loyal bezeichnet 
werden kann. (Sehr gut! links.) Die Regierung 
hat zehn Monate lang, in denen das Geſetz im Aus⸗ 
ſchuß lag, Zeit gehabt, uns mit Material zu verſorgen. 
Das hat ſie nicht getan. Sie hat uns zwar einmal 
durch einen Vertreter der Stadtſparkaſſe Danzig einen 
Vortrag über die Vermögenslage der Sparkaſſe Danzig 
halten laſſen. Die Angaben, die dort gemacht wurden, 
waren aber ſo lächerlich, daß niemand im Ausſchuß 
dieſen Angaben irgend welchen Glauben ſchenken zu 
können glaubte. Wären ſie richtig geweſen, dann wäre 
die Sparkaſſe auf das Schlechteſte geleitet worden. Da 
aber alle Parteien in der Stadtbürgerſchaft immer 
wieder betonen, wie gut die Sparkaſſe arbeite und 
geleitet werde, ſo wäre die Bilanz, die dort vorgelegt 
wurde, ein zu großes Armutszeugnis für die Leitung 
der Sparkaſſe geweſen. O, nein, der betreffende 


Dezernent iſt beſſer, als er ſich dort hinſtellen wollte. 
Wir kennen ja auch die Zahlen, die die Spatzen letzten 
Endes in Danzig von den Dächern pfeifen. Es iſt mit 
ein paar Sätzen operiert worden ohne Material. Auf 
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Dr. Kamnitzer, Abgeordneter.) 


{A) diefe Nachrichten der Regierung hin ſollen wir das, 


{B 


— 


wofür wir Monate lang gekämpft haben, ſtreichen. 
Nun ſagt die Regierung, das ſei nicht tragbar. Wes⸗ 
halb iſt es nicht tragbar? Die Regierung iſt uns die 
Antwort darauf ſchuldig geblieben. Es wurde die 
Zahl genannt, allerdings nicht von dem Regierungs⸗ 
vertreter, die Stadtſparkaſſe hätte, wenn das Geſetz 
durchkäme, jährlich 450 000 Gulden an Zinſen aufzu⸗ 
bringen. Iſt der Regierung bekannt, daß die Bilanz 
der Sparkaſſe dieſes Jahr mit einem Reingewinn von 
900 000 Gulden abſchließt? (Hört, hört! links.) Iſt 
der Regierung bekannt, daß hierbei ausdrücklich betont 
worden iſt, daß die Abſchreibungen ſo vorſichtig und 
reichhaltig gemacht worden ſind, daß der eigentliche 
Gewinn 1% Millionen beträgt? (Hört, hört! links.) 
Iſt das der Regierung nicht bekannt, oder was kann fie 
dagegen ſagen? Das iſt eine allgemein bekannte Sache, 
die ſtolz erzählt wurde. (Die armen Leute wollen 
Sie betrügen! links.) Die Leitung der Sparkaſſe hat 
auf eine Frage verſchiedentlich in Kommiſſionsſitzungen 
ſelbſt geſagt: „Auch wenn wir die 30 Prozent, die das 
Geſetz vorſieht, aufwerten, ſind wir ſehr wohl in der 
Lage, die Stadtbank zu begründen und haben das er⸗ 
forderliche Kapital zur Hand.“ (Hört, hört! links.) 
Wovon hat denn die Sparkaſſe die ganzen Bauten, die 
ſehr gut und ſchön ſein mögen, zuſtande gebracht? 
Wovon iſt die Stadtbank und der ganze Betrieb auf⸗ 
gezogen worden? Nur von den entwerteten Geldern. 
Nun will die Stadtſparkaſſe und die Stadt es verant⸗ 
worten, daß hier die Armen und Aermſten um ihr 
Geld gebracht werden, nur wegen ſchöner, grüner 
Türen mit goldenen Knöpfen. Es gibt Stadtverwal⸗ 
tungen, die weit moraliſcher gedacht haben. Es ſind 
Verwaltungen im Reich bekannt, die bis 100 Prozent 


aufgewertet haben. Private Unternehmungen, wie 
etwa hier unſere Konſumgenoſſenſchaft, hat 50 Prozent 


aufgewertet. Da ſollte die Sparkaſſe, die ſich aus 
dieſen Geldern große Werte geſchaffen hat, nicht in der 
Lage ſein, 30 Gulden für 100 Mark zu geben! Wollte 
man dem Standpunkt der Regierung beitreten, ſo 
würde man ſich der Beihilfe zu einer unmoraliſchen 
Handlung mitſchuldig machen. Das werden wir nicht 
tun. Für uns hängt das Geſetz aufs engſte mit dieſer 
Frage zuſammen, und alle Vorſchläge der Regierung, 
die ſie in dieſer Frage macht, werden wir ablehnen. 
Ich glaube auch, daß die Regierung der Sparkaſſe 
einen ſehr ſchlechten Dienſt leiſtet, wenn ſie die Spar⸗ 
kaſſen aus dem Geſetz herausnehmen wollte. Dann 
würde das der richterlichen Rechtsfindung überlaſſen 
bleiben, und der Kläger, der vor Gericht tritt, braucht 
ſich nicht mit den Scheinbilanzen zufriedengeben. Ob 
dann der Richter, der zu einer Aufwertung neigt, bei 
30 Gulden ſtehen bleibt, erſcheint mir ſehr fraglich: 
denn wenn er bei Hypothekengläubigern, wo er den 
dritten Faktor, von dem ich ſprach, nicht berückſichtigen 
darf, auf 50 Prozent kommt, wird er es um ſo mehr 
bei einer Sparkaſſe tun, deren Werte klar zutage 
liegen. Daran hat die Regierung ſcheinbar nicht 
gedacht. 

Ich ſage nochmals, wir ſind gegen die Heraus⸗ 
nahme der Sparkaſſen aus dieſem Geſetz, wie die Re⸗ 
gierung vorſchlägt; denn für uns iſt das Problem ein 
einheitliches und nicht trennbar. Wir wollen nicht, daß 
der Kreis der armen und ärmſten Leute benachteiligt 
wird. Wir wollen nicht, daß der Weg, der geſtern beim 
Wohnungsbaugeſetz beſchritten wurde, daß man zu 
Gunſten der wohlhabenden und tragfähigen Schultern 
die wenig tragfähigen belaſtet, fortgeſetzt wird, daß 
man denen, die etwas haben, reichlich zugibt, und 
denen, die es am nötigſten brauchen, nichts gibt. 
Glauben Sie, wenn Sie uns ſagen, wir wollen dieſen 


Teil des Geſetzes abtrennen: Im Ausſchuß iſt es fo (C) 


gut wie begraben. Der Standpunkt der Kreiſe, die da 
Einfluß haben, iſt uns klar, er iſt ein rein kaufmänni⸗ 
ſcher, möglichſt nichts zu geben. Dieſer kaufmänniſche 
Standpunkt iſt beim Wohnungsbaugeſetz glänzend 
zum Siege gekommen. Aber bei einer Stadtſparkaſſe, 
die nicht nur kaufmänniſch zu leiten iſt, ſondern als 
öffentliches Unternehmen allgemeine Intereſſen wahr⸗ 
zunehmen hat, iſt dieſer rein fiskaliſche Standpunkt 
verwerflich. Wir werden ſowohl gegen eine Ab⸗ 
trennung des Geſetzes ſtimmen, als auch unſere Zu⸗ 
ſtimmung zum ganzen Geſetz von der Annahme des 
Paragraphen in dieſer Form abhängig machen. Nicht 
nur auf Vermutungen hin, ſondern auf die poſitiven 
Zahlen hin, die ich genannt habe, ſind wir feſt über⸗ 
zeugt, daß die Stadtſparkaſſe, ſie kommt weſentlich 
allein in Frage, dieſe Sache tragen kann. Wir haben 
ja ſeinerzeit, als dieſe Frage im Ausſchuß auch ſchon 
angeregt wurde, wie es mit der Tragfähigkeit wäre, 
verſucht, Ihnen andere Wege zu weiſen. Die ſind Sie 
nicht gegangen. Wir haben darauf hingewieſen, daß 
die Möglichkeit beſtände, etwa durch Einziehung der⸗ 
jenigen Beträge, die die ausländiſchen Gläubiger auf 
Grund der dort beſtehenden Geſetze weniger bekommen, 
Mittel zu beſchaffen. Es wäre die Möglichkeit ge⸗ 
weſen, einen Prozentſatz zuzuſchlagen, es wäre die 
Möglichkeit geweſen, die bereits gelöſchten Hypotheken 
in einer Weiſe für die Allgemeinheit nutzbar zu 
machen, daß ſie einem ſozialen Fond zufließen. Das 
haben Sie abgelehnt. Jetzt kam unſere Faſſung durch. 
Diejenigen, die dieſer Faſſung zuſtimmten, ſind auch 
der Ueberzeugung geweſen, daß ſie tragbar ſei. 

Ich möchte alſo bitten, gefährden Sie das Geſetz 
nicht, an dem wir alle ein Intereſſe haben. Was die 
Regierung tat, war ein Schachzug, weiter nichts. Es 
iſt eine Illoyalität, nach zehnmaliger Beratung hinzu⸗ 
treten: „Das Geſetz brauchen wir, nehmt es an, macht 
es aber, wie wir wollen.“ Das iſt meiner Anſicht nach 
eine Verhöhnung des Volkstages. Iſt es denn zuviel 
verlangt, wenn wir ſagen, es ſollen für 100 Mark 
30 Gulden gezahlt werden? Wir verlangen, daß die 
Aermſten der Armen, die Sparer bis 300 Mark, auf⸗ 
gewertet werden und 300 Gulden dafür zu zahlen find, 
Wer fällt darunter? Die Mündel, deren Mündelgelder 
feſtlagen, die nicht gerührt werden konnten, die aber in 
den Händen eines Kreditinſtitutes ſehr wohl einen 
Faktor darſtellten. Dieſe 300 Gulden würden in der 
Hand dieſer Armen und Aermſten einen bedeutenden 
wirtſchaftlichen Wert darſtellen. Wir haben die Ab⸗ 
ſicht gehabt, dem Geſetz, wie es vorliegt, zuzuſtimmen. 
Wir werden es auch jetzt noch gern tun, wenn Sie uns 
das nicht unmöglich machen durch Annahme der Re⸗ 
gierungsfaſſung. 

Wir glauben tatſächlich, daß das Geſetz, wie es 
letzt vorliegt, den Faktoren, von denen ich geſprochen 
habe, wirklich und wirkſam Rechnung trägt. Wir 
wünſchten, als wir das Geſetz machten und daran mit⸗ 
arbeiteten, daß es ſich zu Gunſten der Schuldner aus⸗ 
wirkte, bei denen es Klarheit in die Verhältniſſe 
bringt, zugunſten der Gläubiger, denen der ſofortige 
Wiedereintritt des Zinſendienſtes und die rückwärtige 
Aufwertung der Zinſen ihnen ſofort Mittel in die 
Hand geben würden, und bei denen die Hoffnung auf 
ein zwar verkleinertes, aber letzten Endes ſicheres 
Kapital, ſie neuen Mut ſchöpfen ließe, ſchließlich nicht 
zuletzt bei der Allgemeinheit, der durch die Möglichkeit 
der Neubelebung des Kredits neue Wege zum Wieder⸗ 
aufbau gewieſen werden. Das ſind die Ziele des Ge⸗ 
ſetzes. Wenn das Geſetz jetzt verſchlechtert werden 


ſoll, wird auch dies Ziel umgebogen. Wir wollen aber 
bei dem Geſetz Klarheit haben. Wir haben in dieſer 
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(A) klaren Erfaſſung der Grundgedanken am Geſetz mit⸗ 


(B 


— 


gearbeitet und werden uns, wenn uns diefe Grund⸗ 
gedanken verſchüttet werden ſollen, ebenſo entſchloſſen 
gegen das Geſetz wenden und dagegen ſtimmen. 
(Wiederholtes Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Herrmann. 

Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Die Aufwertungsfrage greift ſo ungeheuer in unſer 
Volksleben und in das Glück von vielen tauſenden 
Danziger Volksgenoſſen ein, daß es angezeigt erſcheint, 
dieſe Frage ganz beſonders umſichtig zu löſen. Es han⸗ 
delt ſich hier um eine Rechtsfrage, eine Frage von Treu 
und Glauben. Durch das Geſetz müßte jeder Schuldner 
gehalten ſein, in gleicher Menge und Güte zurückzu⸗ 
zahlen, was er anvertraut erhalten hat, ſoweit es ſeine 
Leiſtungsfähigkeit geſtattet. Leider iſt es nicht möglich 
geweſen, dem Geſetz eine ſolche Faſſung zu geben. Es 
kann natürlich auch nicht in Frage kommen, die Ge⸗ 
ſamtheit aller Forderungen voll aufzuwerten, aber es 
hätte ein Aufwertungsſatz gefunden werden müſſen, 
der allen billigen Anforderungen entſpricht. In erſter 
Linie handelt es ſich um die Aufwertung der Hypo⸗ 
theken. Der Hauptausſchuß hat bei dieſen die Auf⸗ 
wertung von 100 Goldmark mit 30 Gulden beſchloſſen. 
Das iſt eine Aufwertung von 24 v. H. Meine Fraktion 
hat die Ueberzeugung, daß dieſer Satz zu gering iſt. 
Wir halten eine Aufwertung von 40 v. H. des Gold⸗ 
wertes für angemeſſen und haben deshalb einen An⸗ 
trag vorgelegt, 100 Goldmark mit 50 Gulden aufzu⸗ 
werten. Das würde eine Aufwertung von 39 v. H. ſein. 

Viele Einzelfälle haben uns gezeigt, daß es nicht 
gerecht erſcheint, alle Hypotheken nach dem gleichen 
Satz aufzuwerten. Der 8 4 ſieht nun auch drei Arten 
von Einzelfällen vor, bei denen die Regelung der Auf⸗ 
wertungsfrage durch das ordentliche Gericht entſchieden 
werden kann. Dieſer $ 4 geht uns jedoch nicht weit 
genug. Zahlreiche grobe Unbilligkeiten werden von 
ihm nicht erfaßt. Wir wünſchen, daß in jedem Falle 
auf Antrag eines Beteiligten eine abweichende Feſt⸗ 


ſetzung erfolgen kann, wenn das Ergebnis unter Be⸗ 


rückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe des Einzel⸗ 
falles, namentlich der wirtſchaftlichen Lage der Be⸗ 
teiligten und des bei Entſtehung des Schuldverhält⸗ 
niſſes beabſichtigten Zweckes der Billigkeit offenbar 
widerſpricht. Zur Entſcheidung ſolcher Fälle ſoll ein 
Einigungsamt dienen. Das Einigungsamt iſt das 
Amtsgericht. Die näheren Beſtimmungen erläßt der 
Senat. Einen entſprechenden Antrag haben wir vor⸗ 
gelegt. 

Als Goldbetrag ſieht das Geſetz für Anſprüche, die 
nach dem 1. Januar 1919 begründet ſind, die Umrech⸗ 
nung über den Dollar vor. Das hält meine Fraktion 
für ganz beſonders ungerecht. Es führt zu ganz un⸗ 
billigen Härten. Nach dem Dollar wurde nur bei 
Waren gerechnet, die vom Auslande kamen und das 
waren doch ſehr wenige. Dieſe Härten hat der Haupt⸗ 
ausſchuß auch anerkannt. Deshalb hat er eine Be⸗ 
ſtimmung angenommen, wonach der umgerechnete Be⸗ 
trag um Zuſchläge zwiſchen 15 und 105 v. H. erhöht 
wird. Aber dieſe Zuſchläge ſind von ſo geringer Wir⸗ 
kung, daß dadurch die großen Härten nicht beſeitigt 
werden. Zur Umrechnung der Papiermark in Gold⸗ 
mark ſchlägt meine Fraktion neben dem Wege der 
Umrechnung über den Dollar noch die Berückſichtigung 
der Kaufkraft der Papiermark auf dem Grundſtücks⸗ 
markt vor. Ich habe aus den Jahren 1919—1922 bei 
einer Reihe von tatſächlichen Fällen den Goldmark⸗ 
betrag nach der jetzigen Vorlage umgerechnet und auch, 
wie hoch er bei Annahme des Antrages meiner Frak⸗ 
tion ſein würde. Dabei hat ſich ergeben, daß Hypo⸗ 
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theken des Jahres 1919 nach der jetzigen Vorlage mit 
durchſchnittlich 9 Prozent, nach meinem Vorſchlage mit 
durchſchnittlich 20 Prozent des Goldwertes aufgewertet 
würden. Für das Jahr 1920 ſind die Zahlen ſchon 
weſentlich günſtiger. Hypotheken aus dieſem Jahre 
werden nach der Vorlage mit etwa 3 Prozent, nach 
meinem Vorſchlage mit etwa 20 Prozent aufgewertet. 
Aus den Jahren 1921 und 1922 werden die Hypo⸗ 
theken nach der Vorlage mit etwa 2—4 Prozent auf⸗ 
gewertet, während ſie nach meinem Vorſchlage mit 
durchſchnittlich 25 Prozent aufgewertet würden. Ich 
will hierauf noch mit einigen Beiſpielen eingehen. 
Eine Hypothek aus dem Februar 1920 über 30 000 
Mark, die zu der Zeit einen Goldwert von 16000 Mark 
hatte, wird nach der Vorlage mit 576 Gulden, das ſind 
nur 3 Prozent, nach meinem Vorſchlage mit 3551 Gul⸗ 
den, das ſind 18 Prozent des Goldwertes aufgewertet. 
M. D. u. 9! Was fängt ein Rentner, der eine Hypo- 
thek von 30 000 Mark, die einen Goldwert von 16 000 
Mark hatte, mit 576 Gulden an? Er muß ſchließlich 
für den Reſt ſeines Lebens der Gemeinde zur Laſt 
fallen. Ein anderes Beiſpiel: Eine Hypothek aus dem 
Oktober 1920 über 40 000 Mark, die einen Wert von 
12800 Goldmark hatte, wird nach der Vorlage mit 
ſage und ſchreibe 318 Gulden, das ſind zwei Prozent 
nach meinem Vorſchlag mit 3648 Gulden, das ſind 
22 Prozent des Goldwertes aufgewertet. Stellen Sie 
ſich vor, ein altes Mütterchen wartet auf die Aufwer⸗ 
tung ihrer Hypothek von 40 000 Mark, die einen Wert 
von 12 800 Goldmark hatte, und erhält nun ganze 318 
Gulden. Ja, m. D. u. H., das iſt doch ſchließlich keine 
Aufwertung mehr! Endlich noch ein Beiſpiel vom 
Juni 1922. Eine Hypothek über 100 000 Mark, die 
einen Wert von 28 571 Goldmark hatte, wird nach der 
Vorlage mit 741 Gulden, das ſind 2 Prozent, nach 
meinem Vorſchlage mit 6419 Gulden, das ſind 18 Pro⸗ 
zent des Goldwertes, aufgewertet. Das Geſamtergeb⸗ 
nis iſt nun etwa das folgende: Nach der Vorlage wer⸗ 
den die Hypotheken bis einſchließlich 1918 mit 24 Pro⸗ 
zent, die Hypotheken der Jahre 1919 bis 1923 aber mit 
etwa 3 Prozent, fage und ſchreibe 3 Prozent des Gold⸗ 
wertes, aufgewertet. M. D. u. H.! Das iſt eine 
ſchreiende Ungerechtigkeit. Dieſer Teil der Vorlage 
dorf unter keinen Umſtänden Geſetz werden, (Abg. 
Schwegmann: Das ſtimmt ja alles nicht!) Das ſtimmt 
genau. Ich kann Ihnen die Unterlagen geben. Sie 
können ſich überzeugen, daß das ſtimmt. Bedenken 
Sie, daß nach dieſer Vorlage die Kleinrentner etwa 
durchſchnittlich 3 Prozent des Goldwertes von ihren 
Hypotheken zurückbekommen würden, während die 
Schuldner, die noch zum größten Teil im Auslande 
ſitzen, 97 Prozent geſchenkt erhalten. Nach meinem 
Vorſchlage werden die Hypotheken der Jahre 1919 bis 
1923 mit durchſchnittlich etwa 20 Prozent des Gold⸗ 
wertes aufgewertet. Die Aufwertung der Hypotheken 
vor 1918 und nach 1918 würde dann annähernd die 
gleiche ſein. Ich bitte Sie, zugunſten der Gläubiger 
und auch der Wirtſchaft, denn dieſe müßte doch einen 
großen Teil der Rentner unterhalten, dem Vorſchlage 
meiner Fraktion zuzuſtimmen. 


Bei 8 6 halten wir die Aufwertung der im 8 2, 
Ziffer 4 und 5 bezeichneten Anſprüche, nämlich Pfand⸗ 
briefe und Rentenbriefe von Grundkreditanſtalten für 
zu niedrig. Wir wünſchen Verdoppelung der Aufwer⸗ 
tungsſätze und haben einen entſprechenden Antrag 
geſtellt. - > 

Nach § 7 würden ſämtliche geſtundeten Beträge 
am 1. Januar 1932 fällig werden. Dieſe Belaſtung 
erſcheint für die Wirtſchaft unzweckmßig. Wir haben 
zu dieſem Paragraphen einen Abänderungsantrag 


C} 


~ 


(D} 


(A) eingebracht, 
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wonach die Stundung auch vor dem 
1. Januar 1932 abgebrochen werden kann und für 
jedes volle Jahr der Stundung ein Zuſchlag von drei 
Prozent des umgerechneten Goldbetrages zu der zu⸗ 
rückzuzahlenden Summe tritt. Der $ 9, wonach auch 
Sparkaſſenguthaben der Jahre 1918 bis 1923 aufzu⸗ 
werten ſind, hat dieſen Inhalt auf den Antrag meiner 
Fraktion erhalten. Vom Hauptausſchuß iſt jedoch fol⸗ 
gender Satz geſtrichen worden: „Anſprüche von über 
300 Goldmark ſind mindeſtens mit 300 Gulden auf⸗ 
zuwerten.“ Im Hauptausſchuß wurde angeführt, daß 
dies ſelbſtverſtändlich wäre. Ich mache dieſe Ausfüh⸗ 
rungen von der Tribüne des Volkstages, damit, falls 
die Vorlage Geſetz wird, dieſes nicht ſo ausgelegt wird, 
daß z. B. Anſprüche von 301 Gulden mit 90,30 Gulden 
nach dem Satz 100 Goldmark gleich 30 Gulden aufzu⸗ 
werten ſind. 
Die nach $ 9 zur Aufwertung der Spareinlagen zu 
bildende Ausgleichsmaſſe dürfte für die Aufwertung, 
die der urſprüngliche Regierungsentwurf vorſah, näm⸗ 
lich nur für Spareinlagen bis Ende 1917 ausreichend 
geweſen ſein. Für die weitergehende Aufwertung auch 
der Sparkaſſenguthaben von 1918 bis 1923 wird auch 
für eine Vergrößerung der Ausgleichsmaſſe zu ſorgen 
ſein. Bei den Sparkaſſen ſind in den Jahren 1922 und 
1923 Hypotheken im Betrage von 28 Millionen Mark 
zurückgezahlt worden. Durchſchnittlich wurde unge⸗ 
fähr das Siebenfache in Papiermark zurückgezahlt. 
In Wirklichkeit wurde jedoch bei Goloͤhypotheken im 
Jahre 1922 der Bruchteil von einem Hundertſtel oder 
einem Tauſendſtel und im Jahre 1923 der Bruchteil 
von einem Tauſendſtel oder gar einem Zehntauſendſtel 
des Goldwertes zurückgezahlt. Es handelt ſich bei der 
Sparkaſſe um 256 Schuldner, die bei der Rückzahlung 
ihrer Hypotheken un verhältnismäßig hohe Gewinne 
(B) gemacht haben. Meine Fraktion hält es für nötig, 
dieje Gewinne zu erfaſſen, um fie der Ausgleichsmaſſeé 

> zuzuführen, und hat daher einen entſprechenden Mn- 
trag zu $ 12 geſtellt. Durch Annahme unſerer Anträge 
würde dem Geſetz eine ganze Reihe von Härten ge⸗ 
nommen werden. Ich bitte daher, ſie anzunehmen. 
(Bravol) 


Präſident: M. D. u. H.! Auch Präſidenten haben 

einmal Wünſche. Ich möchte den Wunſch der Präſi⸗ 
denten bekanntgeben, um 7 Uhr zu vertagen, und 
morgen die Beratungen fortzuſetzen. Es haben ſich 
noch zum Wort gemeldet die Herren Abgeordneten 
Bahl und Neumann. Die Herren Abg. Raſchke und 
Dr Blavier haben entgegenkommenderweiſe ihre Mel⸗ 
dungen für heute zurückgezogen. Falls Sie den Ver⸗ 
tagungsantrag annehmen, würde ich vorſchlagen, daß 
die Wortmeldungen morgen eingereicht werden, da⸗ 
mit wir ſie nach der Reihenfolge berückſichtigen. Darf 
ich um einen geſchäftsordnungsmäßigen Antrag Dit- 
ten? Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr 
Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b.k. F.): M. D. u. H.! Die 
Präſidenten machen ſehr häufig Vorſchläge, denen das 
Haus zuſtimmt. 


Präſident: Erhebt ſich Widerſpruch gegen den Vor⸗ 
ſchlag, heute zu vertagen? Das iſt nicht der Fall. Die 
Vertagung iſt beſchloſſen. Bevor ich die Tagesordnung 
verkünde, möchte ich gern Ihr Urteil in einer Frage 
hören. Es handelt ſich um eine Abſtimmung in einer 
geſchäftsordnungsmäßigen Frage. Es ſind Zweifel auf⸗ 
getaucht, ob durch die Annahme der Druckſache Nr. 1256, 
Antrag Hohnfeldt⸗Lehmann, die Angelegenheit erledigt 
ſei oder ob noch eine dritte Leſung erforderlich iſt. 
Die eine Seite ſagt, die Druckſache Nr. 1256 ſei unbe⸗ 


Herr Abg. Gehl. 


dingt als Geſetzesvorlage aufzufaſſen. Im erſten Teil (C) 


heißt es: Geſetz über Gewährung uſw. Das beſagen 
ferner die Paragraphen 1 und 2. Die andere Seite 
ſagt, dadurch, daß der erſte Teil „Geſetz uſw.“ abgelehnt 
iſt, und der zweite Teil angenommen, der nun als 
Ganzes betrachtet wird, ſei es nur ein Abänderungs⸗ 
antrag zum Urantrag Raube. Da ich nicht präſidiert 


habe, habe ich Bedenken, irgendwie eine Entſcheidung 


zu treffen. Ich möchte bitten, daß das Haus die Ent⸗ 
ſcheidung trifft, und zwar würde ich vorſchlagen, daß 
wir nicht eine lange Geſchäftsordnungsdebatte machen, 
ſondern vielleicht nur je einem Redner der verſchiede⸗ 
nen Meinungen das Wort erteilen. (Abg. Arczynſki: 
Das hat Herr Gehl bereits entſchieden!) Ich habe die 
Sache mit Herrn Gehl beſprochen, er war damit ein⸗ 
verſtanden, daß ich die Sache vorbringe. Ich habe mich 
jeder perſönlichen Meinung enthalten, was ich aus⸗ 
drücklich betone und habe geſagt, daß zwei Meinungen 
gegeneinanderſtehen. Das iſt meine Pflicht, wenn ſich 
irgend welche Zweifel bei der Geſchäftsordnung er- 
geben. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr 
Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b.k. F.): M. D. u. H.! Die 
Frage läßt ſich nicht einfach in den fünf Minuten, die 
zur Verfügung ſtehen, bis die Herren Präſidenten 
weggehen wollen, entſcheiden. Es eilt auch nicht ſo 
ſehr. Wir können morgen, wenn wir die Tagesord⸗ 
nung für die nächſte Sitzung feſtſtellen, zu dieſer Frage 
eingehend Stellung nehmen. Dann haben die Frak⸗ 
tionen Gelegenheit, dieſe Streitfrage zu ventilieren. 
Ich möchte bitten, dieſe Frage heute nicht mehr zu 
regeln, ſondern heute zu vertagen und morgen die 
Fortſetzung der heutigen Debatte auf die Tagesordnung 
zu ſetzen. Dann kann dieſe Frage morgen abend oder 
in einer ſpäteren Sitzung geklärt werden. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): Ich halte es 
nicht für richtig, mit der Entſcheidung zu warten, falls 
eine dritte Leſung nötig ſein ſollte. Zu der Angelegen⸗ 
heit ſelbſt möchte ich ſagen, daß ich den Antrag geſtellt 
hatte, dem Antrag Raube eine Ueberſchrift zu geben. 
Damit war gekennzeichnet, daß ich aus dem Antrag 
Raube von vornherein einen Geſetzentwurf machen 
wollte. Das gilt auch für den ganzen Antrag meiner 
Fraktion. Es handelt ſich im zweiten Punkte nicht um 
einen Abänderungsantrag, ſondern um einen Even⸗ 
tualantrag; dieſer iſt nach Paragraphen geteilt. Nun 
ſind die Paragraphen angenommen, und die Ueber⸗ 
ſchrift fehlt. Trotzdem iſt dokumentiert, daß es ſich 
bei dem übrigen Teil um eine Geſetzesvorlage handelt. 
Ich bin feſt davon überzeugt, daß ſich die Mehrheit, die 
ſich heute für den Antrag gebildet hat, auch morgen 
dafür finden wird. Ich nehme vor allen Dingen an, 
daß man allerſeits die Abſicht hat, ein Geſetz über die 
Wirtſchaftsbeihilfe zu machen, weil ſonſt aus der Ent⸗ 
ſchließung auch nichts wird. An die Entſchließung, die 
heute angenommen iſt, hält ſich der Senat doch nicht. 
Deshalb beſtehe ich darauf, daß aus der Entſchließung 
eine Geſetzesvorlage gemacht wird. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Dr Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Ich glaube, 
Herr Abg. Rahn hat recht. Wenn wir über die Frage 
uns ausſprechen wollen, kann das noch ſtundenlang 
dauern. Ich würde formell den Antrag ſtellen, die 
Entſcheidung heute zu vertagen. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 


Gehl, Abgeordneter S.P. D.): Ich bin durchaus 


damit einverſtanden, daß wir die Streitfrage auf 
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(Gehl, Abgeordneter). 

morgen vertagen. Ich möchte ſagen, wie ich dieſe An⸗ 
gelegenheit bei der Abſtimmung aufgefaßt habe. Wenn 
der Antrag Hohnfeldt, Druckſache Nr. 1256, eine richtige 
Formulierung hätte, dann wäre dieſer Streit nicht ent⸗ 
ſtanden. Hätte der Abgeordnete Hohnfeldt ſeinen An⸗ 
trag etwa ſo formuliert: „Geſetz über Gewährung 
uſw.“ und vorher gejagt, im Falle der Ablehnung des 
Antrages Raube fole fein Antrag angenommen mwer- 
den, ſo wäre dieſer Streit nicht nötig geweſen. Nun 
hat der Abg. Hohnfeldt eine neue Ueberſchrift zum An⸗ 
trag Raube beantragt. Das Haus hatte den erſten 
Teil abgelehnt. Ueber den zweiten Teil entſteht jetzt 
der Streit. Wir hatten keine Zeit, uns darüber zu 
verſtändigen, ob es nicht notwudig fei, die Paragra⸗ 
phierung des Antrages wegzulaſſen. Die Abſtimmung 
ging, wie gewöhnlich, in ſehr großer Eile. Nun iſt 
über die Ziffer 2, alſo über den zweiten Teil, abge⸗ 
ſtimmt worden, der anfängt: „Für den Fall der Ab⸗ 
lehnung des Antrages, Druckſache Nr. 1203, folgende 
Abänderung zu beſchließen“. Ich nahm alſo den 
zweiten Teil als Eventualantrag an und konnte mir 
nicht denken, daß daraus eine Geſetzesvorlage gemacht 
werden ſoll. Es wird gut ſein, ſich die Sache noch ein⸗ 
mal zu überſchlafen und dazu vielleicht morgen end⸗ 
gültig Stellung zu nehmen. 


Präſident: Gegen die Vertagung der Angelegen⸗ 
heit höre ich keinen Widerſpruch. Als Tagesordnung 


für die nächſte Sitzung, morgen nachmittag 3.30 Uhr, 
möchte ich vorſchlagen: 
1. Zweite und dritte Beratung eines vorläufigen Haus⸗ 
haltsgeſetzes für das Rechnungsjahr 1925, 
2. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfes betr. Aus⸗ 
gleich der Geldentwertung — Fortſetzung. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Rahn. 
Rahn, Abgeordneter (b. k. F.): Ich widerſpreche der 
zweiten und dritten Beratung des vorläufigen Etats⸗ 
geſetzes. Ich bin mir nicht bewußt und habe im Hauſe 
auch nicht gehört, daß die erſte Leſung eines Not⸗ 
geſetzes zum Etat ſtattgefunden hat. (Geſtern! 
rechts.) Dann bitte ich um Verzeihung, dann bin ich 
nicht dageweſen. Ich nahm an, daß es an den Ausſchuß 
gehen muß, weil es ein Finanzgeſetz iſt. Es iſt alſo 
ſchon geſchehen, bevor ich hier war. 


Präſident: Sie haben hier auch ſchon den Bericht, 
Herr Abg. Rahn. Es erhebt ſich gegen die von mir 
vorgeſchlagene Tagesordnung kein weiterer Wider- 
ſpruch; erſter Punkt zweite und dritte Beratung eines 
vorläufigen Haushaltsgeſetzes, zweiter Punkt: Fort⸗ 
ſetzung der zweiten Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Geldentwertung. Das Haus iſt damit einver⸗ 
ſtanden, ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr.) 
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Freitag, den 27. März 1925. 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den Vize⸗ 
präſidenten Splett eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senator Dr. Wiereinski; Ober⸗ 
regierungsrat Dr. Hemmen; Regierungsrat Hinz. 

Vizepräſident Splett: M. D. u. H.! Ich eröffne die 
102. Sitzung. Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich 
rufe auf Punkt 1: EL 


Zweite und dritte Beratung eines vor⸗ 
läufigen Haushaltsgeſetzes für das Rechnungs⸗ 
jahr 1925. N x 
Druckſache Nr. 1255 zu Nr. 1228. Bericht des Haupt- 
ausſchuſſes. Berichterſtatter: Abg. Förſter. Wortmel- 
dungen liegen nicht vor. Ich rufe den Artikel I auf. 
Die Beratung über Artikel I iſt geſchloſſen. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Her⸗ 
ren, die die Ziffer I der Druckſache Nr. 1228 annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ifi die Mehrheit, Ziffer I ift angenommen. Ich rufe 
auf Ziffer II. Wortmeldungen liegen nicht vor. Es 
dürfte ztoeckmäßig fein, daß wir in der Weiſe vorgehen, 
daß wir die einzelnen Poſitionen unter a, b, e einzeln 
beraten und darüber Beſchluß faſſen. Ich rufe auf Zif⸗ 
fer Ia. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beratung 
iſt geſchloſſen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die Ziffer IIa annehmen wollen, fihi von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) 
IIa ift angenommen. Wenn ſich kein Widerſpruch erhebt, 
darf ich wohl feſtſtellen, daß die einzelnen Poſitionen an- 
genommen find. Ziffer IIb; angenommen. Ziffer He; 
angenommen. Ziffer IId; ebenfalls. Ich rufe auf Zif⸗ 
fer IIIa. Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung. Ich darf wohl feſtſtellen, daß 
Ziffer IIla angenommen iſt. Ziffer IIIb; angenom⸗ 
men. Ziffer Mic; angenommen. Ziffer IIId; ange- 
nommen. Ich rufe auf Abſchnitt: „Abteilung des In⸗ 
nern.“ Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ſtelle feſt, 
daß dieſer Abſchnitt angenommen iſt. Ich rufe auf Ab⸗ 
ſchnitt „Polizeiverwaltung“. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Widerſpruch iſt nicht laut geworden. Ich darf 
wohl feſtſtellen, daß dieſer Abſchnitt angenommen iſt. 


Abſchnitt „Schutzpolizei“; desgleichen, Abſchnitt „Poligzer⸗ 


ihule”; desgleichen, Abſchnitt „Landjägereiverwaltung“; 


desgleichen. Ich rufe auf Ziffer IIe, Widerſpruch würd (D) 
nicht laut: Ich darf aljo wohl feſtſtellen, daß Ziffer IIe 


angenommen iſt. Ziffer LIE; desgleichen, Tiig; 
ebenfalls, IIIn; ebenfalls, TH; desgleichen, IIIkñ; des⸗ 
gleichen. Ziffer III iſt damit angenommen. Wir kom⸗ 
men zu Ziffer IV. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Widerſpruch iſt auch nicht laut geworden. Ich darf alſo 
wohl feſtſtellen, daß Ziffer IV angenommen iſt. Damit 
iſt der einzige Artikel angenommen. Ich rufe die Ueber⸗ 
ſchrift auf: „Vorläufiges Hausholtsgeſetz für das Rech⸗ 
nungsjahr 1925“. Ich bitte die Damen und Herren, 
die die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Die Ueberſchrift 
iſt angenommen. Die Vorlage Druckſache Nr. 1228 iſt 
ſomit in zweiter Leſung erledigt. Es ſteht auch die 
dritte Beratung auf der Tagesordnung. (En bloc- 


Abſtimmung!) Es wird En bloc-Abſtimmung bean: 
tragt. Widerſpruch wird nicht laut. Es iſt demgemäß 


beſchloſſen. Ich rufe die Ziffern I, M, III, IV und die 
Ueberſchrift auf. Angenommen. Wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Wer für das Geſetz in der Schluß⸗ 
abſtimmung iſt, bitte ich, ſich von den Plätzen zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; das vor- 
läufige Haushaltsgeſetz iſt angenommen. 
Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Ausgleich der Geldentwertung. 

Druckſache 1207 zu Nr. 366. Bericht des Hauptaus⸗ 
ſchuſſes. Berichterſtatter: Abg. Neubauer. Hierzu Mhe 
änderungsanträge Druckſachen Nr. 1230, 1231, 1235, 


1236 und 1258. Das Wort hat Herr Abg. Dr. Neu⸗ 


mann. 

Dr, Neumann, Abgeordneter (Iäb.): M. D. u. H.! 
Ich kann mich in meinen Ausführungen kurz faſſen. Ich 
habe namens meiner Fraktion den Antrag zu ſtellen, 
die Vorlage an den Hanptausſchuß zurückzuverweiſen. 


(6) | 


Das ift die Mehrheit, Ziffer 
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1458 
(Dr. Neumann, Abgeordneter.) 

Nach unſerer Auffaſſung ift die Situation jetzt eine neue 
geworden. Wie Ihnen wohl allen bekannt iſt, iſt der 


ſHeſetzentwurf im Deutſchen Reich geſtern herausgekom⸗ 


men. Dieſer Entwurf enthält außerordentlich wichtige 
Neuerungen, die wir auch im Danziger Aufwertungs⸗ 
geſetz feſtzubegen wünſchen. Sowohl die Regierung wie 
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auch der Danziger Volkstag ſtehen auf dem Standpunkt, 
daß möglichſt in der Rechtsentwickelung die Gleichheit mit 
dem Deutſchen Reich gewahrt werden fol. Es hendelt 
ſich hier um ein ganz hervorragendes Problem des 
Rechtslebens, und es wäre bedauernswert, wenn, um 
einen Vorſprung von wenigen Wochen gegenüber dem 
Deutſchen Reich zu gewinnen, dieſe Rechtsgleichheit auf 
einem außerordentlich wichtigen Gebiet verloren gehen 
ſollte. Wenn uns das Problem jetzt acht Monate oder 
noch länger beſchäftigt hat, ſo ſehen wir nicht ein, wes⸗ 
halb wir nicht noch geringe Zeit warten können, ſo ſehr 


wir auch nicht verkennen, daß eine möglichſt ſchnelle Ver⸗ 


abſchiedung dieſes Geſetzes im Intereſſe der Wirtſchaft 


(B) 


liegt. 

Wir möchten mit dem Deutſchen Reich in dieſer 
Frage konform gehen. (Zuruf des Abg. Mau.) Im 
übrigen entſpricht dieſes Geſetz, wie es aus dem Aus⸗ 


ſchuß gekommen iſt, auch nicht unſern Wünſchen. Sie 
entnehmen aus dem Antrag Druckſache Nr. 1260, den! 
wir erneut ſtellen, daß wir gerade mit bezug auf den 
§ 3 des Geſetzes eine überaus ſtarke Ungerechtigkeit ge⸗ 
genüber den Hypothekengläubigern erblicken. Wir ſehen 
in der Berechnung des Dollarwerts und in der Gewäh⸗ 
rung einer Quote dieſes Dollarwerts an die Hypotheken⸗ 
gläubiger eine überaus ſtarke Benachteiligung dieſes 
Gläubigerkreiſes, die wir nicht mitzumachen vermögen. 
Wir haben dieſen Standpunkt von Anfang an vertreten. 
Unſere Anträge, die wir in dieſer Richtung und auch in 


anderer Richtung geſtellt haben, wurde im Ausſchuß von 
den anderen Parteien nicht angenommen, (Das 
ſtimmt nicht! links.) 

In Anbetracht deſſen, daß die Aufwertung in Deutſch⸗ 
land in dieſes Stadium getreten iſt, wird, glaube ich, 
auf allen Seiten des Hauſes der Wunſch beſtehen, dte 
Aufwertung gemeinſchaftlich mit der des Reiches zu ma⸗ 
chen. Ich bitte deshalb, unſerm Antrag auf Zurückver⸗ 


weiſung an den Ausſchuß beizutreten. 


Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Mitteilungen über die neue Vorlage im Deutſchen 
Reich ſind ja noch unvollkommen. Es ſind erſt die Vor⸗ 
ſchläge bezüglich der Aufwertung öffentlicher Anleihen 
bekannt geworden, hingegen ſind die Vorſchläge bezüglich 
der Hypothekenaufwertung und was dazu gehört, nur in 
ganz großen Umriſſen bekannt geworden. Jedenfalls ist 
in Danzig der Text der Vorſchläge im Reich noch nicht 
veröffentlicht worden. Die „Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung“ ſagt, daß ſie der morgigen Ausgabe dieſen 
Text beilegen würde. Ich empfehle, die Vorlage heute 
von der Tagesordnung abzuſetzen und nicht ſchon Heute 
an den Ausſchuß zurückzuüberweiſen. (Abg. Mau: 
Kuhhandel!) Ich habe keine Abſicht, Kuhhandel zu 
treiben, aber dieſe wichtigen Dinge wollen in Ruhe über⸗ 
legt werden. Es iſt ja möglich, daß dies oder jenes darin 
enthalten iſt, was uns ſympathiſch iſt. Wir können das 
bis zum nächſten Mittwoch prüfen, zumal auch der 
Deutſch⸗Liberalen Partei damit entgegengekommen wird. 
Ich ſtelle den Antrag auf Abſetzung der Vorlage von der 
Tagesordnung. e 
Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): M. D. u. H. Ick 
vermag wirklich nicht einzuſehen, weshalb heute die Mr- 
gelegenheit von der Tagesordnung abgeſetzt werden jok. 


Das deutſche Geſetz bringt nach den Berliner Zeitungen 


in Bezug auf die Materie, die in unſerm Aufwertungs⸗ 
geſetz behandelt wird, abſolut nichts Neues. Das für 
Deutſchland gültige Geſetz wird fih ausſchließlich mit 
den deutſchen Anleihen und den kommunalen Anleihen 
befaſſen. Höchſtens bezüglich der Hypotheken wird in 
dem Geſetz vorgeſehen werden, daß ſie nach einem be⸗ 
ſtimmten Zeitraum von 10 Jahren als Zuſatzentſchädi⸗ 
gung gewährt werden ſollen. Geſtern haben die Frak⸗ 
tionen zu ſprechen angefangen. Wir haben weiter nichts 
auf der Tagesordnung. Ich ſehe nicht ein, weshalb wir 
jetzt die Verhandlungen abbrechen und bis nächſten. 
Mittwoch vertagen wollen. Ich bitte heute die Debatte 
anzuhören. Wenn morgen zur Abſtimmung geſchritten 
werden ſoll und wir nähere Nachrichten haben, können 
wir die Sache eventuell vertagen. Ich ſehe aber nicht 
ein, warum wir jetzt abbrechen ſollen, nachdem einzelne 
Fraktionen das Wort genommen haben. 

Vizepräsident Splett: (Abg. Dr. Neumann: Ich 
ziehe meinen Antrag zu Gunſten des Antrags Schweg⸗ 
mann zurück!) Es liegt ein Antrag auf Abſetzung 
von der heutigen Tagesordnung vor. Wer für dieſen 
Antrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Vertagung des 
Punktes iſt ausgeſprochen. 

Es liegt mir nun hier vom Büro eine Mitteilung 
vor, daß geſtern das Haus in eine Beratung darüber ein⸗ 
getreten iſt, ob das, was geſtern zu der Wirtſchaftsbei⸗ 
hilfe der Erwerbsloſen angenommen wurde, als ein Ge 
ſetz anzuſehen ſei oder als ein Antrag. Die Entſchet⸗ 
dung darüber hat ſich das Haus vorbehalten. Ich bitte 
dazu das Wort zu nehmen und ſich darüber auszulaſſen, 
ob der geſtern angenommene Antrag als ein Geſetz an⸗ 
zuſehen iſt oder nicht. Der Herr Präſident hat wohl 
geſtern eine Entſcheidung nicht treffen wollen und tön- 
nen, ſo daß vorgeſchlagen wurde, einen Beſchluß des Hau⸗ 
ſes herbeizuführen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Dr. Bumke. 

Dr, Bumke, Abgeordneter CD. Nat.): M. D. il. H.! 
Die Frage kann natürlich zweifelhaft ſein. Ich glaube, 


(cj 


~ 


es wird aber von Bedeutung fein, daß die Antragsteller | 


geſtern hier ſelbſt erklärt haben, fie hätten einen Ge- 
ſetzentwurf und nicht einen Autrag einbringen 
wollen. Nun iſt die Ueberſchrift dieſem Geſetzent⸗ 
wurf abgelehnt worden. Es kann ja auch aber einmar 
ein Geſetz ohne Ueberſchrift herauskommen. Wenn man 
ſich auf den Standpunkt ſtellt, daß es ein Geſetz ſei, dann 
hat ja erſt die zweite Leſung ſtattgefunden. Es wäre 
möglich, die Ueberſchrift in der dritten Leſung hinzuzu⸗ 
fügen. Wir würden nichts dagegen haben, wenn der An- 
trag als Geſetzentwurf aufgefaßt wird. 


3u 


Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das | 


Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D, Nat.): Herr Abg. Dr. 
Bumke hat richtig ausgeführt, daß mir und meiner Frat- 
tion daran lag, aus dem Antrag eine Geſetzesvorlage zu 
machen, weil wir ſonſt nicht ſicher ſind, daß der Senat 
der Entſchließung nachkommt. Ich lege Wert darauf, den 
Antrag auch noch in der dritten Leſung behandelt zu 
ſehen. Ich würde eventuell den Vorſchlag machen, daß 
wir die Vorlage noch einmal an den Ausſchuß zurück⸗ 
gehen laſſen. ; 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Spill. erh 1 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.) Nach dem Vorgang 
müßte man annehmen, daß die Vorlage als ein Antrag 
aufzufaſſen ſei. Da der Antragſteller ſie aber ſelbſt als 
Geſetz aufgefaßt wiſſen will, ſo haben wir nichts dagegen. 
Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Rahn. e ene 
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Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.) : Nachdem ein Ab⸗ 
änderungsantrag eingereicht wurde,, der die Paragra⸗ 


phenform zeigte, iſt es ganz ſelbſtverſtändlich, daß dieſer 


Antrag in der Form, in der er angenommen iſt, die 
Geſetzesform erhalten hat. Wenn der Herr Präſident 
aber dies ſo beſchloſſene Geſetz dem Senat ausfertigte, 
ſo würde der Senat einfach erklären: „wo ſind denn die 
geſchäftsordnungmäßig vorgeſchriebenen drei Leſungen.“ 
Wenn unfer Präsident den Antrag ausfertigte, würde er 
ſich damit eine Blöße geben, die unerträglich wäre. Ich 
bin deshalb der Anſicht, daß bei dieſem Geſetz nunmehr 
die dritte Leſung ſtattzufinden hat. Das Geſetz kann ja 
dann eine Ueberſchrift bekommen oder auch keine. Es iſt 
ja nicht unbedingt geſagt, daß ein Geſetz eine Ueberſchrift 
haben muß. Prinzipiell haben wir uns im Geſchäftsord⸗ 
nungsausſchuß geeinigt, daß ein Antrag ſowohl im Aus- 
ſchuß als auch bei der zweiten Leſung im Plenum eine 
Geſetzesform erhalten kann. Das iſt hier geſchehen. Es 
mup deshalb eine dritte Leſung ſtattfinden. Ich habe mich 
gewundert, daß man ſich gegen die dritte Leſung ſträubte. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Bumke zur Geſchäftsordnung. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (J. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich ſtelle feſt, daß wir alle vollkommen einig ſind. Ich 
möchte mich eigentlich nur dagegen wenden, daß die Sache 
noch einmal an den Ausſchuß zurückgeht. Das hat keinen 
Zweck. Wie ſich der Einzelne dazu ſtellt, wird er ſchon 
jetzt wiſſen. Was im Ausſchuß noch gemacht werden 
ſollte, wüßte ich nicht. Ich bin der Anſicht, daß, nachdem 
die Vorlage über das Ausgleichsgeſetz abgeſetzt worden 
iſt, wir die Sache heute erledigen können, wenn ſich kein 
Widerſpruch erhebt. Wir hätten heute ganz gut Zeit 
dazu, die Angelegenheit zu erledigen. i 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Abg. Dr. 


i Bumke hat feſtgeſtellt, daß das hohe Haus im großen 


ganzen in der Frage einig iſt. Ich glaube, wir ſind auck 
darüber einig, daß es Unſinn iſt, das Geſetz noch einmal 
an den Ausſchuß zurückzuverweiſen. Ich beantrage, daß 
die dritte Leſung heute ſtattfindet. Ich beantrage aber 
auch, daß das Haus ſich vor der dritten Leſung um eine 
Viertelſtunde vertagt, um den Fraktionen Gelegenheit 
ou geben, die notwendigen Anträge zu formulieren. 
Vizepräsident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 


nicht vor. Ich darf dann feſtſtellen, daß das Haus in 


ſeiner überwiegenden Mehrheit auf dem Standpunkt 
ſteht, daß der Antrag als Geſetz aufzufaſſen ſei. Nun 
liegt der Antrag Hohnfeldt vor. (Zurückgezogen!) 
Er iſt jetzt zurückgezogen worden. Der Herr Abg. Spill 
hat den Antrag geſtellt, dieſen Punkt als Punkt 3 auf 
die Tagesordnung zu ſetzen. Widerſpruch wird nicht 
laut. (Abg. Spill: Viertelſtunde Vertagung!) Es 
it eine Vertagung von einer Viertelſtunde beantragt 
worden. Widerſpruch iſt nicht laut geworden. Ich ſtelle 
fejt, daß demgemäß beſchloſſen ijt. Das Haus vertagt 
ſich alſo bis 4 Uhr 15. Als einziger Punkt ſteht die 
Erwerbsloſenangelegenheit auf der Tagesordnung. 
(Vertagung der Sitzung 3 Uhr 55 Minuten.) 


Die Sitzung wird durch den Vizepräſidenten Splett 
4 Uhr 35 Minuten wieder eröffnet. 
Vizepräſident Splett: M. D. u. H.! 
die vorhin vertagte Sitzung wieder auf. 
entſprechend ſteht als 
ordnung: N 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
eine Wirtſchaftsbeihilfe für Erwerbsloſe. i 


Wir nehmen 
ing. uf. Dem Beſchluß 
einziger Punkt auf der Tages⸗ 


Druckſache Nr. 1229 zu Nr. 1203. Ich habe das Büro 
veranlaßt, daß den Herren Fraktionsführern eine Zu⸗ 


ſammenſtellung zur dritten Beratung auf den Plätzen 
liegt. Ich habe dem hohen Hauſe bekanntzugeben, daß 


inzwiſchen eine Reihe von Anträgen eingegangen iſt, die 
ich Ihnen bekanntgebe. Von dem Herrn Abg. Hoff- 


(C) 


mann und feiner Fraktion liegt folgender Abänderungs⸗ 


antrag vor: 
Wir beantragen; 
J. Die Druckſache erhält folgende Ueberſchrift: 
„Geſetz über Gewährung einer einmaligen Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfe“. 
11. In § 1 werden die Worte,, oder Erwerbs- 
loſenunterſtützung“ geſtrichen. r 
III. Für die Ziffer „50“ wird die Ziffer „80“, 
für die Ziffer „20“ wird die Ziffer „30“, für die 
Ziffer „45“ wird die Ziffer „60“ geſetzt. 
Dann iſt ein weiterer Abänderungsantrag von dem 
Abg. Arczynski und ſeiner Fraktion eingegangen: 
a * 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1925 in Kraft. 
Das Wort hat Herr Senator Dr. Wiercinski. ; 
Dr, Wiercinski, Senator: M. D. u. H.! Es ijt 
außerordentlich ſchwierig, die finanziellen Auswirkungen 
dieſes Antrages beurteilen zu können, da die Faſſung jo 
unklar iſt und ſo ohne Grenzen und Schranken, daß 
man den Kreis derer, die durch das Geſetz erfaßt werden, 
gar nicht beurteilen kann. Es kommen nicht nur diejeni⸗ 
gen in Frage, die gemeldet ſind, ſondern auch diejenigen, 
die ſich gar nicht gemeldet haben. Da jede Unterlage für 
dieſe Zahl fehlt, läßt ſie ſich nur abſchätzen. Es können 
1000, 3000 oder auch noch mehr ſein. Es wird viele 
Perſonen geben, die lediglich deswegen, weil ſie doch keine 
Unterſtützung nach den beſtehenden Beſtimmungen er⸗ 
halten würden, ſich nicht der Mühe unterziehen, zweimal 
am Tage zur Arbeitsloſenfürſorgeſtelle hinzugehen und 
zu ſtempeln. Wie groß dieſer Kreis iſt, weiß man nicht. 
Das eine iſt ſicher, daß dieſer Antrag 500 000 Gulden 
koſten wird, die ſich, da die Zahl der Perſonen nicht ab⸗ 
zuſehen iſt, noch um das Doppelte erhöhen könnte. Der 
Betrag wird alſo 500 000 bis 1 000 000 Gulden aus⸗ 
machen, den der Staat ohne Deckung nicht tragen kann. 
Eine Deckung ift auch nach dem Geſetzentwurf nicht vorge- 
ſehen; denn die Deckung, die im § 2 erwähnt iſt, ift keine 
Deckung, da das Außerordentliche nicht exiſtiert. 
Abgeſehen von dieſen finanziellen Bedenken, beſtehen 
auch ganz erhebliche prinzipielle, einmal die, die gegen 
eine jede einmalige Beihilfe ſprechen. Sie können eine 
einmalige Beihilfe ſo bemeſſen, wie Sie wollen, Sie kön⸗ 
nen den Kreis ſo vorſichtig ziehen, wie Sie wollen, ebenſo 
die Friſten, Termine, Stichtage, Sie werden es nie ver⸗ 
meiden können, daß immer ein großer Teil kurz vor der 
Friſt, kurz vor dem Termin ſteht und abgewieſen wird. 
Es kommen jedesmal Dutzende von Perſonen, und bei 
der großen Zahl der Erwerbsloſen, die wir heute im 
Freiſtaat haben, werden es ſehr viele ſein, die da ſagen: 
„Mir fehlt gerade ein Tag; ich bin einen Tag vorher in 


Arbeit getreten. Soll ich daher leer ausgehen, obwohl 
ich viele Monate vorher arbeitslos geweſen bin?“ 


(Zwiſchenrufe links.) Es herrſcht dann immer eine 
außerordentliche Unzufriedenheit. Geben Sie nach und 
ſagen Sie: „Gut, dann ſollen dieſe Leute auch noch be⸗ 
kommen“, dann iſt im ſelben Moment die zweite Rate 
da, die da ſagt: „Nun fehlt bei mir gerade ein Tag.“ 


Daß man unbeſehen allen Arbeitsloſen etwas gibt, wird 


wohl die Mehrheit des Hauſes nicht wollen. Das hat die 
Abſtimmung geſtern ergeben. - 

Ich darf dann auf die Bedenken himweiſen, die gegen 
dieſe Vorlage ſelbſt ſprechen. Ich ſagte ſchon, daß dieſe 
Vorlage den Hauptfehler hat, daß fie zu unbeſchränkt ift. 
Sie umfaßt alle und auch gerade diejenigen, die nichts 
bekommen ſollen. Wozu haben denn Volkstag und Senat 
die einzelnen Bedingungen feſtgeſetzt? Warum ſind dte 
Vorausſetzungen genau beſtimmt? Das iſt doch mit 
Ueberlegung getan. Jetzt wollen Sie über die damaligen 
Erwägungen hinaus allen geben, die Sie damals aus⸗ 
ſchließen wollten. Man kann zugeben, daß beſtimmte 
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len, hierzu bereits die Möglichkeit beſteht. 
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Dr. Wiereinski, Senator.) 

Leute etwas bekommen, und daß eine gewiſſe Not vor⸗ 
handen iſt. (Frau Abg. Döll: Das kommt durch Ihre 
Geſetzesmacherei! Sehen Sie das endlich ein?!) Das 
Geſetz iſt hier im Volkstag gemacht worden. (Und 
die Ausführungsbeſtimmungen im Senat! links.) 

Ich möchte darauf hinweiſen, welche Kreiſe alle um⸗ 
faßt werden, um Ihnen klar zu machen, daß es wohl 
kaum Ihr Wille ſein kann, daß dieſe die Beihilfe erhalten. 
Es würden darunter fallen alle Gelegenheitsarbeiter, die 
geſamte Zahl der Hafenarbeiter, obwohl dieſe nie den 
Nachweis führen können, wieviel Tage ſie wirklich gear⸗ 
beitet haben. Es würden ferner alle darunter fallen, die 
wegen mangelnder Bedürftigkeit ausgeſchloſſen ſind. Sie 
können über die Bedürftigkeit verſchiedener Anſicht ſein, 
aber Sie werden mir zugeben, daß eine große Zahl von 
Arbeitsloſen mit Recht wegen mangelnder Bedürftigkeit 
ausgeſchloſſen iſt. Es gibt viele Arbeitsloſe, die durch⸗ 
aus nicht bedürftig find. Dieſe würden ach dem Geſetz 
alle die einmalige Beihilfe bekommen, ferner; alle, die 
gar nicht arbeitswillig ſind, die nie in ihrem Leben ge⸗ 
arbeitet haben. Ich brauche wohl dieſe Kategorie nicht 
noch näher zu bezeichnen. Es würden ferner alle die 
Unterſtützung bekommen, die ſtreiken. In dem Geſetz 
iſt nicht vorgeſehen, daß dieſe etwa ausgenommen wer⸗ 
den ſollen. Ferner müſſen Sie bedenken, daß alle, die 
in Zukunft arbeitslos werden, dieſe einmalige Beihilfe 
bekommen ſollen. (Abg. Raube: Die Leute wollen 
doch arbeiten!) Ich habe nur die Aufgabe, auf die 
Schwächen dieſes Geſetzentwurfes hinzuweiſen. (Abg. 
Raube: Das iſt Demagogie!) ; 

Daß ein ſolches Geſetz ſchwer durchführbar ift, wenn 
es überhaupt durchgeführt werden ſollte, brauche ich wohl 
nicht näher auszuführen. Ich möchte nur darauf hin⸗ 
weiſen, daß nicht nur die, die in den Liſten geführt mwer» 
den, eine Unterſtützung erhalten ſollen, ſondern vielleicht 
viele Tauſende, die in der Arbeitsloſenfürſorgeſtelle gar 
nicht geführt werden, und die ſich neu melden müſſen. 
Wir werden dann wieder unterſuchen müſſen, ob die An⸗ 
gaben ſtimmen. Ich muß noch darauf hinweiſen, daß, 
wenn Sie jetzt über den Rahmen des Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützungsgeſetzes hinaus Wohlfahrtspflege treiben wol⸗ 
Die kommu⸗ 
nale Wohlfahrtspflege hat ja die Aufgabe, über die 
Grenzen der ſtaatlichen Geſetze hinaus die Bedürftigen zu 
unterſtützen. (Bravo!) 

Vizepräſident Splett: Vorhin habe ich noch vergeſ⸗ 
jen, bekanntzugeben, daß ein Abänderungsantrag Hohn- 
feldt, Lehmann und der übrigen Mitglieder der Deutſch⸗ 
ſozialen Fraktion vorliegt, der die Ueberſchrift im Ge⸗ 
genſatz zu den kommuniſtiſchen Anträgen etwas ermet- 
tert gefaßt haben will. Die Herren beantragen, zu ſa⸗ 
gen: „Geſetz über die Gewährung einer einmaligen Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfe an Erwerbsloſe.“ Ich rufe auf § 1 der 
Vorlage und eröffne die allgemeine Ausſprache. Das 
Wort hat der Herr Abg. Hoffmann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): Als am vorigen 
Mittwoch auf Drängen der Erwerbsloſen der Dringlich⸗ 
keitsantrag der kommuniſtiſchen Fraktion hier behandelt 
wurde, konnte man in dieſem Hauſe erleben, daß eine 
ganze Reihe von Fraktionen ihre Redner vorſchickten 
und den damals zahlreich auf der Tribüne vertretenen 
Erwerbsloſen Hoffnungen machten. Die Erwerbsloſen 
ſagten ſich, ſie würden endlich einmal etwas erhalten. 
Aber wir haben geſehen, und ich wies ſchon darauf in 
meinen Ausführungen hin, daß ſich die Vertreter der 
Rechtsparteien nicht ſcheuten, da ein großer Teil der Er⸗ 
werbsloſen auf der Tribüne zum Zuhören war, den Er: 
werbsloſen Verſprechungen zu machen, die im Ausſchuß 
nicht gehalten wurden. Es iſt ſo eingetreten, wie ich es 
feſtgeſtellt habe. Der Antrag war ein Antrag der Er⸗ 
werbsloſen, die noch eine Deputation zum Volkstag ge⸗ 


ſchickt hatten, die im Aelteſten ⸗Ausſchuß eine Beſpre⸗ 


chung hatte. Damals wurde der Deputation die Zu⸗ 
ſicherung von faſt ſämtlichen Parteien gegeben, daß fte 
dafür eintreten würden, damit für die Erwerbsloſen 
etwas herauskäme. Wir können aber heute ſchon mit 
Sicherheit feſtſtellen, daß nichts herauskommen wird. Die 
geſtrige Ausſprache hat erwieſen, daß Sie nicht gewillt 
ſind, ernſtlich etwas für die Erwerbsloſen zu tun. Im 
Ausſchuß haben Sie den Antrag der Erwerbsloſen bis 
auf die Stimmen der linken Parteien vollſtändig abge⸗ 
lehnt. Das Eigentümliche im ſozialen Ausſchuß war, 
das hat die Genoſſin Kreft geſtern ſchon kritiſiert, daß 
eine Entſchließung ohne Unterſchrift vorlag. Das be⸗ 
weiſt, daß in dieſem Hauſe Leute ſitzen, die nicht den 
Mut haben, der Entſchließung ihren Namen zu geben. 
(Zwiſchenruf.). 
ich darauf hinweiſen, wie ſchofel man im ſozialen Mus- 
ſchuß arbeitet. Den Erwerbsloſen ſoll hierbei geſagt wer⸗ 
den, daß ſie ſich das merken mögen. Auch die Erwerbs⸗ 
lojen haben erkannt, daß fie von dieſem Haufe nichts zu 
erwarten haben. Die Entſchließung lautet: 

Der Senat wird erſucht, eine Geſetzes vorlage 
vorzulegen, nach der alle Erwerbsloſen, die die 
Anterſtützung beziehen, für eine angemeſſene Stun⸗ 
denzeit am Tage zu gemeinnützigen Arbeiten heran⸗ 
gezogen werden können. 

Im Ausſchuß wurde ein Nachſatz gebildet, der lautet: 
„Es ſoll dadurch erreicht werden, daß ſämtliche Er⸗ 
werbsloſe Unterſtützung erhalten.“ Was beſagt dieſe 
Entſchließung? Sie ſoll dasſelbe zutage fördern, was 
bereits in Deutſchland eingeführt iſt, die Pflichtarbeit 
des Erwerbsloſen. An jedem Tage ſollen gemäß dieſer 
Entſchließung eine Reihe von Erwerbsloſen zu Arbeiten 


herangezogen werden, die ſie dem Staat für die Er⸗ 


werbsloſenunterſtützung leiſten. Was ſchaffen Sie durch 
dieſe Entſchließung? (Arbeit! rechts.) Wollen Sie 


vielleicht jagen, daß Sie für den Erwerbsloſen Arbeit (P) 


ſchaffen, dann haben Sie vielleicht auf einer Seite recht. 
Sie werden den Erwerbsloſen Zwangsarbeit verſchaffen 
und ſie müſſen für die paar Bettelpfennige, die ſie be⸗ 
kommen, Arbeit leiſten. Dadurch wird den Unternehmern 
aber die Arbeit, die ſie heute ausführen laſſen oder aus⸗ 
führen müſſen, weggenommen, und die Erwerbsloſen 
werden zu Lohndrückern benutzt, wie wir ſchon oft ausge⸗ 
führt haben. Den Arbeitern, die noch in Arbeit ſtehen 
und die eingeſtellt werden müſſen, um die Arbeiten 
fertigzuſtellen, die den Tariflohn erhalten müſſen, wird 
die Arbeit weggenommen. S 

Wir ſehen, daß Sie mit dieſer Entſchließung den Mr- 
beitern einen Schlag ins Geſicht verſetzen. Die Erwerbs⸗ 
loſen erklären zur Entſchließung, daß ſie gern arbeiten 
wollen, aber nicht für die Bettelpfennige, die ſie als Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung erhalten. Sie verlangen vom 
Senat, daß er Arbeit beſchafft und daß ſie, wenn ſie auch 
noch nicht dabei ihr Exiſtenzminimum haben, zum min⸗ 
deſten die tarifmäßigen Löhne erhalten. Deswegen ſagen 
die Erwerbslosen, diefe Entſchließung dürfte überhaupt 
nicht vorgekommen ſein. Wir ſehen, wie im ſozialen Aus⸗ 
ſchuß gearbeitet werde. 

Im ſozialen Ausſchuß wurde weiter darauf hingewie⸗ 
ſen, daß die für dieſe einmalige Wirtſchaftsbeihilfe er⸗ 
forderliche Summe nicht aufgebracht werden fann, Wir 
wiſſen ganz genau, daß der Senat und auch der Volkstag 
nicht gewillt ſind, etwas für die Erwerbsloſen zu tun. 
Aber auf der anderen Seite wiſſen wir, daß der Senat 
bereit iſt, den bürgerlichen Parteien, die ſchon das Kapi⸗ 
tal beſitzen, in ausgiebiger Weiſe das zu geben, was ſie 
verlangen. Das müſſen Sie ja auch nach ihrem Syſtem, 


ſonſt würden Sie den Senat ſchnell hinwegfegen. (Den 

Vorſitz übernimmt Präſident Dr. Treichel.) Herr 
Oberegierungsrat Dr. Hemmen, glaube ich, war es, der 
erklärte, daß der Senat für dieſe einmalige Wirtſchafts⸗ 
i j 


Wenn Sie den Zuruf machen, will 


(B) 


Frage ſtellen, warum nicht ſchon 


Volkstag Danzig. — 102. Sitzung. 


Freitag, den 27. März 1925. 1461 


(Hoffmann, Abgeordneter.) 
beihilfe eine Summe von 750 000 Gulden aufbringen 
müßte. Der Regierungsvertreter Dr. Hemmen erklärte 
auch, daß es doch beſſer wäre, dies Geld zu geben und 
Arbeit zu ſchaffen. Ich möchte an die Regierung die 
früher Geld aufge⸗ 
bracht wurde, um Arbeit zu ſchaffen. Die Erwerbsloſen 
haben immer wieder durch unſeren Mund erklären laſſen, 
daß ſie in erſter Linie verlangen, daß Arbeit geſchafft 
wird. Geſtern iſt z. B. eine Entſchließung eingelaufen, 
unterſchrieben Mayen, Schütz, Gaikowski, Mohn, Ediger, 
Evert, Wisniewski uſw. Dieſe Entſchließung wurde 
geſtern hier angenommen. Was beſagt ſie? Der Senat 
wird erſucht, innerhalb vierzehn Tagen eine großzügige 
Beſchäftigung der Erwerbsloſen in die Wege zu leiten. 
Hier würden die Rechtsparteien ſagen, der Senat iſt 
imſtande, eine Summe für die Arbeitsloſen aufzubrin⸗ 
gen. Werden Anträge von der linken Seite eingebracht, 
die eine etwos höhere Summe ausmachen, dann wird ſo⸗ 


fort geſagt, die Arbeitsloſen brauchen keine einmalige 
Wirtſchaftsbeihilfe. Ich habe ſchon damals in meinen 


Ausführungen erklärt, wenn Sie meinen, daß die Ar⸗ 
beitsloſen keine Beihilfe brauchen, ſo will ich Ihnen eins 
ſagen. Hier wurde am Mittwoch von faſt ſämtlichen 
Parteien erklärt, daß den Arbeitsloſen unbedingt ge⸗ 
holfen werden müſſe. Wenn nicht ſofort Arbeiten aufzu⸗ 
treiben ſeien, ſo müſſe den Arbeitsloſen zum mindeſten 
eine Wirtſchaftsbeihilfe gegeben werden. Aber bei den 
geſtrigen Beratungen wurde von keiner Partei hierzu 
Stellung genommen, ausgenommen die linken Parteien. 
Ihnen wurde ganz kraß die Tatſache vor Augen geführt, 
daß die Arbeitsloſen nicht gewillt ſind, ſich länger ſo be⸗ 
handeln zu laſſen, ſondern daß ſie alles daran ſetzen wer⸗ 
den, um für ſich die Lebensmöglichkeit zu ſchaffen. Was 
beſagt aber die Entſchließung? Die Entſchließung will, 
daß der Senat daran gehen fol, große Arbeitsmöglichkei⸗ 
ten zu beſchaffen. Der Senat wird dazu nicht in der 
Lage ſein, wenn Sie nicht zur Einſicht kommen, daß Sie 
hier Arbeitsmöglichkeiten ſchaffen müſſen. Es gibt Ar⸗ 
beitsmöglichkeiten in Hülle und Fülle. Wir ſehen, daß 
die Wohnungsfrage brennend iſt. Wenn die ärmeren 
Schichten nicht dazu beitragen, haben Sie nicht die Ab⸗ 
ſicht, etwas gegen das Wohnungselend zu tun. Alſo Sie 
machen auf der einen Seite den Arbeitsloſen Verſpre⸗ 
chungen, und auf der anderen Seite nehmen Sie den 


Arbeitsloſen jede Möglichkeit, überhaupt ihr Leben zu 


friſten. 

Da hier aber auch die Geldfrage aufgeworfen wurde, 
muß ich auf eine andere Sache zurückkommen, Der 
Senatsvertreter erklärte immer wieder, daß kein Geld 
im Staatsſäckel wäre, um für die Arbeitsloſen etwas 
herauszugeben. Dann möchte ich den Senat an etwas 
erinnern, was hier in letzter Zeit paſſiert ift. Der Senat 
hat z. B. beſchloſſen, einen Oberregierungsrat nach 
Nordamerika zu ſchicken, um dort das Straßenpflaſter 
zu ſtudieren. Die Summe, die für dieſe Inſpektions⸗ 
reiſe aufgewandt wird, beträgt nicht weniger als 6000 
Gulden. Alſo für dieſen bedeutungsloſen Zweck wird em 
Oberregierungsrat, der eigentlich in Danzig zu viel iſt, 
fortgeſchickt. 
der Oberregierungsrat in Danzig keine Beſchäftigung 
findet. Er wird aus Luxus nach Nordamerika geſchickt, 
um das Straßenpflaſter zu ſtudieren. Um dieſem Men⸗ 
ſchen eine Vergnügungsreiſe zu geſtatten, wirft der 
Senat 6000 Gulden heraus. Wenn man aber Anträge 
einbringt, um den Arbeitsloſen zu helfen, wird geſagt, 
es iſt kein Geld da. Wir ſehen alſo, wie verbrecheriſch der 
Senat in dieſem Falle handelt. Auf der einen Seite 
wird den Bürgern alles genommen und auf der andern 
Seite ſchmeißt der Senat das Geld aus dem Staats⸗ 
ſäckel heraus. 


Dieſe Nordamerikareiſe beweiſt doch, daß 


„a RE 2 ER 
Präſident: Sie dürfen dem Senat nicht verbrecheri⸗ 


ſches Handeln nachſagen. Sie haben im Eifer wohl zu 
viel geſagt. Sie wollten vermutlich etwas anderes ſagen. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): Es iſt, wenn man 
es von unſerm Standpunkt betrachtet, ein Verbrechen 
am ganzen Volk. 

Präſident: Ich möchte bitten, daß Sie den Ausdruck 
endgültig laſſen, ſonſt müßte ich Sie zur Ordnung rufen. 
Sie müſſen in der Form etwas vorſichtiger fein. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): Wir ſehen, daß 
der Senat Geld für alle möglichen Zwecke aufbringt, aber 
auf der anderen Seite will er den Arbeitsloſen nichts 
geben. Es iſt ſchon von verſchiedenen Seiten ausgeführt 
worden, und beſonders von bürgerlichen Kreiſen, daß in 
Danzig keine Arbeitsmöglichkeiten vorhanden ſeien. Das 
ſind nur Machinationen der Unternehmer, die das dem 
Volk plauſibel machen wollen. So hat man z. B. ge⸗ 
ſehen, daß die Betriebe, die hier in Danzig ſind, in letzter 
Zeit Kurzarbeit eingeführt haben. Daran iſt ſchon zu 
erkennen, daß das nur eine Machination des Profeſſors 
Dr. Nos ift. Jetzt zeigt der Herr Profeſſor Dr. Nos jen 
wahres Geſicht. Er wollte durch die Kurzarbeit nichts 
anderes erzielen, als den Achtſtundentag zu durchbre⸗ 
chen und den Arbeitern wieder den Neunſtundentag auf⸗ 
zuoktroyieren. Ich glaube, der größte Teil der Mitglie⸗ 
der des Hauſes wird den Artikel in der Volksſtimme ge- 
leſen haben „Der neue Streich des Profeſſors Noé“. 
Dieſer Mann darf es wagen, gegen Recht und Geſetz mit 


brutaler Gewalt der Arbeiterſchaft die Fauſt aufs Auge 


zu ſetzen. Zuerſt führte dieſer gute Mann die 32⸗Stun⸗ 
den Schicht in der Woche ein. Vier Tage in der Woche 
durften die Arbeiter nur arbeiten. Er gebrauchte die 
Ausrede, es ſei keine Arbeitsmöglichkeit da. Aber ſchon 
zu der Zeit, als die Arbeiter nur vier Tage in der 
Woche gearbeitet haben, wurde in den Betrieben darauf 
gedrückt, daß die Arbeiter Ueberſtunden machten. In 
dieſem oder jenem Reſſort war Arbeit in Hülle und Fülle 
vorhanden, und den Meiſtern, die dort als Henkers⸗ 
knechte, als Aufſicht fungieren, wurde anhandgegeben, 
die Arbeiter dazu heranzuziehen, Ueberſtunden zu leiſten. 
Die Arbeiter waren ſo vernünftig und lehnten das ab. 
Nun wußte Profeſſor Noé nichts anderes, als daß er den 
Generalſtreich, den er von Anfang an im Sinn hatte, 
durchführte, indem er in ſämtlichen Betrieben aushängen 
ließ, daß von Montag ab 9 Stunden gearbeitet werden 
ſollte. Wir ſehen, welchen Weg die Unternehmer durch 
das Syſtem, das ſie heraufbeſchworen haben, indem ſie 
ſoundſoviel Arbeiter auf die Straße geworfen haben, 
gehen. Ich habe ſchon ſo oft darauf hingewieſen, daß 
die Arbeitsloſen dazu benutzt werden, um fie gegen die 
Arbeiter, die noch in den Betrieben ſtehen, auszuſpielen. 
Weiter weiſt Profeſſor Dr. Nos in feinem Rundſchreiben 
darauf hin, daß Arbeiter, die dieſe Pflichtüberſtunde ab⸗ 
lehnen foten, aus den Betrieben entlaſſen würden. Sie 
ſehen, daß man hier wieder das Syſtem braucht, die Ar⸗ 
beiter arbeitslos zu machen, um ſie im gegebenen Mo⸗ 
ment gegen die anderen ausſpielen zu können. 

Aber nun möchte ich auf den Antrag zurückkommen, 
den die Deutſch⸗Soziale Fraktion hier geſtellt hat. Der 


~ 


©). 


D) 


Antrag mag ſehr gut gemeint fein, wie er von der Frak⸗ 


tion aufgefaßt wird, er beſagt aber ſo wenig, daß er für 
die Erwerbsloſen nichts bringen wird. Alle diejenigen 
ſollen eine Beihilfe erhalten, die bis dato keineUnterſtützung 
erhielten. Wir würden dadurch eine Menge Arbeit be⸗ 
kommen, da muß man dem Regierungsvertreter recht 
geben, aber wir haben ja genügend Beamte. Wir Kom⸗ 
muniſten haben verſucht, den Antrag beſſer zu formulie⸗ 
ren, indem wir die beiden Worte herausnehmen wollten. 
Wenn Sie ſagen, die Arbeiter, die eine Unterſtützung 
erhalten, brauchten die einmalige Wirtſchaftsbeihilfe 
| daß der Arbeitsloſe mit 


nicht, ſo möchte ich betonen, 
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(B) 


dieſer Unterſtützung nicht auskommt, wenn er eine große 


Familie hat. Wenn heute dieſer oder jener das Glück 
hätte, wieder in Arbeit zu treten, dann wüßte dieſer 
Mann nicht, was er anziehen ſollte. Die Erwerbslosen 
ſieht man meiſt mit zerriſſenen Hoſen, Rock und Schuhen. 
(Frau Abg. Döll: Kein Hemd!) Wenn wir von 
dieſen Sachen ſprechen wollten, könnten wir uns ſtun⸗ 
denlang unterhalten, dann müßten wir alles aufrollen, 
daß die Kinder ohne Stückchen Brot und ohne Hemd in 
die Schule gehen. Der Arbeiter gibt ſein eigenes Hemd 
her, um daraus für die Kinder Hemden machen zu 
laſſen. Den Erwerbsloſen werden immer Illuſionen ge⸗ 
macht. Wenn die Sache nachher zur Beratung kommt, 
wird den Erwerbsloſen nichts zugeſprochen. Auch dieſer 
Antrag wird den Erwerbsloſen nicht das bringen, was 
er bringen ſoll. Jeder Arbeiter, wenn er heute wieder in 
Arbeit treten ſoll, muß unbedingt etwas erhalten. Die 
Genoſſin Kreft hat bereits geſtern feſtgeſtellt, daß die 
billigen Kleidungsſtücke des Wohlfahrtsamtes genau fo 
teuer und oft noch teuerer als in den Geſchäften verkauft 
werden. Die Erwexbsloſen, die fo geringe Unterſtützun⸗ 
gen erhalten, müſſen dieſe Kleidungsſtücke noch bezahlen, 
auch wenn fie erwerbslos jmd, Jede Woche werden zwei 
Gulden dafür abgezogen. Ein Erwerbsloſer, der heute 
nicht das Satteſſen hat, ſoll noch von dieſen Bettelpfen⸗ 
nigen etwas abgeben, damit er wenigſtens nicht nackt 
herumläuft. 

Wir haben deswegen unſeren Antrag wieder einge⸗ 
bracht, den damals die Exwerbsloſen geſtellt haben, nur 
haben wir die Ueberſchrift etwas verändert. N 

Wir beantragen: ) 

IL Die Druckſache Nr. 1256 erhält folgende Weber- 
ſchrift: „Geſetz über Gewährung einer einmaligen 
Wirtſchaftsbeihilfe“. i 

II. In § 1 werden die Worte, oder Erwerbs- 
loſenunterſtützung“ geſtrichen. i 

III. Für die Ziffer „50“ wird die Ziffer „80“, 
für die Ziffer „20“ wird die Ziffer „30“, für die 
Ziffer „45“ wird die Ziffer „60“ geſetzt. 

Das ſind die Forderungen, die die Erwerbsloſen ſei⸗ 
nerzeit im Werftſpeiſehaus aufgeſtellt haben. Wir ver⸗ 
treten diefe Forderungen zu recht, denn wenn diefe Vei- 


hilfe den Erwerbsloſen auch nicht viel hilft, ſo wird ſie 


doch über die größte Not ein wenig hinweghelfen. 
Deswegen möchte ich an Sie die Mahnung richten, 
gehen Sie nicht in brutaler Weiſe über unſeren Antrag 
hinweg. Die Exwerbsloſen werden nicht ruhig fein, Sie 
haben heute ſchon erkannt, daß fie von dieſem Parlo- 
ment nichts erreichen, trotz Bitten und Betteln. Sie er⸗ 
klären, daß ſie gewillt ſind, ihre Forderungen mit grö⸗ 
perem Nachdruck zu vertreten. Wenn Sie dies nicht be- 
denken, müßten Sie doch als ſtaatserhaltende Parteien 
zum mindeſten die Forderungen der Erwerbsloſen be⸗ 
rückſichtigen. Gehen Sie nicht immer mit einem Achſel⸗ 
zucken darüber hinweg. Die Erwerbsloſen werden nicht 


ſtill fein, ſie werden ſich ihr Recht erkämpfen, und die 


Kommuniſtiſche Partei an der Spitze der Erwerbsloſen. 
(Bravo!) ; 
Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Gaikowski. 
Gaikowski, Abgeordneter (Z.): Namens meiner po- 
litiſchen Freunde habe ich folgende Erklärung abzugeben: 


Es iſt notwendig, daß die Härten, die in dem Erwerbs⸗ 


loſenfürſorgegeſetz enthalten ſind, ſoweit wie möglich ge⸗ 
mildert werden. Wir können bereits feſtſtellen, daß in 
dieſer Hinſicht in der letzten Zeit eine Beſſerung einge⸗ 
kreten iſt. (Hört, hört!) 
Erwerbsloſen 6600 in dem Genuß der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge ſind, ſo iſt es eine merkliche Beſſerung gegenüber 
den Verhältniſſen, wie wir ſie noch zu Ende des Jahres 
1924 getroffen haben. (Abg. Raſchke: Das ſind noch 
nicht 50 Prozent aller Erwerbsloſen!) Wir ſteher⸗ 
auf dem Standpunkt, daß auf dieſem Gebiete und in 


Wenn heute von 9207 


= i WERT 2 © 
dieſer Frage nicht ein Stillſtand eintreten foll, ſondern e 


die loyale Auslegung der einzelnen Härten innerhalb des 
Fürſorgegeſetzes dahin geändert werden muß, daß, wo 
Not iſt, auch helfend eingegriffen wird. Auf Grund der 
Regierungserklärung, die mit aller Deutlichkeit darauf 
hinwies, daß die Summe von 600 000 Gulden, die auf 
Grund des Antrages des Herrn Abg. Hohnfeldt an Un⸗ 
terſtützung erforderlich wäre, z. Zt. nicht aufgebracht 
werden könnte, weil ferner aber auch feſtſteht, daß wieder 
eine Reihe von Abänderungsanträgen eingelaufen iſt, 
verlangen meine politiſchen Freunde, daß dieſe Druck⸗ 
ſache noch einmal dem Sozialen Ausſchuß überwieſen 
wird. (Zwiſchenrufe links.) 

Meine politiſchen Freunde hoffen, daß der Soziale 
Aursſchuß jo ſchnell als möglich zuſammentritt, ſpäteſtens 
am Montag oder Dienstag der nächſten Woche, damit 
wir noch am Mittwoch der nächſten Woche, wenn die 
Sache im Sozialen Ausſchuß ihre Erledigung gefunden 
hat, ſie im Plenum ebenfalls erledigen können. (Zu⸗ 
rufe bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Spill. 2 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Die 
Erwerbsloſenfrage ift meines Wiſſens inn Sozialen Wus- 
ſchuß ſehr eingehend behandelt worden. Geſtern wurde 
hier über dieſe Frage wieder genügend debattiert. Man 
ſollte doch wohl annehmen, daß ſich nun jeder darüber 
klar ſein müßte, was geſchehen kann. Die Erwerbsloſen 
waren der Meinung, daß ihrem Antrage ſchnell entſpro⸗ 
chen werden ſollte. Wir haben darauf hingewieſen, daß 
ein großer Teil der Arbeitsloſen 8 bis 9 Monate ar⸗ 
beitslos iſt. Wäre irgendein Grund vorhanden, der die 


Behandlung dieſer Frage im Ausſchuß noch notwendig 
machte, könnte man dafür ſtimmen. Da aber die Dinge 


klar ſind, und es nur daran liegt, ſoll gegeben werden 


oder nicht, bitte ich, das Haus, heute zu entſcheiden und (Dj 


beantrage die Zurückverweiſung abzulehnen. 
Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat Herr 


Abg. Gaikorski, 


Gaikowski, Abgeordneter (.): Die Druckſache Nr. 
1256 ift undiskutabel (Hört, hört! bei den Kommu⸗ 
niſten), weil ſie ſo viele Normen feſtſetzt, weil ſie nicht 


die Möglichkeit gibt, dem Geſetz zu entſprechen, und weil 
aus dieſem Grunde eine Umänderung des § 1 unter 
allen Umſtänden erfolgen muß, wenn wir nicht mit dem 
Geſetz in Konflikt kommen wollen. Aus dieſem Grunde 


verlangten wir die Zurückverweiſung. 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 


Herr Abg. Raube. 


Raube, Abgeordneter (K. P.): Die Frage der Wiri- 
ſchaftsbeihilfe ift doch jetzt in allen Ausſchußſitzungen De- 
raten worden. (Abg. Gaikowski: Dieſe nicht!) Es 
dreht ſich nur um die Summe. Sie haben vorhin ſelbſt 
begründet, daß es Ihrer Fraktion noch nicht klar iſt, wo 
die Mittel hergenommen werden ſollen. Der Senat wird 
das nach einer Ausſchußſitzung wieder erklären. Wenn 
Sie es mit Ihrem chriſtlichen Gewiſſen vereinbaren kön⸗ 
nen, die Arbeitsloſen noch wieder 8 Tage warten zu laf- 
ſen, ſo machen Sie es mit Ihrem chriſtlichen Gewiſſen 
ab. Wir ſagen Ihnen offen und ehrlich daß Sie den 
Arbeitsloſen nichts geben wollen. Sie haben jetzt bloß 
eine Gelegenheit, die Sache zu verſchleppen. (Zwi⸗ 
ſchenrufe und Unruhe.) 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Es 
iſt ſchon ſo, wie Herr Abg. Raube ſagt, es kommt nichts 
aus dem Sozialen Ausſchuß heraus. Ich möchte aber hier 
feſtſtellen, daß die Herren von der Zentrumspartei die 


Sache verſchleppen wollen, um die Wichſe, die ſie krie⸗ 


gen follen, noch weiter hinauszurücken! (Zwiſchenruſe.) 


{A) 
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Präſident: Es ſteht nur auf der Rednerliſte der Herr 
Abg. Spill. Der Antrag auf Zurückverweiſung an den 
Ausſchuß geht aber vor. Ich bitte die Damen und Her⸗ 
ren, die für den Antrag auf Zurückverweiſung ſind, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das ijt 
die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Döll: 
Sie werden ſich zu Oſtern ſatt eſſen, aber andere nicht!) 
Das Wort hat Herr Abg. Spill. | 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.] Die 
dringendſte Forderung der Arbeitsloſen iſt nicht etwa 
die nach einer Unterſtützung, ſondern die nach Arbeit. 
(Sehr richtig!) Die Arbeitsloſen bedauern nichts 
mehr, als daß das Wohnnugsbaugeſetz dieſe Form ange⸗ 
nommen hat, die den Beſitz völlig freiläßt und wenig 
Arbeit bringen wird. Wenn nun aber einmal nicht Ar⸗ 
beit geſchaffen werden ſoll, ſo haben das Verdienſt daran 
diejenigen, die das Wohnungsbaugeſetz in dieſer Form 
zuſtande gebracht haben. (Die es abgelehnt haben!) 
Ich meine alle, die das Wohnungsbaugeſetz in der erſten 
Form verhindert haben. Wenn nun die Arbeit nicht 
geſchaffen werden ſoll, ob abſichtlich oder nicht, laſſe ich 
dahingeſtellt, ſo haben die Arbeitsloſen das Recht, eine 
Unterſtützung zu fordern, die ſie vor dem Hungertode 
ſchützt. Ich habe Ihnen bei Beratung des Wohnungs⸗ 
baugeſetzes bekannt gegeben, daß nach unſeren Aufzeich⸗ 
nungen Leute ſchon ſeit Mai und Juni arbeitslos ſind, 
und ich kann feſtſtellen, daß eine Reihe von dieſen Qen- 
ten auch nicht einen Pfennig Unterſtützung erhalten hat. 
Da wird geltend gemacht daß noch ein Sohn oder eine 
Tochter arbeite, darum ſei der Anſpruch nicht begründet. 
Wie es aber dort aussieht, wo ein Sohn oder eine Toch⸗ 
ter die Familie unterhält, davon mögen Sie ſich ſelbſt 
überzeugen. Darum iſt nichts gerechter, als daß dieſen 
Leuten, die durch die Härten des Arbeitsloſen⸗Fürſorge⸗ 
geſetzes ohne jede Unterſtützung bleiben, unter die Arme 
gegriffen wird. . 

Nun kurz zu den Ausführungen des Herrn Senators. 
Der Herr Senator ſagte, ja die Summe wird ſehr hoch 
ſein, es können fünf bis ſechshunderttauſend Gulden da⸗ 
bei herauskommen. Was beweiſt das? Daß der Senar 
die Zügel fo lange hat ſchleifen laſſen. (Weil kein 
Geld da war! rechts.) Es iſt Sache des Senats, Ab⸗ 
hilfe zu ſchaffen und nicht Sache der Arbeitsloſen. Die 
ſtehen dem wehrlos gegenüber. Berechtigterweiſe blicken 
ſie nach der Regierung, die die Dinge meiſtern ſoll. 
Wenn nun geſagt wird, wir können das nicht, dann iſt 
den Arbeitsloſen damit nicht geholfen. Wenn der Herr 
Senator weiter ſagte, die Zahl der Leute, die keine lau⸗ 
fende Unterſtützung erhalten, ſei ſehr groß, ſie betrage 
über 3000 Perſonen, dann beweiſt das, daß das Ar⸗ 
beitsloſenfürſorge⸗Geſetz unter allen Umſtänden abgeän⸗ 
dert werden muß. ( Zwiſchenrufe.) Ja, wenn ein 
Geſetzentwurf vorgelegt wird, ſo werden die Arbeits⸗ 
loſen davon nicht ſatt. Was hier verlangt wird, iſt das, 
was man den Arbeitsloſen ſo lange vorenthalten hat. 
M. D. u. H.! Ich bin kein Angſtmeier, ich liebe es auch 
nicht, ſtarke Ausdrücke zu brauchen, aber mein Gewiſſen 
verlangt es einfach, hier einmal darauf hinzuweiſen, die 
Dinge nicht ſo weiter laufen zu laſſen. Wenn Sie mit 
den Arbeitern täglich zu tun hätten, glaube ich, würden 
Sie zu dieſer Vorlage eine andere Stellung einnehmen. 
Die Not iſt bis aufs höchſte geſtiegen, und wenn das 
Sprichwort gilt, daß Not Eiſen bricht, dann bricht ſie 
auch noch anderes. Ich habe dieſe Ausführungen ſchon 
bei dem Wohnungsbaugeſetz gemacht. Sie haben nicht 
hören wollen. Ich benutze dieſe Gelegenheit noch einmat, 
un Ihnen das ins Gedächtnis zu rufen. Denjenigen, 
die dieſen Dingen tatenlos zuſehen, wird vielleicht eine 
ſchwere Verantwortung für das zugeſchoben werden, was 
kommen wird, wenn hier nicht vernünftigerweiſe einge⸗ 
griffen wird. Vom Senat wurde erklärt, daß Maßnah⸗ 


men getroffen würden, um der Not der Arbeitsloſen ab⸗ 
zuhelfen. Wir find doch alle keine Kinder, wir wiſſen, 
wie lange es dauert, um wenigſtens einen Teil der Ar⸗ 
beitsloſen wieder in den Produktionsprozeß hineinzubrin⸗ 
gen. Ich bitte allen Ernſtes, dieſe Dinge ſehr ruhig, 
aber nicht leicht hinzunehmen, ſondern ſich des Ernſtes 
der Lage, in der das Wirtſchaftsleben Danzigs ſteht, 
wirklich bewußt zu werden. Es iſt hier bei dem Woh⸗ 
nungsbaugeſetz ſo viel über die Wirtſchaft geredet, die 
am Boden läge und nichts tragen könne. Ich ſage Ihnen, 
von dieſer Stelle, die Arbeiterſchaft kann abſolut nichts 
mehr tragen, noch viel weniger als die Wirtſchaft. Ich 
glaube, die Verzweiflung wird eher in dieſen Reihen Platz 
greifen als in der Wirtſchaft. (Die hören nicht zu! 
links.) Wenn die Herren nicht zuhören, kann ich 
das nicht ändern. Ich kann nur noch einmal betonen, 
daß die Verantwortung für all das, was unweigerlich 
kommen muß, diejenigen treffen wird, die nicht die Hand 
dazu bieten wollen, dieſen Dingen zu ſteuern. Mit die⸗ 
ſer Mahnung will ich ſchließen. Ich hoffe, daß der 
Appell an Sie in letzter Stunde nicht ungehört verhallt. 
(Bravo! links.) i 
Präſident: Es ift folgender Antrag eingelaufen: 
Der Volkstag wolle folgende Entſchließung an⸗ 


nehmen: 

Eutſchließung. s f 
Der Senat wird erſucht, eine Geſetzesvorlage 
vorzulegen, nach der alle Erwerbsloſen, die die Un- 
terſtützung beziehen, für eine angemeſſene Stunden- 
zeit am Tage zu gemeinnützigen Arbeiten herange⸗ 

zogen werden können. 5 

Förſter u. d. übr. Mgl. d. D-Lib. Fr. 

Schwegmann u. d. übr. Mgl. d. D.⸗Nat. Fr. 
h Kurowski u. d. übr. Mgl. d. Ztrfr. 
(Die Verbrecherbande! bei den Kommuniſten.) 


Darf 
ich fragen, wer dieſen Ausdruck gebraucht hat. (Buck⸗ 
makowski hat ihn geſagt! bei den Kommuniſten.) Herr 


Abg. Buckmakowski ich rufe Sie zur Ordnung. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Be⸗ 
ſprechung ift geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Mir liegt die Zuſammenſtellung der Druckſache Nr. 1261 
vor, die wohl die Fraktionsführer erhalten haben. Zu⸗ 
erſt würde der Abänderungsantrag Hoffmann, Drud- 
ſache Nr. 1262 herankommen, die Worte „ohne Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung“ zu ſtreichen. Dann käme ich 
zur Abſtimmung über § 1. (Abg. Raube: Ueber die 
Druckſache Nr. 1262 beantragen wir namentliche Mb- 
ſtimmung!) Wird dieſer Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) 
Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen zur nament⸗ 
lichen Abſtimmung über den Antrag, die Worte „ohne 
Erwerbsloſenunterſtützung“ zu ſtreichen. (Geſchieht.) 
Es ſind 103 Stimmen abgegeben, davon 57 mit Ja, 46 
mit Nein. Der Antrag Hoffmann iſt abgelehnt. 
(Zwiſchenrufe links.) Ich bitte um Entſchuldigung, 
das Ergebnis war richtig geſagt, ich habe nur die Zah⸗ 
len verwechſelt. Es find 103 Stimmen“) abgegeben, 


*) Geftimmt haben mit „Ja“: Abg. Arczynski, Bergmann, 


Beyer, Pr. Bing, Brill, Buckmakowski, Frau Döll, Frau Falk 
Fiſcher, (Julius), Fooken, Gebauer, Gehl, Gerick, Grün⸗ 
agen, Hanau, Hoffmann, Hohnfeldt, Jedwabski, Joſeph, 


Dr. Kamnitzer, Karſchefski, Klapps, Klingenberg, Kloſſowski, Frau 
Kreft, Laſchewski, Lehmann, Leu, Liſchnewski, Loops, Maier, Frau 
Malikowski, Frau Mohn, Müller, Nordwig, Dr. Panecki, Plettner, Rahn, 
Raſchke, Raube, Reck, Rehberg, Schulz, Spill, Werner, Wierſchowski. 
„ Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Arndt, 
Böhm, Brodowski, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Dahsler, 
Doerkſen, Dyck, Ediger, Ehm, Eichholtz, Dr. Eppich, Falkenberg, 
Fiſcher (Paul,) Foerſter, Formell, Gaikowski, Glombowski, Frau 
Grundmann, Guttzeit, Habel, Hennke, Hoppe, Janzen, Frau Kalähne, 
Karkutſch, Klawitter, Frau Knoblauch, Frau Kung, Kuromski,, 
Lietzau, Lück, Frau Meyer, Mroczkowski, Neubauer, Dr. Neumann, 
Penner, Phflipſen, Rohde, Frau Richter, Sawatzki, Schede, Schilke, 
Schmidt (Robert), Schütz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, 
Dr. Treichel, Dr. Wagner, Weiß, Dr. Wendt, Wefinlowski, Dr. Ziehm. 
Nicht anweſend waren: Abg. Bahl, Dr. Blavier, Evert, 

Falk (Albert), Herrmann, Dr. Kubacz, Frau Landmann, Langowski, 
Dr. Lembke, Mathieu, Mau, Mayen, Or. Moczynski, Polſter, 


M 
Rebkomski, Schmidt (Eduard), Splett, Wisniewski. 


f 


Boecker, 
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1464 


Volkstag Danzig. — 102. Sitzung. Freitag, den 27. März 1925. 


(Präſident.) 

57 mit Nein, 46 mit Ja, der Antrag Hoffmann iſt ab⸗ 
gelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Rahn. ; 

Rahn, Abgeordneter (b, k. Fr.): Ich nehme an, 
daß da kein Verſehen vorgekommen iſt. Ich habe meine 
Stimmkarte dem Schriftführer abgegeben, weil vom 
Herrn Abg. Schwegmann dem Präſidenten eine rote 
Karte gehracht wurde, habe ich ihm eine weiße überreicht, 
damit er die polniſchen Farben auf dem Präſidium hat, 

Präſident: Dankend quittiert. — Wir kommen nun 


zur Abſtimmung über § 1 der Zuſammenſtellung, die 


mir unter Nr. 1261 vorliegt. 


1, 
Alle Erwerbsloſen, an im letzten Jahr mehr als 


30 Tage ohne Erwerbsloſenunterſtützung arbeitslos 
geweſen find, erhalten eine außerordentliche Wirt- 

ſchaftsbeihilfe nach folgenden Grundſätzen: 
1. für Verheiratete 50. G. 
Hierzu tritt ein Zuſchlag für jedes 
einzelne Kind von . 10.— G. 
für Chefrauen au, 
2. für Unverheiratete 40.— G. 
(Abg. Hohnfeldt: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 
mung.) Bitte um Unterſtützung. Die Unterſtützung 
reicht aus. — Es iſt mir wieder ein Irrtum unterlaufen. 
Es liegt noch ein Abänderungsantrag vor (Zuruf 
des Abg. Raube.); die Druckſache Nr. 1262. Da iſt 
eine Nr. II: - 
Für die Ziffer „50“ wird die Ziffer, „80“, für 
die Ziffer „20“ wird die Ziffer „30“ und für die 

Ziffer „40“ wird die Ziffer „60“ geſetzt. 

Hoffmamn u. d. übr. Mgl. d. Komm. Fr. 
Dieſer Antrag geht natürlich vor. Iſt da namentliche 
Abſtimmung beantragt? (Nein!) Wir kommen 
zur einfachen Abſtimmung. Wer für den Antrag Hoff⸗ 
mann iſt, bitte ich, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Das Büro iſt ſich einig, daß jetzt die Mehrheit ſteht. Der 
Antrag Hoffmann iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur 
Abſtimmung über den § 1, wie er geſtern formuliert 
wurde. Es war namentliche Abſtinmmung beantragt. 
Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Die 
Unterſtützung reicht aus. Wir kommen zur nament⸗ 
lichen Abſtimmung über den § 1. Ich bitte die Stimm⸗ 
karten einzuſammeln. (Geſchieht.) Iſt noch eine 
Stimme abzugeben? Das iſt nicht der Fall, dann ſchließe 
ich die Abſtimmung. An ihr beteiligt haben ſich 107 
Damen und Herren.) Davon ſtimmten mit ja 52, 
mit nein 52. Drei Abgeordnete haben ſich der Stimme 
enthalten; $ 1 iſt mit Stimmengleichheit abgelehnt. 
Dann erübrigt ſich nach meiner Anſicht die Abſtimmung 
über Nr. III und den Antrag Arczynski. Es iſt über⸗ 
haupt nichts übrig geblieben, das Geſetz iſt erledigt. 


) Geſtimmt haben mit „Ja,: Abg. Arczynski, Bahl 
Bergmann, Beyer, Dr. Bing, Dr. Blavier, Brill, Buckmakomwskt 
Frau Döll, Evert, Falk (Martha), Fiſcher (Julius), Fooken 
Formell, Gebauer, Gehl, Gerick, Grünhagen, Harnau, Herrmann 
Hoffmann, Hohnfeldt, Jedwabski Jofeph, Dr. Kamnitzer, Karſchefski , 
Klapps, Klingenberg, Kloſſowski, Frau Kreft, Laſchewski, Lehmann, 
Dr. Lembke, Leu, Liſchnewski, Loops, Maier, Malikomski, Frau 
Mohn, Müller, Nordwig, Dr. Panecki, Plettner, Rahn, Rajchke, 
Raube, Reek, Rehberg, Schulz, Spill, Werner, Wierſchowski. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Arndt, Boecker, Böhm, 
Brodowski, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Dahsler, Doerkſen, 
Dyck, Ediger, Ehm, Eichholtz, Dr. Eppich, Falkenberg, Fiſcher 
(Paul), Foerſter, Glombowski, Frau Grundmann, Guttzeit, 
Hennke, Habel, Janzen, Frau Kalähne, Karkutſch, Klawitter, 
Frau Knoblauch, Frau Kuntz, Kurowski, Lietzau, Lück, Meyer, 
Neubauer, Dr. Neumann, Penner, Philipſen, Rohde, Frau Richter, 
Sawatzki, Schede, Schmidt (Robert), Schütz, Schwegmann, Semrau, 
Senftleben, Splett, Dr. Treichel, Dr. Wagner, Weiß, Dr. Wendt, 
Weſſalowski, Dr. Ziehm. 

Der Abſtimmung haben ſich enthalten: Abg. Gaikowski, 
Hoppe, Schilke. 

Nicht anweſend waren: Abg. Falk, (Albert), Dr. Kubacz, 
Frau Landmann, Langowski, Mathieu, Mau, Mayen, Dr. Moczynski, 
Mroczkowski, Retzkowski, Schmidt (Eduard), Wisniewski. 


( Geſchieht.) 


vor wir darüber abftimmen, 


Aber eine Entſchließung Förſter, Schwegmann, Ku⸗ 
rowski liegt noch vor, über die können wir abſtimmen. 
Ich werde die Entſchließung noch einmal verleſen: 

Der Senat wird erſucht, eine Geſetzesvorlage 
vorzulegen, nach der alle Arbeitsloſen, die die Mn- 
terſtützung beziehen, für eine angemeſſene Stunden⸗ 
zeit am Tage zu gemeinnützigen Arbeiten herange⸗ 
zogen werden können. 

Ich bitte die Damen und Herren, die der Entſchlie⸗ 
ßung zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
Die Mehrheit ſteht. Die Entſchließung 
iſt angenommen. (Abg. Klapps: Zu Streikbrechern 
wollt ihr die Arbeiter erziehen! Zwiſchenrufe und große 
Unruhe links.) Wir fonen zur Tagesordnung für 
die nächſte Sitzung. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! In 
der Volkstagsſitzüng vom 25. März iſt über unſern An⸗ 
trag, der die Verleſung der neu zuſammengeſtellten Be⸗ 
ſchlüſſe beim Wohnungsbaugeſetz zum Zweck der Schluß⸗ 
abſtimmung forderte, die Abſtimmung nicht vorgenom⸗ 
men worden. Der amtierende Präſidenten hat unter 
Außerachtlaſſung dieſes Antrages die Schlußabſtimmung 
vorgenommen, trotzdem jie wegen des herrſchenden 
ſtörenden Lärms nicht zuläſſig war. Wir proteſtieren 
gegen die widerrechtlich vorgenommene Schlußabſtim⸗ 
mung und zweifeln ſie an. Auf alle Fälle hätte die 
Verleſung ſtattfinden müſſen. 

Präſident: Ich bitte den Proteſt ſchriftlich einzurei— 
chen, darüber wird in der nächſten Sitzung ohne Debatte 
abgeſtimmt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr 
Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): So geht die Ge⸗ 
ſchichte nicht, daß nächſtes Mal ohne Debatte darüber 
abgeſtimmt wird. Es iſt nötig, daß die Frage im Ael⸗ 
teſtenausſchuß geklärt wird. Ich bitte dieſe Beſchwerde 
dem Aelteſtenausſchuß zu unterbreiten, damit der Mel- 
teſtenausſchuß ſich über die Angelegenheit ausſprechen 
und dann dem Plenum einen Bericht erſtatten kann, be⸗ 
So wie Sie es wollen, 
geht es nicht. 

Präſident: Ich bedauere, ich muß geſchäftsordnungs⸗ 
mäßig verfahren. Da heißt es im § 50; 

Eine Erörterung über Recht und Zweckmäßigkeit 
jeiner Anordnungen kann er entweder ſofort zu⸗ 
laſſen oder auf die nächſte Sitzung verſchieben. 

; 15 Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. 
Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Verzeihung Herr 
Präſident, in der Geſchäftsordnung ſteht, wenn ſich ein 
Abgeordneter, der zur Ordnung gerufen iſt, beſchwerde⸗ 
führend an den Präſidenten wendet, dann iſt darüber 
abzuſtimmen, ohne daß geſprochen wird. Wird aber die 
Geſchäftsführung des Präſidenten angegriffen, ſo iſt es 
anders. 

Ich möchte im Intereſſe des Herrn Präſidenten bit- 
ten, daß die Angelegenheit durchgeſprochen wird. Die 
Geſchäftsordnung ſagt darüber nichts. Wenn die Ge⸗ 
ſchäftsführung des Präſidenten angezweifelt wird, hat er 
das Recht, die Beſprechung ſofort zuzulaſſen, oder er kann 
ſie auf die nächſte Sitzung verſchieben, wenn derartige 
Einſprüche, wie der des Abg. Raube vorliegen. Der 
Präſident iſt kein einfacher Abgeordneter für das Haus. 
Die Angelegenheit muß in der Körperſchaft geklärt wer⸗ 
den, die dazu da iſt, die Geſchäfte des Hauſes mitzubera⸗ 


ten und derartige Differenzen zu klären. Ich enthalte 


mich jeder eigenen Meinung über dieſen Fall, ich will 
aber auch nicht, daß der amtierende Präſident angegrif⸗ 
fen wird, und einfach darüber abgeſtimmt wird. Die 
Frage muß geklärt werden. 

Präſident: Ich darf wohl zur Geſchäftsordnung fa- 
gen, daß mir zwei Fälle durcheinander gegangen ſind. 


(C) 


— 


D) 


{ 


A) (SPräfident.) 


(B 


Herr Abg. Rahn beruft ſich auf § 50 der Geſchäftsord⸗ 
ig Eine Erörterung über Recht und Zweckmäßigkeit 
ſeiner Anordnungen kann er entweder ſofort zu⸗ 
laſſen oder auf die nächſte Sitzung verſchieben. 
Das iſt wohl die Beſtimmung, die Herr Abg. Rahn 
meint. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. 
Schwegmann. ; ; $ 
Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Dieſe Frage 
kann unmöglich ſolange in der Schwebe bleiben. Es iſt 
davon geſprochen worden, daß ſchleunigſt Arbeit geſchafft 
werden muß. Deshalb ſchlage ich vor, die Angelegenheit 
heute zu entſcheiden. f 
Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Raube. 0 
Raube, Abgeordneter (K. P.): Wir ſchließen uns 
dem Vorſchlage des Abg. Rahn an, daß die Sache dem 
Aelteſten⸗Ausſchuß zur Klärung überwieſen wird. 
Präſident: Nach § 50 der Geſchäftsordnung kann 


der Präsident eine Erörterung über Recht und Zweck⸗ 


mäßigkeit ſeiner Anordnungen ſofort zulaſſen oder auf 
die nächſte Sitzung verſchieben. Ich ſchließe mich dieſer 


Anſicht an und laſſe die Erörterung zu. Bitte Herrn 
Vizepräsidenten Gehl den Vorſitz zu übernehmen. (Den 


Vorſitz übernimmt Vizepräſident Gehl.) A 
Vizepräſident Gehl: Ich bitte um Entſchuldigung, 
wenn ich im Augenblick nicht im Bilde bin. Ich hatte 
eine kurze Beſprechung mit einem der Fraktionskollegen 
und war nicht in der Lage, die Verhandlungen zu ver⸗ 
folgen. Wie mir geſagt wurde, hat der Herr Präſident 
zugelaſſen, daß über ſeine Handlungen ſofort in eine 
Erörterung eingetreten wird. Nun liegt der 


Proteſt des Abg. Raube gegen die Aende⸗ 
rungen des Präſidenten 

vor, den wir jetzt zur Beratung ſtellen würden. 
Wort hat der Herr Abg. Raube. . 
Raube, Abgeordneter (K. P.): Die Vorgänge der 
Sitzung vom 25. März find Ihnen allen bekannt, Wir 
haben die Erklärung aus einem rein ſachlichen Grunde 
abgegeben. Sie werden jih entſinnen, daß ſowohl von 
Herrn Abg. Rahn, als von mir ein geſchäftsordnungs⸗ 
mäßiger Antrag geſtellt wurde, und zwar der Antrag 
auf Verleſung der neu zuſammengeſtellten Vorlage über 
das Wohnungsbaugeſetz. 
Herr Präſident überhaupt nicht abſtimmen laſſen. Bei 
dem Lärm hat der Präſident Dr. Treichel die Schluß⸗ 
abſtimmung vorgenommen, ohne über zwei geſchäftsord⸗ 
nungsmäßige Anträge abſtimmen zu laſſen. Deswegen 
unſer Proteſt. Wir können nicht dulden, daß das ele⸗ 
mentarſte Recht außer Acht gelaſſen wird. Laut Proto⸗ 
foll der Sitzung ift tatſächlich über zwei geſchäftsord⸗ 
nungsmäßig eingebrachte Anträge nicht abgeſtimmt wor- 


Das 


— 


den. 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Das Ver 
fahren des Präſidenten iſt einwandfrei geweſen. Was 
Herr Raube zum Ausdruck brachte, war kein geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßiger Antrag, ſondern nur ein Wunſch. 
(Zwiſchenrufe, links.) 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Rahn zur Geſchäftsordnung. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Es liegt zweifellos 
nicht im Intereſſe des Präſidenten dieſes Hauſes, wenn. 
derartige Dinge hier, bevor ſie in einem kleineren Kreiſe 
beſprochen worden ſind, debattiert werden, bevor auch die 
einzelnen Fraktionen über die Angelegenheit Beſchluß 
gefaßt haben. Ein Teil des Hauſes, vielleicht der grö⸗ 
ßere, iſt der Meinung, daß der Präſident vollſtändig kor⸗ 
rekt verfahren hat. Der kleinere Teil iſt der Anſicht, daß 
der Herr Präſident hätte anders verfahren müſſen oder 
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können. Wenn jetzt, bevor die Angelegenheit im zuſtän⸗ 
digen Rahmen im Aelteſten⸗Ausſchuß beſprochen wird, 
hier eine Abſtimmung erfolgt, werden wir wahrſcheinlich 
erleben, daß ſich die Mehrheit für die Handlungsweiſe 
des Präſidenten erklärt und die Minderheit ſich dagegen 
ausſpricht. Wenn ſich eine nicht ganz unerhebliche Zahl 
von Abgeordneten des Hauſes gegen den Präſidenten er- 
klärt und ihm das Mißtrauen ausſpricht, ſo muß das 
für das weitere Zuſammenarbeiten im Hauſe in Zukunft 
böſe Folgen zeitigen und kann unter Umſtänden dem 
Herrn Präſidenten, mit dem gewöhnlich alle Mitglieder 
des Hauſes einverſtanden ſind, Veranlaſſung geben, 


Handlungen zu begehen, die wir alle nicht gern ſehen 


möchten. Wir wiſſen, wie empfindlich unſer Präſident 
iſt, wenn ihm von einer gewiſſen Anzahl von Abgeord⸗ 
neten ein Votum zuteil wird, das ihn nicht erkennen 
läßt, daß er das Vertrauen des geſamten Hauſes hat. 
Ich würde deshalb in dieſem Falle empfehlen — in an⸗ 
deren Fragen bin ich anderer Meinung —, eine Ent- 
ſcheidung jetzt nicht zu fällen, ſondern die Angelegenheit 
im Aelteſten⸗Ausſchuß zu beſprechen. Ich bin überzeugt, 
daß die Senioren dieſes Hauſes eine Verſtändigung er⸗ 
zielen werden, die dieſe Angelegenheit im Intereſſe aller 
beilegt. Ich warne davor, voreilige Beſchlüſſe zu faſſen, 
wenn das Haus nicht einer Meinung iſt und die ver⸗ 
ſchiedenen Abgeordneten über die Angelegenheit nicht 
vollſtändig aufgeklärt find, ` 

Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Hohnfeldt, 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): Ich ſchließe mich 
den Worten des Abgeordneten Rahn an. Auch ich möchte 
es verhindert ſehen, daß heute eine Entſcheidung ge⸗ 
troffen wird. Die Gerechtigkeit will e3. daß man aner- 
kennt, daß zwei Anträge vorlagen. Damit iſt nicht ge⸗ 
ſagt, daß dem Präſidenten ein Vorwurf zu machen ſei; 
denn die Art und Weiſe, wie ex den Huſarenſtreich durd- 
führte, hat manchen gefreut. Aber Recht iſt und bleibt 
Recht, deshalb bitte ich, den Aelteſten⸗Ausſchuß entſchei⸗ 
den zu laſſen. 

Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): Ich habe erklärt, daß 
wir mit dem Vorſchlag der Ueberweiſung der Frage an 
den Aelteſten⸗Ausſchuß einverſtanden ſind. Wir haben 
nichts gegen die Perſon des amtierenden Präſidenten 
vor, ſondern wollen nur die Frage vollſtändig geklärt 
wiſſen. Es ift deshalb notwendig, daß eine Aelteſten⸗ 
Ausſchuß⸗Sitzung einberufen wird. 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schwegmann. i 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Die Frage 
liegt vollſtändig klar. Nach § 28, letzter Abſatz der Ge- 
ſchäftsordnung, können vor der Schlußabſtimmung kurze 
Bemerkungen über Fehler in dem Abdruck der Beſchlüſſe 
gemacht werden. Weitergehende Anträge ſind dann nicht 
mehr zuläſſig. (Sehr richtig! rechts.) 

a 1 Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Spill. 

Spill, Abgeordneter (8. P. D.): M. D. u. H.! Das 
hohe Haus hatte bei der Abftimmung eine Zweifelsfrage 
zu entſcheiden. Darüber, daß die Abſtimmung erſt in 
der nächſten Sitzung ſtattfinden ſollte, war ſich das hohe 
Haus einig. Die Sitzung wurde aufgehoben und eine 
neue anberaumt. Ueber eine andere Frage war man 
ſich nicht einig, die wurde durch die Mehrheit des Hauſes 
entſchieden. Die Meinungsverſchiedenheit beſtand darin, 
daß ein Teil der Abgeordneten der Auffaſſung war, daß 
die Zuſammenſtellung des neuen Geſetzes den Abgeord⸗ 
neten vorgelegt werden müſſe. Der andere Teil war der 
Auffaſſung, es genüge, wenn das Präſidium die Zuſam⸗ 
menſtellung habe. Auf Grund dieſer Meinungsverſchie⸗ 
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denheit wurde von der linken Seite der Antrag geſtellt, 
wenn nun ſchon nicht die neue Zuſammenſtellung allen 
Abgeordneten vorgelegt wird, müſſe ſie vom Präſidenten 
verleſen werden. Das war meiner Auffaſſung nach ein 
geſchäftsordnungsmäßig zuläſſiger Antrag. Durch dieſen 
Antrag ſollte die Geſchäftsführung geregelt werden. 
(Sehr richtig!) Es hätte natürlich auch über dieſen ge⸗ 
ſchäftsordnungsmäßigen Antrag eine Abſtimmung erfol⸗ 
gen müſſen. Er hätte ſelbſtverſtändlich abgelehnt wer⸗ 
den Tonnen, aber eine Abſtimmung hätte erfolgen müſ⸗ 
ſen. Die Abſtimmung iſt nicht erfolgt. Allerdings kann 
ich verſtehen, daß der damals amtierende Herr Präſident 
die Abſtimmung nicht vorgenommen hat; denn es war 
ja kein Wort des Präſidenten zu verſtehen. Ich folgere 
daraus, daß der Präſident die Abſtimmung aus dieſem 
Grunde nicht vorgenommen hat, weil er ſich ſagen mußte, 
daß die Verleſung doch nicht möglich war. Anders kann 
ich mir ſein Verhalten nicht erklären. Ich nehme an, 
daß der Präſident über den geſchäftsordnungsmäßigen 
Antrag hätte abſtimmen laffen, wenn die nötige Ruhe 
vorhanden geweſen wäre. Ob nun noch etwas an der 
Sache geändert werden kann, weiß ich nicht. Ich ver⸗ 
ſpreche mir davon auch nichts, wenn die Sache dem Ael⸗ 
teſtenausſchuß überwieſen wird. Ich habe die Auffaſſung, 
es hätte über den geſchäftsordnungsmäßigen Antrag ab⸗ 
geſtimmt werden müſſen, aber der Radau war zu groß. 
Nun hätte das geſchehen müſſen, was die Geſchäftsord⸗ 
nung vorſieht. Die Geſchäftsordnung ſagt, wenn der 
Präſident fih nicht Gehör verſchaffen kann, hat er den 
Hut aufzuſetzen und die Sitzung zu unterbrechen. Alſo 


der Präsident hätte entweder über den Antrag abſtimmen 


laſſen müſſen, oder wenn der Radau zu groß war, hätte 
er ſich den Hut aufſetzen müſſen. 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Mühe, 

Raube, Abgeordneter (K. P.): Wir haben damals 
unſeren geſchäftsordnungsmäßigen Antrag in Anlehnung 
an die Geſchäftsordnung ganz bewußt geſtellt. (Iſt 
eingereicht worden? rechts.) Es iſt 
Ihnen unangenehm, in die Materie einzuſteigen. Ich 
habe mich damals auf den § 70 der Geſchäftsordnung 
geſtützt, der ganz deutlich ſagt: Í 

Der Präsident muß die Fragen ſo ſtellen, daß 
Nie ſich mit „ja“ oder „nein“ beantworten laſſen. 
Die Frageſtellung im verneinenden Sinne ift nur 
bei der Gegenprobe zuläſſig. 

Unſeren Fraktionskollegen war die Materie nicht fo 
bekannt. (Zwiſchen rufe.) Vielleicht iſt es ſo. Da 
wir einen ganz beſtimmten Zweck damit verfolgten, ha⸗ 
ben wir die Frage ganz klar geſtellt, ſo daß der Präſi⸗ 


dent gezwungen war, die Zuſammenſtellung zu verleſen 


und die Frage in bejahender oder verneinender Form zu 


Im § 72 ſteht: 

Unmittelbar vor der Abſtimmung iſt auf An⸗ 
trag die Frage vorzuleſen. ; 
Dieſem Geſchäftsordnungsparagraphen iſt nicht Ge- 


hör verſchafft worden. Deshalb unſer heutiger Proteſt. 


ſtellen. 


Ich bin aber damit einverſtanden, daß die Angelegenheit 


im Aelteſten⸗Ausſchuß verhandelt wird. 
Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 

Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): M. D. u. H.! Ich 
bedauere, daß in die Materie eingeſtiegen und daß von 
den Rednern ſachliche Ausführungen gemacht wurden. 
Ich hätte es lieber geſehen, wenn die Sache nicht hier be⸗ 
handelt worden wäre. Von zwei Fraktionsrednern der 
linken Seite haben wir gehört, daß ſie einer anderen 
Auffaſſung ſind. Ich habe das Empfinden, als ob bei 
der vorgeſchrittenen Zeit, es war wohl ½12 Uhr, und 
bei der Erregung und Unruhe Mißverſtändniſſe vorge⸗ 
kommen find. Wir haben den Aelteſten⸗Ausſchuß, um 


dieſe Mißverftändniſſe zu beſeitigen. Was kommt Her- 
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aus, wenn wir jetzt abſtimmen? Es bleibt eine Verär⸗ 
gerung beim Präſidenten zurück, und die wollen wir nicht 
haben. Stimmen Sie meinem ⸗Wunſche zu und iber- 
weiſen Sie die ganze Angelegenheit dem Aelteſten-Aus⸗ 
ſchuß. Ich bin davon überzeugt, daß ſie dort beſtens ge⸗ 
regelt wird, und daß die ganze Geſchichte dann für das 
Plenum geregelt ift. Ich beantrage, den Aelteſten⸗Aus⸗ 
ſchuß mit dieſer Angelegenheit zu betrauen. = 
Vizepräſident Gehl: Wortmeldungen liegen nicht mehr 
vor, Vom Abg. Rahn iſt der Antrag geſtellt worden, 
diefe Angelegenheit dem Aelteſten⸗Ausſchuß zu überwei⸗ 
jen. Wir kommen zur Abſtimmung über dieſen Ge- 
ſchäftsordnungsantrag des Abg. Rahn. Ich bitte die 
Damen und Herren, die ihm zuſtimmen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehr- 
heit, der Antrag Rahn iſt abgelehnt. Der Abſatz 1 des 
§ 50 unſerer Geſchäftsordnung lautet: H 
Der Präſident eröffnet, leitet und ſchließt die 
Sitzung. Eine Erörterung über Recht und Zweck⸗ 
mäßigkeit ſeiner Anordnungen kann er entweder 
ſofort zulaſſen oder auf die nächſte Sitzung ver- 
ſchieben. ; = 
Die Erörterung it zugelaſſen, fte hat ftattgefunden, 
Der Herr Abg. Raube hat eine Erklärung abgegeben, die 
ins Stenogramm kommt. Ich weiß nicht, worüber wir 
jetzt obſtümmen ſollen, über dieſe Erklärung? Das kön⸗ 
nen wir doch gar nicht. Meines Erachtens ifi die Sache 
erledigt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Raube. De y 
Rande, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ich 
kann mich leider nicht den Ausführungen des Herrn 
Präſidenten anſchließen; denn in der Erklärung ſteht 
ganz deutlich, daß wir gegen die Schlußabſtimmung 
über das Wohnungsbaugeſetz pmoteftieren. Ich ſtelle jetzt 
den Antrag, daß über das Wohnungsbaugeſetz in der 
Schlußabſtimmung noch einmal abgeſtimmt wird. 
Vizepräſident Gehl: Darüber kann ich jetzt nicht ab⸗ 
ſtimmen laſſen, da das nicht auf der Tagesordnung 
ſteht. (Das ift nicht möglich! rechts.) Herr Abg. 
Raube über Erklärungen können wir nicht abſtimmen 


laſſen. Wenn Sie zehnmal in Erklärungen proteſtieren, 
f : ð 


können wir doch nicht darüber abſtinmmen. Dazu muß 
ein Antrag geſtellt werden. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (PD. Nat.): Eine Ab- 
ſtimmung iſt tatſächlich nicht möglich. Wir können auch 
nicht beſchließen, eine Schlußabſtimmung zu wiederholen, 
Was für eine Bedeutung eine ſolche Erklärung hat, iſt 
nicht mehr Sache des Volkstages, ſondern der Inſtanzen, 
die das Geſetz auszuführen haben. ' 

Vizepräſident Gehl: Ich bin der Anſicht, daß die 
Sache jetzt erledigt ift. Herr Raube hat folgenden An⸗ 
trag eingebracht: ; d . 

Wir beantragen, die Schlußabſtimmung über das 
Wohnungsbaugeſetz zu wiederholen. 
„„Raube u. d. übr. Mgl. d. Komm. Fr. l 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Rahn. f ; i 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Der Antrag der 
kommuniſtiſchen Fraktion, die Schlußabſtimmung über 
das Wohnungsbaugeſetz zu wiederholen, iſt nach unſerer 
Verfaſſung und nach der Geſchäftsordnung nicht möglich. 
(Sehr richtig! rechts.) Wenn eine Schlußabſtimmung 
hier im Hauſe ſtattgefunden hat und das Protokoll be⸗ 
ſagt, daß das Geſetz mit Stimmenmehrheit verabſchiedet 
iſt, dann iſt es für uns erledigt. Ebenſo iſt es für den 
Senat erledigt, wenn er ihm zuſtimmt. Es muß auch 
für jeden Richter erledigt ſein. (Abg. Dr. Kamnitzer: 
Nein! — Abg. Raube: Wir zweifeln die Abſtimmung 
an, weil Lärm im Hauſe war.) Herr Abg. Raube, 
anzweifeln können Sie, das iſt Ihr gutes Recht, aber 
es wird damit nichts erreicht. (Abg. Raube: Dann 
werden wir ein Mißtrauensvotum für den Präſidenten 
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einbringen!) Wenn ein Parlament Beſchlüſſe faßt ein ſchönes Theaterſtück. Ich möchte noch feſtſtellen, daß i! 
und eine Mehrheit im Parlament vorhanden ift, jo ilt jetzt verſucht wird, die Sache auf ein anderes Gleis zu 
die einfachſte Löſung, dem Präsidenten das Mißtrauen ſchieben. Der Proteſt des Abg. Raube bezog ſich darauf, | 
auszuſprechen. Dann geht er von ſeinem Amt, wenn er daß der amtierende Präſident nicht über einen geſchäfts⸗ 1 


ſich nicht für ein Jahr gewählt betrachtet, wie es unſere 
Geſchäftsordnung vorſchreibt. Ich glaube aber, der Prä⸗ 
ſident wird, wenn ihm ein Mißtrauen ausgeſtellt wird, 
gern gehen. Das iſt aber eine Frage der Majorität 
dieſes Hauſes. Wenn Herr Abg. Raube glaubt, dieſe 
Majorität zu haben, können wir in der nächſten Sitzung 
über einen ſolchen Antrag abſtimmen. 
Ich ſehe aber nicht ein, was für einen Sinn weiteres 
Proteſtieren hat. Ich will um 7 Uhr ins Theater gehen. 
(Allgemeine Heiterkeit. — Abg. Roube: Wir haben hier 
genug Theater!) Wenn geſtern die Herren Präſiden⸗ 
ten zur Einweihung der Danziger Stadtmauer anläßlich 
des 800- oder 900jährigen Jahrestages um 7 Uhr weg- 
gingen, kann ich das heute auch tun. Ich ſehe nicht, daß 
aus der Sache etwas Praktiſches herauskommt. 
Vizepräſident Gehl: Ich möchte dahin entſcheiden, 
daß ich dieſen Antrag über ein beſchloſſenes Geſetz nicht 
zur Abſtimmung bringen kann. Der Antrag iſt vollſtän⸗ 
dig erledigt. Sie können, wenn Sie gegen den Herrn 
Präſidenten vorgehen wollen, einen Antrag ſtellen oder 
müſſen ein anderes Geſetz einbringen. In dieſer Sitzung 


ift die Behandlung des Antrages unmöglich. Zur Ge- 


ſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): Nachdem die Mer 
nung vorherrſcht, daß die Angelegenheit auf gütlichem 
Wege im Aelteſten ⸗Ausſchuß geregelt werden kann, be- 
halten wir uns jegliche Schritte gegenüber dem erſten 
Herrn Präſidenten vor, weil Sie es wünſchen, meine 
Herren. Wir laſſen uns von Ihnen nicht vergewaltigen, 
unverſchämtes Packzeug! 

Vizepräſident Gehl: Herr Abg. Raube, ich muß Ihnen 
einen Ordnungsruf erteilen. Packzeug befindet ſich hier 
nicht im Hauſe. Das Wort hat der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich habe nicht das 
Bedürfnis ins Theater zu gehen, man erlebt hier auch 


AT 
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Abg. Spill will jetzt die 


ordnungsmäßigen Antrag hat abſtimmen laſſen. (Abg. 
Raube: Lejen Sie die Erklärung durch!) Sie haben 
ausdrücklich erklärt, Sie hätten den Antrag geſtellt ge⸗ 
habt, die Neuzuſammenſtellung der Geſetzesvorlage zu 
verleſen. Darüber hat der Präſident nicht abſtimmen 
laſſen. Das war ein geſchäftsordnungsmäßiger Antrag, 
über den hätte abgeſtimmt werden müſſen. Keineswegs 
kann aber daraus gefolgert werden, daß jetzt noch ein⸗ 
mal eine Schlußabſtimmung über ein erledigtes Geſetz 
vorgenommen werden ſolle. Wenn ich ſagte, daß man 
hier mitunter ein Theaterſtück erleben kann, ſo fällt das 
auch darunter. Ich gebe die Erklärung ab, daß die Sache 
für meine Fraktion hiermit erledigt iſt. (Bravo.) 

Vizepräſtdent Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raube. (Unruhe.) 

Raube, Abgeordneter (K. P.): Ich glaube, Herr 
Angelegenheit verſchieben. In 
unſerer Erklärung ſteht das, was er zuerſt ausführte. 
Der Schlußſatz lautet: „Wir proteſtieren deswegen gegen. 
die Schlußabſtimmung über das Wohnungsbaugeſetz, weil 
ein ruheſtörender Lärm im Hauſe war.“ (Den haben 
Sie ja gemacht! rechts.) 

Vizepräſident Gehl: Die Angelegenheit iſt erledigt. 
Ich ſchlage dem Haufe vor, die nüchſte Sitzung am Mitt- 
woch, den 1. April, 3 Uhr 30 Minuten abzuhalten. 
(Abg. Raſchke: Alle Narrenkappen aufſetzen, beſonders 
die rechte Seite!) 
über den Ausgleich der Geldentwertung und die Anträge, 
die heute noch genannt wurden. Außerdem erbitte ich 
die Genehmigung für den Herrn Präſidenten, weitere 
Punkte auf die Tagesordnung zu ſetzen. Das Haus ift 
mit meinem Vorſchlage einverſtanden. 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 10 Minuten.) 


Tagesordnung: Der Geſetzentwurf 
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Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ausgleich 
der Geldentwertung. — Fortſetzung — Druckſache 
Nr. 1207 zu Nr. 366 
Raſchke (K. P.) 


Dr. Sahm, Präſident des Senats 
Neubauer (Z. 

Dr. Bumke (D. Nat.) 
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Dr. Kamnitzer (S. P. D. e 
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Hohnfeldt (D. Soz.) 
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Abänderungsantrag des Abg, Raſchke und Fraktion zu 
§ 1 (Druckſache Nr. 1231) ; 
Abänderungsantrag des Abg. Dr. Neumann und Frat- 
tion zu § 3 (Druckſache Nr. 1260) . 
Abänderungsantrag des Abg. Herrmann und Fraktion 
zu § 3 (Druckſache Nr. 1235) 
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Abänderungsantrag des Mba. Dr Kamnitzer und Frat- 


tion zu § 3 (Druckſache Nr. 1250) .. 
Abänderungsantrag der Abg. Philipſen, Doerkſen, 
Neubauer und Fraktionen zu § 3 (Druckſache 
Nr. 1285) 
Abänderungsantrag des Abe. Schwegmann und Frat- 
‚tion zu $ 4 (Druckſache Nr. 1236) 5 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 55 Minuten durch den Vize⸗ 
präſidenten Gehl eröffnet. RKI p- 


(0) 


Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. Sahm; 


Oberregierungsrat Behrend; Regierungsrat Hintz. 
Vizepräſident Gehl: M. D. u. H.! Ich eröffne die 
Sitzung. Vor einigen Wochen hatte ich die wenig an⸗ 
genehme Aufgabe zu erfüllen, dem hohen Hauſe von einem 
entſetzlichen Grubenunglück auf Zeche Miniſter Stein bei 
Dortmund Mitteilung zu machen. Kaum ſind die Toten 
beſtattet und ſchon wieder bin ich in der unangenehmen 
Lage, mitzuteilen (Das Haus erhebt ſich.), daß jenſeits der 
deutſchen Grenze auf Zeche „Reumeaou“ in Frankreich 
zahlreiche Todesopfer zu beklagen ſind. Die Zeitungen be⸗ 
richten von 53 Toten und vielen Schwerverletzten. 
Weiter ſind geſtern beim Überſchreiten einer Ponton⸗ 


brücke über die Oberweſer bei Detmold viele Reichswehr⸗ 


ſoldaten durch Einſturz der Brücke ertrunken. Tief bis ins 
Innerſte erſchüttert über ſo viele Todesopfer, fühlen wir 
den großen Schmerz der Angehörigen über dieſen ſchweren 
Verluſt. Ich darf den beteiligten Parlamenten im Namen 
des Volkstages ſein aufrichtigſtes Beileid ausſprechen. Ich 
ſtelle feſt, daß ſich das Haus zu Ehren der Verunglückten 
erhoben hat. : 

Neu eingegangen ift: 1. ein Geſetz zur Abänderung 
des Branntweinſteuergeſetzes; 2. ein Geſetz zur Abänderung 
des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge, Urantrag des Abg. 
Kloßowſki und Fraktion; 3. Antrag Kloßowſki und Fral- 
tion auf Maßnahmen zur Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit; 
4. Antrag Kloßowſki und Fraktion betr. Verteilung der 
für die Erwerbsloſen bereitgeſtellten Summe von 300 000 
Gulden. Druck und Verteilung iſt veranlaßt. Auf Antrag 
der Antragſteller ſoll im Einvernehmen mit dem Alteſten⸗ 
ausſchuß Punkt 5 der heutigen Tagesordnung abgeſetzt 


werden. Widerſpruch höre ich nicht. Das Wort zur Ge⸗ 


ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Ich be- 
antrage, daß das hohe Haus zuſtimmt, daß die Druckſachen 
Nr. 1279, 1280 und 1281 heute auf die Tagesordnung ge⸗ 
ſetzt werden und zur Verhandlung kommen. Die Druck⸗ 
ſachen ſind den Herren Abgeordneten zugegangen. Sie 


wiſſen, um was es ſich handelt. Dieſe Vorlagen bezwecken, 


die Not der Arbeitsloſen zu mildern. Ich glaube, wir ſind 
es den Arbeitsloſen ſchuldig, daß dieſe Sachen noch vor den 
Ferien zur Erledigung kommen. 

Vizepräſident Gehl: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Bumke. 

Dr. Bunte, Abgeordneter (D. Nat.): Auch wir er- 
kennen durchaus an, daß das Geſetz über die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge abänderungsbedürftig ſein mag. Wir planen 
ſelber, bei einer kommenden Abänderung Anträge zum Ge⸗ 
ſetz zu ſtellen; aber die Angelegenheit hier jetzt in dieſer 
beſchleunigten Form zu erledigen, ſind wir nicht bereit. 
Die Sache muß eingehend durchberaten werden. Die Frak⸗ 
tion hat zu der Sache überhaupt noch nicht Stellung ge⸗ 
nommen, da wir heute erſt die Druckſachen bekommen haben. 
Wir müſſen uns mit dem Senat in Verbindung ſetzen, um 
über die finanziellen Auswirkungen Aufſchluß zu bekommen, 
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(Dr. Bumke, Abgeordneter. 
da wir als Regierungspartei ſelbſtverſtändlich ſo viel Ver⸗ 
antwortungsgefühl beſitzen, um uns zunächſt davon zu über⸗ 
zeugen, welche finanziellen Auswirkungen dieſe Vorlage für 
den Staat hat. Deshalb iſt es uns nicht möglich, der Be⸗ 
ſchlußfaſſung am heutigen Tage zuzuſtimmen. Ich wider⸗ 
ſpreche namens meiner Fraktion, daß die Sache heute auf 
die Tagesordnung kommt. 

Vizepräſident Gehl: Nach § 47 unſerer Geſchäftsord⸗ 
nung genügt der Widerſpruch eines einzigen Abgeordneten, 


um den Antrag Kloßowſki und Fraktion nicht auf die 


Tagesordnung kommen zu laſſen. Ich rufe deshalb auf 

Punkt 1 der Tagesordnung: . 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 

Ausgleich der Geldentwertung. 
Druchſache Nr. 1207 zu Nr. 366. Wir kommen zur Fort⸗ 
ſetzung der Beratung über $ 1. Das Wort hat der Herr 
Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Der Be- 
richterſtatter hat in ſeinem Bericht erklärt, daß ſich alle 
Parteien im Ausſchuß mit der Aufwertungsfrage befaßt 
hätten, nur nicht die Kommuniſten. Wir erklären, daß wir 
den Aufwertungsſchwindel abſolut nicht mitmachen können, 
weil bei dieſer Aufwertung die bürgerlich⸗kapitaliſtiſchen 
Parteien denen, die etwas von der Aufwertung erhalten 
ollen, wieder ſchöne Worte machen und weiter nichts. Die 
arteien, die heute ſo für Aufwertung ſind und glauben, 
den Enteigneten etwas geben zu müſſen, ſind es gerade 
geweſen, die dieſe Enteignung herbeigeführt haben. Gerade 
dieſe Parteien haben ſich immer wieder und wieder auf 


Koſten der Bevölkerung ſozuſagen geſundgeſtoßen. (Sehr 
richtig! links. Heiterkeit rechts.) Ich erinnere an die 


Kriegsrüſtungen vor dem Kriege. Wer ſind die Nutznießer 
geweſen? (Das ganze Volk! rechts.) Wer hat das Geld 
eingeſteckt und von wem mußte es aufgebracht werden? Ja⸗ 
wohl, Herr Senftleben, das ganze Volk hat das Geld auf⸗ 
gebracht. (Abg. Senftleben: Und wie iſt es in Rußland?) 
Ein ganz kleiner Teil des Volkes iſt der Nutznießer dieſes 
Geldes geweſen. Nicht nur vor dem Kriege, ſondern auch 
während des Krieges hat man ſich nicht geſcheut, den kleinen 


Leuten alles zu nehmen, um ſich ſelbſt die Taſchen zu füllen. 


Wir wiſſen, daß dem Kapitalismus in Danzig, in Deutſch⸗ 
land und wo es auch ſei alle Maßnahmen recht ſind. Ihm 
kommt es nicht darauf an, das Elend des Volkes irgendwie 
zu beheben, ſondern ihm iſt es darum zu tun, daß er bei 
der ganzen Sache gut ausgeht, daß ſeine Intereſſen in aller⸗ 
erſter Linie vertreten werden. In Deutſchland war es Herr 
Helfferich, der während des Krieges mit der Pumppwirtſchaft 
anfing. Auf Grund dieſer Pumpwirtſchaft hat Herr Helffe⸗ 
rich die Inflation herbeigeführt. (Längſt widerlegt! rechts) 
Weil die ganzen Kriegslaſten durch diefe Pumpwirtſchaft 
aufgebracht werden mußten, mußte unbedingt die Inflation 
eintreten. (Wer hat ſie in Rußland gemacht? rechts.) Ach, 
reden Sie nicht von Rußland. Sie verſtehen von Rußland 
ſo viel, wie der Ochs vom Kalben. (Zuſtimmung bei den 
Kommuniſten. Heiterkeit.) Wir wiſſen alſo, daß die bürger⸗ 
lichen und die kapitaliſtiſchen Parteien, wenn ſie heute mit 
der Aufwertung kommen, nur wieder ihre Raubtiernatur 
verdecken wollen. Sie wollen der großen Maſſe, den Ent⸗ 
eigneten zeigen: „Seht einmal, wir ſind nicht ſo ſchlimm, 
wie wir hingeſtellt werden, jetzt ſollt ihr etwas bekommen!“ 
Es iſt ſonderbar, daß man hier nicht wieder erklärt, viel⸗ 
leicht geht man noch dazu über, daß die Kommuniſten ſchuld 
ſind, daß die Aufwertung nicht Geſetz werden kann. Wir 
de des Kleinbeſitzes enteignet find, 

jo find fte es auf Koſten der Induſtriellen und Agrarier. 
Sie ſind es, die die Enteignung herbeigeführt haben, und 
dieſe Leute 5 auch das Geld wieder aufbringen, das 
notwendig ift, um dieje Armen der Armſten zu entſchädigen. 
Das wird aber mit dieſem Geſetz abſolut nicht erreicht. 
Wenn wir eine generelle Aufwertung herbeiführen 
wollen, ſo werden die, die ihrer am dringendſten bedürfen, 
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am ſchlechteſten dabei wegkommen, während die anderen 
Kreiſe, die ſich heute ſchon wieder die Taſchen gefüllt haben, 
beſſer dabei wegkommen werden. Wir ſagen, wenn Sie 
aufwerten wollen, dann ſollen die bekommen, die bedürftig 
ſind, die nichts zu beißen und zu nagen haben, und die heute 
nicht mehr in der Lage ſind zu arbeiten, die ſich ihre Exiſtenz 
noch nicht ſelbſt aufbauen können. Ich denke da insbeſondere 
an die Mündel. Wir wiſſen, daß die Entwertung durch den 
Krieg entſtanden iſt. Wir wiſſen, daß die bürgerlichen Par⸗ 
teien den Sparern alles Gute und Schöne vorerzählt haben, 
damit ſie ihr Geld dem Vaterlande gaben. Diese Leute 
waren patriotiſch genug und gaben ihr Geld hin. Die⸗ 


jenigen, die es genommen haben, haben ein gutes Leben 


geführt und ſich nach dem Kriege eine Exiſtenz begründet. 
Darum ſollen ſie es auch ſein, die heute die Schuld abzutra⸗ 
gen haben. Abgeſehen davon, iſt das Geſetz ſo geſtaltet, 
daß diejenigen, die auf Grund der Inflation reich geworden 
ſind, von dieſem Geſetz überhaupt nicht getroffen werden. 
Im Gegenteil, hier werden auch wieder die Arbeiter, die 
kleinen Beamten und die Angeſtellten die Leidtragenden 
ſein. Wir haben ja in voriger Woche hier Gelegenheit ge⸗ 
habt, auf dieſes Geſetz anzuſpielen. Ich erinnere an das 
Wohnungsbaugeſetz. Das Wohnungsbaugeſetz ſieht, wenn 
auch nicht direkt, ſo doch indirekt vor, daß die Hypotheken 
von den Mietern aufgebracht werden. Die Mieten werden 
ſicher in allernächſter Zeit infolge dieſes Geſetzes noch um 
30 Prozent erhöht werden; denn wenn heute die Hauswirte 
erklären, daß ſie abſolut nichts an ihren Häuſern machen 
können, da ſie kein Geld dazu haben, ſo werden ſie bei der 


nächſten Gelegenheit auch erzählen, daß ſie keine Hypotheken 


abtragen können, die Mieten müßten erhöht werden. Wir 
wiſſen auch weiter, daß wenn die Sparkaſſen aufwerten 
jolen, dann die Neuſparer zu dieſen Laſten herangezogen 
werden. Nicht nur dieſe allein werden es ſein, ſondern in 
großem Maße auch die Wirtſchaft ſelbſt. Wir verſtehen 
unter Wirtſchaft die Kreiſe, die arbeiten und die die Pro⸗ 
dukte ſchaffen. Darum ſagen wir auch in dieſem Fall, daß 
die Arbeiter und Angeſtellten wieder die Leidtragenden 
ſein werden. 

Wie auf der einen Seite in der Inflation gewirt⸗ 
ſchaftet wurde und wie man Gelegenheit hatte, wieder reich 
zu werden, möchte ich an zwei Beiſpielen zu erläutern ver⸗ 
ſuchen. Es ift jedem befannt, daß während des Krieges 
und auch nach dem Kriege Steuern für die beſitzende Klaſſe 
vorgeſehen waren. Wir wiſſen, daß dieſe Steuern erſt dann 
abgetragen wurden, als das Geld keinen Wert mehr hatte. 
Wir wiſſen weiter, daß die Umſatzſteuer und die Lohnſteuer 
immer erſt in die Hände des Staates kamen, wenn man 
für dieſe Summen überhaupt nichts mehr kaufen konnte. 
Die Herren, die das Geld eingezogen haben, die Indu⸗ 
ſtriellen und alle anderen, die befugt waren, dieje Steuern 
einzutreiben, haben mit ihnen erſt ihre glänzenden Ge⸗ 
ſchäfte gemacht. Erſt wenn das Geld keinen Wert mehr 
hatte, bekam es der Staat. Der konnte ſehen, wie er damit 
fertig wurde. Daß der Staat auf Grund dieſer Einſtellung 
völlig bankerott geworden ift, müßte jedem klar ſein. Daß 
der Staat jetzt nicht in der Lage iſt, die Aufwertungskoſten 
aufzubringen, iſt uns auch klar. Wir wiſſen aber, daß der 
Staat und die Regierung mit den Kreiſen zuſammengehen, 
die ganz frivol erklären: „Ja, die Mittel müſſen eben die 
Arbeiter, die Beamten und Angeſtellten aufbringen.“ Daß 
dieſe Herren ſich an den Geldern bereichert haben, hat nicht 
die Kommuniſtiſche Partei oder eine kommuniſtiſche Zeitung 


zutage gefördert, ſondern eine wiſſenſchaftliche Berechnung 
in der Finanzpreſſe hat folgendes Bild ergeben: Wenn ein 


Spekulant ſich am 15. November 1918 1000 Reichsmark 


von der Reichsbank geborgt hat und ſie nach einem Viertel⸗ 


jahr wieder zurück gibt, und dieſes wiederholt ſich alle 
Vierteljahr bis 1924, dann hat er nicht weniger als 6400 
Reichsmark bei je 1000 Mark verdient. Diejenigen, die 
ganz ſchlau waren, und daß diefe Herren nicht die Dümm⸗ 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 

ſten waren, weiß man ja, haben, wenn ſie den Kurs richtig 
auszunutzen wußten, nicht nur 6400 Goldmark, ſondern 
8400 Goldmark verdient. Daß die Reichsbank in dieſer 
Beziehung ſehr leichtſinnig geweſen ift, dürfte Ihnen be- 
kannt ſein. Die Herren haben ſich Millionen gepumpt und 
nachher mit entwertetem Gelde zurückgezahlt. (Abg. Evert: 
Daher die neuen Pleiten!) Wenn heute neue Pleiten ein⸗ 
getreten ſind, ſo iſt das mit Ihre Schuld. Sie ſind ja daran 
beteiligt. Es iſt inſofern Ihre Schuld, als Sie die Infla⸗ 
tion mit verſchuldet haben. (Abg. Evert: Sie kommen ins 
Panoptikum!) Mit der Steuer und mit dem Kriege haben 


Sie die heutige Wirtſchaftsweiſe verſchuldet. Es iſt gut, 


daß auch Sie etwas davon zu riechen bekommen und nicht 
nur die Arbeiter. Ich wundere mich, daß Sie ſo warm 
für das Unternehmertum eintreten, da Sie immer vorgeben, 
Arbeitervertreter zu ſein. Ich ſage, dieſe Kreiſe haben es 
verſtanden, ſich die Taſchen zu füllen, während die anderen 
hungern mußten und ſozuſagen zugrundegegangen ſind. In 
Jena ſind alte Profeſſoren mit dem Henkeltopf gegangen, 
um für 10 Pfennig ein Mittageſſen zu bekommen. Herr 


Doerkſen, Sie find gut über die Zeit hinweggekommen, Sie 


— 


können heute lachen. Aber die Leute, die ein halbes Jahr⸗ 
hundert für den Staat gearbeitet, ſich für die Intereſſen 
des Staates aufgeopfert haben, mußten in der Inflations⸗ 
zeit mit einem Henkeltopf gehen, um ſich ihr Mittageſſen zu 
holen. Ich erinnere weiter an die Verarmung der ſozial⸗ 
politiſchen Inſtitute. Die Krankenkaſſen, die Verſicherungs⸗ 
anſtalten, alle ſind ſie die Opfer der Inflation geworden, 
die Sie herbeigeführt haben. ; 
M. H., wäre es dann möglich, daß ſich heute ein Inva⸗ 
lide mit 19,50 Gulden zufrieden geben muß, während er 
vor dem Kriege 60 Goldmark bekommen hat! (Abg. Habel: 
10 Mark hat er bekommen!) Sie meinen vielleicht die, die 
zwei Jahre geklebt hatten. Die Invaliden, die ihre Karten 
30 und 40 Jahre geklebt hatten, haben 60 Reichsmark 
Unterſtützung bekommen. (Zuruf rechts.) Bei Ihnen iſt 
alles ausgeſchloſſen, das wiſſen wir ja. Ebenſo verhält es 
jih mit den Krankenkaſſen. Die Krankenkaſſen haben ihr 
ganzes Vermögen hergeben müſſen. Heute müſſen die 
Arbeiter, um neues Vermögen heranzuſchaffen, ganz unz 
geheure Beiträge zahlen. (Die Arbeitgeber nicht? rechts.) 
Das eine Drittel bringen ſie ja gar nicht auf, ſie wälzen 
das ja alles wieder auf die Konſumenten ab. Glauben Sie 
etwa, noch erzählen zu können, daß Sie die Laſten, die 
Ihnen auferlegt ſind, ſelbſt tragen? Wir wiſſen, daß die 
Laſten, die Ihnen auferlegt werden, immer und immer 
wieder auf die breite Maſſe abgewälzt werden. Wenn Sie 
die Laſten tragen müßten, die Ihnen auferlegt ſind, wären 
Sie ſchon bankerott, und wir hätten ſchon eine neue Revolu⸗ 
tion. Aber man kann im Gegenteil feſtſtellen, daß es Ihnen 
ſehr gut geht. Sie kennen noch nicht das Elend der Arbeits⸗ 
loſen. Sie kennen noch keinen Hunger. Sie haben im Leben 
noch nicht Margarine gegeſſen, nicht einmal ſo viel geſehen, 
wie heute der Arbeiter⸗ und der Mittelſtand eſſen müſſen. 
(Zuruf beim Zentrum.) Es ſteht mir nicht, über mich ſelbſt 


zu ſprechen, und ob ich ſchon Margarine gegeſſen habe, dar⸗ 


auf kommt es nicht an. Soviel ſteht feſt, daß Sie noch keine, 
glaube ich, gerochen haben. Das ſtimmt ſicher. (Abg. Kla⸗ 
witter: Sie können bei mir Schule machen! — Zuruf des 
Abg. Liſchnewfki.) 

Dafür, wie die Hypotheken abgetragen ſind, haben wir 
auch Beiſpiele. Vor dem Kriege ſind Hypotheken in tau⸗ 
ſenden von blanken goldenen Zwanzigmarkſtücken eingezahlt 
worden. In der Inflation wurden dieſe ganzen Hypotheken 
mit einem Goldſtück abgezahlt. Ein ganzes Goldſtück hat 
man für tauſend Goldſtücke gezahlt, die vor dem Kriege 
in vollem Werte eingezahlt worden ſind! 6000 Mark Hypo⸗ 
thekenſchulden ſind mit einem Viertelpfund Butter abgezahlt 
worden, während man im Frieden dafür zwanzig Zentner 
kaufen konnte. So, m. H., ſind die Verhältniſſe. Die Leute 
ſollen heute alle leer ausgehen. Wenn Sie ſagen, die, die 


bezahlen ſollen, haben auch nichts, ſo mag das zutreffen. 
Aber diejenigen, die etwas haben, ſollen herangeholt 
werden. Wir haben Ihnen Gelegenheit gegeben, Gelder 
herbeizuſchaffen. Ich erinnere an unſere Anträge zum Ver⸗ 
mögens⸗ und Erbſchaftsſteuergeſetz, leider konnten Sie ſich 
nicht damit befreunden, leider auch nicht die Sozialdemo⸗ 
kratie. Sie hielt es nicht für nötig, dieſe Anträge irgendwie 
zu unterſtützen. Im Gegenteil, die Sozialdemokratie tritt 
heute auch dafür ein, daß die Aufwertung ſtattfindet und 
daß dieſe Koſten wieder auf die breite Maſſe abgewälzt 
werden. 

Wir ſagen alſo, den Aufwertungsſchwindel können wir 
nicht mitmachen. Wir verlangen Enteignung derjenigen, 
die Geld im Überfluß haben, die im Gelde ſchwimmen, und 
die die Not noch lange nicht gekannt haben. Von dieſem 
Gelde ift in alleverſter Linie denjenigen zu geben, die in- 
folge ihres Alters nicht mehr in der Lage ſind, zu arbeiten. 
Unſer Antrag liegt vor und will, daß die Kranken und 
Arbeitsunfähigen, die das 55. Lebensjahr überſchritten 
haben, eine Rente bis zu ihrem Tode bekommen. (Abg. 
Evert: Schade, daß dieſe Rede nicht im Werftſpeiſehaus 
gehalten wurde!) Wir verlangen weiter, daß diejenigen, 
die noch in der Berufsausbildung begriffen ſind oder ſie 
vor ſich haben, von Staats wegen unterſtützt werden, damit 
ſie ſich eine Exiſtenz gründen können. Dieſe Mittel können 
einmal durch die Erbſchaftsſteuer und dann durch die Ver⸗ 
mögensſteuer aufgebracht werden. Sie können weiter durch 
Heranziehung der Kriegsgewinnler aufgebracht werden, die 
ſich durch die Inflation bereichert haben, die die Inflation 
ausnutzten und dadurch Reichtum auf Reichtum häuften. 
(Zuruf.) Fragen Sie nicht, wo dieſe Leute ſind, Sie wiſſen 
das genau. (Sehr richtig!) In Ihren Reihen ſitzen die 
Leute. (In Danzig gibt es keine! rechts.) Herr Schede, 
woher ſtammen die Gelder, die die Banken zu ihren Aus⸗ 
bauten benutzt haben? Sind dies nicht auch Gelder der 
armen, entrechteten Leute? (Sie haben davon keine 
Ahnung! rechts.) Das müſſen Sie ja wiſſen. Wenn wir 
auch in dieſer Beziehung dumm ſind, ſo wiſſen wir doch, 
daß die Grundſtücke der Banken heute einen weit größeren 
Wert als während des Krieges und kurz nach dem Kriege 
repräſentieren. Erſt nach dem Kriege wurden die Banken 
ſo ſchön ausgebaut. Nach dem Kriege, als die Inflation 
einſetzte, war es den Banken und einzelnen Beſitzern mög⸗ 
lich, ihre Häuſer in Ordnung zu bringen und ſich neue 
Häuſer zu ſchaffen. (Zuruf des Abg. Schede.) Wenn Sie 
das ganze Geld aus dem Reiche herausſchleppen, dann iſt 
es allerdings möglich, daß der Wertbeſtand zurückgegangen 
iſt. Aber ſoviel ſteht doch feſt, daß ſich große Geldwerte 
noch immer in einzelnen Händen befinden. Wir ſehen gar 
nicht ein, daß ſich dieſe Leute mit ihrem Gelde herumplagen 
ſollen. (Lachen vechts.) Geben Sie es ab, dann brauchen 
Sie ſich nicht mehr damit zu quälen. Sie können damit 
noch ein gutes Werk erfüllen. Wenn Sie heute alle Armen 
von dem vorhandenen Gelde unterſtützten, brauchten wir 
nicht fo viele Arzte, nicht fo viele Gefängniſſe, nicht jo viele 
Richter, die dieſe Leute ins Gefängnis ſtecken, nicht ſo viele 
Krankenhäuſer, nicht ſo viele Siechenanſtalten. Wir könnten 
an allen dieſen Inſtitutionen ſehr viel Geld ſparen. Sie 


müſſen anfangen, das Geld abzugeben, das Ihnen ſo viel 


Sorge macht, mit dem Sie täglich und noch in der Nacht 


in Ihrem Geiſte arbeiten. Wirken Sie darauf hin, daß Ihre 


Kreiſe und Freunde dasſelbe tun, dann hätten wir Gelegen⸗ 
heit, die Wirtſchaft auch in einem ganz anderen Sinne auf⸗ 
zubauen. ; 


~ 


00 


(D) 


Hier jolen dem Wolfe von neuem Laſten auferlegt 


werden. Hier ſoll das Volk von neuem ſozuſagen auf die 


Knie gezwungen werden. Soviel ſteht feſt, daß wir es in 


allernächſter Zeit erleben werden, daß infolge dieſes Geſetzes 


die Mieten wieder erhöht werden. Wir werden es erleben, 
daß die Wirtſchaft nicht vorwärts kommt, wenn das Auf⸗ 
wertungsgeſetz angenommen wird. Die Wirtſchaftskreiſe, 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 5 
die da glauben, mit der Aufwertung die Wirtſchaft wieder 
beleben zu können, werden ſich genau ſo irren, wie ſie ſich 
mit dem Wohnungsbaugeſetz irren. Sie haben hier erklärt, 
daß durch das Wohnungsbaugeſetz die Arbeitsloſigkeit ver⸗ 
ſchwinden werde. Wir wollen ein halbes Jahr warten, 
und dann werden wir ſehen, wer recht hat. Wir können 
dieſe Aufwertung nicht zulaſſen, weil ſie wieder auf Koſten 
der Beſitzloſen ſtattfinden wird. Wir ſagen: Schaffen Sie 
weiter ſolche Geſetze, ſie werden ſich auswirken, und die 
Arbeiter werden erkennen, wie ſie auf Grund dieſer Geſetze 
ausgebeutet werden. Sie werden ſich dieſe Ausbeutung nicht 
länger gefallen laſſen. Wenn Sie glauben, auf den Arbei⸗ 
tern herumreiten zu können, ſo ſage ich Ihnen, daß der 
Arbeiter in allernächſter Zeit den frechen Reiter herunter⸗ 
werfen wird. Er wird ihn nicht nur herunterwerfen, ſon⸗ 
dern mit den Füßen zermalmen. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) N 


Vizepräſident Gehl: Das Wort hat Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Nachdem hier am 
heutigen 1. April über geſtohlenes Fleiſch, Rindvieh und 
ähnliches genug geſprochen worden iſt, habe ich die Abſicht, 
mich wieder dem Thema des Tages zuzuwenden, nämlich 
dem Ausgleich der Geldentwertung. 

M. D. u. H.! Es iſt vor einigen Tagen angeregt 
worden, dieſe Angelegenheit in Danzig gegenwärtig noch 
nicht zu erledigen, ſondern in Anbetracht deſſen, daß jetzt 
im Deutſchen Reiche dem Reichstag ein neues Geſetz unter⸗ 
breitet iſt, den Danziger Entwurf zunächſt noch einmal an 
den Hauptausſchuß zurückzuverweiſen. Auf Vorſchlag des 
Herrn Abg. Schwegmann iſt dieſer Antrag des Her 
Dr. Neumann nicht zuſtandegekommen, oder Herr Dr. Neu⸗ 
mann hat vielmehr ſeinen Antrag zugunſten des Antrages 
Schwegmann zurückgezogen. Die Angelegenheit ſoll nun 
erledigt werden. Ich glaube auch, daß es ſehr notwendig 
iſt, daß die Angelegenheit endlich erledigt wird; denn die 
neuerdings in Deutſchland erfolgten Urteilsſprüche und die 
Anſichten über Aufwertung bei den hieſigen Gerichten 
machen es unbedingt notwendig, daß mit größter Beſchleu⸗ 
nigung auch hier ein Geſetz zuſtandekommt, welches den 
ganzen Fragenkomplex regelt. Das Geſetz, das jetzt im 
Reichstag eingebracht worden iſt, wird nach meinem Dafür⸗ 
halten und nach meiner Kenntnis der Einſtellung der ein⸗ 
zelnen Reichstagsparteien kaum vor Ende dieſes Jahres 
verabſchiedet werden. Hätten wir nicht die jetzt bevorſtehende 
Wahl des Reichspräſidenten, und hätten wir nicht die Ver⸗ 
ſprechungen der augenblicklich im Reiche am Ruder befind⸗ 
lichen deutſchnationalen Regierung, dann wäre das Aufwer⸗ 
tungsgeſetz in Deutſchland noch nicht herausgekommen. Da 
aber die Wahl vor der Tür ſteht — Sonntag hat die eine 
ſtattgefunden, am 26. April findet die zweite definitive Wahl 
des Reichspräſidenten ſtatt —, war es aus wahlagitato⸗ 
riſchen Gründen notwendig, das lang verſprochene Auf⸗ 
wertungsgeſetz im Reichstag einzubringen. Was bietet es? 
Gegenüber dem, was durch die Notverordnung gebracht 
worden war, ſo gut wie nichts. Man kann nicht behaupten, 
daß die zehnprozentige Mehraufwertung der Hypotheken 
unter all den Kautelen, die in dem gegenwärtigen Geſetz 
vorgeſehen ſind, wie weitere Hinausſchiebung des Morato⸗ 
riums um etwa zehn Jahre und die fünfzigprozentige Be⸗ 
leihungsgrenze bei Hypotheken, eine weſentliche Verbeſſe⸗ 
rung der Notverordnung darſtellt. Im übrigen kann ich die 
zweieinhalb⸗ bzw. fünfprozentige Aufwertung der Staats⸗ 
und Kommunalanleihen unter Berückſichtigung deſſen, daß 
ſie unverzinſt bleiben ſollen und nur den alten Zeichnern 
eine Prämie zuteil werden ſoll, nicht als etwas anſprechen, 
worauf fih die Reichstagsparteien einigen werden. Wenn 
das Geſetz bis Ende des Jahres zuſtandekommt, fo werden 
die Reichstagsparteien darüber ſehr glücklich ſein. Ich 
glaube aber, auf dieſes Geſetz werden ſich die Reichstags⸗ 
parteien überhaupt nicht einigen. Dann wird das Geſetz, 


Volkstag Danzig. — 103. Sitzung. Mittwoch, den 1. April 1925. 


da ſich niemand für die Anträge der Regierung begeiſtern 
wird, eines ſchönen Tages unter den Tiſch fallen, und es 
wird alles beim alten bleiben. Ein bekannter Danziger 
Anwalt hat ſich am heutigen Tage in einer Danziger Zei⸗ 
tung dahin ausgeſprochen, daß man hier in Danzig die 
Sache fo regeln ſollte, daß man einfach die Regierung er- 
mächtigt, die in Deutſchland beſtehenden oder heraus⸗ 
kommenden Geſetze für den Freiſtaat zu übernehmen. Es 
iſt eine bekannte Tatſache, daß die Juriſten in Danzig unſer 
Staatsgrundgeſetz nicht kennen. Es iſt verwunderlich, daß 


ein Herr, der ſonſt auf ſteuerlichem Gebiet außerordentlich. 


beſchlagen iſt, Juſtizrat Lewinſky, in einer Danziger Zei⸗ 
tung ſchrieb, daß eine Delegation des Verordnungsrechts 
mit Geſetzeskraft auf den Senat möglich iſt. Wenn er das 
Danziger Grundgeſetz kennte, müßte er wiſſen, daß 
die Geſetzgebung in der Hand des Volkstages und des 
Senats liegt, und daß wir nicht, wie im Reiche, einen 
Exekutivausſchuß des Volkstages als Regierung haben, 
ſondern daß in Danzig zwei Körperſchaften vorhanden ſind. 
Eine Delegation des Geſetzgebungsrechts durch den Volks⸗ 
tag auf den Senat würde eine Verfaſſungsänderung nötig 
machen, welche nach den ſattſam bekannten Erklärungen 
hier im Hauſe der Zuſtimmung des Völkerbundes bedarf. 
So geht die Geſchichte aljo nicht. Wir müſſen ein Geſetz 
hier verabſchieden. Da es wahrſcheinlich tft, daß die dent- 
ſchen Urteile eine Rückwirkung auf die hieſige Rechtſprechung 
haben werden, ſo iſt es angezeigt, das Geſetz hier mit 
größter Beſchleunigung zu erledigen. Wir haben hier be- 
reits Urteile zu verzeichnen, daß 75 und mehr Prozent auf⸗ 
gewertet worden ſind. Das iſt eine Maßnahme, die für die 
Wirtſchaft, um dieſen vulgären und viel mißbrauchten Aus⸗ 
druck anzuwenden, auf die Dauer unerträglich iſt. Man 
trägt ſich jetzt im Reiche in Juriſtenkreiſen ſchon ernſtlich 
mit dem Gedanken, ob nicht die Aufwertung über 100 Pro⸗ 
zent möglich iſt. Ein eigenartiger Zufall hat mir eine 
geſtrige Berliner Morgenzeitung in die Hände geſpielt, die 
ein Urteil des deutſchen Reichsgerichts bekanntgibt, in dem 
die Frage der über hundertprozentigen Aufwertung bejaht 
wird. (Zwiſchenruf.) Nein, es handelt ſich bei der all- 
gemeinen Frage auch um Nachkriegshypotheken. Dem 
Reichsgericht lag im beſonderen folgender Fall vor: Im 
Jahre 1920 oder 1921, als der Dollarkurs zirka 170 war, 
gab eine Firma einer Bank den Auftrag, 6000 Mark Aktien 
einer Porzellanfabrik zum Kurs von 2000 Prozent zu 
kaufen. Dem Kunden wurde von der Bank beſtätigt, daß 
der Auftrag ausgeführt wäre. Einige Tage ſpäter teilte 
die Bank mit, ſie hätte die Mitteilung irrtümlich gemacht, 
das Berliner Haus hätte den Börſenauftrag nicht aus- 
geführt. Nun ſtellte fich die kaufmänniſche Firma auf den 
Standpunkt: du haft mir die Ausführung des Börſen⸗ 
auftrages zum Kurſe von 2000 Prozent angezeigt; das 
Geſchäft iſt demnach in Ordnung. Ich ſtelle dir den Gegen⸗ 
wert für die Aktien auf der Baſis des heutigen Dollar⸗ 
kurſes zur Verfügung. Die Firma klagte beim Landgericht 
und bekam recht. Die Bank erhob Einſpruch beim Ober⸗ 
landesgericht und bekam unrecht. Sie legte Reviſton beim 
Reichsgericht ein. Dieſer Tage hat das Reichsgericht ent⸗ 
ſchieden, daß das Geſchäft zwar perfekt war, aber die Be⸗ 
zahlung auf Grund des damaligen Dollarkurſes wäre nicht 
in Ordnung, denn nicht der Dollarkurs ſei bei einem in⸗ 
ländiſchen Geſchäft zugrundezulegen, ſondern die Berech⸗ 
nung hätte nach einem Index, entweder dem Großhandels⸗ 
index, dem Aktienindex oder dem Kleinhandelsindex zu er⸗ 
folgen. Die Sache iſt an das Vorgericht zurückverwieſen 
worden, d. h., m. D. u. H., wenn das Gericht den Index 


au De 
der Zeit, als dieſes Geſchäft abgeſchloſſen wurde, gelten 
laſſen will, daß damals die inländiſche Kaufkraft gegenüber 
dem Dollarkurs eine mindeſtens mehrfach größere war. 
Wenn dieſer Index, der Großhandelsindex oder der Aktien⸗ 
index oder der amtliche Index zugrunde gelegt wird, ſo 
kommt eine Aufwertung von über 100 Prozent heraus. 
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(Rahn, Abgeordneter.) 


(A) Es iſt möglich, daß ſich die Danziger Gerichte eines ſchönen 


(B 
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Tages auf dieſes Urteil beziehen. Dies war in der Morgen⸗ 
ausgabe. Aber ein anderes Urteil iſt am gleichen Tage im 
„B. T.“ bekanntgegeben worden, und zwar in der Abend⸗ 
ausgabe. Da drehte es ſich um folgenden Fall. Ein Mann 
hat ſein Erbteil für einen Pveis verkauft, deſſen damaliger 
Goldgegenwert 30 Goldmark betrug. Das Grundſtück hat 
der Käufer 1924 zu dem Werte von 1450 Goldmark ver⸗ 
äußert. Daraufhin hat der urſprüngliche Verkäufer bei dem 
zuſtändigen Landgericht um die Genehmigung nachgeſucht, 
auf Grund des Armenvechtes klagen zu können. Das Land⸗ 
gericht hat dieſes Anſinnen mit der Begründung abgewieſen, 
die Klage wäre ausſichtslos. Das Kammergericht, dem die 
Beſchwerde über dieſe Abweiſung vorlag, hat dem Mann 
das Armenrecht aus § 119 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
zugebilligt. Das Kammergericht ſteht auf dem Standpunkt, 
wenn jemand eine Veräußerung vornimmt und über 
den wahren Wert ſeines Objektes nicht einen klaren Be⸗ 
griff hat, daß ihm dann, wenn er zu der Erkenntnis kommt, 
daß er einen Irrtum begangen hat, das Recht zuſteht, auf 
Nichtigkeit zu klagen. Der Kammergerichtsrat Dr. Sonn⸗ 
tag, einer der bekannten Vorkämpfer für die Aufwertung, 
hat dieſe Angelegenheit in der Nr. 152 des „B. T.“ vom 
31. März 1925, Handelszeitung, ausgiebig behandelt, jo daß 
ich es mir erſparen kann, die Urteilsgründe uſw. anzu⸗ 
führen. Aus der Tatſache, daß das Kammergericht jetzt an⸗ 
erkennt, daß der § 119 des Bürgerlichen Geſetzbuches, alfo 
der Srrtumsparagraph, der die Anfechtung während dreißig 
Jahren zuläßt, auch auf Rechtsgeſchäfte während der Infla⸗ 
tionszeit angewandt werden kann, iſt zu folgern, daß wenn 
die Gerichte ſich allgemein auf dieſen Standpunkt ſtellen, 
überhaupt über die in den letzten fünf oder ſechs Jahren 
getätigten Rechtsgeſchäfte eine Unklarheit und Rechts⸗ 
unſicherheit in das Wirtſchaftsleben hineingebracht wird, 
die gefährlich werden könnte. Wir kommen dann zu Zu⸗ 
ſtänden, die nach der franzöſiſchen Revolution 1793, auf die 
ich nachher zu ſprechen komme, bei den franzöſiſchen Aſſi⸗ 
gnaten dahin geführt haben, daß die ganze franzöſiſche Auf⸗ 
wertungsgeſetzgebung eines ſchönen Tages annulliert wurde, 
und daß in dem Code civil eine Beſtimmung aufgenommen 
wurde, wonach geſchloſſene Verträge in dem Zahlungs⸗ 
mittel zu erfüllen ſind, das jeweils geſetzliches Zahlungs⸗ 
mittel iſt. Sie werden aus dieſen beiden angeführten Ur⸗ 
teilen erſehen können, daß heute ſchon eine außerordentlich 
große Rechtsunſicherheit beſteht, und daß es höchſte Zeit iſt, 
die Frage der Aufwertung hier in Danzig geſetzlich zu 
regeln, und zwar ſo zu regeln, daß der Richtet möglichſt 
nicht mehr nach eigenem Ermeſſen oder auf Grund all⸗ 
gemeiner geſetzlicher Beſtimmungen zu entſcheiden hat — 
auf die Frage werde ich nachher auch noch eingehen —, 
ſondern daß für alle vorkommenden Fragen das Geſetz 
möglichſt haargenau Richtlinien angibt. Bei den eigen⸗ 
artigen Verhältniſſen auf dem hieſigen Grundſtücksmarkt 
möchte ich aber die Anwendung des § 119 BGB. unbedingt 
erhalten wiſſen. 

Nach dieſen einleitenden Worten, m. D. u. H., möchte 
ich zunächſt einiges über die Geſchichte der Geldentwertung 
und über die Geſchichte des Geldweſens überhaupt ſagen. 
Das älteſte bekannte Geſetz, das won Regulierungen, von 
Schuldverpflichtungen ſpricht, iſt das jüdiſche Gottesgeſetz, 
das in dem Jubeljahr alle 50 Jahre vorſchrieb, daß die in 
dem Beſitz des einzelnen befindlichen Ländereien zurück⸗ 
zugeben ſind, daß den Mägden und Knechten ihre Freiheit 
zurückzugeben ſei, und daß alle Schuldverpflichtungen von 
Geſetzes wegen niederzuſchlagen ſind. In der alten Griechen⸗ 
geſchichte vom ſechſten Jahrhundert vor Chriſti Geburt an, 
finden wir ebenfalls geſchichtliche Berichte über die Nieder⸗ 
ſchlagung von Schulden. Den Damen und Herren mit 
humaniſtiſcher Bildung wird ja bekannt ſein, daß die be⸗ 
rühmte Soloniſche Geſetzgebung von Zeit zu Zeit einfach 
Schuldverpflichtungen niederſchlug. So konnte es denn 


vorkommen, daß in der ſpäteren griechischen Geſchichte 


jedem Bürger in dem Bürgereid ein Verſprechen auferlegt 
wurde, keinen Landaufteilungen zuzuſtimmen und keine 
Schuldverpflichtungen niederzuſchlagen. Da bekanntlich 
Rom von den Griechen und Agyptern koloniſiert wurde, 
hat ſich das griechiſche Recht zunächſt in Rom eingebürgert. 
Auch in Rom finden wir bis zum ſechſten Jahrhundert 
nach Chrifti keinerlei geſchichtliche Aufzeichnungen über 
rechtliche Aufwertungsbeſtimmungen. (Abg. Arczynſki: 
Wie war es denn bei Moſes?) Ich ſprach vorhin vom jüdi⸗ 
ſchen Gottesgeſetz. Hier wurde neuerdings etwas von dem 
Ochſen und der Geometrie geſprochen. Ich bin nicht fo 
unhöflich, Abgeordnete mit Ochſen zu vergleichen, aber es 
wäre ganz gut, wenn die Abgeordneten beſonders von der 
linken Seite ſich mit dieſen Dingen etwas mehr beſchäftig⸗ 
ten. (Heiterkeit.) Bis zum ſechſten Jahrhundert nach Chriſti 
finden wir in der römiſchen Geſchichte keinerlei rechtliche 
Aufzeichnung über Aufwertungen. Auch bei den Römern, 
ſoweit wir durch die Geſchichte informiert ſind, war die 
Niederſchlagung von Forderungen ein ziemlich oft geübtes 
Recht und der Schrei nach der Vernichtung der Schuldbücher 
iſt in regelmäßigen Zeitperioden aufgetaucht. Zum erſten⸗ 
mal iſt etwa ein Fall um 50 vor Chriſti unter Julius 
Cäſar verzeichnet, daß nach einem Kriege ein Ausgleich 
dergeſtalt erfolgt iſt, daß der Schuldner dem Gläubiger 
für ſeine Schuld, die auf einem Grundſtück laſtete, nach⸗ 
dem der Friedenswert des Grundſtückes feſtgeſtellt wurde, 
das Grundſtück zu dieſem Taxwert übergeben mußte. Der⸗ 
artige Fälle haben wir auch ſpäter im Mittelalter zu ver⸗ 
zeichnen. Aber in der alten römiſchen Geſchichte iſt, wie ge⸗ 
ſagt, eine direkte Aufwertungsgeſetzgebung niemals zu ver⸗ 
zeichnen. Im Gegenteil, es ſind dauernd die Nieder⸗ 
ſchlagungen durch Neuanlegung der Schuldbücher durch die 
einzelnen Gerichtsſchreiber vermerkt. 

Erſt in dem frühen Mittelalter, um das Jahr 1300 
und 1400, ſind Ausgleiche von Geldentwertungen vor⸗ 
genommen worden, aber auch nicht in der Form einer 
Aufwertung, ſondern, wie in der vorher zitierten Form zur 
Zeit von Julius Cäſar, durch Abtretung eines ganzen 
Grundſtückes oder eines Teiles an den Gläubiger. Im 
17. Jahrhundert haben wir nach dem Dreißigjährigen 
Kriege ähnliche Dinge zu verzeichnen. Aber damals war 
ſchon die Tatſache zu verzeichnen, daß die Gläubiger mit 
den Schuldnern meiſtenteils Verträge auf Baſis einer 
Standardwährung eingingen, daß alſo für den Fall der 
Geldentwertung die Umrechnung über eine der anerkannten 
Währungen vorgenommen wurde, ähnlich wie es bei uns 
in der letzten Inflationszeit mit dem Dollar Sitte geworden 


ift. Aber dieje Form des Ausgleichs ift auch nicht un- 


beanſtandet geblieben, ſondern die Geſchichte verzeichnet 
eine ganze Anzahl von Sachverſtändigen und Univerſitäts⸗ 
profeſſoren, die ſich gegen dieſe Art Regelung erklärt haben, 
und die die römiſche Theſe von der Legaltheorie aufrecht⸗ 
erhielten und anerkannten, daß das jeweilige geſetzliche 
Zahlungsmittel gezahlt werden müßte. 

Wir haben nun, wenn wir zur neueren Zeit über⸗ 
gehen, feſtgeſtellt, daß durch die Aufwertungsverbände die 
ſogenannte Aufwertung unter Friedrich dem Großen be⸗ 
kannt geworden iſt, der am 2. Januar 1762 eine Kabinetts⸗ 
order erließ, in welcher er ſchrieb, daß es neuerdings Sitte 
würde, daß die Schuldner ihren Gläubigern gegenüber die 
Schulden in minderwertigem Gelde abtrügen. Aber da⸗ 


mals war es auch jhon Sitte, daß man eine Valutaklauſel 


in die Verträge aufnahm. Deshalb hatte er es verhältnis⸗ 
mäßig einfach, wenn er anordnete, daß die Schuldner, die 
zurückzahlen und ſich nicht verpflichten wollen, einen Revers 
für die Geldentwertung an die Gläubiger auszuhändigen, 
die Differenz zwiſchen dem legalen, alſo entwerteten Geld 
und dem effektiven Geldwerk ſofort auszahlen müßten, 


aber nur dann, wenn der Schuldner dem Gläubiger kün⸗ 


digte. Geſchah die Kündigung durch den Gläubiger, ſo hatte 


~ 
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(A) der Schuldner nicht die Verpflichtung, die Kursdifferenz zu 


bezahlen, ſondern er konnte ſeine Schuldverpflichtung in 
legalen Zahlungsmitteln berichtigen. 

Das nächſte Beiſpiel, das wir aus der Geſchichte 
kennen, ſind die berühmten Aſſignaten der Franzoſen nach 
der großen Revolution. Die Franzoſen gaben nach der 
Revolution die Aſſignaten aus, die durch den Wert der 
Königs⸗ und Kirchengüter gedeckt waren. Die Ausgaben⸗ 
folge war natürlich eine ſehr ſchnelle. Das Geld entwertete 
ſich ſchnell, und in ganz kurzer Zeit war eine Geldentwer⸗ 
tung bis auf 0,33 Prozent vorhanden; die Aſſignaten waren 
alſo auf ein Dreihundertſtel ihres Wertes geſunken. Damals 
legte man die Aſſignaten im Verhältnis von 30:1 zu⸗ 
ſammen, und zwar in die Territorialmandate, die ſich aber 
auch ſehr ſchnell wieder entwerteten und von ihrem anfäng⸗ 
lichen Wert von 18 Prozent auf 2,2 Prozent herunter⸗ 
gingen. Wenn wir ein Dreihundertſtel Aſſignatswert mit 
der Zuſammenlegungsquote von 30 nehmen, dann haben 
wir zu verzeichnen, daß die franzöſiſchen Mandate im 
Maximum einen Wertbeſtand von einem Zehntel des Geld⸗ 
wertes vor der Revolution hatten. Wenn Sie ſich vor 
Augen halten, daß die deutſche Mark auf den einbillionſten 
Teil des Goldwertes geſunken iſt, ſo werden Sie ermeſſen 
können, daß wir das bisher in der Geſchichte einzig da⸗ 
ſtehende Beiſpiel einer enormen Geldentwertung, das die 
Aſſignaten und Mandate boten, um einen Teil überboten 
haben, der ſich gar nicht ausdrücken läßt; ich glaube, man 
braucht eine mehr als zehnſtellige Zahl, um das Verhältnis 
auszudrücken. Man ſieht, daß die modernen Geldverhält⸗ 
niſſe es erſt ermöglicht haben, daß eine ſo furchtbare Geld⸗ 
entwertung Platz greifen konnte. Ende 1796 hat man mit 
der Mandatwirtſchaft aufgeräumt und hat, als Frankreich 
wiederum zum Metallgeld überging, ſofort die Frage der 
Aufwertung aufgegriffen und auch geſetzgeberiſch behandelt. 
Es ſind damals verſchiedene Geſetze ergangen, die die 
Frage der Reſtkaufgelder, die Frage aller Geſchäfte, die 
Frage des finanziellen Verhältniſſes zwiſchen Familien⸗ 
angehörigen, die Erbregulierung uſw. geſetzgeberiſch regel⸗ 
ten. Bis in das kleinſte wurden durch Geſetz die Fragen 
geregelt. Was nicht durch Geſetz geregelt wurde, wurde durch 
tegierungsausführungsbeſtimmungen ſo kaſuiſtiſch geklärt, 
daß ſich letzten Endes in der Frage der Aufwertung in Frank⸗ 
reich ein Zuſtand herausbildete, daß niemand mehr wußte, 
was eigentlich gemeint war. Die franzöſiſche Wirtſchaft 
geriet völlig durcheinander und man hob, ins andere 
Extrem fallend, die geſamte Aufwertungsgeſetzgebung ein⸗ 
fach auf. Es wurde eine geſetzliche Beſtimmung getroffen, 
die folgenden Wortlaut hatte: „Die aus einem Geld⸗ 
darlehen entſtehenden Verbindlichkeiten beſchränken ſich ſtets 
auf die im Vertrag ausgedrückte Summe. Wenn vor dem 
Zeitpunkt der Zurückzahlung die Geldſorten im Geld ge⸗ 
ſtiegen oder gefallen ſind, muß der Schuldner die geliehene 
Summe der Zahl nach wiedergeben, jedoch nur dieſe 
Summe, und zwar in der zur Zeit der Zahlung geltenden 
Münzſorte.“ Dieſer Artikel 1895 des Code civil ift mit 
demſelben Wortlaut auch in das niederländiſche bürgerliche 
Geſetz übergegangen und hat auch in dem italieniſchen Recht 
Aufnahme gefunden. 

Von den Aufwertungsfreunden iſt häufig auf die preu⸗ 
ßiſchen Treſorſcheine hingewieſen worden, die 1806 durch 
Friedrich Wilhelm III. ausgegeben wurden. Damals gab 
Preußen 9 100 000 Taler Aer eme aus, die gegen 
Courant einzulöſen waren. Dieſe Treſorſcheine wurden zu⸗ 
nächſt als geſetzliche Zahlungsmittel erklärt, aber ſchon nach 
einem Jahre wurde die geſetzliche Verpflichtung, dieſe 
Treſorſcheine als geſetzliches Zahlungsmittel anzunehmen, 
aufgehoben. Nun ging der Kurs ziemlich lebhaft zurück. 
Da aber in dem preußiſchen Gebiet, welches damals von 
den Franzoſen beſetzt war, dieſe Treſorſcheine Zwangskurs 
hatten, und zwiſchen den beiden Gebieten trotzdem ein leb⸗ 


hafter Geldverkehr herrſchte, hat die Geldentwertung der 


Treſorſcheine nie die Entwertungsgrenze von 75 Prozent (0) 


überſchritten. Später haben dieſe Treſorſcheine ſehr bald 
wieder den Kurs von 99% Prozent erlangt. Eine Muf- 
wertung irgendwelcher Art iſt bei dieſen Treſorſcheinen 
auch nicht erfolgt. Allerdings hat 1810 die Krone an drei 
Stellen der preußiſchen Monarchie Realiſationsſtellen ein⸗ 
gerichtet, in denen Treſorſcheine gegen Courant nach dem 
Münzfuß von 1764 eingelöſt wurden. 

Ein weiteres Beiſpiel einer Inflation mit nachfolgen⸗ 
der Aufwertung haben wir in den öſterreichiſchen Banko⸗ 
zetteln zu verzeichnen, die Mitte des 18. Jahrhunderts ein⸗ 
geführt wurden und die im Jahre 1797 geſetzliche Zah⸗ 
lungskraft erhielten. Dieſe Bankozettel haben im Mari- 
mum eine Entwertung von einem Zwölftel durchgemacht. 
Als ſie 1811 in „Einlöſungsſcheine“ umgewandelt wurden, 
betrug die Entwertungsquote ein Achtel des Nominal⸗ 
betrages. Die Umwandlung in Einlöſungsſcheine erfolgte 
aber nicht auf der Baſis von einem Achtel, ſondern wurde 
auf der Baſis von einem Fünftel vorgenommen. Den 
Gläubigern wurde alſo damals gewiſſermaßen die T 
renz zwiſchen 0,12 und 0,20 geſchenkt. Aber derartige Ge- 
ſchenke rächen ſich, und weil man dem Geldzeichen nicht den 
realen Wert zugrunde legte, ſind die Einlöſungsſcheine bald 
heruntergegangen, ſo daß 1816 eine neue Umwandlung 
auf der Baſis von 3,5: 1 erfolgen mußte. Als die Um- 
ſtellung 1811 ſtattfand, erfolgte eine Aufwertung zu 100 
Prozent, einmal für die geſchloſſenen Verträge vor 1798 
und zweitens 100prozentig auf der Baſis des Effektivkurs⸗ 
wertes für die ſpäter abgeſchloſſenen Geſchäfte, alſo de facto 
eine 100prozentige Aufwertung, die allerdings durch die 
Devalvation 5:1 durch den nicht tatſächlichen Kurswert 
eine ſcheinbare Mehraufwertung bedang, aber damit natür⸗ 
lich wieder eine ſofortige Entwertung des neuen Geld⸗ 
zeichens hervorbrachte. Dieſes ift neben der franzöſiſchen 
Aufwertung, die aber, wie ich Ihnen nachgewieſen habe, 
vollſtändig redreſſiert wurde, der einzige Fall einer Auf⸗ 
wertung, der bisher erfolgt iſt. 

Sonſt haben die Aufwertungsfreunde noch auf die ſo⸗ 
genannten Greenbacks der Vereinigten Staaten hingewieſen, 
die bei Kam des Bürgerkrieges 1862 ausgegeben 
wurden. Damals hatte Amerika eine Goldwährung und 
die Greenbacks, die ausgegeben wurden, zunächſt in einem 
Betrage von 150 Millionen Dollar, ſpäter bis zu einem 
Betrage von 450 Millionen Dollar, erhielten die Eigen⸗ 
ſchaft eines geſetzlichen Zahlungsmittels. Soweit Verträge 
auf Goldbaſis geſchloſſen waren, waren ſie in Gold zu 
erfüllen bzw. kursmäßig zu erfüllen. Der niedrigſte Kurs, 
den die amerikaniſche Währung in dieſem Bürgerkriege ge⸗ 


(0) 


habt hat, war 164 Prozent, alſo waren die Greenbacks 


etwa zwei Drittel weniger wert als der effektive Goldwert. 
Aber für Staatsanleihen war der Zinſendienſt weiter in 
Gold beſtehen geblieben. Es haben ſich nach dem amerika⸗ 
niſchen Bürgerkrieg außerordentlich heftige parlamenta⸗ 
riſche Kämpfe um den ſogenannten „Legal Tender Act“ 
abgeſpielt. Der Kongreß hat die verfaſſungsmäßige Ord⸗ 
nungsgemäßheit dieſer Geſetze anerkannt, und auch das 
Oberſte Gericht in den Vereinigten Staaten, das ſich mit 
dieſer Frage beſchäftigen mußte, hat die Ordnungsmüßigkeit 
und Verfaſſungsmäßigkeit dieſer Geſetze gleichfalls beſtätigt. 
Das war gleichzeitig die Beſtätigung, daß die ſogenannten 
Greenbacks als geſetzliches Zahlungsmittel zum Nennbetrag, 
alſo zum Zwangskurs anzunehmen waren. Der Hinweis 
der Aufwertungsfreunde, daß die Amerikaner ſeinerzeit ihre 
Schulden aufgewertet haben, ſtimmt nicht. Die Amerikaner 
haben aber etwas anderes getan. Sie ließen den Kongreß 
zuſammentreten und haben die Verfaſſung durch das 
XIV. Amendement dahin geändert, daß Anleihen, die von 
den Rebellenſtaaten gemacht worden waren, nicht eingelöſt 
werden dürfen. Die betreffende Verfaſſungsbeſtimmung, 
die im Jahre 1866 zuſtande kam, hat folgenden Wortlaut: 
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Die Gültigkeit der Staatsſchuld der Vereinigten 

Staaten, die u dem Geſetz berechtigt iſt, einſchließlich 

derjenigen Schulden, die für Vorauszahlung von Pen⸗ 

fionen und Prämien für Dienſte bei der Unterdrückung 
bon Aufſtänden und Rebellionen gemacht worden find, 
follem nicht angezweifelt werden, aber weder die Ber: 
einigten Staaten noch ſonſt ein Staat foll irgendeine Schuld 
oder Verpflichtung anerkennen oder dergleichen, die ge⸗ 
macht wurde zur Unterſtützung von Aufſtänden oder Re⸗ 
bellionen gegen die Vereinigten Staaten oder zur Befrie⸗ 
digung eines Entſchädigungsanſpruches auf Grund des Ver⸗ 
luſtes oder der Befreiung eines Sklaven, ſondern alle dieſe 
Schulden, Verpflichtungen und Anſprüche werden für null 
umd nichtig erklärt. 
Wir haben noch heute zu verzeichnen, daß in England ein 
Betrag von 12,9 Millionen Pfund Sterling derartige An⸗ 
leihen der amerikaniſchen Südſtaaten im Umlauf ſind, die 
nicht eingelöſt werden, und für die auch keine Zinſen gezahlt 
werden, weil das amerikaniſche Staatsgrundgeſetz das 
verbietet. 

Alſo auch das amerikaniſche Beiſpiel zieht nicht. 
Unſere Aufwertungsfreunde oder die Freunde, die ſich für 
die Aufwertung einſetzen, haben mit all ihren Beiſpielen 
Pech gehabt. Das Beiſpiel Friedrichs des Großen war ver⸗ 
kehrt, das Beiſpiel Amerikas war auch verkehrt. 

Wenn wir uns nun der Jetztzeit zuwenden und die⸗ 
jenigen Staaten oder abgetrennten Teile Deutſchlands be⸗ 
trachten, die nach dem Kriege eine Inflation gehabt haben, 
jo finden wir folgendes: Im Saargebiet ift die Frage bis 
heute nicht geſetzgeberiſch geregelt, ſondern da urteilen die 
Gerichte. Es liegen Urteile vor, die bis 75 Prozent auf⸗ 
werten. Da aber im Saargebiet die franzöſiſche Währung 
geſetzliches Zahlungsmittel iſt und die franzöſiſche Wäh⸗ 
rung gegenwärtig etwa ein Fünftel des Friedensgoldwertes 
beſitzt, ſo erhalten die Leute, denen durch die Saargerichte 
75 Prozent zugeſprochen werden, nicht 75 Prozent Auf⸗ 
wertung ihrer Forderungen, ſondern ſie erhalten auf 
Grund des inneren Goldwertes der franzöſiſchen Währung, 
die ein Fünftel wert iſt, genau 15 Prozent. In Frankreich 
ſteht man unverändert auf dem Standpunkte des Geſetzes, 
und wie es der Code civil vorſchreibt, find Aufwertungen 
dort auch in letzter Zeit nicht durchgeſetzt worden. Alle 
Klagen, die bisher in Frankreich anhängig geworden ſind, 
um eine Aufwertung zu erreichen, wurden abgewieſen. So- 
gar die Abmachung, in Gold zu zahlen, wird von den 
franzöſiſchen Gerichten nicht anerkannt, weil der oberſte 
franzöſiſche Gerichtshof auf dem Standpunkte ſteht, daß 
durch eine ſolche Vereinbarung die währungsrechtlichen 
Beſtimmungen verletzt werden und das Anſehen der Geſetz⸗ 
gebung dadurch einen Schaden erleiden würde. In einem 
am 22. Februar 1924 gefällten Urteil des oberſten Appela- 
tionsgerichtshofes in Paris iſt geſagt worden: 

lang apiergelb Zwangskurs zum Nennwert 

habe, ce ebe 1 die dem Schuldner Zahlung 

in Gold oder Silber vorſchreibe, nichtig, weil ſie gegen 

den währungs rechtlichen Grundſatz des Zwangskurſes ver: 

ſtoße. Ein Richter der anders entſcheide, verkenne die 

. geſetzlichen Regeln bezüglich des öffentlichen 
edits. 

In Oſterreich haben wir ebenfalls den Standpunkt der 
Rechtſprechung, daß die währungsrechtlichen Beſtimmungen 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften über Treu und 
Glauben mit Bezug auf die Verkehrsſitten uſw. vorgehen 
und daß ein Richter nicht berechtigt iſt, aufzuwerten, ſo⸗ 
fern nicht ein Geſetz ergehen wird, das die Aufwertung ge- 
ſetzlich regelt. Denſelben Standpunkt finden wir in Eng⸗ 
land. Das höchſte engliſche Gericht hat im Jahre 1922 eine 
Aufwertungsklage mit der gleichen Begründung abgewieſen. 
Es handelt ſich um einen Fall, wo ein engliſches Bankhaus 
von der Filiale einer ruſſiſchen Bank in London ein Dar⸗ 
lehen von 750 000 Rubeln bekam und dafür ein Depot in 
Brüſſel in Wertpapieren ſtellte. Infolge der kriegeriſchen 
Ereigniſſe konnte das Depot nicht zurückgegeben werden. 
Es konnte deshalb auch nicht die Rückzahlung des Dar⸗ 
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lehens in Rubel geleiftet werden. Als diefe Zahlung im 
Juni 1914 geleiſtet wurde, waren es im Gegenwert 78 000 
Pfund, alſo etwas über 1½ Millionen Goldmark, die hin⸗ 
gegeben wurden. Dieſe 1½ Millionen Goldmark oder 
78 000 Pfund find in Sowjetrubel zurückgezahlt worden, 


die am Rückzahlungstage einen Wert von etwa 10 Pfund 


Sterling hatten. Das oberſte engliſche Gericht hat ſich auf 
den Standpunkt der Legaltheorie geſtellt und geſagt, ſo⸗ 
lange nicht das Geſetz in England, oder wenn das Geſchäft 
auf Grund ruſſiſcher Geſetze abgeſchloſſen worden iſt, in 
Rußland, ein entſprechendes Geſetz geſchaffen iſt, das die 
Frage der Aufwertung regelt, kann aus all den in der 
Klage angeführten Gründen unmöglich aufgewertet werden, 
weil der Richter nicht dazu da iſt, für ſein Urteil irgend⸗ 
welche Gründe heranzuziehen, wenn das Währungsrecht 
für die betreffenden Zahlungsmittel Zwangskurs vorſieht. 
Das engliſche Gericht hat ſo deduziert: Zarenrubel, ab⸗ 
gelöſt durch Kerenſkirubel mit gleichem Werte, abgelöft 
durch die verſchiedenen Sowjetrubelarten nach den ver⸗ 
ſchiedenen Jahrgängen. Deshalb iſt es eben recht, wenn die 
engliſche Bank der Londoner Filiale der ruſſſiſchen Bank 
die 750 000 Rubel, die einen Wert von 78 000 Pfund 
bei der Hingabe hatten, in Sowjetrubel zurückzahlt, die 
bei der Rückgabe einen Wert von 10 Pfund hatten. Auch 
den Einwand des Verzuges und die Berufung auf die 
Billigkeit ließ der High Court of Justice nicht gelten. 

Wir ſehen alſo, daß in allen Kulturſtaaten, England, 
Oſterreich, Frankreich, Holland, Italien, die Theſe 
vertreten wird, wenn ein geſetzliches Zahlungsmittel 
Zwangskurs hat, dann ift kein Richter berechtigt, auf 
Grund der beſtehenden währungsrechtlichen Vorſchriften 
einen Ausgleich der Geldentwertung vorzunehmen. In 
Deutſchland und auch hier in Danzig haben die Gerichte 
bis Anfang 1923 auf dem gleichen Standpunkt geſtanden; 
denn auch in Deutſchland und hier in Danzig haben die 


Richter in jedem Fall Mart = Mark fein laſſen. Crit als 


das Darmſtädter Oberlandesgericht zum erſtenmal am 
29. März 1923 ſich prinzipiell für eine Aufwertung erklärte 
und am 18. Oktober 1923 das Kölner Oberlandesgericht 
dieſer Anſicht beitrat, hat die Rechtſprechung in dieſer 
Frage bei uns und in Deutſchland eine andere Wendung be- 
kommen. Als dann das Reichsgericht ſein berühmtes Urteil 
vom 28. November 1923 fällte und darin anerkannte, daß 
die währungsrechtlichen Vorſchriften hinter die allgemeinen 
geſetzlichen Vorſchriften zurückzutreten hätten, da niemand 
bei der Schaffung der 4.⸗Auguſt⸗Geſetze vorausſehen konnte, 
daß die Geldentwertung ein derartiges Ausmaß annehmen 
könnte, war für die Aufwertung freie Bahn geſchaffen. 
Aber durch dieſes Urteil wurde es auch für die Reichsregie⸗ 
tung zwingende Pflicht, die Frage irgendwie im Wege der 
Geſetzgebung oder Verordnung zu regeln. Wenn jedes 
Gericht auf Grund dieſes Reichsgerichtsurteils die Frage 
geklärt hätte, dann wäre ein Tohuwabohu in der deutſchen 
Wirtſchaft eingetreten, das demjenigen in Frankreich nach 
dem Ende der Mandatwirtſchaft verteufelt ähnlich geſehen 
hätte. Das Reichsgericht hatte zwar früher ſchon für ge- 
ſchäftliche Angelegenheiten einen anderen Standpunkt ein⸗ 
genommen, beſonders hatte es, wenn dem Lieferer nicht 
zugemutet werden konnte, unter den veränderten Preis- 
verhältniſſen einen Kontrakt einzuhalten, dieſem das Recht 
zugeſprochen, wenn der Käufer den Preis nicht angemeſſen 
erhöhe, von dem Vertrage zurückzutreten. Aber immer hatte 
das Reichsgericht in den erſten Jahren der Inflation noch 
an dem Grundſatz der Vertragstreue feſtgehalten. Erſt 
ſpäter hat das Reichsgericht dieſen Grundſatz aufgegeben, 
um ihn dann mit dem Urteil am 28. November 1923 völlig 
über Bord zu werfen. 

Sehen wir uns nun einmal an, wie ſich die Dinge in 
Deutſchland entwickelt haben. Laſſen wir vor unſerem 
geiftigen Auge die Währungsbeftimmungen noch einmal 
vorüberziehen, um nun aus der Differenz der bisher auf⸗ 


. 


— 


A 


00 


D) 


(4 


— 


1476 


(Rahn, Abgeordneter.) 
geführten Fälle, wo man einer Aufwertung völlig ab⸗ 
lehnend gegenüberſtand bzw. den Standpunkt vertrat, ein 
beſonderes Geſetz müßte erſt erlaſſen werden, die Konſe⸗ 
quenz zu ziehen: Iſt es zu rechtfertigen, daß in Deutſchland 
und auch hier die Frage geſetzgeberiſch geregelt wird? 
Prüfen wir, ob aus den Verhältniſſen, wie ſie in Deutſch⸗ 
land beſtanden und wie ſie ſich in Danzig entwickelt haben, 


ein Konformgehen in der Geſetzgebung mit Deutſchland 


angezeigt erſcheint oder überhaupt möglich iſt. Es iſt be⸗ 
kannt, daß am 4. Auguſt 1914 die bis dahin in Deutſchland 
beſtehende Goldwährung, wenn auch nicht auf dem Papier, 
ſo doch de facto beſeitigt war. Die Reichsbank, deren 
Noten — ich glaube von 1911 — geſetzliche Zahlungsmittel 
waren, wurde von der Einlöſungspflicht in barem Golde 
befreit. Die Reichskaſſen wurden von der Einlöſung der 
Reichskaſſenſcheine in barem Golde befreit. Die Reichs⸗ 
kaſſenſcheine wurden am 4. Auguſt 1914 zum geſetzlichen 
Zahlungsmittel erklärt. Es wurden dann die Darlehens⸗ 
kaſſenſcheine geſchaffen, die von der Bevölkerung glatt auf⸗ 
genommen wurden, die aber nicht geſetzliches Zahlungs⸗ 
mittel waren. Es wurden dann weitere währungsrechtliche 
Beſtimmungen getroffen. Ferner wurde im November 1914 
eine Beſtimmung erlaſſen, die diejenigen Geſchäfte, die in 
Gold abgeſchloſſen waren und Zahlungen in purem Golde 


vorſahen, für geſetzwidrig erklärten. Es wurde ferner die 
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Notenſteuer der Reichsbank zunächſt abgelöſt und dann für 
die Notendeckung eine Erleichterung geſchaffen, ſo daß nach 
ganz kurzer Zeit ſo gut wie gar keine Golddeckung mehr 
vorhanden zu ſein brauchte. Im Jahre 1919 iſt letzten 
Endes durch ordnungsmäßiges Geſetz die Notendeckung für 
die Reichsbank vollſtändig beſeitigt worden, fo daß die am 
30. Juni 1914 vorhandenen 2,047 Milliarden Banknoten 
bis zum 31. September auf eine fünfzehnſtellige Zahl von 
Millionen angewachſen war. Der Dollarindex für die 
Mark war von 1,07 auf eine Billion geſtiegen und der 
Lebensmittelinder vom Dezember 1920 von dem Elfein⸗ 
halbfachen (genau 11,58) bis zum Dezember 1923 auf das 
1,247 billionſtel. Wenn wir uns dieje Dinge ins Gedächt⸗ 
nis zurückrufen und uns ferner vor Augen halten, daß die 
Reichsregierung dieſer Geldentwertung völlig hilflos gegen⸗ 
über geſtanden hat, und ihr einziges Beſtreben nur immer 
war, neue Noten zu drucken, ſo wird man ſich fragen, ob, 
wenn derart unfähige Regierungen am Ruder waren, der 
Geſetzgeber nicht die Pflicht hat, einzugreifen und das Un⸗ 
recht einigermaßen gutzumachen. Es waren während des 
Krieges die den Rechtsparteien entſtammenden und nach 
dem Kriege die den linken Parteien und den Mittel⸗ 
parteien entſtammenden; es war daher abwegig, wenn 
einer meiner Vorredner hier anführte, daß beſtimmte Be⸗ 
völkerungsgruppen oder Parteien an dieſen Verhältniſſen 
eine Schuld hätten. Die Schuld daran, daß ſich die Dinge 
ſo weit entwickelt haben, tragen die jeweiligen Regierungen, 
die, auf dem Standpunkte der Legaltheorie ſtehend, die 
Lehren der Geldentwertung verfloſſener Jahrhunderte 
völlig vergeſſen hatten, die Mark = Mark fein ließen, ruhig 
Noten druckten und ſich den Teufel darum kümmerten, was 
aus der Bevölkerung, der Privatwirtſchaft und aus der 
Staatswirtſchaft letzten Endes wurde. Sie hielten ruhig 
an den Beſtimmungen feſt, daß jeder Vormund für ſein 
Mündel die von den Eltern ererbten Beträge in Staats⸗ 
anleihen oder ſonſtigen mündelſicheren Werten feſtzulegen 
hatte, in Guthaben bei der Reichsbank uſw., daß jede Stif⸗ 
tung ihr Statut einzuhalten und die Gelder mündelſicher 
anzulegen hatte, um eines Tages vor dem Nichts zu ſtehen 
und den einbillionſten Teil aus der ganzen Geſchichte zu 
retten. 

Wenn man nun erwägt, ob die Dinge hier genau ſo 
geregelt werden können wie in Deutſchland, dann wird es 
intereſſant ſein, ſich zu vergegenwärtigen, wie ſich die 
Staatsgeldwirtſchaft in Deutſchland entwickelt hat. In 


Deutſchland ſind im Kriege mit der neunten Kriegsanleihe 


nicht weniger als 98 Milliarden Kriegsanleihe aufgenom⸗ 
men worden. In Schatzanleihen ſind 55 Milliarden ver⸗ 
ausgabt worden, ſo daß im ganzen bis zum 31. Dezember 
1918 vom Deutſchen Reiche 153 Milliarden Goldmark, mit 
Ausnahme der Vorkriegsſchulden, aufgenommen worden 
ſind, und zwar zur Führung des Krieges. Davon ſind 148 
Milliarden für die Kriegsführung verausgabt worden, ge- 
nau 50 Prozent des deutſchen Nationalvermögens, das bei 
Kriegsausbruch vorhanden war. Von dieſen Summen ſind 
gegenwärtig noch etwa 65 bis 70 Milliarden Staatsanleihe 
vorhanden, die ſich im Umlauf befinden. Dieſe 65 bis 70 
Milliarden Staatsanleihe ſollen ja jetzt nach dem neuen 
Geſetz aufgewertet werden. Das Deutſche Reich hat aber 
neben dieſen 65 bis 70 Milliarden Schulden, die es auf⸗ 
werten will, noch einige andere „kleinere“ Verpflichtungen, 
und zwar iſt dem Deutſchen Reiche auf der Londoner Kon⸗ 
ferenz eine runde Summe von 132 Milliarden Goldmark 
Kriegsentſchädigung, oder Wiedergutmachungsentſchädi⸗ 
gung, wie ſie moderne Friedensmacher bezeichnen, zu 
zahlen auferlegt. Nach dem Dawes⸗Abkommen ſind in 
dieſem Jahre etwa 800 Millionen Goldmark und in den 
nächſten vier Jahren bis zu 2,5 Milliarden zu zahlen. Im 
fünften Jahre iſt neben den 2,5 Milliarden noch ein Index 
nach dem Wohlſtand des Deutſchen Reiches zu zahlen. Da⸗ 
neben beträgt das Budget des Deutſchen Reiches außer 
dieſen 2,5 Milliarden gegenwärtig 3,5 Milliarden, ſo daß 
das Deutſche Reich gegenwärtig 6 Milliarden aufzuwenden 
hat, wovon 2,5 Milliarden an das Ausland hinausgewor⸗ 
fenes Geld darſtellen. Wenn man ſich nun fragt: Wenn ein 
Staat derart enorme Verpflichtungen hat, iſt er dann in der 
Lage, aufzuwerten, ſolbſt dann, wenn ſich die jeweiligen 
Regierungen derart an der Bevölkerung verſündigt haben, 
wie es geſchehen iſt, wenn zwar nicht von einer rechtlichen 
Pflicht, aufzuwerten, aber von einer moraliſchen Pflicht, 
aufzuwerten, geſprochen werden muß, kann der Staat dann 
über das hinausgehen, was er bisher der Bevölkerung ge⸗ 
boten hat? Ich habe im Dezember vorigen Jahres in 
einem Artikel geſchrieben, daß ich eine pflichtbewußte 
deutſche Regierung nicht verſtehe, die unter Berückſichtigung 
alles deſſen, was das Deutſche Reich im Laufe der nächſten 
Jahre zu leiſten hat, eine Aufwertung in der Höhe nor- 
nimmt, wie es bereits in der Notverordnung geſchehen iſt. 
Und dieſer Anſicht bin ich auch heute noch! 

Bei uns in Danzig liegen die Dinge 
ganz anders. Wir haben keine 65 Milliarden Kriegs⸗ 
ſchulden, auch nicht einmal den auf unſere Bevölkerungs⸗ 
zahl entfallenden Teil von etwa % Prozent dieſer Summe. 
Wir haben auch nicht 132 Milliarden im Laufe zweier oder 


dreier Generationen an die alliierten Mächte in Beträgen 


von 2,5 Goldmarkmilliarden jährlich abzutragen, auch nicht 
% Prozent dieſer Summe, was unſerer Bevölkerungsziffer 
entſpräche. Danzig ftoht vielmehr aus den Kriegsereigniſſen 
ohne weſentliche Verpflichtungen da. Unſere Geſamtver⸗ 
pflichtungen belaufen ſich auf den Betrag von etwa 12 Mil⸗ 
lionen Gulden. Wir haben aber keinerlei Staatsanleihe, 
die uns aus dieſer Zeit irgendwie belaſtet. Deshalb iſt 
die Frage der Auſwertung hier in Danzig von ganz anderen 
Geſichtspunkten zu betrachten als in Deutſchland. Was in 
Deutſchland unter dem Druck des ſogenannten Friedens⸗ 
vertrages zu einer Unmöglichkeit wird, und was, wenn 


jetzt eine Anderung vorgenommen wird, den Reparations- 


kommiſſar ſehr bald darauf aufmerkſam machen wird, daß 
Deutſchland, ſtatt ſeine Schulden an die alliierten Mächte 
zu bezahlen, ſeine alten Verpflichtungen an ſeine Bürger 
bezahlt, und ihn zum Einſchreiten veranlaſſen dürfte, das 
haben wir hier nicht. Aus Deutſchland müſſen 2% Milliar⸗ 


den pures Gold ins Ausland gehen, während wir hier gar 


nichts zu zahlen haben. Deshalb iſt es ſchädlich, wenn man 


ſich, wie es hier geſchehen iſt, die dritte Steuernotverord⸗ 


nung zur Hand nimmt, an ihr herumdoktert und ein Dan⸗ 
ziger Aufwertungsgeſetz macht, das gegenüber den deutſchen 
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(A) Beſtimmungen noch verſchiedene Verſchlechterungen bringt. 


5 


Ich werde bei der Beſprechung des Danziger Geſetzes, zu 
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Kapitalneubildung, beſonders der Sparbetrieb wieder ſo 
eingeſetzt hat, daß die Sparkaſſen ihre Mittel in erſter Linie 


dem ich bald komme, darauf hinweiſen. Ich ſage alſo, daß | wieder für dieſen Zweck zur Verfügung ſtellen können, und 


wir hier in Danzig von ganz anderen Geſichtspunkten die 
Sache betrachten können. Erinnern Sie ſich doch daran, 
daß in Deutſchland bis vor kurzem eine Deviſengeſetzgebung 
beſtand, die es jedem Menſchen unmöglich machte, ſelbſt 
wenn er wollte, wenn er nicht einer Deviſenbank angehörte, 
die Papierlappen in goldwerte Zahlungsmittel umzuwan⸗ 
deln. Während hier keinem Menſchen auch nur eine Be⸗ 
ſchränkung auferlegt war, ſein Papiergeld zu jeder beliebi⸗ 
gen Tag- und Nachtſtunde in Goldwerte, ſtabile Zahlungs⸗ 
mittel umzuwandeln. Wenn jemand hier Mark bekam, 
telephonierte er ſeine Bank an und ließ ſich Dollar, Pfunde 
oder niederländiſche Gulden kaufen. Aber in Deutſchland 
war das unmöglich. Wenn man in Deutſchland Mark 
bekam, konnte man ſie nicht in Sorten umtauſchen. Sie 
konnten nicht einmal, wenn Ihnen als Danziger in Berlin 
das Geld ausging und Sie fremde Sorten bei der Bank 
umwechſeln wollten, dieſe für Deutſchland nützliche Trans⸗ 
aktion durchführen, weil die Deviſengeſetze es verboten. 


Kein Beamter, kein Arbeiter konnte dort, wie hier in 


— 


Danzig, ſeinen Wochenlohn, den er am Freitag bekam, 
oder wie der Beamte am Monatsende, wie das hier von 
Mitte 1923 reichlich gemacht wurde, zum nächſten Schieber 
bringen und in Dollar umtauſchen. In Deutſchland war 
lein Menſch in der Lage, ſich gegen die Geldentwertung 
zu ſichern. Hier bei uns konnte es jeder Menſch von An⸗ 
fang an bis zu dem Tage, da wir den Gulden einführten. 
Deshalb liegen die Dinge hier ganz anders. Hier hatten 
wir auch kein Verbot der Kapitalausfuhr. In Deutſchland 
beſtand aber ein ſehr ſtrenges Verbot für die Kapital⸗ 
ausfuhr. Nur einigen in der Kaiſerzeit ſehr hochſtehenden 


Perſonen iſt es durch einige Schieberbankiers, die in Berlin 


und Holland ſaßen, geglückt, ihre Vermögen nach Ameron⸗ 


gen und Amſterdam zu verſchieben bzw. mit Flugzeug nach 


Schweden und Dänemark bringen zu laſſen. Aber das war 
nur wenigen Leuten, die über große Mittel und gute Be⸗ 
ziehungen verfügten, möglich; ſie ſind an den Händen ab⸗ 
zuzählen. Das Gros derjenigen, die verſucht haben, ihre 
Barmittel in das Ausland zu bringen, hat die ſehr gut 
funktionierende Kontrolle des deutſchen Kommiſſars für 
Valutafragen beim Reichsfinanzminiſterium an der Grenze 
meiſtenteils abgefaßt, wenn ſie nicht früher gefaßt wurden. 

Aus all dieſem geht hervor, daß man die Dinge hier 
nicht jo behandeln kann wie in Deutſchland, ſondern daß 
ganz andere Geſichtspunkte maßgebend ſein müſſen. Hier 
in Danzig muß nach aneinem Dafürhalten für die Auf⸗ 
wertung maßgebend ſein, daß, wenn für das dahingegebene 
Geld ein Gegenwert geſchaffen oder vorhanden war, auf- 
zuwerten iſt, und zwar nach Grundſätzen, wie ſie das 
Reichsgericht in dem bekannten Urteil vom November 1923 
feſtgelegt hat, nämlich daß unter Berückſichtigung all dieſer 
Umſtände eine Verteilung der Laſten auf die Schultern des 
Schuldners und des Gläubigers vorzunehmen iſt. Da habe 
ich mir gedacht, wenn man bei Hypotheken für die infolge 


der Zwangswirtſchaft der Häuſer eingeriſſene Verwahr⸗ 


loſung der Grundſtücke eine Quote von etwa 20 Prozent 
der Belaſtung des Grundſtücks für die Koſten einer Grund⸗ 
reparatur zurückſtellt und dann die verbleibenden 80 Pro⸗ 
zent zwiſchen Schuldner und Gläubiger verteilt, dann ent⸗ 
fallen nach unſerer Währung für den Ausgleich der Geld⸗ 
entwertung 50 Gulden für 100 Goldmark. 

Des ferneren iſt nach meiner Auffaſſung als ein Kar⸗ 
dinalpunkt in das Geſetz ein Moratorium bis mindeſtens 
1930 aufzunehmen, möglichſt noch um einige Jahre länger. 
Im gegenwärtigen Zeitpunkt und für die nächſten Jahre 
wird es völlig unmöglich ſein, daß jemand ſeine Schuld⸗ 
verpflichtung, die auf Grundſtücken eingetragen iſt, ablöſen 
kann, weil für derartige Zwecke einfach keine Mittel vor⸗ 
handen ſind. Dieſe werden erſt vorhanden ſein, wenn die 


beſonders, wenn die Regierung ſich auf ihre Pflicht beſinnt, 
die Leute, die ihr Geld in Spareinlagen anlegen, nicht zu 
Spekulationsobjekten werden zu laſſen, ſondern die Spar⸗ 
kaſſen wie früher anzuhalten, für die Spareinlagen die 
Sorgfalt zu beobachten, die die Sparkaſſen früher anwen⸗ 
den mußten. Solange das nicht geſchieht, werden Mittel 
zur Ablöſung von Hypotheken nicht zur Verfügung ſtehen; 
denn die Mittel reichen heute nicht einmal aus, um das 
Kreditbedürfnis für die mobile Wirtſchaft zu befriedigen. 
Wenn Sie heute in Berlin zu einer Großbank hingehen, 
und 5- oder 10 000 Mark Kredit verlangen und dafür fünf- 
oder ſechsfache Unterlagen haben, dann wird Ihnen erklärt: 
„Wir können es nicht machen.“ In Danzig erhalten Sie 
die gleiche Erklärung, die Banken ſind im Gegenteil be⸗ 
müht, jeden gewährten Kredit mit aller Strenge einzu⸗ 
ziehen, um die Beträge für andere Zwecke freizubekommen, 
und um auch einmal anderen Leuten die Gelder zur Verfü- 
gung ſtellen zu können und nicht ein- oder zweijährige Kre⸗ 
dite zu geben, weil für die beliehenen Waren keine Käufer 
vorhanden ſind. Es müßte alſo ein Moratorium möglichſt 
bis 1932, 1933 oder gar bis 1935 in das Geſetz aufgenom⸗ 
men werden. Das letztere wäre im Intereſſe der ſogenann⸗ 
ten Wirtſchaft noch wünſchenswerter. Ich gebe mich aber 
auch mit 1930 zufrieden. Kommt Zeit, kommt Rat. Sechs 
Jahre ſind ja auch eine ziemlich lange Zeit. 

Nach der Gegenwertstheſe, die ich vorhin erwähnte, 
kommt ferner in Betracht, daß in all den Fällen, in denen 
die Regierung durch das ſtarre Feſthalten an der Wäh⸗ 
rungsgeſetzgebung eine moraliſche Verpflichtung gegenüber 
der Bevölkerung hat, ein Ausgleich ebenfalls vorgenommen 
werden muß, und daß da, wo Gegenwerte nicht vorhanden 
find, wie bei einem Teil der Sparkaſſen, oder bei den 
Banken für die Depoſitengelder und Spareinlagen, Mittel 
in anderer Weiſe beſchafft werden müſſen. Wenn ich von 
Hypotheken ſpreche, ſtelle ich die gegen hypothekariſche 
Sicherheit ausgegebenen Obligationen den Hypotheken 
gleich. Ich mache allerdings einen ſehr großen Unterſchied 
zwiſchen der Induſtrie⸗Obligation, die unſer Geſetz mit 
15 Gulden aufwerten will, und der Stadtanleihe, die bei 
alten Zeichnern mit 25 und bei neuen Zeichnern mit 15 
Gulden aufgewertet werden fol, Allerdings unterſcheide 
ich die Hypotheken und die Obligationen ſehr weſentlich von 
der Stadtanleihe, auf die ich noch zu ſprechen komme. 

Bei den Spareinlagen, zu denen ich jetzt komme, muß 
nach meiner Anſicht der Gerechtigkeitsſtandpunkt in erſter 
Linie hervorgehoben werden; denn die kleinen Sparer 
konnten ſich für ihre Spareinlagen, die die Höhe von 300, 
500 oder 1000 Mark hatten, mit denen ſie ſich für den 


Todesfall, für Einſegnungen oder ſonſtige Wechſelfälle des 


Lebens einen Notgroſchen ſichern wollten, keine anderen 
Werte beſchaffen. Als ſich die Anſicht, daß die Geldentwer⸗ 
tung keine Teuerung ſei, in Danzig durchgeſetzt hatte, waren 
die Einlagen meiſtens nichts mehr wert. Die Straßen⸗ 
bahnfahrt zu der Sparkaſſe war teurer als das, was man 
ſich für die Spareinlage in deutſcher Papiermark kaufen 
konnte. Man wird alſo dieſen bedauernswerten Opfern 
Rechnung tragen müſſen. Aber nicht ſo, wie es das Geſetz 
vorſieht, daß man nur für die öffentlichen, unter Staats⸗ 
oder Kommunalaufſicht ſtehenden Spareinrichtungen eine 
Aufwertung vorſieht, ſondern gerade auch für die privaten 
Sparkaſſen. Nun iſt allerdings die Regelung, wie ſie das 
Aufwertungsgeſetz hier bei den Sparkaſſen vorſieht, bei 
uns von Leuten gemacht worden, die von ſolchen Dingen 
nichts verſtehen. Es ift ja auch kein Wunder, wenn ſich 
ein paar Juriſten und ein paar Laien zuſammenſetzen, die 
von Geld⸗ und Währungsſachen keine Ahnung haben, daß 
etwas herauskommt, was nicht Hand und Fuß hat und was 
der Sachverſtändige als Unſinn in höchſter Potenz bezeich⸗ 
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(Rahn, Abgeordneter.) 

net. Ich verſtehe nicht, wie man eine feſte Aufwertungs⸗ 
rate von 30 Gulden für Spareinlagen in dem Geſetz an⸗ 
ordnen kann und dann als Gegenwert nicht vorhandene 
oder erft kommende Werte für die Aufwertung in dem Ge- 
ſetz vorſieht, alſo auf der Habenſeite mit fiktiven Zahlen 
rechnet. Die in den nächſten Jahren kommenden Gewinne 
ſollen nach dem Geſetz zur Aufwertung der Sparkaſſe ge⸗ 
braucht werden. Ich ſage Ihnen, wenn Sie den Spar⸗ 
kaſſen, was in kurzer Zeit kommen muß, das Recht nehmen, 
Girogeſchäfte zu betreiben und damit mit dem Gelde der 
Sparer Riſikogeſchäfte einzugehen — ich erwarte und hoffe, 
daß die Regierung ſich ſehr bald auf ihre Pflicht beſinnen 
wird —, dann werden die Sparkaſſen nicht nur nicht Ge⸗ 
winne haben, ſondern ſie müſſen mit Verluſten abſchließen. 
Wenn die Sparkaſſe der Stadt Danzig nicht vom Senat 
die Mittel zur Verfügung geſtellt erhalten hätte, die für 
die Zölle eingekommen find, die an beſtimmten Terminen 
abgerechnet werden, um ſie vorübergehend zu verwerten, 
jo hätte die Sparkaſſe nicht vorübergehende Kredite aus 
dieſen Geldern zu den gegenwärtig enormen Zinsſätzen 
ausleihen können. Es handelt fich gewöhnlich um 12—15 
Millionen, die die Sparkaſſe Danzig an Großbanken und 
andere Leute verleiht gegen ziemlich hohe Zinſen. Da⸗ 
durch iſt der Verdienſt dieſes Jahres von angeblich 1½ Mil⸗ 
lionen eingebracht worden. Wenn der Sparkaſſe Danzig 
dieſes Recht genommen wird und ſie auf ihre Sparkaſſen⸗ 
einlagen angewieſen tft, wird fie nichts verdienen, ſondern 
mit Verluſt abſchließen, weil der Apparat heute noch ein 
derart großer iſt, daß er die Unkoſten nicht deckt. So liegen 
die Dinge aber auch bei allen anderen Sparkaſſen; ſie 
liegen dort noch viel ſchlimmer als bei der Sparkaſſe der 
Stadt Danzig. Die Sparkaſſe in Zoppot hat ſich für die 
Kreditgewährung ein Bankinſtitut geſchafft, die Nordoſt⸗ 
Bank, die für das Geld 3 bis 4 Prozent pro Monat nimmt 


und die zweifelhafte Garantie übernimmt, daß es eingeht. 


Dadurch wird ermöglicht, aus den Spargeldern verhältnis⸗ 
mäßig hohe Zinſen zu ziehen; aber es iſt und bleibt ein 
Riſikogeſchäft. Bei den Sparkaſſen der Kreiſe Danziger 
Höhe und Danziger Niederung liegen die Verhältniſſe ähn⸗ 
lich und noch ſchlechter. Die eine hat die ſogenannte Volks⸗ 
bank, die derartige Geſchäfte aus allgemeinen Mitteln be⸗ 
treibt. Die Regierung wird ſich alſo bald auf ihre Pflicht 
beſinnen müſſen! Dann will man den Spavern vormachen, 


daß ſie 30 Gulden erhalten, Beträge, die nach menſchlicher 


Vorausſicht nicht eingehen können. Das iſt Betrug, Spie⸗ 
gelfechterei, die man den Leuten vormacht, die am bedau⸗ 
ernswerteſten in der ganzen Inflation daſtehen. Deshalb 
iſt es unehrlich, wenn man dieſe Regelung wählt! Für all 
dieſe Kreiſe muß die Regelung in anderer Weiſe gefunden 
weiden, und zwar in der Form, daß man ſämtliche Forde- 
rungen der Sparkaſſen aus den einzelnen Betrieben her⸗ 
ausnimmt und eine Art Zwangliquidationskaſſe ſchafft. 
Zu dieſer Liquidationskaſſe haben die Sparkaſſen, die Ban⸗ 
ken mit ihren Spareinlagen, mit ihren Depoſitengeldern, 
die Hausſparkaſſen, die ebenfalls in Frage kommen, und 
falls noch ſonſtige Einrichtungen vorhanden find, die Eie- 
ditgenoſſenſchaften zuſammenzutreten und haben alle ihre 
Schuldverpflichtngen in Spareinlagen, Depoſiten uſw. in 
die Kaſſe einzubringen. Auf der anderen Seite haben die 
Inſtitute, die aus dem Aufwertungsgeſetz Werte aufgewertet 
oder ausgeglichen erhalten, dieſe Forderungen an ihre 
Schuldner ebenfalls der Liquidationskaſſe zu übergeben. 
Ferner kann man die Sparkaſſen und die Banken noch mit 
einem Teil ihres Vermögens oder Eigenkapitals heran⸗ 
ziehen. Aber man wird dieſe Raten verhältnismäßig niedrig 
halten müſſen, bei Sparkaſſen natürlich unter Ausſchaltung 
der für den Geſchäftsbetrieb notwendigen Immobilien und 
Mobilien. Man wird von dem Vermögen eine Höchſtquote 
von etwa 25 Prozent in den Pott, in die Aufwertungs⸗ 
liquidationskaſſe, hineingeben können. Bei den Banken 
wird man das Anfinnen ſtellen können, daß fie einen Be- 
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trag, der dem Verhältnis der Umwandlung ihres Papier⸗ 
markkapitals in das Goldvermögen zu ihren Spareinlagen 
und Depoſiten entſpricht, in dieſe Liquidationskaſſe hinein⸗ 
geben. Eine Bank, die fremde Gelder verwaltete, hatte 
beſonders in Danzig, wo ſie vollſtändig frei und keinen 
Deviſenvorſchriften unterworfen war, nicht nur die Mög⸗ 
lichkeit, ſie hatte ſogar die Pflicht, die fremden Gelder min⸗ 
deſtens ebenſo gut zu verwalten, wie ihr eigenes Kapital. 
Es ift nichts Unbilliges, wenn man von ben Banken ver⸗ 
langt, daß ſie für ihre Spareinlagen einen Betrag in die 
Liquidationskaſſe von ihrem eigenen Vermögen hinein⸗ 
geben, der dem Verhältnis entſpricht, in dem ſie ihre eige⸗ 
nen Kapitalien umgewertet haben, von Papiermark in 
Goldmark. Bei der Dresdner Bank ein Zwölftel, bei der 
Deutſchen Bank ein Zehntel, bei der Danziger Privatbank 
ein Fünfzigſtel, bei der Oſtbank für Handel und Gewerbe 
ein Hundertſtel der Spargelder und Depoſitenbeträge. 
Wenn die Oſtbank 5 Millionen Depoſiten und Sparein⸗ 
lagen hatte und ſie ihr Kapital von 1: 100 umgeſtellt hat, 
dann ſoll ſie ihre 5 Millionen Depoſitengelder und Spar⸗ 
einlagen im gleichen Verhältnis umwandeln, indem ſie zwei 
Nullen abſtreicht. Das iſt kein beſonders großes Verlangen. 
So ein Inſtitut würde alſo 50 000 Gulden zu zahlen haben. 
Kleines Vieh macht aber auch Miſt, vulgär geſprochen. Der⸗ 
artige Beträge ſummieren ſich und würden die Möglichkeit 
bieten, daß die Liquidationskaſſe unabhängig davon, daß 
man das reguläre Geſchäft der Sparkaſſen und Banken pe- 
unruhigt, den Sparern eine Aufwertung zuteil werden 
laſſen kann, die nach meinem Dafürhalten, wenn die Hypo⸗ 
theken mit 50 Gulden aufgewertet werden, 50 Prozent be⸗ 
tragen könnte. Ich laſſe ganz außer Betracht die jetzt von 
der deutſchen Regierung geplante rückwärtige Aufwertung, 
die fih ja in dem deutſchen Geſetz ausspricht, und die ich 
auch hier noch ſehr gern für dieſen Zweck heranziehen 
möchte. Ich vermag wirklich nicht einzuſehen, wenn jemand 
fein Orundftüd einem anderen in Danzig für einen Spott⸗ 
preis übereignet hat, weil er nicht den Wert des Geldes 
erkannte, wie das Urteil des Kammergerichts es ausſprach, 
daß ein Grundſtück im Werte von 100 000 bis 150 000 
Goldmark für 5000 oder 10000 Goldmark in andere Hände 
kommen und darin verbleiben fol, Weshalb ſoll nicht der⸗ 
jenige, der dieſes Wertobjekt durch die Unwiſſenheit ſeines 
Verkäufers erworben hat, einen beſtimmten Betrag, der 
zwiſchen der Differenz der jetzigen Aufwertungsquote und 
dem, was er ſeinerzeit gezahlt hat, liegt, an den Fiskus ab- 
führen, damit der Fiskus für die Mündelgelder, Stiftungen 
und für die Sparer die Beträge zur Verfügung ſtellt, damit 
eine angemeſſene Aufwertung erfolgen kann. 


Wenn man dieſen Weg geht, wird nach der fünfzig⸗ 


prozentigen Aufwertung von Spargeldern noch eine ſehr 
erhebliche Summe für den Staat übrigbleiben, die er nach⸗ 
her gewiſſermaßen als Inflationsſteuer für die Staatskaſſe 
einziehen kann. Es käme noch die Möglichkeit hinzu, die 
früher abgelöften Induſtrieobligationen mit einem Betrage 
von 25 oder 30 Prozent der ehemaligen Hypotheken zu er⸗ 
faſſen und für die Staatskaſſe einzuziehen, um den Betrag 
auch für die Liquidationsmaſſe der Sparer zur Verfügung 
zu ſtellen. Alle dieſe Fragen ſind noch zu regeln und zu 
klären. In Deutſchland iſt man ſchon den Weg der Infla⸗ 
tionsbeſteuerung, einmal durch die Hauszinsſteuer und 
zweitens durch die Obligationsſteuer, gegangen. Die Obli⸗ 
gationsſteuer wird im Deutſchen Reiche in den nächſten 
Jahren die Summe von 250 Millionen Goldmark einbrin⸗ 
gen. Der Referent im Reichsfinanzminiſterium ſträubt ſich, 
an der Frage der Obligationsaufwertung zu rühren, weil 
mit der höheren Aufwertung der Obligationen, zugunſten 
der Obligationsinhaber, der Staat aus der Obligations- 
ſteuer weniger erhält, und da die Staatskaſſe auf dieſe Be⸗ 
träge angewieſen iſt. So ungefähr denke ich mir eine ge⸗ 
rechte Aufwertung. Ich behalte mir vor, bis zur dritten 
Leſung des Geſetzes für die Regulierung der Spareinlagen 
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entſprechend formulierte Anträge hier im Hauſe einzu⸗ 
bringen. l 
Nun noch etwas zu der Frage der Stadtanleihe. Der 
Fiskus hat während der Inflationszeit von den Inhabern 
der Stadtanleihe, den Rentnern, einen ſehr erheblichen 
Teil im Wohlfahrtsamt unterhalten. Da wird 
Danzig nicht zumuten können, daß es die Stadtanleihe 
ſo aufwertet, wie es das Geſetz hier vorſieht. Soweit alte 
Gläubiger in Frage kommen, iſt ja ſeinerzeit auf meine 
Intervention im Hauptausſchuß die Rate von 15 Gulden 
auf 25 Gulden erhöht worden, wobei ich mir denke, daß 
für die Mündelgelder, die in Stadtanleihen angelegt ſind, 
auch noch eine Beſtimmung e iſt, die die 
Mündelgelder über die 25⸗Gulden⸗Rate hinaus ſchützt. Ich 
habe die Abſicht, das bei den Sparkaſſen zu tun, bei der 
Liquidationskaſſe, die die Mündelgelder ebenfalls bis zu 
50 Prozent ihres Nominalwertes aufwerten ſoll, und zwar 
in der Differenz zwiſchen dem Ausgleichsbetrag von 25 Gul⸗ 
den, den die Stadt nach dem gegenwärtigen Geſetz gewährt, 
und der Differenz, die dann aus der Liquidationskaſſe zu 
zahlen iſt. Aber für alle Leute, die Stadtanleihen erſt ge⸗ 
kauft haben, als ihnen ein gewiſſer Wink von gewiſſen 
Leuten gegeben wurde, daß die 1919er Stadtanleihe genau 
ſo aufgewertet werde wie die älteren, daß man keinen 
Unterſchied in den Stadtanleihen zu machen gedenke — 
dieſe Information ſtammt aus Regierungskreiſen, wie man 
nebenbei wiſſen muß —, ſehe ich nicht ein, weshalb man 
Leuten, die, als die Danziger Stadtanleihe auf 10 oder 
15 Goldpfennigen für 100 Mark im Werte ſtand, ſich dieſe 
Stadtanleihe gekauft haben, die Aufwertung von 150 Gul⸗ 
den für 1000 Mark konzedieren ſoll. Die ah die Dan⸗ 
ziger Stadtanleihe ſpekulativ gekauft haben, haben kein 
moraliſches Anrecht auf Aufwertung, weil die große Maſſe 
der Stadtanleihebeſitzer aus allgemeinen Mitteln des Wohl⸗ 
fahrtsamtes unterhalten werden mußte. Für alle die⸗ 
jenigen, die ſpekulativ Stadtanleihe gekauft haben, gilt der 
Artikel II des Einführungsgeſetzes des Danziger Guldens, 
daß 750 Milliarden Papiermarf = 1 Gulden geſtellt 
werden. Aber für diejenigen, die in der Zeichnung die 
Stücke erworben haben, die alſo die alten Zeichner ſind, 
ferner für die Leute, die laut Geſetz verpflichtet waren, 
Mündelgelder und ſonſtige Gelder mit pupillariſcher Sicher⸗ 
eit anzulegen, muß eine Ausnahme geſchaffen und eine 
weſentlich höhere Aufwertung vorgeſehen werden, als es 
gegenwärtig der Fall iſt. Ich möchte nicht gern die ſtädti⸗ 
ſchen Kaffen mit mehr als 25 Gulden zu der Aufwertung 
heranziehen, aber ich deutete ja ſchon die Möglichkeit an, 
die Mittel zu beſchaffen, um die Mündelgelder noch höher 
aufzuwerten. e : 
M. D. m. H.! Damit wäre dieje Angelegenheit und 
auch das Danziger Geſetz jo ziemlich erledigt. Nur ime 
einem Punkte bin ich noch gezwungen, Ausführungen zu 
machen. Das iſt die Frage, ſoll man den Aufwertungs⸗ 
beträgen und beſonders fol man den verhältnismäßig 
hohen oder korrekten Aufwertungsbeträgen bei Hypotheken 
in Danzig noch einen Multiplikator zugeben, der den 
Minderwert oder Mehrwert der deutſchen Mark in Danzig 
noch extra ausgleicht? Man muß ſich in die Dinge etwas 
näher vertiefen. Ich habe den Eindruck, daß man im Haupt⸗ 
uausſchuß ziemlich leichtſinnig Begriffe durcheinander ge- 
worfen hat, und daß man ſich wie auf einer Auktion über⸗ 
boten hat, alſo möglichſt mehr zu bieten. Die urſprünglich 
vorgeſchlagenen Sätze von 10 bis 30 Prozent haben bei 
mir ſchon ſeinerzeit ſchwere Bedenken erregt. Ich ſchrieb 
ſeinerzeit in einem Artikel in der „Volksſtimme“, daß ich 
eine Aufwertung über die Danziger Sätze hinaus für 
außerordentlich bedenklich anſähe, wenn ich auch die da⸗ 
mals vorgeſehenen Sätze hinnehmen wollte, um die Sache 
endlich unter Dach und Fach zu bringen. (Abg. Robert 
Schmidt: Das iſt ganz unerheblich!) Das iſt nicht unerheb⸗ 
lich, Sie oberkluger Finanzpolitiker. (Abg. Robert Schmidt: 


man 


Sie ſind der einzige Kluge!) Das behaupte ich nicht. 
(Abg. Robert Schmidt: Das geht aus Ihrer Rede hervor!) 
Wenn Sie das aus meinen Worten entnehmen, kann ich 
nichts dafür. — Die deutſche Mark hat nicht immer in 
Danzig und im Deutſchen Reiche einen höheren Wert ge⸗ 
habt, als im Auslande. Es iſt völlig abwegig, zu be⸗ 
haupten, daß die deutſche Mark zu allen Zeiten im Inlande 
einen höheren Wert gehabt hätte als draußen. Bis Ende 
Juni 1919 hat die deutſche Mark im Inlande keinen 
höheren, ſondern einen niedrigeren Wert gehabt als im 
Auslande. Ich will das gleich an ein paar Beiſpielen 
beweiſen. Als ein völliges Einfuhrverbot in Deutſchland 
und bei uns war, bis Mitte 1920, koſtete Kupfer im Deut⸗ 
ſchen Reiche den von der Kriegsmetallgeſellſchaft por- 
geſchriebenen Höchſtpreis von 4,50 Mark per Kilo. Im 
Februar 1919 ſtand der Dollar etwas über 8, 81⁄4 glaube 
ich, hatte alſo, rund gerechnet, die doppelte Parität gegen⸗ 
über dem Frieden. Während Sie auf dem Weltmarkte 
Kupfer für 65 Pfund pro Tonne kaufen konnten, alſo für 
1300 Goldmark 1016 Kilo, das Kilo mithin für 1,30 Mk., 
konnten Sie alſo mit der deutſchen Mark im Auslande 
unter Berückſichtigung der Geldentwertung, alſo der 
hundertprozentigen Entwertung gegenüber dem Dollar, 
mit deutſcher Valuta Kupfer mit 2,60 Mark kaufen, wäh⸗ 


~ 


rend Sie es im Inlande mit 4,50 Mark bezahlen mußten. 


Zinn koſtete den von der Kriegsmetallgeſellſchaft feſtgeſetzten 
Preis von 14,50 Mark pro Kilo. Im Auslande konnten 
Sie Zinn zu jener Zeit für 300 Pfund kaufen, alſo für 
6000 Goldmark für 1000 Kilo oder 6 Mark für das Kilo. 
Unter Berückſichtigung der Markentwertung auf etwa die 
Hälfte war Zinn für deutſche Valuta im Auslande billiger 
als im Inlande. Auch bei Lebensmitteln lagen die Verhält⸗ 
niſſe ſo. Sie werden ſich erinnern, als ſeinerzeit Lebens⸗ 
mittel, wie Heringe, Kaffee, Kakao und Schmalz und andere 
Artikel in Danzig ſehr teuer waren, bin ich nach Berlin 
gefahren und habe mit den Reichsſtellen verhandelt, um 


für Danzig Lebensmittelkontingente zu erhalten und die 


Einfuhr von Heringen, Kakao, Schmalz und ähnlichen 
Sachen durchzuſetzen, was mir auch gelang. Damals war 
die Einfuhr dieſer Artikel mit deutſcher Mark im Auslande 
billig zu tätigen. Sie werden fih erinnern daß damaſs 
der Preis für Heringe auf ein Drittel des damals in 
Danzig gezahlten Preiſes zurückging, ebenſo war es bei 
Kakao. Kaffee wurde um das Drei- bis Vierfache herab- 
geſetzt; auch der Preis für Schmalz wurde erheblich herab⸗ 
geſetzt. Alle dieſe Artikel wurden der Danziger Bevölke⸗ 
rung plötzlich wie durch ein Wunder zum halben und oder 
drittel Preis von den Kolonialwarenhändlern geliefert. 
Da ſtellt man ſich hin und behauptet, die innere Kaufkraft 
wäre höher geweſen als die äußere. Nein, bis Juni 1919 
war das genaue Gegenteil der Fall. Wenn Sie die Hypo⸗ 
theken mit 50 Gulden, alſo 40 Prozent, aufwerten und noch 
einen Zuſchlag geben wollen, wobei Geſchäfte aus dieſer 
Zeitperiode in Frage kommen, ſo werten Sie nicht nur 
40 Prozent auf, ſondern unter Berückſichtigung des Zu⸗ 
ſchlages 70 bis 80 Prozent. Solange dieſer Fall vorlag, 
war eine effektive Teuerung vorhanden. Als nachher die 
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Inflation einſetzte und ſich daraus die Geldentwertung 


bildete, hat ſich das Bild nach der anderen Seite ver⸗ 
ſchoben. Wenn Sie aber dabei erwägen, daß wir Anfang 
1923 eine Zeitperiode gehabt haben, in der der Dollar am 
2. Januar 50 000 ſtand, und die deutſche Regierung da⸗ 
mals die berühmte Stabiliſierungsaktion vornahm und 
den Dollarſtand bis zum März auf 20 000 drückte, und in 
dieſer Zeit Geſchäfte getätigt wurden, in der die deutſche 
Währung in zwei Monaten eine Verbeſſerung um 250 Pro⸗ 
zent, nämlich von 50 000 auf 20 000 erfuhr, und ſie dann 
in dieſer Periode noch einen dreißigprozentigen Zuſchlag 
auf Grund eines willkürlich errechneten Index zuſchlagen 
wollen, dann kann es vorkommen, daß Sie die Aufwertung 
für Hypotheken nicht auf 40 Prozent oder 50 Gulden feſt⸗ 
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jepen, ſondern daß Sie durch das Danziger Geſetz tat- 
ſächlich eine etwa hundertprozentige Aufwertung ſtatt⸗ 
finden laſſen. Darüber, ob die Aufwertung über 100 Pro⸗ 
zent auf Grund der höheren Kaufkraft möglich iſt, ſoll man 
ſich in Deutſchland den Kopf zerbrechen. Etwas derartiges 
wird man ſich aber bei uns ſehr veiflich überlegen müſſen. 
Wenn Sie derartige Spielereien, anders kann ich es nicht 
bezeichnen, von Dilettanten in Danzig machen laſſen, ſo 
wird es nicht lange dauern, bis in Danzig das eintritt, 
was ſeinerzeit in Frankreich nach der Mandatswirtſchaft 
notwendig war, nämlich, daß die ganze Aufwertungsgeſetz⸗ 
gebung redreſſiert werden muß. Dieſe Gefahr will aber 
niemand von uns heraufbeſchwören. Das will weder die 
rechte Seite des Hauſes, noch die Linke, noch die Mitte. 
Man wird ſich jedenfalls noch ſehr reiflich überlegen 
müſſen, ob man das Geſetz in dieſer Form verabſchiedet. 
Ich warne jedenfalls davor und werde durch Anträge ver⸗ 
ſuchen, die Beſtimmung der prozentualen Höheraufwertung 
wegen der angeblichen höheren e der Mark im In⸗ 
lande aus dem Geſetz wieder herauszubringen. Ich werde 
auch dafür Sorge tragen, daß allgemein ein langfriſtiges 
Moratorium in das Geſetz hineinkommt, da nicht einzuſehen 
iſt, wenn die Verhältniſſe de kacto ſo liegen, daß gegen⸗ 
wärtig nur ganz wenige die Darlehen zurückzahlen können, 
die Gläubiger, die zufällig einen leiſtungsfähigen Schuldner 
haben, mit 30 Gulden abgeſpeiſt werden, während 95 Pro- 
zent oder noch mehr Gläubiger, die leiſtungsſchwache 
Schuldner haben, 50 Gulden bekommen. Man wird in das 
Geſetz noch eine Beſtimmung hineinbringen müſſen, ähn⸗ 
lich wie es das neue deutſche Geſetz vorſieht, daß der 
Schuldner mit einer kurzen Kündigungsfriſt die Schulden 
zurückzahlen darf. Es haben ſich bereits einige deutſche 
Gerichte auf den Standpunkt geſtellt, wenn der Schuldner 
nicht zurückzuzahlen braucht, muß der Gläubiger auch das 
Recht haben, nicht früher anzunehmen. Es kann aber im 
Intereſſe eines beliehenen Grundſtückes notwendig werden, 
wenn man mehr oder neues Geld aufnehmen will, daß 
man die alten Hypotheken mit kurzer Kündigungsfriſt ab⸗ 
ſtößt. Nach einem beſtimmten Zeitpunkt muß dann eben 
eine Kündigungsfriſt erfolgen, und ein entſprechender Aus⸗ 
gleich, wie ihn das Geſetz vorſieht, ſtattfinden. ’ 
Ich habe noch ſonſt an dem Geſetz eine ganze Anzahl 
Schönheitsfehler vorgefunden, die ich auszumerzen beabſich⸗ 
tige. Beiſpielsweiſe ſteht in dem Geſetz eine Beſtimmung, 
daß Beträge aus Kontokorrenten und aus laufenden Rech⸗ 
nungen, ſoweit ſie den Saldo betreffen, nicht aufgewertet 
werden dürfen. Ich habe mich bemüht, von den Juriſten 
im Hauptausſchuß zu erfahren, was der Unterſchied zwi⸗ 
ſchen einer laufenden Rechnung und einem Kontokorrent 
iſt. Die Herren konnten mir das anſcheinend nicht ſagen. 
Sie verwieſen auf den Kommentar zum Handelsgeſetzbuch, 
der eine laufende Rechnung darin erblickt, im Gegenſatz zum 
Kontokorrent, daß die von Sparkaſſen geführten Staffel⸗ 
konten laufende Rechnungen ſind, während das Konto⸗ 
korrent im gewöhnlichen Handelsleben die links und rechts 
ſtehende Soll⸗ und Haben-Seite darſtellt, die, wenn fie 
ſaldiert werden, einen Saldo ergeben. Dieſe werden in 
ſehr vielen Fällen aber auch in der Form der Staffel ge⸗ 
führt, in der ſich dann nur immer der bei dem jeweiligen 
Umſatz ergebende Saldo ergibt. Mit Abſicht haben die 
Macher der Notverordnung oder die hinter dem Geſetzgeber 
ſtehenden großkapitaliſtiſchen Kreiſe dieſe Beſtimmung in 
das Geſetz hineingebracht. Man hat beſtimmt, das laufende 
Rechnungen auch nicht aufgewertet werden dürfen. Man 
war ſich darüber klar, daß damit die Kontokorrenten 


eo ipso ausfallen, da ſie genannt find. Man hatte aber 


noch einen Hintergedanken. Da die Staffelform der Spar- 
kaſſen⸗ und Depofitenkonten bei den Banken laufende Rech⸗ 
nungen find, keine eigentlichen Kontokorrenten, ſchrieb man 
auch in das Geſetz, daß „laufende Rechnungen“ nicht auf⸗ 
zuwerten ſeien, weil damit automatiſch die Sparkaſſen⸗ 
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einlagen und die Depoſitengelder von Privatinſtituten auf⸗ 
zuwerten verboten war, und auch dem Richter auf Grund 
dieſes Geſetzes damit die Möglichkeit genommen iſt, trotz⸗ 
dem auf Grund allgemeiner rechtlicher Beſtimmungen, eine 
Aufwertung vorzunehmen. (Abg. Dr. Kamnitzer: Das 
ſtimmt nicht, es ſchweben Prozeſſe über Depoſiten beim 
Kammergericht!) Ich weiß ſehr wohl, daß Prozeſſe dieſer 
Art bei den deutſchen Gerichten ſchweben, aber Sie pflegen 
manchmal nicht zu wiſſen, was inzwiſchen für Urteile er⸗ 
gangen ſind. In Hamburg iſt kürzlich ein Urteil in einer 
derartigen Angelegenheit ergangen, und zwar iſt dort eine 
Depoſitenforderung in Höhe von 50 000 Mark abgewieſen 
worden. Es ſchweben wo anders auch noch Prozeſſe wegen 
der Aufwertung von Sparkaſſeneinlagen und Depoſiten⸗ 
geldern; auf Grund der Vorſchrift der dritten Steuernotver⸗ 
ordnung iſt es aber keinem Richter möglich, aufzuwerten, 
weil in dieſem Falle ausdrücklich verboten iſt, aus laufen⸗ 
den Rechnungen aufzuwerten. Herr Abg. Dr. Kamnitzer, 
Sie haben Ihr Geruchsorgan noch nicht in ein Bankinſtitut 
hineingeſteckt und wiſſen nicht, was ein Sparkaſſenkonto, 
Depoſitenkonto und Kontokorrent lt. Sie können ſich kein 
Bild machen, was damit gemeint iſt. Ich habe eine zehn⸗ 
jährige Praxis im Bankweſen und ſage Ihnen, daß die 
Spar- und Depoſitenkonten laufende Rechnungen im Sinne 
Staubs ſind, und daß das Geſetz das in bewußter Abſicht 


hineingeſchrieben hat. Wenn Sie fih den Kommentar von 


Franz Schlegelberger über Aufwertung kaufen, der in 
Danzig für 6 Gulden auf Beſtellung zu haben iſt, dieſes 
kleine Büchelchen, einen Kommentar zur Steuernotberord- 
nung, dann werden Sie an einer Stelle finden, daß man 
aus dem Grunde, um Spareinlagen und Depoſitengelder 
nicht aufzuwerten, und um auch ein geſetzliches Verbot 
dafür zu ſchaffen, dieſe Beſtimmung über die laufenden 
Rechnungen in die Notverordnung aufgenommen hat. 
Wenn man ſich die Zirkulare und Rundſchreiben der 
Spitzenverbände der Banken, der Landwirtſchaft, der Indu⸗ 
ſtrie und des Großhandels anſieht, dann hat man einen 
Beweis für die Abſichten, die dieſe Kreiſe gehabt haben, 
die veranlaßt haben, daß die Schöpfer der dritten Not⸗ 
verordnung dieſe Beſtimmung in das Geſetz hineingebracht 
haben. Wenn jetzt nicht ausdrücklich in dem Geſetz hervor⸗ 
gehoben wird, daß private Spareinlagen aufgewertet 
werden ſollen, dann kann der Richter ebenſowenig Spar⸗ 
einlagen aufwerten, wie die Gerichtshöfe der Länder, die 
ich vorhin genannt habe. Der Richter, der „ſpezielle wäh⸗ 
rungsrechtliche“ Beſtimmungen hinter „allgemeine“ zurück⸗ 
ſtellt, hat die weſentlichſte Aufgabe der Goch genen bezüg⸗ 
lich des öffentlichen Kredits verkannt. Die Richter haben 
fich bei uns in Deutſchland über die währungsrechtlichen 
Beſtimmungen gegenüber der Auffaſſung der oberſten Ge⸗ 

ulturſtaaten eren d t. Ich bin nicht 
davon überzeugt, daß die beſonderen Rechtstheſen über die 
Wü ge Beſtimmungen, ſolange nicht Auf⸗ 
wertungsgeſetze gegeben ſind, hinter die allgemeine Be⸗ 
ſtimmung über Treu und Glauben zurückzutreten haben. 
Ich bin ſogar davon überzeugt, daß der Grundat Eng- 
lands, Frankreichs, Oſterreichs und der anderen Staaten, 
die ſich auf den Boden der Legaltheorie ſtellen, wenn ein 


geſetzliches Zahlungsmittel mit Zwangskurs vorhanden iſt, 


ſich im Laufe der Zeit durchſetzen wird und daß die deutſche 
Rechtſprechung wiederum zu dem bisher gepflogenen Grund⸗ 
ſatz, daß die ſpeziellen währungsrechtlichen Beſtimmungen 
vorgehen, zurückfinden wird. Aber das ſpielt keine Rolle; 
denn wenn ein Aufwertungsgeſetz gemacht wird, werden 
ja für alle dieſe Aufwertungsfragen ſpezielle geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen geſchaffen, und damit iſt ja dem Währungsrecht 
vollſtändig Genüge getan. 

M. D. u. H.! Ich wünſchte, daß wir in ganz kurzer 
Zeit dieſes Geſetz endlich unter Dach und Fach brächten, 
damit die Unruhe, die ſowohl bei den Gläubigern, als auch 
bei den Schuldnern vorhanden iſt, beſeitigt wird, und auch 


— 


D) 


(A 


(B 


— 
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bei denen, die als Sparer, Depoſiteure oder ſonſtwie noch 
einmal etwas zu erhalten hoffen, Ruhe eintritt. Ich würde 
mich freuen, wenn das Geſetz in höchſtem Maße die 
Gerechtigkeit verwirklichte, eine Gerechtigkeit, die ja nicht 
mathematiſch zu errechnen ift, da man ſich von Ge- 
fühlen gegenüber der Geſamtheit wird leiten laſſen müſſen. 
Aber wenn man die Korrekturen, die ich vorgebracht habe, 
in dem Geſetz, an dem wir jetzt arbeiten, berückſichtigt, 
wird, wie ich glaube, das Höchſtmaß von Gerechtigkeit in 
dieſem Geſetz verwirklicht werden, daß wir weder die 
Gläubiger noch die Schuldner benachteiligen, daß ſowohl 
Handel wie Induſtrie und Gewerbe mit einer ſolchen Rege⸗ 
lung zufrieden ſein können und auch der Staat. Im Inter⸗ 
eſſe der öffentlichen Finanzen liegt es ebenfalls, daß dieſes 
Geſetz mit größter Beſchleunigung verabſchiedet wird. Von 


dieſem Geſetz hängt die Frage ab, was jeder definitiv beſitzt. 


Von dieſem Geſetz hängt es ab, kann ich mir auf den Titel, 
der nun Goldwert hat, einen Kredit beſchaffen und damit 
eventuell zur Belebung der Wirtſchaft beitragen? Von 
dieſem Geſetz hängt ab, welche Steuern wir von dem Ver⸗ 
mögen, Einkommen und in ſonſtiger Beziehung erhalten. 
Es iſt deshalb notwendig, daß die Verabſchiedung des Ge⸗ 


ſetzes mit größter Beſchleunigung erfolgt. Ich hoffe, daß 


— 


Vertagungstendenzen, wie ſie in der vorigen Sitzung laut 
wurden, in den kommenden Tagen, in denen, wir das Ge⸗ 
ſetz behandeln werden, ſich liebenswürdigerweiſe hinter dem 
Berge halten. Hätten wir bei der Verabſchiedung des 
Guldengeſetzes die Abſätze 3—5 des Artikels 2 ſtehen laffen, 
die die individuelle Aufwertung und den Ausgleich im 
Einzelfall durch den Richter vorſahen, eine unter meinem 
Druck in das Geſetz hineingekommene Beſtimmung, dann 
hätten wir die Aufwertungsfrage in Danzig ſeit Jahr und 
Tag vergeſſen. Damals waren es genau dieſelben Quer⸗ 
treiber, oder genau geſagt, derſelbe Quertreiber, ich darf 
die anderen Herren der Fraktion nicht dazurechnen, der 
durch Umwerfen der geſetzlichen Beſtimmungen, nachdem 
der alte Volkstag moraliſch lein Recht mehr hatte, an dem 
Guldengeſetz noch etwas zu baſteln, denn die neuen Ab⸗ 
geordneten waren damals bereits gewählt, zwiſchen Weih⸗ 
nachten und Neujahr noch die Beſtimmung aus dem Geſetz 
herausgebracht hat. Derſelbe Herr war es wieder, der hier 
kürzlich den Antrag ſtellte, das ganze Geſetz an den Aus⸗ 
ſchuß zurückzuverweiſen, weil in Deutſchland ein neues 
Geſetz herausgekommen wäre, deſſen Rechtsgrundſätze und 
materielle Beſtimmungen er gern in dieſes Geſetz hinein⸗ 
gearbeitet hätte. Die Gläubiger und Schuldner werden ſich 
bedanken, daß ſolche Grundſätze in das Danziger Geſetz 
übernommen werden. Sie werden ſich beſtens bedanken, 
daß die fünfundzwanzigprozentige Aufwertung der Hypo⸗ 
theken mit dem Moratorium bis 1940 in das Geſetz hinein⸗ 
kommt, während das Danziger Geſetz 40 Prozent und ein 
Moratorium bis 1931 vorſieht. Dieſer Herr faßt gewöhn⸗ 
lich alles an, aber er vollendet nie etwas. An dem ganzen 
Aufwertungsgeſetz hat er ſich ſehr wenig beteiligt, aber er 
hat alles, was gemacht wurde, umgeworfen. Er hat jetzt 
noch in letzter Minute dieſes Geſetz an den Ausſchuß zurück⸗ 
zuſchicken verſucht. Er hat ſeinerzeit auch den Gläubigern 
alles mögliche verſprochen, nachdem er die Abſätze 3—5 
des Artikels 2 des Guldengeſetzes zu Fall gebracht hatte. 
Er hat bei Kreſin in Langfuhr den Leuten von Ausgleichs⸗ 
kommiſſionen und ähnlichen Dingen erzählt. Die Leute 
glaubten in ihm einen Anwalt zu finden, der ihre Inter⸗ 
eſſen wahrnehmen würde. Bei den Ausſchußberatungen 
dieſes Geſetzes war dann aber Herr Dr. Neumann krank. 
Er iſt wohl ein⸗ oder zweimal dageweſen. Ich war leider 
auch krank, aber ich hatte keine Krankheit, die ich vorſchob, 
ſondern ich war bedauerlicherweiſe im Herbſt vorigen 
Jahres ein Vierteljahr ans Bett gefeſſelt. Hätte ich an dem 
Geſetz im Ausſchuß mitgearbeitet, ſo wäre vieler Unſinn 
nicht in das Geſetz hineingekommen. Das iſt ja aber nicht 
ſo ſchlimm, es geht noch zu reparieren. Wir haben die 
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zweite Leſung, da kann man noch Abänderungsanträge 
ſtellen, und dann kommt noch die dritte Leſung. (Es iſt 
höchſte Zeit! Mitte.) Die Anträge werden Sie doch nicht 
verſtehen. Sie ſtimmen ſie entweder nieder oder Sie ſtim⸗ 
men dafür. In beiden Fällen handeln Sie im dunkeln, 


genau ſo wie die Danziger Richter im dunkeln gehandelt 


haben, als ſie auf dem Standpunkt ſtanden, Mark iſt Mark. 
Sie beſtraften denjenigen mit Wucher, der ſeine Ware ver⸗ 
ſchenkte. Die Richter waren ſich damals deſſen auch nicht 
bewußt, was ſie taten, ſonſt hätten ſie die Regierung auf⸗ 
fordern müſſen, das Währungsrecht zu ändern. Herr Dr. 
Bumke war es, der ſich als Vorſitzender in einer Ferien⸗ 
ſtrafkammer ein etwa einſtündiges Gutachten von mir an⸗ 
hörte, und unter Hinweis, daß er als Richter 25 bis 30 
Goldmark Monatsgehalt bekäme und ich ihm empfehle, 
bei ſeiner Behörde wegen wucheriſcher Ausbeutung ſeiner 
Arbeitskraft Strafantrag gegen den Senat zu ſtellen, hat 
die Kammer entſchieden, daß jemand, der ſeine Ware auf 
Grund des geſunkenen Geldwertes zu einem erhöhten 
Papiermarkpreiſe verkauft, keinen Wucher begehe. Das 
war das einzige vernünftige Urteil, das damals in Danzig 
gefällt wurde. Ich freue mich, daß ich Ihnen dieſes Lob 
erteilen kann. Sie werden heute ſelbſt davon überzeugt 
ſein, daß Sie damals ſehr richtig gehandelt haben. 

Wie geſagt, ich hoffe, daß das Geſetz jetzt endlich zu 
Ende kommen wird und daß nicht mehr Tendenzen auf⸗ 
tauchen, die irgendwie eine Sabotage für dieſes Geſetz be⸗ 
deuten. Wenn es gelingt, in den nächſten Tagen die zweite 


Leſung zu beenden und die Fraktionen Gelegenheit haben, 


die eingebrachten Abänderungsanträge zu ſtudieren und zu 
beſprechen, ſo wird kurz nach Oſtern das Geſetz endlich 
unter Dach und Fach ſein. Ich glaubte Mitte oder Ende 
November, daß wir das Jubeljahr mit dieſem Geſetz ein⸗ 
weihen konnten. Leider iſt das nicht geglückt. Wir haben 
jetzt bereits April und wollen uns vornehmen, aus dieſem 
Geſetz nicht einen Aprilſcherz zu machen, ſondern etwas 
ſehr Vernünftiges! 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Senats⸗ 
präſident Dr. Sahm. 


Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. H.! Wenn 
ich heute ausnahmsweiſe das Wort in einer Angelegenheit 
der inneren Politik ergreife, ſo geſchieht es, um für den 
Senat zu betonen, welche Bedeutung der Senat dieſem Ge⸗ 
ſetze beimißt, und gleichzeitig einen ebenſo dringenden wie 
warmen Appell an das hohe Haus zu richten, dieſes Ge⸗ 
ſetz nicht etwa erneut einer Ausſchußberatung zu über⸗ 
weiſen, ſondern es jo ſchnell wie möglich zuſtande zu bringen. 
Das Haus übernimmt zuſammen mit der Regierung eine 
große Verantwortung, wenn es dies Geſetz zuſtande bringt. 
Aber auf der anderen Seite bedeutet dies Geſetz auch die 
Krönung des Werkes, das erſt vor kurzem hier durch die 
Verabſchiedung des Wohnungsbaugeſetzes geſchaffen wurde. 

M. D. u. H.! Es handelt ſich hier nicht um ein Geſetz, 
das nach dem jeweiligen Standpunkt der politiſchen Par⸗ 
teien zu beurteilen iſt. Mit großer Freude konnte man in 
den Beratungen des zuſtändigen Ausſchuſſes feſtſtellen, daß 
alle Beſtimmungen niemals von irgendwelchem Geſichts⸗ 
punkt einer Partei angeſehen wurden, daß es ſich hier 
nicht darum handelte, nach Popularität zu haſchen. Dar⸗ 
über müſſen wir uns klar ſein, was wir dem einen geben, 
nehmen wir dem andern. Zufrieden wird mit dieſem Ge⸗ 
ſetz leider keiner fein, (Sehr richtig!) Trotzdem, m. D. 
u. H., iſt es nicht möglich, hier bei dieſem Geſetz an ſtarren 


Prinzipien feſtzuhalten. Wir dürfen uns auch nicht über⸗ 


wiegend von dem Mitleid beſtimmen laſſen, das wir mit 
den Opfern der Inflation haben, mit den Opfern, die wohl 
ein jeder in ſeiner eigenen Familie kennengelernt hat. Wir 
wollen durch das Zuſtandekommen dieſes Geſetzes bekunden, 
daß wir gewillt ſind, an dem Wiederaufbau der Wirtſchaft 


(0) 


D) 


mitzuwirken. Mir fällt dabei ein Wort unſeres größten 


(A) 
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Staatsmannes, Bismarck, ein, an deſſen Geburtstag wir 


auch heute in dieſer Stunde unſere tiefſte Verehrung be⸗ 
kunden. (Lebhaftes wiederholtes Bravo!) Dieſes Wort 
lautet: „Es kommt bisweilen nicht darauf an, wie etwas 
gemacht wird, ſondern daß etwas gemacht wird.“ (Sehr 


. richtig!) Das gilt auch für dieſes Geſetz. Auch dieſes Ge- 


ſetz bedeutet die Rekonſtruktion des Wirtſchaftslebens, den 


Wiederaufbau und gehört mit in die Kategorie der Geſetze, 
von denen ein wichtiges Glied die Anleihe bildete. 


Wir dürfen nicht warten, bis das Geſetz in Deutſch⸗ 


land zuſtandekommt. (Sehr richtig!) Sicherlich iſt der 
Gedanke der Rechtseinheit auch hierfür ein beſtechender, und 
ſicherlich bin ich der letzte, der gegen dieſen Gedanken der 
Rechtseinheit ankämpfen würde. Aber, m. D. u. H., wir 
müſſen uns darüber klar ſein, das iſt von dem Vorredner 
auch ſchon hervorgehoben worden, das Einbringen eines 
Geſetzentwurfes im Deutſchen Reiche bedeutet noch lange 
nicht die Vollendung. 


Reiche vorausſichtlich damit rechnen, daß noch viele Monate 


< 


vergehen werden, ehe dies Geſetz zur Tat wird. So lange 
können wir nicht warten. Außerdem kommt gegenüber 
dem Deutſchen Reiche in Betracht, daß die finanziellen Ver⸗ 
hältniſſe des Staates und der Wirtſchaft in Danzig grund⸗ 
verſchieden ſind von denen im Deutſchen Reiche. Wenn ich 


auch nicht die Verhältniſſe durch die roſarote Brille be⸗ 


trachte, wie es der Herr Vorredner getan hat, ſo iſt eins 
ſicher, wir müſſen den veränderten Verhältniſſen Rechnung 
tragen, wir dürfen nicht ſo lange warten. Ich möchte an 
die Währung erinnern, und daß das verſpätete Zuſtande⸗ 
kommen der Währung doch unendlich viel Schaden bereitet 
hat. Es ſoll damit keine Schuld ausgeſprochen werden, 
ſondern nur die Tatſache, daß wir nich zum zweitenmal 


warten dürfen, bis es vielleicht zu ſpät iſt. Deshalb muß 
auch hier ſchnelle Arbeit geleiſtet werden. (Sehr richtig!) 


Eines allerdings müſſen wir uns bei dem Zuſtande⸗ 
kommen dieſes Geſetzes vorhalten. Wir wollen bis an die 
Grenze der Leiſtungsfähigkeit gehen, aber nicht darüber 
hinaus. Dies gilt namentlich für die Regelung der Spar⸗ 
kaſſenguthaben. Sicherlich iſt es ein wohltuender Gedanke, 
wenn man gerade hier mehr helfen könnte, als es urſprüng⸗ 
lich vorgeſehen war. Aber auf der anderen Seite, m. D. 
u. H., muß man fih davor hüten, den Sparkaſſengläubigern, 
alſo den kleinen Leuten, eine bittere Enttäuſchung zu be⸗ 
reiten. 
ſchönſten und höchſten Prozentſätze beſchließen und nachher 
nicht die nötigen Mittel finden, um das, was wir durch 


das Geſetz verſprochen haben, den Sparern zu geben. Dieſe 


Enttäuſchung würde viel bitterer ſein, als wenn wir ſofort 
das gäben, wozu wir mit den Sparkaſſen in der Lage ſind. 

Ich will nicht auf die einzelnen Beſtimmungen des 
Geſetzentwurfes eingehen. Ich möchte nur hervorheben, 
welche Gedanken dazu zwingen, dieſes Geſetz möglichſt 
ſchnell zu verabſchieden. Ein Teil der Gedanken, die ich 
mir vorher während der Beratung ſkizziert hatte, ift mir 
vorweggenommen worden. Ich will mit kurzen, ſchlag⸗ 
wortartigen Sätzen das ſagen, was ich mir darüber gedacht 
habe. Das Zuſtandekommen dieſes Geſetzes bedeutet ſo⸗ 


wohl für den einzelnen, wie für die wirtſchaftliche Organi⸗ 


ſation, daß man ſich über den Umfang ſeines Vermögens 
im klaren iſt, und daß man endlich in der Lage iſt, eine 
richtige Bilanz aufzuſtellen. Hiervon hängt vieles für die 
Geſundung des Wirtſchaftslebens ab. Es hängt aber auch 
viel für die Finanzen des Staates davon ab, weil Sie zu⸗ 
geben werden, daß bei einer ganzen Reihe von Steuern 
das Vorhandenſein einer richtigen Vermögensaufſtellung 
unabweisbares Bedürfnis iſt. Das Geſetz wird ferner dazu 
beitragen, den Grundkredit zu heben; denn Sie alle wiſſen 
aus den zahlreichen Beratungen, die über dieſe Frage ſtatt⸗ 
gefunden haben, daß ohne Feſtſtellung der gegenwärtigen 
Belaſtung der Grundſtücke, eine tatſächliche Wiederher⸗ 
ſtellung des Grundkredites nicht möglich ift. Auch dadurch 


Wir müſſen auch im Deutſchen 


(Sehr richtig!) Was nützt es, wenn wir die 
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werden wir, wie durch das vorher erwähnte Geſetz, zu einer (C) 


Belebung der Bautätigkeit beitragen. ` 
Für die Sparkaſſen ift von dem Herrn Vorredner ge- 
wünſcht worden, daß endlich mit dem gegenwärtigen Zu⸗ 
ſtand aufgeräumt werde. Ich kann namens der Regierung 
die Erklärung abgeben, daß auch unſer Wunſch dahin geht, 
möglichſt bald dem auch für uns unerträglichen Zuſtand ein 
Ende zu machen. Ich hoffe, daß dieſes Geſetz den Grund⸗ 
ſtein dafür legen wird, daß wir nun wieder zu den Beſtim⸗ 
mungen zurückkehren, die mehr als 80 Jahre hindurch das 
Weſen der Sparkaſſe dargeſtellt haben. 
Für die Hypothekengläubiger bedeutet das Geſetz das 
Wiederaufleben des Zinſendienſtes. Vor allen Dingen 
wird es endlich dazu beitragen, die Rechtsunſicherheit zu 


beſeitigen, die jetzt in jo erſchreckendem Maße eingetreten 


iſt. Es kann dies nur geſchehen, wenn durch das Geſetz 
feſte Richtlinien gegeben werden, die es dem Richter er⸗ 
möglichen, ohne die Berückſichtigung der individuellen Ver⸗ 
hältniſſe über die Beſtimmungen des Geſetzes zu entſcheiden. 

Ich möchte Sie bitten, ſich bei der Abſtimmung von 
dieſen Gedanken leiten zu laſſen und nicht an ſtarren Prin⸗ 
zipien feſtzuhalten. Ich habe kurz vor der Sitzung in einer 
Zeitung ein Wort des engliſchen Staatsmannes Chamber⸗ 
lain über die Logik in der Politik gefunden, welches auch 
für dieſes Geſetz gilt. Es lautet: „Es iſt ein Mißverſtünd⸗ 
nis, daß die Logik der Politik darin beſteht, unter der Lei⸗ 
tung eines beſtimmten Gedankens gegen die Wand zu 
rennen, ſondern gerade der, welcher die Tatſachen in Rech⸗ 
nung ſtellt und ab und zu gibt, beweiſt Logik.“ M. D. u. H.! 
Stellen Sie als Tatſachen die Belange und die Bedürfniſſe 


unſerer Danziger Wirtſchaft in Rechnung, und verabſchie⸗ 


den Sie dieſes Geſetz ſo ſchnell wie möglich. 
Bravo!) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Neubauer. 

Neubauer, Abgeordneter (Z.): Ich kann im Namen 
der Zentrumsfraktion die Erklärung abgeben, daß wir uns 
dem Appell des Herrn Präfidenten des Senats anſchließen. 
Auch wir ſind von der Notwendigkeit einer ſchnellen Ver⸗ 
abſchiedung dieſes Geſetzes durchdrungen. M. D. u. H.! 
Vor uns liegt ein Geſetz von außerordentlicher Bedeutung 
für das Wirtſchafts⸗ und auch für das Rechtsleben. Es iſt 
daher auch nicht verwunderlich, wenn hierfür das Inter⸗ 
eſſe weiteſter Volkskreiſe geweckt worden iſt. Wohl in 
keinem Fall, m. D. u. H., iſt ſo viel geſprochen, geſchrieben 
und auch proteſtiert worden, wie gerade bei dieſem Geſetz. 
Aber wir waren uns alle, die wir im Ausſchuß über dieſes 
Geſetz beraten haben, darüber klar, daß die meiſten Ein⸗ 
gaben, die der Volkstag in dieſer Frage erhielt, und auch 
die vielen Reden und Reſolutionen, die gehalten und ge- 
faßt wurden, daran krankten, daß ſie zu ſehr auf die eigenen 
ſpeziellen Fälle zugeſchnitten waren. Die Gläubiger be⸗ 
handelten die Frage lediglich von ihrem Standpunkt aus, 
und die Schuldner wiederum allein von dem ihrigen. 


(Lebhaftes 


M. D. u. H.! Wir können noch ſo lange an einem Auf⸗ 


wertungsgeſetz arbeiten, ganz zufriedenſtellen werden wir 
die Parteien niemals. 
gen, das ift immer wiederholt worden. Es war daher für 
uns als politiſche Partei notwendig, daß wir uns von 
vornherein auf den Standpunkt ſtellten, das Problem nur 
rein ſachlich und nicht parteipolitiſch zu behandeln. Dies, 
m. D. u H., iſt auch geſchehen. Die Zentrumsfraktion 
ſteht auf dem Standpunkt, daß das Geſetz, wie es aus dem 
Ausſchuß gekommen iſt, eine gute und der gerechten Grenze 
möglichſt entgegenkommende Löſung darſtellt. f 

Zu dem Inhalt des Geſetzes möchten wir, da ja ſchon jo 
unendlich viel darüber geſprochen und geſchrieben iſt, nicht 
mehr Stellung nehmen, um die Verabſchiedung des Ge⸗ 
ſetzes nicht zu verzögern. Lediglich mit Bezug auf die in 
der letzten Sitzung abgegebene Regierungserklärung möch⸗ 


Wir müſſen eben alle Opfer brin⸗ 


D) 


(A 


(B 


— 
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ten auch wir betonen, daß wir es unter keinen Umſtänden 
zulaſſen werden, daß etwa die Beſtimmungen, welche auf 
die Aufwertung der Sparkaſſenguthaben Bezug nehmen, 
aus dem Geſetz herausgenommen werden, um ſpäter in 
einer beſonderen Vorlage behandelt zu werden. Wir legen 
als Zentrumsfraktion den größten Wert darauf, daß in 
dieſem Geſetz alle Fragen, die mit der Aufwertung zu tun 
haben, behandelt werden. Die Offentlichkeit würde es auch 
nicht verſtehen, wenn wir die Sparkaſſenguthaben heraus⸗ 
ließen und dieſe Frage in einem Spezialgeſetz behandeln 
würden. Wir würden aber eventuell bereit ſein, bezüglich 
der Sparkaſſenguthaben die Senatsvorlage wiederherzu⸗ 
ſtellen oder auch eine andere Regelung zu finden. Ich habe 
im Namen meiner Fraktion zu erklären, daß wir bereit 
ſind, das Geſetz nach beſten Kräften zu fördern, damit es 
möglichſt bald zur Verabſchiedung gelangt. Das Allge⸗ 
meinwohl erheiſcht dieſes. (Bravo!) : 
Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Ich will die wich⸗ 
tigen und eindrucksvollen Ausführunegn des Herrn Senats⸗ 
präſidenten nicht dadurch abſchwächen, daß ich noch 
lange Ausführungen mache. Ich will Ihnen nur ganz 
kurz den Standpunkt meiner Fraktion ſkizzieren. Auch wir 
ſind der Anſicht, daß es unbedingt erforderlich iſt, das Auf⸗ 


Dr. 


wertungsgeſetz ſobald wie möglich, und wenn es irgend 


angeht, noch bevor wir in die Ferien gehen, zu verabſchie⸗ 
den. Wir ſind der Anſicht, daß das Aufwertungsgeſetz für 
die ganze wirtſchaftliche Lage zu einer dringenden Notwen⸗ 
digkeit geworden iſt. Es iſt notwendig, daß dieſe Frage 
endlich zum Stillſtand und die ganze Wirtſchaft dadurch 
zur Beruhigung kommt. Ich habe anfangs perſönlich auf 
dem Standpunkt geſtanden, das ſpreche ich hier ganz offen 


aus, daß ein derartiges Auſwertungsgeſetz nicht nötig und 


vielleicht vom Übel ſei. M. D. u. H.! Ich bin durch die 
Praxis auf dem Gericht ſehr bald von dieſer Auffaſſung 
abgekommen und erkläre jetzt, daß meine Anſicht eine voll⸗ 
kommen irrige war. Gerade als Praktiker kann ich Ihnen 
ſagen, daß es unbedingt notwendig iſt, ein Aufwertungs⸗ 
geſetz zu ſchaffen und es ſobald wie möglich zu verabſchieden. 
Es häufen ſich heute die Aufwertungsprozeſſe vor den Ge⸗ 
richten in einer Weiſe, wie das hier in dieſem hohen Hauſe 
vielleicht noch nicht bekannt iſt. Dieſe Aufwertungsprozeſſe 
verurſachen den Parteien ganz außerordentlich hohe Koſten, 
da in jedem Rechtsſtreit Sachverſtändige und Zeugen ver⸗ 
nommen werden müſſen, gerade wenn man ſich auf den 
Standpunkt der Reichsgerichtsentſcheidung, die zuerſt in 
dieſer Sache ergangen iſt, ſtellt, wonach bei Hypotheken 
nicht nur der Wert zur Zeit der Beleihung, ſondern auch 


der jetzige Wert des Grundſtücks feſtgeſtellt werden muß; 


\ 


und außerdem, was manchmal außerordentlich ſchwierig 
feſtzuſtellen iſt, die perſönlichen Verhältniſſe von Gläubi⸗ 
gern und Schuldnern ganz eingehend erörtert werden 
mijjen, um die richtige Höhe der Aufwertung zu treffen. 
Ich perſönlich werde ja nicht in den Verdacht kommen, 
andere Juſtiz im Freiſtaat oder im Reiche herabſetzen zu 
wollen, aber ich erkläre trotzdem ganz offen, daß meines 
Erachtens die Gerichte auch nicht die geeignete Inſtanz ſind, 
in Aufwertungsfragen das Richtige zu treffen. Die Ge⸗ 
richte ſind und müſſen daran gewöhnt ſein, nach rechtlichen 


Geſichtspunkten zu entſcheiden. Dieſe Aufwertungsange⸗ 


legenheiten erfordern aber weit mehr, als die Berückſichti⸗ 
gung der rechtlichen Geſichtspunkte, die Berückſichtigung 
der wirtſchaftlichen Verhältniſſe. Die Frage, wie hoch im 
Einzelfall aufgewertet werden kann und darf, iſt in der 
Hauptſache keine Rechtsfrage, ſondern eine Wirtſchafts⸗ 
frage. Deshalb wird man gut tun, dieſe Prozeſſe zu be⸗ 
endigen, und ſie durch eine generelle geſetzliche Aufwertung 
zu erſetzn. M. D. u. H.! Von dieſem Geſichtspunkt aus 
iſt jede Beſtimmung, die wie ein Härteparagraph ausſieht, 
unter allen Umſtänden vom Übel. Gewiß bringt jedes Auf⸗ 


wertungsgeſetz Härten mit ſich; aber, m. D. u. H., können 
wir denn die Folgen des Krieges auf anderen Gebieten aus 
der Welt ſchaffen? Können wir unſeren Blinden die 
Augen wiedergeben, unſeren Verwundeten ihre abgeſchoſſe⸗ 
nen Glieder? Das können wir nicht. Ebenſowenig können 
wir die Kriegsfolge der Inflation ganz aufheben. So wird 
es ſelbſtverſtändlich beim Aufwerkungsgeſetz ohne Härten 
nach der einen oder anderen Richtung nicht abgehen. Ein 
Auſwertungsgeſetz muß allerdings die richtige Mitte eim- 
halten und ſowohl den Intereſſen der Gläubiger als auch 
denen der Schuldner nach Möglichkeit gerecht werden. Dieſe 


Intereſſen berühren ſich auch. Was hilft uns ein Aufwer⸗ 


tungsgeſetz, das den Aufwertungsſatz ſo hoch hinaufdrückt, 
daß der Schuldner das vom Geſetz Vorgeſchriebene nicht 
leiſten kann und deshalb der Gläubiger doch nicht zu ſeinem 
Gelde kommt. Es muß die richtige Mitte eingehalten wer⸗ 
den. M. D. u. H.! Wir ſind der Anſicht, daß das Geſetz 
in ſeiner jetzigen Form, abgeſehen von der Regelung der 


Sparkaſſenguthaben, das Richtige getroffen hat. 


An dieſem Geſetz iſt im Ausſchuß von allen Parteien, 
ſowohl von links, wie von rechts, abgeſehen von der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei, die heute ihren ablehnenden Stand⸗ 
punkt kungetan hat, auf das eifrigſte mitgearbeitet 


~ 


worden. Die Frage ift keine politiſche Frage, und jte darf 


meines Erachtens auch hier in der Vollſitzung nicht zu einer 
politiſchen Frage gemacht werden. (Sehr richtig!) Wir 
werden ganz unbeirrt unſeren Weg weitergehen, wie wir 
ihn beſchritten haben. Wir werden weder nach der Gunſt 
der Schuldner, noch nach der Gunſt der Gläubiger ſchauen. 
Wir werden das tun, was wir für richtig und für unſere 
Pflicht halten. Ich hoffe, daß alle Parteien in dieſem 


Hauſe ſo denken und handeln werden. Jedenfalls bin ich 
der Anſicht, daß es um eine Partei, die glauben ſollte, ſich 


der Verantwortung entziehen zu können, recht ſchlecht be⸗ 
ſtellt ſein müßte. Wenn eine Partei es notwendig haben 
ſollte, in einer ſo unendlich wichtigen Frage nur danach 
zu ſehen, wie ſie Wähler einfängt, dann glaube ich, muß 
ſich eine ſolche Partei recht ſchwach fühlen. (Sehr gut!) 
Wir haben das nicht nötig; wir würden es auch als gegen 
unſere Pflicht verſtoßend anſehen. Ein ſolches Drücken um 


die Entſcheidung würde es aber fein, wenn es in dieſem 


Hauſe eine Partei gäbe, die glaubt, mit ihrer Meinung 
hinter dem Berge halten, ſich der Abſtimmung entziehen 
und jo der Entſcheidung ausweichen zu können. Hier muß 
m. E. heute klipp und klar erklärt werden: „Ich bin für 


oder gegen das Geſetz.“ (Sehr richtig!) Wer ſich vor der 


Entſcheidung drücken ſollte, dem glaube ich, würde das 
Volk draußen, namentlich die Kreiſe der Wirtſchaft, ſpäter 
einmal die richtige Antwort geben. Sehr richtig! Leb⸗ 
haftes Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 

r. Blabier. i 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Meiner Partei ift die Entſcheidung ſehr ſchwer gefallen; 
denn das Geſetz ſieht zweifellos gerade für den ſtädtiſchen 
Hausbeſitz die ſtärkſte Belaſtung vor. Der Satz für die 
Hypotheken überſpannt zum großen Teil die finanziellen 
Möglichkeiten gerade der kleinen Hausbeſitzer, die nicht in 
der Lage waren, in der Inflationszeit Hypotheken abzu⸗ 
zahlen. Aber dennoch, und das muß hier immer wieder 


~ 


betont werden, find wir durchaus nicht ſo ſchlecht, wie es 


von gewiſſer Seite, wie von Herrn Abg. Mroczkowſki, der 


momentan nicht anweſend iſt, immer behauptet wird. (Hei⸗ 
terkeit.) Wir wollen nicht für uns die Mieten ſchlucken. 
Wir wollen auch geben, obwohl es ſehr ſchwer fallen wird. 
Gerade dem kleinen Beſitz an der Peripherie Danzigs wird 
es ſehr ſchwer fallen, die Verzinſung aufzubringen, ins⸗ 
beſondere, wenn der Kurs beibehalten wird, der hier beim 
Wohnungsbaugeſetz zum Ausdruck gebracht wurde. Inſo⸗ 
fern haben wir bei dem Geſetz erhebliche Wünſche. Ins⸗ 
beſondere müſſen wir betonen, daß im $ 3 die Feſtſetzung 
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der Friſt, daß früheſtens ſechs Monate nach Inkrafttreten 
des Geſetzes das Kapital rückzahlbar iſt, eine undurchführ⸗ 
bare Beſtimmung vorhanden iſt. Wie ſoll der kleine Haus⸗ 


beſitzer die Mittel aufbringen? Durch die Miete doch nicht, 


das haben Sie in Ihrer ſehr wunderbaren Art verhindert. 
Er kann ſie aber auch nicht ſonſt aufbringen. Er bekommt 
auf die verfallenen Buden, die drei Jahre unter Zwangs⸗ 
wirtſchaft geſtanden haben, kein Kapital. Wir werden für 
die dritte Leſung den entſprechenden Antrag ſtellen, daß die 
Friſt von ſechs Monaten verlängert wird. Momentan iſt 
das Kapital gar nicht aufzubringen, und der Staat müßte 
ſowieſo mit einem Moratorium eingreifen, wenn er nicht 
die ganzen kleinen Häuſer zur Subhaſtation bringen will. 
Wir werden die Friſt im § 3 unbedingt verlängern müſſen. 
Der Prozentſatz, der im Gegenſatz zur Reichsgeſetzgebung 
höher feſtgelegt ift, iſt zunächſt einmal auch nicht zu er- 
ſchwingen. Wir hoffen aber, daß die Regierung und das 
hohe Haus Einſehen haben werden. Wenn dann der Haus⸗ 
beſitz erklärt, wir wollen ruhig aufwerten, hoffen wir, ſoviel 


Verſtändnis zu finden, daß dementſprechend ſelbſtverſtänd⸗ 


lich auch die finanzielle Möglichkeit des kleinen Hausbeſitzers 
hervorgehoben wird. Wir gehen hier voran und ſagen, 
wir find mit dieſer Aufwertung, die zu hoch erſcheint, ein⸗ 
verſtanden, wir wollen ſie tragen, um damit zu bekunden, 
daß wir nichts für uns wollen. Gerade der Hausbeſitz, der 
jo verkannt wird, hat ein Intereſſe daran, daß die Wirt⸗ 
ſchaft gedeiht. Da müſſen wir uns vollkommen den Worten 
des Herrn Senatspräſidenten anſchließen. Wir werden 
das Geſetz mit den Abänderungsanträgen, die wir noch in 
der dritten Leſung bringen werden, und die nur geringe 
Modifikationen bedeuten, annehmen, weil wir über die 
Intereſſen des Hausbeſitzes die Intereſſen des Staates 
ſtellen. (Lebhaftes Bravo.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Kamnitzer. i 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S.P.D.): Ich habe ja 
ſchon zu Beginn der Beratung des Geſetzes unſeren prin⸗ 
zipiellen Standpunkt klargelegt und glaube davon nichts 
wiederholen zu müſſen, insbeſondere da in den heutigen 
Reden, vor allem in der des Herrn Senatspräſidenten, 
wiederum dieſelben Gedanken zum Ausdruck kamen. Ich 
möchte alſo nur einiges wenige ſagen. Ich möchte ins⸗ 
beſondere bitten, die dritte Leſung nicht zu ſehr mit An⸗ 
trägen zu belaſten. (Sehr richtig!) M. H.! Vergeſſen Sie 
eins nicht, wir haben zehn Monate im Ausſchuß an dieſem 
Geſetz geſeſſen. Ich kann mir nicht denken, daß irgendein 
Gedanke, der noch auftauchen ſollte, nicht bereits auf⸗ 
getaucht iſt. Wenn neue geringe Veränderungen von Herrn 
Abg. Dr. Blavier angekündigt wurden, ſo ließ ſich darüber 
reden. Aber Sachen, die an der Tendenz des Geſetzes 
ändern, wie ſie andeutungsweiſe von der Liberalen Partei 
und heute deutlicher und ausführlicher vom Abg. Rahn 


angekündigt wurden, würden die dritte Beratung doch ſehr 


belaften. (Sehr richtig!) Ich werde dieſe Anträge nicht 
verhindern können, aber wir müſſen uns darüber klar ſein 
und ſind uns darüber klar geworden, daß dies Geſetz, in 
welcher Faſſung es auch angenommen werden wird, ein 
Kompromiß darſtellt. Wenn wir auf viele Gedanken, die 
uns lieb geworden ſind, und auf die wir großen Wert 
legten, verzichtet haben, ſo haben wir es deshalb getan, 
weil wir ſagten, daß das, was wir von dem Geſetz poſitiv 


erhoffen, dem vorgehen muß, was wir noch möglicherweiſe 


verwirklichen könnten. Aus dieſen verſchiedenen Intereſſen⸗ 
abwägungen iſt das Geſetz zuſtandegekommen. Nun hat 
Herr Abg. Rahn grundlegende Veränderungen des Geſetzes 
angekündigt. Es iſt nicht richtig, wenn Herr Abg. Rahn 
ſagt, er hätte nicht die Möglichkeit gehabt, im Haupt⸗ 


ausſchuß dieſe Abänderungen zu verwirklichen. Er hat 


lange Zeit dem Hauptausſchuß angehört, als er noch füh⸗ 
rendes Mitglied unſerer Fraktion war und hatte dort die 
Möglichkeit, ſeine Pläne zu verwirklichen. Den Plan der 


Zwangsorganiſation, den er jetzt bringt, hat er ſchon da- (C) 


mals gebracht. Wir haben ihn himmelhoch gebeten, ihn in 
die richtige Form zu bringen. Das iſt nicht geſchehen. 
Ich glaube, es wird dem Genoſſen Rahn mit dieſem Plan, 
der durchaus verlockend iſt (Zuruf.), dem früheren Ge⸗ 
noſſen Rahn, ſo gehen, wie es allen Genies in der Welt⸗ 
geſchichte geht: er iſt ſeiner Zeit vorausgeeilt. Ich glaube 
nicht, daß wir dieſen Plan werden faſſen können. Er klingt 
ſchön, und ich glaube, daß das richtig iſt, was ein Genoſſe 
in Berlin hiervon ſagte: „Wenn Sie den Plan verwirk⸗ 
lichen können, dann verwirklichen Sie ihn nur!“ Ich habe 
keine richtige Vorſtellung davon, wie er aufgezogen wird. 


Ich glaube auch, daß Herr Rahn es nicht kann, weil er den 


Plan bisher nicht gebracht hat. Es mag ſein, daß er uns 
noch etwas vorlegt. Ich möchte, wie geſagt, aber doch bitten, 
im Rahmen des Geſetzes zu bleiben. 

Noch ein Punkt, mit dem ich mich das vorige Mal 
beſonders beſchäftigen mußte: die Sparkaſſen. M. D. u. H.! 
In dieſem Punkte ſind Sie allerdings nun ſehr erheblich 
abgewichen. Das, was uns heute als Abänderungsantrag 
vorliegt, iſt gegenüber dem, was die Ausſchußvorlage vor⸗ 
ſah, ſehr wenig. Ja, Herr Neubauer, Sie ſagen ultra posse 
uſw., aber ich weiß nicht, ob das die Grenze der Möglichkeit 
iſt. Ich habe das Gefühl, daß es nach den Zahlen, ſoweit 
ich es errechnen konnte, nicht die Grenze iſt, was dort ge⸗ 
geben wird. Wir wollen auch nicht utopiſtiſche Politik 
treiben und ſchöne Zahlen hineinſetzen, die ſich nicht ver⸗ 
wirklichen laſſen. Wir wollen auch reale Zahlen. Wenn 
Sie jetzt aber den Satz von 30 Gulden wieder auf 25 Gul⸗ 
den hinunterdrücken und dafür ein Jahr hinzuſetzen, ſo iſt 
bei der Rechnung eins falſch, darauf möchte ich die Herren 
von der Regierung hinweiſen. Sie ſagen folgendes: Am 
1. Januar 1919 hatten wir ſoundſoviel Einlagen, ſound⸗ 
ſoviel muß aufgewertet werden, dann kommt ſoundſoviel 
Aufwertungsſchuld heraus, die können wir eventuell tragen. 
Die Rechnung hat einen ſehr erheblichen Fehler; denn 
alles, was nach dem 1. Januar 1919 abgehoben iſt, wird 
nachher bei der Aufwertung abgezogen. Das kommt in 
Ihrer Rechnung nicht zum Ausdruck, wird ſich aber in der 
Praxis ſehr erheblich auswirken. Ich glaube, wenn Sie 
dieſen Faktor richtig einſetzen, werden Sie noch erheblich 
höher gehen können. Wir werden nicht in der Lage ſein, 
dieſen Antrag, wie er jetzt iſt, anzunehmen, er ſcheint uns 
allzuwenig entgegenkommend zu ſein. Wir müſſen uns 
vorbehalten, für die dritte Leſung etwas Brauchbares und 
Mögliches vorzuſchlagen. Aber auch wir wollen, daß dieſes 
Geſetz ſchließlich eimmal zum Schluß kommt. Wir glauben 
auch, daß das Geſetz letzten Endes das bringen wird, was 
wir wollen, Klarheit nach vechts und links, d. h. für 
Schuldner und Gläubiger, und Klarheit und Freiheit für 
die Entwicklung der Wirtſchaft. (Bravo! links.) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schmidt. i 

Schmidt, Robert, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! 
Meine Fraktion hat die Abſicht gehabt, das Geſetz an den 
Ausſchuß zurückzuverweiſen. Mit Rückſicht auf die Erklä⸗ 
rung des Herrn Senatspräſidenten ſind wir jedoch bereit, 
dem Fortgang der Dinge keine Schwierigkeiten in den Weg 
zu legen, obwohl wir der Anſicht ſind, daß die vorliegenden 


Abänderungsanträge noch eine eingehende Beratung im 


Ausſchuß notwendig gemacht hätten. (Abg. Hohnfeldt: 
Sehr richtig!) Auch die Rechtseinheit mit Deutſchland kann 
bei einer ſofortigen Verabſchiedung des Geſetzes zu unſerem 
Bedauern nicht hergeſtellt werden. Wir werden unſere 
Stellungnahme bei der Abſtimmung von der Annahme 
unſerer geſtellten Abänderungsanträge abhängig machen. 
Sollten dieſe abgelehnt werden, müſſen wir uns heute 
unſerer Stimme enthalten. Es treiben uns hierzu nicht 
parteipolitiſche Geſichtspunkte (Na, na!) oder politiſche 
Wahlmanöver, die Herr Abg. Dr. Bumke uns nachſagen 


D) 
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(A) zu folen glaubte (Abg. Dr. Bumle: Das habe ich ja gar 


nicht gejagt!), ſondern lediglich Erwägungen ſozialer und 
wirtſchaftlicher Art. Wahlmanöver zu treiben haben wir 
nicht nötig. i 5 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. 


Hohnfeldt. 


(B 


— 


Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Die 
grundſätzliche Stellungnahme unſerer Fraktion iſt ſchon 
durch meinen Fraktionsgenoſſen Herrmann hier klargelegt 
worden. Wenn wir heute trotzdem noch einmal Stellung zu 
dem Geſetz nehmen, ſo liegt der Grund in den Ausfüh⸗ 
rungen des Herrn Senatspräſidenten. Der Herr Senats⸗ 
präſident und auch der nächſte Redner, Herr Dr. Bumke, 
haben in weitgehendem Maße das wirtſchaftliche Intereſſe 
ſo ſtark betont, daß dabei die ſozialen Momente, mit denen 
man vorher immer gekämpft hatte, in den Hintergrund 
gekommen ſind. M. D. u. H.! Es geht nicht an, wie der 
Herr Senatspräſident es tat, zu ſagen, was heute dem 
einen gegeben wird, wird dem anderen genommen. Wir 
ſtehen im Gegenteil auf dem Standpunkt, daß nicht durch 
das Geben den anderen Leuten wieder etwas genommen 
wird, ſondern daß das Aufwertungsgeſetz weiter nichts als 
eine Wiedergutmachung iſt. Man nimmt dem anderen 
nichts, ſondern man führt das alte Unrecht zu einem 
glücklichen Ausgang, man will wiedergutmachen. Wenn 
aber wieder etwas genommen würde, ſo bedeutete das nach 
den Worten des Herrn Senatspräſidenten ein neues Un- 
recht. Dies Geſetz ſoll kein neues Unrecht ſchaffen, ſondern 
das alte Unrecht wieder gutmachen. Es iſt bedauerlich, 
daß der Anregung der Liberalen Fraktion nicht Folge 
gegeben wird, daß das Geſetz noch einmal an den Aus⸗ 
ſchuß geſchickt wird, wenn man ſich über die vorliegenden 
Anträge noch nicht verſtändigen kann. Wir ſind der An⸗ 
ſicht, nachdem es ſo lange gedauert hat, können wir noch 
ein wenig warten. Nachdem die Zeitungsnachrichten über 
das deutſche Aufwertungsgeſetz erſt in der letzten Woche 
aus Deutſchland eingetroffen find, und im Ausſchuß noch 
gar nicht darüber geſprochen wurde, wäre es beſſer, wenn 
man noch Erörterungen im Ausſchuß pflegen könnte. Die 
Gläubiger würden ſehr gern warten. Es kommt nicht dar⸗ 
auf an, daß die Steuerbehörde augenblicklich mit feſten 
Bilanzen arbeiten kann, ſondern es kommt darauf an, 
daß wir ſozialer denken und das begangene Unrecht tat⸗ 
ſächlich wieder gutmachen. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (bk. Fr.): Herr Dr. Kamnitzer 
hat ſich bemüßigt gefühlt, meine Ausführungen, daß ich 
leider keine Gelegenheit hatte, an den Ausſchußberatungen 
wesentlichen Anteil zu nehmen, dahin richtigzuſtellen, daß 
meine Ausführungen nicht ſtimmten. Herr Dr. Kamnitzer 
ift: gewöhnt, öfters Unrichtigkeiten zu behaupten. (Heiter⸗ 
keit.) Er iſt ſogar gewöhnt, in öffentlicher Volkstagsſitzung 
einem ſeiner Fraktionskollegen durch Zuruf darzutun, daß 
das nicht ſtimme, was er geſagt hat. (Abg. Dr. Kamnitzer: 
Wenn es nicht ſtimmt, dann jal) Der hinter Ihnen ſitzende 
Abg. Herr Dr. Bing wird beſtätigen, daß Sie ihm ſchon ein 
Jahr früher als mir die 1 den Oberſtaats⸗ 
anwalt Schneider beſtätigt haben. Sie können daraus ent⸗ 
nehmen, was von den Worten des Herrn Dr. Kamnitzer zu 
halten iſt. (Zwiſchenrufe und Heiterkeit.) Daß Sie ſich das 
abſchütteln, weiß ich. (Abg. Dr. Kamnitzer: Sie können 
nicht bewerfen, lieber Rahn!) Außerdem möchte ich noch 
einmal betonen, daß ich von Juli bis Oktober krank zu Bett 
lag und im Ausſchuß nicht mitarbeiten konnte. Ebenſo 
habe ich Anfang Januar vierzehn Tage krank zu Bett ge⸗ 
legen und konnte im Ausſchuß nicht arbeiten, befand mich 
im übrigen mit den führenden Perſönlichkeiten der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei in einem innerlichen Widerſpruch, 
ſo daß ich es ablehnte, mit den Herren zuſammenzuarbeiten. 
(Abg. Dr. Kamnitzer: Mit einem Malel) 


Vizepräſident Splett: Wortmeldungen liegen nicht (0) 


mehr wor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den § 1. Zu § 1 liegt der Abände⸗ 
rungsantrag des Abg. Raſchke und Fraktion, Druckſache 
Nr. 1231, vor: 

In § I ift hinter Abſatz 1 folgender Abſatz einzufügen: 

Den durch die Geldentwertung enteigneten kleinen 
Sparern, Kleinrentnern, urſprünglichen Hypotheken⸗ 
und Obligationsgläubigern, ſowie allen ſonſtigen ur⸗ 
ſprünglichen Beſitzern von Schuldforderungen, die 

a) krank oder arbeitsunfähig ſind, oder 

b) das 55. Lebensjahr überſchritten haben, oder 

c) noch in Berufsausbildung begriffen find (Mündel) 
iſt, ſoweit ſie nicht über ausreichende Unterhaltungs⸗ 
mittel verfügen, bis zu ihrem Lebensende bezw. bis zu 
ihrer Berufsausbildung eine dem Exiſtenzminimum 
entſprechende laufende Unterjtügung zu gewähren. 

Zur Aufbringung dieſer Mittel iſt der Beſitz und 
insbeſondere der Perſonenkreis heranzuziehen, der ſich 
an den Geldentwertung direkt oder indirekt bes 
reichert hat. 


Raſchke 
und die übrigen Mitgl. d. Kommuniſtiſchen Fraktion. 
Ich werde über dieſe Druckſache zunächſt abſtimmen laſſen. 
Je nachdem ſie fällt oder angenommen wird, kommen wir 


zur Abſtimmung über den § 1, zu dem weitere Abänderungen 


nicht vorliegen. Ich bitte die Damen und Herren, die die 

Druckſache Nr. 1231, Antrag des Herrn Abg. Raſchke und 

der übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen Fraktion, an⸗ 

nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 

Eine Gegenprobe iſt wohl nicht notwendig, der Antrag iſt 

abgelehnt. Ich bitte die Damen und Herren, die den $ 1 

der Vorlage annehmen wollen, ſich von Ihren Plätzen zu 

erheben. (Geſchieht.) Das iſt die überwältigende Mehrheit. 
$ 1 iſt angenommen. Zu $ 2 liegen keine Abänderungs⸗ 
anträge vor, ſo daß er im Wortlaut der Vorlage zur Ab⸗ 
ſtimmung kommt. Wer für § 2 der Vorlage iſt, bitte ich, 
ſich von ſeinem Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 

Mehrheit. § 2 ift angenommen. Ich rufe auf $ 3. Wort- 

meldungen liegen nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. 

Bei § 3 liegt eine Reihe von Abänderungsanträgen vor. 

Ich gedenke ſo vorzugehen, daß ich Ihnen zunächſt die 

Druckſache Nr. 1260 zur Abſtimmung empfehle. Das ift 

der Antrag Dr. Neumann und der übrigen Mitglieder der 

Deutſchliberalen Fraktion: 

An Stelle der Abſätze 1—4 des § 3 treten folgende 
Beſtimmungen: 
Für Anſprüche der im § 2 Ziffer 1—3 bezeichneten 
Art einſchließlich der rückſtändigen Zins. und Til- 
gungsbeträge iſt folgenderweiſe ein Ausgleich zu leiſten: 
1. Bei Anſprüchen, die der Gläubiger oder ſein 
Erblaſſer vor dem 1. Januar 1919 erworben 
haben, ſind vom Nennbetrage für je 100 Mk. 
30 Gulden zu zahlen. 

„Bei ſpäter entſtandenen Anſprüchen der in 8 2 
Ziffer 1—3 bezeichneten Art ift derjenige Betrag 
in Gulden zu zahlen, welcher ſich dadurch ergibt, 

$ der Nennbetrag nach dem letzten auf Grund 
der amtlichen Danziger Kurſe für Auszahlung 
Neuyork errechneten Mittelkurs in Goldmark 
umgerechnet wird. Soweit Danziger Kurſe nicht 
notiert ſind, ſind die nachſtehenden Berliner 
Kurſe maßgebend. 
Für die Umrechnung iſt der Tag der Be⸗ 
ründung des Schuldverhältniſſes maßgebend. 
Fir Hypotheken, Grundſchulden und Renten- 
ſchulden, welche für eine Kreditanſtalt beſtellt find, 
die Hypothekenpfandbriefe ausgegeben hat, iſt für 
die Umrechnung jeweils der 2. Januar des Jahres 
maßgebend, in welchem die Eintragung erfolgt ift. 
Der Gläubiger eines unter Ziffer 2 fallenden An⸗ 
ſpruchs darf nicht mehr erhalten als der Gläubiger 
eines unter Ziffer 1 fallenden Anſpruchs. 


TE Dr Neumann i 
und die übrigen Mitglieder den Deutſchlib. Fraktion. 


D 


— 


Dann kämen die Anträge des Abg. Herrmann, Druckſache 


Nr. 1235: 
1. In 8 3 Abſatz 1 Zeile 4 
iſt die Zahl „30“ durch „50“ zu erſfetzen. 


D) 
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(Vizepräſident Splett.) 
2. 8 3 Abſatz 3 erhält folgende Faſſung: 


Der Adden nen i mach dem 1. Januar 


1919 erworbenen Anſprüche wird dadurch feder. 
daß der Nennbetrag nach dem Durchſchnit 

kurſe des Monats unter Berückſichtigung der Kauf⸗ 
kraft der Papiermark auf dem Grundſtücksmarkt 
mach einem vom Senat herauszugebenden Überſichts⸗ 
plan umgerechnet wird. An Stelle des Nenn⸗ 
betrages ift der Erwerbspreis der Umrechnung pu- 
grunde zu legen, wenn er niedriger iſt. 


Dann käme Druckſache Nr. 1258, der Antrag Dr. Kam⸗ 


nitzer: 
: In § 3 Abſatz 2 find in der 4. und 5. Zeile die 
Worte „des Schuldverhältniſſes“ zu ſtreichen. 
; Dr Hamni e v, 
und die übrigen Mitglieder der Sozialdemok. Fraktion. 
Dann Druckſache Nr. 1285, Antrag Philipſen, Doerkſen, 
Neubauer und Fraktion, der in der Einleitung dasſelbe 
ſagt, wie der Antrag Dr. Kamnitzer, ihn aber noch er⸗ 
weitern will: 
Wir beantragen: 
1. im $ 3 Abſatz 2 im der 4. und 5. Zeile die Ba 
„des Schuldverhältniſſes“ zu ſtreichen und hinter 
dem Worte „maßgebend“ folgenden zweiten Halb⸗ 
ſatz einzufügen: 
„bei Vorhandenſein eines der im 8 2 Bitter 3 
aufgeführten Anſprüche entſcheidet der Tag der 
Begründung des Schuldverhältniſſes“. 
2. im § 3 Abſatz 4 in der vorletzten Zeile das Wort 
. „entſtanden“ zu ſtreichen. 
Wir kommen zunächſt zur Abſtimmung über Druckſache 
Nr. 1260, Antrag Neumann und der übrigen Mitglieder 
der Deutſchliberalen Fraktion. Diejenigen Damen und 
Herren, die dieſen Antrag annehmen wollen, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, die Druckſache Nr. 1260 iſt abgelehnt. Ich rufe jetzt 
Abſatz 1 des § 3 nach der Vorlage auf, in dem in der 
vierten Zeile auf Antrag des Abg. Herrmann und Frak⸗ 
tion die Zahl 30 durch 50 erſetzt werden ſoll. Diejenigen, 
die den erſten Abſatz des Antrages Herrmann und Fraktion 
annehmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich 
glaube, wir gehen zweckmäßigerweiſe ſo vor, daß wir abſatz⸗ 
weiſe nach der Vorlage abſtimmen. (Abg. Gehl: Erſt alle 
Abänderungsanträge!) Mir ift auch das recht. Dann 
kämen wir zu dem Abſatz 2. Darin will Herr Dr. Kamnitzer 
die Worte „des Schuldverhältniſſes“ geſtrichen haben. (Abg. 
Dr. Kamnitzer: Ich kann dieſen Antrag zurückziehen, weil 
er in der anderen Faſſung vorhanden 155 Der Antrag iſt 
zurückgezogen. Dann kämen wir zur Abſtimmung über den 
Antrag Philipſen, Doerkſen, Druckſache Nr. 1285. Wer für 
dieje Druckſache Nr. 1285, 1 ift, bitte ich, fih vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Abände⸗ 
rung iſt angenommen. Der Abſatz 3 ſoll nach dem Antrag 
des Herrn Abg. Herrmann eine Faſſung erhalten, wie ſie 
in der Druckſache Nr. 1235, 2 enthalten iſt. Wer für die 
Faſſung des Herrn Abg. Herrmann und Fraktion iſt, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Dann käme noch im 
Abſatz 4 der Antrag Druckſache Nr. 1285, Philipſen, 
Doerkſen, Neubauer und Fraktion. Es iſt nur ein redak⸗ 
tioneller Antrag. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Wer für 
den ſo abgeänderten § 3 iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu 


erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit. § 3 ift an- 


genommen. 

Ich rufe auf § 4. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wir kämen zur Abſtimmung. Es iſt zunächſt einmal eine 
Abänderung, Druckſache Nr. 1283, geſtellt. (Abg. Hennke: 
Wir ziehen ſie zurück, da der Antrag zwecklos geworden 
it!) Der Antrag Dr. Neumann ift zurückgezogen. Dann 
liegt zu § 4 die Druckſache Nr. 1236, Abänderungsantrag 
Schwegmann und Fraktion vor: ] 

Wir beantragen, dem vorletzten Abſatz des § 4 fob 
gende Faſſung zu geben: 
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ollar⸗ 


„In den Fällen des Abſatz 1 Nr, 1 bis 3 ift ein 
von den Vorſchriften des § 3 abweichender Ausgleich 
nur zmäſ fig“, uſw. wie bisher. 

1 Schwegmann, 

und die übrigen Mitglieder d. Deutſchnationalen Fraktion. 
Die Damen und Herren, die dieſen Abänderungsantrag 
annehmen wollen, bitte ich, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt 
angenommen. Wer für den ſo abgeänderten § 4 iſt, bitte 
ich, ſich von dem Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, § 4 ift angenommen. Zu § 5 liegen keine Mh- 
änderungsanträge vor. Wer für § 5 der Vorlage ift, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) § 5 iſt an⸗ 
genommen. Wir kommen zum 8 6. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beratung ift geſchloſſen. Wir kommen zur 
Abſtimmung über den Abänderungsantrag, Druckſache 
Nr. 1235. Antrag Herrmann und Fraktion: 

In 8 6 Abſatz 1 

iſt die Zahl „15“ durch „30“ und die Zahl „25“ durch 
; „50“ zu erſetzen. 

Die Damen und Herren, die für dieſen Abänderungsantrag 
ſind, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Weitere An⸗ 
träge zu § 6 liegen nicht vor. Wer für § 6 der Vorlage 
iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
it die Mehrheit, § 6 iſt angenommen. Ich rufe auf § 7. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beratung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Es liegt ein Abänderungsantrag, Druckſache 
Nr. 1235, des Abg. Herrmann und Fraktion vor: 

§ 7 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 

Wird von dem Rechte der Stundung Gebrauch 
gemacht, ſo erhöht ſich der zurückzuzahlende Betrag in 
den Fällen des § 2 Ziffer 1 bis 3 für jedes volle zajr 
der Stundung um 3 v. H. des umgerechneten Gol 
markbetrages. Von dem gemäß 88 3 und 6 errech⸗ 
neten Kapitalbetrage ſind bis zur Rückzahlung, gege⸗ 
benenfalls bis zum 31. Dezember 1931 die berein- 
barten Zinſen zu zahlen; ſind keine Zinſen vereinbart, 
ſo iſt der Betrag mit 3 Prozent zu verzinſen. Für den 
Zeitraum der Stundung ruht die Verpflichtung zur 
Zahlung von Tilgungsbeträgen. 

Wer für dieſen Abänderungsantrag N bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Weitere Anträge liegen zu § 7 nicht 
vor. Wer für § 7 in der Faſſung der Vorlage ift, bitte ich, 
fih vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) § 7 ift angenommen. 
Zu § 8 find keine Abänderungsanträge geſtellt. Wort- 
meldungen liegen nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Wer für § 8 der Vorlage 
ift, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit. § 8 ift angenommen. Ich rufe auf § 9 der 
Vorlage. Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beratung 
iſt geſchloſſen. Dazu liegt ein Abänderungsantrag Philipſen, 
Doerkſen, Neubauer vor, Druckſache Nr. 1285, 3: 
Im 8 iſt der Abſatz 1 der Senatsvorlage mit der 
Maßgabe wiederherzuſtellen, daß an Stelle der Ziffer 
„1918“ in Satz 1 und Satz 3 die Ziffer „1919“ tritt, daß 
in Satz 2 an Stelle des Wortes „Goldmark“ das Wort 
„Mark“ und in Satz 5 an Stelle des Wortes „Ausgleichs⸗ 
fonds“ das Wort „Ausgleichsmaſſe“ tritt. 


„ Philipſen, Doerkſen 
und die übrigen Mitglieder d. Deutſchnationalen Fraktion. 
Neubauer 


und die übrigen Mitglieder der Zentrums⸗Fraktion. 
Wir kommen über dieſen Antrag zur Abſtimmung. Wer 
dieſen Abänderungsantrag annehmen will, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. (Geſchieht.) Es ſtand vorhin die Mehrheit, der Ab⸗ 
änderungsantrag iſt angenommen. Weitere Abänderungs⸗ 
anträge zu $ 9 liegen nicht vor. Wer für den ſo abgeän⸗ 
derten § 9 iſt, bitte ich, ſich vom Platze zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Es iſt dieſelbe Mehrheit. § 9 iſt angenommen. 
Ich rufe auf § 10. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die 
Beratung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung 
über § 10 der Vorlage. Ich bitte die Damen und 


— 


(B) 
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(Vizepräſident Splett.) 
Herren, die ihn annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. § 10 iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe auf 8 11. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die § 11 annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 
§ 11 iſt angenommen. Ich rufe auf § 12. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Zu § 12 
liegt ein Abünderungsantrag des Abg. Herrn Herrmann 
und Fraktion, Druckſache Nr. 1235, vor: 
» § 12 erſter Satz letzte Zeile hinter „Rechtsgrund“ 
wird erſetzt durch: ; 
„nur verlangt werden, wenn die Zahlungen oder die 
0 nach dem 1. Januar 1922 er⸗ 
olgt ſind. 
der ſich wohl in Ihren Händen befindet. Ich bitte die 


Damen und Herren, die den Antrag annehmen wollen, 


ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit. Der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen jetzt 
zur Abſtimmung über den § 12 der Vorlage. Ich bitte 
die Damen und Herren, die den § 12 annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. § 12 ift angenommen. Ich rufe auf $ 13. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beratung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Ich bitte die Damen und Herren, die den § 13 
der Vorlage annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. § 13 iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe auf § 14. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Beratung ift geſchloſſen. Wer für den § 14 
der Vorlage iſt, bitte ich, ſich vom Platze zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ijt die Mehrheit. § 14 ift angenommen. Ich 
rufe auf § 15. Zu § 15 liegt ein Abänderungsantrag des 
Abg. Herrmann und Fraktion vor: 
§ 15 ſoll folgenden Wortlaut erhalten: 


Ansprüche aus einer laufenden Rechnung oder 


einem Kontokorrent, die den Saldo als ſolchen be⸗ 
treffen, werden nicht aufgewertet, desgleichen nicht An⸗ 
ſprüche aus geldähnlichen Zahlungsmitteln, insbeſon⸗ 
dere dem ende Stadtnotgeld und den ſoge⸗ 
nannten Stadtſchecks, welche von der Freien Stadt 
Danzig oder ihren Gemeinden ausgegeben worden find. 


Herrmann N 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchſozialen Traktion. 
Das Wort hat der Herr Abg. Herrmann. 

Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.] Der 
§ 15 hat in der dritten Leſung im Hauptausſchuß einen 
Zuſatz bekommen, durch den die Schatzanweiſungen von der 
Aufwertung ausgeſchloſſen werden. Meine Fraktion hält 
das nicht für richtig. Ich habe infolgedeſſen einen Ab⸗ 
änderungsantrag geſtellt, der die Faſſung des $ 15 fo läßt, 
wie ſie in der 2. Leſung war, d. h. die Schatzanweiſungen 
werden ausgelaſſen, ſo daß dieſe alſo aufzuwerten ſein 
würden. Es läuft doch noch eine ganze Reihe von Schatz⸗ 
anweiſungen und es wäre ungerecht, wenn dieſe nicht auf⸗ 
gewertet würden. Wir haben im Hauptausschuß darüber 
nicht geſprochen, wir ſind nicht im Bilde, wie viele Schatz⸗ 
anweiſungen eigentlich im Umlauf find. Das Geſetz könnte 
unter Umſtänden aus dieſem Grunde für verfaſſungs⸗ 
widrig erklärt werden, wenn die Schatzanweiſungen von 
der Aufwertung ausgeſchloſſen würden. Wir haben das 


geündert. Nach unſerem Antrag bleibt die Möglichkeit der 


Aufwertung der Schatzanweiſungen wieder offen. Ich 
möchte Sie bitten, meinen Abänderungsantrag anzu⸗ 
nehmen. i ; 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung über den Abände⸗ 
rungsantrag Druckſache Nr. 1287. Ich bitte die. Damen 
und Herren, die dem Antrage zuſtimmen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. 
Der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur 


Abſtimmung über den § 15 der Vorlage. Wer dafür ift, 
bitte ich, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
tft die Mehrheit. § 15 ift angenommen. Ich rufe auf § 16. 
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Ich ſchließe die Beſprechung, da Wortmeldungen nicht vor- 
liegen. Es liegt ein Abänderungsantrag vor, Druckſache 
Nr. 1230: 
Wir beantragen, der Volkstag wolle folgende Abände⸗ 
rungen beſchließen: i 
1. im $ 16 Abſatz 1 Satz 2 das Wort „insbeſondere“ durch 
„auch“, und ferner die Worte „Altenteilsverträge (Leib⸗ 
gedings⸗, Leibzuchts⸗ oder Altenteéilsverträge)“ durch 
„Altenteils⸗, Leibgedings⸗ oder Leibzuchtsverträge“, 
und ferner dahinter ouch durch „ſelbſt“ zu erſetzen. 
2. im § 16 Abſatz 2 Satz 1 die Worte „Satz 1“ durch 
„Abſatz 1 Satz 2“ zu erſetzen. 
Schwegmann af. 

und die übrigen Mitglieder d. Deutſchnationalen Fraktion. 
Ich glaube, es ift zweckmäßig, daß wir über die beiden 
Ziffern 1 und 2 einzeln abſtimmen. Ich rufe auf Druck⸗ 
ſache Nr. 1230 I. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dafür ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Es iſt angenommen. Ich rufe auf 
Drucksache Nr. 1230 II. Es iſt lediglich eine vedaktionelle 
Anderung. Ich darf wohl ohne Abſtimmung feſtſtellen, 
daß das Haus die Abänderung beſchloſſen hat. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den ſo veränderten § 16 der 
Vorlage. Ich bitte die Damen und Herren die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. § 16 iſt angenommen. 
Dann liegt ein Antrag vor, einen neuen § 16 b einzu⸗ 
fügen, Druckſache Nr. 1235, Antrag des Abg. Herrmann 
und Fraktion. Der Antrag liegt Ihnen wohl vor. 

Es ift folgender § 16b einzufügen: 

16b. 

Auf Antrag eines Beteiligten kann eine von den vor⸗ 
ſtehenden Vorſchriften abweichende Feſtſetzung erfolgen, 
wenn das Ergebnis unter Berückſichtigung der beſonderen 
Verhältniſſe des Einzelfalls, namentlich der wirtſchaftlichen 
Lage der Beteiligten, und des bei Entſtehung des Schuld⸗ 
verhältniſſes beabſichtigten Zweckes der Billigkeit offenbar 
widerſpricht. er Snticheidung ſolcher Fälle dient aus⸗ 
ſchließlich das Einigungsamt. 

„„Einigungsamt ift das Amtsgericht, Die näheren Be 
ſtimmungen über die Einigungsämter trifft der Senat. 

Das Einigungsamt hat eine gütliche Einigung zu ver⸗ 
ſuchen; es kann Sachverſtändige zum Einigungstermin zu⸗ 
ziehen. Im übrigen finden auf das Verfahren die Vor⸗ 

ſchriften des e über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ſinngemäße Anwendung. 

Gegen die Entſcheidung des Einigungsamtes findet die 
ſofortige Beſchwerde an das Landgericht und gegen die 
Entſcheidung des Landgerichts die weitere Beſchwerde ſtatt; 
die Vorſchriften der 88 26 bis 30 des in Abſatz 3 bezeich⸗ 
neten Reichsgeſetzes finden Anwendung, IE 
Die vechtskräftige Entſcheidung des Einigungsamtes 
ift vollſtreckbar und für die Gerichte bindend. 

„Das Einigungsamt erhebt nach Maßgabe der Durch⸗ 

führungsbeſtimmungen eine Gebühr und verteilt die Koſten 

auf die Beteiligten, ſoweit nicht die Vorſchriften der Zivil⸗ 

prozeßordnung entſprechende Anwendung zulaſſen, nach 

billigem Ermeſſen. 

Herrmann 9 5 d 

und die übrigen Mitglieder der Deutſchſozialen Fraktion. 
Wer dafür iſt, den Antrag Herrmann anzunehmen, bitte 
ich, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit. Der Antrag iſt abgelehnt. Zu § 17 liegen 
Abänderungsanträge nicht vor. Ich darf wohl ohne wei⸗ 
tere Abſtimmung feſtſtellen, daß das Haus den § 17 an⸗ 
genommen hat. Zu $ 18 liegen ebenfalls keine Anträge 
vor. Ich darf wohl feſtſtellen, daß § 18 angenommen ift, $ 19 
desgleichen, § 20 ebenſo, § 21 ebenſo, § 22 ebenſo. Wir 
kommen nun zur überſchrift: „Geſetz über den Ausgleich der 
Geldentwertung.“ Ich bitte die Damen und Herren, die 
die Überſchrift annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Über⸗ 
ſchrift ift angenommen. Das Geſetz ift ſomit in der zweiten 
Beratung erledigt. (Abg. Senftleben: Ich beantrage die 
dritte Leſung. — Abg. Spill: Wir widersprechen.) Die 
dritte Leſung iſt nicht möglich, da Widerſpruch erhoben 
wurde. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. 
Dr. Bumke. 
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können jetzt, nachdem das Geſetz in zweiter Leſung erledigt 
iſt, allmählich daran denken, in die Ferien zu gehen, wo⸗ 
mit ich nicht ſagen will, daß wir das Geſetz bis nach den 
Ferien unerledigt laſſen. Da dieſer Widerſpruch erhoben 
ift, wind es geſchäftsordnungsmäßig nicht möglich ſein, das 
Geſetz in dieſer Woche noch zu erledigen. (Abg. Kurowfki: 
Sie widerſprechen nur der heutigen dritten Leſung!) Wenn 
ſich der Widerſpruch nur auf heute bezieht, könnten wir es 
morgen erledigen. Wenn aber nur ſieben Abgeordnete 
widerſprechen, iſt es auch morgen nicht möglich. Ich will 
einmal dieſe beiden Eventualitäten erwägen. Sollte der 
Widerſpruch auch dagegen erhoben werden, daß wir das 
Aufwertungsgeſetz morgen auf die Tagesordnung ſetzen, 
dann kann das Geſetz erſt Montag erledigt werden. Dann 
möchte ich aber vorſchlagen, daß wir den Reſt unferer 
heutigen Tagesordnung nicht mehr vor den Ferien erledi⸗ 
gen, ſondern daß wir nur noch dieſes Geſetz fertig machen 
und dann in die Ferien gehen. (Zwiſchenruf des Abg. 
Mau.) Wenn Sie wollen, daß noch andere Sachen aufs 
Tapet kommen, dann läßt ſich darüber reden. Ich ſpreche 
von dem Reſt der heutigen Tagesordnung, ich glaube, den 
können wir ohne weiteres bis nach den Ferien vertagen. 
Wir haben ſelbſtverſtändlich auch ein großes Intereſſe 
daran, daß das Lichtſpielgeſetz bald erledigt wird. Wir 
ſind aber alle etwas abgearbeitet (Abg. Mau: Hauptſächlich 
die Juriſten!) und jo eilig wird es wohl nicht fein. Ich 
freue mich, daß der Abgeordnete Mau auf einmal für das 


Lichtſpielgeſetz ſolch ein Intereſſe hat. Die übrigen Punkte 


lasen ſich meines Erachtens bis nach den Ferien vertagen 
aſſen. 
Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 

nung hat Herr Abgeordneter Gehl. ` 

Gehl: Abgeordneter (S.P.D.): M. D. u. H.! Wir 
haben der dritten Leſung in der Vorausſetzung wider⸗ 
ſprochen, daß Sie die Erwerbsloſenanträge und das Er⸗ 
werbsloſenfürſorgegeſetz nicht auf die Tagesordnung ſetzen 
wollen. Wenn Sie eine Anderung Ihrer Meinung vor⸗ 
nehmen derart, daß Sie jetzt bereit ſind, das Erwerbs⸗ 
loſenfürſorgegeſetz und die Anträge betr. die Erwerbslosen 
noch wor den Ferien mit uns zu erledigen, vielleicht derart, 
daß wir meinetwegen die erſte Leſung ſofort in der Weiſe 
erledigen, daß wir die Sachen an den Ausſchuß gehen laſſen 
(Abg Hohnſeldt: Kuhhandel vor den Kuliſſen! — Abg. 
Dr. Blavier: Anſtändiger als hinter den Kuliſſen!), werden 
wir der dritten Leſung des Aufwertungsgeſetzes auch keine 
Schwierigkeiten bereiten. Sie werden zugeben, daß uns 
die Erwerbsloſenanträge ſehr am Herzen liegen, und daß 
wir ſelbſtverſtändlich auch alle geſchäftsordnungsmäßigen 
Mittel in Anwendung bringen werden, um es dahin zu 
bringen, daß die Erwerbsloſenanträge noch vor Oſtern zur 
Beratung kommen. Ich glaube, daß auch die Kommu⸗ 
niſtiſche Fraktion bereit ſein wird, ihren Widerſpruch gegen 
die dritte Beratung aufzugeben, wenn Sie bereit ſind, die 
Erwerbsloſenanträge noch vor Oſtern zu erledigen. Das 
wäre ein Vorſchlag zur Güte. Nehmen Sie ihn an, dann 
bekommen Sie Ihr Auſwertungsgeſetz auch ohne Schwierig⸗ 
keiten ſchnell durch. i 

Bizepräfident Splett: Das Wort zur Öefchäftsordnung 
hat Herr Abg. Kurowſfki. ö 

Kurowſki, Abgeordneter (Z.): Wir haben uns dazu 


bereit erklärt, daß das Erwerbsloſenfürſorgegeſetz heute in 


erſter Leſung auf die Tagesordnung kommt. Wir ſind be⸗ 
veit, es jetzt in der erſten Leſung zu erledigen, mit anderen 
Worten, es an den Ausſchuß zu ſchicken. Ich würde vor⸗ 
ſchlagen, daß wir die nächſte Plenarsitzung am Freitag ab- 
halten mit der Tagesordnung: 1. Auſwertungsgeſetz, 
2. Erwerbsloſenfürſorgegeſez. Dann kommen wir allen 
Wünſchen entgegen und werden rechtzeitig fertig. Dann 
kann morgen der Soziale Ausſchuß tagen, und es wird 


alles zur Befriedigung erledigt. 


Vizepräsident Splett: Das Wort hat der Herr 
Dr. Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Wir 
haben gehört, daß Herr Abg. Gehl für ſeine Fraktion er⸗ 
klärt hat, daß er unter dieſer Vorausſetzung feinen Wider⸗ 
ſpruch gegen eine dritte Leſung am Donnerstag oder Frei⸗ 
tag einlegen würde. Dieſe Erklärung genügt uns nicht. 
Wir haben keine Gewißheit darüber, wie ſich die Kommu⸗ 
niſtiſche Fraktion und die Deutſchſoziale Fraktion bezüglich 
ihres Widerſpruches benehmen werden. Ich ſchlage fol⸗ 
gendes vor: Wir vertagen die Sitzung auf eine Viertel⸗ 
ſtunde, damit die Fraktionen in Ruhe zu dieſer Anregung 
Stellung nehmen können. Ich will mit meiner Fraktion 


Abg. 


auch darüber Fühlung nehmen, und wir werden nach einer 


Viertelſtunde wiſſen, wie wir uns zu entſcheiden haben. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Ich verſtehe nicht, 
weshalb man die beiden Geſetzesvorlagen, Aufwertungs⸗ 
geſetz und Erwerbsloſenfürſorgegeſetz, miteinander ver⸗ 
koppelt. Wenn die heutigen Beſchlüſſe zuſammengeſtellt 
und den einzelnen Mitgliedern zugeſtellt worden ſind, von 
dann an gilt die dreitägige Friſt für die dritte Leſung. 
Früher kann das Geſetz nicht verhandelt werden. Wir 
haben folgende Möglichkeit. Da nach meinen Informatio⸗ 
nen die Antragſteller, die Kommuniſten, nicht mehr zu dem 
Erwerbsloſenfürſorgegeſetz ſprechen wollen, ſondern ihnen 
nur daran liegt, das Geſetz in erſter Leſung an den Aus⸗ 
ſchuß gehen zu laſſen, ſo können wir das ſofort im Bruch⸗ 
teil einer Minute erledigen. Der zuſtändige Ausſchuß 


kann die Sache ebenfalls erledigen, und ſie kann dann den 


ordnungsmäßigen Weg gehen. Sie werden nicht ver⸗ 
langen können, daß man bis morgen die angekündigten 
Abänderungsanträge zum Aufwertungsgeſetz fertigmacht. 
Wir haben bereits eine Viertelſtunde länger gearbeitet als 
verabredet wurde. 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Dr. Treichel. 


Dr. Treichel, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich wiederhole den Vorſchlag, den ich im Alteſtenausſchuß 
gemacht habe, nämlich, daß wir die Anträge betr. Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge ohne Ausſprache an den Sozialen Ausſchuß 
überweiſen und am Freitag zuſammentreten, um über dieſe 
Anträge und vor allen Dingen über das ee 
uns auszusprechen. Das wird der befte Weg fein. (Bravo! 


Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn die Sache fo 
gehandhabt werden ſoll, haben wir nichts dagegen und 
werden der dritten Leſung nicht widerſprechen. Aber wir 
müſſen mindeſtens noch verlangen, daß die Parteien auch 
unſerem Antrage zuſtimmen, und daß die Erwerbsloſen⸗ 
ſachen am Freitag in der dritten Leſung verhandelt werden. 
(Sehr richtig! links.) Wir können die Anträge, wie geſagt 
wurde, an den Ausſchuß überweiſen. Morgen wird nicht 


getagt. Dann wird am Freitag als erſter Punkt die Er⸗ 


werbsloſenfrage behandelt. Als zweiter Punkt die dritte 
Leſung des Aufwertungsgeſetzes. Wenn Sie unſerem An⸗ 


trage zuſtimmen, werden wir gegen die dritte Beratung 


nichts haben. Wenn nicht, dann verlangen wir Friſten⸗ 
einhaltung. 
ien Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 


ERS ia 
Spill, Abgeordneter (S.P.D.): Wir haben im Alteſten⸗ 
ausſchuß über den Vorſchlag des Herrn Präſidenten ge⸗ 


ſprochen. Er wurde auch von allen Fraktionen akzeptiert. 


Nur Herr Abg. Dr. Bumke für ſeine Fraktion lehnte ihn 


ab. Wäre der Vorſchlag auch von der Deutſchnationalen 


Fraktion angenommen worden, ſo wären die Sachen ſchon 
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(Spill, Abgeordneter.) s 
erledigt. Ich möchte nur darauf hinweiſen, daß alle ande⸗ 


ren Fraktionen vollſtändig einig waren, und daß es nur 


an der Deutſchnationalen Fraktion lag. 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen zur 
Geſchäftsordnung liegen nicht vor. Herr Abg. Dr. Bumke 
hat vorhin den Antrag geſtellt, die Sitzung auf eine Stunde 
zu vertagen, um den Fraktionsführern die Möglichkeit zu 
geben, untereinander Fühlung zu nehmen. Das Wort 
zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Dr. Bumke. 


Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Nach den Erklä⸗ 
rungen, die von kommuniſtiſcher Seite abgegeben wurden 
(Abg. Hohnfeldt: Für uns identiſchl), hat eine Beratung 
für unſere Fraktion keinen Zweck mehr, wir halten unſeren 
Widerſpruch aufrecht. (Abg. Mau: Jetzt ſind die Deutſch⸗ 
nationalen entlarvt!) l 

Vizepräſident Splett: Ich glaube, das Haus ift fich 
dahin einig, daß wir heute von der Weiterberatung der 
Tagesordnung abſehen. Zur Geſchäftsordnung hat das 


Wort der Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b. Kk. Fr.): Das Haus ift fich- gar 
nicht einig. Ich habe angeregt, die Erwerbsloſenanträge 
an den Ausſchuß zu ſchicken. ö 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Rahn, Sie haben 
gehört, daß der Herr Abg. Dr Bumke ſeinen Widerſpruch 
aufrechterhalten hat. Der Widerſpruch eines Abgeordneten 
genügt. (Zuruf.) Wenn angezweifelt wird, daß wir einig 
find, muß ich das Haus befragen. (Abg. Rahn: Wenn ein⸗ 
gangs der Sitzung Widerſpruch gegen die ſofortige Ver⸗ 
abſchiedung ſtattgefunden hat, bitte ich um Verzeihung!) 
Der Widerſpruch hat ſtattgefunden. Dann darf ich mit 
Einſchluß des Herrn Abg. Rahn feſtſtellen, daß ſich das 
Haus darüber einig ift, daß eine Weiterbevatung der Tages- 
ordnung von heute nicht erfolgen ſoll. Ich komme gur 
Frage, ob das Haus morgen oder Freitag tagen will. Wir 
hätten moch die Punkte 2, 3 und 4 der heutigen Tagesord⸗ 
nung. Als neuer Punkt käme die zweite Beratung eines 
Einkommenſteuergeſetzes. Es iſt an Ihnen, zu entſcheiden, 
ob Sie morgen eine Weiterberatung der Tagesordnung 
haben oder ob Sie ſich bis Freitag vertagen wollen. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Dr. Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Ich 
halte meine Anſicht aufrecht, daß wir den Reſt der Tages⸗ 
ordnung von heute bis nach den Ferien laſſen. Mein Vor⸗ 
ſchlag geht dahin, daß wir am Montag tagen, und zwar 
mit folgender Tagesordnung: 1. Dritte Beratung des Muf- 
wertungsgeſetzes. 2. Die von Ihnen gewünſchten Anträge 
des Herrn Kloßowſfki über die Erwerbsloſenfürſorge. Dann 
haben wir eine Tagesordnung, die wir Montag ganz be⸗ 
quem erledigen können. Außerdem ſind dann die Friſten 
bezüglich der dritten Leſung unter allen Umſtänden ge⸗ 
wahrt. Wir haben nur ein Intereſſe daran, daß die dritte 
Leſung dieſes Aufwertungsgeſetzes ſtattfindet. Die Friſten 
ſind morgen und auch übermorgen nicht gewahrt. Wenn 
auf dem Widerſpruch beharrt wird, können wir morgen 
und übermorgen nichts machen. Es wird alſo zweckmäßig 
ſein, Montag nachmittag zu tagen. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Ich fehe 
nicht die Notwendigkeit ein, bis Montag mit der Tagung 
auszuſetzen. Es ift Arbeit genug vorhanden; warum jol 
ſie nicht erledigt werden? Freitag müſſen wir auf alle 


„Bälle tagen, dann kommen die Erwerbsloſenſachen heran, 


dann iſt die Friſt gewahrt. (Nein, ſie iſt nicht gewahrt! 
redta.) Wir beantragen, daß wir morgen und Freitag 
tagen. Wenn die Friſt nicht gewahrt iſt, iſt es ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß wir auch Montag tagen, und die folgenden 
Tage noch tagen müſſen. Es wird nichts weiter übrig⸗ 
bleiben, als den Volkstag einzuberufen. Wenn Sie es 


auf ſich nehmen wollen, die Geſetzesvorlagen für die Er⸗ 
werbsloſen zu ſabotieren, dann tun Sie es. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): Ich wollte mich 
nur den Worten des Herrn Abgeordneten Spill anſchließen. 
Ich bin der Meinung, daß wir das Einkommenſteuergeſetz 
auf jeden Fall vor den Ferien durchbringen ſollen. Da 
am Montag das übliche Theater über das Aufwertungs⸗ 
geſetz einſetzen wird, ift es ſehr fraglich, ob das Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz dann noch durchkommt. 

Vizepräsident Splett: Herr Abgeordneter Hohnfeldt, ich 
möchte Sie darauf aufmerkſam machen, daß heute erſt die 
Vorlage gekommen iſt, und daß die notwendige Friſt ein- 
gehalten werden muß, es ſei denn, daß kein Widerſpruch 
erfolgt. Es liegt der Antrag des Herrn Abgeordneten 
Dr. Bumke vor, der für Montag die dritte Beratung des 
Auſwertungsgeſetzes und der Erwerbsloſengeſetze vorſchlägt, 
ferner der Antrag des Herrn Abgeordneten Spill, morgen 
zu tagen mit dem Reſt der Tagesordnung von heute und, 
wenn kein Widerſpruch erfolgt, der zweiten Beratung des 
Einkommenſteuergeſetzes. (Abg. Dr. Bumke: Da kommt 
Widerſpruch!) Der weiteſtgehende Antrag dürfte der Antrag 
des Herrn Abg. Dr. Bumke ſein, Montag zu tagen. Ich 


D 


bitte die Damen und Herren, die für den Antrag Bumke 


find, am Montag die nächſte Sitzung mit der Tagesord⸗ 
nung, wie ich fie verkündet habe, abzuhalten, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. (Geſchieht.) Die Mehrheit ſteht jetzt, der Antrag 
des Herrn Dr. Bumke iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur 
Abſtimmung über den Antrag des Herrn Abg. Spill. Das 
Wort zur Geſchäftsordnung hat Herr Abgeordneter Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich ziehe meinen An- 
trag zurück und ſtelle folgenden Antrag, daß wir am Frei⸗ 
tag den Reſt dieſer Tagesordnung aufarbeiten und auch am 
Sonnabend tagen. Sonnabend iſt die Friſt für die Er⸗ 
werbsloſenangelegenheiten gewahrt. Sie können Sonn⸗ 
abend auf die Tagesordnung kommen, wenn ſie an den 
Ausſchuß kommen, und die Möglichkeit beſteht, ſie vor den 
Ferien zu erledigen. Ich beantrage, Freitag und Sonn⸗ 
abend zu tagen. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Dr. Bumke. k 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Ich habe nicht 
ganz verſtanden. Hat Herr Spill auch beantragt, die dritte 
Leſung des Aufwertungsgeſetzes zu erledigen? Ich ſtelle 
den Antrag, daß die dritte Leſung des Aufwertungsgeſetzes 
als Punkt 1 kommt. 

Vizepräſident Splett: Es iſt der Antrag geſtellt, am 
Freitag und Sonnabend Sitzungen abzuhalten, und zwar 
würden wir zunächſt über den Abänderungsantrag des 
Abg. Dr. Bumke abſtimmen, der als Punkt 1 das Aufwer⸗ 
tungsgeſetz erledigen will. (Zwiſchenrufe.) Sie wollen 
das Haus befragen, ob wir Freitag und Sonnabend tagen 
wollen? (Abg. Dr. Bumke: Freitag allein!) Sie wünſchen 
Teilung der Frage? (Das kann nur der Antragſteller wün⸗ 
ſchen! links.) Ich bitte die Damen und Herren, die dafür 
ſind, daß wir Freitag und Sonnabend tagen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. (Geſchieht.) Das Büro iſt ſich nicht einig, es muß 
Auszählung erfolgen. Die Auszählung beginnt. (Geſchieht.) 
Die Auszählung iſt geſchloſſen. An der Abſtimmung haben 
ſich 80 Damen und Herren beteiligt. Für den Antrag Spill 


haben 44 geſtimmt, dagegen 34, der Stimme enthalten 


haben ſich zwei Abgeordnete. Das Haus hat alſo beſchloſſen, 


daß Freitag und Sonnabend dieſer Woche getagt wird. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Dr. Bumke. 
Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Wir würden 


unſeren Widerſpruch bezüglich der Erwersloſenſachen fallen 
laſſen unter der Vorausſetzung, die hier ja ſchon angedeutet 
wurde (Hört, hört! links.), daß Punkt 1 die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge wird, daß ſie dann ohne Ausſprache an den Aus⸗ 
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(Dr. Bumke, Abgeordneter.) i 
ſchuß geht, und daß Punkt 2 die dritte Beratung des Auf- 
wertungsgeſetzes iſt. i 

BVizepräjident Splett: Sie haben den Vorſchlag des 
Herrn Abg. Dr. Bumke gehört. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort Herr Abg. Gehl. 


Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Abg. Dr. Bumke, 


läßt es ſich nicht machen, daß wir heute die Erwerbsloſen⸗ 
fahe an den Ausſchuß ſchicken? Die Erwerbsloſenfürſorge⸗ 
geſetze könnten am Freitag in den Ausſchuß kommen, der 
noch während der Sitzung tagen könnte, damit die Vorlage 
gleich nachher in der dritten Leſung erledigt wird. Wenn 
wir dieſe Gewißheit von Ihnen haben, iſt alles in Ord⸗ 


nung. Darüber möchte ich um eine Erklärung bitten. 


Vizepräsident Splett: Es ift der Vorſchlag gemacht 
worden, am Freitag die Abänderungsanträge des Erwerbs⸗ 
loſenfürſorgegeſetzes und die Anträge Kloßowfki und Frak⸗ 
tion betreffend Verteilung der bereitgeſtellten Summe von 
300 000 Gulden auf die Tagesordnung zu ſetzen, und zwar 
als Punkt 1, 2 und 3. Als Punkt 4 die dritte Beratung 
des Aufwertungsgeſetzes. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Wenn Sie die heutige 
Anderung der zweiten Leſung ſchriftlich den Abgeordneten 
zugestellt haben, beginnt die Friſt. (Weitere Worte, da 
Redner von feinem Platz ſpricht, unverſtändlich.) 


Vizepräſident Splett: Herr Abg. Rahn, Sie wider⸗ 
Fee Dann iſt die Möglichkeit nicht gegeben. Zur 
eſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Raube. 


Raube, Abgeordneter (K. P.): Wenn wir nicht die Ge- 
währ haben, daß am Sonnabend die Erwerbsloſengeſetze 
im Hauſe behandelt werden, widerſprechen auch wir der 
dritten Beratung des Aufwertungsgeſetzes. 

Vizepräſident Splett: Zunächſt einmal die Freitag⸗ 
ſizung. Der Herr Abg. Rahn hat den Einſpruch erhoben, 
daß die Friſten nicht gewahrt find, die Kommuniſtiſche Frak⸗ 
tion ebenfalls. Alſo iſt es nicht möglich, den Punkt für 
Freitag anj Die Tagesordnung zu ſetzen. (Abg. Dr. Bunte: 
Dann erhebe ich ſelbſtverſtändlich Widerſpruch gegen die 
Erwerbsloſenanträge!) Ich weiß nicht, wie wir aus dem 
Dilemma herauskommen ſollen. Dann gibt es nichts 
anderes als den Neft von heute. Dann mind am Freitag 
die Tagesordnung für Sonnabend feſtgeſtellt. Das Wort 
zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Gehl. 


Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Ich glaube, wir kommen 
über alle Schwierigkeiten hinweg, wenn Sie ſich bereit 
erllären, jetzt noch die Erwerbsloſenanträge an den Aus- 
ſchuß zu überweiſen. Dann wird Herr Abg. Rahn keinen 
Einſpruch erheben, dann werden auch die Kommuniſten 
keinen Einſpruch erheben. Wir werden ebenfalls keinen 
Einſpruch erheben. Dann geht die dritte Beratung des 
Aufwertungsgeſetzes ganz glatt vonſtatten. Das kann ich 
für meine Fraktion erklären, und auch Herr Abg. Rahn 
wird wohl leinen Widerſpruch erheben. (Abg. Dr. Bum ke: 


die Fraktion Stellung nimmt!) | 
Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn Abgeordneter (b. k. Fr.): Mir liegt in erſter 
Linie das Wohl der Erwerbsloſen am Herzen, zweitens das 
Wohl der Sparer. Was aus dem Geſetz bezüglich anderer 
Leute wird, intereſſiert mich perſönlich abſolut nicht. Ich 
nehme nur das Wohl und Intereſſe der kleinen Leute wahr, 


von denen ich gewählt worden bin. Wenn ich mitarbeite, 


tue ich es, weil ich in einiger Beziehung Sachkenner bin. 
Der Geſetzentwurf der Sozialdemokratie könnte ohne jeden 
N an den Ausſchuß gehen. Es liegt an der Bock⸗ 
beinigkeit des Herrn Dr. Bumke, daß das Haus an einem 


` 


| 
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das Erwerbsloſenfürſorgegeſetz erledigt haben und es nicht 
zum Schein auf eine halbe Stunde in den Ausſchuß ſchicken, 
aus dem es nicht wieder herauskommt, um dann das Auf⸗ 
wertungsgeſetz zu erledigen, und die Erwerbsloſenfürſorge⸗ 
ſachen werden nicht erledigt. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Kurowſki. 

Kurowſki, Abgeordneter (Z.): Ich möchte Sie bitten, 
um aus dieſem Dilemma herauszukommen, dem Antrage 
Dr. Bumke zuzuſtimmen, die Sitzung um eine Viertelſtunde 


auszusetzen. Ich kann mir lebhaft denken, daß eine große 


Fraktion ſich nicht im Handumdrehen entſcheiden kann. 
Vizepräſident Splett: Ich darf wohl ohne Abſtimmung 
feſtſtellen, daß die Vertagung um eine Viertelſtunde be⸗ 
ſchloſſen iſt. Wir beginnen um 8 Uhr. ) 
(Vertagung der Sitzung 7 Uhr 40 Minuten.) 


Die Sitzung wird 8 Uhr 10 Minuten durch den Vize⸗ 
präsidenten Splett wieder eröffnet. 

Vizepräſident Splett: Wir nehmen die vorher unter⸗ 
brochene Beratung wieder auf. Das Wort hat der Herr 
Abg. Dr. Bumke. 

Dr, Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Meine Fraktion hat zu der Sache Stellung genommen. 
Wir ſind bereit, unſeren Widerſpruch aufzugeben und zu⸗ 
zulaſſen, daß die Erwerbsloſenanträge heute in den Aus⸗ 
ſchuß gehen. Wir würden dann aber bitten, und machen 
das zur Gegenbedingung, daß wir Freitag tagen, und 
zwar nur am Freitag. Wir werden zur Not auch am 
Sonnabend, dann aber nur am Sonnabend, tagen. Ich 
glaube aber, es ließe ſich bereits Freitag ſehr gut machen. 
Wir werden bis dahin im Ausſchuß die Erwerbsloſenſache 
erledigen können. Wir hätten dann folgende Tagesord⸗ 
nung: 1. Aufwertungsgeſetz, 2. die Sachen über die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge, 3., wenn es noch gewünſcht wird, Reſt von 


An Wir werden ſelbſtverſtändlich Freitag der dritten 


eſung des Arbeitsloſenfürſorgegeſetzes nicht widerſprechen. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (8. P. D.): Nach dieſer Erklärung 

des Vertreters der Deutſchnationalen Fraktion ſcheint ja 


eine Einigung zustandegekommen zu fein. Wir werden 


einer dritten Beratung des e a auch nicht 
widerſprechen, immer vorausgeſegt, daß die Erklärung des 


Herrn Abg. Dr. Bumke auch ehrlich gehalten wind, was ich 
annehme. (Abg. Dr. Bumke: Selbſtverſtändlich!) Wenn 


ich ſage, was ich annehme, dann genügt das. 
Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat Herr Abg. Rahn. 
Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Wir ſcheinen uns einig 
zu ſein. Es iſt nur noch folgendes zu regeln. Wenn wir 
Freitag die Erwerbsloſenſache erledigen wollen, dann iſt 


vorher Bedingung, daß wir ſie jetzt in den Ausſchuß 


Dann bitte ich, eine Viertelſtunde Panje zu machen, damit | ſchicken und die Vorlagen auch im Ausſchuß beraten werden. 


un iſt aber weder Herr Mayen, der Vorſitzende des Aus⸗ 
ſchuſſes, noch Herr Kloßowſki, der Stellvertreter, anweſend. 
Außerdem iſt der Stellvertreter eines Ausſchußvorſitzenden 


nicht berechtigt, einen Ausſchuß einzuberufen, wenn ihm 


nicht von dem Vorſitenden dazu die Genehmigung über- 
tragen worden ift. Wir müſſen nun bitten, daß Sie damit 
einverſtanden ſind, erſtens Herrn Mayen zu verſtändigen, 
und zweitens, paß das geſamte Haus damit einverſtanden 
iſt, daß der Ausſchuß morgen zur Beratung dieſer Vor⸗ 
lagen zufammenberufen wird. Wenn hier einſtimmig die 
Ermächtigung un kann das Büro auch ohne den Vor⸗ 


ſitzenden die Einladungen ergehen laſſen. Wenn das Haus 
beſchließt, daß der Ausſchuß morgen zuſammentritt mit der 
Tagesordnung: Erledigung der drei Geſetze, erkläre ich mich 
der nächſten Tage tagen muß. In erſter Linie wollen wir 


zufrieden. 
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Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): Ich bin namens meiner 
Fraktion mit dem Vorſchlag der Deutſchnationalen Frak⸗ 
tion einverſtanden. Wir nehmen natürlich an, daß die 
zweite und dritte Beratung der Erwerbsloſengeſetze ohne 
jeden Widerſpruch erfolgt, in der Form, daß nicht irgend⸗ 
eine Abhängigmachung von der Frage des Aufwertungs⸗ 
geſetzes erfolgt. Was aus der wird, ift nebenſächlich. Die 
zweite und dritte Beratung hat bedingslos zu erfolgen. 
(Abg. Dr. Treichel: Es hat ſich nur um die Reihenfolge 
gehandelt!) 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Dr. Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Der Vorſchlag 
bezüglich der Einberufung des Sozialen Ausſchuſſes ſcheint 
mir praktiſch zu ſein. Ich bitte aber, den Ausſchuß keines⸗ 
falls zu morgen vormittag, ſondern zu morgen abend ein⸗ 
zuberufen. Soweit ich weiß, tagt morgen kein anderer 


Ausſchuß. (Der Verfaſſungsausſchuß!) Der Verfaſſungs⸗ 


ausſchuß hat Zeit. Wenn die Angelegenheit morgen nicht 
in einer Sitzung erledigt werden kann, kann am Freitag 
vormittag noch eine zweite Sitzung ſtattfinden. Herr 
Mayen iſt nicht hier. Derjenige, der nun ſchneller zu er⸗ 
reichen ift, Herr Mayen oder Herr Kloßowſki, ladet 
eben ein. 5 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat Herr Abg. Kurowſfki. 

Kurowfki, Abgeordneter (Z.): Wir machen unſere Bu- 
ſtimmung von dem einen oder anderen Geſetz nicht ab⸗ 
hängig, ſo daß es uns ganz egal wäre, ob der eine oder 
andere Punkt als erſter Punkt auf die Tagesordnung käme. 
Wenn wir für das Aufwertungsgeſetz eintreten, ſo tun wir 
es nur, weil es Priorität hat. Wir erklären uns auch mit 
der zweiten und dritten Leſung der Erwerbsloſengeſetze 
einverſtanden. Ich möchte mir einen weiteren Vorſchlag 
bezüglich der Einkommenſteuer erlauben. Soweit mir be⸗ 
kannt ift, hat ſich Widerſpruch, der dazu führen könnte, eine 
andere Faſſung des Geſetzes herbeizuführen, nicht erhoben. 


Wir müſſen uns doch darauf einſtellen, was wir am 


1. April für Steuern zu zahlen haben. Es wird im Inter⸗ 
eſſe aller liegen, wenn ich vorſchlage, auch die zweite und 
dritte Leſung auf die Tagesordnung zu ſetzen. Ich will 


Ihnen ſogar konzedieren, daß Sie der dritten Leſung wider⸗ 


ſprechen können. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Dr. Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Wir haben über 
das Einkommenſteuergeſetz geſtern in der Fraktion ganz 
kurz geſprochen. Wir waren der Anſicht, daß die Sache 
nicht ſo glatt gehen wird. Jedenfalls muß es uns über⸗ 
laſſen bleiben, recht eingehend zu dem Geſetz Stellung zu 
nehmen. Wir können dem Antrage nicht zuſtimmen, daß 
das Geſetz noch vor den Ferien erledigt wird. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Gehl. f 


Gehl, Abgeordneter (S.P.D.): Wir würden dem Vor- 
ſchlage des Herrn Abg. Kurowſki zuſtimmen. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Raube. ; 

Raube, Abgeordneter (K. P.): Wir würden dem Vor⸗ 
ſchlage des Abg. Kurowſki zuſtimmen, allerdings nicht in 
bezug auf die dritte Leſung. (Abg. Kurowski: Dann hat es 
keinen Zweck!) Wir⸗haben in der Fraktion noch nicht dar⸗ 
über geſprochen. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Heute, im Laufe des 
Nachmittags, hat das Büro erſt die betreffenden Druck⸗ 
ſchriften verteilt. Niemand weiß, was in dem Geſetz 
ſteht, wie es aus dem Ausſchuß gekommen iſt, und jetzt Jolt 
es morgen oder übermorgen in aller Eile durchgepeitſcht 
werden. Wir müſſen uns dieſe Autogeſetzesmacherei ab⸗ 
gewöhnen. , 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat Herr Abg. Kurowſki. 

Kurowſki, Abgeordneter (Z.): Ich habe meine Cr- 
klärung ohne allen Vorbehalt gemacht. Wenn wir auf der 
einen Seite einmal ſchneller ſind, ſind wir auf der anderen 
Seite ſehr gründlich, ſo daß es nicht ſo ſchlimm wäre. Ich 
ziehe meinen Antrag zurück. 

Vizepräſident Splett: Zunächſt möchte ich vorſchlagen, 


daß wir dem Wunſche des Abg. Rahn entſprechen, daß der 


Soziale Ausſchuß morgen nachmittag 4 Uhr tagt. Dann 
würden wir zu den Erwerbsloſenanträgen übergehen. Die 
Druckſachen Nr. 1279, 1280 und 1281 haben Ihnen heute 
vorgelegen: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ande⸗ 
rung des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge. Ur⸗ 
antrag des Abg. Kloßowſki und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1279. 

Antrag des Abg. Kloßowſki und Fraktion auf 

Maßnahmen zur Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit. 
Druckſache Nr. 1280. 

Antrag des Abg. Kloßowſki und Fraktion betr. 
Verteilung der für die Erwerbsloſen bereitgeſtell⸗ 
ten Summe von 300 000 Gulden. ; 

Druckſache Nr. 1281. Ich ftelle zunächſt feft, daß kein Wider- 
ſpruch gegen die Erledigung dieſer Tagesordnung laut ge⸗ 
worden iſt. (Abg. Gehl: Ich beantrage Überweiſung an 
den Sozialen Ausſchuß!) Es wird überweiſung an den 
Sozialen Ausſchuß beantragt. Widerſpruch wird nicht laut, 
ich ſtelle feft, daß die Überweiſung beſchloſſen ift. 

Die nächſte Sitzung findet am Freitag, nachmittags 
3.30 Uhr, mit folgender Tagesordnung ſtatt: Zunächſt das 
Aufwertungsgeſetz, dann die anderen Sachen, die ich vor⸗ 
geleſen habe. (Zweite und dritte Beratung! links.) Zweite 


(0) 


) 


und dritte Beratung. Und eventuell Reſt von heute. Ich 


ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 8 Uhr 20 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Splett eröffnet. f 

Am Regierungstiſch: Senator Dr Wiereinſki; 
Oberregierungsräte Behrend, Dr. Meyer⸗Barkhauſen; 
Regierungsrat Hinz. 

Vizepräſident Splett: M. D. u. H.! Ich eröffne die 
Sitzung. Der Senat und die Volksvertretung der 
Freien Stadt Danzig haben einen herben Verluſt er⸗ 
litten. (Das Haus erhebt ſich.) Dieſe Nacht iſt das 
ehemalige Mitglied dieſes hohen Hauſes, das die 
Volksvertretung ſeinerzeit als Alterspräſident eröff⸗ 
net hat, Herr Senator Karow, mit dem Tode abge⸗ 
gangen. Pflichttreue und Dienſt an der Allgemeinheit 
waren die hervorſtechendſten Charaktereigenſchaften 
des Verblichenen. Obwohl ſchwer leidend, ſtellte er ſich 
mit Beginn dieſes Jahres doch wieder in den Dienſt 
des Staates und folgte dem Rufe als Senator der 
Freien Stadt Danzig. — In ſeiner vorbildlichen 
Treue wird ſein Andenken fortleben. Ich ſtelle feſt, 
daß Sie ſich zu Ehren des Verblichenen von den Plätzen 
erhoben haben. 

Auf unſer Beileidstelegramm an den Reichstag iſt 
uns eine Antwort folgenden Inhalts zuteil geworden: 

Dem Volkstag der Freien Stadt danke ich im 
Namen des Deutſchen Reichstags für die aus Anlaß 
des Unglücks an der Oberweſer bewieſene Teilnahme. 

Loebe, Pröfident des Reichstages.“ 
7 1 Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b.k. Fr.): M. D. u. H.! Wir 
haben uns in der Mittwochſitzung geeinigt, unter Friſt⸗ 
verkürzung am heutigen Tage das Geſetz über die 
Geldentwertung in dritter Leſung zu verabſchieden. 
Ich habe die angekündigten Abänderungsanträge 
heute gegen Mittag dem Bureau eingereicht und 
möchte, bevor die Anträge den einzelnen Mitgliedern 
gedruckt vorliegen, hier die Beratung über dieſen 
erſten Punkt der Tagesordnung ſolange ausſetzen. Ich 
glaube, daß der Druck in längſtens einer Stunde er⸗ 
ledigt iſt, ſo daß wir dann in die Beratung des Ge⸗ 
ſetzes über die Geldentwertung eintreten können. Nach 
unſerer Geſchäftsordnung iſt über Anträge, über die 
abgeſtimmt wurde, bevor ſie gedruckt vorlagen, die Ab⸗ 
ſtimmung noch einmal vorzunehmen, nachdem die An⸗ 
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träge gedruckt ſind. Wir würden alſo darüber doppelt 
abſtimmen müſſen. Außerdem ſind die Anträge in 
einzelnen Punkten derart umfangreich, daß mit der 
Verleſung der Anträge nicht Genüge geſchehen würde. 
Der einzelne würde ſich kein klares Bild von dem In⸗ 
halt der Anträge machen können. Nur unter der Vor⸗ 


ausſetzung, daß die Abänderungsanträge den Mitglie⸗ 


dern gedruckt vorliegen und bis dahin die Beratung 
über dieſen Punkt ausgeſetzt wird, bin ich damit etn- 
verſtanden, von einer genügenden Zahl Abgeordneter 
unterſtützt, daß die Angelegenheit heute verhandelt 
wird. (Hört, hört! rechts.) Wenn das Haus dagegen 
beſchließen ſollte, meinem Wunſch nicht zu entſprechen, 
würde ich mich mit einer genügenden Anzahl von Ab⸗ 
geordneten genötigt ſehen, der heutigen Sitzung zu 
widerſprechen, da das Recht des Abgeordneten oder der 
Abgeordneten, dieſen Schritt zu begehen, in der Ge- 
ſchäftsordnung durch die Feſtlegung am Mittwoch 
voriger Woche nicht präjudiziert morden ift. 
Vizepräſident Splett: Sie haben den Antrag des 
Aba. Rahn gehört. Auf ihn dürfte $ 47, Abſatz 2, der 
Geſchäftsordnung Anwendung finden. Da ſteht: 

Im übrigen daf die Reihenfolge wicht geändert 
werden, wenn ein daßingehender Widerſpruch von 
ſiehen anweſenden Ahageordneten unterftiikt wird. 

Ich will das Haus befragen, ob es dem Verlangen 
ds Aha. Rahn Folge gibt. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Dr Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Dieſer Einſpruch des Herrn Abg. Rahn iſt meines Er⸗ 
achtens unzuläſſig. Nachdem die Sache einmal auf die 
Tagesordnung geſetzt ift, kann jetzt der Einſpruch nicht 
mehr erhoben werden. 

Nizepräſident Sylett: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b.k. Fr.): Herr Dr Bumke be⸗ ` 


findet ſich im Irrtum. Unſere Geſchäftsordnung 
ſchreibt ausdrücklich vor, daß verletzte Rechte bei der 
Aufrufung des betreffenden Tagesordnungspunktes 
wieder aufleben. Das iſt hier der Fall. Ich erkläre, 
daß ich gegen die heutige Tagesordnung nichts einzu⸗ 
wenden habe. Ich will die Sitzung lediglich ſo lange 
vertagen, his meine Anträge gedruckt vorliegen. Das 
kann in längſtens einer Stunde geſchehen. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsoroͤnung hat 
das Wort Herr Abg. Dr. Treichel. 

Dr. Treichel, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich muß feſtſtellen, daß ich mich einmal ausnahms⸗ 
weiſe im Widerſpruch mit dem Herrn Abg. Rahn in 
punkto Geſchäftsordnung befinde. Der Widerſpruch 
gegen die dritte Leſung iſt ein ſehr ſtrittiger Punkt. 
Wir haben uns im Geſchäftsordnungsausſchuß wieder- 
holt mit dieſer Frage beſchäftigt. Wir haben damals 
der Meinung Ausdruck gegeben, daß ein weiterer 
Widerſpruch nicht zuläſſig iſt. Leider iſt der Zuſatz, 
den ich ſeinerzeit formuliert habe, nachher aus Ver⸗ 
ſehen nicht von einer Partei aufgegriffen worden. Die 
Meinung des Geſchäftsoroͤnungsausſchuſſes ging aber 
dahin, daß ſich der Widerſpruch nur auf die Feſtſtellung 
der Tagesordnung bezieht. Falls aber Sachen auf die 
Tagesordnung geſetzt ſind, iſt ein weiterer Widerſpruch 
unzuläſſig. (Abg. Rahn: Das ſteht aber in unſerer 
Geſchäftsordnung!) Dann iſt es mindeſtens unklar, 
Herr Kollege Rahn! Ich halte es für beſſer, daß wir 
uns heute nicht in dieſe Formalitäten einlaſſen, daß 
wir dem Wunſche des Herrn Abg. Rahn ſtattgeben und 
uns jetzt auf eine gewiſſe Zeit vertagen. (Abg. Rahn: Wir 
können ja etwas anderes verhandeln!) Ich bin aber 
der Meinung, daß ein Einſpruch nicht mehr möglich iſt, 
wenn die zweite und dritte Beratung auf der Tages⸗ 
ordnung ſteht. 


‚recht in Anſpruch nimmt. 


fertig zu werden. d 
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Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat (C) 


das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b.k. Fr.): Der Herr Präſident 
hat den Bericht über den Geſchäftsordnungsausſchuß 
wohl richtig bekanntgegeben. Aber das ändert nichts 
daran, daß in unſerer Geſchäftsordnung ausdrücklich 
ſteht, daß Rechte bei Aufrufung des betreffenden Ta⸗ 
gesordnungspunktes geltend gemacht werden können, 
auch wenn vorher dieſer betreffende Punkt auf die 
Tagesordnung geſetzt worden iſt. Die verletzten Rechte 


kann natürlich nur ein Abgeordneter geltend machen, 


auch der Präſident, wenn er für ſich das Abgeordneten⸗ 
Solange die Geſchäftsord⸗ 
mung beſteht, müſſen wir fie beachten. Wir brauchten 
gar nicht lange zu reden, wenn Sie meinem Wunſche 
entſprächen und zunächſt fiber andere Dinge verhandel⸗ 
ten. Das Bureau kann die Anträge in läugſtens einer 
Dreiviertelſtunde fertig haben. Wir können zuerſt 
etwas anderes verhandeln und nachher in die Be- 
ratung des Geſetzentwurfs über die Geldentwertung 
eintreten. 
Pizepräfident Splett: Der Herr Abg. Rahn nimmt 
offenbar Bezug auf den 8 45 unſerer Geſchäftsordnung. 
Da heißt es unter Abſatz 2 

„Selbſtändig ſetzt ber Präſident Zeit und Tages⸗ 
ordnung der nächſten Sitzung feſt, wenn der Volkstag 
ihm hierzu ermächttat, oder wenn er wegen Beſchluß⸗ 
Be oder aus anderen Gründen nicht entſchei⸗ 
1 


Abſaß 3 lautet: 

Auch fonſt kann der Präſident ausnahmsweiſe eine 
Sitzung auberaumen oder Nachträge zu einer Tages⸗ 
ordnung feſtſetzen. Er hat hei Eröffnung der Sitzung 
die Genehmigung des Volkstages einzuſolen. 

Abſatz 4, u das iſt offenbar das, was der Herr 
Abg. Rahn im Auge hat, lautet: 

In den Fällen der Abſätze 2 und 3 können Rechte, 
die nach Ss 29 und 48 verletzt find, noch hei Eintritt in 
die Beratung des Gegenſtandes geltend gemacht 
werden. 5 ‘ 

Alſo die Vorausſetzungen, die Herr Abg. Rahn für 
feine Begründung anführt, find hier nicht gegeben; 
denn 2. und 3. iſt hier nicht eingetreten, ſondern die 
Tagesordnung iſt ordnungsmäßig vom Hauſe feſtge⸗ 
legt worden. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr 
Abg. Dr Bumke. 


haben alle den Wunſch, heute ſo ſchnell wie möglich 
Ich würde nichts weniger gern ſehen, 
als eine lauge Geſchäftsordnungsdebatte. Ich habe 
mich nur zum Wort gemeldet, um die Ausführun⸗ 
gen des Herrn Abg. Rahn über die Geſchäftsordnung 
micht unwiderſprochen ither die Bühne gehen zu laſſen. 
Die Geſchäftsordnung iſt klar. Ich habe aber nichts 
dagegen, daß wir uns jetzt eine halbe Stunde vertagen. 
Ich möchte aber inzwiſchen nichts anderes vornehmen. 
Ich halte den Wunſch des Herrn Abg. Rahn, ſeine An⸗ 
träge erſt drucken zu laſſen, ſachlich für begründet. 
Vizepräſident Splett: Es ift der Antrag geſtellt 
worden, die Sitzung auf eine Dreiviertelſtunde zu ver⸗ 
tagen. Widerſpruch wird nicht laut. Ich ſtelle feft, daß 
die Sitzung bis 4 Uhr 45 Minuten vertagt iſt. 


Die Sitzung wird durch den Präſidenten Dr. Trei⸗ 

chel 5 Uhr 50 Minuten wieder eröffnet. 

Präſident: Ich eröffne wieder die Sitzung. Wir 

kommen zum erſten Punkt der Tagesordnung: 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfes betr. 

Ausgleich der Geldentwertung. 

Druckſache Nr. 1290. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 

ſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Be⸗ 

ſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Einzelbe⸗ 

ratung. Ich eröffne die Beſprechung zu § 1. Wort⸗ 


meldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abſtim⸗ 


Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.) Ich glaube, wir 
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mung. Ich hitte die Damen und Herren, die § 1 an- 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Mehrheit. $ 1 ift angenommen. 
Ich eröffne die Ausſprache zu 82, Das Wort hat der 
Herr Abg., Rahn. 

Hahn) Abgeordneter (b.k. Fr.): Zunächſt habe ich zu 
bemerken, daß in der den Mitgliedern vorliegenden 
Drache Nr. 1303 durch das Bureau einige Schreib⸗ 
fehler hineingekommen ſind. So muß es in der zweiten 
Zeile des Abſatzes 1 heißen Aufgeld mit „d“ geſchrieben 
und in Abſatz 2, vierte Zeile, „und Hereinnehmen von 
Spareinlagen und Depoſiten“. Da ift ein Satz doppelt 
geſchrieben worden, wie der Präſident aus dem Origi⸗ 
nal beſtätigen wird. Der § 2 ſieht in feiner Termino⸗ 
logie diejenigen Vermögenswerte vor, die durch das 
gegenwärtige Geſetz eine Aufwertung erfahren ſollen. 
Unter anderem iſt die Ziffer 5 vorhanden, die „andere 
Schuldverſchreihungen auf den Inhaber“ aufwerten 
will. Dieſe Beſtimmung iſt ungenau und irreführend. 
Es fallen hier unter die Beſtimmung einmal Stadt⸗ 
und Kommunaglanleihen und zweitens die ſogenann⸗ 
ten Anduſtrieobligationen. Während nun für Indu⸗ 
ſtrieobligationen regelmäßig eine Hypothek auf einen 
Treuhänder eingetragen wird, fo kann man aus dem 
Wortlaut des Artikels 2 folgern, daß dieſe Hypothek auf 
den Treuhänder entweder aus dem § 2, Ziffer 1, „Hypo⸗ 
thefen, Grundſchulden uſw.“, aufzuwerten find, und 
andererſeits aus Ziffer 5 als „andere Schuldverſchrei⸗ 
hungen guf den Inhaber“ aufzuwerten find, Es muß 
da eine Klarheit geſchaffen werden. ähnlich wie es die 
dritte Steuernotverordnung in Deutſchland vorſieht. 
Ich habe deshalb beantragt, daß hinter der Ziffer 4 im 
Ss 2 die Form aufgenommen wird: 

nersinsliche pher an Stelle der Verzinſung mit einem 
Hırfaeld vückzahlbaxre Schuldnerſchreihungen, die auf 
den Inbecer lauten per durch Indoſſoment übertrag⸗ 
bar find, wenn fie von natürlichen Perſonen, Perſo⸗ 
nenvereinjaungen oder furiſtiſchen Perſonen des 
Privatrechts ausgegeben ſind. 

Stadtanleihen wollen wir nach dieſem Geſetz mit 
15 bzw. 25 Gulden aufwerten, Induſtrieobligationen 
ſollten mit 15 Gulden aufgewertet werden. Mfo die 
Stadtanleihe, für die öffentliche Mittel verwandt 
werden, ſoll nach dem gegenwärtigen Wortlaut höher 
aufgewertet werden als private Induſtrieobligatio⸗ 
nen. Das iſt ein unmöglicher Zuſtand, der aus dem 
Geſetz bejeitiat werden muß, dadurch, daß man die 
Obligationen in der Form beſonders aufführt, wie das 
in meinem Antrage geſchehen ift, und um auch die Un⸗ 
klarheit zu beſeitigen, ob Induſtrieobligationen, weil 
fie eine Knnothefariiche Forderung über einen Treu⸗ 
händer find, unter den 8 2, Ziffer 1 fallen. Ich habe 
ferner beantragt, daß die Ziffer 6 geändert wird: 

Guthaben ber öffentlichen und privaten Sparkaſſen, 
Syarkaſſen⸗ und Denoſitenguthaben bei Banken, Kre- 
ditgenoſſenſchaften Hausſparkaſſen und bei anderen ſich 
mit der verainslichen Hereinnahme von Spar- und 
Weyoſitengeldern hetätigenden juriſtiſchen und natür⸗ 
lichen Perſonen. 

Nach dem Wortlaut des vorliegenden Geſetzes 
würden alle Guthaben bei privaten Sparkaſſen und die 
Spareinlagen bei Privatbanken unter den Tiſch fallen. 
Damit würden mehr als vier Fünftel aller Danziger 
Sparer ihrer Anſprüche verluſtig gehen. Da außerdem 
in einem ſpäteren Teil des Geſetzes noch erwähnt iſt, 
daß laufende Rechnungen, unter welche Spareinlagen 
fallen, nicht aufgewertet werden dürfen, auch nicht im 
Rechtswege, ſo können wir das Geſetz in dieſer Form 
nicht verabſchieden, da wir damit diejenigen, die durch 
die Inflation am härteſten getroffen ſind, durch das 
Geſetz entrechten. Dadurch würde der Zweck, den wir 
erreichen wollen, die durch die Inflation Geſchädigten, 
die nicht die Möglichkeit hatten, ſich durch Deviſenkäufe 


ſchadlos zu halten oder für die es zu ſpät war, ſich 
Valuten und Devieſen anzuſchaffen, als ſie die Geldent⸗ 
wertung richtig erkannten, zu ſchützen, nicht erreicht 
werden. 

Ich bitte deshalb, der Ziffer 6 des $ 2 die Faſſung 
der Druckſache Nr. 1303 zu geben. Damit würden alle 
diejenigen getroffen werden, die in der vergangenen 
Zeit vor Einführung des Guldengeſetzes ſich mit der 
Verzinſung von Spar- und Depoſitengeldern abgaben. 
Wenn wir den Wortlaut ſo faſſen, wie er gegenwärtig 
iit, würden wir nur die Einlagen bei öffentli⸗ 
chen Sparkaſſen treffen. Dadurch wäre das große 
Heer der durch die Inflation Geſchädigten, gerade die 
Kleinen, unberückſichtigt. während wir bei den Großen 
durch dies Geſetz eine Aufwertung geſchaffen haben. 
Ich habe auf anderen Abänderungsanträgen die Frage 
der Aufwertung von Spareinlagen und Depoſiten ge⸗ 
nerell geregelt. 

Es wird nötig ſein, daß wir, bevor wir über die 
Faſſung im 8 2 abſtimmen, der die Terminologie für 
die aufzuwertenden Einlagen und Vermögenswerte 
ſchafft, zunächſt einmal in den weitergehenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen ſehen, ob dieſe von mir vorge⸗ 
ſchlagene Faſſung der Aufwertung von Spar⸗ und 
Bankdepoſiten angenommen wird. Wenn der ſpätere 
$ 9 in der non mir vorgelegten Faſſung angenom⸗ 
men wird, müßte der § 2 Ziffer 6 eine entſprechende 
Faſſung erhalten. Das kann man erſt dann machen, 
wenn über den S 9 geſprochen und abgeſtimmt wird. 


Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Beſprechung über § 2 ift geſchloſſen. Es liegt 
zunächſt der Abänderungsantrag Nr. 1303 des Abg. 
Rahn vor. . i 
Der Volkstag wolle beſchließen: 
l. in dem $ 2 hinter Ziffer 4 einzuſchalten: 

„Ja. verzinsliche oder an Stelle der Verzinſung mit 
einem Aufaeld rückzahlbare Schuldverſchreibun⸗ 
gen, die auf den Inhaber lauten oder durch In⸗ 
doſſement übertragbar find, wenn fte von natür⸗ 
lichen Perſonen. Perfonenvereiniaungen, oder 
juriſtiſchen Perſonen des Privatrechts ausge⸗ 
geben ſind.“ 

2, der Ziffer 6 folgenden Wortlaut zu geben: 
„Guthaben bei öffentlichen und privaten Spar⸗ 
kaſſen, Spar⸗ und Depoſitenguthaben bei Banken, 

Kreditgenoſſenſchaften, Hausſparkaſſen und bei an⸗ 

deren ſich mit der verzinslichen Hereinnahme von 

Spar- und Depoſitengeldern betätigenden juriſtiſchen 

und natürlichen Perſonen.“ 

Kann ich über beide Ziffern gemeinſam abſtimmen 
laſſen, Herr Abg. Rahn? Abg. Rahn: Es wird zweck⸗ 
mäßig ſein, einzeln abzuſtimmen!) Wir kommen alſo 
zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag Rahn, 
Druckſache Nr. 1303, Ziffer 1. Ich bitte die Damen 
und Herren, die die Druckſache Nr. 1303, Ziffer 1, an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Minderheit, der Antrag tft abge⸗ 
lehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung über den 
Antrag Rahn, Druckſache Nr. 1303, Ziffer 2, der die 
Ziffer 6 ändern will. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dieſe Abänderung annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, Sie iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Abſtim⸗ 
mung über 8 2 der Vorlage. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſen Paragraphen annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, 8 2 ift angenommen. Wir kommen zu einem 
neuen $ 2a, der verlangt wird von der Druckſache 
Nr. 1304. fe: 


$ 2a, 

Die Zahlung der gemäß 8 2 aatszugleichenden 
Kapitalbeträge fann nicht vor dem 31. Januar 1932 
verlangt werden. 5 2 — 

Der Schuldner iſt berechtigt, den in Gemäßheit der 
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Vorſchriften dieſes Geſetzes auszugleichenden Kapital⸗ 
betrag bei Einhaltung einer Kündigungsfriſt von drei 
Monaten auch ſchon vor dem in Abſatz 1 genannten 
Termin zurückzuzahlen. Von dem in Gemäßheit dieſes 
Geſetzes errechneten Kapitalbetrag ſind bis zum 
31. Dezember 1931 die vereinbarten Zinſen zu zahlen. 


Rahn. 

Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): M. D. u. H.! Das 
gegenwärtige Geſetz ſieht nur ein beſchränktes Mora⸗ 
torium für Hyvotheken und einige andere Sachen vor. 
Das deutſche Geſetz bzw. die deutſche Notverordnung 
ſieht für faſt ſämtliche aufzuwertende Kapitalbeträge 
eine Stundung vor. Ich habe vorgeſtern in der Be⸗ 
ſprechung zu $ 1 des Geſetzes in der zweiten Leſung 
ausgeführt, weshalb es notwendig iſt, daß dieſes Mo⸗ 
ratorium obligatoriſch ſein muß, weil gegenwärtig, ab⸗ 
geſehen von einzelnen kapitalkräftigen Leuten, nie⸗ 
mand in der Lage iſt, Hypotheken zurückzuzahlen. Da 
das Geſetz, wie wir es hier vorliegen haben, für ſo⸗ 
fortige Zurückzahlung oder für Zurückzahlung in ſechs 
Monaten andere Beträge vorſieht, wie für die mit 
Moratorium verſehenen, für 99 Prozent der Hypothe⸗ 
kenſchuldner bzw. Gläubiger dieſe Moratoriumsklau⸗ 
ſel aber in Betracht kommt, ſo wird es zweckmäßig ſein, 
ein allgemeines Moratorium bis zum 31. März 1932, 
genau fo, wie es das deutſche Geſetz vorſieht, ins Ge- 
ſetz hineinzubringen. Da ſich aber Fälle im Laufe der 
nächſten Jahre herausſtellen könnten, wo ein Schuld⸗ 
ner Intereſſe haben könnte, ſeine Schuldbelaſtungen 
abzuſtoßen, und dann das aufgewertete Objekt einer 
derartigen Transaktion ſchädigend im Wege ſtehen 
könnte, fo habe ich in dem § 2a vorgeſehen, daß die jetzt 
in dem deutſchen Geſetz vorgeſehene Schutzklauſel, daß 
der Schuloͤner früher zurückzahlen kann, mit einer 
kurzen Kündigungsfriſt, in das Geſetz aufgenommen 
wird. Es haben ſich einige deutſche Gerichte bereits auf 
den Standpunkt geſtellt, wenn der Schuldner erſt 1932 
zurückzuzahlen braucht, braucht auch der Gläubiger, 
mangels Vorſchriften in der dritten Steuernotperord⸗ 
nung, die Zahlung nicht vor 1932 anzunehmen. Um 
dieſe Unklarheit zu beſeitigen, hat der deutſche Geſetz⸗ 
geber den Wortlaut, wie er von mir gewählt worden 
iſt, aufgenommen. Um dieſe Rechtseinheit zu wahren, 
und um den Schuldner auch vor Unrechtmäßigkeiten 
und Schikanen zu ſchützen, iſt es notwendig, daß dieſe 
Beſtimmung in das Geſetz aufgenommen wird. Ich 
habe dieſe Form ſchon beim 8 2a gewählt und nicht erft, 
wie es in unſerm Geſetz der Fall iſt, bei ſpäteren Para⸗ 
graphen, die ſich mit Einzeldingen beſchäftigen. 

Ich bin der Anſicht, daß dieſe Moratoriumsbeſtim⸗ 
mung eine allgemeine Beſtimmung iſt, die in das Ge⸗ 
ſetz zunächſt hineingehört, um ſo für alle übrigen 
Paragraphen zu gelten. Niemand iſt in der Lage, 
Hypotheken, auch Spareinlagen, in der nächſten Zeit 
zurückzuzahlen. Selbſt wenn Sie das Geſetz fo anneh⸗ 
men, wie Sie es in der zweiten Leſung geſchaffen haben, 
werden die Sparkaſſen mit den ihnen zur Verfügung 
ſtehenden Mitteln nicht in der Lage ſein, die Zurück⸗ 
zahlung in dem vorgeſehenen Zeitraum von ſechs Mo⸗ 
naten zu machen. Bei der Kapitalknappheit, die in 
Danzig beſteht, brauchen wir ein allgemeines Mora⸗ 
torium für alle Zahlungen, die aus dieſem Geſetz ent- 
ſtehen werden. Dafür nimmt man am beſten die Friſt, 
die die deutſche Notverordnung vorſah, das Jahr 1932, 
natürlich mit der Einſchränkung, daß ein Gläubiger, 
der früher zurückzahlen kann, die Zurückzahlung mit 
dreimonatiger Friſt bewirken darf. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 


vor. Die Beſprechung über 8 2 ift geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den Abänderungsan⸗ 
trag des Herrn Abg. Rahn, Druckſache Nr. 1304, der 


daß in der Zeit nach Ausbruch 
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einen neuen § 2a einfügen will. Ich bitte die Damen (C) 


und Herren, die die Druckſache Nr. 1304 annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag des Herrn Abg. 
Rahn, einen $ 2a einzufügen, ift abgelehnt. Wir fom- 
men nun zu 8 3. Es liegen Wortmeldungen der Her⸗ 
ren Abg. Rahn, Herrmann und Dr. Blavier vor. Ich 
gebe das Wort nach der Reihenfolge der Meldungen. 
Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. i 

Rahn, Abgeordneter (b.k. Fr.): Der $ 3 unſerer 
Vorlage ſieht vor, daß, wenn Zahlung in einem halben 
Jahr bei Hypotheken erfolgt und bei einigen anderen 
Sachen, die in unſerm 8 2a unter Ziffer 1 bis 3 aufge⸗ 
führt ſind, 30 Gulden für 100 Goldmark gezahlt wer⸗ 
den ſollen. In Anbetracht des Vorhingeſagten, daß 
kein Menſch in der Lage ſein wird, im Laufe von ſechs 
Monaten Hypotheken zu begleichen, halte ich es für 
nötig, die Ziffer 30 durch 50 zu erſetzen, damit alle 
Gläubiger in den Genuß dieſes Vorzuges kommen. 
Die darüber hinaus im 83 vorgeſehenen Zuſchläge für 
die ſogenannte höhere Kaufkraft im Inlande gehen 
nach meinem Dafürhalten weit über das hinaus, was 
rechtmäßig verlangt und gegeben werden könnte. Ich 
habe in der zweiten Leſung im Plenum ausgeführt, 
der Revolution bis 
Mitte 1919 die innere Kaufkraft der Mark nicht nur 
keine größere geweſen iſt, ſondern eine ſehr erheblich 
kleinere, als die deutſche Mark im Auslande Kaufkraft 
hatte. Man kann alſo unmöglich, wenn man dies be⸗ 
rückſichtigt, für dieſen Zeitabſchnitt noch einen Zuſchlag 
machen zu den Aufwertungsbeträgen, die über den 
Dollar errechnet ſind. Darüber hinaus iſt in der Zeit 
von Januar bis April 1923, als der Dollarſtand in 
Deutſchland ſich von 50 000 auf 20 000 ermäßigte, alfo 
eine Verbeſſerung der Mark um das 2%fache eingetre⸗ 


ten ift, ein Zuſchlag für die angeblich höhere Kaufkraft (o) 


der Mark nicht am Platze. Ferner ſind Zuſchläge für 
die höhere Inlandskaufkraft vom Auguſt 1923, von 
dem Moment ab, da die Arbeiter ſich durch einen Gene⸗ 
ralſtreik den 50prozentigen Goldlohn erkämpften und 
ſich im Inlande jeder Menſch darüber einig war, daß 
er Papiermark nicht mehr annahm, ſondern nur mit 
Deviſen manipulierte, abwegig. Die vorgeſchlagenen 
Sätze können aber auch beſonders in der Zeitperiode 
von Januar bis April 1923 eine über 100prozentige 
Aufwertung mit ſich bringen. Wenn ein Betrag z. B. 
im Januar 1923 gegeben und im März 1923 zurückge⸗ 
zahlt wurde, dann würde ſich, da ſich der Geldwert da⸗ 
mals um das 2½ fache gebeſſert hatte, unter Berückſich⸗ 
tigung des 100prozentigen Zuſchlags, eine über⸗Pari⸗ 
Aufwertung herausſtellen. Einen ſolchen Nonſens 
hat ſich der Geſetzgeber im Ausſchuß wohl nicht gedacht, 
und ich nehme an, daß das auch das Plenum nicht will. 
Wenn man über 100 Prozent aufwerten will, ſoll man 
es ausſprechen, aber wir wollen nicht etwas in das Ge⸗ 
ſetz hineinſchreiben, was ſich als Unſinn herausſtellt 
und was für die Wirtſchaft untragbar iſt. Ich habe 
infolgedeſſen vorgeſehen, daß für die Zeit vom 1. Ja⸗ 
nuar bis Juni 1919 überhaupt kein Zuſchlag erfolgt, 
dann vom 1. Juni bis 31. Dezember 1919 ein Zuſchlag 
von 15 Prozent und dann für jedes Jahr 10 Prozent 
mehr, bis 40 Prozent, und daß für die Zeit vom 
31. Auguſt ab überhaupt kein Zuſchlag mehr erfolgt. 
Es wird damit das einigermaßen Richtige getroffen. 
Wenn Sie berückſichtigen, daß wir Hypotheken mit 40 
Prozent aufwerten wollen, alſo 50 Gulden für 100 
Mark, ſo werden ſich unter Berückſichtigung dieſes 
außerordentlich hohen Satzes, wie ich offen zugeſtehe, 
und unter Berückſichtigung der von Ihnen gewählten 
Zuſchläge Aufwertungsbeträge ergeben, die 70 und 80 
Prozent des Goldmarkbetrages ausmachen. Für die 
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(Rahn, Abgeordneter.) 


(A) Zeit, als die Mark ſich außerordentlich beſſerte, vom 


(B 


— 


Januar bis März 1923, werden noch höhere Quoten 
herauskommen. Ich empfehle, meinen Antrag, Druck⸗ 
ſache Nr. 1305 anzunehmen. Damit würde der 6. Abſatz 
der urſprünglichen Vorlage hinfällig werden müſſen. 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Herrmann. 

Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Der 8 3, wie er in der zweiten Leſung angenommen 
iſt, ſieht ebenfalls die Umrechnung über den Dollar 
vor. Zu 8 3 haben die Liberale Vereinigung und auch 
meine Fraktion Anträge geſtellt. (Abg. Förſter: Er 
weiß noch nicht, wie wir heißen!) Ich will nun über 
die Auswirkung dieſer Anträge ſprechen, zunächſt über 
die Regierungsvorlage ſelbſt. (Wir haben im Haupt⸗ 
ausſchuß alles gehört! rechts). Herr Abg. Schwegmann 
hat mir hier bei der zweiten Leſung zugerufen, als 
ich Beiſpiele anführte, das ſtimme nicht. Ich will 
Ihnen ein Beiſpiel, das ich damals als erſtes er⸗ 
wähnte, noch einmal vortragen. Sie können ſich über⸗ 
zeugen, daß das tatſächlich ſtimmt. Es handelt ſich um 
eme Hypothek von 30 000 Mark, die am 20. Februar 
1920 gegeben wurde. Dieſe Hypothek hat zu der Zeit 
einen Goldwert von 16 000 Mark gehabt. (Na, na! 
links.) Ich werde Ihnen ſagen, wie ich das errechnet 
habe. (Abg. Gehl: Da haben Sie ein großes Kunſt⸗ 
ſtück gemacht.) Sie müſſen ſich klar werden, worüber 
Sie nachher abſtimmen. Ich habe damals den Eindruck 
gehabt, daß ſich Herr Abg. Schwegmann nicht klar war, 


ſonſt hätte er nicht den Zuruf gemacht. Dieſer Grund- 


ſtücksverkauf brachte damals 150 000 Mark, während 
das Grundſtück im Frieden 80 000 Mark koſtete. Das 
iſt alſo nicht ganz das Doppelte des Goldwertes. 
Tiefe 30000 Mark waren der fünfte Teil von 150 000 
Mark. Der Goldwert iſt demnach der fünfte Teil von 
80, das ſind 16000 Mark. Das iſt hiernach der Gold⸗ 
wert der Hypothek, nach dem Index auf dem Grund⸗ 
ſtücksmarkt. Ich werde dieſe Zahlen noch einige Male 
berühren. Ich werde nun den Goldwert über den 
Dollar berechnen. Der Dollar hatte an dem Tage, am 
20. Februar 1920, einen Wert von 95,25 Papiermark. 
Danach hatte eine Goldmark den Wert von 22,68 Pa- 
piermark. (Abg. Rahn: Im Januar 1920?) Am 20. 
Februar 1920. Der Goldwert berechnet über den Dol⸗ 
lar beträgt dann 1323 Mark. Dieſe würden nach dem 
Geſetz, wie es jetzt vorliegt, mit 576 Gulden auf⸗ 
gewertet werden. Die 576 Gulden ſind rund 3 Prozent 
des Goldwertes. 

Nun hat Herr Dr Neumann einen Antrag einge⸗ 
bracht, nicht mit 30 Prozent, jondern nach dem vollen 
Dollarwert aufzuwerten. Danach würde die Aufwer⸗ 
tung etwa 7 Prozent betragen. Während nach der 
Vorlage 3 Prozent des Goldwertes aufgewertet würde, 
würde alſo nach dem Vorſchlage des Herrn Abg. Dr. 
Neumann etwa 7 Prozent aufgewertet werden. Nun 
hat meine Fraktion einen Vorſchlag gemacht, wonach 
der Grundſtücksindex berückſichtigt werden ſoll. Das 
iſt ungefähr dasſelbe, was jetzt in Deutſchland beab⸗ 
ſichtigt wird. Deutſchland jagt in feinem Geſetzentwurf, 
der Goldmarkbetrag ſoll nicht über den Dollar berech⸗ 
net werden, ſondern nach einer aus Dollar und Groß⸗ 
handelsindex ermittelten, für beſtimmte Zeitabſchnitte 
feſtgeſetzten Meßzahl. Genau dasſelbe habe ich auch 
vorgeſchlagen, nur ſage ich nicht Großhandelsindex, 
ſundern Grundſtücksindex. Dann ergibt ſich die Muf- 
wertung auf etwa 18 Prozent. Ich habe nun nach 
dieſem Vorſchlage für alle Jahre eine Reihe von Bei⸗ 
ſpielen berechnet. Es ergibt ſich für das Jahr 1919 nach 
der Vorlage eine Aufwertung von durchſchnittlich 
9 Prozent, nach dem Vorſchlage des Herrn Dr Neu⸗ 
mann 20 Prozent und nach dem Vorſchlage meiner 


Fraktion auch 20 Prozent. Für 1920 find die Zahlen (C) 


weſentlich anders. Nach der Vorlage wird dann un⸗ 
gefähr nur noch 3 Prozent aufgewertet. Nach dem 
Vorſchlage von Dr Neumann 7 Prozent und nach 
meinem Vorſchlage wieder 20 Prozent. Für 1921 und 
1922 iſt die Aufwertung nach der Regierungsvorlage 
etwa 2—4 Prozent, nach der Vorlage des Herrn Dr. 
Neumann 5% Prozent und nach der Vorlage meiner 
Fraktion etwa 25 Prozent. Im Durchſchnitt iſt dann 
die Aufwertung für die Hypotheken, die nach 1918 be⸗ 
geben find, nach der Vorlage etwa 3 Prozent, nach der 


Vorlage Dr Neumann etwa 7 Prozent und nach der 


Vorlage meiner Fraktion etwa 20 Prozent. Es wür⸗ 
den aufgewertet werden Hypotheken bis 1918 nach der 
Regierungsvorlage mit 24 Prozent. Nach 1918 würden 
ſie nach der Regierungsvorlage mit durchſchnittlich 
3 Prozent, nach der Vorlage Dr Neumann mit 7 Pro- 
zent und nach der Vorlage meiner Fraktion mit etwa 
20 Prozent aufgewertet werden. Es wäre doch eine 
große Ungerechtigkeit. wenn wir bis 1918 etwa 24 Pro⸗ 
zent aufwerteten und nach 1918 mit ganz minimalen 
Beträgen. 

Ich will noch auf die Zuſchläge zu ſprechen kommen. 
Die Zuſchläge ſind ja von der Regierung errechnet 
und dann als Antrag von der deutſchnationalen Frak⸗ 
tion eingebracht worden. Sie wirken ſich aber nicht ſo 
ungeheuer aus, wie Herr Rahn das annimmt, wenn 
fie, jetzt auch zwiſchen 15 und 105 Prozent bemeſſen find, 
Ich will die Wirkung bei dem Beiſpiel erörtern, das 
ich gebracht habe. (Abg. Rahn: Sie gehen von falſchen 
Zahlen aus!) Das iſt nur Ihre Anſicht, Herr Rahn. 
Der Zuſchlag, den die Regierungsvorlage zunächſt 
vorgeſehen hat, alſo 5 bis 35 Prozent, wirkt ſich bei 


dem Beiſpiel ſo aus, daß ſtatt 2 Prozent, wie die 
Aufwertung aus der Regierungsvorlage ergeben 


würde, 24 Prozent zu zahlen wären. Dann hat die 
deutſchnationale Fraktion verſucht, dieſen Zuſchlag zu 
verdoppeln. Ja, m. D. u. H., dann würde auch nicht 
viel herauskommen. Es würde eine Erhöhung von 
2% auf 2% Prozent erfolgen. Nach der ſchließlich an- 
genommenen Verdreifachung erhöht ſich die Aufwer⸗ 
tung von 2 auf rund 3 Prozent. Selbſt bei dem hohen 
Zuſchlag von 105 Prozent iſt die Aufwertung keine ſo 
große. Die große Ungerechtigkeit wird ſtets beſtehen 
bleiben, wenn wir bei der Umrechnung über den 
Dollarkurs allein ſtehen bleiben. Eine wenigſtens an⸗ 
nähernd gerechte Aufwertung kann nur erreicht wer- 
den, wenn wir den Dollarkurs nur teilweiſe in Be⸗ 
tracht ziehen und es ungefähr ſo machen, wie es das 
Deutſche Reich jetzt beabſichtigt. 

Der Vorſchlag von Herrn Dr Neumann iſt ja eine 
Verbeſſerung, aber ſie erreicht noch lange nicht, daß 
die Hypotheken von vor 1918 mit denen nach 1918 un⸗ 
gefähr gleich aufgewertet würden. Ich bitte Sie da⸗ 
her, von der ausſchließlichen Umrechnung über den 
Dollarkurs abzuſehen. Die Umrechnung über den 
Dollarkurs hat ja Deutſchland in der dritten Steuer⸗ 


D) 


notverordnung vorgeſehen und auch Polen. Wir wür⸗ 


den einen weiteren Fortſchritt machen, wenn wir von 
der ausſchließlichen Umrechnung abgehen würden. 
Sie haben ja geſehen, daß zu viel dabei nicht heraus⸗ 
kommt, und daß wir bei Berückſichtigung des Grund- 
ſtücksindexes der Gerechtigkeit doch weſentlich näher 
kommen würden. Ich bitte daher, den Antrag meiner 
Fraktion anzunehmen. 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Dr Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Der Rahnſche Antrag auf Erhöhung der Quote von 
30 auf 50 Gulden iſt unannehmbar. Die 30 Gulden 
ſind ſchon die äußerſte Grenze, bis zu der wir bei den 


sg 


(A 


(B 


— 
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(Dr, Blavier, Abgeordneter.) : 

Hyppiheren geyen konnen. (Unannehmbar? Sie haben 
Doch imirunterſchriebenl lints.) Sie muſſen lejen, was 
da ſtehr, wir haben den Antrag zum Zweck der Ein⸗ 
bringung unrerſchrieben. wir ronnen die Erhöhung 
unter reinen umſtänden augehmen. Im Gegen rei, 
die 30 Gulden ſind micht einmal vei den Hausbeſtzern 
und vor auem nicht vei den verſchuldeten kleinen 
Hausbeſtzern da. Deshalb paven wir den Antrag ge- 
weils, ore riſt von jems Monaten, nach der das Ka⸗ 
pitar fallig jem ſoll, auf ein Jahr zu erweitern. Wir 
ſchen jelojr ein, daß wir ver der dritten veſung nicht 
mit umſturzleriſchen Anträgen kommen durfen. Als 
das Geſetz im Entſtehen war, war die Kapitarknapp⸗ 
heit nicht jo groß wie jetzt, daher ijt die Beſtimmung 
uber die ſechs Meonate hineingerommen. BWL Wev- 


nate find das äußerſte, das man fur eine fällige Hy- | 


potpet bewilligen muß. 

Das Gleiche gilt für die Zinſenzahlung. Da ift 
die Sache auch bei den augenblicklichen Weieten viel zu 
hoch. Wir wollen die Friſt um ein Jahr verlängern. 
Wir wollen, daß die ruckſtändigen Ziuſen, die zum 
Teil recht beträchtlich find, in den nächſten zwei Jahren 
getragen werden ſollen. Wir bitten Sie, unſern An⸗ 
trag anzunehmen. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 


vor. Die Beſprechung über § 3 ift geſchloſſen. Ich 
glaube, daß dieje Abſtimmung die ſchwterigſte Jeur 


wird. Ich bitte gutigſt aufzupaſſen und mich zu unter⸗ 
ſtutzen. Ich ſchlage folgenden Modus der Abstimmung 
vor; Zunächſt kommt die Druckſache Nr. 1294, Antrag 
Ur Neumann zur Abſtimmung, der die Abſätze 1 bis 
4 ändern will. Würde dieſer angenommen, ware nach 
meiner Anſicht Druckſache Nr. 1299, Ziffer 1, hinfällig. 
Nach der Druckſache Nr. 1294 ſchlage ich vor, über Druck⸗ 
ſache Nr. 1305, Ziffer 1, des Antrages Rahn abzu⸗ 
ſtimmen. Dann kame die Druckſache der. 1299, das ijt 
der Antrag Herrmann zum Abſatz 3. Dann käme wie- 
der Drucksache Nr. 1305, Antrag Rahn, Ziffer 2, Ab- 
ſatz 4. Dann käme Druckſache Nr. 1295, Antrag Dr, 
Blavier, der den letzten Abſatz ändern will. Wird der 
angenommen, wird der Antrag Rahn, den Abſatz 6 
überhaupt zu ſtreichen, hinfällig. Dann käme der An⸗ 
trag Rahn, ob Abſatz 6ſgangenommen werden ſoll oder 
nicht, und dann käme die Vorlage. Ich werde jeden 
einzelnen Fall wiederholen. Ich ſchlage vor, jetzt ab⸗ 
zuſtimmen uber die Druckſache Nr. 1294, Abänderungs⸗ 
antrag Dr. Neumann. 

An Stelle der Abſätze 1 bis 4 des 93 treten fol- 
gende Beſtimmungen: 

Für Anſprüche der im § 2 Ziffer 1 bis 3 bezeich⸗ 
neten Art einſchließlich der rückſtandigen Bing- und 
ESRAS ES iſt folgenderweiſe ein Ausgleich zu 
e ; 

1. Bei Anſprüchen, die der Gläubiger oder fein Erb⸗ 
laſſer vor dem 1. Januar 1919 erworben haben, ſind 
e o a für je 100 Mark 30 Gulden zu 
ahlen. 

2. Bei ſpäter entſtandenen Anſprüchen der in $ 2 Bif- 
fer 1 bis 3 bezeichneten Art iſt derjenige Betrag in 
Gulden zu zahlen, welcher ſich dadurch ergibt, daß 


der Nennbetrag nach dem letzten auf Grund der 


amtlichen Danziger Kurſe für Auszahlung Neuyork 
errechneten Mittelkurs in Goldmark umgerechnet 
wird. Soweit Danziger Kurſe nicht notiert ſind, ſind 
die nachſtehenden Berliner Kurſe maßgebend. 0 
Für die Umrechnung ift der Tag der Begründung 
des Schuldverhältniſſes maßgebend. Für Hypothe⸗ 
ken, Grundſchulden und Rentenſchulden, welche für 
eine Kreditanſtalt beſtellt find, die Hypothekenpfand⸗ 
briefe ausgegeben hat, iſt für die Umrechnung je⸗ 
weils der 2. Januar des Jahres maßgebend, in wel⸗ 
chem die Eintragung erfolgt iſt. ö 
Der Gläubiger eines unter Ziffer 2 fallenden An⸗ 
ſpruchs darf nicht mehr erhalten, als der Gläubiger 


eines unter Ziffer 1 fallenden Anſpruches. 
Dr Neumann u, d. übr. Mitgl. d. Dtſchlib. Frakt. 


— 


Ziffer 1, zur Abſtimmung. 


Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. 


Herrmann. 
Herrmann, Abgeordneter (U. Soz.) Wenn der 


ganze Antrag Ur Neumann zuerſt zur Abſtimmung 
tommen wurde, dann könnte über meinen Antrag 
nicht mehr abgeſtimmt werden, trotzdem er dreimal fo 
weit geht wie der Antrag des Herrn Abg. Ur Neumann. 

Präſident: Ich will mich gern belehren laſſen. Ich 
dachte, der Antrag des Herrn Ur Neumann wäre wei- 
tergehend. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr 
Abg. Rahn. g 

Rahn, Abgeordneter (b. k. br.): Ich habe das Ge- 
fühl, als ob der Antrag des Herrn Dr. Neumann mit 
der Druckſache Nr. 1305 kollidiert. Ich will durch⸗ 
gängig für alle Hypothekenforderungen 50 Gulden in 
das Geſetz hineinhaben. Bei Herrn Ur Neumann foll 
die Aufwertung bis zu einem vbeſtimmten Zeitpunkt 
zu 30 Gulden erfolgen. Mijo wäre mein Antrag, Druck⸗ 
ſache Nr. 1305, der weiteſtgehenbe. 

Präſident: Ich habe Sie fo verſtanden, daß Sie 
zunächſt Abſtimmung über Ihren Antrag, Biffer , 
wünſchen. Dann käme die Abſtimmung über den Ar- 
trag Herrmann, Druckſache Nr. 1299, und dann käme 
der Antrag des Herrn Un Neumann, Druckſache Nr. 
1294. Ich werde jo verfahren. Ich bringe zunächſt den 
Abänderungsautrag Rahn, Druckſache Nr. 1305, 


Der Voltstag wolle beſchließen: 
In s 3 des Geſetzes 

z 1. in Abſatz 1 die Ziffer „30“ durch „50“ zu erſetzen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die die Ziffer 1 
der Druckſache Nr. 1305 annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Minder⸗ 
heit. Ziffer 1 der Druckſache Nr. 1305 ijt abgelehnt. 
Ich komme dann nach der Vereinbarung zu der Ab⸗ 
ſtimmung über Druckſache Nr. 1299, Abänderungs⸗ 
antrag Herrmann: 8 3. 

§ 3 Abſatz 3 erhält folgende Faſſung: 

Der Goldmarkbetrag der nach dem 1. Januar 
1919 erworbenen Anſpruche wird dadurch feſtgeſtelut, 
daß der Nennbetrag nach dem Durchſchutttsobollar⸗ 
kurſe des Monats unter Beruckſichtigung der Kauf⸗ 
traft der Papiermark auf dem Grundſtücksmarkt 
nach einem vom Senat herauszugebenden Ueber- 
ſichtsplan umgerechnet wird. An Stelle des Nenn⸗ 
betrages ijt der Erwerbspreis der Umrechnung zu 
Grunde zu legen, wenn er niedriger tft. 

Ich bitte die Damen und Herren, die fur den An⸗ 
trag Herrmann, Druckſache Nr. 1299 ſind, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag Herrmann iſt abgelehnt. (Zwiſchen⸗ 
rufe.) Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über die 
Druckſache Nr. 1294, Abänderungsautrag ds Abg. Dr. 
Neumann. Ich bitte die Damen und Herren, die für 
dieſen Antrag ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die Druckſache 
Nr. 1294 iſt abgelehnt. Wir kommen jetzt nach meiner 
Anſicht zur Druckſache Nr. 1305, Antrag des Abg. 
Rahn, Ziffer 2. 

Dem Abſatz 4 folgenden Wortlaut zu geben: 
Der ſo ermittelte Goldmarkbetrag erhöht ſich 


um 15 Prozent, wenn der Anſpruch in der Zeit vom 


1. Juni bis 31. Dezember 1919, um 20 Prozent, 

wenn der Auſpruch im Jahre 1920, um 25 Prozent, 

wenn der Anſpruch im Jahre 1921, um 30 Prozeut, 

wenn der Anſpruch im Jahre 1922, um 40 Prozent, 

wenn der Anſpruch in der Zeit vom 1. Januar bis 

| zum 31. Auguſt 1923 begründet oder erworben iit. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem An⸗ 
trag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Wir kommen nun zum Antrag Dr. Blavier, Druckſache 
Nr. 1293. 2 
In 8 Zletzter Abſatz ſind zu ſetzen ſtatt der Worte 
„früheſtens 6 Monate nach Inkrafttreten dieſes Ge⸗ 


(©) 


(D) 


(A) 
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ſetzes“ die Worte „früheſtens 12 Monate nach Inkraft⸗ dann wohl ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß 


treten dieſes Geſetzes“, und ſtatt der Worte „bis zum 
1. Oktober 1926 abzutragen find“ die Worte „bis zum 
1. Oktober 1927 abzutragen find“. g 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Ab⸗ 
änderungsantrag zuſtimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Nun kommt der Autrag 
Rahn. . 
„Abſatz 6 wird geſtrichen.“ 

Druckſache Nr. 1305 (Abg. Rahn: Bitte ſo zu ver- 
fahren, erſt über Ziffer 1-5 abzuſtimmen, dann 
uber 61). Das wäre poſttive Faſſung. Ich bringe die 
Vorlage $ 3, Abſatz 1 bis 5, zur Abſtimmung und bitte 
diejenigen, die § 3, Abſatz 1 bis 5 annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben (Geſchieht); angenommen. 
Wir kommen nun zur Abſtimmung uver den Abſatz 6, 
den der Herr Abg. Rahn geſtrichen wiſſen will. Die 
Damen und Herren, die Abſatz 6 annehmen wollen, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit. Abſatz 6 iſt auch angenommen. Nun⸗ 
mit ift der 8 3 ohne Abänderungen in der urſprüng⸗ 
lichen Faſſung angenommen. (Zuruf des Abg. Raube. ) 
Ich eröffne die Ausſprache zu § 4. Das Wort hat der 
Herr Abg. Neubauer. $ 

Neubauer, Abgeordneter (2): M. D. u. H.! Wir 
wünſchen mit unſerem Antrage 1307 im § 4 Zifſer 3 
die Zahl 1918 durch die Zahl 1911 zu erſetzen. Die 
jetzige Vorſchrift, wonach Reſtkaufgelder durch richter⸗ 
liche Entſcheidung nur dann höher oder niedriger be⸗ 
wertet werden können, wenn fie nach dem 31. Dezem⸗ 
ber 1918 begründet ſind, enthält in den meiſten Fäl⸗ 
len eine grobe Unbilligkeit. Reſtkaufgelder find in der 
überwiegenden Zahl der Fälle auf längere Zeit, nor⸗ 
malerweiſe auf mindeſtens zehn Jahre unkündbar 


feſtgelegt. Gläubiger, die ihr Grundſtück alſo zehn 
Jahre vor 1925, alſo im Jahre 1915 verkauft haben, 


hatten gar keine Möglichkeit, ihr feſtgeſetztes Kapital 
flüjfig zu machen und vor der Inflation zu retten, 
ſelbſt wenn ſie es gewollt hätten. In dieſer Erkennt⸗ 
mis hat die Reichsregierung das Datum des 31. De- 
zember 1918 in 31. Dezember 1911 in ihrem neuen 
Entwurf abgeändert. Ich halte dieſes Datum auch für 
richtiger. Zugleich ſoll aber auch unſer Vorſchlag einen 
Kompromißvorſchlag gegenüber dem Antrage des 
Herrn Abg. Dr Neumann bedeuten. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Die Ausſprache zu 8 4 iſt geſchloſſen. Es liegen 
zwei Abänderungsanträge vor, Druckſache Nr. 1295, 
Antrag Dr Neumann und Antrag Neubauer / Dr Bumke, 
Druckſache Nr. 1307, Ziffer 1. Ich laffe zunächſt ab- 
ſtimmen über Druckſache Nr. 1295. 

Wir beantragen: 
Ziffer 3 des § 4 erhält folgende Faſſung: 
„wenn es ſich um eine Reſtkaufgeldforderung (Reſt⸗ 
kaufgeld für den Erwerb des mit der Hypothek be⸗ 
laſteten Grundſtückes) handelt, die noch dem erſten 
Gläubiger oder deſſen Erben zuſteht; dies gilt auch 
dann, wenn die Reſtkaufgeldforderung bei ihrer 
Begründung in eine Dahrlehnsforderung umge⸗ 
wandelt worden iſt.“ = 
Dann kommt die Druckſache Nr. 1307, dann die Vor⸗ 
lage. Ich bitte die Damen und Herren, die dem Abän⸗ 
verungsantrage Dr. Neumann, Druckſache Nr. 1295 gu- 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Druckſache Nr. 1295 iſt 
abgelehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung über 
Druckſache Nr. 1307, Abänderungsantrag Neubauer / Dr. 
Bunte, „in § 4, Ziffer 3 die Zahl „1918“ durch die Zahl 
„1911“ zu erſetzen.“ Ich bitte die Damen und Herren, 
die die Druckſache Nr. 1307 annehmen wollen, ſich von 
ihren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Druckſache 1307 iſt angenommen. Ich darf 


$ 4 mit der Aenderung, Druckſache Nr. 1307, angenom⸗ 
men ift. (Sehr richtig! rechts.) Zu $ 5 liegen keine 
Wortmeldungen vor. Ich darf wohl ohne beſondere 
Abſtimmung feſtſtellen, daß $ 5 angenommen iſt. Zu 
§ 6 hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Im $ 6 der Vor⸗ 
lage, wie ſie in der zweiten Leſung angenommen 
wurde, iſt im erſten Abſatz in Satz 3 gejagt, daß Stadt⸗ 
anleihen mit 25 Gulden für 100 Goldmark aufgewertet 
werden, ſofern ſie ſich feit mehr als 5 Jahren jeit In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes im Eigentum eines Danzi⸗ 
ger Staatsangehörigen oder ſeiner Erben befinden. 
Fur diejenigen Anlethebeſitzer, in deren Beſitz ſich die 
Stadtanteihe noch nicht 5 Jahre befindet, würde die 
Aufwertung mit 15 Gulden für 100 Mark zu erfolgen 
haben. Nun haben ſich in den letzten Jahren der In⸗ 
tiation die Danziger Stadtanleihen an der Berliner 
und Danziger Börje teilweiſe zu einem Kurswerte be⸗ 
Wegt, der, auf Gold umgerechnet, für 1000 Mark einige 
Pfennige ausmachte. Dieſen Leuten beabſichtigt man 
Run 150 Gulden für das Stück von 1000 Mart, bzw. 
wenn fie ſpäter erworben find, 15 Gulden vom Gold⸗ 
mart⸗Erwerbspreiſe zu zahlen. Die Spekulation in 
dieſen Werten ſetzte erſt ein, nachdem man ſich mit der 
Aufwertungsfrage in der Oeffentlichteit zu beſchäfti⸗ 
gen aufiug und von Danziger Regierungsſeite aus- 
drücklich einzerne Geſchäftsleute darauf aufmerkſam 
gemacht worden find, daß die Danziger Anleihen ohne 


Rücrſicht auf das Emiſſionsjahr gleichmäßig aufgewer⸗ 


tet werden ſouten. Auf Grund dieſes Tips, den die 
Danziger Regierung ausgegeben hatte, — ich möchte es 
mir ersparen, den zuſtäudigen Senator dieſerhalb zu 
fetten und evil, die Herren, die dies Gerücht verbrei⸗ 
tet haben, öffentlich zu nennen, die Herren von der Re- 
gierung werden wiſſen, wer das auf dem Gewiſſen hat, 
— ſetzte die Kursſteigerung der Danziger Stadtanleihe 
ein, fur die ſich dann ein Kurs von 14 Prozent, alſo 
140 Gulden fur 1000 Nominalpapiermark ergab. Die- 
jen Spetulanten, die auf Anregung der Regierung 
Spetulationsgeſchäfte in Danziger Stadtanleihen be⸗ 
trieben haben, wollen ſie nun, auf Grund des vorlie⸗ 
genden Geſetzes, 15 Gulden für 100 Mart Aufwertung 
zuteil werden laſſen? Ich begreife nicht, wie man es 
ſertig bringen kann, Steuermittel in einer derartigen 
Weiſe, wie es das Geſetz hier vorgeſehen hat, zu ver⸗ 


wenden und einen derartigen Mißbrauch mit ihnen zu 


treiben. Nach meiner Anſicht müßten die Spetulan⸗ 
ten, alſo diejenigen, die nicht die Stadtanleihe in der 
Zeichnung erworben haben, oder nicht zu einem Zeit⸗ 
punkt im freien Vertehr börſenmäßig oder ſonſtwie 
erworben haben, als die Werte nach dem Nennwerte 
noch einen ungefähr annähernden Gegenwert beſaßen, 
leer ausgehen und nicht, daß man dieſen Leuten nach⸗ 
träglich noch etwas ſchenken will, und zwar aus Steuer⸗ 
mitteln. Es iſt mir ganz unklar, wie man dieſen Weg 
beſchreiten kann. Deshalb habe ich Ihnen in meinem 
Antrag, Druckſache Nr. 1306, vorgeſchlagen, daß man 
die Leute, die vor dem 1. Juni 1919 — alſo zu einer 
Zeit, als die Papiere noch gewiſſermaßen im Inlande 
ihren Originalwert hatten, zu einer Zeit, als die Kauf⸗ 
kraft der Mark im Inlande eine niedrigere war als im 
Ausland, zu einer Zeit, als man für 100 Mark Dan- 
ziger Anleihe noch 99 oder 98 Prozent zahlen mußte, 
und der Gegenwert im Inlande die Kaufkraft von 100 
Mark hatte —, die Stücke beſaßen, mit 25 Gulden auf- 
werten ſoll. Die Spekulanten aber, die nach dem 1. Juni 
1919 und ſpäter gekauft haben, ſoll man dagegen gar nicht 
aufwerten. Es wäre der Gipfel der Ungerechtigkeit, wenn 
man die Steuergroſchen, die die Danziger Arbeiter und 
die Danziger Bevölkerung aufgebracht haben, miß⸗ 


(C) 


~ 


1500 


Volkstag Danzig. — 104. Sitzung. Freitag, den g. April 1925. 


(Rahn, Abgeordneter.) 


(A) brauchen wollte, um dieſen Hyänen der Wirtſchaft und 


(B 


= 


des Geldmarktes eine 15- oder mehrprozentige Auf⸗ 
wertung zuteil werden zu laſſen. 

Mit dem gleichen Satz von 25 Gulden müßte man 
aber auch die Leute berückſichtigen, die nach dieſem 
Zeitpunkt durch das Geſetz gezwungen waren, Werte, 
die ſie verwalteten, in Stadtanleihen oder mündel⸗ 
ſicheren Werten anzulegen. Dahin gehören einmal 
Mündelgelder, ferner die Stiftungen, die laut Statut 
verpflichtet waren, Anlagen in mündelſicheren Werten 
zu machen. Dazu wären ferner die Anlagen der 
öffentlich⸗rechtlichen Korporationen zu rechnen, die 
auf Grund ihrer Satzungen verpflichtet ſind, ihre An⸗ 
lagen in mündelſicheren Werten zu machen. Wir 
würden demgemäß die Mündelgelder, auch wenn ſie 
nach dem 1. Juni 1919 in Stadtanleihe angelegt ſind, 
mit 25 Gulden aufwerten; wir wurden ferner die Stif⸗ 
tungen, auch die Anlage von Kirchengeldern — die ja 
das Zentrum und die evangeliſche Kirche intereſſieren 
wird — mit entſprechender Aufwertung darunterfallen 
laſſen; wir wurden auch die Anlage der öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Inſtitute, wie Krankenkaſſen, Verſicherungs⸗ 
anſtalten uſw. hierunter einbeziehen und die enormen 
Werte, die gerade die letzteren in Stadtanleihe haben, 
mit 25 Gulden aufwerten, auch wenn ſie nach dem 1. 
Juni 1919 die Anlage gemacht haben. Ich glaube, daß 
der von mir gemachte Vorſchlag von jedem rechtlich 
denkenden Menſchen unterſtützt werden müßte, und 
daß man nicht, wie in dieſem Geſetz geſchehen, die Spe⸗ 
kulanten noch extra entſchädigen ſollte, ſondern nur die 
Perſonen, die entweder am Kriegsende oder vor An⸗ 
fang der Inflation Stadtanleihe gezeichnet hatten oder 
aber, die auf Grund der vechtlichen Beſtimmungen, 
des BGB., gezwungen waren, die Anlagen in 
ſtädtiſchen Werten, bei der Reichsbank oder bet ähn⸗ 
lichen Inſtituten feſtzulegen. Ich bitte Sie deshalb, 
meinem Antrag die Zuſtimmung zu geben. 

Ich habe ferner in der Druckſache Nr. 1308 be- 
antragt, einen neuen § 6a einzufügen, der die Obliga⸗ 
tionen wie Hypotheken behandeln will. Ich habe vorhin 
bereits bei der Beſprechung des $ 2 erwähnt, daß ich 
nicht einzuſehen vermag, weshalb man einem Privat- 
ſchuldner veranlaſſen will, 30 bzw. 50 Gulden für eine 
Hypothek auf ein Hausgrundſtück als Geldentwertungs⸗ 
ausgleich zu zahlen, während man induſtriellen Unter⸗ 
nehmungen, die in Danzig ihre Einnahmen mit der 
Geldentwertung annähernd in Einklang gehalten 
haben, wie beiſpielsweiſe die Straßenbahn, das Recht 
geben will, die Hypothekenſchulden, die ſie aufgenom⸗ 
men und nur in Obligationsform verwertbar gemacht 
haben, mit 15 Gulden einzulöſen, wie es der § 6 vor⸗ 
ſteht. Wir haben hier in Danzig an Obligationen, ſo⸗ 
weit mir bekannt iſt, die Straßenbahn, die von ihren 
Goldwerten ſo gut wie nichts eingebüßt hat. Nur 
durch überreichliche Abſchreibungen iſt es möglich ge⸗ 
worden, das in der Inflation nicht verwäſſerte Ka⸗ 
pital im Verhältnis 2 zu 1 zuſammenzulegen. Das 
hat man nur dadurch erreicht, daß man die Abſchrei⸗ 
bungen fo hoch bemeſſen hat, ſonſt wäre das Wm- 
ſtellungsverhältnis noch beſſer. Es ſind ferner in 
Danzig Obligationen der Chemiſchen Fabrik Milch & 
Co. im Umlauf, ferner der Chemiſchen Fabrik Pomme⸗ 
rensdorf, beides Inſtitute, die gleich nach Beendigung 
des Krieges ziemlich voll gearbeitet haben. Es ind 
ferner im Umlauf einige Obligationen der Zucker⸗ 
fabriken in Danzig. Dieſe Unternehmungen ſind in 
der Nachkriegszeit faſt voll beſchäftigt geweſen. Sie 
haben ihre Subſtanzwerte nicht nur erhalten, ſondern 
teilweiſe durch Neubauten und Erweiterungs bauten, 
wie beiſpielsweiſe die Fabrik Pommerensdorf am 


Kaiſerhafen, ziemlich erweitert, ähnlich wie es die 
rheiniſchen Induſtriellen gemacht haben. Ich verſtehe 
nicht, wie man dieſe Leute mit nur 15 Gulden für 100 
Goldmark wegkommen laſſen will, während man den 
kleinen Beſitzer eines Grunbſtücks, das unter Zwangs⸗ 
wirtſchaft ſteht, zwingt, 50 Gulden zu zahlen. Man 
zwingt ihn, nach dieſem Geſetz de facto, da er gegen⸗ 
märtig keine Hypotheken bekommt und demnach auch 
die alten Hypotheken nicht ablöſen kann. Es kommt 
mir da das Heineſche Wort ins Gedächtnis: „Wenn du 
viel haſt, wirſt du bald noch mehr dazu bekommen. 
Wenn du wenig haſt, wird dir auch das Wenige noch 
genommen. Wenn du aber gar nichts haſt, Lump, dann 
laſſe dich begraben, denn ein Recht zum Leben haben 
nur die, die etwas haben.“ Wenn der Danziger Volls⸗ 
tag ſich dieſes Zitat zu eigen macht und dem, der jon 
viel hat, viel geben will, dem, der wenig hat, wenig 


geben will, und dem Sparer, der gar nichts hat, der 


ich nur das Begräbnisgeld erſpart hatte, das noch 
nehmen will, daun tun Sie es in Gottes Namen. Aber 
die Schuld Ihrer Handlungsweiſe wird ſich an Ihnen 
und Ihren Parteien ſehr vald rächen. Glauben Sie 
nicht, wenn Ste heute die Aufwertungsfrage im Gil- 
zugstempo durchpeitſchen wollen, daß dann die Frage 
für die Sparer erledigt iſt, auch wenn Sie den Richtern 
verbieten, im Rechtsweg einen Ausgleich der weld- 
entwertung vorzunehmen. Genau ſo, wie die Frage 
in Deutſchland auf Grund der dritten Steuernot⸗ 
verordnung nicht gericht hat, genau jo wird jte in 
Danzig Niwt ruhen, wenn Sie die Sparer in dieſer 
Weiſe abſpeiſen und den OSbligationsſchulonern ein 
Dangergeſchenk machen. Schon nach den Ferien wer- 
den Sie mit Novellen zu dem heutigen Geſetz beehrt 
werden und ſich erneut mit der Sache beſchäftigen 
muſſen. Ich nehme an, daß ſich niemand hier in diesem 
Hauſe, der ein Funkchen von Gerechtigtettsgefuhl im 
veibe hat, für dieje Beſtimmungen wie fie das 
Geſetz heute vorſieht, einſetzen kann. Ich kann mir 
nicht denken, daß Sie den Inhabern von Doligattonen 
bei Schuldnern, die ihre Suoſtanzwerte zum großen 
Teil gewahrt haben, eine Quote von nur 16 Gulden 
geben wollen, während Sie den Spetulanten bei den 
ſtädtiſchen Anleihen 15 Gulden aus Steuermitteln 
zahlen wollen. Das Gefühl für Gerechtigkeit tft bei 
den bürgerlichen Parteien in dieſem Hauſe außer⸗ 
ordentlich minimal. (DOho⸗Rufe.) Wir werden gleich 
die Probe aufs Exempel machen, mein lieber Herr 
Habel. Ich werde mich freuen, wenn Sie zu denjenigen 
gehören, die nicht dieſes Minimum von Gerechtigkeits⸗ 
gehuhl im Leibe haben, wenn Sie für den Antrag 
Druckſache Nr. 1308 und Antrag Druckſache Nr. 1300, 
über die ſehr bald die Abſtimmung eröffnet wird, 
ſtimmen werden, damit unter den Deutſchnationalen 
en weißer Rabe vorhanden ift, 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer. 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich habe im Namen meiner Fraktion zu erklären, daß 
wir für den Antrag Rahn, Druckſache Nr. 1306 ſtim⸗ 
men werden. Das entſpricht der Haltung, die wir im 
Hauptausſchuß ſeit jeher eingenommen haben. Wir 
ſind bereit, alles zu tun, was die Spekulation aus⸗ 
ſchaltet. (Bravo!) 

Präſident: Die Beſprechung zu 8 6 iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Abänderungs⸗ 
antrag Rahn, Druckſache Nr. 1306: 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

In 8 6, Abſatz 1, dem dritten Satz folgende Faſſung 
zu geben: 

„Sofern es ſich um Stadtanleihen handelt, die 

ſich vor dem 1. Juni 1919 im Eigentum eines Dau⸗ 
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(Präſident.) 
ziger Staatsangehörigen oder feiner Erben be⸗ 
fanden, beträgt der Ausgleichsbetrag 25 Gulden 
für 100 Goldmark. Ber ſpäter erworbenen Stadt- 
anleihen darf ein Ausgleich der Geldentwertung 

\ nur ſtattfinden, weun der Erwerb der Stücke auf 
Grund geſetzlicher Beſtimmungen von Vormün⸗ 
dern, Stiftungen oder öffentlichen Einrichtungen 
erfolgt iſt. In dieſem Falle gilt der Satz von 
25 Gulden für 100 Goldmark auch für nach dem 
1. Juni 1919 erworbene Anſprüche.“ 

Dann ſtimmen wir ab über 8 6 der Vorlage. Die 
Damen und Herren, die den Abänderungsantrag Rahn 
zu § 6 annehmen wollen, bitte ich, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die 
Gegenprobe. (Geſchieht.) Ich bitte doch, auszuzählen. 
Die Auszählung beginnt. Die Auszählung ift ge- 
ſchloſſen. Es ſind 92 Stimmen abgegeben, davon 52 
mit Ja, 40 mit Nein. Der Antrag gtahn iſt angenom⸗ 
men. Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung feſt⸗ 
ſtellen, daß § 6 mit dieſer Abänderung angenommen ift. 
Wir kommen nun zu 3 6a. Das ifi der Antrag Rahn. 
Druckſache Nr. 1308, der vom Abg. Rahn fon begrün⸗ 
det worden iſt. 

Der Volkstag wolle beſchließen: 
hinter § 6 folgenden neuen § ba einzuſchalten: 
ja, 

„Für Anſprüche der im § 2, Ziffer 4a, bezeich⸗ 
neten Art iſt ein Ausgleich in der gleichen Weiſe 
zu leiſten wie für die in §s bezeichneten anſprüche.“ 

Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beſprechung 
ift geſchloſſen. (Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) Zur Ge- 
ſchaftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b.k. Fr.): Es ift wohl richtig, 
daß mein Antrag zu § 2 abgelehnt worden ift, Das 
ſchrießt aber nicht aus, daß das Haus inzwiſchen zur 
Beſinnung getommen iſt und dieſen Antrag, der eine 
Folge des Abſatzes da des § 2 iſt, doch annimmt. Dann 
würde fi) ereignen, daß in dem Geſetz etwas ange⸗ 
nommen iſt, was nicht eingefugt worden iſt. Dann 
müßte das nachträglich berichtigt werden. Das geht 
zu machen. Ich hatte vorhin angeregt, daß man die 
Abſtimmung über den § 2 ausſetzen möchte, um zu 
ſehen, was im Laufe der Beratung aus den einzelnen 
Aufwertungsangelegenheiten herauskäme, damit der 
3 2 zum Schluß redigiert werden könnte. Sie haben 
das abgelehnt. Infolgedeſſen muß man die Konje- 
quenzen tragen. Nimmt man den Antrag an, ſo iſt ein 
Schönheitsfehler im Geſetz in vezug auf die im 8 2 ge- 
gebene Terminologie. 


Präſident: Da hat der Herr Abg. Hohnfeldt 


recht gehabt. Ich kann unmöglich, wie Herr Kollege 
Gehl ſchon einmal geſagt hat, die einzelnen Paragra⸗ 
phen nachprüfen. Außerdem ift 3 6a bereits begründet 
worden. Ich glaube, wir ſtimmen über § 6a ab, dann 


iſt die Sache erledigt. Ich bitte die Damen und Her- 


ren, die § 6a annehmen wollen, fih vom Platz zu er- 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 8 ba iſt 
abgelehnt. Wir tommen nun zu $ 7. Das Wort hat 
der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr, Blavier, Abgeordneter (D. D. v.): M. D. u. H.! 
Ich habe ſchon vorhin feſtgeſtellt, daß die Summe von 
30 Gulden für 100 Mart das Höchſte iſt, was den 
Hypothekengläubigern vom Hausbeſitz gewährt wer⸗ 
den kann. Nun ſieht das Geſetz vor, daß der Hypothe⸗ 
kenſchuldner innerhalb einer Friſt von drei Monaten 
zu erklären hat, ob er das Moratorium bis 1930 an⸗ 
nimmt und dann 50 Prozent zahlen will. Dieſe Friſt 
iſt zu kurz. Das würde dazu führen, daß eigentlich 
alle dem Moratorium beitreten, und daß wir alle zu 
der Aufwertung von 50 Prozent kommen. Es iſt eine 
Unmöglichkeit, bei der augenblicklichen Kapitalknapp⸗ 
heit die Friſt von drei Monaten einzuhalten. Ich be⸗ 
antrage, dieſe Friſt auf ein Jahr zu verlängern. Nach 


einem Jahr kann fih dann der Hypothekenſchuldner 
erklären. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen zu 8 7 
nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Jch birte 
Sie wieder, mir zu helfen. Es liegen Abänderungs⸗ 
anträge, Druckſache Nr. 1307, das iſt der Antrag Neu⸗ 
Bauer / Dr Bumke, und der Antrag des Abg. Dr. Blavier, 
Druckſache Nr. 1293, vor. Ich darf wohl vorſchlagen, 
daß wir über den Abänderungsantrag Neubauer zu⸗ 
erſt abſtimmen. (Abg. Neubauer: Es iſt gleich, die 
Anträge beſagen beide etwas anderes!) Dann wollen 
wir, da die Reihenfolge gleichgültig iſt, zuerſt über die 
Drucctſache Nr. 1307 abſtimmen, dann über den Antrag 
des Herrn Abg. Dr. Blavier, Druckſache Nr. 1293, und 
zum Schluß über die Vorlage. Wir kommen alſo zur 
Abstimmung über die Druckſache 1307, Abänderungs⸗ 
antrag Neubauer / Dr Bumke: 

Wir beantragen: Im 8 7, Abſatz 1, Satz 1, die 
Worte „31. Dezember 1925“ durch die Worte „30. Juni 
1926“ zu erſetzen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Mn- 
trag zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der An⸗ 
trag ift angenommen. Wir kommen nun zur Abſtim⸗ 
mung über die Druckſache Nr. 1293, Abänderungsau⸗ 
trag des Herrn Abg. Dr Blavier: 

In § 7, Abſatz 1, Zeile 7, ift zu ſetzen: „die Writ- 
teilung muß dem Gläubiger binnen 12 Monaten nach 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes zugegangen ſein.“ 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Vorhin ſtand die Mehrheit, der Antrag Dr. Blavier iſt 
angenommen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß $ 7 mit 
den beiden Abänderungsanträgen, Druckſachen Nr. 
1307 und 1293, angenommen iſt. Ich rufe auf § 8. Ich 
darf wohl ohne Abſtimmung feſtſtellen, daß er ange⸗ 
nommen ift. Ich rufe auf § 9. Ich eröffne die Be- 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. (Abg. 
Raube: Beeilt euch ein bißchen, damit die Erwerbs⸗ 
loſenſache herankommt!l) 

Rahn, Abgeordneter (b.k. Fr.): Herr Raube muß 
ſich bei den Herren von rechts beklagen, die das Geſetz 
heute mit Gewalt durchpeitſchen wollten. Der 8 9 
regelt die Aufwertung von Sparkaſſenguthaben, aber 
nicht bei allen Sparkaſſen, ſondern nur bei den öffent⸗ 
lichen Sparkaſſen. Das ſind jene Sparkaſſen, die unter 
Aufſicht des Staates ſtehen, alſo die kommunalen und 
Kreisſparkaſſen, und zwar hat das Geſetz nach den letz⸗ 
ten Beſchlüſſen des Hauptausſchuſſes bzw. der zweiten 
Leſung hier im Plenum eine Regelung vorgeſehen, die 
für die Sparer eine Irreführung in höchſter Form dar⸗ 
ſtellt. Nach dem Geſetz ſollen die Spareinlagen der 
öffentlichen Sparkaſſen mit 30 Gulden für 100 Mark 
aufgewertet werden. Das ſoll ſo geſchehen, daß eine 
Ausgleichsmaſſe gebildet wird, in welche bis 1930 100 
Prozent des geſamten Reingewinns hineinkommen 
ſollen und nach 1930 ein Teil des Reingewinns von 50 
Prozent. Außerdem ſollen von dem Vermögen der 
Sparkaſſe laut Bilanz von Ende 1924 fünfzig Prozent 
in die Ausgleichsmaſſe hineinkommen, ferner ſollen 
die Beträge hineinkommen, die die Sparkaſſen aus 
dieſem Geſetz aufgewertet erhalten. 

Sehen wir uns nun einmal an dem Beiſpiel der 
Danziger ſtädtiſchen Sparkaſſe die Geſchichte an. Die 
Städtiſche Sparkaſſe Danzig hatte bis zum 1. Januar 
1918, wohlgemerkt 1918, neun Millionen Spareinlagen 
und die Stadtſparkaſſe hatte bis ungefähr Mitte 1922 
30 Millionen Hypotheken ausgeliehen. Von dieſen 30 
Millionen Hypotheken iſt aber bis Ende 1923 der größte 
Teil durch fünf⸗ bis zehnfache Aufwertung durch Ab⸗ 
kommen zwiſchen Sparkaſſen und Schuldner ausge⸗ 


y 
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Nur etwa 40 000 Gulden für ſieben 
Hypotheken ſtehen gegenwärtig noch aus, die in die 
Aufwertungsmaſſe hineinkommen können. Alſo neun 
Millionen Spareinlagen in Gold. (Oberregierungs⸗ 
rat Behrend: 18 Millionen!) Ja, bis zum 1. Ja⸗ 
nuar 1919. Aber im Ausſchuß wurden uns ſeitens des 
Senatsvertreters bis zum 1. Jauuar 1918, ich habe 1918 
deshalb betont, neun Millionen genannt. Die Ziffer 
18 Millionen 1919 gegen 1918 verſchlimmert das Bei⸗ 
ſpiel ja noch um 100 Prozent. Dieſen Millionenbeträ⸗ 
gen ſtehen alſo im weſentlichen Aufwertungsbeträge 
aus dieſem Geſetz von nur zirka 40 000 Gulden ent⸗ 
gegen, aljo eine Verhältnis⸗Rate, die wahrſcheinlich 
gar nicht auszurechnen ſein wird. Ferner ſollen bis 
zum Jahre 1930 die geſamten Reingewinne in die 
Ausgleichsmaſſe hineinkommen. Der Reingewinn der 
ſtädtiſchen Spartaſſe iſt im letzten Jahr verhältnis⸗ 
mäßig hoch geweſen, weil der Sparkaſſe die ſtaatlichen 
Zollgelder zur vorübergehenden nutzbringenden An⸗ 
lage an Banken und ähnlichen Inſtituten zur Ver⸗ 
fügung geſtellt wurden. Gerüchtweiſe ſoll das letzte 
Jahr anderthalb Millionen Reingewinn gebracht 
haben. 

Ich wage zu bezweifeln, ob dieſe Ziffer ſtimmt. 
Was aber geſprächsweiſe umgeht, daran pflegt doch ein 
Schein von Wahrheit zu ſein. Der Vertreter der Spar⸗ 
kaſſe iſt hier anweſend und wird uns vielleicht die ge⸗ 
naue Zahl angeben. Ich halte den Reingewinn nicht 
für jo hoch, wie erzählt wird; denn nach dem Ergebnis 
der Bautinſtitute in Danzig haben die größten Ban- 
ken für Untoſten Ausgaben von 80 Prozent, bei einzel⸗ 


nen Inſtituten ſogar von 90 Prozent gehabt. (Den 
Vorſitz übernimmt Vizepräſident Splett.) Wenn das 


aber eintritt, was mein Wunſch iſt, und was der 
Senatspräfident in der Dienstagſitzung hier beſtätigt 
) hat, daß die Sparkaſſen auf ihren eigentlichen Zweck, 

Spareinlagen ſicher anzulegen, wie es das Geſetz ſeit 
80 Jahren vorſieht, wieder zurückgeführt werden, jo 
werden die Spartaſſen in den nächſten Jahren über⸗ 
haupt keine Reingewinne haben. Ob die Kapitalan⸗ 
ſammlung der Sparer nach 1930 ſo groß ſein wird, daß 
dann aus dem Spargeſchäft Reingewinne zu erzielen 
ſein werden, hängt von dem Ergebnis der heutigen Be⸗ 
ratung ab. Wenn Sie die Sparer bei den Privatſpar⸗ 
kaſſen leer ausgehen laſſen und die Sparer bei den 
öffentlichen Spartaſſen auf Grund der augenblicklich in 
dem Geſetz beſtehenden Beſtimmungen mit einem Mi⸗ 
nimum abſpeiſen wollen, dann beſtreite ich, daß die 
Sparkaſſen bis und nach 1930 gewinnbringende Ab⸗ 
ſchlüſſe bringen werden, weil jeder Menſch jedes Ver⸗ 
trauen zu den öffentlichen und privaten Sparkaſſen 
auf Dezennien, auf Generationen hinaus verloren 
haben wird. Wie der Landwirt durch ſein beſtändiges 
Bleiben auf der Scholle ſeinen Kindern und Kindes⸗ 
kindern in Generationen vererbt hat: „tm Kriegsfalle 
nehmt kein Papier, ſondern hartes Geld, weil ſich das 
entweder gar nicht oder nur wenig entwertet, der 
Metallwert euch auf alle Fälle erhalten bleibt“ — des⸗ 
halb war in den letzten Jahren des Krieges vom Lande 
nur noch Gold und Silber aufzutreiben — jo werden 
die Sparkaſſeugläubiger, wenn fie in dieſem Falle ſo 
abgefunden werden, wie es das Geſetz vorſieht, ihren 
Kindern und Kindeskindern, auch die Leute in der 
Stadt, als Vermächtnis hinterlaſſen: bringt nichts zu 
öffentlichen und nichts zu privaten Sparkaſſen, 
denn eines ſchönen Tages läßt man dieſe Samm⸗ 
lungen der Armen für den Todesfall, für den 


Einſegnungsfall, für den Krankheitsfall als wert⸗ 
los verfallen und entſchädigt euch nicht. Auf das Jahr 
1925 werden die Eltern und die Kinder, die jetzt exiſtie⸗ 
ren, ihre kommende Generation aufmerkſam machen, 


auf die Gemeinheit, die man an ihren Großeltern und 
Vorfahren begangen hat, im Anſchluß an den „ſegens⸗ 
reichen“ Krieg 1914—1918, Sie haben aus dem Beiſpiel 
der Danziger Sparkaſſe erſehen, daß, wenn man in dem 
Geſetz vorſchreibt, 30 Gulden ſollen aufgewertet wer⸗ 
den, und man andererſeits nicht die Möglichkeit hat, 30 
Gulden zu beſchaffen, weil ſie in den Werten einfach 
nicht vorhanden ſind, dann iſt das eine Spiegelfechterei, 
ein Betrug an der Oeffentlichkeit. 

Vor derartigen Maßnahmen aber ſoll ſich ein Ge⸗ 
ſetzgeber hüten! Deshalb müſſen andere Maßnahmen 
getroffen werden. Die Verhältniſſe bei den anderen 
offentlichen Spartafjen, beiſpielsweiſe bei der Spar- 
kaſſe Danziger Höhe und Niederung find noch viel 
trauriger, als bei der Sparkaſſe Danzig⸗Stadt. Auch 
die Spartaſſen in Oliva und Zoppot find nicht in der 
Lage, das zu erfüllen, was das Geſetz vorſchreibt. Einer 
meiner früheren Fraktionskollegen, der Abg. Klingen⸗ 
berg, gehört der Sparkaſſe Danziger Höhe an. Er ſagte 
mir, es iſt geradezu unmöglich, daß die Sparkaſſen das 
erfüllen, was im Geſetz ſteht, weil dieſe Spartaſſen 
noch weniger Hypotheten zu fordern haben, da ſie in⸗ 
zwiſchen abgelöſt worden ſind. Sie können deshalb 
unmöglich etwas aus dieſem Aufwertungsgeſetz her⸗ 
ausbekommen. Bekanntlich follen nach dem Wortlaut 
dieſes Geſetzes geſchloſſene Verträge geachtet werden. 
Eine ſogenannte rückwärtige Aufwertung ſoll nicht 
Platz greifen. In der Aufwertungsmaſſe, wie ſie das 
Geſetz vorſieht, iſt nichts da. Darum muß ein anderer 
Weg gewählt werden, der Ihnen in der Druckſache Nr. 
1313 vorliegt. Dem Abänderungsantrag liegt folgender 
Gedanke zugrunde. Bei den öffentlichen Sparkaſſen iſt 
nichts, oder nur ſehr wenig vorhanden, und da bei den 
privaten Danziger Sparkaſſen und bei den Banken die 
Depoſiten und Spareinlagen auch nichts weiter find, 
wie die Einlagen bei den öffentlichen Sparkaſſen, mij- 


ſen alle dieſe Inſtitute gleichmäßig behandelt werden. (D) 


Wer etwas mehr im Bankweſen bewandert war, 
brachte fein Geld als Depoſit zur Bank und bekam dort 
1 Prozent mehr Zinſen, mit dem Unterſchiede, daß man 
bei der Sparkaſſe das Geld nur bis zu einem beſtimm⸗ 
ten Höchſtbetrage jeden Tag zurückbekommen konnte, 
der für Kriſenzeiten vorgeſehen war, während die 
Bankdepoſiten auf einen oder mehrere Monate feſt⸗ 
gelegt waren. In regulären Zeiten wurde aber glatt 
jeder Betrag ausgezahlt. Die Leute, die ihr Geld als 
Spareinlagen zu den Banken brachten, erhielten die⸗ 
ſelben Sätze, wie bei den Sparkaſſen. Ein Unterſchied 
beſteht zwiſchen dieſen beiden Einrichtungen beiſpiels⸗ 
weiſe bei der Sparkaſſe am Grünen Tor oder der Städ⸗ 
tiſchen Sparkaſſe in Danzig und andererſeits bei den 
Banken im Weſen nicht. 


Da aber bei dieſen Spar⸗Inſtituten nicht viel vor⸗ 
handen ift und die Aufwertungsmaſſen nicht ausrei⸗ 
chen, um das zu halten, was verſprochen worden iſt, 
deshalb müſſen die Mittel wo anders hergenommen 
werden. Das iſt möglich. Einmal ſind ſie daher zu 
nehmen, woher ſie dieſer Geſetzentwurf auch nehmen 
will. Man kann die Beträge, die die Sparkaſſen aus 
dem Aufwertungsgeſetz erhalten, alſo die aufgewerte⸗ 
ten Hypotheken, in eine Liquidationskaſſe einzahlen. 
Ferner kann man die Sparkaſſen veranlaſſen, einen 
Prozentſatz ihres Reinvermögens nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1924 ebenfalls abzutreten und der 
Liquidationskaſſe zu geben. Man wird hierfür eine 
Rate von 25 Prozent, wenn man die Sparkaſſen nicht 
gefährden will, als das Maximum auſehen. Ich ver- 
ſtehe nicht, wie der Regierungsentwurf hier ohne Aus⸗ 
nahme einen 50prozentigen Vermögensbetrag in die 
Aufwertungsmaſſe hineingeben will, 50 Prozent der 


allgemeinen Vermögensmaſſe, zu der auch die Grund⸗ 


— 


(A) 


(B) 


Ae und porniſche Geſetz vorsehen, 
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itume gehoren, die zum Bani- und Sparkaſſenbetrieb 
notwendig sind, zu der auch das Mobiliar gehort, ſind 
eine Abgabe vom Vermogen, die die Sparraſſen zwei⸗ 
ferlos nicht ienten ronnen, wenn jte nicht jede Garmi- 
remoglichreit und Sicherheit verlieren ſouen. 

Wein Entwurf wu, daß die Sparraſſen 25 Prozent 
ihres Reinvermogens per 31. Dezember 1924 an die 
Viquidarionstaſſe apgeven, aver unter Ausſchaltung 
des qur den Bantberrieb notwendigen Mobillars uno 
der Grunoſtucke. Aber eine weitere Summe, und das 
ijt die wichrigſte, will ich fur die Liquidationstaſſe ver- 
wenden, und zwar die Beträge, die aus der Differenz 
der inranoiſchen Ausgleichsrate und der auslandiſchen 
Ausgleichsrare enrſteyen, die an den Staat abgefuhrt 
und von dieſem evenfaus an die Liquidationstaſſe ge- 
geben werden joten. Me. D. u. H.! Es tt doch ganz un⸗ 
verſtandlich, weshalb ein Schuldner, der einen veut- 
ſchen oder porniſchen Gläubiger har, in der Aufwer⸗ 
rung einer Hyporher mit 15 Prozent, wie es das veut- 
wegtommen fou. 

Wer jedoch einen Danziger Glaubiger hat, 
ſoll 30 Gulden bzw. 50 Gulden, aljo 24 bw. 
40 Prozeur zahlen. Das wäre doch eine Ungerechrig⸗ 
teit in hochſter Potenz, wenn man dem einen, der 
durch Zujau einen deurſchen Gläubiger hat, 15 Prozent 
geben laßt, wahrend man den anderen, der einen Dan⸗ 
ölger Glaubiger hat, 30 und 50 Gulden zahlen laßt. Es 
Ir nur ein Art der Gerechtigkeit, wenn man dieje Dif⸗ 
jereng von 25 Prozent, aljo zwischen 15 Prozent in 
Deurſchrand und Polen und 40 Prozent in Danzig für 
ben Fistus einzieyt und dieje Summe, wenn der Staat 
jie ſchon nicht nehmen jou, ver Liquidationskaſſe gibt, 
damit diejenigen entſchädigt werden können, deren Cin- 
lagen bei den Sparraſſen nichts meyr werr waren, als 
fie die Geldentwertung kannten, außerdem diejenigen, 
die ihr Geld in Munovelgeldern anlegen mußten. Ich 
habe desharb die Drucrſache Nr. 1313 in entſprechende 
Abfätze geteilt und darin die einzelnen Rechtsvorgange 
feſrgeregt. Der Abfatz 1 beſagt, daß alle Banken, aue 
offentlichen und privaten Sparkaſſen, Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften und Hausſpartaſſen, auch ſolche tommen in 
Danödig vor, bei induſtrieuen Betrieben und Banken, 
ſoweit Wr Depoſiten⸗ And Spareintagegeſchäft in Frage 
tommi, in einer Zwangsliquidationsraſſe vereinigt 
werden. Dieſe Zwangsliquidationskaſſe ſoll in ihrer 
juriſtiſchen Form vom Senat beſtimmt werden. Ob 
alſo die Form der öffentlichen Geſeuſchaft oder die 
Form der G. m. b. H., Aktiengeſellſchaft oder einer Ge⸗ 
noſſenſchaft gewählt wird, jou der Senat in den Mug- 
juhrungsbeſtimmungen feſtlegen. 

Dann ift ferner gejagt, daß die öffentlich- xecht⸗ 
lichen Inſtitute, die juriſtiſchen und naturlichen Per- 
fonen ihre Schuldverpfrichtungen in Spartaſſenein⸗ 
lagen und Depotgeldern an die Zwangsliquidatious⸗ 
kaſſen zu übertragen haben, damit die Banken und 
Sparkaſſen von der Regelung dieſer Spareinlagen und 
Depots vollſtäudig befreit werden. Desgleichen jollen 
naturlich dieſe Inſtitute dieſer Zwangsliquidations⸗ 
kaſſe alles übertragen, was ihnen aus dem Aufwer⸗ 
tungsgeſetz zufließt. Dann folen fie einen Teil ihres 
Vermogens, die vorhin angefuhrten 25 Prozent, an die 
Kaſſe abfuhren. Die Banken ſollen einen Betrag in die 
Liquidationskaſſe geben, der dem gleichen Verhältnis 
entſpricht, wie ſie ihr Aktienkapital umgeſtellt haben, 
beiſpielsweiſe die Deutſche Bank 1:10, die Privat⸗ 
bank 1:50, die Bank für Handel und Gewerbe 1: 100. 
(Den Vorſitz übernimmt Präſident Dr. Treichel.) Ich 
habe am Mittwoch ausgeführt, daß eine Bank, die fünf 
Millionen Spar⸗ und Depotgelder hat, wenn fie 1: 100 
umgeſtellt hat, beiſpielsweiſe 50000 Gulden zu geben 
hätte. 


Die jo angeſammelten Beträge jolen, gebſt den 
angeſammelten Zinſen bis 1931 gleichmäßig aus⸗ 
geſchurtet werden, aber nur bis zum Höchſt⸗ 
vertrag von 50 Prozent der ursprunglichen Forberun⸗ 
gen. Wenn wir berichtigen, daß die in Danzig 
rubeſtierten Hypotheten heute noch etwa 200 WMH 
WALE verragen, und daß von dieſen 200 Welllionen etwa 
vier Funftel auf deutſche Hypothekenglaubiger, Hypo⸗ 
theteuvanren und Verſicherungsgeſeuſchaften entfauen, 
und wir dann ermeſſen, daß die fur Danzig enorme 
Summe von 150 bis 1/0 Weillionen Wart unt 20 Pro⸗ 
zent ihres Betrages — das ind Hypotheren aus der 
Friedens- und Kriegszeit — daß daun Zu Prozent, alſo 
rund gerechnet erwa 40 Millionen an den Fiskus av- 
gefuhrt wurden und dieſe zum Zwecke der Aufwertung 
von Sparxeimagen zur Verfugung ſtehen, dann können 
Ste daraus ſchließen, welche enormen Summen Hug 
gemacht werden tonnen, um den bedurftigſten Tpfern 
der Juftatton ihre Spareinlagen vis auf sU Prozent 
aufzuwerten. Es wurde bann noch ein erheblicher vwe- 
trag ubrig bleiven, der in die Staatscaſſe fließen 
konnte, wie es die Beſtimmung meines Abanderungs⸗ 
autrages vorsteht. Ich gehe noch einen Schritt wener., 
Da dieſes Geid, das aus der Zwaugsliquidattonstaſſe 
ubrigbpleibt, nicht dem Staat gebuhrt, ſo will ich den 
Leuten, die bei den Stadtanleihen nach unſerem Geſetz⸗ 
entwurf mit 20 Gulden aufgewerter wurden, fern 
Mmundelgelder, Stiftungen oder offentlich⸗rechtliche 
Inſtitute in Frage rommen, aus diejer reſtrichen Auf⸗ 
wertungsmaſſe noch einen Betrag in Hohe des Wertes 
der von den Kommunen gezahlten Summe zuviegen, 
alſo auch fur weundelgelder, ſofern jie in Kommunal⸗ 
anleihen augelegt Waren, einen 50prozentigen Auf⸗ 
wertungsſatz ſchaffen. Das iſt auf Grund der von mir 
in der Druckſache Nr. 1313 niedergelegten Vorſchläge 
nicht nur moglich, ſondern ich bin bereit, heute yon 
dafur die Garantie zu ubernehmen — wenn uns nicht 
das Deutſche Reich mit einer Beſtimmung dazwiſchen 
kommt, wonach die in Deutſchland und Danzig vor- 
handenen Hypotheten nach den Danziger Sätzen gleich⸗ 
mäßig aufgewertet werden muſſen, was aber nicht an- 
zunehmen iſt, da man es des tleinen Danzigs wegen 
micht machen wird —, daß nicht nur das, was in dem 
Abanderungsantrag Druckſache Nr. 1313 gefordert 
wird, ſondern noch eine Inflationsſteuer fur die 
Staatskaſſe ubrigbleibt. Bei dieſer Regelung bleibt 
ſchließlich noch eine Steuer für den Staat aus den 
Obligationen, die, wie Herr Senator Dr Volkmaun 
uns verſprochen hat, bald kommen ſoll, und es bleibt 
noch eine Inflationsſteuer für fruher abgelöſte Hypo⸗ 
theken zu erheben. 


Die Koſten, die durch die Liquidationskaſſe ent- 
ſtehen, hätten die der Liquidationskaſſe angeſchloſſenen 
Bauten und Sparkaſſen ſeloſt zu tragen, und zwar in 
dem Verhältnis der Quoten, wie ſie an dem Geſamt⸗ 
betrage der Schuldverpflichtungen der Liquidations⸗ 
kaſſe beteiligt ſind. Im übrigen hätte der Staat einen 
Staatskommiſſar zu ſtellen, der die Verwaltung be- 
wacht, für den er naturlich die Koſten ſelbſt aufzu⸗ 
bringen hat. 
beamten, hat die Freie Stadt nach Recht und Billigkeit 
an übernehmen, da fie die Verantwortung dafür trägt, 
daß die Juflation in Danzig derartige Formen an⸗ 
nehmen konnte, wie fie jie angenommen hat. Es 
ſcheint ja jetzt auch beim Senat zu dämmern, daß wir 
die Währung zu ſpät eingeführt haben; denn anders 
waren die Worte des Senatspräſidenten am Mittwoch 
micht zu deuten. Er ſagte, wenn wir das Geſetz noch 
weiter hinausſchöben, könnte es ſo kommen wie bei 
der Währung. Ich habe nach den Erfahrungen des 


Das kleine Opfer, den einen Aufſichts⸗ 


©) 


D) 
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(Rahn, Abgeordneter.) 


(A) heutigen Tages, wo von fünf Abänderungsanträgen 


nur einer angenommen wurde, bei dem man ſich das 
Sbium, Spekulanten zu beſchutzen, ſelbſt bei der Heut- 
ſchen Partei nicht geben wollte, nicht die Hoffuung, daß 
man dieſen Antrag aunehmen wird. Ich habe die 
Hoffnung nicht, weil Sie noch nicht Zeit genug hatten, 
das in dieſem Antrag Niedergelegte genugend zu 
durchdenken. Ich würde es bedauern, wenn Sie über 
dieſen $ 9 in der von mir vorgelegten Faſſung jetzt 
entſcheiden würden, ohne ſich die Vorzüge dieſes Ab⸗ 
änderungsantrages klar gemacht zu haben und von 
Sachverſtändigen über die Durchführbarkeit Auf⸗ 
klärung zu genießen. Ich habe dieſen Entwurf einem 
Herrn der Deutſchnationalen Fraktion, dem Kollegen 
Schede, gezeigt, der ſich natürlich im Moment darüber 
nicht klar werben konnte, der mir aber geſprächsweiſe 
jagte: „Ich glaube, daß Ihr Vorſchlag einen gangbaren 
Weg enthält. Wenn einer der Direktoren der größten 
Danziger Bank, der zweifellos als ſachverſtändig er⸗ 
klärt werden muß, dieſen Vorſchlag als einen gang⸗ 
baren Weg bezeichnet, ohne ſich geſprächsweiſe oder bei 
einmaligem Durchleſen für eine ſolche Regelung der 
Angelegenheit erklären zu können, dann ſollte der 
Antrag doch wohl einer Ueberlegung wert ſein, bevor 
man das Geſetz definitiv verabſchiedet. Man ſollte die 
Dinge nicht übers Knie brechen. M. D. u. H.! Wir 
haben dieſes Geſetz zirka zehn Monate im Ausſchuß 
gehabt. Das Geſetz iſt erſt wieder in den letzten Tagen 
an das Plenum gekommen, und erſt vor zwei Tagen iſt 
es ziemlich ſchnell in zweiter Leſung verabſchiedet. 
Erſt jetzt war Möglichkeit und Zeit gegeben, dieſe An⸗ 
träge hier im Plenum einzubringen. Jetzt ſollte auch 
Zeit ſein, dieſen Paragraphen noch einmal reiflich zu 
überlegen. Vergeſſen Sie nicht, für diejenigen, die 
im Beſitz von einigem oder vielem ſind, haben Sie im 
Geſetz etwas geſchaffen, aber die große Maſſe der Be⸗ 
völkerung, für die die Sparkaſſe oder die Bank das 
Inſtitut war, zu dem ſie ihre Spargroſchen hinbrachte, 
ſoll nun entrechtet werden und nichts erhalten. Die 
Hoffnung, daß ſich die Sparer ja zuſammentun und im 


Klagewege einen Prozeß ausfechten können, iſt in 


dieſem Geſetz verbaut; denn an anderer Stelle ſagen 
Sie uach dem Wortlaut der dritten Steuernotverord⸗ 
mung: „Laufende Rechnungen und Kontokorrente 
dürfen nicht aufgewertet werden.“ Eine laufende Rech⸗ 
nung iſt nach der deutſchen Notverordnung die Spar⸗ 
einlage und das Depoſitengeld. Dr Franz Schlegel⸗ 
berger, Geheimer Regierungsrat, Abteilungsleiter im 
Reichsjuſtizminiſterium und Honorarprofeſſor der 
Rechte an der Univerſität Berlin jagt zu dieſer Be⸗ 
ſtimmung der Steuernotverordnung — ich werde mir 
erlauben, die wenigen Sätze mit Genehmigung des 
Präſidenten vorzuleſen: 
„Ausgeſchloſſen wird die Aufwertung von Mn- 
ſprüchen aus einer laufenden Rechnung oder aus einem 
Kontokorrent, das den Saldo als ſolchen betrifft. Der 
Ausdruck „laufende Rechnung“ iſt hier nicht gleich⸗ 
bedeutend mit Kontokorreut gebraucht wie im § 355 
H. G. B., das folgt klar aus der Faſſung „Anſprüche aus 
einer laufenden Rechnung oder aus einem Konto⸗ 
korrent“. Vielmehr kam es darauf an, Kontokorrent⸗ 
und kontokorrentähnliche Verhältniſſe in meiteſtem 
Maße zu treffen.“ 

Die Notverordnung hat auch die ſogenannte wn- 
eigentliche laufende Rechnung (Staub Anhang zum 
$ 357 BGB.) im Auge, d. h. „Verhältniſſe, bei denen 
nach der Abſicht der Beteiligten nur auf einer Seite 
Anſprüche erwachſen und die Leiſtung des anderen 
Teils nur in der allmählichen Tilgung dieſer Forde⸗ 
rung beſtehen fol. Das ift wichtig für die Verhältniſſe 
der Banken und Privatſparkaſſen“. Daß ſich die Auf⸗ 


nahme des Abſatzes 3 nur auf den Saldo bezieht, iſt (c) 


ohne weiteres gegeben und klar. 
Aus dieſem Kommentar zur Steuernotverordnung 
und aus der Uebernahme des Originaltextes der 


dritten Steuernotverordnung geht klar hervor, daß es. 


dem Richter, ſeloſt wenn er aus Billigkeitsgrunden, im 
Hinblick auf Treu und Glauben und mit Rückſicht auf 
die Verkehrsſitten Spareinlagen und Depoſitengelder 
aufwerten wollte, durch die ſpäter in unſerem Ge⸗ 
ſetz ſtehende Beſtimmung, daß laufende Rechnung und 
Kontokorrente nicht aufgewertet werden dürfen, un⸗ 
möglich gemacht werden würde. Alſo die Hoffnung 
auf die Klage iſt dahin, weil das Geſetz verbietet, der⸗ 
artige Forderungen aufzuwerten. Deshalb, m. D. u. 
H.! dürfte es, wie in dem Falle der Begünſtigung der 
Spekulation, auch in dieſem Falle unmöglich ſein, dem 
Geſetze zu folgen und die Sparer mit einer Beſtim⸗ 
mung abzuſpeiſen, wie ſie hier in unſerem Geſetz 
ſteht, die eine Irreführung der Sparer iſt. Es dürfte 
auch möglich ſein, all die Sparer der privaten Spar⸗ 
kaſſen vollſtändig leer ausgehen zu laſſen, wenn Sie 
berückſichtigen, daß vier Fünftel aller Danziger Spar⸗ 
einlagen bei privaten Sparkaſſen und Banken in Form 
von Spareinlagen und Depoſitengeldern niedergelegt 
waren und die öffentlichen Sparkaſſen nur knapp ein 
Fünftel aller Danziger Spareinlagen verwalteten. 
Ich verſtehe nicht, wie ſich der Geſetzgeber über dieſes 
Recht der Sparer, die ihr Geld nach der Grünen Brücke 
oder zu den Banken gebracht haben, glatt hinwegſetzen 
und ſie von der Aufwertung vollſtändig ausſchalten 
will. Ich habe die Hoffnung noch nicht aufgegeben, daß 
der Vernunft zum Siege verholfen werden muß und 
kann. 

Wenn Sie ſich heute über meinen Abänderungs⸗ 
antrag zum 8 9, was ich zugeben will, noch nicht einig 
ſein können, weil es für den Laien, für den Nichtſach⸗ 
verſtändigen, außerordentlich ſchwer iſt, zu beurteilen, 
ob die von mir niedergelegten Rechtsſätze durchführbar 
ſind, möchte ich Sie bitten, daß Sie heute mit der Be⸗ 
ratung dieſes Geſetzes abbrechen und ſich in einer 
ſpäteren Sitzung, nachdem Sie alles noch einmal reif⸗ 
lich überlegt haben, über die Entſcheidung dieſes Ab⸗ 
änderungsantrages klar werden. Sind die Dinge 
ſo lange gelaufen, ohne eine geſetzliche Regelung er⸗ 
fahren zu haben, und wurden Stimmen laut, die das 
Geſetz ganz und gar in den Ausſchuß zurückverweiſen 
wollten, um das Ergebnis der deutſchen Beratungen 
abzuwarten, dann hat die Sache auch bis nach den 
Cſterferien Zeit. (Sehr richtig!) Es wird nicht 
ſchaden, wenn wir, bevor wir etwas tun, bevor Sie die 
große Maſſe der kleinen Sparer vollſtändig entrechten, 


bevor wir derartiges tun und, nachdem Sie das alles 


erfahren haben, bewußt tun, die Reſtabſtimmung über 
das Geſetz eine Woche oder 14 Tage auszuſetzen. Ich 
bitte Sie darum, dieſem meinem Vorſchlage zu folgen. 
Ich will das nicht zu einem Antrag verdichten, da ich 
mir nicht die nötige Unterſtützung vorher geſichert 
habe. Ich überlaſſe es den einzelnen Fraktionen, in 
Anbetracht meiner jetzigen Ausführungen, den Antrag 
auf Vertagung zu ſtellen. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer. (Abg. Raube: Jetzt kommt der auch noch mit 
drei Büchern.) 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): Ja, mein 
Lieber, Weisheit! — Wir beraten ein Geſetz, in dem 
ſehr viel von Ausgleich die Rede iſt. Ich will mir dies 
Prinzip zu eigen machen und will mich zum Ausgleich 
gegenüber den langen Ausführungen des Abg. Rahn 
ſo kurz wie möglich faſſen. Einiges muß jedoch zu den 


[Vorſchlägen des Abg. Rahn gejagt werden. Dieſe Vor- 


— 
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Dr. Kamnitzer, Abgeordneter.) 


(A) ſchläge klingen zu ſchön, um durchführbar zu ſein, und 


wir können uns deshalb mit dieſen Vorſchlägen nicht 
befreunden. Bezeichnend war für Herrn Rahn, daß er, 
meiner Erinnerung nach zum erſten Male, ſich auf das 
Votum eines anderen Mitgliedes des Hauſes berief, 
um feine Anſicht zu beſtärken. Das tut er ſonſt nicht. 
Zuruf.) Herr Aba. Schede ift das. Er behauptete, 
Herr Schede hätte geſagt. daß fein Plan mit den Spar⸗ 
kaſſen ſehr verlockend und wohl auch durchführbar wäre. 
(Abg. Schede: Ich?) Auch der Zeuge vorſagt alſo. 
Nun aber ganz ernſthaft: wir glauben, daß dieſer Plan 
nicht durchführbar it. Wenn man ihn zerpflückt und 
genauer hinſieht, ſo iſt es nichts weiter als das was 
wir jetzt bereits im Geſetz haben, vermehrt um eines: 
Herr Rahn will die Differenz zwiſchen den deutſchen 
Sätzen und unſeren Sätzen für Hypotheken einziehen. 
Das haben mir auch im Ausſchuß gewollt und lange 
dafür gekämpft. Wenn wir es endlich aufgaben, maren 
folgende Erwägungen maßgebend: In unſerem Geſetze 
ſteht, daß neben den geſetzlichen Beſtimmungen Ver- 
efnbarungen möglich iind, Ein Gläubiger kann ſich 
alſo mit ſeinem Schuldner einigen. er wertet ſtatt 30 
Gulden 40 oder 50 Gulden auf. Wenn wir die aus⸗ 
ländiſchen Gläubiger von dieſer Beſtimmung mis- 
nehmen würden. dann mürden wir uns die deutſche 
Geſetzae hung auf den Hals hetzen und mit Recht Ver- 
geltungsbeſtimmungen erwarten müſſen. Petorſionen, 
die unſerer Wirtſchaft nur haden könnten. Natürlich 
mürde es ſich die deutſche Geſotzgebung nicht gefallen 
laffen, daß die deutſchen Gläubiger hier ſchlechtey ae- 
ſtellt, unter ein Sonderraecht geſtellt werden. Das ift 
aus ſtaatsvolitiſchen Ermägungen und völkerrecht⸗ 
lichen Gründen micht möglich. Die Haguylgläuhiger 
find die deutſchen Verſicherungen. Sie mürden ſagen: 
„Gib mir einen höheren Satz. dann bin ich bereit, die 


(B) Stelle nen zu beleihen.“ Welcher Hupothekenſchuldner 


in Danzig würde nicht auf das Geſchäft eingehen und 
ſich zuaunſten der Staatskaſſe irgendwelcher wirtſchaft⸗ 
licher Vorteile begeben? Damit hat die Rechnung, die 
der Herr Abg. Rahn aufſtellte, ein Loch bekommen. 
Der Vorſchlag des Herrn Rahn mürde eine Utopie 
bleiben, ein ſchöner Gedanke, ein ſchöner Plau. von 
dem man dasſelbe fagen kann, was Herr Abg. Rahn 
dem anderen Plane vorwirft, nämlich, daß er Spiegel⸗ 
fechterei iſt. (Abg. Rahn: Sie haben früher den Plan 
in der Fraktion genehmjatl!) Eine Fraktion wird 
nie jo töricht fein. einen Plan zu genehmigen, den Tie 
nicht kennt. Der Plan war ganz allein bei Ihnen ver⸗ 
borgen. (Das iſt nicht wahr: leſen Sie die Danziger 
Volksſtimme“.) Es war bisher nicht möglich, dieten 
Plan in greifbarer Form zu Geſicht zu hekommen. Es 
kommt ja nicht darauf an; es handelt ſich um die Sache. 
Das Haus hat wohl an Privatgeſprächen des Abg. Rahn 
mit einzelnen Abgeordneten weniger Intereſſe. 


Sachlich wäre noch zu ſagen, daß durch dieſe Rege⸗ 
lung das ganze Prinzip des Geſetzes umgeſchmiſſen 
würde. Während wir bis jetzt im Geſetz nur diejenigen 
Anſprüche regeln, bei denen öffentliche Intereſſen mit⸗ 
ſpielen, würde hier ein Anſpruch, der rein private 
Intereſſen zwiſchen zwei Perſonen betrifft, mit hinein⸗ 
gezogen werden. Das wäre für die geſetzliche Regelung 
nicht richtig. Man könnte und müßte zur geſetzlichen 
Regelung kommen, wenn das richtig wäre, mas Abg. 
Rahn ausgeführt hat, daß die Depoſitengelder und 
ſonſtige Spareinnahmen überhaupt rechtlos würden. 
Dies iſt nicht richtig. Herr Rahn hat, wie das ſo oft bei 
Laien der Fall iſt, ſich einen Kommentar gekauft und 
lieſt aus dieſem Kommentar unentwegt vor. Er weiß 
aber nicht, daß die Rechtſprechung über dieſen Kom⸗ 
mentar längſt hinweggegangen iſt. Es handelt ſich um 


= 8 a 


die wichtige Frage des § 15: Was heißt laufende Rech⸗ 
nung, was heißt Kontokorrent? Wenn da ein Kom- 
mentar von Schlegelberger ift, fo habe ich nehen 
anderen einen Kommentar des Reichsgerichtspräſi⸗ 
denten Michaelis mitgebracht, der die gegenteilige An⸗ 
ſchauung vertritt. Die Frage ist aber auch. wie geſagt, 
von der Rechtſprechung länaſt geklärt. Dieſer Qom- 
mentar und was ſonſt an Motiven und Material zu 
der Steuernotveroröͤuung vorliegt, läßt keinen Zweifel 
darüber, daß man ſich dem $ 355 des Handelsgeſetz⸗ 
huches anſchließen wollte. Dieſer ſpricht von Konto⸗ 
forrent, in Klammern laufende Rechnung; denn 
Hontokorrent ift dasſelhe wie laufende Rechnung. Das 
bat auch der Geſetzgeber gewollt, und das wollen auch 
wir. Ich halte es für notwendig, das noch ausdrücklich 
zu betonen. Ich möchte nicht, daß die Ausfüffrungen, 
die der Abg. Rahn voriges Mal gemacht hat, als einzige 
Ausführungen zu dieſer Beſtimmung in die Melt 
gehen. Da der Bericht, wie es eigentlich heabſichtigt 
war, nicht derart gusgeſtaltet ift. daß er die Motive 
enſetzen kaun, und do die Rechtſyrechung ſich mit dieſem 
Geſetz noch genügend zut heſchäftigen hohen wird, fn 
halte ich es für aut, auszuſprechen, daß der Aitsſchuß 
in Anlehnung an den $ 355 HGB. Kontokorrent 
gleich laufende Rechnung behandelt mien mollte. Ach 
habe eine Faſſung für den 8 14 voraeſchlagen die fid 
an das Handelsgeſetzbhuch anlehnt. Es bedurfte dieſer 
Nenderung kaum. denn das Reichsgericht hat ſich He- 
reits bei Hopuftten mit ödfeſer Troge zu beſeſäftigen 
gehabt und hat geſagt, daß die Devoſiten nicht unter 
den Begriff des Kontokorrents fallen. Das ſaat anch 
Staub. Das find uneigentliche Kontokorrentverhält⸗ 
miſſe, die das Geſetz hier nicht regeln wollte, nicht regeln 
konnte. Das Kammergericht hat immer geſaat, wir 
find der Anſicht, daß die Deyoſiten an ſich nicht unter 
8 12 der Notverordnung fallen. Das wollte ich noch 
einmal feſtſtellen und zu einem Ahänderungsantraa 
verdichten. Nach 8 15 kann die Frage, oh überhaupt auf 
eine Aufwertung von Syarkoſſenauthaben geklagt 
werden kann, keinem Zweifel unterliegen. 


Aber nun noch in letzter Stunde ein letztes Wort 
zu den Sparkaſſen, die in dem Geſetz enthalten ſind. 
[Das wird doch ein bißchen lang werden! rechts.) Ganz 
kurz, Herr Dr Wendt! Vielleicht iſt Ihnen die Frage 
nicht ſo intereſſant, aber für die Leute, die jahrelang 
geſpart haben, um ein paar Groſchen auf der Spar⸗ 
kaſſe zu haben, und die jetzt mehr oder weniger be⸗ 
kommen ſollen, iſt die Frage ſehr intereſſant. (Abg. 
Dr. Wendt: Das haben Sie ſehr gut gejagt!) Ihre 
Anerkennung freut mich ganz beſonders. Ich möchte 
aber nicht haben, daß dieſe uns ſehr ernſte Angelegen⸗ 
heit durch witzige Zwiſchenrufe des Herrn Dr Wendt 
herabgezogen würde. (Abg. Raube: Was heißt witzig 
bei Herrn Dr Wendt! Das ſoll er beantworten!) Ich 
möchte eins ſagen, ich glaube, wir haben dieſe Ange⸗ 
legenheit bisher zu ſehr unter dem mathematiſchen 
Geſichtswinkel betrachtet. Dieſe Angelegenheit iſt 
mehr als ein Zahlenproblem. Sie iſt auch ein Zahlen⸗ 
problem, ſie iſt aber mehr. Das, was alle nicht ge⸗ 
nügend betrachtet haben, ift die morxaliſche Seite der 
Angelegenheit, und der moraliſche Druck, der ſich dar⸗ 
aus ergeben könnte, iſt glaube ich, auch ein Faktor, der 
zwar in den Ausgleichsfonds nicht eingeſetzt iſt, der 
aber, wenn er richtig bewertet würde, dieſen Aus⸗ 
aleichsfonds verſtärken würde. Ich meine, derjenige, 
der ſein Geld zur öffentlichen mündelſicheren Stadt⸗ 
ſparkaſſe gebracht hat, hat es nicht irgendeinem Bank⸗ 
inſtitut gebracht. Er hat es der Körperſchaft gebracht, 
von der er wußte, daß hinter ihr haftbar und aufſichts⸗ 


führend die ganze Stadt bzw. der ganze Kreis ſteht. 


(c) 


(D) 


— a m 
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Mr, Kamnitzer, Abgeordneter.) 


() Wenn die Stadt oder der Kreis ſich in guten Jahren 


nicht geſcheut haben, von ihrem Recht Gebrauch zu 
machen und die Gewinne einzuſtecken, ſo könnte die 
Stadt oder der Kreis in Anerkennung des beſonderen 
Vertrauens, das ihr geſchenkt wurde, ein übriges tun 
und aus dieſen Gewinnen wieder etwas herausgeben. 

Das ift der myraliſche Gedanke, den ich noch in den 
Aufwertunasfonds einſetzen möchte. Wir mifen auch, 
daß der Aufwertungsfonds nach dem Geſetz nicht ſehr 
fel bringen wird. Aber wir glauben, daß die Stadt- 
ſparkaſſe ebenſo mie jeder Kommunalverband. der eine 
Sparkaſſe hat, das Beſtreben haben muß, möglich ſchnell 
reinem Tiſch zu machen. Wir alaubten, daß dieſer 
Grund zuſammen mit der moraliſchen Erkenntnis dazu 
führen würde, daß die nicht To Sehr verarmten Städte 
und Kreiſe etwas tun mürden, um hier wirklich das 
Nortrauen, das in der Tat erſchüttert werden würde, 
mern in dieſer Frage nichts getan würde, wieder zu 
beleben. Wir haben dieſem Gedanken Ausdruck qe- 
geben, indem wir Ahnen nochmals zwei Anträge vor⸗ 
legen. Der erſte ſtellt die alte Vorlage, wie ſie aus dem 
Ausſchuß kam, wieder her, der zweite iſt ein Abände⸗ 
rungsantrag zu der jetzigen Vorlage. Er will den 
Satz von 25 auf 30 Gulden erhöhen und das Datum 
pon 1919 auf 1921 erhöhen. Wir glauben, daß die 
zweite Faſſung mth dann tragbar ift, wenn man 
die gegebenen Zahlen einſetzt. 


Wir glauben aber, daß die eigentliche Löſung 


dieſer Frage in dem richtigen Verſtändnis der 
öffentlichen Behörden und Korporationen, die Spar- 
kaſſen haben, dofür Heat, daß denfenigen, die im Ver⸗ 
trauen zu der Kreditfähigkeit der Sparkaſſen ihr Geld 
hingebracht haben, dies Vertrauen erhalten bleiben 
muß. (Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Herrmann. 

Herrmann. Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich möchte die letzten Worte des Herrn Vorredners 
unterſtützen. Meine Fraktion hat ja denſelben Antrag 
neftelft, den die Sozialdemokratiſche Fraktion einge- 
bracht hat. auf Wiederherſtellung der Vorlage, wie fie 
aus dem Hauptausſchuß herausgekommen ift. Es mer- 
den fetzt, nach der 2. Peine. nur Sparkaſſenauthaben 
bis 1918 aufgewertet, dadurch ſtellen wir die Danziger 
Sparer ſchlechter als diefſenigen in Polen und Detit- 
land: denn Polen wertet bis Ende 1922 und Deutſch⸗ 
land bis einſchließlich 1923 anf. Nun zahlen wir aller⸗ 
dings höhere Beträge, das ift mir bekannt. Aber dafür 
hekommen alle übrigen Sparer von 1919 bis 1923 fei- 
nen Pfennig. 
31. Dezember 1918 10000 Mark noch zur Sparkaſſe ge⸗ 
bracht hat, werden ſie fetzt mit 2500 Gulden aufgewer⸗ 
tet. Derjenige, der aber zwei Tage ſpäter mit dem- 
ſelben Betrage kommt, bekommt keinen Pfennig. 

Das iſt eine Ungerechtigkeit die nicht zu ertragen 
iſt. Wir haben deshalb einen andern Vorſchlag gemacht 
und auch für Deckung geſorgt, indem die rückwärtige 
Aufwertung beantragt war. Die rückwärtige Auf⸗ 
wertung iſt wiederholt abgelehnt worden. Wir wer⸗ 


den darüber noch ſprechen, wenn in Deutſchland die 


rückwärtige Aufwertung angenommen werden ſollte. 
Durch die rückwärtige Aufwertung wird ohne weiteres 
die erforderliche Summe zur Aufwertung auch der 
Sparkaſſenguthaben der Jahre 1919 bis 1923 geſchaffen 
werden. Nun hat ja der Antrag Rahn eine neue Lage 
geſchaffen. Dieſer Antrag iſt in ſeiner Auswirkung 
auch nicht ohne weiteres zu überſehen. Ich halte es 
deshalb für zweckmäßig, wenn wir nach Schluß der 
Rednerliſte eine Vertagung für gewiſſe Zeit eintreten 
laſſen, (Unruhe.) damit er zunächſt in den Fraktio⸗ 
nen beſprochen werden kann. Wir möchten die Sache 
nicht über das Knie brechen. Der Antrag iſt der Ueber⸗ 


Wenn z. B. ein Sparer bei uns am 


legung wert und meine Fraktion möchte ihn nicht ſo (C) 
ohne weiteres ablehnen, wie es mein Vorredner ge⸗ 


tan hat. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): M. D. u. H.! Die 
Ausführungen des Herrn Abg. Dr Kamnitzer haben 
mich einigermaßen in Erſtaunen geſetzt, da die Sozial⸗ 
demokratiſche Fraktion bisher die Beſchlüſſe in bezug 
auf das Aufwertungsgeſetz auch auf die Sparer gefaßt 
hatte. wie ich fie heute in meinen Anträgen niederge⸗ 
legt habe. Ich wundere mich, daß Herr Dr Kamnitzer 
hier erklärt, ein derartiger Beſchluß ſei nicht gefaßt 
worden. Er iſt damals allerdings nicht anweſend ge⸗ 
weſen. Bereits im Dezember, einige Tage nach dem 
Beſchluß der Fraktion, ſind in der „Volksſtimme“, in 
dem bekannten Artikel, die Grundſätze der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Partei für die Aufwertung niedergelegt 
worden. Wenn die Sozialdemokratiſche Partei jetzt 
unter dem Einfluß des „Arbeitervertreters“ Dr Kam⸗ 
nitzer eine andere Tendenz eingenommen haben ſollte 
und die Sparer bei privaten Sparkaſſen nunmehr voll⸗ 
ſtändig ſchießen läßt, ſo iſt das außerordentlich inter⸗ 
eſſant für die Wandlung, die die Fraktion in letzter 
Zeit vorgenommen hat. ; 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Sp- 
wohl Herr Abg. Dr Kamnitzer, wie mein Fraktions⸗ 
kollege Herrmann haben betont, daß man den Antrag 
Rahn nicht überſehen kann. Da wir” über eine Reihe 
von Anträgen abſtimmen werden, ohne daß ſich die 
einzelnen Herren und Damen darüber klar geworden 
ſind, was ſie enthalten, bin ich der Meinung, daß ſich 
der Volkstag vor dem Odium bewahren muß, daß er 
wieder über den wichtigſten Antrag, der zur Verhand⸗ 
lung ſteht, glatt hinweggegangen iſt. Die meiſten Ab⸗ 
geordneten waren nicht anweſend, als Herr Rahn die 
Begründung gab. Der Antrag iſt an ſich ſchwer über⸗ 


ſichtlich. Deshalb iſt es notwendig, daß die einzelnen 


Fraktionen darüber beraten. Es iſt der Ausdruck ge⸗ 
fallen. daß bei der Abſtimmung und Beratung eine ge⸗ 
wiſſe Einigkeit bei verſchiedenen Parteien zu erſehen ſei. 
Es ift eine Einjakeit vorhanden, ſobald an Ihrem ( Nach 
rechts.) Geldbeutel gerührt wird. Für diejenigen 
aber, die den Beſitz durch die Inflation verloren haben, 
hat man nichts übrig. Der Volkstag muß ſich auf jeden 
Fall von dem Vorwurf reinigen können, daß er über 
einen ſachlich gehaltenen Antrag einfach weggegangen 
iſt, nur weil es ſo in den Kram gepaßt hat. Tun Sie 
das nur weiter, Sie drei Parteien rechts, die Parteien 
des geretteten und errafften Beſitzes, und die Sozial⸗ 
demokratie als die Partei, die noch gern Beſitz erraffen 
will. (Heiterkeit.] Ich beantrage Abſetzung und Ver- 
tagung des Punktes auf morgen und Weiterführung 
der Sitzung mit den übrigen Punkten der heutigen 
Tagesordnung. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Wenn nach einer einſtündigen Geſchäftsordnungsde⸗ 
hatte eine Einigkeit des Hauſes und eine Verabredung 
dahin erfolgt iſt, das Aufwertungsgeſetz und die drei 
Punkte der Erwerbsloſenfürſorge heute unter allen 
Umſtänden zu erledigen, ſo muß dieſe Verabredung 
unter allen Umſtänden eingehalten werden. Wir wer⸗ 
den daher jeden Vertragungsantrag widerſprechen und 
jede Verſchleppung ablehnen. Die Aufwertungsfrage 
muß heute erledigt werden, ebenſo die Sache der Er⸗ 
werbsloſen. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Hohnfeldt. 


— 


. * 


(B) Druckſache Nr. 1313 namentliche Abſtimmungl!) 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 

Hohnfeldt, Abgeordneter (PD. Soz.): Meine Fraktion 
iſt in keiner Weiſe an die Beſchlüſſe von geſtern gebun⸗ 
den. Wir haben kein Verſprechen abgegeben. Ich be⸗ 
harre auf meinem Antrage, daß dieſer Punkt auf eine 
morgige Sitzung vertagt wird und mit den übrigen 
Punkten der Tagesordnung fortgefahren wird. (Un⸗ 
ruhe.) 

Präſident: Wozu die Aufregung? (Sehr richtig!) 
Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. s 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D.D.V.): Wir haben 
den Antrag Rahn zwecks Einbringung unterſtützt, 
müſſen aber jagen, daß es nicht geht wenn wir jetzt mit 
einemmal mit vollkommen neuen Anträgen überſchüt⸗ 
tet werden. Andererſeits müſſen wir die Vereinbarun⸗ 
gen einhalten. Wir haben die Ausführungen des Abg. 
Rahn gehört und müſſen uns entſcheiden. Vor allem 
mijen die Verabredungen eingehalten werden. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Aba. Raube. 5 

Raube, Abgeordneter (R. P.): Meine Fraktion legt 
Wert darauf, daß heute noch die Erwerbsloſenangele⸗ 
genheit geregelt wird: wir ſind deshalb gegen eine 
Vertagung. Die Verabredung iſt getroffen, wir halten 
uns auch daran. 


Präsident: Es ift der Antrag auf Vertagung qe- 
ſtellt. Wird er unterſtützt? (Geſchießt.) Er iſt nicht 
genügend unterſtützt (Zwiſchenrufe des Abg. Hohn⸗ 
feldt. Heiterkeit.) Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Ausſprache zu 89 it geſchloſſen. Wir kommen zur 
Abſtimmuna. Zu 89 liegen die Abänderungsanträge 
Rahn. Druckſache Nr. 1313, und Dr Kamnitzer. Drud- 
fache Nr. 1301, ein Eventualantrag, Druckſache Nr. 1301, 
und ein Abänderungsantrag Herrmann, Druckſache 
Nr. 1299, vor. (Abg. Rahn: Ich beantrage über 9 
* 
wollte erit die Reihenfolge vorſchlagen. Zuerſt wollte 
ich über Nr. 1313, Ihren Antrag, abſtimmen laſſen: 


Der Volkstag wolle beſchließen, 

dem 8 9 des Geſetzes folgenden Wortlaut zu geben: 

i; Zum Zwecke des Ausgleichs der Geldentwertung bei 
den in $ 2, Ziffer 6, bezeichneten Schuldverpflichtun⸗ 
gen wird eine Zwanasliauidationskaſſe gebildet, 
der alle öffentlichen und privaten Sparkaſſen, Bar- 
ken, Kreditgenoſſenſchaften und ſonſtigen juriſtiſchen 
und natürlichen Perſonen, die fih mit der verzins⸗ 
lichen Hexeinnaßme von Spar- und Depoſitengeldern 
gewerblich betätigen. beitreten müſſen. ! 

2. Die juriſtiſche Form dieſer Zwanasliquidations⸗ 
faiie beſtimmt der Senat; er übt fiher dieſelbe die 
Auſſicht aue und ernennt zu dieſem Zweck einen 
Staatskummiſſar. 5 5 , 

3. Alle in Abſatz | genannten öffentlichsrechtlichen An⸗ 
ſtalten, juriſtiſchen und natürlichen Perſonen über⸗ 
tragen au die Zwangsliquidationskaſſe ihre am 18. 
Dezember 1923 beſtehenden Verpflichtungen, die ſich 
aus 8 2, Ziffer 6, ergeben. Hierzu rechnen nicht 
Reportgelder. 

4, Gleichzeitig übertragen die in Abſatz 1 bezeichneten 
Anſtalten, natürlichen und juriſtiſchen Perſonen der 
Zwaugsliquidationskaſſe ihre ſämtlichen Auſprüche, 
die ihnen an Schuldner zuſtehen, welche die betref⸗ 
fenden Forderungen in Gemäßheit dieſes Geſetzes 
auszugleichen haben. 

Oeffentliche und private Sparkaſſen übertragen 
der Zwangsliguidationskaſſe ferner einen Betrag in 
Höhe von 25 Prozent ihres Reinvermögens nach der 
Bilanz vom 31. Dezember 1924, wobei der für den 
Geſchäftsbetrieb notwendige Grundbeſitz und das 
Mobiliar aus dem Reinvermögen auszuſchalten find. 

Alle übrigen im Abſatz 1 bezeichneten juriſtiſchen 
und natürlichen Perſonen überweiſen der Zwangs⸗ 
liquidationskaſſe einen Betrag, der zu den Spar⸗ 
und Depoſitengeldern in dem gleichen Verhältnis 
ſtehen muß, wie das am 31. Dezember 1924 laut 
Bilanz umgewertete Papiermarkkapital zum Gold- 
kapital, Bei Filialen ausländiſcher Banken ift die 
Umwertungsrate des Hauptinſtituts der Berech⸗ 
nung zu Grunde zu legen, 


5. Die der Zwanasliquidatiouskaſſe gemäß Abſatz 4 (C) 


zufließenden Mittel nebſt Zinſen bis zum 31. De⸗ 
zember 1931-find gleichmäßig auf alle gemäß Abſatz 3 

ihr übertragenen Schuldnerpflichtungen auszuſchüt⸗ 
ten, jedoch nicht über 50 Prozent der Goldmasrkfor⸗ 
derung hinaus. 

Für die Errechnung des Goldmarkbetrages ift der 

8 3 maßgebend. 

Cinnah Ausſchüttung der Liguidationsmaſſe (Abſatz 
5) verbleibender Ueberſchuß fällt an die Staatskaſſe; 
aus demſelben find bedürftige Mündel, deren Mün⸗ 
delgelder in Stadtauleißen angelegt waren, bis zum 
doppelten Betrage der für Stadtanleihen gezahlten 
Ausaoleichsguote zu entſchädigen. 7 

‚Die Koſten für die Zwangsliquidationskaſſe tragen 

$ die in ihr zuſammengeſchloſſenen Anftalten. natür⸗ 

lichen und juriſtiſchen Perſonen in dem gleichen Var- 
hältnis, in dem ſich die von ihnen eingebrachten 
Schuldpernflichtungen zu der geſamten Schuldver⸗ 
pflichtung der Zwangsliquidationskaſſe verhalten. 
Rahn. 

(Abg. Rahn: Der Präſident hat bekanntgegeben, was 
er wollte; damit mir nachher nicht die Möalichkeit ge⸗ 
nommen wird, namentliche Abſtimmung zu beantragen, 
habe ich jetzt den Antrag geſtellt.) Ich bitte um Unter⸗ 

ſtüſtzung des Antrages auf namentliche Abſtimmung. 

(Geſchieht.) Der Antrag iſt nicht genügend unterſtützt. 
Wir kommen zunächſt zur einfachen Ahſtimmung über 
den Abänderungsantrag Rahn, Druckſache Nr. 1313. 
Ich bitte die Damen und Herren, die den Antrag Rahn 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das ift die Minderheit, der Antrag Rahn 
iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung 

über den Antrag des Herrn Abg. Dr. Kamnitzer. 

1. 89 Abſatz erhält folgende Faſſung: . 

Für Aufyrüche der im 8 2, Ziffer 6, bezeichneten 
Art iſt ein Ausgleich in der Weile zu leiſten, daß fitr 
je 100 Goldmark 30 Gulden zu zahlen find. Der Gold⸗ 
marfhetrao wird nech § 3. Abſätze 2 his 4, berechnet. 
Für Auſyrüche bis 300 Goldmark wird ein Ausgleich 
derart gewährt, daß für je 1 Goldmark 1 Gulden zu 
aohfen tit. Zinſen, die feit dem 1. Januar 1918 rit- 
ſtändig find. gelten mit dem Inkrafttreten dieſes Ge- 

ſetzes als erlaſſen. Die Ausaſeichsbeträge ſind bis zum 

31. Des ember 1925 un verzinslich ſie werden vom 1. Ja⸗ 
unar 1996 mit 3 Prozent nerzinſt. Die Zahlung der 
Ansoleichsbeträge kann nicht früher verlangt werden. 
als bis der nach Abſatz 2 zu bildende Ausgleichsfonds 
hierfür ausreicht. 

2, Für den Fall der Ablehnung des Antrages zu 1: 
a) Das Datum „4. Jauuar 1919“ iſt durch „1. Januar 

1921“ au exſetzen. 

p) In Abfatz 1. Satz 4, tritt an die Stelle der Zahl „25“ 

die Zahl „30“. 

Nach meiner Anſicht iſt Ihr Antrag, Herr Dr Kam⸗ 
nißer, identiſch mit dem Antrag Herrmann. (Abg. Dr. 
Hamnitzer: Jawohl!) Ich bringe dann die Anträge 
Dr Kamnitzer und Herrmann, Druckſachen Nr. 1301 
und 1299, Ziffer 2, zur Abſtimmung. 


§ 9, Abſotz 1, ſoll die Faſſung der Druckſache Nr. 1207 
wieder hergeſtellt werden. 75 . 
Ich bitte diejenigen, die dieſen Anträgen zuſtim⸗ 


6. 


-J ¿å 


2 


men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 


Wir wollen doch lieber auszählen. Die Auszählung 
beginnt. (Geſchieht.) Die Auszählung iſt geſchloſſen. 
Es ſind 87 Stimmen abgegeben worden, davon 41 mit 
Ja, 46 mit Nein. Die Anträge ſind abgelehnt. (Pfui⸗ 
Rufe links.) Für den Fall der Ablehnung beantragt 
Herr Dr Kamnitzer in Ziffer 2 der Druckſache Nr. 1301, 
das Datum „1. Januar 1919“ zu erſetzen durch „1. Ja⸗ 
nuar 1921“ und in Abſatz 1, Satz 4, an Stelle der Zahl 
„25“ die Zahl „30“ zu ſetzen. Wir ſtimmen jetzt über 
dieſen Eventualantrag, Druckſache Nr. 1301, Ziffer 2, 
ab. Ich bitte die Damen und Herren, die ihn anneh⸗ 


men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht. 


Dieſelbe Mehrheit wie vorhin!) Es ift unmöglich, 
das von hier aus zu entſcheiden. Ich bitte, auszuzäh⸗ 


— 


D) 
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0 (Präſident. j 

len. Die Auszählung beginnt. (Geſchieht.) Es haben 
ſich an ihr 87 Damen und Herren beteiligt. Davon 
ſtimmten mit Ja 41, mit Nein 46. Auch der Eventual- 
antrag iſt abgelehnt. (Zwiſchenruf des Abg. Hohnfeldt. 
Unruhe.) Herr Abg. Hohnfeldt, ich bitte Sie, die Ab⸗ 
ſtimmung nicht zu ſtören. 8 9, angenommen; 8 10, 
angenommen. Zu 8 11 hat das Wort der Herr Abg. 
Rahn. (Unruhe.) 

Rahn, Abgeordneter (bk Fr): Wenn der Herr 
Präſident ſich nicht mehr Ruhe verſchaffen kann, ſo 
werde ich das für ihn tun. (Heiterkeit. — Herr Ober⸗ 
präſident! links.) Nachdem das hohe Haus in Ver- 
kennung ſeiner Aufgaben, Recht und Gerechtigkeit bei 
allen geſetzgeheriſchen Arbeiten walten zu laſſen, außer 
acht gelaſſen hat und unter Mithilfe der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei die kleinen Sparer vollſtändig aus⸗ 
ſchaltete, denen für ihre Spargroſchen nichts zuteil wer⸗ 
den Toll. habe ich mit meinen Geſinnunasfreunden kein 
Antereſſe mehr an dieſem Geſetz. (Blavier! rechts.) 
Herr Abg. Dr Blapier ift nicht mein Geſinnungsgenoſſe. 
Wenn er mir mit ſeiner Gruppe die Möglichkeit gibt, 
meine Anſicht zu vertreten und die notwendigen 
ſſeben Unterſchriften unter einen Antrag zuſammen⸗ 
zubringen, fo ift das nur ein Akt der Anſtändigkeit, der 
bei verſchiedenen Fraktionen nicht vorhanden iſt, den 
ich in dieſem Falle dankbar anerkenne. Herr Abg. Dr 
Blavier darf von mir Reziprozität erwarten und auf 
meine Unterſchrift als ſiebente rechnen, ſelbſt dann, 
wenn ich mich mit feinen Anträgen nicht identifizieren 
kann. Nach den bisherigen Beſchlüſſen des Plenums 
lege ich keinen Wert mehr darauf, weitere Ausführun⸗ 
zu meinen Ahänderungsanträgen zu machen. 
(Bravo!) und ziehe deshalb den Antrag, Druckſache 
Nr. 1311 und den Antrag. Druckſache Nr. 1309, zurück. 
Ueber den Autrag, Druckſache Ny. 1312 zu § 12 werde 
ich mir vorbehalten, noch einiges zu ſagen. 


Präſtdent: Die Ausſprache ſther § 11 ift geſchloſſen, 
der Ahänderungsantrag iit zurückgezogen. Wir fon- 
men alſo zur Abſtimmung über den § 11, Ich darf 
wohl feſtſtellen, daß $ 11 mit derſelben Mehrheit, mie 
vorher, angenommen tft. Zu § 12 hat das Wort der 
Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b.k. Pr.): Zu § 12 habe ich den 
Abänderungsantrag, Druckſache Nr. 1312, geſtellt. 
Dazu ſind nur ſehr wenige Ausführungen zu machen, 
aber einiges ift doch zu fagen. Der § 12 der Vorlage 
beitimmt: 

Hat der Gläubiger, ohne m feine Rechte vor- 
zubehalten, in den Fällen des 8 Ziffer 1 und 2, die 
Löſchung des Rechtes bewilligt, in den Fällen der Zif⸗ 
fern 3 bis 7 die Zahlen angenommen, fo kann ein 
Ausgleich auch wegen ungerechtfertigter Bereicherung 
oder auf Grund einer Anfechtung wegen Irrtums oder 
aus einem anderen Rechtsgrund nicht verlangt werden. 


In Danzig haben viele Leute in den vergangenen 
Jahren, ohne ſich klar zu ſein, was ſie taten, ihre Ge⸗ 
bäude verkauft, es find 40 Prozent aller Gebäude, die 
in fremde Hände ütbergingen, beſonders in die Hände 
der (Polen! links.) Danke verbindlichſt, daß Sie 
mich darauf aufmerkſam machten, dann habe ich nicht 
mehr nötig, es auszuſprechen und nicht in den Verdacht 
zu kommen, chaupiniſtiſche Gedanken zu äußern. Die 
Grundſtücke ſind aus Irrtum über den wahren Geld⸗ 
wert für wenige Mark in ausländiſche Hände über⸗ 
gegangen und jetzt ſoll das unter Mithilfe aller deut⸗ 
ſchen Parteien unanfechtbar gemacht werden? Ich 
habe mir die Angelegenheit reiflich überlegt und glaube 
daß, nachdem, wie ich ausgeführt habe, am Mittwoch 
dieſer Woche ein Kammergerichtsurteil ergangen iſt, 
das einen Prozeß auf Grund des § 119 des BGB. 
für ausſichtsreich hält, wenn jemand ſich über den 


„8 12 unverändert angenommen. 
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wahren Wert des Verkaufsobjektes im Irrtum befand 
und ſein Grundſtück an einen anderen verkaufte und 
dieſem Manne das Armenrecht bewilligte, dieſe Mn- 
fechtung auf Grund allgemeiner geſetzlicher Beſtim⸗ 
mungen nicht verboten werden ſollte. Ich glaube, 
daß es vielmehr notwendig iſt, in das vorliegende 
Geſetz eiue Beſtimmung aufzunehmen, nach der ein 
Rechtsgeſchäft, das in jener Inflationszeit geſchloſſen 
wurde, wegen Irrtums angefochten werden kann. Ich 
habe aus dieſem Grunde in meinem Antrage geſagt: 
Der Volkstgg wolle beſchließen, dem 8 12 des Ge- 
ſetzes fylgende Faſſung zu geben: 

„Hat der Gläubiger, ohne ſich ſeine Rechte vorzu⸗ 
behalten, por dem 1. Juli 1923 die Löſchung des 
Mehta hewilliat ner Zahlung angenommen, fo fani 
ent Ausgleich der Geldentwertung uur auf Grund 
niner Anfechtung, wegen Irrtums ($ 119 BGB.) ver⸗ 

fanat werden.“ 

Ich will, genau fo wie der Geſetzentwurf, die Mr- 
fachtung wegen ungerechtfertiater Bereicherung aus⸗ 
ſchalten, will aber den $ 119 BGB. als Anfechtungs⸗ 
axrund weiter zulaſſen. Ich kann annehmen, daß hei 
der Meinung, die ther den Erwerb von Grundſtücken 
in Danzig von der überwiegenden Zahl der Mitglieder 
dieſes Hauſes bisher geäußert wurde, ſich für einen 
derartigen Antrag eine Mehrheit finden wird. 


Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir 
kymmen zur Abſtimmung, und zwar zunächſt über den 
Antrag Rahn, Druckſache Nr. 1313, und dann über 8 12 
ſelhſt. (Aba. Hohnfeldt: Ich beantrage namentliche 
Alſtimmung.] Wird dieler Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir kömmen 
atr namentlichen Abstimmung ſiher den Abänderungs⸗ 
antrag des Abg. Rahn, Druckſache Nr. 1312. (Geſchieht.) 

Es find 78 Stimmen”) abgegeben, davon 18 mit Ja, 
60 mit Nein, der Antrag iſt gefallen. Somit iſt der 
8.13; angenommen, 
8 14; angenommen. Zu $ 15 liegt ein Abänderungs⸗ 
antrag Dr Komnitzer vor, Druckſache Nr. 1301, der nach 
meiner Anſicht redaktioneller Natur iſt. (Jawohl! ) 

Zu g 15. 

In 8 15 ſoll es ſtatt „Auſprüche aus einer lgufenden 
Rechnung oder einem Köntakuyrent“ heißen „Anſprüche 
aus eitem Hontykyrvant (laufende Pechn ung)“, 
Dann darf ich wohl feſtſtellen, daß der Abän⸗ 

derungsantrag des Abg. Dr. Kamnitzer zu $ 15 an- 
genommen it. Dann kommt der Antrag des Abg. 
Herrmann, Druckſache Nr. 1299, zur Abſtimmung. 

S 15 Soll folgenden Wortlaut erhalten: 

Anſprüche aus einer laufenden Rechnung oder 
einem Kontokyrrent, die den Saldo als ſolchen betref⸗ 
fen, werden nicht aufaewerteh desgleichen nicht An 
ſprüche aus geldähnlichen Zahlungsmitteln, insbeſon⸗ 


E Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Bergmann, Bukma⸗ 
kowſki, Ser MAI, Hoffmann! Hohnfelöt, Hanns, Kreft, Qar 
ſchewſki, Dr. Lemhte, Liſchnewſki, Matzen. Mroezkowſki, 
Nordwig, Rahn. Raſehke, Raube Retzkowſfki, Schulz. 

Geſtimmt haben mit Nein“: Abg. Arezynſki, Bahl, Beyer, 
Dr. Blauier, Böcker, Böhm, Brill. Brodowſki, Bürgerle, Dr. 
Bumke. Burandt, Dahifer, Spertien, Ehm, Eichholtz, Ewert, 
Falk (Albert). Falk (Martha, Falkenberg, Fiſcher (Paul), 
Formell, Gaikowſki, Gehl, Glombowſki, Grünhagen, Gutt- 
zeit, Gabel, Harnau, Hoppe,. Janzen. Jofeph, Kalähne, Dr. 
Kamnitzer, Karkutſch, Karſchefſki, Klawitter, Klingenberg, 
Knoblauch, Kurowſki, Laudmann, Lietzau, ] 
Mohn, Neubquer, Penner, Philipſen, Plettner, Rohde, Saz 
masti, Schede, Schilke, Spis, Semrau. Senftleben, Spill, 
Splett. Dr Treichel, Weiß, Dr. Wendt, Weſſalomſki. 

Nicht auweſend maren: Abg. Arndt, Dr. Bing, Döll, 
Duck Eßiger, Dr. Eppich, Fiſcher (Julius), Foerſter, Fooken, 
Gebauer, Gerick, Grundmann, Hennke, Jedwabſki, Kloſſow⸗ 
ifi, Dr. Sırhacr, Kuntz, Langowfki, Lehmann, Leu, Loops, 
Lück Maier; Mau; Mayen; Mener; Dr. Mocannffi, Müller, 
Dr Neumaun, Dr Panueeki, Volter, Neef, Rehberg, Richter, 
Schmidt (Robert), Schmidt (Eduard), Schwegmann, Dr 
Wagner, Werner, Wierſchowfki, Wisniewski, Dr. Ziehm. 


(C) 


D) 


Malikowſki, 


(A) 


(B 
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(Bräftdent.) 


dere dem ſogenannten Stadtnotgeld und den ſogenann⸗ 
ten Stadtſchecks, welche von der Freien Stadt Danzig 
oder ihren Gemeinden ausgegeben worden find. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dem Antrag 
Herrmann zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; der 
Antrag Herrmann ift abgelehnt. Der § 15 ift mit der 
Abänderung Dr Kamnitzer angenommen. 8 16; ange⸗ 
nommen, $ 17; angenommen. Iſt Ihr Antrag zurück⸗ 
gezogen, Herr Abg. Rahn? (Abg. Rahn: Jawohll) 
§ 18; angenommen, 8 19; angenommen. Iſt der An- 
trag zu § 20 auch zurückgezogen, Herr Abg. Rahn? 
(Abg. Rahn: Nein!) Es liegt auch eine Wortmeldung 
vor. Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (bk. Fr.): Der § 20 beſtimmt, 
daß der Senat ermächtigt wird, über den Ausgleich der 
Geldentwertung bei Anſtalten des öffentlichen Rechts 
beſondere Vorſchriften zu erlaſſen. Die Danziger Ver⸗ 
faſſung, unſer Staatsgrundgeſetz, kennt eine ſolche 
Delegation von Volkstagsgeſetzgebungsrechten auf den 
andern Faktor, den Senat, nicht. Deshalb iſt eine 
ſolche Beſtimmung in einem Geſetz verfaſſungswidrig 
und kann nicht angenommen werden. Ich lege Ihnen 
deshalb in dem Abänderungsantrag, Druckſache Nr. 
1310, zu dem 8 20 folgenden Wortlaut vor: 

„Ueber den Ausgleich der Geldentwertung bei An⸗ 
ſprüchen des öffentlichen Rechts ſoll der Senat ſpäte⸗ 


ſtens bis zum 31. Dezember 1926 dem Volkstage einen 
Geſetzentwurf vorlegen.“ 


Bei den öffentlich⸗rechtlichen Angelegenheiten dreht es 
ſich in erſter Linie um die Hinterlegung bei Danziger 
Kaſſen und ferner um die Aufwertungsfragen, die ſich 
aus der Verteilung der ehemals preußiſchen Kommu⸗ 
nalinſtitute, die durch den Krieg an die drei Nachfolge⸗ 
ſtaaten Preußen, Danzig und Polen gegeben find, er- 
geben. Bis zum Ende des Jahres 1926 dürfte die Ab⸗ 
wickelungsſtelle dieſer öffentlich⸗rechtlichen Angelegen⸗ 
heiten in Danzig glücklicherweiſe ihr Ende erreicht 
haben und der Senat könnte bis dahin ein Geſetz vor⸗ 
legen. Es liegt jedenfalls kein Grund vor, und es iſt 
auch verfaſſungswidrig, wenn der Volkstag ſein Recht, 
Geſetze zu beſchließen, auf den Senat übertragen 
würde. Es iſt eine alte Streitfrage, die ſchon mehr⸗ 
fach behandelt worden iſt. Es ſcheint faſt, als ob ſich 
jetzt die Anſicht, als ob dem Senat eine Ermächtigung 
zu Verordnungen allgemeiner Art nicht erteilt werden 
kann, im Laufe der Zeit durchgeſetzt hat. Ich bitte, 
meinen Antrag anzunehmen. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Beſprechung ift geſchloſſen. Wir kommen zur 
Abſtimmung über den Abänderungsautrag des Abg. 
Rahn, Druckſache Nr. 1310. Ich bitte die Damen und 
Herren, die den Abänderungsantrag Rahn annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Jetzt 
ſteht die Mehrheit, der Antrag Rahn iſt abgelehnt. 
§ 20; angenommen, § 21; angenommen, $ 22; ange- 
nommen. Ueberſchrift: „Geſetz über den Ausgleich der 
Geldentwertung; angenommen. Iſt die Zuſammen⸗ 
ſtellung erfolgt, Herr Inſpektor? (Inſpektor Gramſe: 
Jawohl!) Es ſind ja nur einige kleine Aenderungen, 
die bald vorgenommen werden können. Ich möchte 
bitten, die Schlußabſtimmung jetzt vorzunehmen. Ich 
höre keinen Widerſpruch. Es iſt ſo beſchloſſen. Wir 
kommen zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die das Geſetz in der Schlußabſtimmung 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) — Abg. Hohnfeldt: Bitte um die Gegen- 
probe!) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 


Ein Beiſitzer möchte lieber auszählen. Die Auszäh⸗ 
lung beginnt. (Geſchieht.) 


Die Auszählung iſt ge⸗ 


—— jä — — — — — — — 
—— —— nn ———————————————— 


ſchloſſen. M. D. u. H.! 
ſich 88 Damen und Herren beteiligt, davon ſtimmten 
mit Ja 49, mit Nein 34, das Geſetz iſt in der Schluß⸗ 
abſtimmung angenommen. (Bravo!) Wir kommen 
zum zweiten Punkt der Tagesordnung. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Dr Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Ich möchte an- 
regen, die Punkte 2, 3 und 4 in der Ausſprache zu ver⸗ 
einigen. (Zuſtimmung.) 

Vizepräſident Gehl: Widerſpruch gegen den An⸗ 
trag des Herrn Dr Bumke höre ich nicht, es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe Punkt 2, 3 und 4 der Tagesordnung 
auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs zur Aenderung des Geſetzes betr. Er⸗ 
werbsloſenfürſorge. Urantrag des Abgeordneten 
Kloßowſki und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1296 zu Nr. 1279. 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegen⸗ 
heiten über den Antrag des Abg. Kloßowſki und 
Fraktion auf Maßnahmen zur Beſeitigung der 
Arbeitsloſigkeit. 

Druckſache Nr. 1297 zu Nr. 1280. 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegen⸗ 
heiten über den Antrag des Abg. Kloßowſki und 
Fraktion betr. Verteilung der für die Erwerbs⸗ 
loſen bereitgeſtellten Summe von 300 000 Gulden. 

Druckſache Nr. 1298 zu Nr. 1281. 

Ich rufe auf Artikel I der Druckſache Nr. 1296, bei 
dem die allgemeine Ausſprache zugelaſſen iſt. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, die Beratung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Abänderungsanträge ſind, ſoweit ich ſehe, 
micht geſtellt. Wir kommen zur Abſtimmung über Ar⸗ 
tikel J. Die Damen und Herren, die Artikel I an- 
nehmen wollen, bitte ich, ſich von dem Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Artikel J iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe auf Artikel II. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich darf den Artikel II wohl ohne be⸗ 
ſondere Abſtimmung als angenommen erklären. Er 
iſt angenommen. Ich rufe auf Artikel III. Dazu liegt 
ein Abänderungsantrag der Frau Abg. Kreft, Druck⸗ 
ſache Nr. 1314, vor: 

In Artikel III ſind in Zeile 1 für 
„30. April“ die Worte „31. Mai“ zu ſetzen. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die den Antrag der Frau Abg. Kreft annehmen wollen, 
fi von ihrem Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Antrag der Frau Abg. Kreft iſt 
abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Artikel III. Ich darf den Artikel III wohl ohne be⸗ 
ſondere Abſtimmung als angenommen erklären. Er 
iſt angenommen. Artikel IV; angenommen, Artikel V; 
angenommen. Ueberſchrift: „Geſetz betreffend Aende⸗ 
rung des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge vom 28. 
März 1922 (Geſetzbl. S. 91);“ angenommen. 

Wir kommen zur dritten Beratung (en bloc! 
rechts.) Es iſt en-bloe-Abſtimmung beantragt worden. 
Widerſpruch höre ich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe 
auf Artikel IV und die Ueberſchrift. Artikel I—V 
und die Ueberſchrift ſind angenommen. Wir kommen 
zur Schlußabſtimmung. Die Damen und Herren, die 
die Druckſache Nr. 1296 in der Schlußabſtimmung an= 
nehmen wollen, bitte ich, ſich von den Plätzen zu er⸗ 


die Worte 


heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. (Ein⸗ 
ſtimmig! rechts.) Das Geſetz ift einſtimmig ange- 
nommen. 


Ich rufe auf Druckſache Nr. 1280, Abänderungs⸗ 
anträge liegen nicht vor. Wir kommen zur Abſtim⸗ 


An der Auszählung haben (C) 


E nie ee 


(A) 


(B) 
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(Gehl, Vizepräſident.) ; 

mung über die Druckſache Nr. 1280: Antrag des Abg. 
Kloſſowſki und Fraktion. Der Ausſchuß empfiehlt 
Annahme. Die Damen und Herren, die die Druckſache 
Nr. 1280 annehmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Sie iſt einſtimmig ange⸗ 
nommen. 


Ich rufe auf Punkt 4, Druckſache Nr. 1298. Dazu 


liegt ein Abänderungsantrag Kreft, Druckſache Nr. 
1315, vor. 


Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen: 

die in der vom Volkstag in feiner Sitzung vom 
26. 3. 25 angenommenen Entſchließung (Druckſache 
Nr. 1257) genannte Summe von 300 000 Gulden 
ſofort zur Verteilung zu bringen. Die Vertei⸗ 
lung erfolgt nach den Grundſätzen des am 19. 12. 24 
beſchloſſenen Geſetzes über Gewährung einer ein⸗ 
maligen Wirtſachftsbeihilfe für Erwerbsloſe, ver- 
öffentlicht im Geſetzblatt Nr. 57 S. 539. 

Sollte die Summe von 300 000 Gulden nicht aus⸗ 
reichen, ſo iſt ſie demgemäß zu erhöhen. 

Das Wort hat die Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordnete (K. P.): M. H. u. D.! Die An- 
träge, die bis jetzt angenommen ſind, beſagen abſolut 
nichts und nützen den Erwerbsloſen ſehr wenig. (Abg. 
Kurowſki: Loben Sie uns auch ein bißchen!) Der Mn- 
trag, wonach den Erwerbsloſen eine Wirtſchaftsbei⸗ 
hilfe gewährt werden ſoll, iſt abgelehnt. Selbſt der 
Antrag, wie ihn der Herr Abg. Kloßowſki einbrachte, 
wurde in der Form nicht angenommen. Man über⸗ 
läßt dem Senat ſelbſt, die 300000 Gulden, die in der 
Entſchließung beantragt ſind, nach gutem Ermeſſen 
zu verteilen. Da wir aber wiſſen, daß der Senat bei 
der Ausgabe dieſes Geldes nicht fo vorgeht, wie es 
notwendig iſt, ſo beantragen wir, daß die Wirtſchafts⸗ 
beihilfe ſo ausgezahlt wird, wie es im Dezember ge⸗ 
ſchah, ſo daß den Erwerbsloſen auch wirklich etwas ge⸗ 
geben wird. Wir wiſſen, daß die meiſten Erwerbsloſen 
nicht berückſichtigt werden, ſondern nur ein ganz klei⸗ 
ner Teil. Wir ſchlagen deshalb vor, daß nach den 


Grundſätzen der alten Wirtſchaftsbeihilfe gezahlt wird, 


d. h. jedem Verheirateten 60 Gulden, für jedes unter⸗ 
haltsberechtigte Kind 10 Gulden, für die Unverheirate⸗ 
ten 40 Gulden. Dieſe Wirtſchaftsbeihilfe wird nicht 
viel ausmachen und Härten werden gleichwohl zutage 
treten. Wenn wir dem Senat freiſtellen, das Geld 
auszuzahlen, wie ihm beliebt, dann werden die Er⸗ 
werbsloſen nichts erhalten. Deshalb haben wir unſe⸗ 
ren Antrag eingebracht. Danach ſoll das Geld ſo aus⸗ 
gezahlt werden, daß den Erwerbsloſen wenigſtens 
etwas geholfen wird. (Bravo!) 


Vizepräſident Gehl: Wortmeldungen liegen nicht 
mehr vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Antrag Kreft, Druckſache 
Nr. 1315. (Abg. Raube: Ich beantrage namentliche 
Abſtimmung!) Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen 
zur namentlichen Abſtimmung über die Druckſache Nr. 
1315. Ich bitte, die Stimmzettel einzuſammeln. (Ge⸗ 
ſchieht.) Wünſcht noch jemand eine Karte abzugeben? 
Das ſcheint nicht der Fall zu ſein. Dann ſchließe ich 
die Abſtimmung. An ihr haben ſich 91 Damen und 
Herrenk) beteiligt. Davon ſtimmten mit Ja 41, mit 
Nein 50. Der Antrag Kreft iſt abgelehnt. (Pfui! links.) 
Wir kommen zur Abſtimmung über die Druckſache Nr. 
1298 nach den Beſchlüſſen des Ausſchuſſes. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dieſer Druckſache zu- 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Sie ift einſtimmig angenommen. Damit iſt 
dieſe Angelegenheit erledigt. 

M. D. u. H.] Ich mache Ihnen jetzt den Vorſchlag, 
zu vertagen. Das Haus iſt mit meinem Vorſchlag 
einverſtanden. Ich ſchlage Ihnen weiter im Einver⸗ 


(C) 


ſtändnis mit dem Herrn Präſidenten vor, jetzt in die 


Ferien zu gehen und die Ferien bis zum 6. Mai 
auszudehnen. (Bravo!) Widerſpruch höre ich nicht; 
es iſt ſo beſchloſſen. Die Tagesordnung wird den Mit⸗ 
gliedern des Hauſes zugehen. Ich wünſche Ihnen allen 
recht frohe Oſtern (Gleichfalls, Herr Präſident!) und 
ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 8 Uhr 50 Minuten.) 


*) Geſtimmt haben mit „Jg“; Abg. Arczynſki, Berg- 
mann, Beyer, Dr Blavier, Brill, Bukmakowfkl, Falk 
Martha), Fiſcher (Julius), Fooken, Gebauer, Gehl, Gerick, 
Grünhagen, Herrmann, Hoffmann, Hohnfeldt, Joſeph, Dr. 
Kamnitzer, Karſchewffki, Klapps, Klingenberg, Kloßowfki, 
Kreft, Laſchewſkt, Dr Lembke, Liſchnewſki, Loops, Malikowfki, 
Mau, Mohn, Nordwig, Plettner, Rahn, Raſchke, Raube, 
Reet, Rehberg, Retzkowſfki, Schuls, Spill, Wierſchowfki. 

Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Bahl, Boecker, Bro⸗ 
dowſki, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Dahſler, Doerkſen, 
Ediger, Eichholtz, Evert, Falk (Albert), Falkenberg, Fiſcher 
(Paul), Foerſter, Formel, Gaikowfki, Glombowſfki, Guttzeit, 
Harnau, Hoppe, Janzen, Kalähne, Karkutſch, Klawitter, 
Knoblauch, Kuntz, Kurowſki, Landmann, Lietzau, Lück, 
Meyer, Neubauer, Dr. Neumann, Peuner, Philipſen, Polſter, 
Rohde, Richter, Sawatzki, Schede, Schilke, Schütz, Semra, 
Tower Splett, Dr. Treichel, Weiß, Dr. Wendt, Weſſa⸗ 
Opſfki. 

„Nicht anweſend waren: Abg. Arndt, Dr. Bing, Böhm, 
Döll, Dyck, Ehm, Dr Eppich, Grundmann, Habel, Hennke, 
Jedwabſki, Dr Kubacz, Langowfkl, Lehmann, Leu, Maier, 
Mathieu, Mayen, Dr. Moeczynſki, Mroczkowſki, Müller, Dr. 
Panecki, Schmidt (Robert), Schmidt (Eduard), Schwegmann, 
Dr. Wagner, 


Werner, Wisniewfſki, Dr. Ziehm. 
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Mittwoch, den 6. Mai 1925. 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den Prä⸗ 
ſidenten Dr. Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. Sahm; 
Senatoren Dr. Frank, Dr. Leske, Dr. Schwartz, Dr. 
Wiereinski; Obergerichtsrat Kettlitz; Oberregierungsräte 
Engelbrecht, Dr, Hemmen; Ober- und Geheimer Poft- 
kat Schulz; Oberpoſträte Bodin, Nax, Nordmann; Re⸗ 
gierungsräte Burmeiſter, Hagemann, Hinz, Schimmel; 
Rechnungsdirektor Drews. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung. 
Geſtatten Sie mir ein paar ernſte Worte. (Das Haus 
erhebt jich.) Wiederholt haben wir in der letzten Zeit 
einer Reihe von Unglücksfällen gedenken müſſen. Doch 
die menſchliche Teilnahme, die wir den Opfern dunkler 
Schickſalsmächte entgegenbrachten, müſſen verblaſſen vor 
dem erſchütternden Eindruck jener Kataſtrophe, die ſich 
in der Nacht zum 1. Mai in unſerer unmittelbaren Nähe 
im polniſchen Korridor abgeſpielt hat und die durch die 
Zahl der Opfer und die Furchtbarkeit der Todesart un: 
jer Entſetzen und unſere tiefſte Ergriffenheit hervorge⸗ 
rufen hat. Auch ein Danziger Leben ift in dieſem Un⸗ 
glück vernichtet worden. Wir beben noch bei dem Ge- 
danken, daß wenige Minuten vorher der Danziger Wa— 
gen dieſelbe Strecke paſſiert hat und zahlreiche Danziger 
Mitbürger dem gleichen Tode mit Mühe entronnen find. 
Nur die tiefe Entrüſtung, die uns bei dem Gedanken 
packen kann, daß ein verbrecheriſcher Anſchlag oder eben⸗ 
ſo ſträfliche Nachläſſigkeit die Kataſtrophe verurſacht hat, 
wäre imſtande, unſere Empfindungen der Trauer und 
des Mitleids einige Augenblicke zurückzudrängen. Doch 
es iſt heute nicht unſere Aufgabe, die Schuldfrage zu er⸗ 
örtern. Darum mag uns in dieſer Stunde nur das Ge- 
fühl tief menſchlicher Teilnahme an den Opfern und 
deren Angehörigen beherrſchen und mag uns dies Gefühl 
einen, unbeſchadet der Parkei, unbeſchadet der Perſon in 
dem Bewußtſein, daß wir eine gleiche, rein menſchliche 
Schickſalsgemeinſchaft bilden. Ich ſtelle feſt, m. D. u. H., 
daß Sie ſich zu Ehren der Verſtorbenen und zum Zeichen 
Ihres Beileids von Ihren Sitzen erhoben haben. 

„Ich geſtatte mir zunächſt einige Mitteilungen, ein 
Telegramm aus Paris, das ich mir erlaube, gleich zu 
Überſetzen: 

Im Namen der franzöſiſchen Kammer habe ich 
die Ehre, Sie zu bitten, dem Volkstag der Freien 
Stadt Danzig unſern lebhaften Dank zu übermit⸗ 
teln für ſeine wertvolle Sympathiekundgebung. 

Paule Painlevé, Präſident. 

Der Senat teilt mit, daß er den Geſetzentwurf zur 
Bekämpfung der Wohnungsnot, Druckſache Nr. 977, 
zurückzieht. Die Sozialdemokratiſche Fraktion teilt mit, 
daß ſie ihren Antrag Druckſache Nr. 873 betr. Geſetz zur 
Abänderung der Verfaſſung zurückzieht, da fie infolge 
Ablehnung der wichtigſten Artikel kein Intereſſe mehr 
an der Vorlage hat. Unterſchrieben ift der Brief mit 
Beyer und Fraktion. 

Der Herr Abg. Matthieu richtet folgenden Brief an 
den Präfidenten des Volkstages: „Ew. Hochwohlgeboren 
teile ich ergebenſt mit, daß ich mich der Zentrumsfrak⸗ 
tion angeſchloſſen habe.“ Ein Schreiben des gleichen Jn- 
halts iſt von dem Herren Vorſitzenden der Zentrums⸗ 


~ 
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(Matthieu, Abgeordneter.) 
fraktion an den Präſidenten des Volkstages gerichtet. 


Der Herr Abg. Formell hat einen Urlaub vom 8. d. M. 


ab auf eine Woche erbeten. Der Urlaub iſt ihm von mir 
erteilt worden. Ferner habe ich noch eine Bitte zu wie⸗ 
derholen, Die Freie Stadt Danzig iſt auf Grund des 
Geſetzes vom 21. September 1922 dem internationalen 
Abkommen betr. den zwiſchenſtaatlichen Austauſch von 
amtlichen Schriftſtücken und dergleichen vom 15. 3. 1886 
beigetreten, ebenſo dem internationalen Abkommen zur 
Sicherſtellung des unmittelbaren Austauſches des Jour⸗ 
nal Officiel ſowie der Jahrbücher und parlamentariſchen 
Schriftſtücke vom 15. 3. 1886. Es fehlen dem Büro 
noch eine größere Anzahl ſtenographiſcher Berichte dieſer 
Wahlperiode, insbeſondere die der 1. bis einſchließlich 86. 
Sitzung des Volkstages, um die erforderliche Anzahl zur 
Abſendung zu bringen. Ich habe die D. u. H. ſchon am 
16. April gebeten, die Berichte, falls ſie ſie entbehren 
können, dem Büro einzureichen. Ich möchte dieſe Bitte 
heute noch einmal wiederholen, die fraglichen Berichte 
möglichſt bald dem Büro einzureichen, damit wir die ein- 
gegangenen Verpflichtungen für die Vergangenheit erfül⸗ 
len können. Für die Zukunft werden entſprechende Crem- 
plare gedruckt werden. — Wir kommen nun zur Tages⸗ 
ordnung: j 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aenderung der Jagdordnung. 

Druckſache Nr. 1326. Ich eröffne die allgemeine Aus⸗ 
ſprache. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die alge- 
meine Ausſprache ift geſchloſſen und damit die erſte Le- 
ſung erledigt. Wir haben im Aelteſten-Ausſchuß nicht 
darüber geſprochen, ob wir die zweite Leſung vornehmen 
wollen. (Abg. Doerkſen: Ich beantrage die zweite und 
dritte Leſung!) Wird Widerſpruch erhoben? (Abg. 
Rahn: Natürlich, die zweite und dritte Leſung ſtand nicht 
auf der Tagesordnung!) Wir kommen dann zum 
zweiten Punkt der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 

Aenderung des Branntweinſteuergeſetzes. 

Druckſache Nr. 1264. Ich eröffne die allgemeine Aus⸗ 
ſprache. Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beſpre⸗ 
chung iſt geſchloſſen, und damit die erſte Leſung erledigt. 
Vielleicht darf ich empfehlen, die Vorlage dem Steuer⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Es erhebt ſich kein Widerſpruch 
dagegen; es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen zu Punkt 
3 der Tagesordnung: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Abänderung des Geſetzes betr. Einführung einer 
Altersgrenze. Urantrag des Abg. Dr. Kamnitzer 
und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1347. Zur Begründung hat das Wort 
der Herr Abg. Dr. Kamnitzer. 


Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Das Obergericht der Freien Stadt Danzig hat das Geſetz 
betr. Einführung einer Altersgrenze und Aenderung von 
Beſtimmungen des Beamtenrechts vom 21. Okt. 1924 
in wichtigen Beſtimmungen für unwirkſam erklärt. Mit 
Rückſicht auf die noch folgenden Etatsberatungen will ich 
es mir heute zu dieſem Punkte verſagen, auf die hierbei 
akut gewordenen Fragen näher und mit mehr als einem 
Satz einzugehen, nämlich vor allem auf die Frage, ob es 
auf die Dauer und weiterhin für den Staat und das 
Allgemeinwohl tragbar iſt, wenn drei Richter eines mit 
fünf Richtern beſetzten Senats, die Volkstagsarbeit vie⸗ 
ler Wochen und unter Umſtänden bei anderen Geſetzen 
von Monaten und der Beratung des Senats, der ja das 
Geſetz auch mitgenehmigen muß, zunichte machen können. 
Ich möchte ganz kurz ſagen: Dieſe Frage ſtellen, heißt 


ſie verneinen. Es müſſen irgend welche Wege geſucht 


und gefunden werden, die dieſen Zuſtand abändern. Ich 
weiß, daß der Senat bereits Wege ſucht. Wir werden 


zu dem Entwurf, der ja ſchon fertiggeſtellt iſt, noch aus⸗ 
führlich Stellung nehmen. Ich kann mich deswegen heute 
auf die Situation beſchränken, wie ſie durch dieſes Urteil 
geſchaffen wurde. Zwei Möglichkeiten ergeben ſich aus 
der Situation. Die eine iſt, das Geſetz einfach im gan⸗ 
zen aufzuheben. Das war der Vorſchlag, den die Deutſch⸗ 
nationalen im Ausſchuß machten, die natürlich dem Be⸗ 
amtenabbau von vornherein abhold ſind, weil ſie nicht 
ganz mit Unrecht die Beamtenſchaft als ihre Schutztruppe 
anſehen und nur für Abbau der nicht deutſchnationalen 
Veamten zu haben ſind. Dieſer Weg kann nicht gangbar 
ſein; denn die Mehrheit, die dies Geſetz beſchloſſen hat, 
war ſich klar, daß es einer Notwendigkeit entſprach, wenn 
dies Geſetz auch, was ſehr oft und deutlich genug von 
uns betont wurde, im Verhältnis zur Beamtenzahl nicht 
viel brachte. Keine der Parteien, die das Geſetz beſchloſ⸗ 
ſen haben, kann ſagen, daß ſich hieran etwas weſentliches 
geändert hat. Für uns kann die Antwort auf die von 
mir geſtellte Frage: Was nun? nur die ſein, das Geſetz 
entſprechend dem Urteil des Obergerichts zu reparieren. 

Nun iſt dieſes Urteil des Obergerichts inſoweit dan- 
kenswert, als es grundſätzlich zu den aufgeworfenen 
Fragen Stellung genommen hat. Es hat ſehr eingehend 
alle anderen Gründe, die der Kläger vorgebracht hat, für 
nicht ſtichhaltig erklärt. Es kommt in dem Urteil ganz 
deutlich zum Ausdruck, daß nur der § 11, die Befriſtung, 
für das Obergericht der Anlaß geweſen iſt, das Geſetz für 
unanwendbar zu erklären. Wenn Sie das Urteil durch⸗ 
leſen, ſo finden Sie, daß das Urteil dies mit gewiſſer 


Abſicht immer wieder betont und in den Vordergrund 


ſtellt. Wenn wir nun den $ 11 beſeitigen würden, glau- 
ben wir, daß der Anſicht des Obergerichts Genüge ge- 
tan iſt, wenigſtens ſoweit es die Paragraphen, die hier 
in Frage kommen, anlangt. 

Wir würden damit etwas tun, was eigentlich die 
Mehrheit des Hauſes im Ausſchuß ſchon von vornherein 
tun wollte. Dieſes Geſetz iſt, wenn Sie ſich beſinnen, 
ohne dieſe Befriſtung ans Plenum gelangt. Im Uus- 
ſchuß wurde nach vielen Reden wegen der Bedenken, die 
gegen die Befriſtung erhoben wurden, vorgeſchlagen, die 
Befriſtung herauszulaſſen, da ja der Volkstag wohl ver- 
nünftig genug ſein würde, ein Geſetz, wenn es praktiſche 
Wirkung nicht mehr habe, aufzuheben. Wie ſpielten ſich 
die Dinge ab? In der dritten Leſung erſchien, wie das 
leider jetzt vielfach Mode geworden iſt und leicht zu Ver⸗ 
wirrungen und Schädlichkeiten führt, plötzlich ein Antrag 
mehrerer Parteien, worin auch die Befriſtung enthalten 
war. Ich habe die Herren beſchworen, doch nicht eine 
ſolche Torheit zu machen. (Abg. Dr. Bumke: Wo denn?) 
Hier im Plenum von dieſer Stelle aus. Es nützte nichts. 
In der Rage des Gefechts wurde dieſer Antrag ange- 
nommen, und wir haben nun die Beſcherung. Ich ſagte, 
wir würden uns gar nichts vergeben, wenn wir den An⸗ 
trag jetzt annähmen. Was nützte es, wenn wir die Sache 
zu einer Preſtige⸗Frage machen? Wenn wir die Zweck— 
mäßigkeit des Geſetzes anerkannt haben, müſſen wir 
jetzt die Zweckmäßigkeit der in dieſem Antrag vorgeſchla⸗ 
genen Reparaturen anerkennen. Das Geſetz würde in 
den Punkten, die insbeſondere dem Abbau dienen ſoll⸗ 
ten, der Altersgrenze, wieder gültig werden. Die An⸗ 
griffspunkte würden herausgenommen werden. 
was wir zum 1. Januar erreichen wollten, würde zum 
1. Juli erreicht werden. Ich glaube, daß das der Stand⸗ 
punkt iſt, der dem Anſehen des Volkstages am wenigſten 
ſchadet. Wenn wir das Geſetz, wie es vorgeſchlagen 
wurde, aufheben — wenn ich auch nicht hoffe, daß die⸗ 
ſer Vorſchlag auf Annahme zu rechnen hat — ſo ſage 
ich, würden wir uns ſelbſt ins Geſicht ſchlagen. Das 
würde den Volkstag am ſchwerſten ſchädigen. Deshals 
ſchlage ich vor, dieſen Antrag nach Beratung im Haupt⸗ 
ausſchuß, an den ich ihn zu verweiſen bitte, anzunehmen. 
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Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Bumke. 


Dr, Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Daß die Lage, in der wir uns infolge der Aufhebung des 
Geſetzes durch das Obergericht befinden, zu einem geſetzgebe⸗ 
riſchen Einſchreiten nötigt, kann wohl nicht gut beſtrit⸗ 
ten werden. Inſofern iſt der Geſetzentwurf, der hier 
von der ſozialdemokratiſchen Fraktion eingebracht wurde, 
begreiflich. Wenn der Herr Kollege Dr, Kamnitzer fih 
darauf beſckränkt hätte, den Geſetzentwurf ſachlich zu 
begründen, ſo würde ich es kaum für nötig befunden 
haben, hier noch das Wort zu ergreifen. Aber Herr 
Dr, Kamnitzer hat es leider auch für nötig gehalten, bei 
dieſer ſachlichen und ſtaatsrechtlichen Frage ſein Partei⸗ 
luppen zu kochen, indem er uns Deutſchnationalen vor- 
geworfen hat, wir wären abbaufeindlich, und wir woll⸗ 
ten die Beamtenſtellen nur mit Deutſchnationalen be⸗ 
ſetzen. (Zwiſchenrufe.) Dieſer Vorwurf iſt ſo ab⸗ 
ſurd, daß ich es für unter meiner Würde halte, darauf 
noch näher einzugehen. (Das iſt ein billiges Mittel! 
inks.) Daß wir beim, Abbou mitgearbeitet haben, 
weiß jeder, der ſich um die Arbeit im Volkstag überhaupt 
gekümmert hat. Ich habe ebenſo wie der Herr Kollege 
Bürgerle immer wieder betont, daß wir in unſerem 
Freiftaat keinen Beamten mehr haben wollen, als wir 
unbedingt brauchen, und daß es gerade im Intereſſe der 
Beamtenſchaft liege, den Beamtenkörper möglichſt klein 
zu halten. Das dürfte in dieſem Hauſe bekannt ſein. 
Aber m. D. u. H., etwas ganz anderes iſt es, ob man 
ſich bei unſerer beſchränkten finanziellen Lage heute noch 
den Lurus geſtatten kann, arbeitsfähige und arbeits⸗ 
tüchtige Leute mit 65 Jahren in Penſion zu ſchicken und 
dafür andere an ihre Stelle zu ſetzen, ſodaß man gleich⸗ 
zeitig Gehalt und Penſion zahlt. Nun iſt das Geſetz 
aufgehoben. Herr Kollege Dr. Kamnitzer ließ durch⸗ 
blicken, daß man ſehr wohl der Anſicht ſein könnte, daß 
dem Gericht ein derartiges Nachprüfungsrecht bezüglich 
der Verfaſſungsmäßigkeit von Geſetzen gar nicht zu⸗ 
ſtände. Wie man nach der Geſchichte unſerer Verfaſſung, 
nach dem Wortlaut unſerer Verfaſſung, als Juriſt eine 
ſolche Behauptung aufjtellen kann, ift mir nicht ganz ver- 
ſtändlich. Ich möchte demgegenüber ſcharf betonen, daß 
dieſes Nachprüfungsrecht der Gerichte nicht beſtritten 
werden kann, wobei dahingeſtellt bleiben mag, in welcher 


pe durch welche Inſtanz es auszuüben ift, Ich 
perſönlich habe in meiner kleinen Anfrage und in der 


Preſſe bereits den Standpunkt vertreten, daß nur durch 
das Plenum des Obergerichts das ech 
ausgeübt werden kann. Ich halte mich für verpflichtet, 
das hier beſonders zu betonen, weil ich aus einer Ant⸗ 
wort des Senats auf eine Anfrage von mir erſehe, daß 
auch für den Senat dieſes Nachprüfungsrecht, das dem 
Gericht zuſteht, heute noch eine „Frage“ zu ſein ſcheint. 
In der Antwort, die von dem Herrn Senator, der der 
Juſtizabteilung vorſteht, unterzeichnet ift, ſteht ausdrück⸗ 
lich: „Der Senat iſt ebenfalls der Auffaſſung, daß die 
Frage, ob und von welcher Seite die Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit der Geſetze nachzuprüfen iſt, einer ſchleunigen 
Nachprüfung bedarf.“ Ich würde dagegen proteſtieren 
müſſen, wenn aus dieſer Antwort geſchloſſen werden 


a daß das Nachprüfungsrecht fraglich ſein 
ann. Für mich ift es jedenfalls keine Frage; die 


Richter haben das Nachprüfungsrecht. 

; M. D. u. H., in welcher Form man nun verſuchen 
jollte, aus dieſem Dilemma herauszukommen, in das 
wir geraten ſind durch Schuld des Volkstages und zwei⸗ 
fellos auch nicht ohne Verſchulden des Senats, der dem 
Geſetz beigetreten iſt, kann ſtrittig ſein. Wir werden des⸗ 
halb im Ausſchuß an der Beratung dieſer Geſetzesvor⸗ 
lage mitarbeiten. Wir behalten uns vor, Anträge zu 
ſtellen und werden dann ja ſehen, ob ſich ein Weg finden 


läßt, auf dem das Unglück, das nun einmal paſſiert iſt, 
wieder gut gemacht werden kann. 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 
Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): Daß das Ab⸗ 
baugeſetz als ungültig zurückgewieſen iſt, hat manchem 


von uns vielleicht einen Stein vom Herzen genommen; 
denn man fragt ſich unwillkürlich, haben wir mit der 
Schaffung des Abbaugeſetzes wirklich etwas Gutes ge⸗ 
leiſtet, oder welche Fehler ſind bei der Schaffung des Ge⸗ 
ſetzes vorgekommen. M. D. u. H.! Das Geſetz iſt ſeiner⸗ 
zeit zur Herbeiführung finanzieller Erſparniſſe geſchaf⸗ 
fen worden. Heute, nachdem die ſozialdemokratiſche 
Fraktion das Geſetz wieder aufleben laſſen will, wäre 
zunächſt die Frage aufzuwerfen, wie weit das Geſetz 
dieſer Vorausſetzung gerecht geworden iſt, wie weit durch 
Schaffung des Abbaugeſetzes gegenüber den Verhält⸗ 
niſſen vor dem 1. Januar eine Erſparnis im Verwal⸗ 
tungsapparat eingetreten iſt. Es wundert mich, daß 
darüber nicht von vornherein vom Senat eine Aus⸗ 
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kunft verlangt worden ift, die bejagen ſollte, welche Stek . 


len erſpart und welche Perſonalausgaben vermindert 
worden ſind. Ferner muß gefragt werden, welchen Scha⸗ 
den das Geſetz bisher ſchon angerichtet hat. Wir können 
heute ſchon von einem Schaden ſprechen, wenn wir z. B. 
den Betrieb in den Schulen und den Abbau in der Schul⸗ 
verwaltung anſehen. Am 1. Jan. ſind in vielen Schulen 
kurz vor der Verſetzung die hauptſächlichſten Lehrer ab⸗ 
gebaut worden, weil ſie 65 Jahre alt waren. So wurde 
der Direktor einer Schule kurz vor der Prüfung abge⸗ 
baut, Neuphilologen haben Mathematikunterricht ertei⸗ 
len ſollen und Altphilologen Franzöſiſch. Ich habe eine 
ganze Reihe von Zuſchriften aus Lehrerkreiſen bekom⸗ 
men, die ſich mit dieſen Angelegenheiten befaſſen. An 
höheren Schulen wurde der Wirrwarr fo groß, daß an 
einer Schule z. B. der Unterricht nicht ſofort aufgenom⸗ 
men werden konnte. Es heißt alſo vor allen Dingen 
nachzuprüfen, wie groß der Schaden iſt und ob ſich dieſe 
Schädigungen nicht fortſetzen, wenn wir das Beamten- 
abbaugeſetz wieder einbringen. Ich bin der Meinung, daß 
wir uns hüten ſollen, bei der Schule irgend einen Abbau 
zu betreiben, der verfrüht ift. Wir haben den Fall ges 
habt, daß Lehrer über 65 Jahre abgebaut wurden, an 
deren Stelle als Hilfsarbeitskräfte 2 Lehrer von über 
70 Jahren eingeſtellt wurden. Es erſcheint faſt irrſinnig, 
daß ſo etwas eintreten kann. Keine Erſparniſſe ſind er⸗ 
zielt worden, weil die Höchſtpenſion und die Neubeſetzung 
bezahlt werden mußten. Die Neubeſetzung geſchah durch 
Studienreferendare, deren Ausbildungszeit noch nicht 
vorbei war und deren eigene Ausbildung durch die hohe 
Zahl ihrer Pflichtſtunden vollkommen verunglückte. Die 
Leute bleiben einfach in ihrer Ausbildung zurück. Eben⸗ 
ſo leidet der Unterricht. Man ſtelle ſich vor, daß anſtelle 
eines alten Profeſſors eine Dame eingeſtellt wurde, die 
zur Zeit ihrer Anſtellung noch nicht das Examen ge- 
macht hatte. Es wundert mich wirklich, daß der Senator 
für Kunſt und Wiſſenſchaft nicht unbedingt einen Ein⸗ 
ſpruch erhaben hat. Ich erinnere an Fälle in Berlin, 
als dort das Beamtenabbaugeſetz wirkſam wurde und 
verdiente Lehrer wie v. Wilamowitz ⸗ Möllendorf abge- 
baut wurden. Der Erfolg war, daß die Herren ihr 
Kolleg weiter laſen, allerdings nicht für das bisherige 
Gehalt, und daß die Studenten alle zu dieſen Herren 
gingen, bei denen ſie etwas lernen konnten. Die wert⸗ 
vollen Lehrapparate und Lehrkräfte wirft man nicht 
einfach beiſeite. Wir haben in Danzig keinen Erſatz, ſon⸗ 
dern können nur die ganz unausgebildeten Lehrkräfte 
heranziehen oder wir müſſen den Erſatz aus Deutſchland 
heranholen. Der Erſatz wird nicht Verbilligung oder 
Finanzerſparnis bringen. i 

Wir bitten deshalb den Senat um Auskunft, wie weit 
das Beamtenabbaugeſetz als ſchädlich angeſehen werden 
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muß. In bezug auf die Schule verlangen wir, daß keine 
Verſchlechterung der Lehr⸗ und Lernbedingungen ein⸗ 
tritt. Den Kindern ſoll das Beſte gegeben werden, ſagt 
ein deutſches Sprichwort. Die Zuſtände, die durch Ein⸗ 
führung des Beamtenabbaugeſetzes geſchaffen wurden, 
ergaben für die Ausbildung der Lehrkräfte und für die 
Fortbildung der Schüler nicht das Beſte, ſondern das 
Schlechteſte. Darum bitten wir zu bedenken, daß auf dieſe 
Fälle Rückſicht genommen wird. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präfident des 
Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. H.! Die 
letzten Urteile des Obergerichts, die ſoeben in der Debatte 
behandelt worden ſind, geben der Regierung Veranlaſ⸗ 
ſung — ich glaube, dabei handelt ſie in voller Ueberein⸗ 
ſtimmung mit ſämtlichen Parteien des Volkstages — 
Geſetzesvorlagen in zweierlei Richtung einzubringen. 
Einmal wird es erforderlich ſein, zu dem Geſetz Stellung 


zu nehmen, von dem einzelne Beſtimmungen durch die 
Rechtſprechung des Obergerichts für ungültig erklärt 


worden ſind. Der Senat beabſichtigt, dieſe Frage zugleich 
mit einem allgemeinen Ruhegehaltsgeſetz zu regeln. Das 
Geſetz wird dem Volkstag in den nächſten Tagen zugehen. 
Gleichfalls hat der Senat ſchon einen zweiten Geſetzent⸗ 
wurf beſchloſſen, der gleichfalls dem hohen Hauſe in den 
nächſten Tagen zugehen wird, nämlich, daß die Gerichte 
jeder Axt in Danzig verpflichtet ſein ſollen, ſoweit es ſich 
darum handelt, ob ein Geſetz verfaſſungsmäßig zuſtande⸗ 
gekommen iſt oder nicht, dieſe Frage dem Plenum des 
Obergerichts zur Entſcheidung zu überweiſen. (Sehr 
gut!) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, 
die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es iſt der Antrag auf 
Ueberweiſung an den Hauptausſchuß geſtellt worden. 
Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß 
die Vorlage an den Haupt⸗Ausſchuß überwieſen worden 
iſt. Wir kommen zum 4. Punkt der Tagesordnung: 

Zweite Beratung des Staatshaushaltsplanes 

für das Jahr 1925. 
Bericht des Haupt⸗Ausſchuſſes. Wir würden beginnen 
mit dem Haushaltsplan des Volkstages, Druckſache Nr. 
1209 zu Druckſache Nr. 920. Im Aelteſten⸗Ausſchuß 


haben wir die Frage erörtert, ob wir die Beratung der 


Haushaltspläne nicht dadurch etwas abkürzen könnten, 
daß wir bei Haushaltsplänen, die keinen weſentlichen Wi⸗ 
derſpruch im Hauptausſchuß erfahren haben, und zu 
denen keine Abänderungsanträge oder nur ſehr wenige 
vorliegen, eine allgemeine Ausſprache eröffnen, bei der 
über die eventuellen Abänderungsanträge geſprochen 
werden kann, über die dann zuerſt abgeſtimmt wird, 
dann über die übrigen nicht beanſtandeten Artikel in be⸗ 
ſonderer Abſtimmung. Natürlich genügt, das ſage ich 
gleich im voraus, der Einſpruch eines einzigen Abgeord⸗ 
neten, auf deſſen Widerſpruch hin der Einzelaufruf er- 
folgt. Ich rufe demnach zunächſt auf den: 
Haushaltsplan des Volkstags. 
Druckſache Nr. 1209 zu Nr. 920. Nach der Verabre⸗ 
dung im Aelteſten⸗Ausſchuß eröffne ich die allgemeine 
Beſprechung. Ich mache vorher bekannt, daß ein ein⸗ 
ziger Abänderungsantrag vorliegt, Druckſache Nr. 1360, 
unterzeichnet Dr. Blavier. ; 
ý Bei Abſchnitt TI Stelle 1, Ausgabe, ift & jegen 
ſtatt: „1 Inſpektor (X)“, „2 Inſpektoren (X)“. 
In Spalte „Erläuterungen“ iſt aufzunehmen: 
Die zweite Inſpektorſtelle bleibt nur ſolange Dejte- 
hen, als ſie der jetzige Inhaber inne hat. 
Zu ſtreichen: „1 Sekretär (VIII/ IX). i 
Zu ſetzen: ſtatt „1 Amtsgehilfe (V)“, „1 Boten- 
meiſter beim Volkstag (VI)“. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt 


geſchloſſen. Iſt der Antragſteller mit dem von mir vor⸗ 
geſchlagenen Modus einverſtanden? 


(Abg. Dr, Bla- 


kehr und Arbeit, um eine Druckfehlerberichtigung. 


| 


vier: Jawohl!) Wir kommen dann zur Abſtimmung 
über den Antrag des Abg. Dr. Blavier, Druckſache Nr. 
1360. Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen An⸗ 
trag annehmen wollen, fih von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag des 
Abg. Dr. Blavier iſt abgelehnt. Infolgedeſſen darf ich 
wohl feſtſtellen, daß der Haushaltsplan des Volkstages 
angenommen iſt. Wir kommen zum: 

Haushaltsplan der Allgemeinen Verwaltung. 
Druckſache Nr. 1218 zu Nr. 920. Dazu liegt auch nur 
ein Abänderungsantrag des Abg. Dr. Bumke vor, 
Druckſache Nr. 1356. 

1. In Spalte Erläuterung zu Einnahme A II 7 
it zu ſetzen „37 000 G.“ ſtatt „28 000 G.“ und 

„15 000 G.“ ſtatt „50 000 G.“. 

2. In Spalte Erläuterung zu Ausgabe B I 2 
iſt zu ſetzen „2 Tarifangeſtellte VIII/IX“ ſtatt 
„1 Tarifangeſtellter VIII/ IX“. 
Ich eröffne die allgemeine Beſprechung zu dem Haus⸗ 
haltsplan für die Allgemeine Verwaltung. Die Beſpre⸗ 
chung iſt geſchloſſen, Herr Abg. Dr. Bumke, ſind Sie ein⸗ 
verſtanden? (Zuruf des Abg. Dr. Bumke.) Dann 
darf ich wohl noch die Beſprechung eröffnen. Ich bitte, 
in Zukunft die Wortmeldungen etwas früher einzurei⸗ 
chen. Das Wort hat der Herr Abg. Philipſen. 
Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H. k 
Es handelt ſich bei dieſem Antrag ebenſo wie bei einem 
anderen Antrag zum Haushaltsplan für Betriebe, Ver⸗ 
Die 
Regierung hat dieſen Druckfehler bei Prüfung der Haus⸗ 
haltspläne feſtgeſtellt und wir haben dieſen Antrag auf- 
genommen. Materielle Bedeutung hat er nicht. 
Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, 
die Beſprechung zum Haushaltsplan für die Allgemeine 
Verwaltung iſt geſchloſſen. Da ſich kein Widerſpruch er⸗ 
hebt, darf ich nach unſerer Vereinbarung wohl den An⸗ 
trag des Abg. Dr. Bumke zur Abſtimmung bringen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die die Druckſache Nr. 
1356 annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Antrag des 
Abg. Dr. Bumke iſt angenommen. Falls Sie nicht 
Einzelabſtimmung verlangen, ſtelle ich feſt, daß der 
Haushaltsplan der Allgemeinen Verwaltung in zweiter 
Leſung angenommen iſt. Wir kommen zum dritten 
Haushaltsplan, Punkt 4: i 
Haushaltsplan für Soziales, Kirchliches und 
Geſundheitsweſen. 
Druckſache Nr. 1222 zu Nr. 920. Abänderungsanträge 
liegen vorläufig nicht vor. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Falls keine Abänderungsanträge kommen, darf ich wohl 
feſtſtellen, daß der Haushaltsplan für Soziales, Kirchen 
und Geſundheitsweſen in zweiter Leſung angenommen 
iſt. Wir kommen zur Ziffer 4 des Punktes 4 der 
Tagesordnung: x 
Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung, einſchließlich Staatsarchiv. 
Druckſache Nr. 1224 zu Nr. 920. Dazu liegt der Ab⸗ 
änderungsantrag des Abg. Bergmann, Druckſache Nr. 
1352 vor. 
Wir beantragen: im Haushaltsplan für Wiſſen⸗ 

ſchaft, Kunſt und Volksbildung unter Ausgabe D 

III a einzuſchalten: Bürgſchaft für Waldoperauf⸗ 

führung in Zoppot 50.000 (Fünfzigtauſend) Gulden 

und unter „Erläuterungen“: Staatlicher Zuſchuß 
bei eintretendem Bedarf. Unverausgabte Beiträge 
können auf das nächſte Jahr übertragen werden. 
Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat Herr Abg. 
Bergmann. i 
Bergmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich möchte zunächſt einmal feſtſtellen, daß zu der Druck⸗ 
ſache Nr. 1352 noch eine Berichtigung nötig iſt. Es 
ſteht in der Druckſache D IIIa, es muß aber G IIIa 


(©) 


~ 


D) 


(A) 


* 9 AE D un m 


Volkstag Danzig. — 105. Sitzung. Mittwoch, den 6. Mai 1925. 


1515 


(Bergmann, Abgeordneter.) 
heißen. Meine Fraktion hat beantragt, noch den Punkt 
G IIIa hinzuzufügen. Es handelt fih um die Walt- 
oper in Zoppot. Der Magiſtrat der Stadt Zoppot hat 
ſich an meine Fraktion gewandt, und wie ich geſtern in 
der Zeitung las, ſoll er ſich auch an andere Fraktionen 
gewandt haben. (Sehr richtig!) Es beſtand näm⸗ 
lich die Befürchtung, daß die Finanzierung der Wald⸗ 
oper im laufenden Jahr nicht möglich ſein würde, denn 
die beiden bisherigen Garanten, es iſt wohl die Kaſino⸗ 
geſellſchaft und noch eine andere Geſellſchaft, ſind in der 
Steuer jo hoch geſchraubt worden, ich glaube um 100 
Prozent, daß ſie dem Magiſtrat erklärt haben, ſie könn⸗ 
ten die Verantwortung nicht übernehmen. Da hat ſich 
der Magiſtrat an uns gewandt und uns gebeten, wir 
möchten doch dafür eintreten, daß eine ſtaatliche Garan- 
tie für das Weiterbeſtehen der Waldoper gegeben würde. 
M. D. u. H.! Die Waldaper ift nach meiner An- 
ſicht nicht nur etwas, was die Stadt Zoppot allein an⸗ 
geht, ſondern ſie intereſſiert den ganzen Freiſtaat und 
ſie iſt ſogar auch eine Attraktion für das Ausland. Sie 
werden ſich erinnern, daß dort ſchon ganz bedeutende 
Werke unter Mitwirkung von berühmten Künſtlern und 
Künſtlerinnen aufgeführt worden ſind. Auch für dieſes 
Jahr iſt, ſo viel ich gehört habe, eine Aufführung von 


Tannhäuſer in Ausſicht genommen. Wir find deshalb der 


Anſicht, daß der Freiſtaat auch eine Verpflichtung hat, 
dieſes hervorragende Kulturwerk zu unterſtützen. Ich 
möchte Sie deshalb bitten, unſeren Abänderungsantrag 
anzunehmen. (Zwiſchenrufe links.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wenn Sie damit einver⸗ 


ſtanden find, werde ich den Abänderungsantrag des Abg. 
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Bergmann, Druckſache Nr. 1352, zunächſt zur Abſtim⸗ 
mung bringen. Ich bitte die Damen und Herren, die 
den Antrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 


erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. (Geſchieht.) Das Ergebnis iſt zweifelhaft. 


Ich bitte zur Auszählung zu ſchreiten. (Geſchieht.) 
Die Auszählung iſt geſchloſſen. Es ſind 80 Stimmen 
abgegeben worden, davon 31 mit Ja, 49 mit Nein. Der 
Antrag Bergmann iſt abgelehnt. Ich darf dann wohl, 
wenn kein Einſpruch erfolgt, feſtſtellen, daß der Haus⸗ 
haltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung ein- 
schließlich Staatsarchiv angenommen ijt. 5 
Wir kommen nun zu Ziffer 5: 

Haushaltsplan der Verwaltung des Innern. 
Druckſache Nr. 1225 zu Nr. 920. Dazu liegt bis jetzt 
ein Antrag Lehmann vor, eine Entſchließung, und dann 
ein Antrag Förſter und Fraktion Druckſache Nr. 1362. 
Wir werden abſchnittsweiſe vorgehen. Vielleicht brin⸗ 
gen Sie bei der allgemeinen Ausſprache Ihre Bedenken 
gemeinſchaftlich vor. Ich eröffne die allgemeine Aus⸗ 
ſprache und gebe das Wort Herrn Abg. Hennke. 

Hennke, Abgeordneter (Iäb.): M. D. u. H.! Wenn 
wir uns veranlaßt ſehen, in den an und für ſich recht 
komplizierten Aufbau der Etats noch mit Abänderungs⸗ 
anträgen einzugreifen, nachdem fie bereits im Haupt 
Ausſchuß beraten find, jo geſchieht es deshalb, weil in 
der jetzigen Zuſammenſetzung der Ausſchüſſe, die vor⸗ 
ausſichtliche Meinung des Plenums nicht zu erzielen ift 
und unſere auf Sparſamkeit gerichteten Vorſchläge im 


Haupt⸗Ausſchuß ergebnislos geblieben ſind, ferner des⸗ 


halb, weil uns die von der Regierung im Haupt⸗Aus⸗ 
ſchuß abgegebenen Erklärungen hinſichtlich der Umorga⸗ 
nifation der Polizei in keiner Weiſe befriedigt haben. 
Meine Fraktion hat den Mitgliedern des Haupt⸗Aus⸗ 
ſchuſſes und dem Senat ſeinerzeit einen in allen Teilen 
ſachlich ausgearbeiteten und eingehend begründeten Or⸗ 
ganiſationsplan vorgelegt, nach welchem es möglich iſt, 
bei gutem Willen durch eine praktiſche Verwaltungs⸗ 
reform und durch Zuſammenlegung der verſchiedenen 
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Polizeiarten, eine Erſparnis von rund ½ Millionen Gul- 
den zu erzielen. Auf dieſen Organiſationsplan nehmen 
wir heute Bezug. Die inneren und äußeren Schwierig⸗ 
keiten, die unſer kleines Staatsweſen zur Zeit zu über⸗ 
winden hat, die der darniederliegenden Wirtſchaft kaum 
die Möglichkeit geben, Atem zu ſchöpfen, zwingen dazu, 
auf allen Gebieten die größtmöglichſte Sparſamkeit wal⸗ 
ten zu laſſen. (Sehr gut!) Das ſoll nicht heißen, 
daß wir das Inſtrument, das wir in unſerer Polizei ha⸗ 
ben, ſchwächen oder gar zerſchlagen wollen. Das genaue 
Gegenteil iſt richtig. Auch uns liegt daran, über eine 
gut durchgebildete und ſchlagfertige Polizei zu verfügen. 
(Schießfertig! bei den Kommuniſten.) Was wir be⸗ 
kämpfen iſt die tatſächlich vorhandene Ueberorganiſation. 
(Abg. Raube: Sehr richtig!) 

Mein Fraktionskollege Dr. Neumann hat bereits bei 
der erſten Beratung der Haushaltspläne mit allem Ernſt 
darauf hingewieſen, daß wir uns in dieſen wirtſchaftlich 
überaus ſchwierigen Zeitläuften ein Neben- und teilweiſe 


unter⸗ 
Sogar die Polizeiſchule hat es fertig gebracht, 
ſich ſelbſtändig zu machen und pflegt direkten Verkehr 
mit dem Senat. Die Landjägerei unterſteht den Land⸗ 
räten. Die Schiffahrtspolizei unterſteht wiederum dem 
Polizeipräſidenten. Warum dieſes Durcheinander? Wir 
verlangen eine Vereinfachung und wir fordern mit aller 
Entſchiedenheit, daß die geſamte Polizei unter die ein⸗ 
heitliche Leitung und Führung des Polizeipräſidenten ge- 
ſtellt wird. Eine ſolche Vereinfachung läßt es zu, daß 
an Perſonal eine erhebliche Erſparnis erzielt werden 
kann, ohne die Aktionsfähigkeit der geſamten Polizei auch 
nur im geringſten zu beeinträchtigen. 

Der ſo vereinfachte Verwaltungskörper beſeitigt die 
Reibereien zwiſchen den verſchiedenen Polizeiarten, die 
heute noch überall vorhanden ſind. Vor allen Dingen 
wird das teilweiſe Leerlaufen der Maſchine verhindert. 
Welche unnütze Kraftverſchwendung durch das Nebenein⸗ 
anderbeſtehen von Schupowache und Polizeirevier erfolgt, 
iſt bekannt. Ich habe in den Beratungen im Haupt⸗ 
Ausſchuß dieſe Dinge eingehend auseinandergeſetzt und 
ich halte es nicht für zweckmäßig, noch einmal auf all die 
kleinen Sachen einzugehen, die ja ſchließlich den einzel⸗ 
nen Fraktionen auch bekannt ſind. Ich erinnere nur 
an einen Fall. Neben dem Revier beſteht immer noch 
eine Polizeiwache, die beide des Nachts geöffnet und be⸗ 
ſetzt ſind. Das Revier iſt in der Hauptſache dazu da, 
die Perſonalien von verhafteten Perſonen feſtzuſtellen, 
die die Schupo ſiſtiert und zur Wache bringt. Ich glaube, 
das ließe ſich ſehr wohl von einer einzigen Stelle erle⸗ 

igen. 5 
„Dias iſt nur ein kleines Beiſpiel, es ließe ſich noch 
viel mehr ſagen. Es iſt aber nicht zweckmäßig, darauf in 
dieſer kurzen Zeit näher einzugehen. Die Sicherheit, ſo⸗ 
wohl auf der Straße, wie auf den Grundſtücken ift bei 


einheitlicher Führung und Leitung beſſer gewährleiſtet, 


als bei der heutigen Zweiteilung. Da es nicht möglich 
war, unſere Forderungen im Haupt⸗Ausſchuß durchzu⸗ 
ſetzen, haben wir uns veranlaßt geſehen, die entſprechen⸗ 
den Anträge dem Plenum direkt zu unterbreiten. Das 
Wohl des Staates und der Staatsbürger verlangt es, 
daß wir mit dem Geld der Steuerzahler ſparſam umge⸗ 
hen. Die mach unſeren Anträgen verbleibenden Beamten 
reichen unſeres Erachtens vollkommen aus, um Leben 
und Eigentum der Staatsbürger zu ſchützen. Aus allen 
dieſen Gründen, meine D. u. H., bitten wir Sie, unſe⸗ 
ren Anträgen zu dem Etat des Innern und auch der Ent⸗ 
ſchließung zuzuſtimmen. d 
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Bezüglich der zweiten Entſchließung möchte ich nur 
ſagen, daß es ſich um eine alte Forderung handelt, die 
von der überwiegenden Mehrheit des Hauſes erhoben 
worden iſt. Sie betrifft die Zuſammenlegung der beiden 
Landkreiſe. Auch hier ſind nur Sparſamkeitsgründe für 
den Antrag ausſchlaggebend. Es ſoll damit ferner er⸗ 
reicht werden, daß der Senat dem Volkstag die in Aus⸗ 
ſicht geſtellte Vorlage ſobald als möglich zugehen läßt, 
damit die langgeforderte Verwaltungsveform ſo ſchnell 
als möglich durchgeführt wird. Wir bitten Sie, auch 
dieſer zweiten Entſchließung Ihre Zuſtinumung zu ertei— 
len. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich habe nur ganz kurz eine Entſchließung meiner Frak⸗ 
tion zu begründen, in der geſagt iſt, das bei der Schutz⸗ 
polizei die vorgeſehenen Arbeiterftellen in Angeſtellten⸗ 
ſtellen nach denſelben Grundſätzen umzuwandeln find 
wie bei der Stadtverwaltung. Was dem einen recht iſt, 
ift dem anderen billig. Wenn wir auch auf dem Stand- 
punkt der übrigen Fraktionen ſtehen, daß der Apparat⸗ 
abbau auf jeden Fall betätigt werden ſoll, ſo wird man 
immerhin eine Anzahl der dauernd beſchäftigten Kräfte 
im Angeſtelltenverhältnis belaſſen müſſen und nicht alle 
im Arbeiterverhältnis. Angeſtellten - Stellen find in 
verſchiedener Beziehung der Beaufſichtigung der Behör⸗ 
den leichter unterworfen wie die Arbeiterſtellen. Die 
betreffenden Leute, die man in Angeſtellten⸗Stellen über⸗ 
nimmt, werden jedesmal verſuchen, mehr ihre Pflicht zu 
tun, wie die Tagesangeſtellten. 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Wir 
haben zur zweiten Leſung hier im Plenum zum Etat 
des Innern keine Abänderungs⸗Anträge mehr geſtellt; 
denn wir wiſſen ganz genau, daß es völlig gleichgültig iſt, 
ob hier die Poſikion etwas verkleinert wird, ob etwas 
weggenommen oder hinzugeſetzt wird, es kommt doch 
nichts dabei heraus. Erſparniſſe können erft erzielt wers 
den, wenn eine vollſtändige Umorganiſation erfolgt. Dieſe 
Umorganiſation fordern wir ſchon ſo lange, wie die 
Dinge in der Weiſe aufgebaut ſind. Ich muß allerdings 


feſtſtellen, daß wir bis zu dieſem Jahr mit unſerer Mn- 


ſicht im allgemeinen allein auf weiter Flur geſtanden 
haben. Ich habe von dieſer Stelle aus bei der erſten 
Leſung des Etats betont, daß wir uns freuen, daß dieſe 
Erkenntnis in bürgerliche Kreiſe einzuziehen beginnt. 
Wenn nicht eine völlige Umorganiſation ſtattfindet, iſt 
es zwecklos, Abſtriche zu machen. Die Verwaltung hat 
es ſehr leicht in der Hand, wenn dieſes Syſtem bleiht, 
uns nachzuweiſen, daß ſie dieſen und jenen Beamten 
brauche. Solange dieſes Syſtem beſteht, wird es dem 
Laien ſehr ſchwer fallen, zu ſagen, „ihr braucht zehn 
Leute weniger“, oder „ihr braucht ein paar Verwaltungs⸗ 
beamte weniger“. Das wird ſich mit Beſtimmtheit ſchwer 
nachweiſen laſſen. 
Deshalb haben wir von vornherein verlangt, zum 
Zweck der Sparſamkeit die Vereinfachung der Verwal⸗ 
tung herbeizuführen. Wir betrachten es nach wie vor 
als einen Unfug, daß in einem Stadtſtaat neben der 
Stadtverwaltung noch die Kreiſe beſtehen. Unſere Ver⸗ 
faſſung ſpricht nicht von einem Staat, ſondern von einem 
Stadtſtaat. Schon um der Verfaſſung nachzukommen, 
hätte ſchon lange eine Umorganiſation erfolgen müſſen. 
Wir verlangen daher immer wieder und auch heute noch 
zuſammen mit dem Verſchwinden der Kreiſe die Ein⸗ 
richtung eines Stadtſtaats. Von den Deutſchnationalen 
iſt uns immer entgegnet worden, daß kaum etwas ge⸗ 
ſpart werde, wenn wir die Kreiſe zuſammen legten. Es 
mürde vielleicht ein Landrat geſpart, dafür müſſe der an⸗ 
dere Landrat aber eine Hilfe bekommen, und es bliebe 
alles dasſelbe. Wenn das Eyitert dasſelbe bleibt, bleiben 
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die Ausgaben die gleichen, das ſtimmt. Es wird aber 
immer vergeſſen, daß es ſich nicht nur um einen Land⸗ 
rat handelt, ſondern daß der Landrat mit einem Stab 
von Beamten oder Angeſtellten arbeitet. Im Grunde 
genommen beaufjichtigt er nur die Leute. Jetzt liegen 
die Dinge jo, daß wir die Regierung auf Neugarten und 
zwei Landratsämter in der Sandgrube haben. Es wird 


ſchwer fallen, die Notwendigkeit des Fortbeſtehens der 
beiden Aemter nachzuweiſen. Wir haben auch immer 


darauf hingewieſen, daß das Oberverwaltungsgericht Der 
uns ganz überflüſſig iſt. Es iſt oft ausgeſprochen wor⸗ 
den, ich habe mir dieſen Ausſpruch nicht zu eigen gemacht, 
daß der Hauptgrund für die Beibehaltung des Oberver⸗ 
maltungsgerichts in der Perſon des Vizepräſidenten Dr. 
Ziehm liege, weil der Vizepräsident des Senats gleich⸗ 
zeitig Oberverwaltungsgerichtsdirektor iſt. Ich habe mir 
das, wie geſagt, nicht zu eigen gemacht, ich glaube eher, 
daß der alte konſervative Grundſatz dabei eine Rolle 
ſpielt. À 
Ferner haben wir die Umorganiſierung der Polizei 
von Anfang an verlangt. Wer ſich die Handhabung des 
Dienſtes hier anſieht, muß ſich an den Kopf faſſen. Man 
ſieht auf den Straßen nicht, wie früher, einen einzelnen 
Schutzmann, ſondern es ſtehen immer zwei. Als ich 
einmal aktwer Soldat war, haben wir einen Mann auf 
Poſten geſtellt und im Kriegsfall zwei. Ich weiß nicht, 
ob der Senat der Meinung iſt, daß ſich Danzig im 
Kriegszuſtand befindet. Man ſollte einmal von dieſem 
Gedanken abkommen und die Zweckmäßigkeit walten laf- 
ſen. Es wird nicht beſtritten werden können, daß die 
Polizei nicht zur Erfüllung ihrer Aufgaben avanciert iſt, 
ſondern daß ſie nichts weiter iſt, als eine 
Formation, eine Polizei mit 42 Offizieren an der Spitze. 
Man muß ſtaunen, was die zu tun haben. (Zwiſchen⸗ 
rufe rechts!) Wenn man ſich den Dienſt der Polizei 
ein klein wenig anſieht, darf man ſich nicht wundern, 
daß dieſe große Anzahl von Offizieren und auch von Leu⸗ 
ten gebraucht wird. Ich habe Gelegenheit gehabt, jetzt 
einmal in den Zirkus zu gehen. Was fand ich da? Zwei 
Offiziere und zwanzig Beamte machen dort Dienſt, 
ſtehen an der Kaſſe und ſehen, ob jeder das richtige Geld 
gibt. Zwei Offiziere waren da, hoch im Helm. Der eine 
Herr tat ſich noch ſehr wichtig, ſtolzierte am Eingang 
bin und her und wollte zeigen, daß er da fei, Wenn das 
Publikum nur ſehen ſoll, daß die Polizei Beſchäftigung 
hat, dann kann man die Leute ſchon unterbringen. Auf 
der Straße ſtehen wer weiß wie viele Leute und langiver- 
ven ſich. Damit ſie ſich nicht langweilen, ſtehen ſchon im⸗ 
mer zwei. l 
Ich habe aber gar nicht gewußt, daß die alte blaue 
Polizei, die man jetzt in Zivil geſteckt hat, auch noch 
Straßendienſt verſieht. Ich hatte gedacht, fie wäre nur, 
zu Verwaltungszwecken da. Die Beamten ſagten mer, 
daß ſie regelmäßig Straßenpatrouillendienſt zu machen 
haben, und zwar haben ſie die ſogenannten Leiermänner 
und den Ladenſchluß der Wirtſchaften zu beaufſichtigen. 
Sie haben die Bettler von der Straße wegzubringen uſw. 
Da fragt man ſich, wozu dann die anderenveute noch ſtehen, 
wenn all die anderen Aufgaben von den Schutzleuten in 
Zivil verrichtet werden. 
M. D. u. H.] Das kann nicht beſtritten werden, ein 


hier nicht eine Polizei, ſondern eine militäriſche Truppe 
haben. Es kann ja ruhig ausgeſprochen werden, nicht 
nur die Polizei iſt militäriſch aufgezogen, ſondern ebenſo 
ſieht es beim Zoll aus. Wer will beſtreiten, daß die Or⸗ 
ganiſation der Zollbeamten militäriſch aufgebaut iſt? 
Es wäre jedoch zwecklos, alles zu wiederholen, was ich 
als Vertreter meiner Fraktion in jedem Jahr bei jeder 
Etatsberatung hier ſchon geſagt habe. Es wird auch 


nichts nützen, meine werten Freunde von der liberalen 


Blick auf die Straße genügt ja. Es ſteht feſt, daß wir 


militäriſche l“ 


(D) 


(A) 
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(Spill, Abgeordneter.) 

Fraktion, wenn wir hier die Dinge beim richtigen Na⸗ 
men nennen. Mit Reden wird hier nicht geholfen. Das 
kann nicht durch Worte überwunden werden, ſondern 
durch die Tat. Wer es nicht einſieht, daß ſich Danzig 
die Militärſpielerei auf die Dauer nicht leiſten kann und 
dabei weiß, daß die Wirtſchaft nahe am Abgrund ſteht, 
ift verpflichtet, gegen den Etat zu ſtimmen. Erſt wenn 
der Etat abgelehnt iſt, wird ſich die jetzige Regierung 
bequemen, andere Seiten aufzuziehen. Wir werden ſelbſt⸗ 
verſtändlich gegen den Etat ſtimmen. (Lebhaftes 
Bravo! links.) . 

Präſident: Das Wort hat der Herr Senator Dr. 
Schwartz. 

Dr, Schwartz, Senator: M. D. u. H.! Hier im 
Plenum des Volkstages ſich über Organiſationsfragen 
der Polizei auseinanderzuſetzen, ſcheint mir außerordent⸗ 
lich ſchwierig zu ſein. Ich möchte dem Herrn Abg. Hennke 
darin Recht geben, der auch heute noch organiſatoriſche 
Fragen der Pclizei nicht von dieſer Stelle behandelt har. 
Das iſt Sache des Haupt⸗Ausſchuſſes. Ich glaube, über 
dieſe Frage haben wir uns im Haupt⸗Ausſchuß aber 
auch ſehr eingehend ausgeſprochen. Herr Abg. Hennke 
hat ſich der Mühe unterzogen, einen Organiſationsplan 
der Polizei im Haupt⸗Ausſchuß vorzulegen, wie er ihn 
ſich denkt. Der Plan iſt zum Teil in die Danziger Preſſe 
übergegangen. Ich glaube, der Senat hat aber durch 
das Material, das er im Haupt⸗Ausſchuß vorgelegt hat, 
den Nachweis geführt, daß eine Erſparnis — und von 
Erſparmsgründen ging Herr Hennke in erſter Linie aus 
— durch die Uebernahme ſeines Organiſationsplanes 
nicht erzielt wird. l 

Nun kommt heute der Antrag des Abg. Hennke, der 
eine Streichung von 150 Beamten bei der Schutzpolizer 
vornehmen will. (Das iſt noch ſehr wenig! links.) 
Wir haben im Haupt⸗Ausſchuß das Material unterbrer⸗ 
tet, das die Stärke der Polizei im gegenwärtigen Um⸗ 
fange ſtützt. Ich habe im Haupt⸗Ausſchuß ausgeführt, 
daß eine abſolut mathematiſche Beweisführung für die 
Stärke einer Polizei ſchlechterdings nicht zu geben iſt, 
d. h. für die Notwendigkeit der Stärke einer Polizei. Ich 
habe im Haupt⸗Ausſchuß weiter ausgeführt, daß die 
notwendige Stärke einer Polizei nur dadurch feſtgelegt 
und mit einiger Sicherheit danach beſtimmt werden 
kann, ob jie die Sicherheit in einer Stadt gewährleiftet. 
Und m. D. u. H. daß die Sicherheit mit der vorhan⸗ 
denen Polizei im Freiſtaat Danzig gewährleiſtet worden 
iſt, wird niemand in dieſem Hauſe beſtreiten können. 
(Zuruf des Abg. Spill.) Was nun die Frage an⸗ 
geht, ob wir auch mit weniger Polizei in Danzig die 
Sicherheit gewährleiſten können, jo wird man die Gr- 
fahrungen aus anderen Städten von annähernd gleicher 
Größe zu einem Vergleich heranziehen können. Ich 
habe dem Haupt⸗Ausſchuß ziffernmäßiges Material un⸗ 
terbreitet, ſoweit es uns zugänglich war, das die 
Städte betraf, in denen ähnliche Verhältniſſe wie in 
Danzig vorliegen. Ich glaube, dies Material bewies, 
daß in Danzig weniger Polizei vorhanden iſt, als in 
Städten ähnlicher Größe mit ähnlichen Verhältniſſen 
um Deutſchen Reiche. ' 
Dieſe beiden Momente ſind es nach meinem Dafür⸗ 
halten, die beweiſen, die einwandfrei nachweiſen, daß 
unſere Polizei nicht zu groß aufgezogen iſt, ſondern daß 
wir die Polizei bei den beſonderen Verhältniſſen in 
Danzig in der gegenwärtigen Stärke nötig haben. Ich 
habe im Hauptausſchuß auch weiter noch insbeſondere 
auf die Verhältniſſe hingewieſen, die durch die ergan⸗ 
gene Entſcheidung in Sachen der Hafenpolizei eingetre⸗ 
ten ſind und die uns eine ganze Anzahl polizeilicher 
Kräfte für unſeren Sicherheitsdienſt entzieht. So ge⸗ 
lange ich zu dem Reſultat, daß eine Verminderung der 


Polizei in Danzig nur auf Koſten der Sicherheit erfol- die Gegenprobe. 


| 


gen würde. Eine jolde Verringerung auf Koſten der 
Sicherheit wird man ſich doch ſehr ſtark überlegen 
müſſen. ; 

Nun ift ausgeführt worden, daß bei der Schutzpoli⸗ 
zei zu viel Offiziere vorhanden ſeien. Ich glaube, man 


(©) 


ſtößt ſich dabei immer an dem Ausdruck „Offiziere“. 


Was ſind denn die Offiziere bei der Schutzpolizei für 
Beamte? Der Leutnant iſt ein Beamter der Gruppe 
VII. Ich glaube nicht, daß man ſagen kann, daß ein 
Beamter der Gruppe VII zu den höher bezahlten Be⸗ 
amten gehört, und eine Verminderung ſchon deshalb 
nötig ſei, weil zuviel Offiziere, alſo höher bezahlte Be⸗ 
amte, bei der Polizei ſeien. 

Was die vom Herrn Abg. Spill gemachten Ausfüh⸗ 
rungen anlangt, daß im Zirkus zuviel Beamte geweſen 
ſein ſollen, ſo habe ich mir den Fall notiert und werde 
ihn nachprüfen. Es läßt ſich nicht ohne weiteres von 
hier aus zu dieſer Sache Stellung nehmen. 

Ich empfehle, die Anträge des Herrn Abg. Hennke 
denn doch noch einer ſehr eingehenden Prüfung zu un⸗ 
terziehen. 

Präſident: Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. 
Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich rufe zunächſt auf Einnahmen und 
Ausgaben A—E, wozu keine Anträge eingelaufen find, 
(Abg. Spill: Ich bitte um Einzelabſtimmung!) Wir 
kommen zur Einzelabſtimmung, und zwar rufe ich auf 
Einnahme A Abteilung des Innern. Ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die Einnahme A annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
ift die Mehrheit, Einnahme A ift angenommen. Wir 
kommen zu B Oberverwaltungsgericht und Bezirksaus⸗ 
ſchuß. Ich bitte die Damen und Herren, die B anneh⸗ 
men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit; angenommen. 
Landratsämter. Ich bitte, ſofort zu rufen, wenn Ste 
Abſtimmung wünſchen. C; angenommen. D Polizei⸗ 
verwaltung; angenommen. E Schutzpolizei; angenom⸗ 


men. F Polizeiſchule; angenommen. G Landjägerei⸗ 
verwaltung; angenommen. H Wahlamt; angenom- 


men. I Techniſche Nothilfe; angenommen. Damit find 
die Einnahmen angenommen. i 
Wir kommen zur Einzelabſtimmung über die Aus⸗ 
gaben. Ich bitte die Damen und Herren, die A Abtet⸗ 
lung des Innern annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 
Ausgaben A jind angenommen. B Oberverwaltunsge⸗ 
richt und Bedirksausſchuß; angenommen. © Landrats⸗ 
ämter; angenommen. D Polizeiverwaltung; angenom⸗ 
men. Nun kommen wir zu E Schutzpolizei. Dazu liegt 
die Druckſache Nr. 1362 Abänderungsantrag des Abg. 
Förſter und Fraktion vor. ; 
. Wir kommen zu dem Abänderungsantrag des 

Förſter und Fraktion zu E, Stelle 1. 
Bei Abſchnitt E 1 Stelle 1, Ausgabe, (Beſol⸗ 
dungen) iſt zu ſetzen: für 2 Majore, 1 Major; für 
1 Oberzahlmeiſter iſt in Spalte Erläuterungen ein⸗ 
zufügen: „künftig fortfallend“; für 10 Hauptleute 
iſt zu ſetzen 8 Hauptleute; für 10 Oberleutnants iſt 
zu ſetzen 8 Oberleutnants; für 8 Leutnants ift zu 
ſetzen 7 Leutnants; für 17 Hauptwachtmeiſter iſt 
zu ſetzen 14 Hauptwachtmeiſter; für 42 Zugwacht⸗ 
meiſter iſt zu ſetzen 36 Zugwachtmeiſter; für 194 
Oberwachtmeiſter iſt zu ſetzen 170 Oberwachtmeiſter; 
für 654 Wachtmeiſter iſt zu ſetzen 580 Wachtmeiſter; 
für 236 Unterwachtmeiſter ift zu ſetzen 200 Anter⸗ 

- wachtmeiſter. 
Für den Betrag von 2823 450.— G. ift zu jegen: 
2500 000.— G. und für den Betrag von 765 192.— 
j G. iſt zu ſetzen: 465 192.— G. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem Abände⸗ 
rungsantrag Förſter zuftimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um 
(Geſchieht.) Wir möchten doch 


Abg. 
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lieber auszählen. Die Auszählung beginnt. 
(Geſchieht.) Die Auszählung iſt geſchloſſen. Es 
imd 95 Stimmen abgegeben worden, davon 51 mit Ja, 
44 mit Nein; der Antrag iſt angenommen. Ich rufe 
auf E II, Abänderungsanträge liegen nicht vor. 
darf wohl ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, 
E II angenommen ift. E III angenommen. 

Zu E IV liegt ein Abänderungsantrag des 
Förſter vor, Druckſache Nr. 1362. 


daß 


Bei Abſchnitt E IV Stelle 1 (Bekleidung) ijt 


der Betrag von 265 678.— G. zu ändern in 200 000. 
G. Der Betrag in Spalte „Mehr“ von 152 994.— 
G. iſt zu ändern in 87 316.— G. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Abände⸗ 


rungsantrag Förſter zuſtimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um 


die Gegenprobe. (Geſchieht. — Es iſt dieſelbe Mehr⸗ 
heit! links.) Wir werden die Probe mindeſtens noch 
einmal machen müſſen. Wir wollen auszählen. (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Auszählung iſt geſchloſſen. Es iſt 
genau dasſelbe Ergebnis wie vorhin. An der Abſtim⸗ 
mung haben ſich 95 Damen und Herren beteiligt. Da⸗ 
von ſtimmten 51 mit Ja, 44 mit Nein. Der Abände⸗ 
rungsantrag iſt angenommen. Somit iſt auch E IV 
mit dieſen Aenderungen angenommen. E V; angenom⸗ 


men. E VI; angenommen. E VII; angenommen. 
E VIII; angenommen. E IX; angenomen; E X; 
angenommen. E XI; angenommen. Bei E XI 


liegt ein Abänderungsantrag des Abg. Foerſter vor, in 
Stelle 2 anſtelle von 16000 G. 10 000 G. zu ſetzen. 
Darf ich ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß der 
Abänderungsantrag angenommen iſt? (Zuſtimmung.) 
Der Abänderungsantrag ift angenommen, ebenſo E XI 
mit der Abänderung. E XII; angenommen. E XIII; 
angenommen. Wir kommen nun zu E Polizeiſchule. 
Zu F Stelle I (Polizeiſchule) liegt wiederum ein Ab: 
änderungsantrag des Abg. Foerſter vor: 
Bei Abſchnitt F 1 Stelle 1 (Polizeiſchule) iſt zu 
reihen: 1 Direktor der Polizeiſchule (XII); für 
2 Lehrer (1 Major XII, 1 Hauptmann X/ XI) ift 
zu jeben: 1 Major (XII). 
Der Betrag von 73 722.— G. it zu ändern in 
60 000.— G.; der Betrag in Spalte „Mehr“ von 
26 222.— G. ift zu ändern in 13 222.— G. 

Darf ich feſtſtellen, daß dieſer Abänderungsantrag 
angenommen iſt? Es erhebt ſich kein Widerſpruch; er 
iſt angenommen. Zu Abſchnitt F 1 Stelle 2 liegt chen- 
falls ein Abänderungsantrag des Abg. Foerſter vor. 

Bei Stelle 2 (Vergütungen und Löhne) iſt der 
Betrag won 137 468.— C. zu ändern in 110 468.— G. 
(bei Annahme einer Schülerzahl von 80) und in 
Spalte „Mehr“ der Betrag von 40 468.— G. in 
20 468.— G. © 

Ich ftelle feft, daß er mit derſelben Mehrheit ange⸗ 
nommen iſt. Zum Abſchnitt P III Stelle 1 liegt 
der Abänderungsantrag des Abg. Förſter vor: 

Für den Betrag von 26 087.— G. ift zu ſetzen: 
20087.— G.; in Spalte „Mehr“ iſt der Betrag von 
19 731.— G, in 7731.— G. zu ändern. 

Darf ich feſtſtellen, daß der Abänderungsantrag zu 
F III Stelle 1 angenommen iſt? (Zuſtimmung.) 
Der Abänderungsantrag iſt angenommen. Zum Ab⸗ 
ſchnitt F III Stelle 3 liegt der Abänderungsantrag 
des Abg. Förſter vor: 

Bei Stelle 3 ijt für den Betrag von 13 200.— G. 
zu ſetzen: 10.200 G., und in Spalte „Mehr“ der Bez 
trag von 6635.— G. abzuändern in 3335.— G. 

Ich ſtelle feft, daß der Abänderungsantrag zu F III 
Stelle 3 angenommen iſt. Es liegt ferner ein Abän⸗ 
derungsantrag zum Abſchnitt K T Stelle 2 vom Abge⸗ 
ordneten Förſter und Fraktion vor. 

Bei Abſchnitt K 1 Stelle 2 iſt der Betrag von 
80000. —. G. für Darlehm zu Siedlungszwecken zu 
ſtreichen (find aus dem Aufkommen aus dem Woh- 
mungsbaugeje zu entnehmen). 


Kl AR 
r 


Ich 


Abg. 


Ich ſtelle feſt, daß der Abänderungsantrag ange⸗ 
nommen iſt. Da weitere Abänderungsanträge nicht 
vorliegen, darf ich feſtſtellen, daß der Haushaltsplan 
der Verwaltung des Innern in zweiter Leſung mit den 
Abänderungen angenommen ift. Ich ſchlage vor, die 
Entſchließung, wie ſonſt in der dritten Leſung, vor der 
Schlußabſtimmung zu erledigen. Wir kommen nun zu 


Ziffer 6 des Punktes 4 der Tagesordnung. A 
Haushaltsplan der Handels- und Gewerbe: 
verwaltung. 


Drudjahe Nr. 1223 zu Nr. 920. Es liegen keinerlei 
Abänderungsanträge vor, ſoweit ich überſehen kann, 
auch keine Wortmeldungen. Herr Dr. Bing, iſt das 
nicht ein Irrtum? (Abg. Dr. Bing: Nein!) Das 
Wort hat der Herr Abg. Dr. Bing. 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. St 
Es mag merkwürdig ſein, daß ich mich zu dieſem Punkt 
des Tagesordnung melde. Ich habe weniger direkte 
Intereſſen des Handels und Gewerbes im Auge, als 
mangelnde Rückſicht auf Intereſſen der ärztlichen und 
Geſundheitsverſorgung des Freiſtaatas durch Handel 
und Gewerbe. Es handelt ſich um folgendes. Wir haben 
hier in Danzig eine alte, ſehr gut eingeführte chemiſche 
Induſtrie für Medikamente. Dieſe chemiſche Induſtrie 
zu erhalten, iſt im Intereſſe der Geſchäftsfähigkeit der 


ſozialen Verſicherung unbedingt notwendig, weil die 
„Krankenverſicherung und überhaupt die Verſorgung 


der Kranken nit Medikamenten einfach nicht durchführ— 
bar iſt, wenn wir alle Medikamente, die hoch verzollt 
aus dem Auslande kommen, derartig teuer bezahlen 
müſſen, Nun liegen die Dinge fo, daß Polen das 
Recht hat, ſeine chemiſchen Produkte ohne weiteres im 
Freiſtaat zu verbreiten. Es wird hier auch energiſch 
Propaganda für Warſchauer chemiſche Fabriken ge⸗ 
macht, während die Danziger chemiſche Induſtrie kein 
Abſatzgebiet in Polen hat und auf dieſe Weiſe wahr⸗ 
ſcheinlich gezwungen ſein wird, ihre Betriebe von hier 
nach Deutſchland zu verlegen, wenn dieſe Veränderun⸗ 
gen in der Abſatzmöglichkeit nicht eintreten. Im Su- 
tereſſe der das geſamte Volksvermögen ſo außerordent⸗ 
lich berührenden ſozialen Verſicherung möchten wir dar⸗ 
auf hinweiſen, daß die den Freiſtaat verſorgende 
chemiſche Medikamenteninduſtrie unter allen Umſtän⸗ 
den geſchützt und ſo geſtellt wird, daß ihre Abſatzgebiete 
auch nach Polen ausgedehnt werden, daß ein Gegenſeitig⸗ 
keitsverhältnis zwiſchen Danziger und polniſcher Medi⸗ 
kamenteninduſtrie eintritt. Da die Verſorgung dieſer 
Dinge eigentlich Sache der Gemeinwirtſchaft iſt, ſo ſollte 
ſich der Staat mehr darum kümmern, daß feine Ei 
richtungen nicht auf den lächerlichſten Umwegen Piedi- 
kamente, die unter Uumſtänden hier hergeſtellt worden 
ſind, aus Deutſchland beziehen, wie das jetzt noch in 
einigen ſtädtiſchen und ſtaatlichen Inſtituten geſchzeht. 

Weiterhin möchten wir darauf hinweiſen, daß eine 


Moderniſierung der Röntgenaufnahme, Röntgenbe⸗ 
ſtrahlung, Röntgenapparate gar nicht weiter möglich 


iſt, wenn nicht von ſtaatlicher Stelle darauf gedrungen 
wird, daß die Zölle, die auf Umformern uſw. liegen, 
die für die Röntgenbeſtrahlung gebraucht werden, her⸗ 
abgeſetzt werden. Der Zoll, der auf einem ganz klei⸗ 
nen Umformer liegt, beträgt, wenn er für die Röntgen⸗ 
beſtrahlung ſelbſt gebraucht wird, 7000 Gulden. Wenn 
Sie ſich vorſtellen, daß ſich die Anſchaffungskoſten einer 
ſolchen Apparatur auf 20 bis 30 000 Gulden belaufen, 
ſo können Sie ſich denken, daß dadurch die Preiſe, die 
gefordert werden müſſen, weiter anſteigen und die 
Verſorgung, die Diagnoſeſtellung uſw. außerordentlich 
erſchwert wird. Wir haben jetzt einen Tarif, der für 
Privatunterſuchungen unter dem deutſchen Kaſſentarife 
bleibt. Es iſt auf die Dauer gar nicht möglich, weiter 
zu arbeiten, wenn dieſe Zölle nicht herabgeſetzt werden. 


(©) 


(D) 


1% 
‘Ani 


— — — “ELP 


Mittwoch, den 6. Mai 1925. 


Volkstag Danzig. — 105. Sitzung. 


(A) (Dr. Bing, Abgeordneter. 
Wenn es nicht möglich ijt, die Zölle herabzuſetzen, jo 


Nur im Freiſtaat konkurrieren die 


muß der Staat bereit ſein, im Intereſſe der Erhaltung 
der Volksgeſundheit einen Teil dieſer Zölle zu über⸗ 
nehmen. Die einzelnen, in öffentlichen Inſtituten vor⸗ 
handenen Röntgenapparate reichen für die Verſorgung 
der geſamten Bevölkerung nicht aus. Eine regelrechte 
ärztliche und zahnärztliche Diagnoſeſtellung und Be⸗ 
handlung iſt nur möglich, wenn mindeſtens 25 Prozent 
der ärztlichen Unterſuchungszimmer mit Röntgenappa⸗ 
raten ausgeſtattet ſind. ' 

Wir haben dann ohne dringendes Intereſſe noch 
eine Angelegenheit zu behandeln, die nicht direkt mit 
dem Geſundheitsweſen zu tun hat, die eigentlich in den 
Abſchnitt Verkehr gehört, aber hier erwähnt werden 
muß, weil ſich die Verkehrsverwaltung durch den leb⸗ 
haften Erwerbstrieb einiger Unternehmer einen {o 
wichtigen Gegenſtand, wie die Automobilverſorgung 
innerhalb des Freiſtaates, hat aus der Hand winden 
laſſen. Es iſt unverantwortlich, wie auf den Straßen 
mit alten Fordautemobilen gearbeitet wird. Wagen, 
die jeden Augenblick mit gebrochenen Achſen im Straßen⸗ 
graben liegen können, werden mit 20 bis 30 Perſonen 
vollgepfropft, anſtatt daß der Staat dieſe ungeheure 
Erwerbstätigkeit verböte und ein vernünftiges Polizei⸗ 
reglement für den Verkehr erließe und dieſen Verkehr, 
nachdem ihm die Eiſenbahnen genommen ſind, in die 
Gemeinwirtſchaft übernähme. In der ganzen Welt 
legen die Staaten Wert darauf, den Automobilverkehr 
durch die Poſtverwaltung in eigener Hand zu erhalten. 
minderwertigſten 
Geſellſchaften miteinander und transportieren das Pub⸗ 
likum in einer Weiſe, daß es eine Schande und Schmach 
iſt. Das iſt wiederum ein Zeichen für die mangelnde 
Vorſorge, für die mangelnde Ideenhaftigkeit des hieſi⸗ 
gen Senats. 

Ich habe dieſe Ausführungen unter dieſem Titel 
Handel und Gewerbe gebracht, weil es ſich um eine An⸗ 
gelegenheit handelt, um die ſich der Staat anſcheinend 


überhaupt nicht kümmert, die er privaten Unterneh- 
mern überläßt, wo auf die Oeffentlichkeit nicht die 


geringſte Rückſicht genommen wird. Weil der Staat in 
Handel und Gewerbe nicht die geringſte Initiative er⸗ 


greift, werden wi C aleh tel N ble! N Br N 
Bigepräfibent ge dieſen Etat ablehnen. (Bravo!) 


n AAN ut Gehl: Wortmeldungen liegen nicht 
mehr vor, Anträge ſind zu dieſem Etat nicht geſtellt, 


ich darf wohl ohne Abſtimmung den Etat als angenom⸗ 
men erklären. Widerſpruch höre ich nicht, der Etat iſt 
angenommen. Ich rufe auf Punkt 7: 

Haushaltsplan der Juſtizverwaltung. 

Druckſache Nr. 1325 zu Nr. 920. Ich eröffne die all⸗ 
gemeine Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Bumke. 
Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Beratung des Juſtizetats im Haupt⸗Ausſchuß ging 
diesmal im allgemeinen in erfreulichen Formen vor 
fid. In anzuerkennender Weiſe wurde von allen Seiten, 
auch von der Linken, für die Juſtiz alles das bewilligt, 
was man als abſolut notwendig an Stellen im jetzigen 
Augenblick braucht. Wir wollen allerdings nicht ver⸗ 
kennen, daß jo, wie die Verhältniſſe ſich jetzt infolge der 
Zunahme der Rechtsſtreitigkeiten entwickelt haben, die 
Sache auf die Dauer nicht haltbar ſein wird. Der Herr 
Dr. Kamnitzer, der auch Einblick in die Verhältniſſe hat, 
wird nicht beſtreiten, daß jetzt einzelne Abteilungen des 
Gerichts in einer Weiſe überlaſtet find, daß der Zuſtand 
ſo auf die Dauer nicht bleiben kann. 


Wenn wir uns nun nicht veranlaßt geſehen haben, 


mit Anträgen auf Vermehrung von Stellen zu kommen 
und ſogar darauf verzichtet haben, die Stellen, die im 
Haupt⸗Ausſchuß geſtrichen wurden, im Plenum wieder 
herſtellen zu laffen, jo tun wir das in Rückſicht auf die 


abſchiedung der Juſtizreform überſehen läßt, 


muß. 
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Wirtſchaftslage und aus der Erwägung heraus, daß wir 


alle dieſe Fragen zurückſtellen wollen, bis ſich wa Ver⸗ 
ob wir 
durch Vereinfachung unſerer Gerichtsorganiſation nicht 
Stellen erſparen können, die jetzt an ſich notwendig er⸗ 
ſcheinen. Um jo bedauerlicher ift es allerdings, m. D 
u. H., daß wir die ſo lange geforderte und ſo lange er⸗ 
hoffte Juſtizreform immer noch nicht vom Senat vor⸗ 
gelegt bekommen haben. Beſonders die Abänderung 
des Strafprozeſſes ift vor den Ferien hier im Volkstag 
und im Ausſchuß in dringendſter Form immer wieder 
verlangt worden. Wir haben die Vorlage auch heute 
noch nicht! Ich hoffe nun aber, daß endlich mit dieſer 
Verzögerung Schluß gemacht wird und daß der Volks⸗ 
tag in den Beſitz der Vorlage gelangt. M. D. u. H.! 
Daß wir auf dem Gebiet der Juſtizreform ſoweit hinter 
dem Deutſchen Reich zurückgeblieben, daß wir auch in 
der ſonſtigen Geſetzgebung vielfach nicht mitgekommen 
ſind, und daß wir auch recht häufig in Angelegenheiten 
der Juſtiz eine wenig glückliche Hand gezeigt haben, 
liegt meines Evachtens, wenigſtens zum Teil, an dem 
Syſtem, das bisher hier obgewaltet hat. (Sehr 
richtig! rechts.) f 

M. D. u. H.! Wir haben dem Namen nach einen 
Senator für die Juſtizverwaltung. Dieſer Senator iſt 
aber auch gleichzeitig Senator für Handel und Gewerbe. 
Er hat alſo ein Arbeitsgebiet, welches ganz un⸗ 
zweifelhaft für ſich allein zum großen und erheblichen 
Teil ſeine Kraft in Anſpruch nehmen wird und nehmen 
(Wir haben zwei Gerichtspräſidenten dafür!) 
Ich weiß bloß von einem und im übrigen Herr Kollege 
Lück, wenn ich nachher auf die Frage des Gerichtspräſi⸗ 
denten komme, werden wir uns wohl ſehr ſchnell eint⸗ 


gen. „(Dann ſchaffen Sie doch den 23. Senator! 
links.) Das liegt mir fern. Die Folge dieſes Zu⸗ 


ſtandes war, daß die Geſchäfte der 
bisher in der Hauptlache durch Regierungsräte wahr⸗ 
genommen wurden, die beim Senat arbeiteten. Das 
können nun ſelbſtverſtändlich nicht Herren in gereiften 
Jahren ſein, die auf eine langjährige Praxis zurück⸗ 
blicken. Es müſſen ſich daraus zwangsläufig Mißſtände 
entwickeln. Wir haben deshalb mit voller Abſicht im 
Haupt⸗Ausſchuß die Stelle des Oberregierungsrats bei 
der Juſtizverwaltung geſtrichen und werden an dieſer 
Streichung auch feſthalten. Wir haben dadurch erreicht, 
daß der Senat veranlaßt wurde, einen älteren erfahre⸗ 
nen Herrn aus der Praxis zu nehmen und ſich ſeiner 
Hilfe zu bedienen. Als Oberregierungsrat für die 
Juſtizverwaltung bekommt man keinen geeigneten Herrn, 
da ein Richter, der ſich zum Oberregierungsrat ernen⸗ 
nen ließe, dann aus der Juſtiz ausſcheiden müßte. Je⸗ 
der Oberrichter oder Direktor wird ſich alſo hüten, ſeine 
Stellung beim Gericht mit der Stellung eines Ober⸗ 
regierungsrates zu vertauſchen. Man iſt deshalb auf 
den Zufall angewieſen, ob man vielleicht einmal einen 
jüngeren, beſonders tüchtigen Herrn gewinnt, dem aber 
dann trotz ſeiner Tüchtigkeit die notwendige Erfahrung 
in der Praxis fehlen würde. Wir hoffen, daß dieſes 
neue Syſtem ſich einbürgern und die Verhältniſſe ver⸗ 


(©) 


Juſtizverwaltung () 


beſſern wird, damit in Zukunft Klagen, wie ſie heute 


für die Vergangenheit zu erheben waren, nicht mehr 
nötig werden. Zweifellos hat aber auch viel Schuld an 
den bisherigen Verhältniſſen die mangelnde Dezentra⸗ 
liſation, die in der Juſtizverwaltung obgewaltet hat. 
Wir hoffen mit Beſtimmtheit und haben Grund zu der 
Hoffnung, daß ſich auch dies in Zukunft ändern wird. 
Wir haben jetzt einen Gerichtspräſidenten gewonnen, 
der in der Lage ſein wird, die Gerichte ſelbſtän⸗ 
dig zu verwalten und dem Senat eine Reihe von Ge⸗ 
ſchäften abnehmen wird. Der Volkstag hat in den Teb- 
ten Jahren eine Vereinfachung in der Juſtiz inſofern 


r 
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vorgenommen, als die Stelle des Generalſtaatsanwalts 
geſtrichen und damit die beſondere Staatsanwaltſchaft 
beim Obergericht hat. Dieſe Stelle ſcheint in dieſem 
Hauſe wohl auch nicht wieder auf Annahme rechnen zu 
können. Dadurch iſt der Gerichtspräſident einziger Vor⸗ 
ſtandsbeamter des Obergerichts und praktiſch die Spitze 
der Juſtizverwaltung geworden. Der Senator iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich die formelle verfaſſungsrechtliche Spitze und 
der Vertreter der Juſtiz im Senat und Volkstag ge⸗ 
blieben. ; 

Wir haben nun im Haupt⸗Ausſchuß noch zwei Fra- 
gen erwogen, die mir auch beſonders am Herzen liegen, 
und die ich in Entſchließungen niedergelegt habe, die im 
Haupt⸗Ausſchuß, ich glaube einſtimmige Annahme 
gefunden haben. Das Eine iſt die Forderung, daß hier 
in Danzig noch in verſtärktem Maße Ausbildungsmög⸗ 
lichkeiten geſchaffen werden mögen, nicht nur für die 
höheren Juſtizbeamten, ſondern auch für alle anderen. 
In Preußen und im Reich iſt in der Beziehung ſehr 
viel geſchehen. Beamte von hier aus in das Reich zu ent⸗ 
jenden, ift oft unmöglich, da ſchwierig; denn die Koſten 
ſind zu groß. Wir werden uns in dieſer Beziehung 
etwas ſelbſtändiger machen müſſen. Die andere Forde⸗ 
rung iſt die, es zu ermöglichen, daß ein ſtärkerer Wechſel 
zwiſchen Straf⸗ und Zivilrichtern herbeigeführt werde. 
Ich habe auch eine dahingehende Entſchließung im 
Haupt⸗Ausſchuß eingebracht und habe mich gefreut, daß 
fie gerade auch auf der linken Seite, namentlich bei 
Herrn Kamnitzer, eine ſo günſtige Aufnahme gefunden 
hat. 

Es darf nicht ſo weiter gehen, wie es Jahrzehnte 
lang gegangen iſt, daß Richter faſt ihr ganzes Leben 
hindurch nur in der Strafjuſtiz beſchäftigt werden. Die 
Herren können dadurch leicht zu einer gewiſſen ſchema⸗ 
chen Auffaſſung der Strafrechtspflege kommen. Es 
zwiſchen Straf- 
(Abg. Dr. Neu⸗ 


tif 
muß für einen regelmäßigen Wechſel 
und Zivilrichtern geſorgt werden. i 
mann: Die Einſicht kommt ſpät.) Dieſe Anſicht habe 
ich ſeit einem Jahrzehnt oder noch länger vertreten, 
wenn Sie die Protokolle des Volkstages nachleſen, wer⸗ 
den Sie finden, daß ich dieſe Anſicht nicht nur in den 


Ausſchüſſen, ſondern auch im Plenum vertreten habe. 
Ich habe für ſie im Rechtsausſchuß, wenn Sie, Herr Neu⸗ 


mann, auch meiſt nicht dabei waren, fogar ſehr häufig 
gekämpft. Die Herren Kollegen Dr. Kamnitzer, Mül⸗ 
ler und beſonders Zint, mit denen ich öfters, darüber 
geſprochen habe, werden das beſtätigen. M. D. u. H.! 
Es geht natürlich nicht, daß ältere Herren, die ihr gan⸗ 
zes oder halbes Leben in der Strafjuſtiz tätig geweſen 
ind, nun auf einmal in eine Zivilkammer geſteckt mwer- 


den. Aber man muß bei den füngeren oder 
den Herren in den beiten Jahren anfangen, Dic- 
ſen Wechſel vorzunehmen, den ich aus meiner 
ſonſtigen Praxis, zum Beiſpiel in Stettin kenne, 


wo alle zwei Jahre regelmäßig die Straf- und Zivil⸗ 
richter ausgetauſcht wurden. Dieſer Wechſel wird ſich 
auch hier, nachdem die Juſtiz ſtark verjüngt iſt, ziemlich 
allgemein durchführen laſſen. i 

Eine Frage will ich hier nur aufrollen, ohne fie 
ſelbſt zu beantworten. Das iſt die Frage, ob man 
etwa hier in Danzig daran denken könnte, die Gerichts⸗ 
ferien abzuſchaffen. Dieſe Frage iſt ja in der letzten 
Zeit in der Oeffentlichkeit aufgetaucht. Es ſpricht natür⸗ 
lich manches für, manches gegen die Aufhebung der Ge⸗ 
richtsferien. Aber es wäre intereſſant, wenn fid die 
Oeffentlichkeit mit dieſer Frage etwas mehr beſchäf⸗ 
tigte, damit man hört, ob die Wirtſchaftskreiſe, auf die 


es ja doch namentlich bei Beantwortung dieſer Frage 


ankommen würde, großes Gewicht darauf legen, daß 
die Gerichtsferien aufgehoben werden oder ob ſie es 
vorziehen, in der Hochſommerzeit Ruhe zu haben. Je⸗ 
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denfalls iſt es Zeit, daß ſich die Oeffentlichkeit mit 
dieſer Frage beſchäftigt. Wenn wir an die Juſtizreform 
herangehen, können wir unter Umftänden auch in der 
Frage der Ferien geſetzgeberiſche Neuerungen treffen. 
(Bravo.) 

Vizepräſident Gehl: Ehe ich dem nächſten Redner 
das Wort gebe, möchte ich folgenden ſoeben eingereich⸗ 
ten Abänderungsantrag verleſen: ; 

Abänderungsantrag zum Haushaltsplan der 
Juſtizverwaltung, Anlage 5 der Druckſache Nr. 920: 

1. Unter Ausgabe A J ift zu ſetzen 1 Senats⸗ 
präjident ſtatt 2, 50 Landgerichtsräte hatt 52, 
1 Amtsanwalt ſtatt 3. 

2. Unter Ausgabe A I, 4, Hilfeleiſtung durch 
Beamte, iſt der eingeſtellte Betrag von 100 000 
Gulden auf 60 000 Gulden zu ermäßigen. 

3. Unter Ausgabe A 1, 5, Hilfeleiſtungen durch 
nichtbeamtete Kräfte, iſt der eingeſtellte Betrag 
von 180000 Gulden um 60 000 Gulden auf 120 000 
Gulden zu ermüßigen. 

chmidt, Robert, Ediger und die übrigen 
Mitglieder der Deutſch⸗Liberalen Fraktion. 
Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. 
u. H.! Auch ich freue mich, in beſtimmten Punkten mich 
mit Herrn Kollegen Dr. Bumke in Uebereinſtimmung 
zu befinden; denn auch bei uns iſt die Freude über den 
Gegner, der Buße tut und ſich bekehrt, größer, als über 
den Gegner, den wir überſtimmen müſſen, um unſere 
Anſicht durchzudrücken. Da wir die Anſichten, die Herr 
Abg. Dr. Bumke zum Teil entwickelt hat, immer ver⸗ 
treten haben, muß es ſeine Partei ſein, die ſich in dieſer 
Frage bekehrt hat. 

Ich möchte damit beginnen, daß die Arbeit an die⸗ 
ſem Etat dadurch ſehr unerfreulich und unfruchtbar ge- 
worden iſt, daß die ſeit langem erwartete Juſtizreform 
noch nicht vorliegt. Es gibt nicht wenige bei uns, die 
meinen, daß darin eine Abſicht läge; denn wenn der 
Etat erledigt iſt und die Stellen bewilligt ſind, bevor die 
Juſtizreform da iſt, können die Etatsſtellen ſehr ſchön 
beſetzt werden und die Juſtizreform nützt nachher im 
Sinne der Erſparnis nichts. Von vornherein iſt eine 
Ueberſichtlichkeit über den Etat nicht möglich geweſen. 
Es bleibt eine Saumſeligkeit des Senats, wenn ich ihm 
auch nicht unterſtellen möchte, daß es eine böswillige 
Verzögerung ift, die nicht zu verantworten ift. Wes- 
wegen liegt die Sache ſo lange beim Senat? Als wir 
verſuchten, darüber Auskunft zu bekommen, wurde von 
einem Dezernenten geſagt: „Wir haben noch ficht Zeit 
gehabt, uns damit zu befaſſen.“ Was hatte der 
Senat zu tun? Er hatte Richterkommiſſionen einge- 
ſetzt, die die Entwürfe ganz genau beraten und fertig⸗ 
geſtellt haben. Was wollte der Senat, von dem Herr 
Abg. Dr. Bumke ſehr milde geſagt hat, daß ſeinem bis⸗ 
herigen Dezernenten die Praris fehle, was wollte der 
Senat noch überprüfen? Er hätte wirklich Zeit genug 
gehabt, wenn die Sache in den Ausſchüſſen des Volks⸗ 
tages war, etwaige Wünſche im Ausſchuß anzubringen. 
Alſo ein Grund für die Verzögerung iſt nicht einzu⸗ 
ſehen. Wir hoffen, daß die Saumſeligkeit nun aufhört 
und wir in abſehbarer Zeit in den Beſitz der Entwürfe 
kommen, die ſchon lange fertig beim Senat liegen. Für 
den jetzigen Etat wird es ſich nicht mehr auswirken. Ich 
weiß nun nicht, ob der Antrag des Abg. Robert 
Schmidt, der eben vorgelegt wurde, bereits die Aus⸗ 
wirkung dieſer Juſtizreform zum Teil vorweg nehmen 


(C) 


~ 


will, indem er einen Senatspräſidenten ſtreichen will, 


meiter 2 Landgerichtsräte und 2 Amtsanwälte. 
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wendig, duß 2 Senatspräfidenten da find, es fei denn, 
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D) 


(A) 


(B 


— 


Volkstag Danzig. — 105. Sitzung. Mittwoch, den 6. Mai 1925. 


1521 


(Dr. Kamnitzer, Abgeordneter.) 

noch einem anderen Senat vorſitzt, was ich bei der jetzi⸗ 
gen Geſchäftslage nicht für möglich halte. Ich halte den 
Senatspräſidenten für die wichtigſte Perſon des Senats 
nicht nur weil er Vorſitzender iſt, ſondern auch, weil er 
dem Senat ſein Gepräge gibt. Wie ich in einem Aus⸗ 
ſchuß ausgeführt habe, hat jeder Senat letzten Endes 
ſein gewiſſes Antlitz, ſeinen beſtimmten Ausdruck. 
Dieſer Ausdruck muß, wenn der Senat gut iſt, von ſei⸗ 
nem Vorſitzenden, dem Präſidenten ausgehen. Ich weiß 
nicht, wie mon es machen will, wenn der Poſten eines 
Präſidenten beſeitigt wird. Abwechſelnd die beiden 
Senate durch den einen Präſidenten erledigen zu laſſen, 
iſt ein unhaltbarer Zuſtand. Meiner Anſicht nach leidet 
die Juſtiz ſchon unendlich darunter, daß der eine Senats⸗ 
präſident gegangen iſt. (Abg. Dr. Bumke: Iſt wie⸗ 
der da!) Er wird nicht eintreten. Es ift alſo ſchon 
ſehr bedauerlich, daß der eine Präſident, der als Juriſt 
eine ſtarke Phyſiognomie und Perſönlichkeit bedeutet, 
fehlt und nicht durch einen gleich ſtark konturierten 
Mann erſetzt iſt. Was der Antrag will, iſt mir zur 
Zeit nicht ganz klar. Wenn ich gerade bei der Organi⸗ 
ſation des Obergerichtes bin, ſo haben wir heute an⸗ 
deutungsweiſe gehört, daß das Obergericht als Ganzes 
bei Verfaſſungsfragen mithelfen fol, Ich weiß nicht, ob 
bei dem Geſetz der Geſichtspunkt berückſichtigt iſt, daß die 
Möglichkeit für Plenarentſcheidungen geſchaffen wird. 
Der jetzige Zuſtand, daß ein Senat ſo und der andere 
ſo entſcheidet, iſt unhaltbar. Dann ſind zwei Entſchei⸗ 
dungen in der Welt, die man nicht irgendwie vereini⸗ 
gen kann. 

Alſo das erſte, was mit einer Juſtizreform, oder 
wenn die Juſtizreform noch weiter verzögert werden 
ſollte, vor einer Juſtizreform kommen muß, iſt die Plenar⸗ 
entſcheidung. Die fehlt uns unbedingt. Was die Land⸗ 
gerichte anlangt, ſo meinte Herr Abg. Dr. Bumke, ich 
würde ihm beſtätigen können, daß eine 
vorliegt. Ich kann das aus meiner Erfahrung nicht. 
Ich ſelbſt bin jetzt in einer Zivilkammer, die ſeit vier 
Wochen wöchentlich eine Sitzung abgehalten hat. Ich 
weiß allerdings, daß in anderen Zivilkammern eine 
große Reihe von Aufwertungsprozeſſen anhängig iſt, 
Dr was ich ſtark hoffe, wegfallen werden. (Abg. 
Dr. Bumke: Nein, nein!) Ich weiß, daß die Kammern 
für e ganz reichlich zu kun haben, aber doch 
wohl nicht übermenſchlich. lleber die Amtsgerichtsge⸗ 
ſchäfte bin ich⸗ nicht beſonders informiert. Ich habe 
allerdings gehört, daß die Zivilprozeßabteilungen des 
Amtsgerichts reichlich zu tun haben. Ich kann aber, 
wie geſagt, dem Votum des Kollegen Dr. Bumke, daß 
man von einer Ueberlaſtung der Gerichte ſprechen 
kann, nicht zuſtimmen. Ich möchte eher ſagen, daß die 
Strafkammer, wenn auch nicht auffällig unterbelaſtet, 
ſo doch keineswegs überbelaſtet iſt, insbeſondere nicht 
die erſte Strafkammer. Wie man aus dem Ausfall von 
Sitzungen ſieht, könnte fice immerhin etwas mehr ver- 
tragen. Das wäre die Organiſation an ſich. 

Nun hat Herr Abg. Dr. Bumke manches Intereſſante 
geſagt, wie er ſich die Organiſation der ganzen Juſtiz⸗ 
verwaltung denkt. Für uns ſteht folgender Geſichts⸗ 
punkt im Vordergrund: Der Verantwortliche für uns, 
das iſt ganz klar, wird immer der Juſtizſenator bleiben. 
Wie er die Arbeit verteilt, mag feine Sache fein, Aber 
ſelbſtverſtändlich werden wir uns für einen Akt, den 
wir mißbilligen müſſen, uns nicht als Begründung 
ſagen laſſen, das hat der und der gemacht, der Gerichts⸗ 
präſident oder ein anderer. Wie der Senator die Sache 
organisiert, ift feine Sache, aber der Grundſatz feiner 
Verantwortlichkeit muß beſtehen bleiben. 

„Dann hat Herr Dr. Bumke von der Ausbildung der 
Richter geſprochen. Auch hier begegne ich mich ſehr gern 
mit ihm. Die Ausbildung der Richter lag bis vor kur⸗ 


Ueberlaſtung 


gangen, in denen der Richter behördlich keinerlei Anre⸗ 
gung empfing, um ſich fortzubilden. Das war in Danzig 
doppelt nötig, da wir uns in unſerer Geſetzgebung zum 
Teil von Deutſchland entfernen mußt. Da wir in 
Danzig über die ſpeziell Danziger Geſetze keine eigene 
Literatur haben konnten, war es notwendig, daß der 
Richter in die Beſonderheiten der Danziger Geſetze und 
überhaupt in das neue Recht eingeweiht wurde. Da iſt 
ſchwer geſündigt worden. Ich begrüße es, daß jetzt für 
die Richter offenbar unter dem Einfluß des neuen Ge⸗ 
richtspräſidenten manches beſſer wird. 

Nun komme ich ſchließlich noch zu einem Punkt des 
Juſtizetats, der uns Sozialdemokraten beſonders am 
Herzen liegt. Das ſind die Strafanſtalten. Wir haben 
zwar in dieſem Etat einen ſehr ſtarken Ausbau der 
Strafanſtalten zu verzeichnen. Aber dieſer Ausbau iſt 
leider nur rein räumlich, und mag notwendig ſein. Wir 
wünſchen einen Ausbau der Strafanſtalten auch in 
ſozialer Hinſicht. Davon iſt von dieſem Etat, wie in 
allen anderen vorher, auch nicht das geringſte zu mer⸗ 
ken. Wenn wir im Etat einen Poſten von 5000 Gulden 
für Seelſorge und Unterricht haben, wobei ich ohne wei⸗ 
teres unterſtellen darf, daß der größere Teil für Seel- 
ſorge ausgegeben wird, und ſehen, daß für die Bücherei 
500 Gulden eingeſtellt werden, fo iſt das an den ſozia⸗ 
len Bedürfniſſen gemeſſen, gar nichts. Es ging kürzlich 
durch die Preſſe die Nachricht, daß man ſogar in Bay⸗ 
ern, in München, mit dem ſogenannten progreſſiven 
Strafvollzug Verſuche macht. Bei uns iſt von ſolchen 
ſozialen Einrichtungen noch wenig die Rede geweſen. 
Ich will nicht verſchweigen, um es mir nachher nicht 
ſagen zu laſſen, daß man jetzt einen Anfang mit einem 
Gut macht, auf dem Gefangene arbeiten ſollen. Auch das 
iſt ein Fortſchritt, aber wir vermiſſen ein Syſtem in der 
Gefangenenerziehung. Ich ſage das Wort bewußt; 
denn wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Strafe 
erziehen ſoll. Unter dieſem Geſichtspunkt iſt ſchon viel 
verſucht worden, nicht nur in Amerika, ſondern auch in 
Deutſchland, ich denke an die Strafanſtalten bei Ham⸗ 
burg und mehrere andere in Deutſchland, die das gleiche 
Prinzip haben. Wir meinen, daß der Strafvollzug nur 
dann irgendwie für die Allgemeinheit ſegensreich in 
Erſcheinung treten kann, wenn es eine Erziehung der 
Strafgefangenen wird. Wir glauben, daß in dieſer Be⸗ 
ziehung in Danzig noch alles zu tun iſt. Wir möchten 
dem Senat für die Vorbereitung des nächſten Etats 
dieſes gern mit auf den Weg geben. Wenn die Krimi⸗ 
nalität bei uns in Danzig unverhältnismäßig groß iſt, 
ſo iſt das nichtzuletzt, was zugegeben werden ſoll, auf 
den Einfluß fluktuierender ausländiſcher Elemente, die 
nicht immer die beſten ſind, zurückzuführen. (Abg. 
Dr. Bumke: Hafenort!) Nach unſerer Anſicht ſind 
aber auch die Nachwirkungen des Krieges eine Urſache 
der hohen Kriminalität. Wir glauben, daß die Men⸗ 
ſchen, die gerade durch den Krieg und die Kriegs- 
erziehung auf das Schwerſte ſeeliſch und moraliſch ge- 
ſchädigt worden ſind, für die Allgemeinheit nur durch 
eine Beeinfluſſung in ſozialem Geiſt zurückgewonnen 
werden können, nicht dadurch, daß man ſie als degra⸗ 
dierte Menſchen behandelt, ſondern dadurch, daß man 
ihnen in der Strafanſtalt wieder den Weg zur Arbeit 
im Wohle der Allgemeinheit öffnet. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat Herr Abg. Berg⸗ 
mann. ! 

Bergmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Der Herr Abg. Dr. Bumke hat ſich dahin geäußert, daß 
der Haupt⸗Ausſchuß in anerkennenswerter Weiſe alles 
für den Juſtizetat getan hätte. Wir müſſen ihm we⸗ 
nigſtens in einem Punkt widerſprechen. Das iſt die 
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eben angeſchnitten hat, nämlich die Gefängnisbücherei. 


Da jind in dem Etat ganze 500 Gulden eingeſetzt. In 


den. Erläuterungen ſteht ausdrücklich drin, daß vom 
Senat ſelbſt zugegeben wird, daß man eigentlich von 
einer Gefängnisbücherei in wirklichem Sinne gar nicht 
ſprechen könne; denn die Sachen, die da noch vorhan⸗ 
den wären, wären zum größten Teil veraltet. Sie be⸗ 
fänden ſich teilweiſe in einem ſolchen Zuſtand, daß ſie 
kaum noch leſenswert wären. Es fehlten wer weiß wie 
biele Seiten in den Büchern uſw. Nun werden 
Etat 500 Gulden angefordert, um die Gefängnisbücherei 
eigentlich überhaupt erſt wieder einzurichten. 

Nach unſerer Anſicht iſt die Summe ganz und gar 
unzureichend. Wir haben deshalb den Abänderungsan⸗ 
trag geſtellt, daß für dieſes Jahr der Betrag wenigſtens 
verdoppelt wird, obwohl wir der Anſicht ſind, daß auch 
die Summe von 1000 Gulden noch lange nicht aus⸗ 
reicht. Bei den heutigen Bücherpreiſen wird es nicht 
möglich ſein, irgend etwas Nennenswertes zu ſchaffen. 
Es werden ja ſelbſtverſtändlich nicht koſtſpielige wiſſen⸗ 
ſchaftliche Werke für die Gefangenen angeſchafft werden, 
(Warum nicht links.) ſondern in der Hauptſache 
wird es HHY um Unterhaltungsliteratur handeln. 
(Zwiſchenrufe links.) Ich weiß nicht, weshalb Sie 
das anzweifeln. Meinen Sie denn, daß die Gefangenen 
wiſſenſchaftlich ausgebildet werden jollen? Sie follen 
doch vor allem Zerſtreuung haben. (Und Fortbil⸗ 
dung! links.) Sie können ſich auch durch Unterhal⸗ 
tungsliteratur fortbilden. Ich ſtehe auf demſelben 
Standpunkt, den Herr Abg. Dr. Kamnitzer vertreten 
hat. Die Gefängnisſtrafe iſt nicht nur dazu da, um 
eine Sühne für die Straftat zu fein, ſondern fie fol 
auch dazu dienen, daß der Betreffende, der eine Straftat 
begangen hat, gebeſſert wird. Dazu iſt nach meiner 
Anſicht gerade Literatur beſonders geeignet. Es muß 
natürlich keine Schundliteratur ſein, ſondern gute. 
(Was verſtehen Sie unter guter Literatur? Germa- 
niſche Götterſagen! links.) Ich bin deshalb der An⸗ 
ſicht, daß für die Gefangenen gerade das Beſte der Un⸗ 
terhaltungsliteratur gut genug iſt. (Sowas von 
Courths⸗Mahler! links.) Das würde ich nun ge- 
rade nicht empfehlen. (Wir auch nicht! links.) Das 


glaube ich Ihnen. Ich habe deswegen ausgeführt, daß 


gerade die beſte Unterhaltungsliteratur gut genug iſt, 
und das wird nicht gerade die billigſte ſein. Darum 
iſt der Betrag von 500 Gulden abſolut nicht ausreichend. 

Wir haben uns darauf beſchränkt den Antrag zu 
ſtellen, die Summe auf das Doppelte zu erhöhen, auf 
1000 Gulden. Wir behalten uns aber vor, im näch⸗ 
ſten Haushaltsetat eine ganz erheblich höhere Summe 
dafür anzufordern. Ich möchte Sie bitten m. D. u. H., 
unſeren Abänderungsantrag auf Erhöhung der Summe 
für die Gefängnisbücherei auf 1000 Gulden anzuneh⸗ 
men. 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Pr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D, u. H.! 
Wir werden den Juſtizetat ablehnen, und zwar werden 
wir ihn aus einem Grunde ablehnen, der auf die Ge⸗ 
ſchichte und das Verhältnis zwiſchen Juſtiz und Ver- 
waltung zurückgeht. An ſich iſt die Trennung zwiſchen 
Juſtiz und Verwaltung ſeit der franzöſiſchen Revolt- 
tion ausgeſprochen worden, damit beide voneinander un⸗ 
abhängig ſind. In Danzig — und das erklären wir in 
vollem Gefühl der Verantwortung als bürgerliche Par⸗ 
tei — in Danzig beſteht dieſer Unterſchied zwiſchen Juſtiz 
und Verwaltung nicht. Weiteſte Kreiſe des Bürgertums 


ſind mit der Handhabung der Juſtiz unzufrieden. 


(Hört! Hört!) Sie brauchen ſich nur in bürgerlichen 


Kreiſen und auch in Wirtſchaftskreiſen umzutun. Bei 
aller Hochachtung vor der. geiſtigen Qualität einer gro⸗ 


inn 


ßen Anzahl von Richtern müſſen wir feſtſtellen, daß das 
augenblickliche Verhältnis zwiſchen Juſtiz und Verwal⸗ 
tung etwas Ungeheuerliches iſt, aber darüber hinaus geht 
noch das Verhältnis zwiſchen Volkstag und Juſtiz. Ueber 
dieſen Punkt wird zu ſprechen ſein, wenn die Gerichte 
ee gefällt haben, die momentan noch aus⸗ 
tehen, 


Ueber einen Punkt, über das Verhältnis zwiſchen 
Juſtiz und Abgeordneten, über dies Verhältnis mrüſſen 
wir uns heute ein wenig näher unterhalten, Wer nicht 
den hohen Genuß gehabt hat, vor der Strafjuſtiz, und 
zwar vor einer Kammer der Juſtiz als Zeuge vernom⸗ 
men zu werden wie ich, der muß allerdings jagen — 
und ich bin von der richterlichen Laufbahn hergekom⸗ 
men, einem faßt ein ziemlicher Jammer an, wenn man 
feſtſtellen muß, wie ehemals deutſche und preußiſche 
Richter Strafrecht ſprechen. (Hört! Hört! links.) 
Das iſt unverantwortlich. Ich habe ſchon ſeit 6, 7 
Jahren nicht mehr die Ehre gehabt, Verhandlungen bei- 
zuwohnen, wenn man dieſen Genuß hat, und feſtſtellen 
muß, wie dort im Strafverfahren jede Sache abgehetzt 
wird, jo iſt das unverantwortlich. Wie ſchon betont, 
ſpreche ich nicht von den Richtern, die ſich durchaus im 
Rahmen ihres Könnens bewegen, ich ſpreche hier ge⸗ 
rade von den Herren, die die Juſtiz nach außenhin 
repräſentieren, die im Strafprozeß tätig ſind und dort 
Recht ſprechen. Es geht nicht an, daß die betreffenden 
Herren nach der Uhr ſehen und man den Eindruck hat, 
wenn noch ein Zeuge vernommen wird, ſo wird es ſpä⸗ 
ter. Das iſt nicht eine Juſtiz und das iſt nicht der Bo⸗ 
den, auf dem ſich das Vertrauen zwiſchen Staat und 
Bürgertum herſtellen läßt. In dem Fall, in dem ich 
als Zeuge vernommen wurde, amtierte ein Herr, den 
wir als junge Referendare ſehr gut kannten, der die 
Angewohnheit hatte, bei ſehr ſchweren Strafſachen — 
es ging dort um mehrere Jahre Zuchthaus — im geeig- 
neten Moment zu ſchlafen. Herr Abg. Dr. Bumke, 
lachen Sie nicht, ausgerechnet Sie haben gar keine Ver⸗ 
anlaſſung dazu, darüber zu lachen. Sie wurden von 
uns Referendaren als Lehrer wegen Unfähigkeit abge⸗ 
lehnt. (Hört! Hört! Zwiſchenrufe links.) Daß Sie 
es inzwiſchen zum Landgerichtsdirektor gebracht haben, 
ift weniger Ihrem Verdienſt als dem Umſtande guzu- 
ſchreiben, daß Sie einer ſehr maßgeblichen Partei ange⸗ 
hören. (Deshalb iſt er eine deutſchnationale Zierde! 
links. Frechheit! rechts.) Es ift auffallend, daß en 
der Verhandlung, in der ich als Zeuge vernommen 
wurde, der betreffende Richter, der ſich ſeinerzeit zum 
Erſtaunen der Referendare ſchlafend beteiligte, für den 
Fall Maier eine derartige Agilität an den Tag legte. 
(Abg. Rahn: Iſt Frechheit ein parlamentariſcher Aus⸗ 
druck?) Er hatte den Fall ſo genau nuanciert im 
Kopf, daß er wußte, daß in einer Zeitung, die zum Teil 
Bürgerintereſſen, zum Teil Hausbeſitzerintereſſen, zum 
Teil andere Intereſſen vertritt, der Richter erſter In⸗ 
ſtanz angepflaumt worden war. Dieſe Tatſache genügte 
vollkommen. Man ſagte ſich: „Hallo, Sie haben den 
Richter angefaßt, jetzt werden wir Ihnen zeigen, ziehen 
Sie zurück, Sie bekommen auf jeden Fall mehr.“ Es 
war ſehr intereſſant, wie das Gericht auf die Anpflau⸗ 
mung der erſten Inſtanz reagierte. Zunüchſt wurde 
der Herr Staatsanwalt zum Oberſtaatsanwalt herauf⸗ 
gerufen und die Richter berieten hinter verſchloſſenen 
Türen darüber. Dann wurde der Tatbeſtand aufge⸗ 
rommen. Bei der Zeugenausſage war es ſehr inter- 
eſſant, daß mir Fragen geſtellt wurden, die gar nichts 
mit dem Fall Maier zu tun hatten. Ich wurde ge⸗ 
fragt: „Haben Sie erklärt, daß das Urteil erſter In⸗ 
ſtanz eine Frechheit ſei?“ Das iſt eine ſehr delikate 


Frage. Sage ich ja, jo werde ich ſtrafverfolgt, jage ich 


nein, fo habe ich einen Meineid geſchworen. Das ift die 
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Juſtiz, die den Eid zu politiſchen Zwecken mißbraucht. 
(Hört! Hört!) Ich gab zu, daß ich das geſagt hatte 
und zwar mit Recht. In dem Urteil erſter Inſtanz 
hatte der Richter bei Erwähnung der Deutſch⸗Danziger 
Partei erklärt, Herr Maier ſei von der einen Partei 
ausgetreten und zu der „Blavier 'ſchen Partei“ 
übergetreten. 

Wenn die „Danziger Neueſten Nachrichten“ entge⸗ 
genkommenderweiſe eine politiſche Partei ſo nennen, 
dann iſt das bezeichnend. Lachen Sie nicht wieder, Herr 
Abg. Dr. Bumke, Sie haben gar keine Veranlaſſung, 
zu lachen. (Zuruf.) Wenn ein Richter beim Tar⸗ 
beſtand ſich dazu hergibt, den politiſchen Jargon zu ge⸗ 
brauchen, jo ſchwindet die Achtung vor der Juſtiz. Der 
ſonſt bei der Juſtiz als Siebenſchläfer bekannt ift, fragte 
weiter: „Das Blatt, in dem das ſtand, iſt Ihr Partei⸗ 
blatt?“ „Nein, das iſt kein Parteiblatt, es ift eine Zei⸗ 
tung für die Wirtſchaft und den Mittelſtand,“ antwor⸗ 
tete ich. Als mir der Richter darauf entgegnete, „Sie 
haben doch das Blatt ſelbſt in den Lokalen verteilt“, 
des Senats betriebe. Wir hatten aber eine Verſamm⸗ 
lung der Hausbeſitzer vor und ich wäre für dieſe Antwort 
ſicher für 24 Stunden eingebuchtet worden, darum habe 
ich ſie nicht gegeben. Ich freue mich jetzt, Herr Abg. 
Dr. Bumke, daß Sie über Ihre Juſtiz lachen, Sie haben 
alle Veranlaſſung dazu. Dieſe Art und Weiſe der 
Strafjuſtiz endet damit, daß der Angeklagte das Dop⸗ 
pelte bekommt. Wenn Sie mehr Material aus meiner 
Vergangenheit haben wollen, Herr Landgerichtsdirektor 
Dr. Bum ke, 

Vizepräſident Gehl: Es gibt hier nur Abgeordnete. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Ich er⸗ 
wähne dieſen Vorfall im Staatsintereſſe, weil ſich 
wieder einmal die Juſtiz dazu hergegeben hat, po⸗ 
litiſch einzugreifen. (Abg. Spill: Wieder einmal?) 
Es ſchwebt eine Strafverfolgung gegen den Abgeord⸗ 
neten Bahl, der beſchuldigt wird, vor dem Mietseini⸗ 
gungsamt wiſſentlich eine falſche Ausſage abgegeben zu 
haben. Darauf ſteht Gefängnis bis zu drei Jahren. 
Kommt der Abg. Bahl vor den Richter, ſo hat er das 
Höchſtmaß und bekommt 3 Jahre Gefängnis. (Zuruf 
bes Abg. Kurowski.) Sie wiſſen, wie ſchwer die 
Stlirte nuwalſcchaft zugreift, wenn es ſich um derartige 
Delikte handelt. Sie können den klarſten Meineid nach⸗ 
weiſen, die Staatsanwaltſchaft jagt, es geht uns nichts 
an, das iſt Zivilprozeß, wir miſchen uns nicht hinein. 
Hier handelt es ſich um eine Aeußerung, die Bahl jetzt 
gemacht hat, und die in Widerſpruch ſtehen ſoll ant 
einer Aeußerung, die er vor 6 bis 7 Jahren machte. 
Der Staatsanwalt greift ſofort ein, wenn es ſich um den 
Angehörigen einer politiſch zwar nicht entgegengeſetz⸗ 
ten, aber zum mindeſten einer politiſchen Partei han⸗ 
delt, die nicht ſo will, wie es die Regierung will. Weil 
wir erkennen, daß dieſe Korruption unbedingt aufhören 
muß, werden wir den Etat ablehnen. (Bravo.) 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Se 
nator Dr. Frank. 
Pr. Frank, Senator: M. D. u. H.! Die Reformge⸗ 
danken, die der Herr Abg. Dr. Bumke bezüglich der Aus⸗ 
geſtaltung der Juſtizverwaltung und des Verhältniſſes 
zwiſchen Gerichtspräſident und Senat hier vorgetragen 
hat, waren mir außerordentlich intereſſant. Ich verſage 
es mir jedoch, an dieſer Stelle auf dieſe Gedanken ein⸗ 
zugehen. Ich glaube, daß ſich dazu an anderer Stelle 
noch Gelegenheit finden wird. Ich möchte jetzt nur be⸗ 
merken, daß manches von dem, was der Herr Abg. Dr. 
Bumke angeführt hat, auf einer gewiſſen Verkennung 


der Aufgaben der Juſtizabteilung des Senats beruht, 


und daß er vielleicht nicht genügend Einblick in das hat, 
was dort zu tun ift. (Heiterkeit links.) Das trifft 


wollte ich fragen, ob er Richter wäre, oder die Geſchäfte 
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auch zu für jeine Ausführungen über die Prozeßreform. 


Von verſchiedenen Vorrednern iſt gefragt worden, wann 
die angekündigte Reform kommen werde. Ich kann 
Ihnen mitteilen, daß ich hoffe, dieſe Vorlage dem Volks⸗ 
tag in der nächſten Woche zugehen zu laſſen. Der Herr 
Abgeordnete Dr. Bumke irrt ſich, wenn er annimmt, 
daß eine ſolche Vorlage, auch wenn ſie, wie es dankens⸗ 
werter Weiſe geſchehen ift, von Herren des Gerichts vor- 
gearbeitet iſt, von uns nur abgeſchrieben und ohne wei⸗ 
tere Einſicht dem Volkstage herübergegeben werden 
kann. Ich lege keine Vorlage hier vor, ohne daß ich ſie 
nicht ſelbſt eingehend durchgearbeitet und mich mit dem 
Inhalt genau vertraut gemacht und ihn gebilligt habe. 
Es ſind bei ſolchen Vorlagen vom Senat manche Ge⸗ 
ſichtspunkte zu berückſichtigen, die von einer richterlichen 
Kommiſſion nicht berückſichtigt werden können, und die 
deshalb vom Senat eventuell noch nachträglich hinein 
gearbeitet werden müſſen. Das iſt an einzelnen Stellen 
auch bei der jetzigen Prozeß⸗Reform der Fall geweſen. 

Nun zu dem Antrag des Herrn Abg. Dr. Eppich! 
M. D. u. H.! Dieſer Antrag will, wie ſchon geſagt 
wurde, die Juſtizreform in perſoneller Hinſicht vorweg 
nehmen. Ich möchte davor warnen. Wir können jetzt 
noch nicht überſehen, wie ſich die Juſtizreform auswir⸗ 
ken wird und ob und in welchem Umfang in der Tat 
eine Erſparnis an Kräften eintreten wird. Wir hof⸗ 
fen, daß das der Fall ſein wird, aber wir können es nicht 
vorausſehen. Es iſt daher notwendig, erſt die Reform 
abzuwarten, und wenn Erfahrungen vorliegen, even⸗ 
tuelle Abſtriche vornehmen. Ich glaube ſchon jetzt ver⸗ 
neinen zu können, daß es möglich ſein wird, den zwei⸗ 
ten Senatspräſidenten beim Obergericht zu ſtreichen. 
Ich befinde mich darin in Uebereinſtimmung mit dem 
Gerichtspräſidenten. Es iſt hier ſchon darauf hinge⸗ 
wieſen worden, daß zwei Senate beim Obergericht vor⸗ 
handen ſind und daß ſie auch zwei Präſidenten haben 
müſſen. Nach dem Urteil des Gerichtspräſidenten und 
auch nach dem Urteil anderer, die einen Einblick haben, 
werden dieſe zwei Senate auch nach der Reform beſtehen 
bleiben müſſen. Es iſt ſogar ſchon ſehr zweifelhaft, ob 
es überhaupt möglich ſein wird, die vom Hauptausſchuß 
vorgeſchlagene Entſchließung über die Beſetzung der Se 
natspräſidentenſtelle einzuhalten und die Beſetzung Jo- 
lange hinauszuſchieben, wie es die Entſchließung for⸗ 
dert. Der Herr Gerichtspräſident hat in einem Bericht 
an den Senat dargelegt, daß es notwendig ſei, mit der 
Beſetzung der Präſidentenſtelle nicht allzulange zu war- 
ten. (Abg. Dr. Bumke: Wir haben doch zwei!) Die 
Verhältniſſe haben ſich allerdings augenblicklich geän⸗ 
dert, aber es iſt zweifelhaft, ob der zweite Herr die 
Stelle wieder antreten und bleiben wird. Es iſt daher 
nicht vorauszuſehen, und eine Zuſage kann in dieſer 
Richtung nicht gegeben werden, ob es möglich ſein wird, 
die Beſetzung der Stelle ſolange hinauszuſchieben, bis 
die Juſtizreform beendet ift. Vielleicht wird es notwen⸗ 
dig ſein, im Intereſſe der Rechtspflege an dieſe Stel⸗ 
lenbeſetzung ſchon früher heranzugehen. 

Auch den beantragten Abſtrichen an Richter⸗ und 
Amtsanwaltsſtellen muß ich wegen der Unüberſehbarkeit 
der künftigen Verhältniſſe widerſprechen. Was die Ab⸗ 
ſtriche der Poſitionen, die ſich auf Hilfeleiſtung durch 
beamtete und nichtbeamtete Kräfte beziehen, anbetrifft, 
möchte ich darauf aufmerkſam machen, daß in der erſten 
Poſition die Aktuare, Aſſeſſoren und Referendare ent- 
halten ſind. Für deren Vergütung beſtehen beſtimmte 
Vorſchriften; die Herren haben Anſpruch auf ihre Ve 
züge, und ich fürchte, wenn heute ohne nähere Prüfung 
der Verhältniſſe ſo bedeutende Abſtriche gemacht werden, 
wird man in Kolliſionen geraten und es werden ſich 
ſpäter Etatsüberſchreitungen nicht vermeiden laſſen. 
Dasſelbe gilt hinſichtlich der Poſition Hilfeleiſtung durch 
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nichtbeamtete Kräfte. Aus dieſem Fonds werden die 
ganzen Schreibkräfte beſoldet, ſoweit ſie nicht Beamte 
ſind. Gerade im Intereſſe einer ſchnellen Juſtiz iſt es 
erforderlich, daß ausreichende Schreibkräfte vorhanden. 
jind, um die Arbeiten zu erledigen. Ich glaube, es Har 
ſich manchmal ſchon herausgeſtellt, wie außerordentlich 
ſchädlich es für die Rechtspflege war, wenn die Schreib⸗ 
kräfte nicht in ausreichendem Maße vorhanden waren. 
Wenn Sie die beantragten Abſtriche vornehmen, iſt ſicher 
vorauszuſagen, daß nicht genügend Schreibkräfte zur 
Verfügung ſein werden, und daß die Allgemeinheit den 
Schaden tragen wird. 

Von dem Herrn Abg. Dr. Kamnitzer ift die Frage 


aufgeworfen warden, ob es nicht notwendig ſei, beim 
Obergericht Plenarentſcheide vorzuſehen. Ich bin der 


Anſicht, daß es nötig iſt, die Möglichkeit für Plenar⸗ 
entſcheide zu ſchaffen. Es iſt auch ein Entwurf für dieſe 
Regelung bereits ausgearbeitet. Aber dieſe Neuregelung 
iſt nicht mit dem angekündigten Geſetz betreffend die 
Nachprüfung der Verfaſſungsmäßigkeit der Geſetze ver⸗ 
knüpft, ſondern foll mit der Zivilprozeßreform gleich⸗ 
zeitig erledigt werden. Dann iſt von einzelnen Herren 
über das Gefängnis geſprochen worden. Ich ſtehe nicht 
on, zu erklären, daß es auch mir ſehr lieb wäre, wenn 
der Etat mehr Mittel aufwieſe, um in Bezug auf das 
Gefängnisweſen neue Einrichtungen in ſozialer Rich⸗ 
tung zu ſchaffen. Der Gefängnisetat erfordert aber 
durch die notwendigen räumlichen Ausbauten fo exheb- 
liche Koſten, ſodaß es leider geboten war, an anderen 
Stellen vorläufig zu ſparen. Wir ſind gleichwohl in die⸗ 
ſem Jahre ſchon mit dem Antrage auf Bewilligung eines 
Lehrers für die Strafanſtalt gekommen und haben die 
Mittel dafür angefordert. Das iſt der erſte Schritt in 
der Richtung, der hier auch vom Volkstage gewünſcht 
wird. Ich hoffe, daß wir ſpäter auf dieſem Wege wei⸗ 
ter ſchreiten können und daß dann auch die Bücherei 
etwas beſſer ausgeſtaltet werden kann. Daß das wün⸗ 
ſchenswert iſt, verkenne ich in keiner Weiſe. Es war 
aber, wie gejagt, notwendig, ſich in dieſem Jahr eine 
gewiſſe Zurückhaltung in der Anforderung von Mitteln 
aufzuerlegen. 

Auf die Angriffe des Herrn Abg. Dr. Blavier kom⸗ 
mend, möchte ich kurz nur folgendes bemerken: Was der 
Senat mit dem Strafverfahren gegen den Abg. Maier 
zu tun haben ſollte, iſt mir nicht erfindlich. Die gan⸗ 
zen Ausführungen des Abg. Dr. Blavier ſtanden ledig⸗ 
lich mit dieſem einzelnen Prozeß in Zuſammenhang. Es 
handelt ſich dabei um einen Prozeß, der noch nicht ein⸗ 
mal rechtskräftig entſchieden iſt; denn der Angeklagte 
hat Reviſion gegen das Urteil eingelegt. Auf einen noch 
nicht rechtskräftig entſchiedenen Prozeß hier einzugehen, 
muß ich mir aus bekannten Gründen verſagen. Ich 
muß es mir auch verſagen, auf die weiteren Angriffe 
des Abgeordneten Dr. Blavier einzugehen, die er aus 
Anlaß eines Prozeſſes gegn die Gerichtsbehörden erho⸗ 
ben hat. Dieſe Angriffe ſind in einer Form hervor⸗ 
gebracht, die eine Antwort von meiner Seite nicht recht⸗ 
fertigen würde. (Zwiſchenrufe, links.) 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Neumann. 

Dr, Neumann, Abgeordneter (Lib.): Geſtatten Sie 
mir einige Worte zu dem Juſtizetat. Namens meiner 
Fraktion habe ich folgendes zu erklären: Die Rechtſpre⸗ 
chung in Danzig entſpricht bisher den Anforderungen, 
die an ſie billiger Weiſe geſtellt werden können. Was 
die Stellung des Präſidenten betrifft, ſo wünſchen wir 
darin keine Aenderung. Der Präſident iſt dazu da, die 
Aufſicht der Gerichte zu führen. Daß er ſeine Kräfte 
durch Arbeit für den Senat zerſplittert, lehnen wir ab. 
Wir bitten, keineswegs in der Stellung des Präſidenten 
irgend eine Aenderung eintreten zu laſſen. Was die 


Belaſtung der Gerichte betrifft, ſo ſtehen wir auf dem 
Standpunkt, daß eine Ueberlaſtung bei keinem Gericht 
vorliegt, weder beim Obergericht, noch dem Landgericht 
oder Amtsgericht. Nach unſeren Erfahrungen iſt ſogar 
eine Unterbelaſtung der Amtsgerichte und auch einzel⸗ 
ner Kammern des Landgerichts vorhanden. Unſere 
Anträge, die auf Erſparnis gehen, erhalten wir auf— 
recht. Sollte durch Einſtellung notwendiger Schreib: 
kräfte eine Ueberſchreitung des Etats vorkommen, fo 
werden wir die Möglichkeit haben, in dieſer Beziehung 
eine Nachprüfung eintreten zu laſſen. Wir ſtellen un- 
ſeren Antrag, weil wir von der Juſtizreform minde- 
ſtens die Erſparnis einer Kammer erwarten und in 
Erwartung dieſer Erſparnis eine Feſtlegung haben 
wollen. 

Ich will nur noch zwei Wünſche vortragen, Der eine 
bezieht ſich auf das Gerichtsvollzieherweſen. Namens 
meiner Fraktion habe ich bereits eine kleine Anfrage 
an den Senat gerichtet. Das Gerichtsvollzieherweſen 
in Danzig liegt völlig im argen. Ich weiß nicht, ob es 
dem 8 bekannt iſt. Die Verhältniſſe ſind geradezu 
haarſträubend. Es iſt vorgekommen, daß bei einem Ge⸗ 
richtsvollzieher ungefähr 200 unerledigte Aufträge vor⸗ 
gefunden wurden. Er wurde dann aus der Stelle ent- 
fernt und an eine andere Stelle nach einem anderen 
Ort verſetzt. Derortige Vorkommniſſe dürfen ſich nicht 
ereignen. Es iſt überhaupt jetzt nicht mehr möglich, 
— wie Sachverſtändige Ihnen jagen werden — eine 
ordnungsmäßige Rechtspflege in Danzig angeſichts die⸗ 
ſer unglaublichen Zuſtände im Gerichksvollzieherweſen 
aufrecht zu erhalten. Viele Beſchwerden der Anwalt⸗ 
ſchaft haben keine Beſſerung herbeiführen können. Wo⸗ 
ran das liegt, muß der hohen — (Abg. Beyer: Weisheit!) 
Weisheit — ich danke für die Unterſtützung — des Se⸗ 
nats überlaſſen bleiben. Wir erwarten vom Senat nun⸗ 
mehr durchgreifende Aenderungen. 

Der zweite Wunſch geht dahin, endlich ein Rechts 
abkommen mit Polen herbeizuführen, der der 
Danziger Wirtſchaft nützlich iſt. Wir leben mit Polen 
ſeit fünf Jahren in enger Gemeinſchaft. Der Danzi⸗ 
ger Handel iſt auf den Handel mit Polen angewieſen. 
Es ift aber für einen Danziger Kaufmann nicht mög: 
lich, ein in Danzig ergehendes Urteil in Polen zu voll- 
ſtrecken. Ein ſolcher Zuſtand ift undenkbar und auf die 
Dauer nicht möglich. (Sehr richtig!) Was ſoll 
man aber dazu ſagen, daß es Deutſchland gelungen iſt, 
im April dieſes Jahres einen Rechtsvertrag mit Polen 


abzuſchließen, wonach deutſche Urteile in Polen ohne 
weiteres vollſtreckt werden können. (Hört, Hört!) 


Wir haben die für Danzig beſchämende Tatſache zu ver⸗ 
zeichnen, daß jetzt große Danziger Unternehmungen bei 
Verträgen mit Polen als Erfüllungsort ſage und 
ſchreibe Berlin nehmen, weil ſie dann in Berlin klagen 
und das deutſche Urteil in Polen vollſtrecken können. 
Wir dagegen, die wir in engſter Sandels- und Zollge⸗ 
meinſchaft mit Polen ſtehen, haben trotz unſerer Ver⸗ 
handlungen in fünf Jahren einen derartigen Vertrag 
mit Polen nicht herbeigeführt. (Abg. Müller: Wun⸗ 
dern Sie ſich darüber?) Die Konſequenzen mögen 
die Mitglieder des hohen Hauſes ziehen. Auch wir 
bitten die Gefangenen im Etat oder auch außerhalb des 
Etats beſſer zu bedenken. Wir werden ſtets bereit ſein, 
erheblich größere Beträge auch außerhalb des Etats zu 
bewilligen, um die Gefangenenfürſorge auf ein höheres 
Niveou zu ſtellen, als es augenblicklich geſchieht. 
(Bravo!) 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Meine 
Fraktion hat bei der Beratung der Etats im Haupt- 
Ausſchuß dem Senat eine Reihe von Wünſchen vorge⸗ 
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(A) (Schilke, Abgeordneter.) 


legt. Ich kann feſtſtellen, daß einige Wünſche bereits in 
der Erfüllung begriffen ſind. Wir ſind dem Senat da⸗ 
für dankbar und möchten daran die Bitte knüpfen, die 
Behebung der Mängel, die wir gerügt haben, weiterhin 
fortzuſetzen und unſere Wünſche reſtlos zu erfüllen. Er⸗ 
füllt ſind unſere Wünſche inſofern, als jetzt eine beſſere 
Geſchäftsverteilung beim Amtsgericht Platz gegriffen 
hat. Damit komme ich auf die Ausführungen des 
Herrn Kollegen Dr. Neumann. Er hat betont, daß das 
Gerichtsvollzieherweſen in Danzig ſehr im argen liege, 
und daß in den letzten Monaten große Mißſtände bei 
den Gerichtsvollziehern entdeckt und bei einzelnen Her⸗ 
ren große Reſte gefunden wurden. Ich möchte aber 
auch etwas weiter gehen und auf den Kern der Angele⸗ 
genheit eingehen. Es genügt nicht, wenn wir von die⸗ 
ſer Stelle aus nur Mängel zitieren und nicht auf den 
wirklichen Grund eingehen. Die Mißſtände können nur 
Platz greifen, wenn einmal die Beamten überlaſtet ſind 
und andererſeits nicht eine Inſtanz vorhanden iſt, die 
ſofort eine richtige Geſchäftsverteilung vornimmt und 


die Auſſicht ausübt. Die Herren der Deutſchen Partei 


haben aber bei den Etatsberatungen auf dem Stand⸗ 
punkt geſtanden, daß die Perſon des Aufſichtsrichters 
beim Amtsgericht Danzig überflüſſig iſt. 

M. D. u. H.! Ich glaube, daß ſchon allein dieſe 
Sache bezüglich der Geſchäftsverteilung der Gerichtsvoll⸗ 
zieher Ihnen zeigen muß, daß wir bei einem ſo großen 
Amtsgericht, wie wir es in Danzig haben, eine feſte 
Hand haben müſſen, die die Geſchäftsverteilung genau 
überſieht und die Geſchäftsverteilung ſozuſagen täglich 
regelt. Ich habe wiederholt bei den Etatsberatungen 
darauf hingewieſen, daß man bei einer ſolchen Behörde 
nicht weiter kommt, wenn man Berichte ſchmiedet, die 
vielleicht Wochen oder Monate brauchen, um zur Aus⸗ 
führung zu kommen, ſondern daß bei einer ſolchen Be⸗ 
hörde täglich eingegriffen werden muß, ebenſo wie in 
einem Privatbetrieb, wo der Chef täglich ſieht, wo Ab- 
hilfe geſchaffen werden muß. So muß es auch bei den 
Behörden ſein, daß ein tatkräftiger Beamter die Büros 
inſpiziert, wenn auch nicht täglich, und ſich durch Augen- 
a . klappt die Sache oder nicht. Das 
muß ein Sachkenner fein, Bis jetzt ift es jo geweſen, 
daß der Poſten des Aaſſcchtsrichters das kann ich hier 


wohl jagen, ein Paſten geweſen ift, den man als Aequi⸗ 


valent für treue Dienſte angeſehen hat. Man hat ihn 
alten Herren gegeben, die ſich gut bewährt haben. Sie 
wurden Auffichtsrichter, aber von Verwaltungsarbeit 
hatten ſie wenig Ahnung. Sie alle werden zugeben, 
daß ein tüchtiger Juriſt noch lange kein tüchtiger Ver⸗ 
waltungsbeamter zu ſein braucht. Das hat ſich gerade 
bei dem Poſten des Aufſichtsrichters in den letzten Jah⸗ 
ren ergeben. (Abg. Dr. Neumann: Der Aufſichts⸗ 
richter iſt doch da.) Er iſt ſeit dem 1. Januar da, 
und ſeitdem ſind alle dieſe Mängel aufgedeckt worden. 
Daraus ſieht man, daß die Mängel längſt geweſen ſind 
ohne daß ſie aufgedeckt wurden. Erſt durch die Dutzende 
von Beſchwerden, die täglich eingingen, konnte die Sache 
aufgedeckt werden. Warum? Weil bisher niemand in 
das Weſpenneſt hineingeſtochen hat. (Abg. Kloſ⸗ 
0 usti: Da muß eine Schweinerei herrſchen, wenn Sie 
Moa ſchon jagen!) Es ergibt ſich, daß die Organiſa⸗ 
ton beim Amtsgericht Danzig jo bleiben muß, wie 
. Fraktion es bei ſämtlichen Etats vertreten hat. 
Nun komme ich zu der Vollſtreckung der Urteile in Po⸗ 
len. Auch meine Fraktion bedauert es, daß wir in die⸗ 
fer Beziehung noch nicht weiter find. Es ift ein Nebel- 
ſtand, der ſich in weiteſten Kreiſen bemerkbar macht. 


Was nützt es, wenn man einen vollſtreckbaren Titel 


in der Hand hat und auf die Beitreibung warten muß, 
ja, daß man ſie auf Nimmerwiederſehen in den Wind 
ſchreiben muß! 


Bezüglich des Gefängniſſeis hat auch meine 
Fraktion im Hauptausſchuß einzelne Wünſche geäußert, 
die noch nicht zur Abſtellung gelangt ſind. Auch wir 
bitten, daß das, was dort gewünſcht wurde, bald in die 
Tat umgeſetzt wird. Wir möchten, daß auch gerade für 
die weiblichen Gefangenen mehr getan wird. Auch be⸗ 
züglich des Unterrichts und der Seelſorge muß anders 
verfahren werden wie bisher. (Zwiſchenrufe links.) 
Der Unterricht und die Fortbildung der Gefangenen 
müſſen anders geregelt werden wie bei einem Gefäng⸗ 
nis, das früher vielleicht 400 Gefangene hatte. Bei 
der großen Belegung der Strafanſtalt wird man von 
ganz anderen Geſichtspunkten ausgehen müſſen. Man 
wird dieſe Sache eingehend zu prüfen haben. Ich will 
mich nicht in Kleinigkeiten verlieren, das würde zu weit 
führen. Ich hoffe, daß der Senat den richtigen Weg ge⸗ 
hen wird. Vor allem muß auch auf die Auswahl des 
Perſonals beſonderer Wert gelegt werden, was ich be⸗ 
reits im Hauptausſchuß betont habe. 

Nun noch ein paar Worte zu dem Antrag der Deut⸗ 
ſchen Partei. Der Antrag fordert die Streichung eines 
Senatspräſidenten, ferner zweier Landgerichtsräte und 
zweier Amtsanwälte. Der Begründer des Antrages, 
Herr Abg. Dr. Neumann hat gemeint, daß dieſer An⸗ 
trag mit Rückſicht darauf geſtellt worden iſt, daß die bei⸗ 
den Senate des Obergerichts evtl. zuſammengelegt wer⸗ 
den ſollen. Meine Fraktion ſteht auf dem Standpunkt, 
daß die beiden Senate des Obergerichts nach Möglichkeit 
erhalten werden müſſen und daß auf der anderen Seite 
die große Juſtizreform, ſo ſchnell wie möglich, zu wün⸗ 
ſchen iſt. Das ſetzt alſo voraus, m. D. u. H., daß wir 
unbedingt zunächſt einmal das Obergericht, wie es jetzt 
beſteht, laſſen wollen. Wir wollen ſehen, wie ſich die 
Reform auswirkt, und dann haben wir die Möglichkeit, 
bei dem nächſten Etat Streichungen vorzunehmen. Wir 
wollen nicht vorgreifen und jetzt Streichungen vorneh⸗ 
men ohne zu wiſſen, wie ſich die Reform auswirkt. 


Bezüglich der Ziffer 2 des Antrages möchte ich die 
gleichen Bedenken äußern, die Herr Senator Dr. Frank 
dargelegt hat. Ich glaube nicht, daß die Herren An⸗ 
tragſteller fich darüber klar find, was es bedeutet, Etats⸗ 
ziffern zu ſtreichen, ohne daß man die Arbeit aus der 
Welt ſchafft, die durch die betreffenden Kräfte zu leiſten 
iſt. Es wäre dasſelbe, als wenn man in einem großen 
Betriebe eine Poſition für die Löhnung der Arbeits⸗ 
kräfte ftreichen wollte, aber die Arbeitskräfte behalten 
wollte. Das eine kann ich aus meiner Erfahrung ſa⸗ 
gen: Wenn bei einer Behörde an Arbeitskräften geſpart 
iſt, dann iſt das bei der Juſtiz in erſter Stelle getan. 
Die Herren richterlichen Beamten, die hier 
ſind, werden das beſtätigen. Das eine ſteht feſt, der 
frühere Gerichtspräſident war ein Beamter, der ſicher 
alles für den Staat tat, wenn es darauf ankam, auch 
nur einen Pfennig für den Staat bezüglich der Arbeits⸗ 
kräfte zu ſparen. Er iſt allen Erſuchen des Senats 
nachgekommen, in denen es hieß, daß abgebaut wer⸗ 
den muß. Gerade Sie meine Herren von der Linken 
haben wiederholt im Volkstag zum Ausdruck gebracht, 
daß es Sie wundert, wenn eine große Reihe von Ange⸗ 
ſtellten der Juſtizverwaltung abgebaut worden ift, wäh- 
rend nach Ihrer Anſicht Beamte hätten abgebaut wer⸗ 
den müſſen. Daraus ergibt ſich, daß die Angeſtellten 
tatſächlich längſt abgebaut ſind. Sie meine Herren von 
der Deutſchen Partei wollen die Verwaltung zwingen, 
noch mehr Angeſtellte zu entlaſſen. Die Folge wird 


ſein, daß gerade die Kreiſe der Wirtſchaft es in Bezug 
auf Lieferung von Schreibarbeiten am eigenen Leibe am 
meiſten zu ſpüren bekommen werden, wenn Sie an die⸗ 
ſer Stelle ſparen wollten. Es wird das eintreten, was 
in den letzten Monaten bereits eingetreten iſt, daß die 
Ausfertigung von Urteilen nicht nur tagelang, ſondern 
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(Schilke, Abgeordneter.) 

wochenlang liegen bleiben wird und daß ſich die Arbeit 
häufen wird. Die Herren, die eine Vollſtreckung haben 
wollen, werden ſich mit großen Beſchwerden an die 
Juſtizverwaltung wenden. Ich glaube nicht, daß das 
im Intereſſe der wirtſchaftlichen Kreiſe liegt. Ich würde 
Sie bitten, Ihren Antrag zurückzuziehen. Ich wun⸗ 
dere mich außerdem, daß dieſer Antrag vom Herrn 
Kollegen Ediger unterſchrieben iſt, der als Gewerk⸗ 
ſchaftsbeamter ein Intereſſe an der Unterbringung der 
Angeſtellten hat. (Er vertritt nicht einſeitige Inter⸗ 
eſſen, ſondern allgemeine!) Er unterſchrieb den Mn- 
trag mit, alſo iſt er davon überzeugt, daß hier zu viel 
Perſonal ift. Ich hätte den Herrn Kollegen Ediger doch 
gebeten, ſich lieber erſt an Ort und Stelle darüber zu 
informieren. 

Wir werden den Antrag der Deutſchen Partei, da er 
in dieſer Form unannehmbar ift, ablehnen und dem 
Etat unſere Zuſtimmung geben. 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Sena⸗ 
tor Dr. Frank. 

Dr. Frank, Senator: M. D. u. H.! Geſtatten Sie, 
daß ich lediglich noch auf einen Punkt eingehe, der von 
den beiden Herren Vorrednern zur Sprache gebracht 
worden iſt. Sie haben ihrem Bedauern darüber Aus⸗ 
druck gegeben, daß mit Polen mal kein Vertrag über 
die Vollſtreckung von Urteilen abgeſchloſſen ſei. Ich teile 
das Bedauern vollkommen und bin wie die Vorredner 
von der Bedeutung der Sache und Notwendigkeit ihrer 
Regelung überzeugt. Ich möchte hier nur feſtſtellen, 
daß ich bereits im Februar vorigen Jahres einen voll⸗ 
kommen ausgearbeiteten Vertragsentwurf der polniſchen 
Regierung überreicht habe, den ich den polniſchen Herren 
Vertretern mündlich erläuterte. Es wurde damals in 
Ausſicht geſtellt, daß von polniſcher Seite eine Gegen⸗ 
äußerung zu dieſem Entwurf eingehen würde, ſowie 
Verhandlungen zwecks Abſchluß eines Abkommens als⸗ 
dann ſtattfinden ſollten. Trotz unſeres Drängens iſt 
aber eine Aeußerung auf dieſen Vertragsentwurf bis 
heute nicht eingegangen. Ich habe in den letzten Ta⸗ 
gen Gelegenheit genommen, durch mündliche Vorſtellung 
nochmals darauf zu drängen, daß die Verhandlungen in 
Fluß kommen. Ich gebe der Hoffnung Ausdruck, daß 
dieſe Bemühungen von Erfolg gekrönt ſein werden. 
(Bravo!) 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Neumann. 

Dr. Neumann, Abgeordneter (Iäb.): M. D. u. H.! 
Die Erklärungen des Herrn Senators waren ſehr in⸗ 
tereſſant. Daß Herr Senator Dr. Frank unſer Be⸗ 
dauern teilt, daß es in dieſer Beziehung noch zu keinem 
Vertrage mit Polen gekommen iſt, akzeptieren wir gern. 
Damit iſt der Wirtſchaft aber nicht geholfen. Der Se⸗ 
nator hat uns ſoeben dargetan, daß bereits im Februar 
vorigen Jahres alfo feit 1½ Jahr der Vertragsentwurf 
Polen überreicht iſt und mündlich erörtert wurde. Der 
Herr Senator hat ferner mitgeteilt, daß mehrfach ge⸗ 
drängt worden ſei, Polen aber ſauer reagiert habe, daß 
dann jetzt mündliche Verhandlungen aufgenommen 
würden. ; 

Aus den Aeußerungen des Herrn Senators Dr. 
Frank darf ich wohl annehmen, daß die mündlichen Ver⸗ 
handlungen erſt jetzt ſtattgefunden haben und daß es 
über ein Jahr lang bei dem Wechſel von Noten oder 
ſonſtigen ſchriftlichem Verkehr geblieben iſt. Wir ver⸗ 
miſſen dabei den lebhafteren mündlichen Verkehr mit 
Polen, der nach unſerer Anſicht nicht nur auf dieſem 


Gebiete, ſondern auch auf jedem anderen Gebiete an⸗ 
dere Früchte gezeigt hätte, als die Verhandlungen des 


(Sehr richtig! links.) 
liegen nicht 
Das Wort 


Senats bisher gezeitigt haben. 
Vizepräſident Gehl: Wortmeldungen 
mehr vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. 


zur perſönlichen Bemerkung hat der Herr Abg. Dr. 


Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der Abgeordnete Dr. Blavier hat die Behauptung auf⸗ 
geſtellt, mir wäre ſeinerzeit der Referendarkurſus abge⸗ 
nommen worden wegen meiner perſönlichen Untüchtig⸗ 
keit. Ich ſtelle feft, daß ich 344 Jahr den Referendar⸗ 
kurſus gehabt habe. Ich gebe zu, daß, wenn man den 
Erfolg meiner Tätigkeit bei meinen Schülern nach dem 
Erfolge bei Herrn Abg. Dr. Blavier bemißt, der auch zu 
meinen Schülern gehörte, zu einem ſehr herabſetzenden 
Urteil über meine Tätigkeit kommen müßte. Herr Abg. 
Dr. Blavier hat ſich dann darüber aufgehalten, daß ich 
bei ſeiner Rede gelacht hätte. Es wundert mich, daß Herr 
Abg. Dr. Blavier dieſe Bemerkung über mein Lachen 
gemacht hat. Herr Dr. Blavier ſollte daran gewöhnt 
ſein, daß man im Volkstag lacht, wenn er fpricht. 
(Unruhe.) 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. a i i 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Den iber- 
aus geiſtreichen Bemerkungen des Herrn Dr. Bumke 
(Heiterkeit) gegenüber muß ich feſtſtellen, daß ich 
als älteſter Referendar beauftragt worden bin, auf 
einen einſtimmigen Beſchluß der Referendare zum da⸗ 
maligen Landgerichtspräſidenten zu gehen und zu er⸗ 
klären, wir lehnten Herrn Dr. Bumke als Lehrer ab, 
weil er uns als Lehrer nichts beibringen könne. Ich 
bin zum Landgerichtspräſidenten gegangen und Herr 
Dr. Bumke wurde zur Freude der Referendare durch 
Herrn Roſenbaum erſetzt. Wenn Sie für dieſen Vor- 
gang Zeugen haben wollen, der zweitälteſte Referendar 
iſt der jetzige Stadtpräſident von Thorn Michalek. 
(Zwiſchenrufe und lebhafte Unruhe!) 

Vizepräſident Gehl: Wir kommen zur Abſtimmung. 
Zu dem Einnahme ⸗ Poſten find Anträge nicht geſtellt. 
Ich darf wohl annehmen, daß die Einnahmen ohne Ab⸗ 
ſtimmung als angenommen gelten. Das iſt der Fall. 
Zur Ausgabe Abſchnitt A 1 liegen mehrere Abände⸗ 
rungsanträge vor, die ich vorhin verleſen habe. Es wird 
vielleicht gut ſein, wenn ich den folgenden Antrag des 
Abg. Robert Schmidt und Fraktion noch einmal verleſe: 

i Abänderungsantrag zum Haushaltsplan der 

Juſtizverwaltung, Anlage 5 der Druckſache Nr. 929: 
1. Unter Ausgabe A I iit zu ſetzen 1 Senats⸗ 
präſident ſtatt 2, 50 Landgerichtsräte ſtatt 32, 
1 Amtsanwalt ſtatt 3. 
2. Unter Ausgabe A I, 4, Hilfsleiſtung durch 
Beamte iſt der eingeſtellte Betrag von 100 000 
Gulden um 40 000 auf 60 000 Gulden zu ermäßigen. 
3. Unter Ausgabe A I, 5, Hilfeleiſtung durch 
nichtbeamtete Kräfte, iſt der eingeſtellte Betrag 
von 180 000 Gulden um 60000 Gulden auf 120 000 
Gulden zu ermäßigen. 
chmidt, Robert, Ediger und die übrigen 
Mitglieder der deutſch⸗liberalen Fraktion. 
Ich werde nun über dieſen Antrag abſtimmen laſſen. 
Wird eine Teilung gewünſcht? Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
daß der Antrag, der zur Ausgabe A I Ziffer 1 geſtellt 
iſt, getrennt behandelt wird. Es ſind drei verſchiedene 
Sachen, 1 Senatspräſident ſtatt 2, 50 Landgerichts⸗ 
räte ſtatt 52, 1 Amtsanwalt anſtatt 3. Ich bitte des⸗ 


halb, daß über jeden Antrag getrennt abgeſtimmt wird. 


Vizepräſident Gehl: Wir kommen zur Abſtimmung. 
Wir ſtimmen zuerſt ab über die Ziffer „1 Senatsprä⸗ 
ſident ſtatt 2“. Wer dieſen Teil der Ziffer 1 annehmen 
will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, es bleibt alſo bei 
2 Senatspräſidenten. Wir ſtimmen nun ab über den 


zweiten Teil „50 Landgerichtsräte ſtatt 52“. Wer die⸗ 
ſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu. 
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(Vizepräſident Gehl.) 


erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. (Geſchieht.) Das Büro iſt ſich einig, daß 


ich nicht genau feſtſtellen kann, ob jetzt die Mehrheit 


ſteht, (Heiterkeit. — Schöne Einigkeit!) Wir 
kommen zur Auszählung. Die Auszählung be⸗ 
ginnt. (Geſchieht.) Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. 


An der Abſtimmung haben ſich 88 Damen und Herren 
beteiligt. Davon ſtimmten mit ja 48, mit nein 40, der 
Antrag iſt angenommen. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über den dritten Teil der Ziffer 1. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dieſen Teil annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Es 
ſcheint dieſelbe Mehrheit zu ſein; der Antrag iſt ange⸗ 
nommen. Wir kommen dann zur Abſtimmung über 
die Ziffer 2. Ich bitte die Damen und Herren, die 
die Ziffer 2 annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das ift die Minderheit. 
Die Ziffer 2 iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über die Ziffer 3. Ich bitte die Damen und Her⸗ 
ren, die die Ziffer 3 annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die 


Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 


(Abg. Spill: Ich beantrage Abſtimmung.) 


Es liegt nun noch ein Abänderungsantrag des Abg. 
Herrmann vor, der für die Bücherei anſtelle von 500 


Gulden 1000 Gulden bewilligen will. Wir kommen zur 


Abſtimmung über dieſen Antrag, Ich bitte die Damen 
und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Der Antrag iſt angenommen. 

Ich darf dann wohl ohne weitere Abſtimmung den 
Juſtizetat mit dieſen ſoeben beſchloſſenen Aenderungen 
in der zweiten Leſung als angenommen erklären. 
Das geht 
jetzt nicht, das kommt erſt bei der dritten Beratung. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Lück. 

Lück, Abgeordneter (Lib.): Ich beantrage Verta⸗ 
gung auf morgen. 

Vizepräſident Gehl: Es iſt Vertagung auf morgen 
beantragt worden. Widerſpruch höre ich 
Haus hat jo beſchloſſen. Ich ſchlage vor, die nächſte 
Sitzung morgen nachmittag 3.30 Uhr mit der Tages⸗ 
ordnung: Reſt von heute abzuhalten. Ich ſchließe die 
Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 6 Uhr 40 Minuten.) 
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106. Sitzung. 


Donnerstag, den 7. Mai 1925. 
BE et Seite 


Zweite Beratung des Staatshaushaltsplanes für 1925. 
— Fortſetzung. : 1529 B 
Haushaltsplan für Öffentliche Arbeiten (Druckſache 
N edi 
Haushaltsplan der Grundbeſitzverwaltung (Drud- 1 
ſache Nr. 1208 zu Nr. 9200) 13529 B 
Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen Verwaltung 
(Druckſache Nr. 1210 zu Nr. 920) 18529 C 
Abänderungsantrag der Abg. Meyer (D. Nat.), Mohn 
(D. V. P.), Kuntz (Lb.), Herrmann (D.Soz.) und 
Fraktionen (Druckſache Nr. 1368). 13529 C 
Haushaltsplan der Forſtverwaltung (Druckſache 25 
Ni. 111 zu Nr 9 0 1189 SO 
Abänderungsantrag des Abg. Herrmann (D. Soz.) und 
Fraktion (Druckſache Nr. 136577. 1529 C 
Herrmann D. So-) „1529 D 
Haushaltsplan für Betriebe, Verkehr und Arbeit 
(Drucksache Nr. 1331 zu Nr. 92000 1530 A 
Abänderungsantrag der Abg. Knoblauch (D. Nat.), Weiß 
(Z.), Hennke (Lib.), Dr. Blavier (D. V. P.) und Frak⸗ x 
tionen (Drudiahe Nu. 13690. 1530 
Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann und Frak⸗ er 
tion zu Abſchnitt E (Druckſache Nr. 125) 
bänderungsantrag des Abg. Dr. Bumke und Fraktion en 
zu Abſchnitt F 1b (Drucksache Nr. 1357) . 18530 
Haushaltsplan für die Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung (Druckſache Nr. 1354 zu Nr. 920) . . 1530 -B 
Hohnfeldt (D So) 18580 5 
Abänderungsantrag des Abg. Hohnfeldt und Fraktion ' 
nc e a et 
Haushaltsplan der Steuerverwaltung (Druckſache ER 
Nr. 1221 zu Nr. 920)... ee 15 
Haushaltsplan der Jollverwaltung (Druckſache ii 
Nr. 1336 zu In 920) 13531 = 
Wisniewſki (Z.) £ 1531 
Sie n) a r 1531 2 
Runge, Senator -e 1882 = 
Dr. Kamnitzer (8. FP.) „„ 
Abänderungsantrag des Abg. Förſter und Fraktion 
, 0 0. et 1533 D 
Haushaltsplan der Betriebsmittelverwaltung Orud- 
ſache Nr. 1284 zu Nr. 920) 15384 A 
Haupthaus haltsplan (Druckſache Nr. 1335 zu Nr. 920) 1534 A 
Geſetz über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
planes (Drucksache Nr. 1333 zu Nr. 920) . 1534 A 
Rahn (bk Er) zur Geſchäftsordnung. . 1534 A 
Vertagung und Wie n der nächſten Sitzung 1534 B 
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Raube (K. P.) zur Gefhäftsordnung . 1534 D 
Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 


Vizepräſidenten Splett eröffnet. dam 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Leske, Runge, 
Ziehm; Ober⸗ und Geheimer Poſtrat Schulz; Oberregie⸗ 
rungsrat Meyer; Regierungsräte Arnſtädt, Dr. Sandheim. 

Vizepräſident Splett: Ich eröffne die 106. Sitzung 
des Volkstages. Wir fahren in der Beratung der Haus⸗ 
haltspläne für das Geſchäftsjahr 1925 fort. Ich rufe auf 
Punkt 1: 

Haushaltsplan für Offentliche Arbeiten. 


Druckſache Nr. 1332 zu Nr. 920. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, Anträge ſind nicht geſtellt. Ich darf wohl ohne 
weitere Abſtimmung feſtſtellen, wenn nicht ein entgegen⸗ 
geſetzter Wunſch laut wird, daß der Haushaltsplan für 
Offentliche Arbeiten angenommen iſt. Ich rufe auf Punkt 2: 
Haushaltsplan der Grundbeſitzverwaltung. 
Druckſache Nr. 1208 zu Nr. 920. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, Anträge ſind nicht geſtellt. Ich darf wohl ohne 
weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß der Volkstag den Haus⸗ 
haltsplan der Grundbeſitzverwaltung angenommen hat. 
Ich rufe auf Punkt 3: 


Haushaltsplan der 
waltung. 
Druckſache Nr. 1210 zu Nr. 920. Hierzu liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag vor, Druckſache 1368, den Sie wohl auf Ihren 
Plätzen haben. ; 
Der Volkstag wolle beſchlüießen, zu Ausgabe K Teine 
Summe von 6000,— Gulden für landwivtſchaftliche 
Wanderhaushaltungsſchulen als Stelle 11 einzufügen. 


Landwirtſchaftlichen Ver⸗ 


ee Meyer 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
Fraktion. 
Adelheid Mohn 
und die übrigen Mitglieder der Gruppe der 
Deutſch⸗Danziger Volkspartei. 


Kuntz 
und die übrigen Mitglieder der Deutſch⸗Liberalen 
i Fraktion, 
Herrmann : 
und die übrigen Mitglieder der Deutſch⸗Sozialen 
x Fraktion. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über dieſen Abänderungsantrag, Druckſache 
Nr. 1368. Ich bitte die Damen und Herren, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Bitte um die Gegenprobe. 
Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Ich darf wohl 
ohne weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß der Haushalts⸗ 
plan der Landwirtſchaftlichen Verwaltung mit dieſer Ab⸗ 
änderung angenommen iſt. Ich rufe auf Punkt 4 der 
Tagesordnung: 
Haushaltsplan der Forſtverwaltung. 


Druckſache Nr. 1211 zu Nr. 920. Hierzu liegt ebenfalls 
ein Abänderungsantrag des Abg. Herrmann und der übri⸗ 
gen Mitglieder der Deutſch⸗Sozialen Fraktion vor, Druck⸗ 
ſache Nr. 1365: y 
Der eingeftellte Betrag von 40 000 Gulden iſt auf 
60 000 Gulden zu erhöhen. í 
2 SE RTINA 
u. die übrig. Mitglieder der Deutſch⸗Sozialen Fraktion. 


Das Wort hat Herr Abg. Herrmann. 


Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H! Im 
Hauptausſchuß ſind längere Ausführungen darüber gemacht 
worden, daß die 40 000 Gulden, die für Forſtkulturen im 
Haushaltsplan der Forſtverwaltung eingeſetzt ſind, nach 
dem jetzigen Stande der Forſten viel zu gering ſind. Dieſe 
Ausführungen waren überzeugend. Der Redner wollte 
einen Antrag auf Erhöhung auf mindeſtens 60 000 Gulden 
ſtellen. Der zuſtändige Senator erklärte jedoch, daß der 
Betrag von 40 000 Gulden für dieſes Jahr ausreiche. Er 
könne mehr zunächſt nicht brauchen und bat, den Antrag 
nicht zu ſtellen. Darauf wurde der Antrag auch nicht ge⸗ 
ſtellt. Einige Zeit nach dieſer Sitzung im Hauptausſchuß 
hatten ein Kollege von einer anderen Fraktion und ich Ge⸗ 
legenheit, an einer Verſammlung der ſtaatlichen Förſter 
der Freien Stadt teilzunehmen. Dort wurde von einem 
Förſter unter allgemeiner Zuſtimmung der übrigen Förſter 
ausgeführt, daß mit den geringen Beträgen, die für Forſt⸗ 
kulturen in dieſem Rechnungsjahr überwieſen ſind, faſt gar 
nichts anzufangen ſei. (Sehr richtig!) Es wären ſchon 
jetzt, nicht erſt im nächſten Jahr, weit größere Beträge er⸗ 
forderlich. Nach dieſer Erklärung hat meine Fraktion den 
im Hauptausſchuß in Ausſicht genommenen Antrag, der 
dort auch ohne Zweifel angenommen wäre, hier eingebracht, 
nämlich den für Forſtkulturen eingeſetzten Betrag von 
40 000 auf. 60 000 Gulden zu erhöhen. (Welche Nummer 
iſt das?) Druckſache Nr. 1365. M. D. u. H.! Viel iſt 


das für die Forſtkultur im ganzen Fveiſtaatgebiet nicht, 
aber es läßt ſich damit doch einigen ſehr begründeten An⸗ 
forderungen entſprechen. Was in dieſer Beziehung jetzt 
nicht getan wird, bleibt für alle Zeit um ein Jahr zurück. 
Wir bitten unſerm Antrag zuzuſtimmen. 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich bitte die Damen und Herren, die den Ab⸗ 


~ 


0) 


(Geſchieht.) Vorhin ſtand die 


(D) 


(A 
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(Vizepräſident Splett.) ; 
änderungsantrag des Abg. Herrmann annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Ich darf wohl 
ohne weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß der ſo abgeänderte 
Haushaltsplan für die Forſtverwaltung angenommen iſt. 
Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 

Haushaltsplan für Betriebe, Verkehr und Arbeit. 
Druckſache Nr. 1331 zu Nr. 920. Dazu liegen drei Ab⸗ 
änderungsanträge vor, und zwar Druckſache Nr. 1253, 
Nr. 1357 und Nr. 1369. Der Antrag auf Druckſache 
Nr. 1369 beſagt: 

„Wir beantragen unter Ausgabe Abteilung O: Dele- 

e der Freien Stadt für die Eiſenbahnangelegen⸗ 
heiten. 

Abſchnitt I. Es iſt eine neue Stelle 6 a einzurichten: 
Beihilfen für Fortbildungskurſe ſtatt 10000 zu ſetzen 
20.000 Gulden. i 
Knoblauch, Weiß, Hennke, Dr Blavier, 

Herrmann und Fraktionen. 3 
Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beſprechung ijt ge- 
ſchloſſen. Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, er iſt angenommen. Ich rufe den zweiten Abände⸗ 
rungsantrag auf, Druckſache Nr. 1253: 

Wir beantragen, den aus der Druckſache Nr 1213 
erſichtlichen Abſchnitt E vollſtändig zu ſtreichen, ſo daß 
es bei der Senatsvorlage bleibt. 

Schweg mann 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
j Fraktion. 

Es iſt notwendig, daß wir über die Poſition E auf 
Seite 4 eine Abſtimmung vornehmen, da der Antrag ge⸗ 
ſtellt ift, die Poſition E vollſtändig zu ſtreichen. Ich rufe 
auf E I. Anteil an den Koſten des Demobilmachungsaus⸗ 
ſchuſſes 2000 Gulden. Ich bitte die Damen und Herren, 
die für die Vorlage ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Die Poſition muß 
geſtrichen werden. Ich rufe auf E 2. Ich bitte die Damen 
und Herren, die die Poſition annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, es iſt dem Antrag Schwegmann gemäß beſchloſſen. 
Dann liegt noch ein Abänderungsantrag des Abg. Dr. Bumke 
und der übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen Fraktion 
vor, Druckſache Nr. 1357: 

: In Spalte „Erläuterung“ zu Ausgabe F Ib ift zu 
ſetzen „Schaffung neuer Büro⸗ Werifiatt. und Lager⸗ 
räume“ ſtath „Bau einer exploſionsſicheren Benzin⸗ 
tankomlage“. ; 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag an- 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich darf wohl 
ohne weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß der Haushalts⸗ 
plan für Betriebe, Verkehr und Arbeit mit den angenom⸗ 
menen Anträgen angenommen iſt. 

Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 

Haushaltsplan für die Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 

verwaltung 
Druckſache Nr. 1354 zu Nr. 920. Das Wort hat der Herr 
Abg. Hohnfeldt. ; 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D.Soz.): M. D. u. H.! Die 
ſt mit einer derartigen Durchſchlags⸗ 
kraft an die Streichung der Perſonalausgaben in den ein⸗ 
zelnen Haushaltsplänen herangegangen, daß man nach der 
bisher von ihr geleiſteten Arbeit annehmen muß, daß die 
Erſparniſſe rieſige ſein werden. Eigenartigerweiſe hat man 
Streichungen an allen Etats derjenigen Behörden vorge⸗ 
nommen, an denen die Liberale Fraktion etwas auszuſetzen 
hatte, nur an dem Poſtetat hatte man nichts auszuſetzen. 
Dabei iſt es ganz eigenartig, daß der Poſtetat genau ſo viel 
Leute hat wie die Zollverwaltung, und daß beim Zoll drei 
Stellen in der Gruppe XIII ſind und bei der Poſt neun. 
Mit welcher Begründung? Es iſt immer ſehr komiſch, zu 
ſehen, daß ſoundſo viele Stellen für Oberpoſtdirektoren und 
nur eine einzige Stelle für einen Poſtdirektor vorhanden 


jind. Es wirkt eigenartig, wenn man dann weiter be- (C) 


trachtet, daß in dem Hauſe vier Herren, die der Poſt ange⸗ 
hören, in den einzelnen Fraktionen vertreten ſind. Man 
kommt dann zu der Annahme, daß dieſe Herren es mit 
Abſicht verhindert haben, daß irgendeine Streichung und 
Verminderung des Perſonals bei der Poſt eintrete. (Zu⸗ 
ruf! rechts.) Ich will nicht ſo gehäſſig ſein, aber Ihr Frak⸗ 
tionsmitglied, Herr Hennke, der Herr Senator a. D. 
Förſter, iſt Oberpoſtdivektor in Zoppot bei einem Poſtamte, 
das einen Oberpoſtdirektor nicht vertragen kann. Man 
muß der Meinung ſein, daß dieſe Stellung geſtrichen wer⸗ 
den könnte. Es handelt ſich nicht um den jetzigen Inhaber 
der Stelle, ſondern darum, daß Stellen geſchaffen ſind, die 
man etatsmäßig nicht tragen kann. Vergleichen Sie den 
Zolletat mit dem Etat der Poſt. (Sie verſtehen nichts da⸗ 
von! bei der Liberalen Fraktion.) Das mag Herr Abg. 


Förſter behaupten. Manche Leute behaupten dasſelbe von 


Herrn Förſter in ſeinem eigenen Reſſort. Das will ich 
nicht tun. Bezeichnend iſt weiter, daß bei der Vertretung 


der einzelnen Haushaltspläne durch den Senat von jeder 


einzelnen Stelle nur zwei oder drei Herren auf der Re⸗ 
gierungsbank erſchienen ſind, bei der Poſt ſind es jedoch 
vier Herren Oberpoſträte. Die Bevölkerung und auch die 
anderen Beamten fragen: Was machen die vielen Ober⸗ 
poſträte gegenüber der geringen Zahl von Poſträten? Ge⸗ 
häſſigerweiſe ſagt man, ſie hätten weiter nichts zu tun, als 
ſich diejenigen Sorten Briefmarken, die in kleinen Aus⸗ 
gaben herauskamen, und von denen das übrige Publikum 
nichts zu ſehen bekam, für ſich auszuſuchen und zu hamſtern. 
Dieſe Auffaſſung von der Tätigkeit der Oberpoſträte iſt be⸗ 
greiflich. Der Außenſtehende verſteht tatſächlich nicht, 
warum wir ſo viele Oberpoſträte haben. Wenn man bei 
dem hochwichtigen Etat des Innern Streichungen gemacht 
hat, die gar nicht tragbar ſind, ſollte man hier die Strei⸗ 
chungen nicht außer Acht laſſen. Man muß nach den Mo- 
tiven, die bei der Liberalen Fraktion vorherrſchen, fragen. 
Die Liberale Fraktion befand ſich geſtern in einer ſehr 
eigenartigen Kampfesſtellung gegenüber dem Senat, den 
ſie verſchiedentlich unterſtützt hat. Ihre Unterſtützung bil⸗ 
deten Sozialdemokraten, Kommuniſten und Polen. Es 
wäre zu fragen, was würden dieſe angeführten Parteien, 
in erſter Linie die Liberale Fraktion machen, wenn z. B. 


die Regierungsparteien dieſen Etat nicht beſchlöſſen, vor⸗ 


ausgeſetzt, daß er in dritter Leſung mit derſelben Strei⸗ 
chung durchginge. Würden ſie und die Sozialdemokraten 
den Etat halten, ſie, die bis jetzt jeden Etat abgelehnt 
haben? Dann würden Sie von der Liberalen Fraktion 
vielleicht für den ſo geſtrichenen Etat einſtehen, aber die 
Sozialdemokratie nicht. Was wäre die weitere Folge? 
Sie haben durch Ihre Streichungen beim Etat des Innern 
in die Bevölkerung eine Unruhe hineingetragen, die man 
überall bemerken kann. Da iſt die Stelle des Leiters der 
Polizeiſchule zuviel. Die überflüſſigen Stellen von vier 
Oberpoſtdirektoren find aber nach Ihrer Meinung nicht 
überflüſſig. Es iſt eigenartig, daß in Ihrer Fraktion zwei 
Herren der Poſt ſitzen. (Zurufe des Abgeordneten Förſter.) 
Reiner Zufall? Man weiß nicht, was bei einem Eintritt 
Ihrer Fraktion in die Regierung erfolgen ſoll. Einer 
Ihrer beiden Herren von der Poſt ſoll Senator für die 
Poſtverwaltung werden. Um die Sache richtig zu machen, 
werden beide Herren Senatoren werden müſſen; das wäre 
die glücklichſte Löſung. Dann wären die beiden Herren 
von der Poſt als Senatoren beſchäftigt. Augenblicklich 
weiß man nicht, wie ſie beſchäftigt ſind. Mit Rückſicht auf 
die Erſparnis, die von allen Fraktionen erſtrebt wird, bei 
der ungeheueren Zahl der oberen wie auch der mittleren 
Stellen beim Poſtetat, habe ich einen Antrag, Druckſache 
Nr. 1376, eingebracht, der dieſe überflüſſigen Stellen ge⸗ 
ſtrichen wiſſen will. Da Sie alle erklärt haben, daß Sie 
gern überflüſſige Stellen im Etat ſtreichen wollen, hoffe ich, 
daß dieſer Antrag einſtimmig angenommen wird. (Bravo!) 
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Vizepräſident Splett: Es handelt jih um die Druck⸗ 
ſache Nr. 1376. Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Abänderungs⸗ 
antrag des Abg. Hohnfeldt, Druckſache Nr. 1376: 
a) In A la itt I Stelle 1 Ausgabe, iſt bei den 
uch 


nn en Ausgaben der Zentralverwaltung zu 
etzen: 
an 5 Oberpoſtrate I 8 


„ 8 Oberpoſtinſpektoren (X) 0 
„ 1 Roinnineineen ß; U 
„ 9 Oberpoſtſekretäre (VIII/ II. 7 
p) Sn Stelle 2 daſelbſt ift zu ſetzen ſtatt 12 000 
Gulden wie im Vorjahr 6000 Gulden. 
c) In Abſchnitt I Stelle 1 ift bei den Beſol⸗ 
dungen der Verkehrsämter zu ſetzen: 
ſtatt 4 Oberpoſtdirektoren (XIII) 
„ 1 Poſtdirektor (leitend) 
„ 9 Poſtamts rate [(C) 
„ 17 Oberpoſtinſpektoren X) )) 13 
„ 4 Obertelegrapheninſpektoren (X) . TE 
„ I Poſkinſpektoden [I 23 
„ 12 Telegrapheninſpektoren (II. 110 
„ 72 Oberpoſtſekretäre (VIIYIX) . . 665 
„ 20 Obertelegraphenſekretäre (VIII IX). 18 
d) In Stelle 4b des Abſchnitts II ift zu ſetzen: 
fott 221 000 Gulden 100 000 Gulden, x 
Hinſichtlich der aus vorstehenden Anträgen fidh er- 
gebenden ziffernmäßigen Anderungen bei den einzelnen 
Abſchnitben ſelbſt und in der Geſamtſumme hat der 
Senat das Erforderliche zu veranlaſſen. 
Wer für den Antrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht. — Wo iſt Herr Herrmann? links.) Ich 
bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Jetzt ſteht die Min⸗ 
derheit. Der Antrag iſt angenommen. (Bravo!) Ich darf 
dann wohl ohne weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß 
Punkt 6 der Tagesordnung mit der Abänderung angenom⸗ 
men iſt. Ich rufe auf Punkt 7 der Tagesordnung: 
Haushaltsplan der Steuerverwaltung. 
Druckſache Nr. 1221 zu Nr. 920. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Anträge ſind nicht geſtellt. Ich darf wohl ohne 
weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß der Etat angenommen 
iſt. Ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung: 


Haushaltsplan der Zollverwaltung. 


0 — 


Druckſache Nr. 1336 zu Nr. 920. Ich eröffne die allge- 


meine Ausſprache. 
Wisniewflki. Ei 


Wisniewfki, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Zu der 
Poſition Zollverwaltung hat Anl Fraktion N 
Wünſche, deren baldige Erfüllung wir ganz beſtimmt er⸗ 
warten. Wer heute mit dem Zollamt zu tun hat, der wird 
ohne weiteres zugeben, daß die Zuſtände, die dort augen⸗ 
blicklich herrſchen, nicht weiter beſtehen bleiben können, ganz 
abgeſehen davon, daß erſt einmal die Zollſätze unter allen 
Umſtänden einer Reviſion unterzogen werden müßten. Es 
kommt vor allen Dingen darauf au, daß die Abfertigung 
bei den Zollämtern eine beſſere wird. Ich nehme einmal 
das Zollamt 1, Wallgaſſe, heraus. Man kann es unſerer 
Danziger Bürgerſchaft nicht länger zumuten, daß ſie ſich zwei 
und drei Tage lang anreihen muß, um vielleicht ein Paket 
von Y kg abzuholen. Es wird alles mögliche gemacht, 
nur nicht was notwendig iſt, um das Publikum abzufertigen. 
b wiel ſchlimmer ſieht es beim Zollamt Leegetor aus. 
Ein Kaufmann, der Fall liegt ganz beſonders typiſch, hatte 
eine Kiſte von einem Zentner abzuholen. Er muß drei 
Tage hinlaufen, um dieſe Kiſte zu verzollen. Am zweiten 
Tage bekommt er glücklicherweiſe die Nummer 27 und 
glaubt, jetzt mit feiner Arbeit fertig zu ſein. Als die Num- 
mer 18 herankam, war Schluß der Abfertigung, und er 
mußte nach Haufe gehen, um am folgenden Tage wieder 
zu erſcheinen. Statt am anderen Tage in derſelben Reihen⸗ 
folge heranzukommen, bekommt er eine Nummer, die noch 
höher liegt. 

Das find Zuſtände, die meines Erachtens jo ſchnell 
als möglich beſeitigt werden müſſen. Die Frage wird nun 


Das Wort hat der Herr Abg. 


zu prüfen ſein, ob die Mißſtände darin ihre Begründung 
finden, daß zu wenig Zollbeamte ſind oder aber, daß die 
Einteilung falſch iſt. Ich glaube, mit den vorhandenen 
Beamten wäre ganz gut auszukommen. Nur die Eintei⸗ 
lung müßte eine andere ſein. Hat man offene Augen, ſo 
findet ſogar der Laie ſofort heraus, daß die Einteilung 
eine vollkommen ungeſunde iſt. Die Stückgutverzollung 
darf nicht mit der Waggongutverzollung zuſammen gehen. 
Daß ein und derſelbe Beamte alles macht, iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich nicht möglich. Aber es ließe ſich inſofern ſehr leicht 
abändern, daß die Verzollung der verſchloſſenen Waggons 
entweder zu einer anderen Zeit oder aber durch ſelbſtändige 
Beamte geſchieht, die nichts weiter zu tun haben. Ebenſo, 
glaube ich, würde ſich auch das Nachprüfungs⸗ und Ver⸗ 
rechnungsweſen ganz bedeutend vereinfachen und erleichtern 
laſſen. Dann iſt ganz beſonders über die Unfreundlichkeit 
einer großen Anzahl von Zollbeamten geklagt worden. 
Das geht aber nicht auf das Konto der Beamten, ſondern 
auf das Konto der Anweiſungen und Verordnungen, die 
dort angewandt werden. Auch hier wird es Sache der 
Zollverwaltung ſein, darauf zu achten, daß den Leuten 
wohlwollend Auskunft gegeben wird, wenn einmal einer 


(©) > 


die Zollpoſition nicht ſofort weiß. Es ift nicht recht, das 


er gleich 10 Prozent Strafe bezahlen muß, weil er die 
Zollpoſition nicht wußte. Auch nach dieſer Seite wünſchen 
wir, daß Abhilfe geſchaffen wird. 

Wir glauben, daß es nur einer Anregung bedarf, um 
die zuſtändigen Stellen der Zollverwaltung darauf hinzu⸗ 
weiſen, damit dies Übel, das der geſamten Danziger Be⸗ 
wölkerung und vor allen Dingen der Kaufmannſchaft ganz 
beſonders ſchwer am Herzen liegt, beſeitigt wird. 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 


Lück, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! Es iſt ſehr 
bedauerlich, daß bei der Beratung des Haushaltsplans für 
die Zollverwaltung dieſe es nicht für nötig hält, einen Be⸗ 
amten hierher zu ſchicken, um von dieſer Stelle aus zu 
hören, was wir für Beſchwerden vorzubringen haben, um 
dann nach Möglichkeit die berechtigten Beſchwerden abzu⸗ 
ſtellen. Der Herr Vorredner hat geſagt, daß es nur nötig 
wäre, von dieſer Stelle Anregungen zu geben, um die be⸗ 
ſtehenden Mißſtände zu beſeitigen. Ich möchte darauf er⸗ 
widern, daß wir ſchon wiederholt, leider Gottes bis jetzt 
immer vergeblich, die Beſchwerden hier eingehend begrün⸗ 
det und vorgebracht haben. Trotzdem iſt bis heute nichts 
geſchehen. Es bleibt alſo alles beim alten. Unſere Wünſche 
und Vorſchläge bei der Ausſchußberatung über den Haus⸗ 
haltsplan der Zollverwaltung ſind leider auch unberück⸗ 
ſichtigt geblieben. 

Wir haben wiederholt in nachdrücklichſter und ein⸗ 
gehendſter Weiſe darauf hingewieſen, daß Danzigs Handel 
und Induſtrie unter den gegenwärtigen ſchwierigen Ver⸗ 
hältniſſen, der großen Geldknappheit und den ungeheuer 
hohen Steuer⸗ und Zinſenlaſten in abſehbarer Zeit nicht 
in der Lage ſein wird, größere Warenmengen, gleichviel 
welcher Art, oder Rohſtoffe zu importieren oder zu expor⸗ 
tieren. Es iſt jedoch ganz ſelbſtverſtändlich, daß durch 
dieſen Geſchäftsſtillſtand die Zollverwaltung alsdann ent- 
ſprechend weniger zu tun haben wird. Wir find der An⸗ 
ſicht, daß es ſehr wohl möglich iſt, daß bei der Zollverwal⸗ 
tung mehr geſpart werden kann und geſpart werden muß. 

Auf der anderen Seite wird zugegeben werden müſſen, 
daß die Beamten, wenn ſie längere Zeit bei der Zollver⸗ 
waltung tätig ſind, ſich eingearbeitet haben und deshalb 
entſprechend mehr an Arbeit leiſten, als es beim Anfänger 
oder Neuling der Fall iſt. Wir können es nicht verſtehen, 
daß trotz der Geſchäftsſtille, trotz des eingearbeiteten Pet- 
ſonals der Leiter des Zollamts immer wieder neue Anträge 
auf Perſonalvermehrung ftellt. In letzter Zeit ſollen wieder 
40 Angeſtellte angefordert worden fein und der Senat fol, 
wie uns berichtet worden iſt, auch 30 neue Angeſtellten⸗ 


Lück. 


(D) 


(A 


) 
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(Lück, Abgeordneter.) 

ſtellen bewilligt haben. 
müſſen verlangen, ſowohl von dem verantwortlichen Leiter 
des Landeszollamts, als auch von allen höheren Beamten 
und auch den Vorſtehern der verſchiedenen Abteilungen, 
daß ſie die Befähigung beſitzen, bei der jetzigen ſchwierigen 
Wirtſchaftslage ihren Betrieb entſprechend zu vereinfachen 


Hund durch Perſonaleinſchränkungen und beſſere Arbeits⸗ 


— 


Zweckmäßigleits⸗ 


leiſtung uſw. Erſparniſſe zu erzielen. (Zwiſchenruf des Abg. 
Maier.) Herr Abg. Maier, das kann die Wirtichaft nicht. 
Ich möchte nur ein Beiſpiel anführen. Wenn in einem 
großen, weitverzweigten Betrieb die Geſchäftsleiter, Pro⸗ 
kuriſten oder Abteilungsvorſteher in einer ſolchen Zeit nicht 
die Fähigkeit beſitzen, ſich den ſchwierigen Verhältniſſen an⸗ 
zupaſſen, dann dürfen Sie verſichert ſein, m. D. u. H., daß 
dieſe Leute nicht weiter auf ihren Lorbeeren bei einer Firma 
ausruhen, ſondern die Zeit zwingt dazu, daß nur die tüch⸗ 
tigſten Leute beſchäftigt werden, um das Unternehmen mit 


vereinter Kraft durch die ſchwierigen Zeiten hindurchzu⸗ 


führen. Auch die Beamten geben ſich zum großen Teil 
redliche Mühe. Wir verkennen durchaus nicht, daß es viele 
Beamten, ſowohl in höheren, wie in unteren Stellen gibt, 
die ihre Pflicht durchaus ernſt nehmen und erfüllen. Aber 
auf der anderen Seite gibt es eine ſehr große Anzahl Leute, 
die wirklich nicht mit dem Ernſt, der Energie und der 
Arbeitsfreudigkeit ihre Pflicht erfüllen, wie es namentlich 
in der jetzigen ſchweren Zeit unbedingt verlangt wer⸗ 
den muß. 

Wir ſind der Anſicht, daß es aus den angeführten 
Gründen jahr wohl möglich iſt, bei der Zollverwaltung eine 
weitere Perſonaleinſchränkung vorzunehmen, weil in abſeh⸗ 
barer Zeit, das habe ich hier wiederholt ausgeführt, auf eine 
Geſundung und Beſſerung des Danziger Wirtſchaftslebens 
wirklich nicht zu hoffen iſt. Aus dieſen Erwägungen heraus 


haben wir uns entſchloſſen, unſern Antrag, Druckſache. 


Nr. 1363, für den Haushaltsplan der Zollverwaltung ein⸗ 
zubringen. Wir bitten dringend, daß Sie unſern Antrag 
annehmen. Ich darf wohl zuverſichtlich hoffen, daß auch 
die Wirtſchaftler der anderen Fraktionen dieſen. Antrag aus 
und Sparſamkeitsgründen annehmen 
werden. M. D. u. H.! Bei dieſer Gelegenheit möchte ich 
noch einmal auf die Erhebung der 10-prozentigen Akzidenz 
zu ſprechen kommen, die der Herr Vorredner bereits er⸗ 
wähnt hat. Es iſt richtig, daß in den meiſten Fällen, bei 
nicht genauer Verzollung, in der Regel 10 Prozent Akzidenz 
erhoben werden. Ferner iſt es richtig, daß die polniſchen 
Zollkontrolleure mit größter Gewiſſenhaftigkeit darauf 
achten und nachprüfen, ob die 10 Prozent auch wirklich er⸗ 
hoben worden ſind. Durch dieſe Beſtimmung wird das ge⸗ 
ſamte Wirtſchaftsleben, ſowohl das Danziger, wie das pol⸗ 
niſche, ungeheuer belaſtet. Unſeres Erachtens iſt dieſes eine 
unmoraliſche Zollabgabe, und der Senat muß verſuchen, im 
Einverſtändnis mit Polen dieſe unmoraliſche Zollabgabe 
ſo ſchnell wie möglich zu beſeitigen. 

Fenner möchte ich nochmals darauf hinweiſen, daß die 
Erzeugniſſe der Danziger Induſtrie auf Grund der pol⸗ 
niſchen Beſtimmungen in Teew angehalten und nachkon⸗ 
trolliert werden, ſoweit es ſich um Monopolſachen handelt 
oder um Fabrikate, bei denen Monopolwaren verarbeitet 
worden ſind. Da nun Danzig und Polen laut Vertrag ein 
einheitliches Wirtſchaftsgebiet bilden ſollen, ſo muß verſucht 
werden, alle beſtehenden und hemmenden Schwierigkeiten 
zu beſeitigen. Es wäre auch ſehr erwünſcht, wenn wir uns 
mit Polen wegen der übrigen Monopolwaren verſtändigen 
könnten. Wo ein Wille ift, iſt auch ein Weg. Ich bitte von dieſer 
Stelle aus den Senat nochmals dringend, nach beſten Kräf⸗ 
ten bemüht zu ſein, möglichſt durch mündliche Verhandlun⸗ 
gen mit Polen, alſo nicht nur durch Austauſch von Noten, 
zu einer Verſtändigung zu gelangen. Hat der Senat wegen 
der Beſeitigung der 10⸗prozentigen Akzidenz und wegen der 
Nachkontrolle in Tezew und der ſonſtigen ſchweren Beſtim⸗ 
mungen Schritte bei Polen unternommen, und wann haben 


Abteilung des Zolls zugeht. 


Donnerstag, den 7. Mai 1925. 


(Unruhe links.) Wir können und zuletzt derartige Verhandlungen zwiſchen Danzig und Polen 


ſtattgefunden? 

Wir erwarten und hoffen, daß nach dieſer Richtung 
hin nunmehr alles geſchehen wird, damit die beſtehenden 
Schwierigkeiten beſeitigt werden, und daß alsdann das 
Danziger und polniſche Wirtſchaftsleben endlich einer ge- 
ſunden Zukunft entgegengeführt werden kann. (Bravo!) 


Vizepräſident Splett: Sie ſagten, Ihr Antrag wäre 
Druckſache Nr. 1362. Es iſt aber Druckſache Nr. 1363. 
Das Wort hat Herr Senator Runge. 

Runge, Senator: M. D. u. H.! Der zuſtändige Sena- 
tor iſt abweſend. Ich kann begreiflicherweiſe zu dieſem 
Etat nichts ſagen. Ich habe aber von den Ausführungen 
der Herren Vorredner Kenntnis genommen und werde ſie 
dem Senat und der zuſtändigen Verwaltung übermitteln. 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Kamnitzer. ; 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S.P.D.): M. D. u. H.! 
Die Auskunft des Herrn ſtellv. Senators der Zollverwal⸗ 
tung hat die Frage nicht beantwortet, die der Herr Abg. 
Lück ſtellte, weswegen, da er ſelbſt zugibt, nicht ſachkundig 
zu ſein, weswegen nicht einer der ſehr vielen Dezernenten 
des Zolls hier anweſend iſt, um 555 die Reden anzuhören. 
Wenn ſie es ſchließlich auch eines Tages gedruckt bekommen, 
jo ift doch das geſprochene Wort zweifellos wirkſamer. Es 
beſtände außerdem die Möglichkeit, durch Rede und Gegen⸗ 
rede manches zu klären, was nachher in den Akten ver⸗ 
ne (Zuruf des Abg. Loops.) Aber nun zur Sache 
elbit. 

Als ich heute morgen zum Gericht ging, traf ich auf 
dem Langen Markt im Sonnenſchein einen höheren Zoll⸗ 
beamten. Er trug eine ſchöne grüne Litewka mit dicken 
goldenen Raupen (Ein Monokel! links.), mit noch zwei 
Sternen darüber, etwa die Uniform eines früheren hohen 
Generals. An ſeiner Bruſt glitzerten mehrere Kriegsorden. 
(Zurufl) Das ärgerte mich nicht, aber es war mir außer⸗ 
ordentlich intereſſant. Bei dem Anblick des kriegeriſch da⸗ 
hinſchreitenden Herrn wurde mir klar, daß in dem ſympto⸗ 
matiſchen dieſer Erſcheinung, in dem typiſchen, nämlich in 
dem kriegeriſchen Geiſt oder beſſer Ungeiſt unfere ganze Not 
liegt. (Zuruf!) Das iſt es, woran die Beamtenſchaft im 
allgemeinen und die uniformierte Beamtenſchaft in Danzig 
im beſonderen krankt. Es ift kein jachlicher, Geiſt in dieſer 
Beamtenſchaft, ſondern kriegeriſcher Geiſt, nach dem ſie 
ihren Dienſt verſieht und nach dem ſie zuſammengeſtellt 


wird. Dieſer Geiſt, den wir doch letzten Endes mit unſeren 


Steuern bezahlen müſſen, iſt es, der Danzig ſoweit gebracht 
hat, wie es heute iſt. Wer es noch nicht begriffen hat, laſſe 
es ſich von den Wirtſchaftlern ſagen, daß es am Rande des 
Abgrundes ſteht. M. D. u. H.! Wir haben keine Gelegen⸗ 
heit verſäumt, gegen dieſen Geiſt zu Felde zu ziehen. Wir 
haben immer wieder darauf hinweiſen müſſen, daß es not⸗ 
wendig iſt, eine Reform der Verwaltung in Danzig nicht 
nur ſachlich durchzuführen, ſondern was ebenjo wichtig iſt, 
dem Geiſt nach. Es iſt notwendig, die Einſtellung der Be⸗ 
amten zu ihren Aufgaben zu verändern. Dies iſt natürlich 
nicht möglich, wenn einem aktiven Hauptmann, der zum 
Zoll kommt, geſagt wird — was tatſächlich geſchehen tft —, 
„Der Zoll foll eine Hilfstruppe der Schutzpolizei ſein.“ 
Der Mann wird in eine ſchöne Uniform geſteckt. Was ſoll 
er von zolltechniſchen Dingen verſtehen. Wir haben uns 
von ſehr kompetenter Seite ſagen laſſen, wie es in jeder 
In jeder Abteilung iſt ein 
Beamter, der vom Zollweſen von früher her etwas verſteht. 
Der gibt den Ton an. Die anderen bringen den Vormittag 
damit zu, zu fragen, wie ſie das und das tun ſollen. Das 
ſind die Beamten mit den Raupen und Sternen. Ihre 


eigentliche Funktion beginnt, wenn die Zollkompagnie 


Übungen abhält. Wenn unſer Zolletat im Verhältnis zu 


dem großen Durchgangsverkehr ſo ausſieht und die Aus⸗ 


~ 


©) 
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Dr. Kamnitzer, Abgeordneter.) 


(A) gaben bei uns, verglichen mit anderen Ländern, in gar 


(B 


— 


keinem Verhältnis zu den Einnahmen ſtehen, ſo iſt dieſer 
Zuſtand der Grund dafür. 

Wir werden jeden Vorſchlag, der die Zollausgaben 
vermindern will, wärmſtens unterſtützen. Deshalb ſtimmen 
wir für den Antrag Förſter und Fraktion. Wir ſind der 
Anſicht, daß eine Verminderung der Beamten nicht in jedem 
Falle, wie hier immer gern von Regierungsſeite argumen⸗ 
tiert wird, eine Verminderung der Dienſtleiſtung mit ſich 
bringt, ſondern unter Umſtänden zu einer Erhöhung der 
Dienſtleiſtung führen kann. Nach dem, was uns an Nah- 
richten geworden iſt, verläßt ſich einer auf den anderen. 
Man tut nichts und benutzt ſeine Zeit, um ſich zu erkundi⸗ 
gen, wie es gemacht werden ſoll. Wenn weniger Zoll⸗ 
beamte vorhanden ſind, wird der Leiter der Zollbehörde 
einſehen müſſen, daß er ſeine Behörde vernünftig aufziehen 
muß. Wir ſagen alſo, wir glauben hier einen Weg mit⸗ 
machen zu können, der zu dem führt, was letzten Endes 
geſchehen muß: das iſt eine Reform der Zollverwaltung an 
Haupt und Gliedern, von oben an. Soviel zu den perſön⸗ 
lichen Angelegenheiten des Zolls. : 

Ich habe noch eine andere Frage, die die Wirtſchaft 
betrifft. Das iſt die Frage des Zollſtrafrechts. M. D. u. H.! 
Das Zollſtrafrecht in Danzig iſt z. Z. derartig, daß jeder 
Kaufmann, der auch nur durch Nachläſſigkeit, Irrtum, Ver⸗ 
ſehen oder Unkenntnis mit dieſem Zollſtrafrecht in Konflikt 
kommt, ruiniert iſt. (Sehr richtig!) Der Rechtszuſtand 
iſt ſo, weil das alte deutſche Vereinszollgeſetz aus den ſieb⸗ 
ziger Jahren bei uns in Geltung tft. (1869! links.) 1869, 
meinethalben. Das Vereinszollgeſetz hat Tatbeſtände zur 
Unterlage, die dem deutſchen Zollrecht entſprechen. Wir 
haben aber bei uns Tatbeſtände, da wir ja die Einheits⸗ 
verwaltung mit Polen haben, die dem polniſchen Zollrecht 
entſprechen. Was eine Regelwidrigkeit ift, beſtimmt fich 
nicht nach deutſchem, ſondern nach polniſchem Zollrecht. Die 
Tarifierung und Schwierigkeiten der Tarifierung beſtim⸗ 
men ſich nicht nach dem deutſchen Tarif, ſondern nach dem 
polniſchen Recht, ſo daß ein Mißverhältnis entſtanden iſt 
dadurch, daß man andere wirtſchaftliche Tatbeſtände unter 
ein verſchiedenes Strafrecht ſubſumieven will. Das führt 
e dieſen Härten, die ganz unbeſchreiblich find. Wenn Sie 
Gulden leaſſachen verfolgen, find Geldſtraſen von 100 000 
ee Seltenheit (Abg. Dr. Lembte: Und die Ge- 
Ledig nat DÖmuggel erzielt werden?) Die Er⸗ 
een türlich verſchieden, je nachdem man mit der 
Zollbehörde ſteht. Man kann nämlich eine Zollwidrigkeit 
als eine Ordnungswidrigkeit auffaſſen, man kann ſie aber 
auch als Strafſache auffaſſen. In Kaufmannskreiſen, die 
durchaus nicht unſerer Partei angehören, erzählt man ſich 
folgendes: Iſt es eine Danziger Firma, die gut mit der 
Zollbehörde ſteht, jo ift das eine Ordnungswidrigkeit und 
koſtet 100 Gulden. Iſt es aber ein Ausländer oder jemand, 
der nicht gut mit der Zollbehörde ſteht, jo ift es eine Straf- 
ſache und koſtet von 50 000 Gulden aufwärts. Daß das 
natürlich eine Firma in der heutigen Zeit nicht tragen 
kann und daß das den glatten Bankerott darſtellt, ſteht 
außer Frage. Der einzige Einwand, der im Hauptausſchuß 
gegen dieſe Ausführungen von mir gemacht wurde, deren 
Richtigkeit nicht beſtritten wurde, war der: wir können es 
ändern, müßten uns aber dann dem polniſchen Zollſtraf⸗ 
recht anſchließen. Iſt das denn eine Preſtigefrage, über der 
alles bei uns kaputt gehen ſoll? Das iſt allerdings die Ein⸗ 
ſtellung der Regierung. Die Frage iſt, ob wir das mit⸗ 
machen wollen. Iſt es denn eine Schande, ein an ſich 
paſſendes Recht eines anderen Staales zu übernehmen? 
(Abg. Dr. Lembke: Paßt das Recht?) Das wird zu prüfen 
ſein. Es gibt viele Beiſpiele der Art. Japan hat das 
deutſche Handelsrecht mit wenigen Abänderungen unbeſehen 
übernommen. Polen hat in Pommerellen das deutſche 
bürgerliche Geſetzbuch. Andere Länder haben andere Ge⸗ 
ſetze gemeinſam. Iſt das etwa eine nationale Preſtigefrage? 


Wir machen doch unſer Recht, da wir die Geſetzgebung (0) 


haben, allein. Wenn wir es dem Rechte des Landes an⸗ 
gleichen, deſſen wirtſchaftliche Tatbeſtände wir übernehmen 
müſſen, weshalb iſt das eine Frage des Preſtiges? Und 
wäre es für die Herren von der Rechten tauſendmal eine 
Pveſtigefrage, ſo müßten wir dagegen ſagen, daß es darauf 
nicht ankommt. Es kommt darauf an, daß Danzig nicht 
kaputt geht. Das ift tatſächlich mit eine der Haupturſachen 
für die Not. Ich ſage das nicht aus eigener Wiſſenſchaft, 
aber ich habe mich ſehr gründlich in dieſer Beziehung dahin 
informiert, daß das eine der Hauptfragen iſt, unter denen 
die Danziger Wirtſchaft leidet und zu erliegen droht; die 
Zollfrage, die Abfertigung und die Zollſtrafengefahr, die 
über jedem Danziger Kaufmann, auch dem ehrlichſten, wie 
ein Damoklesſchwert hängt. Gehen Sie in die Straf⸗ 
kammer und hören Sie ſich die Strafprozeſſe an. Es kommt 
vor, daß ein, Angeſtellter nicht richtig tariftert hat. Der 
Mann hat mit dem Zollbeamten geſprochen und geſagt: 
„Halten Sie die Poſition für richtig?“ Und der hat dann 
geſagt: „Ich bin der Anſicht, es wird wohl richtig ſein.“ 
Er gibt ſich die beſte Mühe, die Sache richtig zu machen. 
Nachher findet aber ein Zollinſpektor bei der Reviſion einen 
Fehler heraus. Dann iſt das nicht etwa eine Ordnungs⸗ 
widrigkeit, ſondern eine Zollſtrafſache. Sie werden überall 
in den Fraktionen Sachverſtändige haben, laſſen Sie ſich 
die Tatbeſtände einmal erzählen. Herr Guttzeit weiß auch 
ein Wörtchen davon zu veden. (Aber er darf es nicht! 
links.) Das ift ein Zuſtand, den die Wirtſchaft nicht er- 
tragen kann, beſonders wenn ſie ſich in einer ſo ſchlechten 
Lage befindet, wie die Danziger Wirtſchaft. Das iſt eine 
Reform, die wir im Intereſſe aller dringend wünſchen. Aber 
ebenſo wichtig iſt das andere, wovon ich anfangs ſprach, 
1 die Reform des Geiſtes und die Reform der Arbeits⸗ 
weiſe. : 
Vizepräſident Splett: Wortmeldungen liegen nicht 
weiter vor. Es liegt der Abänderungsantrag des Abg. 
Förſter und Fraktion, Druckſache Nr. 1363, vor: 
Bei Abſchnitt I Stelle 1, Ausgabe (Beſoldun⸗ 
gen) iſt zu ſetzen: 
für 
4 an. EHE; 
Y 4 Zolldirektoren 24755 
£ Gallien... xim ift zu ſtreichen 
1 Voltswirt iſt zu ſtreichen. Ba 
„ 19 Oberzollinſpektoren 


M Y D 


1 find zu ſetzen 16 
„ 26 Zollinſpektoren DR ee 


„ 12 Oberzollkontrolleure Me Ne 0) 
„ 67 Oberzollſekretäre e 
„ 118 Zollſekretäre TEN 
„ 235 Jollaſſiſtenten „ e 00 
„ 67 Jollhauptwachtmeiſten „ „ „ 60 
„ 286 Zolloberwachtmeiſter „ „ „ 240 
7 382 ollwachtmei ber g "n ” n 320 
n 62 ollunterwa gtmeiſter n n 77 54 
11 7 beramtsgehilfen n n „ 5 
N 6 Amtsgehilfen „ 5 


n " [3] 

An Stelle des Betrages von 4 635 750, — Gulden 

ift zu ſetzen 4035 750, — Gulden und an Stelle des 

Betrages in Spalte „Mehr“ von 1 679 250,— Gul- 
den der Betrag von 1079 250,— Gulden. 

Bei Stelle 2 ift der Betrag von 809 396,— Gulden 
zu ändern in 709 396,— Gulden. 

Bei Abſchnitt XIV Stelle bei Buchſtabes 
iſt hinter Zollwache „I. Rate“ einzufügen und der 
Betrag von 150 000, — Gulden zu ändern in 75000,— 
Gulden; 
bei Buditabe t ift hinter Dienſtwohnungen 
„l. Rate“ einzufügen und der Betrag von 150 000,— 
Gulden in 75 000,.— Gulden zu ändern. 
Hinſichtlich der aus vorſtehenden Anträgen ſich er⸗ 

gebenden ziffernmäßigen Anderungen bei den einzelnen 

Abſchnitten ſelbſt und in der Geſamtſumme hat der 

Senat das Erforderliche zu veranlaſſen. 

För ſt er Br 
und die übrigen Mitglieder der Deutjch-Liberalen 
Fraktion. 
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(Vizepräſident Splett.) 
Ein Antrag auf Teilung des Antrages, der eigentlich aus 
vier Anträgen beſteht, iſt nicht geſtellt worden. Ich werde 
über den ganzen Antrag abſtimmen laſſen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die den Antrag, Druckſache Nr. 1363, 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Mehrheit ſteht, der Antrag ift angenommen. 
Ich darf wohl ohne weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß der 
Haushaltsplan für die Zollverwaltung mit dem angenom⸗ 
menen Antrage angenommen iſt. Ich rufe auf Punkt 9 
der Tagesordnung. : 
Haushaltsplan der Betriebsmittelverwaltung. 


Druckſache Nr. 1234 zu Nr. 920. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, Anträge ſind nicht geſtellt, ich darf wohl ohne 
weitere Abſtimmung ſeſtſtellen, daß der Haushaltsplan für 
die Betriebsmittelverwaltung erledigt iſt. Ich rufe auf 
Punkt 10 der Tagesordnung: 
Haupthaushaltsplan. 

Druckſache Nr. 1335 zu Nr. 920. Ich möchte dem Hauſe 
empfehlen, den Haupthaushaltsplan unter Vorbehalt der 
bei der zweiten Beratung vorgenommenen Anderungen zu 
erledigen. Wortmeldungen liegen nicht vor. Anträge ſind 
nicht geſtellt. Ich ſtelle feſt, daß der Haupthaushaltsplan 
angenommen iſt. Punkt 10 der Tagesordnung iſt erledigt. 
Ich rufe auf Punkt 11: : 

Geſetz über die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes. 


Druckſache Nr. 1333 zu Nr. 920. Es iſt dasſelbe wie vorhin. 
Es ſind nur die Schlußzahlen, die am Schluß der zweiten 
Beratung feſtzuſtellen ſind, aus den einzelnen Haushalts⸗ 
plänen zu übernehmen. Wortmeldungen liegen nicht vor, 
Anträge ſind nicht geſtellt. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. F.): So geht das nicht. Sie 
müſſen zunächſt die Etats zuſammenſtellen laſſen und die 
Ziffern namhaft machen, dann können Sie beſchließen 
laſſen. Sie können doch nicht Zahlen, die nicht exiſtieren, 
durch das Haus beſchließen laſſen. ; 

Bizepräjident Splett: Ich habe ſoeben gejagt, vor- 
behaltlich der Zuſammenſtellung. (Abg. Rahn: Vorbehalte 


gibt es nicht. Sie können nicht beſchließen, daß morgen die 


Sonne untergeht. Laſſen Sie die Zahlen zuſammenſtellen 
und legen Sie fie dem Haufe vor!) Es iſt Widerſpruch laut 
geworden. Dann wird demgemäß verfahren werden, daß 
Punkt 11 der Tagesordnung zurückgeſtellt wird, bis die 
Schlußzahlen feſtgeſtellt ſind. 

Wir ſind damit am Schluß der Tagesordnung. Es 


liegt mir nur noch ob, Ihnen die Tagesordnung für morgen 


vorzuſchlagen (Für morgen? rechts.), für Freitag, den 
8. Mai. (Nächſten Mittwoch! vechts.) Ich werde nachher 
darüber abſtimmen laſſen. 
1. Eingaben laut Anlage. Druckſache Nr. 1823. 
2. Antrag des Senats auf Strafverfolgung gegen den 
Abg. Brill. Drucksachen Nr. 1175 und 1947. 
3. Antrag des Senats auf Strafverfolgung gegen den 
Abg. Liſchnewfki. Druckſache Nr. 1328. 


4. Antrag des Senats auf Strafverfolgung gegen den 
Abg. Bahl. Druckſache Nr. 1361. 5 

„Antrag des Pba. Raube und Fraktion auf Einleitung 

einer Untersuchung über die Verhaftung des Abg. 

Liſchnewſki. Druckſache Nr. 1204. 

6. Große Anfrage Nr. 28 des Abg. Liſchnewfki betr. 
Nr. ee Träbowfki, Oliva. Druckſache 
T f 


ax 


I 


\ Antrag des Abg. Schwegmann: und Fraktion, den Prä- 
ſidenten des Volkstages zu ermächtigen, Anträge auf 
Genehmigung von Strgfverfolgungen der Abgeordneten 
unmittelbar dem Geſchäftsordnungsausſchuß zu iher- 
weiſen. Druckſache Nr. 1035. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betveffend die 
endgültige Veranlagung zum Einkommenſteuen für 
1924. Bericht des Steuerausſchuſſes. Druckſache 
15 m zu Nr. 1059. Berichterſtatter: Abg. Dr. 
k ppr . 

9. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die end- 
gültige Veranlagung zur Körperſchaftsſteuer, Bericht 
des ln, Druckſache Nr. 1371 zu 

B Nr. 1058. Berichteritatter: Abg. Lück. 

10. a Beratung eimes Geſetzentwurfs über die 

. echjele und Scheckzinſen. Bericht des Rechtsaus⸗ 
ſchuſſes. Druckſache Nr. 1292 zu Nr. 1108. Bericht 
erſtatter: Abg. Müller. 

11. Erſte Beratung eines e ur Abänderung 
des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot. Ur⸗ 

antrag des Abg. Dr. Blavier und Genoſſen. Drud- 

jahe Nr. 1339. 

Fe Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abänderung 

des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot. 

(Senatsvorlage.] Druckſache Nr. 1348. 

18. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Minderung 
der Wohnungsnot. Urantrag des Abg. Liſchnewfki und 
Fraktion. Druckſache Nr. 1125. 7 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Hennke. i 

Hennke, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! Gegen die 
Reihenfolge der Tagesordnung haben wir nichts einzuwen⸗ 
den. Wir bitten aber, die nächſte Sitzung erſt am Mittwoch 
ſtattfinden zu laſſen. Wir haben doch in dieſer Woche 
fleißig gearbeitet. 

Vizepräſident Splett: Es iſt vom Herrn Abg. Hennke 
der Antrag geſtellt worden, die nächſte Sitzung am Mitt⸗ 
woch abzuhalten. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr 
Abg. Raube. : 

Raube, Abgeordneter (K. P.): Ich habe den Kollegen 
Hennke ſo verſtanden, daß ſelbſtverſtändlich in der nächſten 
Woche erſt dieſe Tagesordnung erledigt werden ſoll und 
dann die dritte Beratung des Etats. Wir legen Wert dar⸗ 
auf, daß die Eingaben, die ſchon vor vier Wochen be⸗ 
ſchloſſen find, aus dem Haufe herauskommen. (Abg. Hennke: 
Jawohll) 

Vizepräſident Splett: Ich bitte die Damen und Herren, 
die für den Antrag des Herrn Abg. Hennke ſind, daß die 
nächſte Sitzung am Mittwoch ſtattfinden ſoll, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. 
Es bleibt bei dem Vorſchlag des Präſidenten und der ſoeben 
verleſenen Tagesordnung. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 4 Uhr 30 Minuten.) 
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richterſtatter ebenfalls. Die Perſon des Einſenders iſt 
mir heute noch unbekannt, höchſtwahrſcheinlich den 
übrigen Mitgliedern auch. Daß der Einſender mit 
einem Angeſtellten des Büros des Volkstages ver⸗ 
ſchwägert iſt, war mir mehrere Tage nach der Ver⸗ 
Ausſchuß noch unbekannt, aber höchſt⸗ 
den übrigen Mitgliedern des Volks⸗ 


handlung im 
wahrſcheinlich 


gehen, der hat in der Sache nichts zu tun. Er wandte 
ſich an das Polizeipräſidium und beantragte die Er⸗ 
laubnis zum Fahren einer Autotaxe, und zwar wollte 
er die Bewilligung bevorzugt haben, d. h. trotz 
mehrerer vorherliegender Meldungen. Der Herr 
Polizeipräſident wies die vorzugsweiſe Berückſichti⸗ 
gung ab und notierte den Mann auf der Anwärterliſte. 
Ich glaube, es geſchah Nr. 70. Aber mit dieſer An⸗ 
wärterliſte iſt es ungefähr dasſelbe, wie mit der Liſte 
der Wohnungſuchenden. Wer darin ſteht, iſt voller 
Hoffnung und hat die Berechtigung, noch recht lange 
zu warten. Dieſer Einſender wandte ſich darum an 
den Senat, und bat um bevorzugte Berückſichtigung. 
Vom Senat wurde er abgewieſen. Nun wendet er ſich 
an den Volkstag. Die Vorbedingungen ſind bei dieſem 
Einſender erfüllt. Seit 1917 iſt er im Beſitze eines 


Führerſcheines und hat acht Jahre lang ſeinen Führer⸗ 
ſchein tadellos ausgenutzt. Er war Fahrer bei einer 
Firma, bei einem Fabrikbetrieb. Die Ungunſt der 
wirtſchaftlichen Lage zwang den Betrieb zur Ein⸗ 
ſchränkung und der Mann wurde am 1. Januar 
arbeitslos, hatte aber mittelloſe Angehörige zu ver⸗ 
ſorgen. Was lag nun näher, als daß der Mann daran 


tages auch. Den Namen des Einſenders will ich über⸗ 
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dachte, ſelbſt eine Autotaxe zu fahren. Natürlich kam 
es ihm darauf an, ſchon zu den Oſterfeiertagen den 
Berechtigungsſchein zu haben. Daraus iſt ja nichts 
geworden. Ich komme noch einmal darauf zurück. Im 
Eingabenausſchuß war der Berichterſtatter der Herr 
Abg. Schilke. Am 15. März ſtand die Eingabe das 
erſtemal zur Beratung. Herr Schilke meinte, ohne 
einen Senatsvertreter könne die Eingabe nicht erledigt 
werden, ſie wurde deshalb bis auf den 30. März ver⸗ 
tagt. Ich glaube, daß dieſer Entſchluß aus ſeinem 
eigenen Herzen gekommen iſt, ohne Suggeſtion durch 
einen Angeſtellten des Büros. Am 30. März war Herr 
Oberregierungsrat Mundt als Senatsvertreter an⸗ 
weſend. Natürlich vertrat er den Standpunkt des 
Senats und gab nun bekannt, warum bisher dem Ein⸗ 
ſender die Genehmigung verſagt wurde, und zwar, 
weil der Autoverkehr ſich ſtark vermehrt habe, 70 Kon⸗ 
ſenſe beantragt ſeien. — Ich will nicht behaupten, daß 
es gerade 70 ſind, es könnten auch 69 oder 71 geweſen 
ſein. Es kommt ja wohl nicht ſo genau darauf an. — 
Ferner würde, wenn dieſer Führerſchein gegeben 
wurde, dieſer Berechtigungsſchein, der Fahrpreis durch 
die Vermehrung der Autotaxen heruntergedrückt, daß 
die Betriebe, die zurzeit beſtehen, geſchädigt würden 
und nicht mehr rentierlich wären. Aus dieſem Grunde 
müſſe etwas mit der Erteilung der Konſenſe zurück⸗ 
gehalten werden. Weiter wurde geſagt, wir hätten in 


Danzig noch 35 Droſchkenkutſcher, die ſich umſtellen links.) 


müßten. Man könnte wohl auch ſagen umſetzen, vom 
Kutſcherbock auf die Autotaxe. Dieſen 35 Droſchken⸗ 
kutſchern müßte ein Platz reſerviert werden, die müßten 
erſt verſorgt ſein, ehe wir neue Berechtigungsſcheine 
ausgeben könnten. (Ins Muſeum! links.) Dann 
wurde geſagt, die Berechtigungsſcheine müßten der 
Reihe nach gegeben werden, wie ſie dran ſind. Wenn 
wir dem 70. den Berechtigungsſchein geben, müſſen 
am ſelben Tage die vorhergehenden 69 den Schein auch 
bekommen. Dann würde das Vorhergeſagte eintreten, 
der Fahrpreis würde fo weit geſenkt, daß ein Mitto- 
taxenfahrer nicht mehr exiſtieren könnte. Es fand ſich 
im Ausſchuß auch nicht eine Stimme, die dem Herrn 
Senatsvertreter beipflichtete, es wurde einſtimmig be⸗ 
ſchloſſen, die Eingabe dem Senat zur Berückſichtigung 
zu überweiſen. Aber ich bin doch durch Erfahrung ge- 
witzigt, ich weiß, wie oft wir Berückſichtigung be⸗ 
ſchloſſen und wie oft nichts daraus geworden iſt. 
Darum wandte ich mich an den Herrn Senatsvertreter 
und fragte ihn, ob er bei dieſer Stimmung im Aus⸗ 
ſchuß, bei dieſer Einmütigkeit, auch geneigt ſei, ſich 


perſönlich für die Berückſichtigung im Senat einzu⸗ 


ſetzen oder ob es noch heiße wie früher: „Laßt die 
Kerle im Volkstag quatſchen, wir machen, was wir 
wollen!“ Das iſt ein Wort, das tatſächlich im vorigen 
Jahre oder vor zwei Jahren im Polizeipräſidium ge⸗ 
fallen iſt. Der Senatsvertreter verſprach kulanter⸗ 
weiſe, von ſeinem beamteten Standpunkt abgehen, 
dem Senat die Berückſichtigung auch empfehlen zu 
wollen. 

Nun waren wir alle im Ausſchuß der Meinung, 
jetzt bekäme der Mann ſeinen Berechtigungsſchein. 
Leider hat der Einſender von dieſen Vorgängen auch 
Kenntnis erhalten, wie es in anderen Fällen, ich ſage 
noch einmal leider, auch geſchieht. Infolgedeſſen hat 
ſich der Mann ſicher gefühlt und iſt in den Kauf eines 
Kraftwagens eingetreten. Er hat ſeine Anzahlung 


geleiſtet und glaubte, er könne in den Oſterfeiertagen 
noch etwas verdienen. Der Volkstag ging in die 
Ferien. Durch das Plenum war die Eingabe nicht ge⸗ 
gangen. Nun erfuhr ich, wer der Schwager war. Der 
kam zu mir und fragte, ob ich nicht beim Herrn Senats⸗ 
vertreter feſtſtellen könnte, ob der Mann wirklich den 
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nun, das ſage ich, zum Senat hinübergeht, mit dem 
Herrn Oberregierungsrat Mundt darüber ſpricht, um 
zu erfahren, ob der betreffende einen Berechtigungs⸗ 
ſchein bekommen wird, wenn man das perſönliche 
Intereſſen vertretung nennen will, lieber Gott, dann 
kann ich es nicht ändern. Wenn ein Hilfsbedürftiger 
zu mir als Abgeordneten kommt, und ich helfe ihm aus 
der Not, dann kann ich nicht der Meinung ſein, daß ich 
das mir geſchenkte Vertrauen der Wähler mißbrauche 
und perſönliche Intereſſen vertretung getrieben habe. 


„Ich bin der Meinung, ich habe nur meine Pflicht er- 


füllt. Ich ging alſo zum Herrn Oberregierungsrat 
Mundt, und wir haben uns nicht ſo gegenübergeſtan⸗ 
den, als ob einer den anderen freſſen wollte, wir haben 
wirklich in aller Sachlichkeit miteinander verhandelt. 
Der Herr Oberregierungsrat hat mir geſagt, das müſſe 
erſt vor den Senat kommen, und daß man dort den 
Standpunkt berückſichtigen müſſe, den man als 
Beamter einnehmen müſſe, Recht muß Recht bleiben. 
Er ſagte aber zu mir: „Ich werde Ihnen mitteilen, 
wie die Entſcheidung im Senat ausfällt.“ Dann hat 
er mir nachher mitgeteilt, der Senat tritt dem Beſchluß 
des Ausſchuſſes nicht bei, und er würde es auch nicht 
tun, wenn das Plenum das gleiche beſchließen würde, 
und zwar aus den Gründen, die ich vorhin angeführt 
habe, (Hört, hört! So etwas nennt man Frechheit! 
und zweitens, weil der Einſender der 
Schwager eines Angeſtellten im Volkstagsbüro iſt 
und der Ausſchuß den Beſchluß gefaßt habe unter dem 
Einfluß des Angeſtellten. (Hört, hört! links.) 
Drittens würde der Senat dem Beſchluß nicht bei⸗ 
treten, weil es eine Unverſchämtheit ſondergleichen 
wäre, daß ein Mann, der vom Polizeipräſidenten und 
vom Senat abgewieſen iſt, es wagt, ſich an den Volks⸗ 
tag zu wenden, (Hört, hört! links.) in dem Glauben, 
daß der Volkstag bewilligen könne, was die Inſtanzen 
abgelehnt haben. Eine ſolche Mißachtung dürfe unter 
keinen Umſtänden von Erfolg gekrönt ſein. Nun, 
m. D. u. H., werden Sie mich verſtehen, was ich meinte, 
wenn ich vorhin ſagte, dieſe Eingabe dürfe nicht im 
Ramſch erledigt werden. Das Plenum muß hier ganz 
klar und unzweideutig zu einer Beſchlußfaſſung 
kommen. Es muß ſeinen Willen zum Ausdruck 
bringen, ob es den Gründen des Senats beitreten will, 
d. h., ob die Inhaber von Automobiltaxen in ihrem 
Gewinn geſchützt werden müſſen, oder ob ein Erwerbs⸗ 
loſer, der alle Qualifikationen zum Fahren einer 
Autotaxe beſitzt, im Intereſſe der jetzigen Inhaber auf 
der Straße liegen ſoll oder nicht. Das Plenum muß 
entſcheiden, ob es auch der Meinung iſt, daß der Aus⸗ 
ſchuß im Intereſſe eines Angeſtellten des Volkstages 
verhandelt hat, ob der Ausſchuß das ihm gewordene 
Recht mißbraucht hat oder nicht. Das Plenum muß 
entſcheiden, ob die Beleidigung, die dem Ausſchuß 
gegenüber ausgeſprochen iſt, eine Beleidigung oder 
Wahrheit iſt. Darum, m. D. u. H., müſſen wir hier zu 
einer Klarſtellung kommen. Ich habe von vornherein 
geſagt, daß ich für mich unbedingt in Anſpruch nehme, 
was ich vorhin ſagte, daß ich ſolche Beleidigungen weit 
von mir weiſe. Ich muß dasſelbe in bezug auf meine 
ganze Fraktion ausſprechen. Wir dienen nicht perſön⸗ 
lichen Intereſſen, wir vertreten nicht dieſen kleinen 
Mann perſönlich, wir vertreten auch nicht den Herrn 
von Alvensleben im Fordverkehr. Solche Kuckuckseier 
mag der Senat ausbrüten. Wenn aber der herange⸗ 
wachſene Kuckuck armen, unſchuldigen Teufeln ſchadet, 
dann erblicken wir freilich keine Unverſchämtheit 
darin, wenn ſich dieſe Leute an den Volkstag wenden. 
Wer das eine Unverſchämtheit nennt, hat ſich das 
Urteil ſelbſt geſprochen. Wer uns zumutet, daß wir 
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Intereſſenvertretung im Ausſchuß üben, dem darf 
man das Sprichwort zurufen: „Was ich denk und tu', 
das trau ich andern zu.“ 

M. D. u. H.! Ich bitte Sie, über dieſe Eingabe 
beſonders abzuſtimmen und zum Ausdruck zu bringen, 
ob Sie dem Ausſchuß ein Mißtrauensvotum aus⸗ 
ſprechen wollen oder ob Sie dem Eingabenausſchuß 
gegenüber bei Ihrem Vertrauen verharren wollen. 
(Lebhaftes Bravo! links.) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr 
Regierungsvertreter, Oberregierungsrat Mundt. 
Mundt, Oberregierungsrat: M. D. u. H.! Es 
tut mir leid, Ihre Zeit in Anſpruch nehmen zu müſſen, 
aber ich muß doch das, was mein Vorredner geſagt hat, 
richtigſtellen. Nach meiner Auffaſſung iſt ſo ziemlich 
alles, was er geſagt hat, nicht zutreffend. Die Herren, 
die im Ausſchuß geweſen ſind, werden ſich entſinnen, 
daß ich dort geſagt hatte, es ſeien vor dem Antrag Zim⸗ 
mermann noch etwa 70 andere Meldungen eingegangen. 
Nach meiner Auffaſſung erfordere das Prinzip der 
Gerechtigkeit, daß man dieſe 70 Leute nicht überſpringt, 
die das Recht haben, von der Behörde behandelt zu 
werden, wie der Antragſteller. Ich ſagte darauf, wenn 
dieſem Mann die Berechtigung gegeben werde, dann 
werde nichts anderes übrig bleiben, als daß man nach 
dem Prinzip der Gerechtigkeit alle 70 Antragſteller 
konzeſſioniert. M. D. u. H.! Es ſind mir in letzter 
eit verſchiedene Klagen über den Betrieb des Auto⸗ 
berbilgeſchäfts zu Ohren gekommen. Die Chauffeure 
beklagen ſich darüber, daß ſie nichts zu tun haben. 
Ich habe geſagt, wenn wir jetzt die 70 Leute auch noch 
konzeſſionieren, dann wird die Beſchäftigungsloſigkeit 
noch weiter um ſich greifen. Ich habe gebeten, das zu 
berückſichtigen. Der Ausſchuß iſt dann dazu gekommen, 
die Sache der Regierung zur Berückſichtigung zu über⸗ 
weiſen. Ich bin von Herrn Abg. Beyer gefragt wor⸗ 
den, was der Senat wohl tun werde. Ich hatte geant⸗ 
wortet, ich denke, er wird dem Antrage auf Berückſichti⸗ 
gung wohl Folge leiſten. Ich habe nicht geſagt, daß ich 
mich dafür einſetzen werde. Meine Beamtenehre er- 
torden es, daß ich das tue, was mir meine Beamten- 
10 95 Ae ee Ich kann nicht für etwas eintreten, 
tung ich glaube, mit den allgemeinen Verwal⸗ 
gegrundſätzen in Widerſpruch ſteht. Später ift der 
Herr Abg. Beyer bei mir geweſen, und wir haben noch 
einmal darüber geſprochen. Ich will nicht weiter 
darauf eingehen, aber er hat geſagt, was wir hier 
ſprechen, iſt ſtreng vertraulich für uns. (Abg. Beyer: 
Ja, bis die Beleidigung kam.) Welche Beleidigung? 
(Abg. Beyer: Daß wir das nur im Intereſſe des 
Angeſtellten beſchloſſen haben.) Dann darf ich darauf 
erwidern, daß ich das nicht behauptet habe. Ich habe 
geſagt, es iſt mir nachher zu Ohren gekommen, daß der 
Antragſteller Beziehungen zum Volkstag hat. Das 
warf ich nur als Bemerkung ein, (Zwiſchenrufe und 
Unruhe links.) die Tatſache konnte mich weder für 
noch gegen den Mann einnehmen. Ich habe im Aus⸗ 
ſchuß ſelbſt ausgeführt, daß ich gegen den Mann nicht 
das geringſte einzuwenden habe, ſondern daß lediglich 
pi überlegen wäre, daß man, wenn man ihm die Er- 
aubnis gebe, man ſie dann auch allen 70 Antrag⸗ 
ſtellern geben müßte. (Zwiſchenrufe links.) 


Vizepräſident Splett: 
Abg. Raube. plett: Das Wort hat der Herr 

Raube, Abgeordneter (KP): M. D. u. H.! Ich 
hätte mich nicht zum Wort . wenn ich nich eine 
Richtigſtellung zu dem machen müßte, was der Herr 
Regierungsvertreter geäußert hat. Es iſt nicht eine 
Richtigſtellung bezüglich des Falles dieſes einen 
Chauffeurs — ich kann ſogar zugeben, daß dieſer 


Chauffeur einmal mein Angeſtellter geweſen ift —,( C) 


ſondern ich möchte eine grundſätzliche Richtigſtellung 
geben. Der Regierungsvertreter hat ſich hier hinge⸗ 
ſtellt und geäußert, daß Chauffeure der Droſchken zu 
ihm gekommen wären und erklärt hätten, es wäre nichts 
mehr zu tun. Demgegenüber muß ich ſachlich feſtſtellen, 
das kann ich von meinem eigenen Geſchäft ſagen und 
das werden auch die geſamten Droſchkenchauffeure, die 
Eigentümer eines Wagens ſind, alſo Leute aus dem 
Mittelſtand und kleine Leute, ſagen, daß ſie noch ein 
ganz gutes Geſchäft machen. Noch täglich wird eine 
ganze Menge Droſchken gekauft. Das Ausſchlag⸗ 
gebende iſt aber, daß die Danziger Regierung gegen⸗ 
über den kleinen Leuten, die nur eine Taxe bean⸗ 
tragen, in rigoroſer Weiſe vorgeht, daß aber land⸗ 
fremde Leute Konzeſſionen für 10 bis 20 Taxen be⸗ 
kommen. Dieſen Firmen wird nicht geſagt, daß noch 
50 oder 70 Bewerber vorgemerkt ſind. Kommt aber 
ein kleiner Mann, der ſeine Exiſtenz begründen will, 
dann wird erklärt, es ſind noch 70 Bewerber vor⸗ 
handen. Ich hielt mich verpflichtet, dies anzuſchneiden. 
Es wird intereſſant ſein, wie ſich die Regierung dazu 
äußert. Ich kann zwei Firmen größerer Art nennen. 
Die eine hat 10 Konzeſſionen, die andere zirka 20 er⸗ 
halten. Da wurde nicht entgegengehalten, daß noch 
ſoundſoviel Bewerber vorher notiert werden. Die 
intereſſierten Kreiſe munkeln, es handelt ſich um die 
Chauffeure, daß bei dieſen Sachen Schiebungen erfolgt 
ſind. Es wäre ſehr wünſchenswert, wenn die Regie⸗ 
rung darauf eingeht, wie die Verteilung der Kon- 
zeſſionen ſeitens der Polizei gehandhabt wird. 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. (Herr Mundt! Sind Sie ſtill ge⸗ 
worden? links.) Herr Abg. Beyer! Sie haben durch⸗ 
blicken laſſen, daß Sie über dieſe Eingabe eine be⸗ 
ſondere Abſtimmung wünſchen. (Abg. Beyer: Es 
iſt Berückſichtigung beantragt!) Wer für den Antrag 
iſt, wie ihn der Ausſchuß gefaßt hat, d. h. Berückſichti⸗ 
gung, den bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die überwältigende Mehrheit, der 
Antrag des Ausſchuſſes iſt angenommen. 

Sie wollen ſich damit einverſtanden erklären, daß 
der Herr Abg. Karſchefſki noch zu Punkt 11 der Ein⸗ 
gaben ſpricht. Seine Wortmeldung hat an der Seite 
gelegen. Sie iſt mir erſt gegeben worden, als ich 
Punkt 22 aufgerufen hatte. Das Einverſtändnis des 
hohen Hauſes iſt da, ich erteile dem Herrn Abg. Kar⸗ 
ſchefſki das Wort zu Nr. 11 des Eingabenverzeichniſſes. 

Karſchefſki, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Der Eingabenausſchuß empfiehlt Ihnen, die Eingabe 
Nr. 340 dem Senat zur Berückſichtigung zu überweiſen. 
Es iſt aber doch notwendig, daß man des näheren auf 
die Vorgänge eingeht, die den Einſender bewogen 
haben, eine Eingabe an den Volkstag zu machen. Der 
Einſender iſt Werkmeiſter einer Fabrik und Lehrer 
einer Fahrzeugſchule. Wenn ſich jemand heute zum 
Chauffeur ausbilden läßt, muß er ein ärztliches Atteſt 


— 


D) 


und ein polizeiliches Führungszeugnis beibringen. 


Einer ſeiner Schüler hatte dieſe beigebracht. Er wurde 
ausgebildet und bekam einen Führerſchein. Durch 
irgendwelche Verhältniſſe wurde der betreffende 
Chauffeur noch einmal ärztlich unterſucht. Dabei 
wurde feſtgeſtellt, daß er in früheren Jahren ſchon in 
einer Nervenheilanſtalt geweſen iſt. Daraufhin wurde 
dem Fahrzeuglehrer die Genehmigung zur weiteren 
Erteilung von Unterricht entzogen. Es handelt ſich in 
dieſem Falle um einen ſehr ernſten und gewiſſenhaften 
Mann. Wir können die Maßnahme der Polizeibehörde 
auf keinen Fall billigen. i š 

Zu dieſer Sache möchte ich noch weiter ausführen, 
daß die Deutſchnationale Partei eine von Herrn Dr. 
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(Karſchefſki, Abgeordneter.) 

Bumke unterſchriebene Kleine Anfrage an den Senat 
gerichtet hat, in der es heißt: „Iſt dem Senat bekannt, 
daß tagtäglich ſchwere Unfälle durch Kraftwagen ver⸗ 
urſacht werden?“ Weiter fragt die Partei an, in 
welchem Umfange Kraftwagenhalter und ⸗führer 
ſtraf⸗ oder zivilrechtlich zur Verantwortung gezogen 
ſind. Die Antwort des Senats auf dieſe Kleine An⸗ 
frage iſt außerordentlich intereſſant und zeigt, wie 
weltfremd der Senat in wirtſchaftlichen Dingen ift, 
Herr Sahm und Herr Schwartz haben die Antwort 
unterſchrieben, wovon ich einige Sätze mit Genehmi⸗ 
gung des Herrn Präſidenten verleſen will: „Die zu⸗ 
nehmende Häufigkeit der Kraftfahrzeugunfälle iſt dem 
Senat bekannt.“ Der Senat beſtätigt das alſo. Dann 
ſagt er, er habe etwas ganz beſonderes gemacht. Im 
Jahre 1924/25, vom 1. April 1924 bis zum 31. März 
1925, alſo innerhalb eines Jahres, ſeien 723 Strafver⸗ 
fügungen erlaſſen worden. Wenn Unfälle paſſieren 
und wenn im Wirtſchaftsleben überhaupt etwas ſtockt, 
dann geht jeder vernünftige Menſch der Urſache nach. 
Woran liegt es, daß ſolche Unfälle paſſieren? Jeder 
Menſch weiß, das ſollte auch ein Landgerichtsdirektor 
wiſſen, daß Strafverfügungen nicht beſſern. Die Ur⸗ 
ſache der Unfälle iſt wo anders zu ſuchen, nämlich 
darin, daß die Ausbildung der Chauffeure nicht in der 
Weiſe vollzogen wird, wie es notwendig iſt. Hier in 
Danzig wird mit der Ausbildung der Chauffeure ein 
Geſchäft gemacht. Eine ganze Anzahl Leute haben die 
Genehmigung erhalten, Chauffeure auszubilden. Mir 
ſind Fälle bekannt, daß z. B. jemand, der ausgebildet 
wurde, nur zehnmal eine halbe Stunde lang gefahren 
iſt. Dann wurde er ſchon zur Prüfung zugelaſſen. 
Der deutſche Verkehrsbund, Verwaltungsſtelle Danzig, 
an deſſen Spitze der Abg. Werner ſteht, hat beim Magi⸗ 
ſtrat der Stadt Danzig bereits vor einiger Zeit die 
Einrichtung einer ſtaatlichen Fahrſtelle beantragt. Sie 
ſehen alſo, daß dieſe Leute, die im praktiſchen Leben 
ſtehen, die Gefahr ſchon lange erkannt haben, in die die 
Bevölkerung durch ſolche Verhältniſſe, wie wir ſie 


heute haben, gebracht wird. Aber der Senat glaubt, 


durch Strafverfügungen die Sache aus der Welt zu 
ſchaffen. Am beſten iſt es, er läßt in der Nähe jedes 
Autodroſchkenſtandes ein Gefängnis erbauen. Dann 
wird er die Sache vielleicht ganz aus der Welt ſchaffen. 

Ich möchte dieſe Anregung heute hier nur geben, 
damit der Senat zu der Frage der beſſeren Ausbildung 
des Fahrperſonals klar Stellung nimmt. Damit iſt 
nicht geſagt, daß wir eine größere Zahl Beamte fordern 
oder womöglich noch den 23. Senator. Nein, wir haben 
in Danzig innerhalb der Beamten⸗ und Angeſtellten⸗ 
ſchaft ſo viel Perſonal, daß wir die Verhältniſſe in 
anderer Weiſe regeln können. In der Eingabe an den 
Magiſtrat Danzig ſind genaue Richtlinien gegeben, in 
denen es zum Schluß heißt: „Die Lehrzeit des prak⸗ 
tiſchen Führens der Fahrzeuge auf der Lehrbahn muß 
ihren Abſchluß mit der Prüfung der Fahrſicherheit und 
Geiſtesgegenwart des Lernenden auf der öffentlichen 
Verkehrsſtraße durch den Lehrmeiſter finden. Erſt, 
wenn auch dieſe Prüfung beſtanden iſt, ſoll der Führer⸗ 
ſchein verabfolgt werden.“ Alſo, m. D. u. H., der 
Senat muß endlich in der Frage etwas unternehmen, 
ſonſt gehen wir in der nächſten Zeit recht ſchweren Ge⸗ 
fahren entgegen. (Bravol) 


Vizepräſident Splett: Der Herr Redner hat 


keinen Antrag geſtellt. Ich ſtelle feſt, daß das Haus 


mit dem Beſchluß des betreffenden Ausſchuſſes ein⸗ 
verſtanden iſt. Ich rufe auf die Nummern 23 bis 34 
der Eingaben, zu denen keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Ich ſtelle feſt, daß das Haus mit den Be⸗ 


ſchlüſſen der Ausſchüſſe einverſtanden iſt. Ich rufe auf 


die Nr. 35, bei der mündlicher Bericht vorgeſehen iſt. 
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Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. (C) 


Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Ich 
rechne damit, daß die Eingabe Nr. 36 mit der Eingabe 
Nr. 35 zuſammen behandelt wird, da beide dieſelbe 
Materie behandeln und derſelbe Berichterſtatter er⸗ 
nannt iſt. (Zurufe.) 

Vizepräſident Splett: In der Vorlage, die in 
Ihren Händen liegt, ſteht, mündlicher Bericht, Bericht⸗ 
erſtatter Abg. Dr Kamnitzer. Der Berichterſtatter hat 
Anſpruch, gehört zu werden. Herr Abg. Spill hat mit 
Recht darauf hingewieſen, daß Punkt 36 die gleiche 
Materie behandelt und eine Verbindung zweckmäßig 
ſei. Die beiden Sachen ſind in der Beſprechung ver⸗ 
bunden. Das Wort hat der Herr Abg. Dr Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Angelegenheit, über die ich mündlichen Bericht er⸗ 
ſtatten möchte, erſchien mir ſo wichtig, daß ich von dem 
üblichen Wege des ſchriftlichen Berichts abgeſehen habe 
und die Aufmerkſamkeit des Hauſes dadurch beſonders 
zu gewinnen hoffe, daß ich mündlich die Ausſchußver⸗ 
handlungen vortrage. Die Wichtigkeit dieſer beiden 
Angelegenheiten, die ich zuſammen behandeln darf, 
liegt darin, daß es ſich um Fälle handelt, die typiſch ſind 
und die jetzt in großer Zahl wiederkehren werden. Es 
handelt ſich um Eingaben um Verleihung der Danziger 
Staatsangehörigkeit. Es handelt ſich um die Fälle, in 
denen Arbeiter, als ſeinerzeit in Danzig im Jahre 
1919 große Arbeitsloſigkeit herrſchte, auf Veranlaſſung 
des Arbeitsamts, auf Druck des Arbeitsamts nach 
Weſtfalen gegangen ſind, ſich dort längere Zeit aufge⸗ 
halten haben und nun in ihre Heimat nach Danzig 
zurückgekehrt ſind oder zurückkehren wollen. Sie ſind 
jetzt der Gefahr ausgeſetzt, jeden Augenblick ausge⸗ 
wieſen zu werden und der viel größeren Gefahr, keine 
Arbeit zu finden, weil ſie als Ausländer gelten. Sie 
haben, wie das in einer Eingabe ſehr beweglich ge⸗ 
ſchildert wird, kein Heim mehr in Danzig, ihrer 
Heimatſtadt. Der Ausſchuß hat dieſe beiden Angaben, 
die den gleichen Tatbeſtand haben, jedenfalls in der 
Kernfrage, ausführlich behandelt. Von einer Seite 
wurde vorgebracht, daß für die Staatsangehörigkeit 
nach dem Friedensvertrag der Wohnſitz maßgebend ſei, 
und zwar der Wohnſitz, an dem der Betreffende am 
10. Januar 1920 wohnhaft war. Es iſt darauf hinge⸗ 
wieſen worden, daß das, was Wohnſitz iſt, eine ſehr 
ſchwer zu entſcheidende juriſtiſche Frage iſt, daß man 
ſeinen Wohnſitz nicht ſchon dann verliert, wenn man 
ſich an einem anderen Ort aufhält, ſondern erſt dann, 
wenn man freiwillig den Mittelpunkt ſeiner Lebens⸗ 
intereſſen anderswo hin verlegt. Es iſt darauf hinge⸗ 
wieſen worden, daß dies nicht der Fall bei den Leuten 
iſt, die zwangsweiſe ihre Heimat verlaſſen haben und 
nach Weſtfalen gegangen ſind. Die Konſequenz dieſer 
Ausführungen war, daß die Vertreter dieſer Anſicht 
Berückſichtigung im Ausſchuß für dieſe Eingaben er⸗ 
beten haben. Die Mehrheit des Ausſchuſſes hat ſich 
dem nicht angeſchloſſen, ſondern hat Zurückweiſung 
beantragt. (Abg. Neubauer: Wir wollen die Sache 
noch einmal im Ausſchuß behandeln.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr 
Abg. Müller. eh 

Müller, Abgeordneter (S.P.D.): M. D. u. H.! Die 
acht Fälle, die hier vorliegen, find allerdings nicht 
gerade ſehr neu, denn ſolche Fälle haben wir ſchon in 
der vergangenen Sitzungsperiode zu verhandeln ge⸗ 
habt. Ich ſelbſt bin häufig in ſolchen Fällen im alten 
Volkstag Berichterſtatter geweſen. Es handelt ſich nicht 
um eine Verleihung der Danziger Staatsangehörig⸗ 
keit; denn die käme nach dem Geſetz über den Erwerb 
oder Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit nicht 
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(Müller, Abgeordneter.) 
in Frage, ſondern darum, daß die Danziger Staats⸗ 
angehörigkeit eines Mannes, der behauptet und 
meines Erachtens auch bewieſen hat, daß er am 
10. Januar 1920 ſeinen Wohnſitz in Danzig hatte, aner⸗ 
kannt wird. Bisher iſt der Senat in der loyalſten 
Weiſe in dieſen Fällen vorgegangen. Es kommt näm⸗ 
lich auf die juriſtiſche Unterſcheidung zwiſchen Wohn⸗ 
ſitz und Aufenthalt an. In beiden Fällen handelt es 
ſich um Leute, die gegen ihren Willen ihren Aufent⸗ 
halt im Juli 1919 von Danzig nach Weſtfalen verlegen 
mußten, weil dort beſſere Arbeitsgelegenheit vor⸗ 
handen war. Im Fall Richert handelt es ſich um 
einen Minderjährigen, ein uneheliches Kind. Sein 
Vormund war der Großvater, der, wie ich glaube, in 
Ohra wohnt. Seine Mutter, die die Sorge für die 
Perſon hat, iſt in Hamburg verheiratet und hat ſich um 
den Jungen nie gekümmert. Sie hat von dem Recht 
der Mutter niemals Gebrauch gemacht. Die Mutter 
hat in dieſem Fall nur das Recht, den Aufenthalt zu 
beſtimmen und nicht den Wohnſitz. Den Wohnſitz muß 
der geſetzliche Vertreter beſtimmen. Das war in dem 
Fall des Richert der Vormund. Es hat ſich nicht er⸗ 
geben, daß der Vormund damit einverſtanden geweſen 
ift, daß fein Mündel gemäß § 9 des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches den Wohnſitz von Danzig nach Weſtfalen, wo er 
arbeiten ſollte, verlegte. Man wollte damals den 
hieſigen Arbeitsmarkt von Arbeitsloſen entlaſten. Es 
liegt in der Maßnahme, daß es ſich nur um eine vor⸗ 
übergehende Aufenthaltsveränderung handeln ſollte. 
bez 9 Großvater und die ſonſtigen Angehörigen hier 
0 it Wohnſitz hatten, beſtand beim Vormund auch nicht 
die Abſicht, den Wohnſitz des jungen Mannes zu ver⸗ 
ändern. Wenn man das Geſetz juriſtiſch richtig ange⸗ 
wandt hätte, hätte man dem jungen Mann das An⸗ 
erkenntnis geben müſſen, daß er auf Grund des Ver⸗ 
paer Vertrages die Danziger Staatsangehörigkeit 
ter erhalten oder erworben hat. Der Senat hat ſich 
auf einen anderen Standpunkt geſtellt. Er hat nach⸗ 
träglich den Vormund auf der Polizei vernehmen 
21 8 5 in Jahre 1924, als der junge Mann zurück⸗ 
ſehr 85 Er hat die Erklärung abgegeben, daß es ihm 
en), 9 wäre, wenn der junge Mann, der ſich 
ſchbin gen ſchlecht geführt haben ſoll, von Danzig ver⸗ 
moen würde. Wie diefe Erklärung zuſtande ge⸗ 
kommen iſt, weiß man nicht. Es kommen manchmal 
auf der Polizei merkwürdige Erklärungen zuſtande 
Es kommt aber nur darauf an, ob der Vormund im 
Jahre 1919, als der junge Mann vom Arbeitsamt nach 
Weſtfalen verſchoben wurde, ihn dauernd dort laſſen 
wollte. Dafür iſt nicht der geringſte Anhaltspunkt 
vorhanden. Infolgedeſſen muß zweifellos die Staats⸗ 
angehörigkeit des Antragſtellers Richert auf Grund 
des Verſailler Vertrages anerkannt werden. 
Aehnlich liegt die Sache in dem Falle Reinecker 
das iſt der 9 5 5 f 
erwachſenen, verheirateten Mann, der ebenfalls im 
Jahre 1919 vom Arbeitsamt gezwungen wurde, ſeinen 
Aufenthaltsort nach Weſtfalen zu verlegen. Wie das 
len bei ſolchen Leuten ift, die nur in Gemeinſchaft 
eben können, hat er ſeine Frau und die Kinder mit⸗ 
genommen. Er iſt nachher zurückgekehrt und verlangt 
nun die Anerkennung ſeiner Staatsangehörigkeit. Das 
ift abgelehnt worden. Es wurde ihm geſagt, er hätte 
ſeinen Wohnſitz won Danzig verlegt. Wenn man die 
wache objettiv juriſtiſch beurteilt, wird man fih jagen 
mijjen, daß die Zwangsmaßnahme, wie ſie durch das 
Arbeitsamt vorgenommen iſt, nur eine vorüber⸗ 
gehende Maßnahme war. Man wollte die Leute nicht 
zwingen, ihren Wohnſitz aufzugeben. Die Aufgabe des 
Vohnſitzes ift immer ein freiwilliger Akt. Dann muß 
jemand feine ganzen Lebensbeziehungen auflöſen und 


Fall Nr. 36. Es handelt fih hier um einen [f 


ſie an einen anderen Ort hinverlegen. Das iſt beide 
Male nicht der Fall, nicht bei Richert, wo der 
Mann minderjährig war, auch nicht bei Reinecker, 
der mit der ſeiner Familie wegzog. Wenn jemand mit 
ſeiner ganzen Familie eine Reiſe nach der Schweiz 
macht, wie das ja vorkommt, dann kann man nicht 
ſagen, daß er ſeinen Wohnſitz nach der Schweiz verlegen 
will. Ich weiß nicht, wie man den Fall der Mitnahme 
der Familie, den ſich in einem Fall ein reicher Mann 
leiſtet und in dem anderen Fall ein armer Mann, der 
nicht zwei Haushalte unterhalten kann, verſchieden be⸗ 
urteilen kann. Man kann nicht aus dem Umſtand, daß 
der Mann ſeine Familie mitgenommen hat, folgern, 
daß er ſeinen Wohnſitz in Danzig aufgeben wollte; 
denn er hat das nur getan, um billiger leben zu 
können. Vielmehr wollte er der Anordnung des Ar⸗ 
beitsamtes nur vorübergehend Folge leiſten, um 
vorübergehend den Danziger Arbeitsmarkt von Ar⸗ 
beitsloſen zu entlaſten. Das ſind die Fälle, die für 
eine Anrufung des Völkerbundkommiſſars reif ſind. 
Ich erinnere an den entgegengeſetzten Fall, den Fall 
Huſen, wo die Staatsangehörigkeit eines Menſchen 
vom Senat anerkannt wurde, obwohl ſie tatſächlich gar 
nicht vorlag. Da iſt durch Intervention des Völker⸗ 
bundskommiſſars auch veranlaßt worden, daß dieſe 
Staatsangehörigkeit auf Grund des Verſailler Ver⸗ 
trages für ungültig erklärt wurde. Die Folge davon 
war, daß der betreffende Abg. Huſen ſein Mandat im 
Volkstag niederlegte. Es iſt beſſer, wenn der Senat 
ſolche Fälle in einer entgegenkommenden und ju riſtiſch 
einwandfreien Weiſe beurteilt, anſtatt, wie es hier 
geſchieht, mit einem Rechtsdreh zu arbeiten, indem man 
die juriſtiſchen Begriffe von Aufenthalt und Wohnſitz 
durcheinander wirft. Er nimmt Menſchen, die hier be⸗ 
heimatet ſind, ihre Staatsangehörigkeit weg. Die 
betreffenden wiſſen gar nicht, was ſie tun ſollen. Die 
deutſchen Behörden können mit Recht ſagen: „Wenn 
du damals von Danzig durch das Arbeitsamt abge⸗ 
ſchoben wurdeſt, ſo iſt es ganz klar, daß du in Danzig 
deinen Wohnſitz behalten haſt. Du haſt die dortige 
Staatsangehörigkeit, wir haben mit dir nichts zu tun.“ 
Ein ſolcher Menſch ſchwebt zwiſchen Tür und Angel 
und weiß nicht, wo er bleiben ſoll, wenn ihm in dieſer 
rechtswidrigen und illohalen Weiſe die Anerkennung 
ſeiner unzweifelhaft vorhandenen Staatsangehörigkeit 
vorenthalten wird. Ich bitte Sie deshalb, entgegen 


dem Ausſchußantrag die Berückſichtigung der beiden 


Eingaben zu beſchließen. 


Vizepräſident Splett: 
Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): Die jetzt zur 
Beratung ſtehenden Eingaben ſind ſehr delikater Art. 
Herr Abg. Müller meinte, daß die Auffaſſung des Aus- 
ſchuſſes durch einen juriſtiſchen Dreh veranlaßt worden 
et. Er glaubte, daß feine Meinung die allein maßgebende 
ſei. In den Fällen, wo Leute nach Weſtfalen zogen, 
um hier der Arbeitsloſigkeit zu entgehen, iſt eine Be⸗ 
ürteilung der Aufhebung des Wohnſitzes in Danzig 
ſehr ſchwer. In dem einen Fall, den Herr Abg. Müller 
dargelegt hat, wird man annehmen müſſen, daß der 
Wohnſitz ſeinerzeit von dem betreffenden Menſchen be⸗ 
ſtimmt aufgegeben wurde. Wenn jemand ſeinen alten 
Wohnſitz aufgibt, d. h., ſeine Familie zum neuen Wohn⸗ 
ſitz mit hinübernimmt, jo fragt man ſich nach den 
Gründen, die dazu Veranlaſſung boten, die Familie 


(Bravo!) 
Das Wort hat der Herr 


herüberzunehmen. Die Sozialdemokratie ſagt, der 
Arbeiter könne keinen doppelten Haushalt führen, Es 
gibt da auch eine andere Meinung, die beſagt, daß 
jemand, der ſeine Familie und alles andere mitnimmt, 
ſeinen Wohnſitz abbricht, um ſeine Zelte wo anders 
aufzuſchlagen. Die Beurteilung der Tatſache, daß der 
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(A) Betreffende feine Frau mitgenommen hat, führt zu 
Fiktionen. Der eine ſagt, der Betreffende wollte ſeinen 
Wohnſitz nicht verlegen. Der andere meint, er wollte 
ſeinen Wohnſitz doch nicht behalten. Es iſt ſchwer, die 

|l Fälle nach der eigenen perſönlichen Annahme zu De- 

| urteilen. Meine Fraktion ift in mancher Beziehung 

j nicht gerade darüber erfreut, daß man den Leuten, die 

| feinerzeit aus Danzig zur Arbeit nach Weſtfalen 

| fuhren, die Staatsangehörigkeit in Danzig verfagen 

il will. Sie wurden auf Empfehlung des Arbeitsamtes 

nach Weſtfalen geſchickt. (Durch das Arbeitsamt! 

links.) Vielleicht auch durch die Vermittlung des 

Arbeitsamtes. Trotzdem wird man ſich über die eigent⸗ 

ji lichen Grundſätze der Verleihung der Staatsange⸗ 

| hörigkeit nicht aus Sympathie mit dieſen Leuten Hin- 

f wegſetzen dürfen. Man darf diejen juriſtiſchen Grund- 


j (Hohnfeldt, Abgeordneter.) 
t 


| ſatz nicht ohne weiteres beifeite laſſen. Es iſt gewiß 
| ſehr unbehaglich, die Leute, die hier geboren find, die 

aus keinen böſen Beweggründen Danzig verlaſſen 
| haben, um in Deutſchland, ihrem früheren Vaterlande, 
Arbeit zu ſuchen und nachher bei der Abtrennung 
| Danzigs vom Reiche drüben blieben, nicht mehr zu den 
unſrigen zu zählen. Das zu beſtimmen, ift ſehr ſchwer. 
Trotzdem werden diejenigen, die nach den eigentlichen 
Grundſätzen des Rechtes gehen, kaum zu einer anderen 
Meinung kommen. Herr Abg. Müller! Sie waren 
im Ausſchuß anderer Meinung als die übrigen 
Juriſten. Das ſind Sie im Hauptausſchuß und im 
Rechtsausſchuß des öfteren geweſen. Es iſt aber dabei 
i nachgewieſen worden, daß Sie von verſchiedenen Ge- 
| jegen keine Ahnung gehabt haben. Es wurde Ihnen 
N nachgewieſen, daß Sie noch nicht einmal die Ver⸗ 
faſſung kannten. Ich erinnere an den einen Fall, wo 
die Verfaſſung hereingeholt werden mußte und von 
Herrn Abg. Dr. Bumke nachgewieſen wurde, daß Sie 
ſie nicht kannten. (Abg. Rahn: Wir ſind nicht im Be⸗ 
ratungszimmer der Richter!) Herr Abg. Müller! Es 
| macht einen eigenartigen Eindruck, wenn Sie von der 
ij Anſicht der Gegenſeite und der übrigen Juriſten, zu 
Ib denen ich mich nicht zähle, als von einem Juriſtendreh 
i ſprechen und Ihre Meinung als einzig wahre Hin- 

ſtellen, obgleich Sie ſchon im Rechtsausſchuß verſchie⸗ 

dentlich gefehlt haben. Deshalb iſt Ihre Meinung am 
Í wenigſten in dieſem Punkte maßgebend. 

5 Wir wollen nicht ohne weiteres erklären, daß die 
Angelegenheit mit dieſen beiden Fällen, von denen 
p noch mehrere ähnliche zu erwarten find, erledigt ift. 
Von verſchiedenen Seiten, auch vom Zentrum, iſt an⸗ 
| geregt worden, die Sache noch einmal zurückzuver⸗ 
weiſen. (Zuruf des Abg. Raube.) Ich werde des⸗ 
u halb den Antrag ſtellen, daß beide Fälle noch einmal 
I zur Verhandlung an den Ausſchuß zurückgewieſen 
| werden, 

N Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr 
| Abg. Spill. 

Ben. Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Ich 
| war allerdings der Auffaſſung, daß von unſerer Seite 
4 zu dieſem Fall durch unſern Nedner, den Abg. Müller, 
5 alles geſagt ſei, was zu ſagen geweſen iſt. Aber einige 
in Ausführungen des Abg. Hohnfeldt zwingen mich doch, 
hier noch einmal das Wort zu nehmen. Der Abg. 
Hohnfeldt ſagte, wenn ſich jemand nach einem anderen 
115 Orte begäbe und dabei ſeine Familie mitnähme, ſo habe 
i das zur Vorausfetzung, daß er abſichtlich feinen Wohn⸗ 
N a ort verlegen wolle. Herr Abg. Hohnfeldt ſcheint von 
10 dem Leben der gewerblichen Arbeiter noch ſehr wenig 
1155 Ahnung zu haben, ſonſt müßte er nämlich wiſſen, daß 
die gewerblichen Arbeiter auch vor dem Kriege von 
einem dauernden Wohnſitz überhaupt nicht ſprechen 
E, konnten. Sie waren eben immer — und ehe Sie ſchon 
* geboren waren — durch die Verhältniſſe gezwungen, 


(B 


ihren Wohnſitz zu verlegen. Es wurde hier ſchon ge⸗ 
ſagt, wenn ein Bemittelter nach der Schweiz fährt und 
ſeine Familie mitnimmt, ſo wird das nicht als Ver⸗ 
legung des Wohnſitzes betrachtet. Er kommt ja mit 
ſeiner Familie wieder. Es ſcheint ſo, als ob der Herr 
Abg. Hohnfeldt der Meinung iſt, daß ſich die Arbeiter 
es leiſten könnten, nach Weſtfalen zur Arbeit zu fahren 
und die Familie zurückzulaſſen. Dann müßte die 
Familie Hungers ſterben oder der Arbeiter ſelbſt 
müßte verhungern. Bei den gegenwärtigen Verhält⸗ 
niſſen, die wenigſtens ſchon etwas beſſer ſind als im 
Jahre 1919, iſt es auch noch keinem Arbeiter möglich, 
einen doppelten Haushalt zu führen. Wenn der Mr- 
beiter ſeine Familie nicht verkommen laſſen will, iſt er 
gezwungen, ſie mitzunehmen. Daraus zu folgern, daß 
der Arbeiter die Abſicht gehabt hätte, ſeinen Wohnſitz 
zu verlegen, iſt mindeſtens abwegig. 

Aber nun die Urſache der Verlegung des Wohn⸗ 
ſitzes. Ich weiß nicht, ob Herrn Hohnfeldt bekannt iſt, 
daß dieſe Leute gezwungen waren, ſo zu handeln. In 
meinem Verbande waren es fünf Leute, die auch ab⸗ 
reiſen mußten. Ihnen wurde erklärt, wenn ſie die 
Arbeitsvermittlung verweigerten, bekämen ſie keine 
Erwerbsloſenunterſtützung. Was wollten die Leute 
alſo machen? Ich möchte ſo einen Fall erzählen. Unter 
den Leuten war auch ein Angehöriger einer Familie, 
die feit wenigſtens 200 Jahren in Danzig anfällig iſt. 
Dieſer junge Mann iſt hier geboren, hat ſich in Danzig 
verheiratet und mußte auf Grund der Weiſung des 
Arbeitsamtes die Arbeit in Weſtfalen annehmen. Er 
kam zurück und wurde hier als Ausländer betrachtet, 
obwohl ſeine Familie hier ſeit 200 Jahren anſäſſig und 
er ſelbſt hier geboren und verheiratet iſt. Er kam im 
Juni oder Juli 1920 zurück, kurz nach der Gründung 
des Freiſtaates und wurde als Ausländer behandelt. 
Man ging ſogar ſoweit, daß man ihn zweimal von ſei⸗ 
mer Arbeitsſtelle entfernt hat. Er hatte Arbeit gefun⸗ 
den, und zwar bei der Firma Oikos. Das Arbeitsamt 
ſuchte ihn, er war nicht durch das Amt vermittelt. Der 
Mann mußte entlaſſen werden. Der Leiter der Firma 
hatte menſchliches Einſehen und ſagte: „Ich muß dem 
Befehl Folge geben, aber kommen Sie etwas ſpäter 
wieder.“ Er wurde dann von derſelben Firma wieder 
eingeſtellt, nachdem er einige Monate auf dem Stra⸗ 
ßenpflaſter gelegen und natürlich mit ſeiner Familie 
keine Unterſtützung bekommen hatte. Er wurde zum 
zweitenmal entlaſſen, weil er Ausländer war. Erſt 
vor einem halben Jahr wurde ihm die Staatsange⸗ 
hörigkeit zugeſprochen. Solange hat ſich die Familie 
quälen müſſen. 

Genau ſo liegt es in dieſen beiden Fällen. Da muß 
ſich doch jeder vernünftige Menſch die Frage vorlegen: 
Kann dieſer Unſinn weitergehen? Hier darf nicht die 
juriſtiſche Frage den Ausſchlag geben, hier muß der 
geſunde Menſchenverſtand entſcheiden. (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Er iſt erſt 1924 zurückgekommen!) Dieſer Mann 
iſt 1924 zurückgekommen. Das kann ja ſein, weil er 
bis dahin Beſchäftigung hatte. Sie werden doch wiſſen, 
Herr Hohnfeldt, was dem Arbeiter die Verlegung des 
Wohnſitzes von Weſtfalen nach Danzig koſtet. Wo ſollte 
er das Geld hernehmen? Er hat vielleicht erſt ſparen 
müſſen. Da ſagt Herr Hohnfeldt, der das Arbeiter⸗ 
leben genau kennt, der Mann iſt erſt 1924 zurückge⸗ 
kommen. Noch viel eigentümlicher klangen die Aus⸗ 
führungen. die Sie über die Qualität eines Richters, 
der hier geſprochen hat, machen zu müſſen glaubten. Da 
fiel einem das Wort ein: „Das Ei iſt immer klüger wie 
die Henne.“ Dieſes Wort könnte man hier zur An⸗ 
wendung bringen. F 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. Dr. 
Kamnitzer. 
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(Dr. Kamnitzer, Abgeordneter.) 
Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich glaube, die Angelegenheit, über die wir ſprechen, 
iſt ſo außerordentlich wichtig und in ihrer Tragweite 
für die, die es angeht, ſo außerordentlich bedeutſam, 
daß dies wirklich nicht ein Punkt der Tagesordnung 
ſein ſollte, bei dem man perſönliche Angriffe als Argu⸗ 
mente brauchen ſollte. Wie wenig Herr Hohnfeldt 
Juriſt iſt, zeigt er darin, daß er nicht einmal weiß, daß 
es bei juriſtiſch ſchwierigen Problemen, und um ein 
ſolches handelt es ſich hier, immer zwei verſchiedene 
einimgen geben wird. Wäre er mehr Juriſt, fo 
würde er auch wiſſen, daß das unter Juriſten kein 


Grund für perſönliche Angriffe ſein kann, ſondern daß 


man ſich ſachlich über dieſe Meinungen auseinander⸗ 
ſetzen kann. (Zwiſchenruf des Abg. Hohnfeldt.) Ich 
habe mich nur deshalb gemeldet, weil Herr Hohnfeldt 
feine perſönlichen Argumente dadurch verſtärken zu 
können glaubte, daß er behauptete, der Genoſſe Müller 
ware im Ausſchuß allein geblieben. Das ſtimmt nicht. 
Vir haben ſämtlich dieſen Standpunkt vertreten, und 
ich habe genau denſelben Standpunkt eingenommen, 
wie der Genoſſe Müller. (Zwiſchenruf des Abg. Hohn⸗ 
ſeldt.) Ich bin in keinem der Fälle zweifelhaft gewe⸗ 
ſen. Ich bin als Berichterſtatter den Ausführungen 
aufmerkſam gefolgt. Es iſt ein Zweifel bei den Fällen 
nicht geweſen. Noch ein weiterer Geſichtspunkt dafür, 
we wenig Sie Juriſt find, allerdings haben Sie den 
Senat für ſich, Sie wollen aus der Tatſache, daß der 
Mann 1924 zurückgekommen ift, etwas argumentieren. 
Nun iſt es ein ganz bekannter juriſtiſcher Grundſatz, 
daß ein Argument ex post, aus dem, was nachher ge⸗ 
ſchehen ift, nicht zuläſſig ift. Hier ift die Tatſache mağ- 
gebend, was em 10. Jannar 1920 geweſen iſt. Wenn 
Sie ſagen, daß der Mann am 10. Januar 1920 erſt ein 
halbes Jahr an dem andern Ort war und erſt ſpäter 
zurückgekehrt ife, jo ift das letzte belanglos. Für eine 
Zurückverweiſung der Sache ſehen wir keine Veran⸗ 
laſſung. Die Frage iſt im Ausſchuß ausführlich behan⸗ 
delt worden, ſo daß ſich das Plenum ſehr wohl darüber 
ſchlüſſig werden kann. Wir bleiben bei unſerem An⸗ 
trag auf Berückſichtigung. (Abg. Hohnfeldt: Ich ftelle 
den Antrag auf Zurückverweiſung.) 

1 Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
tegen nicht vor. Die Beſprechung ift geſchloſſen. Der 
weitergehende Antrag iſt der auf Zurückverweiſung 
an den Ausſchuß. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dafür ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Der Antrag iſt ab⸗ 
gelehnt. Dann iſt ein zweiter Antrag auf Berück⸗ 
ſichtigung von dem Abg. Herrn Müller geſtellt. 
Wer für den Antrag auf Berückſichtigung iſt, bitte ich, 
ſich vom Platze zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Wir kommen 
zu den Eingaben Nr. 37 und Nr. 38. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Sie ſind entſprechend den Anträgen 
des Ausſchuſſes angenommen. Damit iſt Punkt 1 der 
Tagesordnung erledigt. Ich rufe auf Punkt 2 der 
Tagesordnung: 


Antrag des Senats auf Strafverfolgung 
gegen den Abg. Brill. 
Druckfachen Nr. 1175 und Nr. 1247. Das Wort hat 
5 i Dr. Bumke. 

x Oumfe, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Ich 
will ſelbſtverſtändlich nicht auf die Sache eingehen, die 
mir auch unbekannt iſt. Ich möchte Sie aber bitten, 
die Punkte 2, 3 und 4 nicht dem Rechtsausſchuß zu 
überweiſen, ſondern dem Geſchäftsordnungsausſchuß. 
Wir haben unter Punkt 7 der heutigen Tagesordnung 
den Antrag geſtellt, dieſe Sachen ein für allemal dem 
Geſchäftsordnungsausſchuß zu überweiſen. Ich ziehe 
unſern Antrag zurück und bitte, Punkt 7 zu ſtreichen, 
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da wir gehört haben, daß der Herr Präſident des Hau⸗ 
ſes die Angelegenheit noch einmal im Geſchäftsord⸗ 
nungsausſchuß zur Sprache bringen will. Das er⸗ 
ſcheint uns angemeſſen. Wir können uns vielleicht in 
der kurzen Zeit hier im Plenum ſchlecht darüber ver⸗ 
ſtändigen, wie wir es ein für allemal machen wollen. 
Es ſcheint uns aber zweckmäßig zu ſein, daß wir mit 
der Uebung heute ſchon beginnen und die drei Anträge 
dem Geſchäftsordnungsausſchuß überweiſen. Was 
uns zu dieſem Antrag bewegt, iſt folgendes: Wir 
haben heute ſchon im Rechtsausſchuß ſo viel zu tun, 
(Abg. Raſchke: Gar nichts!) Sie mögen ja vielleicht 
nichts tun, aber der Rechtsausſchuß hat, das wird auch 
der Vorſitzende des Ausſchuſſes beſtätigen, außeror⸗ 
dentlich viel zu tun und wird noch mehr zu tun be⸗ 
kommen. Wir erwarten doch alle die Vorlage des 
Senats auf Abänderung der Strafprozeßordnung. 
Durch dieſe eine Vorlage wird der Rechtsausſchuß ſchon 
ſo in Anſpruch genommen werden, daß wir uns mit 
dieſen Angelegenheiten nicht auch noch im Rechtsaus⸗ 
ſchuß aufhalten möchten. Gerade dieſe Sachen geben 
im Rechtsausſchuß zu langen Erörterungen Anlaß. 
Die Erledigung kann meines Erachtens gerade ſo gut 
in einem anderen Ausſchuß, beiſpielsweiſe in dem Ge⸗ 
ſchäftsordnungsausſchuß, vor ſich gehen. 

Vizepräſident Splett: Ich will zunächſt feſtſtellen, 
daß der Antrag, von dem Herr Abg. Dr Bumke ge⸗ 
ſprochen hat, auch hier vorliegt. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort Herr Abg. Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): Wir mer- 
den dem Antrag des Abg. Dr Bumke widerſprechen. 
Wir wollten die Debatte über die Frage, die prinzipiell 
iſt, ob Ueberweiſung an den Geſchäftsordnungs⸗ oder 
an den Rechtsausſchuß erfolgen ſoll, erſt bei der be⸗ 
treffenden Vorlage entfeſſeln. Y 

Der Antrag erfordert es aber, daß wir 
ſchon jetzt unſeren Widerſpruch erklären. Wir ſind 
aus ſachlichen Gründen gegen die Ueberweiſung an den 
Geſchäftsordnungsausſchuß. Herr Dr Bumke hat mich 
heute wieder zitiert für die Ueberlaſtung einer Be⸗ 
hörde. Als Vorſitzender des Rechtsausſchuſſes kann ich 
feſtſtellen, daß dort vorliegen das Geſetz über die Lei⸗ 
besfrucht mit einigen Eingaben, das Arbeitsdienſt⸗ 
pflicht⸗Geſetz und der kleine Paragraph, den der Kollege 
Rahn über die Abänderung des Preußiſchen Preßge⸗ 
ſetzes eingebracht hat. Weiter liegt nichts vor. Es 
kommt allerdings jetzt die Juſtizreform, ich glaube 
deshalb, auf die Frage nicht eingehen zu dürfen. 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b.k. Fr): Ich bedaure, daß die 
Deutſchnationale Fraktion heute ihren Antrag wegen 
der Verhandlung der Strafverfolgungen von Abge⸗ 
ordneten zurückziehen will. Es wäre gut, wenn die 
Angelegenheit hier beſprochen würde, damit ſich das 
Haus dazu äußern und in Zukunft entſprechend ver⸗ 
fahren kann, wenn die Sache erſt im Aelteſtenausſchuß 
beſprochen wird, iſt das Plenum gewiſſermaßen präju⸗ 
diziert. Meiner Anſicht nach kann bereits jetzt dar⸗ 
über entſchieden werden. Die Parteien können ſich 
ſehr leicht darüber einigen, welcher Ausſchuß darüber 
zu befinden hat. Allgemeine Praxis der Parlamente 
iſt, daß ſich die Geſchäftsordnungsausſchüſſe mit der⸗ 
artigen Strafverfolgungen zu beſchäftigen haben. Wir 
haben den Rechtsausſchuß dafür gewählt und haben es 
auf ſpeziellen Wunſch des amtierenden Präſidenten 
Splett beim Rechtsausſchuß belaſſen. Wir haben früher 
eingeſehen, daß die Fälle eine Belaſtung des Rechts⸗ 
ausſchuſſes darſtellen. Ich habe ſeinerſeit als Vor⸗ 
ſitzender des Rechtsausſchuſſes keinen Wert darauf ge⸗ 
legt, daß Strafverfolgungen den Rechtsausſchuß be⸗ 
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(Rahn, Abgeordneter.) 
Nach der Uebung in anderen parlamenta⸗ 
riſchen Körperſchaften haben ſich die Geſchäftsord⸗ 
nungsausſchüſſe damit zu beſchäftigen. Aber es iſt ganz 
gleichgültig, wo die Sache hinkommt. (Abg. Raube: 
Hauptſache iſt, der Abgeordnete wird verknackt!) Das 
iſt nicht die Hauptſache. Die Fraktionen werden, wenn 
die Anträge im Geſchäftsordnungsausſchuß behandelt 
werden, recht ſachverſtändige Mitglieder ihrer Frak⸗ 
tion in die Geſchäftsordnungsausſchüſſe entſenden. 
Das wäre eine ſekundäre Frage. Ich möchte, daß die 
Sache heute prinzipiell beſprochen wird und nicht erſt 
an den Geſchäftsordnungsausſchuß geht. Ich halte es 
für verkehrt, daß der Präſident direkt derartige An⸗ 
träge an den Ausſchuß gibt. Damit wird eine voll⸗ 
zogene Tatſache geſchaffen, es bleibt zwiſchen dem Fer⸗ 
tigitellen der Vorlage aus dem Ausſchuß und der Ver- 
abſchiedung hier im Hauſe möglicherweiſe keine Zeit 
mehr, Recherchen anzuſtellen. Es iſt deshalb beſſer, ein 
ſolcher Antrag kommt vom Senat zum Volkstag, geht 
vom Plenum an den Ausſchuß und wird ſo erledigt, 
wie wir es mit anderen Vorlagen auch machen. Furcht, 
daß die Oeffentlichkeit etwas erfahren könnte, darf es 
nicht geben. Es ſchadet nichts, wenn die Oeffentlichkeit 
erfährt, daß Abgeordnete vorhanden ſind, die mit dem 
Strafgeſetz kollidieren. Es ſchadet nichts, wenn die 
Oeffentlichkeit erfährt, daß die Staatsanwaltſchaft 
wegen kleiner Bagatellen die geſetzgebende Körper⸗ 
ſchaft beläſtigt. Ich wünſche, daß die Sache hier ſehr 
eingehend beraten wird, damit die Oeffentlichkeit ſieht, 
wofür die Gelder aufgebracht werden müſſen, nämlich 
damit Staatsanwälte gehalten werden, weil der Hund 
eines Abgeordneten in Zoppot ohne Marke herumge⸗ 
laufen iſt. Ich bitte deshalb, den Antrag der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion nicht abzuſetzen, ſondern heute zu 
erledigen. Ich bitte auch, die heute vorliegenden An⸗ 
träge über die Strafverfolgung von Abgeordneten dem 
Geſchäftsordnungsausſchuß zugehen zu laſſen. (Rechts⸗ 
ausſchuß! links.) 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen zu Punkt 2 nicht vor. Es handelt ſich darum, 
ob das Haus entſcheiden will, an welchen Ausſchuß es 
den Antrag des Senats überweiſen will. Es iſt zu⸗ 
nächſt der Antrag auf Ueberweiſung an den Geſchäfts⸗ 
ordnungsausſchuß geſtellt. Wer für Ueberweiſung der 
Druckſache Nr. 1175 an den Geſchäftsordnungsausſchuß 
ift, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Es 
ſteht jetzt die Mehrheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Nun hat Herr Abg. Dr. Kamnitzer den Antrag 
geſtellt, die Druckſache Nr. 1175 an den Rechts⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Mehrheit. Der Antrag auf Strafverfolgung gegen den 
Abg. Brill geht an den Rechtsausſchuß. Ich rufe auf 
Punkt 3 der Tagesordnung: l 

Antrag des Senats 
gegen den Abg. Liſchnewfki. 
Druckſache Nr. 1328. Ich darf wohl feſtſtellen, daß das 
Haus in dem eben beſchloſſenen Sinne die Ueberwei⸗ 
ſung dieſes Antrages an den Rechtsausſchuß beſchloſſen 
hat. Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 
Antrag des Senats auf Strafverfolgung 
gegen den Abg. Bahl. 
Druckſache Nr. 1361. Ich darf auch für dieſen Punkt die 
gleiche Feſtſtellung machen, daß der Antrag dem 
Rechtsausſchuß überwieſen wird. Ich rufe auf Punkt 5 
der Tagesordnung: 
Antrag des Abg. Raube und Fraktion auf 
Einleitung einer Unterſuchung über die Ver⸗ 
haftung des Abg. Liſchnewſfki. . 


anf Strafverfolgung 
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Das iſt die 


Druckſache Nr. 1204. Das Wort zur Begründung hat (C) 


der Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): M. D. in H.! Der 
Vorfall dürfte dem größten Teil der Mitglieder des 
hohen Hauſes bekannt ſein. Die Angelegenheit hat 
ſich am 18. März, als eine Deputation von Erwerbs⸗ 
loſen in dieſem Hauſe war, zugetragen. Der Abg. 
Liſchnewſki wollte einzelnen Delegierten, die draußen 
vor dieſem Gebäude ſtanden, die Mitteilung machen, 
daß ſie ſich noch ungefähr 1 bis 2 Stunden gedulden 
müßten, bis ihre Angelegenheit zur Sprache käme. Bei 
dieſer Mitteilung an die Erwerbsloſen iſt der Abg. 
Liſchnewſki ohne weiteres von einem Schupobeamten 
verhaftet worden. Zur beſſeren Illuſtration der An- 
gelegenheit möchte ich dem hohen Hauſe eine Be⸗ 
ſchwerde vorlefen, die der Herr Kollege Liſchnewſki 
dem Senat eingereicht hat: 

Auf dem Wege vom Volkstagsgebäude gegen 4% 

Uhr nachmittags wurde ich von mehreren Erwerbs⸗ 
loſen gefragt, ob die Erwerbsloſenfrage noch heute be⸗ 
handelt würde. Ich erklärte, daß das etwa eine Stunde 
dauern würbe, weil noch die anderen Tagesordnungs⸗ 
punkte erledigt werden müßten. Kaum hatte ich dieſes 
ausgeſprochen, bekam ich von hinten einen Schlag in 
den Nacken und wurde als verhaftet erklärt mit der 
Aufforderung, zur Wache zu kommen. Ich erklärte 
darauf, daß ich Volkstagsabgeordneter fei, fetzt der 
Volkstag tage und ich dadurch verhindert würde, 
mein Mandat auszuüben. Darauf verſetzte man mir 
einen Schlag in das Geſicht. Es ſprangen noch mehrere 
Schupobeamte hinzu und ſchleppten mich trotz meines 
Proteſtes zur Wache („Regierungsgebäude“). Mit den 
Worten „Was iſt das für ein Louis von Volkstags⸗ 
abgeordneter“ wurde ich dort empfangen. Auch andere 
Worte wie: „Grüßen Sie den Hallunken Raube“ fielen 
während Feſtſtellung meiner Perſonglien. Die Ver⸗ 
letzungen, welche ich von den Schupobeamten bei meiner 
Verhaftung erhalten habe, ſind vom Volkstagsabgeord⸗ 
neten Dr. Bing feſtgeſtellt worden. 


Liſchnewſki, Abgeordneter. 

Das iſt der Tatbeſtand. Wir haben aus dieſem Grunde 
den Antrag geſtellt, daß die betreffenden Beamten 
diſziplinariſch beſtraft werden und daß vor allen Din⸗ 
gen das Grundlegende der Frage bei der Schupo ge⸗ 
regelt wird. Den Schupobeamten ſoll mitgeteilt wer⸗ 
den, wie fie ſich zur Immunität eines Abgeordneten 
zu verhalten haben. Es ſollen ihnen die betreffenden 
Verfaſſungsbeſtimmungen vorgeleſen werden. 


Als zweiter Geſichtspunkt iſt bei dieſer Angelegen⸗ 
heit zu berückſichtigen, wie der Volkstagsabgeordnete 
zum Schupobeamten ſteht, andererſeits noch die Frage 
der Würde des Parlaments in Verbindung mit der 
Würde des Volkstagsabgeordneten. Mit Bezug auf 
die linken Vertreter iſt in dieſem Hauſe oft auf die 
Würde des Hauſes und der Abgeordneten hingewieſen 
worden. Ich werde nachher noch mehr Fälle vorlegen. 
Wenn die Würde von den Schupobeamten ſo reſpek⸗ 
tiert wird, ſo kann man ſich nicht darüber wundern, 
wenn Abgeordnete von der Linken dazu übergehen, 
ſich anders zu benehmen, wie es die Geſellſchaftsord⸗ 
nung vorſchreibt. Wir haben den Antrag geſtellt, daß 
die betreffenden Beamten beſtraft werden. Wir ver⸗ 
langen, daß der Regierungsvertreter heute eine 
entſprechende Erklärung abgibt. Das bezeichnende iſt, 
daß die Beſchwerde bereits am 18. März dem Senat 
eingereicht wurde und daß meines Wiſſens bis heute 
noch nichts weiter unternommen iſt, als eine einzige 
Vernehmung des Abg. Liſchnewſki. Auf die Beſchwerde 
eines Abgeordneten vom 18. März bis heute iſt alſo 
nichts weiter erfolgt. Das Intereſſante bei der Ver⸗ 
nehmung des Kollegen Liſchnewſki war, daß der Spieß 
umgedreht wurde, und daß letzten Endes der Abg. 
Liſchnewſki als der ſchuldige Teil hingeſtellt worden 
iſt, und daß ſchließlich noch der ſchuldige Beamte wegen 
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(Raube, Abgeordneter.) = a 
feiner beſonderen Tüchtigkeit ein Lob erhält, während 
der Abg. Liſchnewſki beſtraft wird. 

Ich komme zu der grundlegenden Frage: Was tut 
die Schupo im Freiſtaat Danzig? Ich will nicht auf 
die vielen Fälle eingehen, wo der Ton und die Art 
der Verhaftung durch die Schupo ſelbſt im bürgerlichen 
Lager Entrüſtung hervorgerufen haben. Wie empörend 
und gemeingefährlich ſich die Schupobeamten als ver⸗ 
antwortliche Diener eines Staates den Staatsbürgern 
gegenüber benehmen, dazu ein weiteres Beiſpiel. In 
Gottswalde exiſtiert auch ein berühmter Landjäger 
und ein Amtsvorſteher. Es iſt mir ein Protokoll vor⸗ 
gelegt worden aus der letzten Zeit. Da iſt ein Herr 
Andreas Matern aus Gottswalde, der folgendes zu 
Protokoll gibt: 

Am Dienstag, den 5. Mai, ungefähr 12 Uhr mit⸗ 
tags, war ich auf dem Hofe meines Vaters mit dem 
Hüten der Schweine beſchäftigt. Zu dieſem Zweck hatte 
ich eine Peitſche, mit der ich, um das Vieh zuſammen⸗ 
zuhalten, des öfteren knallte. Es erſchien daraufhin 
der Amtsvorſteher, Herr Kiep, und verbat ſich das 
Knallen. Gleichzeitig forderte er mich auf, um 3 Uhr 
bei ihm zur Aufnahme eines Protokolls über mein 
Verhalten beim Viehhüten, insbeſondere des Knallens 
mit der Peitſche wegen, zu erſcheinen. Ich ſollte mich 
deshalb ſtrafbar gemacht haben. Ich ſtellte nunmehr 
das Knallen ein. Gleich darauf, etwa 12½ Uhr, er- 
ſchien der Landjäger Schmidt und forderte mich auf, 
zum Amtsvorſteher mitzukommen. Ich weigerte mich 
und kam der Aufforderung erſt bei der dritten Wieder⸗ 
holung nach. Meine Weigerung war um ſo mehr be⸗ 
rechtigt, als der Landjäger des öfteren die Bewohner 
von Gottswalde mißhandelt hat. (Fall Lau und 
Bockert.) In das Amtszimmer des Amtsvorſtehers 
wurde ich vom Landjäger hineingeſtoßen. Im Zimmer 
ſelbſt wurde ich gleich beim Betreten des Zimmers 
ins Geſicht geſchlagen, ſo daß ich noch heute Kopf⸗ 
ſchmerzen verſpüre. Gleichzeitig ſchlug der Landjäger 
von hinten auf mich ein Beim Verlaſſen des Zimmers 
ſchlug der Landjäger mir nochmals ins Geſicht. Nach⸗ 
dem das Protokoll aufgenommen war, ging ich zu 
meinen Eltern. Hierauf erſchien der Landjäger und 
wollte bei meinem Vater den Amtsvorſteher entſchul⸗ 
digen, und zwar mit den Worten: „Herr Matern, Sie 
möchten entſchuldigen, daß der Amtsvorſteher Ihren 
Syu geſchlagen hat. Es war aber nicht gar fo 

mm.“ 


Warum erwähne ich dieſen Fall? Ich kann auch 
noch einen dritten Fall erzählen. Meine Kollegin Kreft 
hatte irgendein Renkontre mit Schupobeamten. Sie 
hat ſich dabei gleich legitimiert und geſagt: „Hier iſt 
mein Paß, ich bin Volkstagsabgeordnete. Bitte meine 
Perſonalien feſtzuſtellen.“ Sie hat ſich in ganz anſtän⸗ 
diger Art und Weiſe benommen. Was war die Folge? 
Daß ein Schupobeamter glatt erklärt hat: „Halten Sie 
Ihre Schnauze, ſonſt kriegen Sie eins, daß Sie die 
Straße lang fliegen.“ Ich möchte einmal von der Re⸗ 
gierung die Frage grundlegend geklärt haben: Haben 
die Schupobeamten ein Recht, Abgeordnete der Linken 
derart zu behandeln? Was iſt das für eine Schwei⸗ 
nerei und Schmutzigkeit, wenn der Kollege Liſchnewſki 
auf der Wache angeſprochen wird: „Was iſt das für ein 
Louis von Volkstagsabgeordneter?“ Was iſt das für 
eine Art und Weiſe, wenn zu Liſchnewſki weiter gejagt 
wird: „Grüßt den Halunken Raube!“ Was iſt das für 
eine ſyſtematiſche Einſtellung gegenüber der Volks⸗ 
vertretung! Wir haben die ſtarke Vermutung, daß 
dieſer militariftifche Kaſtengeiſt mit Hilfe der Polizei 
großgezüchtet wird, wenn wir berückſichtigen, daß Sie 
ja bis zu einem gewiſſen Prozentſatz Elemente in Ihren 
Reihen dulden, die, um mit den Deutſchnationalen zu 
reden, landfremd ſind, die à conto der Verfügung im 
Staatsanzeiger jederzeit herkommen können, als Be⸗ 
amte eintreten, und die von einem militäriſchen Geiſt 
beſeelt ſind. M. D. u. H.! Ich ſtelle ganz deutlich an 
die Regierung die Frage: Soll das ſo weiter gehen, oder 


lol dieje Frage einmal grundlegend geregelt werden dlc) 


Es iſt vollkommen unzuläſſig, daß ſich Schupobeamte, 
verantwortliche Beamte eines angeblich demokratiſchen 
Staates, in einer ſolchen Art und Weiſe gegenüber den 
Staatsbürgern benehmen. Da gerade die Tatſachen 
beweiſen, daß Vertreter der Linken, alſo Abgeordnete 
der linken Parteien, bewußt ſo behandelt werden ſollen, 
ſo wird uns die Beantwortung natürlich außerordent⸗ 
lich intereſſant ſein. Aber glauben Sie, m. D. u. H., 
auch wir werden die Mittel und Wege finden, daß das 
entweder verhindert wird, oder, wenn das nicht geht, 
werden wir es auf dem Weg der kraſſen Gewalt ver⸗ 
hindern. Wir laſſen es uns in Zukunft nicht mehr 
bieten, daß man einen Unterſchied zwiſchen rechten und 
linken Volkstagsabgeordneten macht, zwiſchen Abge⸗ 
ordneten der Regierungsparteien und den anderen. 
Wenn derartiges weiter Platz greift, ſo erkläre ich 
Ihnen, daß Sie Ihr blaues Wunder erleben werden. 
Dann mag es biegen oder brechen. Aber ſo etwas darf 
uns nicht mehr geboten werden. Wie ſieht der Geiſt 
der Schupo aus?. Der militäriſche Geiſt wird dort 
großgezogen. Sehen Sie ſich die Polizeiſchule in Lang⸗ 
fuhr an. Schüler der Polizeiſchule ſind mir ins Haus 
gelaufen gekommen und haben mir geſagt: „Wir ſind 
weggelaufen, da dort ein militäriſcher Geiſt herrſcht, der 
ſchlimmer iſt als der der preußiſchen Zeit.“ Was macht 
die Schupo? Sehen Sie ſich den Sportplatz in Lang⸗ 
fuhr an. An ſich eine löbliche Einrichtung. (Na alſo! 
rechts.) Was wird auf dem Sportplatz gemacht? Der 
erſte Spatenſtich wurde am 1. Juli 1923 gemacht. Auf 
Anfrage eines Kollegen im Ausſchuß bei der Etats⸗ 
beratung wurde erklärt, daß die Schupobeamten, die die 
Arbeiten auf dem Sportplatz verrichteten, das neben⸗ 
her, außerhalb ihrer dienſtlichen Tätigkeit machten. 
M. D. u. H. und Herr Regierungsrat Mundt! Wir 
haben feſtgeſtellt, daß ſeit der Zeit, als der erſte Spaten⸗ 
ſtich gemacht wurde, 40 Mann der Schupo vom Morgen 
bis zum Abend dieſen Platz in Ordnung bringen. Es 
iſt berechtigt, wenn geſtern die Demokratiſche Fraktion 
beantragt hat, daß unter dieſen Umſtänden 150 Stellen 
von der Schupo geſtrichen werden können. Es iſt 
richtig, daß 40 Beamte dauernd auf dem Platz arbeiten. 
In den „Danziger Neueſten Nachrichten“ wird das be⸗ 
ſtätigt. Da ſteht drin, daß der größte Teil der Vereins⸗ 
mitglieder dieſe Arbeiten ausgeführt hat. Die Mit⸗ 
glieder rekrutieren ſich in der Hauptſache aus der 
Schupo. Weitere 10 Schupobeamte find ſeit 14 Tagen 
oder 3 Wochen im Klein⸗Hammer⸗Park beſchäftigt, um 
für den Inhaber Raſch die Stühle und Bänke grün an⸗ 
zuſtreichen. Sie haben dort nicht nur morgens, ſondern 
den ganzen Tag über zu tun. (Zwiſchenrufe! links.) 
M. D. u. H.! Wenn ſolche Zuſtände herrſchen, dann ift 
es nicht verwunderlich, daß ſogar eine bürgerliche 
Fraktion Anträge auf Streichung ſtellt. Sie könnten 
auf einen Schlag 50 Beamte ſtreichen; denn die Tat⸗ 
ſachen beweiſen, daß bei der Schupo nichts zu tun iſt, 
da ſich die Leute dauernd mit ganz anderen Sachen be⸗ 
ſchäftigen. Es iſt notwendig, daß dort hineingeleuchtet 
wird. Es iſt ſelbſtverſtändlich, wenn eine ſo laxe Be⸗ 
handlung in der Verwaltung Platz greift, daß der Geiſt 
der Beamten ebenſo lay ift. Ich brauche nicht die Fälle 
anzuführen, die tauſendmal kritiſiert ſind, wo harm⸗ 
loſe Spaziergänger, bloß weil ihr Geſicht den Schupo⸗ 
beamten nicht gefiel oder weil ſie die Schupobeamten 
ſchief angeſehen hatten, verhaftet wurden. Es wird 
dann bewußt ein Grund geſucht, um die Verhaftung 
vornehmen zu können. Faſt alle Verhafteten ſind 
nachher auf der Wache geſchlagen worden. Das ent⸗ 
ſpricht Ihrem freiheitlichen Staate, von dem Sie ſonſt 
ſo viel bei paſſenden Gelegenheiten, Einweihungen 
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(Raube, Abgeordneter.) 

uſw. faſeln. Sit es richtig, daß die Beamten, die die 
Verhaftungen vornehmen, auch gleich berechtigt ſind, 
die Juſtiz auszuüben? Dazu iſt nach unſerer Auf⸗ 
faſſung ein anderer da, der Richter. Es geht nicht, daß 
ein Mann, der infolge von Trunkenheit verhaftet 
wird, geſchlagen und 24 Stunden eingeſperrt wird. 
In den 24 Stunden wird er grün und blau geſchlagen, 
und erſt am nächſten Tage darf er ſeine Ausſage zu 
Protokoll geben. Es iſt notwendig, daß in dieſe Dinge 
endlich einmal hineingeleuchtet wird. Es ſoll einmal 
wirklich unterſucht werden, entweder vom Senat oder 
durch einen Ausſchuß dieſes Hauſes, wie die Schupo 
arbeitet. Ich will perſönlich gar nicht verkennen, daß 
vielleicht nach Ihrer Auffaſſung in Ihrem Staate ſo 
etwas wie eine Schupo vorhanden fein muß. Hu- 
gegeben, aber wenn man dieſem Gedanken huldigt, 
dann muß ſich die Beamtenſchaft, wenn es ſich um die 
Würde ihres Staates handelt, in einer Art und Weiſe 
benehmen, an der nicht zu tippen iſt. Fragen Sie viele 
Volkskreiſe, nicht nur die Arbeiterſchaft in Danzig, 
fragen Sie den Mittelſtand, die Leute, die mit der 
Schupo in Berührung kommen, ſie ſchimpfen über die 
Art und Weiſe der Behandlung durch die Beamten. 
Das muß geändert werden, m. H. vom Senat, wenn 
Sie es nicht darauf anlegen wollen, daß, wie in vielen 
anderen Fällen, Sie ſelbſt für den Untergang des 
Staates agitieren. Deswegen unſer Antrag. 


Wir verlangen von der Regierung Aufklärung, wie 
es möglich iſt, daß eine Beſchwerde eines Abgeordneten 
in einem Fall, der ſo klar liegt und der durch ein paar 
Zeugenvernehmungen erledigt werden konnte, ſo lange 
unerledigt geblieben iſt. Bis auf eine einzige Zeugen⸗ 
ausſage iſt oͤer Beſchwerdeführer gar nicht benachrichtigt 
worden. Es iſt ihm nicht einmal eine Beſtätigung 
darüber zugegangen, ob der Senat eine Unterſuchung 
in der Angelegenheit vornehmen wird. Ich möchte 
ganz deutlich an die Regierung die Frage richten: Wie 

verhält ſich die Regierung zu derartigen Taten ihrer 
Schupo und wie wird die Immunität der Volkstags⸗ 
abgeovdneten gewahrt? Will die Regierung es zulaſſen, 
daß die Schupobeamten weiter in einer derartigen 
Weiſe gegen Abgeordnete vorgehen? Da, m. D. u. H., 
verlangen wir ganz deutliche Aufklärung und werden 
unſere Stellungnahme davon abhängig machen, was 
die Regierung erklären wird. 

Präſident: Das Wort hat die Frau Abg. Döll. 


Döll, Frau, Abgeordnete (b. k. Fr.): Nachdem die ge- 
ſchilderte Art und Weiſe des Vorgehens der Schupo 
überhand nimmt und die Abgeordneten von der 
Straße aus verhaftet werden, hat ſich ein ſolches Ver⸗ 
halten auch in die zivile Beamtenſchaft eingeſchlichen. 
Mir iſt in dieſen Tagen eines Zivilverfahrens wegen 
ein Haftbefehl zugegangen, den zwei Rechtsanwälte, 
Dr. Heinrich und Dr. Bauer, durch den Gerichtsvollzieher 
Härtel mir zugeſandt haben, weil ich zu einem Zivil⸗ 
termin wegen einer Dienſtreiſe in Deutſchland nicht 
erſcheinen konnte. Ich hatte mich abgemeldet und war 
am Tage des Termins, welcher der 17. April war, noch 
in Deutſchland. Meinen Aufenthalt in Deutſchland 
habe ich am 11. April dem Gericht angezeigt. Am 4. Mai 
bekam ich den Haftbefehl, den ich mit der Bemerkung 
zurückſandte, daß ich dem Termin zu jeder Zeit bei⸗ 
wohnen werde, wenn die Ausübung meines Mandats 
es mir geſtattet. Es handelt ſich um eine ganz nichtige 
Sache, die mich zum Gericht führt, eine Schikane des 
Hauswirts, der ſich mit mir in keine Verhandlung ein⸗ 
ließ, ſondern die ganze Angelegenheit dem Gericht 

übergab. Wenn das ſo weiter geht, ſo können die Ab⸗ 
geordneten die Wünſche ihrer Wähler im Volkstag 
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bald nicht mehr vertreten. Der Senat tut nichts, damit (C) 


die Herren in den zuſtändigen Stellen ihrer Pflicht ge⸗ 
nügen, und mijjen, was die Verfaſſung beſagt. 

Außerdem habe ich noch eine andere Beſchwerde 
vorzubringen, die nicht die Schupo betrifft. 

Präſident: Das ſind Sachen, die Sie bei der Etats⸗ 
beratung vorbringn müſſen. Bei dieſem Punkte der 
Tagesordnung handelt es ſich um die Verhaftung des 
Abg. Liſchnewſki. Sie können die von Ihnen ange⸗ 
führten Sachen in einer Großen oder Kleinen Anfrage 
niederlegen. (Frau Abg. Döll: Herr Präſident, Sie 
wiſſen ja gar nicht, was ich ſagen will!) Sie haben es 
ja ſchon angedeutet. Ich darf das eigentlich nicht zu⸗ 
laſſen. (Heiterkeit. ) 

Döll, Frau, Abgeordnete (b. k. Fr.): Ich habe an den 
Senat eine Beſchwerde gerichtet und bekam darauf eine 
Antwort. Die Beſchwerde iſt dem Senat am 7. April 
übermittelt. Dieſer Beſchwerde iſt ein Brief einer 
Frau beigelegt, die ſich beſchwert, daß der Gemeinde⸗ 
vorſteher im Trutenauer Herrenland Ausdrücke ge- 
braucht hat, die nicht angebracht waren. Die Frau iſt 
ſchwer lungenkrank und hat einen ziemlichen Körper⸗ 
umfang. Wenn man die Frau jedoch näher betrachtet, 
erkennt der Laie, daß ſie krank iſt. Ihr Geſicht iſt ver⸗ 
fallen, ihre Hände ſind klein und ſtehen in keinem Ver⸗ 
gleich zum Körper. Der Gemeindevorſteher hat ſich ge⸗ 
äußert, als ſie um eine Extraunterſtützung einkam, um 
die ärztlichen Koſten zu bezahlen: „Es wird das beſte 
ſein, man nimmt ein Schlachtmeſſer und macht Sie zu 
Hackfleiſch, damit wir die Koſten loswerden!“ Die Be⸗ 
ſchwerde iſt an den Senat gegangen, und ich erhielt 
darauf folgende Antwort, die ich mit Erlaubnis des 
Herrn Präſidenten vorleſe: 

„Was die perſönliche Beſchwerde gegen den Ge- 
meindevorſteher Blödorn anbetrifft, ſo gibt dieſer zu, 
daß er eine Bemerkung zu Frau Wroblemſki desſelben 
Wortlauts gemacht hat, die ſich ungefähr in der ron 
dieſer in ihrem Schreiben vom 14. März 1925 ange- 
deuteten Richtung bewegt. Es hat ſich aber zweifellos 
um eine ſpaßhafte Bemerkung gehandelt.“ 

M. H. vom Senat! Herr Senator Dr Leske kann 
darüber noch lachen, wenn der Gemeindevorſteher 
ſolche ſpaßhaften Bemerkungen macht. Wo fängt dann 
der Ernſt der Handlungen dieſer Herrn an? Was ſoll 
dann mit den armen Kriegerwitwen geſchehen, die ihr 
Hab und Gut und ihren Mann im Felde verloren 
haben? Ich habe dem Gemeindevorſteher geſagt, er 
ſoll Hoch eigentlich der Vater der Witwen und Waiſen 
ſein und tröſtend auf ſie einwirken. Er gab zu, die 
Worte geſagt zu haben, aber in ſpaßhaftem Ton. Wo 
ſoll der Ernſt herkommen, wenn Leute dieſes Amtes 
einen ſolchen Spaß gebrauchen? So iſt es mit der 
Schupo. So geſchah es damals bei der Demonſtration, 
als ich und Frau Kreft verhaftet wurden. Es wurde 
gemäß ſoundſo vieler Paragraphen gegen uns Straf⸗ 
antrag geſtellt, von denen keiner von uns übertreten 
mar. Es gibt auch ſehr ordentliche und ſehr gewiſſen⸗ 
hafte Leute bei der Schupo. Aber, ich habe es ſchon 
einmal ausgedrückt, dieſe Leute dürfen nicht wahr ſein. 
Wenn ſie wahr ſind, werden ſie zurückgeſetzt bei Be⸗ 
förderungen. Die Herren oberen Beamten verlangen 
direkt, daß die Schupobeamten Lügen ausſagen und ſo 
iſt es in allen Beamtenkreiſen. Die Beamten müſſen 
eben. Wenn Sie ſich nicht beſſer um dieſe Angelegen⸗ 
heiten kümmern, m. H. vom Senat, ſo wird es noch ein 
übles Ende geben. Sie öffnen der Willkür Tür und 
Tor. Die Frau, von der ich ſprach, der aus dem Kriege 
nichts übrig geblieben iſt, weiß nicht, wohin ſie ſich 
wenden ſoll. Und nun widerfährt ihr eine ſolche Be⸗ 
handlung. Ich bitte Sie noch einmal inſtändig im 
Namen aller Kriegerwitwen auf dem Lande, ſich mehr 
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(Döll, Frau, Abgeordnete.) 


AA) um die Gemeindevorſteher zu bekümmern, damit fie in 


richtiger Art und Weiſe ihre Dienſte verſehen. Die 
Gemeindevorſteher unterſtehen dem Landrat. An ihn 
dürfen ſich die armen Leute erſt recht nicht wenden, er 
wirft das Schreiben in den Papierkorb. Wenn der 
Senat auf Beſchwerden, welche auf Wahrheit beruhen, 
ſolche Antworten ſchickt, wie ich ſie hier vorgeleſen 
habe, ſo verzweifelt man an allem und weiß nicht, 
welchen Weg man gehen ſoll. Wo ſoll das Vertrauen 
zu den Behörden herkommen, das man noch haben 
könnte? Ich bitte Sie, das zu tun, was notwendig iſt, 
um den Herrn Gemeindevorſtehern auf die Finger zu 
ſehen, damit fie ihre ſpaßhaften Bemerkungen ein- 
ſchränken. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Regierungs⸗ 
vertreter Mundt. 

Mundt, Oberregierungsrat: M. D. u. H.! Die Be⸗ 
ſchwerde des Herrn Abg. Liſchnewſki ift bei uns am 18. 
März eingegangen. Wir haben die Beſchwerde am 
19. März mit aller möglichen Beſchleunigung der 
Staatsauwaltſchaft übergeben. Eine eventuelle diſzi⸗ 
plinariſche Beſtrafung von Beamten kann, wie Ihnen 
bekannt iſt, erſt eintreten, wenn das gerichtliche Ver⸗ 
fahren, das zurzeit ſchwebt, abgeſchloſſen iſt. Was die 
gegen die Schutzpolizei und die der Abteilung des 
Innern nachgeordneten Behörden erhobenen Vorwürfe 
anlangt, die insbeſondere die Abg. Raube und Döll 
vorgebracht haben, ſo bitte ich, uns das Material zu⸗ 
gänglich zu machen. Ich möchte es mir verſagen, 
irgend eine Antwort jetzt zu geben. Ich möchte nur 
darauf hinweiſen, daß immer ein großer Teil, man 
kann ruhig jagen, der größte Teil der Beschwerden, die 


hier mit großem Aplomb vorgetragen werden, ſich 


ſpäter als falſch erweiſt. (Sehr richtig! rechts.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 
Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Ich beabſichtige mich 
nicht mit der Schupo allein zu beſchäftigen, ſondern 
lediglich allgemein die Behandlung von Volkstags⸗ 
abgeordneten durch die Sicherheitsorgane zu erörtern, 
und beſonders den letzten Fall, bei dem ein Abgeord⸗ 
neter, der ſich auf dem Weg zu der geſetzgebenden Ver⸗ 
ſammlung befand, von der Schupo verhaftet wurde. 
Somit ift der Tatbeſtand des § 106 des Strafgeſetzbuches 
erfüllt, wonach derjenige, der einen Abgeordneten ver⸗ 
hindert, zu der geſetzgebenden Verſammlung zu gehen, 
mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren beſtraft wird. 
Dieſes Delikt liegt in dieſem Fall vor. Herr Dekan 
Sawatzki lacht darüber, ein Zeichen, daß er nicht Juriſt 
iſt und von dieſen Dingen nichts zu verſtehen ſcheint, 
ſonſt wäre ein Lachen darüber unmöglich. In dieſem 
Falle müßte eigentlich durch den Volkstag ein ent⸗ 
ſprechender Antrag an die Staatsanwaltſchaft auf 
Grund des 8 106 des Strafgeſetzbuches gegen die bes 
treffenden Schupobeamten gerichtet werden. Des 
weiteren iſt es geradezu unerhört, daß ſich in Danzig 
die Polizei bereits mehrfach an Volkstagsabgeordneten 
tätlich vergriffen hat. Ich erinnere Sie dran, daß ich, 
als ich am 4. Auguſt 1921 zuſammen mit dem Kollegen 
Schmidt verhaftet wurde, auf dem Präſidium in Gegen⸗ 
wart des Leiters der Kriminalpolizei mit Fußtritten 
behandelt wurde. Noch heute brennen die Fußtritte 
von damals. In einem ziviliſierten Staatsweſen 


würden die Beamten, die ſich ſolche Handlungen gegen⸗ 
über Volksvertretern zuſchulden kommen ließen, glatt 
ihres Amtes entſetzt worden ſein. Ja, man hätte es 
noch anders gemacht. Eine Regierung, die duldet, daß 
ſolche Zuſtände Platz greifen, wäre längſt von ihrem 
Platz entfernt. Ich darf Sie daran erinnern, daß vor 
kurzer Zeit in einem Balkanſtaat, ich glaube, es war 


in Bulgarien, die Mißhandlungen eines Abgeordneten (G 


dazu führten, daß das Kabinett ernſtlich in Gefahr kam, 
da ſich die geſetzgebende Körperſchaft von ganz links 
bis ganz rechts wie ein Mann aufraffte und gegen eine 
ſolche Behandlung eines Volksvertreters auftrat. Man 
drohte der Regierung mit ſofortiger Beſeitigung, wenn 
ſie nicht in der Lage wäre, ſolche Zuſtände zu ver⸗ 
meiden. Wir erwarten, daß die Regierung in dieſem 
Fall ganz energiſch durchgreift und daß ſie endlich 
dafür ſorgt, daß Volkstagsabgeordnete, die mit der 
Polizei irgendwie in Konflikt geraten, ſofort frei⸗ 
gelaſſen werden, nachdem die Perſonalien feſtgeſtellt 
ſind, damit ſie mit größter Beſchleunigung ihre Miſſion 
erfüllen können. So geht es nicht weiter, daß der 
Beamte auf der Straße einen Abgeordneten, von dem 
er weiß, daß er einer mißliebigen Partei angehört, auf 
die Wache ſchleppt, das iſt unwürdig. Wenn es nicht 
anders geht, muß der Volkstag durch Ablehnung des 
Schupoetats beweiſen, daß er nicht gewillt ift, mit ſich 
Schindluder treiben zu laſſen. Wenn Sie den Schupo⸗ 
etat ablehnen, werden die Herren zur Vernunft kom⸗ 
men. Wenn das nicht geſchieht, ſoll man die Minder⸗ 
heitsregierung an die Luft ſetzen und andere Leute 
hinſchicken. 
Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Das 
Schlußwort hat der Herr Abg. Raube. 
Raube, Abgeordneter (K. P.): Es gehört nach 
unſerer Auffaſſung ein trauriger Mut dazu, von feiten 
der Regierung eine ſolche Erklärung oder Mitteilung 
hier loszulaſſen, wie ſie der Regierungsrat Mundt 
hier abgegeben hat. Wenn er weiter nichts auf die tat⸗ 
ſächlichen Vorgänge zu erwidern weiß, als die Ent⸗ 
ſchuldigung, daß von der Regierung vom 18. zum 19. 
März alles veranlaßt iſt, ſo iſt es nach unſerer Auf⸗ 
faſſung ſehr traurig, daß die Staatsanwaltſchaft bis 
heute noch nicht gentwortet hat, in einem ſolchen Fall, 
wo es ſich um einen würdigen Volksvertreter handelt, 
wie es ſonſt immer heißt. Da hätte die Regierung 
ſchon längſt hinterhaken müſſen. Der Herr Regie- 
rungsrat Mundt hat hier erklärt, daß ſich der größte 
Teil der Beſchwerden, die hier mit Aplomb vorgetragen 
werden, ſich ſpäter als falſch erweiſe. Es hat ſich aller⸗ 
dings in einem Fall der Kollegin Kreft das Gegenteil 
herausgeſtellt. Die Kollegin hatte ein Rencontre in 
Neufahrwaſſer. Sie hat Beſchwerde und Anzeige ein⸗ 
gereicht. Was war das Ergebnis? Daß eine Anzeige 
gegen die Kollegin Kreft fabriziert wurde. Wiſſen Sie 
wer alles gelegentlich der Vernehmung des Abe 
Liſchnewſki auf der Wache aufmarſchiert? Fünf oder 
ſechs Beamte, die nicht dabei waren, die nichts geſehen 
haben. Er erſchien auch der Leiter der Regierungs⸗ 
hauptwache dort drüben, der auch nichts geſehen hat, 
deſſen Urteil, wohl gemerkt, deſſen Werturteil für den 
Richter ſehr maßgebend geweſen iſt. Er wurde zum 
Schluß nach Feſtlegung des Protokolls immer wieder 
gefragt: „Was meinen Sie dazu, Herr Leutnant?“ 
Ich glaube, daß das auch eine ziemlich oberflächliche, 
wenn ich nicht jagen Toll, ſträfliche Behandlnug ſeitens 
des vernehmenden Richters war. Wir können Ihnen 
auch alle anderen Fälle belegen, weil Sie es wünſchen 
und weil Sie gejagt haben, die mit großem Aplomb 
vorgetragenen Beſchwerden ſtellten ſich nachher 
meiſtens als falſch heraus. Ich will Ihnen deshalb 
das Protokoll im Falle des Paul Matern überreichen. 
Daraus können Sie erſehen, daß der Landjäger ſelbſt 
hingelaufen iſt und den Amtsvorſteher bei dem Vater 
des Geſchlagenen entſchuldigt hat. Da werden Sie 
nicht ſagen, daß dieſer Fall wieder mit großem Aplomb 
vorgetragen wurde. Wir ſind übrigens nicht die ein⸗ 
zigen, Herr Regierungsrat, die gegenüber der Schupo 
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(Raube, Abgeordneter.) 
auftreten. Leſen Sie doch Ihre Zeitung. Alle Leute 
ſagen, daß es unerhört iſt, wie gegen die Staatsbürger 
vorgegangen wird. j 

Wir verlangen zu wiſſen, wie ſich die Schupo gegen- 
über den Vertretern des Volkes und gegenüber den 
Staatsbürgern zu verhalten hat. Beide Fragen haben 
Sie unbeantwortet gelaſſen. Sie zu beantworten, 
wäre Ihre Pflicht geweſen. Es geht nicht, daß Sie 
hier mit faulen Ausreden kommen und ſich hinter die 
Staatsanwaltſchaft verſchanzen. Sie dürfen nicht die 
Dreiſtigkeit beſitzen, uns zu ſagen, daß ſich bei den 
meiſten der Fälle, die hier mit großem Aplomb vor⸗ 
getragen werden, nachher das Gegenteil herausſtelle. 
Nennen Sie uns einen einzigen Fall, bei dem ſich 
nachher etwas anderes herausgeſtellt hat. Wir glauben 
allerdings, daß Sie den traurigen Mut beſitzen werden, 
hier etwas zu behaupten und vielleicht noch ſchwarz 


auf weiß zu belegen, weil Ihr Syſtem mit den Zeugen⸗ 


vernehmungen, mit dem Beamteneid ſoweit gediehen 
iſt. Wenn einfache Leute aus allen Schichten der Be⸗ 
völkerung die Urteile zu ſprechen hätten, würden ſie 
anders ausſehen wie jetzt. Aber das liegt an Ihrem 
Syſtem, Sie müſſen Ihr Machtinſtrument erhalten und 
müſſen mit allen Mitteln verſuchen, die Schupo zu 
ſchützen. Das iſt für uns ganz klar. Wenn wir aber 
einen Beweis bringen, wenn wir einen Fall nach⸗ 
weiſen, daß ein Uebergriff der Beamten vorgekommen 
iſt, dann haben Sie die moraliſche Pflicht, abgeſehen 
von der Pflicht als Regierungsvertreter, den Dingen 
auf den Grund zu gehen und es hier zu ſagen, wenn 
einmal Uebergriffe vorgekommen ſind. Zeigen Sie, 
wo das in Ihrer Freiſtadtherrlichkeit nur ein einziges 
Mal der Fall iſt, vom Unterſuchungsausſchuß der Blin⸗ 
denanſtalt Königstal bis Jewelowſki. Was war das 
Reſultat aller Angriffe gegen den Beamtenkörper? Es 
ſei alles in ſchönſter Ordnung. In einem Falle der 
jüngſten Zeit, wo zwei Arbeiter erſchoſſen wurden, war 
alles ſchön in Ordnung. Der ſchießende Schupobeamte 
erhielt noch vier Wochen Urlaub. Wenn die Beamten 
angegriffen werden, die Erhalter des Staates und 
Schützer der Ordnung, ſo iſt es Ihre ſtaatserhaltende 
Pflicht, dieſe Leute zu ſchützen. Das verkennen wir 
nicht. Wir appellieren in dieſem Falle nicht an Ihre 
Staatspflicht, an Ihre Pflicht als Regierungsvertreter, 
wir appellieren an die rein menſchliche moraliſche 
Pflicht. Wenn Sie weiterhin ſolche Erklärungen ab⸗ 
geben wie heute, ſprechen wir Ihnen die Moral ab. 
Sie beſitzen ſie nicht. Sie beſitzen lediglich eine rein 
kapitaliſtiſche Moral, eine Intereſſenmoral Ihrer 
Kreiſe. Wenn es ſich darum handelt, daß drangſalierte 
Staatsbürger ſich gegen die Staatsaufſicht wehren, 
dann gehen Sie ſogar ſo weit, zu ſagen, hinweg mit dem 
Staat. Dann tritt die Klaſſendiktatur ein. Es wird 
ſo kommen, daß wir ſtündlich den Beweis erbringen, 
daß Sie nicht anders wollen. Die Gewalt wird eine 
entſcheidende Rolle ſpielen. In dem kleinen Fall der 
Schupo und unſeres Kollegen Liſchnewſki wird das 
Reſultat das ſein, nachdem die hochwohllöbliche Regie⸗ 
rung geſprochen hat, daß der Kommuniſt unrecht hat, 
weil er Kommuniſt ift. So ſieht die Juſtiz und Ihr Recht 
aus. Um ein größeres Beiſpiel anzuführen: Zeigen 
Sie in Deutſchland einen einzigen Fall, wo das nicht 
zutraf. Staatsbürger, die mit Ihrer Ordnung nicht 
einverſtanden waren, ſagten, daß etwas an der bürger⸗ 
lichen Moral faul und morſch wäre. Sie wurden mit 


Hilfe der Juſtiz und mit Hilfe Ihrer wunderbaren 


Paragraphen beiſeite gefegt. Geht es nicht anders, 
ſo werden die Leute eingelocht und drangſaliert. Wir 
verſtehen das. Weil wir das verſtehen, können Sie 
es uns nicht verargen, daß wir ſagen: Wenn Ihr ſo 
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ſeid, werden wir mit denſelben Mitteln arbeiten. Es 
wird die Zeit auch bei Ihnen kommen, wo die Arbeiter⸗ 
ſchaft eines ſchönen Tages ſagen wird, Schluß, das 
machen wir nicht mit. Wenn Sie zehnmal ſagen, von 
den Kommuniſten werden nur Phraſen gedroſchen, 
die Tatſachen werden uns in Zukunft recht geben. 
Die Sozialdemokratie in Danzig und in Deutſchland 
hat immer bewieſen, daß auf dem Wege des Kompro⸗ 
miſſes und der Anſtändigkeit gegenüber Ihren Kreiſen 
nicht weiterzukommen ift. Diejenigen Teile, die einen 
anſtändigen Charakter beſitzen, werden korrumpiert. 
Sehen Sie ſich den toten Kultusminiſter Häniſch an. 
Er war ein anſtändiger Charakter und wurde auch 
durch Ihre Kreiſe vernichtet. Solche Fälle gibt es noch 
viele. Darum können Sie uns Kommuniſten es nicht 
verargen, daß wir ſagen, wenn von der anderen Seite 
Gewalt geübt wird, dann werden wir die der Arbeiter 
entgegenſetzen. Herr Liſchnewſki ift ein typiſches Bei- 
ſpiel. Wäre er ein deutſchnationaler Abgeordneter ge- 
weſen, dann hätten Sie ſchon vor vier Wochen dem 
Hauſe Bericht erſtattet. Der Fall hätte ſich gar nicht 
ereignet. Es wäre das geſchehen, was häufig in der 
Vergangenheit bewieſen wurde, daß der Schupobeamte 
noch ſtramm ſtand. (Zuruf des Abg. Raſchke.) Soll 
ich alle dieſe Fälle ins Gedächtnis zurückrufen? Ein 
deutſchnationaler Abgeordneter in ſehr erheblich ange⸗ 
heitertem Zuſtand ſkandalierte und pöbelte nach Hauſe 
gehende Staatsbürger an. Der Schupobeamte ſagte zu 
ihm und ſeinen Begleitern: „Meine Herren, gehen Sie 
nach Hauſe!“ Er hat ſie bis zur nächſten Taxe geführt 
und nach Hauſe fahren laſſen. Wir verlangen von der 
Regierung eine klare Antwort, ob bei den Volksver⸗ 
tretern mit zweierlei Maß gemeſſen wird. Geben Sie 
eine bejahende Antwort, dann können Sie die Konſe⸗ 
quenzen daraus ziehen. Beſitzen Sie den Mut der 
Anſtändigkeit zu jagen, Abgeordneter bleibt Abge⸗ 
ordneter, dann ſorgen Sie durch Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen und Anweiſungen dafür, daß die Schutzpolizei 
angewieſen wird, jeden Abgeordneten zu reſpektieren. 
Iſt das nicht der Fall, dann Gnade Ihnen Gott vor 
den Arbeitern. 


Präſident: Wir kommen zur Abſtimmung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die für den Antrag Raube, 
Druckſache Nr. 1204, ſind, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht. Abg. Raſchke: Die Deutſchnatio⸗ 
nalen wollen behandelt werden wie die Hunde!) Ich 
bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Ich bitte 
auszuzählen. Die Auszählung beginnt. (Zwiſchen⸗ 
ruf! links.) Herr Abgeordneter! Ich rufe Sie zur 
Ordnung. (Abg. Mau: Den Eindruck hatte ich auch!) 
Herr Abg. Mau! Ich rufe Sie ebenfalls zur Ordnung. 
(Da hat er mal den Nagel auf den Kopf getroffen! 
links.) Ich ſchließe die Auszählung. (Zuruf des 
Abg. Raſchke.) Es ſind 45 Stimmen abgegeben wor⸗ 
den, das Haus iſt beſchlußunfähig, die 
Sitzung infolgedeſſen geſchloſſen. Die nächſte 
Sitzung findet ſtatt 5 Uhr 45 Minuten mit den 
Punkten 6, 8, 9, 10, 11, 12, 13 der heutigen Tages⸗ 
ordnung. 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr 30 Minuten.) 


108. Sitzung. 


Die Sitzung wird 5 Uhr 45 Minuten durch den 
Präſidenten Dr. Treichel eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Senator Dr. Leske; Ober⸗ 


gerichtsrat Kettlitz. . \ 
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[(Präſident.) 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 108. Sitzung. 

Wir kommen zum erſten Punkt der Tagesordnung: 

Große Anfrage Nr. 28 des Abg. Liſchnewſki 

betr. Wohnungsangelegenheit Tribowſki⸗Oliva. 

Druckſache Nr. 1092. Das Wort hat der Herr Abg. 
Laſchewſki. 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): Das rückſichts⸗ 
loſe Vorgehen der Gerichts vollzieher bei dem Hin- 
auswerfen von Einwohnern hat die Kommuniſtiſche 
Fraktion veranlaßt, eine Große Anfrage zu ſtellen. 
Wir haben einen beſonders kraſſen Fall hier feſtgelegt. 
Im allgemeinen iſt es heute Uſus, daß die Gerichts⸗ 
vollzieher die Menſchen hinauswerfen. Das iſt nicht 
nur an einem Orte paſſiert, ſondern wir haben in 
Ohra, Oliva und Danzig viele ſolche Fälle zu ver⸗ 
zeichnen. Es herrſcht beim Senat ein ſo brutales 
Syſtem, daß wir dieſe Anfrage beantwortet haben 
wollen. Es iſt dazu notwendig, daß ich den Sach⸗ 
verhalt ſchildere. Am Montag, den 19. Januar, kommt 
der Gerichtsvollzieher Hübner aus Langfuhr zu einem 
Menſchen, der in einer Zwangswirtſchaftswohnung 
wohnt. Bei den Fällen, die wir hier anſchneiden, 
handelt es ſich immer um Wohnungen, die der Zwangs⸗ 
wirtſchaft unterſtehen. Diejenigen Leute, die in einer 
zwangswirtſchaftsfreien Wohnung wohnen, ſind eher 
in der Lage, höhere Mieten zu zahlen und ſich eine 
andere Wohnung zu beſchaffen. Der Gerichtsvoll⸗ 
zieher erſcheint bei dem Mann mit dem Räumungs⸗ 
urteil, das das Amtsgericht gefällt hat, und fegt ihn 
auf die Straße, buchſtäblich auf die Straße, ohne daß 
ihm vom Wohnungsamt eine andere Wohnung zu⸗ 
gewieſen war. Ich möchte einmal die Frage an die 
bürgerlichen Parteien richten, wie ſie ſich zu dieſem 
Falle ſtellen. Ich möchte wiſſen, ob der Senat und 
die bürgerlichen Parteien es gutheißen, daß ihre Be⸗ 
amten genau ſo wie die Schupobeamten dieſe Leute 
auf die Straße werfen, ohne daß ihnen vom Woh⸗ 
nungsamt eine andere Wohnung nachgewieſen iſt. 
Früher, etwa zwei Jahre nach der Revolution, konnten 
die Gerichtsvollzieher die Leute nur hinausſetzen, wenn 
ſie die Genehmigung des Wohnungsamtes dazu hatten. 
In der letzten Zeit gehen die Gerichts vollzieher be⸗ 
ſonders rückſichtslos vor und werfen jeden hinaus, 
gleich, ob ihm eine Wohnung nachgewieſen iſt oder 
nicht. Ich möchte die Frage vom Senat beantwortet 
haben, ob er dieſe Fälle duldet. In dieſem Fall liegt 
die Sache ſo, daß ein arbeitsloſer Arbeiter keine Woh⸗ 
nung bekommt, weil er nicht in der Lage iſt, Woh⸗ 
nungen, die nicht unter Zwangswirtſchaft ſtehen, zu 
beziehen. Er kann nur eine Wohnung bekommen, die 
unter Zwangswirtſchaft ſteht, und über dieſe ver⸗ 
fügt das Wohnungsamt. Wenn ihm das Wohnungs⸗ 
amt in der Gemeinde dieſe Wohnung nicht nach⸗ 
gewieſen hat, dann iſt er auch nicht in der Lage, aus 
ſeiner alten Wohnung auszuziehen. Dieſer Gerichts⸗ 
vollzieher ging ganz rückſichtslos vor, trotzdem der 
Mann, die Frau und Kinder ihn baten, er ſollte mit 
der Familie zum Wohnungsamt mitkommen. Sie 
wollten fragen, ob nicht eine Möglichkeit vorlag, daß 
ſie eine andere Wohnung bekommen könnten. Der 
Gerichtsvollzieher nahm ſich einen dienſttuenden 
Schupobeamten zu Hilfe. Da möchte ich den Senat 
ebenfalls fragen, ob ein dienſttuender Schupobeamter, 
der auf der Straße Patrouillendienſt macht, berechtigt 
iſt, ſeinen Patrouillendienſt aufzugeben und die Hin⸗ 
ausſetzung zu bewerkſtelligen. 
hätte der Gerichtsvollzieher erſt zur Wache gehen und 
ſich von dort polizeilichen Schutz anfordern müſſen. 

Aber die ganze Geſchichte hat einen tieferen Grund. 
Die Miteinigungsämter ſprechen das erſte Urteil, ehe 
das Räumungsurteil vom Amtsgericht gefällt wird. 
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Meines Erachtens 


Das Mieteinigungsamt ſetzt ſich heute aus einem Vor⸗ 
ſitzenden — einem Rechtsanwalt —, einem Mieter und 
einem Hausbeſitzer zuſammen. Faſt in allen Fällen 
bekommt der Mieter unrecht. (Umgekehrt!) Wir 
haben heute viele Fälle zu verzeichnen, bei denen der 
Rechtsanwalt meiſtens der Ausſchlaggebende iſt, der 
ſich heute glattweg auf die Seite des Vermieters ſtellt. 
(Sehr richtig! links.) Wir haben viele Fälle, wo die 
Kündigung vom Mieteinigungsamt nur ausgeſprochen 
wurde, weil in der Wohnung angeblich Wäſche ge⸗ 
trocknet ſein ſoll. Ich frage, iſt das ein Grund, die 
Kündigung auszuſprechen? In den kleinen Woh⸗ 
nungen iſt doch meiſtens kein Trockenboden da. Mei⸗ 
ſtens wird auch geſagt, wir ſprechen die Kündigung 
aus, weil der Hauswirt den Mann ſowieſo nicht hin⸗ 
ausſetzen kann, bis ihm vom Wohnungsamt eine Woh⸗ 
nung zugewieſen iſt. Dann kommt das Amtsgericht, 
weil vom Mieteinigungsamt die Kündigung aus⸗ 
geſprochen iſt. Der Vermieter nimmt ſich auf Grund 
ſeiner beſſeren Finanzen einen Rechtsanwalt, und 
dieſer ſetzt es dann durch, daß vom Amtsgericht das 
Räumungsurteil gefällt wird. 

Wir haben die Frage aufgerollt, um in aller 
Oeffentlichkeit die Stellungnahme des Senats und der 
bürgerlichen Parteien zu hören. Wir wiſſen ja, wie die 
Antwort des Senats ausfallen wird. Wir haben ja 
in der Frage der Schupobeamten ebenfalls keine Ant⸗ 
wort vom Senat bekommen. Wir wiſſen ja, daß die 
Tatſachen vom Senat bei der Beantwortung immer 
entſtellt werden. Der Senat benutzt alles, um die 
Sache zu widerlegen, und die bürgerlichen Parteien 
nehmen ſtets und ſtändig die Beamten in Schutz, mögen 
auch die größten Lumpereien von dieſen Leuten be⸗ 
gangen ſein. Wir ſind uns klar darüber, welche Ant⸗ 
wort der Senat wieder geben wird, weil Sie ja ſelbſt 
ſo moraliſch verſumpft ſind, daß Sie nicht einmal Ehr⸗ 
gefühl beſitzen. Deshalb vertreten und verteidigen 
Sie jede Schmutzigkeit, die von Ihren Beamten be⸗ 
gangen worden iſt. 

Präſident: Sie haben Regierungsvertreter mora- 
liſch verſumpft genannt. Ich rufe Sie zur Ordnung. 
(Abg. Laſchewſki: Das ift nichts Neues, das wird von 
den Bürgerlichen beſtätigt!) Ich habe Sie zur Ord- 
nung gerufen, Sie wiſſen, was weiter folgt, wenn Sie 
in demſelben Sinne fortfahren. 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): Das ift unſere 
Auffaſſung vom Senat. Die bürgerlichen Parteien 
haben vorher dasſelbe bewieſen. Alles iſt in einem 
Topf gekocht und ausgekocht, wie man auf gut deutſch 
ſagt. Für die Vertreter des Geldſacks, für Euch nützt 
kein Reden, für Euch nützt nur das, was früher ſo 
gut ausgedrückt wurde: Gute, junge deutſche Eichen. 
Das iſt die Antwort. Wir warten auf den Moment, 
wo das praktiſch durchgeführt werden kann, um Sie 
für Ihre Schandtaten zu belohnen, die Sie ſtändig 
begehen. 

Wir haben vom Senat in aller Oeffentlichkeit Be⸗ 
richt gefordert, weil das keine Frage iſt, die nur die 
Kommuniſtiſche Partei angeht. 

Es iſt eine Frage, die auch den Zentrumsarbeiter 
oder den ſozialdemokratiſchen Arbeiter treffen kann. 
Dies Verfahren trifft den Mieter, der ohne Zweifel im 
Danziger Freiſtaat in der großen Uebermehrheit iſt. 
Deshalb verlangen wir vom Senat Auskunft, ob er 
dieſe Hinausſetzungen billigt, ohne daß den in Frage 
kommenden Leuten eine Wohnung zugewieſen wird. 


Weiter verlangen wir die Beſtrafung des Beamten. 
Hat der Gerichtsvollzieher vom Gerichtspräſidenten 
oder vom Senat Anweiſung, einen Mieter, der in einer 
zwangsbewirtſchafteten Wohnung wohnt und nicht in 
der Lage iſt, ein möbliertes Zimmer zu beziehen, weil 
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(Laſchewſki, Abgeordneter.) 

er erwerbslos iſt, hinauszuſetzen? Hat er dieſen Auf⸗ 
trag nicht, ſo muß er beſtraft werden. Wir wollen dieſe 
Rückſichtsloſigkeit der Beamten unterbinden. Sie ſollen 
uns Auskunft geben, wie Sie zu dieſer Frage ſtehen. 
(Bravo! links.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Regierungs⸗ 
vertreter Kettlitz. 


Kettlitz, Obergerichtsrat: M. D. u. H.! Auf 
allgemeine Vorwürfe zu antworten, iſt eine Un⸗ 
möglichkeit. Ich muß mich auf den konkreten Fall 
beſchränken, auf den ſich die Große Anfrage bezieht 
und werde rückhaltlos ſagen, wie der Fall liegt. Sie 
können darauf vertrauen. Ich habe im Namen des 
Senats folgendes zu antworten: Der zugrundeliegende 
Sachverhalt iſt folgender: Der Tiſchler Johann Tri⸗ 
bowſki wohnte im Haufe des Kaufmanns Karl Fierke 
in Oliva, Danziger Straße 11, zur Miete. Da er vier 
Monate die monatlich zu zahlende Miete ſchuldete, be⸗ 
antragte Fierke beim Mieteinigungsamt in Oliva am 
4. Juni 1924, die Kündigung zu genehmigen. Im 
Termin am 11. Juni vorigen Jahres, zu dem beide 
Parteien ordnungsmäßig geladen waren, erſchien nur 
der Antragſteller, nicht aber der ebenfalls geladene 
Mieter Tribowſki. Antragsgemäß wurde die Ge- 
nehmigung der Kündigung zwecks Räumung am 
1. Juli 1924 und zur demnächſtigen Erhebung der 
Räumungsklage erteilt. Dieſer Beſchluß wurde dem 
Tribowſki am 19. Juli 1924, wie der Behändigungs⸗ 
ſchein erweiſt, ausgehändigt. Da Tribowſki, deffen 
Kündigung zum 1. Juli erlaubt war, an dieſem Tage 
nicht auszog, ſtrengte der Hauswirt die Klage auf Räu⸗ 
mung an. Im Termin am 5. Auguſt 1924 erſchien der 
Hauswirt als Kläger, vertreten durch ſeinen Rechts⸗ 
anwalt, und der Beklagte in Perſon. Es wurde Termin 
zur Verkündung einer Entſcheidung auf den 12. Auguſt 
angeſetzt. In dieſem Termin wurde der Beklagte Tri⸗ 
bowſki zur Räumung verurteilt. Dem Kläger ift dar- 
auf vollſtreckbare Ausfertigung des Urteils am ſelben 
Tage erteilt worden. Dagegen hat der Beklagte keine 
Berufung eingelegt. (Das hat Zweck? links.) Die 
Berufungsinſtanz iſt dazu geſchaffen, um die erſte 
Inſtanz, wenn es notwendig iſt, zu korrigieren. Der 
Hauswirt übergab das Urteil dem Gerichtsvollzieher 
zur Vollſtreckung, erſt war es der Gerichtsvollzieher 
Urbanſki, dann Hübner. Urbanſki hat am 30. Auguſt 
1924 an das Wohnungsamt Oliva ein Schreiben ge⸗ 
richtet, er habe den Auftrag, den Tribowſki zwangs⸗ 
weiſe aus der Wohnung zu ſetzen, und erſuche um Zu⸗ 
weiſung einer Wohnung. Gleichzeitig bittet er um 
Nachricht, was das Wohnungsamt veranlaßt hat. In 
den Akten des Wohnungsamts Oliva findet ſich ein 
Vermerk, daß die Vollſtreckung unterblieben ſei, da 
des erſten Gerichtsvollziehers, hatte am 5. Januar 
dem Tribowſki eine andere Wohnung nicht zur Ber- 
fügung geſtellt werden konnte. Hübner, der Nachfolger 
1925, alſo fünf Monate ſpäter, mit dem Schuldner Tri⸗ 
bowſki eine perſönliche Rückſprache, in der er ihm mit- 
teilte, daß es jetzt mit der Räumung ernſt wäre, daß 
er einen neuen Auftrag habe, in kurzem würde die 
Räumung vorgenommen werden müſſen. Weiter hat 
Hübner, der neue Gerichtsvollzieher, durch ein 
Schreiben vom 14. Januar 1925 das Wohnungsamt 
benachrichtigt, daß er am 19. Januar 1925, einem Mon⸗ 
tag, die Vollſtreckung vornehmen müſſe. (Zuruf 
links.) Ich weiß nicht, wie weit es zur Sache gehört, 
daß die Bäume entblättert ſind. Das Schreiben iſt am 
16. Januar, Freitag, an das Wohnungsamt gelangt. 
Der Gerichts vollzieher hat darauf keine Nachricht be⸗ 
kommen und am 19. Januar vollſtreckt. Von dem Er⸗ 
gebnis der Vollſtreckung hat der Gerichtsvollzieher 


dem Wohnungsamt Mitteilung gemacht. Das Wop- (C) 


nungsamt ſeinerſeits, das von der Amts⸗ und Gc- 
meindeverwaltung Oliva die Mitteilung Hübners erſt 
am 17. Januar, Sonnabend, erhalten hatte, hat noch 
am ſelben Tage dem Tribowſki die in den nächſten 
Tagen freiwerdende Notwohnung des Käſers Ban⸗ 
ſemer zugewieſen. Die Räumung durch Banſemer 
ſollte erſt einige Tage ſpäter erfolgen. Gleichzeitig 
mit Hübner am 19. Januar nach der Vollſtreckung er⸗ 
ſchien Frau Tribowſki auf dem Wohnungsamt und 
bat um Unterkunft. Sie erhielt die Antwort, daß 
augenblicklich keine Wohnung zur Verfügung ſtehe. 
Der Hauswirt Fierke hat ſich dann auf Zureden des 
Gerichts vollziehers bereit erklärt — desfelben, dem 
hier die Vorwürfe gemacht werden — den Tribowſki 
noch einige Tage wohnen zu laſſen. Dann wollte Tri⸗ 
bowſki wieder nicht räumen, hat fiH nachher aber doch 
zureden laſſen. Das iſt der Sachverhalt, Wort für 
1 den Akten entnommen, die zur Verfügung 
tepen. 


Nun zur rechtlichen Seite. Die Mitwirkung des 
Wohnungsamtes war zur Kündigung und Erhebung 
der Räumungsklage notwendig. Tribowſki hat es 
aber nicht für nötig gehalten, im Termin vor dem 
Mieteinigungsamt zu erſcheinen oder ſich vertreten 
zu laſſen und ſo ſeine Intereſſen zur rechten Zeit 
wahrzunehmen. Das Wohnungsamt wußte nicht, was 
er geltend zu machen hatte. Mit der Erteilung dieſer 
Genehmigungen iſt die Tätigkeit des Miteinigungs⸗ 
amtes erledigt. Das Miteinigungsamt allein hat Zweck⸗ 
mäßigkeitserwägungen aus ſozialen Gründen anzu⸗ 
ſtellen, hat aber keine weitere Einwirkung auf das 
kommende Gerichtsverfahren. Dem Gerichtsverfahren 
muß nun vollkommen freier Lauf gelaſſen werden. 
Das verlangt die Unabhängigkeit der Gerichte. Keine 
Behörde darf ſich in dieſes Verfahren, auch nicht in 
den Abſchluß des Verfahrens, der durch die Voll⸗ 
ſtreckung dargeſtellt wird, einmiſchen. Als das Räu⸗ 
mungsurteil ergangen war, durfte der Hauswirt es in 
demſelben Augenblick auch vollſtrecken laſſen. Es iſt 
hervorzuheben, daß Tribowſki es wiederum unter- 
laſſen hat, gegen dieſes Urteil vorzugehen; denn er 
hat keine Berufung eingelegt. Er hat nicht einmal, 
wie das in vielen Fällen der Fall iſt, das Armenrecht 
für die Berufung nachgeſucht; die materiellen Grund⸗ 
lagen hätte er bekommen. Die Bewilligung des 
Armenrechts iſt eine Vorprüfung auf die Ausſichten 
des Prozeſſes. Es iſt alſo feſtzuſtellen, daß der ſofor⸗ 
tigen Vollſtreckung des Urteils im Auguſt nichts im 
Wege geſtanden hätte. Da aber erfahrungsgemäß bei 
Vollſtreckungen von Räumungsurteilen oft Härten 
vorkommen, ſind die auch für Danzig noch geltenden 
Beſtimmungen des preußiſchen Juſtizminiſters vom 
10. Dezember 1918, 23. Juni 1919 und 11. Dezember 
1919 erlaſſen, wonach wegen der herrſchenden Woh⸗ 
nungsnot vor Räumung von Wohnungen im Wege 
der Zwangsvollſtreckung der Gemeindebehörde (Woh⸗ 
nungsamt) Nachricht gegeben werden ſoll, damit ſie 
Gelegenheit habe, die drohende Obdachloſigkeit zu ver⸗ 
hindern. Außerdem gibt der 8 94 der Geſchäftsanwei⸗ 
ſung für Gerichtsvollzieher die Vorſchrift, daß im Falle 
von Krankheiten und Lebensgefahr die zwangsweiſe 
Räumung zu unterbleiben habe. Dieſe Beſtimmungen 
reichen bei richtiger Handhabung aus, die Härten der 
Vollſtreckung, beſonders die drohende Obdachloſigkeit 
zu vermeiden. Das Wohnungsamt, das rechtzeitig von 
der bevorſtehenden Räumung Kenntnis hat, kann 
ſeinerſeits im allgemeinen die nötige Vorſorge treffen, 
daß z. B. der Zuſtand der Obdachloſigkeit nicht eintritt. 
Der Gerichtsvollzieher Hübner, und auf deſſen Ver⸗ 
halten iſt die Anfrage zugeſpitzt, hat den Beſtimmun⸗ 
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(Kettlitz. Regierungsvertreter.) 
gen gemäß korrekt gehandelt. Er hat ſchon im Auguft 
1924 das Wohnungsamt von der kommenden Räu⸗ 
mung benachrichtigt und hat ſogar, was er nicht nötig 
gehabt hätte, monatelang mit der Vollſtreckung ge⸗ 
zögert, weil das Wohnungsamt ihm mitgeteilt hatte, 
daß keine neue Wohnung für Tribowſki vorhanden 
ſei. Er hat dann nochmals durch Schreiben vom 
14. Januar das Wohnungsamt darauf hingewieſen, 
daß er am 19. Januar 1925 — nunmehr über fünf 
Monate nach Urteilserlaß — die Räumung vornehmen 
müſſe. Mit dieſen beiden Mitteilungen vom Auguſt 
1924 und Januar 1925 an das Wohnungsamt hat der 
Gerichtsvollzieher ſeiner Pflicht genügt, ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß Tribowſki nach der perſönlichen 
Mitteilung vom 15. Januar 1925 ſelbſt wußte, was 
ihm in kurzem bevorſtand und Schritte zur Abſchwä⸗ 
chung ſeiner Obdachloſigkeit tun konnte. 

Das iſt der rechtliche Sachverhalt, und nach liegt 
nichts vor, was dem Gerichtsvollzieher in ſeinem Ver⸗ 
halten zum Vorwurf gemacht werden könnte. 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage Be- 

ſprechung. 
À Präſident: Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Er iſt genügend unterſtützt. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Mrocz⸗ 
kowfki. 

Mroczkowſki, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! 
Die Räumungsklagen, die von den Hausbeſitzern beim 
Einigungsamt eingereicht werden, häufen ſich in einem 
ſolchen Maße, daß man in der Tat vom Senat jest 
einen beſonders tiefen Eingriff erwarten muß. Nicht 
weniger wie faſt 400 Entſcheidungen und Exmiſſionen 
liegen zurzeit vor, die die Gerichtsvollzieher auszu⸗ 
führen haben. Wenn dieſe ausgeführt werden, ſitzen 
ſofort 400 Familien allein in Danzig auf der Straße. 
Dann geht es nicht nur der Familie Tribowſki in 
Oliva allein ſo, ſondern dann paſſiert 400 Familien in 
Danzig das gleiche. Wie man hierbei vorgeht, darüber 
wiſſen die Perſonen, die damit zu tun haben, eingehend 
Beſcheid. Die kleinſte Veranlaſſung wird benutzt, um 
die Kündigung beim Einigungsamt zu beantragen. 
Das Einigungsamt ſpricht da eine unbedingte Räu⸗ 
mung aus. Damit iſt der Betreffende auch ſchon aufs 
Straßenpflaſter geſetzt. Würde das Einigungsamt nur 
eine bedingte Räumung ausſprechen mit dem Zuſatz, 
daß das Wohnungsamt angewieſen wird, dem Be⸗ 
treffenden eine Wohnung anzuweiſen und erſt dann 
die Räumung vorzunehmen, dann wäre das gerecht⸗ 
fertigt. Wenn man aber eine unbedingte Räumung 
ausſpricht, ſo iſt die Verzögerung, von der der Regie⸗ 
rungsvertreter hier geſprochen hat, nur dadurch herbei⸗ 
geführt, daß es einerſeits an dem nötigen Vorſchuß 
ſeitens des Hausbeſitzers mangelt und noch etwas 
Rückſicht vom Gerichtsvollzieher geübt iſt. Wir haben 
aber eine ganze Reihe von Beweiſen, wie leichtfertig 
Kündigungen vom Einigungsamt ausgeſprochen wer⸗ 
den. Wenn ein x⸗-beliebiger Bäckermeiſter einen 
Salon einrichten will, den er ſich heute leiſten kann, 
dann beantragt er die Räumung der Wohnung, die ihm 
im Hauſe paßt und der betreffende Mieter wird heraus⸗ 
geſetzt, ohne daß er eine Wohnung vom Wohnungsamt 
nachgewieſen erhält. Es iſt ganz gleichgültig, wo er 
bleibt. Ich habe einen ſolchen Fall in der letzten Zeit 
ſelbſt in die Hand nehmen müſſen. Ein Ehepaar, welches 
22 Jahre in derſelben Wohnung gewohnt hat, das 
prompt Miete bezahlt hat — es war alſo nicht ſo wie 
in dieſem Fall, wo der Betreffende wegen reſtierender 


Miete herausgeſetzt wurde — wurde, da der Haus- (C) 


beſitzer für ſich einen Salon brauchte, aus der Wohnung 
herausgeſetzt. Das Vorhaben wurde in der Tat auch 
ausgeführt. Die Eheleute waren gezwungen, ſich 
wochenlang bei Fremden oder Verwandten getrennt 
aufzuhalten. Unſerm Eingreifen iſt es zu verdanken, 
daß dem Ehepaar nach 6 oder 7 Wochen vom Wohnungs⸗ 
amt eine kleine Wohnung gegeben wurde. Es iſt aber 
nicht nur dieſer eine Fall zu verzeichnen, ſondern viele 
Leute kommen durch die Entſcheidungen des Einigungs⸗ 
amtes in eine ſolch mißliche Lage, daß ſie zum Schluß 
nicht wiſſen, wo ſie bleiben ſollen. Wenn ſie die letzte 
Aufforderung vom Gerichtsvollzieher erhalten, ſo wird 
den Betreffenden eine Friſt von drei Tagen geſetzt. 
Wenn er dann nicht irgendwo Unterkunft findet, iſt er 
erledigt. Der Gerichtsvollzieher kommt und ſetzt ihn 
hinaus. Wenn er die Möbel nicht auf die ſchmalen 
Straßen Danzigs ſtellen kann und wenn er den ge⸗ 
nügenden Vorſchuß vom Hausbeſitzer bekommt, 
(Wenn der Hausbeſitzer das Geld dazu hat! rechts.) 
ja, ganz recht, das habe ich ja ausdrücklich betont, dann 
kommt der Gerichtsvollzieher mit dem Möbelwagen 
und bringt die Möbel zu Laubrinus in der Fleiſcher⸗ 
gaſſe, zahlt dort einen Monat Hinterlegungsgebühr 
und haut ab. Wenn dann das Wohnungsamt nach 
zwei Monaten dem Mieter eine Wohnung nachweiſt, 
dann kann er ſich ſeine Wirtſchaftsgegenſtände von 
Laubrinus abholen. Die bekommt er aber nur aus⸗ 
gehändigt, wenn er die volle Rechnung bezahlt. Kaun 
er ſie nicht bezahlen, bleibt die halbe Wirtſchaft dort 
und er zieht nur mit der Hälfte ab. Auf dieſe Weiſe 
wird er in Grund und Boden ruiniert und iſt mit 
ſeiner Wirtſchaft erledigt. Daher darf man nicht ſo 
leichtfertig mit den Räumungen vorgehen. Man muß 
unter allen Umſtänden dafür ſorgen, daß eine Woh⸗ 
nungsgelegenheit vorhanden iſt. 

Ich komme jetzt zu einem ganz beſonderen Fall. 


Ich habe ſelbſt den zuſtändigen Regierungsrat auf⸗ 


geſucht und ihn gebeten, nach der Richtung hin die 
Entſcheidungen des Mieteinigungsamts nach der 
Rechtslage zu prüfen. Es werden Entſcheidungen vom 
Einigungsamt getroffen, die ſich nachher als unhaltbar 
erweiſen, da natürlich das Amtsgericht Danzig das 
Urteil des Einigungsamtes glatt beſtätigt und den 
Kläger abweiſt. Das Landgericht urteilt dann natür⸗ 
lich etwas ſchärfer und geht dem rechtlichen Sachverhalt 
nach. Es hat ſchon ſolche Entſcheidungen aufgehoben 
und erklärt, daß dafür keine Rechtsgrundlage vor⸗ 
handen ſei. Trotzdem entſcheidet das Mieteinigungs⸗ 
amt nach wie vor nach ſeinen Richtlinien. Wenn man 
weiter ſo verfährt, dann kommen wir dorthin, wo wir 
nicht hinkommen wollen. Ich habe heute einen Brief 
erhalten, der jeden einzelnen intereſſieren muß. Ich 
werde mir geſtatten, ihn mit Erlaubnis des Herrn 
Präſidenten zu verleſen. Der Beſitzer des Hauſes 
Langfuhr, Kaſtanienweg 7, Herr Saß, der Beſitzer der 
Sägewerke, Kommanditgeſellſchaft, iſt geſtorben. Seine 
Witwe heiratete einen Arzt, den Beſitzer eines Sana⸗ 
toriums in Blankenberg, der dort eine Wohnung be⸗ 
ſitzt. Ihre Kaſtanienweg 7 gelegene Wohnung wird 
alſo frei. Sie wird durch einen Warſchauer Herrn 
Engel bezogen, der erſt ſeit kurzem in Danzig anſäſſig 
iſt. Das Haus unterliegt der Zwangswirtſchaft und iſt 
nicht an Engel verkauft, ſondern dieſer iſt Mieter. Da 
Engel nur eine kleine Familie hat, angeblich nur ein 
Kind, fürchtet er offenbar, daß die Sieben⸗Zimmer⸗ 
wohnung für ihn als zu groß betrachtet werden könnte, 
weswegen er nun ſoviel Wände ausbrechen läßt, daß 
nur vier Zimmer, natürlich um ſo größere, daraus ent⸗ 
ſtehen. Die Vermutung, daß es ſich hier um eine 
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(A) Wohnungsſchiebung handelt, wird durch die glaub⸗ 


B 


würdige Verſicherung geſtützt, daß Engel der Witwe Saß 
nicht nur den Umzug nach Blankenberg zahlte, ſondern 
ihr noch eine erhebliche Abfindungsſumme gab. So 
werden die Wohnungen einfach untergebracht. Ich 
glaube, daß man dieſem Falle jetzt vielleicht nachgehen 


wird, weil er hier zur Sprache kam. Auf eine Eingabe, 


die ich im vergangenen Jahre an den Senat richtete, 
die eine gleiche Wohnungsſchiebung behandelte, habe 
ich bis heute keine Antwort erhalten. Auf die Antwort 


auf eine ähnliche Anzeige, die ich perſönlich dem Woh⸗ 


nungsamt im Oktober machte, warte ich bis heute. 
Alſo alles, was in der Wohnungsfrage geſagt wird, 
prallt beim Einigungsamt, Wohnungsamt und Senat 
ab. So kann es natürlich nicht weiter gehen; denn man 
wird mit derartigen Beſchwerden überrannt und weiß 
ſich in Zukunft nicht mehr zu helfen. (Bauen Sie doch 
1000 Wohnungen! rechts.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Laſchewfki. 


Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): Daß die Erklä⸗ 
rung des Senats ſo ausfallen würde, ſagte ich ſchon 
vorhin. Es fehlte nur noch, daß der Senatsvertreter 
erklärt hätte, eigentlich müßte dieſer Einwohner noch 
ein Strafmandat erhalten, weil er ſo lange in der 
Wohnung verblieb. Ich will dieſen Fall einmal etwas 
genauer behandeln. Es geht nicht um dieſen einzelnen 
Fall. Wir wollen die grundſätzliche Stellungnahme des 
Senats wiſſen. Der Herr Senatsvertreter ſagte, der 
Mann habe monatelang ſeine Miete nicht bezahlt. 
Das ſtimmt, aber folgendes lag vor: Der Hausbeſitzer, 
der abſolut keine Reparaturen gemacht hat, das wird 
auch aktenkundig ſein, hatte ſeinen Mieter beauftragt, 
weil er Tiſchler war, ſeine Reparaturen ſelbſt auszu⸗ 
führen und ſeine Wohnung zu renovieren. Als der 
Wohnungsinhaber dem Hauswirt die Rechnung in 
Höhe von 60 Gulden vorlegte, die als Abrechnung der 
Miete gelten ſollte, (Alſo hat er doch Miete gezahlt! 
links.) lehnte es der Hausbeſitzer ab und verklagte 
den Mann beim Amtsgericht, natürlich mit Hilfe des 
Reichsbeiſtandes, der dieſen Leuten ja, die genügend 
flüſſiges Geld haben, ſtändig behilflich iſt. Es iſt ein 
altes Sprichwort: Wer Geld hat, kann ſich Macht ver⸗ 
ſchaffen und erwirbt auch das Recht. Das Gericht er⸗ 
kannte für die ganze Reparatur nur fünf Gulden an, 
ohne daß Sachverſtändige die Wohnung beſichtigt 


hatten. Alſo das Gericht von Danzig auf Neugarten 


konnte feſtſtellen, wieviel Reparaturen an der Woh⸗ 
nung ausgeführt waren. Auf Grund dieſes Gerichts⸗ 
beſchluſſes, daß er jetzt eigentlich Miete ſchuldete, er- 
folgte die Kündigung durch das Mieteinigungsamt. 
Nun wurde geſagt, der Mann ſei nicht ſelbſt zum 
Mieteinigungsamt gegangen. Das kann möglich ſein. 
Es handelt ſich aber bei der Familie um ſehr be⸗ 
ſchränkte Leute. Die Schulbildung in den Volksſchulen, 
viel Religion und gut Verdummen, hat die Auswir⸗ 
kung, daß die Arbeiter ſich nicht ſelbſt vertreten 
können. Ein erwerbsloſer Arbeiter wie dieſer, der faft 
neun Monate arbeitslos war und es heute Roch iſt, 
hat nicht das Geld und die Mittel, ſich einen Rechts⸗ 
anwalt zu nehmen, der ihn vertritt. 

Nun zum Fall ſelbſt. Der Gerichtsvollzieher hat 
mit dem Wohnungsamt verhandelt und mit dem Ar⸗ 
beiter ſelbſt geſprochen und ihm geſagt, es würde jetzt 
Ernſt. Das nützt doch dem Arbeiter aber nichts. Die 
Frage ſoll beantwortet werden, wo der Mann hinzieht. 
Das habe ich aber nicht gehört. So iſt der Verlauf ge⸗ 


weſen. Der Herr Vorredner hat es ſchon erwähnt, der 
Hausbeſitzer fordert den Gerichtsvollzieher auf und be⸗ 
zahlt ihn. Der Hausbeſitzer ſtellt einen Möbelwagen 
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zur Verfügung, dort wird alles hineingepackt und wie 
Familie liegt auf der Straße. Nicht durch das Ein- 
treten des Gerichtsvollziehers iſt der Mann noch ein 
paar Tage außer ſeinen Möbeln in die Wohnung 
zurückgekommen, ſondern durch das Eingreifen des 
Wohnungsamtes. Der Gerichtsvollzieher ſagte: „Wo 
ſoll die Familie mit den Kindern hin?“ Dann wurde 
verhandelt, damit ſich der Hauswirt bereit erklärte, 
ſeinen ehemaligen Mieter noch einige Tage zu nehmen, 
bis er eine andere Wohnung bekam. Es wurde geſagt, 
in den nächſten Tagen ſollte eine Notwohnung frei 
werden. Dann konnte doch der Gerichtsvollzieher nicht 
diejes Schauſpiel veranſtalten, die Familie direkt auf 
die Straße zu werfen. Er hätte doch die paar Tage 
warten können, bis die Möglichkeit gegeben war, in die 
Notwohnung einzuziehen. Wenn der Senat dieſe An⸗ 
ſicht vertritt, jo ift das umſo bedauerlicher. 

Nun die Erklärung des Senats! Er ſagt, daß das 
Mieteinigungsamt die Kündigung ausſpricht und daß 
das Amtsgericht ſie in 99 von 100 Fällen beſtätigt. 
Man kann noch Berufung einlegen. Was nützt aber 
die Berufung beim Mieteinigungsamt, in dem die 
Hausbeſitzer das Uebergewicht haben? Glauben Sie, 
daß dann noch ein Berufungsgericht dem die Berufung 
einlegenden Arbeiter das Recht zuſprechen wird, ſo 
wie heute die Klaſſenjuſtiz ausgebaut iſt? Das 
ſollten Sie ſich lieber geſpart haben. Ihre Erklärung, 
die Sie in gewiſſem Sinne den Mietern abgaben, die 
heute unter der Wohnungszwangswirtſchaft ſtehen, 
wobei es dem Hausbeſitzer ein Leichtes iſt, jeden aus 
der Wohnung herauszubringen, hätten Sie ſich ſchen⸗ 
ken können. Ihre Erklärung ſagt, wenn heute das 
Räumungsurteil gefällt iſt, iſt der Gerichts vollzieher 
in der Lage, den Mann zu jeder T⸗beliebigen Zeit Hin- 
auszuwerfen. Wo er bleibt, iſt Nebenſache. Das iſt die 
Auffaſſung, die der Senat 80 Prozent der Bevölkerung 
des Freiſtaates gibt. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Die Vor- 
würfe, die Herr Abg. Mroczkowfki und der folgende 
Vorredner dahin erheben, daß die Juſtiz des Miet⸗ 
einigungsamts allzuleicht den Räumungsklagen nach⸗ 
gibt, haben nicht die geringſte Berechtigung. Im Gegen⸗ 
teil. Es dauert zunächſt ein halbes oder ein Jahr, 
bevor die entſcheidenſten Inſtanzen zu dem Urteil 
kommen. Sie kommen nur dann zu dem Urteil, wenn 
ganz wichtige Gründe vorliegen. Es muß ſchon fauſt⸗ 
dick kommen, daß keine andere Möglichkeit beſteht. 
(Abg. Beyer: Das ſtimmt nicht!) Sie täuſchen ſich! 
Ehe das Gericht dazu übergeht, die Sache zu geneh⸗ 
migen, vergeht ein Jahr. Die Koſten hat der Hars- 
beſitzer zu tragen. Gerade die Gerichtsvollzieherkoſten 
betragen bei den kleinen Wohnungen 275 Gulden. Ich 
kenne viele Fälle aus Ohra, und in Ohra bezahlt faſt 


niemand Miete, und in ganzen drei Fällen iſt die Kün⸗ 


digung genehmigt worden. Der Hausbeſitzer konnte 
die Kündigung nicht durchführen, weil er das Geld für 
den Gerichtspnllzieher nicht hatte. Wenn in beſonderen 
Fällen jemand herausgeſetzt wurde, ſo hat er ſich das 
ſelbſt zuzuſchreiben. Dann muß es ſchon fauſtdick ge- 
kommen ſein, ſo daß es gar nicht anders geht. (Abg. 
Laſchewſki: Es ift eine Beleidigung, wenn Sie ſagen, 
die Ohraer zahlen keine Miete! Sie fahren doch nur 
alle 10 Jahre einmal nach Ohra hinaus!) In der 
Frage der Wohnungsſchiebungen ſind wir ja mit Herrn 
Mroczkowſki einig. Wir trennen uns nur in der 
grundſätzlichen Auffaſſung der Angelegenheit. 
Mroezkowſki! Sie werden die Wohnungsſchiebungen 
niemals beſeitigen, ſolange Sie das Syſtem nicht be⸗ 


Herr. 


(C} 


D} < 


(A) 
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Dr. Blavier, Abgeordneter.) 
ſeitigen. Wo Sie Zwangswirtſchaft haben, da ſchaffen 
Sie die Korruption. Da muß ich den Herrn Senator, 
was ſelten vorkommt, in Schutz nehmen. Herr Dr. 
Leske iſt nicht derjenige, der die Korruption verurſacht, 
auch nicht die Beamten, ſondern das Syſtem der 
Zwangswirtſchaft wird, ſolange die Erde beſteht, immer 
dazu führen, daß dieſe Korruption immer mehr um ſich 
greift. ; 
Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung und eventuell 
zu Punkt 3. Punkt 2 lautet: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurſs betr. 
die endgültige Veranlagung zur Einkommen⸗ 
ſteuer für 1924. 

Druckſache Nr. 1344 zu Nr. 1059, Bericht des Steuer- 
ausſchuſſes. Ich erlaube mir, folgenden Antrag vor⸗ 
zuleſen: 

Wir beantragen, das Einkommenſteuer⸗ und Kör⸗ 
perſchaftsſteuergeſetz an den Steuerausſchuß zurück⸗ 
zu verweiſen. k 
Förſter, Weiß, Hohnfeldt, Dr, Bumke und Fraktionen. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Ich 
möchte Sie bitten, dieſen Antrag abzulehnen. Das 
Einkommenſteuer⸗ und das Körperſchaftsſteuergeſetz 
ſind im Steuerausſchuß in mehreren Sitzungen und 
mehreren Leſungen eingehend durchberaten worden. 
So wie ſie heute vorliegen, haben ſie die Mehrheit der 
im Steuerausſchuß vertretenen Parteien bekommen. 
Es liegt gar kein Grund vor, das Steuergeſetz noch⸗ 
mals an den Ausſchuß zu verweiſen. Ich bitte Sie, 
es heute zu beraten und zu verabſchieden. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P..): M. D. u. H.! Ich 
möchte Sie davor warnen, dieſen Weg zu beſchreiten. 
Ich mache darauf aufmerkſam, daß im Steuerausſchuß 
die Mitglieder verſchiedener Parteien für die Vorlage, 
ſo wie ſie aus dem Ausſchuß gekommen iſt, geſtimmt 
haben. Jetzt, nachdem es gelungen iſt, durch den Aus⸗ 
ſchuß in gewiſſem Sinne ein Kompromiß zu ſchaffen, die 
Sache einfach zurückzuverweiſen, gibt doch zu denken. 
Wenn die Dinge in der Weiſe behandelt worden ſind, 
wie das hier beim Steuergeſetz der Fall geweſen iſt, 
dann müſſen doch ſchon ganz gewichtige Gründe dafür 
maßgebend ſein, daß man einen Antrag auf Zurück⸗ 
verweiſung ſtellt. Vor allen Dingen glaube ich, daß 
wir bei dieſer Sachlage eine Begründung der Antrag⸗ 
ſteller hören müſſen. Ich bitte Sie, dem Antrage nicht 
ſtattzugeben. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Es 
iſt ſoeben eine Begründung verlangt worden. Die 
Begründung iſt ganz kurz dahin zu geben, daß in der 
allgemeinen Staatswirtſchaft ein Manko entſtanden iſt, 
das irgendwie gedeckt werden muß. Die Deckung erfolgt 
am beſten durch die Einkommenſteuer. (Das iſt nicht 
zur Geſchäftsordnungl) 

Präſident: Das ſind keine geſchäftsordnungs⸗ 
mäßigen Ausführungen. (Abg. Hohnfeldt: Ich will 
doch eine Begründung für die Zurückverweiſung 
geben!) Ich bedaure ſehr, das iſt nicht zur Geſchäfts⸗ 
ordnung. (Abg. Loops: Andere hat er belehrt, aber 
ſich ſelbſt kann er nicht belehren!) 


zur Abſtimmung über den vorgeleſenen Antrag. Ich 
werde lieber getrennt abſtimmen laſſen, alſo jetzt nur 
über den Teil, der ſich auf Punkt 2 der Tagesordnung 


Wir kommen alſo 


bezieht, und werde nachher bei Punkt 3 die Abſtim⸗ 
mung noch einmal vornehmen. Es heißt hier: „Wir 
beantragen, das Einkommenſteuergeſetz an den Aus⸗ 
ſchuß zurückzuverweiſen.“ Ich bitte die Damen und 
Herren, die der Zurückverweifung zuſtimmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit. Es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen zu 
Punkt 3 der Tagesordnung: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die endgültige Veranlagung zur Körperſchaſts⸗ 
ſteuer. 


Druckſache Nr. 1371 zu Nr. 1058. Bericht des Steuer- 
ausſchuſſes. Da liegt ebenfalls der Antrag vor, das 
Körperſchaftsſteuergeſetz an den Ausſchuß zurückzuver⸗ 
weiſen. Ich bitte die Damen und Herren, die dafür 
ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen 
zu Punkt 4 der Tagesordnung: 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die Wechſel⸗ und Scheckzinſen. 


Druckſache Nr. 1292 zu Nr. 1108. Bericht des Rechts⸗ 
ausſchuſſes. Ich eröffne die Ausſprache zu § 1. Das 
Wort hat der Herr Abg. Rahn. (Abg. Rahn: Hat nicht 
erſt der Berichterſtatter das Wort?) Der Bericht⸗ 
erſtatter verzichtet. 

Rahn, Abgeordneter (b.k. Fr.): M. D. u. H! 
Durch dieſen Geſetzentwurf ſoll dem Senat wie⸗ 
derum eine Ermächtigung erteilt werden. Des⸗ 
halb iſt es prinzipiell nötig, daß immer wieder⸗ 
holt wird, daß ein Geſetz, welches das Recht 
des Volkstages, Geſetze zu beſchließen, auf den 
Senat delegiert, nach der Danziger Verfaſſung ein Ding 
der Unmöglichkeit iſt. Die Danziger Verfaſſung be⸗ 
ſtimmt ausdrücklich, daß die Geſetzgebung durch Volks⸗ 
tag und Senat zu geſchehen hat. Es ift unmöglich, daß 
eine dieſer Körperſchaften ihr verfaſſungsmäßiges 
Recht, an der Geſetzgebung Teil zu haben, auf die 
andere Körperſchaft delegiert. Das war früher in 
Deutſchland möglich, wo man dies Recht nach der alten 
Reichsverfaſſung geſetzlich auf den Bundesrat übertrug. 
In Danzig iſt das unzuläſſig. Sie haben bereits 
erlebt, daß das Obergericht vor kurzem ein Geſetz als 
verfaſſungswidrig erklärte. Im Prozeßwege würde 
das Danziger Obergericht auf Grund der Danziger 
Verfaſſung ein ſolches Geſetz, in dem dieſe Ermächti⸗ 
gung enthalten iſt, ebenfalls als verfaſſungswidrig ver⸗ 
zeichnen müſſen. Es iſt auch vollſtändig überflüſſig, 
daß der Senat mit einem derartigen Recht ausgeſtattet 
wird. Alles, was gemacht werden ſoll, kann ordnungs⸗ 
mäßig ſofort im Geſetz niedergelegt werden. Es kann 
geſagt werden, welcher Zinsſatz gegenwärtig bei Scheck 
und Wechſel berechnet wenden fol. 

Als wir uns ſeinerzeit bereit erklärten, einen 
derartigen Weg zu gehen, geſchah das unter dem Druck 
der Verhältniſſe, aber auch nicht aus dem Grunde, um 
dem Senat ein eigenmächtiges Normierungsrecht zu 
geben, ſondern immer nur in der Annahme, daß der 
Senat an den alten Ziffern dem Golde entſprechend 
nichts änderte, ſondern nur mit fortſchreitender In⸗ 
flation die Papiermarkbeträge abänderte. Auf Grund 
des Guldengeſetzes hat der Senat etwa zwanzig Ver⸗ 
ordnungen erlaſſen, in denen vollſtändig neue Rechts⸗ 
ſätze geprägt wurden. Für die Aktiengeſellſchaft wurde 
gegenüber dem alten Recht eine beſondere Feſtſetzung 
getroffen, auch materieller Natur, gegenüber den Höchſt⸗ 
ſummen des Kapitals. Bei dem G.⸗m.⸗b.⸗H.⸗Geſetz er- 
folgte eine Abänderung. In bezug auf die Höhe des 
Grundkapitals ſind bei einem ganzen Dutzend von 


— 


C) 


(D) 
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(A) Geſetzen eine Reihe von Rechtsſätzen neu gegeben 


(B 
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worden. 

Alle dieſe Geſetze find verfaſſungswidrig, weil die 
Regierung nach unſerer Danziger Verfaſſung nicht das 
Recht hat, derartiges zu tun. Nachdem wir eine Zeit⸗ 
lang von dieſem Ermächtigungsmodus abgekommen 
waren, ſoll eine neue Ermächtigung gegeben werden. 
Das iſt, wie ich ausführte, nach unſerer Verfaſſung 
unzuläſſig. Wir müſſen in den Geſetzen, die wir ver⸗ 
abſchieden, genaue Beſtimmungen treffen und ſie, wenn 
es ſich als notwendig herausſtellt, ſpäter ändern oder 
eine Novelle machen, damit das Geſetz eine Abänderung 
erfährt, Es iſt nicht richtig, daß der Senat das eigen⸗ 
mächtige Recht erhalten ſoll, etwas abzuändern. Da⸗ 
durch wird eine Unſicherheit in die Wirtſchaft und die 
beteiligten Kreiſe hineingetragen, die ſich bitter rächt, 
ſo daß niemand mehr weiß, was morgen geſchehen wird. 
Man kann in dem Geſetz getroſt den Satz der Bank von 
Danzig oder, wie die Sozialdemokraten wollen, einen 
1 Prozent höheren Satz nehmen. Ich halte eine Ueber⸗ 
ſchreitung des Satzes der Bank von Danzig aber nicht 
für zweckmäßig. Wenn die Staatsbank gemäß dem 
Londoner Diskontſatz den offiziellen Diskoutſatz gegen- 
wärtig auf 9 Prozent feſtgeſetzt hat, müſſen die Gerichte 
gehalten werden, dieſen offiziellen Satz auch im 
Prozeßwege als maßgebend anzuſehen. 

Früher hatte man im privaten Bankverkehr als 
üblichen Satz 1 Prozent, für Kontokorrentſchulden 
1 Prozent über den Satz der Reichsbank. Da entſprach 
dies eine Prozent einer Vergütung für die Arbeits⸗ 
leiſtung und Proviſion. Im Wechſelprozeß ſchalten 
derartige Arbeitsleiſtungen von anderer Seite aus. 
Dort wird lediglich auf Grund des offiziellen Zins⸗ 
ſatzes Recht geſprochen, und danach hat die Berechnung 
zu erfolgen. Deshalb glaube ich, daß mau am beſten 


fährt, wenn man den jeweiligen Satz der Notenbank 


der Bank von Danzig zugrunde legt. Dann braucht 
der Senat nicht Verordnungen zu erlaſſen und der 
Richter weiß, daß der Satz als offizieller Bankſatz dem 
Wechſel⸗ und Scheckprozeß zugrunde zu legen iſt. Ich 
habe mir erlaubt, nicht aus Rivalität 1 Prozent billiger 
zu ſein, als meine früheren Fraktionskollegen. Das 
geſchieht aus der Erkenntnis, daß für die batſächliche 
Berechnung kein Raum für den Verdienſt von Banken 
iſt. Dieſes eine Prozent, das die Sozialdemokratiſche 
Fraktion aus guter Meinung, was ich in dieſem Falle 
zubillige, geben will, iſt abwegig. Ich ſchlage vor, daß 
der jeweilige Bankſatz der Bank von Danzig an Stelle 
der nach Artikel 50, 51 der Wechſelordnung und des 8 17 
des Scheckgeſetzes zu entrichtenden Zinſen zu treten hat. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr Kam⸗ 
nitzer. 


Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich kann mich ganz kurz faſſen. Meines Erachtens hat 
der Herr Abg. Rahn alles geſagt, was wir im Ausſchuß 
ſchon ausgeführt haben und was uns dazu veranlaßt, 
hier einen Abänderungsantrag einzubringen. Yus- 
beſondere ſehen wir keine Notwendigkeit für eine Er⸗ 
mächtigung, gegen die wir grundſätzlich eingeſtellt ſind. 
Es läßt ſich ſehr gut ein gleitender Satz finden, der den 
Bedürfniſſen der Wirtſchaft entſpricht. Der einzige 
Punkt, den die Regierung durchblicken ließ und der den 
Wunſch erweckt hat, freie Hand zu behalten, iſt der, daß 
ſie meinte, der Diskontſatz könnte aus politiſchen 
Gründen auf⸗ und abſteigen. Man darf aber mit der 
Wirtſchaft kein politiſches Spiel treiben. Wenn man 
politiſche Zwecke verfolgt, ſoll man andere Wege wählen, 
als mit dem Diskontſatz der Bank von Danzig zu 
ſpielen. Wir ſehen für Ermächtigungen keinen Raum 
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und haben deshalb einen Antrag geſtellt, der ſich von (Cy 


dem des Herrn Abg. Rahn unterſcheidet, weil wir im 
Anklang an frühere Verhältniſſe vorgehen wollten, da 
1 Prozent über den Diskontſatz üblich war. Wir ſind 
aber auch für den minderen Satz zu haben und werden 
deshalb für den Antrag Rahn ſtimmen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Es erhebt ſich einmal die Frage, ob es zweckmäßig iſt, 
die Sache ein für allemal feſtzulegen oder ob man dem 
Senat die Ermächtigung gibt, den Zinsſatz den Zeitver⸗ 
hältniſſen entſprechend zu ändern. Ueber dieſe Frage 
iſt im Ausſchuß ſo eingehend geſprochen worden, daß 
ich es mir verſagen kann, noch darauf einzugehen. Es 
iſt eine Zweckmäßigkeitsfrage. Die Mehrheit des Aus⸗ 
ſchuſſes hat ſich für die Faſſung ausgeſprochen, daß dem 
Senat das Recht erteilt wird, die Angelegenheit ent⸗ 
ſprechend den Verhältniſſen zu regeln. Daran halten 
wir auch heute feſt. Nun hat Herr Abg. Rahn die 
gußerordentlich intereſſante Frage aufgeworfen, ob 
dem Senat nach unſerer Verfaſſung eine derartige Er⸗ 
mächtigung überhaupt gegeben werden kann. Herr 
Dr. Kamnitzer iſt auf dieſe Frage nicht eingegangen; 
aber ich möchte aus ſeinen Worten eigentlich ſchließen, 
daß er den Standpunkt des Abg. Rahn nicht teilt. Er 
hat zwar die Ermächtigung abgelehnt (Abg. Rahn: 
Den Standpunkt hat die Sozialdemokratiſche Fraktion 
ſtets vertreten!) aus dem an ſich verſtändlichen 
Grunde, weil er zu der Regierung kein Vertrauen hat 
und ihre Rechte nicht dadurch vergrößern will, daß er 
ihr eine Ermächtigung erteilt. Sei dem, wie dem 
ſei, jedenfalls iſt die Auffaſſung von Herrn Abg. Rahn, 
und wenn Herr Dr Kamnitzer ſie teilt, auch die ſeine 
falſch. Es iſt meines Erachtens ganz unzweifelhaft, daß 
dem Senat derartige Ermächtigungen gegeben werden 
können, allerdings nur für ein Spezialgebiet und durch 
ein Spezialgeſetz. Wenn wir heute dem Senat die Er⸗ 
mächtigung gäben, fortan alles im Verordnungswege 
zu regeln, ſo wäre das unzweifelhaft verfaſſungswidrig, 
denn wir haben in unſerer Verfaſſung den Satz, daß 
Geſetze durch Volkstag und Senat beſchloſſen werden. 
Aber es ſteht dem nichts im Wege, daß für ein engum⸗ 
grenztes Gebiet dem Senat die Ermächtigung gegeben 
wird, nun weitere Beſtimmungen oder auch andere 
Beſtimmungen, die dem urſprünglichen Geſetzestext 
entgegenſtehen, ſeinerſeits zu erlaſſen. M. D. u. H.! 
Es wird wohl niemand hier im Hauſe beſtreiten wollen, 
daß wir berechtigt ſind, durch Geſetz dem Senat die Er⸗ 
mächtigung zu geben, Ausführungsbeſtimmungen zu 
erlaſſen. (Abg. Rahn: Das ſteht in der Verfaſſung 
drin!) Dann iſt es meines Erachtens auch völlig 
konſequent, daß man dem Senat auch das Recht gibt, 
weitere Anordnungen, die im Geſetze nicht enthalten 
find, durch einfache Verordnung zu treffen. Die Haupt- 
ſache iſt immer nur, und darauf iſt Gewicht zu legen, 
daß das nicht allgemein geſchieht, ſondern nur für ein 
engbegrenztes Gebiet. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): M. D. u. H.! Dies 
iſt eine alte Streitfrage, die nicht heute erſt auftaucht, 
ſondern ziemlich oft behandelt worden iſt. Ich verſtehe 


D) 


Herrn Dr. Bumke nicht, daß er ſich auf den Standpunkt 


ſtellt, daß er zwiſchen einer prinzipiellen Ermächtigung 
und einer einmaligen durch Spezialgeſetz einen Unter⸗ 
ſchied macht. Grundlegend iſt das Staatsgrundgeſetz, 
das beſtimmt, daß Geſetze nur in Gemeinſchaft von 
Senat und Volkstag beſchloſſen werden können oder 
umgekehrt durch Volkstag und Senat. Ich habe bei 


anderer Gelegenheit darauf hingewieſen, daß das 
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(A) Geſetzgebungsrecht des Senats nur auf dem Papier 
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ſteht; denn in Wirklichkeit ift es nichts weiter als ein 
ſuspenſives Veto, wie es der Reichsrat im Deutſchen 
Reich bzw. der Reichspräſident hat. Unſer Senat kann 
nur ein Geſetz an den Volkstag zurückgeben. Wird 
es wieder beſchloſſen, muß er es ausführen oder einen 
Volksentſcheid herbeiführen. Da kann von einem 
Geſetzgebungsrecht nicht geſprochen werden. Das iſt 
ein ſchöner Satz, der auf dem Papier ſteht, er hat aber 
nichts zu bedeuten. Man drückt es korrekter aus, 
wenn man von einem ſuſpenſiven Vetorecht des Senats 
ſpricht. Da unſere Verfaſſung aber jagt, daß die Geſetz⸗ 
gebung durch Volkstag und Senat zu erfolgen hat, ſo 
kann bei einem Geſetz, und um ein ſolches handelt es 
ſich hier, unmöglich eine eigenmächtige Abänderung 
durch die Regierung erfolgen. 

Ich habe vorhin geſagt, daß bei den Umſtellungs⸗ 
geſetzen anläßlich der Einführung des Guldens der 
Senat in etwa 15 Fällen neue Rechtsſätze geprägt hat. 
Wenn nun in einer Ziffer im Wechſelgeſetz 8 oder 
9 Prozent feſtgeſetzt werden, jo ift doch zu berid- 
ſichtigen, daß wir jetzt eine effektive Goldwährung 
haben. Ich bitte das zu berückſichtigen. Wir haben 
jetzt nicht nur eine Papierwährung, wie bis vor 
wenigen Tagen, ſondern durch die Freigabe des effek⸗ 
tiven Goldes der engliſchen Regierung und durch die 


eine effektive Goldwährung geworden. Wir können 
nicht damit rechnen, wenn nicht Weltereigniſſe ein⸗ 
treten, an denen das engliſche Volk beteiligt iſt, und 
zwar unglücklich beteiligt iſt, daß eine Verſchlechterung 
der engliſchen Währung eintreten und der Wert des 
Danziger Guldens eine Veränderung erfahren wird. 
Es liegt kein Grund vor, in die Inflations methode, bei 
der die Entwertung des Geldes von einem Tag zum 
andern 100 Prozent ausmachte und der ordnungs⸗ 
mäßige geſetzgeberiſche Weg 8 bis 14 Tage in Anſpruch 
nahm, zurückzuverfallen. Jetzt ſtehen wir auf ſtabilem 
Boden und können uns auf ſtabile Verhältniſſe ein⸗ 
richten. Es iſt daher prinzipiell abwegig, einen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen einmaligen und dauernden Abänderun⸗ 
gen zu machen. Es iſt überhaupt unzweckmäßig, etwas 


nicht Stabiles zu machen, da wir gegenwärtig ſeit 1% 


Jahren in den ſieben mageren Jahren leben und es 


noch etwa 5 Jahre dauern wird, bis die bibliſchen 
ſieben mageren Jahre ein Ende nehmen werden, ſo 
können wir damit rechnen, daß ſich die Zuſtände nicht 
weſentlich verbeſſern werden und daß die Zinsſätze, die 
gegenwärtig beſtehen, kaum nennenswert zurückgehen 
werden. Wenn der Fall eintritt, wird die Regierung 
durch die Bank von Danzig rechtzeitig informiert wer⸗ 
den können. Dann iſt immer noch die Möglichkeit ge⸗ 
geben, dieſes Geſetz durch eine Novelle zu ändern. 
Wenn das aber heute ſchon generell erledigt wird, 
damit der Volkstag nicht unnötig mit Arbeiten belaſtet 
wird, dann iſt es richtig, den Satz in das Geſetz hinein⸗ 
zuſchreiben, der richtig iſt, nämlich, den Diskontſatz der 
Bank von Danzig. Herr Dr Bumke! Wenn Sie als 
Richter amtieren und eine ſo generelle Richtlinie haben, 
und die brauchen Sie, um den Wucher bekämpfen zu 
können, wenn die generelle Richtlinie ein für allemal 
gegeben wird, braucht nicht ein Geſetz gemacht zu wer⸗ 
den, in dem dieſe Frage unklar gelaſſen wird, die, je 
nach der Naſe oder, wie die Herren gerade geſchlafen 
haben, durch Verordnungen geregelt werden ſoll. Wir 
müſſen uns auf den feſten Boden der Geſetzgebung 
zurückfinden und mit den Erſcheinungen der Infla⸗ 
tionszeit brechen. Jedes Geſetz, das wir machen, muß 
ſtich⸗ und hiebfeſt ſein, ſo daß jeder Richter das Geſetz, 
wenn er es nachprüft, als verfaßungsmäßig anſieht. 


Ausfuhrerlaubnis von Gold ijt der Danziger Gulden 
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Ich jage Ihnen, daß derartige Verordnungen auf (C) 


Grund des Danziger Rechts verfaſſungswidrig ſind, 
wenn nicht die Danziger Verfaſſung geändert wird und 
dem Senat ſolch ein Verfaſſungsrecht gegeben wird. 
Die Juriſtentage, die in den letzten Jahren ſtatt⸗ 
gefunden haben, haben ſich mit dieſer Frage beſchäftigt 
und ſind übereinſtimmend zu der Anſicht gekommen, 
daß ein derartiges Verordnungsrecht weder für die 
deutſche Regierung auf Grund der Verfaſſung beſteht, 
noch für die Danziger Regierung auf Grund der Dan⸗ 
ziger Verfaſſung. Wohl beſteht es im Reich auf Grund 
des Artikels 48 der Reichsverfaſſung und in Preußen 
auf Grund des Notverordnungsrechts des Staats⸗ 
miniſteriums. Hier iſt aber für ein derartiges Ver⸗ 
ordnungsrecht des Senats kein Raum. Deshalb ſollten 
wir endgültig mit dieſen Methoden brechen und nicht 
Gefahr laufen, daß, wenn jemand vor dem Danziger 
Landgericht verklagt wird und Verzugszinſen bezahlen 
ſoll, daß er dann den Einwand macht: „Dieſe Beſtim⸗ 
mung ift ja im Verordnungsweg zuſtandegekommen, 
und deshalb iſt das Geſetz verfaſſungswidrig.“ Wenn 
ich das Pech hätte, einen Wechſel zu Proteſt gehen zu 
laſſen und verklagt würde, gäbe ich Ihnen Brief und 
Siegel, daß ich nachweiſen würde, daß das verfaſſungs⸗ 
widrig ift. Ich würde das Obergericht und auch die 
vereinigten Strafſenate davon zu überzeugen wiſſen, 
daß dieſe Beſtimmung geſetzwidrig iſt. Deshalb bitte 
ich Sie, ſchaffen Sie eine definitive Beſtimmung und 
hören Sie mit den Ermächtigungen auf, die verfaſſungs⸗ 
widrig ſind. 

Präſident: Die Beſprechung zu § 1 iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Es liegen zwei Ab⸗ 


änderungsanträge vor. Der von Herrn Dr. Kamnitzer, 


Druckſache Nr. 1382 
§ 1 erhält folgende Faſſung: 

An Stelle der in Artikel 50, 51 der Wechſelordnung 
und in § 17 des Scheckgeſetzes feſtgeſetzten Zinſen 
tritt ein Zinsſatz, der eins vom Hundert über dem 
jeweiligen Diskontſatz der Bank von Danzig liegt. 

und der vom Abg. Rahn, Druckſache Nr. 1385. 
Der Volkstag wolle beſchließen: 
§ 1 erhält folgende Faſſung: 

An Stelle der in den Artikeln 50, 51 der Wechſel⸗ 
ordnung und in § 17 des Scheckgeſetzes genannten 
Zinſen tritt der jeweilige Diskontſatz der Bank 
von Danzig. 

Ich weiß nicht recht, über welchen man zuerſt ab⸗ 
ſtimmen ſoll. (Abg. Spill: Der weitgehendere iſt 
zweifellos der Antrag Rahn! Abg. Rahn: Der will am 
wenigſten geben!) Wir kommen zur Abſtimmung 
über den Antrag des Abg. Rahn, Druckſache Nr. 1385. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Wir wollen lieber auszählen. (Geſchieht.) Die Ab⸗ 
ſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind 74 Stimmen abge⸗ 
geben, 39 mit Ja und 35 mit Nein, der Antrag Rahn 
iſt angenommen. Dadurch erübrigt ſich der Antrag 
Kamnitzer und der § 1. $ 2; angenommen. Ueber- 
ſchrift angenommen. (Dritte Leſung! rechts.) Er⸗ 
hebt ſich Widerſpruch gegen die dritte Leſung? Es er⸗ 
hebt ſich kein Widerſpruch. (Ja, beim Zentrum. Nein, 
links.) Erhebt ſich Widerſpruch? (Jawohl, beim 
Zentrum. Abg. Rahn: Wieviel Herren ſind dagegen?) 
Die dritte Leſung ſteht nicht auf der Tagesordnung. 
(Heiterkeit) Wir kämen dann zum Punkt 5 der 
Tagesordnung. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Rahn. ; 3 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Ich ſchlage vor, daß 
heute vertagt wird; denn heute will der Aelteſten⸗ 
ausſchuß noch tagen. Verſchiedene Herren haben ſich 


— 


D) 


(A) eingerichtet, daß gemäß der Verabredung 


A 
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um 7 Uhr 
Schluß gemacht werden ſoll. Ich würde vorſchlagen, 
daß der Reſt der Tagesordnung bleibt und vertagt 
wird. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich ſchließe mich dem 
Vorſchlage des Abg. Rahn an und beantrage weiter, 
daß, wenn der Antrag angenommen wird, der Herr 
Präſident ermächtigt wird, die Tagesordnung für die 
nächſte Sitzung unter dem Vorbehalt der Zuſtimmung 
des Aelteſtenausſchuſſes feſtzuſetzen, der heute noch zu 
tagen hat. 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Dr. Blavier. z ` 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D.V.P.): Ich glaube, 
wir können die Tagesordnung heute zu Ende führen. 
Die nächſten Punkte werden ſowieſo an den Ausſchuß 
gehen, große Debatten werden nicht gehalten, und wir 
können in einer Viertelſtunde oder fünf Minuten 
fertig ſein. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 
Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Es erſcheint ans- 
ſichtslos, heute dem Wunſche des Herrn Abg. Dr Blavier 
zu entſprechen. Es werden ſich zu dem Antrag Blavier 
eine ganze Serie, vielleicht zwei Serien Redner melden. 
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Wenn wir heute in die Debatte eintreten, ſitzen wir 
ſtundenlang und bekommen die Sache heute doch nicht 
in den Ausſchuß geſchickt. Ich beabſichtige, bei dieſem 
Geſetzentwurf allein eine Stunde zu ſprechen. (Hei⸗ 
terkeit.) Da die Herren von der Sozialdemokratiſchen 
und Kommuniſtiſchen Partei auch ſprechen und nicht zu 
knapp ſprechen werden, beſteht heute keine Ausſicht, die 
Sache jetzt zu erledigen. Wenn der Abg. Dr. Blavier 
für ſeinen Antrag eine Begründung ſo wenig auf 
Lager hat, (Abg. Dr Blavier: Für notwendig Hält!) 
um in drei Minuten fertig zu werden, bewundere ich 
ſeinen Optimismus. Ich möchte Sie bitten, zu ver⸗ 
tagen, damit wir in einer der nächſten Sitzungen dieſen 
Plan reichlich ventilieren können. Heute abend ſoll 
der Aelteſtenausſchuß zuſammentreten. Der Herr 
Präſident will die Ermächtigung erbitten, daß er im 
Einverſtändnis mit dem Aelteſtenausſchuß die nächſte 
Tagesordnung feſtſetzt. Wir haben auch ſonſt nie 
länger als bis 7 Uhr geſeſſen. 


Präſident: Ich bitte die Damen und Herren, die für 
Vertagung ſind, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Mehrheit. Die Vertagung iſt De- 
ſchloſſen. Die nächſte Sitzung findet am Mittwoch, 
den 13. Mai, 3 Uhr 30 Minuten, ſtatt. Die Tages- 
ordnung wird bekanntgegeben werden, ſobald ſie 
vom Aelteſtenausſchuß feſtgeſetzt ift. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 15 Minuten.) 


(B) 


1555 


Volkstag Danzig. — 109. Sitzung. Mittwoch, den 13, Mai 1925. 


109. Sitzung. 


Mittwoch, den 13. Mai 1925. Seite 


Geſchäſtliche sss er 1555 B 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aenderung des 
See. e NN AR A 1555 C 


. RE De Er en 


Bericht des Steuerausſchuſſes zum Antrag des Abg. Lück 
des Geſetzes über 
Wechſelſtempelgebühren. (Druckſache Nr. 1372 zu 

Nr. 1101) 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Wechſel⸗ 


W 1558 A 

zur Minderung der 

Wohnungsnot. Arantrag des Abg. Liſchnewski und 
) 


Fraktion. (Druckſache Nr. 1125) „ Rede 
Te Blavier P ee 1558 . 
Grünhagen (S. E. D,) a E 1558 C 
Mroczkowski MLAN) arre we A 1558 D 
Kreft- ag g:; a a eg 1559 D 
DrD Na Re EEA S 1561 © 

Hohne e rh aa ra: 1562 
Brieſewitz, Oberregierungstat . . . 22.2 oaa 1564 A 
ee, AAE ER 1564 B 
r 1567 © 
CCCC᷑‚0ÄPCEJ N ea NN Aa 1570 A 
Balearen? 1570 B 
T er 1572 B 
Ordnungsruf für den Abg. Rahn (b. K. F.) 1573 D 

x. Blavier (D.V.P.) Schlußwortt . . |117 1574 

Dr. Blavier (D.V.P.) zur Geſchäftsordnung. . 1574 
Spill (S.P.D.) zur Geſchäftsordnunng 1574 0 
Rahn (b. k. E.) zur Geſchäftsordnung 1575 A 
Ordnungsruf für den Abg. Arczynski ERBEN E A 1575 B 
Dr. Bumke (D.-Nat.) zur Geichäftsordnung 1575 B 

Spill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 1575 
Raube (K. P.) zur Geſchäftsordnung 1576 A 
Rahn (b. k F.) zur Geſchäftsordnung 1576 © 
Dr. Blavier (D. V. P.) zur Geſchäftsordnung 1576 D 
Dr. Wagner (Lib.) zur Geſchäftsordnung. 1577 A 
Schilke (Z.) zur Geſchäftsordnunn . 1577 B 
Rahn (b. k. F.) zur Geſchäftsordnunnnng 1577 C 
Rahn (b. k. F.) zur Geichäftsordnung » . . . . 1577 D 
Dr. Bumke (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 1577 D 

Bergmann (D.Soz.) zur Geſchäftsordnung 1578 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 1578 B 


109. Sitzung. 
Mittwoch, den 13. Mai 1925. 

„Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten 
Präſidenten Dr. Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren: Dr. Volkmann, 
Dr. Wiercinski, Ziehm; Staatsrat Claaſſen; Oberge⸗ 
richtsrat Kettlitz; Oberregierungsräte Brieſewitz, Engel⸗ 
recht, Dr. Hemmen. 


Präſident: M. D. u. H. 


durch den 


Ich eröffne die Sitzung. 


ir kommen zur Tagesordnung. In der vorigen Sitzung 
lag der Antrag vor, der in der heutigen Sitzung erneuert 


Ich 


iſt, die Punkte 8, 9 und 10 zu verbinden. 


/ 


EL e 
glaube, daß ſich dagegen kein Widerſpruch erheben wird. 


Ich rufe auf den erſten Punkt der Tagesordnung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aenderung des Fiſchereigeſetzes. 
Druckſache Nr. 1358, Ich eröffne die allgemeine Aus⸗ 
ſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Beyer. 

Beyer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Vorlage will das Fiſchereigeſetz von 1916 abändern, 
und zwar den 6. Teil, der von den Fiſchereiſcheinen und 
den Erlaubnisſcheinen handelt. In der Begründung iſt 
geſagt worden, daß die Fiſcher damit in den Beſitz eines 
Ausweiſes kommen ſollen. Auf Grund dieſer Angaben 
kann man nur wünſchen, daß die Fiſcher recht bald in 
den Beſitz des Ausweiſes kommen. Es läge deshalb in 
ihrem Intereſſe, recht bald, vielleicht ſchon heute, die 
erſte, zweite und dritte Leſung des Geſetzes vorzuneh⸗ 
men, wenn die Vorlage nicht abänderungsbedürftig 
wäre. Selbſt wenn man vont allergrößten Wohlwollen 
gegen die Fiſcher erfüllt iſt, geht es nicht ohne Abände⸗ 
rungsanträge. Da iſt z. B. der § 92, der abgeändert 
werden ſoll. Er ſteht in Widerſpruch mit dem § 6 des 
Fiſchereigeſetzes. In dieſem § 6 heißt es: 

In den Küſtengewäſſern, an denen kein Eigentum 

beſteht, hat jeder Deutſche freien Fiſchfang. 

Dann heißt es im § 92 aber: „Jeder muß einen Fi⸗ 
ſchereiſchein haben.“ Das iſt ein Widerſpruch, und mit 
Widerſprüchen kann man das Geſetz nicht hinausgehen 
laſſen. Ebenſo ſind im § 94 Unklarheiten enthalten. 
Da iſt in dem Fiſchereigeſetz geſagt, der Gemeindevor⸗ 
ſteher kann einen Vertretu ngsfiſchereiſchein aushändi⸗ 
gen. Hier iſt ein Ausweis daraus geworden. Dann 
nehmen wir daran Anſtoß, daß immer wieder ſteht, er 
kann ausgehändigt werden, aber er muß nicht. Im 
Verkehr mit untergebenen Beamten iſt der ſicherſte Weg 
der ſchmale Weg der Pflicht. Es muß eine Muß⸗Be⸗ 
ſtimmung werden, natürlich unter Hinweis auf § 96 
des Fiſchereigeſetzes, daß die Bedingungen für einen ſol⸗ 
chen Schein natürlich beachtet werden. In § 95 iſt im 
alten Geſetz geſagt worden: „Fiſchereiſcheine ſind gebüh⸗ 
ven- und ſtempelfrei“, und in der Vorlage heißt es ein⸗ 
fach unter 2: „Für Ausländer koſtet ein ſolcher Schein 
in der Regel 15 Gulden“ Was ſoll das heißen, in der 
Regel? Das ſoll heißen, daß der Gemeindevorſteher 
oder wer die Beſcheinigung ſonſt ausfertigt, machen 
kann, was er will. Er kann züchtigen und er kann los⸗ 
laſſen. Er kann Unterſchiede zwiſchen Deutſchen und 
Polen machen. Schließlich haben wir wieder die Hedderei 
mit Polen auf dem Hals. Deshalb iſt es beſſer, daß 
wir ſagen, für Inländer koſtet der Schein 2 Gulden, 
für Ausländer 15 Gulden. Dann gehen wir allen 
Uebeln aus dem Wege. Dann gehen wir auch dem aus 
dem Wege, daß der Oberfiſchmeiſter vielleicht guten 
Freunden, die irgendwoher gekommen ſind, die Beſchei⸗ 
nigung unentgeltlich gibt. Dem wäre Vorſchuh geleiſtet, 
wenn geſagt wird, es ſind alle gleich zu behandeln. Die 
Vorlage will die SS 92, 98, 94 und 95 abändern. Das 
wird nicht genügen. Im $ 96 heißt es unter 3: „Per⸗ 
ſonen, die keinen Wohnſitz im Deutſchen Reiche haben, 
kann der Schein verſagt werden.“ 

Das Geſetz muß auf den Freiſtaat 
den, folglich muß § 96 umgeändert 
S 97. Perſonen, die nicht die Reichsangehörigkeit 
ſitzen, kann nur der Regierungspräſident 
aushändigen. 


zugeſchnitten wer⸗ 


— 
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Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Es iſt Ueberweiſung an den Rechts⸗Ausſchuß beantragt 
worden. Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
Aenderung der Berechnung der Renten aus der 
Invalidenverſicherung. 

Druckſache Nr. 1355. Ich eröffne die allgemeine Aus⸗ 
ſprache. Das Wort hat Herr Abg. Gebauer. 

Gebauer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Das vorliegende Geſetz iſt eine Wiedergabe der jetzt in 
Deutſchland eingetretenen neuen Beſtimmungen in der 
Reichsverſicherungsordnung. Materiell wird durch die— 
ſen Geſetzentwurf für die Rentenempfänger recht wenig 
geſchaffen Bisher wurde jeit dem Inkrafttreten der 
neuen Währung eine Einheits-Monatsrente gewährt, die 
für alle Perſonen gleich war. Es war egal, ob dieſe 


Perſonen 200 Beiträge geleiſtet hatten oder mehr als 


— 


\ 


1000. Auch hinſichtlich der Leiſtung in den verſchie⸗ 
denen Beitragsklaſſen iſt der Satz derſelbe geblieben. 
Nun ſoll durch die neueren Beſtimmungen den Renten⸗ 
empfängern, die vor ihrer Invalidiſierung eine große 
Anzahl von Beitragsmarken geklebt haben und beſon⸗ 
ders in höheren Beitragsklaſſen, eine kleine Vergünſti⸗ 
gung gewährt werden, indem ſogenannte Steigerungs⸗ 
ſätze zugeſichert werden ſollen Wie wenig damit den 
Rentenempfängern gedient iſt, zeigt die Begründung des 
Geſetzentwurfes, die beſagt, daß durch dieſe Neuordnung 
jährlich eine Mehrbelaſtung von 100 000 Gulden eim- 


treten ſoll. Das macht alſo pro Monat 8333 Gulden, 


die für die Empfänger einer Invalidenrente und die 
Empfänger einer Witwenrente in Betracht kommen. 
Da das 12 000 Perſonen an der Zahl find, wird ſich 
die Rente um durchſchnittlich 66 Pfennig erhöhen. Es 
kommt aber noch in Betracht, daß eine ganze Anzahl 
Perſonen die Erhöhung nicht bekommen werden. Man 
kann ſagen, daß für eine Anzahl von Rentenempfängern 
eine Erhöhung um 1 bis 2 Gulden eintreten wird. 
Dies genügt uns nicht. Wir wünſchen, daß die Rente 
erhöht wird. Der Senat hat vor kurzem in einer Ver⸗ 
ordnung die Bezüge einer bedürftigen Gruppe von 25 
auf 35 Gulden monatlich erhöht, und damit zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß es infolge der augenblicklich herrſchen⸗ 
den Verhältniſſe nötig ift. die Unterſtützungsſätze zu er- 
höhen. Wenn er das bei einer Kategorie von Unter⸗ 
ſtützungsbedürftigen macht, muß er es auch bei anderen 
Gruppen zum Ausdruck bringen. Bei den Invaliden⸗ 
rentenempfängern muß eine Erhöhung der Bezüge ein⸗ 
treten, denn ſie bekommen augenblicklich nur 19 Gul⸗ 
den, während für eine beſtimmte Gruppe der Satz von 
35 Gulden feſtgelegt wurde. Der Senat hat ſelbſt zum 
Ausdruck gebracht, daß eigentlich eine Verdoppelung der 
Bezüge unbedingt notwendig iſt. Wir werden deshalb 
auch im Ausſchuß dafür eintreten, daß eine Verdoppe⸗ 
lung der bisherigen Bezüge aus der Invalidenverſiche⸗ 
rung eintritt, da die bisher gezahlten Beträge nicht 
ausreichen, daß die Rentenempfänger ihr Daſein friſten 
können. 

In zweiter Linie verlangt der Senat durch dieſe 
Neuordnung, daß eine Erhöhung des jährlichen ſtaat⸗ 
lichen Zuſchuſſes von 63 Gulden jährlich auf 90 Gulden 
pro Kopf der Empfänger einer Invaliden⸗ und einer 
Witwenrente Platz greift, und Erhöhung des Staatszu⸗ 
ſchuſſes von jährlich 31,50 Gulden auf 50 Gulden für 
den Empfänger einer Waiſenrente Es iſt ſehr inter⸗ 
eſſant, daß der Senat jetzt dieſe Neuordnung ſelbſt vor⸗ 
nimmt. Es iſt noch nicht lange her, da hat die ſozial⸗ 
demokratiſche Fraktion denſelben Standpunkt vertreten 
und verlangt, daß der Staatszuſchuß zu den Invaliden⸗ 
renten entſprechend erhöht werden ſollte. Ich glaube, 


wir ſind ungefähr bis zu demſelben Satz gegangen, den 


| 


der Senat jetzt in den Geſetzentpurf eingeſetzt hat. Es 
hat ſich alſo gezeigt, daß es richtig iſt, daß der Staats⸗ 
zuſchuß bedeutend erhöht wird. Damals hat man wahr⸗ 
ſcheinlich aus Unkenntnis unſerem Antrag nicht zuge⸗ 
ſtimmt, oder aber, weil er eben von einer linken Par⸗ 
tei des Hauſes kam. Wir ſehen alſo, was wir vorſchla⸗ 
gen, iſt ſchon das richtige. Sie können ſich in Zukunft 
ganz gut auf uns verlaſſen, der Senat folgt unſern 
Schritten. 

Nun kommt etwas anderes. Nach meiner Berech⸗ 
nung entſteht bei der Invalidenrente ein Plus von 
150 000 Gulden jährlich, wodurch jetzt eine Erhöhung 
des Staatszuſchuſſes von 300 000 Gulden eintreten 
dürfte. Da die Neuordnung auf Grund dieſes Geſetz⸗ 
entwurfs nur eine Mehrbelaſtung von 100 000 Gulden 
mit ſich bringt, während die Erhöhung des Staatszu⸗ 
ſchuſſes eine Erhöhung von 400 000 Gulden mit fih 
bringt. Es bleibt alſo ein Plus von 300 000 Gulden 
übrig. Sie ſehen, daß es alſo ganz gut möglich iſt, die 
Inpalidenrentenſätze zu erhöhen, weil genügend Geld 
vorhanden iſt. Ich glaube, daß es nicht notwendig iſt, 
wenn das Kapital der Invalidenverſicherung auf der 
Bank eingezahlt wird. Es muß an die Rentenempfän⸗ 
ger zur Verteilung kommen. Die wirtſchaftliche Lage 
macht eine bedeutende Erhöhung der Bezüge der Inva⸗ 
lidenrente notwendig. Mit der Neuregelung des Senats 
ſind wir nicht einverſtanden, da ſie recht wenig oder gar 
nichts bringt. Wir werden im Sozialen Ausſchuß, an 
den wir die Vorlage zu überweiſen bitten, entſprechende 
Anträge ſtellen, damit eine vernünftige Erhöhung der 
Invalidenrentenſätze eintritt. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Regierungsver⸗ 
treter Staatsrat Claaßen. 


Claaßen, Staatsrat: M. D. u. H.! Ich kann die 
Ausführungen des Herrn Abg. Gebauer hier nicht un⸗ 
widerſprochen laſſen, da ſie ein falſches Bild ergeben. 
Der Herr Abg Gebauer iſt der Anſicht, daß das vorlie⸗ 
gende Geſetz den Invalidenrentenempfängern wenig 
nützen wird. Im einzelnen betrachtet, mag die Erhö⸗ 
hung für manchen Rentner nicht ſehr hoch ſein, für an⸗ 
dere iſt ſie aber erheblich. Durch das Geſetz ſoll erreicht 
werden, daß die Renten auf die volle Goldfriedenshöhe 
und höher gebracht werden. Das iſt der Sinn des Ge⸗ 
ſetzes. Sie wiſſen, daß für die alten Renten ein Ein⸗ 
heitsſatz von 19 Gulden gezahlt wird. Es ift ein alter 
Wunſch der Rentenempfänger, die gegenwärtigen Ren⸗ 
ten auf die frühere Höhe zu bringen, die die jetzige Vor⸗ 
lage erreichen will. Man darf ſich nicht einfach hier 
herſtellen und fagen, von der Verſicherungsanſtalt follen 
nur 100 000 Gulden aufgebracht werden, die anderen 
300 000 entfallen auf den Staat und ſo tun, als wenn 
die 300 000 Gulden den Rentenempfängern nicht auch 
zugute kommen. Als Ganzes betrachtet, ergibt ſich im⸗ 
merhin ein Mehrbetrag von 500 000 Gulden jährlich. 
Das iſt ein Betrag der bei der jetzigen wirtſchaftlichen 
Lage Danzigs ganz erheblich ins Gewicht fällt. 

Wenn wir uns nun fragen: Wäre die Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalt in der Lage, die Renten noch weiter ohne 
Beitragserhöhung zu erhöhen, was Herr Abg. Gebauer 
im letzten Teil feiner. Ausführungen anzudeuten ſchien, 
ſo kann ich erklären, daß das völlig ausgeſchloſſen iſt. 
Bei der heutigen Wirtſchaftskriſis ſchwanken die Bei- 
träge in einer Weiſe, daß jede ſichere Dispoſition für die 
Verſicherungsanſtalt beinahe unmöglich iſt. Die Bei⸗ 


träge für die Renten ſind von Januar bis Februar um 


60 000 G., d. h. um ein Fünftel, alſo 20 Proz. der Ge⸗ 
ſamtbeitragsſumme zurückgegangen. Sie ſind dann kurze 
Zeit geſtiegen und gingen vom März / April wieder um 
25 000 Gulden zurück. Es ift alfo nicht möglich, die 


Leiſtungen zu erhöhen, ohne Beiträge zu erhalten. 


0 
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Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es iſt Ueberweiſung an 
den Ausſchuß für Soziale Angelegenheiten beantragt 
worden. Wiberſpruch höre ich nicht; es iſt jo beichlof- 
ſen. Wir kommen nun zum Punkt 3 der Tagesord⸗ 
nung: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs be⸗ 


treffend Abänderung des Geſetzes über das Pfand⸗ 

leihgewerbe. 
Druckſache Nr. 1383. 
Werner. 


Werner, Abgeordneter (S. P. D.): Meine Fraktion 
wird gegen die Abänderung des Geſetzentwurfs für das 
Pfandleihgewerbe ſtimmen, und zwar aus folgenden 
beiden Gründen: Erſtens verlangt der Senat in⸗dieſem 
Geſetzentwurf eine Ermächtigung, die ihm erteilt wer⸗ 
den ſoll und die den Volkstag in ſeiner Entſchließung 
behindert. Wir können einer ſolchen Ermächtigung nicht 
zuſtimmen, ſtehen vielmehr auf dem Standpunkt, daß, 


Das Wort hat der Herr Abg. 


wenn Aenderungen von Geſetzen notwendig ſind, ſie un⸗ 


®) 


Atü zum 


bedingt durch die geſetzgebende Körperſchaft, d h. im 
Volkstag vorgenommen werden müſſen. (Sehr rich⸗ 
tig!) Der Senat zeigt ja ſchon in ſeinem Entwurf, 
wohin die Aenderung gehen ſoll. Weil wir in dieſer 
Aenderung eine ſchwere Schädigung der Intereſſen der 
minderbemittelten Bevölkerungsklaſſe erblicken, ſtehen 
wir auf dem Standpunkt, daß dieſem Abänderungsgeſetz 
die Zuſtimmung zu verſagen iſt. 

Wenn jemand bisher ein Pfand ins Pfandleihhaus 
brachte, ſo beſaß er die Möglichkeit, das Pfand nach 6 
Monaten auszulöſen, konnte er es nicht einlöſen, ſo be⸗ 
ſtand die Einlöſungsmöglichkeit für weitere 6 Monate 
fort, nachdem er die Zinſen entrichtete. Es konnte ſich 
alſo jeder Menſch der ſein Pfand im Winter hinbrachte, 
in normalen Zeiten ausrechnen, daß er zum nächſten 
Sommer Verdienſt haben würde und ſomit wieder in 
den Beſitz ſeines Pfandes kommen könnte. Wenn nun 
dieſe Friſt bei der unſicheren wirtſchaftlichen Lage auf 
2 Mongate verkürzt werden ſoll, jo hat das Geſetz für 
die minderbemittelte Bevölkerungsklaſſe ſeinen Wert 
vollſtändig verloren. Wenn ich heute irgendein Pfand⸗ 
a Pfandleihhaus bringen muß, weil mich die 
Not dazu zwingt, jo weiß ich nicht, ob ich die Möglichkeit 
habe, das Pfand wieder auszulöſen. Außerdem beſtand 
früher eine Friſt von 4 Wochen, in der die Verſteige⸗ 
rung des Pfandes eintrat. Dieſe Friſt ſoll jetzt auf zwei 
Wochen herabgeſetzt werden, ſodaß ein Pfand, das nicht 
wieder ausgelöſt wird, innerhalb 10 Wochen verloren 
geht. i i 

Dieſes Verfahren bedeutet für die minderbemittelte 
Bevölkerungsklaſſe eine große Gefahr, denn ſie wird 
das Wenige, das ſie im Hausſtand noch beſitzt, verlieren, 
weil ſie effektiv nicht in der Lage ift, das Pfand auszu⸗ 
löſen. Aus dieſem Grund ſteht meine Fraktion auf 
dem Standpunkt, daß dies Abänderungsgeſetz abgelehnt 
werden muß. Wir werden im Ausſchuß dementſpre⸗ 
chend ſtimmen. (Bravo!) i \ 


Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, 
Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich möchte die Ueber⸗ 
weiſung der Vorlage an den Rechtsausſchuß vorſchlagen. 
Widerſpruch erhebt ſich nicht. Das Haus ift mit mei- 
nem Vorſchlage einverſtanden, es iſt ſo beſchloſſen. Wir 
kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über 
m „seitfellung des Staatshaushaltsplanes für 


Druckſache Nr. 1384 (als Aenderung zu Nr. 1333 und 
Nr. 920). Soviel ich aus dem ſtenographiſchen Bericht 
erſehen habe, handelt es ſich bei den Staatshaushalts⸗ 
plänen nur noch um die Beratung des Geſetzes über die 


Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans. Ich eröffne die 
Ausſprache über den $ 1 des Geſetzes, in dem die Zah⸗ 
len nach der Berechnung geändert werden müſſen, die 
in der Druckſache Nr. 1384 vorliegt. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
§ 1 des Geſetzes über die Feſtſtellung des Staatshaus⸗ 


haltsplanes. Ich bitte die Damen und Herren, die ihn 
annehmen wollen, ſich vom Platze zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Darf ich um die Gegenprobe bitten. (Ge⸗ 


ſchieht. — Abg. Raube: Vom Senat ſteht auch jemand! 
— Heiterkeit.) Ein Mitglied des Vorſtandes kann ſich 
nicht entſcheiden. Wir müſſen daher auszählen. Ich 
bitte die Damen und Herren, den Saal zu verlaſſen. 
Die Auszählung beginnt. (Geſchieht.) Die 
Auszählung iſt geſchloſſen. Es ſind 87 Stimmen ab⸗ 
gegeben worden, davon 49 mit Ja, 38 mit Nein. § 1 
ift angenommen. 8 2 angenommen; Uoeberſchrift: 
„Haupthoushaltsplan für das Rechnungsjahr 1925“ 
angenommen. Somit iſt das Geſetz in zweiter Bera⸗ 
tung angenommen und die zweite Beratung der Haus⸗ 
haltspläne beendigt. Wir kommen zu Punkt 5 der Ta⸗ 
gesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetz⸗ 
entwurfs zur Aenderung der Jagdordnung. 
Druckſache Nr. 1326. Ich eröffne die Ausſprache zum 
einzigen Artikel. Wortmeldungen liegen nicht vor, die 
Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte die Damen und Herren, die den ein⸗ 
zigen Artikel der Druckſache Nr. 1326 annehmen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, der einzige Artikel iſt angenom⸗ 
men. Ueberſchrift: „Geſetz zur Abänderung der Jagd⸗ 
ordnung“; angenommen. Wir kommen nunmehr zur 
dritten Beratung. Ich eröffne die allgemeine Ausſprache 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich 
eröffne die Ausſprache zu dem einzigen Artikel. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, die Ausſprache iſt geſchloſ⸗ 
ſen. Ich bitte die Damen und Herren, die den einzigen 
Artikel annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht?) Das ift die Mehrheit, der Mr- 
tikel ift angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf, ſie 
iſt angenommen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem Geſetz in der 
Schlußabſtimmung zuſtimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, das Geſetz ift angenommen. Wir kommen zu 

Punkt 6 der Tagesordnung: 

Bericht des Steuerausſchuſſes zum Antrag 
des Abg. Lück und Fraktion betr. Aenderung 
des Geſetzes über Wechſelſtempelgebühren. 

Druckſache Nr. 1372 zu Nr. 1101. Der Steuer⸗Aus⸗ 
ſchuß hat Annahme empfohlen. Ich eröffne die Aus⸗ 
aprache, da Wortmeldungen nicht vorliegen, ſchließe ich 
ze. Wir kommen zur Abſtimmung über den Urantrag 
des Abg. Lück und Fraktion. Druckſache Nr. 1101. Ich 
bitte die Damen und Herren, die- dem Antrag zuſtim⸗ 
men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. 
Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung: 


— 


D} 


„Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über : 


die Wechſel⸗ und Scheckzinſen. 
Drucksache Nr. 1396 zu Nr. 1108 und Nr. 1292. Ich 
eröffne die allgemeine Ausſprache. Ich ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache zu S 1. Wortmeldungen liegen nicht vor, die 
Ausſprache ift geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über § 1 der Druckſache Nr. 1396. Ich bitte die 
Damen und Herren, die $ 1 annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (eſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. & 1 iſt angenommen. $ 2 angenommen, 


Ueberſchrift: „Geſetz über die Wechſel⸗ und Scheckzinſen“; 
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(A) (Präſident.) 


(B) 


den jollen, 


angenommen. Wir kommen zur Schlußabjtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die das Geſetz in der 


Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 


heit. Das Geſetz iſt in allen drei Leſungen angenom⸗ 
men. (Abg. Rahn: Das hätten wir ſchon voriges 


Mal machen können! Wir kommen zu den Punkten 
8, 9 und 10 der Tagesordnung, die wir zu Beginn der 
Sitzung verbunden haben: - 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 


Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung der, 


Wohnungsnot. Urantrag des Abg. Dr. Blavier 
und Genoſſen. 
Druckſache Nr. 1339. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot (Senatsvorlage). 

Druckſache Nr. 1343. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Linderung der Wohnungsnot. Arantrag des 
Abg. Liſchnewski und Fraktion. ; 

Druckſache Nr. 1125. Ich eröffne die allgemeine Aus⸗ 
ſprache. Das Wort hat Herr Abg. Dr. Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Der Antrag bedarf umſo weniger einer Begründung; 
da Sie das Geſetz über die Aufwertung mitgemacht ha⸗ 
ben. Sie willen das doch ſelbſt, trotz Ihres koloſſalen 
Lachens, Herr Weiß! (Abg. Weiß: Wir ſprachen über 
etwas anderes!) Offenbar intereſſiert Sie dieſe Vor⸗ 
lage genau ſo wenig wie ſonſtige Angelegenheiten, wie 
der Wohnungsbau und die Wohnungspolitik. Auf je⸗ 
den Fall hat Ihre Partei, als Regierungspartei, das 
Aufwertungsgeſetz in der Form durchgebracht, daß Sie 
einen Paragraphen hineingeſchoben haben, der erklärte, 
daß ſofort nach Erledigung des Aufwertungsgeſetzes die 
Mieten im entſprechenden Verhältnis heraufgeſetzt wer⸗ 
Daher iſt, glaube ich, jede Begründung 
überflüſſig. Es handelt ſich aber, das muß feſtgeſtellt 
werden, nicht etwa um eine Erhöhung der Mieten für 
den von allen Seiten des Hauſes von rechts bis links 
ſo befeindeten Hauseigentümer, ſondern es handelt ſich 
um eine Angleichung des Aufwertungsgeſetzes an die 
Zahlungsmöglichkeiten des Hausbeſitzers. Selbſt in die⸗ 
ſem hohen Hauſe, in dem es ſonſt üblich iſt, daß von 
rechts bis links für ſolche Fragen kein Verſtändnis 
herrſcht, (Widerſpruch.) wird dies wohl verſtänd⸗ 
lich ſein. Die Rechte des Hauſes hat ſich mit der Herrn 
Abg. Dr. Bumke ſehr naheſtehenden Zeitſchrift „Der 
Schwarze Adler“ gebunden, wo zu leſen war: „Wir 
haben nur das Aufpertungsgeſetz angenommen, wir ha- 
ben nur das Wohnungsbaugeſetz angenommen, damit, 
wenn die Frage der Angleichung der Zahlungsmöglich⸗ 
keiten des Hauseigentümers infolge des Aufwertungs⸗ 
geſetzes einmal in die Debatte geworfen wird, wir ge⸗ 
ſchloſſen — obwohl ſich nur drei von den Herren für 
die Frage intereſſieren. — dafür ſtimmen, damit nicht 
etwa das Aufwertungsgeſetz, die ſchwerſte und ſchärfſte 
Laſt, gevade dem Eigentum, und zwar dem Privateigen⸗ 
tum auferlegt wird.“ (Ach wo, den Mietern! links.) 
Sie irren ſich! Das öffentliche Eigentum in Geſtalt 
aller möglichen öffentlichen Kaſſen und in Geſtalt aller 
Anleihen iſt ja von Ihnen in konzilianter Weiſe viel 
mehr berückſichtigt worden. Sie haben alle erklärt, daß 
ſelbſtverſtändlich diefe enormen Laſten, die gerade den 
Hypothekenſchuldnern auferlegt ſind, automakiſch auch 
von anderen getragen werden müſſen. Das ſteht im 


Geſetz, das Sie alle gemacht haben, das muß hier be⸗ 
tont werden. Es ſteht in dem Geſetz, das von der li 
beralen oder ſogenannten liberalen Mitte 
worden iſt. 


eingebracht 
Sie haben verankert: Tritt das Aufwer⸗ 


tungsgeſetz in Kraft, dann tritt auch eine Angleichung 
ein. Ich glaube, da die Regierung ſich dieſem Antrag 
ungeſchloſſen hat, bedarf es weiter keiner Begründung. 
Es handelt ſich um keine Mietserhöhung, das muß ich 
betonen, ſondern um die Möglichkeit, für das Eigen- 
tum die Aufwertung bezahlen zu können. Daher kann 
der Antrag, wie ich glaube, angenommen werden. (Die 
Arbeiter ſind aber arbeitslos! links.) 

Prüſident: 
hagen. 

Grünhagen, Abgeordneter (S. P. ID.): M. D. u. H.! 
Der Antrag des Herrn Vertreters der Deutſch-Danziger 
Volkspartei und das Verlangen des Senats, die Miete 
auf 100 Prozent der Friedensmiete feſtzuſetzen, iſt nach 
dem Grundſatz zu bewerten, ob der Hausbeſitzer darauf 
ein Anrecht hat. Ich beziehe mich auf die hier von die- 
ſer Stelle wiederholt abgegebenen Erklärungen, daß die 
Belaſtung des Hausbeſitzes durch Hypotheken vor dem 
Kriege 67 Prozent betrug, daß der Hausbeſitzer zu 
freiem Eigentum nur 33 Prozent hatte. Die durch das 
Aufwertungsgeſetz bedingte Belaſtung beträgt den vier⸗ 
ten Teil der Vorkriegsbelaſtung. Wenn wir die 67 Pro⸗ 
zent demgegenüber in Betracht ziehen, ſo beträgt die Be⸗ 
laſtung durch die Hypotheken für den Hausbeſitz jetzt 
17 Prozent. Vor dem Kriege waren es 67 Prozent. 
Wenn wir bedenken, daß der Hauswirt heute 60 Pro⸗ 
zent der Miete zur freien Verfügung hat, dann iſt er 
heute beſſer geſtellt, als vor dem Kriege. (Zuruf! 
rechts.) Wir können deshalb nicht anerkennen, daß 
die Forderung auf Mieterhöhung berechtigt iſt. Wir 
werden fie hier ablehnen und auch im Ausſchuß für ihre 
Ablehnung eintreten. (Bravol) ) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Mrocz- 
kowski. 

Mroczkowski, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! 
Die zur Behandlung ſtehende Frage iſt nicht jo unwich⸗ 
tig, als daß man ſie ohne ein Wort zu reden einem 
Ausſchuß überwieſe. Es muß ſchon jetzt bei der erſten 
Leſung Klarheit geſchaffen werden. Wir haben aus den 
Ausführungen des Herrn Abg. Dr. Blavier gehört, daß 
die höheren Mieten benutzt werden ſollen, um die Auf⸗ 
wertung zu bezahlen. Dafür ſollen wir jetzt das Geld 
hergeben. Dieſe Darſtellung iſt ganz richtig und Herr 
Abg. Dr. Blavier, ich habe mich außerordentlich über 
Ihre Ehrlichkeit gewundert, als Sie dieſen Satz ſpra⸗ 
chen. Inzwiſchen macht das Aufkommen von 20 Pro⸗ 
zent Miete gerade ſoviel aus, wie ſie zur Rückzahlung 
der aufgewerteten Hypotheken brauchen. Alſo es ſoll an 
ſich keine Verzinſung der beſtehenden reſtlichen Hypo⸗ 
theken ſein, ſondern eine glatte Zurückzahlung durch die 
Erhöhung der Mieten. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) 
Eigentlich kann man ſich über dieſen Standpunkt der 
Deutſch⸗Danziger Volkspartei nicht wundern. Ich las 
es am 25. April in der „Neuen Zeit“, dem Wochenblatt 
für Mittelſtand und Wirtſchaft, das ſich für den Mittel⸗ 
ſtand und für die Danziger Wirtſchaft ins Zeug legt. 
Ich ſagte mir dabei, als ich das las: „Oh, ihr armen, 
von Gott verlaſſenen Mittelſtändler, wenn ihr euch 
einen ſolchen Führer ausſucht, der euch heute das Geld 
aus dem Beutel holen will.“ Bis dahin hat ſich Herr 
Abg. Dr. Blavier immer dafür eingeſetzt, den Mittelſtand 
zu entlaſten. Aber heute jmd die Mittelſtändler einer 
ganz anderen Meinung geworden, als Sie annehmen! 

Aber nun zur Sache ſelbſt. Es iſt richtig, daß das 


Das Wort hat der Herr Abg. Grün⸗ 


NE 


@) 


ai 


E a 


®B 


— 


Volkstag Danzig. — 109. Sitzung. Mittwoch, den 13. Mai 1925. 1559 
* : 


(Mroczkowski, Abgeordneter.) . 
noch nicht zum Ausdruck gebracht, daß die Miete unbe⸗ 
dingt erhöht werden muß. Der Senat benutzt dieſen 
Satz und ſagt, daß eine Heraufſetzung der Mieten um 
20 Prozent angemeſſen erſcheinen würde. Hier ſtehen 
ſich der Antragſteller, Herr Abg. Dr. Blavier, und der 
Senat in vollſtändigem Widerſpruch gegenüber. Herr 
Abg. Dr. Blavier will das ganze Geld haben, um es 
zurückzuzahlen. Auf der anderen Seite ſagt der Senat, 
es ſollen 20 Prozent gegeben werden, um die Zinſen 
zu tragen. Alſo müßte der Senat die Sache nach mei⸗ 
nem Dafürhalten doch etwas eingehender geprüft haben 
und ſich geſagt haben, ob jetzt noch nach der Darſtellung 
des Herrn Abg. Grünhagen eine derartige Erhöhung 
notwendig iſt. Hätte man, da eine Neuregelung nötig 
iſt, nicht zurückgehen können? Darauf iſt zu wenig 
Wert gelegt worden. 

Wenn man ſich das Geſetz näher anſieht, muß man 


ſich fragen, wie es denn im Deutſchen Reiche liegt. Wir 
J g 0 


haben in Preußen zur Zeit 76 Prozent Mietszinszah⸗ 
lung, in Sachſen 70 Prozent. (Zuruf des Abg. Gutt⸗ 
zeit.) Ich kenne Ihren Standpunkt, Herr Abg. Gutt⸗ 
zeit. — In den anderen Bundesſtaaten werden SO Pro- 
zent gezahlt. Dagegen hat man in den anderen Bun⸗ 
desſtaaten eine 20 bis 33prozentige Hauszinsabgabe, 
bei uns nur 20 Prozent. Weiter ſind die Hausbeſitzer 
im Deutſchen Reiche durch das Reichsmietengeſetz ver⸗ 
pflichtet, 22 Prozent der Mieteinnahmen für Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten zu verwenden, jo daß der Hausbeſitzer 
in Preußen nur 29 Prozent bekommen, in Bayern 25 
Prozent, in Sachſen 21 Prozent, in Württemberg 28 
Prozent, in Thüringen 38 Prozent. Das letzte iſt der 
höchſte Prozentſatz. Den allergrößten Löwenanteil gibt 
es aber in Danzig. Die armen notleidenden Danziger 
Hausbeſitzer erhalten 60 Prozent. Weil ſie ſo notlei⸗ 
dend ſind, deshalb wollen ſie ſich gar nicht mehr mit 
einer Mietszahlung genügen, um nicht mit einem Zins 
zu rechnen, ſondern mit dem glatten Kapital, wie es 
Herr Abg. Dr. Blavier heute zum Ausdruck brachte. 


»Wenn man die Danziger Gewerbetreibenden betrachtet, 


die ſich beſonders an die Seite des Herrn Abg. Dr, Bla⸗ 
vier oder umgekehrt, er an die Seite der Gewerbetrei⸗ 
benden heranmachen, ſo erkennt man, daß es ſich um die 
Leute handelt, die nicht Zeit haben, über alles nachzu⸗ 
denken. Nachdem die Gewerbetreibenden heute ſchon 
ſeit dem 1. April 5 Prozent über die Friedensmiete zu 
zahlen haben, jagen fie ſich doch, daß das fo nicht wel- 
ter gehen kann. Jetzt ſehen ſie es ein. Der Mittel⸗ 
ſtand hat ſich zuſammengetan, andere Gruppen haben 
ſich zuſammengeſchloſſen, um nicht übervorteilt zu wer⸗ 
den, nun ſagt man einfach, der Gewerbetreibende iſt Ge⸗ 
werbetreibender. Noch lange nicht! Der gewerbetrei⸗ 
bende Hausbeſitzer hat den Vorſprung, daß er für ſeine 
Räume nicht die Wuchermieten zu zahlen braucht, wie 
die anderen gewerbetreibenden Mieter. Ja, wir haben 
doch in den letzten Tagen durch die Preſſe wiederholt er⸗ 
fahren, daß das Mieteinigungsamt den gewerbetreiben⸗ 
den Mietern vier⸗ und fünffache Friedensmieten aufer⸗ 
legt hat. (Zwiſchenruf des Abg. Dr. Blavier.) Die 
bekommt der Herr Hausbeſitzer. (Abg. Dr. Blavier: 
Schaffen Sie erſt Friedenszuſtände, dann ſchaffen Sie 
Friedensmieten! — Abg. Polſter: Wir haben das Miets⸗ 
einigungsamt nicht eingeſetzt!) Nur einen Moment, 
Herr Polſter, Sie ſollen noch zufriedengeſtellt werden. 
Wenn man dort die vier- bis fünffache Friedens miete 
fordert, dann hat der Hausbeſitzer den Vorteil. Wo joll 
der freie Wettbewerb bleiben, wenn der eine ausgepo⸗ 
wert wird und der andere der lachende iſt? So kann 
es nach meinem Dafürhalten und nach dem des ganzen 
Hauſes nicht gehen. 


Nun kommt aber eine zweite Frage. Wenn wir 


das Wohnungsbaugeſetz beſchloſſen haben und den Mie⸗ 
tern ſchon eine Laſt auferlegt haben, die 20prozentige 


Erhöhung, ſo hat das nur einen Teil der Danziger Be⸗ 
völkerung getroffen. Die Minderbemittelten ſind durch 
das Wohnungsbaugeſetz nicht getroffen worden, die wur⸗ 
den nicht herangezogen. Aber zu dieſer Erhöhung Jol 
jeder einzelne herangezogen werden. Wie ſollen die 
Kriegerwitwen, die Kriegsinvaliden, der kleine, arme 
Mann, dem Sie jetzt ſein Geld wiedergeben, bezahlen? 
Jetzt werden dieſe alle auch empfinden, was es heißt, 
wenn man 20 Prozent mehr zahlen muß. Nun noch 
eine Frage, die beſonders die Lohn- und Gehaltsempfän⸗ 
ger betrifft. Wir haben geſehen, daß alle Gewerkſchaf⸗ 
ten, die ſich bemühten, auch nur einen Pfennig Lohn⸗ 
aufbeſſerung zu erzielen, bis heute nichts erreicht haben. 
Die einmalige 20prozentige Mietserhöhung und die 
zweite, die jetzt verlangt wird, erfordern einen Lohnzu⸗ 
ſchlag von 10 Proz. Weshalb? Der Arbeiter bezahlt 
25 Prozent feines Einkommens für Wohnungsmiete, 
und 40 Prozent Erhöhung find 10 Prozent ſeines Ein- 
kommens. (Zwiſchenrufe.) Warten Sie nur ruhig 
ab, Sie werden es erleben. (Zwiſchenrufe und Un⸗ 
ruhe.) Dr. Blavier und Bahl ſind ja die Männer 
der Wirtſchaft und die führenden Perſönlichkeiten Dan⸗ 
zigs, die werden das ſchon machen. Ohne eine Gehalt- 
und Lohnerhöhung kann keine Mietszinsſteigerung fom- 
men. (wiſchenrufe des Abg. Dr. Blavier.) Das 
wird ſich auf den ganzen Freifteat auswirken. Die 
Rentenempfänger werden auf das Wohlfahrtsamt gehen 
und werden in ihren Bezügen aufgebeſſert werden müſ⸗ 
ſen, damit ſie leben können. Man wird aus dem einen 
zum anderen kommen und zum Schluß wird die Regie⸗ 
rung nicht wiſſen, wo ſie das Geld hernehmen ſoll. 
Herr Abg. Dr. Blavier hat zum Ausdruck gebracht, daß 
er das Geld zur Bezahlung ſeiner Schulden haben will. 
Das wird das hohe Haus nicht beſchließen, ſondern den 


Antrag des Abg. Dr. Blavier und den Antrag des Se⸗ 


nats ablehnen. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Frau Abg. 
Krefft. 

Krefft, Abgeordnete (K. P.): M. D. u. H.! Wenn 
man hier die Verhandlungen über die Erhöhung der 
Mieten hört, (Zwiſchenruf des Abg. Bahl) )) 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Bahl, Frau Abg. 
Krefft hat jetzt das Wort. 

Krefft, Abgeordnete (K. P.): Ich wundere mich, 
daß gerade die Parteien, die dem Wohnungsbaugeſetz 
zugeſtimmt haben und die gewußt haben, daß ſie in dem 
Geſetz ſelbſt die Aufwertung verankert haben, ſich hier 
hinſtellen und gegen die Mieterhöhung Sturm laufen. 
Wir als Kommuniſten haben damals Recht gehabt, als 
wir ſagten, die Arbeiter würden durch das Wohnungs⸗ 
baugeſetz noch zur Genüge aufgeklärt werden; das Woh⸗ 
nungsbaugeſetz würde den Arbeitern in kurzer Zeit die 
Augen öffnen. Man wollte damals ja noch mehr ha⸗ 
ben, man wollte für den Wohnungsbau auch 100 Pro⸗ 
zent bewilligen. Die 20 Prozent wären dann ſicher auch 
noch gekommen. Wie der Abg. Dr. Blavier anführte, 
finden die Hausbeſitzer noch, daß dieſes Geld nicht in 
genügender Weiſe in ihre Taſchen fließt, ſodaß ſie even⸗ 
tuell in nächſter Zeit noch mit einer neuen Miets⸗ 
erhöhung kommen werden. Wundern muß man ſich, 
daß dieſelben Parteien ſich jetzt gegen die Erhöhung 


wenden, die mit der Annahme des Wohnungsbaugeſetzes 


den furchtbaren Schaden bei der Arbeiterſchaft ange⸗ 
richtet haben. Es wundert mich wirklich, wie es über⸗ 
haupt möglich iſt, daß ſich der Senat und die Hausbe⸗ 
ſitzer nach ſo kurzer Zeit wieder mit einer neuen Miets⸗ 
erhöhung an die Arbeiter heranwagen können, wenn 
man bedenkt, in welcher furchtbaren Lage ſich heute die 
Arbeiterſchaft befindet. Man muß bedenken, daß ein 
Arbeiter auf der Danziger Werft im Durchſchnitt 30 
Gulden die Woche verdient. (Zwiſchenrufe links.) 


(D) 


(4) 


(B) 


anſehen. i ch f 
mehr ſein, haben wir eine Liſte von 33 obdachloſen Fa⸗ 


— 
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(Krefft, Abgeordnete.) 

Ich ſage Durchſchnittslohn. Wie ſoll es einem ſolchen 
Mann, der vielleicht vier oder fünf Kinder hat, möglich 
ſein, überhaupt die Miete zu zahlen! (Abg. Polſter: 
Das Elend iſt durch den Kommunismus hervorgerufen, 
das iſt Ihre Schuld!) 


Vizepräſident Splett: Herr Abg. Polſter, ich bitte 
zu berückſichtigen, daß Frau Abg. Krefft das Wort hat. 

Krefft, Abgeordnete (K. P.): Wenn man auf der 
anderen Seite berückſichtigt, daß der Arbeiter im Frie⸗ 
den einen Durchſchnittslohn von mindeſtens 20 Mark 
pro Woche gehabt hat, jetzt aber für Verbrauchsartiket 
200 bis 400 Prozent mehr zahlen muß ich denke da 
nur an Arbeitszeug, das ſich der Arbeiter ſbeſchaffen 
muß, dann verlangt man noch, daß er außer dieſen un⸗ 
geheuren Ausgaben weitere Mietszulagen leiſten ſoll. 
Auf der anderen Seite aber denkt man gar nicht daran, 
die Löhne der Arbeiter zu erhöhen. Auch die Sozial⸗ 
demokratie tut das nicht. Trotzdem man dem Woh- 
nungsbaugeſetz zugeſtimmt hat, erhöht man die Löhne 
der Arbeiter nicht, ſo daß ſie imſtande wären, dieſes 
Geld aufzubringen. Man läßt ſie einfach verkommen. 

Ich will Ihnen ein kleines Beiſpiel dafür anführen, 
wie es heute bei der Arbeiterſchaft ausſieht. Das Haus, 
in dem ich wohne, gehört dem Senat. Die Arbeiter 
hatten darin wohl kein ſehr gutes, aber ein einiger⸗ 
maßen gutes Heim. Ich habe mich darüber gefreut 
und geſagt: „Das ſind doch endlich einmal Wohnungen, 
in denen der Arbeiter einigermaßen als Menſch leben 
kann.“ Was zeigt ſich aber nun? Die Mieten ſind ſo 


hoch, daß ſie die Arbeiter nicht bezahlen können. Heute 


ſieht man, und das iſt das furchtbarſte für mich, daß 


die Arbeiter mit 7 und 8 Kindern die zwei kleinen Bu⸗ 


den vermieten und mit ihren Kindern in der Küche 
wohnen. Ich weiß nicht, ob Sie daran denken. Den 
Arbeitern, die die jetzigen Mieten ſchon nicht bezahlen 
können, will man noch zumuten, weitere Mietserhöhun⸗ 
gen zu tragen. 
wird, wenn man dann die große Wohnungsnot anſieht, 


muß man ſich darüber klar werden, daß, wie auf der 
einen Seite die Arbeitsloſen gegen die in Arbeitſtehen⸗ 


den ausgeſpielt werden, auf der anderen Seite die Woh- 


nungsloſen gegen die ausgeſpielt werden ſollen, die noch 


eine Wohnung haben. Weil man weiß, daß die Woh⸗ 


nungsnot in Danzig ſo rieſige Form angenommen hat, 


daß wir im Monat Februar über 18000 Wohnungs- 
ſuchende hatten, davon 4000 Erwerbsloſe, daß man in 
Danzig 300 Gerichtsparteien hat und daß im Monat 


April 120 Wohnungen an Wohnungsſuchende ausge⸗ 


geben ſind, kann man die Wohnungsnot nicht länger 
Namentlich feſtgeſtellt, es mögen noch viel 


milien mit 7 oder 8 Kindern, die auf der Straße lie⸗ 
gen. Niemand kann ſie aufnehmen. Jede Familie, die 
ſich aus Liebe bemüht, ihre Klaſſengenoſſen in ihre 
eigene Wohnung aufzunehmen, erfährt Schwierigkeiten. 
Man ſagt, wenn du die Familie eine Nacht aufnehmen 
kannſt, jo kannſt du es auch ein Jahr lang machen. Die 
Familien ſollen alſo ein ganzes Jahr in einer einzigen 
Stube hauſen. In Danzig haben wir 33 obdachloſe 


Familien namentlich feſtgeſtellt, die faſt alle nicht ohne 


Kinder ſind, ſondern durchſchnittlich eine Kinderzahl 
von 3, 4 bis 8 haben. Dieſe Familien ſind aber ſchon 
ſeit Januar und Februar obdachlos. Wie es der Mut⸗ 
ter zu Mut iſt, die mit ihrem Säugling auf dem Arm 
im Wohnungsamt Tag für Tag um eine Wohnung bet⸗ 


telt, wie es den Männern mit ihren Kindern auf dem 


Arm, die ſich in derſelben Lage befinden, zu Mute iſt, 
brauche ich nicht ausführlich zu ſchildern. Die Not der 


Wohnungsloſen gebraucht man dazu, um die Mieter 
hin und her zu treiben. 
nungsinhaber die Miete nicht bezahlen kann, nimmt 


Wenn der jeweilige Woh⸗ 


Wenn man bedenkt, was hier geſpielt 


Wohnungen nicht bezahlen können. 


man einen anderen Mieter hinein. Wenn ich ſchon bei 
den Räumungsparteien bin, will ich gleich auf das 
Mieteinigungsamt eingehen. Furchtbares erfährt man, 
wenn man die Akten durchſieht oder mit den Leuten 
ſpricht, die auf der Straße liegen. Man ſagt ſich, wie iſt 
es möglich, daß es heute ein Mieteinigungsamt gibt, 
in dem Menſchen ſein wollen, die Recht ſprechen und die 
einen armen Familienvater deshalb, weil er arbeitslos 
iſt und die Miete nicht bezahlen kann, obdachlos machen. 

Außer dieſer großen Zahl von Räumungsparteien 
ſind in Danzig weit über 100, annähernd 1000 Fälle 
mit ſchwerer Tuberkuloſe gemeldet, die ſofort berückſich⸗ 
tigt werden müßten. Aber nicht ein einziger von Die- 
fen Leuten ift im Monat Februar berückſichtigt worden, 
weil eben keine Wohnungen vorhanden Find, Dieſe 
Leute müſſen mit ihren kranken Kindern oder mit ihren 
kranken Eltern in einer einzigen Stube hauſen. 

Ich möchte jetzt den Senat fragen, was er zu tun 
gedenkt, um die 33 obdachloſen Familien von der Straße 
zu nehmen. Will er nicht Mittel und Wege ſuchen, ein 
öffentliches Gebäude oder ſonſt etwas für dieſe Leute 
zur Verfügung zu ſtellen. Will er weiter die Frauen 
mit den Kindern auf dem Arm den ganzen Tag auf 
dem Wohnungsamte ſitzen laſſen. Will er weiter dieſe 
Leute von der Polizei ſchikanieren laſſen. Wenn dieſe 
Obdachloſen irgend einen Unterſchlupf in einem Keller 
oder auf dem Boden ſuchen, werden ſie von der Polizei 
vertrieben. Sollen dieſe Zuſtände weiter geduldet wer⸗ 
den oder will der Senat endlich einſchreiten. Man iſt 
hergekommen und hat ein Wohnungsbaugeſetz geſchaf⸗ 
fen. Man will Wohnungen bauen, aber ich möchte nur 
fragen, wo die Wohnungen herkommen werden. Ich 
glaube ganz beſtimmt nicht, daß überhaupt etwas aus 


dieſem Wohnungsbaugeſetz herauskommen wird. Wer 
ſoll die Koſten des Wohnungsbaues tragen? Nur der 


Arbeiter, der Mittelſtand und der untere Beamte, die 
nicht zahlen können. Alle die Inhaber großer zwangs⸗ 
wirtſchaftsfreier Wohnungen und großer Villen brau⸗ 
chen kein Geld beizuſteuern, ſie können vielmehr herr⸗ 
lich und in Freuden leben. Das ganze Geld wird für 
Ermittlungen und andere Sachen verbraucht werden, 
für die Wohnungen wird nicht viel vorhanden ſein. Ich 
habe erſt ſchon angeführt, daß die Arbeiter die neuen 
E Jetzt ſollen neue 
Wohnnugen geſchaffen werden. Glauben Sie, daß der 
Arbeiter dafür 35 bis 50 Gulden bezahlen kann. Ich 
ſage nein. In der nächſten Zeit wird der Senat aus 
den ihm gehörigen Wohnungen Arbeiter auf die Straße 
ſetzen, wenn ſie die Miete nicht bezahlen. Es wurde 
ganz einfach geſagt, wenn ſie innerhalb drei Tagen die 
Miete nicht bezahlten, bekämen ſie eine Aufforderung. 
Würde das Geld dann innerhalb drei Tagen nicht be⸗ 
zahlt, ſo würden ſie auf die Straße geſetzt werden. Den 
Arbeitern wurden einfach erklärt, ſie brauchten ja nicht 
eingezogen zu ſein, ſie hätten ja gewußt, wieviel die 
Miete ausmacht. Alſo eine gute Wohnung iſt für den 
Arbeiter nicht beziehbar. Der Arbeiter ſoll weiter im 
Schweineſtall wohnen und mit 8 bis 10 Kindern in 


einem Zimmer hauſen. Eine luftige Wohnung ſoll für 


die Arbeiter nicht vorhanden ſein. Man gibt ſie ihm, 


aber er hat nicht die Möglichkeit, ſie zu bezahlen. 


Zur Behebung der großen Wohnungsnot müßte zum 


mindeſten ein großes öffentliches Gebäude beſchlagnahmt 
warden, um die Obdachloſen unterzubringen, bis man 


ihnen eine anſtändige Wohnung zuweiſt. Wir haben 
dem Hauſe ſchon vor langer Zeit einen Geſetzentwurf 
vorgelegt, in dem wir gangbare Wege gewieſen haben, 


wie die Wohnungsnot beſeitigt werden kann. Auch der 


Arbeiter ſoll in dieſen ſchönen Wohnungen ſein können, 


oder meinen Sie, er könnte fiğ in einer 2⸗, 4- und 5⸗ 
Zimmerwohnung nicht bewegen? Er l 
und er brauchte auch eine ſolche Wohnung. Weil er fie 


Er kann es ſehr gut 


0 


(D) 
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(Krefft, Abgeordnete.) 

aber nicht bezahlen kann, kann er ſie nicht nehmen. Für 
die Wohnungen in ſolchen Häuſern, die als Allgemein⸗ 
häuſer zu bezeichnen find, müßten ganz beſtimmte Wie- 
ten gezahlt werden, und zwar nach der ſozialen Lage 
der Arbeiter. Wieviel der Arbeiter Miete bezahlen kann, 
müßte er geben. Für die Arbeiterkinder müßten geſunde 
und friſche Wohnungen geſchaffen werden. 12 000 Men⸗ 
ſchen mit Tuberkuloſe uſw. ſitzen eingepfercht zuſammen. 
Wir hatten heute wieder einen Fall auf dem Wohnungs- 
amt, da wohnten 15 Perſonen über 18 Jahre in einer 
einzigen Stube und Küche. (Hört! hört! links.) 
Wenn man dieſes furchtbare Verbrechen an der Menſch⸗ 
heit anſieht, kann man ſich nicht hier hinſtellen und von 
Sitte und Moral ſprechen. In einer einzigen Stube 
wohnen 15 Perſonen männlichen und weiblicken Ge⸗ 
ſchlechts, darunter jungverheiratete Leute! Dann weiß 
ich nicht, wie man noch von Sittlichkeit und Moral ſpre⸗ 
chen kann. Tas kann ich nicht begreifen. Weil wir 
wiſſen, daß durch das Wohnungsbaugeſetz, das Sie an⸗ 
genommen haben, nichts geſchaffen wird, haben wir 
Ihnen lange vorher vorgeſchlagen, daß Sie die großen 
Wohnungen beſchlagnahmen ſollen, in denen eine Dame 
oder ein Herr mit dem Hündchen lebt, oft in 10 Zim- 
mern. Geben Sie dieſe den Leuten, die in einer Stube 
mit 15 Perſonen ſitzen, dann werden Sie etwas ſchaffen 
und dann werden Sie eine geſunde Menſchheit haben. 
Aber was haben Sie für ein Intereſſe daran? Wir 
ſchlagen Ihnen vor, daß der Arbeiter bis zu einem be⸗ 
stimmten Einkommen keine Miete zu zahlen braucht, 
und dann weiter erſt zu kleinen Mietzahlungen heran⸗ 
gezogen wird. Die Wohnungen müſſen nach der ſozialen 
Leiſtungsfähigkeit herangezogen werden. Dann werden 
Sie ſo viel Geld erhalten, wie Sie zum Bauen brau⸗ 
chen. Man muß die Gehälter berückſichtigen, die den 
oberen Beamten gezahlt werden, außerdem haben wir 
einige Großkapitaliſten, die viel verdienen. Dann wer⸗ 
den Sie fo viel Geld bekommen, daß Wohnungen in ge- 
nügender Anzahl gebaut werden können. Dann wird 
endlich das furchtbare Wohnungselend aufhören. Wir 
haben Ihnen geſagt, beſchlagnahmen Sie die großen 
Hänfer und auch die Baumaterialien, mit denen Sie 
Wohnungen herſtellen können. Beſchlagnahmen Sie 
den Grund und Boden, um Wohnungen zu bauen, dann 
iſt das der rechte Weg, um wirklich aus dem Wohnungs⸗ 
elend herauszukommen. Wir wiſſen ja aber, daß Sie 
daran nicht denken. Sie denken nie daran, etwas von 
Ihren ſchönen Wohnungen abzugeben. Wenn Sie ein⸗ 
mal von dem, was hier geſagt wird, etwas behielten, 
dann müßten Sie zum Wohnungsamt gehen und jiu 
einmal die Not dort anſehen, dann müßten Sie ſagen, 
ich will von meiner großen Wohnung zwei oder drei 
Zimmer für dieſe Aermſten der Armen abgeben. Das 
fällt Ihnen aber nicht ein. Sie ſind nur auf ſich ein 
geſtellt und der Pöbel würde eventuell in Ihre Nähe 
kommen. Im Krieg, als die Arbeiter auf dem Schlacht⸗ 
feld bluteten, konnten Sie Einquartierung nehmen. 
Heute kann fih der Herr nicht mit einer Arbeiterfrau 
zuſammen in einem Haufe bewegen. Er würde ſich 
ſchämen, mit einer Arbeiterfvau denſelben Eingang zu 
benutzen. Aber wenn die Arbeiterfrau Kinder zur Welt 
bringt, die den Herrſchaften den Dreck aus ihren Buden 
räumen, dann iſt das Arbeiterkind nicht zu ſchmutzig, 
das zu tun. Deshalb ſage ich Ihnen, ich weiß, daß bei 
Ihrem kapitaliſtiſchen Syſtem die Wohnungsnot ſo we⸗ 
nig geregelt wird, wie die Not der arbeitenden Klaſſe. 
Auf der anderen Seite werden Sie auch wiſſen, daß die 
Wohnungsnot ſo groß iſt, wenn man Ihnen ſagt, welch 
furchtbare Zahl von Wohnungsloſen vorhanden iſt. Auch 
dann laſſen Sie ſich nicht ſtören, auch dann bekommen 
Sie es fertig, gegen die Aufhebung der Abtreibungs⸗ 
Paragraphen zu ſtimmen, trotzdem die Leute in dieſen 
Wohnungen kranke, ſieche und heruntergekommene Kin⸗ 


der zur Welt bringen müſſen. Sie verlangen trotzdem, 
daß die Arbeiterfrau weiter gebären muß, wenn der 
Staat es verlangt. Sie denken aber nicht daran, dieſer 
Arbeiterfrau zu helfen. 

Deshalb rufe ich den Arbeiterfrauen und den Woh⸗ 
nungsloſen zu, all eure Not wird enden, wenn der ka⸗ 
pitaliſtiſche Staat beſeitigt ift. Ihr Arbeiter, Angeſtell⸗ 
ten und Mittelſtand, alle, die ihr noch eine Wohnung 
habi, denkt daran, daß die Not der Wohnungsloſen auch 
eure Not iſt und daß ihr ſie beſeitigen könnt, wenn ihr 
gegen die ganze kapitaliſtiſche Geſellſchaft kämpft, wenn 
ihr den kapitaliſtiſchen Staat beſeitigt und den Antrag 
durchführt, den die kommuniſtiſche Fraktion den Arbei⸗ 
tern vorhegt. Nur dann wird der Antrag, den wir por- 
legen, zur Wirklichkeit werden, wenn die Arbeiter die 
Macht in Händen haben und wenn die Arbeiter ihr 
Schickſal ſelbſt beſtimmen. (Bravo bei den Kommu- 
niſten.) ~ 


& Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
un, j 


Ehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Zu 
den Ausführungen des Herrn Abg. Grünhagen muß ich 


bemerken, daß im Siedlungs⸗Ausſchuß bei Beratung des 


Wohnungsbaugeſetzes die Herren Grünhagen, Dr. Kam⸗ 
nitzer und Spill beſonders dafür eintraten, wir möchten 
unter allen Umſtänden mit unſerm damaligen Antrag 
warten. Wenn das Aufwertungsgeſetz fertig wäre, be⸗ 
kämen wir ja die Miete, die wir zur Bezahlung unſerer 
Zinſen haben müßten. (Abg. Grünhagen: Das 
ſtimmt nicht ganz, Herr Ehm!) Ich habe mir das 
damals gleich aufgeſchrieben; denn dieſe Erklärung von 
Ihnen war mir ſehr wichtig. (Abg. Grünhagen: 
Dann haben Sie das falſch aufgeſchrieben!) Jetzt 
tritt Herr Grünhagen auf und ſagt, die Hausbeſitzer 


haben mit den 60 Prozent ſo viel, daß ſie davon nicht ( 


allein die Zinſen, ſondern, wie Herr Abg. Mroczkowski 
es ſo wunderbar ausführte, ſogar das Kapital bezahlen 
könnten. Wie man das machen ſoll, weiß ich nicht. Das 
könnte höchſtens Bellachini als Zauberkünſtler vorma⸗ 
chen, ſonſt ift es unmöglich. M. D. u. H.! Sie willen 
vielleicht, daß die 60 Prozent, die augenblicklich bezahlt 
werden, nicht allein dazu dienen, die Häuſer notdürftig 
zu reparieren, ſondern davon ſoll auch die Grundwert⸗ 
ſteuer bezahlt werden. (Zwiſchenrufe.) Vergeſ⸗ 
ſen Sie das nicht, daß die Grundwertſteuer und die Ver⸗ 
mögensſteuer gewaltige Summen ausmachen, die von 
den Hausbeſitzern zum Teil von ihren guten Bekannten 
geborgt werden mußten und von vielen heute noch nicht 
bezahlt ſind. (Abg. Liſchnewski: Aber viele leben von 
ihren Wohnungen!) Ich lebe noch nicht einmal von 
meinen Wohnnugen, nicht daß noch viele davon leben! 
(Sehr gut! rechts.) Ich kann nur ſagen, daß die 
Erhöhung, von der Herr Abg. Mroczkowski ſprach, ab⸗ 
ſolut nicht Tatſache iſt. Es bleibt nur bei der gewöhn⸗ 
lichen Miete. Die ſogenannten 100 Prozent dienen da⸗ 
zu, 20 Prozent für die Bauwertabgabe zu geben und 
mit weiteren 20 Prozent die Zinſen zu bezahlen. Herr 
Abg. Mroczkowski gibt ja zu, daß die Zinſen dieſe 20 
Prozent erfordern. Glaubt Herr Mroczkowski, daß es 
beſſer iſt, wenn die Zinſen nicht bezahlt werden? Den⸗ 
ken Sie an die Kleinrennter, die darauf warten, daß ſie 
jetzt Zinſen bekommen. Zinſen ſind viele Jahre hin⸗ 
durch nicht gezahlt worden. Der Hausbeſitzer iſt nun 
verpflichtet, die Zinſen allmählich im Laufe eines Jah⸗ 
res abzuzahlen, da werden die 20 Prozent noch lange 
nicht ausreichen. Er muß ſich dann noch Geld borgen. 

Nun möchte ich auf die Reparaturen aufmerkſam 
machen. (Zuruf des Abg. Kloſſowski.) Als Mit- 


glied des Ausſchuſſes für das Wohnungsweſen ‚und als 
Sachverſtändiger des Gerichts gehe ich ſehr häufig in 
alle möglichen Häuſer hinein, gerade zu kleinen Leuten. 


(a) (Ehm, Abgeordneter.) 
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Ich muß mich ſehr wundern, daß die Herren von der 
Linken es nicht einſehen, daß hier Wandel geſchaffen 
werden muß. Ich war vor einigen Wochen in Ohra. 
Dort ſtanden die Oefen ſo, daß es einen erbarmen 
konnte. (Glauben Sie, daß das anders wird? links.) 
Ja, damit iſt zu rechnen. Der kleine Mann braucht die 
Miete, gerade der kleine Mann, für den ich hier ein- 
trete. Die Mieter ſagen, ſie möchten gern die höhere 
Miete bezahlen. (Ah! links.) Sie ſtreiten das ab, 
aber in Wirklichkeit iſt es der Fall. Wenn der Som⸗ 
mer vorbei iſt, müſſen die Oefen, die immer ſchlechter 
werden, in Ordnung gebracht werden. Das Umſetzen 
eines Ofens koſtet 140 Gulden. Da können ſie ſo und 
ſo lange ihre Miete zahlen, bis davon ein Ofen umge⸗ 
ſetzt werden kann. M. D. u. H.! Der Verfall der Häu⸗ 
ſer ſchreitet immer weiter fort. Gewähren Sie die durch 
das Wohnungsbaugeſetz gewährleiſtete Erhöhung der 
Miete und folgen Sie nicht den Worten des Herrn Abg. 
Mroczkowski. 

Ich möchte nun noch darauf eingehen, was Frau 
Kreft ſagte. Von den kleinen Leuten würde nach ihrer 
Anſicht eine hohe Miete verlangt, ſie bekämen aber keine 
Wohnungen. Im Wohnungs⸗Ausſchuß ſitzen zwei Leute 
von Ihrer Seite, Stawickt und Sierke, die mit mir zu⸗ 
ſammen arbeiten. Die beiden Herren können wohl be⸗ 
ſtätigen, daß ſich das Wohnungsamt die größte Mühe 
gibt, Leute die augenblicklich keine Wohnung haben, fo 
ſchnell als möglich unterzubringen. Von 33 obdachloſen 
Familien iſt gar keine Rede. Wir haben neulich eine 
gehabt. (Lebhafte Unruhe! links.) Das ſind alles 
Uebertreibungen. (Frau Abg. Kreft: Ich bringe 
Ihnen die Namen!) Ich bin ſeit fünf Jahren dabei 
und weiß es ganz genau. Wenn Sie ſolche Fälle vor⸗ 
ſuchen, wie Sie in voriger Woche vorbrachten, daß z. B. 
der Hausbeſitzer ein ganzes Jahr lang keine Miete be⸗ 


(B) kommt, dann dürfen Sie ſich nicht darüber aufregen, 


daß er endlich einmal erreicht, daß der betreffende Mie⸗ 
ter exmittiert wird. (Abg. Raube: Wollen Sie die 
12000 Wohnungsloſen der Stadt Danzig ſehen?) 
Wohnungſuchende gebe ich zu, aber nicht auf der 
Straße liegende Familien. Die Angaben der Frau 
Abg. Kreft waren ſehr übertrieben. Ich möchte Sie dar⸗ 
um bitten, ſtimmen Sie mir zu, daß dies Geſetz in den 
Ausſchuß kommt und daß wir die Sache dort ohne Vor⸗ 
eingenommenheit prüfen. Sie werden ſelbſt dazu kom⸗ 
men, meine Herren von der Linken, daß das Geſetz 
notwendig iſt. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort, hat Herr Abg. 
Hohnfeldt. 5 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Es iſt bezeichnend für die Größe unſerer Wohnungs⸗ 
not in Danzig, daß wir uns ſo kurze Zeit nach der 
Schaffung des Wohnungsbaugeſetzes ſchon wieder mit 
einer Aenderung des Geſetzes und einer Wiedervorlage 
des kommuniſtiſchen Antrages auf Wohnungsbeſchlag⸗ 
nahme zu beſchäftigen haben. Durch die Schaffung des 
Wohnungsbaugeſetzes glaubte man das Mittel zur Be⸗ 
hebung der Wohnungsnot endlich gefunden zu haben. 
Dabei hat man vergeſſen, daß nicht nur die Schaffung 
neuer Wohnungen notwendig iſt, ſondern daß auch die 
alten erhalten werden müſſen. Was nützt es dem größ⸗ 
ten Teil unſerer Bevölkerung, wenn neue Wohnungen 
zu einem derartigen Preiſe, wie Frau Abg. Kreft ihn 
nannte, gebaut werden. Die minderbemittelte Bevölke⸗ 
rung kann von dieſen Wohnungen tatſächlich keinen Ge⸗ 
brauch machen. Hinzu kommt, daß in den meiſten Fäl⸗ 
len Leute mit großen Familien in dieſe neuen Wohnun⸗ 
gen hineinziehen müſſen, weil von den alten, zwangs⸗ 


bewirtſchafteten Wohnungen keine mehr in dieſer Größe 


vorhanden ſind. Da wäre es am vernünftigſten gewe⸗ 
ſen — darauf wurde auch ſchon bei der Beratung des 


Wohnungsbaugeſetzes hingewieſen —, die die Erhal⸗ 
tung der alten Häuſer zu ſorgen. Ich will nicht von 
den alten Häuſern ſprechen, ſofern es ſich um Villen. 
oder Häuſer mit großen Wohnungen handelt, ſondern 
in erſter Linie hon den Häuſern, die aus kleinen Woh⸗ 
nungen beſtehen. Jeder von uns weiß, daß heute der 
Arbeiter, der Beſchäftigung hat, — leider Gottes iſt das 
nur ein geringer Teil unſerer arbeitenden Bevölke⸗ 
rung —, gern den Mietszins zahlt, den er in Friedens⸗ 
zeiten gezahlt hat. Wenn er heute, wie früher, zehn Gul⸗ 
den zahlen ſoll, ſo wird er dagegen keinen Einſpruch er⸗ 
heben. Etwas anderes iſt es, wenn er für die neuen 
Wohnungen 140 Gulden zahlen ſoll. 

Eigentümlich iſt es, daß der Senat hierbei mit den 
hohen Wohnungsmieten vorangegangen iſt. Ich will 
zunächſt nicht zu der jetzt beantragten Erhöhung der 
Mieten Stellung nehmen, wie fie die Punkte 8 und 9 
fordern, ſondern zu dem Treiben des Senats ſelbſt. Der 
Senat hat in einer Reihe von Neubauten derartige Miet⸗ 
preiſe genommen, daß man wirklich von einem Wucher 
ſprechen kann. Schließlich hat er die Miete, von 140 
Gulden auf 50 und 60 Gulden herabſetzen müſſen. Der 
Senat hat mit dem Gelde gewuchert, das zur Beſeiti⸗ 
gung der Wohnungsnot aus allgemeinen Mitteln gegt- 
ben wurde. Das muß einmal van dieſer Stelle aus ge⸗ 
ſagt werden. Wenn ich weiter zu dem Treiben des Se⸗ 
nats Stellung nehme, ſo deshalb, weil die Abteilung des 
Senats, die für dieſe eigenartige Art der Behebung der 
Wohnungsnot verantwortlich ift, die am ſchlechteſten 
funktionierende im ganzen Staatsbetriebe ift. Es ift be- 
zeichnend, daß der Senator für Wohnungsweſen, Herr 
Dr. Leske, nicht einmal zu einer ſolchen Ausſprache er⸗ 
ſcheint. Wir haben es ſchon neulich erlebt, daß der Se⸗ 
nat bei einer ſehr wichtigen Sache nicht vertreten war. 
Nun iſt das wieder dasſelbe. Der Herr Senator Dr. 
Leske iſt für die Regelung von Mietſtreitigkeiten, für 
das Wohnungsamt und das Mietseinigungsamt verant⸗ 
wortlich. Ich habe bisher über ſolche Fälle nicht geſpro⸗ 
chen, weil ich annahm, daß man am beſten fährt, wenn 
man mit der Senatsabteilung ſelbſt verhandelt. Ich 
will einmal an einem Beiſpiel beleuchten, wie der Se⸗ 
nat eine ſolche Anzeige behandelt. Am 27. November 
vorigen Jahres machte ich eine Anzeige über eine Woh⸗ 
nung in Langfuhr, die beſchlagnahmt werden konnte, 
weil ſich unrechtmäßiger Weiſe ein Untermieter, ein 
Pole, hineingeſetzt hatte. Am 27. November machte ich 
die Anzeige, und zwar mit Hilfe des Ermittlers des 
Senats. Ich ging vorher zum Wohnungsamt, das aber 


die Anzeige gar nicht oder wenigſtens ungern aufneh⸗ 


men wollte. Darauf bat ich Herrn Plieth, der im Vor⸗ 
zimmer des Herrn Senators Dr. Leske ſitzt, mitzukom⸗ 
men, um die Angaben nachzuprüfen. Es handelte ſich 
um die Wohnungen Vorſtädtiſcher Graben 55 und Lin⸗ 
denſtraße 17. Der Pole war angeblich Lindenſtraße 17 
gemeldet. Ich machte Anzeige und da wurde mir geſagt, 
es müßte zunächſt durch die Polizei recherchiert werden. 
Ich ging ſelbſt zum Polizeipräſidium und es gelang mir 
auf irgend eine Art zu erfahren, daß der Pole, Walter 
Korella hieß er, nicht in der Wohnung Lindenſtraße 
wohne, fonden Vorſt. Graben 55. Das Wohnungsamt 
wußte hiervon nichts. In der Wohnung Lindenſtraße 
war ſein Sohn Herbert gemeldet, der allerdings erſt 
4 Jahre alt iſt. (Zuruf: Verheiratet iſt er auch nicht!) 
Wir gingen zum Vorſtädt. Graben und dort ergab ſich, 
daß der genannte Mieter dort ein Geſchäftslokal hatte, 
— es handelt ſich um den Vater, — in dem ein Bett 
ſtand, das nur ganz proviſoriſch hingeſtellt war. Tat⸗ 
ſächlich wohnt er in der Wohnung, die nach der poli⸗ 
zeilichen Meldung ſeinem Sohn gehört. Dieſe letztere 
Wohnung gehört aber eigentlich einer Danziger Frau 
Kaupſch, die bereits über ein Vierteljahr verreiſt war. 
Sie hat ſämtliche Möbel aus 4 Zimmern und der Küche 


(A) 


(B 


— 


Volkstag Danzig. — 109. Sitzung. Mittwoch, den 13. Mai 1925. 


1563 


(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 

herausgenommen und ſie in ein Zimmer geſtellt. Die 
reſtlichen Zimmer nimmt der Pole mit ſeinen eigenen 
Möbeln ein, der dort mit feinem Jungen und zwei 
Frauen wohnt. Das zeigte ich dem Wohnungsamt am 
24. November vorigen Jahres an. Das Protokoll wurde 
im Senatsgebäude, im Vorzimmer des Herrn Senators 
Dr. Leske, aufgenommen, und zwar diktierte es Herr 
Plieth ins Stenogramm. Es wurde übertragen und 
die Anzeige ging vom Senat zum Wohnungsamt. Da 
verſchwand meine perſönliche Anzeige und zweitens das 
Protokoll, das beim Senat geſchrieben war. Weil ich 
annahm, die Sache hätte inzwiſchen ihre Erledigung ge⸗ 
funden, forſchte ich nach und fand heraus, daß die bei- 
den Schriftſtücke auf der Polizei in Langfuhr verſchwun⸗ 
den waren. Gott, die Polizei in Langfuhr iſt erſtklaſſig, 
nämlich das dortige Revier, da kann man, wie es heißt, 
ſchieben bis dort hinaus. An wem es liegt, kann ich 
nicht feſtſtellen. Es iſt aber Tatſache, daß Akten über 
Wohnungsangelegenheiten verſchwinden, wenn, wie an⸗ 
zunehmen iſt, der betreffende Hauswirt oder derjenige, 
der in die Wohnung hinein will, ſchmiert. Ich verſuchte 
das Protokoll aus dem Senat wieder zu erlangen. 
Schließlich konnte ich erreichen, daß das Stenogramm⸗ 
buch geſucht wurde. Nach dem Stenogrammbuch iſt zum 
zweiten Mal ein Bericht aufgeſtellt worden, ebenfalls 
von Herrn Senator Dr. Leske oder von dem Oberbau- 
rat Wolff unterſchrieben und ins Wohnungsamt ge- 
ſchickt worden. Nun war ich ſo weit, daß die Wohnung 
beſchlagnahmt werden ſollte. Bis heute hat es das 
Einigungsamt nicht fertig bekommen, die Wohnung zu 
räumen, und der Pole ſitzt noch drin. Nach meiner 
Meinung muß die Wohnung beſchlagnahmt werden, weil 
die betreffende Hauptmieterin der Wohnung fortgezogen 
iſt. Ich nahm an, daß ſich Herr Senator Leske darum 
kümmerte, nachdem ich ihm den Fall vorgetragen hatte. 
Auf dem ganzen Wohnungsamt iſt aber nur ein ein⸗ 
ziger Ermittler. Dieſer ſollte bei der Sache angeſetzt 
werden, das wurde mir auch von dem Leiter des Woh⸗ 
nungsamts verſprochen. Der Ermittler iſt bis heute 
noch nicht draußen geweſen. Nun noch ein anderer 
Fall. Herr Senator Dr. Leske vergißt ſolche Sachen, 
trotzdem er ſie aufſchreibt, Herr Brieſewitz intereſſiert 
ſich nicht dafür und Oberbaurat Wolff iſt nicht zu⸗ 
ſtändig. Wenn dann eine Entſcheidung vom Mieteini- 
gungsamt kommt, weiß man nicht, wer dort vorgear⸗ 
beitet hat. Die Entſcheidungen ſind ſehr angreifbar und 
leider Gottes gibt es keine Berufung. Das Mietseint- 
gungsamt iſt auch in einer andern Sache immer noch 
nicht zur Verhandlung gekommen, wo der Hauswirt eine 
unter Zwangswirtſchaft ſtehende Wohnung frei haben 
will und die Familie herauszuſetzen beabſichtigt. Da 
wird nicht etwa ein Termin angeſetzt und verhandelt, 
ſondern es wird erklärt, die Wohnung iſt zwangswirt⸗ 
ſchaftsfrei, weil der Mann ſoundſo viel zum Nepara- 
tionsfonds gezahlt hat. Dieſer Fall muß auch vorgetra- 
gen werden, und ich bitte den Oberregierungsrat Brieſe— 
witz, die Sache nachzuprüfen. Es handelt ſich um den 
Kleinhammer⸗Park. Beſitzer des Klein⸗Hammer-Parks 
iſt die Bierbrauerei dort draußen und Mieter iſt Herr 
Raſch vom Linden⸗Kabarett. Herr Raſch hat eine Woh- 
nung in Danzig und möchte nun noch gern eine Wop- 
nung bei ſeinem Lokal haben. Dort befinden ſich zwei 
Wohnungen, die ſchon ſeit vielen Jahren beſetzt ſind, 
und zwar eine Wohnung, die von dem Vorbeſitzer direkt 
an die betreffende Familie vermietet worden iſt, und 
eine andere Wohnung, die an einen Direktor oder An⸗ 
geſtellten der Brauerei vermietet war, der fie wieder einem 
Untermieter gegeben hat. Dieſer Untermieter ſitzt ſeit 
10 Jahren in der Wohnung. Der betreffende Ange⸗ 
ſtellte der Brauerei iſt fortgezogen, der Untermieter iſt 
ruhig drin geblieben. Kein Menſch hat ſich darum ge⸗ 


kümmert, im Gegenteil, als Raſch verlangte, daß die 


Wohnung geräumt würde, wurde vom Wohnungsamt 
zunächſt erklärt, die Wohnung unterſtehe der Zwangs⸗ 
wirtſchaft, der Mann könnte nicht herausgeſetzt werden. 
Es handelt fih um eine Familie Stöckmann. Darüber 
vergingen zwei Monate. Plötzlich bekommt der Mieter 
die Aufforderung, bis zum 31. d. Mts., die Wohnung 
zu räumen. Er fragt an, und hört, daß die Wohnung 
mit einem Mal zwangswirtſchaftsfrei ſei. (Zwiſchen⸗ 
rufe links.) Was Rajh gemacht hat, weiß ich nicht, 
aber Raſch trat energiſch auf und fragte wiederholt: 
„Sind ſie noch nicht raus?“ Auf jeden Fall wird dort 
„Hand in Hand“ gearbeitet. Ich bitte, daß dieſer Fall 
energiſch unterſucht wird. Es geht nicht an, daß fetzt 
erklärt wird, Stöckmann fei nur der Untermieter gewe- 
ſen, er habe hinauszuziehen, weil der andere Mieter 
draußen wäre. Wenn das Wohnungsamt einmal erklärt 
hat, daß der Mann dort zu Recht wohnt, kann man nicht 
nach einem Jahr erklären, daß der Mann zu Unrecht 
wohnt. 

Nun ein weiterer Fall. Es handelt ſich um eine 
Wohnung am Friedensſteg. Herr Bahl wird den Fall 
kennen. Friedensſteg 2 iſt ein Bäcker eingezogen mit 
Namen Schramke. Er hatte zuerſt eine Wohnung in 
der erſten Etage. Er wollte aber gern nach unten zie⸗ 
hen und ſprach daraufhin mit dem Mieter in der un- 
teren Wohnung, ob er nicht nach oben ziehen möchte. 
Der Tauſch kam zuſtande, und Schramke zog nach unten. 
Es ſind Räume, die der Zwangswirtſchaft unterſtehen. 
Zunächſt war Frieden. Dann baute der Mann oben 
zwei Zimmer aus, in die er ſeine Geſellen hineinlegte. 
Dann baute er auf dem Hof zwei Zimmer aus. Er 
brachte die Geſellen dann nach hinten und die Zimmer 
oben benutzte en als Fremdenzimmer. Er bewohnt jetzt 
S Zimmer. Mit dieſen ift er aber nicht zufrieden, fon- 
dern er verlangt noch, daß die zwangsbewirtſchaftete 
Wohnung im erſten Stock ebenfalls zwangswirtſchafts⸗ 
frei wird. Die Kündigung iſt am 1. März durch den 
Fachanwalt für Miets angelegenheiten, wie er ſich nennt, 
Dr. Drews, ergangen. Dieſe Leute ſollen nun hinaus⸗ 
geſetzt werden. Schramke bemüht ſich krampfhaft, für 
dieſe Leute eine Wohnung im Kronprinzenweg zu be⸗ 
kommen. Es handelt ſich um eine alte Frau Weiland, 
die ein Zimmer vermietet hat. Sie hat noch eine Toch- 
ter, die zur Schule nach Schidlitz oder Ohra muß. Wenn 
die Frau mit ihrer Tochter nach dem Kronprinzenweg 
zieht, kann ſie dort nicht die Miete bezahlen; denn die 
wird der Hauswirt Schramke nicht bezahlen. Zweitens 
könnte die Tochter ihrer Pflicht als Lehrerin nur ſchwer 
nachkommen. Auch in dieſem Fall Weiland —Schramke 
bin ich der feſten Ueberzeugung, daß das Mietseini⸗ 
gungsamt dazu gebracht werden wird, die Wohnung 
zzwangswirtſchaftsfrei zu ſprechen, nur weil der Haus- 
wirt das nötige Geld für den Baufonds geben wird. Da- 
mit kommen wir dahin, daß derjenige, der zahlen kann, 
immer Recht bekommt. Wer nicht zahlen kann, auf dem 
wird herumgetrampelt. (Das ſehen Sie jetzt erſt ein? 
links.) Das kommt zumeiſt bei Wohnungen vor, die 
noch in einigermaßen gutem Zuſtand ſind. Mit dieſen 
treibt der Hauswirt Wucher. Die alten Häuſer läßt 
man verfallen. Es muß deshalb über eine gewiſſe Er⸗ 
höhung des Mietszinſes für die kleinen Wohnungen ge- 
ſprochen werden. Daß das nicht im Plenum geht, iſt 
klar. Wir können die Sache im Haupt⸗Ausſchuß ein- 
gehend behandeln. (Siedlungs- Ausſchuß!) Es iſt. 
der Hauptausſchuß vorgeſchlagen worden, und es wäre 
auch wünſchenswert, daß die Sache an den Haupt⸗Aus⸗ 
ſchuß käme, weil damit die Wichtigkeit dokumentiert 
würde. Wir werden verſuchen, Anregungen zu geben, 
wie man die Mieterhöhungen differenzieren kann. Man 
kann vielleicht die Mieten für die kleinen Wohnungen 
erhöhen. Wix werden auch darüber zu beraten haben, 


ob man nicht den Senator Dr. Leske veranlaſſen kann, 
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daß er über das Wohnungsamt und das Mietseini⸗ 
gungsamt eine beſſere Kontrolle ausübt. Es wäre fer⸗ 
ner darüber zu ſprechen, ob man nicht dem Mietseini⸗ 
gungsamt eine höhere Inſtanz überordnet. Auf die 
Weiſe, wie jetzt verfahren wird, verärgert man die Be- 
völkerung. Es dient nicht dazu die Wohnungsnot zu 
beheben, ſondern man wirft im Gegenteil 30 bis 40 Fa⸗ 
milien in der Woche auf die Straße. Die Verärgerung 
wird ſo weit gehen, daß man dem Senator Dr. Leske 
klar macht, daß er als Senator zuerſt hier im Volkstag 
ſeine Pflicht zu tun hat und dann drüben im Senats⸗ 
gebäude. í a 


Vizepräſident Splett: Der von dem Herrn Redner 
vongebrachte Gedanke, daß es beffer wäre, dieſe Sache 
dem Haupt⸗Ausſchuß zu überweiſen, hat ſich zu einem 
Antrag verdichtet. Es liegt ein Antrag der Abg. Schweg⸗ 
mann, Förſter, Weiß, Herrmann und Fraktionen vor; 


die Vorlagen Druckſachen Nr. 1389, 1343 und 1125 


dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Das Wort hat der 
Herr Senatsvertreter. ; 

Brieſewitz, Oberregierungsrat: M. D. u. H.! Ich 
hatte eigentlich nicht die Abſicht, heute das Wort zu er- 
greifen. Auch Herr Senator Dr Leske hatte nicht qe- 


dacht, daß bei der erſten Leſung eine derartig eingehende 


Ausſprache ſtattfinden würde, die allerdings mit dem 


vorliegenden Geſetzentwurf an ſich nichts zu tun hat. 


Der Herr Senator iſt verhindert, er hat auch noch einige 
andere Sachen zu erledigen und befindet ſich augenblick⸗ 
lich im Bauausſchuß der Stadtverordnetenverſammlung. 
Sie müſſen deshalb ſchon entſchuldigen, wenn der Herr 
Senator Dr. Leske nicht immer anweſend fein kann. 
Die einzeln vorgebrachten Fälle habe ich mir notiert, 
kann aber im Augenblick keine Auskunft darauf geben. 
Ich werde die Sachen unterſuchen laſſen. Wenn Un⸗ 
regelmäßigkeiten vorgekommen find, jo wird dem nad- 
gegangen werden. (Zuruf der Frau Abg. Döll.) 
Tauſende Fälle kann man nicht auswendig wiſſen. Sie 
würden es vielleicht beſſer können. Ich kann es nicht. 
Jedenfalls werden die Fälle unterſucht werden, ſofern 
Unregelmäßigkeiten vorgekommen ſind, werden ſie ver⸗ 


folgt werden. 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): M. D. u. H.! 
Als wir uns vor einigen Wochen über das Wohnungs- 
baugeſetz unterhielten, warnte ich davor, an der Miets- 
höhe zu rütteln, da dann ſehr bald die Hauswirte ihre 
Wünſche anmelden und wir eine über 100prozentige 
Friedensmiete in Danzig haben würden. Die warmen 
Befürworter des Geſetzes haben ſich damals trotzdem für 
die Durchbringung des Geſetzes eingeſetzt und haben 
nun den Antrag von Abgeordneten vorliegen, die den 
Hausbeſitzerkreiſen naheſtehen und die die Miete auf 
100 Prozent erhöhen wollen. Seinerzeit konnte man 
ſchon vorausſehen, als das Wohnungsbaugeſetz hier be⸗ 
ſchloſſen wurde, daß mit der 20prozentigen Mieterhöhung 
nicht viel Wohnungen gebaut werden könnten, ſondern 
daß das Geſetz lediglich zu einer Vergrößerung des Be⸗ 
amtenapparates beitragen würde. Das iſt dann auch 
inzwiſchen geſchehen. Die Steuerverwaltung hat für die 
Verwaltung der Wohnungsbauſteuer inzwiſchen 70 Be⸗ 
amte eingeſtellt. Wohnungen in nennenswerter Zahl 
werden aus den Wohnungsbauabgabe in dieſem Jahre 
nicht gebaut werden. Wenn im ganzen 200 Wohnun⸗ 
gen aus der Wohnungsbauabgabe in dieſem Jahre er- 
richtet werden, wird das viel ſein, aber Ei erhebliche 
Behebung der Wohnungsnot wird ſich damit nicht De- 
werkſtelligen laſſen. Außerdem erfolgt die Bebauung 
in der bisherigen Form von Einzelhäuſern, und ich habe 
beinahe die Vermutung, als wenn die Einzelhäuſer auf 


einige Abgeordnete dieſes Hauſes einen gewiſſen Anreiz, 
fich auch Einzelhäuſer aus Steuergroſchen zu bauen, aus- 
geübt haben, ſodaß ſie unter Hintanſtellung der ihnen 
anvertrauten Intereſſen, ſich ſelbſt für das Wohnungs⸗ 
baugeſetz eingeſetzt haben. 

Damals wurde uns in hohen Tönen gepredigt, wie 
die Arbeitsloſigkeit in Danzig durch das Wohnungsbau⸗ 
geſetz behoben werden könnte. Nicht eine Behebung der 
Arbeitsloſigkeit ift eingetreten, ſondern fie hat ſich wei- 
ter vergrößert. Die Liquidierung von Firmen geht je 
den Tag weiter. Eine ganze Anzahl bedeutender grö— 
ßerer Firmen verläßt Ende dieſes Monats Danzig. Per⸗ 
ſonal wird immer mehr entlaſſen, weil die Firmen 


nichts zu tun haben, die willkürliche Beſteuerung des 
Danziger Steueramtes nicht mehr ertragen können, und 


daher landflüchtig werden. Ich jagte letztens, wir ma- 
chen gegenwärtig die ſieben mageren Jahre durch und 
haben davon etwa 1% Jahre verlebt. Fünf bis feds 
Jahre wird es dauern, bis die Danziger Wirtſchaft 
einigermaßen lebensfähig ſein wird. Dieſer Zeitpunkt 
wird erſt dann eintreten, wenn ſich das polniſche Wirt⸗ 
ſchaftsleben, auf das wir angewieſen ſind, erholt hat. 
Das Tempo der Erholung der Danziger Wirtſchaft geht 
konform mit dem Tempo der Kapitalbildung in Polen. 
Die Kapitalbildung in der gegenwärtigen Zeit iſt nicht 
derartig, wie unter normalen Verhältniſſen, wo das 
deutſche Nationalvermögen ſich im Jahre um 20 Mit: 
liarden vermehrte, alſo auf die polniſche Bevölkerungs⸗ 
ziffer angewandt, 3 Milliarden pro Jahr. In Anbe⸗ 
tracht der enormen Kapitalverluſte bei der breiten Maſſe 
der Wirtſchaft, ift die Kapitalvermehrung eine jo mi- 
nimale, daß in den nächſten Jahren mit einer Kaufkräf⸗ 
tigkeit der polniſchen Wirtſchaft nicht zu rechnen iſt. Die 
über Danzig gehenden Ladungen erleiden infolge der 
irrſinnigen polniſchen Ausfuhrzollgeſetzgebung eine ſtarke 
Reſtriktion. Ausfuhr und Import leiden durch die Sauf- 
unfähigkeit der polniſchen Bevölkerung. Nicht einmal 
die notwendigſten ausländiſchen Lebensmittel werden 
heute von der Republik Polen eingeführt. Deshalb iſt 
in Danzig eine Totenſtille im Danziger Handel, der 
Schiffahrt und den verwandten Branchen, ebenſo in der 
Arbeiterſchaft, die in dieſen Zweigen tätig iſt. 

Wenn die Dinge ſo liegen und wenn wir heute in 
Danzig mit einer Arbeitsloſenziffer von etwa 15.000 
zu rechnen haben, iſt es in einem ſolchen Moment eine 
un verantwortliche Handlung, wie ich ſchon ſeinerzeit 
ausführte, die Mieten zu erhöhen, gleichgültig zu wel⸗ 
chem Zweck, ob man ſie den Hausbeſitzern geben oder 
damit einige Eigenhäuſer für die Gewerkſchaftsſekretäre 
oder verwandte Leute bauen wollte, (Hört, hört! 
Unruhe.) oder ob man damit etwa 100 oder 150 
Zwei⸗ und Dreizimmer ⸗ Wohnungen für Angeſtellte 
und ähnliche Kreiſe zu errichten beabſichtigte. Für die 
breite Maſſe der Bevölkerung werden aus dieſen Gel⸗ 
dern keine Wohnungen gebaut. Deshalb war es ein 
grober Unfug, daß die Mieten zu dieſem Zwecke erhöht 
wurden. Manch einer lernt erſt ein halbes oder ganzes 
Jahr ſpäter. Ich hoffe, daß die Leute, die ſich ſo inten⸗ 
ſiv für das Geſetz eingeſetzt haben, über kurz oder lang 
einſehen werden, daß ſie mit der Zuſtimmung oder För⸗ 
derung dieſes Geſetzes einen ſehr großen Fehler began⸗ 
gen haben. Die Wohnungsnot wird nur behoben, wenn 
man in großem Maßſtabe an den Bau von Wohnungen 
herangeht. Das iſt nicht mit einer ausgepreßten Wirt⸗ 
ſchaft möglich, nicht durch eine Erhöhung der Mieten, 
die naturgemäß nur eine beſtimmte Grenze hat. Im 
großen ganzen kann nur mit dem von mir mehrfach 
vorgeſchlagenen Mittel, einer Beſchaffung neuen Geldes 
durch eine Anleihe zum Zwecke des Wohnungsbaues, ge- 
baut werden. Es hat den Anſchein, als wenn die Re⸗ 
gierung jetzt auch langſam einfieht, daß mit der Woh- 
nungsbauſteuer nichts Nennenswertes geleiſtet werden 


(A) 


(B 
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kann. Mir ſagte kürzlich ein höherer Beamter der Dan⸗ 
ziger Regierung, daß ſich die Regierung nunmehr mit 
dem Gedanken trüge, die Rahn'ſche Idee einer Aus⸗ 
landsanleihe zum Wohnungsbau aufzunehmen, und 


Mittel für dieſe Zwecke frei zu machen. Nachdem die 


Zeitungspropaganda gegen die Wahl des Reichspräſi⸗ 


— 


denten, die damit operierte, daß keine amerikaniſchen 
Gelder nach Deutſchland fließen würden, wenn Hinden⸗ 
burg gewählt würde, jetzt abgeflaut iſt und die Gelder 
aus Amerika jetzt langſam beſſer fließen werden, kön⸗ 
nen wir uns heute mit ruhigem Gewiſſen eine größere 
Anleihe für den Staat aus England oder Amerika be⸗ 
ſorgen, beſonders im Hinblick darauf, daß die Ameri⸗ 


kaner Gewißheit haben daß nach Danzig gegebenes 
Geld in unbedingt ſicherem Goldwert zurückgefordert 


werden kann. Wir haben im übrigen ja mit der Hin⸗ 
denburgwahl in Deutſchland nichts zu tun und ſind 
ganz unabhängig davon. Ich habe darauf hingewieſen, 
daß die Danziger Währung eine Goldwährung iſt und 
daß jetzt die etwaigen Bedenken, die früher bei den Geld⸗ 
gebern beſtanden und beſtehen konnten, nunmehr beſei⸗ 
tigt find, Wenn man in Danzig den großzügigen Woh⸗ 
nungsbau aufnimmt und 1000 oder noch mehr Wob- 
nungen in einem Jahre erbaut, wird die Wohnungsnot 
behoben werden. Solange das nicht iſt, werden wir uns 
periodiſch bedauerlicherweiſe in dieſem Volkstage in 
Mieter- und Hausbeſitzerverſammlungen befinden. Das 
iſt betrübend, aber wo die Intereſſengegenſätze in einem 
kleinen Staat ſo eng nebeneinander liegen, werden na⸗ 
türlich auch die Intereſſen kleinerer Gruppen im Parla- 
ment vertreten, wo eigentlich die großen Geſichtspunkte 


behandelt werden ſollten. 


Man hat verſchiedene Vorſchläge für die Behebung 
der Wohnungsnot gemacht und außerdem für die Zeit 
bis Wohnungen gebaut ſind. Es iſt der Vorſchlag ge⸗ 
macht worden, die großen Wohnungen frei zu geben. 
Dies wurde ſeinerzeit hier abgelehnt. In Berlin iſt 
man neuerdings dieſen Weg gegangen. Dort ift eg die 
nicht ganz einflußloſe ſozialdemokratiſche Partei im Ver- 
liner Rathaus geweſen, die zuſammen mit den anderen 
Parteien vom 1. Juli dieſes Jahres ab die 5⸗Zimmer⸗ 
wohnungen völlig frei gegeben hat. Die Wohnungen 
von 5 Zimmern und darüber find zwangsbewirtſchaf⸗ 
tungsfrei gemacht worden. Ich warne davor, dieſes Ex⸗ 
periment in Danzig ebenfalls zu machen. Erſtens ſind 


nur verhältnismäßig wenig 5⸗Zimmerwohnungen und 


noch größere in Danzig vorhanden. Ich ſchätze ihre 
Zahl auf etwa 500. Sie ſind größten Teils in der Hand 
von Leuten, die ihr Geld durch die Inflation verloren 
haben. Es ſind teilweiſe Penſionäre, die ſich von der 
Wohnungsvermietung in der Hauptſache ernähren. 
Würde man die Wohnungen von 5 Zimmern und Dar- 
über nach Berliner Muſter frei laffen, jo würden die 
Hausbeſitzer dieſen Kreiſen natürlich kündigen, und ſie 
würden ihre Exiſtenz völlig verlieren. Sie würden dann 
in der Zahl von etwa 500 wiederum auf kleine 1⸗Zim⸗ 
merwohnungen angewieſen werden, die natürlich in 
Danzig nicht vorhanden find. Dann würde das Woh- 
nungselend und das Elend überhaupt beſonders bei 
Perſonen, die alt und gebrechlich ſind und ſich durch 
eigene Arbeit zum großen Teil nicht ernähren können, 
noch mehr heraufbeſchworen werden. Deshalb iſt dieſer 
Weg nicht gangbar. Der einzige Weg iſt, wie ich im⸗ 
mer und immer wieder gepredigt habe und wie ich im⸗ 
mer wieder weiter predigen werde, der Bau von Woh⸗ 
nungen durch Geld aus dem Auslande, das nur durch 
eine Auslandsanleihe zu beſchaffen ift. i 
M. D. u. H.! Herr Abg. Dr. Blavier hat uns nun 
den Antrag vorgelegt, die Wohnungsmieten auf 100 
Prozent zu erhöhen. Er hat ſich die Begründung ſeines 
Antrages verhältnismäßig leicht gemacht. Ich vermag 


aus dem Aufwertungsgeſetz allein eine Begründung für 
die Erhöhung der Wohnungsmieten auf 100 Prozent 
nicht zu entnehmen. Es iſt politiſch unehrlich, daß Ge⸗ 
ſetze in dieſem Hauſe beſchloſſen werden, in denen geſagt 
wird, daß wenn das Geſetz über den Ausgleich der Geld⸗ 
entwertung zuſtande kommt, dann eine Neuregelung der 
Wohnungsmieten erfolge. Genau ſo unehrlich ift es, 
wenn ſich der Vertreter der Mieterpartei hier hinſtellt 


und ſagt, es ſtehe nicht in dem Geſetz, daß die Mieten 


neu geregelt werden ſollten. Es iſt richtig, es ſteht dort 
nicht, die Mieten ſollen erhöht werden, ſondern es ſteht, 
die Mieten ſollen neu geregelt werden. Was heißt, die 
Mieten ſollen neu geregelt werden anders, als daß die 
Laſten, die aus dem Geſetz fließen, ein entſprechendes 
Aequivalent finden ſollen. Es iſt verſtändlich, daß Herr 
Mroczkowski das nicht herguslieſt. Ich wundere mich, 
daß die Deutſche Partei den Herrn darüber nicht belehrt, 


was in den Geſetzen ſteht, da doch ein Juriſt in der 
Fraktion vorhanden iſt, Herr Dr. Neumann. Dann 


wäre es wahrſcheinlich auch nicht möglich geweſen, daß 
Herr Mroczkowski in Mieterverſammlungen mit un⸗ 
wahren Behauptungen krebſen geht und ſagt, der Abg. 
Rahn habe mit der Deutſch⸗Danziger Volkspartei ge- 
meinſam einen Antrag auf Erhöhung der Mieten auf 
100 Prozent eingebracht. Herr Mrocgkowski weiß, daß 
hier im Volkstag die Verhältniſſe ſo ſind, daß ein An⸗ 
trag ſieben Unterſchriften haben muß. Da die Deutſch⸗ 
Danzigen Volkspartei aus ſechs Perſonen beſteht, ſo 
würden die Herren genau wie ſeinerzeit die Aba-Gruppe 
zur Untätigkeit verurteilt ſein, wenn nicht mit befreun⸗ 
deten oder ſonſtigen Perſonen eine Verſtändigung zu⸗ 
ſtande käme. Man gibt alfo feine Unterſchrift her, ohne 
daß man ſich mit den Ideen oder dem Antrag identifi⸗ 
giert. Herr Mroczkowski wußte, daß unter dem Antrag 
ſteht 3 „Ohne mich mit dem Inhalt des Antrages zu 
identifizieren, nur zum Zweck der Einbringung unter- 
ſtützt.“ Dann kam der Name Rahn. Es iſt aber billig, 
in die Oeffentlichkeit zu gehen und die Oeffentlichkeit zu 
belügen. Herr Mroczkowski ſteht damit nicht allein da. 
Ein Danziger Organ, das die Wahrheit in Gänſefüßchen 
gepachtet hat, deffen Chefredakteur die Ehre hat, dieſem 
Hauſe anzugehören, hat Hehlerdienſte bei der Verbrei⸗ 
tung dieſer Unwahrheit geleiſtet. Es ift aber wunder- 
bar, daß die Herren, die die Unwahrheit verbreiten, ein 
ſchlechtes Gedächtnis haben. Ich habe hier ein rot⸗wei⸗ 
ßes Stück Papier. (Abg. Lück: rot⸗weiß ?) 
ſind farbenblind. Es iſt rot⸗weiß. Es iſt eine Druck⸗ 
ſache mit der Unterſchrift Langowski und die übrigen 
Mitglieder der polniſchen Gruppe. Darunter ſtehen, 
ohne daß die Herren fih mit dem Inhalt identifizieren, 
die Namen Spill und Müller. Der Abgeordnete Spill 
iſt gegenwärtig einer der Vorſitzenden der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Fraktion. Der Abg. Müller iſt Mitglied die⸗ 
jer Partei und trägt ſich mit dem Gedanken, zur poi- 
niſchen Partei überzutreten. (Hört, hört! rechts.) 


Herr Spill lacht, er ſcheint in ſeiner Fraktion nicht Be⸗ 


ſcheid zu wiſſen. Ich werde ihn aufklären. Es hat 
eines Tages eine Unterhaltung zwiſchen zwei Mitgliedern 
der Sozialdemokratiſchen Fraktion, zwiſchen dem Abg. 


0 


(D) 


Sie 


Müller und einem anderen Herrn ſtattgefunden, in der 


Herr Müller ſich darüber beſchwerte, daß er in ſeiner 
Fraktion nicht genügend Unterſtützung fände beſonders 
nicht in der Frage feines Eheſcheidungsprozeſſes und der 
Exmiſſionsklage, und daß ihm nichts anderes übrig blei⸗ 
ben werde, als Anſchluß bei der polniſchen Fraktion zu 
ſuchen. (Hört, hört! rechts.) Wenn Sie ſich die 
Mühe machen, die Dinge zu unterſuchen, dann werden 
Sie feſtſtellen, daß das genau ſo wahr iſt, wie die Mit⸗ 
teilung, daß ſeinerzeit in Ihrer Fraktion über einen Be⸗ 
ſtechungsbetrag von 15 000 Gulden geſprochen worden 
iſt. (Hört, hört!) Man hat auch ſchon früher der 
Deutſch⸗Sogialen Fraktion einmal die Unterſchrift der 


8 
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Sozialdemokratie zur Verfügung geſtellt, als es ſich ein⸗ 
mal um einen Vertrauensantrag für den Senat han⸗ 
delte. Auch in früheren Fällen haben die Sozialdemo⸗ 
kraten einzelnen Mitgliedern, beiſpielsweiſe Herrn 
Brieskorn, und auch anderen Leuten, die keine Frak⸗ 
tionsſtärke hatten, ihre Unterſchrift zur Verfügung ge- 
ſtellt. Man hat das ganz vernünftig und in der Drd- 
nung gefunden. Wenn aber der Abg. Rahn mit allen 
Vorſichtsmaßregeln ſeine Unterſchrift aus der Hand 
gibt, dann belügt man die Oeffentlichkeit und ſagt, Rahn 
ſetzt ſich augenblicklich für eine Mietserhöhung ein, trotz⸗ 
dem eu bei der zweiten und dritten Leſung keinen Hehl 
daraus gemacht, daß er unter keinen Umſtänden die 60- 
prozentige Mietsgrenze überſchritten wiſſen wollte, und 
ſich auch unter keinen Umſtänden dafür einſetzen würde, 
daß bei den gegenwärtigen Löhnen, die die Arbeiter— 
ſchaft hier in Danzig erhält, bei der gegenwärtigen Mir- 
ſere den Wirtſchaft, bei der Unmöglichkeit, höhere Löhne 
durch Lohnkämpfe in Danzig zu erzielen, die Miete auch 
nur um einen Pfennig erhöht würde. > 
Diele Auffaſſung vertrete ich nicht erft feit heute, fon- 
dern ich vertrete fie ſolange das Wohnungsbaugeſetz im 
der Schwebe ift, ſeitdem nämlich der Senat den erjten 
Entwurf eingebracht hat, aljo jeit etwa 1½ Jahren. 
Ich habe dieje Anſicht auch ſeinerzeit in den Parteikör⸗ 
perſchaften, in den Vertrauensmännerſitzungen der So- 
zialdemokratiſchen Partei vertreten und volle Zuſtim⸗ 
mung zu meiner Anſicht gehabt, bis die vorgenannten 
Kreiſe, die gern ein Häuschen aus Steuermitteln bauen 
wollten, dieſe Beſtimmungen umwarfen und ſich aus 
egoiſtiſchen Gründen für das Wohnungsbaugeſetz und 
die 20prozentige Mietwertabgabe einſetzten. M. D. u. 9.! 
Ich ſagte, Wohnungen werden nicht früher geſchaffen 
werden, bevor nicht im Großen gebaut wird. Die Woh⸗ 
nungsmiete ſoll nicht erhöht werden, weil die gegenwar⸗ 
tige Wirtſchaftslage das nicht verträgt. Die Arbeiter- 
ſchaft kann bei ihren minimalen Löhnen gegenwärtig 
nichts mehr zahlen. Handel und Induſtrie ſträuben ſich 
gegen Lohnerhöhungen. Bei den gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniſſen droht den Häuſern ein Verfall. Jeder, der 
mit offenen Augen durch Danzig geht, kann feſtſtellen, 
daß die Häuſer allmählich dem Verfall entgegengehen. 
Die Hauswirte tun nichts an ihren Wohnungen. 
(Können nicht! vechts.) Das laffe ich dahingeſtellt 
ſein. Ein Hauswirt, der ſein Eigentum lieb hat, kann 
von der Miete etwas abſtoßen, um das Notpendigſte zu 
machen. Aber wenn 10 Jahre lang an den Häuſern 
nichts gemacht worden iſt, m. H. von der Hausbeſitzer⸗ 
partei, jo ift es klar, daß die Häuſer von einer Jahres- 
miete jetzt nicht in Schuß zun bringen find, Wenn Sie 
eine größere Reparatur vornehmen wollen, muß eben 
mehr als eine Jahresmiete verwendet werden. Es wäre 
traurig, wenn die Friedensmiete jo hoch wäre, daß man 
in einem Jahr eine Grundreparatur des Hauſes vor- 
nehmen könnte. Ich erkenne an, daß die Häuſer nicht 
mit einer Jahresmiete zu überholen ſind. Der Putz 
kann nicht erneuert, nicht neu angeſtrichen, Oefen, Fuß⸗ 
böden und Fenſter können dafür nicht gemacht werden. 
Weshalb haben Sie die Häuſer ſo lange verwahrloſen 
klaſſen? (Mangel an Geld! rechts.) Es war nicht 
vielfach der Mangel an Geld, ſondern das Hausbeſitzer⸗ 
tum hatte ſich vor dem Kriege daran gewöhnt, aus dem 


Hauſe eine arbeitsloſe Rente zu ziehen, Herr Abg. Ha- 


bel. Es war üblich, ein Häuschen zu kaufen, eine An⸗ 
zahlung zu leiſten, 70 Proz. Hypotheken auf dem Hauſe 
ſtehen zu haben und eine angemeſſene Rente daraus zu 
beziehen, die genügte, um ein gut bürgerliches Leben zu 
führen, wenn man nicht 
ſtellte. Es war Zeit und Geld, um nach Ahlbeck zu fah⸗ 
rem und Flundern zu eſſen, falls die Heubuder oder He⸗ 
laer Flundern wegen der Jagdgründe unſerer Flundern, 
weil zu muffig, nicht gut ſchmeckten. Die Hausbeſitzer 


beſonders große Anſprüche 


hatten ſich das vor dem Kriege angewöhnt und aßen dar- 
um das Wenige, das ſie bekamen, auf. Jetzt iſt guter 
Nat teuer, jetzt foll die Miete erhöht werden. Mugen- 
blicklich iſt es nicht möglich, ebenſo nicht in abſehbarer 
Zeit. Es müſſen andere Mittel und Wege geſucht wer⸗ 
den. Die Hauswirte müſſen ſich mit der 60prozentigen 
Miete trotz des Aufwertungsgeſetzes begnügen. Es ſteht 
auch gar nicht feſt, daß jeder Hauswirt aus dem Auf⸗ 
wertungsgeſetz belaſtet wird. Ich behaupte, daß durch 
das Aufwertungsgeſetz von den Hauswirten in Danzig 
nur ein kleiner Teil belaſtet wird. Es ſteht feſt, daß 
etwa 75 Prozent aller ſtädtiſchen Hypotheken abgegol— 
ten worden ſind, ſodaß darauf für den Hausbeſitz ab⸗ 


ſolut keine Belaſtung durch das Aufwertungsgeſetz er⸗ 


wächſt. Wenn man das Verſprechen, das in dem Auf⸗ 
wertungsgeſetz gegeben worden iſt, erfüllen will, müßte 
man zunächſt einmal prüfen, für welche Grundſtücke und 
für welche Hauswirte dieſe Beſtimmungen Platz greifen 
und nicht ſummariſch die Sache machen, ob ſie Hypo⸗ 
theken aufzuwerten haben oder nicht. Dieſer Nachweis 
muß geliefert werden. Aus den Worten des ſich ſelbſt 
als Hausbeſitzervertreter gerierenden Herrn Dr. Blavier 
war nach dieſer Richtung hin keine Begründung zu ent- 
nehmen. Deshalb wird es notwendig ſein, daß Herr Dr. 
Blavier, der eine juriſtiſche Vorbildung und ſämtliche 
Staatsexamina für den Richterberuf gemacht hat, ſich 
von Herrn Dr. Bumke — entſchuldigen Sie, daß ich 
Ihren Namen nenne — vorteilhaft unterſcheidet und 
eine ordnungsmäßige Begründung für die Mieterhöhung 
gibt. Aber wir werden nicht umhin können, diejenigen 
Grundſtücke, die der Verwahrloſung entgegengehen, bezw. 
ſtark verwahrloſt ſind, zu ſchützen. Wenn man anſtelle 
der 3000—4000 Gulden Arbeitsloſenunterſtützung, die 
gegenwärtig pro Monat in Danzig gezahlt werden, den 
Leuten einen ordnungsmäßigen Lohn zahlte, und die 
Bauhandwerker zur Reparatur von Häuſern verwen— 
dete, um die vorhandenen Häuſer inſtand zu ſetzen, 
würde etwas Menſchliches geſchaffen werden und ein gro⸗ 
ßer Teil Häuſer, die jetzt dem Verfall entgegengehen, 
würden damit gerettet fein. Dem Hauswirt würde dann, 
eine Zwangshypothek eingetragen werden. Die Hau- 
polizet und das Dezernat des Senats, dem dieſe Aufgabe 
zufällt, müßten mit größter Beſchleunigung darange— 
hen, diejenigen Grundſtücke, bei denen ſich erhebliche 
Differenzen int Bauzuſtande zeigen, inſtand zu jeben 
und wenn die Hauswirte nicht zur eigenen Reparatur 
in der Lage ſind, die Reparatur auf Staatskoſten vor⸗ 
nehmen und die Koſten durch hypothekariſche Eintragung 
ſicherzuſtellen. 

Solange wir auch reden und dieſes Problem behau— 
deln, vernünftig wird die Angelegenheit in dieſem Hauſe 
nie geregelt werden können. Solange die privat⸗kapita⸗ 
liſtiſche Wirtſchaftsordnung in Bezug auf den Hausbeſitz 
beſteht, ſolange ein beſchränkter zur Verfügung ſtehender 
Raum für menſchliche Behauſung in den Städten zur 
Verfügung ſteht, ſolange wird dieſes Problem zur Zu⸗ 
friedenheit der Bevölkerung nicht gelöſt werden können. 
Deshalb iſt es notwendig, daß der Staat ſelbſt auf eige⸗ 
nem Terrain aus eigenen Mitteln Häuſer und Wohnun⸗ 
gen baut. Eine Entſchädigung für den Hausbeſitz läßt 
ſich natürlich aus dem Handgelenk nicht herausſchütteln. 
Unſere Danziger Verfaffung ſieht ja Entſchädigungen 
für Enteignungen vor. So würden wir ſucceſſive in 
eine Allgemeinwirtſchaft bei Grund und Boden hinein⸗ 
wachſen. Dieſe Löſung ift die Verſtaatlichung des 
Grund und Bodens, in Deutſchland mit dem Fachaus⸗ 
druck ausgedrückt „die Sozialiſterung des Grundſtücks⸗ 
marktes, die Sozialiſierung des Grund und Bodens“. 
Genau ſo, wie wir ein Gas⸗ und Elektrizitätswerk nicht 
in Privathand laſſen, ſondern ein Inſtrument, das to⸗ 
tal monopolaren Charakter hat, in Staats⸗ oder Rom- 
munalbeſitz überführen und niemand heute hier im 
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Hauſe oder in der Stadtverordnetenverſammlung tt. 
der dies Werk wieder zurück in die privatkapitaliftiſche 
Wirtſchaft führen will, genau ſo müſſen die der Bevöl⸗ 
kerung dienenden Einrichtungen, wie Grund und Vo- 
den in den Beſitz der Allgemeinheit übergeführt werden. 
(Zuruf rechts.) Das werden Sie als alter Herr 
wahrſcheinlich nicht erleben. Mein lieber Herr Habel, 
entſchuldigen Sie, ich habe mich im Namen vergriffen, 
Sie werden das nicht mehr erleben. Es haben auch 
früher ſchon Leute geſagt, ſie würden das und das nicht 
mehr erleben. Hätten Sie unter den Menſchen gelebt, 
die zur Zeit der Feudalwirtſchaft exiſtierten, dann hät⸗ 
ten Sie geſagt, wir würden es nicht erleben, daß die 
Feudalwirtſchaft jemals abgelöſt werden wird. Hätten 
Sie im Kirchenſtaat exiſtiert, dann würden Sie ſagen, 
es wäre unmöglich, daß der Kirchenſtaat abgelöſt wird. 
Hätten Sie in der Zeit der frühen Monarchie gelebt, 
dann hätten Sie geſagt, es iſt unmöglich, daß die frühe 
Monarchie einmal weggehen würde. Würden Sie heute 
leben, und Sie leben ja noch heute, dann jagen Sie na- 
türlich, das werden wir nie erleben. Ich ſage Ihnen, 
es werden keine zwei Menſchenalter mehr vergehen, dann 
wird der Grundſatz „Laß Sie werden und vergehen“ be⸗ 
ſeitigt ſein, und nicht nur national, ſondern internatio⸗ 
nal wird man an die Sozialiſierung der geſamten Wirt⸗ 
ſchaft herangehen. Das iſt feine Utopie, genau jo wie 
alles, was wir heute haben, einmal Utopie geweſen iſt. 
Die Leute, die 1848 die Demokratie ausgerufen haben, 
waren nach Anſicht der damaligen Generation Utopiſten. 
Heute ift Hindenburg demokratiſcher und xrepublikaniſcher 
Reichspräſident. Utopien gibt es für eine lebende Ge⸗ 
neration, Utopien gibt es aber nicht für die Zukunft, 
denn was heute Utopie iſt, kann morgen ſchon Tatſache 
ſein. Daher iſt eine Utopie niemals ein Mangel an 


Geiſt, ſondern den Mangel an Geiſt vertreten die fon- 


ſervativen Kreiſe, die das Beſtehende verteidigen. Da⸗ 
durch zeichnet ſich der Konſervatismus vor dem Sozia⸗ 
lismus ous, Der Sozialismus hat ein Ziel, und Sie 
verteidigen das Gegenwärtige. Daher ift der Sozialis⸗ 
mus die Zukunftidee. (Zwiſchenruf des Abg. Schweg⸗ 
mann.) Ich verſtehe Sie nicht. (Abg. Seoweg⸗ 
mann: Sie verteidigen Utopien!) Entſchuldigen Sie, 
Herr Schwegmann, ich hatte Sie bisher immer etwas 
geiſtreicher und etwas höher eingeſchätzt. Aber nach 
Ihrem Bildnis in der „Rundſchau“ und nach Ihrer 
eben gemachten Aeußerung iſt doch anzunehmen, daß ich 
mich getäuſcht habe. Sie wollen zurück, Sie verteidigen 
nicht nur das Konſervative, ſondern Sie wollen zu den 
Altkonſervativen zurück, Sie wollen zu etwas zurück⸗ 
kehren, was bereits verſchimmelt iſt, was nicht erſt in 
der Agonie liegt, im Todeskampf, ſondern was ſchon 
abgeſtorben und in Verweſung übergegangen iſt. In⸗ 
ſofern ſind Sie ultrakonſervativ. Sie wollen das Tote 
zum Leben zurückrufen. Mit Leichen mag ich mich nicht 
gern auseinanderſetzen. Ich überlaſſe es Ihnen, auf 
einen Danziger Kirchhof zu gehen und dort Geiſter⸗ 
geſpräche zu führen. Solange Sie aber als Mitglied 
der konſervativen Partei leben und das Beſtehende ver- 
teidigen, ſolange kann ich mich mit Ihnen auseinander- 
ſetzen. (Zwiſchenruf des Abg. Polſter.) Ich pro⸗ 
phezeihe ja eben das zukünftige Abſterben, Herr Polſter, 
wenn Sie etwas reichlich Mittag gegeſſen haben, (Abg. 
Polſter: Das ſteht nicht auf der Tagesordnung, ſondern 
Punkt 8, Punkt 91) Sie ſind nicht gewandt genug, 
Herr Polſter, um ſich in dieſem Hauſe durchzuſetzen, 
dann müſſen Sie noch viel lernen. Punkt 8, Punkt 9 
ſchreien kann die Katz'. Das bedeutet außerdem gar 
nichts. Sie wiſſen meiſtens nicht, was Punkt 8, Punkt 9 
bedeutet, ob Sie dann zu Bieberſtein kommen ſollen, oder 
ob damit die Tagesordnungspunkte gemeint ſind. 
(Abg. Polſter: Jetzt kommt der Punkt 81) Sie kön⸗ 
nen ſich vom Herrn Präſidenten ſagen laſſen, wenn das 


nicht genügt, daß draußen an der Theke Machandel und 
Bier verabfolgt werden. Der Mann draußen wird ſich 
freuen, wenn Sie kommen. Sie ſcheinen mehr Inter⸗ 
eſſe für derartige Sachen zu haben, als für das Woh⸗ 
nungsbauproblem, ber dem Sie nur die Mietserhöhung 
ſehen. Das iſt verkehrt. i 

M. D. u. H.! Wir haben uns in den letzten Mo- 
naten und Jahren über dieſe Frage etwa ein Dutzend 
Mal unterhalten. Es iſt gut, wenn endlich in dieſer 
Frage eine gewiſſe Ruhe eintritt. Deshalb halte ich es 
eigentlich für unnötig, daß die Angelegenheit das Par⸗ 
lament länger beſchäftigen und daß ſie noch an den Aus⸗ 
ſchuß zur Beratung gehen ſoll. Die Frage iſt ſo durch⸗ 
gehechelt, daß Neues zu den einzelnen Tagesordnungs⸗ 
punkten nicht mehr geſagt werden wird. Die Ausſchüſſe 
werden tagelang ſitzen, die Herren Abgeordneten, die die 
Ehre haben, den Ausſchüſſen anzugehören, werden dem 
Staat Diäten koſten, und herauskommen wird nichts. 
Ich empfehle daher, da der Antrag des Herrn Abg. Dr. 
Blavier, ſowohl wie der Regierungsantrag keine Finanz⸗ 
vorlagen ſind, die Angelegenheit hier zu verabſchieden, 
und zwar in dem Sinne, wie ich meine Ausführungen 
gemacht habe, durch eine Ablehnung der entſprechenden 
Geſetzentwürfe. 
Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Nach Ausſpruch eines Mitgliedes dieſes hohen Hauſes 
ſoll es ja angeblich nur aus lauter Idioten beſtehen, 
natürlich mit Ausnahme der Perſon, die den Ausſpruch 
getan hat. Der Ausſpruch ift ja ſchon öfters wieder⸗ 
holt worden, er wird allen bekannt ſein. Ich weiß ja 
nicht, aber ich muß annehmen, daß nicht der betreffende 
Herr auch zu den Idioten zählt. Vielleicht liegt das 
daran, daß ich micht begreifen kann, was Punkt 8 der 
Tagesordnung mit dem früheren Kirchenſtaat, mit der 
48iger Revolution und mit dem Begräbnis auf dem 
Friedhof zu tun hat. Wenn das daran liegen ſollte, 
dann muß ich dem Herrn Recht geben; denn ich weiß 
nämlich, daß außer mir faſt alle Mitglieder des Hauſes 
auch nicht begriffen haben, was dieſe Dinge mit Punkt 8 
der Tagesordnung zu tun haben. Zu der Sache ſelbſt 
hat der Herr Vorredner ja auch einige Worte geſagt, 
ich ſage einige, in der Hauptſache hat er über andere 
Dinge geſprochen. Er ſagte, er wäre ſich ganz klar dar⸗ 
über geweſen und ſei ſich auch heute darüber klar, daß 
auf Grund dieſes Wohnungsbaugeſetzes nicht viel Woh⸗ 
nungen gebaut werden würden. Das iſt eine ſtarke 
Weisheit, die nämlich ſeit längerer Zeit verzapft worden 
iſt und nicht von dieſem Herrn, ſondern wir waren es, 
die hier nachgewieſen haben, daß auf Grund der dama⸗ 
ligen Vorlage, die jetzt Geſetz ift, nicht viel gebaut wer⸗ 
den könnte. Wir ſagten, daß die Möglichkeit, dem 
Wohnungsmangel abzuhelfen, nur dann beſtehe, wenn 
alle Kreiſe der ganzen Bevölkerung zu dieſen Laſten 
herangezogen würden. Daher ſollte die ganze Induſtrie, 
der ganze Handel, die Landwirtſchaft mit zu dieſer Laſt 
beitragen. Die Vorlage, die alle dieſe Kreiſe mitheran⸗ 
zog, wurde zu Fall gebracht, aber nicht von uns. 
(Zwiſchen rufe! links.) Ich will keine Namen nen⸗ 
nen. Es iſt aber ſehr einfach, ſich hinzuſtellen und zu 
jagen, was jetzt beſteht, taugt nichts. Da hätte man 
früher daran denken und ſich überlegen ſollen, was 
kommen würde, nachdem das Beſſere zu Fall gebracht 
war. 

Herr Abg. Rahn war ſo liebenswürdig, und ſeine 
Liebenswürdigkeit iſt ja weit über die Grenzen des Frei⸗ 
ſtaats bekannt, ſich wieder einmal an den Gewerkſchaf⸗ 
ten zu reiben. Trotzdem er weiß, daß wir gegen das 
jetzige Wohnungsbaugeſetz geſtimmt haben, (Zwi⸗ 
ſchenruf des Abg. Rahn.) weil wir es als Unſinn 
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(Spill, Abgeordneter.) 

bezeichnet haben, weil wir nicht wollten, daß die Laſten 
des Wohnungsbaues nur den Arbeitern auferlegt wür⸗ 
den, brachte Herr Rahn es fertig, zu ſagen, es wären 
einzelne Gruppen daran intereſſiert geweſen, einige Ge⸗ 
werkſchaftsſekretäre wollten ſich noch eigene Häuſer 
bauen. Herr Abg. Rahn, ich ſtelle an Sie die Frage: 
„Nennen Sie mir einen Sekretär der Freien Gewerk⸗ 
ſchaften, einen einzigen, der ein eigenes Haus beſitzt. 
Nennen Sie mir einen, der irgendein Haus mit öffent⸗ 
lichen Mitteln gebaut hat.“ Sie wiſſen, daß das nicht 
der Fall iſt. Sie kennen nämlich die Sekretäre ganz 
genau. Trotzdem ſcheuen Sie ſich nicht, dieſe Verdäch⸗ 
tigungen von dieſer Stelle aus auszuſprechen. Das 
kennzeichnet Ihren Charakter, wenn ich ihn bisher noch 
nicht ganz richtig eingeſchätzt habe, ſo iſt mir heute klar 
geworden, wie dieſer Charakter ausſieht. Aber noch 
etwas anderes kennzeichnet dieſen Charakter. Herr Abg. 
Rahn ſprach mit dem Bruſtton der Ueberzeugung, er 
hätte ſich immer dafür eingeſetzt, daß die Mieten nicht 
über 60 Prozent der Friedensmieten hinausgehen dürf⸗ 
ten. Was ſagte Herr Abg. Rahn, als er noch Mitglied 
unſerer Fraktion war im Fraktionszimmer? Da er⸗ 
Härte er, daß die Hauswirte die volle Friedensmiete be- 
kommen müſſen, it ſelbſtverſtändlich, ſonſt müßten die 
Häuſer verfallen. M. D. u. H.! Wenn ich Sie hier 
an die Worte erinnere, es müſſe etwas geſchehen, damit 
die Häuſer nicht ganz verfallen, dann werden Sie zuge⸗ 
ben, daß das mit dem, was hier geſagt wurde, genau 
Ich kann dem Herrn Abg. Rahn noch 
weiter ins Gedächtnis rufen, daß er bei den berühmten 
Verhandlungen mit der P. P. S. in Warſchau, auf die 
er ſo ſtolz war und das von hier verkündete, auch zum 
Ausdruck brachte, in ganz kurzer Zeit müßten wir in 
Danzig die Friedensmiete bezahlen; denn die Danziger 
Häuſer müßten inſtand gehalten werden. Jetzt, nachdem 
er dieſe Aeußerung getan hat, ſtellt er ſich mit dem 
Bruſtton der Ueberzeugung hierher und jagt, er fei es 
geweſen, der darauf beſtand, daß die Friedensmiete über 
60 Prozent nicht hinausgehen dürfe. Das kennzeichnet 
den Charakter noch beſſer als meine Ausführungen be⸗ 
züglich der Gewerkſchaftsſekretäre. 

Nun zur Sache ſelbſt. Es wäre ein Unſinn, ſich 
weiter mit dieſem Herrn zu beſchäftigen. Wahrſchein⸗ 
lich iſt er auch von anderen Leuten erkannt worden. 
Punkt 8 der Tagesordnung lautet: „Erſte Beratung 
eines Geſetzentwurfs zur Abänderung des Geſetzes zur 


Bekämpfung der Wohnungsnot.“ Ueber die Wohnungs⸗ 


not iſt genug geſprochen worden, aber der Urantrag Dr. 
Blavier und Genoſſen iſt nicht dazu angetan, die Woh⸗ 
nungsnot zu beſeitigen. Er will lediglich den Hauswir⸗ 
ten etwas bringen. Deshalb will ich es mir verſagen, 
weiter über die Wohnungsnot zu ſprechen, ſonſt würde 
ich allerdings ſagen, daß das jetzige Wohnungsbaugeſetz 
die Behebung der Wohnungsnot ganz unmöglich macht. 
Der Senat hat dieſem Geſetz ſolche Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen gegeben, daß das bißchen Gute daran auch noch 
illuſoriſch gemacht wird. Das gehört nicht zu dem An⸗ 
trag. Der Urantrag will nicht Wohnungen ſchaffen, 
ſondern die Mieten erhöhen. Mein Freund Grünhagen 
hat ganz zutreffend nachgewieſen, daß dazu abſolut keine 
Urſache vorliegt, ſondern daß die Hauswirte tatſächlun 
beffer daſtehen, als im Frieden. Wenn die Häufer ver- 
fallen ſind und weiter verfallen, ſo liegt das abſolut nicht 
davan, daß die Mieten für die Wirte zu gering ſind. 
Es liegt daran, Poh die Wirte die Mieten als arbeits- 
loſes Einkommen für ſich verbrauchen und nichts bei 
bei Häuſern anwenden. (Abg. Bahl: Es koſtet alles 
dreimal ſo viel!) Wenn Sie die 20 Prozent bekom⸗ 


men, ſo möchte ich jede Wette darauf eingehen, daß die 
Hauswirte auch dann noch nichts an den Häuſern ma⸗ 
chen. Ich bin Sekretär der Freien Gewerkſchaften, ich 
beſitze kein Haus, ich habe auch nicht die Abſicht gehabt, 


$ 


2 N 


der Türen und Fußböden, bleibt 


einen Ueberſchuß von über 2000 Gulden. 


für mich ein Haus zu bauen. Ich habe das Vergnügen, 


eine ganze Reihe von Häuſern zu verwalten. Bei ord⸗ 
nungsmäßiger Inſtandhaltung der Häuſer, darunter 


verſtehe ich auch Erneuerung der Oefen, — im vergan⸗ 
genen Herbſt habe ich 10 Stück ſetzen laffen — Anſtrich 
noch etwas übrig. 
(Dann haben Sie zahlende Mieter! bei der Danziger 
Volkspartei.) Es werden nur die Micten gezahlt, 
wie ſie geſetzlich feſtgelegt ſind. Wir haben noch einen 
ſchönen Ueberſchuß aus dieſen Häuſern herausgewirt⸗ 
ſchaftet. Herr Abg. Bahl, ich erbiete mich, Ihnen die 
Bücher, die wir über die Verwaltung der Häuſer führen, 
zur Einſicht vorzuführen. (Abg. Bahl: Sind da Ge- 
ſchäfte 9) Kein Geſchäft, ſondern Zwei⸗ und Drei⸗ 
Zimmer⸗Wohnungen. Dann, Herr Abg. Bahl will ich 
noch etwas anderes ſagen. Die Allgemeine Ortskran⸗ 
kenkaſſe beſitzt zwei Grundſtücke auf Laſtadie, die hat ein 
Zimmermeiſter, der dort unten wohnt, gebaut. Sie 
ſtehen bereits über 20 Jahre. (40 Jahre! links.) 
40 Jahre, das iſt noch länger. Dieſe Grundſtücke zu 
verwalten, habe ich auch das Vergnügen. Da ſind grö⸗ 
ßere und kleinere Wohnungen. In einer der größeren 
wohnt Frau v. Treskow. Darüber iſt hier auch ſchon 


einmal geſprochen worden. Sie hat 9 Zimmer. Wir 
haben dort eine ganz neue Badeeinrichtung einbauen 


laffen. Gehen Sie nach der Ortskrankenkaſſe und lejen 
Sie die Verwaltungsbücher nach. Da finden Sie noch 
(Zwiſchen⸗ 
ruf.) Selbſtverſtändlich müſſen wir Zinſen bezahlen, 
oder wollen Sie ſie bezahlen? 

Wenn ich nicht zufälligerweiſe die Verhältniſſe durch 
die Verwaltung dieſer Grundſtücke kennengelernt hätte, 
würde ich hier gar nicht reden. Es ift nicht meine Ge- 
wohnheit, alles verſtehen zu wollen, wie es hier Leute 
tun. Ich rede nur darüber, worüber ich mich genau 
informiert habe. Deshalb behaupte ich: Es liegt kein 
Grund vor, der eine Erhöhung der Mieten rechtfertigt, 
da die Häuſer nicht inſtand gehalten werden. (Unruhe.) 

Präſident: Bitte, die privaten Unterhaltungen zu un- 
terlaſſen. 

Spill, Abgeordneter (S, P. D.): Nun die andere 
Seite, die die Mietserhöhung an ſich hat. Sie haben 
hier ſo oft alle möglichen Klagelieder über das Darnie⸗ 
derliegen der Wirtſchaft angeſtimmt. Der Tatſache iſt 
nicht widerſprochen worden. Auch wir haben wiederholt 
darauf hingewieſen, daß die Wirtſchaft nichts mehr tra⸗ 
gen kann. Was iſt die Folge, wenn Sie die Mieten er⸗ 
höhen? Dann müſſen natürlich Löhne und Gehälter 
auch erhöht werden. Wie die Danziger Arbeitgeberſchaft 
einer Erhöhung der Gehälter und Löhne gegenüber ein⸗ 
geſtellt iſt, wiſſen wir ja. Da machen wir ja die Probe. 
Einzelne Gewerbe liegen ſchon ſeit einigen Tagen und 
Wochen ſtill, es wird geſtreikt und ausgeſperrt, je nad- 
dem, weil die Arbeitgeber erklären, die Wirtſchaft könne 
nicht einen einzigen Pfennig Lohnerhöhung tragen. 

Nach Ausweis des Statiſtiſchen Amtes find die Le- 
benshaltungskoſten ſeit September vorigen Jahres bis 
heute um rund 16 Prozent geſtiegen. Ich will damit 
nicht ſagen, daß das ſtimmt, ich gebe auf die Zahlen 
auch nichts. Hinzu kommt die Mietserhöhung ab Ja⸗ 
nuar mit 10 Prozent und ab April mit 20 Prozent, 
vom 1. Juni wieder noch 20 Prozent. Die Löhne ſind 
vom vergangenen Jahr September gleich geblieben. Es 
iſt in faſt keinem Berufe irgendeine Lohnſteigerung ein⸗ 
getreten. Natürlich geht das nicht ſo weiter. Die Ge⸗ 
werkſchaften ſtellen Forderungen. Ste wollen nicht den 
Reallohn erhöhen, ſie wollen nur die Kaufkraft des Loh⸗ 
nes ſichern und den Ausgleich für die verteuerte Lebens⸗ 
haltung ſchaffen. 


ſtehen. Es ſtimmt nicht, wenn hier von kommuniſti⸗ 
ſcher Seite geſagt wurde, daß die Gewerkſchaften nichts 
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Die Arbeitgeber ſagen, ſie könnten 
nicht mehr. Die Folge davon iſt, daß die Betriebe ſtill⸗ 
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(Spill, Abgeordneter.) 

tun. Sie tun ſchon etwas. Was iſt die Gewerkſchaft? 
Die Zuſammenfaſſung der Arbeiter. Die Arbeiter, die 
jeit längerer Zeit zuſammengefaßt find, tun ſchon etwas. 
Sie ſtreiken ſchon, ohne daß es Ihrer Mithilfe bedarf. 


(Nun biſt Du ſtolz auf die Arbeiter, die ſtreiken!) 


Ich bin auf jede Arbeiterorganiſation ſtolz, die ihre 
Pflicht tut. Ich führe das hier nicht an, weil ich da⸗ 
durch den Arbeitern helfen will, nein, die Arbeiter wer⸗ 
den ſich ihr Recht ſchon erkämpfen. Aber was ft die 
Folge? Die Unterſtützung geht zum Teufel. Wir wif- 
jen, was ein Streik heute bedeutet. Wir haben den Ar⸗ 
beitern im Holzgewerbe, den Stellmachern uſw. geſagt: 
„Meine Herren, wollen Sie wirklich die Holzinduſtrie 
in Danzig begraben?“ Ich weiß doch, daß alle Firmen 
pleite ſind, wenn der Streik ſechs Wochen dauert. Un⸗ 
ſere Aubeiter müſſen dann auswandern. Sie wurden 
gefragt, ob ſie das wirklich herbeiführen wollten. Da iſt 
etwas eingetreten, was ich hier verſuchen will, kundzu⸗ 
tun. Es gab in dieſem Gewerbe eine ganze Reihe ver⸗ 
nünftige Leute, die haben die Arbeiter nicht ausgeſperrt. 


Darunter befand ſich auch die Firma Oikos. Der Staat 


hat bekanntlich ein Viertel der Aktien. Die Arbeitgeber 
in dieſem Betrieb haben aber nicht früher geruht, bis 
ſie den Betrieb zum Stillſtand gebracht haben. Nun hat 
der Leiter des Betriebes geſagt: „Ich erkenne ja den 
Blödſinn, es ift ja Wahnſinn, bei dem jetzigen Stande 
der Wirtſchaft mutwillig Kämpfe herbeizuführen. Die 
Holzinduſtrie geht zum Teufel, aber ich kann nicht an⸗ 
ders, meine Auftraggeber zwingen mich, ich muß aus⸗ 
ſperren.“ Wiſſen Sie wer der Vorſitzende des Aufſichts⸗ 
rats iſt? Der Arbeitsminiſter für Danzig, der Herr 
Senator Runge iſt der Vorſitzende des Aufſichtsrats, 
den der Herr Adlatus des Handelskammerpräſidenten 
als Miniſter gegen Arbeit bezeichnete. Als ich den Aus⸗ 
druck in der Broſchüre fand, habe ich geſagt, ſo ſchlimm 
wird es nicht ſein. Wie kommt es nur, daß er ſich den 
Haß des Herrn ſo zugezogen hat, daß er ihn den Mi⸗ 
niſter gegen Arbeit nennt. Wenn allerdings der Vor⸗ 
ſitzende des Aufſichtsvats der Oikos dieſelbe Perſon iſt, 
wie der Senator, der für Arbeit ſorgen ſoll, und den 
Direktor eines Betriebes zwingt, den Betrieb ſtill zu 
legen, dann fage ich, hat der Schreiber der Broſchüre 
recht. Als mir die Meldung zuging, daß die Arbeiter 
auf die Straße geſetzt würden, habe ich mir geſagt, ſind 
die Leute von allen guten Geiſtern verlaſſen? Wir ha⸗ 
ben doch erfahren, daß um Haushalt ein ganz gehöriges 
Loch iſt, darum ſind doch das Einkommen⸗ und das 
Körperſchaftsſteuergeſetz noch einmal an den Ausſchuß 
verwieſen, damit das Loch noch einmal geſtopft werden 
ſoll. Da habe ich mir geſagt, weiß denn dieſer Herr 
Senator, der doch im Senat ſitzt, gar nicht, was es für 
einen Ausfall für den Staatsſäckel bedeutet, wenn ſolch 
ein Gewerbe auf Wochen und Monate ſtillgelegt wird. 
Es ſcheint aber ſo, daß das dem Herrn egal iſt, daß er 
ſeinen Weg ſo geht, wie es ihm paßt. Der Finanzſena⸗ 
tor macht ſich die Dinge leicht. Er ſagt: „Ich habe 
dieſe und jene Ausgabe, ergo muß ſo und ſo viel ein⸗ 
kommen.“ Der Miniſter, der für den Fortgang der 
Wirtſchaft zu ſorgen hat, ſagt wieder: „Was geht es 
mich an, was einkommt! Bricht der Wirtſchaftszweig 
zuſammen, ſo tut er es eben.“ So liegen die Dinge. 
Dann muß man ſich an den Kopf faſſen und fragen, 
wo der geſunde Menſchenverſtand bleibt. So oft hören 
wir, wir müſſen alle Kräfte anſtrengen, um die Selb- 
ſtändigkeit Danzigs aufrecht zu erhalten. Wenn jo etwas 
von Polen geſchieht, ſpringt man erregt auf und ſagt, 
die Selbſtändigkeit Danzigs wird begraben. M. D. u. H.! 
Wenn wir die Wirtſchaft weiter ſo führen, dann braucht 
Polen nicht enen Finger zu rühren, dann ift die Selb- 
ſtämdigkeit Danzigs erledigt. 


Heute hatte ich eine Verhandlung mit einem anderen 
Gewerbe. Ich dachte einen Ausgleich herbeizuführen. 


men iſt, um der Danziger Wirtſchaft zu helfen. 


M. D. u. H.! Wiſſen Sie, was dieje Arbeitgeber ver- 5 
langten? Einen Abbau der Löhne um 20 Prozent! 
Um 16 Prozent iſt die Teuerung geſtiegen, um 15 Pro⸗ 
zent ſind die Mieten geſtiegen und dann ſoll ein Abbau 
der Löhne, die im September vorigen Jahres feſtgeſetzt 
wurden, um 20 Prozent ſtattfinden! An der Spitze 
ſteht ein ehemaliger Bergrat, der nach Danzig gekom⸗ 
Ich 
habe zu dieſem Herrn geſagt: „Wenn Sie keine andere 
Weisheit nach Danzig bringen können, hätten Sie lie- 
ber nicht hierher kommen ſollen. Sie dürfen die Idioten 
der Wirtſchaft nicht noch vermehren.“ Sie können ſich 
denken, daß wir nicht ganz friedlich auseinander gekom⸗ 
men ſind. M. D. u. H.! Sagen Sie ſelbſt, wollen Sie 
es irgend einem Arbeiter zumuten, daß er ſich angeſichts 
der Indexziffern, wonach — trotzdem ſie nicht einmal 
ſtimmen, — die Lebenshaltungskoſten um 16 Prozent 
geſtiegen ſind und trotz Erhöhung der Mieten mit einem 
um 20 Prozent geringeren Lohn zufrieden geben ſoll. 
Allerdings wird nachher geſchrien, die Arbeiter wollen 
nicht arbeiten, die Arbeiter ſtreiken. So ſieht es mit 
unſerer Wirtſchaft aus. Dann haben wir noch einen 
Miniſter für öffentliche Arbeiten, der als Vorſitzender 
eines Aufſichtsrats eine Firma zum Stillſtand bringt, 
weil er den anderen Arbeitgebern einen Gefallen tun 
will. Dann beſchließen Sie noch dieſe Mietserhöhung, 
aber bekommen werden Sie ſie ſchwerlich, denn wenn 
dieſe Miete gezahlt werden ſoll, wird niemand mehr ar⸗ 
beiten. Wenn der Arbeiter nicht mehr arbeitet, kann 
keine Miete gezahlt werden. Dann kann der Arbeiter 
nicht bezahlen und der Arbeitgeber erſt recht nicht, denn 
der Arbeiter muß alles ſchaffen. Bei der heutigen Ver⸗ 
handlung kamen wir auch auf die Steuer zu ſprechen. 
Ich ſagte, daß die Belaſtung der Arbeiter durch die 
Steuer ziemlich hoch wäre, da ſagte der Herr: „Ein Ar⸗ 
beiter hat noch nie Steuern gezahlt, ſondern die Steuern ; 
zahlt die Wirtſchaft.“ Darauf erwiderte ich: „Entſchul⸗ 
digen Sie, Hern Bergrat, wir find der Anſicht, daß die 
Arbeiter alle Steuern zahlen; denn die Arbeiter ſchaffen 
alle Werte. Daß unſere Auffaſſung da auseinander⸗ 
geht, wundert uns nicht. Wenn Sie eine noch größere 
Unruhe in das Wirtſchaftsleben hineinbringen wollen, 
wenn Sie dazu beitragen wollen, die Wirtſchaft noch 
ſchneller zu Grunde zu richten, dann beſchließen Sie das. 
Wollen Sie das nicht, dann verſuchen Sie lieber auf die 
Regierung einzuwirken, daß Maßnahmen ergriffen 
werden, die eine Geſundung der Wirtſchaft herbeifüh⸗ 
ren.“ 

Ich ſtehe nicht ganz auf dem Standpunkt meines 
Herrn Vorredners. Es hilft alles nicht, wir Jind auf 
Gedeih und Verderben mit Polen verbunden. Ehe Po⸗ 
len nicht Kapital anſammelt, iſt nicht zu helfen. Ich 
ſtehe auf einem anderen Standpunkt. Wenn Sie hier 
vernünftige Maßnahmen ergreifen, wenn die Dinge ver⸗ 
nünftig geſtaltet werden, die Laſten richtig verteilt wer⸗ 
den, läßt fidi trotz der wirtſchaftlichen ſchlechten Lage in 
Polen eine gewiſſe Erleichternug ſchaffen. (Abg. 
Rahn: Werden Sie doch Handelsminiſter!) Nein, das 
überlaſſe ich Ihnen gern. (Sehr gut! links.) Sie 
wollen mir den Poſten als Handelsnnnifter gern geben, 
da Ihr Veſtreben dahin geht, Reichsfinanzminiſter zu 
werden, das iſt noch etwas höher. Herr Rahn, ich muß 
Ihnen ſchon ſagen, die Dinge, über die wir heute reden, 
ſind mir etwas wichtiger als Ihre Anſicht. Ich ſchenke 
Sie Ihnen, Sie können Sie behalten. (Abg. Raube: 
Ihr habt die Pöſtchen ſchon verteilt!) Ich habe noch 
nicht behauptet, daß der jetzige Finanzminiſter des Frei- 
ſtaates ein Idiot ift und von den Dingen: nichts ver⸗ 
ſteht, da er es nicht zuwege bringt, eine Anleihe aufzu⸗ 


nehmen. Ich habe dieje Behauptung nicht aufgeſtellt. 


Der Gedanke, eine Anleihe aufzunehmen und mit die⸗ 
ſem friſchen Gelde Wohnungen zu bauen, ſtammt von 
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Herrn Rahn. Wir haben ihn immer wieder hören 
müſſen. Der Finanzminiſter hat uns erklärt, nicht nur 
hier, ſondern auch im Ausſchuß, es ſei nicht möglich, 
zum Zwecke des Wohnungsbaues eine Anleihe zu be⸗ 
kommen. Da habe ich von dieſer Stelle erklärt: Wenn 
es hier Leute gibt, die es beffer verſtehen, follen fie es 
machen. Sie begehen einfach ein Verbrechen am Dan⸗ 
ziger Volke, wenn ſie wiſſen, daß ſie eine Anleihe be⸗ 
kommen und bringen ſie nicht hinein. Wir haben ge⸗ 
ſehen, es iſt immer noch keine Anleihe hineingekommen. 
Es ſcheint, als wenn die Leute es nicht beſſer verſtän⸗ 
den, als der jetzige Finanzminiſter. Ob die Taten dieſer 
Leute nachher anders ſind, dafür möchte ich meine Hand 
nicht ins Feuer legen. 

Ich bitte, die Vorlage nicht an einen Ausſchuß zu 
überweiſen. Angenommen werden kann ſie nicht. Sie 
kann es ſpäter, davon rede ich nicht. Im gegenwär⸗ 
tigen Augenblick, bei dieſem Stande der Wirtſchaft iſt es 
unmöglich. Wenn Sie dieſe Anträge an den Ausſchuß 
ſchicken, ſo beſchäftigt ſich natürlich die Arbeiterſchaft da⸗ 
mit, ebenſo die Arbeitgeber. Dadurch wird noch mehr 
Unruhe geſchaffen, als ſchon vorhanden iſt. Darum 
bitte ich Sie, lehnen Sie die Anträge ganz glatt ab. 
Der gegenwärtige Stand der Wirtſchaft erlaubt es nicht, 
dieſe Anträge zur Wirklichkeit werden zu laſſen. 
(Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Lück. 

Lück, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! Ift es 
wirklich nötig, daß man ſo lange Ausführungen macht? 
Wir haben über diefe Sache doch bereits genügend ge- 
hört. Bei der erſten Beratung iſt es wirklich nicht not⸗ 
wendig, derartig lange Reden zu halten. (Warum 
reden Sie noch?) Ich werde kurz reden, höchſtens 
5 Minuten. Auf die langen Ausführungen, die hier 
gemacht wurden, will ich nicht näher eingehen, ſondern 
nur feſtſtellen, daß der Abg. Hohnfeldt geſagt hat, es 
fei allgemein bekannt, daß bei der Langfuhrer Polizei 
geſchoben und geſchmiert werde. Dieſe Anſchuldigung 
muß unbedingt aufgeklärt werden. Wenn es der Fall 
ſein ſollte, daß die angeführten Wohnungsangelegenhei⸗ 
ten zutreffen, dann muß der verantwortliche Beamte un⸗ 
ter allen Umſtänden zur Rechenſchaft gezogen werden. 
Ferner hat der Herr Abg. Rahn geſagt, daß bei dem 
Steueramt 70 Beamte zur Durchführung des Woh⸗ 
nungsbaugeſetzes eingeſtellt worden ſeien. Wir haben 
ſeinerzeit erklärt, daß für die Durchführung des Woh⸗ 
nungsbaugeſetzes unter keinen Umſtänden eine größere 
Anzahl Beamter eingeſtellt werden darf. Damals wurde 
die Summe von 2 Prozent der jeweils eingehenden Be⸗ 
träge für die Ausführung des Wohnungsbaugeſetzes 
feſtgeſetzt. Auf die Ausführungen des Herrn Abg. Spill 
näher einzugehen, möchte ich mir zur Zeit verſagen. Je- 
denfalls halten wir es für zweckmäßig, daß die Geſetzes⸗ 
vorlagen 8 und 9 dem Hauptausſchuß überwieſen wer⸗ 
den, um ſie dann möglichſt ſchnell und endgültig zu ver⸗ 
abſchieden. ; 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ich 
habe mich nicht zum Wort gemeldet, um langatmige 
Ausführungen zu der Frage der Mietserhöhung zu ma⸗ 
chen. Den Standpunkt unſerer Fraktion und daß wir 
eine weitere Mietserhöhung ablehnen, werden Sie alle 
kennen. Es müßte die wichtigſte Frage der Danziger 
Regievung fein, die Notlage der Staatsbürger, die über- 
haupt ſeit Tagen und Wochen kein Dach über dem Kopf 
haben, zu beheben. Meine Kollegin Krefft hat bereits 
darauf hingewieſen, daß ſeit einigen Wochen 33 Fami⸗ 
lien in Danzig herumvegetieren, ohne ein Obdach zu be- 
ſitzen. Wir haben alle möglichen Unterſuchungen ange⸗ 
ſtellt und werden das fragliche Material der Regierung 
einreichen. Es iſt eine Schande in einem demokrati⸗ 


ſchen, moraliſchen und freigeiſtigen Staat, daß etwas 
derartiges eingetreten iſt, wenn man auf der anderen 
Seite jieht, daß geſchoben wird, wie es offen ausgeſpro⸗ 
chen wurde. Zu mir perſönlich ſind Familienväter ge⸗ 
kommen, die weinende Mutter mit dem Kind auf dem 
Arm, dem ſie keine Milch und kein Eſſen geben können, 
weil ſie kein Dach über dem Kopf und kein Geld haben. 
Wir werden die Unterlagen einreichen. 

Bei der ganzen Verhandlung ift etwas Merkwürdi⸗ 
ges zutage getreten. Alle Redner haben lediglich zu den 
Punkten 8 und 9 der Tagesordnung geſprochen. Kein 
einziger Redner hat auch nur mit einem Wort unſeren 
Geſetzentwurf beſprochen, der die Beſchlagnahme von 
Wohnungsräumen will. Sie Tagen natürlich, m. D. 
u. H., die Angelegenheit ſei erledigt, nachdem das Woh⸗ 
nungsbaugeſetz unter Dach und Fach iſt. Das Woh⸗ 
nungsbaugeſetz iſt ſeit dem 1. April in Kraft. Es ſind 
1% Moncte verſtrichen und die Hausbeſitzer hatten bis- 
her 2 Raten zu zahlen. Es wird für uns ſehr intereſſant 
ſein, wenn die Regierung unſere große Anfrage, die wir 
in dieſer Woche, noch einreichen werden, bald beantwor⸗ 
tet. Nach der Angabe des Herrn Abg. Rahn ſind bereits 
70 Beamte beim Steueramt eingeſtellt worden, nur weil 
das Wohnungsbaugeſetz angenommen iſt. Wir wollen 
klar und deutlich wiſſen, welche Beträge für Wohnungs⸗ 
zwecke bisher eingegangen find, wieviel Beamte einge- 
ſtellt wurden, wie hoch die Verwaltungskoſten find und 
welche Mittel bisher an die Regierung abgeführt wur⸗ 
den, (Zuruf. ) für welche Zwecke Sie die einge- 
gangenen Mittel verwenden, welche Wohnungsbauten 
und welche Inſtandſetzungen bisher in Angriff genom⸗ 
men worden ſind und letzten Endes, in welchem Maße 
ſich ſeit Inkrafttreten des Wohnungsbaugeſetzes die Ar⸗ 
beitsloſenziffer im Freiſtaat verringert hat, wieviel Ar⸗ 
beitsloſe, nicht bloß Bauhandwerker, eingeſtellt worden 
find. Das find ſehr intereſſante Fragen, die die Regte- ( 
rung im Intereſſe der Moral und ihres Anſehens jchleu- 
nigſt beantworten muß. (Zuruf.) Zum Herbſt 
iſt das Geld für andere Zwecke verſchleudert. Keiner der 
Herren Redner hat ſich bisher zu unſerem Antrage ge⸗ 
äußert. Ein Redner der demokratiſchen Fraktion machte 
den Zwiſchenruf, das ſei nebenſächlich. Was haben wir 
immer geſagt? Mit Ihrem berühmten Wohnungsbau⸗ 
geſetz werden Sie auch nichts ſchaffen. Nur eine neue 
Verwaltungsſtelle, ſo daß die einkommenden Gelder für 
die Verwaltung verwandt werden müſſen. Im günſtig⸗ 
ſten Falle fmd nach einem Jahr ein paar Renommier⸗ 
wohnungen für die Arbeiter geſchaffen. Wir behaupten 
das immer wieder. Deshalb zwingt uns die nackte Not⸗ 
wendigkeit dazu, immer wieder die Forderung auf Woh⸗ 
nungsbeſchlagnahme zu ſtellen. j 

Die Kollegin Krefft hat angeführt, daß im Kriege 
eine Wohnungsbeſchlagnahme möglich war. Sie können 
deshalb wenigſtens größere Wohnungen frei machen 
und ſich einigen, welche Räume abgegeben werden kön⸗ 
nen. Dieſe müſſen von ſtaatswegen beſchlagnahmt wer⸗ 
den. Nun ſagte der Kollege Spill, es wäre nicht Schuld 
der Sozjaldemokratiſchen Fraktion, daß das Wohnungs- 
baugeſetz angenommen wäre. Glauben Sie, wenn das 
Wohnungsbaugeſetz in der erſten Faſſung angenommen 
wäre, eingeſchloſſen die gewerblichen Räume, daß dann 
etwas beſſeres für die Arbeiter herausgekommen wäre? 
(Natürlich! links.) Sie haben es beſtätigt, Sie ha⸗ 
ben geſagt, das Wohnungsbaugeſetz wäre in der erſten 
Faſſung für die Arbeiter ganz gut geweſen, aber die 
Ausführungsbeſtimmungen des Senats wären Schuld 
daran, daß keme Wohnungen geſchaffen würden. Glau⸗ 
ben Sie, daß die Ausführungsbeſtimmungen des Senats 
anders ausgeſehen hätten, wenn die gewerblichen Räume 
mit einbegriffen wären? Mein lieber Kollege Spill, 
es iſt eine ſpäte Einſicht, wenn Sie heute dahinter kom⸗ 
men, daß jedes Geſetz, wenn es hier auch noch ſo günſtig 
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(Raube, Abgeordneter.) i 
geſchaffen wird, von Regierungsſeite ſabotiert werden 
muß. Wenn ein arbeiterfreundliches Geſetz in dieſem 
Hauſe durchgeführt würde, würde die Regierung fal⸗ 
len. Das iſt eine Selbſterhaltungsfrage jeder kapitali⸗ 
ſtiſchen Regierung, auch der Danziger. Es kann nie⸗ 
mals ein Geſetz in dieſem Hauſe angenommen werden, 
das wirklich Arbeiterintereſſen vertritt. Sie haben ja 
ſelbſt gejagt, die Ausführungsbeſtimmungen des Se- 
nats würden ſo ſein. Das iſt richtig. Der Senat wird 
jedes Geſetz ſo verbeſſern, daß es ganz anders ausſieht, 
als es von einem großen Teil der Mitglieder angeſehen 
wurde. . 
Nun haben die Hausbeſitzer geſagt, die Mieten ſind 
viel zu gering, um eine Renovierung vorzunehmen. Da⸗ 
Fin will ich ein Beiſpiel anführen. In Langfuhr ift eine 
ziemlich große Wohnungshaugenoſſenſchaft, die Wob- 
nungsbaugenoſſenſchaft Neuſchottland. Dieſe Genoſſen⸗ 
ſchaft nimmt heute, trotzdem ſie das Recht hätte 80 Pro⸗ 
zent Miete zu nehmen, nur 70 Prozent. Trotzdem ſind 
dieſe Häuſer in ſchönſter Ordnung, bei nur 70 Prozent 
Miete. (Wir bekommen nur 60! rechts.) Dann 
nehmen Sie das Geld und ſetzen Sie die Wohnungen 
in Stand. Es wurde hier angeführt, daß es bei den 
jetzigen Mieten nicht möglich wäre, die Wohnnugen in⸗ 
ſtand zu ſetzen. Sie ſehen meine Herren Hausbeſitzer, 
daß in der Praxis fogar bei 70 Prozent die Wohnun⸗ 
gen gut inſtand find. (Zwiſchenrufe! rechts.) Meine 
Herren Hausbeſitzer, das iſt nicht das letzte und auch 
nicht das erſte Mal, daß Sie das bei jeder Mietſteige⸗ 
rung ſagen. Das war vor dem Krieg auch ſo. In der 


Praxis war es ſo, daß der Hausbeſitzer die Mieten ein⸗ 
kaſſierte, um eine Rente zu haben, um ein Geſchäft mit 
dem Grundſtück zu machen. Das iſt ein grundverkehr⸗ 
ter Standpunkt. Wir brauchen jetzt keine Mietſpekula⸗ 


tion und Bauſpekulation. In einer Zeit, wo die Räume 
ſo ſchauderhaft knapp ſind, daß viele Familien auf der 
Straße liegen, darf mit den Wohnungen tem, Wucher 
getrieben werden. Sie werden nicht leugnen, meine Her⸗ 
ren Hausbeſitzer, daß es in Danzig eine ganze Menge 
Hausbeſitzer gibt, die ganz ſchön exiſtieren und die, da 
gebe ich Ihnen Recht, lediglich von der Subſtanz leben, 
die einfach Geld herausnehmen, um exiſtieren zu kön⸗ 
nen. Das. liggt an Ihrer kapitaliſtiſchen Wirtſchaft. 
Hauptſächlich werden die Mittel aus den Taſchen der 
Arbeiter genommen. Die Wirtſchaft ift kaputt, und 
wenn die Arbeiter ſtreiken, wirkt ſich das auf die kapi⸗ 
taliſtiſche Wirtſchaftsform aus, das haben wir immer 
geſagt. Wir haben immer betont, daß Ihre Wirtſchafts⸗ 
form die falſche iſt. t LOPI 

Nun zum Geſetz ſelbſt. Kein Menſch hat ſich zur 
Wohnungsbeſchlagnahme geäußert. M. H. von der Re⸗ 
gierung, Sie werden ſehen, daß Sie kein anderes Mittel 
haben. Herr Senator Dr. Leske hat am 25. März an 
das Haus appelliert. Er ſagte: „Denken Sie an die 
nächſte Gruppe der Mitbürger, die Wohnungsloſen, die 
in erſter Linie daran intereſſtert find, daß gebaut wird. 


Niemals ift aber von dem Elend der Leute gesprochen 


worden, die kein Dach über dem Kopf haben, für die 
die Wohnungsfrage eine Exiſtenzfrage iſt. Ich frage 
den Vertreter des Bauamts, Herrn Oberregierungsrat 
Brieſewitz: Wie ſtellen Sie ſich die Sache vor, m. H. von 
der Regierung? Ich will zwei Beiſpiele herausgreifen 
und nicht von den Wohnungſuchenden ſprechen, ſondern 
von den Leuten, die überhaupt keine Wohnung haben. 
Es cxiſtiert z. B. in Langfuhr die Schupokaſerne. Wenn 
Sie dort die Leute etwas zuſammenlegten, würden Sie 
viele Räume erhalten. Sie haben ferner die oberen 
Räume des Zeughauſes. Die könnten von der Regierung 
notdürftig zu Notwohnungen hergerichtet werden. Dann 
würde eine Menge von Leuten unter Dach und Fach ge⸗ 
bracht werden können. Sie lachen! Iſt es richtig, daß 
in Ihrem Staat Leute verhungern oder iſt es richtiger, 


daß man ſie wenigſtens notdürftig unterbringt? Kön⸗ ( 
nen Sie es mit Ihrem Lachen vereinbaren, daß die Leute 
auf der Straße buchſtäblich verrecken? Wäre es nicht 
beſſer, wenigſtens proviſoriſch Räumlichkeiten zu ſchaf⸗ 
fen? Ich bin überzeugt, m. H. von der Regierung, daß 
Sie eine Menge leerſtehende ſtaatliche und ſtädtiſche Ge⸗ 
bäude haben, die proviſoriſch ſo ausgebaut werden kön⸗ 
nen, daß dort mindeſtens 200 Familien untergebracht 
werden könnten. 

Das will man aber nicht machen, ſondern die jtäd- 
tiſchen Gebäude ſollen ſpekulativ angelegt werden, die 
ſollen ja verpachtet werden, damit die Regierung Geld 
bekommt. Das ijt von Seiten des Finanzſenators ver- 
ſtändlich. Ihre Finanzen werden Sie niemals verbeſ⸗ 
ſern können, vielleicht höchſtens durch eine Auslands⸗ 
anleihe. Was würden Sie aber machen, wenn Sie eine 
Auslandsanleihe bekämen? Letzten Endes muß die An⸗ 
leihe doch zurückgezahlt werden, und letzten Endes muß 
ſie aus der Wirtſchaft bezahlt werden. Dann iſt dieſer 
Staat noch weiter verſchuldet. Nein, auch im Wege der 
Auslandsanleihe werden Sie die Finanzen dieſes kapi⸗ 
taliſtiſchen Staates nicht retten können. Sie können 
Ihren Staat nur retten, wenn Sie die geſamte Profit- 
wirtſchaft auf Bedarfswirtſchaft umſtellen, wenn Sie 
Ihre Wirtſchaft nur auf den notwendigſten Bedarf ein⸗ 
richten, wenn Sie das nicht wollen, können Sie ſich noch 
10 Volkmänner aus Berlin verſchreiben und Ihre Wirt⸗ 
ſchaft wird doch in die Brüche gehen, genau ſo, wie in 
Deutſchland trotz eines Präſidenten Hindenburg. Ge⸗ 
nau ſo wird es in Danzig trotz eines Präſidenten Sahm 
gehen. Der Umſtand, daß keiner der Vertreter der red- 
ten Parteien ſich zu der Frage der Wohnungsbeſchlag⸗ 
nahme geäußert hat, gibt uns Kommuniſten das Recht, 
vor die Arbeiterſchaft hinzutreten und der Arbeiterſchaft 
zu ſagen, ihr müßt eine Beſchlagnahme der Wohnungen 
fordern. Sehen Sie ſich, m. H. von der Rechten, eine 
Woche das Elend der Wohnungsloſen an, wie die Kin⸗ 
der in den Zimmern wie die Heringe hauſen, wo die 
Familienväter tagelang auf dem Wohnungsamt ſind 
und dort ſchon geäußert haben, ſie würden froh ſein, 
wenn ſie in ein Obdachloſenheim hineinkämen. Glau⸗ 
ben Sie es verantworten zu können, daß ein gewiſſer 
Teil der Staatsbürger auf der Straße liegt, trotzdem 
Räume feit Wochen freiſtehen? Es wäre die moralische 
Pflicht für Sie, Abhilfe zu ſchaffen, wenn es auch nur 
vorübergehend iſt. Sie erhoffen von Ihrem Wohnungs⸗ 
baugeſetz eine Menge von Wohnungen. Bis die Woh⸗ 
nungen geſchaffen ſind, bringen Sie die Obdachloſen von 
der Straße und bringen Sie ſie in ſtaatlichen Grund⸗ 
ſtücken unter. Dann tun Sie etwas, was die Arbeiter- 
ſchaft immer fordert, daß Sie ſich in Ihrem Staat auch 
um die Geringſten kümmern. 

Wir Kommuniſten find überzeugt, daß das nicht 
kommen wird. Wir haben in dem § 8 unſeres Geſetz⸗ 
entwurfs gefordert, daß die Wohnungen beſchlagnahmt 
werden, trotzdem wir wiſſen, daß das nicht durchkom⸗ 
men wird. Wenn eine Wohnungsbeſchlagnahme durch⸗ 
geführt werden ſoll, dann wird das nur geſchehen, wenn 
die Arbeiterſchaft und die intereſſierten Kreiſe daran be⸗ 
teiligt ſind. Sie können nur in der Form von Kon⸗ 
trollausſchüſſen beteiligt werden, von Ausſchüſſen, die 
tatkräftig mitarbeiten. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Geben Sie Ihrem Wohnungsamt, Herr 
Oberregierungsrat Brieſewitz und Herr Sencktor Dr. 
Leske, einen Ausſchuß aus dieſen Kreijen bei und lajem 
Sie ſich in dieſe Winkel und Löcher hinführen. Dann 
werden Sie zu einem Reſultat kommen. Schenken Sie 
den Forderungen Gehör, dann werden Sie erreichen, 
daß 200 Obdachloſe von der Straße verſchwinden. So⸗ 
lange das nicht der Fall iſt, werden Sie Erregung auf 
der linken Seite haben, dann werden Sie alle die Er⸗ 


ſcheinungen im Staate haben, die Sie mit einem großen. 
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(A) (Raube, Abgeordneter.) 


Worte abtun, die Arbeiter ſeien Krakehler. Solange 
Sie das nicht tun, haben Sie das Recht verwirkt, über 
dieſe Frage zu reden. Auch die Arbeiterſchaft hat Mo⸗ 
ral und Menſchlichkeit im Herzen. Sie aber laſſen ſich 
nur von dem Gedanken des Profits leiten. Solange die 
Arbeiterſchaft movaliſch das Recht hat, etwas vom Staate 
zu fordern, weil Sie diejenigen ſind, die den Staat aus⸗ 
machen, ſolange können Sie, m. H. Beſitzenden von den 
rechten Parteien, nicht mitreden. . 
Die Arbeiterſchaft hat in allererſter Linie das Recht, 
das von Ihnen zu fordern, was durch Sie geſtohlen 
wurde, m. H. von den rechten Parteien, die Arbeiter 
wollen nichts Beſſeres und nichts Beſonderes, ſondern 
nur das, was jeder Staatsbürger im Staate hat und 
worauf Sie mit Ihrem Rechte pochen. Was will der 
Wohnungsloſe? Alle im Staate ſollen eine Wohnung 
bekommen. Auch der Wohnungsloſe. Er fordert ge⸗ 
nau dasſelbe, was andere haben, und eine unfähige Re⸗ 
gierung kann nicht die Möglichkeit dafür ſchaffen. Wir 
fordern das einfache Recht des Staatsbürgers. Wenn 
wir kraß werden ſollten, würden wir uns nicht hierher⸗ 
ſtellen und mit Ihnen handeln. Wir würden die Ar⸗ 
beiterſchaft auffordern: Rennt die ganze Bande über 
den Haufen, auch auf die Gefahr hin, daß ſie untergeht. 
Die Arbeiterſchaft iſt in Danzig ſo kaputt und mürbe, 
daß Sie nichts mehr von Ihnen erhofft. Wenn ſie ſich 
erhebt, hat ſie vielleicht die Möglichkeit des Sieges. Ar⸗ 
beiten Sie nur ſo weiter, m. H. von der Regierung, 
daß Sie in der Wohnungsfrage einfach alle Forderun⸗ 
gen der Linken mit einer Handbewegung abtun oder von 
dieſer Stelle mit Entſchließungen hungrige Magen ſpei⸗ 
ſen wollen. Sie werden ſchon den richtigen Titel in der 
Weltgeſchichte und auch in der Danziger Geſchichte be⸗ 
kommen. Sie werden hinweggefegt werden, wie die Ver⸗ 
gangenheit auch über die Schichten hinweggegangen iſt, 


ch) die gegen die Arbeiterſchaft aufgetreten find und nicht 


mit, ſondern gegen die Arbeiterſchaft regieren wollten. 
(Bravo bei den Kommuniſten.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): M. D. u. H.! 
Herr Abg. Spill hat mit dem ihm eigenen großväter⸗ 
lichen Bruſtton der Ueberzeugung vorher an meinen 
Ausführungen Kritik geübt und davon geſprochen, daß 
meine Ausführungen nicht zu den betreffenden Tages⸗ 
ordnungspunkten gehörten. Angelegenheiten, die ſich 
1848 und noch früher abgeſpielt haben, hätten mit der 
Sache nichts zu tun. Er hat ſich dann im Laufe ſeiner 
Ausführungen, um ſich intereſſant zu machen, mit ver⸗ 
ſchiedenen Danziger Perſönlichkeiten beſchäftigt, beſonders 
mit dem Handelskammerpräſidenten und anderen Leuten, 
die mit der Wohnungsbaufrage ſehr viel zu tun haben. 
Es iſt ein alter Fehler der Herren Sozialdemokraten, 
daß ſie nicht wiſſen, was ſie vor 5 Minuten geſagt 
haben und daß ſie das Wort Konſequenz nicht kennen. 
Weiter hat Herr Abg. Spill davon geſprochen, ich 
möchte einmal die Gewerkſchaftsſekretäre, die eigene 
Häuschen bauen möchten, nennen, und er hat meine 
vorherigen Ausführungen bezüglich der Gewerkſchafts⸗ 
ſekretäre ausſchließlich auf die ſozialdemokratiſchen Ge⸗ 
werkſchaftsſekretäre bezogen. Es iſt daraus zu ſchließen, 
daß er in ſeiner Fraktion ein ſchlechtes Gewiſſen hat. 
Wenn er ganz rein wäre, würde er ſich und ſeine 
Fraktign gar nicht dadurch getroffen fühlen. Nun ſehen 
wir uns einmal die Dinge in der Praxis an, ob denn 
nicht auch führende Sozialdemokraten ein eigenes Häus⸗ 
chen aus Staatsmitteln gebaut haben. Herr Gehl be- 
ſitzt an der Chriſtuskirche ein Grundſtück von 1000 qm 
Fläche, 5 Zimmern, realer Wert 40 000 Gulden. An- 
kaufspreis aus Staatsmitteln nicht ganz 4000 Gulden. 
Herr Abg. Grünhagen das gleiche. Er begnügt ſich 
aber nicht mit dem einen Haus, er baut für ſeinen 

Schwiegerſohn gegenwärtig das zweite. (Ahal) Der 


hier im Hauſe beſchäftigte Herr Kunze erwarb von der ; 
Stadt für den Betrag von 10000 Mark ein Grundſtück 
in der Oſter⸗ oder Weſterzeile und zahlte den Kaufpreis 
mit 3 Dollar zurück. (Dafür iſt er Fraktionsführer in 
der Stadtbürgerſchaft! bei den Kommuniſten.) Die 
Herren, die noch keine eigenen Häuſer haben, ſind aber 
zum großen Teil den Genoſſenſchaften angeſchloſſen und 
ein derartiges Genoſſenſchaftshaus bewohnt auch Herr 
Spill. Herr Spill hat als Führer einer Genoſſenſchaft 
aus Staatsmitteln die Grundſtücke gebaut. Wie weit 
der Egoismus bei der Genoſſenſchaft geht, die von 
Herrn Spill geleitet wird, geht daraus hervor, daß, als 
ich bei der Beratung des Wohnungsbaugeſetzes in der 
Fraktion verlangte, daß die Genoſſenſchaften bei Rück⸗ 
zahlung der aufgewerteten Darlehen an den Senat auch 
mit der Wohnungsbauabgabe belaſtet würden, Herr 
Spill die Hände rang. Das iſt wahrſcheinlich auch nicht 
wahr. Außerdem fiel der Zwiſchenruf: „Du willſt wohl. 


die Gewerkſchaften kaputt machen!“ (Hört, hört!) Als. 


ich abends nach der berühmten Sitzung in der zweiten 
Leſung, als ich angeblich das Wohnungsbaugeſetz kaputt 
gemacht hatte, in ein Danziger Lokal kam, traf ich 
Herrn Raube. Neben Herrn Raube war in dem Lokal 
noch ein Herr Dr. Schmitz, der Vorſitzender der Ver⸗ 
einigung der Baugenoſſenſchaften iſt. Dieſer Herr kam 
auch an meinen Tiſch, obgleich ich an dem Tage eigent⸗ 
lich keine Luſt hatte, mich abends noch politiſch zu 
unterhalten. Seine Anweſenheit war mir darum, da 
ich auch mit meiner Frau und Herrn Raube und ſeiner 
Gattin zuſammen war, recht unangenehm. Ich konnte 
mich dieſes Menſchen aber nicht erwehren. Der Mann 
ſagte: „Wenn das Wohnungsbaugeſetz fällt, ſind wir 
pleite.“ Er hätte nämlich am Tage vorher für 50 000 
Gulden Terrain gekauft und davon hätte er nur 25000 
Gulden. Ich berufe mich auf Herrn Raube, der bei 
dieſer Unterredung zugegen war, ob das auch unwahr 


war, Herr Abg. Spill, der Sie mit dem Bruſtton der (Dy 


Ueberzeugung von Unwahrheiten und ähnlichen Dingen 
ſprachen. u 

Ich werde mir erlauben, bei dem Wort Unwahrheit 
noch ein Weilchen zu verweilen und nachzuweiſen, wo 
die Unwahrheiten im Hauſe ſitzen. Vielleicht erfahren 
wir noch einiges Intereſſantes. Herr Abg. Spill unter⸗ 
ſchob mir eine Bemerkung aus der Fraktion, daß die 
Hauswirte die volle Friedensmiete erhalten müßten, 
weil ſonſt die Häuſer kaputt gingen. Tatſache iſt da⸗ 
gegen, daß ich erklärt habe, die Zwangswirtſchaft einzig 
und allein auf dem Gebiete des Wohnungsmarktes auf- 
recht zu erhalten, wird auf die Dauer nicht gehen. 
Man wird dahin kommen müſſen, den Hauswirten die 
volle Friedensmiete zu gewähren, aber Aufgabe einer 
ſozialiſtiſchen Partei muß es ſein, ſich ſo lange wie 
irgend möglich gegen die Erhöhung der Mieten zu wehren. 
Dagegen hat der Herr Abg. Kloſſowski in einer Fraktions⸗ 
ſitzung kurz vor der Beratung des Wohnungsbaugeſetzes, 
als Abgeordneter Arezynski die Bemerkung machte, daß 
die Gewerkſchaften das, was ſie in den letzten zwei Jahren 
erreicht hätten, nur durch Bluff erreicht haben 
(Abg. Arczynski: Das iſt Schwindel!) Herr Abg. 
Arezynski nennt das Schwindel. Als Sie hier zu einer 
perſönlichen Erklärung das Wort nahmen, ſprachen Sie 
eine Viertelſtunde und verſuchten das einzurenken, was 
Sie angerichtet hatten, nachdem es an die Oeffentlichkeit 
gekommen war. Aber in der Sitzung der Fraktion 
machten Sie wiederholt den von mir gebrauchten Zwiſchen⸗ 
ruf. Zu einem ſolchen Zwiſchenruf braucht man keine 
Viertelſtunde. Es iſt das Sonderbare, daß die Herren 
von der Sozialdemokratie für Zeit und Raum kein Ge⸗ 
dächtnis haben. Deshalb paſſiert es, daß Sie heute nicht 
mehr wiſſen, was Sie vor kurzer Zeit geſagt haben. 
Aber etwas anderes iſt in jener Sitzung paſſiert. Herr 
Abg. Kloſſowski hat erklärt, etwa 100 Parteigenoſſen, 
die kleine Hausbeſitzer wären, kämen ihm im Gewerk⸗ 
ſchaftsbüro auf die Bude und quälten ihn, daß ſie mit 
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(Rahn, Abgeordneter.) 

der gegenwärtigen Miete nicht auskommen könnten. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Wie eine Fraktion, 
die das weiß und trotzdem für die Erhöhung der Mieten 
zum Zweck des Wohnungsbaues eintritt, und in dem 
Bewußtſein, daß die Mieten nicht ausreichen, gegen eine 


Erhöhung ſpricht, iſt mir ſchleierhaft, bei der Sozial⸗ 
demokratie allerdings möglich. 


Dann hat Herr Abg. Spill Ausführungen gemacht, 


die ſich auf Geſpräche in Warſchau beziehen. (Zwiſchen⸗ 


ruf des Abg. Kloſſowski.) Herr Kloſſowski, wir werden 
derart unangenehme Auseinanderſetzungen in der Oeffent⸗ 
lichkeit und auch hier jetzt öfters haben. Ich werde nicht 
verſäumen, der Sozialdemokratie, wenn ſie lügt, und 


das geſchieht häufig, nachzuweiſen, daß ſie gelogen hat. 


(Zwiſchenruf des Abg. Kloſſowski.) Das iſt ja leicht 
nachprüfbar. (Abg. Arczynski: Im Arſenal der Wahrheit 
des Herrn Rahn.) Das iſt ein Thema, über das wir 
lieber nicht reden wollen. Dann würde ihr Fraktions⸗ 
genoſſe Dr. Kamnitzer ſehr ſchlecht abſchneiden, Herr 


Arezynski, ein Mann, der ſich nämlich nicht ſcheut die 


Unwahrheit zu ſagen, um ſich ſeine Beziehungen auf 
dem Gericht nicht zu verderben. Das iſt traurig, aber 
allerdings bei einem Sozialiſten möglich, der die Eier⸗ 
ſchalen des Bürgertums noch nicht abgeſtreift hat. Der 
Abg. Spill hat ſich dann mit meiner Warſchauer Reiſe 
und meinen Warſchauer Aeußerungen beſchäftigt. Da er 
nicht in Warſchau war, nehme ich an, daß er die dortigen 
Aeußerungen durch Radio gehört hat. Ich glaube aber, 
daß meine angeblichen Warſchauer Aeußerungen des 
Herrn Spill auf demſelben Boden gewachſen ſind, wie 
die Warſchauer Nachrichten der „Danziger Volksſtimme“, 
nämlich bei den „Danziger Neueſten Nachrichten“. In 
Warſchau iſt jedes zweite Haus völlig frei vom Putz. 
Als ich mit meinem früheren Fraktionskollegen Gehl 
durch die dortigen Straßen ging, machte Gehl mich 
genau ſo, wie das in Danzig geſchah, wenn wir zuſammen⸗ 


AB) gingen, ſtets darauf aufmerkſam, das das ein unmöglicher 


wie ich vorhin ausführte, 


dem geſunden Menſchenverſtand geſprochen. 
links.) Ich glaube auf die Ausführungen des Herrn 


Zuſtand wäre, und daß, wenn die Mietswirtſchaft be⸗ 
ſtehen bliebe, die Häuſer in Danzig bald ſo ausſehen 
würden, wie in Warſchau. (Hört, hört! rechts.) Wir 
haben dort Betrachtungen ausgetauſcht über die wirk⸗ 
lichen Verhältniſſe und kamen zu der Ueberzeugung, 
daß die Zwangswirtſchaft auf 
die Dauer in Danzig nicht zu halten ſein würde. Herr 
Abg. Gehl iſt augenblicklich nicht in Danzig. Ich bedaure 
das aus dem Grunde, weil er mit ſeiner Geſundheit 
nicht in Ordnung iſt, und weil er in dieſem Fall nicht 
antworten kann. (Abg. Kloſſowski: Er würde mit dem 
Kopf ſchütteln) Er hat ſeinerzeit nicht mit dem Kopf 
geſchüttelt, als er von dieſer Stelle aus erklärte, das 
Zentrum iſt es geweſen, das im vorigen Jahr die 
Regierungsverhandlungen zerſtörte. Das hat er mit dem 
Bruſtton der Ueberzeugung ausgeſprochen. Er weiß aber, 


und hat ſich nachher deſſen gerühmt, daß er ohne ſeine 


Verhandlungskollegen in Kenntnis zu ſetzen, die Der- 
Handlungen gewaltſam abgebrochen hat. (Hört, hört! 
Heiterkeit rechts) So ſieht die Wahrheit bei der ſozial⸗ 


demokratiſchen Partei aus. 


Nun hat Herr Spill hier im Laufe der Sitzung von 
(Unruhe 


Spill, ſoweit er ſich mit unſerm Verhältnis zur Republik 
Polen beſchäftigte, kann man eher den Satz jenes 
preußiſchen Miniſters anwenden, der Name iſt mir im 


Moment entfallen, der ſo um 1825 herum den Elbinger 
Bürgern auf ihren Proteſt wegen der Relegierung der 


ſieben Göttinger antwortete, das verſtänden ſie mit 


ihrem dummen Menſchenverſtand nicht. Ich glaube, 
Herr Abg. Spill, daß dieſes Wort auf Sie und Ihre 


Fraktion in Bezug auf wirtſchaftliche Dinge zutrifft. 
(3Zwiſchenrufe und Unruhe.) Was Sie in der „Volksſtimme“ 
als Ihrer einzigen Literatur leſen, gibt Ihnen über dieſe 


Dinge keine Aufklärung. Es iſt deshalb weiter gar nicht 
zu verwundern, wenn Ihnen Dinge aus dem Altertum 


und aus der 48iger Zeit, wie ich ſie vorhin anführte, 
in Zuſammenhang mit einem ſolchen Thema undenkbar 
vorkommen, da ſie ſich mit dieſen Dingen nie beſchäftigt 
haben und auch nie beſchäftigen wollen. 

Herr Abg. Raube hat in ſeinem Schlußwort darauf 
hingewieſen, daß ein Staat, der eine Anleihe aufnähme, 
dieſe eines ſchönen Tages zurückzahlen müſſe. Das iſt 
jedenfalls anſtändiger, als wenn man ſeine Schulden 
nicht zurückzahlt. (Große Heiterkeit.) Die allgemeine 
Beluſtigung iſt höchſt deplaciert, denn es ſollte das um 
Gotteswillen nicht eine Spitze gegen Herrn Raube per⸗ 
ſönlich ſein. (Nein! Nein!) Das hat mir völlig fern⸗ 
gelegen. Ich meinte damit generell, daß es eine An⸗ 
ſtandspflicht iſt, ſeine Verbindlichkeiten zu erfüllen. 
Aber, m. D. u. H.! Der Krieg und die Nachfolgezeit 
find im Völkerleben fo enorme Ereigniſſe, daß man es 
der gegenwärtigen Generation nicht zumuten kann, die 
Schäden eines ſolchen Krieges einzig und allein zu tragen. 
Wenn in dem Dawes⸗Abkommen und im Friedens- 
abkommen eine etwa 30 oder 40 jährige Abzahlungs⸗ 
pflicht für die Wiedergutmachung vorgeſehen iſt, ſo hat 
das ſeinen guten Grund. Man wollte die gegenwärtige 
Generation nicht damit belaſten. Auch die Aufnahme 
einer Anleihe zur Beſeitigung der Wohnungsnot iſt 
nicht eine Sache, die von einer Generation getilgt werden 
muß. Das können ſpätere Generationen übernehmen. 
Ein Haus, das ſorgfältig gebaut wird, nicht ſo wie die 
Häuſer, die gegenwärtig durch das kommunale oder 
ſtaatliche Bauamt aufgeführt werden, die wohl in 10 
Jahren verfallen werden, hat eine reguläre Lebensdauer 
von 50 Jahren. In der Langgaſſe ſtehen noch viel 
ältere Häuſer. Da kann alſo auch die nächſte Generation 
die Tilgung und Amortiſation übernehmen. Ihre 
ruſſiſchen Freunde ſcheuen ſich auch nicht, Anleihen, wo 
ſie ſie bekommen, aufzunehmen und die ruſſiſche Wirt⸗ 
ſchaft mit Hilfe auswärtiger Mittel zu ſtabiliſieren und 


(C) 


in Ordnung zu bringen. (Zwiſchenruf des Abg. Raube.) W) 


Arbeiter in Rußland hin und her, Rußland iſt im 
gegenwärtigen Zuſtand ein großkapitaliſtiſcher Staat, 
der mit den kapitaliſtiſchen Parteien rechnen muß. 
Rußland iſt kein Ding an ſich, ſondern ein Staat, der 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen auf die um⸗ 
liegenden Nationen angewieſen iſt und ſich der Mittel 
bedienen muß, die in den Staaten Sitte ſind. Deshalb 
iſt Rußland im gegenwärtigen Zeitpunkt angewieſen, 
ausländiſche Gelder aufzunehmen. Wenn die kommu⸗ 
niſtiſche Internationale beſtehen wird und ſie in Hono⸗ 


lulu ihren Sitz hat, wird von dort verordnet, nach 
Rußland gehen 100 Dampferladungen Gold ab und 


das eſſen die Arbeiter. (Zuruf des Abg. Raube.) So⸗ 
lange die kommuniſtiſche Internationale dort nicht ſitzt, 
wird Rußland eben mit den Mitteln operieren müſſen, 
die in kapitaliſtiſchen Staaten üblich ſind. Solange die 
Internationale nicht in dem Ausmaß beſteht, um die 
kommuniſtiſchen Staaten mit allem zu verſorgen, ſo⸗ 
lange wird Rußland mit den Mitteln arbeiten müſſen, 
die in den kapitaliſtiſchen Staaten Sitte ſind. Deshalb 
iſt es verkehrt, wenn Herr Abg. Raube hier alles mög⸗ 
liche predigt, was nicht zum Wohnungsbau gehört. 
(Zuruf des Abg. Spill: Nur Rahn macht es richtig!) 
Herr Abg. Spill, ich will Ihnen einmal einen kleinen 
Vers erzählen. Wenn ſich dumme Jungens zanken, 
dann ſtrecken ſie die Zunge aus. Machen Sie es doch 
einmal, es ſieht ſo nett aus, Sie ſind es tatſächlich! 

Präſident: Herr Abg. Rahn, ich rufe Sie zur 

rdnung. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr): Wenn man Ihnen 
den Spiegel vorhält, find Sie gekränkte Leberwurſt. 

Präſident: Bitte derartige Liebenswürdigkeiten zu 
laſſen und zur Sache zu kommen. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Immer verfolgen 
Sie das Prinzip, wenn Sie bei irgendeiner Torheit er⸗ 
wiſcht werden und die Arbeiterſchaft mit der Haltung 
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der Partei und der Fraktion unzufrieden iſt (Abg. Spill: 
Dann muß Herr Rahn ſie retten!), daß Sie ſich hierher⸗ 
ſtellen und nach der üblichen Methode: „Haltet den 
Dieb“ das Ding in das Gegenteil verkehren. So hat 
Herr Abg. Spill heute, nachdem er ſah, daß ihm die 
Felle weggeſchwommen find, geſagt, mit dem Wohnungs⸗ 
geſetz ſei nichts zu erreichen. Mit den 40% wäre etwas 
zu erreichen geweſen, mit den Belaſtungen der Betriebe 
und Unternehmer wäre etwas zu machen geweſen. Im 
ſelben Atemzuge ſagt er, daß die Wirtſchaft am Ende 
iſt und nicht zahlen könne. Man muß ſchon Mitglied 
der ſozialdemokratiſchen Fraktion ſein, um etwas der⸗ 
artiges verſtehen zu können. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Das 
Schlußwort hat der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Es ift eigent- 
lich unverſtändlich, weshalb wir uns 2—3 Stunden 
über eine Angelegenheit unterhalten haben, die gar nicht 
zur Debatte ſtand. (Sehr richtig!) Herr Abg. Spill, 
das muß doch klar ſein, daß es ſich nicht um eine 
Mieterhöhung dreht, es dreht ſich nicht darum, ob der 
ſehr unangenehm auffallende Hausbeſitzer ein paar 
Pfennige mehr bekommt. Es handelt ſich einfach darum, 
ob die betreffenden Parteien, die das Geſetz zur Be⸗ 
kämpfung der Wohnungsnot vom 27. März 1925 hier 
in einer Nadefisung durchbekommen haben, gewillt find, 
das Bürgertum zu ſchützen oder nicht. Selbſt auf die 
Gefahr hin, daß Sie darüber lachen, Herr Abg. Weiß. 
(Abg. Weiß: Reden Sie keinen Unfug!) Sie haben 
damals gelacht, heute lachen Sie gar nicht, Herr Abg. 
Weiß. Im 8 6 ſteht in Ziffer 3: „Nach dem Inkrafk⸗ 
treten des Geſetzes über den Ausgleich der Geldent⸗ 
wertung werden infolge eintretender Verpflichtungen der 
Grundſtückseigentümer gegenüber den Hypothekengläu⸗ 
A die in dem §1 feſtgeſetzten Mieten geſetzlich neu 
geregelt“. 

Eelbſt Herr Abg. Mroczkowski, der dies Geſetz mit⸗ 
gemacht hat, hat auch dieſen Paragraphen damals zu 
dem ſeinigen gemacht. Herr Abg. Mroczkowski, es war 
daher überflüſſig, daß Sie heute eine Debatte über die 
Mietshöhe entfeſſelten. Sie haben einfach die Konſe⸗ 
quenzen aus Ihrem eigenen Beſchluß zu ziehen. Ziehen 
die Parteien, die dies Geſetz beſchloſſen haben, dieſe 
Konſequenz nicht, ſo weiß das Danziger Bürgertum, 
welche Regierungsmehrheit die Herrſchaft hat. Wir 
haben den Antrag geſtellt, unſeren Antrag und den 
Regierungsantrag nicht an den Ausſchuß zu verweiſen, 
ſondern darüber in erſter Leſung abzuſtimmen, und 
nachdem die geſetzlichen Friſten abgelaufen ſind, eine 
zweite und dritte Beratung vorzunehmen. Eine Aus⸗ 
ſchußüberweiſung iſt unmöglich, da die Sache von Ihnen 
geſetzlich verankert iſt. 

räſident: Es iſt folgender Antrag eingelaufen: 
Poi Wir A Die ren N Nr. 
> und 1125 an den Hauptausſchuß zu über⸗ 
me . 
Schwegmann, Förſter, Weiß, Herrmann 
und Fraktionen. 
Dann liegt der von Herrn Dr. Blavier erwähnte Antrag 
vor, den Antrag ohne Ausſchußüberweiſung zur Ab- 
ſtimmung zu bringen. Ueber dieſen Antrag kann ich 
nicht abſtimmen laſſen, da er vollkommen geſchäfts⸗ 
ordnungswidrig iſt. Eine Abſtimmung bei der erſten 
Leſung gibt es überhaupt nicht. Es gibt nur eine Ab⸗ 
ſtimmung bei der Ueberweiſung an den Ausſchuß. Da- 
her werde ich jetzt über den Antrag Schwegmann ab⸗ 
ſtimmen laſſen. Wird er abgelehnt, dann iſt die erſte 
Leſung fertig und nach der Friſt von drei Tagen kommt 
die zweite Beratung. Das Haus kann bei Feſtſetzung 
der Tagesordnung feſtlegen, ob die Friſt zwiſchen erſter 
und zweiter Beratung gekürzt wird. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 

Herr Abg. Dr. Blavier. i 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Gemäß § 24 00 


der Geſchäftsordnung kann eine Vorlage nach Schluß 
der erſten Beratung an einen Ausſchuß überwieſen werden. 
Wir können aber auch beſchließen, daß eine Ausſchuß⸗ 
beratung gar nicht nötig iſt. Dann tritt der § 25 der 
Geſchäftsordnung über die Befriſtung in Kraft. Wir 
können alſo beſchließen, daß eine Ausſchußberatung nicht 
nötig ift, weil das im § 24 Abſatz 1 nicht ausdrücklich 
feſtgeſetzt iſt. 


Präſident: Es bleibt bei der Sachlage. Wir kommen 
jetzt zur Abſtimmung über den Antrag Schwegmann, 
Herrmann, Weiß, Förſter und Fraktionen, die Punkte 
8, 9, und 10 dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die für dieſen Antrag ſind, 
ſich von ihrem Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Das Wort zur 
Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Spill. 


Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Ich 
beantrage, daß heute Vertagung eintritt. Weiter bean⸗ 
trage ich, daß das hohe Haus jetzt die Tagesordnung. 
für morgen feſtſetzt. Es wird Ihnen ja bekannt ſein, 
daß bei der letzten Plenarſitzung beſchloſſen wurde, dem 
Herrn Präſidenten die Ermächtigung zu geben, im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Aelteſten⸗Ausſchuß die Tages⸗ 
ordnung für die heutige Sitzung feſtzuſetzen. Dem. 
Aelteſten⸗Ausſchuß habe ich als Vertreter meiner Fraktion 
beigewohnt und verlangt, daß jetzt unverzüglich in die 
Etatsberatung eingetreten werden ſollte. Allerdings 
ſollte als erſter Punkt auf die Tagesordnung kommen 
der Geſetzentwurf über die Einkommenſteuer, falls er 
aus dem Ausſchuß heraus war. Das iſt noch nicht 
der Fall, ſoweit ich berichtet bin. Ich habe den Antrag 
geſtellt, ſofort in die Etatsberatungen einzutreten, weil 
in der zweiten Leſung eine Situation geſchaffen iſt, die 
unbedingt nach unſerer Auffaſſung der Klärung bedarf. 


Sie wiſſen ſelbſt, Herr Abg. Förſter, daß auf Anträge OD) 


Ihrer Fraktion ſehr weſentliche Veränderungen bei 
einigen Etats vorgenommen wurden, die nach meiner 
Anſicht ſo wichtig ſind, daß irgendetwas eintreten muß. 
Es geht nicht an, daß die Dinge weiter in der Schwebe 
gehalten werden. Die Danziger Bevölkerung hat das 
Recht, ſo ſchnell als möglich zu erfahren, wohin der 
Kurs geht. Aus dem Grunde beantragte ich im 
Aelteſten⸗Ausſchuß, daß heute ſchon die Etats⸗ 
beratung auf die Tagesordnung geſetzt würde. Es 
wurde von anderer Seite geltend gemacht, ja das geht 
nicht, denn die zweite Leſung des Haushaltsplanes hat 
noch nicht ſtattgefunden. Wir haben gute Miene zum 
böſen Spiel gemacht und haben gejagt, die zweite Leſung 
kann ja ſtattfinden. Das iſt auch geſchehen. Dann 
ſteht der dritten Beratung des Etats abſolut nichts im 
Wege. Darum beantrage ich, daß morgen die dritte 
Leſung der Etatsberatung auf die Tagesordnung geſetzt 
wird. Aberdings ift es richtig, daß der Haupthaushalts⸗ 
plan noch nicht in dritter Leſung erledigt werden kann. 
Wir wiſſen aber genau, daß die Beratung der einzelnen 
Etats geraume Zeit erfordert. Von der Deutſchnatio⸗ 
nalen Partei wurde geltend gemacht, das ginge nicht; 
denn die Etats wären ein ganzes und der Haupthaus⸗ 
halt wäre in gewiſſem Sinne das Mantelgeſetz für die 
Etats. Dem haben wir widerſprochen und ich muß dem 
auch heute widerſprechen. Der Haupthaushalt iſt die 
rechneriſche Zuſammenfaſſung ſämtlicher Etats und kein. 
Mantelgeſetz. Wir haben auch zu verzeichnen gehabt, 
daß im roten Haus, in der Stadtbürgerſchaftsver⸗ 
ſammlung, wiederholt Etats in drei Leſungen erledigt: 
wurden. Nach unſerer Auffaſſung ſteht der Beratung 
nichts im Wege. Um eine Klärung in dieſen Dingen 
herbeizuführen, beantrage ich, daß morgen die dritte 
Beratung der Etats auf die Tagesordnung geſetzt wird. 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Rahn. 
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Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Ich bin bei dieſer 
Gelegenheit wiederum gezwungen, der ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Fraktion eine Inkonſequenz vorzuwerfen. Seit 
Beſtehen dieſes Parlaments iſt von Seiten der beiden 
damaligen ſozialdemokratiſchen Fraktionen und ſpäter 
von der ſozialdemokratiſchen und auch von der kommu⸗ 
niſtiſchen Fraktion die Auffaſſung vertreten worden, 
daß der Etat ein Ganzes ſei und daß der Geſamtetat 
mit dem Mantelgeſetz ein einheitliches Geſetz bilde. Aus 
dem Grunde dürften die vorher eingehenden Einzeletats 
überhaupt nicht zur Beratung geſtellt werden. Das iſt 
auch in allen anderen Parlamenten ſo. Jetzt hat die 
Fraktion einen neuen Fraktionsvorſitzenden bekommen. 
Der Chefgeneral iſt abweſend. 


die Sache anders beſſer, weil fie vielleicht ausgeknobekk 
haben, daß die Zuſammenſetzung des Hauſes ſo iſt, daß 
ſie den einen Senatspräſidenten beim Gericht wieder in 
den Etat hineinbekommen. Wer das werden ſoll, ſteht 
noch nicht feſt. (Rahn! links.) Nein, da haben 
ſie geeignetere Leute. Ich glaube, Dr. Zint ſollte zum 
Gerichtspräſidenten gemacht werden. (Aha! rechts.) 
Glücklicherweiſe ift der Richterwahlausſchuß jo vernünf⸗ 
tig geweſen, daß er Sie mit 2 Stimmen in der Min⸗ 
derheit ließ. (Pfuirufe links. — Zwiſchenrufe des 
Abg. Arczynski. — Unruhe.) 

Präſident: Ich muß aber doch bitten, die beleidigen⸗ 
den Ausdrücke zu unterlaſſen. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Ich kann mich 
nicht mit gleichen Ausdrücken revanchieren, da der Herr 
Präſident hören würde, daß ich Lump, Schuft und ähn⸗ 
liche Ausdrücke gebrauche und mir einen Ordnungsruf 
erteilen würde. Ich überlaſſe es deshalb dem Herrn 
Arczynski und feinen Genoſſen, ſolche Ausdrücke zu ge- 
brauchen. 

Präſident: Herr Abg. Arczynski, haben. Sie den 
Ausdruck Schuft gebraucht? (Abg. Arczynski: Ich 
habe geſagt, der größte Schuft im } 
Haben Sie mit dieſem Ausdruck ein Mitglied des Hau- 
jes gemeint? (Zwiſchenruf des Abg. Rahn.) Herr 
Abg. Arazynski, ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. 
Arczynski: Ich bin hier nicht in der Schule!) 

Rahn, Abgeordneten (b. k. Fr.): Ich wundere mich, 
daß dey Präſident von den Leuten Achtung erwartet, 
die nicht den Mut beſitzen, wenn ſie einen ſolchen Aus⸗ 
druck brauchen, ſich auch dazu zu bekennen. Das kenn⸗ 
zeichnet den Geiſt und den Charakter, der bei den So⸗ 
zialdemokraten vorhanden iſt. EA 

Die Herzen wollen jetzt gegen die alte Praxis ver⸗ 
ſtoßen. Ich bitte den Herrn Präſidenten und das 
Haus, nicht ſo zu verfahren. Heute iſt der Etat in 
zweiter Leſung verabjckiedet und mit der ordnungsmä⸗ 
ßigen Friſt hat das Geſetz in der dritten Leſung auf 
der Tagesordnung zu ſtehen, damit es hier verabſchie⸗ 
det werden kann. 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Dr. Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 9! 
Wir ſchließen uns dem Antrag, die heutige Sitzung zu 
vertagen, ſelbſtverſtändlich an. Bezüglich der geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßigen Frage bin ich anderer Anſicht, wie 
die Sozialdemokraten. Wir haben nach unſerer Verfa)- 
ſung nur ein Haushaltungsgeſetz. (Abg. Dr. Bla⸗ 
vier: Wo ſteht das?) Dieſes Haushaltsgeſetz, wie es 
aus dem Ausſchuß gekommen iſt, liegt Ihnen in der 
Druckſache Nr. 1384 vor. Vielleicht haben Sie die 
Güte, ſich das Geſetz anzuſehen. Sie werden dann ſchon 
ſehen, daß wir nur ein Haushaltsgeſetz haben und die 
ſoge. Einzelhaushaltungspläne nur Anlagen dazu ſind. 
Es iſt vollkommen klar, daß wir durch Annahme des 


faſſungsrechtlichen Seite eingehen. 


ganzen Land!) 


Haushaltungsgeſetzes heute den Haushaltsplan erſt in 
zweiter Leſung beendet haben. Daß meine Auffaſſung 
zutrifft, geht auch aus unſerer Verfaſſung hervor, die 
übereinſtimmt mit den Verfaſſungen des Deutſchen 
Reichs und Preußens. Es heißt in unſerer Verfaſſung 
einmal, daß „der Haushaltsplan“ durch Geſetz feſtge⸗ 

ſetzt wird; dann heißt es im Artikel 50: 
„Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates 
müſſen für jedes Jahr im voraus veranſchlagt und 
im Staats haushalts plan zuſammenge⸗ 

ſtellt werden.“ 

Im Artikel 51 heißt es unter anderm: „Iſt bis 
zum Schluß eines Rechnungsjahres der Haushaltsplan 


v 5 hg È de J P. a vs | jo‘ — ſtaoeſe A 
Dahet ind die Herren für das folgende Jahr nicht durch Geſetz feſtgeſetzt 


auf andere Ideen gekommen. Augenblicklich paßt ihnen 


Daraus geht hervor, daß wir einen Haushaltsplan, ein 
Haushaltsgeſetz haben. Das iſt das Geſetz, welches in 
den Druckſachen Nr. 1335 und 1384 enthalten iſt. Wir 
ſind alſo heute erſt mit der zweiten Leſung des Haus⸗ 
haltsplanes fertig. (Abg. Mau: Und Sie brauchen 
noch Zeit zum Kuhhandel mit den Liberalen, weiter iſt 
es doch nichts, wozu das lange Reden!) Ich würde 
Ihnen, Herr Mau, raten, da in Ihrer Fraktion ſolche 
Unkenntnis über verfaſſungsrechtliche und geſchäftsord⸗ 
nungsmäßige Fragen herrſcht, recht eifrig zuzuhören, 
damit Sie etwas aus der Sache leunen können. M. D. 
u. H.! Es kommt aljo $ 27 der Geſchäftsordnung in 
Anwendung: 
„Die dritte Beratung beginnt 
dritten Tage, nachdem die 
ſchloſſen it.“ T“ 

Wenn ſich das Haus nicht einigt, iſt es nicht möglich, 
daß morgen die dritte Beratung ſtattfindet. 

Nun möchte ich auf eine andere Seite der Frage, 
abgeſehen von der geſchäftsordnungsmäßigen und ver⸗ 
Es iſt hier ganz 
richtig von Seiten der Sozialdemokratie geſagt worden, 
daß bei der zweiten Leſung des Etats große Abſtriche bei 
den einzelnen Etats vorgenommen ſind. Das nötigt 
ſelbſtwerſtändlich alle Fraktionen, noch eingehend dar⸗ 
über zu beraten, (Abg. Dr. Blavier: Aber beim 
Wohnungsbaugeſetz konnten Sie es in 5 Sekunden 
machen!) und Stellung zu den Abänderungsanträ⸗ 
gen zu nehmen und, wie es im parlamentariſchen Leben 
ganz ſelbſtverſtändlich iſt, woraus ich kein Hehl mache, 
mit naheſtehenden Parteien Rückſprache zu nehmen, um 
zu verſuchen, eine Einigung über das, was erforderlich 
iſt, herbeizuführen. Dann möchte ich darauf aufmerk⸗ 
ſam machen, daß dieſe große Eile gerade bei der So⸗ 
zialdemakratie verwunderlich iſt, weil gerade von ihrer 
Seite eine Reihe von weiteren Abänderungsanträgen 
erſt heute in der Sitzung vorgelegt worden ſind, zu de⸗ 
nen natürlich noch keine Fraktion hat Stellung nehmen 
können. Hier ſehe ich in Druckſache Nr. 1411 einen 
Antrag Arczynski, unter Nr. 1412 einen weiteren An⸗ 
trag Arczynski, unter 1417 einen Antrag Dr. Bing, 

er ſogar neue Stellen ſchaffen will. 
Außerdem iſt noch eine Berichtigung hinzugekommen, die 
das Büro gemacht hat. 

Mit alledem wird man ſich beſchäftigen müſſen. Ganz 
abgeſehen von der völlig klar liegenden geſchäftsord⸗ 
nungsmäßigen Frage ſprechen auch Billigkeitsgründe 
dafür, daß wir die Sache nicht morgen verhandeln: Ich 
will auch das nicht verſchweigen. Meines Erachtens iſt 
es ein Gebot der Loyalität, wenn eine große Fraktion 
darum bittet, mit der Behandlung einer Sache zu war⸗ 
ten, daß man ſie nicht vergewaltigt. ; 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich habe bisher 
Herrn Abg. Rahn für den klügſten Mann im Parlo 
ment gehalten. Nun bin ich im Zweifel, ob es Herr 
Dr. Bumke oder Herr Rahn iſt. Herr Abg. Dr. Bumke 


früheſtens am 
zweite Beratung ge⸗ 
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(q) (Spill, Abgeordneter.) 


hat uns eine Vorleſung über die Geſchäftsordnung ge- 


halten, die gar nichts mit der Sache zu tun hat. Wenn 
Hers Abg. Rahn nicht den Schimmel der großen Vo- 
litik ritte, würde ihm manches nicht entgehen, was frü⸗ 
her geſchehen iſt. Die Sozialdemokratiſche Fraktion hat 
allerdings verlangt, daß nicht die einzelnen Etats zur 
Beratung kommen ſollen, weil man dann keinen Ueber⸗ 
blick hat. Vergeſſen hat Herr Abg. Rahn aber, daß die 
ſozialdemokratiſche Fraktion niemals verlangt oder de⸗ 
hauptet hat, die ganzen Etats gehörten zuſammen. Das 
iſt barer Unſinn und nur bei ihm möglich. Geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßig ſteht der dritten Beratung der einzel⸗ 
nen Etats nichts im Wege. (Abg. Dr. Bumke: Doch!) 
Daß die Beratung der Etats Ihnen unangenehm iſt, 
weiß ich. Wir haben ja heute noch beobachten können, 
wie die Verhandlungen hier während der Plenarſitzung 
fortgeſetzt wurden. Wir ſind ja auch darüber unter⸗ 
richtet, welche Verhandlungen bisher gepflogen worden 
ſind. Daß aus dieſen Gründen Ihnen jetzt die Bera⸗ 
tung des Etats unangenehm iſt, können wir ver⸗ 
ſtehen. Wir haben jedoch als ſozialdemokratiſche Partei 
keine Urſache, darauf einzugehen. Darum müſſen wir 
auf unſerem Antrag beſtehen bleiben. Wenn Sie ihn 
ablehnen, Sie haben die Mehrheit, ſo iſt das Ihre Sache. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Der 
Herr Kollege Rahn hat erklärt, daß die Kommuniſtiſche 
Fraktion immer auf dem Standpunkt geſtanden habe, 
daß die Staatshaushaltspläne als Ganzes zu behan- 
deln und zu betrachten ſeien. Er irrt ſich. Nachdem er 
die Intereſſenvertretung der Arbeiterſchaft und ſeiner 
neuen Partei in einer Form vorgebracht hat, die der 
Vornehmheit ſeines Charakters entſpricht, kann ich es 
mir verſagen, auf die Geſchäftsordnungsdebatte einzu⸗ 
gehen und Richtigſtellungen zu machen. Wenn. Herr 
Kollege Dr, Bumke jagte, der Staatshaushaltsplan wäre 
ein Ganzes, ſo hat er nach der Geſchäftsordnung recht. 
Ich möchte einflechten, was ſich im Aelteſten-⸗Ausſchuß 
zugetragen hat und was Herr Abg. Mau bereits aus⸗ 
führte. Sie werden ſich entſinnen, daß im Aelteſten⸗ 
Ausſchuß Ihrerſeits ganz deutlich ausgeſprochen wurde, 
daß noch die Möglichkeit gegeben ſei, mit anderen Frak⸗ 
tionen über die Frage der Veränderung Fühlung zu neh- 
1 1 Dabei wurde der Zwiſchenruf „Kuhhandel“ ge- 
macht. 

Nun zur Sache. Sie haben recht, daß der Staats⸗ 
haushaltsplan ſicherlich ein Ganzes iſt, aber der § 27, 
Abſatz 3 der Geſchäftsordnung ſieht vor, daß die Mög⸗ 
lichkeit beſteht, ihn getrennt zu behandeln. 

Bei der Beratung des Staatshaushalts werden 
die Einzelhaushalte in der Regel im ganzen be⸗ 
ſprochen und zur Abſtim mung gebracht; Ausnahmen 
kann der Volkstag beſchließſen. Ueber beſtimmte 
Teile des Einzelhaushalts ulm. 

Präſident: Nur bei der dritten Beratung! 

Raube, Abgeordneter (K. P.): Wir ſtehen aller⸗ 
dings auf dem Standpunkt, daß Ausnahmen beſchloſſen 
werden können. Das Haus iſt in dieſer Frage ſouverän. 
Das ſind dieſelben Ausführungen, die im Aelteſten⸗Aus⸗ 
ſchuß gemacht wurden. Es iſt ganz klar, daß das Haus 
in letzter Linie zu entſcheiden hat. In früheren Fällen, 
Herr Abg. Dr. Bumke, als Intereſſen Ihrer Fraktion 
auf dem Spiele ſtanden, haben Sie ſehr oft dieſen 
Standpunkt vertreten. Jetzt, wo er nicht in Ihren 
Kram paßt, ändern Sie ihn. Wir ſtehen auf dem Stand- 

punkt, daß das Haus zu beſchließen hat, welche Tages⸗ 
ordnung feſtgeſetzt werden kann. i 

Präſident: Ich möchte meinen Standpunkt ſagen. 
Ich weigerte mich im Aelteſten ⸗Ausſchuß entſchieden, 
die Sache heute auf die Tagesordnung zu ſetzen, weil ich 
es für geſchäftsordnungswidrig hielt. Ich ſtehe auch 


auf dem Standpunkt, daß wir erſt in der nächſten Woche 
die dritte Leſung vornehmen können, wenn wir nicht 
die Friſten kürzen. Ich habe aber des lieben Friedens 
halber dem Abg. Spill gegenüber das Wort gebrauchten: 
„Um nicht den Diktator zu ſpielen, können wir das dem 
Urteil des Hauſes überlaſſen.“ — Das Wort hat der 
Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Herr Abg. Spill 
irrt ſich wie ſo oft. Sowohl in der früheven unabhän⸗ 
gigen Fraktion als im Aelteſten⸗Ausſchuß ift die Etats⸗ 
angelegenheit öfter behandelt worden. Damals habe ich 
als Vertreter der unabhängigen Fraktion ſtets die An⸗ 
ſicht vertreten, daß der Etat ein Ganzes iſt und nur 
insgeſamt behandelt werden kann. Damals wollte einer 
der Herren Präſidenten, Herr Dr. Matthaei oder Herr 
Dr. Treichel einen vom Senat beſonders eingegangenen 
Teil auf die Tagesordnung ſetzen. Dem iſt im Aelte⸗ 
ſten⸗Ausſchuß von mir widerſprochen worden. Die ſo⸗ 
zialdemokratiſche Fraktion hat durch ihren damaligen 
Fraktionsvorſitzenden im Aelteſten⸗Ausſchuß, Herrn 
Plettner (Abg. Plettner: Brauchſt Du ſchon wie⸗ 
der einen Neuen?) — ich erwähne Sie nur, Sie ſind 
ſo nervös, daß Sie nicht ein Wort anhören können —, 
dieſelbe Anſicht verkündet. Herr Plettner hat ſich da⸗ 
mals alſo meinem Standpunkt angeſchloſſen. Von dem 
Moment, als ich zur ſozialdemokratiſchen Partei kam, 
habe ich die ſozialdemokratiſche Fraktion bis zu meinem 
Ausſcheiden im Aelteſten⸗Ausſchuß vertreten und habe 
den gleichen Standpunkt, wie der Herr Abg. Gehl ein- 
genommen. Jetzt mit einem Mal nimmt die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Fraktion einen anderen Standpunkt ein. Es 
iſt alſo nicht zutreffend, daß die ſozialdemokratiſche 
Fraktion früher anderer Auffaſſung war. Natürlich 
können wir beſchließen, die Sache morgen mit Friſten⸗ 
kürzung zu behandeln. Aber dann genügen ſieben Mb- 
geordnete, ſich gegen ein derartiges Verfahren zu ver⸗ 
wahren. Die ganze Geſchäftsordnungsdebatte hat tei- 
nen Sinn, wenn die Deutſchnationalen widerſprechen. 
Der Punkt kann dann erſt in der nächſten Woche er⸗ 
ledigt werden. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier (D. D. V.): M. D. u. H.! Ich glaube 
jo einfach ift die Sache doch nicht zu erledigen. (Hei⸗ 
terkeit.) Herr Abg. Dr. Bumke glaubte diesmal dem 
hohen Hauſe eine Vorleſung halten zu müſſen, die 
mit endete, daß es ſelbſtperſtändlich fei, daß der Haus- 
haltsplan ein Ganzes darſtelle. Er berief ſich auf meh⸗ 
rere Paragraphen der Geſchäftsordnung, in denen er⸗ 
klärt wird, daß die Einnahmen und Ausgaben des 
Staates für jedes Jahr im Voraus veranſchlagt werden. 
müßten. Nach Artikel 50 der Verfaſſung muß ich die⸗ 
ſer Anſicht widerſprechen. Im Artikel 56 iſt von der 
Zuſtimmung des Finanzrats zu neuen Steuern die 
Rede. Da iſt aber nicht geſagt, daß die neuen Steuern 
ein juriſtiſcher und ſtaatsrechtlicher Komplex ſind. Wir 
haben das Beiſpiel oft gehabt, daß der Herr Finanz⸗ 
miniſter erklärte, Finanzgeſetze, das Einkommenſteuer⸗ 
geſetz, das Vermögensſteuergeſetz, das Luxusſteuergeſetz 
und alle anderen Steuergeſetze, die das Steuerbukett 
bilden, dürften nicht einzeln verabſchiedet werden, das fei 
nicht das richtige. Es mag opportun ſein, das ganze 
Steuerbukett gemäß Artikel 56 der Verfaſſung einheit⸗ 
lich zu beraten und zu warten bis man ungefähr Be⸗ 
ſcheid weiß, wie ſich die Laſten auf die Wirtſchaft vertei⸗ 
len. Es ſteht nichts davon, daß ſtaatsrechtlich ein 
Zwang beſteht, das ganze Steuerbukett zuſammen zu 
verabſchieden. Genau ſo iſt es mit dem Haushaltsplan. 
Der Haushaltsplan beſteht aus einer Reihe von Ein⸗ 
zelhaushaltsplänen, die ſehr wohl einzeln verabſchiedet 
werden können. Es ſteht nichts in der ganzen Ver⸗ 


A) 


<®) 


Ausgeſprochen. 
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Dr. Blavier, Abgeordneter.) s 
faſſung, daß nunmehr abgewartet werden müßte, bis je- 
der einzelne Haushaltsplan in dritter Leſung durchge⸗ 
ſprochen ift. Die Praxis der Stadtbürgerſchaft ſpricht 
dafür, daß das gar nicht nötig iſt. Im Gegenteil, in 
der Stadtbürgerſchaft werden die einzelnen Etats vor⸗ 
genommen und verabſchiedet. Es ſteht nichts in der 
Verfaſſung, auch in der Praxis iſt kein Anhalt dafür 
gegeben, daß wir warten müſſen, bis alle Etats durch 
find, Dafür ſpricht nur die blaſſe Angſt einer Regierung, 
die keine Mitglieder hat, damit hinter den Kuliſſen der 
berühmte Kuhhandel getrieben wird. Das lehnen 
wir ab. 


Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat Herr 
Abg. Dr. Wagner. 


Dr. Wagner, Abgeordneter (Lib.): Ich erklärte als 
Vertreter meiner Fraktion im Aelteſten⸗Ausſchuß, daß auch 
meine Fraktion das größte Intereſſe daran hat, die 
dritte Leſung ſo ſchnell wie möglich zu erledigen. Auf 
dieſem Standpunkt ſteht meine Fraktion auch heute noch. 
Da aber die geſchäftsordnungsmäßigen Erwägungen 
durchaus noch nicht zu irgend einer Klarheit geführt 
haben und es ferner dem guten Brauch dieſes Hauſes 
immer entſprochen hat und auch jetzt noch entſpricht, 
wenn eine große, in dieſem Fall die größte Fraktion den 
Wunſch hat, daß die Etatsberatung etwas verſchoben 
wird, ſo ſehen wir uns ſchon deswegen veranlaßt, nicht 
darauf zu dringen, (Abg. Raube: Bei Ihnen geht der 
Kuhhandel wohl ſchon los.), daß das ſchon morgen auf 
die Tagesordnung geſetzt wird. Was verſchlägt es im 
übrigen denn wirklich, ob die Sache morgen oder am 
nächſten Dienstag behandelt wird. Die Mehrheitsver⸗ 
hältniſſe werden ſich deshalb nicht verſchieben. (Zwiſchen⸗ 
rufe links). Jeder wird heute wiſſen, was er am 
nächſten Dienstag zu tun hat. 
nicht darauf beſtehen, daß die Sache ſchon morgen auf 

er Tagesordnung ſteht. 


Präſident: Ich ſtehe nach wie vor auf dem Stand⸗ 


punkt, daß die morgige Beratung nur bei Friſtenkürzung 
möglich iſt, d. h. alſo, wenn nicht ſieben Abgeordnete 
widerſprechen. (Einer genügt!) Sieben Abgeordnete 
müſſen es vor der dritten Beratung ſein. Ueber die 
dritte Beratung heißt es im § 27 unſerer Geſchäfts⸗ 
ordnung: 
Die dritte Beratung beginnt früheſtens am drit⸗ 
tem Tage, nachdem die zweite Beratung geſchloſſen 


iht. 

Die zweite Beratung ift heute geſchloſſen. Die dritte 
Beratung kann alſo drei Tage ſpäter ſtattfinden. Ich 
ſage aber dasſelbe wie Herr Abg. Dr. Wagner. Wenn 
eine große Fraktion einen anderen Standpunkt hat, ſo 
mag ich nicht entſcheiden. Ich ſchlage vor, daß das 
Haus entſcheidet, ob die Sache morgen oder Dienstag 
auf die Tagesordnung kommen ſoll. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort Herr Abg. Schilke. 


Schilke, Abgeordneter (Z.): Ich wundere mich, daß 
ſich darüber eine ſo lange Geſchäftsordnungsdebatte ent⸗ 
wickelt, obwohl die Geſchäftsordnung in dieſem Fall 
ganz klar iſt. Das iſt ſchon von mehreren Vorrednern 
Ich teile auch nicht die Anſicht des 
Herrn Dr. Wagner, daß hier irgend welche Fragen zu 
klären ſind. Die Geſchäftsordnung ſagt klipp und klar, 
daß die dritte Beratung früheſtens am dritten Tage 
ſtattfindet, nachdem die zweite Beratung geſchloſſen ift. 
Die zweite Leſung iſt erſt heute beendet worden. (Abg. 
Dr. Blavier: Wer hat das feſtgeſtellt?) Das hat der 
Herr Präſident feſtgeſtellt, und wir haben erſt heute 
unſere Zuſtimmung gegeben. Wenn man dieſe Sache 


ganz unparteiiſch behandelt, kann man zu keiner andern 


Anſicht kommen. Die dritte Beratung kann aber erſt 
zwei Tage nach der zweiten Beratung ſtattfinden. Ich 


glaube, daß eine Zuſtimmung des Hauſes nicht not⸗ 


wendig iſt, da dieſer Punkt morgen nicht auf die Tages⸗ 


Wir werden deshalb 


ordnung geſetzt werden kann, wenn ſieben Abgeordnete 
widerſprechen. 


Präſident: Ich bitte die Damen und Herren, die 
der Anſicht des Präſidenten beipflichten, daß die Sache 
nicht morgen auf die Tagesordnung geſetzt werden darf, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht). Das iſt 
die Mehrheit. Es iſt ſo beſchloſſen. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Ich will dem 


Präſidenten wegen der Abſtimmung keinen Vorwurf, 


machen. Die Geſchäftsordnung ſpricht ganz klar aus, 


(©) 


daß vor der einmaligen, der dritten und der letzten 


Leſung eine Friſtenverkürzung nicht eintreten darf, 
wenn ſieben anweſende Abgeordnete widerſprechen. 
Nun haben zwar nicht ſieben Abgeordnete widerſprochen, 
ſondern Herr Abg. Dr. Bumke. Es iſt aber anzu⸗ 
nehmen, wenn der Präſident die Frage ſtellt, wer die 
Friſtenverkürzung nicht vornimmt, daß ſeine Fraktion 
ihn nicht im Stich gelaſſen hätte. Dann waren ſieben 
Mann gegen die morgige Beratung, und dann wäre es 
nicht nötig geweſen, das Haus zu befragen, ob die An⸗ 
ſicht des Präſidenten die richtige war. Wir begeben 
uns auf die ſchiefe Ebene, wenn wir das Haus von 
Fall zu Fall entſcheiden laſſen. 


Präſident: Ich habe an folgendes gedacht: Es 
wurden Zweifel an der Geſchäftsordnung erhoben. 
Ueber Zweifel in der Geſchäftsordnung entſcheidet der 
Präſident, er kann auch das Haus befragen. Ich habe 
das letztere gewählt. Zur Tagesordnung für morgen 
ſchlage ich außer dem Reſt von heute vor: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abände⸗ 
rung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, ferner 
Abſtimmung über den Antrag des Abg. Raube und 
Fraktion auf Unterſuchung der Verhaftung des Abg. 
iſchnewski. 


Ich würde vorſchlagen, die erſte Beratung des Geſetz⸗ 
entwurfs zur Abänderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
vorweg, dann einen Teil der heute nicht erledigten 
Sachen, z. B. die Erwerbsloſenfürſorge zu behandeln, 
(Lichtſpielgeſetzl) die Abſtimmung einzuſchieben und dann 
als Reſt die Punkte 14, 15. und, wenn Sie das Licht⸗ 
ſpielgeſez haben wollen, noch Punkt 16 von heute. 
ir Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
ahn. 


Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Ich möchte bitten, das 
Geſetz über die Aenderung des Gerichtsverfaffungsgeſetzes, 


— 


D) 


das erſt heute nachmittag verteilt worden iſt, nicht morgen 


in erſter Leſung zu behandeln, obgleich es nicht ganz 
unweſentlich iſt. Obgleich es gut iſt, wenn wir die 
Frage bald klären, habe ich doch den Eindruck, als 
wenn weite juriſtiſche Kreiſe, beſonders Rechtsanwälte, ſich 
über das Geſetz des Senats nicht ausgeſprochen haben. 
Nach dem Vorſchlag des Senats ſollen einfach die beiden 
Senate zuſammengelegt werden Dann ſoll das Gericht ein 
Berichterſtatter für den Senat ſein. Die Unabhängigkeit 
der Gerichte wird aufgehoben. Es ſind noch verſchiedene 
Dinge zu regeln, wie das Einſchalten beliebiger Richter. 
Das ſind Dinge, die reiflich beraten und mit juriſtiſchen 
Kreiſen beſprochen werden müſſen. Ich bitte, das nicht 
übers Knie zu brechen, ſondern die Sache bis Mittwoch 
oder Donnerstag zu verſchieben. So ſehr eilt ſie auch 
nicht; denn weitere Prozeſſe wegen Verfaſſungs widrigkeit 
eines Geſetzentwurfs ſcheinen nicht vorzuliegen. 


Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
Herr Abg. Dr. Bumke. 


Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Die Sache mag 
eilig ſein, aber auch wir haben noch nicht Gelegenheit 
gehabt, ſie in der Fraktion zu beſprechen. Ich perſönlich 
habe bei dieſem Geſetzentwurf ſchwere Bedenken. Ich 


wäre morgen aber, ohne mit der Fraktion Rückſprache 
genommen zu haben, nicht in der Lage, irgend eine 
Stellung einzunehmen. 
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Präſident: Es genügt ein Widerſpruch von ſieben der Freitag genommen werden können. Ich wollte aber 
Perſonen, dann darf ich den Punkt nicht auf die Tages- vorſchlagen, Dienstag und Mittwoch zu tagen, dann 
ordnung ſetzen. Ich bitte die Damen und Herren, die können die auswärtigen Herren gleich hier bleiben. 
dagegen ſind, daß die Sache morgen auf die Tages- Das Wort zur Geſchäftsordnung hat Herr Abg. 
ordnung kommt, ſich von den Plätzen zu erheben. Bergmann. 
(Geſchieht) Das genügt. Ich würde dann vorſchlagen, Bergmann, Abgeordneter (D.Soz.) : M. D. u. H.! 
daß der Punkt 11 von heute Punkt 1 wird, Punkt 13 Ich möchte bitten, den Punkt 16 der heutigen Tages⸗ 
wird Punkt 2, Punkt 13 Punkt 3, dann käme die Ab. ordnung, die zweite Beratung eines Lichtſpielgeſetzes als 
ſtimmung über den Antrag Raube und Fraktion, und Punkt 3 auf die Tagesordnung zu ſetzen. Es iſt einer 
dann kämen die Punkte 14, 15, 16 von heute. Dann der Geſetzentwürfe, die zu den allerälteſten gehören. Es 
würden wir fertig ſein und dann könnte Dienstag und iſt Nt. 1206 zu Nr. 81. 
Mittwoch die Etatsberatung ſtattfinden. Da Donners- Präſident: Herr Abg. Bergmann, fo ſchnell werden 
tag Himmelfahrt iſt, könnten wir Mittwoch in die wir mit dem Lichtſpielgeſetz doch nicht fertig werden. 
Pfingſtferien gehen und die Woche noch für Ausſchuß⸗ Ich glaube, es iſt beſſer, wir laſſen es am Schluß. 
ſitzungen benutzen. Ich bitte ſich das in den Fraktionen Ziehen Sie alſo Ihren Antrag zurück. Es iſt ſo er⸗ 
zu überlegen. Ich wollte vorſchlagen, ausnahmsweiſe ledigt und die Tagesordnung wie vorgeſchlagen ge⸗ 
Dienstag und Mittwoch zu tagen. Donnerstag fällt nehmigt. Ich ſchließe die Sitzung. l 
wegen des Himmelfahrtfeſtes aus, es würde höchſtens | (Schluß der Sitzung 7 Uhr 30 Minuten.) 
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110. Sitzung. 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den Vize⸗ 


präſidenten Splett eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senator Dr. Wiereinſki, Ober: 
regierungsräte Dr. Hemmen, Mundt. 

Vizepräſident Splett: Ich eröffne die 110. Sitzung 
des Volkstages. Vor Eintritt in die Tagesordnung habe 
ich Ihnen ein Schreiben des Abg. Polſter bekanntzugeben, 
der dem Herrn Präſidenten folgendes mitgeteilt hat: 

Hierdurch teile ich ergebenſt mit, daß ich meinen Aus⸗ 
tritt aus der Deutſch⸗Dauziger Volkspartei vollzogen habe 
und mich der Deutſch⸗liberalen Fraktion anſchließe. 


Hochachtungsvoll 

: O. Polſter. 
Dann if, wie ich annehme durch ein Verſehen, bei der 
geſtrigen Aufſtellung der Tagesordnung vergeſſen worden, 
die erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Anderung 
des Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge, Senatsvorlage, 


ON ODYS 


auf die Tagesordnung zu ſetzen. Ich bitte um Ihre Er⸗ 
mächtigung, dies zu kun, und würde Ihnen vorſchlagen, 
dieſen Punkt als erſten zu nehmen; dann Punkt Ja und 
jo weiter nach der Reihenfolge der Tagesordnung. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Sit das das berühmte 
Geſetz des Senats, wodurch der Arbeitszwang für Erwerbs⸗ 
loſe eingeführt werden ſoll? (Zwiſchenrufe!) Dann wider⸗ 
ſpreche ich der ſofortigen Beratung. 

Vizepräſident Splett: Es muß alſo bei der Tages⸗ 


ordnung bleiben, wie fie geſtern ſeſtgeſetzt worden ift. Ich 


rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab⸗ 
änderung des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge. 
Urantrag des Abg. Retzkowſki und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1172 zu Nr. 1113. Der Bericht des Aus⸗ 
ſchuſſes für Soziale Angelegenheiten liegt Ihnen vor. Ich 
eröffne die Ausſprache über Artikel 1. Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Ranſchke, Abgeordneter (K. P.): M. H.! Als für die 
Erwerbsloſen eine Erwerbsloſenfürſorge eingerichtet 
wurde, und zwar auf Grund des Geſetzes, glaubte der 
größte Teil der Volksvertretung, daß die Erwerbsloſen, die 
auf Grund des verlorenen Krieges zum größten Teil in 
Not und Elend geraten waren, eine Hilfe erfahren würden. 
Dieſe Hoffnung iſt ſchwer enttäuſcht worden. Wir können 
heute feſtſtellen, daß auf Grund dieſes Geſetzes den Er⸗ 
werbsloſen nicht etwa geholfen wurde, ſondern daß ſich die 
Gefängniſſe noch weiter gefüllt haben. Wir können heute 
feſtſtellen, daß die Krankenhäuſer auf Grund dieſes Ge⸗ 
ſetzes überfüllt ſind. Wir können weiter feſtſtellen, daß 
Not und Elend trotz dieſes Geſetzes bei den Erwerbsloſen 
weiter fortbeſtehen. Es hat ſich alſo in der Sache der 
Erwerbsloſen abſolut nichts geändert. Bezeichnend iſt 
aber, daß auf Grund dieſes Geſetzes die Hälfte der Er⸗ 
werbsloſen vollſtändig vom Genuß der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge ausgeſchaltet iſt. Bezeichnend iſt weiter, daß die 
andere Hälfte der Erwerbsloſen derartig ſchikaniert wird, 
daß ſie am Leben verzagen müſſen. Aus dieſem Grunde 
haben wir vor einiger Zeit einen Abänderungsantrag zu 
dem Geſetz eingebracht, um die Härten auszumerzen und 
aus dem Geſetz das zu machen, was es in Wirklichkeit ſein 
ſoll, eine Fürſorge für die Erwerbsloſen. 

Leider müſſen wir feſtſtellen, daß unſer Antrag bei den 
einzelnen Parteien keine Gegenliebe gefunden hat. Die 
Parteien ſind alſo damit einverſtanden, daß die Not bei 
den Erwerbsloſen weiter beſtehen bleibt. Sie ſind ein⸗ 
verſtanden, daß das Elend noch immer vergrößert wird. 
Gerade die letzte Zeit beweiſt, daß die Schikanjerung der 


Erwerbsloſen jede Grenze überſchritten hat. Mir liegt 


ein ganzer Stoß Akten über Beſchwerden von Erwerbs⸗ 
loſen vor, wie ſie insbeſondere auf dem Lande behandelt 
werden. Die Gemeindevorſteher und Gutsbeſitzer glauben, 
bei jeder Gelegenheit ihr Mütchen an den Erwerbsloſen 
ſtillen zu können. Ich möchte Ihnen nur zwei Sachen 
vortragen. Der eine Fall hat ſich in Kronenhof bei dem 
Gutsbeſitzer Kuhnke abgeſpielt. Dieſer Herr gab einem 
Erwerbsloſen den guten Rat, er ſolle ſeine Frau tot⸗ 
ſchlagen, dann brauche er keine Erwerbsloſenunterſtützung 
und ſeine Frau brauche nichts zu eſſen. In einem anderen 
Falle erhielt ein Erwerbsloſer mit elf Kindern, davon 
ſechs unter vierzehn Jahren, ungefähr drei Monate Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung. Plötzlich fiel es dem Gemeinde⸗ 
vorſteher ein, zu ſagen, er bekäme keine Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung mehr. Warum, wurde nicht angegeben. Die 
Frau wollte ſich das nicht gefallen laſſen, ging auf den 
Hof dieſes noblen Herrn und erklärte, ſie würde ihm ihre 
Kinder hinbringen. Da erlaubte ſich der Mann die Frech⸗ 
heit, zu ſagen: „Warum ſchaffen Sie ſich ſo viel Kinder 


an, wenn der Mann ſie nicht ernähren kann, ſoll er nicht 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 

ſo viel Kinder in die Welt ſetzen“ Das ſind einzelne Blü⸗ 
ten, wie die Erwerbsloſen im Freiſtaat behandelt werden. 
Das hat uns dazu bewogen, unſeren Abänderungsantrag 
einzubringen. Leider haben die verſchiedenen Parteien 
unſeren Vorſchlag im Ausſchuß abgelehnt. 

Bei dieſer Gelegenheit möchte ich beſonders die Par⸗ 
teien bennzeichnen, die behaupten, auch Arbeiterintereſſen 
zu vertreten und glauben, im Intereſſe der Arbeiter zu 
handeln. Dies Verhalten iſt ſchon öfter von dieſer Tri⸗ 
büne aus geſchildert worden. Es ſcheint aber ſo, als ob 
alles Reden für dieſe Parteien keinen Sinn hat. Aber 
dennoch fühlen wir uns veranlaßt, immer wieder darauf 
einzugehen und zu zeigen, wo und wie die Arbeiterintereſſen 
vertreten werden. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß keine der 
bürgerlichen Parteien unſerem Entwurf ihre Stimme ge⸗ 
geben hat. Die Sozialdemokratiſche Partei glaubte, dem 
Geſetz zuſtimmen zu müſſen. Wir ſtehen aber auf dem 
Standpunkt, daß einem Geſetz nicht nur zugeſtimmt wer⸗ 
den muß, ſondern daß die Parteien auch mit allen Mitteln 
beſtrebt zu ſein haben, daß der Entwurf Geſetz wird. Das 
ift ihre Pflicht, da fie eine gewiſſe Macht hinter fich haben. 
Gerade bei der Sozialdemokratie, die in unſerem Freiſtaat 
doch ziemlich machtvoll daſteht, müßte man erwarten, daß 
ſie für die Arbeiter, die auf der Straße liegen, ein warmes 
Herz haben. Es kommt nicht nur darauf an, dem Geſetz 
zuzuſtimmen, ſondern auch darauf, der ganzen Sache etwas 
Nachdruck zu verleihen. Wenn die Sozialdemokratie ernſt⸗ 
lich gewollt hätte, für die Arbeiterſchaft etwas herauszu⸗ 
holen, ſo wäre das auch möglich geweſen. Aber Sie glau⸗ 
ben, es mit der Abſtimmung getan zu haben. Es iſt be⸗ 
zeichnend dafür, daß gerade der Abgeordnete Kloßowſki im 
Ausſchuß erklärte: „Ihr Kommuniſten werft uns immer 
an den Kopf, wir ſtimmten gegen eure Geſetze. Wir wer⸗ 
den für euer Geſetz ſtimmen, und dann wird es doch nicht 
Geſetz werden.“ Es iſt bezeichnend dafür, daß man ein⸗ 
fach erklärt, ſtimmen können -wir dafür, aber Geſetz wird 
es doch nicht. Meine Herren von der Sozialdemokratie, 
wir "ind darin anderer Meinung. Wir jagen, wenn jo 
und jo viele Tauſend Arbeiter hinter euch ſtehen und ihr 
den Willen habt, gegen den Senat etwas zu unternehmen 
und für die Arbeiterſchaft etwas herausholen, dann wäre 
es in dieſem Fall ein leichtes. Es iſt verkehrt, wenn man 
glaubt, mit dem Stimmzettel in der Hand etwas für die 
ſchaffende Bevölkerung herausholen zu können. Was dabei 
herauskommt, hat das hohe Haus zur Genüge bewieſen. 
Leider wollen aber die Sozialdemokraten und die anderen 
Parteien nichts davon wiſſen. Es iſt noch immer das alte 
Lied, wenn es ſo nicht geht, anders geht es auch nicht. 
Wir ſind aber der Meinung, daß gerade die Arbeitsloſen⸗ 
frage für die Arbeiter in den Betrieben von größter Be⸗ 
deutung tft. Die Sozialdemokratie ſoll es ſich endlich ge- 
ſagt ſein laſſen, daß, jemehr Arbeitsloſe auf der Straße 
liegen, um ſo ſchwerer wird es für die ſein, die noch im 
Betrieb ſtehen, etwas herauszuholen. 

Es iſt aber leider jo, daß man hier große Worte 
ſchwingt und ſchöne Reden vom Stapel läßt, aber außer⸗ 
halb des Hauſes nicht daran denkt, etwas für die Arbeiter- 
ſchaft herauszuholen. Im Gegenteil, wir haben geſtern 
vom Abgeordneten Rahn hören müſſen, daß beſonders die 
Vertreter der Sozialdemokratie ihre eigenen Intereſſen 
wahrzunehmen willen (Sehr richtig! bei den Kommuniſten), 
und daß ihnen die Intereſſen der Arbeiterſchaft nur Luft 
ſind. (Abg. Dr. Kamnitzer: Das hat nur Rahn gemacht!) Es 
erübrigt ſich, die einzelnen Paragraphen durchzugehen, weil 
unſere Vorlage ja jedem der Herren bekannt ift. Ich möchte 
aber auf eins beſonders hinweiſen, und das iſt der Para⸗ 
graph, der von der Ausſperrung handelt. In dem Geſetz 
iſt geſagt, wenn die Ausſperrung auf Grund eines Schieds⸗ 
ſpruches erfolgt, d. h., wenn ein Schiedsſpruch gefällt iſt 
und der Arbeitgeber erkennt dieſen Schiedsſpruch nicht an, 
dann tritt die Fürſorge ein. Dieſen Paragraphen wollten 


wird. 


wir auch abändern, und zwar mit gutem Recht. Es iſt bis (0) 


heute noch nicht vorgekommen, daß ein Arbeitgeber aus⸗ 
geſperrt hat, weil er den Schiedsſpruch nicht anerkennt. 
Das hat er gar nicht nötig, und darum kann die Fürſorge 
niemals eintreten. Der Arbeitgeber darf nur erklären, 
ich erkenne den Schiedsſpruch nicht an, und wenn es euch 
micht paßt, bitte ſchön, geht hinaus, ihr braucht nicht zu 
arbeiten. Wenn die Arbeiter aus dem Betriebe heraus⸗ 
gehen, bekommen ſie auch feine Unterſtützung von der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge. Wir ſind der Meinung, daß, wenn 
ſolch ein Fall eintritt, in dem die Arbeiterſchaft gezwungen 
wird, dem Unternehmer die Anerkennung des Schieds⸗ 
ſpruches abzuringen, dann muß auch die Fürſorge ein⸗ 
treten. Aber ſelbſt die Vertreter der Arbeiterſchaft, die 
alle dieſen Kampf kennen und darauf eingeſtellt ſind, haben 
dieſem Paragraphen keine Bedeutung beigemeſſen. (Abg. 
Gaikowſki: Mit gutem Recht!) Ja, mit gutem Recht, Herr 
Gaikowſki, jagen die Vertreter der Arbeiterſchaft, daß jie 


gar kein Intereſſe daran haben, einem ſolchen Herrn den 


gefällten Schiedsſpruch aufzuzwingen. Sie wollen es nicht 
und tun es nicht. Sonſt müßten Sie ein Intereſſe daran 
haben, dieſen Paragraphen abzuändern. 

Wir haben weiter verlangt, daß die Fürſorge auch 
an Arbeiter gezahlt wird, wenn ſie ins 14. Lebensjahr 
eintreten. Heute wird ja größtenteils nur bis zum 13. 
Lebensjahr gezahlt. Ich frage die Volksvertreter, was jol 
mit dieſen Menſchen, die das 14. Lebensjahr überſchritten 
haben, und die vielleicht noch mehr Geſchwiſter haben, wer⸗ 
den, da es dem Vater doch nicht möglich iſt, ſolch ein großes 
Kind weiter zu ernähren. Wir wiſſen, daß gerade in dieſen 
Jahren die Ernährung des Kindes die größten Anſprüche 
an den Vater ſtellt. Gerade in den Jahren vom 14. bis 
zum 18. Lebensjahr und noch weiter hinauf muß die Er⸗ 
nährung eine andere ſein. Alle, die Kinder in dieſem Alter 
haben, werden wiſſen, daß die Kinder in dem Alter über⸗ 
haupt nicht ſatt zu bekommen ſind. Hier wird verlangt, 
daß die Unterſtützung nur bis zum 14. Lebensjahr gegeben 
Wir verlangen, daß ſie vom 14. Lebensjahr ab 
gezahlt wird. Auch dafür haben ſich die Volksvertreter 
nicht erwärmen können. Wir haben weiter verlangt, daß 
die Arbeitsloſenunterſtützung überhaupt erhöht wird. 

M. D. u. H.! Ich glaube, es iſt über die Not der Ar⸗ 
beitsloſen im Volkstag genug geſprochen worden. Über 
den Wohnungsbau iſt allerdings mehr geſprochen worden. 
Das iſt ja auch eine Sache, die die Herren der Rechten an⸗ 
geht. Die Arbeitsloſenfrage iſt nicht in ſo weitgehendem 
Maße behandelt worden, wie die Wohnungsfrage und der 
Wohnungsbau. Jedem, der mit Arbeiterkreiſen in Füh⸗ 
lung ſteht, iſt bekannt, daß die Arbeitsloſen mit der heuti⸗ 
gen Unterſtützung abſolut nicht auskommen können. Wir 
haben verlangt, daße die Unterſtützung um 100 Prozent 
erhöht wird. Wenn der Satz für einen Verheirateten mit 
vier Gulden pro Tag eingeſetzt ift, jo find wir der Mei- 
nung, daß der Arbeitsloſe noch nicht auf Roſen gebettet iſt. 
Die Vertreter des Volkes wiſſen, daß die Not groß iſt, und 
trotzdem haben Sie die Abänderung dieſes Paragraphen 
niedergeſtimmt und die Unterſtützung nicht erhöht. Auch 
hier wäre insbeſondere der Sozialdemokratie Gelegenheit 
gegeben, dafür einzutreten, daß die Unterſtützung erhöht 
wird. Ich möchte den Vertretern der Gewerkſchaften, trog- 
dem fie es wiſſen, jagen, daß die Lohndrückevei gerade durch 
die Arbeitsloſen großgezogen wird. Warum gehen ſich die 
Arbeitsloſen zur Arbeit anbieten? Etwa, weil die Unter⸗ 
ſtützung zu hoch iſt, oder etwa, weil ſie Spaß an der Arbeit 
haben? Nein, in der heutigen Geſellſchaft nicht. Sie ſehen 
Arbeit zu bekommen, weil ſie einmal mit den Unter⸗ 
ſtützungsſätzen nicht auskommen können und auf der ande⸗ 
ren Seite, weil 50 Prozent oder noch mehr von ihnen von 
dieſem Geſetz ausgeſchloſſen ſind. Wir haben deshalb in 
unſerm Geſetz verlangt, daß die Unterſtützung allen Ar⸗ 
beitsloſen gezahlt wird, und daß ſie enorm erhöht wird. 
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(Raſchke, Abgeordneter.) f 
Ich will nicht verfehlen zu jagen, daß dies Geſetz bei 
der heutigen Zuſammenſetzung des Volkstages ſicher ab⸗ 
gelehnt wird. Davon ſind wir überzeugt. Wir können 
Ihnen aber heute ſchon ſagen, daß wir Ihnen bald wieder 
Gelegenheit geben werden, unſern Antrag zu beraten und 
für ihn zu ſtimmen. Insbeſondere wird dazu Gelegenheit 
hei dem vom Senat eingereichten Arbeitsloſenfürſorgegeſetz 
ſein. Wenn Sie heute unſeren Geſetzentwurf ablehnen, 
werden wir deswegen noch nicht die Segel ſtreichen. Wir 
werden nach wie vor immer und immer wieder die Inter⸗ 
eſſen der Erwerbsloſen wahrnehmen, und in dem Sinne 
wahrnehmen, daß ein jeder in den Genuß der Erwerbs— 
loſenunterſtützung kommt und die Schikanierungen von 
ſeiten der Landräte und der Amts- bzw. Gemeindevorſteher 
endlich einmal aufhören. Aber mit Beſtimmtheit glaube 
ich vorausſagen zu können, daß die Herren des hohen 
Hauſes dafür nicht zu haben ſein werden. Wir werden 
aber auch daraus unſere Konſequenzen ziehen und können 
heute nur den Erwerbsloſen ſagen, daß es bedauerlich iſt, 
wenn ſie noch ſo ruhig ſind. Wir ſagen den Erwerbsloſen, 
tut jo wie die Frau, die ihre Kinder dem Gemeindevorſteher 
hinbringen wollte. Bringt alle Kinder in der Gemeinde, 
die erwerbsloſe Väter haben, zur Gemeinde. Die ſoll da⸗ 
für ſorgen. Dann wird es wohl gehen. Ihr Erwerbs⸗ 
loſen, die ihr keine Unterſtützung bekommt, hin zum Ar⸗ 
beitshaus, ihr wollt Arbeit und Unterkunft. Dann glauben 
wir, wird ſich der Senat etwas anders einſtellen müſſen, 
Dame wird er feinen unteren Organen andere Richtlinien 
geben, dann wird er dafür ſorgen, daß alle Leute in den 
Genuß der Erwerbsloſenunterſtützung kommen. Die Reden 
hier vor einem Kreiſe zu halten, der abſolut kein Intereſſe 
für die Not und das Elend der Erwerbsloſen hat, hat 
keinen Sinn. Aber geſagt muß es einmal werden, wie 
ſich die Parteien einſtellen, damit die Erwerbsloſen er⸗ 
kennen, wo ihre Intereſſen vertreten werden, damit ſie er⸗ 
kennen, wie die Geſchäfte überhaupt gehandhabt werden. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Gaikowfki. 
Gaikowfki, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! In einer 
Zeit, wo alle Abgeordneten des Volkstages die Verantwor⸗ 


tung für das Wohl und Wehe des Staates und der Be⸗ 


völkerung tragen, muß man Geſetzesanträge und Geſetz⸗ 
entwürfe ſo ausarbeiten, daß ſie auch zum Wohl des ge⸗ 
ſamten Volkes dienen können. Es darf unter keinen Um⸗ 
ſtänden aus agitatoriſchen Gründen ein Urantrag einge⸗ 
bracht werden, von dem man vorher ſchon weiß, daß er 
auf Grund ſeiner Einſtellung unannehmbar ift. Wir haben 
uns immer auf den Standpunkt geſtellt, daß die geſamte 
Sozialverſicherung und die geſamte Sozialpolitik im Frei⸗ 
ſtaat ſich eng an die Sozialpolitik des Deutſchen Reiches 
anſchließen ſoll. Wir können als Danziger mit Stolz be⸗ 
haupten, daß wir mit dem Deutſchen Reiche faſt eine gleiche 
Verſicherung auf ſozialpolitiſchem Gebiete haben. Wenn 
uns hier von dem Herrn Vorredner der Vorwurf gemacht 
wird, alle Vertreter der Arbeiterſchaft, die die Ehre haben, 
hier im Volkstag zu ſitzen, hätten ſich gegen dieſen Urantrag 
ausgeſprochen, beſonders aber in der Frage der Bezah⸗ 
lung der Unterſtützung bei Streiks, jo ift das mit gutem 
Recht geſchehen. Um keine falſche Meinung aufkommen zu 
laſſen, habe ich das Wort genommen, um folgende 
Erklärung abzugeben: Wir würden es als Gemeri 
ſchaften und ehrlich denkende Arbeiter unter unſerer Würde 
halten, bei Streiks auch nur einen Pfennig Unterſtützung 
vom Staat zu nehmen. (Zurufe bei den Kommuniſten.) 
Unſere Aufgabe ift es, durch fveie Mittel, aufgebracht durch 
die Mitglieder ſelbſt, unſere Lohn- und Arbeitsverhältniſſe 
zu beſſern. In dem Augenblick, wo wir das nicht mehr 
fertig bringen, haben wir abgewirtſchaftet und kein Recht 
mehr, uns als Arbeiter gegen das Elend aufzulehnen. (Zu⸗ 
ruf bei den Kommuniſten.) Desgleichen iſt in dem Geſetz⸗ 


an der Spitze zu ſtehen. 


entwurf niedergelegt, daß die Arbeitsloſenunterſtützung um 
100 Prozent erhöht werden fol. 
Wie es mit der Not der Arbeitsloſen ſteht, davon hat 
der Vorredner keine Ahnung; denn er geht nicht in die 
Häuſer der Arbeitsloſen. (Zuruf.) Es iſt mir ſehr gut 
bekannt, daß die Not der Arbeitsloſen ſehr groß iſt, aber 
nicht nur bei den Erwerbsloſen, ſondern auch bei der ge- 
ſamten Arbeiterſchaft. Das iſt nichts neues, ſondern etwas 
altes. Warum denn der Ruf nach Verbeſſerung unſerer 
Arbeitsbedingungen und Erhöhung der Löhne. Es iſt 
nichts neues, daß es uns Arbeitern ſchlecht geht. Es geht 
uns miſerabel, das iſt der richtige Ausdruck dafür. Wir 
dürfen nicht vergeſſen, daß man einen Antrag auf Er⸗ 
höhung der Erwerbsloſenunterſtützung um 100 Prozent 
nicht durchbekommt. Da ſoll man nicht einen Antrag 
ſtellen, von dem man weiß, daß er nicht durchkommt, nur 
um Agitation zu treiben. Die Arbeitsloſenunterſtützung 
beträgt zur Zeit bei einem Familienvater mit drei und 
mehr Kindern 4,50 Gulden pro Tag, 27 Gulden pro Woche. 
Das ift auf Grund der Mitarbeit ſämtlicher Mitglie- 
der des Sozialen Ausſchuſſes erreicht worden. Das iſt 
aber auch ein Beweis dafür, daß die Mitglieder im Sozia⸗ 
len Ausſchuß an der Verbeſſerung der Erwerbsloſenfür⸗ 
jorge gearbeitet haben, um das denkbar Möglichſte Heraus- 
zuholen. Agitatoriſche Anträge kann der Staat heute nicht 
durchführen, ſondern nur ſolche Anträge, von denen man 
weiß, daß die ganze Volksvertretung dahinter ſteht und jie 
annimmt. (Dann jollte man die Vermögensſteuer erhöhen! 
bei den Kommuniſten.) 
Vizepräſident Splett: 


Hoffmann. 

Hoffmann, Abgeordneter: (K. P.): M. D. u. H.! Der 
Vertreter des Zentrums, Herr Abg. Gaikowſti, hielt ſich 
für berufen, von dieſer Stelle aus zu erklären, daß im 
gegenwärtigen Augenblick, wo die Wirtſchaft jo ſchwer da- 
niederliege, alle Volksvertreter daran gehen ſollten, den 
Staat zu unterſtützen, damit endlich die Wirtſchaft auf⸗ 
gerichtet wird. Gleichzeitig meinte er, die Volksvertreer 
ſollten nicht unſinnige Anträge ſtellen, damit der Staat 
nicht noch mehr gefährdet würde, d. h. ſoviel, wir Vertreter 
der Arbeiter ſollen dieſen privatkapitaliſtiſchen Staat auf⸗ 
richten zugunſten derjenigen, die die Kriegsgewinne in der 
Taſche haben, die ſich auf Koſten der Arbeiter geſund⸗ 
geſtoßen haben, und zwar die ganzen Jahrhunderte lang. 
Jetzt ſollen wir Arbeiter verurteilen, auf der Straße zu 
verrecken. Das iſt eine Unverſchämtheit ſondergleichen, 
die von einem Volksvertreter gefordert wird, von einem 
Arbeitervertreter, der die Arbeitsloſen in beſtem Sinne 
vertreten will. (Abg. Gaikowſki: Sie verſtehen nichts von 
der Wirtichaft!) Wenn Sie herkommen und erklären, wir 
ſollten dieſe Kreiſe unterſtützen, wer iſt denn heute der 
Staat? Den Arbeitern gibt man nichts. Dort ſitzt der 
Oberregierungsrat Hemmen, der uns den Wiſch auf den 
Tiſch gelegt hat, wonach die Arbeitsloſen für die paar 
Bettelpfennige 4 Stunden täglich arbeiten ſollen. (Das 
ſollen ſie! rechts.) Wir werden ſpäter über dieſen Punkt 
ſprechen. Ich will nur dem Herrn Abg. Gaikowſki auf 
ſeine Anregung antworten, wenn er ſagt, daß er nicht da⸗ 
für ſtehen könne, daß auch ausgeſperrte Arbeiter eine 
Unterſtützung vom Staat erhalten, weil ſonſt die Gewerk⸗ 
ſchaften erledigt ſind. Wenn die Sache ſo iſt, dann will 
ich gern meine Hand dazu bieten, daß ein Herr Gaikowfki 
nicht mehr an der Spitze der Arbeiterſchaft ſteht. Soviel 
Arbeiterverrat hat der Herr Abg. Gaikowſki ſchon an der 
Arbeiterbewegung begangen, daß er nicht mehr wert iſt, 
i (Sehr richtig! links.) Aber das 
eine will ich Ihnen ſagen, Sie ſind ja gar nicht gewillt, 
die Arbeiter dahin zu führen, daß ſie beſſere Lohn⸗ und 
Arbeitsbedinungen erkämpfen. Dafür ſind Sie noch nie 
eingetreten. Auch die freie Gewerkſehaft kann es beweiſen, 
daß Sie es geweſen ſind, der der Gewerkſchaftsorganiſation 


Das Wort hat der Herr Abg. 
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(Hoffmann, Abgeordneter.) 

in den Rücken gefallen iſt. (Zwiſchenruf des Abg. Gai⸗ 
kowſki.) Ich will Ihnen aber etwas anderes jagen. Es iſt 
vielleicht nur Propaganda von Ihrer Seite, wenn Sie hier⸗ 
her kommen und uns vorwerfen, daß wir Propaganda 
treiben. Wir vertreten nur Die Intereſſen der Arbeiter. 
(Abg. Gaikowſki: So ſehen Sie aus!) Sie jagten, auch 
mein Kollege Raſchke habe keine Ahnung, wie es den 
Arbeitsloſen gehe. Da haben Sie für ſich den Nagel auf 
den Kopf getroffen; denn Sie wiſſen nicht, wie es den 
Arbeitsloſen geht. Gehen Sie hin und fragen Sie, wie⸗ 
viele von unſeren Kollegen arbeiten. Wir haben keinen 
einzigen, der ein Angeſtellter der Partei oder der Gewerk⸗ 
ſchaft iſt. Fragen Sie, wieviele von unſeren Kollegen 
arbeitslos ſind, dann werden Sie die Backpfeifen be⸗ 
kommen, die Sie bekommen müßten, wenn Sie mit ſolchen 
Schmutzigkeiten herkommen und uns vorwerfen wollen, wir 
treiben mit dieſem Antrag Propaganda. (Abg. Gaikowfki: 
Etwas anderes tun Sie nicht damit!) Wir wiſſen, und das 
hat ja auch ſchon der Kollege Raſchke geſagt, daß wir nichts 
von dieſem Hauſe zu erwarten haben. Wir wiſſen, daß ſich 
nur die Arbeiterſchaft etwas erkämpfen kann. Zu der 
Sozialdemokratie ſagen wir: „Dort ſitzen die Leute, die 
euch bis aufs Blut drangſalieren!“ Mit derſelben Bru⸗ 
talität, wie dieſe Leute es gegenüber den Arbeitern tun, 
ſollten die Arbeiter es auch tun. Die Arbeiter werden ein⸗ 
ſehen, daß nur durch Aufhebung des Kapitalismus die 
Arbeiter gerettet werden können. 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
zu Artikel 1 nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Wir nehmen die Druckſache 
Nr. 1113 zur Grundlage. Ich bitte die Damen und 
Herren, die für Artikel 1 der Druckſache Nr. 1113 ſind, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Bitte um die 
Gegenprobe. (Geſchieht.) Jetzt ſteht die Mehrheit. Ar⸗ 
tikel 1 iſt abgelehnt. Ich rufe auf Artikel 2. Wortmeldun⸗ 
gen liegen nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die Artikel 2 annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. (Geſchieht.) Die Mehrheit ſteht jetzt. Artikel 2 iſt 
abgelehnt. Ich rufe auf Artikel 3. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die Artikel 3 annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die⸗ 
ſelbe Minderheit. Artikel 3 iſt abgelehnt. Ich rufe auf 
Artikel 4. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Be⸗ 
ratung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer 
für Artikel 4 ift, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Artikel 4 iſt abgelehnt. 
Ich rufe auf Artikel 5. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Beratung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel 5 
annehmen wollen, jih von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Minderheit. Artikel 5 ift abgelehnt. 
Ich rufe auf Artikel 6. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Beratung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel 6 an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Minderheit. Artikel 6 ift abgelehnt. 
Ich rufe auf Artikel 7. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Beratung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel 7 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Artikel 7 iſt abgelehnt. 
Ich rufe auf Artikel 8. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Beratung ift geſchloſſen. Wir kommen zur Abitin- 
mung. Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel 8 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Artikel 8 iſt abgelehnt. 
(Abg. Raube: Zu Artikel 9 beantragen wir namentliche 
Abſtimmung!) Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) 
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Habel, Harnau, Herrmann, Hoppe, 


Er ift genügend unterſtützt. Wir kommen zur nament- (0) 


lichen Abſtimmung über Artikel 9. Ich bitte die Damen 
und Herren, die mit Ja ſtimmen wollen, eine Ja⸗Karte, 
die mit Nein ſtimmen wollen, eine Nein-Karte abzugeben. 
Die Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht noch 
jemand eine Karte abzugeben. Das iſt nicht der Fall. 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es haben ſich an ihr 
71 Abgeordnete beteiligt“). Davon ſtimmten mit Ja 29, 
mit Nein 42; Artikel 9 iſt abgelehnt. Ich rufe auf 
Artikel 10. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Ve- 
ratung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die Artikel 10 annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit. Artikel 10 iſt abgelehnt. Ich darf wohl 
ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß Artikel 11 ab⸗ 
gelehnt iſt, desgleichen Artikel 12, Artikel 13, Artikel 14, 
Artikel 15, Artikel 16, Artikel 17 und Artikel 18. Wir 
kommen zur Überjchrift: „Geſetz betreffend Abänderung 
des Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 
(Geſetzbl. S. 91) in der Faſſung vom 3. Oktober 1924 
(Geſetzbl. S. 453) und in der Faſſung vom 19. Dezember 
1924 (Geſetzbl. S. 543.“ Ich bitte die Damen und Herren, 
die die Überſchrift annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Die 
Überſchrift iſt abgelehnt, ebenſo die ganze Vorlage. Damit 
unterbleibt jede weitere Beratung. Wir kämen dann zur 
Abſtimmung über die Entſchließung, wie ſie der Soziale 
Ausſchuß dem hohen Hauſe vorgelegt hat: 0 
Die Verſorgung der Erwerbsloſen ſcheint beſonders bei 
kinderreichen Familien nach den bisherigen Beſtimmungen 
nicht ausreichend zu ſein. Es erſcheint daher angebracht, 
eine Erhöhung der Höchſtgrenze der Geſamtunterſtützung 
eintreten zu laſſen. Der Volkstog erſucht deshalb den Senat, 
im Verordnungswege gemäß $ 16 des Erwerbsloſenfürſorge⸗ 
geſetzes vom 28. März 1922 diefe Höchſtgrenze auf 4,50 G 
für den Einzelfall mit Wirkung vom 15. März feſtzuſetzen. 
Die Damen und Herren, die für die Entſchließung, Drud- 
ſache Nr. 1172, ſind, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Sie iſt einſtimmig angenommen. Damit iſt 
der Punkt 1 der Tagesordnung erledigt. Ich rufe auf 
Punkt 2 der Tagesordnung: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über 
Gewährung einer einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe für 
Erwerbsloſe. Urantrag des Abg. Retzkowſki und 
Fraktion. 
Druckſache Nr. 1173 zu Nr. 1114. Ich rufe auf § 1. 
Das Wort hat Frau Abg. Krefft. 

Krefft, Abgeordnete (K. P.): M. D. u. H.! Der feiner- 
zeit vorgelegte Antrag betreffend die Wirtſchaftsbeihilfe, 
wurde im Sozialen Ausſchuß abgelehnt. Dafür hat man 
die 300 000 Gulden zur Verfügung geſtellt. Dem Senat 
wurde es freigegeben, dies Geld nach eigenem Ermeſſen 
zu verteilen. Dabei haben fich große Härten herausgeſtellt, 
und den Erwerbsloſen wurde nicht geholfen. Unſere Wei- 


) Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Beyer, Brill, 
Buckmakowſki, Frau Falk, Fiſcher J., Fooken, Gebauer, Gerick, Grün⸗ 
hagen, Hoffmann, Joſeph, Dr. Kamnitzer, Karſchefſki, Klapps, Klingen⸗ 
berg, Kloßowſki, Frau Kreft, Leu, Liſchnewſki, Müller, Plettner, 
Raſchke, Haube, Reek, Rehberg, Retzkowſki, Spill, Wierſchowſki. 

Geſtimmt haven mit Nein: Abg. Arndt, Bergmann, Böcker, 
Brodowski, Bürgerle, Dörkſen, Ediger, Ehm, Eichholtz, Falkenberg, 
Fiſcher P., Gaikowſki, Glombowſki, Frau Grundmann, Guttzeit, 

Klawitter, Frau Knoblauch, Frau 
Kuntz, Lehmann, Lietzau, Lück, Mathieu, Mayen, Frau Meyer, 
Dr. Neumann, Nordwig, Philipſen, Polſter, Schilke, Schmidt N., 
Schütz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, Splett, Dr. Wagner, 
Weiß, Wisniewſfki. 

Nicht anweſend waren: Abg. Bahl, Dr. Bing, Dr. Blavier, 
Böhm, Dr. Bumke, Burandt, Dahsler, Frau Döll, Dyck II, Dr. Eppich, 
Evert, Falk, Förſter, Formell, Gehl, Hennke, Hohnfeldt, Janzen, 
Jedwabſki, Frau Kalähne, Karkutſch, Dr. Kubacz, Kurowſki, Frau 
Landmann, Langowſki, Laſchewſki. Dr. Lembke, Loops, Maier, Frau 
Malikowſki, Mau, Dr. Moezynſki, Frau Mohn, Mroczkowfki, Neu⸗ 
bauer, Dr. Pannecki, Penner I, Rahn, Rohde, Frau Richter, Sawatzki, 
Schede, Schmidt E., Schulz, Dr. Treichel, Dr. Wendt, Werner, 
Weſſalowſki, Dr. Ziehm. e 
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Donnerstag, den 14. Mai 1925. 


(Kreft, Frau Abgeordnete. 


(A) nung war, daß jeder Erwerbsloſe die Wirtſchaftsbeihilfe 


erhalten folte, beſonders die, die nicht ftempeln und keine 
Unterſtützung erhalten. Es zeigte ſich, daß die bürgerlichen 
Kreiſe lein Inteveſſe für die Not der Erwerbslosen haben. 
Herr Abg. Gaikowſki erklärte, er wiſſe mit der Not der 
Erwerbsloſen am beſten Beſcheid, aber es ſtände auch mit 
denjenigen, die Arbeit hätten, ſchlecht genug. Wie muß es 
dann aber bei denen ausſehen, die arbeitslos ſind, wenn 
man ſelbſt zugibt, daß die ganze Arbeiterſchaft im Elend 
lebt? Was tut die Zentrumsfraktion und was tun die 
ganzen bürgerlichen Parteien? Sie erklären, ſie wiſſen 
von der Not der Arbeitsloſen, aber ſie wollen ihnen nicht 
helfen. Es nützt nichts, wenn man dieſe Not der bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft und dem Senat mit Worten ſchildert. 
Gerade die Zentrumspartei iſt es geweſen, die den Arbei⸗ 
tern bei ihren Kämpfen um beſſere Lohn⸗ und Arbeits⸗ 
bedingungen in den Rücken gefallen ift. (Abg. Gaikowfki: 
Den Beweis haben Sie nicht erbracht!) Bei allen Wirt- 
ſchaftsbeihilfen fielen Sie den Erwerbsloſen in den Rücken. 
Sie ſind aber immer mit kleinen Anträgen gekommen, um 
den Erwerbsloſen Sand in die Augen zu ſtreuen, um jie 
ein klein wenig zu beruhigen, weil man fürchtet, daß die 
Arbeiter in den eigenen Reihen einmal die Augen öffnen 
würden und diejenigen hinwegfegen, die ihnen im Wege 
ſtehen, die nicht haben wollen, daß es ihnen beſſer geht. 
(Abg. Gaikowfki: Das find. Sie!) Gerade Arbeiter der 
Zentrumsfraktion, der chriſtlichen Gewerkſchaft ſind in 
großer Zahl zu mir gekommen und haben mich gefragt, 
wie es möglich ſei, daß im Volkstag ſolch ein Antrag an⸗ 
genommen werde. Nicht Arbeiter der freien Gewerk⸗ 
ſchaften ſind es allein, ſondern ganz beſonders Arbeiter der 
chriſtlichen Gewerkſchaften, die überall mit mir darüber 
geſprochen haben. Ich mußte ihnen erklären: „Eure Ver⸗ 
treter waren es, die dieſen Antrag einbrachten! Eure 
Vertveter lehnen es ab, euch wirklich zu helfen!“ 

Auch die chriſtlichen Arbeiter werden erkennen, wohin 
die Reiſe geht, wie man ſie unterdrückt und wie man ſie 
ausbeuten will. Als ich letztens von Reichskrone nach 
Danzig fuhr, ſaß ich mit vier Arbeitern zuſammen, die ſich 
auch über die Wirtſchaftsbeihilfe beklagten und ſagten, daß 
auch fie erkannten, daß etwas anderes kommen müſſe, 
wenn ihnen geholfen werden ſolle. Das waren chriſtliche 
Arbeiter. (Abg. Gaikowſki: Das ſtimmt nicht!) Ich werde 
Ihnen die Namen der Arbeiter bringen. Im Augenblick 
kann ich ſie nicht ſagen. Der Tag iſt nicht fern, an dem 
auch dieſe Arbeiter erkennen werden, daß ſie nur mit Dema⸗ 
gogen und mit Leuten zu tun haben, die nicht das Inter⸗ 
ejje der Arbeiterſchaft vertreten und fie langſam verdummen. 
laſſen. Es wird der Tag kommen, wo dieſe Leute aufwachen 
und ſich nicht mehr Verſprechungen machen, laſſen werden 
auf das Jenſeits. Wie wir im Jenſeits leben werden ift 
gleichgültig. Hauptſache iſt, daß die Mutter hier ihre Kin⸗ 
der nicht verhungern ſieht. Auf dem Wohnungsamt ſtohen 
Arbeiterfrauen, die keine Wohnung haben, mit ihrem 
Säugling auf dem Arm. Die Kinder freien und weinen. 
Eine ſolche Frau erklärte, ihr Mann ſei arbeitslos und ſie 
hätte ihrem kleinen Kinde ſeit drei Tagen keinen Tropfen 
Milch geben können. (Die kriegen Milch! beim Zentrum.) 
Das ſagen Sie, Sie wollen nicht, daß den Erwerbsloſen 


geholſen wird. Sie wollen, daß die Erwerbsloſen dauernd 


betteln ſollen. (Zwiſchenruf des Abg. Gaikowſki.) Das hat 
der Arbeiter Ihnen zu verdanken. Es wird nicht lange 
dauern, dann werden auch die chriſtlichen Arbeiter er⸗ 
kennen — ein großer Teil erkennt es ſchon —, daß es 
ſo nicht weitergehen kann. Dann wird mit Ihnen abge⸗ 
rechnet werden. (Bravo! bei den Kommuniſten. — Zuruf 
des Abg. Gaikowfki.) 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung über $ 1 der 
Druckſache Nr. 1114. Die Damen und Herren, die dieſen 
Paragraphen annehmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz 


£ 


zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. 
(Geſchieht.) Es ift zweifelhaft, wir müſſen zur Auszäh⸗ 
lung kommen. Die Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) 
Die Auszählung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 76 Da⸗ 
men und Herren beteiligt. Davon ſtimmten mit Ja 37, 
mit Nein 39. § 1 der Druckſache Nr. 1114 ift abgelehnt. 
Ich rufe auf § 2. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die 
Beratung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung 
über den § 2. Ich bitte die Damen und Herren, die ihn 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Cs ift 
ebenjo zweifelhaft wie vorhin. Wir müſſen wieder zur 
Auszählung kommen. Die Auszählung beginnt. (Ge⸗ 
schieht.) Die Auszählung ift geſchloſſen. An ihr haben fih 
82 Damen und Herren beteiligt. Davon ſtimmten mit 
Ja 37, mit Nein 45 Abgeordnete. § 2 ift abgelehnt. Ich 
rufe auf § 3. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Be- 
ratung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die § 3 annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit. § 3 iſt abgelehnt. Ich darf wohl feſtſtellen, 
daß auch § 4 abgelehnt ift. Wir kommen zur Überſchriſt: 
„Geſetz über Gewährung einer einmaligen Wirtſchafts⸗ 
beihilfe für Erwerbsloſe.“ Wer für die Überſchrift ift, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Bitte um die 
Gegenprobe. (Geſchieht.) Jetzt ſteht die Mehrheit. Die 
Überſchrift iſt abgelehnt. Es kommt der Abſatz 3 des § 26 
in Betracht, der da lautet: 

Werden alle Teile der Vorlage in zweiter Beratung 

abgelehnt, ſo unterbleibt jede weitere Beratung. 

Das iſt hier der Fall. Wir kommen zu Punkt 3 der Tages⸗ 
ordnung: 

Abſtimmung über den Antrag des Abg. Raube 

und Fraktion auf Unterſuchung der Verhaftung des 

Aͤ;bg. Liſchnewſti. 
Druckſache Nr. 1204. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage nament⸗ 
liche Abſtimmung. 

Vizepräſident Splett: Ich habe Bedenken, dem ſtatt⸗ 
zugeben. Wir ſind in der Abſtimmung und die Abſtim⸗ 
mung war damals in Form einer Auszählung. Es er⸗ 
ſcheint mir zweifelhaft, daß wir jetzt nachträglich eine 
andere Abſtimmung vornehmen können. (Abg. Raube: 
Wir ſind mit der Auszählung einverſtanden!) — Abg. 
Schwegmann: Einfache Abſtimmung!) Auszählung erfolgt 
nur, wenn das Ergebnis zweifelhaft ift. Wir kommen zur 
Abſtimmung über den Antrag des Abg. Raube. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dafür ſind, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Die gegen den Antrag ſind bitte 
ich, fich zu erheben. (Geſchieht.) Es hat vorhin die Mehr- 
heit geſtanden, der Antrag iſt angenommen. Ich rufe auf 
Punkt 4 der Tagesordnung: W 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurſs über die 
Gewährung von Sonderzuſchlägen an Empfänger 
von Renten nach den Reichsverſorgungsgeſetzen. 
Urantrag des Abg. Gebauer und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1263 zu Nr. 1046. Das Wort hat der Herr 
Abg. Gebauer. 

Gebauer, Abgeordneter (8. P. I).): M. D. u. H.! Der 
Volkstag hat ſich etwas unnötige Arbeit gemacht, als er 
dieſen Geſetzentwurf während der zweiten Beratung wieder 
an den Sozialen Ausſchuß zurückverwies. Ich habe ſchon 
damals bemerkt, daß die Verhältniſſe klar liegen und eine 
nochmalige Beratung im Ausſchuß keinen Zweck habe. Ich 
will den Geſetzentwurf den Mitgliedern des hohen Hauſes 
noch einmal ins Gedächtnis zurückrufen, damit fie willen, 
worüber ſie abſtimmen, wenn nachher die Glocke des Präſi⸗ 
denten zur Abſtimmung rufen wird. Es iſt leider ſo, daß 
viele Abgeordnete bei ſozialen Fragen nicht wiſſen, worüber 
ſie abſtimmen. Wir hatten einen Antrag eingebracht, worin 
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(Gebauer, Abgeordneter.) 


(A) wir eine Sonderregelung für die Kriegsbeſchädigten inſo⸗ 


fern wünſchten, als ihre Renten den deutſchen Verhält⸗ 
niſſen angepaßt werden ſollten. Eigentlich ſind ſie bereits 
den deutſchen Verhältniſſen angepaßt, es beſteht aber trotz⸗ 
dem ein Unterſchied. In Deutſchland richten ſich die Renten 
nach der Eingangsſtufe der Beamtenbeſoldung der nie⸗ 
drigſten Gehaltsgruppe. Das find in Deutſchland die Be- 
amten der Gruppe I, in die die Reichswehr eingruppiert ift. 
In Danzig haben wir als niedrigſte Gruppe die Gruppe III. 
Wenn wir uns alſo den deutſchen Verhältniſſen anpaſſen. 
wollten, müßten die Renten auf der Baſis der Gruppe TII 
aufgebaut werden. Zwiſchen den Gehaltsgruppen I und 
III iſt ein Unterſchied von 25 Prozent. Aus dieſem Grunde 
ſtehen ſich in Danzig die Kriegsbeſchädigten nach dem in 
Deutſchland herrſchenden Modus, wie ich eben ſchilderte, 
um 25 Prozent ſchlechter. Richtig iſt, daß ſich die Zahlen 
etwas verſchoben haben. In Danzig werden die Renten 
nicht nach dem jetzigen Kurſe von 125 Guldenpfennig = 
1 Goldmark umgerechnet, ſondern die Mark wird mit 135 
Pfennig berechnet. Dieſer Prozentſatz, um den ſich die 
Danziger Rentenempfänger gegenüber Deutſchland beſſer 
ſtehen, ift febr minimal. Er beträgt ungefähr 6 Prozent, 
ſo daß immerhin, rund gerechnet, die Danziger Renten⸗ 
empfänger den deutſchen gegenüber um rund 19 Prozent 
ſchlechter ſtehen. 

Aus dieſem Grunde halten wir unſeren Antrag auf⸗ 
recht. Zum mindeſten aber müßte der Antrag der Deutſch⸗ 
Sozialen Fraktion angenommen werden, denn das iſt das 
Mindeſte, was gewährt werden müßte, um die Gleich⸗ 
ſtellung mit Deutſchland ſicherzuſtellen. Wir haben uns 
immer auf den Standpunkt geſtellt, daß wir die deutſche 
Sozialgeſetzgebung in gleicher Höhe wie in Deutſchland 
beibehalten wollten. Sind wir dieſer Auffaffung, dann 
müſſen wir natürlich auch in bezug auf die Renten⸗ 
gewährung der Kriegsopfer höher gehen und die Renten 
nach der Eingangsſtufe der Danziger niedrigſt eingruppier⸗ 
ten Beamten regeln. Zum mindeſten muß der Antrag auf 
10 Prozent Zulage angenommen werden, damit wir un⸗ 
gefähr mit der deutſchen Rentengewährung gleichkommen. 
(Lebhaftes Bravol) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Senator. 

Dr. Wiereinſti, Senator: M. D. u. H.! Ich habe ſchon 
einmal von dieſer Stelle aus auf die Folgen einer even- 
tuellen Annahme dieſes Antrages aufmerkſam gemacht. Es 
iſt damit operiert worden, daß wir immer auf die deutſche 
Sozialgeſetzgebung hingewieſen haben. Wir befinden uns 
jedoch vollkommen im Rahmen dieſes Hinweiſes; denn wir 
haben hier genau dieſelben Renten wie im Deutſchen Reiche. 
den Kriegsrentnern iſt lediglich geſagt worden, ſie ſollten 
dieſelben Renten bekommen wie in Deutſchland. Was in 
dieſem Antrage verlangt wird, ift mehr, die Kriegsrentner 
ſoller beſter geſtellt werden als die Kriegsrentner im Deut⸗ 
ſchen Reiche, und zwar unter Hinweis auf die Höher⸗ 
gruppierung der Danziger Beamten. Mit den Beamten 
hat das aber gar nichts zu tun. Wenn hier die Beamten 
höher gruppiert ſind, ſo hat es ganz andere Gründe, als 
hier angeführt wurden. Es muß außerdem darauf auf⸗ 
merkſam gemacht werden, daß die Differenz, die zwiſchen 
den Danziger und den deutſchen Beamtengehältern beſteht, 
durchaus nicht dieſelbe ift wie bei den Kriegsrentnern. 
Herr Abg Gebauer hat ſchon darauf hingewieſen, daß durch 
die Berückſichtigung des verſchiedenen Kurſes eine ganz er- 
hebliche Milderung der Differenz entſteht, etwa auf 8 Pro⸗ 
zent. Die Renten find geſetzlich auf einem Kursſtande von 
135 feſtgelegt. Heute iſt der Kurs 124. Ich muß dann noch 
darauf hinweiſen, daß die Annahme des Antrages allein 
1,3 Millionen Gulden bedeuten würde und daß dann nur 
ſehr geringe Möglichkeit beſtände, weitere Anſprüche der 
Penſionäre, Gemeinde- und Staatsarbeiter abzuweiſen, die 
mit gleichem Rechte eine Beſſerſtellung verlangen würden. 
Das würde wiederum für ſich allein zwei bis drei Millionen 


ausmachen. Ich bitte demnach, dieſen Antrag abzulehnen. (0) 


Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Beratung zu § ! ift geſchloſſen. Ich werde 
in der Weiſe vorgehen, daß zunächſt über § 1 der Druck⸗ 
ſache Nr. 1046 abgeſtimmt wird. Sollte er abgelehnt 
werden, ſo kommen wir zur Abſtimmung über den Even⸗ 
tualantrag Nordwig und der übrigen Mitglieder der Deutſch⸗ 
ſozialen Fraktion, Druckſache Nr. 1205. Wir ſtimmen jetzt 
über § 1 der Druckſache Nr. 1046 ab. Die Damen und 
Herven, die dafür find, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Das Büro ift fiH einig, daß jetzt die Mehrheit ſteht. § 1 
der Druckſache Nr. 1046 iſt damit abgelehnt. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Eventualantrag, Druckſache 


Nr. 1205: 

Im Fall der Ablehnung des § 1 des Urantrages Gebauer 
ſtelle ich den Antrag - 
den §1 wiederherzuſtellen mit der Abänderung, daß 
in der vorletzten Zeile ſtatt 25% gejagt wird: 10%. 

Ich bitte die Damen und Herren, die für dieſen Eventual⸗ 
antrag ſind, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Ich 
bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Jetzt erſcheint es mir 
zweifelhaft. Wir müſſen zur Auszählung kommen. 
Die Auszählung beginnt. (Geſchieht.) Die Auszählung tit 
geſchloſſen. An ihr haben ſich 88 Damen und Herren be⸗ 
teiligt. Davon ſtimmten mit Ja 44, mit Nein 44. Der 
Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe auf § 2 der Druckſache 
Nr. 1046. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beratung 
iſt geſchloſſen. Ich bitte die Damen und Herren. die § 2 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift genau dieſelbe zweifelhafte Mehrheit. Wir 
müſſen wieder zur Auszählung ſchreiten. Die Aus z äh- 
lung beginnt. (Geſchieht.) Die Auszählung iſt geſchloſſen. 
Es haben ſich an der Abſtimmung 88 Damen und Herren 
beteiligt. Davon ſtimmten mit Ja 43 mit Nein 45. § 2 
der Druckſache Nr. 1046 ift abgelehnt. Ich rufe auf § 3. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage über § 3 
namentliche Abſtimmung. 

Vizepräſident Splett: Wird der Antrag unterſtützt? 
(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen 
zur namentlichen Abſtimmung über § 3. Ich bitte die 
Stimmkarten einzuſammeln. (Geſchieht.) Wünſcht noch 
jemand einen Stimmzettel abzugeben. Das iſt nicht der 
Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 
51 Abgeordnete beteiligt. Das Haus ift, beſchluß⸗ 
unfähig Ich beraume in 15 Minuten eine neue 
Sitzung an mit der Tagesordnung: Reſt von 
heute. 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr.) 


111. Sitzung. 


Die Sitzung wird 5 Uhr 20 Minuten durch den Präſi⸗ 
denten Dr. Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senator Dr. Wiereinſki. 

Präſident: Ich eröffne die Sitzung. Wir kommen zum 
erſten Punkt der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Arbeitsloſenverſicherungsgeſetzes. 
Druckſache Nr. 1110. Ich eröffne die allgemeine Aus⸗ 
ſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Kloßowſfki. 

Kloßowſki, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Die 
Schaffung der Arbeitsloſenverſicherung in der Freien 
Stadt Danzig iſt eines derjenigen Probleme, deren Löſung 
äußerſt ſchwierig iſt und ſpeziell in der heutigen Zeit 
äußerſt ſchwierig werden wird. Ich brauche als Vertreter 
der Arbeiterſchaft und als Gewerkſchaftsangeſtellter nicht 
darauf hinzuweiſen, daß die Gewerkſchaften in Deutſchland 
ſeit Jahrzehnten die Einführung der Erwerbsloſenverſiche⸗ 
rung durch Geſetzgebung gefordert haben und daß ſie ſich 
auch ſchon vor Ausbruch des Krieges auf ihren verſchie⸗ 
denen Gewerkſchaftskongreſſen bemüht haben, gangbare 


(Y) Vorſchläge zu machen, die 
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[Kloßowſki, Abgeordneter.) z 
als Material für den Reichstag 
benutzt werden ſollten, um ſo den Weg für die Einführung 
einer ſtaatlichen Arbeitsloſenverſicherung zu ebnen. Ich 
habe die feſte Überzeugung, daß, wenn der Krieg nicht aus⸗ 
gebrochen und der Zuſammenbruch des Deutſchen Reiches 
nicht eingetreten wäre, wir dann über die Frage in 
Deutſchland nicht mehr zu ſprechen brauchten, ſondern daß 
ſie bereits in Deutſchland durch Reichsgeſetzgebung ge⸗ 
regelt wäre. Über die Art der Durchführung einer ſolchen 
Erwerbsloſenverſicherung ſind auch von bürgerlicher Seite 
in Deutſchland die verſchiedenartigſten Vorſchläge gemacht 
worden. Anfänge in der Art ſtaatlicher Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung haben wir bereits in den einzelnen größeren 
Gemeinden Deutſchlands vor Ausbruch des Krieges ge— 
habt. In Belgien iſt das ſogenannte Genter Syſtem ein⸗ 
geführt worden. Das find alles Regelungen des Arbeits- 
loſenverſicherungsproblems, mit denen man nicht vollſtän⸗ 
dig zufrieden ſein kann. Eine generelle Abhilfe für die 
Arbeitsloſen in Stadt und Land, auch in unſerer Freien 
Stadt Danzig, kann nur geſchaffen werden, wenn es ge- 
lingt, eine einwandsfreie Arbeitsloſenverſicherung durch 
den Volkstag zu ſchaffen. 

Eingangs meiner Ausführungen habe ich bereits ge⸗ 
ſagt, daß ſchon früher unter normalen Verhältniſſen die 
berufenen Kreiſe darauf hingewieſen haben, daß mit der 
Einführung einer Arbeitsloſenverſicherung ernſt gemacht 
werden ſoll. Sehr viele Stimmen haben ſich damals auch 
warnend gegen eine Arbeitsloſenverſicherung erklärt, da 
die Arbeitsloſenverſicherung nicht in Zeiten der Kriſen bei 
großer Arbeitsloſigkeit eingeführt werden könne. Dieſe 
warnende Stmme möchte ich im Zuſammenhang mit der 
Beratung dieſes Geſetzentwurfs auch in dieſem Parlament 
erheben. Zurzeit herrſcht in unſerem Staate eine rieſige 
Arbeitsloſigkeit. Das Wirtſchaftsleben liegt ſehr im argen, 
viele Gewerbe ſind nicht voll beſchäftigt. Zur Zeit iſt alſo 


eine der weſentlichſten Grundlagen für die Einführung 
einer Arbeitsloſenverſicherung nicht gegeben. Immerhin 
kann man es dankbar begrüßen, daß dem Hauſe von der 
Regierung ein Geſetzentwurf vorgelegt worden ift, der ge⸗ 
wiſſermaßen als Grundlage der Diskuſſion dieſer Frage 
dienen kann. Der Entwurf lehnt ſich eng an den Entwurf 


an, der ſeinerzeit dem Deutſchen Reichstage vorgelegt 
wurde, wenn er auch auf die einzelnen Verhältniſſe unſeres 
kleinen Staatsweſens in anderer Weiſe Rückſicht nimmt, 
wie das im großen Deutſchen Reiche notwendig iſt. 

Meine Fraktion wird im Ausſchuß, an den dies Ge⸗ 
je überwieſen wird, an der Ausgeſtaltung eifrig mit- 
arbeiten. Wir werden verſuchen, den Entwurf zu einem 
brauchbaren Geſetz umzugeſtalten. Ich hoffe dabei, daß die 
Löſung der Arbeitsloſenfrage auch den anderen Parteien 
am Herzen liegt. Jedenfalls muß bei der Beratung dieſes 
Geſetzentwurfs darauf hingewieſen werden, daß die heutige 
Erwerbsloſenfürſorge krank an Haupt und Gliedern iſt. 
In den Tagungen des Volkstages und auch der Verfaſſung⸗ 
gebenden Verſammlung haben die Beratungen über die 
Erwerbsloſenfürſorge eine große Anzahl von Tagen aus⸗ 
gefüllt. Wir haben nie etwas Befriedigendes ſchaffen 
können. Warum wohl nicht? Weil die zur Zeit beſtehende 
Erwerbsloſenfürſorge darauf aufgebaut iſt, daß nur die Er⸗ 
werbsloſen Unterſtützung erhalten, die im wahren Sinne 
des Wortes bedürftig ſind. Da nach unſerer Auffaſſung 
eine eingehende Prüfung der vorliegenden Bedürftigkeit 
nicht vorgenommen wird, gehen viele Erwerbsloſe leer aus. 
Es ſoll jedoch anerkannt werden, daß die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge in der Übergangszeit nach dem Zuſammenbruch 
des Deutſchen Reiches eine gewiſſe Hilfe für die Erwerbs⸗ 
loſen war, ſo unzulänglich ſie auch ſonſt geweſen iſt. 

Bei Schaffung eines Arbeitsloſenverſicherungsgeſetzes 
müſſen wir alles das vermeiden, was in der bisherigen 
Regelung der Erwerbsloſenfürſorge mangelhaft war. Die 
Erfahrungen, die bisher gemacht wurden, ſind nutzbar zu 
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verwerten, damit nicht dieſelben Mißſtände heraufbeſchwo⸗ 
ven werden, die bei der jetzigen Geſtalt der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge zutagetreten. Zunächſt würde Wert darauf zu 
legen ſein, daß die Verſicherung nicht eher in Kraft tritt, 
bis ein genügender Fonds vorhanden iſt, der ihre Lebens⸗ 
fähigkeit ſicherſtellt. Die Verſicherung darf nicht zu⸗ 
ſammenbrechen, wenn Erſchütterungen des Wirtſchafts⸗ 
lebens ſtattfinden. Größere Teile der Arbeiterſchaft dürfen 
nicht von der Verſicherung ausgeſchaltet werden und nicht 
der Erwerbsloſenfürſorge der einzelnen Gemeinden an⸗ 
heimfallen. Wenn ſchon ein Geſetz geſchaffen wird, muß es 
ſo ſein, daß es für abſehbare Zeit beſtehen kann. Es wird 
darauf Wert zu legen ſein, daß möglichſt alle Volkskreiſe, 
alle erwerbenden Schichten, ſoweit ſie für Lohn und Gehalt 
tätig ſind, gegen Erwerbsloſigkeit verſichert werden. Das 
muß in einem Maße geſchehen, daß ſie ſich auch während 
der Zeit der Arbeitsloſigkeit über Waſſer halten können, 
nicht daß ſie dann einen ſehr ſchweren Exiſtenzkampf durch⸗ 
machen müſſen und mit ihrer Familie verelenden. Eine 
ſolche Regelung muß einen Schutz gegen die Verelendung 
der Arbeiterſchaft und Angeſtelltenſchaft in Zeiten der 
Arbeitsloſigkeit verbürgen. Sie muß eine fo hohe Unter⸗ 
ſtützung abwerfen, daß die Gewähr gegeben ift, daß die 
Betreffenden ihre Familie während der Zeit der Arbeits⸗ 
loſigkeit über Waſſer halten können. Demgemäß werden 
natürlich auch die Beiträge feſtgeſetzt werden müſſen. Es 
wird bei Beratung des Geſetzes notwendig ſein, auf die 
Beitragsgeſtaltung, auf die Art ihrer Erhebung, auf die 
Höhe derſelben ganz beſonders große Sorgfalt zu ver- 
wenden. Es muß alles vermieden werden, was eine zu 
ſtarke Belaſtung der Arbeiterſchaft in dieſer Frage herauf⸗ 
beſchwört. Nicht nur die Arbeiterſchaft iſt daran inter⸗ 
eſſiert, daß ſie während der Zeit der Arbeitsloſigkeit über 
Waſſer gehalten wird, ſondern das geſamte Staatsweſen. 
Es müſſen Mittel und Wege geſucht werden, damit die 
Wirtſchaft in dem Maße belaſtet wird, wie es der gute 
Zweck der Verſicherung eben erfordert. Darüber hinaus 
hat auch der Staat das größte Intereſſe, die Fürſorge für 
die Arbeitsloſen auszubauen. Es muß dafür geſorgt 
werden, daß die ſtaatlichen Zuſchüſſe zweckentſprechend und 
der Sache, der fie dienen jolen, angepaßt ſein müſſen. 
Wir wiſſen als Vertreter der Arbeiterſchaft, daß es ſchwer 
iſt, den Arbeitern unter Umſtänden klar zu machen, 
wenn das heutige Syſtem der Arbeitsloſenfürſorge 
beſeitigt und an deſſen Stelle eine Arbeitsloſenverſicherung 
geſchaffen werden ſoll, daß ſie zur Löſung dieſer Frage 
etwas leiſten müſſen. Es gibt auch Kreiſe, die den Arbei⸗ 
tern erzählen, daß ſie es gar nicht nötig haben, zur 
Schaffung einer ſolchen Verſicherung einen Beitrag zu 
leiſten. Wir beneiden die Kveiſe, die das verantworten zu, 
können glauben, nicht um ihren Optimismus, mit dem ſie 
in dieſer Frage in den Kampf ziehen werden. Als ehrliche 
Staatsbürger ſtehen wir auf dem Standpunkte, daß, wenn 
Leiſtungen erzielt werden ſollen, auch Beiträge gezahlt 
werden müſſen. Auf dieſen Standpunkt haben ſich die Ge⸗ 
werkſchaften ſeit Jahren geſtellt. Den Verſicherten muß 
genügend Einfluß auf die Geſtaltung der Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung zugeſichert werden. Deshalb hat auch die 
Sozialdemokratie im Deutſchen Reich bei Einführung der 
Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung großen Wert dar⸗ 
auf gelegt, daß der Einfluß, ſoweit die Arbeiterſchaft in 
Frage kommt, gewährt und ausgebaut werden ſoll. 


In ähnlicher Art und Weiſe muß natürlich auch die 
Verwaltung der Arbeitsloſenverſicherung aufgebaut werden. 
In ähnlichem, wenn nicht noch in ſtärkerem Maße, muß der 
Einfluß der Verſicherten bei der Arbeitsloſenverſicherung 
gewährt werden; denn heute iſt der Einfluß der Arbeiter⸗ 
ſchaft in der Erwerbsloſenfürſorge gleich Null. Einmal 
wird die Frage der Bedürftigkeit zu ſehr in den Vorder⸗ 
grund geſchoben, weiter ſind ſpeziell in einigen ländlichen 
Gemeinden in den betreffenden Fürſorgeausſchüſſen Per⸗ 
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(A) ſonen und Einflüſſe zur Geltung gekommen, die alles 


andere als ſozial genannt werden können, die es mit Ab- 
ſicht verhüten, den Arbeitsloſen in der heutigen Zeit eine 
Milderung ihres traurigen Loſes zuteil werden zu laſſen. 
Daher die große Zahl von Beſchwerden bei dem heutigen 
Syſtem. Das muß vermieden werden, wenn wir ein 
Arbeitsloſenverſicherungsgeſetz ſchaffen. Hier ſoll der Ein⸗ 
fluß der Verſicherten ſo groß werden, daß das Geſetz nicht 
zur Schikane für die Verſicherten angewandt werden kann. 
Nun weiß ich, daß ſich ein Teil der Arbeiterſchaft gegen die 
Beitragszahlung wehren wird, und daß das in noch grö— 
berem Maße bei den Arbeitgebern der Fall ſein wird. 
Wir haben doch vor wenigen Tagen ein, ich möchte ſagen 
wirtſchaftliches Eliborat des Handelskammerpräſidenten 
Klawitter zu Geſicht bekommen, der auf dem Standpunkte 
ſteht, daß die Belaſtung ſozialer Art heute unaufbringbar 
ſei, und daß das Wirtſchaftsleben zugrundegehen müſſe, 
wenn das Syſtem beibehalten werde. Bei der Einſtellung 
eines Teiles der ſogenannten Wirtſchaftskapitäne in Dan⸗ 
zig, die noch von dem alten Hanſeatengeiſt erfüllt ſind, 
braucht man ſich nicht zu wundern, daß ſie den größten 
Widerſtand gegen eine Arbeitsloſenverſicherung leiſten 
werden. Unbekümmert um die Gegenſtrömungen der Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe, die ich gekennzeichnet habe, werden wir ver- 
ſuchen, den Weg zu gehen, den wir ſeit Jahrzehnten als 
richtig erkannt haben. Wir werden im Ausſchuß ſo arbei⸗ 
ten, wie ich es angezeigt habe, damit die Verſicherung ein 
ſolches Ausſehen bekommt, daß die Arbeiterſchaft damit 
zufrieden ſein kann und ſein wird. 

Nun iſt in dem Geſetzentwurf, ſoweit die Beitrags⸗ 
zahlung und die Verwaltung in Frage kommt, zum Aus⸗ 
druck gebracht worden, daß die Arbeitsloſenverſicherung der 
Juvalidenverſicherung in Danzig angegliedert werden foll. 
Über die Zweckmäßigkeit der Angliederung an die Inva⸗ 
lidenverſicherung kann man geteilter Meinung ſein. Wir 
finden aber am Anfang des Geſetzes einen Hinweis darauf, 
daß Arbeitsloſigkeit und Krankheit eng zuſammengehören, 
und daß ſie in der heutigen Zeit zwei Faktoren bilden, 
die man nicht trennen könne. Demgemäß iſt unſere Ein⸗ 
ſtellung dahin zu präziſieren, daß die Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung als Unter- oder Nebenabteilung der Krankenkaſſen⸗ 
verwaltung angegliedert wird. Wir ſtehen auf dem Stand- 
punkte, daß dort genügend Kontrollorgane und alle Ein- 
richtungen in bezug auf die Buchführung uſw. gegeben find, 
die die Kontrolle ſowohl wie die Auszahlung der Arbeits— 
loſenverſicherung gewährleiſten. Wohl kann man in dieſem 
Zuſammenhang darauf hinweiſen, daß die Krankenverſiche— 
rung ein großes Bild der Zerſplitterung in unſerem kleinen 
Staatsweſen darbietet. Unſer Streben geht dahin, eine 
einheitliche Krankenverſicherung zu ſchaffen, eine Einrich— 
tung wie die Invalidenverſicherung, die allen kranken 
Staatsbürgern die Gewähr bietet, daß ſie in Fällen von 
Krankheit geſichert ſind. Es gibt aber Kreiſe, die da 
glauben ein Extraſteckenpferd reiten zu müſſen, die Erſatz⸗ 
kaſſen. Auch in unſeren Reihen haben wir Erſatzkaſſen, 
aber bei uns dürfte der Widerſtand gegen die Aufhebung 
der Erſatzkaſſen nicht ſo groß ſein. Es würde höchſtens der 
Widerſtand bürgerlicher Erſatzkaſſen in Frage kommen. 
Da müßte, um dieſe Kaſſen in Danzig unter einen Hut 
zu bringen, ein Ausweg geſchaffen werden. Ich glaube, 
daß es möglich iſt, die Verwaltung und die Kontrolle durch 
die vorhandenen Kaſſen vornehmen zu laſſen. Die not⸗ 
wendigen Einrichtungen, Büroräume, Kontrollbeamte uſw. 


ſind vorhanden, ſo daß das weiter keine Schwierigkeiten 


auslöſen wird. Wir haben aber die Gewißheit, weil die 
Krankenkaſſen dem Einfluß der Verſicherten, ſoweit ſie 
gegen Krankheit verſichert ſind, unterſtehen, daß die 
Krankenkaſſen in dem Sinne ſozialen Geiſtes ausgebaut 
werden, wie es das Ziel der Sozialdemokratie iſt. Wenn 
die Arbeitsloſenverſicherung dieſen Krankenkaſſen angeglie⸗ 
dert wird, wäre dadurch ein Schritt vorwärts zur Ver⸗ 
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einheitlichung der Sozialgeſetzgebung und vperſicherung 
getan. Die Krankenkaſſen würden nach unſerer Meinung 
am eheſten in der Lage ſein, die Arbeitsloſenverſicherung 
durchzuführen, die Verwaltung in die Hände zu nehmen 
und die Kontrolle zu übernehmen. Eine Vereinheitlichung 
des ganzen Apparates würde unſeres Erachtens möglich 
ſein. Bei der Anlehnung an die Invalidenverſicherung 
wäre dieſe Vereinfachung nicht gegeben. Wir befürchten, 
daß ſich herausſtellt, daß ein größerer Beamtenapparat 
notwendig iſt und die Sache einen bürokratiſchen Anſtrich 
annimmt. Das bringt ja auch Herr Klawitter zum Aus⸗ 
druck, das alles, was ſtaatlich geregelt wird, einen büro— 
kratiſchen Anſtrich hat. Die Arbeiterſchaft hat in ihren 
Konſumgenoſſenſchaften und Krankenkaſſen bewieſen, daß 
ſie ebenfalls in der Lage iſt, Einrichtungen zu treffen, die 
als muſtergültig zu bezeichnen ſind. Ich brauche nicht auf 
die großen Produktivgenoſſenſchaften und Ortskranken— 
kaſſen im Deutſchen Reiche hinzuweiſen, wo Millionen Ver— 
ſicherter ſind, eigene Gebäude, Ferienheime uſw. Das ſind 
alles Einrichtungen, die durch die Arbeitsfreudigkeit, das 
Verſtändnis und die Tüchtigkeit der Arbeiterverkreter ge- 
ſchaffen find. Bei einer Verbindung der Arbeitsloſen— 
verſicherung mit den Krankenkaſſen werden ſich wohl in der 
erſten Zeit hier und dort kleine Schwierigkeiten ergeben, 
wie das bei jeder Neueinführung der Fall iſt. Es wird 
aber auch eine weſentliche Verbilligung der Verwaltung 
eintreten. Zudem iſt die Forderung der Angliederung der 
Arbeitsloſenverſicherung an die Krankenkaſſen durchaus 
nicht neu. Wir haben dieſe Forderung auf den einzelnen 
Gewerkſchaftstagungen ebenfalls erhoben und Anträge ge- 
ſtellt, die dasſelbe wollen, wie hier in Danzig. Die An- 
gelegenheit ift aljo wohlweislich von den berufenen Ber- 
tretern derjenigen Kreiſe durchdacht, die gegen Arbeits⸗ 
loſigkeit verſichert werden ſollen. 

Was ich noch einmal beſonders betonen will, iſt, 
daß wir im gegenwärtigen Zeitpunkt die Einführung der 
Arbeitsloſenverſicherung als verfrüht anſehen. Die Bei- 
träge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer würden ſo hoch 
feſtgeſetzt werden müſſen, daß ſie davor abſchrecken müßten, 
die Verſicherung einzuführen. Wir ſehen auch, daß die 
Arbeitsloſenverſicherung in anderen Staaten auf Grund 
der Ratſchläge von Wirtſchaftspolitikern nicht in Zeiten 
ſchlechter Wirtſchaft eingeführt worden iſt, ſondern in 
Zeiten, wo das Wirtſchaftsleben florierte und ſo gut wie 
keine Arbeitsloſigkeit vorhanden war. Für Danzig liegen 
die Verhältniſſe zurzeit ſehr trübe. Ein großer Prozentſatz 
der Arbeiterſchaft in Stadt und Land iſt arbeitslos. Die 
Berechnungsgrundlage des Beitrags müßte in der heutigen 
Zeit größe Beiträge heraufbeſchwören. Wir möchten alſo 
ganz beſonders betonen, daß wir den gegenwärtigen Zeit— 
punkt für die Einführung der Arbeitsloſenverſicherung nicht 
für geeignet halten, daß wir aber trotzdem die Einbringung 
dieſes Geſetzentwurfs begrüßen, da wir damit eine Grund- 
lage haben, auf der wir weiter arbeiten können. Das Geſetz 
kann im Volkstag verabſchiedet werden, nachdem es ein— 
gehend beraten iſt. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Geſetzentwurfs kann beliebig hinausgeſchoben werden. Daß 
das Geſetz am 1. Juli in Kraft tritt, wird natürlich nicht 
gehen. Die Beratung wird wochenlang dauern. Es müſſen 
alle Fragen unterſucht werden. Eine Pfuſcharbeit ſoll und 
darf in dieſer wichtigen Frage nicht geleiſtet werden. Der 
vorgeſehene Termin des 1. Juli 1925 kommt nicht in 
Frage, ſondern ein weſentlich ſpäterer Termin. Unſeres 
Erachtens werden die Grundlagen zur Errechnung des 
Beitrages der Arbeitsloſenverſicherung aus dem vorletzten 
Jahre gezogen werden müſſen, wo das Wirtſchaftsleben zu 
90 Prozent in Tätigkeit war und vielleicht nur ein kleiner 
Prozentſatz erwerbslos war. 

Alles in allem will ich ſagen, daß wir im Ausſchuß 
an der Ausgeſtaltung des Geſetzes wirkſam mitarbeiten 
und es ſo zu geſtalten verſuchen werden, daß es den Wün⸗ 
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(Kloßowſki, Abgeordneter.) 


(A) ſchen und Intereſſen der Arbeiterſchaft entſpricht. Eine 


Beſſerung in der Erwerbsloſenfürſorge iſt nur dann mög⸗ 
lich und durchführbar, wenn ſtatt der bisherigen Bedürftig⸗ 
keitsfeſtſtellung bei der Erwerbsloſenfürſorge ein rechtlicher 
Anſpruch beſteht. Ein rechtlicher Anſpruch der Erwerbs⸗ 
loſen an den Staat beſteht in dem Augenblick, wo die 
ſtaatliche Verſicherung eingeführt iſt. (Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Hoffmann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ich 
habe ſchon oft von dieſer Stelle aus betont, daß das 
Erwerbsloſenproblem eines der ſchwierigſten Probleme auf 
der ganzen Welt iſt. Wir haben auch ſchon oft erklärt, 
daß, ſolange dieſe privatkapitaliſtiſche Wirtſchaft weiter 
beſtehen bleibt, für die Erwerbsloſen nichts herauskommen 
wird. Bis heute wiſſen wir, daß das Erwerbsloſenfürſorge⸗ 
geſetz für die Erwerbsloſen ein Schandgeſetz geweſen iſt, 
und daß ſie dabei ſo ſchikaniert und drangſaliert wurden, 
daß es ein Hohn iſt. Wir Kommuniſten erklären grund— 
ſätzlich, daß wir gegen den vorliegenden Geſetzentwurf 
ſtimmen werden. Da er doch in den Ausſchuß kommen 
wird, werden wir als Kommuniſten verſuchen, das zu ver⸗ 
ankern, was wir verankert wiſſen wollen. Wir haben bei 
dem alten Fürſorgegeſetz Geſetzesabänderungen eingebracht, 
und geſehen, daß dieſe Anträge in Bauſch und Bogen ab⸗ 
gelehnt wurden. Von dieſem reaktionären Senat können 
wir nichts erwarten. Wir haben geſehen, daß die Er⸗ 
werbsloſenziffer fich nicht verringert hat, trotzdem wir dies 
Jahr eine ganz milde Witterung hatten. Woran liegt es, 
daß in dieſem Jahre, wo Arbeitsmöglichkeiten vorhanden 
waren, Wege gebaut werden konnten, der Senat dazu bei⸗ 
trug oder auch der Volkstag, daß die Erwerbsloſenziffer 
nicht verringert wurde? Nein, im Gegenteil, die Zahl der 
Arbeitsloſen hat ſich vom Herbſt bis jetzt immer mehr und 
mehr vergrößert. Die Arbeitgeber find ſyſtematiſch dazu 
übergegangen, die Arbeitsloſen brotlos zu machen, um ſie 
gegen die Leute ausſpielen zu können, die heute noch in den 
Betrieben ſtehen. Wir betonen deshalb immer wieder, daß 
wir, ſolange dieſes Syſtem beſteht, nichts für die Arbeiter, 
die heute arbeiten, geſchweige denn für die Erwerbsloſen, 
herausholen können, wenn auch die Sozialdemokratie er⸗ 
klärt, daß ſie rege mitarbeiten wird, um dieſes Geſetz 
irgendwie zu verbeſſern. A 

Sehen Sie ſich den Volkstag an, ſehen Sie ſich die Kreiſe 
an, die ein Intereſſe daran haben müßten, die Wirtichaft 
wirklich hochzubringen. Dieſe Kreiſe figen an der Theke 
und laſſen den lieben Gott einen guten Mann ſein. Sie 
kümmern ſich wenig um die Not der Arbeitsloſen. Von 
einem Recht der Erwerbsloſen ſteht in dem Geſetz nichts; 
nicht in einem einzigen Paragraphen ſehen wir, wie der 
Arbeitsloſe zu ſeinem Recht kammen ſoll. Wir Kommu⸗ 
niſten werden dafür eintreten, daß zum mindeſten eine 
Kommiſſion in die Verwaltung hineinkommt, die die Fälle 
unterſucht, damit, wenn der Arbeitsloſe einen Antrag auf 
Unterſtützung einveicht, auch eine Kontrolle ausgeübt wird. 
Die Arbeitsloſen dürfen nicht weiter ſo ſchikaniert werden 
wie bisher. Hier in dieſem Geſetz werden die Laſten, die 
die Arbeitsloſen für den Staat verurſachen, wieder auf die 
Arbeitsloſen und die Arbeiter abgewälzt. Wir Kommu⸗ 
niſten ſtehen nicht, wie die Sozialdemokraten, auf dem 
Standpunkte, daß wir dazu beitragen müſſen, daß der 
Arbeiter, wenn er arbeitslos wird, ſein Leben friſten kann. 
Der Arbeiter trägt nicht die Schuld daran, daß es eine ſo 
große Zahl Arbeitsloſer gibt, ſondern das kapitaliſtiſche 
Syſtem, das ſyſtematiſch dazu übergeht, ein großes Heer 
von Arbeitsloſen zu haben. 

Ich will nicht lange Ausführungen machen. Da das 
Geſetz an den Ausſchuß kommen wird, werden wir dort 
diesbezügliche Anträge ſtellen und werden ſehen, was dabei 
herauskommt. Wahrſcheinlich wird für die Arbeitsloſen 
poſitiv nichts herauskommen, und das werden wir den 
Leuten dann ſagen. Der Senat muß die arbeitsloſen 


Leute ernähren, er iſt nicht dazu übergegangen, Arbeits- 
möglichkeiten zu ſchaffen, damit die Zahl der Erwerbs⸗ 
loſen verringert wird. Wir haben ja auch das famoſe Ge⸗ 
ſetz, das Herr Oberregierungsrat Dr. Hemmen eingebracht 
hat, das die Arbeitspflicht einführen will. Sie wollen den 
Arbeiter dahin bringen, daß er elend verrecken ſoll. Wenn 
er eine kleine Unterſtützung als Arbeitsloſer bekommt, joll 
er für dieſe Unterſtützung noch arbeiten. Wir wiſſen genau, 
weshalb der Punkt noch nicht auf die heutige Tagesordnung 
gekommen iſt. Vielleicht wollen Sie das mit in dem Geſetz 
verankern. Aber ich ſage Ihnen, die Arbeitsloſen werden 
Ihnen dann den Weg zeigen. Wir Kommuniſten werden 
die Leute aufrufen und ihnen ſagen, daß ſie Schluß machen 
mit der Brut, die kein Recht hat, dem Arbeiter etwas vor⸗ 
zuwerfen. Bis jetzt haben Sie nämlich bewieſen, daß Sie 
den Arbeitsloſen nicht ein i-Tüpfelchen geben wollen, oder 
daß Sie ſonſt etwas tun wollen, um die Not der Arbeits⸗ 
loſen und der Wohnungsloſen zu verringern. Nein, Sie 
gehen dazu über, den Arbeitsloſen dahin zu bringen, daß er 
elend auf der Straße verreckt. Die Arbeitsloſen werden 
nicht eher zu ihrem Recht kommen, als bis ſie das Heft in 
die Hand nehmen und mit derſelben brutalen Gewalt wie 
die Regierung und der Klaſſenſtaat gegen ihre Feinde vor- 
gehen und ſich ſelbſt befreien. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ich 
wollte mich eigentlich nicht zum Worte melden. Aber es 
iſt intereſſant, feſtzuſtellen, wie ſich das Intereſſe für die 
ſchaffende Bevölkerung hier im Hauſe bemerkbar macht. 
(Abg. Raube: Sehr richtig!) Man kann hier nur leere 
Bänke wahrnehmen, und das iſt dafür bezeichnend, wie Sie 
an der Not und dem Elend der ſchaffenden Bevölkerung 
intereſſiert ſind. 

Zum Geſetz ſelbſt kann ich nur ſagen, daß es eins der 
reaktionärſten Geſetze iſt, die im Freiſtaat je auf die Tages⸗ 
ordnung gekommen ſind. Was will das Geſetz? Es will 
insbeſondere die Freizügigkeit der Arbeiterſchaft vollſtändig 
aufheben. Im § heißt es z. B.: 

Wer ſeine Arbeit freiwillig ohne wichtigen Grund 
niederlegt oder durch ein ſchuldhaftes Verhalten, daß den 
Arbeitgeber zur friſtloſen Entlaſſung berechtigte, verloren hat, 
hat mindeſtens für die erſten vier Wochen der Arbeitsloſig⸗ 
keit, die danach eintritt, keinen Anſpruch auf Arbeitsloſengeld. 

Das heißt doch nichts anderes, als daß der Arbeitgeber 
nrit dem Arbeiter machen kann, was er will. (Sehr wahr!) 
Welcher Arbeiter darf noch dem Arbeitgeber antworten, 
daß er ein Schweinehund iſt? Welcher Arbeiter darf das 
wagen? Auf Grund des Geſetzes kann ihn der Arbeit⸗ 
geber hinauswerfen, und er bekommt keine Unterſtützung. 
Dann beſagt weiter der § 18: N 

Der Anſpruch auf Arbeitsloſengeld ruht, ſolange der 
Arbeitsloſe eine Freiheitsſtrafe verbüßt oder ſich in Unter⸗ 
ſuchungshaft oder in einem Arbeitshaus oder einer Er⸗ 
ziehungsanſtalt befindet. Wird feſtgeſtellt, daß die Be⸗ 
ſchränkung der Freiheit auf eigenem Verſchulden beruht, ſo 
wird nach Wegfall der Beſchränkung der Anſpruch, ſoweit 
die Vorausſetzungen für ſeine Geltungmachung überhaupt 
beſtehen, erſt nach Ablauf von 4 Wochen wieder wirkſam. 

Alſo wer kein Verſchulden hat, wird hiernach anſcheinend 
auch beſtraft. Es iſt das Bekenntnis, daß auch Unſchuldige 
beſtraft werden, ſonſt könnte man nicht ſchreiben: „Wird 
feſtgeſtellt, daß die Beſchränkung der Freiheit auf eigenem 
Verſchulden beruht, jo wird nach Wegfall der Beſchränkung, 
der Anſpruch nach Ablauf von vier Wochen wieder wirk⸗ 
ſam.“ Das heißt doch, daß Leute, die in dieſer miſerablen 
Wirtſchaftsweiſe mit den Geſetzen in Konflikt kommen, eine 
Freiheitsſtrafe verwirkt haben. Dieſe Leute haben, wenn 
ſie wieder freigelaſſen werden, vier Wochen nichts zu beißen 
und zu nagen. Man will dieſe Leute wieder ins Gefängnis 
hineinbringen, und das nennt ſich ſoziale Angelegenheiten 
des Staates beziehungsweiſe ſoziale Auswirkungen. 


Derr. N ne 
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(Raſchke, Abgeordneter.] i 

Aber, m. D. u. H., was will das Geſetz weiter? Es 
halſt dem Arbeiter in jedem Paragraphen Pflichten auf. 
Wo bleiben aber die Rechte? Nicht ein einziger Paragraph 
iſt unter den 77 Paragraphen dieſes Geſetzes, in dem es 
dem Arbeiter zuſteht, fein Arbeitsloſengeld eventuell einzu⸗ 
klagen. Der Ausſchuß iſt berechtigt und verpflichtet, feſt⸗ 
zuſtellen, warum der Arbeiter entlaſſen iſt. Wenn es zu 
ungunſten des Arbeiters geht, können auch Zeugen eidlich 
vernommen werden. Nirgends ſteht aber in dem Geſetz, 
daß der Arbeiter ſagen kann, er verlange, daß Zeugen zu 
ſeinen Gunſten vernommen würden. Nur alles das, was 
der Arbeitgeber angibt, ift ausſchlaggebend und wird be- 
rückſichtigt, während das, was der Arbeitnehmer angibt, 
vollſtändig inhibiert wird. So ſieht dies ſoziale Geſetz aus, 
das aus der ſozialen Abteilung unſeres Senats ſtammt. 

Mein Vorredner hat bereits erklärt, daß wir im Aus⸗ 
ſchuß zu dieſem Geſetz Abänderungsanträge ſtellen werden. 
Ich habe beim erſten Tagesordnungspunkt an das Gefühl 
der Arbeitnehmervertreter im Hauſe appelliert. Ich hätte 
erwartet, daß nicht nur die Sozialdemokratie als Arbeit⸗ 
nehmervertreterin, ſondern auch die anderen Parteien Hier- 
zu Stellung genommen hätten, das Zentrum und die Libe⸗ 
rale Partei, und wie ſie ſich alle nennen. Anſcheinend iſt 
es dieſen Herren aber ſehr unangenehm, die reaktionären 
Seiten dieſes Senats hier in aller Offentlichkeit feft- 
zunageln. Die Herren wollen ſich nur recht warm und 
freundlich hier im Hauſe fühlen, alles andere iſt ihnen 
Nebenſache. Aber dies Geſetz ſoll das Signal ſein, um den 
Erwerbsloſen und auch denen, die noch in den Betrieben 
ſtehen, zu zeigen, wohin die Reiſe geht. Wir werden zeigen, 
daß die Freizügigkeit der Arbeiter mit dieſem Geſetz voll- 
ſtändig aufgehoben wird, daß die Reaktion nach wie vor 
weiter marſchiert. Wenn Sie hiergegen Front machen 
wollen, müſſen ſich die Arbeiter endlich einmal zuſammen⸗ 
finden, wenn es ſein muß, ſelbſt über die Köpfe ihrer 
Führer hinweg, die ſchon lange verwirkt haben, ſich über- 
haupt Führer zu nennen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich ſchlage 
vor, die Vorlage an den Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. 
Widerſpruch dagegen erhebt ſich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. 
Im Auftrage des Alteſtenausſchuſſes habe ich noch einige 
Mitteilungen zu machen. (Abg. Raube: Jetzt kommt das 
ganze Takelzeug rein! — Abg. Mau: Herr Schwegmann 
hat geruht zu kommen; Sie können beginnen, Sie ſind ja 
der unparteiiſche Präſident!) Wenn Sie präſidieren 
wollen, können Sie es ja machen. (Abg. Raube: Vielleicht 
wird es beffer, das kann man nicht wiſſen!) Ich bin voll- 
kommen davon überzeugt, daß Sie es beſſer machen. — 
Wenn die Herren geſtatten, komme ich zu den Vorſchlägen 
des Alteſtenausſchuſſes. Der Alteſtenausſchuß ſchlägt vor, 
heute das Lichtſpielgeſetz von der Tagesordnung abg w- 
ſetzen, da wir vor den Ferien kaum mit der zweiten Be⸗ 
ratung, ſicherlich nicht mit der dritten fertig werden und 
eine zuſammenhängende Beratung der Sache dienlicher iſt. 
Wenn das Haus dieſem Vorſchlage zuſtimmt, würden wir 
weiter vorſchlagen, daß des kommenden Himmelfahrtstages 
wegen ausnahmsweiſe am Dienstag und Mittwoch getagt 
wird, aljo am 19. und 20. Mai. Wir wollten verſuchen, 


am Dienstag und Mittwoch mit der Beratung des Haus⸗ 


haltsplaues fertig zu werden. (Abg. Rahn: Sagen Sie 
vorſichtshalber verſuchen!) Ich habe es gejagt. Wir wollen 
am Mittwoch in die Ferien gehen, um den Ausſchüſſen 
Gelegenheit zu geben, zu arbeiten. Es iſt der dringende 
Wunſch des Alteſtenausſchuſſes, daß in der Woche vor 
Pfingſten alle Ausſchüſſe tagen, damit wir Stoff für die 
Beratungen im Juni haben. Erhebt ſich Widerſpruch, daß 
wir den letzten Punkt der Tagesordnung abſetzen? Das 
iſt nicht der Fall. Dann kommen wir zur Beratung über 
die Tagesordnung für Dienstag, den 19. Mai. Die 
Hauptſache ſollten die Etats jein. Dann wurde im Alteſten⸗ 
ausſchuß mit einmütiger Zuſtimmung vorgeſchlagen, daß 


wir die erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Ab⸗ 
änderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes als erſten Punkt 
auf die Tagesordnung ſetzen wollten. Nun iſt geſtern ein 
Verſehen paſſiert. Ich habe angekündigt, daß heute der 
Reſt von geſtern auf die Tagesordnung geſetzt werden 
ſollte, damit natürlich auch der Punkt 11. Nun iſt es 
möglich, daß es mir in der Eile um 7½ Uhr paſſiert iſt, 
daß ich den Punkt 11 nicht mehr aufgerufen habe. (Er iſt 
aufgerufen worden! beim Zentrum.) Dann iſt es ein Ver⸗ 
ſehen des Büros, ich habe gemeint, den Reſt von geſtern, 
darunter war auch der Punkt 11. Dann hat das Büro 
dieſen Punkt aus Verſehen ausgelaſſen und es iſt meine 
Pflicht, Ihnen dieſen Punkt vorzuſchlagen. Ich erlaube 
mir, folgende Vorſchläge zu machen: 

1. Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Anderung des 
Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge, Senatsvorlage, 
Druckſache Nr. 1377. 

2. Gerichtsverfaſſungsgeſetz, Druckſache Nr. 1399. 

3. Haushaltsplan für 1925, Druckſache Nr. 1384 und 
Anlagen. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. P.): Wir find leider ge- 
zwungen, dieſem Vorſchlage zu widerſprechen. Ich möchte 
den Herrn Präfiventen daran erinnern, daß wir vor kurzem 
im Alteſtenausſchuß vollſtändig über die Aufſtellung der 
Tagesordnung einig geworden ſind. Da war natürlich von 
dem fortgebliebenen Geſetzentwurf keine Rede, ſonſt hätten 
wir im Alteſtenausſchuß das Nötige beſprochen, weil es 
dann keinen Sinn mehr hat, in die Etatsdebatte einzu⸗ 
treten. Es wurde ausdrücklich betont, die Fraktionen 
möchten ſich dahin verſtändigen, daß die Etatsberatung am 
Dienstag und Mittwoch zu Ende geführt werden kann. 
Wenn dieſe Geſetzesvorlage vorher zur Beratung kommt, 
kann von einer Verabſchiedung der Etats gar keine Rede 
mehr ſein. (Gar nicht nötig!) Ich bin der Meinung, es 
wäre allerhöchſte Zeit, daß der Senat nicht weiterwurſtelt, 
ſondern ſich nach den Etats zu richten hat. Weil die Etats⸗ 
beratung ſo wichtig iſt, verlangen wir, daß am Dienstag 
und Mittwoch nur die Etatsberatung erfolgt. Wir erklären 
uns ſchließlich damit einverſtanden, daß das Gerichts— 
verfaſſungsgeſetz in der erſten Leſung erledigt wird, weil 
wir annehmen, daß das keine lange Debatte hervorrufen 
wird. Anders iſt es mit dem Geſetz über die Abänderung 
der Erwerbsloſenfürſorge. Ich glaube kaum, daß die Ge- 
ſetzesvorlage am Dienstag allein erledigt werden kann, da 
es einer ſehr dringlichen Ausſprache bedarf. Wir ſchlagen 
daher vor, dieſe Vorlage bis nach den Ferien zurück⸗ 
zuſtellen, um die Etatsberatungen zu ermöglichen. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 
Herr Abg. Naube. * 

Raube, Abgeordneter (K. P.): Abgeſehen von dem 
Verſehen des Herrn Präſidenten .. 

Präſident: Des Büros! 

Raube, Abgeordneter (K. P.): . . oder des Büros, 
das ift noch nicht feſtgeſtellt, find wir rein geichäfts- 
ordnungsmäßig nach § 45 dagegen; wenn ein Abgeord⸗ 
neter widerſpricht, iſt nichts zu machen. (Zuruf.) Daß das 
Haus darüber letzten Endes entſcheidet, iſt klar. An die 
Ausführungen des Herrn Abg. Spill muß ich noch etwas 
anknüpfen. In der Vergangenheit iſt von den Rechts⸗ 
parteien immer auf die Verabredungen im Alteſtenausſchuß 
hingewieſen worden. Entweder halten wir dieſe Verab⸗ 
redungen oder nicht. Es ift Herr Senator Dr. Wiereinſki 
geweſen, der im Vorraum ſagte, das Schandgeſetz müſſe 
unbedingt verhandelt werden, es ſei der Wunſch der Negie- 
rung. Der Wunſch der Regierung iſt für uns noch lange 
kein Befehl; vielleicht bei Ihnen von rechts. Deswegen 
widerſprechen wir aus grundſätzlichen Dingen der Behand⸗ 
lung. Wenn die Regierung es wünſcht, ſollen die Abgeord⸗ 
neten Kotau machen. Dieſe Methode der Regierung machen 
wir Kommuniſten nicht mit. Wir wünſchen und wollen, 
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daß dieſer Gedanke bei allen Köpfen durchdringt, außer bei 
Herrn Senftleben. Rein geſchäftsordnungsmäßig ſprechen 
wir dagegen. M. H. Abgeordneten, entweder wird etwas 
im Alteſtenausſchuß verabredet oder nicht. Der Kollege 
Spill hat recht, es iſt ausdrücklich betont worden, wir 
wollen in der nächſten Woche Dienstag und Mittwoch 
tagen, weil die Etats durchberaten werden ſollen. Es 
wurde ausnahmsweiſe geſtattet, daß das Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz möglichſt ohne Beſprechung an den Ausſchuß 
gehen ſolle. Vielleicht erſcheint noch der Finanzſenator 
oder Herr Sahm kommt mit einer großen Neuigkeit in 
außenpolitiſchem Sinne und ſagt, das muß auch noch auf 
die Tagesordnung. Gegen dieſe Methode muß man ſich 
wehren, ganz gleich, ob man rechts ſteht oder links. Wir 
widerſprechen geſchäftsordnungsmäßig, und letzten Endes 
wird ja das Haus entſcheiden. ; 
Präſident: Da Widerſpruch erhoben ift, kommen wir 
zur Abſtimmung. Der erſte Vorſchlag lautet: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 

Anderung der Arbeitsloſenfürſorge. 
Ich bitte die Damen und Herren, die für die Heraufſetzung 
dieſes Punktes auf die Tagesordnung ſind, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. (Geſchieht.) Ich bitte auszuzählen. (Geſchieht.) 
(Abg. Spill: Die Etats kommen dann aber nicht mehr auf 
die Tagesordnung!) Die Auszählung iſt geſchloſſen. 
Es haben ſich an der Abſtimmung 75 Damen und Herren 
beteiligt. Davon ſtimmten mit Ja 39, mit Nein 36, der 
Vorſchlag iſt alſo angenommen. Als zweiter Punkt käme 
dann das Gerichtsverfaſſungsgeſetz, Druckſache Nr. 1399, 
auf die Tagesordnung, und drittens die Haushaltspläne. 
(Abg. Spill: Das iſt nicht notwendig, die kommen doch 
nicht ran!) Weiteren Widerſpruch höre ich nicht. Es ift jo 
beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. i 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 20 Minuten.) 
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Trauerkundgebung aus Anlaß der Grubenkataſtrophe auf 
Zeche Dorſtfeld 
Beyer, Schriftführer (S. P. S.) Mitteilungen 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aenderung des 
Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 
(Druckſache Nr 1377) 15 
Arczynſki (S. P. D. 
Hoffmann (K. P. D.) 1600 A 
Lück (Lib.) 1602 C 
Jofeph (S. P. D.) 
Kreft (K. P.) 


Karſchefſai (S. P. D.) 
Spill (S. P. D.) zur Geſchäfts ordnung 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Dr. Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Frank, Di. 
Volkmann, Dr. Wiereinſki; Staatsrat Kraefft, Ober⸗ 
regierungsrat Dr. Hemmen; Obergerichtsrat Kettlitz; 
Geheimer und Oberpoſtrat Schulz; Oberpoſträte Bodin, 
Nax, Nordmann; Regierungsräte Arnſtedt, Hage⸗ 
mann, Wohler; Gewerberat Ruthenberg; Rechnungs⸗ 
direktor Drews. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung. 
Nur wenige Wochen nach dem herzzerreißenden Un⸗ 
glück (Das Haus erhebt ſich) im polniſchen Korri⸗ 
dor muß ich wieder zu Beginn der Sitzung Ihre Blicke 
und Herzen auf die furchtbare Grubenkataſtrophe hin⸗ 
lenken, die ſich am Sonnabend auf der Zeche Dorſtſeld 
abgeſpielt und das Leben von über 40 Grubenarbeitern 
vernichtet hat. Wenn ſich dieſer erſchütternde Vorfall 
diesmal auch nicht in unſerer unmittelbaren Nähe ab⸗ 
geſpielt hat, ſo greift doch die hohe Zahl der Todesopfer 
und der Schmerz der Hinterbliebenen nicht weniger an 
unſer Herz, ſind es doch deutſche Brüder, die durch die 
Unberechenbarkeit feindlicher Naturkräfte dahingerafft 
ſind und zugleich Männer der Arbeit und Vertreter 
eines gefahrvollen Berufes, durch deſſen Tätigkeit ſich 
erſt die ſchaffenden Kräfte unſeres Volkes entfalten 
können. Wir trauern um die Toten und hegen innige 
Teilnahme für die Hinterbliebenen. Ich ſtelle feſt, daß 
Sie dieſem Empfinden durch Erheben von den Sitzen 
Ausdruck gegeben haben. Das Wort hat der Herr 
Schriftführer zu Mitteilungen. 

Beyer, Schriftführer (S.. D.): Neu eingegangen iſt 
das Geſetz betr. Aenderung des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes und der Strafprozeßordnung, ferner das Geſetz 
betr. die Abänderung des Ausführungsgeſetzes zum 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz, drittens das Geſetz betr. 
Jugendgericht, viertens das Geſetz betr. Aufhebung der 
Beſtimmungen über das Wuchergericht. Die vier Ge⸗ 
ſetzentwürfe zuſammen enthalten die ſogenannte Straf⸗ 
prozeßreform und dürften deshalb einheitlich zu be⸗ 
handeln ſein. Druck und Verteilung habe ich ver⸗ 
anlaßt. i $ 

Präſident: Wir kommen zur Tagesordnung. Ich 
rufe den 1. Punkt auf: i 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aenderung des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge vom 28. März 1922. FIR 

Druckſache Nr. 1377. Das Wort hat der Herr Abg. 
Arczynſki. wa). bat 
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Arczynſki, Abgeordneter (S.. D.): Meine ſehr (C) 


geehrten Damen und Herren! Die Sozialdemokratiſche 
Fraktion wird den Geſetzentwurf, den uns der 
Senat vorlegt, ablehnen, und zwar aus folgen⸗ 
den Gründen. Der Geſetzentwurf widerſpricht dem 
8 1 des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes, auf welches 
dieſer Geſetzentwurf bezug nimmt und in dem 
geſchrieben ſteht: „Die Gemeinden ſind verpflichtet, 
eine Fürſorge für bedürftige arbeitsloſe Danziger 
Staatsangehörige einzurichten, der ſie nicht den Cha⸗ 
rakter der Armenpflege geben dürfen.“ Und im $ 2 
dieſes Geſetzes heißt es: „Ziel der Fürſorge iſt in 
jedem einzelnen Fall die Beendigung der Arbeitsloſig⸗ 
keit durch Aufnahme der Arbeit.“ M. D. u. H.! Als 
dies Geſetz im Jahre 1922 von dem erſten Volkstag ge⸗ 
ſchaffen wurde, fanden ſtundenlange Beratungen ſo⸗ 
wohl hier als auch in dem zuſtändigen Ausſchuß ſtatt. 
Insbeſondere war es die Sozialdemokratiſche Fraktion, 
die die Verpflichtung, für die ſchuldlos in die Arbeits⸗ 
loſigkeit geſtürzten Volksgenoſſen zu ſorgen, nicht den 
Gemeinden, ſondern dem Staat auferlegen wollte. Ich 
darf wohl annehmen, daß auch Teile der bürgerlichen 
Fraktionen damals unſerer Auffaſſung beitraten, daß 
die Arbeitsloſigkeit nicht die Urſache irgendwelcher Er⸗ 
ſcheinungen iſt, die im Weſen des einzelnen Menſchen 
liegen, ſondern eine allgemeine Angelegenheit. Die 
Arbeitsloſigkeit kann als eine Krankheitserſcheinung 
unſeres verkehrten Wirtſchaftsſyſtems angeſehen wer⸗ 
den. Weil es ſo iſt, daß man den Einzelnen für ſeine 
Arbeitsloſigkeit nicht verantwortlich machen kann, ſo 
muß die Geſamtheit, der Staat, zur Bekämpfung der 
Arbeitsloſigkeit die notwendigen Maßnahmen er- 
greifen. Wir wollten, wie geſagt, dem Staat dieſe 
Verpflichtung auferlegen. Es war der damalige Se- 
nator Dr. Schwartz, der ſich hauptſächlich dagegen 


ſträubte und betonte, daß an ſich dieſe Verpflichtung (D) 


der Allgemeinheit, für die Erwerbsloſen zu ſorgen, 
auch durch die Fürſorge der Gemeinden erfüllt werde. 
Ja, er betonte ausdrücklich, daß dieſe allgemeine Für⸗ 
ſorge durch die Gemeinden beſſer wahrgenommen wer⸗ 
den könne, als durch den Staat. Jede einzelne Ge⸗ 
meinde, auch im entfernteſten Winkel unſeres Frei⸗ 
ſtaats, wäre in der Lage, die Arbeitsloſigkeit an Ort 
und Stelle zu ſtudieren und die Fürſorge erfolgreich 
und praktiſch durchzuführen. 

Dieſe Argumentation des Senats, der wir uns 
allerdings nicht angeſchloſſen haben, fiel bei der Mehr⸗ 
heit des Volkstages, ſowohl des Plenums als auch des 
Sozialen Ausſchuſſes, auf fruchtbaren Boden. Es blieb 
alſo bei der Verpflichtung der Gemeinden, für die 
Arbeitsloſen zu ſorgen. Aber das zweite Prinzip, das 
im 8 2 niedergelegt iſt, daß das Ziel der Fürſorge die 
Beendigung der Arbeitsloſigkeit ſein müſſe, blieb be⸗ 
ſtehen. Wenn das alſo, was in dieſem Geſetz in den 
erſten beiden Grundparagraphen niedergelegt iſt, auch 
heute noch zutrifft, und ich bin der Auffaſſung, daß es 
genau ſo, wie im Jahre 1922 zutrifft, dann widerſpricht 
das uns vorgelegte Geſetz dieſem Grundgedanken. Es 
widerſpricht auch der allgemein geltenden Wirtſchafts⸗ 
auffaſſung, die ich eben kurz ſkizziert habe, wenn man 
die Arbeitsloſenfürſorge zu einer Armenfürſorge 
herabzuwürdigen verſucht. M. D. u. H.! Etwas an⸗ 
deres iſt es nicht als eine Armenfürſorge, eine Wohl⸗ 
fahrtsunterſtützung, die wieder auf irgendeine Art 
zurückgezahlt werden muß, ſei es durch Geld, ſei es 
durch Arbeitsleiſtung. M. D. u. H.] Daß gerade der 
Senator für ſoziale Angelegenheiten, Dr Wiereinſki; 
der dem Zentrum angehört, dieſe Vorlage eingebracht 
hat, ift mehr als verwunderlich. Wenn er ſelbſt in 
ſozialen Angelegenheiten auch wenig bewandert ift, fo 
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(A) hätte er ſich durch Umfrage bei ſeinen Fraktions⸗ 


genoſſen, insbeſondere bei denen, die dem Arbeiter⸗ 
ſtand angehören, Herrn Gaikowſki und den andern, die 
vor mir ſitzen, die ſelbſt Arbeiter ſind und Arbeiter⸗ 
intereſſen vertreten, darüber informieren ſollen, daß 
das, was er beabſichtigt, unvereinbar mit der ſozialen 
Fürſorge iſt, vor allem mit dem Grundſatz, daß die 
Allgemeinheit entweder ſorgen müſſe, daß die Arbeits⸗ 
loſigkeit beſeitigt werde, und wenn ſie es nicht kann, 
daß der Staat für die ſchuldlos in Not geratenen Ar⸗ 
beitsloſen zu ſorgen hat. Wenn durch das vorliegende 
Geſetz die Arbeitsloſen⸗Unterſtützung in Form von 
Arbeit wieder zurückgezahlt werden ſoll, ſo möchte ich 
ferner darauf hinweiſen, daß das Ziel, das in dieſem 
Geſetzentwurf angedeutet wird, Bekämpfung der Ar⸗ 
beitsloſigkeit, nicht erreicht wird. Nach den neueſten 
ſtatiſtiſchen Angaben des Demobilmachungsausſchuſſes 
haben wir in Danzig — ſie ſind vielleicht 14 Tage alt — 
insgeſamt 5865 erwerbsloſe männliche und weibliche 
Perſonen, die gemeldet ſind, die ſich alſo täglich der 
Kontrolle durch die Stempelung unterwerfen. Wie ich 
ſchon früher von dieſer Stelle aus betont habe, iſt die 
Zahl der Arbeitsloſen bedeutend größer, weil durch das 
hier erwähnte Arbeitsloſenfürſorgegeſetz eine große 
Anzahl von Perſonen von vornherein von jeder Unter⸗ 
ſtützung ausgeſchloſſen iſt. Sie unterwerfen ſich daher 
gar nicht der Kontrolle, weil es zwecklos iſt, und Arbeit 
ihnen natürlich auch nicht vermittelt werden kann, weil 
eben keine Arbeit da iſt. Man kann alſo annehmen, 
daß die Zahl von 5000 oder 6000 gegenwärtig auf 9000 
zu ſchätzen iſt. Vor etwa 4 Wochen ſtellten wir feſt, 
daß wir im Wirtſchaftsgebiet Danzigs 10 000 bis 11 000 
Arbeitsloſe hatten. 

Durch die Verabſchiedung des miſerablen Wop- 
nungsbaugeſetzes ift eine kleine Hebung der Arbeits⸗ 


(B) tätigkeit zu verzeichnen, To im Baugewerbe, das läßt 


ſich nicht wegſtreiten. Dennoch iſt die Wirkung nicht ſo, 
wie ſie geweſen wäre, wenn wir das Wohnungsbau⸗ 
geſetz in der erſten Form verabſchiedet hätten. Unter 
dieſen 6000 Arbeitsloſen im Wirtſchaftsgebiet Danzig 
ſind 5030 männliche und 835 weibliche. Die Gliederung 
nach Berufen ergibt folgende Zahlen: 865 Metall⸗ 
arbeiter, Bauarbeiter 219, das ſind Maurer, Zimmer⸗ 
leute uſw., Kaufleute 341, Holzarbeiter, Tiſchler uſw. 
93, ungelernte Arbeiter 2577, Arbeiter für das Ver⸗ 
kehrsgewerbe 386, für Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften 
124, Erwerbsbeſchränkte 216. Wenn Sie ſich dieſe 
Zahlen vergegenwärtigen, ſo werden Sie finden, daß 
bei dem vorliegenden Geſetzentwurf zur Leiſtung von 
Arbeit nur die ungelernten Arbeiter herangezogen 
werden könnten. Können Sie einem hochqualifizierten 
Arbeiter zumuten, wenn er nicht eine dauernde Schä⸗ 
digung ſeines Berufs erleiden ſoll, auch nur vorüber⸗ 
gehend irgendwelche Arbeiten zu verrichten, die ihn 
ſpäter unbrauchbar für die Ausübung ſeines Hand⸗ 
werks machen? Das iſt auch ſicherlich nicht die Abſicht 
des unwiſſenden Senators für ſoziale Angelegenheiten 
und kann es nicht ſein. Was würde wohl mit einem 
Optiker geſchehen, der bei ſeinem Berufe nicht nur 
geiſtig, ſondern auch gefühlsmäßig mit den Finger⸗ 
ſpitzen arbeiten muß, wenn er mit der Picke arbeiten 
ſoll oder Steine fortſchleppen muß? In vier Wochen 
iſt der Mann erledigt. In den Reihen der Deutſch⸗ 
nationalen ſitzt ein Optikermeiſter, ich ſehe ihn augen⸗ 
blicklich nicht, wenn er hier wäre, würde er meine An⸗ 
gaben beſtätigen. Für einen Holzbildhauer, einen 
Modelleur, träfe dasſelbe zu, ebenſo auch für Kaufleute, 
von denen 341 arbeitslos find. Nehmen Sie an, daß 
ſie bei den gemeinnützigen Arbeiten Verwendung 
finden ſollen. Ich nehme an, daß der Bau der Straße 


von Danzig nach Neufahrwaſſer zu den gemeinnützigen 
Arbeiten gehört. Alſo vergegenwärtigen wir uns, daß 
Sie die 341 Kaufleute dorthin dirigieren, um mit Karre 
und Schippen zu arbeiten. Die Leute werden im Laufe 
weniger Monate ihren einſtigen Berufen entwöhnt 
ſein. Sie werden auch dort bei der neuen Arbeit nicht 
ſo viel leiſten können, wie ein Arbeiter es auf Grund 
ſeiner ganzen körperlichen Veranlagung und Vor- 
bildung kann; denn auch dazu gehören gewiſſe Kennt- 
niſſe. Halten wir uns weitere Berufe vor Augen, ich 
brauche ſie nicht alle aufzuzählen, ſo werden Sie finden, 


dafür völlig unbrauchbar machen. Wenn man dann in 
Zeiten wirtſchaftlichen Aufſchwungs Handwerker ſucht, 
kommen die Arbeitgeber und ſchreien über die Minder⸗ 
wertigkeit der Danziger Handwerker, die nicht im⸗ 
ſtande wären das zu leiſten, was der engliſche Arbeiter 
oder ſonſt einer leiſten kann. Um die Handwerker im 
Handwerk zu erhalten, iſt es notwendig, daß man ihnen 
eine Tätigkeit in dem erlernten Berufe nachweiſt. 
Kann man das nicht, ſo muß man ſie während der 
Zeit der Arbeitsloſigkeit unterſtützen. Das Gegenteil 
würde erreicht, wenn dieſe Vorlage jemals Geſetz wer⸗ 
den ſollte. Ich habe von dieſer Stelle aus zu wieder⸗ 
holten Malen ausgeführt, daß die Erwerbsloſigkeit 
zum mindeſten um 50 Prozent durch Anwendung der 
beſtehenden geſetzlichen Demobilmachungsbeſtimmun⸗ 
gen beſeitigt werden könnte. (Sehr richtig! links.) 
Ich habe dieſe Forderung immer erhoben, predige aber 
tauben Ohren. Die Herren, die die Dezernate Betriebe, 
Verkehr, Arbeit und Soziales verwalten, find in wirt: 
ſchaftlichen Dingen ſo fremd, daß ich keine ſcharfen 
Worte finde, um das richtig zu geißeln. 

Das iſt keine Behauptung aus oppoſitioneller Ein⸗ 
ſtellung. Bemühen Sie ſich einmal und beobachten Sie 


die Arbeiten der beiden von mir genannten Aemter. (D) 


Sie werden finden, daß das, was ich geſagt habe, zu⸗ 
trifft. Es iſt ſchon an ſich ein Unding, daß hier aus⸗ 
gerechnet in unſerem „großen“ Staate Danzig Arbeit 
und Soziales verwaltungsmäßig getrennt ſein müſſen. 
In dem großen Reiche, der Deutſchen Republik, hat 
man ein Arbeitsminiſterium, dem man ſowohl ſoziale 
als auch Arbeitsangelegenheiten unterſtellt hat. Bei 
uns braucht man dazu zwei Reſſorts und zwei gut be⸗ 
zahlte Senatoren mit ſoundſo vielen Abteilungen und 
Unterabteilungen. Jeder arbeitet dabei ſo wie er will, 
von früh bis ſpät, vom 1. Januar bis 31. Dezember, 
geleiſtet wird aber nichts. 

Wenn ich bemerkte, daß man durch Anwendung der 
Demobilmachungsbeſtimmungen die Arbeitsloſigkeit um 


die Hälfte vermindern kann, ſo will ich den Nachweis da⸗ 


für führen. Aus Anlaß der Etatsberatung für Betriebe, 
Verkehr und Arbeit hat der Senator Runge ausdrück⸗ 
lich zugeſtanden, daß nach amtlichen Unterlagen 10 000 
Fremde, alſo ausländiſche Arbeitskräfte, im Wirtſchafts⸗ 
gebiet Danzig vorhanden find. (Hört, Hört!) Wenn 
ich auch nicht die Forderung erhebe, daß alle fort 
müßten, ſo bin ich der Meinung, daß mindeſtens die 
Hälfte Danzig verlaſſen könnte. Wirtſchaftlich be⸗ 
trachtet, wäre es ja auch widerſinnig, wenn man in 
jedem Einzelfall darauf beſtände, daß unter allen Um⸗ 
ſtänden jeder fremdländiſche Arbeiter Danzig verlaſſen 
und ſeinen Arbeitsplatz einem Danziger zu geben hätte. 
Iſt es nicht geradezu widerſinnig, daß Hunderte von 
Arbeitern aus Pommerellen und Polen Tag für Tag 
nach Danzig kommen und immer mehr Danziger auf 
die Straße geworfen werden? Ich mache dieſe Be⸗ 
merkungen nicht aus Feindſchaft gegen die polniſche 
Republik und die polniſchen Arbeiter. Aber ich ſage 
mir, zuerſt müſſen wir für unſere eigenen arbeits⸗ 
I 
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(A) loſen Bürger ſorgen. Dann erſt können wir es uns 


überlegen, ob wir noch Arbeitsplätze für ausländiſche 
Arbeiter haben. Ich glaube, das iſt durchaus ver⸗ 
nünftig und klingt für jeden ſelbſtverſtändlich, der die 
Dinge kennt. 2 

M. D. u. H.! Ich ſagte, in Danzig beſtänden die 
Demobilmachungsbeſtimmungen und man ſollte ſie an⸗ 
wenden. Im November oder Anfang Dezember 1923, 
auf das genaue Datum kommt es nicht an, als wir den 
Segen der feſten Währung bekamen, wurde von den 
Verfechtern der Feſtwährung ausgeführt, erſt müßten 
wir beſtändiges Geld haben, dann gingen die Fabriken, 
verſchwinde die Arbeitsloſigkeit, Not und Elend würden 
beſeitigt. Ich erlaubte mir, an dieſen Behauptungen 
zu zweifeln. Dieſe Zweifel haben ſich leider im Laufe 
der letzten Jahre erfüllt. Sie ſind auch im November 
und Dezember 1923 eingetreten. Damals hat ſchon der 
paritätiſch zuſammengeſetzte Demobilmachungsaus⸗ 
ſchuß, beſtehend aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern, 
den Beſchluß gefaßt, daß die Danziger Arbeitgeber ver⸗ 
pflichtet ſind, liſtenweiſe dem Demobilmachungsamt 
nachzuweiſen, wieviel ausländiſche Arbeiter ſie be⸗ 
ſchäftigen. Dieſer Beſchluß wurde damals gefaßt, und 
die Arbeitgeber haben es verſtanden, unter Führung 
des Herrn Klawitter dieſen Beſchluß zu inhibieren, 
indem ſie auf den Senat großen Druck ausübten, mit 
Kreditſperre und allen möglichen Kampfmaßnahmen 
drohten. Die Herren wollen ſich nicht dreinreden 
laſſen. Sie wiſſen genau, daß der ausländiſche Arbeiter 
und Angeſtellte, der in Danzig arbeitet, nicht das not⸗ 
wendige Rückgrat aufbringen kann, als wie der, der hier 
den ſtaatlichen Schutz genießt, der nicht über Nacht 
durch die Polizei ausgewieſen werden kann. Da er in 
vielen Fällen billiger arbeitet, ziehen ihn die Herren, 
auch wenn ſie erzreaktionär deutſchnational eingeſtellt 
ſind, gleich, ob es ein Pole oder Ruſſe iſt, vor. Er wird 
genommen, weil er billiger arbeitet. Als der damalige 
Beſchluß nicht durchgeführt wurde, proteſtierten die 
Arbeiter dagegen, aber vergebens. Wir haben auch von 
dieſer Stelle darauf aufmerkſam gemacht, daß es un⸗ 
haltbar iſt, wenn der Senat beſtimmte Beſchlüſſe nicht 
durchführt. Jetzt erleben wir es, m. D. u. H., daß der⸗ 
telbe Senat, der im Jahre 1923 dieſen Beſchluß nicht 
durchführen ließ, von ſich aus den Beſchluß faßt, daß 
die Unternehmer ſchnellſtens die Liſten ihrer fremd- 
ländiſchen Arbeiter einzureichen haben. Er iſt jetzt 
nach reichlich 1% Jahren ſcheinbar zu der Ueberzeugung 
gekommen, daß jetzt etwas mit der Demobiliſierung ge⸗ 
macht werden muß. Die Arbeitgeber laufen auch jetzt 
gegen dieſe Maßnahme Sturm. Es wird ſich zeigen, 
ob aus dieſem Beſchluß vom Jahre 1923 noch etwas 
Praktiſches herauskommt. Das iſt aber nicht das 
Schlimmſte. In der Zwiſchenzeit hat Herr Sahm 
eigenmächtig die Demobilmachungsbeſtimmungen, die 
bei uns Geſetz ſind, einſeitig zugunſten der Republik 
Polen außer Kraft geſetzt. (Hört, hört! links.) Ich 
erinnere Sie daran, daß vor längerer Zeit einige Dan⸗ 
ziger aus Pommerellen ausgewieſen werden ſollten. 
Herr Sahm hat das Wohl und Wehe dieſer acht Dan⸗ 
ziger höher eingeſchätzt als das Wohl und Wehe von 
10 000 arbeitslofen Danziger Bürgern. In der Zwi- 
ſchenzeit ſtrömten die Arbeiter aus Pommerellen ein⸗ 
ſeitig in das Danziger Gebiet hinein. Beim Bau des 
Munitionshafens, im Hafen ſelbſt uſw. ſind Tauſende 
von fremden Arbeitern tätig, und Danziger werden 
immer mehr entlaſſen. Man ſieht jetzt ein, was man 
angerichtet hat und will verſuchen, es wieder gut zu 
machen, ſoweit es natürlich geht. Man glaubt, durch 
entſprechende ſtatiſtiſche Beweiſe die polniſche Republik 
zu bewegen, einzuwilligen, daß nunmehr die pol⸗ 


niſchen Einwanderer wieder zurückgehen. Ob man (C) 


damit Glück haben wird, wage ich zu bezweifeln. 
M. D. u. H.! Wenn etwas guter Wille bei den Unter⸗ 
nehmern vorhanden wäre in bezug auf die Bekämpfung 
der Arbeitsloſigkeit, würde es in Danzig anders aus⸗ 
ſehen. Aber hier fehlt vor allem der gute Wille. Sollte 
dieſes Geſetz angenommen werden, wird es ſich in der 
Praxis zeigen, daß es ein Zwangsgeſetz niche nur für 
die Arbeitsloſen, ſondern auch für die in Arbeit ſtehen⸗ 
den Arbeiter und Angeſtellten werden wird. (Sehr 
wahr! links.) Die Lage der Danziger Arbeiter, die 
noch arbeiten, iſt ſo troſtlos, daß man ſie eigentlich nicht 
mit Worten ſchildern kann. Ich möchte behaupten, daß 
zu keiner Zeit das Lohnniveau ſo niedrig ſtand wie 
gegenwärtig. Die Unternehmer ſind nicht etwa nicht in 
der Lage, die Löhne und Gehälter aufzubringen, ſon⸗ 
dern es iſt das Beſtreben bei ihnen vorhanden, das 
Lohnniveau ſoweit zu drücken, bis die Arbeiter⸗ und 
Angeſtelltenſchaft von ſich aus den Ruf nach der ver⸗ 
längerten Arbeitszeit erſchallen läßt. M. D. u. H.! 
Seit einem Jahr iſt der Lohn in der Danziger In⸗ 
duſtrie, abgeſehen von einzelnen Fällen, nicht erhöht 
worden. Erſt in den letzten Wochen haben wir durch 
Preſſeartikel erfahren, wie tief der Lohn ſtand, z. B. 
beim größten Danziger Betrieb auf der Danziger Werft 
und der Eiſenbahnhauptwerkſtätte. Noé, den wir im 
alten Volkstag häufig gehört haben, der aus den ver⸗ 
ſchiedenſten Anläſſen ſchöne Reden hielt, hat vor einiger 
Zeit ſeine Angeſtellten und Aerbeiterräte auf die 
Straße geworfen. Er hat es getan, weil dieſe geſetz⸗ 
mäßige Arbeitervertretung gewagt hat, eine Eingabe, 
wie das beim Volkstag auch paſſiert, über den Lohn⸗ 
ſtand der Angeſtellten und Arbeiter dem hier tagenden 
internationalen Aufſichtsrat der Aktiengeſellſchaft zu 
unterbreiten. (Abg. Dr. Neumann: Die Angaben 
waren unwahr!) Ich weiß, es ift Ihnen ſehr unan- 
genehm) denn Sie find ja der Syndikus und Rechts⸗ 
berater der Geſellſchaft in zweiter Inſtanz. Dr. Görs 
bearbeitet die kleinen Sachen, und was darüber hinaus⸗ 
geht, iſt Ihnen zugewieſen worden. Wenn Sie ſagen, 
daß das unwahr war, ſo ſind Sie nur ganz einſeitig 
informiert. Vielleicht haben Sie Ihre Information 
aus der Anzeige in den „Neueſten Nachrichten“. (Abg. 
Dr Neumann: Aus dem Gutachten der Sachverſtän⸗ 
digen!) Das ſtimmt nicht, ich komme noch darauf. 
(Abg. Dr Neumann: Wenn man etwas vorträgt, muß 
man es vollſtändig vortragen.) Ich komme gleich 
darauf. Ich wollte zunächſt anführen, daß dieſe Ein⸗ 
gabe, die die Angeſtellten und Arbeiterräte gemacht 
haben, während mehrerer Lohnperioden, von der ſieben⸗ 
ten bis zur elften, ein durchſchnittliches Einkommen 
pro Arbeiter von etwa 35 Gulden die Woche ſteigend bis 
auf etwa 52 Gulden anzeigte. Trotzdem wir nach der 
neuen Statiſtik 35 Prozent, nach der alten 25 Prozent 
infolge der Verteuerung der allgemeinen Lebenshal⸗ 
tung eingebüßt haben, haben ſich die Löhne und Ge⸗ 
hälter in dieſem größten Betrieb nicht erhöht. Als die 
Arbeitervertretung den Verſuch machte, dem verant⸗ 
wortlichen Leiter die Lage zu ſchildern und um Abhilfe 
erſuchte, hat Noé die Herren an die friſche Luft geſetzt, 
darunter Leute, die eine Arbeitstätigkeit von 30 bis 
35 Jahren aufzuweiſen hatten. Es geſchah aber nicht 
nur wegen dieſer Tat, ſondern Noé hat die geſamten 
alten Arbeiter zu 75 Prozent auf die Straße geworfen. 
(Sehr richtig! links.) Wir haben wunderbare Dinge 
erlebt. Es waren Arbeiter darunter, die 49 Jahre auf 
der Werft gearbeitet haben. Dies geſchah, trotzdem wir 


Schutzbeſtimmungen nach dieſer Richtung in Danzig 


haben. Die Verordnung vom 3. September 1919 ſagt 
im 8 13, daß dem Arbeitgeber bei Entlaſſung von Ar⸗ 
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(A) beitern wegen Arbeitsmangel die Pflicht auferlegt 


wird, die Dauer der Beſchäftigung, den Familienſtand 
uſw. zu berückſichtigen. Noé hat aber etwas anderes 
gemacht. Er braucht junge Leute, die alten ſind nicht 
ſo rüſtig. Alſo raus damit. Auf Grund dieſer Schutz⸗ 
beſtimmungen haben wir in vielen Fällen erfolgreich 
beim Schlichtungsausſchuß und Demobilmachungs⸗ 
kommiſſar geklagt. Aber die Geſellſchaft rührte ſich 
nicht, dieſen geſetzlichen Beſtimmungen Genüge zu 
leiſten. Es war notwendig, die verbindlich erklärten 
Schiedsſprüche auf Wiedereinſtellung auszuklagen. 
Für die Juriſten war es natürlich außerordentlich 
intereſſant zu erfahren, wie die Demobilmachungs⸗ 
beſtimmungen mit dem 8 823 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs, dem bekannten Schadenerſatzparagraphen, zu 
verbinden ſind. Nach dem Spruche des Danziger Ge⸗ 
werberichters iſt jeder Unternehmer verpflichtet, jedem 
einzelnen Arbeiter für die Dauer ſeiner Arbeits⸗ 
loſigkeit den vollen Lohn als Schadenerſatz für die un⸗ 
rechtmäßige Entlaſſung zu zahlen, die unter Mißach⸗ 
tung der genannten Schutzbeſtimmungen erfolgt. Das 
mußte auch Herr Noé in einzelnen Fällen erfahren. 
M. D. u. H.! Frech, wie Noé nun einmal iſt, oder beſſer 
geſagt, ich will mich höflich ausdrücken, dreiſt, wie er 
einmal iſt, fand er den Weg zu ſeinem Buſenfreund 
Heinrich Sahm und ſagte: Heinrich, ſo geht die Ge⸗ 
ſchichte nicht, du mußt dafür ſorgen, daß ſolche Schieds⸗ 
ſprüche nicht gefällt werden. Du mußt noch ein Uebriges 
tun und auf den Demobilmachungskommiſſar Dr. 
Alter drücken, daß er ſolche Schiedsſprüche nicht ver⸗ 
bindlich erklärt. Dann mußt du noch einen Schritt 
weitergehen, auch der Kerl in der Wiebenkaſerne, der 
Gewerberichter, darf auch nicht ſolche Urteile fällen, ſonſt 
geht die Induſtrie zugrunde. Glücklicherweiſe hat Herr 
Sahm ihm die Antwort gegeben, daß er in die Gerichts⸗ 


(B) barkeit, in die unabhängige Gerichtsbarkeit, einzu⸗ 


greifen, ablehnen müſſe. Die Richter haben ſich alſo 
nicht beirren laſſen und weiter Urteile gefällt, daß die 
Geſellſchaft entweder die Löhne zu zahlen, oder die 
Leute wieder einzuſtellen habe. M. D. u. H.! Herr Abg. 
Dr. Neumann, paſſen Sie auf, daß Herr Nos diefe alten, 
um das Wohl und Wehe der Danziger oder deutſchen 
Handelsflotte hochverdienten Leute einfach hinaus⸗ 
wirft, geſchieht nicht etwa deswegen, weil er ſie nicht 
mehr gebrauchen kann; dieſe Arbeiter ſind wohl zu ge⸗ 
brauchen. Ich habe erſt in dieſen Tagen vor dem 
Schlichtungsausſchuß einen Mann geſehen, etwa 60 
Jahre alt, der folgendes ſagte: „Für die jüngeren Leute 
der Werft iſt die Arbeit zu ſchwer, die ich als Vor⸗ 
arbeiter und Schiffszimmermann leiſte. Aber ich als 
60jähriger mache ſie.“ 

M. D. u. H.! Herr Nos wirft diefe alten Leute 
hinaus, weil er auf Grund des Pachtvertrages, den auch 
wieder Heinrich Sahm, Noé, Jewelowſki und noch jo 
ein paar Herrſchaften ganz unter ſich abgeſchloſſen 
haben, als die Geſellſchaft in der International Ship- 
building⸗Company gegründet wurde, einige Verpflich⸗ 
tungen übernommen hat. Ich kann aus dieſem Ver⸗ 
trage, den ich leider nicht habe, nur zitieren, ſoweit ich 
ihn bei der Abteilung für Auswärtiges eingeſehen habe. 
Es iſt dort in Artikel 4 geſagt: „Die Geſellſchaft ver⸗ 
pflichtet ſich, alle Verbindlichkeiten abzulöſen.“ Unter 
ſolche Verbindlichkeiten fallen auch die Fälle der ehe⸗ 
maligen alten Danziger Staatsarbeiter. (Abg. Gai⸗ 
komwſki: Für Verbindlichkeiten verantwortlich!) Ja, 
ſo ähnlich. Es wird Aufgabe der Regierung ſein, den 
genannten Pachtvertrag ſchleunigſt dem Hauſe vorzu⸗ 
legen, damit wir den wirklichen Inhalt kennenlernen. 
Wenn man die Verpflichtung übernimmt, alles abzu⸗ 
löſen, ſo ſind darin einbegriffen die Fälle der alten 


Danziger Staatsarbeiter, die bei Uebernahme der Be- (C) 


triebe durch die Geſellſchaft dort tätig waren. Sie 
fallen auch unter dieſen Artikel, Herr Abg. Dr Neu⸗ 
mann, vielleicht notieren Sie ſich das beſonders, es 
wird eine ſehr dankbare Aufgabe ſein, daß Sie mit der 
Geſellſchaft, insbeſondere mit dem Generaldirektor Noé 
darüber ſprechen. Alſo dieſe Verpflichtung kann nur 
in der Weiſe abgelöſt werden, daß die Leute beſchäftigt 
werden. Wenn das nicht möglich iſt, muß die Geſell⸗ 
ſchaft dieſen Leuten gegenüber die Verpflichtung über⸗ 
nehmen, die früher das Reichsmarineamt übernommen 
hatte. Nach einem gewiſſen Zeitraum, mit 60 Jahren, 
je nachdem die Leute erwerbsunfähig waren, kamen ſie 
in den Genuß einer beſtimmten Penſion. Ich ziehe 
daraus die Schlußfolgerung, daß die Geſellſchaft ver⸗ 
pflichtet iſt, eine ähnliche Penſionskaſſe für die alten 
Leute einzuführen. (Abg. Gaikowſki: Hat fie nicht ge- 
macht!) Um dabei möglichſt billig wegzukommen, be⸗ 
ſeitigt man alle dieſe alten Leute. Welcher Arbeit⸗ 
geber, m. D. u. H., wird einen Menſchen, der 20, 25, 30 
Jahre bei ein und demſelben Arbeitgeber gearbeitet 
hat, heute in der Zeit der wirtſchaftlichen Depreſſion 
noch einſtellen? Er hat ja doch ſo viel junges Volk, das 
er zunächſt einmal benutzen wird, weil es für ihn wert⸗ 
voller iſt. Die alten entlaſſenen Leute ſind alſo dem 
Elend und dem Untergang geweiht. 


Nun ſagt die Vorlage in der Begründung, der 
Zweck dieſes Geſetzes ſei, alle arbeitsſcheuen und 
arbeitsunfähigen Leute auszuſondern, alſo alles, was 
nicht vollwertig iſt, alle Arbeitskräfte, im kapitaliſti⸗ 
ſchen Sinne geſprochen, will der Senat ausmerzen. 
Was ſoll mit den Leuten dann geſchehen? Sie müſſen 
entweder ſterben oder wandern ins Gefängnis, dann 
ſind die wenigſten verſorgt. (Arbeiten! rechts.) Was 


ſollen ſie machen, können Sie ihnen Arbeit nachweiſen, 
Herr Senator? Ich glaube, die Mühe, den Arbeits⸗ 
loſen Arbeit nachzuweiſen, haben ſich viele Beamte des 
Arbeitsamtes in den einzelnen Abteilungen angelegen 
ſein laſſen, und zwar ſchon zu der Zeit, als Sie noch 
nicht in Danzig waren, als wir die erſte Arbeitsloſig⸗ 
keit in größerem Umfange hatten. Alſo Sie ſind nicht 


in der Lage, Arbeit nachzuweiſen. Es bleibt nichts 
anderes übrig, als daß ſich die Leute hinlegen und ſter⸗ 
ben. In den meiſten Fällen iſt es mit den alten Leuten 
ſo, daß ihnen, wenn ſie aus einer 30jährigen Beſchäf⸗ 
tigung herauskommen, ſozuſagen der Lebensfaden, der 
Gewohnheitsfaden abgeriſſen iſt. Sie werden unruhig, 
legen ſich hin, werden krank und ſind in ein paar 
Tagen tot. Solche Fälle haben wir gehabt. Die Her⸗ 
ren werden es mir beſtätigen, die in den Gewerkſchaf⸗ 
ten tätig ſind. Die Danziger Werft iſt ein beſonderes 
Kapitel. Herr Nos hat ſich mit Herrn Klawitter zu 
dem einzigen Zweck verbunden, mit allen Mitteln, 
komme was wolle, die verlängerte Arbeitszeit einzu⸗ 
führen. Das ſoll einmal durch Lohndruck geſchehen, 
dann durch Verweigerung der Annahme von Auf⸗ 
trägen. Vielleicht merken Sie ſich das auch, Herr Abg. 
Dr Neumann, durch Verweigerung der Annahme von 
Aufträgen, durch Kürzung der Arbeitszeit, durch 
Streckungen und dauernde Entlaſſungen. Ich bin noch 
den Beweis für meine Behauptung ſchuldig, daß man 
keine Aufträge annimmt unter dem Vorwand, die Löhne 
ſeien zu hoch. Es verlohnt ſich, darauf noch etwas ein⸗ 
zugehen. Ich glaube, daß kein vernünftiger Menſch 
und keiner, der die Danziger Verhältniſſe kennt, be⸗ 
haupten wird, daß etwa der amerikaniſche oder der 
engliſche Arbeiter billiger arbeitet, als der Danziger. 
Ich glaube auch nicht, daß jemand annimmt, daß die 
deutſchen Arbeiter ſchlechtere Löhne als die Danziger 
haben. Ich habe mich der Mühe unterzogen, und die 
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() Frage der in Deutſchland gegenüber Danzig höheren 


Löhne genau geprüft. Dabei kam ich zu einer inter⸗ 
eſſanten Feſtſtellung, die erſt neueren Datums iſt. 
Daraus geht hervor, daß die Löhne in Deutſchland faſt 
in keinem Orte von Bedeutung ſo niedrig ſind, wie 
gerade bei uns in Danzig. Ich habe mir für dieſen 
Zweck eine Gruppe auserſehen, die verhältnismäßig 
gut verdient und einen ſchweren Beruf hat, nämlich 
die Gruppe der Former. Nach den Feſtſtellungen, die 
ich bei dieſer Gruppe gemacht habe, beträgt der Grund⸗ 
lohn, durchſchnittlich in deutſchen Pfennigen ausge⸗ 
drückt: in Danzig 49 Pfennig. Er iſt nirgends ſo 
niedrig, außer in Elbing. In Deutſchland betragen 
die Löhne 1 Mark, 1,10 Mark und gehen herunter bis 
auf etwa 60 Pfennig. Sie können ſich alſo nach Um⸗ 
rechnung in Gulden ungefähr vorſtellen, welch tiefes 
Lohnniveau in Danzig im Verhältnis zu Deutſchland 
zu verzeichnen iſt. Wenn man öfter auf Polen hin⸗ 
weiſt und ſagt, daß die Arbeiter dort billiger arbeiten, 
ſo trifft das nicht zu, und insbeſondere nicht, ſoweit die 
Fürſorge für die Arbeitsloſen in Polen in Frage 
kommt. Es iſt mir erſt in den letzten Tagen eine Ver⸗ 
ordnung der polniſchen Regierung für Oberſchleſien zu 
Geſicht gekommen, wonach die Arbeitsloſenfürſorge 
dort ſo gehandhabt wird, daß jeder Unternehmer, der 
mehr als fünf Arbeiter beſchäftigt, die Arbeitskräfte 
nur von den dortigen Nachweiſen beziehen darf. Im 
Falle der Zuwiderhandlung iſt eine hohe Strafe, bis 
über 60 Zloty, vorgeſehen. Alle dieſe Maßnahmen 


werden in Danzig nicht durchgeführt, trotzdem wir die 


geſetzlichen Beſtimmungen haben. 

Ich habe vorhin ſchon auf die unſelige Tätigkeit 
des Demobilmachungskommiſſars Dr Alter hingewie⸗ 
ſen. Ich möchte bei dieſer Gelegenheit von hier aus 
die Forderung nach der ſchleunigſten Ablöſung dieſes 
Herrn erheben. Er iſt tatſächlich infolge ſeiner gerin⸗ 
gen wirtſchaftlichen Vorbildung und feiner Kenntniſſe 
nicht nur unfähig in ſeinem Amt, ſondern er betrachtet 
ſich auch als ein einſeitiger Diener für die Arbeit⸗ 
geber, was beſonders aus folgendem Fall hervorgeht: 
Aus Anlaß einer Lohndifferenz bei einer hieſigen 
Werft erklärte der Herr den verſammelten Gewerk⸗ 
ſchaftsſekretären: „Was ſollen wir viel reden, wer den 
Geldbeutel hat, beſtimmt auch den Lohn und das Ge⸗ 
halt.“ Solch eine unparteiiſche Haltung nimmt ein 
Staatsbeamter ein! Nach meiner Auffaſſung iſt er nicht 
würdig und nicht fähig, dieſes verantwortungsvolle 
Amt zu bekleiden. Weil es ſo iſt, ſagen wir, daß wir 
in dem Demobilmachungskommiſſar oder in dem gegen⸗ 
wärtigen Inhaber dieſer Stelle nicht einen Förderer 
zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit, nicht einen un⸗ 
parteiiſchen Richter in wirtſchaftlichen Streitfällen 
haben. Deshalb fordern wir, daß er unter allen Um⸗ 
ſtänden beſeitigt wird. 

M. D. u. H.! Wenn dieſes Geſetz Geſetz werden 
ſollte, ſo iſt ſicher damit zu rechnen, daß das wirtſchaft⸗ 
liche Leben weitere ſchwere Erſchütterungen erleidet. 
Ich glaube, das können Sie unmöglich verantworten. 
Oder glauben Sie, daß Sie ſich immer auf Ihre be⸗ 
waffnete Macht ſtützen können? Herr Senator, ich 
glaube, es kann nicht Ihre Abſicht ſein, den hungern⸗ 
den Arbeitsloſen einfach mit der Waffe entgegenzutre⸗ 
ten, wenn ſie ſich das Stückchen Brot da holen, wo ſie 
es vermuten. Ich glaube, das kann nicht Ihre Ab⸗ 
ſicht und Ihr Wille ſein, ſonſt würden Sie der Partei, 
aus der Sie hervorgegangen ſind, ins Geſicht ſchlagen. 
Ich nehme an, daß Sie ein Opfer falſcher Beratungen 
oder ein Opfer des Drucks im Senat geworden ſind, 
wenn Sie dieſes Geſetz hier eingebracht haben. Sie 


wollen den § 16 des Geſetzes abändern. Was jagt der | 


F 16 des Arbeitsloſenfürſorgegeſetzes? Die beiden 


von mir zitierten grundlegenden Paragraphen be⸗ 
ſtehen als Grundlage für dieſes Geſetz. Als wir uns 
im Ausſchuß ſehr eingehend über die Ausgeſtaltung 
des Geſetzes unterhalten haben, iſt auch der Gedanke 
aufgetaucht, daß man die Arbeitsloſen verpflichten 
müßte, periodiſch Kurſe zu beſuchen. Sie wiſſen ja, daß 
in der Inflationszeit viele Handwerker ihren Beruf 
verlaſſen haben und zu dem Heer der Ungelernten ge⸗ 
ſtoßen ſind, weil damals dort die Löhne höher waren, 
3. B. im Transportgewerbe. Es ift klar, daß in De- 
ſtimmten Berufen trotz der Arbeitsloſigkeit noch ein 
Mangel an Arbeitern beſteht, beſonders von Spezial⸗ 
arbeitern. Ich nannte vorhin ſchon das optiſche Ge⸗ 
werbe. Es kommen aber weiter das Bildhauergewerbe 
und die Modelleure in Frage. In dieſen Berufen iſt 
noch immer Arbeitsmangel zu verzeichnen. 1920 wurde 
nun geſagt, daß Leute, die vielleicht Schloſſer gelernt 
haben, noch einen anderen Beruf ergreifen können. 
Sie können noch umlernen. Aus einem Metallarbeiter 
kann z. B. ein Kraftwagenführer werden. Deshalb iſt 
es notwendig, in das Geſetz einen Paragraphen aufzu⸗ 
nehmen, in dem dem Arbeitsloſen die Verpflichtung 
auferlegt wird, daß er einen beſtimmten Beruf lernen 
muß, wenn er weiter im Genuß der Arbeitsloſenfür⸗ 
ſorge bleiben will. Man hat ſich dabei weiter nichts 
gedacht und hat dem Paragraphen 26 folgende Faſſung 
gegeben: r 

Die Gemeinden können die Erwerbsloſenfürſorge 
von weiteren Vorausſetzungen (Teilnahme an der 
Allgemeinheit dienenden Veranſtaltungen, fachlichen 
Ausbildungsgängen, am Beſuch von Werkſtätten und 
Lehrkurſen und dergl.), insbeſondere für Jugendliche, 
abhängig machen. 

Nun, m. D. u. H., muß man ſchon ein ganz ver⸗ 
fluchter Juriſt ſein, wenn man aus dieſem Paragra⸗ 
phen .. . (Zwiſchenruf des Abg. Dr. Bumke.) nein, 
alle nicht, aber die Juriſten vom Schlage wie Sie, ſind 
immer verflucht; (Sehr richtig! links.) denn Sie, 
Herr Dr Bumke, haben nicht einmal, ſondern wieder⸗ 
holt den Beweis erbracht, daß Sie nicht fähig ſind, un⸗ 
abhängig das Recht zu ſuchen. (Abg. Dr Bumke: 
Wann denn?) Ich werde mich hüten, einem Richter 
Abhängigkeit uſw. vorzuwerfen, wenn er ſich der 
Mühe unterzieht, frei von allen Einflüſſen, frei von 
parteipolitiſcher Feindſchaft und Verhetzung in jedem 
einzelnen Fall unabhängig das Recht zu ſuchen und zu 
ſprechen. Herr Dr Bumke, ich glaube, wenn ich einmal 
in Ihre Hände käme, würde es mir auch nicht gut 
gehen. (Abg. Dr Bumke: Ich habe nur eine Zivil⸗ 
kammer! Zwiſchenrufe links.) Ich habe nur auf 
die Provokation geantwortet. Es iſt ſonſt gar nicht 
meine Abſicht, mich mit Herrn Dr Bumke perſönlich zu 
unterhalten. Das Bedürfnis habe ich gar nicht. Es 
gibt aber in Danzig Juriſten, die noch als unabhän⸗ 
gige Richter angeſehen werden können. Inſofern ſind 
wir noch nicht ganz und gar verlaſſen. Ich ſagte alſo, 
man müſſe ſchon ein ſehr findiger Kopf ſein, man muß 
ſchon gerade den $ 26 in fein Gegenteil umdrehen, um 
daraus dieſes Geſetz zu konſtruieren, und zu ſagen, dem 
$ 26 werden folgende Abſätze angehängt: 

Soweit Gelegenheit dazu beſteht, müſſen die Ge⸗ 
meinden die Gewährung der Unterſtützung davon ab⸗ 
hängig machen, daß der Erwerbsloſe Arbeit leiſtet. 
Für jeden Unterſtützungstag hat er bis zu 4 Stunden 
Arbeit zu leiſten. Es dürfen nur ſolche Arbeiten zu⸗ 
gewieſen werden, die gemeinnützigen Charakter tragen 
und die den Erwerbsloſen nach ihrem körperlichen 
Zuſtand zugemutet werden können. 

Ich ſagte vorhin, als ich die Zahl der erwerbsloſen 
Former nannte, es wären 2000 und etliche hundert un⸗ 
gelernte Arbeiter. M. D. u. H., wenn der Senat auch 
nur für dieſe ungelernten 2000 Arbeiter für täglich 4 
Stunden Beſchäftigung hat, wird er dann nicht Arbeit 
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(A) haben für 1000 ungelernte Arbeiter täglich acht Stun⸗ 


den? Ich glaube ja. Es wäre doch beſſer, dieſe 1000 
Vollarbeiter bei den gemeinnützigen Arbeiten einzu⸗ 
ſtellen. Ich nehme an, es handelt ſich um Straßenbau, 
vielleicht auch Müllabfuhr, Schaffung von Spielplätzen 
uſw. Das find doch alles gemeinnützige Arbeiten. 
Oder ſoll man etwa de au von Schiffen oder Häu⸗ 
ſern, von Siedlungsgebäuden, als gemeinnützige Ar⸗ 
beiten anſehen? Wenn das der Fall wäre, müßte ich 
noch länger dabei verweilen; das iſt aber nicht meine 
Abſicht. Ich nehme alſo an, wenn Sie die 8000 Arbeits⸗ 
loſen täglich 4 Stunden für die Unterſtützung beſchäf⸗ 
tigen können, es ſehr leicht iſt, die Hälfte, alſo 4000 Ar⸗ 
beiter, acht Stunden zu beſchäftigen. Dann haben Sie 
Vollarbeiter und nicht die Schererei, daß der Arbeits⸗ 
loſe heute vier Stunden arbeitet, dann den Spaten 
hinlegt, morgen nicht kommt und nach acht Tagen wie⸗ 
der hingeſchickt wird. Dadurch hat der aufſichtführende 
Beamte, der die Arbeit überwacht, mehr Schererei, als 
die Arbeit der Erwerbsloſen innerhalb vier Stunden 
überhaupt wert iſt. Sie erreichen, daß ein großer Be⸗ 
amtenapparat aufgezogen werden muß. Es müſſen 200 
neue Beamte eingeſtellt werden, produktive Arbeit 
wird aber nicht geleiſtet. (Zuſtimmung links.) 
Weiter heißt es in dem Artikel 1 der vorgeſchlage⸗ 
nen Faſſung des Geſetzes, die Gemeinden können den 
mit ſolchen Arbeiten beſchäftigten Erwerbsloſen mit 
Rückſicht auf die Arbeitsleiſtung Vergünſtigungen ge⸗ 
währen. Der Wert der Vergünſtigungen darf ein 
Sechſtel der den Erwerbsloſen zuſtehenden Unter⸗ 
ſtützung nicht überſteigen. Das iſt doch eine Beſtim⸗ 
mung, die der Willkür in jeder einzelnen Gemeinde 
Tür und Tor öffnet. Wir haben genug Beſchwerden 
im Laufe der Jahre über die Handhabung des Er⸗ 
werbsloſenfürſorgegeſetzes gehabt. Die Erwerbsloſen 
ſind ſoundſoviele Male in Verſammlungen und durch 
Deputationen vorſtellig geworden. Der deutſchnatio⸗ 
male Vorſitzende des Sozialen Ausſchuſſes hat ſogar 
eine Deputation von 30 Erwerbsloſenräten an den 
Arbeiten des Sozialen Ausſchuſſes praktiſch Anteil 
nehmen laſſen und verſprochen, alle Wünſche zu prü⸗ 
fen. Nichts iſt aber geſchehen. Es iſt ein Skandal, daß 
das, Arbeitsloſenfürſorgegeſetz durch die Verwaltungs⸗ 
behörden gerade in das Gegenteil verkehrt wird. Das 
Erwerbsloſenfürſorgegeſetz wird nicht als Rechtsquelle 
für die Erwerbsloſen angeſehen, ſondern als Almoſen⸗ 
geſetz. Solange dieſe geiſtige Einſtellung im Senat 
herrſcht, werden die Beſchwerden nicht aufhören. Sie 
müſſen ſich erft umſtellen, Sie müſſen die armen 
arbeitsloſen Menſchen als Ihre Mitmenſchen in wirk⸗ 
lich chriſtlichem Sinne anſehen. Dem Arbeitsloſen, der 
kein Hemd hat, müſſen Sie eins abgeben, vorausgeſetzt, 
daß Sie zwei haben. Wenn dieſer wirklich chriſtliche 
Geiſt in das ſoziale Dezernat einzieht, glaube ich, wer⸗ 
den die Beſchwerden aufhören, und ein ſolches Geſetz 
wird niemals Geſetz werden können. Insbeſondere 
Sie, m. D. u. H. von der Zentrumspartei, übernehmen 
eine ſchwere Verantwortung. Lachen Sie nicht darüber! 
Es ſind Ihre Wähler, Ihre Arbeiter, die genau ſo ge⸗ 
troffen werden wie die Arbeiter, die politiſch anders 
orientiert ſind. Sie haben in der Wahlbewegung häufig 
erklärt — ich habe wiederholt Ihre Herren in den 
Wahlverſammlungen gehört — daß Sie den Arbeits⸗ 
loſen größte Fürſorge angedeihen laſſen wollen. (Zu⸗ 
ſtimmung beim Zentrum.) Jetzt haben Sie Gelegen⸗ 
heit, zu beweiſen, ob Sie zu Ihren Worten ſtehen oder 
nicht. Wenn es auch ſchwer fällt, einem Ihrer Sena- 
toren eins auszuwiſchen, aber wenn er es verſäumt 
hat, ſich bei Ihnen zu informieren, oder wenn Sie 
nicht rechtzeitig die Verbindung mit ihm angeknüpft 
haben, können Sie jetzt noch verſuchen, die Gelegen⸗ 


heit bietet ſich durch Ablehnung dieſes Geſetzes, ihm zu (C) 


ſagen: „Freund, du haſt falſche Wege beſchritten, ſo 
geht es nicht, das iſt nicht Fürſorge, ſondern Zwang 
der Arbeitsloſen und derjenigen, die in Arbeit ſtehen!“ 
Dies Geſetz kommt einzig und allein den Scharfmachern 
der arbeitenden Klaſſe zugute, (Sehr richtig!) den 
Herren um Klawitter, Noé uſw. Dies Geſetz ſoll dazu 
angetan ſein, einen weiteren Lohndruck auszuüben, 
ſowohl bei den Angeſtellten, als auch bei den Arbeitern. 
Der Zweck dieſes weiteren Lohndruckes ſoll wiederum 
ſein die Auswirkung: Verlängerung der Arbeitszeit. 
Darum drehen ſich alle wirtſchaftlichen und anderen 
Probleme in der Freien Stadt Danzig. In der Freien 
Stadt Danzig, wie in allen Kulturſtaaten iſt als Aus⸗ 
wirkung des Krieges der Achtſtundentag angenommen 
worden. Nachdem das geſchehen iſt, müſſen ſich auch 
die Danziger Herren Induſtriekönige von der Idee 
freimachen, daß ſie noch einmal zum zehn⸗ und zwölf⸗ 
ſtündigen Arbeitstag zurückkehren können. Selbſt die 
chineſiſche Regierung hat den Grundſatz des Achtſtun⸗ 
dentages anerkannt. Ich glaube, es gibt wohl nirgends 
in der Welt mehr einen Staat, der nicht das Prinzip 
der achtſtündigen Arbeitszeit anwendet. Ich habe hier 
eine ganze Reihe von Geſetzesbeſtimmungen inter⸗ 
nationaler Art über den Achtſtundentag, will Sie aber 
nicht damit langweilen, da ich annehme, daß zu dieſem 
wichtigen Thema noch andere Kollegen ſprechen werden. 
Es iſt eine Lüge, daß im übrigen Auslande mehr als 
acht Stunden täglich gearbeitet und daher mehr produ⸗ 
ziert wird, als in Danzig. (Das ſtimmt nicht! rechts.) 
Bitte ſchön, beweiſen Sie mir das am einzelnen Fall, 
ich werde Ihnen darauf antworten. (Viele Fälle!) 
Nennen Sie mir einen einzigen Fall, auf den ich gleich 
eingehen kann! Sie ſind dazu nicht in der Lage. Ueber⸗ 
legen Sie ſich das. In Polen wird auch nicht länger 
als 8 Stunden täglich gearbeitet. Polen hat ſogar die 
46ſtündige geſetzliche Arbeitswoche. Wohl iſt es richtig, 
daß in einzelnen Fällen durch Verordnung oder Scharf⸗ 
macherei der polniſchen Induſtriekönige, insbeſondere 
in Oberſchleſien, darüber hinausgegangen wird. Es 
iſt ſehr bezeichnend, daß die Unternehmer in Ober⸗ 
ſchleſien in bezug auf die Bekämpfung der Arbeiter⸗ 
bewegung und ſozialpolitiſchen Einrichtungen ſo frech 
geworden ſind. 

Jedenfalls will ich von dieſer Stelle noch einmal 
unterſtreichend hervorheben, daß Danzig das billigſte 
Produktionsland iſt, das derzeit überhaupt exiſtiert. 
(Abg. Lück: Ausgeſchloſſen!) Ich muß dabei etwas 
verweilen. Herr Lück, wenn ein Mann wie Sie, ſagt, 
das ſtimmt nicht, dann erwarte ich von Ihnen als 
Ehrenmann, der Sie in meinen Augen immer noch ge⸗ 
weſen ſind, trotzdem Sie ein Demokrat ſind, daß Sie 
dafür den Beweis erbringen. (Abg. Lück: Das kann 
ich!) Dann bin ich auf diefe Beweiſe geſpannt. Jeden- 
falls betone ich, daß Lohn und Gehalt nicht die Urſache 
dieſer Verteuerung der Produktion ſind. Das müßten 
ganz andere Urſachen ſein. Wohl kann ich mir denken, 
daß die Produktion, zumal auf der Danziger Werft 
und der Eiſenbahnhauptwerkſtätte, durch die unge⸗ 
heuren Generalunkoſten verteuert wird, die teil⸗ 
weiſe bis zu 400 Prozent gehen. Ja, m. D. u. H., wenn 
rieſige Betriebe, wie dieſe, die erſt mit einer Beleg⸗ 


ſchaft von 6000 Mann in kapitaliſtiſchem Sinne geſpro⸗ 


chen, wirtſchaftlich ſind, zurzeit 1800 arbeitsfähige Ar⸗ 
beiter haben, die rieſigen Anlagen aber unterhalten 
werden müſſen, Beamte, Angeſtellte uſw. auch da ſein 
mijjen, dann ift es klar, daß diefe hohen Generalien 
die Produktion verteuern. Aber, m. D. u. H., daran iſt 
doch nicht der Arbeiter ſchuld oder der Angeſtellte. 
(Abg. Neubauer: Wer hat das geſagt?) Herr Noce, 
Herr Klawitter, Herr Dr Heinemann, und wie all die 


(i 


Bolkstag Danzig. — 112. Sitzung. Dienstag, den 19. Mai 1925. 


(Arczynſki, Abgeordneter.) 


1A) Geſellen der Handelskammer heißen. Dieſe behaup⸗ 


ten, die Danziger Wirtſchaft könne nur durch Verlän⸗ 
gerung der Arbeitszeit gehoben werden. Soll ich Ihnen 
noch ins Gedächtnis rufen, was Herr Klawitter in ſei⸗ 
nem Neujahrsartikel gejagt hat? Weniger eſſen und 
mehr arbeiten. Ich nehme an, daß Sie die „Danziger 
Neueſten Nachrichten“ leſen. Wenn nicht, bin ich 
bereit, Ihnen die Nummer in der nächſten Sitzung des 
Volkstags vorzulegen. Solche hirnverbrannten Men⸗ 
ſchen, ſolche Hornochſen, möglicherweiſe geſchmückt mit 
Eichenlaub und Schwertern, wollen die Produktion 
dadurch heben, daß man nichts eſſen und länger arbei⸗ 
ten ſoll. Solche Menſchen müßten, je früher deſto beſſer, 
ins Grab ſinken zum Wohle der Menſchheit. Seit 1918 
iſt der Verbrauch in faſt allen Ländern, insbeſondere 
in denen, die den Krieg verloren haben, ganz gewaltig 
zurückgegangen. Die Produktion hat ſich vermindert. 
Die Wirtſchaft iſt nicht gehoben, ſondern immer tiefer 
geſunken. M. D. u. H.! Das ift das Grundübel und 
die verkehrte Einſtellung der Herren Lück und Neu⸗ 
bauer, Ich bedauere, daß ſolche verhältnismäßig jungen 
Männer ſolche verroſteten Anſichten haben. (Abg. 
Lück: Ich bin, glaube ich, älter wie Sie!) Wie alt find 
Sie? (Abg. Lück: 49.) Dann ſind Sie älter wie ich. 
Aber Sie haben noch kein graues Haar, ein Beweis da⸗ 
für, daß Sie ſich nicht jo geärgert haben. Der Schlüſſel 
aller wirtſchaftlichen Forderungen iſt Produktion und 
Verbrauch, ſoviel Verbrauch, wie nur möglich. Was 
würden Sie anfangen, wenn die Maſſe Ihre Heringe 
nicht eſſen würde? Sie würden verfaulen, alſo: Ver⸗ 
brauch und Produktion, und immer wieder Verbrauch, 
das iſt die einzige Löſung zur Hebung unſerer Wirt⸗ 
ſchaft. Dann Ausſchalten aller faulen Elemente, die 
von der Arbeit anderer leben. Das ſind Sie nicht, 
Herr Lück. Ich nehme an, Sie verdienen Ihr tägliches 
Brot. Das ſind aber die Leute, die nichts weiter zu 
tun haben, als alle Jahre eine Generalverſammlung 
zu beſuchen und die Dividenden einzuſtecken. (Zwi⸗ 
ſchenruf des Abg. Schwegmann.) Kennen Sie vielleicht 
nicht die internationale Geſellſchaft, die Sie gegründet 
haben, für die Sie ſich jo eingeſetzt haben? Dieſe Ge- 
ſellſchaft hat im Jahre 1923 24 Prozent Golddividende 
verteilt. Iſt das Geſchäft gut oder nicht? Die Geſell⸗ 
ſchaft hat weiter nichts getan, wie die Aktien gezeichnet. 
1924 wurden 20 Prozent Golddividende verteilt. Das 
ift eine Kleinigkeit für Nichtstun, das ift gar nicht jo 
übel. Es gab in dieſer Zeit vielleicht noch die Möglich⸗ 
keit, durch Wucherzinſen mehr zu verdienen. Aber das 
iſt doch ein ganz gutes Geſchäft, insbeſondere, wenn 
man in dieſes Unternehmen noch nicht einen roten 
Pfennig hineingeſteckt hat. Das iſt nicht eine Be⸗ 
hauptung von mir, ſondern der Generaldirektor hat 
ſelbſt ſeinen gemaßregelten Betriebsräten erzählt, die 
Geſellſchaft habe noch nicht einmal die zerbrochenen 
Scheiben der Keſſelſchmiede bezahlt. Eine international 
zuſammengewürfelte Geſellſchaft hat ein Geſchenk be⸗ 
kommen. Die polniſche Republik hat die Hälfte des 
Geſchenks dargebracht und die andere Hälfte der Frei⸗ 
ſtaat. Sie haben alle Materialien genommen und den 
Kapitaliſten geſchenkt. In den erſten Jahren ſprang 
allerhand heraus. Was 1925 bringen wird, wiſſen wir 
noch nicht, möglich, daß es bei der ſparſamen Wirtſchaft, 
die dort getrieben wird, noch mehr ſein wird. Dieſe 
Elemente, dieſe eigentlichen Freſſer, die nichts tun, 
aber den Wert der Arbeit anderer einſtecken, müßten 
ausgeſchaltet werden. Das werden wir hier im Volks⸗ 
tag nicht machen können. Ich erwähne das nur als ein 
ferneres Ziel für diejenigen, die für eine beſſere Wirt⸗ 
ſchaftsordnung kämpfen. Ich verweiſe darauf nur, 
weil mir die Zwiſchenrufe Gelegenheit gaben, kurz 
darauf einzugehen. M. D. u. H.! Es iſt notwendig, 


daß wir uns erft einmal geistig anders einſtellen, daß (C) 


wir ein wenig Vaterlandsliebe in uns aufnehmen, 
nämlich in dem Sinne, daß wir für unſer Danziger 
Volk arbeiten müſſen, daß wir unſere Arbeitsloſen 
nicht verkommen laſſen dürfen, daß wir ſie nicht auf 
die Straße ſetzen, wie das z. B. heute in Langfuhr 
paſſiert iſt. In der Hauptſtraße hat man einen ſchwer⸗ 
kriegsbeſchädigten Mann und feine 8 Köpfe ſtarke Fa- 
milie auf das Straßenpflaſter geſetzt. Den kranken 
Mann hat man ins Krankenhaus gebracht, die anderen 
ſind irgendwohin gekommen. Das iſt ein Zeichen der 
Fürſorge für unſere Danziger Bürger. (Den Vorſitz 
übernimmt Vizepräſident Splett.) 

M. D. u. H.! Ich komme jetzt zum Schluß. Ich 
will Sie nicht zu lange aufhalten. Es war nicht meine 
Abſicht, eine ſo lange Rede zu halten. Zum Teil haben 
Sie mich durch Ihre Zwiſchenrufe dazu veranlaßt. 
Dieſes Geſetz muß abgelehnt werden, und zwar darf 
es nicht den Ausſchuß durchwandern. Das Geſetz iſt 
unſozial, widerſpricht den beſtehenden Geſetzen und iſt 
nicht zu decken mit der deutſchen Verordnung, auf die 
ſich Herr Senator Dr. Wiereinſki berufen hat. (Senator 
Dr. Wiereinſki: Doch, doch, wörtlich!) Jetzt muß ich 
wieder darauf eingehen. Es iſt bedauerlich, aber ich 
kann Ihnen nicht helfen. M. D. u. H.! Der 8 14 der 
deutſchen Verordnung macht die Zahlung von Unter⸗ 
ſtützung nicht abhängig von Arbeitsleiſtung. Das 
werden Sie nicht beſtreiten können. Ich möchte neben⸗ 
bei bemerken, daß die Verordnung kein Geſetz iſt, ſon⸗ 
dern auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes am Ende 
der Inflationszeit erlaſſen worden iſt. Ich glaube, 
beim gegenwärtigen Deutſchen Reichstag wäre dieſe 
Verordnung unmöglich in Geſetzesform gebracht wor⸗ 
den. Nebenbei bemerkt wundert es mich, daß Sie ſich 
jetzt erſt auf dieſe Verordnung berufen. Sie wurde 
in Deutſchland im Februar 1924 erlaſſen. Die Infla⸗ 
tion wurde in Deutſchland ausgangs November 1923 
beſeitigt. Man litt noch an den Nachwehen der Infla⸗ 
tion, und diefe Verordnung war ſicherlich nur als eine 
vorübergehende gedacht und erlaſſen. Der Herr Prä⸗ 
ſident geſtattet, daß ich den Artikel 13 der Verordnung 
bekanntgebe. Die Unterſtützung kann verſagt oder 
entzogen werden, wenn der Erwerbsloſe ſich weigert, 
nachgewieſene Arbeit anzunehmen. — Das trifft auch 
bei uns zu. Die Weigerung kann nur dadurch begrün⸗ 
det werden, daß für die Arbeit nicht der angemeſſene 
ortsübliche Lohn geboten wird, die Unterkunft ſittlich 
bedenklich iſt und bei Verheirateten der Unterhalt der 
nen in Frage geſtellt wird. Dann iſt die Rede von 
der freien Fahrt. Der $ 14 beſagt: „Unbeſchadet der 
Vorſchrift des 8 13 kann die Unterſtützung von einer 


Leiſtung abhängig gemacht werden. Dieſe Arbeiten 


dürfen nur gemeinnützigen Charakter haben. Als 
Arbeitsleiſtung können auch öffentliche Notſtands⸗ 
arbeiten angeſehen werden.“ (Alles dasſelbe! rechts.) 
Warum kommen Sie denn jetzt erſt dazu? Geben Sie 
zu, daß ſie indirekt durch Feinde der Arbeiterklaſſe 
eingeſpritzt ſind. Wenn Sie fünf Minuten ehrlich ſind, 
werden Sie zugeben, daß Sie von dieſen Einflüſterun⸗ 
gen nicht ganz frei ſind. Es iſt ſchon verdächtig, daß 
Sie 1% Jahre nach dem Erlaß der deutſchen Verord⸗ 
nung mit einem ſolchen Geſetzentwurf kommen. 
Herr Senator, Danzig iſt nicht Deutſchland. Deutſch⸗ 
land hat, glaube ich, immer noch 63 Millionen Ein⸗ 
wohner. Wir haben 360 000. In Deutſchland gibt es 
ungeahnte Möglichkeiten für gemeinnützige Arbeiten, 
für Notſtandsarbeiten, für Arbeiten, die unter den 
Begriff der produktiven Erwerbsloſenfürſorge fallen. 
Haben Sie produktive Erwerbsloſenfürſorge in Dan⸗ 
zig ſchon einmal angewandt? (Senator Dr. Wiereinſki: 
O jal) Wir haben bloß wenig oder gar nichts gemerkt. 
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(Arczynſki, Abgeordneter.) 


(A) Sie haben gar nicht die Möglichkeit, gar nicht die Ini⸗ 


tiative ergriffen, um Notſtandsarbeiten größeren Um⸗ 
fangs aufzunehmen. Ich nehme nicht an, daß Sie den 
Betrieb der Kraftſtation in Bölkau als gemeinnützige 
Arbeit anſehen. Auch mit dieſer Verordnung können 
Sie Ihren Geſetzentwurf nicht begründen. Die Ver⸗ 
hältniſſe in Deutſchland ſind anders gelagert als in 
Danzig. 

Auch aus dieſem Grunde muß der Geſetzentwurf 
abgelehnt werden. Ich habe die allerſchlimmſten Be⸗ 
fürchtungen, wenn Sie dieſes Geſetz paſſieren laſſen. 
Und ich appelliere an alle Arbeiter⸗ und Angeſtellten⸗ 
vertreter dieſes Hauſes. Sie müſſen ſich bei der Be⸗ 
handlung dieſes Geſetzentwurfs von dem Fraktions⸗ 
zwang freimachen und Ihrer Ueberzeugung und beſſe⸗ 
ren Einſicht folgen. Wenn das der Fall iſt, weiß ich, 
daß dieſes Geſetz abgelehnt wird, genau, wie alle An⸗ 
träge bezüglich Achtſtundentag glücklicherweiſe abgelehnt 
worden ſind. bitte Sie, m. D. u. H., dieſes Geſetz 
abzulehnen. (Lebhaftes, wiederholtes Bravo! links.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hoffmann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): Wir Kommu⸗ 
miſten erkannten ſofort bei Einbringung des Geſetz⸗ 
entwurfs, daß Sie gewiſſermaßen einen Druck darauf 
ausüben wollten, daß die Vorlage ſo ſchnell als möglich 
Geſetz wird. Wir erklären von vornherein, daß wir 
das uns von der Regierung vorgelegte Geſetz grund⸗ 
ſätzlich ablehnen. Wir ſehen in der Vorlage nur 
einen brutalen Schlag ins Geſicht, ſowohl der Er⸗ 
werbsloſen wie auch derjenigen, die heute noch in den 
Betrieben ſtehen. Solange wir hier im Hauſe über die 
Erwerbsloſenfürſorge geſprochen haben, haben wir 
geſehen, daß von der rechten Seite nichts zu erwarten 
war. Daß aber ſo ein reaktionärer Geſetzentwurf vor⸗ 
gelegt werden würde, haben wir aber immer noch nicht 
erwartet. Die Erwerbsloſen erklären, daß ſie heute 
noch mit den Arbeitenden in Aktion treten werden, 
wenn die Vorlage wirklich Geſetz werden ſollte. Das 
alte Geſetz für die Erwerbsloſenfürſorge iſt hier ſchon 
hundertmal durchgekaut worden. Es iſt unhaltbar und 
bedeutet in den meiſten Paragraphen eine Schikane der 
Erwerbsloſen. Wir können das ganze alte Geſetz durch⸗ 
gehen, dann werden wir ſehen, daß den Erwerbsloſen 
in jeder Hinſicht Hinderniſſe in den Weg geworfen 
werden. Wir ſehen z. B., daß das alte Geſetz für die 
Erwerbsloſen alles andere iſt als eine Rechtſprechung. 
Der Erwerbsloſe iſt, wie ſchon oft betont wurde, nicht 
ſchuld an feiner Erwerbslosigkeit. Jeder Arbeiter, 
jeder Bürger der Freien Stadt Danzig und auch der 
ganzen Welt hat das Recht, als Menſch behandelt zu 
werden, weil er als Menſch geboren iſt. Die privat⸗ 
kapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe hat aber eine Situation 
geſchaffen, daß einem Teil der Bevölkerung alles ge⸗ 
geben wird, während einem Prozentſatz von Arbeitern 
jedes Recht auf menſchliches Daſein abgeſprochen wird. 
Das ſieht man am kraſſeſten bei den Erwerbsloſen. 
Die Erwerbsloſen haben heute nicht die Möglichkeit, 
ihr Leben zu friſten, weil es dem Staat und der Regie⸗ 
rung gefällt, immer ein Heer von Erwerbsloſen zu 
halten. Wir haben ſchon ſo oft davon geſprochen, daß 
ſyſtematiſch dazu übergegangen wird, ein Heer von 
Erwerbsloſen zu halten, um dieſe noch heute gegen die 
Arbeiter, die in den Betrieben ſind, ausſpielen zu 
können. Aber weiter wiſſen wir auch, daß wir bis 
dato ein Geſetz hatten, nach dem noch wenigſtens hier 
und da einige Erwerbsloſe Unterſtützung erhalten 
mußten. Wie die Erwerbsloſenangelegenheiten be⸗ 
handelt worden ſind, habe ich ſchon mindeſtens in 20 bis 
100 Fällen aufgezählt. Die Erwerbsloſen werden auf 
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jede Art und Weiſe von den Beamten ſchikaniert, die 
heute bei der Verwaltung der Erwerbsloſenfürſorge⸗ 
ämter tätig ſind. 

In der letzten Sitzung haben wir auch das neue 
Erwerbsloſenfürſorgegeſetz behandelt. Wir haben zum 
Ausdruck gebracht, daß der Senat langſam dazu über⸗ 
geht, die Erwerbsloſen vollſtändig unter Kuratell zu 
ſtellen. Bis jetzt haben die Erwerbsloſen von der 
Staatskaſſe Unterſtützung erhalten. Nach dem neuen 
Geſetz ſoll der Erwerbsloſe, wie ganz klar zutage tritt, 
ſelbſt mitwirken, um die Unterſtützung aufzubringen. 
Jetzt tritt aber ein neuer Fall ein, jetzt ſollen die Ar⸗ 
beitsloſen für die Arbeitsloſenunterſtützung, ich will 
ſagen nota bene, wenn das neue Arbeitsloſenfürſorge⸗ 
geſetz wirklich oͤurchkommen ſollte, erft einmal die 
Mittel dazu aufbringen. Heute bringen die arbeitenden 
Klaſſen durch die Steuerzahlung die meiſten Mittel auf, 
um überhaupt den Arbeitsloſen eine Unterſtützung 
geben zu können. Jetzt ſollen auch die Arbeitsloſen 
dazu beitragen, damit man ihnen Geld geben kann. 
Man geht jetzt dazu über, die Arbeitsloſen zu Sklaven 


herunterzudrücken, indem man ihnen zumutet, für 


dieſe Unterſtützung noch bis zu vier Stunden am Tage 
zu arbeiten. Es ſteht klar und deutlich in dieſem Geſetz 
geſchrieben: 

Soweit Gelegenheit dazu beſteht, müſſen die Ge⸗ 
meinden die Gewährung der Unterſtützung davon ab⸗ 
hängig machen, daß der Erwerbsloſe Arbeit leiſtet. 
Für jeden Unterſtützungstag hat er bis zu vier Stun⸗ 
den Arbeit zu leiſten. 

Es iſt alſo ſo, daß der Arbeitsloſe für die Unter⸗ 
ſtützung, die noch nicht einmal ſo viel beträgt, als wenn 
er wirklich arbeitet, vier Stunden arbeiten ſoll. Wir 
ſehen daraus, daß der Arbeitsloſe infolge dieſes Ge⸗ 
ſetzes gewiſſermaßen als Lohndrücker für die Leute, die 
heute noch in Arbeit ſtehen, gebraucht werden ſoll. Wir 
haben dabei aber noch eine andere Vermutung. Wir 
wiſſen, daß auf dem Lande die Agrarier heute ſchon 
dazu übergehen, die Arbeitsloſen zu Arbeiten heran⸗ 
zuziehen. Von den Agrariern wird den Arbeitsloſen 
nicht mehr als die Unterſtützung gezahlt. (Hört, hört! 
links.) Das haben wir in vielen Fällen geſehen. 
Wir ſehen in dieſem Geſetz eine Gefahr für die Land⸗ 
arbeiter. Es wird ja vielleicht auch wieder der Fall 
eintreten, daß man ſoundſoviel Saiſonarbeiter heran⸗ 
zieht. Den Landarbeitern, die heute ſchon einen jo 
minimalen Lohn haben, wird dann nichts übrig bleiben, 
als daß ſie ſich vielleicht aufraffen und einen Streik 
inſzenieren. Dann würden die Arbeitsloſen dazu be⸗ 
nutzt werden, um als Streikbrecher bei den Unter⸗ 
nehmern zu arbeiten. Sie erklären weiter in dieſem 
Geſetz: 

Es dürfen nur ſolche Arbeiten zugewieſen werden, 
die gemeinnützigen Charakter tragen und die den Er⸗ 
werbloſen nach ihrem körperlichen Zuſtand zugemutet 
werden können. 

Wenn wir uns die Sache richtig betrachten, können 
wir mit Sicherheit behaupten, daß alle Arbeiten, die 
heute bei der Bedarfswirtſchaft zu leiſten ſind, größten⸗ 
teils gemeinnützige Arbeiten ſind. Alles, was der 
Menſch zum notdürfitgen Leben braucht, ſind gemein⸗ 
nützige Arbeiten. Sie werden es wohl auch bedacht 
haben, daß Sie die Arbeitsloſen als Streikbrecher be⸗ 
nutzen werden, wenn ſich die Arbeiter letzten Endes 
einmal aufbäumen, um gegen die Brutalität ihrer 
Unternehmer Stellung zu nehmen. Es berührt uns 
eigentümlich, daß man nun plötzlich herkommt und die 
Arbeitsloſen bis zu vier Stunden am Tag zu Arbeiten 
heranziehen will. Ich möchte ganz offen darauf hin⸗ 
weiſen, daß die Arbeitsloſen in erſter Linie Arbeit 
verlangen, aber nur, wenn ſie den tarifmäßigen Lohn 


A) erhalten. 
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(Hoffmann, Abgeordneter.) 

(Sehr richtig! links.) Wir haben von 
dieſer Stelle aus ſchon oft Mittel und Wege gewieſen, 
wie Sie die Arbeitsloſen unter Dach und Fach bringen 
können. Ich erinnere mich eines meiner früheren 
Ausſprüche, als ich Ihnen erklärte, daß Sie endlich 
Ihren Verſtandskaſten zuſammennehmen und darüber 
nachdenken ſollten, wie Sie einen großen Teil der Er⸗ 
werbsloſen von der Straße bringen könnten. Sie 
ſagen immer, wir können uns wirtſchaftlich nur ver⸗ 
beſſern, wenn die Arbeitszeit verlängert und niedrigere 
Löhne gezahlt werden. Ich ſage Ihnen, Sie werden die 
Wirtſchaft bei dem privatkapitaliſtiſchen Syſtem nur 
ſicherſtellen, wenn Sie die Arbeitszeit vermindern und 
die Löhne ein klein wenig verbeſſern, ſo daß die Ar⸗ 
beiter vielleicht in 7 Stunden ſoviel verdienen, wie 
jetzt in 8 Stunden. Dadurch würden Sie viele Arbeits- 
loſe von der Straße bekommen. Wir haben weiter 
einen Antrag eingebracht, eine 5⸗Millionenanleihe zum 
Zwecke des Wohnungsbaus aufzunehmen. Wir wiſſen, 
daß in dieſer Hinſicht nichts von Ihnen getan wird. 
Sie geben den Arbeitsloſen noch einen Schlag ins Ge⸗ 
ſicht, indem Sie dieſes Geſetz vorlegen. 

Das Eigentümliche bei der ganzen Sache iſt die Be⸗ 
gründung. In der Begründung erlaubt ſich der Senat 
darauf hinzuweiſen, daß er die arbeitsſcheuen Elemente 
unter den Arbeitsloſen ausſondern will. Ich erkläre 
Ihnen, Sie haben nicht das Recht, unter den Arbeits⸗ 
loſen arbeitsſcheues Geſindel zu ſuchen, weil Sie die 
letzten ſind, die für die Arbeitsloſen etwas getan haben 
und weiter, weil Sie ſelbſt nichts arbeiten. Wenn Sie 
die Arbeitsloſen arbeitsſcheu nennen, dann ſind Sie 
in erſter Linie arbeitsſcheues Geſindel. (Abg. Kreft: 
Sehr richtig!) Aber es iſt fo, der Arbeitsſklave, dem 
man ſowieſo kein Recht zuſpricht, muß bis zum Ta 
Man könnte wirklich mit dem 


drangſaliert werden. 
Kopf ſchütteln. Wenn man darüber nachdenkt, wie 
die Arbeitsloſen in der letzten Zeit hier im Volkstag be⸗ 
handelt worden ſind, dann weiß man nicht, was man 


ſagen ſoll. Die Arbeitsloſen erklären Ihnen ſchon 
heute, daß ſie ſich nicht weiter ſo brutal behandeln laſſen 
werden, wie es bis dato der Fall geweſen iſt. Die 
Arbeitsloſen im ganzen Freiſtaat haben ſich zuſammen⸗ 
getan und haben in allen Bezirken, hier in Danzig, in 
allen Vororten und Gemeinden, Vertreter gewählt, die 
ſogenannten Arbeitsloſenräte. Die Arbeitsloſen brin⸗ 
gen dieſen Arbeitsloſenräten ihre Beſchwerden vor. 
Darüber wird dann geſprochen. Ich glaube, es haben 
hier in Danzig gerade genügend Arbeitsloſenverſamm⸗ 
lungen ſtattgefunden. 
18 000 Arbeitsloſe.) 

Bizepräfident Splett: Eine Teilnahme der Tri⸗ 
büne an den Verhandlungen iſt unmöglich. Wenn ſich 
das wiederholt, würde ich die Zuhörertribüne räumen 
laſſen. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): Ich glaube, man 
kann den Arbeitsloſen, die heute vielleicht auf der Tri⸗ 
büne ſind, eine Erregung nicht abſprechen. Ich habe 
ſchon vorhin ausgeführt, wie brutal die Erwerbsloſen 
in der letzten Zeit behandelt worden ſind. Gerade der 
Freiſtaat geht in bezug auf Brutalität allen anderen 
Staaten voran. Wir wiſſen ja, daß das internationale 
Kapital gemeinſchaftlich verſucht, die Arbeiter aus⸗ 
zubeuten, ſie ſyſtematiſch zugrunde zu richten. Letzten 
Endes müſſen Sie ja dieſes kapitaliſtiſche Syſtem be⸗ 
halten. Sie ſind gewiſſermaßen dazu gezwungen, um 
ſich überhaupt lebensfähig zu erhalten. Ich will auf 
meine erſten Ausführungen zurückkommen. Die Er⸗ 
werbsloſenräte, die von den Erwerbsloſen gewählt 
worden ſind, haben am 14. Mai 1925 in der Wieben⸗ 


(Zuruf von der Tribüne: 


kaſerne eine Verſammlung abgehalten. Sie 

eine Entſchließung angenommen, die ich mit Erlaubnis 

des Herrn Präſidenten verleſen werde: i 
Die am 14. Mai 1925 in der Wiebenkaſerne tagende 
Konferenz der Erwerbsloſenräte des geſamten Frei- 
ſtaatgebietes erhebt ſchärfſten Proteſt gegen das vom 
Senat vorgelegte Geſetz über die Zwangsarbeit der 
Erwerbsloſen. Die Erwerbsloſen fordern von den 
Parteien des Volkstages, insbeſondere von den Ver⸗ 
tretern der Arbeiter und Angeſtellten, die Bekämpfung 
und Ablehnung dieſes Schandgeſetzes. Sollte das 
Geſetz dennoch angenommen werden, dann erklären die 
Mitglieder der Konferenz, daß ſie mit allen ihnen zu 
Gebote ſtehenden Mitteln auf die Erwerbslofen ent- 
wirken werden, um die praktiſche Durchführung dieſes 
eines demokratiſchen Staatsweſens unwürdigen Ge- 
ſetzes zu verhindern. Die Vertreter von über 15 000 
erwerbsloſen Arbeitern und Angeſtellten verlangen 
vom Senat und Volkstag die Schaffung von Gelegen⸗ 
heit zu Verdienſtmöglichkeiten im Rahmen der be⸗ 
ſtehenden Geſetze für alle Erwerbsloſen. Nicht 
Zwangsmaßnahmen können die Arbeitswilligkeit der 
Erwerbsloſen fördern und ſie vor Not, Krankheit und 
Gefängnis ſchützen, ſondern achtſtündige Arbeitszeit 
bei vollem tariflichen Lohn. 

Sie ſehen, daß Ihr Geſetzentwurf ſchon eine kleine 
Auswirkung gehabt hat. Ich könnte Ihnen noch einen 
ganzen Haufen Entſchließungen vorlegen, glaube aber, 
Sie haben kein Intereſſe daran. Die Oeffentlichkeit 
jedoch wird ein Intereſſe daran haben, dieſe Sachen zu 
klären. 

Die Erwerbsloſenvertreter, die ſich durch den 
Zwang der Erwerbsloſen zu dieſer Stellung aufge⸗ 
ſchwungen haben, werden auf dem Arbeitsamt ſchika⸗ 
niert. Das beweiſen etliche Fälle, wie ſie in der 
Wiebenkaſerne zutage traten. Bisher hat man den Er⸗ 
werbsloſenvertretern in der Wiebenkaſerne ein Zim⸗ 
mer zugewieſen, in dem ſie, um das Recht der Arbeits⸗ 
loſen zu vertreten, die Arbeitsloſen empfangen konn⸗ 
ten, die Klagen vorzubringen hatten. Jetzt hat man 
den Erwerbsloſenrat in brutaler Weiſe aus der Wie⸗ 
benkaſerne hinausbefördert. (Zurufe.) Das ſind 
Fälle und Beiſpiele, wie man verſucht, den Erwerbs⸗ 
loſen in brutalſter Weiſe abzufertigen. Wir haben 
ſchon in hundert Fällen erklärt, daß wir von dieſer Re⸗ 
gierung, von dieſem Senat nichts zu erwarten haben. 
Das ſollte bei den Parteien, die hier ſitzen und Arbei⸗ 
tervertreter in ihren Reihen haben, anders ſein. In 
faſt allen Parteien ſind Arbeiter geweſen, die Sie als 
Vertreter in den Volkstag gewählt haben. Da ſollte 
man doch hier und da einen finden, der ſich die Sache 


überlegt und ſagt, ſo kann es nicht weitergehen. Wo 


ſoll es hinführen, wenn eine Schicht der Bevölkerung 
vollſtändig zur Verelendung verurteilt wird, während 
Sie das, was Sie für Ihr Leben brauchen, in Hülle und 
Fülle haben. 

„Die Erwerbsloſen verlangen vor allen Dingen in 
ihrer Entſchließung, daß man ihnen Arbeitsmöglich⸗ 
keiten gibt. Sie wollen aber nicht Sklaven ſein, trotz⸗ 
dem ſie als Lohnſklaven für das Kapital bereits arbei⸗ 
ten. Sie wollen wenigſtens den tarifmäßigen Lohn 
haben. Durch die Vorlage werden die Erwerbsloſen 
den Agrariern als gefügiges Werkzeug in die Hände 
getrieben, um dann ihre Produktion zu fördern, damit 
die Großagrarier Nutznießer deſſen ſein können, was 
die Erwerbsloſen geſchaffen haben. Herr Kollege 
Arczynſki hat ſchon ausgeführt, wenn Sie wirklich dazu 
übergingen und von den 8000 Erwerbsloſen Arbeiten 
ausführen ließen, würden Sie ebenſogut 4000 Erwerbs⸗ 
loſe vollſtändig beſchäftigen können. Dadurch würden 
Sie, rein kapitaliſtiſch gedacht, dem Staat nicht die 
Steuer hinterziehen, indem Sie Tauſende von Er⸗ 
werbsloſen auf der Straße umherlaufen laſſen. Wei⸗ 
ter würde ſicherlich auch die Moral gehoben werden. 


haben (C) 
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(Hoffmann, Abgeordneter.) 


(A) Gerade durch die große Erwerbsloſigkeit und die 


Schikanierungen bei Erwerbsloſenfürſorge werden 
letzten Endes ſo viele Verbrechen großgezogen. Wenn 
wir uns die Sache betrachten, daß ein Familienvater, 
der eine Famalie von vier reſp. fünf und ſechs Kindern 
hat, heute nach dem Arbeitsamt kommt und vielleicht 
nicht die richtige Entlaſſung hat, ſo wird er abgewieſen. 
Von ſeinem Arbeitgeber iſt er vielleicht wegen kleiner 
Ausſprachen im Betriebe entlaſſen worden. Er be⸗ 
kommt keine oroͤnungsmäßige Entlaſſung. Da der Er- 
werbsloſe ein Recht auf Erwerbsloſenunterſtützung 
hat, wird er dieſen Weg gehen müſſen. In zwei bis 
drei Wochen ſtellt er einen Antrag auf Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung. Dann kommt auf einmal der Beſcheid, 
weil er keine richtige Entlaſſung habe, werde ihm die 
Erwerbsloſenunterſtützung verſagt. Ich möchte Sie 
einmal fragen, was würden Sie tun, wenn Ihnen das⸗ 
ſelbe geſchähe? Ihnen kann es vielleicht nicht paſſieren. 
Wer Ueberlegung hat, muß dieſes Verfahren verur⸗ 
teilen. Die Frau und die Kinder des Erwerbsloſen 
werden ihm ſoviel zuſetzen, daß der Mann gezwungen 
iſt, etwas zu tun, was nicht ehrlich iſt. Er wird ver⸗ 
ſuchen müſſen, etwas zu ſtehlen. Dann wird auf dieſen 
Mann ſofort mit Fingern gewieſen, daß er einen Dieb⸗ 
ſtahl begangen habe. Er wird von der heutigen Klaſſen⸗ 
juſtiz, weil er durch dieſe Verhältniſſe, durch dieſes 
Syſtem dazu getrieben worden iſt, auf das härteſte ver⸗ 
urteilt, Wir haben genügend dieſer Fälle nachgewieſen. 

Ich glaube, allzulange dürfen wir uns nicht damit 
aufhalten. Herrſchte hier nur einiges menſchliches 
Verſtänoͤnis, ſo müßte dies Geſetz ſofort abgelehnt 
werden. Die Erwerbsloſen fordern etwas anderes; 
ſie fordern, daß der Senat dies Geſetz zurückzieht. Der 
Senat iſt nicht die Inſtanz, die den Erwersloſen auf 
dieſe brutale Art und Weiſe ins Geſicht ſchlagen darf. 
Er hat nicht das Recht, ein Geſetz einzubringen, das 
die Arbeitsloſen als arbeitsſcheues Geſindel hinſtellt 
und ihnen noch viel mehr an den Kopf wirft. Wir 
wiſſen, wie unſere Anträge und auch die Anträge der 
S. P. D. behandelt wurden. Es wurde ſofort darauf 
hingewieſen, daß nichts da ſei und nichts gegeben wer⸗ 
den könne. Hier in dieſem Geſetz weiſen Sie ganz kraß 
nach, wie brutal Sie verfahren wollen. Den Erwerbs⸗ 
loſen kann eine Gratifikation gegeben werden, die ein 
Sechſtel der Erwerbsloſenunterſtützung beträgt. Arbeit 
iſt in Hülle und Fülle da, wie wir hundertmal nachge⸗ 
wieſen haben. Wohnungsbau, Chauſſeeausbeſſerung 
und alles mögliche kann vorgenommen werden. Sie 


könnten alſo ſämtliche Arbeitsloſen von der Straße 


ſchaffen. Das wollen Sie nicht. Hier wollen Sie dem 
Erwerbsloſen noch ein Sechſtel der jeweiligen Unter⸗ 
ſtützung zahlen, damit er eine Gratifikation erhält. 
Die Zuſammenrechnung dieſes Geldes würde ein 
ganz nettes Sümmchen ergeben. Hier kommt es nicht 
darauf an, für die Erwerbsloſen etwas zu ſchaffen, 
ſondern darauf, daß die Arbeiter nicht noch weiter ver⸗ 
ſklavt werden, wie es bis jetzt geſchehen ift. Sie behan⸗ 
deln den Arbeiter aber im Gegenſatz dazu ſo brutal, 
wie Sie nur irgend können. Sie haben uns hier ſo oft, 
bei jeder Gelegenheit, wenn wir Anträge geſtellt haben, 
um für die Erwerbsloſen etwas herauszuholen, vor⸗ 
geworfen, daß wir mit unſeren Anträgen Agitation 
treiben. Glauben Sie, meine Herren von rechts, wenn 
wir jeden Tag zehn Anträge einbrächten, würden wir 
noch nicht ſo viel Provokation treiben, wie Sie mit die⸗ 
ſem einen Geſetz. Sie treiben die Arbeitsloſen und 
auch die Arbeiter, die heute noch in den Betrieben be⸗ 
ſchäftigt ſind, dem Kommunismus in die Arme. Uns 
jon es recht ſein. Wir mijjen ganz genau, je ſchneller 
unſere Bewegung fortſchreitet, um ſo eher werden Sie 
von diefer Stelle hinweggefegt. Uns ſoll es recht fein, 


wenn Sie hierherkommen und auf der einen Seite er⸗ (C) 


klären, daß Sie keine Arbeit haben, auf der anderen 
Seite aber den Arbeitern Zwangsarbeit auferlegen 
wollen. Auf der einen Seite ſagen Sie, wir haben 
keine Geldmittel, auf der anderen Seite wollen Sie den 
Agrariern noch mehr Geld zuweiſen, um durch die 
Arbeitsloſen die Produktion fertigſtellen zu laſſen. 
Alſo mit dieſem Geſetz geben Sie ſich ſelbſt einen Schlag 
ins Geſicht; denn Sie beweiſen damit, daß Sie ſich mit 
den Tatſachen vollſtändig im Widerſpruch befinden, bei 
allen Abſätzen und Artikeln, die Sie hier beantragen. 

Ich will nicht länger auf die Sache eingehen, ich 
will nur das eine ſagen: Die Arbeitsloſen haben ganz 
kraß erklärt, daß ſie, wenn man nicht endlich dazu über⸗ 
geht, für die Arbeitsloſen Arbeit zu ſchaffen, ihr Los 
ſelbſt in die Hand nehmen werden. Dann wehe Ihnen! 
Wir Kommuniſten fordern, daß die Regierung dieſes 
Geſetz zurückzieht. Sonſt werden wir den Arbeitsloſen 
die Wahrheit ſagen, und Sie werden dann letzten 
Endes die Konſequenzen zu tragen haben. (Bravo! bei 
den Kommuniſten und auf der Tribüne.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr 
Abg. Lück. 

Lück, Abgeordneter (Lib): M. D. u. H.! Für eine 
zweckmäßige Arbeitsloſenfürſorge wird meine Fraktion 
wie bisher ſtets zu haben ſein. Zunächſt möchte ich 
dem Herrn Abg. Arczynſki auf ſeine Ausführungen 
antworten. Wenn Herr Abg. Aerzynſki behauptet hat, 
Danzig wäre der Ort, an welchem am billigſten produ⸗ 
ziert würde, ſo muß ich mich tatſächlich ſehr darüber 
wundern, daß von einem Gewerkſchaftsführer, wie 
Herr Abg. Arczynſki es ift, ſolch ein Ausſpruch getan 
und eine ſolche Behauptung aufgeſtellt werden konnte. 
Es wird wohl jedem in dieſem Hauſe bekannt ſein, daß 
wir hier in Danzig deutſche Fabrikate trotz hoher 
Frachten, Zölle uſw. billiger kaufen, als Danziger Er⸗ 
zeugniſſe. (Das iſt Betriebstheorie! links.) Das iſt 
keine Betriebstheorie, das ift Tatſache. Ich will von 
meinem Stande aus antworten. Gerade in der Kon⸗ 
ſerven⸗Induſtrie ſind die Arbeitslöhne nachweislich 
bedeutend höher wie in Deutſchland und wie auch in 
Norwegen. (Das iſt ja Unſinn! links. Unruhe.) 
Aber nicht allein das, ſondern die Arbeitsleiſtung ſteht 
in keinem richtigen .. . (Zwiſchenrufe des Abg. Spill. 
Unruhe links.) Sie ſind kein Sachverſtändiger. (Abg. 
Spill: Schämen Sie ſich was, ſolche Frechheit!) Ich 
bitte Sie, zu mir zu kommen, und an Hand der Unter⸗ 
lagen können wir das prüfen. (Sie haben Unterlagen? 
Zwiſchenrufe und Unruhe links.) Mit Ihren Reden 
iſt es nicht getan. Sie können erzählen, was Sie wol⸗ 
len, Tatſache iſt, daß Danzig niemals konkurrenzfähig 
auf dem Weltmarkt iſt. (Abg. Spill: Das verſtehen 
Sie nicht! Unerhört iſt das! Große Unruhe links.) 
Wenn Sie auf dem Standpunkt ſtehen .. (Abg. Spill: 
Lernen Sie erft arbeiten!) Ich habe mindeſtens fo 
viel gearbeitet wie Sie. (Abg. Spill: Kluggeredet 
haben Sie! Große Unruhe links.) 

Vizepräſident Splett: Ich bitte um etwas mehr 
Mäßigung, Herr Abg. Spill. 

Lück, Abgeordneter (Lib.): (Abg. Spill: Verſuchen 
Sie erſt zu arbeiten, dann können Sie reden! An⸗ 
dauernde Zwiſchenrufe links.) 

Vizepräſident Splett: Ich bitte um etwas mehr 
Mäßigung in den Zurufen, ſonſt muß ich Sie wegen 
Ungebühr zur Ordnung rufen. 

Lück, Abgeordneter (Lib.): Das kennzeichnet Ihre 
ganze Art und Weiſe. (Abg. Spill: Das kennzeichnet 
Ihre Art und Weiſe!) Das kennzeichnet Ihren Cha⸗ 
rakter. Nur Schlagworte, praktiſche Arbeit wird von 
Ihnen nicht geleiſtet. (Abg. Spill: Geburtstagsfeiern 
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(Lück, Abgeordneter.) 

veranſtalten nennen Sie arbeiten!) Wir ſind der 
Anſicht, daß der vorliegende Geſetzentwurf durchaus 
die Möglichkeit bietet, mit zweckentſprechenden Aende⸗ 
rungen etwas Vernünftiges zu ſchaffen. Es iſt von 
Ihnen von links immer geſagt worden, wir wol⸗ 
len keine Almoſen haben, wir wollen keine Unter⸗ 
ſtützung haben. Jetzt, wo die Möglichkeit gegeben iſt, 
wo Arbeit beſchafft werden ſoll, ... (Andauernde 
große Unruhe und Zwiſchenrufe links.) Was ſich an⸗ 
derweitig, in Deutſchland, gut bewährt hat, z. B. in 
Magdeburg wurden ſehr gute Erfahrungen damit ge⸗ 
macht, lehnen Sie glatt ab. Wir ſind dafür, daß dieſer 
Geſetzentwurf dem Sozialen Ausſchuß überwieſen 
wird, und daß dort mit etwaigen Aenderungen etwas 
Gutes geſchaffen wird. (Zwiſchenrufe links.) Es 
hat wirklich keinen Zweck, mit Ihnen weiter darüber 
zu reden. 


Vizepräſident Splett: 
Abg. Joſeph. 


Joſeph, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Wenn 
unſere Fraktion noch einen zweiten Redner zu dieſer 
Sache vorſchickt, ſo mögen Sie an dieſer Tatſache die 
Bedeutung ermeſſen, die wir dieſem Geſetzentwurf 
der Regierung beimeſſen. Im Grunde genommen 
hat ja der erſte Redner meiner Fraktion bereits das 
geſagt, was zu dieſem Geſetzentwurf zu ſagen war. 
Immerhin bleibt aber noch einiges übrig, und ich will 
nicht verfehlen, Ihnen das nochmals ins Gedächtnis 
zurückzurufen. Bis in die Reihen der Liberalen hinein 
hörte man immer wieder, die Arbeitsloſen ſollen ar⸗ 
beiten. Wenn Sie einmal zu den Arbeitsloſen hinauf⸗ 
gingen und ihnen das ſagten, würde das direkt höhniſch 
klingen; denn arbeiten wollen die Arbeitsloſen. Not⸗ 
wendig iſt es nur, daß alle die Leute, die hier in 


Das Wort hat der Herr 


dieſem hohen Hauſe ſitzen und die Diäten einſtecken, 


ſich einmal den Kopf darüber zerbrechen, wie man 
Arbeit ſchaffen kann. (Sehr gut! links.) Der Sena⸗ 
tor für Soziales ſagt in ſeinem Entwurf, daß er Arbeit 
ſchaffen will. Er will ja nicht eigentlich Arbeit ſchaffen, 
ſondern in ſeiner Begründung ſagt er ja, was er will, 
er will etwas anderes. Er will einmal die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge produktiv geſtalten, und des weiteren 
will er, daß die arbeitsſcheuen Elemente ausſortiert 
werden, ferner will er, daß man das Arbeiten nicht 
verlernt. (Lachen links.) Wie das für einen Ar⸗ 
beiter klingen muß, hat ſich der Herr Senator wohl 
nicht überlegt. Ganz unverſtändlich iſt es, wenn ein 
Senator einen Geſetzentwurf vorlegt und von einem 
Arbeiter verlangt, daß er bei der miſerablen Unter⸗ 
ſtützung, die kaum zur Beſtreitung der allernotwen⸗ 
digſten Dinge reicht, noch arbeitet. Der Herr Senator 
bringt es fertig, in ſeiner Begründung auszurechnen, 
daß der Erwerbsloſe, man höre und ſtaune, 80 Pfennig 
pro Stunde verdient. Wenn man die Rechnung ſo auf⸗ 
macht wie der Herr Senator, könnte ich noch viel beſſer 
rechnen. Ich würde den Arbeitsloſen nur eine Stunde 
beſchäftigen, dann hätte er einen Stundenlohn von 3,45 


Gulden. Sie haben dabei nur vergeſſen, daß, wenn die 


Arbeitsloſenunterſtützung dieſe Summe ausmacht und 
der Arbeitsloſe vier Stunden arbeiten muß, er 
einen ganzen Tag davon leben ſoll. Wenn Sie 
ſchon mit derartigen Experiggenten kommen, und 
auf diefe Art und Weiſe die augenblicklichen Verhält⸗ 
niſſe ändern wollen, dann wäre es doch wirklich not⸗ 
wendig, daß jemand von Ihnen die Probe auf das 
Exempel macht. Verſuchen Sie es nur, mit dieſer Un⸗ 
terſtützung eine vielköpfige Familie zu ernähren. 
Wenn Sie es dann fertig bringen, noch hinterher vier 
Stunden pro Tag zu arbeiten, dann haben Sie wirk⸗ 
lich eine Glanzleiſtung vollbracht. Ich befürchte nur, 


daß Sie hinterher vier Monate im Lazarett liegen 
werden. 

Derartige Kuren, um das Wirtſchaftsleben zu ge⸗ 
ſunden, die Arbeitsloſigkeit zu beſeitigen, ſollte man 
doch lieber ſein laſſen. Sie müſſen beſtimmt zu nichts 
Gutem führen. In der Begründung leſen wir, daß 
man die Arbeitsloſen ſchließlich auch beſchäftigen müſſe, 
gleich, was ſie tun. Unter gemeinnützigen Arbeiten 
kann man ja die unmöglichſten Dinge verſtehen. Die 
Gutsbeſitzer und ländlichen Gemeindevorſteher freuen 
ſich ſchon ganz beſtimmt auf das Kommen dieſes Ge⸗ 
ſetzes. (Sehr richtig! links.) Sie werden ſich ſchon 
etwas ausſinnen, wie fie der ihnen auferlegten Pflicht, 
Arbeitsloſe zu beſchäftigen, genügen können. In 
Groß⸗Walddorf iſt man bereits ſoweit gekommen, daß 
die Gemeinde ſich dazu aufwirft, über die Arbeitsloſen 
zu verfügen. Man gibt ſie den Bauern zum Dreſchen, 
Pflügen, alſo kurz für die Landarbeit. Die Landwirte 
freuen ſich, daß ſie endlich einmal ſo billige Arbeits⸗ 
kräfte bekommen. Es zeigt ſich dabei aber auch gleich⸗ 
zeitig, daß das, was Herr Abg. Dörkſen hier immer 
behauptet hat, daß die Danziger Arbeiter keine Land⸗ 
arbeit verrichten könnten, nicht zutrifft. Sie können 
im Gegenteil ihre Arbeit ſo gut verrichten, daß die 
Landwirte aus Anerkennung zu dieſer Unterſtützung 
noch einen Gulden pro Tag drauflegen. (Hört, hört! 
links.) Dann haben ſie die Arbeitskraft immer noch 
geſchenkt. 

i Nehmen Sie dieſen Geſetzentwurf an, dann können 
Sie ſicher ſein, daß in ähnlicher Weiſe im ganzen Frei⸗ 
ſtaatgebiet verfahren wird. Dann werden die Land⸗ 
wirte wahrſcheinlich alle möglichen und unmöglichen 
Arbeiten machen laſſen; denn niemals wird ſich 
ihnen eine jo günſtige Gelegenheit bieten, jür 
billiges Geld alles in Ordnung zu bringen, 
was bisher vernachläſſigt worden iſt. Auf dem ( 
Lande liegt bekanntlich noch ſehr vieles im argen 
und könnte gebeſſert werden. Bekommt man dieſes 
Geſetz, dann wird man dort vielleicht irgendetwas 
machen. Das, was man dabei profitiert, wird weder 
erſpart in Form von Steuern, noch die Allgemeinheit 
bekommen. Getreide und die anderen Produkte der 
Landwirtſchaft werden durchaus nicht billiger werden, 
ſondern der Gewinn fließt in die Taſchen der Land⸗ 
wirtſchaft. 

Aber auch hier in der Stadt gibt dies Geſetz tat⸗ 
ſächlich doch zu denken. Was kann mit ihm nicht alles 
begonnen werden! Alles das, was hier in dieſem Geſetz 
an Sinn hineingelegt iſt, wenn das eine Brücke wäre, 
wollte ich nicht darüber hinweggehen. Der Senat hat 
manchesmal etwas gewollt. Wie ſeine unteren Organe 
es ausführen, davon weiß er in der Regel nichts. Man 
hört hier mitunter Erklärungen, davon ſei dem Senat 
nichts bekannt, es müſſe erſt nachgeforſcht, die Unter⸗ 
lagen müſſen erſt beſchafft werden und ähnliches, ohne 
daß die Uebelſtände beſeitigt werden. Genau ſo wird 
es hier mit dieſem Geſetz kommen. Diejenigen, die durch 
dies Geſetz die Verfügung über die Arbeitsloſen er⸗ 
halten, werden wahrſcheinlich, wie bei manchem ande⸗ 
ren Geſetz, ganz gute Geſchäfte machen. Wenn Sie 
irgendwo einen Schnaps, ein Glas Bier und vielleicht 
noch eine Pulle Wein bekommen, dann wird es ſich 
möglich machen laſſen, daß auch ſolche Arbeiten ausge⸗ 
führt werden, die nicht gerade zu den gemeinnützigen 
gehören. Aber gegen wen würde ſich das Geſetz richten, 
ſelbſt wenn es ganz korrekt durchgeführt würde? Doch 
auch nur gegen diejenigen, die man beſonders aufs 
Korn genommen hat. Eine beſtimmte Klaſſe von be⸗ 
ſtimmten Arbeitsloſen würde ganz und gar von die⸗ 
jem Geſetz bedrückt werden. Ein geringer Prozentſatz 
müßte ſich wahrſcheinlich für die geſamte Dauer der 
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[Joſeph, Abgeordneter.) 

Arbeitsloſigkeit ſtändig ſchuhriegeln und ſchikanieren 
laſſen. Nun, glaube ich, kommt man ja darauf, und 
das hat ja auch der Vorredner meiner Fraktion geſagt, 
was in Wirklichkeit mit dieſem Geſetz erzielt wird, 
billige und willige Arbeitskräfte. Ein Menſch, der 
vielleicht monatelang von den Beamten des Senats 
geſchuhriegelt wird, der ſtändig für die paar Groſchen 
Erwerbsloſenunterſtützung wer weiß wie viele Kilo- 
meter hinausgeſchickt wird und die ſchwerſten Arbeiten 
leiſten muß, wird die Geſchichte ſehr bald ſatt bekom⸗ 
men und wird ſich unter Umgehung des Arbeitsnach⸗ 
weiſes irgendwo für billigen Lohn eine Arbeit be⸗ 
ſchaffen. Und das, m. D. u. H., wollen Sie ja nur. Sie 
ſind nur nicht ehrlich genug, das öffentlich zu ſagen. 
In Wirklichkeit gefällt es Ihnen ſchon lange nicht 
mehr, daß der Danziger Arbeiter zu einem guten Teil 
ſoviel Charakter hat und nicht unter den tarifmäßigen 
Bedingungen arbeiten will. Um das auszumerzen, 
um dieſen Widerſtand der Aufrechten zu brechen, 
brauchen Sie dieſes Geſetz. 


Ich will mich in die Dinge, die vorhin von dem 
Herrn Abg. Lück angeführt wurden, nicht beſonders 
einmiſchen, aber wenn hier ſolche Behauptungen auf⸗ 
geſtellt werden, wie ſie Herr Abg. Lück aufgeſtellt hat, 
ſo will es mir doch ſcheinen, als ob das ſehr leichtfertig 
geſchehen wäre. Aus welchen Gründen ſollen wir denn 
in Danzig ausgerechnet teurer produzieren, wie jedes 
andere Land, wie insbeſondere die nordiſchen Länder 
oder England und Amerika? Iſt es Ihnen denn un⸗ 
bekannt, daß man in Amerika für ein beſtimmtes Stück 
Arbeit 3,80 Goldmark zahlt, während man in Deutſch⸗ 
land und in Danzig für dasſelbe Stück Arbeit nur 1,18 
Goldmark zahlt? (Hört, hört! links.) Leſen Sie 
denn gar keine Wirtſchaftsberichte? Als Wirtſchaftler 
müßte man von Ihnen doch erwarten, daß Sie ſich 
gerade über die Geſchäftsgebräuche und die Wirtſchafts⸗ 
bedingungen anderer Länder unterrichten. Wenn Sie 
das täten, würden Sie ſolche Behauptungen nicht auf⸗ 
ſtellen können. Herr Abg. Neubauer hat vorhin durch 
einen Zwiſchenruf kundgetan, daß es nicht die Löhne 
wären, er ſpielte dabei wahrſcheinlich auf die hohen 
Zinsſätze an. Aber wenn ſolche Lohndifferenzen zwi⸗ 
ſchen Amerika und uns beſtehen, dann können auch die 
Zinsſätze nicht ſoviel ändern, daß wir teurer produzie⸗ 
ren wie etwa Amerika und England. Wenn man dem 
Herrn Abg. Lück auf dieſem Gebiet folgen würde, ſo 
ließe ſich dazu beſtimmt noch manches ſagen. Das 
allein kann für die Entſcheidung, ob man dieſes Geſetz 
annimmt oder ablehnt, nicht maßgebend ſein. Maß⸗ 
gebend bei dieſem Geſetz wird das ſein müſſen, was 
man will. Wenn man die Arbeitsloſigkeit ehrlich be⸗ 
ſeitigen will, ſo könnte man es wohl tun. Es ſind für 
verſchiedene Dinge noch furchtbar große Summen auf⸗ 
gebracht worden. Ich erinnere an Ihr großes Beam⸗ 
tenheer, für das Sie Millionen und aber Millionen 
ausgeben können. Wenn Sie dort abbauten und einige 
Millionen tatſächlich der produktiven Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge zuführten, die ich mir ſo vorſtelle, daß der 
Arbeiter acht Stunden beſchäftigt wird, und zwar zum 
tarifmäßigen Lohn, dann ließen ſich die Dinge ſchon 
ändern. Sie wollen aber an dem Gebäude, das Sie ſich 
aufgebaut haben, abſolut nichts ändern. Unter deſſen 
Schutz verkriechen Sie ſich, deshalb haben Sie für die 
Dinge, die unbedingt geändert werden müßten, kein 
Geld im Staate übrig. Auf dieſe Art werden Sie aber 
die Frage der Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit nicht 
löſen können. Sie werden das erzielen, was man im 
Felde auch in jo wunderbarer Weife erzielt hat. Wenn 
der Infanteriſt ein paar Stunden Ruhe hatte, ſchickte 


man ihn hinaus. Er mußte graben, ausbeſſern, mußte 


Steine vom Feld tragen und alle möglichen und un⸗ 


möglichen Dinge verrichten. Dort haben Sie den Geiſt 
des Umſturzes geſät. Wenn Sie hier in Ihrem kleinen 
Staatsweſen mit ähnlichen unverſtändlichen Dingen 
operieren wollen, dann werden Sie, Herr Senator, 
dasſelbe erzielen, was damals durch unvernünftige 
Maßnahmen beim Militär erzielt wurde; Sie werden 
ſich nicht ruhige und beſonnene Staatsbürger heran⸗ 
ziehen, ſondern Sie werden immer mehr unruhige 
Elemente ſchaffen. Wenn dieſe vorhanden ſind, haben 
Sie keine Urſache, auf dieſes Gefahrenelement hinzu⸗ 
weiſen oder es zu bekämpfen, denn Sie ſind es, die 
mit ſolchen Geſetzen Unruhen und Auflehnung gegen 
die Regierung großzüchten. (Bravo! links.) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat die Frau 
Abg. Kreft. 


Kreft, Abgeordnete (K. P.): M. D. u. H.! Die Be- 
ratung dieſes Geſetzes zeigt ſo recht, wie die Vertreter 
des Volkes an den Geſetzen intereſſiert ſind, die die 
Arbeiterſchaft belaſten und die Arbeiterſchaft treffen. 
Sie wollen die Ausführungen der Arbeitervertreter, 
die zu dieſer Sache ſprechen, nicht hören. Die Bürger⸗ 
lichen, die Deutſchnationalen und beſonders das 
Zentrum, die mit die Schuld daran tragen, daß dieſes 
Geſetz überhaupt im Volkstag eingebracht wurde, ſind 
viel zu feige, ſich hier hinzuſtellen und zu ſagen, daß 
ſie dieſes Geſetz durchaus brauchen, um die Profite wie 
in der Kriegs⸗ und Inflationszeit einzuheimſen. Sie 
find durch dieſe Gewinne jo verwöhnt, daß ſie gar nicht 
genug verdienen können. Aber was iſt es nun mit 
dieſem Geſetz? Man befürchtet, daß das Arbeitsdienſt⸗ 
pflichtgeſetz, das die Militariſierung der Jugend her⸗ 
ſtellen ſollte, nicht durchkommen wird. Man befürchtet, 
daß man ſich dadurch keine Streikbrechergarde ſchaffen 
kann. Man will deshalb ein neues Geſetz ſchaffen, um 
ſich eine Streikbrechergarde zu ſichern. Man 
den Herren Landwirten und den Herren Großindu⸗ 
ſtriellen zu Hilfe kommen und ein Geſetz ſchaffen, wie 
man Streikbrecher, auf der anderen Seite aber Lohn⸗ 
drücker ſchafft. Vom Zentrum hat Herr Abg. Gai⸗ 
kowſki in den letzten Tagen ſelbſt erklärt, daß die Löhne 
der Arbeiter ſo furchtbar niedrig ſind und die geſamte 
Arbeiterſchaft darunter Not leidet. Sie waren ja mit 
der Anlaß zur Vorlage dieſes Geſetzes, um Lohndrücker 
zu ſchaffen. Der kapitaliſtiſche Staat braucht die Ar⸗ 
beitsloſen, um ſich billige Arbeitskräfte zu ſchaffen, um 
die Erwerbsloſen gegen die in Arbeit ſtehenden Ar⸗ 
beiter auszunutzen. 


Das iſt anſcheinend dieſen Herren noch nicht genug. 
Sie brauchen Arbeitskräfte, die vom Staat bezahlt wer⸗ 
den und dem Induſtriellen die Arbeit machen. Außer⸗ 
dem ſollen ſie den tätigen Arbeitern als Lohndrücker 
auf den Hals geſchickt werden. Wenn man bedenkt, 
daß beſonders auf dem Lande die Landwirte und Ge⸗ 
meindevorſteher die Erwerbsloſen heute ſchon für die 
Erwerbsloſenunterſtützung Arbeit leiſten laſſen, ſo 
kann man ſich vorſtellen, daß dies Geſetz auf dem Lande 
geradezu eine Kataſtrophe bedeuten würde. Die Agra⸗ 
rier würden es nicht mehr nötig haben, ſich Arbeiter zu 
halten. Man würde eben die Arbeitsloſen einſtellen 
und ſich von ihnen die Arbeit machen laſſen. Aber auch 
in der Stadt ſieht es ſo aus, das haben die Ausfüh⸗ 
rungen des Herrn Abg. Lück bewieſen. In der Fabrik 
des Abg. Lück werden die Arbeitermädels mit aller 
Macht ausgepovert. Gerade die Mädels in den Fa- 
briken bekommen heute die niedrigſten Löhne, ſo daß 
ſie trotz ihrer Arbeit abends Geld verdienen müſſen, 
um ihr Leben einigermaßen zu friſten. Oft ſind es 


ſogar diejenigen, bei denen dieſe Mädels arbeiten, die 


ſich abends noch den Körper dieſer Mädels kaufen. 


muß (9) 


(A) 
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(Kreft. Abgeordnete.) 

So ſieht es in dieſer bürgerlichen Geſellſchaft aus. 
Würde man die Arbeitsloſen in die Reihe der Arbeiten⸗ 
den einreihen, jo ſchüfe man niedrigere Löhne. Dann 
kommt man und ſchimpft über die furchtbare Moral bei 
den Arbeitern und weiß gar nicht, daß man es ſelbſt iſt, 
der die Aermſten der Armen auf die Straße wirft, weil 
man ihnen nicht genügend gibt. Da der Geſetzentwurf 
am 1. Mai eingegangen iſt, kann man beinahe auf die 
Vermutung kommen, daß der Senat ſchon vom Hinden⸗ 
burgrummel in Deutſchland angeſteckt iſt. (Sehr 
richtig! links.) Dieſe Geſchichte ſtinkt mir ganz ge- 
fährlich ähnlich. Die Arbeiter in Deutſchland will man 
nach Strich und Faden ausbeuten, das beweiſt Bayern. 
Ich habe ſchon einmal geſagt, daß der jetzige Senator 
für Soziales noch viel reaktionärer und arbeiterfeind⸗ 
licher ift, trotzdem er ſich als. Zentrumsangehöriger be- 
zeichnet, trotzdem er Vertreter der bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft iſt und vielleicht noch nach jenem Affenſtall hin⸗ 
läuft gemäß den Worten: „Laſſet die Kinderlein zu mir 
kommen.“ i 

Bizepräfident Splett: Frau Abg. Kreft, Sie haben 
die chriſtliche Kirche einen Affenſtall genannt, ich rufe 
Sie deswegen zur Ordnung. (Lebhafte Zwiſchenrufe! 
links.) 


Kreft, Abgeordnete (K. P.): Wenn man predigt, 
liebe deinen Nächſten als dich ſelbſt, und dann mit allen 
Mitteln die Arbeiter ſchikaniert und die Arbeiterkinder 
verhungern läßt, ſage ich: Mit Ihrer chriſtlichen Liebe, 
mit Ihrer chriſtlichen Moral iſt es nicht weit her. Ich 
glaube, ich ſagte ſchon einmal, daß Herr Senator Dr. 
Schwartz reaktionär iſt, aber ſo reaktionär wie Sie, 
Herr Senator Dr Wiereinſki, in Ihrem jetzigen Amt, 
hat fiH Herr Senator Dr. Schwartz noch nicht angeſtellt. 
Es iſt bezeichnend für jeden kapitaliſtiſchen Staat, 
daß man an die Spitze des Reſſorts für Soziales einen 
Menſchen ſtellen muß, der ſo unſozial wie irgend 
möglich iſt, der kein Gefühl für die Armen hat. Es iſt 
ſchon eine Schikane, daß die Erwerbsloſen zweimal den 
Tag nach den paar Pfennigen Unterſtützung laufen und 
ſich die Schuhe zerreißen müſſen. (Abg. Klapps: Von 
Schupo hin⸗ und hergetrieben werden!) Ganz recht, 
Herr Abg. Klapps, Sie werden noch von der Schupo 
ſchikaniert. Es iſt in letzter Zeit aufgefallen, daß ſich 


die Erwerbsloſen nicht vor der Stempelſtelle aufhalten - 


dürfen, ſondern dauernd hin⸗ und hergehetzt werden. 


Leute verſchwinden zu laſſen, die dem Senat unan⸗ 


genehm ſind. Jetzt ſoll der Erwerbsloſe für die paar 
Pfennige noch vier Stunden arbeiten, und außer den 
Schuhen noch ſeine Kleider abreißen. Die meiſten Er⸗ 
werbsloſen haben den letzten Anzug auf dem Hintern. 
Manch ein Erwerbsloſer hat nichts mehr anzuziehen 
und kein Geld. Nun ſoll er noch ſeinen letzten Anzug 
bei der Arbeit zerreißen. Die Erwerbsloſen werden 
Ihnen ſelbſt die Antwort geben! 

So reaktionär wie dies Geſetz iſt, ſo reaktionär zeigt 
ſich der Senat auch in anderen Fällen. Man ſchikaniert 


die Arbeitsloſen nicht nur an den Arbeitsplätzen. Im 


Wohnungsbaugeſetz hat man ſo ſchön die Mietbeihilfe 
verankert. Jetzt gibt man den Erwerbsloſen nicht die 
Mietbeihilfe, ſie wird zu einem großen Teile abgelehnt. 
Man wirft die Arbeitsloſen auf die Straße und ver⸗ 
langt von ihnen, daß ſie von der Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung Miete bezahlen ſollen. Erſt kommt der Magen 
und dann das andere. Von den paar Pfennigen Er⸗ 
werbsloſenfürſorge können die Arbeitsloſen keine 
Miete bezahlen. Vor kurzem ſprach ich mit mehreren 
Erwerbsloſen auf dem Wohlfahrtsamt. Ein Erwerbs⸗ 
loſer war 1% Jahr erwerbslos, konnte die Miete nicht 


bezahlen und war jeit drei oder vier Monaten damit (C) 


rückſtändig. Er bat um einen Vorſchuß, damit er nicht 
aus ſeiner Wohnung hinausfliege. Das Darlehn 
wurde nicht gewährt, obwohl der Arbeitsloſe es ſpäter 
abzahlen wollte. Er habe auf dem Wohlfahrtsamt 
nichts zu ſuchen, es gebe nichts, hinaus, ſonſt würde die 
Schupo geholt. Ich bin geſtern mit einem Teil Obdach⸗ 
loſer beim Senat geweſen. Dort erklärte mir Ober⸗ 
regierungsrat Brieſewitz, wenn die Arbeiter keine 
Miete bezahlten, flögen ſie auf die Straße. Anſcheinend 
weiß der Herr nicht, wie traurig die Verhältniſſe bei 
den Arbeitsloſen liegen. Ich habe mir die Akten kom⸗ 
men laſſen, 1% Jahre konnte die Miete nicht bezahlt 
werden. Verſchiedene Wirte haben die Miete über⸗ 
haupt nicht verlangt. Beim Senat weiß man ſcheinbar 
nicht, daß wir Erwerbsloſe haben, die ſeit 1% Jahren 
ohne Beſchäftigung ſind. Da erlaubt ſich der Regie⸗ 
rungsvertreter zu erklären, wer 1% Jahre arbeitslos 
iſt, hat keine Luſt zum Arbeiten. Ich hatte Luſt zu er⸗ 
klären: „Sie haben weniger Luſt zum Arbeiten als die 
Erwerbsloſen!“ (Zwiſchenrufe links.) Als ich betreffs 
der Miete mit dieſem ſaubern Herrn ſprach, er- 
klärte er ganz einfach: „Nun, wenn die Arbeiter mit 
den Wohnungen Geſchäfte treiben, dann brauchen ſie 
keine Beihilfe.“ Ich habe ihn darauf gefragt, was er 
mit „Geſchäfte treiben“ meinte. Da erklärte er mir 
ganz einfach: „Ja, ſie vermieten ihre Stuben. Sie be⸗ 
zahlen ſelbſt 25 Gulden Miete und vermieten ein 
Zimmer für 50 Gulden. Das iſt Wucher.“ Ich habe 
ihm erklärt: Können Sie ſich in die Lage eines Ar- 
beiters hineindenken, der nichts hat und die Kinder 
hungern ſieht? Er zieht in die Küche, weil er nicht 
weiß, wie er die Kinder ſatt machen ſoll und vermietet 
die Wohnung, und da ſagt man, das ſei Wucher, der 
Mann brauche die Mietbeihilfe nicht. Auch dieſer Herr 
hat bewieſen, daß er für die Not der Wohnungsloſen 
und für die ſoziale Not kein Empfinden hat. Das ift 
mit einer von den Herren, die am reaktionärſten ſind. 
Als ich fragte, was die Wohnungsloſen tun ſollten, 
meinte er, ſie ſollten ein Geſuch einreichen. Ich ant⸗ 
wortete, daß die Wohnungsloſen davon nichts 
hätten. Er ſagte darauf: „Dann ſollen die Verwandten 
ſie aufnehmen.“ 


Solche Wort bekommt man von Regierungsleuten 
zu hören. Ich weiß wirklich nicht, wie das weitergehen 
ſoll. Als ich dann zum Schluß ſagte: „Bitte beſchlag⸗ 
nahmen Sie etwas, damit es Wohnungen gibt.“ Sagte 
er: „Dann müſſen Sie die Diktatur einrichten.“ Ich 
habe dem Herrn geſagt: „Die Arbeiter werden die Dik⸗ 
tatur einrichten, aber dann ſehen Sie ſich vor; denn 
Ihre Diktatur haben die Arbeiter ſchon lange genug 
geſpürt.“ Auch in dieſer Sache liegt Diktatur. Man 
glaubt, den Arbeitern alles bieten zu können. Aber ich 
ſage Ihnen, verrechnen Sie ſich nicht, ſchikanieren Sie 
die Arbeiter nicht in dieſer Weiſe, nehmen Sie die Ar⸗ 
beitsloſen nicht weiter als Druck auf die noch in Arbeit 
ſtehenden Leute. Die Arbeitsloſen werden erkennen, 
daß ſolche Leute und ſolch ein Volkstag, der dieſe An⸗ 
9 einbringt, weiter das arbeitende Volk verhöhnen 
will. ö 


Was mich aber beſonders intereſſiert, iſt, daß man 
von arbeitsſcheuen Elementen ſpricht, aber auf der 
anderen Seite ſelbſt zugibt, daß man keine Gelegenheit 
gehabt hat, den Arbeitern Arbeit zu geben. Ich kann 
es nicht verſtehen, daß Vertreter einer Klaſſe, die immer 
aus den Knochen der Arbeiter lebt, die noch nie pro⸗ 
duktive Arbeit geleiſtet haben, die ſich nur von anderen 
ernähren laſſen, noch von arbeitsſcheuen Elementen 
ſprechen konnten. Es ſind Opfer Ihrer kapitaliſtiſchen 
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( Geſellſchaftsordnung, die dort auf der Straße liegen, 


und die wollen Sie noch verhöhnen. Ich ſage Ihnen, 
machen Sie es ruhig ſo weiter, dann werden Ihnen die 
Arbeitsloſen ſchon die richtige Antwort geben. 

Aber nun noch einmal zum Zentrum. Es iſt be⸗ 
zeichnend für die Vertreter des Zentrums, daß Sie ſich 
bei dieſer Frage draußen amüfteren, daß fie es nicht 
wagen, den Arbeitern auf der Tribüne zu ſagen, wir 
wünſchen ſolch eine Art Zwangsarbeit für euch. Machen 
Sie es nur weiter ſo! Sie werden mit Ihrer Kunſt, 
die Leute auf den Himmel zu weiſen, bald abgewirt⸗ 
ſchaftet haben. Wenn Sie den Erwerbsloſen ſagen, daß 
ſie Zwangsarbeit leiſten ſollen, dann werden auch die 
dümmſten Arbeiter erkennen, die ja auch nur Spfer 
Ihrer Klaſſe ſind, weil man den Arbeiter in der Schule 
nicht genügend belehrt, damit fie nicht klug genug mer- 
den, was Sie wollen. Wenn man unter den Arbeitern 
einen Aufgeklärten findet, dann iſt man erſtaunt, 
woher dieſer Kadett aus der Volksſchule das hat. Wir 
werden die Arbeiter, und ganz beſonders die Zen⸗ 
trumsarbeiter, darauf hinweiſen, wie dieſe Vertreter 
der Arbeiterſchaft, die während der Wahl den Arbeitern 
ſo viel vorgeredet haben, ſich nachher draußen amü⸗ 
fieren, daß es fie nicht ſtört, was mit der Arbeiterſchaft 
gemacht werden ſoll. 

Nun etwas anderes. Es genügt nicht nur, hier im 
Parlament gegen ſolche Geſetze Stellung zu nehmen. 
Bei der reaktionären Einſtellung des Volkstages wird 
dieſes Geſetz eventuell Geſetz werden, und das würde 
eine große Gefahr bedeuten. Meine Herren von der 
Sozialdemokratie, es wird ſich jetzt zeigen, ob Sie ge⸗ 
willt ſind, gemeinſam mit der Kommuniſtiſchen 
Fraktion die Arbeitsloſen aufzufordern, und auch die 
Leute, die noch in den Betrieben ſtehen, um gegen dieſe 
Zwangsarbeit zu kämpfen. Dann erſt beweiſen Sie, ob 


(B) Sie wirklich gewillt find, den ehrlichen Kampf gegen 


ſolch einen reaktionären Senat, gegen ſolch ein reak⸗ 
tionäres Geſetz zu führen. Zeigen Sie, daß Sie wirklich 
den Kampf wollen. (Abg. Arczynſki: Müſſen wir das 
erſt beweiſen?) Natürlich müſſen Sie es beweiſen; 
denn Ihre Tätigkeit hat gezeigt, daß Sie die Geſetze 
nur hier brandmarken, aber im Ausſchuß offen gegen 
die Arbeiterſchaft vorgegangen ſind, daß Sie hier 
Sturm laufen, aber draußen den ehrlichen Kampf der 
Arbeiterſchaft nicht wollen. Darum handelt es ſich. 
Es kommt nicht darauf an, hier Stellung zu nehmen, 
ſondern es handelt iH darum, die Arbeitsloſen inner- 
halb der Gewerkſchaften mit den noch in Arbeit ſtehen⸗ 
den aufzurufen zum Kampf gegen dieſes Geſetz. Ich 
glaube aber, daß hier auch die Herren Gewerkſchafts⸗ 
führer verſagen werden. Wir Kommuniſten werden 
nichts unverſucht laſſen, um die Arbeitsloſen und die 
noch in Arbeit ſtehenden zum Kampf gegen dieſes Geſetz 
zuſammenzurufen. (Bravol bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Arczynſki. 

Arezynſki, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich beabſichtige nicht, lange zu reden. Ein Mitglied 
der Zentrumsfraktion hat mir nahegelegt, noch einmal 
das Wort zu ergreifen. Das Zentrum hat noch eine 
Sitzung und wird das Geſetz dann wahrſcheinlich zu⸗ 
rückziehen. Wenn das richtig iſt, will ich Ihre Auf⸗ 
merkſamkeit noch eine Viertelſtunde in Anſpruch neh⸗ 
men. (Frau Abg. Döll: Sie ſind ſehr naiv!) Ich 


war ſehr geſpannt auf die Ausführungen des Herrn 
Abg. Lück. Vielleicht rufen Sie den Herrn herein; denn 
ich will mich jetzt mit ihm beſchäftigen. Ich müßte ſonſt 
ſpäter noch einmal das Wort ergreifen. Der Herr 
Abg. Lück iſt mir die Gegenbeweiſe für meine Behaup⸗ 
tung, daß Danzig das billigſte Produktionsland ſei, 
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ſchuldig geblieben. Er machte einige nebenſächliche (Cp 


Bemerkungen über die Konſerveninduſtrie und blieb 


den Nachweis ſchuldig. Wenn in einem einzelnen Ge⸗ 


werbe vielleicht eine verteuerte Produktion feſtzu⸗ 
ſtellen wäre — ich gebe es noch nicht zu — aber da 
unſere Induſtrie ſo vielſeitig iſt, iſt es wohl denkbar, 
daß in einer Induſtrie die Produktionskoſten tatſäch⸗ 
lich höher ſein können wie in der Stadt Berlin, wo 
man infolge der Fortſchritte, infolge der Typiſierung 
der Arbeit billiger produziert, als in einem Betrieb, 
der noch mittelalterliche Arbeitsmethoden hat. (Abg. 
Guttzeit: Das iſt das Wichtigſte! Den Vorſitz über⸗ 
nimmt der Präſident Dr. Treichel.) Ich freue mich, 
daß Sie da ſind, Herr Abg. Guttzeit, ich habe mich vor⸗ 
her mit den Optikern beſchäftigt. Sie waren leider 
nicht da. Sie ſollten mir beſtätigen, daß, wenn man 
einen Optiker, der nicht nur mit dem Kopf, ſondern 
auch mit den Fingerſpitzen arbeitet, 14 Tage lang mit 
der Schippe beſchäftigt oder Steine tragen läßt, er für 
ſeinen Beruf künftig gebrauchsunfähig iſt. Stimmt 
das, oder ſtimmt das nicht? (Abg. Guttzeit: Es kommt 
ganz darauf an!) Seien Sie als Fachmann ehrlich. 
(Heiterkeit!) Sie werden mir das beſtätigen können. 
Ich erwähne das deshalb, weil mir dieſe Induſtrie be⸗ 
ſonders bekannt iſt und weil ich weiß, daß Sie aus dieſer 
Induſtrie ſind. Wir haben uns auch vor Jahren 
gelegentlich an einem Tiſch über die optiſche Induſtrie 
und ihre Entwicklungsmöglichkeit in Danzig eingehend 
unterhalten. | 

Der Herr Abg. Lück hat jedenfalls nicht den Be⸗ 
weis für ſeine Behauptung erbracht. Deshalb bin ich 
verpflichtet, Ihnen Zahlen zu nennen und Sie gleich⸗ 
zeitig zu fragen, ob Sie Verdienſte, die ich Ihnen jetzt 
nenne, in Reichsmark ausgedrückt, in Danzig in irgend- 
einem gleichwertigen Gewerbe erzielt werden. Nach 
den ſtatiſtiſchen Angaben der Zeitſchrift „Wirtſchaft 
und Statiſtik“, die nicht von den Gewerkſchaften 
ſtammt, ſondern amtlichen Charakter trägt und des⸗ 
halb wohl nicht bezweifelt werden kann, verdienen 
3. B.: gelernte Bauarbeiter pro Woche in Berlin 52 
Mark, 42 Mark in Hamburg, 49,40 Mark in Köln, 42,72 
Mark in München, 43,20 Mark in Leipzig, 46,30 Mark 
in Dresden, 45,36 in Effen, 43,68 in Düſſeldorf, 42,72 in 
Hannover, 41,14 in Nürnberg, 43,20 in Stuttgart, 41,76 
in Chemnitz, 45,36 in Dortmund, 40,80 in Magdeburg, 
41,22 in Bremen, 47,33 in Duisburg, 40,80 in Stettin, 
39,12 in Mannheim, 44,46, Kiel 41,28. 

M. H.! Ich frage Sie, werden dieſe Wochenlöhne 
in Danzig erreicht? Die Löhne der Bauarbeiter ſind 
nebenbei bemerkt bei uns nicht die ſchlechteſten. Ich 
glaube, Sie müſſen meine Frage, wenn Sie ſich auch 
nur einzelne Zahlen gemerkt haben, ohne weiteres 
verneinen. Damit iſt die Behauptung des Herrn Abg. 
Lück für dieſen Teil erledigt. Es iſt in der Tat der 
Beweis der verteuerten Produktionsweiſe nicht zu er⸗ 
bringen. Auch Herr Willi Klawitter, der zwar ein 
guter Schulmeiſter ſein ſoll und ſich als ſolcher ſicher⸗ 
lich beſſer bewähren würde denn als Wirtſchaftsfüh⸗ 
rer, ſtellt nur Behauptungen auf, ohne Beweiſe zu er⸗ 
bringen. Solche Beweiſe können nämlich nicht erbracht 
werden. Wenn wir annehmen, das Beiſpiel des Bau⸗ 
gewerbes wäre zu einſeitig, ſo greife ich die Holzarbei⸗ 
ter, d. h. Tiſchler uſw., heraus: Berlin 42,83, Köln 46,85, 
Leipzig 37,44, Frankfurt 39,84, Hannover 36,96, Dort⸗ 
mund 39,17, Mannheim 37,80, Halle 34,08 uſw. Werden 
dieſe Löhne im Holzgewerbe pro Woche in Danzig er⸗ 
reicht? (Abg. Spill: Nein!) Ausgeſchloſſen. Nehmen 
wir wiederum ein anderes Gewerbe, das der Eiſen⸗ 
bahner, und vergleichen wir die Löhne, die ſie auf 
Grund ihres ſehr ſchlechten Tarifvertrages bekommen, 
den ſie mit der Staatsbahn abzuſchließen genötigt 
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waren. Wir kommen zu dem Ergebnis, daß die Reichs⸗ 
eiſenbahner in Deutſchland ebenfalls 38 bis 45 Mark 
Einkommen haben. Einen gleichen Verdienſt können 
die Danziger Eiſenbahner nicht aufweiſen. Soll ich 
noch die Metallinduſtrie anführen, deren Lohnver⸗ 
hältniſſe in Danzig am allertraurigſten liegen und 
von den Einflüſſen internationaler wirtſchaftlicher Art 
hier natürlich vielfaſt bedroht wird, ebenſo durch die 
verſchiedenen Sabotageverſuche der Unternehmungen? 
Ich ſagte bereits vorhin, daß nach den Angaben der 
gemaßregelten Betriebsräte der Danziger Werft das 
Wocheneinkommen des Arbeiters in der ſiebenten 
Lohnperiode durchſchnittlich 37 Gulden betragen hat. 
Es ſteigert ſich bis zur elften Lohnperiode dieſes Jah⸗ 
res auf 52 Gulden. Herr Abg. Lück und Kollege Dr. 
Neumann haben dieſe Zahlen angezweifelt. Die Löſung 
dieſes Streites liegt darin, daß man die tatſächlich ge⸗ 
zahlten Lohnſummen in einer beſtimmten Periode auf 
die vorhandenen Arbeiter verteilt hat. Dann kommt 
durchſchnittlich nicht mehr heraus, als die Hauptbücher 
ausweiſen. Wenn der Leiter des neuen Unternehmens 
das Gegenteil behauptet, ſo möchte ich die Steuer⸗ 
behörde darauf aufmerkſam machen, ob ſie tatſächlich 
die Steuern für dieſe höheren von der Werft ausgege⸗ 
benen Löhne erhalten hat. Herr Finanzſenator Dr. 
Volkmann würde ſich ſicherlich freuen, wenn er aus 
dem Unternehmen noch einige 100 000 Gulden Steuern 
herausbekäme. Jedenfalls ſteht feft, daß die Erwerbs- 
loſenunterſtützung, ſo gering ſie iſt, vielfach noch höher 
war, als das Wocheneinkommen der Arbeiter, die dort 
arbeiteten. Damit will ich natürlich nicht ſagen, wie 
mir vielleicht einige Herren entgegenhalten werden, 
daß die Arbeitsloſenunterſtützung zu hoch ſei. Nein, 
m. D. u. H., das iſt nur ein Beweis dafür, wie tief der 
Lohnſtand iſt und daß wir aus der Wirtſchaftsmiſere 
niemals herauskommen, auch wenn wir Tage und 
Nächte redeten, wenn die Kaufkraft des Publikums 
ſinkt. Wenn es dem Arbeiter ſchlecht geht, geht es auch 
dem Krämer ſchlecht, dem Kaufmann, der Kommune 
und dem Staat. Es iſt nirgends Geld vorhanden, weil 
die Leute nicht kaufkräftig ſind. Ich glaube, das iſt ſo 


klar geſprochen, daß das eigentlich jeder glauben müßte. 


Leider muß man hier noch einige Ausführungen 
machen, um dies noch zu bekräftigen. 

Ich ſagte ſchon vorhin, daß die Löſung des Rätſels 
nur die Hebung der Kaufkraft ſein kann. Der Herr 
Senator ſagte mir vorhin durch Zwiſchenruf, die Leute 
ſollen arbeiten. Ich habe erſt in dieſen Tagen einen 
Fall zu erledigen gehabt, der außerordentlich kraß war. 
Einer der alten Reichsarbeiter, die entlaſſen worden 
ſind, beantragte bei der Fürſorge die Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung. Da hat man ihm ausgerechnet, daß er 
nicht bedürftig ſei; denn ſein Haushalt beſtehe aus ſechs 
Perſonen, davon hätten zwei Töchter ein monatliches 
Einkommen von 270 Gulden. Die Frau und ein Kind 
ſind dauernd krank, alſo zwei dauernd kranke Perſo⸗ 
nen. Pro Tag und Perſon würde das Einkommen 
1,52,7 Gulden ausmachen. Machen Sie allen Ernſtes 
den Verſuch, m. D. u. H., davon zu leben. Wenn Sie 
das Kunſtſtück fertigbringen, können wir uns weiter 
darüber unterhalten. Die Unterſtützungsſätze von 
4,50 Gulden in der Spitze, wenn die notwendige An⸗ 
zahl von Kindern vorhanden iſt, erſcheinen hoch. Aber 
wer bekommt die 4,50 Gulden? Das ſind nur die 


allerwenigſten. Ich ſagte ſchon, daß der allergrößte 
Teil von vornherein von der Fürſorge ausgeſchloſſen 
iſt. Die Hälfte Erwerbsloſer, die die Unterſtützung be⸗ 
kommen ſollen, bekommen ſie auch nicht, weil im Hauſe 
noch etwas vorhanden iſt. Dann kommt ein Beamter 
und ſagt, er ſei nicht bedürftig. Uebrigens, nebenbei 
bemerkt, habe ich noch folgenden Fall erlebt, der mir 


ſehr zweifelhaft erſcheint: Ein Herr vom Wohlfahrts⸗ 
amt erſcheint bei einem beſtimmten Arbeitsloſen, ſieht 
ſich die Wohnungseinrichtung an, geht wieder weg, 
kommt nach einer Viertelſtunde wieder und hinter⸗ 
läßt der Frau, der Arbeitsloſe war nicht zu Hauſe, 25 
Gulden als einmalige Unterſtützung ohne jede Quit⸗ 
tung. Iſt das Praxis bei der Behörde, daß ſie ohne 
jede Beſcheinigung 25 Gulden hingibt? Das iſt ſehr 
rätſelhaft. Es muß unterſucht werden, worauf das 
zurückzuführen iſt. Eine Teilung der Arbeit wird nicht 
nur in vernünftiger, ſondern in recht unvernünftiger 
Weiſe vorgenommen. Ich habe folgenden Fall feſtge⸗ 
ſtellt. Ein Arbeiter, der eine Akkordarbeit von 62 
Stunden hatte, hat nicht weniger wie 110 Gramm 
papierne Akkordſcheine für dieſe 62 Stunden Arbeit 
bekommen. Es waren 87 verſchiedene Arbeitsopera⸗ 
tionen notwendig. Die Herren, die Fachleute ſind, 
werden mich verſtehen. Es war eine Geſamtarbeits⸗ 
leiſtung von 62 Stunden, in der 87 verſchiedene Ar⸗ 
beitsgänge gemacht werden mußten, nicht bei einem 
einzelnen Stück, ſondern in 87 einzelnen Fällen. Hier⸗ 
bei hat die Ausſchreibung der Scheine faſt ebenſoviel 
Zeit in Anſpruch genommen wie die Arbeit ſelbſt. 
Das iſt nicht eine wirklich notwendige und richtige 
Anwendung, ſondern das iſt eine unvernünftige, die 
das Gegenteil von der ſparſamen und billigen Pro⸗ 
duktionsweiſe erzielt. 

Wie troſtlos die Lage der Danziger Arbeiter iſt, 
geht auch aus der Steuerleiſtung hervor. Ich habe vor 
mir folgende Zahlen: Wir haben 114 138 Perſonen, die 
dem Steuerabzugsverfahren unterliegen. Davon ſind 
10 099 Beamte, gleich 8,8 Prozent, die einen Stener- 
betrag von 3 156 694 Gulden oder 29 Prozent aufbrin⸗ 
gen. Weiter Angeſtellte 30 155, das ſind 26,4 Prozent, 
die einen Steuerbetrag von 4237 230 Gulden aufbrin⸗ 
gen oder 39 Prozent. Jetzt kommen die Arbeiter. Wir 
haben 73000 Arbeiter, wovon 849 dem Abzugsver⸗ 
fahren unterliegen, das ſind 64,5 Prozent; ſie bringen 
einen Steuerbetrag von nur 3212 289 Gulden oder 
32 Prozent auf. (Hört, hört! links.) Mein Herr 
Senator, dieſe Zahlen ſprechen Bände. Wenn nämlich 
alle meine Ausführungen Sie von der Notwendigkeit 
der Hebung der wirtſchaftlichen Lage nicht überzeugt 
haben, ſo werden die Zahlen des Steuerbüros Sie 
überzeugen müſſen. Und dann wollen Sie den Lohn 
noch mehr drücken. Dann wollen Sie durch dieſes Ge⸗ 
ſetz auf die jetzt ſchon in niedrigem Lohn ſtehenden 
Arbeiter einen weiteren Druck ausüben, damit die 
Kaufkraft noch weiter ſinkt. Wo ſollen wir denn eigent- 
lich hinkommen? Glauben Sie nicht, daß dann viel⸗ 
leicht doch einmal der Tag kommen kann, wo die ver⸗ 
nünftige Danziger Bevölkerung ſagt, ſo oder ſo, Schluß 
mit dem Staat, der nicht leben und nicht ſterben kann. 
Ich glaube, der Geganke liegt durchaus im Bereich der 
Möglichkeit. Wir können uns überhaupt nur behaup⸗ 
ten, wenn wir das Lohn⸗ und Gehaltsniveau der gro⸗ 
ßen Maſſe heben. Solche Geſetze, wie ſie der Herr 
Senator für Soziale Angelegenheiten vorgelegt hat, 
müſſen verſchwinden, und zwar ſo ſchnell wie möglich. 

Wenn es nicht anders geht, müſſen Sie verſuchen, 
auf dem Wege der auswärtigen Anleihe alle möglichen 
Mittel anzuwenden, um zunächſt einmal die Arbeits⸗ 
loſigkeit zu beſeitigen. Ich glaube, ich würde es fertig 
bringen, die Arbeitsloſigkeit innerhalb ſechs Wochen zu 
beſeitigen, wenn alle Ihre Herren, die unter „Sozia⸗ 
les“ und im Betriebe „Verkehr und Arbeit“ tätig ſind, 
meiner Gewalt unterſtänden. Wenn man die rebel⸗ 
lierenden Unternehmer mit entſprechenden Strafen be⸗ 
legen würde, würden Sie innerhalb 6 Wochen von den 
8000 Arbeitsloſen vielleicht nur 4000 haben. Und 
wenn man ſich dann noch ein wenig bemühen würde, 
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Arbeit zu ſchaffen, dann würde die Arbeitsloſigkeit in 
Danzig überhaupt verſchwinden. Es iſt möglich, etwas 
zu tun, es fehlt nur der gute Wille. Ich habe durch 
jahrelange Beobachtungen feſtgeſtellt, daß der gute 
Wille zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit nicht vor⸗ 
handen iſt. 

Ich möchte Sie nun noch einmal bitten, im Inter⸗ 
eſſe unſeres geſamten wirtſchaftlichen Lebens dieſe 
Vorlage zurückzuziehen. Die Frau Abg. Kreft hat 
ſich ja noch einmal der Mühe unterzogen, bei mir an⸗ 
zuklopfen. (Frau Abg. Kreft: Das war nötig!) Jedes 
Liebeswerben iſt bei mir vergebens. (Zwiſchenrufe 
bei den Kommuniſten.) Die Arbeiterbewegung und 
die Gewerkſchaftsbewegung ſind über ein halbes Jahr⸗ 
hundert alt, und die Gewerkſchaften haben in jahr⸗ 
zehntelangen Kämpfen den Nachweis bereits reichlich 
erbracht, daß ſie für die Arbeiterſchaft arbeiten und im 
Intereſſe der arbeitenden Klaſſe tätig ſind. Wir haben 
nicht nötig, den Nachweis hier im Volkstag oder im 
Jahre 1925 zu erbringen, wir haben ihn fon er- 
bracht. Ich bedauere, daß ich darauf eingehen muß. 
Es iſt überhaupt nicht ſchön, daß Sie ſich bei dieſem 
Thema auf dieſes Gebiet begeben haben. Wenn Sie 
weiterhin behaupteten, ich hätte im Ausſchuß für 
Soziale Angelegenheiten bei der einen oder anderen 
Sache gegen die Arbeitsloſen geſprochen, (Frau Abg. 
Kreft: Von Ihnen habe ich nicht geſprochen!) fo ift 
das wohl ein falſcher Schachzug in der Hitze des Rede⸗ 
gefechts geweſen, denn Sie ſind nicht in der Lage, den 
Beweis zu erbringen. Ich habe eine ſolche Behauptung 
von Ihnen ſchon einmal zurückgewieſen. (Frau Abg. 
Kreft: Ich habe nicht von Ihnen geſprochen, ſondern 
von der S. P. D.) Ich würde es außerordentlich be- 
dauern, wenn ich mich noch in weitere Auseinander⸗ 
ſetzungen einlaſſen müßte. Es iſt ſonſt nicht meine Art, 
daß ich die Frauen ſo hart anfaſſe wie die Männer, ich 
bin immer ſehr höflich nach dieſer Richtung hin. (Das 
hat gar keinen Zweck, Sie ziehen den Kürzeren! bei 
den Kommuniſten. Unruhe.) Ich darf jetzt wohl wei⸗ 
terſprechen. (Zwiſchenrufe links.) Ich habe in ſehr 
höflicher und anſtändiger Art der Frau Abg. Kreft 
meine Anſicht dargelegt. (Wir kennen Ihre Art und 
Weiſe, wir wiſſen Beſcheid! bei den Kommuniſten.) 
Solange die Arbeiter oder ihre Vertreter ſich gegen⸗ 
ſeitig bekämpfen, wird die gute Sache, für die ſie kämp⸗ 
fen, immer zu leiden haben. (Sehr richtig!) Ich 
habe es in meinen erſten Ausführungen vermieden, 
obwohl ich mit ſehr reichem Material aufwarten 
könnte, bei dieſer für mich außerordentlich ernſten und 
wichtigen Sache irgendwelche Angriffe zu machen. 
Wenn man ſachlich ſein will, muß man ſich bemühen, 
ſolche Dinge auszuſchließen, (Zwiſchenruf beim 
Zentrum.) wenn man nicht provoziert wird. Das 
habe ich auch getan. (Zuruf beim Zentrum.) Fühlen 
Sie ſich durch meine heutigen Ausführungen perſön⸗ 
lich gekränkt? (Abg. Neubauer: Greifen Sie auf 
frühere Verhandlungen zurück?) Ich bin bereit, 
Ihnen in der nächſten Sitzung der Elektrizitätswirt⸗ 
ſchaftsſtelle weitere Auskunft über die Angelegenheit 
zu geben. Hier hat es keinen Zweck, uns über die 
Wahrnehmung privater Intereſſen im Amt zu unter⸗ 


halten. Dadurch würden wir die Verhandlungen auf 


ein falſches Gleis ſchieben und die Sache würde dar⸗ 
unter leiden. Bei einer anderen Gelegenheit komme 
ich darauf zurück. Sie können ſich heute nicht beklagen, 
daß ich perſönlich geworden bin. Wenn ich heute Herrn 
Senator Dr. Wiereinſki bei den Ohren genommen 
habe, (Heiterkeit. fo deshalb, weil ich annehme, 
daß bei ihm noch nicht alles verloren tft; daß er ent- 
weder das Opfer falſcher Beratung geworden iſt oder 
auf Druck ſeiner Senatskollegen von rechts das Geſetz 
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vorgelegt hat, das er im Innern ſelbſt nicht billigt. 
Aus dieſem Grunde habe ich mich mit Herrn Senator 
Dr. Wiereinſki perſönlich etwas eingehender beſchäf⸗ 
tigt. Das iſt ſonſt nicht meine Art. 

Was ſachlich zu dieſem Geſetz zu ſagen war, habe 
ich geſagt. Ich bitte Sie, dies Geſetz abzulehnen. Ver⸗ 
weiſen Sie es nicht an den Sozialen Ausſchuß. Be⸗ 
weiſen Sie durch Ablehnung dieſes Geſetzes, daß Sie 
nicht für weiteren Lohndruck, daß Sie nicht für weite- 
ren Zwang der Arbeitenden und der Arbeitsloſen ſind. 
Beweiſen Sie durch Ablehnung dieſes Geſetzentwurfs, 
daß Ihnen das Wohl und Wehe unſerer ſchuldlos in 
Not geratenen Mitbürger wirklich am Herzen liegt. 
Wenn Sie das tun, werden Ihnen im Himmel manche 
Sünden vergeben werden! (Abg. Kurowſki: Das war 
das Beſte von der ganzen Rede! Heiterkeit.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Blavier. . 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir ſtehen dem Geſetz nicht ſo abſolut ſympathiſch 
gegenüber, wie der Redner der liberalen Fraktion. 
Gerade vom Standpunkt des Unternehmers muß man 
erhebliche Bedenken gegen das Geſetz haben. Dieſe 
Bedenken müſſen zunächſt einmal zerſtreut werden. 
(Zuruf links.) Aus der Erfahrung können wir ſagen, 
daß die Danziger Regierung unbedingt den Zug zum 
Staatsſozialismus hat. Inſofern iſt es höchſt inter⸗ 
eſſant, als die Sozialiſten den ganz im ſtaatsſozialiſti⸗ 
ſchen Fahrwaſſer ſegelnden Senat angreifen. Das iſt 
auf jeden Fall pikant. Wir aber müſſen eins ſagen: 
Das Geſetz hat eine ſehr ſchöne Seite. Bei aller An⸗ 
erkennung, die man den Bemühungen zollen muß, die 
Arbeitskraft auszunutzen, die in den Erwerbsloſen 
ſteckt, müſſen wir ſagen, daß dies wieder ein Schritt 
weiter in die Zwangswirtſchaft iſt. Da ſteckt das Ge⸗ 
fährliche. Iſt Arbeit im Freiſtaat vorhanden, dann 
kann man die Arbeit ja vergeben, dann kann der Pri⸗ 
vatunternehmer, dann kann der liberale Unternehmer 
ſie ja mit den vorhandenen Arbeitskräften ausführen. 
Offenbar iſt die Arbeit aber nicht vorhanden. (Doch! 
rechts.) Nach Anſicht der Regierung. Nun will man 
das Problem ſo löſen, daß man die Erwerbsloſen in 
den Arbeitsprozeß einführt, jedoch durch das Mittel 
des ſtaatlichen Eingriffs. Da beginnt das grundſätzlich 
Bedenkliche für uns. Wir haben ja geſehen, was der 
Zwang produziert. Gerade Sie von der Rechten, die 
Herren Landwirte, kennen den Zwang ganz genau. 
Das ſtädtiſche Bürgertum, der Hausbeſitz, kennt den 
Zwang heute noch. Sie wiſſen genau wie wir, wo 
wirtſchaftlicher Zwang iſt, herrſcht Korruption. Nun 
kommen wir zu dem bedenklichen Punkt. Die Leute 
ſollen im öffentlichen Intereſſe beſchäftigt werden. 
Nun ift da die Auffaſſung je nach der wirtſchaftspoliti⸗ 
ſchen Einſtellung eine ganz verſchiedene. Die ſtaats⸗ 
ſozialiſtiſche, die die Danziger Regierung hat, geht ſehr 
weit. Sie poſtuliert ganz entgegen unſerer Auffaſſung 
die Löſung des Wohnungsbauproblems auch nach die⸗ 
ſer Richtung hin. Sie erklärt, der Staat ſoll es durch 
Zwang, durch eigene Regie machen. 

Hier kommen wir zu demſelben bedenklichen 
Punkt. Wie werden die Arbeitskräfte verwandt? Die 
Entſcheidung darüber hat ſelbſtverſtändlich der Staat. 
Er verteilt die Arbeitskräfte. Wer gibt aber die Ga⸗ 
rantie, daß die Arbeitskräfte nicht an den Stellen des 
Produktionsprozeſſes angeſetzt werden, die viel beſſer 
von den Privatunternehmern bearbeitet werden könn⸗ 
ten. Da iſt es noch lange nicht heraus, das muß ich dem 


abweſenden Abg. Herrn Lück ſagen, wie ſich der Dan⸗ 


ziger Unternehmer dazu ſtellen wird. Die Herren, die 
mir nahe ſtehen und die an der Frage durchaus nicht 


unmaßgeblich beteiligt ſind, werden erſt einmal ab⸗ 
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warten. Wenn wir nicht die ganz ſichere Garantie 
haben, daß hier nicht das eintritt, was wir befürchten, 
daß das durchaus ſinnloſe und unmögliche Wohnungs⸗ 
baugeſetz, das von den Vätern mit einem ſehr trauri⸗ 
gen Auge betrachtet wird, dadurch geflickt werden ſoll, 
indem die Arbeitskräfte der Erwerbsloſen dafür ver⸗ 
wandt werden. Dann kann Herr Senator Dr Leske 
erklären, er habe das Wohnungsproblem mit ſei⸗ 
nem Geſetz gelöſt. Tatſächlich jedoch benutzt er die 
wirtſchaftliche Vernichtung des Privatunternehmers 
dazu, um hier eine falſche Wirtſchaftspolitik hinterher 
ſoweit zu bringen, daß das Publikum meint, der rich⸗ 
tige Weg ſei eingeſchlagen. (Daran hat keiner ge⸗ 
dacht! rechts.) Ob jemand daran denkt, iſt nicht ſo 
wichtig als die Frage, was nachher aus dem Geſetz ge- 
macht wird. Da haben wir vom Standpunkt des wirt⸗ 
ſchaftlichen Liberalismus die allerſchwerſten Bedenken, 
denen wir unbedingt folgen müſſen. Ich glaube, die 
ſich ſo nennende liberale Fraktion wird auch noch er⸗ 
hebliche Bedenken gegen dieſes Geſetz haben. Wenn 
uns nicht die Garantie gegeben wird, daß hier unter 
allen Umſtänden eine ſolche Ausſchaltung des Privat⸗ 
unternehmers verſchwindet, werden wir wohl kaum 
das Geſetz annehmen. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Karſchefſki. 

Karſchefſki, Abgeordneter (S. P..): M. D. u. H.! 
Die Auswirkungen jeden Krieges bringen entweder für 
das Volk Freiheit oder Verſklavung. Schon nach 1870 
hat das deutſche Volk jahrzehntelang eine ſolche Ver⸗ 
ſklavung in politiſcher und wirtſchaftlicher Beziehung 
durchgemacht, indem Bismarck, Ihr großer Vorgänger, 
das Sozialiſtengeſetz ſchuf. Das arbeitende Volk hat 
ſich durch das Sozialiſtengeſetz durchgerungen, hat 
tauſende Jahre Gefängnis und Zuchthaus auf ſich ge⸗ 
nommen, hat ſich aber nicht verſklaven laſſen. Jetzt 
wollen Sie hier in der Freien Stadt Danzig, ich betone 
es ausdrücklich, die Arbeiter verſklaven. Sie wollen 
ſte gewaltſam in einen Produktionsprozeß einfügen. 
Sie ſollen zu einem Lohnſatz arbeiten, den Sie pe- 
ſtimmen, auf den der Arbeiter, der ſeine Arbeitskraft 
verkauft, keinen Einfluß hat. Daß wir dieſes nicht 
mitmachen können, iſt ganz ſelbſtverſtändlich. M. D. 
u. H.! Es wird ſtets von den Unternehmern behauptet, 
die Danziger Arbeiterſchaft ſei minder leiſtungsfähig. 
Ein Wirtſchaftler hat das auch hier am heutigen Tage 
behauptet. Weiter iſt geſagt worden, die Danziger Ar⸗ 
beiter wären arbeitsſcheu. Ich kann Ihnen den Nach⸗ 
weis erbringen, daß weder das eine noch das andere 
zutrifft. Wir haben in Danzig vor dem Kriege genau 
dieſelben Akkordpreiſe gehabt, wie ſie in allen Städten 
des Deutſchen Reiches üblich waren. Kae 

Unter denſelben Sätzen, wie man in Hamburg, 
Kiel, Wilhelmshaven, Roſtock und Stettin arbeitete, 
wurde auch in Danzig gearbeitet. Die Arbeiter mußten, 
wenn ſie leben wollten, zu ihrem Lohn noch einen 
Akkordüberverdienſt erzielen. Arbeitsſcheue gibt es 
in Danzig überhaupt nicht. (Sehr wahr! links.) Ich 
muß die Danziger Arbeiterſchaft gegen dieſen Vorwurf 
ganz entſchieden in Schutz nehmen. Wir haben eine 
Zeit gehabt, wo wir in Danzig ſehr gut beſchäftigt 
waren. Damals hatten wir keinen Arbeitsloſen auf 
dem Arbeitsamt. Ja, wir haben noch aus Deutſchland 
Arbeiter zugezogen. Alle dieſe Danziger Arbeiter 
haben treu und fleißig eine Akkordarbeit verrichtet, die 


nicht zu hoch bezahlt war. M. D. u. H.! Es wird ſtets 


geſagt, infolge der hohen Löhne und der minderen 
Leiſtungsfähigkeit ſind wir in Danzig nicht konkurrenz⸗ 
fähig. Ich habe noch nie gehört, daß ein Beamter oder 
ein Unternehmer in Danzig auch minderleiſtungsfähig 
ſei. Die Herren hüten ſich, das auszuſprechen. Nur 


die Arbeiter, die Kräfte, die die Werte ſchaffen, wie 
Herr Kollege Arczynſki dargelegt hat, die jo wenig ver⸗ 
dienen, daß ſie nur geringe Steuern zahlen können, 
ſind die minderleiſtungsfähigen Perſonen. M. D. u. H.! 
Das deutſche Volk ließ ſich nicht politiſch und wirt⸗ 
ſchaftlich verſklaven. Die Danziger Arbeiterſchaft wird 
dem Beiſpiel folgen. Wie unſinnig hier gearbeitet 
wird, dafür noch ein Beiſpiel. In der Eiſenbahnhaupt⸗ 
werkſtätte mußten vor einiger Zeit 50 Maſchinenbauer 
9 bis 10 Stunden täglich arbeiten. 20 Maſchinenbauer, 
darunter erſtklaſſige Vorſchloſſer, mußten Aufräu⸗ 
mungsarbeiten auf dem Hof machen, Erde karren, 
Waggons beladen und ſonſt allerlei. Sie wurden nur 
6 Stunden beſchäftigt. Das iſt eine unſinnige Pro⸗ 
duktionsweiſe. Wir haben dieſes ſchon vor einiger Zeit 
den maßgebenden Stellen unterbreitet, aber wir 
predigten tauben Ohren. Man ſagt uns ſeit Jahr und 
Tag, wir müſſen die verlängerte Arbeitszeit einführen, 
um konkurrenzfähig zu bleiben, weil man in Deutſch⸗ 
land billiger arbeitet und niedrigere Löhne hat. M. D. 
u. H.! Man hat geſagt, im Gießereibetrieb können wir 
mit Deutſchland nicht konkurrieren, weil die Löhne zu 
hoch ſind. Wir haben Nachfrage gehalten, wie die 
Löhne in anderen Werftorten ſind, die ähnliche Pro⸗ 
duktionsverhältniſſe haben. Wir haben feſtgeſtellt, daß 
5. B. in Bremerhafen 88,2 Goldpfennige im Former⸗ 
beruf verdient werden, in Chemnitz 94,55 Goldpfennige, 
in Elbing 60,37, in Hannover 104,32, in Danzig 75 Gold⸗ 
pfennige. Alſo die Löhne ſind es auf keinen Fall, die 
uns in Danzig konkurrenzunfähig machen. Die Ur⸗ 
ſache liegt wo anders. Da iſt es bemerkenswert, was 
vor kurzem im Verein Deutſcher Ingenieure ausge⸗ 
führt wurde. Feſtgeſtellt wurde, daß die beiden Welt⸗ 
teile Amerika und Europa jetzt in einen allgemeinen 
Wettbewerb eingetreten ſind, und daß in Amerika die 
Produktionsverhältniſſe ſo eingeſtellt find, daß vom 
geringſten Arbeiter bis zum Direktor alle bemüht ſind, 
die Produktion zu heben und die Ware fo billig und 
vorteilhaft wie möglich auf den Markt zu bringen. 
Anders iſt es in Europa, hauptſächlich in Danzig. Hier 
in Danzig berechnet man bei Arbeitsaufträgen außer 
den recht hohen Generalunkoſten noch erhebliche Ge⸗ 
minne im voraus dazu. Diefe Zuſtände bringen es 
mit ſich, daß man ängſtlich keine Aufträge hereinnimmt, 
weil man fürchtet, nicht genügend zu verdienen. 
Amerika wird uns durch die Typiſierung, die es auf 
allen Gebieten der Wirtſchaft eingerichtet hat, über⸗ 
flügeln oder uns mit Ware überſchütten, ſo daß unſere 
Arbeiter und unſere Unternehmer vielleicht den 
Kürzeren ziehen. Alſo, m. D. u. H., es ſtimmt nicht, 
daß unſere Arbeiter minderleiſtungsfähig und arbeits⸗ 
ſchen find, im Gegenteil, die Danziger Arbeiterſchafl iſt 
ein fleißiges und raſtlos tätiges Volk. Ich kenne es 
aus meiner jahrzehntelangen praktiſchen Erfahrung. 
Ich weiß, daß die Danziger Arbeiter während des 
Krieges ſelbſtlos 14, 15, ja 18 Stunden ſchwere harte 
Schiffbauarbeit verrichtet haben, und daß ſie auch in 
der Nachkriegszeit, wo ſie infolge der Inflation nur 
ein paar Pfennige verdienten, fleißig gearbeitet haben. 
Der Senat müßte ſich eigentlich die Wirtſchaftsweiſe, 
die ſich unſere Unternehmer hier geſtatten, einmal be⸗ 
ſonders anſehen. Es wird hier in Danzig nicht darauf 
geſehen, daß viele Arbeiter ) 
daß recht viele Arbeiter ohne Arbeit ſind. Dadurch 
glaubt man den achtſtündigen Arbeitstag 
ſeitigen und die Löhne nach unten herabzudrücken. 
Wenn dies Geſetz, das hier im Entwurf vorliegt, an⸗ 
genommen wird, werden die Arbeiten, die einen ge⸗ 
meinnützigen Charakter tragen, hauptſächlich der 
Landwirtſchaft, Danziger Niederung, Danziger Höhe 


— 


©) 


(D) 


beſchäftigt werden, ſondern, 


eher zu be⸗ 
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(Karſchefſki, Abgeordneter.) 

und Großes Werder zugute kommen, indem die Land⸗ 
wirte die Gräben und ihre Deiche von dieſen billigen 
Arbeitskräften in Ordnung bringen laſſen werden. 
Dieſe werden alſo am meiſten davon Gewinn haben. 
Daß die Arbeiter ſich dabei ſchlecht ſtehen und ihre 
Kleidungsſtücke abreißen, wird jedem Einſichtigen klar 
ſein. Weiter können in Danzig einige Unternehmer 
ſogenannte Tagesarbeiten verrichten laſſen. Schon jetzt 
gibt es Unternehmungen, wie die Danziger Werft und 
Eiſenbahnhauptwerkſtätte, die, wenn ſie in einer Ab⸗ 
teilung nicht genügend Arbeit haben, die Arbeiter nach 
Hauſe ſchicken, ſo daß ſie ſtatt 48 Stunden in der Woche 
mur 30 oder vielleicht nur 20 Stunden arbeiten. Dieſe 
Zuſtände zeitigen ſehr traurige Folgen. 

M. D. u. H.! Wenn man alſo produktive Arbeit 
verrichten will, muß man meines Erachtens die Ar⸗ 
beiter durchſchnittlich acht Stunden beſchäftigen, dann 
hat die Arbeit erſt ihren Wert, dann wird auch etwas 
geſchafft. Das iſt aber nicht der Fall, wenn Sie heute 
ein paar Stunden arbeiten laſſen und dann wieder 
Arbeiter anderer Gruppen heranziehen. Dann wird 
erfahrungsgemäß die Arbeit nicht gefördert, ſondern ſie 
iſt als minderwertiges Produkt anzuſehen. Meine 
Freunde haben ja ſchon erklärt, daß wir gegen dies 
Geſetz ſtimmen. Ich möchte Sie bitten, m. H., 
hauptſächlich auch die Arbeitervertreter der bürgerlichen 
Parteien, und beſonders auch das Zentrum, dieſen Ge⸗ 
ſetzentwurf abzulehnen. (Bravol) 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Spill. 


Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Zwiſchen 
den einzelnen Parteien beſteht die Vereinbarung, 
wenn es irgend möglich iſt, um 7 Uhr Schluß zu machen. 
Ich weiß ja wohl, daß Vereinbarungen, die der 
Aelteſtenausſchuß trifft, nicht viel Wert haben, das 
beweiſt ja die heutige Tagesordnung. Trotzdem möchte 
ich mir aber geſtatten, an dieſe Vereinbarungen zu er⸗ 
innern. Denn wenn die Vereinbarung des Aelteſten⸗ 
ausſchuſſes überhaupt keine Bedeutung mehr haben 
ſoll, dürfte das zu unüberſehbaren Konſequenzen 
führen. Aus dieſem Grunde möchte ich feſtſtellen, ob 
die Vereinbarung, daß um 7 Uhr Schluß gemacht wer⸗ 
den ſoll, auch keine Geltung hat. 


Präſident: M. D. u. H.! Wie Sie gehört haben, 
iſt verabredet worden, um 7 Uhr Schluß zu machen. 
Es ſtehen noch drei Redner auf der Rednerliſte. Ge⸗ 
ſchäftsordnungsmäßig ift der Vertagungsantrag ge⸗ 
ſtellt. Wird er genügend unterſtützt? (Geſchieht.) 
Das iſt der Fall. Es haben ſich zum Wort gemeldet die 
Herrn Abg. Rahn, Leu und Spill. Wir kommen nun 
zur Abſtimmung über die Vertagung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die für Vertagung find, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt einſtimmig. 
Als morgige Tagesordnung (Abg. Spill: Ich 
beantrage morgen Fortſetzung der Beratung der 
heutigen Tagesordnung!) iſt vorgeſchlagen: Fort⸗ 
ſetzung von heute. Es erfolgt kein Widerſpruch, es iſt 
daher ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 55 Minuten.) 


Volkstag Danzig. — 143. Sitzung. Mittwoch, den 20. Mai 1925. 
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113. Sitzung. 


Mittwoch, den 20. Mai 1925. Seite 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aenderung des 
Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 
1922. (Druckſache Nr. 1377) 

Spill (S. P. D.) 

Plettner (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 

Spill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 

Dr. Bumke (D.-Nat.) zur Geſchäftsordnung 
Raube (K. P.) zur Geſchäftsordnung 

Dr. Treichel (D.-Nat.) zur Geſchäftsordnung 
Bergmann (D.-Soz.) zur Geſchäftsordnung 

Ordnungsruf für den Abg. Mau (S. P. D.) 

Kloſſowski (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Spill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Ordnungsruf für den Abg. Gerik (S. P. D.) 
i Raube (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Dr. Bing (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Beyer (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Hohnfeldt (D. Soz.) zur Gejchäftsordnung . . » 
E Spill (S.P.D.) zur Geſchäftsordnung 
Mau (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Zweiter Ordnungsruf für den Abg. Mau (S. P. D.) 
Spill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Loops (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Unterbrechung der Sitzung gemäß S 58 der G.⸗H. 
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Mittwoch, den 20. Mai 1925. 


Die Sitzung wird 4 Uhr 5 Minuten durch den Vize- 
präſidenten Splett eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Runge, Dr. Wier⸗ 
einski, Oberregierungsrat Hemmen, Ober- und Geher⸗ 
mer Poſtrat Schulz. 

Vizepräſident Splett: Ich eröffne die 113, Sitzung 
des Volkstages. Wir fahren fort in der Beratung des 
geſtern zurückgeſtellten Geſetzes: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aenderung des Geſetzes über Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge vom 28. März 1922. 

Druckſache Nr. 1377. Das Wort hat der Herr Abg. 
Leu. (Nicht anweſend!) Das Wort hat der Herr 
Abg. Spill. 5 x 

Spill, Abgeordneter (S. P. P.): M. D. u. H.! 
Dieſe Geſetzesvorlage iſt ein Gewaltakt. j Durch 
einen Gewaltakt, den die Rechte des Hauſes ver— 
übt hat, war es erſt möglich, ſie geſtern auf 
die Tagesordnung zu bringen. Es war bisher ım ho⸗ 
hen Haufe jo, daß die Vereinbarungen des Aelteſten⸗ 
Ausſchuſſes auch nachher von den Fraktionen reſpektiert 
wurden. In dieſem Falle iſt es anders geweſen. Ein 
paar Stunden ſpäter, nachdem der Aelteſten-Ausſchuß 
getagt und die Tagesordnung für geſtern feſtgeſetzt hatte, 
war es der Vorſitzende dieſes Ausſchuſſes, der Herr Prä- 
ſident Dr. Treichel, der ſelbſt die Beſchlüſſe des Aelteſten⸗ 
Ausſchuſſes über den Haufen warf und vorſchlug, dieſe 
Geſetzesvorlage noch auf die Tagesordnung zu jegen. 
Ein Gewaltakt iſt es, wie er bisher kaum in die Erſcheinung 
getreten iſt. (Lachen rechts. Zuruf links.) Warum 
Jol man Ihnen nicht einmal das Lachen gönnen. Sie 
ſind alt genug, Sie werden ſowieſo nicht mehr lange 
lachen. (Zuruf rechts.) Sie trauen ihm nicht 
mehr zu, das verſtehen zu können? Es ift ſehr nett, 
a a Ihren Kollegen jo in Schutz nehmen, Herr Abg. 

abel! — 5 


Die Dinge ſind nun dahin gekommen, daß man 
überhaupt nicht mehr weiß, ob es noch einen Zweck hat, 
den Aelteſten⸗Ausſchuß aufrecht zu erhalten. Man 
kann im Gegenteil als vernünftiger Menſch wohl der 
Meinung ſein, wenn die Beſchlüſſe dieſes Ausſchuſſes 
gleich Null erachtet werden, iſt es beſſer, er fliegt auf. 
Nun zur Geſetzesvorlage ſelbſt. Die Geſetzesvorlage iſt 


weniger ein Schlag gegen die Arbeitsloſen. Sie richtet 


ſich gegen die Gewerkſchaften und nichts anderes. Ge⸗ 
wiß iſt es richtig, wenn dieſe Vorlage Geſetz wird, bietet 
ſie eine Handhabe, die Erwerbsloſen zu ſchikanieren nach 
allen Regeln der Kunſt, wie man es auch jetzt ſchon tut 
und vielleicht auf Grund dieſes Geſetzes glaubt, noch 
beſſer machen zu können. Aber das nur nebenbei. Man 
will mit dieſem Geſetzentwurf zwei Fliegen mit einer 
Klappe ſchlagen. Erſtens will man die Arbeitsloſen 
vollſtändig in die Hände bekommen, d. h., die Möglich- 
keit haben, den meiſten Erwerbsloſen die Unterſtützung, 
ſo gering ſie iſt, entziehen zu können. Und dann, wie 
gejagt, will man den Hauptſchlag gegen die Gewerkſchaf⸗ 
ten führen. Da wird es ja nun ganz intereſſant ſein, 
wie ſich die Gewerkſchaftsvertreter aus dem bürgerlichen 
Lager dieſer Vorlage gegenüber verhalten werden. Bis⸗ 
her war es ſo, daß auch die Gewerkſchaften, die ſoge⸗ 
nannten chriſtlichen, Hirſch⸗Duncker'ſchen Gewerkſchaften, 
dann, wenn es hieß, einen beſſeren Lohn, beſſere Ar⸗ 
beitsbedingungen zu ſchaffen, ſich ohne weiteres an die 
Seite der freien Gewerkſchaften geſtellt haben. Ich will 
zugeben, daß ihnen das mitunter vecht ſchwer gefallen 
iſt, d. h. den Gewerkſchaftsführern. Aber es half nichts. 
Sie mußten mit, wenn ſie nicht damit rechnen wollten, 
daß ihnen ihre Schäfchen ſchließlich verſchwanden. Es 
iſt eine Tatſache und kann nicht beſtritten werden, daß 
auch der frömmſte chriſtliche Gewerkſchaftler genau ſo 
hungert wie der andere. (Dem hilft Gott! links.) 
Das glauben ſelbſt die frömmſten Leute nicht mehr, daß 
fie duuch Beten allein fatt werden. Sie wiſſen, wenn 
ſie ſatt werden wollen, müſſen ſie etwas in den Mund 
ſtecken. Ebenſogut ſtanden dieſe Gewerkſchaften auf un⸗ 
ſerer Seite, wenn es ſich darum handelte, beſſere Ar⸗ 
beitsbedingungen in den Betrieben zu ſchaffen. Selbſt 
der gutgläubigſte Chriſt will gern als Menſch behandelt 
werden. Er will nicht nur Objekt, ſondern auch Sub⸗ 
jekt ſein, d. h., da wo es möglich iſt, ſelbſt mitbeſtim⸗ 
men können. Das Ziel der freien Gewerkſchaften iſt 
allerdings etwas weiter geſteckt als nur die notwendige 
Gegenwartsarbeit zu leiſten. Dieſe Gewerkſchaftsrichtungen 
betonen immer: gewiß, wir gehen jetzt wohl zuſammen, 
aber unſer Ziel iſt ein anderes. Nur eine beſtimmte 
Strecke ift es möglich, gemeinſame Sache zu machen. 
Wir ſind damit ſehr zufrieden; denn im gegenwärtigen 
Augenblick können auch die freien Gewerkſchaften nichts 
anderes tun, als den Verſuch zu machen, einen men⸗ 
ſchenwürdigen Lohn und eine menſchenwürdige Behand⸗ 
lung für die Arbeiter zu ſchaffen, d. h. die Betriebs⸗ 
demokratie zu verwirklichen. Bis dahin bleibt den an⸗ 
deren Gewerkſchaftsrichtungen nichts weiter übrig, ob ſie 
es gern tun oder nicht, fie mäjfen mit uns gemeinſame 
Sache machen. Wenn erſt das Ziel erreicht iſt, die 
volle Betriebsdemokratie durchgeführt ſein wird, dann 
brauchen wir uns darum nicht mehr zu ſorgen, ob die 
anderen noch mit uns mitmachen. Dann rollt das Rad 
ganz allein dahin, wo das Ziel geſteckt iſt. Deshalb iſt 
es auch heute für uns von ungemeiner Bedeutung, wie 
ſich die Gewerkſchaftsvertreter der anderen Richtungen 
dieſer Geſetzesvorlage gegenüber verhalten werden. Aller⸗ 
dings ſind wir nicht zu ſehr darauf geſpannt. Es kann 
uns ganz gleich ſein. Stellen ſich die Gewerkſchafts⸗ 
vertreter auch in dieſer Frage an unſere Seite, dann 
iſt das Geſchick dieſes Geſetzes ja beſiegelt, dann iſt es 
erledigt. Tun ſie es nicht, ſo ſind ſie wohl in der Lage, 
den Kampf etwas zu erſchweren, aber ſie werden das, 
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(Spill, Abgeordneter.) ; 
was hier geplant wird, doch nicht zuſtande bringen. Sie 
werden es nicht hindern können, daß ſchließlich das, was 
durch die Vorlage erreicht werden ſoll, doch nicht erreicht 
wird. Wenn 10 mal die Gewerkſchaftsvertreter dieſer 
Richtung der Geſetzesvorlage hier zuſtimmen, dann iſt 
damit noch gar nichts getan; denn dann beginnt erſt 
der Kampf gegen dies Geſetz. Da wiſſen wir, daß auch 
die Mitglieder der anderen Gewerkſchaftsrichtungen ſich 
Schulter an Schulter mit unſeren Leuten zuſammenfin⸗ 
den und den Kampf gegen dieſes Geſetz aufnehmen wer⸗ 
den. Alſo ob ja oder nein, iſt hier nur inſofern von 
Bedeutung, daß die Geſetzesvorlage entweder hier ver⸗ 
ſchwindet oder draußen ein ſehr ernſter Kampf herauf⸗ 
beſchworen wird, deffen Ausgang ſehr leicht von hier be= 
ſtimmt werden kann. Daß natürlich die jetzige Regie⸗ 
rung an der Höhe der Löhne der Danziger Arbeiter und 
Angeſtellten intereſſiert iſt, iſt ja ſelbſtverſtändlich. Die 
jetzige Regierung betrachtet ſich leider in Danzig auch 
nur als Arbeitgeber und iſt mindeſtens ſo reaktionär 
eingeſtellt, wie es der reaktionärſte Arbeitgeber nur ſein 
kann. 

Ein Beiſpiel hierfür. Der Lohn der Holzarbeiter, 
d. h. der Tiſchler, Bildhauer, Drechsler und Stellmacher, 
wurde im September vergangenen Jahres feſtgelegt. 
Seit September bis jetzt ift nach Ausweis des Statiſti⸗ 
ſchen Amtes, nicht nach unſeren Berechnungen, das Ni⸗ 
veau der Lebenskoſten um rund 16 Prozent geſtiegen. 
Daß dieſer Prozentſatz nicht ſtimmt, daran dürfte es 
keinen Zweifel geben; denn wir wiſſen, daß der Muf- 
bau des Index auf einer zu knappen Grundlage erfolgt. 
In Deutſchland hat man für die Errechnung des Index 
ſchon eine andere Grundlage geſucht und auch gefunden. 
In Danzig iſt man aber bei der alten Methode geblie⸗ 
ben. So kann man mit Fug und Recht zweifellos be⸗ 
haupten, daß die Lebenshaltungskoſten von September 
1994 bis jetzt nicht, wie es nach Ausweis des Statifti- 
ſchen Amtes zu fein feint, um 10 Prozent geſtiegen 
find, ſondern mindeſtens um 20 Prozent. Es kommt 
noch hinzu, daß der Senat hier ſelbſt eine Geſetzesvor⸗ 
lage eingebracht hat, nach der, wenn fie Geſetz wird, die 
Mieten ab 1. Juli um 20 Prozent ſteigen folen, Ob 
die Vorlage Geſetz wird, iſt ja ſehr zweifelhaft, aber ge⸗ 
plant iſt es. Die Holzarbeiter, Bildhauer, Tiſchler und 
Drechsler, deren Lohnabkommen am 4. Februar abge⸗ 
laufen ift, verlangten den Ausgleich für die Verteuerung 
der Lebenshaltung, d. h. die 16 Prozent, um die die Le⸗ 
benshaltungskoſten geſtiegen ſind. Die Arbeitgeber lehn⸗ 
ten ab. Um den Frieden nicht zu ſtören, blieben die 
Holzarbeiter ruhig und arbeiteten weiter. Die Arbeit⸗ 
geber ließen es ſo laufen. Schließlich fehlte den Arbeitern 
aber das Geld. Um in Frieden auseinander zu kom⸗ 
men, wurde ein Geſuch an den Schlichtungs -Ausſchuß 
gerichtet, eine Verhandlung anzuſetzen, und wenn die 
Verhandlung eine Einigung bringen ſollte, durch einen 
Spruch die Dinge zu vergleichen. Das iſt geſchehen. 
Die Arbeitgeber lehnten alles ab. Der Schlichtungs⸗ 
Ausſchuß fällte einen Spruch, der den Holgarbeitern eine 
Lohnerhöhung an der Spitze von 6 Pfennig brachte. Die 
Arbeitgeber lehnten das ab, und die Arbeiter arbeiteten 
ruhig weiter. Erſt jetzt verſuchten fie die ihnen, vom 
Schlichtungs Ausſchuß zugeſprochenen 6 Pfennig zu 
erreichen. Sie legten in zwei Betrieben die Arbeit nie⸗ 
der. Bei der Aktiengeſellſchaft Oikos, wo der Senat zu 
beſtimmen hat, mußte nicht ausgeſperrt werden. Der 
Leiter dieſes Betriebes hat dem Betriebs⸗Ausſchuß ge 
genüber wiederholt die Verſicherung abgegeben, es iſt ja 


ein Blödſinn, daß die Ausſperrung erfolgen ſoll, aber 


ich werde durch meinen Aufſichtsratsvorſitzenden dazu 
gezwungen. Der Aufſichtsrats Vorſitzende ift der Se⸗ 
nator Runge. Wenn man ſich dieſe Einſtellung der Re⸗ 
gierung vor Augen hält, dann kann man ſchließlich auch 
begreifen, daß uns eine ſolche Geſetzesvorlage von der 
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Deutſchland anzuſehen. 


Regierung gebracht werden kann. Man will durch dieſe 
Geſetzesvorlage den Lohn in Danzig ſenken. Der Han⸗ 
delskammer-Präſident Klawitter ſchreibt ſich ja die Fin- 
ger wund. Man weiß nicht, was man mehr bewundern 
ſoll, ſeine Produktivität auf dieſem Gebiet oder auf dem 
andern. Immer wieder ſucht eu geltend zu machen, die 
Löhne müſſen in Danzig herabgeſetzt werden, ſonſt kann 
die Wirtſchaft nicht beſtehen. Es ſcheint, daß ſich die Re⸗ 
gierung dieje Anſicht des Handelskammer - Präſidenten 
gu eigen gemacht hat und alles verwirklichen will, was 
Klawitter erſtrebt. 

15000 Arbeitsloſe in Danzig follen nun gehalten 
ſein, (Zwiſchenruf.) es ſtimmt nicht? Gehen 
Sie zum Arbeitsamt, Sie können ſich dort die Zahlen 
geben laſſen, es ſind noch ein paar Hundert drüber. Die 
ſollen nun für die Arbeitsloſenunterſtützung vier Stun⸗ 
den pro Tag arbeiten. Ich habe mir die Mühe gemacht 
und nachgerechnet, wie hoch dann der Stundenlohn die- 
ſer Leute ſein wird. Im Durchſchnitt macht er 62,5 
Pfennig aus. Alſo dieſe 15000 Arbeiter ſollen gehal⸗ 
ten werden, für 62,5 Pfennige pro Stunde Arbeit zu 
leiſten. Das müßte ſchon ein ganz dummer Unterneh⸗ 
mer ſein, der ſich dieſe Einrichtung nicht zu Nutze macht. 
Er muß ſonſt dem Facharbeiter 1,20, 1,30 Gulden und 
darüber zahlen. Wenn ihm nun Facharbeiter mit 62, 
Pfennigen Lohn zugewieſen werden, dann muß das Ge⸗ 
ſchäft ſchön blühen. Wir ſehen wieder, daß auch auf 
dieſem Gebiet die Regierung vorangegangen ift, Z. B. 
war es Herr Meyer⸗Falk, ſeines Zeichens ja wohl 
Staatsrat, früher Stadtrat, dem das Wohlfahrtsamt 
unterſteht, der, ehe man an dieſe Geſetzesvorlage dachte, 
ſchon dieſelben Wege gehen wollte. Er errichtete eine 
Sargtiſchlerei und ſtellte ältere Leute ein, die nicht mehr 
voll erwerbsfähig waren. Er ließ fich dann vom Mr- 
beitsamt einige der beiten Tiſchler Dangigs zur Her⸗ 
ſtellung von Särgen überweiſen. Dieſe Leute bekamen 
Zweidrittel der Arbeitsloſenunterſtützung und ſage und 
ſchreibe 30 Pfennig pro Stunde Lohn. (Hört, hört! 
links.) Die Tiſchler hatten damals einen Lohnſatz 
von 1,22 Mark. Herr Meyer⸗Falk zahlte 30 Pfennig, 
er hatte vielmehr mit dem Arbeitsamt und der Erwerbs⸗ 
loſen-Fürſorgeſtelle die Vereinbarung getroffen, daß die- 
ſen Leuten zu den 30 Pfennig Stundenlohn noch Zwei⸗ 
drittel der Euwerbsloſenunterſtützung gezahlt wurden. 
Alſo dieſe Leute bekamen Lohn 8 Mark über die Ar⸗ 
beitsloſenunterſtützung hinaus und mußten dafür Tiſch⸗ 
lerarbeit leiſten. Sie haben es nicht lange gemacht. Sie 
haben die Arbeit wieder hingelegt, ſelbſt auf die Gefahr 
hin, daß ihnen die Erwerbsloſenunterſtützung entzogen 
wurde. Sie bekamen von der Gewerkſchaft die Zuſiche⸗ 
rung, wenn fie aus dieſem Grunde die Unterſtützung ver- 
lören, würde fie die Gewerkſchaft zahlen, aber unter fet- 
nen Umſtänden könne geduldet werden, daß dieſe Me- 


thode Platz greife und womöglich noch von anderen be— 


folgt würde. Die Tiſchlerei iſt dann auch wieder einge⸗ 
ſtellt worden. Was ohne Geſetz nicht ging, will man 
durch dieſes Geſetz in die Wirklichkeit umſetzen. Ich weiß 
nicht, vielleicht iſt dieſer Vorfall mit die Veranlaſſung 
geweſen, daß man von Seiten der Regierung mit dieſer 
Geſetzesvorlage ſo ſchnell angetanzt iſt. Aber ſo gut wie 
es Herrn Meyer⸗Falk nicht gelungen iſt, die Arbeiter 
für die Hälfte, eigentlich nur ein Drittel des Lohnes zu 
beſchäftigen, wird es auch hier nicht gelingen. Es wird 
aber vielleicht intereſſant ſein, ſich die Dinge ein klein 
wenig anzusehen, wie jte ſich abſpielen werden, wenn das 
Geſetz durchkommt. Von der Regierung wurde wieder⸗ 
holt betont, daß man dieſe Beſtimmungen auch in 
Deutſchland habe. Das iſt richtig. Wir haben Gelegen⸗ 
heit gehabt, uns die Wirkung dieſer Beſtimmungen in 
Da wir geſehen haben, wie 
erwerbsloſen Arbeiter durch 


man in Deutſchland die 
und knechtet, wer⸗ 


dieſe Beſtimmungen drangſaliert 
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(A). (Spill, Abgeordneter.) CN 
den wir alle Mittel anwenden, um das Gleiche nicht 


auch hier Platz greifen zu laſſen. Ich war unlängſt in 
Pommern, in einer mittleren Stadt, eigentlich einer 
kleineren Stadt. Da habe ich Gelegenheit gehabt, wahr⸗ 
zunehmen, was man mit dieſen Beſtimmungen alles er⸗ 
reichen kann. In dieſem Städtchen war früher eine 
große Zündholzwarenfabrik, die dann eingegangen ift. 
In dieſer Fabrik waren auch Stenotypiſtinnen beſchäf⸗ 
ligt, die früher die Handelsſchule beſucht haben. Die 
Fabrik ging, wie geſagt, ein, und in der kleinen Stadt 
konnten dieſe Damen nicht ſofort unterkommen. Sie 
meldeten fih arbeitslos und mußten Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung bekommen. Was tat man aber? Man drückte 
dieſen Damen einen großen Strauchbeſen in die Hand 
und ließ ſie den Marktplatz abfegen. Nun iſt es ja rich⸗ 
tig, daß Arbeit nicht ſchänden ſoll. Aber ich würde es 
mir gern in Danzig e wenn einige Herren vom 
Deutſchnationalen Handlungsgehilfen - Verband einmal 
einen Beſen in die Hand gedrückt bekämen und den 
Markt abfegen müßten. Ich glaube beſtimmt, daß die 
Vertreter dieſer Verbände bald erkennen würden, was es 
mit einem ſolchen Geſetz auf ſich hat. (Abg. Kla⸗ 
witter: Vielleicht verſtehen die es beſſer als andere.) 
Aber lieber Herr Kollege Klawitter, zu jeder Arbeit muß 
man, wie man ſagt, ein bißchen eingeſpielt ſein. Wir 
beide haben ja einmal die Tiſchlerei eMernen müſſen, 
um uns produzieren zu können. Sie haben ebenſo wie 
ich nachher eine andere Beſchäftigung ergriffen, aber wir 
haben es jedenfalls gelernt. Ich glaube ſelbſt, auch 
beim Straßenkehren muß man wiſſen, wie man den 
Beſen führt. Ick habe mich halb krank gelacht. Als 
Danziger Gewerkſchaftler machte man mich darauf auf⸗ 
merkſam. Die Damen berſuchten, der Sache die beſſere 
Seite abzugewinnen. Sie hatten ſich ſchöne Glace- 
handſchuhe angezogen, ſetzten ſich einen ſchönen Hut auf, 


(B) bekamen den Beſen in die Hand und fegten den Markt⸗ 


platz. So weit war man 
dort. , 22 
Dasſelbe verſucht man in Danzig zuwege zu brin⸗ 


gen. fi 


(Zuruf beim Zentrum.) 


Hiey find wir allerdings noch nicht ganz jo weit. 
Auch die jetzigen Beſtimmungen der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge ermöglichen ſchon alles. Sie geben dem Leiter der 
Erwerbsloſenfürſorge ſchon die Möglichkeit, nicht nur die 
ſogenannten Arbeitsſcheuen zu erfaſſen, ſondern ſie ges 
ben ihm auch leider die Möglichkeit, Schikanen nach 
allen Regeln der Kunſt auszuüben. W. 
geſagt wurde, die Leute dürften nicht von der Arbeit 
entwöhnt werden, und vor allen Dingen müßte feſtge⸗ 
ſtellt werden, ob die Leute arbeiten wollen oder nicht, 
id läßt jih das m. H., durch die jetzigen 5 Seftimmungen der 
Erwerbsloſenfürſorge ſehr gut erreichen. Da heißt es 
nämlich, wenn jemand Arbeit verweigert, die ihm ſeiner 
körperlichen Beſchaffenheit nach zugemutet werden kann, 
fo darf ihm keine Unterstützung gezahlt werden. Alſo 
die Möglichkeit, die Arbeitsſcheuen zu treffen, iſt jetzt 
vorhanden. Aber man will ja nicht nur die Arbeits⸗ 
ſcheuen treffen, wenn es welche gibt, ich weiß es nicht, 
man will Beſtimmungen haben, durch die man auf die 
Löhne einwirken kann. Darin liegt der Unterſchied. 
Wenn es ſich nur darum handelte, Arbeitsſcheue zum 
Arbeiten zu vevanlaffen, wären wur ſofort dabei. 
(Na aljo! beim Zentrum.) Wenn es ſich darum 
handelt, Herr Abg. Gaikowski, durch dieſe Maßnahmen 
die Löhne herunterzudrücken, werden wir den heftigſten 
Widerſtand entgegenſetzen. (Abg. Gaikowski: Wir 
auch!) Dann ſind wir ja einig und dürfen erwar⸗ 
ten, daß Sie bei dieſer Sache an unſerer Seite ſtehen 
werden. (Abg. Gaikowski: Sozialer Ausſchuß!) 
Wenn Sie meinen, daß der Ausſchuß ein ehrenvolleres 
Begräbnis für die Vorlage iſt, ſo könnte man damit ein⸗ 
verſtanden fein. Ich ſtehe auf dem Standpunkt, wenn 
eine Geſetzesvorlage fo beſchaffen ift, daß man weiß, daß 


Wenn hier jo jön 


beim beſten Willen nichts daraus gemacht werden kann, 
dann iſt es richtiger, ſie in aller Oeffentlichkeit, im Ple⸗ 
num zu begraben. Dadurch verhütet man die Erregung, 
die unzweifelhaft jetzt in die Bevölkerung hineinkommt. 
Ich bin der Anſicht, daß wir in Danzig alle Urſache ha⸗ 
ben, nicht künſtlich Erregung in die Maſſen hineinzu⸗ 
bringen. Das iſt vollſtändig überflüſſig. Die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe in Danzig bringen es allein zuwege, 
daß die Arbeiter gar nicht mehr zur Ruhe kommen. 
Wenn 15000 Leute auf dem Pflaſter liegen, ſo iſt es 
gar keine Kunſt, Erregung in die Arbeiterſchaft hinein⸗ 
zubringen. Durch die lange Arbeitsloſigkeit werden die 
Leute in ihren Nerven ſo geſchwächt, daß die Erregung 
ohne jedes Hinzutun Platz greift. Im Gegenteil dürfte 
und müßte es die Aufgabe aller vernünftig denkenden 
Menſchen ſein, dieſe Leute zu beruhigen und ſie nicht 


noch künſtlich zu erregen. 


Ich wiederhole: Wenn man nur die Abſicht hat, Ar⸗ 
beitsſcheue zu treffen, reichen die jetzigen Beſtimmungen 
der Erwerbsloſenfürſorge aus. Nach Ihrem Zuruf, 
Herr Abg. Gaikowski, wollen Sie auch nichts anderes. 
Dann iſt das Geſetz überflüſſig. Dann braucht die Er⸗ 
regung nicht in das Volk. (Abg. Gaikowski: Wir 
wollen das von Ihnen geprägte ſchöne Wort wahr ma⸗ 
chen: Sozialismus ift Arbeit!) Wenn wir das wahr⸗ 
machen wollen, dann finden Sie uns ſofort auf Ihrer 
Seite. (Abg. Gaikowski: Na aljo!) Das kann 
aber nur wohrgemacht werden, wenn Arbeit beſchafft 
wird. Wie aber Arbeit beſchaffen? Wenn die Leute 
wieder in den Arbeitsprozeß hineinkommen, dann haben 
ſie auch das Recht, ihren vollen Lohn zu verlangen oder 
nein? (Abg. Gaikowski: Natürlich!) Dann brau- 
chen wir dies Geſetz nicht. Wenn wir das verwirklichen 
wollen, was Sie planen, die Leute in den Produktions- 
prozeß hineinzuführen, dann brauchen wir Arbeit und 
Entlohnung nach den tariflichen Bedingungen. Sie ſehen 
ja, wie die Regierung beſtrebt iſt, Arbeit zu ſchaffen. 
Ich habe Ihnen eben den Fall Oikos erzählt. Ohne jede 
Veranlaſſung, ohne daß Forderungen geſtellt waren, 
wurden die Leute auf die Straße geſetzt. Sind Sie nun 
auch der Meinung, daß die Regierung beſtrebt iſt Ar⸗ 
beit zu ſchaffen? Hier ſehen wir, iſt das Gegenteil da⸗ 
von eingetreten. Die Regierung hat die Arbeit, die noch 
vorhanden war, inhibiert und Ihre Leute, Mitglieder 
Ihrer chriſtlichen Gewerkſchaften, ſind dort genau ſo auf 
die Straße geworfen worden, wie die anderen. (Abg. 
Gaikowski: Das wüßte ich nicht! — Abg. Habel: Die 
ſind gar nicht auf die Straßs geworfen, die Sache liegt 
ganz anders!) Beruhigen Sie ſich, Herr Abg. Habel, 
ich werde das gleich richtig ſtellen, wenn Sie auch Hand⸗ 
werkskammerpräſident ſind, und ihre Handwerkskam⸗ 
mer Statiſtiken herausgibt, bei denen man ſich an den 
Kopf faßt. Darin wird nachgewieſen, daß in Danzig in 


176 Betrieben nur 369 Tiſchler beſchäftigt ſind. (Abg. 
Nabel: Wir haben die Statiſtik nicht gemacht!) Dann 


wiſſen Sie ja nicht mehr, was in Ihrer Handwerkskam⸗ 
mer vor ſich geht! (Er ift doch Präſident, woher fon 
er das wiſſen! links.) Kann ſein, daß die Präſiden⸗ 
ten nicht mehr wiſſen, was in ihren Reſſorts vorgeht, 
das iſt möglich. Vielleicht fragen Sie einmal nach, Herr 
Abg. Habel. Ihre Handwerkskammer hat eine Statiſtik 
über die handwerklichen Verhältniſſe herausgegeben. 
Darin iſt zu leſen, daß in Danzig in der Holzverar⸗ 
beitungsbranche 176 Betriebe, Tiſchlereibetriebe, 10 
Bildhauerbetriebe, 8 Stellmachereien und noch einige 
andere (Abg. Gaikowski: Ein paar Modellieranſtal⸗ 
ten!) vorhanden find, In allen dieſen Betrieben 
ſind nach dieſer Statiſtik nur 369 Tiſchler und nicht 
nur Tiſchler, ſondern auch Bildhauer uſw. beſchäftigt. 
Num möchte ich Sie fragen, wie groß müſſen dieſe Be⸗ 
triebe ſein? (Abg. Raſchke: Von den 369 Tiſchlern 
ſind noch 200 Lehrlinge! — Heiterkeit.) 


(D) 
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(A) (Spill, Abgeordneter.) 

Wenn Sie in Ihrem eigenen Reſſort ſo orientiert 
ſind, dann nehmen Sie es mir nicht übel, Herr Abg. 
Habel, wenn ich Ihnen ſage, daß Sie von den Vorgän⸗ 
gen, die ſich bei Oikos abgeſpielt haben, gar nichts wiſ⸗ 
ſen. Man ſcheint Ihnen in der Handwerkskammer gar 
nicht zu ſagen, was vor ſich geht. Es geht Ihnen genau 
wie Herrn von Hindenburg, dem man auch nicht ſagte, 
wo die Armeekorps ſtanden. In den beiden Betrieben 
wurden die Leute alſo ausgeſperrt. Ich bin nicht da⸗ 
geweſen. Die Danziger Tiſchler beſchließen ſelbſtändig 
über alles, was getan werden ſoll, und führen es auch 
ſelber aus. Die Leute hatten beſchloſſen, in den beiden 
Betrieben nicht weiter zu arbeiten. Sie legten die Ar- 
beit nieder. Darauf wurden ſie in dieſen Betrieben, de⸗ 
ren Leiter dem Arbeitgeberverband angehören, ausge⸗ 
ſperrt. Ich verdenke das den Firmen gar nicht. Die 
Firma Oikos gehörte aber keinem Verbande an, ſondern 
der Leiter dieſes Betriebes, Herr Behrend war vom Ver⸗ 
band einfach hinausgeworfen worden. Man hat ihm 
die Tür vor der Naſe ſo zugeſchlagen, daß die Füllung 
beinahe herausgeſprungen iſt. Weil dieſer Betrieb aus 
dem Arbeitgeberverband hinausgeworfen iſt, weil hier 
ein vernünftiger Menſch ift, hatte er ſich um die Mus- 
ſperrung nicht gekümmert. Herr Behrend war ſo ver⸗ 
nünftig und ſagte, ich mache die Ausſperrung nicht mit. 
Da war aber der Herr Senator, der Vorſitzende des 
Aufſichtsrats, der fagter „Wir müſſen die Unternehmer 
unterſtützen!“ (Abg. Habel: Sehr richtig!) Wenn 
das richtig iſt, daß man ohne einen Grund, denn die 
Leute hatten feine Forderungen geſtellt, kein Wort ge 
ſagt, wenn das richtig iſt, dann iſt es auch richtig, daß 
die Regierung die Zahl der Arbeitsloſen vergrößert, 
d. h. die Arbeit bei den Firmen ſtillegt, wo noch Muf- 
träge vorhanden find. Dann ſtimmt das, was ich wie- 
dergab, daß der Syndikus der Danziger Handelskammer 
geſchrieben hat, wir hätten in Danzig nicht einen Mi- 
niſter für, ſondern gegen Arbeit. 

M. D. u. H.! Man könnte über dieſe Dinge ja noche 
ſtundenlang reden, es iſt aber zwecklos. Wir hielten es 
allerdings für unſere Pflicht, zu warnen. Das tun vtr 
ja bei jeder Gelegenheit. Wir warnen immer, aber lei⸗ 
der finden wir ſehr oft, daß dieſe Warnungen in den 
Wind geſchlagen werden. Nachher kommt, was unvet- 
gerlich kommen muß. Dann ſteht man da und ſagt: 
Wie konnte das möglich ſein? Herr Habel ich erinnere 
Sie an das Jahr 1923, da haben wir lange, lange ehe 
es eintrat, gewarnt. Wir haben von dieſer Stelle aus 
und bei jeder anderen Gelegenheit betont: „M. H.! 
Ueborſpannen Sie den Bogen nicht, denn jeder zu ſtark⸗ 
geſpannte Bogen muß brechen.“ Man ſchlug die War⸗ 
nungen in den Wind und auf einmal, Herr Habel, war 
der Generalſtreik da. Da fah man, wie eifrig die Re 
gierung jetzt am Platze war. Da waren die Herren 
aufgewacht. Da ſprang ſofort ein Senator zu und jagte: 
„Herr Spill, wir wollen vermitteln, wir wollen die Ge⸗ 
ſchichte einzurenken verſuchen. Die Selbſtändigkeit Dan⸗ 
zigs ſteht auf dem Spiel.“ Der damalige Hohe Kom⸗ 
miſſar lief während der Verſammlung, die Beſchluß 
über die Beilegung des Streiks faſſen ſollte, dreimal von 
der Bühne herunter und ſagte: „M. H.! Seien Sie 
vorſichtig, die Polen ſtehen ſchon in Dirſchau marſchbe⸗ 
reit.“ Da wußte man, was ein Generalſtreik zu be⸗ 
deuten hatte und welche Folgen er nach ſich ziehen 
konnte. Vorher zeigte man uns immer die kalte Schul⸗ 
ter, wir haben ja Schupo. Die Schupo war da, aber es 


ſchien ſo, als ob ſich der Hohe Kommiſſar nicht auf die 
Schupo verlaſſen wollte. Er ſagte immer wieder: „Se⸗ 


hen Sie zu, daß die Arbeit aufgenommen wird! Dan⸗ 


zig iſt ſonſt erledigt, die Polen ſtehen marſchbereit.“ Es 


war der Hohe Kommiſſar, der uns das jagte, Es ſcheint 
aber ſo, als wenn alle dieſe Dinge an Ihnen ſpurlos 


vorübergegangen ſind. Wenn Sie aus den Vorgängen 


nur die geringſten Lehren gezogen hätten, dann wäre 
es doch unmöglich, daß Sie der Arbeiterſchaft dieſe Pro⸗ 
vakation bieten könnten. Was dieſe Geſchichte vielleicht 
auslöſen wird, weiß ich nicht. Einige Berufsgruppen 
ſtehen im Streik. Wir haben 15 000 Arbeitsloſe. Es 
dürfen nur noch ein paar Gruppen die Arbeit nieder⸗ 
legen, dann haben wir genau dieſelben Dinge, wie 1923. 


Eins ſteht aber feſt, dann ſoll es Ihre Aufgabe jein, die 
Dinge einzurenken. 


; Wenn alle Warnungen immer in 
den Wind geſchlagen werden, dann hat man von jener 
Seite kein Recht mehr, uns zur Beſonnenheit zu mah⸗ 
nen. Dann haben wir das Recht zu ſagen, löffelt die 
Suppe aus, die ihr eingebrockt habt. 

Wenn dieſe Vorlage Geſetz wird, wird natürlich das 
Beſtreben überall vorhanden ſein, jede Arbeit für ge- 
meinnützig zu erklären. Was man auf dieſem Gebiet 
fertig bekommt, wiſſen wir. Beiſpiel iſt Herr Meyer⸗ 
Falk, der Särge machen läßt, das iſt gemeinnützige Ar- 
beit. Jeder ſelbſtändige Gutsbezirk wird ſeine Wege in 
Ordnung bringen laſſen, ſeine Gräben reinigen, die 
Grundſtücke verbeſſern, das alles find gemeinnützige Ar⸗ 
beiten zum halben Lohn. (Auf Koſten des Staates! 
rechts.) Ob gerade ein Bauunternehmer mit dieſen 
Leuten einen Bau beginnen wird, weiß ich nicht. Ich 
glaube, er wird es nicht machen. Das werden auch die 
Bauarbeiter nicht dulden, ſie ſind ſtark genug. Aber 
es gibt ja Berufsgruppen, die von dieſen Maßnahmen 
doch ſehr in Mitleidenschaft gezogen werden können. Vor 
allem habe ich die Landarbeiter im Auge. Hier wird 
das Geſetz in einer Weiſe angewandt werden, von der 
man ſich jetzt vielleicht keine Vorſtellung macht. Was 
wird die Folge ſein? Die Leute werden ſich zur Wehr 
ſetzen. Sie werden nicht Lohndrücker für ihre eigenen 
Kollegen ſein wollen. Das Ende vom Lied wird ſein, 
daß nicht ein Streik um eine beſtändige Währung, wie 
es damals war oder um eine allgemeine Lohnerhöhung 
Platz greift, ſondern es wird ein Abwehrſtreik nach die- 
ſer Richtung kommen. Es iſt ja nicht anders möglich. 
Die Arbeitenden werden ſich mit den Arbeitsloſen ſoli⸗ 
dariſch erklären, und dann iſt die Geſchichte da. Es iſt 
uns bekannt geworden, daß man dieſe Frage ſchon in 
verſchiedenen Kreiſen erwogen hat. Daher auch mein 
Verlangen, nicht weiter zu dulden, daß die Erregung in 
künſtlicker Weiſe weiter getrieben wird. Alle vernünf⸗ 
tigen Menſchen müſſen dafür ſorgen, daß dies Geſetz 
dahin befördert wird, wo es hingehört, in den Orkus. 
Ich bitte Sie m. D. u. H., im Intereſſe der Danziger 
Wirtſchaft, die tatſächlich nicht mehr viel Sturm ver- 
tragen kann, ſchließlich das Spiel nicht zu weit zu trei⸗ 
ben. (Sehr richtig! links.) Wenn man ſich vor 
Augen hält, was einzelne Wirtſchaftler von dieſem Platz 
losgelaſſen haben, dann muß man an dem geſunden 
Menſchenverſtand zweifeln und nicht zu ſtark hoffen, 
daß dieſes Geſetz hier begraben wird. Wenn der Herr 
Kollege Lück, der ſich doch immer als fortſchrittlicher 
Wirtſchaftler aufſpielt, es fertig bekommt, von dieſer 
Stelle aus zu behaupten, daß die Danziger Arbeiter 
hrinderivertig feien, dann iſt es allerdings ein ſehr 
ſtarkes Stück. Ich glaube, das behauptet nicht einmal 
mein Kollege Habel. Ich nehme es wenigſtens nicht an; 
denn er weiß eben ſo gut wie ich, wenn die Danziger, 
die Weſtpreußen und Oſtpreußen — ich bin auch gebo⸗ 
rener Oſtpreuße, — nach Berlin, nach Hamburg, nach 
den Rheinlanden herunter kamen, dann wurden dieſe 
Leute überall vorgezogen. Ich will noch eins hervor⸗ 
heben, und nur einen Beruf herausgreifen. Jeder Dan⸗ 
ziger Tiſchler — allerdings mit den Bildhauern, Herr 
Habel, ift es ſchwer, die werden hier zu einſeitig aus- 
gebildet — aber jeder Danziger Tiſchler iſt in der Lage, 
in jedem Betrieb in Berlin zu arbeiten. Ich gebe zu, 


daß er in den erſten vier Wochen nicht jo mitkommen 


wird, weil dort nur einſeitig gearbeitet wird, aber er 
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verraten und verkauft. 
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(Spill, Abgeordneter.) 

kann die Sache machen. Wenn er erſt ein paar Wo⸗ 
chen beſchäftigt iſt, holt er ſein Geld ebenſo heraus, wie 
jeder geborene Berliner oder Hamburger. Das habe ich 
in meinem eigenen Leben durchgemacht. Wenn umge⸗ 
kehrt ein Berliner Tiſchler nach Danzig kommt, iſt er 
Sehr richtig! links.) Es 
war im Jahre 1907, als der große Streik in Deutſch⸗ 
land war, als damals der allgemeine Arbeitgeberverband 
für das deutſche Holzgewerbe den deutſchen Holzarbei⸗ 
terverband kaputtſchlagen wollte — Herr Habel weiß 
das die Danziger machten nicht mit, hier wurde ge⸗ 
arbeitet, da bekamen wir viele Berliner hierher. Ich 
habe früher mit mehreren Berlinern zuſammengearbeitet. 
Dieſe Leute, die ſich in Berlin zu den beſten Arbeitern 
zählen konnten, waren nicht in der Lage, hier etwas 
Geld zu verdienen. (Das liegt am Syſtem! beim 
Zentrum.) In Danzig muß der Tiſchler jede Arbeit 
machen, er muß ebenſo ein Fenſter wie eine Haustür 
und ein Büfett bauen können. Ich bin der Meinung, 
ich kann es auch noch. Das kann der Berliner nicht. 
Darum können die Danziger Arbeiter überall ihr Geld 
verdienen, aber nicht umgekehrt. Ich erinnere mich, 
daß ich vor ſehr langen Jahren in einer Berliner 
Pianofortefabrik arbeitete. Der Beſitzer war ein alter 
Herr in den ſiebziger Jahren. Er fragte jeden Tiſchler, 
woher er wäre. Ich jagte aus Oſtpreußen. Darauf jagte 
er: „Dann verhalten Sie ſich ſo, daß das Renommee 
der Oſtpreußen nicht darunter leidet, das ſind meine 
jüchtigiten Arbeiter.“ Das jagte er gleich von vornher⸗ 
ein. Da wagte es Herr Abg. Lück, der nach meiner An⸗ 
ſicht noch nicht den Finger krumm gemacht hat, abge⸗ 
ſehen, wenn er einen Halter anfaßt, zu behaupten, der 
Danziger Arbeiter ſei minderwertig. Er glaubte damit 
vielleicht dem Herrn Klawitter gegenüber einen Stein 
im Brett zu gewinnen. In Privatgeſprächen wollte 
Herr Abg. Lück immer einen ſcharfen Trennungsſtrich 
zwiſchen ſich und Herrn Abg. Klawitter ziehen. Ich 
habe ihm das reaktionäre Verhalten von Herrn Klawit⸗ 
ter vor Augen geführt. Darauf meinte er, das mache 
er nicht mit, er ſei fortſchrittlich geſonnen und ein ganz 
anderer Arbeitgeber. Durch ſeine jetzigen Behauptungen 
hat Herr Lück gezeigt, daß zwiſchen ihm und Herrn 


Klawitter kein Unterſchied gemacht werden kann. 
(Zuruf.) Ich habe mit den Herren nichts zu tun. 


Ich freue mich, daß ich mit ſolcher Art von Wirtſchaft⸗ 
lern nichts zu tun habe. Mir iſt der Arbeitgeber, der in 
voller Offenheit und Ehrlichkeit den Arbeiter zum wil⸗ 
lenloſen Werkzeug herunterdrücken will, viel lieber als 
derjenige, der ſich mit dem ſozialen Mäntelchen umgibt 


und nachher viel reaktionärer ift als der andere. Des- 


halb achte ich einen Klawitter und einen Nos mehr als 
dieſen Herrn, der ſich bei jeder Gelegenheit als Fort⸗ 
ſchrittler gebärdet, den ſozialen Mantel umhängt und 


nachher, wenn man genauer hinſieht, ſich doch nicht un⸗ 


terſcheidet. i 

Ich will hierbei nicht länger verweilen. Ich gebe 
Ihnen den Rat, nicht den Bogen zu überſpannen. 
möchte Ihnen ins Gedächtnis zurückrufen, daß in Dan⸗ 
zig der überſpannte Bogen ſchon einmal geplatzt iſt. 
Angeſichts der jetzigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſcheint 
es nicht ratſam, große Störungen im Wirtſchaftsleben 
herbeizuführen, die ſonſt vermieden werden können. 
Wollen Sie das nicht, dann folgen Sie unſerem Rate 
und lehnen Sie dieſg. Geſezesvorlage im Plenum ab. 
(Lebhaftes wiederholtes Bravo links.) 


Vizepräſident Splett: Herr Abg. Spill! Sie haben 
vorhin von einem Gewaltakt des Herrn Präſidenten ge⸗ 
ſprochen. Ich muß dieſen Vorwurf zurückweiſen, weil 
er unbegründet iſt. Ich habe bereits im Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß eine Richtigſtellung gegeben. (Abg. Spill: Das 
weiß ich nicht, ich war nicht da!) In der letzten Ael⸗ 


f 


Sch f 


teſtenausſchußſitzungiſt der Herr Präſident beauftragt 
worden, alle Punkte auf die Tagesordnung zu ſetzen, 
die als Reſt von der damals unerledigten Tagesordnung 
übrig geblieben waren. Auf der Tagesordnung hat die⸗ 
ſer Punkt geſtanden, mithin war der Herr Präſident dem 
Willen des Ausſchuſſes entſprechend verpflichtet, dieſen 
Punkt auf die Tagesordnung zu ſetzen. (Abg. Spill: 
Das iſt nicht wahr, das ſtimmt nicht!) Herr Abg. 
Spill, ich habe an der Sitzung teilgenommen. (Abg. 
Spill: Ich ſage, es iſt nicht wahr!) Sie können 
höchſtens ſagen, Herr Abg. Spill, daß der Herr Präſi⸗ 
dent beim Verleſen der Tagesordnung diefen Punkt da- 
mals nicht aufgerufen hat. (Abg. Spill: Das iſt 
auch falſch! Ich beantrage Beſprechung dieſer Erklä⸗ 
rung!) Ich habe Ihre Behauptung als nicht den 
Tatſachen entſprechend richtiggeſteltt. (Abg. Spill: Ich 
bitte um das Wort dazu!) Jetzt nicht. 
Das Wort zur Geſchäftsordnung muß immer erteilt 
werden!) Ich bin noch nicht fertig. Ich habe aus⸗ 
drücklich im Aelteſtenausſchuß erklärt, daß dieſer Punkt 
der Tagesordnung damals auf der Tagesordnung ge⸗ 
ſtanden hat. Wir haben uns damit einverſtanden er⸗ 
klärt, daß die unerledigten Sachen auf die Tagesord⸗ 
nung geſetzt werden. Der Herr Präſident hat damals 
die Tagesordnung, die in Ausſicht genommen war, vor 
geleſen und hat durch einen Irrtum (Abg. Spill: 
Das iſt falſch! Das iſt nicht wahr!) dieſen Punkt, 
der auf der Tägesordnung ſtand, nicht verleſen. In 
der Tat haben wir alle dem Präſidenten die Ermächti⸗ 
gung erteilt, die Tagesordnung in der Weiſe aufzuſetzen, 
wie ſie vorher unerledigt geblieben war. Ich rufe die 
andern Mitglieder des Aelteſtenausſchuſſes dafür zu 
Zeugen an. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 
Herr Abg. Plettner. 

Plettner, Abgeordneter (S. P. PD.): Es iſt richtig, 
daß der Herr amtierende Präſident im Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß eine dahingehende Erklärung abgegeben hat. Als 
Veutreter meiner Fraktion im Aelteſtenausſchuß habe 
ich mich veranlaßt gefühlt, dieſe Anſicht des Herrn am⸗ 
tierenden Präſidenten zurückzuweiſen. Der Herr am- 
tierende Präſident war auch mit der Zurückweiſung zu⸗ 
frieden. Ich ſtaune nunmehr, daß er im Plenum dieſes 
hohen Hauſes dieſe Erklärung, die er bereits im Ael⸗ 
teſtenausſchuß abgegeben hat und nach meiner Gegen- 
EAPO als erledigt betrachtete, jetzt im Plenum auf- 
greift. 


Vizepräſident Splett: Die Sache ift doch heute etwas 
anders geweſen. Herr Abg. Plettner, wenn Sie von 
den Vorgängen erzählen, müſſen Sie ganz bei der Wahr⸗ 
heit bleiben. (Lärm links.) Geſtatten Sie, Sie 
können nachher das Wort nehmen. (Fortgeſetzte leb⸗ 
hafte Unruhe links.) Eines Mannes Rede iſt keines 
Mannes Rede, man muß ſie hören alle beede. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Raube. — Abg. Liſchnewski: Wer hat jetzt 
gelogen?) Ich habe im Aelteſtenausſchuß darauf hin⸗ 
gewieſen, daß ſich die Vorgänge ſo abgeſpielt haben, wie 
ich ſie vorhin ſchilderte. Wenn ſeitens einer Fraktion 
dem Präſidenten der Wunſch ausgeſprochen worden 
wäre, dieſe Sache nicht auf die Tagesordnung zu ſetzen, 
dann würde der Herr Präſident dieſem Wunſche ent⸗ 
ſprochen haben. Darauf ſagte Herr Abg. Plettner: 
„Schön, da muß ich mich beſcheiden.“ Das iſt der Vor⸗ 
gang geweſen. (Abg. Plettner: Es handelte ſich aber 
nicht um einen Wunſchl) Richtig, ich habe das hin⸗ 
zugeſetzt. (Kein Wunſch, die Abmachungen des Mel- 
teſtenausſchuſſes ſollten gelten! links.) So war der 
Hergang. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 
Herr Abg. Dr, Bumke. (Abg. Spill: Ich habe mich 
vorher gemeldet!) Dann hat Herr Abg. Spill das 
Wort. (Heiterkeit. — Abg. Gaikowski: Ich würde 
das hohe Haus lieber geſchloſſen haben! — Haben Sie 


(Abg. Spill: 
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(Vizepräſident Splett.) 
den Schlüſſel, Herr Gaikowski? links. — Abg. Gai- 
kowski: Das iſt doch kein Verhandeln! — Dann gehen 
Sie doch nach Hauſe, Sie hält doch keiner hier! links.) 
Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Der jetzt amtie- 
rende Präſident ſteht Ihnen doch ziemlich nahe, Herr 
Abg. Gaikowski. Er hat mir das Wort erteilt. Fol⸗ 
gen Sie alſo Ihrem Präſidenten und laſſen Sie mich 
ſprechen. Day letzte Vorgang wird es mit ſich bringen, 
daß wir ernſtlich zu Rate gehen, ob wir nicht zwei Prä⸗ 
ſidenten nebeneinander haben müſſen. Wenn ein Prä⸗ 
ſident als Debatteredner ſpricht, wird ein anderer Prä⸗ 


ſident da fein müſſen, der ihn gegebenenfalls zur Ord⸗ 


nung rufen kann. (Das wird nächſtens Herr Gai⸗ 
kowski machen! links. — Heiterkeit und Zwiſchenrufe.) 
Ich weiß nicht, ob unſer allverehrter Herr Präſident 
Dr. Treichel hier iſt. (Pfui! links.) Warum ſoll 
man nicht einmal höflich jen? Ich weiß beſtimmt, 
wenn der Herr Präſident Dr, Treichel hier wäre, fo viel 
Ehrlichkeitsgefühl traue ich ihm zu, (Er iſt ja hier! 
links.) würde er aufſtehen und ſagen: „Was mein 
Kollege oben auf dem Thron erklärt hat, ſtimmt nicht!“ 
Es ſtimmt wahrhaftig nicht. Ich will dem Herrn Prä- 
ſidenten kurz ins Gedächtnis rufen, wie ſich die Dinge 
abgeſpielt haben. Es ift nicht wahr, daß der Herr Prä- 
ſident ermächtigt wurde, die vorher zurückgelaſſenen Ta⸗ 
gesordnungspunkte wieder heraufzuſetzen, ſondern es iſt 
wahr, daß wir die einzelnen Gegenſtände im Aelteſten⸗ 
Ausſchuß notierten. Ich verlangte, daß wir uns am 
Dienstag und Mittwoch nur mit dem Etat beſchäftig⸗ 
ten. Da ſagte der Herr Präſident Dr. Treichel: „Wir 
haben dann noch eine Geſetzesvorlage, das ijt das Ge- 
richtspverfaſſungsgeſetz. Das wird keine große Debatte 
hervorrufen, und ich glaube, wir können es noch an den 
Anfang der Tagesordnung ſetzen.“ Dann verlangte der 
Herr Abg. Bergmann. er iſt leider auch nicht hier, daß 
noch das Lichtſpielgeſetz auf die Tagesordnung käme. 
Da war es der Herr Präſident Dr. Treichel, der Herin 
Bergmann bat, feinen Antrag zurückzuziohen. Es folle 
nichts weiter auf die Tagesordnung kommen, wie als 
erſter Punkt das Gerichtsverfaſſungsgeſetz und dann 
ſollte die Jeratung der Etats erfolgen. Das ſagte der 
Hour Präſident Dr. Treichel. (Was ſagen Sie nun, 
Herr Präsident? — Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 
Wenn irgend jemand in der Aelteſtenratsſitzung an die⸗ 
ſes Geſetz gedacht hätte, ſo wäre es doch ſelbſtverſtändlich 
geweſen, daß ich ſofort im Auftrage meiner Fraktion 
dagegen Einſpruch erhoben hätte. Das lag doch klar 
auf der Hand. Weil aber an dieſes Geſetz überhaupt 
nicht gedacht wurde, ſondern, das bitte ich zu beachten, 
ausdrücklich feſtgelegt wurde, erſter Punkt Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz oder wie es ſonſt heißt, dann Beratung 
der Etats Dienstag und Mittwoch. Mittwoch Abend 
wird Schluß gemacht, dann beginnen die Ferien und 
dauern bis zum 10. Juni. Das, Herr Präſident wurde 
im Aelteſtenrat vereinbart. Ich frage Sie, ich nehme 
an, daß Sie als Präsident die Wahrheit jagen werden, 
Sie waren doch in der Sitzung dabei, haben Sie ein 
Wort in der Aelteſtenvat⸗Sitzung von dieſem Geſetz ge- 
hört? Hat ein Menſch an dieſes Geſetz gedacht? Nie⸗ 
mand! Es war ja Herr Dr. Treichel, der geſtern Abend, 
mie die Debatte losging, zu mir an dieſem Pult ſagte: 
„Ich hatte das vergeſſen, ich habe leider im Aelteſten⸗ 
Ausſchuß an dieſes Geſetz nicht gedacht!“ Das haben 
Sie zu mir an dieſem Pult geſagt. Da hört ſich doch 
verſchiedenes auf. bg. Dr. Treichel: Ich habe 
geſtern nicht von dem Geſetz geſprochen. — Unruhe 
links.) Dann wird es notwendig ſein, daß jeder Ab⸗ 
geordnete die Stenographie erlernt, und alles mit⸗ 
ſchreibt. Wo bleibt denn Treu und Glauben? (Hört, 
hört! links.) Dann weiß ich nicht, was man dazu 
ſagen ſoll. Ich bedaure, daß Herr Abg. Bergmann nicht 
hier iſt. Er wird die Worte wiederholen. Ich glaube, 


das wird jeder Abgeordnete beſtätigen, der an der Mel 
teſtenrat⸗Sitzung teilgenommen hat. Ich habe ein ganz 
gutes Gedächtnis, ich bin nicht ſo ſehr vergeßlich. Wenn 
ich etwas höre, kann ich es noch nach langer Zeit wort- 
getreu wiedergeben. Ich kann Ihnen Ihre eigenen 
Worte genau widerholen, da fehlt auch nicht eine Silbe. 
So waren die Dinge. Als die Tagesordnung erledigt 
war und die Feſtſetzung der Tagesordnung zu geſtern 
erfolgen ſollte, ſagte der Präſident Dr. Treichel: „Wir 
haben vergeſſen, dieſes Geſetz über die Aenderung der 
Arbeitsloſenfürſorge auf die Tagesordnung zu ſetzen. 
Ich ſchlage vor, dieſen Punkt auf die Tagesordnung zu 
ſetzen.“ Ich habe geſtern ſofort dagegen Einſpruch er- 
hoben, weil im Aelteſten-Ausſchuß nicht eine Silbe da- 
von geſprochen wurde. (Sehr richtig und Zwiſchen⸗ 
rufe links.) So liegen die Dinge. Wenn ich auf 
Grund dieſer Vorgänge geſagt habe, daß hier ein Ge- 
waltakt vorliegt, dann kann mir das nur der amtie⸗ 
rende Präſident verübeln. Jeder andere würde jagen, 
wenn das jo ift, kann ich es auch nur als Gewaltakt be- 
zeichnen. l N 

Vizepräſident Splett: Gegenüber Ihrer Erklärung, 
als hätte ich betont, von dieſem Geſetz wäre im Aelteſten⸗ 
Ausſchuß die Rede geweſen, erkläre ich, daß ich aus⸗ 
drücklich geſagt habe, es iſt keine Rede davon geweſen. 
Es war aber dieſes Geſetz auf der Tagesordnung. 
(Abg. Spill: Es wurde aber jeder Punkt der Tages⸗ 
ordnung dort verhandelt!) Sie haben Recht. (Große 
Unruhe und andauernde Zwiſchenrufe links.) Es iſt 
aber durch ein Verſehen des Büros dieſer Punkt in der 
Tagesordnung nicht enthalten geweſen. Da hat der 
Präſident die Pflicht gehabt, das auf die Tagesordnung 
zu ſetzen. (Fortgeſetzte Unruhe links.) Weil keine 
Vereinbarung getroffen wurde, kann man von einem 
Gewaltakt nicht veden. Wäre im Aelteſten⸗Ausſchuß eine 
Vereinbarung erfolgt und der Herr Präſident hätte den 
Punkt trotzdem auf die Tagesordnung geſetzt, ſo könnte 
man von einem Gewaltakt ſprechen, Sie haben ſelbſt er- 
klärt, daß die Sache nicht beſprochen worden iſt. 
(Abg. Spill: Sie haben es geſagt!) Zu Ihnen per⸗ 
ſönlich, aber nicht im Aelteſtenrat. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): 
demokraten würden Recht haben, wenn im Aelteſtenrat 
eine ausdrückliche Vereinbarung getroffen wäre, die 
Sache nicht auf die Tagesordnung zu ſetzen. Ich habe 
namens meiner Fraktion zu erklären, daß wiu vollſtän⸗ 
dig auf dem Standpunkt des Herrn Präfidenten ſtehen. 
(Natürlich! Wir haben nichts anderes erwartet! links.) 
Wir können uns das Verhalten der Sozialdemokraten 
. . . . (Andauernde Zwiſchenrufe und große Unruhe 
links.) Wir erklären uns Ihr Verhalten dahin, daß 
Ihnen dieſes Geſetz ſo unangenehm iſt, daß ſie jetzt den 
Volkstag auffliegen laffen wollen. (Sie find uns um- 
angenehm! Sie müßten auch alle Tage 4 Stunden zur 
Zwangsarbeit herangezogen werden! links.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): Was der Herr Kol⸗ 
lege Spill über die Aelteſten - Ausſchußſitzung ſachlich 
ausgeführt hat, muß ich unterſtreichen. Das ſtimmt, 
rein ſachlich geſprochen. Man muß auch die Gründe be⸗ 
kannt geben, warum das Geſetz auf die Tagesordnung 
kommen ſollte. Das Haus hat die Sache beſchloſſen, 
aber die tatſächlichen Vorgänge waren folgende: Der 


Die Sozial⸗ 


Herr Präſident Dr. Treichel hat vergeſſen, den Punkt 


auf die Tagesordnung zu ſetzen. Das hat er zugegeben. 
Auch Kollege Spill hat recht, daß er das auch in perſön⸗ 
lichen Geſprächen betont hat. Man muß die Ehrlichkeit 
beſitzen, das zuzugeben. Die Triebfeder iſt aber die Re⸗ 
gierung geweſen. Es war Herr Senator Dr. Wiereinski, 
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(Raube, Abgeordneter.) > 
der draußen dem Herrn Präſidenten den Vorwurf 
machte: „Sie haben ja die Arbeitsloſengeſchichte vergeſ⸗ 


ſen!“ Dieſer Tagesordnungspunkt wurde alfo wieder 
heraufgeſetzt. Herr Abg. Bumke und ſeine Freunde wa⸗ 


ren es, die geſchäftsordnungsmäßig einen Dreh machten 
und ſagten: „Dieſer Punkt muß auf die Tagesord⸗ 
nung!“ So lagen die tatſächlichen Verhältniſſe. Es iſt 
eine unerhörte Dreiſtigkeit, ich will mir keinen anderen 
Ausdruck geſtatten, daß die Regierung, wenn ſie etwas 
wünſcht, diktiert. Der Senator kommt, irgendein jun⸗ 
ger Mann der Regierung, und will irgend etwas, dar⸗ 
auf ſoll das hohe Haus ſagen, wenn irgendein Fehler 
gemacht worden iſt: „Jawohl, das wird gemacht!“ Das 
iſt Ihre Abgeordnetentätigkeit, meine Herren von rechts. 
Wie die jungen Leute aus der Regierung pfeifen, tan- 
zen Sie. Das nennen Sie Demokratie. 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Treichel. A; 

Dr. Treichel, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Auf der einen Seite iſt man ein Diktator, der Gewalt⸗ 
akte verübt, auf der andern Seite gehorcht man jedem 
Diktat, das von der Regierung kommt. (Abg. Raube, 
das iſt leicht möglich!) Leider bin ich nicht im An⸗ 
fang der Erörterungen hier geweſen. Daher kann ich 
nur ſagen, wie ſich die Vorgänge nach meiner Erinne⸗ 
rung abgeſpielt haben. Es handelt ſich um zwei Ta⸗ 
gesordnungen. Als die Tagesordnung für den nächſten 
Tag feſtgeſetzt werden ſollte, erklärte ich: Für morgen 
Reſt von heute. Bitte ſehen Sie das Stenogramm nach, 
das ich mir geſtern geben ließ. Darin ſteht: „Tages⸗ 
ordnung für morgen, Reſt von heute.“ Es herrſchte 
Lärm. Die Damen und Herren hören gewöhnlich nicht 
zu, wenn man die Tagesordnung verkündet. Ich ſagte, 
Punkt ſoundſoviel von heute wird Punkt ſoundſoviel 


uſw. Der Herr Abg. Bergmann, der heute mehrfach zi⸗ 


tiert wurde, oder der Herr Abg. Herrmann war es, der 
mir ſagte, daß er ausdrücklich gehört habe, daß ich dic- 
jen Punkt fo verkündete. Durch ein Verſehen des Vii- 
ros, und zwar wahrſcheinlich des erkrankten Direktors, 
der mit dem Bleiſtift in der Hand die Punkte notierte, 
iſt dieſer Punkt weggeblieben. (Zuruf des Abg. Are- 
gynski.) Der Punkt wurde alſo ausgelaſſen, und ich 
wußte nichts davon. (Zuruf links.) Der Chef 
des Büros iſt der Direktor. Da ich Perſönlichkeiten ge⸗ 
wöhnlich nicht nenne, fage ich jetzt „das Büro“. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Raube.) Es iſt ein Verſehen des Di⸗ 
rektors, wie wir am nächſten Tage feſtgeſtellt haben. 
Ich verſtehe deshalb die ganze Erregung nicht, nebenbei 
geſagt. Nun habe ich am nächſten Tage nicht amtiert, 
als die Sitzung begann und habe nicht gewußt, daß vom 
Herrn Abg. Rahn, wie ich gehört habe, Einſpruch da⸗ 
gegen erhoben wurde, den Punkt nachträglich auf die 
Tagesordnung zu ſetzen, weil er nicht auf der Tages⸗ 
ordnung ſtand, wie Herr Vizepräſident Splett es vor⸗ 
ſchlug. Ich habe alſo nicht gewußt, daß der Punkt nicht 
verhandelt wurde. Ich nahm an, daß er längſt erör⸗ 
tert war und konnte im Aelteſten⸗Ausſchuß auf dieſen 
Punkt nicht eingehen, weil ich der Meinung war, daß er 
längſt erledigt war. (Abg. Raube: Sie waren er⸗ 
mächtigt zur Feſtſetzung der Tagesordnung, nicht das 
Büro!) Die Tagesordnung iſt von mir verkündet 
worden, von Ermächtigung iſt gar keine Rede. Da wol⸗ 


len wir doch das Stenogramm nachſehen. (Zurufe.) 
Ich halte keine Zwiegeſpräche, ich will nur meinen 


Standpunkt klarlegen. (Zurufe des Abg. Schmidt.) 


Was ich ſage, muß Ihnen ſicherlich unangenehm ſein. 


(Lebhafte Zuſtimmung rechts. — Zurufe des Abg. 
Spill.) Ich habe die Tagesordnung vorgeſchlagen, 


und der Volkstag hat ſie angenommen. Durch ein Verſehen 


des Büros iſt ein Punkt ausgefallen, der angenommen 
war. Es ift Pflicht des amtierenden erſten Präfidenten, 


den Volkstag darauf hinzuweiſen, daß ein Irrtum paſ⸗ 
fiert iſt. (Zurufe links.) Ich bin von Herrn Se 
nator Dr. Wiereinski nicht bearbeitet worden, ſondern 
der vorher amtierende Vizepräſident Splett iſt zu mir 
gekommen und hat geſagt: „Ein Punkt der Tagesord⸗ 
nung ift vergeſſen worden.“ (Das ift dasſelbe! links.) 
Da habe ich es für meine Pflicht gehalten und werde es 
immer wieder tun, (Lärm links. — Lebhaftes Bravo 
rechts.) dem Volkstag zu jagen, ein Verſehen ift paf- 
fiert, das Verſehen muß gut gemacht werden. (Beifall 
rechts. — Lärm links.) 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Brill, ich bitte Sie, 
ſich in Ihren Zwiſchenrufen zu mäßigen, ſonſt würde ich 
von meinem geſchäftsordnungsmäßigen Rechte Gebrauch 
machen. (Lärm links.) Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat Herr Abg. Bergmann. 

Bergmann, Abgeordneter (D. Soz.): Nach meiner Er⸗ 
innerung hat ſich der Vorgang folgendermaßen abge⸗ 
ſpielt. Ich habe leider die Ausführungen des Herrn 
Kollegen Spill nicht mitangehört. Aber ich kann mich 
darauf beſinnen, daß der Herr Präſident hier im Plenum 


geſagt hat: Wir haben einen Punkt der Tagesordnung 


vergeſſen. Wenn ich nicht irre, war es der Punkt 11. 
Die Zahl iſt mir ſo ungefähr in Erinnerung. Das iſt 
der Punkt, um den es ſich hier handelt. (Abg. Spill: 
Sehr richtig!) So Hat fih der Vorgang nach meiner 
Erinnerung abgeſpielt, daß der Herr Präſident von hier 
erklärt hat: Ich habe das vergeſſen. (Hört, hört!) 
Ich ſehe nicht ein, weshalb ſich das hohe Haus fo auf⸗ 
regt. Ich hatte noch zur Geſchäftsordnung den Antrag 
geſtellt, die Verhandlung über das Lichtſpielgeſetz auf 
a 5 zu ſetzen. (Zuruf des Abgeordneten 
au 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Mau, Sie haben 
den Herrn Abg. Dr. Treichel einen Schwindler genannt. 
Ich rufe Sie zur Ordnung. 

Bergmann, Abgeordneter (D. Soz.): Der Herr 
Präfident riet mir, ich fole davon abſehen, daß der 
Punkt auf die Tagesordnung käme. Trotzdem iſt er 
noch auf der vorgeſtrigen Tagesordnung geweſen, nach⸗ 
her aber abgeſetzt worden. Wie geſagt, kann ich nur 
feſtſtellen, daß der Herr Präſident nach meiner Erinne⸗ 
rung ausdrücklich geſagt hat: Ich habe den Punkt 11 
pergeſſen, der gehört auf die Tagesordnung, weil ge⸗ 
ſagt worden war, wir wollten den Reſt der vorherigen 
Tagesordnung erledigen.“ Ein beſonderes Verſchulden 
kann ich darin nicht ſehen. Es iſt ein Vergeſſen, das 
jedem Einzelnen einmal paſſieren kann. 

„Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Kloſſowski. 

Kloſſowski, Abgeordneter (S. P. D): M. D. u. H.! 

us den vielen abgegebenen Erklärungen kann man den 
Eindruck gewinnen, daß an einer Stelle tatſächlich ein 
großer Irrtum unterlaufen iſt oder daß nicht wahr⸗ 
eitsgemäß operiert wurde. Ich habe den Eindruck, 
daß dieſer Irrtum von einer gewiſſen Abſicht ausgehend, 
hier hineingeſchoben worden iſt. (Sehr richtig!) Das 
iſt tief bedauerlich und erweckt bei jedem Abgeordneten 
der Linken den Eindruck, daß hier mit untauglichen 
Mitteln auf den Volkstagspräſidenten oder auf eine 
beſtimmte Fraktion und dann durch dieſe Fraktion auf 
den Volkstagspräſidenten eingewirkt wurde. Es iſt mit 
untauglichen Mitteln von einer noch untauglicheren 
Stelle auf ein untaugliches Objekt eingewirkt worden. 
Das wird einem umſo klarer, wenn man ſich den 
ganzen Zuſammenhang vor Augen hält und die Be⸗ 
gründung des Senators Dr. Wiereinski gehört hat, die 
er zu dieſem Geſetzentwurf gab. Auch ein Senator 
müßte ſo viel Klugheit und Verſtändnis haben, daß im 


00 
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Volkstag mit ſolchen Mitteln nichts zu erreichen iſt und 


daß er auf den ſchärfſten Widerſtand ſtößt, wenn er das 
Bedürfnis hat, ein beſtimmtes Geſetz möglichſt raſch 
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(Kloſſowski, Abgeordneter.) 


durchzupeitſchen. Er hat offenbar aus der Vergangen⸗ ordnung geſetzt wird. 


heit des Parlaments nichts gelernt und nichts auf den 
Weg zur Regierung mitgenommen. Als Senator für 
Soziales hat Herr Dr. Wiereinski geglaubt, einmal eine 
Extratour reiten zu können. Die Spatzen pfeifen es be⸗ 
reits von den Dächern, daß Herr Senator Dr. Wier⸗ 
einski 


Vizepräſident Splett: Sie haben das Wort zur Ce- 
ſchäftsordnung, Herr Abg. Kloſſowski. 


Kloſſowski, Abgeordneter (S. P. D.): Ich will er- 
klären, wie der Irrtum zuſtande gekommen iſt, um den 
Anſchein zu vermeiden, daß die Leute aus Unkenntnis 
der Dinge dieſe Erregung heraufbeſchworen haben. Der 
Senat hat mit untauglichen Mitteln auf eine beſtimmte 
oder mehrere Parteien eingewirkt. Dadurch iſt der ganze 
Kuddelmuddel entſtanden. Ich gebe in dieſem Zuſam⸗ 
menhange als Abgeordneter des Volkes etwas weiter. 
Hier hat die Regierung ihre Amtsbefugnis überſchritten. 
Sie hat nach der Verfaſſung nicht das Recht, mit un⸗ 
tauglichen Mitteln auf Parlament und Parteien einzu⸗ 
wirken, um einen beſtimmten Willen zur Durchführung 
zu bringen. (Unruhe.) Es liegt eine unlautere Hand⸗ 
lung der Regierung vor. Da nach unſerer Meinung eine 
unlautere Handlung vorliegt, wollen wir die Sache unter⸗ 
ſuchen und einen Unterſuchungs ausſchuß einrichten. 
(Heiterkeit) Wir haben uns davon überzeugt, daß mit 
unlauteren Mitteln ſeitens der Regierung gearbeitet 
worden iſt. Wenn uns die Verfaſſung die Möglichkeit 
gibt, in einem ſolchen Fall einen Unterſuchungs⸗Ausſchuß 
einzuſetzen, dann ſollen wir von dieſem Recht auch Ge⸗ 
brauch machen. (Bravo rechts.) Wir werden in der 
Geſchäftsordnungsdebatte den Antrag ſtellen, daß ſich 
das Haus auf eine halbe Stunde vertagt, um zu der 
Situation Stellung zu nehmen. 


Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 


) Wort der Herr Abg. Spill. 


Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Selbſt 
wenn man ſich die größte Mühe gibt, iſt es nicht mög⸗ 
lich, aus ſchwarz weiß und aus weiß ſchwarz zu machen. 
Man kann verſuchen, die Geſchichte zu drehen und zu 
wenden, es bleibt die Tatſache beſtehen, daß das, was 
hier geſagt worden ift, nicht wahr ift. (Abg. Dr. Bumke: 
Von Ihrer Seitel) Von Ihrer Seite! Mir tut der 
Herr Präſident Dr. Treichel leid, den ich ſonſt ſehr hoch 
achte, daß er gezwungen iſt, in dieſer Angelegenheit 
ſeiner Fraktion zu folgen und hier nicht ehrlich ſagen 
darf, wie es war. (Andauernde Zwiſchenrufe und große 
Unruhe links.) 


Vizepräſident Splett: Es wird wünſchenswert ſein, 
daß die Herren im Hinblick auf die Unruhe ihre Plätze 
einnehmen. (Zwiſchenrufe links.) Das Wort hat 
immer noch Herr Abg. Spill. (Große Unruhe.) 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich muß verlangen, 
daß Sie mir Ruhe ſchaffen. j 


Vizepräſident Splett: Ich wiederhole noch einmal 
die Aufforderung, daß die Abgeordneten die Plätze ein⸗ 
zunehmen haben. (Abg. Dr. Bing: Wo ſteht das? Es 
ſteht in der Geſchäftsordnung nur, daß die Plätze bei 
namentlichen Abſtimmungen einzunehmen find!) J 
habe gejagt, im Hinblick auf die Unruhe. (Abg. Eduard 
Schmidt: Leſen Sie doch einmal den Paragraphen vor!) 
Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Wir kamen im Ael⸗ 
teſten-Ausſchuß zuſammen. Da ſagte der Herr Präſident 
Dr. Treichel als Vorſitzender des Ausſchuſſes: „Ich habe 
Sie hierher gebeten, um die Tagesordnung für morgen 
feſtzuſtellen.“ Ich wiederhole wörtlich, was der Herr 
Präſident dort geſagt hat. Darauf habe ich das Wort 
ergriffen und geſagt: „Wir haben ja ſchon im Plenum 
zum Ausdruck gebracht, daß uns ſehr viel daran liegt, 
ſo ſchnell wie möglich die Etatsberatung zu erledigen. 
Darum beantrage ich, daß morgen nur auf die Tages 
t b i 3 


[Rede war. 


(Abg. Kurowski: Morgen ; 
können Sie allein ſitzen, Herr Spil!) Ich wiederhole, 
was ich im Aelteſten⸗Ausſchuß geſagt habe. Einem 
Juriſten fällt es vielleicht ſchwer, ſich in einem 
ſolchen Gedankengang hineinzuverſetzen. Ich wiederhole, 
damit es auch Herr Kurowski begreift, ich ſagte dort: 
„Ich beantrage, daß morgen nur die dritte Leſung der 
Etats auf die Tagesordnung geſetzt wird. Dann wird 
es nämlich möglich fein, dieſe Etats am Dienstag und 
Mittwoch zur Erledigung zu bringen“. Darauf ſagte 
der Herr Präſident Dr. Treichel, der Vorſitzende des 
Ausſchuſſes: „Ja, Sie haben ſoweit Recht, wir wollen 
jetzt in die Ferien gehen, und ich denke, wenn ſich die 
Fraktionen Mühe geben und nicht zu viel reden, werden 
wir die Etats in zwei Tagen erledigen können. (Abg. 
Bergmann: Sehr richtig!) Der Herr Kollege beſtätigt 
es. Darauf habe ich noch hinzugefügt: „Uns liegt daran, 
daß die Etats erledigt werden. Wir werden uns in den 
Reden beſchränken“. (Abg. Dr. Bumke: Das haben 
Sie heute gezeigt!) Die Schuld liegt auf Ihrer Seite. 
Dann erſt ſagte Herr Dr. Treichel, der Vorſitzende des 
Ausſchuſſes: „Ja, ich möchte aber doch gern das Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz noch erledigen. Das wird nicht viel 
aufhalten, das können wir ſchließlich noch behandeln.“ 
(Abg. Bergmann: Das kann ich beſtätigen!) Ich erklärte: 
Für meine Fraktion kann ich wohl ſagen, daß nicht viel 
geredet werden wird. Ich habe alſo nichts dagegen, 
daß das Gerichtsverfaſſungsgeſetz noch auf die Tages⸗ 
ordnung kommt Am beſten nehmen wir es als erſten 
Punkt und hinterher folgt die Beratung des Etats. 
Das wurde feſtgelegt. Darauf ſagte Herr Kollege 
Bergmann: „Da iſt noch ein alter Ladenhüter, das 
Lichtſpielgeſetz, das können wir wohl auch erledigen. 
(Abg. Bergmann: Das Wort habe ich gebraucht!) 
Darauf habe ich mich wieder zum Wort gemeldet: „Herr 
Kollege Bergmann, die Sache eilt nicht ſo. Hat das 
Ding ſolange gelegen, kann es noch weiter liegen. 
glaube, es iſt wichtiger, daß die Etats erledigt werden“. 
Herr Dr. Treichel fügte noch hinzu: „Ich glaube auch, 
Herr Bergmann, wir laſſen den Punkt noch. Völlig 
erledigen können wir ihn nicht vor den Ferien, alſo 
fangen wir die Sache lieber gar nicht an und laſſen ſie 
bis nach den Ferien“. (Sehr richtig!) Es blieben 
alſo auf der Tagesordnung die erſte Beratung des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und die dritte Leſung der 
Etats ſtehen, nichts weiter Es war keine Rede von 
einer Abänderung des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes. 
Es hat kein Menſch davon geſprochen. (Abg. Bergmann: 
Das wurde garnicht erwähnt!) Hätte der Präſident 
geſagt, das Geſetz muß auch noch auf die Tagesordnung 
kommen, dann hätte ich ſofort erklärt, daß wir dagegen 
ſind. Wir haben aber nicht proteſtiert, weil davon keine 
Als die Plenarſitzung dann zu Ende war 
und der Präſident die Tagesordnung, wie ſie der Ael⸗ 
teſten Ausſchuß feſtgeſetzt hatte, verkünden ſollte, ſagte 
er: „Ich habe im Aelteſten⸗Ausſchuß zu ſagen vergeſſen, 
daß dieſes Geſetz betr. die Arbeitsloſenfürſorge noch auf 
die Tagesordnung kommen ſoll“. Nun ſagt derſelbe 
Präſident, es wäre die Schuld des Büros geweſen. 
Der Präſident führt den Vorſitz im Alteſtenausſchuß. 
Dort wurde die Tagesordnung feſtgeſetzt. Er kommt 
nachher hierher und ſagt: „Ich habe zu erwähnen ver⸗ 
geſſen, daß das Geſetz betreffend die Abänderung der 
Erwerbsloſenfürſorge auch noch auf die Tagesordnung 
geſetzt werden ſoll. Heute ſagt derſelbe Präſident, es 
wäre ein Verſehen des Büros geweſen. Alſo man 
geſteht ſelbſt ein, daß man etwas vergeſſen hat und 
ſchiebt es dann dem Büro in die Schuhe. Ob das 
eines Abgeordneten würdig iſt, wage ich zu bezweifeln. 
Aber noch viel mehr zweifle ich daran, daß es eines 
Präſidenten würdig ift. M. D. u. H.! Ich habe hier 
noch das Stenogramm meiner Rede vor mir Ich habe 
mich damals ſofort zum Wort gemeldet und erklärt: 
„Im Aelteſten⸗Ausſchuß iſt die Tagesordnung feſtgeſetzt. 
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(A) | (Spit, Abgeordneter.) 


1. Erſte Leſung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und Punkt entgegen der Feſtſtellung im Aelteſtenausſchuß > 


dann Etatsberatung. Jetzt kommen Sie und wollen 
die Tagesordnung umſtellen. Dagegen erhebe ich Ein⸗ 
ſpruch, und zwar aus dem Grunde, weil dann die 
Erledigung der Etats vor den Ferien nicht mehr möglich 
iſt“. Darauf erklärte der Präſident: „Dann befrage 
ich das Haus“. Er kehrte ſich an die Abmachungen im 
Aelteſten⸗Ausſchuß gar nicht, ſondern befragte das Haus. 
Die Mehrheit ſtimmte dann natürlich dem Präſidenten 
zu. Ich glaube, richt fehl zu gehen, daß dieſer Schach⸗ 
zug gar nicht von dem Präſidenten herrührt. Die Macht 
kam von jener Seite, und der arme Mann mußte ſich 
fügen. Die Mehrheit ſtimmte zu, und die Tagesordnung 
wurde abgeändert. Die Folgen haben wir geſehen. Wir 
haben geſtern den Tag totgeſchlagen, wir haben heute 
getagt und ſind noch nicht einen Schritt weitergekommen. 
(Das iſt Ihre Schuld! rechts. — Unruhe.) Das iſt 
Ihre Schuld, weil Sie ſich an die Abmachungen im 
Aelteſten⸗Ausſchuß nicht halten. (Warum reden Sie ſo 
viel? rechts.) Und wenn wir noch vier Wochen reden, 
wir werden Sie zwingen, daß Sie ſich an die Ab⸗ 
machungen im Aelteſten⸗Ausſchuß halten. So lange die 
Abmachungen ſo behandelt werden, wie es hier der Fall 
war, ſolange werden wir uns an Ihre Abmachungen 
auch nicht kehren. (Abg. Dr. Bumke: Daran haben Sie ſich 
noch nie gekehrt! Zwiſchenrufe und große Unruhe.) 
Da behaupten Sie etwas wider beſſeres Wiſſen, Herr 
Abg. Dr. Bumke. Im Gebrauch des Volkes ſagt man, 
eine Behauptung wider beſſeres Wiſſen ſei eine Lüge. 
(Der Kerl lügt ſyſtematiſch! links.) 

Bizepräfident Splett: Herr Abg. Spill, ich bedauere 
—ſehr, Sie unterbrechen zu müſſen. Herr Abg. Geri 
tagte: „Er lügt ſyſtematiſch!“ Ich rufe ihn deswegen 
zur Ordnung. 


Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Ueber⸗ 


legen Sie es ſich einmal, wo die Geſchichte hinlaufen 


ſoll. Wir haben uns im Aelteſtenausſchuß ſehr oft da⸗ 
iber gereinigt, daß eilige Sachen mit Friſtenkürzung er- 
ledigt werden konnten. Ich behaupte, es gibt eine 
ganze Menge Geſetze, bei denen niemand Anſpruch auf 
die Einhaltung der Friſten erhob, weil im Aelteſtenrat 
eine Verſtändigung erzielt worden war. Wenn von 
jetzt ab der Aelteſtenrat unter den Tiſch fällt, wenn man 
dort keine Vereinbarungen mehr trifft oder fie werden 
getroffen und die Fraktionen kümmern ſich nicht darum, 
dann werden die Arbeiten ſehr viel ſchwieriger werden 
als bisher. Dann ſchieben Sie uns nicht die Schuld 
zu. Wir haben uns ſtreng an die Vereinbarungen des 
Aelteſtenausſchuſſes gehalten. Sie dagegen haben ſich 
darüber hinweggeſetzt. Sie haben die Folgen zu vers 
antworten, die dieſe Handlungsweiſe konſequenterweiſe 
nach ſich ziehen muß. Ich wiederhole: Solange die Ver⸗ 
einbarungen im Aelteſtenausſchuß nicht befolgt werden, 
ſolange halten wir uns an keine Vereinbarung gebunden, 
ſondern werden tun, wie Sie jetzt getan haben. Denn, 
meine Herren, das Sprichwort ſagt ſchon: „Böſe Bei⸗ 
ſpiele verderben gute Sitten“. Sie haben ein ſehr böſes 
Beiſpiel geboten, wenn die guten Sitten auf der andern 
Seite auch nicht mehr zur Schau getragen werden. 
(Zuſtimmung links.) 

Vizepräſident Splett: Ich bitte um einen Augen⸗ 
blick Ruhe. Keiner der Herren Redner zur Geſchäfts⸗ 
ordnung, ſelbſt der Herr Abg. Spill nicht, hat behauptet, 
daß in der bewußten Aelteſtenausſchußſitzung der Be⸗ 
ratung dieſes Geſetzentwurfes widerſprochen worden iſt. 
(Abg. Spill: Ich habe geſagt, die Tagesordnung wurde 
feſtgeſetzt!) Einen Augenblick Ruhe, Herr Abg. Spill. 
(Abg. Spill: Sind Sie Präſident oder Redner!) Ich 
ſtelle feſt, daß keiner der Herren zur Geſchäftsordnung 
behauptet hat, daß in der bewußten Aelteſtenausſchuß⸗ 
ſitzung der Behandlung dieſer Vorlage Widerſtand ent⸗ 
gegengeſetzt wurde. (Abg. Spill: Darauf kommt es 
garnicht an!) Sie haben zuerſt behauptet, daß der 


auf die Tagesordnung gekommen ſei. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Raube. (Abg. 
Bergmann: Von dem Geſetz iſt im Aelteſtenausſchuß 
gar nicht geſprochen worden!) 

RNaube, Abgeordneter (K. P.): Auf der Tagesordnung 
ſteht die Verankerung eines Schandgeſetzes für die Er⸗ 
werbsloſen und zur Geſchäftsordnung wird ein Theater 
aufgezogen. (Sehr richtig!) Wenn das oben die Er⸗ 
werbsloſen ſehen, die in einer Delegation verſammelt 
ſind, glaube ich nicht, daß die Art und Weiſe der Be⸗ 
handlung eines ſo wichtigen Gegenſtandes dazu angetan 
iſt bei den Erwerbsloſen großes Vertrauen zu dieſem 
hohen Hauſe zu erwecken. Bei der geſchäftsordnungs⸗ 
mäßigen Behandlung dieſes Punktes iſt doch etwas ſehr 
Merkwürdiges zutage getreten. Es handelt ſich um eine 
feſtſtehende Tatſache, die durch einen bürgerlichen Abge⸗ 
ordneten beſtätigt worden iſt. Wenn ein Präſident des 
Hauſes von dieſer Stelle Behauptungen aufſtellt, die 
nachher durch einen bürgerlichen Abgeordneten mider- 
legt werden, wo direkt der Beweis der Unwahrheit er⸗ 
bracht wird, ſo iſt das ein Zeichen, daß zweierlei vor⸗ 
handen iſt. Entweder, m. D. u. H. Deutſchnationalen, 
hat Ihr Präſident bewußt gelogen (Lärm rechts.) oder 
er iſt von Ihnen zu dieſer Lüge veranlaßt worden. In 
dieſer Angelegenheit bedarf es einer eingehenden Er⸗ 
örterung. Wenn es gang und gäbe werden ſoll, daß die 
Präſidenten dieſes Hauſes gegeneinander Ausſagen 
machen, gegeneinander Behauptungen aufſtellen, ſo muß 
Remedur geſchaffen werden. Es iſt unmöglich, daß das 
Haus unter dieſen Umſtänden weiter tagen kann, nach⸗ 
dem derartige Machenſchaften durch das Präſidium ge⸗ 
ſchehen ſind. In dem Falle der Beratung des Wohnungs⸗ 
baugeſetzes iſt es ebenfalls der Präſident Dr. Treichel 
geweſen, der über einen geſchäftsordnungsmäßigen An⸗ 
trag von unſerer Seite überhaupt nicht abſtimmen ließ. 
Was hat der Herr Vizepräſident Splett gemacht? Er 
hat geſagt: „Meine Herren, gehen ſie auf die Plätze!“ Wo 


iſt der Paragraph der Geſchäftsordnung, wonach Sie dazu 


berechtigt ſind? (Zwiſchenrufe.) Ich habe mich deswegen 
zum Wort gemeldet, um eine grundſätzliche Frage zu 
klären. Es iſt nicht angängig, meine Herren Deutſch⸗ 
nationalen, daß Sie Ihren Präſidenten als Werkzeug 
Ihrer politiſchen Machenſchaften benutzen. Der Präſident 
ſoll auch von Ihrer Fraktion unabhängig ſein. Das 
feſtzuſtellen, iſt notwendig. (Abg. Doerkſen: Iſt er 
auch!) Nein! Es iſt nicht der einzige Fall. Sie haben 


in der Vergangenheit oft bewieſen, daß Sie Ihren Poſten 


im Präſidium für Ihre Angelegenheiten benutzen. Des⸗ 


wegen proteſtieren wir dagegen. Wir werden im Aelteſten⸗ 


Ausſchuß die hier zutage getretenen Dinge gehörig brand⸗ 
marken. Glauben Sie nicht, daß dieſer Fall erledigt iſt! Wir 
werden ganz bewußt auf die erlaſſene geſchäftsordnungs⸗ 
mäßige Abſtimmung zurückkommen. Wenn Sie, meine Herren 
von rechts, das Präſidium nur als gefügiges Werkzeug 
benutzen, haben Sie die Rechnung ohne uns gemacht, 
dann werden wir gehörig dreinſchlagen, trotz Ihrer be⸗ 
rühmten Demokratie, trotz Ihres berühmten Parla⸗ 
mentarismus! 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Dr. Bing. 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D): Es ift hier im 
Parlament lange Zeit ſo geweſen, daß man wenigſtens 
zu den Präſidenten einigermaßen Vertrauen hatte, daß 
fie ein Rechtsgefühl für die Situation haben. (Abg. 
Raube: Sie haben blos ein Rechtsgefühl, kein Links⸗ 
gefühl! Zwiſchenrufe und große Unruhe). Das Lage⸗ 
gefühl iſt bei Gehirnkranken ſehr häufig geſtört. Aber 
in dieſem Fall iſt es ſehr merkwürdig, die Diskuſſion 
iſt plötzlich wie eine Heilquelle für den Senat aus dem 
Boden geſprungen. Wir waren mitten in einer ſachlichen 
Beratung, da fängt der ſchwarz⸗blaue Präſident von der 
Stelle dort oben, nicht von hier, wo er hingehört, zu 


(4) 


(B) 


nung kann ich mich jederzeit melden. 


Bing bei der Wortmeldung zu beeinfluſſen. 
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(Dr. Bing, Abgeordneter.) 
reden an. Dann muß man ſich die Zuſammenhänge 
näher anſehen. Als mein Fraktionsfreund Spill vorhin 
redete, habe ich mich auch zur Sache zum Wort gemel⸗ 
det. Es gibt viele Dinge, zu denen man als Arzt noch 
etwas ſagen kann. Als ich mich meldete, hat der am⸗ 
tierende Präſident nicht das getan, was er zu tun hatte, 
nämlich die Meldung zur Kenntnis zu nehmen, ſondern 
er fragte mich, weshalb ich mich noch zum Wort melden 
wollte, ich hielte mich nicht an die Abmachungen des 
Aelteſten⸗Ausſchuſſes. Außerdem wolle die Regierung 
noch eine Erklärung abgeben. Die Regierung wolle 
doch verreiſen und ob ich nicht darauf Rückſicht nehmen 
wollte. Ich gönne jedem feinen Urlaub, und die böch⸗ 
ſten Regierungsvertreter ſind ja bei uns meiſtens auf 
Kongreſſen uſw., daß aber ein Präſident die Aufgaben, 
die ihm von der Regierung geſtellt werden, ſo durch⸗ 
ſichtig und ſo plump vertritt, hätte ich auch der Zen⸗ 
trumsdiplomatie nicht zugetraut. Alſo der Heilquell des 
Präſidiums ſprudelt für die erregte Rechte. 
Vizepräſident Splett: Der Herr Abg. Dr. Bing hat 
eine Behauptung aufgeſtellt, die nicht den Tatſachen ent⸗ 
ſpricht. (Großer Lärm links). Als er ſich zum Wort 
meldete, habe ich geſagt: „Herr Abg. Dr. Bing, iſt Ihnen 
von Ihrem Herrn Fraktionsvorſitzenden von der Verab⸗ 
redung im Aelteſten⸗Ausſchuß Mitteilung gemacht wor⸗ 
den?“ Eine weitere Beeinfluſſung, ob Wortmeldung oder 
nicht, habe ich nicht im entfernteſten verſucht. Ich habe 
nur geſagt, daß wir im Aelteſten⸗Ausſchuß eine Ver⸗ 
einbarung getroffen hätten. Darauf erklärten Sie: 
„Was halten wir uns an die Vereinbarungen!“ Das iſt 
der Hergang. (Abg. Dr. Bing: Dann haben Sie mir 
geſagt, die Regierung will noch reden!) Ihre Wort⸗ 
meldung lag ordnungsgemäß vor, es iſt gar keine Rede 
davon. (Zwiſchenrufe des Abg. Dr. Bing. — Große 
Unruhe). Weitere Wortmeldungen zur Geſchäfts⸗ 
ordnung liegen nicht vor. (Große Heiterkeit. — An⸗ 
dauernde Unruhe). Ich habe die Geſchäftsordnungs⸗ 
debatte geſchloſſen. (Große Unruhe. Andauernde Rufe: 
Zur Geſchäftsordnung!) Das Wort hat Herr Abg. 
Beyer. (Abg. Hohnfeldt: Hat er das Wort zur Sache 
oder zur Geſchäftsordnung?) — Große Unruhe. 
Ich bitte um rechtzeitige Meldungen. ; 
Beyer, Abgeordneter (S. P. D.): Zur Geſchäftsord⸗ 
j (Zwiſchenrufe 
rechts.) Es iſt meine Pflicht, das zu beſtätigen, was 
Herr Abg. Dr. Bing geſagt hat. Ich habe als Schrift⸗ 
führer daneben geſeſſen. Der Präſident wollte dem 
Senat Gelegenheit geben, zu reden und ſuchte den Abg. 
Er hat tat⸗ 
ſächlich geſagt: „Was wollen Sie noch reden, wir haben 
doch im Aelteſten⸗Ausſchuß vereinbart... (Große Unruhe 
und Zwiſchenrufe links. Beeinfluſſung! Wiederholte 
Rufe: Zur Geſchäftsordnung!) 


Vizepräſident Splett: Die Beeinfluſſung habe ich ja 


gar nicht geleugnet. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): 
traurig, feſtzuſtellen, daß der 
ift, das Haus zu zügeln. 
als an ihm ſelbſt. 


Es iſt überaus 
Präſident nicht in der Lage 
Das liegt weniger am Hauſe, 


Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 


nung hat Herr Abg. Spill. 5 
Spill, Abgeordneter (8. P. P.): M. D. u. H.! Ich 
ſtelle feft, daß wir uns ſchon ſeit geſtern in der Debatte 
über das Abänderungsgeſetz über die Arbeitsloſenfürſorge 
befinden. Ich ſtelle weiter feſt, daß niemand von den 
Abgeordneten von der Tagesordnung abgewichen iſt. 
Jeder Redner hat zu dem Geſetz geſprochen. Plötzlich, 
mitten in der Debatte über dieſes Geſetz, gab der am⸗ 
tierende Präſident eine Erklärung ab, ob die in dieſer 
Debatte angebracht war, erſcheint mir zweifelhaft. 
Selbſtverſtändlich mußte die Abgabe dieſer Erklärung 
eine Geſchäftsordnungsdebatte auslöſen. Das iſt doch 


eh 
ganz klar. Ich bin der Auffaſſung, es muß die Auf⸗ : 
gabe jedes amtierenden Präſidenten fein, die Geſchäfte 
zu fördern, d. h., die Geſchäftsordnung ſo zu handhaben, 
daß die Debatte in Fluß bleibt und ſchließlich zu einem 
vernünftigen Ende gebracht wird. Ich ſtelle auch feſt, 
daß von den Abgeordneten niemand den Verſuch gemacht 
hat, den regelrechten Verlauf der Debatte zu beeinfluſſen 
oder zu hindern. Nur dem amtierenden Präſidenten 
blieb es vorbehalten, die Erklärung abzugeben, von der 
er ſich ſagen mußte, daß ſie eine ausgiebige Geſchäfts⸗ 
ordnungsdebatte auslöſen würde. Aber nun noch das 
Schönſte: nachdem zur Geſchäftsordnung geſprochen wor⸗ 
den war, erklärt der Präſident die Geſchäftsordnungs⸗ 
debatte für geſchloſſen, trotzdem er als Leiter der Ver⸗ 
handlung wiſſen muß, daß jeder Abgeordnete jederzeit 
das Wort zur Geſchäftsordnung verlangen kann. Er 
darf nicht ſo lange ſprechen, wie ein anderer Redner, 
aber ſobald ein Redner ausgeſprochen hat, ganz egal zu 
welcher Sache er das Wort hat, hat jeder Abgeordnete 
das Recht, das Wort zur Geſchäftsordnung zu verlangen. 
Er muß natürlich auch zur Geſchäftsordnung ſprechen. 
Dem amtierenden Präſidenten blieb es vorbehalten, zu 
erklären: „Die Geſchäftsordnungsdebatte ift geſchloſſen“. 
Ich habe mir die Geſchäftsordnung auch einigermaßen 
angeſehen, ich habe bis jetzt keine Beſtimmung darin 
finden können, die dem Herrn amtierenden Präſidenten 
das Recht gibt, irgendeinem Abgeordneten das Wort zur 
Geſchäftsordnung zu verweigern. (Abg. Kurowski: Wir 
werden einen Kurſus für Präſidenten abhalten!) Herr 
Kurowski, vielleicht iſt das notwendig. Ich habe aller⸗ 
dings nicht die Abſicht, Präſident zu werden. (Abg. 
Kurowski: Man kann es nicht wiſſen!) Sie können es 
auch nicht wiſſen, Sie können fogar Gerichtspräſident / 
werden, das kann ich nicht. Ich möchte hieran 
nur den Wunſch knüpfen, daß jeder Einzelne in 
dieſem hohen Haufe einſchließlich des amtierenden 


Herrn Präſidenten ein klein wenig mehr die Nerven O) 


im Zaum behält. Dann können ſich ſolche Dinge nicht 
ereignen. Es wäre ja vermeſſen von mir, vorausſetzen 
zu wollen, daß der Herr Präſident die Geſchäftsordnung 
nicht kennt. Das ſetze ich nicht voraus, ſondern führe 
das Verhalten des Herrn Präſidenten, daß er erklärte, 
die Geſchäftsordnungsdebatte ſei geſchloſſen, nur auf ſeine 
Erregung zurück. Dieſe Feſtſtellung iſt notwendig. Es 
kann bei anderer Gelegenheit geſagt werden, es ſei ſchon 
einmal paſſiert, daß die Geſchäftsordnungsdebatte ge⸗ 
ſchloſſen wird. 


| 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Spill, Sie haben 
von einer Erklärung geſprochen. Ich habe keine Erklä⸗ 
rung abgegeben, ſondern ich habe nur Ihren Vorwurf 
des Gewaltaktes gegen den erſten Präſidenten zurückge⸗ 
wieſen. Das war der Ausgangspunkt. Weitere Wort⸗ 
meldungen lagen nicht mehr vor, deswegen hatte ich die 
Abſicht, zur Sache zu gehen und dem folgenden Redner, 
Herrn Abg. Dr. Bing, das Wort zu geben. (Abg. 
Plettner: Haben Sie nicht den Antrag des Abg. Klo⸗ 
ſſowski gehört?) Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Mau. (Abg. Kloſſowski: So, ich glaubte, 
Sie wollten mich wieder vergewaltigen! — Heiterkeit), 


Mau, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Es 
iſt hier gegen den erſten Präſidenten der Vorwurf der 
Unwahrheit erhoben worden. Zwei Abgeordnete, ein 
bürgerlicher und ein ſozialdemokratiſcher, haben gegen 
den erſten Präſidenten des Volkstages gezeugt. Nun 
frage ich Sie, halten Sie es für möglich, daß wir unter 
der Präſidentſchaft des Herrn Dr. Treichel noch weiter 
tagen und etwa in die Beratung des Etats eintreten. 
Glauben Sie nicht, daß es richtiger ſein wird wenn die 
Fraktionen zu dieſer Sachlage Stellung nehmen? Das 
Mißtrauen gegen die Objektivität des erſten Präſidenten 
des Volkstages herrſcht bei uns ſchon längſt. Beſonders 
bei dem Wohnungsbaugeſetz ſind große Zweifel an ſeiner 
Objektivität bei uns entſtanden. Nachdem wir ihn ſchärfer 


(A) (Mau, Abgeordneter.) 
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beobachtet haben, haben wir fejtgeitellt, daß er hier 
lediglich als Objekt der Deutſchnationalen Partei miß⸗ 
braucht wird. (Pfui! rechts — Abg. Dr. Bumke: 
Unverſchämtheit!) Er hat die Frechheit beſeſſen. von 
dieſer Stelle aus gegen zwei Abgeordnete Behauptungen 
aufzuſtellen, die in einer früheren Sitzung im Volkstage 
ſchon vollſtändig geklärt waren. Ein Mann, Studienrat 
und was er alles ſein will, der den Mut hat, wider 
beſſeres Wiſſen Behauptungen aufzuſtellen, hat nicht 
mehr die Eigenſchaften zum Präſidenten des Volkstages. 
Aus dieſem Grunde wäre es doch wohl richtiger, wenn 
die heutige Sitzung vertagt würde. (Abg. Dr. Bumke: 
Aha!) Wir können ja tagen, aber ob das der Würde 
und der ſachlichen Arbeit des Volkstages dienlich iſt, 
möchte ich ſehr bezweifeln. Sie werden zugeben müſſen, 
wenn hier eine Stunde oder anderthalb Stunden Ge⸗ 
ſchäftsordnungsdebatten über Schiebungen der Präſidenten 
ſtattgefunden haben, daß dann von einer ruhigen und 
ſachlichen Beratung nicht mehr die Rede ſein kann. 
Ich kann mir auch nicht vorſtellen, daß der Senats⸗ 
präſident Dr. Sahm unter dieſen Umſtänden noch eine 
Erklärung zu den Etats wird abgeben wollen. (Abg. 
Dr. Bumke: Aha!) Selbſtverſtändlich iſt die Erregung 
auf der linken Seite ſo ſtark, daß eine ſachliche Beratung 
kaum geſchehen könnte. (Abg. Dr. Bumke: Das iſt 
der Zweck der Uebung.) 

Aus allen dieſen Gründen ſtelle ich den Antrag, daß 
ſich das Haus vertagt und daß ſich der Aelteſtenausſchuß 
mit der ganzen Angelegenheit beſchäftigt. Jedenfalls 
müſſen dieſe Meinungsverſchiedenheiten und Differenzen, 
die zwiſchen dem erſten und zweiten Präſidenten des 
Hauſes beſtehen, im Aelteſtenausſchuß geklärt werden. 
Ferner muß erklärt werden, ob das, was die Kollegen 
Bergmann und Spill hier öfter kundgetan haben, dem 
Gang der Verhandlungen im Aelteſtenausſchuß entſpricht. 
Stimmt es, dann iſt das unwahr, was der Präſident 


{B) Dr. Treichel geſagt hat. Sachliche Arbeit kann nur ge- 


leiſtet werden, wenn dieje Differenzen zwiſchen verſchiedenen 
Fraktionen des Hauſes mit dem Präſidium durch irgend⸗ 
eine Ausſprache geklärt werden. Ich glaube nicht, daß 
Sie der Annahme ſind, daß die beſtehenden Differenzen 
durch eine Ausſprache von dieſer Stelle erledigt werden 
können. Je länger hier geſprochen wird, deſto mehr 
verſchärfen ſich die Gegenſätze. Deshalb ift hier nicht 
der richtige Ort. (Zurufe des Abg. Förſter.) Man 
muß ſchließlich Zeit haben, und muß wiſſen, was der 
Würde des Hauſes dienlich iſt. Deshalb mache ich 
den Vorſchlag der Vertagung. damit die Angelegenheit 
dem Aelteſtenausſchuß zur Klärung überwieſen wird, 
wo denn auch im Einverſtändnis mit den Vertretern 
der Fraktionen die Tagesordnung feſtgeſetzt wird. Daß 
aber derartige Mißverſtändniſſe in den Erklärungen der 
verſchiedenen Präſidenten beſtehen bleiben, halte ich nicht 
für vereinbar mit der Würde des Hauſes. Es iſt er⸗ 
forderlich, daß ſich die Vertrauenskörperſchaft unſeres 
Parlaments, der Aelteſtenausſchuß, mit dieſen Dingen 
beſchäftigt. Lügner wollen wir im Parlament nicht an 
der Spitze haben. - 


Bizepräfident Splett: Sie haben von Lügnern a 
der Spitze und Frechheit des Präſidenten geſprochen. Ich 
rufe Sie deswegen zur Ordnung. (Das iſt der Zweite! 
beim Zentrum.) Es iſt ein Antrag eingegangen, den ich 
bekanntgebe: 
1. Zu Punkt 1. der Tagesordnung: j 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen 
Schluß der Ausſprache zur Geſchäftsordnung. 
2. Schluß der Beſprechung ſelbſt. 
Schwegmann. Dr. Bumke uſw. 
Nun iſt der Antrag auf Vertagung um eine halbe 
Stunde geſtellt worden, damit der Aelteſtenausſchuß zu 
ſammentritt. Nach $ 68 unſerer Geſchäftsordnung geht 


der Schlußantrag dem Vertagungsantrag voran. Es iſt 
ein Schlußantrag geſtellt. Wir haben zunächſt über den 
Schlußantrag abzuſtimmen. Zur Geſchäftsordnung hat 


| 


(Was wollen Sie, es 
Herr 


das Wort der Herr Abg. Spill. 
iſt Abſtimmung! rechts. — Herr Bumke diktiert! 
Dr. Treichel ſitzt nicht oben! links.) 


Spill, Abgeordneter (D. S. P.): Ich habe mir die 
Freiheit genommen, in meinen Ausführungen von einem 
Gewaltakt zu ſprechen. Dieſer Ausdruck hat den amtieren⸗ 
den Präſidenten in Harniſch gebracht. Er ſagte nachher, 
er müſſe das richtig ſtellen und hat ungefähr zehn Minuten 
geſprochen, alſo eine regelrechte Erklärung abgegeben. Ich 
habe auf dieſe Erklärung Bezug genommen. Darauf 
ſagte der amtierende Präſident, er habe keine Erklärung 
abgegeben, ſondern nur eine Richtigſtelluug. Wodurch 
ſtellt man Dinge richtig? Durch eine Erklärung der 
Sachlage, anders nicht. Wie ſoll man da einen Unter⸗ 
ſchied machen zwiſchen einer Erklärung und einer Richtig⸗ 
ſtellung, das iſt mir rätſelhaft. Allerdings bin ich kein 
Schulmann, kein Pädagoge. Vielleicht rührt es daher, 
daß ich es nicht verſtehe. Aber ſopiel iſt mir als Laie 
klar, daß, wenn man eine Sache richtigſtellen will, eine 
Erklärung abgegeben werden muß. Nun zu den Antrag, 
der hier geſtellt wurde. Ich habe von einem Gewaltakt 
geſprochen und kann das Wort leider nicht zurücknehmen. 
Es lag ein Gewaltakt vor, die Vereinbarungen des Ael⸗ 
teſtenausſchuſſes wurden nicht befolgt. Es wurde einfach 
hier die Tagesordnung umgeworfen. Die Mehrheit war 
vorhanden und ſagte, was dort vereinbart wurde, geht 
uns nichts an. Der zweite Gewaltakt war folgender: 


Man will kurzerhand die Geſchäftsordnungsdebatte ab⸗ 


brechen. Wir haben bei der Geſchäftsordnungsdebatte 
Dinge feſtſtellen können, die wir nicht wußten, daß ein⸗ 
mal der erſte Präſident des Volkstages ausdrücklich am 
Schluß der damaligen Sitzung erklärte, ich habe das ver⸗ 
geſſen und daß er jetzt ſagt, es wäre ein Verſehen des 
Büros vorgekommen. Wir haben noch ganz andere ſon⸗ 
derbare Sachen feſtſtellen können, ſo daß eigentlich die 


(©) 


Geſchäftsordnungsdebatte nicht fruchtlos war. Ich glaube, D) 


daß zu dieſer Sache noch lange nicht alles geſagt worden 
iſt. Ich ſtimme meinem Fraktionskollegen zu, ſo wie die 
Dinge feſtgerannt ſind, geht es nicht, ſondern man wird 
eine Klärung herbeiführen müſſen. Ob man es Erklärung 
nennt oder Berichtigung iſt egal, aber eine Klärung der 
Sachlage wird doch wohl erfolgen müſſen. Noch geſtern 
ſagte mir der Herr erſte Präſident des Volkstages, daß 
der Wunſch, weiter zu tagen, nicht beſtehe, ſondern daß 
man heute in Ferien zu gehen beabſichtige. Er müſſe 


verreiſen und es ſei ſelbſtverſtändlich, daß das Haus mit 


einem Präſidenten ſchlecht zurechtkommen könne. Ich 
nehme alſo an, daß das Haus heute alſo in die Ferien gehen 
wird. Dieſe Dinge werden dann nicht geklärt und bleiben 
liegen, bis wir wieder zuſammentreten. 
daß es in der menſchlichen Natur liegt, mitunter etwas 
anderes zu hören, als was geſagt wurde. Ich habe 
einmal in einer Juriſtenzeitung geleſen, daß man eine 


Probe gemacht hat. Man hat Zeugen vernommen, und 
alle haben etwas anderes gejagt. Es muß eine Klärung 


der Angelegenheit erfolgen. Ich weiß nicht, ob ſie nach 
den Ferien beſſer vonſtatten geht, als wenn ſie jetzt auf 
friſcher Tat erfolgte. Darum dürfte das richtig fein, 
was mein Fraktionskollege Mau vorſchlug, daß im Ael⸗ 
teſtenausſchuß eine Klärung dieſer Dinge herbeigeführt 
werde, um einen geregelten Fortgang der Geſchäfte hier 
zu ermöglichen. Wenn allerdings die Mehrheit dieſes 
Hauſes tein Gewicht darauf legen fote, ob gearbeitet 
wird oder nicht, foll es uns recht fein. Ich glaube, die 
Regierungsmehrheit hat die Verantwortung dafür, daß 
die Geſchäfte regelrecht erledigt werden. Wenn wir dieſer 
Regierungsmehrheit ſoweit entgegenkommen und ſelbſt den 
Vorſchlag machen, eine Klärung herbeizuführen, um einen 
geregelten Fortgang der Geſchäfte zu ermöglichen, dann 


geht das Entgegenkommen weit genug. Wenn man es 


nicht annehmen will, haben wir nichts dagegen. Wenn 
Sie jetzt wieder durch einen Gewaltakt, durch eine Ab⸗ 
ſtimmung, der Linken zu dieſer Geſetzesvorlage das 


Sie wiſſen ja, 
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(Spill, Abgeordneter.) 

Wort abſchneiden wollen, dann können Sie es machen, 
m. H., Sie haben die Mehrheit. Aber Sie mögen 
es ſich geſagt ſein laſſen, daß das Sprichwort 
wahr bleibt: „Wie es in den Wald hineinſchallt, ſchallt 
es wieder hinaus.“ Dieſes Geſetz muß erſt den Ausſchuß 


paſſieren dann kommt es zur zweiten und dritten Beratung. 


(Abg. Doerkſen: Dann haben ſie ja Zeit genug!) Wir 
haben Zeit genug, wenn Ihnen die Zeit nicht zu lang 
wird. (Nein! rechts.) Wie weit Sie dann mit der Er⸗ 
ledigung der Geſchäfte des hohen Hauſes kommen werden, 
wird die Zukunft lehren. Wenn allerdings ein Mitglied 


der ſtärkſten Regierungspartei hier erklärt, ich bitte das 


zu behalten, wir haben Zeit genug, dann muß man aus 
den Worten folgern, laß die Karre hingehen, wo ſie will, 
uns geht es nichts an. (Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 
Wenn das das Verantwortungsgefühl iſt, das eine 


Regierungspartei beſitzen muß, und insbeſondere die 


ſtärkſte Regierungspartei, dann iſt das etwas ſtark, 


(Das ift Prinzip bei uns! links.) Wenn das bei uns 


zunehmen. 


Das Geſetz iſt uns hier aufoktroyiert worden. 


Prinzip iſt, wundert es mich nicht, daß Herr Doerkſen 
dieſe Aeußerung macht. (Abg. Doerkſen: Es iſt nicht 
unſere Schuld!) Dieſe ganzen Vorkommniſſe ſind Ihre 
Schuld, weil Sie auf den Präſidenten eingewirkt haben und 
er dadurch eigenmächtig die Vereinbarungen im Aelteſten⸗ 
Ausſchuß umgeſtoßen hat. (Zwiſchenrufe rechts.) Wenn 
Sie der Meinung ſind, Herr Doerkſen, uns iſt es egal, 
wir haben Zeit. Herr Doerkſen, lachen Sie nicht ſo 
höhniſch! Sie find ein alter Mann, aber vielleicht 
können Sie doch noch Stunden erleben, wo Ihnen das 
Lachen vergeht Das es Ihnen einmal vergangen iſt, 
haben wir erlebt, und man ſagt immer, es wiederholt 
ſich alles, früher oder ſpäter. Vielleicht kommt es noch 
einmal, daß Ihnen das Lachen vergeht. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Sind 5 Minuten herum? Dann werde ich 
abbrechen. Es iſt bezeichnend für das Verhalten eines 
alten Parlamentariers und Mitglieds der ſtärkſten Re⸗ 


) gierungspartei, wenn er jagt: „Wir haben ja Zeit, laß 


das Volk machen, was es will“. 


Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort Herr Abg. Loops. 


Loops, Abgeordneter (S. P D.): M. D. u. H.! Sie 
haben natürlich die Möglichkeit, den Antrag, den Sie 
hier eingebracht haben, durchzubringen. Ob Sie damit 
allerdings die Geſchäfte des Hauſes fördern, ſollten Sie 
fich ſelbſt überlegen. (Abg. Schwegmann: Das tun Sie 
andauernd!) Es iſt hier vorhin zum Ausdruck gebracht 
worden, daß wir heute noch eine Erklärung des Senats⸗ 
präſidenten entgegennehmen ſollten. Sie werden n 
ſelbſt ſagen, daß es bei dem geſpannten Verhältnis, das 
wir auf Grund dieſer Auseinanderſetzung jetzt haben, 
unmöglich iſt, eine Regierungserklärung entgegen⸗ 
(Aha! rechts.) Ja, wenn es Ihnen ganz 
gleich iſt, unter welchen Verhältniſſen und Umſtänden 
der Präſident der Regierung hier eine Erklärung abgibt, 
ſoll es uns ſchließlich auch gleich ſein. Sie tragen ja 
dafür die Verantwortung. Ich möchte Ihnen aber das 
eine ſagen, Sie ſollten ſich in Ihrem eigenen Intereſſe 
die Sache überlegen, ob es nicht ſo gemacht werden 
kann, wie es von uns ausgeführt wurde, daß die 
Sitzung heute vertagt wird. Die Regierungserklärung 
kommt heute nicht zuſtande, und wenn ſie zuſtande 
kommt, wird das unter nicht gerade ſehr günſtigen Um⸗ 
ſtänden für einen Regierungsbevollmächtigten geſchehen. 
(Hört, hört! beim Zentrum.) Selbſtverſtändlich! Meinen 
Sie, wir laſſen es uns gefallen, daß man uns hier ein Geſetz, 
das für die Arbeiterſchaft von ſo einſchneidender 
Wirkung iſt, aufoktroyiert? (Die Mehrheit ſiegt! rechts.) 
Wäre es 
den regelrechten Gang durch den Aelteſten⸗Ausſchuß ge- 
gangen, wäre es dort beraten, wäre es ſo nicht auf die 
Tagesordnung gekommen. Wir hätten dann die ganze 
zweitägige Debatte nicht gehabt. (Na, na! rechts.) Selbſt 


ſehen vorliegt. Aber wir können doch nicht bei einem für die 
Arbeiterſchaft ſo einſchneidenden Geſetz die Leidtragenden 
fein. Da muß es Ihre Aufgabe fein, daß Sie dieſes⸗ 
Verſehen, ſei es nun vom Büro oder vom Präſidenten 
verübt, ich will es von dieſer Stelle aus nicht unter⸗ 
ſuchen, aus der Welt ſchaffen. (Das wollen wir! rechts.) 
Sie wollen dieſen Zuſtand als normal hinnehmen. 
Das können wir uns nicht gefallen laſſen. Deshalb 
glaube ich, es liegt im Intereſſe des ganzen Parlaments, 
wenn Sie darauf eingehen, daß dieſe Beratung heute 
vertagt wird. Wir kommen heute auf keinen Fall mehr 
zu den Etatsberatungen. Wenn wir dieſen Punkt der 
Tagesordnung trotzdem nachher erörtern ſollten, ſo herrſcht 
eine ſo gereizte Stimmung, daß von einer Entgegennahme 
der Regierungserklärung keine Rede ſein kann. Sie 
müſſen ſich darüber klar ſein, bevor die Ueberrumpelung 
vom vorigen Freitag nicht aus der Welt geſchafft iſt, kann 
es ein regelrechtes Verhandeln nicht geben. Deshalb iſt 
es der beſte Weg, wenn dieſe Angelegenheit noch einmal 
an den Alteſtenausſchuß überwieſen wird. Dort kommen 
die Parteiführer zuſammen, und dort wird dieſe Ange⸗ 
legenheit beraten, ohne die Erregung, wie ſie im Plenum 
ſelbſtverſtändlich iſt. Ich kann nicht einſehen, weshalb 
Sie einer Beratung dieſer Angelegenheit im Alteſten⸗ 
ausſchuß widerſprechen. Wäre Ihnen an einer ſchleunigen 
Beilegung des ganzen Streites gelegen, ſo müßten Sie 
auch dieſem Antrage zuſtimmen. Der Alteſtenausſchuß 
ift die Stelle, wo ſolche Sachen ohne Parteileidenſchaft 
ganz objektiv geregelt werden können. Wenn Sie darauf 
nicht eingehen, wenn Sie es auf eine Machtprobe an⸗ 
kommen laſſen wollen, ſo glaube ich, werden Sie ſchließ⸗ 
lich dabei den kürzeren ziehen. (Bravo!) 

Vizepräſident Splett: Es iſt ein Antrag eingegangen: 
Schluß der Ausſprache zur Geſchäftsordnung. (Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung!) Ich kann nicht mehr das Wort zur 
Geſchäftsordnung geben. (Zu dem Antrag auch nicht?) 
Ich berufe mich dabei auf Ziffer 4 des S 68 der Geſchäfts⸗ 
ordnung. (Zurufe links.) Wir treten jetzt in die Ab- 
ſtimmung ein. Ich bitte diejenigen, welche dem Antrage 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht. — Abg. Raube: Nein, das ſtimmt nicht, man kann 
doch noch gegen den Antrag ſprechen. Unerhört! — Lärm 
links. — Zur Geſchäftsordnung! links.) Es iſt Schluß 
der Geſchäftsordnungsdebatte beſchloſſen. (Abg. Spill: 
Ich bitte das Wort zur Geſchäftsordnung! — Erneuter 
Lärm links. — Vizepräſident Splett unterbricht die 
Sitzung gemäß § 58 der G. O. durch Hutaufſetzen.) 

(Schluß der Sitzung 6 Uhr 10 Minuten.) 
* 

Die Sitzung wird 6 Uhr 30, Minuten durch den 
Vizepräſidenten Splett wieder eröffnet. 

Vizepräſident Splett: M. D. u. H.] Ich eröffne 
die unterbrochene Sitzung wieder. Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich ſchlage vor, die Punkte 1 und 2 von der heutigen 
Tagesordnung abzuſetzen. (Aharufe links.) 

Vizepräſident Splett: Widerſpruch höre ich nicht. 
Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes für 
das Rechnungsjahr 1925. 

Das Wort hat der Herr Präſident des Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: Der Senat hat 
mich beauftragt, die heute beginnende dritte Leſung des 
Haushaltsplanes mit folgender Regigrungserklärung ein- 
uleiten: 

i Der Haushaltsplan, welcher durch den Beſchluß des 
Hauptausſchuſſes eine von der Regierungsvorlage in 
vielen Punkten weſentlich abweichende Faſſung erhalten 


ts.) hat, iſt zuſtande gekommen unter eingehender Beratung 
Präſident Dr. Treichel hat zugegeben, daß hier ein Bera 


mit den ſachverſtändigen Leitern der einzelnen Ver⸗ 


— 
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(Dr. Sahm, Präſident des Senats.) 

waltungszweige. Trotzdem hierbei in einzelnen Punkten 
über die Vorlage der Regierung hinaus Mittel bereit 
geſtellt ſind, in anderen Punkten wichtige Ausgabepoſten 
geſtrichen wurden, ſtimmt der Senat doch dieſer Faſſung 
der Haushaltspläne, wie ſie der Hauptausſchuß feſtgelegt 
hat, ohne Vorbehalt bei. Nachträglich aber haben die 
Haushaltspläne durch mehrere Beſchlüſſe einſchneidende 
Aenderungen erfahren. Dieſe Aenderungen waren nicht 
mit den verantwortlichen Leitern der einzelnen Ver⸗ 
waltungen geprüft worden. Der Senat konnte aber 
bereits bei der zweiten Leſung überſehen, daß die 
Wirkungen ſehr bedenkliche ſein würden und hat bereits 
damals vor dieſen Beſchlüſſen dringend rechtzeitig gewarnt. 
Inzwiſchen iſt die Prüfung durch die Leiter der einzelnen 
Behörden, beſonders derjenigen, die durch dieſe Beſchlüſſe 
am meiſten berührt wurden, die namentlich der Ver⸗ 
waltung des Innern, der Zollverwaltung, der Poſt⸗ 
und Telegraphenverwaltung, ſowie der Juſtizabteilung 
erfolgt, und der Senat hat volle Klarheit darüber ge⸗ 
wonnen, daß die endgültige Verabſchiedung des Etats 
in der Faſſung der zweiten Leſung nicht nur mit 
wichtigen Intereſſen des Staates, ſondern auch mit den 
Intereſſen der Wirtſchaft unvereinbar ſein würde. Der 
Senat hält es für ſeine Pflicht, dieſe Auffaſſung vor 
der endgültigen Verabſchiedung des Etats in ernſter 
Weiſe dem Volkstage darzulegen und näher zu begründen. 
Der Senat würde glauben, eine Unterlaſſung zu be⸗ 
gehen, wenn er nicht noch in zwölfter Stunde ſeine 
warnende Stimme in breiter Oeffentlichkeit erheben 
würde. Die erwähnten ſchweren Bedenken richten ſich, 
wie ſchon jetzt vorweg bemerkt ſei, nicht nur gegen die 
Faſſung der Haushaltspläne nach dem Beſchluß der 
zweiten Leſung, ſondern auch gegen die vorgelegten Ab⸗ 
änderungsanträge, welche heute dem Hauſe zugegangen 
ſind. Bei der Beratung des Haushaltsplans des 
Innern im Hauptausſchuß iſt im Hinblick auf die ein⸗ 
gehende Darlegung der Senatsvertreter, namentlich im 
Hinblick auf die noch ungeklärte Geſtaltung der Polizei 


im Hafen, kein Abſtrich in der Zahl der Polizeibeamten 


erfolgt. (Hort, hört! Zwiſchenrufe links.) Erſt bei der 
Beratung im Plenum, in zweiter Leſung, iſt auf einen 
kurz vor der Sitzung eingegangenen Antrag hin ein Abſtrich 
von 150 Beamten bei der Schubpolizei und zwei höheren 
Beamten bei der Polizeiſchule erfolgt. Wie bei den Be- 
ratungen im Hauptausſchuß von der Regierung darge⸗ 
legt wurde, muß jede Perſonalverminderung auf Koſten 
der allgemeinen Sicherheit erfolgen. 
ſchule wird der Schaden infolge der Streichung der bei⸗ 
den Lehrperſonen in der Ausbildung des Nachwuchſes 
ſich beſonders geltend machen. Gerade bei den eigen⸗ 
artigen Verhältniſſen in Danzig iſt die Heranbildung 
eines tüchtigen und gut ausgebildeten Nachwuchſes ein 
unabweisbares Bedürfnis. Es iſt dies auch ſtets von 
den Rednern aller Parteien betont, ja ſogar gefordert 
worden. i 

Die jetzt vorliegenden Anträge weiſen gegenüber den 
Beſchlüſſen zweiter Leſung zwar eine gewiſſe, wenn auch 
nicht erhebliche Verringerung der perſonellen Abſtriche 
auf, indem ſie den Verhältniſſen Rechnung zu tragen 
ſuchen, welche durch die anderweitige Organiſation der 
Hafenpolizei in ihrem gegenwärtigen Umfange bedingt 
worden ſind. Trotzdem ſehen dieſe Anträge noch den 
Fortfall von insgeſamt 96 Stellen vor. Dieſe im Ver⸗ 
hältnis zur Geſamtſtärke bedeutſame Verminderung der 
Stellenzahl kann nicht getragen werden, ohne daß die 
Sicherheit im Freiſtaate erhebliche Einbuße erleidet und 
die Güte der Ausbildung beeinträchtigt und herabgeſetzt 
wird. (Zwiſchenrufe links.) Die Regierung muß 
auch heute wieder darauf hinweiſen, daß gegenüber den⸗ 
jenigen deutſchen Städten, die ſich in einer ähnlichen 
Lage wie Danzig befinden, wie im Hauptausſchuß mit 
eingehendem Zahlenmaterial nachgewieſen iſt, die Zahl 
der Polizeibeamten in Danzig geringer iſt, ganz abge⸗ 


Bei der Polizei⸗ 


| 


ſehen davon, daß in den genannten deutſchen Städten 
zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben im Notfalle die 
Reichswehr oft noch in größerer Stärke als die Polizei 
ſelber, zur Verfügung ſteht. 

Es läßt ſich ferner nicht verkennen, daß der Auf⸗ 
gabenkreis der Polizei in der letzten Zeit eine ſtändige 
Zunahme erfahren hat, und zwar insbeſondere auf dem 
Gebiete des Verkehrsweſens infolge der ungeheueren 
Steigerung des Kraftwagenverkehrs. Gerade durch die 
jetzt notwendig gewordene Kontrolle und Regelung des 
Verkehrs, die erſt in ihrem Anfangsſtadium ſich befin⸗ 
det, werden zahlreiche Polizeikräfte den allgemeinen 
Zwecken der Polizei entzogen und können deshalb ander⸗ 
weitig nicht verwendet werden. Schon jetzt iſt nach dem 
Zeugnis des verantwortlichen Arztes die Leiſtungsfähig⸗ 
keit der einzelnen Beamten bis zur Grenze des Zuläſſi⸗ 
gen in Anſpruch genommen. (Zwiſchenrufe links.) 
Danzigs Stellung als internationales Verkehrszentrum 
und als Hafenſtadt bringt für die Polizei zahlreiche und 
ſchwierige Aufgaben mit ſich. 

Schließlich muß noch betont werden, daß die Rege- 
lung der Polizei im Hafen noch nicht zum endgültigen 
Abſchluß gekommen iſt. Aus allen dieſen Gründen er⸗ 
ſcheint es dem Senat dringend notwendig, bei dem Haus⸗ 
haltsplan des Innern die Beſchlüſſe des Hauptausſchuf⸗ 
ſes wieder herzuſtellen. 

Beim Haushaltsplan der Zollverwaltung iſt entſpre⸗ 
chend dem allgemein durchgeführten Beamtenabbau und 
über dieſen weit hinaus der Perſonalbeſtand von 2288 
Beamten und Angeſtellten um über 32% Prozent ab- 
gebaut worden. Wenn nunmehr der Wegfall von insge⸗ 
ſamt 190 Beamten und außerdem noch eine weſentliche 
Verminderung der Bezüge für Angeſtellte verlangt wird, 
werden hieraus bald unheilvolle Konſequenzen ſich erge⸗ 
ben. Dieſe Konſequenzen wird in erſter Linie die Wirt- 
ſchaft zu tragen haben. 
welche nach den Beſchlüſſen der zweiten Leſung und dem 
letzten Abänderungsantrag wegfallen folen, können in 
der Hauptſache nur im Abfertigungsdienſte erſpart wer⸗ 
den. Wie ſehr aber heute ſchon die Zollabfertigung un⸗ 
ter dem Mangel an Perſonal leidet, (Abg. Kloſ⸗ 
ſowski: Sie jolen arbeiten und nicht herumlungern!) 
darf als eine allgemein bekannte Tatſache angenommen 
werden. (Zwiſchenruf des Abg. Kloſſowski.) 

Vizepräſident Splett: Herr Abgeordneter Kloſſowskt, 
ich bitte die Zurufe zu unterlaſſen. (Abg. Rahn: Zu⸗ 
rufe ſind im Parlament üblich! Zwiſchenruf des Abg. 
Kloſſoroski.) Herr Abg. Kloſſowski, ich bitte die Zu⸗ 
rufe in dem ſonſt üblichen Rahmen zu halten, ſonſt 
müßte ich Sie zur Ordnung rufen. 


Dr. Sahm, Präſident des Senats: Betrachtet man 


3. B. die Zuſtände, wie ſie ſich bei größerem Verkehr 


im Zollamt Poſt oder am Hauptbahnhof entwickeln, und 
ſtellt man ſich vor, daß die Zahl der Abfertigungsbeam⸗ 
ten in dieſem Fall weſentlich gemindert wird, jo wird jo- 
fort klar, wer die Koſten dieſer ſcheinbaren Erſparnis zu 
tragen hat. Für jeden Beamten, der wegfällt, müſſen 
mehr kaufmänniſche Angeſtellte vorhanden ſein, welche 
abzuwarten haben, bis ſie ihre Zollabfertigung durch⸗ 
führen können. Es iſt einer Handelsſtadt wie Danzig 
nicht würdig, wenn bei einem für den Handel ſo wich⸗ 
tigen Dienſt der Zollabfertigung ſtundenlanges Warten: 
und Anreihen unvermeidlich ift. 

Auch wenn man verſuchen wollte, an der Zollüber⸗ 
wachung zu ſparen, ſo ſind die Möglichkeiten hierfür lei⸗ 
der ſehr beſchränkt, und Handel und Verkehr haben 
die Koſten hierbei zu tragen. 

Neben der ernſten wirtſchaftlichen Bedeutung der An⸗ 
gelegenheit hat die Frage einer überſtürzten und über⸗ 
{tiebenen Verminderung aber auch eine politiſche Be- 
deutung. Danzig iſt durch die Verträge mit Polen ver⸗ 
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pflichtet, die Zollgrenze zu bewachen und dafür Sorge zu 
tragen, daß der Schmuggel ſo gut verhütet wird, wie 
dies möglich iſt. Dieſer Aufgabe iſt Danzig bisher mit 
dem geringmöglichſtem Aufwand gerecht geworden. Von 
der polniſchen Regierung iſt aber wiederholt eine Ver⸗ 
mehrung des Zollgrenzſchutzes und des Hafenſchutzes ver⸗ 
langt worden. Wenn das Zollperſonal um rund 200 
Köpfe vermindert wird, ſo wird es außerordentlich 
ſchwer, wenn nicht unmöglich ſein, den gerechtfertigten 
Forderungen Polens ſtattzugeben. Schwierigkeiten und 
Weiterungen mit der polniſchen Regierung ſind zu be⸗ 
fürchten. In dieſem Zuſammenhang darf darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß die polniſche Regierung das Per⸗ 
ſonal der polniſchen Zollverwaltung nicht ſtark vermin⸗ 
dert, ſondern ſtark vermehrt hat. Zurzeit ſind mehr als 
30 polniſche Zollinſpektoren in Danzig tätig. 
Folgendes muß noch beſonders hervorgehoben wer⸗ 
den. Auf Wunſch des Volkstages iſt ein engerer Aus⸗ 
ſchuß von Sachverſtändigen monatelang tätig geweſen, 
um die Zollverhältniſſe daraufhin zu prüfen, ob ein 
weiterer Abbau von Perſonal erfolgreich durchgeführt 
werden kann. In dieſem Ausſchuß iſt ein von der Han⸗ 
delskammer beauftragter Angehöriger der Wirtſchaft von 
Anfang bis zum Schluß tätig geweſen. Der Ausſchuß 
hat alle Stellen des Zolldienſtes daraufhin unterſucht, 
wo etwa noch weitere Perſonalerſparniſſe ohne Schädi⸗ 
gung des Dienſtes oder wirtſchaftlicher Intereſſen ein⸗ 
treten könnten und iſt einſtimmig mit Einſchluß des 
Vertreters der Wirtſchaft in einem ausführlich begrün⸗ 
deten Gutachten zu dem Ergebnis gelangt, das dies 
zurzeit nicht möglich iſt. 

Auch bei der Juſtiz⸗ wie bei der Poſt⸗ und Telegra⸗ 
phenderwaltung empfiehlt der Senat im Intereſſe der 
Wirtſchaft die Wiederherſtellung der Beſchlüſſe des 
Hauptausſchuſſes. Der Senat wird bei dieſen beiden 
Verwaltungen eine weſentliche Verminderung des Per⸗ 
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ſonals, welche nach Durchführung der Juſtizreform und ' 
nach der vollſtändigen Einführung des 
Fernſprechbetriebes mit Sicherheit in Ausſicht 
ſelbſt mit 


automatiſchen 
geſtellt 
werden kann, von ſich größtem Nachdruck 
durchführen. 

M. D. u. H.! Der Volkstag ſteht heute vor einer 
ſchwerwiegenden Entſcheidung. Faſſen Sie dieſe Ent⸗ 
ſcheidung ſo, daß kein Schaden dem Staat und der All⸗ 
gemeinheit durch Ihre Beſchlüſſe erwächſt. (Lebhaf⸗ 
tes Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Die Regierungs- 
erklärung war im Rahmen der Etats abgegeben. Die 
ganze Erklärung bezog ſich auf die Etats, die zur Bera⸗ 
tung ſtehen. Ich halte es für richtiger, daß wir heute 
nicht mehr in die Beratung der Etats eintreten. Lange 
könnte es doch nicht dauern. Es wird beſſer ſein, wir 
vertagen und beginnen die nächſte Sitzung mit der 
Etatsberatung, um bei den einzelnen Etats gleich auf 
die Rede des Präſidenten des Senats eingehen zu kön⸗ 
nen. Ich beantrage alſo Vertagung und auf die Ta⸗ 
gesordnung der nächſten Sitzung zu ſetzen: Fortſetzung 
der Etatsberatung. 

Vizepräſident Splett: Widerſpruch gegen den Ver⸗ 
tagungsantrag iſt nicht laut geworden. Ich ſtelle feſt, 
daß das Haus ſo beſchloſſen hat. Gemäß der Verein⸗ 
barung im Aelteſtenausſchuß gebe ich dem hohen Hauſe 
bekannt, daß wir bis zum 10. Juni in die Pfingſt⸗ 
ferien gehen. Am 10. Juni wird die erſte Sitzung 
nach den Ferien ſtattfinden. Ich glaube, Sie ermächti⸗ 
gen den Herrn Präſidenten, die Tagesordnung feſtzuſetzen. 
(Zwiſchenrufe links.) Richtig, Tagesordnung: Fort⸗ 
ſetzung der Etatsberatung. Die Sitzung iſt geſchloſſen. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 50 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den Vize⸗ 
präſidenten Splett eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Leske, Pertus, 
Dr. Schwartz, Dr. Strunk, Dr. Volkmann, Dr. Wiereinſki; 
Staatsräte Kraefft, Zander; Oberregierungsräte Dr. 
Alter, Engelbrecht, Dr. Hemmen; Oberregierungs⸗ und 
Forſtrat Nicolai; Obergerichtsrat Kettlitz; Oberbaurat 
Virus; Regierungsräte Arnſtädt, Burmeiſter, Hagemann, 
Schimmel, Wohler; Regierungsoberinſpektoren Brockſch, 
Schneider. 

Vizepräſident Splett: Ich eröffne die 114. Sitzung des 
Volkstages. Der Herr Abg. Senftleben beantragt vom 
2. Juni ab Urlaub. Da er eine beſtimmte Dauer des Ur⸗ 
laubs nicht angegeben hat, ſchlage ich vor, den Urlaub für 
ſechs Wochen zu genehmigen. Widerſpruch wird nicht laut; 
der Urlaub iſt bewilligt. 

Dann habe ich Ihnen im Auftrage des Alteſtenaus⸗ 
ſchuſſes zu empfehlen, als Punkt 1a der Tagesordnung die 
Senatsvorlage zu nehmen, die den Beamtenabbau regeln 
will. Sie läuft parallel mit dem Antrag des Herrn Dr. 
Kamnitzer. Dieſer Antrag liegt dem Hauptausſchuß vor, 
und es empfiehlt ſich, dieſe Vorlage des Senats auch dem 
Hauptausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut, 
ich ſtelle feſt, daß das Haus damit einverſtanden iſt, daß 
als Punkt la erledigt wird: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurſs zur Ande⸗ 
rung des Beamtenabbaugeſetzes. 

Drucksache Nr. 1491. Ich eröffne die Beſprechung. Wort- 
meldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe daher die Be⸗ 
ſprechung. Ich empfehle Überweiſung der Senatsvor⸗ 
lage an den Hauptausſchuß. Widerſpruch wird nicht laut, 
es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen nun zu unſerer eigent⸗ 
lichen Tagesordnung: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes für das 
Rechnungsjahr 1925. (Fortſetzung.) 

1. Haushaltsplan des Volkstages. 

Druckſache Nr. 1378, Abänderungsantrag 
Nr. 1431. Das Wort hat Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Auf 
Grund einſtimmigen Beſchluſſes meiner Fraktion habe ich 
folgendes zu erklaren: r 

Die Haushaltspläne einzelner großer Verwaltungen 
haben in der zweiten Beratung einſchneidende Anderungen 
erfahren. Der Senat hat hierzu in einer Regierungserklä⸗ 
rung am 21. Mai eingehend Stellung genommen. Meine 
Fraktion ſteht vollinhaltlich auf dem Boden der Regie- 
rungserklärung. (Sehr richtig! rechts.) Bei unſerer Arbeit 
in dieſem Haufe haben wir uns ſtets von dem Geſichts⸗ 
punkt leiten laſſen, daß unſere Wirtſchaftslage und die von 
ihr abhängige Steuerkraft unſerer Bevölkerung größte 
Rückſicht verdienen. Dies kam u. a. bei unſerer Stellung⸗ 
nahme zur Wohnungsbauabgabe bezüglich der gewerb⸗ 
lichen Räume und der Höhe der Abgabe zum Ausdruck. 
Die Rückſicht auf die Wirtſchaft bedingt aber auch größte 
Sparſamkeit im Staatshaushalt. Die Staatsnotwendig⸗ 
keit und gewiſſe Rückwirkungen auf die Wirtſchaft be⸗ 
grenzen das Streben nach Sparſamkeit. Erſparniſſe ſind 
bei perſönlichen und ſachlichen Ausgaben möglich. Es muß 
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anerkannt werden, daß der Beamtenabbau bei uns mit 
größter Energie durchgeführt wurde. Herr Vizepräſident 
Dr. Ziehm hat im Hauptausſchuß nachgewieſen, daß in 
Danzig auf den Kopf der Bevölkerung trotz ſchwierigerer 
Verhältniſſe weniger Beamte entfallen wie im Deutjchen 
Reich, in Hamburg, Bremen und Lübeck. (Zwiſchenrufe 
links.) Es wurde mitgeteilt, daß eine Denkſchrift hierüber 
im Senat in Vorbereitung iſt, und wir begrüßen dies. 
Unſere Bevölkerung hat einen Anſpruch darauf, hierüber 
Aufklärung zu erhalten. Die in der Nachkriegs⸗ und In⸗ 
flationszeit entſtandenen Schäden wirken ſich bis zu einem 
gewiſſen Grade in den ſachlichen Ausgaben aus. Es darf 
aber nicht überſehen werden, daß wir ein armes Volk 
geworden ſind und dieſe Schäden nicht in wenigen Jahren 
beſeitigen können. Die Zeitdauer beſtimmt die Wirt⸗ 
ſchaftslage und die Steuerkraft unſerer Bevölkerung. Wir 
haben deshalb Anträge eingebracht, die Einſchränkungen 
bei verſchiedenen Verwaltungen fordern und erhebliche Er⸗ 
ſparniſſe bedeuten. Über dieſe Anträge hinauszugehen, ver⸗ 
bieten Staatsnotwendigkeiten und die Rückſicht auf die 
Wirtſchaft, wie auch aus der Regierungserklärung zweifels⸗ 
frei hervorgeht. (Sehr richtig! rechts.) 

Wie im Vorjahre, ſo ſind auch in dieſem Jahre die 
Haushaltspläne des Innern und der Zollverwaltung am 
meiſten umſtritten. Die Anträge der Liberalen Fraktion 
bezüglich der Schutzpolizei und der Zollverwaltung find 
nach unſerer Auffaſſung in Übereinſtimmung mit der 
Regierungserklärung für Staat und Wirtſchaft gleich ge⸗ 
fährlich. Wie aus der Regierungserklärung hervorgeht 
und auch im Ausſchuß nachgewieſen wurde, hat die Zoll⸗ 
verwaltung bereits mehr als 30 Prozent ihres Perſonals 
abgebaut. (Zwiſchenrufe und Unruhe links.) Schon heute 
find aus Wirtſchaftskreiſen Klagen über zu lange Warte- 
zeit bei der Zollabfertigung laut geworden. Trotzdem hat 
eine Kommiſſion, in der auch ein von der Handelskammer 
vorgeſchlagener Wirtſchaftler vertreten war, lange Zeit die 
Verhältniſſe bei allen Abteilungen der Zollverwaltung ſehr 
eingehend daraufhin geprüft, ob noch ein weiterer Perſonal⸗ 
abbau möglich iſt. Die Kommiſſion iſt einſtimmig zu der 
Überzeugung gekommen, daß hierin eine ſchwere Schädi⸗ 


gung für unſere Wirtſchaft liegen würde. Die Bewachung 


unſerer Grenzen durch Zollbeamte iſt ſchon jetzt auf das 
notwendigſte Maß beſchränkt. Weiter können wir hierin 
mit Rückſicht auf unſere Verpflichtungen gegenüber Polen 
nicht gehen. Durch eine Verminderung der Zollbeamten 
in dem von der Liberalen Vereinigung verlangten Um⸗ 
fange würde die Zollabfertigung am meiſten getroffen 
werden. (Abg. Kloßowfki: Ach wol) Die mit Rückſicht auf 
unſere Wirtſchaft eingerichteten Zollämter in Langfuhr, 
Oliva, Weichſelmünde, Neuteich, Tiegenhof u. a. müßten 
eingehen. Die Wartezeit bei der Zollabfertigung würde 
noch größer werden. Mit Recht weiſt die Regierungserklä⸗ 
rung auf die Verhältniſſe bei größevem Verkehr im Zoll⸗ 
amt Poſt und am Hauptbahnhof hin. Die hier ankommen⸗ 
den Schiffe müßten längere Zeit im Hafen liegen bleiben. 
Hierdurch würden unſer Handel und unſere Wirtſchaft 
ſchwer leiden. Bei unſerer jetzigen Wirtſchaftslage würde 
dies die beſtehende Wirtſchaftskriſe erheblich verſchärfen. 
(Huhu! links.) Es darf aber auch nicht überſehen werden, 
daß wir auf dem Gebiete des Zollweſens nicht frei find. 
Wir ſind den ſehr komplizierten, ſich häufig ändernden Zoll⸗ 
beſtimmungen Polens unkerworfen. Wir find mit” der 
Regierungserklärung darin einig, daß die unheilvollen 
Konſequenzen aus einem weiteren Perſonalabbau beim Zoll 
in erſter Linie die Wirtſchaft zu tragen haben wird. 
(Zwiſchenrufe links.) ; 

Mehr Gefahren liegen aber für Staat und Wirtſchaft 
in dem Antrage auf Verminderung unſerer Schutzpolizei. 
Die Aufrechterhaltung von Ruhe, Ordnung und Sicherheit 
iſt für unſere ſtaatliche Selbſtändigkeit und wirtſchaftliche 
Entwicklung unabweisbare Vorausſetzung. (Zwiſchenrufe 
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und Unruhe links.) Unſere Wirtſchaft kann die beſtehende (0) ; 


Kriſe nur überwinden, wenn Ruhe und Ordnung, ſowie die 
politiſchen Verhältniſſe in unſerem Staatsweſen geſichert 
bleiben. Für den Zuſchuß von Krediten für unſere Wirt⸗ 
ſchaft von außen her iſt dies unbedingte Vorausſetzung. 
(Sehr richtig! rechts. Unruhe links.) Die außenpolitiſchen 
Gefahren, wenn hier auch nur vorübergehend Ruhe und 
Ordnung gefährdet ſind, ſind gerade für Danzig außer⸗ 
ordentlich groß. (Zwiſchenrufe des Abg. Kloßowſki.) Den 
Mitgliedern dieſes Hauſes dürfte dieſes genügend bekannt 
ſein. Nach einem Beſchluß des Völkerbhundsrates vom Juni 
1921 iſt für den Fall, daß die Danziger Polizeitruppen 
nicht genügen ſollten, unter beſtimmten Vorausſetzungen 
vorgeſehen, daß die polniſche Regierung im Gebiet der 
Freien Stadt die Ordnung ſicherſtellen wird. (Hört, hört! 
rechts.) Ich weiſe hierauf mit allem Nachdruck und größtem 
Ernſt hin. (Sehr richtig! rechts.) Wer die Gefahren 
kennt und ihnen nicht Rechnung trägt, nimmt die ſchwerſte 
Verantwortung auf ſich. (Sehr richtig! rechts. — Unruhe 
links.) Die Abgabe von Beamten der Schutzpolizei an den 
Hafenausſchuß bedeutet eine Schwächung der Schlagkraft 
unſerer Schutzpolizei. (Abg. Kloßowſki: Schlagkraft unſerer 
Schutzpolizei iſt gut! — Große Unruhe und Zwiſchenrufe 
links.) Sie beweiſen nur, daß Ihnen Ruhe und Ordnung 
ein Dorn im Auge find. Sie können uns nicht beeinfluſſen. 
(Sehr richtig! rechts.) Die Abgabe von Beamten der Schutz⸗ 
polizei an den Hafenausſchuß bedeutet eine Schwächung der 
Schlagkraft unſerer Schutzpolizei. (Abg. Kloßowſki: Der 
Schlagkraft?) Eine weitere Schwächung glauben wir unter 
feinen Umſtänden mit Hinweis auf die hier hervorgeho⸗ 
benen Gefahren verantworten zu können. (Sehr richtig! 
rechts.) Für jeden, der hören kann und will, geht dieſelbe 
Auffaſſung aus der Regierungserklärung einwandfrei her⸗ 
vor. (Sehr richtig! rechts.) Eine ſolche Erklärung dürfte 
bei fich ihrer Verantwortung bewußten Politikern nicht un- 
beachtet bleiben. (Sehr gut! rechts.) Ein zahlenmäßiger 
Vergleich mit gleichen Städten im Deutſchen Reiche wie 
Bremen, Königsberg, Stettin u. a. beſtätigt unſere Auf⸗ 
faſſung. Im Ausſchuß wurde hierüber weitgehendſt Mate⸗ 
rial bekanntgegeben. Die Zahl der Beamten der Schutz⸗ 
polizei beträgt z. B. in Bremen 1900, dagegen in Danzig 
nur 1300. (Hört, hört! vechts.) Es muß hierbei noch be⸗ 
rückſichtigt werden, wie auch die Regierungserklärung her⸗ 
vorhebt, daß in Bremen etwa 2000 Mann Reichswehr 
hinter der Schutzpolizei ſtehen und die Polizei in Bremen 
nur das Stadtgebiet zu ſchützen hat. Unſere Schutzpolizei 
hat Ruhe und Ordnung im ganzen Freiſtaatgebiet aufrecht⸗ 
zuerhalten. (Zuruf des Abg. Leu.) Wenn in Städten des 
Deutſchen Reiches vorübergehend Ruhe und Ordnung ge⸗ 
fährdet oder geſtört ſind, beſteht dort neben der Möglichkeit 
zum Einſetzen der Reichswehrtruppen die weitere Möglich⸗ 
keit, in Nachbarſtädten freie Polizeiorgane zur Verſtär⸗ 
kung und Wiederherſtellung der Ordnung heranzuziehen. 
Die außenpolitiſchen und damit auch die wirtſchaftlichen 
Gefahren bei vorübergehender Störung von Ruhe und 
Sicherheit ſind im Deutſchen Reiche geringer als in Danzig. 

Sehr bedenklich und gefährlich iſt die Entſchließung 
über die Vereinheitlichung und Verſchmelzung der verſchie⸗ 
denen Arten der Exekutivpolizei. Die Schutzpolizei hat ſich 
in der gegenwärtigen Verfaſſung bewährt (Zwiſchenrufe 
links.) und auch in ſchwierigen Zeiten ihre Aufgaben er⸗ 
füllt. (Abg. Kloßowſki: Schupokapelle!) 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Kloßowſfki, ich bitte 
Sie, fich etwas zu mäßigen, fonſt müßte ich Sie zur Ord- 
nung rufen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Die Schutzpolizei 
hat ſich in der gegenwärtigen Faſſung bewährt und hat in 
ſchwierigen Zeiken ihre Aufgabe, Aufrechterhaltung von 
Ruhe und Ordnung, erfüllt. (Sehr gut! rechts.) Man foll 
an bewährten Einrichtungen nicht ohne Not rütteln. Es 
erſcheint nicht klar, daß bei der Verſchmelzung im Sinne 
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der Entſchließung die notwendige Schlagkraft der Schutz⸗ 
polizei erhalten bleibt. (Zuruf links.) Es iſt vielmehr zu 
befürchten, daß ſie einen bedenklichen Schaden erleidet. Da⸗ 
zu kommt, daß ſeitens der Regierung im Hauptausſchuß 
überzeugend dargelegt wurde, daß die Verſchmelzung keine 
Verringerung des Perſonals und damit auch keine Erſpar⸗ 
niſſe bringt. Da fragt man ſich doch: Hat es denn einen 
Zweck, eine Umorganiſation vorzunehmen, wenn darin auf 
der einen Seite eine Schwächung des Polizeiſchutzes liegt 
und auf der anderen Seite Erſparniſſe damit nicht verbun⸗ 
den ſind? : 

Meine Fraktion wird die Entſchließung ablehnen. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkte, daß man das bewährte 
Gute erhalten und nicht leichtfertig zerſtören ſoll. (Zu⸗ 
ſtimmung rechts.) Ausgaben für die Sicherheit müſſen als 
produktiv angeſehen werden. Sie abzulehnen, iſt ein ge⸗ 
fährliches Spiel und führt in letzter Linie dahin, daß an 
den Grundlagen des Staates gerüttelt wird. (Unruhe links.) 
Dazu wird meine Fraktion nicht die Hand bieten. Ins⸗ 
beſondere die Wirtſchaft hat ein ganz außerordentliches 
Intereſſe, man kann jagen ein Lebensintereſſe, an einer zur 
Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung genügend ſtar⸗ 
ken Polizeitruppe. (Sehr richtig! rechts. — Unruhe links.) 
Meine Fraktion warnt deshalb, wie es bereits in der Regie⸗ 
rungserklärung geſchehen iſt, in letzter Stunde und mit 
allem Ernſt vor Annahme der Anträge der Liberalen Ver⸗ 
einigung. Wir bitten das Haus um Annahme der von uns 
und dem Zentrum geſtellten Anträge zu den Haushalts⸗ 
plänen des Innern und der Zollverwaltung. Meine Frat- 
tion kann die Verantwortung für die Annahme des Haus⸗ 
haltsplanes in der von der Liberalen Vereinigung bean⸗ 
tragten Form nicht tragen und würde aus deren Annahme 
die politiſchen Konſequenzen ziehen. (Lebhaftes Bravo! 
rechts. — Lärm links. — Abg. Kloßowfki: Daß wir dieſen 
Menſchen in Danzig haben! — Heiterkeit.) 

. Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
pill. 


Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Die Ye- 
ratung von Etats iſt im Grunde genommen ſonſt eine ziem⸗ 
lich trockene Arbeit. Man hat ſich da viel mit Zahlen zu 
beſchäftigen, und im großen und ganzen genommen bringt 
dieſe Arbeit nicht viel Abwechſlung. Es ſcheint nun fo, als 
wenn der Deutſchnationalen Fraktion dieſe Arbeit etwas 
zu trocken war und ſie deshalb von vornherein für den not⸗ 
wendigen Humor ſorgen wollte. Anders, m. D. u. H., 
können diejenigen, die die Danziger Verhältniſſe kennen, 
die Erklärungen, wie ſie der Vorredner vorlas, nicht auf⸗ 
nehmen. (Abg. Schwegmann: Es liegt auch vielleicht an 
Ihnen!) Wir hatten im Alteſtenausſchuß am vergangenen 
Sonnabend vereinbart, und zwar waren alle Fraktionen 
damit einverſtanden, daß im beſonderen nicht zu der Regie⸗ 
rungserklärung Stellung genommen werden ſollte, die am 
letzten Sitzungstage vor den Ferien hier abgegeben wurde. 
Ich betone, alle Fraktionen hatten dieſe Vereinbarung ge⸗ 
troffen. Heute iſt wieder der Beweis geliefert, daß Verein⸗ 
barungen im Alteſtenausſchuß eigentlich keinen Sinn und 
Zweck haben. (Abg. Schwegmann: Das trifft nicht zul) 
Sie waren doch nicht dabei. Wenn Sie dabei geweſen ſind 
und ein klein wenig Ehrlichkeitsgefühl beſitzen, müſſen Sie 
zugeben, daß das ſtimmt. Ich bin in der glückliche Lage, 
ſämtliche anderen Fraktionsführer als Zeugen aufrufen zu 
können. Alſo, die Vereinbarungen gingen dahin, im beſon⸗ 
deren zu der Regierungserklärung nicht Stellung zu nehmen. 
Es ſollte vielmehr jedem Redner, der zu den einzelnen 
Etats ſprechen würde, fveiftehen, ſoweit der Etat mit der 
Regierungserklärung in Berührung kam, darauf ein⸗ 
zugehen. Der Deutſchnationalen Fraktion blieb es vor⸗ 
behalten, eine beſondere Erklärung abzugeben. Das iſt ihr 
gutes Recht. Warum ſoll ſie nicht für Humor ſorgen, das 
wird ihr niemand ſtreitig machen. Ich geſtehe dem Redner 
der Deutſchnationalen Fraktion ohne weiteres zu, daß nie⸗ 


mand beſſer in der Lage iſt, für Humor zu ſorgen, als er. 
(Abg. Bumke: Das ſcheint Ihnen ſehr unangenehm ge⸗ 
weſen zu ſein!) Wenn irgend etwas auf mein Zwerchfell 
eingewirkt hat, war es dieſe Rede, Herr Abg. Dr. Bumke. 
Wenn wir alles, was Sie ſagen, ſo tragiſch nähmen, wie 
der Ton tragiſch war, der von Ihrer Seite angeſchlagen 
wurde, müßten wir immer eine Leichenbittermiene an⸗ 
nehmen. Aber wir kennen Sie ja. (Zuruf des Abg. 
Philipſen.) Herr Abg. Philipſen, ich habe das Gefühl, daß 
Sie ebenſo wie Ihre Fraktion ſich ſehr wenig auch in dieſer 
Erklärung von Staatsintereſſen leiten ließen. Ich glaube, 
die Parteiintereſſen waren ausſchlaggebend. (Zuſtimmung 
links.) Ich glaube, man geht nicht fehl, wenn man an⸗ 
nimmt, die Deutſchnationale Fraktion iſt um den Etat 
und den Staat weniger beſorgt, als um ihre Partei. Das 
weiß jedes kleine Kind in Danzig, daß gerade der Be- 
amtenkörper der Kern Ihrer Partei iſt. Darum wehe dem⸗ 
jenigen, der hieran rührt; er rührt an den Grundlagen 
der Deutſchnationalen Partei. (Des Staates! rechts.) Hier 
verwechſeln Sie Partei und Staat. ((Abg. Philipſen: Das 
haben wir nie verwechſelt! Das tun Sie immer!) Ich 
wollte auf die Dinge nicht eingehen, aber da muß ich ſchon 
etwas heran. (Wann waren Sie zuletzt in Warſchau? 
rechts.) Wenn Ihre Partei nur das Staatsintereſſe im 
Auge hätte und alle Maßnahmen der Fraktion fo wären, 
daß nur das Wohl des Staates im Vordergrunde ſtände, 
dann frage ich Sie, warum find die wirtſchaftlichen Ver- 
hältniſſe in Danzig ſo, wie ſie jetzt ſind? Sie haben doch 
regiert, ſo lange wie der Freiſtaat beſteht. (Sehr gut! 
links. — Zwiſchenruf des Abg. Philipſen.) Das Reſultat 


der Regierungskunſt der Deutſchnationalen Partei iſt, daß 


Danzig am Ende iſt, daß es vor dem Ruin ſteht. Die Wirt⸗ 
ſchaft liegt am Boden und kann nicht mehr hoch. So ſieht 
Ihre Regierungskunſt aus. (Zwiſchenruf des Abg. 
Philipſen.). 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Philipſen, ich muß 
Sie bitten, die Zurufe ein wenig einzuſchränken. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Er ſtört mich gar nicht. 
Nein, wir haben in Danzig auch nicht am 9. November 
regiert, ſondern damals haben Sie regiert. Ich glaube, 
wenn ich an meinen kleinſten Jungen die Frage richtete, 
wer Danzig am 9. November verraten hat, würde er ſie 
richtig beantworten. (Abg. Schwegmann: Die Sozialdemo⸗ 
kraten!) Überlegen Sie ſich doch die Dinge! Beherrſchen 
Sie ſich doch wenigſtens ſo weit, daß Sie Zurufe machen 
oder Antworten geben, die ein klein wenig mit dem ge- 
ſunden Menſchenverſtand im Einklang ſtehen! (Abg. 
Kloßowſki: Wenn man die Geſichter drüben anſieht, hat 
man die ganze Erklärung! Von denen kann man das nicht 
verlangen!) 

Nun ein paar Worte zu der famoſen Erklärung. In 
der Erklärung brachte die Deutſchnationale Partei zum 
Ausdruck, daß ſie völlig auf dem Boden der Regierungs⸗ 
erklärung ſtehe, wie ſie der Präſident des Senats am 
letzten Sitzungstage abgegeben hat. Insbeſondere darf an 
der Schutzpolizei nicht gerührt werden. (Sehr richtig! 
rechts.) Die Schlagkraft, ich unterſtreiche das, die Schlag⸗ 
kraft der Schutzpolizei muß aufrechterhalten bleiben. Herr 
Philipſen, ich war ein paar Jahre früher als Sie Soldat 
bei den Preußen. Da ſprach man auch von der Schlag⸗ 
kraft, aber niemals von einer Schlagkraft der Polizei, ſon⸗ 
dern von einer Schlagkraft des Heeres. Es kann doch nur 
der Schluß gezogen werden, daß wir in Danzig keine 
Polizei, ſondern Militär haben. (Heiterkeit rechts.) Darz 
über lachen Sie? Sie müſſen die Dinge doch verſtehen. 
Gelingt es einem Polizeibeamten beſſer, einen Spitzbuben 
zu greifen, wenn er ſeine Kappe auf hat oder wenn er 
einen Stahlhelm auf dem Kopfe hat? Herr Philipſen, als 
ich in das Feld zog, hatte ich die alte preußiſche Pickel⸗ 
haube auf dem Kopfe. Erſt eine ganze Zeit ſpäter bekamen 
wir draußen im Felde den Stahlhelm. Weshalb bekamen 
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wir ihn? Der Stahlhelm bot einen gewiſſen Schutz gegen 
Schrapnellfeuer von oben. Nun muß man fragen: Glaubt 
denn die Danziger Polizei, daß ſie mit Schrapnellfeuer 
von oben beſchoſſen wird? (Abg. Schwegmann: Sie kann 
geſchlagen werden! — Heiterkeit links.) Alſo die Polizei 
kann geſchlagen werden. Ja, das deutſche Heer iſt auch 
geſchlagen worden. (Zwiſchenrufe links.) Der Präſident 
des Senats ſagte, die Verringerung der Polizeiſtärke könne 
nur auf Koſten der Sicherheit des Staates geſchehen. Ich 
möchte mir einmal die Frage geſtatten: Wenn wir die 
Schutzpolizeikapelle abbauten, würde dann auch die Sicher⸗ 
heit des Staates gefährdet fein? (Jawohl! links.) Nein, 
aber die Konzerte in Zoppot würden aufhören. Es gehört 
alſo auch zur Sicherheit des Staates, daß die Badegäſte 
in Zoppot Konzerte zu hören bekommen. So etwas wagt 
der Präſident des Senats hier vorzutragen. (Er muß es! 
links.) Die Schupokapelle veranſtaltet nicht nur Konzerte 
in Zoppot, ſondern auch in Langfuhr im Klein⸗Hammer⸗ 
Park, in dem neuen Kabarett. Da muß ſich doch jeder 
fragen: Wenn es richtig ift, was uns die Wirtſchaftler ver- 
ſichern, daß unſeve Wirtſchaft am Boden liegt, können wir 
da nicht die Ausgaben für überflüſſige Dinge ſtreichen? 
Können wir nicht die Schupokapelle ſtreichen? Wir können 
das den Zivilmuſikern überlaſſen, damit diefe nicht die 
Arbeitsloſenunterſtützung zu beziehen brauchen. Wenn man 
ſich die Sache überlegt, bleibt einem der Verſtand ſtehen. 

Ich will auf die Schutzpolizei nicht weiter eingehen. 
Wir haben ja noch ſo eine famoſe Organiſation, die Zoll⸗ 
kompanie. Mein Herr Vorredner brachte in ſeiner Erklä⸗ 
rung zum Ausdruck, daß auch an den Zollbeamten nicht 
gerüttelt werden dürfe. Das würde nur auf Koſten der 
Wirtſchaft geſchehen; denn die Arbeit könne dann nicht ge⸗ 
leiſtet werden. Wenn man alle diejenigen aus dem Zoll⸗ 
dienſt entfernen würde, die tatſächlich mit dem Zolldienſt 
nichts zu tun haben, die von ihm nicht das geringſte ver⸗ 
ſtehen, dann würde die Arbeit ebenſo weitergehen wie bis⸗ 
her. Wir würden aber eine ganze Menge Ausgaben weni⸗ 
ger haben. Die Zollkapelle, die jetzt ebenfalls mit großen 
Etabliſſements Verträge betreffend Konzerte abgeſchloſſen 
hat, könnten wir auch miſſen. Ich möchte die Frage an den 
Herrn Staatsrat Kraefft richten, ob er glaubt, daß die 
Zollabfertigung ohne Muſik nicht zu machen geht. Man hat 
ja bekanntlich in Amerika herausgefunden, daß die Arbeit 
bei Geſang und Muſik beſſer geht. Mir ſcheint, daß man 
beim Zoll dieſe amerikaniſche Methode ausprobieren will. 
Man braucht die Zollkapelle, um die Arbeit ſchneller zu be⸗ 
werkſtelligen. (Sie hat aber nicht viel bewirkt!) Ich muß 
jagen, wenn in Amerika dieſe Methode fo wirkt, 
wie ſie ſich hier auszuwirken ſcheint, dann wollen wir die 
Dinge nur in Amerika laſſen; denn die Zollabfertigung 
läßt viel zu wünſchen übrig. (Man könnte Grammophone 
nehmen! links.) Damen von Offizieren werden dort be⸗ 
ſchäftigt, wenigſtens in den Liſten geführt. Ob ſie be⸗ 
ſchäftigt werden, kann ich nicht ſagen, ſie werden jedoch 
in den Liſten als Stenotypiſtinnen uſw. geführt. Davon 
wiſſen Sie nichts? Dann geht es Ihnen genau ſo, wie es 
in letzter Zeit Herrn Hindenburg gegangen iſt, dem nicht 
erzählt wurde, wo die Armeekorps ſtanden. Sie ſcheinen 
beim Zoll genau ſo wenig Beſcheid zu wiſſen, wie Hinden⸗ 
burg im Heer, ſonſt müßten Ihnen die Dinge bekannt ſein. 
(Staatsrat Kraefft: Sagen Sie mir das!) Dann wird es 
notwendig ſein, daß Sie ſich um die Dinge kümmern, dann 
werden Sie ſie kennen. Wen man Märchenerzähler in 
Danzig nennt, wiſſen Sie doch, ebenſo, daß ich es nicht bin, 
Herr Abg. Dr. Bumke. Unter dem Märchenerzähler ver⸗ 
ſteht man eine ganz andere Perſon. Er ſteht Ihnen näher 
als mir. L 

M. D. u. H.! In der Erklärulh des Herrn Abg. 
Philipſen kam auch zum Ausdruck, daß unſere Zollabferti⸗ 
gung ſehr gut ginge und alles ſchön in Ordnung wäre. Da 
ſtelle ich die Frage an die Regierung, ob es in ganz Europa 
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eine Zollverwaltung gibt, die ſo teuer arbeitet wie die Dan⸗ 
ziger. Es gibt keine. (Zuruf rechts.) Ja, Herr Staatsrat 
Kraefft, ſoweit ich aus dem Etat erſehe, bleiben nur 
10 Prozent unſerer Einnahmen aus dem Zoll übrig, alles 
andere wird ausgegeben. Ich habe, ſoweit es mir möglich 
war, die Etats anderer Staaten durchgeſehen, und dort ge- 
funden, daß die teuerſte Zollverwaltung höchſtens 30 Pro⸗ 
zeit verbraucht hat, hier 80 bis 90 Prozent. Wenn Sie 
das eine billige Zollverwaltung nennen, dann nehmen Sie 
die anderen 10 Prozent auch noch, dann haben wir keine 
Einnahmen aus dem Zoll. (Zwiſchenrufe.) Herr Abg. Dr. 
Bumke hat das Wort gebraucht, es gäbe auch Märchen⸗ 
erzähler. Herr Staatsrat Kraefft, ich habe mitunter auch 
Leute gehört, die Märchen erzählt haben! 

Wenn Sie in der Weiſe weiter regieren, m. D. u. H., 
dann werden Sie vielleicht bald in der Lage ſein, die 
Schutzpolizei doch abzubauen. Dann wird nämlich bald 
nichts mehr zu ſchützen ſein. Wenn das vielleicht noch eine 
kurze Zeit ſo weitergeht, iſt der Staat um die Ecke ge⸗ 
gangen. Aber dann wird auch die Deutſchnationale Partei 
verſchwunden ſein. Uns ſoll es ſchließlich weniger darauf 
ankommen, im Gegenteil. Wirtſchaften Sie ruhig ſo weiter, 
Das Ende kommt, aber ich fürchte, es wird ein Ende des 
Schreckens werden. Gewarnt iſt genug. Ich kann wenig⸗ 
ſtens auch mit Genugtuung ſagen, daß dieſe Warnungsrufe 
nun auch ſchon im bürgerlichen Lager Gehör gefunden 
haben und man in bürgerlichen Kreiſen anerkannt hat, daß 
es ſo nicht weitergehen kann. Dieſe Anſicht kommt ja auch 
in den Anträgen zum Ausdruck, die zu den einzelnen Etats 
geſtellt ſind. Meine Fraktion ſteht auf dem Standpunkt, 
daß auch die Etats, wie ſie in der zweiten Leſung durch 
die Abänderungsanträge geſtaltet wurden, noch unannehm⸗ 
bar ſind; denn die Ausgaben, die hier für den Staat ge⸗ 
macht werden, nehmen nicht die geringſte Rückſicht auf die 
Bedürfniſſe der Wirtſchaft. Ich möchte nur noch einmal 
die eigenartige Begründung der Etats durch den zuſtän⸗ 
digen Miniſter des Innern hervorheben, bis jetzt hätten 
wir in Danzig Ruhe und Ordnung gehabt. (Abg. Dr. 
Bumke: Nicht immer!) Mjo müßten wir auch die Schutz⸗ 
polizei in der gegenwärtigen Stärke behalten. Das wäre 
genau dasſelbe, wenn wir drei ſtarke Regimenter mehr 
hätten. Dann könnte man dieſelbe Formel anwenden, wir 
hätten bisher Ruhe und Ordnung gehabt, alſo müßten wir 
die drei Regimenter behalten. Eine eigenartigere Begrün⸗ 
dung habe ich noch nicht gehört. Was mich am meiſten 
gewundert hat, war, daß ſich auch der Präſident des Senats 
in keine weiteren Unkoſten ſtürzte, ſondern dasſelbe ſagte. 
Wir hätten bis jetzt Ruhe und Ordnung gehabt, darum 
dürfe an der Polizeiſtärke nicht gerüttelt werden. 

Die Linke und weite bürgerliche Kreiſe find anderer 
Anſicht. Sie ſind der Meinung, daß man vielmehr und 
richtiger dadurch für Ruhe und Ordnung ſorgt, daß man 
Brot und Arbeit ſchafft. (Sehr richtig! links.) Wenn man 
allerdings ſolche Töne anſchlägt und glaubt, mit Gewalt 
alles durchſetzen zu können, wie der Vorleſer der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktionserklärung, dann braucht man noch 
mehr Schupo, dann muß man noch ein paar Regimenter 
anſchaffen. Ich will Ihnen das Wort ins Gedächtnis rufen, 
das einmal ein ſehr weiſer Staatsmann geprägt hat, von 
dem ich ohne weiteres annehme, daß er von der Regierungs⸗ 
kunſt etwas mehr verſteht, als die Deutſchnationale Partei. 
Er ſagte, Bajonette wären zu allem ſehr gut, nur könnte 
man ſich nicht darauf ſetzen. So werden die Dinge auch 
in Danzig kommen. Wenn hier der Hunger erſt zu weit 
Platz greift, wenn die Wirtſchaft vollſtändig ſtill fteht, dann 
nützt Ihnen auch die Schupo mit Stahlhelm und Hand⸗ 
granaten nichts mehr. Darum iſt es richtig, die Etats 
vernünftig aufzuſtellen, die Ausgaben ſo zu geſtalten, daß 
auch die Wirtſchaft leben kann. 

Der Staat baut ſich nur auf der Wirtſchaft auf. Der 
wichtigſte Beſtandteil der Wirtſchaft ift die Arbeiterſchaft. 
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(A) Darum muß für die Arbeiterſchaft Arbeit bei auskömm⸗ 


lichem Lohn geſchaffen werden. Dann können Sie minde⸗ 
ſtens die Hälfte der Schutzpolizei ſparen, die ijt überflüſſig⸗ 
(Sehr richtig! links.) Wozu jol die Schutzpolizei im 
Grunde genommen verwandt werden? Gegen die eigenen 
Staatsbürger, die vielleicht hungern? Ich glaube, ſie ſoll 
gegen diejenigen verwandt werden, die ſich in bezug auf 
die Perſon und das Eigentum vergehen. Dazu braucht 
die Polizei keine Schlagkraft, ſondern Sittlichkeit und Ver⸗ 
nunft. Das müſſen wir wünſchen. Schlagkraft gegen die 
eigenen Bürger, gegen die eigenen Volksgenoſſen iſt ein 
ſehr gefährliches Spiel, und ich wünſche nicht, daß es lange 
geſpielt wird; es könnte ein unliebſames Ende nehmen. 
Bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt, Mitte Juni, haben wir 
in Danzig 5700, Arbeitsloſe. Das iſt ein Zeichen dafür, 
wie weit es mit Ihrer Regierungskunſt gelungen iſt, den 
- Staat über Waſſer zu halten. Sehen Sie nach Deutſch⸗ 
land. Deutſchland hat ſchwere Reparationslaſten zu tra⸗ 
gen. Es hat rieſige Erſchütterungen durchgemacht. Wie 
geht die Arbeit in Deutſchland, wie iſt die Beſchäftigung 
Deutſcher im Verhältnis zu Danzig! Alſo es iſt höchſte 
Zeit, daß hier ein Wandel eintritt, daß die Dinge in andere 
Bahnen gelenkt werden, ſonſt können wir es erleben, daß 
vielleicht die Schlagkraft von Ihrer Seite gebraucht wird, 
dann wird ſie nicht mehr vorhanden ſein. 

Wir behalten uns vor, auf die Regierungserklärung 
bei den einzelnen Etats weiter einzugehen, ſoweit es uns 
notwendig erſcheint. Wir hielten es nur für zweckmäßig, 
hier in ganz kurzen Worten auf die Erklärung der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion zu antworten. So, wie die Etats 
jetzt beſchaffen ſind, iſt meine Fraktion nicht in der Lage, 
ihnen zuzuſtimmen. Sie wird ſie ablehnen, und auch wir 
werden die Konſequenzen, die ſich daraus ergeben, wohl zu 
tragen wiſſen, genau wie Herr Abg. Philipſen es ſagte. 
Was die Deutſchnationale Fraktion machen wird, iſt eine 
Sache für ſich. Wir haben ſeinerzeit ſchon ein Schauſpiel 
erlebt, das nicht ſehr erhebend war. Wenn Sie das Spiel 
wieder ſpielen wollen, wollen wir es uns gerne anſehen. 
(Wiederholtes Bravo! links.) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. Dr. 
Neumann. 

Dr. Neumann, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! 
Meine Fraktion hat mich beauftragt, zu den Etats folgende 
Erklärung abzugeben, gleichzeitig in Erwiderung auf die 
Erklärung des Herrn Senatspräſidenten vom 21. Mai: 

In der allgemeinen Ausſprache zum Etat habe ich 
bereits namens meiner Fraktion in Ausſicht geſtellt, daß 
jie angesichts der finanziellen Lage des Staates auf 
Streichung von gewiſſen Stellen in einzelnen Etats zum 
Zwecke der Erſparniſſe beſtehen werde. Demgemäß haben 
wir unſere Anträge geſtellt, welche durch die Mehrheit des 
Hauſes Annahme gefunden haben. Unſere Anträge haben 
keineswegs den Zweck verfolgt und verfolgen ihn auch 
heute nicht, Oppoſition zu machen oder der Regierung 
Schwierigkeiten zu bereiten (Bewahre! links.); denn wir 
ſind, wie ich ſchon ausführte, keine Partei, die Oppoſition 
macht, nur um der Oppoſition willen. (Wer tut das denn? 
links.) Unſere Anträge wurzeln allein in der Erkenntnis, 
daß die Lage des Staates eine Einſchränkung der Aus⸗ 
gaben gebieteriſch verlangt. Eine Fühlungnahme mit den 
in Frage kommenden Stellen veranlaßte uns, unſere An⸗ 
träge zur dritten Leſung techniſch zu ändern und den Ver⸗ 
hältniſſen anzupaſſen. Dieſe Anderung hat in der finan⸗ 
ziellen Auswirkung nichts an unſeren urſprünglichen An⸗ 


trägen geändert, ſo daß der erzielte Zweck bei Annahme 


unſerer Anträge erreicht wird. Dies ſollte zunächſt kon⸗ 
ſtatiert werden. : 

Ich gehe nunmehr zu der Erklärung des Herrn Präſi⸗ 
denten des Senats über. Der Präſident des Senats hat 
es für richtig befunden, den Volkstag vor Annahme 


\ 


unſerer Anträge zu warnen, da fie nach Auffaſſung des 
Senats nicht nur mit den wichtigen Intereſſen des 
Staates, ſondern auch mit den Intereſſen der Wirtſchaft 
unvereinbar ſein würden. Die Ausführungen des Herrn 
Senatspräſidenten haben uns nicht zu überzeugen ver⸗ 
mocht. Wir haben nach nochmaliger reiflicher Erwägung 
vielmehr die feſte Überzeugung gewonnen, daß keinerlei 
Schädigung des Staates oder der Wirtſchaft bei Annahme 
unſerer Anträge eintritt. Die Ausführungen des Herrn 
Senatspräſidenten haben aber bei uns ein ſtarkes Be⸗ 
fremden erregt, weil wir aus ihnen erſehen haben, daß 
der Senat noch immer nicht die Lage Danzigs überſieht 
oder ſie nicht ſehen will. (Sehr richtig! links.) Wer 
offenen Auges die augenblickliche Wirtſchaftslage über⸗ 
blickt, muß ſich ſagen, daß es auf dem jetzigen Wege un⸗ 
möglich weitergehen kann, daß in den Ausgaben geſtoppt 
werden muß, wenn man nicht ſchon in abſehbarer Zeit eine 
Kataſtrophe erleben will. Das ganze Gebaren des Senats, 
das auch ſeinen Niederſchlag in der Erklärung des Herrn 
Senatspräſidenten gefunden hat, zeigt, daß im Schoße 
des Senats noch immer der gleiche Optimismus vorzu⸗ 
herrſchen ſcheint, der nicht zum kleinſten Teil dazu bei⸗ 
getragen hat, Danzig in die Lage zu bringen, in der es 
ſich heute befindet. (Ser richtig! bei den Liberalen.) Tut 
der Senat einmal einen Blick in den undurchdringlichen 
Wald der in unſerem Hafen liegenden Schiffe, die Güter 
herbringen und Produkte ausführen? Kennt er nicht die 
erſchreckende Zahl der Arbeitsloſen, und kennt er nicht die 
Laſten, die hierdurch auf die Schultern der Steuerzahler 
gelegt werden? Hat der Senat noch nicht den Rechenſtift 
zur Hand genommen und noch nicht ausgerechnet, wann 
der Zeitpunkt gekommen ſein wird, in dem die kleiner 
werdenden Einnahmen mit den wachſenden Ausgaben 
nicht mehr in Einklang zu bringen ſein werden? Hört der 
Senat nicht die Notſchreie der geſamten Bevölkerung? 
Gehen Sie in jeden Laden, in jede Fabrik des Indu⸗ 
ſtriellen, in jede Werkſtatt des Handwerkers, in jedes 
Büro des Reeders, Großhändlers, überall wird Ihnen 
die gleiche Leere und die gleiche Klage entgegenhallen. Ich 
will nicht unterſuchen und ausführen, worauf dieſe all⸗ 
gemeine Wirtſchaftsmiſere zurückzuführen iſt. Hierzu 
werden wir wahrſcheinlich bald anderweit Gelegenheit 
haben. Ich habe dieſe Ausführungen auch nur gemacht, 
um unſer Befremden darüber auszudrücken, daß der Senat 
jetzt vor Erſparniſſen in dieſem doch keineswegs großem 
Ausmaß zu warnen unternimmt. Wenn ein Kaufmann 
ſieht, daß ſeine Einnahmen geringer und ſeine Ausgaben 
durch unglückliche Umſtände größer werden, ſo muß er 
ſehen, ſeinen Etat auf das möglichſte Minimum herab⸗ 
zuſchrauben. Eine andere Politik wäre die Politik eines 
Bankrotteurs. Man nennt die richtige Politik das „Sich⸗ 
nach⸗der⸗Decke⸗ſtrecken“. Dieſe Politik kennt man im Danzi⸗ 
ger Senat nicht. Der Senat arbeitet gern mit Ver⸗ 
gleichen. Er rechnet aus, daß in anderen Staaten pro⸗ 
zentual ein ebenſo großer Behörden- und Beamtenkörper 
arbeite wie in Danzig. Dieſe Art zu wirtſchaften, kommt 
uns vor, wie wenn jemand, der ein Mann von ganz ge⸗ 
ringem Einkommen und Vermögen ift, mit der Pe- 
gründung, daß er ja dieſelbe Anzahl von Familienmit⸗ 
gliedern habe, denſelben Aufwand treiben will, wie ein 
ſchwerreicher Mann. (Sehr gut! links.) 

Der Senat mutet dem Volkstag doch ein gewiſſes 
Maß von Leichtgläubigkeit zu, wenn er annimmt, daß ſich 
der Volkstag durch die Erklärungen des Herrn Senats⸗ 
präſidenten ſchrecken laffen werde. Der Staat ſoll in 
Gefahr ſein, wenn wir die paar Beamten bei der Schu g- 
polizei und die zwei Stellen bei der Polizeiſchule 
ſtreichen. Die Verantwortung übernehmen wir im vollen 
Bewußtſein unſerer Verantwortlichkeit. Wir werden ſtets 
für eine gute, ſchlagfertige und ausreichende Polizei ein- 
treten, da die Wirtſchaft nur in dem Bewußtſein arbeiten 
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kann, jederzeit vor Unruhen geſchützt zu ſein. Wir haben 
aber die volle und begründete Überzeugung gewonnen, daß 
die Polizei in dem Ausmaße, wie wir ſie beantragen, aus⸗ 
reicht. Wir wiſſen, daß dieſe Abſtriche wahrſcheinlich eine 
Umorganiſierung der Polizei erforderlich 
machen werden, inſofern als eine Zuſammenfaſſung der 
beiden jetzt nebeneinander und auch ſogar gegeneinander 
arbeitenden Polizeiarten erforderlich werden wird. Dieſe 
Umorganiſierung iſt es gerade, auf die wir ſchon ſeit 
langem hinarbeiten, und die wir auch mit unſeren An⸗ 
trägen letzten Endes erreichen wollen. Auch der Nach⸗ 
wuchs bei der Polizei kann trotz der zwei zu ſtreichenden 
Stellen bei der Polizeiſchule gut aufgezogen werden. Es 
bleiben ſo viele höhere Offiziere bei der Schutzpolizei be⸗ 
ſtehen, daß dieſe bei ihrer übrigen Tätigkeit ſehr gut die 
Funktionen von Lehrkräften bei der Polizeiſchule ausüben 
können. Von dem beamteten Arzt angeblich atteſtierte 
Überarbeitung befürchten wir in dieſem Falle nicht. Der 
Abgabe von Polizeikräften an den Hafenausſchuß haben 
wir bereits durch unſere veränderten Anträge Rechnung 
getragen. Im Falle von Unruhen ſind dieſe Kräfte ver⸗ 
wendbar; denn auch der Hafen muß im Ernſtfall geſchützt 
werden. ; 

Wenn der” Herr Senatspräſident weiterhin den 
größeren Aufgabenkreis als Grund für die Ablehnung 
unſerer Anträge angeführt hat, ſo können wir ihm darin 
nicht folgen. Er ſchilderte die ungeheure Steigerung des 
Kraftwagenverkehrs, die ein größeres Aufgebot von 
Polizeibeamten erforderlich mache. Selbſt, wenn dieſe Auf⸗ 
gaben einige Kräfte mehr erfordern, ſo ſpielt dies bei dem 
Kontingent der Schutzpolizei keine weſentliche Rolle. Im 
übrigen ſehen wir die Vergrößerung des Kraftwagenver⸗ 
kehrs nicht für ſo ungeheuer an, daß deshalb nicht ein 
Abſtrich von den Kräften der Polizei möglich ſein ſollte. 

M. D. u. H.! Ebenſo wie bei dieſem Etat, verhält es 


ſich mit dem Etat der Zollverwaltung. Der Senat ſteht auf 
dem Standpunkte, daß die von uns herbeigeführten Strei⸗ 


chungen in dieſem Etat unheilvolle Konſequenzen nach ſich 
ziehen würden, die in erſter Linie die Wirtſchaft zu tragen 
hätte, da der Abfertigungsdienſt eine noch größere Ver⸗ 
ſchlechterung als bisher erfahren würde, wodurch die Kauf⸗ 
leute gezwungen würden, noch mehr Angeſtellte zu halten 
wie bisher für die Zwecke der Zollabfertigung. Auch hierin 
können wir dem Senat nicht folgen. Wir ſtehen auf dem 
Standpunkte, daß die Zollverwaltung nicht richtig organi⸗ 
ſiert iſt und geleitet wird. Dieſen Standpunkt haben wir 
ſchon ſeit Jahren vertreten, und wir können von unſerer Auf⸗ 
faſſung auch heute nicht abgehen. Es iſt unſerer Über⸗ 
zeugung nach nicht notwendig, daß die fraglichen Beamten 
gerade aus dem Abfertigungsdienſt herausgezogen werden 
müſſen. Es werden im Innendienſt jo viel mehr Beamte 
als abſolut notwendig beſchäftigt, daß die Abfertigung in⸗ 
folge Streichung der Stellen nicht zu leiden braucht. Auch 
die beſſere Organiſierung der Abfertigung könnte eine er⸗ 
hebliche Erſparnis in der Beamtenzahl erwirken. Die Zu⸗ 
ſammenlegung der ſtatiſtiſchen Abteilung mit der des all⸗ 
gemeinen Statiſtiſchen Amtes, wie wir ſie fordern, und die 
Angliederung des Verlehrsſteueramtes an die allgemeine 
Steuerverwaltung wird auch eine Erleichterung in der 
Perſonalfrage bringen. Der ganze Krebsſchaden beſteht 
nach unſerer Anſicht darin, daß die Organiſation gerade 
dieſer Behörde nach bürokratiſchen Geſichtspunkten aufgezo⸗ 
gen ift und jede Spur kaufmänniſcher Organiſation ver- 
miſſen läßt. 

Eine weitere Quelle überflüſſiger Arbeit bilden bei 
dieſer Behörde die kleinlichen Unterſuchungen und Ver⸗ 
folgungen wegen angeblicher Ordnungswidrigkeiten. Wegen 
ein paar Pfennigen oder paar Gulden werden Firmen ver⸗ 
folgt, Aktenſtücke angelegt und geführt, Gerichtsverhand⸗ 
lungen herbeigeführt, bei denen die Zollbeamten koſtbare 
Zeit abſtehen müſſen. Wir haben unter den heutigen Ver⸗ 


hältniſſen die Überzeugung, daß trotz der von uns beantrag⸗ (0) 


ten Streichung das verbleibende Perſonal die Aufgaben der 
Zollverwaltung bei richtiger Regie und richtiger Organifa- 
tion ohne Schädigung der Wirtſchaft erfüllen kann. 

Was nun den Etat der Juſtizverwaltung betrifft, fo 
habe ich Gelegenheit genommen, ſowohl mit dem Herrn 
Oberſtaatsanwalt wie mit einem Herrn des Gerichts zu 
verhandeln. Ich kann zu meiner Genugtuung erklären, daß 
ſowohl ſeitens des Oberſtaatsanwalts wie auch des Ge⸗ 
richtspräſidenten unſer Beſtreben, eine Erſparnis in der 
Juſtizverwaltung herbeizuführen, anerkannt und gut- 
geheißen worden iſt. (Hört, hört! links.) Nach der Auf⸗ 
faſſung dieſer Herren iſt ein Erſparen von drei Stellen 
möglich. Die Divergenz zwiſchen uns und der Juſtizver⸗ 


waltung beſteht lediglich in der Frage, ob auch die vierte 


Stelle, wie wir werlangt haben, geſtrichen werden kann. 
Wir halten auch dieje vierte Stelle für ſtveichungsfähig, 
da in jedem Falle nach dem Etat genügend Mittel zur 


Verfügung ſtehen, um dieje vierte Stelle vorläufig bis auf 


weiteres durch Hilfsrichter zu beſetzen. Wir nehmen aber 
an, daß infolge der Juſtizreform, die hoffentlich noch in 
dieſem Jahre zur Verabſchiedung kommen wird, noch 
weitere Erſparniſſe für das nächſte Etatsjahr möglich ſein 
werden, die ja auch der Senat in ſeiner Erklärung in Aus⸗ 
ſicht ſtellte. 

Im übrigen kann ich für meine Fraktion die Erklärung 
abgeben, daß wir in jeder Beziehung ſtets dafür eintreten 
werden, daß die Rechtſprechung auf der Höhe gehalten wird, 
auf der ſie ſich heute befindet. Wenn von einigen Stellen 
unjere Bemühungen um Erſparniſſe als Beamtenfeindlich⸗ 
keit ausgelegt worden ſind, ſo entbehrt dieſe Auslegung 
jeder Berechtigung. (Sehr richtig!) Schon allein die Zu⸗ 
ſammenſetzung unſerer Partei und Fraktion ſchließt eine 
ſolche Beamtenfeindlichbeit von ſelbſt aus. Wir wiſſen, daß 
nur mit einem hochſtehenden und genügend beſoldeten 
Beamtenſtand in gedeihlicher Weiſe regiert werden kann. 
Aber jeder Beamte, der die Verhältniſſe hier erkennt und 
ſeine Augen nicht den Tatſachen verſchließt, muß ſelbſt den 
Standpunkt einnehmen, daß der Beamtenapparat möglichſt 
verringert und konzentriert werden muß, damit der Staat 
unter der zu großen Laſt nicht zuſammenbricht und dann 
auch der Exiſtenz der Beamten der Boden entzogen wird. 
Je mehr es gelingt, den Bamtenapparat abzubauen und 
einen zwar kleineren, aber in dem ganzen Behördenaufbau 
gut konzentriert arbeitenden Beamtenapparat zu ſchaffen, 
um ſo gefeſtigter iſt auch die Stellung der Beamten ſelbſt. 
Jeder verſtändige Beamte unterſtützt deshalb und muß 
deshalb unſere Beſtrebungen unterſtützen. Wir ſehen wohl 
ein, daß es mit dem Abbau einzelner Beamten oder gar 
einzelner hundert Beamten nicht getan iſt, ſondern daß der 
Abbau nur einen wirklich durchgreifenden Erfolg haben 
kann, wenn ein Abbau von überflüſſig gewordenen Behör⸗ 
den und eine Zuſammenlegung von Behörden erfolgen 
kann. Darauf muß das Streben einer guten Regierung 
gerichtet ſein. 

Wir bitten Sie, unſere Anträge auch in der dritten 
Leſung anzunehmen. Ein Etat ohne Annahme unſerer 
Anträge wäre für uns unannehmbar. (Lebhaftes Bravo!) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. Hohn- 
t. 


Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Nach⸗ 
dem ſeitens der Regierungsparteien und der Oppoſition 
zu den Ausführungen des Herrn Präſidenten des Senats 
das Wort ergriffen worden iſt, will hierzu auch meine Frak⸗ 
tion als eine neutrale Fraktion im Volkstage Stellung 
nehmen, und zwar einerſeits zu der Rede des Herrn Abg. 
Philipſen, die hier heute gegen jede Verabredung gehalten 
wurde, andererſeits auch gegen die Beſtrebungen der Libe⸗ 


feld 


-valen Fraktion. Es ift vereinbart worden, daß erft bei den 


Einzeletats zu der Rede des Senatspräſidenten Stellung 
genommen werden ſollte. Gerade dies Hindrängen darauf 


£ 
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(A) ſeitens der Deutſchnationalen Volkspartei in der letzten 


Sitzung, eine allgemeine Ausſprache zu vermeiden, läßt die 
Wahrheit erkennen, daß von ſeiten der Deutſchnationalen 
Fraktion ein falſcher Schachzug gemacht wurde. Man wollte 
uns mit einer fertigen planmäßigen Rede der Deutſch⸗ 
nationalen überrumpeln. Das iſt der Eindruck, den das 
Haus heute bekommen hat. 

Nun zu den Anträgen der Liberalen Fraktion ſelbſt. 
Meine Fraktion iſt der Anſicht, daß die Abbaubeſtrebungen 
der Liberalen Fraktion abzulehnen ſind, ſoweit ſie die Zoll⸗ 
verwaltung und die Polizeiverwaltung betreffen, und zwar 
aus drei verſchiedenen Gründen. Den einen Grund hat der 
Herr Senatspräſident in ſeiner Rede als erſten angeführt. 
Es ift die Unwirtſchaftlichleit, die fih aus dem Antrage 
bezüglich des Abbaues in der Zollverwaltung ergibt. Die 
Liberale Fraktion hat zu verſchiedenen Malen den Aufbau 
von Zollämtern in Oliva und anderen Orten verlangt. 
Sie verlangt alſo einen Ausbau der Verwaltung und be⸗ 
antragt jetzt einen Beamtenabbau. Beides läßt ſich nicht 
vereinbaren. 

Die Streichung des Polizeietats iſt aus einem anderen 
Grunde abzulehnen, nämlich aus außenpolitiſchen Gründen. 
Es macht einen ſchlechten Eindruck, wenn der Danziger 
Staat durch den Mund der Regierung erklärt, bei Strei⸗ 
chungen im Polizeietat, wie ſie die Liberale Fraktion vor⸗ 
ſieht, die Ruhe und Ordnung im Lande nicht mehr aufrecht⸗ 
erhalten zu können. Sie wiſſen alle ganz genau, daß Polen 
das Recht zuſteht, hier in Danzig für Ruhe und Ordnung 
zu ſorgen, falls wir dazu nicht in der Lage ſein ſollten. 
Wird eine Streichung, wie fie die Liberale Fraktion be- 
antragt hat, vorgenommen, ſo ſtehen wir vor dem Moment, 
daß Polen berechtigterweiſe ſagen kann, in Danzig kann 
mit der vorhandenen Polizeikraft keine Ordnung geſchaffen 
werden. Infolgedeſſen lehnen wir eine ſolche Streichung 
aus außenpolitiſchen Gründen ab. (Zwiſchenrufe.) 

Die Streichungsanträge der Liberalen Fraktion haben 
noch ein drittes Moment. Man muß ſie auch auf ihre 
ſozialen Auswirkungen unterſuchen. Da fällt auf, daß eine 
Streichung bei den Oberbeamten nicht vorgenommen 
werden kann und daß es ſich im großen und ganzen um 
Streichungen des unteren Perſonals handelt. Sehen Sie 
ſich den erſten Antrag der Liberalen Fraktion an, der durch 
die beiden anderen Anträge abgeſchwächt iſt. Von oben 
herab ſoll eine Streichung der Stellen vorgenommen 


werden. Bei den auf Lebenszeit angeſtellten Beamten iſt 


eine Streichung gar nicht möglich. Die Beamten haben 
das Recht, weiter im Dienſt verwandt zu werden. Da⸗ 
gegen iſt eine Streichung bei denen möglich, die auf Kün⸗ 
digung angeſtellt ſind. Das ſind die unteren Beamten⸗ 
ſchichten. Infolgedeſſen iſt der Abänderungsantrag der 
Liberalen Fraktion aus ſozialen Gründen abzulehnen. 
Schöne Worte wurden zu der großen Arbeitsloſigkeit 
gefunden. Wenn Sie nun das untere Perſonal aus den 
Beamtenſtellen heraus auf die Straße ſetzen, vermehren 
Sie die Erwerbsloſigkeit und tragen in keiner Weiſe etwas 
zur Beſſerung der Wirtſchaft bei. Dieſe drei Momente 
laſſen uns als Deutſchſoziale Fraktion die liberalen An⸗ 
träge ablehnen. Wenn die Liberale Fraktion mit Ernſt an 
eine Streichung der überflüſſigen Beamtenſtellen heran⸗ 
gehen wollte, warum hat ſie ſich dann nicht auch an den 
Poſtetat gemacht? Wir geben zu, daß unſer Abänderungs⸗ 
antrag ſich praktiſch ebenfalls nicht durchführen läßt, weil 
wir die Streichung der oberen Beamtenſtellen in Angriff 
genommen haben, wo es ſich alſo um auf Lebenszeit an⸗ 
gejtellte Beamte handelt. Es muß aber erklärt werden, 
daß im ganzen Deutſchen Reiche bei der Poſtverwaltung, 
ohne das Poſtminiſterium, in Gruppe XIII neun Beamte 
vorhanden ſind. Im kleinen Staate Danzig befinden ſich 
ebenfalls neun Beamte in Gruppe XIII. Wenn das ein 
Beamtenapparat iſt, der für Danzig notwendig iſt, und 
die Liberale Fraktion dieſen Standpunkt hier vertritt, dann 


behaupte ich allerdings, daß ihre anderen Abänderungs⸗ 
anträge bezüglich des Poft- und Polizeietats Nonſens find, 
und eine andere Abſicht in ſich ſchließen, nämlich die Ab⸗ 
ſicht, die Regierung und den Staat zu brüskieren. Ich 
muß hier als Mitglied einer neutralen Fraktion im Volks⸗ 
tag erklären, daß es verwunderlich iſt, daß die Regierung 
aus einer derartigen unſachlichen Oppoſition nicht die 
Konſequenzen zu ziehen weiß. Wenn man den Etat mit 
aller Kraft vertritt, dann hat man auch bei ſeiner Ableh⸗ 
nung die Konſequenzen eines Mißtrauensvotums zu ziehen. 
Wenn wir in den letzten Wochen gehört haben, daß hier 
Verhandlungen zwiſchen den Deutſchnationalen und dem 
Zentrum einerſeits und den Liberalen andererſeits geführt 
worden ſind, und wenn man in den verſchiedenen Aus⸗ 
ſchüſſen geſehen hat, daß die Meinung der Vertreter der 
Liberalen eine wankende war — beſonders im Rechtsaus⸗ 
ſchuß war das der Fall —, ſo war man der Anſicht, daß 
eine Einigung zuſtandekommen würde. Die Reden der Ab⸗ 
geordneten Philipſen und Dr. Neumann haben aber heute 
erkennen laſſen, daß die Einigung nicht zuſtandegekommen 
iſt. Ich frage: Iſt die Regierung bereit, die Konſequenzen 
aus der Ablehnung ihrer hauptſächlichſten Etats zu ziehen? 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Unſeve Stellungnahme zu den Etats haben wir bereits 
eindeutig zum Ausdruck gebracht. Wir werden den An⸗ 
trägen der Liberalen Fraktion in dritter Leſung zuſtim⸗ 
men, ebenſo wie wir es in der zweiten getan haben. Dar⸗ 
über hinaus aber ziehen wir aus den augenblicklichen Ver⸗ 
hältniſſen nicht die Konſequenzen der Liberalen Fraktion, 
daß wir im übrigen der Regierung wohlwollend gegenüber: 
ſtehen. Wir tun das ebenſowenig, wie das augenblicklich 
die Wirtſchaft tut. (Aha! rechts.) Ich habe im Namen 
meiner Partei zu erklären, und zwar gerade mit Rüchſicht 
auf den ausdrücklichen Wunſch unſerer beiden ehemaligen 
Senatoren Dr. Unger und Briechle, daß wir unter allen 
Umſtänden die hauptbelaſteten Etats ablehnen, und zwar in 
voller Konſequenz ihrer ganzen Tragweite. Ich muß feſt⸗ 
ſtellen, daß unſeren beiden Senatoren bei Beratung des 
vorigen Etats ausdrücklich erklärt wurde, wenn unſere 
Partei im Vorjahre die Etats annähme, würden beim näch⸗ 
ſten Etat alle Wünſche erfüllt werden, welche die Vertreter 
der Wirtſchaft im Senat vorgebracht haben. Damals ſtan⸗ 
den dieſelben Etats zur Diskuſſion. Insbeſondere drehte 
es ſich um den Etat des Innern. Es wurde den Herren 
damals verſprochen, daß gerade bei dieſem Etat eine grund⸗ 
ſätzliche Anderung eintreten würde. Das iſt nicht geſchehen. 
In Konſequenz dieſes Verhaltens des Senats werden wir 
auf Wunſch unſerer beiden Senatoren und den Stimmen 
der Wirtſchaft in Danzig folgend, dieſe beiden Etats ab⸗ 
lehnen. (Bravo!) 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die allgemeine Ausſprache iſt geſchloſſen. Ich 
werde einem Wunſche des Alteſtenausſchuſſes folgen und 
jedesmal die Abänderungsanträge dem Inhalte nach an⸗ 
geben, damit die Damen und Herren wiſſen, worüber ab⸗ 
geſtimmt wird. Wir kommen zum Abänderungsantrag, 
Drucksache Nr. 1431, der von Herrn Abg. Dr. Blavier und 


(D) 


Gruppe mit Unterſtützung der Abgeordneten Rahn und 


Döll geſtellt iſt. 
Bei Abſchnitt 2, Stelle 1, Ausgabe, iſt zu ſetzen: 
Statt „1 Juſpektor (X) 2 Inſpektoren (X)“ zu 


ſtreichen: „1 Sekretär (VIII / IX) Lzu ſetzen: ſtatt „1 Amts⸗ 


gehilfe (V)“ „1 Botenmeiſter beim Volkstag (VI)“. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrage gu- 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht. — Das ift die Sparjamfeit! vechts.) Es ift die 
Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. (Die Sparſamkeit 


fängt an! rechts.) Ich ſtelle feft, daß der Haushaltsplan des 
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(Vizepräſident Splett.) 
Volkstages in dritter Leſung angenommen iſt. Ich rufe auf 
Punkt 2 der Tagesordnung: 

Haushaltsplan der Allgemeinen Verwaltung. 
Druckſache Nr. 1379. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ab⸗ 
änderungsanträge ſind nicht geſtellt- Ich darf wohl ohne 
weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß der Etat der Allgemei⸗ 
nen Verwaltung gemäß den Beſchlüſſen der zweiten Leſung 
angenommen iſt. Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

Haushaltsplan für Soziales, Kirchen⸗ und Ge⸗ 

ſundheitsweſen. 5 
Drudfade Nr. 1380. Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Bing. i 

Dr. Bing, Abgeordneter (S.P.D.): M. D. u. H.! Der 
Beamtenſenat, den wir haben, iſt ja unabſetzbar und nicht 
vom Vertrauen des Volkstages abhängig. Aber um ſo mehr 
Verpflichtung hat er, eigene Ideen zu haben und nicht die 
Dinge gehen zu laſſen oder abzuwarten, bis andere An- 
regungen von außen an ihn herankommen. So hätte man 
bei Einbringung der Etats wenigſtens von den Spezial⸗ 
ſenatoven erwarten können und erwarten dürfen, daß ſie 
irgendein inhaltliches, in dieſem Falle hygieniſch-politiſches 
Programm entwickelt und ſich einmal überlegt hätten, ob 
bei uns im Freiſtaat für die Entwicklung hygieniſcher Ver⸗ 
hältniſſe nicht noch etwas zu geſchehen habe. Danzig war 
ſtädtebaulich und hygieniſch eine der zurückgebliebenſten 

Städte in Deutſchland. (Sehr richtig! links.) Wenn hier 
immer ausgeführt wird, Danzig hätte im Vergleich zu 
anderen Städten nicht mehr Polizei, ſo möchte ich Ihnen 
einmal einen anderen Vergleich vor Augen führen und 
Ihnen diejenigen Städte nennen, die viel kleiner ſind als 
Danzig, die aber eine ausgezeichnete Schwimmbadeanſtalt 
haben. Ich glaube, dieſer Vergleich bedeutet wohl eine 
tiefere Charakteriſtik für das Weſen einer Stadt, wie der 
Vergleich der Zahl der Polizeibeamten. Ich habe nur die 
Liſte einer einzigen Firma, und dieſe hat Schwimmbäder 
gebaut in Zeitz, Zwickau, Vierſen, Trier, Spandau, Rudol⸗ 
ſtadt, Quedlinburg, alſo in ganz, ganz kleinen Neſtern, 
Mülheim a. d. Ruhr, Gießen, Glogau, Eiſenach uſw. uſw. 
Sie müſſen bedenken, was es bedeutet, wenn eine Gemeinde 
von beinahe 300 000 Einwohnern eine einzige Badeanſtalt 
hat, die noch durch Medizinalbäder ſo überlaſtet iſt, daß 
man überhaupt als gewöhnlicher Menſch dort nicht baden 
will, ſchon deswegen nicht, weil es zu teuer if. Dann ift 
man noch ſtolz auf die Regierung einer ſolchen Stadt⸗ 
gemeinde. (Sehr gut! links.) 

Der Geſundheitszuſtand iſt in Danzig im Laufe dieſes 
Winters ſo ſchlecht geweſen, daß die Krankenhäuſer feſt⸗ 
ſtellen konnten, daß ſie in den letzten zehn Jahren niemals 
ſo überfüllt waren, wie in den Monaten Februar, März, 
April in dieſem Frühjahr. (Hört, hört! links.) Die Tuber⸗ 
kuloſe hat einen ſolchen Umfang angenommen, wie Sie ihn 
alle nicht beurteilen können und wie ſie kaum ein anderer 
beurteilen kann, als die im praktiſchen Leben ſtehenden 
Ärzte, die einen ſolchen Zulauf von aktiven Tuberkuloſen 
haben, daß die vorhandenen Hilfsmittel in leiner Weiſe 
ausreichen. Wenn man dabei bedenkt, daß eine Heim⸗ 
arbeiterin bei 13ſtündiger Arbeitszeit in der Woche auf 12 
bis 13 Gulden kommt, davon leben, das Zimmer bezahlen 
und ſich noch unter dem Zuſtande der Tuberkuloſe ernähren 
ſoll, jo kann einen nur ein Schaudern faſſen. (Abg. Klo⸗ 
ßowfki: Das intereſſiert Herrn Bumke nicht!) Die Ver- 
hältniſſe innerhalb der Heimarbeit in Danzig, die Lebens⸗ 
und Wohnverhältniſſe bei den an ſich ſchon ſchauderhaften 
Wohnungen jind derartig minderwertig und unterſtehen jo 
wenig der hygieniſchen Gewerbeaufſicht, daß da unbedingt 
Remedur geſchaffen werden muß. (Frau Abg. Döll: Sehr 
richtig!) Wie Sie wiſſen, hat in Berlin vor einigen Wochen 
eine erſchütternde Heimarbeitsausſtellung, vom Allgemeinen 
Deutſchen Gewerkſchaftsbund inauguriert, ſtattgefunden. 
Dieſe Ausſtellung hat die ganze ziviliſierte Welt auf⸗ 


gerüttelt. Wenn wir hier in Danzig die Heimarbeit nach 
Licht⸗ und Luftraum, nach Staubverhältniſſen, nach Be- 
legung der einzelnen Zimmer kontrollierten, ſo würden wir 
zu Reſultaten kommen, die mindeſtens ſo ſchlecht ſind wie 
die ſchlechteſten Verhältniſſe in Sachſen und im Fichtel- 
gebirge. Es iſt deshalb notwendig, daß die Gewerbeaufſicht 
in Danzig auf ganz andere Grundlagen geſtellt wird. 

Neben der Heimarbeit haben wir hier Betriebe, die 
ihre Arbeiter unter mittelalterlichen Verhältniſſen arbeiten 
laſſen. (Sehr richtig! links.) Es gibt hier kaum eine regu⸗ 
lierte Staubabſaugung. In den Glasfabriken wird ſeit 
25 Jahren unter denſelben Verhältniſſen gearbeitet. Sehen 
Sie fich die Statiſtiken der hieſigen Ohrenärzte durch, wie: 
viel Leute vorhanden ſind, die dadurch taub geworden ſind, 
daß keine Vorſichtsmaßregeln geſetzlicher Art getroffen wur— 
den, um die Taubheit zu verhüten. Sehen Sie ſich hier die 
Druckereien, die Bäckereien an (Sehr richtig! links.), um 
einmal feſtzuſtellen, wie ein großer Teil des Volksvermö— 
gens nur deswegen den unfruchtbaren Kreislauf zum Arzt 
und zur Apotheke antreten muß, weil die Lebensverhält— 
niſſe in Danzig ſo minderwertig ſind. Aus dem Grunde 
haben wir den Antrag geſtellt, einen neuen Fortſchritt hier 
einzuführen. (Aha! rechts.) Das iſt natürlich in einem 
Augenblick, wo allgemein der Schrei nach Sparſamkeit er- 
ſchallt, wenigſtens wenn man es von heute auf morgen 
betrachtet, ein wenig unzeitgemäß. Aber das menſchliche 
Leben währt ja länger und wird in Generationen berechnet. 
Wir haben uns hier, wenn es ſich um die Geſundheit 
dreht, nicht um die Etatsbalancierung des Finanzſenators 
zu kümmern, ſondern um die Geſundheit der kommenden 
Generation. (Sehr richtig! links.) 

In Deutſchland exiſtiert ſeit dem 9. September 1921 
die Behörde des Gewerbemedizinalrates. Das iſt ein 
höherer Medizinalbeamter, welcher Dienſtanweiſung nach 
dieſelben Rechte hat, wie der polizeiliche Gewerbe- 
aufſichtsbeamte. (Zwiſchenruf.) Er hat die Möglichkeit, auf ( 
Grund feiner Stellung genau wie der polizeiliche Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamte jeden Betrieb unangemeldet zu betreten. 
Der Kveisarzt darf das nicht, er kann es nur in Begleitung 
des polizeilichen Gewerbeaufſichtsbeamten tun. Außerdem 
hat der Kreisarzt andere Pflichten und gar keine Zeit, ſich 
im einzelnen um dieſe Dinge zu kümmern. In Deutſch⸗ 
land iſt der Poſten der mediziniſchen Gewerbeaufſicht Hand 
in Hand mit den Rechten entwickelt worden, die innerhalb 
des Betriebsrätegeſetzes feſtgelegt worden ſind. Es hat ſich 
in Deutſchland außerordentlich gut bewährt, daß die 
Arbeitsverhältniſſe nicht nur bei Neuanlagen uſw., wo die 
Pläne dem Kreisarzt vorgelegt werden, geprüft werden, 
ſondern daß auch da energiſche Maßnahmen getroffen wer- 
den, wo die Arbeitsverhältniſſe, auf lange Sicht betrachtet, 
unbedingt zu einer Degeneration der Geſundheit führen 
müſſen. 

Ich habe vorhin ſchon geſagt, daß die Tuberkuloſe 
einen Umfang angenommen hat, wie wir es alle vorher 
nicht geglaubt haben, und zwar in Form von Fällen, die 
wir theoretiſch noch im Jahre 1922 nicht für möglich ge- 
halten hätten. Wir dachten, über die Nachkriegswirkungen 
der Tuberkuloſe im allgemeinen weg zu ſein und glaubten, 
es würden ſich nur noch ihre langſam ſchleichenden, gut⸗ 
artigen trockenen Formen zeigen. Es hat ſich aber er- 
wieſen, daß gerade die feuchten, eiterigen Formen in einer 
ungeahnten Weiſe ſich wieder ausgebreitet haben. Bei den 
ſchlechten Wohnungsverhältniſſen in Danzig tft es jetzt voe 
allen Dingen auch mit Rückſicht auf die kommende Genera⸗ 
tion notwendig, Vorſorge zu treffen, daß die Aunſteckungen 
nicht weiter um ſich greifen. Dazu iſt in der Tuberkuloſe⸗ 
fürſorgeſtelle mit ihren auch ſtatiſtiſchen Arbeiten die richtige 
Grundlage gegeben. Aber wie es jetzt gehandhabt wird, 
geht es nicht weiter. Die Tuberkuloſefürſorgeſtelle iſt aus 
privater Initiative entſtanden, aus dem Verein zur Be⸗ 
kämpfung der Tuberkuloſe, einſchließlich des Zentral⸗ 
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komitees zur Bekämpfung der Tuberkuloſe in Berlin. Sie 
ift eine Einrichtung, die heute mit ſtaatlichem Zuſchuß, Zus 
ſchuß von Verſicherungsträgern, Krankenkaſſen, Landes⸗ 
verſicherungsanſtalten uſw. arbeitet. Sie ift aber immerhin 
eine private Inſtitution, d. h., ſie kann arbeiten, wann ſie 
will, fie kann es auch laffen. Andererſeits ift dieſe Inſtitu⸗ 
tion von den Verſicherungsträgern zu einer gutachtlichen 
Stelle ausgebaut worden, die amtliche Kompetenz hat. 
Atteſte werden z. B. beim Wohnungsamt nur dann aut: 
erkannt, wenn fie von der Fürſorgeſtelle beſcheinigt werden. 
Von einem privaten Arzt ausgeſtellte Atteſte für eine Heil⸗ 
ſtättenkur werden der Fürſorgeſtelle ſtets noch zur Begut⸗ 
achtung überwieſen. Dieſe Art und Weiſe der Bearbeitung 
der Dinge hat etwas für ſich; denn nur die Fürſorgeſtelle iſt 
imſtande, den Einzelfall in die ungeheure Menge von 
Fällen einzugruppieren und die Wichtigkeit relativ zu ent⸗ 
ſcheiden. Aber es iſt unmöglich, daß die Fürſorgeſtelle pri⸗ 
vater Natur bleibt, daß die Anſtellungsverhältniſſe der dor⸗ 
tigen Arzte und Schweſtern vollkommen ungeregelt ſind, 
daß die Fürſorgeſtelle jo, wie es voriges Jahr geſchah, ein- 
fach ſechs Wochen zumachte und die Lungenheilanträge ein⸗ 
fach ſechs Wochen liegen blieben. In dieſem Jahr wurde 
die Bude zur Zeit des Tuberkuloſekongreſſes bis vier Tage 
nach Pfingſten geſchloſſen. Die Fürſorgeſtelle muß die 
Keimzelle zu dem unbedingt noch dieſes Jahr zu fordernden 
Tuberkuloſegeſetz werden. Preußen hat das Tu⸗ 
berkuloſegeſetz. Gerade bei der Armut in Danzig und den 
ſchlechten Wohnungsverhältniſſen, die ſich noch 20 Jahre 
hinziehen werden, brauchen wir unbedingt die Feſtſtellung 
aller Anſteckungsmöglichkeiten. Wir können ſonſt über⸗ 
haupt den Kampf gegen die Tuberkuloſe nicht führen. Alles 
Geld, das unſyſtematiſch ausgegeben wird, iſt hinaus⸗ 
geworfen. Wir bitten alſo den Senat, ſich ſobald als 
möglich mit dem Tuberkuloſegeſetz zu beſchäftigen und uns 
ein Geſetz vorzulegen, in dem die Fürſorgeſtelle als ſtaat⸗ 
liche Anſtalt, als Keimzelle der zukünftigen ſtaatlichen Tu⸗ 
berkuloſenbekämpfung und Säuglingspflege zu gelten hat. 
Wir haben deshalb zum Etat den Antrag geſtellt, die „vor⸗ 
handenen Mittel erheblich zu erhöhen. 

Ich ſagte eben, Gelder ſeien hinausgeworfen. Es 
handelt ſich dabei um die Gelder der Verſicherungsträger. 
Sie wiſſen, daß wir hier als Verſicherungsträger die Kran⸗ 
kenkaſſen haben. Wir haben ferner die Angeſtellten⸗ und 
Landesverſicherung. Es ſind ganz erhebliche Sparbeträge, 
die da zuſammenkommen. Aber die Mentalität der Dan- 
ziger Wirtſchaftler iſt außerordentlich geeignet, die Wirk⸗ 
ſamkeit dieſer Beträge in Frage zu ſtellen, wenn man hört, 
daß die Handelskammer und ein Induſtriellenverband ſich 
an den Vorſtand der Angeſtelltenverſicherung mit der Bitte 
gewandt haben, die Überſchüſſe der Angeſtelltenverſicherung 
doch zu einem billigen Zinsfuß der Wirtſchaft zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. (Hört, hört! links.) In dieſem Falle 
hat der Vorſitzende der Verſicherung, Herr Staatsrat 
Claaſſen, einen ſteifen Nacken gehabt. (Nein! links.) Ja, 
er hat ihn gehabt und hat das Anſuchen der Handelskam⸗ 
mer und des Induſtriellenverbandes glatt abgelehnt. Aber 
es ſind doch immerhin ganz erhebliche Kredite an hieſige 
Firmen gegeben worden, die ebenſogut infolge ihrer aus⸗ 
wärtigen Beziehungen das Geld vom Auslande hätten 
bekommen können. Die von der arbeitenden Bevölkerung 
angeſammelten Spargelder hätte man doch da verwen⸗ 
den ſollen, wo keine Gelder vom Auslande zu 
bekommen find, nämlich zu Siedlungszwecken, zur Gin- 
richtung von allen möglichen anderen hygieniſchen Maß⸗ 
nahmen, Heilſtätten, Badeanſtalten uſw. (Das geſchieht 
auch! rechts.) Ich weiß, daß es zum Teil geſchieht, Herr 
Mayen. Ich weiß aber auch, daß eine Summe von 100 000 
Gulden einer Großreederei als Hypothek auf ihre Danziger 
Häuſer gegeben worden ift, und das in einem Augenblick, 
wo wir das Geld im Staat ſehr notwendig haben. Über 
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rung weiß ich nichts. Aber dieſe Tatſache ift doch richtig? 
(Da ſchweigt er! links.) Es iſt doch richtig, daß man das 
bißchen Geld, das die Leute hier zuſammengeſpart haben, 
privatwirtſchaftlichen Unternehmungen gibt, damit die ihre 
Geſchäfte machen, während auf der anderen Seite tuber⸗ 
kuloſe Heimarbeiterinnen ſich mit 12 Gulden die Woche 
anſtändig ernähren ſollen. Die Angeſtelltenverſicherung 
ſoll nicht ſagen, daß ſie aus dieſer Geldanlage höhere Zin⸗ 
ſen erzielt. Es wären andere Möglichkeiten vorhanden ge⸗ 
weſen, hier 100 000 Gulden unterzubringen. Das ift 
auch ein Kapitel, auf das man näher eingehen ſollte. 
Eine andere Sache iſt eigentlich eine ſtädtiſche Ange⸗ 
legenheit, aber es iſt doch recht wichtig, bei dem Etat hier 
darüber zu ſprechen. Das iſt die Geſchichte des Hallen 
ſchwimmbades. Das iſt eine merkwürdige Angelegen⸗ 
heit. Ein hieſiger Architekt, der Jude war, hat das Pro⸗ 
jekt gehabt, und es war von vornherein zum Tode verur⸗ 
teilt. Es iſt von verſchiedenen Seiten angeregt worden, 
Projekte auszuarbeiten, und zwar für einen beſtimmten 
Platz, den die Grundſtückabteilung zur Verfügung geſtellt 
hatte. Die Abteilung für Leibesübungen im Senat hatte 
ſich ſehr dafür intereſſiert, und die Sache war ſo weit ge⸗ 
diehen, daß das Grundſtück neben dem U.⸗T.⸗Kino in der 
Töpfergaſſe in Ausſicht genommen war, daß eine auswär⸗ 
tige Firma ſich verpflichtet hatte, ſich mit 120 000 Gulden 
an der Sache zu beteiligen, daß däniſche Unternehmer ſich 
verpflichtet hatten, die Maſchinen zu liefern und dafür am 
Gewinn beteiligt werden ſollten, ſo daß wir alſo für 
6— 700 000 Gulden ein Hallenſchwimmbad von der Firma 
Schaffſtädt in Gießen bekommen hätten, wenn der betref⸗ 
fende Ingenieur nicht den Unwillen des Senats aus irgend⸗ 
einem Grunde erregt hätte. Das Kapital, das nach Danzig 
fließen ſollte, iſt abgelehnt worden. Herr Senator Runge 
hatte ſich auf eine mittelalterliche Idee der Fernheizung 
in Zuſammenhang mit der Badeanſtalt feſtgelegt, die Jo 
unlukrativ wie möglich iſt, und die Danzig nicht in kurzer 
Zeit zu einem Hallenſchwimmbad verhelfen kann. Wir 
hinken in bezug auf ein Hallenſchwimmbad den kleinen 
Neſtern wie Wetzlar und Vierſen nach. Dafür ſind wir 
ja auch weltberühmt. f 1 
Man hätte weiter von dem Senat, wenn er einen Etat 
zur Annahme bringen will, gewiſſe poſitive Ideen über die 
Entwicklung der Verſicherungsträger erwartet. Verſiche⸗ 
rungsträger ſind Krankenkaſſen. Wir haben in 
dem kleinen Staat Danzig über 50 Krankenkaſſen. Es 
macht einem Arzt ungeheuere Freude, am Ende eines jeden 
Vierteljahres über 50 verſchiedene Liquidationen auszu⸗ 
arbeiten. Man weiß, daß dann 50 verſchiedene Kranken⸗ 
kaſſenſekretäre die Rechnungen nachprüfen und 50 verſchie⸗ 
dene Krankenkaſſenkaſſierer das Geld von 50 verſchiedenen 
Bankkonten abholen und verteilen. Es iſt eine ungeheuere 
Kraftverſchwendung, daß es in dieſem kleinen Gebiet ſo⸗ 
viele Kaſſen gibt, die zum Teil nur mit auswärtigen Zu⸗ 
ſchüſſen vegetieren können, wie ein Teil der kauſmänniſchen 
Krankenkaſſen, die ja weiter nichts wie Unternehmungen 
politiſcher Art ſind. Sie gewähren keine beſonderen Vor⸗ 
teile, ſondern erſchweren nur die wirkliche Durchführung 
hygieniſch-mediziniſcher Maßnahmen durch den ungeheue— 
ren Berg von Büroarbeiten, den ſie mit ſich bringen. Es 
wäre höchſte Zeit, daß der Senat dazu übergehen würde, 
im Intereſſe der Sparſamkeit dem Volkstag einen Gejeß- 
entwurf vorzulegen, nach dem eine einheitliche Freiſtaat⸗ 
krankenkaſſe errichtet wird. Ich bin überzeugt, daß die 
Beiträge bei Zuſammenlegung aller Kaſſen herabgeſetzt 
werden könnten. Die einheitliche Krankenkaſſe wäre dann 
auch imſtande, eine Anzahl anderer Funktionen, z. B. die 
Arbeitsloſenverſicherung zu übernehmen. So könnte eine 
unendliche Menge von Energie und Arbeit erſpart werden. 
Wenn wir eine einzige Kaſſe hätten, könnten dieſer Kaſſe 
infolge ihrer viel größeren petuniären Beweglichkeit und 
Sicherheit Arbeiten aufgebürdet werden, die heute nur zum 
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Teil von den Kommunen durchgeführt werden. Wir for- 
dern die hier in Danzig begonnene ſchulärztliche Beaufſichti⸗ 
gung auch für das Land und kleine Städte. Wir fordern 
vor allen Dingen eine zahnärztliche Fürſorge, beſonders in 
den unteren Klaſſen, wo infolge der beginnenden Zahn⸗ 
krankheiten und aus der Art der Zähne gerade für den 
Geſamthabitus und die Entwicklung des jungen Schulkin⸗ 
des ungeheuer Wertvolles gewonnen werden kann. Das 
ſind Dinge, die bei einem ſtraffen Anfaſſen der Organiſa⸗ 
tion der Verſicherungsträger in dieſem kleinen Staatsweſen 
ohne weiteres durchgeführt werden können. 

Wir fordern aber auch, daß der Senat ſich endlich ein⸗ 
mal um die rechtliche Stellung der Arzteſchaft gegenüber 
den Krankenkaſſen kümmert. Das es in Zoppot ſoweit ge⸗ 
kommen iſt, war nicht notwendig, wenn der Senat ſeine 
Pflicht getan hätte. Es war nicht notwendig, von aus⸗ 
wärts Arzte heranzuholen und Danziger Arzte bis zu einer 
gewiſſen Grenze arbeitslos zu machen. Es wäre möglich 
1 eine Vermittlung zwiſchen den Krankenkaſſen und 
den Arzten herbeizuführen, wie ſie jetzt im Deutſchen Reich 
geſetzlich geregelt worden iſt, wo ſolche Verhältniſſe nicht 
eintreten können. Es muß immer daran gedacht werden, 
daß wir in Danzig einen verhältnismäßig beſchränkten 
Nachwuchs von ärztlichen Kräften haben. Aber für dieſen 
Nachwuchs müſſen wir doch auch eine gewiſſe Arbeitsmög⸗ 
lichkeit ſchaffen. Wir können auch, wieder auf lange Sicht 
betrachtet, nicht die Dinge ſo gehen laſſen, wie jetzt, daß 
3. B. die Stellen im ſtädtiſchen Krankenhaus einfach mit 
Arzten aus dem Auslande beſetzt werden, daß für Danziger 


Staatsbürger nicht das moraliſche Anvecht darauf beſteht, 


die Arbeitsmöglichkeiten zuerſt zu beſetzen. Es muß hier 
auch zu einer Regelung kommen, damit nicht alles durch⸗ 
einandergeht und von der Liebhaberei irgendwelcher im 
Augenblick entſcheidender Menſchen abhängig iſt. t 
Vor ungefähr drei Jahren hat ſich der Volkstag mit der 


Frage einer Arztekammer beſchäftigt. Darauf wurde 
von dem damaligen Senator für Soziales, Herrn Dr. 
Schwartz, verſprochen, es würde in abſehbarer Zeit ein 
neues Geſetz über die Arztekammer vorgelegt werden. Das 
iſt natürlich nicht geſchehen. Man hat die Sache fo gehen 
laſſen. Nun war die Anwaltskammer da und die Doktoren 
wollten auch eine Kammer haben. Man hat die Kammer 


in Danzig wählen laſſen. (Abg. Arczynfki: Reaktionäve 
Geſellſchaſt.) Das ift ſelbſtverſtändlich, darüber ſpreche ich 
gar nicht. Die jetzt gewählte Arztekammer iſt eine Ange⸗ 
legenheit, die weder Hand noch Fuß hat. Für dieſe Arzte⸗ 
kammer dürfen nur Danziger Staatsbürger wählen. Es 
gibt eine ganze Reihe angeſeſſener Arzte, die noch nicht 
die Danziger Staatsbürgerſchaft haben. Dann hat natür⸗ 
lich die ganze Einrichtung der Kammer gar keinen Sinn. 
(Frau Abg. Grundmann: Das iſt allerdings ein Zuſam⸗ 
menhang!) Eine ganze Menge Mitglieder der Danziger 
Arzte hat kein Wahlrecht. (Frau Abg. Dr. Grundmann: 
Gott ſei Dank, daß ſie kein Wahlrecht haben!) Es handelt 
ſich nicht um die, die Sie meinen, die aus dem Oſten ge⸗ 
kommen ſind, ſondern die aus Deutſchland gekommen ſind. 
Das wiſſen Sie ganz genau. Außerdem möchte ich mit 
Ihnen nicht diskutieren. (Dann ziehen Sie den Kürzeren! 
rechts.) Ich bin zu höflich, um grob zu ſein, das wiſſen 
Sie ganz genau, Sie joten mich nicht provozieren. — 
Daß die Arztekammer reaktionär iſt und ſich hier, wie es 
die letzten Protokolle zeigen, als die Vertretung der ge⸗ 
ſamten Arzteſchaft auſſpielt, ift ein Unrecht. Die Arzte⸗ 
kammer vertritt die hieſige Arzteſchaft nicht. Eine ganze 
Anzahl jüngever Kollegen, die eine ganz andere Zuſammen⸗ 
ſetzung der Arztekammer gewährleiſtet hätten, haben nicht 
das Wahlrecht. Deshalb proteſtiere ich von dieſer Stelle 
dagegen, daß man das Arztekammergeſetz hat gehen laſſen, 
daß der Senat nicht nachgedacht und nichts getan hat, um 
eine Regelung herbeizuführen, die den augenblicklichen Ver⸗ 
hältniſſen entſpricht. Es weht hier meiſtens ein Wind, 


der ſehr merkwürdig ift. Ich habe Herrn Dr. Stade meiſt (C) 


auf Reiſen bemerkt. Er hält ſich auf Konferenzen zur 
Opiumbekämpfung auf. Dabei gibt es keine Stadt im Oſten, 
in der man ſoviel Kokain und Morphium kaufen kann, 
wie in Danzig. Die Polizei ſollte ſich darum kümmern. 
Es gibt in der Altſtadt mehrere Kaffees, wo man für fünf 
Gulden ſoviel Kokain bekommt, daß man in einer halben 
Stunde erledigt iſt. Dafür ſind die Herren auf Konſeren⸗ 
zen und nicht hier. i 

Eine Krankenkaſſe in Danzig ift beinahe bankerott ge- 
weſen, weil unter den Mitgliedern die Mehrzahl geſchlechts⸗ 
krank war. Da handelt es ſich doch im weſentlichen um 
Gelegenheitsaffekte, die vor allen Dingen dadurch kommen, 
daß gegen den Alkoholismus immer noch nichts getan wird. 
Es ſind dem Volkstag auch in dieſer Beziehung ſchon viele 
Anregungen zugegangen. Es handelt ſich nicht darum, den 
Alkohol auf einmal zu verbieten. Die Art, wie man mit 
dem Alkohol und den Konzeſſionen umgeht, in unverant⸗ 
wortlicher Weiſe jungen Mädchen und jungen Menſchen 
Alkohol eingepumpt wird, wenn ſie ſchon längſt betrunken 
find. Da ſollte der Senat ein bißchen aufpaſſen, anſtatt die 
Altersgrenze im Kintopp auf 16 oder 18 Jahre feſtzuſetzen. 
Es gibt in Danzig ſoviel Sachen, wo beide Augen zuge⸗ 
drückt werden. Hier von dem Wohnungsbau zu reden, hat 
gar keinen Zweck. 

Ich gehe jetzt nur noch zu den einzelnen Poſitionen des 
Etats über, wozu wir Abänderungsanträge geſtellt haben. 
Sie finden die Abänderungsanträge in der Druckſache 
Nr. 1462, unterzeichnet Gebauer und Fraktion. Da han⸗ 
delt es ſich bei gewiſſen Poſitionen, alſo Abſchnitt I, 4, im 
allgemeinen um Summen, die heute ſchon im Etat viel zu 
niedrig eingeſetzt ſind, weil die wirklichen Verhältniſſe 
längſt darüber hinweggeſchritten ſind, wie z. B. bei Ab⸗ 
ſchnitt I, 4, die Erwerbsloſenangelegenheit, Abſchnitt I, 8, 
die Veteranen und I, 11, die Blinden. Zum Teil werden 
jhon viel höhere Beträge gezahlt, als im Etat eingeſetzt 
ſind. Wir können nicht einen Etat mit ſo niedrigen Sum⸗ 
men annehmen, wenn jetzt beinahe die Summen erreicht 
ſind, die wir eingeſetzt haben. 

Ich möchte bei der Gelegenheit den Senat fragen, 
warum bei der Blindenbeihilfe die durch Verfügung des 
Senats ausgeſetzte Kinder⸗ und Frauenzulage von 5 und 
10 Gulden niemals ausgezahlt wird. Das Wohlfahrtsamt 
ſträubt ſich immer, die Kinder⸗ und Frauenzulage bei den 
Blinden auszuzahlen. Ich bitte, das zur Kenntnis zu neh⸗ 
men, Herr Senator. Es iſt Abſchnitt I, 11. Dann der Ab⸗ 
ſchnitt III, 6 und Abſchnitt III, 10, Abſchnitt VI, 11, ſowie 
Abſchnitt VIII, 11 und Abſchnitt X, 10. Da handelt es 
ſich um Sätze, die die Beökſtigung angehen. Wie Sie wiſſen, 
betragen die angeſetzten Sätze zum Teil 90 Pf. für die 
Jugendlichen, zum Teil 1,15 Gulden. Das iſt zu niedrig. 
Die Summe reichte ſchon nicht im Laufe des Jahres aus, 
als der Etat aufgeſtellt wurde. Heute muß man mindeſtens 
1,65 Gulden pro Kopf annehmen. Es iſt nicht einzuſehen, 
warum die Jugendlichen, die ſich in den Entwicklungsjahren 
befinden, weniger verzehren ſollen als die älteren, die über 
14 Jahre alt ſind. Der Unterſchied kann nur auf Koſten 
der Pfleglinge gemacht werden. Wir bitten dringend, die 
Poſitionen, Abſchnitt VI, 11, Abſchnitt VIII, 11 und X, 10 
anzunehmen. Die Poſitionen XII, 7, Abſchnitt XII, 9, 
XII, 10 betreffen beſondere Poſten, die ſich bei der Hinter⸗ 
bliebenenfürſorge ergeben. Da hat es ſich im Laufe des 
Jahres herausgeſtellt, daß die eingeſetzten Poſten ſeit unge⸗ 
fähr vier Monaten im letzten Etatsjahr nicht gereicht haben. 
Es muß außerordentlich zurückgehalten werden, und man 
hat der ſchlimmſten Not nicht helfen können. Bei der allge⸗ 
meinen Teuerung muß man dieſen Poſten auch unbedingt 
erhöhen. Dann bleibt noch übrig Abſchnitt XII, 8. Da 
iſt ein Poſten eingeſetzt, der bis jetzt durch die gemachten 
Ausgaben zu 75 Prozent verbraucht iſt, und zwar infolge 
der Verfügung des Senats. Da find. im weſentlichen 
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Punkte, die gar nicht zu umgehen find und die im Etat 
falſch ſtehen. Wir wollen aber, daß im Etat die richtigen 
Zahlen ſtehen, damit man ſich nicht nachher in irgendeinem 
Einzelfall darauf ſtützen kann und ſagt, im Etat ſteht nicht 
mehr drin. Dieſer Etat muß alſo in dem Sinne abgeän⸗ 
dert werden. 

M. D. u. H.! Sie ſehen, wenn man will, kann man 
für Danzig, ohne daß man beſondere Aufwendungen macht, 
nur durch eine Umorganiſation mit den Mitteln, die uns 
heute zur Verfügung ſtehen, unendlich vieles leiſten. Man 
darf die Dinge aber nicht ſo treiben laſſen, wie ſie jetzt 
treiben. Die Mitarbeit der geſamten Danziger Arzteſchaft 
und der Vertreter der Verſicherungsträger innerhalb der 
Arbeitsausſchüſſe, die ſich mit dieſen Dingen zu beſchäftigen 
haben werden, iſt viel mehr als bisher anzuſtreben. Es 
geht nicht an, daß der Senat ſich nur von einigen beamteten 
Arzten beraten läßt (Sehr richtigl), die viel zu wenig Kon⸗ 
takt mit dem täglichen Leben haben, als daß fie regulär be⸗ 
raten könnten. Sie können außerdem wegen ihrer beamte⸗ 
ten Einſtellung dem Senat gegenüber viel zu wenig Auto⸗ 
rität und viel zu wenig freie Meinung haben, da ſie ja nicht 
ſo energiſch auftreten können wie freie Arzte. Wir bitten 
den Senat und den Volkstag dringend, ſich bei der Be⸗ 
willigung von Dingen, die auf Generationen hinaus gedacht 
ſind, nicht von einem kleinlichen Sparſamkeitsgedanken 
leiten zu laſſen. . 

Wir appellieren aber auch, wie es in anderen Ländern 
iſt, an diejenigen, die von der Kraft und dem Blut der 
Arbeiter leben, hier endlich einmal für großzügige Stiftun⸗ 
gen zu ſorgen. Sehen Sie ſich Frankfurt a. M., Köln, 
München, Düſſeldorf, Hannover an. Das ſind Städte, wo 


jetzt gehabt haben, daß unſere Anträge immer wieder von 
der ganzen rechten Seite abgelehnt werden. Wir wiſſen, 
wie brutal gegen die Arbeitsloſen vorgegangen wird. Die 
arbeitende Bevölkerung muß die größten Opfer bringen, 
um dieſen privatkapitaliſtiſchen Staat zu erhalten, aber auf 
der anderen Seite tut man nichts für die Leute, die die 
größten Opfer bringen müſſen. Wir haben zugunſten der 
Arbeitsloſen ſchon ſoundſo viele Anträge eingebracht, und 
es hat nichts geholfen. Der Herr Kollege Dr. Bing hat ja 
auch ausgeführt, daß das, was in dieſem Haushaltsplan 
für die Arbeitsloſen ausgeſetzt iſt, ſozuſagen ſchon ver⸗ 
braucht iſt. Wir haben ja aber das famoſe Arbeitsloſen⸗ 
fürſorgegeſetz, das zur Zeit beraten wird. Dort wird ja 


klar genug geſagt, wie Sie ſich zu den Arbeitsloſen ſtellen. 


Sie wollen, daß der Arbeitsloſe auch hier wieder die 
Koſten der breiten Maſſe tragen ſoll. Genau ſo, wie beim 
Arbeitsdienſtpflicht⸗Geſetz wollen Sie den Arbeitsloſen 
eine vierſtündige Arbeitszeit aufhalſen. Sie wollen für 
die Arbeitsloſen nichts mehr ausgeben. Sie ſchmeißen die 
ganzen Gelder nur für diejenigen heraus, die da ſind, um 
das Kapital zu ſchützen. 

Wir wiſſen ganz genau, daß wir von dieſem Staat 
nichts zu erhoffen haben. Wir haben deshalb nur einen 
Antrag eingebracht unter Nr. 1519. Wir verlangen, daß 
der Abſchnitt B, Kirchenweſen, in Einahmen und Aus⸗ 
gaben völlig geſtrichen wird. Wir Kommuniſten ſtehen 
nach wie vor auf dem Standpunkt, daß endlich dazu über⸗ 
gegangen werden muß, die Kirche vom Staat zu krennen. 
Wer eine Religion haben will oder wer danach ſtrebt, die 
Religion zu erhalten, für den ſoll das eine Privatſache ſein. 
Wir ſehen nicht ein, daß die breiten Schichten der Bevölke⸗ 
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durch Stiftungen die Möglichkeit beſteht, dem arbeitenden, 
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erbärmlich iſt, daß man es nicht mit Worten ſchildern kann, 
daß man jeden einzelnen Staatsrat in die armſeligen Heim⸗ 
arbeiterquartiere hineinführen ſollte, wenn es ſo iſt, dann 
ſollte eine verantwortliche Regierung, die nicht zur Verant⸗ 
wortung gezogen werden kann, ſondern die höchſtens mora⸗ 
liſch verantwortlich iſt, alles tun, um die Schäden zu ver⸗ 
meiden, die auf Grund wiſſenſchaftlicher Erkenntniſſe, auf 
Grund guter Organiſationen und mit ein klein wenig gutem 
Willen zu vermeiden find. (Lebhaftes Bravo! links.) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. Hoff⸗ 
mann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): Wir Kommuniſten 
lehnen den Haushaltsplan für Soziales, Kirchen⸗ und Ge⸗ 
ſundheitsweſen ab. Gerade in dieſem Haushaltsplan zeigt 
es ſich, daß man den unteren Schichten der Bevölkerung 
nichts geben will. Auf der anderen Seite wirft man 
Geld hinaus, um die Sicherheit, Ruhe und Ordnung im 
Lande gewiſſermaßen ſicherzuſtellen. Man ſieht, daß man 
gerade bei den ärmeren Schichten in brutaler Weiſe 
ſparen will. Wenn man ſich die ganze Sache überlegt, 
kann man feſtſtellen, daß man dazu übergehen will, die 
Arbeitsloſen ſowie die Kleinrenkner und die Sozial⸗ 
rentner verhungern zu laſſen. Wir können ſehen, daß ein 
Verſtändnis für ſoziale Angelegenheiten, für das Geſund⸗ 
heitsweſen, für die breiten Maſſen überhaupt, nicht vor⸗ 
handen iſt. Man könnte hier eine große Reihe von An⸗ 
trägen ſtellen, aber es hat ja keinen Zweck, weil ſie hier ja 
doch keine Mehrheit finden. Wir wiſſen ganz genau aus 
den Beratungen, die wir über ſoziale Angelegenheiten bis 


Gebauer und der übrigen Mitglieder der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Fraktion ausgeführt, für die Etatsbalance zu 
ſorgen wäre Sache des Finanzſenators, nicht aber Sache 
des Volkstags. Er hat hinzugefügt, mit den vorhandenen 
Mitteln könnte man Großes ſchaffen. In dieſen beiden 
Punkten muß ich dem Herrn Abg. Dr. Bing widerſprechen. 
Es iſt nicht Sache des Finanzſenators, die Deckung der 
Ausgaben durch die Einnahmen zu beſchließen, das iſt 
Sache des Volkstags. Wenn der Etat nicht nur ein Spiel 
mit Zahlen ſein ſoll, wenn er Ernſt und Bedeutung haben 
ſoll, dann müſſen für beſchloſſene Ausgaben auch die 
Deckungsmittel vorhanden ſein. (Und für die Schupo? bei 
den Kommuniſten.) Es iſt auch nicht richtig, daß das mit 
den vorhandenen Mitteln geleiſtet werden könnte. Hier⸗ 
auf hinzuweiſen, iſt meine Pflicht. Der Antrag des Herrn 

g. Gebauer und der übrigen Mitglieder der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Fraktion will die in den verſchiedenen Titeln 
vorgeſehenen Anſätze, die der Volkstag in ſeiner zweiten 
Leſung nach den Beratungen des Ausſchuſſes auf 4,7 Mil⸗ 
lionen rund feſtgeſetzt hat, auf 9,48 Millionen erhöhen. 
Das iſt ein Mehrbedarf von über 434 Millionen. Ich habe 
bisher noch kein Wort darüber gehört, wo die 434 Mil⸗ 
lionen hergenommen werden ſollen. Tatſächlich ſind ſie 


nicht vorhanden. (Abg. Gebauer: Sie ſind zum Teil aus⸗ 
gegeben!) Das iſt unrichtig. Dieſe 434 Millionen, Herr 
Abg. Dr. Bing, ſind tatſächlich nicht vorhanden. Sie ſind 
verpflichtet, die Deckung anzugeben. Sie können das durch 
Minderung der Ausgaben an anderer Stelle, Sie können 
es durch Erhöhung der Einnahmen machen, aber ſo, wie 
es ſich aus Ihrem Antrag ergeben würde, können wir 
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(Dr. Volkmann, Senator.) 
keinen Etat feſtſetzen. Was der Vokstag beſchließen will, 
muß ich ihm überlaſſen, aber ich weiſe mit allem Ernſt 
darauf hin, ein Etat, der nicht im Ausgleich iſt, der Lücken 
hat, iſt kein Etat. (Sehr richtig! rechts.) 


Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen zu 
Punkt 3 der Tagesordnung liegen nicht vor. Ich werde in 
der Weiſe vorgehen, daß ich die Anträge, ſoweit ſie zu 
Punkt 3, dem Haushaltsplan für Soziales, Kirchen- und 
Geſundheitsweſen, vorliegen, zur Abſtimmung bringe. 

Unter Einnahmen, Abſchnitt B, liegt ein Antrag der 
Frau Abg. Kreft und Fraktion vor: 

Abſchnitt B Kirchenweſen (Einnahmen) nebſt Erläuterung 
ſind zu ſtreichen. 


Die Damen und Herren, die für dieſen Antrag Kreft. 


und Fraktion ſind, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das ift die Minderheit, der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. 

Wir kommen zu den Ausgaben, Abſchnitt A I. Da 
liegt ein Abänderungsantrag des Abg. Gebauer und Frak⸗ 
tion vor, Druckſache Nr. 1462: 

Erſtattung der gezahlten Erwerbsloſenunterſtützung an 
Gemeinden. Es ſollen ſtatt 248000 Gulden 3744000 Gulden 
geſetzt werden. 


Die Damen und Herren, die für dieſen Antrag find, | 


bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
-die Minderheit, der Antrag ift abgelehnt. Zu Abſchnitt AT, 
Stelle 5, liegt ein Abänderungsantrag, Druc ache Nr. 1456, 
der Abgeordneten Schwegmann, Weiß und Fraktion vor: 
Wir beantragen, bei Abteilung A Soziales die Aus⸗ 

gabe bei Abſchnitt J, 5 „Erſtattungen auf die von den Ge⸗ 

meinden zu zahlenden Kleinreutunerunterſtützungen“ in Höhe 

von 660 000 G zu erhöhen um 300 000 G auf 960 000 G. 

Ich bitte die Damen und Heren, die für dieſen Antrag 
find, fich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, der Antrag iſt einſtimmig angenommen. 
(Abg. Spill: Das wollten wir mal fehen!) 

Zu Abſchnitt A J, Stelle 8, Veteranenbeihilfe, liegt 
ein Antrag, Druckſache Nr. 1462, Gebauer und Fraktion, 
vor: „Es find ſtatt 82 500 Gulden 165.000 Gulden zu 
find, bitte ich, fich vom Platz zu erheben. (Geſchieht. — Abg. 
Loops: Veteranen!) Ich bitte um die Gegenprobe. (Ge⸗ 
ſchieht.) Es fteht jetzt die Mehrheit, das Büro ift fich einig. 
Der Antrag iſt abgelehnt. 

Zu Abſchnitt I, 11 liegt wieder der Abänderungs⸗ 
antrag Gebauer, Druckſache Nr. 1462, vor, Abſchnitt 
A,1, 11 Unterſtützungen, Notſtandsmaßnahmen. Es han⸗ 
delt ſich da um die Blinden. (Auch ſchon erhöht worden! 
links.) „Statt „10000“ Gulden follen „25 000“ Gulden 
geſetzt werden.“ Diejenigen, die für dieſen Antrag ſind, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Es ſteht 
die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. (Abg. Hoff⸗ 
mann: Ihr habt wohl keine Blinden unter Euch! — Abg. 
Liſchnewſki: Die find ſelbſt mit Blindheit geſchlagen!) 

Weiter liegt in Druckſache Nr. 1462 ein Abänderungs⸗ 
antrag zu Abſchnitt III, 6, vor, anſtatt 1800 Gulden 3600 
Gulden zu ſetzen. Es handelt ſich um ſächliche Ausgaben 
Porto, Fernſprechgebühren uſw. Diejenigen, die für dieſen 
Antrag ſind, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ferner 
liegt ein Antrag Gebauer und Fraktion, Druckſache Nr. 
1462, zu Abſchnitt III, 10 vor, Beköſtigung der Blinden 
ſtatt „28 000“ Gulden zu jegen „36 000“ Gulden. Diejeni- 
gen, die dieſen Antrag annehmen wollen, bitte ich, ſich 

vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
der Antrag iſt angenommen. Dann liegt ein Ahände⸗ 


rungsantrag Gebauer und Fraktion, Druckſache Nr. 1462, 


zu Abſchnitt VI, 11 vor, Beköſtigung der Zöglinge in 
Silberhammer ſtatt „69 000“ Gulden zu jegen „94 000“ 
Gulden. Diejenigen, die für dieſen Antrag find, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. (Zwiſchenrufe.) Es liegt 


jepen”. Die Damen und Herren, die für dieſen Antrag 


ferner ein Abänderungsantrag des Abg. Gebauer und 
Fraktion vor, Druckſache Nr. 1462, zu Abſchnitt V III, II 
Boköſtigung der Zöglinge in Tempelburg, ſtatt „65 700” 
Gulden zu ſetzen „110 600“ Gulden. Diejenigen, die für 
dieſen Antrag ſind, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Es ſteht die Minderheit, der Antrag iſt ab- 
gelehnt. (Das find Kulturmenſchen! bei den Kommuniſten.) 
Außerdem liegt ein Abänderungsantrag Gebauer und 
Fraktion, Druckſache Nr. 1462, zu Abteilung A, Abſchnitt 
X, 10 vor, beim Verſorgungsamt ſtatt „185 000“ Gulden 
370 000“ Gulden zu jegen. Diejenigen, die für dieſen 
Antrag find, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 

Ein weiterer Abänderungsantrag Gebauer und Frak⸗ 
tion, Druckſache Nr. 1462, liegt zu XII, 7 Heilbehandlung 
uſw. vor, es foll ſtatt „141000“ Gulden geſetzt werden 
„282 000“ Gulden. Diejenigen, die für dieſen Antrag find, 
bitte ich, fich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ift 
die Minderheit, der Antrag ift abgelehnt. Zu Abſchnitt 
XII, 8 liegt ebenfalls ein Antrag Gebauer und Fraktion, 
Druckſache Nr. 1462, vor, betr. Zuſatzrenten. Es ſoll geſetzt 
werden ſtatt „1 567 350“ Gulden „2 000 000“ Gulden. 
(Abg. Dr. Bing: Das kriegen fte ja jon!) Diejenigen, die 
für dieſen Antrag ſind, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Es ſteht die Minderheit. Der Antrag 
iſt abgelehnt. (Abg. Gebauer: Das Geld iſt längſt ausge⸗ 
geben!) Zu XII, 9 liegt der Abänderungsantrag Gebauer 
und Fraktion, Druckſache Nr. 1462, vor, Unterſtützungen, ſo⸗ 
wie Einſegnungs⸗ und Begräbnisbeihilfen ſtatt „275 000“ 
Gulden ſollen „550 000“ Gulden geſetzt werden. Diejeni⸗ 
gen, die für dieſen Antrag ſind, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Es ſteht die Minderheit. Der An⸗ 
trag iſt abgelehnt. Ferner liegt ein Abänderungsantrag 
Gebauer und Fraktion vor, zu XII, 10 der Abteilung A, 
ſtatt „50 000“ Gulden Darlehen für Kriegsbeſchädigte 
„100 000“ Gulden einzuſetzen. Diejenigen, die für dieſen An 
trag ſind, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Zu Ab⸗ 
ſchnitt XVII liegt der Antrag Gebauer und Fraktion, 
Drucksache Nr. 1462, vor, ſtatt „1000 000“ zu ſetzen 
2 000 000“ Gulden. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. 

Wir kommen zum Abſchnitt B. Da liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag der Frau Abg. Kreft vor: 

Abſchnitt B I — VII Kirchenweſen (Ausgaben) nebit 
Erläuterungen ſind zu ſtreichen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die für den Antrag 
der Frau Abg. Kreft und Fraktion ſind, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Minderheit. 
Der Antrag ift abgelehnt. Wir kommen jetzt zu Abſchnitt 
© I, 17 Abänderungsantrag des Herrn Abg. Dr Bing 
und Fraktion, Druckſache Nr. 1417: 

In Stelle C 1 17 (Ausgabe) ift der Betrag von 5000 G 
auf 20 000 G zu erhöhen, in Stelle „Mehr)“ find ſtatt 
4000 G 19000 G zu ſetzen. 

In Spalte Erläuterungen: Die beſtehenden Lungen⸗ 
fürſorgeſtellen ſind in ſtaatliche Inſtitutionen umzuwandeln. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
1 Das iſt die Minderheit. Der Antrag iſt abge⸗ 
ehnt. 

Wir kommen nun zu dem letzten Abänderungsantrag 
zu dieſem Etat, Druckſache Nr. 1416, Abänderungsantrag 
des Abg. Dr. Bing und Fraktion: 

: a Stelle C V 1 (Ausgabe) ift unter Beſoldungen 

u jegen: 5 

; 1 „1 Regierungs- und Medizinalrat (XII/xIIY“ 
„2 Regierungs⸗ und Medizinalräte (II/ xIlh“. 

Die Summe unter „Mehr“ ift um 12000 Gulden 

zu erhöhen. 

In Spalte Grlinteeungen EATE 5 

Die fehlende Stelle eines Gewerbemedizinalrats für den 
Geſchäftsbereich für die Gewerbehygiene iſt zu beſetzen. 
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(Vizepräſident Splett.) 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. Damit ſind die Abänderungsanträge zum Haus⸗ 
haltsplan für Soziales, Kirchen⸗ und Geſundheitsweſen 
erledigt. Ich darf wohl ohne weiteres feſtſtellen, daß dieſer 
Etat mit den beſchloſſenen Abänderungen angenommen iſt. 

Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 

Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung einſchließlich Staatsarchiv. 
Druckſache Nr. 1381 mit Berichtigung. Das Wort hat 
Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Im 
Juni 1922 iſt die Danziger Verfaſſung endgültig in Kraft 
getreten. Dieſe Verfaſſung behandelt unter Abſchnitt IV 
des zweiten Hauptteils auch die Fragen Volksbildung und 
Schule. Aber die Verſprechungen und die Feſtlegungen, 
die in dieſem Abſchnitt der Verfaſſung gemacht worden 
ſind, ſind bis heute noch nicht in die Tat umgeſetzt. So 
heißt es in der Verfaſſung, und das war theoretiſch ein 
Fortſchritt gegenüber dem bisherigen Zuſtand, daß die 
Standesſchulen aufhören und an ihre Stelle die allgemzine 
Grundſchule treten ſolle. Dieſes Geſetz der allgemeinen 
Grundſchule ift bis heute in. Danzig noch nicht durchgeführt 
worden. Noch heute haben wir hier in Danzig beim Schul⸗ 
weſen die Einteilung nach den ſozialen Verhältniſſen der 
Eltern. Wir haben zwar die alten Vorſchulen aufgehoben, 
demgegenüber ſind aber an die Stelle der Vorſchulen die 
ſogenannten Familienſchulen getreten, die natürlich nur 
von den Eltern unterhalten werden können, die über einen 
genügend großen Geldſack verfügen. Nun iſt es höchſt eigen⸗ 
tümlich, daß gerade die Deutſchnationalen, die doch ſonſt 
das Wort von der Volksgemeinſchaft immer im Munde 
führen, in dieſem Falle, wo die Volksgemeinſchaft in die 
Tat umgeſetzt werden könnte, ſich mit Händen und Füßen 
gegen dieſe Umwertung des Gemeinſchaftsgedankens in die 
Praxis wehren. Wir erlebten es bei den Beratungen im 
Hauptausſchuß, daß die deutſchnationale Seite ſogar gegen 
den Senat Sturm lief, daß er nicht genügend Familien⸗ 
ſchulen erlaubt habe. Der Senator mußte ſelbſt angeben, 
daß bisher ungefähr 500 Kinder in Danzig in Familien⸗ 
ſchulen unterrichtet würden. (Hört, hörk! links.) Dieſe 
Familienſchulen ſind natürlich gar nicht in der Lage, den 


Kindern eine ſolche Bildung beizubringen, wie es notwen⸗ 


dig ift. Sie haben nicht die Unberrichtsmöglichkeiten, weil 
bei dieſen Schulen an den Ausgaben geſpart wird, da ſie 
ja von den Eltern unterhalten werden müſſen. Abgeſehen 
davon iſt die Begründung eigentümlich, die von deutſch⸗ 
nationaler Seite für das Fortbeſtehen dieſer Familien⸗ 
ſchulen gegeben wird, die beſonders auf dem Lande beſtehen. 
Deutſchnationale Redner führten im Hauptausſchuß aus, 
daß man es doch den Kindern nicht zumuten könne, im 
Winter die langen Wege bis zur nächſten Schule zu machen. 
Man könne es den Eltern deshalb nicht verdenken, wenn 
‚fie eine Familienſchule einrichteten. Damit zeigte man 


natürlich, daß man nur den Kindern der Agrarier Mitleid 
0, Oo # 


entgegenbringt. Die Kinder der Landarbeiter können ja 
die weiten Wege machen, trotzdem ſie am wenigſten dazu 
geeignet ſind, weil ſie in puncto Ernährung und Bekleidung 
ſicherlich zehnmal ſchlechter daran ſind, als die Kinder der 
Beſitzer. Dies iſt alſo eine Umgehung der Beſtimmungen 
der Verfaſſung. 

Auch viele andere Punkte der Verfaſſung ſind bisher 
nicht durchgeführt worden. So lautet z. B. der Artikel 103: 

Der Unterricht und die Lehrmittel in den Volks⸗ und 

Fortbildungsſchulen ſind unentgeltlich. 

Sie brauchen nur in die Schulen zu gehen, dann können 
Sie das Gegenteil feſtſtellen. Die Gewährung von freien 
Lernmitteln hat heute für die Kinder noch etwas Erniedri⸗ 
gendes. Manche Lehrer haben nicht das notwendige Takt⸗ 
gefühl in dieſer Frage. Die Ausgaben, die die Lernmittel 


dem Staat verurſachen, und zu denen er auf Grund der 
Verfaſſung verpflichtet ift, ſollten nicht in der Art und Weiſe 
gegeben werden, wie es heute geſchieht. Es iſt im Haupt⸗ 
ausſchuß von Senatsſeite feſtgeſtellt worden, daß bisher 
dieſe Beſtimmung der Verfaſſung nur ungefähr bis zu 30 
Prozent zur Durchführung gekommen iſt. Die anderen 
Kinder, und auch da handelt es ſich in der übergroßen 
Mehrzahl um Kinder der Arbeiterſchaft, müſſen ſich auch 
heute noch ihre Lernmittel ſelbſt beſchaffen. Leider wird 
von manchen Lehrern noch ſehr engherzig vorgegangen. 
Uns ſind Fälle berichtet worden, in denen die Gewährung 
freier Lernmittel verweigert wurde, weil der Vater augen⸗ 
blicklich in Arbeit war, und wo erklärt wurde, daß die freien 
Lernmittel nur für die Erwerbsloſen in Frage kämen. Die 
Lehver, die ſo engherzig verfahren, ſcheinen die Beſtimmun⸗ 
gen der Verfaſſung in dieſem Punkt nicht zu kennen. Ob 
der Vater arbeitslos iſt oder nicht, iſt egal. Es ſteht klipp 
und klar in der Verfaſſung: „Der Unterricht und die Lern- 
mittel in den Volks- und Fortbildungsſchulen find un⸗ 
entgeltlich.“ 
Eine ſehr rückſtändige Angelegenheit beim Kultusetat 
iſt auch die Fortbildung der erwachſenen Jugend. Es iſt 
eigenartig, daß es die Deutſchnationalen ſind, die ſich ſonſt 
nicht genug tun können, in jeder Verſammlung über die 
Zuchtloſigkeit und Unordnung der. heutigen Jugend zu 
klagen und ein Loblied auf die frühere Zeit anzuſtimmen, 
daß ſie es aber ſind, die immer verſagen, wenn es ſich darum 
handelt, die angegebenen Mißſtände zu beſſern. Wir müſſen 
die Erfahrung machen, daß z. B. für die Pflege der Leibes⸗ 
übungen, insbeſondere auch von den ländlichen Gemeinden 
und da gerade durch den Widerſtand der Beſitzer, nicht ge⸗ 
nügend getan wird. Man glaubt die Pflege der Leibes⸗ 
übungen bei der erwachſenen Jugend damit geregelt zu 
haben, daß man ſie alle zu den ſogenannten vaterländiſchen 
Verbänden, Jungdeutſcher Orden uſw. hinſchickt und dort 
Maſchinengewehr⸗Schießübungen und militäriſche Marſch⸗ 
übungen vornehmen läßt. Das iſt natürlich keine Ertüchti⸗ 
gung der Jugend. Damit iſt am allerwenigſten auch dem 
Danziger Staate gedient. Was ſoll das Ausland davon 
denken, wenn hier in den Tageszeitungen ganz breit und 
öffentlich angekündigt wird, auf den Schießſtänden des ehe⸗ 
maligen großen Exerzierplatzes wird der Jungdeutſche 
Orden, Jungſturm uſw. unter Anleitung von Offizieren 
Schießübungen vornehmen. Natürlich wird das nicht mit 
Flitzbogen und Pfeilen gemacht, ſondern mit Gewehren. 
Da muß man an den Senat die Frage richten, woher den 
Organiſationen die Schußwaffen zur Verfügung geſtellt 
werden. Wir können auf keinen Fall in dieſer Art von 
Jugendausbildung eine Jugendpflege erblicken. Der Leid⸗ 
tragende dabei iſt natürlich in erſter Linie die Jugend, 
denn ſie wird in den Organiſationen nicht zu dem Ideal 
erzogen, das allen fortſchrittlichen Pädagogen und Er⸗ 
ziehungsfreunden vorſchwebt. Da wird nur ein ganz bru⸗ 
taler Kommißgeiſt gepflegt, der ſich häufig in ſehr wider- 
licher Art äußert. Dieſe Erfahrung habe ich ſelbſt auf einer 
Fahrt von Neuteich nach Danzig gemacht. Die Angehöri⸗ 
gen einer ſolchen Truppe waren auf ihre Betrunkenheit 
ſtolz, und dieje 16- und 17jährigen Burſchen rühmten ſich 
damit, wieviel Alkohol ſie zu ſich genommen hätten. Sie 
ſkandalierten im Coupe, machten Radau und ſchmutzten 
alles ſo voll, daß ſie ſchließlich von der Eiſenbahnverwal⸗ 
tung zu einer exemplariſchen Geldſtrafe herangezogen 
wurden. 

Das find die Erziehungsfrüchte dieſer Organiſationen. 
Wir müſſen fordern, daß die Erziehung der erwachſenen 
Jugend nicht durch dieſe Kommißorganiſationen vorge⸗ 
nommen wird, ſondern durch den Staat. Da ſieht es aller⸗ 
dings noch insbeſondere auf dem Lande ſehr, ſehr traurig 
aus. Das Fortbildungsſchulweſen iſt auf dem Lande jo 
rückſtändig, wie nur irgend möglich. Wenn auf dem Lande 
irgendwo Anträge eingebracht werden, Fortbildungsſchulen 
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zu errichten, ſo ſind es gerade die Beſitzer als Gemeinde⸗ 
vorſteher oder als Schulvorſteher, die ſich gegen die Ein⸗ 
richtung von Fortbildungsſchulen ſträuben. Es werden 
Reden geführt, daß die beſte Fortbildung ſei, wenn der 
13- oder 14jährige Junge recht bald zu einem Beſitzer als 
Hütejunge zur Arbeit komme. Dann brauche er keine Fort⸗ 
bildungsſchule; die nötige Fortbildung würde ihm ſein 
Brotherr beibringen. Die Früchte ſolcher Methoden haben 
wir in dem teilweiſe ſchlechten Zuſtand der heutigen Jugend 
vor uns. Dann ſind es wieder die Rechtsparteien, die über 
dieſen von ihnen ſelbſtverſchuldeten Zuſtand heuchleriſch 
Klagelieder anſtimmen. Um hier wenigſtens einen kleinen 
Schritt vorwärts zu kommen, haben wir jetzt zur dritten 
Beratung einen Antrag geſtellt, nachdem wir bereits im 
Hauptausſchuß für die Gewährung größerer Summen zur 
Pflege der Leibesübungen, der Turnevei, des Waſſerſportes 
eingetreten waren, die Summe für das Fortbildungsſchul⸗ 


weſen zu erhöhen, und zwar von 3000 auf 6000 Gulden. 


Das iſt keine Summe, gegen die der Finanzſenator große 
Oppoſition machen kann, nachdem er vorhin eine Summe 
von 300 000 Gulden, die von deutſchnationaler Seite be⸗ 
antragt worden war, ohne weiteres hingenommen hat. Der 
Etat wird durch dieſe kleine Summe nicht im geringſten 
aus der Balance gebracht. 

Unſer Schulweſen, insbeſondere das höhere Schul⸗ 
weſen, entſpricht aber auch in feinem Geifte nicht im ge⸗ 
ringſten den Vorſchriften der Verfaſſung. In der Ver⸗ 
faſſung ſind ſchöne Sätze enthalten von der Pflege eines 
pazifiſtiſchen Geiſtes, wenn dieſe Worte auch nicht gebraucht 
werden. Es kommt dort der Gedanke der Völkerverſöhnung 
zum Ausdruck. Auch finden ſich ſchon im erſten Abſchnitt 
der Verfaſſung die Worte, daß die Freie Stadt einen Frei⸗ 
ſtaat, eine Republik bilde. Dieſe Beſtimmungen der Ver- 
faſſung, die doch auch durch die Deutſchnationale Partei mit⸗ 
geſchaffen wurden, werden von ihren Lehrkräften am aller⸗ 
wenigſten beachtet. Ich will nur ganz wenige Beiſpiele 
dafür anführen, die zeigen, in welchem Geiſte noch immer 
viele Lehrer hier ihre Schultätigkeit ausüben. 
ſtimmung, daß die Schüler in den Schulen dazu erzogen 
werden ſollen, auch Achtung vor anderen Völkern zu haben, 
mit denen wir doch zuſammenleben müſſen, wird ſo aus⸗ 
geführt, daß z. B. ein Turnlehver in der Turnſtunde eines 
Gymnaſtums den Schülern erklärt, fie ſollten beim Turnen 
jo aufeinander dreinſchlagen, als hätte jeder einen Pollacken 
vor ſich. Mit ſolchen Ausdrücken wird ſchon die Seele der 
Jugend vergiftet. Damit wird aber am allerwenigsten dem 
Geiſt der Verfaſſung entſprochen. Abgeſehen davon wird 
durch ſolche törichten Hetzreden natürlich der Freien Stadt 
Danzig ſelbſt der größte Schaden zugefügt. Ein anderer 
Studienrat ſpricht auch heute noch immer, das iſt mir erſt 
vor Pfingſten berichtet worden, wenn er England behan- 
delt, von dem „perfiden Albion“. Das iſt eine Redensart, 
die in den Jahren 1914—18 an der Tagesordnung war. 
Heute ſind es die Deutſchnationalen, die eigentlich ein mili⸗ 
täriſches Bündnis mit dieſem „perfiden Albion“ erſtreben, 
um gegen die Franzoſen und Polen zu Felde zu ziehen. 
Dieſer deutſchnationale Studienrat ſcheint die Außenpolitik 
ſeiner Partei noch ſehr wenig zu kennen, daß er dauernd 
in dieſer Weiſe über ein jo großes Volk ſpricht, auf deſſen 
Wohlwollen auch wir Danziger angewieſen ſind. Über die 
republikaniſchen Einrichtungen wird ſpeziell in den höheren 
Schulen in einer Art und Weiſe geſprochen, die ebenfalls 
nicht dem Geiſte der Verfaſſung entipricht, trotzdem darin 
ausdrücklich feſtgelegt ift, daß Danzig einen Freiſtaat, d. h. 
eine Republik bildet. Es wird Aufgabe der Schulverwal⸗ 
tungen ſein, den Lehrern ein Exemplar der Danziger Ver⸗ 
faſſung zuzuſtellen, wenn fie es nicht beſitzen ſollten, und 
ihnen ſehr dringlich anheimzuſtellen, die Verfaffung ein- 
gehend zu ſtudieren, damit fie wiſſen, wie fie ſich in ihrem 
Unterricht zu verhalten haben. (Zwiſchenruf.) Dann wäre 
es notwendig, Herr Senator, daß Sie die Lehrerſchaft dar⸗ 


Die Be⸗ 


auf aufmerkſam machten, danach zu handeln. 
Redensarten, wie ich ſie anführte, von Pollacken und dem 
perfiden Albion, dürfen nicht gebraucht werden. (Abg. 
Dr. Bumke: Sagt Schiller!) Es wäre ſehr gut, wenn Sie 
ſich auch ſonſt Schiller zum Vorbild nähmen. Schiller hat 
ſehr viele andere ſchöne Worte gebraucht. Er hat ſogar 
das Recht der Revolution gepredigt. Das beachten Sie 
leider nicht. Auch hat Schiller die Schrecken des Krieges 
ſo geſchildert, wie es kaum ein Pazifiſt anders könnte. Sie 
beachten das nur nicht. Ich könnte Ihnen mit einem gan⸗ 
zen Zitatenſchatz von Schiller aufwarten. Wenn Sie bisher 
noch nicht Gelegenheit genommen haben, Schiller zu ſtudie⸗ 
ren, könnte es Ihnen ja hier beigebracht werden. Schließ⸗ 
lich iſt aber der Volkstag nicht dazu da, um einige deutſch⸗ 
nationale Abgeordnete auch literariſch zu unterrichten. 
(Heiterkeit. ) = 

Das war eine Charakteriſtik des Geiftes, der ſich heute 
in unſerem Schulweſen breitmacht. Wir haben dies ſeit 
Jahr und Tag immer wieder und wieder kritiſiert und ge⸗ 
brandmarkt, ohne daß bisher eine Anderung eingetreten iſt. 
Wir glauben auch, daß in Zukunft keine Anderung ein⸗ 
treten wird, trotzdem an der Spitze dieſer Abteilung ein 
liberaler Senator ſteht. Der liberale Senator ift nur ein 
Konzeſſionsſchulze der Deutſchnationalen, die ihn ſich gern 
als Firmenſchild gefallen laſſen, der im übrigen aber nicht 
einmal das liberale Programm durchführen kann, das ſeine 
eigene Partei im Deutſchen Lehrerverein in Hamburg auf⸗ 
geſtellt hat. Unter dieſen Geſichtspunkten erwarten wir 
auch in der Zukunft unter dieſem liberalen Senator keine 
Beſſerung. Wir werden deshalb den Kultusetat ablehnen. 
(Lebhaftes Bravo links.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Frau Abg. Kuntz. 

Kuntz, Frau Abgeordnete (Lib.): M. D. u. H.! Ich 
möchte nur ganz kurz den Antrag, den meine Fraktion 
beim Abſchnitt E I, Stelle 15 a geſtellt hat, den für das 
Lehrerinnenfeierabendhaus eingeſetzten Betrag von 3000 
auf 10 000 Gulden zu erhöhen, begründen. Wenn wir 
von unſerem Wunſch, den Etat zurückzuſchrauben und die 
Ausgaben zu verringern, in dieſem Fall abſehen, ſo führt 
uns dazu die außerordentliche Not, die zur Zeit im 
Lehrerinnenfeierabendhaus herrſcht. Die Inſaſſen des 
Lehrerinnenfeierabendhauſes haben an den Volkstag eine 
Eingabe gerichtet, ihre Bezüge von 30 und 19 Gulden, die 
ſie bis vor kurzem bezogen haben, zu erhöhen. Ich glaube, 
ich brauche keine lange Begründung dafür zu geben, daß 
das Bezüge find, die nicht ausreichen. Wir haben im 
Lehrerinnenfeierabendhaus nicht nur dieſe Kolleginnen, 
die bisher 30 und 19 Gulden bezogen, ſondern wir haben 
19 Kolleginnen, die bis vor ganz kurzer Zeit nicht mehr 
monatliches Einkommen gehabt haben als 19 und 10 Gul⸗ 
den, die ihnen durch Sammlungen der Mitglieder des 
Danziger Lehrerinnenvereins monatlich zufloſſen. Dieſe 
Summe iſt vor einiger Zeit etwas erhöht worden. Dann 
haben wir zwei Lehrerinnen, die nur ihre Kleinrentne⸗ 
rinnenzulage haben, und eine Lehrerin, die aus Pomme⸗ 
rellen ausgewieſen iſt, alſo weder deutſche noch Danziger 
Staatsangehörige iſt und infolgedeſſen von niemand eine 
Unterftügung bekam. Auch fie erhielt nur einen kleinen 
Zuſchuß, den wir durch Sammlungen innerhalb der Ver⸗ 
einsmitglieder für ſie veranſtaltet haben. Solange ſich das 
Lehrerinnenfeierabendhaus noch einigermaßen durch ſich 
ſelbſt erhielt, war die Lage der Lehrerinnen dort nicht 
allzu ſchlecht. Da aber das Lehrerinnenfeierabendhaus, das 
für die ganze Provinz Weſtpreußen gebaut wurde, für den 
Freiſtaat nicht mehr tragbar war, wurde das Gebäude an 
das Hl.⸗Leichnamhoſpital verkauft. Man tat das in der 
ſicheren Erwartung, eine Beſſerung herbeizuführen. Das 
Gegenteil iſt eingetreten. Das Hoſpital verlangt von jeder 
Lehrerin, die dort hingeht, eine Einzahlung von 2400 bis 
3000 Gulden. Das iſt natürlich der letzte Reſt deſſen, was 
dieſe Privatlehrerinnen aus früheren Zeiten übrig behal⸗ 
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(A) ten haben, und was ihnen den Lebensabend überhaupt er- 


träglich geſtalten ſollte. Viele haben diefe Summe nicht, 
ſondern müſſen ſie ſich leihen, damit ſie die Möglichkeit 


haben, einen Platz im Lehrerinnenfeierabendhaus zu er⸗ 


langen. Außerdem iſt das Kochen des Mittageſſens, wie 
es in der Inflationszeit noch allgemein ſtattfinden konnte, 
unmöglich, weil kein Geſchirr mehr vorhanden iſt. Das 
Hl.⸗Leichnamhoſpital will hierfür keine Mittel aufwenden 
und ſtellt auch einen Raum für die Wirtſchafterin nicht zur 
Verfügung. Die große Küche bleibt alſo unbenutzt und die 
alten Lehrerinnen ſind auf Wohltätigkeit, auf privaten 
Mittagstiſch, angewieſen, der einigen einmal in der Woche, 
ſolchen, die viele gute Freunde haben, dreimal in der 
Woche zuteil wird. Selbſt diejenigen, denen es am beſten 
geht, haben nur dreimal in der Woche ein warmes Mit⸗ 
tageſſen. Außerdem beſteht für dieſe Lehrerinnen keine Ver⸗ 
dienſtmöglichkeit. Bis vor einiger Zeit konnten ſie durch 
Stricken von Decken etwas verdienen. Das iſt jetzt abge⸗ 
flaut, es werden keine Decken mehr verlangt. Privat⸗ 
ſtunden können ſie nicht geben, denn ſie ſind alle zwiſchen 
70 und 80 Jahre alt. Außerdem liegt das Lehrerinnen⸗ 
feierabendhaus ſehr ungünſtig für Privatunterricht. Dieſe 
alten Volkserzieherinnen ſind wirklich am allmählichen 
Verhungern. Ich bitte deshalb den Volkstag, die Erhöhung 
der Summe auf 10 000 Gulden anzunehmen, damit dieſe 
alten Lehrerinnen, deren Zahl von Jahr zu Jahr geringer 
wird, einen einigermaßen erträglichen Lebensabend 
haben. (Bravo!) ' 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Beyer. 

Beyer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Betreffs 
der Volksſchule muß ich die Gelegenheit benutzen, zu einigen 
Verwaltungsmaßnahmen der Schulabteilung Stellung zu 


nehmen. Unter all den vielen Wünſchen, die ich betreffs 


der Volksſchule habe, wähle ich einige aus, weil auch im 
inneren Betriebe der Schule mancherlei zu ändern wäre. 
Vor einigen Tagen ſprach ich einen Schulmann, den ich 
vielleicht am meiſten von allen Schulmännern, die ich kenne, 
ſchätze. Ich fragte ihn nach ſeinem Urteil über den heutigen 
Schulbetrieb und über die neuen Lehrpläne. Er ſagte mir: 
„Der Erfolg wird von der künftigen Lehrergenerakion ab⸗ 
hängen. Die gegenwärtige iſt ſubaltern, volle Forderungen 
kann man an ſie nicht ſtellen.“ Er bedauerte mit mir, daß 
unſere 65jährigen Lehrer nicht ſelbſt erkannt haben, daß 
man von den Jugendlichen und den jüngſten Kindern in 
der Schule keine Berückſichtigung der Altersſchwächen und 
der Gebrechen des Alters verlangen kann, daß die Kinder 
nicht bloß den Neunzigjährigen zum Kinderſpott werden 
laſſen, ſondern ſchon den, der eben glaubt, eine Berück⸗ 
ſichtigung ſeiner Schwächen verlangen zu können. Es geht 
in der Schule nicht, daß wir Leute mit geſchwächtem Augen⸗ 
licht, mit geſchwächtem Gehör, mit heruntergearbeiteten 
Nerven haben. Wir brauchen in der Schule Lehrer mit 
voller Spannkraft. (Sehr gut! links.) Nur ſehr wenige 
dürften ſein, die mit 65 Jahren noch in der Schule voll 
genügen. Ich bedauere, daß die 65jährigen Lehrkräfte jo 
weit gekommen ſind, daß ſie die Schule als Verſorgungs⸗ 
anſtalt betrachten und nicht wiſſen, daß ſie der Schule 
wegen und nicht die Schule ihretwegen da iſt. Ich bin 
vecht viel von alten Kollegen angegangen worden, die nicht 
viel älter ſind als ich, und mich erſuchten, ihre Wünſche zu 
vertreten. Ich bin ihnen nicht jo ſchroff entgegengetreten, 
wie ſie es von ihren Vorgeſetzten behaupten, um ſie zur 
Penſionierung zu drängen. Aber ich habe es ihnen gegen⸗ 
über an Klarheit, Wahrheit und Deutlichkeit nicht fehlen 
laſſen. Ich habe wirklich einige dazu gebracht, daß ſie bei 
der Regierung ſelbſt ihre Penſionierung beantragten. Dieſe 
alten Herren wieſen darauf hin, daß für ſie ein vollwertiger 
Erſatz unter den Junglehrern heute nicht geboten ſei; denn 
ſie hätten ſich zu lange in anderen Berufen umhergetrieben. 
Wenn man früher nach der Abgangsprüfung vom Seminar 


in einem Zuge eine Anzahl junger Herren traf, fand man (0) 


genau heraus, wer unter ihnen ein junger Lehrer war. 
Sie waren zu wenig in die Welt gekommen, ſie fielen auf 
und waren nicht ſo gewitzigt wie andere. Heute iſt das 
Gegenteil der Fall. Heute ſind es die jungen Lehrer, die 
allerdings vielleicht 27, 28 Jahre alt ſind, die durch be⸗ 
ſondere Klugheit und beſondere Lebensweisweit unter ihren 
Altersgenoſſen auffallen. Sie kommen mit einem weiteren 
Blick, mit einem beſſeren Verſtändnis in die Schule, nur 
fehlt allerdings etwas an der fachlichen Ausbildung. Es iſt 
da manches zurückgeblieben und manches vergeſſen. Da 
bedauere ich, daß unſere Schulverwaltung noch nicht wieder 
die amtlichen Bezirkskonferenzen verlangt hat, auf denen 
Muſterlektionen gehalten werden. Dort könnten Vorträge 
zur Beſprechung der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig 
gehalten werden. Durch dieſe Muſterlektionen wird manch 
einer in ein neues Fahrwaſſer hineingeriſſen, der durch 
langjährige Übung im alten Geleiſe feſtgefahren iſt. 

Viel bedauert wird von den Lehrern die Überſchwem⸗ 
mung der Volksſchule mit, ich will nicht ſagen Lehrerinnen, 
ſondern mit jungen Damen. Ich war früher ſchon einmal 
dabei, als ein Kreisſchulinſpektor zu einer Lehrerin ſagte, 
er käme nicht als Kavalier, ſondern er wolle ſie arbeiten 
ſehen. Mir kommt es heute vor, als wenn viele von den 
jungen Damen in der Schule zu allererſt Damen ſind und 
in letzter Linie Lehrerinnen. (Zuruf des Abg. Hoppe.) Es 
will vielen Abgeordneten nicht recht gefallen, daß ich es 
offen ſage, aber verlaſſen Sie ſich darauf, es ſtimmt ſchon. 
Deutlicher will ich nicht werden, Beiſpiele will ich nicht 
nennen, ſonſt habe ich mir die ganze Ungunſt auf dieſer 
Seite zugezogen. In meinen Jahren und als Abgeordneter 
muß ich auch den Mut haben, die Wahrheit zu ſagen, wenn 
ſie ſonſt niemand ſagt. Das gehört zu meiner Pflicht, ob es 
jemand unangenehm iſt oder nicht. Das muß mir vollſtän⸗ 
dig gleich ſein. Unſere Lehrerausbildung in der Freien 
Stadt Danzig iſt am Ende. Aber die Ausbildung der 
jungen Damen iſt nicht unterbrochen. Was liegt heute 
näher, als eine Lehrerin zu ſchicken, wo eine Lehrkraft 
mangelt. Die Junglehrer kommen mit 27, 28 Jahren in 
die Schule. Ein großer Teil war im Felde und in anderen 
Berufen. Das find doch ſchon Männer, das iſt doch ganz 
etwas anderes als junge Damen. Die jungen Damen ſtam⸗ 
men zumeift aus beſſeren Familien, haben jo nebenbei die 
höhere Töchterſchule, Kaffeekränzchen uſw. beſucht. Was 


wiſſen fie vom Ernſt des Lebens? Sie haben keine Er⸗ 


fahrung. Das iſt doch einmal Tatſache, und ſollen nun 
Kinder für das Leben erziehen. Für das Leben erziehen 
kann nur der am beſten, dem der Wind des Lebens recht 
ſcharf um die Naſe gegangen iſt. 

Dann bitte ich den Herrn Senator, auch dafür zu 
ſorgen, daß die unnötigen Unterbrechungen des Schulunter- 
richts unterbleiben. Haben, Sie da ein ſcharſes Auge auf 
die Impfärzte, ganz beſonders auf den Herrn Kreisarzt Dr. 
Birnbacher. Seine Aſſiſtentin, die er mitnimmt, will den 
weiten Weg von der elektriſchen Straßenbahn bis zum 
Impflokal nicht haben, ihr ſind wenige Schritt zu weit. 
Ich halte den Herrn Kreisarzt Dr. Birnbacher gar nicht 
für ſo zimperlich, daß er die paar Schritte ſcheut, aber aus 
reiner Liebenswürdigkeit gegen ſeine Aſſiſtentin geht er am 
liebſten in Schullokale. Das Impflokal hat der Gemeinde⸗ 
vorſteher anzuweiſen. Impflokal in Ohra war die Oſtbahn. 
Diesmal ging der Kreisarzt zum Rektor und ſagte, nächſten 
Montag ſei Impfung, er möchte ihm ein paar Klaſſen ein⸗ 
räumen. Ich riet dem Rektor: Schicken Sie den Herrn 
nach der Sporthalle, da iſt der große Saal, ein großes Ver⸗ 
einszimmer und andere Räumlichkeiten in Hülle und Fülle. 
Allein Herr Dr. Birnbacher ſagte, das fei ihm zu meit ab- 
gelegen! Der Unterricht mußte darum an dieſem Montag 
in vier Klaſſen ausfallen, und am nächſten Montag eben⸗ 
falls. Das war vollſtändig überflüſſig und ift eine Rück⸗ 
ſichtsloſigkeit ſondergleichen. So iſt es meiſt allerorten. Wir 
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haben andere Lokale genug, wir find mit Gaſtwirtſchaften 
ſo reich geſegnet, daß der Unterricht nicht auszufallen 
braucht. 

Dann habe ich noch etwas auf dem Herzen, was ge⸗ 
ändert werden muß. Jetzt iſt die Zeit des Zuckerrüben⸗ 
verziehens. Da kommen die Herren Gutsinſpektoren ſchon 
wieder in die Schule gerannt nud bitten, den Kindern zu 
ſagen, daß ſie Kinder für das Rübenziehen brauchten und 
30 bis 60 Pfennige dafür gäben. Es kommen ſogar Wagen 
zum Abholen der Kinder. Die Schule iſt alſo Vermittlungs⸗ 
ſtelle geworden und vermittelt Arbeit, die dem Ziele der 
Schule ſtracks zuwiderläuft. Wenn es auch früher einmal ſo 
war, das Alte muß endlich vorbei ſein, der alte Zopf muß 
abgeſchnitten werden. Im vorigen Jahre hat die Gemeinde⸗ 
vertretung von Ohra ausdrücklich ein Einſchreiten der 
Schulverwaltung beantragt. In dieſem Jahre waren die 
Inſpektoren von zwei Gütern da. Der Rektor war gerade 
an dem Tage nicht in der Schule. Es kommen noch mehr 
Inſpektoren, beläſtigen den Rektor und bringen ihn viel⸗ 
leicht, wenn er ſonſt mit ihnen bekannt iſt, in unangenehme 
Situationen. Offentlich muß bekannt gemacht werden, daß 
die Zuckerrübenarbeiten von den Schulkindern nicht aus⸗ 
geführt werden dürfen, es ſei denn, daß Eltern ihre Kinder 
ſchicken. Aber durch Vermittlung der Schule darf es nicht 
geſchehen. Warum nicht? Sehen Sie fich einmal die Wagen 
an, die die Kinder holen, ſehen Sie ſich auch am Abend 
an, wenn ſie zurückkommen. Begegnen Sie einem ſolchen 
Wagen in der Nähe des Gaſthauſes an der Straße, fo 
werden Sie ſehen, daß der Kutſcher haltmacht. Viele gehen 
ins Gaſthaus. Zigaretten rauchend kommt der Kutſcher her⸗ 
aus. Hineingegangen bin ich nicht, was darin weiter ge⸗ 
ſchehen iſt, weiß ich nicht. Hören Sie aber die Redensarten 
der Jungen und Mädchen auf dem Wagen! Es iſt un⸗ 
bedingt notwendig, daß dieſe Art Arbeitsvermittlung be⸗ 
kämpft wird. Ich will ausdrücklich ſagen, daß ich nicht weiß, 
ob es ſich wiederholt hat, worüber wir in Ohra voriges 
Jahr klagten. Aber es paſſiert auch an anderen Orten, 
es muß allgemein verboten werden. i 

Gewünſcht hätte ich noch, daß ſchon in dieſem Jahre 
zum 1. April die Überweiſung der befähigten Schüler aus 
den Volksſchulen in höhere Schulen geregelt worden wäre. 
Bei den Befähigten denke ich an die Bedürftigen. Es iſt 
nun aber den Eltern überlaſſen, ob ſie auf den Gedanken 
kommen, die Fähigkeiten des Kindes entwickeln zu laffen 
und ſie in eine andere Schule zu ſchicken. Das war früher 
eher möglich, als es in Danzig Freiſtellen gab. In dieſem 
Jahr erklären Sie, Herr Senator, daß die Stipendien nur 
für Einheimiſche find, aber nicht für Auswärtige. (Zwiſchen⸗ 
ruf des Senators Dr. Strunk.) Wer ſo geſcheit iſt und ſich 
an einen Abgeordneten wendet, der wird wohl angewieſen 
werden, ſich an den Senator zu wenden. Ich habe es in 
ein paar Fällen gemacht und bin mit Liebenswürdigkeit be⸗ 
handelt worden. Das wiſſen aber die wenigſten. Die Kin⸗ 
der in der Schule müſſen es erfahren und durch ſie die 
Eltern, daß die Bedürftigen in höhere Schulen überwieſen 
werden. Das nannte ich eine allgemeine Regelung der 
Überweiſung der Befähigten an die höheren Schulen. Ich 
habe mich nur auf das beſchränkt, was eigentlich kein Geld 
koſtet. Ich will auch keine weiteren Worte machen. Wer 
Ohren hat zu hören, wird verſtehen. Wer nicht darauf 
achten will, achtet auch nicht darauf, wenn ich mehr Worte 
mache. Ich will hoffen, daß das, was ich geſagt habe, 
gute Ohren gefunden hat. (Bravol) : 
a ee Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 

aſchke. 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Es dürfte 
nicht mehr viel zu dem Etat geſagt werden. Die einzelnen 
Redner haben ſich ja beſonders mit der Erziehung unſerer 
Schulkinder befaßt. Wir haben auch im Hauptausſchuß 
ausgeführt, daß die Klaſſenſchule unbedingt aufgehoben 
werden muß. Es geht nicht, daß heute noch, wie früher, 
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den Kindern, die von Haus aus in finanzieller Hinſicht (O) 


beſſer geſtellt ſind, Vorzüge eingeräumt werden, und dabei 
vielleicht kreuzdumm find. Darum möchte ich jagen: Die 
Kinder, deren Eltern finanziell ſchlecht geſtellt ſind, dürfen 
nicht in jeder Beziehung zurückgeſtellt werden, ſelbſt dann 
nicht, wenn ſie Intelligenz genug bewieſen haben, höhere 
Schulen in Anſpruch zu nehmen. Ich möchte mich heute 
aber beſonders mit der Behandlung der Schulkinder be⸗ 
ſchäftigen. M. D. u. H.! Was dort geleiſtet wird, ſpottet 
jeder Beſchreibung. Es iſt himmelſchreiend, wie die Kin⸗ 
der in der Volksſchule behandelt werden. Ich möchte dem 
Herrn Senator beſonders die Schule Schwarzes Meer in 
dieſer Beziehung warm ans Herz legen. Mir iſt eine Zu⸗ 
ſchrift von den Eltern von Schülern der Schule Schwarzes 
Meer zugegangen. Da ſoll z. B. ein Lehrer Hein ſein. 
Dieſer bekommt es fertig, die Kinder ganz ungehörig zu 
ſchlagen. Es kommt ihm gar nicht darauf an, wo er hin⸗ 
trifft, an den Kopf, ins Geſicht, an die Ohren. (Das iſt die 
Schlagkraft! links.) Dieſer Herr erlaubt ſich auch die Frech⸗ 
heit, die Kinder zu beleidigen, beſonders die Kinder, die 


keinen Religionsunterricht nehmen. Er ſagt zu ihnen: „Ihr 


Kommuniſten ...“ Ich möchte die Worte nicht ausſprechen, 
was die Kinder im Kopf haben ſollen. Ich nehme die Worte 
nicht in den Mund, wie es der Herr Lehrer tut. (Iſt 
Kommuniſt eine Beleidigung?) Glauben Sie, daß das 
keine Beleidigung iſt, wenn man normalen Kindern ſagt, 
was ſie im Kopfe haben ſollen? Der militäriſche Ton, wie 
er früher geherrſcht hat und auch heute noch herrſcht, kennt 
ſo etwas nicht als Beleidigung. Wir wiſſen, daß uns beim 
Militär alle möglichen Liebenswürdigkeiten geſagt wurden, 
3. B. Hornochſe, Kamel, Rindvieh. Ich weiß, daß Sie Ihre 
Arbeiter heute noch mit dieſen Liebenswürdigkeiten be⸗ 
legen, Herr Abg. Doerkſen. Aber für uns ſind das ganz 
gemeine Beleidigungen. Aber nicht nur dieſe Worte, ſon⸗ 
dern noch ganz andere Worte hat der Lehrer, beſonders den 
Kindern gegenüber gebraucht, die ſich ſträuben, Religions⸗ 
unterricht zu nehmen. Es iſt in der Verfaſſung enthalten, 
daß in dieſer Beziehung kein Druck auf irgendein Kind 
ausgeübt werden ſoll. Aber dennoch findet es immer 
wieder ſtatt. Nun beſitzt der Herr Lehrer Hein die wunder⸗ 
bare Eigenſchaft, auch noch abzubitten, wenn die Eltern 
wegen der Mißhandlungen vorſtellig werden. Er unter⸗ 
läßt die grobe Behandlung aber nicht in der Zukunft, ſon⸗ 
dern wiederholt ſie dauernd. Die Eltern ſind bereits beim 
Schulrat vorſtellig geworden. Da hat der Lehrer wieder 
abgebeten, aber er tat nach wie vor dasſelbe weiter. Es iſt 
bedauerlich, daß die Eltern ſo nachſichtig ſind und den 
Lehrer nicht dorthin ſchleppen, wo er hingehört. Ein 
weiterer Lehrer dieſer Art iſt der Herr Schulinſki. Der 
nimmt zwei Kinder und ſchlägt ſie mit den Köpfen zuſam⸗ 
men und dann noch auf die Bänke. Es iſt dem Lehrer 
ſchon nachgewieſen worden, daß das zu allerhand Ver- 
letzungen führen kann. Aber auch dieſer Herr zieht es vor, 
immer wieder abzubitten und die Kinder weiter zu miß⸗ 
handeln. Ein weiterer Lehrer, über den geklagt wird, iſt 
der Herr Pawelſki. Dieſer Lehrer ſoll beſonders die Mäd⸗ 
chen mißhandeln und ſo auf die Hände ſchlagen, daß ſie nicht 
in der Lage ſind, die Hände gerade zu machen. Ich weiß 
nicht, Herr Senator, was darüber zu lachen wäre. Wenn 
man die Kinder ſo behandelt, dann iſt das eine ſehr ernſte 
Sache und man ſollte alle möglichen Mittel anwenden, um 
das zu verhindern. Der gute Herr Lehrer glaubt auch ſehr 
erzieheriſch auf die Kinder zu wirken, wenn er ihnen z. B. 
allerlei Liebenswürdigkeiten an den Kopf wirft. So ſagt 
er z. B. zu den Mädchen: „Sauſtück“ und „Toppſau“. Ich 


wundere mich, daß Sie das gutheißen und ſolche Lehrer 


noch als Erzieher tätig ſind. (Das muß doch nachgewieſen 
werden! vechts.) Ich kann dem Herrn Senator das Mate⸗ 
rial geben. Die Eltern ſtellen es zur Verfügung und 
werden die Beweiſe erbringen. Weiter beklagen ſich die 
Eltern darüber, daß die Kinder durch den Lehrer zum 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 


(A). Lügen angehalten werden. So wird z. B. den Kindern in 


der Schule geſagt, ſie ſollten nicht erzählen, was in der 
Schule vorgeht und ſich nicht darüber beklagen, daß ſie 
beſtraft werden. 

Ein anderer Fall bezieht ſich auf die älteren Lehre⸗ 
rinnen. Hier beklagen ſich die Anwohner von Petershagen 
und Schwarzes Meer darüber, daß dieſe alten Damen nur 
immer krakehlen, ſchimpfen und ſchreien, aber von Er⸗ 
ziehung keine Ahnung mehr hätten. Es wäre nötig, daß 
auch dieſe Sache einmal vom Senat unterſucht wird. M. D. 
u. H.! Nicht nur die Behandlung der Kinder, ſondern auch 
die Behandlung der Lehrer ſpricht Bände. Ich möchte da 
nur einen Fall anführen. Wir waren immer der Mei⸗ 
nung, daß in der Schule alles unparteiiſch gehandhabt 
werden ſoll, daß man beſonders die Lehrer nach den Fähig⸗ 
keiten beurteilt, und daß den Lehrern der Vorzug gegeben 
wird, die den Beweis erbracht haben, daß ſie etwas im 
Staate leiſten. Es ift aber leider jo, daß das Gegenteil 
zutrifft. Mir liegt eine Beſchwerde aus Zoppot von einer 
Oberlehrerin Blank vor. Dieſe Oberlehrerin iſt im Jahre 
1916 aus Weſtdeutſchland gekommen, wo ſie als Ober⸗ 
lehrerin tätig war. Sie kam nach Zoppot und wurde in 
der Volksſchule als Lehrerin angeſtellt. Die Dame hat ſich 
des öfteren in Zoppot bemüht, höher aufzurücken. Sie 
wollte in die Mittelſchule hinein. Das wurde abgebehnt. 
Warum? Der einzige Grund iſt, daß die Dame es vorzieht, 
nicht ſo oft zur Kirche zu gehen, wie die obere Behörde 
es vielleicht verlangt. Aus dieſem Grunde verweigert man 
der Dame das weitere Fortkommen. Wir haben die Ge⸗ 
wißheit, daß gerade dieſe Lehrerin das Zeug in ſich hat, 
die Kinder ſo zu erziehen, wie es notwendig wäre. Aber 
hier müſſen wir leider wieder feſtſtellen, daß die vorgeſetzte 
Behörde das nicht zuläßt und lieber ſolche Prügelkandida⸗ 
ten, wie von der Schule Schwarzes Meer, in jeder Be⸗ 
ziehung bevorzugt. Wenn ſich der Schulrat ſogar mit den 
Lehrern von der Schule Schwarzes Meer befaßt hat, müßte 
doch von Senats wegen etwas geſchehen ſein. Es iſt aber 
nichts geſchehen, was eintreten ſollte, nämlich die Abſetzung 
dieſer Lehrer. Dieſe Lehrer werden noch gehätſchelt und 
getätſchelt. Ihnen wird alles nachgeſehen, während auf der 
anderen Seite die Lehrer bzw. Lehrerinnen, die etwas 
leiſten können, hintangeſtellt werden. j 

Wir wollten dies zum Etat vorbringen und wünſchen, 


daß der Senat Abhilfe ſchafft. Auf die anderen Dinge ein⸗ 


zugehen, Lehrmittelfveiheit uſw., erübrigt ſich, weil das 
ſchon der ſozialdemokratiſche Redner, Herr Abg. Loops, 
getan hat. Eins möchte ich noch beſonders hervorheben, 
die Kinderarbeit auf dem Lande. Es iſt widerſinnig, daß 
derartiges heute noch erlaubt werden kann. Die Arbeiter 
auf dem Lande ſind arbeitslos und bekommen zur Zeit 
nicht einen Pfennig Erwerbsloſenunterſtützung. Hier muß 
man erfahren, daß die Gutsbeſitzer, die Agrarier billige 
Arbeitskräfte durch die Kinder bekommen. Die Kinder 
werden dem Schulunterricht entzogen und können abſolut 
nicht vorwärts kommen. Der Vater liegt erwerbslos auf 
der Straße und die Wirtſchaft geht zugrunde. Wenn man 
die einzelnen Poſitionen des Etats mit dieſen Zuſtänden 
vergleicht, erkennen wir, daß es direkt ein Verrat am Volke 
wäre, wenn wir den Etats, insbeſondere dieſem Etat zu⸗ 
ſtimmten. (Sehr richtig! links.) Weil die Zuſtände fo 
rigoros ſind, werden wir den Etat ablehnen. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Arczynſki. 5 

Arczynſki, Abgeordneter (S.P.D.): M. D. u. H.! Ich 
habe nur einige Bemerkungen zu den Anträgen Druckſache 
Nr. 1525 und Nr. 1527 zu machen. Ich wünſche, daß in 
Ausgabe Abſchnitt K, Stelle 7, der Betrag von 5000 


Gulden zum Zwecke des Ausbaues der piychologiichen Mb- 


teilung der Techniſchen Hochſchule eingeſchaltet wird. Einige 
Worte möchte ich zur Begründung dieſer Forderung ſagen. 


Es wurde immer wieder betont, daß unſere Wirtſchaft da⸗ 
nieder liegt und hochqualifizierte Handwerker und An⸗ 
geſtellte notwendig find. Vielfach werden auch Fehlberufe 
feſtgeſtellt. Es ift nun ſehr dankenswert, daß die Techniſche 
Hochſchule dazu übergegangen ift, die Lehrlinge vor dem 
Ergreifen eines Berufes in bezug auf ihre Eignung zu 
prüfen. Die Einrichtung iſt aber ſehr primitiv. Jeder, der 
einmal die Abteilung beſucht hat, wird erkennen, welche Mühe 
ſich der dortige Leiter, Profeſſor Hennig, macht. Die Einrich⸗ 
tung muß jedoch als ungenügend bezeichnet werden. Ich 
hatte den Eindruck, als wäre man dort in einer Puppen⸗ 
ſtube, aber nicht in einer Abteilung, in der man die künftigen 
Handwerker prüft. Es fehlt an Inſtrumenten, Maſchinen 
und Werkzeug. Ich glaube, daß dieſe allgemeine Forde⸗ 
rung durchaus der Billigkeit entſpricht und bitte um An⸗ 
nahme dieſes Antrages. 

Weiter wünſche ich zu Druckſache Nr. 1527, Ausgabe B, 
eine neue Stelle 9a zu ſchaffen: „Laufende Beihilfe zur 
Förderung künſtleriſcher Beſtrebungen an den Verein Freie 
Volksbühne.“ Der Verein iſt eine überparteiliche Kunſt⸗ 
gemeinde, in der ſich Beamte, Angeſtellte und Arbeiter, 
Kleingewerbetreibende, kurzum alle diejenigen befinden, 
denen es infolge der ſchlechten wirtſchaftlichen Lage nicht 
möglich iſt, an den vielſeitigen künſtleriſchen Darbietungen, 
die hier geboten werden, teilzunehmen. Es ſind ſozuſagen 
die Wirtſchaftsſchwachen, die ſich in dieſem Verein zu⸗ 
ſammengeſchloſſen haben, um etwas auf dem Gebiete der 
Kunſtpflege zu erreichen. Nun iſt die Lage in Danzig ſo, 
daß die Preiſe für die Vorſtellungen des hieſigen Stadt- 
theaters ſehr hoch bemeſſen ſind. Durch ſonſtige Schwierig⸗ 
keiten innerhalb des Betriebes des Stadttheaters iſt der 
Verein immerhin in gewiſſe finanzielle Schwierigkeiten ge⸗ 
raten, wenn auch nicht in ſeinem Beſtande gefährdet. Es 
handelt ſich um eine lächerlich geringe Summe, die ich hier 
anfordere. Der Verein ſoll jährlich 80 bis 100 000 Gulden 
an das Stadttheater abliefern. Mir kommt es vor allen 
Dingen darauf an, eine Anerkennung für die kulturellen 
Beſtrebungen der Freien Volksbühne zu erreichen. Ich 
bitte Sie daher im Intereſſe unſerer Danziger Bürger um 
Annahme dieſes Antrages. (Bravo!) 


8 1 ai Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
pill. 


Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Wir 
hatten zu dem Etat für Soziales verſchiedene Anträge ge⸗ 
ſtellt, durch die die Ausgabepoſten für Veteranen, denen 
doch bekanntlich der Dank des Vaterlandes ſicher ſein ſoll, 
für Sozialrentner, Blinde uſw. erhöht werden ſollten. All 
dieſe Abänderungsanträge haben Sie jetzt abgelehnt. 
Hinterher trat Frau Abg. Kuntz auf und befürwortete zwei 
Abänderungsanträge, Drucksache Nr. 1429 und 1455, durch 
die der Ausgabepoſten für das Lehrerinnen⸗Feierabendhaus 
erhöht werden ſoll. Der eine Antrag iſt unterſchrieben von 
dem Abg. Weiß und den übrigen Mitgliedern der Zen⸗ 
trumsfraktion. Der andere von den Abg. Kuntz, Foerſter 
und den übrigen Mitgliedern der Deutſchliberalen Frak⸗ 
tion. Wenn wir dieſelbe Geſinnung bekunden würden, 
wie Sie das immer tun, daß Sie nur für die Angehörigen 
Ihrer Klaſſe ſorgen, müßten wir dieſe Anträge ablehnen. 
Da es aber Grundſatz der Sozialdemokratiſchen Partei iſt, 
für alle notleidenden Menſchen einzutreten, werden wir 
auch für dieſen Antrag ſtimmen. (Bravo!) 


Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich bitte die 
Damen und Herren zunächſt, in der Druckſache Nr. 1381, 
die eine Zuſammenſtellung des Büros für die dritte Bera⸗ 
tung iſt, auf der dritten Seite eine Berichtigung vorzuneh⸗ 
men. Da ſteht „Abteilung K: Einmalige Einnahmen“, es 
muß heißen „Ausgaben“. Wir kommen nun zu den Ab⸗ 
änderungsanträgen, die zu dieſem Haushaltsplan geſtellt 
ſind. Zunächſt liegt ein Abänderungsantrag des Abg. 
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(Vizepräſident Splett.) 
Arczynſki und der übrigen Mitglieder der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Fraktion, Druckſache Nr. 1527, vor: 
lbſchnitt B. 
dal il ine neue Stelle „ga“ zu ſchaffen: „Laufende 
Beihilfen“ zur Förderung künſtleriſcher Beſtrebungen an 
minderbemittelte Danziger an den Verein „Freie Volks⸗ 
bühne“ 5000 Gulden. 

In Stelle Ausgabe „Mehr“ ift der Betrag von 5000 G 
einzuſetzen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrage zu- 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Dann 
liegt ein Abänderungsantrag der Abg. Kuntz, Foerſter und 
der übrigen Mitglieder der deutſchliberalen Fraktion vor, 
Druckſache Nr. 1429: : 

Bei Abſchuitt E I, Stelle 15 ift der für das Lehre- 
vinnenfeierabendhaus eingeſetzte Betrag von 3000 Gulden 
auf 10000 Gulden zu erhöhen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag an⸗ 
nehmen wollen, fih von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Der Antrag iſt einſtimmig angenommen. Es liegt weiter 
ein Abänderungsantrag des Abg. Weiß und Fraktion vor, 
Druckſache Nr. 1455: 

Bei Abſchnitt E I, Stelle 15b ift für das Lehrerinnen- 

heim in Zoppot ſtatt 1000 Gulden zu ſetzen 3000 Gulden. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag an⸗ 

nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 

ſchieht.) Er ift ebenfalls einſtimmig angenommen. Weiter 

liegt ein Abänderungsantrag des Abg. Dr. Bing und Frak⸗ 

tion vor, Druckſache Nr. 1415: 

In Abteilung E I, Ausgabe, ift als Nummer 16a 

„Für Waldſchulen“ ein Betrag von 50000 Gulden einzuſetzen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem Antrage zu⸗ 

ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 

ſchieht.) Das ift die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 

Ferner liegt ein Abänderungsantrag des Abg. Dr. Bing 
und Fraktion vor, Druckſache Nr. 1415: 

In Abteilung G, Allgemeines, ift in Abſchnitt T, 
Stelle 1 der eingeſtellte Betrag von 6000 Gulden auf 
10 000 Gulden zu erhöhen. 

Es handelt ſich um die Pflege von Leibesübungen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die den Antrag annehmen 
wollen, fih von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ferner liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag des Abg. Dr. Bing, Druckſache Nr. 1415, 
die Spiel- und Sportplätze betreffend, vor: 

In Abteilung G, Allgemeines iſt in Abſchnitt 1 
Stelle 4a der eingeſtellte Betrag von 20 000 Gulden auf 
50 000 Gulden zu erhöhen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die den Antrag an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Dann liegt ein 
Abänderungsantrag des Abg. Bergmann und Fyaktion vor, 
. 1352: 
i ragen: 
Dir b n Harshaltsplan fir Wifenfcheft, Kunst und Botta- 
bildung unter Ausgabe D 34 einzuſchalten: 

Bülrgſchaft für Waldoperaufführung in Zoppot 50 000 
(fünfzigtauſend) Gulden und unter „Erläuterungen“: ſtaat⸗ 
licher Zuſchuß bei eintretendem Bedarf. Verausgabte 

; Beiträge können auf das nächſte Jahr übertragen werden. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrage zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Minderheit, der Antrag ift abgelehnt. 
Es liegt weiter ein Abänderungsantrag des Abg. Arczynſki 
und der übrigen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen Frak⸗ 
tion vor, Druckſache Nr. 1525: ! 


Im Abſchnitt K einmali iſt ei 
Stelle 7 zu schaffen malige Ausgabe iſt eine neue 


„Für Ausbau der Pſpchotechniſchen Abteilung der Tech⸗ 


niſchen Hochſchule 5000 Gulden 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrage zu⸗ 


ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Die Abänderungsanträge zu dieſem Etat ſind damit er⸗ 


ledigt. Ich darf wohl ohne weitere Abſtimmung ſeſtſtellen, (O) 


daß der Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung einſchließlich Staatsarchiv angenommen iſt. 
Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 
Haushaltsplan der Verwaltung des Innern. 
Druckſache Nr. 1392. Das Wort hat der Herr Abg. Spill. 


Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Bei dem 
jetzt eben beratenen Etat hat meine Fraktion wiederholt 
Anträge geſtellt, die allerdings mehrfach Ausgaben erforder⸗ 
ten, die aber nach unſerer Auffaſſung höchſt notwendig 
waren. Sie betrafen Erhöhung der Poſition für Kriegs⸗ 
invaliden, Kriegsrentner, Mehraufwendungen für Schulen 
uſw. Alle dieſe Anträge ſind von der bürgerlichen Mehr⸗ 
heit dieſes hohen Hauſes abgelehnt worden. Man kann 
doch wohl annehmen, daß dieſe Anträge nicht abgelehnt 
ſind, weil ſie von der Sozialdemokratiſchen Partei geſtellt 
waren, ſondern weil man vielmehr der Meinung war, 
daß die Finanzlage des Staates ſo beſchaffen iſt, daß Mehr⸗ 
ausgaben nicht gemacht werden können. Ich nehme das an. 
Sie widerſprechen nicht, alſo wird meine Annahme richtig 
ſein. Wenn es aber richtig ift, daß für Kulturaufgaben 
nichts mehr aufgewandt werden kann, wenn allen dahin⸗ 
gehenden Forderungen, Unterſtützungen für die Armſten der 
Armen nicht mehr entſprochen werden kann, dann wird es 
doch unzweifelhaft feſtſtehen, daß dieſer Staat alle Urſache 
hat, da zu ſparen, wo er irgend ſparen kann. Wir ſind der 
Auffaſſung, daß beim Etat des Innern noch ganz gewaltig 
geſpart werden kann, ſelbſt über die Anträge der Deutſch⸗ 
liberalen Fraktion hinaus. (Sehr richtig! links.) Unferes 
Erachtens wird der Sache nicht gedient, wenn bei dieſem 
Etat hier und da Abſtviche erfolgen, wenn ein paar Offizier- 
ſtellen geſtrichen werden, ein paar Schupobeamte weniger 
da ſind. Das iſt wohl eine kleine Erſparnis, aber den Kern 


der Sache trifft das nicht. Wir haben ſtets und ſtändig 


betont, daß eine vollſtändige Reform der Verwaltung ein⸗ 
treten muß, wenn die Ausgaben für den Haushalt des 
Staates beſchränkt werden ſollen. Nur dadurch wird es 
möglich ſein, die Ausgaben für den Staat zu verringern. 
Daher haben wir in erſter Linie die Abſchaffung des voll⸗ 
ſtändig überflüſſigen Oberverwaltungsgerichts gefordert. 
(Sehr richtig! links.) Wir haben weiker Zuſammenlegung 
der Kreiſe gefordert, aljo Abſchaffung der überflüſſigen Be- 
hörden. Es iſt ein Kurioſum, daß hier auf Neugarten die 
Regierung ſitzt, in der Sandgrube zwei Landratsämter, und 
daß alle Anordnungen der Regierung von Neugarten zur 
Sandgrube gehen und von dort weitergegeben werden 
müſſen. Von deutſchnationaler Seite wurde immer und 
immer wieder betont, daß bei einer Zuſammenlegung der 
Kreiſe nicht viel geſpart werden könne. Ein Landrat werde 
die Geſchäfte des vergrößerten Kreiſes nicht verſehen 
können, er werde Hilfe bekommen müſſen. Selbſt wenn 


das zugegeben werden ſoll, was lange nicht bewieſen iſt, 


ſteht doch unzweifelhaft feſt, daß die eine Aushilfe, die dem 
Landrat eventuell zur Seite zu ſtellen iſt, nicht die Ausgaben 
verurſacht, die eine vollſtändige Kreisverwaltung erfordert, 
wie ſie jetzt extra beſteht. Das iſt auch nicht beſtritten 
worden und kann nicht beſtritten werden. Aber es ſind ja 
beſtimmte Gründe, die bisher die Mehrheit gehindert haben, 
unſeren Anträgen zu folgen. Ich freue mich nun, feſtſtellen 
zu können, daß in dieſem Jahr auch ein Teil der bisherigen 
feſtgeſchloſſenen bürgerlichen Mehrheit ſich zu unſerer An⸗ 
ſicht bekehrt hat. Sie vertritt ebenfalls die Auffaſſung, daß, 
wenn Erſparniſſe gemacht werden folen, eine Umſtellung in 
der Verwaltung Platz greifen muß. Wir hoffen darum, 
daß es diesmal möglich ſein wird, das zu erzwingen, wozu 
ſich die Regierung ſo lange nicht entſchloſſen hat, nämlich 
eine Verwaltungsreform einzuführen und dadurch Aus⸗ 
gaben zu erſparen. 

Weiter verlangen wir, daß das Polizeiweſen vollſtän⸗ 
dig umgeſtaltet wird. Auch wir ſind der Auffaſſung, daß der 
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{A) Sache nicht gedient iſt, wenn ein paar Offizierſtellen ab⸗ 


geſtrichen werden, ſondern daß die Organiſation der Polizei 
vollſtändig neu und zweckmäßiger aufgezogen werden muß. 
Von ſeiten der Regierungsparteien und der Deutſchnatio⸗ 
nalen Partei wurde immer wieder betont, in Deutſchland 
habe man es doch ſo, dort habe man keine Einheitspolizei, 
auch dort fei die Polizei in Verwaltungs- und Schutzpolizei 
gegliedert. Wir wiſſen doch alle, zu welchem Zweck in 
Deutſchland die Dinge ſo gemacht worden ſind. Das darf 
doch nicht bei jeder Gelegenheit von neuem ausgeſprochen 
werden. Das Ausland, die Entente hat ja ganz richtig 
erkannt, zu welchem Zwecke Deutſchland die Schutzpolizei 
in der jetzt beſtehenden Form geſchaffen hat. Darum auch 
die Forderung auf Umformung der Polizei in Deutſchland. 

Bei meinen erſten Ausführungen habe ich feſtgeſtellt, 
daß auch die Danziger Polizei mit Stahlhelmen verſehen iſt. 
Herr Abg. Schwegmann machte den geiſtreichen Zwiſchen⸗ 
ruf, unſere Polizei müſſe die Stahlhelme tragen, damit ſie 
nicht geſchlagen werde. Es ſcheint ſo, daß man in Deutſch⸗ 
land die Stahlhelme beſeitigen wird, weil ſie überflüſſig 
ſind. Wenn ſie in Deutſchland überflüſſig ſind, wo doch 
unzweifelhaft die Schutzpolizei in gewiſſem Sinne eine 
Rückendeckung für das vielleicht für Deutſchland zu ſchwache 
Heer iſt, ſo muß das auch für Danzig ein Unſinn ſein. 
Ich ſagte, die Regierung und die Regierungsparteien be⸗ 
rufen ſich immer darauf, man habe es in Deutſchland ſo 
gemacht. Das ſtimmt nicht ganz. In Deutſchland hat man 
die Verwaltung der beiden Polizeirichtungen ſchon verein⸗ 
heitlicht, um erſt einmal die Dinge zweckmäßiger zu ge⸗ 
ſtalten und dann Ausnahmen zu machen. Wir in Danzig 
jind weit davon entfernt. Wir haben noch die geſonderten 
Kommandos. Hier unterſteht die Schutzpolizei dem Ober⸗ 
ſten, die Verwaltungspolizei dem Polizeipräſidium. Daß 
bei dieſer Einrichtung ein vernünftiges Hand⸗in⸗Hand⸗Arbei⸗ 
ten nicht möglich iſt, iſt leicht zu begreifen. Dann müſſen 
wir auch feſtſtellen, daß die Polizeiorgane nicht miteinander, 
ſondern vielfach leider gegeneinander arbeiten, weil es ja 
im Grunde gar nicht feſtſteht, wie weit die einzelnen Kompe⸗ 
tenzen gehen. Ich will auf die Einzelheiten nicht eingehen. 
Wir haben das bei jedem Etat getan, haben aber natürlich 
bisher kein Gehör gefunden. Es freut mich, feſtſtellen zu 
können, daß jetzt der Führer der Deutſchliberalen Fraktion 
ganz offen erklärt hat, unſer Abänderungsantrag zum Etat 
des Innern bezwecke nicht nur einzelne Abſtriche, bei dem 
Etat der Schutzpolizei Streichung von ein paar Offizier⸗ 
ſtellen, ſondern wir glauben mit dieſen Streichungen er⸗ 
reichen zu können, daß die Regierung gezwungen wird, eine 
Umorganiſierung oder Neuorganiſierung des Polizeiweſens 
vorzunehmen. Ich teile dieſe Hoffnung nicht; denn die 
Abſtriche, die auf Grund der Anträge der Deutſchliberalen 
Fraktion gemacht werden, werden der Soldatenſpielerei in 
Danzig noch kein Ende machen. Ich glaube mit Beſtimmt⸗ 
heit annehmen zu können, daß die jetzige Regierung dieſe 
Organisation jo lange aufrecht erhalten wird, wie es irgend 
möglich iſt. Bei den Abſtrichen, die von der Deutſchlibe⸗ 
ralen Fraktion verlangt werden, iſt das noch möglich. Ich 
fürchte, daß der Zweck, den die Deutſchliberale Fraktion 
verfolgt, nicht erreicht werden wird. Allerdings hege ich die 
Hoffnung, daß die Erkenntnis für dieſe Dinge immer weiter 
um ſich greifen wird. Man wird vielleicht bei der nächſten 
Etatsbevatung auch aus bürgerlichen Kreijen Anträge 
ſtellen, die es mit ſich bringen, daß eine Umorganiſation 
vor ſich gehen muß. 

Wie ich ſchon erwähnte, will ich auf die einzelnen Dinge 
nicht weiter eingehen, doch will ich mir geſtatten hervor⸗ 
zuheben, daß wir mindeſtens die Hälfte der oberen Beamten 
der Polizei ſparen könnten, ganz egal, welche Titel ſie 
führen, Hauptmann, Oberleutnant, Major uſw., bei der 
Schutzpolizei, Polizeikommiſſar, Oberkommiſſar, Polizei⸗ 
inſpektor uſw. bei der anderen Polizei. Wenn eine einheit⸗ 
liche Organiſation beſtände, wäre die Hälfte dieſer Stellen 


mindeſtens zu ſparen. (Sehr richtig! links.) Das ſteht un⸗ 
zweifelhaft feſt. Es kann nichts Widerſinnigeres geben, als 
daß in einem Polizeirevier zwei Lokale ſind, zwei Vorſteher, 
einer für den Schutz, einer für die Verwaltung. Der Herr 
Präſident des Senats, glaube ich, war es, nein, es war ein 
Redner der Deutſchnationalen Fraktion, der erklärte, an 
dem Altbewährten ſolle man nicht rütteln. Was ſich bisher 
bewährt hat, ſei doch gut. Unzweifelhaft ſteht feſt, daß bei 
der früheren Organiſation der Polizei in Danzig nichts 
paſſtert ift, es find keine Häuſer umgeworfen worden. In 
Danzig herrſchte Ruhe und Ordnung, das kann nicht be⸗ 
ſtritten werden. Bei der Schutzpolizei, die vollſtändig mili⸗ 
täriſch organiſiert iſt, kann man von einem Poliziſten nicht 
mehr reden. Die Schutzpolizei wird mit Maſchinengewehr, 
Handgranaten und weiß der Deubel was noch alles, aus⸗ 
gebildet. Daß man damit einem Spitzbuben zu Leibe 
gehen könne, iſt ausgeſchloſſen. Nicht allein, daß die Schutz⸗ 
polizei vollſtändig militäriſch organiſiert iſt, hat man auch 
noch eine Menge militäriſcher anderer Organſationen ge- 
ſchaffen. Ich will gar nicht von den Jungsorganiſationen. 
reden, Bismarck⸗Jugend, Jungdo uſw., wie ſie alle heißen. 
Aber man hat außerdem noch eine Einwohnerwehr ge⸗ 
ſchaffen, die immerhin dem Staate eine ganz erkleckliche 
Summe koſtet. Sie ſteht im Etat, Sie können es nach⸗ 
prüfen. Da möchte ich mir die Frage geſtatten, was die 
Einwohnerwehr für das Geld, das die ganzen Jahre hin⸗ 
durch ausgegeben worden iſt, geleiſtet hat. Ich entſinne 
mich eines Vorfalles vor dieſem Gebäude. Es war im 
Auguſt 1923, als wir den Generalſtreik hatten und als der 
Miniſter des Innern und der Arbeitsminiſter Danzig in 
ein Heereslager umwandeln zu müſſen glaubten. Da mar⸗ 
ſchierte hier die Einwohnerwehr auf. Ich habe mir das 
von der Freitreppe dieſes Hauſes angeſehen. Wenn da ein 
paar handfeſte Kerle mit einem Knüppel gekommen wären, 
wäre die alte Garde verſchwunden. Einen Schutz für 
Danzig bildet dieſe Truppe nicht. Da brauchte gar kein 
Gewehr loszugehen, ſondern nur ein paar Steine oder 
Schreckſchüſſe zu fallen, Sie könnten dann ſehen, wie ſchnell 
die Herren ihre Knochen in Sicherheit bringen würden. 

Es wurde hier weiter ausdrücklich erklärt, daß Zoll⸗ 
beamte nicht entbehrt werden können, der Dienſt leide 
darunter. Warum entzieht man dann aber die Leute dem 


Dienſt und verwendet fie zu militäriſchen Übungen? Ich 


meine, ein Zollbeamter muß in erſter Linie die Zollſätze 
uſw. kennen. Daß dieſe Beamten militäriſche Übungen 


machen müſſen und einen großen Teil ihrer Zeit damit 


verbringen, betrachten wir nicht als Unſinn, ſondern bei der 
gegenwärtigen Finanzlage des Staates als ein Verbrechen 
am Staate. Die Ausgabepoſten für dieſe Organiſation 
ſtehen im Etat. Sollte der Etat jo angenommen werden, 
dann muß ſich jeder vernünftige Menſch ſagen, daß, wo es 
notwendig iſt, Ausgaben zu machen, für die alten Krieger, 
für die Kriegsbeſchädigten, für die Blinden, nichts erhöht 
wird, da wird alles abgeſtrichen, und für dieſe Militär⸗ 
ſpielerei werden die Ausgaben gemacht. Das kann man 
nicht mehr als vernünftig bezeichnen. M. D. u. H.! Wir 
wollen nicht etwa durch Abſtriche beim Polizeietat in Dan⸗ 
zig die Unſicherheit großziehen, aber wir ſind der Meinung, 
daß für die Bekämpfung der Spitzbuben, Gauner uſw. eine 
militäriſch organifierte Truppe praktiſch nicht verwendbar 
iſt. Wir wünſchen, daß für dieſen Zweck richtige Polizei⸗ 
beamte ausgebildet werden. Zu anderen Zwecken brauchen 
wir in Danzig keine Polizei. Wenn Polen uns einmal 
überfallen ſollte, könnten wir die Grenzen ſelbſt mit Ein⸗ 
ſatz der Zollkompanie und der Einwohnerwehr nicht ſchützen. 
Das iſt Unſinn. Daß aber ſolche Ideen noch in den Köpfen 
von verſchiedenen Danzigern ſpuken, iſt Tatſache. Bei dieſer 
Gelegenheit erinnere ich mich eines Vortrages, den Herr 
Major Wagner, der jetzt auch Zollbeamter iſt, im Arbeiter⸗ 
und Soldatenrat hielt, deſſen zweiter Präſident ich geit- 
weilig war. Es war ungefähr im Januar oder Februar 
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1919, da hielt dieſer Herr es noch für möglich, den Wider⸗ 
ſtand gegen die Entente fortzuſetzen und den Krieg von 
neuem zu beginnen. Er machte geltend: Wir weichen all⸗ 
mählich zurück, der Gegner ſtößt nach, ſtößt in die Luft, 
wir verlängern die Etappenlinie, ſo daß er eine Unmenge 
Leute zur Beſetzung der Etappenlinie braucht. Und wenn 
wir über alle Flüſſe gegangen ſind und bis nach Oſtpreußen 
kommen, dann ſind wir ſtark genug, dann ſchlagen wir den 
Gegner. Solche Ideen hatten die Leute, die die Vorträge 
hielten. Jeder einfache Musketier ſagte ſich, das iſt ja 
Wahnſinn. Dieſe Leute organiſieren die militäriſchen Orga⸗ 
niſationen in Danzig. Wenn ich nicht irre, ift dieſer Herr 
der Führer der Zollkompanie. Ich würde mich nicht wun⸗ 
dern, wenn er eines Tages mit ſeiner Zollkompanie nach 
Polen zieht. Wenn er noch 1919 ſolchen Blödſinn ver⸗ 
zapfte, traue ich ihm alles mögliche zu. (Abg. Schwegmann: 
Was verſtehen Sie davon!) Vielleicht etwas mehr als Sie; 
denn ich habe etwas länger gedient. Ich habe mein Eiſernes 
Kreuz nicht in der Etappe geholt. Ich kann aber nachweiſen, 
daß es viele, die es heute noch an ihren Ziviljacken tragen, 
in der Etappe bekommen haben. Sie werden klug tun, auf 
dieſem Gebiete Zwiſchenrufe zu unterlaſſen, ſonſt könnte ich 
hier etwas Unliebſames erzählen. Dazu ift der heutige 
Zeitpunkt nicht gegeben. Wir haben uns mit etwas ernſte⸗ 
ren Sachen zu befaſſen. Wir ſind der Meinung, wenn die 
Verhältniſſe gebeſſert werden ſollen oder wenn an einer 
Stelle die beſſernde Hand angelegt werden ſoll, dann iſt es 
unzweifelhaft der Etat des Innern, der einer vollſtändigen 
Anderung unterzogen werden muß. Ich ſagte ſchon, daß 
uns die Anträge der Deutſchliberalen Fraktion nicht weit 
genug gehen. Wir fürchten, daß damit noch nichts Weſent⸗ 
liches erreicht wird. Wir werden aber für dieſe Anträge 


ſtimmen, weil wir hoffen, daß ſich auch die Deutſchliberale 


Fraktion bald davon überzeugen wird, daß ſie andere Sei⸗ 
ten aufziehen muß, wenn die Dinge gebeſſert werden follen. 
Wir werden, wie geſagt, für die Abänderungsanträge ſtim⸗ 
men, erhoffen aber davon keine Beſſerung. 

Beim Etat des Innern iſt es aber angebracht, noch⸗ 
mals in letzter Stunde, ich gebrauche die Worte des Vor⸗ 
leſers der Deutſchnationalen Fraktion, in letzter Stunde an 
die Mitglieder dieſes hohen Hauſes die Warnung zu richten, 
doch nun mit den Ausgaben Einhalt zu tun und es der 
Wirtſchaft zu ermöglichen, weiterzuleben. Ich rechne zur 
Wirtſchaft nicht nur die Bauunternehmer, die paar Fabrik⸗ 
beſitzer uſw., der wichtigſte Faktor der Wirtſchaft iſt die 
Arbeiterſchaft. Wenn die Arbeiterſchaft leben ſoll, muß die 
Wirtſchaft leben, und die Wirtſchaft wird nur leben, wenn 
die Laſten, die ſie bis jetzt getragen hat, verringert werden. 
(Bravo!) ai: 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Ich ſtelle den Antrag auf Vertagung. Es iſt jetzt 10 Minu⸗ 
ten nach 7 Uhr, und wir haben ſonſt nur bis 7 Uhr getagt. 
Es haben ſich noch ſechs bis ſieben Redner zum Wort 
gemeldet, teilweiſe mit einer Rededauer von einer Stunde. 


Vizepräſident Splett: Es iſt der Antrag auf Vertagung 
geſtellt worden. Ich bitte die Damen und Herren, die für 
den Antrag ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht. — Mit Rückſicht auf den Präſidenten! links.) Es 
ſteht die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Ich ver⸗ 
tage die Fortſetzung der Beratung auf Freitag, nachmittags 
3.30 Uhr., Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 10 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 


Vizepräſidenten Splett eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Vizepräſident des Senats 
Dr. Ziehm; Senatoren Dr Schwartz, Dr Volkmann; 
Staatsrat Kraefft, Polizeipräſident Froböß, Oberſt 
von Heydebreck, Obergerichtsrat Kettlitz, Oberregie⸗ 
rungsrat Meyer⸗Barkhauſen, Major Schwaan, Regie- 
rungsräte Burmeiſter, Hagemann, Schimmel; Regie⸗ 
rungsoberinſpektoren Brockſch, Schneider. 


Vizepräſident Splett: M. D. u. H.! Ich eröffne 
die 115. Sitzung des Volkstages. Als geſchäftliche 
Mitteilung habe ich Ihnen bekanntzugeben, daß neu 
eingegangen iſt das Geſetz über die Verſetzung der 
unmittelbaren Staatsbeamten in den Warte⸗ und 
Ruheſtand und Verſorgung der Hinterbliebenen der 
unmittelbaren Staatsbeamten. Druck und Verteilung 
habe ich bereits veranlaßt. Ich rufe auf Punkt 1 der 
Tagesordnung: 


Haushaltsplan der Verwaltung des Innern. 
Das Wort hat der Herr ſtellvertretende Präſident 
des Senats Dr. Ziehm. 


Dr. Ziehm, ſtellvertretender Präſident des Senats: 
M. D. u. H.! Der Senat hat mich beauftragt, zu den 
vorgeſtrigen Ausführungen des Herrn Abg. Dr Neu⸗ 
mann folgende Erklärung abzugeben: Der Herr Abg. 
Dr Neumann hat nameng feiner politiſchen Freunde 
eine Einſchränkung in den Ausgaben des Staates mit 
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Dr. Ziehm, Vizepräſident des Senats.) 


(A) Rückſicht auf die üble Lage der Wirtſchaft gefordert. In 


dieſer Hinſicht beſteht irgendein Gegenſatz zwiſchen ihm 
Und der Regierung nicht. Der Herr Abg. Dr Neumann 
hat damit offene Türen eingeſtoßen und Gegenſätze 
konſtruiert, die nicht vorhanden find. Er ſtellte gegen- 
über den Senat mit ſeiner angeblichen Beamtenpolitik 
und die Wirtſchaft mit ihrer angeblichen Politik der 


Sparſamkeit. Dieſer Angriff geht von falſchen Voraus⸗ 


ſetzungen aus und überträgt den Gegenſatz auf ein 
anderes Gebiet. Der Senat hat feit langem ſtrengſte 
Weiſungen zur Sparſamkeit in allen Zweigen der 
Verwaltung erlaſſen. (Für die unteren Beamten! bei 
den Kommuniſten!) Er hat beſonders in den Erlaſſen 
vom 19. Januar und 31. Oktober 1920 ſchon auf die 
ernſte Finanzlage und die zwingende Notwendigkeit 
ſparſamſter Wirtſchaftsführung hingewieſen mit der 
Begründung, daß die Aufgaben unſeres kleinen und 
armen Staates und der verarmten Stadt mit ganz an⸗ 
derem Maße gemeſſen werden mien, als die Staats- 
aufgaben vor dem Kriege. Er hat den Abbau des durch 
Kriegswirtſchaft, Staatsumwälzung und Inflation 
aufgeblähten Perſonalbeſtandes in Staat und Ge⸗ 
meinde im Laufe des Jahres 1924 gegenüber dem 
Stande von 1922 um mehr als 2000 Köyfe, das iſt ein 
Fünftel des Beſtandes, durchgeführt. Das ift ein fo 
beachtenswertes Reſultat, wie es meines Wiſſens in 
keinem anderen Staate erzielt wurde. (Sehr richtig! 
rechts.) Damit hat der Senat gezeigt, wie ernſt es ihm 
mit der Einſchränkung des Perſonals iſt. (Sehr rich⸗ 
tia! rechts.) Auf weitere Erſparniſſe wird ohne Ritc- 
ſicht auf alle Widerſtände gedrungen. Das kann aber 
nicht ſchematiſch geſchehen. ſondern nur von Fall zu 
Fall und nur nach ſorgfältiger Prüfung des Bedürf⸗ 
niſſes. Alle Abbau maßnahmen haben ihre Grenze an 
der Notwendigkeit der Erfüllung der ſtagtlichen Auf⸗ 
gaben. (Zuruf des Abg. Kloßowſki.) Eine weitere 
weſentliche Verminderung des Perſonals wird ſich nur 
durch Verminderung der Staatlichen und kommunalen 
Aufgaben durchführen laſſen. 


Herr Abg. Dr Neumann hat die vom Senat gegebe⸗ 
nen Vergleichszahlen über die Höhe des Perſonalbe⸗ 
ſtandes in anderen Ländern mit dem Hinweis abgetan, 
daß der Vergleich ihm vorkomme, als wenn ein armer 
Mann denſelben Aufwand treibe, wie ein ſchwerreicher 
Mann. Ich erlaube mir die Gegenfrage, Herr Abg. Dr. 
Neumann, halten Sie das Deutſche Reich, halten Sie 
die deutſchen Hanſeſtädte unter den heutigen Verhält⸗ 
niſſen für ſchwerreich? Die Vergleichszahlen beziehen 
ſich nicht nur auf die Beamtenſchaft großer Staaten, 
ſondern auch auf die Beamtenſchaft kleiner Gemein⸗ 
weſen, mit denen ein Vergleich ſich jedem ohne weite⸗ 
res aufdrängt, wie Lübeck und Bremen. Der Volks⸗ 
tag hat dieſe Vergleichszahlen auch vom Senat gefor⸗ 
dert. Die Anträge des Herrn Abg. Dr Neumann auf 
Abſtriche betreffen in erſter Linie die Schutzpolizei und 
die Zollverwaltung. Warum widerſpricht der Senat? 
Weil nach der pflichtmäßigen Erklärung der betreffen⸗ 
den Verwaltungen und nach eigenen ſorgfältigen 
Prüfungen ſeitens des Senats die vorhandene Zahl 
erforderlich iſt, um die dieſen Behörden obliegenden 
Aufgaben zu erfüllen. Keine Wirtſchaft, kein Staat 
kann gedeihen bei ungenügender Sicherheit. (Sehr 
richtig! rechts.) Das erkennt auch Herr Abg. Dr Neu⸗ 
mann an. Auch er will eine ausreichende Polizeitruppe. 
Die Regierung, die in erſter Linie die Verantwortung 
für die Sicherheit des Staates hat, hält die geforderten 
Abſtriche für die Schutzpolizei nicht für tragbar. (Abg. 
Spill: Dann verſteht ſie nichts davon!) Die Gründe 
ſind vom Präſidenten des Senats in der Erklärung 
vom 20. Mai eingehend dargelegt. Sie liegen auch auf 
der Hand. Falſch iſt die Meinung des Herrn Abg. Dr. 


Neumann, daß durch eine Zuſammenlegung der grit- 
nen und blauen Polizei Erſparniſſe erzielt werden 
können, auf die die Abſtriche hinzielen. Die Zuſam⸗ 
menlegung würde eine irgendwie ins Gewicht fallende 
Erſparnis nicht zur Folge haben. (Abg. Spill: Das 
ift ein Unding!) Das tft ſeitens des Senats eim- 
gehend im Ausſchuß des Volkstages dargelegt morden. 
Unrichtig iſt ferner, daß die Polizeiſchule nach Minde⸗ 
rung der hauptamtlichen Kräfte ſich in der beabſichtig⸗ 
ten Weiſe ebenſo gut wie jetzt fortführen läßt. 

Was die Darlegungen des Herrn Abg. Dr Neu⸗ 
mann hinſichtlich der Zollverwaltung anlangt, ſo iſt 
weder eine Verminderung der Zahl der Bewachunas⸗ 
beamten noch der Abfertigungsbeamten möglich, ohne 
daß der Zolldienſt und damit die Intereſſen der Wirt- 
ſchaft leiden. (Zwiſchenruf links.) Danzia kann 
nach den Beſtimmungen die Anforderungen, die durch 
die polniſche Geſetzgehung geſtellt werden, nicht uner⸗ 
füllt laſſen. Leider ift auch der Arbeitsaufwand bei 
der Zollabfertigung auf Grund der Eigenart des vof- 
niſchen Zolltarifs in Danzig faſt doppelt fo groß. 
mie iraenimo anders. Dari kommt. daß der ganze 
Schriftyerkehr mit den polniſchen Behörden in poli- 
ſcher Sprache geführt werden muß. Eine Organiſa⸗ 
tionsänderung ließe ſich bei den örtlichen Verhältniſſen 
unſeres Hafen nur auf Koſten der Wirtſchaft Hırreh- 
ffihren. Die hieraus ſich ergebende ſchweye Schädigung 
der Wirtſchaft kann der Senat nicht zugeben. (Zuruf 
des Abg. Kloßowſki.) Unrichtig it auch, daß eine 
Zuſammenlegung der ſtatiſtiſchen Stellen bei der Zol- 
pberwaltung mit dem Statiſtiſchen Amt eine Verminde⸗ 
rung der Beamten zur Folge hätte. Im Gogentefl, es 
würde dadurch eine Vermehrung des Beamtenperſo⸗ 
nals notwendig werden. Es würde ferner eine dop⸗ 
velte Leitung und eine Unklarheit eintreten. (Zuruf 
des Aba. Kloßowſki.) (D) 

Herr Abg. Dr Neumann hat ſeinen Ausfüßrungen, 
die, wie ich zugeben muß, diglektiſch und politiſch außer⸗ 
prdentlich geſchickt waren, ſachlich aber nicht zutreffend 
ſind, die Tendenz gegeben, daß an der ſchmeren und 


GHren wiytſchaftlichen Loge der Senat mit Seiner angoß⸗ 


lichen Begmtenpolitik die Schuld trage. 
Sehr rihann M. D. ſt. H.) Niemand leuanet die 
ſchmere wirtſchaftliche Lage, om allexwenigſten der 
Songt. Der Senot erhebt aber Einſyruch gegen die Mita- 
führungen des Herrn Mha. Dr Neumann daß in ihm 
ein goldener Optimismus herrſche und daß Dieler dazu 
heigetragen habe, Danzig in die üßle Lage zu hringen, 
in der es ſich jetzt hefindet. Woher nimmt Herr Dr 
Neumann die Begründung Fir ſoſche Behauptungen? 
(Sehr aut! rechts) Ich fordere ihn guf, die Begrſin⸗ 


(Aba. Spill: 


dung öffentlich zu gehen dann kann man fachlich dazu 


Stellung nehmen. (Sehr gut! rechts.) 
kennt die Lage der Wirtſchaft ſehr genau. Ihm liegt 
Optimismus pöllig fern. Der Senat weiß., daß eine 
Regierung die Dinge in ſehen muß, wie fie wirklich 
find, nicht ſchwärzer, aber auch nicht roſiger. Die Re- 
gierung muß aus den wirklichen Verhöltniſſen ihre 
Schlußfolgerung ziehen. Ich ſchätze die ökonomiſche 
Einſicht des Herrn Abg. Dr Neumann zu hoch, als daß 
ich annehme, daß er die weltwirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hänge, die die Urſache unſerer wirtſchaftlichen Not ſind, 
nicht ſelbſt erkennt. Es beſteht eine ſchmere weltwirt⸗ 
ſchaftliche Kriſe in den Ländern, die uns umgeben, in 
Polen und im Deutſchen Reiche, jg auf dem ganzen 
europäiſchen Kontinent, vielleicht in der ganzen Welt. 
Man hört dieſelben Klagen wirtſchaftlicher Art, die 
man hier in Danzig hört, ebenſo in Hamburg und 
Stettin, (Sehen Sie ſich einmal den Hamburger 
Hafen an! links.) ja auch in London. Ich habe noch 
nie gehört, daß irgendwo anders die Regierung von 
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ernſter Seite für dieſe Kriſe verantwortlich gemacht 
wird. (Sehr richtig! rechts.) Eine Politik eines ein- 
zelnen Staates kann dieſer Kriſe allein überhaupt 
micht Herr werden. Am wenigſten vermag das die Vy- 
litik unſeres eigenen kleinen, in ein Zoll⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet eingeſchloſſenen Staates. (Zmiſchenruf 
des Abg. Kloßomſki.) Man kann nicht angeſichts der 
mirtſchaftlichen Not in Danzig eine blühende Wirtſchaft 
ervorzaubern. Am allermenjaſten ift den wirtſchaft⸗ 
lichen Schmjeriakeiten dadurch beizukommen, daß man 
bei der Polizei und der Zollverwaltung Abhſtriche 
macht, die das Gegenteil hervorrufen. Herr Dr Nert- 
mann hat von den Ausfſthrungen des Herrn Präſiden⸗ 
ter Sahm nicht ein Wort zu widerlegen vermocht. 
[Sehr richtia! rechts.) Das ift der Hefte Beweis da⸗ 
fir. wie ſehr ſie bearündet waren und wie Sehr die 
Stellung des Senats nicht nur den Intereſſen des 
Stantes, Tondern auch der Wirtſchaft entſpricht. Ich 
bedaure, daß [Zwiſchenruf des Aha. Kloßomſki.) 
Herr Dr Neumann gegenüber den objektiven fachlichen 
uind wohl begründeten Darlegungen des Präſidenten 
des Senats mit einer Schärfe gegen die Regierung er- 
midert hat, die, wie meine Ausführungen zeigen. der 
Begrſindung entbehrt Der Senat muß feine Bitte 
miederholen, die Anträge auf weitere als die zugeſtan⸗ 
denen Streichungen abßzulehnen. [Lehhaftes Bravo! 
rechts. Zwiſchenrufe des Abg. Kloßowſki.) 


Mizenräſident Swett: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b.k. Fr.]: Da die allgemeine 
Beſyxechung geſchloſſen war. (Sie war nicht ge⸗ 
ſchloſſen! rechts.) ja die allgemeine Beſprechung war 
Schon. geſchloſſen, mir find ſchon hei der Einzelberatung, 
ſo iſt es jetzt nicht möalich, nachdem der Herr Vize⸗ 
präſident Dr Ziehm allgemein auf die Wirtſchaftslage 
eingegangen iſt, darauf zu antworten. Ich beantrage 
daher die Beſprechung der Senatserklärung. 


Nizeprafident Splett: Sch möchte darauf hinweiſen, 
daß ſich der Herr Abg. Rahn im Irrtum befinden 
dürfte. Es handelt fiH um $ 66 der Geſchäftsordnung. 
Da ſteht im Abſatz 2: 

Erhält ein Senator oder der Beguftraate eines 
Sengtors das Wort außerhalb der Tagesordnung. fo 
mird die Beſprechung eröffnet. wenn ein dafingehendes 
Verſangen von ſieben anweſenden Abgeordneten 
Unteyſtütt wird. s 

Das ift hier nicht der Fall gemeien. ſondern der 
Herr Senatsvisepräſident hat innerhalb der Tagesord⸗ 
nung zu Punkt 1 geſprochen. (Zwiſchenrufe links.) 
Dann kann noch der 8 69 herangezogen werden: 

Erhält ein Senator oder der Beauftragte eines 
Senators nach dem Schluß der Beſprechung noch das 


Wort zu dem Gegenstande, fo hat der Präſident dte Be- | 


ſyrechung ausdrücklich wieder zu eröffnen. 

Nun fragt es ſich, ob wir die Beſprechung zu Punkt 1 
der Tagesordnung in der vorigen Sitzung erledigt 
hatten. (Ach wo! links.) Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Der Herr amtie- 
rende Präſident irrt, wenn er meint, daß der Herr 
Vizevräſident des Senats zur Tagesordnung Qe- 
ſprochen hätte. Er hätte dann zu dem augenblicklich 
zur Beratung ſtehenden Etat des Innern ſprechen 
müſſen. Da der Herr Senatsvizepröſident aber Mus- 
führungen ollgemeiner Art über die Wirtſchaft und 
im beſonderen über die Polizei und den Zolletat ge⸗ 
macht hat, ſo iſt es eine allgemeine Debatte außerhalb 
des vorliegenden Tagesordnungspunktes geweſen. Es 
muß deshalb jedem Abgeordneten möglich Tein, in die 
allgemeine Beſprechung über die Regierungserklä⸗ 
rung einzutreten. Das iſt beim Etat des Innern nicht 


Punkt gehört. 


moglich: 
wenn auf Zolldinge eingegangen wird, darauf hin⸗ 
meijen. daß wir beim Etat des Innern find und nicht 
heim Zolletat. 

Pizepräſident Splett: Es ift der Antraa auf ats- 
drückliche Beſprechung der Regierungserklörung ge- 
ſtellt worden. Der Antrag muß von ſieben Abgeord⸗ 
neten unterſtützt werden. (Geſchieht.) Die Unter- 
ſtützung reicht aus. Ich eröffne die allgemeine Aus⸗ 
ſprache über die Regierungserklärung. Wortmeldun⸗ 
gen liegen nicht vor. (Aba. Rahn: Jawohl!) Dann 
hitte ich ſehr. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Foerſter. 

Kneriter, Abgeordneter (Lib): Ich beantrage Mits- 
ſetzung der Sitzung um eine halbe Stunde, damit die 
Fraktionen noch beraten können. 

Vizevräſident Splett: Es ift der Antrag geſtellt 
morden, die Sitzung um eine halbe Stunde auszuſetzen. 
Ach bitte die Damen und Herren, die für den Antrag 
ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ijt die Mehrheit, der Antrag iit angenommen. 
Ich vertage die Sitzung bis 4 Uhr 30. 

(Schluß der Sitzung 4 Uhr.) 


Die Sitzung wird 4 Uhr 30 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Splett wieder eröffnet. 

Virepräftdent Syſett: Ich eröffne die vorhin ver- 
tagte Sitzung. Das Wort hat Herr Abg. Dr Neumann. 


Dr. Neumann, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! 
Namens meiner Fraktion habe ich folgende Erklärung 
abzugeben: Es haben uns nur 30 Minuten zur Ver⸗ 
fügung geſtanden, um zu der Reagierungserklärung 
Stellung zu nehmen, die uns auch im Text noch nicht ( 
vorliegt. Wir werden in eingehender Weiſe zu dieſer 
Erklärung in kürzeſter Zeit Stellung nehmen, ſobald 
uns dos Stenparamm zur Verfſgung ſtehen wird. 
Aber heute bereits möchten wir Veranlaſſung nehmen. 
dieſe Erklörung nicht ganz unbeantwortet in die Welt 
gehen zu laſſen. M. D. u. H.! Bis jetzt haben wir 
drei gleichlautende Regierungserklärungen über dieſen 
[Sehr aut! links.) die des Herrn 
Sahm, die des Herrn Philipſen und die des Herrn Dr. 
Ziehm. Wir behaupten. daß alle diefe drei Erklärun⸗ 
gen aus derſelben Quelle tammen, Diele Erklärungen 
fud alles Regierungserklärungen. Herr Senatsvize⸗ 
»röſident Dr Ziehm hat heute mit obſoluteſter Deut⸗ 
lichkeit gezeigt, daß die hentige Erklärung keinen an⸗ 
deren Zweck hat, als fih hinter die Deutſchnationale 
Partei zu ſtellen und ihr in dieſer peinlichen Situation 
das Rückgrat zu ſtärken. (Abg. Schwegmann: Großer 
Irrtum!) 

M. D. u. H.! um was handelt es fih denn? Es 
handelt ſich um Abſtriche bei zwei Etats in einem 
Ausmaß. das wohrlich nicht groß zu nennen ift. Für 
dieſe geringen Streichungen wird dieſer Aufwand ver⸗ 
tan. (Sehr richtial) Das ift nicht der wohre Grund 
dieſer vieler Erklörungen. (Sehr gut!) Der Grund 
liegt wo anders. Den Grund finden wir in zweierlei, 
einmal, mie ich ſchon hervorgehoben habe, darin, die 
Deutſchnationale Partei, die ſich hier in eine Sackgaſſe 
nerrannt hat, zu unterſtützen, der zweite Grund iſt, 
(den jüdiſchen Einfluß zu Stärken! rechts. — Unruhe 
und allgemeine Heiterkeit.) Die Heiterkeit des Hauſes 
hat Ihnen wohl die Antwort auf dieſen Zwiſchenruf 
bereits erteilt. (Sehr richtig) Ich brauche das 
Lächerliche dieſes Zwiſchenrufs nicht weiter zu unter⸗ 
ſtreichen. Ich müßte nicht, wie der jüdiſche Einfluß, 
für den ich mich hier noch niemals eingeſetzt habe, 


denn dann müßte der Herr Vizepräſident, (C) 
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(A) durch Streichung von 90 Schupo⸗ und 100 Zollbeamten 


geſtärkt würde. (Abg. Raube: Die Schupobeamten 
find doch keine Juden!) Der zweite Zweck dieſer 
Erklärung iſt, die Danziger Beamten gegen die Deutſch⸗ 
liberale Fraktion aufzuhetzen, da ja am Sonnabend 
und Sonntag hier der Beamtentag ſtattfindet. M. D. 
u. H.! Ich habe namens meiner Fraktion ſchon erklärt, 
daß uns jede Beamtenfeindlichkeit fernliegt. Wenn 


aber hier ein Abgeordneter, ganz gleich von welcher 
Fraktion, die Stimme dafür erhebt, daß eine Behörde 
oder ein Beamter abgebaut werden ſoll, geht gleich 
das große Wehſchreien und Klagen bei einer beſtimm⸗ 
(Abg. Kloßowſki: Dazu figen die 


ten Fraktion los. 
Herrſchaften Hier!) 


Herr Vizepräſident Dr. Ziehm hat mir dann vorge- 
worfen, daß ich nicht ſachlich auf die Ausführungen des 
Herrn Präſidenten Sahm geantwortet hätte. M. D. 
u. H.! Herr Präſident Sahm — ich bitte ſeine Erklä⸗ 
rung nachzuleſen — hat ſeinen Behauptungen auch keine 
beſondere Begründung gegeben. Er hat lediglich er⸗ 
klärt, daß die Sicherheit des Staates durch den Abbau 
von 100 Schupobeamten leide und die Wirtſchaft durch 
den von uns geforderten Abbau von Zollbeamten 
ebenfalls leiden würde. Wir haben auf dieſe Erklärun⸗ 
gen des Herrn Präſidenten Sahm, wie wir überzeugt 
ſind, in eingehenderer Weiſe geantwortet, als er ſie be⸗ 
gründet hat. Im übrigen, m. D. u. H., ſteht uns auch 
nicht der Beweis für das Gegenteil zu. Wir haben 
uns, bevor wir dieſe Anträge ſtellten, eingehend infor⸗ 
miert und zwar bei Stellen, die hierüber genaueſt in⸗ 
formiert waren. Wir haben dieſe Informationen er⸗ 
halten und ſind davon überzeugt, daß weder der Staat 
noch die Wirtſchaft durch dieſe Abſtriche irgendwelchen 
Schaden erleiden werden. Schließlich möchte ich dazu 
noch folgendes erklären: Auch der betreffende Senator 
hat auf unſere Frage erklärt, daß er ſelbſtverſtändlich 
nicht ſagen könne, daß, wenn unſere Streichungen 
durchgehen, nun gerade die Sicherheit gefähr⸗ 
det wäre. Er könne uns ebenſowenig ſagen, dieſe 
Zahl ſei erforderlich, wie die Zahl, die etwas größer 
ſet. (Hört, Hört!) Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
darüber verſchiedene Auffaſſungen beſtehen können. 
Unſere Auffaſſung ift die, daß durch die Streichung der 
100 Schupobeamten die Sicherheit nicht leidet. Wenn 
unſere Anträge nicht Annahme finden, haben 
wenigſtens den Verſuch unternommen, diejenigen 
Ausgaben herabzudrücken, unter denen der Senat 
ſchwer leidet. Gelingt es uns nicht, ſo können wir 
nicht dafür und haben jedenfalls dieſen Verſuch unter⸗ 
nommen, um dem Staat zu helfen. Auf die anderen 
Ausführungen des Herrn Vizepräſidenten Dr Ziehm 
werden wir in nächſter Zukunft eingehen. 

Eins möchte ich noch ſagen: Wir haben es abſichtlich 
vermieden, in unſere Erklärung irgendwelche Schärfe 
hineinzubringen. Wir haben dieſe Erklärung aus 
beſter Ueberzeugung abgegeben. Ich habe gleich zu 
Eingang meiner Erklärung, wie Sie es gehört haben, 
geſagt, daß unſere Anträge nicht etwa zu dem Zweck 
geſtellt worden ſind, um der Regierung Schwierig⸗ 
keiten zu bereiten oder lediglich Oppoſition zu treiben, 
ſondern nur, um Erſparniſſe für den Staat herbeizu- 
führen. (Sehr richtig!) Der Staat hat uns jetzt 
durch Herrn Vizepräſident Pr Ziehm in einer Schärfe 
geantwortet, die auf Grund unferer Erklärung abſolut 
nicht berechtigt war. (Sehr richtig!) Wir ſehen in 
dieſer Erklärung eine ganz beſondere Feindſeligkeit 
meiner Fraktion und Partei gegenüber, das 
Hinwerfen des Fehdehandſchuhs, und wir werden 
dieſen Fehdehandſchuh aufnehmen. (Lebhafte Be⸗ 
wegung und Unruhe. — Bravo links.) 


wir 
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90 Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): M. D. u. H.! Genau 
wie im vorigen Jahre bei den Etatsberatungen be⸗ 
ginnt auch in oͤieſem Jahre wieder das Spiel mit Ne- 
gierungserklärungen, wonach die Staatsſicherheit ge⸗ 
fährdet iſt, weil einige Beamte bei verſchiedenen Etats 
abgeſtrichen werden. Im vorigen Jahre war es nach 
meiner Erinnerung der Wunſch des Volkstages, das 
Oberverwaltungsgericht an das ordentliche Gericht an⸗ 
zugliedern und die Kreiſe zuſammenzulegen. In die⸗ 
ſem Jahre iſt es der Etat der Schutzpolizei und der 
Zolletat. Gleich zwei Präſidenten marſchieren auf, 
um den Volksvertretern vor Augen zu führen, daß 
das Staatsgebilde, das fie fo vorſichtig und nach fo 
guten Plänen aufgebaut haben, zugrunde geht, wenn 
90 oder 100 Schupobeamte und 100 Zollbeamte abge⸗ 
baut werden. Es iſt an ſich bedauerlich, daß gerade 
die unteren Beamtenſtellen einen Abbau erfahren 
müſſen. Statt oben den überaus groß aufgezogenen 
Kopf abzubauen, beginnt man unten. Aber irgendwo 
muß abgebaut werden; denn jeder ſich der Verantwor⸗ 
tung bewußte Politiker in Danzig iſt davon überzeugt, 
daß die gegenwärtigen Zuſtände nicht aufrechterhalten 
werden können und daß abgebaut werden muß. Ich 
bedaure es, daß das zunächſt unten geſchieht, aber da 
die Behörde behauptet, daß oben gerade die Stellen 
ausreichen, muß ein Anfang gemacht werden, der dan⸗ 
kenswerterweiſe durch die Mehrheit des Hauſes an 
irgendeiner Stelle gemacht worden iſt. Wo nun ange⸗ 
fangen wird, iſt ganz egal. Aber dieſer Regierung iſt 
klargemacht worden, daß die Dinge, wie ſie beſtehen, 
micht weitergehen können. 


Der Senatsvizepräſident Dr Ziehm hat beſonders 
der linken Seite den Vorwurf gemacht, daß der Be⸗ 
amtenapparat in der Nachkriegszeit aufgezogen wurde. (P) 
Als die Regierung der Freien Stadt Danzig ſich 1920 
ungeſetzlich auf dieſe Seſſel ſetzte, beſtanden in Danzig 
etwa 300 Polizeibeamte und in der Provinz Weſt⸗ 
preußen befanden ſich im ganzen 200 Zollbeamte. 
Heute verfügen wir in der Freien Stadt Danzig über 
nahezu 2000 Polizeibeamte aller Kategorien und über 
1800 Beamte des Zolls. Wenn wir bei der Polizei 
einen kleinen Vergleich mit einem Nachbarſtaat ziehen, 
nämlich mit Preußen, in dem, falls die Herren von der 
Regierung es nicht wiſſen ſollten, die 4-Millionen⸗ 
Stadt Berlin liegt, ſo hat dies Preußen heute etwa 
40 Millionen Einwohner. Mit der Polizei von 56 000 
Mann bei 40 Millionen Einwohnern iſt die preußiſche 
Regierung der Aufſtände, die ſich in dem preußiſchen 
Gebiet in den Revolutionsjahren und in der nach⸗ 
revolutionären Zeit ereigneten, in ausgezeichneter 
Weiſe Herr geworden. Wenn wir das Verhältnis um⸗ 
legen, für 360 000 Einwohner nahezu 2000 Polizei- 
beamte, ſo kommen wir bei 40 Millionen Menſchen auf 
das Einhundertzwanzigfache unſeres Betrages, alio 
auf eine Stärke von 240 000 Polizeibeamten, die wir bei 
unſerer Bevölkerungsziffer und bei der hier vorhan⸗ 
denen Polizei hätten, während Preußen mit 56 000 
Mann auskommt, inkluſive Polizeiſchule, inkluſive 
Sicherheitspolizei, Kriminalpolizei und Verwaltungs⸗ 
polizei. Die Polizeiſchule in Danzig hat 150 Schüler 
ohne Lehr- und Aufſichtskräfte. In Preußen befinden 
ſich 4700 Polizeiſchüler, inkluſive der Polizeilehrer, die 
in den von den alliierten Mächten genehmigten Zahlen 
enthalten ſind. Legen wir dieſe Ziffer nun auf 100 um 
im Verhältnis zur preußiſchen Bevölkerung, dann 
müßten wir hier 15000 Polizeiſchüler haben. Dabei 
iſt das große Preußen mit den vielen Großſtädten und 


(B 


Volkstag Danzig. — 115. Sitzung. Freitag, den 12. Juni 1925. 


1649 


(Rahn, Abgeordneter.) 
der Induſtriebevölkerung zweifellos infolge des Zu⸗ 
ſammenballens der Bevölkerung polizeilich weſentlich 
ſchwerer zu regieren als unſere ganz ruhige Danziger 
Arbeiterſchaft. In keiner Großſtadt gibt es eine ſo 
ruhige Arbeiterſchaft wie in Danzig. Die Arbeiter⸗ 


ſchaft iſt ſich bewußt, daß, wenn ſie hier unruhig würde, 


— 


verſchiedenes auf dem Spiele ſtände. Dieſes Moment, 
das ſich jeder Arbeiter, auch der revolutionärſte, vor 
Augen hält, gibt Danzig den Gottesfrieden, wie ich ihn 
nennen möchte. Eine andere Bevölkerung, z. B. im 
Ruhrgebiet, wäre ſchon längſt aus der Ruhe gekom⸗ 
men. In Preußen haben wir alſo verhältnismäßig 
einen Bruchteil der Danziger Polizeikräfte. So kön⸗ 
nen Sie jede Verwaltung durchgehen. 

Unſer Apparat iſt alſo in einer Weiſe aufgezogen, 
daß die Wirtſchaft es nicht tragen kann, die Wirtſchaft 
im weiteſten Sinne, vom größten Arbeitgeber bis zum 
kleinſten Arbeiter. Beim Zoll liegen die Dinge ebenſo. 
Der Senatsvizepräſident will den ſchwarzen Mann 
vormachen, indem er ſagt, die Vorſchriften verlangen 


es, der Abfertigungsdienſt fei jo ſchwierig. Sehen Sie 


ſich einmal den Abfertigungsdienſt im Weichſelbahnhof, 
im Kaiſerhafen und auf dem Packhof in Danzig an. Ich 
glaube, Herr Kraefft, der die Dinge dort kennt, wird, 
wenn er offen und ehrlich iſt, zugeben müſſen, daß 
heute am Packhof nicht der zehnte Teil des Verkehrs 
iſt wie vor dem Krieg. Während wir früher ſtändig 
drei Dampfer täglich am Danziger Packhof hatten, 
haben wir heute keinen, ſelten einen in der Woche. 
Während fruher der Freihafen voll von Schiffen war, 
haben wir heute zwei bis drei dort. Während auf der 
Weichſel früher ſtändig Schiffe lagen, ſind heute abſolut 
keine da. Eine Friedhofsſtille herrſcht in unſerm Dan⸗ 
ziger Hafen und dann ſagt der Senatsvizepräſident, 
die Zollabfertigung verlange dieſen rieſigen Apparat. 
Dieſer Apparat iſt für ganz andere Zwecke aufgezogen. 
Aus der Zollbehörde hat man eine militäriſche Organi⸗ 
ſation, eine Art Schutzpolizei gemacht, was aus dem 
militäriſchen Aufziehen der Behörde hervorgeht. Um 
dieſe doppelte Schutztruppe zu haben, bleibt die Zoll⸗ 
behörde beſtehen. Nebenbei macht ſich allerhand Kinker⸗ 
litzchen. 20 Beamte find beim Paßdienſt in den D- 
Zügen beſchäftigt. Die betreffenden Beamten ſchütteln 
ſelbſt den Kopf darüber. In Simonsdorf finden Sie 
35 Beamte, die den ganzen Tag nichts tun. Damit die 
Polizei Beſchäftigung findet, hat man die Herren an 
jeder Straßenecke aufgeſtellt und läßt ſie rhythmiſche 
Uebungen machen. Größenwahnſinnig iſt die ganze 
Danziger Verwaltung, wenn ſie aus der kleinen Stadt 
Danzig eine Großſtadt macht, in der derartige Ver⸗ 
kehrseinrichtungen notwendig ſind. Wir haben in 
Danzig heute einen Zuſtand, der weit ſchlimmer ift 
als die 48er Polizeiherrſchaft. Die Polizei miſcht ſich 
in jeden Quark hinein: wenn der Bürger auf der 
Straße geht, ſtatt auf dem Trottoir. Dann entſchuldigt 
ſich die Polizei noch, wie heute morgen in der „Dan⸗ 
ziger Zeitung“. Ein Schutzpolizeioffizier teilt dort mit, 
daß ein 74jähriger Herr in Zoppot den Bürgerſteg ab⸗ 
ſolut nicht betreten wollte. Deshalb ſollte ſein Name 
feſtgeſtellt werden, und der alte Mann, der in ſeinem 
ganzen Leben noch nichts mit der Polizei zu tun gehabt 
hat, wurde zur Wache geſchleppt und mußte die Seg⸗ 
nungen der Polizei fennen lernen. Wenn Sie die 
Polizei mißbrauchen, um die Bürger auf der Straße 
anzuhalten und zu beläſtigen, dann glaube ich Ihnen, 
daß Sie dieſen Waſſerkopf von Majoren, Hauptleuten, 
und wie die Fatzken alle heißen, benötigen. Dieſer Zu⸗ 
ſtand muß endlich ein Ende nehmen. Wenn es nicht 
anders geht, dann muß die Regierung, die erklärt, 
der Staat könne das nicht ertragen, endlich abtreten. 
Ich wünſchte, daß dieſe deutſchnationale Minderheits⸗ 


regierung, die ſchon feit 1% Jahren keine Exiſtenz⸗ (C) 


mit größter Beſchleunigung vom 
Dann würde es ſich in Danzig 
daß gejündere Zuſtände Platz 


berechtigung hat, 
Schauplatz abträte. 
ermöglichen laſſen, 
griffen. 

Herr Dr. Ziehm erzählte hier, daß der Senat die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht zu roſig anſehe. Ich 
muß ſagen, daß ſich unſere Regierung nicht nur eine 
roſige Brille von Herrn Lietzau gekauft hat, ſondern 
daß ſie neben der Brille die wirtſchaftlichen Dinge durch 
ein Fernrohr betrachtet, das in jedem Abteil zwei 
Gläſer hat, die roſa angehaucht ſind. Es iſt ja außer⸗ 
ordentlich unangenehm, daß einer rechtsſtehenden Re⸗ 
gierung der Vorwurf gemacht wird, daß ſie etwas roſa⸗ 
rot anſteht, alſo mit den Farben, die die Linksparteien 
früher verdienten. Man kann es aber nicht anders 
ausdrücken, als daß die Regierung die Dinge nicht 
anders ſehen kann. Sie hat ſich in ihren Beamtenſtaat 
ſo verrannt, daß ſie abſolut daran feſthalten muß, und 
das in der heutigen Zeit, wo jeder Geſchäftsmann 
unter dem Steuerdruck ſeufzt, ſo daß er nicht weiß, wo 
er die Gelder hernehmen ſoll, wo die indirekten 
Steuern eine Höhe erlangt haben, die ſkandalös ift. 
Dadurch, daß wir uns durch den Zolltarif einen Strick 
um den Hals gelegt haben, iſt die Verteuerung der 
Lebenshaltung ſo enorm. Außerdem haben wir hier 
das Zwei⸗ bis Dreifache an Steuern zu bezahlen wie 
in andern Kulturſtaaten. Es iſt deshalb unglaublich, 
daß ſich eine Regierung hier hinſtellt und ſagt, ſie ſehe 
die Dinge nicht zu ſchwarz und nicht zu roſig an. Ge⸗ 
wiß, unſere Regierung ſieht die Dinge zu roſig an, 
ſonſt müßte ſie längſt zu einer Verkleinerung des Be⸗ 
amtenſtabes gekommen ſein. 

So wie die Dinge jetzt liegen, geht es nicht weiter. 
Nun will man der Deutſchen Partei vorwerfen, daß ſie 
beamtenfeindlich ſei. Herr Dr Neumann, tragen Sie 
den Vorwurf mit Würde, die Beamtenſchaft wird 
Ihnen dankbar ſein. Alle Parteien, die ſich für einen 
Abbau des Beamtenkörpers einſetzen, werden Ihnen 
dankbar ſein, wenn der Beamtenabbau durchgeführt 
und das Beamtenheer auf ein vernünftiges Maß 
zurückgeführt wird. Wenn die Dinge noch ein Jahr 
ſo weiter gehen, wie ſie in den letzten Jahren gegangen 
ſind, dann ift nämlich kein Beamter mehr ſicher, daß 
er am nächſten Monatserſten ſein Gehalt erhält. Im 
Intereſſe der alten Beamten liegt es, daß ihnen die 
Sicherheit ihrer Stellung unbedingt dadurch verbürgt 
wird, daß das Wirtſchaftsgebilde und der Staat hoch 
gehalten und in eine Lage verſetzt werden, daß die 
Staatsbedürfniſſe von der Allgemeinheit noch befriedigt 
werden können. Das iſt in den letzten Jahren völlig 
außer acht gelaſſen worden. Unſere Regierung iſt da⸗ 
für verantwortlich, wenn die Zuſtände heute ſo ſind, 
daß die Wirtſchaftskreiſe nicht mehr ein noch aus 
wiſſen, ja für die geſamte Bevölkerung einſchließlich 
der Beamten der Zeitpunkt gekommen iſt, wo es heißt: 
es geht nicht weiter. Laſſen wir die Dinge nicht weiter 
treiben, wenn die Regierung nicht hören will, dann 
weg mit ihr! 

1 Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
DDPS, 

Loops, Abgeordneter (S,P.D.): M. D. u. H.! Nach⸗ 
dem wir in den letzten Sitzungen bereits die Erklä⸗ 
rungen des Herrn Senatspräſidenten und des Abg. 
Philipſen gehört haben, die inhaltlich völlig mit dem 
übereinſtimmen, was uns heute der Senatsvize⸗ 
präſident Dr Ziehm erzählt hat, haben wir keine Ver⸗ 
anlaſſung, zu dieſer letzten Erklärung noch ſachlich 
Stellung zu nehmen. Wir ſehen die Urſache für die 
letzte Erklärung einzig und allein darin, daß von 
deutſchnationaler Seite bezweckt wird, noch eine 


(D) 
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(Loops, Abgeordneter.) 
Gnadenfriſt zu gewinnen. Man weiß, daß ſich bei 
früheren Gelegenheiten die Liberalen im letzten 
Augenblick immer wieder haben breitſchlagen laſſen 
und ſich zu Kompromiſſen bereitfanden. In manchen 
deutſchnationalen Herzen iſt dieſe Hoffnung vielleicht 
noch heute vorhanden. (Zuruf des Abg. Schweg⸗ 
mann.) Eine andere Begründung für die heutige 
Rede des Herrn Senatsvizepräſidenten iſt ſonſt nicht 
gegeben. Das iſt die einzige Urſache, die die Rede 
haben kaun. Ob das einen Zweck hat oder nicht, iſt 
Sache der Liberalen. Wir werden uns da nicht hinein⸗ 
miſchen. Die Liberalen haben zu zeigen, ob ſie zu 
ihren Worten ſtehen werden. Da die Deutſchnationalen 
aber heute noch dieſe Hoffnung haben, und hier dies 
Manöver in Szene ſetzten, um die Gnadenfriſt zu er⸗ 
reichen, möchte ich ihnen doch, nachdem wir uns vor⸗ 
geſtern über Schiller unterhalten haben, mit dem 
Schiller⸗Zitat dienen, nach dem ſie anſcheinend handeln, 
wenn auch nicht nach dem erſten Teil: „Ich bin, ſpricht 
jener, zu ſterben bereit und bitte nicht um mein Leben; 
doch willſt du Gnade mir geben, ſo bitte ich um drei 
Tage Zeit.“ Das iſt der Kernpunkt, auf den der Ton 
der ganzen Rede des Senatsvizepräſidenten Dr Ziehm 
geſtimmt war. Wir haben keine Urſache, dem Senat 
dieſe drei Tage Zeit zu ſchenken. Wir ſind deshalb 
auch der Auffaſſung, daß ſachlich zu dieſer überflüſſigen 
Rede nicht mehr Stellung zu nehmen iſt. Wir werden 
uns bei der Abſtimmung zum Sprachrohr des über⸗ 
wiegenden Teils der Danziger Bevölkerung machen, 
die ſo ſchnell als möglich von dieſer deutſchnationalen 
Senatsherrlichkeit befreit werden will. (Lebhaftes 
Bravo! links.) 


Vizepräſident Splett: 
Abg. Raube. 
Raube, Abgeordneter (K. P.): 


Das Wort hat der Herr 


M. D. u. H.! Für 


(B) die heutigen Etatsberatungen kann man den Satz 


das Ausland nicht energiſch einhaken werden. 


prägen: „Jeder Staat verdient die Regierung, die er 
hat.“ Wenn Sie, meine Herren von den Deutſchnatio⸗ 
nalen, immer ſo ſehr die Regierung zu ſchützen ver⸗ 
ſuchen, ſo kann ich Ihnen vom kommuniſtiſchen Stand⸗ 
punkt nur ſagen, was wir bereits hundertmal, auch im 
früheren Volkstag, erklärt haben: Wir halten von 
Ihrer Regierung nichts, wir halten nichts von Ihrem 
Syſtem, von Ihren Staatseinrichtungen. Darüber 
viele Worte zu machen, erübrigt ſich. Ich kann namens 
meiner Fraktion erklären, daß wir auch dieſen Etat 
ablehnen werden, wie alle anderen. Vom bürgerlichen 
Standpunkt beurteilt, hat die Sache ein anderes Ge⸗ 
ſicht. Dieſer Staat iſt von Völkerbundsgnaden ins 
Leben gerufen, vom Völkerbund, den die Deutſchnatio⸗ 
nalen nicht gutheißen, der aber doch von einem großen 
Teil Abgeordneter in dieſem Hauſe gebilligt wird. 
Der Völkerbund gibt wenigſtens indirekt oder auch 
wohl gar direkt ſeine Zuſtimmung, daß für dieſen 


Staat noch Mittel gegeben werden, und daß eine der⸗ 


artige Beamtenwirtſchaft überhaupt eintreten kann. 
Es wäre intereſſant, feſtzuſtellen, und das iſt eine ſehr 
wichtige aͤußenpolitiſche Frage, ob das Staatsgebilde, 
das der Völkerbund gegründet hat, das unter ſeinem 
Schutz ſteht, im Hinblick auf ſeine Beamtenwirtſchaft 
noch weiter exiſtenzfähig iſt und ob für einen der⸗ 
onen Staat noch Auslandsmittel hergegeben werden 
ollen. ; 

Nun eine andere wichtige Frage bei den Etats. 
Ich kann es mir nicht denken, daß der Völkerbund und 
Sie 
werden ſehen, daß Polen in allernächſter Zeit der erſte 
Staat ſein wird, der das tut. Es werden vielleicht auch 
noch andere Staaten dazu ſprechen wollen, was für 
eine Beamtenwirtſchaft hier herrſcht. Alſo iſt die 
Etatsberatung über die Beamtenwirtſchaft nicht bloß 
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eine innenpolitiſche Angelegenheit, ſondern hat auch (C) 


eine gewiſſe außzenpolitiſche Bedeutung. Es ift in 
Danzig beinahe ſo, daß faſt ausſchließlich das Beamten⸗ 
tum die Staarsbürgerſchaft darſtellt und daß die paar 
Ziviliſten ſchließlich gar nichts mehr zu jagen haben. 
Wir brauchen Ihnen dafür nicht Beiſpiele anzuführen. 
Aus den bürgerlichen Kreiſen ſind Ihnen Hunderte 
von Fällen aufgezeigt worden. Der Ziviliſt hat nichts 
zu jagen, ich rede fon gar nicht von den Arbeitern. 
Der Beamte allein regiert, vom oberſten bis unterſten 
Beamten. Den unterſten Beamten kann man aller⸗ 
dings keine Schuld geben, die betommen ihre Befehle 
von oben und müſſen ſie ausführen. In der Polizei⸗ 
ſchule wird gedrillt, daß die Leute ſelbſt weglaufen und 
auf die Ausbildung verzichten. Wenn Sie das anſehen 
müßten, würden Ihnen über die Polizeiſchule die 
Augen aufgehen. Sehen Sie ſich weiter die Zoll- 
beamten bei der Paßkontrolle an und andere derartige 
Mätzchen. Das iſt das Grunolegende in Ihrem Staat. 
Sie ſchaffen Beamte nicht des Staates wegen, ſondern 
Sie erziehen die Beamten lediglich im militäriſchen 
Sinne, damit fie Beamte find, Eigentlich müßten Sie, 
In. H., dem Grundſatz huldigen, daß der Beamte der 
erſte Diener des Staates iſt. Das möchte ich dem 
Herrn Senatsvizepräſidenten Dr. Ziehm zurufen. 
Seine Regierungsertlärung, mit der er vor das 
Parlament getreten iſt, war wirklich dazu angetan, den 
Eindruck zu erwecken, Vizepräſident Ur Ziehm wäre 
der erſte Diener des Staates. Sie ſind aber viel zu 
feige, zuzugeben, daß Sie gegen dieſen Senat regieren 
und gegen die Arbeiterſchaft regieren wollen. 

Vizepräſident Splett: Sie haben dem Senat 
Feigheit vorgeworfen, ich rufe Sie zur Ordnung. 
(Zwiſchenrufe links.) 

Naube, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte nur den 


Gegenſatz ſchildern. Sie, meine Herrn von der Regie- 


rung machen der Arbeiterſchaft dauernd den Vorwurf, 
jie vebelliere, Sie gehen gegen die Anxbeiterſchaft vor 
und werden dabei manchmal ſehr kraß. Daraus können 
Sie den Unterſchied erkennen. Die Arbeiterſchaft weiß, 
was fie will, und ſpricht es offen aus. Die Kommu⸗ 
niſtiſche Partei ift in allererſter Linie diejenige, die 
den Arbeitern ſagt, was ſie machen ſollen. Sie, meine 
Herren von der Regierung, beſitzen nicht den Mut, für 
Ihre Handlungen einzuſtehen. Sie kommen mit allen 
moglichen Geſetzesparagraphen, mit allen möglichen 
Verordnungen und Poltzeiſchikanen, um dem Staats⸗ 
bürger und Arbeiter klar zu machen, daß er in Ihrem 
demokratiſchen Staate das Maul zu halten habe. 
Ueber die Etats zu reden, erübrigt ſich von 
unſerem Standpunkt aus. Fragen Sie einmal die 
Polen, nicht die Abgeordneten in dieſem Hauſe, ſon⸗ 
dern polniſche Wirtſchaftler, die ziemlich objektiv ſind, 
was ſie von der Danziger Regierung halten. Wenn 
Sie immer Ihr deutſchnationales Herz dokumentieren 
und ſagen, Sie werden für das Deutſchtum eintreten 
und dafür ſein, daß Danzig deutſch bleibt, glauben 
Sie, meine Herren von der Regierung, wenn Sie den 
Weg, den Sie beſchritten haben, weitergehen, werden 
Sie ſehr ſchnell nicht mehr deutſch ſein. Sie ſind die 
Totengräber dieſes Staates, das ſprechen wir aus, 
obwohl wir gar nicht national denken. Sie werden 
dieſen Staat zuerſt vom Deutſchtum befreien, erſtens 
infolge Ihrer Beamtenpolitik, weil Sie jagen, nur der 
Beamte iſt in dieſem Freiſtaat ein Menſch, der Ziviliſt 
hat nichts zu ſagen. (Unſinn! rechts.) Sie, meine 
Herren, kommen nicht ſo ſehr mit den Beamten zu⸗ 
jammen und werden von ihnen mit Glacéhandſchuhen 
angefaßt. Das iſt aber ganz anders bei den Arbeitern. 
Sie werden nicht einen einzigen Arbeiter finden, der 
ſagen kann, er ſei von Schupobeamten anſtändig be⸗ 
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(Raube, Abgeordneter.) i 

handelt worden. Wie werden beiſpielsweiſe die Er- 
werbsloſen ſchikaniert, wenn ſie ihre Unterſtützungen 
abholen! Es ſieht ſo aus, als wenn man ihnen mit 
der Unterſtützung ein beſonderes Geſchenk macht. 

So ſieht es dort aus, und wir könnten Ihnen noch 
viele andere Fälle nennen. Aber die Kurioſität dieſes 
Falles liegt noch auf einem anderen Gebiet. Ich will 
micht von den Blödſinnigteiten der Schupo reden. Uns 
iſt bekannt geworden, daß dieſer kleine Staat, dieſe 
paar Regierungsmänner es ſich leiſten, einfach einen 
Regierungsrat nach Amerika zum Studium des 
Straßenbaues zu ſchicken. Herr Virus iſt jetzt zurück⸗ 
gekommen, vielleicht hat er ein paar amerikaniſche 
Pflaſterſteine mitgebracht, damit die Steine hier beſſer 
werden. Ich wüßte nicht, was er in Amerika ſonſt 
ſtudiert hat. Wenn ſolch ein Affentheater gemacht 
wird, wenn mit dem Staat ſo Schindluder getrieben 
wird, dann braucht man ſich über die heutigen Zu⸗ 
ſtände nicht zu wundern. Wozu mußte die Regierung 
einen Regierungsrat nach Amerika ſchicken? Herr 
Regierungsrat Virus, packen Sie ſchnell Ihren Koffer, 
fahren Sie nach Amerika zurück, bleiben Sie aber da. 
Solche Mätzchen können ſich die Danziger Regierung 
und der kleine Danziger Staat nicht leiſten. Es iſt von 
vielen Wirtſchaftlern auch aus der Demokratiſchen 
Partei hervorgehoben worden, daß ſolch ein Arbeiten 
einer Regierung auf die Dauer unmöglich ſein wird. 
Von unſerm Standpunkt aus können wir das be⸗ 
grüßen. Wir würden uns freuen, wenn dieſe Regie⸗ 
rung und der ganze kapitaliſtiſche Staat bald zu⸗ 
ſammenbrächen. Fragen Sie aber in Ihren eigenen 
Reihen, fragen Sie Leute aus der Deutſchnationalen 
Partei, wie die über die Regierung denken, wie die 
die Köpfe ſchütteln über die Machinationen in dieſem 
Hauſe. Wir haben hundertmal geſehen, wie die Re⸗ 
gierung es macht. Es wäre zu begrüßen, wenn die 
heutige Etatsberatung wenigſtens etwas zutage 
bringen würde. Es iſt jetzt nach meiner perſönlichen 


Auffaſſung in Danzig die Entſcheidungsſtunde ge⸗ 


kommen. Entweder geht es weiter auf dem Wege 
eines Beamtenſtaates, oder es kommt endlich einmal 
ein demokratiſcher Wirtſchaftsſtaat, immer nach 
bürgerlicher Auffaſſung, meine Herren von der Demo⸗ 
kratiſchen Partei, zuſtande. Wenn Sie heute ausge⸗ 
führt haben, Herr Ur Neumann, daß ein Beamtenſtaat 
für Danzig nicht gut ſei, dann müſſen Sie ſich ent⸗ 
ſcheiden. Ein demokratiſcher Staat iſt das einzige. 
Dann müſſen Sie einen Strich machen zwiſchen den 
Deutſchnationalen und Ihrer Partei. An Ihnen, 
m. H., wird es liegen, was aus dem Staat werden 
ſoll. Entweder geht es weiter auf dem Wege, daß 
noch ein paar Beamtenſtellen geſchaffen werden, und 
bei dem Wohnungsbaugeſetz werden wir das wieder 
fehen, wie Sie ſoziale Fragen in erſter Linie immer 
dadurch löſen, daß Sie wieder ein paar Beamte an⸗ 
ſtellen, oder wir ſchaffen einen Wirtſchaftsſtaat. 
der Demokratiſchen Fraktion wird es, wie geſagt, 
liegen. ' 

Wir Kommuniſten jagen: Auf dieſem Wege geht es 
nicht weiter. Uns kann es ja nur ſehr angenehm ſein, 
meine Herren von der Deutſchnationalen Fraktion 
und von der Regierung, wenn Sie dieſen Weg weiter 
verfolgen. Aber glauben Sie, daß wahrſcheinlich die 
Zeit und die geſamte Staatsbürgerſchaft Danzigs 
anders über Sie urteilen wird, wenn Sie weiter ſo auf 
dieſem Wege fortſchreiten und gegen den größten Teil 
der Danziger Einwohnerſchaft vorgehen, vor allem 
gegen die Arbeiter. Sie werden dann ein trauriges 
Erwachen haben. Trotz zehn oder zwanzig Regierungs⸗ 
kriſen, die immer verkleiſtert werden, wird die Zeit 
kommen, wo Sie hier und auch dort drüben nicht mehr 
ſitzen werden, ſondern wo die Arbeiterſchaft Sie 


An 


herausholen und ſagen wird: Macht, daß Ihr aus den 
Buden hinaus kommt, Ihr Verächter an dem Staats⸗ 
weſen! (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. 
Dr. Blavier. É 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Das intereſſanteſte an den Ausführungen des Herrn 
Abg. Ur Neumann war heute unbedingt die Feſt⸗ 
ſtellung, daß zwiſchen den drei Erklärungen, zwiſchen 
den zwei Regierungsertlärungen und der offiziellen 
Ertlarung der Deutſchnationalen Partei, kein Unter- 
ſchied beſtehe. Damit ſchließt ſich die Partei jetzt auch 
ver Ueberzeugung an, daß wir in Danzig nicht eine 
Regierung ſchlechthin, ſondern eine deutſchnationale 
Parteiregterung haben. Mir iſt es ſehr weſentlich, 
dieſe Feſtſtellung in Uebereinſtimmung mit der Libe⸗ 
ralen Fraktion zu machen. Der Herr Vizepräſident 
Dr. Ziehm hat ſowohl an anderer Stelle, wie auch hier 
im Volkstag, bei jeder Gelegenheit, bei der wir, und 
zwar durch meine Perſon, die Regierung angriffen, 
immer wieder erklärt, es ſei unerhört, daß ich als 
Regierungsbeamter gegen die Regierung vorgehe. 
Herr Präſident Dr. Ziehm hat jetzt aus einem Munde, 
auf den er wohl mehr Wert legen wird, auch zu hören 
bekommen, daß hier nicht eine Regierung in Danzig 
die Staatsgeſchäfte führt, ſondern eine einſeitige 
deutſchnationale Parteidiktatur. Ich fühle mich inſo⸗ 
fern, das muß ich immer wieder betonen, gegenüber 
den Angriffen gerechtfertigt, die der Herr Vizepräſi⸗ 
dent Dr. Ziehm wiederholt gegen meine Perſon in 
dieſer Angelegenheit gerichtet hat. : 

Was das Materielle anbelangt, jo kann ich Herrn 
Abg. Dr Neumann nur zuſtimmen. Es iſt allerdings 
unerhört, wenn ohne ſachliche Ausführungen der Herr 
Senatspräſident, wie auch der Herr Bizepräfident und 
die Deutſchnationale Volkspartei hier erklärt haben, 


es könnte nicht ein Mann, insbeſondere nicht an den 


angefochtenen Etats, geſtrichen werden. Noch uner⸗ 
hörter iſt es, wenn heute der Herr Senatsvizepräſident 
gegenüber den Ausführungen des Herrn Abg. Dr Neu⸗ 
mann erklärt, die Regierung hätte eingehend wider⸗ 
legt, daß keine Etatsabſtriche gemacht werden könnten, 
und Herr Ur Neumann hätte ſich unbegründet dagegen 
ausgeſprochen. Ich weiß, daß der Herr Senatsvize⸗ 
präſident erklärte, an der Polizeiſchule könnte nicht 
ein Mann geſtrichen werden, weil ſonſt die öffentliche 
Ruhe und Sicherheit bedroht wären. Das iſt eine ganz 
ungeheuerliche Behauptung. Das gleiche gilt auch von 
der Behauptung, daß eine Zuſammenlegung der 
Polizeiarten auch nicht einen Pfennig Erſparnis 
bringen würde. Dieſe Behauptung zeigt, daß man 
offenbar falſch informiert iſt oder daß man hiermit 
etwas verdecken will. Bei jeder Zuſammenlegung, 
dazu braucht man gar nicht Fachmann zu ſein, iſt es 
ſelbſtverſtändlich, daß Kräfte geſpart werden. Ganz 
beſonders trifft das in der Frage der Polizeireviere 
zu. Wenn zwei Reviere vorhanden ſind, ſo muß an 
jeder Spitze ein Mann ſtehen, der die Geſchäfte leitet. 
Er muß auch einen Stellvertreter haben. Auf den 
Schutzpolizeirevieren haben wir den Wachthabenden 
und den Stellvertreter. In den blauen Revieren 
haben wir den Polizeikommiſſar und den Stellver⸗ 
treter. Wir haben dann noch in beiden Revieren 
einen ſogenannten Schreiber, der die ſchriftlichen Ar⸗ 
beiten macht. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Mann, 
der auf der Straße Dienſt macht, nicht ſo ſchreibgewandt 
iſt, wie jemand, der darin ausgebildet iſt. So iſt es 
auch bei der Schutzpolizei. Die Anzeigen, die auf der 


Straße gemacht werden, werden beim Revier gemeldet 


und dort ſchön ſäuberlich in guter Schrift abgefaßt. 
(Abg. Lück: Sie waren doch früher bei der Polizei?) 
Ja, deshalb ſpreche ich ja auch darüber. Wir würden 
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(A) in Zukunft mit einem Reviervorſteher auskommen, der 


die Verantwortung trägt. Das iſt doch beſſer, als 
jetzt bei der Unmöglichkeit des Auseinanderhaltens der 
Begriffe. Das gegenwärtige Verfahren muß unbe⸗ 
dingt zu Reibereien führen. Auch das Publikum weiß 
ſchließlich nicht, wo es hingehen kann. Die verſchie⸗ 
denen Angelegenheiten können ſelbſtverſtändlich viel 
beſſer bearbeitet werden, wenn alles in einer Hand 
liegt. Auch die Art und Weiſe des jetzigen Zuſammen⸗ 
arbeitens iſt nicht glücklich. Der Polizeipräſident hat 
nicht die Möglichkeit des unmittelbaren Eingriffs bei 
den Schutzpolizeirevieren. Er muß ſich immer wieder 
auf einem Umwege informieren. Die Anweiſungen 
können nicht direkt gegeben werden. Es iſt unver⸗ 
ſtändlich, wie man behaupten kann, daß durch eine 
Vereinheitlichung keine Erſparniſſe gemacht werden 
können. (Hört, Hört!) Die Schutzpolizeibeamten 
ſtehen ein bis drei Stunden auf der Straße, aber in 
der Zwiſchenzeit ſitzen ſie auf der Wache. Sie könnten 
noch ganz anders verwandt werden. Wenn ſie auch 
nicht mit einer ſehr ſchweren Arbeit zu betrauen 
wären, ſo könnten ſie doch lernen. Sie würden aus 
dem Betrieb in den Verwaltungsrevieren erkennen, 
wie ſich die Dinge abſpielen, und könnten ſich mit den 
blauen Schutzleuten darüber unterhalten, wie die Vor⸗ 
gänge bearbeitet werden. Dieſe praktiſche Ausbildung 
der Schutzpolizeiwachtmeiſter in den Revieren der 
blauen Polizei iſt mehr wert als die Polizeiſchulaus⸗ 
bildung. Ich möchte wiſſen, was es dem praktiſchen 
Polizeibeamten nützt, wenn er einen ſchön geformten, 
wiſſenſchaftlichen Vortrag über Pſpychokriminaliſtik 
hört. Das muß ich mir ſchon überlegen, weil es offen⸗ 
bar eine ganz moderne Formulierung iſt, die es zu 
meiner Zeit nicht auf der Univerſität gab. Die Pſyche 
des Verbrechers kennenzulernen iſt zwar auch eine 
intereſſante Sache, viel wichtiger aber iſt die Praxis. 
doch um Anfänger. Wenn der Leiter 
der Kriminalpolizei einen ſolchen Vortrag hält, ſo iſt 
das vielleicht am Platz, aber unter keinen Umſtänden 
bei einer Polizeiſchule, die Elementarien beizubringen 
hat. Der ganze Unterricht mag ſehr gut ſein, wenn 
wir tatſächlich das Geld dafür hätten, wenn die Wirt⸗ 
ſchaft es durch Steuern aufbringen könnte. Da wir 
kein reicher Staat ſind, müſſen wir den Unterricht für 
junge Schutzpolizeibeamte ſo regeln, daß er nebenamt⸗ 
lich erteilt wird. Das iſt zum Teil ſchon der Fall, da 
die Herren von der Staatsanwaltſchaft und der Polizei 
wohl die höheren Ueberſichten geben. Die Praxis kann 
in engſter Zuſammenarbeit mit den älteren blauen 
Polizeibeamten erfolgen. 

Was die ſogenannte Schlagkraft der Schutzpolizei 
anlangt, ſo muß man ſagen, daß ſie bei der augen⸗ 
blicklichen Organiſation nicht ſo ſehr vorhanden iſt. 
Schlagkräftig war z. B. die alte Schutzmannſchaft, trotz 
ihres Alters und trotzdem fie nicht kaſerniert war. Ich 
weiß genau, daß der verſtorbene Oberkommiſſar Flöhr 
einmal den Marktplatz mit 30 blauen Schutzleuten im 
allerſchnellſten Tempo geſäubert hat, jo daß niemand 
mehr daſtand, und zwar ohne Blutvergießen. Der 
Danziger Arbeiter iſt nicht ſo geartet, daß große 
Schießereien erfolgen mijjen. Die Danziger Pſyche 
iſt ſo, daß der Arbeiter zwar ſchimpft, aber wegläuft, 
wenn Flöhr mit ſeinen 30 Mann kommt. So ſchlimm 
iſt es mit der Schlagkraft und der Bedrohung der 
öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit nicht, wenn 
tatſächlich einige der Schutzpolizeibeamten geſtrichen 
werden. Es fol auch gar nicht damit gejagt werden, 
daß die Beamten nun gleich entlaſſen werden und den 
Arbeitsmarkt belaſten ſollen. Es dürfen nur keine 
Neueinſtellungen ſtattfinden. Die Schutzpolizei hat 
en io ſtarken Abgang, daß fiğ das automatiſch 
rege 


Daß die Regierung nicht nur bei der Polizei, ſon⸗ (C) 


dern auch bei den anderen Etats Luxuswirtſchaft 
treibt, zeigt ein Vorgang, der wirklich allem die Krone 
aufſetzt. In der Abteilung für öffentliche Arbeiten 
ſind wir in der Lage, durch den Abgang eines der 
höheren Beamten eine Stelle einſparen zu können. 


Das iſt die Stelle des Oberbaurats Fiſcher. Man kann 


zweifellos die größte Liebe für das alte Städtebild 
haben, für alle ſchönen Giebel Danzigs, das iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Aber dennoch iſt es vielleicht möglich, daß 
die Nachprüfung, ob ein Haus rot, grün oder blau 
angeſtrichen wird, nicht ausgerechnet ein Oberregie⸗ 
rungsrat mit dem Rang der Staatsräte, Einzel⸗ 
gruppe I, ausübt. Schließlich ſollte ſich doch jemand 
von den ſehr zahlreichen Bauräten und Oberbauräten 
im Nebenamt dazu finden, der darauf aufpaßt, daß 
das Städtebild nicht verſchandelt wird. Hier beſteht 
der Kunſtverein, der darauf Wert legt, daß nach außen⸗ 
hin formell dargetan wird, wie kunſtverſtändig die 
Danziger Regierungsbeamten ſind, insbeſondere die 
leitenden. Da fällt es ſehr ſchwer, auf eine Stelle zu 
verzichten, deren Inhaber im Kunſtverein Vorträge 
hält. Aber das kann unmöglich dazu führen, daß die 
Stelle nicht eingeſpart wird. Die Abteilung beläſtigt 
den Bürger überdies in einer erſtaunlichen Art. Die 
Hauseigentümer werden dazu gezwungen, die Giebel 
ihrer Häuſer ſo anzupinſeln, wie die Abteilung es will. 
Wir werden nicht zugrunde gehen, wenn ein Haus 
falſch angepinſelt wird. Es muß doch dem Eigentümer 
überlaſſen bleiben, ob er ſein Haus blau anſtreicht. 
Die Abteilung für öffentliche Arbeiten ſagt aber, es 
muß rot ſein. (Um Gotteswillen! links.) Ich weiß 
wirklich nicht, wozu wir es nötig haben, daß ausge⸗ 
rechnet Herr Senator Dr Leske nach Berlin fährt, um 
glücklich in die betreffende Stelle einen ſeiner lieben 
Freunde hineinzubekommen. Die Danziger höheren 
Baubeamten werden aus dem „Motiv“ in Berlin aus- 
gewählt. Es wird ſich vielleicht einer von den Motivern 
für den ſchön bezahlten Beamtenpoſten finden. Natür⸗ 
lich brauchen wir dazu eine Wohnung; denn wenn der 
Herr geholt wird, macht er die entſprechenden An- 
ſprüche, abgeſehen davon, daß es eine überflüſſige Reiſe 
nach Berlin iſt, erſehen wir daraus die Luxuswirt⸗ 
ſchaft. Da iſt es geradezu unerhört, wenn ſich hier der 
Senatspräſident hinſtellen muß, freiwillig hat er es, 
glaube ich, nicht getan, um die Kaſtanien aus dem 
Feuer zu holen, die Herr Vizepräſident Dr. Ziehm ihm 
gebraten hat. Es war ſehr gut, daß wir hier den 
Vizepräſidenten gezwungen haben, ſelbſt Farbe zu be⸗ 
kennen und ſelbſt zu erklären, daß er derjenige iſt, 
er und ſeine Deutſchnationale Partei, die die ganze 
Verantwortung für die Etats und die Wirtſchaftslage 
haben. (Bravo!) 


Vizepräſident Splett: Das 


Wort hat der Herr 
Vizepräſident des Senats, Dr Ziehm. 


Dr. Ziehm, Vizepräſident des Senats: M. D. u. H.! 
Nur einige Worte zur Erwiderung, Herr Abg. Dr. 
Neumann. Herr Abg. Dr Neumann hat gemeint, wir 
hätten hier drei Regierungserklärungen gehört, 
(Sehr richtig! links.) vom Herrn Präſidenten Sahm, 
Herrn Abg. Philipſen und mir. Das iſt ein Scherz, der 
meines Erachtens in die ernſte Situation, in der wir 
uns befinden, nicht recht hineinpaßt. Aber ſehr ernſt 
iſt der Vorwurf, daß die Ausführungen gemacht wur⸗ 
den, um die Beamtenſchaft in Rückſicht auf den Be⸗ 
amtentag gegen die Deutſchliberale Partei zu verhetzen. 
M. D. u. H.! Das unterſtellt dem Senat unlautere 
und unehrliche Motive. Ich muß namens des Senats 
hiergegen ſcharfe Verwahrung einlegen. (Bravo! 
recht. — Zwiſchenrufe und Unruhe links.) Es wurde 
geſagt, es hätte keine Veranlaſſung vorgelegen, daß der 
Senat erneut Stellung nahm. Ich bitte zu bedenken, 


Volkstag Danzig. — 115. Sitzung. Freitag, den 12. Juni 1925. 


(Dr. Ziehm, Senator.) 


(A) m. D. u. H., daß dem Senat in der Erklärung des Herrn 


Abg. Dr Neumann vorgeworfen war, daß durch ſeine 
Politik die üble Wirtſchaftslage in Danzig herbeige⸗ 
führt wäre, und daß der Senat Sparſamkeit nicht kenne. 
Das ſind gefährliche Vorwürfe. (Sehr richtig! rechts.) 
Das ſind Vorwürfe, die eine Regierung nicht unwider⸗ 
ſprochen laſſen darf. (Sehr richtig! rechts.) Wenn 
ſie dazu ſchweigt, kann man ihr den Vorwurf machen, 
daß ſie ſchlafe. M. D. u. H.! Sie würde ſich damit 
ſelhſt um jedes Anſehen bringen. (Zwiſchenrufe und 
Heiterkeit links.) Der Senat hat in ſeiner heutigen 
Sitzung einſtimmig die Anſicht vertreten, daß es unbe⸗ 
dingt notwendig ſei, zu dieſen Ausführungen Stellung 
zu nehmen. (Hört, hört! rechts.) Im Senat iſt der 
Inhalt der Erklärung feſtgelegt. Ich weiſe darauf 
hin, daß im Senat nicht nur die Deutſchnationale 
Partei vertreten iſt, ſondern auch die Zentrumspartei, 
und daß der Kern des Senats die hauptamtlichen 
Senatoren ſind. (Sehr richtig! rechts. — Zwiſchen⸗ 
rufe links.) Herr Abg. Dr Neumann hat gemeint, 
daß ihm und ſeiner Partei der Fehdehandſchuh hinge⸗ 
worfen wäre. Das heißt die Verhältniſſe umkehren. 
Der Senat war in Wahrung der Intereſſen des 
Staates und in Verteidigung gegenüber den ſchweren 
und großen Angriffen zu der Erklärung gezwungen. 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) : 
Bizepräfident Splett: Weitere Wortmeldungen 
zur Regierungserklärung liegen nicht vor. Wir 
fahren jetzt in der Beratung zu Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung, 
Haushaltsplan der Verwaltung des Innern, 
Druckſache Nr. 1392, 
fort. Das Wort hat Herr Abg. Herrmann. 
Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Meine Fraktion hat zu dem Haushaltsplan der Ver⸗ 
waltung des Innern noch einen Antrag, Druckſache 
Nr. 1516, auf Annahme einer Entſchließung einge⸗ 
bracht. Sie betrifft verheiratete frühere Schupobeamte. 
Ich habe die Angelegenheit bereits im Hauptausſchuß 
zur Sprache gebracht. Der Sachverhalt iſt folgender: 
In den erſten Jahren des Beſtehens unferer Schupo 
haben verheiratete Schupobeamte nach Möglichkeit 
Wohnungen in der früheren Huſarenkaſerne be⸗ 
kommen. Nebenbei bemerkt haben dort auch Privat⸗ 
perſonen Wohnungen erhalten, die jetzt noch dort 
wohnen. Ein Teil dieſer verheirateten Schupobeamten 
iſt inzwiſchen aus der Schupo ausgeſchieden. Sie ſind 
bei der Poſt, beim Zoll oder anderweitig eingetreten, 
aber in den Wohnungen der früheren Huſarenkaſerne 
verblieben. Es handelt ſich um etwa 36 Familien. 
Ende 1924 wurden dieſe früheren Schupobeamten von 
der Schupo aufgefordert, ihre Wohnungen, die als 
Dienſtwohnungen der Schupo betrachtet werden, zu 
räumen. Als ſie dem nicht nachkamen, ſtrengte der 
Senat die Räumungsklage gegen ſie an. In dreizehn 
Fällen ſind die Beklagten koſtenpflichtig zur Räumung 
ihrer Wohnungen gerichtlich verurteilt worden. (Abg. 
Lück: Das ift überall fol) Nun ift die Sachlage fol- 
gende, Herr Abg. Lück: Eine Unterbehörde des Senats, 


die Schupo, gibt Danziger Staatsbürgern Wohnungen. 


Nach einer Reihe von Jahren kündigt dieſe Unter⸗ 
behörde den betreffenden Danziger Bürgern die Woh⸗ 
nungen. Im Freiſtaat herrſcht Zwangswirtſchaft für 
Wohnungen. Wenn nun dieſe Danziger Bürger zu 
einer anderen vom Senat gebildeten Unterbehörde 
gehen, dem Wohnungsamt, und ſich dort um eine 
andere Wohnung bemühen, ſo antwortet dieſe zweite 
Unterbehörde, das Wohnungsamt: „Ihr habt ja eine 
Wohnung, wir dürfen euch keine geben.“ Dann ſtrengt 
die den beiden Unterbehörden vorgeſetzte Stelle, der 
Senat, die Räumungsklage an. Die Verklagten wer⸗ 
den verurteilt, und dann kann ihnen das Wohnungs⸗ 


und 


amt Wohnungen zuweiſen. Die zuſtändigen Stellen des (C) 


Senats erklärten mir, das wäre nach den Vorſchriften 
richtig, das ginge nicht anders. Da beſteht doch ganz 
offenſichtlich ein Fehler in der Organiſation. Es 
müßte doch unbedingt ſo ſein, daß, wenn eine Unter⸗ 
behörde des Senats will, daß Danziger Bürger angeb⸗ 
liche Dienſtwohnungen räumen ſollen, ſie ſich mit der 
zuſtändigen anderen Unterbehörde des Senats in Ver⸗ 
bindung ſetzt wegen Zuweiſung von Wohnungen für 
die freizumachenden Dienſtwohnungen. Oder der 
Senat regelt die Angelegenheit zwiſchen ſeinen beiden 
Unterbehörden ohne Zuhilfenahme der Gerichte. Der 
zuſtändige Senator, Herr Dr Leske, ſagte mir, er habe 
dem Wohnungsamt nichts zu ſagen. (Hört, hört! 
links.) Durch die Räumungsklage ſind den früheren 
Schupobeamten je etwa 80 bis 100 Gulden Koſten ent⸗ 
ſtanden. Irgendeine Schuld, daß es zu dieſer Räu⸗ 
mungsklage gekommen iſt, kann ihnen nach den Um⸗ 
ſtänden nicht beigemeſſen werden. Wenn die Aus⸗ 
künfte des Senats richtig ſind, iſt es eine Schuld des 
Senats. 80 bis 100 Gulden find für die Beteiligten, 
die jetzt im allgemeinen in den Beſoldungsgruppen V 
I find, eine große Summe. Ich hatte mich im 
Hauptausſchuß an die Vertreter der Regierung mit 
dem Erſuchen gewandt, den Beteiligten die durch die 
Räumungsklage entſtandenen Gerichtskoſten zu er⸗ 
ſetzen. Die Vertreter der Regierung haben im Haupt⸗ 
ausſchuß anerkannt, daß hier eine Härte vorliegt und 
zugeſagt, die Angelegenheit im Senat entſcheiden zu 
laſſen. Der Senat hat ſich auf den Standpunkt ge⸗ 
ſtellt, daß die Koſten, zu denen die Beteiligten gericht⸗ 
lich verurteilt worden ſind, nicht erſtattet werden 
können. Meine Fraktion kann den Standpunkt des 
Senats nicht teilen. Ich hoffe, daß auch die Mehrheit 
des Volkstages den Standpunkt des Senats nicht teilt 
und der von mir eingebrachten Entſchließung zuſtimmt. 
(Wie hoch ſind die Koſten?) Es handelt ſich um die 
geringfügige Ausgabe von 1200 Gulden. Der Senat 
hat bei der Schupo unter Ausgaben Unvorhergeſehenes, 
den Betrag, der für 1924 mit 280 Gulden eingeſetzt war, 
im Haushaltsplan für 1925 bereits auf 3000 Gulden 
erhöht, ſo daß die Beträge ſehr gut aus dieſem Titel 
erſtattet werden könnten. Ich bitte, unſerer Ent⸗ 
ſchließung zuzuſtimmen. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. 
Rahn. 

„Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): M. D. u. H.! Ich 
möchte bei dem Etat des Innern nur noch einige Dinge 
herausgreifen. Zunächſt frage ich unſere Regierung, 
auf Grund welcher geſetzlichen Beſtimmungen ſie den 
Bürgermeiſtern und Gemeindevorſtehern das ihnen 
zuſtehende Polizeirecht eigenmächtig entzogen und die 
Staatspolizei auf die Gemeinden ausgedehnt hat. Zop⸗ 
pot, Oliva, Ohra, eine ganze Anzahl Freiſtaatgemein⸗ 
den haben Freiſtaatpolizei und das Polizeirecht iſt 
den zuſtändigen Bürgermeiſtern oder Amtsvorſtehern 
entzogen worden. Es exiſtiert wohl noch das Allge⸗ 
meine Landrecht, deſſen 131. Jubiläum wir am 1. Juli 
des Jahres feiern werden, es exiſtiert ferner ein im 
Jahre 1850 geſchaffenes Polizeigeſetz. Aber wenn in 
Preußen eine Kommunalpolizei verſtaatlicht wurde, 
dann war dazu ein Geſetz notwendig, das im Preußiſchen 
Landtage und von den geſetzgebenden Körperſchaften 
im Herrenhauſe verabſchiedet wurde. Hier in Danzig 
läßt man dieſen Geſetzgebungsweg, der früher beſchrit⸗ 
ten worden iſt, vollſtändig außer acht. Man ſetzt ein⸗ 
fach den Leuten eine Anzahl Schutzpolizeibeamter in 
das Dorf und in die Gemeinden und entzieht den Ge⸗ 
meinde⸗ und Amtsvorſtehern ihre Befugniffe, die ihnen 
auf Grund der Gemeinde⸗ und Städteordnung als Po⸗ 
lizeiverwalter zuſtehen. Das macht man, ohne die be⸗ 


1654, 
(Rahn, Abgeordneter.) 


(A) treffenden Geſetze und ſetzt Staatspolizei ein, die nur 


auf Grund eines Geſetzes eingeſetzt werden darf, das 
nach unſerer Verfaſſung vom Volkstag zu verab⸗ 
ſchieden iſt. Ich erſuche die Regierung, einmal zu er⸗ 
klären, wie außer den vielen Ungeſetzlichkeiten, die 
in Danzig aufgehäuft worden ſind, guch noch dieſer 
Bruch gegen die in Danzig beſtehenden Geſetze möglich 
war, und wie man ſo mir nichts dir nichts die vielen 
Gemeinden mit Schutzpolizei geſegnet hat. Gern ge⸗ 
ſehen werden in den Gemeinden die Schutzpolizei⸗ 
beamten nicht. (Widerſpruch des Abg. Dyck II.) Es 
iſt möglich, daß die Schutzpolizei bei einigen gottver⸗ 
laſſenen Grundbeſitzern gern geſehen wird. Bei dem 
Gros der Bevölkerung iſt die Schutzpolizei aber ver⸗ 
haßt und nicht gern geſehen. > 


Eine andere Frage, die ich bei diefer Gelegenheit 
klären möchte, iſt die, wie unſere Regierung mit der 
beſtehenden Danziger Verfaſſung die Behandlung der 
Jungfrauen und Frauen vereinbart, die auf ſoge⸗ 
nannte Abwege gekommen find, auf den Weg der 
Proſtitution. Nach dem gegenwärtigen Syſtem ver⸗ 
ſucht man, wenn eine Frau bei der Polizei denumiert 
wird, zu unterſuchen. 
nung nach, ob ſie dort Gelegenheit nimmt, Männer zu 
empfangen. Man beobachtet das Quartier, man fragt 
bei den Hauswirten nach, ob die Untermieter oder Ver⸗ 
mieter der Räumlichkeiten ſich nicht der Hehlerei ſchul⸗ 
dig gemacht haben und ähnliche Dinge. Die Danziger 
Verfaſſung beſtimmt, daß keine Perſönlichkeit in ihren 
Rechten beeinträchtigt werden darf, vor allen Dingen 
nicht in ihrem Recht der Freiheit. Wenn ſich heute ein 
junges Mädchen mit einem jungen Manne entweder 
ehrlich oder mit der ausſchließlichen Abſicht einläßt 
und aus dem Verhältnis ſchließlich etwas paſſiert, was 
zu den menſchlichen Eigenſchaften gehört, allerdings 


(B) bürgerlich verpöhnt iſt, beſonders wenn es bei einer 


beſſeren Tochter eintritt, und der junge Mann ſich von 
den Folgen des Verhältniſſes freimachen will, ſo iſt das 
einfachſte, daß er das Mädchen bei der Polizei denun⸗ 
ziert. Derartige Fälle ſind im letzten Jahre des öfteren 
zu meiner Kenntnis gelangt. Prompt hat die Polizei 
dieſe bedauernswerten Mädchen auf das Polizeiprä⸗ 
ſidium zitiert, ſie drangſaliert, mit der Ausweiſung ge⸗ 
droht, und ihnen den Paß entziehen wollen. Wenn das 
Mädchen nun noch in die Verlegenheit kommt, ein 
Kind zu gebären und dabei Koſten entſtehen, ſo iſt 
die Ausweiſung unbedingt fier, wenn die HBe- 
treffende nicht eine Danzigerin iſt. 


Ich frage, auf Grund welcher Beſtimmungen wird 
gegen die Freiheit der Perſon in dieſer Beziehung ver⸗ 
ſtoßen? Auf Grund welcher geſetzlichen Verfaſſungs⸗ 
beſtimmungen werden von der Polizei Frauen unter 
Kontrolle geſtellt, und wenn ſie Polizeivorſchriften 
übertreten, die vorſchreiben, wie fie ſich zu verhalten 
haben und welche Straßen ſie nicht betreten dürfen, 
beſtraft? Auf Grund welcher Beſtimmungen werden 
die Frauen, die nicht auf Grund des Geſetzes, ſondern 
auf Grund einer Polizeiverordnung zur Rechenſchaft 
gezogen werden, in der Freiheit beſchränkt und von 
drei Tagen bis zu ſechs Wochen inhaftiert? Wir haben 
heute das Gefängnis beſichtigt. In dem Frauengefäng⸗ 
nis befanden ſich etwa 120 Inhaftierte, laut Erklärung 


des Inſpektors allein 60 Proſtituierte, die dort ſtän⸗ 


dig ſitzen, und zwar auf Grund der Uebertretung poli⸗ 
zeilicher Beſtimmungen, obgleich die Danziger Ver⸗ 
faſſung beſtimmt, daß die perſönliche Freiheit keines 
Grund von Geſetzen. Ein Geſetz iſt hier in Danzig 
nicht ergangen, das der Polizei das Recht gab, in die 
perſönliche Freiheit der Frauen einzugreifen. Ein 


Man ſchnüffelt in ihrer Woh⸗ 
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Geſetz hat auch früher nicht beſtanden; denn die Verord⸗ 
nung, die ihr 131. Jubiläum am 1. Juli feiert, hat 
nur einen § 10 des Allgemeinen preußiſchen Land⸗ 
rechts, aus der die Polizei das Recht herleitet, ihre Naſe 
in alles und jedes hineinzuſtecken. Es iſt ein könig⸗ 
liches Dekret, das zwei Revolutionen erlebt hat, und 
das man 1918 formell zu beſeitigen vergaß. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung widerſpricht aber dem Wortlaut, Sinn und 
Geiſt der Danziger Verfaſſung. Die Uebergangsvor⸗ 
ſchriften der Danziger Verfaſſung beſtimmen ausdrück⸗ 
lich, daß alle geſetzlichen Beſtimmungen heſeitigt ſind, 
die dieſer Verfaſſung widerſprechen. Ich frage Sie, 
mit welchem Rechte die Polizei herkommt und den be⸗ 
treffenden Frauen das ihnen verfaſſungsmäßig ver- 
bürgte Recht der perſönlichen Freiheit nimmt, außer, 
wenn es ihnen durch Geſetze beſchränkt wurde. In 
dieſer Beziehung herrſcht eine vollſtändige Willkür der 
Polizei. Seit 100 Jahren hat ſich an den Beſtimmungen 
nichts geändert. Die modernen geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten, die in den ſkandinaviſchen Staaten eingeführt wor⸗ 
den ſind, ſind am Senat ſpurlos vorübergegangen. Es 
iſt zu bedauern, daß in Deutſchland eine geſetzliche Re⸗ 
gelung vor zwei Jahren infolge verſchiedener Wider- 
ſtände nicht verabſchiedet werden konnte. Aber die Re⸗ 
gierung, die am Ruder iſt, wäre verpflichtet, endlich 
die Zuſtände zu prüfen, die Willkür zu beſeitigen und 
geſetzmäßige Zuſtände zu ſchaffen. Man kann das 
Elend der Menſchen nicht durch polizeiliche Dekrete und 
Vorſchriften regulieren. Wenn eingegriffen werden 
muß, kann das nur im Wege der Geſetzgebung ge⸗ 
ſchehen, und es ift Hüfte Zeit, daß auf dieſem Gebiete 
etwas geſchieht. Wir müſſen endlich dieſen Polizei⸗ 
ſtaat, in den wir durch die reaktionäre Regierung in den 
letzten vier Jahren immer tiefer und tiefer hineinge⸗ 
kommen ſind, beſeitigen, und normale, feſtumriſſene 
Beſtimmungen durch den Geſetzgeber ſchaffen. Der 
Menſch, der Bürger, ganz gleich welcher Art, darf nicht 
behindert werden. Die Beamten und Behörden dürfen 
nicht ſchalten und walten, wie ſie wollen, Leider iſt es 
ſo, daß ſich kein Menſch mehr frei und unbeläſtigt von 
der Polizei in der Stadt bewegen kann. Was er tut 
und läßt, überall treffen ihn die Limonadenmützen und 
weiſen ihn auf dieſes und jenes hin. Geht der Staats⸗ 
bürger auf dem Trottoir, ſo beläſtigt ihn der Schupo⸗ 
beamte, weil er nicht ausweicht. Geht er auf der 
Straße, ſo beläſtigt ihn der Beamte, weil er nicht auf 
dem Trottoir geht. Geht er um den Milchkannen⸗ 
turm herum nach dem Abort, ſo wird er wie ein Rind⸗ 
vieh angeſchnauzt, von einem unwiſſenden, dummen 
Beamten, der nur Arroganz und Frechheit in ſeiner 
Ausbildung gelernt hat. Fährt man in einem Wagen, 
ſo machen die Schupobeamten aus Größenwahn wie 
auf dem Leipziger Platz in Berlin Handbewegungen, 
ſo daß man glaubt, die Beamten wollten ſich auf⸗ 
hängen. Der Verkehr in Danzig wird gegenwärtig 
nicht durch die Polizei geregelt, ſondern ſie trägt dazu 
bei, daß durch jeden aufgeſtellten Beamten ein Ver⸗ 
kehrshindernis aufgerichtet wird. Alle dieſe Dinge 
müſſen endlich beſeitigt werden. Man ſoll nicht ſo 
tun, als ob die Beamten notwendig wären und mög⸗ 
lichſt zwei oder drei Mann in Abſtänden von 50 Me⸗ 
tern aufſtellen, damit ſie den Straßenverkehr regeln, 
wenn alle halbe Stunde ein Fuhrwerk kommt. Das 
ſind ganz unmögliche Zuſtände, die mit größter Be⸗ 
ſchleunigung beſeitigt werden müſſen. i 


Ich erwarte zunächſt von der Regierung eine Er⸗ 


klärung, ob ſie dieſe ungeſetzlichen Zuſtände weiter 


beſtehen laſſen will, oder auf Grund welcher geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen ſie das Recht herleitet, den Land⸗ 
gemeinden und Städten das Polizeirecht zu entziehen, 
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(Rahn, Abgeordneter.) 
Und ferner in der Frage der ſogenannten Proftititier- 
ten, wie die Polizei dazu kommt, ſie unter Kontrolle 
und Sitte zu ſtellen und ihre Freiheit zu beſchränken. 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. Wir kommen jetzt zu den Ab⸗ 
ſtimmungen über die zum Haushaltsplan des Innern 
vorliegenden Abänderungsanträge. Ich gedenke in 
derſelben Weiſe vorzugehen, wie ſich das am Mittwoch 
bewährt hat. Ich werde immer den Inhalt des be⸗ 
treffenden Antrages kurz angeben und werde Zeit 
laſſen, damit Anträge auf namentliche Abſtimmung 
geſtellt werden können. Wir kommen zunächſt zu den 
Einnahmen, und zwar zu dem Antrag des Abg. Dr. 
Neumann, Druckſache Nr. 1450: 
i Bei Abſchnitt D I ift als neue Stelle 3 einzuſetzen: 
Erſtattung anteiliger Beträge durch den Hafenausſchuß 
für die Beamten der Schiffahrtspolizei . 74 700,— G. 

Es liegt ferner der Antrag der Abg. Schwegmann, 
Kurowſki und Fraktionen vor, der denſelben Wort⸗ 
laut hat. Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe 
Anträge annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Es iſt einſtimmig angenommen 
worden. (Nein, die Kommuniſten haben dagegen ge⸗ 
ſtimmt! links.) Entſchuldigen Sie, ſie ſind alſo mit 
großer Mehrheit angenommen. Dann liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag des Abg. Neumann und ein gleich⸗ 
lautender der Abg. Schwegmann, Kurowſki und Frak⸗ 
tionen vor, der folgenden Wortlaut hat: 

„Bei Abſchnitt E J ift als neue Stelle 2 einzuſetzen: 
Erſtattung anteiliger Beträge durch den Hafenausſchuß 
für Teile der den Dienſt im Hafen verſehenden 
Schutzpolizeibeamten .. . 225 000. — G. 

Ich bitte diejenigen, die dieſem Antrage zuſtim⸗ 
men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Der Antrag iſt an⸗ 
genommen. Dann liegt ein weiterer Abänderungs⸗ 
antrag unter Einnahme des Abg. Raube und Fraktion, 
Druckſache Nr. 1520, vor: 

Abſchnitt (H) Einwohnerwehr (Einnahme) nebſt 
Erläuterung ſind zu ſtreichen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem An⸗ 
trag zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir kommen jetzt zu den Ausgaben. 
(Abg. Lück: Ich bitte die Nummern der Anträge zu 
nennen!) Da liegt ein Abänderungsantrag des Abg. 
Dr. Neumann und Fraktion, Druckſache Nr. 1450, vor: 

Bei Abſchnitt E I Stelle t (Beſoldungen) iſt zu 
Fr 654 Wachtmeiſter „624 Wachtmeiſter“. 
Für 236 Unterwachtmeiſter „200 Unterwachtmeiſter“. 
Ferner ift in der Textſpalte „Ausgabe“ hinter 
„J Hauswart“ hinzuzufügen: r 7 

Von vorbezeichneten Beamtenftellen find die 
Stellen für 2 Hauptleute, 2 Oberleutnants, 1 Leutnant, 
1 Hauptwachtmeiſter, 6 Zugwachtmeiſter, 16 Oberwacht⸗ 
meiſter künftig fortfallend. 

Für den Betrag von 2823 450,.— G. iſt zu ſetzen 
2 700 000, — G. und für den Betrag von 765 192, G. 
ift zu ſetzen 641 742, — G. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Dr. 
Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): 
namentliche Abſtimmung. 

Vizepräſident Splett: Wird der Antrag genügend 
unterſtützt? (Geſchieht.) Er iſt genügend unter⸗ 
ſtützt. Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung. 
Wer für den Antrag iſt, bitte ich, eine „Ja“⸗Karte, wer 
dagegen iſt, eine „Nein“⸗Karte, wer ſich enthalten will, 

eine „Enthalte-mich“-Karte abzugeben. (Abg. Herr⸗ 
mann: Es herrſcht Unklarheit, worüber abgeſtimmt 
wird.) Wir ſtimmen ab über die Druckſache Nr. 1450, 
Abſchnitt E I, Stelle 1. Die Abſtimmung beginnt. 
(Geſchieht. ) | 


Ich beantrage 


Wünſcht noch 
(Jawohl!) Bitte ſehr!l Die Abſtimmung iſt jetzt ge: 
ſchloſſen. An ihr beteiligt haben fich 104 Abgeordnete. *) 
Davon ſtimmten mit Ja 51, mit Nein 50, enthalten 
haben ſich drei Abgeordnete. Der Antrag ift augenom⸗ 
men. Wir fahren fort. Es liegt weiter ein Abän⸗ 
derungsantrag in Druckſache Nr. 1450 vor, geſtellt vom 
Abgeordneten Dr Neumann und Fraktion: 

Bei Abſchnitt E I IV Stelle 1 (Bekleidung) iſt der 
Betrag von 265678, G. zu ändern in 253 078,— G. 
Der Betrag in Spalte „Mehr“ von 152 994, — G. iſt zu 
ändern in 140 994, — G. 8 
(Abg. Dr Bumke: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht. — 
Schriftlicher Antrag! rechts.) Die Unterſtützung reicht 
aus, wir kommen zur namentlichen Abſtimmung. Die⸗ 
jenigen, die für den Antrag ſind, bitte ich, eine „Ja“ 
Karte, die dagegen ſind, eine „Nein“⸗Karte und die ſich 
der Stimme enthalten wollen, eine Karte mit „Enthalte 
mich“ abzugeben. Geſchieht.) Wünſcht noch jemand 
ſeine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, 
die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr beteiligt haben 
ſich 105 Damen und Herren. k) Geſtimmt haben mit 
Ja 55, mit Nein 50, der Antrag iſt angenommen. 
(Abg. Raube: Die überflüſſigen Schupouniformen find 
einzumotten. — Heiterkeit.) Nun liegt der Abän⸗ 
derungsantrag Dr. Nenmann und Fraktion, Druckſache 
Nr. 1450 zu Abſchnitt E XI, Stelle 2 vor. 
Bei Abſchnitt E XI Stelle 2 iſt für den Betrag von 
16 000, — G. zu ſetzen 10 000,— G., desgleichen in der 
Spalte „Mehr“. ; 


„Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arndt, Beyer, Dr Bing, 
Brill, Bukmakowfki, Frau Döll, Ediger, Dr. Eppich, Frau 
Falk, J. Fiſcher, Fooken, Gebauer, Gerick, Grünhagen, 
Hennke, Hoffmann, Jedwabſki, Joſeph, Dr. Kamnitzer, Kars 
ſchefſki, Klapps, Klingenberg, Kloßowſki, Frau Kreft, Dr, 
Kubacz, Frau Kuntz, Langowſki, Leu, Liſchnewſfki, Loops, 
Lück, Frau Malikowfki, Dr. Moczynſki, Mroczkowſki, Müller, 
Dr. Neumann, Dr. Paneeki, Plettuer, Polſter, Rahn, Raſchke, 
Raube, Reck, Rehberg, Retzkowſki, R. Schmidt, E. Schmidt, 
Schulz, Spill, Dr. Wagner, Wierſchowſki. 

, Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bergmann, Böcker, 
Böhm, Brodowſki, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Dahſler, 
Dörkſen, Dyck II, Ehm, Eichholtz, Evert, Falkenberg, 
P. Fiſcher, Formell, Gaikowſki, Glombowſki, Frau Grund- 
mann, Guttzeit, Habel, Harnau, Herrmann, Hohufeldt, 
Hoppe, Janzen, Karkutſch, Klawitter, Frau Knoblauch, Ku- 
rowſki, Frau Landmann, Lehmann, Dr. Lembke, Lietzau, 
Mapen, Frau Meyer, Neubauer, Nordwig, Penner I, 
Philipſen, Rohde, Schede, Schütz, Schwegmann, Splett, Weiß, 
Dr. Wendt, Weſſalowſki, Wisniewski, Dr. Ziehm. 

Der Stimme enthielten ſich: Abg. Dr. Blavier, Maier, 


Frau Mohn. 

Nicht anmejend waren: Abg. Areczynſki, Bahl, Falk, 
Förſter, Gehl, Frau Kalähne, Laſchewſki, Mathieu, Mau, 
Frau Richter, Sawatzki, Schilke, Semran, Senftleben, 
Dr. Treichel, Werner. 


„ ) Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arndt, Beyer, Dr. 
Bing, Dr Blavier, Brill, Bukmakowſki, Frau Döll, Ediger, 
Dr. Eppich, Frau Falk, FJ. Fiſcher, Fooken, Gebauer, Gerick, 
Grünhagen, Heunke, Hoffmann, Jedwabfki, Joſeph, Dr. Ram- 
niger, Karſchewſki, Klapps, Klingenberg, Kloßomſki, Kreft, 
Dr. Kubacg, Frau Kuntz, Langowſki, Lau, Liſchnewſki, Loops, 
Fück, Maier, Frau Malikowfki, Dr. Moczynſki, Frau Mohn, 
Mroeczkowſki, Müller, Dr. Neumann, Dr. Paueeki, Plettner, 
Polſter, Rahn, Raſchke, Raube, Reek, Rehberg, Retzkowſki, 
Frau Richter, R. Schmidt, E. Schmidt, Schulz, Spill, 
Dr. Wagner, Wierſchowſti. i 
,, Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bergmann, Boecker, 
Böhm Brodomfft, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Dahſler, 
Doerkſen, Dyck II, Ehm, Eichholtz, Evert, Falkenberg, 
P. Fiſcher, Formel Gaikowſki, Glombowſki, Frau Grund- 
mann, Guttzeit, Habel, Harnau, Herrmann, Hohnfeldt, 
Hoppe, Janzen, Karkutſch, Klawitter, Frau Knoblauch, Ku⸗ 
rowſki, Frau Landmann, Lehmann, Dr Lembke, Lietzau, 
Mayen, Frau Meyer, Neubauer, Nordwig, Penner 
Philfpſen, Rohde, Schede, Schütz, Schwegmann, Splett, Weiß, 

r Wendt, Weſſalowfki, Wisniewſki, Dr. Ziehm. 

Nicht auweſend waren: Abg. Arezynſti, Bahl, Falk, 
Törſter, Gehl, Frau Kalähne, Laſchewfki, Mathieu, Mau, 
Sawatzki, Schilke, Semrau, Senftleben, Dr. Treichel, 
Werner. 


jemand feine Stimme abzugeben? (C) 


1656 
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(Splett, Vizepräſident.) 


Ich möchte den Antragſtellern entgegenhalten, 
dieſer Antrag bereits in der zweiten Leſung angenom⸗ 
men worden iſt und ſich deshalb hier erübrigt. Weil er 
vorliegt, habe ich ihn nennen müſſen. Wir fahren 
fort. Da liegt in Druckſache Nr. 1450 ein Abänderungs⸗ 
antrag des Abg. Dr Neumann und Fraktion vor: 

Bei Abſchnitt F T (Polizeiſchule) Stelle 1 (Beſol⸗ 
dungen) iſt hinter „1 Direktor der Poltzeiſchule“ in 
Klammern einzufügen: (zukünftig fortfallend). Hinter 
„> Lehrer (1 Major, 1 Hauptmann)“ ift in Klammern 
$ cinanfigen: (1 Hauntmann künftig fortfallend) 
(Abg. Dr Bumke: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Der Antrag liegt ſchriftlich von der ganzen 
Fraktion vor. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Rahn. (Zurufe rechts.) f 

Rahn, Abgeordneter (b.k.Fr.): Wir find noch nicht 

in die Abſtimmung eingetreten. Bisher hat der Prä⸗ 
ſident nur nach der Unterſtützung gefragt. Um Miß⸗ 
verſtändniſſe für die Zukunft zu verhüten, möchte ich 
darauf aufmerkſam machen, daß das Stellen ſchrift⸗ 
licher Anträge auf namentliche Abſtimmung, auch wenn 
ſie mit der entſprechenden Anzohl von Unterſchriften 
verſehen find. noch nicht zur Unterſtützung genügt. 
Unſere Geſchäftsordnung ſieht vor, daß ein Antrag auf 
namentliche Abſtimmung von 15 anweſenden Abgeord⸗ 
neten unterſtützt werden muß. 


Vizepräſident Splett: Wird der Antrag unter⸗ 
ſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. 
(Abg. Plettner: Durch unſere Zwiſchenrufe wurden 
die fehlenden Stimmen ergänzt!) Wir kommen 
zur namentlichen Abſtimmung. Bitte die Stimm⸗ 
karten einzuſammeln. (Geſchieht.) Wünſcht noch 
jemond ſeine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall. Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es haben 
fich an ihr 105 Abgeordnete beteiliat.*) Mit Ja ſtimm⸗ 
ten 55, mit Nein 50, der Antrag iſt angenommen. Es 
liegt weiter ein Abänderungsantrag des Abg. Dr. 
Neumann und Fraktion, Druckſache Nr. 1450 vor: 

Bei Abſchnitt F T Stelſe 2 (Vergütungen und 
Löhne): Der Betrag non 137 468,— G. ift zu ändern 
in III 568.— G. und in Spalte „Mehr“ der Betrag 
nun 40 468.— G in 14 568.— G. 

Ich bitte die Damen und Herren, die den Antrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das ift die Mehrheit. Der Antrag iſt 
angenommen. Weiter liegt ein Abänderungsantrag 
des Abg. Dr Neumann und Fraktion, Druckſache 
Nr. 1450 zu Abſchnitt III, 1 vor: 

Bei III. 1 (Bekleidung) ift für den Betrag von 
26087, — G. zu ſetzen 21887 —. In Spalte „Mehr“ 
it dar Betrag von 13 731 — G. in 9531 — G. zu äukern. 

Ich bitte die Damen und Herren, die den Antrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 


. , Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arndt, Beyer, Dr. 
Bing, Dr. Blavier, Brill, Bukmakowſki, Frau Döll, Ediger, 
Dr. Eppich, Frau Falk, 3. Fiſcher, Fooken, Gebauer, Gerick, 
Grünhagen, Hennke, Hoffmann, Jedwabſki, Joſeph, Dr. Kam- 
niser, Karſchefſki, Klapps, Klingenberg, Kloßowſki, Frau Kreft, 
Dr. Kubaecz, Frau Kuntz, Langowſki, Leu, Liſchnewſki, Loops, 
Lück, Maier, Frau Malikowſki, Dr. Moczyufki, Frau Mohn, 
Mroeczkowſki, Müller, Dr. Neumann, Dr. Panecki, Plettner, 
Polſter. Rahn, Raſchke, Raube, Reek, Rehberg, Retzkowfki, 
Frau Richter, R. Schmidt, E. Schmidt, Schulz, Spill, Dr. 
Wagner, Wierſchowſki. 

„Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bergmann, Boecker, 
Böhm, Brodomjli, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Dahfler, 
Doerkſen, Dyck I, Ehm, Eichholtz, Evert, Falkenberg, P. Fiſcher, 
Formell, Gaikowſki, Glombowſkf, Frau Grundmann, Gutt- 
zeit, Habel, Harnau, Herrmann, Hohnfeldt, Hoppe, Janzen, 
Karkutſch, Klawitter, Frau Knoblauch, Kurowfki, Frau 
Landmann, Lehmann, Dr. Lembke, Lietzau, Mayen, Frau 
Meyer, Neubauer, Nordwig, Penner I, Philipſen, Rohde, 
Schede, Schütz, Schwegmann, Splett, Weiß, Dr. Wendt, 
Weſſalowſki, Wisniewſki, Dr. Ziehm. à 

Nicht anweſend waren: Abg. Arezynſki, Bahl, Falf, 
Förſter, Gehl, Frau Kalähne, Laſchewſki, Mathieu, Mau, 
Sawatzki, Schilke, Semrau, Senftleben, Dr Treichel, Werner, 


daß 


(Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. 
ſchieht.) Es ſtand vorhin die Mehrheit. Der An⸗ 
trag iſt angenommen. Weiter liegt ein Abänderungs⸗ 
antrag des Abg. Dr. Neumann und Fraktion, Druck⸗ 
ſache Nr. 1450 vor: : 

Bei III, 3 (Handwerkerlöhne) ift für den Betrag 
von 13 200,.— G. zu ſetzen 9200,— G. und in Spalte 
„Mehr“ ift der Betrag von 6635,— G. abzuändern in 
2635,— G. 

Ich bitte diejenigen, die dem Antrag zuſtimmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Der Antrag iſt angenommen. 
Daun liegt ein Abänderungsantrag des Abg. Raube 
und Fraktion, Druckſache Nr. 1520 vor: 

Abſchnitt H I- (VI) Einwohnerwehr (Ausgaben) 
nebſt Erläuterungen ſind zu ſtreichen. 

Ich bitte diejenigen, die den Antrag annehmen 
wollen, fiH von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit. Der Antrag iſt abgelehnt. 
Weiter liegt ein Antrag des Abg. Raube und Fraktion 
vor, Druckſache Nr. 1520: 

J I WTechniſche Nothilfe (Ausgabe) nebit Er- 
läuterungen ſind zu ſtreichen. 

Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit. Der Antrag iſt abgelehnt. Weiter liegt 
ein Abänderungsantrag des Abg. Neumann und Frak⸗ 
tion, Druckſache Nr. 1450, vor: 

Im Abſchnitt K (Einmalige Ausgaben) iſt zu ſetzen: 
Bei T Stelle 1 ſtatt 12 000.— G. 6300, — G. Der Betrag 
in der Spalte „Mehr“ iſt zu ſtreichen. 

Es liegt ferner ein Abänderungsantrag des Abg. 
Schwegmann und Fraktion und Kurowſki und Frak⸗ 
tion vor, Druckſache Nr. 1459, der den gleichen Inhalt 
hat. Ich bitte die Damen und Herren, die ihn annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Ferner 
liegt ein Abänderungsantrag des Abg. Dr Neumann 
und Fraktion, Druckſache Nr. 1450 vor. Abſchnitt KI 
Stelle 2, Darlehn zu Siedlungszwecken. Es ſind einzu⸗ 
ſetzen wie in der Senatsvorlage 80 000 Gulden. Ich 
bitte die Damen und Herren, die den Antrag annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Er iſt angenommen. Es liegt 
ferner ein Abänderungsantrag des Abg. Dr Neumann 
und Fraktion, Druckſache Nr. 1450 vor, der gleich⸗ 
lautend iſt- mit dem Antrag der Abg. Schwegmann, 
Kurowſki und Fraktionen, Druckſache Nr. 1459: 

Bei K II Stelle 2 ſtatt 100000, — G. 50 000. — G. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem An⸗ 
trag zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt an⸗ 
genommen. Weiter liegt ein Abänderungsantrag des 
Abg. Dr Neumann und Fraktion, Druckſache Nr. 1450, 
vor, der den gleichen Inhalt hat, wie der Antrag der 
Abg. Schwegmann, Kurowſki und Fraktionen, Drud- 
ſache Nr. 1459: 

Abſchnitt K III Stelle 2 h ift mit dem Betrag von 
10 000,— G. zu ſtreichen. < 

Ich bitte diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Der Antrag iſt angenommen. 
Wir kommen zu dem letzten der vorliegenden Abän⸗ 
derungsanträge zu dem Haushaltsplan des Innern, 
geſtellt vom Abg. Dr Neumann und Fraktion, und auch 
geſtellt von den Abg. Schwegmann, Kurowſki und 
Fraktionen; Druckſache Nr. 1450 und Nr. 1459: 

Bei Abſchnitt V find ſtatt 120 000, — G. 80 000, — G. 
1 Spalte „Mehr“ ſtatt 75 000, — G., 35 000,— G. 
au Te $ 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem An⸗ 
trag zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 


(Ge⸗ (C) 


(A) GGeſchieht.) 
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(Splett, Vizepräſident.) 
Das iſt die Mehrheit. Der Antrag iſt 
angenommen. Damit ſind wir am Schluß der Ab⸗ 
änderungsanträge zum Haushaltsplan für die Ver⸗ 
waltung des Innern. 

Wir kommen zur Abſtimmung über den Etat. 
(Abg. Dr. Bumke: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 
mung über den Etat im ganzen.) Wird der Antrag 
unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht 
aus. Ich bitte die Damen und Herren, die den Etat 
annehmen wollen eine „Ja“⸗Karte, die ihn ablehnen 
wollen, eine „Nein“⸗Karte, die ſich der Stimme ent- 
halten wollen, eine Karte mit „Enthalte mich“ abzu⸗ 
geben. Ich bitte die Herren Abgeordneten die Plätze 
einzunehmen. Die Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) 
Wünſcht noch jemand ſeine Stimmkarte abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall. Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An 
ihr haben ſich 105 Damen und Herren beteiligt,“) da⸗ 
von haben geſtimmt mit Ja 25, mit Nein 77, ungültig 
drei Stimmen; der Haushaltsplan für das Innere iſt 
abgelehnt. (Bravo und Händeklatſchen! links.) Wir 
fahren fort in der Abſtimmung. Zum Haushalts⸗ 
plan des Innern liegen eine Reihe von Entſchließun⸗ 
gen vor, zunächſt die Druckſache Nr. 1225, Ent⸗ 
ſchließung des Hauptausſchuſſes: 

Der Senat wird erſucht, die Erteilung von Kon⸗ 
zeſſionen zum Betrieb von Auto⸗Omnibus⸗Verbin⸗ 
dungen zur Erſchließung abgelegener ländlicher 
Gegenden zu fördern, insbeſondere dieſe Unterneh⸗ 
mungen grundſätzlich von Sonderabgaben jeder Art, 
insbeſondere Chauſſeegeldern und Fahrkartenſteuer zu 
befreien. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Dr. 
Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Da der Haus- 
haltsplan abgelehnt iſt, können wir nicht über Ent⸗ 
ſchließungen dazu abſtimmen. (Selbſtverſtändlich! 
rechts.) 


Vizepräſident Splett: Herr Abg. Dr. Blavier, Sie 
haben bereits die Antwort von anderer Seite gehört. 
(Lebhafte Unruhe! links.) Ich bitte mir die Arbeit 
ein wenig zu erleichtern, da ich allein bin. Es handelt 
fiH um die Druckſache Nr. 1225. Diejenigen, die die 
Entſchließung annehmen wollen, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 
Die Entſchließung iſt angenommen. Es liegt weiter 
eine Entſchließung vor, Druckſache Nr. 1359: : 


Der Senat wird erſucht, bei der Schutzpolizei die 
Umwandlung der dort vorgeſehenen Arbeiterſtellen in 
Angeſtelltenſtellen nach denſelben Grundſätzen vorzu⸗ 
nehmen, wie es bei der Stadtgemeinde Danzig (3. B. 


*) Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arndt, Ediger, Dr. 
Eppich, Evert, Formell, Gaikowſki, Hennke, Hoppe, Janzen, 
Klawitter, Frau Kuntz, Kurowſki, Frau Landmann, Lück, 
Mroezkowſki, Neubauer, Dr. Neumann, Polſter, Rohde, Frau 
Richter, R. Schmidt, Splett, Dr. Wagner, Weiß, Wisniewſki. 
Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bergmann, Beyer, 
Dr. Bing, Boecker, Böhm, Brill, Brodowski, Bukmakowſfki, 
Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Dahfler, Döll, Doerkſen, 
Dyck Ul, Ehm, Eichholtz, Frau Falk, Falkenberg, J. Fiſcher, 
P. Fiſcher, Fooken, Gebauer, Gerick, Glombowſki, Grün- 
hagen, Frau Grundmann, Guttzeit, Habel, Harnau, Herr⸗ 
mann, Hoffmann, Hohnfeldt, Jedwabſti, Jofeph, Dr. Sam- 
nitzer, Karkutſch, Karſcheſſti, Klapps, Klingenberg, Kloßowfſkt, 
Knoblauch, Kreft, Langowſki, Lehmann, Dr. Lembke, Leu, 
Lietzau, Liſchnewſkt, Loops, Maier, Frau Malikowfki, Mayen, 
Frau Meyer, Dr. Mocayniti, Müller, Nordwig, Dr, Panecki, 
Penner I, Philipſen, Plettner, Rahn, Raſchke, Raube, Reek, 
Rehberg, Retzkowſki, Schede, E. Schmidt, Schütz, Schulz, 
Schwegmann, Spill, Dr. Wendt, Weſſalowſki, Wierſchowfki, 
Dr. Ziehm. 

Ungültig: 3 Stimmen. 

Nicht anweſend waren: Abg. Arezynſki, Bahl, Dr. 


Blavier, Falk, Förſter, Gehl, Frau Kalähne, Dr, Kubacz, 


Laſchewſki, Mathieu, Mau, Frau Mohn, Sawatzki, Schilke, 
Semrau, Senftleben, Dr. Treichel, Werner, 


Krankenhaus) auf eigenen Antrag des Senats hin 
geſchehen iſt. . 
Lehmann und die übrigen Mitglieder der D.⸗Soz. Fraktion. 
(Abg. Lehmann: Ich beantrage namentliche Ab⸗ 
ſtimmung!) Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Es ſtehen 15 Abgeordnete, wir kommen zur 
namentlichen Abſtimmung. (Geſchieht.) Wünſcht 
noch jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall. Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr beteiligt“) 
haben ſich 99 Damen und Herren. Mit Ja ſtimmten 
48, mit Nein 50, enthalten hat ſich ein Abgeordneter, 
eine Stimme iſt ungültig. Die Entſchließung iſt abge⸗ 
lehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über die Ent⸗ 
ſchließung des Abg. Förſter und Fraktion, Druckjache 
Jtr., 1362: 

Der Senat wird erſucht, die Vorarbeiten für die 
beabſichtigte Aenderung der Kreiseinteilung (Zu⸗ 
ſammenlegung der Landkreiſe Danzig⸗Höhe und 
Danzig⸗Niederung) jo zu fördern, daß die Neuorgani⸗ 
ſation noch im Laufe dieſes Rechnungsjahres in 
Kraft treten kann. 5 

(Abg. Schwegmann: Ich beantrage namentliche 
Abſtimmung!) Es iſt namentliche Abſtimmung be⸗ 
antragt worden. Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen 
zur Abſtimmung. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand 
eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Die 
Abſtimmung iſt geſchloſſen. Beteiligt*) haben ſich an 
ihr 102 Abgeordnete. Davon ſtimmten mit Ja 56, mit 
Nein 45, ungültig eine Stimme; die Entſchließung, 


,) Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arndt, Bergmann, 
Böcker, Böhm, Brodowfki, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, 
Doerkſen, Dyck II, Ediger, Eichholtz, Dr. Eppich, Evert, 
Falkenberg, Formell, Gaikowſti, Glombowfſki, Frau Grund: 
mann, Guttzeit, Habel, Harnau, Herrmann, Hohnfeldt, 
Hoppe, Janzen, Kartutſch, Klawitter, Frau Knoblauch, Frau 
Kuntz, Kurowfki, Lehmann, Dr Lembke, Lietzau, Mayen, 
Frau Meyer, Mroczkowſki, Neubauer, Nordwig, Frau 
Richter, Schütz, Schwegmann, Splett, Dr. Wagner, Weiß, 
Dr. Wendt, Weſſalowſki, Dr. Ziehm. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Beyer, Dr. Bing, 
Dr. Blavier, Brill, Bukmakowſki, Frau Döll, Ehm, Frau 
Falk, J. Fiſcher, P. Fiſcher, Fooken, Gebauer, Gerick, Grün⸗ 
hagen, Hennke, Hoffmann, Jedwabſki, Jofeph, Dr. Kamnitzer, 
Karſchefſki, Klawitter, Klingenberg, Kloßowfki, Frau Kreft, 
Langowſti, Leu, Liſchnewſki, Loops, Lück, Maier, Frau Mali⸗ 
bowſti, Frau Mohn, Müller, Dr. Neumann, Penner I, 
Philipſen, Plettner, Polſter, Rahn, Raſchke, Raube, Reek, 
Rehberg, Retzkowſki, Schede, R. Schmidt, E. Schmidt, Schulz, 
Spill, Wierſchowſfki. 

Der Stimme enthielt ſich: Abg. Dahſler. 

Ungültig: 1 Stimme. 

Nicht anmejend waren: Abg. Arezynſki, Bahl, Falk, 
Förſter, Gehl, Frau Kalähne, Dr. Kubacz, Landmann, 
Laſchewſki, Mathieu, Mau, Dr Moczynſki, Dr Panectt, 
Rohde, Sawatzki, Schilke, Semrau, Senftleben, Dr Treichel, 
Werner, Wisniewſfki. 

*) Mit „Ja“ haben geſtimmt: Abg. Arndt, Beyer, 
Dr. Bing, Dr. Blavier, Brill, Bukmakowſki, Frau Döll, 
Ediger, Dr. Eppich, Frau Falk, Fiſcher (Julius), Fooken, 
Formell, Gebauer, Gerick, Grünhagen, Hennke, Hoffmann, 
Jedwabſki, Joſeph, ID. Kamnitzer, Karſcheffki, Klapps, 
Klingenberg, Kloßowſti, Frau Kreft, Dr. Kubacz, Frau Kuntz, 
Langowſti, Leu, Liſchnewſki, Loops, Lück, Maier, Frau Mali⸗ 
kowſti, Frau Mohn, Mroezkowſki, Müller, Dr Neumann, 
Dr. Panecki, Plettner, Polſter, Rahn, Raſchke, Raube, Reek, 
Rehberg, Retzkowſti, Frau Richter, Schmidt (Robert), 
Schmidt (Eduard), Schulz, Spill, Dr. Wagner, Wierſchowfki, 
Wisniewfki. 3 i 
an. Mit „Nein“ haben geſtimmt: Abg. Bergmann, Böcker, 
Böhm, Brodowſki, Bürgerle, Dr. Bumke, Dahſler, Doerkſen, 
Dyck 11, Ehm, Eichholtz, Evert, Falkenberg, Fiſcher (Paul), 
Gatikowfki, Glombowſti, Frau Grundmann, Guttzeit, Habel, 
Harngu, Herrmann, Hohnfeldt, Hoppe, Janzen, Kärkutſch, 
Klawitter, Knoblauch, Kurowſki, Landmann, Dr. Lembke, 
Lietzau, Mayen, Frau Meyer, Neubauer, Nordwig, Penner 1, 
Philipſen, Rohde, Schede, Schütz, Schwegmann, Splett, Weiß, 
Dr Wendt, Dr. Ziehm. 

Ungültig: 1 Stimme. 

Nicht auweſend waren: Abg. Arezynſki, Bahl, Burandt, 
Salt, Förster, Gehl, Frau Kalähne, Laſchewſki, Lehmann, 
Mathieu, Mau, Dr. Moczynfki, Sawatzki, Schilke, Semrau, 
Senftleben, Dr Treichel, Werner, Weſſalowſki. 
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(Splett, Vizepräſident.) 

Drucſache Nr. 1362 ift angenommen. Wir kommen 
zur Abstimmung über die Entſchließung des Abg. 
Forſter und Frartion, Druckſache Nr. 1362, worin der 
Senat erſucht wird, unverzuglich eine Vereinheit⸗ 
Uichung der Polizei durchzufuhren. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Pr.)? Ich möchte den 
Herrn Präſtdenten darauf aufmerkſam machen, daß 
man über etwas nicht mehr Beſtehendes nicht abſtim⸗ 
men kann. Der Etat des Innern iſt mit der Polizei 
abgelehnt worden. Wenn nicht eine Reparierung in 
irgendeiner Form erfolgt, iſt für derartige Ent⸗ 
ſchließungen rein Raum. Man kann nicht die Regie⸗ 
rung erjuchen, nicht beſtehende Polizeien zuſammen⸗ 
zulegen. Deshalb können wir entweder über die Re⸗ 
solution gar nicht abſtimmen oder müſſen warten, 
bis die Möglichkeit geſchaffen wird, wieder in Danzig 
eine Polizei etatsmaßig zum Leben zu erwecken. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeoröneter (O. Nat.); 
mich den Ausfuhrungen des Abg. Rahn nur an- 
ſchließen. (Abg. taube: Da ſoll mich nur ein Schupo⸗ 
beamer anhalten!) 

Vizepraſident Splett: Es liegt 
ſchließung, Oruckſache Nr. 1516 vor: 

Der Senat wird erjucht, den verheirateten früheren 
Schupobeamten die Gerichtskoſten, die ihnen durch die 
gegen e von einer Avdteilung des Senats ange- 
ürengten Raumungsklagen entſranden find, zu 
exſtatten. 

Herrmann und die übrigen Mitglieder der Deutſch⸗ 
Sozialen Frartion. 

(Abg. Spill: Das ißt doch dasjelbe.) Meines Er- 
achtens vürfte das nicht dasſelbe ſein. Zur Geſchäfts⸗ 
bronung hat das Wort Herr Abg. Rahn. 

Mayn, Abgeordneter (b. Kk. r.): Nein, Herr Präſi⸗ 
dent, das iſt nicht dasſelbe. Hier handelt es ſich um 
definitiwe oder vermeintliche unſpruche von Beamten 
oder Leuten, die bisher Staatsbeamte oder Staats- 
angejtellte waren, die nach ihrer Meinung ein tlag- 
bares Recht gegen den Staat als ſolchen haben. Lo 
die Regierung deutſchnational oder eine Mittelregie⸗ 
rung it, bleivt fur die Betreffenden und ihre Yin- 
ſpruche ganz nebenſächlich. Deshalb kann über dieſen 
Antrag abgeſtimmt werden. 

Vizepräſident Splett: 
dürfte dieſer Auffaſſung zuſtimmen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Die Damen und Herren, die die 
Entſchließung, Druckſache Nr. 1516 annehmen wollen, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Ich 
bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Es ſteht jetzt 
die Minderheit, die Entſchließung iſt angenommen; 
Wir ſtehen damit am Schluß der Etatsberatung über 
den Haushaltsplan des Innern. Das Wort zu einer 
ſachlichen Erklärung hat der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Wir haben den Haushaltsplan der Verwaltung des 
Innern abgelehnt, weil wir einen Haushaltsplan nicht 
annehmen können, der die Schutzpolizei zerſchlägt. 

Wir werden alle aus dieſer Abſtimmung ſich er⸗ 
gebenden Folgerungen ziehen. Die Verantwortung 
für das, was jetzt zum Schaden des Staats geſchehen 
kann, tragen diejenigen, welche dem ſtaatsfeindlichen 
Antrage Neumann zur Annahme verholfen haben. 

Vizepräſident Splett: Zu einer Erklärung hat der 
Herr ſtellvertretende Präſident des Senats Dr. Ziehm 
das Wort. 

Dr. Ziehm, Vizepräſident des Senats: M. D. u. H.! 
Aus dem ſoeben gefaßten Beſchluß des Volkstages über 
den Haushaltsplan des Innern ergeben ſich, wie jeder 


Ich kann 


noch die Entz 


Die Mehrheit des Hauſes 


begreift, ernſte politiſche Konſequenzen. 
rufel) Der Senat wird ſobald als irgend möglich zu 
einer Beſchlußfaſſung zuſammentreten. Ich werde 
dem hohen Hauſe von dem Ergebnis in der nächſten 
Sitzung Mitteilung machen. (Abg. Schmidt: Ich 
dachte, Sie würden nach dem Arbeitsamt ſtempeln 
gehen! — Heiterkeit.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Es hat keinen 
rechten Zweck, noch weiter über die Etats zu verhan⸗ 
deln. Da aus der Ablehnung des Haushaltsplans des 
Innern eventuell Konſequenzen gezogen werden, iſt es 
uberflüſſig, noch die übrigen Etats weiter zu beraten. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Ich wundere mich, 
daß Herr Abg. Dr. Blavier dieſen Antrag ſtellt; denn 
unſer Staatsweſen kann doch nicht ohne Etat regiert 
werden. Vielleicht ergibt fich in der weiteren Be- 
ratung der Haushaltspläne noch eine gleiche Abſtim⸗ 
mung wie beim Etat des Innern. Dann werden die 
Entſchließungen der Regierung noch aus tieferen 
Gründen gefaßt als augenblicklich aus der Ablehnung 
des Etats des Innern. Ich bitte Sie deshalb ruhig 
fortzufahren und der Regierung noch mehr Nieder⸗ 
lagen zuteil werden zu laſſen, damit das Mißtrauens⸗ 
vorum noch deutlicher zum Ausdruck kommt. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Me. D. u. H.! Es ijt 
wiederholt betont worden, daß die Etats ein Ganzes 
bilden. Ueber einen Teil des Etats iſt jetzt abgeſtimmt 
worden. Der Etat des Innern iſt abgelehnt. Wir 
müſſen feſtſtellen, in wieweit die anderen Etats in 
dieſem Hauſe eventuell eine Mehrheit finden. Wir 
müſſen wijfen, wie ſich die Situation für die anderen 
Etats geſtaltet, das können wir bei dem Etat des In⸗ 
nern noch nicht ſehen. Nun wurde von der Regierung 
geſagt, ſie werde in der nächſten Sitzung eine Erklä⸗ 
rung abgeben. Wir haben ſchon einmal eine Regie⸗ 
rungserklärung gehört, die dahin ging, die Regierung 
trete zurück und ſie trat nachher doch nicht zuruck. Da⸗ 
her müſſen wir feſtlegen, wie die anderen Etats in die⸗ 
ſem Hauſe Aufnahme finden. Die Regierungserklä⸗ 
rung wird ſchon kommen und wir werden nachher 
unſere Konſequenzen ziehen. 

Vizepräſident Splett: Es iſt der Antrag auf Ver⸗ 
tagung geſtellt worden. Die Damen und Herren, die 
für den Antrag ſind, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe auf 
Punkt 2 der Tagesordnung: 

Haushaltsplan der Handels⸗ und Gewerbever⸗ 
waltung. 
Druckſache Nr. 1387. Ich eröffne die allgemeine Mus- 
ſprache. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe 
die Ausſprache. Wir kommen zur Abſtimmung über 
die Abänderungsanträge. Zunächſt liegt der Abände⸗ 
rungsantrag des Herrn Abg. Arczynſki und Fraktion 
vor, Druckſache Nr. 1411: 
Bei Abſchnitt B, Ausgabe, Stelle 1, Beſoldungen, 
iſt hinter dem Wort „Gewerbepflegerin“ einzufügen: 
„2 Gewerbeaufſichtsbeamte VII / VIII“. 
In Spalte „Mehr“! ift der Betrag von 10 000,— G. 
neu einzuſetzen. 
Axreczynſki und die übrigen Mitglieder der Sozial- 
demokratiſchen Fraktion 

Die Damen und Herren, die für den Antrag ſind, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit. Der Antrag iſt abgelehnt. Wir 


(Zwiſchen⸗ (©) 
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(Splett, Vizepräſident.) f 
kommen weiter zu einem Abänderungsantrag, Druck⸗ 
jaie Nr. 1391, gestellt vom Abg. Ediger und Fraktion: 
Bei Abſchnitt B, Ausgabe, Stelle 1, Beſoldungen, 
iſt hinter „Gewerbepflegerin“ einzufügen: „1 Handels⸗ 
aufſichtsveamter (yVII/ 111)“. i 
Fur den Betrag von 22600, — G. 
27 000, — G. 1 
In Spalte „Mehr“ ift der Betrag von 5000, — G. zu 
erſetzen durch 9400 G. 

Die fur den Antrag ſind, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchiehr.) Ich vitte um die Gegen- 
probe. (Geſchieht.) (Abg. Loops: Die Juden jollen 
veaufſichtigt werden, daun müſſen Sie aufſtehen, Herr 
Hohnfeldt!) Das Büro ijt zweifelhaft, wir muſſen 
sur Auszählung kommen. Die fur den Antrag 
uind, vitte ich, durch die „Ja“-Tur, und die dagegen find, 
durch die „Nein“-Tur, die fih der Stimme enthalten 
wollen, durch die „Enthalte⸗mich“⸗Tur wieder einzu⸗ 
treten. Die Auszählung beginnt. (Geſchieht.) Die 
Auszählung iſt geſchloſſen. Es haben ſich an der Aus⸗ 
zählung 104 Damen und Herren beteiligt. Davon 
ſtimmten mit Ja 53, mit Nein 50, enthalten hat ſich 
ein Abgeordneter. Der Antrag ift augenommen. 
(Bravo! links.) Weitere Anträge liegen zum Haus⸗ 
halt für Handel und Gewerbe nicht vor. Ich darf 
wohl ohne weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß der 
Haushaltsplan mit den Abänderungen angenommen 
iit. Ich rufe den nächſten Punkt der Tagesordnung 
auf: 

Haushaltsplan der Juſtizverwaltung. 
Druckſache Nr. 1393 mit Berichtigung. Das Wort hat 
der Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): M. D. u. H.! Ich 
will zum Juſtizetat nur einige wenige Worte ſagen, 
die ſich auf die Behandlung und Unterbringung der 
Strafgefangenen in Danzig beziehen, bzw. auf die 
Unterbringung der zu Zuchthaus verurteilten Volks⸗ 
genoſſen, die nicht in Danzig untergebracht werden, 
ſondern woanders. Zunächſt iſt ſeinerzeit auf ein⸗ 
mütigen Beſchluß des Danziger Volkstags und unter 
Mitwirkung des früheren Oberbürgermeifters Sahm, 
der von den Ententejtaaten auf die Auslieferungsliſte 
geſetzt war, eine Beſtimmung in die Verfaſſung hinein⸗ 
gebracht, daß niemand einem auswärtigen Staat zur 
Verfolgung ausgeliefert werden darf. Trotzdem wer⸗ 
den dieſe in Danzig zu Zuchthaus verurteilten Leute 
den preußiſchen Strafanſralten zur Strafvollſtreckung 
ausgeliefert, ohne daß ſich ihre Familienangehörigen, 
noch ſonſt jemand um ſie kümmern kann. Genau jo 
wie jeder deutſche Gefangene in ein preußiſches Zucht⸗ 
haus gebracht wird, ſind auch die Danziger dort unter⸗ 
gebracht. Da ſie Ausländer ſind, erfahren ſie eine Be⸗ 
handlung, wie ſie Ausländer in den meiſten Fällen 
zu erfahren pflegen, nämlich eine ſchlechtere. 

Ich habe bei früheren Etatsreden ſchon auf die 
Unmöglichkeit hingewieſen, Danziger Staatsange⸗ 
hörige ins Ausland zum Zweck des Strafvollzugs zu 
deportieren. Ich habe von der Regierung verlangt, 
daß man Einrichtungen ſchafft, damit dieſe Leute in 
Zukunft innerhalb unſerer Freiſtaatsgrenzen unterge⸗ 
bracht werden. Die Regierung hat nichts unter⸗ 
nommen. Dagegen wurde erklärt, die Unkoſten wären 
zu groß, wir kämen verhältnismäßig günſtig dabei 
weg, wenn wir die Leute in Preußen unterbrächten. 
Das ſtimmt, an ſich kommen wir verhältnismäßig 
günſtig dabei weg. Es iſt aber für die Angehörigen 
der zu mehreren Jahren Zuchthaus verurteilten Leute 
infolge der Entfernungen unmöglich, ihre Familien⸗ 
angehörigen zu beſuchen. Sie ſind in den meiſten 
Fällen der Not preisgegeben, wenn ſich der Ernährer 
in der Strafanſtalt befindet. Ich habe mehrfach darauf 
hingewieſen, daß wir in Danzig zwei außerordentlich 


iſt zu ſetzen 


günſtig gelegene Einrichtungen haben, in denen man 
mit verhältnismäßig minimalen Mitteln eine Straf⸗ 
anſtalt einrichten könnte. Anſtatt den Danziger Zucht⸗ 
häuslern, die ein Anrecht darauf haben, in ihrem 
Staat untergebracht zu werden, dasſelbe Recht zu ge⸗ 
währen, wie Herrn Sahm, den wir der Entente nicht 
auslieferten, hat man die Gelegenheit benutzt, deut⸗ 
ſchen Studenten, die man an die Techniſche Hochſchule 
geholt hat, den Hagelsberg zur Verfügung zu ſtellen. 
Dieſes Fort ließe ſich mit geringen Mitteln zu einem 
Zuchthaus umgejtaiten, und es würde damit leicht eine 
Gefahrenquelle in unſerm Verhältnis zur Republik 
Poser beſeitigt. Bei der Anweſenheit polniſcher Ab⸗ 
geordneter hier in Danzig wurde uns vorgehalten, daß 
ble Danziger ziegierung die beſtehenden Verträge nicht 
beobachte. Es wurde geſagt, daß ein Vertrag mit 
Preußen beſtände, wonach die Zuchthäusler aus 
Danzig nach preußiſchen oder deutſchen Anſtalten über⸗ 
führt würden. Ich habe im Hauptausſchuß bei den 
Beratungen des Juſtizetats von der Regierung 
herauszubetommen verſucht, ob eine ſolche Verab⸗ 
redung beſteht. Das wurde bezüglich der Unter- 
bringung der Geiſteskranten bejaht. Auf meinen 
Wunſch wurden uns die betreffenden Verträge, ge⸗ 
zeichnet vom Senat der Freien Stadt Danzig, mit den 
preußiſchen Provinzialverwaltungen in Oſtpreußen 
und Pommern durch die Abſchriften der Verträge be⸗ 
wieſen. Dieſe Verträge wären, da es ſich um aus⸗ 
wärtige Verhandlungen handelte, von der Republik 
Polen auf Anſinnen und Wunſch von der Danziger 
Regierung zu führen geweſen. Sie ſind im Jahre 
1922 abgeſchloſſen, als die Konvention und das Danzig⸗ 
polniſche Abtommen fon beſtanden. Es ift in 
Warſchau betannt, daß die Regierung mit dieſen Ab⸗ 
machungen einen Verſtoß gegen die geſchloſſenen Ver⸗ 
träge begangen hat, wonach die Republik Polen ver- 


pflichtet iſt, unſeren auswärtigen diplomatiſchen Dienſt (D) 


ſicherzuſteuen. Ich fragte, ob bezüglich der Zuchthaus⸗ 
gefangenen, für die in unſerm Etat Ausgaben figu⸗ 
rieren, die an den preußiſchen Juſtizfiskus zu zahlen 
find, auch derartige Verträge beſtänden. Das wurde 
verneint. Es wurde geſagt: „Es beſtehen keine Ver⸗ 
träge. Aus alter Freundſchaft ſchicken wir unſere 
Gefangenen dorthin.“ Ich glaube nicht, daß das aus 
Freundſchaft geſchieht. Im preußiſchen Juſtizetat ſind 
Vergütungen für Danziger Zuchthäusler enthalten. 
Wenn die Regierung es nicht für richtig erachtet, uns 
reinen Wein einzuſchenken, wird auf Grund des 
heutigen Stenogramms im Preußiſchen Landtag ſicher⸗ 
lich eine Möglichkeit beſtehen, feſtzuſtellen, wer bei 
dieſer Gelegenheit gelogen hat. Ich glaube nicht, daß 
die preußiſchen Zuchthäuſer Danziger Gefangene auf⸗ 
nehmen und ſie verpflegen werden, wenn nicht ein 
Staatsvertrag, eine bindende Abmachung zwiſchen der 
Regierung des Freiſtaates und der preußiſchen Juſtiz⸗ 
derwaltung gegeben ift Ich verlange deshalb von 
der Regierung, daß ſie ihr Stillſchweigen bricht und 
mit der Wahrheit herauskommt. Es iſt beſſer, daß 
jetzt endlich die Wahrheit geſagt wird, als daß die 
polije Regierung bei nächſter Gelegenheit beim 
Völkerbund darauf hinweiſt, wie ſeitens der Danziger 
Regierung die Verträge gehalten werden. 

Etwas weiteres: Die Unterbringung der hieſigen 
Gefangenen, der zu Gefängnis und Haft Verurteilten. 
Auf meinen Wunſch hat am heutigen Tage eine Be⸗ 
ſichligung der Strafauſtalt ſtattgefunden. Ich habe an 
die Regierung das Anſinnen geſtellt, mir die Erlaub⸗ 
nis zu erteilen, die Strafanſtalt zu beſichtigen. Ich 
wäre lieber an einem Tage zur Strafanſtalt gegangen, 
der mir gepaßt hätte. Jetzt waren vier bis fünf 
Wochen ins Land gegangen. Die Senatsabteilung, die 
die Sache bearbeitet, hat davon Kenntnis erhalten 
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(Rahn, Abgeordneter.) 
ebenſo die Strafanſtalt. Als wir heute erſchienen, um 
uns die Strafanſtalt anzuſehen, fanden wir ſie natür⸗ 
lich nicht in dem Zuſtande vor, in dem ich ſie ſeinerzeit 
praktiſch im Jahre 1921 kennengelernt habe. Die 
Strafanſtalt hatte vielmehr ein etwas verändertes 
Geſicht. Vor allen Dingen fiel es mir auf, daß an 
dieſem Tage, nach Anſicht der Damen und Herren, die 
das Eſſen geſchmeckt haben, ein außerordentlich gutes 
Feſttagseſſen verabfolgt wurde. Während in der Zeit, 
als ich die Ehre hatte, das Hotel des Staates gratis 
und franko zu beſuchen und zu bewohnen — Gerichts⸗ 
koſten habe ich bis heute nicht bezahlt, werde ich auch 
nicht bezahlen —, gab es ein derartiges, Eſſen iſt zuviel 
geſagt, man muß das unwillkürlich mit dem gröberen 
Ausdruck Freſſen bezeichnen. (Zurufe des Abg. Dr. 
Bumke.) Ich gebe zu, daß ſich die Zeiten geändert 
haben. Sie werden aber zugeben, daß mit den für die 
Verpflegung der Gefangenen ausgeworfenen Mitteln 
ein menſchenwürdiges Eſſen nicht herzuſtellen iſt. Im 
Kriege wurden von der Militärverwaltung für den 
einzelnen Soldaten 70 bis 80 Pfennige für die Ver⸗ 
pflegung ausgeworfen. (Zuruf!) Sie ſagen viel 
weniger? Ich ſage Ihnen, im Kriege wurden für den 
einfachen Soldaten 70 bis 80 Pfennige ausgeworfen. 
Im Kriege war das Eſſen nicht teurer als im Frieden. 
Wir hatten Zwangswirtſchaft, durch die die Preiſe 
niedrig gehalten wurde. Damit ließ ſich kaum eine 
Koſt bieten, die den Mann genügend ernährte. In 
unſeren Etat haben wir im Durchſchnitt 50 Gulden⸗ 
pfennig für die Verpflegung eingeſetzt. Damit kann 
man den Gefangenen nicht ordnungsmäßig verpflegen. 
Als wir hinkamen, hat man uns eine Linſenſuppe mit 
Talg angerührt vorgeſetzt. Nach der Abfütterung 
waren ſchon einige Stunden vergangen, ſo daß der 
Reſt aus dem Tiegel verhältnismäßig dick ausſah, und 
die Damen und Herren in Bewunderung über das 


(B) ſchöne Eſſen ausbrachen. 


Man ſoll ſich nicht bluffen laſſen, wenn an einem 
Tage, wo eine Beſichtigungskommiſſion aviſiert iſt, das 
Eſſen gut iſt. Regelmäßig iſt das Eſſen ſchlecht. 
Morgens gibt es ein kaffeeähnliches Getränk oder eine 
Waſſerſuppe, die nicht nahrhaft iſt, was jeder ohne 
weiteres zugeben wird. Zu Mittag gibt es % bis 
Liter Hülſenfrüchte und eine Kohlſuppe, die an 
zwei Tagen mit Fett oder mit Fleiſch angerührt iſt, 
das man durch einen Wolf gedreht hat. Dann ſind 
kleine Klümpchen vorhanden. Abends gibt es wieder 
eine Waſſerſuppe und einmal in der Woche einen 
halben Hering als Zugabe. In der Inflationszeit 
hatten die Gefangenen das Recht, ſich durch ihre 
Familienangehörigen einen Zuſchuß in Form von 
Fetten geben zu laſſen. Weil die Verpflegung gut ſein 
ſoll und die Gefangenen an Gewicht derart zunehmen, 
daß man Furcht hat, ſie kommen gar nicht wieder durch 
die Tür, wenn ſie entlaſſen werden, hat man die Ver⸗ 
günſtigung beſeitigt und die Leute lediglich auf die 
Gefängnisverpflegung angewieſen. Wenn die Ver⸗ 
pflegung dort gut iſt, ſo ſoll es mich freuen. Mir 
haben aber vor kurzem entlaſſene Straf- und Unter- 
ſuchungsgefangene, die ſich nicht ſelbſt verpflegen 
konnten, mitgeteilt, daß die Verpflegung außerordent⸗ 
lich mangelhaft iſt und dabei kein Menſch beſtehen 
kann. Es handelt ſich um vertrauenswürdige Leute. 

Außer der Verpflegung möchte ich mich noch be⸗ 
ſonders mit den ſanitären Einrichtungen der Anſtalt 
beſchäftigen. Ich habe kürzlich in einem Zeitungs⸗ 
artikel, der in einer Danziger Zeitung erſchien, be⸗ 
mängelt, daß in den Zellen, ſowohl in den mehrfach 
belegten als auch in den Einzelzellen der Gefangene 
gezwungen iſt, ſeine Bedürfniſſe in einem Kübel zu 
befriedigen. Die Damen und Herren, die heute an⸗ 
weſend waren, und ſelbſt die Gefängnisverwaltung 
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haben zugegeben, daß dieſe Einrichtung einen unmög⸗ 
lichen Zuſtand bedeutet, der mit größter Beſchleuni⸗ 
gung beſeitigt werden muß. Die Gefängnisaufſeher 
haben mir erklärt, ich weiß das auch aus Erfahrung, 
da ich zwei Monate in der Anſtalt war, daß morgens 
beim Reinigen der Kübel mit den Exkrementen das 
ganze Zellengefängnis mit einem ſolchen Geſtank 
durchdrungen iſt, daß ſowohl den Gefangenen, als auch 
den Gefängnisaufſehern ſchlecht wird. Ich habe des⸗ 
halb einen Antrag formuliert, den ich dem Präſidenten 
einreichen werde, der beſagt, daß für die Einrichtung 
von Spülkloſetts und Erſatz der inneren Milchglas⸗ 
fenſter durch gewöhnliche Glasfenſter ein Betrag von 
60 000 Gulden eingeſetzt werden ſoll. Der Gefängnis⸗ 
inſpektor hat uns in der heutigen Beſprechung erklärt, 
daß für die Herrichtung eines derartigen Kloſetts etwa 
150 Gulden aufzubringen ſind, ſo daß bei den 300 vor⸗ 
handenen Zellen mit einem Betrage von 45 000 Gulden 
zu rechnen ift, während die übrigen 15 000 Gulden für 
die Verglaſung benutzt werden können. Die Summe 
iſt etwas höher gegriffen, die Verwaltung kommt dabei 
gut aus. 

Die Umänderung der inneren Glasfenſter aus 
Milchglas in Fenſterglas ift unbedingt notwendig, da 
die doppelte Verglaſung, einmal von außen, von den 
ſchrägſtehenden Wänden und zweitens durch die 
inneren Milchglasſcheiben einen ſcharfen Einfluß auf 
die Gemütsſtimmung der Unterſuchungs⸗ und Straf⸗ 
gefangenen ausübt, ſo daß die Leute, wenn ſie ſich 
längere Zeit in den Zellen aufhalten, ſeeliſch derartig 
deprimiert ſind, daß ſie, je nach ihrer Veranlagung, ent⸗ 
weder zu Widerſetzlichkeiten gegen die Gefängnis⸗ 
ordnung neigen oder in ſchweren Fällen trübſinnig 
werden und in Geiſteskrankheit verfallen. Wenn die 
inneren Scheiben wenigſtens durch gewöhnliche Glas⸗ 
ſcheiben erſetzt werden, iſt die Möglichkeit geboten, daß 
durch die ſchrägſtehenden Blenden von außen, die auch 
aus Milchglas ſind, das Sonnenlicht durch eine kleine 
Ritze in die Zellen hineinkommt und das Licht für die 
Augen einigermaßen erträglich macht. Ich bitte die 
Damen und Herren, dieſem Antrag zuzuſtimmen. Die 
Mitglieder des hohen Hauſes, die ſich heute die Einrich⸗ 
tung angeſehen haben und über die Kübel entſetzt 
waren, waren in bezug auf die innere Verglaſung 
kaum verſchiedener Meinung. Wenn von der Ge- 
fängnisdirektion der Einwand gemacht wird, daß die 
vollſtändige Beſeitigung der Milchglasſcheiben zu Ver⸗ 
ſtändigungen der Gefangenen Anlaß geben könnte, 
durch Zeichen uſw., ſo hat das etwas für ſich. Der 
Einwand wird aber dadurch beſeitigt, daß man die 
äußeren ſchräg ſtehenden drei Fenſter beſtehen läßt 
und nur das innere Fenſter abändert. Ich habe den 
Bedenken der Gefängnisverwaltung Rechnung ge⸗ 
tragen, indem ich nur verlange, daß das innere Fenſter 
umgeändert werden ſoll. 

Ich habe bei anderen Gelegenheiten darauf hinge⸗ 
wieſen, daß ich abſolut nicht verlange, daß das Ge⸗ 
fängnis eine Erholungsanſtalt ſein ſoll. Ich habe nur 
im Zuſammenhang mit den Erklärungen des Herrn 
Oberregierungsrats Dr Draeger ſeinerzeit ausgeführt, 
wenn im Gefängnis alles ſo günſtig wäre, wie man es 
klar zu machen verſuchte, brauchten die Herren Sena⸗ 
toren nicht auf Staatskoſten an den Genfer See zu 
reiſen, ſondern könnten die Erholungsanſtalt auf 
Schießſtange benutzen. Aber die Herren wiſſen, daß 
dort nicht ein ſo angenehmes Leben iſt, und deshalb 
gehen ſie nicht hin. Aber auch für die Strafgefangenen 
muß das Leben einigermaßen erträglich gemacht wer⸗ 
den. Die beſtehenden Vorſchriften müſſen erleichtert 
und abgeändert werden. Ich habe den Regierungs⸗ 
vertreter heute gebeten, den Fraktionen, bzw. den 
einzelnen Mitgliedern die Strafvollzugsvorſchriften 
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einmal gedruckt zugehen zu laſſen, damit wir uns ein 
Urteil bilden können. Es geht nicht an, daß man einen 
Menſchen, der acht Stunden arbeitet — und acht Stun⸗ 
den beträgt die Arbeit im Gefängnis — eine halbe 
Stunde im Kreis ſpazieren gehen läßt. Sprechen darf 
er dabei nicht. Unterhaltung wird, wenn ſie beobachtet 
wird, mit Diſziplinarſtrafen, auf die ich noch zu ſprechen 
komme, geahndet. Dieſer Mann empfängt um 5 Uhr 
das Abendeſſen und dann iſt es Vorſchrift, daß um 
6 Uhr ins Bett gegangen wird, trotzdem es jetzt erſt 
um 9 oder um 10 Uhr dunkel wird. Das vollſtändige 
Sprechverbot iſt das ſchlimmſte, was man einem 
Menſchen zumuten kann. Wenn ein Gefangener in 
Einzelhaft iſt, und ihm jede Möglichkeit, ſich mit einem 
anderen zu unterhalten, dadurch unterbunden ift — 
und die Strafprozeßordnung ſieht vor, daß ein Be⸗ 
ſtrafter bis zu drei Jahren in Einzelhaft gehalten wer⸗ 
den kann —, wenn er fih dann aus einem Buch etwas 
vorlieſt, bloß damit er eine menſchliche Stimme hört, 
wird er diſziplinariſch beſtraft, wenn der Gefangenen- 
aufſeher dies beobachtet hat. Er bekommt eins mit 
dem Schlüſſelbund ins Genick, daß er in die Ecke der 
Zelle fällt. Wenn der Gefangenenaufſeher energiſch 
iſt, meldet er den Vorfall dem Herrn Direktor, und 
dann bekommt der Gefangene Arreſt. j 
Es ift ſchade, daß fiH nicht alle Mitglieder des 
Volkstages dieſe Arreſtzellen angeſehen haben. (Eine 
Schande] links.) Der zu Arreſt verurteilte Gefangene 
kommt in eine Zelle, die 1% Meter breit und knapp 
zwei Meter lang iſt, ſo daß nur die Pritſche herunter⸗ 
geklappt werden kann. Eiſerne Stäbe in Fingerdicke 
find in einem Zwiſchenraum von fünf bis ſechs Benti- 
metern vor dem Fenſter angebracht, ſo daß der Ge⸗ 
fangene nicht mit der Hand durch das Gitter kann. 
Damit er nicht mit den Fingern durchkommt, iſt hinter 
den Eiſenkraten ein Drahtgeflecht angebracht. Hinter 
dieſem Gitter, wo man Löwen und Leoparden unter⸗ 
bringen könnte, befindet ſich ein Menſch, der nach Be⸗ 
lieben des Gefangenendirektors, der darüber zu be⸗ 
ſtimmen hat, bis zu vier Wochen bei Waſſer und Brot 
im Dunkelarreſt untergebracht werden kann. (Ober⸗ 
gerichtsrat Dr Kettlitz: Das ſtimmt nicht!) Es iſt 
geradezu ein Skandal, daß ſolch eine Einrichtung in 
einem zipiliſierten Staatsweſen beſteht. Ich erſuche 
die Regierung, mit dieſem Schandmal für die Geſell⸗ 
ſchaft endlich aufzuräumen. Die Leute, die gegen die 
Diſziplin des Gefängniſſes verſtoßen — ich gebe zu, 
daß gewiſſe Ordnungsmaßnahmen beſtehen müſſen —, 
könnten dadurch beſtraft werden, daß man ihnen 
Einzelhaft gibt mit Koſtentziehung, und daß man ihnen 
möglicherweiſe die üblichen Berechtigungen, wie Brief⸗ 
ſchreiben und Beſucheempfangen, für eine beſtimmte 
Zeit entzieht. Aber daß man den Mann im Dunkeln 
zwei Tage hintereinander, dann einen Tag bei Licht, 
dann wieder zwei Tage im Dunkeln und ſo fort⸗ 
ſchreitend bis vier Wochen halten kann, iſt ein Skandal, 
der lieber heute wie morgen beſeitigt werden ſollte. 
Leute, die in dieſer Haftzelle von der Haftpſychoſe er⸗ 
faßt worden ſind, pflegen nach mir gewordenen Mit⸗ 
teilungen häufig durch Kaltwaſſerbehandlung zur Ord⸗ 
mung gebracht zu werden. Wie mir Leute, denen es 
ſo gegangen iſt, erzählt haben, iſt ihnen eine zehn 
Minuten lange Kaltwaſſerbehandlung unter der Duſche 
zuteil geworden. Dann wurden ſie ohne Bekleidung 
bis zum nächſten Tage in dieſem Gefängnis, das ich 
Ihnen vorhin beſchrieb, eingeſperrt. Die Gefängnis⸗ 
direktion beſtreitet derartige Vorkommniſſe. Es ſollte 
mich wundern, daß eine Verwaltung, die beſchuldigt 
wird, daß in ihrem Reſſort ſolche Dinge vorkommen, 
das nicht abſtreitet. Wenn an dieſer Stelle Mißhand⸗ 
lungen von Bürgern durch die Schupo zur Sprache 
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die Polizei belobt. Die vielen Fälle, mit denen ſich 
die Gerichte beſchäftigen mußten, in denen nachge⸗ 
wieſen wurde, daß die Polizeibeamten in roher Weiſe 
mit den Bürgern umgegangen ſind, haben den Senat 
nicht davon überzeugen können, daß die Mißſtände be⸗ 
ſtehen. Ich will hoffen, daß in Zukunft eine derartige 
Behandlung von Gefangenen durch die Gefängnisver⸗ 
waltung nicht mehr ſtattſinden wird, aber in der Ver⸗ 
gangenheit hat ſie ſtattgefunden. 

Weiter möchte ich die Frage ſtellen: Darf dem 
Strafgefangenen die Berechtigung, die er bis jetzt 
hatte, ſich von Zeit zu Zeit Lebensmittelpakete von 
ſeinen Familienangehörigen geben zu laſſen, in Zu⸗ 
kunft zuteil werden? Da bitte ich die Regierung und 
den Volkstag, ſich dafür einzuſetzen, daß man den Ge⸗ 
fangenen nicht allzu ſehr merken läßt, daß er ein aus⸗ 
geſtoßenes Mitglied der Geſellſchaft iſt. Unſere Straf⸗ 
verwaltung muß von dem Prinzip der Rache bei den 
Strafen endlich abgehen. Sie muß zu dem Er⸗ 
ziehungsproblem der Gefangenen übergehen. Es 
freute mich, daß der Gefängnisdirektor uns heute mit⸗ 
teilte, daß eine progreſſive Straferleichterung einge⸗ 
führt werden ſoll, wie ſie in deutſchen Zuchthäuſern 
ſchon feit Jahren beſteht. Fechenbach beſchreibt in 
ſeinem Buch, wie der Gefangene nach einem Jahr 
Zuchthaushaft bei guter Führung in die Klaſſe II und 
dann in die Klaſſe J aufrückt. In den oberen Klaſſen 
hat er das Recht, als Bürger die Zeitungen zu leſen, 
auch ſeine eigene Kleidung zu tragen. Ihm iſt die 
Möglichkeit gegeben, nach ſeiner eigenen Wahl be⸗ 
ſchäftigt zu werden. Wenn in dieſer Beziehung auch 
in Danzig ein moderner Strafvollzug Platz greifen 
würde, wäre ſchon viel erreicht. Es iſt davon aber hier 
in Danzig noch verhältnismäßig wenig zu ſpüren. 
Der Beſchluß des Hauptausſchuſſes, den Namen 
Weibergefängnis in Frauengefängnis umzuändern, 
ſcheint ſich einzubürgern. Wenn der Gefängnisdirektor 
ſich in unſerer Anweſenheit zweimal verſprach und 
dann verbeſſerte, ſo iſt das ein Bemühen, den Beſchluß 
des Volkstages zu befolgen. 


Ich möchte aber auch, daß in anderer Beziehung 
Erleichterungen für die Gefangenen beſchafft werden. 
Kurz nach der Revolution hat der deutſche Juſtiz⸗ 
miniſter Roſenfeld als preußiſcher Volksbeauftragter 
eine Beſtimmung erlaſſen, daß die Gefangenen nicht 
mehr wie früher mit drei Schritt Abſtand auf dem Hof, 
den Blick auf den Nacken des Vordermannes gerichtet, 
pazieren zu gehen haben, und nicht ſprechen dürfen. 
Sie durften zu zweien gehen und ſich zwanglos unter⸗ 
halten. Auch wurden die Gefangenen damals laut 
miniſterieller Anordnung nicht mehr unter Waffen⸗ 
gewalt ſpazierengeführt. Man ſtelle ſich vor, der Straf⸗ 
gefangene, der einige Zeit abzumachen hat, muß in 
der Zeit, in der er ſich etwas bewegen kann, unter 
Aufſicht, die geladene Karabiner hat, ſpazierengehen. 
Wenigſtens hat die Gefängnisdirektion bei den Neu⸗ 
bauten, die jetzt geſchaffen ſind, den ekelhaften Sand⸗ 
berg, der ſich auf dem Mittelhof befand, beſeitigen 
laſſen. Das Blut blieb dort immer ein paar Tage 
liegen und konnte von den Gefangenen geſehen wer⸗ 
den. Das ſollte abſchreckend wirken. Der Gefängnis⸗ 
direktor hat dieſen Platz künſtleriſch ausgeſtaltet, in⸗ 
dem er Bäumchen pflanzen ließ und eine Grasfläche 
anlegte. Wenn man den Menſchen, die zu Gefängnis⸗ 
ſtrafe verurteilt ſind, wenigſtens eine halbe Stunde am 
Tage Gelegenheit gibt, zur menſchlichen Geſellſchaft zu 
gehören, ſie fühlen zu laſſen, daß ſie noch nicht ganz 
ausgeſchloſſen ſind, muß man ihnen doch wenigſtens 
die Bewaffnung von den Augen wegnehmen. Wer 
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hat, weiß, daß kein Gefangener, auch wenn es ſich um 
eine größere Anzahl von 50 Mann, was ungefähr eine 
Belegſchaft, eine Station ausmacht, handelt, ausbrechen 
kann, da jede Tür, ſowie jemand ſie paſſiert hat, von 
dem Gefangenenaufſeher geſchloſſen wird. Dann fol- 
gen Türen auf Türen, die unter Verſchluß ſind. Ich 
glaube, daß man vom Eingang bis zu den Zellen 
menigſtens 15 ſchwere Türen zu paſſieren hat, die ſämt⸗ 
lich verſchloſſen ſind. Wenn der Gefangene auf dem 
Hofe ſpazierengeht. ift an ein Ausbrechen nicht zu 
denken. Alſo ſchaffe man die bewaffnete Aufſicht ab, 
man gebe den Leuten Gelegenheit, ſich in ihrer Frei⸗ 
zeit nach Schluß der Arbeitsseit zu unterhalten. Wir 
haben Zellen, die mit 18 bis 20 Mann belegt ſind. Wer⸗ 
den die Leute um 6 Uhr ins Bett geſchjckt, To ereignen 
ſich in ſittlicher Beziehung Dinge, moritber die Damen 
ſchamrot würden und der Betreffende, der das gus⸗ 
ſyricht, ebenfalls ſchamrot werden würde. Mit Nick: 
ſicht auf die Damen mill ich es mir daher verſagen, die 
Dinge beim rechten Namen zu nennen. In der Be⸗ 
»iehung muß eben etwas geſchehen. Zu dem Eindruck 
kommt man, wenn man Gelegenheit gehabt hat mit 
ehemaligen Gefangenen zu ſprechen, die zu mehreren 
in einer Zelle gelegen haben. 

Auch die Unterbringung der Unterſuchungsgefan⸗ 
genen auf der gleichen Station mit den Strafgefan⸗ 
genen ift ein Ding der Unmöalichkeit. Es muß auch 
hier in unterer Strafanſtalt möglich gemacht morden. 
daß die Unterſuchungsgefangenen nicht mit den Straf⸗ 
gefangenen zuſammenkommen. M. D. u. H.] Stellen 
Sie ſich doch einmal vor, wie leicht es iſt, mit dem 
Strafrichter in Kolliſion zu geraten. Seinerzeit 
murde der Kollege des Herrn Schwegmann. Direktor 
Siebert von der Raiffeiſen⸗Geſellſchaft, verhaftet. An⸗ 
dere Leute, die nicht gerade aus dem Arbeiterſtande 
ſtammten. find ebenfalls monatelang in Unter⸗ 
ſuchunashaft geweſen, die ſich bei einer großen Sache 
ſnaar bis zu einem Jahr erſtreckte. Dabei kommen 
nicht allzu menige Fälle vor, wo die Betreffenden non 
dem Richterkollegium freigeſprochen werden. Ermeſſen 
Sie, m. D. u. H., mas es ausmacht, wenn ein Menſch, 
der ſich ſeiner Schuldloſigkeit bewußt tt, mit einem 
Verbrecher zuſammenkommt, der geſtohlen oder eine 
Unterſchlagung begangen hat, alſo mit einem Men- 
ſchen, der ſich ſchmere Delikte hat zuſchulden kommen 
laſſen. Es ift ein geradezu erſchütterndes Gefühl, 
menn ein Schuldloſer mit dieſen Menſchen zuſommen 
ſvazierengehen ſoll. Die Gefängnisverwaltung ſagt, 
die Räume ſeien beſchränkt und wenn mehrere Leute 
an einer Sache beteiliat find, miten fie ſepariert mer- 
den. Das ift richtig. Gegenwärtig hat die Strafanſtalt 
acht Abteilungen mit etwa 50 bis 60 Mann. Es be⸗ 
ſteht alfo die Möglichkeit, zwei oder drei Abteilungen 
für Unterſuchunasgefangene zu nehmen. Da das Ner- 
hältnis gewöhnlich % zu % ift, können die Unter⸗ 
ſuchungsgefangenen in verſchiedenen Teilen des Ge⸗ 
bäudekompleres untergebracht werden und kommen fo 
mit den Strafgefangenen nicht in Berührung. Der 
Unterſuchungsgefangene muß feine Zelle genau fo 
reinigen wie ein Strafgefangener und muß mit dem 
ſtinkenden Hübel genan ſo hinausgehen mie derjenige, 
der au fünf Jahren Gefängnis verurteilt iſt. Auf dem 
Spülraum kommen die Leute zuſammen und merden 
von Verbrechern angeekelt, bei denen eine Beſſerung 
nicht mehr möglich iſt. Es kommt vor. daß der Be⸗ 

treffende dort vorgenommen und mit Redensarten 
nicht ſchöner Art überſchüttet wird. Das muß be⸗ 
ſeitigt werden. Die Trennung der Unterſuchungs⸗ 
gefangenen von den Strafgefangenen muß fih ermöa⸗ 
lichen lafen. Es muß möglich gemacht werden, daß 
die Unterſuchungshaft, wie es in der Strafprozeßord⸗ 
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nung ſteht, lediglich zur Trennung 
in Bezug auf das Unterſuchungsdelikt dient. Heute 
wird der Unterſuchungsgefangene genau jo behandelt 
wie der Strafgefangene. Die einzige Ausnahme, die 
gemacht wird, iſt, daß er ſeine Lumpen auf dem Leibe 
behalten kaun, die dem Strafgefangenen abgenommen 
werden. 

Das wäre in großen Zügen, das, was ich auszu⸗ 
ſyrechen hätte: Bewilligung der Mittel für die unbe⸗ 
dingt abzuſtellenden Mißſtände und Empfehlung an 
Senat und Strafvollſtreckungsbehörde, die Strafvoll⸗ 
ſtreckung humaner zu geſtalten. Heute kann man da- 
von nicht ſprechen. Weiter Abſchaffung des ſtrengen 
Arreſtes und der übrigen kritiſierten Dinge. Ich 
werde mir erlauben, wenn mir die Gefängnisbeſtim⸗ 
mungen zugänglich gemacht ſind, meine Wünſche der 
Regierung noch in einem beſonderen Schriftſatz darzu⸗ 
legen. 
Dann habe ich eine prinzipielle Bitte. Von außen⸗ 
ſtehenden Perſönlichkeiten haben die Verteidiger Zu⸗ 
tritt zur Strafanſtalt, die mit dem Unterſuchungs⸗ 
gefangenen ohne Aufſicht ſprechen können, wenn die 
Vorunterſuchung abgeſchloſſen iſt. Ferner haben die 
Pfarrer ſämtlicher Konfeſſionen die Möglichkeit des 
unbedingten Verkehrs, in der Hauptſache die evan⸗ 
geliſchen und katholiſchen Pfarrer. Da ſich auch eine 
Anzahl Juden in Haft befinden, ſoll außerdem ab und 
zu noch der Rabbiner hinkommen. In England iſt es 
das vornehmſte Recht des Parlamentariers und Abge⸗ 
ordneten, zu jeder ihm beliebigen Geſchäftszeit eine be⸗ 
liebige Strafanſtalt zu beſuchen und mit den Gefan⸗ 
genen ungeniert und ohne Aufſicht zu verkehren. Ich 
halte von den periodiſchen Beſichtigungen der Straf⸗ 
anſtalt, die vorher angemeldet werden, nichts. Wenn 
ein größerer Kreis es weiß und die Regierung noch 
einen Vertreter zu einer derartigen Beſichtigung mit⸗ 
ſchickt, läßt es ſich nicht vermeiden, daß die Sache He- 
kannt wird, wenn auch natürlich offiziell beſtritten 
wird, daß die Gefängnisverwaltung informiert wor- 
den ift, was vorgeht. Daß das tatſächlich geſchieht, 
derüber beſteht kein Zweifel. Wir waren uns heute 
alle, vielleicht mit Ausnahme der Frau Abg. Dr Grund⸗ 
mann, die in dieſer Beziehung noch etwas mehr Ver⸗ 
trauen zur Regierung hat, alle darüber einig, daß uns 
in gewiſſer Beziehung Potemkinſche Dörfer vorge- 
macht worden ſind. Bei der Verpflegung trifft dieſe 
Annahme zweifellos zu, ebenſo bei verſchiedenen an⸗ 
deren Sachen, bei denen eine auffällige Veränderung 
nenenitber dem Zuſtand, mie ich ihn kennengelernt 
habe, eingetreten iſt und der mir noch vor ganz kurzer 
Zeit von aus der Strafanuſtalt Entlaſſenen beitätiat 
worden iſt. Wozu die Verwaltung in den Verdacht 
bringen, daß ſie informiert worden ift. 

Wenn wir den Abgeordneten, wie es in England 
iſt, das Recht einräumten, während der Geſchäfts⸗ 
ſtunden die Strafanſtalt unangemeldet zu beſuchen, 
alauße ich nicht, daß allzu viele Abgeordnete von die⸗ 
ſem Rechte Gebrauch machen würden. Wir haben den 
Volkstag ſeit fünf Jahren. Zum erſtenmal iſt jetzt 
das Anſinnen an die Regierung geſtellt worden. einem 
Abgeordneten das Recht einzuräumen. An ſich bean- 
ſpruche ich das Recht für mich. Der Abgeordnete muß 
immer das Recht haben, jede Staatseinrichtung nach 
Belieben einzuſehen. Deswegen habe ich das Anſinnen 
an Senator Dr. Frank geſtellt, daß ich mir mit Regie- 
rungserlaubnis die Anſtalt anſehen kann. Ich glaube 
nicht, daß ein Abgeordneter, der dorthin käme, ſelbſt 
wenn er das Recht hätte, einen Gefangenen ohne Auf⸗ 
ſicht zu ſprechen, damit Mißbrauch treiben würde. Der 
Abgeordnete, der das täte, hätte das moraliſche Recht, 
Abgeordneter zu ſein, verloren. Ich glaube nicht, daß 


des Beſchuldigten (C 
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in dieſem Hauſe auch nur ein Mitglied iſt, das einen 
Mißbrauch mit dieſem Recht treiben würde, wenn es 
ihm eingeräumt würde. Vielleicht glauben die ganz 
rechtsſtehenden Parteien, daß die gans links von uns 
ſtehenden Kommuniſten das vielleicht mißbrauchen 
könnten. Ich glaube aber nicht, daß die betreffenden 
. Gennffen ſolch einen Mißbrauch treiben würden. Es 
würde ſehr ſchnell herauskommen. wenn das vorkäme, 
und dann würde es Pflicht der Regierung ſein, eine 
derartige Einrichtung wieder zu beſeitigen oder durch 
Geſetz oder Verordnung abzuſchaffen. Man ſoll aber 
micht, weil man es für möglich hält, daß vielleicht 
ein Abgeordneter mit dieſem Ehrenrecht, das jedem 
Abgeordneten zuſteht. in den tiefſten Winkel der 
Stgatseinrichtungen hineinzuſehen und ſich danach 
ſeine Meinung für die geſetzgebende Körperſchaft zu 
bilden, Mißbrauch treiben könnte, die Sache verhin⸗ 
dern. Es beſteht die Möglichkeit, Präventiymaßnah⸗ 
men zu ſchaffen. Die Regierung würde. wenn ſie ſich 
mit meinem Wunſch einverſtanden erklärte, ſich der 
Gefahr, daß fie den Abgeordneten etmas vormacht, 
gar wicht ausſetzen. Ich hoffe, daß das Haus einen 
von mir zu ſtellenden Antrag annehmen wird, daß die 
Abgeordneten das Recht haben, die Strafanſtalten zu 
beſuchen, um mit den Gefangenen zu verkehren. 

Das find in großen Zügen die Wünſche, die ich in 
bezug guf die Strafanſtalt habe. Die Zeit iſt zu vor⸗ 
geſchritten, um noch Anträge bezüglich der Verpflegung 
zu ſtellen. Ich bin der innerſten Ueberzeugung, daß 
die Gefangenen heute mit der Verpflegung nicht aus⸗ 
kommen können. Ich bitte zu genehmigen, daß die 
Leute alle vier Wochen ein 5⸗Kilo⸗Paket von ihren 
Familien bekommen können. Es mird ja ſomieſo 
umterſucht. Das Brot mird durchgeſchnitten, da viel- 
leicht eine Säge drin fern könnte, die Butter wird 
unterſucht. Alles wird bis aufs kleinſte nachgeſehen. 
Da könnte man den Strafgefangenen einmal im Mo- 
nat ein Liebeszeichen von den Familienangehörjgen 
zukommen laſſen, durch das ihnen zum Bewußtſein 
gebracht wird: „Du biſt noch nicht ganz verdammt, du 
gehörſt noch immer zur menschlichen Geſellſchaft und 
wirst wieder ein nützliches Mitglied der Geſellſchaft 
werden.“ 

In dieſem Zuſammenhang möchte ich die Regie⸗ 
rung erſuchen, da es für dieſen Etat nicht mehr mög⸗ 
lich ift, für den nächſten Etat Mittel bereitzustellen, die 
für die Fürſorge der Gefangenen nach der Entlaſſung 
aus den Strafanſtalten dienen ſollen. Wenn der Ge⸗ 
fangene, der pro Tag nicht mehr mie 20 Guldenpfen⸗ 
nige verdienen darf, wovon er fiih kleine Zulagen be⸗ 
ſchaffen kann, entlaſſen wird, hat er keinen Pfennig. 
Er hat nicht einmal Geld zur Fahrt, wenn er außer⸗ 
halb der Stadt Danzig wohnt. Ich erinnere Sie an 
den Prozeß des angeblichen Straßenräubers vor dem 
Schmurgericht, wo die Geſchworenen große Milde wal⸗ 
ten ließen und wo ich als Obmann der Geſehworenen 
veranlaßt wurde, an das Gericht die Bitte zu richten, 
infolge der eigenartigen Verhältniſſe den Mann auf 
freien Fuß zu ſetzen. Der Vorſitzende, Dr. Zint, fragte 
ihn, ob er auch Geld Hätte, worauf der betreffende 
„nein“ antwortete. Da wurde von den Geſchworenen 
die Summe von 5000 Mark geſammelt, die dem Wert 
unn etwa 50 Mark heute entſprachen. Ich fand das 
ſehr eigenartig, zumal ich Obmann der Geſchworenen 
und Anfeindungen der rechten Seite ausgeſetzt war. 
Bald darauf ſtand in der „Danziger Allgemeinen 
Zeitung“: „Straßenraub vom Schwurgericht belohnt. 
Obmann der Geſchworenen der Abg. Rahn.“ Es muß 
alſo den Gefangenen etwas nach ihrer Entlaſſung zur 
Verfügung geſtellt werden. Der Herr Oberſtaats⸗ 
anwalt Schneider erklärt, das könne nicht von der 


privaten Hilfe geſchehen, da müſſe der Staat einſetzen. (O) 


Die Staotsorgane müſſen ſich mit der Unterbringung 
der Strafgefangenen nach der Entlaſſung beſchäftigen. 
Sonſt ſtehen ſie mittellos da und begehen wieder Dieb⸗ 
ſtahl, der im Wiederholungsfall mit Zuchthaus geahn⸗ 
det wird. In dieſer Beziehung muß in der Zukunft 
etwas geſchehen. Der Gefängnisverein, der in mancher 
Beziehung Gutes geleiſtet Hat. ſieht fidh. wie Herr 
Oberſtaatsanwalt Schneider heute ferot erklärte, 
außerſtande, dieſe Aufgabe zu leiſten. Deshalb ſollten 
Mittel zur Verfügung geſtellt werden, um den Gefan⸗ 
genen, dex Teine Strafe abaebüßt hat, nach Möglich⸗ 
keit vor Rückfällen zu bemahren. Das beſte Prohi⸗ 
bitiymittel gegen den Rückfall des ehemaligen Etraf- 
gefangenen ift die Arbeit. Beſorgen wir alio unſeren 
ehemaligen Strafgefangenen noch Möglichkeit Arbeit 
und verſchaffen wir auch den Arbeitsloſen, ſoweit es 
geht. Arbeit. 

Wenn die Danziger Bevölkerung Arbeit hat, dann 
werden wir im Gefängnis nicht 800 Gefangene, mie 
gegenwärtig, ſitzen haben und etwa 250 Zuchthäusler 
in preußiſchen Anſtalten, ſondern wir werden bei den 
Danziger Verhältniſſen vielleicht mit einer Zahl von 
50 bis 100 Strafgefangenen auskommen können. 
Vieles ift auf dieſem Gebiet zu beſſern. Die Abgeord⸗ 
neten, der Geſetzgeber und die Regierung haben die 
verfluchte Pflicht, dieſe Frage nicht auf die leichte 
Schulter zu nehmen und zu ſagen: Wer hinter der Tür 
auf Schießſtange verſchwunden iſt, it für die menſch⸗ 
liche Geſellſchaft wohl gerettet. Wir brauchen uns um 
ihn nicht zu kümmern. Die ſeit 100 Jahren beſtehen⸗ 
den Vorſchriften ſind fo aut, daß der Betreffende wohl 
aufgehohen iſt. Die erſte Frage des Strafvollzugs 
muß der Bruch mit der Vergeltungstheorie im Straf- 
voua ſein. Von gans menigen Elementen ab- 
geſehen iſt in jedem Zuchthäusler und in fedem Straf⸗ 
gefangenen, der durch die Umſtände, die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe, Erziehung uſw. mit dem Strafgeſetz kol⸗ 
lidiert, ein mter Kern. Dieſen guten Kern zu wecken, 
muß Aufgabe der Strafvollzugsorgane Teim. Aufgabe 
des Volkstaas muß es Tein, die Mittel dazu zu bewil⸗ 
ligen, und die geſetzlichen Beſtimmungen Ham. Ver- 
maltungs⸗Verordnungen der Regierung an die Hand 
zur geben. Wenn in dem Sinne operiert wird, werden 
wir die Menſchheit, die heute mit den Strofgeſetzen 
in Konflikt kommt, beſſern können. Bei dem heutigen 
Racheſyſtem. bei dem Vergeltungsſyſtem, wird in den 
meiſten Fällen aus dem zum erſtenmal ins Gefängnis 
Gekommenen ein größerer Verbrecher, als er bisher 
1 Das zu verändern, iſt des Schweißes der Edlen 
wert. 

Ich bitte Sie, dazu beizutragen, daß Danzig in 
dieſer Beziehung nicht mehr hinter dem Mond mar⸗ 
ſchiert, ſondern fih in die Reihe der Starten. einglie- 
dert, die einen modernen Strafvolleug haben. Ich 
darf Sie daran erinnern, daß z. B. in der Fuhlsbüttler 
Anſtalt bei Hamburg gaanz moderne Methoden einge- 
ſchlagen werden, die ſich gut bewährt haben. Man 
bietet dort den Gefangenen von Zeit zu Zeit Muſik⸗ 
aufführungen. In Bezug auf Literatur geht man 
nicht fo kleinlich vor wie in unſerem Gefängnis. Man 
bietet den Gefangenen alle möglichen Vergünſtigun⸗ 
gen, um durch Güte den Menſchen in ihnen wieder zum 
Bewußtſein zu bringen, und den vorübergehenden 
Verbrecher zu einem nützlichen Mitalied der Geſell⸗ 
ſchoft zu erziehen. Ich glaube, daß Sie etwas Gutes 
tun, wenn Sie meine heiden Anträge annehmen. Wenn 
wir in Zukunft veriodiſch. allzu oft wird das nicht vor- 
kommen, wieder einen Beth machen, wird die Ge- 
fängnisvermaltung uns nicht mehr als Leute anſehen. 
die dort hinkommen, um nun alles in Dreck und Speck 
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(A) vorzufinden. Das hat uns vollſtändig ferngelegen. 


(B 


= 


Wir wollten uns von den Zuſtänden überzeugen, um, 
da wir einmal zur Geſetzgebung berufen ſind, unſere 
Anregungen geben zu können, damit auf dem Gebiete 
des Strafvollzuges etwas gebeſſert werden kann. Ich 
bin überzeugt, daß kein Mitglied in dieſem Hauſe 
frivol Anträge zu dieſem Thema ſtellen wird, ſondern 
daß jeder ſich ernſtlich bewußt ſein wird, daß nur im 
Rahmen des Möglichen vorgegangen werden kann. Ich 
bitte deshalb, meinen Anträgen zuzuſtimmen und er⸗ 
warte, daß die Regierung in Zukunft den Strafvollzug 
in der von mir angedeuteten Weiſe reformieren wird. 
(Bravo!) . S 


Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsoroͤnung hat 
das Wort Herr Abg. Dr Bumke. i 


Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Es ift faſt 48 Uhr. Wir würden ſehr gern weiter 
figen, müſſen aber auf den Herrn Präſidenten Rückſicht 
nehmen. Da ich nun einmal das Wort habe, möchte ich 
gleich um folgendes bitten: Wir werden ſelbſtverſtänd⸗ 
lich am Mittwoch, an dem wohl die nächſte Sitzung 
ſtattfindet, in der Etatsberatung fortfahren. Ich 
würde Sie bitten, als Punkt 1 noch die Druckſache 
Nr. 1399 auf die Tagesordnung zu ſetzen. Das iſt das 
Geſetz über die Abänderung des Gerichts verfaſſungs⸗ 
geſetzes, das dem vereinigten Senate des Obergerichts 
die Entſcheidung übertragen will, ob ein Geſetz der Ver⸗ 
faſſung entſpricht. Der Geſetzentwurf wird auch ohne 
jede Beſprechung in den Ausſchuß geſchickt werden. 
Die Verabſchiedung eilt, wie mir Herr Abg. Dr Kam⸗ 
nitzer beſtätigen wird. Gerade im Intereſſe der Wirt⸗ 
ſchaft muß die Vorlage ſchnell erledigt werden, damit 
eine Rechtsſicherheit auf dem Gebiete der Geſetzgebung 
erzielt wird. Ich möchte bitten, die Sache als Punkt 1 
auf die Tagesordnung zu ſetzen. Ich glaube, ſie wird 
ohne Ausſprache erledigt werden. 


Vizepräſident Splett: Gegen die Vertagung er⸗ 
hebt ſich kein Widerſpruch. Ich ſtelle feſt, daß die 
Vertagung beſchloſſen iſt. Wir kämen dann zur Feſt⸗ 
ſtellung der nächſten Tagesordnung, zu der Herr Abg. 


De Bumke bereits einen Vorſchlag gemacht hat. Zur 


Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Spill. 


Spill, Abgeordneter (S. P..): Der Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß, der heute tagte, hat beſchloſſen, daß zunächſt die 
Etats beraten werden ſollen. (Das iſt vergeſſen 
worden! rechts.) Das iſt nicht vergeſſen worden, es 
wurde ſogar ziemlich lange darüber geſprochen, ob wir 
noch die erſte Leſung vorzunehmen hätten. Ich muß 
wieder feſtſtellen, daß die Vereinbarungen im 
Aelteſtenausſchuß keinen Sinn mehr haben, wenn man 
nach drei oder vier Stunden mit anderen Anträgen 
kommt. Im Auftrage meiner Fraktion erkläre ich, 
wenn die Dinge ſo weiter gehen, müſſen wir es ab⸗ 
lehnen, an den Sitzungen des Aelteſtenausſchuſſes teil⸗ 
zunehmen. Zu der Sache ſelbſt möchte ich ſagen, daß 
wir ſchließlich nichts dagegen einzuwenden haben, wenn 
die Vorlage auf die Tagesordnung kommt. Warum 
wird dann aber die Vereinbarung nicht im Aelteſten⸗ 
ausſchuß getroffen. Es geht unter keinen Umſtänden, 
daß die Vereinbarungen des Aelteſtenausſchuſſes nicht 
gehalten werden. (Abg. Kurowſki: Das wollen wir 
nicht, wir können den Antrag ja ablehnen!) Die 
Fraktion hat ſich im Aelteſtenausſchuß mit der Feſt⸗ 
ſetzung der Tagesordnung einverſtanden erklärt, das 
will ich hier nur feſtnageln. Gegen die Heraufſetzung 
des Punktes auf die Tagesordnung will ich keinen 
Einſpruch erheben. = 


Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Schwegmann. 
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Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! (0) 


Selbſtverſtändlich ſoll man im allgemeinen achten, was 
im Aelteſtenausſchuß verabredet worden iſt. Es beſteht 
nicht die Abſicht, Teile des Hauſes zu majoriſieren. 
Warum ſoll aber eine Sache, die als dringend betrachtet 
wird, nicht auf die Tagesordnung kommen? Das liegt 
im 5 Intereſſe. Es iſt oft ſo verfahren 
worden. 


Vigepräfident Splett: Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Dr Neumann. 

Dr. Neumann, Abgeordneter (Lib.): Auch ich möchte 
Herrn Abg. Spill bitten, in dieſem ſpeziellen Fall 
ſeinen Widerſpruch fallen zu laſſen. Es bedeutet keine 
Vertragswidrigkeit einer andern Partei, wenn ein 
beſonders dringender Punkt auf die Tagesordnung 
geſetzt werden ſoll. Es handelt ſich tatſächlich um eine 
außerordentlich dringliche Angelegenheit, Herr Abg. 
Spill, ich bitte Sie deshalb, von Ihrem Widerſpruch 
Abſtand zu nehmen. (Abg. Spill: Ich habe keinen 
Einſpruch erhoben!) 


Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Abg. Dr Neu- 
mann, Sie waren nicht im Aelteſtenausſchuß. Ich 
ſtelle feſt, daß wir im Aelteſtenausſchuß eingehend über 
dieſen Punkt geſprochen haben. Die einſtimmige Mei⸗ 
nung gina dahin, dies Geſetz nicht auf die Tagesord⸗ 
nung zu ſetzen. Wenn es vergeſſen worden wäre, ſo 
wäre das Vorgehen der Deutſchnationalen Fraktion 
zu rechtfertigen. Es kann vorkommen, daß man etwas 
vereinbart und nachher etwas dazwiſchenkommt, wo⸗ 
ran man nicht gedacht hat. Ueber dieſen Tagesord⸗ 
nungspunkt iſt geſprochen worden. Das will ich nur 
feſtſtellen. Im übrigen will ich keinen Einſpruch er⸗ 
heben. 

Vizepräſident Splett: Einſpruch gegen die Herauf⸗ 
ſetzung des Punktes auf die nächſte Tagesordnung iſt 
nicht erfolgt. Dann würden wir folgende Tagesord⸗ 
nung haben: 5 

1, Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abände⸗ 

rung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und das Aus⸗ 


führungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz, Druck⸗ 
ſache Nr. 1399. ; 


2. Fortſetzung der Beratung der Haushaltspläne, 

Weiter wünſcht Herr Abg. Raube die Behandlung 
ſeines Antrages nach Schluß der Etatsberatung, der 
fordert, daß den Erwerbsloſenbeiröten, die im Frei- 
ſtaat tagen, Delegierte ſeitens des Senats hinzugefügt 
werden. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (b. k. Fr.): Die Druckſache He- 
züglich der Nachprüfung von Geſetzen durch das Ober- 
gericht liegt ſchon lange genug vor. Das Haus kann 
die Heraufſetzung auf die Tagesordnung beſchließen. 
Ich würde es aber nicht für zweckmäßig halten, den 
Punkt auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung zu 
ſetzen. Wenn wir damit anfangen, ſo iſt ſicher, daß 
das Problem von der Linken gründlich aufgerollt wird. 
(Abg. Dr Bumke, wir wollen gar nicht reden!) Aber 
Herr Abg. Dr Bumke in allen Ehren, von Ihnen iſt 
es doch nicht abhängig, ob andere Abgeordnete ſprechen. 
(Abg. Dr Bumke: Nein, nein!) Ich glaube, daß wir 
nicht ſo ſchnell um dieſe Sache herumkommen. Ich bin 
überzeugt, daß neben den Herren von der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei, (Die reden nicht! rechts.) 
mir hat Herr Abg. Müller geſagt, daß er außerordent⸗ 
lich ſchwere Bedenken hat. Deswegen nehme ich an, 


daß er dagegen ſprechen wird. Dann kommen wir 
nicht zur Etatsberatung und der ganze Tag geht an 
einer Frage verloren, die wirklich nicht ſo dringend iſt. 


(D) 


(A) 
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Vizepräſident Splett: Herr Abg. Rahn hat Wider- 
ſpruch erhoben, das Haus muß entſcheiden. (Abg. 
Rahn: Abg. Spill hat Widerſpruch erhoben!) Der 
Widerſpruch des Herrn Abg. Spill war zurückgezogen. 
Nachdem jetzt von neuem Widerſpruch erhoben worden 
iſt, wird abgeſtimmt. Wer dafür iſt, daß dieſer Punkt, 
Druckſache Nr. 1399, auf die Tagesordnung geſetzt wird, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 


(Geſchieht.) Das 


ift die überwältigende Mehrheit; es ift jo beſchloſſen. (B) A 
Dann bitte ich um Stellungnahme, ob der Antrag des N 
Abg. Raube und Fraktion am Schluß der Mittwoch⸗ Ki 
ſitzung nach Erledigung der Etatsberatung auf die H 
Tagesordnung geſetzt werden ſoll. Wer dafür ift, bitte || 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ift | 
die Mehrheit. Der Antrag kommt auf die Tages⸗ H 
ordnung. Ich ſchließe die Sitzung. M 
(Schluß der Sitzung 7 Uhr 45 Minuten.) A 

li 

| 


j 
i 
| 
| 
| 
| 


(A) 
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116. Sitzung. 
Mittwoch, den 17. Juni 1925. 


Die Sitzung wird 4 Uhr 5 Minuten durch den Vize⸗ 
präſidenten Splett eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Stellv. Präſident des Senats 
Dr. Ziehm; Senatoren Pertus, Runge, Schultze, 
Dr. Schwartz, Dr. Strunk, Dr. Wiereinski; Obergerichts⸗ 
rat Kettlitz, Oberregierungsrat Brieſewitz; Oberbaurat 


Virus, Regierungsrat Burmeiſter, Regierungsoberinſpek⸗ 


toren Brockſch, Schneider. 


Vizepräſident Splett: Ich eröffne die 116. Sitzung 
des Volkstages. An geſchäftlichen Mitteilungen habe 


` Œ ich Ihnen bekannt zu geben, daß neu eingegangen iſt 


der Entwurf eines Geſetzes betr. Abänderung des Bier⸗ 
ſteuergeſetzes vom 26. Juli 1918 und 11. April 1922. 
Druck und Verteilung ſind veranlaßt. Dann hat der 
Herr Abg. Klawitter Urlaub vom 13. Juni bis ein⸗ 
ſchließlich 24. Juni beantragt. Widerſpruch höre ich 
nicht, der Urlaub iſt bewilligt. Ich rufe auf Punkt 1 
der Tagesordnung: ; 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die Abänderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 


und des Ausführungsgeſetzes zum Gerichts⸗ 


verfaſſungsgeſetz. 
Druckſache Nr. 1399. Ich eröffne die Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Müller. 

Müller, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Uns liegt hier ein Geſetzentwurf vor, der durch die 
Rechtſprechung der Gerichte veranlaßt worden iſt, und 
zwar dadurch, daß das Obergericht am 1. April das 
Beamtenabbaugeſetz in einer wichtigen Beſtimmung für 
ungültig erklärt hat. Durch diefe Geſetzes vorlage ſoll 
die Frage, in welcher Weiſe bei der Nachprüfung der 
Verfaſſungsmäßigkeit von Geſetzen vorgegangen wird, 
ein für allemal geregelt werden. Dieſe Geſetzesvorlage 
iſt von der größten politiſchen Bedeutung. Sie bedeutet 
nicht mehr und nicht weniger, als daß über dem Volks⸗ 
tag, der nach alten demokratiſchen Begriffen die höchſte 
Behörde im Staat ſein ſoll, noch eine höhere Inſtanz 
geſchaffen wird, ſodaß die Tätigkeit des Volkstages 
nachkorrigiert und dem Volkstag unter Umſtänden eine 
Zenſur erteilt wird, ob er richtig gehandelt hat oder nicht. 


Zunächſt widerſpricht es alten demokratiſchen Grund⸗ 


ſätzen, daß über der Volksvertretung, der Behörde, die 
unmittelbar aus der Wahl des Volkes hervorgegangen 
iſt, noch eine höhere Behörde geſchaffen wird. So hat 
die Schweiz, die wohl das Mutterland der europäiſchen 


Demokratien iſt und das Mutterland des Jean Jacques 


Rouſſeau, es abgelehnt, den Gerichten das Recht zu 


geben, die Verfaſſungsmäßigkeit von Geſetzen nachzu⸗ 
prüfen. Dagegen hat Bayern, das man wohl augen⸗ 
blicklich als das reaktionärſte Land anſehen kann, den 
Gerichten die Pflicht auferlegt, die Verfaſſungsmäßigkeit 
von Geſetzen nachzuprüfen. Die Reichsverfaſſung, ebenfo 
wie unſere Danziger Verfaſſung ſchweigen ſich über 
dieſen Punkt vollkommen aus. Trotzdem iſt das Ober⸗ 
gericht zu der Ueberzeugung gelangt, daß auch nach der 
Danziger Verfaſſung ein ſolches Prüfungsrecht gegeben 
iſt, und zwar leitet es dieſes Recht aus dem Artikel 71 
der Verfaſſung her, in dem es heißt: „Die Grundrechte 
und Grundpflichten bilden Schranke und Richtſchnur für 
die Rechtspflege.“ Nach meiner Ueberzeugung iſt das 
ſchon eine ſehr künſtliche Herleitung des Obergerichts. 
In den Urteilen, die ich mir noch heute vormittag durch⸗ 
geleſen habe, ſtützt es ſich im weſentlichen nur auf die 
Entſtehungsgeſchichte dieſes Paragraphen, indem es 
ſagt, daß der Antrag, der im Sahm'ſchen Entwurf 
ſtand, das Prüfungsrecht zu verbieten, abgelehnt 
wurde. Dem kann man aber entgegenhalten, daß der 
gegenteilige Antrag dieſes Prüfungsrecht zu geben, auch 
abgelehnt wurde. Aus der Entſtehungsgeſchichte kann 
man ein ſolches Recht nicht herleiten. Meine Fraktion 
und ich faſſen den Artikel 71 der Verfaſſung ſo auf, 
daß Grundrechte und Grundpflichten nur inſofern, als 
es ſich um die Geſetzesauslegung handelt, eine Richt⸗ 
ſchnur für die Rechtspflege ſein können, und daß nicht 
ein Geſetz das gegeben wurde, ohne weiteres als un⸗ 
gültig erklärt werden kann. Das widerſpricht demo⸗ 
kratiſchen Grundſätzen, wie ſie auch im alten Reich von 
dem Abgeordneten Bebel erklärt worden ſind. 


Für uns iſt in erſter Linie der Artikel 43 der Ver⸗ 
faſſung maßgebend, worin ſteht, daß ein Geſetz durch 
übereinſtimmenden Beſchluß des Volkstages und des 
Senats zuſtande kommt. Man ſollte meinen, daß die 
Gerichte, die die Geſetze anzuwenden haben, daran ohne 


weiteres gebunden find. In Abſatz III des Artikels 43 (D) 


iſt ſogar die Möglichkeit gegeben, daß das ſouveräne 
Volk ein Geſetz beſchließt, alſo durch Volksentſcheid. Im 
übrigen iſt die Auffaſſung des Obergerichts auch keines⸗ 
wegs konſequent, wenn man ſie mit der jetzigen Senats⸗ 
vorlage vergleicht, die doch ſicher nach Einholung eines 
Gutachtens des Obergerichts eingebracht iſt. Wenn man 
das konſequent verfolgt, wenn man ſagt, der Artikel 71 
gibt dem Gericht das Recht, die Verfaſſungsmäßigkeit 
des Geſetzes nachzuprüfen, dann müßte man jedem 
Richter das Recht geben. Sonſt liegt eine Verletzung 
des Artikels 61 der Verfaſſung vor. Inſofern iſt dieſer 
Standpunkt auch nicht konſequent, wenn man ſagt, daß 
dieſe Vorlage lediglich eine Aenderung des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes ſei. Sie iſt im Grunde genommen 
zugleich, das kann leicht ſo aufgefaßt werden, eine Ver⸗ 
faſſungsänderung ſelbſt. Sie bedürfte alſo einer Zwei⸗ 
drittelmehrheit und der Genehmigung des Völkerbundes. 
Auf dieſe Unebenheit, die in der Vorlage vorhanden iſt, 
möchte ich ausdrücklich hinweiſen. 

Schließlich iſt die Vorlage auch inſofern eine voll⸗ 


ſtändige Neuheit gegenüber dem bisherigen Zuſtand, 


weil ſie das Prüfungsrecht der Gerichte, alſo des Ober⸗ 
gerichts, noch erweitert. Das Obergericht hat in allen 
feinen Urteilen gejagt, daß es die Verfaſſungsmäßigkeit 
von Geſetzen nur inſoweit nachprüfen dürfe, als die 
Grundrechte und Grundpflichten, wie ſie in den Artikeln 72 
bis 115 der Verfaſſung niedergelegt ſind, ihnen entgegen⸗ 
ſtehen. Durch dieſen Entwurf wird das Recht des Ober⸗ 
gerichts zur Prüfung der Verfaſſungsmäßigkeit von Ge⸗ 
ſetzen noch ganz erheblich ausgedehnt, alſo über den 
Rahmen der Judikatur des Obergerichts hinaus, auch 
über den Rahmen der die Grundlage für die Judikatur 
bildenden Judikatur des deutſchen Reichsgerichts. Darauf 
muß ausdrücklich hingewieſen werden. f 
Schließlich ſtellt die Art und Weiſe, wie die Prüfung 
vorgenommen werden ſoll, auch einen Eingriff in ein 
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ſchwebendes Verfahren dar. Nehmen wir den Fall, ein 
Amtsrichter kommt im Laufe eines Prozeſſes zu der 
Ueberzeugung, daß die Frage von der Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit des Geſetzes abhänge. Dann iſt er nicht mehr 
berechtigt, aus eigener Ueberzeugung ein Urteil zu er⸗ 
laſſen, ſondern er muß die Akten flugs ans Obergericht 
abgeben. Durch das Geſetz wird alſo in ein ſchwebendes 
Verfahren eingegriffen, und zwar dadurch, daß ein 
niederer Richter, der die Ueberzeugung hat, ein Geſetz 
ſei nicht verfaſſungsmäßig, den Prozeß abbrechen und 
ans Obergericht geben muß. Bisher wurde von der 
Rechten immer geltend gemacht, daß man jeden Ein⸗ 
griff in ein ſchwebendes Verfahren ablehnen müſſe, und 
hier will man ein Geſetz ſchaffen, das einen ſolchen Ein⸗ 
griff in ein ſchwebendes Verfahren gerade ſanktioniert. 
Dieſer Angriff auf die Unabhängigkeit der Richter, der 
ſich in dieſer Geſetzesvorlage auswirkt, muß ebenfalls 
hervorgehoben werden. Es ließe ſich in Zukunft ſo 
machen, daß man auch für die Urteile der Amtsgerichte 
in Zivilſachen, gegen die eine Berufung an die Zivil⸗ 
kammer des Landgerichts zuläſſig iſt, nunmehr eine 
Reviſionsinſtanz ſchafft, ſodaß dieſe Prozeſſe in der 
Reviſionsinſtanz auch an das Obergericht gelangen. 
Es würde ſich alſo eine Prüfung der Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit eines Geſetzes durchführen laſſen, aber nicht 
ſo, wie es hier geſchieht, daß man den niederen Richter 
zwingt, den Prozeß abzubrechen und die Akten dem 
Obergericht abzugeben. Dieſe Beſtimmung könnte viel⸗ 
mehr ſehr leicht mißbraucht werden. Amtsrichter, die 
ein großes Dezernat haben, und die ſich überlaſtet fühlen 
oder denen ein Prozeß unangenehm iſt, wären ſofort 
in der Lage, die Akten ans Obergericht abzugeben und 
zu jagen,sfie hätten Zweifel an der Verfaſſungsmäßig⸗ 
keit des Geſetzes, das Obergericht ſolle entſcheiden. So, 
wie die Geſetzesvorlage lautet, würde das Obergericht 
gar nicht das Recht haben nachzuprüfen, ob die be⸗ 


(B) treffende Frage von der Verfaſſungsmäßigkeit oder Ver⸗ 


faſſungswidrigkeit eines Geſetzes abhängt. Es müßte 
dem Erſuchen des Amtsrichters ohne weiteres Folge 
leiſten und ein Urteil erlaſſen, ob das Geſetz verfaſſungs⸗ 
mäßig oder verfaſſungswidrig iſt. Sie können ſich aus⸗ 
malen, was fih daraus ergibt und welche Ueberbelaſtung 
des Obergerichts unter Umſtänden herbeigeführt werden 
könnte, was zur Folge hätte, daß man einen neuen 
Senat des Obergerichts ſchaffen müßte. Das bedeutete 
wiederum eine Vermehrung des höheren Beamten⸗ 
apparats. Sehr intereſſant iſt, daß ſich auch der 
Völkerbundsrat in ſeiner letzten Sitzung mit der Frage 
beſchäftigt hat, wie eventuell zu verfahren iſt, wenn 
der Senat Verfaſſungswidrigkeiten begeht. Ich habe 
dieſe Mitteilung aus Warſchauer Blättern entnommen 
und habe leider in der Danziger Preſſe darüber nichts 
gefunden. Die Senatspreſſeſtelle ſcheint die Danziger 
Zeitungen über dieſe Sache nicht informiert zu haben. 
Der Völkerbundsrat ſoll in geheimer Sitzung beſchloſſen 
haben, daß der Oberkommiſſar ermächtigt und ver⸗ 
pflichtet iſt, wenn eine Verfaſſungswidrigkeit durch den 
Senat vorkommt, den Senat darauf aufmerkſam zu 
machen, wenn der Senat die Uebelſtände nicht beſeitigt, 
geht die Angelegenheit an den Völkerbundsrat. 


Demnach können wir in die Lage kommen, zwei 
Organe über dem Volkstag zu haben, die dazu da ſind, 
die Verfaſſungsmäßigkeit oder Verfaſſungswidrigkeit der 
von ihm geſchaffenen Geſetze nachzuprüfen, erſtens das 
. und h 55 mE, = 
ührt zu ganz unmöglichen Zuſtänden. Schließlich ge⸗ 
nießt das Obergericht nicht unſer Vertrauen. Wir alle 
wiſſen, daß das Obergericht aus Richtern zuſammen⸗ 
geſetzt iſt, die ſtark reaktionär veranlagt ſind. Wir 
haben das aus zahlreichen Urteilen erſehen. Häufig 
hat es die Verfaſſungsmäßigkeit von Geſetzen bejaht, 
wo die ernſteſten Bedenken gegen die Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit eines Geſetzes vorzubringen waren. In 
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anderen Fällen dagegen, wo z. B. ein Angriff gegen 
die Beamtenſchaft ſtattfand, beim Altersgrenzengeſetz, hat 
es die Verfaſſungswidrigkeit ſofort feſtgeſtellt. Wir werden 
alſo, wenn wir an dieſer Geſetzesvorlage mitarbeiten 
und die Mehrheit des Volkstags ſich wirklich auf den 
Standpunkt ſtellen ſollte, daß ein ſolches Feſtſtellungs⸗ 
recht gegeben iſt und nicht der beſtehenden Verfaſſung 
widerſpricht, daß mithin dieſe Vorlage, wenn ſie Geſetz 
wird, keine Abänderung der Verfaſſung bedeutet, zum 
mindeſten dahin zu wirken ſuchen, daß dieſer höchſte 
Gerichtshof, der mit der Frage der Verfaſſungsmäßig⸗ 
keit oder Verfaſſungswidrigkeit von Geſetzen betraut 
wird, anders zuſammengeſetzt wird. (Parteipolitik! 
rechts.) Alle Parteien, Sie können auch darin ſitzen. 
Wir haben im Auge, daß dieſer oberſte Gerichtshof, 
der die Verfaſſungsmäßigkeit oder Verfaſſungswidrigkeit 
von Geſetzen feſtſtellen ſoll, ähnlich zuſammengeſetzt iſt 
wie der Gerichtshof über die Senatorenanklage nach 
unſerem Entwurf. Dadurch wird nach außen dem 
Völkerbundrat gegenüber eine viel beſſere Garantie ge⸗ 
boten, daß über die Verfaſſungsmäßigkeit von Geſetzen 
und Handlungen des Senats gewacht wird, als wenn 
hier das Obergericht dafür beſtimmt wird, das in keiner 
Weiſe das Vertrauen genießt und das nach außen hin 
zu erkennen gegeben hat, daß es ſtark politiſch beein⸗ 
flußt iſt. Inſofern iſt es aus außenpolitiſchen Gründen 
beſſer, wenn wir mit dieſer Frage einen anders zu⸗ 
ſammengeſetzten Gerichtshof betrauen als das Plenum 
des Obergerichts. * 

Wir beantragen deshalb, dieſe Geſetzesvorlage an 
den Verfaſſungsausſchuß zu überweiſen, damit ſie dort 
zuſammen mit dem Geſetzentwurf über die Senatoren⸗ 
anklage beraten wird. So werden wir ſehen, ob etwas 
Vernünftiges herauskommt. Davon werden wir unſere 
Stellungnahme abhängig machen, ob wir die ganze 
Vorlage ablehnen oder ihr teilweiſe zuſtimmen. 4 
b l aoi Splett: Das Wort hat der Herr Abg. D) 
ſtahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): In den Grundſätzen 
der demokratiſch regierten Staaten iſt einerſeits ein Nach⸗ 
prüfungsrecht der Geſetze durch die Gerichte gegeben, 
andererſeits bei den Staaten, die auf dem Boden der 
Legaltheorie ſtehen, ein Nachprüfungsrecht von Geſetzen 
durch den Richter ausgeſchloſſen. Dies Ausſchließungsrecht 
kannten wir in der alten preußiſchen Verfaſſung, die 
ausdrücklich beſtimmte, daß! der Richter nur nach dem 
Wortlaut eines ordnungsmäßig verkündeten Geſetzes zu 
urteilen hatte und alles andere ihn nichts anginge. In 
den pereinigten Staaten von Nordamerika, wo eine 
ſtrenge Gewaltentrennung zwiſchen Exekutive, Legislative 
und Rechtſprechung vorhanden iſt, haben wir den aus 
neun oberſten Richtern zuſammengeſetzten Supreme Court 
of Juſtice, der über Verfaſſungsfragen zu entſcheiden hat. 
Im Laufe der Geſchichte der vereinigten Staaten von 
Nordamerika ſind Dutzende von Fällen vorgekommen, 
daß jahrelang um die Rechtmäßigkeit und Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit von Geſetzen gekämpft worden iſt, die ſchließ⸗ 
lich vom Oberſten Gerichtshof als verfaſſungswidrig be⸗ 
zeichnet wurden. Ein ſolches Geſetz war ſeinerzeit der 
von den Angehörigen der Südamerikaniſchen Staaten 
geführte Prozeß wegen der verfaſſungsmäßigen Abſchaf⸗ 
fung der Sklaverei. Das Geſetz wurde letzten Endes 
vom oberſten Gerichtshof für zuläſſig erklärt. Auch in 
den letzten Jahren hat der oberſte Gerichtshof der Ver⸗ 
einigten Staaten das Antialkoholgeſetz als verfaſſungs⸗ 
mäßig bezeichnet. Die Alkoholintereſſenten haben dagegen 
rieſig Sturm gelaufen, und es iſt ein jahrelanger Kampf 
um die Verfaſſungsmäßigkeit dieſes Geſetzes geführt 
worden. 

Auch die Schweiz kennt ein Nachprüfungsrecht des 
Richters bezüglich der Verfaſſung. Die Schweiz gibt 
jedem ihrer Bürger das Recht, Herr Abg. Müller, auch 
ein durch Referendum zuſtande gekommenes Geſetz dar⸗ 


= 
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aufhin zu prüfen, ob es verfaſſungsmäßig iſt. Jeder 
Schweizer Bürger hat das Recht, vor dem oberſten Schwei⸗ 


zer Gerichtshof zu klagen. (Abg. Müller: Stimmt nicht!) 
Bitte leſen Sie die Verfaſſung. In unſerer Danziger 
Verfaſſung haben wir in Artikel 71 die Bemerkung 
ſtehen, daß die Grundrechte und Grundpflichten Richt⸗ 
ſchnur und Schranke für die Rechtſprechung und Geſetz⸗ 
gebung ſein ſollten. Dieſe Beſtimmung iſt ja nicht durch 
Danziger Geiſt zuſtande gekommen. Wenn man ſie auf 
Ihre Entſtehungsurſache zurückführt und die Ausführun⸗ 
gen im Verfaſſungsausſchuß der deutſchen Nationalver⸗ 
ſammlung in Weimar heranzieht, ſo findet man, daß die 
deutſche Nationalverſammlung bezw. der Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß mit dieſer Beſtimmung eine Anlehnung an die 


Verfaſſung der Vereinigten Staaten von Nordamerika. 


erreichen wollte, wie ja überhaupt die republikaniſche 
Weimarer Verfaſſung in den meiſten Fällen ein Zwiſchen⸗ 
ding zwiſchen der franzöſiſchen und der amerikaniſchen 
Verfaſſung iſt. 

Wenn jetzt dieſe Beſtimmung unſerer Verfaſſung be⸗ 
ſteht, ſo iſt es für mich außer Zweifel, und auch für 


die meiſten Juriſten in Danzig, ſoweit ich Gelegenheit 


(B) 


hatte, mit ihnen darüber zu ſprechen, daß es nach dem 
Wortlaut der Verfaſſung heute das Recht eines jeden 
Richters iſt, auch des Amtsrichters, ein Geſetz auf die 
Verfaſſungsmäßigkeit zu prüfen. Es iſt aber eine zweite 
Frage, ob man dies Recht auch dem einfachen Richter 
zubilligt. Einer wurde ſchon genannt, in Neuteich oder 
Tiegenhof, der unter den kleinen ländlichen Verhältniſſen 
lebt, dem der Blick für das Große fehlt, der ja auch 
vielen Danziger Richtern abgeht. (Heiterkeit!) 

Ich bin der Meinung, daß es nützlich und geradezu 
notwendig iſt, daß über dieſes Nachprüfungsrecht ein 
Geſetz ergeht, welches die Frage regelt. Genau ſo, wie 
man nicht über Hoch⸗ und Landesverrat einen Landrich⸗ 
ter urteilen läßt, genau ſo wie man über Mord ein 
Schwurgericht urteilen läßt, genau ſo, wie man ſchwere 
Strafen über fünf Jahre Zuchthaus durch die Straf⸗ 
kammern, die durch fünf gelehrte Richter beſetzt ſind, ab⸗ 
urteilen läßt, genau ſo kann der Staat durch Geſetz das 
Nachprüfungsrecht einem beſtimmten Gerichtshof oder 
mehreren Gerichtshöfen übertragen. Es iſt ja nichts 
weiter als eine techniſche Sache, wie ja das ganze Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz, das die Befugniſſe der verſchiedenen 
Gerichte regelt, in dieſes Thema hineingehört. Ueber 
die Frage, daß ein Geſetz dieſer Art geſchaffen werden 
kann, kann man verhältnismäßig leicht hinwegkommen. 
Der Schwerpunkt liegt mehr in der Frage, wie das Ge⸗ 
richt ausſehen ſoll, das dieſe Frage prüft. Nun bin ich 
der Anſicht, daß man dem Obergericht in Danzig in der 
Zuſammenſetzung, in der es ſich heute befindet, dieſe 
Frage nicht überlaſſen kann. Wenn man herleitet, das 
Oberſte Gericht in den Vereinigten Staaten beſtehe auch 
nur aus neun Mann, und wenn man in Danzig das 
Plenum des Obergerichts heranziehen will, welches aus 
11 Herren zuſammengeſetzt iſt, das ſind noch zwei Mann 
mehr, ſo iſt das kein Vergleich. Man darf nicht ver⸗ 
geſſen, daß in dem Obergericht der Vereinigten Staaten 
von Amerika oder in dem Obergericht der Schweiz die 
tüchtigſten Männer ſitzen, welche ſich aus einem 100 Mil⸗ 
lionen⸗Volk in Waſhington bezw. in der Hauptſtadt der 
Schweiz zuſammengefunden haben. Wenn man dagegen 
in Danzig unſern 360000 Menſchen zählenden Staat 
mit unſern engen Verhältniſſen betrachtet und die zehn 
Richter, die vielleicht außer ihrer . oder ihrer 
Referendar⸗ oder Aſſeſſorenzeit, die ſie einem kleinen 
Gericht in Neutomiſchel oder in Konitz verbracht haben, 
nicht außerhalb von 1 1 geweſen find, die man þer- 
anziehen will, um am! 


gieren, ſo iſt das nicht das Richtige. 

Dieſer Tage hat in Berlin der Verein der Berliner 
Anwälte getagt und ſich über die Frage der Unterſuchungs⸗ 
haft und der vorläufigen Feſtnahme unterhalten. 


In 


ergericht von Danzig zu fun⸗ 


(0) 


dieſer Perſammlung waren hervorragende Berliner Rich⸗ 
ter, Landgerichtsdirektoren, Vorſitzende der Senate beim 
Kammergericht, Herren aus dem Juſtizminiſterium u. a. 
Bei dieſer Gelegenheit hat der Senatspräſident beim 
Landgericht folgenden Ausſpruch getan. Ich werde ihn 
mit Erlaubnis des Herrn Präſidenten verleſen, er iſt 
ganz kurz: 

„In der anſchließenden Diskuſſion betonte Senats- 
präſident Großmann, es fei erſchütternd, aus dem Munde 
der Verteidiger zu hören, daß die Richter weit entfernt 
von den Empfindungen des Publikums ſind. Ich kann 
dieſen Vorwurf nicht für ſo unbegründet erklären. Der 
wertvolle liberale Geiſt, der in den ſiebziger Jahren 
Richter und Parlament beherrſchte, iſt zwar aus dem 
Parlament nicht verſchwunden, aber wir haben leider 
nicht mehr den einheitlichen Charakter der deutſchen 
Kultur. Eine der wichtigſten Aufgaben iſt jetzt die Er⸗ 
füllung der Richter mit modernem Geiſt, der die Reichs- 
verfaſſung erfüllt. Der Richter ſollte mit der Preſſe 
und den Anwälten Beziehungen ſuchen, damit die 
Schranken fallen, die ihn von der Allgemeinheit trennen. 

Wenn ein Senatspräſident beim Landgericht dieſe 
Ausführungen in einer Viermillionenſtadt macht, wo 
die Menſchen einen weiteren Horizont haben als die 
Gelehrtenkreiſe an der Danziger Techniſchen Hochſchule 
und die Intelligenz in Danzig überhaupt, dann ſollte 
man vorſichtig ſein, ein derartiges Recht an elf Dan⸗ 
ziger Herren zu geben, wie es beabſichtigt iſt, umſomehr 
als wir die Erfahrungen bei den Dutzenden von Verſtößen 
gemacht haben, die in Danzig begangen worden ſind. 
Die Richter beim Obergericht haben nie von dem Artikel 
71 der Danziger Verfaſſung Gebrauch gemacht, ſondern 
alles wunderſchön als geſetzmäßig anerkannt. Nur in 
in dem Fall, als es ſich um die eigenen Intereſſen han⸗ 
delte, als einige Richter auf Grund eines Abbaugeſetzes 
abgebaut wurden, haben ſie plötzlich ihr Herz für den 
Artikel 71 der Verfaſſung erkannt und das Abbaugeſetz 
in dieſer Beziehung als verfaſſungswidrig angeſehen. 

Ich habe bereits mehrfach an dieſer Stelle ausgeführt, 
daß ſämtliche Verordnungen des Senats, die ſich auf die 
Bundesratsvollmacht vom 4. Auguſt 1914 ſtützten, ver⸗ 
faſſungswidrig ſind, weil in unſerer Verfaſſung nicht 
beſtimmt iſt, daß die Rechte des früheren Bundesrats 
zu übertragen waren. Der Bundesrat iſt durch die Re⸗ 
volution geſtorben, und niemand, vor allem niemand 
in einem anderen Staat, iſt legitimiert, dieſes Recht für 
ſich anzunehmen. Man kann nicht verlangen, Vertrauen 
zu einem Obergericht zu haben, das auf zehn Reviſions⸗ 
gründe, über die das Reichsgericht einfach entſchieden hat, 
zur Tagesordnung übergeht und ein Urteil des Schwur⸗ 
gerichts nicht kaſſiert. Es iſt deshalb nötig, daß wir in 
dieſer Frage andere Wege gehen. 

Natürlich ſoll in der Frage der Nachprüſung der Ge⸗ 
jebe auf ihre Verfaſſungsmäßigkeit nicht jeder x-beliebige 
Müllkutſcher entſcheiden, aber wir wollen, daß die intel⸗ 
ligenteſten Leute in Danzig aus der Bevölkerung neben 
Richtern entſcheiden ſollen. Wir verlangen deshalb, 
(Wer ift das, wir? rechts.) daß neben gelehrten Richtern 
das Laienelement hinzugezogen wird. Wir haben ſeiner⸗ 
zeit vorgeſchlagen, und der Geſetzentwurf bringt es zum 
Ausdruck, daß neben drei Richtern des Obergerichts, den 
Senatspräſidenten und einem Danziger Rechtsanwalt, 
der von den Rechtsanwälten zu wählen iſt, zehn Männer 
oder Frauen durch den Volkstag gewählt werden ſollten. 
Jede Partei wird gerade die tüchtigſten Leute, die nicht 
in den politiſchen Körperſchaften ſitzen, für dieſe Poſten 
in Vorſchlag bringen. Es gibt auch tüchtige Rechtsan⸗ 
wälte in Danzig, es gibt einige tüchtige Richter, die nicht 
im Obergericht ſitzen, bei denen die Richter des Oberge⸗ 
richts Unterricht nehmen könnten. Wenn das Gericht 
ſo zuſammengeſetzt würde, dann wäre nach menſchlichem 
Ermeſſen einigermaßen Sicherheit dagegen geſchaffen, daß 
unſere oberſten Richter ſich einfach als Staatsdiener be⸗ 
trachten und wenn es noch durch den Baum geht, die 
Sachen beſtehen laſſen und nicht als verfaſſungswidrig 
erklären, weil es der Regierung oder den regierenden 
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(Rahn, Abgeordneter.) 
Parteien paßt. Ich entſinne mich eines Ausſpruchs, 
den Herr Abg. Bürgerle tat, als er noch nicht Abgeord⸗ 
neter war. In einer Sitzung des Senats mit der Be⸗ 
amtenſchaft führte er aus, die Regierung dürfe doch nicht 
vergeſſen, daß die Beamtenſchaft die Stütze des Staates 
wäre. Dies ſagte ein Richter in Danzig. Herr Senator 
Dr. Volkmann, der damals noch nicht jo „verdeutſch⸗ 
nationalt“ zu ſein ſchien, als es heute der Fall iſt, klopfte 
Herr Bürgerle damals gehörig auf die Finger oder auf 
den Mund. Er machte eine Bemerkung, die außerordent⸗ 
lich erfreulich war. Ich nehme aber an, daß das damals 
noch die Meinung und der Wind war, den er aus der 


preußiſchen Republik mitgebracht hatte, die ſeinerzeit von 


der Weimarer Koalition regiert wurde. Inzwiſchen hat 
er ſich ſo weit „verrechtſert“, daß heute zwiſchen ihm 
und dem reaktionärſten Politiker, wie überhaupt dem 
ganzen Senat kein Unterſchied beſteht. Heute wird eine 


ſolche Aeußerung von ihm nicht mehr fallen. Aber die 


Einſtellung beſteht nach wie vor. Wenn wir etwas der⸗ 
artiges ſchaffen, wollen wir die Garantie haben, daß mit 
dieſem Geſetz nicht leichtfertig vor dem Obergericht ge⸗ 
arbeitet wird. 

Eine weitere Frage iſt noch das Gutachterrecht. Wie 
ſtellt ſich der Senat vor, daß er vom Obergericht ein 
Gutachten einholen will, damit Senat und Volkstag be⸗ 
reits präjudiziert ſein ſollen von Richtern, die eines 
ſchönen Tages unbefangen darüber urteilen ſollen, ob 
ein Geſetz verfaſſungsmäßig oder verfaſſungswidrig iſt. 
Das iſt eins der Regierungskunſtſtücke in Danzig, die 
wir ſchon dutzendweiſe erlebten und die auch nur in 
Danzig möglich ſind. Wenn der Senat eine Auskunft 
oder ein Gutachten haben will, ſoll er ſich dies Gut⸗ 
achten von deutſchen Staatsrechtslehrern, von Profeſſoren, 
die an den Univerfitäten Jurisprudenz lehren, holen 
oder auch von Praktikern, aber nicht aus Danzig von 
den Richtern, die berufen ſind, in einer Frage Recht zu⸗ 
ſprechen, die ſpäter an ſie herantritt. Deshalb iſt es 
vollſtändig unmöglich, in dies Geſetz eine ſolche Beſtim⸗ 
mung aufzunehmen. 

„Ich reſumiere: Man wird, um für die Zukunft eine 
Sicherheit zu ſchaffen, das Gericht erweitern mifen, man 
wird ihm einen höheren Horizont geben müſſen. Die 
Richter ſind nicht immer die tüchtigſten Juriſten, ſondern 
ein tüchtiger Juriſt wird ſich nicht an einen feſt vorge⸗ 
ſchriebenen Lebenslauf halten, er iſt ein freier Mann. 
Die tüchtigſten Juriſten haben wir unter der Anwalt⸗ 
ſchaft zu ſuchen. Die meiſten Juriſten mit Ausnahme 
ſehr begabter, haben wir unter den Juriften der großen 
Städte zu ſuchen. Die bei dieſer Frage heranzuziehen, 
muß eine der Hauptaufgaben in dieſem Geſetzſein. Deshalb 
ſchlage ich vor, dies Geſetz an den Verfaſſungsausſchuß 
zu ſchicken, wo beide Geſetze, ſowohl das Geſetz über die 


Nachprüfung von Geſetzen über ihre Verfaſſungsmäßig⸗ 


keit oder Verfaſſungswidrigkeit und das Geſetz über die 
Senatorenanklage zuſammen behandelt werden können. 
Beide Gerichtshöfe wären in den Oberften Gerichtshof 
zuſammenzufaſſen, der über dieſe Angelegenheiten zu 
entſcheiden hat. Bei Behandlung der erſtgenannten 
Frage hat man mir den Vorwurf gemacht, in unſerer 
Verfaſſung ſtände, daß das oberſte Gericht zu entſcheiden 
hätte. Wer hindert uns daran, die Gerichtsverfaſſung 
zu ändern? Der Senat legt uns einen Entwurf vor, 
worin die Gerichtsverfaſſung grundlegend geändert wird. 
(Unruhe.) Die Strafkammern werden als Spruchkammern 
ausgeſchaltet ufw. Man revidiert das Strafrecht auf 
das Mittelalter zurück. Hier aber, wo es ſich darum 
handelt, Kautelen zu ſchaffen, damit die Richter nicht 
mit einer derartigen Beſtimmung Unfug treiben, ſagt 
man, das ſei unmöglich, weil die Verfaſſung beſage, das 
oberſte Gericht ſoll es ſein. Wer hindert uns, auf das 
Obergericht in Danzig ein Oberſtes Gericht zu pflanzen? 
Weshalb beſtehen in Preußen und Deutſchland die Ober⸗ 
landesgerichte als Obergericht, wie in Danzig und da⸗ 
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neben noch ein Reichsgericht, das als Te E } 
in Strafſachen und Zivilangelegenheiten als oberſtes 
Gericht zu entſcheiden hat. Außerdem beſteht noch ein 
Staatsgerichtshof für die Republik, zum Schutze der Re⸗ 
publik, alſo im Deutſchen Reiche haben wir gegenwärtig 
drei oberſte Gerichte. Hier will man ſich ängſtlich an 
das Wort Obergericht klammern, während die Verfaſſung 
ausdrücklich ſagt, zuſtändig ſei das oberſte Gericht. Ein 
oberſtes Gericht haben wir noch gar nicht. Wir haben 
nur ein Obergericht. Die vierte Etage iſt noch nicht die 
oberſte (Zuruf des Abg. Hohnfeldt) Herr Abg. Hohnfeldt, 
melden Sie ſich zum Wort! Das Aufſtocken iſt im 
letzten Jahre modern geworden. Weshalb ſoll, wenn 
der Strafprozeß abgebaut wird und mehrere Stockwerke 
niedergelegt werden, ja einzelne Formen ſogar niederge⸗ 
riſſen werden, dann nicht in der Frage der Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit von Geſetzen, ihrer Nachprüfung und der 
Miniſteranklage eine Neuordnung vorgenommen werden. 
Die Vorſchläge, die von der Sozialdemokratiſchen Partei 
und von mir gemacht worden ſind, ſind gangbar und 
ich bitte dementſprechend zu beſchließen. 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen zu 
Punkt 1 der Tagesordnung liegen nicht vor. Die erſte 
Beratung iſt geſchloſſen. Im Aelteſtenausſchuß wurde 
eine Vereinbarung dahin getroffen, daß dies Geſetz nicht an 
den Rechtsausſchuß gehen ſollte, Herr Kollege, wir 
haben nichts davon gewußt. (Abg. Müller: Ich habe 
ausdrücklich beantragt Verfaſſungsausſchuß.) Zur Ge- 
ſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Dr. Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Ich muß feſt⸗ 
ſtellen, daß uns neulich Herr Abg. Spill zum Vorwurf 
gemacht hat, daß wir im Aelteſtenausſchuß getroffene 
Vereinbarungen nicht hielten. Jetzt hat aber Herr Abg. 
Müller einen Vorſchlag gemacht, der offenſichtlich im 
Widerſpruch zu den Verabredungen im Aelteſtenausſchuß 
ſteht. (Unruhe.) 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): M. D. u. H.! Mit 
den gegenſeitigen Vorwürfen, daß die im Aelteſten⸗Aus⸗ 
ſchuß getroffenen Verabredungen nicht gehalten worden 
ſind, kommt man nicht weiter. Wir haben neulich auf 
meine Anregung im Verfaſſungs⸗Ausſchuß die Beratung 
über den Staatsgerichtshof vertagt, weil demnächſt der 
Geſetzentwurf über die Nachprüfung der Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit von Geſetzen in erſter Leſung verabſchiedet 
werden ſollte. Wir waren der Auffaſſung, daß dieſer 
Geſetzentwurf an den Verfaſſungs⸗Ausſchuß gehen würde 
und dann beide Vorlagen zuſammen beraten würden. 
Darauf haben wir uns im Verfaſſungs⸗Ausſchuß ge⸗ 
einigt. Herr Abg. Bürgerle, den ich jetzt wieder zitieren 
muß, hat ſich damals einverſtanden erklärt und meinen 
Vorſchlag als zweckmäßig erachtet. Nun ſoll die Vor⸗ 
lage an einen anderen Ausſchuß gehen. Dann beſchäftigen 
ſich zwei Ausſchüſſe damit. In beiden Fällen handelt 
es ſich aber um Verfaſſungsfragen, ſowohl bei dem Ge⸗ 
ſetzentwurf über die Nachprüfung von Geſetzen auf ihre 
Verfaſſungsmäßigkeit als auch bei der Vorlage über den 
Staatsgerichtshof. Wir haben ſtets ſo verfahren, daß 
wir Geſetze, die auf Grund der Verfaſſung notwendig 
erſchienen, in den Verfaſſungs⸗Ausſchuß gehen ließen. 
Zu dieſem Zwecke haben wir den Verfaſſungs⸗Ausſchuß 
wieder erſtehen laſſen. Deshalb ſehe ich nicht ein, warum 
die Vorlage an den Rechtsausſchuß gehen ſoll. Sie 
wird dort nicht ſchneller durchberaten werden. Der 
Schwerpunkt der Schaffung von Geſetzen liegt ſeit längerer 
Zeit, nämlich ſeit der Wahl der Volkstages, im Plenum. 
Wenn Sie in den Ausſchüſſen tagelang reden, jo kommen 
Sie doch nicht darum herum, daß im Plenum Ab⸗ 
änderungsanträge geſtellt werden und die Mehrheit be⸗ 
ſchließt, was ſie will. Dabei unterliegt die Mehrheit in 
den Ausſchüſſen, nämlich die Regierungsmehrheit, wie 
das in letzter Zeit ſtändig an der Tagesordnung war, 
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(A) (Rahn, Abgeordneter.) 


und wie es nach Erledigung dieſes Tagesordnungs⸗ 
punktes wahrſcheinlich zum Rücktritt der Regierung 
führen wird. y 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. 3 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz): Ich ſchließe mich 
den Worten des Herrn Abg. Rahn an und. jtelle feft, 
daß ſämtliche Parteien im Verfaſſungs⸗Ausſchuß mit 
einer Vertagung des Verfaſſungs⸗Ausſchuſſes einverſtanden 
waren, weil wir dieſes Geſetz im Verfaſſungs⸗Ausſchuß 
beraten wollten, um dann an den beiden Geſetzesvor⸗ 
lagen, nämlich dieſer und der über den Staatsgerichts⸗ 
hof, weiter zu arbeiten. Wir haben nur deshalb nicht 
getagt, weil wir die Vorlage über Nachprüfung der 
Verfaſſungsmäßigkeit von Geſetzen im Verfaſſungs⸗Aus⸗ 
ſchuß erwarteten. Wenn wir jetzt die Vertagung um⸗ 
ſonſt haben eintreten laſſen, ſo iſt es ſchade um die 
verlorengegangene Zeit. : 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Spill. 8 170 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Mein Herr Kollege 
Dr. Bumke glaubte etwas feſtſtellen zu müſſen und hat 
wieder vorbei geglaubt. (Nanu! rechts.) Das paſſiert 
ihm natürlich ſehr oft. (Abg. Dr. Bumke: Eine Be⸗ 
hauptung ohne Beweis!) Ich werde den Beweis gleich, 
folgen laſſen. Sie wiſſen, daß ich nie eine Behauptung 
aufſtelle, ohne den Beweis zu bringen. Herr Abg. Dr. 
Bumke, Sie ſagten, daß ich wiederholt darauf beſtanden 
hätte, daß Vereinbarungen, die im Aelteſten⸗Ausſchuß 
getroffen waren, Geltung haben ſollen. (Abg. Dr. Bumke: 
Jawohl!) Dies Verlangen habe ich immer wieder ſtellen 
müſſen, weil es Ihre Fraktion war, die ſich in der 
letzten Zeit nicht an die Vereinbarungen des Aelteſten⸗ 
Ausſchuſſes hielt. Da mein Fraktionskollege Müller 
beantragte, den vorliegenden Geſetzentwurf an den Ver⸗ 
faſſungs⸗Ausſchuß zu überweiſen, jo glaubten Sie, daraus 
folgern zu müſſen, daß ſich die Sozialdemokratiſche 
Fraktion auch nicht mehr an Vereinbarungen des 
Aelteſten⸗Ausſchuſſes hielte. Falſch gedacht. Sie wußten 
es ja; denn Sie waren ja mit mir eben aus dem 
Aelteſten⸗Ausſchuß herausgekommen, der eben ſtatt⸗ 
gefunden hat. Meine Fraktion, Herr Abg. Dr. Bumke, 
hat zu dieſer Geſetzesvorlage erſt geſtern abend um 
7 Uhr Stellung genommen. Heute aber war erſt die 
Aelteſten⸗Ausſchuß⸗Sitzung. Nun ſtimmt es, daß mein 
Kollege Müller und andere Mitglieder der Fraktion den 
Wunſch hegten, daß dieſe Vorlage nicht dem Rechts⸗ 
ausſchuß, ſondern dem Verfaſſungsausſchuß zugewieſen 
werden ſollte. In der Aelteſtenrat⸗Sitzung um 3 Uhr 
habe ich dieſen Wunſch vorgetragen. Da aber der 
Aelteſteurat in feiner Geſamtheit der Auffaſſung war, 
daß dieſe Vorlage auch an den Rechtsausſchuß gehen 
könne, habe ich erklärt, nun gut, wir betrachten dieſe 
Frage als keine Kardinalfrage. Daran ſoll die Ge⸗ 
ſchichte nicht ſcheitern, da ſtimmen wir ſchließlich zu, 
um wieder einmal die Einſtimmigkeit des Aelteſten⸗ 
Ausſchuſſes zu dokumentieren. Offen geſagt, liegen die 
Dinge doch ſo, daß es m. E. ſchließlich gleich ſein kann, 
ob dieſe oder jene Fraktion das eine oder das andere 
Mitglied im Aelteſten⸗Ausſchuß oder im Rechtsausſchuß 
hat. Sie delegiert die Mitglieder zur Erledigung dieſer 
Sache einfach in den Rechts⸗Ausſchuß oder umgekehrt 
in den Verfaſſungsausſchuß. Daher ſage ich, daß ich 
dieſe Angelegenheit zu keiner Kardinalfrage mache. Wenn 
die Mehrheit des Aelteſten⸗Ausſchuſſes der Meinung iſt, 
diefe Sache jol an den Rechts⸗Ausſchuß gehen, fo fol 
es an uns nicht ſcheitern. Wir werden dafür ſtimmen, 
daß dieſe Vorlage an den Rechts⸗Ausſchuß geht. 


Vizepräſident Splett: Es beiteht keine Einigkeit über 


die Auffaſſung, an welchen Ausſchuß der Geſetzentwurf 
gehen ſoll. Ich muß das Haus befragen. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dafür find, daß die Sache 
an den Rechts⸗Ausſchuß geht, ſich von den Plätzen zu 
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erheben. (Geſchieht.) Das iſt die überwältigende Mehr⸗ 
heit, es iſt ſo beſchloſſen. Es liegt eine Wortmeldung 
vor Punkt 2 der Tagesordnung von dem Herrn Vize⸗ 
präsidenten des Senats, Dr. Ziehm, zu einer Regierungs- 
erklärung vor. Das Wort hat Herr Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Senatsvizepräſident: M. D. u. H.]! Auf 
Grund eines Beſchluſſes des Senats habe ich folgende 
Erklärung abzugeben: . 

Der Vollsta hat in feiner vorigen Sitzung vom 
12. Juni den Haushaltsplan der Verwaltung des 
Innern in dritter Leſung mit großer Mehrheit abgelehnt. 
Dieſe Ablehnung iſt ein Zeichen, daß über Fragen, 
denen von den politiſchen Parteien entſcheidende Be⸗ 
deutung beigemeſſen wird, trotz aller Bemühungen eine 
Verſtändigung nicht möglich geweſen it. (Zwiſchenrufe 
links.) Nach Auffaſſung des Senats hat ſich hieraus 
die Notwendigkeit ergeben, erneut den im Intereſſe des 
Staates gebotenen Verſuch zu machen, eine Neubildung 
der Regierung auf erweiterter Grundlage vorzunehmen. 
Der Senat iſt zu der Ueberzeugung gelangt, daß die 
bisher aufgeſchobene Neubildung der Regierung nunmehr 
dringend notwendig geworden iſt. Der Senat erſucht 
den Volkstag, die Verhandlungen über die Neubildung 
der Regierung ſo ſchnell wie möglich aufzunehmen und 
zu fördern. Der Senat erſucht ferner, Bedacht darauf 


zu nehmen, daß bis zur Neubildung der Regierung die 


laufende Geſchäftsführung geſichert bleibt. (Zwiſchen⸗ 
rufe und Heiterkeit links) Ich habe neben der ſoeben 
bekanntgegebenen, von dem Geſamtſenat beſchloſſenen 
Erklärung (die Erklärung war vom vorigen Jahr! links.) 
im Namen der parlamentariſchen Senatoren folgende 
Erklärung abzugeben: i 

Die parlamentariſchen Senatoren werden die Schluß⸗ 
folgerungen aus der politiſchen Lage ziehen. (Hoffentlich 
recht bald! links.) Dieſe Schlußfolgerungen ſind die⸗ 
ſelben wie vor einem Jahr. (Heiterkeit links.) Um die 
laufende Geſchäftsführunz im Staate und in der Stadt 
zu ſichern, werden die bisherigen Senatoren im Neben⸗ 
amt nach dem Grundſatz des Artikels 31 der Verfaſſung 
die Geſchäfte bis auf weiteres in Erwartung der bes 
ſtehenden Neuwahl weiter führen. Sie erklären aber 
hiermit ausdrücklich daß ſie ihre Aemter unverzüglich 
niederlegen werden, ſobald die Wahl anderer Senatoren 
geſichert ſein wird. Dieſe Erklärung wird von mir im 
Namen aller parlamentariſchen Senatoren, die in Danzig 
anweſend find, abgegeben. Die Zuſtimmung der qab- 
weſenden Senatoren ſteht außer Zweifel. Sie wird der 
Form halber nachgeholt werden. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): Nach Lage der Sache 
und ge näß den Abmachungen im Aelteſten⸗Ausſchuß 
beantrage ich Vertagung der Sitzung um eine halbe 
Stunde, damit die Fraktionen zu der Regierungserklärung 
Stellung nehmen können und gleichzeitig auch der Aelteſten⸗ 
Ausſchuß zuſammentreten kann. 

Vizepräſident Splett: Die Ausführungen des Herrn 
Abg. Raube entſprechen den Vereinbarungen im Aelteſten⸗ 
Ausſchuß. Zur Gefhiftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.) M. D u. H.! 
Ich möchte mich zunächſt dieſem Antrage anſchließen. 
Im übrigen glaube ich, daß es bei dieſer Lage keinen 
Zweck hat, weiter die Haushaltspläne zu beraten. Ich 
möchte daher beantragen, daß die Haushaltspläne von 
der Tagesordnung abgeſetzt werden. 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abg Spill. 3 


Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich muß darauf 


beſtehen, daß fih das hohe Haus an die Abmachungen 


des Aelteſtenrats hält. Die Abmachungen gingen dahin, 
daß fi) das Haus nach Anhörung der Regierungser⸗ 
klärung vertagen ſollte und daß die einzelnen Fraktionen 
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zu der Regierungserklärung Stellung nehmen ſollten. 
Ob es dann notwendig ſein wird, den Antrag zu ſtellen, 
die Etatsberatung einzuſtellen, iſt eine Sache, die ſich 
erſt aus den Beratungen ergeben wird Ich beantrage 
deshalb, nicht dem Antrag Schwegmann Folge zu leiſten, 
ſondern ſich an die Abmachungen des Aelteſtenrats zu 
halten, die der Herr Abg. Raube zu einem Antrag ver⸗ 
dichtet hat. 


Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Schwegmann. 


Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Es beſteht gar keine weſentliche Meinungsverſchiedenheit. 
Wir ſind vollkommen damit einverſtanden, daß die Sitzung 
jetzt eine halbe Stunde vertagt wird. Nachher kann über 
den Antrag betreffend Abſetzung der Haushaltspläne von 
der Tagesordnung abgeſtimmt werden. 5 


Vizepräſident Splett: Widerſpruch gegen die Ver- 


tagung ift nicht laut geworden. Ich ſtelie feft, daß ſich 
das Haus bis 4 Uhr 30 vertagt hat. (Abg. Rahn: 


Daß es ſich zu Ehren der ſcheidenden Senatoren von 
den Plätzen erhoben hat!) 


Die Sitzung wird um 6 Uhr 15 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Splett wieder eröffnet. 

Vizepräſident Splett: Ich eröffne die vorhin ver⸗ 
tagte Sitzung. Nach Vereinbarung im Aelteſten-Ausſchuß 
ſchlage ich dem hohen Hauſe vor, heute die vorliegende 
Tagesordnung nicht weiter zu beraten, ſondern ſich jetzt 
zu vertagen und morgen um 3 Uhr 30 Minuten zu⸗ 
ſammenzutreten. Punkt 1 der Tagesordnung: 

J Stellungnahme zur Regierungserklärung. 

Weiter möchte ich um die Ermächtigung bitten, noch andere 
Punkte auf die morgige Tagesordnung zu ſetzen, und 
zwar nach Rückſprache im Aelteſten-Aus ſchuß, der morgen 
um 11 Uhr zuſammentreten will. Widerſprüche gegen 
diefe Vorſchläge -find nicht laut geworden. Ich ſtelle 
feſt, daß das Haus demgemäß beſchloſſen hat. Die 
Sitzung ift geſchloſſen. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 18 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den Vize⸗ 
präſidenten Gehl eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. Sahm, 
Vizepräſident des Senats Dr. Ziehm, Senator Dr. Volk⸗ 
mann, Senator Schulze. 

Vizepräſident Gehl: Ich eröffne die 117. Vollſitzung. 
(Die parlamentariſchen Senatoren raus, die haben hier 
nichts mehr zu ſuchen! bei den Kommuniſten.) Ich rufe 
auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Beſprechung der Regierungserklärung vom 
17. Juni 1925. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Raube. 

Raube, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Es ift 
heute im Alteſtenausſchuß vereinbart worden, daß als ein⸗ 
ziger Punkt auf die Tagesordnung die Beſprechung der 
Regierungserklärung kommt. Die Kommuniſtiſche Frak⸗ 


tion hat ſchon im Ausſchuß erklärt, daß wir wenig Wert 


auf die Beſprechung einer Regierungserklärung legen, weil 
die Situation genau dieſelbe iſt wie vor 1½ Jahren. Wir 
legen vielmehr Wert darauf, die Verhältniſſe für die Er⸗ 
werbsloſen im Freiſtaatgebiet klarzuſtellen. Aus dieſem 
Grunde beantragen wir, was den Fraktionsführern bereits 
bekannt iſt, daß der Volkstag beſchließt, die Druckſache 
Nr. 1534 als Dringlichkeitsantrag auf die Tagesordnung 
zu ſetzen. 

Vizepräſident Gehl: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Dr. Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich habe heute im Alteſtenausſchuß erklärt, daß wir nichts 
dagegen hätten, wenn die Druckſache auf die Tagesordnung 
geſetzt würde. Es liegt nun aber die Vereinbarung des 


Alteſtenausſchuſſes vor. Wir können nicht einſeitig davon 


abgehen. Das wäre nur möglich, wenn ſich ſämtliche Par⸗ 
teien damit einverſtanden erklärten. Einſeitig kann es 
jetzt eine Partei ſchlecht. 

Vizepräſident Gehl: Es iſt beantragt worden, die 
Druckſache Nr. 1534 als zweiten Punkt auf die Tagesord⸗ 
nung zu ſetzen. Wir kommen zur Abſtimmung über dieſen 
Geſchäftsordnungsantrag. Die Damen und Herren, die 
die Druckſache Nr. 1534 als zweiten Punkt auf die Tages⸗ 
ordnung ſetzen wollen, bitte ich, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) Wir kommen 


nun zur Beſprechung des erſten Punktes der Tagesord⸗ 
nung. Das Wort hat der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich habe im Namen der Deutſchnationalen Fraktion die 
D mu Ausführungen zur Regierungserklärung zu 
machen: 

Die Deutſchnationale Fraktion billigt die durch den 
ſtellvertretenden Herrn Präſidenten des Senats abgegebe⸗ 
nen Erklärungen, und zwar ſowohl die Erklärung, die 
Herr Dr. Ziehm im Namen des Geſamtſenats abgegeben 
hat, als auch die Erklärung, die er im Namen der Sena⸗ 
toren im Nebenamt abgab. Ich verhehle allerdings nicht, 
daß es meinen politiſchen Freunden lieber geweſen wäre, 
wenn die parlamentariſchen Senatoren bereits geſtern ihre 
Amter niedergelegt hätten. Wir erkennen allerdings ande⸗ 
rerſeits die zwingenden Gründe, die für die beſonders ab⸗ 
gefaßte Erklärung abgegeben ſind, an. Es würde, wenn 
die parlamentariſchen Senatoren bereits geſtern oder 
heute ihre Amter niedergelegt hätten, zweifellos der Zu⸗ 
ſtand eingetreten ſein, daß der Staat keine Regierung, 
keinen verantwortlichen Senat überhaupt hätte. Unſere 
Verfaſſung ift nach dieſer Richtung hin nach unſerer Über- 
zeugung tatſächlich mangelhaft. Einmal fehlt in unſerer 
Verfaſſung eine Beſtimmung, die einer beſtimmten Stelle 
verfaſſungsmäßig die Aufgabe zuweiſt, die Neubildung einer 
Regierung in die Hand zu nehmen. Vor allen Dingen 
aber iſt die Beſtimmung des Artikels 31 der Verfaſſung, 
der vorſchreibt, daß, wenn der Geſamtſenat zurücktritt, er 
die Geſchäfte bis zur Bildung eines neuen Senats fort⸗ 
führt, leider nicht ſo gefaßt, daß die Fortführung der Ge⸗ 
ſchäfte bis zur Neubildung des Senats auch für den Fall 
vorgeſehen iſt, daß die Senatoren im Nebenamt ſämtlich 
ihr Amt niederlegen. Die Dinge liegen ſo, daß bei einem 
Rücktritt der parlamentariſchen Senatoren der Senat nicht 
mehr beſchlußfähig iſt. Das iſt ein Zuſtand, der unter 
keinen Umſtänden für den Staat tragbar iſt. Man muß 
daran erinnern, daß der Senat nicht nur die Geſchäfte 
eines Geſetzgebungsorgans und einer Zentralregierung zu 
führen hat, ſondern auch die Gejchäfte der Stadtverwaltung 
Danzig erledigt. Die Verwaltungsgeſchäfte würden zum 
Stillſtand kommen, wenn eine Beſchlußunfähigkeit des 
Senats einträte. Wenn die parlamentariſchen Senatoren 
ihr Amt niederlegten, ohne daß für eine Fortführung der 
laufenden Verwaltungsgeſchäfte geſorgt iſt, würde unſer 
geſamtes Gemeinweſen unabſehbaren Schaden erleiden. 
Aus dieſen zwingenden Gründen kann man die Erklärung 
der parlamentariſchen Senatoren durchaus billigen. Die 
Erklärung iſt aus einer Zwangslage heraus abgegeben, 
und die parlamentariſchen Senatoren bringen dem Staat 
damit zweifellos ein Opfer. (Unruhe links 

M. D. u. H.! Soviel von dieſer Seite der Sache. Was 
die geſamte politiſche Lage angeht, ſo glaube ich, daß es 
kaum Zweck hat, heute ſehr viel Worte darüber zu machen. 
Dieſe Lage iſt nach unſerer Überzeugung, ja, wie offenkun⸗ 
dig iſt, durch den Antrag des Herrn Abg. Dr. Neumann 
herbeigeführt. Ihn und die Deutſchliberale Fraktion trifft 
daher nach unſerer Überzeugung die volle Verantwortung 
für die geſamte Lage, wie ſie jetzt beſteht. Wir ſehen dabei 
in dieſem Augenblick davon ab, im einzelnen auf die 
Gründe einzugehen, die Herr Abg. Dr. Neumann damals 
für ſeinen Antrag vorgebracht hat. Eins iſt uns klar, daß 
der Hinweis auf die wirtſchaftliche Lage der Freien Stadt 
Danzig keineswegs hierfür beſtimmend geweſen iſt, jeden⸗ 
falls nicht als beweiskräftig angeſehen werden kann. 
(Zwiſchenruf.) Das zeigt ſich, wenn man den Unterſchied 
vergleicht, der ſich aus dem Ergebnis der Anträge ergibt, 
die von der Deutſchnationalen Fraktion zuſammen mit der 
Zentrumsfraktion einerſeits geſtellt worden ſind und den 
Anträgen, die Herr Abg. Dr. Neumann geſtellt hat. Rech⸗ 
nungsmäßig und zahlenmäßig iſt der Unterſchied ſo gering, 
daß davon, ob dieſe Beträge bewilligt werden oder nicht, in 
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feiner Weiſe die Wirtſchaft beeinflußt werden kann. Es 
iſt alſo kein Zweifel darüber möglich, daß für dieſen Antrag 
anders geartete Gründe, politiſche Gründe, maßgebend ge⸗ 
worden ſind. Ich muß es mir verſagen, näher darauf 
einzugehen. 

Wir müſſen nochmals feſtſtellen, daß die ganze Ver⸗ 
antwortung für die gegenwärtige Lage die Deutſchliberale 
Fraktion trifft, und wir müſſen m. E. ihr die Verantwor⸗ 
tung für das zuſchieben, was jetzt zu geſchehen hat. Wir 
wollen hoffen, daß die Kriſis zu einer Löſung im Intereſſe 
des Staates führen möge. (Beifall rechts.) 


8 ende Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
pill. 


Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Zur Bor- 
geſchichte, die zu der Abgabe von drei Regierungserklärun⸗ 
gen geführt hat, darf ich wohl nur wenige Worte verlieren. 
Es wäre überhaupt nicht notwendig, wenn nicht der Redner 
der Deutſchnationalen Fraktion hier eben eine Darſtellung 
gegeben hätte, die meines Erachtens wert iſt, feſtgehalten 
zu werden. Der Redner der Deutſchnationalen Fraktion 
erklärte, daß eigentlich in den Abſtrichen, wie ſie die 
Deutſchnationale Fraktion zum Etat machen wollte, und 
den Anträgen der Deutſchliberalen Fraktion gar kein großer 
Unterſchied jei. (Abg. Schwegmann: Ziffernmäßigl!) 
Wenn dem ſo iſt, wenn ziffernmäßig kein Unterſchied oder 
wenig Unterſchied beſteht, dann muß ich den letzten Aus⸗ 
führungen des Herrn Redners der Deutſchnationalen Frak⸗ 
tion widerſprechen, in denen er ſagte, daß die Verantwor⸗ 
tung für das, was jetzt geſchehen iſt, die Deutſchliberale 
Fraktion trage. Dann hat die Deutſchnationale Fraktion 
die Verantwortung (Sehr richtigl), weil ſie in verletztem 
Eigenmachtdünkel die Situation herbeigeführt hat. (Sehr 
gut!) Aber es ift an der Nachbarfvaktion, die richtige Ant- 
wort zu geben. Ich will keine Worte dazu machen. 

Nun zu der Regierungserklärung ſelber. Da ſagte 
Herr Abg. Schwegmann, ſeine Fraktion billige die Erklä⸗ 
rung in beiden Teilen, in dem Teil des Geſamtſenats und 
auch in dem Teile der parlamentariſchen Senatoren. Ich 
muß hier namens meiner Fraktion erklären, daß wir dieſe 
Regierungserklärung nicht billigen können. Ich erkläre 
weiter, daß wir auf dem Standpunkt ſtehen, wenn der 
Senat nach dieſer Regierungserklärung handelt, ſetzt er 
ſich in Widerſpruch mit der Verfaſſung. Auch Herr Abg. 
Schwegmann meinte, genau ſo wie es der Senat heute 
wieder getan hat, bezüglich des Rücktritts der Regierung 
ſei die Danziger Verfaſſung nicht klar, wenigſtens wären die 
Beſtimmungen mangelhaft, es fehle einiges darin. Das 
darf zugegeben werden. Es fehlen die ganz klaren, präziſen 
Beſtimmungen. Aber wenn irgend etwas fehlt und mangel- 
haft iſt, ſo darf man ſich nicht das Fehlende zudenken und 
ſagen, wenn es vorhanden wäre, ſo wäre es ſo und ſo, 
ſondern dann muß das poſitiv in die Verfaſſung hinein. 
Das Poſitive, das Vorhandene, das hier zur Anwendung 
kommen muß, iſt die Danziger Verfaſſung, die ausdrücklich 
ſagt, daß die Senatoren im Nebenamt zur Führung ihres 
Amtes des Vertrauens des Volkstages bedürfen. Das 
ſteht klipp und klar in der Verfaſſung. Nun zu der Frage: 
Haben die Senatoren im Nebenamt noch das Vertrauen 
des Volkstages? Dieſe Frage muß entſchieden mit Nein 
beantwortet werden. Wenn man allerdings dem Wortlaut 
nachgehen will, fo iſt es richtig, daß ein beſtimmtes Miß⸗ 
trauensvotum den Senatoren im Nebenamt nicht ausge⸗ 
ſprochen wurde. Aber man darf ſich hier nicht nur an das 
Wort halten, ſondern auch den Begriff geltend machen. 
Der Begriff Mißtrauensvotum wird noch ſtärker dadurch 
dokumentiert, wenn dem Senat der Etat abgelehnt wird, 
wenn ihm die Mittel zur Fortführung der Geſchäfte ver⸗ 
weigert werden, als wenn ihm das extra mit Worten aus⸗ 
geſprochen wird. Daß die parlamentariſchen Senatoren 
dieſe Handlung des Volkstages, die Verweigerung des 


Etats als Mißtrauensvotum aufgefaßt haben, geht daraus (0) 


hervor, daß ſie die verleſene Erklärung abgegeben haben. 
Würden die parlamentariſchen Senatoren, ſowie die Regie⸗ 
rung die Handlung des Volkstages nicht als Mißtrauens⸗ 
votum aufgefaßt haben, dann dürften ſie dieſe Erklärung 
nicht abgeben, dann mußten ſie weiter arbeiten. Die Ab⸗ 
gabe der Erklärung iſt klar und deutlich der Beweis dafür, 
daß ſich die parlamentariſchen Senatoren nicht an das 
Wort geklammert haben, ſondern die Handlung des Volks⸗ 
tages als Mißtrauensvotum aufgefaßt haben. (Sehr 
richtig! links.) Nun jagt die Verfaſſung klar und deutlich, 
daß die parlamentariſchen Senatoren ihr Amt nur weiter⸗ 
führen, ſolange ſie das Vertrauen des Volkstages haben. 
Da das nach dem Eingeſtändnis der parlamentariſchen 
Senatoren nicht mehr der Fall iſt, iſt logiſcherweiſe jede 
Handlung, die jetzt die parlamentariſchen Senatoren nach 
dieſer Erklärung vornehmen, ungeſetzlich und verſtößt gegen 
die Verfaſſung. (Sehr richtig! links.) Darum können 
wir auch die Regierungserklärung nicht gelten laſſen, 
die beſagt, die parlamentariſchen Senatoren wollen zurück- 
treten, wenn eine neue Regierung gebildet iſt. Wenn das 
Vertrauen nicht mehr vorhanden iſt, haben ſie ſofort zurück⸗ 
zutreten. Es iſt von der Regierung und auch von der 


Deutſchnationalen Partei als Regierungspartei geltend 


gemacht worden, dann hätten wir keinen Senat. Es müßlen 
Handlungen vorgenommen werden, es müßte gewirtſchaftet 
werden, und aus dem Grunde würden die parlamentari⸗ 
ſchen Senatoren ſolange im Amte bleiben, bis die neue Re⸗ 
gierung gewählt wäre. Hierzu muß geſagt werden, daß 
gerade im Gegenteil die Senatoren, nachdem ſie das Miß⸗ 
trauensvotum als ſolches angenommen haben, nicht berech⸗ 
tigt ſind, irgendeine Regierungshandlung vorzunehmen, 
ſondern höchſtens die Verwaltungsgeſchäfte weiterzuführen. 

Da liegt es nunmehr in Danzig anders als in jedem 
anderen Staat. Wir haben nicht eine rein parlamenta⸗ 
riſche Regierung, ſondern acht der Senatoren ſind auf Zeit⸗ 
dauer gewählt und daher in gewiſſem Sinne Verwaltungs⸗ 
beamte. Als politiſche, vegierende Beamte können hier nur 
die parlamentariſchen Senatoren betrachtet werden. Daß 
nun die auf Zeitdauer gewählten Senatoren weiter im 
Amt bleiben und ihre Verwaltungsarbeit leiſten, ift ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Da wir dieſen Standpunkt einnehmen, iſt 
es natürlich logiſch, daß wir auch weiter erklären müſſen, 
wir ſprechen der Regierung von jetzt an das Recht ab, 
geſetzgeberiſche Arbeit zu leiſten; denn die Verfaſſung ſagt 
klar und deutlich: „Geſetze kommen zuſtande durch das 


Wirken des Volkstages im Verein mit der Regierung.“ 


Beide ſind die geſetzgebenden Faktoren, und nur durch ihr 
Zuſammenwirken können Geſetze geſchaffen werden. Da 
nun der eine Faktor nicht mehr vorhanden iſt, da er ein⸗ 
fach zurücktreten muß, weil er das Mißtrauensvotum ange⸗ 
nommen hat, können natürlich Geſetzgebungsakte nicht 
weiter erfolgen, ſolange nicht eine neue Regierung gebildet 
iſt. Ebenſo dürfen Verträge und Vergleiche, die als Amts⸗ 
handlungen des Senats zu bezeichnen ſind, nicht erfolgen, 
weil eine verantwortliche Regierung jetzt nicht da iſt. Die 


auf Zeitdauer gewählten Senatoren ſind ja in gewiſſem 


Sinne nicht verantwortlich. 

Weiter muß geltend gemacht werden, daß die neben⸗ 
amtlichen Senatoren die Richtung in der Politik angeben; 
denn der Danziger Senat ſetzt ſich ja aus 22 Senatoren 
zuſammen, weil die Verfaſſunggebende Verſammlung ge⸗ 
wollt hat, daß die parlamentariſchen Senatoren das Über- 
gewicht über die auf Zeitdauer gewählten, die in gewiſſem 


Sinne nur Verwaltungsbeamte ſind, haben müſſen. Da 


nun die parlamentariſchen Senatoren infolge des an⸗ 
genommenen Mißtrauensvotums kein Recht mehr haben, 
Amtshandlungen vorzunehmen, ſo muß jede geſetzgeberiſche 
Tätigkeit, jede Verwaltungstätigkeit, die Handlungen des 
Geſamtſenats erfordert, unterbleiben. Darum wünſchen 
wir, daß die Regierungsbildung unverzüglich vor ſich gehe, 
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(Spill, Abgeordneter.) 
damit die Geſchäfte nicht darunter leiden, und die Wirt⸗ 
ſchaft Danzigs, die — ich will die Gründe hier nicht be⸗ 
rühren, es wird aber zugegeben werden müſſen —, am 
Boden liegt, nicht noch mehr dadurch leidet, daß hier in 
Danzig eine lange Regierungskriſe Platz greift. Aus die⸗ 
ſem Grunde wünſchen wir, daß die Parteien es als ihre 
erſte Aufgabe betrachten, die Regierung wieder herzuſtellen, 
damit die Möglichkeit gegeben iſt, in Danzig weiter geſetz⸗ 
geberiſch tätig zu ſein. (Lebhaftes Bravo! links.) 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Förſter. ; 

Förſter, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! Ich habe 
namens der Fraktion der Deutſchliberalen Partei folgende 
Erklärung abzugeben: Die in der Regierungserklärung aus⸗ 


gedrückte Auffaſſung, daß eine Neubildung der Regierung 


auf verbreiterter parlamentariſcher Grundlage notwendig 
ſei, wird von uns durchaus geteilt. (Zwiſchenrufe links.) 
Um zu dieſer Erkenntnis zu kommen, war es aber unſeres 
Erachtens nicht erforderlich, durch Ablehnung eines wich— 
tigen Haushaltsplanes eine Regierungskriſe herbei⸗ 
zuführen. (Sehr vichtigl) Wir müſſen es entſchieden 
zurückweiſen, daß dieſe Wendung notwendigerweiſe durch 
unſere Erſparnisanträge verurſacht worden ſei. (Sehr 
richtig! bei den Liberalen.) Kein ruhig überlegender Menſch 
wird ſich davon überzeugen können, daß ihre Annahme es 
einer ſtaatserhaltenden Partei unmöglich machen ſollte, den 
ſo gekürzten Haushaltsplan anzunehmen. Wir müſſen es 
als eine ungeheuerliche Übertreibung anſehen, daß dieſe 
Anträge die Polizei zerſchlagen und die Staatsſicherheit 
gefährden ſollen, ja mit dürren Worten als „ſtaatsfeind⸗ 
lich“ bezeichnet werden können. (Unerhört! bei der Libe⸗ 
ralen Fraktion. — Abg. Raube: Sie werden ſich mit den 
Deutſchnationalen ſchon wieder einigen!) Das heißt, die 
Tragweite der Anträge nicht nach ruhiger verſtandesmäßi⸗ 
ger Überlegung, ſondern rein gefühlsmäßig nach weit 
überſpannten Prinzipien einſchätzen. Meine Fraktion 
hat durch ihre bisherige politiſche Tätigkeit für jeden 
objektiven Beurteiler hundertfach bewieſen, daß der Vor⸗ 
wurf „der Staatsfeindlichkeit“ uns niemals treffen kann. 
Die Fraktion hat es daher nicht nötig, ihn zurückzuweiſen, 
und bedauert, daß eine bürgerliche Fraktion offenbar gegen 
ihve beſſere Überzeugung ſich dazu hinreißen ließ, dieſen 
Vorwurf zu erheben. (Sehr gut!) 

l Die Verantwortung für die jetzt gefchaffene Lage trifft 
nicht uns, ſondern diejenigen, die aus impulſiver Verärge⸗ 
rung heraus in ihren politiſchen Konſequenzen weit über 
das Maß hinausgegangen ſind, das ſich vernünftigerweiſe 
rechtfertigen läßt. (Zuruf.) Ich habe noch hinzuzufügen, 
daß auch der von der Deutſchnationalen Fraktion getane 
Schritt uns nicht veranlaſſen kann, unſeren Standpunkt 
hinſichtlich unſerer Anträge irgendwie zu ändern. (Na, na! 
links.) Im übrigen ſind wir nach wie vor zu jeder poſi⸗ 
tiven Mitarbeit bereit. (Zuruf.) Wenn Sie es für beſſer 
halten, daß ich Sie auslache, ſoll es mir recht ſein. 


Vizepräſident Gehl: Bitte den Redner nicht fortgeſetzt 
zu ſtören. (Ein Zoppoter Witz! links.) 

Förſter, Abgeordneter (Lib.): Ich habe noch einiges zu 
den Erklärungen hinzuzufügen, die heute der Sprecher der 
Deutſchnationalen Fraktion abgegeben hat. Dieſe Erklä⸗ 
rungen zeigen uns, daß die Kriſe von dieſer Partei gewollt 
herbeigeführt worden iſt. Herr Schwegmann hat ſelbſt aus⸗ 
geführt, daß die geringe Differenz zwiſchen den Vorſchlägen 
der Deutſchnationalen und unſeren Anträgen nicht Grund 
für eine Kriſe zu ſein brauchte. Daraus folgt mit abſoluter 
Logik, daß ohne Grund durch Ablehnung des Etats des 
Innern ſeitens der Deutſchnationalen die Kriſe herbei⸗ 
geführt worden iſt. (Abg. Raube: Knobeln Sie ein bißchen 
um die Kriſe!) Hieraus ergibt fich wieder die Unrichtigkeit 
der Ausführungen des Herrn Abg. Schwegmann, daß durch 


uns die Kriſe herbeigeführt worden ſei. (Sehr richtig! bei (0) 


den Deutſchliberalen.) 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Bergmann. 

Bergmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Im 
Namen meiner Fraktion habe ich folgende Erklärung abzu⸗ 
geben: Die Deutſchſoziale Fraktion bedauert die geſtrige 
Erklärung des Senats, weil ſie in ſeinem Wunſche nach 
einer Neubildung der Regierung auf erweiterter Grund⸗ 


lage eine Kapitulation vor der politiſchen Parteiherrſchaft 


erblicken muß. (Bewegung.) Bei allem Verſtändnis für die 
Zwangslage, in die die Regierung durch die Etatsablehnung 
geraten iſt, hält die Deutſchſoziale Fraktion an ihrem alten 
Standpunkt feſt, daß die angeſtrebte Parteiherrſchaft den 
Intereſſen eines Zwergſtaates abträglich ift (Sehr richtig!), 
und daß die Mitglieder der Regierung um ihrer Perſönlich⸗ 
keit, nicht um ihres Parteiausweiſes willen gewählt werden 
ſollten. (Sehr richtig!) Die Fraktion ift auch heute der 
Meinung, daß es bei gutem Willen aller ſtaatsbejahend 
denkenden Abgeordneten recht wohl möglich wäre, verdiente 
Männer allgemeinen, nicht nur parteipolitiſchen Ver⸗ 
trauens, in den Senat hineinzuwählen. Wenn der gegen⸗ 
wärtige Senat dieſen Weg nicht für gangbar hielt, hätte er 
dies in irgendeiner Form zum Ausdruck bringen müſſen. 
Für das alte Spiel, daß die Senatorenſeſſel den beteiligten 
Parteien zur beliebigen Beſetzung zur Verfügung geſtellt 
werden, iſt die Deutſchſoziale Fraktion nicht zu haben. Dem 


Weſen echter Demokratie entſpricht ein ſolches Verfahren 


ebenſowenig (Hört, hört! links.), wie etwa das Liſtenwahl⸗ 
ſyſtem. Was die angekündigte Erweiterung ſelbſt anbetrifft, 
wie ſie auch ausfallen mag, ſo weiſt die Deutſchſoziale 
Fraktion auf ihre Ausführungen anläßlich der erſten Regie- 
rungserklärung vom 6. Februar 1924 hin. Sie hat ihren 
damaligen Worten nichts hinzuzufügen. (Bravo!) 
Vizepräſident Gehl: Das Wort hat Herr Abg. Raube. 


Raube, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Man 
könnte als Überſchrift über die jetzige Regierungskriſe ſetzen: 
„Senatorenſeſſel freibleibend wieder einmal ab Lager ab⸗ 
zugeben.“ Im Alteſtenausſchuß war noch nicht ganz klar, 
wer der Abgeber dieſer Senatorenſeſſel ſein ſollte. Es iſt 
notwendig, daß die Danziger Offentlichkeit einmal erfährt, 
wie ſich die Angelegenheit in den beiden Sitzungen des 
Alteſtenausſchuſſes zugetvagen hat; ich glaube, daß bei rich⸗ 
tiger Schilderung die Danziger Freiſtaatbürger aus dieſen 
Sitzungen beſſer informiert würden. Ich will nicht über die 
Stehaufmännchen⸗Regierung reden, die feit 1½ Jahren 
einmal heruntergedrückt wird und dann, wie ein gutes Steh⸗ 
aufmännchen, mit dem Kopfe Dr. Ziehm wieder aufſteht. 
Darüber wollen wir uns nicht unterhalten Herr Dr. Ziehm. 
Wenn Sie heute in der zweiten Sitzung des Alteſten⸗ 
ausſchuſſes anweſend geweſen wären, hätten Sie von einer 
maßgebenden Fraktion, der Sozialdemokratiſchen Fraktion, 
die Kommuniſten haben ſich auch angeſchloſſen, und die 
Blavier⸗Partei wohl ebenfalls, deutlich höven können, daß 
Sie, wie die geſamten parlamentariſchen Senatoren, auf 
Grund Ihrer Erklärung das Recht verwirkt haben, auf der 
Regierungsbank zu ſitzen. Sie ſind kein Senator mehr, 
wenn Sie das wahr haben wollen, was Sie geſtern erklärt 
haben, wen Sie zu Ihren Worten ſtehen. Wir haben das 
Schauspiel ſchon einmal gehabt. Auch damals wurde ge- 
ſagt: „Wir treten zurück! Wir treten zurück!“ Sie müſſen 
furchtbar lange Füße haben, ſolange treten Sie ſchon zu⸗ 
rück! (Heiterkeit.) Ich habe ſchon erklärt, daß die Danziger 
Fveiſtaatbürger nach Ihrer Meinung kein Recht haben, zu 
hören, was vorgeht. Wenn heute der Sprecher der Deutſch⸗ 


(D) 


liberalen Fraktion im Bruſtton der Überzeugung zum Aus⸗ 


druck brachte, daß eine Verbrüderung nicht möglich wäre, fo 
möchten wir Ihnen ſagen, in einigen Wochen, m. H. von 
der Deutſchliberalen Fraktion, ſind Sie wieder ein Herz und 
eine Seele mit den Deutſchnationalen. (Sehr richtig! links.) 
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[Raube, Abgeordneter.) 

Wozu alſo dies ganze Spiel vor den Danziger Bürgern, 
da es eine abgekartete Sache iſt? In einigen Wochen, m. H. 
von den Rechtsparteien, ſind Sie alle wieder einig. Sie 
werden auf der Grundlage gegen die Arbeiterſchaft einig 
werden. Wozu alſo dies ganze Theater und dieſe Regie- 
rungsmacherei, dieje Regierungskriſerei, wie Herr Abg. 
Förſter ſagte! Es hat nur den einen- Grund, m. H. Demo⸗ 
kvaten, daß eine der bürgerlichen Parteien etwas mehr 
von dem Fell bekommt, das den Arbeitern über die Ohren 
gezogen werden ſoll. Wenn Sie wieder alle ſchön vereinigt 
in einer Regierung ſitzen, dann geſchieht es lediglich aus 
dem einen Grunde, um gegen die Staatsbürger vorzugehen, 
die für den Staat bluten ſollen. Das werden immer die 
Arbeiter ſein. Ob ſie augenblicklich nicht in der Regierung 
find und nachher doch, dieſe Kuhhandelei hinter den Kuliſſen 
intereſſiert die Arbeiterſchaft nicht mehr, es geht letzten 
Endes doch auf die Schultern der Arbeiterſchaft. 

Aber auch die Staatsbürger anderer Stände in Danzig 
müſſen fragen, wie ſo etwas möglich iſt. Seit 1½ Jahren 
haben wir eine latente Regierungskriſe gehabt, jetzt wird 
ſie akut, weil die Mittel für den Etat von einer bürger⸗ 
lichen Partei nicht bewilligt werden. Wenn der Senat 
konſequent wäre und Herr Dr. Ziehm ſeine Erklärung 
wahr machen wollte, müßte er ſo weit gehen, zu ſagen, die 
parlamentariſchen Senatoren dürſen weiter keinen Schritt 
machen. Wenn die deutſchnationalen parlamentariſchen 
Senatoren ganz konſequent ſein wollten, dürften ſie in eine 
neu zu bildende Regierung überhaupt nicht hineingehen, 
weil Sie erklärt haben, weil Ihr Vertreter Kette in einer 
öffentlichen Verſammlung erklärt hat: „Wir deutſchnatio⸗ 
nalen Senatoren übernehmen die ganzen Konſequenzen“, 
d. h., Sie werden niemals in eine Regierung hineingehen, 
in die Ihre jetzigen Gegner, die Demokraten, hineingehen 
wollen. Die Demokraten ſind es, die in der Frage der 
Etats ganz gegenſätzlich auf einem anderen Standpunkt 
ſtehen. Wenn Sie trotzdem wieder mit den demokratiſchen 
Senatoren in die Regierung hineingehen, dann bedeutet 
das Ihre berühmte Konſequenz, die Ihr Herr Kette in allen 
Verſammlungen predigt. 

Es war intereſſant, daß auch der Vertreter der Demo⸗ 
kraten heute im Alteſtenausſchuß im Bruſtton der Über⸗ 
zeugung erklärte: „Wir haben an der ganzen Kriſe keine 
Schuld; für uns liegt keine Veranlaſſung vor, über eine 
Regierungsbildung zu verhandeln.“ Was bedeutet das 
alles? Herrn Abg. Förſter wurde ganz deutlich die Frage 
vorgelegt, er möchte doch nun Farbe bekennen. Da kommt 
man auf das Grundlegende. Da wurde die Antwort erteilt, 
ſolange der Jewelowſkiſche Unterſuchungsausſ chuß noch nicht 
beendet ſei, ſolange dem Plenum nicht darüber berichtet ſei, 
würden die Demokraten an die Regierungsbildung nicht 
herantreten. Wir werden ja ſehen, was herauskommt. Sie 
werden wieder ein paar Wochen verhandeln, und als 
Reſultat wird herauskommen, daß Sie ein Herz und eine 
Seele ſind, oder wir wurſteln wieder weiter fort. Die 
Demokraten lauern feit 11% Jahren, daß fie in die Regie- 
rung kommen. (Abg. Hennke: Seien Sie doch nicht jo 
neidiſch?) Auf den Unſinn, den Sie fabrizieren wollen, 
ſollten wir neidiſch ſein! Nein, für uns iſt nur eins maß⸗ 
gebend, und wir haben heute im Alteſtenausſchuß ja durch⸗ 
geſetzt, daß wir die Frage offen anſchnitten: Uns inter⸗ 
eſſiert die Regierungsmacherei nicht, uns intereſſiert die 
Frage der Arbeitsloſen. Wir haben jetzt wieder eine Situa⸗ 
tion, in der Sie im Staatsintereſſe zu kuhhandeln anfangen 
wollen. Heute vormittag war mit den bürgerlichen Parteien 
ganz deutlich die Vereinbarung getroffen, der Antrag der 
Kommuniſten über die Erwerbsloſenfrage kommt heute nicht 
auf die Tagesordnung. Es ſieht vielleicht ſchöner aus, wenn 
nur die Besprechung der Regierungserklärung auf der 
Tagesordnung ſteht. (Abg. Bergmann: Ich bin dafür ge⸗ 
weſen!) Herr Abg. Bergmann war der einzige, der dafür 
war. Wir ſchließen uns der Auffaſſung der Sozialdemokra⸗ 
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ten an, die verlangen, daß die parlamentariſchen Senatoren (0) 


jetzt quaſi gar nicht zu exiſtieren haben. Nach der Ver⸗ 
faſſung dürfen die parlamentariſchen Senatoren heute 
keine Regierungsgeſchäfte tätigen. Sie ſind dazu nicht be⸗ 
rechtigt, wenn fie zu ihren Worten ſtehen. Was ſollte jon] 
der Sinn der Worte ſein, daß ſie die Konſequenzen gezogen 
haben? 5 
Es wurde der Einwand gemacht, daß die Regierungs⸗ 
arbeiten nicht ſtocken dürfen. Wir haben aber doch die 
hauptamtlichen Senatoren, die die Geſchäfte weiterführen 
können. Herr Dr. Ziehm und die übrigen wollen nach außen 
hin dokumentieren, daß wir eine Regierungskriſe haben. 
Trotzdem kleben die Herren ſo an den Seſſeln, daß die 
Regierungskriſe jhon 1½ Jahre dauert. Wahrſcheinlich 
werden ſie noch 1½ Jahre kleben. Wir Kommuniſten 
pfeifen auf die ganze Regierungsmachevei. Hüten Sie ſich 
vor dem Tage, wo die Arbeiterſchaft das merken wird. 
Dann wird dieſer ganze Regierungskrempel nicht mehr 
ſein. Dann wird etwas Beſſeres da ſein. Dann wird an 
dem Volksganzen gearbeitet werden, nicht wie in der Ver⸗ 
gangenheit, daß nur für eine einzelne Klaſſe gearbeitet 
wird und die Arbeiterſchaft darüber zugrunde gehen und 
verhungern kann! (Bravo!) 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Langopſfki. 

Langowſki, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! Namens 
meiner Gruppe gebe ich folgende Erklärung ab: Die pol⸗ 
niſche Gruppe des Volkstages ſieht in der jetzigen Regie⸗ 
rungskriſe die notwendige Folge eines Regierungsſyſtems, 
das in ſeiner nationaliſtiſchen Ausprägung der ruhigen 
wirtſchaftlichen Entwicklung der Freien Stadt von Anfang 
an eine Feſſel war. Nur die Erkenntnis, daß die Fort- 
führung dieſes Syſtems unſere Wirtſchaft nur an den Rand 
des Ruins führen kann, hat die Mehrheit dieſes Hauſes 
dazu gebracht, einer Regierung einen Etat zu verweigern, 
auf den der derzeitige Senat im Widerſpruch mit den Be⸗ 
langen der Freien Stadt vornehmlich geglaubt hat ſeine 
Wirtſchaftsführung ſtützen zu können. Die polniſche Gruppe 
dieſes Hauſes ſteht auf dem Standpunkt, daß die Beſeiti⸗ 
gung des jetzigen Senats für die Freie Stadt die Befreiung 
von einem Übel bedeutet, das ein Aufatmen der weitüber⸗ 
wiegenden Mehrheit der Danziger Bevölkerung im Gefolge 


haben wird. Sie wird deshalb jeder Regierungsbildung 


wohlwollend gegenüberſtehen, die auf dem Boden der be⸗ 
ſtehenden Verträge und im Rahmen der jetzigen Wirt⸗ 
ſchaftsordnung deine Abkehr von dem nationaliſtiſchen, 
völker⸗ und polenfeindlichen Prinzip unſeres Senats ver- 
ſpricht. Die polniſche Gruppe des Volkstages iſt ſich 
andererſeits deſſen bewußt, daß ſie als Vertreterin der pol⸗ 
niſchen Minderheit gegenüber jedwedem Senat einen 
ſchweren Stand haben wird. Sie iſt jedoch der Anſicht, 
daß ein Wechſel des bisherigen Regierungsſyſtems dem 
Wohle der Freien Stadt Danzig nur förderlich ſein kann, 
dem Wohle Danzigs, das vorzüglich und zu allererſt in 
einer ruhigen Fortentwicklung und in einem friedlichen 
verſtändnisvollen Nebeneinanderleben der Freien Stadt 
und der Republik Polen ſeine weſentliche Vorausſetzung hat. 


Vizepräſident Gehl: Das Wort hat Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (Sozialist. P.): Die Erklä⸗ 
rung der Regierung, in ihrem erſten Teil, wonach ſie 
jetzt endlich, nach eineinhalb Jahren, einſieht, daß eine 
Minderheitsregierung, die ſich bei wichtigen Geſetzes⸗ 
vorlagen auf keine Mehrheit ſtützen kann, abtreten muß, iſt 
zu begrüßen. Der zweite Teil der Regierungserklärung 
ähnelt aber, in ſeiner Faſſung und auch in ſeinem Text, 
dem vor einem Jahr Erlebten faſt wie ein Ei dem andern. 
Der gegenwärtige Fall liegt nur noch etwas ſchlimmer, wie 
der vorjährige. Damals erklärte die Regierung nach der 
Ablehnung des Etats für Juſtiz, daß ſie zurücktreten werde, 
wenn eine neue Regierung gebildet ſei. Diesmal erklärten 
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(Rahn, Abgeordneter.) - 


(A) Fraktionsvertreter der ſtärkſten Regierungspartei, daß die 


Fraktion die Konſequenzen ziehen würde, wenn der Etat 
des Innern abgelehnt würde. Zwei Regierungserklärun⸗ 
gen, des Herrn Senatspräſidenten und des Herrn Senats- 
vizepräſidenten, wurden von dieſer Stelle abgegeben, aus 
denen zu entnehmen war, daß die Regierung in der Ab⸗ 
lehnung des Etats des Innern und anderer Etats, die auf 
Grund der Anträge der Deutſchliberalen Fraktion eine Ab⸗ 
änderung erfahren würden, ein „ausgeſprochenes“ Mik- 
trauen ſahen und die Konſequenzen ziehen würde. Auf 
Verlangen der Regierung hat eine Mehrheit des Volks⸗ 
tages, die Oppoſition, dieſer Regierung den Etat abgelehnt 
und damit, nach parlamentariſchem Brauch, ihr ein ſo deut⸗ 
liches Mißtrauensvotum erteilt, daß man ſich wundern 
muß, daß eine Regierung den Mut hat, nachdem dies ge⸗ 


ſchehen war, hier aufzutreten und eine Erklärung abzu⸗ 


geben, wie ſie hier erfolgte. Jede Regierung gibt allerdings 
Erklärungen ab, jo gut oder jo ſchlecht wie fie fie zu formu- 
lieren verſteht. Wenn man dieſe Angelegenheit als eine 
Art Luſtſpiel betrachtet, bleibt das Tragiſche bei der Ge⸗ 
ſchichte aber, daß auch jedes Parlament die Regierungs⸗ 
erklärung verdient, die das Parlament ſich gefallen läßt. 
Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt es tief traurig, daß ſich 
das Parlament am geſtrigen Tage die Erklärung des Herrn 
Dr. Ziehm, dieſes Gaukelſpiel, zum zweiten Male bieten 
ließ, nachdem vor einem Jahre erwieſen wurde, welch ein 
ſchandbares Spiel die Regierung mit dem Parlament ge⸗ 
trieben hat. Die Situation, wie ſie jetzt vorliegt, erinnert 
an Shakeſpeares „Kaufmann von Venedig“. Die Kunſt⸗ 
ſachverſtändigen ſind ſich nicht darüber einig, ob es ein 
Luſtſpiel iſt oder eine Tragödie. Soweit das Liebesſpiel 
in Frage kommt, iſt es zweifellos ein Luſtſpiel; ſoweit aber 
das Schickſal Shylocks darin vorkommt, kann man jedoch 
von einer Tragödie ſprechen. Soweit der Volkstag der 
Freien Stadt Danzig in dieſer Regierungskomödie, in 
dieſem verunglückten Luſtſpiel, eine Rolle ſpielt, ſpielt er 
tatſächlich eine traurige Rolle. Es ift tatſächlich eine Tra- 
gödie des Danziger Parlaments, wenn es ſich jetzt und in 
Zukunft derartige Regierungserklärungen gefallen läßt. 
Man ſtreitet ſich von dieſer Stelle aus herum, wer 
ſchuld an der Regierungskriſis iſt, ſtatt daß die Deutſch⸗ 
liberale Fraktion und die anderen Fraktionen, die dazu 
beigetragen haben, den Etat abzulehnen und damit der 
Regierung dokumentierten, daß der Staatskarren an den 
Abgrund gefahren iſt, wenn er nicht ſchon jo tief im Moraſt 
ſteckt, daß er ſich nicht mehr hinausziehen läßt, ſich freudig 
dazu bekennen und hier erklären, ſie ſeien bereit, es beſſer 
zu machen und ſich unter Ausſchluß derjenigen Leute zu 
koalieren, die dieſes Verbrechen am Danziger Volk be- 
gangen haben. Ich geſtehe offen ein, daß es nicht verlockend 
iſt, die Erbſchaft der Deutſchnationalen anzutreten, die wirt- 
ſchaftlichen Verhältniſſe und unſer Verhältnis zu Polen 
zu beſſern und damit den Anfang zu einer günſtigeren 
Geſtaltung unſerer gegenwärtigen troſtloſen Lage zu 
machen. Das überladene Schiff muß aber von der Decks⸗ 
laſt unſerer übergroßen Beamtenſchaft befreit werden. Es 
muß dasſelbe geſchehen, was jeder verantwortliche Kapitän 
tut, wenn ein Schiff in Seenot iſt, es gar zu ſinken droht; 
er wirft die Deckslaſt und noch einen Teil der Ladung 
über Bord, um das Schiff im Orkan widerſtandsfähig zu 
machen, um es flott zu halten. Dieſes durchzuführen wäre 
Pflicht derjenigen, die durch die Ablehnung der einzelnen 
Etats ihr Mißtrauen gegen die Regierung und ihren Wider⸗ 
willen gegen dieſe Staatswirtſchaft dokumentiert haben. 
Wenn derartige Erklärungen hier von den Parteien 
abgegeben worden wären und nicht ein elendes Gezänk 
darüber Platz gegriffen hätte, wer ſchuld an der Regierungs⸗ 
kriſe wäre, und ob die parlamentariſchen Senatoren noch als 
Regierungsleute oder Verwaltungsbeamte agieren könnten, 
könnte man ſagen, der Danziger Volkstag hätte in der 
gegenwärtigen Situation bewieſen, was notwendig iſt. 


Wenn Sie die Herren in der Regierung, die parlamen⸗ 
tariſchen Senatoren, die ſich auf den Buchſtaben verſteifen 
und in der Tatſache der Ablehnung des Etats nicht das 
Mißtrauen erblicken wollen, an der Stelle nicht länger 
dulden wollen, was ift einfacher und leichter für die Oppoſi⸗ 
tion, als einen präziſen Mißtrauensantrag zu formulieren 
und wörtlich auszudrücken, was in der Verfaſſung ſteht. 
Dann erlöſen Sie ſich endlich von dem Übel und von der 
Geſellſchaft, die die Freie Stadt Danzig in wirtſchaftlicher 
und außenpolitiſcher Beziehung an den Rand des Abgrun⸗ 
des gebracht, die mit der Exiſtenz der Freien Stadt Danzig 
geſpielt hat. 

M. D. u. H.! Wenn erſt einmal in Genf der Gedanke 
auftaucht, die Freie Stadt Danzig ſei nicht lebensfähig, 
ſo iſt der Weg, zu beſchließen, Danzig ſolle trotz der be⸗ 
ſtehenden Friedensverträge und Abkommen in ein größeres 
lebensfähiges Gebilde überführt werden, abſolut nicht mehr 
weit. Blicken Sie nach Süden, wo fih Oſterreich nuch der 
mißlungenen Sanierung der Chriſtlich⸗Sozialen in Krämp⸗ 
fen windet und nicht leben und ſterben kann, wo von groß⸗ 
deutſcher und ſozialiſtiſcher Seite der Anſchluß an Deutſch⸗ 
land angeſtrebt wird, während die Chriftlich- Sozialen nach 
Italien tendieren oder die Donauföderation herbeizuführen 
wünſchen. Man ſollte ſich deshalb in Danzig, unter viel 
kleineren Verhältniſſen, ſagen: wenn die Dinge ſoweit ge⸗ 
führt haben, daß dieſes Staatsweſen nach menſchlichem Er⸗ 
meſſen, nach dem Ermeſſen aller verantwortungsbewußten 
Politiker ſich in einer außerordentlich brenzlichen Situation 
befindet, in bezug auf ſeine Selbſtändigkeit, ſo iſt es an der 
Zeit, andere Maßnahmen zu ergreifen. Die Leute, die bis 
jetzt die Regierungsgeſchäfte geführt und dieſen Zuſtand der 
Gefahr herbeigeführt haben, ſind zu eliminieren, und es 
wäre außerordentlich nützlich für die Freie Stadt Danzig, 
wenn die Parteien, die bisher immer kritiſiert haben, nun 
auch die Verantwortungsfreudigkeit hätten und den Beweis 
erbrächten, daß ſie es beſſer machen können. Dauernd 
ſchimpfen und krakehlen, anderen Leuten vorwerfen, daß ſie 
etwas ſchlecht machen und alles verderben, das kann die 
Rag’. Zeigen Sie einmal, daß Sie, die Sie die Etats ab- 
gelehnt haben und damit dieſem Senat ein Mißtrauens⸗ 
votum erteilten, ſich nicht mit Redensarten aus der Affäre 
zu ziehen verſuchen! Die bisherige Regierung hat nichts 
geleiſtet, ich bin der gleichen Anſicht; machen Sie es aljo 
beſſer und befreien Sie die Freie Stadt Danzig aus der 
Gefahr, in der ſie ſich befindet. 

Tun Sie es nicht, ſo ſind alle Ihre Reden und Redens⸗ 
arten leerer Schall und Rauch geweſen und Sie waren 
nicht legitimiert dazu, derartig ſtolze Töne anzuſchlagen, 
wie es Herr Dr. Neumann bei der erſten Leſung der Etats 
tat und wie wir ſie mehrfach von dieſer Stelle von der 
Oppoſition gehört haben. 

Sirenenklänge werden laut in der ſogenannten bürger⸗ 
lichen Preſſe, eine erweiterte „bürgerliche“ Regierung zu 
bilden. Was heißt denn in der heutigen Zeit „bürgerlich“? 
Iſt nicht jeder, ſeitdem die Vorrechte gewiſſer Kreiſe be- 
ſeitigt ſind und gleiches Wahlrecht beſteht, ob er ſeine Arbeit 
in der Bluſe oder im Frack verrichtet, Bürger dieſer Freien 
Stadt? Wie wollen Sie in der heutigen Zeit politiſch einen 
Unterſchied zwiſchen dem Arbeiter, dem Proletarier, und 
dem Intellektuellen oder Bourgeois machen. Das ſind doch 
Begriffe, die überholt find, die man zum großen Teil aus 
der franzöſiſchen Revolution übernommen hat. Weite 
Kreiſe, die heute zum Bürgertum rechnen, ſind derartig 
proletariſiert, daß ſie unterproletariſiert ſind. Das trifft 
auf die alten Damen zu, die im Stift ſitzen, die alten 
Rentenempfänger und andere, die nicht einmal ihre Arbeits⸗ 
kraft, das hervorſtechendſte Merkmal des Proletariers, mehr 
beſitzen, die neben ihrer bürgerlichen Wohnungseinrichtung 
nur 10 oder 20 Gulden monatliches Renteneinkommen 
haben. Sind das Bürger? Sind vielleicht diejenigen Arbeit⸗ 
nehmer, die 150 oder 200 Gulden im Monat beziehen 
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und ſich damit ſchlecht und recht ernähren können, die aber 
ihre Arbeitskraft haben, ſind die weniger als derjenige, der 
eine beſſere Schulbildung von früher beſitzt und heute am 
Hungertuche nagt. Jetzt iſt jeder Staatsbürger, ob er an 
höchſter Stelle ſitzt oder als Kloalenreiniger arbeitet, um 
dieſes Wort zu gebrauchen, politiſch gleich; jeder hat das 
Recht, am Staate mitzuwirken. Es ift aljo eine Ver- 
meſſenheit, von bürgerlich zu ſprechen, und zu glauben, daß 
nur die ſogenannten bürgerlichen Parteien das Recht haben, 
den Staat zu regieren. In Deutſchland und anderen 
Staaten iſt dieſer Standpunkt längſt überholt; er beſteht 
nur noch in dieſem Krähenneſt Danzig, wo einer dem 
andern in den Topf ſieht und wo der eine mehr ſein will 
als der andere, wenn er einen Stehkragen trägt, der nicht 
wie der Gummikragen abradiert wird. (Heiterkeit.) Hier 
ſollen nur die zur Regierung berufen ſein, die ſchon tauſend⸗ 
mal Dummheiten gemacht und bereits mehrfach den Staat 
an den Rand des Abgrundes geführt haben? Heute wird 
die Deutſchliberale Fraktion von den Deutſchnationalen 
mit Sirenenklängen umworben, um ſie in die Regierung 
hineinzubekommen. M. D. u. H. von der Deutſchliberalen 
Fraktion, Sie gleichen in Ihrer Rolle dem Juden aus dem 
„Kaufmann von Venedig“. Um dem Staatsſchiff, das leck 
ift, das infolge Aufſtoßens auf den Grund Kolliſion gehabt 
hat und vor dem Zerbrechen ift, Aſſiſtenz zu leiſten, buhlt 
man jetzt um Ihre Hilfe und will Sie wieder in der Regie⸗ 
rung haben. Man wird Ihnen auch den berühmten Schein 
geben, worin man Ihnen für Ihre Hilfe verſpricht, Ihnen 
bei Nichterfüllung aller Verſprechungen „ein Pfund Fleiſch 
aus der Gegend des Herzens“ zu geben. Wenn Sie aber 
erſt in der Regierung ſitzen und Ihren Schein erfüllt wiſſen 
wollen, wird es nicht geſchehen. Durch ihve Vertrauensleute 
haben die Deutſchnationalen kürzlich in einer Erklärung der 
„Danziger Neueſten Nachrichten“ wiſſen laſſen, daß es nicht 
angeht, daß die ſtärkſte Regierungspartei durch weitgehende 
Kompromiſſe zerſetzt wird. Wenn Sie Ihren Schein erfüllt 
haben wollen, wird eine reiche Erbin, wie in Shakeſpeares 
Theaterſtück, in der Verkleidung eines Richters auftreten 
und Ihnen ſagen: „Nimm dir doch das Pfund Fleiſch, aber 
ja kein Blutstropfen!“ Man wird Ihnen durch Ihr Ver⸗ 
halten, wenn Sie mit den Leuten von rechts jetzt paktieren, 
nicht nur das halbe oder ganze Vermögen (das politiſche 
Anſehen) nehmen, ſondern man wird Sie auch noch, wie in 
jenem Theaterſtück den Shylock, wegen des verſuchten Mor⸗ 
des anklagen und, auf Ihren Fall angewandt, Ihrer Par- 
tei, die ſich durch eineinhalbjährige, teilweiſe konſequente 
Oppoſition einen halbwegs geachteten Namen innerhalb der 
Kaufmannſchaft und der liberalen Kreiſe wieder zu er⸗ 
werben verſtanden hat, das politiſche Grab graben. Mit 
den Leuten können Sie nach allem, was in der letzten Zeit 
vorgefallen iſt, nachdem man Ihnen vorgeworfen hat, daß 
Sie ſtaatsfeindlich find, nachdem durch einen halb angetrun⸗ 
kenen Bouteiller in der Heiligen⸗Geiſtgaſſe jo laut durch die 
Stadt geſchrien wurde, daß man es in dieſem Hauſe hören 
konnte, daß Sie für die Juden einen größeren Einfluß 
verlangten, nach all dieſem können und dürfen Sie ſich mit 
jenen Leuten nicht koalieren, wenn Sie ſich nicht ſelbſt auf⸗ 
geben wollen. Sie werden eine entſprechende Koalition 
l hier im Haufe finden, wenn Sie wollen. An Ihnen liegt 

es einzig und allein! 

M. D. u. H.! Die Situation ift für die Mitte trotz 
aller Schwierigkeiten nicht ſo troſtlos. Eine Mittelkoalition 
dieſes Hauſes wird ſich mit der Republik Polen mit Leichtig⸗ 
leit verſtändigen. Was den anderen nicht gelungen iſt, weil 
Herr Sahm in Warſchau als derjenige erſcheint, der den 
Polen im Kriege die Lebensmittel geſtohlen hat — er war 
Beamter und hatte ſeine Pflicht zu erfüllen — und weil 
Herr Kette, Dr. Ziehm und alle dieſe Heißſporne den War⸗ 
ſchauer Leuten als Oſtmarkenpolitiker bekannt und verhaßt 
ſind, aus den Dezennien der letzten preußiſchen Geſchichte, 
wird Ihnen, muß Ihnen gelingen. Wenn eine Koalition 


der Mittelparteien zuſtandekommt, eine Regierung aus ver⸗ (0) 


ſtändigen Leuten gebildet wird, und es müßte ein Leichtes 
ſein, eine derartige Koalition zuſtande zu bringen, dann 
müßte es leicht möglich ſein, ſich mit Warſchau zu verſtän⸗ 
digen und die Schwierigkeiten, denen die gegenwärtige 
Regierung nicht Herr werden konnte, zu beſeitigen. Ich 
glaube, kein der Wirtſchaft angehöriger Danziger zweifelt 
daran, daß dieſes Unternehmen den Mittelparteien gelingen 
würde, wenn ſie es unternähmen. > 

M. D. u. H.! Es kommt noch etwas weiteres hinzu, 
was Sie veranlaſſen ſollte, im gegenwärtigen Zeitpunkt 
gerade den Mut zur Verantwortung zu zeigen. Das iſt 
folgendes: Polen ſteht mit Deutſchland vor einem ſchweren 
Wirtſchaftskrieg. Wenn augenblicklich auch die Zukunft 
Danzigs außerordentlich betrübend erſcheint, ſo iſt doch zu 
erwarten, wenn eine mit Verſtändnis und Vernunft aus⸗ 
gerüſtete Regierung Verhandlungen mit Polen führt, daß 
dann große Teile der Warenmengen, die bisher nach 
Deutſchland gingen, infolge des Zollkrieges ihren Weg über 
Danzig nehmen würden, die ſonſt vielleicht auf dem Bahn⸗ 
wege durch die Tſchechoſlowakei oder nach Italien gehen 
würden. Sie haben inſofern im gegenwärtigen Moment eine 
dankbare Aufgabe zu erfüllen. Ich würde nichts ſehnlicher 
herbeiwünſchen, als daß ſich verantwortungsfreudige Poli⸗ 
tiker in dieſem Haufe fänden, die dieje verfahrene Situation 
aufnähmen und bewieſen, daß ſie aus anderem Holz ge⸗ 
ſchnitzt ſind, als es die Deutſchnationalen waren. 

M. D. u. H.! Machen Sie Schluß mit dieſer Miß⸗ 
wirtſchaft! Um mit Kurt Hiller zu ſprechen: Laſſen Sie 
ſich nicht länger regieven von Egoiſten, Ignoranten, 
Raffern, ſondern machen Sie ſich endlich frei von dieſen 
Kaffern, die bisher in der Regierung ſaßen. (Bravo! und 
Heiterkeit links. — Abg. Ed. Schmidt: Das war ein ſtarkes 
Stück! — Abg. Raube: Wir ſind doch hier nicht in Afrika!) 


Vizepräſident Gehl: Herr Abg. Rahn! Sie haben von 
Kaffern in der Regierung geſprochen. In der Regierung 
ſitzen keine Kaffern. Ich rufe Sie zur Ordnung. (Abag. 
Rahn: Das find primitive Menſchen, Dumme!) Das Wort 
hat der Herr Abg. Dr. Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir können uns nur der von allen Seiten immer wieder 
zum Ausdruck gebrachten Anſicht anſchließen, daß die Regie⸗ 
rungserklärung und alles, was bisher bei den Etats ge⸗ 
ſchehen ift, nichts als Theater war. Es ift tatfächlich genau 
ſo, wie im vergangenen Jahr. Nur liegen heute die Dinge 
wirtſchaftspolitiſch doch ganz anders. Wir ſind im vorigen 
Jahre mit den Verhandlungen über die Regierungsbildung, 
das muß man ſich kurz ins Gedächtnis zurückrufen, ungefähr 
zwei Monate hindurch entſcheidend beſchäftigt geweſen. Am 
letzten Tage der Verſuche, nachdem wir täglich drei bis vier 
Stunden verhandelt hatten, waren hinter den Kuliſſen die 
alten Parteien, die nachher die Regierung bildeten, ein 
Herz und eine Seele. In letzter Sekunde ſcheiterte alles 
wieder, obwohl man damals mit den Verhandlungen, ſo⸗ 
viel ich mit entſinnen kann, eigentlich vollkommen im 
klaren war. Es gab kaum mehr einen Differenz⸗ 
punkt. Die Verhandlungen wurden abgebrochen, weil man 
ſich hinter den Kuliſſen wieder verſtändigt hatte. (Aber 
wehe, wenn Sie Senator werden! bei den Kommuniſten.) 
Haben Sie keine Furcht! Es muß doch etwas eigenes ſein 
um die Regierung. Das Gefährliche der augenblicklichen 
Situation liegt in folgendem: es beſteht immerhin — und 
dieſer Verdacht wird in weiteſten Kreiſen Danzigs aus⸗ 
geſprochen — die Vermutung, daß die Deutſchnatio⸗ 
nalen nicht in der Lage find, die Verant⸗ 
wortung für die drohende Wirtſchafts⸗ 
kataſtrophe zu tragen. Jetzt iſt der befte Ausweg 
für die Deutſchnationale Partei, daß fie dieje Kriſe herauf⸗ 
beſchwört. Das hat ſie getan. Die Deutſchnationale 
Partei hat gegen die Etats geſtimmt. Weshalb? Das 
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iſt ſonnenklar. Die paar Abſtriche ſpielen ja gar keine 
Rolle, die von den Liberalen gefordert wurden. Würden 
die Deutſchnationalen die Geſchäfte weiterführen, dann 
würden ſie nach außenhin die Verantwortung für alles 
tragen, was ſie ſelbſt verſchuldet haben. Da iſt der Moment 
für die Partei ſehr günſtig, zu erklären: „Wir lehnen jede 
Verantwortung ab. Wir werden die Geſchäfte nur proviſo⸗ 


riſch weiterführen.“ Wenn wir jetzt wieder zwei Monate 


— 


mit der Regierungsbildung herumwurſteln und in Danzig 
wirtſchaftspolitiſch namenloſes Unglück geſchieht, dann wird 
die Deutſchnationale Partei ſagen, wir ſind nicht daran 
ſchuld, ſondern die Parteien, die jetzt hinter den Kuliſſen 
und ſonſtwie verhandeln, wir haben keine Verantwortung. 
Es iſt klar, wo der Kardinalpunkt der ganzen Kriſe ruht. 
Das haben wir im Alteſtenausſchuß und auch hier geſehen. 
Herr Schwegmann wollte den Nachweis führen: „Wir ſind 


die Unſchuldigen.“ Warum? Weil man die in ſpäteſtens 


drei Monaten eintretende Kataſtrophe vorausſieht, weil 
man ſich vor der Verantwortung drücken will. In dieſem 
Zuſammenhang bietet die Regierungserklärung ein eigen⸗ 
artiges Bild. Man will nicht auf die Diktatur verzichten, 
die die Deutſchnationalen innerhalb des Senats ausgeübt 
haben und ausüben werden. Man will ſich nur im ge⸗ 


gebenen Moment vor der Verantwortung drücken. Das 


müſſen wir hier mit aller Schärfe feſtſtellen. 
Was die zu bildende Regierung anlangt, ſo ſind wir 


ſelbſtverſtändlich bereit, in jeder Regierung mitzuarbeiten. 


Das iſt unſere Pflicht. (Heiterkeit rechts.) Es muß aber 
immer wieder betont werden, wenn von ſeiten der Deutſch⸗ 
nationalen nicht Rückſicht auf die mitregierenden Parteien 
genommen wird, dann muß man allerdings eine Regie⸗ 
rungsbildung auf der immer wieder betonten, berühmten, 
breiteſten bürgerlichen Grundlage in Frage ſtellen. Die 
Libevale Fraktion hat es jetzt ja genau jo geſpürt, wie wir, 
daß an ein Verhandeln mit den Deutſchnationalen gar nicht 
zu denken iſt. Ich erinnere daran, daß bei der vorjährigen 
Etatsberatung von uns der Antrag geſtellt wurde, ich 
glaube, 1 Leutnant der Schutzpolizei und 24 Mann zu 
ſtreichen. Damals wurde unſeren Senatoren dasſelbe er⸗ 
klärt wie heute, die Staatsſicherheit wäre bedroht, wenn 
dieſe Poſten geſtrichen würden. Damals hat die Liberale 
Fraktion den Etat angenommen, wahrſcheinlich auch mit 
Rückſicht auf die Außerungen, die dort von Regierungsſeite 
gemacht wurden, es würde beim nächſten Etat anders aus⸗ 
ſehen. Man hat damals den Herren von der Wirtſchaft 


verſprochen, der Beamtenapparat würde abgebaut werden. 


Genau ſo wenig wie die Deutſchnationale Partei ihr Wort 
gehalten hat und jetzt mit denſelben Etats gekommen iſt, 
genau ſo muß man die Vermutung hegen, daß es niemals 
anders werden wird. Es iſt tatſächlich eine Ungeheuerlich⸗ 


keit, wenn die Wortführer der Deutſchnationalen Fraktion 


noch immer erklären, daß die Streichung der paar Beamten 
die Staatsautorität und Staatsſicherheit bedrohe. Das 
ſtimmt nicht. Es dreht fih gar nicht darum, ob die paar 
Beamten geſtrichen werden oder nicht. Das iſt vielleicht 
nicht ſo erheblich, weil die Summe nicht im Etat entſchei⸗ 
dend mitſpricht. Aber eins ift das Weſentliche. (Abg. Dr- 
Bumke: Die Sicherheit!) Nein, Sie wijfen genau, hier 
handelt es ſich darum, ob die Deutſchnationalen einmal 
im entfernteſten nachgeben. Genau aus demſelben Grunde 
wie wir iſt die Deutſchliberale Fraktion aus der Regierung 
ausgetreten. Sie will feſtſtellen, ob in einer Ehe mit Ihnen 
tatſächlich nur Sie allein etwas zu ſagen haben, oder ob Sie 
gewillt ſind, auch einmal etwas nachzugeben. Inſofern iſt 


der Antrag der Liberalen Fraktion rein ſymptomatiſch auf⸗ 


zufaſſen. Er ſoll ein Symptom bilden für die Möglichkeit, 
mit Ihnen regieren zu können. 

Wenn Sie ſich nicht ganz erheblich ändern, werden 
Sie nie eine Regierung auf breiteſter Grundlage, die zwei⸗ 
fellos etwas Gutes ſchaffen könnte, fertig bringen. Sie 
werden ſie nicht zuſtande bringen, wenn Sie ſich auf den 


Standpunkt ſtellen, daß lediglich eine rein deutſchnationale 
Partei und ihre reaktionären Doktrinen ent- 
ſcheidend ſind. Genau ſo wenig wie man mit einem rein 
doktrinären, reaktionären Standpunkt eine Regierung der 
Freien Stadt Danzig bilden kann, würde man ſie mit einer 
ganz doktrinären Sozialdemokratie bilden können. Wir 
haben geſehen, die Sozialdemokratie iſt nicht ſo doktrinär, 
ſie läßt mit ſich handeln. M. H. von rechts, geben 
Sie auch einmal etwas nach. (Überall wird gekuhhan⸗ 
delt! bei den Kommuniſten. — Heiterkeit.) Bisher wird 
uns niemand von der Linken den Vorwurf machen 
können, daß wir jemals im entfernteſten perſönliche 
Intereſſen wahrgenommen haben. Keiner im Hauſe 
wird uns das jemals nachweiſen können. Aber wir er⸗ 
klären hier, wir ſind bereit, in jede Regierungsbildung 
einzutreten (Bravo! links.), ſowohl in eine Block- als auch 
in eine Mittelregierung, wenn das Wirtſchafts⸗ 
intereſſe der Freien Stadt Danzig Jo De- 
tont wird, daß die Freie Stadt Danzig 
lebensfähig bleibt. (Zwiſchenrufe links.) 
Vizepräſident Gehl: Das Wort hat der Herr Abg. 
Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Ganz unzweifel⸗ 
haft iſt die augenblickliche politiſche Lage recht kritiſch und 
eigenartig; aber wir können es nicht zulaſſen, daß die 
Situation, in der wir uns befinden, durch falſche ſtaats⸗ 
rechtliche Auffaſſungen noch verſchleiert werde. Herr Abg. 
Spill ſagte heute in Übeveinſtimmung mit Herrn Abg. 
Rahn, wir hätten zur Zeit keine parlamentariſchen Sena- 
toren mehr, die parlamentariſchen Senatoren wären durch 
ein Mißtrauensvotum des Senats ... (Abg. Rahn: Das 
habe ich nicht gejagt! — Abg. Liſchnewſki: Er hat gejagt, Sie 
wären eine Kaffernregierung! — Abg. Raube: Alſo hat er 
ausdrücklich die Exiſtenz Ihrer Regierung beſtätigt!), die 
parlamentariſchen Senatoren wären durch ein Mißtrauens⸗ 
votum des Senats bereits geſtürzt. Herr Abg. Raube ging 
in ſeinen Ausführungen nicht ganz ſo weit. Er ſagte nur, 
die parlamentariſchen Senatoren wären „eigentlich“ nicht 
mehr da, fie hätten „quasi nicht mehr zu exiſtieren“. Das 
iſt ſchon eine kleine Abmilderung, die den parlamentariſchen 
Senatoren immerhin noch ein klein bißchen Leben läßt. 
(Abg. Raube: Sie pfeifen auf dem letzten Loch!) Die Aus⸗ 
führungen des Abg. Spill zeugen nach meiner Auffaſſung 
von einer vollſtändigen Verkennung der ganzen Situation. 
Es iſt allerdings konſequent vom Standpunkt des Herrn 
Spill aus, wenn er der Anſicht iſt, wenn keine parlamenta⸗ 
riſchen Senatoren mehr exiſtieren, ſei auch keine Regierung 
mehr vorhanden. Denn der Senat beſitzt dann nicht mehr 
die zur Beſchlußfaſſung notwendige Mitgliederzahl. In⸗ 
folgedeſſen müßte, wie Herr Spill folgert, unſere ganze 
geſetzgeberiſche Arbeit ſtocken. Aber, m. D. u. H., die Ober- 
ſätze, die Herr Abg. Spill zur Erklärung dieſer Schlußfol⸗ 
gerung aufſtellt, find falſch. Er ſagte, dem Senat jet da- 
durch ein Mißtrauensvotum in ſchärfſter Form erteilt wor⸗ 
den, daß ein wichtiger Teil des Etats abgelehnt worden iſt. 
M. D. u. H.] Wie war die Situation? Der Etat des 
Innern iſt allerdings zunächſt abgelehnt worden, jedoch, 
da das ganze Etatsgeſetz noch nicht durch Schlußabſtimmung 
erledig iſt, keinesfalls endgültig. Aber von wem iſt die 
Ablehnung erfolgt? Von einer Mehrheit, in der die deutſch⸗ 
nationalen Stimmen enthalten waren. (Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer: Das war bloß Spaß, Herr Dr. Bumke. — Heiter⸗ 
keit links.) Für den Etat haben die Deutſchliberalen ge⸗ 
ſtimmt. Nach den Folgerungen des Herrn Spill hätten 
wir Deutſchnationalen alſo dem Senat ein Mißtrauens⸗ 
votum gegeben und die Deutſchliberalen hätten ihm ein 
Vertrauensvotum erteilt. Sie ſehen daraus, wie unſinnig 
eine derartige Auffaſſung iſt. (Abg. Raube: Alſo doch 
Kaffern!) Weshalb aber haben wir den Etat des Innern 
abgelehnt? M. D. u. H.]! Wir haben ihn in dieſer Form 
abgelehnt, weil er nach unſerer Auffaſſung nach Annahme 
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(Dr. Bumke, Abgeordneter. 
der liberalen Streichungen unannehmbar war. Nun ge⸗ 
ſtatten Sie mir, noch einen Augenblick auf die Ausführun⸗ 
gen des Herrn Förſter einzugehen. Ich will allerdings 
dabei nicht in den ein wenig aggreſſiven Ton verfallen, den 
Herr Abg. Förſter hier angeſchlagen hat. Ich will mich 
ganz ſachlich ausdrücken, weil ich der Anſicht bin, daß es 
im jetzigen Augenblick durchaus unzweckmäßig wäre, wenn 
das augenblickliche Zerwürfnis zwiſchen den beiden bürger⸗ 


lichen Parteien noch verſchärft würde. Herr Abg. Rahn 


hat den Ausdruck „bürgerliche Parteien“ heute beanftandet. 
Ich verſtehe unter „bürgerlichen Parteien“, die, gleichgül⸗ 
tig, ob fie zuſammen in der Regierung ſitzen, ſich nicht un- 
nötig befehden ſollten, die nicht marxiſtiſch eingeſtellten 
Parteien, die Parteien, die nicht auf dem Boden des 
Klaſſenkampfes, ſondern der Volksgemeinſchaft ſtehen. (Iſt 
das der Zentrums⸗Marx? links.) Herr Förſter hat feie 
ſcharfe Tonart damit erklärt, daß er behauptete, wir hätten 
ihm und ſeiner Fraktion eine ſtaatsfeindliche „Geſinnung“ 
nachgeſagt. Davon iſt ſelbſtverſtändlich gar keine Rede. 
Wir haben einen Antrag, der von ſeiner Seite geſtellt war, 
ſtaatsfeindlich genannt. Wir hätten vielleicht auch das 
Wort „ſtaatsgefährlich“ gebrauchen können. (Abg. Raube: 
Da ſcheint ja doch noch die Ehe herauszukommen!) M. D. 
u. H.! Daß wir einer Partei, mit der wir jahrelang, wenn 
auch wicht immer reibungslos, zuſammengearbeitet haben, 
hier nicht den Vorwurf der Staatsfeindlichfeit machen 
können, dürfte eigentlich ſelbſtverſtändlich ſein. Nun hat 
Herr Abg. Förſter gemeint, wie auch von anderen Rednern 
ausgeführt wurde, wir hätten dieſe Kriſis abſichtlich und 
mutwillig herbeigeführt. Das iſt ein ſehr ſcharfer und 
kränkender Vorwurf, der aber auf einer Verkennung der 
tatſächlichen Verhältniſſe beruht. Es handelt ſich hier nicht, 
wie ja auch von anderer Seite geſagt wurde, um die ziffern⸗ 
mäßig ziemlich geringfügige Summe, die hier geſtrichen iſt, 
es handelt ſich vielmehr für uns darum, daß wir in der 
Erhaltung der Schupo in ihrer jetzigen Form eine Staats⸗ 
notwendigkeit erblicken, und daß wir es nicht haben ver- 
antworten können, daß an der Schupo in ihrer jetzigen 
Form etwas Weſentliches geändert wird. (Abg. Kloßowſfki: 


Sie ſollen nicht in Zoppot mit dem Auto ſpazierenfahren.“ 


Es find noch mehr Schupobeamte zuviel!) M. D. u. H.! 
Weshalb wir das nicht mitmachen können, haben wir ja 
jhon eingehend ausgeführt. (Abg. Liſchnewſki: Die Schupo 
fährt Streifen im Auto!) In unſerer außenpolitiſch ſo 
eigenartigen Lage iſt es gefährlich, an der Schupo zu rüt⸗ 
teln. Wenn wir hier nicht unter allen Umſtänden imſtande 
jind, die Ordnung und Ruhe im Staat aufrechtzuerhalten, 
ſo wiſſen wir alle, welche Gefahren der Freiheit unſeres 
Staatsweſens drohen. Dieſe Gefahren können wir am 
beſten dadurch vermeiden, daß wir eben unter allen Um- 
ſtänden die Gewähr dafür ſchaffen, daß die Sicherheit im 
Innern aufrechterhalten wird. (Abg. Kloßowfki: Autos 
und Flugzeuge hat die Schupo! — Unruhe links.) Herr 


Kloßowſki, ich würde mir an Ihrer Stelle doch etwas mehr 


Reſerve auferlegen. Sie wiſſen ja gar nicht, wie bald Sie 
in die Lage kommen, als Senator auf der Regierungsbank 
zu ſitzen. (Zwiſchenrufe und Unruhe links.) Ich glaube, 
daß der Wechſel zwiſchen Ihrem dann doch erforderlichen 
Benehmen und Ihrem jetzigen Benehmen doch ein zu auf⸗ 
fälliger ſein würde. M. D. u. H.! Es iſt ohne weiteres 
zuzugeben, daß die Annahme des Antrages der Liberalen 
Vereinigung zum Etat des Innern nur ein Schlußſtrich in 
einer Reihe von Vorkommniſſen war, auf die ich mir näher 
einzugehen verſage, und zwar aus denſelben Gründen, wes⸗ 
halb ich nicht Herrn Förſter in ſeiner Tonart gefolgt bin. 
Meines Erachtens iſt die ganze Situation, wie ſie ſich erſt 
allmählich entwickelt het, recht zutreffend in einer Zeitung 
dargeſtellt worden, die nicht unſerer Partei nahe ſteht, ſon⸗ 
dern als Zentrumsorgan gilt. Wenn Herr Förſter und 
ſeine Fraktion dieſen Artikel über die Danziger „Kriſe“ 
leſen, ſo werden ſie vielleicht in die Motive unſeres Han⸗ 


delns doch etwas mehr eindringen. (Politiſche Konkurs⸗ (0) 
anmeldung! links.) Von einer politiſchen Konkursanmel⸗ 
dung kann bei unſerer Partei, Herr Raube, wie Sie ſelbſt 
wiſſen, keine Rede ſein. (Abg. Rahn: Es iſt noch mehr! 
Der Konkursrichter nimmt die Pleite nicht mehr an!) 
M. D. u. H.! Ich habe alſo namens meiner Fraktion feſt⸗ 
zuſtellen, daß wir einen Senat heute noch genau ſo haben, 
wie vor Abgabe der Regierungserklärung, daß wir aber da⸗ 
mit einverſtanden ſind, wenn die parlamentariſchen Sena⸗ 
toren ihre Amter zur Verfügung ſtellen, ſobald eine neue 
Regierungsbildung geſichert iſt. 

Vizepräſident Gehl: Das Wort hat Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.] Wir 
waren von vornherein der Meinung, daß zu der letzten 
Regierungserklärung überhaupt nichts zu ſagen wäre. Die 
Erklärung war abgegeben; ſie kann nicht anders aufgefaßt 
werden, als daß der Rücktritt der parlamentariſchen Sena⸗ 
toren angemeldet iſt. Weiter wäre eigentlich nichts zu 
ſagen. Aber da Herr Dr. Bumke es für notwendig hielt, 
von dieſer Stelle aus zu behaupten, daß unſere Auffaſſun⸗ 
gen irrtümliche wären, bleibt nichts anderes übrig, als 
hierauf eine Antwort zu geben. Allerdings richte ich nicht 
meine Antwort an Herrn Abg. Dr. Bumke, denn ich weiß 
ja, daß er unbelehrbar iſt, ſondern ich richte ſie an die 
Deutſchnationale Fraktion. Von vornhevein will ich feſt⸗ 
ſtellen, daß Herr Abg. Dr. Bumke den Rückzug angetreten 
hat (Na, na! rechts), ja, ſogar ein ganzes Stück. (Er iſt 
auf Filzſohlen um die Liberalen herumgelaufen! links.) 
Bisher vertrat Herr Dr. Bumle jo gut wie die Deutſchnatio⸗ 
nale Fraktion den Standpunkt, angeſichts unſerer Verhält⸗ 
niſſe und der Beſtimmungen der Verfaſſung können die 
parlamentariſchen Senatoren nicht zurücktreten, ſondern fie 
könnten nur ſagen, wenn eine andere Regierung kommt, 
treten wir zurück. Jetzt ſagte Herr Abg. Dr. Bumke, weil 
die Ablehnung des Etats kein Mißtrauensvotum bedeutet, 
deshalb könnten die parlamentariſchen Senatoren nicht 
zurücktreten, ſondern ſich nur zum Rücktritt bereit erklären, 
wenn eine andere Regierung da ift. Das ift ein weſentlich 
anderer Standpunkt, als Sie ihn bisher vertreten haben. 
Ich muß wiederholen: Jedem vernünftig denkenden Men- 
ſchen, der ſich allerdings nicht jahrelang in der Jurispru⸗ 
denz bewegt hat, wird es wohl klar erſcheinen, wenn er ſich 
den Wortlaut der Verfaſſung anſieht, der da ſagt: „Zur 
Führung ihres Amtes bedürfen die parlamentariſchen 
Senatoren des Vertrauens des Volkstages“, daß dann im 
Haus kein Zweifel beſtehen kann, mit Ausnahme von Herrn 
Dr. Bumke, daß die Ablehnung des Etats das ſchärfſte 
Mißtrauensvotum iſt, das überhaupt ausgeſprochen werden 
kann. Nun brauchte aber Herr Dr. Bumke eine Redewen⸗ 
dung, die es notwendig macht, darauf einzugehen. Er 
meinte wohl auf die Ausführungen des Abg. Rahn, nun 
ſchön, wenn man nicht mehr von Bürgern und Arbeitern 
ſprechen dürfe, könne man ja andere Ausdrücke anwenden, 
und zwar den Ausdruck „ſtaatserhaltende Parteien“ und 
„ſtaatsgefährliche Parteien“. (Abg. Dr. Bumke: Nein!) 
Sie ſagten ausdrücklich, man könnte ſie auch als ſtaats⸗ 
gefährliche Parteien bezeichnen. Da möchte ich die Frage 
aufwerfen, wer bisher hier ſtaatsgefährlich gehandelt hat. 
Seit Beſtehen des Freiſtaats ift die Deutſchnationale Frak⸗ 
tion in der Regierung ausſchlaggebend geweſen. Sie hat 
im Grunde genommen allein über das Geſchick Danzigs 
beſtimmt. Wie das Geſchick Danzigs jetzt ausſieht, darüber 
darf man nicht reden. Wenn hier geſagt worden iſt, daß 
der Konkurs vielleicht erſt in drei Monaten eintreten kann, 
ſo ſtehe ich auf dem Standpunkt, daß er überhaupt nicht 
mehr eintreten kann. Es iſt keine Maſſe mehr vorhanden 
die Konkurskoſten ſind nicht mehr da. Die Erkenntnis, daß 
nur durch die Herrſchaft der Deutſchnationalen während 
des Beſtehens der Freien Stadt in Danzig die Wirtſchaft 
ſo heruntergekommen iſt, hat allmählich immer weiter in 
bürgerlichen Kreiſen Platz gegriffen. Man könnte ſchließ⸗ 
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(Spill, Abgeordneter.) 


(A) lich der Annahme beipflichten, daß die Deutſchnationalen 


(B 


— 


jetzt wirklich einen Anlaß ſuchen, um ſich der Verantwor⸗ 
tung für das, was ſie bisher getan haben, zu entziehen. 
Nach den Abſtrichen ſollten wir, wenn ich nicht irre, 4 Offi⸗ 
ziere und 80 Mann Schupo weniger haben. So ungefähr 
iſt es. Nun wollen wir einmal fragen, wie es ſich aus⸗ 
wirken kann, wenn dieſe Abſtriche beſtehen bleiben und 
dieſe Mannſchaften wegfallen. Wenn ich nicht irre, haben 


wir über 30 Schupobeamte, die in der Schupokapelle Dienſt 


machen, es ſind etwas über 30. Die machen doch keinen 
ſtaatserhaltenden Dienſt, wenn ſie in Zoppot in Konzerten 
ſpielen. (Staatserhaltende Muſik! Deutſchland, Deutſch⸗ 
land über alles! links.) Meinetwegen ſollen ſie auch 
„Deutſchland, Deutſchland über alles“ ſpielen, aber ich 
glaube, das zieht in Danzig nicht mehr. Dadurch wird die 
Wirtſchaft nicht geſund werden. Ziehen wir alſo dieſe 30 
Leute ab, dann bleiben noch 50, die beſeitigt werden ſollen. 
30 ſind ohne weiteres überflüſſig; denn durch das Spielen 
von alten Armeemärſchen oder „Deutſchland, Deutſchland 
über alles“ wird kein Spitzbube gefangen und auch kein 
Bürger an Leib und Leben beſchützt. Alſo die ſind über⸗ 
flüſſig. Dann bleiben noch 50 Beamte auf 1800 gerechnet. 
Wenn man durch die Straßen geht, ſtehen immer zwei junge 
Leute Doppelpoſten. Ich habe mich manchmal nebenbei 
hingeſtellt, um zu ſehen, was die Leute tun. Sie unterhiel⸗ 
ten ſich. Ich gebe zu, daß es ſehr veal gedacht iſt, es iſt 
dann nicht ſo langweilig. Als Soldat mußte man allein 
zwei Stunden auf Wache ſtehen. Zwei Mann können ſich 
unterhalten, und die beiden Stunden gehen ſo ſchneller 
vorbei. Soll die Loyalität gegenüber den Beamten ſo weit 
gehen? An den Stpaßenecken läßt man die Beamten die 
Arme ſchwenken, daß es ausſieht, als bewegten ſich Wind⸗ 
mühlenflügel. Wo ſie hinſchwenken, weiß der Beamte nicht. 
Die Fuhrleute, die die Danziger Verhältniſſe kennen, wür⸗ 
den auch ohne dieſe Wegweiſer nicht zuſammenfahren. Wenn 
ſie nicht ſo geſcheit wären, würden ſie jedoch die Schupo⸗ 
beamten umfahren. N 

Nun kommt etwas anderes. In der Regierungser⸗ 
klärung wurde wiederholt zum Ausdruck gebracht, an der 
Schupo und an dem Beſtand der Zollbeamten dürfe nicht 
gerührt werden. Bei der Zollverwaltung ſieht es genau 
ſo aus wie bei der Schupo, und es ſind Leute da, die voll⸗ 
ſtändig überflüſſig ſind. Sonſt wäre es nicht möglich, daß 
eine ganze Kompagnie auf lange Stunden am Tage dem 
Dienſt entzogen wird, weil ſie exerzieren muß. Es iſt doch 
ganz klar, daß dieſe Beamten zuviel ſind. Das wird jeder 
zugeben. Wir haben unſere Zollbeamten nicht angeſtellt, 
um Kriegsmärſche zu machen und zu exerzieren. Das fol 
und kann ihre Aufgabe nicht ſein. Sie ſollen zur Abferti⸗ 
gung des Publikums da ſein. Wenn eine volle Kompagnie 
zum Exerzieren bereitgeſtellt werden kann, dann iſt fie 
überflüſſig und muß geſtrichen werden. 

Bei der Schupo ſind nicht allein die Kapelle und die 
Doppelpoſten, ſondern noch eine Unmenge Poſten an den 
Straßenecken. Nein, bei der Schupo wird noch ein Teil 
Beamter verwandt, die Offizierswohnungen auszubauen. 
Sie nehmen alſo den Handwerkern in Danzig noch das 
bißchen Brot weg. Die Arbeit kann ſehr gut von den 
arbeitsloſen Handwerkern gemacht werden, dazu brauchen 
wir keine Schupobeamten. Ebenſo liegt es bei den anderen 
Verwaltungsſtellen. Ich gehe täglich den Weg nach Schid— 
litz, weil ich da draußen wohne. Was habe ich da feft- 
geſtellt? Auf dem Neubau des Poſtvereins machen jetzt die 
Poſtbeamten Tiſchlerarbeiten. Die Tiſchlermeiſter in Dan⸗ 
zig ſperren ihre Leute aus, die ſtehen auf der Straße. Poſt⸗ 
beamte ſind aber ſo viel, daß ſie aus dem Dienſt heraus⸗ 
genommen werden können, um die Tiſchlerarbeiten auf 
dem Bau zu machen. Da will man noch den Nachweis er⸗ 
bringen, daß das Staatsintereſſe bei einem Beamtenabbau 
gefährdet ſei. Wer lacht da nicht? Es ſtimmt, was geſagt 
wurde; die Etats wurden aus anderen Gründen abgelehnt, 


als man hier zum Ausdruck brachte. Man kann nicht 
wiſſen, was die Deutſchnationale Partei jetzt machen will. 
Man kann darüber aber allerlei Vermutungen anſtellen. 
Man kann z. B. der Meinung ſein, die Kraftprobe wird ſo 
ausſchlagen, daß die anderen bürgerlichen Fraktionen klein 
beigeben und der Deutſchnationalen Partei wieder die un⸗ 
beſchränkte Herrſchaft zugeſtehen. Die Deutfchnationale 
Partei kann dieſe Vermutung hegen; denn die Dinge haben 
ſich in dieſer Form ſchon einmal abgeſpielt. Immer wieder 
haben wir es erleben müſſen, daß die anderen bürgerlichen 
Fraktionen umgefallen find, wenn die Deutſchnationale 
Partei mit dem Finger auf den Tiſch klopfte. Ich glaube, 
man geht nicht fehl, wenn man annimmt, daß auch diesmal 
aus dieſem Grunde das Manöver wieder eingeleitet iſt. 

Dem ſei nun, wie ihm wolle. Die Partei, die im 
Grunde genommen dieſe Kriſis herbeigeführt hat, iſt gleich⸗ 
gültig. Feſtgeſtellt iſt ja, daß es die Deutſchnationale Par⸗ 
tei nicht zur Ablehnung der Abſtriche gebracht hat. Umge⸗ 
kehrt liegt es auch ſo, daß für die Deutſchliberale Fraktion 
ſchließlich 80 Mann mehr oder weniger nicht ausſchlag⸗ 
gebend ſind. Der Streit darum iſt müßig. Aber dieſe 
Parteien haben die Verpflichtung, nun auch dafür zu ſor⸗ 
gen, daß das Regierungsſchiff bald wieder flott wird. Ich 
wiederhole an dieſer Stelle noch einmal, nach unſerer Auf⸗ 
faſſung ſind geſetzgeberiſche Arbeiten ſo lange unmöglich, 
als die Regierung nicht wieder da tt. (Sehr gut! links.) 
Sie werden auch nicht in dieſem Hauſe getätigt werden 
können. Wenn nun ſchon die Dinge in Danzig ſehr brenz⸗ 
lich geworden ſind, dann werden ſie nicht dadurch beſſer, 
daß hier eine latente Regierungskriſis weiter beſteht. Nur 
durch ſchnelle und vernünftige Einvenkung der Dinge kann 
das Regierungsſchiff flottgemacht und Maßnahmen ge⸗ 
troffen werden, damit die Danziger Regierung weiter leben“ 
kann. (Lebhaftes Bravo! links!) 


Vizepräſident Gehl: Weitere Wortmeldungen zu 
Punkt 1 der Tagesordnung liegen nicht mehr vor. Die 


Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 2 der 
Tagesordnung: 
Antrag des Abg. Raube und Fraktion betr. eine 
Erwerbsloſenkonferenz. 
Druckſache Nr. 1534. Das Wort hat der Herr Abg. Hoff— 
mann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P): M. D. u. H.! Wir 
haben ſchon ſo oft von dieſer Stelle aus die Mißſtände in 
der Erwerbsloſenfürſorge behandelt. Oft genug iſt hier 
beſprochen worden, wie man die Erwerbsloſen ſchikaniert, 
und wie man verſucht, ihnen die Erwerbsloſenunterſtützung 
vorzuenthalten. Die Frage wird aber immer wieder von 
der rechten Seite einfach beiſeite geſchoben. Die Hand⸗ 
habung der Erwerbsloſenfürſorge auf dem Lande iſt ſo 
ſchlecht, daß es ſchon zum Himmel ſtinkt. Erſt vor kurzer 
Zeit hatten wir dieſe Frage der Behandlung der Erwerbs⸗ 
loſen auf dem Lande hier aufgerollt. Damals erklärte die 
Regierung, daß ſie verſuchen werde, ſofort Abhilfe zu 
ſchaffen. Leider iſt bis jetzt noch nichts auf dem Lande ge⸗ 
ſchehen. Im Gegenteil, es iſt noch viel kraſſer geworden. 
Der Antrag der Deutſchnationalen Fraktion, daß die Ar⸗ 
beitsloſen für die Unterſtützung noch vier Stunden arbeiten 
müßten, hat ſich auf dem Lande ſchon ſehr ausgewirkt. 
Die Agrarier gehen dazu über, die Landarbeiter zur Arbeit 
zu ſchicken und zahlen nur die Erwerbsloſenunkerſtützung 


dafür. Dafür können wir heute klare Beweiſe liefern. Ein 


ganzer Berg von Beſchwerden liegt uns vor, wie die Arbei⸗ 
ter auf dem Lande um ihre Unterſtützungen betrogen wer⸗ 
den. In Plehnendorf geht der Gemeindevorſteher dazu 


über, die Arbeiter im Dorfe, Bauarbeiter und Weichſelholz⸗ 
arbeiter, die noch niemals anderwärts gearbeitet haben, 
vor allem nicht auf dem Lande, zum Bauer auf Arbeit zu 
ſchicken. Sie bekommen einfach ein Schreiben zugeſchickt, 
welches folgendermaßen lautet: „Sie werden hierdurch er⸗ 
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ſucht, fich Sonnabend, den 13., bei Herrn Hofbeſitzer . 
in Weßlinken zwecks Einſtellung als Arbeiter zu melden.“ 
Dann folgt die Unterſchrift des Gemeindevorſtehers. Die 
Leute kommen hin. Der Bauer iſt völlig ſprachlos, 
er ſagt: „Was wollen Sie hier? Ich ſtelle keine Arbeiter 
ein, ſind Sie überhaupt Landarbeiker? Wir können nur 
Leute brauchen, die etwas von Landarbeit verſtehen.“ Die 
Arbeiter erklären, der eine: „Ich bin Bauarbeiter,“ der 
andere: „Ich bin Holzarbeiter“ uſw. Da jagt der Hof- 
beſitzer: „Ich habe doch extra geſagt, wenn mir Leute zuge⸗ 
ſchickt werden, will ich nur ſolche haben, die etwas von 
Landarbeit verſtehen.“ Dieſer Mann iſt ſo anſtändig und 
ſchrieb den Leuten auf das Schveiben die Worte auf: „Für 
Landarbeit nicht brauchbar. Ich bitte um Leute, die mähen 
und Rüben hacken können.“ Er ſetzte dann ſeine Unter⸗ 
ſchrift darunter. Die Leute kamen nun wieder zum Ge- 
meindevorſteher. Der ſagte: „Laut § 27 Abſatz 2 des Für⸗ 
ſorgegeſetzes haben Sie keinen Anſpruch auf Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung.“ Der § 27 Abſatz 2 lautet: „Wer wieder⸗ 
holt ihm angebotene Arbeit grundlos verweigert oder gu- 
folge ſonſtiger Tatſachen z. B. Trunkſucht, offenbarer Ar⸗ 
beitsunwilligkeit, dem ift die Unterſtützung nicht mehr zu 
bewilligen.“ Es heißt hier ausdrücklich, wenn er wieder⸗ 
holt die Arbeit verweigert. Dieſe vier Leute haben die 
Arbeit nicht verweigert, ſie wollten arbeiten. Wenn aber 
die Leute in einen Beruf geſchickt werden, den fie noch nicht 
kennen, dann kommt der Ortsbulle her und erklärt, daß die 
Leute feine Arbeitsloſenunterſtützung zu erhalten haben. 


Solche kraſſen Fälle, wie dieſe, können Sie in jeder 
Gemeinde ſehen. In Bohnſack z. B. werden die Arbeiter 
auch zur Landarbeit geſchickt. Dieſe Leute erhalten einen 
Tagelohn von 1,50 Gulden (Hört, hört! links.) und Eſſen. 
Nachdem ſie acht Tage gearbeitet hatten, erklärte der Hof⸗ 
beſitzer: „Ich werde Ihnen noch die 1,50 Gulden bezahlen, 
aber Eſſen kann ich nicht mehr geben.“ (Hört, hört! links.) 
Dieſe Leute ſollen für 1,50 Gulden pro Tag arbeiten. Die 
Namen habe ich alle hier. Sie müßten ein Intereſſe daran 
haben, ſich dieſe Schriftſtücke geben zu laſſen und die Sachen 
zu unterſuchen. Die Leute erklären, daß fie für 1,50 Gul- 
den nicht imſtande ſind, eine Familie zu ernähren. Der 
tarifmäßige Lohn beträgt auf dem Lande 2,40 Gulden, und 
wenn es kein Eſſen gibt, 5,80 Gulden. Dieſe Leute wollen 
aber den Arbeiter für 1,50 Gulden wie eine Zitrone aus⸗ 
preſſen. Wenn die Leute für 1,50 Gulden einen Monat 
arbeiten, dann können ſie nicht mehr arbeiten. Auf dieſe 
Art und Weiſe werden die Arbeiter um die Unterſtützung 
betrogen. Wenn die Leute die Arbeit verweigern, weil ſie 
mit dieſem Geld nicht leben können, dann kommt der Orts⸗ 
vorſteher und erklärt ihnen, daß fie auch keine Arbeitsloſen⸗ 
unterſtüßung bekommen. Wie brutal dieſe Leute behandelt 
werden, lönnen Sie aus einem Schreiben ſehen, das uns 
zugegangen iſt. Es iſt aus dem Ort Kronenhof. Dieſe 
Leute haben eine ganze Weile die Arbeitsloſenunterſtützung 
erhalten. Plötzlich geht man dazu über, die Unterſtützung 
langſam abzubauen, trotzdem das in keinem Geſetz ſteht. 
Wir haben immer wieder Anträge gebracht, daß die Arbeits⸗ 
loſenunterſtützung unbedingt erhöht werden muß, weil ſich 
der Arbeiter von dieſem Geld nicht mehr ernähren kann. 
Der gute Mann in Kronenhof baut aber langſam die Ar⸗ 
beitsloſenunterſtützung ab. Ein Arbeiter, der elf Kinder 
hat, davon ſechs noch unter vierzehn Jahren, die anderen 
find außer dem Haufe, bekam ſolange 4,25 Gulden Arbeits⸗ 
loſenunterſtützung. Ein anderer Arbeiter mit Frau und 
einem Kind bekam eine Unterſtützung von 3 Gulden pro 
Tag. Sie wurde eine Weile gezahlt, da erklärt der Ge⸗ 
meindevorſteher plötzlich, als die Leute wieder nach dem 
Geld kommen, daß die Unterſtützung abgebaut werden 
müßte, er könnte nicht ſoviel zahlen, fie ſollten ſich unbedingt 


Arbeit verſchaffen. Die Leute erklärten: „Wir wollen gern, 


arbeiten, geben Sie uns welche.“ „Sie müſſen ſich ander⸗ 
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weitig umſehen, wir haben keine.“ Es wurden dann ein- (0) 


fach an den einen nur noch 18 Gulden und an den anderen 
nur noch 9 Gulden Unterſtützung gezahlt. Man ſieht dar⸗ 
aus, wie brutal gegen die Arbeiter vorgegangen wird. 

Verſchiedene Vertreter der Arbeitsloſen wurden darauf 
beim Landratsamt vorſtellig. Der Herr Sekretär Schulz, 
der auf dem Landratsamt meiſtenteils den Vertretern in 
brutalſter Weiſe einen Stuhl vor die Tür ſetzt, hat diesmal 
Anweiſung gegeben, daß die Unterſtützung gezahlt werden 
ſoll. Aber der Gemeindevorſteher hält es nicht für nötig, 
die Unterſtützung zu gewähren. Ein Arbeiter ſagte zu ihm: 
Was ſoll ich mit meiner Frau und den Kindern machen?“ 
Da wurde ihm geantwortet: „Schlagen Sie Ihre Frau tot, 
dann brauchen Sie keine Unterſtützung.“ (Hört, hört! links.) 
Das iſt bezeichnend für Ihr Syſtem. Wir haben es ja beim 
erſten Punkt der Tagesordnung geſehen. Wenn hier An⸗ 
träge angenommen werden, die den Zweck haben, den Staat 
nicht vollſtändig zugrunde zu richten, dann kommen Sie her 
und machen ſolch ein Theater, wo Sie z. B. bei der Schupo 
wirklich ſparen könnten. Die Arbeitsloſen haben von jeher 
betont, daß ſie nicht nach den Bettelpfennigen kommen. Sie 
verlangen vom Senat, daß ihnen Arbeit gegeben wird. 
Das tun Sie nicht. In dem Dorf Jankendorf wurden die 
Arbeiter 25 Kilometer geſchickt (35 Kilometer! links.), ja, 
von Jankendorf nach Simonsdorf wurden ſechs Mann zum 
Rübenziehen geſchickt. Für den Morgen bekamen fie 
15 Gulden. Sie können ſich ungeſähr ausmalen, wie lange 
ein Arbeiter an einem Morgen zu tun hat. Gleichzeitig 
wurden ſechs Mann nach einem anderen Neſt geſchickt, das 
50 Kilometer vom Heimatsdorf entfernt war. Dieſe Leute 
ſollten auch Rüben verziehen uſw. Dieſe Leute wollten 
gern arbeiten. Sie wurden aber unnütz hingeſchickt, ſie 
kommen immer wieder zurück; denn es iſt keine Arbeit vor⸗ 
handen. Sie werden nur ſchikaniert. Man glaubt, daß die 
Leute nicht ſo weit gehen werden, und dann will man ihnen 
die Arbeitsloſenunterſtützung ftveichen. 

In Steegen und Junkeracker geht man dazu über, Leute 
anzunehmen und zur Landarbeit zu verwenden. Sie ſollen 
Rüben verziehen. Die Leute bekommen 15 Gulden für den 
Morgen. Sie haben die Arbeit angenommen. Das Er⸗ 
gebnis war, daß ein Mann, trotzdem ſeine Frau bei der 
Arbeit mithalf, nicht mehr als 52 Pfennig den Tag bei 
dieſer Arbeit verdiente. Dreieinhalb Wochen hat der Mann 
nebſt Frau und einem erwachſenen Kinde beim Rübenver⸗ 
ziehen an einem Morgen gearbeitet. Das machte 15 Gul⸗ 
den aus, und zwar für dreieinhalb Wochen, alſo faſt einen 
Monat. Daraus können Sie erſehen, wie rückſichtslos und 
brutal die Ortsvorſteher vorgehen. Die Leute konnten die 
Arbeit nicht mehr machen und ſagten ſich, ſie hungerten 
lieber, als daß ſie arbeiteten und trotzdem verhungerten. 
Die Leute verweigern 
die Arbeit. Ich möchte denjenigen ſehen, der auf der 
vehten Seite des Hauſes ſitzt und vielleicht für die paar 
Groſchen Arbeit leiſtet. Man bann jetzt die leeren Plätze 
185 die Vagabunden, die hier ſitzen, kommen hierher 
un 

Vizepräſident Splett: Sie haben die Abgeordneten, 
die auf der rechten Seite ſitzen, Vagabunden genannt. Ich 
rufe Sie zur Ordnung. 


Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): Sie ſehen, wie brutal 


gegen die Arbeiter vorgegangen wird. Die beſitzende Klaſſe 


ſitzt aber auf ihren Geldſäcken. Um den kapitaliſtiſchen 
Staatsapparat weiter zu erhalten, werden für die Schupo 
Gelder und Gelder bewilligt. Für die Erwerbsloſen iſt 
jedoch nichts da. Wenn ich darum zu dieſen Leuten Hallun⸗ 
ken ſage, tue ich das mit Recht. 

Vizepräſident Splett: Sie haben die Abgeordneten 
Hallunken genannt. Ich rufe Sie zum zweiten Mal 
zur Ordnung und mache Sie auf die Folgen des dritten 
Ordnungsrufes aufmerkſam. ta 
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Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): Aus unſerem Antrag 
geht hervor, daß die Arbeitsloſen in Danzig eine Konfe⸗ 
renz einberufen werden, die in acht Tagen ſtattfindet. Die 
Erwerbsloſen haben im Volkstag durch die Kommuniſtiſche 
Partei dieſen Antrag einbringen laffen. Der Senat foll 
beauftragt werden, zu dieſer Konferenz ſämtliche Gemeinde⸗ 
und Amtsvorſteher ſowie Landräte des Freiſtaates zu 
laden, ebenſo den zuſtändigen Senator und deſſen Ver⸗ 
treter. Zweck der Sache iſt, eine einheitliche Auslegung der 
Beſtimmungen der Exwerbsloſenfürſorge zu ſchaffen, damit 
die jetzt beſtehenden Härten und verſchiedenen Auffaſſungen 
in Zukunft vermieden werden. Die Erwerbsloſen haben 
erklärt, daß ſie ſich dieſe brutale Handlungsweiſe der Orts⸗ 
vorſteher nicht weiter gefallen laſſen. Wenn die Sache ſo 
weitergeht, werden die Erwerbsloſen den Weg der Selbſt⸗ 
hilfe beſchreiten. Deshalb haben auch die Deutſchnationalen 
ſolche Angſt, die Schupo abzubauen. Sie brauchen die 
Schupobeamten gegen die ſtreikenden Arbeiter. Sie gehen 
ſyſtematiſch dazu über, die Arbeiter aufzuhetzen und auf⸗ 
zuputſchen und werfen Tauſende von Arbeitern auf das 
Straßenpflaſter. Spielen Sie ruhig weiter. Sie machen für 
uns Kommuniſten genügend Propaganda damit. Wir Kom⸗ 
muniſten erklären ſchon heute, nicht zwölf Hundertſchaften 
Schupo werden Sie ſchützen, wenn ſich die Arbeiter zuſam⸗ 
mentun und ſich über Fhre Köpfe hinweg ihr Recht er⸗ 
kämpfen werden. Die Kommuniſtiſche Partei erklärt, daß 
wir uns an die Spitze der Arbeiter ſtellen werden. Wir 
werden, wenn die Sache auf des Meſſers Schneide ſteht, 
die Erwerbsloſen aufrufen und ihnen ſagen: Jetzt iſt es 
Zeit, jetzt Schluß mit dieſer Bande! 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Vor 
einigen Tagen hatten wir eine Reihe Abſtimmungen über 
ſoziale Anträge. Sämtliche ſozialen Anträge, deren Be⸗ 
träge zum Teil ſchon auf Grund der Verträge und Verein⸗ 
barungen mit dem Deutſchen Reiche beglichen werden, wur⸗ 
den von der bürgerlichen Mehrheit mit der Begründung 
abgelehnt, daß der Staat dieſe Ausgaben nicht tragen könne. 
Dieſe Geldausgaben ſollten vermieden werden. 

Heute liegt nun ein Antrag der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion vor, der an ſich keine Geldausgaben vorſieht. Es iſt, 
wenn man mit den Worten der Rechten ſprechen wollte, der 
erſte Antrag der Kommuniſtiſchen Fraktion, der in ſach⸗ 
licher Art und Weiſe zu dem Problem der Erwerbsloſen 
Stellung nimmt. (Abg. Raube: Der erſte Antrag?) Ich 
habe gejagt, mit den Worten der Rechten zu ſprechen. Em 
ſolcher Antrag der Kommuniſten muß fachlich betrachtet und 
begrüßt werden. Die Bemerkung des Herrn Abg. Hoff- 
mann war, nebenbei geſagt, nicht für diejenigen der Rech⸗ 
ten, die im Saale anweſend waren, beſtimmt; die wurden 


\ 


von ihm gar nicht beleidigt, ſondern die, die draußen waren. 
(Jawohl! bei den Kommuniſten.) Wenn von rechts keine 
Stellung zu dem vorliegenden Antrage genommen wird, ſo 
zeigt ſich darin eine Scheidung der Parteien, die auch bei der 
Regierungsbildung immer wieder beobachtet werden kann. 
(Rechts und links! beim Zentrum.) Nicht rechts und links. 
Auf der einen Seite wird ein ausgeſprochen kapitaliſtiſches 
Regiment geführt, auf der anderen Seite ſitzen die Parteien, 
die für den nicht kapitaliſtiſchen Menſchen eintreten wollen. 
Auch der Senat müßte eine Erklärung abgeben, daß er den 
vorliegenden Antrag begrüßt. Wenn von ſeiten der So⸗ 
zialdemokraten und Kommuniſten einzelnen Landräten uſw. 
der Vorwurf gemacht wird, daß ſie eigenwillig gehandelt 
haben, ſo wird man nicht verkennen können, daß innerhalb 
der Organe des Freiſtaates Unklarheiten über die Hand⸗ 
habung der Erwerbsloſenfürſorge beſtehen. Der Antrag 
der Kommuniſten iſt geſtellt, um dieſe Unklarheiten auf güt⸗ 
lichem Wege zu beſeitigen, und wird daher von uns begrüßt. 
Wenn Sie auf der Rechten glauben, daß jeder Antrag der 
Kommuniſten eine reine Propagandaſache darſtellt, ſo geben 
Sie damit gleichzeitig zu, daß all das, was Sie ablehnen, 
Ihnen nicht in den Kram paßt. Man kann nicht jede Sache, 
die von entgegengeſetzter Seite kommt, als Propaganda⸗ 
ſache auffaſſen. Weshalb ſorgen Sie ſelbſt nicht dafür, 
warum ſtellen Sie keinen Antrag, daß dieſe Mißſtände aus 
der Welt geſchafft werden? Wenn Sie den ehrlichen Willen 
haben, hier mitzuarbeiten, müſſen Sie von rechts für dieſen 
Antrag der Kommuniſten ebenfalls ſtimmen. Es iſt eigent⸗ 
lich ganz ſelbſtverſtändlich, daß die Organe der Staatsver⸗ 
waltung ſich mit den betreffenden Verbänden und Vertre⸗ 
tern der Erwerbsloſen in Verbindung ſetzen, um die um⸗ 
ſtrittenen Fragen kennen zu lernen. Bei den Erwerbsloſen 
werden ſie das Elend in erſter Perſon kennen lernen. Leider 
Gottes hat aber die Verwaltung es immer abgelehnt, ſich 
mit der Frage der Erwerbsloſen direkt zu befaſſen. Wir 
Deutſch⸗Sozialen begrüßen den Antrag und werden für ihn 
timmen. (Bravol) 


Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
zur Sache nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ein 
Antrag auf Überweiſung iſt nicht geſtellt. Wir kommen zur 
Abſtimmung über den Antrag. Diejenigen, die den An⸗ 
trag annehmen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Der Antrag iſt angenom⸗ 
men. Wir ſtehen am Schluß der Tagesordnung. Ich bitte 
Sie nach Vereinbarung des Alteſtenausſchuſſes um die 
Ermächtigung, Zeit und Tagesordnung der nächſten 
Sitzung bekanntzugeben. Widerſpruch iſt nicht laut ge⸗ 
worden. Ich ſtelle feſt, daß demgemäß beſchloſſen iſt. Ich 
ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr 30 Minuten.) 
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Laſchewſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 1685 A 
Hoffmann (K. P.) zur Geſchäftsordnung 1685 C 

Antrag der Abg. Kurowski, Weiß und Gen. auf Abſetzung 
des einzigen Punktes von der Tagesordnung 1685 C 
Laſchewſki (K P.) zur Geſchäftsordnung 1685 D 
Rahn (Soz. P)] zur Geſchäftsordnung . . . 1686 A 
Retzkowſki (K P.) zur Geſchäftsordnung . . 1686 B 
Ordnungsruf für den Abg. Retzkowſki (KP. 686 D 
Zweiter Ordnungsruf für den Abg. Retzkowſki (KP) . . 1686 D 
Dritter Ordnungsruf für den Abg. Retzkowſki (K P.) . . 1687 A 
i LE. a el re 1687 A 
Wiedereröffnung der Sitzung vun. 1687 A 
Unterbrehung der St zung! 1687 B 
Wiedereröffnung der Sitzung 1687 B 
a Re en erh 1687 B 


Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch den 
Präſidenten Dr Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr Volkmann, 
Ziehm. 0 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung. 
Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. 
Laſchewſki. 8 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die 
Not der Erwerbsloſen ift wieder einmal. (Zwi⸗ 
ſchenruf.) das zeugt von dem Verſtändnis, das Sie 
der Not der Erwerbsloſen entgegenbringen, ſonſt 
würden Sie einen derartigen Zwiſchenruf nicht machen. 
Die Not der Erwerbsloſen iſt in dieſem Sommer ſo 
geſtiegen, daß man annehmen müßte, Sie würden als 
Volksvertreter nicht wochenlang in den Ferien ſitzen, 
ſondern die Not lindern. In der letzten Zeit haben 
die Erwerbsloſen mehrmals beim Senat Anſtrengun⸗ 
gen gemacht, ihre Lage zu verbeſſern. Der Volkstag 
ſelbſt hat in ſeiner letzten Sitzung beſchloſſen, daß die 
Schikanen gegen die Erwerbsloſen auf dem Lande auf⸗ 
zuheben ſeien. Weiter hat der Volkstag beſchloſſen, daß 
der Senat Vertreter ſchicken ſollte. Der Senat hat dies 
abgelehnt. Er hat damit gezeigt, daß er mit den Er⸗ 
werbsloſen überhaupt nichts zu tun haben will. (Sehr 
richtig! bei den Kommuniſten.) Die Erwerbsloſen 
haben ſich nochmals mit einem Antrage an die Volks⸗ 
vertretung, die Sie doch ſein wollen, gewandt, damit 
Sie zu ihrer Not Stellung nehmen. Wir erwarten, 
daß die ſozialdemokratiſche Fraktion unſerem Antrage 
zuſtimmt, weil ſie nach ihrem Regierungsprogramm, 
das ſie ſich jetzt gegeben hat, ebenfalls für die Erwerbs⸗ 
loſen eintreten will. (Zuſtimmung bei den Kommu⸗ 
niſten.) Unſer Antrag, den wir ſtellen werden, beſagt, 
daß heute als erſter Tagesordnungspunkt der Antrag 
der Erwerbsloſen behandelt werden ſoll. (Sehr rich⸗ 
tig! bei den Kommuniſten.) Der Antrag liegt Ihnen 
vor. Es ſind minimale Forderungen, die die Erwerbs⸗ 
loſen geſtellt haben und die ſie berechtigt ſind, zu ſtellen. 
Der Volkstag muß ſich die Frage vorlegen, ob die Er⸗ 
werbsloſen überhaupt noch in Ihrem Sinne als Men⸗ 
ſchen gelten. Wie Sie jetzt verfahren, iſt das nicht der 
Fall. In den vergangenen Jahren beſtand die Mög⸗ 


lichkeit, daß die Erwerbsloſen wenigſtens im Sommer 
einige Wochen in Arbeit kamen. Es wurden Notſtands⸗ 
arbeiten ausgeführt. In dieſem Jahr iſt feſtzuſtellen, 
daß die Regierung und die Kommunen nicht die ge⸗ 
ringſten Notſtandsarbeiten haben ausführen laſſen. 


Die Erwerbsloſen werden vielmehr vollſtändig ihrem (C) 
Schickſal überlaſſen, d. h. ſie verelenden und verkom⸗ 
men total. Deshalb ſtellt die Kommuniſtiſche Fraktion 
den Antrag und verlangt vom Volkstag, daß er jetzt 
als erſten Punkt den Antrag der Erwerbsloſen berät. 


Präſident: Nach $ 47 der Geſchäftsoroͤnung dürfen 
Gegenſtände, die nicht auf der Tagesordnung ſtehen, 
nur beraten werden, wenn kein Abgeordneter wider⸗ 
ſpricht. Erhebt ſich Widerſpruch gegen die Aufnahme 
des Antrages der Kommuniſtiſchen Fraktion als neuen 
Punkt der Tagesordnung? (Wir widerſprechen! 
rechts.) Es iſt Widerſpruch erhoben worden. Ich kann 
deshalb dem Antrage nicht ſtattgeben. Dieſe Angele⸗ 
genheit iſt damit erledigt. Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Hoffmann. 


Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): Wenn dieſer Fall 
auch erledigt ſein ſoll, wie der Herr Präſident ſagt, ſo 
ſtehen wir doch nach wie vor auf dem Standpunkt, in 
jedem Falle dafür einzutreten, dieſen Punkt heute zu 
beraten. 

Präſident: Herr Abgeordneter, dieſer Punkt der 
Tagesordnung iſt erledigt Ich mache Sie darauf auf⸗ 
merkſam, daß ich Ihnen, wenn ich Sie dreimal zur 
Sache rufe, das Wort entziehen kann, ohne das Plenum 
zu befragen. Dieſer vermeintliche Punkt der Tages⸗ 
ordnung iſt erledigt. (Abg. Hoffmann: Trotzdem muß 
ich . . .) Ich mache Sie zum zweitenmal darauf anf- 
merkſam, daß Sie zu dieſer Sache nicht ſprechen dürfen. 
Ich müßte Ihnen ſonſt das Wort entziehen. 

Wir kommen nunmehr zur Tagesordnung. Zur 
Tagesordnung liegt folgender Antrag vor: 

Wir beantragen, den heute auf der Tagesordnung 
ſtehenden einzigen Punkt von der Tagesordnung ab⸗ 
Be Weiß, Evert, Schilke, Lembke, Philipſen, 
Dörkſen, Penner, Schmidt, Ediger, Förſter, Lück. (D) 

(Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) Das Wort zur 
Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Laſchewſfki. 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): Das kennzeichnet 
den hieſigen Volkstag. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Das war gerade das, worauf wir gewartet 
haben. Es wurde uns ſchon geſtern im Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß angedeutet, daß der Volkstag kein Intereſſe habe, 
etwas zu tun, weder für die Erwerbsloſen noch für die 
untergehende Wirtſchaft. Das einzige Intereſſe iſt, in 
den Ferien, im Urlaub zu ſitzen, und dann den Kuh⸗ 
handel über die Regierungsbildung zu machen. Nach⸗ 
dem unſer Antrag, die Erwerbsloſenfrage als erſten 
Punkt zu behandeln, abgelehnt worden iſt, werden wir 
jetzt eine Entſchließung einreichen. Ich glaube, daß ihr 
der geſamte Volkstag einſtimmig zuſtimmen wird. Mit 
Genehmigung des Herrn Präſidenten würde ich ſie 
verleſen. 

Präſibent: Ich kann keine Anträge noch Cnt- 
ſchließungen zulaſſen. Alles, was die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge⸗Angelegenheit betrifft, muß ich zurückweiſen. 
Sie dürfen jetzt nur zu dem Antrage Kurowſki, Weiß 
und Gen. ſprechen. Das iſt die einzige Sache, die zur 
Behandlung ſteht. Alles andere lehne ich ab. (Zwi⸗ 
ſchenrufe bei den Kommuniſten.) Zu dieſer Sache, 
die abgelehnt wurde, darf ich keine Anträge zulaſſen. 

| (Abg. Laſchewſki: Dann werde ich zu dieſem Antrage 
eine Entſchließung einreichen!) Wenn Sie nicht zum 

| Antrage Kurowſki, Weiß und Gen. ſprechen, muß ich 

Sie bitten, die Tribüne zu verlaſſen. 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): Ich will zum An- 

| trag auf Vertagung der heutigen Sitzung ſprechen. Das 

kennzeichnet den Volkstag. Ich habe bereits eingangs 

betont, daß Sie ſich heute dadurch gekennzeichnet haben, 

| wie Sie die Erwerbsloſenfrage behandeln und die Not 


(Laſchewſki, Abgeordneter.) 


(A) der Wirtſchaft beſeitigen wollen. Wenn die jetzige 


Volksvertretung noch einen Funken Moral beſäße, 
ſollte fie nicht den Antrag ſtellen, ſofort wieder in die 
Ferien zu gehen, ſondern auf Dauerferien, auf Auf⸗ 
löſung des Volkstags. (Zuſtimmung bei den Rom- 
muniſten.) Solch ein Volkstag, der wochenlang nicht 
imſtande war, eine Regierung zu bilden, der es nicht 
verſtand, die Not der Erwerbsloſen zu lindern, der gu- 
ſieht, wie die Wirtſchaft im Danziger Freiſtaat total 
am Boden liegt, iſt nicht mehr lebensfähig. Ich glaube 
beſtimmt, daß unſere Forderung auf Auflöſung des 
Volkstages, die wir durch eine Entſchließung verlan⸗ 
gen, dem Willen des übergrößten Teiles der Bevölke⸗ 
rung Danzigs entſpricht, (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) daß dieſer Volkstag zu verſchwinden hat. Ich 
glaube beſtimmt, daß hierüber keine Diskuſſion und auch 
kein Widerſpruch erfolgen wrd. Wie lange wollen Sie 
noch über die Regierungsbildung verhandeln? (Zwi⸗ 
ſchenrufe des Abg. Liſchnewſki.) Um dem Willen der 
Bevölkerung entgegenzukommen, und beſonders, weil 
die arbeitende Maſſe des Freiſtaates Danzig es for⸗ 
dert, daß dieſer Volkstag abtritt, reichen wir eine Ent⸗ 
ſchließung ein, damit Sie von dieſer Bildfläche ver⸗ 
ſchwinden. Wir wollen, daß die Bevölkerung ſelbſt 
ſpricht. Ein Volkstag, der nicht die Not der Erwerbs⸗ 
loſen ſieht, die Not der unteren Bevölkerungsſchichten, 
des Mittelſtandes und der kleinen Handwerker nicht 
erkennt, iſt nicht mehr berechtigt, ſich Volksvertretung 
zu nennen. Dafür verlangen wir, daß dieſer Volkstag 
verſchwindet und daß Neuwahlen ausgeſchrieben wer⸗ 
den. Das wollen wir durch eine Entſchließung, die ich 
dem Herrn Präſidenten hier einreiche. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Es ſcheint, als wenn 
die ſommerliche Hitze die Gemüter ſo ſtark erregt hat; 
denn in Wirklichkeit ſollte eine derartige Erregung 
nicht Platz greifen. M. D. u. H.! Der Antrag, die heutige 
Sitzung zu vertagen, iſt nach unſerer Verfaſſung 
nicht zuläſſig. Der Artikel 12 unſerer Verfaſſung be⸗ 
ſtimmt, daß, wenn ein Sechſtel der Abgeordneten den 
Antrag auf Einberufung des Volkstages unter Angabe 
des Grundes unterſchreibt, der Volkstag zuſammen⸗ 
berufen werden muß, ſowie es auch geſchieht, wenn der 
Senat dem Herrn Volkstagspräſidenten einen gleichen 
Antrag einreicht. Es iſt daher unmöglich, wie es die 
Antragſteller gefordert haben, ohne die Tagesordnung 
anzunehmen, in eine Vertagung zu gehen. Es kommen 
noch andere Gründe hinzu. Nach unſerer Geſchäfts⸗ 
ordnung dürfen Punkte, die auf der Tagesordnung 
ſtehen, nicht auf unbeſtimmte Zeit, nicht über 4 Wochen, 
vertagt werden. Die Tagesordnung, die die Antrag⸗ 
ſteller der heutigen Zuſammenberufung in Vorſchlag 
brachten, war Beſprechung des Etats, ſpeziell des Zoll⸗ 
etats. Dieſer Titel iſt nicht aus dem Grunde gewählt 
worden, um die in Auflöſung befindliche Regierung 
über Einzelheiten des Zolletats zu befragen und den 
Etat zu behandeln, ſondern bei dieſem Tagesprdnungs- 
punkt foll die politiſche Situation eingehend beſprochen 
werden. Es iſt alſo notwendig, daß wir dieſen Tages⸗ 
ordnungspunkt in aller Ruhe erledigen. Dann kann 
der Volkstag ordnungsmäßig beſchließen, auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit zu vertagen. Es geht nicht an, daß ein⸗ 
fach der Aelteſtenausſchuß dekretiert: 
vertagt bis zum 18. Auguſt. Nach unſerer Geſchäfts⸗ 
ordnung iſt das ein unzuläſſiges Verfahren. Die Ein- 
berufung des Volkstags ift erfolgt, weil diejenigen 
Parteien, die in dem Aelteſtenausſchuß nicht mitge⸗ 


Angelegenheiten, die Sache des Plenums find, im 


der Volkstag 
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Hauptausſchuß erledigt wurden, wo nicht alle politi- (C 
ſchen Parteien vertreten ſind. Z. B. hat der Hauptaus⸗ 
ſchuß Stellung genommen zu den polniſchen Einfuhr⸗ 
kontingenten. Es iſt dort ein Beſchluß gefaßt worden. 
Der Regierung wurde Zuſtimmung erteilt, es haben 
aber drei politiſche Parteien dieſes Hauſes nicht daran 
teilgenommen. Deshalb darf ein ſolcher Beſchluß nie⸗ 
mals Gültigkeit haben. Der Hauptausſchuß iſt nicht 
legitimiert, weder nach der Geſchäftsordnung noch nach 
der Verfaſſung, ſelbſtändige Beſchlüſſe zu faſſen. Er hat 
nur Angelegenheiten, die ihm vom Plenum übertragen 
worden ſind, für das Plenum zu bearbeiten, das dann 
ſeinen Anträgen beitreten oder ſie ablehnen kann. 
Ausſchlaggebend kann nur das Plenum fein. Wir 
legen Proteſt dagegen ein, daß ſich der Brauch breit 
macht, das Plenum auszuſchalten und daß der Haupt⸗ 
ausſchuß für Geheimdiplomatie mißbraucht wird. Des⸗ 
halb wurde der Volkstag einberufen. 

Brechen Sie erneut das Danziger Recht, den Arti⸗ 
kel 12 der Verfaſſung, auf Grund deſſen der heutige 
Volkstag einberufen wurde. Der Herr Präſident wird 
ſich dann bald in dem Beſitz eines neuen Antrages auf 
Einberufung des Volkstags befinden, der ſehr ſchnell 
von den 20 oder 22 Abgeordneten unterſchrieben ſein 
wird. Sie haben dann das Vergnügen, wieder hier zu 
erſcheinen, und wenn es Ihnen beliebt, den Antrag 
Kurowſki erneut wieder anzunehmen. Das Spiel wird 
ſich alſo wiederholen. Dem Wortlaut der Verfaſſung 
nach ſind wir berechtigt, das Haus zuſammenzurufen. 
(Widerſpruch rechts.) Sie widerſprechen? Ich warne 
Sie, dieſen Weg zu beſchreiten. Wir ſind allerdings 
daran gewöhnt, daß man die Verfaſſung nicht kennt, 
weder beim Senat noch auch bei einzelnen Abgeordne⸗ 
ten. (Schlagen Sie mal die Verfaſſung auf! rechts.) 
Wenn Sie die Verfaſſung nicht zur Hand nahmen, dann 
nehmen Sie ſie jetzt zur Hand, Artikel 121 Da werden 


Sie finden, daß das Recht beſteht, von 20 Abgeordneten (P? 


den Volkstag einberufen zu laſſen. (Das beſtreitet 
keiner! rechts.) Es war nötig, daß ich, um dieſes vor⸗ 
zutragen, das Wort ergriff. (Sehr richtig! links.) 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Retzkowſki. 

Retzkowſki, Abgeordneter (K. P.): Hochverehrtes 
Kaſperletheater! (Großer Lärm und Pfuirufe rechts. 
Bravo] und Händeklatſchen links. Glocke des Prä- 
ſidenten.) ' 

Präfident; Herr Abg. Retzkowſki, ich rufe Sie zur 
R (Zuruf des Abg. Liſchnewſki. Unruhe 
inks. 

Retzkowſki, Abgeordneter (K. P.): Angeſichts deſſen, 
daß die Regierung unfähig iſt, angeſichts deſſen, daß 
dieſes Haus unfähig iſt, eine tragfähige Regierung zu 
bilden, wüßte ich dieſes Haus nicht anders zu bezeich⸗ 
nen, als „Kaſperletheater“. 

Präſident: Herr Abg. Retzkowſki, ich rufe Sie zum 
zweitenmal zur Ordnung und mache Sie auf die Fol⸗ 
gen des dritten Ordnungsrufes aufmerkſam. (Große 
Unruhe links.) 

Retzkowſki, Abgeordneter (K. P.): Die werktätige 
Bevölkerung Danzigs im allgemeinen und die Er⸗ 
werbsloſen und die Wohnungsſuchenden im beſonderen 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) können es nicht 
verſtehen, daß eine monatelange Regierungskriſe 
herrſcht, daß der Volkstag nicht fähig iſt, eine tragfähige 
Regierung zu bilden. (Frau Abg. Kreft: Die müſſen 
ſich erft in den Bädern ihren Dreck abſpülen!!) Wenn 
dieſes Haus es wieder ſo macht, wie es gewöhnlich 


5 A handelt, um Senatorenpoſten kuhhandelt und die In⸗ 
wirkt haben, ſich die Vertagung des Volkstags durch 
ein Rumpfparlament nicht gefallen laſſen. Die Ein⸗ 
berufung iſt der Geſchäftsordnung gemäß erfolgt, da 


tereſſen der werktätigen Bevölkerung vernachläſſigt, 
werden die werktätige Bevölkerung im allgemeinen 
und die Erwerbsloſen und die Wohnungsloſen im be⸗ 


ſonderen die ſogenanten Abgeordneten als das erken⸗ 
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[Präſident.) : 
nen, was fie in Wirklichkeit find, nicht als Volksver⸗ 
treter, ſondern als Volksbetrüger. 

Präſident: Herr Abg. Retzkowſki, ich rufe Sie zum 
drittenmal zur Ordnung und erſuche Sie, die Tribüne 
zu verlaſſen. (Große Unruhe und lebhafte Zwiſchen⸗ 
rufe.) Ich habe das Recht, Ihnen das Wort zu ent⸗ 
ziehen. (Abg. Retzkowſki: Und ich habe das Recht, die 
Intereſſen meiner Wähler zu vertreten! Große Un⸗ 
ruhe.) Ich richte im Guten die Bitte an Sie, die 
Tribüne zu verlaſſen. (Abg. Retzkowſki verſucht, 
weiter zu ſprechen. Glocke des Präſidenten. Bravo⸗ 
rufe bei den Kommuniſten.) 

Ich bitte, das Haus auf zehn Minuten vertagen 
zu dürfen. Ich möchte dem Aelteſtenausſchuß eine 
Mitteilung machen. Ich bitte um die Erlaubnis, ſo 
verfahren zu dürfen, wie ich vorgeſchlagen habe. 


Widerſpruch höre ich nicht, es iſt ſo beſchloſſen worden. 
(Bravo! beim Zentrum. Abg. Retzkowſki ſpricht weiter, 
während ſich der Saal leert. 
Kreft.) 

(Vertagung der Sitzung um 4 Uhr 10 Minunten.) 


Zurufe der Frau Abg. 


Die Sitzung wird um 4 Uhr 35 Minuten durch den 
Präſidenten Dr Treichel wieder eröffnet. f 
Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung 
wieder. (Der Abg. Retzkowſki hat bereits vor Wieder- 
eröffnung der Sitzung die Rednertribüne betreten.) 
Herr Abg. Retzkowſki, ich habe Ihnen das Wort ent- 
zogen und erſuche Sie, die Tribüne zu verlaſſen. (Abg. 
Retzkowſki bleibt auf der Rednertribüne.) Herr Abg. 
Retzkowſki, Sie ſtören in grober Weiſe die Ordnung, 
ich ſchließe Sie daher von der weiteren Teilnahme an 
der heutigen Sitzung aus und erſuche Sie, den Saal 
zu verlaſſen. (Abg. Rahn: Das Haus muß befragt 
werden bei gröberer Verletzung der Ordnung, $ 56 der 
Geſchäftsordnung! Abg. Retzkowſki verharrt auf der 
Rednertribüne.) Ich erſuche Sie, den Platz zu ver⸗ 
laſſen, Herr Abg. Retzkowſki. (Abg. Retzkowſki be⸗ 
ginnt von der Rednertribüne aus zu ſprechen.) Ich bin 


berechtigt, Sie von der Sitzung auszuſchließen. Ich 
kenne auch noch die Geſchäftsordnung Herr Abg. Rahn, 


der betreffende Abſatz lautet: 


Der Abgeordnete hat auf Aufforderung des Prä⸗ 
ſidenten den Saal zu verlaſſen. Leiſtet der Abgeordnete 
der Aufforderung des Präſidenten, den Saal zu ver⸗ 
laſſen, keine Folge, ſo wird die Sitzung unterbrochen 
oder aufgehoben. In dieſem Falle zieht ſich der Ab⸗ 
geordnete ohne weiteres den Ausſchluß für die folgen⸗ 
den acht Sitzungstage zu. 

Ich fordere Sie zum letzten Male auf, den 
Sitzungsſaal zu verlaſſen. (Abg. Retzkowſki leiſtet der 
Aufforderung des Präſidenten keine Folge und ver⸗ 
ſucht erneut, von der Rednertribüne aus zu ſprechen.) 
Ich vertage die Sitzung um eine halbe Stunde. Der 
Herr Abg. Retzkowſki ift für die folgenden acht 
Sitzungstage ausgeſchloſſen. (Zurufe des Abg. 
Liſchnewſki.) f 

(Vertagung der Sitzung um 4 Uhr 38 Minuten.) 

Die Sitzung wird um 5 Uhr 10 Minuten durch den 
Präſidenten Dr. Treichel wieder eröffnet. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung 
wieder. Es liegt nur eine Wortmeldung zum Punkt 1 
der Tagesordnung vor. Wir kommen zunächſt zur 
Abſtimmung über den Antrag Kurowſki, Weiß und 
Gen., den heute auf der Tagesordnung ſtehenden Punkt 
von der Tagesordnung abzuſetzen. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Spill. — Darf ich 
um einen Augenblick Gehör bitten. Mir iſt mitgeteilt 
worden, daß ſich der Herr Abg. Retzkowſki im Saal be⸗ 
findet. Der Herr Abg. Retzkowſki ift für acht Sitzungs⸗ 
tage ausgeſchloſſen. Ich muß ihn darauf aufmerkſam 
machen, daß er an dieſer Sitzung nicht teilnehmen darf. 
(Zuruf bei den Kommuniſten.) Er iſt ausgeſchloſſen. 
(Er iſt zu Unrecht abgeſchloſſen! bei den Kommuniſten.) 
Ich will heute noch vermeiden, Polizeigewalt im Hauſe 
anzuwenden. Ich ſehe mich daher genötigt, die Sitzung 
ai as (Bravo! rechts. Zurufe der Frau Abg. 

reft. 
(Schluß der Sitzung 5 Uhr 12 Minuten.) 
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Die Sitzung wird um 3 Uhr 55 Minuten durch den 
Präſidenten Dr. Treichel eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Frank, Dr. 
Leske, Dr. Wiereinski, Ziehm. 
Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung. 
Zur Tagesordnung iſt folgender Antrag eingelaufen 
Wir beantragen, die Punkte 1, 2 und 3 von der 
Tagesordnung abzuſetzen. 
Schwegmann, Kurowski, Neubauer, Förſter, Rohde, 
Evert, Bergmann, Hoppe, Mathieu, Dr. Neumann, 
Wagner. 


Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich finde es höchſt 
eigenartig, daß von der üblichen Form der Aufrufung 
der Tagesordnung Abſtand genommen wird und der 
Präſident vor Eröffnung der Beſprechung der Tages⸗ 
ordnungspunkte den geſchäftsordnungsmäßigen Antrag 
auf Abſetzung der Punkte von der Tagesordnung ver⸗ 
kündet. M. D. u. H.! Die Mitglieder des Hauſes, die 
jetzt zum zweiten Mal ſchon das Haus zuſammenberufen 
haben, haben das zweifellos getan, weil ſie der Anſicht 
ſind, daß das Zuſammentreten des Hauſes eine zwin⸗ 


gende Notwendigkeit darſtellt, nicht um Sie aus Ihrer D 


Sommerruhe und aus Ihren Ferien herauszureißen, 
ſondern um die betrübende Wirtſchaftslage zu beſprechen, 
in der ſich Danzig befindet und die Maßnahmen zu er⸗ 
wägen, die im gegenwärtigen Moment im Intereſſe der 
Geſamtbevölkerung notwendig ſind. Es iſt deshalb ge⸗ 
radezu unverſtändig, wie man in dieſem Zeitpunkt jetzt 
zum zweiten Mal eine Vertagung des Plenums durch⸗ 
ſetzen will. Doppelt unverſtändig iſt es aber in einem 
Moment, wo ſich drei Parteien mit 56 Abgeordneten 
wochenlang um die Bildung einer neuen Regierung be⸗ 
mühen und auf die Unterſtützung einer gewiſſen Anzahl 
von Abgeordneten unbedingt angewieſen ſind, daß man 
in dieſem Moment die Abgeordneten, auf deren Unter⸗ 
ſtützung Sie unbedingt angewieſen ſind, vor den Kopf 
ſtoßen und das Haus einfach vertagen will. Wenn Sie 
etwas politiſchen Sinn und politiſche Gedanken hätten, 
ſo wäre es geradezu unverſtändlich, wie man ſich zu 
einem derartigen Schritt hingeben könnte. 

Ich rate den Parteien, die unter den Antragſtellern 
in Bezug auf die Vertagung ſind, die an der Regierungs⸗ 
bildung beteiligt ſind, nicht für dieſen Antrag zu ſtimmen, 
falls ſie nicht vorher Verſtand annehmen und ihn zu⸗ 
rückziehen. Wenn Sie das nicht tun, ſo ſtimmen Sie da⸗ 
gegen; denn die poſitive Abſtimmung über dieſen Antrag 
würde bedeuten, daß Sie die Kräfte vor den Kopf ſtoßen, 
auf deren wohlwollende Unterſtützung Sie in Zukunft 
angewieſen ſind, wenn Sie die Regierung bilden. Das 
kann nicht der Zweck einer Regierungsbildung ſein. 
Wollte man einen derartigen Weg gehen, ſo würde 
das höchſtens bedeuten, daß die Parteien, die ſich gegen⸗ 
wärtig um die Regierungsbildung bemühen, nicht ernſt 
bei der Sache ſind und vielleicht irgendeinen Zwiſchen⸗ 


fall als Glücksumſtand für das Nichtzuſtandekommen der ; 


Regierung herbeiführen wollen. > 

Aus allen dieſen Gründen glaube ich, daß es am 
zweckmäßigſten für alle Kreiſe wäre, heute die Sitzung 
ſtattfinden zu laſſen und die Tagesordnung zu erledigen. 
Materielle Anträge ſind ja nach der Tagesordnung ſo⸗ 
wieſo nicht zu entſcheiden. Die Anträge der Kommu⸗ 
niſten werden den Ausſchuß beſchäftigen müſſen. An⸗ 
träge zu Punkt 2 der Tagesordnung ſind nicht geſtellt, 
können jetzt auch zu dem Thema nicht geſtellt werden, 
da Reſolutionen erſt in der Endabſtimmung des Zoll⸗ 
etats ſtattfinden können, der Zolletat aber materiell gar 
nicht beraten werden, ſondern nur die allgemeine Wirt⸗ 
ſchaftslage in Bezug auf das Zollgebiet zur Verhandlung 
kommen ſoll. Der dritte Antrag, die Aufhebung der 
Umſatzſteuer iſt ebenfalls eine Finanzvorlage, die den 
Ausſchuß beſchäftigen muß. 
denen die Regierung mitzuſprechen hat, kommen alſo 
gar nicht zur Beratung. Sie verärgern demnach nur 
die Kreiſe, auf deren Unterſtützung ſie angewieſen ſind, 
meine Herren von der Deutſchen Partei und vom Zen⸗ 
trum. Sie erfüllen damit dann eine Arbeit, die man 
das Zerſchlagen von Porzellan nennen könnte. 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Laſchewski. 


Laſchewski, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die 
Erwerbsloſen hatten an alle Parteien ein Schreiben 
gerichtet, in dem ſie auch Ihnen die von uns auf⸗ 
genommenen Anträge mitgeteilt haben. Ich weiß nicht, 
inwieweit die einzelnen Parteien dem Erwerbsloſenrat 
Antwort gegeben haben. (Zwiſchenruf.) Wir haben 
ſelbſtverſtändlich großes Intereſſe, daß dieſe Forderungen 
der Erwerbsloſen ſo ſchnell als möglich verhandelt werden 
und haben daher dieſen Antrag zu heute als erſten 
Punkt auf die Tagesordnung zu bringen verſucht. Sie 
find heute zuſammengekommen und wiſſen, daß dieſe 
Anträge erſt an den Ausſchuß gehen müſſen, und zwar 
auf Grund Ihrer Geſchäftsordnung, die Sie ſich gegeben 
haben. Es beſtand alſo die Möglichkeit, daß die Anträge 
heute wenigſtens an den Ausſchuß verwieſen wurden. 
as wollen Sie alſo heute nicht. Im Ausſchuß wurde 
erklärt, daß kein Intereſſe beſtände, den Volkstag tagen 
zu laſſen. Sie haben mit Ihrem Antrag die Vorfälle 
der vergangenen Sitzung und die Erregung bei den 
Arbeitervertretern erzeugt. Heute kommen Sie mit genau 
demſelben Antrag und wollen wieder in die Ferien gehen. 

Deswegen raten wir Ihnen, heute wenigſtens den 
Antrag der Erwerbsloſen zu behandeln, damit er an 
den Ausſchuß geht. Wir ſchlagen vor, daß der Ausſchuß 
möglichſt noch heute tagt, ſo daß der Volkstag in ganz 
kurzer Zeit wieder zuſammentritt, unter Umſtänden noch 
heute. Die Anträge könnten dann ebenfalls heute erledigt 
werden, ſo daß die Not der Erwerbsloſen in kürzeſter 
Zeit behoben wäre. Wir erwarten, daß ſich zum mindeſten 
die Sozialdemokratie für unſeren Antrag einſetzen wird, 
weil ſie doch auf ihr Regierungsprogramm geſchrieben 
hat, ſie wolle die Not der Erwerbsloſen lindern. Nach 
dem Verhalten der Sozialdemokratie im Aelteſtenausſchuß 
hat die Fraktion aber ebenfalls kein Intereſſe an der 
Erwerbsloſenfrage. Wir werden ſehen, welche Stellung 
die ſozialdemokratiſche Fraktion heute einnehmen wird. 
Ich erſuche Sie, heute die Tagesordnung zu erledigen, 
damit die Anträge zum mindeſten in den Ausſchuß 
kommen und dort heute noch verhandelt werden. 


Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 
Herr Abg. Spill. 


Spill (V. S. P.): M. D. u. H.! Der Herr Vorvorredner 
glaubte allen Parteien hier den Rat geben zu ſollen, 
die von den Antragſtellern aufgeſtellte Tagesordnung zu 
erledigen, weil ſonſt vielleicht die Bildung der neuen Re⸗ 
gierung auf Schwierigkeiten ſtoßen würde. Er glaubte, daß 
man ſonſt einige Parteien, wie man ſo ſagt, vor den Kopf 
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ſtoßen würde. Wir glauben, umgedreht könnte die 
Geſchichte richtig ſein. Wenn man ſich den Gang der 
Dinge vor Augen hält, dann müßte ſich ſelbſt der Herr 
Vorvorredner ſagen, daß das letzte nicht zutrifft. Als der 
Vertreter der Regierung für die Regierung die Erklärung 
des bedingten Rücktritts abgab, war es meine Partei, 
die ſofort erklärte, das gibt es nicht. Entweder iſt die 
Regierung da oder ſie tritt zurück. Nach unſerer Auf⸗ 
faſſung mußte die Regierung zurücktreten, weil ihr durch 
Ablehnung eines der wichtigſten Etats ein Mißtrauens⸗ 
votum ſchärfſter Art ausgeſtellt worden war und weil 
in der Verfaſſung ausdrücklich geſchrieben ſteht, daß die 
parlamentariſchen Senatoren zur Ausübung ihres Amtes 
das Vertrauen des Volkstages bedürfen. Dieſen Stand⸗ 
punkt vertrat die geſamte Linie. Wenn ich nicht irre, 
gab die kommuniſtiſche Partei durch ihren Sprecher 
ungefähr dieſelbe Erklärung ab. Aufgrund dieſer Auf⸗ 
faſſung mußte meine Fraktion natürlich nun weiter 
erklären, daß geſetzgeberiſche Arbeiten ſolange nicht geleiſtet 
werden könnten, bis beide Faktoren der Geſetzgebung 
wieder da ſeien; denn zur Geſetzgebungsmaſchine gehört 
der Volkstag und aber auch der Senat. Das ſteht klar 
und deutlich in der Verfaſſung. Da ein Teil der 
Geſetzgebungsmaſchine nicht da war, haben wir er⸗ 
klärt, daß wir uns an geſetzgeberiſchen Arbeiten nicht 
mehr beteiligen könnten. Ich betone noch einmal, das 
war der Standpunkt der geſamten Linken. Man mußte 
es wohl annehmen, wenn es auch nicht ausgeſprochen 
wurde, auch der Standpunkt weiterer Kreiſe; denn ich 
ſtelle feſt, daß der Beſchluß, bis zum 18. Auguſt zu 
vertagen, um ſo die Möglichkeit für eine Neubildung 
der Regierung zu geben, von dem hohen Haus ein⸗ 
ſtimmig gefaßt worden iſt. (Zuruf des Abg. Schweg⸗ 
mann.) Ja, Herr Kollege Schwegmann, einer hat die 
Gründe und der andere andere. Sämtliche Fraktionen 
waren ſich alſo einig, die Dinge bis zum 18 Auguſt 
ruhen zu laſſen. Nach Auffaſſung meiner Fraktion hat 
ſich an den Verhältniſſen nichts geändert, und es würde 
ſchlecht verſtanden werden können, wenn wir nun auf 
Grund der nicht veränderten Verhältniſſe auf einmal 
einen andern Standpunkt einnähmen. Wir ſtehen heute 
nach wie vor auf dem Standpunkt, daß die Regierung 
nicht da iſt, und daß es die dringendſte und notwendigſte 
Aufgabe der Volksvertretung iſt, erſt eine neue Regierung 
zu schaffen. 

Aus dieſem Grund müſſen wir auch heute, wie wir 
es ſchon mehrfach getan haben, wieder erklären, daß 
wir nicht früher verhandeln und geſetzgeberiſche Arbeit 
leiſten können, als bis die Regierung, alſo der zweite 
Faktor der Geſetzgebung da iſt. (Bis das Volk ver⸗ 
hungert! bei den Kommuniſten.) Wenn wir nun die 
Tagesordnung anſehen, ſo finden wir, daß hier aus⸗ 
drücklich geſetzgeberiſche Arbeit verlangt wird. Der erſte 
Punkt iſt der Antrag der kommuniſtiſchen Fraktion, 
Druckſache Nr. 1591. Der kann nur durch ein Geſetz 
erledigt werden. Genau ſo der zweite Punkt, Fortſetzung 
der dritten Leſung des Haushaltsplans. Der Haushalts⸗ 
plan ift ein Geſez. Wir können keiner Regierung einen 
Haushaltsplan bewilligen, wenn wir nicht wiſſen, wie ſie 


ausſieht. Der dritte Punkt, Antrag Rahn und Genoſſen 


zur Aufhebung des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes, kann 
auch nur durch ein Geſetz geregelt werden; denn das 
beſtehende Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetz kann nur durch 
ein anderes Geſetz aufgehoben werden. Wenn nun von 
unſerer Seite betont worden iſt, daß wir es, ohne daß 
die Regierung da iſt, für unmöglich halten, Geſetze zu 
machen und dieſer Standpunkt von der geſamten Linken 
vertreten wurde, dann iſt es uns unverſtändlich, daß 
ſie ſich in ſo kurzer Zeit ſo gänzlich gewandelt hat. 
Wir machen da nicht mit, wir bleiben bei unſerer 
Erklärung. 


Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 


Herr Abg. Rahn. 
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Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Der alte Streit, ob 
die Regierung lebt oder tot iſt, ob wir eine Regierung 
haben oder keine, iſt in dieſem Moment müßig. Es iſt 
nicht wert, dieſe Frage erneut zu behandeln. Wenn die 
ſozialdemokratiſche Fraktion der Auffaſſung ift, daß 
während der Bildung einer Regierung wenn eine Re⸗ 
gierungskriſe eintritt, die geſetzgebende Körperſchaft eben⸗ 
falls aktionsunfähig ſei, dann ſoll ſie ruhig bei dieſer 
Auffaſſung bleiben. Tatſächlich haben fiH die Verhält⸗ 
niſſe ſeit dem Auseinandergehen des Volkstages ganz 
außerordentlich geändert. Es iſt ja möglich, daß ſolche 


Dinge Herrn Abg. Spill immer erft etwas ſpäter bekannt, 


werden. Vielleicht hat er von den neuen Zollerhöhungen 
noch nichts gehört und von den neuen Deviſenausfuhr⸗ 
verordnungen aus Polen noch nichts erfahren. Vielleicht 
dringen zu ihm auch nicht die Rufe der Arbeiter, die in 
dieſen Tagen entlaffen werden. Er weiß nichts von den 
neuen Schwierigkeiten, die in Handel und Induſtrie 
auftreten. Vielleicht iſt die Kenntnis hiervon noch nicht 
zu ihm gedrungen. 


Wenn man der Auffaſſung iſt, daß eine Regierung, 
weil ſie nicht da iſt, auch die geſetzgebende Körperſchaft 
aktionsunfähig macht und ſomit der Volkstag nicht tagen 
darf, ſo iſt das eine verkehrte Auffaſſung. Wenn eine 
aktionsfähige Regierung nicht da iſt, dann muß man 
eine ſchaffen. Es kann dann aber nicht ſchaden, wenn 
die Volksvertretung alles, was ſie zu ſagen hat, ſchon 
jetzt den kommenden Herren Senatoren mit auf den 
Weg gibt. Außerdem wäre es dann grundfalſch und 
unverantwortlich von der geſetzgebenden Körperſchaft, 
daß ſie durch eine aktionsunfähige Regierung Verhand⸗ 
lungen mit den Nachbarſtaaten, nämlich mit Polen 
führen läßt. Ueber die Verhandlungen iſt bisher nichts 
geſagt worden. Man hat nur durch einige wenige 
Aeußerungen der Preſſe etwas darüber erfahren. Näheres 
iſt uns nicht mitgeteilt worden. Wenn die Leute, die 
in der Regierung ſitzen, die hauptamtlichen oder die 
parlamentariſchen Senatoren, das Recht haben, mit der 
Republik Polen zu verhandeln, dann hat die Volks⸗ 
vertretung das Recht, von dieſen Leuten mit größter 
Beſchleunigung Rechenſchaft zu verlangen. Herr Senator 
Dr. Frank iſt hier, er iſt in Warſchau geweſen, er ſoll 
mitteilen, was erzielt worden iſt. Die Bevölkerung iſt 
unruhig darüber, welche Beſtimmungen und Verein⸗ 
barungen getroffen worden ſind. Das iſt der Zweck der 
Zuſammenberufung des Volkstages. Wir als Volks⸗ 
vertreter wollen wiſſen, was los iſt, und die Bevölkerung 
will auch wiſſen, was los iſt. Was iſt bezüglich der 
Kontingente erzielt worden? Wie ſind die Verhandlungen 
über die Ausfuhrfragen verlaufen? Welche Verhand⸗ 
lungen haben bezüglich der letzten Zollerhöhungen ſtatt⸗ 
gefunden? Was beabſichtigt die Regierung gegen die 
geſtrigen neuen Zollerhöhungen zu tun? Was beab⸗ 
ſichtigt die Regierung in bezug auf die Abſchaffung der 
Zollkredite zu tun? Was beabſichtigt die Danziger 
Regierung zu tun, um den Danziger Handel nicht vor 
die Hunde gehen zu laſſen? Das wird bald geſchehen 
müſſen, weil die Ausfuhr von Deviſen verboten iſt. 
Das ſind alles Fragen, die beantwortet werden müſſen. 
Nun wird uns hier erklärt, wir haben keine Regierung, 
und können keine geſetzgeberiſche Arbeit leiſten. Ste 
können gegen die zweite und dritte Leſung heute Ihr 
Votum ſetzen, aber all dieſe Fragen ſind ſo brennend, 
ſie können und müſſen beſprochen werden. Es ſchadet 
auch nichts, wenn der Antrag der Kommuniſten über 
die Erwerbsloſenfrage beſprochen wird und in den Aus⸗ 
ſchuß geht. Ich bin allerdings nicht ſo optimiſtiſch, wie 
der Herr Laſchewski, anzunehmen, daß ſich ſo etwas im 
Handumdrehen an einem Nachmittag erledigen läßt. 
Es war aber doch die Pflicht des Volkstages, zu tagen, 
zu all dieſen Dingen Stellung zu nehmen und die Be⸗ 
völkerung aufzuklären. Dort haben wir einen der Groß⸗ 
bankdirektoren Danzigs in unſeren Reihen ſitzen. Fragen 
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Sie ihn, wie es in Danzig ausſieht. 90, 95 Prozent 
aller Firmen, die vor einem halben Jahre krank waren, 
ſtehen heute vor der Kataſtrophe, weil ſie keinen Pfennig 
Geld aus Polen bekommen. Der Danziger Großhandel 
und die Induſtrie ſtehen vor der Situation, für die 
Arbeiter und Angeſtellten keinen Pfennig Lohn zu haben. 
Da erklärt man, wir haben keine Regierung, wir tagen 
nicht. Zweimal laſſen verantwortungsfreudige Leute 
den Volkstag zuſammenberufen, uud man begegnet un⸗ 
verſtändiger Dickfelligkeit. Wenn es die Sozialdemo⸗ 
kratie, das Zentrum und die Liberale Partei beſonders, 
die immer angibt, eine Vertreterin von Handel und 
Gewerbe zu ſein, in dieſem Moment verantworten 
können, ſo iſt das ihre Sache. In Danzig weiß kein 
verſtändiger Geſchäftsmann, wie er ein und aus ſoll. 
Da darf man nicht den Kopf in den Sand ſtecken, 
ſondern muß der Regierung bedeuten, was zu geſchehen 
hat. Sie tragen die Verantwortung dafür, wie ſich die 
Zuſtände entwickeln werden. Sie tragen auch die Ver⸗ 
antwortung dafür, wenn die Leute, die bereit waren, 
der neuzubildenden Regierung Ihre Unterſtützung zu 
leihen, ſchon im voraus an der Unfähigkeit verzweifeln. 
Ich rate Ihnen deshalb nochmals: Ziehen Sie den An⸗ 
trag zurück, wenn Sie ihn nicht niederſtimmen wollen, 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 
Herr Abg. Hoffmann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): Das Verhalten 
der Sozialdemokratiſchen Fraktion ift mir unverſtändlich. 
Sie kommt hierher und erklärt einfach, der Volkstag 
könne nicht eine ſo brennende Frage, wie die Erwerbs⸗ 
loſenfrage, behandeln, ſolange nicht eine Regierung be⸗ 
ſtehe. Wir als Kommuniſten ſtehen auf einem andern 
Standpunkt. Wenn auch die nebenamtlichen Senatoren 
nicht da ſind, ſo ſind doch die Dezernate da, die mit dem 
Abgeordneten in den Ausſchüſſen verhandeln können. 
Der Herr Vertreter der Sozialen Abteilung des Senats 
iſt gerade anweſend. Warum ſollte es nicht möglich 
ſein, jetzt die Erwerbsloſenangelegenheit zu behandeln. 
Die Erwerbsloſen wollen Arbeit haben. So und ſo 
viele Arbeiter werden durch die Brutalität der Unter- 
nehmer auf das Straßenpflaſter geworfen. Die Leute 
kommen her und ſtellen Anträge, durch die vielleicht der 
Kuhhandel um die Regierungsſeſſel unterbrochen wird. 
Wenn Tauſende von Familien ihre Kinder ſchließlich 
verhungern laſſen ſollen, ſehen wir nicht ein, warum 
die Sache nicht behandelt werden ſoll, trotzdem keine 
Regierung beſteht. Wenn man heute das Elend 
der Erwerbsloſen und die Wirtſchaftslage Danzigs an⸗ 
ſieht, kann man ſich hier nicht als Volksvertreter, als 
Arbeitervertreter herſtellen und ſagen, man habe kein 


Intereſſe, daß Tauſende von Arbeitern auf der Straße 


verrecken und daß die Wirtſchaft zugrunde gehe. Man 
darf nicht hierher kommen und erklären, erſt müſſe eine 
tragfähige Regierung vorhanden ſein, dann würde weiter 
verhandelt. Wir als Kommuniſten legen auf dieſen 
Kuhhandel nicht allzu viel Gewicht. Wir werden klar 
die Wahrheit ſagen, wie wir zur Regierungskriſe ſtehen. 
Der Kuhhandel kann nicht mehr ſo weitergehen. Das 
Er werbsloſenelend ift heute ſehr frap. Gehen Sie heute 
in die Häuſer, ſo werden Sie finden, daß Tauſende von 
Kindern nicht ein Stück Brot in die Schule zur Früh⸗ 
ſtückspauſe mitbekommen. Wir müßten im Volkstag 
eine Kommiſſion aus Abgeordneten aller Parteien zu⸗ 
ſammenſtellen, die das Elend der Erwerbsloſen nach⸗ 
zuprüfen hätte. Letzten Endes haben die Erwerbsloſen 
keine Schuhe mehr auf den Füßen, wenn ſie jahrelang 
arbeitslos ſind. Die Erwerbsloſen müſſen erbittert ſein, 
ſo daß Ihnen die Sache endlich über den Kopf wachſen 
wird. Wir werden alles in Bewegung ſetzen, um zu 
brandmarken, daß Sie nicht gewillt ſind, dieſe brennende 
Frage der Arbeitsloſen und des Elendes bei den 
Erwerbsloſen zu löſen. Viele wiſſen nicht, wo ſie das 
Brot hernehmen ſollen, und dann kommen Sie hierher 


und wollen nicht verhandeln. Machen Sie ruhig weiter 
ſo. Sie werden ſehen, wie weit Sie damit kommen, 
wenn Sie mit dieſen Mätzchen fortfahren. Wenn der 
Antrag nicht in den Ausſchuß kommt, werden wir den 
Erwerbsloſen ſagen, wes Geiſtes Kinder ſie hier in den 
Volkstag hineingeſchickt haben. Bei der letzten Sitzung 


werden Sie geſehen haben, obwohl ſich die Erwerbsloſen 


durch die Schupo drangſalieren laſſen mußten, daß die 
Erwerbsloſen gewillt ſind, ihre Forderungen mit Nach⸗ 
druck durchzudrücken. Sie werden nicht ſtillſtehen und 
ihr Recht ſchließlich, wenn es nicht anders geht, mit 
Macht erkämpfen. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
Frau Abg. Kreft. 


Kreft, Frau (K. P.): M. D. u. H.! Die bürgerlichen 
Parteien mit Einſchluß der S. P. D. wollen zu der Frage 
der Erwerbsloſen nicht Stellung nehmen. Weshalb 
nicht? Sie wollen ſich im Plenum nicht die Blöße 
geben, eventuell als nicht regierungsfähig zu erſcheinen. 
Beſonders ift es die S. P. D., die nicht deshalb zur 
Frage der Erwerbsloſen Stellung nehmen will, weil der 
Antrag eine Geſetzesvorlage oder ſonſt etwas ſei, ſondern 
weil Sie die Senatorenſeſſel zu verlieren fürchtet, die 
ihr eventuell abſchwimmen würden, wenn ſie zu der 
Frage der Erwerbsloſen Stellung nähme. So lauwarm 
das Programm der 8. P. D. zur Regierungsbildung auch 
iſt, mußte doch ſelbſt eine bürgerliche Zeitung ſagen, 
daß die Sozialdemokratie die Forderungen nicht durch⸗ 
ſetzen wolle. Daß Sie es nicht tun wollen, beweiſen 
Sie jetzt. Während die Erwerbsloſen in andern Jahren 
wenigſtens im Sommer einige Beſchäftigung fanden, 
liegen ſie in dieſem Jahre, liegt der größte Teil der 
Bauarbeiter trotz des Wohnungsbaugeſetzes auf der 
Straße. Die Teuerung wächſt von Tag zu Tag und 
Arbeiterführer bekommen es fertig, zur Frage der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge nicht Stellung zu nehmen, weil ſie 
gern einen Regierungsſeſſel haben wollen. Treiben Sie 
es nursſo weiter. Die Arbeiterſchaft wird klar erkennen, 
daß die S. P. D. keine Vertretung der Arbeiter ift, was 
wir Kommuniſten ſchon lange ſagen, ſondern ebenfalls 
eine Partei der Bürgerlichen, ſo daß es keine Grenze 
mehr von Deutſchnationalen bis Sozialdemokraten gibt. 
Sie ſehen alle nur zu, wie ſie ihren Säckel füllen und 
herrlich und in Freuden leben können. Was ſtören uns 
die Erwerbsloſen? = 

Aber auch die S. P. D.-Arbeiter werden erkennen, 
wohin ihre Fraktion ſteuert. Nur um Senatorenſeſſel 
zu erhalten erklärt man, es ſei keine Regierung vor⸗ 
handen, man könne nicht tagen. Wollen Sie noch ein 
halbes Jahr, ein Dreivierteljahr um Regierungsſeſſel 
ſchachern, wer die meiſten Seſſel bekommen wird? Sie 
fragen nicht danach, ob die Kinder der Erwerbsloſen 
auf der Straße verrecken. Wir haben den hauptamt⸗ 
lichen Senator für Soziales. Er ſoll die Sätze beſchließen. 
Die Erwerbsloſen können nicht lange warten. Eine 
Schande iſt es, wenn alte Mütter von 69 Jahren von 
Tür zu Tür betteln gehen müſſen, weil der Mann ein 
ganzes Jahr arbeitslos war und mit 15 Gulden nicht 
auszukommen iſt. Von bürgerlicher Seite wird betont, 
die Erwerbsloſen bekämen zu viel Erwerbsloſenfürſorge. 
Mir haben Erwerbsloſe, die eine ganze Zeit lang unten 
an der Tür geſtanden haben, geſagt, ſie würden abgelehnt, 
wenn ſie zum Wohlfahrtsamt gingen, ſie bekämen nichts. 
Ich ſage deshalb, wenn die bürgerliche Regierung und 
die Parteien mit Einſchluß der 8. P. D. nicht zu dieſer 
Frage Stellung nehmen und immer weiter kuhhandeln 
wollen, wird die Arbeiterſchaft ihnen die Backpfeife zur 
rechten Zeit geben. (Zurufe.) 1 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wir haben uns gar 
nicht darüber gewundert, daß Sie nach Italien fahren 
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und ſich dort amüſieren. 
ſchiſtiſche Manier mitbringen zu können, hatten wir doch 
nicht erwartet. Wir hatten erwartet, daß Sie ſoviel 
Mut aufbringen würden, in dieſer Zeit zu tagen, zumal 
die Wirtſchaft und der Freiſtaat heute ſchon zertrümmert 
am Boden liegen. Es wäre die höchſte Zeit, daß der 
Volkstag tagt, wenn man noch etwas retten will. Aber 
es ſcheint ſo, daß Sie heute und in allernächſter Zeit 
nur noch nach faſchiſtiſchem Muſter arbeiten wollen. 
Uns kann das recht ſein, wir werden uns über die Frage 
wie wir Sie behandeln ſollen, ſchon klar werden. Wir 
werden die Danziger Bevölkerung, beſonders die Erwerbs⸗ 
loſen, darauf aufmerkſam machen, wie willig die Volks⸗ 
vertreter ſind, ihre ſchlechte Lage zu beſeitigen. M. H. 
Wenn der Herr Abg. Spill glaubt, daß ein bedingter 
Rücktritt der Regierung beſteht, ſo iſt damit noch nicht 
geſagt, daß überhaupt ein Rücktritt vorliegt. Wir ſind 
der Meinung, daß die Regierung noch zum Teil beſteht. 
Wir ſind umſomehr der Meinung, weil gerade in letzter 
Zeit jo viel verhandelt worden ift. Wäre der Kuhhan⸗ 
del bis zum vorigen Donnerstag fertig geworden, dann 
wäre es nicht notwendig geweſen, den Volkstag neu zu⸗ 
ſammen zu rufen. Aber wenn man glaubt, wochen⸗ 
und monatelang, vielleicht noch bis Weihnachten ver⸗ 
handeln zu können und man ſich um die Not des Vol⸗ 
kes gar nicht mehr kümmert, dann ſind wir berechtigt, 
den Volkstag zuſammenzurufen und wir verlangen, 
daß er zu dieſen Fragen Stellung nimmt. Allerdings 
könnte man manchmal der Meinung ſein, daß keine Re⸗ 
gierung da ſei, beſonders wenn man ſich z. B. die Ge⸗ 
meinheiten der Schupo anſieht, die auf wehrloſe Paſſan⸗ 
ten am vorigen Donnerstag mit blankem Seitengewehr 
einſchlug. Dreißig Mann ſtellen ſich mit der blanken 
Waffe hin und hauen auf einen einzelnen Mann der⸗ 
maßen los, daß er ſchließlich nach dem Lazarett geſchleppt 
werden muß. Man kann feſtſtellen, daß den Erwerbs⸗ 


(B) loſen auf der Straße die Stempelkarte abgenommen wird; 


wenn ſo etwas geſchieht, dann beſteht keine Regierung. 
Es wäre notwendig, daß ſo ſchnell wie möglich eine 
Regierung zuſtande kommt. Aber weil die Verhandlun⸗ 
gen und dieſe Schachergeſchäfte noch nicht fertig ſind, 
wollen wir dieſe Fragen, beſonders die Erwerbsloſenfrage 
in erſter Linie, behandelt wiſſen. Ueber das Elend der 


Erwerbsloſen ift genug geſprochen worden aber nicht 


über die Folgen. Sie glauben immer noch, die Erwerbs⸗ 
loſen ſind ſozuſagen Trottels. Sie glauben, daß Sie 
denen alles bieten können, Sie glauben immer noch, 
daß Sie mit Ihrer Schupo und Ihren Waffen ſie nieder⸗ 
knütteln können. Täuſchen Sie ſich nicht. Bald find 
wir ſo weit, daß Ihre Schupo und Ihre Einwohnerwehr 
nicht mehr hinreicht, das Elend der Erwerbslosen noch 
zu erweitern und hinauszuſchleppen. Die Erwerbsloſen 
werden in allernächſter Zeit zur Selbſthilfe ſchreiten und 
Sie dorthin ſchicken, wo Sie hingehören. Ueberlegen Sie 
es, was Sie tun. Wenn alſo Ihre Regierung noch 
manche Arbeit geleiſtet hat, noch Verhandlungen geführt 
hat, wenn der Dezernent noch da iſt, dann ſteht auch, 
wie Herr Spill vorher geſagt hat, nichts im Wege, daß 
die Fragen behandelt werden. Wir müſſen verlangen 
und verlangen, daß die Sache heute noch an den Aus⸗ 
ſchuß geht, damit die Erwerbsloſen ſehen, daß für ſie 
etwas getan wird, damit ſie eine Wirtſchaftsbeihilfe 
erhalten, damit ſie aber in allererſter Linie Arbeit 
finden. Es ſcheint wirklich ſo, daß in dieſer Beziehung 
anſcheinend auch keine Regierung beſteht; denn auf der 
einen Seite ſinden wir 18 000 Arbeitsloſe, auf der an⸗ 
deren Seite verlangt man von den Arbeitern 20 und 
ſogar 24 ſtündige Arbeit. Man läßt ſogar am Sonntag 
arbeiten, während auf der anderen Seite 18 000 Arbeits⸗ 
loſe vorhanden ſind. In Bölkau ſoll die Regierung die 
Arbeiter gezwungen haben, 12 Stunden, mit nur einer 
Stunde Unterbrechung, zu arbeiten. Wenn die Arbeiter 


Daß Sie aber glauben, fa⸗ 


nicht wollen, dann werden ſie herausgeworfen. Dann 
gibt es weder Arbeit noch Erwerbsloſenunterſtützung. 
Auf der anderen Seite läßt man dagegen 18 000 Men⸗ 
ſchen erwerbslos auf der Straße herumliegen und damit 
ſoundſoviel Kinder ohne Brot und ohne Frühſtück zur 
Schule gehen. Mittags können dieſe Armen zu Hauſe 
kein warmes Eſſen bekommen. Wenn Sie da nicht ein⸗ 
greifen wollen, dann ſind Sie nicht wert, ſich Volksver⸗ 
treter, zu nennen, dann find Sie Volksverräter. 


Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 
Herr Abg. Liſchnewski. 


Liſchnewski, Abgeordneter (K. P.): Ich muß mich 
wundern über die ruhige Stimmung, die hier im Volks⸗ 
tag angeſichts der Wirtſchaftskriſe und der zahlreichen 
Erwerbsloſen herrſcht. Wenn man ſich dieſe ruhige 
Stimmung vor Augen führt, auch bei der S. P. D., dann 
muß man das parlamentariſche Syſtem berückſichtigen, 
das heute ſo korrumpiert und korrupt iſt, daß es ſich 
nicht einmal zu einer parlamentariſchen Tätigkeit auf⸗ 
rafft, obwohl es die Diäten erhält und doch vom Volke 
gewählt iſt. Nicht einmal für Ihre Diäten wollen Sie 
tagen. Ich ſpreche hier von den typiſchen Vertretern der 
bürgerlichen Geſellſchaft: Sie wälzen ſich mit Ihrem 
dicken Wamſt lieber im Seeſand von Zoppot herum, als 
daß Sie der Wirtſchaftskriſe abhelfen und den Erwerbs⸗ 
loſen etwas geben wollen. Wie weit muß die Sozial⸗ 
demokratie gekommen ſein, daß ſie ſich nicht aufrafft, 
für die Arbeiterforderungen einzutreten. Früher, als 
man noch ſelbſt Sozialdemokrat vor dem Kriege war, 
da beſaß man noch ſoviel Mut, um für die Forderungen 
der Arbeiterſchaft einzutreten, ganz gleich, von welcher 
Partei fie geſtellt waren. Heute aber jagt man mit 
kühlem Lächeln und kalter Stirn: Wir können nicht ver⸗ 
handeln, weil die Regierurg noch nicht zuſammengeſtellt 
ift. Das ſoll ein Motiv fein. Wenn die Arbeiter das 


erfahren, daß die heutige Tagesordnung aus ſolchen (D) 


Motiven abgelehnt worden iſt, dann kann ſich die 
S. P. D. ſelbſt das Kainszeichen auf die Stirn drücken. 
Das wird Sie kennzeichnen als das, was Sie ſind, nicht 
Arbeitervertreter, ſondern Arbeiterverräter. (Frau Abg. 
Krefft: Sehr richtig!) 


Sie wundern ſich, daß wir zur Tagesordnung ſprechen. 
Wir benutzen das parlamentariſche Mittel, um von dieſer 
Stelle zum Volk zu ſprechen. Es geht uns nicht um 
Senſationen, es geht uns um die Intereſſen der Arbeiter⸗ 
ſchaft. Wir wiſſen genau, daß Sie dem Antrag nicht zu⸗ 
ſtimmen werden, deswegen ſprechen wir hier zur Tages⸗ 
ordnung, um Ihnen die Maske vom Geſicht zu reißen. 
Die Arbeiterſchaft muß erkennen, daß auch die Sozial⸗ 
demokratie nicht ihre Intereſſen vertritt. Es iſt leicht, 
doppelte Gehälter zu nehmen, ſich von den Gewerk⸗ 
ſchaften bezahlen zu laſſen und noch die Diäten vom 
Volkstag zu nehmen, und dann zu ſagen, wir können 
nicht verhandeln, weil die Regierung nicht zuſammen⸗ 
geſtellt iſt. Wer ſo ſpricht, der iſt ſchon lange nicht 
erwerbslos geweſen und hat ſchon lange nicht mit der 
Schippe in der Hand gearbeitet. Er weiß nicht, wie 
heute die Seele und das Herz des Erwerbsloſen aus⸗ 
ſehen. Wir wehren uns mit aller Entſchiedenheit im 
Intereſſe der Arbeiterſchaft dagegen, auch mit Mitteln, 
die parlamentariſch nicht erlaubt ſind. (Aha!) Sie 
können mir glauben, daß es mir ſchwer fällt, Sie im 
Intereſſe der Arbeiterſchaft um etwas zu bitten. Ich 
möchte Sie jedoch wenigſtens erſuchen, den Antrag der 
Erwerbsloſen morgen im Ausſchuß zu beraten. Dann 
wäre wenigſtens etwas geſchehen. Aber Sie dürfen nicht 
und unter keinen Umſtänden dem Vertagungsantrag 
zuſtimmen ohne irgendeine Arbeit verrichtet zu haben. 


Präſident: Herr Abg. Liſchnewski, ich mache Sie 
darauf aufmerkſam, daß zur Geſchäftsordnung nur fünf 
Minuten geſprochen werden darf. 
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Liſchnewski, Abgeordneter (K. P.): Die fünf Minuten 
find um. Sehen Sie, wie ſchön parlamentariſch ich mich 
einſtellen kann. Ich möchte nur etwas Poſitives für 
die Erwerbsloſen erreichen. Wenn Sie in meiner Seele 
und der meiner Fraktionsgenoſſen leſen könnten, würden 
Sie wiſſen, wie es um uns beſtellt iſt. Wir leiden ſelbſt 
unter der Erwerbsloſigkeit und wiſſen, wie es bei den 
Erwerbsloſen ausſieht. Darum erſuche ich Sie, den 
Antrag anzunehmen, damit morgen der Ausſchuß tagt 
und die Angelegenheit der Erwerbsloſen beraten wird. 

Präſident: Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Antrag Schwegmann, Kurowski und Genoſſen. Ich 


bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrage auf 
Abſetzung der drei Punkte von der Tagesordnung zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt ange⸗ 
nommen. Ich ſchlage dem hohen Hauſe vor, die nächſte 
Sitzung am Mittwoch, den 19. Auguſt, ſtattfinden zu 
laßen und den Präſidenten zu ermächtigen, die Tages⸗ 
ordnung feſtzuſetzen. Ich höre keinen Widerſpruch. 
Es iſt ſo beſchloſſen worden. Die Sitzung iſt geſchloſſen. 


(Schluß der Sitzung 4 Uhr 30 Minuten.) 
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oder ſpäter gekommen iſt? Das iſt nicht der Fall. Ich (0) 
ſchließe alfo die Abſtimmung. Ich bitte, in Zukunft recht Mm 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch den Präſi⸗ 
denten Dr. Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präsident des Senats Dr. Sahm; 
Senator Dr. Leske. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung. 
Der Herr Abg. Retzkowſki von der Kommuniſtiſchen Partei 
hat ſein Mandat niedergelegt. Sein Nachfolger iſt Herr 

von Malachinſti. Iſt Herr von Malachinſki anweſend? 
(Nein! links.) Wenn er anweſend geweſen wäre, hätte ich 
ihn gefragt, ob er die Wahl annimmt. (Abg. Rahn: Er 
kommt erſt, wenn er gewählt iſt!) 

Der Herr Abg. Gaikowſki hat für die Zeit vom 
14. bis 28. Auguſt um Urlaub gebeten. Widerſpruch da⸗ 
gegen erhebt ſich nicht, der Urlaub iſt genehmigt. Ferner 
hat der Herr Abg. Werner Urlaub vom 13. bis 29. Mu- 
guſt beantragt. Da ſich kein Widerſpruch erhebt, iſt auch 
dieſer Urlaub genehmigt. 

Die Herren Senatoren Sawatzki, Krauſe und Fuchs 
haben wir mit Schreiben vom 14. Auguſt mitgeteilt, 
daß ſie ihr Amt mit dem 18. Auguſt niederlegen. Der 
Herr Senatspräſident hat mitgeteilt, daß der Herr ſtellver⸗ 
tretende Präſident des Senats und die Senatoren Boſſel⸗ 
mann, Kette, Pertus, Schultze, Senftleben und Franz Ziehm 
ihre Amter niedergelegt haben. Da die Stellen der frühe⸗ 
ven Senatoren Dr. Wiereinſki Unger, Briechle ſowie des 
verſtorbenen Senators Karow noch nicht wieder beſetzt 
find, haben wir heute den ſtellvertretenden Präſidenten 
des Senats und 13 Senatoren im Nebenamt zu wählen. 
Der Herr Schriftführer zu meiner Rechten wird die Ab⸗ 
geordneten nach dem Alphabet langſam aufrufen und ein 
Zeichen machen, daß die Namen aufgerufen ſind. Der 
Herr Schriftführer zur Linken wird die Liſte führen, ebenſo 
Herr Abg. Janzen, der jo liebenswürdig ift, uns zu unter⸗ 
ſtützen, ebenſo auch Frau Abg. Richter. Ich bitte die 
Herren Abgeordneten, beim Aufruf laut „hier“ zu rufen, 
ſonſt fehlt die Kontrolle, dann an die Urne zu treten und 
den Stimmzettel zuſammengefaltet hineinzulegen. Der 
Stimmzettel darf nur den Namen des zu wählenden Se⸗ 
nators tragen, nicht etwa den Namen des Wählenden. 
Wenn weiter keine Wortmeldungen zur Tagesordnung 
vorliegen, treten wir in die Wahl ein. 

Wir kommen zur 

Wahl des ſtellvertretenden Präſidenten des 

Senats. y 
Die Wahl beginnt. Ich bitte, die Mitglieder des Hauſes 
aufzurufen. (Der Namensaufruf wird vorgenommen.) 
Darf ich bitten, Herr Abg. Janzen, die Stimmen feſtzu⸗ 
ſtellen, die abgegeben worden find, (Geſchieht.) Will noch 
jemand ſeine Otimmfarte abgeben, weil er übergangen 


Abg. Gehl gewählt. Ich frage den Herrn Abg. Gehl, ob 
er 9 Wahl annimmt. (Abg. Gehl: Ich nehme die Wahl 
an! ; 
Wir kommen nunmehr zur: 
Wahl des erſten nebenamtlichen Senators. 
Wir haben 13 nebenamtliche Senatoren zu wählen. (Abg. 
Rahn: Wollen wir doch alle auf einmal wählen!) Das 
hätten wir vorher verabreden müſſen. Ich weiß nicht, ob 
das Haus dazu in der Lage iſt, da ſicher nicht die nötigen 
Vorbereitungen wegen der Zettel getroffen worden ſind. 


- (Abg. Schwegmann: Ich erhebe Widerſpruch dagegen!) Es 


iſt Widerſpruch erhoben worden. Wir ſchreiten alſo zur 
Einzelwahl. Ich bitte auf die Stimmzettel den Namen des 
erſten nebenamtlichen Senators zu ſchreiben. Ich bitte, die 
Plätze einzunehmen und die Privatunterhaltungen zu 
unterlaſſen. Die Wahl beginnt. (Der Namensaufruf wird 
vorgenommen.) 

Es jind 63 Stimmen abgegeben worden. Wünſcht 
noch jemand ſeine Stimme abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall. Dann ſchließe ich die Abſtimmung. Ich bitte, nun das 
Ergebnis feſtzuſtellen. (Geſchieht.) Es find 60 Zettel ab- 
gegeben worden, die auf den Namen Vögel lauten, außer⸗ 


dem drei leere Zettel Herr Stadtrat Bötzel, Zoppot, iſt zum 


Senator gewählt. Nimmt er die Wahl an? (Abg. Rahn: 
Er kann doch noch nicht hier fein!) Ich dachte, daß der 
Fraktionsvorſitzende die Erklärung abgeben könnte. (Abg. 
Gehl: Herr Bötzel nimmt die Wahl an!) 

Wir kommen nun zur 

Wahl des zweiten nebenamtlichen Senators. 

Die Wahl beginnt. (Der Namensaufruf wird vorgenom⸗ 
men.) Ich bitte, das Ergebnis ſeſtzuſtellen. (Geſchieht.) 
Es ſind 63 Stimmen abgegeben worden. (Abg. Mathieu 
will noch eine Karte abgeben.) Die Abſtimmung⸗iſt ge- 
ſchloſſen. Ich werde beim Namensaufruf laut läuten laſſen, 
damit keine Entſchuldigung mehr gilt. Jetzt konnte ich die 
Stimmabgabe nicht mehr zulaſſen. (Das Ergebnis wird 
feſtgeſtellt.) Es ſind 63 Stimmen abgegeben worden, davon 
62 auf den Namen Grünhagen, ein Stimmzettel war leer, 
Herr Abg. Grünhagen iſt ſomit zum Senator gewählt. 
Nimmt er die Wahl an? (Abg. Grünhagen: Ich nehme die 
Wahl an.) 

Wir kommen nun zur 

Wahl des dritten nebenamtlichen Senators. 

Die Wahl beginnt. (Der Namensaufruf wird vorgenom⸗ 
men.) Ich bitte, die Zahl feftzuftellen. (Geſchieht. — Abg. 
Rahn gibt noch einen Zettel ab.) Ich ſchließe die Abſtim⸗ 
mung erſt, wenn die Zahl feſtgeſtellt iſt. Es ift jetzt alſo 
noch möglich, Zettel abzugeben. Es ſind 63 Stimmen ab⸗ 
gegeben worden. (Abg. Janzen: Es iſt noch eine Stimme 
von Herrn Abg. Rahn abgegeben worden!) Es ſind alſo 
64 Stimmen abgegeben worden. Ich bitte, das Ergebnis 
feſtzuſtellen. (Geſchieht.) Es find 61 Zettel abgegeben 
worden, die auf den Namen Dr. Kamnitzer lauten, außer⸗ 
dem drei leere Zettel. Herr Dr. Kamnitzer iſt ſomit zum 
Senator gewählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt? 
(Abg. Dr. Kamnitzer: Ich nehme die Wahl an!) 
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(Präſident.) 
Wir kommen nunmehr zur 
Wahl des vierten Senators. 
Die⸗Wahl beginnt. (Der Namensaufruf geſchieht.) Das geht 
nicht, Herr Abg. Ediger, Sie können Ihre Stimme erſt nachher 
abgeben, wenn die anderen Abgeordneten die Stimme abge⸗ 
geben haben. Ich bitte nunmehr die Herren Abgeordneten, die 
ihre Stimme noch nicht abgegeben haben, dies jetzt unter Nen⸗ 
mung ihres Namens zu tun. (Die Abgeordneten Neubauer, 
Ediger und Dr. Eppich geben Stimmkarten ab.) Ich bitte, 
die Auszählung vorzunehmen. (Geſchieht.) Es find 64 
Stimmen abgegeben worden. Die Abſtimmung iſt jetzt ge⸗ 
ſchloſſen. Ich bitte, das Ergebnis zu verkünden. (Geſchieht.) 
Es ſind 64 Zettel abgegeben worden, davon 55 auf den 
Namen Loops, neun leere Zettel. Herr Abg. Loops iſt ſo⸗ 
mit zum Senator gewählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl 
annimmt. (Abg. Loops: Jawohll) 
Wir kommen zur 
Wahl des fünften nebenamtlichen Senators. 
Die Wahl beginnt. (Der Namensaufruf geſchieht.) 
Wünſcht noch jemand ſeine Stimmkarte abzugeben? (Abg. 
Kloßowſki gibt noch eine Stimmkarte ab.) Das iſt jetzt 
micht mehr der Fall, dann bitte ich, die Stimmen zu 
zählen. (Geſchieht.) Es find 64 Stimmen abgegeben 
worden. Die Abſtimmung iſt nunmehr geſchloſſen. Ich 
bitte, das Ergebnis zu verkünden. (Geſchieht.) Es ſind 
61 Stimmen für Herrn Bürgermeiſter Ramminger, Ohra, 
und drei leere Zettel abgegeben worden. Herr Ramminger 
ijt jomit zum Senator gewählt. Wird er die Wahl an- 
nehmen? (Abg. Gehl: Jawohl! Abg. Rahn: Ich bitte 
um das Wort zur Geſchäftsordnung.) Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung kann ich das Wort nicht geben. Wir befinden 
uns in der Wahl. 
Wir kommen zur 
Wahl des ſechſten nebenamtlichen Senators. 
Der Wahlakt beginnt. (Der Namensaufruf wird vorge⸗ 
nommen.) (Den Vorſitz übernimmt Vizepräsident Splett. 
— Zuruf des Abg. Rahn.) 


Vizepräſident Splett: Wünſcht noch jemand von den 
Abgeordneten eine Karte abzugeben? (Die Abgeordneten 
Maier und Dr. Wagner geben noch Karten ab.) Ich bitte, 
jetzt die Anzahl der Stimmen feſtzuſtellen. (Geſchieht.) Es 
find 63 Stimmen und zwei leere Zettel abgegeben worden. 
Der Wahlakt ift geſchloſſen. Ich bitte, die Feſtſtellung vor- 
zunehmen. (Schriftführer Abg. Beyer: Es ſind 64 Stim⸗ 
men abgegeben worden.) Die Sache iſt inſofern aufgeklärt, 
als Frau Abg. Richter ihren Namen wohl angeſtrichen, 
aber nicht den Zettel abgegeben hat. Da der Wahlakt von 
mir geſchloſſen wurde, iſt eine nachträgliche Hineinlegung 
unmöglich. Frau Abg. Richter ift alfo zu weichen. Ich 
bitte um die Feſtſtellung des Ergebniſſes. (Geſchieht.) 
Von den 63 abgegebenen Stimmen hat Herr Abg. Formell 
61 erhalten. Er iſt ſomit zum Senator gewählt. Ich 
frage ihn, ob er die Wahl annimmt? (Abg. Formell: Ich 
nehme die Wahl an!) 

Wir kommen jetzt zur 
Wahl des ſiebenten nebenamtlichen Senators. 
Die Wahl beginnt. (Der Namensaufruf geſchieht.) Wünſcht 
noch jemand ſeinen Wahlzettel abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall. Dann bitte ich, die zahlenmäßige Feſtſtellung 
vorzunehmen. (Geſchieht.) Der Wahlakt iſt geſchloſſen, 
ich bitte, die namentliche Feſtſtellung zu machen. (Ge⸗ 
schieht. — Abg. Rahn: Wenn er auf dem Thron ſitzt, denkt 
er, er iſt der liebe Gott! — Abg. Weiß: Hat er ſo lange 
michts getan, muß er ſich jetzt wieder bemerkbar machen!) 
Es ſind 62 Stimmen für Herrn Carl Fuchs und ein un⸗ 
beſchriebener Zettel abgegeben worden. Herr Fuchs wird 
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durch das Büro befragt werden, ob er die Wahl annimmt. 


Wir ſchreiten zur 
Wahl des achten nebenamtlichen Senators. 
Die Wahl beginnt. (Abg. Rahn: Zunächſt iſt er gewählt!) 
Gewählt iſt Herr Weinhändler Carl Fuchs mit 62 Stimmen. 
(Abg. Weiß: Manch einer begreift das nicht fo ſchnell — 
Abg. Rahn: So nervös, daß man micht einmal Feſtſtellun⸗ 
gen machen kann!) Wir kommen zur Wahl des achten Sena⸗ 
tors. (Abg. Rahn: Herr Dr. Treichel ſitzt auf dem Thron und 
ſtimmt nicht mit, Herr Ehm ſitzt auf dem Thron und 
ſtimmt nicht mit; das ift eine Unzuläſſigkeit erſter Klaſſe!) 
Ich mache Sie darauf aufmerkſam, daß ich Sie zur Ord⸗ 
nung rufen muß. (Zwiſchenruf des Abg. Rahn.) Herr 
Abg. Rahn, ich rufe Sie wegen Ihrer Störung zur 
Ordnung. (Abg. Rahn: Iſt gut.) Der Wahlakt beginnt. 
(Der Namensaufruf geſchieht.) Wünſcht noch jemand ſeine 
Stimme abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Ich bitte, 
die zahlenmäßige Feſtſtellung vorzunehmen. (Geſchieht.) 
Es find 64 Stimmen abgegeben worden. Ich bitte um 
Vornahme der namentlichen Feſtſtellung. (Geſchieht.) Es 
ſind 61 Zettel abgegeben worden, die auf den Namen des 
Herrn Abg. Kurowfki lauten und drei leere Zettel. Herr 
Abg. Kurowfki ift jomit zum Senator gewählt. Ich frage 
den Herrn Abg. Kurowſki, ob er die Wahl annimmt. (Abg. 
Kurowſki: Ich nehme die Wahl an!) 
Wir kommen jetzt zur 
Wahl des neunten nebenamtlichen Senators. 
Der Wahlakt beginnt. (Der Namensaufruf wird vorge⸗ 
nommen.) Wünſcht noch jemand von den Abgeordneten 
ſeinen Stimmzettel abzugeben? Das iſt nicht der Fall. 
Ich bitte, die zahlenmäßige Feſtſtellung vorzunehmen. 
(Geſchieht.) Ich bitte jetzt um Vornahme der namentlichen 
Feſtſtellung. (Geſchieht.) Es find 64 Zettel abgegeben 
worden, 56 auf den Namen des Herrn Abg. Sawatzki und 
8 leere Zettel. Herr Sawatzki iſt ſomit gewählt. Ich 
frage ihn, ob er die Wahl annimmt. (Abg. Sawatzki: Ich 
nehme die Wahl an!) 
Wir ſchreiten nun zur 
Wahl des zehnten nebenamtlichen Senators. 
Der Wahlakt beginnt. (Der Namensaufruf wird vorge⸗ 
nommen.) Wünſcht noch jemand von den Abgeordneten 
ſeinen Stimmzettel abzugeben? (Abg. Dr. Wagner gibt 
ſeinen Stimmzettel noch ab.) Ich bitte dann, die zahlen⸗ 
mäßige Feſtſtellung vorzunehmen. (Geſchieht.) Der Wahl⸗ 
akt ift geſchloſſen. Ich bitte um Vornahme der namentlichen 
Feſtſtellung (Geſchieht.) Von den 64 abgegebenen Stim⸗ 
men lauten 58 auf den Namen des Herrn Abg. Förſter, 
einer auf den Namen des Herrn Abg. Dr. Neumann und 
fünf Zettel ſind unbeſchrieben. Herr Abg. Förſter iſt ſomit 
gewählt. Ich frage Herrn Abg. Förſter, ob er die Wahl 
annimmt. (Abg. Förſter: Ich nehme die Wahl an!) 
Wir ſchreiten nunmehr zur 
Wahl des elſten nebenamtlichen Senators. 
Der Wahlakt beginnt. (Der Namensaufruf wird vorge⸗ 
nommen.) Wünſcht noch jemand von den Abgeordneten, 
die Stimme abzugeben? (Abg. Rohde gibt noch ſeinen 
Stimmzettel ab.) Ich bitte, die zahlenmäßige Feſtſtellung 
zu machen. (Geſchieht.) Es ſind 64 Stimmen abgegeben 
worden. Der Wahlakt iſt geſchloſſen. Ich bitte um Vor⸗ 
nahme der namentlichen Feſtſtellung. (Geſchieht.) Von 
64 abgegebenen Stimmen hat Herr Abg. Lück 59 erhalten, 
vier Zettel find unbeſchrieben, einer lautet auf den Namen 
Dr. Neumann. Er iſt ſomit zum Senator gewählt. Ich 
frage Herrn Abg. Lück, ob er die Wahl zum Senator 
annimmt. (Abg. Lück: Ich nehme die Wahl an.) 
Wir kommen jetzt zur 
Wahl des zwölften nebenamtlichen Senators. 
Der Wahlakt beginnt. (Der Namensaufruf wird vorge⸗ 
nommen. Präſident Dr. Treichel übernimmt den Vorſitz.) 
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Präſident: Wünſcht noch jemand von den Abgeord⸗ 
neten einen Stimmzettel abzugeben? (Abg. Jedwabfki 
gibt noch ſeine Stimmkarte ab.) Ich bitte, jetzt die Stimm⸗ 
zahl feſtzuſtellen. (Geſchieht.) Die Abſtimmung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Es ſind 63 Stimmen abgegeben worden. Da⸗ 
von 54 Stimmen auf den Namen Dr. Neumann, acht 
Zettel waren leer, einer lautete auf den Namen Förſter. 
Herr Abg. Dr. Neumann iſt ſomit zum Senator gewählt. 
Ich frage Herrn Abg. Dr. Neumann, ob er die Wahl an⸗ 
nimmt. (Abg. Dr. Neumann: Jal) 

Wir kommen nun zur 

Wahl des letzten nebenamtlichen Senators. 

Die Wahl beginnt. (Der Namensaufruf wird vorgenom⸗ 
men.) Wünſcht noch jemand von den Abgeordneten ſeine 
Karte abzugeben? (Abg. Kloßowſki gibt noch eine Karte 
ab.) Ich bitte, die Auszählung vorzunehmen. (Geſchieht.) 
Es ſind 64 Stimmen abgegeben worden. Die Abſtimmung 
iſt geſchloſſen. Ich bitte, das Ergebnis feſtzuſtellen. (Ge⸗ 
ſchieht.) Es ſind 64 Stimmen abgegeben worden, davon 
lauten 61 auf den Namen des Herrn Kaufmann Sieben⸗ 
freund, der ſomit gewählt iſt; drei Zettel ſind leer. Ich 
werde Herrn Siebenfreund und die übrigen Herren, die 
nicht anweſend waren, fragen, ob fie die Wahl annehmen. 
— Wir wären nun am Schluß unſerer heutigen Tages⸗ 
ordnung. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Während des erſten 
Teils des heutigen Wahlakts hat Herr Dr. Treichel in die⸗ 
ſem Saal präſidiert, ebenſo jetzt am Schluß. In der 
Zwiſchenzeit wurde er durch den Vizepräſidenten Splett 
abgelöſt. Außerdem haben an dem Wahlakt ſeitens des 
Büros Herr Abg. Ehm und teilweiſe Frau Abg. Knoblauch 
teilgenommen. Alle dieſe anweſenden Perſönlichkeiten 
haben ſich an dem namentlichen Aufruf nicht beteiligt. Sie 
haben ihre Anweſenheit nicht angegeben. Es ift das ein in 
der parlamentariſchen Geſchichte ſelten vorgekommenes und 
hier in Danzig wohl nur einmal vorgekommenes Ereignis, 
(Nein!) daß fich der Präſident des Hauſes an einer Mb- 
ſtimmung nicht beteiligt, alſo nicht da iſt. Wenn er ſich 
an der Abſtimmung nicht beteiligen will, hat er eine Ent⸗ 
haltungskarte abzugeben oder bei Wahlen einen weißen 
Zettel. Er kann aber nicht erklären, daß er nicht da ſei. 
Nehmen wir an, es wären 59 Stimmzettel abgegeben 
worden, dann wären es mit den Stimmen des amtieren⸗ 
den Präſidenten und des einen Schriftführers 61 Stimmen 
geweſen. Der Präſident würde dann alſo erklärt haben, 
daß das Haus beſchlußunfähig wäre, obwohl es eigentlich im 
ganzen 61 Stimmen geweſen wären. Wenn der amtierende 
Präſident es mit ferner Parteizugehörigkeit nicht verein⸗ 
baren kann, ſich an der Wahl zu beteiligen, dann mag er 
ſein Mandat an einen Vizepräsidenten abgeben. Es ift 
aber unzuläſſig, daß er fein Amt in dieſer Weiſe ausübt. 

Ferner habe ich mir erlaubt, im Laufe der Verhand⸗ 
lungen das Wort zur Geſchäftsordnung zu verlangen, um 
auf dieſen Mißſtand hinzuweiſen. Das wurde mir ver⸗ 
weigert, und zwar mit der Begründung, daß wir uns in 
der Wahl befänden. Nach unſerer Geſchäftsordnung i] 
das Wort zur Geſchäftsordnung jederzeit zu geben. Nur 
wenn wir uns in einer Abſtimmung befinden, hat der Prä⸗ 
ſident das Wort zu verweigern. Wir befanden uns zwiſchen 
zwei Wahlen, nicht in einer Abſtimmung. Somit mußte 
mir das Wort gegeben werden. Ich lege gegen dieſe Ge⸗ 
ſchäftsführung des Präſidenten Verwahrung ein. 


Präſident: Die Wahl ift eine geheime und es ift meine 
Angelegenheit, ob ich mich an der Wahl beteilige oder 
nicht. (Fauler Drehl links.) Das iſt meine Anſicht. Der 
Wahlakt beſtand aus zwei Teilen, erſtens der Wahl des 
ſtellvertretenden Präſidenten des Senats und zweitens der 
13 nebenamtlichen Senatoren. Dieſe bildete ein Ganzes. 
Ich habe daher nicht das Recht gehabt, den Wahlakt zu 
unterbrechen. Im übrigen ſteht es dem Herrn Abg. Rahn. 
nach der Geſchäftsordnung frei, Einſpruch zu erheben. 

Ich ſchlage folgende Tagesordnung für die nächſte 
Sitzung, morgen, Donnerstag, den 20. Auguſt, nachmittags 
3.30 Uhr, vor. (Zuruf des Abg. Rahn.) 

1. Vereidigung der am 19. Auguſt 1925 neu gewählten Mit⸗ 
glieder des Senats. (Artikel 28 der Verfaſſung für die 
Freie Stadt Danzig). 55 

. Eingaben laut Druckſachen Nr. 1563 und 1623, 

. Antrag des Abg. Hoffmann und Fraktion betr. Forderungen 
für die Erwerbsloſen. (Druckſache Nr. 1591). 

. Erfte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aufhebung der 
Deviſenumſatzſteuer. Urantrag des Abg. Rahn. (Druck⸗ 
ſache Nr. 1423). 0 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Anderung der 
. Urantrag des Abg. Rahn. (Druckſache 
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. Exfte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Anderung der 
Gewerbeordnung. Urantrag des Abg. Hohnfeldt und Fraktion. 
(Druckſache Nr. 1472). 

. Erfte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aufhebung des 
Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes. Urantrag des Abg. Rahn 
(Drucksache Nr. 1425). 

. Erfte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot. (Siedlungsgeſetz für Arbeiter, Beamte und 
Angeſtellte). Urantrag des Abg. Herrmann und Fraktion. 
(Druckſache Nr. 1471). 

. Exfte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die Ausgabe 
von Heimſtätten. Urantrag des Abg. Herrmann und Fraktion. 
(Druckſache Nr. 1479). 

. Erfte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die Grundlagen 
für eine ſoziale Bau⸗ und Wirtſchaftsbank. Urautrag des 
Abg. Herrmann und Fraktion. (Druckſache Nr. 1480). 

. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die Beſchränkung 
des Zinsfußes. Urantrag des Abg. Hohnfeldt und Fraktion. 
(Druckſache Nr. 1524). 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Zahlung einer 
einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe an Empfänger einer Rente 
nach den Reichsverſorgungsgeſetzen uſw. Urautrag des Abg. 
Lehmann und Fraktion. (Druckſache Nr. 1575). 

. Antrag der Frau Abg. Kalähne und Fraktion betr. 
Beſchaffung einer Erholangsſtätte für bedürftige Kleinrentner. 
(Delickſache Nr. 1593). $ 

14. Antrag des Abg. Mayen und Gen. betr. Anderung des 

Geſetzes zur einheitlichen Durchführung des Sechsuhr⸗ 
Ladenſchluſſes. (Druckſache Nr 1535). 

Erhebt ſich Widerſpruch gegen die vorgeſchlagene 
Tagesordnung? Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr 
Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich möchte bei 
dieſer Gelegenheit darauf hinweiſen, daß wir im Alteſten⸗ 
Ausſchuß bei der Vorbeſprechung der für morgen vorzu⸗ 
ſchlagenden Tagesordnung zum Ausdruck brachten, daß 
nach unſerer Auffaſſung wirtſchaftlich notwendige Vorlagen 
in der Reihenfolge der Beratung vor Agitationsanträgen 
den Vorrang verdienen. Das iſt auch noch jetzt unſere Auf⸗ 
faſſung. Einen beſonderen Antrag ſtelle ich nicht. (Abg. 
Eduard Schmidt: Sie meinen, Ihre Anträge müſſen nach 
hinten geſtellt werden? — Heiterkeit links.) 

Präſident: Ich werde abſtimmen laſſen und bitte die 
Damen und Herren, die für meinen Vorſchlag ſind, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Mein Vorſchlag iſt angenommen. Ich ſchließe 
die Sitzung. 


= (Schluß der Sitzung 6 Uhr 5 Minuten.) 
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121. Sitzung. 


Donnerstag, den 20. Auguſt 1925. 


Beurlaubung 

Mitteilung von der Annahme der Wahl der Herren Ram⸗ 
minger, Bötzel, Fuchs und Siebenfreund zu nebenamt⸗ 
lichen Senatoren 


Abänderungsantrag des Abg. Philipſen u. Fraktion zu Ein⸗ 
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gabe Nr. 424 (Druckſache Nr. 1446) 
Kreft, Frau (K. P.) 


Antrag des Abg. Hoffmann u. Fraktion betr. Forderungen 118 


für die Erwerbsloſen (Druckſache Nr. 1591) 
Hoffmann (K. P.) 
r ne a 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aufhebung der 
Deviſenumſatzſteuer. Urantrag des Abg. Rahn (Druck⸗ 
ſache Nr. 1423) 
Rahn (Soz. P.) 
Karkutſch (D. Nat.) 
Lück (Lib. ) 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aenderung der 


Gewerbeordnung. Urantrag des Abg. Rahn (Druckſache 
1 


Nr. 1424) 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aenderung der 


Gewerbeordnung. Urantrag des Abg. Hohnfeldt und 1107 


Fraktion (Druckſache Nr. 1472) 
Rahn (Soz. P.) 


Herrmann (D. Soz.) . = 
Erſte Beratung eines Geſetzemwurfs beir. die Beſchränkung 
des Zinsfußes. Urantrag des Abg. Hohnfeldt u. Fraktion 
(Druckſache Nr. 1524) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den (C} 


Präſidenten Dr Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. 
Sahm; ſtellvertretender Präſident des Senats Gehl; 
Senatoren Bötzel, Formell, Förſter, Dr. Frank, Fuchs, 
Grünhagen, Kurowski, Dr. Leske, Loops, Lück, Dr. 
Neumann, Ramminger, Sawatzki, Siebenfreund, Dr. 
Schwartz, Dr Strunk, Dr. Volkmann, Dr. Wiereinſki. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung. 
Ich erlaube mir, zunächſt die Mitteilung zu machen, 
daß Herr Abg. Spill bis zum 25. Auguſt Urlaub bean- 
tragt. Ich habe den Urlaub bewilligt. Die geſtern zu 
Senatoren im Nebenamt gewählten Herren Rammin⸗ 
ger, Bötzel, Fuchs und Siebenfreund haben mir mit⸗ 
geteilt, daß ſie die Wahl angenommen haben. 


Ich verleſe drittens folgendes Schreiben: 


Euer Hochwohlgeboren 
teile ich hierdurch ergebenſt mit, daß ich infolge meiner 
Wahl zum ſtellvertretenden Präſidenten des Senats 
Ne Amt als Vizepräſident des Volkstages nieder⸗ 
Indem ich Ihnen, Herr Präſident, und dem hohen 
Hauſe für die mir bei Ausübung meines Amtes ge⸗ 
währte Unterſtützung beſtens danke, verbleibe ich mit 
vorzüglicher Hochachtung 
Ihr ergebener Gehl. 
M. D. u. H.! Dieſe Mitteilung veranlaßt mich, 
einige Worte zu Ihnen zu ſprechen, für die ich Ver⸗ 
ſtändnis im ganzen Hauſe zu finden hoffe. (Abg. 
Rahn: Müſſen wir dabei aufſtehen?) Ueberlaſſen 
Sie das mir, Herr Abg. Rahn. (Abg. Rahn: Ob wir 
aufſtehen müſſen!) Das bleibt dem Takt des einzel⸗ 
nen überlaſſen. 

Herr Vizepräſident Gehl ſcheidet heute aus dem 
Präſidium, dem er vier Jahre als erſter Vizepräſident 
und dreiviertel Jahre als Präſident des Hauſes ange⸗ 
hört hat. Während dieſer langen Tätigkeit haben wir 
alle ſeine ſtrenge Sachlichkeit und ſeine unparteitiche 
Leitung der Sitzungen des Hauſes kennen und ſchätzen 
gelernt. Dem Dank, den das Haus ihm hierfür ſchuldig 
iſt, habe ich noch einen perſönlichen Dank hinzuzu⸗ 
fügen. In einem Monat werden es vier Jahre, daß 
ich Präſident des Volkstags wurde. Während dieſer 
langen Zeit hat mich Herr Vizepräſident Gehl als 
treuer Mitarbeiter und hilfsbereiter Ratgeber in allen 
ſchwierigen Lagen unterſtützt. Ich werde ihn ſehr 
vermiſſen. Es war eine Ehrenpflicht und ein aufrich⸗ 
tiges Bedürfnis, Herrn Vizepräſidenten Gehl in dieſer 
Stunde den Dank des Hauſes und meinen perſönlichen 
Dank abzuſtatten. (Lebhaftes allſeitiges Bravo!) 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 

ergmann. - 

Bergmann, Abgeordneter (D.Soz.): M. D. u. H.! 
Ich habe dem hohen Hauſe folgende Mitteilung zu 
machen. Wir haben am Dienstag einen Antrag ein⸗ 
gereicht, zwei neugewählten Senatoren ein Ver⸗ 
trauensvotum auszuſprechen. Dieſer Antrag iſt, wie 
mir mitgeteilt wurde, ſchon gedruckt. Seine Verteilung 
ift aber bisher verhindert worden. Wir erheben daq- 
gegen den allerſchärfſten Proteſt und erblicken darin 
eine Verfaſſungswidrigkeit. Es muß jeder Fraktion 
das Recht zuſtehen, Anträge zu ſtellen. Jede Fraktion 
muß auch das Recht haben, daß das Haus im Plenum 
über dieſe geſtellten Anträge abſtimmt. Alſo noch 
einmal: Meine Fraktion erhebt gegen ein derartiges 
Verfahren den allerſchärfſten Proteſt. 

Präſident: Ich bitte, mir die Stelle in der Ver⸗ 
faſſung oder der Geſchäftsordnung zu zeigen, die mich 
zwingt, einen eingebrachten Antrag zu beſtimmter 
Zeit auf die Tagesordnung zu ſetzen. Eigentlich habe 
ich es nicht nötig, eine Antwort zu geben. Ich tue es 
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(A) jedoch in meiner liebenswürdigen Weiſe: Ich habe 


dieſen Antrag dem Hauſe noch nicht zur Kenntnis ge⸗ 
geben, weil er den Tatſachen vorauseilte. Die Sena⸗ 
toren werden bekanntlich heute erſt vereidigt und treten 
in ihr Amt ein. (Unweſentlich! rechts.) Zweitens 
habe ich derartige formale Bedenken gegen dieſen An⸗ 
trag, daß ich heute nach dem Plenum den Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß zur Beratung über dieſen Gegenſtand einbe⸗ 
rufen habe. (Abg. Bergmann: Was hat der Aelteſten⸗ 
ausſchuß damit zu tun?) Zur Geſchäftsordnung hat 
5 Wort der Herrn Abg. Hohnfeldt. (Zwiſchenruf 
inks.) 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): Ob Sie „poli⸗ 
tiſche Kinder“ rufen, iſt uns ganz gleichgültig. Hier 
wird feſtgeſtellt, daß in dieſem Hauſe demokratiſch ver⸗ 
fahren wird. (Sehr richtig!!) Der Herr Präſident 
Dr. Treichel hat etwas an unſerem Antrage auszuſetzen. 
Ich muß bemerken, daß ein derartiges Verfahren nicht 
Platz greifen darf. Wenn er etwas auszuſetzen hat, 
ſo hätte er den Antrag gar nicht zur Drucklegung kom⸗ 
men laſſen können. Der Antrag iſt geſtern gedruckt 
worden, warum wurde er nicht verteilt? Weil der 
Herr Präſident glaubt, uns auf die Art und Weiſe 
zeigen zu können, wie verfaſſungsmäßig zu verfahren 
iſt, er will uns ſchulmeiſtern. Gegen dieſe Schul⸗ 
meiſterei proteſtieren wir auf das energiſchſte. 

Präſident: Ich habe den letzten Ausdruck nicht 
verſtanden. (Abg. Hohnfeldt: Das Gegenteil zu dem 
Verhalten von Herrn Gehl iſt es geweſen!) Ich möchte 
fragen, was das für ein Ausdruck war. (Abg. Hopr- 
feldt: Parteilichkeit!) Herr Abg. Hohnfeldt, ich rufe 
Sie zur Ordnung. (Zurufe des Abg. Rahn und des 
Abg. Hohnfeldt.) Ich verbitte mir jegliche Kritik 
meiner Geſchäftsführung. Herr Abg. Hohnfeldt, Sie 
haben nicht das Wort. (Zurufe des Abg. Hohnfeldt.) 
Sie haben den zweiten Ordoͤnungsruf zu gewärtigen. 
(Abg. Hohnfeldt: Ich verbitte mir dieſe Art der Schul⸗ 
meiſtereil) Herr Abg. Hohnfeldt, ich rufe Sie zum 
zweiten Male zur Ordnung und mache Sie darauf 
aufmerkſam, daß ich Sie, wenn Sie zum drittenmal zur 
Ordnung gerufen werden, aus der Sitzung ausſchließe. 
(Lebhafte Unruhe.) Ich muß dringend um Ruhe bitten. 
Wir kommen zum erſten Punkt der Tagesordnung: 

Vereidigung der am 19. Auguſt 1925 neu 
gewählten Mitglieder des Senats. (Artikel 28 
der Verfaſſung für die Freie Stadt Danzig.) 

Ich bitte den Herrn Präſidenten des Senats, das 
Wort zu ergreifen. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. H.! In 
der vorausgegangenen Sitzung des Volkstags ſind 
gewählt worden: zum ſtellvertretenden Präſidenten 
des Senats Herr Gehl, zu Senatoren die Herren 
Bötzel, Grünhagen, Dr Kamnitzer, Loops, Ramminger, 
Formell, Fuchs, Kurowſki, Sawatzki, Förſter, Lück, Dr. 
Neumann, Siebenfreund. Nach Artikel 28 der Ver⸗ 
faſſung liegt es mir ob, die ſoeben genannten Herren 
in ihr Amt einzuführen. Ich bitte die Herren, mir 
durch Handſchlag zu geloben — ich werde das Gelöbnis 
vorſprechen und bitte die Herren, hinzuzufügen: „Ich 
gelobe es“ oder „Ich gelobe es“ unter Beifügung einer 
religiöſen Beteuerung: (Das Haus erhebt ſich.) 

„Ich werde die mir als Mitglied des Senats ob⸗ 
liegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt 
gewiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze 
beobachten, verſchwiegen ſein in allem, was geheim 
zu halten mir geboten wird, und das Wohl der Freien 
Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern.“ 

(Die Vereidigung des ſtellvertretenden Präſidenten 
des Senats Gehl und der Senatoren Bötzel, Grün⸗ 
hagen, Dr Kamnitzer, Loops, Ramminger, Formell, 
Fuchs, Kurowſki, Sawatzki, Förſter, Lück, Dr Neu⸗ 
mann, Siebenfreund erfolgt.) 
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Präſident: Ich ſchließe den feierlichen Akt mit dem (g) 
Wunſche, daß unſere gemeinſchaftliche Arbeit, die des 
Senats und des Volkstages, zum Wohle unſerer Freien 
Freien Stadt von reichem Segen gekrönt werde. (Frau 
Abg. Kreft legt auf den Platz des ſtellvertretenden 
Präſidenten des Senats Gehl einen Blumenſtrauß 
mit den Worten: „Keine Furcht, es bleibt alles beim 
alten!“ Heiterkeit.) Wir kommen zu Punkt 2 der 
Tagesordnung: 

Eingaben laut Druckſachen Nr. 1563 und 1623. 

M. D. u. H.! Sie finden bei Punkt 2 eine große 
Menge von Eingaben, 94 bei der erſten Druckſache, 30 
bei der zweiten. Dazu liegt nur ein Abänderungs⸗ 
antrag vor, und zwar zur Eingabe Nr. 424. Wir haben 
uns im Aelteſtenausſchuß darüber unterhalten, ob wir 
den Punkt nicht vereinfachen könnten und haben uns 
entſchloſſen, den Verſuch zu machen, daß Sie vorher 
Wortmeldungen zu dem Punkt einreichen, zu dem Sie 
ſprechen wollen. Dann laſſen wir nur hierüber ab- 
ſtimmen, die übrigen Eingaben werden en bloc erledigt. 
Darf ich heute ſo verfahren? (Abg. Philipſen: Es liegt 
ein Antrag von uns vor, das Büro hat den Antrag 
heute vormittag bekommen! Zwiſchenruf.) Unter 
400 Nummern kann ich nicht herausſuchen, welches 
die Eingabe Nr. 424 iſt. Sie gehört zu Nr. 33. 
Wird das Wort zu Nr. 33 verlangt? Es wird 
nicht gewünſcht. Es liegt alſo bei Punkt 33, 
48. Bericht, Eingabe Nr. 424 des Bürger⸗ 
vereins Langfuhr, Proteſt gegen die Streichung 
von Stellen der Schutzpolizei im Etat der Verwaltung 
des Innern, ein Antrag des Abg. Philipſen vor, Druck⸗ 
ſache Nr. 1446, der Berückſichtigung beantragt. Wir 
kommen zunächſt zur Abſtimmung über den Abände⸗ 
rungsantrag des Abg. Philipſen und Fraktion, Drud- 
ſache Nr. 1446, und, wenn er abgelehnt werden ſollte, 
über den Antrag des Ausſchuſſes. Ich bitte die Damen 
und Herren, die den Abänderungsantrag des Abg. 
Philipſen zu Punkt 33 annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich darf wohl ohne be⸗ 
ſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß dem Ausſchuß⸗ 
antrag zugeſtimmt wird. Weiter liegt eine Wortmel⸗ 
dung zu der Eingabe Nr. 54 vor. Das Wort hat Frau 
Abg. Kreft. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. D. u. H.! 
Dieſe Eingabe iſt dem Hauſe zur Berückſichtigung 
überwieſen worden. Wir bitten aber, die Eingabe zu⸗ 
rückzuweiſen. Im übrigen gibt uns die Berichterſtat⸗ 
tung bei dieſer Eingabe zu denken. Ueber dieſe Ein⸗ 
gabe iſt von dem Abg. Harnau falſch berichtet worden, 
und man könnte beinahe glauben, daß auch über alle 
anderen Eingaben von den Bürgerlichen je nach der 
Art berichtet wird, wie es ihnen gerade in den Kram 
paßt. Bei dieſer Eingabe handelt es ſich um einen 
Hafenarbeiter, der in die betreffende Wohnung einge⸗ 
ſetzt worden iſt. Der Abg. Harnau hat dieſen Fall 
geprüft. Ihm wurden auf dem Wohnungsamt die 
Akten vorgelegt und er konnte ſehen, daß die Familie 
rechtmäßig in die Wohnung eingeſetzt worden iſt, und 
zwar durch Beſchluß des Wohnungsausſchuſſes. Es 
handelte ſich nicht um einen einmaligen Beſchluß, ſon⸗ 
dern es iſt eine Sache, die den Wohnungsausſchuß drei⸗ 
oder viermal beſchäftigt hat. Der Hauswirt hatte es 
angeblich abgelehnt, den Mieter überhaupt zu nehmen. 
Er erklärte, er wolle nur Beamte in ſeinem Hauſe 
haben. Ein Hafenarbeiter paſſe ihm nicht. Es war 
ferner ein linksgerichteter Mann, und der Hauswirt 
wollte in ſeiner Wohnung keinen Linksſtehenden 
haben. Daher ging die Eingabe wieder zum Ausſchuß 
und mußte immer wieder zurückgewieſen werden, weil 
der Mieter ordnungsmäßig in die Wohnung eingeſetzt 
war. Das Ehepaar iſt ferner nicht, wie die Eingabe 
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A) berichtet, jung verheiratet, ſondern ſeit 4 Jahren ver⸗ 


heiratet. Das zweite Kind kommt in den nächſten 
Tagen zur Welt. Die Frau hat ärztliche Atteſte bei⸗ 
gelegt, daß ſie tuberkulös iſt. Dieſe Familie lebte am 
Tage bei den Schwiegereltern in Neufahrwaſſer und 
nachts in der Reichskolonie bei den Eltern des Man⸗ 
nes, und zwar ſchliefen in einer Stube zwei jungver⸗ 
heiratete Ehepaare und drei junge Leute im Alter von 
18 bis 21 Jahren. Trotzdem dieſer Fall ſo kraß lag, 
und die Familie eine Wohnung bekommen mußte, be⸗ 
kam es der Abg. Harnau fertig, eine ganz falſche Be⸗ 
richterſtattung zu geben und zu beantragen, daß die 
Familie Kolbe wieder aus der Wohnung herausgeſetzt 
werden ſoll, trotzdem er auf dem Wohnungsamt die 
Eingabe geprüft hat. Die Berichterſtattung in dieſem 
Fall gibt uns zu denken. Wir glauben, daß die bürger⸗ 
lichen Abgeordneten bei den anderen Eingaben ähnlich 
verfahren werden. Wir bitten deshalb, nicht dem An⸗ 
trag des Ausſchuſſes auf Berückſichtigung zuzuſtim⸗ 
men, ſondern wir bitten, die Eingabe zurückzuweiſen. 


Präſident: Es ift der Antrag auf Zurückweiſung 
der Eingabe geſtellt worden. Ich bringe dieſen Antrag 
zuerſt zur Abſtimmung. Wer für den Antrag der Frau 
Abg. Kreft auf Zurückweiſung der Eingabe iſt, bitte 
ich, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich darf 
dann wohl feſtſtellen, daß der Antrag des Ausſchuſſes 
angenommen iſt. (Zwiſchenrufe links.) Da keine 
weiteren Wortmeldungen vorliegen und keine Ab⸗ 
änderungsanträge geſtellt ſind, darf ich wohl feſtſtellen, 
daß die Eingaben laut den Anträgen des Ausſchuſſes 
angenommen ſind. Wir kommen zu Punkt 3 der 
Tagesordnung: : 

Antrag des Abg. Hoffmann und Fraktion betr. 
Forderungen für die Erwerbsloſen. 


Druckſache Nr. 1591. Ich bitte um Wortmeldungen. 
Zur Begründung hat das Wort der Herr Abg. Hoff⸗ 
mann. A 


Hoffmann, Abgeordneter (K.P.): M. D. u. H.! Nach 
achtwöchigen Ferien iſt es endlich gelungen, die „Re⸗ 
gierung der Rettung“ zuſtandezubringen. Heute 
haben wir den feierlichen Akt geſehen, wie die Vertre⸗ 
ter der neuen Regierung dem Volke durch Handſchlag 
verſprochen haben, alles zu erfüllen, was es überhaupt 
auf dem Herzen hat. Wir wollen der Regierung gleich 
eine Arbeit geben, die die Aermſten der Armen betrifft. 
Das Problem der Erwerbsloſen iſt ſchon zu Dutzenden 
von Malen im Volkstag aufgerollt worden. Eine 
Spitze möchte ich von vornherein abbrechen, damit Sie 
nicht ſagen können, wir hätten dieſen Antrag geſtellt, 
um Propaganda oder Agitation für die Kommuniſtiſche 
Partei bei der Bevölkerung zu treiben. Dieſer Antrag 
iſt kein Antrag der Kommuniſtiſchen Partei, ſondern 
ein Antrag der Erwerbsloſen. 
loſen geſehen haben, daß keine Partei im Volks⸗ 
tage ſie unterſtützt hat, haben ſie ſich an die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei gewandt, weil die Kommuniſtiſche 
Partei die einzige Partei iſt, die wirklich die Inter⸗ 
eſſen der Arbeiterſchaft vertreten hat. Aus dieſem 
Grunde haben wir uns als Kommuniſtiſche Fraktion 
dieſen Antrag zu eigen gemacht und ihn dem Volkstag 
eingereicht. Das Elend der Erwerbsloſen iſt in dieſem 
hohen Haufe ſchon zur Genüge betont worden. Trop- 
dem muß man aber immer wieder darauf hinweiſen, 
wie erbärmlich es den Erwerbsloſen heute geht. Die 
letzte Zeit hat bewieſen, daß die Erwerbsloſen jetzt er⸗ 
regter ſind als je. Wir haben geſehen, daß Tauſende 
von Erwerbsloſen auf die Straße hinausgingen, 
Demonſtrationen machten und Proteſtverſammlung 
auf Proteſtverſammlung abhielten. Sie haben es aber 
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wicht für 
Klärung zu bringen, 

Die Erwerbsloſen verlangen in erſter Linie, daß 
endlich einmal damit begonnen wird, Wohnungen zu 
bauen und Arbeit zu beſchaffen. Das famoſe Woh⸗ 
nungsbaugeſetz iſt ja herausgekommen. Ich will dar⸗ 
auf eingehen, wie es wirklich bei den Erwerbsloſen 
ausſieht. Wenn Sie denken, daß ſeit der Zeit der letz⸗ 
ten Erwerbsloſenunterſtützung die Teuerung nur 
wenig geſtiegen iſt, ſo trifft das nicht zu. Die meiſten 
Gegenſtände ſind um 30 bis 40 Prozent teurer gewor⸗ 
den. Weiter ſehen wir, daß alles das, was die ärmeren 
Schichten brauchen, mehr geſtiegen iſt als um 19 Pro⸗ 
zent, wie es die Indexziffer angibt. Wir Haben feft- 
geſtellt, daß das gewöhnliche Fleiſch, das ſich der Ar⸗ 
beiter kaufen muß, weil er nicht genug Geld hat, 
Bauchfleiſch, vor einem halben Jahr 90 Pfennig koſtete. 


Heute zahlt man dafür 1,30 bis 1,40 Gulden. Da kann 


ſich jeder gewöhnliche Arbeiter ausrechnen, um wieviel 
Prozent die Teuerung in die Höhe gegangen iſt. Man 
kann ruhig ſagen, daß das Fleiſch 50 Prozent teurer iſt. 
Wir ſehen weiter, daß andere Sachen, wie Fett, vor 
ſechs Monaten 1,10 Gulden koſteten und jetzt 1,60 bis 
4,70 Gulden. Wenn Sie Intereſſe hätten, würden Sie 
ſich von dieſen Sachen überzeugen. Sie haben aber 
kein Intereſſe, für die ärmeren Schichten einzutreten. 
Sie ſchachern nur monatelang um die Regierungsſeſſel 
und denken nicht daran, daß Tauſende von Arbeiter⸗ 
kindern heute kein Stück Brot in die Schule mitbekom⸗ 
men, Tauſende von Müttern weinend zu Hauſe ſitzen, 
die nicht wiſſen, wie ſie ihre Kinder ſatt machen ſollen. 
Tauſende von Arbeitern grübeln nach, wie ſie ihre 
Familien ernähren können. Nichts wird für ſie getan. 
Ich gebe der neuen, heute vereidigten Regierung den 
Rat, die Häuſer und Wohnungen der Erwerbsloſen 
durchzugehen. Ich würde gern als Führer dienen und 
Ihnen beweiſen, wie elend es bei dieſen Leuten zu 
Hauſe ausſieht. Gehen Sie nach dem Arbeitsamt. Dort 
können Sie täglich feſtſtellen, daß die armen Leute mit 
ausgeriſſenen Hoſen hinkommen, ſie haben keine Soh⸗ 
len mehr unter den Füßen. Wenn Sie den Arbeitern 
die Schuhe ausziehen ließen, ſo würden Sie finden, daß 
mindeſtens 50 Prozent der Arbeiter keine Strümpfe 
oder Fußlappen tragen. Jetzt iſt es noch etwas warm. 
In einem oder zwei Monaten werden wir jedoch feft- 
ſtellen können, daß dieſe armen Leute nicht mehr auf 
die Straße gehen können, weil ſie nichts haben, um 
ihren Körper zu bekleiden. 

So ſieht die Erwerbsloſenunterſtützung aus. Seit 


Monaten iſt für die Erwerbsloſen nichts heraus⸗ 


gekommen, trotzdem wir dieſe Fälle genügend behandelt 
haben. Man kann den Erwerbsloſen nicht durch eine 
Erhöhung der Unterſtützung helfen, ſondern dadurch, 
daß man ihnen Arbeit gibt. Die Erwerbsloſen werden 
abgefertigt, indem man ihnen ein paar Hundertſchaf⸗ 
ten Schupo auf den Hals hetzt. Als wir den Volkstag 
durch die notwendigen 20 Unterſchriften ein beriefen, 
ſahen wir, daß Tauſende von Arbeitsloſen draußen 
patrouillierten. Was machte die Schupo? Die Supo 
ging brutal gegen die Arbeitsloſen vor, trotzdem ſie 
friedlich vor dem Volkstag hin⸗ und hergingen. Die 
Schupobeamten haben ſich provozierend benommen, die 
Arbeiter feſtgehalten und gefragt, was ſie auf Neu⸗ 
garten wollten. Als ſie ſagten, ſie gingen friedlich 
ſpazieren, hat man ihnen die Erwerbsloſenkarten fort⸗ 
genommen und wollte ihnen die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung ſtreichen. Man beruhigt die Arbeiter lieber 
mit blauen Bohnen, als daß man ihnen eine Mahlzeit 
gibt. So ſieht es in Ihren Kreiſen aus. f 

Die Not der Erwerbsloſen ſtinkt zum Himmel. 
Wir können feſtſtellen, daß Arbeitsloſe ſich an anderem 


nötig befunden, diefe Frage endlich zur (C) 
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(Hoffmann, Abgeordneter.) 

Gut vergreifen und einbrechen. Sie als Bürgerliche 
erklären, das fei Diebſtahl. Wir als Kommuniſten 
ſagen, das iſt kein Diebſtahl, der Arbeitsloſe hat genau 
dasſelbe Recht zum Leben wie Sie. Er iſt als Menſch 


geboren und muß auch ſo behandelt werden. Das 


wollen Sie aber nicht. Schon als die letzte Sitzung im 
Volkstage ſtattfand, brachten wir einen Antrag ein, in 
dem wir eine Forderung ſtellten, die die von den Er⸗ 
werbsloſenvertretern einberufene Konferenz betraf. 
An dieſer Konferenz ſollte unbedingt der Dezernent 
des Fürſorgeausſchuſſes teilnehmen, und von jeder Ge⸗ 
meinde des Freiſtaates und von jeder Fraktion des 
Volkstages ſollten Vertreter entſandt werden. Dieſer 
Antrag war mit Mehrheit angenommen worden. Wenn 
wir auch ſagen, daß die Regierung nicht zu Recht be⸗ 
ſtand, müſſen wir doch feſtſtellen, daß der jetzige Mb- 
geordnete Dr Ziehm erklärte, die Geſchäfte der Regie⸗ 
rung würden ſo lauge weitergeführt, bis eine neue 
Regierung zuſtande käme. Ueber den angenommenen 
Antrag iſt man aber hinweggegangen. Was kümmern 
Sie ſich um die Armen! Wenn ſie nicht friedlich nach 
Hauſe gehen, werden ihnen von der Schupo die Knochen 
kaputt geſchoſſen. So ſieht es in Ihrem privatkapita⸗ 
liſtiſchen Staat aus. Wenn Sie den Bogen zu weit 
ſpannen, werden Sie es erleben, daß die Erwerbs⸗ 
loſen Ihnen über den Kopf ſteigen werden. Wir woll⸗ 
ten auf der Konferenz die Frage behandeln, die ich auf⸗ 
gerollt habe. Die Erwerbsloſen werden auf dem 
Lande in brutalſter Weiſe ſchikaniert und man entzieht 
ihnen rückſichtslos die Erwerbsloſenunterſtützung. 
In der Konferenz wurden alle dieſe Klagen vorge⸗ 
bracht. Wer fehlte, waren diejenigen, vor deren Ohren 
es gepredigt werden ſollte. Dieſe Leute ſcheuten ſich 
und hatten Angſt, zur Erwerbsloſenverſammlung 
hinzugehen. Sie waren zu feige, dort überhaupt zu er⸗ 
ſcheinen. Wir ſehen, daß die Rechtsparteien über die 
Köpfe der Arbeitsloſen hinweg ſich rückſichtslos um 
die Beute, die aus den Groſchen der Arbeiter auf⸗ 
kommt, ſtreiten. Daß ſie für die Erwerbsloſen, die 
auch als Menſch geboren ſind, eintreten müſſen, daran 
denken Sie nicht. Wir haben heute wieder ein ganzes 
Bündel Akten zugeſchickt bekommen. Die Arbeits⸗ 
loſen ſchicken uns 1000 Anträge und Berichte, wie es 
draußen im Lande zugeht. Jede Frage wird im Aus⸗ 
ſchuß von unſern Vertretern beraten, aber mit einem 
Achſelzucken geht man darüber hinweg. Das Geſetz 
enthält eben dieſe Klauſel und darum erhält der Ar⸗ 
beitsloſe keine Unterſtützung. Das ſchädlichſte bei der 
ganzen Sache war, daß die Sozialdemokratiſche Partei 
es in der „Volksſtimme“ für nötig befand, einen Ar⸗ 
tikel loszulaſſen, in dem ſie erklärte, die Kommuniſten 
hätten nur einen großen Mund, aber weiter ſei nichts 
anderes dabei. Vielleicht wollen Sie damit die Ge⸗ 
meindevertreter aus Ihren Reihen decken, die gegen 


die Arbeitsloſen ebenſo vorgehen, wie die rechtsgerich⸗ 


teten Kreiſe. Die Arbeitsloſen wiſſen, daß nur die 
Kommuniſten für ſie eintreten. Ich will nicht alle 


dieſe Sachen verleſen, ſondern ich will nur einzelne 


herausgreifen, damit Sie ein Bild davon bekommen, 
wie die Fürſorge draußen auf dem Lande gehandhabt 
wird. In Groß⸗Plehnendorf iſt ein Fall zu verzeich⸗ 
nen, daß ein Arbeiter dauernd in der Stadt gearbeitet 
hat. Nun ſind auch in der Stadt Tauſende und Aber⸗ 
tauſende arbeitslos geworden. Die Leute von aus⸗ 
wärts hat man meiſtenteils zuerſt entlaſſen, weil ſie 
am Sonntag nach Hauſe fahren und dabei immer ein 
paar Stunden am Sonnabend und am Montg ver⸗ 
lorengehen. Da hat man nun einfach erklärt, die 
Landarbeiter, die in der Stadt gearbeitet haben, be⸗ 
kommen nicht die Arbeitsloſenunterſtützung, die ihnen 
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gebührt, ſondern man ſpeiſt ſie mit ein paar Pfennigen 
ab. Wenn ſie ein paar Wochen Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung erhalten haben, dann weiſt man dieſen Leuten 
Arbeit nach, die ſie nicht ausführen können, wobei ſie 
vielleicht in 8 Tagen ſoviel verdienen würden, wie in 
der Stadt in einem halben Tag. Wenn nun die Ar⸗ 
beiter dieſe Arbeit nicht annehmen, weil ſie ſie nicht 
verſtehen, zieht man ihnen die Unterſtützung. Man 
erklärt: „Ihr habt die Arbeit verweigert.“ Wir könnten 
Hunderte von Fällen hier anführen. Aber es würde 
zu lange dauern. Uns liegt daran, daß die Sache 
ſchnell behandelt wird, daß ſie im Ausſchuß beraten 
wird und daß die Arbeitsloſen in den Genuß einer 
höheren Unterſtützung und einer Beihilfe kommen. 

Die erſte Forderung der Arbeitsloſen iſt aber die 
Einreihung in den Produktionsprozeß. Ueber dieſe 
Frage haben wir uns hundertmal unterhalten. Wir 
haben darauf hingewieſen, daß Sie, wenn Sie den 
Staatsapparat erhalten wollen, endlich einmal Arbeits⸗ 
möglichkeiten ſchaffen müſſen. Aber Sie wollen es ja 
nicht. Ich habe genügend Anregungen gegeben. Sie 
tun es nicht. Sie legen immer noch mehr Laſten auf 
die Schultern der Arbeiter, indem Sie Geſetze 
machen, zu denen der Arbeiter beiſteuern muß. 
So iſt das famoſe Wohnungsbaugeſetz hier be⸗ 
ſchloſſen worden. Wir haben geſehen, daß durch dieſes 
Geſetz noch nicht einmal 5 Prozent der Arbeitsloſen 
untergebracht worden find. Wir ſehen, daß nichts ge- 
baut iſt. Wir können wohl feſtſtellen, daß in den ver⸗ 
gangenen Jahren ebenſoviel gebaut worden iſt, wie in 
dieſem Jahr. Wir verlangen, daß endlich einmal mit 
Notſtandsarbeiten angefangen wird. In der Stadt⸗ 
bürgerſchaft hat man ſich mit dieſer Frage ſchon be⸗ 
ſchäftigt. Wir ſehen, daß einige Straßen aſphaltiert 
werden, dort werden Summen hinausgeworfen, wenn 
es ſich um Straßen handelt, in denen die Reichen ver⸗ 
kehren. In anderen Straßen, im Arbeiterviertel, 
bricht man ſich die Beine. Dort iſt das Pflaſter ſo 
ruiniert, daß man nicht gehen kann. Sie kommen aber 
dort nicht hin. Was kümmert es Sie, wenn ein Ar⸗ 
beiter ſich einen Fuß bricht. Aber die Straßen, in 
denen die Autos verkehren, werden mit Aſphalt belegt. 
Wir ſagen, es iſt gut, daß die Arbeiten gemacht werden, 
aber es müſſen alle Straßen reſtlos ausgebeſſert wer⸗ 
den. Es gibt ſo viele Arbeiten, die man aufzählen 
könnte und bei denen die Arbeitsloſen Beſchäftigung 
finden könnten. Wenn Sie dies alles betrachten, 
müſſen Sie zu der Einſicht kommen, daß wir recht 
haben. Wenn wir den Arbeitsloſen Arbeit geben, 
können wir auch mehr Steuern einziehen. Die Ar⸗ 
beitsloſenunterſtützung verſchlingt eine große Summe. 
Dieſe brauchten Sie nicht, wenn Sie den Arbeitern 
Arbeit gäben. Die Arbeitsloſen verlangen unbedingt, 
in den Produktionsprozeß eingereiht zu werden. Es 
müſſen Notſtandsarbeiten beſchafft werden. Dieſe Ar⸗ 
beiten dürfen aber nur zu dem tarifmäßigen Lohn aus⸗ 
geführt werden. Das Arbeitsloſenfürſorgegeſetz darf 
nicht etwa ſo geſtaltet werden, daß der Arbeitsloſe für 
die paar Pfennige, die er als Unterſtützung erhält, 
ſtundenlang arbeitet. Wir ſehen es heute ſchon auf 
dem Lande, daß die Bauern von den Erwerbsloſen 
Arbeiten verlangen und nur die Unterſtützung zahlen. 
Den eigentlichen Profit ſtecken ſie voll und ganz in die 
Taſche. Der Arbeiter bekommt nichts davon, wie es 
im Geſetz vorgeſehen iſt. Wenn er zu Arbeiten heran⸗ 
gezogen wird, ſoll er einen Zuſchlag bekommen. Er 
bekommt aber nur die Unterſtützung. 

Wir verlangen weiter unbedingt, daß die Frauen 
bei der Arbeitsloſenunterſtützung genau ſo behandelt 
werden wie die Männer. Heute werden die Frauen 
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(A) noch mehr abgewieſen als die Männer. Die Arbeiter 


(B) 


können ihr Recht beffer vertreten als eine ſchwächliche 
Frau. Die Frauen werden einfach abgeſchoben, und 
es wird ihnen erklärt: „Gehen Sie und ſuchen Sie ſich 
Arbeit.“ Trotzdem wir den Arbeitsnachweis haben, 
werden die Frauen ſchikaniert, ſie ſollen ſich allein 
Arbeit ſuchen. Wie meinen das die Herren in der 
Fürſorgeſtelle? Beſchaffen Sie Arbeit, dann werden 
dieſe Leute auch arbeiten! Wir verlangen deshalb, 
daß die Frauen genau dieſelbe Unterſtützung erhalten 
wie die Männer. Weiter verlangen die Arbeitsloſen 
den Wechſel des Dezernats in der Arbeitsloſenfürſorge. 
Wir haben geſehen, daß dieſer Dezernent in der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge ein Mann iſt, der ſein Amt nicht 
verſteht und nicht weiß, wie er mit den Erwerbsloſen 
umgehen ſoll. (Na, na! beim Zentrum.) Dafür 
werde ich Ihnen einen kleinen Beweis liefern. Der 
Mann kann ſich nicht helfen, er hat dauernd Schupo im 
Hauſe. Wenn ein Erwerbsloſer für ſein Recht ein⸗ 
treten will, ſind gleich zwei oder drei Schupobeamte 
da. (Abg. Janzen: Der hat nicht fo große Angſt!) 
Wir haben Beweiſe, daß Arbeitern ſofort die Unter⸗ 
ſtützung entzogen wurde, wenn ſie ſich etwas laut be⸗ 
trugen. Wenn ſie nicht hinausgehen wollten und die 
Erwerbsloſenunterſtützung durchzudrücken verſuchten, 
hat man die Leute verhaften laſſen. Ich habe heute mit 
einem geſprochen, der drei Wochen Gefängnis für dieſe 
Tat bekam. Man ſieht daraus, wie rückſichtslos und 
brutal die Erwerbsloſen behandelt werden. (Zuruf 
des Abg. Evert.) Wenn er für Sie ein lieber, guter 
Freund iſt, mag es ſein. Daraus iſt zu erkennen, daß 
er in Ihre Reihen hineinpaßt. Der Mann iſt ein Kind 
Ihres Syſtems. Er wird ganz anders beſoldet als ein 
Arbeiter auf der Schichauwerft. Jedenfalls wird er 
ſein Amt behalten wollen. Er würde ſofort ver⸗ 
ſchwinden müſſen, wenn er anders gegen die Erwerbs⸗ 
loſen wäre und nur einige Zugeſtändniſſe machte. Das 
tut er nicht, weil er Fleiſch von Ihrem Blut iſt, meinet⸗ 
wegen auch Blut von Ihrem Blut. Wenn die Anträge 
auf Erwerbsloſenunterſtützung geſtellt werden, die das 
Fürſorgeamt bearbeiten ſoll, dauert es 14 Tage, ja 
drei und vier Wochen, bis die Erwerbsloſen in den 
Genuß der Unterſtützung kommen. Wenn der Er⸗ 
werbsloſe ſich einen Vertreter ausſucht, wie fie jeit 
langer Zeit als Erwerbsloſenfürſorgeräte vom Senat 
anerkannt wurden, und dieſer Vertreter tritt etwas 
kraß gegen den Dezernenten auf, ſo wird gegen die 
Erwerbsloſen vorgegangen. Den Erwerbsloſenräten 
hat man jetzt das Zimmer weggenommen, das man 
ihnen früher zugeſtanden hatte. Die Leute müſſen nun 
mit den Erwerbsloſen auf den Fluren verhandeln. 
Die Erwerbsloſen verlangen, daß ihnen das Zimmer 
wiedergegeben wird, um ihre Sachen vortragen zu 
können. Weiter verlangen die Mitglieder des Zentral⸗ 
rats, daß man ihnen freie Fahrt gewährt. Sie haben 
nicht nur in Danzig, ſondern im ganzen Freiſtaat zu 
verhandeln. Das, was die Mitglieder des Zentralrats 
bekommen, dieſe paar Pfennige, reicht kaum zum 
Leben. Die Leute müſſen weite Touren machen, und 
die Erwerbsloſen verlangen, daß ſie Freifahrtkarten 
erhalten. Das ſind nicht allzuviel Leute und das 
würde den Staat nicht allzuviel koſten. Für andere 
Sachen wirft der Staat Geld mit vollen Händen hinaus. 
(Abg. Evert: Auf Koſten des Staates Agitation trei⸗ 
ben!) Auf Koſten des Staates brauchen wir keine 

ropaganda zu treiben. Wenn Sie die Sache weiter 
ſo laufen laſſen wie jetzt, brauchen wir gar kein Wort 
zu verlieren. Wir ſetzen uns aber für dieſe Menſchen 
ein, weil wir glauben, daß Sie ſchließlich doch noch Ver⸗ 
ſtändnis haben. Weil wir immer ſahen, daß die An⸗ 


träge der Kommuniſten von der rechten Seite abgelehnt 
wurden, denken wir, daß letzten Endes doch einmal 
etwas herauskommt. Wir brauchen keine Propoganda 
zu treiben. Das privatkapitaliſtiſche Syſtem, wie es 
heute in der ganzen Welt, bis auf Rußland, beſteht, 
wird ſchon die Agitation für die Kommuniſten machen. 

Weil wir geſehen haben, daß die Lebensmittel- 
preiſe, wie ich vorhin ausführte, ſo enorm geſtiegen 
ſind, deswegen verlangen wir, daß die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung um 50 Prozent erhöht wird. Die Er⸗ 
werbsloſen bekommen eine ſo niedrige Unterſtützung, 
daß ſie damit nicht auskommen können. Damit die 
Erwerbsloſen ihre Familien ernähren können, muß 


die Unterſtützung um 50 Prozent erhöht werden. 
Weiter verlangen wir eine einmalige Wirtſchafts⸗ 


beihilfe für alle Erwerbsloſen, wenn ſie verheiratet 
ſind von 80 Gulden, für unverheiratete 60 Gulden, für 
jedes Kind 10 Gulden. Der Winter ſteht vor der Tür 
und die Erwerbsloſen ſind faſt nackt. Sie müſſen ſich 
etwas für ſich ſelbſt und für ihre Kinder kaufen können, 


(C) 


damit fie nicht im Winter ohne Kleidung umherlaufen. 


Die Erwerbsloſen müſſen ſehen, daß der Volkstag ge⸗ 
willt tit, für ſie etwas zu tun. Die Erwerbsloſen 
wiſſen genau, daß nicht allzuviel herauskommt. 
Trotzdem hoffen ſie, daß der Antrag im Ausſchuß 
wenigſtens etwas bringt. Wir Kommuniſten wiſſen, 
daß Sie rückſichtslos darüber hinweggehen. Sie wer⸗ 
den die Erwerbsloſen zur Ruhe bringen, wenn nicht 
anders, mit dem Polizeiknüppel. Die Arbeiter werden 
aber ſchließlich über Ihre Köpfe hinweggehen und ſich 
ihr Recht ſelbſt holen. Wir als Kommuniſten werden 
an die Spitze der Erwerbsloſen, der Arbeiterſchaft 
treten, um das Recht zu erkämpfen. > 

Präſident: Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort 
hat der Herr Abg. Kloßowfki. < 

Kloßowſki, Abgeordneter (SPD): M. D. u. H.! 
Daß die Not der Erwerbsloſen groß iſt, ſpeziell der⸗ 
jenigen Erwerbsloſen, die ſeit Monaten arbeitslos 
ſind, dürfte allen bekannt ſein. So wird der Volkstag 
in nächſter Zeit ſehr viel Arbeit erhalten, um in der 
Frage der Erwerbsloſigkeit Abhilfe zu ſchaffen. Das 
Programm der neuen Regierung ſieht die Schaffung 
produktiver Erwerbsmöglichkeiten vor. Es muß eine 
der weſentlichſten Aufgaben der neuen Regierung ſein, 
für Arbeitsmöglichkeit für die Erwerbsloſen zu ſorgen. 
In dieſem Sinne kann ſich jeder Abgeordnete dieſes 
Hauſes mit dem Wunſche des Abg. Hoffmann treffen, 
der ſagte, daß die Erwerbsloſen in erſter Linie Arbeit 
haben wollten. Es wird eines eiſernen Maßes von 
Arbeit bedürfen, um hier vorwärts zu kommen. Daß 
Arbeitsmöglichkeit, produktive Erwerbsloſenfürſorge, 
nicht von heute auf morgen zu ſchaffen iſt, dürfte auch 
den Kommuniſten bekannt ſein. (Zuruf des Abg. 
Raſchke.) Geld iſt nicht die Hauptſache, ſondern, in 


der Freien Stadt Arbeit zu ſchaffen. Alle die Kreiſe, 


die durch irgendwelche Machinationen dazu beitragen, 
den neu in die Regierung eingetretenen Mitgliedern 


(D} 


den guten Willen zu verekeln, verſündigen ſich ſchwer 


an dem Wohl der Erwerbsloſen. Vorbedingung zur 
Löſung des Erwerbsloſenproblems iſt die Schaffung 
von Arbeit. (Zwiſchenruf.) Das erzähle ich auch 
den Kommuniſten. Wenn Ihr in die Regierung kämt, 
könntet Ihr das noch viel weniger als irgendein an⸗ 
derer. Wenn die Sozialdemokratiſche Partei die Macht 
hätte, die Erwerbsloſenunterſtützung um 100 Prozent 
zu erhöhen, würdet Ihr ſofort kommen und 200 Pro⸗ 
zent verlangen. (Zuſtimmung bei den Sozial⸗ 
demokraten.) Ihr handelt auf Befehl der Zentrale 
in Berlin, die Erwerbsloſen aufzuputſchen. Wenn mir 
am Herzen liegt, die Not der Erwerbsloſen zu lindern, 


— — - — 


.. —..—— 


Li 


N Á 2 r bi i - 
ne oben 


el F 


ee 
TEN age 


Volkstag Danzig — 121. Sitzung. Donnerstag, den 20. Auguſt 1925. 


(Hoffmann, Abgeordneter.) 5 


(dann ſtelle ich keine Agitationsanträge, ſondern ſtelle 


mich auf den Boden, auf den man ſich ſtellen muß, um 
die Frage zu löſen. 

Ich betone, es iſt ein Ding der Unmöglichkeit, die 
Arbeitsloſigkeit von heute auf morgen zu beſeitigen. 
Das iſt in Rußland nicht möglich und auch in keinem 
anderen Lande der Welt. Wir wiſſen auch, worauf die 
Arbeitslosigkeit zum größten Teil zurückzuführen iſt. 
Sie iſt mit eine Folge des Weltkrieges, den wir hinter 
uns haben. (Den Ihr mitverſchuldet habt! bei den 
Kommuniſten.) Wir ſind an allem ſchuld, aber woran 
Ihr ſchuld ſeid, wollt Ihr nicht wiſſen. Vielleicht wird 
euch auch noch einmal ein Dämpfer aufgehen. (Zwi⸗ 
ſchenrufe bei den Kommuniſten.) Vor ungefähr 
einem halben Jahr, als die Bildung einer neuen Re⸗ 
gierung in Danzig auf dem Tapet ſtand, und ſich auch 
die Sozialdemokraten eventuell daran beteiligen ſollten, 
als der Abg. Rahn noch zur Sozialdemokratiſchen 
Partei gehörte, waren Sie es, die zuerſt zuſammen⸗ 
traten, um dieſer neuen Koalition Schwierigkeiten zu 
machen. Das erite, was getan wird, beſteht darin, 
ſolche Anträge für die Erwerbsloſen zu ſtellen, von 
denen Sie annehmen müſſen, daß ſie nicht zu erfüllen 
ſind. (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) Daß 
wir den feſten Willen haben, die Not der Erwerbs⸗ 
loſen zu lindern, dürfte durch das bewieſen ſein, was 
wir in den langen Jahren, als wir nicht in der Re⸗ 
gierung waren, geleiſtet haben. Es kann uns niemand, 
es ſei denn ein Lump, abſprechen, daß wir bemüht ge⸗ 
weſen ſind, die Not der Arbeitsloſen zu lindern und 
daß wir durch emſige Arbeit alles getan haben, um 
elmas Poſitives auf dieſem Gebiet zu leiſten. (Zwi⸗ 
ſcheurufe bei den Kommuniſten.) Sie ſollten etwas 


beſcheidener ſein, dann würde es beſſer in Ihrer Partei 


ausſehen. (Die Teuerung iſt um 60 Prozent ge⸗ 
ſtiegen! bei den Kommuniſten.) Ich erlaube mir nur 
die eine Frage zu ſtellen: Was habt Ihr gemacht, um 
die Not der Arbeitsloſen zu lindern? Nichts! Auf⸗ 
gehetzt und aufgeputſcht habt Ihr die Leute. Ar⸗ 
beitern, die heute arbeitslos werden, erzählt Ihr, ſie 
müßten morgen 80 Gulden Unterſtützung bekommen. 
(Ihr habt ja Angſt, Euch vor die Arbeiter hinzuſtellen! 
Ihr dürft ja gar nicht in öffentlichen Verſammlungen 
zu den Arbeitsloſen ſprechen! bei den Kommuniſten.) 
Ich habe auf dieſe Anwürfe nichts zu ſagen, ſpeziell auf 
Angriffe von Leuten, die gewohnheitsmäßig aufhetzen. 
Ich will nur das eine ſagen, daß wir den feſten Willen 
haben, das Elend der Arbeitsloſen zu lindern. Dazu 
gehört in erſter Linie die Beſchaffung von Arbeit. 
Vor allem wird es notwendig ſein, zu prüfen, wie die 
Notlage der langfriſtig Erwerbsloſen zu lindern iſt 
und inwieweit kinderreiche Familien berückſichtigt 
werden müſſen. Die Kommuniſten haben zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß ſie an die Erfüllung ihrer Anträge 
nicht glauben. Der Abg. Hoffmann hat ſeine Rede 
damit geſchloſſen, daß er ſagte, er hoffe, daß wenigſtens 
etwas für die Arbeitsloſen herauskomme. Sie wiſſen 
ſelbſt, daß nicht alles erfüllt werden kann. Ich be⸗ 
gegne mich mit Ihnen auf demſelben Wege. Ich will 
nicht ſo beſcheiden ſein, ich will hoffen, daß es uns ge⸗ 
lingt, wenn Sie vernünftiger werden, recht viel für die 
Arbeitsloſen herauszuholen. Es iſt aber nötig, daß 
Sie wenigſtens etwas Gerechtigkeitsgefühl entwickeln. 
(Abg. Raſchke: Aber etwas mehr als 50 Pfennig muß 
es für den Tag werden!) l 

Nun find die verſchiedenſten Forderungen auf- 
geſtellt worden, auf die ich hier im Volkstag micht ein- 
gehen will. Die neue Regierung iſt eben gebildet und 
vereidigt worden, ſie wird ſchwere Arbeit haben. Auch 
wird der Anſturm der Bundesgenoſſen von rechts ein⸗ 


ſetzen. (Ihr ſeid doch von rechts bis links in der Re⸗ (C) 


gierung, es iſt doch die große Koalition und nicht die 
kleine! bei den Kommuniſten.) Es iſt ſchön, daß es 
noch Menſchen gibt, die das konſtatieren können. Die 
anderen Parteien wiſſen das nicht, ſondern nur aus⸗ 
gerechnet die Kommuniſtiſche Partei. (Sie alter Eſel, 
wollen Sie provozieren? bei den Kommuniſten.) 


Präſident: Ich habe den Zwiſchenruf nicht gehört, 


legen Sie Wert darauf, Herr Abgeordneter Kloßowſki? 


Kloßowſki, Abgeordneter (S. P. D.): Nein, nein, die 
Kreiſe können mich nicht beſchimpfen. M. D. u. H.! 
Ich komme in dieſem Zuſammenhang zu den Abſchieds⸗ 
worten des früheren Vizepräſidenten des Senats, 
Dr. Ziehm. Er hat, als er das Loblied auf die alten 
Senatoren erklingen ließ, beſonders betont, was der 
alte Senat alles geſchaffen habe. Er hat zum Ausdruck 
gebracht, daß wir vor allem glänzende Finanzen im 
Staate hätten. Das wollen wir feſthalten, dieſen Aus⸗ 
ſpruch wollen wir uns merken. Wenn das Problem 
der Arbeitsloſenfürſorge gelöſt werden fol, wird es 
Aufgabe der neuen Regierung ſein, eine Eröffnungs⸗ 
bilanz von Herrn Senator Dr Volkmann zu ver⸗ 
langen; denn was Herr Senatsvizepräſident Dr Ziehm 
geſagt hat, muß doch ſtimmen. Wenn die Finanzver⸗ 
hältniſſe, die die deutſchnationalen Senatoren ge⸗ 
ſchaffen haben, ſo glänzend ſind, dürfte es der neuen 
Regierung leicht fein, in der Frage der Arbeitsloſen⸗ 
fürſorge einen weiteren Schritt zu tun. Es wird Auf⸗ 
gabe der neuen Männer ſein, nicht Scherben zu über⸗ 
nehmen, ſondern ſich eine Eröffnungsbilanz geben zu 
laſſen. Mir ſind allerdings Ausſprüche von Beamten 
bekannt, daß ſie fürchten, am 1. Oktober nicht ihr 
Vierteljahresgehalt im voraus zu bekommen. Es wird 
notwendig ſein, daß die neue Regierung klaren Tiſch 
macht, damit nicht Komplikationen eintreten, und damit 
nicht die alten Herrſchaften ſagen können: Das iſt nun 
die Mißwirtſchaft der neuen Regierung. Es muß 
Klarheit darüber geſchaffen werden, wie die Finanzen 
ſtehen. Es muß feſtgeſtellt werden, ob es bereits eine 
Konkursmaſſe iſt, oder ob noch Betriebskapital da iſt. 
Dann wird ſich ja ein Weg finden, den Staat aufzu⸗ 
bauen. (Bauen Sie nur ſo weiter, wie in Deutſch⸗ 
land! bei den Kommuniſten.) Sie haben ja Hinden⸗ 
burg gewählt! Es iſt nur ſchade, daß Sie es nicht be⸗ 
greifen, warum es ſo in Deutſchland gekommen iſt. Es 
wird alſo wohl möglich ſein, vor allen Dingen das Los 
der langfriſtig Erwerbsloſen zu beſſern. Es iſt auch 
unbedingt notwendig, daß da etwas geſchieht. Mir 
ſind aus meiner Tätigkeit im Arbeiterſekretariat alle 
diefe Notfälle ebeuſogut wie dem Abg. Hoffmann be⸗ 
kannt. Ich glaube, die kraſſeſten Fälle kommen in 
meine Hände; denn die Leute, die von Euch keine Hilfe 
bekommen, kommen zu mir. Die erzählen mir etwas 
anderes. Wenn Ihr nicht helfen könnt, ſchickt Ihr die 
Leute ſelbſt zu mir. (Dieſer Schwindel! bei den 
Kommuniſten.) Ich wiederhole noch einmal: Alles, 
was hier über das traurige Los der Erwerbsloſen ge⸗ 
ſagt worden iſt, beſtätige ich in vollem Umfange, ich 
kann es nicht beſtreiten. Ich beſtreite nur, daß es not⸗ 
wendig iſt, irgendeinen Abgeordneten der Kommu⸗ 
niſtiſchen Partei mitzunehmen, um das Elend der 
Erwerbsloſen kennenzulernen. Das kennen wir zur 
Genüge. Ich habe mir ſelbſt ein Urteil bilden können, 
an Hand ſolcher Beſichtigungen. Vor allen Dingen 
wird es notwendig ſein, wie ich ſchon einmal ſagte, das 
Los derjenigen etwas erträglicher zu geſtalten, die 
jetzt eine vielmonatige Arbeitsloſigkeit hinter ſich 
haben. Mir ſind Fälle bekannt, wo Leute über ein 
Jahr lang keine Arbeit hatten, Leute, die infolge eines 
Unfalls etwas erwerbsbeſchränkt waren, alſo keine 
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Wenn das Arbeitsamt ſie auf eine Ar⸗ 
beitsſtelle ſchickte, ſagte der Arbeitgeber, es ſei keine 
vollwertige Arbeitskraft, er nähme den Mann nicht. 
So werden die Leute verſchickt, ihr Los iſt erbärmlich. 


Im Weſen der Erwerbsloſenfürſorge müßte es 
liegen daß ſie progreſſiv wirkt. Wo die Leute am 
meiſten betroffen werden, muß die Hilfe am größten 
ſein. Niemand kann beſtreiten, daß die Not eines 
Erwerbsloſen, der 12 Monate keine Arbeit hatte, 
größer iſt, als eines Erwerbsloſen, der einen Monat 
lang arbeitslos iſt. So iſt auch nicht die Forderung zu 
verſtehen, daß alle Arbeitsloſen eine Wirtſchaftsbei⸗ 
hilfe von 80 Gulden erhalten ſollen. Das kann man 
bei denkenden Arbeitsloſen nicht begründen. Hunderte 
von Familienvätern ſind bei mir geweſen und haben 
ſich darüber beklagt, daß derjenige, der ein Jahr ar⸗ 
beitslos iſt, nur 80 Gulden bekommen ſoll, genau wie 
derjenige, der heute arbeitslos wird. Es iſt natürlich 
ein Kinderſpiel, ein Puppenſpiel, in einer Verſamm⸗ 
lung zu ſagen, ihr, die ihr arbeitslos werdet, braucht 
genau 500 Gulden wie die andern. Das iſt keine Ehr⸗ 
lichkeit, ſondern Demagogie. (Zwiſchenrufe bei den 
Kommuniſten.) Es gibt auch Leute, die vorher 
wöchentlich 100 Gulden und mehr verdient haben. 
(Wir kennen eure Intereſſen! bei den Kommuniſten.) 
Ihr kennt gar nichts, nicht einmal Eure eigene Schlech⸗ 
tigkeit. (Heiterkeit. ) Ich bin ſchlecht, ich brauche 
mich nicht ſchlechter zu machen. Das iſt im ganzen 
Hauſe bekannt, und dürfte Euch auch bekannt ſein. Es 
wird Aufgabe der neuen Regierung ſein, Arbeits⸗ 
möglichkeit zu ſchaffen, um das rieſige Heer der Ar- 
beitsloſen zu vermindern. Alle diejenigen, die dieſe 
Aufgabe erſchweren, laden ſich eine ſchwere Schuld 
gegenüber den Erwerbsloſen auf. RE 

Ich möchte auf etwas zurückkommen, was mich be⸗ 


(B) ſonders ſchmerzlich berührt hat, das ift, wie der Senat 


die Vertreter der Berufsorganiſationen behandelt. Wir 
alle wiſſen, daß die Stadt Danzig durch Anleihemittel 
ein großes Kraftwerk in Bölkau, Kreis Danziger Höhe, 
bauen läßt. Wir haben ſeinerzeit die Annahme des 
Projektes mit der zu vermindernden Arbeitsloſigkeit 
begründet. Wir wollten einigen 1000 Danziger Ar⸗ 
beitern Arbeitsmöglichkeit geben. Was iſt aus dieſer 
Sache geworden? Wie wickelt ſich die Arbeit in Bölkau 
und Umgegend ab? Solange die Arbeit ausgeführt 
wird, liegen die Klagen der Erwerbsloſen und der 
Gewerkſchaften vor. Ich habe am 8. Juli dem Senat 
eine zwei Seiten lange Beſchwerde über das Ueber⸗ 
ſtundenweſen überreicht. Ich weiß nicht, wie Herr 
Senator Runge ſeine Pflicht auffaßt. Wenn ein Volks⸗ 
tagsabgeordneter ſchreibt, ſo hat der größte Shar- 
macher, der von der Induſtrie beſoldet wird, mehr Ans 
ſtand, als der Senator Runge. (Das ift doch Ihr 
Senat! und Heiterkeit rechts.) Darüber iſt micht zu 
lachen. Wir werden auch den Leuten den Daumen 
aufs Auge ſetzen, die zu unſeren Koalitionsbrüdern 
gehören, wenn ſie auf dem Poſten verſagen, auf dem ſie 
ſitzen. Es wird ihnen gezeigt werden, wo Lux Bier 
holt. Wir haben dem Senat geſchrieben, daß in Bölkau 
täglich 12 bis 13 Stunden gearbeitet wird, am Sonntag 
und Sonnabend wird durchgearbeitet. Wir haben uns 
beſchwert, daß Bauern, die 20, 30 Hektar beſitzen, für 
die die Verwandtſchaft das Land beſorgt, dort mit ihren 
Söhnen arbeiten. Sie haben Knechte und arbeiten 
ſelbſt Tag und Nacht, nur um Geld zu ſchinden. Sie 
wollen das halbe Jahr ausnutzen, um Geld auf die 
Sparkaſſe zu tragen. Die Leute machen ſich Liebkind 
bei den Unternehmern, und die nehmen ſie am liebſten. 
Alle Arbeiter, die die geſetzlichen Zuſtände aufrecht zu 
erhalten ſuchen, werden als Hunde bezeichnet. Se⸗ 


nator Runge, den ich erſucht habe, die Erwerbsloſigkeit (C) 


zu lindern und der Stadt Danzig Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorgelaſten abzunehmen, hat es bis zum heutigen Tage 
für richtig befunden, keine Antwort zu ſchreiben. 
Wenn er es nicht geweſen iſt, ſo iſt ſein Dezernent, der 
das Fach bearbeitet, daran ſchuld. Man muß wenig⸗ 
ſtens von den hauptamtlichen Senatoren eine Antwort 
verlangen können. Nichts iſt geſchehen. Es wird 
luſtig weiter 24 und 36 Stunden gearbeitet. Hier in 
Danzig laufen die Erwerbsloſen Tag für Tag umher 
und wollen ein Stückchen Brot haben. Das ſind uner⸗ 
hörte, ſkandalöſe Zuſtände, die beſeitigt werden 
müſſen. Wenn ſie beſeitigt werden, ſind ſie geeignet, 
1100 ein Stückchen praktiſche Erwerbsloſenfürſorge zu 
ilden. 

Leider iſt es ſo, daß dem Unternehmer in Bölkau 
das Leben ſehr leicht gemacht wird. Ihm iſt nicht auf⸗ 
gegeben worden, die genügende Anzahl von Baracken 
aufzuſtellen. So hat er die Möglichkeit, ſoziale Laſten 
zu ſparen. Es iſt ſehr leicht, wenn er die Arbeit, für 
die annähernd 2000 Arbeiter notwendig ſind, mit 1100 
Arbeitern fertig macht. Dann ſpart er für 900 Ar⸗ 
beiter die Beiträge zur Krankenkaſſe, Invalidenver⸗ 
ſicherung uſw. Aber das geſchieht durch einen aus⸗ 
ländiſchen Unternehmer, der zum Schaden des Staats⸗ 
weſens Danzig ſeine Profite einheimſt und das Heer 
der Erwerbsloſen in Danzig auf dieſe Weiſe vermehrt. 
Der Sinn der Schaffung der Arbeit war nicht nur, daß 
Kraft und Elektrizität für Danzig erzeugt wird, ſon⸗ 
dern auch, daß das große Heer der Erwerbsloſen unter⸗ 
gebracht wird. Das iſt in das Gegenteil verkehrt wor⸗ 
den. Ich möchte bitten, da jetzt neue Leute in der Re⸗ 
gierung ſind, daß den Unternehmern energiſch der 
Baß geblaſen und die Zuſtände geändert werden. 
Auch der Senator für Soziales, Herr Dr Wiereinſki, hat 
nichts getan, um dort helfend einzugreifen. Das muß 
anders werden. In Bölkau ſind meiner Meinung 
nach noch ſehr gut 500 Arbeitsloſe unterzubringen, 
wenn nur acht Stunden täglich gearbeitet und dem 
Unternehmer aufgegeben wird, Baubuden aufzuſtellen. 
Es iſt viel verſäumt worden. Ein großer Teil wird 
ſich aber noch gutmachen laſſen. Wir werden tun, was 
in unſeren Kräften ſteht. Einer der vornehmſten 
Punkte unſeres Programms iſt, das Los der Minder⸗ 
bemittelten, der Erwerbsloſen zu mildern. Soweit es 
irgend möglich iſt, werden wir uns dafür einſetzen 
und verſuchen, eine Beſſerung der Lage der Erwerbs⸗ 
loſen herbeizuführen. (Bravol) e 

Vizepräſident Splett: Die Rednerliſte ift erſchöpft, 
die Beratung zu Punkt 3 ift geſchloſſen. Im Auftrage 
des Aelteſtenausſchuſſes empfehle ich Ueberweiſung 
des Antrages an den Sozialen Ausſchuß. (Abſtim⸗ 
mung! rechts.) Es wird Abſtimmung beantragt. Ich 
bitte diejenigen, die dafür ſind, daß dieſer Antrag des 
Abg. Hoffmann und Fraktion, Druckſache Nr. 1591, an 
den Sozialen Ausſchuß gehen ſoll, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der 
Antrag auf Ueberweiſung an den Sozialen Ausſchuß 
iſt angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aufhebung der Deviſenumſatzſteuer. 
Urantrag des Abg. Rahn. Druckſache Nr. 1423. Das 
Wort zur Begründung hat der Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Wenn man in den 
letzten Tagen die Preſſe zur Hand nahm, die Ab⸗ 
ſchiedskundgebung des verfloſſenen Senats las, und 
daraus erſah, daß Danzig ſich in einer glänzenden 
finanziellen Lage befinde, faßte man ſich an den Kopf 
und fragte ſich, ob die Leute, die dies Expoſs verbrochen 
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(Rahn, Abgeordneter.) 


(A) haben, noch vollſtändig beim Groſchen find, oder ob 


mit ihnen etwas anderes los iſt. Für jemand, der im 
Wirtſchaftsleben Danzigs ſteht, iſt es klar, daß unſere 
wirtſchaftliche und finanzielle Situation gegenwärtig 
ſo traurig iſt wie noch nie. Wohl keiner der am Leben 
Befindlichen hat derartig trübe Zeiten in Danzig 
durchgemacht, wie wir ſie gegenwärtig durchzumachen 
haben. Das eine ſtimmt, daß der Fiskalismus einen 
derartigen Grad in Danzig erreicht hat, daß die Beam⸗ 
tenſchaft, in der Sorge, ihr Gehalt pünktlich und mög⸗ 
lichſt viel zu erhalten, die freien Berufe und auch die 
Arbeitnehmerſchaft in einer Weiſe auspreßt, wie es 
ſchlimmer nicht gedacht werden kann. Wenn der 
Senatsvizepräſident, der nebenbei einer der höchſten 
Beamten des Freiſtaates iſt, von dieſem Geſichtspunkt 
aus die finanziell gute Lage Danzigs gemeint hat, dann 
mag er Recht haben. Aber auch lediglich vom fiskaliſchen 
Standpunkt aus und unter Hintenanſetzung aller In⸗ 
tereſſen der übrigen Bevölkerung, ſind die Dinge ſo, 
wie ſie geſchildert wurden, während die freien Berufe 
und die Arbeitnehmerſchaft am Ende der Kraft ange⸗ 
langt ſind und kein Menſch mehr weiß, wo die Steuern, 
Zölle und übrigen Abgaben hergenommen werden 
ſollen. Es iſt deshalb dringend notwendig, daß alle 
Steuern und Gebühren mit größter Beſchleunigung 
eine Reduktion oder Aufhebung erfahren. Zu dieſen 
Steuern gehört neben der gegenwärtig behandelten 
Deviſenumſatzſteuer die Umſatz- und Luxusſteuer, auf 
die ich bei einem anderen Tagesordnungspunkte nach⸗ 
her noch zu ſprechen kommen werde. 


M. D. u. H.! Als wir im Sommer 1923 unter dem 
Einfluß der Millionen und Milliarden uns dazu ent⸗ 
ſchloſſen, die Deviſenumſatzſteuer, die auch in Deutſch⸗ 
land kurz vorher eingeführt war, für Danzig zu über⸗ 
nehmen, glaubten wir, beſonders verſchiedene Mitglie- 
der dieſes Hauſes, etwas Gutes zu tun. Heute wird 
niemand mehr der Anſicht zuneigen, daß die Ein⸗ 
führung der Deviſenſteuer etwas Vernünftiges oder 
Gutes war. Wenn wir ſeinerzeit von Staats wegen 
anſtatt das Vermögen des einzelnen in wertloſen 
Papierzetteln anzulegen und mit dem Darniedergehen 
der deutſchen Mark das deutſche Vermögen zu ver⸗ 
ſchleudern, den Rat erteilt hätten, kauft euch Deviſen, 
Dollars, holländiſche Gulden uſw., dann wären wir 
heute in Danzig beſſer dran. Wir hätten dann unſer 
Nationalvermögen, während es jetzt bis auf einen ver⸗ 
ſchwindenden Reſt in ein Nichts verwäſſert worden tft. 
Die Deviſenſteuer hat tatſächlich nie nennenswerte 
Beträge eingebracht. Aber beſonders nach Einführung 
der neuen Währung iſt ſie ein ſchweres Hindernis, ein 
ſchwerer Hemmſchuh für die Wirtſchaft geworden. Als 
ich Ihnen damals bei der Beratung der Vorlage den 
ſchärfſten Widerſtand entgegenſetzte und erklärte, daß 
von der Steuer eigentlich nur der reelle Warenbezug 
aus dem Auslande belaſtet würde, und daß die Be⸗ 
träge, die zu Spekulationszwecken angelegt würden, 
verhältnismäßig geringe wären, während die großen 
Beträge auf den Warenbezug aus dem Auslande ent⸗ 
fielen, wollte das kein Menſch glauben. Jetzt haben 
wir die eigene Währung, und die Steuer belaſtet heute 
die aus dem Auslande eingeführten Warenmengen tat⸗ 
ſächlich ganz erheblich. Da für kleine Beträge eine 
minimale Steuer zu entrichten iſt, ſo wirkt ſich dieſe 
Steuer beſonders bei kleinen Beträgen außerordentlich 
ungünſtig aus. Wenn ich große Transporte zu bezah⸗ 
len habe, wirkt ſich die Steuer ſehr verteuernd aus. 
Wir müſſen alles tun, um unſere Lebenshaltung zu 
erleichtern, weil ſie durch die hohen Zölle, auf die wir 
keinen Einfluß haben, ſo ſehr verteuert wird. Wenn 
Sie ſich die Preiſe heute in den Geſchäften anſehen, 
werden Sie finden, daß die Waren ſeit kurzer Zeit 


können ſie auch nicht bezahlen. 


enorm teurer geworden ſind. Die minimale 
ſteuer wirkt ebenfalls verteuernd auf die Warenwerte 
ein. Wenn wir ſchon die hohen Zölle bezahlen müſſen, 
müſſen wir wenigſtens alle indirekten Steuern und 
alle beſtehenden Abgaben aufheben, um ſo einen ge⸗ 
wiſſen Ausgleich für die Warenpreiſe zu ſchaffen und 
für die Erleichterung der Lebenshaltung zu ſorgen. 
Etwas anderes iſt aber noch hinzugekommen. Ein 
übereifriger Oberregierungsrat hat ſich nämlich die 
Frage vorgelegt: Wie können wir noch mehr Geld für 
den Fiskus bekommen? Nämlich dadurch, daß wir die 
von den Banken gewährten Kredite in Dollars, hollän⸗ 
diſchen Gulden für eine rückwirkende Zeit, nämlich bis 
1923, bis zur Schaffung des Deviſenſteuergeſetzes, 
nachträglich mit einer Deviſenumſatzſteuer faſſen. 
Wenn ich mir alſo bei der Deutſchen Bank 1000 Pfund 
Kredit beſorge und unſer Kollege Schede ſich wiederum 
von einer engliſchen Bank das Geld pumpt, um es der 
Danziger Kaufmannſchaft zur Verfügung zu ſtellen, 
ſoll, wenn ich eines ſchönen Tages den Kredit zurück⸗ 
zahle, die betreffende Bank für die Eintragung des 
Kredits erſtens Deviſenſteuer bezahlen, und zweitens 
für die Abdeckung des Kredits, oder wenn eine Ab⸗ 
änderung der Bedingungen eingetreten iſt, noch ein⸗ 
mal Deviſenſteuer bezahlen. Zu allem Ueberfluß ſoll 
das rückwirkend bis 1923 gemacht werden. Man faßt 
ſich an den Kopf über dieſen Irrſinn, der von unſeren 
Behörden gemacht wird, für den wir in Form von 
Steuern bezahlen müſſen, damit die Herren ihre Ge⸗ 
hälter bekommen. Wie ſoll ein Bankier heute, nach 
drei Jahren, von der Kundſchaft die Deviſenſteuer für 
Geſchäfte, die 1923, 1924 und 1925 getätigt ſind, ein⸗ 
treiben? Wenn die Banken die Beträge zahlen ſollen, 
dann ſteht eine ganze Anzahl Bankinſtitute in Danzig, 
die ſehr ſchwach find, vor dem Nichts. Selbſt die großen 
Banken, denen man die Zahlung zumuten könnte, wenn 
man von wirtſchaftlichen Dingen nichts verſteht, 
Mit einem Notſchrei 
wenden ſich die Danziger Banken an mich. Sie bitten 
mich, da ich von dieſen Dingen einigermaßen etwas 
verſtehe, dem hohen Volkstag klar zu machen, daß dieſer 
Unſinn, der jetzt von den Banken verlangt wird, ja 
nicht durchgeführt werde, da ihnen dadurch das Leben 
zur Unmöglichkeit gemacht wird. Ferner kommt noch 
eins hinzu. Anſtatt daß ſich unſere Regierung freut, 
wenn den Banken der Freien Stadt und den deutſchen 
Banken, die hier mit ihren Filialen ſitzen, und die in 
ihren Mitteln beſchränkt ſind, vom Auslande Mittel 
zur Verfügung geſtellt werden, und anſtatt daß die Re⸗ 
gierung alles mögliche tut, um den Banken dieſen Weg 
zu erleichtern, damit die Wünſche der kommuniſtiſchen 
Arbeiter nach Beſchäftigung weitgehende Unterſtützung 
finden, tut man möglichſt viel, um die geldgebenden 
Firmen von Danzig abzuſchrecken. Sie werden ſagen, 
mit einer ſolchen Hottentottenbande, wie ſie in Danzig 
regiert, wollen wir nichts zu tun haben. Wir müſſen 
deshalb erwarten, daß zunächſt der Finanzſenator, der 
durch den Direktor der Bank von Danzig, Dr Meißner, 
über den Unfug der Forderung aufgeklärt iſt, eine An⸗ 


ordnung an die nachgeordneten Stellen erläßt, daß die 


Deviſenbeſteuerung der Valutenkredite eingeſtellt 
wird. Aber damit iſt es noch nicht genug. Wir müſſen 
auch eine Aufhebung dieſer Steuer mit größter Be- 
ſchleunigung durchführen, damit keine Verteuerung 
des Warenbezuges eintritt. Etwas anderes kommt 
noch in Danzig hinzu. Wir haben in Danzig Zölle zu 
bezahlen, und bei den gegenwärtig etwas weggeſackten 
Zlotykurſen iſt man auf die Beſchaffung von Zlotys 
zur Zollzahlung angewieſen. Bei dem innigen Ver⸗ 
hältnis, das in den Zollbeziehungen zwiſchen Danzig 
und Polen beſteht, iſt es überhaupt ein Unſinn, daß die 


Deviſen⸗ (C) 


(Rahn, Abgeordneter.) : 
(A) Zlotybeſchaffung einer Beſteuerung unterliegt. 


dem Danziger Fiskus den vorgeſchriebenen Zoll 3 
er 1 5 ich mir Geld beſchaffen und dabei die 
Deviſenſteuer bezahlen. Wenn ich bei den ſchwierigen 
Verhältniſſen in Polen gezwungen bin, polniſche 
Zloty anzunehmen, um überhaupt Geld zu bekommen, 
denn ſonſt warte ich ein halbes Jahr darauf, habe ich 
den Kursverluſt zu tragen und muß dafür noch Devi⸗ 
ſenſteuer zahlen. Wenn ich mir das Geld aus Deutſch⸗ 
land überweiſen laſſe und deutſche Mark kaufe, muß 
ich Deviſenſteuer bezahlen. Nur Pfunde wechſeln mir 
die Banken deviſenſteuerfrei um. Auf einem Platz, der 


ſo eng mit dem Deutſchen Reich und mit der Republik 


(B 


— 


Polen finanziell und wirtſchaftlich verknüpft iſt, iſt die 
Belaſtung des Geldverkehrs mit Deviſenſteuern, wie 
wir ſie hier haben, ein kompletter Irrſinn. Mit die⸗ 
ſem wollen wir ſchleunigſt brechen. Aus Finanzkreiſen 
iſt mir mitgeteilt worden, daß Herr Senator Dr Volk⸗ 
mann, unſer Finanzgewaltiger, all dies einſieht, daß er 
gern die Deviſenſteuer beſeitigen möchte, daß er aber 
nicht mit dem Vorſchlag kommen will. Ich habe ihm 
die Arbeit abgenommen und habe dem Hauſe einen 
Antrag auf Beſeitigung der Deviſenſteuer vorgelegt. 
Herr Dr. Volkmann ſcheint in dieſer Frage ein kleines 
Mädchen zu ſein, das befangen iſt und Angſt hat. Wenn 
man ihm aber den Gefallen tut, nimmt es dankbar an. 
Dieſen Gefallen habe ich Herrn Dr. Volkmann getan. 
Ich erwarte, daß hier im Volkstag endlich ſo viel Ver⸗ 
nunft aufgebracht und die Deviſenſteuer endlich abge⸗ 
ſchafft wird, deren Beſeitigung alle längſt für notwen⸗ 
dig erachtet haben. Falls einzelne Herren damit nichts 
zu tun haben, mögen ſie Erkundigungen einziehen. Es 
befinden ſich ja in jeder Fraktion ein paar Angehörige 
der wirtſchaftlichen Berufe. Dieſe werden das beſtäti⸗ 
gen, was ich eben ausführte. 

Ich erwarte, daß mit dieſem groben Unfug der 
Deviſenbeſteuerung in Danzig mit größter Beſchleu⸗ 
nigung Schluß gemacht wird, weil jeder Pfennig, der 
aus der Wirtſchaft mehr herausgepreßt wird, die Be- 
triebe zum Erliegen bringt. Sonſt werden weiter 
Arbeiter und Angeſtellte auf die Straße geworfen und 
lungern als Arbeitsloſe herum. Die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe in Danzig ſind ſo trübe, daß keine Stunde 
mehr gewartet werden darf. Es iſt ſehr bedauerlich, 
daß durch die Neubildung der Regierung viel Zeit 
verloren und die Geſchäfte dieſes Hauſes lahmgelegt 
wurden. Nachdem wir aber einen neuen Papſt haben, 
erwarte ich, daß mit größter Beſchleunigung gearbeitet 
wird, und daß alle dieſe Sachen, die unter der alten 
verfluchten Regierung nicht geſchaffen werden konnten, 
unter den neuen Leuten endlich durchgeführt werden. 

Vizepräſident Sßlett: Das Wort hat Herr Abg. 
Karkutſch. i 

Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): Die vom Herrn 
Vorredner eingangs gemachten Ausführungen wer⸗ 
den von unſerer Seite anläßlich der Beantwortung der 
Regierungserklärung erörtert werden. Ich will mich 


— 


nur ſachlich mit der Deviſenumſatzſteuer befaſſen. Wie- 


derholt iſt namens meiner Fraktion von mir hier er⸗ 
klärt worden, daß wir auf dem Standpunkt ſtehen, daß 
ſich die Deviſenſteuer überlebt hat. (Hört, hört! links.) 
Sie mag als eine Inflationsſteuer eine gewiſſe Be⸗ 
rechtigung gehabt haben. Im übrigen iſt ſie nicht von 
uns, ſondern von Herrn Dr. Neumann von der Partei 
für Fortſchritt und Wirtſchaft ſeinerzeit eingebracht 
worden. (Warum haben Sie ſie nicht abgeſchafft? 
links.) Allmächtig ſind wir auch nicht, Wir können 
doch nichts allein machen, andere Parteien müſſen uns 
helfen. Jedenfalls ſind wir — Sie brauchen es nur 


nachzuleſen, es ſteht ja klar und deutlich in den Berich⸗ 
ten — wiederholt für die Abſchaffung der Deviſen⸗ 


Um 
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umſatzſteuer eingetreten. 
warm dafür ein, weil ſich die Steuer überlebt hat und 
weil ſie eine Verteuerung des Konſums herbeiführt. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr 
Abg. Lück. 

Lück, Abgeordneter (D.Lib.): M. D. u. H.! 
eingehenden Begründungen des Herrn Vorredners 
Rahn haben wir wenig hinzuzufügen. Ausdrücklich 
möchte ich bemerken, daß von meiner Fraktion ſchon 
vor einigen Monaten der Antrag auf Aufhebung der 
Deviſenſteuer eingebracht wurde. Ich will nur kurz 
bemerken, daß wir heute auf demſelben Standpunkt 
ſtehen, daß die Deviſenumſatzſteuer ſo ſchnell wie mög⸗ 
lich verſchwinden muß. 


Den 


Vizepräſident Splett: Die Rednerliſte ift erſchöpft. 


Der Aelteſtenausſchuß empfiehlt Ueberweiſung des 
Geſetzentwurfs betr. Aufhebung der Deviſenumſatz⸗ 
ſteuer an den Steuerausſchuß. Widerſpruch wird nicht 
laut. Ich ſtelle feſt, daß demgemäß beſchloſſen iſt. Ich 
rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aenderung der Gewerbeordnung. Urantrag des 
Abg. Rahn. 
Druckſache Nr. 1424. 
Aelteſtenausſchuß wird 
damit zu verbinden: 
Erſte Beratung 
Aenderung der 
des Abg. Hohnfeldt 
Druckſache Nr. 1472. 
Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (802. P.): M. D. u. H.! Im 
Sommer 1923, als die deutſche Mark ziemlich auf dem 
tiefſten Stand angelangt war, hatte ſich in einem Teil 
der kleinſten Arbeiterkreiſe der Millionenwahnſinn 
eingeniſtet. In der Annahme, daß beſonders für 
Metallwerte ſehr hohe Preiſe gezahlt würden, erſchien 
es dieſen Kreiſen nützlich, da ſie keine Arbeit bekamen, 
Metalle zu ſtehlen. Damals wurde im Deutſchen Reich 
eine Konzeſſionspflicht für den Metallhandel einge⸗ 
führt. Wir haben dieſes Geſetz bei uns in Danzig auch 
ſeinerzeit eingeführt. Mit der Einführung der ſtabilen 
neuen Währung haben ſich die Verhältniſſe in Danzig 
grundlegend verändert. Die damaligen Hehlerfirmen 
exiſtieren nicht mehr, und Metalle werden heute nicht 
mehr geſtohlen, weil dafür nur Pfennige gezahlt wer⸗ 
den, und das lohnt den Leuten, die früher Millionen 
bekamen, nicht mehr. Man kann jetzt ſchon, ohne 
Gefahr zu laufen, daß es geſtohlen wird, z. B. Zink, 
auf der Straße liegen laſſen. Kein Menſch rührt ein 
Stückchen an. Verſchiedene andere Metalle kann man 
getroſt auf den Höfen liegen laſſen, was in der In⸗ 
flationszeit ein Ding der Unmöglichkeit war. Auf der 
Werft mußte alles unter ſtreugſtem Verſchluß auf⸗ 
bewahrt werden, ſonſt war es verſchwunden. Bei 
anderen Betrieben war es ebenſo. Heute liegt alles 
frei, und niemand ſtiehlt etwas. Man kann alſo die 
Konzeſſionspflicht, die ſich zu einer ſtarken Er⸗ 
ſchwerung der Gewerbefreiheit ausgewirkt hat, wieder 
aufheben. Man hat den Edelmetallhandel und die 
Uhrmacher durch dies Geſetz konzeſſionspflichtig ge⸗ 
macht. Wenn ſich heute ein Uhrmachergehilfe ſelb⸗ 
ſtändig machen will, ſo beſorgt er ſich einen Gewerbe⸗ 


Gemäß der Vereinbarung im 
Ihnen empfohlen, den Punkt 6 


eines Geſetzentwurfs betr. 
Gewerbeordnung. Urantrag 
und Fraktion. 
Das Wort zu Punkt 5 hat Herr 


— 


ſchein, bezahlt die Gebühren, die Betriebseröffnungs⸗ 


ſteuer. Wenn er aber ſeinen Laden aufmacht, und mit 
Uhren zu handeln anfängt, kommt die Polizeibehörde 
und ſchließt den Laden, weil er keine Konzeſſion hat. 
Wenn er dann noch einen ehemaligen Meiſter gehabt 
hat, mit dem er nicht gut ſteht, ſo kommt die Hand⸗ 
werkskammer, Herr Abg. Habel. Oder wenn eine 


Wir treten auch diesmal (C) 


D) 


f sus 
f 
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(A) Firma einen Uhrladen aufmacht, die zufällig einen 


jüdiſchen Namen hat, ſo kommt die Handwerkskammer 
und ſagt, für die Konzeſſion dieſes Uhrenladens beſtehe 
kein Bedürfnis. Ich möchte darauf hinweiſen, daß 
eine Danziger Goldwarenfirma einen Laden in der 
Langgaſſe, ein Uhren⸗ und Standuhrengeſchäft neben 
ihrem Juweliergeſchäft betreiben wollte. Die Hand- 
werkskammer dekretierte, es ſei kein Bedürfnis vor⸗ 
handen. 

Das Zunftweſen wird durch dieſes Geſetz außer⸗ 
ordentlich gefördert. Das verträgt ſich nicht mit der 
Gewerbefreiheit, die wir mit dem Geſetz aus dem 
Deutſchen Reich übernommen haben. Deshalb ſollte 
dieſe Beſtimmung mit größter Beſchleunigung auf⸗ 
gehoben werden, damit ſowohl im Metallhandel als 
auch in dem ehrſamen Handwerk der Uhrmacher jeder, 
der Luſt und Liebe hat, es zu betreiben, einen Laden 
aufmachen kann. Es geht nicht, daß die alten Krauter, 
die kaum mehr krauchen können, und deren Gehirn ver⸗ 
kalkt iſt, die ſchwerfällig und unbeholfen ſind, und 
hinderlich in ihrem Beruf wirken, den fortſchrittlich 
geſinnten Handwerkern und Geſchäftsleuten die Exi⸗ 
ſtenz nehmen. Aus all dieſen Gründen bitte ich, dieſem 


Antrage zuzuſtimmen, die bei den derzeitigen Verhält⸗ 


niſſen überflüſſigen Beſtimmungen wieder aufzuheben 
und die Gewerbefreiheit auf dieſem Gebiete wieder⸗ 
herzuſtellen. 

Vizepräſident Splett: Das Wort als Antragſteller 
zur Begründung hat Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Meine Fraktion unterſtützt einen Teil der Ausfüh⸗ 
rungen des Herrn Abg. Rahn, ſoweit es ſich um die 
Aufhebung der Konzeſſionierung des Handels mit 
neuen Fertigwaren, Anfertigung und Vertrieb der⸗ 
ſelben handelt. Soweit es ſich um Altwaren handelt, 


) find wir der Meinung, daß die alte Beſtimmung aus 


dem Auguſt 1923 zur Gewerbeordnung aufrechterhal⸗ 
ten bleiben muß. Wir können die Anſicht des Herrn 
Abg. Rahn, daß heute nicht geſtohlen wird, nicht teilen. 
Im Gegenteil, es gibt eine ganze Reihe von Firmen, 
die ſich nur durch die ihnen teilweiſe auf ſehr eigen⸗ 
artige Weiſe überbrachten Gegenſtände erhalten kön⸗ 
nen. Unſer Standpunkt iſt alſo, daß die Konzeſſionie⸗ 
rung des Handels mit neuen Fertigwaren aufgehoben 
werden kann. Für die übrigen Zweige ſoll die Kon⸗ 
zeſſionspflicht beſtehen bleiben. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Habel. 5 
Habel, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Herr 
Abg. Rahn hat ausgeführt, daß die Beſtimmungen der 
Gewerbeordnung ſpeziell für die „alten Krauter“ da 
wären, damit ſie noch ihr Daſein friſten könnten. Wir 
von der Handwerkskammer haben nichts weiter zu tun, 
als die einzelnen Leute, einerſeits die Goldſchmiede, 
auf der anderen Seite die Uhrmacher, zu hören und 
dann nach ihrem Urteil die Entſcheidung zu fällen. 
Wir halten z. B. dies Geſetz für richtig; denn Sie 
werden ſich entſinnen, daß in der Inflationszeit unſere 
kleinen, ehrſamen Handwerker und die kleinen Ge⸗ 
ſchäfte infolge der vielen ausländiſchen Firmen voll⸗ 
ſtändig daniederlagen. (Sehr richtig! rechts.) Es han⸗ 
delte ſich um Firmen, die an und für ſich gar keine 
Exiſtenzberechtigung hatten, ſie kamen damals hierher, 
machten einen kleinen Laden auf und kauften meiſten⸗ 
teils geſtohlene Sachen, die ſie nachher wieder verkauf⸗ 
ten. Unſere kleinen Geſchäftsleute und kleinen Hand- 
werker haben damals ebenſo wie die größeren Ge⸗ 
ſchäftsleute darunter ziemlich zu leiden gehabt. Daher 
iſt der Senat gekommen und hat dies Geſetz einge⸗ 
führt, um den hieſigen Handel und die hieſigen Ge⸗ 


werbetreibenden zu ſchützen. Herr Abg. Rahn ſagte, (© 
die Uhrmacher wollten heute die Gewerbefreiheit 
haben, weil ſie auf dem Standpunkt ſtänden, daß die 
Gewerbefreiheit viel beſſer ſei. Ich kann Herrn Rahn 
darauf nur erwidern, daß beſonders die Uhrmacher⸗ 
innung gerade das Entgegengeſetzte von der Handwerks⸗ 
kammer verlangt hat. Sie will, daß dies Geſetz De- 
ſtehen bleibt, damit die Uhrmacher nicht die unlautere 
Konkurrenz, die ſie bis jetzt gehabt haben, auch noch 
weiter haben. (Zwiſchenruf des Abg. Hohnfeldt.) Das 
iſt überlebt, die Uhrmacher haben uns eine andere 
Eingabe eingereicht. Es trifft nicht zu, was Herr Rahn 
ſagte, daß z. B. der eine oder andere keine Konzeſſion 
bekommt, wenn er einen Laden aufmacht und ſein 
Gewerbe anmeldet. Es iſt in loyaler Weiſe immer ſo 
gehandhabt worden, daß die Leute, die in Danzig an⸗ 
ſäſſig ſind, die in Danzig ein Geſchäft haben und ein 
Gewerbe betreiben, eo ipso auch die Konzeſſion be⸗ 
kommen. In manchen Fällen iſt davon Abſtand ge⸗ 
nommen worden, wenn es ſich z. B. um Firmen han⸗ 
delte, die mit dem Strafgeſetz in Konflikt gekommen 
waren. Jedenfalls werden Sie das den Behörden und 
der Handwerkskammer nicht übel nehmen, wenn dann 
geſagt wird, es ſolle noch ein oder zwei Jahre gewartet 
werden, damit man ſieht, wie ſich der Betreffende 
führt. Wenn jemand wegen Hehlerei ſoundſoviele 
Male beſtraft wurde, wenn er hier nicht anſäſſig iſt, 
dann weiß ich nicht, ob es für die hieſigen kleinen Ge⸗ 
werbetreibenden und Handwerker vorteilhaft iſt, dieſen 
Leuten eine Konzeſſion zu erteilen. Es iſt viel beſſer, 
den hieſigen Leuten Konzeſſionen zu geben, die hier 
ihr ehrliches Handwerk betreiben. 

Im übrigen glaube ich, wird dieſe Angelegenheit 
jedenfalls noch im Ausſchuß geregelt werden. Ich 
werde vielleicht Gelegenheit nehmen, meine Anſicht im 
Ausſchuß für einen Kollegen zu vertreten. Ich werde 
dann, wenn ich in den Ausſchuß komme, die Reſolutio⸗ 
nen mitteilen, die uns einerſeits von der Gold⸗ 
ſchmiedeinnung, andererſeits von der Uhrmacher⸗ 
innung übermittelt worden ſind. Dann werden Sie 
zu dem Reſultat kommen, daß das, was während der 
Inflationszeit eingeführt wurde, im Intereſſe der 
kleinen Gewerbetreibenden und kleinen Handwerker 
geſchehen iſt. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr 
Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Der Herr Vorredner 
irrt, wenn er meint, daß das Geſetz ſeinerzeit ge- 
ſchaffen wurde, um die kleinen Handwerker in ihrer 
Exiſtenz zu ſchützen. Herr Abg. Habel war damals 
noch nicht Mitglied dieſes hohen Hauſes, und iſt wahr⸗ 
ſcheinlich durch ſeinen Syndikus in der Handwerks⸗ 
kammer falſch informiert worden, ſonſt könnte er der⸗ 
artiges nicht ausſprechen. Der Zweck des Geſetzes war, 
zu verhüten und zu verhindern, daß unlautere Ele⸗ 
mente, zu denen die ganze Goldſchmiede- und Uhr⸗ 
macherinnung gehörte, altes Edelmetall kaufte. Dies 
Altedelmetall⸗Einkaufsgeſchäft der Uhrmacher und 
Goldſchmiede folte kontrolliert und die damalige 
enorme Hehlerei ſollte verhütet werden. Darum wurde 
die Konzeſſionierung aller dieſer Firmen eingeführt, 
nicht aber, um zu verhüten, daß, wenn 20 Uhrmacher 
in Danzig ſind, ſich der einundzwanzigſte nicht etablie⸗ 
ren darf. Zu dieſem Syſtem der Beſchränkung der 
freien Gewerbetätigkeit hat ſich das Geſetz unter 
hauptſächlichſter Mitwirkung der Danziger Hand⸗ 
werkskammer herausgebildet. - i 

Dieſer Zuſtand muß mit größter Beſchleunigung 
beſeitigt werden. Es geht nicht an, daß die Hand⸗ 
werkskammer mit Herrn Abg. Habel, mit ſeinem 
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{A) deutſchnationalen Geiſt an der Spitze, einem Kollegen 


der Uhrmacher oder Goldſchmiede, der ſich etablieren 
will, vorhalten kann, warte einmal zwei Jahre, die 
alten Betriebe müſſen in erſter Linie geſchützt werden. 
(Zuruf des Abg. Habel.) Das trifft zu, beſtreiten Sie 
das nicht. Ein Uhrmacher, der am Altſtädtiſchen 
Graben ein Geſchäft eröffnet und 80 Gulden Betriebs⸗ 
eröffnungsſteuer bezahlt hatte, der den Laden ein⸗ 
gerichtet und das Ladenſchild hatte pinſeln laſſen, er⸗ 
hielt nicht die Konzeſſion, und die Polizei ſchloß den 
Laden. Die Handwerkskammer hatte erklärt, der Be⸗ 
darf wäre gedeckt. Der Firma Neufeldt iſt es nur 
unter den ſchwierigſten Umſtänden möglich geweſen, 
ihr zweites Geſchäft in der Langgaſſe zu eröffnen, wo 
25 Uhrmacher eingeſtellt werden ſollten. Monatelang 
hat die Firma klagen müſſen, um ihr Recht zu bekom⸗ 
men. Die Handwerkskammer war dagegen, und von 
ihrem Votum hängt es ab, ob der Polizeipräſident die 
Genehmigung erteilt. Es war der Firma eine Zeitlang 
unmöglich 20—30 Uhrmacher unterzubringen. Der 
Kampf um den Laden in der Langgaſſe hat vier Monate 
gedauert. Der Mann war ſchuld daran, daß 25 Uhr⸗ 
macher vier Monate hindurch nicht beſchäftigt wurden. 
Wenn die Dinge ſo liegen, dann iſt es höchſte Zeit, daß 
mit dieſer Beſchränkung aufgeräumt wird. Man 
kann nicht dem Gehirn dieſes verkalkten Deutſch⸗ 
nationalen die Beſtimmung überlaſſen, ob ein Betrieb 
eröffnet wird oder nicht. Herr Abg Habel, es wäre 
Zeit, daß Sie mit Ihrer ganzen Handwerkskammer in 
ein Altersheim gingen. (Oder Sie! rechts.) 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 


liegen nicht vor. Die Beratung zu Punkt 5 und 6 iſt 
geſchloſſen. Der Aelteſtenausſchuß empfiehlt Ueber⸗ 


weifung dieſer Geſetzentwürfe an den Wirtſchafts⸗ 
ausſchuß. Widerſpruch wird nicht laut. Ich ſtelle feſt, 


() daß demgemäß beſchloſſen iſt. Ich rufe auf Punkt 7 der 


Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aufhebung des Umſatz⸗ und Luxusſtenuergeſetzes. 
Urantrag des Abg. Rahn. 

Druckſache Nr. 1425. Ich empfehle dem hohen Haufe 
die Mitberatung der Druckſache Nr. 1637, die geſtern 
den einzelnen Mitgliedern zugegangen ift. Sie De- 
trifft dieſelbe Materie. Es iſt der Antrag des Abg. 
Böcker und Genoſſen betr. Aufhebung des Umſatz⸗ und 
Luxusſteuergeſetzes und Erhöhung des Anteils der 
Gemeinden an dem Einkommen⸗ und Körperſchafts⸗ 
ſteuergeſetz. Erhebt ſich gegen meinen Vorſchlag 
Widerſpruch? Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich habe an ſich 
nichts dagegen einzuwenden, wenn der Antrag des 
Abg. Böcker mitberaten wird. Aber ich ſtelle feſt, daß 
er heute nicht auf der Tagesordnung ſteht. 
` Vizepräſident Splett: Da Widerſpruch laut gewor- 
den iſt, muß ich das Haus fragen, ob die Druckſache 
Nr. 1637 mitberaten werden ſoll. (Abg. Schmidt, 
Eduard: Wenn jemand widerſpricht, geht es nicht!) 
Ich frage, ob jemand widerſpricht, Herr Abg. Schmidt. 
(Abg. Arczynſki: Dann widerſpreche ih!) Dann 
kommt der Gegenſtand heute nicht auf die Tagesord⸗ 
nung. Zu Punkt 7 hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz, P.): Nachdem die Deutſch⸗ 
Nationale Fraktion, die ſich vor kurzem noch energiſch 
gegen die Beſeitigung der Umſatzſteuer ausgeſprochen 
hatte, jetzt durch einen Antrag hier im Hauſe dokumen⸗ 
tiert hat, daß ſie der Sorge um die Finanzen der 
Freien Stadt enthoben iſt, und daß jetzt die Sozial⸗ 
demokratie mit ihren Koalitionsparteien ſich Gedanken 
darüber machen kann, wo die Beamten ihre Behälter 


herbekommen, iſt es eine einfache Sache, die Umſatz⸗ (C) 
ſteuer aufzuheben. Ich bin immer ein Feind der Um⸗ 
ſatzſteuer geweſen und ſehne den Zeitpunkt herbei, an 
dem ſie aufgehoben wird. Ich will aber auch die 
Luxusſteuer aufgehoben wiſſen. Ich beſitze Mut genug, 
auch in der Oeffentlichkeit das Odium auf mich zu 
nehmen, dafür einzutreten, daß das, was nach dem Ge⸗ 
ſetz als Luxus beſteuert wird, luxusſteuerfrei gelaſſen 
wird. Nach einer Erklärung eines ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Abgeordneten im Reichstag bedeutet die Luxus⸗ 
ſteuer in der Form, wie ſie heute im Reiche und damit 
auch bei uns beſteht, eine Herabdrückung der Bevölke⸗ 
rung auf eine niedrigere Kulturſtufe. Ein Volk, das 
ſich einer hohen Kultur rühmt, wie das deutſche, ſollte 
beſonders ſtolz darauf ſein, wenn es die Bedürfniſſe 
des Lebens in möglichſt verbeſſerter Form befriedigen 
kann. Wenn das vielgeprieſene Handwerk mit ſeinen 
handwerklichen Kulturtaten und Luxusleiſtungen ge⸗ 
fördert werden ſoll, dann kann man unmöglich ſolche 
handwerklichen Hilfsleiſtungen als Luxus bezeichnen 
und einer beſonders hohen Steuer unterwerfen. Nach⸗ 
dem ſich über dieſe Frage alle Parteien in dieſem 
Hauſe, von den Deutſchnationalen, oder wenn die 
Deutſchſozialen dort ſäßen, wo ſie hingehören, von den 
Deutſchſozialen über die Deutſchnationalen, Liberale 
Fraktion, Zentrum, Sozialdemokraten bis zu den Kom⸗ 
muniſten, darüber einig ſind, daß dieſe Steuer ver⸗ 
ſchwinden muß, kann man ſich jedes weitere Wort 
ſparen. Man kann die Angelegenheit dem Ausſchuß 
zur Beratung überlaſſen, der wird die Arbeit mit 
größter Beſchleunigung leiſten können und dieſes 
Geſetz dann der Vergangenheit angehören laſſen. Es 
ſoll ein böſer Traum geweſen ſein, den wir geträumt 
haben. Die Bevölkerung ſoll durch die Aufhebung der 
Umſatz⸗ bzw. der Luxusſteuer die Waren um 10 Proz. 
bzw. um 3 bis 4 Proz. billiger erhalten. Auch wenn 
wir einige andere indirekte Steuern, wie die Buder, 
die Salzſteuer und ähnliche Steuern, aufheben, werden 
wir aus den Zöllen immer noch ſo viel Geld haben, um 
unſere Beamtenſchaft und die Bedürfniſſe des Staates 
zu befriedigen. In Anbetracht der exorbitant hohen 
Zölle, die Polen erhebt, wird es nötig ſein, alle andern 
Steuern im Freiſtaat zu beſeitigen, damit die Teue⸗ 
rung, die uns heute ſchon zu einem faſt konkurrenz⸗ 
unfähigen Platz gegenüber Stettin und Königsberg 
gemacht hat, ausgeglichen wird. Nur wenn wir jo 
vorgehen, werden wir Zuſtände ſchaffen, die eine Kon⸗ 
kurrenzfähigkeit des Danziger Platzes gegenüber den 
Nachbarn ſchaffen, dann wird auch die Möglichkeit da 
ein, das große Heer der Angeſtellten und Arbeiter 
wieder in aktiv tätige Betriebe hineinzubringen. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr 
Abg. Böcker. 

Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Bei 
der letzten Beratung dieſes Gegenſtandes hier im 
Plenum war es leider nicht möglich, die Umſatzſteuer 
gänzlich zu beſeitigen, beſonders auf den Einſpruch des 
Finanzrats hin, ſondern es war nur möglich, eine Er⸗ 
mäßigung auf 1 Prozent durchzuführen. Wir haben 
von dieſer Stelle aus wiederholt erklärt, daß wir uns 
mit dieſer Herabſetzung durchaus nicht zufriedengeben, 
ſondern daß wir in abſehbarer Zeit mit weitergehen⸗ 
den Anträgen kommen würden, die eine vollkommene 
Beſeitigung der Umſatz⸗ und Luxusſteuer bezweckten. 
Wir halten den jetzigen Zeitpunkt für richtig, dieſe 
Steuer zu beſeitigen. Wir ſtimmen der Ueberweiſung 
des Antrages Rahn an den Ausſchuß zu. Der Antrag 
Rahn geht uns aber in ſeiner Form noch nicht weit 
genug. Die Reſtumſatzſteuer von 1 Prozent wird be⸗ 
kanntlich den Gemeinden voll zugewieſen. Wenn wir 
den Gemeinden dieſe Einnahmequelle nehmen, muß 


1710 


Volkstag Danzig. — 121. Sitzung. Donnerstag, den 20. Auguſt 1925. 


(Böcker, Abgeordneter.) 

von Geſetzes wegen für Erſatz geſorgt werden. Des⸗ 
wegen haben wir in unſerm Antrage, Druckſache Nr. 
1637, der auf Ihren Einſpruch hin heute leider nicht 
zur Verhandlung kommt, eine diesbezügliche Forde- 
rung geſtellt, daß den Gemeinden erhöhte Zuwendun⸗ 
gen aus den Einkünften der Gewerbeſteuer gemacht 
werden. Meine Fraktion hat ihren bisher in dieſer 
Frage eingenommenen Standpunkt beibehalten: 
Schnellmöglichſte Beſeitigung der Umſatzſteuer, beſon⸗ 
ders auch im Intereſſe der mittleren Erwerbsſchichten, 
der bürgerlichen Kreiſe, vor allem auch des Handwerks. 
(Unruhe.) 


Vizepräſident Splett: Die Rednerliſte iſt erſchöpft, 
damit iſt die Beratung zu Punkt 7 erledigt. Der 
Aelteſtenausſchuß empfiehlt Ihnen Ueberweiſung des 
Geſetzentwurfs an den Steuerausſchuß. Widerſpruch 
wird nicht laut, ich ſtelle feſt, daß demgemäß beſchloſſen 
iſt. Ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Be⸗ 
kämpfung der Wohnungsnot. (Siedlungsgeſetz 
für Arbeiter, Angeſtellte und Beamte.) Urantrag 
des Abg. Herrmann und Fraktion. 
Druckſache Nr. 1471. Das Wort zur Begründung hat 
der Herr Abg. Herrmann. 


Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 


Ende März haben wir das Wohnungsbaugeſetz verab⸗ 


ſchiedet. Soweit ſich überſehen läßt, wird mit den Mit⸗ 
teln, die dies Geſetz zum Wohnungsbau aufbringt, 
auch in 20 Jahren die Wohnungsnot noch nicht beſei⸗ 
tigt ſein. Entweder muß das Geſetz ſo geändert wer⸗ 
den, daß es mehr Mittel erbringt, oder es müſſen 
andere Quellen erſchloſſen werden, die den Wohnungs⸗ 
bau beſchleunigen helfen. Meine Fraktion hat in der 
letzteren Beziehung einige Vorſchläge gemacht. Der 
erſte iſt der vorliegende Geſetzentwurf. In Deutſch⸗ 
land wurde auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes 
unterm 11. Februar 1924 eine Beamtenſiedlungsver⸗ 
ordnung erlaſſen. Dieſe gab Gelegenheit, den gemäß 
der Perſonalabbauverordnung in den dauernden 
Ruheſtand oder auf Wartegeld geſetzten Beamten den 
Erwerb und die Bebauung von Grundeigentum zu 
garten⸗ und landwirtſchaftlicher Siedlung zu erleich⸗ 
tern. Es konnte hiernach ein Ruhegehalts⸗ oder Warte- 
geldempfänger auf Antrag ſein Ruhegehalt in jähr⸗ 
lichen Beträgen bis zur Hälfte in eine Rente umwan⸗ 
deln laſſen. Dieſe Verordnung hat beſonders ſegens⸗ 
reich gewirkt. Von ihr iſt in ausgedehntem Maße, im 
Jahre 1924 in 2100 Fällen, von abgebauten Beamten 
Gebrauch gemacht worden. Nach der günſtigen Erfah⸗ 
rung mit dieſer Verordnung ſind im Reiche Arbeiten 
zu einem Beamtenſiedlungsgeſetz auch für die noch im 
Dienſt befindlichen Beamten im Gange. Meine Frak⸗ 
tion hat nun einen Entwurf für ein Siedlungsgeſetz 
vorgelegt, das außer für Beamte auch für die Arbeiter 
und Angeſtellten des Freiſtaates gelten ſoll. Der 
Zweck dieſes Geſetzes ift durch $ 1 beſtimmt, nämlich, 
den Arbeitern, Angeſtellten und Beamten des Staats 
den Erwerb oder die Errichtung eines Siedlungsbaues 
oder eines Hausgrundſtückes mit nicht mehr als zwei 
Wohnungen, ſowie den Erwerb oder die Bebauung von 

Grundeigentum zu gartenwirtſchaftlicher Tätigkeit zu 
erleichtern. Zu dieſem Zweck ſoll auf Antrag den 
Arbeitern, Angeſtellten oder Beamten ein den Betrag 
von 15 vom Hundert des ihnen zuſtehenden Grund⸗ 
lohnes oder Grundgehalts nicht überſteigender Teil 
kapitaliſiert oder in eine Rente umgewandelt werden. 
Gegen die Möglichkeit der Spekulation mit dem er⸗ 
worbenen Grundſtück werden beſondere Maßnahmen 
getroffen. Kapital und Rente werden nach der durch⸗ 
ſchnittlichen wahrſcheinlichen Lebensdauer des Antrag- 


ſtellers berechnet. Die Zahlen ſind einer Lebensſtatiſtik (C) 


entnommen, die das Reichsfinanzminiſterium in Ber⸗ 
lin ſelbſt eingeſetzt hat. 


M. D. u. H.! Durch dies Geſetz wird den Arbeitern, 
Angeſtellten und Beamten nichts geſchenkt. Es ſoll für 
ſie nur eine Erleichterung der Kapitalbeſchaffung ſein. 
Arbeiter, Angeſtellte und Beamte haben durch den 
Krieg und ſeine Folgen faſt reſtlos ihre Erſparniſſe 
verloren. (Zuruf.) Das kommt noch in einem ande⸗ 
ren Geſetz. — Wenn nun durch das Wohnungsbau⸗ 
geſetz ihnen auch Darlehen bis zu 10 000 Gulden für 
den Neubau einer Wohnung gewährt werden, ſo wird 
in vielen Fällen die Beſchaffung des Reſtes auf 
Schwierigkeiten ſtoßen, oder unmöglich ſein. Das 
vorliegende Geſetz ſoll dieſe Schwierigkeiten nach Mög⸗ 
lichkeit beſeitigen. Ich bitte, die Vorlage dem Sied⸗ 
lungsausſchuß zu überweiſen. 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Wiesniewſfki. z 
. Wisniewjfi, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Der 
vorliegende Entwurf, den die Deutſchſoziale Partei 
eingereicht hat, wird, ſoweit wir es bisher überſchauen 
können, nach verſchiedenen Seiten hin ſehr umgear⸗ 
beitet werden müſſen. Wir glauben, daß dazu im 
Siedlungsausſchuß die notwendige Zeit und richtige 
Gelegenheit ſein wird, um dies Geſetz nach allen Sei⸗ 
ten zu beleuchten und ſeine Spitzen abzubiegen. Bei 
dieſer Gelegenheit erſcheint uns eine andere Frage be⸗ 
ſonders brennend, nämlich die Wohnungsnot in Dan⸗ 
zig. Darüber dürfte man eigentlich kein Wort mehr 
verlieren. Wie groß die Wohnungsnot bei uns ift, 
wijfen wir alle, aber einem großen Teil von uns iſt es 
wohl noch nicht klar, daß wir uns einmal umſehen 
müſſen, was am allernotwendigſten zu machen iſt. 


Wir werden uns da die Frage vorzulegen haben, ob (0) 


nicht in allererſter Linie jene Leute unter Dach zu 
bringen ſind, die bis jetzt überhaupt kein Dach haben. 
Ich denke da beſonders an die Gerichtsparteien. Es 
ſind, ſoweit ich feſtſtellen konnte, ungefähr 30 Gerichts⸗ 
parteien. Darunter ſind einige, die ſeit drei Monaten 
ohne jegliche Wohnung ſind. Sie wurden durch den 
Gerichtsvollzieher aus ihrer alten Wohnung heraus⸗ 
geſetzt und wohnen auf dem Boden mit drei Familien 
zuſammen, im Stall, in Scheunen, in Spritzenhäuſern 
uſw. Ich glaube, es iſt die allerhöchſte Zeit, daß hier 
einmal etwas geſchieht. Soweit ich erfahren konnte, 
ſoll in dieſer Angelegenheit auch in der nächſten Zeit 
etwas unternommen werden. Ob aber das, was ge⸗ 
plant iſt, das richtige oder ob es weitgehend genug iſt, 
iſt eine andere Frage. Man glaubt nur immer, die 
Wohnungsnot beſtehe nur in der Freien Stadt Dan⸗ 
zig, überſieht aber vollkommen, daß es auf dem Lande 
und in den kleinen Städten noch ſchlimmer ausſieht. 
Bei Neuteich z. B. hauſt eine Familie ſchon drei Jahre 
lang in einer Scheune. Dann muß man allerdings 
jagen, jetzt ift die allerhöchſte Zeit, daß dort etwas ge⸗ 
ändert wird. > 

Ein ganz beſonderer Fall iſt in dieſen Tagen 
paſſiert. Eine Familie bekam in der Töpfergaſſe eine 
Wohnung zugewieſen. Der Wagen kommt vorſchrifts⸗ 
mäßig angerollt, und zwar nachmittags, ungefähr um 
4 Uhr. Am andern Tage um 9 Uhr ſteht der Wagen 
noch auf der Straße. Kein Menſch denkt daran, den 
Mann unter Dach und Fach zu bringen. Das Woh⸗ 
nungsamt jagt, es wiſſe nichts von der Sache, der 
Mann ſei erſt für heute beſtellt. Wer die Schuld an 
dieſem Vorfall trägt, habe ich nicht feſtſtellen können. 
Das Wohnungsamt ſagt, es trage nicht die Schuld. 
Auch der Vollziehungsbeamte will keine Schuld haben. 
Das wird nachzuprüfen ſein. Solche Sachen dürfen 
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unter keinen Umſtänden vorkommen. Wenn das Woh⸗ 
nungsamt eine Wohnung zuweiſt, hat es auch dafür zu 
ſorgen, daß ſie frei iſt. Bei ſtrömendem Regen, wie wir 
ihn hatten, gehen die Leimfugen der Möbel auseinan⸗ 
der und der Betreffende hat ſchließlich ſtatt Möbel nur 
noch einen Haufen Brennholz. Wir möchten bitten, 
daß ſich der Senat, Abteilung für öffentliche Arbeiten, 
dafür einſetzt, daß zum mindeſten Notwohnungen ge⸗ 
ſchaffen werden, nicht allein in der Stadt, ſondern auch 
in den Landgemeinden, überall, wo es notwendig iſt. 
Wenn eine Partei durch einen Gerichtsbeſchluß hinaus⸗ 
geſetzt wird, muß ſie eine andere Wohnung bekommen, 
widrigenfalls müßte dahin gewirkt werden, daß, ſo⸗ 
lange keine Wohnung vorhanden iſt, niemand durch 
einen Gerichtsbeſchluß hinausgeſetzt werden kann. 
Entweder, man ſchafft eine Wohnung, damit der Be⸗ 
treffende hinausgebracht werden kann, oder man läßt 
ihn ſo lange ſitzen, bis eine Wohnung vorhanden iſt. 
Das bitten wir den Senat ſich ganz beſonders zu Her⸗ 
zen zu nehmen und für die notwendige Abhilfe zu 
ſorgen. (Bravo beim Zentrum.) i 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Grünhagen. 


Grünhagen, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Wir ſind natürlich damit einverſtanden, daß dieſer Ge⸗ 
ſetzentwurf dem Siedlungsausſchuß überwieſen wird. 
Ich möchte es aber doch nicht unterlaſſen, die Bedenken, 
die wir gegen dieſes Geſetz haben, zum Ausdruck zu 
bringen. Dieſes Geſetz will für eine beſtimmte Gruppe 
der Danziger Bevölkerung, die Beamten, ſtädtiſche und 
ſtaatliche Beamte, Angeſtellte und Arbeiter eine gewiſſe 
Vergünſtigung ſchaffen. An ſich wäre nichts dagegen 
zu ſagen, wenn dadurch die Möglichkeit geſchaffen 
würde, daß der Wohnungsbau gefördert wird. Aber wie 
liegen hier die Dinge? Ein Grundgehalt von 400 Gul⸗ 
den monatlich würde bei 15 Prozent einen Betrag von 
720 Gulden im Jahr, kapitaliſiert etwa 8000 Gulden, 
ergeben. Richtig iſt, was Herr Abg. Herrmann ſagte, 


daß für 10000 Gulden aus der Wohnungsbauabgabe 


keine Wohnung herzuſtellen iſt, und daß alle dieſe Leute, 
die ſelbſt bauen, oder für die die Genoſſenſchaften bauen, 
noch Geldmittel aufbringen müſſen, um ihre Wohnung 
fertig zu bekommen. Es iſt nun hier die Frage aufzu⸗ 
werfen: Wer gibt dieſe 8000 Gulden oder auch eine 
andere Summe? Es werden ſich hohe und niedere 
Summen je nach der Höhe des Grundgehalts ergeben. 
Wer gibt dieſes Geld? Der Staat? Herr Senator Dr. 
Volkmann wird darauf wohl antworten können. Die 
Frage iſt: Wer iſt außer dem Staat vorhanden, der Geld 
gibt? Man kann an die Landesverſicherungsanſtalt 
denken. Dann werden aber die Mittel, die dieſe 
öffentlichen Inſtitute haben, lediglich für eine be⸗ 
ſtimmte Perſonengruppe reſerviert, nur für Beamte, 
Angeſtellte und Arbeiter. Die Genoſſenſchaften, die 
heute nicht nur für Beamte, Angeſtellte und Arbeiter 
bauen, ſondern für die Allgemeinheit, ſind auch auf dieſe 
Geldquellen angewieſen. Wenn der Staat nicht das 
Geld gibt, würde die Folge ſein, daß die Geldmittel der 
öffentlichen Inſtitute für einen beſtimmten Kreis von 
Perſonen in Anſpruch genommen werden. Das iſt, 
glaube ich, nicht die Abſicht des Herrn Antragſtellers ge⸗ 
weſen. Deshalb wird es notwendig ſein, dieſes Geſetz 
im Ausſchuß einer eingehenden Prüfung zu unter⸗ 
ziehen. (Bravol links.) y 


Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Beratung zu Punkt 8 iſt geſchloſſen. 
er Aelteſtenausſchuß empfiehlt Ueberweiſung an den 
iedlungsausſchuß. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt 
ſo beſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 9 der Tagesordnung: 


Volkstag Danzig. — 121. Sitzung. 


Weiſe gebundenen Kleinbeſitz zu 
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Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die 
Ausgabe von Heimſtätten. — Urantrag des Abg. 
Herrmann und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1479. 


Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Der Volkstag hat am 14. Dezember 1921 einen Antrag 
Schwegmann und Genoſſen angenommen, der den 
Senat erſuchte, baldmöglichſt einen Geſetzentwurf vor⸗ 
zulegen, durch den das Reichsheimſtättengeſetz vom 
10. Mai 1920, ſoweit nötig unter Anpaſſung an die be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe der Freien Stadt, in Kraft geſetzt 
würde. Nachdem mehr als zwei Jahre nach dieſem 
Volkstagsbeſchluß vergangen waren, richtete der Abg. 
Dr. Eppich und die übrigen Mitglieder der Aba⸗Gruppe 
an den Senat die Kleine Anfrage, weshalb dem Be⸗ 
ſchluß keine Folge gegeben wäre und wann er beab⸗ 
ſichtige, dem Volkstag eine entſprechende Vorlage zu⸗ 
zuſtellen. Der Senat hat dahin geantwortet, daß nach 
ſeiner Auffaſſung die mit dem Reichsheimſtättengeſetz 
verfolgten Ziele ſich im weſentlichen durch Anwendung 
einer Reihe bereits beſtehender Geſetze verwirklichen 
ließen. Er führte auf das Wohnungsgeſetz, das Reichs⸗ 
ſiedlungsgeſetz, das geſetzliche Vorkaufsrecht; Erbbau⸗ 
recht, Eigentumsbeſchränkungen, Heimfall, Wieder⸗ 
kauf und Verſagung der Verkaufsgenehmigung. Der 
Senat gibt ſchon ſelbſt zu, daß nach ſeiner Anſicht nur 
im weſentlichen die mit dem Reichsheimſtättengeſetz 
verfolgten Ziele ſich durch acht von ihm aufgeführte 
Geſetze verwirklichen ließen. Die Betonung iſt hier 
zunächſt auf das „im weſentlichen“ zu legen. Es blei⸗ 
ben aber noch recht weſentliche Ziele, die ſelbſt durch 
die acht angeführten Geſetze nicht geregelt werden. 
Die rechtliche Eigenart der Heimſtätte beſteht noch ab⸗ 
weichend von den acht angeführten Geſetzen darin, daß 
ſie erſt überhaupt die Möglichkeit bietet, auf einfachſte 
ſchaffen 
Heimſtätte als dauernde Zufluchtsſtätte einer Familie 
zu erhalten, und zwar ſo zu erhalten, daß ſie dem je⸗ 
weiligen Eigentümer und deſſen Familie wegen per⸗ 
ſönlicher Schulden vor dem Zugriff Dritter durch das 
Verbot der Zwangsvollſtreckung geſichert iſt. Nur 
wegen in zuläſſiger Weiſe aufgenommener dinglicher 
Schuld könnte die Zwangsvollſtreckung betrieben wer⸗ 
den, was aber ſehr erſchwert iſt. Außerdem ſoll durch 
das Geſetz nicht nur die Heimſtätte dem Heimſtätter, 
ſondern es ſoll auch die Heimſtätte als ſolche erhalten 


werden. Es ſoll der einmal geſchaffene Kleinbeſitz auf 
abſehbare Zeit als Kleinbeſitz ſo billig, wie er einmal 


ausgegeben iſt, auch erhalten werden. Weswegen wir, 
außer den eben angeführten und über die Ziele der 
acht vom Senat angeführten Geſetze hinaus, ein Heim⸗ 
ſtättengeſetz verlangen, iſt auch, daß hier klare, über⸗ 
ſichtliche Verhältniſſe geſchaffen werden follen. Von 
dem Heimſtättengeſetz wird von den oberen Zehntau⸗ 
ſend kaum Gebrauch gemacht werden. Es wird das faſt 
nur der Fall ſein von den Minderbemittelten, von 
Arbeitern, Angeſtellten und Beamten der niederen 
Gehaltsgruppen. M. D. u. H.! Wer ſoll ſich in den acht 
vom Senat angeführten Geſetzen zurechtfinden? Selbſt 
Juriſten dürfte das nicht leicht fallen. Und nun erſt der 
Senat! Schon in einfachen Siedlungsangelegenheiten iſt 
manchem die Luſt vergangen, Auskünfte und Aufklä⸗ 
rungen vom Senat zu verlangen. Ein Heimſtätten⸗ 
recht, wie es durch Artikel 111 unſerer Verfaſſung 
vorgeſchrieben iſt, das jeder Familie der Freien 


Stadt die Möglichkeit erſchließt, eine Wohnheimſtätte 
oder bei beruflicher Vorbildung eine Wirtſchaftsheim⸗ 
ſtätte zu gewinnen, die ihrem Zweck dauernd geſichert 
iſt, iſt durch den Senat noch nicht geſchaffen worden 
Oder hat der Senat ſchon etwas getan, dem weiteren 
Teil dieſes Artikels 111 nachzukommen, der da ſagt, 


(©) 


und die (D) 
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(A) daß kinderreiche Familien, Kriegsbeſchädigte und In⸗ 


validen der Arbeit bei dem zu ſchaffenden Heimſtätten⸗ 
recht ganz beſonders zu berückſichtigen ſind? Ich ant⸗ 
worte: Nein. Er hat im Gegenteil alles getan, um dem 
nicht nachzukommen, was auch die Antwort auf die 
Kleine Anfrage der ABA -Gruppe beſagt, entgegen dem 
klaren Wortlaut des Artikels 111 unſerer Verfaſſung. 

M. D. u. H.! Heimſtättenbeſtrebungen ſetzten in 
Deutſchland bereits kurz nach 1880 ein. Verſuche zu 
einer Heimſtättengeſetzgebung ſind verſchiedene ge⸗ 
macht worden. Zwei Geſetzentwürfe ſind 1891, einer 
iſt 1904 beim Reichstag eingebracht worden. Leider 
iſt keiner von ihnen Geſetz geworden. Erſt während 
des Weltkrieges im Jahre 1915 ſetzten wieder ſolche 
Beſtrebungen in Deulſchland ein, und zwar mit dem 
Ziel der Gründung von Kriegerheimſtätten, 1916 
waren es bereits 3700 Behörden und Organiſationen, 
die dieſe Beſtrebungen unterſtützten, und am 24. Mai 
1916 nahm der Deutſche Reichstag einſtimmig eine 
Entſchließung an, durch die der Reichskanzler erſucht 
wird, die Beſtrebungen nach Schaffung von Heimſtätten 
für Kriegsteilnehmer oder deren verſorgungsberech⸗ 
tigte! Hinterbliebene tatkräftig zu fördern und Hald- 

möglichſt einer geſetzlichen Regelung zu unterziehen, 
mit dem Ziel, Rechtsgrundlagen zu ſchaffen, welche 
ſolche Heimſtätten dauernd ihrem Zweck erhalten. 
Aber ſo bald ſollte es zu einem Reichsheimſtättengeſetz 
nicht kommen. Der Krieg war zu Ende, aber das ge⸗ 
wünſchte Geſetz kam nicht zum Vorſchein. Da haben 
dann einzelne Länder für ſich Heimſtättengeſetze er⸗ 
laſſen, als erſtes das vormalige Herzogtum Braun⸗ 
ſchweig, dann Anhalt, Meiningen; und verſchiedene 
andere Staaten bereiteten ſolche Geſetze vor. Da 
wurde endlich am 10. Mai 1920 das Reichsheimſtätten⸗ 
geſetz angenommen, wenige Monate ſpäter, nachdem 
Danzig leider ſchon aus dem ſtaatsrechtlichen Ver⸗ 
bande des Deutſchen Reiches ausgeſchieden war. Aber 
auch andere Länder in Europa haben Heimſtättengeſetze 
erlaſſen, ſo Serbien, die Schweiz, Frankreich, Italien 
und ſchließlich auch die Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
amerika. 

Hierin ſollte Danzig nicht zurückbleiben. Die 
Heimſtättengeſetzgebung iſt als ein wichtiger Teil der 
allgemeinen Sozialpolitik aufzufaſſen. Sie ſoll dazu 
dienen, die wirtſchaftliche Lage der minderbemittelten 
Kreiſe der Bevölkerung zu beſſern. Es iſt eine alte 
Erfahrung, daß die Verteilung und Nutzung des 
Bodens von ausſchlaggebender Bedeutung für die 
Entwicklung der ſozialen und wirtſchaftlichen Ver- 
hältniſſe eines Staates iſt. Der Senat hat in dieſer 
Beziehung bisher recht einſichtslos gehandelt. Der 
vorliegende Geſetzentwurf ſoll ein Verlangen des 
Artikels 111 unſerer Verfaſſung erfüllen und den 
Senat dazu anhalten, der Verfaſſung mehr nachzu⸗ 
kommen, als er bisher dazu geneigt war. Ich bitte, den 
Entwurf dem Siedlungsausſchuß zu überweiſen. 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Der 
Aelteſtenausſchuß empfiehlt Ihnen auch Ueberweiſung 
an den Siedlungsausſchuß. Widerſpruch wird nicht 
laut, ich ſtelle feſt, daß demgemäß beſchloſſen iſt. Ich 
rufe auf Punkt 10 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
die Grundlagen für eine ſoziale Bau⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsbank. Urantrag des Abg. Herrmann und 
Fraktion. 


Druckſache Nr. 1480. Das Wort zur Begründung hat 
der Herr Abg. Herrmann. 

Herrmann, Abgeordneter (D, Soz.): M. D. u. H.! 
Das ganze Haus iſt ſich wohl darin einig, daß die Woh⸗ 
nungsnot ſobald wie möglich beſeitigt werden muß, 
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und daß die Beſeitigung mit den Mitteln, die das 7 


Wohnungsbaugeſetz in der jetzigen Faſſung aufbringt, 
wie ich bereits bei dem Entwurf eines Siedlungs⸗ 
geſetzes ausgeführt habe, in den nächſten 20 Jahren 
micht zu erreichen ſein dürfte. Ein Teil der Mitglieder 
dieſes Hauſes wünſcht die Mittel durch einen ats- 
ländiſchen Kredit aufzubringen. Von Regierungsſeite 
iſt uns ja ſchon wiederholt mitgeteilt worden, daß 
ausländiſche Kredite zum Wohnungsbau nicht zu 
haben ſeien. Aber angenommen, ſolch ein Kredit 
würde zu erlangen ſein, ſo müßte er mindeſtens 
100 Millionen Gulden betragen. Wenn dieſer Kredit 
in zehn Iharen getilgt werden ſollte, würden wir nach 
den zeitigen Zinsſätzen etwa 40 Millionen Gulden 
mehr zurückzahlen. Bei längerer Tilgung noch mehr. 

Dieſe großen Beträge müßten hiernach der Danziger 
Wirtſchaft entzogen werden. Das dürfte vollſtändig 
ausgeſchloſſen ſein. 

Meine Fraktion hat Ihnen nun einen Geſetz⸗ 
entwurf in der Druckſache Nr. 1480 vorgelegt, durch 
den Mittel zur Behebung, zunächſt der Wohnungsnot, 
auf andere Weiſe aufgebracht werden ſollen, ohne daß 
dadurch die Wirtſchaft belaftet wird und eine weitere 
Verſchuldung eintritt. Der Gedanke, ſoziale Bau- und 
Wirtſchaftsbanken zu errichten, iſt auch eines der völki⸗ 
ſchen Ziele in Deutſchland. Schon 1922 wurde von 
Gottfried Feder und Dr Buckeley dem bayeriſchen 
Miniſterium eine ausgearbeitete Denkſchrift über die 
ſoziale Bau- und Wirtſchaftsbank vorgelegt, die auch 
durchaus den Beifall und das lebhafte Intereſſe der 
zuſtändigen Miniſterien fand. (Dann ſind die Haken⸗ 
kreuzler mit dem Geld ausgerült links.) Warten 
Sie ab! — Bis ſie dann in die Hände der entgegen⸗ 
geſetzt intereſſierten Großbanken und kurzſichtigen 
We engstheoretiker geriet. Unſer Entwurf ſieht die 
Bau⸗ Wirtſchaftsbank als eine Abteilung der 
Bank von 2 ig vor. Da diefe Bank doch nur zum 
Vorteil des Staates und unter ſeiner Aufſicht ge⸗ 
ſchaffen iſt und ſteht, ſo wird es hoffentlich gelingen, 
etwaige entgegenſtehende Schwierigkeiten zu beſeitigen 
und etwaige Bedenken zu zerſtreuen. Vom Mecklen⸗ 
burger Landtag iſt ein derartiges Geſetz in einer auf 
die dortigen Verhältniſſe zugeſchnittenen Form bereits 
im Jahre 1924 angenommen worden. Das Geſetz 
konnte aber nicht veröffentlicht werden, weil das 
Reichsfinanzminiſterium als gehorſamer Sachwalter 
der Dawesleute Einwendungen machte. Inzwiſchen 
iſt auch im Reichstag ein derartiges Geſetz eingebracht 
worden, aber noch nicht zur Behandlung gekommen. 
(Wollen Sie nicht nach Mecklenburg auswandern? 
links.) Vorläufig nicht. — Im Thüringer Landtag 
wurde eine Entſchließung angenommen, durch die der 
dortige Finanzminiſter erſucht wird, bei dem Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen mit allem Nachdruck dahin zu 


A 


wirfen, daß dem Lande Thüringen die Genehmigung 


für eine ſolche Bank mit der Befugnis zur Ausgabe 
ſachwertgedeckter Baubankſcheine im Betrage von 
10 Millionen Mark erteilt wird. Dieſe Entſchließung 
trägt das Datum vom 3. Februar 1925 und iſt unter⸗ 
zeichnet von den Fraktionen des Thüringer Land⸗ 
bundes, der Deutſchen Volkspartei, der Deutſchnatio⸗ 
nalen Volkspartei und der Nationaliſtiſchen Freiheits⸗ 
partei. Die Beſeitigung der Wohnungsnot und die 
Wirtſchaft überhaupt verlangen nach billigen Krediten 
und dieſe werden durch die Bau⸗ und Wirtſchaftsbank 
vermittelt. Die Kredite oder Darlehen werden von 
ihr in Form von zinsloſen Kaſſenſcheinen gegeben, die 
durch Sachpfänder mindeſtens gleichen Wertes, z. B. 
zinsloſe Sicherheitshypotheken, Sicherheitsübereig⸗ 
nungen, Verpfändungen oder ähnliches gedeckt ſind 
und deren Rückzahlung aus den Wohnungsmieten 
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oder den Erträgniſſen der zu ſchaffenden Unternehmun⸗ 
gen oder Einrichtungen, bzw. durch Rückgabe der 
Kaſſenſcheine innerhalb der vereinbarten Friſten, 
längſtens innerhalb 20 Jahren geſichert iſt. 

Unſere Abſicht war, durch das vorgeſchlagene Geſetz 
für Arbeiter, Angeſtellte und Beamte dieſen Erleich⸗ 
terungen für den Erwerb oder die Errichtung eines 
Siedlungsbaues oder Hausgrundſtückes zu ſchaffen 
und durch die Bau⸗ und Wirtſchaftsbank nach Mög⸗ 
lichkeit allen denen, die für das erſte Geſetz nicht in 
Frage kommen. Dadurch, daß das Darlehn zinslos 
gegeben wird, es folen nur Zuſchläge oder Ver- 
gütungen für die Verwaltungskoſten bei der Hingabe 
von Darlehen und für die jährlichen Einzüge erhoben 
werden, wird es möglich ſein, daß das private Bau⸗ 
unternehmertum von der Einrichtung Gebrauch macht 
und die Wohnungsnot dann weſentlich ſchneller be⸗ 
ſeitigt werden würde. Daß dies erreicht wird, macht 
ein einfaches Beiſpiel klar. Eine Zweizimmerwoh⸗ 
mung koſtet im Einzelhaus heute etwa 15 000 Gulden. 
Ich nehme ein Haus an mit acht Zweizimmerwohnun⸗ 
gen und rechne da die Herſtellungskoſten mit 12% 
Tauſend Gulden für eine Wohnung. Das ganze Haus 
mit den acht Zweizimmerwohnungen würde dann 
100 000 Gulden koſten. Durch die Bau⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsbank wird folgendes erreicht: Hat der Bauherr 
50 000 Gulden aufgebracht und verbaut, jo kann er von 
der Bau⸗ und Wirtſchaftsbank ein zinsloſes Darlehn 
von 25 000 Gulden, und nachdem dies verbaut iſt, ein 
weiteres von 25 000 Gulden erhalten. Die Miete für 
eine Zweizimmerwohnung wird von der Gemeinde 
Danzig bei Erhebung der 100prozentigen Friedens⸗ 
miete mit 55 Gulden monatlich berechnet. Eine Bau⸗ 
genoſſenſchaft, die jetzt baut, kann, wie mir mitgeteilt 
wurde, bei billigſter Berechnung niedrigſtens eine 
Miete von 70 Gulden monatlich nehmen. Der Bau⸗ 
herr, der mit Hilfe der Bau- und Wirtſchaftsbank baut, 
und nur das halbe Baukapital zu verzinſen braucht, 
wird auch mit einem gewiſſen Verdienſt die Miete 
weſentlich niedriger feſtſetzen können. Sie könnte 
etwas höher als die Hälfte der vorhin angegebenen 
Miete betragen, alſo etwa 40 Gulden. Auf dieſe Weiſe, 
wenn hiernach das Bauen für das Unternehmertum 
lohnend wird und dazu noch Erleichterungen durch die 
Gemeinden hinzutreten, ich nenne Hergabe von billigem 
Gelände, Befreiung von Steuern auf eine Reihe von 
Jahren, würde die Wohnungsnot und damit auch die 
Wohnungszwangswirtſchaft in nicht zu langer Zeit 
beſeitigt werden. 

M. D. u. H.! Das vorgeſchlagene Geſetz ſoll ferner 
ein erſter Schritt zur Brechung der Zinsknechtſchaft 
ſein. Sogar der Herr Finanzſenator hat hier vor 
einiger Zeit harte Worte wegen der überaus hohen 
Zinsſätze der Banken gebraucht, aber es hat ſich danach 
noch nichts geändert. Wenn ich nicht irre, war auch 
damals ſchon der Diskontſatz der Bank von Danzig 
9 vom Hundert. Es ſteht zu erwarten, daß eine ſoziale 
Bau⸗ und Wirtſchaftsbank auch ſchließlich auf die 
Zinsſätze der Banken einen für die Wirtſchaft günſtigen 
Einfluß ausüben wird. Ich bitte, die Druckſache 
Nr. 1480 ebenfalls dem Siedlungsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. (Bravol) ; 

Präſident: Es ift der Antrag geſtellt worden, die 
Vorlage an einen Ausſchuß zu überweiſen. Ich war 
darüber unſchlüſſig, welchem Ausſchuß. (Abg. Herr⸗ 
mann: Es betrifft ſpeziell den Wohnungsbau!) Ich 
würde vorſchlagen dem Siedlungsausſchuß. (Senator 

„ Volkmann: Früher beſtand noch der Währungs⸗ 
autsſchuß!) Beſteht er noch? (Senator Dr Volkmann: 
Er iſt nie dispenſiert worden!) Die Mitglieder des 
Währungsausſchuſſes können ja in den Siedlungs⸗ 
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weiſung an den Siedlungsausſchuß vor. Ich höre 
keinen Widerſpruch; es iſt fo beſchloſſen. Wir kommen 

zu Punkt 11 der Tagesordnung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die 
Beſchränkung des Zinsfußes. — Urantrag des 

Abg. Hohnfeldt und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1524. Das Wort zur Begründung hat 

der Herr Abgeordnete Hohnfeldt. 
Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Nach den Worten meines Fraktionskollegen Herrmann 


zu dem vorigen Punkte habe ich eigentlich jetzt recht 


wenig auszuführen. Der Urantrag bezweckt eine Her⸗ 
abſetzung des Zinsfußes und gleichzeitig eine Ergän⸗ 
zung des Bürgerlichen Geſetzbuches über die Beſtim⸗ 
mungen bezüglich den Wucher. Er ſoll der allgemeinen 
ſchlechten Lage des Handels und Gewerbes in Danzig 
etwas gerecht werden. Wir müßten eigentlich fordern, 
daß der Diskontſatz der Bank von Danzig herabgeſetzt 
wird. Die jetzigen 9 Prozent ſind für Danzig zu hoch. 
Wir begegnen uns da mit den Wünſchen verſchiedener 
Fraktionen. Da die Regierung aber auf die Bank von 
Danzig wenig Einfluß hat, müßte in erſter Linie ver⸗ 
ſucht werden, die Privatbanken zu veranlaſſen, ihren 
Zinsſatz dem Zinsſatz der Bank von Danzig anzuglei⸗ 
chen, und auch das übrige Privatkapital müßte ver⸗ 
anlaßt werden, einen geringeren Zinsfuß zu nehmen. 
Der Zinsfuß, der augenblicklich in Danzig beſteht, 12 
bis 18 Prozent, iſt für unſere Wirtſchaft zu hoch. Wir 
wiſſen, daß eine Reihe von Betrieben, die ſich jetzt im 
Konkurs befinden, außer den allzu hohen Steuern auch 
moch das als Grund anführen, ſie wären von den Ban- 
ken, von denen ſie ſeinerzeit Kredit genommen hätten, 
abgewürgt worden. Ich erinnere an die letzten Kon⸗ 
kursmeldungen und an die Gerüchte, die überall im 
Umlauf ſind, den Konkurs von Dohm uſw. Es wird 
immer behauptet, daß dieſen Betrieben die Geldgeber, 
die Banken, die Kehle zugeſchnürt haben. Die Tages⸗ 
zeitungen verkünden heute, daß die Bankbeamten in 
Frankreich, die jetzt ſtreiken, die Forderung aufſtellen, 
die Banken unter Staatsaufſicht zu ſtellen. Das be⸗ 
gegnet dem Wunſche meiner Fraktion. Wir ſind auch 
der Meinung, daß der Staat eine gewiſſe Aufſicht auf 
die Banken ausüben muß. Nun wird behauptet, daß 
ein Teil der Banken in Danzig teilweiſe bankerott fei. 
Kapital fei nicht in genügendem Maße vorhanden, aus 
dieſem Grunde ſei das Geld zu teuer. Es iſt aber in 
der Hauptſache wohl der Mangel an erſpartem Kapital, 
der heute manchen Leuten die Möglichkeit gibt, einen 
höheren Zinsfuß zu fordern, als ihn die Wirtſchaft 
tragen kann. Das Betriebskapital fehlt und um dies 
Betriebskapital aufzubringen, geht man zu Leuten, die 
glauben, heute noch Wucherzinſen nehmen zu können. 
Nun wird geſagt, England wäre bedeutend reicher als 
Danzig, deshalb könne dort der Zinsfuß niedriger ſein 
als hier. Dieſer Einwand iſt ſehr ſchwer zu entkräften. 
Was heißt reicher? Heißt es reicher an Geldkapital, 
heißt es reicher an Betriebskapital? Das iſt ſchwer zu 
definieren. Viel leichter iſt es, dem Einwand zu be⸗ 
gegnen, der da jagt, wenn man nicht den nötigen Bins- 
fuß anbietet, wird man nicht genügend ausländiſches 
Kapital hinzuziehen können. Wir ſind aber der Mei⸗ 
nung, daß ſchon im Privatleben jemand, der allzu hohe 
Zinſen anbietet, ſeinem Geldgeber kaum kreditwürdi⸗ 
ger erſcheint. Je höhere Zinſen man anbietet, um ſo 
weniger kreditfähig wird man ſein. Infolgedeſſen 
wird der Mangel an Kapital immer größer werden. 
Nun hat der Finanzſenator verſchiedentlich angedroht, 
daß er zu Zwangsmaßnahmen übergehen würde, und 
man hat wiederholt verſucht, wirkſam Wucherbeſtim⸗ 


ausſchuß geſchickt werden, deshalb ſchlage ich Ueber⸗ (C) 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 
mungen einzuführen. Die letzte war das berühmte 
Leiſtungswuchergeſetz. 

Manche Entſcheidungen des Gerichts haben gerade 
beim Wohnungszinswucher zu der Ueberzeugung ge⸗ 
führt, daß das Geſetz vielleicht gut gedacht iſt. Es iſt 
aber wiederum auch zu bedauern, daß kleine Leute, 
die vielleicht 20 Gulden mehr fordern wie angängig 
erſcheint, als Wucherer ſchwer beſtraft werden. Ich bin 
der Meinung, daß gerade dieſe letzten Entſcheidungen 
des Gerichts abwegig ſind. Die Klagen der Leute, die 
infolge der Inflaſſon an den Rand des Verderbens 
gebracht wurden und jetzt durch das Leiſtungswucher⸗ 
geſetz belangt werden, find groß. Manu hört immer 
wieder: wie konnte ſolch ein Geſetz angenommen 
werden, wie konnte ein Mietzinswucher von 20 Gul⸗ 
den ſo hart beſtraft werden! Auf der auderen Seite 
läßt man Leute frei umherlaufen, die 18 Prozent und 
noch höhere Zinſen nehmen. Das liegt vielleicht an 
der Rechtsauffaſſung, die man von jeher in bezug auf 
den Wucher hatte. Man erinnert fiH ja an die pe- 
rühmte Entſcheidung im Fall Pariſer, wo man keinen 
Wucher zu ſehen glaubte, wenn der betreffende Geld⸗ 
ausleiher ein ſehr großes Riſiko einging. Dort hat 
man dem Geldverleiher in jeder Beziehung unter die 
Arme gegriffen. 

Wir haben den Geſetzentwurf betr. die Beſchrän⸗ 
kung des Zinsfußes eingebracht, um die Möglichkeit 
zu haben, einen übermäßigen Zinsfuß zu verbieten 
und derartige Vereinbarungen null und nichtig zu 
machen. Nach den Ausführungen, die von anderen 
Fraktionen gemacht worden ſind, hoffen wir, daß dieſer 
Geſetzentwurf bei Ihnen Zuſtimmung finden wird. 
Darüber, ob die Form des Geſetzes richtig iſt oder 
nicht, kann ſchließlich im Ausſchuß geſprochen werden. 
Ich bitte, dieſen Geſetzentwurf dem Wirtſchaftsaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. 

Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt worden, den 
Geſetzentwurf betr. die Beſchränkung des Zinsfußes 
dem Wirtſchaftsausſchuß zu überweiſen. Ich höre 
keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen worden. Wir 
kommen zu Punkt 12 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Zahlung einer einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe 
an Empfänger einer Rente nach den Reichs⸗ 
verſorgungsgeſetzen uſw. — Urantrag des Abg. 

Lehmann und Fraktion. 
Druckſache Nr. 1575. Das Wort zur Begründung hat 
der Herr Abg. Bergmann. 

Bergmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich will mich auf wenige Worte beſchränken. Der Ge⸗ 
ſetzentwurf zur Zahlung einer einmaligen Wirtſchafts⸗ 
beihilfe an Empfänger einer Rente nach den Reichs⸗ 
verſorgungsgeſetzen uſw. iſt von meinem Fraktious⸗ 
kollegen Lehmann eingebracht worden. Er iſt leider 
durch eine andere Sitzung verhindert, ihn ſelbſt zu be⸗ 
gründen. Ich möchte hier bei der erſten Beratung auch 


auf eine eingehendere Begründung verzichten. Wir 


werden uns darüber ja bei der zweiten Beratung län⸗ 
ger unterhalten können, nachdem der Geſetzentwurf 
im Ausſchuß genügend durchgeſprochen worden iſt. 
Ich bitte deshalb, die Druckſache Nr. 1575 dem Sozialen 


Ausſchuß zu überweiſen. 


Präſident: Das Wort hat der Abg. Arczynſki. 


Arczynſki, Abgeordneter (SPD): M. D. u. S. 


Meine Fraktion ſteht dieſem Antrage durchaus ſym⸗ 
pathiſch gegenüber. Wir werden der Ueberweiſung an 
den Ausſchuß zuſtimmen und dort eingehend prüfen, 
inwieweit der Antrag annehmbar erſcheint und inwie⸗ 
weit er verbeſſerungsfähig iſt. Ich will bei dieſer Ge⸗ 


legenheit darauf hinweiſen, daß die ſozialdemokratiſche (I 


Fraktion bereits vor Monaten einen ähnlichen Antrag 
geſtellt hat, der bis zum heutigen Tage nicht erledigt 
iſt. Merkwürdigerweiſe haben damals die Deutſch⸗ 
ſozialen einen anderen Antrag geſtelllt, aber darüber 
brauchen wir uns heute nicht mehr auseinanderzu⸗ 
ſetzen. Das wichtigſte iſt, daß wir uns im Prinzip 
darüber einig ſind, daß dieſen Kreiſen geholfen werden 
muß. Ich möchte auch darauf aufmerkſam machen, daß 
im Deutſchen Reich bereits durch ein Geſetz, das am 
1. Auguſt d. J. in Kraft getreten iſt, eine weſentliche 
Erhöhung der Renten zu verzeichnen iſt. Ich glaube, 
daß wir nach dem Prinzip verfahren werden, daß wir 
uns in bezug auf die ſoziale Fürſorge an das deutſche 
Beiſpiel anlehnen und auch hier das Notwendige tun. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es iſt der Antrag 
geſtellt worden, den Geſetzentwurf dem Sozialen Aus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Widerſpruch höre ich nicht; es iſt 
ſo beſchloſſen worden. Wir kommen zu Punkt 13 der 
Tagesordnung: 

Antrag der Frau Abg. Kalähne und Fraktion 
betr. Beſchaffung einer Erholungsſtätte für be⸗ 
dürftige Kleinrentner. 

Druckſache Nr. 1593. Das Wort zur Begründung hat 
Frau Abg. Kalähne. 

Kalähne, Frau Abgeordnete (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich glaube, daß es wohl kaum nötig iſt, in dieſem 
Hauſe über die Not der Kreiſe zu ſprechen, für die wir 
hier durch die Beſchaffung einer Erholungsſtätte eine 
gewiſſe Erleichterung herbeiführen wollen. Von allen 
Seiten des Hauſes iſt dieſe Not öfters betont worden, 
und alle waren ſich darin einig, daß man verſuchen 
müſſe, ſie zu lindern, ſoweit die Staatsfinanzen das 
zulaſſen. Wir haben den Antrag geſtellt, ein Er⸗ 
holungsheim für bedürftige Kleinrentner und ähnliche 
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Kreiſe zu ſchaffen. Ich denke dabei an ein Heim ähn⸗ 


lich wie es die Landesverſicherungsanſtalt in Pelonken 
im fünften Hof beſitzt, wo erholungsbedürftige, krank 
geweſene oder kranke Perſonen für einige Wochen 
oder Monate des Jahres auf Staatskoſten oder für ein 
ganz geringes Entgelt ſich wieder geſund pflegen kön⸗ 
nen. Es wird mir entgegengehalten werden, daß die 
Mittel unſeres Freiſtaates nicht ausreichen, ſolch ein 
Heim neu anzukaufen oder neu einzurichten. Soweit 
ich die Verhältniſſe kenne, glaube ich nicht, daß mein 
Antrag große Mittel benötigen wird. Wir haben 
Häuſer genug im Freiſtaat, die ſich für eine ſolche Ein⸗ 
richtung eignen. Ich weiß, daß für einen ſehr annehm⸗ 
baren Preis Baulichkeiten zu beſchaffen wären. Ich 
glaube, wenn der gute Wille im ganzen Hauſe vorhan⸗ 
den iſt, läßt ſich die Sache durchführen. Ich hoffe, daß 
unſer Antrag bei allen Parteien dieſes Hauſes Wider⸗ 
hall findet. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Arczynſki. 


Arczynſki, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich möchte gegenüber dieſem Antrag bemerken, daß er 
mir inſofern nicht gefällt, als hier nur von einer be⸗ 
ſtimmten Schicht unſerer Bürger die Rede iſt. Wir 
wollen nicht nur, daß den Kleinrentnern geholfen und 
vielleicht auch noch die Geſundheit des abgetretenen 
Senats oder vielleicht eines anderen Vereins geſchützt 
wird, ſondern wir wollen allen bedürftigen Danziger 
Bürgern die Fürſorge zuteil werden laſſen, die ſie not⸗ 
wendig brauchen. Man kann darüber ſtreiten, ob un⸗ 
ſere Danziger Verhältniſſe, beſonders unſere klima⸗ 
tiſchen Verhältniſſe geeignet ſind, wirkliche Erholungs⸗ 
ſtätten zu ſchaffen. Es läßt ſich darüber ſtreiten, ob 
man nicht in den Etat für ſoziale Angelegenheiten 
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(Arczynſki, Abgeordneter.) 
einen entſprechenden Betrag einſetzt, um dieſen und 
anderen Kreiſen, die eine Auffriſchung ihrer Geſund⸗ 
heit wirklich nötig haben, Gelegenheit zu geben, in 
bereits beſtehenden Heimen im Deutſchen Reich oder 
ſonſtwo Geneſung zu ſuchen. In der Form, wie der 
Antrag geſtellt iſt, iſt er für uns nicht ganz annehm⸗ 
bar. Wir wollen ihn aber in ſeine einzelnen Beſtand⸗ 
teile zerlegen. Was brauchbar iſt, wollen wir nehmen, 
und was unbrauchbar iſt, wollen wir verbeſſern. Wir 
find auch dafür, daß der Antrag im Sozialen Ausſchuß 
einer eingehenden Prüfung unterzogen wird. 
Präſident: Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. 
| Die Beſprechung ift geſchloſſen. Es ift vorgeſchlagen 
l worden, den Antrag an den Sozialen Ausſchuß zu 
überweiſen. Widerſpruch höre ich nicht; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen worden. Wir kommen zum letzten Punkt 
unſerer Tagesordnung: 

Antrag des Abg. Mayen und Gen. betr. Aen⸗ 
derung des Geſetzes zur einheitlichen Durch⸗ 
führung des Sechsuhrladenſchluſſes. 

Druckſache Nr. 1535. Zur Begründung hat das Wort 
der Herr Abg. Mayen. 

Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Der 
vorliegende Antrag bezweckt im weſentlichen eine 
redaktionelle Aenderung des 8 10 des Artikels 1 des 
Geſetzes zur einheitlichen Durchführung des Sechs⸗ 
uhrladenſchluſſes vom 16. Juli 1923. Der $ 10 des Mr- 
tikels 1 wollte verhindern, daß bei jeder Gelegenheit 
der Sechsuhrladenſchluß durchbrochen wird, und daß 
man ganz allgemein eine Verlängerung des Laden⸗ 
ſchluſſes bis 7 Uhr bei ſolchen Gemeinden durchführt, 
die mehr als 3000 Einwohner haben. Der Demobil⸗ 
machungskommiſſar, der die Berechtigung hat, eine 
Verlängerung bei kleinen Gemeinden bis 3000 Ein⸗ 
wohner durchzuführen, hat eine andere Auslegung 

(B) dieſes Paragraphen beliebt. Wir ſehen uns infolge⸗ 
deſſen veranlaßt, eine redaktionelle Reglung dieſes 
Paragraphen durchzuführen, um falſche Auslegungs⸗ 
verſuche in Zukunft zu verhindern. Als im Mai 
dieſes Jahres der Ladenſchluß in Zoppot ſowohl 
wie in Oliva bis 7 Uhr verlängert wurde, 
erhoben wir dagegen beim Senat Einſpruch, weil 
es mit den geſetzlichen Beſtimmungen im Wider⸗ 
ſpruch ſtand. Beim Senat fanden wir kein Verſtänd⸗ 
nis für unſere Wünſche. Dagegen äußerte ſich auch der 
Senator, der ſich ſehr warm der Angelegenheit ange⸗ 
nommen hat, Herr Senator Senftleben, durchaus in 
unſerem Sinne. Er ſchrieb mir auf meine Anfrage, 
daß er durchaus unſern Standpunkt teile. Das hat 
aber auch nicht genügt, um eine Aufhebung der Ver⸗ 
fügung des Demobilmachungskommiſſars zu bewir⸗ 
ken. Im Gegenteil hat uns Herr Senator Runge 
ſeinerzeit mitgeteilt, daß die vom Demobilmachungs⸗ 
kommiſſar erlaſſene Verfügung weder durch ein 
Rechtsmittel noch durch eine Beſchwerde anfechtbar 
wäre, ſo daß eine andere Möglichkeit zur Reglung 
dieſer Angelegenheit nicht gegeben war als die Aen⸗ 
derung des Geſetzes. Wir bitten Sie, der Ueberweiſung 
des Antrages an den Sozialen Ausſchuß zuzuſtimmen, 
wo wir die Angelegenheit weiter bearbeiten werden. 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Leu. 

Leu, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Das Ge- 
ſetz zur Durchführung des Sechsuhrladenſchluſſes iſt 
ein Schutzgeſetz für die Angeſtellten. Der $ 10 will 
Ausnahmen zulaſſen. Dieſer vorliegende Antrag be⸗ 
zweckt inſofern eine Verbeſſerung, als die beteiligten 
Kreiſe zu hören ſind, die bei dem jetzt beſtehenden Ge⸗ 
nicht gehört zu werden brauchen, ſondern nur die Auf⸗ 
ſichtsbehörden. Wir werden deshalb dem Antrage zu⸗ 
ſtimmen, ebenſo auch der Ueberweiſung an den Aus⸗ 
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ſchuß. Wir werden aber auch dort die Frage gründlich 
zu prüfen haben, ob nicht der § 10 überhaupt ver- 
ſchwinden kann. Ich kann mir nicht vorſtellen, daß eine 
Angeſtelltenorganiſation beantragen wird, den Sechs⸗ 
uhrladenſchluß zu überſchreiten. Sie wird das im 
Intereſſe der von ihr vertretenen Mitglieder nicht 


tun. Ich glaube, daß, ſolange das Geſetz in Kraft ge⸗ 


weſen iſt, gar kein Anlaß vorgelegen hat, den Sechs⸗ 
uhrladenſchluß überhaupt zu durchbrechen. Wir wer⸗ 
den uns im Ausſchuß eingehend darüber unterhalten 
müſſen, ob dieje Ausnahmen nicht überhaupt ver- 
ſchwinden können; denn wir müſſen mehr als bisher 
in unſerer wirtſchaftlichen Notlage darauf Bedacht 
nehmen, die Arbeitszeit nicht zu verlängern. Dann 
müſſen wir uns auch darüber klar werden, ob wir dem 
Demobilmachungskommiſſar dieſe weitgehenden Be⸗ 
fugniſſe weiterhin übertragen; denn wir haben zu 


dieſem Demobilmachungskommiſſar abſolut kein Ver⸗ 


trauen. Ich glaube auch, daß ich darin mit meinem 
Kollegen Mayen konform gehe. Aus dieſem Grunde 
iſt es notwendig, daß wir im Ausſchuß die von mir 
angeführten Tatſachen ganz eingehend beſprechen. Wir 
werden dann ſchließlich auch zu einer Verbeſſerung des 
Geſetzes kommen, weil, ſo glaube ich, alle Angeſtellten⸗ 
vertreter in dieſem Sinne ſtimmen werden. (Bravo! 
links.) 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen, da 
Wortmeldungen nicht mehr vorliegen. Es iſt der An⸗ 
trag geſtellt, die Vorlage an den Wirtſchaftsausſchuß 
zu überweiſen. (Abg. Grünhagen: Sozialen Ausſchuß!) 
Es werden nun der Soziale und der Wirtſchaftsaus⸗ 
ſchuß vorgeſchlagen. (Abg. Mayen: Ich habe Sozialen 
Ausſchuß beantragt!) Der erſte Vorſchlag war Sozialer 
Ausſchuß. Ich bitte die Damen und Herren, die für 
Ueberweiſung an den Sozialen Ausſchuß ſind, ſich von 
ihren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen worden. 

Wir ſind am Schluß der Tagesordnung. Darf ich 
Ihnen Vorſchläge machen? Wir hatten für morgen im 
Aelteſtenausſchuß nur die Abgabe einer Regierungs⸗ 
erklärung und den Reſt von heute vorgeſehen. Die 
zweiten Beratungen wollten wir wegen der neuen Re⸗ 
gierung zurückſtellen, da man nicht wußte, wie ſich die 


neue Regierung dazu ſtellen würde. Im Auftrage des 


Aelteſtenausſchuſſes habe ich daher für die nä ch fte 
Sitzung am Freitag, den 21. Auguſt, nachmittags 
3 Uhr 30, nur die Abgabe einer Regierungserklärung 
als Tagesordnung vorzuſchlagen. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort Herr Abg. Mau. 

Man, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Wir 
beantragen, morgen außer der Regierungserklärung 
noch die Druckſache Nr. 1489 auf die Tagesordnung zu 
ſetzen. Dazu liegt die Zuſtimmung faſt aller Frak⸗ 
tionen vor. Es handelt ſich um eine Angelegenheit der 
Rentenempfänger. Die erhöhten Renten werden in 
Deutſchland ſchon ſeit dem 1. April ausgezahlt. Hier 
kann das nicht geſchehen, bevor das Geſetz nicht verab⸗ 
fe iſt. Wir könnten das morgen ſehr gut er⸗ 
edigen. 


Präſident: Ich kann hier nur den Vorſchlag des 
Aelteſtenausſchuſſes wiedergeben. Das Haus muß 
entſcheiden, ob dieſer Punkt auf die Tagesordnung 
geſetzt werden ſoll. Sie haben den Antrag gehört. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dafür find, die An⸗ 
gelegenheit als Punkt 2 morgen auf die Tagesordnung 
zu ſetzen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Der Antrag iſt angenommen. 
Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 6 Uhr 25 Minuten.) 
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122, Sitzung. 


Freitag, den 21. Auguſt 1925. 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Splett eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. 
Sahm, ſtellvertretender Präſident des Senats Gehl; 
Senatoren Boetzel, Dr. Frank, Fuchs, Dr. Kamnitzer, 
Kurowski, Dr. Leske, Loops, Ramminger, Runge, 
Dr. Schwartz, Siebenfreund, Dr. Strunk, Dr.: Boli- 
mann, Dr. Wiereinski; Staatsrat Claaßen, Oberregie⸗ 
rungsrat Dr. Grentzenberg. l 4 

Vizepräſident Splett: Ich eröffne die 122. Sitzung 
des Volkstages. Vor Eintritt in die Tagesordnung 
möchte ich Ihnen ein Schreiben des Senats bekannt⸗ 
geben: (Zwiſchenrufe links.) i 

Der Senat hat in feiner heutigen Sitzung beſchloſſen, 
die Verteilung der Geſchäfte, ſoweit es ſich um An⸗ 
gelegenheiten des Staates handelt, unter ſeine Mit⸗ 
glieder wie folgt vorzunehmen: ; 

Präſidialabteilung und auswärtige Angelegen⸗ 
heiten: Präſident Dr. Sahm; 

Abteilung des Innern: Senator Dr. Schwartz; 

Abteilung für kirchliche Angelegenheiten: Senator 
Dr. Schwartz; 3 

Abteilung für Betriebe, Verkehr und Arbeit: Se⸗ 
nator Runge; 

Finanzabteilung: Senator Dr. Volkmann; 

85 für Handel und Gewerbe: Senator Dr. 
rank; 


2 
Juſtizabteilung: Senator Dr. Schwartz; 


b; 
Abteilung für Landwirtſchaft, än Forſten: 
Senator Dr. Frank; ae 


Leske; ag für Öffentliche Arbeiten; Senator Dr. 
eske; 
Abteilung für ſoziale und geſundheitliche Anger 
legenheiten: Senator Dr. Wiereinski; 5 i £ 
Abteilung für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Senator Dr. Strunk. g 
Wir treten in die Tagesordnung ein, und kommen 
zu Punkt 1: . 8 
Abgabe einer Regierungserklärung: 
Das Wort hat der Herr Senatspräfident Dr. Sahm. 


Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. H.! 
Bevor ich die Regierungserklärung abgebe, bitte ich, fol⸗ 
gende beſondere Erklärung abgeben zu dürfen n 

Im Namen der im Senat verbliebenen Mitglieder 
habe ich den Herren, die Jahre hindurch als Senatoren 
im Nebenamt tätig geweſen ſind, herzlichen Dank aus⸗ 
zuſprechen. Insbeſondere gebührt dieſer Dank Herrn 
Dr. Ziehm, der 48/4 Jahre hindurch das Amt eines ſtell⸗ 
vertretenden Präſidenten des Senats verſehen hat. (Bravo 
rechts. — Zwiſchenrufe links). - 

Die Regierungserklärung lautet, wie folgt: 

In ſchwerer Zeit übernimmt der Senat in feiner 
neuen Zuſammenſetzung die Geſchäfte des Staates. 
(Um alles beim Alten zu laſſen! bei den Kommuniſten.) 
Die Wirtſchaft, mit der das Leben eines jeden Staates 
aufs engſte verknüpft ift, liegt darnieder. Die Arbeits- 
loſenziffer hat eine furchtbare Höhe erreicht. 

Die Urfachen hierfür liegen, wie faſt in der ganzen 
Welt, zum Teil in der allgemeinen wirtſchaſtlichen 

Depreſſion. Hier kann nur ein allmählicher Aufbau 


anſieht, als ihre vornehmſte Pflicht. 


und Geſundungsprozeß Hilfe bringen. Umſomehr muß (©) 


die Regierung eines Staates darauf ſehen, daß nicht 
neben dieſe allgemeinen, nur allmählich und langſam 
behebbaren Urſachen wirtſchaftlicher Not noch weitere 
vermeidbare Belaſtungen der Wirtſchaft treten, die die 
Not noch vergrößern und den Staat an den Rand des 
Abgrundes bringen können. 

Für Danzig bedeutet dies außenpolitiſch, daß zu der 
Nachbarrepublik Polen ein Verhältnis gefunden werden 
muß, das den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen beider Staaten 
vollauf gerecht wird. Der Senat in ſeiner neuen Zu⸗ 
ſammenſetzung ſtellt ſich ausdrücklich und loyal auf den 
Boden der durch den Vertrag von Verſailles geſchaffenen 
Verhältniſſe und der zur Ausführung dieſes Vertrages 
zwiſchen Danzig und Polen geſchloſſenen Verträge. 
Er erwartet von der Regierung der Republik Polen 
die Achtung der ſtaatlichen Selbitändigkeit Danzigs und 
des überkommenen und völkerrechtlich anerkannten 
deutſchen Charakters, ſowie für eee der 
beſtehenden Verträge volle Gegenſeitigkeit. Innerhalb 
der durch die Verträge geſchaffenen Grenzen auftauchen⸗ 
de Streitpunkte wünſcht der Senat durch beiderſeits in 
freundſchaftlichem Geiſte geführte Verhandlungen von 
Regierung zu Regierung ſo ſchnell wie möglich zu er⸗ 
ledigen. Der Senat wird es ſich angelegen ſein laſſen, 
daß die Freie Stadt Danzig mit allen Kulturſtaaten 
gute Beziehungen unterhält, für deren Pflege die hier 
beſtehenden Konſulate wertpolle Dienſte leiſten. Dies 
gilt beſonders für diejenigen Staaten, mit denen Danzig 
durch gemeinſame wirtſchaftliche Intereſſen verbunden iſt. 

Der Senat erwartet, daß der Völkerbund und ſeine 
Inſtanzen und Organe unparteiiſch und gerecht ihre 
ſchützende und entſcheidende Tätigkeit gegenüber der 
Freien Stadt Danzig in vollem Umfange ausüben werden. 

Die Regierung wird ſich die Wahrung des deutſchen 
Kulturbeſitzes angelegen ſein laſſen und zwecks Förderung 
von Bildung, Kunſt und Wiſſenſchaft innige kulturelle 
Beziehungen mit dem deutſchen Volke pflegen. (Ver⸗ 
elendung der Arbeiterſchaſt! bei den Kommuniſten.) 

Die Regierung wird die Rechte der nationalen, 
politiſchen und religiöſen Minderheiten zu wahren wiſſen 
und wird es nicht dulden, daß ein Staatsbürger um 
ſeiner Abſtammung, Geſinnung oder Religion willen in 
ſeinen Rechten verkürzt und in ſeiner Tätigkeit behindert 
werde. Den Angehörigen anderer Staaten gegenüber 
wird ſie eine Haltung einnehmen, wie es für einen 
Kulturſtaat Pflicht und für einen Handelsſtaat Not- 
wendigkeit ift. 
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Jeder nationaliſtiſchen Verhetzung, von welcher Seite 


ſie auch kommen mag, wird entgegengetreten werden. 

Die Regierung betrachtet die Förderung der Wirt⸗ 
ſchaft, als deren Träger ſie Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
Bei allen Maß⸗ 
nahmen wird ſich die Regierung von dem Beſtreben 


leiten laſſen, Handel und Wandel, Arbeit und Verkehr. 


zu fördern. 


Es ſoll verſucht werden, eine weitere Vereinfachung 
des Steuerſyſtems und Entlaſtung der Wirtſchaft vom 
Steuerdrucke herbeizuführen, jedoch ſoll ſtreng an dem 
Grundſatze feſtgehalten werden, daß Einnahmen und 
Ausgaben in dem Staatshaushalte und der Rechnung 
im Gleichgewicht bleiben und daß keine Ausgabe ohne 
Deckung geleiſtet wird. 

Durch die Verträge iſt eine enge Verbindung 
der Danziger Wirtſchaft mit der Polens geſchaffen. 
Wir geben dem dringenden Wunſche Ausdruck, daß 
möglichſt bald eine ſtetige Zollpolitik eingeführt werden 
kann. Die bedeutſame Frage der Verteilung der Zoll⸗ 
einnahmen wird, wie wir hoffen, im Wege friedlicher 
Vereinbarung eine baldige Löſung finden. Das Intereſſe 
Danzigs, das fih hierin durchaus mit dem Intereſſe 
Polens deckt, erfordert einen beſchleunigten, den neu⸗ 
zeitlichen Verkehrsanforderungen genügenden Ausbau 
unſeres Hafens, ſowie eine der Wirtſchaft förderliche 
Eiſenbahntarifpolitik. > 

Mit großer Sorge erfüllen uns die Rückwirkungen, 
welche die Minderung der äußeren Kaufkraft des Zloty 
und die von Polen getroffenen Abwehrmaßnahmen auf 
das Danziger Geſchäftsleben und auf die Finanzen der 
Freien Stadt ausüben. Die wichtige wirtſchaftliche 
Funktion Danzigs, den Güteraustauſch von und nach 
Polen zu vermitteln, kann nicht erfüllt werden, ſolange 
der Zahlungsverkehr zwiſchen Polen und Danzig 
durch Deviſenbeſchränkungen gelähmt ift. Der Senat 
wird ſofort mit Polen über Erleichterungen auf dieſem 
Gebiet verhandeln und ſpricht ſchon jetzt die Hoffnung 
aus, daß die polniſche Regierung im Intereſſe eines 
guten, wirtſchaftlichen Zuſammenwirkens Danzigs und 
Polens die Zahlungsverbote und Erſchwerniſſe für 
Danzig erleichtern wird. 
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A) Dr. Sahm, Präſident des Senats 


Von allen Erwerbsſtänden erwartet der Senat Ver⸗ 
ſtändnis für die allgemeine Notlage. Er wird die größte 
Aufmerkſamkeit der Beſeitigung von Mißſtänden zu- 
wenden, die ſich aus der übertriebenen Spanne zwiſchen 
Erzeugung und Erwerb auf der einen Seite und dem 
Verkaufspreis auf der anderen Seite ergeben. 
Um die geſtellten Aufgaben erfüllen zu können, hält 
der Senat die größte Sparſamkeit im Staatshaushalte 
für unbedingt erforderlich. à : 

Er hält es im Intereſſe des Staates für unerläßlich, 
daß erneut mit allem Ernſte geprüft werde, ob durch 
eine zweckmäßige Reorganiſation der Staatsverwaltung, 
wie auch der Kreisverwaltungen die Zahl der Beamten 
vermindert werden kann. (Das heißt der unteren! Bei 
den Kommuniſten.) Als eine wichtige Aufgabe in dieſer 
Richtung betrachtet er vornehmlich die Reorganiſation 
der Polizei, deren Kaſernierung jedoch beſtehen bleibt. 

Wohlerworbene Beamtenrechte ſollen gewahrt, das 
Berufsbeamtentum ſoll aufrecht erhalten werden. Bei 
der Beſetzung aller Beamten, Angejtellten- und Arbeiter⸗ 
ſtellen wird nur auf eine entſprechende Eignung geſehen 
werden. Kein Beamter, Angeſtellter oder Arbeiter des 
Staates wird auf Grund ſeiner politiſchen Anſichten 
oder ſeiner religiöſen Ueberzeugung zurückgeſetzt oder 
bevorzugt werden. (Na, ma! und Zwiſchenrufe links.) 

Die beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen über den 
Achtſtundentag follen nicht verſchlechtert werden. (Abg. 
Fr. Kreft: Die find ſchon ſchlecht genug!) Die Regierung 
wird dem Volkstag alsbald Vorlagen zugehen laſſen, 
welche den Ausbau Ba geſetzlichen Verordnungen über 
den Schutz der Arbeit zum Gegenſtande haben. Hierbei 
handelt es ſich in erſter Linie um die Bildung der nach 
Artikel 115 Abſatz 1 der Verfaſſung vorgeſehenen Be⸗ 
triebsausſchüſſe, von denen die Regierung die Förderung 
des Arbeitsfriedens und damit der ungeſtörten Fortent⸗ 
wickelung des Wirtſchaftslebens erwartet. 

In gleicher Weiſe wird die Regierung mit Be⸗ 
ſchleunigung prüfen, ob die im Entwurf bereits vorlie- 
genden Geſetze über die Bildung von Arbeiter- und 
Angeſtelltenkammern gemäß Artikel 115, Abſatz 2 der 
Verfaſſung geeignet ſind, die vorbezeichnete Aufgabe zu 
fördern oder ob zur Erfüllung der Beſtimmungen dieſes 
Artikels andere Wege einzuſchlagen ſind. 

Die ſoziale Fürſorge ſoll mit den hierfür verfügbaren 
Mitteln und in den Grenzen wirtſchaftlicher Tragfähig⸗ 
keit ausgebaut werden. Die Regierung wird im Rahmen 
der produktiven Arbeitsloſenfürſorge weitere Maßnahmen 
treſſen, um möglichſt viele Arbeitsloſe wieder der Arbeit 
zuzuführen. 

In der Frage der Wohnungspolitik wird die Re⸗ 
gierung eingehend prüfen, ob durch eine zweckmäßige 
Bodenpreispolitik, durch weitgehende Förderung der 
freien Bautätigkeit und durch Aufnahme einer auswär⸗ 
tigen Anleihe der Wohnungsnot wirkſam begegnet 
werden kann. > (zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) 

In der finanziellen Regelung der Beziehungen 
zwiſchen Staat und Kirche, wie ſie durch die Verfaſſung, 
die Geſetze und den Haushaltsplan in ihren Grundlinien 
feſtgelegt ſind, wird eine Aenderung in Zukunft nicht 
eintreten. (Abg. Raſchke: Ich dachte immer, Religion 
wäre Privatſache.) 2 

Auf dem Gebiet der Schule gibt die Verfaſſung dem 
Senate die Richtſehnur ſeines Handelns. Im Intereſſe 
der Jugend wie der Schule wird er jeder parteipolitiſchen 
Betätigung im geſamten Schulweſen entgegentreten. 

Der Senat erwartet bei der Durchführung der ſchwie⸗ 
rigen Aufgaben, die er ſich geſtellt hat, die Unterſtützung 
aller Kreiſe des Volkstages und der Bevölkerung, die 

wirklich das Wohl Danzigs wollen. Schwer und ernſt 
iſt die Zeit! Nur durch treue Mitarbeit aller am Ge⸗ 
ſamtwohl kann es uns gelingen, der Schwierigkeiten 
Herr zu werden. (Lebhafte Zuſtimmung und Bravo. — 
Abg. Raſchke: Bei Philippi ſehen wir uns wieder!) 


Vizepräſident Splett: Wir kommen zu Punkt 2 der 
Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aenderung der Berechnung der Renten aus 
der Invalidenverſicherung. 

Druckſache Nr. 1499 zu Nr. 1355. Bericht des Aus⸗ 
ſchuſſes für Soziale Angelegenheiten. Schriftlicher Bericht 
liegt vor. Ich rufe auf Artikel 1. Das Wort hat der 
Herr Abg. Gebauer. i 

Gebauer, Abgeordneter (8. P. D.): Seit April ds. Js. 
iſt bereits dies uns jetzt vorliegende Geſetz in Deutſch⸗ 
land in Wirkſamkeit getreten. Auch in Danzig hat der 


Senat bereits im Monat Mai dem Hauſe dieſen Geſetz⸗ 


entwurf vorgelegt. Der Soziale Ausſchuß hat ihn damals 


einſtimmig angenommen. Es lag an den Verhältniſſen, 
daß ſich ſeine Verabſchiedung bisher verzögert hat. Der 
Entwurf bringt einige kleinere Verbeſſerungen gegenüber 
dem bisherigen Stande. Wir werden ihm ſelbſtverſtändlich 
zuſtimmen. Wir hoffen, daß der Senat ſchon die ge⸗ 
nügenden Vorbereitungen für dieſen Geſetzentwurf getroffen 
hat, ſo daß die Nachzahlungen ſchon in den nächſten 
Tagen erfolgen können. Der Geſetzentwurf gilt vom 
1. April ds. Is. ab. Ich hoffe, daß die Danziger Nenten- 
empfänger in den nächſten Tagen das erhalten, was in 
Deutſchland ſeit Monaten gezahlt wird. Vor uns liegt 
ein Antrag der Zentrumsfraktion, der eine Abänderung 
der Kinderzulagen bringt. Nach den bisherigen Be- 
ſtimmungen und nach den Ausführungsbeſtimmungen 
des Senats zu dem Geſetzentwurf follen die Kinderzulagen; 
10% der Rente betragen, während in Deutſchland die 
Kinderzulagen 3 Reichsmark pro Kind ausmachen. Wir 
haben im Sozialen Ausſchuß erklärt, daß wir mit der 
ſozialen Geſetzgebung des Deutſchen Reiches gleichen 
Schritt halten wollen und wünſchen, daß dieſelben Kinder⸗ 
zulagen wie im Deutſchen Reiche gezahlt werden. Die 
Zentrumsfraktion hat einen entſprechenden Antrag for⸗ 
muliert, dem wir zuſtimmen werden. Ich hätte noch; 
eine Bitte an den Senat. In Deutſchland iſt ber eits 
eine zweite Aenderung eingetreten, nämlich eine Erhöh ung 
der Invalidenrente um 4 Mark pro Monat. Ich hoffe, 


daß der Senat auch dieſem Vorgehen folgen wird. Weiter 


möchte ich bitten, daß die in Deutſchland in letzter Zeit 
zur Annahme gelangten neuen Beſtimmungen hinſich tlich 
der Angeſtelltenverſicherung, der Unfallverſicherung, und des 
Reichsverſorgungsgeſetzes, beidenen weſentliche Aenderungen 
vorgenommen wurden, Zug um Zug auch in Danzig 
übernommen werden, damit dieſelben Beträge baldigſt 
auch hier gezahlt werden können. (Bravo! links.) 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen zu 
Artikel 1 liegen nicht vor. Wenn keine beſondere Ab⸗ 
ſtimmung gewünſcht wird, ſtelle ich feſt, daß Artikel 1 
angenommen iſt. Das iſt der Fall. Nun liegt folgender 
Antrag der Zentrumsfraktion vor, Druckſache Nr. 15 65 
Wir beantragen: 
I. Hinter Artikel 1 des Geſetzentwurfs tritt folgender 


Artikel 2 
Artikel 2. 
f Der § 1291 der Reichsverſicherungsordnung erhält 
folgende Faſſung: 

Hat der Empfänger der Invalidenrente Kin der unter 
achtzehn Jahren, ſo erhöht ſich für jedes von ihnen die 
Invalidenrente um jährlich 45 Gulden. 

Bei Gewährung des Kinderzuſchuſſes werden ehelichen 
Kindern gleichgeſtellt: 

1. die für ehelich erklärten Kinder, 

2. die an Kindes Statt angenommenen Kinder, 

3. die Stiefkinder und die Enkel, wenn fie vor Ein⸗ 

tritt der Invalidität von dem Nentenempfänger 
unentgeltlich unterhalten worden ſind, 

4. die unehelichen Kinder, wenn die Vaterſchaft des 

Rentenempfängers feſtgeſtellt ift. 
Für uneheliche Kinder, die das ſechzehnte Lebensjahr 
vollendet haben, ſowie für Stiefkinder und Enkel wird 
der Kinderzuſchuß nur gewährt, ſolange ſie von dem 
Rentenempfänger unterhalten werden. Jede Aenderung 
der Rente durch Hinzutritt oder durch Ausſcheiden eines 


Kindes wirkt vom erſten Tage des auf die Aenderung 


folgenden Monats ab. 
II. Artikel 2 des Geſetzentwurfs wird Artikel 3 und 
Artikel 3 des Geſetzentwurfs wird Artikel 4. 
Das Wort zur Begründung dieſes Abänderungsantrages 
hat der Herr Abg. Hoppe. 

Hoppe, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Zur Be⸗ 
gründung des von meiner Fraktion geſtellten Antrages, 
der in Druckſache Nr. 1565 vorliegt, nur einige kurze 
Worte. Durch den Abänderungsantrag fol dem § 1291 
der Reichsverſicherungsordnung dieſelbe Faſſung gegeben 
werden, wie ſie jetzt im Deutſchen Reiche beſteht. Nach 
den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen, die hier gelten, 
wurde nur ein Kinderzuſchuß von einem Zehntel der 
Invalidenrente bis zum Höchſtbetrage des eineinhalb⸗ 


fachen Betrages der Rente an und für ſich gewährt. 


N 
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Der Abänderungsantrag, den wir geſtellt haben, bringt 


demnach eine erhebliche Verbeſſerung für die Invaliden⸗ 


rentner mit Kindern. Die Mehrbelaſtung, die der Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt durch unſeren Antrag erwächſt, kann, 
wie unſere dortigen Informationen ergaben, von der 
Landesverſicherungsanſtalt ſelbſt aus den laufenden Ein⸗ 
nahmen, wenigſtens zur Zeit, gedeckt werden. Wir bitten 
Sie, dieſen Antrag anzunehmen. 

Vizepräſtdent Splett: Weitere Anträge und Wort- 
meldungen liegen nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. 
Ich darf wohl ohne weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß 
der Abänderungsantrag, Druckſache Nr. 1565 angenommen 
ift. Ich rufe auf den bisherigen Artikel 2. Wort- 
meldungen liegen nicht vor. Ich darf wohl ohne weitere 
Abſtimmung feſtſtellen, daß dieſer Artikel angenommen 
iſt. Ich rufe auf Artikel 3. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. 


genommen iſt, desgleichen Einleitung und Ueberſchrift: 
„Geſetz über Aenderung der Berechnung der Renten aus 
der Invalidenverſicherung.“ Es wird die dritte Leſung 
beantragt. Widerſpruch wird nicht laut; wir kommen 
; „ 


Ich darf wohl 
ohne weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß Artikel 3 an⸗ 


zur dritten Leſung. Ich eröffne die allgemeine Aus⸗ 
ſprache. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Ich rufe auf Artikel 1; angenommen. Artikel 2, 
das ift der vorher angenommene Abänderungsantrag; 
angenommen. Artikel 3, der vorherige Artikel 2; an⸗ 
genommen. Artikel 4, früher Artikel 3; angenommen. 
Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Geſetz in der Schlußab⸗ 
ſtimmung zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das Geſetz iſt einſtimmig an⸗ 
genommen. Wir ſind damit am Schluß unſerer heutigen 
Tagesordnung. Es liegt mir nun ob, Ihnen die 
Tagesordnung für die nächſte Sitzung am 
Mittwoch, den 26. Auguſt 3 Uhr 30 bekanntzugeben: 

1. Beſprechung der Regierungserklärung. 

2. Antrag des Abg. Bergmann und Fraktion, den Se⸗ 
natoren Dr. Kamnitzer und Dr. Neumann das Ver⸗ 
trauen des Volkstages auszuſprechen. 

Die Druckſachen ſind in Ihren Händen. Widerſpruch 

gegen dieſe Tagesordnung wird nicht laut, ich ſtelle feſt, 

daß ſie beſchloſſen iſt. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 4 Uhr 5 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den Prä⸗ 
ſidenten Dr. Treichel eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. Sahm, 
Senatoren Boetzel, Dr. Frank, Dr. Kamnitzer, Rammin⸗ 
ger, Runge, Dr. Schwartz, Dr. Volkmann, Dr. Wiereinfki. 


Präſident: Ich eröffne die Sitzung. Herr Abg. Habel 
hat Urlaub vom 25. Auguft bis rolle i en 
beantragt. Ich höre keinen Widerſpruch, der Urlaub ift 
bewilligt. Dann erlaube ich mir, folgendes Schreiben der 
Sozialdemokratiſchen Fraktion zu verleſen: , 


An den Herrn Präſidenten des Volkstages 
Hier, 
Wir teilen dem Herrn Präſidenten mit, daß 
folgende Anderungen bei der Beſetzung der Aus⸗ 
ſchüſſe erfolgt ſind: 
1, Hauptausſchuß. 
Es ſcheiden aus die Abg. Gehl, Dr Kamnitzer, Loops, 
es treten an deren Stelle die Abg. Fooken, Arezynſki, 


Brill. 
Vorſitzender wird Herr Abg. Spill. 
2. Rechtsausſchuß. 
Es ſcheidet aus der Abg. Dr Kamnitzer, 
dafür tritt ein der Abg. Fiſcher. 
Vorſitzender wird Herr Abg. Müller. 
3, Gemeindeausſchuß. 
Es ſcheidet aus der Abg. Grünhagen, 
dafür tritt ein der Abg. Plettner. 
4. Rechnungsprüfungsausſchuß. 
Es ſcheidet aus der Abg. Beyer, 
dafür tritt ein der Abg. Gerick. 
5. Siedlungsausſchuß. 
Es ſcheiden aus die Abg. Grünhagen, Schmidt, 
dafür treten ein die Abg. Joſeph, Gerick. 
6. Steuerausſchuß. 
Es ſcheidet aus der Abg. Beyer, 
dafür tritt ein der Abg. Reek. 


7. Verfaſſungsausſchuß. 
Es ſcheiden aus die Abg. Gehl, Dr Kamnitzer, 
dafür treten ein die Abg. Mau, Karſchewfki. 
8. In den Alteſtenausſchuß wird entſandt: 
der Abg. Brill. 
9. In den Vorſtand tritt an Stelle des Abg. Gehl der 
Abg. Spill. 
Ergebenſt 
J. A.: Beyer. 

Wir kommen nun zur Tagesordnung. Da bitte ich 
zunächſt um Genehmigung des Hauſes, daß ich den erſten 
Punkt nachträglich heraufgeſetzt habe. Es war nur ein 
Verſehen, daß er in der letzten Sitzung nicht vorgeſehen 
wurde. Der erſte Punkt iſt: 

Wahl des erſten Vizepräſidenten des Volkstages. 

Im Alteſtenausſchuß iſt mitgeteilt worden, daß die 
Sozialdemokratiſche Fraktion den Herrn Abg. Spill zum 
erſten Vizepräſidenten vorſchlägt. Ich möchte vorſchlagen, 
die Wahl durch Zuruf vorzunehmen. Ich höre keinen 
Widerſpruch. Herr Abg. Spill iſt ſomit zum erſten Vize⸗ 
präſidenten des Volkstages gewählt. Ich möchte ihn fra⸗ 
gen, ob er die Wahl annimmt. (Abg. Spill: Ja!) Dann 
begrüße ich Sie herzlich als neuen-Mitarbeiter. Wir fom- 
men dann zu Punkt 2 der Tagesordnung: 

e der Regierungserklärung vom 21. Auguſt 

Zu dieſem Tagesordnungspunkt liegt der Antrag 
Druckſache Nr. 1658 vor. Ich bitte um die Wortmeldungen, 
damit ich ſie nach der Stärke der Parteien ordnen kann. 
Das Wort hat der Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Um die Stellung der Deutſchnationalen Volkspartei zu der 
neuen Linksregierung zu begründen, genügt es nicht, die 
Regierungserklärung allein zu behandeln, ſondern es iſt 
nötig, um die Gründe für den Kurswechſel, der ſich voll⸗ 
zogen hat, zu verſtehen und um die Bedeutung der politi⸗ 
ſchen Umſtellung zu würdigen, die Vorgänge, die zu der 
Regierungskriſe geführt haben, kurz zu berühren. (Abg. 
Rahn: Der Konkursſchuldner rechtfertigt ih!) Ich komme 
auf den Konkurs, warten Sie bitte, Herr Abg. Rahn. Die 
bisherige Regierung erklärte in der Sitzung des Volks⸗ 
tages am 18. Juni, daß die parlamentariſche Grundlage 
nicht ausreiche. Die Abſicht war eine Verbreiterung der 
Grundlage. Es ſollte eine feſte, zuverläſſige Regierungs⸗ 
mehrheit gebildet werden. (Abg. Rahn: Unter Ausſchluß 
der Deutſchnationalen!) Es ſollte eine ſtarke Regierung 
gebildet werden. Das Naturgemäße war eine Verbreite⸗ 
rung der bürgerlichen Front. Ziel und Abſicht der Deutſch⸗ 
mationalen Volkspartei war und iſt immer dahin gegangen, 
die Bürgerlichen aller Parteien zu ſammeln und zu ver⸗ 
einen, um eine bürgerliche Regierung auf breiter Grund⸗ 
lage zu ſchaffen. Das entſpricht auch den Mehrheitsverhält⸗ 
niſſen des Volkstages, das entſpricht vor allen Dingen 
auch dem Willen der Wähler, die dieſen Volkstag gewählt 
haben. (Sehr richtig! rechts — Zwiſchenrufe links.) 
M. H.! So allein hätte hier eine tragfähige und ſtarke Re⸗ 
gierung gebildet werden können. Die Bemühungen der 
Deutſchnationalen, die dahin gegangen ſind, haben einen 
Erfolg nicht gehabt. (Abg. Rahn: Gott ſei Dankl) Ich 
freue mich, daß Sie „Gott ſei Dank“ ſagen. — Dies war 
erſchwert durch die Haltung der Liberalen Fraktion, die 
durch ihre Anträge zu dem Haushaltsplan des Innern 
bereits eine Barriere errichtet hatte, über die ſchwer hin⸗ 


wegzukommen war. Er mußte ſchließlich an den Forderun⸗ 


den der Deutſchliberalen ſcheitern, die bisherige Außen⸗ 
und Innenpolitik umzuändern. Die Verhandlungen fan⸗ 
den schließlich durch den Abbruch ein jähes Ende, bevor 
die Möglichkeit, eine Verſtändigung der bürgerlichen Par⸗ 
teien zu erzielen, ausgeſchöpft war. ; 

So hat man die ſtärkſte Partei im Volkstag ausge⸗ 
ſchloſſen. Man hat ſie ausgeſchloſſen, weil führende Män⸗ 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter.) . 

ner der Deutſchliberalen Fraktion ſeit langem geplant und 
bewußt einen Kurswechſel herbeiführen wollten. (Sehr rich⸗ 
tig! rechts.) Als eine Löſung der Regierungskriſe wird 
man die Bildung dieſer neuen Linksregierung nicht an⸗ 
ſehen können. Sie wird ſich wohl ſelbſt nicht als eine 
ſtarke Regierung bezeichnen. Sie iſt nach unſerer Über⸗ 
zeugung überhaupt nicht tragbar. Die alte Regierungs⸗ 
kriſe iſt beendet. Die neue Regierungskriſe lebt heute ſchon 
wieder auf. (Sehr richtig! vechts.) Der jetzigen Links⸗ 
regierung fehlt die Geſchloſſenheit, die notwendig iſt, um 
eine gedeihliche politiſche Führung der Staatsgeſchäfte zu 
gewährleiſten. Es fehlt der Regierung die Homogenität, 
welche die bisherige Regierung, das werden Sie wohl nicht 
beſtreiten können, beherrſchte. (Abg. Doerkſen: Sehr wahr!) 
Sind die Gegenſätze der die Regierung bildenden Parteien 
unter ſich ſchon groß, ſo verleiht der neuen Linksregierung 
das beſondere Gepräge, daß ſie ſich auf zwei Gruppen ſtützt, 
die des Herrn Dr. Blavier und des Herrn Dr. Moczynſki. 
(Abg. Bahl; Daran haben Sie ganz allein ſchuld!) Sie 
meinen, wir ſeien ſchuld daran, ich glaubte, Sie wären 
darüber froh. ( Heiterkeit.) Das fängt nett an! — M. D. 
u. H.] Es ift wohl ſchon richtig, was in der „Danziger 
Allgemeinen Zeitung“ geſtanden hat, daß dieſe Regierung 
auf den Krücken der Deutſch⸗Danziger Volkspartei und 
der Gruppe der Polen in den Senat hineingekommen iſt. 
(Abg. Rahn: Mit welchen Krücken waren die Deutſch⸗ 
nationalen hineingegangen?) In einem Teil der bürger⸗ 
lichen Preſſe iſt die Sache ſo dargeſtellt, als wenn die Polen 
ihre Stimme nicht für die neue Regierung abgegeben hät⸗ 
ten, als wenn ſie weiße Zettel abgegeben hätten. Wer die 


Wahl auch nur ein bißchen aufmerkſam verfolgt hat, der. 


wird erkennen müſſen, daß die Polen ihre Stimme dafür 
abgegeben haben. (Abg. Mau: Jetzt kommt der Polen⸗ 
ſchreckl) Die Dankbarkeit gegenüber den Polen hätte es 
doch eigentlich notwendig gemacht, daß Sie das auch dank⸗ 
bar anerkennen. (Abg. Schwegmann: Sehr richtig!) 
Warum dies ſchüchterne Verſchweigen, m. He? (Sehr gut! 
rechts. Heiterkeit links.) Die neue Regierung hängt von 
dem Augenrollen des Herrn Dr. Blavier ab, der, wie die 
Behandlung ſeiner eigenen Senatoren gezeigt hat, in po⸗ 
litiſchen Dingen nicht allzu zaghaft iſt. Und ſie hängt von 
der freundlichen Miene des Herrn Dr. Moczynſki ab. (Die 
hat er immer! links.) Es iſt wohl zu verſtehen, daß einem 
Teil von Ihnen dabei nicht ganz wohl iſt. So konnte man 
auch in den offiziellen Erklärungen ſowohl der Deutſch⸗ 
liberalen wie der Zentrumspartei leſen, daß bei dieſer 
Regierung eigentlich keinem der Beteiligten ſo recht wohl 
jet. Doch einem. Der Sozialdemokratie! Da war das 
Jauchſen und Jubeln groß. (Heiterkeit links. — Abg. 
Gehl: Da irren Sie ſich ganz gewaltig!) Wer hat denn 
von Ihnen in der „Volksſtimme“ den Artikel geſchrieben: 
„Aber dein Scheiden macht, das mir das Herze lacht.“ 
Ich glaube, auch Ihnen wird das Lachen bald vergehen. 
(Sehr richtig! vechts. — Wir wollen es nicht hoffen! links.) 
Die Polen jubeln auf der ganzen Strecke, hier in Danzig 
und außerhalb. 
Freunde: 
zu jubeln. 


M. D. u. H.] Der Politiker muß verſuchen, ſich dar⸗ 
über klar zu werden, welches die Urſachen der chroniſchen 
Regierungskriſe im Freistaat ſind. (Abg. Kloßowſki: Ihre 
Mißwirtſchaft) Auf die Mißwirtſchaft komme ich noch zu 
ſprechen. Laſſen Sie ihre Zwiſchenrufe und ſprechen Sie 
bitte nachher lieber im Zuſanmenhang. (Abg. Spill: Wer- 
den Sie doch nicht nervös!) Ich werde nicht nervös; es 
ſcheint mir aber, daß Sie nervös werden. — Die Urſache 
liegt in der Spaltung und der Zerſplitterung der bürger⸗ 
lichen Parteien, in der Eiferſucht der kleinen bürgerlichen 
Gruppen auf die ſtarken Deutſchnationalen. (Sehr richtig! 
rechts. — Zwiſchenrufe links.) Dieſe Eiferſucht macht ſie 


Die Polen ſind die einzigen, die Anlaß haben, 


! Sachen des Kurswechſels. 


Es ift die Anſicht meiner politiſchen. 


blind, ſie können nicht erkennen, wo wirklich der gemein⸗ 


ſame Feind ſteht. Das ſind in Wirklichkeit die wahren Ur⸗ 
Wir haben im Volkstag eine 
überwältigende deutſche Mehrheit, und die neue Regierung 
ſucht Hilfe bei der Gruppe der Polen. (Das iſt furchtbar! 
links., Wir haben im Volkstag eine überwältigend große 
Mehrheit der nicht marxiſtiſch eingeſtellten bürgerlichen 
Parteien (Was iſt das? links.), und man ſchickt die ſtärkſte 
bürgerliche Partei nach Haufe und verbindet ſich mit der 
marxiſtiſch geſinnten Sozialdemokratie. (Zwiſchenrufe des 
Abg. Rahn.) M. H.! Die Wahrung der deutſchen Sache, 
die Wahrung der nationalen Sache im Fveiſtaat ift. Hin- 
fort allein der Deutſchnationalen Partei anvertraut. (Sehr 
richtig! rechts. — Heiterkeit links.) Der Hort des Bürger⸗ 
tums liegt hinfort allein bei den Deutſchnationalen. (Sehr 
richtig! rechts. — Zwiſchenrufe links.) Sie übernehmen 
jetzt die Regierung. Ein vorſichtiger Geſchäftsmann ver⸗ 
langt, wenn er ein Geſchäft übernimmt, daß ihm eine Bi⸗ 
lang vorgelegt wird. (Sehr richtig! links. — Abg. Klo⸗ 
ßowſki: Wir haben fie ja verlangt! — Abg. Rahn: Ich fage 
es im voraus, daß Sie ein Bilanzfälſcher find!) Wir 
übergeben Ihnen einen vollſtändigen Behördenaufbau mit 
guten Beamten. (Zwiſchenrufe und Unruhe links.) Herr 
Kloßowſki, ich denke, Sie find jetzt in der Regierungspartei, 
befleißigen Sie ſich doch eines einer Regierungspartei an⸗ 
gemeſſenen Verhaltens. (Sehr gut! rechts.) Sie brauchen 
ſich dieſer Behörden nur weiter zu bedienen, Sie brauchen 
nur mit ihnen zu arbeiten. Ich warne Sie aber, leicht⸗ 
fertige Experimente zu machen, ſonſt könnten Sie die ein⸗ 
zige Stütze, die Sie brauchen, mit der Sie auf eine kurze 
Zeit weiterkommen können, zerſtören. (Zwiſchenrufe links.) 
M. H.] Wir haben Ihnen gute Finanzen hinterlaſſen. 
(Große Heiterkeit und Zwiſchenrufe links.) Sie lachen, ich 
empfehle Ihnen, daß Sie ſich von dem Herrn Finanz⸗ 
ſenator eine finanzielle Bilanz geben laffen. Ich weiß nicht, 
haben Sie denn überhaupt ſchon in den zwei Tagen den 
Einblick gewonnen, um das beurteilen zu können? Bitte 
trauen Sie mir, der ich fünf Jahre lang mit die Geſchäfte 
geführt habe, doch ſchon das Urteil darüber zu. (Unruhe 
links. — Zwiſchenrufe des Abg. Raſchle.) 

Präſident: Sie bekommen nachher das Wort, vor⸗ 
läufig hat der Herr Abg. Dr. Ziehm das Wort. 


Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Die bisherige 
Regierung hat ihre finanziellen & zerpflichtungen, die fie 
übernommen hat, prompt und pünktlich erfüllt. Das gilt 
auch gegenüber dem Ausland und insbeſondere gegenüber 
Polen. Dadurch hat Danzig vermieden, daß ein Anlaß ge⸗ 
geben wurde, daß in die finanzielle Selbſtändigkeit Dan⸗ 
zigs irgendwie eingegriffen wurde. Unſere finanziellen 
Leiſtungen ſind umſo bemerkenswerter, als ja allgemein 
bekannt iſt, daß Danzig und die frühere Provinz Weſtpreu⸗ 
ßen ein Zuſchußgebiet waren, das im weſentlichen und er⸗ 
heblichen Maße Zuſchüſſe aus den reicheren Gebieten Mit- 
tele und Weſtdeutſchlands bekam. (Zwiſchenrufe links.) 
M. H.! Bei Begründung des Freiſtaates habe ich manchen 
guten Kenner der Finanzverhältniſſe geſprochen, der mir 
erklärte, der Freiſtaat wird ſich ja finanziell gar nicht hal⸗ 
ten können, und heute übergibt die bisherige Regierung 
Ihnen einen Finanzſtatus, der beweiſt, daß durch vorſich⸗ 
tige Finanzgebarung im Freiſtaat Danzig finanzielle 
Grundlagen geſchaffen worden find, auf denen man fort⸗ 
arbeiten muß, wenn man den Beſtand des Staates nicht 
gefährden will. 

M. D. u. H.! Eine bedeutſame Frage auf finanziellem 
Gebiet iſt die Verteilung der Zolleinnahmen. Die Regie⸗ 
rungserklärung gibt der Hoffnung Ausdruck, daß dieſe wich⸗ 
tige Frage im Wege friedlicher Verſtändigung mit Polen 
gelöſt werden möge. (Abg. Kloßowſki: Wollen Sie Krieg 
führen?) Machen Sie doch nicht fo törichte Zwiſchenrufe. 
— M. D. u. H.] Die bisherige Regierung hat, und ich 
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Dr. Ziehm, Abgeordneter.) 

bitte die neuen Herren Senatoren, insbeſondere Herrn 
Vizepräſidenten Gehl, ſich davon zu überzeugen, in ſorg⸗ 
fältiger jahrelanger Arbeit die ſtatiſtiſchen Unterlagen ge⸗ 
ſchaffen, aus denen hervorgeht, daß der bisherige Anteil 
Danzigs an den Zolleinnahmen nicht ausreicht, daß er um 
die Hälfte zu niedrig iſt. (Hört, hört! rechts.) Ich bitte 
Sie, meine Herren, bei den Verhandlungen mit Polen, von 
denen auch ich wünſche, daß ſie zum guten Erfolge führen, 
ſich vor Augen zu halten, daß Sie auch in dieſem Punkte 
von den Rechten Danzigs keinen Titel preisgeben. 

Im Zuſammenhang mit den Finanzen muß die Dan⸗ 
ziger Währung erwähnt werden. (Abg. Kloßowfki: Zwei 
Jahre lang haben Sie geträumt!) Herr Abg. Kloßowſfki, 
Sie werden ſelbſt nicht verlangen, daß ich auf alle Ihre 
Einwendungen eingehe, ſie ſind mir auch meiſtens nicht 
verſtändlich. — Heute, wo die Währungen mancher euro⸗ 
päiſcher Länder bedenklich ſchwanken und wanken, ich er⸗ 
innere Sie an den franzöſiſchen Franken, die italieniſche 
Lira, ich weiſe hin auf das für Danzig ſehr bedenkliche 
und gefährliche Herabrutſchen des polniſchen Zloty, hat der 
Danziger Gulden unerſchüttert ſeine Feſtigkeit und ſeinen 
Stand bewahrt. Wollen Sie das beſtreiten, Herr Abg. 
Kloßowſki. (Zurufe des Abg. Kloßowfki.) 

Präſident: Ich bitte ſehr, dieſe Zwiſchenrufe zu unter⸗ 
laſſen, Sie können ſich nachher zu Wort melden. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Vielleicht hat der 
Fraktionsführer etwas mehr Einfluß und weiſt ſeinen 
etwas wilden Parteigenoſſen zur Ruhe. (Zurufe.) 

Präſident: Ich erſuche Sie dringend, die Zwiſchenrufe 
zu unterlaſſen und den Redner ausſprechen zu laſſen. 
(Zwiſchenrufe links.) Sie werden mir die Leitung über⸗ 
laſſen müſſen, ich habe die Leitung und nicht Sie, Herr 
Abg. Rahn. Ich warne Sie, mich weiter in der Leitung 
der Geſchäfte zu ſtören. Das Wort hat der Abg. Dr. 

iehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. H., ich ſagte 
ſchon, die Feſtigkeit und Stetigkeit des Danziger Guldens 
hat die Aufmerfjamfeit der ganzen Welt auf ſich gelenkt. 
Der Danziger Gulden iſt ein feſter Anker, an dem ſich die 
durch Kriſen und Stürme ſtark erſchütterte Wirtſchaft hal⸗ 
ten kann. Das ſollten auch, und darin glaube ich, werden 
wir alle einig ſein, die Mächte des Völkerbundes bedenken. 
Sie ſollten dieſen Danziger Staat, wie ſie es feierlich ver⸗ 
ſprochen haben, ſchützen und ſtärken, anſtatt ihn durch Ent⸗ 
ſcheidungen, die von keinem Gerechtdenkenden verſtanden 
werden, in ſeiner Lebenskraft zu untergraben. (Zuſtim⸗ 
mung rechts.) 

M. H. von den neuen Regierungsparteien, Sie brau⸗ 
chen auch hier nur die bewährte Politik fortzuſetzen, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß Sie es können. (Abg. Schwegmann: Sehr 
gut!) So ſieht die Konkursmaſſe aus, Herr Abg. Rahn! 
Sie haben den Zwiſchenruf gemacht. Wenn man von dem 
Gesichtspunkt des Konkursverwalters die Führung und die 
Übernahme der Geſchäfte der Regierung betrachtet, ſo iſt 
man freilich in Gefahr, daß man auch ſo vorgeht, wie der 
Konkursverwalter, der ſchließlich auflöſt und die Maſſe 
verteilt. (War das alles? links.) Die Wirtſchaft Danzigs 
liegt freilich danieder. Das beſtreiten auch wir nicht. Ich 
omme zu den Urſachen, die die Regierungserklärung für 
dieſes Daniederlegen angibt. Die Regierungserklärung 
ſagt: „Zum Teil liegen die Urſachen hierfür, wie faſt in 
der ganzen Welt, in der allgemeinen wirtſchaftlichen De⸗ 
peſſion.“ Ich hätte gewünſcht, daß man dies etwas ſtärker 
unterſtrichen hätte: zum allergrößten Teil. Dann kommt 
aber eine Reihe von Sätzen, die reichlich dunkel ſind. Ich 
muß ſie verleſen: 
ar Um fo mehr muß die Regierung eines Staates 

darauf ſehen, daß nicht neben dieſen allgemeinen nur 


allmählich und langſam behebbaren Urſachen wirt⸗ 
ſchaftlicher Not noch weitere vermeidbare Belaſtun⸗ 


gen der Wirtſchaft treten, die die Not noch ver⸗ 
größern und den Staat an den Rand des Ab⸗ 
grundes bringen können. Für Danzig bedeutet das 
außenpolitiſch, daß zur der Nachbarrepublik Polen 
ein Verhältnis gefunden werden muß, das den 
wirtſchaftlichen Bedürfniſſen beider Staaten voll 
und ganz gerecht wird. Der Senat in ſeiner neuen 
Zuſammenſetzung ſtellt ſich ausdrücklich und loyal 
auf den Boden der durch den Vertrag von Ver⸗ 
ſailles geſchaffenen Verhältniſſe und der zur Mus- 
führung dieſes Vertrages zwiſchen Danzig und 
Polen geſchloſſenen Verträge. 
(Abg. Kloßowſki: Argert Sie das?) Man muß ſich 
Mühe geben, zu ergründen, welches der Sinn dieſer, wie ich 
wiederhole, reichlich dunklen Sätze iſt. (Abg. Rahn: Das 
ift johr deutlich!) Sie haben vielleicht nicht mit der Deut- 
lichkeit ausgeſprochen, was Sie meinten. Wir Deutſch⸗ 
nationalen ſcheuen deutliche Sprache nicht. Wir führen ſie 
ſelber und werden ſie hinfort erſt recht führen. (Sehr gut! 
rechts.) Ich und meine politiſchen Freunde ſind der An⸗ 
ſicht, daß in dieſen Sätzen folgende zwei Gedanken enthal⸗ 
ten ſind: 1. Der bisherige Senat hat Danzig an den Rand 
des Abgrundes gebracht. (Abg. Plettner: Sie ſind der 
Totengräber des Freiſtaats!) Daß aus den Reihen der 
Sozialdemokratie das „ſehr richtig“ kommen würde, war 
mir klar. Ich möchte auch an Herrn Vizepräsidenten Gehl 
die dringende Bitte richten, uns offiziell zu beſtätigen, ob 
dies der Sinn dieſer Worte iſt. (Sehr gut! rechts.) Dann 
heißt es 2.: „Der Senat iſt illoyal in der Erfüllung der 
geſchloſſenen Verträge gegenüber Polen geweſen.“ (Abg. 
Rahn: Stimmt auch!) Auch hier wird wieder „ſehr richtig“ 
gerufen. Auch hier richte ich das dringende Erſuchen an 
Herrn Vizepräſidenten Gehl, uns klipp und klar zu ſagen, 
ob dies der wirkliche Sinn der Worte iſt. (Abg. Mau: Dieſe 
Frechheit, eine richtige Junkerfrechheit iſt das!) 
Präſident: Herr Abg. Mau, ich rufe Sie zur Ordnung. 
Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Sind Ihnen die 
Fragen peinlich? Ich erſuche den Herrn Vizepräſiden⸗ 
ten Gehl weiter um eine genaue Erklärung. Herr Vize⸗ 
präſident Gehl ift doch als erſtes politiſch und dem Volks⸗ 
tag verantwortliches Mitglied des Senats dazu berufen. 
Ich habe mich nie geſcheut, ſolche Erklärungen zu geben. 
(Zuſtimmung rechts.) Ich hoffe, daß das auch in Zukunft 
ſo ſein wird. (Abg. Rahn: Geſamtſenat!) Wenn Sie ſich 
hinter den Geſamtſenat verkriechen wollen, ſo überlaſſe ich 
das Ihnen. Wenn Sie aber glauben, eine ſolche Erklärung 
nicht geben zu brauchen, werden wir Mittel und Wege fin⸗ 
den, Ihnen die Zunge zu löſen. Seien Sie deffen fider. (La⸗ 
chen links.) Ich bitte weiter um genaue Angabe, in welchen 
Maßnahmen des bisherigen Senats oder in welchen Unter⸗ 
aſſungen Sie die Begründung finden (Abg. Kloßowſki: 
Sie haben ſchön für fich geſorgtl), für die ungeheure Bez 
hauptung, daß die bisherige Regierung den Staat an den 
Rand des Abgrundes gebracht habe. Die von uns ge⸗ 
gebene Erklärung entſpricht ja dem, was ſeit langem in der 
polniſchen Preſſe ſteht. Ich habe die polniſche Preſſe immer 
aufmerkſam verfolgt, wie es meine Pflicht war. Dieſe Ge- 
dankengänge ſind ſeit langem in die Danziger ſozialiſtiſche 
Preſſe hinübergegangen, weil man mit ihnen den bisheri⸗ 
gen verhaßten Senat zu ſtürzen beabſichtigte und die ver⸗ 
haßten Deutſchnationalen aus dem Senat herausdrängen 
wollte. Die Herren Liberalen ſind, wie ſchon ſooft in der 
deutſchen Politik, hierbei Helfershelfer geweſen. (Sehr rich⸗ 
tig! rechts. — Zwiſchenrufe links. Abg. Rahn: Woher neh⸗ 
men Sie die Stirn, einen ſolchen Unſinn zu jagen?) Sch: 
fordere ferner klipp und klar eine Erklärung: Wann hat 
die bisherige Regierung nicht loyal übernommene Ver⸗ 
pflichtungen erfüllt? (Unruhe links. — Zwiſchenrufe des 
Abg. Kloßowfki.) 5 3 
Präſident: Herr Abg. Kloßowſki, ich warne Ste zum 
e Verhandlung 
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Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Es ift, glaube ich, 
ohne Beiſpiel in der politiſchen Geſchichte, daß eine neue 
Regierung einer alten den Vorwurf macht, daß ſie zu 
energiſch und zu feſt die Rechte des eigenen Staates ge⸗ 


wahrt hat. (Sehr gut! rechts.) M. H.! Mir iſt nicht 


lächerlich zumute, in unſerm deutſchgefährdeten Gebiet iſt 
das beſonders ungeheuerlich. (Sie haben es gefährdet! 
links.) Ein ſolches Verhalten war der neuen Linksregie⸗ 
rung vorbehalten. Die ſozialiſtiſche Preſſe hat die neue 
Linksregierung die „Regierung zur Rettung“ Danzigs ge⸗ 
nannt. (Natürlich, was dachten Sie denn? links.) M. H.! 
Die „Regierung zur Rettung Danzigs“ erhofft ihre Erret⸗ 
tung von Polen. Von dieſem Gedankengang iſt die ganze 
Regierungserklärung beherrſcht. Das heißt ſich ſelbſt auf- 


geben, das heißt Selbſtvernichtung in dem deutſchen Dan⸗ 


zig. (Abg. Kloßowſki: Blödſinn! Nur immer mit dem 
Säbel raſſeln. — Sehr gut! rechts.) Die bisherige Regie⸗ 
rung ſtand auf dem Standpunkt: „Hilf dir ſelbſt, ſo hilft 
dir Gott.“ Wenn Sie glauben, die Regierung zur Rettung 
Danzigs ſo auffaſſen zu ſollen, ſo fürchte ich, daß das Ende 
der Selbſtändigkeit Danzigs bevorſteht. (Unruhe links.) 
Die Polen ſtellen ſich die Rettung Danzigs nämlich ganz 
anders vor, und zwar in der Errichtung eines polniſchen 
Regiments in Danzig. Täuſchen Sie ſich bitte darüber 
doch auch nicht. Illusion ift in der Politik noch gefährlicher 
als Dummheit. (Sehr richtig! rechts. — Die Dummheiten, 
die die Deutſchnationalen gemacht haben! links.) Glauben 
Sie, daß Polen, ſelbſt wenn es dazu in der Lage wäre, die 
vermeidbaren Belaſtungen, von denen die Regierungs⸗ 
erklärung ſpricht, welche, wie Sie ſagen, Danzig an den 
Rand des Abgrundes gebracht haben, der neuen Regierung 
wegen beheben wird? (Wir wollen es hoffen! links. — 


Heiterkeit rechts.) Ich erinnere Sie an den Ausſpruch des 


polniſchen Staatspräſidenten in Karthaus: „Man muß dem 
Freiſtaat Danzig die zum Leben notwendigen Säfte und 
Kräfte entziehen!“ Glauben Sie, daß Polen um der 
ſchönen Augen des Herrn Dr. Neumann oder des Herrn 
Dr. Kamnitzer willen dieſe Politik aufgeben wird? (Große 
Heiterkeit links. Zwiſchenrufe.) M. H.! Worin liegen die 
Belaſtungen der Danziger Wirtſchaft? (Andauernde Zwi⸗ 
ſchenrufe des Abg. Kloßowſki.) Haben Sie ausgebrüllt, 
Herr Kloßowſki? (Abg. Kloßowſki: Nein, ich brülle noch 
mehr! Abg. Dr. Kamnitzer: Hohnfeldt, ſchreiben Sie ihn 
ein in Ihre Parteil) 

Präſident: Herr Abg. Kloßowfki, ich rufe Sie wegen 
dauernder Störung zum erſtenmal zur Ordnung. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Worin liegen die 
vermeidbaren Belaſtungen, von denen Sie ſprechen, die 
neben den allgemeinen Gründen der Wirtſchafsnot be⸗ 
ſtehen? Man muß das erkennen. Sie liegen in den troſt⸗ 
loſen Zuſtänden des polniſchen Staates. (Sehr richtig! 
rechts.) Sie find in der troſtloſen polniſchen Wirt⸗ 
ſchaft begründet. (Sehr richtig! rechts.) Die ſchwe⸗ 
ren Verluste, die Danziger Kaufleute erlitten haben 
und immer noch erleiden, die Beſchäftigungsloſig⸗ 
keit der Danziger auf das polniſche Hinterland ein⸗ 
geſtellten Industrie, fie liegen doch nur zum geringſten 
Teil (Zwiſchenrufe des Abg. Kloßowſki) in der Einſtellung 
der polniſchen Regierung zur Danziger Regierung, ſie 
liegen in der kataſtrophalen Lage der polniſchen Wirtſchaft. 
Sie liegen in dem Geldmangel Polens, ſie liegen in der 
Zahlungsunfähigkeit ſeiner Banken, ſie liegen in der recht⸗ 
lichen und wirtſchaftlichen Unſicherheit des polniſchen Staa⸗ 
tes und fie liegen in der unſinnigen Wirtſchafts⸗ und Boll- 
politik des polniſchen Staates, die Danzig ungemein ſchä⸗ 
digen. Sie liegen nicht zuletzt in der Unſicherheit der Wäh⸗ 
rung, deren erſtes ſtarkes Hinabgleiten in Danzig 
ungeheure Verluſte hervorgerufen hat. 

M. D. u. H.! Sind an dieſen Zuſtänden auch die 
Deutſchnationalen ſchuld? (Abg. Kloßowſki: Jawohl. — 


ar 


Heiterkeit rechts.) Glaubt die neue Linksregierung dieſe (0) 
Zustände in Polen ändern zu können? (Abg. Kloßowſki: 


Vergeſſen Sie bloß nicht „links“!) M. H.! Ich hätte ge⸗ 


wünſcht, daß die Regierungserklärung auf dieſe wahren 
Urſachen der ſchlimmen und ſchweren Not Danzigs ein⸗ 
gegangen wäre, dann hätten Sie die Wahrheit geſagt. 
(Zwiſchenruf des Abg. Rahn.) Das konnten Sie freilich 
nicht, denn Sie ſind ja von den Polen gewählt. (Abg. 
Kloßowſki: Von wem wurden Sie denn gewählt?) M. H.! 
Die polniſche Wirtſchaft iſt die beſondere Urſache der Wirt⸗ 
ſchaftsnot Danzigs (Sehr richtig! rechts, — Abg. Rahn: 
Sehr falſchl), ebonſo wie der Verſailler Vertrag die Urſache 
der wirtſchaftlichen Not in der ganzen Welt iſt. (Sehr 
wahr! rechts.) (Denken Sie an die Erklärung von Dr. 
Volkmann: „Wir kleben an der deutſchen Währung!“ Sie 
haben das verhindert, Sie ſind Verbvecher! links.) Zu die⸗ 
ſer Erklärung haben die Sozialdemokvaten ſeinerzeit er⸗ 
klärt: „Wir gehen mit dem Senat konform!“ (Abg. 
Plettner: Das ift gelogen, das ift unwahrl) ; 

Präſident: Herr Abg. Plettner, ich rufe Sie zur 
Ordnung. (Abg. Plettner: Ich habe nur eine Feſtſtellung 
gemacht!) (Zwiſchenruf des Abg. Rahn.) Herr Abg. Rahn, 
ich rufe Sie zur Ordnung. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Herr Abg. Rahn, 
ich nehme an, daß Sie nachher namens Ihrer Partei auch 
das Wort ergreifen werden. (Heiterkeit rechts.) Bei Ihrer 
Einſtellung zu Polen, m. H., hegen wir Deutſchnationalen 
die Befürchtung, daß die Wahrung der Rechte und der 
Selbſtändigkeit Danzigs nicht mit der Energie erfolgen 
können wird, die für Danzigs Wohl notwendig iſt. Die 
hinter uns liegenden Jahre haben gezeigt, daß das nur 
möglich ift, in zähem Ringen um die Rechte Danzigs. Nur 
ſo erreicht man, was für Danzig notwendig iſt, und 
bei feſter und würdiger Haltung hat der bisherige Senat 
manche Verträge mit Polen abgeſchloſſen. Ich möchte aus 
der großen Zahl nur die in letzter Zeit von Herrn Senator 
Dr. Frank abgeſchloſſenen Verträge erwähnen. (Zuruf des 
Abg. Kloßowͤſti.) Es find die beiden Verträge, die die Cin- 
und Ausfuhr und die die Kontingente betreffen, in denen 
es dem bisherigen Senat gelungen iſt, diejenigen Forde⸗ 
rungen durchzuſetzen, die von den Danziger Vertretungen 
von Handel und Induſtrie für erforderlich gehalten wur⸗ 
den. (Sehr richtig! rechts.) Die Regierungserklärung ent- 
hält aber nur Verbeugungen für Polen. (Abg. Kloßowfki: 
Wie bei Ihnen!) Sie wäre nach Auffaſſung meiner Par- 
tei am beſten überhaupt nicht gehalten. Wenn es möglich 
wäre, ſo hätte man verhindern ſollen, daß ſie bei unſeren 
Volksgenoſſen im Deutſchen Reiche bekannt wird. (Sehr 
gut! rechts. — Abg. Kloßowſki: Sie wird auch dort ge- 
billigt!) 

Die neue Regierung erklärt die Förderung der Wirt⸗ 
ſchaft als ihre vornehmſte Pflicht. Nun muß man fragen, 
mit welchen Mitteln glaubt die neue Regierung nach ihrer 
Regierungserklärung dieſe wichtigſte Aufgabe erfüllen zu 
können. Abgeſehen von den vielen Wünſchen, Hoffnungen 
und Erwarkungen, die an die polniſche Adreſſe gerichtet 
find, führt fie folgende Mittel an: Der Achtſtundenkag darf 
nicht verſchlechtert werden. (Abg. Kloßowſbi: Furchtbares 
Verbrechen!) Die Betriebsausſchüſſe, von denen Sie die 
ungeſtörte Entwicklung des Wirtſchaftslebens erwarten, 
ſollen eine geſetzliche Regelung finden. Ein Entwurf über 
Angeſtellten⸗ und Arbeiterkammern ſoll vorgelegt werden. 
(Zurufe links.) Ich führe nur an, womit Sie die Wirtſchaft 
retten zu können glauben. Es iſt etwas naiv, einen ſolchen 
Glauben zu hegen, um ſo mehr, wenn die Durchführung 
dieſer Geſetze in ſozialiſtiſchem Geiſte erfolgt. (Sehr richtig! 
rechts. — Was ſteht in der Verfaſſung? links.) Wir 
Deutſchnationalen und mit uns weiteſte Kreiſe bis in die 
Parteien hinein, die die Regierung mit übernommen ha⸗ 
ben, befürchten, daß bei Regelung dieſer Dinge nur neue 
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Behörden geſchaffen werden, daß neue Belaſtungen für die 
Wirtſchaft entſtehen, und daß anſtatt des von Ihnen er⸗ 
warteten Friedens in der Arbeit eine neue Quelle der 
Störung des Arbeitsfriedens eröffnet wird. 

Es iſt auffallend, daß bei der Aufzählung dieſer ſo⸗ 
genannten wirtſchaftspolitiſchen Geſetze nicht auch an die 
berufsſtändiſche Vertretung gedacht iſt. Es iſt ſtark auf⸗ 
gefallen und hat Erregung hervorgerufen, daß nicht die 
Errichtung der Landwirtſchaftskammer erwähnt wurde, die 
Sie ſeinerzeit ſabotiert haben. (Sehr gut!) Die Landwirt⸗ 
ſchaft, die für unſere Wirtſchaft im Freiſtaat und die Er⸗ 
haltung des Deutſchtums und des nationalen Sinnes in 
Danzig ein ſehr wichtiger Zweig unſerer Volkswirtſchaft 
iſt, hätte verdient, daß man auch ihre Bedeutung erwähnt. 
(Abg. Kloßowſki: Dieſe Lumpen ſchleppen polniſche Arbei⸗ 
ter herein und ſagen, ſie ſeien Deutſche! Alle Dörfer ſind 
voll polniſcher Arbeiter!) 

Präſident: Herr Abg. Kloßowſki, ich rufe Sie zum 
zweitenmal zur Ordnung, und mache Sie darauf auf⸗ 
merkſam, daß Sie beim dritten Ordnungsruf von der 
Sitzung ausgeſchloſſen werden. (Abg. Rahn: Das kann 
jeder Schulmeiſter auch machen!) Herr Abg. Rahn, ich 


rufe Sie zum zweitenmal zur Ordnung und mache Sie 


auf dieſelben Folgen aufmerkſam. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Mäßigen Sie fih 
etwas, ſonſt kommen Sie nachher nicht zu Wort. Aus den 
Zwiſchenrufen des Herrn Abg. Kloßowſfi ſtelle ich feft, daß 
er die Danziger Landwirte Lumpen und Verbrecher nennt. 
(Abg. Dr. Moczynſki: Er reizt den Mann ja! — Abg. Leu: 
Provokation ſondergleichen! — Abg. Raſchke: Frecher 
Mops!) Ja, meine Herren, wenn jedes Wort, das ich zu 
Ihnen ſpreche, Sie provoziert, dann müſſen Sie ſich ſchon 
etwas an den neuen Kurs gewöhnen. Sie ſtehen doch in 
der Regierung. Bemühen Sie ſich doch etwas, die für eine 
Regierungspartei angemeſſenen Formen anzunehmen. 

Wir vermiſſen in der Regierungserklärung beſtimmte 
und positive Vorſchläge zur Entlaſtung des beſtehenden 
Steuerdrucks. Was ſagt die Regierungserklärung: Es ſoll 
verſucht werden, ob nicht der Sdeuerdruck etwas gemildert 
werden kann. (Abg. Liſchnewſki: Sie find alle Verbrecher, 
die ganzen Deutſchnationalen!) 

Präſident: Herr Abg. Liſchnewſbi, i e Sie zur 
Ochs, 9 © ſchnewſki, ich rufe Sie å 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Wir werden be- 
ſtimmte Forderungen ſtellen. In den erſten Jahren nach 
Schaffung der Feſtwährung (Abg. Liſchnewſki: Die Ar- 
beiterſchaft hat die Feſtwährung gemacht und nicht Sie. 
Die Arbeiterſchaft hat Sie gezwungen. Sie ſind zu dumm 
dazu, Sie ſind ein alter Narrl) 

Präſident: Herr Abg. Liſchnewfki, ich rufe Sie zum 
zweitenmal zur Ordnung und mache Sie auf die Folgen 
des dritten Ordnungsrufes aufmerkſam. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Jat.): Verſchiedene 
Steuern waren von vornherein nur als Übergangsſteuern 
gedacht. Die Deutſchnationalen haben ſeit langer Zeit den 
Abbau gefordert und wirkſam betrieben. Sie hätten ihren 
Plänen entſprechend im Senat einen weiteren Steuerabbau 
durchgeſetzt, wenn Sie ihnen nicht dabei in den Arm ge⸗ 
fallen wären. Was der Wirtſchaft fehlt, ift Kapitalbildung, 
das iſt die Beſchaffung der durch die Inflation verloren⸗ 
gegangenen Betriebsmittel. (Abg. Liſchnewſki: Noch mehr 
Schieber wollen Sie? Nieder mit den Schiebern!) Dies 
muß mit allen Mitteln gefördert werden, das iſt eine der 
wichtigſten Aufgaben der Regierung. (Sehr richtigl) Es 
iſt nicht möglich, das fehlende Betriebskapital allein im 
Anleiheweg zu beſchaffen. Dazu find die zu zahlenden 
Bankzinſen zu hoch. Auch mit geſetzlichen Mitteln, auf dem 
Wege der Steuerpolitik, wird man die Kapitalbildung und 
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die Bildung der Betriebsfonds fördern müſſen. 
Rahn: Ohne Sie!) Ob Sie, meine Herren Sozialdemo⸗ 
kraten, das freilich können werden, werde ich der Zukunft 
überlaſſen. (Sehr gut! rechts.) 

M. H., es muß weiter gefordert werden, daß die Wirt- 
ſchaft von den Feſſeln befreit wird, die die Revolution ge⸗ 
bracht hat. (Abg. Liſchnewſki: Wer hat die Revolution ge- 
bracht, Sie haben die Revolution gebracht, Ihre Ber- 
brecher, Ihre Schieber! — Unruhe und Zwiſchenrufe.) 

Präſident: Meine Damen und Herren, ich unterbreche 
die Sitzung auf 10 Minuten und bitte den Alteſtenausſchuß 
zuſammenzutreten; ich habe ihm eine Mitteilung zu 
machen. 

(Unterbrechung der Sitzung 4 Uhr 30 Minuten.) 


Die Sitzung wird 5 Uhr 10 Minuten durch den Prä⸗ 
ſidenten Dr. Treichel wieder eröffnet. 

Präſident: Ich eröffne die Sitzung wieder. Das Wort 
hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Ich 
habe meine Ausführungen, bevor die Sitzung unter⸗ 
brochen wurde, damit geſchloſſen, daß ich davon ſprach, daß 
für die Wirtſchaft die Beſchaffung von Kapital und von 
Betriebsmitteln notwendig iſt. Der Staat braucht eine 
Wirtſchaft, die proſperiert, der Staat braucht eine Wirt⸗ 
ſchaft, die verdient. Man nennt das im ſozialiſtiſchen 
Sprachgebrauch eine Profitwirtſchaft. Eine Wirtſchaft, die 
aber nicht das Nötige verdient, um die erforderlichen Be⸗ 
triebsmittel zurückzulegen, kann nicht beſtehen. Ich weiß 
nicht, ob der Verzicht der Herren Sozialdemokraten auf 
die Durchführung ihres Programms, von dem man in den 


Vorläufern zur Regierungserklärung geleſen hat, jo weit. 


geht, daß die Sozialdemokratie ſich auf die Anerkennung 
der Privatwirtſchaft umſtellen wird (Zwiſchenruf des Abg. 
Liſchnewſki), ob fie insbeſondere auf die Durchführung 
ihres Programms verzichten wird, das dahin geht, an 
Stelle der privatwirtſchaftlichen Wirtſchafts⸗- und Staat- 
ordnung die ſozialiſtiſche einzuführen. (Daran denken die 
Herrſchaften gar nicht. — Angſtigen Sie ſich nicht! links.) 

Dann komme ich zu der Arbeitsloſenfürſorge, die ja 
auch einen Teil des Regierungsprogramms umfaßt. Es 
iſt da geſagt worden, es ſolle verſucht werden, möglichſt 
viele Arbeitsloſe wieder der Arbeit zuzuführen. (Frau Abg. 
Kreft: Das wollen Sie nicht?) Die Arbeitsloſenziffer be⸗ 
trägt gegenwärtig in Danzig 6600 "gemeldete Arbeitsloſe. 
(Das iſt gelogen! links.) Gewiß iſt die Ziffer ſehr bedenk⸗ 
lich, das geben wir Deutſchnationalen zu. Man muß Dabei 
aber doch folgende Feſtſtellungen machen: Die Hälfte der 
arbeitslos Gemeldeten deckt ſich ziffernmäßig mit der Zahl 
der von der Danziger Werft im Laufe des letzteren oder 
der letzten zwei Jahre entlaſſenen Arbeiter. (Da irren Sie 
fih! links.) Bitte, erkundigen Sie fih beim Statiſtiſchen 
Amt, wenn Sie mir das nicht glauben. Andere Unter⸗ 
lagen habe ich freilich auch nicht, Herr Abg. Dr. Moczynſki, 
und ich glaube, Sie auch nicht. Es iſt wichtig, feſtzuſtellen, 
daß unſere große Arbeitsloſigkeit (Die Sie verſchuldet ha⸗ 
ben! bei den Kommuniſten.) ihren letzten Grund darin 
findet, daß hier vor dem Kriege große Kriegsbetriebe 
waren, mit einem Heer von 15 000 und noch mehr Ar- 
beitern. (Abg. Klapps: Das iſt unwahr!) Nach dem Krieg 
und bei Errichtung des Freiſtaats mußten dieſe Betriebe 
eingeſtellt werden. M. D. u. H.! Noch eine Feſtſtellung. 
Die Arbeitslosigkeit ift eine Erſcheinung in allen Staaten 
Europas und darüber hinaus vielleicht in der ganzen Welt. 
Sie iſt die Folge der Umſtürzung. (Die Folge der Profit⸗ 
wirtſchaft, die Sie vorhin angeführt haben! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Ich möchte beſonders darauf hinweiſen, das iſt 
ſehr intereſſant, m. H., daß in England die Arbeitsloſig⸗ 
keit nach dem Prozentſatz der Bevölkerung ziffernmäßig 
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doppelt ſo groß iſt wie in Danzig. (Hört, hört! rechts.) Bei 
40 Millionen Einwohnern in England hat es 1% Mil- 
lionen Arbeitsloſe. Ich habe die Zahl aus dem Parla⸗ 
mentsbericht aus dem Munde des engliſchen Miniſters. 
Danzig hat bei 370 000 Einwohnern 6600 gemeldete Ar⸗ 
beitsloſe (15 000! links.) Es ſind ja auch die gemeldeten 
Ziffern in England. Noch eine Feſtſtellung: Die Arbeits⸗ 
loſigkeit hat in den letzten Monaten, in denen die Deutſch⸗ 
nationalen mit in der Regierung waren, erheblich abge⸗ 
nommen. (Heiterkeit bei den Kommuniſten.) Ja, m. H., 
Sie werden mir ſo viel Objektivität zutrauen, daß ich als 
einen Grund mit angebe, daß das in den natürlichen Ver⸗ 
hältniſſen des Sommers liegt. Ich möchte dabei aber auch 
betonen, daß die alte Regierung im Laufe der letzten Mo⸗ 
nate 1% Millionen für die Zwecke der produktiven Arbeits⸗ 
loſenfürſorge ausgegeben hat, und daß die Arbeiten, die 
dafür in Angriff genommen ſind, zum Teil im Gange, zum 
Teil beendet find. (Den Vorſitz übernimmt Vizepräſident 
Spill.) M. H. von den Regierungsparteien! Sie brauchen 
auch hier nur die bewährten Bahnen weiter fortzuſchveiten. 
(Zwiſchenrufe links.) Wenn Sie neue Bahnen haben, ſo 
bin ich darauf begierig und werde es gern abwarten. 

Nach der Regierungserklärung wollen Sie prüfen — 
auch hier wieder, „es fo geprüft werden“ — ob durch eine 
zweckmäßige Reorganiſation der Verwaltung die Zahl der 
Beamten und Angeſtellten vermindert werden kang. Ich 
kann mich hier, m. H., kurz faſſen. Ich empfehle“ Ihnen 
das aufmerkſame Studium der von der alten Regierung 
herausgegebenen Denkſchrift über die Zahl der Beamten 
und Angeſtellten. In dieſer Denkſchrift werden Sie die 
Gründe dargelegt finden, die dahin geführt haben, daß das 
Beamtentum und die Angeſtelltenſchaft wie überall in der 
Welt in Staatsbetrieben und Behörden ſo auch in allen 
Privatbetrieben im Kriege und danach haben vermehrt 
werden müſſen. Dieſe Gründe liegen im Krieg ſelbſt mit 
ſeinen Kriegsorganiſationen, mit der Zwangswirtſchaft. 
Sie ſind in der Inflation zu ſuchen, in der auch bei den 
Banken das Perſonal ſtark vermehrt werden mußte. Sie 
finden den Nachweis dafür, daß ein Abbau von dem Mo⸗ 
ment ab, wo es möglich war, durchgeführt wurde (Der 
unteren Beamten! links.), und zwar mit anerkennenswerter 
Energie und mit bemerkenswertem Erfolg. (Eigenlob 
ſtinkt! links.) M. H.! Sie finden darin auch den Beweis, 
daß es unrichtig iſt, wenn geſagt wird, die Freie Stadt 
hätte verhältnismäßig viel mehr Perſonal, als irgend ein 
anderer Staat. Das Gegenteil iſt richtig. (Abg. Rahn: 
Unrichtig ſind Ihre Angaben!) Kein anderer Staat mit 
den gleichen kulturellen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
wie Danzig kommt mit einem kleineren Perſonal aus als 
Danzig. Sie finden den Beweis darin, daß prozentual 
und verhältnismäßig die Zahl des Perſonals im Deutſchen 
Reich, in Preußen, in den deutſchen Hanſeſtädten, das ſind 
doch die Kommunen und die Staatsweſen, mit denen wir 
uns zu vergleichen pflegen, erheblich größer iſt. Ich emp⸗ 
fehle die Denkſchrift nochmals und insbeſondere auch den 
Schluß Ihrem Studium. Deſſen ungeachtet muß auf dem 
bisherigen Wege der Verringerung des Perſonals fort⸗ 
gefahren werden, da vorauszuſehen iſt, daß es dem Staat 
auf lange Zeit ſchwer fallen wird, die erforderlichen Koſten 
aufzubringen. Dafür iſt es gewiß nötig, die einfachſte und 
billigſte Form der Verwaltung zu finden. Es wird ſich vor 
allem aber fragen, ob das Maß der Staatsaufgaben noch 
erweitert werden kann oder ob es nicht vielmehr gegenüber 
der gegenwärtig beſtehenden ſchon ſehr großen Ausdehnung 


in Zukunft wird eingeſchränkt werden müſſen. 


M. D. u. H.! Sie ſehen, noch eine weitere Einſchrän⸗ 
kung des Perſonals hätte ſich auch die alte Regierung zur 
Aufgabe gemacht. Freilich findet dieſe ihre Begrenzung in 
der Möglichkeit der Erfüllung der dem Staat und den Ge⸗ 
meinden geſetzten Aufgaben (Abg. Rahn: Verſorgung 


Ihrer PBarteimitglieder!), ihre Dienſtobliegenheiten zu er- (0) 


füllen. Sie finden in der Denkſchrift, m. H. von der neuen 
Regierung, alſo wichtige Fingerzeige. Sie brauchen die 
gewieſenen Wege nur zu gehen, und den Erfolg können wir 
abwarten. Ich möchte aber vor einem warnen, vor Experi⸗ 
menten (Sehr gut! rechts.), die ſich ſehr ſchnell bitter 
rächen können. Sie wollen, wie aus den Vorgängen, die 
zu dieſem Umſturz geführt haben, erſichtlich iſt, unter an⸗ 
derem die Verwaltungsgerichtsbarkeit abſchaffen. (Abg. 
Rahn: Haben Sie Angſt?) Ich habe nicht Angſt, warum 
ſollte ich das? Meine Ausführungen mache ich nur im 
Intereſſe des Staates, ich glaube, Sie werden mir auf dem 
Gebiete der Verwaltungsgerichtsbarkeit wohl einige Sach⸗ 
kunde zutrauen. Ich ſtehe nicht an, zu erklären, daß die 
gegenwärtige Organiſation der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
von mir ſtammt. Ich ſtehe aber auch nicht an, zu erklären, 
daß es eine billigere und einfachere Art der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit nicht gibt. Wenn Sie glauben, ſie finden zu 
können, ſo wollen wir es abwarten. Wenn Sie das Ober⸗ 
verwaltungsgericht abbauen wollen, ſo tun Sie es ja auch 
nicht, um Erſparniſſe zu machen; denn Erſparniſſe kommen 
dabei nicht heraus, im Gegenteil, es wird mehr Geld koſten, 
Sie tun es aus politiſchen Gründen. (Sehr gut! rechts.). 

Die Regierungserklärung beſchäftigt ſich dann mit der 
Umorganiſation der Polizei. Wir lehnen die Umorgani⸗ 
ſation der Polizei ab. (Bravo! rechts.) Wir ſehen darin 
einen ſehr bedenklichen und ſehr gefährlichen Eingriff in das 
feſte Gefüge der Schutzpolizei. (Sehr richtig! rechts.) Wir 
ſind der Auffaſſung, daß gerade für den Freiſtaat Danzig 
die Erhaltung einer ſtarken und gut diſziplinierten Polizei 
eine weſentliche Vorausſetzung für die Erhaltung der Frei⸗ 
heit und Selbſtändigkeit unſeres Staates iſt. (Sie wollen 
mit den Polen Krieg führen! bei den Kommuniſten.) 
M. H.! Es iſt vielleicht nicht allen bekannt, vielleicht den 
Herren von der äußerſten Linken nicht, daß in dem Falle, 
daß die Danziger Polizei nicht zur Niederkämpfung von 
Unruhen ausreicht, dieſe Aufgabe den Polen zufällt. (Abg. 
Liſchnewſki: Erſt läßt man die Arbeiter ſchuldig werden!) 
Die Schutzpolizei hat ſich bisher ausgezeichnet bewährt. 
Das iſt das Urteil Fremder, die nach Danzig kommen und 
die ſich über den ausgezeichneten Eindruck, den unſere 
Schutzpolizei macht, ausgeſprochen haben. Das iſt auch das 
Urteil maßgebender Kreiſe des Völkerbundes. (Hört, hört! 
rechts.) Ich habe mehrfach Gelegenheit gehabt, mich mit 
den maßgebenden Leuten des Völkerbundes darüber zu 
unterhalten, wie der Abbau des Perſonals in Danzig er⸗ 
folgen kann. Ich habe ſchon vor Jahr und Tag an einen 
der Herren die Frage gerichtet, ob wir unſere Polizei ver⸗ 
mindern ſollten. Er hat erklärt: „Unter keinen Umſtän⸗ 
den!“ (Hört, hört! rechts.) Ich habe amtliche und perſön⸗ 
liche Außerungen (Es iſt ganz neu, daß Sie als Nationaler 
internationale Politik betreiben! bei den Kommuniſten. — 
Heiterkeit.), aus denen hervorgeht, daß ſich der Völkerbund 
dahin ausgeſprochen hat, daß die Zahl der Polizeimann⸗ 
ſchaften in Danzig nicht größer iſt als ſie unbedingt ſein 
muß, um Leben und Eigentum der Einwohner im Gebiet 
der Freien Stadt ſchützen zu können und daß eine Um⸗ 
ſtellung der Polizei in Danzig nicht notwendig iſt. Es ſei 
für Danzig wichtiger, Geld für die Erhaltung einer ge⸗ 
nügend ſtarken Polizei anzulegen, als es auf den völligen 
Zuſammenbruch ankommen zu laſſen, der infolge von Un⸗ 
ruhen eintreten kann, die durch die ſchlechte Wirtſchaftslage 
verurſacht werden. Man berückſichtige dabei, daß das Ge⸗ 
biet der Freien Stadt Danzig eine ausländiſche Bevölke⸗ 
rung umfaßt, 36 000 Polen und 17000 Staatsangehörige 
anderer Länder, für deren Schutz geſorgt werden muß, für 
deren Schutz die Regierung verantwortlich ſein muß. Man 
berückſichtige dabei, daß in anderen Ländern zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ordnung noch eine ſtarke Militärmacht zur 
Verfügung ſteht, die wir nicht haben. (Abg. Liſchnewfki: 
So etwas ließ man 1918 leben, Ihr Sozialdemokraten habt 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter.) ; 

ſchuld!). Sie werden gewarnt von Kreiſen und Saver- 
ſtändigen. Sie werden von dem Senat gewarnt, der durch 
den Mund ſeines Präſidenten laut ſeine warnende Stimme 
erhoben hat. Aber ich zweifle nicht daran, daß Sie die An⸗ 
träge, die zum Abbau der Schutzpolizei und ihrer Um⸗ 
organiſation geſtellt ſind, durchführen werden. Sie werden 
ſie durchführen mit Hilfe der Herren Polen und Kommu⸗ 
niſten. Die haben ja auch ein Intereſſe daran, daß hier 
in Danzig Unruhen ſind. 

Ich komme zur Zollverwaltung. In der Zollverwal⸗ 
tung wird ohne ſchwere Schädigung der wirtſchaftlichen 
Intereſſen bei der gegenwärtigen Organiſation der Zoll⸗ 
abfertigung nicht eine weſentliche Herabminderung des 
Perſonals erfolgen können. (Abg. Rahn: Damit die balti⸗ 
ſchen Herren nicht ſtellenlos werden!) Ob eine Zuſammen⸗ 
legung der Zollabfertigung durchführbar iſt, und ob die 
dafür erforderlichen Mittel im richtigen Verhältnis zu den 
Erſparniſſen ſtehen, die dabei erzielt werden können, das 
zu prüfen, wird Aufgabe der neuen Regierung ſein. (Abg. 
Rahn: Die hatte vier Jahre Zeit und hat geſchlafen und 
iſt auf Staatskoſten geveift!). 

In der Regierungserklärung iſt dann der ſozialen 
Fürſorge gedacht. Sie ſoll ausgebildet werden. Ich bitte 
um Auskunft, was hierunter zu verſtehen iſt. Vielleicht 
haben die Herren die Güte, mir dieſe Auskunft zu erteilen. 
Ich möchte aber daran erinnern, was unter der bisherigen 
Regierung in dieſer Beziehung geleiſtet iſt. Die Aufwen⸗ 
dungen für ſoziale und kulterelle Zwecke im Freiſtaat be⸗ 
tragen ohne die Leiſtungen der Gemeinden mehr als 70 
Prozent der geſamten Staatsausgaben. (Hört, hört! 
rechts.). Ich frage: Welcher Staat hat wohl einen gleich 
hohen Prozentſatz der Aufwendungen für dieſe Zwecke? 
Von unſeren Nachbarſtaaten weiß ich beſtimmt, daß ſie 
keiner hat. Ich glaube, damit iſt am beſten das aus agita⸗ 
toriſchen Gründen verbreitete Märchen, daß wir in Danzig 
einen überfütterten Beamtenſtaat errichtet haben, ein für 
allemal beſeitigt. l 

„Die Regierungserklärung hat, wie ich ſchon einmal bei- 
läufig erwähnt habe, das Kennzeichen, daß es überall heißt, 
„wir erwarten, wir hoffen, es ſoll verſucht werden, wir 

eben dem Wunſche Ausdruck“. Das iſt wörtlich aus der 
ſegierungserklärung von mir herausgesucht worden. Nir- 
gend heiß es: Ich will, ich werde. In einer Beziehung iſt 
die neue Regierung ſehr energiſch, und das iſt bezeichnend. 
Ich will die Stellen zitieren, die ſo etwas von Kraft an 
ſich haben: (Heiterkeit links.) „Die Regierung wird die 
Rechte der nationalen, politiſchen und veligiöfen Minder- 
heiten zu wahren wiſſen.“ Sie werden nicht dulden, daß 
ein Staatsbürger ſeiner Abſtammung oder Religion wegen 
in ſeinen Rechten verkürzt wird. Jeder nationaliſtiſchen 
Verhetzung ſoll entgegengetreten werden. „Jeder partei⸗ 
politiſchen Betätigung im geſamten Schulweſen wird ent⸗ 
gegengetreten werden.“ (Sehr richtig! links. — Zwiſchen⸗ 
rufe und Unruhe.) Herr Präſident Gehl, ich richte an Sie 
die Frage: Was hat den Anlaß zu dieſer energiſchen 
Sprache gegeben? Ich fordere Sie auf, nennen Sie mir 

Fälle, in denen von der bisherigen Regierung die Rechte 
der nationalen Minderheiten in Danzig verkürzt worden 
jind. (Zwiſchenrufe links.) Wo hat in der Schule eine 
nationaliſtiſche Verhetzung ſtattgefunden? (Große Heiter⸗ 
keit links.) Ich bitte um Anführung von Fällen. Ich bitte 
weiter um Auskunft, was verſtehen Sie überhaupt unter 
nationaliſtiſcher Verhetzung? Ich erſuche auch in dieſer 
Beziehung um klippe und klare Antwort. Verſtehen Sie 

arunter die Betätigung nationalen Sinnes? Verſtehen 
Sie darunter die freie und begeiſterte Bekundung des 
Deutſchtums? Nennen Sie das alles nationaliſtiſche Ver⸗ 
hetzunge (Sehr gut! rechts.) Vor polnischen Außerungen 
feindſeligſter Art gegenüber dem Deutſchtum machen Sie 
eine Verbeugung. Halten Sie in Danzig das Singen von 


vaterländiſchen Liedern, das Singen des Deutſchlandliedes, 
für eine nationaliſtiſche Verhetzung? Halten Sie die Kon⸗ 
greſſe, die zur Erhaltung des Deutſchtums in Danzig ſtatt⸗ 


gefunden haben, insbeſondere die der deutſchen Burſchen⸗ 


ſchaften und des Hanſeatiſchen Geſchichtsvereins, für eine 
nationaliſtiſche Verhetzung? (Zwiſchenrufe links.) Daß die 


Polen hierin eine nationaliſtiſche Verhetzung ſehen, weiß 
ich aus der Preſſe und aus amtlichen Kundgebungen der 
Polen. M. H.! Die nationalen Verbände in Danzig ſind 
durch dieſe Außerung der Regierungerklärung in eine febr 
ſtarke Erregung geraten. (Sehr richtig! rechts.) Ich bitte 
dringend, hierauf klipp und klar eine Antwort zu geben. 
M. D. u. H.! Im Zuſammenhang damit iſt die laue Art 
aufgefallen, mit der der Förderung des Deutſchtums ge⸗ 
dacht wurde. Das Deutſche Reich hat in der Erklärung 
überhaupt keine ausdrückliche Erwähnung gefunden. Es 
iſt nur in dem Sammelbegriff der Kulturſtaaten, mit denen 
wir freundſchaftliche Beziehungen pflegen wollen, genannt 
worden, nicht ausdrücklich. Und doch, m. D. u. H., ver⸗ 
binden uns mit dem Deutſchen Reich die wichtigſten kultu⸗ 
rellen und nationalen Beziehungen. (Zwiſchenrufe links.) 
Es verbinden uns mit ihm auch die wichtigſten wirtſchaft⸗ 
lichen Beziehungen. Wir alle hängen an dem Deutſchen 
Reich mit heißer Seele. Das Geſchick des Deutſchen 
Reiches iſt auch unſer Geſchick. (Zwiſchenruf des Abg. 
Dr. Blavier.) Wenn Sie bei einer ſolchen Kundgebung, 
Herr Abg. Dr. Blavier, noch wagen, zu lachen, ſo 
kann ich Ihnen nur ſagen, ſchämen Sie ſich. (Abg. 
Dr. Blavier: Ich wende mich gegen die demagogiſche Art!) 
M. D. u. H.! Wenn wir in unſerm deutſchen Staat 
Danzig nicht das Deutſchtum wahren, und wenn wir nicht 
die deutſche Wirtſchaft erhalten, ſo iſt es mit Danzig dahin. 
Die Erhaltung der deutſchen Wirtſchaft hängt von der 
Pflege und der Erhaltung des Deutſchtums in Danzig ab. 
Sie iſt die Vorausſetzung für das Weiterbeſtehen der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft in Danzig. (Zwiſchenrufe links.) M. D. 
u. H.! Es ift in der Regierungserklävung gejagt worden, 
wir wollen den Kulturbesitz wahren zwecks Förderung von 
Bildung, Kunſt und Wiſſenſchaft. Es iſt aber nirgends 
etwas von dem Deutſchtum, von dem deutſchen Volkstum 
geſagt worden, mit allen Gütern, in denen ſie wurzeln, 
Erhaltung des deutſchen Bodens, des deutſchen Handels, 
des deutſchen Handwerks. Und doch iſt dies alles für 
Danzigs Deutſcherhaltung, für ſeine Selbſtändigkeit 
lebenswichtig. Wenn wir glauben, daß wir in Danzig mit 
Hilfe der Polen die deutſche Wirtſchaft fördern und erhal⸗ 
ten können, ſo ſtelle ich demgegenüber die Behauptung auf, 
Polen will nicht mit den deutſchen Kaufleuten in Danzig 
Geſchäfte machen. Die Deutſcherhaltung Danzigs er⸗ 
fordert, deutſchen Sinn, nationalen Geiſt zu pflegen 
und wach zu halten. Das kann man nicht mit 
internationalen Schwärmeeien. Es iſt das Ziel unſerer 
Feinde, Danzig erſt zu internationaliſieren und dann 
zu poloniſieren. Die Selbſtändigkeit des Freiſtaates hat 
nur einen Sinn und iſt nur deshalb begründet worden, 
weil Danzig deutſch ift. Sonſt wäre es unter polniſche 
Herrſchaft gekommen. Wenn wir unſeren deutſchen Staat 
verlieren, verlieren wir auch die deutſche Wirtſchaft in 
Danzig. Wenn Sie das nicht glauben, ſo erinnere ich Sie 
an die furchtbaren Beiſpiele, die wir in unſerer früheren 
Provinz haben. Wie jemand hier widerſprechen kann, 
Herr Abg. Rahn, ift mir als Deutſchem unverſtändlich. 
(Sehr gut! rechts.) Die Regierungserklärung ſchließt mit 
dem Ausdruck der Erwartung, daß alle Kreiſe des Volks⸗ 
tages und der Bevölkerung, die wirklich das Wohl Danzigs 
wollen, ſie unterſtützen mögen. Dieſe Erwartung muß ich 
im Namen der Deutſchnationalen, die für ſich in Anſpruch 
nehmen, das Wohl Danzigs zu wollen und in den zurück⸗ 
liegenden Jahren vieles für die Erhaltung des Freiſtaates 
Danzig getan haben, grauſam zerſtören. Die Regierungs⸗ 
erklärung ſtellt ſich im bewußten Gegenſatz zu dem alten 
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(A) Kurs. Die neue Regierungserklärung will den Kurswechſel 


(B 


— 


im Innern und im Außern. Die Deutſchnationalen ſind 
nicht in der Lage geweſen und nicht bereit, dieſen Kurs⸗ 
wechſel mitzumachen und zu unterſtützen. Die Deutſch⸗ 
nationalen ſind in die Oppoſition gedrängt, die Deutſch⸗ 
nationalen werden die Oppoſition führen, nicht um der 


Oppoſition wegen, ſondern des Staates wegen. Die Oppo⸗ 


ſition hat in einem parlamentariſchen Staat eine wichtige 
Aufgabe (Zwiſchenrufe links), ſie hat die Aufgabe der Kon⸗ 
trolle, und ſeien ſie gewiß, m. H., daß wir die Kontrolle 
mit allen Kräften üben werden. Wir werden Ihnen auf 
die Finger ſehen. (Sehr gut! rechts.) Wir erblicken in dem 
Kurswechſel eine ſchwere wirtſchaftliche, eine ſchwere natio⸗ 
nale Gefahr für unſern Freiſtaat. (Abg. Rahn: Sie wer⸗ 
den auf das Maul kriegen!) Unſere Befürchtungen werden 
bom größten Teil der Danziger Bevölkerung geteilt. (Sehr 
richtig!) Wir Deutſchnationalen ſtehen der neuen Regie⸗ 
rung mit ſtärkſtem Mißtrauen gegenüber. (Bravo! links.) 
Die Regierung bietet nach ihrer Zuſammenſetzung, der die 
Geſchloſſenheit und Einheitlichkeit fehlt, und nach ihren 
politiſchen Zielen und Plänen, die uns mit größter Be⸗ 
ſorgnis erfüllen, keinerlei Gewähr dafür, daß ſie die Auf⸗ 
gaben erfüllen fann, die eine Regierung in Danzig er- 
füllen muß, das Deutſchtum in Danzig zu pflegen und zu 
erhalten und der daniederliegenden Wirtſchaft Erleichte⸗ 
rungen zu verſchaffen. (Beifall rechts. — Nieder mit den 
Deutſchnationalen! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräsident Spill: Das Wort hat der Abg. Brill. 
(Abg. Rahn: Gott ſei Dank, jetzt kommt ein anderer Mann 
als der, der eben geſprochen hat! — Das iſt die beſte An⸗ 
erkennung für uns! rechts.) 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Die Art 
und die Form, wie Herr Abg. Dr. Ziehm ſeine Konkurs⸗ 
maſſe verteidigt hat, beweiſt, wie ärgerlich er darüber iſt, 
daß er und ſeine politiſchen Freunde aus der Regierung 
ſcheiden mußten. Die Deutſchnationale Volkspartei weiß 
genau, was ſie dadurch verliert, daß ſie heute nicht mehr 
das Staatsſchiff ſteuern kann. Sie weiß, daß dadurch die 
Parteiwirtſchaft aufhört und daß ſie nicht mehr, wie bis⸗ 
her, ihre Anhänger an die Futterkrippe bringen kann. 
(Jetzt kommen Sie dran! rechts.) Wir nehmen die Oppo⸗ 
ſition, die Herr Abg. Dr. Ziehm angekündigt hat, an und 
werden mit dieſer Oppoſition fo fertig werden, wie man. 
mit einem Gegner dieſer Art fertig zu werden hat. Aber 
geſtatten Sie, meine Herren, daß wir Ihnen ebenſo gut 
das ſagen, was, wir zu der bisherigen Regierung zu ſagen 
haben. Durch die verkehrte Wirtſchaftspolitik, wie ſie hier 
getrieben wurde, droht das Staatsweſen zuſammenzu⸗ 
brechen. Die Induſtrie liegt lahm, Handel und Wandel 
ruhen. Die Arbeitsloſenziffer hat eine Höhe erreicht, wie 
wir ſie noch nie gehabt haben. Zu einem gewiſſen Teile 
liegen die Urſachen in der Wirtſchaftslage der Welt, aber 
auch nur zu einem Teil. Als die Freie Stadt Danzig 
gegründet wurde, konnte kein Zweifel darüber herrſchen, 
daß alles aufgeboten werden mußte, um den Aufbau zu 
vollziehen und aus dem Elend herauszukommen. Die 
Frage war nur, wie dieſer Aufbau möglich war. Ein oft 
gebrauchtes und ebenſo oft mißbrauchtes Wort jagt: „Der 
Aufbau ſei nur durch die Steigerung der Arbeitsleiſtung 
möglich.“ Das ift infofern richtig, als ohne Steigerung 
der Erzeugung, ohne Hervorbringung größerer wirtſchaft⸗ 
licher Werte weder die Wiedererſetzung der zerſtörten 


Produktionsmittel, noch eine Verbeſſerung der Lebenshal⸗ 


tung der breiten Maſſe der Bevölkerung möglich iſt. Kein 
Volk kann mehr verbrauchen, als es erzeugt. Alles, was 
es verbrauchen will, muß es zuvor erzeugen. Infofern 
iſt die Steigerung der Arbeitsleiſtung eine Grundvoraus⸗ 
ſetzung für unſere Wirtſchaft (Unruhe rechts), aber mit der 
Steigerung der Arbeitsleiſtung des einzelnen iſt es nicht 
getan, wenn der einzelne ſeine Leiſtung verdoppelt und 
andere dafür arbeitslos werden, die die Schaffenden er⸗ 


nähren müſſen. Es hätte auch keinen Sinn, die Arbeits⸗ (C) 


leiſtung zu erhöhen, wenn einige Wenige ſich von dem 
Ertvag der Mehrleiſtung ein angenehmes Leben ſchüfen. 
Das wäre weiter nichts als eine verſtärkte Ausbeutung 
der Arbeiterſchaft. Worauf es ankommt iſt, daß alle vor⸗ 
handenen Volkskräfte und alle vorhandenen wirtſchaft⸗ 
lichen Werte in den Dienſt des Aufbaues geſtellt werden, 
und daß darüber hinaus die denkbar größte Steigerung 
der Arbeitsleiſtung jedes einzelnen erreicht wird, ſelbſt⸗ 
verſtändlich unter weiteſtgehender Ausnutzung der Technik 
und möglichſter Schonung menſchlicher Arbeitskraft. Wei⸗ 
ter müßten die geſchaffenen Werte der Volksgeſamtheit 
und damit jedem einzelnen zugute kommen. Wir brauchen 
eine Wirtſchaftsform, die einerſeits die höchſte Steigerung 
der Arbeitsleiſtung aller und damit den Höchſtertrag der 
Arbeit gewährleiſtet und andererſeits die Gewähr dafür 
bietet, daß die geſchaffenen Werte zum Wohl aller ver⸗ 
wandt werden. Eine ſolche Wirtſchaftsform konnte die 
alte Regierung nicht ſchaffen, weil fie im Widerſpruch ſteht 
mit den Intereſſen des ſchaffenden Volkes und damit mit 
den Intereſſen der Allgemeinheit. Sie hatte eine Wirt⸗ 
ſchaftsform, die begründet iſt in der Ausbeutung des 
Menſchen durch den Menſchen. Mit Sklavenarbeit, mit 
äußerem knechtenden Druck und Zwang wird aus der 
Danziger Arbeiterſchaft nichts mehr herauszuholen ſein. 
Die Entfeſſelung der Arbeitsfreude und die ethiſche Bin⸗ 
dung der Arbeitskraft an das Arbeitswerk und an die 
Arbeitsftätte muß darum das Leitmotiv für jede Erfolg- 
wirtſchaft ſein. (Sehr richtig! links.) Wer zur wirtſchaft⸗ 
lichen Erſtarkung beitragen will, der muß das Allgemein⸗ 
wohl höher ſtellen als das perſönliche Intereſſe. Soll 
das geſchehen, dann muß man ſich fragen, ob es im wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſe liegt, daß wir einen ſo großen Be⸗ 
amtenapparat brauchen oder auch ſo viele halbſterbende 
und halblebende Unternehmungen. Was ſterben will und 
ſterben muß, ſoll, das muß ganz offen geſagt werden, 
kaputt gehen. Das iſt die Erneuerung im Wirtſchafts⸗ 
leben, die richtig und die unbedingt notwendig ift. Was 
nicht lebensfähig iſt, was im natürlichen Verlauf der 
Dinge kaputt geht, darf nicht am Leben erhalten werden. 
Da kann ſich Beſſeres und Neues aufbauen. Dieſe halb⸗ 
ſterbenden und halblebenden Unternehmungen nehmen 
dem Guten den Raum, die Luft und das Licht. Heute 
beſteht in unſerem Wirtſchaftsleben der Grundſatz: Kleiner 
Umſatz, großer Gewinn; früher galt es, großer Umſatz, 
kleiner Gewinn. Früher begnügte man ſich mit 25 Pro⸗ 
zent Gewinn, heute will man 60 bis 80 Prozent (Noch 
mehr! links) und darüber haben. Wir wollen, daß ſich 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſo geſtalten, daß ſie ein 
menſchliches Zuſammenleben auf der Grundlage des Soli⸗ 
darismus, der Gerechtigkeit und der Menſchenliebe er⸗ 
möglichen. Den geſellſchaftlichen Fortſchritt zu fördern, 
gelang der alten Regierung nicht, aber auch nicht, den 
äußern Frieden zu fördern. Verlangt man Achtung der 
ſtaatlichen Selbſtändigkeit Danzig, dann muß man ſich 
auch auf den Boden der durch die Eee geſchaffenen 
Verträge ſtellen. Die Deutſchnationalen haben zwar von 
andern die Anerkennung der Freien Stadt gefordert, aber 
ſelbſt haben ſie die Freie Stadt nur als eine vorüber⸗ 
gehende Erſcheinung anerkannt. (Sehr gut! links.) Dies 
beweiſt die falſche Politik, die ſie hier getrieben haben. 
Die Deutſchnationalen haben bisher eine Politik des 
Kampfes getrieben und hatten vergeſſen, daß dieſe Politik 
Deutſchland zu einem greiſen Mann gemacht hat, der um⸗ 
hüllt war von muffigem Dunſt und feuchtem Staub, der 
faſt lautlos, ohne Kampf, wie ein morſches Haus zuſam⸗ 
menbrach. Statt daß nun die Deutſchnationalen mit dem 
großen Hinterland Polen Verſtändigung ſuchten, reizten 
ſie durch ihre falſche politiſche Einſtellung Polen. Sie 
machten Danzig zu einem Tummelplatz übernationaliſti⸗ 
ſcher Verbände. (Sehr richtigl links.) 
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Der Patriotismus der Deutſchnationalen war nie 
etwas anderes als brutale Macht, Habgier (Sehr richtig! 


links) und Herrſchſucht über das ſchaffende Volk. 
Je höher die einzelnen Patrioten geſtellt waren, um ſo 
erbärmlicher war ihr Patriotismus. (Sehr richtig! links.) 
Jedes Mittel war ihnen recht zur Erreichung ihrer Ziele. 
Sie ſäten Haß und Zwietracht, erregten Neid und Miß⸗ 
trauen. M. D. u. H. von den Deutſchnationalen, ich 
erinnere an den Bauernkrieg, den 30jährigen Krieg, die 
napoleoniſchen Kriege und den 1866er Bruderkrieg. (Hei⸗ 
terkeit rechts.) Ich erinnere Sie daran, Sie find ja doch 
die Nachfolger der Konſervativen. Ich erinnere nur an 
Ihren Patriotismus. Ich berufe mich dabei auf den preu- 
ßiſchen Hiſtoriker Treitſchle. Sie wiſſen genau, daß die 
deutſchen Fürſten in Paris um größere Länderfetzen auf 
Koſten des deutſchen Nachbars bettelten. Sie wiſſen ge⸗ 
nau, daß die preußiſchen Junker 1806 die Feſtungen in 
der feigſten Weiſe auslieferten, die fie befehligten, Sie m. H. 
von den Deutſchnationalen waren nie deutſch, noch waren 
Sie jemals national, ihre ganze Politik iſt ein einziger 
Skandal. (Sehr gut! links. — Heiterkeit rechts.) Wir 
fordern von der neuen Regierung, daß ſie nicht in die⸗ 
ſelben Fehler verfällt (Abg. Kreft: Es bleibt alles beim 
alten!) wie die Deutſchnationalen, daß ſie eine Politik 
des Kampfes führt. Kampf iſt niemals Wille, der wirk⸗ 
liche Wille iſt nichts Dumpfes und Krankes. Der wirk⸗ 
liche Wille iſt niemals gereizt und ſchrill, der wirkliche 
Wille kennt ſein Ziel. Der wirkliche Wille iſt ſchweigſam 
und gründlich. Der wirkliche Wille unterſcheidet und 
prüft, damit wir endlich feſten Boden in der verlaufenen 
Flut bekommen. Wir müſſen endlich gerodetes Neuland 
nach dem Untergang bekommen. Die Regierung muß 
dafür ſorgen, daß wir ein Staat werden, der entſchloſſen 
iſt, dem inneren und äußeren Frieden zu dienen und den 
geſellſchaftlichen Fortſchritt zu fördern. Nach unſerer Ver⸗ 
faſſung geht alle Gewalt vom Volke aus. Ausſchließlich 
beim Willen der Volksmehrheit liegt die Entſcheidung über 
die Politik. Der Volkswille kann mißleitet werden. Er 
hat fürchterlich fehlgegriffen, als er dem Volkstag diefe 
Zuſammenſetzung gab (Heiterkeit rechts), die die Berau- 
bung der Inflationsopfer, das Steuerübel, Not und Elend 
beſcherte. Aber wo in der Welt hat noch nie ein Volk, 
wie der einzelne, Lehrgeld bezahlen müſſen, bis er ſein 
Geſchick meiſtern lernte. Wir fordern, daß der Verſtän⸗ 
digungswille der neuen Regierung mit anderen Völkern 
nicht nur ein Lippenbekenntnis, ſondern ein Tatbekennt⸗ 
nis werden muß. Dies muß auch in der Flagge zum 
Ausdruck gebracht werden. Nach der Verfaſſung hat ſich 
Danzig ſelbſt eine eigene Flagge gegeben. Leider wurde 
bisher von dieſer Flagge ſehr wenig Gebrauch gemacht. 
Bei jeder Gelegenheit wurde die ſchwarz⸗weiß⸗rote Flagge 
gezeigt. Die ſchwarz⸗weiß⸗rote Flagge iſt die deutſche, 
monarchiſtiſche, unter der zwei Millionen Deutſche zweck⸗ 
los geopfert wurden (Sehr richtigl links), und zwar noch 
zu einer Zeit, als die Fortführung des Krieges ſinnlos 
und zwecklos war. Unter der deutſchen monarchiſtiſchen 
Flagge ſind Greiſe und Säuglinge verhungert. M. H. von 
en Kommuniſten, ich will Ihnen ganz ruhig ſagen, Sie 
müſſen nicht Skandal machen, ſondern ruhig arbeiten; 
nicht Skandal machen, ſondern kämpfen. (Doch ein Ver⸗ 
nünftiger, der uns belehren kann!) Aber ebenſogut muß 
ſich die neue Regierung der Schulfrage annehmen. Es 
iſt nicht zu ertragen, daß in Danzig in den Bildungs⸗ 
ſtätten, von der Volksſchule bis zur Hochſchule, die Jugend 
verlogen nationaliſtiſch verſeucht und verhetzt wird. (Sehr 
richtig! links.) 
Ebenſogut hat ſich die Regierung der Rechtspflege 
anzunehmen. Wir haben hier ſehr häufig das Wort 
Klaſſenjuſtiz gebraucht. So alt dieſes Wort iſt, ſo vertraut 


iſt es uns. Klaſſenjuſtiz iſt die Feſtſtellung der ungeheuer⸗ 
lichen Tatſache, A = 


daß es Menſchen gibt, die über dem gött- 
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lichen Gedanken des Rechts etwas Höheres kennen, die 
Verteidigung der Intereſſen der bürgerlichen Klaſſe, von 
der fie bezahlt werden. Klaffenjuftiz! In dieſem Wort 
faßt ſich das namenloſe Elend der Enterbten und Unter⸗ 
drückten zuſammen, die vor keiner Inſtanz menſchlicher 
Rechtſprechung ihr Recht finden können, weil ſie einer 
unterdrückten, einer ausgebeuteten Klaſſe angehören, der 
Klaſſe des Proletariats. Wir werfen gewiſſen Richtern 
und Staatsanwälten keine bewußte Rechtsbeugung vor, 
ſondern wollen nur die Unfähigkeit feſtnageln, ſich in die 
Seele eines Angehörigen einer anderen Klaſſe zu verſetzen. 
(Abg. Raſchke: Werdet Ihr die an die Luft ſetzen?) Durch 
Taten muß der Wille zur Verſtändigung mit anderen 
Völkern bewieſen werden. Wir ſind micht ſo leichtfertig, 
anzunehmen, daß der jetzige Völkerbund eine Regelung iſt, 
um kriegeriſche Ereigniſſe zwiſchen den Nationen unmög⸗ 
lich zu machen (Abg. Liſchnewſki: Die Sozialdemokraten 
ſagen immer: „Rein in den Völkerbund!“ — Heiterkeit 
rechts), aber das eine muß man doch feſtſtellen, daß der 
Wille der Völler immer ſtärker wird, um eine Grundlage 


(0) 


für die friedliche Zuſammenarbeit der Nationen zu ſchaffen. 


Es iſt bedauerlich, daß wir in Europa noch lange nicht 
ſo weit ſind, um die Vereinigten Staaten von Europa 
zu bilden. (Abg. Schwegmann: Sie wollen wohl Präſi⸗ 
dent werden?) Das, Herr Abg. Schwegmann, überlaſſe 
ich Ihnen, Sie bedauern am allermeiſten, daß Sie heute 
nicht mehr in der Regierung ſind. (Lachen rechts.) Viele 
Sehende hat der Krieg blind gemacht, aber auch viele 
geiſtige Blinde ſehend. 

Mit dem Grundſatz, daß die Wirtſchaft ausſchließlich 
Privatſache ſei, muß gebrochen werden. (Lebhaftes Hört, 
hört! rechts.) Hielte der Staat an der Fiktion feſt, dann 
müßte er fich ſelbſt aufgeben. (Abg. Doerkſen: Hört, hört!) 
Er betreibt Steuer⸗, Handels⸗, Verkehrspolitik uſw., es 
it aljo Wirtſchaſtspolitik. Er muß deshalb neben den 
Vertretern der Unternehmer den Arbeitern die Mitwir⸗ 
kungsmöglichkeit geben. (Sehr richtig! links.) Die Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft muß vom Steuerdruck befreit werden, 
um wieder Handel und Wandel in Gang zu bringen. 
Eine der wirtſchaftlichen Lage Danzigs gerecht werdende 
Steuerreform hat eine doppelte Aufgabe: 1. den Finanz⸗ 
bedarf der öffentlichen Körperſchaften ſicherzuſtellen, 2. die 
wirtſchaftliche Entwicklung zu fördern, ſoweit das über⸗ 
haupt mit ſteuerlichen Maßnahmen möglich iſt. Die Stei⸗ 
gerung der Leiſtungsfähigkeit der Danziger Wirtſchaft hat 
zur wichtigen Vorausſetzung die Verbeſſerung der Lebens⸗ 
haltung der breiten Maſſe, die Erhöhung der Produk⸗ 
tivität der geſamten Danziger Volkswirtſchaft, und zwar 
durch Vermeidung aller Steuerreformen, die die Kon⸗ 
kurrenzfähigkeit beeinträchtigen und die Preiſe im Innern 
künſtlich hochhalten. Deshalb fordern wir, daß die Ver⸗ 
brauchsſteuern ſo niedrig gehalten werden wie irgend 
möglich und daß der Abbau der Umſatzſteuer erfolgt. Der 
dadurch notwendige Ausgleich der Ausfälle ift durch an- 
gemeſſene Feſtſetzung der Einkommen⸗ und Körperſchafts⸗ 
ſteuer, bei großen Einkommen durch höhere Beſteuerung 
von Vermögen und Erbſchaften, durch Beſteuerung der 
Geldentwertungsgewinne, vor allem aber durch die He⸗ 
bung der Steuermoral mittels Offenlegung der Steuer⸗ 
liſten und einer weitgehenden Buch- und Betriebsführung 
zu erreichen. Wir hoffen aber auch, daß Polen den ver⸗ 
änderten Verhältniſſen Rechnung tragen und der Zoll⸗ 
politik der Freien Stadt Danzig eine Löſung geben wird, 
die ſeine Wirtſchaft nicht erdroſſelt, ſondern Handel und 
Wandel fördert und der Danziger Bevölkerung wieder 
Beſchäftigung gibt. Aber nicht nur in der Zollpolitik, 
ſondern auch in der Eiſenbahntarifpolitik erwarten wir 
Verſtändnis. Die Sperrmaßnahmen Polens Danzig gegen⸗ 
über müſſen aufgehoben werden. Polen hat zu oft be⸗ 
tont, dem deutſchnationalen Senat könne es kein Ver⸗ 
trauen ſchenken 


und ihm deshalb auch kein Entgegen⸗ 
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kommen zeigen. Der deutſchnationale Senat ift befeitigt. 
Nun muß Polen der Danziger Bevölkerung zeigen, daß 
g es ſich ebenfalls auf den Boden der beſtehenden Verträge 
f ſtellt. Rechtsfragen dürfen keine Machtfragen ſein. 

Aber wir wenden uns nicht nur nach außen. Auch 
die Übergangsorganiſationen unſerer Wirtſchaft müſſen 
beſeitigt werden. Trotzdem die Kaufkvaft der Bevölkerung 
j geſunken ift, ift der Handel und das Gewerbe um mehr 
i als 30 Prozent der Bevölberung gegenüber gewachſen. 
| 
| 
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Daß die Verrechnung und die Überſetzung des Privat⸗ 
handels ein entſcheidender Faktor der Warenpreisbildung 
ift, liegt klar auf der Hand. Die Koſten dieſer unratio⸗ 
nellen privatwirtſchaftlichen Warenverſorgung haben die 
N Verbraucher zu tragen; denn da die neu hinzugekomme⸗ 
* nen Händler auch leben wollen und die Induſtrie und 
Landwirtſchaft die Klinke der Preisgeſetzgebung in der 
Hand haben, ſo müſſen die Verbraucher ihre Waren mit 
höheren Warenpreiſen bezahlen. Wir haben in der Tat 
viel zu viel Zwiſchenſtationen. Wir haben zu viel Händ⸗ 
ler, Fleiſcher, Bäcker, zu viel Getreidehändler, Vieh⸗ 
händler und Geldhändler. Auf allen Gebieten des Güter⸗ 
umtauſches zeigt ſich dasselbe Bild. Eine förmliche Droh- 
nenwirtſchaft hat ſich im Haushalt unſeres Volkes ein⸗ 
geniſtet. (Frau Abg. Kreft: Wollt Ihr das abändern?) 
Wie ein Keil ſteckt dieſes Gebilde zwiſchen dem Erzeuger 


Niederhaltung der Erzeugerpreiſe den Spielraum für die 
Produktion, verteuert aber andererſeits die Waren für 
den Verbraucher. Nicht niedrige Arbeitslöhne und Verlän⸗ 


der Belastung der Verbraucher und Schaffung von Han- 
Í delsprivilegien, ſondern Hebung der Kaufkraft der Be⸗ 
völkerung, äußerſte Kalkulation in Handel und Induſtrie 
und ſtaatswirtſchaftliche Maßnahmen, die das Intereſſe 
| der gejamten Bevölkerung wahren, find notwendige Mittel, 
der Volkswirtſchaft eine fortſchrittliche Entwicklungsmög⸗ 
lichkeit zu geben. Solange dieſe Vovausſetzungen nicht 
geſchaffen ſind, wird der Schrei nach Hebung der Pro⸗ 
duktivität einem Kampfe mit umfichtbavenGeiftern gleichen. 
Produktive Arbeit würde auf jeden Fall die Stelle leiſten, 
die durch ausreichende Beobachtungs⸗ und Informations⸗ 
möglichkeit unter Zubilligung weiteſtgehender Erkundi⸗ 
gungsrechte der Oeffentlichkeit das Reſultat ihrer Wahr⸗ 
f nehmungen über das Dunkel im Wirtſchaftsleben zur Ver- 
1 fügung ſtellen könnte. Ebenſogut hat die Regierung die 
in Aufgabe, der Bevölkerung die Laſten des großen Staats⸗ 
apparates abzunehmen. Wir ſind in Danzig viel zu viel 
mit höheren Beamten belaſtet, für die nicht genügend Be: 
ſchäftigung vorhanden iſt, und die ſich darum aus Lange⸗ 
weile der übernationaliſtiſchen Bewegung zur Verfügung 
ſtellen. Sie haben dadurch nicht nur die Geſamtbevölkerung 
durch Bezug ihres Gehalts geſchädigt, ſondern auch das An⸗ 
N jehen der Freien Stadt Danzig nach außen hin geſchädigt. 
Ich frage, wozu brauchen wir alle dieje Staats⸗, Finanz, 
u Oberregierungs- und Regierungsräte. Wozu brauchen wir 
0 all die Beamten bei der Zollverwaltung und die Offiziere 
bei der chupo? 
|; 5 Dieſe Futterkrippenwirtſchaft muß beſeitigt werden. 
ja Wie die Futterkrippenlandidaten zur Futterkrippe dräng⸗ 
ten, beweiſt der Fall der Beſtätigung des Landrats im 
Großen Werder (Sehr richtig!). Die neue Regierung be- 
durfte nur noch ihrer offiziellen Beſtätigung. Da ſchiebt 
der Deutſchnationale Senat einen feiner Futterkrippen⸗ 
kandidaten auf dieſen wichtigen Poſten des Landrats im 
Großen Werder. Das beweiſt doch am allerbeſten die 
deutſchnationale Parteiwirtſchaft. Was für einen Skandal 
| hätten Sie angegeben, wenn das eine andere Partei getan 
1 hätte. (Sehr richtig! links.) Aber Sie ſehen, m. D. u. H., 
5 wie noch im letzten Augenblick die Deutſchnationalen ihre 
Futterkrippenkandidaten ſchützen. Über die Qualifikation 
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| und Verbraucher. Er bringt auf der einen Seite durch 


gerung der Arbeitszeit unter möglichſt noch weitergehen⸗ 


dieſes Beamten will ich mich jetzt nicht auslaſſen. Ebenſo (0) 


muß die Soldatenſpielerei beim Zoll und bei der Schupo 
aufhören. Danzig bietet heute das Bild einer Feſtung. Hört 
dieſes Soldatenſpielen auf, dann wird ſich in ganz kurzer 
Zeit zeigen, daß zuviel obere Beamtenſtellen beſetzt ſind 
und eine größere Anzahl von Offizieren entlaſſen werden 
kann. Im übrigen wollen wir, daß der Senat eine Ver⸗ 
fügung erläßt, wonach die Beamten nach ihrer Stellen⸗ 
beſetzung angeſprochen werden und nicht nach ihrem frühe⸗ 
ren Offiziersvange. (Sehr gut! links.) Wir haben in 
Danzig kein Militär und wollen an den Moloch Militaris⸗ 
mus nicht mehr erinnert werden. Wer Offizier ſein will, 
ſoll dort hingehen, wo der Militarismus beſteht und ſich 
nicht von der Danziger Bevölkerung ernähren laffen, fie 
beſchimpfen und dann noch in Not und Elend bringen. 
Vom praktiſchen Zoll⸗ und Polizeidienſt haben dieſe über⸗ 
geſchnappten Offiziere doch keine Ahnung. Sie ſtören die 
wirklichen Zoll⸗ und Polizeibeamten nur in ihrer prak⸗ 
tiſchen Arbeit und hindern ſie dabei. Aber nicht nur beim 
Staat muß abgebaut werden. Das trifft auch für die 
Kommunalverbände zu. Wir brauchen heute nicht mehr 
die drei Kreiſe. Der Einwand, der früher gegen die Auf⸗ 
hebung der Kreiſe erhoben wurde, iſt nicht mehr ſtichhaltig. 
Die Fahrgelegenheit iſt heute ſo, daß jeder Einwohner 
Danzig ohne viel Zeitaufwand ſelbſt erreichen kann. Wir 
bringen deshalb unjern Verfaſſungsentwurf in Erinnerung. 
Wir erwarten, daß die Reorganiſation der Polizei nicht 
Lippen⸗, ſondern Tatbekenntnis wird. Wir fordern die 
Vereinheitlichung der Polizei mit den früheren Polizei⸗ 
bezirken. Wir begrüßen es, daß in Zukunft die Beſetzung 
von Stellen von der Eignung abhängig gemacht wird. Man 
hätte ſchon früher ſo verfahren ſollen, dann würde eine 
Anzahl oberer Beamten nicht an der Danziger Futter⸗ 
krippe ſitzen und würden nicht tüchtige Beamte wegen ihrer 
republikaniſchen Geſinnung aus Danzig verdrängt wor⸗ 
den ſein. 

Es iſt ganz erklärlich, m. D. u. H., daß an dem Acht- 
ſtundentag feſtgehalten werden muß. Der Achtſtundentag 
iſt wirtſchaftlich tragbar. Ja, er iſt die Arbeitszeit die dem 
Handel und Gewerbe eine kraftvolle Auſwärtsentwicklung 
ermöglicht. Der Handel und die Induſtrie brauchen arbeits⸗ 
freudige, körperlich und geiſtig geſunde Arbeiter. Eine 
längere Arbeitszeit als die achtſtündige hemmt die Arbeits⸗ 
freude und macht die Arbeiter körperlich und geiſtig krank. 
Die Arbeiter brauchen den Achtſtundentag um der Familie 
willen, er gibt dem Vater die Möglichkeit, ſeine Kinder zu 
erziehen und jeden Tag ein paar Stunden mit ſeiner 
Familie zuſammen zu ſein. Das kann er nicht, wenn die 
Arbeitszeit wieder verlängert wird. Der fluchwürdige Zu⸗ 
ſtand von früher darf nicht wiederkehren. „(Sehr richtig! 
links.) Auch der Arbeiter hat das Recht auf Familienleben. 
Er muß auch Zeit haben, um ſeine Zeitungen und Bücher 
lejen zu können. Er will auch Verſammlungen, wiſſen⸗ 
ſchaftliche und künſtleriſche Vevanſtaltungen beſuchen. Das 
alles iſt nur möglich bei einer kurzen Arbeitszeit, dem Acht⸗ 
ſtundentag. (Sehr richtig! links.) Die Arbeiterfamilien 
ſollen weniger Sorge und Not haben. Ihr Einkommen 
muß ſo ſein, daß es ausreicht, um ein menſchenwürdiges 
Daſein führen zu können. Heute iſt das nicht der Fall. 
Der Lohn iſt ſo karg bemeſſen, daß kaum die allernot⸗ 
wendigſten Anſchaffungen gemacht werden können. Die 
Kinder ſind unterernährt, die Kleider mangelhaft und ab⸗ 


AN 


geriſſen. Der Staat hat die Pflicht, die Geſundheit und 


das Leben der Arbeiter zu ſchützen. Die Behörden haben 
nach der modernen Auffaſſung des Staates die Pflicht, 
über das Allgemeinwohl zu wachen und die verſchiedenen 
ſich entgegenſtehenden und ſich aneinander reibenden In⸗ 
tereſſen der einzelnen Gruppen der Bevölkerung auszu⸗ 
gleichen. Die öffentliche Macht hat die Pflicht, dafür zu 


ſorgen, daß die Bürger unter möglichſt großer Sicherheit 


ihrem Erwerb nachgehen können. Sie ſind nicht nur aus 
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moraliſchen Gründen dazu verpflichtet, ſondern auch aus 
ganz nüchternen Erwägungen. Es kann und darf keiner 
Behörde gleichgültig ſein, wenn die Kraft des ihr anver⸗ 
trauten Gemeinweſens dadurch dauernd geſchwächt wird, 
daß die erwerbstätigen Bürger durch mangelnden Schutz 
bei der Arbeit dezimiert werden. Die Arbeiterſchaft hat 
ein Recht, zu fordern, daß nun endlich einmal der Ar⸗ 
tikel 115, Abſatz 1 und 2 der Verfaſſung in Kraft geſetzt 
wird; denn fie iſt eder aktivſte, in ihrer Daſeinsnot kühnſte, 
außen⸗ und innenpolitiſch revolutionärſte Volksteil, weil 
ſie ja außen⸗ wie innenpolitiſch der bedrückteſte iſt. Eine 
nachhaltige Wirtſchaftsgeſundung wird ſich nur durchſetzen, 
wenn wir die entwicklungsfähigſten, produktivſten Kräfte 
unſeres Volkes, die heute nicht ſtofflicher, ſondern perſön⸗ 
licher Natur ſind, wenn wir die Arbeitskraft und das 
Leiſtungsvermögen des Staates in wiſſenſchaftlicher, tech⸗ 
niſcher und organiſcher Hinſicht ſteigern und in der Welt 
zur Geltung bringen. In der Arbeitsloſenfürſorge muß 
ebenfalls organiſcher gearbeitet werden. Iſt ſchon bei voller 
Beſchäftigung Schmalhans Küchenmeiſter in der Familie, 
ſo ſteigt die Not durch die Arbeitsloſigkeit ins Unerträg⸗ 
liche. Nach der modernen Auffaſſung über das Weſen des 
Staates, hat der Staat die Pflicht, ſeinen Bürgern Arbeit 
zu geben. Kann er dieſe Arbeit nicht geben, ſo iſt er ver⸗ 
pflichtet, ſie zu unterhalten, damit der Arbeiter mit ſeinen 
Familienangehövigen nicht Not leidet. 

Die Wohnungsnot iſt heute in Danzig ungeheuer. Die 
bisher getroffenen Maßnahmen reichen nicht im entfern⸗ 
teſten aus, um dieſe Volksnot zu beſeitigen. Dieſe Not iſt 
nicht nur geſundheitsſchädlich, ſondern auch eine ſittliche 
Gefahr. Sie zerſtört das Familienleben. Darum wird 
es die vornehmſte Aufgabe des Staates ſein, dieſe Not zu 
lindern und zu beſeitigen. Die bisherigen Mittel reichen 
nicht aus. Ob die Anleihe, die erwähnt iſt, uns helfen 
wird, wage ich zu bezweifeln. Hier werden andere Mittel 
angewandt werden müſſen, um wirkliche Arbeit zu leiſten. 
Wir erwarten, daß uns die Regierung tunlichſt bald einen 
Geſetzentwurf zur Bekämpfung der Bodenſpekulation und 
zur ſozialen Ausgeſtaltung des Enteignungsvechts insbe⸗ 
ſondere auch in der Richtung vorlegt, daß die Errichtung 
von Wohn⸗ und Wirtſchaftsheimſtätten durch Beſchaffung 
billigen Bodens erleichtert wird. Wir dürfen keine Speku⸗ 
lation mit unſerem heimatlichen Boden dulden. Teurer 
Boden bedeutet Mietskaſernen, in denen in übervölkerten 
Wohnungen die geiftige und körperliche Geſundheit der 
Kinder vernichtet wird. Nur auf billigem, vor Wucherhand 
geſchütztem Boden können Heimſtätten errichtet werden. 
Unſer ſtaatsbürgerlicher Wille war es, der uns die Verant⸗ 
wortung auferlegte, die Leitung des ftändig gefährdeten 
Danziger Wirtſchaftsſchiffes mit zu übernehmen. Uns tun 
not die Gemeinſchaft aller, die Bürgerpflichten und Bür⸗ 
gerrechte ausüben wollen, Verſtändigungswille, der um 
Freiheit und Selbſtbeſtimmung als unveräußerliche Rechte 
der Völker ringt, veifes politiſches Urteil mit feſtem Ziel 
und möglichem Wollen, Ausbreitung des Geiſtes ſozialer 
Gerechtigkeit und demokvatiſcher Freiheit im Dienſte aller. 
Wir haben uns zur Leitung des Staates mit Parteien ver⸗ 
einigt, von denen uns eine Weltanſchauung trennt. Wir 
haben Forderüngen unſeres Programms zurückgeſtellt 
(Hört, hört!), nicht um einige Senatorenſeſſel zu beſetzen 
(Frau Abg. Kreft: Das wird wohl eher ſtimmen ), ſondern 
aus Liebe zum Danziger Volk und hauptſächlich zur Dan⸗ 
ziger Arbeiterſchaft, um zu verſuchen, es aus dem Elend 
und der Not, in die es durch die deutſchnationale Partei⸗ 
wirtſchaft getrieben wurde, zu retten. (Abg. Raſchke: Bei 
dem Verſuch wird es bleiben!) 

M. D. u. 9! Wir ſpielen ein großes Spiel. Unſer 
Einſatz iſt der Frieden, die wahre Demokratie, die Verſtän⸗ 
digung, die Befreiung aus Not und Elend. Niemals tt 
um ihretwillen ein ſolches Spiel gewagt worden. (Wider⸗ 
ſpruch bei den Kommuniſten.) Die Danziger fortſchritt⸗ 


lich denkende Bevölkerung muß auf der Hut ſein, damit 
dieſes Spiel gewonnen wird. (Frau Abg. Kreft: Die Ar⸗ 
beiterſchaft wird das Spiel gewinnen, aber nicht durch 
Euch!) Aber ſchließlich kommt alles auf Glück an, und Yor- 
tuna ift eine Frau, die den Mutigen liebt. Zu den Muti⸗ 
gen zählen wir uns zur Zeit. Darum übernehmen wir die 
Leitung des Danziger gefährdeten Staatsſchiffes. (Leb⸗ 
haftes Bravo bei den Sozialdemokraten. — Frau Abg. 
Kreft: Es bleibt alles beim alten, nur nichts fürchten!) 


izepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Weiß. 
Weiß, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Ich möchte 
auch mit einem Rückblick beginnen, wie es meine beiden 
Herren Vorredner getan haben. Es liegt in der Natur der 
Sache, daß meine Fraktion zu der bisherigen Regierung 
und zu ihrer Politik eine andere Stellung einnimmt als 
die anderen Parteien der jetzigen Koalition und auch die 
übrigen Parteien dieſes Hauſes. Dieſe unſere Stellung⸗ 
nahme leitet ſich von ſelbſt ab. Einmal aus dem Umſtande, 
daß wir der bisherigen Regierung angehört haben und 
darum mit an der Verantwortung für die Politik dieſer 
Regierung tragen. (Frau Abg. Kreft: Des Elendes, das 
da herrſcht!) Dann aber auch aus dem Umſtande, daß 
gerade infolge unſerer Zugehörigkeit zur Regierung wir 
die Erfahrung geſammelt haben, daß in der praktiſchen 
Arbeit in der Regierung der beſte Wille immer ſein Maß 
an den harten Schranken der Wirklichkeit findet, und daß 
in der pvaktiſchen Arbeit der Regierung vieles doch jo 
ganz anders iſt als in ſchönen Parteiprogrammen und in 
vielverſprechenden Theovien der Oppoſition. (Sehr 
richtig!) 

M. D. u. H.! Wir fühlen uns mitverantwortlich 
für die Politik der bisherigen Regierung. Wir werden 
jederzeit zu unſerem Teile die Verantwortung für die 
Politik der bisherigen Regierung tragen. Wir können es 
mit gutem Gewiſſen tun; denn wir haben jederzeit und in 
allen Fällen (Abg. Rahn: Nichts zu tragen gehabt!) nach 
beſtem Wiſſen und Gewiſſen gehandelt. Wenn manches 
heute noch einmal zu tun wäre, wenn mancher Weg heute 
noch einmal zu gehen wäre, es gäbe wenig Fälle, in denen 
wir anders handeln würden als wir in der Vergangenheit 
gehandelt haben. Wenn nicht alles ſo geworden iſt, wie es 


bon anderen und auch von uns gewünſcht wurde, fo find- 


eben die Verhältniſſe ſtärker geweſen als das beſte Wollen. 
Mit dem gleichen Bewußtſein der Veranwortung für Staat 
und Volk treten wir in die neue Koalition ein. Aber wir 
tun es zugleich mit einer gewiſſen Mäßigung und Zurück⸗ 
haltung, eben weil uns aus der Erfahrung die Erkenntnis 
geworden iſt, daß wir mit manchem Gewollten auf der 
Strecke bleiben werden. (Hört, hört! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 

Bei dieſer Rückſchau darf ich auch der Parteien ge⸗ 
denken, mit denen wir bisher in der Regierung geſtanden 
haben, insbeſondere der Partei, die bisher die ſtärkſte in 
der Koalition war, und die nunmehr in die Oppoſition 
übergeht, der Deutſchnationalen Volkspartei. (Frau Abg. 
Kreft: Sie find noch drin, die hauptamtlichen Senatoren!) 


Fünf Jahre haben wir mit den Deutſchnationalen zu⸗ 


ſammen an dem Aufbau und Ausbau unſeres neuen 
Sbaatsweſens gearbeitet. Die letzte Zeit haben wir mit 
ihr allein unter den ſchwierigſten Verhältniſſen die Laſt 
der Regierung getragen. Wir ſind nicht immer einer Mei⸗ 
nung geweſen. Das ift nur natürlich. Man mag uns wohl 
von gegneriſcher Seite nachgeſagt haben, wir feien ein 
Anhängſel der Deutſchnationalen geweſen. Daß dem nicht 
jo war, das willen Sie, m. H. von dem Deutſchnalonalen, 
am beiten (Sehr richtig! rechts.) Das wiſſen alle in die⸗ 
ſem Hauſe, die ſehen und hören wollten und es ehrlich 
meinten. (Sehr richtig! vechts.) M. D. u. H.! Wir ſind 
in der bisherigen Koalition ebenſo wenig deutſchnational 
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geworden, wie die Deutſchnationalen Zentrum geworden 
ſind; ebenſowenig wie wir in der neuen Koalition werden 
ſozialdemokratiſch werden, oder Sie von den Sozaldemo⸗ 
kraten werden bürgerlich oder gar Zentrum werden. 
(Sagen Sie, was Sie find, und nicht, was Sie nicht find! 
links.) M. D. u. H.] Einig waren wir in dem einen Ge⸗ 


danken, daß das Wohl des Staates über allem ſtehen und 


daß dieſem alle perſönlichen und parteipolitiſchen Inter⸗ 
eſſen hintangeſetzt werden müßten. M. D. u. H.! Wir 
ſtehen nicht an, ja, es iſt uns ein Bedürfnis, in dieſem 
Augenblicke, da wir die Arbeitsgemeinſchaft mit den 
Deutſchnationalen löſen und eine ſolche nach der anderen 
Seite eingehen, von dieſer Stelle zum Ausdruck zu brin⸗ 
gen, daß die Deutſchnationalen ihre beſten Kräfte in den 
Dienſt dieſes Gedankens geſtellt haben (Abg. Kreft: Mijo 
war alles in Butter, warum etwas Neues?) und daß ſie 


ſich in hohem Maße den Dank der Allgemeinheit verdient 


haben. M. D. u. H.! Wir wünſchen und hoffen, ja, wir 
ſind der feſten Zuverſicht, daß derſelbe hohe Gedanke in 
gleichem Maße auch die neue Koalition beſeelen wird. (Die 
Ausbeutung der Arbeiter wird ſowieſo erfolgen! bei den 
Kommuniſten!) Und Sie, m. H. von den Deutſchnatio⸗ 
nalen, die Sie nunmehr die Arbeit der Regierung aus der 
Opposition beurteilen werden, jeien Sie deſſen eingedenk, 
daß hier in gleicher Weiſe der beſte Wille obwaltet, wie er 
ſeinerzeit in der alten Koalition obgewaltet hat. Sie, m. 
H. von den Deutſchnationalen, haben nunmehr das Recht, 
ja die Pflicht der Opposition. Sie wiſſen aus Ihrer fünf⸗ 
jährigen Arbeit in der Koalition, wie eine Oppofition, die 
wir nicht als ſachlich bezeichnen konnten, ſich der gedeih⸗ 
lichen und fruchtbaren Arbeit ſtörend und hemmend in den 
Weg ſtellte. Wir dürfen nach Ihrer Einſtellung zum 
Staatsgedanken und nach Ihrer Vergangenheit die Er⸗ 
wartung hegen, daß Sie aus Ihrer Erfahrung heraus 
Ihre Oppoſitionsſtellung nicht auf Schwierigkeiten, nicht 
auf Niederreißung, nicht auf Verneinung anlegen, ſondern, 
daß Sie Ihre Oppoſition anregend, aufmunternd und be⸗ 
fruchtend werden ſein laſſen. (Abg. Kreft: Haben Sie 
keine Angſt, in der Ausbeutung der Arbeiter ſind Sie mit 
ihnen einig!) M. D. u. H. von den Deutſchnationalen, Sie 
haben der neuen Koalition die ſchärfſte Oppoſition ange⸗ 


kündigt. Wir glauben aus Ihrer poſitiven Einſtellung er- 


warten zu dürfen, daß Sie nicht Oppoſition aus Prinzip, 
nicht Oppoſition um ihrer ſelbſtwillen treiben werden, daß 
Sie nicht ſelbſt das tun werden, was Sie bisher andern 


zum Vorwurf gemacht, was Sie bisher verurteilt haben. 


Die gegenwärtige Koalition iſt eine Minderheits⸗ 
regierung. Sie iſt auf die Hilfe von außen angewieſen. 
Sie treten als ſtärkſte geſchloſſene Partei in ſcharfer Oppo⸗ 
ſition ihr gegenüber. Ich brauche Sie nicht an Ihre Ver- 
antwortung zu erinnern, daß Sie, ſofern es Sie gelüſten 
ſollte, dieſe Regierung zu beſeitigen, eine andere 
Koalitionsmöglichkeit aufzuweiſen haben. (Sehr richtig! 
links.) M. D. u. H.! Ich wende mich hiermit zugleich an 


alle andern Oppoſitionsparteien, die auf dem Boden der 


Verfaſſung ſtehen und denen an der Erhaltung ver⸗ 
faſſungsmäßiger Zuſtände gelegen iſt. 

Ich komme damit zu der Frage, an welchem Teil das 
Zentrum an dem Zuſtandekommen dieſer Koalition be⸗ 
teiligt iſt. Man muß dabei von der grundſätzlichen Ein⸗ 
ſtellung ausgehen, daß in einem parlamentariſch regierten 
Staate alle Parteien die Pflicht haben, eine Regierung zu 
bilden. Von dieſer Grundeinſtellung aus hat fich das 
Zentrum jederzeit bereit erklärt, mit allen auf dem Boden 
der Verfaſſung ſtehenden Parteien eine Koalition ein⸗ 
zugehen. Das Zentrum hält unter den beſonderen Dan⸗ 


ziger Verhältniſſen den Zuſammenſchluß aller parlamen⸗ 


kariſch orientierten deutſchen Parteien für am zweck⸗ 
mäßigſten. Das wäre die große Koalition in weiteſtem 
Sinne. Aber auch für die ſogenannte große Koalition von 
Schwegmann bis Gehl iſt das Zentrum jederzeit Zu ha⸗ 


ben geweſen. Das Zentrum hat fih nie in engherzige (0) 


parteipolitiſche Zuſpitzungen verfangen, die zudem meiſt 
perſönlichen Charakter trugen und an denen die Koali⸗ 
tionsbildung ſcheiterte. - 

Die Wahl vom November 1923 brachte eine ſtarke 
bürgerliche Mehrheit. Das Wahlergebnis hatte gezeigt, 
daß die bürgerliche Mehrheitsregierung des erſten Volks⸗ 
tages dem Willen des Volkes entſprochen hatte. Die Fort⸗ 
ſetzung einer ſtarken bürgerlichen Mehrheitsregierung wäre 
die gradlinige Weiterleitung des Wahlergebniſſes geweſen 
und hätte dem Volkswillen entſprochen. Es waren Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten über leidige Perſonenfragen, die 
dieſe bürgerliche Mehrheitsregierung nicht zuſtandekommen 
ließen. Damals ſtanden wir zum erſtenmal vor der 
ernften Frage: Sit bei dieſer Zuſammenſetzung des Volks⸗ 
tages überhaupt eine Regierungsbildung möglich? Und 
ſogleich drängte ſich die zweite Frage auf: Können wir 
unſeren Staat ohne eine verfaſſungsmäßige Regierung 
laſſen? ; 

Das Zentrum blieb bei der Stange und trat mit ein 
in die mit allen Mängeln einer Minderheitsregierung be⸗ 
haftete nach dem Ausſcheiden der Deutſchliberalen ver⸗ 
bliebene ſchwache bürgerliche Koalition. Es blieb in der 
Koalition, als dieſe ſpäter durch das Ausſcheiden der 
Deutſchdanziger Volkspartei noch mehr geſchwächt und die 
Lage der Regierung noch ſchwieriger wurde. Immer war 
unjere Haltung getragen von dem Verantwortungsbewußt⸗ 
ſein, unſerem Staat eine Regierung und damit einen ver⸗ 
faſſungsmäßigen Zuſtand zu ſichern. 

In der Regierungskriſe des vorigen und des jetzigen 
Jahres war das Bemühen und Beſtreben des Zentrums 
ſtets auf die Bildung einer bürgerlichen Mehrheitsregie⸗ 
rung gerichtet; und das einmal deshalb, weil eine ſolche 
Regierung nach der Zuſammenſetzung des Volkstages das 
Gegebene war; zum anderen aber auch, weil dieſe Regie⸗ 
rung eine Mehrheitsregierung geweſen wäre, was für die 
Arbeitsfähigkeit und Beſtändigkeit der Koalition von 
weſentlicher Bedeutung iſt. Zudem aber auch war die 
Bildung einer bürgerlichen Mehrheitsregierung von den 
Deutſchliberalen jederzeit zugeſichert. Im übrigen, m. D. 
u. H., ſtanden dem Zuſtandekommen einer bürgerlichen 
Mehrheitsveigerung irgendwelche weſentlichen ſachlichen 
Momente nicht entgegen. (Abg. Gehl: Hört, hört!) Es 
waren, wie vorher auch, jetzt immer wieder Streitigkeiten 
um Perſonenfragen, die wir vom Zentrum nicht mit⸗ 
gemacht haben und nicht mitmachen konnten. (Abg. La⸗ 
ſchewſki: Wie lange wird die Koalition noch beſtehen? — So 
lange Sie Bauunternehmer find! bei den Sozialdemo⸗ 
fraten!) ; 

Nachdem die Verhandlungen über eine Erweiterung 
der bürgerlichen Regierung geſcheitert waren, blieb als 
einzige Möglichkeit die Bildung einer Koalition nach 
links. Wir haben uns dem Erſuchen der Liberalen und 
Sozialdemokraten auf Bildung einer Koalition mit ihnen 
nicht verſagt. Wir als ſtaatserhaltende und ſtaatsbejahende 
Partei, getragen von dem Bewußtſein der Verantwortung, 
haben zum wenigſten den Verſuch machen wollen, auf die⸗ 
ſem Wege verfaſſungsmäßige Zuſtände zu ſchaffen. Wir 
tun es mit allem Ernſt. Sie, m. D. u. H. von den Sozial⸗ 
demokraten, Sie wiſſen ſehr gut, ohne daß ich es hier aus⸗ 
zuführen brauchte, daß wir lieber in eine bürgerliche Re⸗ 
gierung gegangen wären, und daß wir dieſen Schritt nur 
der Not gehorchend tun. Aber dieſes freimütige Geſtändnis 
ſoll und wird unſerer gemeinſamen praktiſchen Zuſammen⸗ 
arbeit keinen Abbruch tun. (Sehr gut.) 

Warum iſt das Zentrum in die Linkskoalition einge⸗ 
treten? Rein theoretiſch wäre es wohl möglich geweſen, 
daß ſich das Zentrum beiſeite gehalten hätte. Aber es 
ſprachen Staatsnotwendigkeiten, und dieſen mußten wir 
Folge geben. Wir haben ihnen Folge gegeben. (Abg. 
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AA) Kurowfki: Sehr richtig!) Hätte das Zentrum nach links 


verſagt, wie andere Parteien nach rechts verſagt haben, 
dann wäre eine Regierungsbildung nicht möglich geweſen, 
dann wäre der Staat ohne eine Regierung geblieben. 
(Sehr gut!) Das Zentrum trüge dann die Verantwortung 
dafür, daß der Staat ohne Regierung bliebe. Damit konnte 
und durfte das Zentrum als ſtaatserhaltende und ſtaats⸗ 
bejahende Partei ſich nicht belaſten. 

Die Koalition des Zentrums mit den Sozialdemokra⸗ 
ten berührt die grundſätzliche Geſamteinſtellung in keiner 
Weiſe. Die Koalition iſt in ihrem Weſen eine Arbeits⸗ 
gemeinſchaft. In dieſer Arbeitsgemeinſchaft gibt keine Par⸗ 
tei ihr Programm auf. (Sehr richtig!) Das Zentrum 
bleibt Zentrum, ob es nach rechts oder links eine Re⸗ 
gierung bildet. (Es bleibt alles beim alten! bei den Kom⸗ 
muniſten. — Abg. Evert: Das kennen wir ſchon auswen⸗ 


dig!) Ebenſowenig werden die Sozialdemokraten oder 


— 


andere Parteien der Koalition etwas an ihrem Programm 
oder an ihrem Weſen ändern. Es wird keiner Partei in 
dieſer Koalition wie auch in jeder anderen zugemutet 
werden, etwas zu tun, was gegen das Programm dieſer 
Partei verſtößt. 
Was das Regierungsprogramm angeht, ſo iſt es 
ſelbſtverſtändlich, daß wir uns voll und ganz hinter die 
Regierungserklärung ſtellen. Die Regierungserklärung be⸗ 
wegt ſich auf dem Boden und in dem Rahmen des Koali⸗ 
tionsprogramms, wie wir es der Offentlichkeit unterbreitet 
haben. Wenn man heute dazu weitere Ausführungen 
machen wollte, ſo könnte es ſich lediglich darum handeln, 
daß man die einzelnen Punkte, die im Koalitionspro⸗ 
gramm kurz zuſammengefaßt ſind, hier erläuterte. Wir 
verzichten gern auf Worte. Lediglich zur Frage der Außen⸗ 
politik will ich einige Ausführungen machen, mich aber im 
übrigen auf einige allgemeine Andeutungen beſchränken. 
M. D. u. H.! Was in dem Programm über die 
Außenpolitik gejagt ift, jo ift dieſer Teil ein fo weiter Ge- 
meinboden, daß ſich auf dieſem Boden alle Danziger Par⸗ 
teien mit Ausnahme derjenigen, die nicht auf Danzig 
orientiert ſind, zuſammenfinden können. (Sehr richtig!) 
D. u. H.] Auf dieſem Gebiete hat bisher in dem Ziel 
bei allen Parteien der Koalition wie der Oppoſition Einig⸗ 
keit beſtanden. Das mußte auch ſo ſein. Worüber die 
Meinungen auseinandergingen und worüber ſie auch jetzt 
auseinandergehen, das ſind die Wege, die gegangen wur⸗ 
den und die in Zukunft gegangen werden ſollen, das tft 
die Art und Weiſe, wie die Politik betrieben wurde und 
wie ſie in Zukunft betrieben werden ſoll. Ausgangspunkt 
und Ziel bleiben die gleichen. Lediglich die Form foll eine 
andere werden. Es muß von Fall zu Fall beſtimmt wer⸗ 
den, zumal man auch mit der Gegenſeite rechnen muß. 
Wenn der ſchleppende Gang der Verhandlungen mit Po⸗ 
len und die unbefriedigenden Erfolge auf übertriebenen 
Nationalismus auf Danziger Seite zurückgeführt werden, 
ſo mag das von Polen zum Vorwande genommen werden, 
vielleicht auch mit Rückſicht darauf, daß die Deutſchnatio⸗ 
nale Partei, die den nationalen Gedanken beſonders ſtark 
betont, bisher die ſtärkſte Partei im Senat geweſen iſt. 
Aber dabei ift nicht zu vergeſſen, daß der Nationalismus 
auf polniſcher Seite viel üppigere Blüten treibt. (Sehr 
gut! rechts.) Die Koalition will ſich von nationaliſtiſchem 
Auftreten jeder Art freihalten. Der Regierung als ſolcher 
wird man auch bisher nach der Richtung nichts nachſagen 
können. Ob die nunmehrige Zuſammenſetzung der Regie⸗ 
rung die Verhandlungsſtimmung mit Polen günſtig beein⸗ 
fluſſen wird, muß abgewartet werden. Bisher hatten wir 
den Eindruck, als jei der polniſchen Regierung die Zu⸗ 
ammenſetzung des Danziger Senats ziemlich gleichgültig. 
(Sehr richtig! rechts.) M. D. u. H.] Daß das Verhältnis 


pihen Danzig und Polen bisher leider nicht immer 


o geweſen ift, wie es zum Beſten beider Teile hätte fein 
ollen, wird von allen Parteien bedauert. Dieſe Beziehun⸗ 


gen mit allen anwendbaren Mitteln zu beſſern, ſelbſtver⸗ 
ſtändlich unter Wahrung aller Rechte Danzigs, macht ſich 
die Koalition zur beſonderen Aufgabe. Mögen die Be⸗ 
mühungen von mehr Erfolg begleitet ſein als bisher. 
(Sehr gut!) 

Was die Forderungen zur Innenpolitik angeht, ſo 
ſind ſie in der Regierungserklärung näher dargelegt wor⸗ 
den. Wir machen ſie uns voll und ganz zu eigen. Wir 
wünſchen und hoffen ſie nach Möglichkeit in die Tat umzu⸗ 
ſetzen; an unſerem beſten Willen und ernſten Bemühen 
wird es nicht fehlen. Wir find uns bewußt, daß es nicht 
immer ganz leicht ſein wird. Wir wiſſen, daß es manchen 
Kampf, manche Überwindung, manches Opfer koſten wird. 
Wir ſchrecken nicht davor zurück. Wir kennen die Freuden 
und Leiden der Koalitionsarbeit. Das werden uns unſere 
bisherigen Koalitionsgenoſſen bezeugen müſſen, daß wir 
ſtets treu bei der Stange geblieben, daß wir uns ſtets an 
die getroffenen Abmachungen gehalten haben, unbeküm⸗ 
mert um die mannigfachen Anwürfe und Anfeindungen 
von anderer Seite. So wollen wir es auch fortan halten. 
Anwürfe und Verdächtigungen werden auch in Bu- 
kunft kommen, wie es früher von einer Seite geſchah, und 
wie es jetzt bereits von anderer Seite geſchehen iſt. Man 
wird ſich beſonders an das Zentrum wegen ſeines Zuſam⸗ 
mengehens mit den Sozialdemokraten heranmachen, wie 
man es früher wegen ſeiner Zuſammenarbeit mit den 
Deutſchnationalen anſchwärzte. (Sehr gut!) M. D. u. H.! 
Man iſt bereits mit allerhand Zuflüſterungen zur Stelle. 
Das iſt vergebliches Bemühen, iſt es in der Vergangenheit 
geweſen, wird es auch in der Zukunft bleiben. M. D. u. H.! 
Sie verkennen viel zu ſehr die Weſensart unſerer Partei. 
Wir ſtehen mit unſeren Wählern viel zu ſehr in inniger 
innerer Verbindung, als daß ſolche Beeinfluſſungen von 
außenher das Vertrauensverhältnis irgendwie berühren. 
könnten. Unſere Wähler haben Verſtändnis für den 
Schritt, den wir jetzt tun. Sie haben das Vertrauen zu 
uns, daß der Weg, den wir beſchreiten, gleichviel 
welche Richtung wir jetzt einſchlagen, der Weg des Rechts, 
der Weg der Pflicht iſt. (Sehr gut!) Dieſen Weg werden 
wir gehen. Alle Verſuche, uns bange zu machen, alle Ver⸗ 
ſuche, auf unſere Koſten Agitation zu machen, werden ver⸗ 
geblich bleiben und fruchtlos an uns und unſeren Wählern 
abprallen. Die neue Koalition tritt mit den beſten Abſich⸗ 
ten und dem beſten Willen für Staat und Volk auf den 
Plau. Ich möchte mit dem Wunſche ſchließen, daß dieſe 
Koalition in ſich die Kraft und von außen die Unter⸗ 
ſtützung finden möge, das Gewollte zu verwirklichen zum 
Wohle des Staates. (Bravo!) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. 
Laſchewfki. (Zwiſchenruf des Abg. Dr. Wagner.) Mir 
wird geſagt, daß nach der Stärke der Fraktionen das Wort 
gegeben wird. Da die Liberale Fraktion ſtärker iſt als die 
Kommuniſtiſche, hat das Wort der Herr Abg. Dr. Wagner. 


Dr. Wagner, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! Be- 
vor ich die eigentliche Stellungnahme meiner Fraktion zu 
der Regierungserklärung darlege, darf ich ein paar Worte 
zu der Rede des Herrn Abgeordneten Dr. Ziehm ſagen, die 
wir heute gehört haben. Ich werde mich nicht mit dem 
Inhalt der Rede befaſſen, ſondern nur ein paar allgemeine 
Bemerkungen über die Art und die Form der Rede machen. 
Wir haben heute, glaube ich, alle Herrn Dr. Ziehm zum 
erſtenmal als Fraktionsredner gehört. Ich jedenfalls 
ſtehe nicht an zu ſagen, daß es die eindruckvollſte und ge⸗ 
ſchickteſte Oppoſitionsrede war, die ich bisher gehört habe. 
Aber das ift an und für fih nicht überraſchend, weil Herr 
Dr. Ziehm ſchon immer den Ruf hatte, ein außerordentlich 
geſchickter und erfahrener Politiker zu ſein, und weil er 
ein Muſterbeiſpiel dafür iſt, wie jemand, der durch Politik 
geübt iſt und Einblick in alles hat, auch der geſchickteſte 


Oppoſitionsredner fein wird. M. D. u. H.] Es hat ſich 
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während der Rede des Herrn Dr. Ziehm eine gewiſſe Ner⸗ 
boſität im Haufe bemerkbar gemacht. Ich habe das nicht 
ſo recht verſtanden; denn ich ſage mir, je geſchickter und je 
ſtärker der Oppoſitionsredner ift, deſto wertvoller iſt er für 
die parlamentariſche Arbeit. Wir wollen doch nicht das 
Gefühl aufkommen laſſen, als ob wir Angſt vor der Oppofi⸗ 
tion hätten. Und ich ſage noch etwas anderes: es iſt ja 
zu erwarten, daß die jetzige Koalition nicht ewig dauert. 
Es liegt das im Weſen des Parlamentarismus. Die Koali⸗ 
tionsparteien werden genau ſo wie die Regierungsparteien 
wieder Oppoſiition werden. Ich freue mich auf den Augen⸗ 
blick — ob er nach Jahren kommt oder wann ſonſt, laſſe 
ich dahingeſtellt — wo die durch die Regierungsgeſchäfte 
jetzt geübten oder fih übenden Parteien wieder Oppoſition 
ſein werden. Dann werden ſie auch ihrerſeits ſehr viel 
erfahrener, ſehr viel geſchickter, ſehr viel wirkungsvoller 
in der Oppoſition ſein, als es bisher der Fall war. (Kön⸗ 
nen Sie nicht ſagen, wie lange es dauern wird? bei den 
Kommuniſten.) 

Für meine Fraktion darf ich hier an dieſer Stelle die 
Erklärung abgeben, daß wir das Programm der neuen 
Regierung, das uns hier von dem Herrn Senatspräſiden⸗ 
ten verleſen worden iſt, in allen Punkten gutheißen und 
uns zu ihm bekennen. Wir unterſtreichen ganz beſonders 
die erſten Sätze der Erklärung, die die ſchwere Lage der 
Wirtſchaft gerade in dieſer Zeit, da die neue Regierung ihr 
Amt angetreten hat, zutreffend kennzeichnen. Wir ſehen 
in dieſen Sätzen eine natürliche und notwendige Fort⸗ 
ſetzung der Rede, die Herr Dr. Ziehm als Vizepräſident 
am Tage der Amtsniederlegung des alten Senats gehalten 
hat. Herr Dr. Ziehm rückte in dieſer Rede die Verdienſte 
der abtretenden Regierung um den Staat und die Offent⸗ 
lichkeit eindringlich vor Augen. Das war natürlich ſein 
unbeſtrittenes Recht, und wir ſtehen nicht an, auch unſerer⸗ 
ſeits diefe Verdienſte anzuerkennen. Es war gewiß eine 
bedeutende Leiſtung, den von außen her verordneten Frei⸗ 
ſtaat einzurichten und in Gang zu bringen. So gab der 
Rückblick des Herrn Dr. Ziehm ein erfreuliches Bild. Aber 
wenn man genau hinhörte, ſo konnte man die Unausge⸗ 
ſprochene Frage dahinter vernehmen: Warum dann die 
ganze Umſtändlichkeit der Neubildung einer Regierung, wo 
doch alles ſo in ſchönſter Ordnung war? Herr Dr. Ziehm 
hat leider nur eins vergeſſen: auch einen Blick auf den 
gegenwärtigen Zuſtand des Danziger Wirtſchaftslebens zu 
werfen. Er hat nicht darauf hingewieſen, daß Staats⸗ 
wirtſchaft und Privatwirtſchaft zwei ſehr verſchiedene 
Dinge ſind, die zwar in einem gewiſſen Verhältnis zuein⸗ 
ander ſtehen, aber doch nicht ſo, daß man von dem Stand 
der einen ohne weiteres auf den Stand der anderen ſchlie⸗ 
ßen könnte. Es gibt immer wieder Zeiten, wo z. B. die 
ſtaatliche Finanzwirtſchaft in Defter Ordnung ſein kann 
und gleichzeitig die privatwirtſchaftlichen Verhältniſſe über⸗ 
aus im argen liegen oder umgekehrt. In einem ſolchen 
Zuſtand, ſcheint uns, befinden wir uns gerade jetzt. Wenn 
Herr Dr. Ziehm darauf Bezug genommen hätte, ſo würde 
er gewiß dem Eingeſtändnis nicht haben ausweichen kön⸗ 
nen, daß die neue Regierung ein äußerſt ſchweres Erbe 
antritt und daß ſie ſich von der erſten Stunde ihrer Arbeit 
an derartigen Schwierigkeiten gegenüberſieht und einer ſo 
drückenden Verantwortung, um die ſie wohl ſo leicht nie⸗ 
mand beneidet und niemand auch im Ernft beglückwünſcht. 
Ganz gewiß hat die alte Regierung ſehr ſchwere Aufgaben 
gelöſt. Aber wir glauben, ggh die neue Regierung Muf- 
gaben vor ſich hat, die an Schwere und Bedeutung der 
alten zum mindeſten gleich ſind. Es muß ohne weiteres 
zugegeben werden — und darauf hat auch die Regierungs⸗ 
erklärung mit vollem Recht hingewieſen — daß die Wirt⸗ 
ſchaftsnöte, die uns mit ſo viel Sorge er füllen, nicht etwa 
eine beſondere Eigentümlichkeit Danzigs I, ſondern daß 
ſie auch über die gleichfalls betroffenen Nachbarländer hin⸗ 
aus ganz Europa, ja die ganze Weltwirtſchaft quälen. Aber 


beſſer wäre. 


Mittwoch, den 26. Auguſt 1925. 


das Beſondere und zur Zeit Entſcheidende liegt doch für 00 


Danzig nach der Auffaſſung der großen Mehrheit der Dan- 
ziger Bevölkerung darin, daß alle dieſe Schwierigkeiten 
bei uns in Danzig leichter und erträglicher ſein könnten, 
wenn das zwiſchenſtaatliche Verhältnis Danzigs zu Polen 
Ich gebe hier kein Werturteil ab, ſondern 
ſtelle nur die Anſicht der großen Mehrheit unſerer Bevölke⸗ 
rung feſt. Ich ſtelle weiter feſt, daß die alte Regierung es 
nicht vermocht hat, das Aufkommen und Umſichgreifen 
dieſer Anſicht einzuſchränken oder als unberechtigt aus der 
Welt zu ſchaffen, trotzdem fie genau ſeit langem über dieſe 
Stimmung unterrichtet war. 

Von hier aus allein iſt, wie meine Fraktion in einer 
Zuſchrift an die „Danziger Neueſten Nachrichten“ klar und 
deutlich dargelegt hat, das Verhalten meiner Fraktion und 
ihr Eintreten für eine Anderung des Regierungskurſes zu 
erklären. Meine Partei war ſich ganz klar darüber, daß 
es ein ſchweres Ding iſt, gerade in einem ſolchen Augen⸗ 
blick angeſpannteſter Wirtſchaftslage die Verantwortung 
für die Regierung zu übernehmen. Sie hätte für ſich, wie 


ſie es eineinhalb Jahre auch getan hat, auch weiterhin lieber — 


abſeits geſtanden. Aber ſie konnte ſich dem Zwang in der 
inneren Logik der Verhältniſſe gegenüber einer Mitwir⸗ 
kung nicht länger verſagen, wenn ſie ihren ſtaatserhalten⸗ 
den Grundſätzen überhaupt treu bleiben wollte. 

Ich kann es mir erſparen, mich an dieſer Stelle mit 
den ſeit dem Auftreten der Regierungskriſe auftauchenden 
und bis in die heutige Sitzung hineingehenden Verſuchen 
der Deutſchnationalen Volkspartei auseinanderzuſetzen, 
gerade und ausſchließlich meiner Fraktion und Partei die 
alleinige Verantwortung für die Regierungskriſe und deren 
Löſung, wie ſie endlich erfolgt iſt, zuzuſchieben. Es iſt 
genug darüber in den Zeitungen geſchrieben worden. Die 
Beurteilung der Exeigniſſe und der Standpunkt meiner 
Fraktion iſt in dem Artikel der „Danziger Neueſten Nach⸗ 
richten“ dargetan worden. Es iſt bekannt und iſt bis heute 
noch nicht fachlich widerlegt worden, ſondern im Gegenteil, 
mein Herr Vorredner hat unſere Auffaſſung im gewiſſen 
Sinne beſtätigt. 

Wir erwarten alſo von der neuen Regierung, daß es 
ihr gelingt, das Verhältnis zur Republik Polen erträg⸗ 
licher und vertrauensvoller zu geſtalten, als es bisher der 
Fall war, weil wir davon eine fühlbare Entſpannung der 


wirtſchaftlichen Lage Danzigs erhoffen. Möglichkeiten dazu 


ſind zweifellos ausreichend vorhanden. Nach der klaren 
und loyalen Erklärung der Regierung verlaſſen wir uns 
darauf, daß ſie ſich in dieſen Abſichten nicht beirren läßt 
durch den als ganz beſonders ſchweren Vorwurf gemeinten 


Hinweis der „Danziger Allgemeinen Zeitung“ — aus der 


Rede des Herrn Dr. Ziehm heute hat ja etwas Ahnliches 
herausgeklungen —, daß ſich die neuen Senatoren „von 
den Polen hätten wählen laſſen“. Ich meine, eine ab⸗ 
wegigere Kampfesweiſe, als ſie aus dieſem Artikel ſpricht, 
iſt wirklich nicht mehr gut denkbar. Dr. Streſemann hat 
dieſer Tage in einem Aufſatz ein hartes, aber zutreffendes 
Wort geſagt, das verdient, auch dem hier erwähnten 
Se ins Stammbuch geſchrieben zu werden. 
Streſemann ſagt: „Es gibt Leute, die jeden, der nicht Hurra 
ſchreit, als einen Politiker ohne Ehre bezeichnen, weil ſie 
Ehre mit bernunftloſem Schwadronieren verwechſeln.“ 
Wer es mit unſerem Staat, ſeiner Lebensmöglichkeit, wer 
es mit unſerm Deutſchtum, ſeiner Erhaltung und Entwick⸗ 
lung gut und ehrlich meint, der ſollte ſich hüten, gerade in 


dieſem Augenblick die nationalen Leidenſchaften auf ſolche 


Weile zu erregen, wie es in dieſem Artikel verſucht wurde. 
Was in aller Welt, m. D. u. H., hat unſer Deutſchtum und 


die Unverſehrtheit unſerer deutſchen Geſinnung mit den 
klaren Geboten der Staatsraiſon zu tun? Welchen Zweck 


ſoll die Verquickung der verſtandesmäßig leicht einzu⸗ 
ſehenden Staatsnotwendigkeiten mit den ſeeliſchen Gütern 


der einzelnen nationalgeſinnten Menſchen haben? Herr 
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Dr. Wagner, Abgeordneter.) 
Dr. Ziehm, ich konnte mir nicht helfen, als ich Ihre Aus⸗ 
führungen gerade über dieſe Frage hörte, daß ich das Ge⸗ 
fühl bekam, als ſei das Deutſchtum, von dem Sie ſprechen, 
doch etwas anderes als das, das ich fühle, als ſei das 
Deutſchtum, das Sie vertreten, eine etwas kränkliche, bei 
jedem friſchen Luftzug irgendwie gefährdete, vielleicht ſogar 
hyſteriſche alte Frau. Ich verſtehe unter Deutſchtum etwas 
ſehr viel Geſunderes, Standhafteres, etwas, das auch dann 
treu und ſicher bleibt, wenn wir aus Staatsnotwendig⸗ 
keiten und wirtſchaftlichen Zwecken heraus in ein gutes 
Verhältnis zu kommen ſuchen auch mit einer Nation, die 
man vielleicht nicht liebt, zu der man vielleicht im ſtarken 
Gegenſatz geſtanden hat, die Geſchichte gibt ja tauſend 
Beiſpiele dafür, ohne daß dabei unſer Deutſchtum gefährdet 
oder zerſtört wurde. : 
Politik wird nicht mit dem Herzen und nicht mit dem 
Gefühl gemacht. Das iſt ja eine ſo alte Schulweisheit, 
daß darüber wirklich nicht mehr mit verſtändigen Menſchen 
geſtritten werden kann. Zu den dringendſten Notwendig⸗ 
keiten der Freien Stadt gehört in dieſer Zeit das Ge⸗ 
deihen der Wirtſchaft, und bei der nun einmal 
beſtehenden wirtſchaftlichen Verbundenheit Danzigs mit 
Polen ein reibungsloſes, ruhiges und auf gegenſeitigem 
Vertrauen beruhendes Wirtſchaftsverhältnis, gehört alſo 
in ganz natürlicher Folge davon auch ein erträgliches Ver⸗ 
hältnis von Regierung zu Regierung. Ob das ein ge⸗ 
fühlsmäßig angenehmer und erfreulicher Zuſtand iſt oder 
nicht, muß zurücktreten hinter der Logik der nackten Tat⸗ 
ſachen. Und die iſt ſo unausweichbar und klar, daß ich es 
mir ſchenken kann, weitere Ausführungen darüber 3. B. zu 
machen, daß nur dann, wenn unſere Wirkſchaft geordnet 
und geſichert iſt, ein geſicherter Fortbeſtand des deutſchen 
Kulturbeſitzes möglich ift, daß der geſicherte Fortbeſtand 
des Freiſtaates nicht ſo ſehr im Gegenſatz zu Polen, als 
vielmehr in einem erträglichen Nebeneinander mit Polen 
gewährleiſtet erſcheint. Es mag fein, daß fih die Voraus⸗ 
etzungen, von denen die neue Regierung auf dieſem Ge⸗ 
iet ausgeht, als trügeriſch erweiſen. In die Zukunft 
kann kein Menſch ſehen. Sie wird dann die Folgen davon 
zu tragen haben und wohl auch zu tragen wiſſen. Will 
ie aber eine nüchterne Tatſachenpolitik treiben — und etwas 
anderes bleibt ihr ja gar nicht übrig —, dann muß ſie auf⸗ 
ch und ohne Hinterhalt, entſchloſſen und ohne Schwan⸗ 
festgelegt hes gehen, auf den ſie ſich in ihrem Programm 
; Freilich ſind wir über eins vollkommen klar: Für ſich 
allein wird die neue Regierung niemals imſtande ſein, die 
wirtſchaftliche Erleichterungen zu ſchaffen, die man von ihr 
erwartet. Es gehört dazu, daß die Republik Polen genau 
desſelben guten Willens iſt, ſich auf einen völlig loyalen 
Boden gegenüber Danzig zu ſtellen, wie es die Danziger 
Regierung gegenüber Polen getan hat. Die Vorausſetzung 
bleibt klar und deutungslos beſtehen, daß Polen im Gegen⸗ 
ſatz zu den Erfahrungen, die wir in den letzten Jahren 
haben machen müſſen, Danzig als ein völlig ſelbſtändiges 
und ſouveränes Staatsweſen anerkennt und auch ſeinerſeits 
ſein Verhalten vorbehaltlos danach einrichtet. Es kann 
keine Rede davon ſein, daß die neue Regierung ganz ein⸗ 
ſeitig durch Entgegenkommen und Nachgiebigkeit nach allen 
Seiten ein gewiſſes nachſichtiges Wohlwollen Polens zu 
gewinnen ſucht. Es gibt überhaupt keine Regierung in 
Danzig, ſie mag ſich zuſammenſetzen, wie ſie will, die bei 
Preisgabe won vertraglich feſtſtehenden Rechten Danzigs 
ſich auch nur einen Tag länger im Sattel halten könnte. 
N Die Atmosphäre gegenſeitiger Reibungsloſigkeit und 
Verträglichkeit, die ich vorhin als erforderlich bezeichnete, 
ann nur entſtehen, wenn eben auch Polem den Beweis 
liefert, daß es ihm auch ſeinerſeits wirklich ernſt iſt mit den 
guten Beziehungen zu Danzig. Es wird ſich ja bald her⸗ 
ausſtellen, ob dieſes jetzt und auch in der Vergangenheit 
D viel gebrauchte Wort von den guten Beziehungen der 


einen Regierung zur andern Redensart bleiben, oder ob es 
einen Inhalt bekommen ſoll. Manche Ausführungen großer 
polniſcher Zeitungen aus der letzten Zeit, die Stellung zu 
der Regierungsbildung in Danzig nahmen, könnten da 
doch recht bedenklich ſtimmen. So mußte man z. B. in 
einer Zeitung leſen, in Danzig bleibe ja doch alles beim 
alten; ob die Deutſchnationalen oder die Sozialdemokraten 
in der Regierung ſäßen, es ſei immer dieſelbe Sache. Eine 
andere Zeitung ſtellte von vornherein die Forderung an 
die neue Regierung, Danzig müſſe auf den Anſpruch, ein 
ſouveräner Staat zu ſein, ein für allemal verzichten. 
M. D. u. H.! So geht es natürlich nicht! Es ſoll dabei 
jedoch nicht verſchwiegen werden, daß ſich eine ganze Reihe 
anderer polniſcher Zeitungen doch weſentlich verſtändiger 
geäußert hat, wenn auch einige es zunächſt ablehnten, eine 
klare Stellung für oder wider einzunehmen, ſondern ſich 
auf die Erklärung beſchränkten, man müſſe abwarten und 
der neuen Regierung Zeit laſſen, um zu zeigen, wohin ihre 
Abſichten gingen. 

M. D. u. H.! Auch uns hier in Danzig bleibt zunächſt 
nichts anderes übrig, als der neuen Koalition und dem 
Senat Zeit und Gelegenheit zu geben, ihre Kräfte und 
Fähigkeiten zu zeigen. Kurzſichtig wäre es und anfänger⸗ 
haft, wollten die Gegner der neuen Regierung jetzt ſchon 
die Erfolge ihrer Arbeit ſehen. Auch das Regierungspro⸗ 
gramm als ſolches wird nur als ein Rahmenprogramm an⸗ 
geſehen werden dürfen, das lediglich die Grundlinie für 
die Tätigkeit der Regierung enthält. Insbeſondere konnte 
nicht erwartet werden, daß die Regierung jetzt ſchon im 
einzelnen die Maßregeln aufzählte, mit denen ſie ihr gro⸗ 
ßes Ziel, der daniederliegenden Wirtſchaft aufzuhelfen, 
durchſetzen will. Einmal hängt das ja nicht allein von ihr 
ab, und außerdem ift das Wirtſchaftsleben viel zu viel- 
geſtaltig, viel zu lebendig und empfindlich, als daß man es 
mit einer Sammlung von einzelnen Paragraphen und 
Plänen anfaſſen könnte. Die Entwicklung wird ſchon da⸗ 
für ſorgen, daß der Regierung genügend Gelegenheit zu 
richtiger Behandlung und wirklicher Förderung der Wirt⸗ 
ſchaft gegeben wird. 

Wir erkennen gern an, daß ein hohes Maß von Opti⸗ 
mismus dazu gehörte, wenn die neue Regierung unter den 
gegenwärtigen Umſtänden den Mut fand, ihr Amt zu 
übernehmen. Aber ohne ſtarken optimiſtiſchen Glauben ſind 
die Verhältniſſe der Staaten und Völker überhaupt nicht 
zu geſtalten und iſt noch niemals in der Geſchichte eine 
Wendung zum Beſſern erfolgt. Wir hoffen zuverſichtlich, 
daß dieſer Optimismus ſich nicht als trügeriſch erweiſt, und 
wünſchen der neuen Regierung die Erfolge, die wir alle 
miteinander in Danzig im Intereſſe und zum Segen des 
Staatswohles und Staatsganzen brauchen. (Bravol) 


Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Spill. : 
Spill, Abgeordneter (S.P.D.): M. D. u. H.] Es iſt 
jetzt die Zeit herangekommen, zu der wir für gewöhnlich 
mit unſerer Arbeit Schluß gemacht haben. Es kann auch 
vorausgeſetzt werden, daß das hohe Haus wohl kaum im- 
ſtande ſein wird, dem folgenden Redner Aufmerkſamkeit 
zu ſchenken. Ich beantrage Vertagung der Sitzung. 


Vizepräſident Splett: Es iſt Vertagung der Sitzung 
beantragt worden. Widerſpruch wird nicht laut. Ich ſtelle 
feſt, daß demgemäß beſchloſſen iſt. Als Tagesordnung für 
morgen ſchlage ich Ihnen vor: Fortſetzung der Beſprechung 
der Regierungserklärung, hierzu Antrag Druckſache 
Nr. 1658, dann den heute unter 3. auf der Tagesordnung 
ſtehenden Antrag der Deutſchſozialen Fraktion. Dann iſt 
ein Abänderungsantrag von den Mitgliedern der Deutſch⸗ 
ſozialen Fraktion eingegangen, Druckſache Nr. 1661. Ich 
möchte Ihnen vorſchlagen, dieſen auch auf die Tagesord⸗ 
nung zu ſetzen. Der erſte Antrag ſoll eine Abänderung 
dahin erfahren, daß unten in der letzten Reihe vor „Danzig“ 
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(Vizepräſident Splett.) 

noch „einzeln“ geſetzt wird. Das Vertrauen ſoll einzeln 
ausgeſprochen werden. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): Ich möchte vor- 
ſchlagen, den Punkt 2 mit dem Punkt 1 zu verbinden, fo 
daß die Druckſache Nr. 1638 zuſammen mit dem Punkt 1 
zur Beratung kommt. 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Tatſächlich können ja 
die Vertrauensanträge, oder wenn noch Mißtrauens⸗ 
anträge eingehen ſollten, zu der Regierungserklärung ein- 
gebracht werden. Alle dieſe Reſolutionen, die im Anſchluß 
an die Regierungserklärung eingebracht werden, brauchen 
kein beſonderer Tagesordnungspunkt zu ſein. > 
wird am Schluß der Beſprechung der Regierungserklärung 
abgeſtimmt. 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat): Ich kann den 
Ausführungen des Herrn Abg. Rahn nicht folgen. Es be⸗ 
ſtehen zwei Möglichkeiten. Entweder werden die Ver⸗ 
trauenanträge zu der Regierungserklärung geſtellt, oder fie 
können auch als ſelbſtändige Anträge behandelt werden. 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D): Ich möchte darauf auf- 
merkſam machen, daß wir einen Antrag zur Regierungs⸗ 
erklärung eingereicht haben. Da er zur Regierungserklä⸗ 
rung eingereicht iſt, muß er ſelbſtverſtändlich im erſten 
Punkt der Tagesordnung zur Erledigung kommen. 

5 Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
ahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Nachdem der Vertreter 
der Antragſteller, Kollege Hohnfeldt, ſelbſt wünſchte, daß 
ſein Antrag als Reſolution zur Regierungserklärung auf⸗ 
gefaßt wird, ſehe ich keinen Zweck, darüber weiter zu 
debatieren. Dann iſt ein zweiter Tagesordnungspunkt 
überflüſſig. 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat Herr Abg. Dr. Treichel. 

Dr. Treichel, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der Antrag der Deutſchnationalen Fraktion iſt nur des⸗ 
halb als beſonderer Punkt auf die Tagesordnung geſetzt 
worden, weil er ſchon vor der eigentlichen Tagesordnung 
vorlag und als Üvantrag eingebracht war. Ich ſagte da- 
mals ſchon den Herren Antragſtellern, ſie hätten richtiger 
getan, wenn ſie dieſen Antrag zur Regierungserklärung 
eingebracht hätten. Ich ſtehe alſo auf dem Standpunkt des 
Herrn Abg. Rahn, die Anträge, die zuſammengehören, auch 


Über ſie 


mit der Regierungserklärung zuſammen zu verbinden. (G), 
(Abg. Rahn: Wir ſind einig!) 

Vizepräſident Splett: Widerſpruch gegen dieſe Auf⸗ 
faſſung ift nicht laut geworden. Ich ſtelle feft, daß das 
Haus fo beſchloſſen hat. Als erſter Tagesordnungspunkt 
käme dann die dritte Beratung über die Feſtſtellung des 
Staatshaushaltsplanes für das Rechnungsjahr 1925 — 
Fortſetzung, und zwar Haushaltsplan der Zollverwaltung. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Dr. 
Treichel. 

Dr. Treichel, Abgeordneter, (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich darf vielleicht eine Erklärung abgeben, weshalb der 
Haushaltsplan der Zollverwaltung auf die Tagesordnung 
geſetzt wird. Es iſt der Wunſch der Regierung, zunächſt in 
die Beratung der Steuervorlagen einzutreten, aber vorher 
die Etats der Zollverwaltung und der Abteilung des 
Innern noch einmal in den Hauptausſchuß zu ſchicken. 
Deshalb habe ich geglaubt, dieſen Punkt für morgen vor⸗ 
ſchlagen zu müſſen. Wir könnten ihn, wenn ſich kein 
Widerſpruch erhebt, ſogar als erſten Punkt auf die Tages⸗ 
ordnung nehmen. Die Haushaltspläne werden wir wohl 
ſämtlich noch einmal ohne Ausſprache in den Hauptaus⸗ 
ſchuß ſchicken müſſen. Dann könnten wir in die Fortſetzung 
der Ausſprache der Regierungserklärung eintreten, und der 
Hauptausſchuß hätte Zeit, inzwiſchen die Haushaltspläne 
zu bearbeiten. Wir kämen dann zu der Steuervorlage. 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 


nung hat Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Wenn ſich morgen 
keine Debatte an den Haushaltsplan knüpft, ſo ſteht ihrer 
Behandlung als erſter Punkt der Tagesordnung nichts ent⸗ 
gegen. Es iſt aber auch möglich, daß die Oppoſitionspar⸗ 
teien bei dieſer Gelegenheit ſtundenlange Reden halten. 
Man kann von den Deutſchnationalen alles gewärtigen. 
Sie haben aus Deutſchland gelernt, wie man eine unſaubere 
Oppoſition betveibt. Herr Abg. Schwegmann ſteht da. Er 
kann leicht durch Kopfnicken oder Achütteln feinen Willen 
kundgeben, ob die Fraktion die Haushaltspläne ohne De⸗ 
batte in den Ausſchuß gehen laſſen will. 

Vizepräſident Splett: Widerſpruch iſt nicht laut ge⸗ 
worden. Auch Herr Abg. Rahn hat keinen Widerſpruch 
gegen den Vorſchlag des Herrn Abgeordneten Dr. Treichel 
erhoben. Ich darf alſo annehmen, daß das Haus damit 
einverſtanden iſt, daß als Punkt 1 auf die Tagesordnung 
geſetzt wird: Dritte Beratung der Haushaltspläne für das 
Rechnungsjahr 1925, Punkt 2: Fortſetzung der Beſprechung 
der Regierungserklärung und hierzu die geſtellten Anträge, 
das Vertrauen auszuſprechen. Widerſpruch iſt nicht laut 
geworden. Ich ſtelle feſt, daß das Haus demgemäß be⸗ 
ſchloſſen hat. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 7 Uhr 25 Minuten.) 
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Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Feſtſtellung 


des Staatshaushaltsplanes für das Rechnungsjahr 1925. 
Fortſetzung (Orua Nr 000 — 
Weiß (Z.) zur Geſchäftsordnung 

Fortſetzung der Beſprechung der Regierungserklärung 


en Aug a ee Henn 1737 B 
esche E ee TN 1737 B 
Berman, 8 1741 C 
Dr Miri!!! 8 1742 B 
e EEE 1744A 
ANSO A, a aa aa EA aoin 1745 B 

Ordnungsruf für den Abg. Rahn (Soz. P.)) 1751A 
Ordnungsruf für den Abg. Senftleben (D. Nat.) 1751 A 
Zweiter Ordnungsruf für den Abg. Rahn (Soz. P.) 1754 B 
Dritter Ordnungsruf für den Abg. Rahn (Soz P). . 1754 D 
Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung . . 1755A 
Hohnfeldt (D. Soz.) zur Geſchäftsordnung . . 1755 A 
Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 1755 B 
Dr. Sahm, Präfident des Senats 1755 B 


Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 1755 B 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. 
Sahm, ſtellvertretender Präſident des Senats Gehl; 
Senatoren Boetzel, Dr. Schwartz, Dr Strunk, Wiereinſki. 

Vizepräſident Spill: M. D. u. H.! Ich erkläre die 
124. Vollſitzung für eröffnet. Ich rufe auf Punkt 1 der 
Tagesordnung: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplaus für 
das Rechnungsjahr 1925 nebſt Anlagen. — Fort- 
ſetzung. 

Druckſache Nr. 920. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Weiß. 

Weiß, Abgeordneter (Z.): Ich beantrage, den Ge- 
ſetzentwurf über die Feſtſtellung des Haushaltsplans 
nebſt Anlagen noch einmal an den Hauptausſchuß zu⸗ 
rückzuverweiſen. 

Vizepräſident Spill: Da liegt ſchon ein Antrag vor, 
ich wollte ihn ſoeben bekanntgeben, die Haushaltspläne 
der Verwaltungen des Innern und der Zollverwal⸗ 
tung an den Hauptausſchuß zurückzuverweiſen, unter⸗ 
zeichnet Brill und Fraktion, Weiß und Fraktion, Ro⸗ 
bert Schmidt und Fraktion. Druckſache Nr. 1660. Wort- 
meldungen liegen nicht vor. Ich laſſe über den Antrag 
abſtimmen. Wer für die Zurückverweiſung der Haus⸗ 
haltspläne an den Hauptausſchuß iſt, bitte ich aufzu⸗ 
ſtehen. (Geſchieht.) Ich danke, das iſt die Mehrheit, 
es iſt ſo beſchloſſen. Somit iſt Punkt 1 der Tagesord⸗ 
tung erledigt. Wir kommen zu Punkt 2: 

Fortſetzung der Beſprechung der Regierungs⸗ 
erklärung vom 21. Auguſt 1925. 

Hierzu Druckſache Nr. 1638 und Nr. 1662. Das 
hohe Haus wird damit einverſtanden ſein, daß die 
Wortmeldungen, ſo wie ſie geſtern eingereicht worden 
ſind, weitergehen. Widerſpruch erhebt ſich nicht. Das 
Wort hat der Herr Abg. Laſchewfki. 

Laſchewſki, Abgeordneter (K.P): M. D. u. H.! Wir 
Kommuniſten verteten nicht den Standpunkt, daß durch 
eine Neubildung der Regierung die Lage der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung verbeſſert wird, ſondern wir ſind 
der feſten Ueberzeugung, daß ſich ihre Lage nur dann 
ändern kann, wenn ſich die Machtverhältniſſe der ein⸗ 
zelnen Klaſſen ändern, wenn alſo die unterdrückten Be⸗ 
pölkerungsſchichten dazu übergehen, die Macht ſelbſt in 


! 


miſten.) Wenn man geſtern die Reden hier gehört hat, 
dann konnte ein Menſch, der alles nur oberflächlich 
hinnimmt, glauben, daß der Freiſtaat jetzt einer guten 
Zukunft entgegengehen werde. Wir Kommuniſten 
vertreten dieſen Standpunkt nicht, und wir werden 
das jetzt begründen. Die Regierungskriſe, die hier ent⸗ 
ſtanden iſt, iſt nicht eine oberflächliche Erſcheinung, die 
etwa durch die Zeitverhältniſſe, die hier momentan be⸗ 
ſtehen, entſtanden iſt. Dieſe Regierungskriſe, oder 
beſſer geſagt, die Wirtſchaftskriſe, die den Anſtoß zu 
dieſer Regierungskriſe in Danzig gegeben hat, liegt 
tiefer. Man muß im Zuſammenhang mit ihr die Welt⸗ 
wirtſchaft betrachten. Wir ſehen, daß in England, 
einem Land, das als Siegerſtaat hervorgegangen iſt, 
eine Arbeitsloſenzahl von 1% Millionen vorhanden 
iſt. Das ſind nur die Leute, die ſtatiſtiſch feſtgelegt 
find und Erwerbsloſenunterſtützung erhalten. In 
Deutſchland ſieht man dasſelbe, und daß ſelbſt die 
größten Firmen pleite gehen. Es iſt nicht ein ein⸗ 
facher Vorgang, der ſich aus der Parteikonſtellation 
herausgebildet hat, ſondern es handelt ſich um das 
Ringen des Kapitalismus. Der Kapitalismus iſt in 
ſeinem Innerſten faul, und das iſt der tatſächliche 
Grund für die Wirtſchaftskriſe, für das Darnieder⸗ 
liegen der ganzen Wirtſchaft. Man kann Polen neh⸗ 
men und jeden anderen Staat, den man nehmen will, 
überall ſieht man dieſe Wirtſchaftskriſe. Man ſieht, wie 
überall die ganze Wirtſchaft darniederliegt. Man kann 
auch Deutſchland nehmen. Eine der größten Firmen in 
Deutſchland war Stinnes, und dieſe macht jetzt Pleite. 
Da muß man ſich darüber Gedanken machen, wie das 
zuſammenhängt. Das liegt eben daran, daß der Ka⸗ 
pitalismus in feinen Urtiefen faul iſt. Wenn wir 
nun die Verhältniſſe in Danzig betrachten, ſo wird ge⸗ 
ſagt, daß die Deutſchnationalen ſelbſtverſtändlich an 
dem jetzigen Darniederliegen der Danziger Wirtſchaft 
mitſchuldig ſind. Selbſtverſtändlich ſind Sie durch 
Ihre Machinationen mitſchuldig. Aber die Gründe 
ſind ebenfalls dieſelben, die ich vorhin anführte. Ich 
erinnere nur an die Danziger Werft, die ſeit 1918 
2800 Mann entlaſſen hat. Wenn wir die anderen Be⸗ 
triebe, Eiſenbahnhauptwerkſtätte uſw. anſehen, ſo fin⸗ 
den wir überall einen Abbau von Arbeitern, die auf 
die Straße hinaus müſſen. Das geſchieht, weil der 
Kapitalismus heute nicht mehr fähig iſt, die kapitali⸗ 
ſtiſche Wirtſchaftsweiſe ſo durchzuführen, wie es zum 
mindeſten in der Vorkriegszeit der Fall war. 

Nun zu der Frage betr. die Regierung. Wir hät⸗ 
ten gedacht, daß die Parteien, die ſich die Aufgabe ge⸗ 
ſtellt hatten, eine neue Regierung zu bilden, das in 
kurzer Zeit zuſtande gebracht haben würden. Davon 
war nichts zu merken. Hinter den Kuliſſen fand ein 
langes Verhandeln und Schachern ſtatt. Um was? 
Um was habt Ihr Sozialdemokraten verhandelt? Von 
Euerm Programm kann ein geſunder Menſch in der 
Negierungserklärung nichts finden. Wir haben 
geſtern die Ausführungen des Zentrumsredners ge- 
hört. Das iſt eine Partei, die ſich mit den anderen 
Parteien die Aufgabe geſtellt hat, das verfaulte Syſtem, 
wie ſich geſtern der ſozialdemokratiſche Redner aus⸗ 
drückte, in Danzig zu ändern. Der Zentrumsredner 
erklärte geſtern: „Wir halten an dem feſt, was früher 
geweſen iſt, das war richtig.“ Das Zentrum vertritt 
alſo alle Taten, die früher von der Regierung gut⸗ 
geheißen wurden. Trotzdem geht es in eine Koalition 
hinein und will Neues, alſo Beſſeres, ſchaffen, natür⸗ 
lich nach Ihrer Auffaſſung. Die Sozialdemokratie, als 
Vertreterin der Arbeiterſchaft, wie ſie ſich immer hin⸗ 
ſtellt, geht in eine Koalition hinein, der das Zentrum 


die Hand zu nehmen. (Sehr richtig! bei den Kommu- (C) 
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angehört, das die Taten der früheren Regierung 
billigt. Der Zentrumsredner hat ausdrücklich erklärt, 
daß das Zentrum nicht nur ein Anhängſel der Deutſch⸗ 
nationalen war, was den Tatſachen entſpricht, ſondern 
daß es ſeinen eigenen Weg gegangen iſt, von dem es 
keinen Schritt abweicht. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Das waren die Ausführungen des Zen⸗ 
trumsvertreters Weiß. Die Sozialdemokratie dagegen 
vertritt den Standpunkt, daß das, was früher gemacht 
wurde, die heutige Wirtſchafskriſe und das Elend der 
Bevölkerung herbeigeführt habe. Daraus iſt erſichtlich, 
daß das Zentrum nicht die Abſicht hat, irgendetwas an 
der Wirtſchaft zu ändern. Wenn die Sozialdemokratie 
als Arbeiterpartei mit einer derartigen Partei eine 
Koalition eingeht, ſo iſt das die Erweckung größter 
Illuſionen bei der werktätigen Bevölkerung. (Zuruf 
des Abg. Evert.) Nein, Herr Abg. Evert, Sie bringen 
mich durch Ihre kindiſchen Zwiſchenrufe nicht aus der 
Rede. (Abg. Evert: Wir treten Ihnen den Poſten gern 
ab. Gehen Sie einmal hinein!) Das Schachern um die 
Regierungsſeſſel zeigte ebenſo wie das Programm der 
Regierung, daß vom ſozlialiſtiſchen Programm nichts 
daran zu entdecken iſt. Jedoch iſt zu erſehen, daß das 
Zentrum ſeinen Standpunkt vertritt, indem es ſagt, 
an Kirche und Schule dürfe nicht gerüttelt werden. 
Die liberale Frakion iſt für eine Aenderung im Be⸗ 
amtenapparat, fo daß vielleicht beim Zoll und bei der 
Polizei ein kleiner Abbau erfolgt. Das bedeutet, daß 
die unteren Beamten hinausgeworfen werden. An den 


wohlerworbenen Rechten der Beamten der Gruppe XIII 


Organiſation 


und der Einzelgruppen wird nicht gerüttelt werden. 


Die Sozialdemokratie ſagt weiter, daß der jetzt be⸗ 
ſtehende Achtſtundentag nicht angetastet werden dürfe. 
Wo haben wir in Danzig noch einen Achtſtundentag? 
Sit Euch bekannt, daß in den Fabriken 105 Stunden 
gearbeitet wird? (Am Tage? links.) In der Woche. 
(Wo denn? links.) In der Karoſſeriefabrik in Zoppot. 
(Abg. Evert: Das ſind Eure Leute, da habt Ihr Euch 
einmal feſtgenagelt!) Iſt Euch bekannt, Sozialdemo⸗ 
kraten, daß der Achtſtundentag in Wirklichkeit nur 
noch bei den Bauarbeitern beſteht, weil ſie eine ſtraffe 
beſitzen? Und dann bringt Ihr in 
Eurem Programm, daß an dem jetzt beſtehenden Syſtem 
des Achtſtundentages nicht gerüttelt werden dürfe? 
Ein ſchönes Programm für die Sozialdemokratie. Wei⸗ 
ter hat die Sozialdemokratie im Programm die Für⸗ 
forge für die Erwerbsloſen erwähnt. Vorher hatten 
wir Kommuniſten Forderungen aufgeſtellt, keine 
Agitationsforderungen, wie das Witzblatt, die „Volks⸗ 
ſtimme“, immer ſchreibt, ſondern Forderungen, die die 
Erwerbsloſen allen Parteien zugeſtellt hatten, worin 
ſie verlangten, daß die Erwerbsloſenunterſtützung ganz 
mäßig erhöht würde. Wir forderten vor allen Dingen 
Schaffung von Arbeit und, um die Not der Erwerbs⸗ 
loſen ſofort zu lindern, eine Beihilfe von 80, 60 und 
10 Gulden. Das war eine ganz mäßige Forderung, die 
Uns die Erwerbsloſen genau wie den anderen Par⸗ 
teien übermittelt hatten. Die neue Regierung hat dieſe 
Not ſofort ihrem Programm gemäß gelöft, indem fie 
die Forderungen der Erwerbsloſen heute im Ausſchuß 
ablehnte. Sie hat ſogar noch etwas weiteres für ſie ge⸗ 
tan. In den Vororten Oliva und Zoppot u. a. ſtempel⸗ 
ten die Erwerbsloſen bisher nur einmal täglich. Als 
die neue Regierung aber gewählt und beſtätigt war, 
ging man ein paar Tage ſpäter dazu über, die Schikanen 
der Erwerbsloſen zu vergrößern. Sie mußten ſofort 
zweimal ſtempeln. (Abg. Evert: Iſt es zu mer für 
einen, der nichts zu tun hat, wenn er zweimal ſtempeln 
geht! Frau Abg. Kreft: Gehen Sie einmal ein Jahr 
lang ſtempeln, wieviel Schuhe Sie da zerreißen!) Sie 


Stellung zu 


glauben, es fei nicht zu ſchwer für die Erwerbsloſen, (C) 


zweimal ſtempeln zu gehen. In dieſen Orten iſt nicht 
ſo viel Arbeit, um alle Erwerbsloſen zu beſchäftigen. 
Daher ſind die Arbeiter darauf angewieſen, ſich in 
Danzig Arbeit zu ſuchen. Der größte Teil der Zoppoter 
und Olivaer Arbeiter wird in Danzig beſchäftigt. Wenn 
am Vor⸗ und Nachmittag geſtempelt werden muß, 
können ſich die Arbeiter keine Arbeit ſuchen. Beſonders 
trifft das für die freien Berufe zu. Das waren auch 
die Gründe, warum dies vorher mit dem Senat ver⸗ 
einbart war. Sie ſind auch vorher vom Senat aner⸗ 
kannt worden. Er hielt es ebenfalls nicht für not⸗ 
wendig, daß zweimal geſtempelt wurde. Wir werden 
dem Volkstag Gelegenheit geben, zu dieſer Frage 
nehmen. Wenn ein Erwerbsloſer am 
Vormittag ſtempeln gehen muß, ſo hat er einen Weg 
von eineinhalb Stunden zurückzulegen. Hin und zu⸗ 
rück alſo drei Stunden bei zweimaligem Stempeln. 
Er muß die ganze Woche alſo 18 Stunden gehen. Dabei 
zerreißt er beſtimmt in einem Monat ein Paar Schuh⸗ 
ſohlen. Soviel macht die Unterſtützung für eine Woche 
aus. Das iſt eine Schikane für jeden. Er ſoll die Zeit 
lieber benutzen, um ſich etwas zuzuverdienen. 

Die erſte Tat der neuen Regierung war, ſofort mit 
Schikanen gegen die Erwerbsloſen in dieſer Form zu 
beginnen und ich kann mit Beiſpielen dienen. In Zop⸗ 
pot und Oliva iſt man ſo vorgegangen. Ob die anderen 
Drie ſchon ſoweit find, weiß ich nicht. Das ift das Pro⸗ 
gramm, das Ihr Euch gemacht habt. In Euerm Pro⸗ 
gramm befindet ſich ein ganz heſonders wichtiger Um⸗ 
ſtand. Der Herr Senatspräſident Dr Sahm hat beſon⸗ 
ders die freundſchaftlichen Beziehungen zu Polen her⸗ 
vorgehoben. Glauben Sie, daß dieſer Senat, der in 
ſeinen Handlungen von den deutſchen Kapitaliſten 
dirigiert wird, ſeine Auffaſſung ändert? Er will in 
demſelben Sinne wie Deutſchland freundnachbarliche 
Beziehungen zum Völkerbunde haben. Er will mit in 
den Zuſammenſchluß gegen Rußland hinein. So hat 
man in Deutſchland die Frage des Sicherheitspaktes 
gelöſt, dem die Sozialdemokratie ſo zujubelte. Der 
Völkerbund ſoll geſtärkt werden, damit er imſtande iſt, 
den einzigen Arbeiterſtagt, Rußland, niederzuſchlagen. 
Darin ſind Sie ſich alle einig, darin iſt auch Herr Dr. 
Sahm ſich einig. Das find die ganzen Fragen. (Abg. 
Evert: Nur nicht, daß ihm oben ſchlecht wird, wenn er 
das zuhört?) Dem wird nicht davon ſchlecht werden, 
verlaſſen Sie fiH darauf. Wenn man ſich das Pro- 
gramm der Regierung genau betrachtet und die Bei⸗ 
ſpiele vergleicht, die in anderen Ländern, England, 
Belgien, Frankreich und Polen von der Sozialdemo⸗ 
kratie gegeben wurden. (Abg. Rahn: China!) Rahn, 
da mußt Du hingehen, da ſuchen ſie einen, der even⸗ 
tuell als Herrſcher fungieren könnte. Und weil Du 
in Danzig erkannt biſt und für Dich keine Möglichkeit 
hier beſteht, würde es für Dich ſehr gut ſein, wenn Du 
nach China gingeſt. In Danzig biſt Du ſchon über⸗ 
flüſſig, Wenn man ſich die Regierungsbildung He- 
trachtet, ſo kommt es uns auf folgendes an: Wir wiſſen, 
daß das Zentrum ſich ſchon den Rückzug zu der Deutſch⸗ 
Rationalen Partei durch die Erklärung des Abg. Weiß 
geſichert hat. (Zwiſchenrufe des Abg. Karſchewſki.) 
Karſchewſki habe doch keine Angſt. Wenn ich früher 
einmal getauft wurde und in der Volksſchule Reli⸗ 
gionsunterricht gehabt habe, dann iſt das nicht meine 
Schuld, ſondern die des Syſtems, das damals beitand. 
(Zwiſchenruf des Abg. Plettner.) Ich weiß nicht, wie 
weit Du biſt. Vielleicht beſteht bei Dir die Möglichkeit, 
daß Du noch heute in die Kirche gehſt, da ja viele So⸗ 
zialdemokraten noch Kirchenanhänger find. (Zwiſchen⸗ 
rufe links.) Ich ſagte vorhin, daß ſich unſer Mißtrauen 
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gegen dieſe Regierung beſonders aus dem Verhalten 
der Sozialdemokraten in den anderen Ländern ergibt. 
(Zwiſchenruf des Abg. Formell. — Abg. Kreft: Na, Sie 
ſind ja jetzt Senator, da wird es Ihnen gut gehen, da 
haben Sie ſchon eine jo große Schnauze!) 

Vizepräſident Spill: M. D. u. H.! Ich muß doch die 
Bitte an Sie richten, den Redner nicht immer aus dem 
Konzept zu bringen. 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): Das kann der Herr 
Vizepräſident höchſtens für ſich einſtecken, wenn er 
micht die Sitzung zu leiten verſteht. Wir haben gegen 
dieſe Regierung ſchon deshalb Mißtrauen, weil wir 
die Verhältniſſe in den anderen Ländern kennen. Wir 
ſehen es in Deutſchland, England, in Frankreich, daß 
Ihr Sozialdemokraten Euch als Handlanger des Ka⸗ 
pitalismus hingegeben habt. Ihr habt immer erklärt, 
was gehen uns die Taten der Sozialdemokraten in 
Deutſchland oder in England an. Jetzt ſeid Ihr in der 
Regierung, jetzt werdet Ihr zeigen, was Ihr leiſten 
werdet. Die arbeitende Bevölkerung wird durch dieſe 
Taten eine beſſere Erkenntnis bekommen als durch 
Eure Reden und durch Eure Scheinoppoſition, die Ihr 
vorher getrieben habt. Wir ſagen ganz offen, daß wir 
es begrüßen, daß Ihr in die Regierung gegangen ſeid. 
Wir ſagen es auch der Arbeiterſchaft, Ihr ſeid nicht die 
Regierung der Rettung, als die Ihr Euch hingeſtellt 
habt. Ihr ſeid nicht die Regierung der Rettung für 
die werktätige Bevölkerung, ſondern Ihr ſeid in eine 
Regierung hineingegangen, die ſich eine größere Aus⸗ 
beutung der arbeitenden Bevölkerung zum Ziel ge⸗ 
ſetzt hat. (Frau Abg. Kreft: Sehr richtig! — Abg. 
Raſchke: Siehe Ermächtigungsgeſetzl) Ich ſagte vorhin, 
wenn man die Vorgänge in den einzelnen Ländern 
durchgeht, in denen Ihr mit in der Koalition geſeſſen 


> Dabi, haben wir den beiten Beweis dafür, was in Zu⸗ 


kunft von Euch geſchehen wird. Ich führte ſchon vor⸗ 
hin die einzelnen Fälle an. Im Sozialen Ausſchuß 
wurde heute alles für die Erwerbsloſen abgelehnt. 
Produktive Arbeitsloſenfürſorge, das iſt die Ver⸗ 
heißung für die arbeitende Bevölkerung. Eure Taten 
werden der Arbeiterſchaft den Beweis geben. 

Wie ſtehen wir zu der jetzigen Regierung? Wir 
werden es Ihnen ſagen. Wir werden jeden Antrag, 
jede Maßnahme, die eine Verbeſſerung der Lage der 
werktätigen Bevölkerung bedeutet, annehmen. Wir 
werden verſuchen, in dieſer Beziehung alles zu tun. 
(Abg. Rahn: Und mit den Deutſchnationalen zuſammen 
ſtimmen!) Wir werden ſelbſtverſtändlich auch den 
ſchärfſten Kampf gegen jede Maßnahme führen, die ſich 
gegen die werktätige Bevölkerung richtet. (Zwiſchen⸗ 
ruf des Abg. Klapps.) Ob wir mit den Deutſchnationa⸗ 
len oder den Faſchiſten zuſammen ſtimmen, iſt gleich. 
Wir vertreten den Standpunkt, der im Intereſſe der 
werktätigen Bevölkerung notwendig ift. (Sehr rich⸗ 
tig! bei den Kommuniſten. — Raube auch? rechts.) 
Wir vertreten ihn als Fraktion. Auch Abg. Raube 
muß ſich fügen, er muß denſelben Standpunkt eben⸗ 
falls vertreten. Wir haben Diſziplin in unſerer Partei. 
Wir Kommuniſten halten Ordnung. (Er iſt doch in der 
Fraktion! links.) Als die Sozialdemokratie ihr Pro⸗ 
gramm herausgab, ſtellten wir an ſie Forderungen. 
Wir wollten der Arbeiterſchaft ſagen, daß ſich die Sozial⸗ 
demokraten nicht im Intereſſe der unteren Bevölkerung 
in die Regierung hineinbegeben, ſondern als Hand⸗ 
langer des Kapitalismus. Hier ſitzt Ihr Redner Abg. 
Mau, der hat in Ihren Landverſammlungen erklärt: 
Wir gehen in die Regierung hinein, aber es ift keine 
Möglichkeit, daß Ihr etwas davon erhoffen könnt, daß 
eine Verbeſſerung der Lage der werktätigen Bevölke⸗ 
rung Platz greift.“ Wenn Eure Verſammlungsredner 


jo zu den Arbeitern ſprechen, dann jagen wir: Ihr wißt, (C) 


daß Ihr nichts ändern könnt, und trotzdem ſpringt 
Ihr in die Breſche, wenn es in Danzig der Reaktion 
in gewiſſem Sinne an den Kragen geht. Ihr ſagt, Ihr 
könnt der werktätigen Bevölkerung nicht helfen, wes⸗ 
halb geht Ihr dann in die Regierung? Wir haben Euch 
unſere Forderungen geſchickt, als Ihr Euch an dieſem 
Kuhhandel beteiligtet. Wir haben Forderungen ge⸗ 
ſtellt, die nicht kommuniſtiſcher Art waren. Ich nehme 
an, daß Euch unſere acht Forderungen doch bekannt 
geweſen ſind und daß Ihr ſie in der Fraktion behandelt 
habt. Die erſte Forderung betraf die Auflöſung aller 
faſchiſtiſchen Verbände, Entmilitariſierung und Auf⸗ 
hebung der Kaſernierung der Schupo. Iſt Euch nicht 
bekannt, wie heute verfahren wird? Wenn heute drei 
oder fünf Arbeiter zuſammen auf der Straße ſtehen, 
werden ſie rückſichtslos fortgetrieben. Aber Euch iſt doch 
bekannt, daß die reaktionären Gruppen, die faſchiſtiſchen 
Verbände, durch die Straßen mit Klimbim ziehen. Das 
tun ſie unangemeldet. Ich glaube, Euer Redner hat 
geſtern ſelbſt geſagt, daß z. B. die Offiziere bei der 
Schupo und die höheren Beamten nichts zu tun hätten 
und daher aus Langeweile faſchiſtiſche Organiſationen 
gründeten. Weil die oberen Beamten Führer der reak⸗ 
tionären, der faſchiſtiſchen Organiſationen find, mwer- 
den die unteren Angeſtellten auch dazu gedrückt, gegen 
ihre Ueberzeugung, in die faſchiſtiſchen Verbände ein⸗ 
zutreten. Daher verlangten wir ihre Aufhebung. 
(Sehr gut!) 


Die zweite Forderung, die wir ſtellten, war Reform 
der Verwaltung durch Abbau der höheren, bürokrati⸗ 
ſchen Kategorie und Säuberung der Beamtenſchaft von 
allen reaktionären, nationaliſtiſchen Elementen. Die 
Reorganiſation des Beamtenapparates war auch eine 
Eurer Forderungen. Mindeſtens 50 Prozent der höhe⸗ 
ren Beamten können ohne Zweifel entlaſſen werden, da 
ſie nichts zu tun haben. Jeder, der in der Verwaltung 
Beſcheid weiß, ſieht, daß in allen Körperſchaften, ſei 
es bei den Kommunen, beim Gericht oder im übrigen 
Staatsapparat, wie es jetzt geſchehen iſt, der Sohn eines 
Arbeiters oder eines kleineren Beamten oder Ange⸗ 
ſtellten auf die Straße geworfen wird. Man baut einige 
der unteren Angeſtellten ab, die Tochter eines Ar⸗ 
beiters, das iſt Euer Abbau. Wir verlangen jedoch, daß 
oben abgebaut wird. Die Leute, die arbeiten, ſollen 
ihren Poſten behalten. Als dritte Forderung verlang⸗ 
ten wir nicht dasſelbe, was in Eurem Programm über 
den Achtſtundentag gejagt iſt. (Abg. Plettner: Euch! iſt 
die neue Diplomatenſprache!) Plettner, es hat keinen 
Zweck, mich mit Dir zu beſchäftigen. (Heiterkeit. — Abg. 
Rahn: Das war die einzige vernünftige Erklärung, die 
Du abgabſt!) Wir fordern nicht, daß an dem Zuſtande, 
wie der Achtitundentäg in Danzig gegenwärtig gehand⸗ 
habt wird, nichts gerührt werde, ſondern wir verlangen 
die Durchführung des ſtarren Achtſtundentages. (Abg. 
Mau: Was iſt der Unterſchied?) Wir haben ſeinerzeit 
ein Geſetz eingebracht, wonach die Unternehmer, die 
ihre Arbeiter länger als acht Stunden beſchäftigen, mit 
Gefängnis nicht unter ſechs Monaten beſtraft werden 


ſollten. (Abg. Evert: Alſo mußt Du als Unternehmer. 


vorſichtig ſein! — Zwiſchenrufe rechts.) In Rußland 
arbeitet man nicht zwölf Stunden. Man hat dort zwölf 
Stunden gearbeitet, als die ruſſiſchen Arbeiter und 
Bauern von der kapitaliſtiſchen Meute bedroht wur⸗ 
den und im Kampfe ſtanden. Wenn wir in Deutſch⸗ 
land die Revolution durchgeführt haben werden, wer⸗ 
den wir vielleicht 14 Stunden arbeiten, falls andere uns 
bedrohen. Wenn es notwendig iſt, werden wir es tun; 
denn dann wiſſen wir, daß wir für die werktätige Be⸗ 
völkerung arbeiten, (Frau Abg. Kreft: Sehr richtig!) 
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und nicht, wie es heute der Fall iſt, für den Kapitalis⸗ 
mus. Damals ſollte der Achtſtundentag durch Geſetz 
feſtgelegt werden. Ihr habt es damals abgelehnt. Wir 
fordern jetzt den ſtarren Achtſtundentag. Nirgends darf 
über acht Stunden hinaus gearbeitet werden. 

Unſere fünfte Forderung lautet: Wohnungs⸗ 
beſchaffung für die notleidende, werktätige Bevölke⸗ 
rung. Wir ſtellen die Forderung auf: Beſchlagnahme 
aller herrſchaftlichen Wohnungen über vier Zimmer. 
Das iſt eine kommuniſtiſche Teilforderung. Ich habe 
ſchon einmal ausgeführt, daß Senatsherren 20 und 30 
Zimmer beſitzen. Sind ſoviel Zimmer für eine Fa⸗ 
milie mit ein oder zwei Kindern notwendig? Dort 
könnten fünf Wohnungsſuchende untergebracht wer⸗ 
den. (Abg. Evert: Wer hat die Wohnung von 20 Zim⸗ 
mern?) Als ſechſte Forderung verlangten wir pro⸗ 
duktive Erwerbsloſenfürſorge, Beſchaf⸗ 
fung von Notſtandsarbeiten bei tarifmäßigen Löhnen, 
Gleichheit der Unterſtützung der erwerbsloſen Männer 
und Frauen. Dies iſt eins der wichtigſten Probleme. 
Alle Menſchen haben das gleiche Recht zum Leben und 
können verlangen, eine Arbeitsſtelle zu erhalten. Wenn 
eine Wirtſchaftskriſe beſteht, muß der Staat in aller⸗ 
erſter Linie Arbeit für die Erwerbsloſen beſchaffen. 
Das geſchieht durch Notſtandsarbeiten. Für dieſe Ar⸗ 
beiten muß aber der volle Tariflohn, nicht die Hälfte, 
wie es bisher beſonders in Danzig geſchah, gezahlt 
werden. Wir verlangten einen Bruch mit dem bisheri⸗ 
gen Syſtem. Eine Witwe mit Kindern fol nicht weniger 
erhalten, als ein Mann. Sie muß dieſelbe Unter⸗ 
ſtützung bekommen, weil ſie genau dasſelbe Recht auf 
Leben hat und das Recht, dieſe paar Hungerpfennige, 
die man den Erwerbsloſen gibt, in derſelben Höhe in 
Empfang zu nehmen, wie ein Mann. 

Als ſiebente Forderung ſtellten wir die Aufhebung 
aller die werktätige Bevölkerung belaſtenden Steuern 
auf. Wer heute das Steuerſyſtem kennt, und wer be⸗ 
ſonders in den kommunalen Körperſchaften arbeitet, 
wird die Ungerechtigkeit unſerer Steuern in erſter 
Linie kennen. Die beſitzende Klaſſe, die die Möglichkeit 
hätte, hohe Steuern zu zahlen, drückt ſich, und der Er⸗ 
werbstätige, der heute ſchon bei den ſchlechten Tarif⸗ 
löhnen nur die paar Pfennige erhält, muß noch durch 
Lohnabzug, durch die Umſatzſteuer, dyrch die jedes 
Streichholz und überhaupt jeder Artikek, den er kauft, 
belaſtet wird, Steuern zahlen. Das muß beſeitigt wer⸗ 


den, der Beſitzende muß die Steuern tragen, die Un⸗ 


ternehmer ſollen zahlen! (Abg. Evert: Sie ſind doch 
jetzt Unternehmer geworden! — Seien Sie nicht nei⸗ 
diſchl links.) Herr Evert, ich werde Ihnen etwas fagen, 
machen Sie ſich nicht lächerlich! Die „Volksſtimme“, das 
Witzblatt, bringt ſolche Artikel. Einmal bin ich ſogar 
ruſſiſcher Konſul geworden. Dabei muß doch ſchon der 
Portier in einem Konſulat die wichtigſten Sprachen be⸗ 
herrſchen und der Konſul ſteht doch noch weit über dem 
Portier. (Zwiſchenrufe links.) Hört doch zu, beſchäftigt 
Euch nicht mit Rahn! Das iſt ein Mann, der für die 
Arbeiter erledigt iſt. Kollege Klapps, beſchäftige Dich 
nicht mit Rahn, der Mann hat ſeine politiſche Lauf⸗ 
bahn beendet. 

Vizepräſident Spill: Herr Abgeordneter, ich muß 
mir ſchon geſtatten, Sie darauf aufmerkſam zu machen, 
daß Sie zur Regierungserklärung ſprechen und nicht 
zum Herrn Abg. Rahn oder einem anderen Abgeord⸗ 
neten. 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): Ich muß aber doch 
auf Anwürfe erwidern. (Bitte keine einſeitige Stel⸗ 
lungnahme, Herr Präſident! bei den Kommuniſten.) 
Als achten Punkt hatten wir an die Sozialdemokratie 
die Forderung geſtellt, die politiſchen Gefangenen frei⸗ 


zulaſſen. Euch ift bekannt, daß in Danzig ebenfalls (C) 


politiſche Gefangene ſitzen. Ich erinnere an die Jugend⸗ 
lichen, die beſtraft ſind, weil ſie angeblich in geſchloſſe⸗ 
nem Zuge über die Bannmeile am Heumarkt gezogen 
ſind. (Am Kohlenmarkt! links.) Oder am Kohlenmarkt. 
Euch iſt bekannt, daß in Steegen ein paar jugendliche 
Leute beſtraft wurden, weil ſie von den Faſchiſten über⸗ 
fallen wurden und ſich zur Wehr geſetzt haben. Iſt 
Euch nicht bekannt, wie heute die kommuniſtiſche Ju⸗ 
gend von der Schupo verfolgt wird? Auch dies iſt Euch 
wohl bekannt, aber Ihr tretet nicht dagegen auf, indem 
Ihr unſere Forderungen in ſolcher Weiſe beantworlet 
habt. In Eurer Antwort fragt Ihr uns, wie wir uns 
die Verteilung z. B. der beſchlagnahmten Wohnungen 
denken. Wir haben die Antwort darauf gegeben. Dieſe 
Wohnungen ſoll natürlich nicht jemand bekommen, der 
heute ſchon zehn Zimmer hat. Das iſt eine lächerliche 
Beantwortung; denn das iſt etwas ganz Selbſtver⸗ 
ſtändliches. Ich will die Antwort verleſen, damit Du 
ſie verſtehſt, Herr Abg. Mau; denn Du biſt vielleicht 
etwas taub: „Wir fragen, wie die Verwendung der von 
Ihnen zu beſchlagnahmenden Wohnungen gedacht iſt.“ 
Es iſt doch ſelbſtverſtändlich, daß jemand die Wohnung 
erhält, der wohnungslos iſt. Ferner fragt die Sozial⸗ 
demokratie, welche Steuerarten aufgehoben werden 
ſollen. Ihr großen Marxiſten habt Euch doch immer als 
Arbeitervertreter ausgegeben, und Ihr fragt, welche 
Steuerarten aufgehoben werden ſollen? Das zeigt, daß 
unſere Auffaſſung richtig iſt, daß Ihr Euch, genau wie 
in Deutſchland, genau wie in England und Frankreich, 
als Handlanger des Kapitals ausgebt. (Sehr gut! bei 
den Kommuniſten. — Abg. Mau: Wir wußten, daß Ihr 
das nicht beantworten konntet, darum haben wir das 
geſchrieben!) Nachdem Ihr unſere Forderungen, die 
gar keine kommuniſtiſchen ſind, ſondern ſolche, die heute 
von jedem einzigen Arbeiter, von der ganzen werk⸗ 
tätigen Maſſe vertreten werden, abgelehnt habt, wiſſen 
wir, daß Ihr genau ſo handeln werdet, wie die So⸗ 
zialdemokratie in allen Ländern, daß Ihr genau ſo wie 
die Sozialdemokraten in Polen zur Unterdrückung 
jeder freien Meinungsäußerung der revolutionären 
Arheiter beitragen werdet. Wer unterdrückt die fom- 
muniſtiſche Bewegung in Polen am meiſten? Die So- 
zialdemokratie. In Litauen iſt das der Fall und auch 
in anderen Ländern. Wer ift es in Deutſchland ge 
weſen? Seht Euch den Polizeipräſidenten in Berlin an. 
Wer hat die Arbeiterſchaft niederſchießen laſſen? Das 
waren die ſozialdemokratiſchen Polizeipräſidenten und 
Miniſter. So werdet Ihr auch in Danzig verfahren, 
Wir werden der Arbeiterſchaft ſagen, und zwar nicht 
nur hier, ſondern auch der arbeitenden Bevölkerung 
draußen, daß dieſe Regierung der Rettung, die Sie 
proklamiert haben, keine Regierung der Rettung iſt, 
ſondern eine Regierung, die ſich zur Unterdrückung 
der werktätigen Bevölkerung hergegeben hat. Das iſt 
unſer Standpunkt über die Regierung. Wir find uns 
heute vollkommen darüber klar, daß es ſo werden wird. 
Wir machen heute ſchon die arbeitende Bevölkerung 
darauf auſmerkſam, daß fie diefe Regierung mit allen 
Mitteln bekämpfen muß. Genau wie die Sozialdemo⸗ 
kratie in Deutſchland verſagt hat, wird fie auch in Dan- 
zig verjagen. Wir ſprechen der jetzigen Regierung ſchon 
heute das ſchärfſte Mißtrauen aus. Wir werden das, 
wie ich vorher ſagte, nicht hier machen. Wir werden es 
den Arbeitern in den Betrieben ſagen. (Abg. Mau: 
Die glauben Euch nichts mehr! — Frau Abg Kreft: 
Habt nur nicht Bange!) Mein lieber Mau, Tu haſt 
jede Fühlung mit der Arbeiterſchaft verloren! (Abg. 
Mau: Du als Unternehmer haſt mehr Fühlung!) Ich 
arbeite mit den Arbeitern in den Baubuden, heute hier 
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(A) und morgen da, zuſammen. Ich bin von den Unter- 


(B) 


nehmern ſehr viel herumgehetzt worden und habe auf 
vielen Arbeitsſtellen nur ein paar Tage arbeiten 
können, bis ich bekannt wurde und die Unternehmer 
mich auf die Straße ſetzten. Ich weiß daher, wie die 
Stimmung in der Arbeiterſchaft iſt. Wir erklären des⸗ 
halb als Kommuniſtiſche Partei, daß wir der jetzigen 
Regierung das ſchärfſte Mißtrauen und auch den ſchärf⸗ 
ſten Kampf anſagen. Wir werden, wie ich vorher er⸗ 
klärte, jede Maßnahme ergreifen, um eine Beſſerung 
der Lage der werktätigen Bevölkerung durchzudrücken. 
Die Lage der werktätigen Bevölkerung wird nicht durch 
einen derartigen Regierungswechſel geändert, ſondern 
erſt durch die Verteilung der Machtverhältniſſe in den 
Klaſſen. Wenn die werktätige Bevölkerung dazu über⸗ 
geht, ſelbſt die Macht zu ergreifen, dann braucht ſie hier 
nicht dieſes Schauſpiel, dieſen Betrug. 

Wir geben zum Schluß, um ganz beſonders feſt⸗ 
zulegen, wie wir zur Regierung ſtehen, folgende Er⸗ 
klärung ab: RR 

Durch die jetzt nach monatelangem Hinter⸗den⸗ 
Kuliſſen⸗verhandeln der beteiligten Parteien um die 
zu ergatternden Senatorpoſten endlich zuſtandege⸗ 
kommene Neubildung der Regierung wird weder an 
dem beſtehenden Klaſſen verhältnis, noch an der Not 
der werktätigen Bevölkerung Danzigs irgendeine 
Aenderung herbeigeführt werden. (Sehr richtig!) Durch 
ihr Regierungsprogramm und Ablehnung der Min⸗ 
deſtforderungen, alſo der Forderungen, die wir an die 
Sozialdemokratie gerichtet hatten, und von denen ich 
vorher erklärte, daß ſie keine kommuniſtiſchen Forde⸗ 
rungen wären, ſondern nur Forderungen, die der Lage 
der werktätigen Bevölkerung Rechnung tragen wollen, 


hat die Sozialdemokatiſche Partei durch ihren Führer 


eindeutig zum Ausdruck gebracht, daß ihre Politik in der 
Regierung nach dem Verlaſſen der bisherigen Schein⸗ 
oppoſition, genau wie es in Deutſchland, in Polen 
und in anderen Ländern der Welt war, ſich nicht für 
die ausgebeuteten und notleidenden Maſſen, ſondern 
gegen dieſe Schichten richten wird. Das wird durch den 
Sozialen Ausſchuß und durch die von mir vorher an⸗ 
geführten Fälle bewieſen. (Abg. Mau: Das behauptet 
Ihr!) Die Kommuniſtiſche Partei ſpricht daher dem 
arbeiterfeindlichen, deutſchnational⸗ſozialdemokratiſchen 
Senat (Heiterkeit!) die deutſchnationalen Senatoren 
ſitzen ja noch hier. Wir haben in Danzig keine Koali⸗ 
tion wie in Deutſchland, ſondern eine Koalition von 
Gehl bis Sahm. (Lachen rechts.) Ihr Lachen wird uns 
an unſerer Auffaſſung nicht behindern, ſonſt müßtet 
Ihr Sahm und die anderen Leute entfernen. (Abg. 
Evert: Ihr und Euch iſt Wagenſchmier, und Du biſt 
der Pinſel! — Frau Abg. Kreft: Dir, Evert, werden 
wir noch die Schnauze ſtopfen, Du kriegſt noch eins 
reingekachelt!) Ich fage Euch von der Zentrumspartei 
folgendes: Wir als kommuniſtiſche Abgeordnete ſind 
Vertreter der Arbeiter. Ob Ihr uns mit Pinſel, Ver⸗ 
brecher oder anders beſchimpft, wird an unſerer Ueber⸗ 
zeugung nichts ändern. (Sehr richtig! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Wir werden unſeren Weg trotzdem gehen. 
Das ift wohl Eure Nächſtenliebe als Zentrumsleute, 
die Ihr ſonſt immer auf der Zunge tragt? (Abg. 
Liſchnewſki: Jeſuiten) Die Kommuniſtiſche Partei 
wird die Maſſen der Arbeiter nach wie vor zum Kampf 
gegen die ſie belaſtenden Steuern und Zölle aufrufen, 
gegen die reaktionären Spitzen des Beamtenapparates. 
Ihr Programm, neben der entſchiedenen Vertretung 
der Lebensintereſſen der arbeitenden Schichten im 
Volkstage, wird 
kletwußtſein verfolgen, daß die Befreiung der Arbeiter⸗ 

aie nicht durch parlamentariſche Machinationen zu 


Volkstag Danzig. — 124. Sitzung. 


Donnerstag, den 27. Auguſt 1925. 


1741 


die Kommuniſtiſche Partei in vollem 


erreichen iſt. Sie wird außerhalb des Parlaments mit (0) 


aller Energie die werktätigen Maſſen zum Sturz der 
bürgerlichen Klaſſe und zur Errichtung der proleta⸗ 
riſchen Diktatur mobiliſieren. Dann wird das Los der 
Werktätigen erſt geändert und nicht durch dieſen Re⸗ 
gierungswechſel. (Bravo! bei den Kommuniſten. — 
Abg. Evert: Da werden wir abwarten, laßt Euch nur 
nicht die Zeit lang werden!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Bergmann. 

Bergmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Im Auftrage der Deutſchſozialen Fraktion habe ich 
auf die Erklärung der neuen Regierung folgendes 3 
erwidern: 

Die Deutſchſoziale Fraktion ſpricht zunächſt ihre 
Verwunderung darüber aus, daß die neue Regierung 
in ihrer Erklärung davon Abſtand genommen hat, das 
Vertrauen des Volkstages ſelbſt zu erbitten. Es dürfte 
dem Hauſe noch erinnerlich ſein, daß gegen die abge⸗ 
tretene Regierung die Unterlaſſung dieſer Bitte ein 
alter Vorwurf war. Es ſcheint alſo, daß die neue Re⸗ 
gierung, in der die Sozialdemokratie als ſtärkſte Partei 
vertreten iſt, nicht abgeneigt iſt, die Gründe der alten 
Regierung und ihre Vertrauensmaximen zu über⸗ 
nehmen. Die Deutſchſoziale Fraktion erwartet eben⸗ 
falls von der neuen Regierung keine Rettung Danzigs. 
Vielleicht allerdings wird ſich die Notwendigkeit . 
geben, den Danziger Staat gegen dieſe neue Regierung 
zu retten. Denn maßgeblich wird nicht die ziemlich 
inhaltloſe Regierungserklärung ſein, ſondern die 
praktiſche Tätigkeit in der Verwaltung. (Sehr richtig!) 
Es iſt allerdings feſtzuſtellen, daß das Programm als 
ſolches gegenüber dem eigentlichen ſozialdemokratiſchen 
Programm eine derartige Zahmheit aufweiſt, daß man 
ſich wundern muß, wie die Sozialdemokratie unter 
ſolchen Verzichten in die Regierung eintreten kann. 

Wir dürften aber nicht irren, wenn wir annehmen, 
daß die eigentlichen Gründe der Sozialdemokratie in 
der Staatspraxis bald zutage treten werden. Im übri⸗ 
gen müſſen wir erklären, daß wir in der neuen Regie⸗ 
rung ein von der Judenſchaft unter Vorſchub des Herrn 
Abg. Dr Neumann erzieltes Produkt ſehen. (Abg. Mau: 
Ohne das ging es doch nicht!) Was ſich ohne weiteres 
daraus ergibt, daß der vorgeſchobene Grund zur Re⸗ 
gierungskriſis nach den unwiderſprochenen Veröffent⸗ 
lichungen über die Verhandlungen zur Regierungs⸗ 
bildung in freier Vereinbarung zwiſchen den Deutſch⸗ 


— 


nationalen und der Deutſchliberalen Fraktion dreimal 5 


beſeitigt war und daß von der Judenſchaft durch ihren 
Vertreter Herrn Dr Neumann dieſe Vereinbarungen 
dreimal haben umgeſtoßen werden können. Wir wer⸗ 
den nicht verfehlen, die Folgerungen aus dieſem 
Treiben der Deutſchliberalen Fraktion unter dem ver⸗ 
derblichen Einfluß des Herrn Dr Neumann zu ziehen. 
(Abg. Raſchke: Sie waren doch Pfarrer Herr Bergmann, 
haben Sie das alles in der Kirche gelernt?) Jawohl. — 
Wenn die neue Regierung der Meinung iſt, daß ſie die 
Arbeitsloſenzahl beheben kann, ſo wird ſie dann die 
Unterſtützung unſerer Fraktion haben, ſobald ſie ſich zu 
vernünftigen Maßnahmen entſchließt. Es würde uns 
intereſſieren, zu erfahren, ob zu den vermeidbaren Be⸗ 
laſtungen der Wirtſchaft, von denen die Regierungs⸗ 
erklärung ſpricht, auch die Arbeitsloſenverſicherung ge⸗ 
hören ſoll. Was die außenpolitiſche Stellung der neuen 
Regierung anbetrifft, ſo heißt es in der Erklärung, daß 
der Senat in ſeiner neuen Zuſammenſetzung ſich aus⸗ 
drücklich und loyal auf den Boden der geſchloſſenen 
Verträge und der gegebenen Verhältniſſe ſtellen will. 
Wollte Herr Präſident Sahm, der die Erklärung für 
die neue Regierung abgegeben hat, damit behaupten, 
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(daß das bisher nicht der Fall geweſen ift? Wir haben 


auf dieſem Gebiete die ſchwerſten Befürchtungen gegen 
die neue Regierung, und werden ihr genügende Auf⸗ 
merkſamkeit widmen. Wir werden allerdings ſelbſt 
dieſe Regierung unterſtützen, wenn ſie ſich wider Er⸗ 
warten für die Verteidigung der Danziger Rechte ein⸗ 
jegen ſollte. Wir find geſpannt, ob es der neuen Regie: 
rung möglich ſein wird, den Völkerbund zu einer an⸗ 
deren Auffaſſung über ſeine rechtlichen und moraliſchen 
Pflichten gegenüber der Freien Stadt zu bewegen. 
Wenn die neue Regierung die Kulturzuſammenhänge 
mit dem Deutſchen Reich weiterhin pflegen will, werden 
wir wohl in Bälde Gelegenheit haben, feſtzuſtellen, wie 
ſich die neue Regierung zu der innerſten Hoffnung aller 
Danziger bezüglich der politiſchen Rückkehr in das 
Deutſche Reich ſtellen wird. (Das iſt ja Hochverrat! 
links.) Wenn die neue Regierung nicht dulden will, 
daß ein Staatsbürger um ſeiner Abſtammung, Ge⸗ 
ſinnung oder Religion willen behindert wird, ſo haben 
wir den für uns notwendigen Kommentar fon 
darin, daß gegenüber den Angehörigen anderer 
Staaten, alſo auf gut Deutſch, den polniſchen Juden 
gegenüber, eine Haltung eingenommen werden ſoll, 
die für einen Handelsſtaat notwendig iſt. 

Auf die weiteren Ausführungen der Regierungs⸗ 
erklärung einzugehen, hält die Deutſchſoziale Frak⸗ 
tion nicht für notwendig, da in ihr faſt nur ſolche 
Wünſche zutage treten, die im allgemeinen von der 
Bevölkerung geteilt werden dürften. Insbeſondere 
iſt feſtzuſtellen, daß die neue Regierung, wenn auch 
nicht mit direkten Worten, ſo doch ſinngemäß eine 
Futterkrippenwirtſchaft ablehnt. Sie dürfte dadurch 
viele Anhänger verlieren. (Heiterkeit. ) Die 
Reorganiſation der Polizei hört ſich zunächſt unbe⸗ 
denklich an, doch weiß jeder im Haufe, was damit ge⸗ 
meint iſt. Ebenſo läßt ſich zu den anderen von uns 
weiter nicht erörterten Ausführungen der Regierung 
ſchon jetzt ſagen, daß die künftige Staatspraxis einen 
inhaltlich völlig andern Kommentar geben wird. Es 
wird uns eine Freude ſein, die heutige Regierungs⸗ 
erklärung nach Ablauf einer gewiſſen Zeit an der 
Hand der dann gemachten Erfahrungen eingehend zu 
gloſſieren. Daß wir Deutſchſozialen der Regie⸗ 
rung als ſolcher in der ſchärfſten Form ablehnend 


gegenüberſtehen, braucht von mir wohl nicht weiter 


begründet zu werden. Wir möchten der neuen Re⸗ 
gierung nur den einen letzten Rat geben, ſich peinlichſt 
innerhalb der Grenzen der Verfaſſung zu halten. Es 
dürfte dies für die neue Regierung die einzige Mög⸗ 
lichkeit ſein, auf gute Manier über ihre eigenen 
Experimente hinwegzukommen. (Bravo! — Abg. 
Mau: Ein bißchen auf die Juden geſchimpft, und dann 
iſt die Sache erledigt!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr Moezynſki. 

Dr. Moczynſki, Abgeordneter (Pol.): M. D. u. H.! 
Der Abg. Dr Ziehm ſagte es geſtern, und die „Danziger 
Allgemeine Zeitung“ brachte an dem auf die Se- 
natorenwahl folgenden Tage trotz des geheimen 
Charakters der Wahl die Nachricht aus einer ganz 
ſicheren Quelle, daß meine Gruppe poſitiv für die neue 
Regierung geſtimmt habe. Dieſe kleine, aber ſonſt 
nicht gerade im parlamentariſchen Leben übliche 
Indiskretion der Frau Knoblauch, welche durch ihr 
eigenes Parteiorgan bloßgeſtellt wird, bin ich weit 
entfernt, abzuleugnen. Wenn alſo meine Gruppe 
poſitiv für die neuen Männer ſtimmte, in dem vollen 
Bewußtſein, daß von unſern Stimmen das Zuſtande⸗ 
kommen der neuen Regierung abhing, ſo wollten wir 
damit in der Praxis das dokumentieren, was ich ver⸗ 
ſchiedentlich in dieſem Hauſe bereits hervorgehoben 


habe, nämlich, daß wir unter gegebenen Verhältniſſen (C) 


gern bereit ſind, einen ſtaatserhaltenden Faktor zu 
bilden. Unſere Stellungnahme wurde uns von der 
Ueberzeugung diktiert, daß die neue Koalition heute 
die beſtmögliche Löſung der latenten Regierungskriſe 
bedeutete. Wir wiſſen wohl, daß es keine Liebesehe 
iſt, welche die Sozialdemokraten mit dem Zentrum und 
den Liberalen zuſammengeführt hat. Ich glaube 
keineswegs, daß das aufmunternde Augenzwinkern 
der Mutter Gottes von Raguſa in der „Volksſtimme“ 
das ausſchlaggebende Moment dafür war, daß das 
Zentrum mit der Sozialdemokratie zuſammenging. 


Ebenſo wollen wir uns auch darüber klar ſein, daß es 


lediglich die bereits oben angeführten Gründe der 
reinen ſtaatserhaltenden Vernunft bei uns geweſen 
find, welche uns die Unterſtützung der neuen Regie- 
rung diktierten. 

Wir find uns darüber klar, daß die neue Regie⸗ 
rung durch das Verbleiben der hauptamtlichen Se⸗ 
natoren, welche für uns ſelten Worte einer ernſten 
Antwort, deſto öfter jedoch Worte ausweichenden 


Hohns zur Stelle hatten, ſchon zu Beginn ſtark belaſtet 


wird. Wir hoffen jedoch, daß die neuen Männer ſtark 
genug ſein werden, um einerſeits ihre Meinung durch⸗ 
zuſetzen und daß andererſeits die hauptamtlichen 
Senatoren in ehrlicher Erkenntnis der Staatsnotwen⸗ 
digkeiten ſich loyal in die neue Sachlage einfügen wer⸗ 
den. Ebenſo glauben wir, daß die neue Regierung 
auch die zielbewußte Energie finden wird, um in dem 
alten Beamtenapparat, wenn ſich paſſive Reſiſtenz 
wirklich zeigen ſollte, energiſch durchzugreifen. Wir 
kennen die bisherigen Taten der drei Regierungs⸗ 
parteien und haben die Worte ihrer Mitglieder noch 
gut im Gedächtnis. Wir wiſſen, daß das Zentrum von 
heute nichts gemein hat mit dem Zentrum aus der 
Zeit der Bismarckſchen Ausnahmegeſetze gegen Katho⸗ 
liken, Polen und Sozialiſten, welches ſeine Deviſe „Für 
Recht und Freiheit“ nicht als leere Phraſe auffaßte. 
Wir glauben, daß ein Mann wie Windthorſt ſich heute 
über ſeine Werke wundern würde, wenn er die Worte 
und Taten eines Herrn Splett oder Weiß, ſeinen da⸗ 
maligen Taten gegenüberzuſtellen gezwungen wäre. 
(Abg. Weiß: Das überlaſſen Sie nur uns!) Herr 
Weiß, ich habe geſtern Worte von Herrn Dr. Ziehm 
gehört und ich habe geſtern ſeine geballte Fauſt ge⸗ 
ſehen. Solch ein Gegner iſt mir aber viel lieber. Ich 
weiß, daß er mich haßt. Ich weiß, daß er mich bis aufs 
Meſſer bekämpft. Ich weiß, daß er mich bis aufs 
Blut haßt. Ihre Rede von geſtern iſt dagegen, wie 
der Volksmund ſagt, ich finde keine andern Worte 
dafür, eine ſalbungsvolle Jeſusgreiferei. — Wir 


wiſſen, auch Herr Lück hat vor einigen Monaten in 


dieſem Hauſe eine Rede gehalten, die nicht in das 
heutige Regierungsprogramm paßt, eine Rede, die mit 
ſchuld an der Boykottbewegung Polens gegen Danzig 
war. Wir wiſſen und haben noch ſo manches ge⸗ 
häſſige Wort im Gedächtnis, das vom heutigen Senator 
Grünhagen ſtammt und von der Tribüne dieſes Hauſes 
an unſere Adreſſe gerichtet war. Trotzdem wiſſen wir 
aber auch, daß Danzig als eine typiſche Handelsſtadt 
nur durch ein inniges Zuſammenarbeiten des Kauf⸗ 
manns und des Arbeiters unter Ausſchluß aller 
außenpolitiſchen Reibungsflächen geſunden kann. 

In dieſem Sinne begrüße ich freudig die neue 
Regierungserklärung. Für ſie iſt zweierlei charakte⸗ 
riſtiſch. Sie proklamiert eine rein Danziger Politik 
und ſpricht zum erſtenmal ſeit dem Beſtehen Danzigs 
von den Rechten der Minderheiten. Im Augenblick, 
wo die deutſch⸗polniſchen politiſchen Beziehungen auf 
einen Punkt angeſpannt ſind, wie ſie es noch niemals 
waren, ſpricht die Regierung der Freien Stadt Danzig 


(A) 


Dr. Moczynſki, Abgeordneter.) 
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von dem Wunſche eines freundnachbarlichen Geiſtes 
im Verhältnis zu Polen und von loyaler Erfüllung 
der beſtehenden Verträge. Dies bedeutet klar ein Durch⸗ 
ſchneiden der bisherigen politiſchen Zuſammen⸗ 
hänge zwiſchen Berlin und Danzig. Dies bedebtet ein 
offenes Bekenntnis zur reinen Danziger Politik. 
Der Gegenſatz wird deutlicher, wenn wir uns die Ab⸗ 
ſchiedsworte des ausſcheidenden Senats vizepräſidenten 
Dr. Ziehm in der letzten Senatsſitzung vergegen⸗ 
wärtigen, der ſagte: Unſere bisherige Tätigkeit war 
ausgefüllt durch ein Ringen mit Polen, in welchem die 
deutſchnationalen Senatoren miteinander gewett⸗ 
eifert hätten. (Abg. Dr Ziehm: Davon ſteht nichts 
darin!) Leſen Sie fie ſich durch. (Abg. Dr. Ziehm: 
Eine Fälſchung!) Die ganze Rührſeligkeit der Dan⸗ 


ziger Deutſchnationalen bemüßigte ſich tatſächlich in 


der Richtung, um die Danziger Frage zu einem 
Problem zu machen, zu einem ſtändigen Streitobjekt 
und einem ſtändigen Klienten des Völkerbundes. 
Man wollte auf dieje Weiſe den Beweis erbringen, daß 
die Löſung der Danziger Frage im Sinne des Ver⸗ 


ſailler Vertrages unhaltbar fei und daß fie ſtändig 


eine eiternde Wunde auf dem Körper Europas bleiben 
werde. Die auf Berliner Inſpiration geführte 
deutſchnationale Politik war die Politik des Boykotts 
gegenüber dem Verſailler Vertrag. Aber ſolche Poli⸗ 
tif, die Polen zweifellos auch ſchadete, brachte Danzig 
ſelbſt ungleich mehr Schäden, weil der Friedensver⸗ 
trag von Verſailles bei der Zuteilung einer Reihe 
von Rechten an Polen von der Ueberzeugung aus⸗ 
ging, daß die wirtſchaftlichen Intereſſen Danzigs und 
Polens aufs engſte miteinander verknüpft ſeien und 
darum eine friedliche Zuſammenarbeit unumgänglich 
notwendig ſei. Daß politiſche Zuſammenhänge von 
kulturellen Zuſammenhängen ſtreng zu ſcheiden 
ſind und daß meine Gruppe volles und aufrichtiges 
Verſtändnis für die Wahrung der letzteren beſitzt, habe 
ich oft genug unterſtrichen und ſchon einmal auf das 
vorbildliche Zuſammenleben der verſchiedenen Kultur⸗ 
gemeinſchaften in der Schweiz hingewieſen. (Abg. 
Schwegmann: Das follen Sie bei den Polen vor- 
machen!) Polen iſt in einer ganz anderen Lage. 
(Aha! rechts.) Wenn in dieſem Rahmen die ver⸗ 
traglich garantierten Rechte der Minderheiten ihre 
ungehinderte Ausübung finden werden, wie es die 
Regierungserklärung verſpricht, dann ſehe ich kein 
Hindernis für eine Unterſtützung meiner Gruppe für 
die neue Regierung. 


Ich komme nunmehr zu den wirtſchaftlichen 
Problemen. Dabei kann ich es mir nicht verkneifen, 
auf meine vorjährige Anfrage betr. den bevorſtehenden 
Zuſammenbruch der Danziger Wirtſchaft zurückzu⸗ 
kommen, die nunmehr retroſpektiv betrachtet ein ganz 
erſchreckendes Bild über die mangelhafte wirtſchaft⸗ 
liche Orientierung bei faſt allen damaligen Rednern 
ans Tageslicht geführt hat. Ich habe mich bemüßigt 
geſehen, neulich die Stenogramme der damaligen 
Reden noch einmal durchzuleſen und kann allen Wirt⸗ 
ſchaftlern dieſes hohen Hauſes und ſolchen, die es mit 
Gottes Gnade noch einmal werden wollen, empfehlen, 
ſie noch einmal nachzublättern. Es war damals von 
Regierungsſeite nach der üblichen Apoſtrophierung 
Polens die Theſe aufgeſtellt, daß die Kriſe bereits 
ihren Höhepunkt erreicht, wenn nicht gar überſchritten 
habe. Wirtſchaftler vom Range Senftlebens oder des 
als Wirtſchaftler debütierenden Herrn Rohde wußten 
nur die Unterſtellung der Unehrlichkeit an meine 
Adreſſe zu richten mit dem Hinweis, daß es mir gar 
nicht um eine Beſſerung der wirtſchaftlichen Situation 
zu tun ſei, als vielmehr um eine Schädigung Danzigs 
im Auslande, zumal meine Große Anfrage damals 


am Tage der Eröffnung der Danziger Meſſe behandelt (C) 


wurde. Die Haltloſigkeit einer ſolchen Inſinuation 
wird jeder beurteilen können, der den Geſchäftsgang 
kennt und weiß, daß gerade damals die Anfrage 
monatelang ſchon vorgelegen hat und nicht ich, ſondern 
der Präſident des Hauſes die Tagesordnung feſtſetzt. 
Die kleine aber lehrreiche Abſchweifung habe ich mir 
deswegen erlaubt, um uns ins Gedächtnis zurückzu⸗ 
rufen, was ſeit jener Zeit alles verlorengegangen iſt. 
Wenn ich damals von einem drohenden Zuſammen⸗ 
bruch der Danziger Wirtſchaft ſprach, ſo wird mir heute 
kein Rohde oder Senftleben entgegentreten, wenn ich 
behaupte, der Zuſammenbruch ſei ſchon da. Wenn 
Herr Abg. Rahn damals ſagte, 90 Prozent der Dan⸗ 
ziger Betriebe ſeien dahin, wenn ihnen die Bankgelder 
entzogen würden, fo glaube ich heute faſt die Theſe auf- 
ſtellen zu können, daß 100 Prozent der Betriebe 
zahlungsunfähig würden, wenn ihnen die Hälfte 
der Bankgelder entzogen würde. (Zwiſchenruf 
rechts.) Wenn die heutige Regierung daran denkt, 
mit Hilfe einer ausländischen Anleihe die Bautätigkeit 
zu beleben, ſo erinnere ich daran, daß uns der Finanz⸗ 
ſenator vor einem Jahre zurief: „Keine ausländiſche 
Anleihe für Bauzwecke!“ Seitdem ſind lange, un⸗ 
genützte Monate vergangen, die vielleicht die erſehnte 
Bautätigkeit und die damit verbundene Minderung 
der erſchreckenden Arbeitsloſenziffern hätten bringen 
können. Die Lage iſt verfahren, trotz warnender Rufe 
in dieſem Hauſe, was beſonders hervorgehoben werden 
muß, um die ganze Schuld der zum Teufel gejagten 
Regierung zu ermeſſen. 

Wenn Herr Senats vizepräſident a. D. Dr Ziehm 
die großen Aufbauleiſtungen des abtretenden Senats 
hervorhebt, ſo bitte ich die Wahrheit der im kaufmänni⸗ 
ſchen Leben allgemein bekannten Maxime zu bedenken, 
daß es tauſendmal leichter iſt, ein neues Geſchäft auf⸗ 
zubauen, als ein verlottertes aus dem Dreck zu 
fahren. (Sehr gut!) Aus dieſem Grunde liegt es 
uns auch fern, zu weit geſpannte Erwartungen an die 
neue Regierung zu ſtellen. Ein Aufbau braucht mehr 
Zeit als ein Niederbruch, darüber ſind wir uns klar. 
Daß für Handel und Wandel Danzigs die ſchlechten 
wirtſchaftlichen Auswirkungen Polens ſtark mitbe⸗ 
ſtimmend ſind, iſt ohne weiteres einleuchtend. Es iſt 
aber Sache der Danziger Regierung, dieſe Aus⸗ 
wirkungen durch die Anbahnung eines wirklich guten 
freundnachbarlichen Verhältniſſes zu Polen auf ein 
Minimum zu beſchränken, wobei natürlich Rückſichten 
auf die Staatsnotwendigkeiten Polens Sache des per⸗ 
ſönlichen Taktes und des Fingerſpitzengefühls der 
Unterhandelnden bleibt. Zu bedenken bleibt jedoch, 
daß den ſchlechten Auswirkungen auch gute gegenüber⸗ 
ſtehen, die im Augenblick weit überragen. Gerade 
durch den Zollkrieg mit Deutſchland ſteht Danzig im 
Anfangsſtadium einer polniſchen Exportbewegung, die 
es in dieſer Höhe noch niemals geſehen hat. Annähernd 
100 Schiffe warten heute im Hafen von Danzig auf 
gecharterte Ladungen von Getreide, Holz und pber- 
ſchleſiſchen Kohlen, welche Danzigs Export ſonſt nie⸗ 
mals geſehen hat. Dieſer zunehmende Export Polens 
läßt die berechtigte Hoffnung zu, daß der Niedergang 
der polniſchen Währung, welcher für Danzig wirklich 
kataſtrophale Wirkungen haben könnte, ſich in Kürze 
beheben laſſen wird. Er ſollte der neuen Regierung 
auch Vertrauen bezüglich der Arbeitsloſenfrage ein⸗ 
flößen, welche durch ihn eine ſtarke Minderung ſicher 
erwarten kann. 

Eine der größten, bedeutungsvollſten, aber auch 
ſchwierigſten Fragen, welche der neuen Regierung 
harren, wird das Abkommen bezüglich der Verteilung 
der Zolleinnahmen ſein, weil hieraus die größte 


— 
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Aktivpoſition des Staatshaushaltes reſultiert. Wir 
zweifeln nicht, daß es klugen, geſchickten, aber auch 
ehrlich loyalen Unterhändlern der neuen Regierung 
gelingen wird, dieſe ſchwierige Frage glücklich an Land 
zu bringen. 

Um zuſammenfaſſend zum Schluß zu kommen, ſieht 
meine Gruppe in der neuen Regierungserklärung die 
Einſchlagung eines wirklichen Danziger politiſchen 
Kurſes, eine Abkehr von der bisherigen deutſchnatio⸗ 
naliſtiſchen Politik und eine beträchtliche Doſis guten 
Willens. Ob der Wille und die Kräfte zur Erreichung 
der geſteckten Ziele ausreichen werden, bleibt abzu⸗ 
warten. Die Taten werden es lehren. Solange dieſe 
mit den Worten übereinſtimmen werden, ſoll es an 
unſerer Unterſtützung nicht mangeln. (Bravo! links.) 

Bizepräfident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dy Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben zur Erklärung der Koalitionsregierung 
folgendes zu bemerken: Wir erkennen an, daß die neue 
Regierung in ſchwerſter Zeit den Verſuch unternimmt, 
das vernichtete Wirtſchaftsleben wieder aufzurichten. 
(Sehr richtig!) Wir haben allerdings geſtern von 
deutſchnationaler Seite die Behauptung gehört, daß 
das nicht ſtimme, daß die alte Regierung vielmehr ein 
gutes Erbe hinterlaſſe. Es wurde ausgeführt, daß die 
Staatsfinanzen in beſter Ordnung ſeten, daß der Be⸗ 
amtenapparat vorzüglich organiſiert jei und daß dem⸗ 
nach für die neue Regierung eine ſehr leichte Aufgabe 
vorhanden ſei. Dem müſſen wir widerſprechen. Schon 
geſtern erklärte der Redner der liberalen Fraktion — 
wir unterſtreichen das noch einmal — nicht der Staat 
iſt gut finanziert, der die Mittel zu ſeinem Unterhalt 
durch die Vernichtung der Wirtſchaft aufbringt, ſon⸗ 
dern der Staat iſt gut finanziert, der eine blühende 

Wirtſchaft hat. Dieſes Verkennen der fiskaliſchen und 
der wirtſchaftlichen Intereſſen war das weſentlichſte 
Merkmal der unter deutſchnationalem Einfluß ſtehen⸗ 
den alten Regierung. Insbeſondere müſſen wir immer 
wieder die Behauptung zurückweiſen, daß es ein be⸗ 
ſonderes Verdienſt der alten Regierung geweſen wäre, 
die neue Währung einzuführen und damit die ent⸗ 
ſcheidende Tat zu vollbringen. Die neue Währung iſt 
nur mit dem Willen der Wirtſchaft und gegen den 
Willen der Regierung eingeführt worden. Die Regie⸗ 
rung hat behauptet, die neue Währung ſei ſo ſpät ein⸗ 
geführt worden, weil vorher nicht die finanzielle Mög⸗ 
lchkeit vorhanden geweſen wäre, das Geld aus dem 


Auslande zu beſorgen. Demgegenüber möchte ich an 


den Herrn Finanzſenator die Frage richten, ob nicht in 
einer entſcheidenden Sitzung. es handelte ſich wohl da- 
mals um Verhandlungen über Kabellegung, die Frage 
ventiliert wurde, ob man nicht durch die Einführung 
der eigenen Währung Mittel in die Hand bekommen 
könnte. Darauf erklärte Herr Dr Volkmann, mit bei⸗ 
den Fäuſten auf den Tiſch ſchlagend, ich zitiere es 
wörtlich: „Ich ſpreche im Namen des Senats. Wir 
haben die deutſche Mark, wir behalten die deutſche 
Mark, da gibt es keine Aenderung.“ (Hört, hört! links.) 
Hierdurch wird bewieſen, daß nicht die Unmöglichkeit 
vorhanden war, ſondern daß lediglich der Wille fehlte. 
Damit fallen die Behauptungen über die beſonderen 
Verdienſte der Regierung, von denen Herr Dr. Ziehm 
ſprach. 

Wir ſtellen uns bezüglich der Außenpolitik und 
bezüglich der Wege, die im Verhältnis zu Polen ein⸗ 
geſchlagen werden müſſen, vollkommen auf den Stand⸗ 
punkt der Regierungserklärung. Wir wünſchen nur, 
daß bei den Verhandlungen über auswärtige Ange⸗ 
legenheiten nicht wie bisher im weſentlichen der büro⸗ 


kratiſche Apparat und der Senatspräſident die Füh⸗ (O) 
rung behält, ſondern wir wünſchen, daß die Verhand⸗ 
lungen hauptſächlich von den wirtſchaftlichen Faktoren 
beeinflußt werden. Was die Regierungserklärung 
über die Wahrung ber kulturellen Intereſſen Danzigs 
geſagt hat, möchten wir unterſtreichen. Wir müſſen es 
ablehnen, daß von deutſchnationaler Seite behauptet 
wurde, die deutſchen Belange würden allein von den 
Deutſchnationalen gewahrt. Es wurde von Herrn Abg. 
Dr. Ziehm erklärt, es wäre ein übler Vorwurf, wenn 
man den Deutſchnationalen vorwerfe, ſie trieben natio⸗ 
naliſtiſche Hetze. Er verlangte vom Vizepräſidenten 
des Seuats zu wiſſen, wie er zu der Behauptung käme, 
es müßte alle nationaliſtiſche Hetze unterbunden wer⸗ 
den. Da muß ich ſagen, es ſetzte in Erſtaunen, daß 
Herr Dr Ziehm geſtern dieſe Frage ſtellte; denn gerade 
die Behauptung, daß nur bei den Deutſchnationalen 
allein das Deutſchtum vertreten werde, iſt der beſte 
Beweis dafür. Dieſe Behauptung iſt der Urgrund und 
es iſt ſehr gefährlich, wenn man das Deutſchtum wahr⸗ 
haft halten will, daß man den anderen Parteien vor⸗ 
wirft, ſie ſeien nicht in der Lage, das Deutſchtum zu 
vertreten. Das iſt eben demagogiſche Verhetzung. 

Der Satz, daß Abſtammung, Geſinnung und Reli⸗ 
gion keinen Grund zu einer Benachteiligung bilden 
ſollen, wird zweifellos für Danzig den Ruf beſeitigen, 
daß es der Hort der Reaktion ſei. Die Förderung der 
Wirtſchaft, welche die neue Regierung als ihre vor⸗ 
nehmſte Pflicht betrachtet, wird dann eintreten, wenn 
die Handelskammer, die Handwerkskammer und ähn⸗ 
liche Juſtitute bei allen die Induſtrie, das Handwerk 
und die Kaufmannſchaft betreffenden Fragen vor der 
Einbringung der Geſetze gehört werden. Es geht 
nicht an, daß die Korporationen, die ſich öfters an den 
bisherigen Senat gewandt haben, um vorher Stellung 
nehmen zu können, die Antwort bekommen: „Dann 
könnte ja jeder kommen!“ Wir werden erſt unſere 
Geſetze machen und dann könnt ihr euch dazu äußern!“ 
Es iſt zu begrüßen, daß die Regierung die Beſeitigung 
einer ungeſunden Spanne zwiſchen dem Erzeuger⸗ 
und dem Verkaufspreis erſtrebt. Durch die freie Kon⸗ 
kurrenz beſeitigt man am eheſten übertriebene Preis- 
forderungen. Durch Zwang läßt ſich dieſes Ziel nicht 
erreichen. 5 

In der Frage des Beamtenabbaues halten wir 
neben der Reorganiſation der Polizei insbeſondere 
Erſparniſſe bei der Zollverwaltung für möglich. Die 
Geſchäftswelt wird insbeſondere das Empfinden nicht 
los, daß die Zollverwaltung ihre Beamten, beſonders 
die gehobenen Beamten, nur hält, um die Notwendig⸗ 
keit ihrer Exiſtenz zu beweiſen. Ueber die Straf- 
abteilung der Zollverwaltung iſt ein beſonderes Wort 
zu reden. Man hält dort die Ueberzahl der Beamten 
für erwieſen. Zu der Frage des Arbeiterrechts, ins⸗ 
beſondere der Angeſtellten⸗ und Arbeiterkammer, wün⸗ 
ſchen wir den Ausbau in dem Sinne, daß die Organi⸗ 
ſationen nicht zu einem Klaſſenkampf zwiſchen Unter⸗ 
nehmern und Arbeitern führen, ſondern daß ſie ein 
Ausgleichsfaktor werden. 

Mit beſonderer Genugtuung haben wir aus der 
Regierungserklärung entnommen, daß die neue Re⸗ 
gierung das Wohnungsbauprogramm durch weitere 
Förderung der ſreien Bautätigkeit und durch die Auf⸗ 
nahme einer auswärtigen Anleihe zu löſen verſuchen 
will. Dies ſteht im Gegenſatz zu den bisherigen Er- 
klärungen. Wir müſſen in dielem Satz eine weſent⸗ 
liche Aenderung der bisherigen Politik erblicken. 
Wenn die Regierung gemäß dieſem Satz ihre Politik 
treiben will, und insbeſondere für den bürgerlichen 
Mittelſtand arbeitet, hat ſie nicht nur wohlwollende 
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( Neutralität, ſondern engſtes Zuſammenarbeiten von 


uns zu erwarten. 

Bezüglich der letzten Ausführungen des deutſch⸗ 
nationalen Redners haben wir eine grundſätzliche 
Frage zu klären. Um jo mehr, als wir es der neuen 
Regierung gegenüber ſchuldig ſind. Der Abg. Dr. Ziehm 
hat geſtern die neue Regierung in ſehr ſchwerer Weiſe 
angegriffen. (Sehr richtig!) Er hat von ihr erklärt, 
ſie werde nicht in der Lage ſein, die Belange des 
Deutſchtums zu wahren. Er hat insbeſondere von dem 
augenblicklich amtierenden Vizepräſidenten des Senats 
in kategoriſcher Form Erklärungen verlangt. Nun 
muß ich hier die Frage an Herrn Dr Ziehm richten: Iſt 
ſeine Auffaſſung im letzten, höchſten Sinne, wenn wir 
die Stellung des Beamten betrachten, zwieſpältig oder 
welche Erklärung will er mir für folgendes geben: 
Als ich einmal als Führer des Hausbeſitzes und 
ſpäterhin in einer politiſchen Partei die Regierung 
angegriffen habe, wurde mir von dem damaligen Vize⸗ 
präſidenten, dem jetzigen Abg. Dr. Ziehm, erklärt, ein 
Beamter, der ſeine Regierung angreift, beſchmutzt ſein 
eigenes Neſt. (Abg. Schwegmann: Unwahre Behaup⸗ 
tung!) So lauten die Worte. Ich habe die Verfügung 
von Herrn Dr. Ziehm unterſchrieben bekommen: „Wir 
erklären Ihnen, ſich als Beamter jeder Kritik von 
Maßnahmen der Regierung zu enthalten.“ Das habe 
ich ſchriftlich. Ich frage jetzt, wann hat Herr Dr. Ziehm 
ſeine eigentliche Geſinnung ausgeſprochen. (Zuruf 
rechts.) Werden Sie nicht nervös, Herr Abg. Schweg⸗ 
mann. Etwa als er mir erklärte: „Sie beſchmutzen 
Ihr eigenes Neſt?“ Die Verfügung, die mir den 
Maulkorb umhängen ſollte, hat dann zu meiner poli⸗ 
tiſchen Betätigung geführt. Hat Herr Abg. Dr Ziehm 
damals, als er die Beamtenrechte angriff, feine eigene 
Meinung bekundet? Dann darf er jetzt nicht ſo 


(B) ſprechen, dann muß er die Konſequenzen ziehen, die 


er mir damals androhte. Hat er aber jetzt feine eigent- 
liche Auffaſſung zum Ausdruck gebracht, ſo erkennt er 
damit an, daß er damals, wenn er jetzt die neue Re⸗ 
gierung auf das ſchärfſte kritiſiert und hier die ſchärfſte 
Oppoſition im Intereſſe des Staates anſagt, daß er 
damals, als er mir den Mund verbieten wollte, als 
deutſchnationaler Agitator gehandelt hat. (Lebhafte 
Zuſtimmung und Bravo! in der Mitte.) Dann werfe 
ich heute Herrn Abg. Dr Ziehm vor, daß er den Staat 
nicht als verantwortlicher Beamter, ſondern als 
deutſchnationales Parteimitglied regiert hat. (Beifall 
bei den Sozialdemokraten. — Abg. Raſchke: Er muß 
erſchoſſen werden wie Robert Bluhm!) Weil wir ge⸗ 
ſehen haben, daß die ehemalige, Regierung weiter 
nichts war als eine Intereſſenvertretung der Deutſch⸗ 
nationalen Partei, was durch meine Ausführungen 
bewieſen iſt, werden wir der neuen Regierung, wenn 
ſie hält, was ſie verſprochen hat, das allergrößte Wohl⸗ 
wollen entgegenbringen. (Bravo! links. — Zwiſchen⸗ 
rufe und lebhafte Unruhe.) 

5 Splett: Das Wort hat Herr Abg. 
TAMT, 
Rahn, Abgeordneter (SozP.): M. D. u. H.! Ich 
begrüße es, daß nach langen Bemühungen endlich eine 
Regierung in Danzig zuſtandegekommen iſt, wie ſie 
mir jeit etwa zwei Jahren vorſchwebte. (Unruhe.) 
Vizepräſident Splett: Ich bitte um etwas mehr 
Ruhe und Gehör für den Herrn Redner. 
Rahn, Abgeordneter (Soz.P.): Ich freue mich, daß 
in der ſozialdemokratiſchen Parteimitgliedſchaft und 
auch in den Partetinſtanzen der von mir vor etwa 
zwei Jahren in die Parteibewegung gebrachte Gedanke 
der Mitwirkung der Sozialdemokratie in einer Regie⸗ 
rung der Mitte fiH jetzt endlich durchzufetzen ſcheint. 
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(Abg. Liſchnewſki: Leider ohne Sie! — Abg. Raſchke: (C 
Er hat den Anſchluß verpaßt!) Auf Bemerkungen von 
Narren und Kindern gibt man am beſten keine Ant⸗ 
wort. — Die Regierungserklärung, die der Herr Se⸗ 
natspräſident für den neuen Senat verleſen hat, gibt, 
was Regierungserklärungen zu geben pflegen. Allzu 
viel Poſitives kann eine neue, kommende und 
werdende Regierung nie verſprechen, weil im politi⸗ 
ſchen Leben feſte Kontrakte und bindende Tatſachen 
ſich nicht im voraus angeben laſſen. Aber was die Re⸗ 
gierung uns in Ausſicht geſtellt und in ihrer Regie⸗ 
rungserklärung zu halten verſprochen hat, iſt etwas 
anderes, als wir in den letzten Jahren in Danzig unter 
der deutſchnationalen Regierung erlebt haben. Wenn 
die Regierung von dem Programm, das ſie durch den 
Mund des Herrn Dr Sahm hat verkünden laſſen, nur 
einen weſentlichen Teil zur Durchführung bringt, 
ſpeziell in den Beziehungen Danzigs zur Republik 
Polen, und die Verſprechungen und den guten Willen, 
der in der Regierungserklärung bekundet wurde, 
durchſetzen kann, dann iſt Danzig ſehr viel geholfen. 


Ich bedauere, daß die Erklärung durch den Senats⸗ 
präſidenten abgegeben worden iſt. Ich bin der Auf⸗ 
faſſung, daß bei den eigenartigen Verhältniſſen in 
Danzig die hauptamtlichen Senatoren eigentlich die 
beamteten Unterſtgatsſekretäre, wie in anderen Stan- 
ten, ſind und daß das politiſche Kabinett von den par- 
lamentariſchen Senatoren gebildet wird. Von dieſem 
Teil des Senats wird die politiſche Linie angegeben. 
Darum hätte der Senatsvizepräſident Gehl als eigent⸗ 
licher Chef dieſer Regierung die Regierungserklärung 
abgeben müſſen. Dann wären wahrſcheinlich die Stim⸗ 
men aus dem Blätterwalde Polens zu dieſer Regie⸗ 
rungserklärung etwas freundlicher ausgefallen als die 
Erklärungen der polniſchen Preſſe gegenwärtig ge⸗ 
lautet haben. Man kann beim beſten Willen im Aus⸗ 
lande nicht zu einer Regierung Vertrauen haben, in 
der acht hauptamtliche Senatoren Erklärungen ab⸗ 
geben, die vollſtändig den Erklärungen entgegengeſetzt 
ſind, die bis zur Neubildung der Regierung abgegeben 
wurden. Als ich kürzlich in Warſchau war, hat es mich 
gar nicht verwundert, daß mir von Politikern und auch 
Angehörigen der Regierung geſagt wurde: „Glauben 
Sie denn, daß, wenn die jetzige ſich bildende Regierung 
von den acht hauptamtlichen Senatoren, die bisher im 
Amte waren und die in den Dezernaten ſitzen, beein⸗ 
flußt wird, daß ſich dann die Herren parlamentariſchen 
Senatoren im Kabinett durchſetzen werden? Wir 
zweifeln daran.“ Ich erklärte, ich hätte das Vertrauen 
zu den parlamentariſchen Senatoren, daß ſie ſich durch⸗ 
ſetzen würden und bat, ſich erſt einmal die Verhältniſſe 
anzuſehen. Die Entwicklung der Dinge in den weni⸗ 
gen Tagen hat ja ſchon bewieſen, daß der Herr Vize⸗ 
präſident Gehl mit dem parlamentariſchen Teil der 
Senatoren nicht gewillt iſt, hinter ſeinem Rücken die 
hauptamtlichen Senatoren ſchalten und walten zu 
laſſen, wie ſie es gern möchten. Am Sonnabend voriger 
Woche ſprach ich telephoniſch mit einem Danziger Rauf- 
mann über die neueſten Einfuhrangelegenheiten. Er 
teilte mir am Telephon mit, daß ſein Sozius zu einer 
Beſprechung bei Herrn Dr Volkmann und Herrn Dr. 
Frank im Senat fei, ebenſo einige andere Herren, die 
er mir auch namhaft machte. Einige Stunden ſpäter, 
als ich beim Friſeur war und mich zufällig raſieren 
ließ, (Heiterkeit.) traf ich denſelben Danziger Kauf- 
mann. Er ſagte mir, fein Sozius wäre eben vom Se⸗ 
nat gekommen und hätte ihm erklärt, er fahre am 
Sonntag abend mit Herrn Dr Volkmann, Herrn Dr. 
Frank, Profeſſor Dr. Noe, Herrn Leiding, Herrn Leo 
Neumann und noch einigen anderen Herren nach War⸗ 
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(A Schau, um mit der polniſchen Regierung in der Frage der 


Deviſenausfuhr für Danzig Verhandlungen zu führen. 
Es war den parlamentariſchen Senatoren ſchon auf⸗ 
gefallen, daß fiH ein erheblicher Autoverkehr, und 
zwar nicht von Autotaxen, ſondern von Privatauto⸗ 
mobilen dort drüben abgeſpielt hatte. Deshalb ver⸗ 
muteten die Herren ſelbſt, daß dort Dinge vorgingen, 
die eigentlich in einem Kollegium, das nur gemeinſam 
handeln kann, nicht vorkommen dürften. Als Herr 
Vizepräſident Gehl daraufhin am Nachmittag ſoſort 
Herrn Sahm anklingelte, der von nichts wußte, wurde 
ihm in bewußter — ich nehme nicht an, daß Herr Sahm 
bewußt die Unwahrheit geſagt hat — aber da wurde 
in bewußter Unwahrheit mitgeteilt, daß es nicht Be⸗ 
ſprechungen mit Senatoren geweſen wären, ſondern 
daß nur der Raum für die Herren Kaufleute zur Ver⸗ 
fügung geſtellt wäre, die ſich im Senatsgebäude ein 
Stelldichein geben wollten. Es iſt hohe Zeit, daß mit 
dieſem Syſtem, das vielleicht beabſichtigt iſt, mit der 
Hinterhältigkeit gegenüber der neuen Regierung ſei⸗ 
tens der hauptamtlichen Senatoren gebrochen wird 
und daß die Geſchäfte in Solidarität geführt werden. 
In dieſem Zuſammenhange möchte ich darauf hin⸗ 
weiſen, daß unſere Regierung mit aller Schärfe darauf 
achten muß, daß es unterbleibt, daß Danziger Kauf⸗ 
leute in Dingen, die nur von Regierung zu Regierung 
verhandelt werden dürfen, private Reiſen nach War⸗ 
ſchau machen und dort Verhandlungen mit Regie⸗ 
tungsitellen führen. Ein Miniſterialdirektor, mit dem 
ich durch Politiker in Warſchau Gelegenheit hatte zu⸗ 
ſammenzukommen, erklärte mir: „Die Herren kommen 
hierher und wollen für ihre Firma oder für einen be⸗ 
ſtimmten Kreis von Berufskollegen Vorteile heraus⸗ 
chlagen. Sie erklären, die Danziger Regierung tauge 
nichts, die jetzige tauge auch nichts, ſtellen ſich als 
Polenfreunde hin und wollen ſich ſo Vorteile ver⸗ 
ſchaffen.“ Man kennt anſcheinend dieſe Herren dort 
ſchon und weiß, daß ſie ſich in Danzig in der Langgaſſe 
bewegen, bei Denzer verkehren und beim gemeinſamen 
Mittageſſen die ſtrengſten Polenfreſſer ſind. Deshalb 
gibt man auf derartige Redensarten nichts. Aber die 
Verhandlungen Danziger Kaufleute mit Warſchau 
grenzen hart an den $ 91 des Strafgeſetzbuches. Ich 
bitte den Herrn Präſidenten des Senats, den Herrn 
Juſtizſenator und das geſamte Kabinett, mit aller 
Schärfe zuzugreifen, wenn ſolche Verhandlungen wie⸗ 
der ſtattfinden. Dieſen Leuten muß das Handwerk ge⸗ 
legt werden. (Da gibt es keine Strafverfolgung! 
links.) : 

M. D. u. H.] Es wird Aufgabe der Regierung 
in der kommenden Zeit ſein, wie es ſchon von mir 
angedeutet wurde, Maßnahmen zu treffen, die das 
zweifellos durch die frühere Regierung ſtark getrübte 
Verhältnis zwiſchen Danzig und Polen beſſern. Es 
wird ferner Aufgabe der Regierung ſein, endlich dem 
Volkstag Auskunft zu geben, wie das Ergebnis der 
Kontingentverhandlungen ausgefallen iſt. Darüber 
ſind wir bis heute ohne Erklärung des Senats ge⸗ 
blieben. Die Warſchauer Regierung hat unter dem 
Druck der Verhältniſſe, weil Polen ſich mit Deutſch⸗ 
land im Zollkrieg befindet, zwar den Danziger Wün⸗ 
ſchen in dieſer Frage Rechnung getragen. Polniſche 
Politiker ließen allerdings keinen Zweifel darüber, 
daß man unter dem Druck einer Erpreſſung gehandelt 
hat und ſich dieſe Handlung der Danziger Regierung 
ſehr deutlich merken würde. Ich will hoffen, daß es 
der neuen Regierung durch Verhandlungen mit der 
polniſchen Regierung gelingt, die Notwendigkeit der 
Einführung ſolcher Kontingente für Danzig zu be⸗ 
weiſen und den ſchlechten Eindruck, den das eigen⸗ 


mächtige Vorgehen Danzigs in dieſer Beziehung Her- (C) 


vorgerufen hat, zu verwiſchen. Des ferneren wird es 
nötig ſein, daß die Regierung endlich dem Volkstag 
über das Ergebnis der Verhandlungen bezüglich der 
Ausfuhrzölle Auskunft gibt. Auch in dieſer Frage 
ſchwebt die Danziger Kaufmannſchaft, ſowie auch vor 
allem der Volkstag, völlig im Dunkeln. Man weiß 
nicht, was die Regierung verhandelt hat. Sie war 
angeblich nicht vorhanden, hat aber Verhandlungen 
geführt. Ich möchte wiſſen, was auf dieſem Gebiet 
nun erfolgt iſt. Bei den Dilettanten, die im Haupt⸗ 
amt das Handelsdezernat verwalten, die ehemals 
weſtpreußiſche Provinzialräte waren und vom Handel 
ſoviel verſtehen — ich will das lieber micht ſagen, ſonſt 
fühlt fich Herr Dr Frank gekränkt —, alſo kurz geſagt, 
nichts verſtehen, iſt anzunehmen, daß die Verhand⸗ 
lungen auf dieſem Gebiet von Sachkenntnis nicht ge⸗ 
trübt waren, und daß das Ergebnis der Verhandlungen 
ein wertloſes ſein wird. Soweit die Republik Polen 
die Ausfuhrzölle nicht ſchon aufgehoben hat und ſie 
damit gegenſtandslos geworden ſind, kann ich nur 
ſagen, daß in den Branchen, wo die Ausfuhrzölle noch 
beſtehen, die mir von einem hieſigen Senatsregie⸗ 
rungsrat angegebenen Reduktionen für den Handel 
wertlos ſind, da ſich genau ſo die Ausfuhr inhibieren 
ließe, wenn die Zölle in der alten Form beſtehen ge⸗ 
blieben wären. 


Ferner wird es notwendig ſein, daß man in der 
Frage des Zollverteilungsſchlüſſels die Verhandlun⸗ 
gen ſehr vorſichtig aufnimmt und unter keinen Um⸗ 
ſtänden den von Herrn Dr Volkmann proponierten 
Appell an den Völkerbund vorſchlägt. (Zwiſchenrufe 
links.) Mir iſt erklärt worden, daß Herr Dr. Volk⸗ 
mann dem Senat vorgeſchlagen hat, einen Appell an 
den Völkerbundskommiſſar zu richten und wiederum 
den Weg der Entſcheidungen zu betreten. 
Weg der Entſcheidungen haben wir jetzt hoffentlich 
genug erfahren; denn dieſer Weg hat für Danzig eine 
ewige Kette von Mißerfolgen gezeitigt, zum Teil auch 
dadurch, daß die bisherige Danziger Regierung die 
geſetzgebende Körperſchaft nicht in dem Maße infor⸗ 
miert hat, wie es notwendig war, weil ſie ſonſt in 
vieler Beziehung zu anderen Entſchlüſſen gekommen 
wäre. Hätte die Danziger Volksvertretung vorher 
alles gewußt, was in dem Haager Schiedsgerichts⸗ 
urteil niedergelegt iſt, ſo wäre ſie im Hauptausſchuß 
zu anderen Entſchlüſſen gekommen. Hätte die Dan⸗ 
ziger Volksvertretung gewußt, daß in Danzig ein 
Senatspräſident exiſtiert, der zwei Tage, bevor das 
Komitee des Völkerbundes eintrifft, welches die Poſt⸗ 
zone in Danzig feſtlegen ſoll, auf Urlaub geht, um ſich 
in Hamburg auf der Reeperbahn als Ehrenpräſident 
der Danziger feiern zu laſſen, dann hätte der Danziger 
Volkstag wahrſcheinlich mit einem ſolchen Senats⸗ 
präſidenten rechtzeitig Schluß gemacht. (Ausge⸗ 
rechnet auf der Reeperbahn! links.) Die gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſe machen es notwendig, daß auch 
Valutaverhandlungen mit Polen geführt werden 
müſſen. Durch die vor kurzem erfolgten Ausfuhrver⸗ 
bote von Deviſen ſind der Danziger Handel, die Dan⸗ 
ziger Banken in außerordentliche Schwierigkeiten 
geraten. (Abg. Dr Moczynſki: Es iſt kein Ausfuhr⸗ 
verbot dal) Herr Dr Moczynſki, Sie ſcheinen noch 
nicht ganz informiert zu ſein, obwohl Sie nach Ihrer 
Abſtammung und Sprache Pole ſind. Dadurch, daß die 
Republik Polen durch die Bank Polſki die Abgabe 
jeglicher Deviſen verhindert, (Zwiſchenruf des Abg. 
Dr. Moczynſki.) iſt es dem Danziger Großhandel 
unmöglich geworden, für die nach Polen getätigten 
Geſchäfte, die ausſchließlich in Deviſen, Dollars, hol⸗ 
ländiſchen Gulden, abgeſchloſſen ſind, Gelder herein⸗ 


Mit dem (D) 


(A) zubekommen. 
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Die polniſche Kaufmannſchaft, ſoweit 
ſie unanſtändig iſt, und das iſt zu einem erheblichen 
Teil der Fall, nützt die Situation aus und leiſtet nicht 
Zahlung für die gelieferten Waren. Sie geben die 
Rechnungsbeträge auch nicht in polniſcher Währung 
an, die es dem Danziger Kaufmann ermöglichen 
würde, ſich polniſche Zloty zu beſchaffen und ſo den 
eigenen Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. 
Speziell der Danziger Großhandel, der große Ver⸗ 
pflichtungen nach England hat und ſeine Kredite bei 
den Banken doch auch abtragen muß, iſt unter dieſen 
Verhältniſſen in arge Bedrängniſſe geraten. Es iſt 
nicht nötig, daß Herr Direktor Meißner von der Bank 
von Danzig privatim zu Herrn Straßburger läuft 
und Verhandlungen führt. Es iſt auch nicht richtig, 
daß einige Danziger Kaufleute zu Herrn Grabſki nach 
Warſchau fahren, um ihn über dieſe Angelegenheit zu 
belehren. Vielmehr wäre es Pflicht einer pflicht⸗ 
bewußten Danziger Regierung, nach Warſchau zu fap- 
ren und dort von Regierung zu Regierung im Inter⸗ 
eſſe des Danziger Staates und im Intereſſe der Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft Verhandlungen zu führen. Ich hoffe, 
daß noch in den nächſten Tagen die Verhandlungen 
auf dieſem Gebiete aufgenommen werden, und daß 
unſere Regierung mit größter Beſchleunigung das 
tut, was einige Kaufleute an ſich unberechtigt, aber in 
ihrer Bedrängnis getan haben. Wenn unſere Dan⸗ 
ziger Regierung nicht über genügend Sachverſtändige 
verfügt, ſo ſtehen ihr aus den Kreiſen der Liberalen 
Partei, des Zentrums und der Sozialdemokratie ge⸗ 
nügend Leute zur Verfügung, die fie beraten können. 
Aber es iſt unbedingt nötig, daß auf dieſem Gebiete 
mit größter Beſchleunigung etwas geſchieht. 

Die fernere Frage der Ausdehnung der Einfuhr⸗ 
verbote auf die Güter aus allen Staaten, die mit dem 
morgigen Tage hier eingeführt werden, gibt Veran⸗ 
laſſung, neue Verhandlungen mit der polniſchen Re⸗ 
gierung aufzunehmen; denn die derzeitigen Kontin⸗ 
gente, die auf Güter aus Deutſchland bemeſſen waren, 
reichen nicht mehr aus. Es müſſen neue Verhandlun⸗ 
gen auf dieſem Gebiete in die Wege geleitet werden. 
Es muß in bezug auf die Verſorgung Danzigs ein 
Kontingent feſtgeſtellt werden, das nicht eigenmächtig 
durch die Danziger Regierung feſtgeſetzt wird und ſo 

erneute Mißſtimmung in Polen erregt. Die Rontin- 
gentierung muß mit größter Beſchleunigung im Wege 
der Verhandlungen für die Danziger Bevölkerung, für 
den Danziger Bedarf feſtgeſetzt werden. Ueber die 
Verſorgung Polens durch den Danziger Handel braucht 
die Danziger Regierung ſich keine Sorge zu machen; 
denn die polniſche Regierung wird den Danziger Im⸗ 
porteuren keine Kontingente erteilen, ſondern ſie nur 
den polniſchen Kaufleuten erſter und zweiter Klaſſe 
geben, die dann damit ihre Einkäufe in Danzig tätigen 
können und durch die Importeure die Einfuhr beſor⸗ 
gen laſſen können, ſo daß keinerlei Schwierigkeiten 
dabei entſtehen. 


Was bei den Verhandlungen von Einzelkauf⸗ 
leuten mit der polniſchen Regierung herauskam, mag 
folgender Fall illuſtrieren. Am Montag voriger Woche 
fuhr Herr Leiding von der Firma Pommer & Thom⸗ 
ſen nach Warſchau und verſuchte, für den Danziger 
Heringshandel ein Kontingent von 100 000 Faß zu er⸗ 
halten. Das polniſche Miniſterium empfing ihn gar 
zicht. Es gelang ihm nicht einmal, bis zum polniſchen 
Miniſterialdtrektor vorzudringen. Bei den unteren 
FZuſtanzen erhielt er halb zuſagende und halb ab- 
lehnende Antworten. Er kam nach Danzig zurück 
Und verbreitete, da er Vizepräſident der Handelskam⸗ 
mer iſt, die Mitteilung, die Danziger Importeure ſoll⸗ 
ten ſofort bei der Handelskammer Kontingente an⸗ 
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melden, die nach Warſchau weitergeleitet würden, dann 
würden die Danziger Kaufleute Kontingente erhalten. 
Die Danziger Handelskammer hatte nichts Eiligeres 
zu tun, als die Mitteilung an die Preſſe zu geben. Die 
Danziger Kaufmannſchaft freute ſich und traf ihre 
Dispoſitionen. Sie legte den Briefen noch zwei Zloty 
Gebühren bei. Nun ſind ſie durch die Reiſe eines 
Danziger Kaufmanns zum Narren gemacht worden, 
der den Senator in spe oder die Danziger Regierung 


markieren wollte. 


In dieſem Zuſammenhange möchte ich noch einmal 
ausſprechen, daß dieſe Verhandlungen von Kaufleuten 
und Privaten mit der polniſchen Regierung unterblei⸗ 
ben müſſen. Ich möchte in bezug auf das Verhältnis 
zu Polen unſerer neuen Regierung beſonders ans 
Herz legen, daß ſie die in dem Pariſer Abkommen vom 
9. November 1920 verankerten Danziger Vertretungen 
bei den polniſchen großen Konſulaten endlich durch⸗ 
führt und daß ſich unſere Regierung nicht ſo ſehr auf 
die Titel verſteifen möchte, die man den Danziger 
Vertretern bei den polniſchen Konſulaten im Aus⸗ 
lande zulegen wird, ſondern daß ſie im Intereſſe des 
Danziger Handels und der Danziger Wirtſchaft endlich 
dafür ſorgt, daß Danziger Regierungsvertreter bei den 
polniſchen Konſulaten vertreten ſind. 

Des ferneren möchte ich die alte, von mir geſtellte 
Forderung der Ernennung oder Beſtellung eines Dan⸗ 
ziger diplomatiſchen Vertreters bei der Warſchauer Re⸗ 
gierung der Danziger Regierung erneut anheimgeben. 
Es muß möglich ſein, im Verhandlungswege dieſe For⸗ 
derung erfüllt zu bekommen. Die Herren in Warſchau 
ſehen ein, daß die Vertretung der Republik Polen 
durch einen Vertreter in Danzig Verzögerungen mit 
ſich bringt und vielfach auch durch die verſchiedene 
Sprache und verſchiedenartigen Ueberſetzungsmöglich⸗ 
keiten zu Irrtümern Anlaß gibt. Es kann gar nichts 
ſchaden, wenn Danzig ſeine Wünſche in Polen durch 
einen eigenen Vertreter beim Kabinett vorbringen 
läßt. Die Schaffung eines Danziger Dezernates beim 
polniſchen Miniſterrat und Herausnahme der Danziger 
Sache aus fünf verſchiedenen Miniſterien iſt ſchon eine 
ähnliche Maßnahme, die ſich ungefähr von den gleichen 
Geſichtspunkten aus betrachten läßt, nämlich der Kon⸗ 
zentrierung der Danziger Angelegenheiten in eine 
Hand und eine möglichſt nahe Verbindung mit Danzig. 
Ich glaube alſo beſtimmt, daß es der Danziger Regie⸗ 
rung, wenn man mit Ernſt an dieſe Angelegenheit 
herantritt, nicht allzu ſchwer werden wird, zum Erfolge 
zu kommen und die polniſche Regierung zu einer Aen⸗ 
berung des hier beſtehenden Vertrages zu veranlaſſen. 


Das Pariſer Abkommen vom 9. November iſt kein 
Blümchen Rühr⸗mich⸗nicht⸗an. Wir haben es in einer 
ſehr wichtigen Frage mit dem Dezemberabkommen von 
1921 geändert, nämlich in der Frage des Zollvertei⸗ 
lungsſchlüſſels. Das Pariſer Abkommen ſah vor, daß 
Danzig die Ausgaben für den Zoll von den Einnahmen 
von vornherein abzuſetzen hat und daß dann nach 
Vereinbarung nach der Bevölkerungsziffer eine Ver⸗ 
teilung der Zolleinnahmen vorgenommen wird. Ich 
habe damals, bevor dies Abkommen ratifiziert wurde, 
von dieſer Stelle aus gewarnt, da ich in den Beſtim⸗ 
mungen des Danzig⸗polniſchen Abkommens vom 24. 
Oktober 1921 zur Ausführung der Pariſer Konven⸗ 
tion eine Verſchlechterung des Pariſer Abkommens jab. 
Wenn wir in dieſem Zuſammenhange auf die Verhand⸗ 
lungen bezüglich des Zollverteilungsſchlüſſels kommen, 
möchte ich an eine Bemerkung anknüpfen, die der Herr 
ehemalige Vizepräſident Dr Ziehm geſtern hier ge⸗ 
macht hat. Er ſagte, die ehemalige Regierung habe eine 
Statiſtik hinterlaſſen, auf deren Grundlage die neue 
Regierung die Verhandlungen über den Zollver⸗ 
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teilungsſchlüſſel führen könnte. Jawohl, wir haben 
eine Statiſtik als Erbſchaft überlaſſen erhalten. Aber 
genau ſo, wie die Erbſchaft, die der neuen Regierung 
hinterlaſſen wurde, ſich als eine Erbſchaft erweiſt, die 
man nicht annehmen würde, wenn es eine Erbſchaft 
wäre, ſo zeigt ſich auch, daß die Zollſtatiſtik eine grund⸗ 
falſche geweſen iſt. Ich habe vor einiger Zeit einmal 
die Statiſtik des Zollamtes beziehungsweiſe des 
Finanzſenators als eine Märchenerzählung kritiſiert 
und habe das zu beweiſen verſucht, indem ich nachwies, 
daß in der Zollſtatiſtik alle die Waren enthalten ſind, 
die aus den Urſprungsländern kamen, nach Polen gin⸗ 
gen und hier in Danzig vorzollt worden ſind, die teil⸗ 
weiſe gar nichts mit dem Danziger Handel zu tun 
haben, weil die Waren Speditionsgut waren und die 


Danziger Spediteure lediglich die Zollformalitäten er⸗ 


ledigten. Ich will Ihnen das an einem Beiſpiel klar 
machen. Im vorigen Jahr ſind durch Danzig 400 000 


Faß Heringe gegangen. Dieſe 400 000 Faß Heringe 


ſind ſämtlich in Danzig verzollt worden. Für dieſe 
400 000 Faß Heringe hat die Danziger Zollkaſſe 

engliſche Pfunde eingenommen, natürlich in Gulden 
bezahlt, alſo einen erheblichen Betrag. Von dieſen 
400 000 Faß Heringen find noch nicht 10 000 Faß in den 
Danziger Konſum gegangen, während etwas über 
390 000 Faß lediglich nach der Republik Polen gegan⸗ 
gen ſind und dort konſumiert wurden. Nun frage ich 
Sie, wenn man auf Grund dieſer Zollſtatiſtik, die das 
Danziger Zollamt aufgeſtellt hat, und die ganzen Wa⸗ 
rengattungen ſind nach dieſer Art aufgeſtellt, verlangt, 
daß alles, was in Danzig verzollt worden iſt, als Dan⸗ 
ziger Konſum angerechnet wird, dann kommt Herr 
Dr. Volkmann mit Unterſtützung von Herrn Dr Ziehm, 
der von dieſen Dingen nicht das Schwarze unter dem 
Nagel verſteht, zu der Auffaſſung, wir hätten 40 bis 
50 Prozent der geſamten polniſchen Zolleinnahmen zu 
verlangen, weil in Danzig alles verzollt und konſu⸗ 
miert worden iſt. Wer in Amtsſtuben, auf einem preu⸗ 
Biichen Junkerhof oder einem weſtpreußiſchen Gutshof 
groß geworden iſt, der kann von dieſen Dingen natür⸗ 
lich nichts verſtehen. Der Senator, der das Handels⸗ 
Dezernat hat, Herr Dr Frank, ift aus dieſem Haufe 
hervorgegangen, als es noch der Weſtpreußiſchen Pro⸗ 
vinzialverwaltung gehörte. Daß er nichts von dieſen 
Dingen verſteht, wundert mich nicht. Aber in der 
Danziger Regierung waren doch auch einige Kaufleute. 
Die Deutſchnationalen hatten Herrn Boſſelmann, der 
ja allerdings von der Reederei und vom Handel auch 
nicht viel verſteht, der lediglich die Tochter eines Reeders 
heiraten konnte und damit feine kaufmänniſchen Rennt- 
niſſe erwarb. Das iſt ja an ſich kein Wunder. Aber daß 
man einer Volksvertretung einen derartigen Unſinn 
vorzuſetzen wagt, und daß Mitglieder einer Volks⸗ 
vertretung, in der doch auch Wirtſchaftler ſitzen, wie 
3. B. Herr Lück es angibt zu ſein und auch iſt, da er 
ein erhebliches Unternehmen hat, Herr Klawitter uſw., 
das ruhig anhören und dem Herrn Dr Ziehm noch den 
Dank für ſeine geſchickte Oppoſitionsrede ausſprechen 
können, iſt allerdings außerordentlich ſchwer zu ver⸗ 
ſtehen. Es wird ſehr, ſehr ſchwer fallen, in der Frage 
der Zollverteilung den bisherigen Danziger Stand⸗ 
punkt zu halten. Ich fürchte, wenn der Oberkommiſſar 
in erſter Inſtanz und der Völkerbund in zweiter In⸗ 
ſtanz in dieſer Frage entſcheiden, daß es uns dann noch 
böſer gehen wird, als mit der Entſcheidung über die 
Poſtaffäre. Wenn man mit derartig unſinnigen Zah⸗ 
len etwas zu erreichen verſucht, m. D. u. H., dann kann 
ein Erfolg bei der Sache nicht herauskommen. Die Re- 
gierung hat alſo mit der Republik Polen noch über 
eine ganze Anzahl von Differenzfragen zu verhandeln 
und zu verſuchen, ſie in günſtigem Sinne für Danzig 


zu löſen. Die polniſche Regierung iſt im gegenwärti⸗ 
gen Zeitpunkt, in dem ſie ſich mit Deutſchland im Zoll⸗ 
krieg befindet, auf den Danziger Hafen ganz angewie⸗ 
ſen. Das wirkt ſich außerordentlich nutzbringend auf 
das Danziger Wirtſchaftsgebiet aus, da die Einfuhr 
von Gütern aus dem Ausland über deutſche Häfen 
unbedingt verboten iſt, um die unlauteren Manipula⸗ 
tionen in Stettin, Hamburg und Königsberg zu ver⸗ 
hindern. Dies zwingt den polniſchen Handel, ſeine 
Güter aus Danzig oder über Danzig zu beziehen und 
zur Behebung der Wirtſchaft beizutragen. Herr Abg. 
Dr. Moczynſki hat ſchon vorhin ausgeführt, daß Danzig 
einen ſo erheblichen Export wie gegenwärtig lange 
nicht gehabt hat. Es iſt nur eine Folge des Zollkrieges, 
daß Polen ſich für die erheblichen Mengen Kohlen aus 
Polniſch⸗Oberſchleſien uſw. uſw. andere Abſatzgebiete 
ſichern mußte und zur Belebung des Danziger Handels 
erheblich beigetragen hat. Daß das polniſche Volk in 
dieſem Jahr eine brillante Kornernte hat, und unſere 
Hopfengaſſe und unſer Hafen mit den Getreideſpeichern 
jetzt wieder an die Zeiten vor dem Krieg erinnern, iſt 
erfreulich und im Intereſſe der Danziger Wirtſchaft 
und der Arbeiterſchaft nur zu begrüßen. Das ſich jetzt 
anbahnende Vertrauensverhältnis in geſchäftlicher 
Beziehung wird ſich in politiſcher Beziehung auch noch 
anbahnen laſſen, wenn man vernünftig und vorſichtig 
die ſich jetzt anbahnende Beſſerung der Verhältniſſe 
ausnutzt, und wenn die Männer der alten Schule, die 
hauptamtlichen Senatoren, bei Verhandlungen mit der 
polniſchen Regierung möglichſt ausgeſchaltet werden, 
(Hört, hört! rechts.) und den parlamentariſchen Sena⸗ 
toren, denen mehr Takt zuzutrauen ift, als den ande- 
ren Herren, die Verhandlungen überlaſſen bleiben. 


Wenn die Regierung in ihrem weiteren Programm 
die Behebung der Arbeitsloſigkeit durch produktive 


Erwerbsloſenfürſorge verſpricht, jo ift das zu begrüßen. (D) 


Hoffentlich bleibt dieſe Erklärung nicht ebenſo ſtecken, 
wie die produktive Erwerbsloſenfürſorge, die die alte 
Regierung mit den hauptamtlichen Senatoren jetzt fünf 
Jahre betrieben hat. Produktive Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge betreibt man in Danzig am beſten dadurch, daß 
man es dem Handel und der Induſtrie ermöglicht, durch 
Entlaſtung von dem gewaltigen Steuerdruck, lebhaft 
zu arbeiten, auf ſteuerlichem Wege eine Belebung der 
einzelnen Betriebe ſchafft und dadurch Arbeitskräfte in 
den Produktionsprozeß einzuſtellen veranlaßt. Alle 
übrigen Dinge werden hier in Danzig Experimente 
ſein, weil uns die Möglichkeit fehlt, größere Summen 
für Staatsbauten auszugeben, die nicht dringend pe- 
nötigt werden. Wenn Handel, Wandel und Induſtrie 
in Danzig florieren, verſchwinden die Arbeitsloſen, 
wie ſie in den vergangenen Jahren verſchwunden 
waren. Ja, wir werden möglicherweiſe bald in die 
Lage kommen, gelernte Kräfte aus Deutſchland ein⸗ 
führen zu müſſen, wenn Handel und Induſtrie eine 
Belebung und Unterſtützung ſeitens der Danziger Re⸗ 
gierung erfahren. Mit dem Syſtem muß grundlegend 
gebrochen werden: die Beamtenſchaft muß unbedingt 
ihr Gehalt haben, deshalb werden Handel und Indu⸗ 
ſtrie in erpreſſeriſcher Weiſe mit Steuern ausgebeutet. 
Herr Senatsvizepräſident a. D. Dr. Ziehm hat geſtern 
hier ausgeführt, daß ihm aus Völkerbundskreiſen Ein⸗ 
flüſterungen ins Ohr gemacht worden ſind, die dahin 
gingen, in Danzig wäre alles gut. Er detaillierte das, 
bezog es auf die Schutzpolizei und meinte, man könnte 
da nicht abbauen. Ich habe heute mit einigen Danziger 
Kaufleuten geſprochen, und dieſe ſagten mir, es wäre 
gar nicht glaublich, mit welch einer Arroganz und Un⸗ 
geniertheit der Mann, der die Hauptſchuld daran trägt, 
(Sehr gut! links.) daß Danzig an den Rand des 
Abgrundes gekommen iſt, der uns die Steuern förmlich 
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aus der Taſche erpreßt hat, der mit Schutzpolizei und 
Pfändungen gegen uns vorgegangen iſt, wenn wir 
ſchwarz auf weiß bewieſen, daß wir nichts verdienten, 
von der Tribüne des Volkstages aus erklärt, 
ich hinterlaſſe eine Wirtſchaft, an die die neue 
Regierung nur anzuknüpfen braucht, und es iſt alles 
herrlich und in Freuden. So urteilt die Danziger 
Kaufmannſchaft, ſoweit ſie nicht nationaliſtiſch ver⸗ 
blödet und in der Deutſchnationalen Partei organi⸗ 
ſiert iſt, über die Taten der Danziger Regierung. Wenn 
die Einkommenſteuer der freien Berufe und der Mr- 
beitnehmer nicht ganz erheblich abgebaut wird und die 
Deviſenſteuer, die indirekten Steuern, die heute er- 
hoben werden, nicht erheblich herabgeſetzt oder zum 
Teil abgebaut werden, wenn die die Wirtſchaft und die 
Waren verteuernden Steuerarten, Umſatzſteuer und 
Deviſenſteuer, nicht ſchleunigſt beſeitigt werden, hört in 
Danzig Handel und Wandel auf. 


M. D. u. H.! Sie haben in Ihren Reihen, ich 
zitiere den Herrn häufig, den Abg. Schede, von Beruf 
Bankdirektor, der Ihnen ſagen wird, daß er heute mit 
ſeinem Inſtitut nur noch, und bei allen anderen in 
Danzig ſieht es ebenſo aus, ein Konkursverwalter der 
Danziger Betriebe iſt, denen die Danziger Banken 
Geld gegeben haben. Wenn die Dinge ſo liegen, dann 
ſoll man ſchleunigſt umkehren und ſich nicht hierher 
ſtellen und erklären: „Sie ſind uns in den Arm ge⸗ 
fallen, als wir Steuern abbauen wollten!“ Ich frage: 
Wer hat es verhindert, daß die Umſatzſteuer beſeitigt 
it? Die Deutſchnationalen, weil fie, unfähig zu eigenen 
Handlungen, erſt dann etwas machen, wenn ihre deutſch⸗ 
nationale Regierung im Reiche es ihnen vorgemacht 
hat. (Unrichtig! rechts.) Als ich den Antrag auf Abbau 
und Aufhebung der Umſatzſteuer einbrachte, ſagten die 


Deutſchnationalen, es ginge nicht, Staatsnotwendig⸗ 


keiten verböten es. Als die Deutſchnationalen jedoch 
zwei Tage ſpäter im Reiche die Umſatzſteuer reduzier⸗ 
ten, kamen die Deutſchnationalen in Danzig nach und 
machten dasſelbe. (Abg. Schwegmann: Stimmt nicht! 
Abg. Dr. Ziehm: Das Reich hat jetzt erſt nachgeſetzt!) 
Ich werde wir erlauben, Ihnen Ihre Zwieſpältigkeit 
ganz gründlich vor Augen zu halten, warten Sie nur 
ab. (Abg. Dr Ziehm: Namens Ihrer Partei?) Als 
hier andere Steuerarten aufgehoben werden ſollten, 
war es ſtets die Deutſchnationale Partei, die ſich dem 
verſchloß und ſich dagegen ſperrte. Aber jetzt, nachdem 
ſie von der Laſt der Regierung, von den Staatsnotwen⸗ 
digkeiten befreit iſt, nachdem ſie Oppoſition treiben 
kann, treibt ſie die Oppoſition friſch und frei von 
der Leber weg, genau ſo, wie die Deutſchnationalen 
im Reiche es getan haben, als ſie noch nicht in der Re⸗ 
gierung waren. Als die Regierung Streſemann die 
Verhandlungen um die Dawesgeſetze führte, da rebel⸗ 
lierten die Deutſchnationalen das ganze deutſche Volk 
im Reiche über den Landesverrat und die Gemein⸗ 
heiten, die der Dr Streſemann mit den anderen Koali⸗ 
tionsparteien bereit war, zu begehen. Bis zuletzt 
waren ſie eifrige Ablehner der Geſetze. Als aber die 
namentliche Abſtimmung im Reichstage kam, da ſtimm⸗ 
ten Viele Herren 50prozentig und zeigten ſich genau jo 
. wie es der Herr Senats vizepräſident a. D. 
= Steam geſtern hier tat und wie es der Herr Abg. 
I r Blavier uns vorher ſo ſchön vor Augen geführt hat. 
Als die Deutſchnationglen im Reiche noch nicht in der 

Regierung waren, hetzten ſie in unverſchämteſter Weiſe 
gegen die Streſemann⸗Regierung und gegen die Marx⸗ 
regierung, ſowie gegen die Regierung, die unter Füh⸗ 
rung der Sozialdemokratie ſtand. Als ſie aber ſelbſt 
in die Regierung eintraten, in das Kabinett Schiele, 
da machte die Regierung die Politik des Herrn Streſe⸗ 
mann, und alle ihre Großtaten waren verraucht. Jetzt 


ſagt die Deutſchnationale Partei hier in Danzig, die 
Koalitionsparteien oder die Sozialdemokraten wären 
ihnen in den Arm gefallen, ſonſt hätten ſie die Steuern 
aufgehoben. Früher haben ſie ſich entſchieden gegen 
eine Erleichterung des Steuerdrucks gewehrt, Dutzende 
Male ſind ſie von dieſer Stelle aus darauf hingewieſen 
worden, daß die Verwaltung des Herrn Dr Volkmann, 
das Steueramt, in gemeinſter Weiſe gegen die Zenſiten 
vorgeht und nicht nach den wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen ſieht, wie ſie augenblicklich liegen und in jener 
Zeit lagen. Es wurde nur in dem Vollbewußtſein ge⸗ 
arbeitet, wie können Erpreſſungen vorgenommen wer⸗ 
den, damit die Beamtenſchaft ihr Gehalt bekommt. 
Wenn in dieſem Zuſammenhange der Herr Senats⸗ 
vizepräſident a. D. Dr Ziehm uns erklärte, Sie hätten 
uns eine ſo wunderbare Währung zurückgelaſſen, ſo 
möchte ich von dieſer Stelle fragen, wer es denn war, 
der ſich immer gegen die Danziger Währung gewandt 
hat? War es nicht drüben in der Regierung am Tage 
des Generalſtreiks im Jahre 1923, daß Sie, Herr Dr. 
Ziehm, knieſchlotternd erklärten: „Jetzt ſehen wir ein, 
daß nicht in Monaten, ſondern in Wochen die neue 
Währung kommen muß!“ (Zuruf des Abg. Dr Ziehm.) 
Sie ſind ſtets dagegen geweſen. Der Herr Senator 
Dr Volkmann hat noch Ende 1922 in einer Sitzung er- 
klärt, indem er mit beiden Fäuſten auf den Tiſch ſchlug: 
„Im Namen des Senats erkläre ich, daß wir bei der 
deutſchen Mark bleiben, daß wir mit ihr leben und 
ſterben!“ Dieſe Erklärung gab Herr Dr Volkmann 
Ende 1922 ab. Im Auguſt 1923 hat Herr Dr Ziehm 
endlich beim Generalſtreik erklärt, nachdem die Gold⸗ 
ſchecks bereits eingeführt worden waren, nachdem die 
Währung vollſtändig auf den Grund regiert war: 
„Jetzt ſind Wochen die höchſte Zeit, Monate darf es 
nicht mehr dauern!“ 


Durch dieſes Feſthalten an der deutſchen Mark 
haben Sie den Freiſtaat ruiniert. Danzig brauchte nicht 
ohne Mittel dazuſtehen. Die Danziger Geſchäfte konn⸗ 
ten im Beſitz der Kapitalien ſein, die am Ende des 
Krieges vorhanden waren, d. h., mit dem Mehr, das ſie 
im Laufe des Krieges an Kriegslieferungen gewon⸗ 
nen hatten, und nicht mit einem Fünftel der Kapitals⸗ 
menge, die vor dem Kriege vorhanden war. Das iſt 
die Schuld der deutſchnationalen Regierung, von der 
ſie kein Regen abwäſcht. Darum liegt die Danziger 
Wirtſchaft am Boden, nicht wegen der ſchlechten polni⸗ 
ſchen Verhältniſſe. Die polniſche Kaufmannſchaft hat 
es trotz der Inflation berſtanden, ſich durch die Um- 
gehung der Deviſenbeſtimmungen, die wir gar nicht 
hatten, mehr Kapital zu erhalten, als die Danziger 
Kaufmannſchaft. Die polniſche Kaufmannſchaft iſt gar 
nicht ſo zahlungsunfähig, wie man das hier von natio⸗ 
naliſtiſcher Seite gern hinzuſtellen beabſichtigt. (Abg. 
Philipſen: Das glauben Sie ſelbſt nicht!) Ich habe 
mit einer großen Anzahl polniſcher Großkaufleute zu 
tun und kann Ihnen erklären, daß eine Firma, die im 
vorigen und auch in dieſem Jahre etwa 2 Millionen 
Gulden in Polen Außenſtände hatte, noch nicht einen 
Danziger Guldenpfennig verloren hat. (Abg. Dr. 
Ziehm: Das können Sie nicht erzählen! Zuruf des 
Abg. Schede.) Ich weiß nicht, ob Sie von Anker ſpre⸗ 
chen, Herr Abg. Schede. Ich kann mir auch nicht den⸗ 
ken, daß Sie über die Ankerſchen Verhältniſſe ſo genau 
informiert wären, da die Firma nicht mit Ihnen ar⸗ 
beitet. Alſo ſeien Sie nicht ſo vorlaut, überlaſſen Sie 
das den Direktoren der Oſtbank und den Geſchäfts⸗ 
führern der Sparkaſſe der Stadt Danzig, die ſind über 
das Konto der Firma Anker weſentlich beſſer infor⸗ 
miert als Sie. (Abg. Dr Ziehm: Sie ſind der Finan⸗ 
gier!) Das überlaſſe ich den Staatsräten, die vier 
Jahre lang keine Arbeit geleiſtet haben und ihr Ge⸗ 
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halt umſonſt nahmen, (Sehr gut! links. Abg. Bahl: 
Das war richtig!) Alſo mit der Abſchiebung auf die 
ſchlechten polniſchen Verhältniſſe iſt es nicht getan, ſon⸗ 
dern die Danziger Regierung, die wir bis vor kurzem 
hatten, iſt ſchuld daran, daß die Dinge in Danzig ſo 
gediehen ſind. Kein Staat Europas, der in der Nach⸗ 
kriegszeit entſtanden iſt, und kein Staat, der den Krieg 
verloren hat, befand ſich in einer ſo glücklichen Situa⸗ 
tion wie Danzig. (Heiterkeit rechts.) Wir hatten hier 
nach dem Krieg rieſige Konjunkturen. (Zwiſchenruf 
des Abg. Senftleben.) Sie haben hinter Ihrem Pe- 
troleumtank in Schellmühl geſeſſen und haben deutſch⸗ 
nationale Handlungsgehilfenpolitik gemacht. (Abg. 
Senftleben: Sie waren bei der Materialverwertungs⸗ 
geſellſchaft und haben dort Ihr Schäflein geſchoren!) 
Wenn Sie das noch einmal ſagen, Herr Abg. Senft⸗ 
leben, dann bitte ich Sie, draußen in den Vorraum zu 
kommen, dann werde ich Ihnen ein paar Ohrfeigen 
geben. Sie werden aber wahrſcheinlich zu feige ſein, 
um mir das draußen noch einmal zu ſagen. Ich 
würde Ihnen dann auf Ihre Flegelei, die Sie eben 
begangen haben, ſo antworten, wie es ſich gehört. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe.) Ich jagte, mit der Mb- 
jchtebung der traurigen Wirtſchaftslage auf die Verhält⸗ 
niſſe in Polen ſollen die deutſchnationalen Herren, die 
von dieſen Dingen keine Ahnung haben, die nur ihr 
Gehalt am Monatsſchluß zu nehmen verſtehen, uns 
abſolut nicht kommen, denn dieje Dinge find micht wahr. 
Es ift eine freche Unwahrheit, und zwar eine bewußte 
Unwahrheit, wenn von dieſer Stelle aus von Herrn 
Abg. Dr. Ziehm erklärt wurde, dafür wäre der ver⸗ 
lorene Krieg verantwortlich. Dafür iſt die ſchlechte 
polniſche Wirtſchaft verantwortlich und außerdem noch 
verſchiedene andere Dinge. Verantwortlich ift Ihr 
Unverſtand, verantwortlich iſt Ihre Borniertheit, Ihre 
Kurzſichtigkeit, (Brüllen Sie doch nicht ſo! rechts.) 
der Unverſtand, von dem Herr Profeſſor Noé in Danzig 
ſagte, daß er es ablehnt, mit einem politiſch ſo ver⸗ 
blödeten Menſchen wie Ihnen zu verhandeln. (Abg. 
Dr. Ziehm: Da hat er Sie wohl gemeint, er hat es ver⸗ 
wechſelt!) Er hat es vielleicht geſagt, weil er ſich mit 
mir auch ab und zu unterhält. 


Vizepräſident Splett: Ich nehme an, Herr Abg. 
Rahn, daß Sie mit dieſer Bemerkung keinen Abgeord⸗ 
neten gemeint haben. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Mir ift mitgeteilt 
worden, daß Herr Profeſſor Dr. Noe, ein ganz Aupen- 
ſtehender, mit Herrn Dr Ziehm geſprochen, und ich 
nehme an, daß es Herrn Profeſſor Dr Noé Spaß macht, 
ſich mit Narren zu unterhalten. 

Nachdem ich ſo verſchiedene Dinge der Danziger 
Wirtſchaft geſtreift und die deutſchnationale Ableug⸗ 
mung der Schuld an den Verhältniſſen in das rechte 
Licht gerückt habe, möchte ich einige Ausführungen 
machen, die im Zuſammenhang mit dem von mir er⸗ 
wähnten Abbau der Steuern zur Förderung der Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft beitragen müſſen. Zunächſt iſt es er⸗ 
forderlich, daß der Danziger Hafen den geſteigerten 
Anforderungen entſprechend ausgebaut wird, und daß 
das, was fünf Jahre lang von der ehemaligen deutſch⸗ 
nationalen Regierung vergeſſen worden iſt, endlich in 
die Tat umgeſetzt wird. Es wird gar nichts ſchaden, 
wenn die neuen Danziger Senatoren einmal auf 
Staatskoſten Reiſen nach Hamburg, Stettin und Rü- 
nigsberg machen und ſich, falls ſie die Einrichtungen 
der dortigen Häfen nicht kennen, über die Verhältniſſe 
informieren. Wenn man den Hamburger Hafen kennt, 
weiß man, daß die dort vorhandene neun Kilometer 
lange Kaimauer mit Ladeſtraßen und elektriſchen und 
hydrauliſchen Kränen verſehen ift. Wenn man ſich den 


Stettiner Hafen anfieht, fo findet man, daß er mit 
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elektriſchen, hydrauliſchen Kränen ausgeſtattet ift, Chen- 
ſo ſieht man in Königsberg die gewaltigen Hafen⸗ 
bauten, die hat das ſehr daniederliegende Königsberg 
errichtet, das für die nächſten Jahre infolge des fehlen⸗ 
den Hinterlandes nicht auf einen großen Umſchlag rech⸗ 
nen kann. Wenn man dann nach Danzig kommt, dann 
muß man ſich über die Armſeligkeit und die primi⸗ 
tiven Einrichtungen, die hier vorhanden ſind, ſchämen. 
Es iſt unmöglich, größere Mengen im Danziger Hafen 
zu verladen. Man wird durch ſchleunige Ausgeſtaltung 
des Danziger Hafens den Beſtrebungen der Republik 
Polen auf weitere Lademöglichkeiten in der Danziger 
Bucht wirkſam begegnen können. Alle dieſe Dinge 
werden dann natürlich nicht durchgeführt werden kön⸗ 
nen, wenn die neue Regierung die derzeitige Wahl 
in den Hafenausſchuß mit Herrn Klawitter und Herrn 
Boſſelmann beſtehen läßt, ſondern wenn die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei, das Zentrum und die Liberalen, 
die gegenwärtig die Regierung tragen, eine Aenderung 
vornehmen und die verblödeten Vertrauensleute der 
Deutſchnationalen entfernen. An ihre Stelle müſſen 
Leute geſetzt werden, die das Vertrauen der Koali⸗ 
tionsparteien genießen. (Zwiſchenrufe.) Herr Rahn 
genießt ja nicht das Vertrauen der Koalitionsparteien, 
er hat auch keine Sehnſucht, es zu genießen, er redet 
mur und unterſtützt die Sozialdemokratie und die übri⸗ 
gen Koalitionsparteien, weil ſie nach ſeiner Anſicht 
etwas Vernünftiges wollen. (Abg. Philipſen: Vor 
drei Monaten ſprachen Sie anders, Herr Rahn!) Vor 
drei Monaten befand ich mich in einem Kampf mit der 
Sozialdemokratie, ähnlich, wie augenblicklich Herr Dr. 
Wirth mit dem Zentrum. (Abg. Dr Ziehm: Haben 
Sie den Kampf aufgegeben?) Nein, Sie ſehen ja, daß 
ich ihn munter führe. (Abg. Dr Ziehm: Ich meine 
den Kampf mit der Sozialdemokratie! Abg. Plettner: 
Iſt Ihnen das ſo unangenehm? Abg. Dr Ziehm: Nein, 
nein, im Gegenteil!) Laſſen Sie das meine eigene 
Sorge ſein. (Abg. Dr Ziehm: Sie kümmern ſich ja 
auch um mich!) Wenn Sie einigermaßen klug wären, 
dann würden Sie ſich nach Ihren geſtrigen Erklärun⸗ 
gen freuen, daß diefe Mittelkoalition mit den Sozial- 
demokraten endlich ans Ruder gekommen iſt. (Abg. 
Rahn, Schaukelmann ſind Sie doch! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Wenn heute hier, während ich rede, ein 
Präſident amtierte, der den Reihen der Deutſchnatio⸗ 
nalen Partei entnommen wäre, ſo nehme ich an, daß 
er ſoviel Objektivität aufbringen würde, ſich ſo zu be⸗ 
tragen, wie geſtern Herr Präſident Dr. Treichel, als 
Herr Abg. Dr Ziehm ſprach. Da allerdings Herr Splett 
auf dem Thron ſitzt, der etwas objektiver zu ſein ſcheint 
und der nicht, wenn ein Parteimann ſpricht, die Objek⸗ 
tivität vergißt, und Maßnahmen trifft, die im Haus⸗ 
knechtston vorgetragen, eines Präſidenten unwürdig 
ſind, nervös wird und ohne Berechtigung die Sitzung 
auf eine Viertelſtunde vertagt, 

Vizepräſident Splett: Ich bitte den Herrn Redner, 
ſich einer Kritik der Handlungen des Herrn Präſiden⸗ 
ten zu enthalten. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Verzeihung, ich bitte 
den Herrn amtierenden Präſidenten, die Geſchäfts⸗ 
ordnung durchzuleſen. Dann wird er finden, daß ein 
Präſident, wenn man ſeine Handlungen kritiſiert, dieſe 
Kritik auf die nächſte Sitzung verſchieben oder ſie aber 
auch geſtatten kann. Da ich die Abſicht habe, den Herrn 
Präſidenten etwas zu belehren, ſteht nichts im Wege, 
daß ich meine Ausführungen mache. Der Herr am⸗ 
tierende Präſident hat keine Handhabe, mir zu ver⸗ 
bieten, daß ich Handlungen von Perſonen, die hier im 
Hauſe tätig ſind, einer Kritik unterziehe. 

Vizepräſident Splett: Es gibt auch ungeſchriebene 
Geſetze, Herr Abg. Rahn, und die beſagen, daß man die 
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. eines Kollegen nicht einer Kritik unterziehen 
läßt. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich danke dem Herrn 
Vizepräſidenten Splett für dieſe Belehrung. Ich weiß, 
daß es ungeſchriebene Geſetze des Anſtands gibt. Was 
fi) der von mir zitierte Herr Dr Treichel geſtern Tei- 
ſtete, hat mit dem Anſtand eines Präſidenten nichts 
mehr zu tun. Deshalb erlaube ich mir, dieſe Ausfüh⸗ 
rungen zu machen. 

Vizepräſident Splett: Sie haben dem Herrn Prä⸗ 
ſidenten Dr Treichel indirekt wegen ſeiner geſtrigen 
Amtsführung einen Mangel an Anſtand vorgeworfen. 
Ich rufe Sie deswegen zur Ordnung. (Unverſchämt⸗ 
heit! rechts.) 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich bitte ſehr, das 
Gehör zu ſchärfen und ſich durch einen Beiſitzer darauf 
aufmerkſam machen zu laſſen, daß mir von einem Mit⸗ 
glied der deutſchnationalen Fraktion Unverſchämtheit 
zugerufen wurde. 

Vizepräſident Splett: Iſt das der Fall? Wer hat 
den Zwiſchenruf getan? (Abg. Dr. Ziehm: Ich! Abg. 
Doerkſen: Ich! Abg. Senftleben: Ich auch!) Herr 
Abg. Senftleben, ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. 
Kloßowſki: Die ganze Fraktion! Heiterkeit.) 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich bedauere, daß ich 
im Verlauf der Beratungen gezwungen war, dieſe 
Bemerkung einzuflechten. Ich hätte mir erlaubt, mor⸗ 
gen vor Beginn der Sitzung dem Hauſe eine ſchriftlich 
formulierte Erklärung zu unterbreiten und von die⸗ 
ſer Stelle aus zur Verleſung zu bringen. Die An⸗ 
gelegenheit wird ſowieſo noch ein weiteres Nachſpiel 
haben; denn eine derartige Behandlungsmethode kann 
Herr Dr Treichel fiH im Städtiſchen Gymnaſium an- 
gewöhnen, aber nicht im Danziger Volkstage. 

Nach dieſer kleinen Abſchweifung möchte ich wieder 
zu meinem vorigen Thema, dem Ausbau des Danziger 
Hafens, zurückkehren und der Regierung nochmals ernſt 
ans Herz legen, auf dieſem Gebiete das Möglichſte zu 
tun. Der gegenwärtige Zuſtand iſt unbefriedigend, und 
es muß auf dieſem Gebiete etwas geſchehen, damit 
Danzig gegenüber den Nachbarplätzen konkurrenzfähig 
bleibt. Wenn ich mich weiter dem Regierungsprogramm 
zuwende, ſo vermiſſe ich in ihm eine Erklärung der Re⸗ 
gierung, daß ſie das von der alten Regierung einge⸗ 
reichte Arbeitsdienſtpflichtgeſetz aus dem Volkstage 
zurückziehen wird. Es iſt kaum anzunehmen, daß dies 
Monſtrum deutſchnationaler Verblödung hier weiter 
beſtehen bleibt und etwa ernſtlich behandelt werden 
ſoll. Ich hätte ferner angenommen, daß die Regierung 
in ihrer Erklärung das Arbeitszwangsgeſetz zurück⸗ 
gezogen oder wenigſtens die Zurücknahme dieſes Ge⸗ 
ſetzes angekündigt hätte. Ich vermiſſe ferner in der 
Regierungserklärung eine Bezugnahme darauf, daß 
eine Verſchlechterung der Strafrechtspflege, wie fie in 
Deutſchland durch die ſogenannte Emmingerſche Juſtiz⸗ 
reform eingeführt worden iſt, durch die die Schwurge⸗ 
richte de facto beſeitigt und das Syſtem der Straf- 
kammern mit fünf Richtern durch Schöffengerichte mit 
einem Richter und zwei Schöffen erſetzt und eine man⸗ 
gelhafte Berufung eingeführt worden ſind, in Danzig 
nicht eingeführt, ſondern der alte Zuſtand aufrecht⸗ 
erhalten werden ſoll. Ich bedaure es, daß die Regie⸗ 
rung von dieſen Dingen nichts in ihrer Erklärung ge⸗ 
jagt hat. Ich bitte den Herrn Vizepräſidenten des 
Senats, falls er es für nötig erachten ſollte, auf die 
hier gemachten Ausführungen zu antworten, freund⸗ 
lichſt, Bemerkungen zu dieſen Ausführungen zu 
machen. Ich kann nicht annehmen, daß das bisherige 
Syſtem der Ignorierung von Oppoſitionsantworten 
durch den gegenwärtigen Senat aufrechterhalten wer⸗ 
den ſoll. Ich würde den Herrn Senatsvizepräſidenten 


nur bitten, wenn er dieſen Zuſtand aufrechterhalten 
will, ihn bezüglich der Deutſchnationalen Fraktion auf⸗ 
rechtzuerhalten, die ja, was die Ignorierung von 
Oppoſitionserklärungen anlangt, den Gipfel erreicht 
hat. Daß in der Regierungserklärung die Kaſernie⸗ 
rung der Schupo aufrechterhalten wird, iſt an ſich be⸗ 
dauerlich und betrübend. Es wäre beſſer geweſen, 
wenn der betreffende Zuſtand nicht noch beſonders 
unterſtrichen worden wäre. Ich ſehe ein, daß bei der 
Bildung einer Koalition alle beteiligten Parteien in 
verſchiedenen Fragen Kompromiſſe eingehen müſſen 
und daß ſich der eine oder andere Wunſch einer der Par⸗ 
teien nicht in vollem Umfange verwirklichen läßt. Es 
muß aber betont werden, daß der gegenwärtige Zuſtand 
nicht unbedingt nötig iſt. Wer gibt uns denn die Ga⸗ 
rantie, daß nicht in Kürze andere Inſtanzen hier in 
Danzig auch ein Wort mitzuſprechen haben, nämlich 
der Protektor Danzigs. Er kann uns doch eines ſchönen 
Tages nahelegen, mit der Soldatenſpielerei der Schutz⸗ 
polizei ein Ende zu machen, dieſe Beamten, die Beamte 
im Sinne des Beamtengeſetzes fein folen, ihren Fa- 
milien in die Wohnung zurückzugeben und ſie Beamten⸗ 
dienſt machen zu laſſen, wie das in anderen Staaten 
ebenfalls durch die Polizei geſchieht. In Preußen, 
Deutſchland und den Bundesſtaaten glaubte man auch 
ohne die Kaſernierung der Polizei nicht auskommen 
zu können. Jetzt geht es auf höheres Geheiß ſehr gut. 
Es wäre zweifellos beſſer geweſen, wenn man das 
höhere Geheiß in den deutſchen Bundesſtaaten auch 
nicht erſt abgewartet, ſondern dieſes Syſtem der Ka⸗ 
ſernierung der Beamten aus eigener Initiative be⸗ 
ſeitigt hätte. (Den Vorſitz übernimmt Vizepräſident 
Spill.) 

Was die Regierungserklärung in bezug auf die 
Schulen ſagt, iſt in unſerer Verfaſſung verankert. 
Dafür, daß man auch die beſtehenden Geſetze und den 
Haushaltsplan in der Beziehung anerkennen und ſie 
für die Zukunft, ſolange die Koalition beſteht, feſt ver⸗ 
ankern will, ſehe ich keinen Grund ein. Niemand will 
den Kirchengemeinden die ſtaatliche Unterſtützung ernt: 
ziehen, ſolange ſie notleidend ſind. Aber ſowohl die 
evangeliſche als auch die katholiſche Kirche werden auf 
Alimentierung durch den Staat zweifellos keinen Wert 
legen, wenn ſich die Kirchengemeinden finanziell wieder 
beſſer ſtehen. Ich glaube nicht, daß das Zentrum, wenn 
es den Kirchengemeinden möglich iſt, ſich aus eigenen 
Beiträgen zu unterhalten, eine Unterſtützung für ſeine 
Pfarrer und Küſter von Staats wegen verlangen wird. 
(Zuruf der Frau Abg. Kreft.) Es ſteht im Programm, 
daß das geſchieht, ich kritiſiere es und nehme an, daß 
die Sozialdemokratiſche Partei, wenn ſie dies Pro⸗ 
gramm anerkannt hat, in dieſer Frage ihre Wünſche 
und ihr Parteiprogramm etwas zurückſtecken mußte, 
und daß ſie dazu gezwungen war, um die Koalition im 
Intereſſe der Erhaltung des Staates zu ermöglichen. 
Der gewünſchte Zuſtand beſteht ja ſchon. Der dies⸗ 
jährige Etat ſieht eine Million Gulden Ausgaben für 
Pfarrergehälter und kirchliche Einrichtungen vor. Der 
Betrag iſt in den letzten Jahren ebenfalls bewilligt 
worden und die Sozialdemokratie begeht kein Ver⸗ 
brechen, wenn ſie dem Zentrum eine kleine Konzeſſion 
macht und den beſtehenden Zuſtand aufrechterhalten 
will. Dafür darf man nicht vergeſſen, meine ſehr ver⸗ 
ehrten Freunde von der Kommuniſtiſchen Partei, daß 
es der Sozialdemokratie durch dieſen Eintritt in die 
Regierung möglich geworden iſt, zu verhüten, daß der 
deutſchnationale, reaktionäre Kurs, der in den letzten 
fünf Jahren beſtanden hat und der es unmöglich 
machte, daß die Kommuniſtiſche Partei eine friedliche 
Demonſtration abhielt, weiter verfolgt wird. Durch 
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(A) den Eintritt der Sozialdemokraten in die jetzige Re⸗ 


gierung wird die Einführung des Arbeitszwanges 
verhindert, wie mir ein Senator der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei ſagte. Auch das Arbeitsdienſtpflichtgeſetz 
wird nicht eingeführt und die Strafrechtspflege nicht 
verſchlechtert. Das wäre alles wahr geworden, wenn 
die Sozialdemokratie nicht eingetreten wäre. (Frau 
Abg. Kreft: Wenn die Sozialdemokratie die Arbeiter⸗ 
ſchaft aufgerufen hätte, wäre das Arbeitsdienſtpflicht⸗ 
geſetz auch nicht durchgekommen!) Wenn die Sozial⸗ 
demokratie die Arbeiter aufgerufen hätte, daun wären 
die Arbeiter der Sozialdemokratie und die gewerk⸗ 
ſchaftlichen Arbeiter zu der Demonſtration gekommen 
und hätten ſich anſtändig benommen, aber die in der 
Kommuniſtiſchen Partei organiſierten Arbeiter wären 
weggeblieben. (Wenn ſie alle ſo wären wie Du, dann 
ja, die find aber etwas ſtabiler! bei den Kommuniſten. 
— Zwiſchenrufe und Unruhe links.) Ich bin ſchon 
lange ſelbſtändig, aber der Führer der Kommuniſtiſchen 
Partei hat ſich erſt in den letzten Tagen ſelbſtändig ge- 
macht. Es wird gut ſein, wenn die Damen und Herren 
der Kommuniſtiſchen Partei ſich von der Zentrale in 
der Roſenthalerſtraße für die hieſigen Verhältniſſe 
Maßregeln geben laſſen, damit ſie nicht Handlungen be⸗ 
gehen, die den Deutſchnationalen zum Händereiben 
Veranlaſſung geben, wie ſie das im Landtag gegenüber 
der Regierung Marx und gegenüber der Regierung 
Braun getan haben. (Ihnen wird die Arbeiterſchaft 
einmal die Rechnung vorlegen! bei den Kommuniſten.) 


Ich möchte in dieſem Zuſammenhang auf die ge⸗ 
ſtrige Rede des Vertreters der Zentrumsfraktion ein⸗ 
gehen. Ich habe zwar ſchon viele Reden von Zentrums⸗ 


abgeordneten im Preußiſchen Landtag und in andern 


Landtagen gehört, aber anläßlich einer Regierungs⸗ 
erklärung von einem Vertreter des Zentrums ſolche 
Erklärungen bisher noch nicht vernommen. Ich hörte 
anläßlich der Regierungserklärung des ehemaligen 
Reichskanzlers Marx, als er vor Braun zum Preußi⸗ 
ſchen Miniſterpräſidenten gewählt worden war, die 
Erklärung der Zentrumsfraktion von dem Herrn Abg. 
Pfeiffer. Es war eine Freude, dieſem Mann zuzuhören, 
wie er die Deutſchnationalen, deren Handlungen er 
im Reich einige Monate beobachten konnte und deren 
Handlungen er im Preußiſchen Landtag drei Jahre 


lang zu beobachten Gelegenheit gehabt hatte, dort ab⸗ 


fertigte. Dieſer Zentrumsvertreter ließ von Demut 
und Unterwürfigkeit nichts ſpüren, er brachte im 
Gegenteil der Koalition der Sozialdemokraten und der 
Demokratiſchen Partei vollſte Sympathie entgegen 
und ſetzte ſich mit einem Elan für dieſe Koalition ein, 
an dem man feine Freude haben konnte. Und als ich 
nun geſtern die traurigen Erklärungen über die nun 
verlorene Liebe hier anhörte und die Sehnſucht heraus⸗ 
hörte, nur ja wieder mit dem ſogenannten Bürgertum 
eine Regierung bilden zu können und die Beteurung 
vernahm, daß man faſt alles, was in den ganzen Jahren 
geſchehen wäre, nur mit ganz wenigen Ausnahmen 
wieder tun würde, da ſagte ich mir: „Arme Zentrums⸗ 
partei, die dieſen Unglückraben vorgeſchickt hat.“ Und 
wenn er dann weiter beteuerte, daß das Zentrum Ben- 
trum bleiben und die Sozialdemokraten wohl Sozial- 
demokraten bleiben würden, ſo iſt das ja wahrſchein⸗ 
lich. Aber wenn man ſieht, daß eine Partei mit ſo 
lendenlahmen Erklärungen vortritt und kein Mut, 
keine Hoffnung und kein Wille für die Zukunft vor⸗ 
handen ſind, ſondern man nur das Gefühl hat, wir 
latſchen mit, weil wir uns den Staatsnotwendigkeiten 
nicht verſchließen wollen, dann glaube ich, daß dieſe 
Regierung zu ſchöpferiſchen Taten wenig geeignet ſein 


wird. Ich bitte darum, daß die Männer, die das 
gentrum in den Senat geſchickt haben, von der 
ſalbungsvollen Art des Herrn Abg. Weiß ſich 
ſtark entfernen und mutigere Töne anſchlagen. 
(Abg. Weiß: Wir werden uns von Ihnen die Kraft 
holen!) Das iſt nicht möglich, Herr Abg. Weiß. Ich 
habe mir allerdings ein neues Buch über das Weſen 
des Katholizismus mitgebracht. Ich wollte dieſes 
Buch nach der Sitzung dem Herrn Senatsvizepräſiden⸗ 
ten Gehl überreichen, er ſollte es durchſtudieren, damit 
er in der Behandlung des Zentrums das richtige Maß 
in bezug auf die religiöſen Gefühle einhält. Dieſes 
Buch über das Weſen des Katholizismus iſt geſchrieben 
von Karl Adam, Profeſſor der Theologie an der Uni⸗ 
verſität Thübingen. Es iſt Seiner Exzellenz dem hoch⸗ 
würdigen Herrn Wilhelm von Keppler, Biſchof von 
Rottenburg, zu ſeinem 25jährigen Biſchofsjubiläum 
gewidmet worden und ganz neu. Wenn Sie es wün⸗ 
ſchen, Herr Splett, können Sie es zuerſt bekommen. 
Sie ſehen, daß ſich die Sozialdemokraten auch in lite⸗ 
rariſcher Beziehung vorwärtsbilden. (Abg. Weiß: 
Wann beginnt der Kurſus?) Aufklärung in bezug auf 
das jüdiſche Problem iſt nicht notwendig, da die Herren 
Dr Neumann und Dr Kamnitzer diefe Religion im 
Kabinett repräſentieren und der Sozialdemokratie, 
falls es notwendig iſt, die nötigen Erklärungen geben 
können, falls es aber noch notwendig iſt, empfehle ich 
Ihnen, meine Herren von der Zentrumsfraktion, die 
Sie früher mit den Deutſchnationalen zuſammen auf 
den Krücken der Deutſchſozialen, alſo der raſſenfeind⸗ 
lichen Gruppe, in den Senat eingezogen ſind, ein Buch 
von dem Oberrabbiner Joſeph Hertz, das in der Bi⸗ 
bliothek oben ſteht, und in dem in bezug auf die Be⸗ 
handlung der Juden einiges Gute niedergelegt iſt. 
Wenn Sie ſich aus der Ehe mit den Sozialdemokraten 


und Liberalen wieder herausſehnen, wird es dank (D) 


Ihrem veredelnden Einfluß möglich ſein, daß Herr 
Abg. Dr Ziehm ſolche Töne, wie er fie geſtern aus Angſt 
vor den Deutſchvölkiſchen angeſchlagen hat, in Zukunft 
unterläßt. Dieſe Neubildung der Regierung wird zu 
einer Veredelung des Volkstages beitragen. Wenn 
dieſes große Ziel erreicht werden ſollte, wäre das 
Experiment, das jetzt mit der Bildung der Mittel- 
koalition gemacht worden iſt, ſchon etwas wert. Ich 
habe aber das Vertrauen zu den Männern, die jetzt im 
parlamentariſchen Senat ſind, zu ihrer Energie und 
Tatkraft, daß ſie es verſtehen werden, falls es ihnen in 
der einen oder andern Frage an Sachkenntnis mangelt, 
geeignete Kräfte aus Handel und Induſtrie heran⸗ 
zuziehen, die ihnen als Berater dienen können. Ich 
glaube, daß die neuen Männer nicht nur dieſen ver⸗ 
edelnden Einfluß ausüben, ſondern daß ſie ganz er⸗ 
heblich dazu beitragen werden, daß in abſehbarer Zeit 
das Wirtſchaftsleben in Danzig, das gegenwärtig einen 
ſehr tiefen Stand erreicht hat, tiefer geht es nimmer, 
gehoben wird. Wenn die deutſchnationale Regierung 
noch länger am Ruder geblieben wäre, dann hätte ſie 
den Porzellanladen, von dem ich vor ſechs Monaten 
ſprach — ich ſagte, daß 90 Prozent aller Firmen pleite 
find und Herr Dr Moezynſki hat von 99 Prozent ge- 
ſprochen — umgeworfen. Ich muß mich jetzt zu der 
Theſe des Herrn Dr Moczynſki bekehren. Wir ſind 
weit genug gekommen. Jetzt muß anders gewirtſchaftet 
werden, ſonſt iſt das Ende da. (Abg. Kreft: Helfen 
Sie nur!) Ich werde Sie als Verkäuferin in meinem 
Buchladen engagieren, dann können Sie Bücher ver⸗ 
kaufen. (Abg. Raſchke: Ich denke, Du handelſt nur 
mit altem Eiſen!) Ab und zu auch mit Büchern. Dann 
freut man ſich, wenn man als Angeſtellte pünktlich 
ſeinen Lohn bekommt. Jetzt reißt man aber feinen 
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Schnabel auf, weil das von irgendwoher befohlen 
wurde. (Frau Abg. Kreft: Bin ich bei Ihnen ange⸗ 
ſtellt geweſen? Was fällt Ihnen ein!) 

Ich hatte dieſes einige wenige am Regierungs⸗ 
programm auszuſetzen. (Lebhafte Unruhe links.) 

Vizepräſident Spill: Ich bitte, den Herrn Redner 
ungeſtört weiter ſprechen zu laſſen, ſonſt kommen wir 
um den Genuß der Rede. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich Hoffe, daß der 
Herr Senatsvizepräſident in ſeiner Antwort die von 
mir berührten Zweifelsfragen klären wird. Man kann 
im allgemeinen ſagen, daß man dieſes Programm der 
Regierung unterſtützen kann, wenn ein feſter Wille 
hinter ihm ſteht und die Regierung in der Verwirk⸗ 
lichung der angegebenen Forderungen und der Abwehr 
etwaiger Angriffe reaktionärer Kräfte, wie es hier im 
Programm ſteht, Achtſtundentag und einige andere 
Dinge, im Intereſſe der Arbeitnehmerſchaft und der 
arbeitenden Kreiſe, Ernſt machen will. Dieſe Unter⸗ 
ſtützung ſoll die Koalition haben, und zwar gern und in 
weiteſtem Maße, ſolange die Regierung ihrem Pro⸗ 
gramm treu bleibt. Wenn aber die Regierung, ge⸗ 
drängt von irgendeiner Seite, dieſes Minimalpro⸗ 
gramm verlaſſen ſollte, und etwa Angriffe in bezug 
auf das Arbeitsrecht zuläßt, dann wäre das Vertrauen 
erſchüttert und eine Unterſtützung der Regierung 
würde in dieſen Fragen nicht mehr möglich ſein. In 
außenpolitiſcher Beziehung ſoll der Regierung weiteſte 
Unterſtützung zuteil werden. (Abg. Dr Ziehm: Der 
Partei Rahn!) Herr Abg. Dr. Ziehm, Sie lachen dar⸗ 
über. Ich erkläre Ihnen, daß eine Partei Ziehm noch 
nicht eine Unterſtützung hätte und überhaupt unmög⸗ 
lich wäre; denn ein Scharlatan kann keine Partei grün⸗ 
den. (Lachen rechts. — Abg. Dr Ziehm: Alſo geben 
Sie es auf!) Ihre Siegesgewißheit wird ſich ſehr 
bald in einen Katzenjammer verwandeln. (Zuruf 
rechts.) Herr Abg. Dr. Ziehm, Sie werden ſehr oft 
Gelegenheit haben, auf Ihre törichten, närriſchen und 
auch naiven Zwiſchenrufe von mir eine gebührende 
Antwort zu erhalten. Sie werden noch ſehr oft hier 
Ihre Schandtaten und Untugenden hören müſſen. 
Mit Ihrem frechen, unverſchämten landwirtſchaftlichen 
Junkerlächeln werden Sie nichts erreichen. (Lachen 
rechts.) Sie ſind erkannt, Sie ſind der größte Schäd⸗ 
ling, der in Danzig umherläuft. ; 


Wenn ſich die Regierung, wie ich ſagte, in dieſer 
Richtung und ihren Verſprechungen gemäß bewegen 
wird, dann ſoll ſie unterſtützt werden, und die Hoff⸗ 
nungen der Deutſchnationalen, daß diefe Regierungs- 
koalition von kurzer Dauer ſei, wird damit zuſchanden 
werden. Ich hoffe, daß es der Regierung gelingt, das 
Programm in weiteſtem Maße zu verwirklichen, damit 
die Danziger Bevölkerung weiß, von welchen Scharla⸗ 
tanen und Narren ſie in den letzten vier Jahren regiert 
wurde und bei der nächſten Wahl ihre Entſcheidung 
anders fällen kann und dieſe deutſchnationale, konſer⸗ 
vative Geſellſchaft dann in einer derartigen Stärke hier 
einzieht, wie es ſich gehört, nämlich in der Stärke 
(Abg. Dr Ziehm: 61 Mann!) der Junker und Land- 
wirte, die eine verſchwindende Anzahl im Freiſtaat 
ausmachen. (Frau Abg. Knoblauch: 61 Mann!) Ge⸗ 
nau wie man im deutſchen Reiche bereits Ihre Zwie⸗ 
ſpältigkeit und unwahrhaftigkeit erkannt hat, daß Sie 
vor den Wahlen den Wählern 100prozentige Aufwer⸗ 
tung verſprechen und ihnen nachher nichts geben, ihnen 
in anderen Dingen das Blaue vom Himmel verſprechen 
und jetzt die Zollgeſetze ausſchließlich zugunſten der 
Agrarier durchgeführt haben, genau, wie man die 
Zwieſpältigkeit Ihrer Seele ſelbſt in Deutſchland zu 
erkennen verſucht, wird es auch in Danzig ſein. Sie 


können die Bevölkerung jetzt nicht mehr irreführen 
und bluffen, wie Sie es geſtern zum letztenmal getan 
haben. Nachdem Ihre Sippſchaft in Danzig ausregiert 
hat, werden wir hoffentlich zu glücklicheren und beſſeren 
Verhältniſſen kommen. Es iſt ein Segen, daß mit dieſer 
beutſchnationalen Schweinewirtſchaft ein Ende gemacht 
worden iſt. 

Die jetzige Regierung kann ſich ein großes Ver⸗ 
dienſt um Danzig erwerben, wenn ſie das in die Tat 
umſetzt, was fie in ihrem Programm in Aus ſicht ſtellt. 
(Schluß! Ich habe ſchon genug! rechts.) Ob Sie 
deutſchnationale Narren Schluß rufen oder etwas an⸗ 
deres tun, laſſen Sie ſich von Ihrem Präfidenten Dr. 
Treichel beſcheinigen 

Vizepräſident Spill: Ich ſetze voraus, daß mit 
dieſem Ausdruck nicht Mitglieder des hohen Hauſes 
gemeint ſind. ! 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich weiß nicht, ob 
Herr Dr. Treichel gerade hier iſt. Laſſen Sie ſich von 
ihm belehren. Er weiß es ſelbſt, daß man, wenn 
er präſidiert, niemand unterbrechen darf, und daß es 
nur erlaubt iſt, einen Redner zu unterbrechen, wenn 
ein ſozialdemokratiſcher Vizepräſident präſidiert. 
Wundern Sie ſich darüber? Er wird Ihnen das 
gleiche ſagen, nämlich, wenn ein Redner der Deutſch⸗ 
nationalen redet und er vorher informiert worden iſt, 
dann darf er nicht unterbrochen werden, dann wird 
ſogar die Sitzung aufgehoben, Wenn aber ein anderer 
Redner ſpricht, ſo wird das nicht gemacht. 

Die letzten Zwiſchenrufe der Deutſchnationalen 
geben mir Gelegenheit, noch einmal auf einiges zurück⸗ 
zukommen, (Bravo! rechts.) damit ich den Herren 
noch einmal und recht deutlich ihre Sünden vor Augen 
führen kann, die ſie in den letzten Jahren begangen 
haben. (Abg. Dr Ziehm: Das macht uns viel Spaß!) 
Das macht Ihnen gar nicht Spaß. Ich wundere mich 
nur, daß Sie jetzt plötzlich Mut beſitzen, der Sie ſonſt 
immer einen Maulkorb vor dem Munde und abſolut 
die Sprache verloren hatten. Lediglich, wenn etwas von 
Ihrer Partei oder dem Senat vorgeſchrieben war, 
konnten Sie es von dieſer Stelle ableſen. Auf ein⸗ 
mal ſind Sie derart vorlaut geworden, daß man glaubt, 
Sie wären aus dem Häuschen. Sie betätigen ſich jetzt 
in einer Oppoſition, von der Herr Abg. Weiß geſtern 
meinte, ſie wäre ſachlich. Es iſt aber eine Oppoſition, 
die ſich in Demagogie, Unwahrheit, Frechheit und Un⸗ 
verſchämtheit nicht mehr überbieten läßt. Es hat 
wenig Wert, ſich mit dieſer blöden Oppoſition der 
Deutſchnationalen ernſtlich auseinanderzuſetzen. Man 
kann es getroſt der Danziger Bevölkerung überlaſſen, 
bei den zukünftigen Wahlen mit dieſer Sippſchaft auf⸗ 
zuräumen. (Abg. Philipſen: Dem ſehen wir mit 
Ruhe entgegen!) Ich glaube beinahe, daß Ihnen die 
Hoſen vor Angſt ſchon ſehr erheblich ſchlottern, (Heiter⸗ 
keit rechts.) und daß Sie ſich zu den Wahlverſamm⸗ 
lungen wieder Ihren abgedankten Offiziershelm nebſt 
Säbel und Schärpe umbinden müſſen, um als ehe⸗ 
maliger Offizier Eindruck zu ſchinden. (Bei welcher 
Partei werden Sie dann ſein? rechts.) Wie geſagt, ich 
lege ſehr wenig Wert darauf, mich mit einer bornierten, 
engſtirnigen, nationaliſtiſchen Geſellſchaft zu unter⸗ 
halten, die keinen Sinn für tatſächlich nationales Weſen 
hat, ſondern die nur durch ihr Hurrageſchrei die Natio⸗ 
nalität zu bekunden glaubt. Wenn Herr Dr. Ziehm 
ſich geſtern von dieſer Stelle aus als Erbpächter des 
Deutſchtums gerierte, ſo mag er ſich geſagt ſein laſſen, 
daß das Deutſchtum in Danzig durch die letzten vier 
Jahre Ziehmſcher Regierungspolitik außerordentlich 
kompromittiert worden iſt. (Sehr richtig! links.) So⸗ 
wohl Herr Abg. Dr Ziehm wie die geſamte Deutſch⸗ 
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nationale Partei haben keine Ahnung von wahrem 
nationalem Gefühl. (Große Heiterkeit rechts.) Mag 
Herr Dr Ziehm mit feinen Trabanten, (Abg. Dr. 
Ziehm: Sie blamieren ſich bloß!) das jüngſte Buch 
des ehemaligen italieniſchen Miniſterpräſidenten Nitti 
durchleſen, der erklärt hat, was national und was 
Nationalismus iſt. Da wird er finden, daß das, was 
die Deutſchnationalen hier in Danzig und in Deutſch⸗ 
land getrieben haben, Nationalismus iſt und daß das, 
was die andern Parteien, die gegenwärtig die Koalition 
gebildet haben, treiben, national geweſen iſt. Die Koa⸗ 
litionsparteien lieben ihr Vaterland über alles, wäh⸗ 
rend die Deutſchnationalen (Abg. Philipſen: Sie 
haben geſagt, Sie kennen kein Vaterland! Unruhe.) 
alles andere, was nicht deutſch iſt, haſſen. Dadurch 
unterſcheiden ſich die Parteien, die die Koalition bilden, 
einſchließlich der Parteien, die ihr ihre Hilfe leihen und 
fie unterſtützen, von den Deutſchnationalen, die alles 
andere halfen, was nicht deutſch ſein will. Die Deutſch⸗ 
nationalen tragen das Deutſchtum im Maulwerk Her- 
um, ohne deutſch zu ſein. (Sehr richtig! links.) Wenn 
es in Danzig, was Gott verhüten möge, einmal ein⸗ 
träfe, daß die Republik Polen infolge der deutſch⸗ 
nationalen Mißwirtſchaft die Hand auf Danzig legt, 
dann gebe ich 99 für eins, daß dieſe nationaliſtiſchen 
Schreier, die dort auf den Bänken ſitzen, als erſte, nicht 
als letzte, den Boden Danzigs verlaſſen und der Ar⸗ 
beiterſchaft und den Kreiſen, die hier bodenſtändig ſind, 
die Konkursmaſſe und das Elend überlaſſen. (Abg. 
Dr. Ziehm: Bravo!) Herr Abg. Dr Ziehm wird mit 
Herrn Schwegmann und Genoſſen nebſt der ganzen 
Beamtenclique, die in Danzig ihr Unweſen getrieben 
hat, als erſter Danzig verlaſſen und flüchtig werden. Sie 
werden den Schutz Danzigs den Leuten überlaſſen, die 
keine Angſt haben und ſich nicht ſo verkriechen, wie Herr 
Dr. Ziehm und Genoſſen es am 9. November getan 
haben, der ſein Maulwerk jetzt ſo groß aufreißt, da es 
ungefährlich iſt. (Unruhe.) Sie Schacherer, Sie Schar⸗ 
latan, Sie Narr, Sie hat man vier Jahre an dieſer 
Stelle geduldet, (Zwiſchenrufe und große Unruhe.) 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Rahn, Sie haben 
ein Mitglied des hohen Hauſes Scharlatan genannt, ich 
rufe Sie zur Ordnung. 

Rahn, Abgeordneter (S0. P.): Ich habe die Wahr⸗ 
heit geſagt, und wenn man für die Wahrheit zur Ord⸗ 
nung gerufen wird, nehme ich es gern hin. Dieſer 
Mann, der ſo viel ſchuld hat, daß es nicht mehr gutzu⸗ 
machen geht, dieſer Mann, der vor einen Staats⸗ 
gerichtshof geſtellt werden und aus Danzig zum Teufel 
gejagt werden müßte, wagte es geſtern, anderen Par⸗ 
teien vorzuwerfen, daß ſie nicht Repräſentanten des 
Deutſchtums wären. Dieſe Leute, die nichts getan 
haben, die vier Jahre lang Geld genommen haben, 
ohne etwas zu leiſten, dieſe Leute, die keine ſelbſtändige 
Handlung getan haben, ſtellen ſich hier hin und glauben 
andern Leuten die Nationalität abſprechen zu können. 
(Zwiſchenrufe rechts. — Unruhe.) Wenn ich könnte, 
möchte ich Ihnen die Zähne einſchlagen. 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Rahn, ich muß Sie 
ſehr ernſtlich bitten, einen andern Ton anzuſchlagen. 
Ich muß ſonſt von den geſchäftsordnungsmäßigen 
Mitteln Gebrauch machen. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Wenn ſich dieſer 
Mann, der ſolange in Danzig ſein Unweſen treiben 
konnte, hier hinſtellt und von dieſer Stelle aus er⸗ 
zählt, daß er alles glänzend gemacht habe und alles 
glänzend hinterlaſſe, muß man darauf antwor⸗ 
ten, und wenn einem dann noch ſo provozierende 
Zwiſchenrufe gemacht werden, muß einem ja der Rogen 


aus geſprochen hat. Ich beſitze kein Fiſchblut. Das 
überlaſſe ich den Herren von der deutſchnationalen 
Fraktion, die ſich vier Jahre lang ſo betätigt haben, als 
ob ſie kein Leben und kein Blut in ihren Adern hätten. 
Ich vermag nicht auf ſo anzügliche Bemerkungen, wie 
ſie geſtern Herr Dr Ziehm von dieſer Stelle aus ge⸗ 
macht hat, ohne Erregung zu antworten. Es iſt gerade⸗ 
zu empörend, wenn dieſer Mann in ſeiner höhniſchen, 
lächerlichen Ueberheblichkeit und Unverfrorenheit 
Ausführungen macht, (Zwiſchenruf und Unruhe.) 
von denen ſämtliche Anweſende wiſſen, daß ſie un⸗ 
wahr ſind. Wenn wir Außenſtehende wären, die die 
ganzen Dinge nicht am eigenen Leibe erlebt haben, 
dann wäre es vielleicht möglich, das anzuhören. Wir 
haben doch aber die ganzen Handlungen dieſer Regie⸗ 
rung unter der Leitung des Herrn Dr Ziehm mit eige⸗ 
men Augen geſehen. Er hat uns erzählt, er habe die 
Währung gemacht. Die Deutſchnationalen wollten 
die Steuern abbauen, aber die andern Parteien wären 
ihnen in den Arm gefallen. Er ſagte: Wir haben die 
Zollſtatiſtik gemacht, damit ihr die Verhandlungen 
gut weiterführen könnt. Wir haben alles in Butter 
hinterlaſſen. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) Es iſt 
abſolut nicht nötig, daß dieſer Nichtstuer zum Staats⸗ 
rat mit dem Gehalt der Einzelgruppe befördert wurde, 
der ſeit vier Jahren nichts getan hat und der vor eini⸗ 
ger Zeit die Stirn beſaß, zu erklären: „Ich werde der 
billigſte Vizepräſident geweſen ſein, den Danzig gehabt 
hat.“ Ich frage, wer gibt Herrn Gehl das Staatsrat⸗ 
gehalt? Kein Menſch! Er wird ſich mit den 300 Gul⸗ 
den Diäten behelfen müſſen. Dieſe Sippſchaft wagt es, 
von Futterkrippenwirtſchaft zu ſprechen, trotzdem Herr 
Dr. Ziehm ſeit vier Jahren nicht getan hat, und 15 000 
Gulden Gehalt für nichts und wieder nichts bekam. 
Eine ſo niedrige Geſinnung, für Nichtstun Geld zu 
nehmen, kann man bloß von einem deutſchnationalen 0 
Nichtstuer und deutſchnationalen Senatsvizepräſiden⸗ 
ten erwarten. 


Vizepräſident Spill: Sie haben einem Mitglied 
des Hauſes niedrige Geſinnung vorgeworfen, Herr 
Abg. Rahn. Ich rufe Sie zum zweitenmal zur Ordnung. 


Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Nachdem ich jetzt dem 
deutſchnationalen Vizepräſidenten und der deutſchna⸗ 
tionalen Fraktion genügend den Spiegel vor Augen 
gehalten habe, und dieſe Rede auch für die Oeffentlich⸗ 
keit beſtimmt war und Verbreitung in den weiteſten 
Kreiſen der Danziger Bevölkerung finden wird, komme 
ich zum Schluß. (Abg. Philipſen: Die beſte Reklame 
für uns! Abg. Brill: Ihre Photographie fehlt nur 
noch hinauf!) Die Photographie von Herrn Dr Ziehm 
kommt hinauf, damit das ganze Danziger Volk das 
ehrenwerte Antlitz zu ſehen bekommt. 

Nachdem ich meine Aufgabe erfüllt habe, den 
Deutſchnationalen bezüglich ihrer unverfrorenen Er⸗ 
klärungen den Spiegel vorzuhalten, und der Danziger 
Bevölkerung das geſagt habe, was im Intereſſe des 
Volkes liegt, damit es ſich vor dieſen Leuten etwas 
mehr in acht nehmen kann, und ſich die Handlungen 
der Deutſchnationalen wieder ins Gedächtnis zurück⸗ 
ruft, kann ich meine Ausführungen bezüglich der 
Deutſchnationalen ſchließen und mich wiederum noch 
kurz dem Programm zuwenden, um meine Schluß⸗ 
ausführungen dazu zu machen. Das Vertrauens votum, 
das von den Regierungsparteien eingebracht worden 
iſt, und das von der Deutſchſozialen Fraktion auf An⸗ 
ordnung der Deutſchnationalen durch einen unehrlichen 
Akt kaſſiert werden ſoll, um gegen zwei mißliebige 
Senatoren poſitiv abſtimmen zu können, wird ſo zur 
Abſtimmung kommen, wie es die Koalitionsparteien 


hochkommen, wie ich öfters zu jagen pflege. Es iſt mit den ihnen naheſtehenden Parteien beſchloſſen haben. 


geradezu empörend, wie dieſer Mann von dieſer Stelle (0) 
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(A) Die Freude des Herrn Dr Ziehm und feiner Adjutan⸗ 


ten aus der Deutſchſozialen Partei, die ihm diesmal 
dienſtbar geweſen ſind, wird nicht wahr werden. Die 
Beförderung einiger Herren der Deutſchſozialen Partei 
iſt jetzt ſowieſo zu Waſſer geworden, weil das Per- 
ſonaldezernat von Herrn Dr Ziehm auf Herrn Sahm 
übergegangen iſt. Oder hat Herr Vizepräſident Gehl 
es bekommen, wie es der frühere Vizepräſident hatte? 
Die Herren brauchen ſich weiter keine Sorgen zu 
machen, die Parteien, die die Regierungskoalition bei 
der Wahl unterſtützt haben, werden ſie auch diesmal 
unterſtützen und werden für das Vertrauensvotum 
poſitiv ſtimmen. (Bravo!) 

Vipepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): 
tagung. 

Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): Es ift uns be⸗ 
kanntgegeben worden, daß der Herr Senats vizepräſi⸗ 
dent Gehl zu den bisherigen Reden Stellung nehmen 
will. Da der Herr Abg. Rahn im Anfang ſeiner Aus⸗ 
führungen den hauptamtlichen Senat des mehrfachen 
zitiert und dabei dem Senatspräſidenten Sahm eine 
unwahre Auskunft vorgeworfen hat, möchte ich an⸗ 
regen, daß Herr Senatspräſident Sahm zu den Erklä⸗ 
rungen des Herrn Abg. Rahn, die ich nicht als ſtich⸗ 
haltig erachten kann, Stellung nimmt. 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Hohnfeldt, was der 
Senat tut, iſt ſeine eigene Sache. Ich habe darüber 
nicht zu entſcheiden. Deshalb war die Rede vollſtän⸗ 
dig überflüſſig. Es iſt ein Vertagungsantrag geſtellt 
worden, worüber das Haus zu entſcheiden hat. (Abg. 
Das Wort zur Geſchäftsordnung muß 
Selbſtverſtändlich, wenn 


Ich beantrage Ver⸗ 


Hohnfeldt: 
jederzeit gegeben werden!) 
Redner noch ſprechen wollten, wäre ihnen das Wort 
erteilt worden und der Präſident des Senats würde 
zuerſt das Wort haben. Wenn aber vertagt wird, kann 


niemand mehr ſprechen. Wir befinden uns in einer 
Geſchäftsordnungsdebatte, da darf ein Regierungsver⸗ 
treter nicht das Wort nehmen. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P..): 
Antrag zurück. (Aha! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Da die Geſchäftsordnungs⸗ 
debatte durch Zurückziehen des Antrages auf Verta- 
gung erledigt iſt, ſomit weiter verhandelt wird, hat 
jetzt das Wort der Herr Präſident des Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. H.! Zu 
den Mitteilungen des Herrn Abg. Rahn, ſoweit ſie tat⸗ 
ſächliche Angaben über eine ſtattgefundene Sitzung 
enthalten, wird der Senat morgen in einer beſonderen 
Erklärung Stellung nehmen. Ich habe dies bereits 
vorher mit dem Herrn ſtellvertretenden Präſidenten 
des Senats verabredet. 

Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage nun- 
mehr Vertagung. 


Vizepräſident Spill: Es ift ein Vertagungsantrag 
geſtellt. Die Damen und Herren, die dieſem Antrag 
zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht! Zur Geſchäftsordnung! rechts.) 
Wir ſind in der Abſtimmung. (Abg. Schwegmann: 
Ich habe mich vorher gemeldet, Sie müſſen die Ohren 
aufmachen!) Ich habe ausdrücklich geſagt: „Wer von 
den Damen und Herren des hohen Hauſes dem Antrag 
zuſtimmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben.“ 
Es war die Mehrheit. Das Haus hat beſchloſſen, den 
Vertagungsantrag anzunehmen. Ich habe die Tages⸗ 
ordnung für morgen bekanntzugeben. Ich glaube, daß 
das hohe Haus damit einverſtanden ſein wird, wenn 
ich vorſchlage: Fortſetzung der heutigen Tagesordnung. 
Widerſpruch höre ich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 55 Minuten.) 
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125. Sitzung. 
Freitag, den 28. Auguſt 1925. 


Die Sitzung wird 3 Ahr 40 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Splett eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Sahm; Vizepräſident des Senats Gehl; 
Bötzel, Ramminger, Dr. Schwartz; Regierungsrat 
Schimmel. 5 

Vizepräſident Splett: Ich eröffne die 125. Sitzung 

es Volkstages. Zu einer Erklärung außerhalb der 
agesordnung auf Grund des $ 54 der Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort Frau Abg. Knoblauch. 

Knoblauch, Frau, Abgeordnete (D. Nat.): M. D. 
u. H.] Der Herr Abg. Dr. Moczynski hat in feiner 
dältigen Rede gegen mich den Vorwurf und die Ver⸗ 

ächtigung der Indiskretion erhoben, die ich began- 
gen haben ſoll in meiner Eigenſchaft als Stimmzähler 
bei der letzten Senatorenwahl (Abg. Rahn: Sie 
waren doch garnicht anweſend!). Ich weiſe dieſen 
Vorwurf auf das ſchärfſte zurück und habe demgegen⸗ 
über zu erklären, daß ich weder zu dem Herrn Abg. 
r. Ziehm noch zu einem Mitglied meiner Fraktion, 
he zu irgend jemand darüber geſprochen habe, wie 
Dam einzelnen Abgeordneten gewählt haben. Die 
haben und Herren, die ebenfalls die Stimmen gezählt 
ar Bas mir betätigen, daß dies nicht möglich 
ie Stimmzettel ſind gefaltet abgegeben 
n ioe Stimmzettel wurden überhaupt nicht 
510 ge 5 05 dern bei den ungültigen Zetteln waren 
äu 1 9 T en Namen durchſtrichen. Sie ſahen aljo 
R ßerlich alle gleich aus. Herr Dr. Ziehm hat in ſeiner 
ede erklärt, daß, wer aufmerkſam die Wahl ver- 
folgte, fih errechnen konnte, wer die ungültigen Zettel 
abgegeben hat. Und Herr Dr. Ziehm hat ſich dieſes 
1 0 (Aha! links.) Ich muß Herrn 
IR Moczynski empfehlen, künftig vorſichtiger in ſei⸗ 
8 i Behauptungen zu fein. Es ift nicht ſchön, gegen 
ndere, die gewiſſenhaft und ordnungsgemäß ihre 
Grund den Vorwurf des Vertrauens- 


Dr. 


Senatoren 


geſchloſſene Oppoſition gegen ſich hat, die allerdings nicht 
oft in der Lage war, ihr ihren Willen aufzuzwingen, 
oder ob eine Minderheitsregierung auf Grund ihres 
Programms erwarten darf, daß ſie von anderen Par⸗ 


teien dieſes Hauſes unterſtützt wird, die ihre politi⸗ 


ſchen Entſcheidungen nicht aus Haß und Neid gegen die 
Regierung, ſondern aus vernünftigen ſachlichen Er⸗ 
wägungen treffen. Í 

Es ift richtig, daß die neue Regierung mit Hilfe 
der Gruppen der Deutſch⸗Danziger Volkspartei, der 
Polen und des Herrn Abg. Rahn gewählt worden iſt. 
Die Regierung hat nicht den geringſten Grund, dies 
zu verſchweigen. Insbeſondere iſt ſie im Gegenſatz zu 


den Anſichten des deutſchnationalen Redners der An⸗ 


ſicht, daß die Danziger Staatsbürger polniſcher Zunge 
allen anderen Staatsbürgern gleichzuachten ſind und 
wie alle Staatsbürger das Recht und die Pflicht 
haben, am Wohle des Staates mitzuarbeiten. (Sehr 
richtig!) Es iſt richtig, daß die neue Koalition ſich 
aus Parteien zuſammenſetzt, deren Weltanſchauungen 
weit auseinandergehen. Keine der Parteien hat bei 
Eingehung der Koalition die Abſicht gehabt, ihre 
Weltanſchauung aufzugeben. Was ſie aber verbindet 
und was ſie über den Streit der Weltanſchauungen 
hinausgehoben hat, ift die gemeinſame Sorge um das 
Wohl Danzigs und der fejte Wille, durch zielbewußte 
Arbeit für die Geſamtheit beſtehende Schäden zu 
beſſern und drohende Gefahren abzuwehren. (Bravo.) 
Aus dieſem Willen wird eine Homogenität geſchaffen, 
die weit ſtärker iſt, als ein Zuſammengehen, das ſich 
auf rein gefühlsmäßige Momente ſtützt. 

Nun zur Rede des Herrn Vertreters der deutſch⸗ 
nationalen Fraktion. Die Rede des Herrn Abg. Dr. 
Ziehm zerfällt in drei Teile, 1. 
Aeberſicht über die Regierungskriſe, 2. in eine 
Lobeshymne auf die Leiſtungen der eigenen Partei, 
3. in eine Anzahl Fragen. Was die Punkte 1 
und 2 anlangt, ſo hat Herr Abg. Dr. Ziehm wohl ſelbſt 
das Gefühl gehabt, daß die Mitwelt für ſeine Aus⸗ 
führungen nicht das richtige Verſtändnis haben 
würde. (Sehr gut! links. — Widerſpruch rechts.) 
Denn er hat bei ſeiner Abſchiedsrede im Senat vorſich⸗ 
tigerweiſe an das Arteil der Geſchichte appelliert. 
Dieſem Urteil, Herr Abg. Dr. Ziehm, auf das zu 


in eine hiſtoriſche 


(D) ti 


(A) (Gehl, ſtellvertretender Präſident des Senats.) 


Ziehm wird mir geſtatten, 


— 


braucht. 
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warten wir jetzt keine Zeit haben, wollen auch wir 
uns fügen, wobei wir unter Geſchichte allerdings eine 
objektive Wertung der Geſchehniſſe verſtehen, und 
nicht ſolche Geſchichte, wie ſie von nationaliſtiſchen 
Archivaren gemacht wird. (Sehr richtig!) 


Ich komme nun zu den Fragen des deutſchnationa⸗ 
len Redners. Herr Abg. Dr. Ziehm hat geglaubt, durch 
drohende Wendungen die Bedeutung ſeiner Fragen 
unterſtützen und unterſtreichen zu ſollen. Hierzu habe 
ich zu erklären, daß die Regierung jederzeit bereit ſein 
wird, ſachliche Fragen offen zu beantworten, daß ſie 
aber kein Fragebriefkaſten für das agitatoriſche Be⸗ 
dürfnis der Deutſchnationalen iſt. (Lebhaftes 
Bravo und Händeklatſchen links.) Herr Abg. Dr. 
nach ſeiner Art zunächſt 
auch einige Fragen an ihn zu ſtellen. Weshalb haben! 
Sie, Herr Abg. Dr. Ziehm, Ihre Fragen an den ſtell⸗ 
vertretenden Präſidenten des Senats gerichtet, da 
Ihnen doch aus der Verfaſſung bekannt ſein muß, daß 
der Senat eine Kollegialbehörde iſt und daß die 


Regierungserklärung von dem Herrn Präſidenten des 


Senats abgegeben worden war? 
Herr Abg. Dr. Ziehm, damit zu 
daß Sie in Ihrer früheren Stellung der wirkliche 


Wollten Sie etwa, 


Leiter der Politik in Danzig geweſen find? _ (Sehr | 


gut! links Heiterkeit.) Weshalb ſprachen Sie faſt 
ausſchließlich von den Sozialdemokraten in der Regie⸗ 
rung, obwohl Ihnen bekannt iſt, daß den ſechs ſozial⸗ 
demokratiſchen Senatoren acht parlamentariſche Sena⸗ 
toren anderer Parteien gegenüberſtehen? Ich will 
Ihnen darauf die Antwort ſelbſt geben und lege daz 
mit die wahre Abſicht Ihrer Rede bloß: Es geſchah 
aus Demagogie. (Sehr richtig! links.) Es iſt 
Demagogie, wenn Sie in der Regierungserklärung die 
Erwähnung Deutſchlands vermiſſen, obwohl Sie und 
Ihre Parteifreunde unverſöhnliche Gegner der deut⸗ 
ſchen Republik find. (Sehr gut und Bravo links.) 
Wir ſind der Anſicht, daß nicht der der beſte Deutſche 
iſt, der fortwährend hurra ſchreit, ſondern derjenige, 
der ſich ſeines Deutſchtums ſo ſicher iſt, daß er es nicht 
bei jeder Gelegenheit in alle Welt hinaus zu ſchreien 
l (Sehr gut! links.) Deshalb iſt es 
weiter Demagogie ſchlimmſter Art, wenn die deutſch⸗ 
nationale Volkspartei den Schutz des Deutſchtums in 
Danzig für ſich allein in Anſpruch nehmen möchte. 

Es iſt Demagogie, wenn die Deutſchnationalen be⸗ 
mängeln, daß bei einzelnen der zu löſenden Probleme 
nicht beſtimmte Verſprechungen ſeitens der Regierung 
gemacht worden ſind. Die neue Regierung fetzt ſich 
hierbei allerdings bewußt und gern in Gegenſatz zu 
der deutſchnationalen Politik, die viel verſpricht und 
nichts hält. (Sehr gut! links.) Als Beiſpiel 
empfehlen wir Herrn Dr. Ziehm und dem ganzen 
Hauſe das Studium der von Herrn Dr. Ziehm als 
ſtellvertretenden Präſidenten des Senats abgegebenen 
erſten Regierungserklärung im Dezember 1920. Als 
weiteres Beiſpiel mögen die Wahlverſprechungen der 
Deutſchnationalen im Deutſchen Reiche, insbeſondere 
die hinſichtlich der Aufwertungsfrage dienen. (Sehr 
gut! links.) 

Es iſt Demagogie, wenn die Deutſchnationalen 
den außenpolitiſchen Kurs der neuen Regierung be⸗ 
kämpfen, obwohl ihre deutſche Bruderpartei auch in 
dieſem Punkt entgegen den Wahlverſprechungen reine 
Erfüllungspolitik treibt. Für Danzig aber bedeutet 
Erfüllungspolitik und muß in Danzigs Willen bedeu⸗ 
ten, ſich feſt und ausdrücklich auf den Boden der gege⸗ 
benen Tatſachen zu ſtellen. (Sehr richtig! links.) 

Die Politik des früheren Senats war unter dem 
maßgebenden Einfluß der deutſchnationalen Gefühls⸗ 
politik. Das Ziel Ihrer Politik war die Wiederver⸗ 


einigung mit Deutſchland. Bei dieſer Einſtellung. 


Ausdruck bringen, 


konnten Sie keine Politik treiben, wie es dem eigenen 


Intereſſe Danzigs entſpricht, und konnten zu Polen in. 


kein freundſchaftliches Verhältnis kommen. (Abg. 
Schwegmann: Sie wollen Danzig verkaufen!) 
Dieſer nationaliſtiſche Geiſt führte dazu, daß ſich die 
Parteien bei den Verhandlungen von vornherein als 
Gegner gegenüberſtanden. Das wollen wir zum 
Wohle Danzigs beſſern. (Bravo! links. — Abg. 
Schwegmann: Sie wollen Danzig verkaufen! — Abg. 
Brill: Sie haben es ja ſchon halb verkauft!) Daß 
wir dies nicht einſeitig können, wiſſen auch wir, aber 
wir wollen der polniſchen Regierung die offene Hand 
hinreichen und hoffen, daß ſie darin einſchlägt. Nach 
unſerer Anſicht wäre das nicht das Ende Danzigs, wie 
der Herr Abg. Dr. Ziehm meint, ſondern der Anfang 
feines Aufſtiegs.. (Sehr gut! links.) 


Es iſt bezeichnend für die Deutſchnationalen in 
der Oppoſition, daß ſie ſich gegen den Achtſtundentag 
wenden, den ihre angeſchloſſenen Organiſationen auch 
fordern, und gegen die in der Verfaſſung zugeſagten 
Betriebsausſchüſſe, Angeſtellten⸗ und Arbeiterkam⸗ 
mern, deren geſetzliche Regelung bereits in der von 
Herrn Dr. Ziehm abgegebenen Regierungserklärung 
vom 10. Dezember 1920 in Ausſicht geſtellt wurde. 
Wenn die Nichterwähnung ſonſtiger berufsſtändiſcher 
Vertretungen nach den Ausführungen des Herrn Dr. 
Ziehm große Erregung hervorgerufen hat, ſo dürfte 
ſich dieſe Erregung wohl gegen die deutſchnationalen 
Mitglieder der bisherigen Regierung richten, (Abg. 
Schwegmann: Da find Sie ſchön auf dem Holzweg!), 
die es in ihrer bisherigen Regierungszeit unterlaſſen 
haben, die fraglichen Geſetze vorzulegen. Die meue 
Regierung wird ſich hier im Gegenſatz zu den Deutſch⸗ 
nationalen auf den Boden der Verfaſſung ſtellen. 
(Bravo! links.) 

Es iſt Demagogie, wenn die Deutſchnationalen 
jetzt in der Opposition die Aufhebung von Steuern 
verlangen, gegen deren Abſchaffung ſie ſich in der Re⸗ 
gierung aufs heftigſte gewehrt haben. (Das iſt 


unwahr! rechts. — Sehr gut! links.) Die Auf⸗ 
hebung wirtſchaftsfeindlicher Steuern bildet einen 
Programmpunkt der neuen Regierung. Sie wird in 


dieſem Punkt ſo weit gehen, wie es der Staatshaus⸗ 
halt irgend verträgt. Darüber hinaus wird fie gu- 
ſammen mit dem Volkstag Wege ſuchen, wie weg⸗ 
fallende Einnahmen ausgeglichen werden können. 
Wären die Finanzen der Freien Stadt wirklich ſo gut, 
wie Herr Dr. Ziehm feſtſtellte, ſo wäre der Weg leicht 
zu finden. Sie werden aber, m. D. u. H., bei der 
weiteren Etatsberatung aus dem Munde des Herrn 
Finanzſenators Dr. Volkmann hören, daß zum Jubel 
leider kein Grund vorliegt. (Hört, hört! links. — 
Abg. Dr. Ziehm: Ich habe nicht gejubelt, ſondern nur 
feſtgeſtellt!) Schließlich hat Herr Abg. Dr. Ziehm 
gefragt, was die Regierungserklärung unter natio⸗ 
naliſtiſcher Verhetzung verſtehe. Als nationaliſtiſche 
Verhetzung wirkt ſich nach unſerer Anſicht diejenige 
überhebliche geiſtige Einſtellung aus, die jeden, der 
anders denkt und anders fühlt, haßt und vernichten 
möchte. Es iſt der Geiſt der Stahlhelme, der in den 
Stätten der Wiſſenſchaft aufgeſpeichert, ſich in ge⸗ 
wiſſen lauten Kongreßreden austobt, der vielen Kin⸗ 
dern, die ſelbſt wehrlos, aus politiſchen oder religiöſen 
Gründen Objekt dieſer Hetze werden, den Schul⸗ 
beſuch zur Qual macht. a 

Dieſem Geiſte ſoll entgegengetreten werden; denn 
wir ſind der Anſicht, daß er die Freiheit Danzigs nicht 
fördert, ſondern gefährdet. Aus dieſem Geiſt heraus 
ſind auch die Ausführungen des 
Redners und die Stellung der Deutſchnationalen zur 
Regierung geboren. Sein Kennzeichen iſt der Hunger 
nach Macht. Wo er nicht herrſchen kann, da haßt er 


\ 


deutſchnationalen 


— 


— 
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(A) (Gehl, ſtellvertretender Präſident des Senats.) 


(B 


— 


und verurteilt ſich ſelber zu unbedingter und damit 
zu unfruchtbarer Oppoſition. 

Ein ſolcher Geiſt iſt unwürdig der Bürger einer 
freien Stadt und darf nicht über ſie herrſchen, denn er 
gefährdet ihre politiſche Selbſtändigkeit und verhin⸗ 
dert ihren notwendigen wirtſchaftlichen Aufſtieg. 
(Lebhaftes Bravo und Händeklatſchen links und in 
der Mitte. — Abg. Schwegmann: Das war man ſehr 
ſchwach!) 

Vizepräſident Splett: 
Senator Dr. Frank. 

Dr. Frank, Senator: M. D. u. H.! Der Herr Abg. 
Rahn hat in ſeiner geſtrigen Rede eine Beſprechung 
erwähnt die mit Vertretern der Kaufmannſchaft ſtatt⸗ 
gefunden hat, und die nach ſeinen Ausführungen von 
Herrn Dr. Volkmann und mir veranlaßt geweſen ſein 
ſoll. Der Herr Präſident des Senats hat geſtern in 
Ausſicht geſtellt, dem Volkstag hierüber Aufklärung 
zu geben. Namens des Senats habe ich zu erklären, 
daß die Informationen, die den Ausführungen des 
Herrn Abg. Rahn zugrunde liegen, unzutreffend ge⸗ 
weſen ſind. 1. Es iſt nicht zutreffend, daß dieſe Be⸗ 
ſprechungen von Herrn Senator Dr. Volkmann oder 
von mir veranlaßt und geleitet worden ſind. (Abg. 
Rahn: Das habe ich nie behauptet!) Die Beſpre⸗ 
chungen ſind veranlaßt worden von der Kaufmann⸗ 
ſchaft, und die Einladungen dazu ſind von dem Herrn 
Präſidenten der Handelskammer ergangen. Herr 
Senator Dr. Volkmann und ich als intereſſierte 
Reſſortdezernenten haben eine perſönliche Einladung 
zur Teilnahme an dieſer Beſprechung erhalten; die 
Beſprechung it abgehalten und geleitet worden von 
Herrn Klawitter. Es iſt zwar zutreffend, daß die 
Beſprechung im Senatsgebäude ſtattgefunden hat. 
(Abg. Arczynski: Das beſagt alles!) Es iſt dies 
geſchehen auf Anregung und aus liebenswürdigem 
Entgegenkommen des Herrn Präſidenten Klawitter, 
der Herrn Senator Dr. Volkmann und mir, die wir 
am Sonnabend ſehr ſtark in Anſpruch genommen 
waren, einen Zeitverluſt möglichſt erſparen wollte. 
2. Gegenſtand der Beſprechungen bildeten die Ein⸗ 
wirkungen der polniſchen Deviſenbeſchränkungen auf 
das Danziger Wirtſchaftsleben und die Abſicht der 
Kaufmannſchaft, eine Delegation nach Warſchau zu 

icken. Dieſe Delegation hat lediglich den Zweck ge⸗ 
habt, in Warſchau die maßgebenden Stellen über die 

uswirkungen der polniſchen Vorſchriften auf das 

anziger Wirtſchaftsleben und auch auf das eigene 
Polnische Wirtſchaftsleben zu informieren. (Abg. 

rezynski: Dazu ijt die Regierung da, das geht Kla- 
witter nichts an!) Die Delegation ift nicht veran⸗ 
laßt worden durch den Senat, durch Herrn Senator 
Pr. Volkmann oder mich. Es ift ein ſelbſtändiger 
Entſchluß der Kaufmannſchaft geweſen und hatte 
lediglich informatoriſchen Charakter. Es war eine 
ſelbſtändige Paralellaktion, zu der bereits in dieſer 

gelegenheit auch von der Danziger Regierung ein⸗ 
Sen Aktion. 3. Es iſt nicht zutreffend, daß Herr 
nach Af Dr. Volkmann oder ich mit dieſer Delegation 
nie beh au gefahren ſind. (Abg. Rahn: Auch 
D Klm et worden.) Ein Mitfahren von Herrn 

s ei ha oder mir iſt in der Sitzung überhaupt 
Hes o id worden. 4. Es iſt unzutreffend, daß der 
Gehl Präsident Dr. Sahm dem Herrn Vizepräſidenten 
1 hierüber irgend welche Erklärungen abgegeben 
a die damit in Widerspruch ſtehen. Vielmehr ift 

atſache daß der Herr Präſident Dr. Sahm dem 
. Gehl auf ſeine Anfrage erklärt 

2 tt Dr. i ti = 
gation gehören. Fr E A x Det Delez 

Die Tatſachen, von denen der Herr Abg i 

; , l 5 g. Rahn in 
ſeiner Rede ausgegangen ijt, find demnach en 


Das Wort hat der Herr 


fend. Daher entfallen auch 
die er daran geknüpft hat. 
ben beſtehen!) 

Vizepräſident Splett: 
Abg. Senftleben. 

Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Meine Fraktion hat ihre Stellung als Oppoſitions⸗ 
partei gekennzeichnet durch folgende Ausführungen 
des Herrn Abg. Dr. Ziehm: „Die Oppoſition hat im 
parlamentariſchen Staat die notwendige Aufgabe der 
Kontrolle. Seien Sie überzeugt, daß wir die Kon⸗ 
trolle ſcharf üben werden, nicht um der Oppoſition 
willen, ſondern im Intereſſe des Staates, zur Wah⸗ 
rung ſeiner nationalen und idealen Güter, zur Stär⸗ 
kung ſeiner materiellen Güter.“ Damit iſt von vorne⸗ 
herein geſagt, daß Sie uns nicht zumuten können, 
etwa auf die langatmigen Ausführungen des Herrn 
Abg. Rahn einzugehen. Für uns iſt Herr Abg. Rahn 
ein politiſcher Einſpänner, der, nachdem wir aus der 
Regierung ausgetreten ſind, von uns nicht mehr er⸗ 
warten kann, daß wir uns mit ihm beſchäftigen. 
(Abg. Rahn: Ich lege gar keinen Wert darauf!) 
Auch dem Herrn Abg. Dr. Blavier werden wir nicht 
antworten. (Lebhafte Zurufe.) Seine Aus⸗ 
führungen waren es nicht wert, daß ſie von uns be⸗ 
ſonders gewürdigt werden. (Zwiſchenrufe.) Lachen 
Sie nicht, Herr Abg. Dr. Blavier. Was Ihre perſön⸗ 
lichen Angriffe gegen den Herrn Abg. Dr. Ziehm an⸗ 
langt, ſo wird er Ihnen ſelbſt darauf antworten. 
Jedenfalls hat Herr Abg. Dr. Ziehm eine weiße 
Weſte, die durch die Angriffe, die Sie gegen ihn rich⸗ 
ten, nicht beſchmutzt werden kann. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Sehr richtig!) 

Unſere Oppoſition gilt in erſter Linie der Regie- 
rung und den Parteien, die für die Regierungspolitik 
verantwortlich ſind. Deshalb will ich mich auf friſcher 
Tat gleich mit dem beſchäftigen, was der Herr Vize⸗ 
präſident Gehl hier vorgebracht hat. Es war immer⸗ 
hin intereſſant, feſtzuſtellen, daß er ſagte, die Regie⸗ 
rung fühle ſich auch dadurch geſtützt, weil die Parteien 
nicht aus Haß und Neid Oppoſition gegen die Regie⸗ 
rung treiben. Wollte er damit ſagen, daß die Oppoſi⸗ 
tion ſeiner Partei gegen die frühere Regierung von 
Haß und Neid gegen die Regierung diktiert war und 
nicht von ſachlichen Gründen? Dann ſagte er, die 
Parteien in der neuen Regierung hätten ihr altes 
Programm beibehalten. Die ſozialdemokratiſche Partei 
hat zuvor allerdings erklärt, ſie habe ihr Pro⸗ 
gramm zurückgeſtellt. M. D. u. H.] Kann man denn 
überhaupt ein Programm zurückſtellen? Während der 
Zeit, in der man das Programm zurückſtellt, gibt man 
es auf und erkennt an, daß dies Programm eben nicht 
dazu geeignet iſt, als Richtſchnur zu dienen. (Abg. 
Evert! Da haben Gie fih lächerlich gemacht!) Nun hat 
Herr Vizepräſident Gehl erklärt, er ſei kein Frage⸗ 
fajten für die Deutſthnationale Partei. Er wird fi 
daran gewöhnen müſſen, daß wir Fragen an ihn 
ſtellen, und es gibt Mittel und Wege, mit denen wir 
uns eine Antwort erzwingen können und werden. 
(Abg. Schwegmann: Sehr richtig! — Abg. Kloſſowski: 
und blamieren können!) Hätte früher ein Vize- 
präſident des Senats es gewagt, dem Volkstag eine 
derartige Erklärung abzugeben, ſo hätte ich einmal 
hören wollen, welcher Sturm der Entrüſtung aufge⸗ 
brauſt wäre. Iſt das die Achtung eines ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Vizepräſidenten vor dem Parlament? 

Wenn Herr Vizepräſident Gehl beſonders hervor⸗ 
heben zu müſſen glaubte, daß rein ziffernmäßig die 
ſozialdemokratiſchen Senatoren im neuen Senat im 
Verhältnis zu der übrigen Zahl der Senatoren ſchwach 
ſind, ſo ſtelle ich feſt, daß man nach ſeinen Ausführun⸗ 
gen unwillkürlich den Eindruck haben mußte, daß die 


(Abg. Rahn: Die blei⸗ 
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(Senftleben, Abgeordneter.) 

Macht der Sozialdemokratie innerhalb der 
Regierung ſchon ziemlich ſtark geworden iſt; denn 
was der Herr Vizepräſident Gehl vorgebracht hat, 
war im wahren Sinne des Wortes eine ſozialdemo⸗ 
kratiſche Rede und nicht die Rede für ein Geſamt⸗ 
kabinett. (Abg. Leu: Beweiſen Sie es doch einmal.) 
Auf die Fragen, die wir geſtellt haben, iſt er nur in 
einem Punkte bereit, eine Antwort zu erteilen, und 
zwar auf die Frage, wo eine nationale Verhetzung 
ſtattgefunden habe. Darauf gab er die Antwort, daß 
der Stahlhelm in den Schulen eine ſolche Verhetzung 
getrieben hätte. Ich weiß nicht, was der Senator für 
das Schulweſen im neuen Senat dazu geſagt hat. Ich 
kann mir nicht denken, daß er zugegeben hat, daß eine 
ſolche Verhetzung ſtattgefunden habe. Im übrigen 
werden ſich die vaterländiſchen Verbände dieſe Er⸗ 
klärung wohl merken. Glaubt die neue Regierung 
aber wirklich, daß ſie gegen den beſten Teil der 
Danziger Bevölkerung wird Politik treiben können? 
Herr Vizepräſident Gehl hat auf folgende weſent⸗ 
lichſte Fragen aber nicht geantwortet: (Abg. Rahn: 
Das war gut jo!) 1. Hat der bisherige Senat 
Danzig an den Rand des Abgrundes gebracht? (Zu⸗ 
ſtimmung links.) 2. Iſt der bisherige Senat illoyal 
in der Erfüllung der geſchloſſenen Verträge geweſen? 
3. In welchen Fällen ſind die Rechte der nationalen 
Minderheiten bisher verkürzt worden? 

Auf alle dieſe drei ſehr weſentlichen Fragen, die 
von uns klar und deutlich geſtellt wurden, hat der 
neue Senat keine Antwort geben können. (Geben 
wollen! links.) Das iſt eine wertvolle Feſtſtellung 
zur Regierungserklärung. Wir werden uns bei unſe⸗ 
rer Oppoſition gegen die Regierung nicht irgendwie 


neuen 


durch Einſchüchterungsverſuche beeinfluſſen laſſen, 


auch nicht dadurch, daß man das, was wir vorbringen, 
j als provozierend bezeichnet. Das Wort ift unſchön aus 
dem Munde eines Vizepräſidenten, verſtändlich dafür 
aus dem Munde eines Sozialdemokraten. Auch das 
wird uns nicht daran hindern, für die Landwirtſchaft 
in warmer Weiſe einzutreten und wird uns auch nicht 
hindern, die Landwirtſchaftskammern zu fordern. Es 
freute mich zu hören, daß die neue Regierung in Aus⸗ 
ſicht ſtellte, dieſe Forderung zu erfüllen. Das war 
doch der Sinn der Ausführungen, die Herr Vizepräſt⸗ 
dent Gehl zu dieſem Punkt machte? Wir werden auch 
ferner ſehr auf der Hut ſein müſſen, um unſere Privat⸗ 
wirtſchaft vor den ſozialiſtiſchen Gefährdungen zu 
ſchützen, die ihr unbedingt von ſozialiſtiſcher Seite 
drohen. (Heiterkeit, Zwiſchenrufe und Unruhe 
links.) Die Gefahr für die Wirtſchaft iſt ja um ſo 
größer, weil ihr Einfluß im neuen Senat nicht eine 
Erhöhung, ſondern eine weſentliche Minderung er⸗ 
fahren hat. Früher waren neun beziehungsweiſe 
ſieben Senatoren aus der Wirtſchaft im Senat. Heute 
ſitzen drei bürgerliche und ein ſozialiſtiſcher Senator 
im Senat. (Abg. Kloſſowski: Das ſind aber Wirt⸗ 
ſchaftler, keine Schieber!) Das haben ſich die 
Kreiſe der Wirtſchaft, die eine Aenderung in der Re⸗ 
gierung öffentlich oder hinter den Kuliſſen betrieben 
haben, wohl nicht gedacht, daß die Sache ſo ausgehen 
würde. Wenn dann noch obendrein zur Hebung der 
Wirtſchaft keine poſitiven Vorſchläge gemacht werden, 
wie es im Regierungsprogramm geſchehen iſt, ſo 
muntert uns das zur beſonderen Wachſamkeit auf. Es 
iſt nicht richtig, was der Redner der liberalen Frak⸗ 
tion ſagte, daß wir bei unſeren Ausführungen zum 
Regierungsprogramm keine Stellung zu der Wirt⸗ 
ſchaftslage genommen haben. Wir haben durchaus 
anerkannt, daß die heutige Wirtſchaftslage ſchwierig 
ift, und wir haben poſttive Vorſchläge gemacht, wie fie 
gebeſſert werden kann. Freilich, nach dem Muſter und 
nach den Ausführungen, die hier der ſozialdemokrati⸗ 
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ſche Redner, Herr Abgeordneter Brill, als Vorſitzender ; 
der Fraktion abgegeben hat, wird die Hebung der 
Wirtſchaft nicht möglich ſein. (Sehr gut! rechts.) 
Was heißt es denn, wenn er ſagt: „Steigerung der 
Produktion? Kein Volk kann mehr erzeugen als es 
verbraucht.“ (Heiterkeit rechts.) Mit ſolchen 
Worten werden Sie der Wirtſchaft nicht helfen. Was 
heißt es, wenn er ſagt: „Was ſterben will, muß ſter⸗ 
ben, was nicht leben bleiben kann, mag untergehen. 
Dieſe halb toten Unternehmungen nehmen wirklich 
guten das Licht weg?“ Ich weiß nicht, welche Unter⸗ 
nehmungen er gemeint hat, vielleicht die Bauhütte? 
Daß es aber heute 90 oder 95 Prozent der Wirtſchaft 
ſchlecht geht, iſt auch von Mitgliedern der jetzigen 
Regierungsmehrheit ausgeführt worden, und ob er 
all dieſen das Licht ausblaſen und an ihre Stelle ſozia⸗ 
liſierte Unternehmungen ſetzen will, weiß ich nicht. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe links.) Ich muß anneh⸗ 
men, daß er das gemeint hat, denn er hat ausdrücklich 
geſagt, die Privatwirtſchaft müſſe beſeitigt werden. 
Das iſt auch ein Wort zur Regierungserklärung, daß 
ſich unſere Wirtſchaftler merken ſollen. „Rettet mich 
vor den Rettern“, ſo wird es bald aus dem Munde 
von allen klingen, die die Regierungskriſe verſchuldet 
haben. ; 

Wie ſieht es mit den Vorſchlägen aus, die er für 
den Steuerabbau macht? Abbau der Umſatzſteuer, 
auf der andern Seite kommen aber gleich wieder die 
ſozialiſtiſchen Forderungen: Erhöhung der Einkom⸗ 
menſteuer, der Körperſchafts⸗ und der Kapitalſteuern. 
Haben Sie kein Verſtändnis dafür, daß wir in Danzig 
eine Steuerpolitik treiben müſſen, die die großen Ver⸗ 
mögen nicht von Danzig forttreibt, ſondern daß wir 
eine Steuerpolitik treiben müſſen, die gerade Kapi⸗ 
talien heranzieht? (Das überlaſſen Sie uns! links.) 
Die Ausführungen des Herrn Abg. Brill waren eben 
die eines Sozialdemokraten, der ſein Programm noch 
nicht zurückgeſtellt hat, der ſich noch nicht gemauſert 
hat. Anſcheinend ſitzen die Gemauſerten im Senat. 

Es war auch garnicht verwunderlich. daß er ſich für 
den ſtarren Achtſtundentag erklärte, denn ich bin im 
Gegenſatz zur Auffaſſung der kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion der Meinung, daß die Sozialdemokratie an dem 
ſtarren Achtſtundentag feſthalten will. Ich werde in 
dieſer Meinung noch beſonders durch Ihre Zwiſchen⸗ 
rufe beſtärkt. (Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 
M. D. u. H! Wir von der Deutſchnationalen Volks⸗ 
partei geben auch zu, daß für manche Betriebe im 
Intereſſe der Geſundheit der Arbeiter der Achtſtunden⸗ 
tag notwendig und auch praktiſch durchführbar iſt. 
Wir ſind aber nicht ſo töricht zu glauben (Unruhe 
links.), daß die Beibehaltung des ſtarren Achtſtunden⸗ 
tages der Wirtſchaft aus der ſchweren Notlage helfen 
ſoll und kann. Wir ſind im Gegenteil der Meinung, 
und wir wiſſen auch, daß in den Gewerkſchaften, die 
uns naheſtehen, längſt der Gedanke Raum gewinnt, 
daß man mit dem ſtarren Feſthalten an dem Achtſtun⸗ 
dentag nicht durchkommt. Die Praxis beweiſt dies 
auch. Haben Sie doch den Mut, den Arbeitern auch 
zu erklären, daß es damit nicht geht. (Was ſagt 
Herr Mayen dazu? links. — Große Unruhe.) Der 
Deutſchnationale Handlungsgehilfenverband ſteht in 
keinem urſächlichen Zuſammenhang mit der Deutſch⸗ 
nationalen Volkspartei, das wiſſen Sie. In einer 
großen Partei, wie der unſerigen, werden auch Ge⸗ 
genſätze vorhanden ſein. Sie beſtehen aber in dieſer 
Frage nicht in dem erheblichen Umfange, wie” Sie 
hoffen; denn ich weiß, daß vernünftige Leute in der 
Gewerkſchaftsbewegung ſchon längſt vernünftige Kon⸗ 
ſequenzen aus den Auswirkungen des Achtſtunden⸗ 
tages gezogen haben. Sie ſind allerdings nicht ver⸗ 


bohrt in dieje Idee. Sie müſſen das auch, weil Sie 
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(A) Genftleben, Abgeordneter.) 


Die Summe ſolcher Aufwendungen muß immerhin 


(B) 


HGeſetz erſcheint, das auch dazu berufen iſt, die Erwerbs⸗ 


wenigſtens, woran man iſt. Aber 


den Achtſtundentag den Maſſen als eine der herrlich⸗ 
ften Revolutionserſcheinungen eingeredet Haben, ſodaß 
Sie auf denſelben auch in Zeiten ſchwerſter Not unter 
keinen Umjtänden verzichten können. (Zwiſchenrufe 
und große Unruhe links.) Mit keinem Wort hat 
unſer Redner, der Herr Abg. Dr. Ziehm, geſagt, daß 
wir die Arbeiter- und Angeſtelltenkammern nicht 
haben wollen. Wir haben nur erklärt, daß dieſe Ein⸗ 
richtungen uns im gegebenen Augenblick nicht als eine 
Förderung der Wirtſchaft erſcheinen. (Sehr richtig! 
Und Ihr Programm war doch zur Rettung der Wirt⸗ 
ſchaft aufgeſtellt! (Abg. Hoffmann: Alſo Entrech⸗ 
tung der Arbeiter!) Bei dem Punkt im Regie⸗ 
rungsprogramm über Erwerbsloſenfürſorge hat der 
ſozialiſtiſche Redner dauernd mit dem Schlagwort 
„produktive Erwerbsloſenfürſorge“ gearbeitet, aber 
nicht geſagt, was er darunter verſtehe. Der alte Senat 
hat eine Anleihe von 35 Millionen Gulden zuſtande 
gebracht. Aus dieſer Anleihe wird heute bereits pro⸗ 
duktive Erwerbsloſenfürſorge getrieben, in dem 
Sinne, wie Sie ſich das wohl vorſtellen. Sie können 
alſo nicht dem alten Senat den Vorwurf machen, er 
habe keine „produktive Erwerbsloſenfürſorge“ in 
Ihrem Sinne getrieben. (Abg. Klapps: Die Er⸗ 
werbsloſen müſſen elendig verrecken!) 

Auch Ihnen werden in dieſem Punkte Grenzen 
gezogen ſein. Man wird ferner zugeben müſſen, daß 
nicht jede Arbeit, die aufgenommen werden könnte, 
lediglich, um die Arbeitsloſen von der Straße zu 
bringen, produktive Erwerbsloſenfürſorge iſt. 


in einem praktiſchen Verhältnis zu ihrem Zweck 
ſtehen. Wenn Sie das nicht während der Zeit Ihrer 
Regierungsperiode beachten, werden unſere Staats- 
finanzen bald nicht mehr in Ordnung ſein. 

Was wir weiter gefordert haben, um produktive 
Erwerbsloſenfürſorge zu treiben, war eine Forderung, 
die weiten Widerhall in der Bevölkerung Danzigs ge⸗ 
funden hat. Es war die Forderung, daß die Erwerbs⸗ 
lojen für ihre Anterſtützung Arbeit leiſten jollten. 
(Zurufe bei den Kommuniſten.) Sie werden feinen 

enſchen in der Freien Stadt Danzig finden, wenn 
er nicht gerade Kommuniſt oder Sozialiſt ift, der 
dieſer Forderung ihre Berechtigung abſprechen könnte. 
(Abg. Hoffmann: Sie müßten einmal weiter nichts 
ekommen als die Erwerbsloſenunterſtützung und 
afür noch arbeiten!) Es wird jetzt zutage treten 
milſſen, wie fih die bürgerlichen Parteien im Senat 
85 dieſer Forderung ſtellen. (Abg. Hoffmann: 
50 Sie ſich raus, Sie Knecht!) 
izepräſident Splett: Herr Abg. Hoffmann, Sie 
haben den Redner einen Knecht genannt. Knechte 
lien nicht im Volkstag. Ich rufe Sie wegen dieſes 
usdrucks zur Ordnung. 
99 Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): Selbſt auf 
ie Gefahr hin, mich wieder bei Ihnen unpopulär zu 
beit dier wiederhole ich, daß uns außerdem das „Ar⸗ 
ensdienſtpflichtgeſetz“ als ein durchaus zweckmäßiges 
e im Sinne einer produktiven Erwerbsloſen⸗ 
lege mit zu löſen. Gerechtigkeit, Solidarität und 
aan, proklamiert der Herr Abg. Brill. Es 
1 viel ehrlicher geweſen, den alten Kampfesruf 
uwenden: Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit. 
er iſt er auch zurückgeſtellt? In dieſer Beziehung 
gefallen mir die offenen Aeußerungen der Kommuni- 
ſten doch beſſer. (Heiterfeit.) Da weiß man 
; die Sozialdemo⸗ 
kratie hat das mit ſich auszumachen. Wenn ie dabei 


Hall — 5 die „Volksſeele“ auf ihrer Seite ſteht und 
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Wahlen einen Fehlgriff ge- 


tan hat, jo überlaſſen wir der Sozialdemokratie die 
Hoffnung. Wir freuen uns, wenn ſie ſich jetzt ſchon 
ſolche Sorgen um den Ausgang der nächſten Wahlen 
machen, aus Sorge um die Deutſchnationalen, wie Sie 
ſagen, aber die Sozialdemokratie wird aber klüger 
tun, ſich um den Ausfall der nächſten Wahlen für die 
eigene Partei zu ſorgen. Daß man ſich ganz links von 
Ihnen ſchon darüber freut, daß der Weizen jetzt für 
die Kommuniſten blüht, iſt aus den Ausführungen der 
Kommuniſten ganz klar hervorgegangen. Ich glaube 
deshalb, daß die Sozialdemokratie genug eigene 
Sorgen um die künftigen Wahlen hat. (Abg. Leu: 
Höher ſteht uns das Volkswohl.) Nun hat Herr 
Abg. Brill auch verraten, worin er die „nationaliſti⸗ 
ſche Hetze“ ſieht. Er hat uns gegenüber der Auf⸗ 
faſſung des Herrn Vizepräſidenten etwas Neues ge⸗ 
ſagt und meinte, die Danziger hingen noch immer 
ſchwarz⸗ weiß ⸗ rote Fahnen heraus, trotzdem es eine 
Danziger Flagge gäbe, und außerdem noch die rote 
Farbe der Sozialdemokratie. (Abg. Kloſſowski: 
Furchtbar!) Sie kennen doch die Volksſeele nicht, 
Sie kennen nur den kleinen Kreis, den Sie an ſi 
gekettet haben. Sie wiſſen nichts davon, wie es in 
den Herzen der Deutſchen ausſieht, die anders denken. 
Haben Sie nichts davon gehört, wie die Herzen der 
deutſchen Danziger höher ſchlagen, wenn ein vaterlän⸗ 
diſches Lied geſpielt wird? (Abg. Brill: Wo haben 
Sie Deutſchland im Kriege geſchützt, Sie Deutſcher, 
Sie ſind der verhungerte Krieger!) Dieſe Aeuße⸗ 
Lungen (Abg. Brill: Sie haben ſich reklamie⸗ 
ren laſſen, während die anderen ihr Blut ließen, Sie 
vollgefreſſener deutſcher Mann, ſchämen Sie ſichl) 
Dieſe Aeußerungen der Volksſeele ſind nicht durch 
nationale Hetze entſtanden, ſondern ſind das wahre 
Gefühl der Danziger Bevölkerung. (Abg. Brill: 
Während die andern hungerten, haben Sie ſich voll⸗ 
gefreſſen!) 

Bizepräfident Splett: Ich bitte doch die Zwiſchen⸗ 
rufe im parlamentariſchen Niveau zu halten. (Abg. 
Hoffmann: Wovon iſt der Mann denn ſo dick?) 

Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): Herr Abg. 
Brill, Sie bedauerten, daß die hohen Beamtenſtellen 
ſchon alle beſetzt ſind. Ich kann dies Bedauern ſchon 
verſtehen und gehe lediglich darauf ein, weil die 
Wahl des Landrates für das Große Werder erwähnt 
und dabei gemeint wurde, dieſe Wahl ſei durch Schie⸗ 
bung des letzten Senats zuſtande gekommen. Dabei iſt 
verſchwiegen worden, daß der Landrat des Kreiſes 
Großer Werder ordnungsgemäß mit ganz erheblicher 
Stimmenmehrheit gewählt wurde, und daß die 


(©) 


(D) 


ſozialiſtiſchen Abgeordneten des Kreistages ſich der 


Stimme enthalten und erklärt haben, ſie hätten gegen 
die Perſon des Landrates nichts einzuwenden. Aber 
da guckt der Pferdefuß heraus. Nicht die Perſon, nicht 
die Eignung zum Landrat ſoll ausſchlaggebend ſein, 
ſondern die Geſinnungstüchtigkeit zur roten Partei. 
(Abg. Dr. Moczynski: Herr Senftleben, hat Ihre 
Partei keinen klügeren Redner vorzuſchicken?) Die 
Sozialdemokratie hat ferner erklären laſſen, und darin 
ſind die Ausführungen des Herrn Abg. Brill für uns 
immerhin wertvoll: Wir ſind in die Regierung nur 
im Intereſſe der Danziger Arbeiterſchaft eingetreten. 
Das ſchließt doch aus, daß Sie für die Ge⸗ 
ſamtheit eintreten wollen. Bisher haben Sie auch 
immer das Bürgertum beſchimpft und bekämpft. Mir 
find die Worte Ihres Redners, die in der „Volks⸗ 
ſtimme“ allerdings nicht ſtanden, nicht entgangen: 
„Wir ſpielen ein großes Spiel.“ Jawohl, Sie ſpielen 
ein großes Spiel, und die bürgerlichen Parteien wer⸗ 
den auf der Hut ſein müſſen. Es macht gar nichts 
aus, daß Herr Abg. Brill in ſeiner Verlegenheit um 
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(Senftleben, Abgeordneter.) 5 
um ihren Beiſtand bat. Ernſt gemeint waren die 
Worte doch nicht. Sie waren weiter nichts als eine 
marxiſtiſche Vorleſung, waſchecht, wie ſie nur von 
einem Sozialdemokraten vorgetragen werden können 
und zeigten, wohin die Reiſe gehen ſoll. In der 
bürgerlichen Preſſe hat ja auch die Rede gewiſſer⸗ 
maßen Entſetzen erregt. In allen Zeitungen können 
Sie leſen, wie wenig geſchickt ſie war, und die Danziger 
Zeitung, die gewiß nicht verdächtig iſt, ſagt ganz 
offen, ſie hätte nicht dazu beigetragen, die Koalition 
feſter zuſammenzuſchließen. Nur ein Redner war im 
Hauſe damit zufrieden. Das war der Abgeordnete Dr. 
Moczynski von der polniſchen Fraktion. Trotz Herrn 
Grünhagen ſetzt er ſeine Hoffnungen doch auf die 
Sozialdemokratiſche Partei. Gegen Herrn Lück hatte 
er als Senator das ſchwere Bedenken, daß er ſeinerzeit 
durch eine Rede den Boykott der polniſchen Waren 
nach Danzig veranlaßt hätte. Ich erwähne das ledig⸗ 
lich, weil in der Danziger Zeitung ſtand, die Deutſch⸗ 
nationalen wären das Karnickel geweſen. Ich nehme 
an, daß Herr Senator Lück Wert darauf legt, nicht 
zu den Deutſchnationalen zu zählen. Ob er es nicht 
noch einmal wird, weiß man noch nicht. (Heiterkeit.) 

Herr Abg. Dr. Moczynski machte noch weiter eine 
ſehr wertvolle Aeußerung. Er ſagte, jetzt ſolle ver⸗ 
geſſen ſein, was früher geſchehen iſt, weil die Regie⸗ 
rungserklärung ein Durchſchneiden aller Verbindun⸗ 
gen zwiſchen Berlin und Danzig bedeute. Anſere Mn- 
ſicht, daß es eine grobe Unterlaſſung war, die beſonde⸗ 
ren Beziehungen zum deutſchen Vaterlande nicht zu 
erwähnen, finden wir hier beſtätigt. Die alte Regie⸗ 
rung hat niemals im Auftrage von Berlin gehandelt. 
(Doch! links.) Ich möchte annehmen, daß auch in 
dieſer Beziehung von den bisherigen Mitgliedern des 
Senats den neueintretenden gegenüber deutlich die 
Meinung geſagt worden iſt. Wir ſind auch nicht, wie 
Herr Vizepräſtdent Gehl meinte, in dem Sinne 
Gegner der Republik, daß wir Gegner des deutſchen 
Volkes wären. Anſere politiſche Auffaſſung hat wenig⸗ 
ſtens während der Zeit, als wir in der Regierung 
ſaßen, mit dazu beigetragen, daß die wirtſchaftlichen 


Beziehungen zum Deutſchen Reich die denkbar gün⸗ 


ſtigſten waren. 


Wollen Sie ſagen, daß Danzig nicht 
darauf angewieſen iſt, deutſche Waren aus dem Deut⸗ 
ſchen Reiche zu beziehen und hier umzuſetzen? Wollen 
Sie leugnen, daß die Danziger Wirtſchaft darauf an⸗ 
gewieſen iſt, Kredite aus dem Deutſchen Reich zu er⸗ 
halten, um ihre wirtſchaftlichen Unternehmungen 
durchzuführen? (Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 
Wenn Sie das ändern wollen zu Gunſten von Polen, 
ſo gratuliere ich der Danziger Wirtſchaft zu der 
Rettungsaktion, die ſo ausſehen ſoll. (Andauernde 
Zwiſchenrufe links.) Von Polen werden Sie in 
dieſem Sinne keine Unterſtützung der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft erwarten können. Die Danziger Wirtſchaft 
ſteht zu Polen in einem ganz andern Verhältnis, als 
wie es die Beziehungen zwiſchen Danzig und dem 
Deutſchen Reiche waren. Wir würden uns auch 
freuen, wenn die wirtſchaftlichen Beziehungen zwi⸗ 
ſchen Danzig und Polen ſich beſſern ſollten. Das haben 
wir auch ſchon früher zum Ausdruck gebracht. Wenn 
Herr Abg. Dr. Moczynski mich geſtern zitierte und 
meine Ausführungen zu ſeiner damaligen Großen An⸗ 
frage mit dem Hinweis erwähnte, daß er ſich das 
Stenogramm durchgeleſen habe, dann weiß ich nicht, 
warum Herr Dr. Moczynski nicht das geſagt hat, was 
ich geſagt habe. Ich habe ausgeführt: „Die vor⸗ 
handene Wirtſchaftskriſe leugne ich nicht. Ich ging 
jogar weiter. Herr Abg. Dr. Moczynski hatte fie ge- 
leugnet für die Landwirtſchaft. Ich habe darauf hin⸗ 
gewieſen, daß ſich auch unſere Landwirtſchaft in einer 
ſchweren Kriſe befand. Ich habe anerkannt, daß eine 
kleine Beſſerung eingetreten war, habe aber vor dem 
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Ich hatte ferner darauf hingewieſen, 


Optimismus des Regierungsvertreters gewarnt, der 
da meinte, wir wären ſchon über den Berg hinweg. 
| i daß wir als 
deutſche Wirtſchaft früher nicht nur auf das Hinter⸗ 
land Polen angewieſen waren, ſondern Ausdehnung 
nach Oſtpreußen, Pommern und weit in das deutſche 
Land hinein hatten, und daß Polen uns für dieſe 
Gebiete keinen Erſatz geboten hat. Ich hatte ferner 
darauf hingewieſen, daß ſich Polens Wirtſchaft in 
einer verzweifelten Lage befand, und daß man aus 
Polen kein Geld bekommen konnte. 

r Das alles ijt bis heute nicht beſſer geworden. Das 
wird auch Herr Abg. Dr. Moczynski nicht beſtreiten 
können. Handelskreiſe, die etwas von der Wirtſchaft 
verſtehen, geben die Forderungen, die ſie an Polen 
haben, auf 9 bis 10 Millionen Dollar an. Wenn dieſer 
Betrag heute in den Händen der Danziger wäre, 
könnte die Danziger Kriſe weſentlich gehgliert werden. 
(Woher haben Sie die Weisheit?) Nach unſerer 
Auffaſſung hat die Danziger Regierung jedenfalls die 
Pflicht und Schuldigkeit, gerade die Bewegung des 
Zloty und wirtſchaftlichen Vorgänge in Polen ſehr 
ſcharf zu beobachten, 


Danzig hat kein Intereſſe am Niedergang des polni⸗ 
ſchen Zloty, aber Vorſicht iſt bei dem ganzen Ver⸗ 
fahren, das die polniſche Regierung zur Hebung des 
Zloty anwendet, am Platze. (Abg. Dr. Moczynski: 
Alter Deviſenſpekulant!) Ich bin auf dem Gebiet 
ſicher nicht fo bewandert wie Sie, im polniſchen 
Zloty ſpekuliere ich nicht. Bis jetzt haben meine 
Mittel noch nicht dazu ausgereicht, Deviſenſpekulatio⸗ 
nen zu unternehmen. Ich bin auch nicht während des 
Krieges zu Hauſe geweſen, Herr Abg. Dr. Moczynski, 
aber ich habe keine Luſt, mich über meine Militärver⸗ 
hältniſſe mit Ihnen zu unterhalten. Das können wir 


damit die Danziger Wirtſchaft 
nicht noch große Verluſte am polniſchen Zloty erleidet. 


(©) 


| 


einmal privatim machen. Da kann ich Ihnen viel- P) fi: 


leicht noch manches Intereſſante erzählen. — 

Wie Polen die neue Regierungsbildung aufnimmt, 
ſagen ja die Preſſeſtimmen. Es iſt notwendig, daß 
man dieſe Preſſeſtimmen etwas ausführlicher bringt 
als wie das der Redner der Liberalen Fraktion getan 
hat: Es muß auch darauf hingewieſen werden, daß 
mir nicht eine Zeitung bekannt iſt, die ſich darüber 
befriedigend ausgeſprochen hätte und zugeſichert hätte, 
daß unter Wahrung der Selbſtändigkeit Danzigs 
wieder ein beſſeres Verhältnis zwiſchen Danzig und 
Polen Platz greifen möchte. (Zwiſchenrufe.) Die 
„Gazeta Warczawska“ ſagt ausdrücklich, daß ſie 
ſchärfſte Verwahrung dagegen einlegt, daß ich Danzig 
ein jouneräner Staat nennt. — Das „Korfanty⸗ 
Blatt“ ſchreibt, daß Polen Gdingen ausbauen müſſe 
und eine Bahn von Bromberg nach Edingen ſchaffe. 
Der liberale „Kurier Poranny“ nimmt aus Grundſatz 
gegen jede Regierung in Danzig Stellung und ſchreibt: 
„Nur ein Tor werde an den neuen Danziger Senat 
glauben. Es iſt uns ganz gleich, aus welchen Perſonen 
ſich der Senat bildet, wenn wir unſer Ziel in Danzig 
nicht erreichen.“ Das iſt das, was wir Ihnen durch 
den Mund unſeres Dr. Ziehm geſagt haben. Das iſt 
die nackte Realpolitik, die von Polen getrieben wird. 
Wir ſind berechtigt und verpflichtet, davor zu warnen, 
daß in Danzig eine Illuſionspolititk getrieben wird. 
Wir halten es für verkehrt, 
Fraktion darauf einſtellt und alles Heil von den Polen 
erhofft. (Abg. Kloſſowski: Wer hofft da?) Wir 
werden ja ſehen, wie es kommen wird und werden auf 
der Hut ſein, daß dabei nicht etwa die Intereſſen des 
Freiſtaates geopfert werden. Es freut mich, daß von 
allen drei Parteien die klippe und klare Erklärung 
abgegeben iſt, daß ſie nicht an dem rütteln wollen, 
was heute iſt. Aber die Sorge, 
werden wird, werden wir doch nicht los. 


h * 


wenn ſich die Liberale 
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(A) (Senſtleben, Abgeordneter.) 


Auch der Redner der Liberalen Fraktion fühlte ſich 
nicht ſo recht behaglich in ſeiner Stellung als Vertre⸗ 
ter der neuen Regierungspartei. (Woher wiſſen 
Sie das! bei der Deutſchliberalen Fraktion.) Das 
kam offen zum Ausdruck und ergab die Kritik ſeiner 
Rede in den Danziger Zeitungen. Ich kann mir das 
vorſtellen, denn das Verhalten der Sozialdemokraten 
gegenüber der eindrucksvollen Rede des Kollegen 
Dr. Ziehm war nicht dazu angetan, anſtändigen 
Kreiſen der bürgerlichen Koalitionsparteien ange⸗ 
nehme zu ſein. Ich hatte jo das Gefühl, als wenn Herr 
Abg. Pr. Wagner ſprach: „Es tut mir weh, wenn ich 
mich in dieſer Geſellſchaft ſeh!“ Er gab unumwunden 
zu, daß er die Koalitionsbildung als einen Uebergang 
betrachtet. Er hielt den Eintritt in die Regierung für 
einen Kurſus für die nächſte Oppofitionszeit der 
Deutſchliberalen Fraktion. Ob das Bürgertum in der 
neuen Regierung nicht zu kurz kommt, überlaſſe ich 
der Beurteilung außerhalb des Hauſes. Wir haben 
jedenfalls früher mit der Liberalen Fraktion die Er⸗ 
fahrung gemacht, das muß offen ausgeſprochen werden, 
daß ſie im höchſten Grade unzuverläſſig war. (Zu 
den Sozialdemokraten:) Sie haben gar keinen 
Grund, ſich nun ſo hinzuſtellen, als ob Sie Freunde 
der Deutſchliberalen Fraktion ſind. Aus Ihrer 
Partei iſt das Wort gefallen: die Liberalen ſeien 
ein zuſammengekehrter Haufe. Wenn es ſich bewahr⸗ 
heiten ſollte, was die Liberale Fraktion in den Danzi⸗ 
ger Neueſten Nachrichten zum Ausdruck brachte, daß 
ſie ſich zuverläſſiger als bisher erweiſen will, ſo wird 
uns das in der Hoffnung auf eine zukünftige Koali⸗ 
tion mit der Liberalen Fraktion freuen. Ob ſie ſich in 
dieſer Form im neuen Senat durchſetzen wird, bleibt 
abzuwarten. (Abg. Kloſſowski: Es war wohl ein 
ſchmerzlicher Verluſt für Siel) Ob uns der Verluſt 
ſchmerzlich iſt, kann Sie doch gar nicht intereſſieren. 
Das iſt eine Sache, die wir mit uns ſelber abzumachen 
haben. Warum ſind Sie denn ſo ängſtlich, wenn man 
darauf hinweiſt, daß Ihre Koalition auf ſehr ſchwa⸗ 
chen Füßen ſteht. Ich gönne ihr trotzdem eine gewiſſe 
Lebensdauer. Das wird nicht zum ſchlechten für uns 
ausfallen. (Heiterkeit rechts.) 

Einen wohltuenden Eindruck in den Reden der neuen 

egierungskoalition machte die Rede des Zentrumsab⸗ 
geordneten. (Nach links:) Ihnen mag fie unbequem ge- 
weſen ſein, wie Ihnen ja jede Aeußerung unbequem 
iſt, die nicht von Neid und Haß gegen die alte Regie⸗ 
rung, ſondern von Objektivität erfüllt ijt. Wir danken 
dem Zentrum für die freundlichen Worte, aber wir 


ehmen unſere Situation durchaus nicht tragiſch. Herr 


g. Kloſſowski, wir fühlen uns, wenn Sie uns an⸗ 
greifen, wie der Löwe in der bekannten Fabel, dem 
ein Eſel einen Fußtritt gibt. Ich beſtätige der Zen⸗ 
trumspartei ausdrücklich, daß ſie kein Anhängſel der 
Deutſchnationalen war. Daraus folgt aber auch für 
unſere Haltung als Oppofitionspartei, daß wir nicht 
zu allen Punkten, denen wir früher aus Koalitions⸗ 
den zugeſtimmt haben, unſere Haltung beibehal⸗ 
t werden. Mir werden uns vielmehr in den Punt- 
. in denen wir von vorneherein anderer Meinung 
. Br dafür einſetzen, daß unſere Ueberzeugung 
Jenn 1 Annahme findet. Wir wiſſen, daß das 
Ey eine beſondere nationale Miſſion zu erfüllen 
Wa on uns geht deshalb keine Agitation aus, ihm 
1 er wegzunehmen. Wir denken nicht daran. Wir 
. das Zentrum die Zuverſicht hat, daß 
= ſeinen Wählerſtand behält. Aber die Vorgänge im 
dieleſchen Reiche geben etwas zu denken. Wir werden 
fond jetzige Situation nicht gegen Sie ausnutzen, 
lic keit werden anerkennen, daß Sie aus Verantwort⸗ 
Wir N in die neue Regierung eingetreten find. 
nicht zu de e e können uns allerdings 
8 n Grundſatz bekennen, daß eine Koalition 


von Schwegmann bis Gehl das richtige ſei, das ſei 
noch einmal ausdrücklich feſtgeſtellt. 

Solange wie die Sozialdemokratiſche Partei ihr 
Programm nur zurückſtellt und es nicht aufgibt, ſo⸗ 
lange ſie ſich als Todfeind der bürgerlichen Geſellſchaft 
bekennt, ſolange iſt uns ein Zuſammengehen mit der 
Sozialdemokratiſchen Partei nicht möglich. Wir wer⸗ 
den unſeren eigenen Weg gehen, wir werden ihn auch 
allein zu gehen wiſſen. Wir fühlen uns ſtark genug 
dazu und wiſſen, daß wir das Vertrauen eines großen 
Teils der Danziger Bevölkerung durchaus beſitzen. 
Nicht nach links oder nach rechts, ſondern geradeaus 
führt unſer Ziel zum Wohle des Freiſtaates Danzig, 
ſeiner deutſchen Bevölkerung und ſeiner deutſchen 
Wirtſchaft. (Wiederholtes Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. 


au. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Es 
ſoll meine Aufgabe ſein, den einzelnen Parteirednern 
zu antworten. Ich werde das in der umgekehrten 
Reihenfolge der Redner erledigen. à 

Allerdings werde ich mich mit dem Kollegen Senft⸗ 
leben nur ganz kurz zu beſchäftigen brauchen, weil ich 
die meiſten ſeiner Ausführungen in der Entgegnung auf 
die Ausführungen des Herrn Dr. Ziehm mit beant⸗ 
worten werde. Aber eine Frage möchte ich doch an 
Herrn Abg. Senftleben richten. Eingangs ſeiner Rede 
ſagte er, die Sozialdemokraten hätten ihr Programm 
aufgegeben oder wollten es aufgeben. In der Mitte 
ſeiner Rede brachte er dagegen zum Ausdruck, daß der 
Einfluß der Sozialdemokraten in der neuen Regie⸗ 
rung jetzt ſchon ſo ſtark ſei, daß der bürgerliche Einfluß 
darunter litte. Da zeigt ſich doch ein großer Wider⸗ 
ſpruch, der die Haltloſigkeit der Worte des Herrn 
Abg. Senftleben beweiſt. Auf die nationale Ver⸗ 
hetzung in den Schulen werde ich am Schluß meiner 
Rede eingehen. Es war nicht ſchwer, einem Kollegen, 
der Führer einer Gewerkſchaft und eines produktiven 
Unternehmens war, hier einen Vorwurf zu machen. 
Nachdem die Deutſchnationalen die geſamte Danziger 
Wirtſchaft an den Abgrund gebracht haben, war es 
erklärlich, daß auch einmal ein ſoziales Bauunterneh⸗ 
men dem allgemeinen wirtſchaftlichen Verfall zum 
Opfer fiel. Daraus einen Vorwurf gegen einen 
Leiter einer Gewerkſchaft zu erheben, konnte nur dem 
Abg. Senftleben einfallen. Dann hat Herr Abg. 
Senftleben angedeutet, daß die Deutſchnationalen ver⸗ 
langten, die Erwerbsloſen ſollten für ihre Unter- 
ſtützung arbeiten. Selbſtverſtändlich wollen auch wir 
produktive Erwerbsloſenfürſorge. Aber für die Arbeit, 
die die Erwerbsloſen leiſten, ſollen ſie den tarifmäßi⸗ 
gen Lohn erhalten. Die Arbeit ſoll nicht etwa in 
Form der Unterſtützung gezahlt werden, ſondern in 
der Form der Entlohnung nach gewerkſchaftlichen 
Grundſätzen. ; 

Ich komme nun zu der Beantwortung der Rede 
des Herrn Abg. Laſchewski. Die Kommuniſten haben 
ſich dieſes Mal ihre Aufgabe ziemlich leicht gemacht. 
Es fällt mir deshalb nicht ſchwer, dieje Ausführungen 
zu beantworten. Herr Abg. Laſchewski führte aus, daß 
wir Sozialdemokraten ebenfalls an dem monatelangen 
Schacher um die Senatorenſitze beteiligt geweſen 
wären. Das Gegenteil iſt richtig, Herr Abg. La⸗ 
ſchewski, Sie haben hier ſcheinbar bewußt die Un⸗ 
wahrheit geſprochen; denn Ihnen war bekannt, daß 
die bürgerlichen Parteien miteinander drei Monate 
lang zur Beendigung der Regierungskriſe Verhand⸗ 
lungen geführt haben, jedoch vergebens. Erſt nachdem 


5 die Sozialdemokraten die Aufforderung erging, an 


en Verhandlungen teilzunehmen und in die Koali⸗ 
tion einzutreten, war die Regierungskriſe in 14 Tagen 
gelöſt. Ferner möchte ich den Kommuniſten bekannt 
geben, daß das Regierungsprogramm, das die Sozial⸗ 
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terkeit bei den Kommuniſten. — 
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(Mau, Abgeordneter.) 

demokratie aufgeſtellt hatte, von den Koalitionspar⸗ 
teien in allen Stücken anerkannt worden iſt. Ich ver⸗ 
weiſe auf die Regierungserklärung, die ja zum über⸗ 
aus größten Teil faſt inhaltlich mit den Forderungen 
der Sozialdemokratie übereinſtimmt. Herr Laſchewski 
meinte nun, es würde trotzdem nichts anders werden. 
(Zweifeln Sie daran? bei den Kommuniſten.) Ich 
möchte doch die Kommuniſten darauf aufmerkſam 
machen, daß ſich die Koalition verpflichtet hat, erſtens 
den Achtſtundentag weiter zu ſichern, zweitens die 
geſetzlichen Unterlagen für die Betriebsausſchüſſe zu 
ſchaffen, drittens die Arbeiterkammern zu erſtreben, 
viertens die Reorganiſation der Verwaltung durchzu⸗ 
führen, fünftens den Ausbau der ſozialen Fürſorge zu 
verwirklichen, ſechſtens den Steuerabbau zu ermögli⸗ 
chen, ſiebentens den Abbau der Schupo durchzuführen, 
achtens die produktive Erwerbsloſenfürſorge einzu⸗ 
führen, und neuntens haben ſich die Koalitionsparteien 
verſtändigt, das Arbeitsdienſtpflichtgeſetz zu beſeitigen. 
Ich frage nun die Kommuniſten, iſt das nichts? Alle 
die von mir aufgeführten Dinge ſind doch Probleme, 
die ſich einzig und allein zu Gunſten der Arbeiterſchaft 
auswirken werden. (Zwiſchenrufe bei den Kom⸗ 
muniſten.) Allerdings werden wir über die Frage des 
Achtſtundentages mit den Kommuniſten nie einig 
werden. Wenn die Kommuniſten einen Anterſchied 
zwiſchen dem ſtarren und nicht ſtarren Achtſtundentag 
machen, ſo vermögen wir nicht einzuſehen, was damit 
geſagt werden ſoll. Wir wiſſen ganz genau, daß gegen⸗ 
wärtig bei der wirtſchaftlichen Kriſe die Arbeiter in 
ihrer Not freiwillig den Achtſtundentag gegen den 
Willen der Gewerkſchaftsführer übertreten. (Hei⸗ 
Abg. Klapps: Wir 
werden uns eines Tages ſprechen.) Wir bedauern 
es, daß der Einfluß der Gewerkſchaftsführer nicht ſo 
weit reicht, dies zu verhindern. Sie wiſſen das auch 
und Ihre Anhänger ſind es geweſen, die den Achtſtun⸗ 
dentag überſchreiten. 


Wir Sozialdemokraten vertreten die Anſicht, daß 
es zunächſt notwendig iſt, eine Belebung der Wirtſchaft 
herbeizuführen, weil auf dieſem Wege indirekt die 
Durchführung des ſtarren Achtſtundentages garantiert 


wird, und weil wir auch die Auffaſſung vertreten, daß 


die Arbeiterſchaft zu Zeiten der wirtſchaftlichen Hoch⸗ 
konjunktur ihr Recht am beſten behaupten kann. 
(In der Praxis ſagt Ihr etwas anders! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Erfreulicherweiſe hat der Kollege La⸗ 
ſchewski aber erklärt, daß die Kommuniſten allen Be⸗ 
ſtrebungen der neuen Koalition, die die Verbeſſerung 
der Lage der arbeitenden Bevölkerung herbeiführen 
ſoll, ihre Zuſtimmung geben wollen. (Jawohl! bei 
den Kommuniſten.) Dann mache ich Sie darauf 
aufmerkſam, daß Sie allem zuſtimmen müſſen, was ich 
als Programm der neuen Koalitionsparteien wieder⸗ 
gegeben habe, d. h., daß Sie für das Koalitions⸗ 
programm ſtimmen müſſen. (Abg. Kreft: Wir wer⸗ 
den ſehen, ob Sie das durchführen werden! Wir wer⸗ 
den an das Programm anknüpfen!) Herr Abg. 
Laſchewski kündigte ein ſcharfes Vorgehen gegen die 
militariſtiſchen Verbände an. Wir haben dieſe For⸗ 
derung auch in das neue Regierungsprogramm mit 
aufgenommen. Allerdings vertreten wir Sozialdemo⸗ 
kraten die Anſicht, daß Ausnahmegeſetze unter keinen 
Umſtänden, auch nicht gegen die militariſtiſchen und 
fasziſtiſchen Organiſationen, erlaſſen werden dürfen. 
(Da haben wir es! und Zwiſchenrufe bei den Kommu⸗ 
niſten.) Wenn Ausnahmegeſetze beſchloſſen würden, 
dann würden dieſe ſich ebenſoſehr gegen die Kommu⸗ 
niſten, wie gegen die anderen militariſtiſchen Organi⸗ 
ſationen richten. (Aha! bei den Kommuniſten.) 
Um das zu verhindern, haben wir grundſätzlich erklärt, 
daß es Ausnahmegeſetze nicht geben ſoll und darf. Wir 
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verlangen aber von der Regierung, daß ſie mit allen 


ihr zu Gebote ſtehenden geſetzlichen Mitteln dieſe Be⸗ 
ſtrebungen der militariſtiſchen Organiſationen be⸗ 
kämpft, ganz gleich welcher Richtung. 

Dann hat der Kollege Laſchewski wiederum das 
Märchen von der Bekämpfung Rußlands aufgebracht. 
Er brauchte geſtern die ſonderbare Wendung (Na, 
iſt das nicht wahr? Schämen Sie ſich nicht, das zu 
bezweifeln? bei den Kommuniſten.), daß es das 
Beſtreben der neuen Regierung ſei, mit der polniſchen 
Regierung gemeinſam Sowjetrußland zu bekämpfen. 
(Und der deutſchen! bei den Kommuniſten.) Wie 
kann man ſolch einen Anſinn hier zum Ausdruck brin⸗ 
gen? Aber ich kann die Kommuniſten beruhigen. 
Wir Sozialdemokraten und auch die Regierung wollen 
Sowjetrußland nicht bekämpfen. (Abg. Kreft: Und 
was macht Ihr in Deutſchland? Dem Sicherungspakt 
ſtimmen doch Eure Parteifreunde zu.) Wir fordern 
freundſchaftliche Beziehungen mit allen Nachbarſtaaten. 
Wir würden es begrüßen, wenn der Handel Rußlands 
für den Danziger Hafen und den Freiſtaat zu intereſ⸗ 
ſieren wäre. Zum Glück ſtehen ja die erſten Anfänge 
dieſer wirtſchaftlichen Beziehungen vor der Tür. Ich 
erinnere daran, daß es in der künftigen Meſſe eine 
ruſſiſche Abteilung geben wird. (Abg. Klapps: Das 
hat noch die alte Regierung gemacht! Das ſind die 
Leute, die von Rußland noch Profite wollen!) 

Ganz entſchieden muß ich aber die Angriffe des 
Herrn Laſchewski gegen die polniſchen Sozialdemokra⸗ 
ten zurückweiſen. Er macht dieſen zum Vorwurf, daß 
ſie die Verfolgung der Kommuniſten in Polen veran⸗ 
laßt hätten. (Abg. Klapps: Die Sozialdemokraten 
in Polen ſind die ſchlimmſten, noch ſchlimmer als in 
Deutſchland!) Sehr ſchlecht will die eine Notiz in 
der „Robotnik“ mit dieſer Behauptung übereinſtim⸗ 
men. Das ſozialiſtiſche Blatt Polens, die „Robotnik“, 
nimmt jetzt gegen die Art der Standgerichtsjuſtiz 
Stellung. (Abg. Liſchnewski: Erſt als die Kommu⸗ 
niſten ermordet waren, nahmen ſie Stellung!) 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Liſchnewski, ich 
bitte Sie, ſich zu mäßigen, ich müßte Sie ſonſt zur 
Ordnung rufen. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.): Ich kann es gar 
nicht begreifen, daß man ſich in dem Moment erregt, 
wo die Sozialdemokraten gemeinſchaftlich mit den 
Kommuniſten eine derartige Juſtiz ablehnen. (Zu⸗ 
ruf bei den Kommuniſten.) Das ſozialiſtiſche Blatt 
„Robotnik“ nimmt gegen dieſe Art der Standgerichts⸗ 
juſtiz Stellung und betont vor allen Dingen, daß 
durchaus mit zweierlei Maß gemeſſen wird. Weder 
der Mörder des erſten polniſchen Staatspräſidenten, 
noch der Mörder Baginski's, der Bolſchewiſt Mu⸗ 
rawski, wurden vor ein Standgericht geſtellt, dagegen 
werden Kommuniſten ſtändig abgeurteilt, und zwar 
ſogar ohne gründliche Vorunterſuchung; denn einen 
Einſpruch gegen das Urteil gibt es nicht. Das Blatt 
weiſt darauf hin, daß Polen dem Auslande gegenüber 
ſchließlich als das Land der Todesurteile gelten müſſe, 
und daß man unnötige Märtyrer ſchaffe. 

Meine werten Herren Kommuniſten, nicht nur in 
Polen, ſondern in allen Ländern haben ſich die Sozial⸗ 
demokraten gegen die gewaltſame Unterdrückung der 
Kommuniſten gewandt. Aber wir wenden uns auch 
gegen die Schandjuſtiz in Rußland. Hunderte von 
Sozialiſten ſind in Rußland erſchoſſen oder nach Si⸗ 
Dirien verbannt worden. Tauſende von Sozialdemo⸗ 
kraten ſchmachten jetzt noch in ruſſiſchen Gefängniſſen. 
Auch dagegen nehmen wir Stellung und erheben 
(Seht Euch die 600 politiſchen Gefangenen 
in Polen an, wer iſt ſchuld daran, die Sozialdemokra⸗ 
tie! bei den Kommuniſten.) 
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(Abg. Klapps: Bei den Todesurteilen in Leipzig 
haben ſozialdemokratiſche Richter mitgewirkt!) 

Vizepräſident Splett: Ich bitte doch, ſich in den 
1 etwas zu mäßigen. Herr Abg. Mau hat das 

ort. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.): Ferner möchte ich 
die Kommuniſten auf ihr letztes Wahlprogramm auf⸗ 
merkſam machen. Bei den letzten Volkstagswahlen 
haben die Kommuniſten ein Plakat angeklebt, auf dem 
ihre ſieben wichtigſten Forderungen veröffentlicht 
wurden. Die erſte dieſer Forderungen lautete: „Wir 
fordern Zurückdrängung des deutſchnationalen Ein⸗ 


fluſſes im Senat!“ Alles das, was Ihr Kommuniſten 


mit dem Munde fordert, ſetzen wir praktiſch durch. 
Jetzt, wo wir den deutſchnationalen Einfluß im 
Senat zurückgedrängt haben, ſchimpfen die Kommuni⸗ 
ften auf die Sozialdemokraten, daß fie es getan haben. 
Alſo Sie ſehen, daß wir es den Kommuniſten niemals 
recht machen können. - 

Damit werde ich die Kommuniſten verlaffen, um 
mich jetzt den Deutſchvölkiſchen zuzuwenden. Es war 
vorauszuſehen, daß die Deutſchvölkiſchen zu dem Re- 
gierungsprogramm nicht fachlich Stellung nehmen 
würden, da ſie dazu nicht fähig ſind. Sie bekämpfen 
die Regierung lediglich darum, weil zwei Juden darin 
iind. Deshalb brauchen wir keine Deutſchvölkiſchen, 
zumal ſie jetzt in den Deutſchnationalen eine heftige 
Konkurrenzpartei gefunden haben. 

Dem Abg. Rahn möchte ich erwidern, daß es wohl 
richtig iſt, daß ſi in einer Koalitionsregierung 
ſchließlich alle Parteien auf ein Kompromißprogramm 
einigen müſſen. Selbſt wenn das in der Frage der 
Kaſernierung der Schupo nicht erreicht worden wäre, 
jo ſtände doch dieſer Forderung immerhin die Unmög- 
lichkeit entgegen, bei dem gegenwärtigen Wohnungs⸗ 


mangel eine weſentliche Aenderung herbeizuführen. 


Vom Herrn Abg. Weiß vom Zentrum hätte ich 
etwas mehr Liebe zur neuen Koalition gewünſcht. Wir 
verſtehen es, daß das Zentrum ſich zum Teil für die 
Solitif der bisherigen Regierung mit verantwortlich 
fühlt. Aber immer haben wir Sozialdemokraten zum 


Ausdruck gebracht, daß das Zentrum in der alten Re⸗ 


erung eine ohnmächtige Minderheit war und ſtets 
üderſtimmt wurde. Wir wiſſen, daß das Zentrum 
einesfalls alle Machinationen der militäriſchen Ver⸗ 
ande im Freiſtaat gebilligt hat. Daher wäre es nicht 
notwendig geweſen, daß der Kollege Weiß ſeine Liebe 
ür alten Koalition jo ſehr zum Ausdruck gebracht 
ütte, Sehr erfreulich war allerdings der Schluß 
einer Rede und auch die Rede des Vertreters der 
Liberalen Fraktion, weil ſowohl Herr Abg. Weiß als 
auch Herr Abg. Dr. Wagner ganz energiſch die natio⸗ 
Hal Verdächtigungen der Deutſchnationalen zurüd- 
ejen. 


Ich wende mich nun zu Herrn Abg. Dr. Ziehm, dem 
geweſenen Vizepräſidenten des Senats. (Abg. 
ahn Dem Totengräber des Freiſtaats!) Er hat 
feine Schmerzen über das Ausſcheiden der Deutſch⸗ 


nationalen aus dem Senat ſehr deutlich zum Ausdruck 


gebracht. Damit wollte er wohl den Beweis erbrin⸗ 
Ei daß die von den Sozialdemokraten ſtändig aufge⸗ 
Kelte Behauptung ſtimmt, daß die Deutſchnationalen 
ihre Tätigkeit lediglich zur Wahrnehmung perſönlicher 
1 beſonders beim Behördenaufbau, ausgeübt 
1 A Herr Abg. Ziehm jagte ferner, die Krije jei 
1 at, die Krije beginne aber wieder. Damit drückte 
8 G daß die Deutſchnationalen alles daran ſetzen 

0 1 ihre einſeitige Machtpolitik zugunſten des 

üdbeſitzes und zum Schaden der Bevölkerung, ſo⸗ 


ba es ihnen gelingt, wieder zur Durchführung zu 
i (Den Vorſitz übernimmt Vizepräfident 
Ich kann Herrn Abg. Dr. Ziehm mit den 


ringen. 


ten. 


Worten des Abg. Weiß antworten. Wenn man eine 
R egierungskriſe herbeiführen will, muß man 
wiſſen, was dann kommen ſoll. Die Sozialdemokratie 
lehnt die große Koalition ab, die auch jetzt in 


letzter Stunde ſehr ungeſchickter Weiſe von Herrn Abg. 


Weiß noch einmal berührt wurde. (Abg. Raſchke: 
1 beſteht doch, Herr Dr. Frank iſt doch deutſchnatio⸗ 
nal! s 


Wenn ſchon die rein bürgerliche Koalition nicht 
zuſtande kam, weil die Gegenſätze zwiſchen den Libera- 
len und den Deutſchnationalen nicht zu überbrücken 
waren, dann ſoll man es doch endlich begreifen, daß 
es eine große Koalition nicht geben kann. Wenn ſchon 
die Gegenſätze zwiſchen den bürgerlichen Parteien 
nicht zu überbrücken ſind, zwiſchen den Sozialdemokra⸗ 
ten und den Deutſchnationalen ſind ſie dann erſt recht 
nicht zu überbrücken. Aus dieſem Grunde ſollten ſich 
die künftigen Kriſenmacher bewußt ſein, daß ſie dieſe 
Einſtellung der Sozialdemokratie mit in Rechnung 
ſtellen müſſen. Der Kampf der Deutſchnationalen 
gegen das Programm der jetzigen Regierung dürfte 
das ja reſtlos beweiſen. Wir Sozialdemokraten kön⸗ 
nen aber auch nicht anerkennen, daß die rein bürger⸗ 
liche Koalition, wie Herr Ziehm ſagte, dem Willen der 
Wähler entſprochen hätte. Die Arbeiterwähler des 
Zentrums und der Polen, die Angeſtellten⸗ und Be⸗ 
amtenwähler der liberalen Partei und die Wähler 
der ſozialdemokratiſchen Partei verbinden gemeinſame 
wirtſchaftliche Intereſſen, ſo daß man ohne weiteres 
ſagen kann, daß die beſtehende Koalitionsregierung 
dem Willen der Mehrheit des Volkes entſpricht. Die 
Wahrung der nationalen Eigenheit 
des Volkes ift ja gerade durch die über nation a⸗ 
liſtiſchen Kundgebungen der deutſchnationa⸗ 
len Verbände und ihrer Hintermänner, Stahlhelm, 
Jungdo uſw. aufs ſchwerſte gefährdet wor⸗ 
den. Ganz beſonders iſt die Gefährdung des Freiſtaa⸗ 


tes durch die Verwarnung zutage getreten, die 


der Präſident des Senats in Genf gegen dieſes natio⸗ 
naliſtiſche Treiben erhalten hat. Es iſt notwendig, 
daß auch dieſe Tatſache immer wieder in Erinnerung 
gerufen wird, weil die Deutſchnationalen und 
Herr Dr. Ziehm ſich gegen den Satz des Regierungs⸗ 
programms, betreffend des an den Abgrundbringens 
des Freiſtaates gewandt haben. Der Freiſtaat hat ſehr 
oft vor dem Abgrund geſtanden. Aus dieſem Grunde 
billigen wir dieſen Satz der Regierungserklärung aus⸗ 
drücklich. Ich erinnere daran, daß die Stahlhelmver⸗ 
bände auch jetzt noch allmonatlich bei Käſemark am 
Weichſeldamm Nachtſchießübungen abhalten. Ich er⸗ 
innere daran, daß bei Suckſchin Arbeiter durch mit 
Gewehren bewaffnete Faſchiſten auseinandergetrieben 
wurden, ich erinnere daran, daß die Zoll- und Poſtbe⸗ 
amten noch kürzlich bei Stangenwalde einen Umzug 
mit Gewehren gemacht haben. Was ſollen alle dieſe 
militäriſchen Spielereien? Sie richten ſich doch indirekt 
gegen Polen. Dadurch iſt doch erſt die wirtſchaftliche 
Verſtändigung mit Polen verhindert worden. Sie 
haben deshalb den Freiſtaat an den Rand des Ver⸗ 
derbens gebracht und ſeinen Beſtafd jehr oft gefährdet. 
Herr Dr. Ziehm entrüſtete ſich darüber, daß die Regie⸗ 
rungserklärung von Illoyalität der alten Regierung 
als Vertragskontrahent geſprochen hätte. Auch dieſen 
Satz unterſtreichen wir nachdrücklichſt, denn dieſe mili- 
täriſchen Spielereien waren Vertragsverſtöße, die ſich 
gegen Polen richteten, und die eine illoyale Handlung 
der Danziger Regierung gegen die polniſche darſtell⸗ 
Wir erwarten deshalb, daß die Regierung mit 
allen geſetzlichen Mitteln dieſem Unfug entgegentritt. 
Ich möchte die Deutſchnationalen auch daran erinnern, 
daß, wenn dieſe Kataſtrophenpolitik der alten Regie⸗ 
rung weiter getrieben worden wäre, und wenn eines 
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Tages das Schickſal Danzigs beſiegelt geweſen wäre, 
dann dieſe Leute den Danziger Staub ſehr ſchnell von 
den Pantoffeln geſchüttelt hätten. Wir ſtehen auf 
dem Standpunkt, daß es im Intereſſe der Er⸗ 
haltung des Freiſtaates notwendig 
war, die Koalitionsregierung zu bilden, da 
nur dieſe in der Lage iſt, die dauernde Gefähr⸗ 
dung des Freiſtaates, die durch die Unter- 
ſtützung der Deutſchnationalen gegenüber den milita⸗ 
riſtiſchen Verbänden herbeigeführt wurde, zu be- 
ſeitigen. 

Herr Abg. Dr. Ziehm ſprach auch von den guten 
Finanzen. Nach dem Finanzbericht, den Herr Dr. Volk⸗ 
mann den neuen Senatoren gegeben hat, hat Herr 
Dr. Ziehm bewußt die Unwahrheit geſprochen. Ich 
kann mir nicht denken, daß Herr Dr. Ziehm, der erſt 
zwei Tage vorher aus der Regierung ausgeſchieden 
war, nicht ebenſo gut über den Stand der Finanzen 
von Herrn Dr. Volkmann informiert worden war. 
Auch die abgedankten Senatoren mußten dieſen Stand 
der Finanzen kennen. Alles, was Herr Dr. Ziehm 
hier über den günſtigen Stand in ſeiner Rede zum 
Ausdruck gebracht hat, war eine bewußte Anwahrheit. 

Die Einführung der Währung haben die Deutſch⸗ 
nationalen gegen den Willen der Arbeiter um ein 
Jahr verzögert. Die Steuerkraft der Bevöl⸗ 
kerung haben die Deutſch nationalen 
überſchraubt. Dadurch ijt allerdings zeitwei⸗ 
ligein günſtiger Stand der Finanzen 
herbeigeführt worden. Die Folge war aber. eine 
Zerſtörung der Wirtſchaft. (Sehr gut! 
links.) Deshalb iſt der Behördenabbau und die Re⸗ 
organiſation der Verwaltung, die die neuen Koaliti⸗ 
onsparteien auf ihr Programm geſetzt haben, unbe⸗ 
dingt notwendig. Wir erwarten, daß ſie mit der 


(B) größten Beſchleunigung durchgeführt werden. Herr 


Dr. Ziehm glaubte als Beiſpiel für den günſtigen 
Stand der Danziger Finanzen das alte Verhältnis 
Weſtpreußens zu Deutſchland mit in Beweis ſtellen zu 
ſollen. Er ſagte, in Friedenszeiten wäre Weſtpreußen 
ein Zuſchußgebiet geweſen. Das ſtimmt, das gebe ich 
unumwunden zu. Das hatte aber ſeinen weſentlichen 
Grund darin, daß die Junker abſolut keine Steuern 
bezahlt haben. (Sehr gut! Sehr wahr! links.) 
Der Zuſtand war ſo, daß vielfach von uns feſtgeſtellt 
wurde, daß der Kutſcher auf dem Bock mehr Steuern 
zahlte, wie der Herr in der Kutſche. Daß bei einer 
ſolchen loddrigen Steuerverwaltung gegenüber den 
beſitzenden Klaſſen unſer Gebiet ein Zuſchußland war, 
iſt erklärlich. Aber dieſe Rechnung des Herrn Abg. 
Dr. Ziehm iſt eine Milchmädchenrechnung. Wir ſind 
jetzt nicht Weſtpreußen, ſondern wir ſind Danzig und 
Freiſtaat. Wir ſind von Weſtpreußen abgetrennt und 
bilden eine Großſtadt mit einem ganz kleinen Land⸗ 
gebiet. Die früheren weſtpreußiſchen Verhältniſſe 
treffen demnach auf dieſes Gebiet mit der überwie⸗ 
gend ſtädtiſchen Bevölkerung abſolut nicht zu. Seine 
Schlußfolgerungen ſind deshalb vollſtändig irrig und 
unwahr. Trotz der angeblich guten Finanzen haben 
es die Deutſchnationalen unter der Regie des Herrn 
Abg. Dr. Ziehm doch fertiggebracht, beim Aufwer⸗ 
tungsgeſetz die 44 000 Sparer vollſtändig zu verraten 
und zu verkaufen. Mit Herrn Abg. Dr. Ziehm ſind 
wir darin einig, daß der Behördenaufbau in den 
meiſten Fällen eine Folge der Inflationszeit war. 
Aber mit uns hätte dann Herr Abg. Dr. Ziehm daraus 
die Schlußfolgerungen ziehen müſſen, daß das, was 
infolge der Inflation künſtlich aufgebläht ift, in einer 
Zeit ſtabiler Währung auf das natürliche Maß abge⸗ 
baut werden muß. Aus dieſem Grunde erwarten wir, 
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daß hier ein ſchneller Eingriff vorgenommen wird. 
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Wir wünſchen, daß die Eingemeindungs⸗ 
frage von der neuen Regierung möglichſt bald er⸗ 
ledigt wird, weil mit dieſer Frage die Schaffung des 
neuen Kreistagswahlgeſetzes zuſammenhängt und 
wir Sozialdemokraten unbedingt darauf beſtehen 
müſſen, daß in nicht zu ferner Zeit die Kreistagswahl⸗ 
geſetze geſchaffen werden. Das iſt notwendig, um der 
Sabotage der Kreisverwaltungen zu begegnen, die be⸗ 
ſonders in den Wintermonaten einſetzt. Herr Abg. 
Dr. Ziehm fragte dann, mit welchen Mitteln die 
Wirtſchaft gefördert werden ſoll. Die Antwort darauf 
hat die Regierung bereits gegeben. 1. Durch Steuer⸗ 
erleichterung, 2. durch die Verſtändigung mit Polen, 
durch die verſucht werden ſoll, Abſatz für die Danziger 
Produkte zu finden. Herr Dr. Ziehm meinte, die Polen 
würden nichts um der ſchönen Augen der Herren 
Dr. Neumann und Dr. Kamnitzer willen tun. Für 
uns war dieſe Feſtſtellung ſehr intereſſant, weil damit 
der Redner der Deutſchnationalen Partei offiziell ver⸗ 
kündet hat, daß die Deutſchnationalen Antiſemiten 
ſind. Wir werden dieſe Feſtſtellung in der Zukunft ge⸗ 
bührend zu verwerten wiſſen. Auch wir ſind der Auf⸗ 
faſſung, daß nicht um der ſchönen Augen einiger Sena⸗ 
toren willen die Verſtändigung mit Polen erreicht 
wird. Vielmehr liegt es im eigenen Intereſſe der 
polniſchen Wirtſchaft, daß der Export und Import 
Polens durch das Zollinland bis zum Danziger Hafen 
geleitet wird, weil damit die polniſche Wirtſchaft ge⸗ 
fördert wird. Herr Dr. Ziehm rechnete dann aus, daß 
der Anteil des Freiſtaates an den Zoll⸗ 
einnahmen um die Hälfte zu gering ſei. Ich frage 
die Deutſchnationalen, die ſeit dem Beſtehen des 
Freiſtaates die Regierungsgewalt in den Händen 
hatten, weshalb ſie denn dieſem Zollabkommen ihre 
Zuſtimmung gaben, und weshalb fie denn 
dieje ſchein bare Ungerechtigkeit 


nicht ſchon längſt geändert haben. Solche 


Forderungen können jedoch nur erhoben werden, wenn 
einwandfreies ſtatiſtiſches Material vorliegt, nicht 
durch inhaltloſe Aufſtellungen. Die Methode des ge⸗ 
genſeitigen Ueberliſtens in der äußeren Politik lehnen 
wir Sozialdemokraten ab. Herr Dr. Ziehm meinte 
dann weiter, die Sozialdemokraten hätten auf ihr 
Wirtſchaftsprogramm verzichtet. Darauf kann ich 
Ihnen antworten, daß wir genau wiſſen, daß eine 
Sozialiſierung der Produktion nur im Zuſammenhang 
mit den Wirtſchaftsorganiſationen der Nachbarländer 


durchgeführt werden kann. Eine ſozialiſtiſche Inſel, 


umgeben von kapitaliſtiſchen Ländern iſt nicht möglich. 
Trotzdem werden wir aber nicht aufhören, ſozialiſtiſche 
Gegenwartsarbeit zu leiſten. In dieſen Rahmen fällt 
auch unſer Eintreten für die Verſtaatlichung der 
Waſſerkräfte, die erreicht wurde, für die Kommunali⸗ 
ſierung der Straßenbahnen, Gas⸗ und Elektrizitäts⸗ 
werke in den Gemeinden. Das Darniederliegen der 
kapitaliſtiſchen Produktionsbetriebe iſt doch der beſte 
Beweis für die Richtigkeit der Marxiſtiſchen Theorie. 
Die Expropriation der Expropriateure ſchreitet rüſtig 
vorwärts Die Großen freſſen die Kleinen auf. Herr 
Abg. Rahn betonte ſchon im vorigen Jahre ſehr richtig, 
daß, wenn die hieſigen Großbanken auf Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen gegenüber der Wirtſchaft ber 
ſtänden, 90 Prozent der Firmen kaputt gehen würden. 
Deutlicher kann wohl der Bankerott der kapitaliſti⸗ 
ſchen Produktionsordnung nicht geſchildert werden. 


Dieſer Zuſtand zwingt die Anhänger der bürgerlichen 


Geſellſchaftsordnung im Intereſſe des Allgemeinwohls, 
von Zeit zu Zeit der Verſtaatlichung oder der Kommu 


naliſterung beſtimmter Produktionsbetriebe ſelbſt zu⸗ 
zuſtimmen. Das iſt ja auch hier in Danzig der Fall 


geweſen. Sie ſehen alſo, wir ſtecken mitten und tief in 


der Entwicklung zur ſozialiſtiſchen Produktionsord⸗ * 4 
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nung. Aber was verſteht Herr Dr. Ziehm vom 
Marxismus. Auf ihn iſt das Sprichwort anzuwenden: 
„Wat de Bur nicht kennt, dat frett hei nich.“ (Sehr 
gut! links.) 


Herr Abg. Dr. Ziehm hat dann über die ſtarke Be⸗ 
laſtung der Arbeiter geklagt, die durch Einfüh⸗ 
rung der Geſetze über Arbeiter, Be- 
triebsausſchüſſe und Kammern ent⸗ 
ſtehen. Herr Dr. Ziehm als Führer der Deutſchnatio⸗ 
nalen hatte zur Zeit der wirtſchaftlich beſſeren Kon⸗ 
junktur, die wir ſchon zeitweilig im Freiſtaat gehabt 
haben, Gelegenheit genug, endlich dieſe in der Ver⸗ 
faſſung feſtgelegten Rechte der Arbeiter durchzu⸗ 
führen. Alljährlich haben wir während der fünf⸗ 
jährigen Regierungsperiode des Herrn Dr. Ziehm die 
Forderung auf Einführung dieſer Geſetze geſtellt. Trotz 
der nach Ihrer Auffaſſung günſtigen Finanzlage haben 
Sie dieſen Forderungen niemals ſtattgegeben. Es ijt 
kennzeichnend, für die Arbeiterfeindlichkeit der 
Deutſchnationalen Partei, daß ſie den Arbeitern nicht 
einmal die in der Verfaſſung feſtgelegten Rechte zuge⸗ 
ſtehen will. Herr Dr. Ziehm ſprach von den läſtigen 
Feſſeln der Revolution, die beſeitigt werden ſollen. 
Alſo der Achtſtundentag, das demokratiſche Wahlrecht, 
alle die Einrichtungen, die wir mit Hilfe der Revo⸗ 
lution geſchaffen haben, ſollen beſeitigt werden. Bru⸗ 
taler iſt wohl noch nie der Herrenſtandpunkt der alten 
Sippſchaft im Volkstag zum Ausdruck gekommen als 
durch dieſe Forderung. Hierbei dürfte der Handels⸗ 
kammerpräſident Herr Klawitter Pate geſtanden 
haben. Aber es wird vergebliches Bemühen fein, 
Herr Dr. Ziehm. Die Arbeiterſchaft des Freiſtaates 
wird ſich niemals dieſe Rechte der Revolution rauben 
laſſen. Die Erwerbslosigkeit ijt gegenwärtig größer, 
als Herr Abg. Ziehm zugeben will. Deshalb 
hinken ſeine Vergleiche mit England ganz gewaltig. 
Ein Märchen iſt es aber, wenn Herr Dr. Ziehm von 


der großen Zahl der Arbeiter der Staatsbetriebe in, 


Friedenszeit ſpricht und ſie als Maßſtab für die Beur⸗ 
teilung der Größe der gegenwärtigen Erwerbsloſigkeit 
anziehen will. In Friedenszeit waren auf der Danzi⸗ 
und in der Eiſenbahnhauptwerkſtätte 
3800 Arbeiter und Beamte beſchäftigt. Dieſe Anzahl 
don Arbeitern und Beamten find in beiden Betrieben 
zuſammengenommen auch gegenwärtig noch beſchäf⸗ 
tigt. (Sehr richtig!) Alſo iſt auch in dieſem 
Falle die Schlußfolgerung des Herrn Dr. Ziehm voll⸗ 
dig irrig und unwahr. (Dr. Ziehm, Abgeord⸗ 
Aber Zur Zeit der Errichtung des Freiſtaates? — 
bg. Rahn: Er kommt vom Mond!) Herr Dr. 
daa ſagte weiter, daß die Selbſtändigkeit des Frei⸗ 
5 
droht würde. Herr Dr. Ziehm, wenn die Selbſtändig⸗ 
nach Ihrer ſtaatspolitiſchen Auffaſſung 
vom Beſtande der Schupo abhängig gemacht werden 
oll, dann wäre es um den Beſtand des Freiſtaates 
Du lich ſehr jchlecht beitellt. (Sehr richtig Tints.) 
der 8 auch eine völlige Verkennung der Aufgaben 
b Bevis wie jie Herr Dr. Ziehm zum Ausdruck ge- 
and hat. Die Selbständigkeit Danzigs wird geſchützt 
e P durch die disziplinierte und orga- 
. rbeiterſchaft und durch die Politik der Ver⸗ 
1 igung gegenüber Polen. Deshalb liegt ein 
cer Abbau der Schupo im Intereſſe der 
euerzahler und der Selbſtändigkeit des Freiſtaates 
Stelle Herr Dr. Ziehm entrüſtete fiH über die 
ale des Regierungsprogramms, die von der natio- 
alen Verhetzung in der Schule ſprach. Er ſagte, eine 
nationale Verhetzung in der Schule gäbe es nicht. 


$ = Dr. Ziehm, wir billigen auch dieſe Stelle des 
egterungsprogramms ausdrücklich und find wieder- 
t, den Beweis i 


für die Richtigkeit dieſer Be- 


der Leitung des Herrn Broſinski 


durch den Abbau der Schupoorganiſation be⸗ 


hauptung zu führen. Aus dieſem Grunde werde ich 
mit Erlaubnis des Herrn Präſidenten Ihnen einzelne 
Fälle der nationalen Verhetzung in der Schule ſchil⸗ 
dern. In Groß = Lichtenau im Kreiſe Großes Werder 
fand alle Jahre zu Weihnachten in der evangeliſchen 
Schule ein Feſt der Kinder ſtatt, wobei dieſe eine Be⸗ 
ſcherung erhielten. Weihnachten 1924 blieb dieſe 
Schulfeier aus, weil der Kriegerverein Groß⸗Lichtenau 
unter der Leitung des Amtsvorſtehers eine Weih⸗ 
nachtsfeier für ſeine Mitglieder veranſtaltete, an der 
die Schulkinder der erſten und zweiten Klaſſe der 
evangeliſchen Schule mitgewirkt haben. Die Kinder 
wurden gezwungen, während der Schulſtunden unter 
im Lokal des Gaſt⸗ 
wirts Schmidt Lieder für dieſe Feier des Kriegerver⸗ 
eins einzuüben. (Hört, hört! links.) Der Kreis⸗ 
ſchulinſpektor Weidemann, dem dieſer Zuſtand telefo⸗ 
niſch berichtet wurde, tat nichts, um die Schulkinder 
davon zu befreien. Als weiteres Beiſpiel der nationa⸗ 
len Verhetzung in der Schule, die der bisherige Senat 
duldete, diene das Geſchichtswerk von Bulda, in dem 
erſtens das Wirtſchaftsprogramm der Sozialdemokra⸗ 
tie lächerlich zu machen verſucht wird, zweitens der 
Anſchein erweckt wird, als ob die Sozialdemokratie 
die Veranlaſſung zum Attentat auf Wilhelm L ge⸗ 
weſen ſei, und drittens, die Dolchſtoßlegende gelehrt 
wird, (Der Unſinn ſteht da noch? links.), das 
noch in den Schulen benutzt wird. Ich werde 
dieſem Geſchichtsbuch, das unter Billigung des Senats 
von den Lehrern des Freiſtaates beim Geſchichtsunter⸗ 
richt verwandt wird, einige Stellen verleſen. Es wird 
höchſte Zeit, daß dieſes Buch ſofort zur Benutzung im 
Geſchichtsunterricht in allen Schulen des Freiſtaates 
unterſagt wird. Ich leſe mit Erlaubnis des Herrn 
Präſidenten eine Stelle vor: 
Die Sozialdemokratie. i 

Nun traten verſchiedene Männer auf, die da 
meinten, ſie würden die Not beſeitigen. Sie riefen 
den Arbeitern zu: Wer iſt an euerm Unglück ſchuld? 
Einzig und allein eure Arbeitgeber, die Fabrik⸗ 
herren. Ihr habt ihnen die Taſchen voll Geld ge⸗ 
füllt und jetzt kümmert ſich von dieſen Kapitaliſten 
niemand um euer Elend. Sie leben in Saus und 
Braus und ihr verhungert. Von wem erwartet ihr 
Hilfe? Etwa von der Regierung, vom Staat? Der 
ſteht auf Seiten der Kapftaliſten, darum müſſen 
wir ihn ſtürzen und einen anderen Staat errichten, 
einen ſolchen, der uns alle glücklich macht. Dieſe 
Lehre nennt man den Sozialismus und ihre An⸗ 
hänger ſind Sozialiſten und Sozialdemokraten. 

(Heiterkeit links.) Eine derartige Karikatur auf 
das Weſen der ſozialiſtiſchen Parteien iſt wohl noch 
kaum in einem Witzblatt erſchienen. Das gilt nun 
hier als die Grundlage der Lehrerſchaft, für die Ju⸗ 
genderziehung der Freiſtaatkinder. Wir verlangen 
natürlich, daß der Senat ſofort Schritte ergreift, damit 
dieſes Machwerk eines Herrn Bulda, eines Danziger 
Mittelſchullehrers, (Abg. Kloſſowski: Das auch 
noch!) endlich verſchwindet. Eine weitere Stelle, 
die die nationale Verhetzung in den Schulen mit 
unterſtützt, ijt folgende: 

Sie hatten aus der Heimat nicht den Willen 
zum Siege mitgebracht. Die Deutſchen waren kriegs⸗ 
müde geworden. In England und Frankreich hieß 
die Loſung durchhalten und kämpfen bis zum Siege, 
in Deutſchland Friede uſw. 


Dann heißt es weiter: 
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(0) 


aus 


(D) 


Der Kaiſer wurde gezwungen, der Krone zu ent- 


ſagen, er ging nach Holland. 
(Heiterkeit links.) Eine derartige Fälſchung der 
einfachſten Merkmale der Geſchichte, die der gegenwär⸗ 


tigen Generation doch bekannt ſind, ſollte wirklich in 


Geſchichtsbüchern der Danziger Schullehrer nicht vor- 
kommen. In einem weiteren Lehrbuch dieſes ſelben 
Herrn und eines anderen Mitarbeiters, in dieſem 


ee.‘ 


roten Heftchen, „Danziger Bürgerkunde“ genannt, 


— 
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A (Mau, Abgeordneter.) 
findet ſich bei der Schilderung der verſchiedenen politi- 
ſchen Parteien unter der Spalte der deutſchnationalen 
Partei als Lehre für die Bürgerkunde in der Schule 
folgende Iien gA 
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Weisheit: 
Die deutſchnationale Volkspartei 
- eine ſtarke Staatsgewalt. Die 
Volkspartei im deutſchen Reiche, die mit der hieſi⸗ 
gen innige Geſinnungsgemeinſchaft verbindet, er⸗ 
blickt in einem wiedererſtehenden Kaiſertum die 
der deutſchen Eigenart am beſten entſprechende 
Í Staatsform. f 
(Zwiſchenrufe links.) Hier in Danzig wird offen⸗ 
ſichtlich der Monarchie wiederum das Wort geredet: 
(Hier in Danzig! links.) 
Sie erwarten in ruhigem Vertrauen von der 
geſchichtlichen Entwicklung den Zuſammenſchluß des 
an Sprachgebiets in Mitteleuropa zum groß⸗ 
9910 N Kaiſerreich unter den Reichsfarben ſchwarz⸗ 
weiß⸗xot. 
Wenn eine derartige nationale Verhetzung der 
Schüler betrieben wird, dann iſt es allerdings höchſte 
Zeit, daß mit ihr aufgeräumt wird. Wir müſſen für 
eine ſchnelle und weſentliche Beſſerung auf dieſem Ge⸗ 
biet Sorge tragen. 

Den Deutſchnationalen möchte ich zum Schluß 
ſagen, daß wir Sozialdemokraten im Intereſſe der 
Erhaltung des Freiſtaates im Freiſtaat keine deutſche, 
ſondern eine Danziger Politik treiben wollen und 
treiben müſſen. Wir werden aus all dieſen Gründen 
mit der Oppoſition der Deutſchnationalen ſpielend 
fertig werden. Ich bin im Gegenteil der feſten Ueber⸗ 
zeugung, und an unſerm Willen ſoll es nicht fehlen, 
daß wir in einigen Monaten ſchon die neuen Kreis⸗ 
tagswahlen durchführen können. Dann werden 
wir den Deutſchnationalen zeigen, daß die nationale 
Verhetzung und Verblödung, die ſie hier fünf Jahre 
lang getrieben haben, nicht zu den Erfolgen geführt 
hat, die ſie erwartet haben. Die Einſicht, die jetzt bei 
der Mehrheit der Bevölkerung zur Bildung einer 
neuen Koalitionsregierung, zur völligen Aenderung 
der Politik des Freiſtaates geführt hat, wird auch die 
nationale Verblödung der Deutſchnationalen über⸗ 
winden. (Lebhaftes wiederholtes Bravo links.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat Herr Abg. 
Raſchke. ; 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H. 
Wenn wir die Ausſprache über die Regierungserklä⸗ 
rung verfolgen, ſo können wir feſtſtellen, daß ſich durch 
alle Reden wie ein roter Faden, erſtens die Untergra⸗ 
bung der Wirtſchaft, und zweitens des Staatsgebietes 
hindurchzieht. Alle Redner, mit Ausſchluß der Deutſch⸗ 
nationalen, die der Anſicht ſind, daß ſich die Wirtſchaft 
nach wie vor in ſtändiger Blüte befindet, haben 
erklärt, daß die Wirtſchaft am Boden liege. Auch wir 
ſind voll und ganz davon überzeugt, daß das zutrifft. 
Aber wir fragen, ob es jetzt das erſte Mal war. Wir 
entſinnen uns ganz genau, daß wir im Jahre 1918 
und 1923 ähnliche Verhältniſſe hatten. Wir wiſſen, 
daß jedes Mal die Deutſchnationalen bezw. Kapita⸗ 
liſten der bürgerlichen Kreiſe dieſe Zuſtände herbeige⸗ 
führt hatten. Sie waren es, die das Grab ſchaufelten, 
die vor dem Grabe ſtanden und das Proletariat er⸗ 
wartete, hineingeſtoßen zu werden. Was erlebten 
wir aber? Es kamen die Sozialdemokraten bezw. die 
Weimarer Koalition, riſſen die Kapitaliſten zurück 
und ſtießen die Arbeiter in dies Loch hinein. Heute 
trampeln die Konſervativen und die Kapitaliſten auf 
den Arbeitern herum. Dies hat ſich zwei Mal wieder⸗ 
holt und ſoll ſich jetzt in Danzig das dritte Mal wie⸗ 
derholen. Sie glauben helfen zu können, meine 
Herren Sozialdemokraten. Wenn man aus der Ge⸗ 
ſchichte lernen will, ſo braucht man nicht hundert 
Jahre zu warten, ſondern kann auch aus dem zwei⸗ 
oder dreijährigen Verlauf der geſchichtlichen Tat⸗ 


tritt ein für 
deutſchnationale 


. 


\ 


Freitag, den 28. Auguft 1925. 


ſachen lernen. Aber Sie haben weder aus dem Jahre 
1918 noch aus dem Jahre 1923 etwas gelernt. Sie 
werden auch von 1925 nichts lernen. (Abg. Hoff⸗ 
mann: Sehr richtig!) 


Die Urſache der Wirtſchaftskriſe und der Zuſam⸗ 
menbruch des Staates wird natürlich verſchieden aus⸗ 
gelegt. Herr Dr. Ziehm glaubt, einmal habe der ver⸗ 
lorene Krieg ſchuld, zum andern der Fortfall der 
Kriegs⸗Induſtrie, beſonders in Danzig bezw. in 


Deutſchland. Ein Trauerkloß, wer glaubt, die Wirt⸗ 


ſchaft nur durch Kriegsinduſtrie hochzubringen. Herr 
Abg. Dr. Ziehm hat im ſelben Atemzug die Erwerbs⸗ 
loſigkeit Englands, Frankreichs und Polens herange⸗ 
zogen. In dieſen Staaten beſteht nach wie vor eine 
Kriegsinduſtrie, die noch weit größer iſt als vor dem 
Kriege. So hat z. B. England für ſeine Kriegs⸗ 
induſtrie An Jahre 1913/14 86 028 000 Pfund aus: 
gegeben, jetzt im Jahre 1925 gibt England 167 127 000 
Pfund aus. Trotzdem müſſen wir feſtſtellen, daß Eng⸗ 
land 1% Millionen Erwerbsloſe hat. Frankreich hat 
1913/14 ausgegeben 1807 000 000 Francs für Kriegs- 
induſtrie. Heute gibt Frankreich rund 6 Milliarden 
aus. Und doch herrſcht eine große Arbeitsloſigkeit, ein 
großer Wirrwarr in ſeiner Wirtſchaft, Polen gibt 
heute nicht weniger als 750 Millionen Zloty für die 
Kriegsinduſtrie aus. Alſo können wir nach unſerer 
Meinung dem Rückgang der Kriegsinduſtrie abſolut 
nicht die Schuld beimeſſen, die ihm von Seiten der 
Deutſchnationalen beigemeſſen wird. Es iſt leicht, 
wieder für den Krieg zu blaſen, beſonders wenn es die 
Deutſchnationalen tun. Sie ſcheinen ſich allem An⸗ 
ſchein nach nur durch den Krieg ernähren zu können. 
Es ſind ſogar Tatſachen. Wir wiſſen ja, daß es ge⸗ 
rade Ihre Kreiſe waren, die es ſo ſchön verſtanden, ſich 
im Kriege geſund zu machen, abgeſehen von der In⸗ 
duſtrie, die ſich ja heute noch beſonders in deutſch⸗ 
nationalen Händen befindet und die ſich im Kriege 
geſundgeſtoßen hat. Auch die oberen Beamten waren 
mit dem Krieg ſehr zufrieden, insbeſondere dann, 
wenn ſie in der Etappe ſitzen konnten. Die Gehälter 
wurden weitergezahlt und es gab noch ein anſtändi⸗ 
ges Soldatengehalt, wenn der Betreffende Offizier 
war. Da kann man ſich wohl ſehr gut einen Krieg 
wünſchen, und iſt bemüht, einen neuen heraufzube⸗ 
ſchwören. Daß ſich dieſe Herren beſonders den Krieg 
wünſchen, kann ich an einem Beiſpiel zeigen. Gerade 
75 Dr. Ziehm hat ſich in der Etappe ſehr wohl ge⸗ 
ühlt. 
Es tut mir leid, daß er nicht anweſend iſt. Ja, es 
kommt darauf an, was man als Etappe anſieht. Herr 
Abg. Doerkſen, wenn Sie Herrn Dr. Ziehm fragten, 
würde er es beſtätigen. Ich kenne Herrn Dr. Ziehm in 
dieſer Beziehung nämlich ſehr genau, er war mein 
Kompagniechef. Nun wollen wir einmal unterſuchen, 
was Etappe iſt. (Dr. Ziehm war nicht Soldat! 
rechts.) Möglich, daß man für die Etappe auch 
Nicht⸗Soldaten verwandt hat. Kurz und gut, ich ſage 
Ihnen, daß ich mit Herrn Dr. Ziehm mindeſtens die 
erſten zwei Jahre zuſammengeweſen bin. Er war der 
Führer der 4. Infanteriemunitionskolonne des 17. 
Armeekorps. (Zwiſchenruf des Abg. Doerkſen.) 
Wenn ich mit Herrn Dr. Ziehm zwei Jahre zuſammen⸗ 
geweſen bin, ſo werde ich es wohl wiſſen. Machen Sie 
keine Redensarten. Er iſt Hauptmann der 4. In⸗ 
fanteriemunitionskolonne geweſen. Daß Herr Ziehm 
ein warmes Herz für ſeine deutſchen Brüder hatte, 
kann ich nicht behaupten, wir hatten im erſten Winter 
Standquartier vor Bolimow. Da gab es noch ziemli 
reichlich Vorräte. Die wurden herangefahren, 
nicht für die Soldaten, für die Gemeinen, nein, Herr 
Dr. Ziehm ſtand immer auf dem Standpunkt, daß die 


Ernährung in Deutſchland ſehr knapp war. Da wurde 2 


89 


(Abg. Doerkſen: Er iſt garnicht da gewejen!) 


. 
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aber 


E 


ie 


Volkstag Danzig. — 125. Sitzung. Freitag, den 28. Auguſt 1925. 


1769 


(a) Gaſchke, Abgeordneter.) 


alles, was herangefahren wurde, für die Kolonne 
verwahrt. Als wir im Frühjahr losrückten, wurden 
die Lebensmittel zentnerweiſe vor Bolimow vergra⸗ 


ben. Die Soldaten, beſonders ſeine, mußten hungern 


und auch öfters verdorbenes Fleiſch eſſen. (Das iſt 
die deutſchnationale Brutalität!) Wenn man ſolche 
Ausſichten für den Krieg hat, dann wünſcht man ſich 
wieder einen Krieg. 


Wir Kommuniſten wollen aber unterſuchen, wie 
das Wirtſchaftsverhältnis zu Polen weiter geſtaltet 
werden ſoll. M. D. u. H.! Es iſt hier von dem polni⸗ 
ſchen Abgeordneten erklärt worden, daß Polen in 
dieſer Beziehung mit der neuen Regierung loyal wirt⸗ 
ſchaften will. Wir ſind aber ſehr peſſimiſtiſch. 
Warum? Weil einmal Herr Abg. Moczynski hier 
nicht die polniſche Regierung vertritt. Er hat ſeine 
Erklärung nur als Abgeordneter abgegeben. Wir 
ſtaunen alſo, wenn die Sozialdemokratie und die 
neuen Koalitionsparteien hieraus die Schlüſſe ziehen, 
daß es in dieſer Beziehung beſſer werden würde. Das 
wäre zu wünſchen. Aber auch hier müßte die Sozial⸗ 
demokratie aus der Geſchichte lernen und erkennen, 
daß die heutigen imperialiſtiſchen Staaten noch nie 
einen kleinen Staat wie Danzig geſtützt haben. Sie 
ſtützen nicht einmal das große China, nicht einmal 
Marokko. Dort ſind ſie drauf und dran, das Land 
auszubeuten und ſich untertan zu machen. Sie glau⸗ 
ben, Polen würde in dieſer Beziehung nicht ſo rigoros 
vorgehen, ſondern nur Loyalität am Platze ſein 
laſſen. Wir ſtehen da auf einem anderen Standpunkt. 
Polen wird immer beſtrebt und bemüht ſein, Danzig 
ſo bald wie möglich in die Taſche zu ſtecken. Davon 
kann uns nichts abhalten, von dieſem Gedankengang 
können wir uns abſolut nicht trennen. Polen braucht 
heute unbedingt den Danziger Hafen und bringt nur 


(B) deshalb etwas Handel und Wandel hierher. Daraus 


kann man aber nicht ſchließen, daß es unbedingt gute 
Beziehungen mit Danzig haben will. Herr Abg. Rahn 
glaubte beſonders in dieſer Beziehung einhaken zu 
müſſen, und ihm als Wirtſchaftler und theoretiſchen 
Menſchen muß man es umſomehr verargen, daß er auf 
dieſe Brücke getreten iſt, von der er ſicher in nächſter 
Zeit wieder herunterſteigen wird. Wir ſagen alſo, daß 
Polen als imperialiſtiſcher Staat kein Intereſſe daran 
hat, das kleine Danzig beſtehen zu laſſen. Es hat 
kein Intereſſe daran, ſich hier etwa von der Danziger 

egierung befehlen zu laſſen, wie es den Hafen zu be⸗ 


nutzen hat und wie ſich ſein Handel und Wandel ab⸗ 


zuwickeln hat. Wir ſagen aber auch gleichzeitig, daß 
wir die Machinationen, die von den Deutſchnationa⸗ 
en Polen gegenüber getrieben werden, auch nicht 
Kbderſtützen können. Wenn es ſich um Polen und die 
onſervativen handelt, geht es letzten Endes nur um 
den Verdienſt, alles andere iſt dabei Nebenſache. Das 
Deutſchtum und der deutſchnationale Gedanke treten 
völlig in den Hintergrund. Ihnen iſt es nur darum 
8 tun, ſo zu beſtimmen, wie es Ihnen beliebt. Wenn 
ie hier die polniſche Konkurrenz ausſchalten könnten, 
ware Ihnen das ſehr wünſchenswert und Sie würden 
dann eventuel mit Polen ſehr gut wirtſchaften. 
Hauptſache iſt, daß Polen nichts anrührt, keinen Ton 
riskiert und der Danziger Kaufmann nur den Handel 
Über Polen und mit Polen betreibt. Das iſt letzten 
Endes Ihr Grundgedanke, wenn Sie ſich gegen Polen 
bellen und es bekämpfen zu mijjen glauben. Ich fage, 
a Polen haben ein Intereſſe daran, Danzig in die 
Taſche zu ſtecken, umſomehr, als ſie der Todfeind Sow⸗ 
karrußlands ſind. Nur um Rußland bekämpfen zu 
8 brauchen ſie Danzig, erſtens einmal 
10 „ und zweitens als Munitionslager⸗ 
u pA dann noch nebenbei, um es ſchön ausbeuten 


zu könn 


Er. IN shi de 


— 


als 


M. D. u. H.! Wenn Polen jo human und fo loyal 
gegenüber den Danziger Bürgern wäre, würde es 
dann 20 000 deutſche Arbeiter aus ſeinem Lande hin⸗ 
auswerfen? Dann wäre es nie dazu übergegangen, 
die Arbeiter ſo zu behandeln. Wir ſagen deshalb, die 
polniſchen Abgeordneten mögen vielleicht in dieſer Be⸗ 
ziehung anders eingeſtellt ſein, aber ſie haben keinen 
Einfluß auf ihre Regierung. Daher iſt es für uns ein 
Nonſens, wenn man erklärt, mit den Polen wird es 
jetzt beſſer gehen. 

Wir wollen noch unterſuchen, was bei der gegen⸗ 
wärtigen Koalition für die Arbeiter herausſpringt. 
Das Programm ſagt, daß Sie beſonders für den Auf⸗ 
bau der Wirtſchaft eintreten wollen. Wirtſchaftsdebat⸗ 
ten ſind im Volkstage ſchon öfter gehalten worden. 
Dabei wurde beſonders hervorgehoben, daß zur Wirt⸗ 
ſchaft auch die Arbeiter gehörten. Gerade die Sozial⸗ 
mokraten erklärten damals, Wirtſchaft heißt Arbei⸗ 
terſchaft und Kapital zuſammen, und dementſprechend 
müßte die Arbeiterſchaft ebenſo geſtützt werden, wie 
eventuell die Kapitaliſten. Geſtern, vorgeſtern und 
heute hat man jedoch von den Arbeitern nichts gehört. 
Es iſt nicht davon geſprochen worden, wie die Arbeiter⸗ 
ſchaft mit der Wirtſchaft zuſammenhängt. (Abg. 
Gehl: Das ſteht im Regierungsprogramm!) Es 
bleibt uns überlaſſen, darüber zu ſprechen. Die klei⸗ 
neren Sachen ſind für uns nicht maßgebend. Das iſt 
nur ein Sandindieaugenſtreuen. Wir haben alſo 
zu unterſuchen, was bei dieſer Koalition für die 
Arbeiter herauskommen wird. Wir müſſen da ſchon 
etwas zurückgehen, um feſtſtellen zu können, daß heute 
für die Arbeiterſchaft abſolut nichts herauskommen 
kann. Das wäre möglich, wenn die Parteien gegen⸗ 
über der Arbeiterſchaft heute noch ſo eingeſtellt wären, 
wie etwa vor 40, 50 oder mehr Jahren. Ich erinnere 
an die Liberale Partei, die im Jahre 1888 mit allen 
Mitteln beſtrebt war, etwas für die Arbeiterſchaft 
herauszuholen, die der Vorkämpfer für die Intereſſen 
der Arbeiter war. Heute allerdings ſieht die Sache 
anders aus. Wenn wir heute die Liberale Partei 
und ihre Führer unter die Lupe nehmen, ſo können 
wir- feſtſtellen, daß für die Arbeiter nichts heraus: 
kommt. Ich will Ihnen nur einen Namen nennen, 
meine Herren von der Liberalen Partei, nämlich den 
des Herrn Profeſſor Dr. Nos, Ihres Parteigenoſſen. 
Wie ſtellen Sie ſich zu ihm und wie ſteht er zu der 


Arbeiterſchaft? Herr Dr. Nos nimmt ein Blatt in 
der Danziger Geſchichte für ſich allein ein, und ein 


ziemlich großes Blatt. Was hat ſich dieſer Mann 
ſchon alles gegenüber ſeinen Arbeitern erlaubt, ſeit⸗ 
dem er Generaldirektor der Danziger Werft geworden 
iſt. Dieſer Mann mit ſeinem Anhang, Dr. Speidel, 
ich weiß nicht, ob das auch Ihr Parteifreund iſt, er⸗ 
klärte rund heraus: „Schiedsſprüche gibt es für mich 
nicht, ſo etwas erkenne ich nicht an, ich bin Herr im 
Hauſe, und wenn ihr noch ſo viele Schiedsſprüche fällt 
und für verbindlich erklären laßt. Mir iſt alles 
pipſchnutz, ich handle und wandle wie es mir gefällt.“ 
Wie dieſer Herr bemüht iſt, die Wirtſchaft aufzu⸗ 
bauen, darüber ließen ſich Bücher ſchreiben. Mir iſt 
folgender Fall gemeldet worden: Die Werft bekommt 
Waggons zu reparieren. Für dieſe Waggons werden 
ihr 400 Arbeitsſtunden gutgeſchrieben und ſie be⸗ 
kommt pro Arbeitsſtunde 95 Pfennig plus 250 Pro⸗ 
zent. Herr Dr. Nos gibt ſeinen Leuten nur 61 Pfen⸗ 
nig, ſteckt alſo einen ziemlich großen Profit in die 
Taſche. Außerdem ſind an den einzelnen Waggons, 
wenn es hoch kommt, zweihundert Stunden Arbeit. 
Es kommt auch vor, daß die 400 Stunden bei einzel⸗ 
nen Waggons verwandt werden müſſen. Das kommt 
aber bei 100 Waggons nur einigemale vor. Bei vielen 


ſind nur 200, 120 und 80 Stunden. Nun rechnen Sie 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 
ſich aus, meine Herren, wer den Profit in die Taſche 
ſteckt. Herr Profeſſor Dr. Noé, der Verwalter des 
internationalen Kapitals, iſt bemüht, dem interna⸗ 
tionalen Kapital auf Koſten der Danziger Arbeiter⸗ 
ſchaft die Dividende in den Hals zu werfen. (Sehr 
richtig!) f 

Aber Herr Profeſſor Dr. Nos geht noch weiter und 
ſagt, in Danzig ſei es nicht möglich, die Wirtſchaft auf⸗ 


zubauen. Warum nicht? Die Arbeiter taugten 
nichts. Derſelbe Herr Dr. Nos ekelt aber mit ſeiner 
Taktik die beſten Arbeiter aus dem Betriebe. Mein 


Nachbar hat z. B. 20 Jahre auf der Werft gearbeitet, 
jetzt iſt ihm das Arbeiten zum Halſe herausgekommen. 
Er war einer der tüchtigſten Arbeiter. Während des 
Krieges wurde er für den U-Bootbau reklamiert. Er 
hat die 20 Jahre zur Zufriedenheit der deutſchen 
Werft, als ſie noch deutſch war, und jetzt zur Zufrieden⸗ 
heit des Herrn Profeſſor Dr. Nos gearbeitet. Herr 
Noé war erſtaunt, daß dieſer Mann die Arbeit nieder⸗ 
legt. Das ſind die Folgen davon, wenn man ſo die 
Wirtſchaft aufbaut. So ſieht es auf der Werft aus. 
Was die ſchlechte Arbeit weiter anbetrifft, ſo darf 
man ſich darüber nicht wundern. Gerade das Akkord⸗ 
ſyſtem auf der Werft iſt dazu angetan, Pfuſcherarbei⸗ 
ten hervorzurufen. Den Leuten wird es direkt an die 
Hand gegeben, zu pfuſchen. Von 40 reparierten 
Waggons, die nach Dirſchau gingen, kamen 38 als 
mangelhaft zurück. Nun kommen Sie her und erklä⸗ 
ren, Polen wird Vertrauen zu uns haben, es wird 
uns ſeine wirtſchaftlichen Produkte bringen und uns 
Arbeit geben. M. H. von der Liberalen Partei, wenn 
Sie Ihren Herrn Profeſſor Dr. Noé weiter ſo wirt⸗ 
ſchaften laſſen, ſo wird die Wirtſchaftslage noch ſchlech⸗ 
ter werden. 

Es gehört aber auch die Zentrumspartei zur Koa⸗ 
lition. Für ſie trifft zu, was ich ſchon bei der Liberalen 
Fraktion erwähnte. Wir könnten nur Vertrauen zum 
Zentrum haben, wenn es noch das Zentrum wäre, wie 
es vor 60 oder 80 Jahren ausſah. Was ſchrieb damals 
der Biſchof Kettler in einem Buche, das 1864 erſchien, 


über die Arbeiterfrage und das Chriſtentum. 


„Für ſie, ſagt ſie, die Anhänger 


„Mag die Liberale Partei noch ſo viel von Ge⸗ 
werbefreiheit reden, für den Arbeiter, und das trifft 
auf alle Arbeiter der Welt in einem gewiſſen Alter 
zu, gibt es weder Freizügigkeit noch Gewerbefrei⸗ 
heit. Wenn er mit ſeiner Familie nicht verhungern 
will, ſo iſt er an einem beſtimmten Ort und an eine 
beſtimmte Fabrik gebunden. Er muß bei dem 
reichen Fabrikherrn arbeiten. Dies Muß ift für ihn 
ebenſo zwingend, wie für jeden Sklaven, dem man 
das Muß mit der Peitſche und Kette beibringt.“ 

(Sehr gut!) Damals konnte man ſagen, das Zen⸗ 
trum tritt für die Arbeiter ein. Das tat beſonders 
die „Weſtfäliſche Volkszeitung“ in den 80er Jahren. 
l des kapitaliſtiſchen 
Syſtems, ſind die Arbeiter nur Maſchinen und ihre 
einzige Moral iſt die Erzielung möglichſt hoher Divi⸗ 
denden. Dieſelbe Zeitung jagt am 29. Auguſt 1884: 

Der Schöpfer will wohl, daß der Menſch in har⸗ 
ter Arbeit ſein Leben zubringe, er will wohl, daß 
jedes Stücklein Brot im Schweiße des Angeſichts er⸗ 
worben und genoſſen werde. Aber er will nicht, daß 
der Arbeitergreis wie ein zuſchadengetriebenes 
Pferd irgendwo in einem Winkel vergehe, ohne daß 
ſich die Geſellſchaft, in deren Dienſt er feine Kräfte 
aufrieb, um ihn kümmert. 5 

(Sehr gut!) And heute das Zentrum? Was iſt 
heute aus dem Zentrum geworden? Nach der Revo⸗ 
lution, als es um den Achtſtundentag ging, da ſagte 
das Zentrum und beſonders der Führer des Chriſtlichen 


Metallarbeiterverbandes in einer Sitzung in Duis⸗ 


burg folgendes { 

„Wir chriſtlichen Arbeiter wollen nicht achtlos an 

den Schäden der Revolution vorübergehen. Das 

bischen Freiheit, das wir durch die Revolution ein⸗ 

gehandelt haben, wiegt nimmermehr das verhäng⸗ 

nisvolle Geſchenk des Achtſtundentages auf. Wir 
1 APRE 


8 


können heute den Achtſtundentag nicht ertragen. 
(Hört, hört! links.) Eine erheblich vermehrte 
Arbeitszeit iſt das Gebot der Stunde. Mit Be⸗ 
dauern muß ich feſtſtellen, daß deutſche Arbeiter zu 
einem internationalen Kongreß nach Genf gefahren 
ſind, und daß dort unſere Bergleute den Sechs⸗ 
ſtundentag fordern.“ 
Der „Bochumer Anzeiger“, aus dem ich die vorige 
Stelle verleſen habe, ſagt weiter: í 
„Das unglücklichſte, was uns die Revolution 
bringen konnte, ift die unterſchiedloſe Einführung 
des Achtſtundentages für alle Arbeiter und Angeſtell⸗ 
ten. Ich bin mir nicht im Zweifel darüber, daß 
heute Jatt alle denkenden Männer der Politik und 
Wirtſchaft, auch die maßgebenden Führer der Ar⸗ 
beiterſchaft, davon durchdrungen ſind, daß wir ohne 
Mehrarbeit nicht wieder hochkommen. 
Alſo, m. D. u. H., das Zentrum in dieſer Koalition 
und in der heutigen Zeit bürgt uns dafür, daß der 
Achtſtundentag in Bälde verſchwinden wird. (Dort, 
wo er noch beſteht, zum großen Teil iſt er ſchon weg! 
bei den Kommuniſten.) Darauf werde ich noch kurz 
zu ſprechen kommen. Aber warum führe ich dies alles 
an? Ich will damit ſagen, daß dieſer Weg, den das 
liberale Bürgertum und das Zentrum gegangen ſind, 
zu drei Vierteln auch von den Sozialdemokraten ge⸗ 
gangen wird. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten. 
— Das ſtimmt nicht! links.) And jetzt, m. H. von 
der Sozialdemokratie, Sie ſind bereit, auch noch das 
letzte Viertel zu geben. (Abg. Karſchefski: Keinen 
Schimmer!) Karſchefski, Du kannſt noch ſo viel mit 
den Ohren wackeln, es hat keinen Zweck. Ich will Sie 
nur an das Ermächtigungsgeſetz in Deutſchland erin⸗ 
nern, dem Sie auch Ihre Zuſtimmung gegeben haben. 
(Abg. Karſchefski: Das hat doch nichts mit dem Acht⸗ 
ſtundentag zu tun!) Das Ermächtigungsgeſetz war es 
gerade, das den Achtſtundentag aufhob. Inſofern, 
m. H. von der Sozialdemokratie, ſind Sie bemüht, das 
letzte Viertel zu geben, als Sie es heute mit den 
Forderungen der Arbeiterſchaft und mit dem Kampf 
gegen das Kapital nicht mehr ernſt nehmen. (Sehr 
richtig! bei den Kommuniſten.) Sie nehmen es in⸗ 
ſofern nicht mehr ernſt, als Sie Ihre Kräfte verzetteln. 
Ich erinnere Sie an die letzten Streiks. Es waren 
Teilſtreiks und ſie haben dazu geführt, daß die Arbei⸗ 
terſchaft in den meiſten Fällen der Leidtragende war. 
Ich weiß auch, m. H. Sozialdemokraten, es raſchelt 
etwas in den Blättern des Waldes. Sie ſtehen vor 
einem Streik auf der Danziger Werft. Man munkelt 
ſchon heute: „Wenn der Streik losgeht, dann nehmen 
wir erſt die Former heraus, dann den und dann den.“ 
Das ift nach unſerer Ueberzeugung ein Ausweichen 
des Kampfes. (Abg. Ed. Schmidt: Du biſt ja ein 
großer Schafskopfl) Danke, Herr Schafskopf! 
(Abg. Ed. Schmidt: Das war wieder ſehr ſchlau!) 
Wenn wir uns die Gewerkſchaften in England anſehen, 
dann können wir feſtſtellen, daß ſie etwas aus der 
Geſchichte gelernt haben, und bejonders aus dem letz⸗ 
ten Verlauf der Geſchichte. Der letzte Streik der 
Bergarbeiter konnte nur dadurch gewonnen werden, 
daß der Rahmen des Kampfes erweitert wurde. Es 
kam nicht zum Streik in England. Die Drohung, daß, 
wenn die Bergarbeiter ausgeſperrt würden, die 
Transportarbeiter ſich hinter die Bergarbeiter ſtellen 
würden, genügte, um die Kapitaliſten von ihrem 
Machtdünkel hinunter zu ſtürzen. Sie wagten nicht, 
die Bergarbeiter auszuſperren. Sie wußten, hier 
ſtand eine geſchloſſene Phalanx. Darum nahmen Sie 
die Aussperrung zurück und haben den Bergarbeitern 
nicht die Verſchlechterung aufzwingen können. 

M. D. u. H.] Wenn wir uns das Programm der 
neuen Regierung näher anſehen, ſo müſſen wir feſtſtel⸗ 
len, daß Steuermäßigungen ſtattfinden ſollen, daß der 
Steuerdruck erleichtert werden ſoll. Aber kein Wort iſt 
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darüber geſprochen worden, ob darunter auch die * 


(A) (Kaſchke, Abgeordneter.) 


Beamten ſehr schlecht 


Lohnſteuer fällt. Glauben Sie, m. H. von der Koali⸗ 
tion, und beſonders Sie, m. H. Sozialdemokraten, daß 
die Lohnſteuer den Arbeiter nicht drückt? Sie werden 
vielleicht ſagen, das kann ja auch kommen. Wir 
glauben nicht daran. Warum nicht? Weil Sie ja 
die Schöpfer der Lohnſteuer ſind. Sie haben es ja 
zugelaſſen, daß ſie auch in Deutſchland eingeführt 
wurde. Die Arbeiterſchaft hat in dieſer Beziehung 
keine Erleichterung zu erwarten. Wir zweifeln auch, 
daran, daß die Wirtſchaft durch weiteren Abbau der 
Steuern entlaſtet werden wird. Bis heute hat ſich 
ein Steuerabbau, der das Kapital betraf, nicht zu 
Gunſten der Arbeiterſchaft ausgewirkt, ſondern immer 
allein zu Gunſten der Kapitaliſten. Dieſe waren die 
Nutznießer der abgebauten Steuern. Ich erinnere nur 
an die letzten Abbauten der Umſatzſteuer. Wir haben 
ja ſtatiſtiſche Zahlen, die können beweiſen, daß ſich 
durch den Abbau der Umſatzſteuer die Waren nicht 
verbilligt haben. Wir müſſen im Gegenteil feſtſtellen, 
daß trotz des Abbaus die Waren im Preiſe geſtiegen 
ſind. (Abg. Polſter: Sie haben eine Ahnung!) 
Ich weiß nicht, ob Sie die ſtatiſtiſchen Zahlen geleſen 
haben, ſonſt könnten Sie nicht einen ſolchen Zwiſchen⸗ 
ruf machen. Meine Herren, das Programm ſieht 
weiter die Reorganiſation der Beamtenſchaft bezw. 
der Polizei vor. Im erſten Entwurf des Programms, 
der von den Sozialdemokraten ſtammte, wurde katego⸗ 
riſch der Abbau der Beamten gefordert. Jetzt hat man 
geſagt, Abbau geht nicht, die wohl erworbenen Rechte 
der Beamtenſchaft werden auch von uns nicht ange⸗ 
taſtet. Iſt Ihnen denn nicht bewußt, daß das ganze 
Staatsgebilde nur auf den Beamten aufgebaut iſt, be⸗ 
ſonders auf den oberen Beamten. Dadurch, daß Sie 
es in Deutſchland nicht fertig bekamen, den reaktionä⸗ 
ren Beamtenapparat an die Luft zu ſetzen und Leute 


(B) Ihres Schlages hineinzubringen, iſt der ganze Auf⸗ 


bau, der von Ihnen vielleicht gut gemeint war, wieder 
zerſchlagen worden. Sind es nicht gerade die Wilhelm⸗ 
miniſchen Offiziere geweſen, die ſich Noske unterſchrie⸗ 
ben und mit Noske zuſammen auf die Arbeiter los⸗ 
ſchlugen. (Sehr richtig!) Es waren die Wil- 
helminiſchen Beamten in Deutſchland, die die Ver⸗ 
ordnungen Eberts und der ſozialdemokratiſchen Mini⸗ 
ſter als Kloſettpapier benutzten und nicht danach han⸗ 
delten. (Bravo! bei den Kommuniſten.) Trotz⸗ 


dem werden in Danzig die Sonderrechte der Beam⸗ 
ten nicht angetaſtet. 


Wir werden ſehen, wohin Sie mit dieſem Pro⸗ 
gramm kommen. Die Deutſchnationalen lachen heute 
ſchon darüber, die ſagen, Ihr könnt uns ſonſt was, 
olange wir die Beamten in unſeren Händen haben, 
olange haben wir den Staat in Händen. (Sehr 
gut! bei den Kommuniſten.) Sie werden Ihnen 
jo manche Pille zu ſchlucken geben und ſie werden 
Ihnen beweiſen, daß der ganze Staat auf dem Be⸗ 
amtentum aufgebaut ift. Aber nicht das allein, man 
hätte erwarten müſſen, daß die Regierungserklärung 
Fr] das Gehaltsabkommen mit einigen Worten. ge- 
[reift Hütte, Wir mijjen genau, daß die Spanne in 
en Gehältern der unteren und oberen Beamten un⸗ 
verantwortlich groß iſt. Kein Wort wurde darüber 
gejagt. Im Gegenteil, es ſoll in dieſer Beziehung 
wahrſcheinlich alles beim alten bleiben. (Sehr 
richtig!) i 

Ich will bei dieſem Punkt den bisherigen Regie⸗ 
e nicht den Vorwurf erſparen, daß ſie in 
dieſer Beziehung ſehr loddrig geweſen find. In der 
geſtrigen Ausgabe Ihres Leibblattes, der „Danziger 

lllgemeinen Zeitung“, mußte man leſen, nachdem 
dei neue Regierung den Muſikern verboten hat, bei 
den Deutſchnationalen zu ſpielen, daß die Schupo⸗ 
entlohnt werden. Heute mit 
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einem Mal, m. H. von den Konſervativen, ſind Sie 
dahintergekommen, daß die unteren Beamten jau- 


mäßig entlohnt werden. Heute, wo Sie in der Oppo⸗ 
ſition ſtehen, glauben Sie darauf hinweiſen zu müſſen, 
aber in Ihrer fünfjährigen Tätigkeit haben Sie nie 
daran gedacht. Im Gegenteil, alle Gehaltsaufbeſſe⸗ 
rungen der letzten Zeit waren davon getragen, den 
oberen Beamten recht viel und den unteren garnichts 
zu geben. Ich vermiſſe in dieſer Beziehung in der 
Regierungserklärung Worte und Taten. Die unteren 
Beamten können heute mit ihrem Gehalt nicht mehr 
auskommen und verlangen unbedingt, daß hier auch 
eine neue Beſoldungsvorlage eingerichtet wird. Na⸗ 
türlich darf ſie nicht ſo ausſehen, wie die letzte, die 
den oberen Beamten 50 und mehr Prozent brachte, 
und den andern nur 10 bezw. 17 Prozent. 

Was das Schulweſen anlangt, ſo glaube ich, gehen 
wir darin mit den Sozialdemokraten konform, daß die 
Religion in erſter Linie aus der Schule entfernt wer⸗ 
den muß. Solange die Kirche, die die Trägerin aller 
Kriege, alles Hungers und alles Elendes iſt, noch einen 
Vorrang in der Schule hat, können die Schulen nie in 
dem Sinne aufgebaut werden, wie wir es verlangen. 
Es wäre endlich an der Zeit, daß für Religionsſtunden 
wiſſenſchaftliche Stunden eingelegt werden. Wir haben 
jedoch in dieſer Beziehung Mißtrauen und wollen es 
ſchon heute ausſprechen, daß auch hier alles wieder beim 
alten bleiben wird. 

Noch einmal möchte ich zur Wirtſchaft zurückkehren, 
weil der Herr Abg. Brill in ſeiner vorgeſtrigen Rede die 
Privatwirtſchaft angeſchnitten hat. Was ſoll es bedeu⸗ 
ten, wenn der ſozialdemokratiſche Redner von hier aus 
erklärt, mit der Privatwirtſchaft müſſe aufgeräumt wer⸗ 
den. M. H. von der Sozialdemokratie, fie ſollten lieber 
nicht ſolche Töne gebrauchen, denn Sie wiſſen ganz ge 
nau, daß das ein Nonſens iſt. Niemals wird es Ihnen 
in dieſer Koalition gelingen, die Privatwirtſchaft aufzu⸗ 
heben. Es wird Ihnen nicht einmal gelingen, einen Be⸗ 
trieb unter Staatsaufſicht zu bringen. Wir werden ja 
noch Gelegenheit haben, Ihre Stellungnahme zu prüfen. 
Wir werden Ihnen bei den Etats Gelegenheit geben, 
den Automobilverkehr, die Straßenbahn und die Klein⸗ 
bahn zu verſtaatlichen. Wir werden ſehen, wie Sie ſich 
dazu ſtellen werden. Die Privatwirtſchaft braucht Feine 
Angſt zu haben. Sie hat von dieſer Seite keinen Zu⸗ 
griff zu erwarten. Wenn der Redner der Sozialdemo⸗ 
kratie dies hier laut in die Welt hinauspoſaunt und 
ſeine Koalitionsbrüder ihn dafür ſchon am nächſten 
Tage ohrfeigen, dann wiſſen wir, daß Sie wieder den 
Pflock zurückſtecken werden und alles beim alten beſtehen 
laſſen. Bleibt die Privatwirtſchaft beſtehen, ſo ſind wir 
gewiß, daß dementſprechend auch die Rechte der zu ſchaf⸗ 
fenden Arbeiterkammer ausſehen werden. Wir können 
heute ſchon, glaube ich, mit Beſtimmtheit ſagen, daß die 
zu ſchaffenden Avbeiterväte nur ſozuſagen ein Bild für 
die Außenwelt darſtellen werden. Selbſt im Betriebe 
mitzubeſtimmen, ſelbſt mit dem Unternehmer in Bezug 
auf Wirtſchaft, Umſtellung der Betriebe uſw. etwas zu 
vereinbaren, das wird doch nicht der Fall ſein. Alſo, 
m. D. u. H., machen Sie nicht Konzeſſionen, von denen 
Sie ſchon im voraus wiſſen, daß ſie abſolut nicht ver⸗ 
wirklicht werden. | 

Nun, m. D. u. H. zum Achtſtundentag! Auch hier 
ſchwungvolle Reden, der Achtſtundentag darf nicht an⸗ 
getaſtet werden, der Achtſtundentag darf nicht verſchlech⸗ 
tert werden, die geſetzlichen Beſtimmungen werden ge⸗ 
warhrt. M. D. u. H.! Ich hätte wenigſtens erwartet, 
daß Sie in dieſem Zuſammenhang, abgeſehen von den 
Induſtriearbeitern auch Stellung zu dem beſtehenden 
Neunſtundentag der Beamten genommen hätten. Wie 
stellen Sie ſich dazu, daß die unteren Beamten, natür⸗ 
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lich nur die unteren, heute neun Stunden Dienſt machen 
müſſen? Davon wird nichts geſagt. Man glaubt, daß 
es auch der Achtſtundendienſt iſt, wenn neun Stunden 
gearbeitet werden. Wir verlangen, und werden dem 
Zentrum und der liberalen Fraktion auch bei den Etats⸗ 
beratungen Gelegenheit geben, den Achtſtundentag wie⸗ 
der für die Beamten einzuführen. (Sehr richtig! 
links.) Hier werden Sie nicht jagen; daß die Beam⸗ 
ten ſelbſt Schuld daran ſind. In Deutſchland iſt 
den Beamten mit Hilfe der Sozialdemokratie das 
Koalitionsrecht genommen worden. Hier in Danzig iſt 
dasſelbe geſchehen. Sie hatten hier nicht die Macht, da⸗ 
gegen anzukämpfen. Sie mußten die Verfügung 
ſchlucken. Sie arbeiten heute neun Stunden und wir 
fragen Sie, ob Sie gewillt ſind, auch für die Beamten 
den Achtſtundentag einzuführen. Wir fragen in dem, 
Zuſammenhang weiter, ob nunmehr auch gegen die Un⸗ 
ternehmer vorgegangen werden ſoll, die die Not der Ar⸗ 
beiter ausnutzen und ſomit den Achtſtundentag durchbre⸗ 
chen. Gerade die Unternehmer ſind es, die die Not der 
Arbeiter ausnutzen. Sie wiſſen genau, daß es dann, 
wenn ein Arbeiter Wochen oder Monate lang von der 
Erwerbsloſenunterſtützung hat leben müſſen, nur eines 
kleinen Anſtoßes bedarf, um ihn zu einer längeren Ar⸗ 
beitszeit zu veranlaſſen. Der Unternehmer ſagt zu dem 
Arbeiter: „Lieber Freund, arbeite länger, Du kannſt 
dann etwas mehr verdienen.“ Der Arbeiter, der mit 
ſeinen Kindern am Verhungern iſt, der keine Schuhe 
und kein Hemd mehr auf dem Leibe hat, greift dann zu. 
Ich möchte den ſehen, der das unter dieſen Umſtänden 
nicht tun würde. Wir ſagen alſo, nicht der Arbeiter iſt 
ſchuld daran, ſondern der Unternehmer, der die Not der 
Arbeiter in der gemeinſten Weiſe ausnutzt. Dieſer muß 
beſtraft werden, aber nicht mit einer Geldſtrafe, ſondern 
die Gefängnisſtrafe iſt die einzig richtige für dieſe Leute. 
(Abg. Guttzeit: Das ſtimmt nicht!) Herr Abg. Gutt- 
zeit, warum ſoll das nicht ſtimmen. Glauben Sie, daß 
z. B. die Arbeiter beim Kraftwerk Bölkau gekommen 
ſind und flehentlich gebeten haben, wir wollen 16 Stun⸗ 
den arbeiten? Nein, gerade hier hat man von den Ar⸗ 
beitern verlangt, daß ſie 12 Stunden arbeiten ſollten. 


Andererſeits find aber noch viele tauſende Arbeiter ohne 


Arbeit. Man zwingt alfo die Arbeiter durch Lockbrot 
oder indem man ſagt, wenn du es nicht tuſt, wirſt du 
hinausgeſchmiſſen und bekommſt keine Arbeitsloſenun⸗ 
terſtützung. Dieſe Verhältniſſe ſind abſolut nicht mehr 
Es geht nicht, daß auf der einen Seite 
heute tauſende Leute erwerbslos ſind und auf der an⸗ 
deren Seite die Arbeiter gezwungen werden 15, 16 oder 
24 Stunden lang zu arbeiten. f 

M. D. u. H.! Sie find voll von Optimismus, glau- 
ben, die Wirtſchaft aufbauen zu können und daß es nun 
beſſer würde, Sie glauben, daß nun im Lande Milch und 
Honig fließen wird. Ich weiß, wenn ernſtlich herange⸗ 
gangen wird, wird zwar nicht Milch und Honig fließen, 
aber es kann in dieſer Beziehung etwas geſchaffen wer⸗ 
den. Wir wiſſen aber auch, daß beſonders die Sozial⸗ 
demokratie in dieſer Beziehung auf ſchwere Hinderniſſe 
ſtoßen wird, und zwar inſofern, als auch hier wieder 
die Geſchichte lehrt, daß es zwiſchen Aubeitern und Ka⸗ 
pitaliſten keine Gemeinſchaft geben kann. (Sehr rid 
tig! bei den Kommuniſten.) Die Zeiten find vorbei. 
Hätten die Sozialdemokraten nur ein wenig die Geſchichte 


verfolgt, dann wären fie heute nicht auf den Leim ge- 


krochen. Dann wären ſie das geblieben, was ſie zu Be⸗ 
bels Zeiten waren. M. H. von der Sozialdemokratie, 
über meinem Bett hängt noch der olle Bebel. Gerade 
in dieſer Zeit habe ich des öfteren mit ihm geſprochen 
und habe ihm bittere Vorwürfe machen müſſen. Warum? 
Ich habe ihm geſagt: „Mein lieber Auguſt, warum haſt 


Du dieſe Reformiſten, die nur immer nach oben ſchiel⸗ 


f ; ; REN ( 
ten, die nur immer mit den Kapitaliſten zuſammenkom⸗ 


men wollten, nicht zum Teufel gejagt, warum haſt du 
immer mit deinem Kleiſtertopf dabeigeſtanden und wenn 
ſolche Momente auftraten, den Kleiſterpinſel genommen 
und alles überkleiſtert? Du hätteſt ſchlauer getan, wenn 
du dieſe Leute hinausgeſchmiſſen hätteſt.“ Dann hätten 
wir, m. H. von der Sozialdemokratie, andere Zuſtände, 
dann hätte das Proletariat die Macht in Händen und 
dürfte nicht mehr mit den Ausbeutern gemeinſame Sache 
machen. Aber Bebel hat es nicht fertig bekommen. Die 
Geſchichte hat es gelehrt, und Sie haben nichts gelernt. 
(Was Du ſagſt, beweiſt, daß Du fie nicht kennſt! links.) 
Hätten Sie gelernt, dann müßte es Ihnen doch klor ſein, 
daß die Weimarer Koalition, die ſich hier zuſammenge⸗ 
funden hat, am Grabe ſteht. M. H. von der Sozialde⸗ 
mokratie, das ſage nicht ich Ihnen, (Abg. Gehl: Wir 
wollen nicht ſterben!), ſondern das ſagt Ihnen Ihr 
Leipziger Blatt. Die „Leipziger Volkszeitung“ ſchreibt in 
einem Artikel „Am Grabe der Weimarer Koalition“ un⸗ 
ten anderm: „Viele hatten ſich „das ſagt Schreck-Biele⸗ 
feldt“ der falſchen Betrachtung einer ſogenannten Volks⸗ 
gemeinſchaft hingegeben. Wir müſſen dort Koalitions⸗ 
politik treiben, wo es im Intereſſe der Arbeiterſchaft an⸗ 
gebracht erſcheint. Es iſt Illuſionspolitik, wenn man 
glaubt, mit Republikanern ſozialiſtiſche Arbeit leiſten zu 
können. Die geſamten Republikaner würden ſich nicht 
auf republikaniſchem Wege, fondem nach rechts enr 
wickeln. Beim Zentrum tritt das ja inſonderheit in Er⸗ 
ſcheinung. Die geſellſchaftliche Tradition und die wirt⸗ 
ſchaftliche Macht tritt bei den Republikanenn in den 
Vordergrund.“ M. H., das ſagen nicht die Kommuniſten, 
das fagen Sozialdemokraten über die Weimarer Koali- 
tion. Der Sozialiſtiſche Preſſedienſt hat an die katho⸗ 
liſchen Arbeiter einen Aufruf erlaſſen, der folgender⸗ 
maßen lautet: 

Unſere Partei, die in den letzten 6 Jahren 
korrekte und zeitweiſe ſogar herzliche Beziehungen 
zur politiſchen Vertretung der Zentrumspartei un⸗ 
terhielt, wollte bisher nicht den Eindruck erwecken, 
als verſuche ſie Zwietracht in die Reihen einer 
befreundeten Nachbarpartei zu tragen. Doch wäre 
es vielleicht beſſer geweſen, wenn wir ſchon in frü⸗ 
heren Zeiten offen das ausgeſprochen hätten, was 
wir bereits ſeit geraumer Zeit ſich entwickeln ſahen. 


Das iſt die Weimarer Koalition, die Sie uns 
in Danzig noch auftiſchen wollen. Der Artikel 
ſchließt mit den Worten des Genoſſen Julius 


Geſtey, die er auf dem Pariſer Kongreß gebraucht 
hat: „Außerhalb des Klaſſenkampfes gibt es kein Heil 
für das Proletariat.“ (Abg. Hoffmann: Sehr rich⸗ 
tig!) M. H., Sie find davon abgewichen und Sie 
glauben uns Vorwürfe machen zu müſſen, wenn wir die⸗ 
ſen Rummel nicht mitmachen. Herr Abg. Mau hat heute 
wieder erklärt, daß in Ihrem Programm der Achtſtun⸗ 
dentag ſtehe. Ich habe ihm ſchon geſagt, wie es mit dem 
Achtſtundentag ausſieht. Aber er glaubt, in Bezug auf 
Ausnahmegeſetze, die wir verlangen, ſagen zu müſſen, 
dann fielen wir ja auch unter die Ausnahmegeſetze. 
Nein, m. H. von der Sozialdemokratie, ſo iſt die 
Sache nicht gedacht. Wir, die wir auf dem Boden der 
Diktatur ſtehen, verlangen und werden es durchführen, 
daß unſere gegneriſchen Verbände zu Boden geſchlagen 
werden, wenn wir an der Macht ſind. Das verlangen 
win heute; 
man ſchlägt uns zu Boden. 
mit gleichem Maß meſſen? Darum verlangen wir das, 
was ich ſagte. Es iſt im Intereſſe der Arbeiterſchaft 
notwendig. Wenn die Verbände auf der rechten Seite 
noch ſo klein ſind, ſo haben ſie doch immer wieder eine 
größere Macht dem Proletariat und ſeinen Verbänden 


gegenüber, weil die Kapitaliſten Gelder für Waffen ger 


ben. Sie geben Geld für Flugblätter, für Reklame und 


©) 


(D) 


denn jetzt herrſcht von rechts Diktatur und 
Warum ſollen wir nicht 


alles mögliche. Darum muß auch der kleinſte Verband 
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der nationaliſtiſchen und militariſtiſchen Verbände auf⸗ 
gelöſt werden. Wir wiſſen, daß in dieſer Beziehung 
nichts geſchehen wird, und wir werden uns unſerer 
Haut ſelbſt wehren. Die Arbeiterſchaft wird erkennen, 
daß es notwendig iſt, auch ohne Sozialdemokratie zu 
kämpfen. Wenn Herr Abg. Mau glaubt, ſich davon 
reinwaſchen zu können, daß der Kampf nicht gegen Ruß⸗ 
land geführt werde, ſo befindet er ſich doch ſehr auf dem 
Holzwege. Was iſt denn der Sicherheitspakt, der jetzt 
abgeſchloſſen werden ſoll? Inwiefern richtet er ſich ge⸗ 
gen Rußland? Der Sicherheitspakt, der mit Deutſchland 
abgeſchloſſen werden ſoll, will nichts anderes, als 
Deutſchland als Aufmarſchgebiet gegen Sowjetrußland 
benutzen. Auf Grund der Völkerbund⸗Statuten müſ⸗ 
ſen es ſich die Staaten, die ſich dem Völkerbunde an⸗ 
ſchließen, gefallen laſſen, daß durch ihr Land Militär 
und Waffen geführt werden, ſelbſt wenn fie nicht am 
Kriege beteiligt ſind. Der Völkerbund, dieſer Zuſam⸗ 
menſchluß aller imperialiſtiſchen Staaten, hat doch das 
größte Intereſſe daran, Sowjetrußland zu erledigen. Und 
gerade die Sozialdemokraten ſind es in Deutſchland, 
(Abg. Gehl: Wir werden es hier nicht tun!) die ſich 
mit warmem Herzen dafür einſetzten, daß der Sicher⸗ 
heitspakt Wahrheit wird. Sie werden es hier nicht tun, 
nein, aben wenn Sie es verhüten wollen, Herr Vizeprä⸗ 
ſident Gehl, dann müßte die Arbeiterſchaft zum Kampf 
gegen dieſe Imperialiſten, und beſonders gegen die pol⸗ 
niſchen Imperialiſten aufgerufen werden. (Abg. Hoff⸗ 
mann: Sehr richtig!) Polen will ja auch und hat In⸗ 
tereſſe daran, Rußland zu erledigen, Seine ganzen Ma⸗ 
chinationen laufen darauf hinaus, Danzig als Stütz⸗ 
punkt gegen Rußland zu erhalten. Sie ſind im Irr⸗ 
tum, wenn Sie glauben, daß Polen eventuell etwas zu⸗ 
rückſtecken würde. Wir erheben gegen die Sozialdemo⸗ 
kraten den Vorwurſ, daß Ausnahmegeſetze mit ihrer Hilfe 
und ihrem Gutheißen gegen Kommuniſten geſchaffen 
werden. Das können wir beweiſen. Wir müſſen feſtſtel⸗ 
len, daß die polniſchen Sozialdemokraten, die ſich in den 
Gewerkſchaften befinden, die Gewerkſchaftsmitglieder bei 
der polniſchen Regierung denunzieren, die eine kommu⸗ 
niſtiſche Geſinnung haben. (Sehr wichtig!) Und 
warum? Weil die polniſchen Kommuniſten dieſen ſo⸗ 
zialdemokratiſchen Führern auf die Nerven fallen. Da⸗ 
er die Denunziation und mit Hilfe der Sozialdemo⸗ 

kraten die Todesurteile gegen die Kommunisten, Wenn 
hier Herr Abg. Mau einen langen Artikel des „Robot⸗ 
nik“ verlas, ſo ſoll er nicht beſtritten werden. Tatſache 
iſt aber, daß der Artikel erſt geſtern erſchienen iſt und 
die Genoſſen ſchon vor acht Tagen hingeſchlachtet worden 
find. Nicht nur dieſe Genoſſen, ſondern ſchon viele an⸗ 
dere vorher. Aber er beruft fih darauf und jagt, in 
Rußland werde es ebenſo gemacht. Es iſt bezeichnend 
für die Sozialdemokratie, daß ſie ſich auf Rußland be⸗ 
ruft. Rußland iſt ein proletariſcher Staat, wo die Ka⸗ 
pitaliſten ausgeſchaltet ſind. Ich glaube, m. H. von der 
Sozialdemokratie, es tut Ihnen bitter weh, daß in Ruß⸗ 
and die Kapitaliſten nichts mehr zu ſagen haben. Aber 
b ſolch ein Staat, ein proletauiſcher Staat, im Auf⸗ 
au begriffen iſt, dann ſollen alle Mittel recht fein, um⸗ 

omehr, wenn ſich Elemente zeigen, die bemüht find, Die- 
0 proletariſchen Staat zu untergraben. Wenn Sie 
flauben daß in Rußland Mißwirtſchaft herrſcht, fo ha⸗ 
Mi Sie ſich ſehr geirrt. Warum bringen Sie nicht den 
ut auf, in Ihren Zeitungen die Berichte zu erwähnen, 

i 15 nach Rußland delegierten Arbeitsgenoſſen gegeben 

burn fe Warum verſchweigen Sie diefe Berichte? Wa- 
1 Sie EN in dieſer Beziehung loyal und er⸗ 
hat W ven Anhängern, was die Delegation berichtet 
mentas Vir haben gar nichts dagegen, wenn dazu Kom⸗ 
Käm je gemacht werden. Wenn man als ehrlicher 
i pjer angeſprochen werden will, muß man auch die 


u en 


Gegenſeite zu Worte kommen laſſen. Daß Sie das aber 
unterſchlagen, iſt allbekannt. Dafür bringen Sie Ar⸗ 
tikel, die das Schwärzeſte aus Rußland herausholen, die 
nur das Elend ſchildern, das die jetzige Arbeiterregie⸗ 
rung von der zariſtiſchen Regierung übernommen hat. 
Wir leugnen gar nicht, m. H. von der Sozialdemokratie, 
daß es in Rußland noch Wanzen gibt. Das ſind aber 
zum Teil Zaren⸗Wanzen. (Sehr richtig! bei den Kone 
muniſten. — Heiterkeit rechts.) Ach, Herr Abg. Doerk⸗ 
ſen, Sie lachen darüber. 
freundlich und gehen mit mir zuſammen auf das Land, 
in die Inſtkaten in Danzig. Wir wollen einmal eine 
Tour machen und ſehen, was da an Ungeziefer vorhan⸗ 
den iſt. Wir wollen ſehen, wieviel Wanzen wir da noch 
finden, wieviel Läuſe, Flöhe uſw. Wenn Sie das ſehen 
würden, Herr Doerkſen und die Zuſtände, die bei den 
polniſchen Saiſonarbeitern im Freiſtaat Danzig herr⸗ 
ſchen, dann würden Sie über die zariſtiſchen Wanzen 
nicht lachen. M. D. u. H., wenn man glaubt Rußland 
der Wanzen wegen irgendwie ſchädigen zu können, ſo 
iurt man ſich ganz gewaltig. Wir können nur feſtſtellen, 
daß der Aufbau in Rußland vorwärts geht. (Sehr 
gut! bei den Kommuniſten.) Rußland iſt das einzige 
von allen Ländern, wo die Arbeiterſchaft zufrieden lebt, 
wo ſie ihr Satteſſen hat. (Sehr richtig! bei den Kom- 
muniſten.) Wenn Sie das auch in Ihrem Lande feſt⸗ 
ſtellen können, dann treten Sie vor, dann werden wir 
ſagen: „Jawohl, Ihr habt es geſchafft, genau wie Ruß⸗ 
land.“ Aber das können Sie gar nicht. (Das wollen 
ſie gar nicht! bei den Kommuniſten.) 
einen kapitaliſtiſchen Staat nur dann erhalten, wenn 
die Not in den unteren Schichten deu Bevölkerung groß 
iſt, groß, übergroß. (Abg. Gaikowski: Rußland iſt 
doch mit Danzig nicht zu vergleichen!) Dann ziehen 
Sie doch nicht Rußland zum Vergleich heran. Sie er⸗ 
wähnen ja Rußland immer als Beiſpiel. Es wird hier 
ja immer geſagt, ſehen Sie nach Rußland, wie es dort 
ausſieht. (Abg. Gaikowski: Trotz der vielen Mate⸗ 
rialien ſieht es dort noch ſo ſchrecklich aus!) Wenn 
die nächſte Delegation nach Rußland geht, werde ich Sie 
empfehlen. (Abg., Gaikowski: Aber nicht nach Pe- 
tersburg!) Die Delegation hat ſich nicht auf Peters⸗ 
burg bezw. Leningrad beſchränkt, ſondern iſt das Land 
hinauf⸗ und hinuntergefahren. Aber wenn Sie meinen, 
in Petersburg ſei alles ſo ſchön, dann ſind Sie ſicher 
den Anſicht, daß man dort keine Wanzen findet. Nun 
hat aber gerade die letzte Delegation Wanzen gefunden. 
Das gibt mir den Beweis, daß die Delegation das Land 
beſucht hat, denn nur dort ſind Wanzen. Wie es in 
Rußland, gegenüber früher ausſieht, möchte ich Ihnen 
an einigen Zahlen beweiſen. Die Landesverteidigung 
beträgt gegenwärtig im Etat 17 Prozent. Unter der 
zariſtiſchen Regierung betrug ſie 27 Prozent. Ich habe 
vorhin nachgewieſen, daß trotz der Kriegsinduſtrie, die 
in England herrſcht, dort eine außergewöhnliche hohe Ar⸗ 
beitsloſenziffer vorhanden iſt, trotzdem die Ausgaben für 
den Krieg gegenüber dem Frieden in England um das 
Doppelte geſtiegen ſind. In Rußland wurden für die Lan⸗ 
desverteidigung 10 Prozent weniger ausgegeben als im 
Frieden, und dort gibt es nur ſehr wenige Arbeitsloſe. 
(Abg. Gaikowski: Es gibt noch Arbeitsloſe genug!) 
Ich habe ſchon einmal hier erklärt, daß in Rußland 
1 Million Arbeitsloſe bei einem Volk von 100 Millio⸗ 
nen Seelen vorhanden ſind. Nennen Sie das noch eine 
Arbeitsloſigkeit, Herr Gaikowski? Wenn wir alle die 
ſchwarzen Seelen hinzurechnen, kommt allerdings mehr 
heraus. Für das Verkehrsweſen hat Rußland dagegen 
38 Prozent ausgegeben. Unter der zariſtiſchen Regie⸗ 
rung war es nur möglich, 30 Prozent dafür zu veraus⸗ 
gaben. Zur Hebung der Induſtrie hat Rußland unter 
der Sowjetherrſchaft 6 Prozent feines jetzigen Etats 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 
eingeſetzt. Die zariſtiſche Regierung war mit 1 Pro- 
zent zufrieden. M. D. u. H., gerade dieſer Punkt iſt 
der Beweis für uns, daß es in Rußland vorwärts geht. 
(Abg. Gaikowski: Das gibt zu denken!) Sie kön⸗ 
nen noch ſo viele Anwürfe gegen Rußland vorbringen, 
es wird Ihnen nicht gelingen, die Tatſachen aus der 
Welt zu ſchaffen. (Abg. Gaikowski: Die Privatwirt⸗ 
ſchaft brauchte nur 1 Prozent, während die jetzige Wirt⸗ 
ſchaft 6 Prozent Zuſchuß braucht!) Sie vergeſſen da⸗ 
bei, Herr Abg. Gaikowski, daß dieſe Staatswirtſchaft 
auch wieder dem Volkskörper zugute kommt, während 
die Privatwirtſchaft nur einigen Großagrariern, einer 
Hand voll Leute, zugute kam. Schaukeln Sie nur weiter 
mit den Ohren. Die Ausgaben für Landwirtſchaft be⸗ 
tragen gegenwärtig 8 Prozent, unter der zariſtiſchen 
Regierung 4 Prozent, ſo geht es weiter. Alle Ausgaben 
die zu Nutz und Frommen des Volkes dienen, find erhöht 
worden. Sie mögen reden, was Sie wollen, Sie wer⸗ 
den Rußland nicht mit Ihren Redensarten zu Grunde 
richten. Es wird Ihnen auch nicht gelingen, mit Waf⸗ 
fen oder Maximen an Rußland heranzutreten. 
wiſſen genau, daß die Deutſchnationalen und die Kapi⸗ 
taliſten in Danzig, genau ſo wie die Kapitaliſten der an⸗ 
deren Länder, ein Intereſſe haben, Rußland zu ſchädi⸗ 
gen. Wenn Sie hier den Handel mit Rußland aufneh⸗ 
men wollen, ſo wiſſen wir, daß Sie es nur tun, um 
Geſchäfte machen zu können. Sonſt iſt Ihnen Rußland 
Nebenſache und Sie würden ſich ſehr freuen, wenn wie⸗ 
der der alte zariſtiſche Geiſt in Rußland einzöge, nicht 
im Intereſſe des Proletariats, ſondern im Intereſſe 
Ihrer Clique, nur, um Ihren kapitaliſtiſchen Freunden 
wieder auf die Beine zu helfen. 

M. D. u. H., wir wollen kurz noch zu den Verhält⸗ 
niſſen und zu der neuen Regierung Stellung nehmen. 
Ich kann da zuſammenfaſſend folgendes erklären: Die 
Regierung kann von uns nur geſtützt werden, wenn un⸗ 
ſere Forderungen, die geſtern mein Kollege Laſchewski 
vorgetragen hat, berückſichtigt werden. Ich erinnere noch 
daran, daß der Wohnungsbau für uns nicht in privat⸗ 
wirtſchaftlicher Weiſe gelöſt werden kann, damit evtl. 
die Wohnungsmieten auf 300 Prozent der Friedens⸗ 
Wenn gebaut werden ſoll, iſt 
nur von Staatswegen und in genoſſenſchaftlichem Sinne 
zu bauen. Wir lehnen es ab, die Privatwirtſchaft in die⸗ 
ſer Beziehung zu unterſtützen. 
Lohnſteuer für die Arbeiter aufgehoben wird, und daß 
die Beſteuerung ihres Einkommens unter demſelben 
Verhältnis ſtattfindet, wie bei den bürgerlichen, bezw. 
bei den freien Berufen. 

Wir könmen nicht zulaſſen, daß hier ein Unterſchied ge⸗ 
macht wird und verlangen, daß der Achtſtundentag auch 
für die Beamten in Kraft geſetzt wird. Das wäre das 
mindeſte, was die Regierung uns bringen müßte, wenn 
wir Vertrauen zu ihr haben ſollen. Es kann ſich hier⸗ 
bei nur um Tage handeln, bis unſere Forderungen Wirt- 
lichkeit werden können. Die Wiederherſtellung des Acht⸗ 
ſtundentages für die Beamten kann ſchon am Montag 
geſchehen oder meinetwegen, weil der Senat am Diens⸗ 
dag tagt, vom Mittwoch ab. Aber der Senat muß 
mindeſtens am Dienstag die Verfügung herausbringen, 
daß die Beamten nur noch 8 Stunden zu beſchäftigen 
(Abg. Hohnfeldt: Auch hier im Volkstag und 
nicht bis 5 Uhr morgens!) Die Beamten des Volks⸗ 
tages gehören auch dazu. Gleichzeitig muß eine Verfü⸗ 
gung erlaſſen werden, daß das Arbeiten der oberen Be⸗ 
amten zu Hauſe aufzuhören hat. Wir- verlangen, daß 
dieſe Herren genau ſo acht Stunden den Schemel drücken, 
wie die unteren Beamten. In dieſer Beziehung mup» 
unbedingt Gleichheit herrſchen. i 

Die Forderungen, die mein Kollege Laſchewski 
geſtern ſtellte, bleiben nach wie vor beſtehen. Wir kön⸗ 


HE 


Wir 


Wir verlangen, daß die 
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nen die jetzige Regierungskoalition nur unterſtützen, 
wenn unſere Forderungen unterſtützt werden. Das iſt 


aber nicht der Wille der Koalitionsparteien. Sie wollen 
nichts im Intereſſe der Arbeiterſchaft tun. Ich kann 
auch heute nur mit den Worten ſchließen: Wenn für die 
Arbeiterſchaft etwas herauskommen ſoll, jo müſſen die 
Arbeiter ſelbſt dazu etwas tun. Wir fühlen uns beru⸗ 
fen, dafür zu ſorgen, daß die Arbeiterſchaft ſelbſt die 
Macht erhält über die Köpfe dieſer Koalition, über die 
Köpfe der Deutſchnationalen und der bewaffneten 
Macht, hinweg. Erſt dann wird für die Arbeiterſchaft 
das Leben erträglich fein, und erft dann wird jie erfen- 
nen, wie ſehr ſie betrogen wurde und wie gut es ihr 
geht, wenn ſie die Macht in den Händen hat. (Leb⸗ 
haftes Bravo bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Polſter. 

Polſter, Abgeordneter (Iäb.): M. D. u. H.! Un 
ſere grundſätzliche Stellungnahme zum Regierungspro⸗ 
gramm iſt bereits durch Herrn Abg. Dr. Wagner kund⸗ 
gegeben. Es liegt alſo in der Natur der Sache, daß 
ich mich in meiner Rede mit der Stellungnahme der 
Oppoſition, deren Führung die Deutſchnationale Volks⸗ 
partei hat, vorzugsweiſe beſchäftige. Vor allen Dingen 
beliebt es der Deutſchnationalen Volkspartei, den Geiſt, 
der die neue Regierung beherrſcht, zu verwiſchen, indem 
jte die neue Koalition nicht wenigſtens eine Mittel- jon- 
dern eine Linksregierung nennt. Jedem Einſichtigen, 
iſt es klar, daß von einer Linksregierung keine Rede ſein 
kann, wenn unter 22 Senatoren nur ſechs Sozialdemo⸗ 
kraten ſind. Eine Regierung, in der zwei Drittel aller 
Senatoren bürgerlichen Parteien angehören, hat die ab- 
ſolute bürgerliche Mehrheit, und an Ihnen, m. H. 
Deutſchnationalen, wird es liegen, ob die eingebrachten 
Geſetzentwürfe in bürgerlichem oder ſozialiſtiſchem Sinne 
entſchieden werden. (Abg. Raſchke: Was ſagt Ihr 
nun?) 

Daß uns Herr Abg. Dr. Ziehm den Polenſchreck in 
den grellſten Farben an die Wand gemalt hat, war nicht 
weiter zu verwundern. Es ſteht aber auch feſt, daß 
durch die Rede der Deutſchnationalen Volkspartei Stim⸗ 
mung gegen die neue Danziger Regierung in unſerem 


Mutterlande gemacht werden fol. Nach all dem Unheil, 


das über Danzig gekommen iſt, fehlt nur noch, daß Sie 
durch Ihre verhetzenden Reden eine Stimmung in 
Deutſchland hervorrufen, die vielleicht genau ſo zum 
Boykott führen kann, wie er von Polen gegenüber Dan⸗ 
zig ins Werk geſetzt wurde. 

Wenn die heutige Koalitionsregierung zum Teil auf 
die Unterſtützung der polniſchen Partei, die nebenbei be⸗ 
merkt, ja auch bürgerlich iſt, angewieſen ſein wird, ſo 
iſt es Schuld der Deutſchnationalen Volkspartei, die ſich 
dem Mehrheitswillen der in dieſem Hauſe vertretenen 
deutſchen Parteien verſchließt. Gewiß war von den 
Deutſchnationalen ein Opfer zu ſordern, aber um den 
Preis, eine Regierung aller deutſchen Parteien in Dan⸗ 
zig zu erreichen, hätte dieſes Opfer von den Deutſchnatio⸗ 
nalen gebracht werden müſſen, wenn ſie es ernſt mit 
ihrem Deutſchtum meinen. Wenn eine Einigung aller 
deutſchen Parteien nicht möglich war, ſo lag die Schuld 
allein an Ihnen, weil Sie der Mehrzahl Ihrer deutſchen 
Mitbürger Ihre Anſichten diktatoriſch aufzwingen woll⸗ 
ten. ) 
Ziehm geleiſtet hat, ift die geradezu unverfrorene Be⸗ 
hauptung, daß die Deutſchnationalen hinfort, allein die 
Hüter des Deutſchtums in Danzig ſein werden. (Abg. 
Schwegmann: Das ſtimmt!) Haben Sie, Herr Abg. 
Dr. Ziehm, die Tage von 1914 vergeſſen? Wollen Sie 
behaupten, daß alle die, die in fremder Erde ruhen, nur 
Mitglieder Ihrer Partei geweſen ſeien? Daß diejeni⸗ 


Das Unerhörteſte aber, was ſich Herr Abg. Dr. 
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glieder der konſervativen Parteien für ihr Vaterland ge- 
kämpft, geblutet haben und geſtorben ſind? Wollen Sie 
behaupten, daß die große Maſſe des Volkes, die jahrelang 
gehungert und gedarbt hat, wollen Sie behaupten, daß 
dieſe Leute kein Deutſchtum im Herzen gehabt haben? 
(Abg. Schwegmann: Was hat das mit der Regierung 
zu tun?) Iſt es denn Schon fo lange her, daß man 
alle dieſe Opfer vergeſſen hat, ſo daß man glaubt, je⸗ 
den anders Geſinnten als einen Verräter ſeines Volks⸗ 
tums hinzuſtellen? Um eine ſolche Behauptung aufzu⸗ 
ſtellen, muß man nicht nur Demagoge, ſondern ein 
Hetzer ſchlimmſter Art ſein. 

Daß Sie, nachdem Sie der neuen Regierung ſtärkſte 
Oppoſition angeſagt haben, es noch fertig bringen, gute 
Ratſchläge zu erteilen, iſt ebenſo arrogant, wie die vor⸗ 
hin gegeißelte Behauptung. Sie haben in der vorge⸗ 
legten Bilanz lediglich alle Aktivpoſten — vielleicht nur 
Aktivpoſten — angeführt, es aber ganz vergeſſen, die ge⸗ 
waltigen Paſſivpoſten zu nennen, wie fie Ihnen, Herr 
Vizepräſident Gehl vorgehalten hat. Es ſcheint den 
Herren Deutſchnationalen nicht bekannt zu ſein; denn 
es iſt von ihnen nichts davon erwähnt worden, daß vor 
allen Dingen die Kapitalbildung auch durch die zu hohen 
Zinsſätze verhindert worden iſt. 

Die Polizeifrage iſt ſchon ſo weit und breit erörtert, 
daß wir nur darauf hinweiſen möchten, daß vor eim 
gen Jahren, als die Zeiten viel erregter waren, eine viel 
geringere Polizeikraft vorhanden war als jetzt, und daß 
ſich die früher zuſammengelegte Polizei bei Unruhen be⸗ 
währt hat. Obwohl der neuen Regierung vorgeworfen 
wird, daß ſie zu ſtark mit Polen liebäugle, ziehen die 
Deutſchnationalen mit ihrer Programmrede Urteile des 
Völkerbundes an, um die Vermehrung der Polizei als 
dom Auslande richtig anerkannt zu beweiſen. Ja, m. H., 
wenn Sie aus Staatsnotwendigkeiten den Völkerbund 
als Zeugen anrufen, den Sie jo oft begeifern, jo geſtat⸗ 
ten Sie uns wohl, daß wir aus Staatsnotwendigkeit ein 
friedliches Verhältnis zu einem Nachbar ſuchen, das wir 
unbedingt brauchen. An der Herſtellung dieſes freund⸗ 
nachbarlichen Verhältniſſes werden wir mit aller Ehr⸗ 
lichkeit arbeiten. Sie ſprachen viel vom Kurswechſel. Was 
bedeutet das mehr, als daß wir nur andere Wege ge- 
hen wollen, Danzig aus der wirtſchaftlichen Not zu be⸗ 
freien. Aber keine Stimme wird ſich finden und hat 
ſich gefunden, die gewillt wäre, vom deutſchen Volkstum 
auch nur ein Jota aufzugeben. Wir können nicht an⸗ 
nehmen, daß ein Volk wie das polniſche ſich mit uns als 
gleichberechtigtem Partner an einen Tiſch ſetzen könnte, 
wenn das von übergroßem Nationalbewußtſein getra⸗ 
gene polniſche Volk ſich ſagen würde, daß es hier mit 
Leuten verhandeln ſoll, die ihr Volkstum verleugnen. 
Das ſei hier ausdrücklich feſtgeſtellt, in punktum unſeres 
deutſchen Volkstums gibt es kein Handeln und Schachern. 
Auf wirtſchaftlichem Gebiet ſoll das zur Verſtändigung 
Möglichſte geleiſtet werden. 

„Jum Schluß möchte ich noch an einen Ausſpruch des 
bolniſchen Außenminiſters Skrzynski erinnern, den er 

SI feiner Rückreiſe aus Amerika getan hat. Es wurde 

a geäußert, daß Polen, der Hort der Demokratie des 
D, ens ſei. Wir wollen hoffen, daß Polen in ſeinem 

erhalten zu Danzig dieſer Worte immer eingedenk ſein 
wird, und wir werden nicht verſäumen, bei den zukünf⸗ 


tigen Verhandlungen die polniſchen Staatsmänner an 


pn Ausſpruch zu erinnern. Wir hoffen und erwar⸗ 
hei daß wir in dieſem hohen Haufe nicht einmal werden 
en müſſen, daß jener Ausspruch eine hohle Phraſe 
De Und nun noch ein Schlußwort für Sie, Herr Abg. 

„Ziehm. Sie fragten geſtern, worin die national- 


tiſche V e ee A 
Gene Berhekung beſtehe, die wir im Intereſſe Danzigs 


Ein hervorragender Akt und ein Muſter⸗ 


. 


* © 
beifpiel dieſer verhetzenden Tätigkeit war Ihre Rede. m 


Bei dieſer Ihrer Einſtellung erſcheint es uns jetzt nicht 
mehr wunderbar, daß in der Außenſtellung Danzigs 
Niederlage auf Niederlage eingetreten iſt, und jetzt ſehen 
wir ein, wie ſehr es erforderlich war, eine neue Regie⸗ 
rung zu bilden. (Lebhaftes Bravo!) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat Herr 
Hohnfeldt. 


Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich las neulich in einer Tageszeitung eine kleine Skizze 
des engliſchen Parlamentsbetriebes. Dabei amüſierte 
mich am meiſten jene Schilderung, daß die jeweiligen 
Regierungsparteimitglieder auf den vorderſten Reihen 
ihrer Fraktionsſitze die Angewohnheit hätten, ihre Füße 
auf den vor ihnen ſtehenden Parlamentstiſch zu legen. 
Das iſt dort etwas Gewohntes, wenn auch vielleicht nicht 
gerade etwas Schönes. Der Herr Senatsvizepräſident 
hat uns heute mit einer neuen Gepflogenheit des Füh⸗ 
rers der jetzigen Regierungspartei, der Sozialdemokra⸗ 
ten, bekannt gemacht. Auch er ließ, wenn auch nur in 
ſeiner Rede, die Oppoſitionsparteien ſeine Stiefelab⸗ 
ſätze ſehen. Derartig muß ſeine erſte Rede als Vertre⸗ 
ter des neuen Senats kritiſiert werden. Eine weitere 
Erwiderung ſeiner ſich nur mit einer Partei des Hauſes 
beſchäftigenden Rede iſt nicht von Nöten. Ich will mich 
deshalb ein klein wenig mit den Geſchehniſſen beim Zu⸗ 
ſtandekommen der jetzigen Regierung beſchäftigen. 


M. D uu. H., der Herr Senator Fuchs hat in einer 
Zentrumsverſammlung in Langfuhr behauptet, daß eine 
andere als die gegenwärtige Regierung an der Verbrü⸗ 
derung zwiſchen Deutſchnationalen und Deutſchſozialen 
geſcheitert ſei. Wir danken Herrn Fuchs für das wohl- 
wollende Intereſſe, das er uns widmet, und werden viel⸗ 
leicht einmal in der Lage ſein, es zu erwidern. Zunächſt 


Abg. 


jedoch müſſen wir feſtſtellen, daß man vielleicht heute 


von einem teilweiſen Zuſammengehen zwiſchen Deutſch⸗ 
nationalen und Deutſchſozialen ſprechen kann, wo die 
gemeinſame Linie der Oppoſition es von ſelbſt erforder⸗ 
lich macht. Im übrigen find aber auch wir Deutſch⸗ 
ſozialen durchaus nicht in allem mit der alten Regie⸗ 
rung zufrieden geweſen. Dabei richtete fih unfer Miß⸗ 
trauen nicht etwa ausſchließlich gegen die nebenamt⸗ 
lichen, ſondern auch gegen die hauptamtlichen Senatoren. 
Wir konnten es beiſpielsweiſe nicht vepſtehen, daß aus⸗ 
gerechnet zwei Tage vor dem ihm doch bekannten Crn- 
treffen der Genfer Poſtkonfliktskommiſſion der Herr Se⸗ 
natspräſident auf Urlaub ging, und wir könnten, abge⸗ 
ſehen von den ſozialen Differenzen, mit einer Menge 
ähnlicher Fälle aufwarten. Die vorige Regierung zeigte 
durchaus nicht die Geſchloſſenheit und Gradlinigkeit der 
Politik, die man ihr von gewiſſer Seite heute zuſprechen 
will; auch ſie war für unſere Auffaſſung im Gegenteil 
ſchon reichlich genug demokratiſch verſeucht . (Zwiſchen⸗ 
rufe.) Die Mitteilung der „Danziger Rundſchau“, 
daß Herr Sahm ſeinerzeit gerade wegen ſeiner demokra⸗ 
tiſchen Geſinnung nach Danzig berufen ſei, war für 
manche wohl eine Beſtätigung ihrer Vermutungen, für 
uns bot ſie nichts Neues. À 
Wunder, daß der Senatspräſident ‚der früher zuſammen 
mit den nationalen bürgerlichen Parteien der alten Re⸗ 
gierung die nationale Sache wohl zu unterſtützen wußte, 
heute als Sprecher der neuen Regierung, welches Amt 
an fih der neue Vizepräſident von vornherein hätte ver- 
ſehen müſſen, hier vor den Volkstag tritt und als neuen 
Programmpunkt der jetzigen Regierung das ſchärfſte 
Vorgehen gegen die ſogenannte nationaliſtiſche Propa⸗ 
ganda inkündigt. Daß fid dieſes Vorgehen in der 
Hauptſache gegen das deutſche Element richten ſoll, geht 
nicht nur aus der auch jetzt anläßlich der Beſprechung der 
Regierungserklärung ſeitens der ſozialdemokratiſchen 
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Redner wieder betonten Programmforderung ihrer Par⸗ 
tei hervor, ſondern auch aus der neuen Einſtellung des 
Senats im Verhältnis zu Polen. Hier hat man es ja 
ſeinerzeit ſchon für angängig gehalten, daß auswärtige 
polniſch ⸗ nationaliſtiſche Verbände in Danzig Umzüge 
veranſtalteten, und hat gleichzeitig deutſche Gegenmaß⸗ 
nahmen verboten. Wir haben alſo für das nationale 
Element und die deutſchen Organiſationen in Danzig 
das Schwerſte durch den jetzigen Senat zu befürchten 
und kündigen ſchon heute dem Senat für ſeine eventuel⸗ 
len Maßnahmen gegen das Deutſchtum unſere ſchärfſte 
Gegnerſchaft an. i 


Dabei erlaube ich mir. dem jetzigen Herrn Senator 
Dr. Kamnitzer in gefällige Erinnerung zu bringen, wie, 
er ſeinereit in dem von ihm textlich und muſikaliſch ver⸗ 
faßten Soldatenliede aus dem Jahre 1915 oder 1916 
gefungen hat: „Der Kaiſer rief ins welſche Land, da gab 
es kein Beſinnen uſw.“ — Denkſt Du daran, Du tapfrer 
Lagienka!? (Er hat es vergeſſen!) 


Aber auch im übrigen ſagen wir der neuen Regie⸗ 
rung, die nicht nur von uns, ſondern auch von großen 
Teilen der Bevölkerung draußen als ausgeſprochene Xu- 
denregierung bezeichnet wird, den ſchärfſten Kampf an. 
Ueber die Entſtehung dieſer Regierung haben wir unſere 
eigenen Gedanken. Sie wiſſen ja, daß Herr General⸗ 
direktor Noé an den demokratiſchen Verhandlungen teil⸗ 
nahm. Herr Nos hatte Differenzen mit Gewerkſchaft⸗ 
lern, darunter ſozialdemokratiſchen Abgeordneten. Er 


warf fie hinaus, und prompt begannen in der „Volks⸗ 


ſtimme“ die Enthüllungen. Was lag näher, als durch die 
Regierungsbildung zwiſchen Demokraten und Sozial- 
demokraten die vielleicht gefährlichen Mitwiſſer mundtot 
zu machen, zumal auch die zweite ſogenannte bürgerliche 
Regierungspartei, das Zentrum, ſchon lange den Zug 
nach links in ſich verſpürte. Schöner Beweis dafür wie⸗ 
der Herr Wirth in Deutſchland. 


Und der Erfolg der jetzigen Regierungsbildung? Die 
Sozialdemokraten haben bereits mit Rückſicht auf die zu 
erlangenden Senatorenſeſſel dem Zentrum gegenüber 
ihre Kirchenfeindlichkeit ſuſpendiert. Dem Zentrum 
hinwieder war es bedeutend leichter, die Unterstützung des 
Polen anzunehmen und mit den raſſefremden und inter⸗ 
nationalen Brüdern der Sozialdemokratie, trotz der anti⸗ 
marxiſtiſchen Richtlinien des Vatikans, zuſammenzuge⸗ 
hen als mit den auf ihr Volkstum pochenden Deutſch⸗ 
ſozialen. Wir ſind deshalb dem Herrn Senator Fuchs 
für fein Bekenntnis, das ich eingangs gloſſierte, ſehr 
dankbar. So kam es, daß man der Danziger Bevölke⸗ 
rung das provozierende Schauſpiel der Wahl zweier jü⸗ 
diſcher Senatoren — und wieviel Halbjuden es in der 
Regierung nebenbei noch gibt, will ich nicht fragen — 
bot, nachdem man ſeinerzeit ſchon durch die Wahl des 
Herrn Jewelowski die reizendſten Erfahrungen gemacht 
hatte. (Abg. Eduard Schmidt: Wer weiß, ob Du 
ganz rein biſt!) Das können Sie als Sozialdemo⸗ 
frat bei Ihrer grauen Brille, die Sie aufhaben, be- 
ſtimmt nicht prüfen. — Wir Deutſchſozialen erkennen 
gern an, daß die Deutſchnationalen bei den Regierungs⸗ 
verhandlungen dieſes eine Mal wenigſtens konſequent 
geweſen ſind, die jüdiſchen Demokraten als Mitarbeiter 
nicht zu ſchlucken, wenngleich durchaus nicht alle von 


uns davon überzeugt ſind, daß die Deutſchnationalen 


nach Todlauf dieſer Zwiſchenregierung jene Demokra⸗ 
ten nicht doch genießbar finden werden. Ich will auf 
die Erklärung nicht im einzelnen eingehen, auch mich 
nicht mit Betrachlungen der Vergangenheit aufhalten, 
ſondern mich nur mit der Geſamtlage befaſſen, in die der 
jetzige Senat eingreifen muß und auch in ſeinem Sinne 
eingreifen will. Wieviel Konfliktſtoff liegt augenblicklich 
in der Luft! Auf der einen Seite drohen Wirtſchafts⸗ 


ſtreiks, die den Herren von der Sozialdemokratie, die ſich 
ſo gern ſelbſt als Vertreter der Arbeiterſchaft bezeichnen, 
manche harte Nuß zu knacken geben werden. 

Wir ſind geſpannt, ob dieſe Herren es jetzt mehr auf 
eine Stützung der Danziger Wirtſchaft gegenüber den 
dieſe Wirtſchaft aufs ſchwerſte bedrohenden Streiks ab⸗ 
geſehen haben oder lieber eine Stützung der Streiks ſelbſt 
vornehmen mögen. Die Forderung der Sozialdemokra⸗ 
ten nach teilweiſem Bruch mit der Privatwirtſchaft, läßt 
auf geplante Sozialiſierungsverſuche ſchließen. Hält man 
die jetzige Zeit der wirtſchaftlichen Notlage tatſächlich 
für geeignet, derartige Erperimente am Wirtſchaftsleben 
zu machen, und glaubt man, ſo der ſchwer darnieder⸗ 
liegenden Wirtſchaft wieder aufzuhelfen? 

Aber auch den Herren Pazifiſten ſämtlicher drei 
tierungen der neuen Regierung, den 
zialdemokraten und Zentrumsleuten, wird ein ſchönes 
Stück Arbeit zufallen, das ſie nur entweder im Sinne 
ihrer pazifiſtiſchen Doktrin durchzuführen haben, oder ſie 
werden im Intereſſe des von ihnen geleiteten Staates 
von dieſer Irrlehre abgehen müſſen. Ich denke da an 
die vielen außenpolitiſchen Geſchehniſſe der letzten Zeit. 
Betrachten wir zunächſt die bisherige Entſcheidung oder 
das Gutachten im Poſtkonflikt. Die Hoffnung der Pa⸗ 
zifiſten, daß dieſes Gutachten nicht zum Endurteil des 
Völkerbundes erhoben wird, können wir nach den ſon⸗ 
ſtigen Erfahrungen, die Danzig mit dem Völkerbunde 
bisher gemacht hat, keineswegs teilen. Im Gegenteil, 
wir ſehen die Lage, in der ſich heute Danzig außenpoli⸗ 
tiſch befindet, mit ſehr peſſimiſtiſchen Augen an. Kommt 


Schat⸗ 
Demokraten, So⸗ 


das jetzige Gutachten im Poſtkonflikt tatſächlich als Er⸗ 


gebnis der Genfer Verhandlungen zuſtande, ſo wird als 
erſtes Gebäude der Verwaltung der Freien Stadt Dan⸗ 
zig innerhalb der neuen Grünen Linie das Landeszoll⸗ 
amt auf Schäferei mit einem der roten polniſchen Brief⸗ 
käſten geziert werden. Was ſollte auch der Senat, zu⸗ 
mal in ſeiner jetzigen friedvollen Zuſammenſetzung, ge⸗ 
gen eine folde Zwangsmaßnahme der polniſchen Repub⸗ 
lik unternehmen? Würde ſich nicht die polniſche Regie⸗ 
rung mit Recht auf jenen Punkt des Gutachtens beru⸗ 
fen, daß ihr das Recht zuſtehe, überall dort Briefkäſten 
anzubringen, wo ihre eigenen Behörden dieſe Maßnah⸗ 
men erforderlich machen? Hat doch ſchon jetzt die pol⸗ 
niſche Zollverwaltung in dem Gebäude des L 
amts der Freien 
ſich ſehr bald als 


hineinſprechen wollen. Es droht die Gefahr, daß zu der 


bisherigen polniſchen Eiſenbahn und polniſchen Poſt 
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auch die polniſche Zollverwaltung hinzukommt. Welche 
Hoheitsrechte bleiben der Freien Stadt Danzig da noch 
überlafjen, wenn die neue Regierung den polniſchen Be- 
1 nicht den ſchärfſten Widerſtand entgegen⸗ 
egte! ; 

Aber noch weiter. Der Wunſch der Liberalen ift eine 
Umorganiſation und damit Schwächung der grünen Po⸗ 
lizei, während den Sozialdemokraten die Einwohner⸗ 
wehr Schon immer ein Dorn im Auge war. Bisher He- 
fürchtete man als Sicherung für den Munitionshafen 
eine dortige polniſche Garniſon von vielleicht einer hal⸗ 
ben Kompagnie. Sollten nunmehr Schupo und Einwoh⸗ 
nerwehr abgebaut werden, würde man ſeitens Polen be⸗ 
haupten, daß die mangelnde Sicherheit Danzigs eine 
weitere Garniſonierung polniſcher Truppen in Danzig 
erforderlich mache. Wir ſehen da, wie geſagt, bei der 
jetzigen Regierungszuſammenſetzung ſehr trübe in Dan⸗ 
zigs außenpolitiſche Zukunft. ; 

In dieſem Zuſammenhange iſt vielleicht noch das Ge- 
rücht zu erwähnen, nach dem die Bereitwilligkeit der 
Blavierleute zur Unterſtützung der Regierungsparteien 
daher datieren ſoll, daß Herrn Abg. Dr. Blavier wegen 
ſeiner „beſonderen Gediegenheit und Vorbildung“ das 
Dezernat zur Zuſammenlegung der beiden Boligeiarten 
übertragen werden ſoll. Das weitere Entgelt für Herrn 
Abg. Dr. Blavier dürfte dann wohl die Unterſtützung 
der Regierungsparteien zur Nichtgenehmigung der ſei⸗ 
tens des Staatsanwalts beantragten Strafverfolgung 
des Herrn Abg. Dr. Blavjer fein, um zu verhindern, daß 
danach, wie man ſchon jetzt außerhalb dieſes Hauſes 
hört, die jetzige Regierungsflügelgruppe der Deutſch⸗ 
Danziger Volkspartei mit Recht als die parlamenta- 
riſche Gruppe der Vorbeſtraften“ bezeichnet werden 
könnte. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) 

Haben wir nun auch zur Aufrechterhaltung der Ord⸗ 
nung im Innern gegen etwaige Umſturzgelüſte und Ter⸗ 
rorakte ſtaatsfeindlicher Elemente in Danzig noch ine 
mer in der Organiſation der vaterländiſchen Verbände 
eine gewiſſe Sicherung, ſo wird gerade dieſe Organiſation 
von der jetzigen Regierung beſtimmt das Schwerſte zu 
befürchten haben. Die neue Regierung wird vielleicht 
die Gelegenheit für gekommen erachten, dieſe Verbände 
der ſogenannten Nationaliften unter Ausnahmeverord⸗ 
nungen zu ſtellen. Aber wir mahnen die jetzige Regie⸗ 
rung, daran zu denken, daß man ſeinerzeit gerade dieſes 
nationaliſtiſche Element in den Revolutionswirren und 
auch nachher immer wieder in Anſpruch genommen hat, 
um Unruhen, die auch den jetzigen Machthabern gefähr⸗ 
lich ſein könnten, abzudämmen. Im übrigen warnen 
wir die Regierung recht eindringlich, ſich ja vor Ueber⸗ 
ſchreitungen der als beſonders liberal gerühmten Dan⸗ 
diger Verfaſſung, wie z. B. der Beſtimmungen über die 

balitions⸗ und Vereinsfreiheit zu hüten. Ungeſtraft 
ollten es die Herren nicht verſuchen dürfen. 

Und nun gebe ich Ihnen zum Schluß den Rat, im 
Fablick auf die Berufszuſammenſetzung der nebenamt⸗ 
Staat Senatoren: Mauern Sie die Riſſe und Brüche im 
lung doe riebe feſt zuſammen, ſorgen Sie für die Erfü iz 
des A er Verſprechungen Ihres Programms bezüglich 
$ 85 ufbaus der Wirtſchaft und des Ausgleichs der ſo⸗ 
a en Gegenſätze. Sie dürften dabei und wur in Dies 

in Falle der unbedingten Unterſtützung der geſamten 
Se Hola ſicher fein, Aber denken Sie nicht daran, 

Az 1 es ohne Erſatz durch etwas Neues und Bej- 
ee zum Schaden des Ganzen niederzureißen. 

haftes Bravo!) 
N Mötpräfient Spill; Die Rebnerlifte ift etjchöpft. Es 
Herr Ab zu einer perſönlichen Bemerkung das Wort der 

en g. Dr. Ziehm. 8 
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gude zwei Bemerkungen abzugeben. Der Herr Abg. 
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Raſchke hat geſagt, ich ſei ſein Kompagnieführer in der 55 


Etappe geweſen und hätte Lebensmittel zurückgehalten, 
die zentnerweiſe verdorben wären, 1 ſie vergraben 
werden mußten. (Das wird wohl auch wahr ſein! 
bei den Kommuniſten.) Ich bin niemals Kompag⸗ 
nieführer in der Etappe geweſen, ich war insbeſondere 
niemals Kompagniefühver von Herrn Abg. Raſchke. Da- 
mit fällt die Verleumdung in ſich ſelbſt zuſammen. 
(Hört, hört! rechts.) ; 

Dann eine perſönliche Bemerkung zu Herrn Abg. 
Dr. Blavier. Herr Abg. Dr. Blavier hatte auf eine 
Verfügung hingewieſen, die ich in meiner Eigenſchaft 
als ſtellverrretender Präſident des Senats gezeichnet 
habe und in der ich ihn erſuchte, ſich in der Kritik von 
Maßnahmen der Regierung eine gewiſſe Zurückhaltung 
aufzuerlegen. Er hat ferner auf eine Aeußerung von 
mir hingewieſen, die ich kurz vor den Wahlen in einer 
Verſammlung der Deutſchnationalen Volkspartei ge⸗ 
macht habe, in der ich ihm vorwarf, er habe das Neſt 
beſchmutzt, in dem er ſitze, weil er die damalige Regie⸗ 
rung eine Geſellſchaft zur Ausbeutung des Volkes zu⸗ 
gunſten einer gewiſſen Clique genannt habe. (Abg. Dr, 
Blapier: Wo habe ich das geſagt, Herr Ziehm?) Ich 
werde den Beweis erbringen. Ich bin in der Lage, da⸗ 
für Zeugen zu nennen, die dieſe Worte mit angehört 
haben. Ich ſtelle Ihnen anheim, Verleumdungsklage 
gegen mich einzuleiten. Ich werde den Beweis erbrin⸗ 
gen und ſehe Ihrer Verleumdungsklage entgegen. Mir 
iſt das amtlich mitgeteilt worden. Ich bin ſo vorſichtig 
geweſen, daß ich das amtliche Schriftſtück aufbewahrt 
habe. (Abg. Brill: Aktendiebſtahl, wie können Sie 
amtliche Schriftſtücke mitnehmen, er bekennt ſich ſelbſt 
zum Aktendiebſtahl, das zeigt die infame Schiebung, die 
Sie gemacht haben, Ihre Politik war eine Politik des 
Skandals!) Es iſt amtlich aufbewahrt worden. Es 
ift bei den Akten, beruhigen Sie ſich. 
Was haben Sie geſagt?) Ich habe es damals bei den 
Akten amtlich aufbewahrt. (Abg. Brill: Dann haben 
Sie vorhin die Unwahrheit geſagt, wieviel ſolcher 
Schriftſtücke haben Sie noch um die Ecke gebracht ?) 

M. D. u. H.! Herr Dr. Blavier hat ferner an mich 
die Frage gerichtet, wie es ſich mit meinen Erklärungen 
vereinbare, die ich hier am Mittwoch namens meiner 
Pantei abgegeben habe. Die Antwort, m. D. u. H., ift 
ſehr einfach. Ich habe meine Ausführungen in Aus⸗ 
übung meines Amtes als Volkstagsabgeordneter ge⸗ 
macht, und zwar im Namen und Auftrage meiner Frak⸗ 
tion. Das Amt, das dem Abgeordneten gegeben iſt, legt 
ihm die Pflicht auf, offen ſeine Anſicht zum Ausdruck 
zu bringen, auch dann, wenn er die Regferung kritiſie⸗ 
ven will. Ich werde dieſe Pflicht auch hinfort ausüben, 
und zwar in reichlichem Maße. (Sehr gut! rechts.) 
Herr Abg. Dr. Blavier hat ſeine Ausführungen gemacht, 
bevor er Abgeordneter war. Herr Dr. Blavier weiß ganz 
genau, daß das Amt eines Regierungsrats und das 
Amt eines Beamten gewiſſe Beſchränkungen in den Aeu⸗ 
ßerungen auferlegt. Dieſe Beſchränkungen finden aber 
eine Grenze in den Rechten und Freiheiten, welche einem 
Abgeordneten gegeben ſind. Herr Abg. Dr. Blavier hat 
damals Aeußerungen gemacht, welche den Tatbeſtand 
einer ſtrafhaven Handlung enthielten. Wenn die Regie⸗ 
rung Herrn Dr. Blavier damals nicht im Wege eines‘ 
Disziplinarverfahrens zur Verantwortung gezogen hat, 
fo ift fie außerordentlich weitherzig geweſen. Ich habe 
das Herrn Dr. Blavier bereits einmal geſagt. (Abg. 
Dr. Blavier: Sie lieben mich wohl?) M. D. u. H.! 
Die „Danziger Zeitung“ hat die Frage des Herrn Dr. 
Blavier an mich in ihrem Parlamentsbericht überſchrie⸗ 
ben „Eine peinliche Frage“. Sie hat daran die Bemer⸗ 
kung geknüpft, daß ich mich, ſeitdem ich der Oppoſition 
angehöve, als ſchlagfertiger Zwiſchenrufer erwieſen hätte 


— 


(Abg. Brill: D) 
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— ich danke für das Kompliment, — daß ich aber in 
dieſem Falle im Augenblick keine Antwort zu erteilen 
gewußt hätte. Der Grund iſt einfach. Ich bin nämlich 
nicht im Hauſe geweſen und habe erſt heute morgen da⸗ 
von Kenntnis erhalten, als ich die „Danziger Zeitung“ 
las. Ich nehme an, daß meine Antwort auf die „pein⸗ 
liche Frage“, die zu beantworten ſehr leicht war, Herrn 
Dr. Blavier genügen wird, und ich nehme an, daß ſie 
auch der „Danziger Zeitung“ genügen wird. 


Vizepräſident Spill: Das Wort zur perſönlichen Be⸗ 


merkung hat Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Der Herr 
Abg. Dr. Ziehm hat heute verſucht, den Verfaſſungs⸗ 
bruch, den wir ihm vorwerfen, zu bemänteln. Er hat 
es zunächſt einmal dadurch verſucht, indem er behauptet, 
die Aeußerungen, die ich getan hätte, ſeien ſo ſchwer⸗ 
wiegender Natur geweſen, daß damals darauf erklärt 
werden mußte, ich beſchmutzte mein eigenes Neſt. Er 
hat eine Aeußerung von mir zitiert, die ich im Wahl⸗ 
kampf getan haben ſoll. Wir wollen genau feſtſtellen, 
wie die Sache damals lag. Das Material iſt ja in den 
Zeitungen veröffentlicht worden. Ich habe einen offe⸗ 
nen Brief durch die Deutſch⸗Danziger Volkspartei gez. 
Dinklage veranlaßt, der folgendermaßen lautet: 

Offener Brief an den Vizepräsidenten des Senats, 
Herrn Dr. Ziehm. ) 
Der Senatsvizepräſident Dr. Ziehm hat in einer 
deutſchnationalen Parteiverſammlung erklärt, daß 
der Liſtenführer der unterzeichneten Partei, Dr. 
Blavier, durch die Art der Angriffe gegen die Regie⸗ 
rung, in deren Dienſte er ſtehe, die Beamtenwürde 
und Beamtenehre verletzt und durch feine politiſche 
Tätigkeit das Med e der habe, in dem er ſitze. 
Wir ſtellen feſt, daß Herr Dr. Blavier allerdings 


jeit Jahren in wiͤrtſchaftspolitiſchen Fragen, wie 


3. B. in der Währungs angelegenheit, zwar nicht die 


Regierung, wohl aber die Regierungsparteien wegen 
ihrer Verſchleppungspolitik bekämpft hat. Niemals 
hat er den Boden fachlicher Kritik verlaſſen, wie der 
Senatsvizepräſident und die neben ihm ſtehende 
deutſchnationale Preſſe. i 
Wir fühlen uns im Intereſſe der Beamtenſchaft 
verpflichtet, den unerhörten Angriff des Vizepräſi⸗ 
denten gegen die verfaſſungsmäßig garantierten 
Rechte der Beamtenſchaft zurückzuweiſen. Es verſtößt 
nicht gegen die Beamtenehre, wenn der Beamte in 
voller Ueberzeugung und mit Einſatz ſeiner Perſon 
gegen die Ausnutzung der Regierungsgewalt durch 
einzelne Regierungsparteien kämpft. 
Es ijt bezeichnend, daß wir den verantwortlichen 
Leiter der freiſtaatlichen Innenpolitik darauf auf⸗ 
merkſam machen müſſen, daß der Beamte Diener des 
Staates und nicht Diener der Deutſchnationalen 
Volkspartei iſt. 
Deutſch⸗Danziger Volkspartei. 
gez. Dinklage, Vorſitzender. ; 
Daraufhin erließ Herr Vizepräſident Dr, Ziehm eine 
Erklärung, in der er ſeine Behauptungen aufrecht er⸗ 
hielt, indem er erklärte, ich hätte die Aeußerung getan, die 
Staatsgewalt habe ſich die ganze Zeit über zur Ausbeu⸗ 
tung Ihrer Parteiintereſſen benutzen laſſen. Herr Dr. 
Ziehm, ich habe damals ſchon geſagt, als ich zu Ihnen 
kam, daß ich unbedingt dieſe Schriftſtücke und das Ma⸗ 
terial ſehen möchte. Hier ſagen Sie nichts von einem 
amtlichen Bericht. Ich erinnere Sie an die berühmte 
Privatunterhaltung, als ich nach der Wahl zu Ihnen 
kam. Da ſagte ich zu Ihnen Herr Präſident, wir müſ⸗ 
ſen doch die Kontroverſe aus der Welt ſchaffen. Als 
ich zu Ihnen ſagte, wir müſſen doch die Beamtenrechle 
vertreten, da ſagten Sie: „Es kommt nicht ſo ſehr dar⸗ 
auf an, die verfaſſungsmäßigen Beamtenrechte zu 
ſchützen als die Staatsautorität.“ Wollen Sie dieſe 
Aeußerung beſtreiten. (Zwiſchenruf des Abg. Or. 
Ziehm.) Darin ſehe ich zunächſt einmal Ihre Un⸗ 
aufrichtigkeit, daß Sie damals erklärten, daß die Staats- 


autorität die Hauptſache wäre, während Sie geſtern die 


Staatsautorität auf das gemeinfte verleugnet haben, 
( Zwiſchenrufe und große Unruhe.) indem Sie er⸗ 
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klärten, die anderen Parteien könnten das Deutſchtum 


in Danzig nicht aufrechterhalten. Deshalb meine Frage⸗ 


ſtellung. Im übrigen wünſche ich, daß Sie mir unbe⸗ 
dingt ſagen, woher der Bericht ſtammt und um welche 
Verſammlung es ſich handelt. (Abg. Dr. Ziehm: 
Sie wiſſen es ja!) Ich weiß von nichts, ich beſtreite 
es! Welche Verſammlung iſt es? Wir wollen offen 
kämpfen. Hierher mit Ihrem Material? (Abg. Dr. 
Ziehm: Vor Gericht!) Hierher! In welcher“ Ver 


ſammlung war es Herr Dr. Ziehm? Kommen Sie doch 
(Zwiſchenrufe und große Un⸗ 


her, Sie Verleumder! 
ruhe rechts.) 
Vizepräſident Spill: Die Sitzung ift doch gut der 
laufen, warum zum Schluß noch ſolch einen Skandal? 
Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Aber ab⸗ 
geſehen davon, wollen wir jetzt einmal vergleichen, ob 
die Aeußerung, die ich getan haben ſoll und für deren 
Richtigkeit Sie den Beweis zu liefern haben, verletzender 
für einen Staat iſt, als die Behauptung gegenüber den 
deutſchen Parteien und einer deutſchen Regierung, daß 
ſie das Deutſchtum nicht ſchützen könnten. Welche Be⸗ 
hauptung iſt gefährlicher? Ihre Herr Dr. Ziehm, nicht 
meine! (Große Unruhe.) Ihre iſt gefallen im vol- 
len Bewußtſein der Bedeutung, in einer offiziellen Rede, 
meine ſoll in einer Wahlverſammlung gefallen ſein. 
Herr Dr. Ziehm, wir wollen abwägen, welche Aeuße⸗ 
rung ſtaatsgefährlicher iſt, meine oder Ihre. Wenn ich 
mein Nefi mit der Aeußerung beſchmutzt habe, dann 
haben Sie mit Ihrer Aeußerung das Neſt mit Jauche 
begoſſen. (Große Unruhe.) 
Vizepräſident Spill: Das Wort zur perſönlichen Be⸗ 
merkung hat der Herr Abg. Rahn. ` 
Rahn, Abgeordneter (Soz, P.): Der Senat hat durch 
den Mund des Herrn Senators Dr. Frank heute zu mel- 
nen geſtrigen Ausführungen bezüglich der Sitzung eini⸗ 
ger Senatoren und einer Anzahl Kaufleute, die am 
Sonnabend voriger Woche im Regierungsgebäude ſtatt⸗ 
gefunden hat, Stellung genommen Es wurden Erklä⸗ 
rungen abgegeben, duch die etwas berichtigt werden 
ſollte, was von dieſer Stelle aus nie behauptet worden 
iſt. Herr Senator Dr. Frank hat hier erklärt, daß die 
Herren Senatoren Dr. Frank und Dr. Volkmann nicht 
nach Warſchau gefahren find. Ich habe eine derartige 
Behauptung nie aufgeſtellt. Ich habe hier erklärt, daß 
drüben im Regierungsgehäude eine Beſprechung zwiſchen 
Herrn Dr. Volkmann, Herrn Dr. Frank und einigen 
Danziger Kaufleuten und anderen Perſönlichkeiten ſtatt⸗ 
gefunden habe. Nach den mir gewordenen Information, 
die ich von dem Sozius eines der Herren erhalten habe, 
die an der Sitzung teilgenommen haben, iſt am Sonn⸗ 
abend beſchloſſen worden, daß am Sonutag abend einige 
Herren der Kaufmannſchaft gemeinſchaftlich mit den bei⸗ 
den genannten Senatoren nach Warſchau fahren ſollten. 
Wenn die mir gewordene Information, daß die Herren 
Dr. Frank und Dr. Volkmann nach Warſchau fahren 
ſollten, unrichtig ſein ſoll, (Präſident des Senats 
Dr, Sahm: Sie iſt unrichtig!) ſo bin ich von dem 
betreffenden Herrn, deffen Sozius in der Verjammlung 
war, falſch informiert worden. Richtig iſt aber unbe 
dingt, daß dieſe Sitzung ſtattgefunden hat und daß die 
beiden Senatoren von dem Schritt der Danziger Kauf 
mannſchaft, Verhandlungen mit der polniſchen Regie 
rung zu führen, Kenntnis erhalten, fie geduldet un 
pflichtvergeſſen gehandelt haben, wenn fie ſich nicht mit 
aller Schärfe gegen derartige Schritte, die allein del 
Danziger Regierung zukommen, gewandt haben. (Prä⸗ 
ſident des Senats Dr. Sahm: Wie iſt es mit der Un⸗ 
wahrheit, die ich gejagt haben ſoll?) Ich habe erklärt, 
daß der Herr Präſident nicht bewußt die Unwahrhei 
gejagt hat, ſondern von den Senatoren derart ien 
miert wurde. Ich habs keine Veranlaſſung, Ihnen ein 
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Unwahrheit vorzuwerfen, wohl aber Herrn Dr. Volk⸗ 
mann, der hat das ſchon oft getan. 

Vizepräſident Spill: Das Wort zur perſönlichen Be⸗ 
merkung hat Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ich 
habe mit Bezug auf Herrn Abg. Dr. Ziehm nicht von 
einem Kompagnieführer geſprochen. Ich weiß, daß er 
nicht Kompagnieführer geweſen ift. Herr Abg. Dr. 
Ziehm, vielleicht ſchauen Sie mich an: Das war bei der 
4. Infanteriemunitionskolonne des 17. A.⸗K. (Abg. 
Dr. Ziehm: Dort bin ich auch nicht geweſen.) Dann 
haben Sie einen Doppelgänger. Mein damaliger Ko⸗ 
lonnenführer war der Hauptmann Ziehm. Vielleicht 
laſſen ſich darüber noch Feſtſtellungen treffen. Ich weiß 
beſtimmt, Herr Abg. Dr. Ziehm, daß Sie mein Kolon⸗ 
nenführer waren. Der zweite Offizier war Leutnant 
Witt aus Saſpe. (Abg. Dr. Ziehm: Mit dem bin 
ich auch nicht zuſammengeweſen!) Dann kann ich 
mir die Sache nicht erklären. (Heiterkeit! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Prä⸗ 
ſident des Senats. a N s 

Dr, Sahm, Präfident des Senats: Der Herr Abg. 
Rahn hat ſoeben von einem Mitgliede der Regierung, 
Herrn Dr. Volkmann, behauptet, daß er oft geſchwin⸗ 
delt habe. (Sehr richtig! links.) Da der Herr Präſident 
des Hauſes keine Veuanlaſſung genommen hat, dieſen 
Ausdruck zu rügen, ſehe ich mich genötigt, für den an⸗ 
gegriffenen Senator einzutreten und dieſen Ange! ge⸗ 
gen ſeine Ehre aufs ſchärfſte zurückzuweiſen. (Bravo 
und Händeklhatſchen! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort zur perfönlichen Ve- 
merkung hat der Herr Abg. Kloſſowski. 

Kloſſowski, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Der Herr Abg. Dr. Ziehm hat in ſeiner erſten Rede un⸗ 
ter anderem die Danziger Landwirtſchaft als den Hort 
des Deutſchtums hingeſtellt. Darauf habe ich auf Grund 
meiner trüben Erfahrungen den Zwiſchenruf gemacht, 
daß ein großer Teil dieſer Landwirte große Lumpen 
ſeien und daß ihnen das Prädikat „Hort des Deutſch⸗ 
tums“ nicht zukomme. (Abg. Schwegmann: Alle 
haben Sie gejagt!) t Dr. 
Ziehm gejagt. (Ich ſtelle feft, daß Sie alle Danziger 
Landwirte als Lumpen hingeſtellt haben.) Es hat mir 
nichts ferner gelegen, als eine ſolche Behauptung auf⸗ 
zuſtellen. (Aha! rechts.) Ich betone noch einmal: 
Auf Grund meiner Erfahrungen bin ich durchaus dazu 
berechtigt, feſtzuſtellen, daß ein großer Teil der deutſch⸗ 
nationalen Landwirte Lumpen ſind, und zwar von fol- 
genden Geſichtspunkten aus. Hunderte Danziger deutſche 
Landarbeiter find von dieſen deutſchnationalen Landwir⸗ 
ten auf die Straße geſetzt worden. Seit Jahren hat man 
ſie drangſaliert und ſchikaniert und ſchließlich aus den 
Wohnungen hinausgeworfen. An ihrer Stelle wurden 
polniſche Saiſonarbeiter eingeſtellt. Wenn Sie ſich hier 


erdreiſten, dieſe Landwirte als den Hort des Deutſch⸗ 


ums hinzuſtellen, jo ift das Demagogie. Selbſt die pol⸗ 
niſche Berufsorganiſation, die Organiſation, die die 
polniſch ſprechenden Arbeiter in Danzig bei den Land- 
wirten vertritt, ift über das Verhalten dieſer Landwirte 
ehr empört geweſen und hat darauf verzichtet, pomme- 
relliſchen Zuzug nach Danzig herzuholen. Wir haben 
genügend Danziger Staatsangehörige zu verſorgen. Ich 
will in dieſem Zuſammenhang voll und ganz aufrecht 
erhalten, daß alle diejenigen Landwirte, die deutſche, 
Danziger Landarbeiter mit Weib und Kind auf die 
Straße werfen, ſie arbeitslos machen und dafür land⸗ 
1 polniſche Arbeiter herholen, Lumpen ſind und 
ichts weiter. (Zuruf! rechts.) 
Tan aepräfibent Spill: Es liegen zu dieſem Punkt deu 
1605 ordnung drei Anträge por, die Druckſache Nr. 
662 iſt der weitgehendſte. 


Ars à F 


Nein, das hat Herr Abg. Dr., 


— — nn nn nun 


a 
Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Volkstag billigt die Erklärung des Senats 
und ſpricht dem ſtellvertretenden Präſidenten des 
Senats und den Senatoren im Nebenamt das Ver⸗ 
trauen aus. 


1 Spill 
und die übrigen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen 
e Fraktion. 
REN Weiß 
und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 
e midt, Robert, 
und die übrigen Mitglieder der Deutſch⸗Liberalen 
Fraktion. 
Ich beabſichtige, zunächſt über dieſen Antrag abſtimmen 
zu laſſen. Sollte er abgelehnt werden, dann käme die 
Druckſache Nr. 1663 zur Abſtimmung: 2 
Der Volkstag wolle beſchließen: 


Der Volkstag billigt die Erklärung der Regierung 
und ſpricht den Senatoren im Nebenamt, 


1. dem ſtellvertretenden Präſidenten des Senats 
ehl, e 
2. dem Senator Boetzel, 
F m Grünhagen, 
A Dr. Kamnitzer, 
Du 27; IRRE, 
Gas a 55 Ramminger, 
N 5 Formell, 
8. * » 7 u ch 5, 
en y Kurowski, 
TOA y Sawatzki, 
11 y 5 Foerſter, N 
à 12. ”» ” g ü ck, 
a a A Dr. Neumann, ` 
44. „ Siebenfreund 
einzeln ſein Vertrauen aus. ` 
Herrmann 
und die übrigen Mitglieder der Deutſch⸗Sozialen 
raktion. 


Zum Schluß käme die Druckſache Nr. 1638. 

; Der Volkstag wolle beſchließen: 

den neuen Senatoren Dr. Neumann und 
Dr. Kamnitzer ſein Vertrauen auszusprechen. 
e Bergmann ; 
und die übrigen Mitglieder der Deutſch⸗Sozialen 
Fraktion. i 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich bin durchaus nicht der Meinung des amtierenden 
Herrn Präſidenten, daß die Druckſache Nr. 1662 weiter⸗ 
gehend als die Druckſache Nr. 1663 ſei. Es iſt ein Un⸗ 
terſchied, ob man dem Geſamtſenat das Vertrauen aus⸗ 
ſpricht, oder nur einzelnen Senatoren. Damit iſt nicht 
geſagt, wenn man den Geſamtantrag annimmt, daß je⸗ 
der einzelne Senator das Vertrauen hat. Außerdem iſt 
die Druckſache Nr. 1663 ein Abänderungsantrag. Sie 
muß daher zuerſt zur Abſtimmung kommen. 

Vizepräſident Spill: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Es find Zweifel dar- 
über entſtanden, ob die von den Koalitionsparteien ein⸗ 
gebrachte Druckſache weitergehend iſt, als der Antrag der 
Deutſch⸗Sozialen Fraktion. Selbſtverſtändlich iſt, daß, 
wenn durch einen einmaligen Akt den parlamentariſchen 
Senatoren das Vertrauen ausgeſprochen wird, automa⸗ 
tiſch der Antrag, der über jeden einzelnen der Herren 
Gericht abhalten will, erledigt iſt. Darüber noch zu 
ſtreiten, daß der Antrag der Koalitionsparteien die 
Priorität beſitzt, hat keinen Zweck. Aber was nützt das 
viele Streiten. Wenn Herr Abg. Hohnfeldt mit Gewalt 
darauf beſteht, bitte ich einfach darüber abſtimmen zu 
laſſen, welcher Antrag der weitgehendere iſt. Dann wird 
ſich ſehr ſchnell eine Entſcheidung herbeiführen laſſen. 

Vizepräſident Spill: Ich laſſe darüber abſtimmen, 
welcher Antrag zuerſt zur Abſtimmung kommen ſoll. 
Wer dafür iſt, daß der Antrag Druckſache Nr. 1662 zu⸗ 
erſt zur Abſtimmung gelangen ſoll, bitte ich ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die 
übergroße Mehrheit; es ift jo beſchloſſen. Wir kommen 
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(A) (Bizepräfident Spill.) 


nun zur namentlichen Abſtimmung über den Antrag 


Druckſache Nr. 1662. Ich bitte die Damen und Herren, 


die dieſem Antrage zuſtimmen wollen eine Ja⸗Karte, 
die ihn ablehnen, eine Nein⸗Karte, und die fih der 
Stimme enthalten wollen, eine Karte „Enthalte mich“ 
abzugeben. Die namentliche Abſtimmung beginnt. 
(Geſchieht. — Die Auszählung wird vorgenommen.) 
Wünſcht noch jemand ſeine Stimmkarte abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Das 
Ergebnis“) ift folgendes: Mit Ja haben geftimmt 65 
Abgeordnete, mit Nein 35, ungültig eine Stimme. Der 
Antrag Druckſache Nr. 1662 iſt angenommen. (Bravo! 
links.) Ich möchte dem hohen Haus noch bekanntge⸗ 
ben, daß der Abgeordnete Langowski von der polniſchen 
Gruppe ſeine Anfrage betreffs des Umzuges am 3. Mai 


*) Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Arezynski, Arndt, 
Bahl, Beyer, Dr. Bing, Dr. Blavier, Brill, Ediger, Dr. Eppich, 
Evert, Falk, Frau Falk, Fiſcher, J., Foerſter, Fooken, Formell, 


Gaikowski, Gebauer, Gehl, Gerick, Grünhagen, Hennke, Hoppe, 
Jansen, Jedwabski, Joſeph, Dr. Kamnitzer, Karſchefski, Klawitter, 


lingenberg, Kloſſowski, Dr. Kubacz, Fr. Kuntz, Kurowski, Fr. 

Landmann, Langowski, Leu, Loops, Lück, Maier, Fr. Malikowski, 
Mathieu, Mau, Dr. Moczynski, Fr. Mohn, Mroczkowski, Müller, 
Neubauer, Dr. Neumann, Plettner, Polſter, Rahn, Rehberg, 
Rohde, Fr. Richter, Sawatzki, Schilke, Schmidt R., Schmidt E., 
Spill, Splett, Dr. Wagner, Weiß, Wierſchowski, Wisniewski. 

Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Bergmann, Boecker, Böhm, 
Brodowski, Buckmakowski, Bürgerle, Burandt, Doerkſen, Dyck II, 
Ehm, Eichholtz, Falkenberg, Glombowski, Fr. Grundmann, Gutt⸗ 
zeit, Harnau, Herrmann, Hohnfeldt, Fr. Kalähne, Karkutſch, Klapps, 
Fr. Knoblauch, Laſchewski, Lietzau, Nordwig, Penner I, Philipſen, 
Rajchke, Schwegmann, Semrau, Senftleben, Dr. Treichel, Dr. Wendt, 
Weſſalowski, Dr. Ziehm. 

Ungültig: 1 Stimme. 

15 Fischer P. a = 1 8 a Bh une 
Fr. Döll, Fiſcher P., Habel, Hoffmann, Fr. Kre t, Lehmann, 
Dr. Lembke, Liſchnewski, Mayen, v. Malachinski, Meyer, 
Dr. Banecki, Aaube, Reek, Ghede, Schütz, Schulz, Werner. 


zurückgezogen hat. Wir haben nur noch die nächſte 

Tagesordnung feſtzuſetzen. Ich ſchlage Ihnen vor die 

nächſte Plenarſitzung am Mittwoch. den 2. September, 

nachmittags 3 Uhr 30 mit folgender Tagesordnung ab- 
zuhalten: 

1. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
endgültige Veranlagung zur Einkommenſteuer für 
das Jahr 1924 uw. Druckſachen Nr. 1492 und 
Nr. 1344 zu Nr. 1059. 

2. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
endgültige Veranlagung zur Körperſchaftsſteuer, 
Druckſache Nr. 1488 zu Nr. 1058. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
rung des Branntweinſteuergeſetzes. Druckſache Nr. 
1489 zu Nr. 1264. 

Bericht des Steuerausſchuſſes über den Antrag des 
Abg. Lück und Fraktion zur Vermeidung doppelter 
Erhebung der Wechſelſtempelgebühren. Druckſache 
Nr. 1421 zu Nr. 1100. j 

. Crjte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abände⸗ 
rung des Bierſteuergeſetzes. Drucksache Nr. 1562. 

6. Erſte Beratung eines Geſetzes über Steuerbefreiun⸗ 
gen zur Erleichterung des Wohnungsbaues. Druck⸗ 
ſache Nr. 1629. 5 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Auf⸗ 
hebung des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes und Er⸗ 
höhung des Anteils der Gemeinden an der Einkom⸗ 
men⸗ und Körperſchaftsſteuer. — Urantrag des Abg. 


so 


A 


* 


Böcker und Fraktion. — Druckſache Nr. 1637. 

8. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Einkommenſteuergeſetzes. — Urantrag 
des Abg. Naube und Fraktion. — Druckſache 


Nr. 1490 zu Nr. 19. 

9. Zweite Beratung über das Geſetz zur Aufhebung 
von Steuern. — Urantrag des Abg. Raube und 
Fraktion. — Druckſache Nr. 1497 zu Nr. 18. 

Widerſpruch gegen meine Vorſchläge wird nicht laut. 
Die Tagesordnung iſt ſomit feſtgeſetzt. Ich ſchließe die 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 55 Minuten.) 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 
als erſter Punkt behandelt werden. Wir haben um jo mehr 
Anlaß, dieſen Antrag zu ſtellen, als das gerade Geſetz⸗ 
entwürfe ſind, die Steuerfragen betreffen und die außer⸗ 
dem aus dem Januar 1924 ſtammen. Es iſt alſo zu er⸗ 
warten, daß Sie unſerem Antrage zuſtimmen. 
Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt worden, die 
Tagesordnung, die im Einvernehmen mit dem Alteſten⸗ 
ausſchuß feſtgeſetzt worden ift, umzustellen. Wenn ich recht 
verſtanden habe, ſollen die Punkte 8 und 9 Punkt 1 werden. 


Ich bringe dieſen Antvag zur Abſtimmung. Ich bitte die 


Damen und Herren, die für die Anderung der Tages⸗ 

ordnung find, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit. Der Antrag iſt abgelehnt. Es 

bleibt alſo bei der alten Tagesordnung. Wir kommen zum 

erſten Punkt: : 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
endgültige Veranlagung zur Einkommenſteuer für 
das Jahr 1924 und die weitere Erhebung von Ein⸗ 
kommenſteuer⸗Vorauszahlungen für das Jahr 1925. 

Bericht des Steuerausſchuſſes. Druckſache Nr. 1492 und 

Nr. 1344 zu Nr. 1059. Berichterſtatter Abg. Dr. Eppich. 

Entſchließung Druckſache Nr. 1603. Es liegen drei Ab⸗ 

änderungsanträge vor, einer, Druckſache Nr. 1492, der ja 

1 den Abänderungsantrag Druckſache Nr. 1679 er- 

edigt iſt: 
ni Wir beantragen zum Geſetz über die endgültige 
Veranlagung zur Einkommenſteuer für das Jahr 1924 


und die weitere Erhebung von Einkommenſteuer⸗Vor⸗ 
ausazahlungen im Jahre 1925 folgende Abänderungen: 
1. Im 8 11 Abſatz 1 Ziffer 1 treten an Stelle der Worte 
„ihrer Erwerbung“ die Worte: „ſeiner Erwerbung“. 
Im 8 11 Ziffer 11 wird im zweiten Abſatz ſtatt 
„Abſ. 1“: „Ziffer 11“ geſetzt. 
Im § 35 Abſatz 2 tritt an die Stelle des „1. Juli 
NE vgl, Druckſache Nr. 1492) der „1. September 
925”, 


Im 8 40 Abſatz 1a tritt an Stelle der Zahl 800 die 
Zahl 600. 


Im 8 40 Abſatz 2 werden die Worte „oder der nach 
§ 37 feſtgeſetzten Mindeſtſteuer“ geſtrichen. 

6. Vom $ 38 an werden alle Paragraphen um eine 

Ziffer vorgerückt. 


Weiß 
und die übrigen Mitglieder der Zentrums⸗Fraktion. 
A. Fooken 


und die übrigen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen 
Partei. 


; Dr Wagner 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchliberalen Partei. 
Ferner liegt ein Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen 
Fraktion, Druckſache Nr. 1680, vor: N 
I, § 15a erhält folgenden Abſatz 3: 
Von der Einkommenſteuer befreit ſind Beſitzer 


8 0 


al 


Qu 


von landwirtſchaftlichen Betrieben, ſoweit ihr 
Beſitztum 
in der Bodenklaſſe 1—3 10 ha 
” , ” 4 u. 5 20 ha 
m 7. n 6 u. 7 25 ha 
Br e „ 8 30 ha nicht überſteigt. 
II. In § 21 Abſatz 1 tit : 
unter a) für die Ziffer „120“ „3000“ 
” b r ” m` ” 40” „1000“ 
r ” ” „540“ „1000“ 


1 
zu ſetzen. 
III. In 8 23 iſt in Zeile 7 anſtatt 12,5 v. H. 
” 7 ” 15 n” n 20 „nn 
17,5 nnn 25 nn 
A 172 16 rr 20 nnn 30 n n 
22,5 , . 35 , n 
[3 ” 22 rr 25 mm 40 vn 
27,5 „ n 45 vn 
75. ” 26 r 30 r rt 60 "nm 
zu ſetzen. x 
IV. Die 88 34 bis einſchließlich 46 werden geſtrichen. 
V. Der $ 49 wird geſtrichen. 
Hoffmann 
und die übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen Partei. 


Volkstag Danzig. — 126. Sitzung. 


Mittwoch, den 2. September 1925. 


Ich werde auf die einzelnen Paragraphen und die Mb- (0) 


änderungen eingehen. Ich möchte von vornherein be⸗ 
merken, Herr Weiß und Herr Dr. Wagner, daß wir immer 
die Feſtſtellung und die Anderung der Ziffern durch das 
Büro machen laſſen. Ich glaube auch, Sie legen darauf 


wohl keinen Wert, jo daß wir den Punkt 6 als erledigt: 


betrachten können. (Abg. Weiß: Ich bin damit einverſtan⸗ 
den!) Ich eröffne die Ausſprache zu § 1. Ich nehme an, 
daß alle Wortmeldungen für § 1 gelten. (Abg. Hoffmann: 
Es ift doch allgemeine Beſprechung!) Bei der zweiten Be⸗ 
ratung haben wir keine allgemeine Beſprechung, Herr Abg. 
Hoffmann. Da aber eine ſo lange Zeit zwiſchen der erſten 
und der zweiten Beratung liegt, ſo glaube ich die Zuſtim⸗ 
mung des Hauſes worauszuſetzen, daß wir bei § 1 eine all⸗ 
gemeine Beſprechung eröffnen. Es haben ſich zum Wort 
gemeldet die Herren Abg. Böcker, Fooken und Hoffmann. 
Ich bitte um weitere Wortmeldungen, damit ich ſie nach 
der Stärke der Fraktionen ordnen kann. Das Wort hat der 
Herr Abg. Böcker. 


Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Mit 
dieſem Einkommenſteuergeſetz werden inſofern vollkommen 
neue Bahnen beſchritten, als hier im Geſetz auch eine Steuer 
von nicht vorhandenem Einkommen vorgeſehen iſt. Der 
§ 15a ſpricht von einem angenommenen Einkommen und 
will dieſes angenommene Einkommen, gewiſſermaßen ein 
Mindeſteinkommen, ebenfalls zu einer Einkommenſteuer 
heranziehen, und zwar außerordentlich hoch. Wir haben 
bei der erſten Leſung ſowohl als auch im Ausſchuß unſere 
ſtärkſten Bedenken gegen dieſe Regelung vorgetragen. Die 
wirtſchaftliche Lage, die ſich ja inzwiſchen noch mehr ver⸗ 
ſchlechtert und zugeſpitzt hat, verträgt es nicht, daß wir in 
dieſer Weiſe vorgehen. Der größte Teil meiner Freunde 
wird deshalb den § 15a in diefer Form ablehnen. (Bravo!) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Fooken. 


Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Es ift 
eine außerordentlich lange Zeit vergangen, ſeit der Steuer⸗ 
ausſchuß dieſes Geſetz verabſchiedet hat. Es war ausdrück⸗ 
lich vorgeſehen, daß es dem Plenum im Laufe des Monats 
April zur Beratung vorliegen ſollte. In der Beſtimmung 
über die Erhöhung der Ermäßigung der Lohnſteuer war 
vorgeſehen, daß ſie am 1. Mai d. J. in Kraft treten ſollte. 
Bei der Behandlung im Plenum wurde das Geſetz nochmals 
dem Ausſchuß überwieſen und dabei dieſer Termin auf den 
1. Juli feſtgeſetzt. Inzwiſchen kamen die langen Ferien, 
ſo daß es heute notwendig iſt, das Geſetz noch einmal zu 
prüfen. Die vereinigten Fraktionen des Zentrums, der 
Sozialdemokratiſchen und der Liberalen Partei legen Ihnen 
heute einen Antrag vor, der die inzwiſchen überholten 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes in formaler Beziehung ab⸗ 
ändern will. Im § 11 muß eine kleine redaktionelle Ande⸗ 
rung eintreten. Statt „ihrer Erwerbung“ muß es heißen 
„ſeiner Erwerbung“, dann muß im § 11, Ziffer 11 im 
zweiten Abſatz ſtatt „Abſatz 1“ geſetzt werden „Ziffer 11“. 
Bei dem Inkrafttreten muß es ſtatt „1. Juli 19257 „1. Sep- 
tember 1925“ heißen. Im § 40 muß die Zahl „800“ durch 
die Zahl „600“ erſetzt werden, weil durch das ſpäte In⸗ 
krafttreten des Geſetzes am 1. September d. J. der Satz 
von 800 Gulden nicht mehr als Ermäßigung erreicht wird. 
Im § 40, Abſatz 2 ift bei der redaktionellen Durchſicht noch 
die Berufung auf den § 37 der feſtgeſetzten Mindeſtſteuer 
ſtehen geblieben. Das muß geſtrichen werden. Die über den 
§ 37 hinaus folgenden Paragraphen müſſen, da der § 37 
gefallen iſt, um eine Ziffer vorgerückt werden. An und für 
ſich handelt es ſich um keine materiellen Anderungen, ſon⸗ 
dern nur um ſolche, die notwendig ſind, weil zwiſchen der 


Beratung im Ausſchuß und im Plenum eine außerordentlich 


lange Zeit liegt. 3 
Ich komme nun zu dem Antrag der Deutſchnatio⸗ 

nalen. Die Beſtimmungen des Geſetzes ſollen geſtrichen 

werden, die als Übergangsbeſtimmungen in das Geſetz hin⸗ 


— 


D | 


erforderlich. 


lichſtes tun würden, um für die Arbeiterſchaft und die 
unteren Beamten Erleichterungen durchzusetzen. Gleich⸗ 
zeitig gaben wir zu erkennen, wie die Verhandlungen im 
ſtillen Kämmerlein des Ausſchuſſes gewöhnlich vor fih 
gehen. Für die Arbeiter kommt in der Regel nichts heraus. 
Unſere damaligen Feſtſtellungen bewahrheiten ſich jetzt bei 
der zweiten Leſung. Für das Kapital find eine Reihe Ver- 
günſtigungen herausgekommen, für den Arbeiter jedoch 
nichts. Der Arbeiter wind nach wie vor wie ein Sklave 
behandelt. Ihm werden 10 Prozent abgezogen und fertig 
iſt der Lack. Wir haben im Steuerausſchuß einen Antrag 
eingebracht, wonach die Paragraphen 34 bis einſchließlich 
46 geſtrichen werden ſollen. Dieſe Paragraphen betreffen 
den 10prozentigen Lohnabzug und die Belaſtung des Mr- 
beiters durch Steuern. Seinerzeit habe ich ſchon ausge⸗ 
führt, daß der Staat bei ſeinem jetzigen Aufbau viel Geld 
für die höheven Beamten und die Schupo braucht. Das 
Geld nehmen Sie jedoch nicht von denen, für die eigentlich 
dieſer Apparat beſteht. Die Schupo, die einen großen 
Teil der Steuern verſchluckt, ſoll den Staatsapparat 
ſchützen, das Kapital der beſitzenden Klaſſe beſchützen. Die 

upo wird gegen die Arbeiter verwandt, die um ihr 
. Recht kämpfen. Schließlich ſollen die Arbeiter die 
dichupobeamten mit ihren Steuergeldern bezahlen. Für 

ie große Zahl hoher Beamten ift auch eine große Summe 
Wir wiſſen, daß wir zur Erhaltung eines 
x 1 Beamte brauchen. Aber wie der Beamte nappa⸗ 
ſch im Freiſtaat Danzig aufgebaut ift, ſpottet er jeder Be- 
a Wir haben darauf hingewieſen, daß unbedingt 
. Abbau der höheren Beamten herangegangen wer⸗ 
Bea muß. Der Abbau erfolgt jetzt von unten, die unteren 

an werden fortgejagt, während man auf der andern 
2 5 höhere Beamte, Offiziere uſw. einstellt. Wir ſehen 
i cn, warum der Arbeiter die Steuern aufbringen ſoll, 

m Ihren privatkapitaliſtiſchen Staat zu unterhalten. 


der Kommuniſtiſchen Fraktion die nochmalige 
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(A) eingearbeitet find, nach welchen ſelbſt dann, wenn feine | Wir beantragen darum, daß endlich einmal mit dem 

Erträgniſſe vorhanden geweſen find, oder die Erträgniffe | 10prozentigen Lohnabzug Schluß gemacht wird. 
zur Steuerveranlagung nicht ausreichen, Mindeſtſteuern er⸗ Ein anderer Punkt der Tagesordnung, Punkt 8, be⸗ 
hoben werden ſollen. Es iſt notwendig, daß dieſe Beſteue⸗ handelt dieſelbe Frage. Wir haben geſehen, wie ſich die 
rung, nachdem die endgültige Veranlagung für das Jahr | Parteien im Ausſchuß dazu stellten. Von der rechten Seite 
1924 jetzt Ende des Jahre 1925 erfolgt, unter allen Um⸗ hatten wir nichts zu erwarten. Was die Sozialdemokraten 
ſtänden ſtehen bleibt. Die Beträge find auch nicht jo Hoch, | angeht, jo erklärte der Abg. Müller im Steuerausſchuß, 
daß ſie für die Wirtſchaft nicht tragbar ſind; denn die der Antrag der kommuniſtiſchen Fraktion ſei den Sozial⸗ 
Steuern, die auf Grund dieſer Beſtimmung gezahlt werden] demokraten ſympathiſch, aber momentan, da die Wirtſchaft 
müſſen, find durch die Vorauszahlung im Jahre 1924 | fo ſchwer darniederliege, könne man dem Arbeiter keine 
längſt eingezahlt. Es ſteht ſogar zu erwarten, daß die Vor⸗ Erleichterung gewähren. (Abg. Müller: Das habe ich nie 
auszahlungen, die damals geleiſtet wurden, die Summen | gejagt, Sie kennen mich anſcheinend noch nicht!) Sie find 
bei weitem übertreffen, die bei der endgültigen Veran- | im Steuerausſchuß geweſen und haben dieſe Worte ge- 
lagung gezahlt werden müſſen. Die Steuerzenſiten, die [braucht. Es iſt ausdrücklich von der Sozialdemokratie 
ihre Vorauszahlungen geleiſtet haben, werden von ben betont worden, daß fie mit dieſem Antrag ſympathiſiere, 
zuviel gezahlten Steuern noch Aufrechnungen für das | aber gegenwärtig wolle fie die Wirtſchaft erft aufbauen 
Steuerjahr 1925 rejp. für das Jahr 1926 machen können.] und den Arbeiter noch mehr drücken und knechten. Wenn 
Aus dieſen Erwägungen bitte ich Sie, dieſen Antrag] das Privatkapital fih genügend erholt habe, wolle man 
der Deutſchnationalen Fraktion abzulehnen. Ich nehme auch über dieſe Frage ſprechen. Was Sie in dieſer Frage 
auch an, daß es den Deutſchnationalen mit der Stellung [tun werden, werden wir noch erleben. Wir beantragen, 
dieſes Antrages, deffen finanziellen Ergebniſſes fie ſicherlich] daß die SS 34 bis einſchließlich 46 geſtrichen werden. Dies 
bewußt find, nicht darum zu tun ift, dieſe Beſtimmung zu | tt eine Forderung der Arbeiter, die heute genug im Elend 
beſeitigen, ſondern daß es fih um einen Agitationsantrag]ſind. Ein Arbeiter mit 6 bis 7 Kindern muß heute mit 
handelt. Die Deutſchnationalen wollen derartige Anträge | 30 Gulden Wochenlohn nach Haufe gehen. Das Geld 
für ihre Agitation verwenden, nachdem fie jetzt aus der | reicht knapp zum Leben und dann ſoll der Arbeiter noch 
Regierung ausgetreten ſind, und obwohl fie vorher dem | Steuern zahlen. In dieſem Geſetzentwurf iſt feſtgelegt, 
Verbleiben dieſer Beſtimmung im Steuerausſchuß zuge- daß dem Kapitaliſten 30 Prozent der Steuern, die er im 
ſtimmt haben. Aus dieſen Gründen bitte ich Sie, den [Vorjahre bezahlt hat, geſchenkt werden, während man dem 
Antrag der Deutſchnationalen Fraktion abzulehnen.] Arbeiter überhaupt keine Vergünſtigung gibt. Der Herr 
(Bravo! links.) Abg. Böcker hat auch bereits darauf hingewieſen, daß bei 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Hoffmann. den Kleinbauern unbedingt eine Anderung geſchaffen wer⸗ 
Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Schon | Pen muß. Auch in dieſem Punkte haben wir im Stener- 
bei der erſten Beratung dieſes Geſetzentwurfs habe ich er- ausſchuß einen Antrag eingebracht, der beſagt, daß der 
klärt, daß er fo reaktionär gehalten ift, wie es nur in einem Kleinbauer zum mindeſten das Einkommen eines qualifi⸗ 
„ Privatfapitaliftiichen Staat der Fall fein kann. Ich habe zierten Arbeiters ſteuerfrei haben muß. Wir haben be- 
8) ſchon damals erklärt, daß wir im Ausſchuß unſer Mög- ſondere Stufen feſtgelegt. Der Antrag liegt Ihnen ja vor. 


(Da habt Ihr was gemacht! bei den Sozialdemokraten.) 
Ich glaube, meine Herren Sozialdemokraten, Sie haben 
keine Urſache, über Anträge der Kommuniſten herzuziehen, 
wir haben Sie ſchon lange erkannt. Die Arbeiter wiſſen, 
daß ſie mit der Sozialdemokratie abrechnen müſſen, nach⸗ 
dem Sie jetzt in die Regierung eingetreten ſind, werden die 
Arbeiter noch beſſer erkennen, wie Sie wirtſchaften. 

Wir haben im Ausſchuß verſucht, für die Kleinbauern 
jo viel wie irgend möglich herauszuſchlagen. Es ift aber 
darüber mit einem Achſelzucken hinweggegangen worden. 
Man will den kleinen Mann nicht ſchonen, ſondern ſo viel 
wie möglich heranziehen, während die Unternehmer und 


das Kapital auf jede Art und Weiſe geſchützt werden. Als 


einziger unſerer im Steuerausſchuß eingebrachten Anträge 
kam der § 37 durch, den wir zu ſtreichen beantragt haben. 
Das war das einzige, was wir im Steuerausſchuß zuwege 
bringen konnten. In allen anderen Fällen ſahen wir, daß 
die Rechtsparteien mit Einſchluß der Sozialdemokratie 
unſere Anträge vollſtändig niederſtimmten. Aber wir 
wollen noch etwas weitergehen. Wir wollen den Sozial⸗ 
demokraten, die ja jetzt in der Regierung ſind, die Mög⸗ 
lichkeit geben, hier einige Verbeſſerungen zu ſchaffen. Als 
dieſes Steuergeſetz uns zur zweiten Beratung vorlag, 
wurde ein Antrag eingebracht, dieſes Geſetz noch einmal 
dem Steuerausſchuß zu überweiſen. Wir ſtehen noch heute 
auf demſelben Standpunkt. Da jetzt die Sozialdemokratie 
beweiſen kann, daß ſie für die Rechte der Arbeiter eintreten 
will, beantragen wir, daß dieſe Vorlage noch einmal dem 
Steuerausſchuß überwieſen und dort noch einmal beraten 
wird. Wir verlangen, daß die Regierung unbedingt zu⸗ 
ſtimmt, daß dieſe ganze Frage noch einmal im Ausſchuß 
behandelt wird. Tun Sie es nicht, dann wird Ihnen die 

Arbeiterſchaft die Antwort darauf geben. j 
Präsident: M. D. u. H.! Sie haben gehört, daß ſeitens 
Überweisung 
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Mittwoch, den 2. September 1925. 


(Präſident.) \ 
an den Steuerausſchuß beantragt iſt. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.] Ich 
bitte Sie, dieſen Antrag abzulehnen. (Aha! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Im Steuerausſchuß kommt etwas anderes nicht 
heraus. (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) Ich finde 
es allerdings ſehr begreiflich, daß die Herren von der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei ihren ſchwindenden Einfluß außerhalb 
des Hauſes durch vermehrtes Schreien im Hauſe aufwiegen 
wollen. (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) Praktiſch 
liegt die Sache ſo, daß der Arbeiterſchaft ganz gewaltige 
Laſten auferlegt werden, wenn Sie dieſen Geſetzentwurf 
wieder in den Ausſchuß ſchicken. (Hört, hört! links.) Wenn 
wir heute eventuell in der Lage ſind, das Geſetz zu verab⸗ 
ſchieden (Ohne Verbeſſerungen? bei den Kommuniſten.), 
wird der Steuerabzug, den die Arbeiterſchaft bekommt, fo 
ermäßigt, daß 80 bis 90 Prozent der Arbeiter von der 
Einkommenſteuer befreit werden. Wenn der Herr Abg. 
Hoffmann hier ſagt, daß heute Arbeiter mit 30 Gulden 
Wochenlohn und ſechs bis ſieben Kindern Einkommenſteuer 
bezahlen, ſo beweiſt das, wie wenig er auf dem Gebiet der 
ie een zu Hauſe iſt. (Hört, hört! 
links. 

Aus dieſem Grunde bitte ich Sie, dieſe Vorlage nicht 
dem Steuerausſchuß zu überweiſen, ſondern ſie heute zu 
verabſchieden, damit die Arbeiterſchaft in den Genuß der 
Steuererleichterungen kommt. 

Präſident: Es iſt der Antrag von der kommuniſtiſchen 
Fraktion geſtellt, den Geſetzentwurf noch einmal, es iſt das 
wohl das zweite Mal, an den Steuerausſchuß zurück⸗ 
zuverweiſen. Ich bitte die Damen und Herren, die für 
Zurückverweiſung ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die Zurückverweiſung 
iſt abgelehnt. Weitere Wortmeldugen zu § 1 liegen nicht 
vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. (Wir haben eine 
Einheitsfront gegen die Arbeiter, das iſt heute feſtgeſtellt 
worden! bei den Kommuniſten.) Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über § 1 der Druckſache Nr. 1344. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dieſen Paragraphen annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, § 1 iſt angenommen. Ich werde nun die 
einzelnen Paragraphen aufrufen. Wenn nicht Wort⸗ 
meldungen vorliegen oder eine beſondere Abſtimmung ge- 
wünſcht wird, werde ich feſtſtellen, daß der Paragraph an⸗ 
genommen iſt. § 2; angenommen. 3; angenommen. 
Abſchnittsüberſchrift: Steuerpflicht“; angenommen. § 4; 
angenommen. Abſchnittsüberſchriſt: „Steuerbefreiungen“; 
angenommen. § 55 angenommen. 6; angenommen. 
§ 7; angenommen. 8 8; angenommen. § 9; angenommen. 
§ 10; angenommen. Bei § 11 liegt ein Antrag der Re⸗ 
gierungsparteien vor, Druckſache Nr. 1679, der, wie Herr 
Abg. Fooken ausführte, nur redaktionelle Anderungen ent- 
hält. 
Erwerbung“, ſtatt „Abſatz 1“ „Ziffer 11“ uſw. Ich darf 
wohl ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß die redak⸗ 
tionellen Anderungen der Druckſache Nr. 1679 und daß 
ſomit auch $ 11 angenommen ift. § 12; angenommen. Ab⸗ 
ſchnittsüberſchrift: „Steuerbares Einkommen“; angenom⸗ 
men. § 14; angenommen. § 15; angenommen Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Böcker. 

Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): Ich beantrage über 
§ 15 a namentliche Abſtimmung. 

Präſident: Ich eröffne die Ausſprache zu § 15 a. Ich 
möchte noch darauf aufmerkſam machen, daß ein Zuſatz⸗ 
antrag der Kommuniſtiſchen Fraktion vorliegt, Druckſache 
Nr. 1680. Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): M. D. u. H.! Ich 
möchte Sie bitten, bevor Sie über den § 15 a abſtimmen, 
ſich noch einmal reiflich zu überlegen, was Sie tun. Der 
§ 15 a bedeutet nach meiner Anſicht, daß der Steuerzahler 


Statt „ihrer Erwerbung“ muß es heißen „ſeiner 


in den freien Berufen, wenn in einem Jahr ein Verdienſt, 
der ſteuerpflichtig iſt, nicht herausſpringt, eine Mindeſt⸗ 
ſteuer in der Höhe der fünffachen Gewerbeſteuer zu zahlen 
hat. Dieſe geſetzliche Beſtimmung iſt nach meiner Anſicht 
vom Standpunkt der Arbeitnehmer aus von ungeheuerlicher 
Tragweite und Härte. Viele Chefs werden einfach, wenn 
dieſe Beſtimmung Rechtskraft erhält, ihre Betriebe ſchließen 
und ihre Arbeiter entlaſſen. Das kann nicht der Zweck 
einer Beſteuerung ſein. Man ſoll nicht eine Steuer als 
Vermögensſteuer, als Kapitalſteuer erheben, die unter der 
Flagge einer Einkommenſteuer erhoben wird. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung iſt deshalb nach meiner Anſicht ein Ding der 
Unmöglichkeit. Es kommt noch hinzu, daß bei Kollektiv⸗ 
firmen, bei offenen Handelsgeſellſchaften, bei denen meh⸗ 
rere Inhaber ſind, und bei Kommanditgeſellſchaften, die 
als Körperſchaften auch keine direkte Einkommenſteuer 
zahlen, ſondern wo jeder Inhaber Steuern zahlt, die Aus⸗ 


einanderrechnung ſehr ſchwierig iſt. Wenn beiſpielsweiſe 


in einer offenen Handelsgeſellſchaft drei oder vier Inhaber 
ſind, ſoll jeder einzelne, wenn das Geſchäft nichts verdient 
hat, die fünffache Gewerbeſteuer zahlen. Soll dann jeder 
einzelne Inhaber die fünffache Gewerbeſteuer etwa der Ge⸗ 
werbeklaſſe 1 mit Zuſchlägen, beiſpielsweiſe fünffachen Zu⸗ 
ſchlägen, wie wir ſie bei einzelnen großen Firmen haben, 
zahlen? Wenn vier Firmeninhaber ſind, hat die Firma 
32 Gulden Einkommenſteuer zu zahlen, während ſie mit 
einer erheblichen Unterbilanz abgeſchloſſen hat. Seien Sie 
doch ehrlich und erheben Sie dann eine Kapitalſteuer, ſelbſt 
dann, wenn Erträge aus dem Kapital nicht herausſpringen. 
Bevor dieſer Paragraph verabſchiedet wird, bitte ich, alle 
Konſequenzen reiflich zu überlegen. So, wie die Beſtim⸗ 
mung gegenwärtig iſt, treibt ſie bei der augenblicklichen 
Wirtſchaftslage eine Reihe von Einzelkaufleuten und 
andere, die in Kollektivfirma verbunden ſind, zur Auflöſung 
der Firma und zur Entlaſſung der Arbeitskräfte, von 
denen wir heute ſchon unzählige auf dem Arbeitsmarkt 
haben. 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Fobken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Das, 
was Herr Abg. Rahn hier ſoeben ausgeführt hat, mag theo⸗ 
retiſch einige Berechtigung haben, in der Praxis ſieht die 
Sache aber ganz anders aus. Wir haben vor uns ein Geſetz 
zur endgültigen Veranlagung der Einkommenſteuer für das 
Jahr 1924. Wer in der Praxis einige Erfahrung hat, weiß, 
daß bei den verwirrten Verhältniſſen und den Umſtellungen, 
die der Inflation gefolgt ſind, der größte Teil der Landwirt⸗ 
ſchaft, der Kaufmannſchaft und des Gewerbes im Jahre 
1924 keinen Gewinn reſp. kein Einkommen erzielt hat. 
Das läßt ſich auf Grund der Bücher nachweiſen. Nehmen 
wir dieſe Beſtimmung aus dem Geſetz heraus, ſo werden 
alle für das Jahr 1924 geleiſteten Vorauszahlungen 
zurückgezahlt werden müſſen, was der Staat nicht tragen 
kann. Wir waren uns im Steuerausſchuß über die Härten 
dieſes Paragraphen klar, haben aber in Anbetracht der 
Notwendigkeit dieſe Beſtimmung im Geſetz gelaſſen, um 
das erforderliche Steueraufkommen zu gewährleiſten. Für 
die Fälle, wo Härten vorhanden find, ſieht der § 15 a 
Milderungsbeſtimmungen vor, die es der Steuerbehörde 
möglich machen, von der Einziehung der Steuer Abſtand 
zu nehmen. Dieſe Beſtimmung dürfte vollſtändig genügen, 
um Unrecht aus dem Wege zu gehen. Wenn man dieſe 
Beſtimmung aus dem Geſetz beſeitigte, ſo würde das be⸗ 
deuten, daß die Einkommenſteuer für das Jahr 1924 nur 
von den Lohn- und Gehaltsempfängern aufzubringen wäre. 
Das darf unter keinen Umſtänden geſchehen. Darum muß 
der § 15 und der § 15 a, wie ſie im Geſetz vorhanden ſind, 
unbedingt beſtehen bleiben. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Natürlich verlangt 
niemand, und ich am allerwenigſten, daß einzig und allein 


(0) 
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(A) die Lohn⸗ und Gehaltsempfänger Steuern bezahlen und 


(B 


— 


die Selbſteinſchätzer vollſtändig leer ausgehen ſollen. Aber 
aus dem Beiſpiel, das ich Ihnen vorhin anführte, daß ſich 
bei dem Vorhandenſein offener Handelsgeſellſchaften ganz 
verzwickte Situationen ergeben, können Sie ermeſſen, daß 
die Angelegenheit nicht ſo einfach liegt, wie Herr Abg. 
Fooken annahm. Theoretiſch liegt die Sache gar nicht fo 
einfach und auch praktiſch liegt ſie außerordentlich ſchwierig. 
Darauf kommt es hier in erſter Linie an. Wenn wir die 
Kaufleute und die übrigen Selbſteinſchätzer gerecht erfaſſen 
wollen, die im vorigen Jahre buch⸗ und bilanzmäßig 
effektiv nichts verdient haben, dann bleibt nichts anderes 
übrig, als zu jagen: „Ihr habt das zu verſteuern, was Ihr 
verbraucht habt, was auf Euren Haushaltungsunkoſten⸗ 
konten erſcheint.“ Das wäre gerecht. Wenn man aber 
einfach die fünffache Gewerbeſteuer nimmt, die bei einzel⸗ 
nen Handelsgeſellſchaften 8000 Gulden und bei anderen in 
der erſten Klaſſe 1600 Gulden, bei den weniger Eingeſtuften 
200, 300 uſw. Gulden ausmacht, bis auf 40 Gulden pro 
Quartal herunter, ſo kommt man zu ganz tollen Verhält⸗ 
niſſen. Wenn eine Firma, die 100 Arbeiter beſchäftigt, 


ihnen Lohn und Brot gibt und dabei noch Steuern bezahlen 


ſoll, obwohl ſie effektiv nichts verdient hat, und zwar 8000 
Gulden Gewerbeſteuer, ſo iſt das keine Gerechtigkeit und 
führt unter ſchwierigen Verhältniſſen zur Liquidierung des 
Betriebes. Erhebt man Einkommenſteuer vom Vermögen, 
ſo iſt das keine Einkommenſteuer mehr. Dann ſoll man 
ehrlich ſein und ſagen: „Wenn Ihr nichts verdient habt, 
zahlt Ihr einen Teil des Vermögens an den Staat“. Aber 
eine Vermögensſteuer unter falſcher Flagge zu erheben, 
halte ich für eine ordnungsmäßige Geſetzgebung für un⸗ 
würdig. - 

Ich kann die Auffaſſung des Herrn Abgeordneten 
Fooken, daß die betreffenden Beſtimmungen bleiben müß⸗ 
ten, nicht teilen. Man kann ſich nicht darauf verlaſſen, daß 
die Steuerbehörde im Fall von Härten Erleichterungen 
ſchafft. Die Geſetze follen jo klar und präziſe fein, daß kein 
Menſch der Gnade oder Ungnade eines Steuerſekretärs 
ausgeliefert iſt. Wenn man eine krumme Naſe hat und in 
das ankiſemitiſche Neft in der Kriegsſchule kommt und das 
Bedürfnis ſpürt, die Steuern zu ermäßigen, ſo wird man 
abgewieſen. Iſt man Abgeordneter, ſo verkehrt man direkt 
mit dem Steuerdezernenten, wird entgegenkommend be⸗ 
handelt und die Wünſche werden weitgehend anerkannt. 
Iſt man jedoch ein gewöhnlicher Sterblicher, fo ſteht man 
erſt eine Viertelſtunde auf dem Flur und wird dann korrekt 
von dem Beamten abgefertigt. Das iſt kein Zuſtand. Die 
Geſetze müſſen ſo ſein, daß der Beamte weiß, wie weit er 
gehen kann, und daß der Steuerzenſit weiß, was vechtens 
ilt, damit er nicht auf irgendwelche Gnade angewieſen ift. 
Wir müſſen in das Geſetz hineinarbeiten, daß der Betriebs⸗ 
inhaber, wenn der bilanzmäßige Ausweis kein ſteuerbares 
Einkommen ergibt, ſeinen buchmäßigen Verbrauch als Ein⸗ 
kommen zu verſteuern hat. (Zuruf des Abg. Kloßowſfi.) 
Verehrter Kollege Kloßowſki, Sie haben in Ihrer Fraktion 
ne Anzahl Herren, die auch kaufmänniſche Betriebe leiten. 
Ich glaube nicht, daß ſie Ihnen in der von Ihnen er⸗ 
wähnten Art Unterricht erteilt haben. Wir wollen nicht alle 

aufleute, Arzte und Rechtsanwälte über einen Kamm 
ſcheren, wenn auch zugegeben iſt, daß bei der erſteren Kate⸗ 
gorie einige vorhanden ſein mögen, die ihre Buchführung 
nicht ordnungsmäßig erledigen, beſonders wenn ſie allein⸗ 
ſtehende Kaufleute ſind und kein Perſonal haben. Das 
eine will ich ſagen: Jeder Menſch, der in ſeinem Betrieb 
Perſonal beſchäftigt, wird fih hüten, in feinen Büchern 
auch nur die geringſte Unehrlichkeit zu begehen. In die 


Hand eines Angeſtellten wird fih niemand begeben. Es 
ommt häufig vor, daß man jemand entläßt und Differen⸗ 
zen entſtehen. Dann hat ſich der betreffende Betriebs⸗ 
inhaber dem Staatsanwalt ausgeliefert. Eine anonyme 


oder offene Anzeige iſt in ſolchen Fällen ſehr leicht gemacht. 
Dem ſetzt ſich kein Menſch aus. 

Um in dieſer Frage zum Schluß zu kommen, bitte ich 
Sie, entweder den Paragraphen abzulehnen und damit 
Gelegenheit zu ſchaffen, etwas Vernünftiges zu machen oder 
ihn zur nochmaligen Beratung an den Ausſchuß zurück⸗ 
zuverweiſen. So kann die Geſetzesvorlage nicht beſtehen 
bleiben. Sie haben in der Regierungserklärung den freien 
Berufen und der Wirtſchaft verſprochen, alle möglichen Er⸗ 
leichterungen zu ſchaffen. Dies iſt die erſte Gelegenheit, bei 
der Sie einer ganzen Anzahl von Betrieben, die in der 
gegenwärtigen Zeit alle ſchwer zu kämpfen haben, den Gar⸗ 
aus zu machen im Begriff ſind. 

Präſident: Das Wort hat der Regierungsvertreter, 
Staatsrat Lademann. 

Lademann, Staatsrat: M. D eu. H.! Ich möchte eine 
objektive Unrichtigkeit aufklären. Der Herr Abg. Rahn 


ſagte, der § 15 a der Vorlage berge in ſich ungefähr eine 


fünffache Gewerbeſteuer. Das iſt nicht der Fall. De facto 
iſt die Rechnung ſo, daß ein Betrieb, in der erſten Gruppe 
eingeſtuft, für 1924 1600 Gulden Gewerbeſteuer zu zahlen 
hat. Für die Einkommenſteuer kommt als Einkommen das 
Zehn⸗ bzw. Fünffache der Gewerbeſteuer in Betracht. 
Nehmen wir die obere Grenze, alſo das Zehnfache, ſo ergibt 
ſich ein Einkommen von 16 000 Gulden. Von dieſem ſoll 
der Betrieb der erſten Stufe ſeine Einkommenſteuer be⸗ 
zahlen. Das macht nach dem Tarife etwa 1700 Gulden 
aus. Es ſoll alſo nicht die fünffache Gewerbeſteuer, ſondern 
nur der einfache Betrag der Gewerbeſteuer als Einkommen⸗ 
ſteuer entrichtet werden. Das iſt doch meiner Anſicht nach 
ein ganz erheblicher Unterſchied. 

Dann ſagte Herr Abg. Rahn weiter, bei offenen 
Handelsgeſellſchaften würden Unklarheiten entſtehen. Ich 
möchte die Unklarheiten beſeitigen. Wenn der Betrieb eine 
offene Handelsgeſellſchaft in der erſten Gewerbeſteuer⸗Stufe 
iſt, ſo haben die Inhaber für 1924 im ganzen 1700 Gulden 
Einkommenſteuer zu bezahlen. Dieſe 1700 Gulden ver⸗ 
teilen ſich natürlich auf die einzelnen Inhaber. Wenn es 
zwei zu gleichen Teilen ſind, ſo wird der Betrag in zwei 
Teile zerlegt. Sind die Beteiligungsquoten verſchieden, 
ſo erfolgt die Feſtſetzung nach dem Beteiligungsverhältnis. 
Auch hier iſt durchaus eine vernunftmäßige Abwicklung auf 
Grund der Geſetzesvorſchriften möglich. Ich bitte daher 
auf jeden Fall, es bei der bisherigen Vorſchrift des § 15 4 
fein Bewenden Haben gu laffen. 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Die letzten Ausführun⸗ 
gen des Herrn Staatsrats Lademann, daß mehrere In⸗ 
haber einer offenen Handelsgeſellſchaft, wenn im Geſchäfts⸗ 
jahre kein Jahresverdienſt erzielt wurde, die Gewerbeſteuer 
als Einkommenſteuer zu bezahlen haben, war außerordent⸗ 
lich intereſſant. Nimmt man beiſpielsweiſe an, daß in 
einer Firma 4 oder 3 Inhaber ſind und ſich die Lebens⸗ 
haltung auf 1000 Gulden im Monat normieren läßt, alſo 
ein Jahresverbrauch von 12 000 Gulden für jeden einzel⸗ 
nen, ſo ergäbe das im Jahr 36 000 Gulden. Die drei In⸗ 
haber würden demnach für ihre verbrauchten 36 000 Gulden 
zuſammen 1600 Gulden Steuern zu bezahlen haben. Die 
Herren von der ſozialdemokvatiſchen Partei, die glaubten, 
daß dieſe Reglung ehrlich und vernünftig wäre, können an 
dieſem Beiſpiel erſehen, daß ſie unehrlich und unvernünftig 
iſt. Wenn auf der einen Seite nichts verdient worden iſt 
und die Firmeninhaber aljo aus dem Vermögen 36 000 
Gulden verzehrt haben, würden fie 16000 Gulden Ein⸗ 
kommenſteuer bezahlen, während der einfache Arbeiter oder 
Angeſtellte, wenn er 3—4000 Gulden im Jahre verdient, 
was ſehr hoch gegriffen iſt, 400 Gulden Steuern zu zahlen 
hat. Während der Arbeiter bei 3600 Gulden Einkommen 
360 Gulden Steuern zahlt, zahlt derjenige, der 12 000 
Gulden, allerdings aus dem Vermögen, verzehrt hat, bei 
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dem Verhältnis von drei Perſonen, etwa 533 Gulden 
Steuer. Iſt das eine Gevechtigkeit? Außerdem wird die 
Steuer aus dem Vermögen bezahlt. Nennen Sie ſie dann 
doch Vermögensſteuer. Nennen Sie es aber nicht Ein⸗ 
kommenſteuer, wenn kein Einkommen dageweſen iſt, wenn 
nichts verdient wurde. Wenn ich aus meinem Vermögen 
meinen Lebensunterhalt beſtreite, kann man doch nicht eine 
Einkommenſteuer erheben. Wenn ich Rentier bin, bares Geld 
habe und es zufällig nicht verzinſt bekomme, es daher ver⸗ 
zehre, zahle ich keine Einkommenſteuer. Wenn ich dagegen 
Geld verdiene, dann ſoll ich aus dem Vermögen Steuern 
zahlen. Ich verſtehe gar nicht, wie man zu einer ſolchen Idee 
kommen kann. Die kann nur von dem fiskaliſchen Stand⸗ 
punkt diktiert fein, wir nehmen Geld, wo wir es kriegen. 
Wenn wir den Leuten ſagen, ihr zahlt Einkommenſteuer, 
dann merken ſie es nicht ſo. In der heutigen Zeit der Kapital⸗ 
knappheit, wo jeder Pfennig in den Betrieben verbraucht 
wird, nimmt die Steuerbehörde in der Steuerklaſſe J mit 
Zuschlägen 8000 Gulden. Das ift eine unmögliche Zahl. 
Dann ſagen Sie, Sie wollen Kapitalſteuern erheben, aber 
erheben Sie nicht eine Einkommenſteuer, wo kein Einkom⸗ 
men vorhanden ift. Dann ſchreiben Sie in das Geſetz, daß 
derjenige, der für ſeinen Auſwand ſoundſoviel verbraucht, 
ſoundſoviel Steuern zahlen ſoll. Das wäre korrekt. Es 


geht aber nicht, daß die Beſtimmung ſo bleibt, wie ſie 


gegenwärtig im Geſetz vorhanden iſt. 
Präſident: Das Wort hat der Herr Senator. 


Dr. Volkmann, Senator: M. D. u. H.! In der Tat 
iſt dieſer Paragraph 15 a einer der wichtigſten des neuen 
Einkommenſteuergeſetzes. Er enthält wohl die ſchwierig⸗ 
ſten Probleme der modernen Einkommenſteuer⸗Geſetz⸗ 
gebung. Die Debatte, die ſich heute hier im Plenum ent⸗ 
ſponnen hat, fanden wir ſchon früher wieder in einer Mus- 
einanderſetzung im Steuerausſchuß, und wir können ganz 
ähnliche Töne und ganz ähnliche Bedenken und Erwägun⸗ 
gen in den Beratungen in Deutſchland finden, wo gerade 
bei der jüngſten Verabſchiedung der Steuerreform die ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung ſehr umſtritten geweſen iſt. Aber 


es find Unterſchiede zwiſchen dem, was heute beſchloſſen 


werden ſoll, und zwiſchen der Regelung in der Vergangen⸗ 
heit und auch zwiſchen der heutigen Regelung in Deutſch⸗ 
land, auf die ich hinweiſen möchte. Als man von dem 
Syſtem der Vorauszahlungen zu dem Syſtem der Veran⸗ 
lagung überging, da hat man zunächſt feſtgeſetzt, daß mit 
den Vorauszahlungen im vergangenen Jahr die Steuer⸗ 
ſchuld abgegolten ſein ſollte. Das war die Regelung für 
die Übergangszeit im erſten Jahr in Danzig. In Deutſch⸗ 
land ift es im vergangenen Jahr genau fo geweſen. Man 
hat dort dasſelbe Syſtem aber auch in dieſem Jahre bei⸗ 
behalten: vollkommene Abgeltung der Steuerſchuld durch 
die Vorauszahlungen. In Danzig iſt aber ſchon bei den 
Vorarbeiten zu dieſem Geſetz ernſthaft geprüft worden, ob 
wir dieſes Syſtem, das wir im Jahre vorher hatten, und 
das Deutſchland auch in dieſem Jahr noch hat, wieder 
übernehmen ſollten oder nicht. 

Der Weg der Zukunft iſt zweifellos der der individu⸗ 
ellen Veranlagung, darüber werden ſich wohl alle einig 
ſein. Und die Vorlage bedeutet eine Übergangsmaßnahme, 
welche einen Schritt vorwärts machen will. Auch darüber 
wird man ſich einig ſein, daß wir jetzt einen ſolchen Schritt 
weiter gehen müſſen, über die Rechtslage im vergangenen 
Jahr hinaus. An Stelle des Strichs durch die Vergangen⸗ 
heit tritt eine individuelle Erfaſſung. Nun kann der Über⸗ 


gang zur individuellen Veranlagung leicht dazu führen, 


daß Unebenheiten entſtehen, wie ſie Herr Abg. Fooken 
richtig geſchildert hat. Ich möchte es als eine Unebenheit 
bezeichnen, wenn infolge von vorübergehenden unglücklichen 
Verhältniſſen in unſerem Wirtſchaftsleben die Laft der 
Einkommenſteuerzahlung auf eine beſtimmte Schicht allein 
oder doch überwiegend gewälzt würde. Ich würde es auch 
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als eine Unmöglichkeit bezeichnen müſſen, wenn die Rück- (0) 


zahlungen einen ſolchen Umfang annehmen würden, daß ſie 
mit unſerem Staatshaushalt nicht in Übereinſtimmung zu 
bringen wären, wenn ſie vor allem mit den Haushalten 
der Gemeinden nicht in Übereinſtimmung zu bringen 
wären; denn das vorgegeſſene Brot — ſo möchte ich er⸗ 
hobene und verausgabte Steuern nennen — iſt nicht allein, 
vielleicht nicht einmal überwiegend, höchſtens zur Hälfte, 
vom Staat konſumiert worden. Wenigſtens die Hälſte der 
Vorauszahlungen erhielten die Gemeinden, und dieſe ſind 
nicht in der Lage, in dieſem Umfang Rückzahlungen vor⸗ 
zunehmen. 

Herr Abg. Rahn und mit ihm wohl manche andere 
ſtoßen ſich hauptſächlich daran, daß der § 15a eine ver⸗ 
ſchleierte, in das Einkommenſteuergeſetz nicht hinein⸗ 
gehörende Vermögensſteuer darſtelle. Ich glaube, dieſe 
Bezeichnung iſt nicht ganz richtig. Allerdings erſcheint 
vielleicht der Gedanke, daß man Einkommenſteuer von 
einem Einkommen, das man nicht gehabt hat, bezahlen ſoll, 
zunächſt überraſchend, er iſt aber nicht ganz neu. Früher 
kam es bei der Einkommenſteuer, als man nach dem drei⸗ 
jährigen Durchſchnitt bezahlte, auch vor, daß man Ein⸗ 
kommenſteuer bezahlen mußte, trotzdem man Verluſte hatte. 
Wir haben ferner in unſerem bisherigen Geſetz die Be⸗ 
ſtimmung, daß, wenn das Einkommen nicht zu erfaſſen iſt, 
nach dem Aufwand zu beſteuern ift. Dieſer Aufwand ſetzt 
keineswegs ein Einkommen voraus. Wenn man den theo⸗ 
retiſchen Bedenken des Herrn Abg. Rahn Rechnung tragen 
will, dann ſchreiben Sie über das Geſetz: Veranlagung zur 
Einkommen⸗ und Aufwandſteuer. Dann gibt man der 
Flaſche ein anderes Etikett; der Wein bleibt derſelbe. 

Das iſt die Frage, um die es ſich handelt: Kommen 
wir in dieſem Jahre in der Finanzwirtſchaft von Staat 
und Gemeinden ſo aus, daß wir die ganzen, vielleicht theo⸗ 
retiſch berechtigten Zurückzahlungen leiſten können, und 
dürfen wir daher diefe Übergangsbeſtimmungen, die reiflich 
geprüft worden ſind, und welche es auch möglich machen, 
daß Härten aller Art vermieden werden, aufheben? Im 
Steuerausſchuß hat man ſich für die vorliegende Faſſung 
entſchieden. Herr Abg. Rahn hat heute geſagt, man möge 
das Geſetz noch einmal an den Steuerausſchuß zurückver⸗ 
weiſen. Ich glaube nicht, daß ein anderes Ergebnis her⸗ 
auskommen würde. Es kommt aber darauf an, daß das 
Geſetz, deſſen baldige Verabſchiedung im Intereſſe der 
Staatsfinanzen, beſonders aber im Intereſſe der Steuer⸗ 
zahler liegt, vor allem derjenigen, welche eine Ermäßigung 
vom Lohnabzug haben wollen, nicht weiter hinausgeſchoben 
wird. Davor möchte ich warnen. Reſtlos zufrieden wird 
wohl niemand ſein. Ich bin es nicht als Finanzſenator 
und die Steuerpflichtigen werden es auch nicht ſein. Es iſt 
ja ein Kompromiß für die Übergangszeit. Ich ſetze aber 
eine Prämie aus für den, der mir einen anderen, beſſeren 
Weg zeigt. 

Präſident: Die Beſprechung zu § 15a iſt geſchloſſen. 


Wir kommen zur Abſtimmung. Es iſt namentliche Ab⸗ 


ſtimmung beantvagt worden. Es find zwei Abſtimmungen 
notwendig. Nach meiner Anſicht müſſen wir zunächſt über 
den Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion ab⸗ 
ſtimmen, einen Zuſatzartikel oder Abſatz 3 zu machen. Dann 
käme die Abſtinmung über den ganzen Paragraphen bzw. 
über die Abſchnitte 1 und 2. (Abg. Böcker: Ich habe 
namentliche Abſtimmung über den ganzen Paragraphen 
beantragt!) Alfo auch über den Abänderungsantrag? 
(Abg. Böcker: Nein!) So habe ich es 0 aufgefaßt. Ich 
laſſe zunächſt über den Zuſatzantrag der Kommuniſten ab⸗ 


ſtimmen, und dann kommt die namentliche Abſtimmung 


über den Paragraphen. Wir ſtimmen zunächſt ab über den 
Zuſatzantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion, Druckſache 
Nr. 1680. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Die Unterſtützungsfrage 
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(Präſident.) 


(A) war geſtellt. Darf ich um die Unterſtützung für die nament⸗ 


(B 


— 
m. 


liche Abſtimmung bitten? (Geſchieht.) Die Unterſtützung 
genügt. Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung über 
den § 15 a, Abſatz 1 und 2. Ich bitte, die Stimmzettel 
einzuſammeln. Die Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) 
Wünſcht noch jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall, dann iſt die Abſtimmung geſchloſſen. Ich darf 
das Ergebnis“) verkünden. Es find 94 Stimmen abgegeben 
worden, davon 67 mit Ja, 27 mit Nein. § 15 a ift ange- 
nommen. § 16; angenommen. § 17; angenommen. § 18; 
angenommen. § 19; angenommen. § 20; angenommen. 
Abſchnittsüberſchrift: „Ermittelung des ſteuerbaren Ein⸗ 
kommens“; angenommen. Wir kommen nun zu § 21. 
Dazu liegt der Abänderungsantrag, Druckſache Nr. 1680 
der Kommuniſtiſchen Fraktion vor. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung zu § 21 iſt geſchloſſen. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung, und zwar zunächſt über den Ab⸗ 
änderungsantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem Antrag der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung 
feſtſtellen, daß der § 21 der Vorlage angenommen ift. 
Ebenſo die Abſchnittsüberſchrift: „Steuerpflichtiges Ein⸗ 
kommen“. 22; angenommen. Unter Ziffer III der 
Druckſache Nr. 1680 liegt wieder ein Abänderungsantrag 
der Kommuniſtiſchen Fraktion vor. Wortmeldungen zu 
§ 23 liegen nicht vor, die Beſprechung ift geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion. Ich bitte die Damen und 
Herren, die ihm zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Demnach darf ich wohl ohne beſondere Ab⸗ 
ſtimmung feſtſtellen, daß $ 23 der Vorlage angenommen 
iſt. Ebenſo die Abſchnittsüberſchrift: „Höhe der Steuer“. 
24; angenommen. 25; angenommen. 26; ange⸗ 
nommen. § 27; angenommen. Ebenſo die Abſchnitts⸗ 
überſchrift: „Durchführung der Veranlagung“. § 28; an- 
genommen. Ebenſo die Abſchnittsüberſchrift: „Entrichtung 
der endgültigen Steuerſchuld“. § 29; angenommen. § 30; 
angenommen. § 31; angenommen. § 32; angenommen. 
33; angenommen. Ebenſo die Abſchnittsüberſchrift: 
„Leiſtung von Vorauszahlungen“. Nun liegt ein Antrag 
der Kommuniſten vor, Druckſache Nr. 1680, IV, die 88 34 
bis einſchließlich 46 zu ſtreichen. Das iſt eine negative 
Faſſung. Wir können es ſo machen, daß wir über die 
einzelnen Paragraphen abſtimmen. Wenn wir den kom⸗ 
muniſtiſchen Antrag vorwegnehmen und die § 34—46 
werden geſtrichen, haben wir einen Vorteil, ſonſt müßte ich 
über jeden einzelnen Abſchnitt abſtimmen laſſen. Wenn 
Sie nichts dagegen haben, möchte ich ausnahmsweiſe die 
* Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arezynſki, Bahl, 
Pergmann, Beyer, Dr Bing, Dr. Blavier, Brill, Budma- 
zowſki, Ediger, Dr Eppich, Evert, Fr. Falk, Fiſcher, J., 
voten, Gaikowſki, Gebauer, Gehl, Gerick, Grünhagen, 
Janne, Hennke, Herrmann, Hoffmann, Hohnfeldt, Hoppe, 
Ren, Joſeph, Dr. Kamnitzer, Karſchefſki, Klawitter, 
ingenberg, Kloßowſki, Fr. Kreft, Dr. Kubacz, Fr. Kuntz, 
uckelkorn, Fr. Landmann, Langowſki, Lehmann, Leu, Liſch⸗ 
gewſti, v. Malachinſki, Maier, Fr. Malikowſki, Mathieu, 
Dei Fr. Mohn, Mrocafomjti, Müller, Neubauer, Nordwig, 
Sir tech, Polſter, Raſchke, Reef, Rehberg, Fr. Richter, 
chilke, Schmidt, R., Schmidt, E., Schulz, Spill, Splett, 
* Wagner, Weiß, Wierſchowſki, Fr. Buper. 
boi en haben mit Nein: Abg. Boecker, Böhm, Bro⸗ 
bol A alien Burandt, Doerkſen, Dyck II, Ehm, Eich⸗ 
Gu, Falkenberg, Fiſcher, P., Glombowſki, Fr. Grundmann, 
zeit, Dabel, Karkutſch, Fr. Knoblauch, Lietzau, Meyer, 


enner I, Philippſen, Rahn, Schi 
Dr. Treichel, Dr. Ziehm. hn, Schütz, Schwegmann, Semrau, 


r Moeynſki, Dr. Neumann Plettner, Raube, Rohde, S 
2 P 7 7 ede 
Senftleben, Dr. Wendt, Werner, Weſſalowſfki, Wiener ; 


negative Faſſung zur Abſtimmung bringen. (Abg. Fooken: (0) 


Wir haben noch Abänderungsanträge!) Wenn ein Ab- 
änderungsantrag vorliegt, laſſe ich beſonders abſtimmen. 
Sie ſind alſo damit einverſtanden, daß ich zunächſt über 
den kommuniſtiſchen Antrag abſtimmen laſſe. Ich bitte die 
Damen und Herren, die für Streichung der genannten 


Paragraphen ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 


ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Wir kommen nun zu den einzelnen Paragraphen. Zu 
§ 34 liegen keine Abänderungsanträge vor. Ich ſtelle feft, 
daß er angenommen iſt. Zu § 35 hat das Wort der Herr 
Abg. Raſchke. ; 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ich 
glaubte nicht, daß Sie noch immer eine Klaſſeneinteilung, 
auch in bezug auf die Steuerzahlung vornehmen würden. 
Wir waren der feſten Überzeugung, daß die neue Regierung 
dieſe Klaſſeneinteilung aufheben würde. Wir ſehen uns 
getäuſcht. Aller Vorausſicht nach ſoll alles ſo bleiben, wie 
es bisher geweſen iſt. (Es bleibt alles beim alten! bei den 
Kommuniſten.) M. D. u. H.] Wir ſehen uns dennoch 
veranlaßt, einige Verbeſſerungen für die Arbeiterſchaft her⸗ 
auszuholen und beantragen deshalb folgendes: 

Der § 35 erhält folgenden neuen Abſatz: 

„Erwerbsloſe Lohn⸗ und Gehaltsempfänger, die 
der Lohnſteuer nach SS 34 bis 46 unterliegen, er⸗ 
halten für jeden Tag ihrer Erwerbsloſigkeit bei 
Eintritt in die Beſchäftigung einen ſteuerfreien 
Tag. Zur Nachprüfung der Berechtigung zum 

Steuererlaß iſt das Steuerbuch vorzulegen.“ 
M. D. u. H.] Vor wenigen Minuten hat Herr Abg. Rahn 
eine Sache geſchildert, die beſonders die Selbſteinſchätzer 
betrifft. Er hat nachgewieſen, daß ein Betriebsinhaber, 
der 100 Leute beſchäftigt hat, bei dieſen 100 Leuten nichts 
verdient hat und auch nicht in der Lage iſt, Steuern zu 
zahlen. Das klingt uns ſelbſtverſtändlich ſehr unwahr⸗ 
ſcheinlich. Wir ſind der Meinung, daß der Unternehmer 
heute noch nicht geboren iſt, der 100 Leute beſchäftigt und 
an ihnen nichts verdient. Aber wie dem auch ſei, wenn 
man auf der einen Seite verlangt, daß beſitzende Kreiſe, 
trotzdem ſie bei dieſem Steuergeſetz ſehr gut wegkommen, 
noch weitere Erleichterungen erhalten, dann ſind wir der 
Meinung, daß es beſonders den Vertretern der Arbeiter⸗ 


ſchaft am Herzen liegen muß, für die arbeitende Bevölke⸗ 


rung eine Erleichterung zu ſchaffen. Wir erwarten, daß 
Sie unſerm Antrag zuſtimmen. Es geht nicht, beſonders 
nicht in der heutigen Zeit, daß der Arbeiter, der ein halbes 
Jahr arbeitslos geweſen iſt, der völlig heruntergekommen 
iſt, gleich wieder zu den Koſten des Staates beitragen ſoll, 
wenn er nur einen Tag, ja, wenn er nur eine Stunde be⸗ 
ſchäftigt wird. Das Geſetz ſieht vor, daß ſelbſt bei einer 
Stunde Beſchäftigung ein Steuerabzug ſtattzufinden hat. 
Wir müſſen ein derartiges Verfahren als rigoros bezeich⸗ 
nen. Wir werlangen deshalb, daß den Leuten, die beſchäf⸗ 
tigungslos geweſen ſind, Steuerfreiheit gewährt wird. Ich 
erwarte, daß beſonders die Arbeiterparteien dieſem Antrag 
zuſtimmen werden. 

Präſident: Da weitere Wortmeldungen zu § 35 nicht 
vorliegen, kommen wir zur Abſtimmung. Ich ſchlage vor, 
daß wir zunächſt über den Abänderungsantrag der Kommu⸗ 
niſtiſchen Fraktion abſtimmen laſſen, einen neuen Abſatz 
hinzuzufügen. Sie haben den Antrag ja gehört. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem Abänderungsantrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion zuſtimmen wollen, fiH von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Das 
hatte ich allerdings nicht erwartet. Aber ich möchte es 
Ihnen zugute halten, vielleicht iſt der Antrag zu weit⸗ 
gehend geweſen. Wir legen Ihnen deshalb folgenden An⸗ 
trag vor, auch zu $ 35. (Abg. Hennke: Machen Sie fidh 
doch nicht lächerlich!) Sie werden fih lächerlich machen, 
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a 1788 Volkstag Danzig. — 126, Sitzung. Mittwoch, den 2. September 1925. 


(Raſchke, Abgeordneter.) 


liegt z. B. wieder eine Wortmeldung des Herrn Abg. 
Fooken vor. Ich bin dafür, daß wir die Sache diesmal 
durchgehen laſſen, aber in Zukunft möchte ich, daß mit der 
Beſprechung auch die Stellung von Anträgen geſchloſſen 
iſt und daß wir uns vorher auf Eventualanträge einrichten. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Spill. 
— Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich habe nur ganz 
kurz zu bemerken, daß nach meiner Anſicht die Abſtimmung 
über den eingereichten Antrag nicht mehr zuläſſig iſt. Wir 
befinden uns in der Abſtimmung, die Beſprechung war ge⸗ 
ſchloſſen. Meine Fraktion hat jedoch gegen eine Ab⸗ 
ſtimmung keinen Widerſpruch. Wenn der Herr Präſident 
es wünſcht, wird meine Fraktion dem Verfahren zu⸗ 
ſtimmen. 
Präſident: Ich darf alſo ſo verfahren, wie ich ſagte. 
Zur Geſchäftsordung hat das Wort der Herr Abg. Fooken. 
(Abg. Fooken: Ich will zur Sache reden!) Zur Sache kann 
ich das Wort nicht mehr erteilen. Zur Geſchäftsordnung 


er iſt angenommen. 
des Antrages: 

5. Im § 40 Abſatz 2 werden die Worte „oder der nach 

§ 37 feſtgeſetzten Mindeſtſteuer“ geſtrichen. 

Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 
Er iſt angenommen. Ich darf wohl ohne beſondere Ab⸗ 
ſtimmung feſtſtellen, daß der § 40 der Vorlage mit den 
beiden Anderungen angenommen iſt. § 41; angenommen. 
$ 42; angenommen. § 43; angenommen. § 44; ange- 
nommen. $ 45; angenommen. § 46; angenommen, ebenſo 
die Abſchnittsüberſchrift: „Vereinfachte Beſteuerung des 
Arbeitslohnes“. § 47; angenommen. § 48; angenommen. 
Desgleichen die Abſchnittsüberſchrift: „Steueranteile der 
Gemeinden und Gemeindeverbände“. Zu § 49 liegt der 
kommuniſtiſche Antrag vor, Druckſache Nr. 1680, den § 49 
zu ſtreichen. Ich werde poſitiv über den § 49 abſtimmen 
laſſen. Wenn er angenommen iſt, erübrigt ſich der Antrag 
der Kommuniſtiſchen Fraktion. Wer für § 49 der Vorlage 


Wir kommen nun zum zweiten Teil 


(A) wenn Sie den Angeſtellten Bericht erſtatten, worüber Sie | zum Abänderungsantrag der Abgeordneten Weiß, (0) 
abgeſtimmt haben. Herr Abg. Hennke, ſehen Sie fih vor, | Fooken, Dr. Wagner, Druckſache Nr. 1679. Dazu liegt 
daß aus der Lächerlichkeit nicht eine ernſte Sache für Sie | der Abänderungsantrag Druckſache Nr. 1492 vor; wonach 
wird. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Wir ſtellen | in $ 35 Ziffer 2 ſtatt „1. Mai 1925“ „1. Juli 1925“ zu 
folgenden Antrag: ſetzen iſt. Dieſer Antrag iſt natürlich durch den Abände⸗ 

Lohn⸗ und Gehaltsempfänger, die der Lohnſteuer][rungsantrag Druckſache Nr. 1679, Ziffer 3, wonach der 
ee: nn A + A en 1. September 1925 eingeſetzt werden ſoll, überholt. Zur 
Hn- bzw. Gehaltstage von der Lohnſteuer befreit, f H 17 8 - 97 i 

wenn fie nachweislich (Steuerbuch) 75 Antritt der Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Arbeit vier Wochen erwerbslos waren. Für jede Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Die Druckſache Nr. 

weiteren angefangenen vier Wochen Erwerbölofigkeit | 1679 ift einheitlich und kann nur einheitlich angenommen 

kreten 12 ſtenzerfrste Lohns bawi Gepaltewmgererr oder abgelehnt werden; es ſei denn, daß die Antragſteller 
Dieſer Antrag geht nicht jo weit, bringt aber dennoch | unterabſtimmen wollen. Da ein Antrag auf ziffernweiſe 
eine Erleichterung für die Arbeitsloſen. Ich hoffe, daß] Abſtimmung nicht geſtellt ift, liegt keine Veranlaſſung vor, 
Sie nunmehr dieſem Antrag zuſtimmen werden. über die einzelnen Ziffern abzuſtimmen. 

Präſident: Die Sache hat geſchäftsordnungsmäßig Präſident: Ich habe eingangs geſagt, da Druckſache 
einige Schwierigkeiten. Ich hatte ſchon gejagt, wir kommen [Nr. 1679 zu verſchiedenen Paragraphen geſtellt ift, halte 
zur Abſtimmung und wir hatten über den einen Teil ſchon] ich es für praktiſch, die betreffenden Ziffern bei den einzel⸗ 
abgeſtimmt. Es wäre richtiger geweſen, Herr Abg. Raſchke, nen Paragraphen zur Abſtimmung zu bringen. Das Haus 
wenn Sie von vornherein einen Eventualantrag geſtellt] hat dieſem vorgeſchlagenen Modus nicht widerſprochen. 
hätten. Wenn aber das Haus einverſtanden ift, können | (Mog. Rahn: Das habe ich hier hinten nicht verſtehen . 
wir ja die Sache durchgehen laffen. Zur Geſchäftsordnung] können!) Dann darf ich ſo verfahren. Wir kommen zur 
hat das Wort Herr Abg. Raſchke. Abſtimmung über Druckſache Nr. 1679, Ziffer 3: 

i i 11 0 ii 35 i 
_ Rajte, Abgeordneter (K. P.): Es wurde über unſern 1048 0 . enten a Stelle des „1. Juli 
Zuſatzantrag abgeſtimmt. Nun muß doch noch über den g ür di Abänd sanitar it, bitte ich N 
Paragraphen abgeſtimmt werden. Dann muß der Herr Per für dieſen Abänderungsantrag ift, bitte ich, fich 
i j 1 0 abao- vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit. 
Präſident, und das wird auch, wenn dieſer Antrag abge⸗ ; = KEEN 
1 ra ee Ghai he zur ] Er ilt angenommen. Somit darf ich wohl ohne beſondere 
lehnt wird, geſchehen, ſagen, wir kommen nunmehr zur Abſti ; 
aan a tor Dip! ot ſtimmung feſtſtellen, daß der § 35 der Vorlage mit Der 
Abſtimmung über den Paragraphen. Die Worte ſind noch 91 1 y 
aa e e e De ch. das Macht nderung angenommen ijt. § 36; angenommen. § 373 
nicht gefallen. Ich habe jedenfalls, glaube ich, das Recht, anngen en, 8 38: but 9 39; N 
noch immer Anträge zu ſtellen. , Ber 2 75 e , een 
571 7 ei § 40 liegen zwei Abänderungsanträge in Druckſache 
i Taa Ee gar En a Bo jen Nr. 1679, Ziffer 4 und 5, vor: 
ommen wir denn hin? Die Beſprechung iſt geſchlo 4, Im 8 40 Abfatz in tritt f. ; 
und innerhalb der Beſprechung werden Anträge geſtellt. \ ran EL LEBENDE 
Dann geht es nicht, daß noch immer wieder Anträge ge- Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich 
(B) ſtellt werden und wieder Wortmeldungen kommen. Mir vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit; (D) 


hat das Wort der Herr Abg. Fooken. iſt, bitte ich, ſich vom Platz rhebe A 

— i i itte ch bo lag zu erheben. (Ge⸗ 

„Fooken, Abgeordneter (S. P. P.): Die Sache liegt ſo, ſchieht. 26 ' Seht die Sozialdemokraten! bei den 
daß ein Antvag vorliegt, zu dem wir ſachlich keine Stellung Kommuniſten.) 49 iſt angenommen, ebenſo die 


nehmen konnten. Er iſt nicht beſprochen worden und fol 
jetzt ohne weiteres zur Abſtimmung kommen. Auf dieſe 
Art und Weiſe iſt es den Parteien verwehrt, dazu Stellung 
zu nehmen. Das geht einfach nicht. 

Präſident: Ich dachte nur, um des lieben Friedens 
willen die Sache zu einigen. (Abg. Fooken: Ich ziehe 
meine Wortmeldung zurück!) Wir ſtimmen alſo ab, wie 

ich vorgeſchlagen habe. Ich bringe nunmehr den von der 
Kommuniſtiſchen Fraktion neu geſtellten Abänderungs⸗ 
antrag zur Abſtimmung. Die Damen und Herren, die 
dieſem Abänderungsantrage zuſtimmen wollen, bitte ich, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen nun 


Abſchnittsüberſchrift: „Beſteuerungsrecht der Religions- 
geſellſchaften“. 8 50; angenommen. § 51; an- 
genommen. § 52; angenommen. § 53; angenommen. 
$ 54; angenommen. $*55; angenommen. § 56; ange- 
nommen. § 57; angenommen. § 58; angenommen. 8 59; 
angenommen, desgleichen die Abſchnittsüberſchrift: „Straf⸗ 
Übergangs- und Schlußvorſchriften“. Geſamtüberſchriſt: 
„Geſetz über die endgültige Veranlagung zur Einkommen⸗ 
ſteuer für das Jahr 1924 und über die weitere Erhebung 
von Einkommenſteuer⸗Vorauszahlungen im Jahre 1925“ 
angenommen. Wir ſind damit am Schluß der zweiten 
Leſung. (Abg. Weiß: ich beantrage dritte Leſung. — Abg. 
Rahn: Ich widerſpreche.) Es iſt der dritten Leſung wider⸗ 


) ſprochen worden. 


(B 


— 
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(Präſident.) 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Fooken. 

; Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): Ich möchte die 
Herren, die dem Antrag auf Vornahme der dritten Leſung 
widerſprochen haben, bitten, dieſen Antrag zurückzuziehen. 
Durch den Widerſpruch wird nur erreicht, daß die Sache in 
die Länge gezogen wird, eine Anderung tritt doch nicht 
mehr ein. (Sehr richtig!) In der nächſten Woche werden 
wir vorausſichtlich die Etatberatung haben. Wir kommen 
dann erſt in der übernächſten Woche nach der allgemeinen 
Geſchäftslage zur Beratung des vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurfs in dritter Leſung, wenn er nicht in der gegenwärti⸗ 
gen Form angenommen wird. Sie erreichen alſo nur, daß 
die Beratung um 14 Tage verzögert und die in das Geſetz 
hineingearbeitete Beſtimmung, wonach die Arbeiterſchaft 
vom 1. September ab in den Genuß der erhöhten Erleichte⸗ 
rung kommen ſoll, verhindert wird. Auch Sie, meine 
Herren von der Rechten, erreichen dadurch nur, daß das 
Veranlagungsverfahren um 14 Tage hinausgeſchoben wird. 
Es iſt doch der Wunſch Ihrer Herren, endlich klar zu ſehen, 
welche Beträge zu zahlen ſind. Das wird nun auch hin⸗ 
ausgeſchoben. Aus vein ſachlichen Gründen bitte ich Sie, 
Ihren Widerſpruch zurückzuziehen und einzuwilligen, daß 
wir die dritte Beratung vornehmen. 


Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 
Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich bin zu meinem 
Bedauern nicht in der Lage, dem Wunſche des Herrn Vor⸗ 
redners zu entſprechen. Der Geſetzentwurf enthält in den 
Paragraphen, zu denen ich geſprochen habe, ſo große Un⸗ 
geheuerlichkeiten und Widerſprüche, ferner Ungerechtigkeiten 
gegenüber der Arbeiterſchaft zugunſten von Selbſtein⸗ 
ſchätzern, daß er nicht in vorliegender Form in dritter 
Leſung verabſchiedet werden kann. Für die Beratung in 
der nächſten Woche, die vorausſichtlich am Mittwoch der 
nächſten Woche ſtattfindet, wie der Herr Präſident mir zu⸗ 
flüſtert, behalte ich mir vor, Abänderungsanträge vorzu⸗ 
legen. Ich habe begründete Hoffnung, daß die Herren, die 
im Wirtſchaftsleben ſtehen und gleichzeitig Abgeordnete 
ſind, noch Gelegenheit finden werden, ihren Fraktions⸗ 


kollegen in den nächſten 8 Tagen klarzumachen, daß im § 15 


in bezug auf die fünffache Gewerbeſteuer eine Anderung 
eintreten muß, ſo daß dann in der nächſten Mittwochſitzung 
dieſe Beſtimmungen des Geſetzes gerechter und zweckent⸗ 
ſprechender werden. Ich bedauere, daß ich meinem ehe⸗ 
maligen Fraktionskollegen widerſprechen muß und ihm den 
Gefallen, meinen Widerſpruch zurückzuziehen, nicht tun 
kann. Es geht beim beſten Willen nicht. Man kann nicht 
halbfertige Sachen in das Geſetz hineinbringen. 


Präſident: Das Wort hat zur Geſchäftsordnung der 
Herr Abg. Böcker. 


Bücker, Abgeordneter (D. Nat.): Wenn es nach uns 
gegangen wäre, ſo wäre das Geſetz bereits vor vielen Mo⸗ 
naten fertig geweſen. Wir ſind aber leider nicht in der 

age, heute unſern Widerſpruch gegen die dritte Leſung zu⸗ 
rückzuziehen, weil wir uns vorbehalten müſſen, Abände⸗ 
Tungsanträge, beſonders zu dem § 15 a, für die dritte 
Wien zu ſtellen. Es wird möglich fein, daß in nächſter 
Woche, vielleicht am Mittwoch, das Geſetz verabſchiedet 
wird. Wir haben nicht die Abſicht, es zu verſchleppen, aber 
ür uns bedeutet der § 15 a eine jo ſchwere Belaſtung der 
Aa aeren und kleinen Kreiſe, daß wir unbedingt auf dem 

iderſpruch beſtehen müſſen. 


. Präſident: Da der Widerſpruch nicht zurückgezogen 
en die dritte Leſung nicht ſtattfinden. Ich werde 
auf ee vorſchlagen, > am nächſten Mittwoch 

! eSordnung zu ſetzen. Wi „um 

er Tagesordnung: g zu ſeßen. Wir kommen zu Punkt 2 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
endgültige Veranlagung zur Körperſchaftsſteuer für 
das Jahr 1924 und die weitere Erhebung von 
10% ee Vorauszahlungen im Jahre 


Bericht des Steuer⸗Ausſchuſſes, Druckſache Nr. 1488 
zu Nr. 1058. Berichterſtatter: Abg. Lück. Ich eröffne die 
Ausſprache zu § 1. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung feſt⸗ 
ſtellen, daß § 1 angenommen ift. (Den Vorſitz übernimmt 
Vizepräſident Spill.) Ich rufe auf § 2. Wortmeldungen 
liegen zu § 2 nicht vor, ich darf wohl feſtſtellen, daß § 2 
angenommen ift. Ich rufe auf $ 3. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich darf wohl die Annahme des § 3 feſtſtellen. 
§ 4; Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſtelle auch hier 
die Annahme feft. $ 5; auch hier liegen keine Wortmeldun⸗ 
gen vor. Ich darf wohl die Annahme feſtſtellen. § 6 des⸗ 
gleichen. Ich ſtelle feſt, daß er angenommen iſt. § 73 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſtelle die Annahme feft. 
Abſchnittsüberſchrift: „Steuerbares Einkommen und Er⸗ 


mittelung des ſteuerbaren Einkommens“; angenommen. 


§ 8; Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſtelle feft, daß § 8 
angenommen ift. Ich rufe auf § 9. Zu $ 9 hat das Wort 
Herr Abg. Raſchke. i 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Gerade 
die letzte Zeit hat Ihnen, beſonders der rechten Seite des 
Hauſes, Veranlaſſung gegeben, ein großes Klagelied anzu⸗ 
ſtimmen. Beſonders wenn es ſich um ſoziale Leiſtungen 
handelt, hört man immer, es iſt kein Geld da, es kann nicht 
viel getan werden. Das kam auch heute beim erſten Punkt 
der Tagesordnung zum Ausdruck. Man glaubte, man 
dürfe, um die Wirtſchaft zu ſchützen, nicht allzuviel aus ihr 
herausholen und man müßte wieder die Arbeiter belaſten. 
Selbſtverſtändlich iſt, daß wir einen anderen Standpunkt 
einnehmen und bemüht ſind, gerade den beſitzenden Kreiſen 
die Laſten aufzuerlegen, die notwendig ſind, um den Staat 
zu erhalten. Dazu gibt uns die Körperſchaftsſteuer die beſte 
Gelegenheit. Wir haben beſonders den § 9 im Auge und 
auch beantragt, daß dieſer eine andere Faſſung bekommt. 
Wenn hier nach der Vorlage des Senats die Steuer für die 
nach § 1 zu beſteuernden Körperſchaften nur mit 121% Pro- 
zent eingeſetzt iſt, ſo verlangen wir 25 Prozent. Es würde 
dann eine ganz ſchöne Menge herauskommen. Wir ſind 
feſt davon überzeugt, daß die Geſellſchaften dieſe Steuern 
auch tragen können. Bei den Geſellſchaften nach Abſatz 2 
des § 1 wollen wir es auch bei 10 Prozent belaſſen. Wir 
verlangen weiter, daß beſonders die Gewinnanteile weit 
ſchärfer herangezogen werden als nach Maßgabe der Se- 
natsvorlage. M. D. u. H.! Wenn wir in der Senatsvor⸗ 
lage z. B. finden, daß die Steuer bei einer Gewinnaus⸗ 
ſchüttung über 8 v. H. 2 Prozent betragen ſoll, ſo ſind wir 
der feſten Überzeugung, daß 8 Prozent Gewinnausſchüttung 
nie in Erſcheinung treten werden. Auch hier wird die Ge⸗ 
winnverteilung wieder fingiert werden. Es werden über⸗ 
haupt keine Dividenden herauskommen, um die Steuer um⸗ 
gehen zu können. 

Um dies zu permeiden, verlangen wir in unſerm Ab⸗ 
änderungsantrag , daß jede Gewinnausſchüttung gleich⸗ 
mäßig beſteuert wird, und zwar mit 15 Prozent. Wir ſind 
der Meinung, daß gerade dieſe Gelder, die nur als Geld 
gearbeitet haben, wobei kein Finger krumm gemacht 
worden und kein Tropfen Schweiß gefloſſen iſt, ſtärker her⸗ 
angezogen werden müſſen. Der Inhaber des Geldes hat 


doch nur mit der Schere gearbeitet, vielleicht in einer 
Minute 100 Kupons abgeſchnitten und in dieſer einen 
Minute ſind ihm 1000 Gulden in die Taſche gefloſſen. Von 
dieſen Geldern können ſehr gut 15 Prozent abgeführt 
werden. Das iſt um ſo mehr notwendig, als die Wirtſchaft 
und der ganze Staatsapparat ſo ziemlich am Boden liegen. 
In Ihrem kapitaliſtiſchen Staat kann eben nur Geld den 


(0) 


— 


D) 


(A 


— 


(B) 


1790 


(Raſchke, Abgeordneter.) 
Staat erretten, darum iſt es notwendig, daß dem Staat 
auch Geld zugeführt wird. ; 

Wir verlangen weiter im dritten Abſchnitt, daß die 
kleineren Geſellſchaften nicht ſo arg von der Steuer betroffen 
werden. Wir haben deshalb beantragt, daß die Körper⸗ 
ſchaftsſteuer bei Vermögen bis 5000 Gulden nur 10 Prozent 
beträgt, bei 10 000 Gulden 12 Prozent, bei 15 000 Gulden 
14 Prozent, bei 20 000 Gulden 16 Prozent, bei 25 000 
Gulden 18 Prozent, bei 30 000 Gulden 20 Prozent und 
bei über 30 000 Gulden kommen wir wieder zu dem alten 
Satz von 25 Prozent. M. D. u. H.! Wenn Sie in dieſer 
Beziehung auch den Arbeitern gegenüber zeigen wollen, 
daß Sie auch das Kapital angreifen wollen, daß Sie be⸗ 
müht ſind, einen Ausgleich zu ſchaffen, wenn Sie wollen, 
daß nicht nur der Arbeiter der Leidtragende iſt, ſondern 
auch das Kapital zu den Laſten beiſteuern ſoll, müſſen Sie 
dieſem Abänderungsantrag unbedingt zuſtimmen. Wir 
ſind der Meinung, daß die Geſellſchaften dies ſehr gut 
tragen können und hoffen, daß Sie unſerm Antrag Ihre 
Zuſtimmung geben werden. 

Wir beantragen: 
8 9 erhält folgende Faſſung: 

(1) Die Steuer beträgt für die Steuerpflichti⸗ 
gen nach 8 1 Ziffer J 25 v. H., für die Steuer⸗ 
pflichtigen nach 8 1 Ziffer II 10 v. H. des ſteuer⸗ 
pflichtigen Einkommens. 

(2) Bei Erwerbsgeſellſchaften, welche Gewinn⸗ 
anteile irgendwelcher Art an ihre Geſellſchafter 
ſchafter ausſchütten, erhöht ſich die nach Abſatz 1 
zu zahlende Steuer um 15 v. H. der ausgeſchütte⸗ 
ten Beträge. 

(3) Bet inländiſchen Geſellſchaften mit be- 
ſchränkter Haftung, bei denen das Stammkapital 
und das feſtgeſetzte Vermögen den Betrag von 
50 000 Gulden nicht überſteigen, ſoll die Körper⸗ 
ſchaftsſteuer betragen: 
für Einkommen bis 1 x Gulden N v. H. 


” ” ” 0 s Alan 
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und die übrigen Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fraktion. 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung über den Ab⸗ 
änderungsantrag des Abg. Hoffmann und der übrigen 
Mitglieder der Kommuniſtiſchen Fraktion, Druckſache 1681. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Ich darf nun wohl feſtſtellen, daß $ 9 der Vorlage an- 
genommen iſt; desgleichen die Abſchnittsüberſchrift: „Höhe 
der Steuer.“ Ich rufe auf § 10. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich darf wohl die Annahme dieſes Paragraphen 
feſtſtellen. Ich rufe auf $ 11. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich ſtelle ebenfalls die Annahme feſt. § 12; Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, ich ſtelle feft, daß § 12 an- 
genommen ift. Abſchnittsüberſchrift: „Durchführung der 
Veranlagung. Entrichtung der endgültigen Steuerſchuld. 
Leiſtung von Vorauszahlungen. Steueranteile der Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbände“; angenommen. Zu § 13 
liegen ebenfalls keine Wortmeldungen vor. Er iſt an⸗ 
genommen. § 14 desgleichen. Er ift angenommen. 8 15 
ebenſo, er iſt angenommen. Abſchnittsüberſchrift: „Straf⸗ 
und Schlußvorſchriften“; angenommen. Da Anträge auf 
Anderung der Überſchrift nicht geſtellt find, darf ich wohl 
feſtſtellen, daß auch die Geſamtüberſchrift: „Geſetz über die 
endgültige Veranlagung zur Körperſchaftsſteuer für das 
Jahr 1924 und über die weitere Erhebung von Körper⸗ 
ſchaftsſteuer⸗Vorauszahlungen im Jahre 1925“ 
men iſt. (Abg. Weiß: Ich beantrage, die dritte Leſung vor⸗ 
zunehmen!) Es ift beantragt worden, die dritte Leſung 
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vorzunehmen. Widerſpruch wird nicht laut. (Abg. Weiß: 
En bloc!) Es iſt en bloe-Abſtimmung beantragt worden. 
Widerſpruch erhebt ſich nicht, wir verfahren ſo. Ich bitte 
die Damen und Herren, die den 88 1— 15 des Geſetzes 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Danke, das ift die Mehrheit, die 88 1—15 find 
angenommen. Wir kommen zu den Überſchriften. Wer 
für die Abſchnittsüberſchriften und die Geſamtüberſchrift 
ift, bitte ich, fih vom Platze zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, die Überſchriften ſind angenommen. Wir 
kommen zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dem Geſetz in der Schlußabſtimmung zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt angenommen. 
Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung: 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab⸗ 
änderung des Branntweinſteuergeſetzes. 


Bericht des Steuerausſchuſſes, Druckſache Nr. 1489 
zu Nr. 1264. Berichterſtatter: Abg. Eichholtz. Ich rufe 
auf den einzigen Artikel, Wortmeldung liegen nicht vor, 
Abänderungsanträge ſind nicht geſtellt. Wer den einzigen 
Artikel annehmen will, bitte ich, ſich vom Platze zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der einzige 
Artikel ift angenommen. Ich rufe die Überfchrift auf: 
„Geſetz zur Abänderung des Branntweinſteuergeſetzes 
: 15. Juli 1909 (Reichsgeſetzblatt S. 661) 

ein 4. Juni 1922 (Reichsgeſetzblatt S. 378) 
Faſſung vom 13. Oktober 1924 (Reichsgeſetzbl. S. 461). 
Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß 
die Überſchrift angenommen iſt. Damit iſt das Geſetz in 
zweiter Leſung angenommen. (Abg. Weiß: Ich beantrage 
die dritte Leſung.) Dritte Leſung iſt beantragt worden, 
Widerſpruch wird nicht laut. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Man hat ſchon viel 
erlebt und viel geſehen, aber was ich eben feſtſtellen konnte, 
überſteigt jede Annahme, wenn ich ſo ſagen darf. Wir 
haben ein Geſetz, das den Branntwein höher beſteuern 
will. (Eſſigſäure! links. — Abg. Müller: Sie irren ſichl) 
Die Eſſigſäure hängt mit dem Branntwein unmittelbar zu⸗ 
ſammen. (Abg. Dr. Kamnitzer: So trinken Sie Eſſigſäure! 
Heiterkeit.) Lachen Sie fich nur aus, nachher lache ich. 
Wenn hier „Anderung des Branntweinſteuergeſetzes“ fteht, 
ſo iſt es ſelbſtverſtändlich, daß die Vorlage mit dem Brannt⸗ 
wein unmittelbar zuſammenhängt. Oder glauben Sie, 
Herr Dr. Kamnitzer, daß man die Zuckerſteuer im Brannt- 
weinſteuergeſetz feſtlegt. Wenn Sie das annehmen, ſo habe 
ich nichts dagegen. Für mich ſteht feft, daß die Eſſigſäure 
mit der Vorlage etwas zu tun hat, ſonſt hieße es nicht in 
der Überſchrift: „Zur Anderung des Branntweinſteuer⸗ 
geſetzes.“ Es iſt verlangt worden, daß die Steuer für Eſſig⸗ 
ſäure erhöht wird. (Abg. Weiß: Nein, das Gegenteil iſt 
richtig!) Die Steuer für Eſſigſäure hat ſolange 50 Pfennig 
für das Kilo betragen, Herr Abg. Weiß. Der Senat be⸗ 
antragt nun Erhöhung auf 2 Gulden, der Ausſchuß hat 
dieſen Betrag auf 1,50 Gulden herabgeſetzt. Leſen Sie 
genau den Geſetzentwurf durch. Ich habe nicht Luſt, Ihnen 
ſtundenlange Vorträge darüber zu halten. (Heiterkeit und 
ſehr richtig!) Hier liegt wiederum eine indirekte Steuer 
vor, die eine Erhöhung erfahren ſoll und in der zweiten 
Leſung erfahren hat. Ich wollte nur feſtſtellen, daß auch die 
Sozialdemokratie für dieſe indirekte Steuer ſtimmte. Wir 
lehnen die indirekte Steuer ab, und damit auch das Geſetz. 
(Bravo!) : . 

Vizepräfident Spill: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Die Damen und 
Herren, die den einzigen Artikel annehmen wollen, bitte 
ich, ſich vom Platze zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Er ift angenommen. Überſchrift; angenommen. 


in der 
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(Vizepräſident Spill.) l 
Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Wer dem Geſetz in 
der Schlußabſtimmung zuſtimmen will, bitte ich, ſich vom 
Platze zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Das 
Geſetz iſt damit angenommen. Ich rufe auf Punkt 4 der 
Tagesordnung: ; i 
Bericht des Steuerausſchuſſes über den Antrag 
des Abg. Lück und Fraktion zur Vermeidung 
doppelter Erhebung der Wechſelſtempelgebühren. 
Druckſache Nr. 1421 zu Nr. 1100. Berichterſtatter iſt 
der Herr Abg. Eichholtz. Der Ausſchuß empfiehlt Annahme. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Wer dem Ausſchuß⸗ 
antrag zuſtimmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Danke, ich ſtelle die Mehrheit feſt, der Antrag 
iſt angenommen. Ich rufe auf Punkt 5 der Tages⸗ 
ordnung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfes betr. Ab⸗ 


änderung des Bierſteuergeſetzes vom 26. Juli 1918 


(Reichsgeſetzbl. S. 163) und 11. April 1922 (Ge⸗ 

ſetzbl. S. 113). SE : 

Druckſache Nr. 1562. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Klawitter. 

Klawitter, Abgeordneter (Z): Ich beantrage, daß dies 
Geſetz dem Steuerausſchuß überwieſen wird, und bitte Sie, 
meine Damen und Herren, dieſem Antrage zuzuſtimmen. 

Vizepräſident Spill: Es ift beantragt worden, dies 
Geſetz dem Steuerausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch 
wird nicht laut, das Haus iſt damit einverſtanden und hat 
ſo beſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
Steuerbefreiungen zur Erleichterung des Woh⸗ 
nungsbaues. 

Druckſache Nr. 1629. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Schmidt. 

Schmidt, Robert, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! 

ir begrüßen es, daß unſerem Antrage vom 28. Januar 
dieſes Jahres durch den vorliegenden Geſetzentwurf ent⸗ 
ſprochen worden iſt. Wir wiſſen aber, daß dieſes Geſetz 
kein Allheilmittel iſt, wie es einige Optimiſten erhoffen, 
um die private Bautätigkeit zu beleben. Dazu liegen die 
Verhältniſſe in Danzig viel zu ungünſtig. Das werde ich 
noch an einem Beiſpiel erläutern. Immerhin wird es 
jedoch dieſen oder jenen reichen Mann geben, der ſich dieſe 
Steuerbefreiung zunutze machen und ein Wohnhaus er⸗ 
richten wird. Die große Maſſe der Wohnungsloſen wird 
allerdings von dieſem Geſetz nicht viel haben. Wenn ich 
hnen z. B. vorrechne, was eine Dreizimmerwohnung mit 
aufgenommenem Kapital koſtet, dann werden Sie ſich 
elber ſagen, daß es wohl kaum einen Unternehmer geben 
wird, der auf dies Riſiko hin Wohnbauten errichtet, weil er 
ürchten muß, die Wohnungen zu ſolchem Preiſe zu ver- 
mieten. Eine Dreizimmerwohnung koſtet beiſpielsweiſe 
15 000 Gulden Baukoſten. Wenn ſich ein Unternehmer, 
er das Bauland zur Verfügung hat, das an einer anbau⸗ 
fähigen Straße liegt, der alfo weder den Bauplatz noch die 
Anliegerkoſten zu bezahlen braucht, das Geld bei der Bank 
30. 15 Prozent leiht, jo macht das allein im Jahre 
a Gulden Zinſen. Dazu kommen 20—25 Prozent für 
nterhaltung des Gebäudes, Feuerverſicherung und Haft⸗ 
Iflichtverſicherung. Das macht zuſammen 2700 Gulden. 
Wer ene er für den Bauplatz, den er hergibt, eine gewiſſe 
erstatten g haben. Er muß dem Staat die Anliegerkoſten 
atten bzw. verzinſen. Praeter propter koſtet eine 


5 ohnung hiermit rund 3000 Gulden. Glauben Sie, daß 
Won, Danzig viele Wohnungslose gibt, die fid eine ſolche 
ung mieten können? Ich bezweifle es. Das Woh- 
; ngöproblem wird durch den vorliegenden Geſetzentwurf 
WA en gefördert Er bietet aber vielleicht einigen wohl⸗ 
Bun nden reichen Leuten einen Anreiz, in dieſer Zeit zu 

en, weil fih ja die Verhältniſſe auch günſtig verſchieben 
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können und in den nächſten Jahren erheblich beſſere wirt⸗ 
ſchaftliche Verhältniſſe vorhanden fein mögen. 

„Die Hoffnung auf eine ſprunghafte Förderung der 
privaten Bautätigkeit, wie ſie einige Optimiſten hegen, 
wird jih als trügeriſch erweiſen. In langen Zeitungs⸗ 
artikeln wird geſchrieben, wir ſollten uns nicht mit langen 
Reden abgeben, ſondern mit dem Flugzeug nach Jugo⸗ 
ſlawien oder Italien fahren, um zu ſehen, wie dort 
auf Grund ſolcher Steuerbefreiungen gebaut wird, die 
Wohnungen wie Pilze aus der Erde ſchießen. Dieſe Hoff⸗ 
nung kann man hier nicht teilen. Immerhin iſt, wie 
geſagt, das Geſetz begrüßenswert und wir werden abwarten 
müſſen, wie es ſich auswirkt. Eins aber möchte ich doch 
noch zur Erwägung anheim geben. Wenn der Senat wirk⸗ 
lich bereit iſt, zu helfen, könnte er noch weiter gehen. Er 
könnte beiſpielsweiſe die Anliegerbeiträge für 5 bis 6 Jahre 
gegen geringe Zinſen ſtunden. Er könnte auch, wenn er 
ſelbſt das Bauland beſitzt, es gegen geringe Verzinſung 
oder Amortiſation billig abgeben. Unter den heutigen Ver⸗ 
hältniſſen müſſen alle Mittel erſchöpft werden. Erſt dann 
wird es möglich ſein, wirklich praktiſch etwas zu erreichen. 
In bezug auf die Bodenpolitik hat ja auch die Regierung 
angekündigt, daß ſie Wandel ſchaffen will. Das erſcheint 
unter allen Umſtänden notwendig; denn die Preiſe, die die 
Stadtverwaltung für Siedlungsgelände oder auch für 
beſſeres Gelände nimmt, erſcheinen unter den heutigen Ver⸗ 
hältniſſen viel zu hoch. 10 oder 20 Gulden werden auf 
Zigankenberg genommen. Das iſt ein Betrag, der nicht 
bezahlt werden kann. Da muß unter allen Umſtänden ge⸗ 
holfen werden. Dann erſt wird es auch möglich ſein, den 
privaten Bodenwucher niederzuhalten. Wenn der Senat 
vorbildlich vorgeht, wird er auch preisſenkend auf die 
privaten Bodenverhältniſſe einwirken. 

Ich möchte noch etwas hinſichtlich der Siedlungs⸗ 
genoſſenſchaften ausführen. Das gehört zwar nicht zur 
Förderung des privaten Bauens, aber ich möchte es 
hier doch ſagen, daß es den Siedlungsgenoſſenſchaften ſchon 
heute, ſelbſt bei Gewährung der Darlehn und bei geringer 
Verzinſung von zwei bis drei Prozent nicht möglich iſt, ſo 
zu bauen, wie ſie es gern möchten. Das liegt daran, daß 
viele Siedler gar nicht in der Lage ſind, Kapital auf⸗ 
zubringen. Sie ſollen heute nach den Beſtimmungen, die 
die Stadtbürgerſchaft erlaſſen hat, ſofort ein Drittel der 
Anliegerkoſten bezahlen. Das iſt ein Unding, wenn man 
berechnet, daß die Anliegerkoſten etwa 200 Gulden pro 
Meter betragen. Wenn ein Grundſtück von 20 Meter 
Länge in Frage kommt, ſo ſind das 4000 Gulden. Dann 
ſind noch viele andere erhebliche laufende Koſten zu be⸗ 
zahlen. Die Siedler müſſen in der Form unterſtützt 
werden, daß man die Anliegerkoſten amortiſiert, und daß 
nur eine kleine Quote von vielleicht 20 Pfennig pro 
Quadratmeter jährlich abgezahlt wird. Nur dann kann 
geholfen werden. Es iſt bedauerlich, daß Herr Senator 
Leske nicht da iſt. Dem wollte ich dieſe Worte beſonders 
ins Gedächtnis rufen. Nun noch zu dem Geſetzentwurf 
ſelbſt. Ich möchte da eine kleine Anderung haben, und 
zwar im § 2. So ſehr wir es begrüßen, daß die Erleichte⸗ 
rungen in ſteuerlicher Hinſicht gewährt werden, erſcheint 
es uns doch nicht opportun, daß man die amtliche Ver⸗ 
meſſung der Grundſtücke durch die Behörden unentgeltlich 
vornehmen laſſen will. Dadurch würden die privaten 
Landmeſſer, die auf das Vermeſſen von Grundſtücken an- 
gewieſen ſind, und die von dieſen Vermeſſungen leben, er⸗ 
heblich geſchädigt werden. Dadurch könnte auch unter Um⸗ 
ſtänden der Beamtenapparat vergrößert werden, was wir 
nicht möchten. Über dieſe Dinge wird ja im Ausſchuß noch 
zu ſprechen ſein. | 

Was das Gutachten des Finanzrates zu dieſem Geſetz 
anbetrifft, der eine fünfzehnjährige Befreiung wünſcht, fo 
neigen wir der Anſicht zu, daß es doch wohl praktiſch iſt, 
dem Senatsentwurf zuzuſtimmen, damit man ſich im 
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ſteuer, vielleicht aber auch der Luxusſteuer, kann man 
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(Schmidt, Abgeordneter.) 

Übergang der letzten 10 Jahre wieder an die Steuern ge⸗ 
wöhnt. Ein Zeitraum von 10 Jahren für die vollſtändige 
Befreiung und ein weiterer von 10 Jahren für eine halbe 
Befreiung, dürften genügen, um tatſächlich zur Förderung 
beizutragen. Im übrigen bitten wir, das Geſetz dem 
Steuerausſchuß oder dem Siedlungsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. 

Vizepräſident Spill: 
Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Auch 
wir begrüßen jede Maßnahme, die es ermöglicht, die Bau⸗ 
tätigkeit zu fördern. Wenn aber in dieſes Geſetz Beſtim⸗ 
mungen hineingearbeitet ſind, wie der § 6, wonach alle 
Wohnungen, die nach dem 1. Januar 1917, alfo in der 
Inflationszeit gebaut ſind, mit allen Vergünſtigungen, die 
die Inflationszeit gebracht hat, wenn dieſe genau ſo be⸗ 
handelt werden, wie diejenigen, die unter den ſchwierigen 
Verhältniſſen von heute gebaut werden ſollen, dann gehen 
uns dieſe Beſtimmungen zu weit. Es ſind in dieſem Geſetz 
einige Gedanken enthalten, die wohl erwägenswert ſind. 
Infolgedeſſen bitten wir, die ganze Sache dem Steuer⸗ 
ausſchuß zu überweiſen (Dem Siedlungsausſchuß!), damit 
dort etwas aus der Sache gemacht wird. 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Herrmann. 

Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): Wir haben bis- 
her alle Anträge, die ſich auf den Wohnungsbau beziehen, 
dem Siedlungsausſchuß überwieſen. Dieſer Geſetzentwurf 
befaßt ſich nur mit Erleichterungen für den Wohnungsbau. 
Ich bitte deshalb, auch dieſen Geſetzentwurf dem Siedlungs⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. 

Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): Es find praktiſche 
Gründe geweſen, die uns im Alteſtenausſchuß veranlaßt 
haben, das Geſetz dem Steuerausſchuß zu überweiſen. Es 
handelt ſich um Siedlungsangelegenheiten, aber im Grunde 
genommen ſind es Steuerangelegenheiten, die in das 
Reſſort des Herrn Senators Dr. Volkmann fallen. Aus 
dieſen praktiſchen Gründen möchte ich bitten, die Sache dem 
Steuerausſchuß zu überweiſen. 

Vizepräſident Spill: Ich will lieber darüber ab⸗ 
ſtimmen laſſen, an welchen Ausſchuß die Vorlage gehen 
ſoll. Ich bitte die Damen und Herren, die dafür ſind, daß 
die Vorlage dem Steuerausſchuß überwieſen wird, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
das Geſetz geht an den Steuerausſchuß. Ich rufe auf 
Punkt 7 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Auf⸗ 
hebung des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes und Er⸗ 
höhung des Anteils der Gemeinden an der Ein⸗ 
kommen⸗ und Körperſchaftsſteuer. Urantrag des 
Abg. Böcker und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1637. Das Wort hat der Herr Senator 
Dr. Volkmann. 

Dr. Volkmann, Senator: M. D. u. H.] Der Geſetz⸗ 
entwurf betr. die Aufhebung der Umſatz⸗ und Luxusſteuer 
und Erhöhung des Anteils der Gemeinden an der Ein⸗ 
kommen⸗ und Körperſchaftsſteuer wird ja, wie ich annehme, 
dem Steuerausſchuß jüberwieſen werden. Es wird dort 
Gelegenheit ſein, darüber eingehender zu ſprechen. Ich 
möchte heute einleitend nur darauf hinweiſen, daß ich vor 
etwa einem Jahr an dieſer Stelle eine Erklärung abgegeben 
habe, die ich heute noch als eine programmatiſche wieder⸗ 
holen möchte. Sicher, hinſichtlich des Abbaus der Umſatz⸗ 
nur 
einer Meinung ſein. Ich glaube, daß keine Partei im 
Volkstag, vor die Frage geſtellt, ſoll die Umſatzſteuer bei⸗ 


Das Wort hat Herr Abg. 


behalten werden oder nicht, anders antworten würde als: (0) 


Wir find für Aufhebung der Umſatzſteuer. Wenn in der 
Beziehung Einigkeit zwiſchen dem alten wie dem neuen 
Senat und dem Volkstag beſteht, ſo beginnen die 
Meinungsverſchiedenheiten erſt in dem Augenblick, wo auf 
das Tempo des Abbaus die Rede kommt. Bisher ſind wir 
hinſichtlich der Umſatzſteuer an der Spitze marſchiert, und 
wir befinden uns auch heute noch an der Spitze. Unter 
Spitze verſtehe ich den Grad und das Tempo des Abbaues 
der Umſatzſteuer. Wir haben viel früher als Deutſchland 
die Umſatzſteuer auf 1 Prozent ermäßigt. Das iſt jetzt 
ſchon etwa ein Jahr her. Deutſchland hat erſt neuerdings 
die Umſatzſteuerherabſetzung auf 1 Prozent nach harten 
Kämpfen errungen. In Polen iſt die Umſatzſteuer heute 
noch weſentlich höher als bei uns. Das Ziel des Senats 
war und iſt, auch von dieſen 1 Prozent herunterzu⸗ 
kommen. Das kann man aber nur im Rahmen des Ge⸗ 
ſamthaushaltsplanes. Hierbei iſt nicht nur der Staats⸗ 
haushaltsplan beteiligt, ſondern zunächſt ſind intereſſiert 
die kommunalen Haushaltspläne. Es fragt ſich, ob die 
Städte und Gemeinden in Danzig einen derartigen Aus⸗ 
fall ertragen können. Der Urantrag des Herrn Abg. Böcker 
und Fraktion hat in offenbar richtiger Erkenntnis deſſen, 
daß ein ſolcher Ausfall eintreten wird, die Erhöhung des 


Anteils der Gemeinden an der Einkommen- und Körper⸗ 


ſchaftsſteuer vorgeſehen. Ob dieſe Erhöhung ausreicht, wird 
eingehender rechneriſcher Prüfung bedürfen. Ich möchte 
es vorläufig bezweifeln, wenn ich dabei den Überweiſungs; 
jag berechne, der in dem Antrag ſteht. Aber auch dann 


wäre die ſchwere Frage zu löſen: wo nehmen wir den Aus⸗ 


fall im Staatshaushalt infolge der erhöhten Überweiſungen 
her? Ich möchte mit dieſen Worten verhindern, daß Hoff⸗ 
nungen erweckt werden, ehe man weiß, ob die Gemeinden 
und der Staat den Ausfall ertragen können. Das Pro⸗ 
blem ſteht in engſtem Zuſammenhang mit der Feſtſetzung 
unſerer Etats, ſowohl im Staat, wie in den Gemeinden. 
Erlauben es die Haushaltspläne in den Gemeinden und 
im Staat, dieſe Steuer abzubauen, ſo wird wohl jeder 
dieſem Antrage zuſtimmen. Ob ſie dies aber erlauben, 
darüber werden wir uns im Ausſchuß eingehend zu unter⸗ 
halten haben. Kommt man — und ich fürchte, dies wird 
der Fall ſein — zu einem negativen Ergebnis, dann wird 
der Zuſtand einſtweilen noch ſo bleiben müſſen. Wir 
werden den Abbau in dieſem Falle als ein Ziel für die 
weitere Zukunft im Auge zu behalten, aber zurückzuſtellen 
haben. Nur im Zuſammenhang mit den Haushaltsplänen 
kann man auf dieſem Gebiet einen Schritt vorwärts 
kommen. 

8 „ Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 

ee j 


Rect, Abgeordneter (S.P.D.): M. D. u. H.! Wie ſich 
die Sozialdemokratie grundſätzlich zur Umſatzſteuer ſtellt, 
iſt allen Damen und Herren des Volkstages aus früheren 
Verhandlungen hinreichend bekannt. Sie wiſſen noch, daß 
die ſozialdemokratiſche Fraktion im Jahre 1922 bei der 
Einführung des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes einen 
pejtiogn Kampf gegen die Annahme dieſes Geſetzes geführt 
hat. Damals lagen die Dinge natürlich weſentlich anders 
als heute. Bei der Einführung des Umſatz⸗ und Luxus⸗ 
ſteuergeſetzes floſſen die Einnahmen aus dieſem Geſetz, und 
zwar 2½ Prozent, den Staatsfinanzen zu. Durch die 
wiederholten Anträge der ſozialdemokratiſchen Fraktion 
wurden die Steuerſätze dieſes Geſetzes allmählich bis auf 
1. Prozent reduziert. Von dieſem Aufkommen fließen den 
Gemeinden 90 Prozent zu. Wie ſich nun dieſer Ausfall an 
Umſatzſteuer bei den Gemeinden auswirken wird, falls das 
Geſetz abgebaut wird, will ich Ihnen an einem Beiſpiel 
klarzumachen verſuchen. Es handelt ſich bei meinen Feſt⸗ 
ſtellungen um eine kleine Stadtgemeinde innerhalb des 
Freiſtaatgebietes. Dort beträgt das jetzige Aufkommen aus 


dieſer Umſatzſteuer genau 49 372 Gulden. In dem ſtädti⸗ 
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(Reek, Abgeordneter.) 
ſchen Haushaltsplan find rund 50 000 Gulden Einnahmen 
eingeſetzt. Im vorliegenden Geſetzentwurf der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion ſoll für den Einnahmeausfall ein 
Mehr von 10 Prozent aus dem Einkommenſteuerauf⸗ 
kommen den Gemeinden zufließen. Ich habe auch über 
dieſe Auswirkung Feſtſtellungen getroffen. In der er⸗ 
wähnten Gemeinde iſt das Aufkommen aus den 44 Prozent 
im Jahre 1925 auf 20 085 Gulden feſtzuſetzen. Würde ſich 
dieſe Summe nun um 10 Prozent erhöhen, ſo würde eine 
Mehreinnahme von 2000 Gulden in Frage kommen, 
während dafür ein Ausfall von 48 000 Gulden einträte. 
Aus dieſen Darlegungen werden Sie erſehen haben, 
daß dieſe 10 Prozent Erhöhung des Anteiles der Ge- 
meinden kein Aquivalent für den Ausfall der Umſatz⸗ 
ſteuer darſtellt. (Abg. Liſchnewſki: Alſo bezahlt die 
arbeitende Bevölkerung die Umſatzſteuer!) Nach der Auf⸗ 


ſtellung der neuen Etats hat der frühere Senat durch Ver⸗ 


ordnungen wiederholt dazu beigetragen, daß die Ein⸗ 
künfte der Gemeinden Ausfälle erlitten, ſo z. 8. durch 
die Einkommenſteuervorauszahlung, die durch Verbrdnung 
des Senats um ein Drittel ermäßigt wurde. Weiter 
durch die dreimonatige Steuerzahlungsfriſt im Gegenſatz 
zu früher, wo die Steuer monatlich bezahlt wurde. Da⸗ 
durch erleiden die Gemeinden auch große Ausfälle in den 
Einkünften. Die Einnahmen der Freiſtaatgemeinden 
werden alſo aus den verſchiedenſten Gründen kleiner, wäh⸗ 
rend die Ausgaben immer größer werden. Wie es da 
möglich ſein ſoll, die Haushaltspläne der Städte und 
Gemeinden aufrecht zu erhalten, iſt einfach rätſelhaft. Unter 
ſolchen Umſtänden ift für die Stadt Danzig der Umſatz⸗ 
ſteuerausfall nach meinem Dafürhalten geradezu ver⸗ 


heerend. Auf anderen Gebieten werden den Städten und 


größeren Gemeinden im Freiſtaate immer mehr Aufgaben 
zugewieſen, die immer größere Ausgaben erforderlich 
machen. Ich erinnere an die ſozialen Laſten für die Klein⸗ 
rentner, Sozialrentner, Wohlfahrtsunterſtützungsempfänger 
und Erwerbsloſen, die auch ganz erhebliche Zuſchüſſe von 
den Gemeinden erhalten müſſen. 

Durch eine neue Verordnung des Senats werden 
wiederum die Finanzen der Stadt und der kleineren und 
größeren Landgemeinden im Freiſtaat ſehr belaſtet. Es 
iſt die Verordnung, wonach den Volksſchullehrern die 
Wohnungszuſchüſſe von den Gemeinden gezahlt werden 
ſollen. Bisher wurden ſie vom Senat von den Gemeinden 
nicht erhoben. Nach dem früheren Schulunterhaltungs⸗ 
geſetz beſteht eine Verpflichtung der Gemeinden, die Woh⸗ 
nungsgeldzuſchüſſe an die Volksſchullehrer zu zahlen. Der 
Senat hat ſie bisher nicht erhoben. Neuerdings wird die 

aſt den Gemeinden auferlegt. Andererſeits werden die 
usgaben der Landgemeinden immer größer. Im Kreiſe 
Großes Werder werden die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der 
einheimiſchen Arbeiter durch das Hereinſchleppen von 
10 600 polniſchen Arbeitern immer ſchlimmer. Die Folge 
davon iſt, daß die Beſitzer an die einheimiſchen Arbeiter 
Löhne zahlen, bei denen ſie abſolut nicht das kümmerlichſte 
kiſtenzminimum haben. Die Verpflichtungen der Gé- 
meinden werden alſo immer drückender. Selbſt die in 
Arbeit ſtehenden Leute müſſen bei den verſchiedenſten 
rſachen von den Gemeinden unterſtützt werden. Bei jedem 
Begräbnisfall, bei jedem Krankheitsfall innerhalb der 
amilie eines ſolchen Arbeiters, müſſen die Gemeinden ein⸗ 
Ipringen und die Begräbniskoſten bezahlen ulm. Dazu 
werden ganz erhebliche Geldmittel verwandt, die natürlich 
80 von den Gemeinden zu leiſten ſind, wenn ihnen eben 
as Aufkommen aus der Umſatzſteuer genommen wird. 
unf Der Antrag der Deutſchnationalen Volkstagspartei iſt 
"i aa Erachtens in der jetzigen Zeit aus zwei Gründen 
3 ftetit worden, und zwar einmal aus agitatoriſchen 
a um der Freiſtaatbevölkerung zu zeigen, daß die 
zulſchnationale Partei für den Abbau der Umſatzſteuer ein⸗ 


tritt, und dann dürfte wohl auch ein klein wenig Demagogie 
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dabei geweſen ſein. (Heiterkeit rechts.) Es ſteht ja feſt, 
nachdem man in die Oppoſition eingetreten iſt (Das iſt 
vom 19. Auguft! rechts.), natürlich, am 19. Auguft wußten 
die Drahtzieher dieſer Partei, wie ſich die Dinge geſtalten 
würden, und daß eine neue Koalition im Volkstag zuſtande 
kommen würde. Das war jedem am 19. Auguſt bekannt. 


Vom 19. Auguſt datiert dieſer agitatoriſche Antrag. Trotz 


allem ſind wir grundſätzlich dafür, die Umſatzſteuer ab⸗ 
zubauen und möglichſt bald aufzuheben. Der Steuer⸗ 
ausſchuß wird unter allen Umſtänden Mittel und Wege 
finden müſſen, um den Ausfall an Einnahmen, der den 
Gemeinden entſteht, auf irgendeine Art wettzumachen. 
10 Prozent der Einkommenſteuer reichen nach keiner Rich⸗ 
tung hin aus, ſondern es müſſen den Gemeinden ganz er⸗ 
hebliche Mehreinnahmen zufließen, um den Ausfall der 
Umſatzſteuer wettzumachen. Sie werden ja vielleicht ein⸗ 
wenden, die Gemeinden haben ja auf andere Art und Weiſe 
die Möglichkeit, ſich Steuereinkünfte durch Erhebung von 
Realſteuern uſw. zu ſchaffen. Dies iſt nur ſehr bedingt 
richtig, denn die Gemeinden können, ſelbſt wenn Mehrheits⸗ 


beſchlüſſe innerhalb der ſtädtiſchen Körperſchaften gefaßt 


würden, das nicht allein tun, ſondern der Senat als Auf⸗ 
ſichtsbehörde kann die Gemeinde durch den Bezirksausſchuß 
daran hindern. Es würde deshalb unbedingt notwendig ſein, 
daß das kommunale Abgabengeſetz nach dieſer Richtung 
hin geändert wird, wonach dann den Gemeinden die Mög⸗ 
lichkeit gegeben wird, reale Steuern und andere zu be⸗ 
ſchließen, um ſo den Ausfall an der Umſatzſteuer wettzu⸗ 
machen. Dieſe Dinge werden den Steuerausſchuß recht 
eingehend beſchäftigen müſſen. Ich beantrage, dieſen 

Geſetzentwurf dem Steuerausſchuß zu überweiſen. 
Vizepräſident Spill: Wortmeldungen liegen nicht 
mehr vor, ich ſchließe die Ausſprache. Es iſt beantragt 
worden, die Druckſache Nr. 1637 dem Steuerausſchuß zu 
überweiſen. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
Antrag zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Einkommenſteuergeſetzes. Urantrag 

des Abg. Raube und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1490 zu Nr. 19. Bericht des Steuer⸗ 


ausſchuſſes. Berichterſtatter Abg. Gebauer. Ich eröffne 
die Beſprechung zu $ 1. Das Wort hat der Herr Abg. 
Hoffmann. 


Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Dieſes 
Geſetz iſt ja jhon beim erſten Punkt der Tagesordnung be- 
ſprochen worden. Hier iſt feſtzuſtellen, wie der Volkstag 
eigentlich arbeitet. Dieſer Antrag iſt von der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion im Februar vorigen Jahres eingebracht 
worden. (Abg. Gerick: Das iſt eben das Verdienſt der 
neuen Regierung!) Wir ſehen, daß der Volkstag oder auch 
der Hauptausſchuß es nicht fertig gebracht hat, dieſe Sache 


früher zu beraten, als nach faſt eineinhalb Jahren. Es muß 


doch an dem Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes liegen, daß 
die Sache fo ſpät herangekommen ift. Der Vorſitzende ift 
dort aber gerade ein Sozialdemokrat. Das muß uns eigen⸗ 
tümlich berühren; denn die Sozialdemokratie hatte doch 
früher auf ihre Fahne geſchrieben, daß fie die hohe Be- 
ſteuerung der Arbeiter bekämpfen und ihnen unbedingt eine 
Beſſerung in dieſer Richtung verſchaffen will. Wir wollen 
mit dieſem Antrag genau dasſelbe, was beim erſten Tages⸗ 
ordnungspunkt beſprochen wurde. Der zehnprozentige Lohn⸗ 
abzug muß unbedingt abgebaut werden. Genau ſo, wie 


die Rechtsparteien oder die beſitzenden Klaſſen ſich ſelbſt ein 


ſchätzen, muß auch der Arbeiter das Recht haben, ſich ſelbſt 
einſchätzen zu können. Es hat indeſſen wohl keinen Zweck, 
hier heute viele Worte zu verlieren. Ich habe ſchon beim 
erſten Tagesordnungspunkt ausgeführt, daß wir Kom⸗ 
muniſten den Arbeitern ſagen werden, wie der Volkstag in 
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(Hoffmann. Abgeordneter.) 
ihrem Sinne arbeitet. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Wir wiſſen genau, ſolange dieſes privatkapitaliſtiſche 
Syſtem beſteht, wird nichts für den Arbeiter heraus⸗ 
kommen, ſondern erſt dann, wenn ſich alle Hand⸗ und Kopf⸗ 
arbeiter reſtlos zuſammenſchließen und die Bande, die ſich 
heute als Volksvertreter ausgibt, zum Teufel jagt. 

Vizepräsident Spill: Herr Abg. Hoffmann, Sie haben 
die Volksvertreter Bande genannt, ich rufe Sie hierfür 
zur Ordnung. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): Feſtgeſtellt muß 
werden, daß man auf der einen Seite den Beſitzenden alles 
in den Schoß wirft, während man für die Arbeiter nicht 
einen Pfennig ausgeben will. In der Wohnungsfrage 
können wir feſtſtellen, daß für die Arbeiter keine Woh⸗ 
nungen gebaut werden. In bezug auf die Arbeitsloſen 
ſehen wir, daß mit den Leuten Schindluder getrieben 
wird. Wird der Arbeiter dann ins Arbeitsjoch geſpannt, 
ſo zieht man ihm 10 Prozent ſeines Lohnes als Steuer zur 
Erhaltung dieſes Staates ab. Ich habe vorhin ſchon klar⸗ 
gelegt, wie dieſer Staat zuſammengeſetzt iſt. Wir ſind nicht 
gewillt, für dieſe Leute, die den Arbeiter drangſalieren, die 
Steuer herzugeben. Letzten Endes wird Ihnen die Arbeiter⸗ 
ſchaft die Quittung dafür geben. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Fooken. . 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Eins 
kann ich nicht unwiderſprochen laſſen. Herr Abg. Hoffmann 
ſagte, es liege am Steuerausſchuß, daß die Vorlagen Nr. 18 
und Nr. 19 aus dem Jahre 1924 noch nicht erledigt worden 
find. Wenn die Herren der kommuniſtiſchen Fraktion die 
Sitzungen regelmäßiger beſuchten (Abg. Hoffmann: Hört, 


hört!) und den Verhandlungen beſſer folgten, dann würden 


@ 


— 


fie mir beſtätigen müſſen, daß dieſe Vorlage mit ihrer Bu- 
ſtimmung ſolange zurückgeſtellt wurde, bis das neue Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz zur Beratung kommt. Heute, an dem 
Tage, wo das Einkommenſteuergeſetz beraten wird, ſind 
auch die Vorlagen auf der Tagesordnung. (Als letzter 
Punkt! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hoffmann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte nur eine 
Angabe richtigſtellen. Herr Abg. Fooken hat die Sache fo 


dargeſtellt, als wenn ich vielleicht die Sitzungen des 


Steuerausſchuſſes ſchwänzte. Solange ich Mitglied des 
Steuerausſchuſſes bin, war ich in jeder Sitzung anweſend 
und bin auch meiſt bis zum Schluß dageweſen. Ich bin 
jedoch nicht von Anfang an, d. h. ſeit Zuſammentritt dieſes 
Volkstages, Mitglied des Steuerausſchuſſes. Das möchte 
ich ausdrücklich bemerken. In meiner Gegenwart iſt dieſe 
Vorlage im Steuerausſchuß nicht beraten worden. Es ift 
oup eine Lüge, die der Herr Abg. Fooken hier vorgebracht 
hat. 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Hoffmann, Sie haben 
einen Abgeordneten der Lüge bezichtigt. Ich rufe Sie dafür 
zum zweitenmal zur Ordnung und mache Sie auf die 
Folgen eines eventuellen dritten Ordnungsrufes auf⸗ 
Be 

Wortmeldungen zu §1 liegen nicht mehr vor. Ich Schließe 
die Beſprechung. Wir kommen zur immun 80) 5 
die Damen und Herren, die den $ 1 der Vorlage annehmen 
wollen, ſich vom Platze zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit. Der § 1 ift abgelehnt. Ich rufe auf § 2. 
Ich eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich ſchließe jie Ich darf wohl ohne beſondere Mb- 
ſtimmung feſtſtellen, daß der § 2 mit derſelben Mehrheit 
abgelehnt ift. Zu § 3 liegen keine Wortmeldungen vor. Ich 
ſtelle auch hier die Ablehnung feſt. Zu 8 4 liegen ebenfalls 
keine Wortmeldungen vor, er iſt abgelehnt. überſchrift: 
„Geſetz betr. Abänderung der Einkommenſteuer.“ Ich ſtelle 
feſt, daß die Vorlage, Druckſache Nr. 1490 einſchließlich der 


Überſchrift in zweiter Leſung abgelehnt und damit erledigt 
iſt. Ich rufe auf Punkt 9 der Tagesordnung: ae 
Zweite Beratung über das Geſetz zur Auf⸗ 
hebung von Steuern. Urantrag des Abg. Raube 
und Fraktion. 
Druckſache Nr. 1497 zu Nr. 18. Ich eröffne die Be- 
ſprechung zu § 1. Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Auch 

dies Steuergeſetz iſt dazu angetan, um den kleineren Leuten, 
den kleinbürgerlichen und kleinbäuerlichen, eine Erleichte⸗ 
rung zu verſchaffen. Ich weiß nicht, ob es noch einen 
Zweck hat, die Not dieſer Kreiſe zu ſchildern. (Abg. 
Liſchnewſki: Sehr richtig!) Denn die Beratung des Ein- 
kommenſteuergeſetzes hat erneut bewieſen, wie Sie dieſen 
Kreiſen gegenüber eingeſtellt ſind. Aber eins möchte ich 
jagen: Wir werden nicht ewig in dieſem Volkstag ſitzen. 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten — Gott ſei Dank! 
rechts.) Dieſe Kreiſe, der Mittelſtand und die Arbeiterſchaft, 
werden Rechenſchaft von Ihnen verlangen. Sie werden 
Sie im November 1927 fragen: Wie habt Ihr unſere 
Intereſſen vertreten? Sie werden fragen, wo alles das 
geblieben iſt, das Sie ihnen im November 1923 werſprochen 
haben. Sie werden die Stirn beſitzen, zu behaupten, Sie 
hätten das getan, was in Ihrer Macht ſtand. Aber ver⸗ 
geſſen Sie nicht, meine Herren, daß wir dann auf den Plan 
treten und dieſen Kreijen jagen werden, wie Sie Schind- 
luder mit ihnen getrieben haben. Beſonders ſollte das vor⸗ 
liegende Geſetz doch eine Sorge der Großgrundbeſitzer und 
Landbeſitzer ſein. Dieſe Herren haben ſich ja im Land⸗ 
bund zuſammengetan und glauben, gerade die kleinbäuer⸗ 
lichen Kreiſe auf ihre Seite herüberziehen zu können, in 
dem ſie auch dort immer alles mögliche verſprechen, um zu 
beweiſen, was für ein warmes Herz man für die Land⸗ 
kreiſe hat. Ich muß leider auf Grund der Ausſchuß⸗ 
beratungen und der Berichte darüber feſtſtellen, daß unſer 
Entwurf mit Hilfe der Deutſchnationalen abgelehnt wurde. 
Wir wiſſen danach, was wir der Bevölkerung zu ſagen 
haben und werden dementſprechend handeln. (Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen zu § 1 

liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
den § 1 der Vorlage annehmen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Danke, das ift die Minderheit. § 1 
iſt abgelehnt. Ich rufe auf § 2. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Die Damen und 
Herren, die den § 2 annehmen wollen, bitte ich, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das war die Minderheit. 
§ 2 iſt abgelehnt. Ich darf wohl ohne beſondere Ab⸗ 
ſtimmung feſtſtellen, daß der $ 3 mit derſelben Mehrheit 
abgelehnt iſt. Zu § 4 liegen keine Wortmeldungen vor. 
Ich darf auch hier die Ablehnung feſtſtellen. 
„Geſetz betr. Aufhebung von Steuern“; abgelehnt. Das 
Geſetz iſt ſomit in zweiter Leſung in allen Paragraphen 
einſchließlich Überſchrift abgelehnt und ſomit erledigt. 
Damit iſt die heutige Tagesordnung erſchöpft. 
möchte mir nun geſtatten, die Tagesordnung für die nächte 
Sitzung, morgen, Donnerstag, den 3. September 1925, 
3,30 Uhr, bekanntzugeben. 

1. Anträge des Senats auf Genehmigung zur Straf⸗ 
verfolgung gegen die Abg. Raube, Liſchnewfki, 
Harnau, Frau Kreft, Bahl und Dr Blavier. 

2. Bericht des Rechtsausſchuſſes über Anträge des 
Senats auf Genehmigung zur Strafverfolgung 
gegen die Abg. Liſchnewſki, Brill und Bahl. 

3. Kleine Anfrage Nr. 202 des Abg. Mayen betr. He⸗ 
bung der Tabakinduſtrie (Druckſache Nr. 1564). 

4. Bericht des Hauptausſchuſſes über die Große An⸗ 
frage Nr. 25 des Abg. Dr. Blavier betr. die unvor⸗ 
ſchriftsmäßige Verwendung und Behandlung von 
5 (Druckſache Nr. 1473 zu 


Ich 
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überſchrift: 
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(Vizepräſident Spill.) 
| 4) 5. Bericht des Siedlungsausſchuſſes über die Große 
Anfrage Nr. 8 des Abg. Brill und Fraktion auf 
„ der Wohnungsnot (Druckſache Nr. 1642 
zu Nr. 63). 

6. Große Anfrage Nr. 30 des Abg. Rahn und Gen. 
| betr. Arbeitszeit bei der Polniſchen Staatsbahn⸗ 
| direktion (Druckſache Nr. 1364). 

7. Große Anfrage Nr. 33 des Abg. Raube und Fraktion 
betr. Auswirkung des Wohnungsbaugeſetzes (Druck⸗ 
ſache Nr. 1258). 

| . Erjte Beratung eines Amneſtiegeſetzes. Urantrag 
. des Abg. Laſchewſki und Fraktion (Druckſache 
9 Nr. 1645). ; 
Große Anfrage Nr.34 des Abg. Raſchke und Fraktion 
f betr, Mißhandlung durch Schupo (Druckſache 
13 Nr. 1605). : 
Í 10. Antrag des Abg. Raſchke und Fraktion auf Gnt- 


2 


E 


5 von zwei Schupobeamten (Druckſache 
T. . 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ich be⸗ 
antrage namens meiner Fraktion, daß als erſter Tages⸗ 


ordnungspunkt morgen die Druckſache Nr. 1675 zur Ver⸗ 
handlung kommt, die ſich mit den Forderungen der Er⸗ 
werbsloſen befaßt. Die Erwerbsloſen müſſen einen Beſcheid 


bekommen, was aus ihrem Antrag geworden ift. Ich glaube, 


das wird dem hohen Hauſe nicht allzuviel Arbeit machen, 
wenn dieſe Druckſache zuerſt behandelt wird. Ich beantrage 
deshalb, daß dieſer Punkt als erſter auf die Tagesordnung 
geſetzt wird. 

Vizepräſident Spill: Der Herr Abg. Raſchke hat bean⸗ 
tragt, die Druckſache Nr. 1675 als erſten Punkt auf die 
Tagesordnung zu ſetzen. Ich werde darüber das Haus 
befragen und bitte die Damen und Herren, die dieſem 


Geſchäftsordnungsantrage zuſtimmen wollen, ſich von den 


Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Weitere Widerſprüche gegen die 
gemachten Vorſchläge werden nicht laut, die Tagesordnung 
für morgen iſt alſo genehmigt. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr.) 
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oberbeamte 
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a er 1798 D 
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Große Anfrage Nr. 34 des Abg. Rafchke und Fraßktion betr. 
Mißhandlung durch Schupo (Druckſache Nr. 1605) . 1801 D 


e ee DR 1801 D 

Dr. Schwartz Sengtoeoe r 1802 A 

Laſchewſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung. . . 1802 C 
D T EEE 1802 C 

Fa bend Na u en 1803 C 

Moch k 8 1803 D 
Sh er 1805 D 

Kreft, Frau ß! 8 1806 A 
Bing, ef. neues 1807 A 
ER DR EP Le ae 1807 C 
ertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 1807 D 
Laſchewſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung. . . 1807 D 


Dr. Treichel (D. Nat) zur Geſchäftsordnung . . 1807 D 


. Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Bizepräſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Runge, Dr 
Schwartz Obergerichtsrat Dr Voigt, Oberregierungs⸗ 
kat Brieſewitz; Regierungsräte Burmeiſter, Dr. 
Schimmel. 

197 Vizepräſident Spill. M. D. u. H.! Ich erkläre die 
1555 Vollſitzung für eröffnet. Ich habe bekanntzugeben, 
daß der Herr Abg. Rahn die Große Anfrage Nr. 30, 
nt 6 der heutigen Tagesordnung, zurückgezogen 
98 Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr 
Abg. Dr. Wagner. i 
oh r. Wagner, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! 
ord stelle den Antrag, die Punkte 1 und 2 der Tages⸗ 
young heute aus folgendem Grunde abzuſetzen: 
rao tiber der Fülle der ſtets wachſenden, nie ab⸗ 
eißenden Zahl von Anträgen auf Genehmigung zur 
alle fverfolgung von Abgeordneten haben wir wohl 
e das Gefühl, als fet da etwas zum mindeſten ver- 


baſtedungs bedürftig. Es ſind in der Tat Erwägungen 
Verfahren um eine Verbeſſerung des jetzt üblichen 


N 9 zu erreichen. Dem Haufe wird in afer- 
E 1 5 Beit darüber ein Antrag zugehen. Wir möch⸗ 
lnträge, daß auch die heutigen, bis jetzt nicht erledigten 
hineinkomn den Rahmen des neu geplanten Verfahrens 
nöchten 1 (Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) und 
ee 1 85 daß die Anträge nicht etwa zurück⸗ 
Tagesordbe nr Hohnfeldt, ſondern nur von der heutigen 
Siem en werden. 

räſident Spill: Da . e ä 5 

or Dat der Herr Abg. Raſch 5 zur Geſchäftsord 


+ 


€ des 


ſchke, Abge 8 5 ; 
Antr „geordneter (K. P.): Ich will nicht zu dem 
“g Herrn Abg. Dr, Wagner ſprechen. Wir 
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haben auch 
Wunſch und bitten, daß unſere Große Anfrage Nr. 33 
zurückgeſtellt, alſo von der heutigen Tagesordnung 
abgeſetzt wird, weil unſer Sprecher am Erſcheinen ver⸗ 
1 8 iſt. Es handelt ſich um den Tagesordnungs⸗ 
punkt 7. : ; 

Vizepräſident Spill: Es ift beantragt worden, 
die Punkte 1, 2 und 7 von der Tagesordnung abzu⸗ 
ſetzen. (Abg. Falkenberg: Bitte über Punkt 1 und 2 
abſtimmen zu laſſen!) Ich bitte die Damen und Her⸗ 
ren, die der Abſetzung der Punkte 1 und 2 von der 
Tagesordnung zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Ich danke, das iſt die übergroße 
Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Wir ſtimmen darüber 
ab, ob auch Punkt 7 von der Tagesordnung abgeſetzt 
wird. (Abg. Rahn: Es iſt kein Widerſpruch erhoben!) 
Widerſpruch wird nicht laut; es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

Kleine Anfrage des Abg. Mayen betr. Hebung 
der Tabakinduſtrie. 

Druckſache Nr. 1564. Die Regierung ift bereit, dar- 
auf zu antworten. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Auf der Tagesord⸗ 
nung ſteht die Kleine Anfrage Nr. 202 des Abg. Mayen. 
10 5 Kleinen Anfragen findet doch keine Beſprechung 

att. 

Vizepräſident Spill: Das iſt richtig, Herr Abg. 
Rahn, aber da die Kleine Anfrage nicht innerhalb einer 
Woche beantwortet worden iſt, wurde ſie auf die Tages⸗ 
ordnung geſetzt. Eine Beſprechung findet nicht ſtatt. 
Das Wort hat der Herr Regierungsvertreter. 

Dr. Schimmel, Regierungsrat: M. D. u. H.! Die 
Kleine Anfrage des Herrn Abg. Mayen hat folgenden 
Wortlaut, den ich mit Genehmigung des Herrn Präſi⸗ 
denten verleſe: 2 

Seit einiger Zeit iſt die Arbeitsloſenziffer in der 
Tabakinduſtrie Danzigs im ſtändigen Steigen begrif⸗ 
fen. Hieraus kann auf die wachſenden Schwierigkeiten 
dieſes Fabrikationsbetriebes geſchloſſen werden, der 
ſchwer mit auswärtiger Konkurrenz zu kämpfen hat. 
Ich erlaube mir daher die Anfrage: 

Iſt es dem Senat möglich, dieſer Induſtrie durch 
entſprechende Maßnahmen entgegenzukommen, insbe⸗ 
fondere, iſt der Senat bereit, die Wiedereinführung 
der Fakturenwertangabe für Importfabrikate in Er⸗ 


wägung zu ziehen? - 
M. D. u. H.! Namens des Senats habe ich zu er- 


klären, daß ihm bekannt iſt, daß die Tabakinduſtrie 
Danzigs ſchon ſeit Monaten mit Schwierigkeiten zu 
kämpfen hat. Dieſe Schwierigkeiten finden ihre Er⸗ 
klärung im weſentlichen darin, daß am Ende vorigen 
Jahres in Polen ein Tabakmonopol eingeführt worden 
iſt, und daß ſeit jener Zeit der Abſatz nach dieſem Lande 
ein vorläufiges Ende gefunden hat. Der Ausfall im 
Export nach dieſem Lande hat nun keinen genügenden 
Ausgleich innerhalb des Gebietes der Freien Stadt 
ſelbſt gefunden. Vielmehr hat hier die Danziger Tabak⸗ 
induſtrie nach wie vor einen nicht leichten Konkurrenz⸗ 
kampf mit den ausländiſchen Fabrikanten zu beſtehen. 
Der Senat hat, um die Schwierigkeiten nach Möglich- 
keit vorläufig zu beheben, zunächſt verſucht, durch Ver⸗ 
handlungen mit Polen für die Tabakinduſtrie ein 
Exportkontingent nach Polen zu erwirken. Dieſe Ver⸗ 
handlungen haben leider bisher nicht den erſtrebten 
Erfolg gehabt. Der Senat hat daher weiterhin Maß⸗ 
nahmen getroffen, um den Import ausländiſcher Fa⸗ 
brikate nach Danzig durch Einſchränkungen bei der 
Erteilung von Einfuhrbewilligungen einzudämmen. 
Aber auch hier ſind die Möglichkeiten nur begrenzt; 
denn eine zu ſtarke und ſtrenge Handhabung dieſer 
Maßnahmen würde andererſeits wieder dem Danziger 
Tabakhandel ſchaden. : N 


in bezug auf die Tagesordnung einen (C) 


(D) 
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(Dr. Schimmel, Regierungsrat.) 

Was nun die Frage anbetrifft, ob der Senat bereit 
ſei, die Fakturenwertangabe wieder einzuführen, ſo iſt 
der Senat nach eingehender Prüfung dieſer Frage zu 
dem Ergebnis gekommen, daß dieſer Weg nicht gangbar 
iſt, und daß er nicht das geeignete Mittel für einen 
Schutz der Danziger Tabakinduſtrie bildet. 

Vizepräſident Spill: Ich rufe auf Punkt 4 der 
Tagesordnung: 

Bericht des Hauptausſchuſſes über die Große 
Anfrage Nr. 25 des Abg. Dr. Blavier betreffend 
die unvorſchriftsmäßige Verwendung und Be⸗ 
handlung von Schutzpolizeibeamten. j 

Druckſache Nr. 1473 zu Nr. 779. Es liegt ſchriftlicher 
Bericht vor. Der Ausſchußantrag lautet, die Große 
Anfrage als erledigt zu betrachten. Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben dieſen Antrag im Ausſchuß eingehend be⸗ 
ſprochen, und da hat ſich herausgeſtellt, daß wir recht 
hatten, als wir Wert darauf legten, die Sache noch ein⸗ 
mal vor den Ausſchuß zu bringen. Es handelte ſich im 
weſentlichen um die unvorſchriftsmäßige Beſchäftigung 
und um den Zwieſpalt, der ſich einmal in den mehr⸗ 
fachen offiziellen Erklärungen der Regierung heraus⸗ 
ſtellte und um die Feſtſtellung, daß die Zahl der Beam⸗ 
ten eine erheblich andere war. Wir hatten unbedingt 
Wert auf die Feſtſtellung gelegt, wie die Schutzpolizei⸗ 
beamten im Nebenamt beſchäftigt werden und ob tat⸗ 
ſächlich nicht große Erſparniſſe gemacht werden könn⸗ 
ten. Da war es für uns eine weſentliche Frage, ob die 
Behauptung ſtimmte, daß 14 oder ſogar 20 Schutzpoli⸗ 
e zum Wohnungsbau Verwendung gefunden 
hatten. 
Die Unterſuchung hat ergeben, daß tatſächlich eine 
abſolute Klärung nur dann zu erwarten iſt, wenn die 
betreffenden Schutzpolizeibeamten unter Eid vernom⸗ 
men werden. Das iſt bisher noch nicht geſchehen. Es 
find zunächſt nur Vernehmungen von der Verwal- 
tungsſtelle vorgenommen worden. Wir hatten behaup⸗ 
tet, daß wax das weſentlichſte für uns, daß Beein⸗ 
fluſſungen der Schutzpolizeibeamten durch Vorgeſetzte 
vorgenommen worden wären, und daß die Schutzpoli⸗ 
zeibeamten ihre Ausſagen im Senat beeinflußt durch 
Vorgeſetzte gemacht hätten. Wir miürffen insbeſondere 
Wert darauf legen, weil Herr Abg. Dr Ziehm erklärte, 
das ſei eine Verleumdung. Der Ausſchuß hat folgende 
Tatſachen feſtgeſtellt: Der betreffende Wachtmeiſter 
oder vielmehr Hauptwachtmeiſter Donath kam nach 
ſeiner eigenen Bekundung, das iſt die aktenmäßige 
Ausſage, auf die Mannſchaftsſtube und erklärte: „Lau, 
Sie haben doch nur 14 Tage gearbeitet!“ Lau antwor⸗ 
tete: „Nein, es war länger.“ Das iſt eine Ausſage 
des Hauptwachtmeiſters Donath. Nun mitffen wir 
Wert darauf legen, daß die Beeinfluſſung in den Wor⸗ 
ten des Hauptwachtmeiſters liegt. Wer jemals in 
einem militäriſchen Betrieb geweſen iſt, der weiß, daß, 
wenn geſagt wird: „Ihr habt doch nichts geſehen“, das 
ſoviel heißt: „Entweder bekundet ihr, daß ihr nichts 
geſehen habt, oder es paſſiert etwas.“ Wenn hier der 
Hauptwachtmeiſter erklärt: „Lau, Sie haben doch nur 
14 Tage gearbeitet“, ſo iſt das eine bewußte Beein⸗ 
fluſſung und wir verlangen, daß eingeſchritten wird. 
Der Hauptwachtmeiſter Donath iſt inzwiſchen wahr⸗ 
ſcheinlich a conto ſeiner Tüchtigkeit befördert worden. 
Er hat ſogar zwei Stufen überſprungen und iſt Zug⸗ 
wachtmeiſter geworden. Es liegt hier zweifellos eine 
Beeinfluſſung vor. Ein Vergehen, das eine diſziplina⸗ 
riſche Unterſuchung verlangt, wird belohnt. Nun 
kommt aber das Beſte. Der Kronzeuge Lau hat erklärt: 
„Nein, es war länger.“ Bei der ſpäteren Vernehmung 
vor dem Regierungsrat Burmeiſter hat er aber geſagt: 


„Ich habe nur 14 Tage gearbeitet.“ Da liegt ein Wider- C 


ſpruch. Ich meine, der Senat, der doch ſonſt ſo diffizil 
iſt und ſelbſt auf Straftaten zurückkommt, die fünf 
Jahre zurückliegen, und z. B. eine Bemerkung des 
Abg. Bahl herausgreift, die dieſer vor fünf Jahren 
getan hat, müßte doch hier den Widerſpruch feſtſtellen. 
Daher müſſen wir, bevor wir in der ganzen Angelegen⸗ 
heit das letzte Wort ſprechen, beantragen, der Vorfs- 
tag wolle beſchließen, ein Diſziplinarverfahren gegen 
die zwei oberen Beamten und gegen die Betreffenden 
einzuleiten, die hier den Widerſpruch in ihren Aus⸗ 
ſagen eklatant bewieſen haben. Der Hauptausſchuß hat 
feſtgeſtellt, daß die Beſchäftigung während der Dienſt⸗ 
zeit erfolgt iſt. Das genügt, um uns zu rechtfertigen. 
Wir glauben aber, daß darüber hinaus noch eine völlige 
Klärung bezüglich des Widerſpruchs in den beiden 
Ausſagen erfolgen muß. (Sehr richtig!) 

Vizepräſident Spill: Es iſt folgender Antrag ein⸗ 
gegangen: 

Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen, ein Diſziplingrverfahren gegen die beiden ver⸗ 
antwortlichen Oberbeamten einzuleiten. 5 

Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Die Bes 
ſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über den eben verleſenen Antrag. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Antrag ihre Zuſtimmung 
geben wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Danke, das Büro iſt ſich einig, daß jetzt die 
Minderheit ſteht. Der Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe 
auf Punkt 5 der Tagesordnung: 

Bericht des Siedlungsausſchuſſes über die 
Große Anfrage des Abg. Brill und Fraktion auf 
Beſeitigung der Wohnungsnot. 

Druckſache Nr. 1642 zu Nr. 63. Berichterſtatter 
Abg. Ehm. Der Ausſchuß beantragt, die Anfrage als 
erledigt zu betrachten. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Große Anfrage iſt damit erledigt. Ich rufe auf 
Punkt 8 der Tagesordnung, da Punkt 6 zurückgezogen 
und Punkt 7 abgeſetzt wurde: 

Erſte Beratung eines Amneſtiegeſetzes. Uran⸗ 
trag des Abg. Laſchewſki und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1645. Ich eröffne die allgemeine 
Ausſprache. Das Wort zur Begründung hat der Herr 
Abg. Klapps. 

Klapps, Abgeordneter (K. P.): 
des Amneſtiegeſetzes habe 
meiner Fraktion zu erklären: Das Amneſtiegeſetz iſt 
von meiner Fraktion eingebracht worden, um der 
neuen Regierung Gelegenheit zu geben, in weitgehend⸗ 
ſtem Maße davon Gebrauch zu machen und den Opfern 
der bürgerlichen Klaſſenjuſtiz, ſoweit ſie mit den be⸗ 
ſtehenden Strafgeſetzen in Konflikt geraten ſind und in 
den Gefängniſſen ſchmachten, die Freiheit wiederzu⸗ 
geben. Der § 1 befaßt fi mit den politiſchen Ver- 
brechen, er lautet: 

Sämtliche vor dem 20. Auguſt 1925 begangenen 
politiſchen Verbrechen und Vergehen, ſoweit dieſelben 
zur richterlichen Unterſuchung ſtehen oder noch zur 
Unterſuchung gelangen müſſen, ſowie ſämtliche vor 
dem 20. Auguſt 1925 bereits rechtskräftig erkannten 
Strafen werden hierdurch niedergeſchlagen reſpektive 
nebſt Nebenſtraſen und rückſtändigen Koſten erlaſſen, 

Hierbei möchte ich auch gleich den $ 2 mitnehmen, 
um ſie dann zuſammen zu beſprechen; er lautet: 

Sämtliche Unterſuchungen wegen ſonſtiger vor dem 


Zur Begründung 


20. Auguſt 1925 begangenen Straftaten, ſowie die dies⸗ 


bezüglichen bereits rechtskräftig erkannten Strafen 
werden gleichfalls niedergeſchlagen reſp. nebſt Neben⸗ 
ſtrafen und allen Koſten erlaſſen, ſofern es ſich ee 
Freiheitsſtrafen bis zu insgeſamt einem Jahre hande 3 

Ich möchte hierbei erwähnen, daß wir uns leider 
ſchon dreimal mit dieſer Sache beſchäftigt haben. Das 


letzte Mal war es ein Antrag, Druckſache Nr. 798, den 
auf die Begnadigung der Jungkommuniſten hinwies, . 


v- 


— 


ich folgendes im Namen 


. 


A 


(A) 


(B) 
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(Klapps, Abgeordneter.) 

Es handelte ſich um einen Zuſammenſtoß zwiſchen 
ungkommuniſten und Pfadfindern in Steegen. Der 
Antrag wurde dem Rechtsausſchuß überwieſen und 
dort eingehend Stellung dazu genommen. Einige 


Vertreter der bürgerlichen Parteien ſprachen ſich dahin 


aus, daß ſie ihr möglichſtes tun wollten, um den jungen 
Leuten zu helfen. Selbſt der Regierungsvertreter, 
Herr Senator Dr Frank, erklärte wörtlich: „Ich ſtehe 


durchaus auf dem Standpunkt, bei ſolchen Perſonen 


im jugendlichen Alter, namentlich wenn ſie zum erſten⸗ 
mal mit einer Gefängnisſtrafe belegt werden, möglichſt 
ſchonend vorzugehen und ihnen, ſoweit wie irgend 
möglich mit Gnadenbeweiſen zu Hilfe zu kommen. Ich 
glaube, daß man in dieſem Fall die Angeklagten einen 
Teil der Strafe wird abbüßen laſſen müſſen, und daß 
man dann erſt der Begnadigung nähertreten kann.“ 


Wieweit der Regierungsvertreter und der Senat 

im allgemeinen dieſem Verſprechen nachgekommen ſind, 
beweiſt, daß man nicht dazu übergegangen iſt, irgend⸗ 
welche Strafen zu erlaſſen oder die Leute völlig auf 
freien Fuß zu ſetzen. Nach unſerer Auffaſſung hat 
man das Strafmaß im Gegenteil noch verſchärft. Man 
hat den Strafgefangenen Reinhold, der mit einem Jahr 
Gefängnis wegen dieſes Vergehens beſtraft wurde, 
am 5. März mit einer Bewährungsfriſt bis 1930 aus 
der Strafhaft entlaſſen. Es iſt ja möglich, daß die 
Gefangenendirektion reſp. die Staatsanwaltſchaft ſchon 
darüber im Bilde war, daß ein Amneſtiegeſetz einge- 
bracht iſt. Man hat am 1. September den Strafgefan⸗ 
genen Abraham in Freiheit geſetzt, aber auch mit einer 
Bewährungsfriſt von drei Jahren. Glauben Sie, meine 
Herren Regierungsvertreter, daß das Strafmaß nicht 
noch vergrößert wird, wenn man dieſen Jugendlichen, 
wenn ſie ihre Strafe beinahe abgebüßt haben, noch eine 
Bewährungsfriſt von 3 oder 5 Fahren zudiktiert. Der 
Staatsanwalt iſt dann in der Lage, ihn wieder jeden 
Tag ins Gefängnis ſtecken zu können. Iſt das vielleicht 
eine Freiheit, wenn ſich ein Menſch täglich mit dieſem 
Gedanken herumtragen muß? Der noch in Strafhaft 
ſitzende jugendliche Arbeiter Sawitzki ift, wie ſchon 
rüber von uns erwähnt wurde, der eigentliche Er⸗ 
nährer der Familie. Seine Mutter iſt Witwe und er 
iſt der Aelteſte zu Hauſe und hat noch mehrere ſchul⸗ 
pflichtige Geſchwiſter. Er hatte die Familie miternährt 
und wurde aus dem Arbeitsverhältnis heraus ver⸗ 
haftet. Der „Schwerverbrecher“ mußte von Kriminal⸗ 
beamten auf dem Arbeitsplatz verhaftet werden, weil 
er eventuell flüchtig werden konnte. Wenn man nicht 
dazu übergeht, dem jungen Manne, der bereits vier 
Monate Unterſuchungshaft und im Oktober ein Jahr 
ſeiner Strafzeit abgeſeſſen hat, die Freiheit wiederzu⸗ 
geben, ſo iſt damit bewieſen, daß der Senat gar nicht 
aran denkt, dieſen Leuten irgendwelche Exleichterun⸗ 
gen zu verſchaffen, wie es der Regierungsvertreter Dr. 
„ank verſprochen hatte. Weiter ſehen wir in der 
ewährungsfriſt ein beſonderes Syſtem, das zum 

Apen Teil auch in Deutſchland angewandt wird. Der 
ETA etariſche Dichter Erich Mühſam hat in einer Bro⸗ 
Serii ſeſtgelegt, daß in der bayeriſchen Feſtung Nie- 
Ba das Syſtem der Bewährungsfriſt dazu 
die na wurde, Mitſtrafgefangene zu beeinfluſſen, 
Mat ere d Strafgenoſſen zu beſpitzeln und das 
alſo aa Staatsanwalt auszuliefern. Wir ſehen 
ift Tie En Bewährungsfriſt zwei Gefahren. Einmal 
Aber En verſchärfte Strafe und dann geht man dazu 
der „die jugendlichen Genoſſen als Spitzel innerhalb 


er pr er 
itel broletariſchen Bewegung auszunutzen. Jetzt be⸗ 


ſeht die Möglichkeit, daß die ie ſich ſei i 
11 ( „i Herren, die ſich ſeinerzeit 
fir die Freilaſſung dieſer jugendlichen Arbeiter aus⸗ 

n haben, ihnen endlich die Freiheit wieder⸗ 
r dem, der heute noch im Gefängnis 


geſproch 
geben, aber nicht nu 


ſitzt, ſondern auch denen, die Bewährungsfriſt erhal⸗ (C) 


ten haben. Ich möchte Sie daran erinnern, daß in 
Ihren Reihen auch Abgeordnete bzw. Senatoren ſitzen, 
die ſich gegen das Strafgeſetz vergangen haben. Sie 
haben die Möglichkeit, ihnen auf Grund des Amneſtie⸗ 
geſetzes die Strafe zu erlaſſen. 


Ich möchte hier noch etwas erwähnen, das den 
wahren Charakter unſerer Klaſſenjuſtiz hervorhebt. 
In der Frage der Paßangelegenheit wurde am 23. 
März eine Verhandlung gegen 10 Angeklagte geführt, 
die zum Teil der Kommuniſtiſchen Partei angehörten, 
zum Teil parteilos waren. Das Urteil des Schöffen⸗ 
gerichts lautete wegen Mißbrauchs von Päſſen auf 
eine Geldſtrafe von 50 Gulden oder 10 Tagen Gefäng⸗ 
mis für acht Angeklagte. Zwei Angeklagte wurden frei⸗ 
geſprochen. Aber weil es ſehr nach Kommuniſten roch, 
glaubte der Staatsanwalt, daß das Strafmaß nicht hoch 
genug ſei. Es wurde von ihm Berufung eingelegt und 
am 18. Juni fand der Berufungstermin vor der Straf⸗ 
kammer ſtatt. Bei der Zuſammenſetzung dieſes Gerichts 
war es uns im voraus klar, daß die Angeklagten nicht 
eine mildere, oder wenig erhöhte Strafe erhalten wür⸗ 
den. Wie garantierten im voraus die drei⸗ oder vier⸗ 
fache Strafe und haben uns darin nicht getäuſcht. Der 
Antrag des Staatsanwalts lautete auf 200 Gulden 
Geldſtrafe. Dem zehnten Angeklagten, der nach Mun- 
nahme des Staatsanwalts etwas bemittelter war, 
wurde eine Gelditrafe von 400 Gulden reſp. 40 Tagen 
Gefängnis auferlegt. Die in erſter Inſtanz zu 50 
Gulden Verurteilten wurden zu 200 Gulden bzw. 20 
Tagen Gefängnis beſtraft. Wir wiſſen, ebenſo wie es 
der Stagtsanwalt weiß, daß heute kein Arbeiter in der 
Lage iſt, 200 Gulden Geldftrafe aufzubringen. Er 
kaun bei der derzeitigen minimalen Entlohnung auch 
nicht 20 Tage feiner Familie entriffen bleiben, da fie 
dadurch nur noch mehr in Not und Elend gerät. Die 
Sache hat einen anderen Zweck, auf den ich noch näher 
eingehen will. Bei der Begründung des Urteils wies 
der Staatsanwalt ausdrücklich darauf hin, daß eine der⸗ 
artig harte Strafe am Platze ſei, um die Staatsſicher⸗ 
heit nicht zu gefährden. Wir können in der Sache keine 
Gefährdung der Staatsſicherheit erblicken, wenn einige 
Genoſſen ihren politiſchen Geſinnungsfreunden ihren 
Paß zur Verfügung ſtellten, um Danzig zu beſuchen. 
Die Staatsſicherheit wird weit mehr von den Perſonen 
gefährdet, die heute in Zoppot leben und das aus den 
Knochen der Arbeiter herausgepreßte Geld verſaufen 
und verfreſſen, die dort ihre Sitzungen abhalten und 
Pläne ſchmieden, wie ſie einen neuen Krieg inſzenieren 
können. Dieſe Herren ſind daran intereſſiert, damit ſie 
ſobald als möglich in BeſchäftigQung kommen. Ich 
ſpreche von den weißgardiſtiſchen Offizieren, Balti⸗ 
kumern und ſonſtigen Elementen. (Abg. Bergmann: 
Die ſind nicht mehr in Zoppot!) Ihre Päſſe ſind vom 
Staatsanwalt noch nicht unterſucht worden und es iſt 
noch nicht feſtgeſtellt, ob es ihre eigenen ſind, oder ob 
ſie ſie von ihren politiſchen Freunden erhalten haben. 
Dieſe Leute ſind weit gefährlicher, weil ſie in unſerm 
kleinen Freiſtaat durch Heraufbeſchwörung eines neuen 
Krieges einen Tummelplatz imperialiſtiſcher Kriegs⸗ 
beſtrebungen errichten. (Sehr ritig!) Wenn eine 
Auseinanderſetzung kommt, an der Polen beteiligt iſt, 
ſo wird man das Freiſtaatgebiet brauchen, um die 
Kriegsbeſtrebungen zu fördern. Umſonſt wird das 
Munftionslager auf der Weſterplatte nicht ausgebaut. 
Es ſoll nicht nur Lagerplatz ſein, ſondern der Platz 
wird benutzt werden, um im gegebenen Moment Muni⸗ 
tion abzuholen, Oel und Kohlen zu übernehmen. Er 
wird als Stützpunkt für die Entladung und Beladung 
der Kriegsſchiffe mit Militär Verwendung finden. 
Niemand von den Polen wird fragen, ob Polen dies 
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(Klapps. Ab geordneter!) ; 


(A) Recht zusteht, oder nicht. Dafür wird die Unterſtützung 


des Völkerbundes vorhanden ſein. 

Alles dieſes iſt weit gefährlicher, als wenn irgend⸗ 
einer unſerer Parteifreunde, wie ſich der Staatsanwalt 
ausdrückte, den Freiſtaat beſucht. Aber auch noch ein 
anderes Moment ſpricht für die hohen Geldſtrafen. 
Man will die Leute dadurch von ihrer politiſchen Ueber⸗ 
zeugung abbringen. Es beſteht die Möglichkeit, daß 
auch der Danziger Staatsanwalt ein geheimes Rund⸗ 
ſchreiben des Reichsinnenminiſters Jarres erhalten 
hat, in dem darauf hingewieſen wird, wie man die re⸗ 
volutionären Arbeiter zugrunde richten kann. Ich 
werde mir erlauben, den Inhalt dieſes Schreibens 
vorzuleſen. In dem Schreiben heißt es wörtlich: „In 
neuerer Zeit lehrt die Erfahrung, daß die Behörden 
mit ihren Maßnahmen auf dem richtigen Weg ſind, 
wenn die Arbeiter ihrer Führer beraubt ſind. Ein 
weiteres Vergewaltigunashilfsmittel im Kampf gegen 
den kommuniſtiſchen Hochverrat ſind Preſſeverbote, vor 
allem wegen ihrer ſchädigenden Wirkung. Gerade in 
der augenblicklichen Zeit, wo die K. P. D. an einer 
ſchweren Geldkyiſe leidet und die Unterſtſitzungen aus 
Rußland anſcheinend nicht mehr In ſtark find, mie vor- 
dem, konnte beobachtet werden, daß die Anaſt nor voli- 
zeilichen Zugriffen zweifellos die kommuniſtiſche Bar- 
teiarbeit lähmt. Die G. P. D. ſelbſt gibt hierzu wertvolle 
Fingerzeige, wo die Bekämpfung einſetzen kann. Und 
zwar find innerhalb der Betriebszellen die Aaitatoren 
und Propagandaleiter die führenden Perſönlichkeiten. 

Wenn die K. P. D. erklärt, daß von dem Aufbau 
der Betriebszellen die Zukunft der Kommuniſtiſchen 
Partei abhängt, ſo muß die Ueberwachung in die Be⸗ 
triebszellen verlegt werden, um dort der Revolution 
entgegenzuarbeiten. Dies zu erkennen und die Ab⸗ 
mehrmaßnahmen einzuſtellen, bedeutet einen weiteren 
Fortſchritt in der Bekämpfung der kommuniſtiſchen 
Gefahr und deren endgültiges Zerſchlagen. Die in der 
letzten Woche vom Staatsgerichtshof zum Schutze der 
Republik ausgeſprochenen ſchweren Zuchthausſtrafen 
haben ihre Wirkung nicht verfehlt. Es kann als ſicher 
angenommen werden, daß Zuchthausſtrafen abſchrek⸗ 
fend auf die Mitglieder der K. P. D. wirken. Jeder 
Angriff gegen die kommuniſtiſche Leitung, fei es in den 
Reichszentrolen, fet es in den Bezirksleitungen, führt 
dazu, daß das Intereſſe der Erhaltung der öffentlichen 
Ruhe und Ordnung erreicht wird.“ Wenn nun auch 
nicht in einer ſo gemeinen Weiſe, wie in Deutſchland, 
ner Staatsanwalt hier in Danzig eingreift, fo ſehen wir 
doch, daß auch hier in Danzig in dieſelben Fußtapfen 
getreten werden ſoll. In den 88 3 und 4 heißt es dann: 

Sämtliche Unterſuchungen von vor dem 20. Auguſt 
1925 begangenen Straftaten, welche die im S 1 verzeich⸗ 
neten Vorausſetzungen nicht haben. werden nieder- 
geſchlagen reſp. die bereits rechtskräftig erkannten 
Strafen nebſt allen Koſten erlaffen, wenn diefe Straf- 
taten aus wirtſchaftlicher Not begangen find. Die 


Prüfung, ob wirtſchaftliche Not vorlag, ift auf jeden 
Fall von Amts wegen norzunehmen, wenn ein dahin⸗ 


gehender Antrag der Beſchuldigten reſp. Verurteil⸗ 


ten bei Gericht erfolgt. 


Sämtliche vor dem 20. Auguſt 1925 wegen Ber- 
Acheng gegen die $$ 218/19 verurteilten Perſonen 
werden amneſtiert. ſowie die noch ſchwebenden Ver- 
fahren werden niedergeſchlagen. 


Hier möchte ich noch erwähnen, daß wir nicht von 
dem Standpunkt ausgehen, wie Sie von der bürger⸗ 
lichen Seite, indem Sie erklären, daß die die Schuldigen 
ſind, die heute in den Gefängniſſen ſitzen, die hier und 
da aus Not ein Stück Brot geſtohlen haben oder etwas 
Brennmaterial. Wenn die Hafenarbeiter vielleicht 
einmal einen Tag in der Woche arbeiten und ihnen 
Gelegenheit gegeben wird, bei Stückgütern eine Klei⸗ 
nigkeit für ihre Familie mitzunehmen, ſo werden ſie, 


wenn fie dabei betroffen werden, eingeſperrt. Schuld (C) 


daran iſt das verruchte kapitaliſtiſche Syſtem, das 
heute noch beſteht. Geben Sie den Arbeitern Arbeit und 
Brot, dann werden ſie nicht nötig haben, zu ſtehlen. 
Die Schuld liegt nicht bei den Leuten, die heute im Ge⸗ 
fängnis ſitzen, ſondern bei denen, die das Wirtſchafts⸗ 
ſyſtem in dieſen verlotterten Zuſtand gebracht haben 
und weiter erhalten. 

Genau ſo verhält es ſich mit den Straftaten gegen 
die $$ 218/219. Auch hier ſitzen die Schuldigen auf der 
rechten Seite. Die bürgerliche Klaſſe veranlaßt die 
Leute, ſolche Straftaten zu begehen, Würden Sie den 
Staat ſo ausbauen, daß jede uneheliche oder eheliche 
Mutter die Ernährung für ihr Kind erhält, dann 
würden die Frauen nicht dazu übergehen. dieſen 
Schritt zu tun. Eine uneheliche Mutter ift ebenſo 
liebevoll zu ihrem Kind, wie eine eheliche, das weiß ich 
aus Erfahrung. Man ſoll die Fürſorge ſo ausbauen, 
daß die Möglichkeit beſteht, allen Müttern das zu 
geben, was ſie und ihr Kind zum Leben brauchen. 
Lachen Sie nur, Herr Abg. Dörkfen, an Ihnen wird 
ſich die Arbeiterſchaft, wenn die Möglichkeit beſteht, 
rächen. Sie werden dann nicht mehr mit einer fo 
lächerlichen Miene herumſpringen. Ich möchte Sie, 
meine Herren, um zum Schluß zu kommen, darauf hin⸗ 
weiſen, daß die Möglichkeit beſteht, den von uns ver⸗ 
langten Forderungen gerecht zu werden. Wie Ihnen 
allen bekant ſein wird, hat der Reichstag am 12. Auguſt 
auch ein Amneſtiegeſetz angenommen, und die deut⸗ 
ſchen Bundesſtaaten werden dazu übergehen, wei⸗ 
tere Amneſtien herauszubringen. Ich weiſe darauf 
hin, daß durch das Amneſtiegeſetz des Reichstages eini⸗ 
gen hundert Arbeitern die Möglichkeit gegeben wurde, 
die Gefängniſſe und Feſtungen zu verlaſſen. Laſſen auch 
Sie Gerechtigkeit walten und ſtimmen Sie dem Geſetz 
zu. Dann wird auch ein Teil Ungerechtigkeit wieder⸗ 
gutgemacht werden. (Sehr gut! und Bravorufe bei 
den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Bürgerle. 


Bürgerle, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Es 
ſind noch keine fünf Vierteljahre verfloſſen, ſeitdem wir 
aus Anlaß des Zuſammentritts des neuen Volkstages 
ein Amneſtiegeſetz verabſchiedet haben, und ſchon halten 
die Kommuniſten den Zeitpunkt für gekommen, uns mit 
einem neuen Amneſtiegeſetz zu beglücken. Betrachtet 
man ſich dieſen kommuniſtiſchen Urantrag, ſo ſtellt ſich 
heraus, daß er eine wörtliche Abſchrift des früheren 
kommuniſtiſchen Urantrages vom 12. Januar 1924 iſt, 
der zum letzten Amneſtiegeſetz geführt hat. Er iſt nur 
etwas modifiziert, oder fagen wir beffer, moderniſiert, 
inſofern, als im $ 4 der Verſuch gemacht wird, was ja 
ganz beſonders zeitgemäß iſt, die Abtreibungsdelikte 
in die Amneſtie hineinzubeziehen. (Abg. Kreft: Das 
iſt Ihnen wohl unangenehm.) Mir perſönlich nicht, 
Frau Kreft. Wir werden ſelbſtverſtändlich den vor⸗ 
liegenden Urantrag genau ebenſo ablehnen, wie wir den 
Urantrag vom 12. Januar 1924 abgelehnt haben, und 
zwar aus genau denſelben Gründen, die wir damals 
von dieſer Stelle aus eingehend dargelegt haben, und 
die zu wiederholen ich mir ſchenken kann. Wir ſind 
grundſätzliche Gegner einer jeden Amneſtie, insbe⸗ 
ſondere natürlich einer Amneſtie, die ſich nicht nur auf 
politiſche Delikte bezieht, ſondern auch auf gewöhnliche 
Verbrechen und Vergehen. Wir ſind vor allen Dingen 
der Meinung, daß es verkehrt und geradezu gefährlich 
iſt. .. . (Abg. Brill: Sie kennen doch die Verbrecher 
aus Ruſſoſchin, Ihre Freunde, die Ihnen ziemlich nahe⸗ 
ſtehen. Gegen die erheben Sie keine Anklage, weil Sie 
mit ihnen verwandt ſind!) Wir ſind der Anſicht, daß 


es geradezu gefährlich iſt, von einer Amneſtie zur 
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(A) anderen zu ſchreiten. Vor allen Dingen ift es gefähr⸗ 


(B 


— 


lich, die Amneſtie mit gewiſſen Ereigniſſen zu ver⸗ 
binden, die bei einem parlamentariſchen Regierungs⸗ 
ſyſtem ſich mit Naturnorwendigkeit von Zeit zu Zeit zu 
wiederholen pflegen. Wenn wir jedesmal beim Bus 
ſammentritt eines neuen Voltstages oder bei einem 


Regierungswechſel ein neues Amneſtiegeſetz erlaſſen 


wollen, ſo werden wir aus dem ummeſtieren vald uver- 
haupt nicht mehr heraustommen. (Glauben Sie denn, 
daß die Regierung aue acht Wochen wechſelt? links.) 
1920 haben wir ein Amneſtiegeſetz erlaſſen. Keine vier 
Jahre jpäter, am 13, wiar 1924, wurde aus Anlaß des 
Zuſammentritts des neuen Voltstages ein neues 
Amneſtiegeſetz erlaſſen. Jetzt kommen die Kommu⸗ 
niſten und verlangen on wieder eine Amneſtie, und 
wenn die Illuſtonspolitik der neuen Regierungs⸗ 
koalition ihr Fiasko erlebt haben wird, und ein neuer 
Regierungswechſel eintritt, werden die Kommuniſten 
ſetoſtverſtandlich bereit ſein, wieder mit einem yini- 
neſtieantrag zu kommen und die neue Regierung wird 
dann nicht verfehlen, dieſelbe Dummheit zu machen, 
die die jetzige Yiegierung ihr vormachen wird. Dann 
werden wir nicht mehr lange vom 1. Januar 1928 ent⸗ 
fernt ſein, wo der neugewählte Volkstag zuſammen⸗ 
tritt, und es wird wieder Zeit ſein, aus Anlaß des Zu⸗ 
ſammentritts des neuen Volktstages eine Amneſtie zu 
exlaſſen. (Zuruf der Frau Abg. Kreft.) Wir ſchreiten 
alſo von einer Amneſtie zur andern. Nun ſind ja dieſe 
Bedenken ſchon gelegentlich der Beratung des letzten 
Amneſtiegeſetzes eingehend erörtert worden. Damals 
haben ſowohl die Kommuniſten wie auch die Sozial⸗ 
demokraten dieſe Bedenken damit zu beſchwichtigen 
verſucht, daß ſie ſagten: Auch ſie wollten unter keinen 
Umjtänden eine ſich von Jahr zu Jahr wiederholende 
almneſtie, es handle fich nur um einen beſonderen 
Ausnahmefall mit Ruckſicht auf die politiſchen Zu⸗ 
ſtände. Es ſei unbedingt notwendig, in dieſem einen 
Fall ein Amneſtiegeſetz zu erlaſſen, um, wie ſich der 
ſozialdemokratiſche Yredner jo ſchön ausdrückte, die poli- 
tiſche Atmoſphäre zu entgiften. Ich glaube, die Er⸗ 
eigniſſe des letzten Jahres werden wohl jedem bewieſen 
haben, daß ein Amneſtiegeſetz das dentbar ungeeig⸗ 
Aetite Mittel ift, die politiſche Atmosphäre zu entgijten. 
Was von derartigen Phraſen, Redensarten und Ver⸗ 
ſprechungen zu halten iſt, beweiſt ja der vorliegende 
Urantrag. (Abg. Hohnfeldt: Sehr richtig) Was die 
Sozialdemokraten anbetrifft, ſo iſt ja nicht zu be⸗ 
zweifeln, daß ſie in ihrem Herzen dem vorliegenden 
Antrag der Kommuniſten ohne weiteres zuſtimmen. 
ZA Wagen es nur nicht, es offen auszuſprechen, oder 
i ift ihnen vielleicht noch nicht gelungen, die neue 

balition dazu zu bewegen, ſelbſt ein Amneſtiegeſetz 


abe ulegen. (Abg. Brill: Sie phantaſieren!) Es iſt 
. Nicht zu bezweifeln, daß die Sozialdemokraten 


1 0 kommuniſtiſchen Antrag, vielleicht nicht in ſeiner 
5 e weiten Faſſung, wohl aber in einer etwas 
zweifeln enten Faſſung, zuſtimmen werden. Ebenſo 
li e war nicht daran, daß die beiden anderen Koa- 
en Weg teien, wie ſchon ſo oft, ſo auch in dieſem Falle 
keit . gehen werden, (Hört, hört! und Heiter⸗ 
Sein 55 den ihnen die Sozialdemokraten unter 
(ibg Beile a Kommuniſten vorſchreiben werden. 
Eine ſolch „Ste werden nächſtens Gerichtspräſidentl) 
Sosiala e on können wir nicht mitmachen, M. H. 
geeinigt 15 raten, warten wir ab. Sie haben ſich dahin 
fra 1 „dieſen Antrag in den Ausſchuß ohne Aus⸗ 
trag 8 zu laſſen in der Erwartung, daß der An- 
ermöglt ie ſchuß die Faſſung bekommt, die es Ihnen 

cht, ihm zuzuſtimmen, ohne Ihr Gewiſſen 

1975 belaſten. Eine ſolche Politik mitzu⸗ 
lehnen wir ſelbſtverſtändlich ab. Wir werden 


deshalb nicht nur den kommuniſtiſchen Antrag ab⸗ 
lehnen, ſondern auch der Ueberweiſung an den Uus- 
ſchuß widerſprechen. (Frau Abg. Kreft: Sehr geiſt⸗ 
reich!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hennke. > 

Heunke, Abgeordneter (Lib,); M. D. u. H.! Die 
Herren Kommuniſten haben ihren Antrag damit 
zu begrunden versucht, daß den Fungkommuniſten, die 
an einem Teil noch im Gefängnis ſitzen, geholfen wer⸗ 
den muje. Wir ſind nicht der Anſicht, daß man zu 
dieſem Zwecke ein Amneſtiegeſetz braucht; dieſen Leuten 
tar im Gnadenwege geholfen werden. Es liegt in der 
Hand des Senats, von ſeinem Begnadigungsrechte 
Gebrauch zu machen. ; 

Der Redner der Kommuniſten hat weiter pe- 
mängelt, daß bei jugendlichen Beſtraften Bewährungs⸗ 
friſten eingeführt ſind. (Abg. Klapps: Das beweiſt 
den Charatter der Klaſſenjuſtiz!l) Laſſen Sie mich 
bitte reden, ich habe Sie auch nicht unterbrochen. Die 
Bewährungsfriſt iſt bei ſolchen Jugendlichen unbe⸗ 
dingt notwendig. (Zuruf des Abg. Klapps.) 

Vizepräſident Spill: Ich mache Sie darauf auf- 
merkſam, Herr Abg. Klapps, daß Sie nicht das Wort 
haben. 

Hennke, Abgeordneter (Lib); Die Gewährung 
einer Bewährungsfriſt liegt im Intereſſe einer 
guten Erziehung der vorbeſtraften Jugendlichen. Sie 


wird ihnen immer zum Vorteil und niemals zum 
Nachteil gereichen. 
Ueber die Berechtigung der Amneſtie in dieſem 


Augenblick kann man verſchiedener Meinung fein, 
Eine Amneſtie iſt häufig aus verſchiedenen großen An⸗ 
läſſen im Auslande angewandt worden. Fraglich iſt 
nur, ob dieſe Notwendigkeit zurzeit in Danzig vorliegt. 
Wir werden die Frage prüfen und bitten, die Vorlage 
des Rechtsausſchuß zu überweiſen. 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor, es iſt der Antrag geſtellt worden, den 
Urantrag dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das Büros iſt ſich nicht einig, wir müſſen 
auszählen, die Auszählung beginnt. (Geſchieht.) 
Die Auszählung iſt geſchloſſen. Ich bitte jetzt die 
Stimmzähler das Ergebnis zu melden. (Geſchieht.) 
Die Abſtimmung hat folgendes Ergebnis gehabt. Mit 
Ja haben 57 Abgeordnete geſtimmt, mit Nein 26. Die 
Vorlage iſt ſomit dem Rechtsausſchuß überwieſen. Ich 
rufe auf Punkt 9 der Tagesordnung: 

Große Anfrage Nr. 34 des Abg. Raſchke 

Fraktion betr. Mißhandlung durch Schupo. 

Druckſache Nr. 1605. Zur Begründung hat das Wort 
der Herr Abg, Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.] Unſere 
Große Anfrage liegt dem Hauſe in der Druckſache Nr. 
1605 vor. Ich kann mich bei der Begründung kurz 
faſſen, da alles in der Großen Anfrage enthalten iſt. 
Beſonders wünſchen wir aber Auskunft darüber, wie 
es kommt, daß zu der Vernehmung dieſer Inhaftierten 
auf dem Polizeipräſidium auch Schupobeamte hinzu⸗ 
gezogen wurden, die auch hier genau wie auf der 
Wache die Leute mißhandelt und dadurch das Ge⸗ 
ſtändnis herausgepreßt haben. Die Verhafteten er⸗ 


und 


klären, daß die Angaben, die ſie am Sonntag früh 
gegenüber den Kriminalbeamten im Polizeipräſidium 
gemacht haben, nur allein auf Wahrheit beruhen, und 
daß ihnen alle anderen Angaben erpreßt worden ſind. 
Wie die Behandlung dieſer Leute auf der Wachtſtube 
und auch im Polizeipräſidium geweſen iſt, geht aus 


— 
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(A) unſerer Großen Anfrage hervor. Wir fragen nun den 


(B 


— 


Senat, ob er das Verhalten der Schutzpolizei gegenüber 
den Inhaftierten billigt, oder, wenn nicht, was er da⸗ 
gegen dann zu tun gedenkt. Wir fragen zweitens, ob 
der Senat bereit iſt, beſonders den dienſthabenden 
Offizier bzw. den Wachthabenden im Diſziplinarver⸗ 
fahren ihrer Aemter zu entheben. Wenn wir uns be⸗ 
ſonders auf den Offizier und den Wachthabenden 
ſtützen, ſo geſchieht das aus dem einfachen Grunde, weil 
wir der Ueberzeugung ſind, daß die Handlungen der 
Schupo ein Produkt der Erziehung der Offiziere ſind. 
Wir wiſſen, daß ein großer Teil der Schupobeamten 
von den Offizieren zu dieſer Handlungsweiſe gedrängt 
wird. Es herrſcht noch der alte wilhelminiſche Geiſt 
bei der Schupo, beſonders bei den Offizieren. Sie 
glauben, ihre Untergebenen zu allen Handlungen miß⸗ 
brauchen zu können. In der Beziehung haben wir ja 
Erfahrung. Wir wiſſen, wie es beim Militär gemacht 
worden iſt. Wir wünſchen in erſter Linie unſere Fra⸗ 
gen beantwortet zu haben und werden dann unſere 
weitere Stellung dazu präziſieren. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Se- 
nator Dr. Schwartz. 

Dr. Schwartz, Senator: M. D. u. H.! Auf die Große 
Anfrage Nr. 34, Druckſache Nr. 1605, habe ich im Namen 
des Senats folgende Erklärung abzugeben: 

„Die Ausſagen der zahlreichen Beamten, die in 
dieſer Angelegenheit eingehend vernommen ſind, ſtehen, 
ſoweit es ſich um die angeblichen Mißhandlungen und 
Beſchimpfungen der Inhaftierten handelt, im Wider⸗ 
ſpruch mit den Behauptungen der Inhaftierten. Alle 
Beamten beſtreiten auf das entſchiedenſte, zu Miß⸗ 
handlungen oder Beſchimpfungen, weder auf der 
Wache noch bei der ſpäteren Zeugenv hmung auf 
dem Polizeipräſidium, ſich haben hin zu laſſen. 
Auch die die Vernehmungen auf dem Polizeipräsidium 
leitenden Kriminalbeamten beſtreiten die behaupteten 
Mißhandlungen und Beſchimpfungen. Feſtgeſtellt iſt 
jedoch, daß ein Beamter in abſolut unzuläſſiger Weiſe 
ſeine Befugniſſe überſchritten hat, indem er von dem 
Arbeiter Maaß das Ausfegen eines Zimmers verlangt 
hat. Er wird nach Ablauf des Gerichts verfahrens 
ſtreng beſtraft werden. j 

Der Senat ſteht nach wie vor auf dem Standpunkt, 
daß Uebergriffe einzelner Beamten, ſoweit ſie ein⸗ 
wandfrei nachgewieſen find, ſtreug geahndet werden 
müſſen, ſelbſt wenn ſie, wie im vorliegenden Fall, aus 
begreiflicher Erregung über die unmenſchliche Behand⸗ 
lung eines Kameraden, der vorher bei der Wahrneh⸗ 
mung ſeiner Pflichten von einer Ueberzahl Demon⸗ 
ſtrierender mit eiſenbeſchlagenen Stöcken zu Boden ge⸗ 
ſchlagen und mit Fußtritten ſchwer mißhandelt war, 
ihren Urſprung haben. (Zwiſchenrufe und große Un⸗ 
ruhe links.) 

Da durch das bisherige Ergebnis der Unterſuchung 
den übrigen beteiligten Beamten, beſonders auch dem 
Wachthabenden und dienſthabenden Offizier, Ueber⸗ 
ſchreitungen ihrer Amtsbefugniſſe nicht nachgewieſen 
ſind, hat der Senat keinen Anlaß, z. Zt. gegen dieſe 
Beamten diſziplinariſch einzuſchreiten. Das Ergebnis 
des eingeleiteten Gerichtsverfahrens bleibt abzu⸗ 
warten. (Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 

Dazu ift vom Polizeipräsidium berichtet worden, 
daß die Schutzpolizeibeamten zum Polizeipräſidium 
hinzitiert wurden, weil ſich in den Ausſagen der ein- 
zelnen Widerſprüche ergaben, die erſt nach teilweiſer 
Konfrontierung mit den Schutzpolizeibeamten feſt⸗ 
geſtellt werden konnten. 

Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Laſchewſki. 


Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): 
Beſprechung. 

Vizepräſident Spill: Wird der Antrag unterſtützt? 
(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Bing. 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Die 
Ausſage des Herrn Senators Ur Schwartz ijt typiſch fur 
die Einſtellung, die der Senat bisher den Prototollen 
der Schutzpolizei gegenuber eingenommen hat. Ich 
ſelbſt bin mehrfach Sachverſtändiger in Prozeſſen ge- 
weſen, in denen Mißhandlungen ohne Zweifel gericht⸗ 
lich feſtgeſtellt wurden und bei denen das Gericht ganz 
genau wußte, welche und wieviel Beamte bei der wiih- 
handlung auf der Wachtſtube zugegen waren, in denen 
aber nicht feſtgeſtellt werden konnte, welcher von den 
Beamten die individuelle Prügel ausgeteilt hatte. 
Daher konnte das Gericht, trotzdem der Staatsanwalt 
Strafantrag jtelte, wegen Mangels an Beweiſen nicht 
zur Beſtrafung kommen. Es iſt aber gerichtsnotoriſch, 
daß auf den Wachen unglaublich geprugelt und gemiß⸗ 
handelt wird, trotz aller gegenteiliger Ausſagen. Alle 
Ausſagen, die zu Protokoll genommen werden, alle 
Angaben des Senats, alle Diſziplinarverfahren nützen 
nichts. Deshalb bleibt das Mißtrauen beſtehen, das 
der größte Teil der Bevölkerung gegen die Schupo⸗ 
beamten hat. (Oha! rechts.) Wer oha ruft, kommt 
mir ſehr gelegen. Es iſt ja ganz klar, daß die hieſige 
Schutzpolizei deswegen von der Mehrzahl der Bevol⸗ 
kerung mit Mißtrauen betrachtet wird, weil ſie ſich 
ſelbſt als eine Funktion einer ganz beſtimmten politi⸗ 
ſchen Anſchauung auffaßt. Die Polizei iſt kein Militär, 
jie ſoll nicht herrſchen kraft der Autorität ihrer Mus⸗ 
kulatur, ſondern kraft der Autorität ihrer moraliſchen 
und ſittlichen Ueberlegenheit. Daß die hieſige Polizei 
das nicht tut, liegt zum größten Teil an der Auswahl 
der Poliziſten und ihrer Erziehung. Zum weiteren 
aber daran, daß ſie es unter der Anonymität der Uni⸗ 
formierung tut. (Sehr gut!) In der Uniform ſehen 
die Leute alle ganz gleich aus. In allen Kulturländern 
haben die öffentlichen Polizeibeamten Nummern, nur 
in Danzig nicht. Ich fordere namens meiner politiſchen 
Freunde, daß ſo ſchnell als möglich eine Numerierung 
der Polizeibeamten eingeführt wird, damit man feſt⸗ 
ſtellen kann, mit wem man es zu tun hat; denn wenn 
man ſich um den Namen bekümmert, ſind die Leute im 
allgemeinen viel zu feige, ihn zu nennen, es ſei denn, 
daß man fiH als Abgeordneter legitimiert. Dann be- 
kommen ſie Angſt und ſagen den Namen. (Dann 
auch nicht! bei den Kommuniſten.) Ich bin in den 
letzten Jahren in faſt ſämtlichen Ländern Europas 
geweſen und habe mich überall gerade für die Schutz⸗ 
polizei intereſſiert. Nirgends gibt es eine öffentliche 
Polizei ohne Kennzeichnung des einzelnen Beamten. 
Solange man nicht feſtſtellen kann, wer ſich von den 
einzelnen Leuten derartig unmenſchlich benommen hat, 
ſolange wird unter dem Deckmantel des Nichterkennens 
immer wieder zu Roheitsdelikten und Uebergriffen 
von ſeiten der Polizei gegriffen werden. (Sehr gut!) 

Woran liegt es denn? Ich ſelbſt kenne aus meiner 
Praxis eine ganze Anzahl von Fällen von Leuten, die 
uns Aerzten als im ewigen Berufswechſel befindlich 
bekannt ſind. Sie kommen in keinem Beruf unter, ſind 
zu faul, etwas Reelles zu lernen, haben nicht die Kon- 
zentrationsfähigkeit, irgendein Handwerk durchzu⸗ 
halten. Was geſchieht, wenn ſie nirgends unter⸗ 
kommen? Dann melden ſie ſich ſchließlich bei der Schupo 
und werden dort eingeſtellt. Solche Fälle ſind vor⸗ 
gekommen und kommen öfters vor. Welche Vor⸗ 


Ich beantrage 


bildung verlangt die Schupo? Volksſchulbildung und 
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geſunde Mustulatur, weiter nichts. Keineswegs wird 
eine Prufung der Befahigung zum Schutzpolizei⸗ 
beamten vorgenommen. Ich glaube, in einem sultur- 
laat gehört zum Schutzpolizetbeamten mehr, als jtarce 
Musteln zu haben. Die Muskeln werden von den 
Leuten oft genug in einer derartig unangeneymen 
Weiſe ausgenutzt, daß Straßenauflaufe entſtehen, wo 
es gar nicht notwendig iſt. Weil ein armer, halb 
invalider Arveitsloſer ſuy beim Anſtehen nach den 
Arbeitsloſengebuhren nicht ganz richtig benimmt, und 
vorher ein paar Schnäpſe getrunken und ein bißchen 
Radau gemacht hat, wird er an einer dicken Kette von 
zwei baumſtarken Kerlen den Altſtädt. Graben entlang 
bis zum Polizeigefängnis geſchleift. Sind Sie jon 
Einmal dabei geweſen, wie die Schupobeamten mit dem 
Betruntenen umgehen, den jie in den Kaſten werfen? 
Kein Landwirt wird mit einem Sack Weizen ſo umgehen, 
wie die Schupo mit dem Menſchen. Es iſt in den Leuten 
nicht ein bißchen Gefuhl dafur, daß es die Bürger der 
gleichen Stadt ſind, daß ſie dazu da ſind, um Ordnung 
oll halten, Verbrechen zu verhindern, oder Verbrecher 
ſeſtzunehmen, daß pe aber nicht dazu da find, perſönlich 
ihr Mütchen zu kühlen. Daß die Schupobeamten gut 
Fußball ſpielen und Wettlaufen können, iſt ganz gut 
und ſchön. Man ſollte aber die Leute auch ein klein 
wenig darüber orientieren, wie kranke Menſchen aus⸗ 
ſehen und daß ſehr viel Menſchen nur deshalb ſo viel 
Alkohol zu ſich nehmen, weil ſie krank ſind. (Abg. 
Liſchnewſki: Sehr richtig!) Es iſt auch heute eine 
allgemein bekannte Auffaſſung, daß der Alkoholismus, 
die Neigung zu allen möglichen Nervengiften, aus der 
lammervollen wirtſchaftlichen Situation von ſound⸗ 
ſoviel Leuten hervorgegangen ift. Wiſſen Sie nicht, 
daß hier in Danzig eine Anzahl Schwerkriegsbeſchä⸗ 
digter amputiert und in ſonſtiger bemitleidenswerter 
Situation umherlaufen, die nie eine Stelle bekommen 
können, die an ihrem Daſein verzweifeln und ſchließlich 
einmal eins über die Binde gießen, damit fie wenig⸗ 
ſtens im Alkohol ihr Weh vergeſſen! Von dieſen 
Leuten ſind mir mehrere bekannt, die in dieſem Zu⸗ 
tand der Schupo in die Hände fielen und ganz unin⸗ 
dividuell in der gröbſten, erbärmlichſten und erniedri⸗ 
gendſten Weiſe angefaßt worden ſind. Wenn man ſich 
guch damit abfinden könnte, daß ein widerſpenſtiſcher 
Menſch gewaltſam gebändigt wird, ſo iſt doch die Art 
und Weiſe, wie der gewöhnliche Sterbliche auf der 
Wache durch Schimpfworte und durch maßlos belei⸗ 
mende Behandlung erniedrigt wird, etwas ſo Ge⸗ 
; eg, wie es in unſerem Staate in Zukunft nicht 
N ieder vorkommen darf. Die Schupobeamten find hier 
uf den guten Anzug gedrillt. Sowie jemand nicht 
Arch tadellos angezogen ift, wenn er offenſichtlich dem 
a eiterſtand angehört, dann iſt von vornherein klar, 
ci B er ſich auf der Wache ſo behandeln laſſen muß wie 
in Hund. 

Wee müſſen von der neuen Regierung als einen 
aug ` ichen Beſtandteil fordern, daß ſie den alten Geiſt 
allen Dingen älter ſein. 


beſtraft find, i (Beamte, die mit Gefängnis 


mii nd, ſollte man hinausſchmeißen!) Die Leute 
1 5 unndetwas gelernt haben, einer Eignungs⸗ 
örperlichen sogen werden, die ſich nicht nur auf ihre 
beamten en Berhältniſſe beſchränkt. Die Schupo⸗ 
der ran numeriert ſein, damit ſie ſich nicht vor 
em Gel ann drücken können. Sie müſſen von 
ſind Sah erfüllt werden, daß fie Diener des Staates 
die ſich 5 eine Truppe oder Funktionäre einer Schicht, 
ſpieken ne Zeitlang in Danzig als Herrſcher aufzu⸗ 
dorſuchte. (Gebhaftes Bravo! links.) 


Vizepräſt 
Falkenberg. deut Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
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r Schupo herausdrängt. Die Leute müſſen vor. 


Falkenberg, Abgeordneter (0. Nat.): M. D. u. H.! (O) 


Wenn Beſchwerden gegen die Polizei in maßvollem 
Tone vorgebracht und Mißſtände aufgedeckt werden, 
hat kein verſtändiger Menſch irgendetwas dagegen. So⸗ 
bald ſich aber die Beſchwerden häufen, die Kritik 


Man will die Polizei 
in den Augen der Bevölkerung herabſetzen und ſie 
innerlich zerſetzen. (Abg. Klapps: Das macht ſie ganz 
allein!) Ich ſpreche jetzt vom Standpunkt eines Be⸗ 
amten, Beamte, die andauernd den heftigſten Angriffen 
ausgeſetzt ſind, ohne Gelegenheit zu haben, ſich zu ver⸗ 
antworten, müſſen die innere Sicherheit verlieren, die 
zur Ausübung jedes Amtes notwendig iſt. Das iſt 
eine pſychologiſche Folge der häufigen Angriffe gegen 
eine Beamtengruppe. Die innere Sicherheit geht dabei 
verloren. Die Furcht vor öfteren und feindſeligen 
Anklagen wird auch die Energie lähmen und die hohe 
Auffaſſung von der Pflicht des Berufes erſchüttern. 
Dann kann es einmal kommen, daß im Augenblick der 
Gefahr das Inſtrument des Staates ſtumpf wird und 
die Beamtenſchaft verſagt. Das ſind dann die Folgen 
einer ſolchen Zerſetzung und Unterhöhlung des Be- 
amtentums. Die Aufgabe des wohlmeinenden Bürger- 
tums kann doch nur darin beſtehen, die Polizei in 
ihrem ſchweren und undankbaren Beruf zu unterſtützen 
und ihr Verſtändnis entgegenzubringen. Die Behörde 
hat ebenfalls die Pflicht, die Polizei zu ſchützen. Wir 
ſelbſt werden, eingedenk unſeres Grundſatzes, Errich- 
tung und Erhaltung einer ſtarken Staatsgewalt, die 
Polizeibeamten verteidigen und wollen das hiermit 
getan haben. Es iſt doch zu bedenken, daß das Amt des 
Polizeibeamten ſehr undankbar ift. Die Polizeibeamten 
haben es mit den Leuten zu tun, die den Geſetzen den 
Gehorſam verjagen, Ein altes Wort jagt: „Die Obrig⸗ 
keit iſt nicht den Guten zu fürchten, ſondern den 
Böſen.“ Man halte ſich an dieſen Grundſatz, und man 
wird ſelten in Konflikte mit der Polizei geraten. 

Wenn man aber eine gute Polizei haben will, muß 
man ſie auch ordentlich vorbilden. (In der Polizei⸗ 
ſchule drillen! bei den Kommunisten.) Der Herr Abg. 
Du Bing hat ganz richtig gejagt, man müſſe die Poli- 
ziſten gründlich ausbilden. Dann iſt die Polizeiſchule 
auch eine Notwendigkeit. Wir brauchen zu dem Antrag 
keine Stellung zu nehmen. Es ift Aufgabe der Be- 
hörde, dem Inhalt der Anfrage nachzugehen. (Bravo! 
rechts.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 


Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Nach⸗ 
dem wir die Erklärung des Herrn Senators Dr. 
Schwartz angehört haben, müſſen wir ſagen, daß das 
eine Wort „zahlreiche Beamte find vernommen mor- 
den“ uns die Gewißheit gibt, daß eine große Schwei⸗ 
nerei vorgekommen iſt. Hätte der Herr Senator Dr. 
Schwartz erklärt, es wären nur zwei Mann geweſen, 
dann könnte man ſich eventuell zu dem Standpunkt 
durchringen und jagen, jawohl den Schupobeamten iſt 
unrecht getan. Will man hier etwa die Mißhandlun⸗ 
gen ableugnen, wenn man erklärt „zahlreiche Beamte 
ſind vernommen worden“? Daß zahlreiche Beamte auf 
der Wache geweſen ſind, trifft zu. Die Leute, die dort 
verhaftet wurden und ſich an uns gewandt haben, er⸗ 
klärten, daß 30 Schupobeamte in einer Stube waren. 
Bei dem Eintritt der Inhaftierten hätten ſofort⸗ſämt⸗ 
liche 30 Schupobeamte ihre Seitengewehre gezogen und 
wahl⸗ und planlos auf die Inhaftierten losgeſchlagen. 
(Pfuirufe links. Unruhe.) Geſtatten Sie, meine Her⸗ 
ren, ich werde Ihuen den Beweis bringen, wie die 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 

Körper der Inhaftierten ausgeſehen haben. Wir ſtützen 
uns nicht nur auf die Ausſage der Leute, ſondern ſie 
haben po auch ärztlich unterſuchen laſſen. Herr Dr. 
med. Fritz Eiſen ſchreibt im Atteſt: „Ich ſtelle bei Herrn 
Ernſt Freymann, der heute nachmittag bei mir erſchien, 
unter dem Datum des 4. Auguſt, folgendes feft: Auf 
der linten Rückenſeite ſinden jiy ausgedehnte blaue, 
rote und gelbrich verfärbre Stellen“, d. h. alfo, daß der 
Rücken wie eine Landtarte ausgeſehen hat. Ich 
wünſchte, daß Ihnen das Leder auch einmal jo gegerbt 
wurde! „Es handelt ſich hierbei fraglos um Quetſchun⸗ 
gen und Bluterguſſe, die durch Einwirkung einer 
tumpfen Gemau zuſtande getommen ſein dürften. 
Unter dem linten Auge befindet ſich eine grünlich ver⸗ 
färbte Stelle, die ſcheinbar infolge eines Schlages ent⸗ 
ſtanden iſt.“ Me. D. u. H.! Das ijt das Ergebnis bei 
dem einen. Der andere war auch beim Arzt und der 
ſtellte folgendes ſeſt: „Bei Herrn Eugen Ichnowſki, der 
heute nachmittag bei mir erſchien, erhielt ich folgenden 
Befund: Ju der Mitre der Rückenſeite findet fiH eine 
geibverfärbte, etwa orei Finger breite Stelle mit zwei 
ſcharſen, bedeckten Wunden. Die ganze rechte Rücken⸗ 
eite ijt druckſchmerzhaft. Am linken Unterſchenkel 
außen iſt ebenfalls eine etwas geſchwollene Stelle mit 
einer kleinen Wunde, die bei Druck ſchmerzt. In der 
Mitte der Innenſeite der Oberlippe iſt eine dunkelrot 
verfärbte durchgeſcheuerte Stelle“, d. h., daß der Mann 
eins in die Zähne bekommen hat, „die wohl auf einen 
Schlag zurückzuführen iſt.“ 


Alſo, meine Herren, Sie werden jetzt glauben, daß 
dieſe Leute geſchlagen worden ſind. Es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß die Schupobeamten ſich nicht nur in die⸗ 
jem gau, ſondern ſchon öfters derartige Verfehlungen 
haben zuſchulden kommen laſſen. Wenn wir die Ur⸗ 
ſache unterſuchen, ſo wird ſich folgendes herausſtellen: 
An dem beſagten Tage hatten wir eine öffentliche Ver- 
ſammlung. Einige unſerer Verſammlungsteilnehmer 
hatten den Weg nach Hauſe über Niedere Seigen ge⸗ 
wählt und kamen an die Pferdetränkenbrücke. Dort 
war ſchon bereits ein Auflauf. Dort hatte die Schupo 
ſchon mit Leuten zu tun, anſcheinend mit Schnaps⸗ 
brüdern, mit denen wir nichts zu ſchaffen haben. Leute 
von uns, die aus dem Verſammlungslokal dorthin 
ſtrömten, ſahen ſich die Sache an. Es war ſelbſtver⸗ 
ſländlich, daß dadurch ein Auflauf zu entſtehen ſchien. 
Die Schupoleute zogen in ihrer großen Bravour ihre 
Schußwaffen und gaben mehrere Schüſſe ab. Dadurch 
wurde auch einer getroffen, der abſolut nicht an der 
Verſammlung teilgenommen hatte, der noch einen 
Moment vorher von Schützmann herausgekommen 
war. Der Mann erhielt einen Schuß in den Fuß und 
wurde nachher auf die Wache transportiert. Durch die⸗ 
ſen Auflauf und durch die Nervoſität der Schupobeam⸗ 
ten kam es erſt dazu, daß die Leute überhaupt verhaftet 
wurden, und, wie immer, ſelbſtverſtändlich die Un⸗ 
ſchuldigen. Es waren in dieſem Fall der Bäckergeſelle 
Ernſt Freymann, Arbeiter Bruno Maaß und Ichnow⸗ 
ki. Bezeichnend ift, daß diefe Leute nicht an einer 
Stelle verhaftet wurden, ſondern nur Freymann 
wurde au der Pferdetränkenbrücke verhaftet, während 
die andern beiden an der Brandſtelle verhaftet wur⸗ 
den. Auf der Wache ſind alle drei ziemlich ſchwer miß⸗ 
handelt worden. Der Herr Senator Dr Schwartz ſagte: 
„Es war nötig, die Schupobeamten nach dem Polizei⸗ 
präſidium hinzubeordern, um eventuell eine Gegen⸗ 
überſtellung vorzunehmen.“ Ich frage Herrn Senator 
Dr Schwartz: „War es dann auch notwendig, daß der 
vernehmende Kriminalbeamte das Zimmer verließ? 
Gerade weil der Beamte das tat, haben die Schupo⸗ 
beamten wieder auf die Leute losgeſchlagen. Als der 
Beamte wieder hereinkam, war die Ausſage fertig. 


Dann wagten es die Mißhandelten nicht mehr, anders 
auszuſagen. Wenn Sie heute kommen und ſagen, 30 
Schupobeamte haben anders ausgeſagt, wie die zwei 
Mann, dann wird das ſelbſtverſtändlich kein Menſch 
beſtreiten. Es tft Jo, daß die 30 Schupoleute aue nach 
einem Schema ausjagen, und daß den zwei Ziviliſten 
abſolut myrs geglaubt wird. Als man nun das Ge- 
landnis erpreßt hatte, war man zufrieden und ließ die 
Leute in Ruhe, aber die Freiheit hat man ihnen nicht 
gegeben. Man behielt ſie über Sonntag noch im Poli⸗ 
deipraſidium, und das Verbrechen ſchien dem Kriminal- 
beamten ſo groß, daß die Leute noch nach dem Gefäng⸗ 
mö geſchreppr werden mußten. Es ift bedauerlich, daß 
die veure bei der Vernehmung vor dem Unter- 
juchungsrichter nicht den Mut hatten, dem Unter⸗ 
ſuchungsrichter die Behandlung, die jie von den Schupo⸗ 
beamten erfahren hatten, zu ſchildern. Wir können es 
aber verſteyen, wenn man feſtſtellen muß, daß ſie 
dann eventueu nicht freigelaſſen worden wären. Wir 
wien ja, wie die Vernehmung vonſtatten geht! M. H.! 
Es negt mir zufauig eine Gerichtsverhandlung vor, die 
die Art der Vernehmung treffend kennzeichnet und be⸗ 
leuchtet. Zur Behandlungs- und Vernehmungsweiſe 
wird uns folgendes geſchrieben: „Der Angeklagte be- 
hauptete vor der Straftammer, und der in Betracht 
kommende Polizeibeamte beſtätigte die Ausſagen des 
Angetlagten, daß er im Verhör einige Stunden lang 
die Tat ſtandhaft leugnete und ſich erſt dann bereit⸗ 
fand, ein Geſtandnis abzulegen, als ihm der ver⸗ 
hörende Polizeibeamte mit Einſperren drohte. Der 
Betreffende wurde bei der Gerichtsverhandlung frei⸗ 
geſprochen.“ Alſo ſo, meine Herren, werden Geſtänd⸗ 
niſſe erzwungen. Entweder ſchlägt man diefe Leute 
lendentahm und mißhandelt fie in der roheſten Weiſe 
oder aber man droht mit Einſperren und erzwingt ſo 
das Geſtändnis. 

Sie können alſo hier nicht damit operieren, daß 
dieſen Leuten nichts getan worden ſei, und daß nur 
verlangt worden ijt, die Stube ſauber zu machen. Nein, 
Herr Senator Dr. Schwartz, wir kennen die Verhältniſſe 
beſſer und wiſſen, was da vorgeht. Aber ich ſagte ſchon 
bei der Begrundung unſerer Anfrage, daß es weniger 
die Schuld der Schupobeamten, als der Geiſt iſt, in dem 
ſie erzogen werden. Es iſt bedauerlich, daß ſich die 
Schupobeamten, die doch auch zum Teil Söhne von 
Arbeitern und Handwertern find, zu einer derartigen 
Handlungsweiſe hergeben. Wir können den Schupo⸗ 
beamten nur raten, ſich in dieſer Beziehung etwas zu 
ändern. Wir find aber nicht der Meinung, wie der 
Herr Abg. Faltenberg, daß man, um eine Aenderung 
herbeizuführen, der Sache ihren Lauf laſſen muß, und 
fie nicht dauernd an die Oeffentlichkeit bringen darf. 
Wir ſtehen dagegen auf dem Standpunkt, daß die Oef⸗ 
fentlichteit immer wieder davon unterrichtet werden 
muß, wie die Schupo in ihrer Zuſammenſetzung aus⸗ 


ſieht und wie ſie heute noch von den oberen Beamten 


mißbraucht wird. (Sehr richtig!) Daß ein Prip- 
brauch vorliegt, und gerade die Schupooffiziere in die⸗ 
ſer Beziehung Schule machen, iſt uns ja bekannt. Wir 
wiſſen auch ganz genau, daß dieſe Leute die Erfahrun⸗ 
gen, wie Bürger behandelt werden, nicht aus dem In⸗ 
lande ſchöpfen, ſondern ſie aus dem Auslande beziehen. 
Wir haben hier ſchon mehr rumäniſche Zuſtände. Dar⸗ 
über, wie die rumäniſchen Zuſtände ausſehen, möchte 
ich Ihnen einmal einen kurzen Artikel aus den „Dan⸗ 
ziger Neueſten Nachrichten“ vorleſen, der ganz ſcharf 
dagegen Stellung nimmt, wie dort die Verhafteten 
behandelt werden. Die Zeitung ſagt ſelbſt, das ſpotte 
jeder Beſchreibung: 

Die Verhafteten wurden zuerſt bei der Sigoranza 


einem erſten Verhör unterzogen. Sie wurden von dem 
berüchtigten Spezialperſonal des Herrn Voineseu, 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 

Generaldirektor der Sigoranza, ſtundenlang geſchla⸗ 
gen, bei Tag und Nacht, mehrere Male hintereinander. 
Sie wurden mit eiſernen Stäben geſchlagen. mit 
Kautſchukſtöcken. Sie wurden auf die Innenflächen 
der Hand geſchlagen, auf die Sohlen, ins Geſicht, über 
den Kopf und auf den ganzen Körper. Sie wurden 
mit Füßen getreten und dann zwana man die von den 
Schlägen gans entſtellten und blutenden Unglück⸗ 
lichen, eine Erklärung zu unterſchreiben. 

Ich glaube, meine Herren, das trifft wörtlich für 
die Danziger Schutzpolizeibeamten zu. (Sehr richtig! 
bei den Kommuniſten.) Gerade in dieſem Falle hat 
man auch die Inhaftierten gezwungen, und zwar durch 
Schläge, Erklärungen zu unterſchreiben und zu Proto⸗ 
koll zu geben. Sie glauben vielleicht, daß nur Kommu⸗ 
niſten hiervon betroffen werden. Mir ift eine Bu- 
ſchrift zugegangen, die nicht von Kommuniſten her⸗ 
rührt, ſondern aus Bürgerkreiſen ſtammt. Da ſchreibt 
ein Kaufmann, der ein Geſchäft und gleichzeitig eine 
Reſtauration in Betrieb hat, folgendes: 

„Schreiber dieſes unterhält ſeit zirka 20 Jahren 
bier ein Reſtaurations⸗ und Schankgeſchäft. Am 1. Mai 
dieſes Jahres beſuchten ein paar junge Leute, anſchei⸗ 
nend von auswärts in verſchiedenen Zeiträumen drei- 
mal mein Lokal. Beim erſten Beſuch verlangten ſie 
von mir eine Flaſche Branntwein, was ihnen jedoch 
unter dem Hinweis, daß der Verkauf von Flaſchen 
verboten ſei, abgeſchlagen wurde. Beim zweiten Be⸗ 
ſuch entwendete der eine einen Aſchenbecher. Kurz 
darauf erſchienen dieſelben Perſonen zum drittenmal, 
worauf ihnen nichts verabfolat wurde, unter dem 
Hinweis, daß ſie ſich unter Mitnahme des Aſchen⸗ 
peers ungeziemend benommen hätten. Da fie auf 
der Verabfolgung von Spirituoſen beſtanden, ſah ich 
mich veranlaßt, Schupo zu Hilfe zu rufen, um die 
Perſonalien feſtzuſtellen. Hierbei ließ ſofort eine 
Perſon einen Schlagring fallen. den ich dem herbei⸗ 
geholten Schuvobeamten aushändigte. Auf meinen 
telephoniſchen Anruf wurde ich ſodaunn zur Wache He- 
ſtellt und begab mich mit meiner Frau dorthin, um 
die Augelegenheit dem Wachthabenden klarzulegen und 
1 in dieſer Angelegenheit eventuell zu unter⸗ 
tigen. 

Der Herr war alfo mit der Schupo ſehr freundlich. 
Jedoch wurde ich auf der Wache eines anderen belehrt; 
denn ich wurde nicht wie ein Bürger angeſehen. der 
Schutz bei dieſer Staatseinrichtung ſucht, ſondern ſelbſt 
als Verbrecher. Als ich dem Wachthabenden den Vor⸗ 
fall auseinanderlegen wollte, wurde ich, ſowie meine 
Frau, in einem ſolchen barſchen Ton angefahren, daß 
ich faſt die Sprache verlor. Ich verbat mir dieſe Be⸗ 
handlung als geborener Danziger und als 52jähriger 
unvorbeſtrafter Bürger, 

Herr Abg. Falkenberg, ich möchte Ihnen das ans 

Herz legen, weil Sie glauben, man ſolle über dieſe 
Sachen den Mantel der Liebe decken. 


worauf mich der Wachthabende anſchrie und kurz Hin- 
tereinander zum erſten⸗, zweiten⸗ und drittenmal 
aufforderte, das Lokal zu verlaſſen. Gleich darauf 
erhielt ich von dem nebenſtehenden Beamten einen 
derartigen Stoß, daß ich mit voller Wucht gegen den 
Türpfoſten ſtürzte. Nicht genug, daß ich ohne jeden 
Grund mißhandelt wurde, beſitzt der betreffende Be⸗ 
amte die Kühnheit, mich wegen angeblichen Hausfrie⸗ 
densbruchs anzuzeigen. (Hört, hört!) Ferner Ve- 
hauptet der betreffende Beamte in der Anzeige, daß 
zwei Schupobeamte ihre ganze Körperkraft anwen⸗ 
den mußten, um mich, eine kranke Perſon von 120 
Pfund, aus dem Lokal zu ſchaffen. Reſultat: 10 Gulden 

5 Geldͤſtrafe. ; 
2 M. H.! Die Schupo gibt an, der Mann habe ſich 
Se Wehr geſetzt, und zwei ſtarke Männer wären not⸗ 
9 geweſen, um dieſen 120 Pfund ſchweren Mann 
0 i dem Wachtlokal zu bringen. Dann kommen Sie 
tän Es, wollen erklären, die Schuppbeamten ſeien an⸗ 
5 i ige Leute. Es fei alles halb fo ſchlimm, die Kom⸗ 
a, bauſchten die Sache nur auf, um die Sthupo 
a erärgern. Nicht die Supo ift an dieſen Zuftän- 
ae uÀ, jondern ihre Erziehung. Die Offiziere 
einem a DTe Macht aus, um die Schupobeamten zu 
a und onlkunfähigen Objekt zu erziehen, das zu allem 
j Amen jagt, genau jo, wie es feinerzeit beim 


preußiſchen Kommiß war. Wo war es da möglich, daß (C 


ein gemeiner Soldat einen Ton gegen ſeinen Vorge⸗ 


ſetzten riskieren durfte? Sofort blühte ihm das Ge⸗ 


fängnis oder die Feſtung. Genau ſo iſt es hier. Wenn 
ein Schupobeamter es wagt, ſein Recht gegenüber 
einem Vorgeſetzten zu erkämpfen, muß er ſofort den 
Dienſt quittieren. Auf der anderen Seite finden wir, 
daß Schupobeamte, die fiH ſehr ſchneidig benommen 
haben, allerhand Konzeſſionen erhalten. Schupobeamte, 
die wegen Uebertritts der Amtsgewalt mit 4 Monaten 
Gefänanis und wegen Beleidigung mit 200 Gulden 
beſtraft worden ſind, befinden ſich heute noch bei der 
Schupo. Wenn ſolche Elemente noch in der Schupo 
“ren. dürfen wir uns nicht wundern, daß ſich das 
Bürgertum eine derartige Behandlung gefallen laſſen 
muß. 

Wir verlangen in bezug auf die Schupo einmal 
das, was Herr Abg. Dr Bing hier angeſchnitten hat. 
Wir verlangen aber weiter, daß die Polizeiſchule nicht 
nur dazu benutzt wird, den Beamten beizubringen, 
wie ſie das Bürgertum zu mißhandeln haben, ſondern 
die Polizeiſchule ſoſl dorn. dienen, den Polizeibeamten 
eine anſtändige Behandlung gegenüber dem Bürger⸗ 
tum beizubringen. Wir verlangen. daß der Anreaung 
näberaetreten wird. die Herr Dr. Bing in bezug auf die 
Numerierung der Schupobeamten angeführt hat. Wir 
moſſen wiſſen. mit wem wir es zu tun haben. Der 
Mann muß jederzeit erkannt werden, nicht nur von 
den Abgeordneten, ſondern von jedem Bürger. Wir 
nerlangen, daß nicht jeder auf der Straße umhergeht 
und die Geſetze in ſeinem Sinne auslegt. Wir verlan⸗ 
gen vor allem, daß ein Beamter, der auf der Straße 
Dienſt macht, nicht unter 30 Jahre alt iſt. Dann wer⸗ 
den wir die Gewißheit haben, daß dieſe Beamten 
menſchlich mit den Bürgern umgehen. Heute müſſen 
wir feſtſtellen, daß ſich gerade die füngeren Beamten 
ſehr leicht von den Offizieren und den Wachthabenden 
beeinfluſſen laſſen. Dagegen wiſſen wir. daß die älte⸗ 
ren Beamten. die ſchon ins Leben hineingerochen 
haben, das Bürgertum nicht ſo behandeln werden. Um 
in dieſer Sache einmal etwas Poſitives zu erreichen, 
heantragen wir, daß unſere Große Anfrage dem 
Rechtsausſchuß überwieſen und dort noch einmal pe- 
handelt wird. (Bravo!) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Senator 
Dr. Schwartz. 

Dr. Schwartz, Senator: M. D. u. H.! Ich glaube, 
wir ſind uns alle darüber einig, daß ſolche Uebergriffe, 
wie ſie von den einzelnen Rednern als Tatſachen vor⸗ 
getragen worden ſind, obwohl ſie in dieſem Fall bisher 
nicht erwieſen wurden, unterbunden werden müſſen. 
Gegen Beamte, die ſich Uebergriffe zuſchulden kommen 
laſſen, muß aufs ſchärfſte eingeſchritten werden. M. D. 
u. H.! In dieſer Sache ſchwebt die Unterſuchung. Wir 
werden abzuwarten haben, was aus der Unterſuchung 
herauskommt, und dann die Konſequenzen ziehen. Ich 
habe mich aber wegen der ſchweren Vorwürfe zum 
Wort gemeldet, die Herr Abg. Dr. Bing ganz allgemein 
gegen die Schupo erhoben hat. Gegen ſolche verallge— 
meinernden Ausführungen muß ich doch im Intereſſe 
der Schupo proteſtieren. Die Schutzpolizei hat einen 
außerordentlich ſchweren Dienſt. Ihr Dienſt iſt viel⸗ 
leicht der ſchwerſte. Da bin ich der Auffaſſung, man 
ſoll für dieſen ſchweren Dienſt die beſten Leute nehmen, 
aber man ſoll dieſen Leuten ihren Dienſt nicht noch 
ſchwerer machen. Herr Abg. Dr. Bing hat die indivi⸗ 
duelle Behandlung vermißt und hat gemeint, daß 
kranke Leute und ſolche, die aus Krankheitsgründen 
dem Alkohol zugeſprochen hätten, nicht richtig behandelt 
würden. Ich bin derſeben Meinung wie Herr Abg. 


| Dr. Bing, daß die Schutzpolizei eine menſchliche und 
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(Dr. Schwartz, Senator.) 
fürſorgliche Behandlung dieſen Leuten zuteil werden 
laſſen muß. In jedem Fall, in dem ein Menſch auf 
der Straße liegend angetroffen wird, aber zu unter⸗ 
ſcheiden, ob es ein geſunder Betrunkener iſt, oder 
ein Mann, der aus anderen Gründen auf der Straße 
liegt, iſt meiſt ſehr ſchwierig und wird ſogar für einen 
Arzt oft keine leichte Sache ſein. 

M. D. u. H.! Aus der Rede des Herrn Abg. 
Raſchke möchte ich noch einen Satz beſonders hervor⸗ 
heben. Das iſt der Satz, daß die angeblich mißhandel⸗ 
ten Verhafteten vor dem Unterſuchungsrichter nicht 
gusgeſagt hätten, daß fie mißhandelt wurden. Das 
ſcheint mir doch eine außerordentlich wichtige Bekun⸗ 
dung zu ſein. Ich kann mir nicht denken, daß einer, 
der furchtbar geſchlagen worden iſt, bei ſeiner erſten 
Vernehmung vor dem Unterſuchungsrichter nicht auf 
diefe Tatſache hinweiſen wird. Die eingeleitete Unter- 
ſuchung wird ja ergeben, was an der Sache iſt. Wenn 
klargeſtellt iſt, daß etwas an der Sache iſt, wird auch 
eingeſchritten werden. (Zwiſchenrufe und Unruhe 
links.) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat Frau Abg. | 
Kreft. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): Ich will zunächſt 
einmal auf die letzten Ausführungen des Herrn Sena⸗ 
tors Dr Schwartz eingehen, der erklärte, daß die In⸗ 
haftierten vor dem Unterſuchungsrichter nicht gleich 
erklärt hätten, daß fie von den Schupobeamten ge- 
ſchlagen worden wären. Ich bin auch zur Kriminal- 
polizei gegangen, da erklärte mir der erſte Beamte, daß 
die Leute entlaſſen würden, da gegen ſie nichts vorliege. 
Ich bin dann weiter zum Kommiſſar gegangen, der 
die Sache bearbeitete. Dieſer erklärte mir: „Gegen 
dieſe Leute liegt nichts vor, ſie müſſen aus der Haft 
entlaſſen werden. Ich werde mich ſofort an der maß⸗ 
gehenden Stelle dafiir einſetzen, daß fie aus der Haft 
entlaſſen werden, da kein Grund vorliegt, dieſe Leute 
weiter in Haft zu behalten.“ Als ich aber darauf an⸗ 
ſpielte, daß dieſe beiden Leute ſo furchtbar geſchlagen 
wären, wurde mir geſagt: „Geſchlagen ſind die Leute 
nicht, Frau Kreft.“ Ich habe aber darauf hingewieſen, 
daß Inhaftierte, die am Sonntag früh entlaſſen wur⸗ 
den, auf der Wachtſtube ſchreien hörten. Die Inhaf⸗ 
tierten habe ich am Sonntag mit dick geſchwollenen Ge- 
ſichtern geſehen. 

Wie hat die Verhaftung überhaupt ſtattgefunden? 
Als ſich die Schlägerei ereignete, eilten die Schupo⸗ 
beamten herbei und Schüſſe wurden abgegeben. Die 
Schupobeamten ſchrien: „Fenſter zu, wer hinausſieht, 
wird erſchoſſen.“ Was ſpielte ſich weiter ab? Die 
Frontkämpfer, die in Uniform durch die Straßen gin- 
gen, wurden verhaftet. Bezeichnend iſt, daß der In⸗ 
haftierte Ichnowſki, der bis Dienstag in Haft behalten 
wurde, an der Ochſengaſſe verhaftet wurde. Ich ſelbſt 
habe mit dieſem Arbeiter noch hinter dem Werftſpeiſe⸗ 
haus geſprochen, und zwar zu der Zeit, als die erſte 
Schlägerei ſchon im Gange war. Dieſer Mann wurde 
eine halbe Stunde ſpäter an der Ochſengaſſe verhaftet. 
Der andere Inhaftierte wurde an der Ecke Samtgaſſe 
und Schüſſeldamm verhaftet. Trotzdem mußte Frey⸗ 
mann auf der Wache ein Protokoll unterſchreiben, er 
babe geſchlagen, und auch geſehen, daß Ichnowſfki ge- 
ſchlagen habe. Wenn Sie wiſſen, wo die beiden Straßen 
liegen, ſo werden Sie erkennen, daß die Ausſagen un⸗ 
zutreffend ſind. Wenn die Schupobeamten Menſchen 
wären, hätten ſie nicht ſolch ein Protokoll verlangt. 
Auf der Kriminalpolizei wurde mir erklärt, daß ſich 
der Fall anders zugetragen hätte. Ich entgegnete, daß 
ich die Sache ſelbſt mitangeſehen hätte und wolle nicht 
eher ruhen, bis ich die Inhaftierten geſehen und mich i 
überzeugt hätte, daß fie nicht geſchlagen worden feien, | 


Darauf entgegnete mir der Kriminalkommiſſar, daß (O 


könne ich haben, aber nicht augenblicklich, da fie ver- 
nommen würden. Ich ſollte benachrichtigt werden. 
Um 12 Uhr war ein Schupobeamter bei mir. Ich konnte 
aber in der kurzen Zeit nicht in der Wohnung ſein. 
Ein Auto beſitze ich nicht, ich muß zu Fuß nach Hauſe 
gehen und konnte deshalb bis 12 Uhr nicht zu Hauſe 
ſein. Mir wurde übermittelt, ich ſollte zur Polizei 
kommen, weil die beiden Verhafteten nach der Shieh- 
ſtange überführt werden ſollten. Als ich hinkam, war 
es fon geſchehen. Ich bin am anderen Tage zum 
Unterſuchungsrichter gegangen, der mir erklärte, es 
liege nichts vor. Er ſagte mir, das Protokoll ſei von 
den Leuten unterſchrieben und hat es mir verleſen. 
Ich erklärte ihm ſofort, daß das Protokoll unter der 
bekannten Methode des Polizeipräſidiums hergeſtellt 
worden iſt, nach dem Muſter, wie es in Deutſchland, 
wie es in allen Ländern von Inhaftierten hergeſtellt 
wird, um der Schutzpolizei den Rücken zu decken. Weil 
ſich die Schutzpolizeibeamten gegen die Inhaftierten 
vergangen hatten, brauchten ſie ein Mittel, um ſelbſt 
gegen die Inhaftierten vorzugehen. Ich habe die In⸗ 
haftierten mit eigenen Augen geſehen. Auf der Kri⸗ 
minalpolizei erklärte mir ein Kriminalbeamter: 
„Sehen Sie ſich dieſe Stöcke an, dieſe Stöcke find Tot⸗ 
ſchläger!“ Es ſind dieſelben Stöcke, wie ſie von Pfad⸗ 
findern, vom Jungdeutſchen Orden uſw. getragen 
werden. Sie werden in den Geſchäften verkauft. Trotz⸗ 
dem werden ſie jetzt von der Kriminalpolizei als Tot⸗ 
ſchläger bezeichnet. 

Wenn der Herr Senator Dr Schwartz erklärte, der 
Dienſt der Schupobeamten ſei ſchwer, ſo will ich dem 
nicht widerſprechen. Wenn man aber die Schutzpolizei⸗ 
beamten auf der Polizeiſchule drillt, ſie dauernd 
Schießübungen machen und exerzieren läßt, und man 
den Ton des preußiſchen Kommiß auf dem Hofe der 
Polizeiſchule dauernd hört, dann kann man wirklich 
nicht glauben, daß dieſe Leute dazu fähig ſein werden, 


ſich in die Seele eines Arbeiters zu verſetzen. Lehren. 


Sie die Schupobeamten auf der Polizeiſchule nicht die 
Verhetzung gegen die Arbeiter und den nationaliſti⸗ 
ſchen Ton, ſondern lehren Sie ſie, Not und Elend der 
Arbeiter erkennen. Entlaſſen Sie nicht die verheirate- 
ten Schupobeamten, die ſich mit der Lage des Arbeiters 
befreunden können, weil ſie ſelbſt eine Familie haben 
und am eigenen Leibe als untere Beamte Not und 
Elend ſpüren. Dieſe Beamten ſind nicht angenehm. 
Sie würden beim Streik der Arbeiter nicht gegen die 
Arbeiter vorgehen, weil ſie ſelbſt die Not und das 
Elend am eigenen Leibe ſpüren. So erziehen Sie die 
Beamten zu reaktionären Vertretern des Staates. Er⸗ 
ziehen Sie ſie lieber zu Polizeibeamten, die ſich in die 
Lage des einzelnen Menſchen hineindenken und die 
Verfaſſung des Körpers kennen, damit ſie nicht Leute 
als Beſoffene fortſchleppen, die krank find. Wir werden 
beweiſen, daß Ihre Erziehung der Schupo falſch iſt. 
Man will in der Schupo keine ehrlichen Elemente 
haben, man will nicht die Beamten, die nicht gegen die 
Arbeiter vorgehen, ſondern die, die vor den Hauptleu⸗ 
ten und Oberſten ſtrammſtehen, wie echte preußiſche 
Soldaten. Die ſind angenehm. Dieſe Leute ſagen die 
Unwahrheit und legen falſche Eide ab. Solche Fälle 
ſind vorgekommen. Dann werden ſie befördert und 
bevorzugt. 

Aber noch etwas anderes. Die Schupobeamten 
werden auch befördert, wenn ſie bei dem Hauptmann 
gute Stuben⸗ und Küchendienſte verrichten. Ein Bes 
amter wurde von dem Hauptwachtmeiſter als Küchen⸗ 
mädchen beſchäftigt. Er machte die Küche, das Gemüſe, 
die Einkäufe, trägt den Kinderwagen hinauf und her⸗ 
unter. Für dieſe Dienſte iſt der Mann ſofort zum 
Wachtmeiſter befördert worden. Das werden wir noch 
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klarlegen. Wenn die Schupobeamten dazu gebraucht 
und dann noch befördert werden, dann zeigt das, wel⸗ 
cher Art die Schupobeamten ſind. 

Nun etwas zu den Schupobeamten ſelbſt: Ihr 
Schupobeamten, die ihr noch ehrliche Geſinnung habt, 
überzeugt euch von der Not des Arbeiters, erkennt, die 
ihr wirkliche Söhne der Arbeiter ſeid, daß ihr mit ſol⸗ 
chen Elementen, wie ſie hier geſchildert wurden, nicht 
weiter zuſammenwirtſchaften dürft. Gebt die Fälle 
an, wo ſich Schupobeamte gegen Arbeiter vergreifen. 
Werft die Mißhandler der Arbeiterſchaft aus euren 
Reihen. Dann werdet ihr nicht bei der Arbeiterſchaft 
verhaßt, ſondern geſchätzt ſein. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) : 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Bing. . 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Ein 
paar Worte zu dem, was der Herr Senator Dr Schwartz 
geſagt hat. Er wundert ſich, daß man verallgemeinert. 
Die einzelnen Fälle, die man immer wieder erlebt, 
ſcheitern meiſt an der Vorunterſuchung. Ich erinnere 
an den Fall unſeres Genoſſen Leu, ich war ſelbſt dabei, 
wie er von Schupobeamten mißhandelt wurde. (Hört, 
hört! links.) In der Vorunterſuchung wurde dies 
vom Unterſuchungsrichter zu Protokoll genommen. 
Wir waren zwei oder drei Zeugen, auf der anderen 
Seite 15 Zeugen. Es kommt da Scheinbar auf die Quan- 
tität an, und die Schupobeamten treten immer in gro⸗ 
ßen Quantitäten auf. Damit war die Sache erledigt. 
Es murde geſagt, wegen Mangel an Unterlagen wird 
das Verfahren eingeſtellt. So war es in einer ganzen 
Reiße von Prozeſſen, die ich als Sachverſtändiger mit⸗ 
gemacht habe. Keinem Menſchen war es zweifelhaft, 
daß etwas geſchehen war. Nie iſt aber ein Schupo⸗ 
beamter beſtraft worden. da ſich die ganze Stagatsinſti⸗ 
tution hinter die Betreffenden ſtellte, und nicht dafür 
ſorgte, daß einzelne, beſonders rohe Menſchen ausge⸗ 
ſchieden wurden. Deshalb kann man die Inſtitution 
Mir allgemein angreifen. 

Es gibt übrigens keine Partei in dieſem Hauſe, die 
nicht derartige Fälle kennt und erlebt hat. Es hat 
aber gar keinen Sinn, dem Betroffenen zu raten, 
etwas zu unternehmen. Man ſagt lieber: Macht nichts, 

er Spieß wird ſonſt umgedreht. Ein armſeliger 
Menſch non 120 Pfund verhant ſechs Schupobeamte 
von 200 Pfund und wird dann noch wegen Widerſtan⸗ 
des gegen die Staatsgewalt verurteilt. Da ſoll ſich 
wohl einer nicht wehren, wenn ihm beim Betreten der 
Wachtſtube ein paar hinter die Ohren gehauen werden! 
Iſt denn, abgeſehen von dieſen Dingen, die Wut der Be⸗ 
gölkernna nicht berechtigt, wenn man heute wieder 
Tört, daß die Schuvobeamten ſich dazu hergeben — 
Herr Aba. Arezynſki kann dazu Einzelheiten angeben 
— Streikbrecher von der Arbeitsſtelle zur Wohnung 
55 begleiten! Die Schupobeamten ſind doch dazu nicht 
ie ſollen doch für die öffentliche Oroͤnung ſorgen. 
OR te cbnvobeamten haben doch nicht als Garde für 
fallen git dienen, die der Allgemeinheit in den Rücken 
der x Man kann dieſe Fälle, die aus tauſend Grün⸗ 
{f rn tauſend Rückſichten nicht an die Oeffentlichkeit 
nicht Se nur im allgemeinen behandeln. Es wird auch 
S 90 anders werden, bis der Schupobeamte für 
9 n iſt, was er tut, d. h., bis er erkenn⸗ 
ers ei Es geht auch nicht, daß Leute, die nirgend an⸗ 
ld de Beſchäftigung finden, bei der Schupo auf 
keine en Bedingungen unterkommen, die eigentlich 
e Serre find. Da kann jeder Ackerknecht 
wenn fie a Sie ſich die Leute einmal in Zivil an, 
ie Uniform nicht deckt, dann werden Sie 


Vielle; ; Í 
0 eine andere Meinung bekommen. Die An⸗ 
e und der Unmut, immer wieder für eine Sache 


einzutreten, würden nicht fo ſcharf fein, wenn man (C) 


nicht immer das Gefühl hätte, die ſtaatliche Organiſa⸗ 
tion will es nicht anders, die bisherige Regierung 
wollte es nicht anders. Damit die jetzige Regierung 
in dieſer Beziehung durchgreifen kann, betonen wir es 
in aller Oeffentlichkeit, daß wir zu dieſer Schupo kein 
Vertrauen haben können. Es iſt ein ſchwerer Dienſt, 
den die Leute machen, vielleicht ein lebensgefährlicher. 
Das gibt aber noch nicht das Recht, den Gerichten vor⸗ 
zugreifen und ſelbſt Juſtiz zu üben. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es 
iſt der Antrag geſtellt worden, die Große Anfrage dem 
Rechtsausſchuß zu überweiſen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dem Antrag zuſtimmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. M. D. u. H.! Es wird 
mir fveben mitgeteilt, daß der Senat zu Punkt 10 der 
Tagesordnung noch nicht Stellung genommen hat. Die 
Vorausſetzung des 8 37 der Geſchäftsordnung iſt da- 
mit noch nicht gegeben. Es beſteht alſo nicht die Mög⸗ 
lichkeit, dieſen Antrag zu behandeln. Ich bitte, ſich 
damit einverſtanden zu erklären, daß Punkt 10 von 
der Tagesordnung abgeſetzt wird. Widerſpruch wird 
nicht laut. Es iſt demgemäß beſchloſſen. 

M. D. u. H.! Wir ſind am Schluß unſerer heutigen 
Tagesordnung angelangt. Ich habe Ihnen nun noch 
Vorſchläge für die Tagesordnung der nächſten Sitzung 
am Mittwoch, den 9. September, nachmittags 3 Uhr 30 
Minuten, zu machen: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die end⸗ 
gültige Veraulaguna zur Einkommenſteuer. Druck⸗ 
ſachen Nr. 1688, 1492 und 1344, ſowie Entſchließung 
Druckſache Nr. 1603. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Straf- 
»rozeBreform. und zwar: 


jek 


a9 


a) Aenderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der (D) 


Straſprozeßordnung. 

b) Abänderung des Ausführungsgeſetzes 
richtsverfaſſungsgeſetz. 

e) Jugendgerichte. 

d) des Geſetzes betr. die Aufhebung der Beſtimmun⸗ 
gen über das Wuchergericht. 

Druckſache Nr. 1436. 

Erſte Beratung 

a) eines Beamtenruheſtandsgeſetzes, 

h) eines Beamtenhinterbliebenengeſetzes. 

Druckſache Nr. 1541. 

. Erfte Beratung eines Geſetzentwurfs für Jugendwohl⸗ 

fahrt. Druckſache Nr. 1577. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. das Ab⸗ 

kommen zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der 

Renublik Polen über die Anwendung von Ausfuhr⸗ 

zöllen. Druckſache Nr. 1676. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aenderung 

der Gewerbeordnung. Druckſache Nr. 1692. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Laſchewſki. 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ich 
möchte beantragen, daß als Punkt 1 der Antrag betr. 
die Erwerbsloſen auf die Tagesordnung geſetzt wird. 
Im Ausſchuß iſt der Antrag durchberaten worden. Es 
liegen auch weiter keine Bedenken dagegen vor, daß 
ſich der Volkstag in der Vollſitzung mit der Sache be⸗ 
ſchäftigt. Wenn auch unſer Antrag im Ausſchuß abge⸗ 
lehnt wurde, ſo iſt doch eine Entſchließung angenom⸗ 
men, die 300 000 Gulden für die Arbeitsloſen zur Ver⸗ 
fügung ſtellen will. Wir beantragen deshalb, daß in 
der nächſten Sitzung unſer Antrag betr. die Erwerbs⸗ 
loſen als erſter Punkt auf die Tagesordnung kommt. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat zur Geſchäfts⸗ 
ordnung der Herr Abg. Dr. Treichel. - 

Dr. Treichel, Abgeordneter (D. Nat.): Ich nehme 
an, daß es ſich um einen Urantrag handelt. Wir 
haben die Sache im Aelteſtenausſchuß beſprochen und 
ſind zu dem Ergebnis gekommen, daß wir in Zukunft 
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(Dr. Treichel, Abgeordneter.) 

(A) Uranträge und Anfragen nur am Donnerstag behan- | Mittwoch als erſten Punkt auf die Tagesordnung zu (B) 

| deln wollen. Ich möchte dringend bitten, von diefer | ftellen. Ich bitte die Damen und Herren, die dafür 
Abmachung nicht abzugehen, den Mittwoch für Gc- | find, iH von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
ſetzesvorlagen und den Donnerstag für Uranträge, Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt wor⸗ 
Anfragen uſw. freizuhalten. den. Es bleibt alſo bei der Tagesordnung, wie ich ſie 


Vizepräſident Splett: Es ift der Antrag geſtellt] verkündet habe. Ich ſchließe die Sitzung. 
worden, den Urantrag des Abg. Laſchewſki am nächſten (Schluß der Sitzung 5 Uhr 35 Minuten.) 
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128. Sitzung. 
Mittwoch, den 9. September 1925. 
Die Sitzung d ö ; 

Rn ug wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
. Dr. Treichel en 3 
Staatsrat egierungstiſch: Senator Dr. Volkmann; 
re Lademann; Obergerichtsrat Dr. Kettlitz; Ober- 
rat o an Dr. Hemmen; Regierungs⸗ und Finanz⸗ 

Präſtdenter; Regierungsrat Dr. Schimmel. 
Es ſſt folgen M. D. u. f.! Ich eröffne die Sitzung. 

Andes Schreiben des Senats eingegangen: 
\ n den Herrn Präſidenten des Volkstags, hier. 
daß ir erlauben uns, ganz ergebenſt mitzuteilen, 
o 111 5 unſeren Geſetzesantrag vom 2. 4. 1925 En 
ee Ei = 105 99/25 — betr. Abänderung des Ge⸗ 
je Volks agg, g der Wohnungsnot, Druckſache 
T. 


ges 1343, hiermit zurückziehen. 
Geh w Leske. 
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Vor Eintritt in die Tagesordnung gebe ich das Wort 


Herrn Abg. Dr. Blavier zu einer pexrſönlichen Cr- 
klärung. 
Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): 


M. D. u. H.! Die Preſſeſtelle des Senats hat im 
Auftrage des Oberſtaatsanwalts in einer Preſſenotiz 
verſucht, den gegen die Staatsanwaltſchaft erhobenen 
Vorwurf, daß ſie ſich bei der Strafverfolgung gegen 
mich von politiſchen Motiven habe leiten laſſen, daß 
ſomit ein Amtsverbrechen vorliege, zu entkräften. 
Dieſer Verteidigungsverſuch iſt mißlungen. Der 
Oberſtaatsanwalt hat wiederholt im Rechtsausſchuß 
durch den Regierungsvertreter erklären laſſen, daß 
er nicht in der Lage ſei, auch nur die geringſte Unter- 
ſuchungshandlung vornehmen zu können, bevor die 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten vom 
Volkstag genehmigt ſei. Die ehemalige Regierung 
hat ſich von dieſem Standpunkt nicht abbringen 
laſſen, obwohl etzergiſch darauf hingewieſen wurde, 
daß dann jeder Abgeordnete wehrlos auf jede be⸗ 
liebige Anzeige hin verleumdet werden könne. Im 
Widerſpruch mit der erwähnten offiziellen Erklärung 
der ehemaligen Regierung und im Widerſpruch mit 
der Erklärung der Staatsanwaltſchaft ſelbſt hat der 
Oberſtaatsanwalt bei einer annonymen Anzeige 
gegen mich eine Hausſuchung bei einem Beteiligten 
vorgenommen und Belaſtungszeugen vernommen. 
Da eine Hausſuchung die ſchwerwiegendſte Unter⸗ 
ſuchungshandlung darſtellt, die es gibt, hat der 
Oberſtaatsanwalt gegen ſeinen eigenen Rechtsgrund⸗ 
ſatz gehandelt. Er hat, wie ich behaupte, das Recht 
gebeugt. Wenn aber ſchon der Oberſtaatsanwalt 
entgegen ſeiner eigenen proklamierten Rechtsauf⸗ 
faſſung zu einer Unterſuchungshandlung geſchritten 
ift, jo mußte er auch die entlaſtenden Anterſuchungs⸗ 
handlungen, z. B. die Einſichtnahme der Grund⸗ 
bücher, welche die Haltloſigkeit der annonymen Be⸗ 
ſchuldigungen ſchon allein ergeben hätte, vornehmen. 

as hat er nicht getan, weil er in aller Eile die 
Beſchuldigungen im en der Deutſchnationalen 
Volkspartei vor der neuen Regierungsbildung in die 
Welt ſchleudern wollte. Die nationaliſtiſche Preſſe, 
d. h. die „Neueſten Nachrichten“ und die „Allgemeine 
Zeitung“ haben dieſe Preſſenotiz dazu benutzt, um 
ihre Wut an mir zu kühlen. Sie haben in der 
niederträchtigſten Weiſe verſucht, mir die Ehre ab⸗ 
zuſchneiden. Die „Neueſten Nachrichten“ ſprechen 
wider beſſeres Wiſſen von vollendetem Betrug, ob⸗ 
wohl nur vollkommen unbewieſene 
vorliegen. Dieſe Handlungsweiſe, die Wahrheit 
durch journaliſtiſche Kunſtſtücke zu verdrehen, ent⸗ 
ſpricht vollkommen der niedrigen Art dieſes Blattes. 
An dieſer Stelle muß das Verhalten der „Neueſten 
Nachrichten“ noch aus einem anderen Grunde ge⸗ 
brandmarkt werden. Als Herr Senator a. D. 
Briechle vor einiger Zeit in die „Neueſten Nachrich⸗ 
ten“ einen Artikel lancierte, welcher ein Zuſammen⸗ 
gehen mit den Deutſchnationalen empfahl, richtete 
er am Schluß des Artikels die dringende Mahnung 
an die Deutſchnationalen, die bürgerliche Regie⸗ 
rungsbildung unter keinen Umjtänden wegen der 
Aufnahme eines jüdiſchen Senators ſcheitern zu 
laſſen. Dieſen Satz mußte er auf Verlangen der 
Redaktion ſtreichen. Ein echter deutſcher Fuchs kann 
keinen Juden leiden, doch die Annoncen nimmt er 
von ihm gern. 
eines Abgeordneten nicht antaſten. In gleicher 
Weiſe muß die Behauptung der deutſchnationalen 
„Allgemeinen Zeitung“ als Anwahrheit feſtgenagelt 
werden, daß zwiſchen der neuen Regierung und mir 
darüber verhandelt worden iſt, die Strafanträge 
unter den Tiſch fallen zu laſſen. Es iſt im Gegenteil 
von mir verlangt worden, die Staatsanwaltſchaft 
zur ſofortigen Ermittelung anzuweiſen und die Akten 
dann erneut vorzulegen. 


Präſident: Die Erklärung ift mir kurz vor Eintritt 
in die Sitzung mitgeteilt worden. Ich habe fie zugelaſ⸗ 
ſen, nachdem wir einige Vereinbarungen getroffen haben. 
Ich muß erklären, daß es mir lieber geweſen wäre, wenn 
die Worte „niederträchtigſte Weiſe“ und „niedrige Art“ 
gegen Zeitungen nicht gebraucht worden wären. Das 
Wort hat Herr Senator Dr. Volkmann. 

Dr. Volkmann, Senator: Zu dieſer Erklärung habe 
ich folgendes zu ſagen: Ich werde dem Senat von ihrem 
Inhalt Mitteilung machen. Ich kann aber den Vor⸗ 
wurf gegen einen ſtaatlichen Beamten, er habe ſich der 


(D) 


Behauptungen 


Ein derartiges Blatt kann die Ehre 
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(B) erhält folgende 
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(Dr, Volkmann, Senator.) 
e ſchuldig gemacht, nicht unwiderſprochen 
laſſen. 

Präſident: Ich möchte erklären, daß ich den nackten 
Satz auch nicht zugelaſſen habe, ſondern ich habe Herrn 
Abg. Dr. Blapier- veranlaßt, hinzuzufügen: „wie ich be⸗ 
haupte“ oder „wie ich meine“, (Seit wann werden 
Erklärungen der Regierung abgegeben? links.) Der 
Regierungsvertreter hat jederzeit das Wort und ich muß 
es ihm erteilen. — Wir kommen zu Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung: 


— 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die endgültige Veranlagung zur Einkommenſteuer. 
Druckſache Nr. 1688, 1492 und 1344 jowie Entſchlie⸗ 
zung Druckſachen Nr. 1603. Ich mache darauf auf- 
merkſam, daß nachträglich noch zwei Abänderungsan⸗ 
träge eingegangen ſind. Zunächſt die Druckſache Nr. 
1702: 
1. In $ 21 Abſatz 1 iſt 


unter a) für die Ziffer „120“ „30004 
„140“ „1000“ 


* U * » 
” * n ” „540“ „1000“ 
zu ſetzen. 
II. In § 23 ift in Zeile 7 anſtatt 12,5 v. H. 15 v. H 
* * 10 ” 15 u ” 20 ” * 
e la „ eee eee 
» * 16 * 20 * ” 30 " # 
n * 19 » 22,5 " * 35 » n 
e e ED AE ee 
* ” 25 n 27,5 ” * 45 * * 
» * 26 » 30 * * 60 * * 


zu ſetzen. i i 
III. Die §§ 34 bis ee 46 werden geſtrichen. 
IV. Der § 49 wird geſtrichen. ; 


offmann 
und die übrigen Mitglieder der Komm. Fraktion. 
Weiter die Druckſache 1697: 
Zu § 15 a 


Wir beantragen folgende Aenderung: J 

Der erſte Satz or „ergibt ſich“ bis „zuläſſig find“ 
aſſung: 

Ergibt fih bei der Anwendung der SS 14 und 
15, daß im Jahre 1924 in einem Betriebe ein 
ſteuerbares Einkommen nicht erzielt iſt, ſo iſt bei 
der Feſtſetzung der endgültigen Einkommenſteuer 
ür 1924 ein angenommenes Einkommen aus 
jedem Betriebe zugrunde zu legen. f 

Bei der Feſtſetzung dieſer Mindeſtſteuer müſſen 
die nach § 11 und 21 zugelaſſenen Abzüge vor- 
genommen werden, wenn das nach § 15 a er⸗ 
rechnete angenommene Einkommen 1200 Gulden 
oder weniger beträgt. 

Die Mindeſtſteuer darf nicht I Ah werden, 
ſoweit ihre Erhebung eine außergewöhnliche 
Härte darſtellt. Bei der Feſtſtellung, ob eine 
außergewöhnliche Härte vorliegt, ſind insbe⸗ 
ſondere die im Jahre 1924 erlittenen Verluſte 
und die zur Fortführung des Betriebes aufge- 
nommenen Schulden zu berückſichtigen. 


Botet Doerkſen, Mayen 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
Fraktion. 


Ich eröffne die allgemeine Ausſprache und bitte um 
rechtzeitige Wortmeldungen, damit ich ſie nach der Stärke 
der Fraktionen ordnen kann. Das Wort hat der Herr 
Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wir haben noch 
einmal bei der dritten Leſung Gelegenheit genommen, 
unſere Anträge erneut zu ſtellen. Ich möchte in dieſem 
Zuſammenhang noch einmal darauf hinweiſen, daß un⸗ 
bedingt die Klaſſeneinteilung inbezug auf die Steuern 
aufgehoben werden muß. Wir verlangen auch, daß die 
Lohnſteuer unbedingt aus dem Geſetz geſtrichen wird. 
Es iſt ein Ding der Unmöglichkeit, beſonders in der 
jetzigen Zeit, wo die Regierung anders zuſammengeſetzt 
iſt, daß noch immer eine Klaſſeneinteilung beſtehen blei⸗ 
ben ſoll. Wir ſind der Meinung, daß der Zuſtand von 


vor dem Kriege, wo jeder das Recht hatte, ſich ſelbſt ein⸗ 
guſchätzen, wieder geſchaffen 


; werden ſoll. Das Geſetz 
kann heute wieder ſo gehandhabt werden, wie vor dem 


f = 
fA a & 


Kriege. Sollte das nicht gehen, jo haben wir ja ſchon 


* 


öfter darauf hingewieſen, woher die Steuern genommen 
werden ſollen. Nach unſerer Meinung muß ein kapi⸗ 
taliſtiſcher Staat auch ſeine Steuern aus den Kreiſen der 
Kapitaliſten herauswirtſchaften. Wir haben ſeinerzeit 
Anträge zum Erbſchaftsſteuergeſetz und zum Vermögens⸗ 
ſteuergeſetz geſtellt. Sie haben ſie natürlich abgelehnt. 
Wir fühlen uns aber nicht verpflichtet, die Arbeiterſchaft 
weiter belaſten zu laſſen. Wir verlangen, daß beſonders 
die Lohnſteuer aufgehoben wird. Wir verlangen weiter, 
daß eine einheitliche Beſteuerung geſchaffen wird. Wenn 
wir in unſerm Antrag, Druckſache Nr. 1702, verlangen, 
daß 3000 Gulden für den Steuerzenſiten, 1000 Gut- 
den für die Frau und 1000 Gulden für jedes Kind frei 
bleiben, jo glaube ich, daß wir damit auch den vielum⸗ 
ſtrittenen § 15a treffen; denn dies ſoll auch für dieſe 
Kategorie der Steuerzahler gelten, ebenſo auch für die 
Kleinbauern und den Mittelſtand. Es geht alſo aus 
unſerem Antvage hervor, daß wir eine gleiche Beſteue⸗ 
rung verlangen. Ferner verlangen wir, daß nicht die 
höheren Einkommen ſo wenig belaſtet werden, wie es 
der Senat will, ſondern daß im Gegenteil die höheren 
Einkommen ſchärfer herangezogen werden. Das geht 
aus unſerem Abänderungsantrag hervor, der verlangt, 


daß die höheren Einkommen bis zu 60 Prozent be⸗ 


ſteuert werden, anſtatt 30 Prozent nach der Vorlage des 
Senats. N 

Weiter verlangen wir, daß das Eintreihen der Kir- 
chenſteuer unbedingt zu unterbleiben hat. Was würden 
Sie jagen, wenn wir als kommuniſkiſche Partei vom 
Senat ein Geſetz verlangten, wonach die Mitglieder der 
kommuniſtiſchen Partei beſteuert und dieſe Steuer der 
kommuniſtiſchen Partei zugeführt werden ſollte. Die 
Kirche und deren Gemeinde iſt nichts anderes als eine 
politiſche Partei und hat nach unſerer Ueberzeugung ihre 
Koſten ſelbſt aufzubringen. (Heiterkeit rechts.) Es 
iſt uns bekannt, daß Sie alles, was gegen Ihre Ueber⸗ ( 
zeugung geht, von der Politik ausſchalten wollen. Zu 
allem, was zu Ihren Gunſten ſpricht, fagen Sie immer, 
es habe mit der Politik nichts zu tun. Daß die Kirche 
von allen Parteien am ſtärkſten politiſch eingeſtellt ift, 
wird kein Menſch beſtreiten, denn ſonſt hätte die Kirche 
während des Krieges neutral bleiben müſſen. Sie hat 
aber die Bevölkerung gegenſeitig in den Krieg gehetzt 
und die Herren Pfaffen haben noch die Waffen geſegnet, 
damit der Feind nur recht ſchnell und gut erledigt würde. 
Deshalb ſagen wir, die Kirche iſt ein politiſches Inſtitut 
umd eine politiſche Vereinigung und hat aus dieſem 
Grunde ihren Aufwand ſelbſt zu decken. Keine politiſche 
Partei verlangt heute, daß ihre Parteibeiträge oder ihre 
Ausgaben von ſtaatswegen eingetrieben werden. Aus 
dieſem Grunde können wir der Kirche dieſes Recht auch 
nicht zugeſtehen. 

Wir ſagen alſo, daß dieſe klaſſenweiſe Beſteuerung 
unbedingt aufzuhören hat und daß in dem jetzigen Staat 
in Bezug auf Steuern Gleichheit herrſchen muß. Wir 
verlangen, daß unſer Antrag berückſichtigt und ange⸗ 
nommen wird. Es geht daraus hervor, daß nur eine 
Geſellſchaftsordnung beſteht und die Steuer nur nach 
einem Schema einzutreiben iſt. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 9.4 
Wir haben ſoeben die Begründung der kommuniſtiſchen 
Anträge gehört. Schon der Vortrag ſelbſt zeigte uns 
daß dieje Antuäge nicht auf dem Boden der Wirklichkei 


ſtehen, ſondern weiter nichts ſein ſollen, als Agitations⸗ i 


anträge. Agitationsanträge lehnen wir ab. Sehen Sie 
ſich einmal die erſten Sätze von 3000 und 1000 Gulden 
als Abzüge auf die zu leiſtende Einkommenſteuer an. Sr 

Geſetz ſteht 190, 140 und 540 Gulden . Anſtelle Ge. 5 
etwa 800 Gulden, die als Steuerermäßigung für Gies 

werbetreibende, Landwirte uſw. in Frage kommen. 0 
len 5000 Gulden Abzüge in das Geſetz hineingearbeitek 
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(Fooken, Abgeordneter.) 

werden. Die Herren Antragſteller von der kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion werden ohne weiteres zugeben müſſen, 
daß, wenn wir in Danzig erſt über ſo viel Vermögen⸗ 
und Einkommenſteuer verfügen, daß derartige Beträge 
ſteuerfrei bleiben, eine ganze Reihe von Jahren ins 
Land gegangen ſein werden. 

Genau ſo ſieht es mit dem Antrage aus, wodurch 
eine höhere prozentuale Beſteuerung für das Jahr 1924 
erreicht werden fol. Gewiß hätten wir an und für ſich 
nichts dagegen einzuwenden. Dieſelben Anträge haben 
wir im, Steuerausſchuß ebenfalls geſtellt. Wir haben 
uns aber davon überzeugen müſſen, daß die Leute, die 
in Danzig ein Einkommen über 10 000 Gulden ver- 
ſteuern, ſo dünn geſät ſind, daß mit einer höheren pro⸗ 
zentualen Beſteuerung über 10 000 Gulden hinaus keine 
nennenswerten Steuerbeträge zu erzielen ſind. 

Meine Fraktion erlaubt ſich, Ihnen einen anderen 
Antrag zu unterbreiten, der die Verteilung in den Ge⸗ 
meinden und Gutsbezirken betrifft. In der Vorlage iſt 
für die Gemeinde: und Gutsbezirke eine gleichmäßige 
Steuerzuteilung von 48 Prozent vorgeſehen. Uns iſt 
dieſer Satz für die Gutsbezirke, die an und für ſich keine 
Gemeinden darſtellen, zu hoch und wir beantragen, mr- 
ſtelle von 48 Prozent 24 Prozent zu ſetzen. 

So ähnlich, wie mit den kommuniſtiſchen Anträgen, 
ſieht es mit den deutſchnationalen Anträgen aus. In 
der zweiten Leſung haben die Deutſchnationalen Entfer⸗ 
nung des & 15a verlangt. Heute ſind fie weſentlich be⸗ 
ſcheidener geworden und verlangen nur, daß von den im 
§ 15a feitgejeßten Sätzen die Ermäßigungen abgeſetzt 
werden, wie ſie für die anderen Steuerzahler ebenfalls 
vorhanden ſind. Dabei wiſſen die Deutſchnationalen 
ganz genau, daß dieſe Sätze weit unter dem Normalen 
bleiben und mit Rückſicht darauf, daß hier kein Einkom⸗ 
men, reſp. ein niedriges Einkommen vorhanden iſt, ſo 
angeſetzt find, daß ſchon in den angegebenen Steuerſätzen 
die Ermäßigungen enthalten ſind. Aus dieſem Grunde 
müſſen wir auch, um nicht einen großen Teil der In⸗ 
uſtrie, der Landwirtſchaft und des Handels von der 
Einkommenſteuer fün das Jahr 1924 vollſtändig zu be⸗ 
freien, und es der Arbeiter⸗ und Beamtenſchaft allein 
zu überlaſſen, die Steuerlaſt für das Jahr 1924 zu 
ragen, diefe Anträge ablehnen. (Bravol) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Doerkſen. 

Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): Der ſozialdemo⸗ 
kratiſche Antrag auf Druckſache Nr. 1699 will den Guts⸗ 
bezirken nur 24 Prozent überweiſen und den Gemein⸗ 
en 48 Prozent. Einen ſachlichen Grund für dieſen An⸗ 
vag können Sie nicht angeben; Ds \ 
enn die Gutsbezirke haben dieſelben Obliegenheiten, 
wie die Gemeinden. (Abg. Brill: Sie ziehen den Pro⸗ 
. ein!) Alſo gehören ihnen von rechtswegen auch 

eſelben Zuſchüſſe. Dey Antrag entſpringt dem Haß 
lchenüber dem Großgrundboſitzer. (Nur der Sad 
ichkeit! links.) Von Sachlichkeit kann keine Rede 
in denn die Gutsbezirke haben ja dieſelben Aufgaben 
len, wie die Gemeinden. Alſo müßten ihnen auch 
5 Ueberweiſungen zufließen. Ich bitte Sie des- 
N rä ſogialdemokratiſchen Antrag abzulehnen. 
Rahn z Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 
In, Abgeordneter (Soz. P.): Es wird hohe Zeit, 
aß wir in der Einkommenbeſteue zu Seiten Grund- 
ßen komme nommen ei euerung zu feſten drund⸗ 
jonszeit n nen und aus der Geſetzgebung der Infla⸗ 
rung heraus ſtändig wechſelnden Sätzen in der Beſteue⸗ 
gabe, 18 10 DREI, Dies Geſetz erfüllt nicht die Auf⸗ 
habe perei an nern Geſetz geſtellt werden muß, Ich 
aß im 8 a ne weiten Leſung darauf hingewieſen, 
Vewerbelreibende aße Unklarheiten vorhanden iind, daß 
andern Teil en 1 7 810 Teil zu Unrecht, und zum 
Verrechnun gorit Jt ejteuert würden. Ebenſo wird die 
1 e Schwierigkeiten machen. Der Herr 
er hat geglaubt erklären zu können, 


ri 


j 


(Abg. Brill: Ja!) 


daß bei offenen Handelsgeſellſchaften, bei denen mehrere 


Inhaber ſind, prozentual jeder an der Steuer beteiligt 
jei. Aus dem Geſetz ift das nicht zu enlnehmen, und 
in der Praxis iſt das nicht durchzuführen. Stellen Sie 
ſich vor, m. D. u. H., daß in einer Firma drei oder vier 
Inhaber find, die ganz verſchieden beteiligt ſind. Wenn 
man in dem Verhältnis die zehnfache Geiverbeſteuer auf 
DIE Feine umlegen will, ſo führt das zu Ungerechteg⸗ 
keiten. Wenn man ſchon die Gewerbetreibenden mit 
der zehnfachen Steuer beſteuern will, und ich bin ſehr 
dafür, daß auch dieſe Kreiſe ihren Verbrauch beſteuern, 
ſo würde ich es gern ſehen, daß das auch im Geſetz ſteht: 
Wenn das Geſchäftsjahr auch ohne Verdienſt geblieben 
iſt, iſt der Gewerbetreibende verpflichtet, ſeinen Ver⸗ 
brauch, der auf ſeinem Haushaltungsunkoſtenkonto ſteht, 
zu verſteuern. Das Geſetz hat das nicht vorgeſehen. Der⸗ 
jenige, der Arbeitskräfte beſchäftigt, wird nach dem Ge⸗ 
ſetz erfaßt. Der Rentier, der aus baren Einnahmen, 
aus Effekten⸗Einnahmen, lebt oden der im letzten Jahr 
feine Dividende erhalten hat, wohl aber vom Baxvermögen 
gelebt hat, geht, weil er keine Gewerbeſteuer zahlt, leer 
aus, ferner alle Aerzte, Rechtsanwälte uſw., die keine 
Gewerbeſteuer bezahlen. Ich kann darin keine gerechte 
Beſteuerung erblicken, wenn man den Kapitaliſten, der 
1 Beruf ausübt, ſteuerfrei läßt, aber denjenigen, der 
wbeitsträfte beſchäftigt, der in der Produktion mit- 
wirkt, beſteuert. Deu § 15a kann nicht Geſetz werden. 
Es iſt Aufgabe der Regierung, das Geſetz noch einmal 
an den Ausſchuß zu ſchicken und entſprechende Beſtim⸗ 
mungen mit den Regierungsparteien zu ſchaffen. 
Ferner iſt der $ 31 des Geſetzes zu bemängeln, der 
beſtimmt, daß eine Neueinſchätzung ſtattfinden kann, 
wenn ſich im Laufe eines Jahres das Einkommen eines 
Steuerpflichtigen gegenüber dem zuletzt feſtgeſetzten 
ſteuerbaren Einkommen um mehr als ein Fünftel er⸗ 
höht. M. D. u. H.! Deu Gewerbetreibende iſt durch dieſe 
geſetzliche Beſtimmung Freiwild für die Spitzel der 
Steuerbehörden und für irgendwelche Nachrichten, die in 
der Bevölkerung über das Wohlergehen eines Gewerbe⸗ 
treibenden kurſieren, geworden. Wie häufig erleben wir 
es, daß eine nach außen hin im Intereſſe der Kredit⸗ 
erhaltung oder aus anderen Gründen gemachte Aeuße⸗ 
rung eines Gewerbetreibenden, daß es ihm ſehr gut gehe, 
den Tatſachen nicht entſpricht. Unſere Steuerbehörde 
iſt in allen ſolchen Fällen durch das Heer, das dort ſo 
ganz unnützer Weiſe beſchäftigt wird, über derartige, 
entſchuldigen Sie den harten Ausdruck, Latrinen⸗Paro⸗ 
len informiert, und flugs folgt eine Einſchätzung. Es 
iſt höchſte Zeit, daß wir aus dieſem Syſtem herauskom⸗ 
men. Das iſt ein unwürdiger Zuftand, der in einem 
Rechtsſtaat nicht Platz greifen ſollte. Beſteuern Sie die 
Leute am Jahresanfang auf Grund des Geſchäftsergeb⸗ 
niſſes. Warten Sie dann die nächſte Bilanz ab und er⸗ 
heben Sie dann Steuern nach, wenn entſprechend mehr 
verdient iſt. Aber kommen Sie nicht mitten im Jahr 
mit Nachzahlungen und Nachverfügungen. Ich glaube, 
die Herren von unſerer Steuerbehörde ſind ſchon ſoweit 
gekommen, daß ſie, wenn ſie aus ihren eigenen Büchern 
etwas feſtſtellen wollen, das nicht finden, ſonſt würde es 
bei der Steuerbehörde nicht vorkommen, daß Anfragen 
drei oder vier Monate unbeantwortet bleiben. 


(©) 


(D) 


Des ferneren habe ich zu bemängeln, daß in dem 


$ 42 vorgeſchrieben iſt, daß der Arbeitnehmer bei jeder 
Lohn- und Gehaltszahlung dem Arbeitgeber jen Steuer⸗ 
buch vorzulegen hat. Das iſt in der Praxis ganz un⸗ 
durchführbar. Wenn jemand einen Arbeiter einſtellt, 
fo nimmt er ihm fein Steuerbuch, die Invalidenkarte 
und die übrigen Papiere ab. Dann bleiben ſie ſolange 
wie der Arbeiter in dem Betrieb arbeitet, bei dem Be⸗ 
treffenden, der die Steuerangelegenheit zu erledigen hat, 
bis der Arbeiter oder der Angeſtellte den Betrieb wieder 
verläßt. Das jedesmalige Vorlegen des Steuerbuchs iſt 
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(Rahn, Abgeordneter.) 
praktiſch unmöglich. Ich führe das aus, weil ich in Ver⸗ 
bindung damit gleich auf den § 44 zu ſprechen komme. 
Dieſer Paragraph beſtimmt nämlich, daß der Arbeit⸗ 
geber für die Entrichtung der Steuer neben dem Arbeit⸗ 
nehmer als Geſamtſchuldner haftet. Dieſe Haftung be⸗ 
ſchränkt ſich auf die Fälle, wenn dem Arbeitnehmer ſeine 
Steuern vom Arbeitslohn nicht abgezogen wurden, fer⸗ 
ner wenn der Arbeitgeber die einbehaltenen Beträge 
nicht vorſchriftsmäßig verwendet hat. In dieſem Fall 
erliſcht die Haftung, wenn der Arbeitnehmer dem Steuer⸗ 
amt von dieſer Kenntnis unverzüglich Mitteilung ge⸗ 
macht hat. Vorher iſt im § 42 geſagt worden, daß das 
Steuerbuch bei jeder Lohn⸗ oder Gehaltszahlung vor⸗ 
zulegen iſt. Da das praktiſch nicht geht, hat der Ar⸗ 
beitnehmer gar keine Gelegenheit, feſtzuſtellen, ob der 
Arbeitgeber die Steuern pünktlich und prompt entrichtet 
und die Marken entwertet hat. Infolge dieſer Beſtim⸗ 
mungen wird das Geſetz ſtets ſagen: „Du Arbeitnehmer 
haſt Dich nicht bei jeder Lohnzahlung überzeugt, daß 
Marken geklebt ſind, deshalb hafteſt Du für die Steuern.“ 
Dieſe Beſtimmungen müſſen aljo aus dem Geſetz her⸗ 
aus. Zum mindeſten muß die Regierung eine Erklär⸗ 
ung abgeben, wie die in dem § AA angeführte jedesmalige 
Vorlegung des Buches zu verſtehen iſt. Man kann es 
nicht verſtehen, daß ein Arbeitnehmer für Sünden des 
Unternehmers verantwortlich gemacht werden ſoll, wenn 
er ſeine Poſition verlaſſen hat. Wenn ich jemand einen 
Auftrag gebe, fiu mich etwas einzuziehen, dann ift der 
derjenige, dem ich den Auftrag gegeben habe, haftbar. 
Wir haben doch in Danzig in der letzten Zeit eine ganze 
Anzahl von Fällen erlebt, wo Firmen in Konkurs ge⸗ 
rieten oder ſtillſchweigend liquidierten. Die Steuerbe⸗ 
hörde hat dabei vielfach die Beträge der Einkommen⸗ 
ſteuer, die im Lohnabzugsverfahren eingezogen waren, 
nicht erhalten. Auf Grund der Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes könnte man ja die Arbeitnehmer, die arbeits⸗ 
los wurden, haftbar machen. Das muß aus dem Geſetz 
heraus. i 

Wir wollen dafür ſorgen, daß jetzt endlich Klarheit 
in all dieſen Fragen geſchaffen wird. Das Steueramt 
hat die Abzüge, die das Geſetz ab 1. September bringen 
wird, verkündet. Das Geſetz eilt jetzt nicht mehr To 
ſehr, als daß es heute unbedingt verabſchiedet werden 
müßte. Es kommt genau ſo zur Zeit, wenn es in 8 oder 
14 Tagen erledigt wird. Ich beantrage daher, daß wir 
dieſes Geſetz nochmals an den Ausſchuß zurückverweiſen 
und alle die bemängelten Dinge herausbringen, einmal 
gerechte Erfaſſung aller Gewerbetreibenden und der 
freien Berufe, weiter keine Heraufſetzung der Steuer 
auf Grund von Redensarten im Laufe eines Jahres, 
und ferner Prüfung der Frage der Steuern bei den Ar⸗ 
beitnehmern. Das muß in einer Weiſe geregelt wer⸗ 
den, die für alle klar iſt. 


Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die allgemeine Beſprechung iſt geſchloſſen. Es iſt zu⸗ 
nächſt der geſchäftsordnungsmäßige Antrag geſtellt wor⸗ 
den, die Vorlage noch einmal an den Aluusſchuß zu ver- 
weiſen. Wir haben über dieſen Antrag zuerſt abzuſtim⸗ 
men. Ich bitte die Damen und Herren, die dem Mn- 
trage auf Zurückverweiſung zuftimmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kämen nun⸗ 
mehr zur Einzelberatung. Als Grundlage der Einzel⸗ 
beratung dient die Druckſache Nr. 1844 mit den Men- 


ö ` (0) 
verſchiedene Ziffern der einzelnen Paragraphen erſtreckt. 
Ich bin auf dieſe Anregung in der zweiten Beratung 
nicht eingegangen, weil ſie während der Beratung ge⸗ 
macht wurde. Ich habe geglaubt, die einzelnen Para⸗ 
graphen aufrufen zu müſſen. Hier liegt die Sache doch 
etwas anders. Ich halte es batſächlich auch für pratti- 


ſcher, wenn wir zunächſt die Abänderungsanträge zur 


Abſtimmung bringen, aljo als erſten Antrag die Drud- 
ſache Nr. 1697, Antrag der Deutſchnationalen Fraktion 
zu $ 15a, als zweiten Abänderungsantrag die Druckſache 
Nr. 1699, Antrag Brill und der übrigen Mitglieder der 
ſozialdemokratiſchen Fraktion und als dritten Abände⸗ 
vungsantrag die Druckſache Nr. 1702 mit den vier Zif⸗ 
fern, geſtellt von der kommuniſtiſchen Fraktion, wobei 
entweder Geſamt⸗ oder Einzelabſtimmung ſtattfinden 
könnte. Wenn wir die Abänderungsanträge erledigt 
haben, ſo iſt es eine Frage der Zweckmäßigkeit, ob wir 
eine Geſamtabſtimmung vornehmen oder die von Herrn 
Abg. Rahn bemängelten SS 31, 42 und 44 herausneh⸗ 
men und darüber geſondert abſtimmen. Ein Wider⸗ 
ſpruch dagegen, daß ich ſo verfahren darf, erhebt ſich 
nicht. Ich ſtelle demgemäß erſt die Abänderungsanträge 
zur Beſprechung und Abſtimmung. Es erhebt ſich da⸗ 
gegen kein Widerſpruch, ich darf ſo verfahren. 

Ich eröffne die Beſprechung zum Abänderungsantrag 
der deutſchnationalen Fraktion, Druckſache Nr. 1697. 
Das Wort hat der Herr Abg. Böcker. 

Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): Wie wir bereits 
in den zweiten Leſung ankündigten, haben wir Ihnen 
zur dritten Leſung einen Abänderungsantrag zu dem 
von uns bekämpften und abgelehnten 8 15a der Drud- 
ſache Nr. 1697 vorgelegt. Unſer Standpunkt zu dieſer 
Frage iſt von Anfang an bis zum heutigen Tage der⸗ 
ſelbe geblieben. Wir haben uns in dieſer Frage nicht 
geändert und hätten es auch niemals tun können. Sie 
können das in der Niederſchrift über die erſte Leſung 
dieſes Geſetzes nachleſen. Wir haben von dieſer Stelle 
aus gegen den § 15a die ſchärfſten Bedenken geäußert. 
Dieſe ſtarken Bedenken haben wir bereits im Ausſchuß 
1 und uns bei der Abſtimmung entſprechend ver⸗ 
halten. 

M. D. u. H.! Statt eines Beſtrebens nach einer 
grundſätzlichen, den tatſächlichen Verhältniſſen entſpre⸗ 
chenden Beſteuerung wird hier in dem § 15a ein vol- 
kommen neuer Weg beſchritten, ein Weg, über den man 
auch in Deutſchland verhandelt hat, an den man auch 
dort dachte, den man aber wohlweislich vermied. Ge⸗ 
rade hier in Danzig, wo wir doch ganz beſonders unter 
ſchweren wirtſchaftlichen Verhältniſſen zu leiden haben, 
gerade hier, wo ſich der wirtſchaftliche Niedergang in 
einer Weiſe zeigt, die immer ſtärker wird, wie kaum je 
zuvor und wie kaum wo anders, gerade hier muß ſich 
eine derartige Beſtimmung ungeheuerlich auswirken. 
Man ſollte unter allen Umſtänden davon abſehen, hier 
derartige gefährliche Erperimente in der heutigen Zeit 
zu machen. Bisher hat man immer über die Höhe der 
Steuern und über die Art der Steuern geſtritten. Ich 
glaube kaum, daß mir jemand einen Fall nachweiſen 
kann, wo man ein Nichts beſteuern wollte. Hier ver⸗ 
ſuchen Sie nach dem § 15a da, wo wirklich nichts vor⸗ 
handen iſt, wo kein Einkommen da iſt, wo tatſächlich 
und buchſtäblich nachgewieſen wird, daß nichts verdient 
wurde, eine Einkommenſteuer zu erheben. Auch Die 
Betriebe, die nicht allein nachweislich kein Einkommen 
erzielt haben, ſondern die zur Aufrechterhaltung ihrer 
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HA derungen, wie fie in den zweiten Leſung vorgenommen Betriebe Schulden aufnehmen mußten, wollen Sie mit 

1 wurden und wie fie in Druckſache Nr. 1688 enthalten | einer Einkommenſteuer belaſten. 

110 ſind. Ich möchte mir nun erlauben, einer Anregung zu Das iſt, wie geſagt, ein vollkommen neuer Weg, 

| folgen, die Herr Abg. Rahn bei der zweiten Beratung | aber auch ein gefährlicher Weg. Es ſtimmt nicht, daß | 
| machte. Nämlich zuerſt über die Abänderungsanträge | man hier Vergleiche ziehen kann. Ich glaube auch, den u 
— S abſtimmen zu laſſen, weil fidi z. B. die Druckſache Nr.] Ausführungen des Herrn Senators Dr. Volkmann 1 
f; 1702, Der Antrag der Kommuniſtiſchen Fraktion, auf kann man nicht zuſtimmen, der einen Vergleich mit den x N. 
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(Böcker, Abgeordneter.) \ 
früheren Verhältniſſen angeſtellt hat. Nach der alten 
Einkommenbeſteuerung wurde das Einkommen gemäß 
dem Durchſchnitt der letzten drei Jahre feſtgeſetzt. Auch 
dann, wenn das letzte Jahr kein Gewinnergebnis zeigte 
oder nur mit einem Verluſt abſchloß, mußte eine Ein⸗ 
kommenſteuer gezahlt werden, jedoch nicht nach dem letz⸗ 
ten Jahr, ſondern wie ſchon bemerkt, nach dem Durch⸗ 
ſchnitt der letzten drei Jahre. Es war immerhin eine 
Subſtanz vorhanden, die man angreifen konnte. Man 
hat nicht etwa ein Nichts beſteuert. Heute liegen aber 
die Verhältniſſe viel ſchwieriger und verworrener als in 
der Vorkriegszeit. Leiſtungsfähige mittlere Gewerbebe⸗ 
triebe, landwirtſchaftliche und handwerksmäßige Betriebe 
haben ja ſchon im Jahre 1923 mit einem Verluſt abge⸗ 
ſchloſſen. Sie waren gegenüber den Auswirkungen der 
Inflation machtlos. Die Lagerbeſtände waren ſehr zu⸗ 
ſammengeſchmolzen. Die vorhandene Subſtanz war auf⸗ 
gezehrt und die im Jahre 1923 vorausbezahlten Steuern 


ſtimmt mit einer Rückzahlung oder Gutſchrift rechnete, 
hatte man ſich getäuſcht. Die ſteuerliche Belaſtung wurde 
gerade von Ende des Jahres 1923 über das Jahr 1924 
Die Kreiſe, um die es ſich hier 
handelt, zahlen nicht nur die Einkommenſteuer, ſondern 
ein ganzes Bündel der verſchiedenſten Steuern. (Elf 
Steuern! rechts.) Wir wollen uns nicht über die Zahl 
der Steuern unterhalten. Ich brauche Sie nun darauf 
hinzuweiſen, daß die Gewerbeſteuer heute ein Vielfaches 
derjenigen Leiſtungen beträgt, die in der Vorkriegszeit 
gegeben werden mußten. (Abg. Plettner: Wie war es 
bisher?) Wir haben gegenüber der Vorkriegszeit, 
das 40, 50 bis 70fache an Gewerbeſteuer bezahlen mij- 
(Hört, hört! rechts. Das wiſſen Sie jetzt erſt! 

Nein, das wiſſen wir nicht heute erſt. Be⸗ 


hinaus beſonders ſtark. 


fen, 


. trieben, denen es heute ſchlecht geht, ging es in der Vor⸗ 


kriegszeit verhältnismäßig gut. Aber nicht nur die gè- 
werblichen Betriebe und Unternehmungen haben dieſe 
allgemeine hohe Steuerlaſt zu tragen, nein, auch auf 

em Lande haben Sie dieſelben Erſcheinungen, und zwar 
in den außerordentlich hohen Zuschlägen zur Grund- 
ſteuer. M. D. u. H.] Wir haben Gemeinden, die heute 
Juſchläge von 1500 bis 2000 Prozent zur Grundſteuer 
) (Wo? links.) Ich verweiſe Sie nur auf 
FJürgerwieſen. (Das iſt die einzige Gemeinde! links.) 
Ich werde Ihnen noch weitere nennen. (Zuruf links.) 
M. D. u. H.! Eine große Anzahl Betriebe war nicht 
in der Lage, dieje Geſaſntſteuerlaſt bei der allgemeinen 
ſchwierigen Wirtſchaftslage zu tragen. Es wurden ſehr 
tele Reklamationen eingereicht, Einſpruch erhoben und 


I, 


heben. 


i der ſich etwas mehr 
mit dieſen Dingen beſchäftigt und Einblick in die Grup⸗ 
en und Organiſationen hat, wird das ohne weiteres 
eſtätigen müſſen. Die zahlloſen Zwangsverſteigerun⸗ 
55 doch ein beredtes Zeugnis der augenblicklichen 
gerade 
macht 


tundungen beansprucht. Derſenige, 


die zahlreichen Zwangsverſteigerungen, die Sie 
dieſer Tage in den Tageszeitungen bekanntge⸗ 
Jahr finden. Es liegt ja auf der Hand, daß die letzten 
a eine gewiſſe Anſpannung der Steuerlaſt bringen 
am Eh er: Inflation ging auch nicht ohne Eindruck 
Staat N sweſen vorüber. Die Neueinrichtung eines 
niſſen ‚ Der ganz plötzlich aus feinen bisherigen Verhält⸗ 
Elan unter ungünſtigen Bedingungen losgeriſſen wurde, 

forderte viele Koſten. 


5 a r Aufbau und die Stützung 
neuen Währung ſtellten x 


A naturgemäß ganz beſondere 
8 Ader dungen an den Beſitz. Dem hat jidi kein vernünf⸗ 
en Menje) verjchlichen fönnen und auc nicht verſchio 
rechts u darüber waren wir uns alle von links bis 
ne und zwar ſchon ſeit geraumer Zeit, daß die 
mung der Cteuerlaft eine jo hohe geworden ift, 
N auf dieſem Gebiet nicht noch um 


verfallen; denn unter das Jahr 1923 wurde der be⸗ 
kannt dicke Strich gezogen. Auch dort, wo man be⸗ 


gramm eingereicht wurde. 


y 


\ 


ein Jota in die Höhe geſchraubt werden dürfen. Aus 
dieſem Grunde heraus ſagen wir: Jetzt oder nie. Das 
ſagen wir heute nicht zum erſten Mal, ſondern ſchon ſeit 
Monaten, als das ſogenannte Finanz⸗ und Steuerpro⸗ 
; I (Heiterkeit! links.) Die 
alte Regierung hat davon geſprochen und hat die Wege 
gezeigt, und Sie wiſſen, daß man mit dem Abbau da⸗ 
mals begonnen hat. 

M. D. u. H.! Aus dieſem Grunde ift es für uns 
unmöglich, den $ 15 in dieſer Form anzunehmen. Es 
iſt unmöglich, daß Sie gerade von den Kreiſen, deren 
Not Sie gelegentlich alle anerkannt haben, wieder ein⸗ 
mal beſonders ſchwere Belaſtungen verlangen. Wenn 
diejenigen, die mit den verſchiedenſten Steuern infolge 
der wirtſchaftlichen Ungunſt der Verhältniſſe noch erheb⸗ 
lich im Rückſtande find, kein Einkommen gehabt haben, 
noch nachträglich für 1924 zu einem Einkommen veran⸗ 
lagt werden ſollen, ſo iſt und bleibt das unter allen 
Umſtänden eine Härte. Sie mögen da reden, was Sie 
wollen. (Abg. Mau: Eine Frechheit iſt das!) 

Präſident: Herr Abg. Mau, ich muß Sie dringend 
bitten, die unparlamentariſchen Ausdrücke zu laſſen. 
(Abg. Mau: Der Arbeiter ſoll zahlen, aber nicht der 
Beſitzende!) Ich habe mich nicht in die Sache einzu⸗ 
laſſen, ſondern ich habe die Pflicht, unparlamentariſche 
Ausdrücke zu verbieten. (Zwiſchenrufe und Unruhe 
links.) a 

Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): Wenn Sie dieſen 
neuen, nie beſchrittenen Weg gehen, ſo beſteht doch die 
Gefahr, daß Sie ihn mindeſtens im nächſten Jahre wie⸗ 
der gehen müſſen. Wir haben bei der zweiten Leſung 
unſere Stellung bekanntgegeben und Sie gebeten, den 
§ 15a abzulehnen. Unſere Anträge haben leider nicht 
die notwendige Unterſtützung des Hauſes gefunden. Da 
wir wenigſtens verſuchen wollen, in praktiſcher Arbeit 
etwas für die Betroffenen herauszuholen, legen wir 
Ihnen den Abänderungsantrag auf Druckſache Nr. 
1697 vor, dem Sie wohl ohne weiteres zuſtimmen kön⸗ 
nen. Nach den Paragraphen 11 und 21 müſſen die Ab⸗ 
züge vorgenommen werden, wenn das nach § 15a er- 
rechnete angenommene Einkommen 1200 Gulden oder 
weniger beträgt. Wollen Sie den Leuten, die kein Ein⸗ 
kommen gehabt haben, noch die Wohltaten verweigern, 
die andere haben? Kommen Sie nicht mit dem Ein⸗ 
wurf, den Herr Abg. Fooken gemacht hat, der da ſagte, 
wir rechnen ja ſchon das niedrigſte Einkommen. Rechnen 
Sie aus, was beim 10fachen Betrag der Gewerbeſteuer 
herauskommt, wenn jemand 480 Gulden Gewerbeſteuer 
zu zahlen hat. Er iſt ſchon im Rückſtand. Der Voll- 
ziehungsbeamte ift ſchon vier- bis fünf Mal dageweſen, 
der Gewerbetreibende hat aber nichts verdient. Nun 
wird angenommen, er habe das Zehnfache der Gewerbe⸗ 
ſteuer, alſo 4800 Gulden verdient. Er hat es zwar nicht 
verdient, aber er ſoll es bezahlen. (So etwas gibt es 
ja gar nicht! links.) In der Theorie können Ste 
viel darüber reden, in der Praxis ſieht die Sache anders 
aus. (Zwiſchenruf des Abg. Mau.) Weiter ſagen 
wir in unſerm Antvag: 

Die Mindeſtſteuer darf nicht erhoben werden, ſo⸗ 
weit ihre Erhebung eine außergewöhnliche Härte 
darſtellt. Bei der Feſtſtellung, ob eine außergewöhn⸗ 
liche Härte vorliegt, ſind insbeſondere die im Jahre 
1924 erlittenen Verluſte und die zur Fortführung 
des Betriebes aufgenommenen Schulden zu berück⸗ 
ſichtigen. 

M. D. u. H.! Wir haben uns bei Einbringung dieſes 
Antrages, Druckſache Nr. 1697, großen Beſchränkungen 
unterworfen. Wir wollten Ihnen die Möglichkeit geben, 
dieſem Abänderungsantrag zuzuſtimmen. Gerade Sie, 
m. H., die Sie die neue Koalition gebildet haben mit der 
großen Devife, „Errettung Danzigs aus der Wirtſchafts⸗ 
not, Rettung vom Abgrunde, Eintreten für die Wirt- 
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ſchaft auf der ganzen Linie“, müſſen hier für die Wirt- 
ſchaft eintreten. Tun Sie es, ſtimmen Sie unſerm Ab⸗ 
änderungsantrag zu. (Bravo rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Regierungsver⸗ 
treter, Staatsrat Lademann. 

Lademann, Staatsrat: Der Senat bittet, den Abän⸗ 
derungsantrag zu § 15a abzulehnen und es bei der bis⸗ 
herigen Regelung zu laſſen. Es muß zunächſt darauf 
hingewieſen werden, daß die jetzige Faſſung nicht von 
heute auf morgen zuſtandegekommen iſt, ſondern Gegen⸗ 
ſtand eingehender Prüfungen und Berechnungen war. 
Das geſamte dazu gehörende Zahlenmaterial ift ſowohl 
im Senat wie im Steuer⸗Ausſchuß ausgiebig vorgetra⸗ 
gen und erörtert worden und auf Gvund dieſes find faſt 
alle Parteien bei den Ausſchußberatungen zu der Anſicht 
gelangt, daß die infolge des § 15a nach der jetzigen 
Faſſung zu erhebende Steuer zwar keine ideale Regelung 
des geſamten Fragenkomplexes darſtellt, daß es, aber 
die unter den gegebenen Verhältniſſen zweckmäßigſte 
Kompromißlöſung ift. ` 

Insbeſondere ift ſtets zum Ausdruck gebracht wor⸗ 
den, daß die jetzt in § 15a enthaltenen Vorſchriften über 
die Berechnung des angenommenen Einkommens davon 
ausgehen, daß davon weder ſoziale Ermäßigungen noch 
die Abzüge des § 11 zugelaſſen werden dürfen und daß 
bei Zulaſſung dieſer Abzüge die Einkommensſätze des 
§ 15a erheblich höher geſtellt werden müßten. 

Ich möchte nun auf die einzelnen Vorſchläge des Ab⸗ 
änderungsantrages eingehen und bedaure, daß ich dabei 
auf weitere Einzelheiten eingehen muß, als es für ge⸗ 
wöhnlich bei ſolchen Fragen im Plenum üblich iſt. Und 
zwar möchte ich mich, zunächſt mit dem Abſatz 2 des 
deutſchnationalen Antrages, mit der Auswirkung der 
vorgeſchlagenen Neuerungen auf die Landwirtſchaft, be⸗ 
ſchäftigen. Nach dem Antrage ſollen ſowohl ſoziale Er⸗ 
mäßigungen als auch Abzüge nach $ 11 zuläſſig fein, 
wenn das angenommene Einkommen die Grenze von 
1200 Gulden nicht überſteigt. Ich möchte zunächſt feſt⸗ 
ſtellen, bei welcher Beſitzgröße dieſes Einkommen erreicht 


wird. Die Grenze liegt im den drei Landkreiſen verſchie⸗ 


den. 0 
Wenn man von der alten Vermögensſteuerveranla⸗ 
gung für 1924 ausgeht, ſo ergibt ſich folgendes Bild: 
Im Großen Werder befindet ſich die größte Zahl der 
wirklich guten Grundſtücke in Bodenklaſſe II, in der 
Danziger Niederung in Bodenklaſſe III, in der Danzi⸗ 
ger Höhe in Bodenklaſſe V. In der Niederung iſt die 
Bodenklaſſe J nicht vorhanden, Bodenklaſſe II nur in 
Ausnahmefällen und das Gros der guten Grundſtücke 
liegt in Bodenklaſſe III. Im Kreiſe Danziger Höhe be⸗ 
finden ſich in der Bodenklaſſe IV die Ausnahmen, die 


guten Grundſtücke kommen erft in die Bodenklaſſe V. 


Weiter muß man damit rechnen, daß bei der Veran⸗ 
lagung in der Hauptſache nur die Mittelſätze der im Ge⸗ 
ſetz angegebenen Einkommensrahmen Anwendung fin⸗ 
den. Unter Berückſichtigung dieſer Mittelſätze ſtellt ſich 
das angenommene Einkommen für die guten Böden im 
Werder auf 90 Gulden pro Hektar, in der Niederung 
auf 80 Gulden pro Hektar, in der Höhe auf 60 Gulden 
pro Hektar. Bei dieſen Sätzen fallen in die 1200 Gul⸗ 
den⸗Grenze des Antrages im Werder Beſitzungen dis 
13% Hektar (53 Morgen), in der Niederung Be⸗ 


ſitzungen bis 15 Hektar (60 Morgen), in der Danziger 


Höhe Beſitzungen bis zu 20 Hektar (80 Morgen). Bei 
dem ſchlechteſten Boden, deſſen angenommenes Einkom⸗ 
men nach dem Geſetze auf 20 Gulden pro Hektar be⸗ 
wertet werden ſoll, fällt in die Grenze noch ein Beſitz 


bon 60 Hektar oder 240 preußiſchen Morgen Von ſämt⸗ 


lichen genannten Beſitzungen betrüge die Einkommen⸗ 
ſteuer für 1924 nach der bisherigen Geſetzesfaſſung 120 


Gulden im Jahr. Billigte man dieſen Beſitzungen noch 


— t 


8 N $ er BE 
die jogiclen Ermäßigungen zu, fo würde die Steuer für 


Ledige bereits auf 100 Gulden fallen, für kinderlos Ver⸗ 
heiratete auf 90 Gulden und für Verheiratete mit einem 
Kinde auf 40 Gulden ſinken. Ein Verheirateter mit 
zwei und mehr Kindern würde überhaupt keine Steuern 
zu zahlen brauchen. (Lachen links.) Billigte man 


neben den ſozialen Ermäßigungen noch die Abzüge nach 


11, für Betriebskoſten, Vieh-, Hagel, Feuerverſiche⸗ 
rung, Schuldzinſen, Real⸗ und Kirchenſteuern uſw. zu, 
ſo würden fraglos nicht nur die Verheirateten mit zwei 


Kindern, ſondern auch die Ledigen vollkommen ſteuerfrei 


ſein. 

Vergleicht man bei dieſer Löſung die Steuer, die ein 
verheirateter Arbeiten mit zwei Kindern und einem Mo⸗ 
natsgehalt von 160 Gulden im Jahre 1924 zu entrich⸗ 


ten hatte, ſo ergibt ſich, daß dieſer Arbeiter in den 10 


erſten Monaten 2 Gulden Steuer zahlen mußte, während 
er in den letzten beiden Monaten infolge Erhöhung der 
Ermäßigungen ſteuerfrei war. Dieſer Arbeiter hat ſomit 
im Jahre 1924 20 Gulden an Einkommenſteuer ent⸗ 
richtet, während der Beſitzer von 53 Morgen guten Wer⸗ 
derbodens, 60 Morgen guten Niederungsbodens, 80 
Morgen guten Höhenbodens und 240 Morgen ſchlechte— 
ſten Freiſtaatsbodens völlig ſteuerfrei bleiben würde 
(Hört, hört! links.), ſelbſt wenn er ledig wäre. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Leu.) ö i 
Dieſe Löſung dürfte der ſteuerlichen Gerechtigkeit in 
keiner Weiſe entſprechen, da man, glaube ich, ſelbſt ganz 
objektiv die wirtſchaftliche Lage eines Arbeiters mit zwei 
Kindern mit der eines ledigen Beſitzers der genannten 
Bodenflächen kaum vergleichen kann. Der Vorſchlag in 


dieſer Richtung führt auch techniſch zu erheblichen Här⸗ 


ten. Ich habe gezeigt, daß im Werder ein Beſitzer von 53 
Morgen beiten Bodens völlig ſteuerfrei bleibt. Beſäße 
er dagegen 54 Morgen, fo müßte er ohne Rückſicht auf 
feinen Familienſtand auch nach dem deutſchnationalen 
Antvag die Steuern bezahlen, und zwar in der Höhe von 
ungefähr 125 Gulden, weil ſein angenommenes Einkom⸗ 
men über die 1200 Gulden⸗Grenze hinausgeht und ihm 
daher weder die ſozialen Ermäßigungen, noch die Ermä⸗ 
zigungen aus § 11 zugute kommen. Ich nehme an, daß 
dieſe Löſung die Antragſteller ſelbſt nicht befriedigen 
wird. Weiterhin bitte ich zu prüfen, ob die Höhe der ſich 
aus der jetzigen Faſſung des § 15a ergebenden Steuer⸗ 
ſätze wirklich untragbar iſt, und noch einer weiteren Mil⸗ 
derung bedarf. In der Bodenklaſſe I beträgt das Ein⸗ 
kommen pro Hektar im Höchſtfalle 120 Gulden, pro 
Morgen den vierten Teil, alſo 30 Gulden, die Steuer 
10 Prozent davon, ſomit 3 Gulden. In der niedrigſten 
Stufe beträgt das Einkommen pro Hektar wenigſtens 20 
Gulden, pro Morgen mithin 5 Gulden, die Steuer 10 
Prozent, das find 50 Pfennig. Mithin hat der Land- 
wirt der erſten Klaſſe von einem Boden, der im Jahre 
1924 ſeine 12 Zentner Weizen ergeben hat, ungefähr 
den Gegenwert von ½ Zentner Weizen nach den jetzigen 
geſunkenen Preiſen als Steuer zu entrichten und der 
Beſitzer des ſchlechteſten Bodens, den immerhin noch 30 
Zentner Kartoffeln 1924 abgeworfen hat, nur den Ge⸗ 
genwert von etwa 20 Pfund Kartoffeln. (Abg. Kloſ⸗ 
ſowski: Herr Doerkſen, packen Sie ein!) 

Es kann eingewendet werden, daß durch die Steige⸗ 
rung der Einkommenſteuer bei größerem Einkommen 


mehr als 10 Prozent von dem angenommenen Einkom⸗ 
men als Steuer zu entrichtch ift. 


Dem gegenüber Jet 
feſtgeſtellt, daß die 10 Prozenk⸗Grenze von 10 000 Gu 
den erfi überſchritten wird, wenn der Steuerpflichtige 
von dem allerbeſten Boden mehr als 333 Morgen, von 
dem allerſchlechteſten dagegen mehr als 2000 Morgen 
beſitzt. % 1 i 

Nunmehr möchte ich mich zu den Auswirkungen des 
Antrages auf die Gewerbetreibenden wenden. Hier 
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hätten jetzt 80 Gulden zu zahlen. 


— 


PAE 


ift vorgeſehen, daß die Gewerbeſteuerpflichtigen in 
Gruppe IV, alſo die kleinſten Betriebe, die eine Gewerbe⸗ 
mindeſtſteuer überhaupt nicht zu zahlen haben, für 1924 
ein Einkommen von 240 Gulden verſteuern und mithin 
im Jahre 24 Gulden Steuer bezahlen ſollen, das ſind 
2 Gulden für den Monat. Ich glaube nicht, daß dieſe 
Sätze zu hoch genannt werden können. Würde man die⸗ 
ſen Steuerpflichtigen die ſozialen Ermäßigungen zubil⸗ 
ligen, ſo würde die Steuer für den Ledigen bereits auf 
12 Gulden im Jahre oder einen Gulden im Monat ſin⸗ 
ken. Ein kinderlos Verheirateter hätte bereits überhaupt 
keine Steuer mehr zu bezahlen. Auch hier würde ſelbſt 
der Ledige ſteuerfrei bleiben, wenn man neben den ſozia⸗ 
len Evmäßigungen auch den Abzug von Handlungsun⸗ 
koſten, Schulden, Zinſen uſw. vom angenommenen Cin- 
kommen zuläßt. Allein die Laden miete wird ja voraus⸗ 
ſichtlich höher ſein als 240 Gulden im Jahre. Das gleiche 
träfe für die Steuerpflichtigen der Gewerbeſteuer⸗ 
gruppe V zu. Ihr angenommenes Einkommen für 1924 
beträgt nach den jetzigen Vorſchriften 800 Gulden. Sie 
Bei Annahme des 
deutſchnationalen Antrages würden ſie mit Rückſicht auf 
die Abzüge des § 11 ohne Rückſicht auf den Familien⸗ 
ſtand völlig ſteuerfrei bleiben. (Abg. Doerkſen: Was 
it die V. Klaſſe?) Die V. Klaſſe zahlt 80 Gul⸗ 
en. s 
Schließlich möchte ich noch auf die Wirkung des Ab⸗ 
ſatzes 3 eingehen. Sie erſcheint mir noch verhängnis⸗ 
voller als die des Abſatzes 2. Ich bitte zu beachten, daß 
§ 15a auch in ſeiner jetzigen Form erhebliche Milderungs⸗ 
möglichkeiten bietet. Die darin enthaltenen Einkommensd⸗ 
ſätze ſollen nur für den Normalfall gelten. In Aus⸗ 


155 liegt auf der Hand, daß abgeſehen von den geſchil⸗ 
derten Härten hierdurch eine untragbare finanzielle Be⸗ 


em Einkommenſteuer 5 


e2 
faje Ich bitte daher, den § 15a in der Ausſchuß⸗ 
worden allzunehmen. (Jetzt ſeid Ihr ganz ſtill ge⸗ 

a Bravo! links.) 

Arend ent: Ich möchte um etwas Ruhe bitten. 
ijt d o der Rede des Herrn Regierungsvertreters 
damit bells druck „Anverſchämtheit“ gefallen. Ich war 
ändern. eſchäftigt, einen mir nach oben gereichten Ab⸗ 
prüfen ugsantrag, oder vielmehr zwei Anträge, zu 
Je A in die Vorlage hineinzuarbeiten. (Auf 

1 5 eriten Rechten war es! links.) Ich glaube, 

en! Es war mir nicht möglich, perſönlich feft- 


SEPT 


* 
ie 


Mayen, 


Das iſt die Minderheit, 


Dr. Bing: Sie ſind ſchrecklich nervös!) Herr Abg. 
Dr. Bing, der Vorwurf der Nervoſität wird gegen den 
| (Bravo! links.) Wir kämen nunmehr zur Beſprechung (D) 


S 0 
zuſtellen, von wem der Ausdruck gebraucht wurde und Xi 


gegen wen er gefallen ift. Ich ſehe daher davon ab, 
jetzt einen Ordnungsruf auszuteilen, muß aber drin⸗ 
gend bitten, derartige unparlamentariſche Ausdrücke 
gegen Regierungsvertreter zu unterlaſſen. (Zwiſchen⸗ 
rufe und Unruhe links.) Es war mir nicht möglich, 
weil ich beſchäftigt war. Da muß ich eben die Mit⸗ 
glieder des Hauſes bitten, mich nicht in der Leitung 
der Geſchäfte durch Abänderungsanträge zu unter⸗ 
brechen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (S. P. P.): M. D. u. H.! Ich 
habe den Zwiſchenruf gemacht. Er hat ſich nicht gegen 
den Sprecher der Regierung gerichtet, ſondern gegen 
die Kreiſe unſeres Volkstages, die auch nach Vorle⸗ 
gung dieſes Beweismaterials noch die Unverſchämtheit 
beſitzen, ſolche Anträge zu ſtellen. 2 

Präſident: Herr Abg. Mau, Sie haben ſich ſelbſt 


dazu bekannt, daß Sie gegen Mitglieder dieſes Hauſes 


den Ausdruck Anverſchämtheit gebraucht haben. Ich 
rufe Sie deshalb zur Ordnung. (Heiterkeit und 
Zwiſchenrufe links.) Ich bin furchtbar heiſer, m. H. 
Nehmen Sie doch, bitte, darauf Rückſicht. (Abg. 


Präſidenten immer erhoben, wenn er einer Seite 
etwas nicht recht macht. (Abg. Dr. Bing: Ich habe 
geſagt, wir ſind nervös! Zwiſchenrufe links.) Die 
Leitung der Geſchäfte überlaſſen Sie, bitte, mir. Wir 
kommen nun zur Abſtimmung, und zwar über 
Abänderungsantrag der Herren Abg. Böcker, Doerkſen, 
Druckſache Nr. 1697. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dem Abänderungsantrag zuſtimmen 
(Geſchieht.) 


wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
iſt abgelehnt. 


det Antrag 
des Abänderungsantrages, Druckſache Nr. 1699: 


Wir beantragen: 
Der Volkstag wolle beſchließen: 
Der § 47 Ziffer 1 erhält folgende Faſſung: 
„Den Gemeinden werden 48 v. H., den 
bezirken 24 v. H.“ uſw. wie in Druckſache 

Nr. 1344. 
Arthur Brill 
und die übrigen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion. 

Ich halte mich aber für verpflichtet, einen Abände⸗ 
rungsantrag und einen Eventualantrag, die mir her⸗ 
aufgereicht ſind, gleich zu verleſen, damit die Mitglie⸗ 
der des Hauſes dazu Stellung nehmen können. Der 
Antrag iſt von Herrn Abg. Raſchke und den übrigen 
Mitgliedern der kommuniſtiſchen Fraktion geſtellt wor⸗ 
den, er würde alſo mit der Druckſache Nr. 1702 zu ver- 
binden fein, und zwar mit Nr. III a und III b. Sie 
haben dort die Ziffern I, II, IH, IV. Wir würden alſo 
Nr. II a und den Eventualantrag Nr. III b einſchal⸗ 
ten müſſen. Der Antrag Mla wäre alfo zu Druckſache 
Nr. 1702, III: ? Absatz 

$ 35 ü en nenen ak: 

a ee Lohn⸗ und Gehaltsempfänger, die 
der Lohnſteuer nach § 34 bis § 46 unterliegen, er⸗ 
halten für jeden Tag ihrer Arbeitsloſigkeit bei 
Eintritt in die Beſchäftigung einen eder en 


Tag. 1 = 

Zur Nachprüfung der Berechtigung zum Steuer⸗ 
erlaß iſt das Steuerbuch vorzulegen.“ 

Sollte dieſer Antrag zu § 35 abgelehnt werden, ſo iſt 
folgender Eventualantrag geſtellt: . 
§ 35 erhält folgenden neuen Abſatz: 

„Lohn⸗ und Gehaltsempfänger, welche der Lohn⸗ 
ſteuer nach den § 34 bis § 46 unterliegen, bleiben 
für die erſten 12 Lohn⸗ bezw. Gehaltstage von der 
Lohnſteuer befreit, wenn ſie nachweislich (Steuer⸗ 
buch) vor Antritt der Arbeit 4 Wochen erwerbsios 
waren. Für jede weiteren angefangenen 4 Wochen 

: Erwerbsloſigkeit treten 12 ſteuerfreie Lohn⸗ bezw. 
Geehaltstage ein.“ d 


2 


Guts⸗ 


den 


— 
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Es wird nicht mehr möglich ſein, dieſe beiden Anträge 
zu vervielfältigen. Ich werde ſie vor der Abſtimmung 
noch einmal verleſen. Ich eröffne jetzt die Beſprechung 
über die Druckſache Nr. 1699, Abänderungsantrag des 
Abg. Brill und Fraktion. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die den Abänderungsantrag der 
ſozialdemokratiſchen Fraktion annehmen wollen, fi 

von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Ich 
eröffne nunmehr die Ausſprache zu Druckſache 
Nr. 1702 und den beiden jetzt noch hinzugefügten Ab⸗ 
änderungs⸗ und Eventualanträgen. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen, wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich denke, Herr 
Raſchke, ich werde über I, II, III und IIIa einzeln 
abſtimmen laſſen, das wird praktiſcher ſein. Wir 
kommen zunächſt zur Abſtimmung über die Druckſache 
Nr. 1702, Ziffer I. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dieſe Ziffer annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) 
die Ziffer iſt abgelehnt. Wir kommen nunmehr zur 
Abſtimmung über Ziffer II. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, ſie iſt abgelehnt. Nun kommen wir zu 
Ziffer III, wonach die §§ 34—46 geſtrichen werden 


ſollen. Die Damen und Herren, die Ziffer III an⸗ 
nehmen wollen, bitte ich, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, ſie 


ift abgelehnt. Nun kommen wir zur Ziffer IIIa, ich 


werde ſie noch einmal verleſen laſſen. 


Ehm, Schriftführer (D. Nat.): 
§ 35 erhält folgenden neuen Abſatz: 
„Erwerbsloſe Lohn⸗ und Gehaltsempfänger, die 


(B) der Lohnſteuer nach § 34 bis § 46 unterliegen, er- 


halten für jeden Tag ihrer Erwerbslofigteit bei 
Eintritt in die Beſchäftigung einen ſteuerfreien 


Tag. i 4 
Zur Nachprüfung der iſt das 


Steuerbuch vorzulegen.“ 

Präſident: Dieſen Antrag bringe ich zur Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte die Damen und Herren, die für dieſen 
Abänderungsantrag ſind, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht. Abg. Liſchnewski: Pfui Sozi⸗ 
aldemokraten, ſchämt Euch was!) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Nun käme der 
Eventualantrag. Ich bitte ihn zu verleſen. 


Ehm, Schriftführer (D. Nat.): 

Lohn⸗ und Gehaltsempfänger, welche der Lohn⸗ 
ſteuer nach § 34 bis § 46 unterliegen, bleiben für die 
erſten 12 Lohn⸗ bezw. Gehaltstage von der Lohnſteuer 
befreit, wenn ſie nachweislich (Steuerbuch) vor An⸗ 
tritt der Arbeit 4 Wochen erwerbslos waren. Für 
jede weiteren angefangenen 4 Wochen Erwerbsloſig⸗ 

keit treten 12 ſteuerfreie Lohn⸗ bezw. Gehaltstage ein. 
Präſident: Ich bitte die Damen und Herren, die 
für dieſen Eventualantrag ſind, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit. Auch der Eventualantrag iſt abgelehnt. Wir 
kommen nunmehr zur Abſtimmung über Ziffer IV, 
nach der der § 49 geſtrichen werden ſoll. Ich bitte die 
Damen und Herren, die für dieſen letzten Antrag der 
Kommuniſtiſchen Partei auf Druckſache Nr. 1702 ſind, 
fih von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Damit 
ſind alle Abänderungsanträge abgelehnt, mit Aus⸗ 
nahme des ſozialdemokratiſchen Antrages. Es fragt 


Berechtigung 


ſich, ob Sie zu dem von Ihnen bemängelten Para⸗ 
graphen Einzelabſtimmung wünſchen, Dann würde ich 


Das iſt die Minderheit, 


eine Geſamtabſtimmung über die Druckſache Nr. 1344 
mit den Aenderungen, die in der zweiten Leſung vor⸗ 


genommen ſind und der Abänderung, die jetzt in der 
dritten Leſung vorgenommen ift. Ich bitte die Damen 
und Herren, die für den Geſetzentwurf mit den vorher 
angenommenen Abänderungsanträgen ſind, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit; das Geſetz iſt angenommen. Wir kämen 
nun zur Schlußabſtimmung. Es iſt nur eine einzige 
Aenderung vorhanden. Ich habe die Zuſammenſtel⸗ 


lung in der dritten Leſung vorgenommen. Es erhebt 


ſich kein Widerſpruch, daß wir jetzt zur Schlußabſtim⸗ 
mung kommen. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem Geſetz in der Schlußabſtimmung zuſtimmen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt in allen drei 
Leſungen angenommen. — Es liegt nun noch eine 
Entſchließung in Druckſache Nr. 1603 vor. Ich werde 


ſie noch einmal verleſen: 


Wir beantragen die folgender Ent⸗ 
ſchließung: 

Der Senat wird erſucht, dem Volkstage rechtzeitig 
vor Beginn des Steuerjahres 1925 den Entwurf eines 
endgültigen Einkommenſteuergeſetzes vorzulegen und 
in dieſem Geſetzentwurf die Beſteuerung der Land⸗ 
wirtſchaft, des Handels, der Induſtrie, des Hand⸗ 
werks und des Gewerbes nach dem dreijährigen 
Durchſchnitt vorzuſehen. 
Dörkſen, Schwegmann, Böcker, Karkutſch 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 

Fraktion. 


Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. 
Rahn. 


Annahme 


Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Nachdem die 
Schlußabſtimmung über das Geſetz erfolgt iſt, iſt die 
Angelegenheit erledigt und kann garnicht gemäß der 
Geſchäftsordnung behandelt werden. 
der Schlußabſtimmung geſchehen müſſen. 

Präſident: In der Geſchäftsordnung ſteht, daß 
über Entſchließungen in der Regel vor der Schluß⸗ 
abſtimmung abgeſtimmt wird. (Heiterfeit.) Wir 


haben es verſchieden gehandhabt. Es iſt kein Grund 4 
ausnahmsweiſe 


vorhanden, die Entſchließung jetzt 
nach der Schlußabſtimmung zu erledigen. (Zuſtim⸗ 
mung und Heiterkeit.) Ich bitte die Damen und 
Herren, die der Entſchließung zuſtimmen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das Büro iſt 
ſich einig, daß die Mehrheit ſteht. Die Entſchließung 
ift angenommen. — Zur perjönlichen Bemerkung hat 
das Wort der Herr Abg. Doerkſen. 4 

Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der Herr Abg. Brill hat mir, als ich ſprach, zugerufen, 
daß er den Antrag, Druckſache Nr. 1699, begründen 
wolle. Das hat er nicht getan. (Abg. Brill: Das 
haben Sie, wie ſo oft, wieder einmal geträumt. — 
Heiterkeit.) Herr Abg. Brill hat ebenſowenig, wie 
der andere ſozialdemokratiſche Redner, eine Begrün⸗ 
dung gegeben. Ich ſtelle feſt, daß Sie eine ſachliche Be⸗ 
gründung für dieſen Antrag nicht geben können. 
(Das iſt doch keine perſönliche Bemerkung! links. — 


Abg. Brill: Die ſachliche Begründung haben wir geg 


ben, als die 20 Prozent beſchloſſen wurden.) 


Präſident: Wenn Redner Ihrer Fraktion laut 
ſprechen, ſo iſt es unmöglich, zu hören, daß ſich jemand 
zur Geſchäftsordnung meldet. Einer kann nur im 
Hauſe reden, nicht zwei zur gleichen Zeit. Das Wort 


zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Kloſſowski. 


Kloſſowski, Abgeordneter (S. P. D.) Ich möchte 


feſtſtellen, daß das, was Herr Abg. Doerkſen hier vor⸗ 


gebracht hat, keine perſönliche Bemerkung war. Viele 
Redner bekannt zu geben. (Lebhafte Unruhe!) 
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leicht fühlt fih der Herr Rräfident veranlaßt, dies dem 
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Präfident: Nein, ich habe nicht ſolch ein Gewicht 
darauf gelegt. (Heiterkeit.) Wir kommen nun 
zum zweiten Punkt der Tagesordnung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die Strafprozeßreform, und zwar: 
a) Aenderung des Gerichtsverfaſſunggeſetzes und 
der Strafprozeßordnung. 
b) Abänderung des Ausführungsgeſetzes zum 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
c) Jugendgerichte. 
d) des Geſetzes betr. die Aufhebung der Beſtim⸗ 
mungen über das Wuchergericht. 
Druckſache Nr. 1436. — Ich eröffne die allgemeine 
Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Bürgerle. 
Bürgerle, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die vorliegenden vier Geſetzentwürfe, die in der Druck⸗ 
ſache Nr. 1436 zuſammengefaßt ſind, finden im großen 
und ganzen die Billigung meiner Fraktion, unbeſcha⸗ 
det ſelbſtverſtändlich unſerer Bedenken gegen die Re⸗ 
gelung gewiſſer Einzelheiten, über die ja in der Aus⸗ 
ſchußberatung noch zu ſprechen ſein wird. Im weſent⸗ 


lichen ſind es drei Gründe, die uns veranlaſſen, dieſer 


Geſetzesvorlage unſere Zuſtimmung zu geben, in erſter 
Linie die Tendenz der Vorlage, die ſeit einem Jahr 
unterbrochene Rechtseinheit mit dem deutſchen Recht 
wieder herzuſtellen, zum zweiten die in der Vorlage 


zum Ausdruck gelangte Abſicht, bei Durchführung der 


Juſtizreform auch dem Geſichtspunkt der Sparſamkeit 
ſoweit als möglich Rechnung zu tragen, drittens, aber 
nicht zuletzt, die weſentlichen Verbeſſerungen, die uns 
der vorliegende Geſetzentwurf gegenüber dem jetzt 
beſtehenden Rechtszuſtand bringt. Was zunächſt die 
Rechtseinheit mit Deutſchland anbetrifft, ſo ſtehen 
wir Deutſchnationalen auf dem Standpunkt, daß die 
Kulturgemeinſchaft, die die Danziger Bevölkerung ſeit 


B) jeher mit dem Deutſchen Reiche und dem deutſchen 


Volke verbunden hat, auch für die Zukunft unter allen 
Umſtänden aufrecht erhalten werden muß. (Sehr 
gut!) Wir legen deshalb entſcheidenden Wert dar⸗ 
auf, daß die Juſtizreform in Danzig in engſter An⸗ 
lehnung an die entſprechende Reform in Deutſchland 
erfolgt. Es ſind nicht bloß gefühlsmäßige Momente, 
ie uns veranlaſſen, dieſen Geſichtspunkt in den Vor⸗ 


5 dergrund zu ſtellen, ſondern auch praktiſche Erwägun⸗ 


gen ſprechen dafür, daß wir eine enge Rechtsgemein⸗ 
ſchaft mit Deutſchland aufrecht erhalten. Der Mangel 
einer eigenen Univerſität mit einer juriſtiſchen Fakul⸗ 
tät zwingt unſern juriſtiſchen Nachwuchs, ſeine Aus⸗ 
bildung auf deutſchen Univerſitäten zu ſuchen. Ihm 
wird das Studium des Rechts nur unnötig erſchwert, 
denn wir uns ohne zwingende Notwendigkeit von 
em deutſchen Recht entfernen. Auch die Richter und 
techtsanwälte, die zur Anwendung der Geſetzesbe⸗ 
ſtimmungen berufen ſind, werden durch eine weit⸗ 


gehende Verſchiedenheit des Rechts der Möglichkeit 


zeraubt, ſich der Lehrbücher und ſonſtigen Hilfsmittel 
Ge bedienen und die Entſcheidungen der deutſchen 
richte zu verwerten. 

auf ir legen alſo, wie geſagt, beſonderen Wert dar⸗ 
wie daß die Juſtizreform hier in Danzig ſich ſo eng 
ſchei möglich an die deutſche Juſtizreform anlehnt. Es 
Be int angebracht, nach der Richtung hin auf gewiſſe 
lie enken aufmerkſam zu machen, die in der Richtung 
doch e daß ſich der vorliegende Geſetzentwurf vielleicht 
1 85 etwas zu leichtfertig Abweichungen von den 
$ 18 Bestimmungen gejtattet hat. Ich will nur ein 
ſoll a anführen: Nach den deutſchen Beſtimmungen 
Schöffe Verbrechen der Notzucht zur Zuſtändigkeit der 
wur; fengerichte gehören. Der vorliegende Geſetzent⸗ 
Sch will, daß das Verbrechen der Notzucht von den 

gerichten abgeurteilt wird. In der Begrün⸗ 
a Vorlage iſt zwar ganz allgemein ausgeführt 
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worden, daß man ſich von den deutſchen Beſtimmun⸗ 
gen nur dann und nur inſoweit entfernt habe, als die 
beſonderen Danziger Verhältniſſe das erforderten, 
oder ſoweit ſich die deutſchen Beſtimmungen nach ein⸗ 
jähriger Erfahrung als mangelhaft erwieſen hätten. 
Es iſt nun nicht einzuſehen, weshalb z. B. die beſonde⸗ 
ren Danziger Verhältniſſe uns zwingen, das Verbre⸗ 
chen der Notzucht ausgerechnet in Danzig durch das 
Schwurgericht aburteilen zu laſſen, während das in 
Deutſchland durch das Schöffengericht geſchieht. Es iſt 
mir auch nicht bekannt geworden, daß ſich Mißſtände 
daraus ergeben hätten, daß gerade dieſes Verbrechen 
in Deutſchland durch das Schöffengericht und nicht 
durch das Schwurgericht abgeurteilt wird. Man kann 
auch nicht einwenden, daß es im Intereſſe des Ange⸗ 
klagten läge, ein Verbrechen, wie die Notzucht, durch 
das Schwurgericht aburteilen zu laſſen; denn man 
muß bedenken, daß der Angeklagte, wenn er vom 
Schwurgericht verurteilt iſt, lediglich die Möglichkeit 
hat, das für ihn ziemlich bedeutungsloſe Rechtsmittel 
der Revifion einzulegen. Er hat aber nicht die Mög- 
lichkeit, die Tat nach der tatſächlichen Seite hin nom- 
mals erörtern zu laſſen. Anders iſt es, wenn die 
Sache, wie in Deutſchland, vom Schöffengericht abge⸗ 
urteilt wird. Da hat der Angeklagte die Möglichkeit, 
Berufung einzulegen. Die ganze Angelegenheit mit 
der geſamten Beweisaufnahme geht dann noch einmal 
durch das Berufungsgericht, und wenn die Berufung 
verworfen werden ſollte, bleibt ihm immer noch die 
Möglichkeit der Reviſion. Ich habe dieſes Beiſpiel 
etwas eingehender erörtert, um zu zeigen, daß man 
den Satz der Begründung, daß man nur in zwingen⸗ 
den Fällen von den deutſchen Beſtimmungen abge⸗ 
wichen ſei, mit einem Fragezeichen verſehen muß. 

Daß eine Juſtizreform in der heutigen Zeit mehr 
denn je vom Geſichtspunkt der Sparſamkeit betrachtet 
werden muß, iſt wohl ohne weiteres klar. Ja, man 
wird vielleicht ſagen müſſen, daß für uns in unſerm 
kleinen Danzig dieſer Geſichtspunkt noch eine weſent⸗ 
lich größere Rolle wird ſpielen müſſen, als in Deutſch⸗ 
land, Denn erfahrungsgemäß find ja die Koſten, die 
ein Staat für ſeinen Behörden- und Gerichtsapparat 
aufwenden muß, verhältnismäßig umſo größer, je 
kleiner dieſer Staat iſt. Auch ein kleiner Staat, der 


Wert darauf legt, ein Kulturſtaat zu ſein, muß ein 


Minimum von Behörden und Gerichten beſitzen. Aus 
dieſem Grunde ſind wir durchaus damit einverſtanden, 
daß die Geſetzesvorlage den Verſuch unternimmt, noch 
über die deutſchen Beſtimmungen hinſichtlich der 
Sparſamkeit hinauszugehen. Zu dieſen Sparmaßnah⸗ 
men ſind zu rechnen die erweiterte Anwendung der 
ſogenannten abgekürzten Urteile, ja, man muß nach 
meiner Anſicht auch dazu die Beſtimmung des § 186, 
Abſatz 3 Satz 2 rechnen, welcher die Möglichkeit eröff⸗ 
nen will, die von dem Unterſuchungsrichter aufzu⸗ 
nehmenden Protokolle in Kurzſchrift abzufaſſen. Das 
würde nach unſerer Meinung eine weitere Erſparnis 
bedeuten. Es wird vielleicht die Frage zu erörtern 
und zu prüfen ſein, ob nach dieſer Richtung hin nicht 
vielleicht noch etwas weiter gegangen werden könnte, 
nämlich in der Verwendung der Kurzſchrift bei den 
Juſtizbehörden. Vorausſetzung dafür würde allerdings 
nach unſerer Meinung ſein, daß der Danziger Senat 
ſich endlich dazu aufſchwänge, Maßregeln zu ergreifen, 
um eine Einheitskurzſchrift für die Behörden hier in 
Danzig, ebenſo wie im Deutſchen Reiche vorzuſchreiben. 
Ob es die deutſche Einheitskurzſchrift, oder das Syſtem 
Stolze⸗Schrey oder ein anderes iſt, iſt ja von ſekundä⸗ 
rer Bedeutung. Die Hauptſache iſt, daß eine einheit⸗ 
liche Stenographie, ein einheitliches Syſtem bei allen 
Behörden gleichmäßig durchgeführt wird. Nur unter 
dieſer Vorausſetzung wird es möglich ſein, wirklich 
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(Bürgerle, Abgeordneter.) 


weſentliche Erſparniſſe durch Verwendung der Kurz⸗ 


ſchrift bei den Behörden, und nicht zuletzt auch bei den 
Juſtizbehörden, zu machen. 

So ſehr wir nun auch dem Geſichtspunkte der Spar⸗ 
ſamkeit unter allen Umjtänden Rechnung tragen 
wollen, ſo wird doch die Sparſamkeit ihre Grenze da 
finden müſſen, wo ſie nur durch eine Verſchlechterung 
oder ſagen wir eine weſentliche Verſchlechterung der 
Rechtspflege erkauft werden könnte. Wir ſind daher 


durchaus damit einverſtanden, daß die Geſetzesvorlage 
eine Beſtimmung nicht mit aufgenommen hat, die ſich 


— 


im deutſchen Recht findet, das iſt nämlich die Abände⸗ 
rung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, durch die die 
Zahl der Senatsmitglieder der Oberlandesgerichte von 
5 auf 3 Richter herabgeſetzt wird. Das iſt eine Maß⸗ 
nahme, die lediglich vom Geſichtspunkte der Sparſam⸗ 
keit aus diktiert worden iſt, und die, wie die Erfahrun⸗ 
gen in Deutſchland jetzt ſchon unwiderleglich bewieſen 
haben, ſich als ein glatter Fehlſchlag herausgeſtellt 
hatten. Die Erſparnis, die durch dieſe Maßnahme 
erzielt wird, iſt nur unbedeutend. Dafür iſt aber ohne 
jede Frage eine Verſchlechterung der Rechtspflege da⸗ 
durch eingetreten. Wir in Danzig können uns eine 
ſolche Maßregel ſchon deshalb nicht leiſten, weil uns 
hier die Kontrolle des Reichsgerichts fehlt, die ja die 
deutſchen Oberlandesgerichte haben, und weil bei uns 
das Obergericht die letzte Inſtanz iſt und wir alle Ver⸗ 
anlaſſung haben, alles zu vermeiden, was geeignet 
ſein könnte, die Rechtspflege zu verſchlechtern. Auch 
die Neuorganiſation der Staatsanwaltſchaft, wie ſie 
in dem Entwurf vorgeſehen iſt, iſt von dem Geſichts⸗ 
punkte der Sparſamkeit diktiert. Ob allerdings die 
vorgeſchlagene Organiſationsänderung eine ideale 
Löſung dieſer Frage darſtellt, darf zum mindeſten be⸗ 
zweifelt werden. 

Nun noch einige Worte zu den Verbeſſerungen, die 
durch die neue Vorlage gebracht werden. Man muß 
da unterſcheiden zwiſchen denjenigen Verbeſſerungen, 
die ſchon in den deutſchen Beſtimmungen enthalten 
ſind, und denjenigen Verbeſſerungen, die uns die Vor⸗ 
lage darüber hinaus noch bringen will. Zu den Ver⸗ 
beſſerungen, die bereits in den deutſchen Beſtimmun⸗ 
gen enthalten ſind, können wir die vermehrte Beteili⸗ 
gung des Laienelements nur ſehr bedingungsweiſe 


rechnen. Das Laienelement iſt an ſich ja nicht geeignet, 


Zu den 
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die Rechtspflege zu verbeſſern. Das iſt wohl auch nicht 


der Grund, weshalb man die Laien in die Strafrechts⸗ 
pflege eingeführt hat, und weshalb man ſie jetzt in 
vermehrtem Maße an der Strafrechtspflege beteiligen 
will. Vielmehr iſt dafür ein anderer, mehr auf rechts⸗ 
politiſchem Gebiete liegender Grund maßgebend ge⸗ 
weſen. Der Zug der Zeit geht nun einmal dahin, den 
Staatsbürger an den Geſchäften des Staates dadurch 
zu intereſſieren, daß man ihn an der Verwaltung und 
an der Strafrechtspflege teilnehmen läßt. Optimiſten 
erwarten ſogar von einer vermehrten Beteiligung des 
Laienelements an der Strafrechtspflege, daß die Straf⸗ 
rechtspflege, die ja nie populär geweſen iſt, und in der 
heutigen Zeit unpopulärer iſt, als jemals, vielleicht 
wieder einmal populär werden könnte. Wir ſind der 
Meinung, daß dieſe Hoffnung ein frommer Wunſch 
bleiben wird. Wir jedenfalls ſind überzeugt davon, 
daß z. B. das Schlagwort von der Alafjenjuftiz, das ja 
für manche Parteien eine große 
Schlagwörterlexikon dieſer Parteien auch dann nicht 
verſchwinden wird, wenn man noch ſoviel Laien in die 
Strafrechtspflege einführt. (Abg. Liſchnewski: Alſo 
die Klaſſenjuſtiz iſt da, das haben Sie eben zu⸗ 
gegeben!) 5 a i 


damit auch die Vorlage 


man 


Beſtimmu nd 
15 gen, 


Rolle ſpielt, aus dem 


weſentlichſten Verbeſſerungen, die die deut⸗ 


jerer Meinung die Bejeitigung | 


des Schwurgerichts in feiner jetzigen Verfaſſung und 
feine Umſtellung in ein großes Schöffengericht, beſetzt 
mit drei Richtern und ſechs Laien. Es iſt in der Tat 
nicht empfehlenswert, das Schwurgericht in ſeiner 
jetzigen Verfaſſung, mit all ſeinem Formelkram, mit 
ſeiner widernatürlichen Trennung der Schuld- und der 


Straffrage, aufrecht zu erhalten. Es iſt zu begrüßen, 


daß man es in ein großes Schöffengericht umwandelt, 
wo rechtsgelehrte Richter mit Laien ſowohl an der 
Entſcheidung der Schuldfrage, als auch der Straffrage 
beteiligt ſind. Es iſt ja geradezu unſinnig, die Laien 
von demjenigen Gebiete der Rechtsfindung auszu⸗ 
ſchließen, wo ſie gerade dem Richter die wertvollſte 
Anterſtützung leiſten können. Wenn es richtig iſt, daß 
die Laien gewiſſermaßen das Volksempfinden reprä⸗ 
jentieren, das Vollhsgewiſſen verkörpern, dann werden 
ſie dem Richter auch wertvolle Unterſtützung auf dem 
Gebiete der Strafzumeſſung leiſten können. Umgekehrt 
muß man ſagen, daß bei komplizierten Tatbeſtänden 
die Bejahung oder Verneinung der Schuldfrage eine 
ſo ſchwierige Angelegenheit iſt, die auch mit ſoviel 
ſchwierigen Rechtsfragen verbunden iſt, daß es auch 
keineswegs im Intereſſe des Angeklagten liegt, ja 
geradezu unverantwortlich wäre, wenn man die Ge⸗ 
ſchworenen der wertvollen Hilfe und Unterſtützung des 
rechtsgelehrten Richters auf dieſem Gebiete berauben 
wollte. t 

Zu den Verbeſſerungen der deutſchen Beſtimmun⸗ 
gen müſſen wir auch die Erweiterung der Berufung 
und die Lockerung des ſogenannten Legalitätsprinzips 
rechnen, d. h. die Befreiung des Staatsanwalts vom 
ſogenannten Anklagezwang. Es entſpricht in der 
Tat nicht mehr dem heutigen Zeitempfinden, die 
Staatsanwaltſchaft durch geſetzliche Beſtimmungen 
zwingen zu wollen, auch dann Anklage zu erheben, 
wenn es ſich um unbedeutende Angelegenheiten han⸗ 
delt, an deren ſtrafgerichtlicher Verfolgung die Oef⸗ 
fentlichkeit überhaupt kein Intereſſe hat. Ju billigen 
iſt auch die Kompetenzverſchiebung, die das neue Geſetz 
inſofern bringt, als Strafſachen, die bisher von der 
Strafkammer in erſter Inſtanz erledigt wurden, nun⸗ 
mehr zur Aburteilung entweder dem Amtsrichter oder 
dem kleinen oder großen Schöffengericht überwieſen 
werden. Es wird dadurch ohne Zweifel eine erhebliche 
Beſchleunigung in der Erledigung dieſer Strafver⸗ 
fahren eintreten. Eine Bedingung allerdings wird 
Vorausſetzung dafür ſein müſſen, daß man dieſer Kom⸗ 
petenzerweiterung zuſtimmen kann, daß nämlich bei 
der Auswahl derjenigen Richter, die zur Aburteilung 
derartiger Straftaten berufen ſind, mit beſonderer 
Sorgfalt vorgegangen wird. Es iſt ja zu bedauern, 
daß in den Kreijen unſerer Richter jo wenig Neigung 
beſteht, ſich der Strafrechtspflege zu widmen, daß die 
meiſten Richter es erſehnen, aus einer Strafkammer 
oder aus der Strafrechtstätigkeit heraus zu kommen, 
um ſich der zivilrechtlichen Tätigkeit widmen zu kön⸗ 
nen. Es iſt das wohl in der Hauptſache auf die nach 
einſeitig zivilrechtlicher Seite orientierte Vorbildung 
unſerer Richter zurückführen. Es wird zu erwägen 
ſein, ob man nicht einen Aureiz für beſſere Kräfte aus 
den Kreiſen der Richter dadurch ſchaffen kann, daß 


man die Stellen der Schöffenrichter aus dem Kreiſe 
der anderen Richter beſonders heraushebt. 


Schöffengerichte. 
in, ob es ein 
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(A) (Bürgerle, Abgeordneter.) 


(B 


inſtanz eine Zweidrittelmehrheit vorgeſchrieben wird. 
Auch bei anderen Beſtimmungen kann man derartige 
Bedenken haben. Es wird notwendig ſein, ſich im 
Rechtsausſchuß mit dieſen Dingen auseinander zu 
ſetzen. Dagegen gibt es in der Vorlage eine ganze 
Anzahl von Beſtimmungen, die in der Tat als Ver⸗ 
beſſerung der deutſchen Beſtimmungen anzuſprechen 
ſind. Ihnen werden wir auch unſere Zuſtimmung 
geben. Ich rechne dazu in erſter Linie die Aufhebung 
der Berufungsbeſchränkung, wie ſie in Deutſchland 
auch wieder im Intereſſe der Sparſamkeit getroffen iſt. 
Ich rechne dazu aber auch die Beſtimmung, daß der 
Vorſitzende und die richterlichen Mitglieder des 
Schwurgerichts nicht ſchon vor Beginn des Geſchäfts⸗ 
jahres beſtimmt werden, ſondern erſt vor Beginn der 
einzelnen Tagungen. Ich rechne endlich dazu die Be⸗ 
ſtimmung, daß die Entſcheidung der Frage, ob eine 
Sache vor einem Schöffengericht mit einem oder zwei 
Richtern verhandelt werden ſoll, nicht der Entſchei⸗ 
dung der Staatsanwaltſchaft allein überlaſſen wird, 
ſondern daß bei dieſer Entſcheidung auch der erſte 
Schöffenrichter mitwirken ſoll. Auf weitere Einzel⸗ 
heiten ſchon jetzt bei der erſten Beratung einzugehen, 
erſcheint nicht zweckmäßig. ; 

Da wir aber nun einmal bei Der Abänderung des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes find, jo möchte ich doch 
nicht unterlaſſen, bei dieſer Gelegenheit noch zwei 
Punkte kurz zu berühren, die zwar mit der Strafrechts⸗ 
pflege an ſich nichts zu tun haben, die aber doch im 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz ihre Beſtimmung finden 
müſſen und die nach meiner Meinung ſo dringlich find, 
daß man ſich unter allen Umſtänden ſchon jetzt mit 
ihnen beſchäftigen ſollte. Das eine iſt die Frage, ob 
es für eine Handelsſtadt wie Danzig noch angebracht 
iſt, die Gerichtsferien aufrecht zu erhalten, oder ob es 
nicht an der Zeit iſt, dieſes aus alter Zeit ſtammende 
Inſtitut für Danzig zu beſeitigen. Das iſt eine Frage, 
ie, wie Sie wiſſen, ja auch ſchon in der Preſſe in 
letzter Zeit ihre Erörterung gefunden hat. Die zweite 
Frage, die mir noch weit dringlicher erſcheint, iſt die 
Notwendigkeit, eine Möglichkeit zu ſchaffen, um wider⸗ 
ſprechende Entſcheidungen der verſchiedenen Senate 
des Obergerichts zu verhindern. Der jetzige Rechts⸗ 


— 


zuſtand iſt jo, daß der eine Senat nicht 
an die Entſcheidungen des anderen Senats 
im bezug auf die Auslegung einer Rechtsfrage 


gebunden iſt, ſondern eine beſtimmte Rechtsfrage auch 
im entgegengeſetzten Sinne entſcheiden kann. Jeder⸗ 
mann wird zugeben, daß das ein Zuſtand iſt, der für 
ein höchſtes Gericht unerträglich iſt. Dieſelbe Gefahr 
beſtand in Deutſchland beim Reichsgericht. Man hat 
fie dadurch beſeitigt, daß man eine Beſtimmung in das 
Jerichtsverfaſſungsgeſetz aufgenommen hat, wonach 
Us Plenum angerufen werden muß, wenn ein Senat 
n einer Rechtsfrage von der Entſcheidung eines 
scheitern Senats abweichen will. Das Plenum ent⸗ 
badet dann die Streitfrage endgültig. Da das 
fahr gericht bei uns die letzte Inſtanz it, und die Ge- 
ſchon widerſprechender Entſcheidungen ſich vielleicht 
Kai bald in einer wichtigen Frage zeigen kann, wer⸗ 
ſchaffen gezwungen ſein, eine gleiche Beſtimmung zu 
; jetzt 9 5 Die Frage ſcheint berechtigt, ob wir nicht 
ſehr a wir das Gerichtsverfaſſungsgeſetz ohnehin in 
glei ch dablichem Umfange abändern, auch dieſe Frage 
pflege tegeln ſollen, obwohl fie mit der Strafrechts⸗ 
abſehb unmittelbar nichts zu tun hat, zumal wir in 
Zivilparet Zeit auf eine Reform auf dem Gebiete des 
zu dem beles nicht zu rechnen haben werden. Soviel 
rundem Gerichtsverfaſſungsgeſetz und zu den Abände⸗ 
b d die A EN he 
jeg, das in der Druckſache Nr. 1436 


2 Rp! SE ar 


gericht gebracht werden iſt. 


ein Geſetzentwurf über Jugend⸗ 


gerichte. Es iſt zu bedauern, daß in Danzig das 
deutſche Jugendgerichtsgeſetz, das ſchon feit über einem 
Jahr in Deutſchland in Kraft iſt, nicht ſchon hat ein⸗ 
geführt werden können. (Sehr richtig! rechts.) 
Es hat allerdings die Einführung eines anderen Ge⸗ 
ſetzes zur Vorausſetzung, nämlich des Geſetzes, das 
heute ebenfalls zur erſten Beratung auf der Tages⸗ 
ordnung ſteht, des Jugendwohlfahrtsgeſetzes, weil 
es gewiſſe Behörden vorausſetzt, die durch das Jugend- 
wohlfahrtsgeſetz erſt geſchaffen werden ſollen. Wenn 
es nun ſchon nicht möglich geweſen iſt, das Jugend⸗ 
wohlfahrtsgeſetz trotz dringender Anträge, die aus 
dem Hauſe geſtellt worden ſind, früher vorzulegen und 
das Jugendwohlfahrtsgeſetzt uns erft jetzt mit dieſem 
Geſetz zugleich vorgelegt wird, ſo iſt doch die Frage zu 
erwägen, ob man nicht wenigſtens den zweiten Ab⸗ 
ſchnitt des Jugendgerichtsgeſetzes, der von dem Ver⸗ 
fahren gegen Jugendliche handelt, hier hätte vorlegen 
können. Es iſt ja wohl mit Sicherheit zu erwarten, 
daß das Jugendwohlfahrtsgeſetz früher in Kraft 
treten wird, als die Juſtizgeſetze, die uns hier vorlie⸗ 
gen. Ich perſönlich nehme das wenigſtens an. Es 
würde dann ja keine Gefahr beſtehen, den zweiten 
Abſchnitt des Jugendgerichtsgeſetzes jetzt zu verab⸗ 
ſchieden, weil bis dahin die Behörden, die vorgeſehen 
ſind, eingerichtet ſein werden. Wenn das allerdings 
nicht möglich iſt, und die Frage wird vielleicht im 
Ausſchuß zu erörtern ſein, dann wird nichts anderes 
übrig bleiben, als dieſes Uebergangsgeſetz anzuneh⸗ 
men, das unbedingt notwendig iſt, um das Verfahren 
gegen Jugendliche zu regeln. 


Was endlich noch das letzte Geſetz betreffend die 


Aufhebung der Wuchergerichte anbetrifft, ſo ſtimmen 
wir ihm ohne weiteres zu. Wir ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkt, daß dieſes Geſetz überhaupt nicht mehr zeitge— 
mäß iſt. (Sehr richtig! rechts.) Wir ſind Gegner 
jeder Sondergerichtsbarkeit, namentlich, wenn es ſich 
um ein Sondergericht handelt, das, wie in der Be⸗ 
gründung mit Recht geſagt wird, von weiten Kreiſen 
der Bevölkerung als ein Ausnahmegericht empfunden 
wird. Es iſt auch nicht mehr zeitgemäß, in einer Zeit, 
wo man dazu übergeht, die Berufung nach Möglichkeit 
zu erweitern, das Wuchergericht aufrecht zu erhalten, 
ohne eine Beſtimmung über die Möglichkeit der Ein⸗ 
legung einer Berufung zu treffen. Wie wenig das 
Wuchergericht heute noch zeitgemäß iſt, geht wohl am 
beſten daraus hervor, daß im Laufe des ganzen letzten 
Jahres auch nicht eine einzige Sache vor das Wucher⸗ 
Wir ſind der Meinung, 
daß die Schöffengerichte ebenſo gut, vielleicht noch 
beſſer, in der Lage ſein werden, die Strafſachen, die 
bisher zur Zuſtändigkeit des Wuchergerichts gehörten, 


s 


zu entſcheiden. 
Wie geſagt, wir ſtimmen im großen und ganzen 
der vorliegenden Geſetzesvorlage zu, behalten uns 
aber unſere Stellungnahme zu gewiſſen Einzelheiten 
vor, ſind mit der Ueberweiſung der Sache an den 
Rechts⸗Ausſchuß einverſtanden, und können nur 
hoffen, daß der Rechts - Ausſchuß ſchnelle Arbeit 
leiſten möge, damit dieſe Geſetze ſobald wie möglich in 
Kraft treten können. (Lebhaftes Bravo rechts.) 
Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Rahn. 5 i 
Rahn, Abgeordneter (Soz, P.): Als Ende 1923 die 
Wogen den Inflation ſehr hoch gingen und man das 
Ende des Deutſchen Reiches für gekommen hielt, erklärte 
Herr Streſemann die damalige Regierung für die letzte 
parlamentariſche. Nach ihr könne nur noch eine Dikta⸗ 
tur kommen. Der Reichstag hat fih dann ſehr bald ſelbſt 
ausgeſchaltet und in dem berühmten 23iger Ermächti⸗ 
gungsgeſetz dem Kabinett das Recht eingeräumt, unter 
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(Rahn, Abgeordneter.) 

Ausſchaltung des Reichstages wirtſchaftliche Maßnah⸗ 
men zu treffen, die dem Deutſchen Reich eine neue Wäh⸗ 
rung geben ſollten und alles zu machen, was den Unter⸗ 
gang des Staates verhindern könnte. Unter der Be⸗ 
gründung der Sparſamkeit hat man damals auch das 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz geändert und hat die Rechtſpre⸗ 
chung im Deutſchen Reich in ſo erheblichem Maße durch 
die Emminger'ſche Juſtizreform verſchlechtert, daß ſich 
heute faſt der geſamte deutſche Richterſtand, ſoweit nicht 
veaktionäre Richter in ihm enthalten find, die geſamren 
deutſchen Rechtsanwälte und fajt ſämtliche Univerſitars⸗ 
profeſſoren des Rechts im Deutſchen Reich ſich gegen die⸗ 
ſes Geſetz ausgeſprochen haben, und mit größter Be⸗ 
ſchleunigung eine Veränderung dieſes augenblicklich de⸗ 
ſtehenden Geſetzes in Deutſchland durch den Reichstag 
verlangten. Der vor kurzem in Berlin tagende Rechts⸗ 
anwaltstag hat ſich außerordentlich ſcharf gegen dies 
Machwerk des damaligen Kabinetts und des Reichsjuſtiz⸗ 
miniſters Emminger ausgeſprochen. Jeder verſtändige 
Richter, der nicht Mitglied der Deutſchnationalen Volfs- 
partei iſt, dem die Reaktion nach wie vor in den 
Knochen ſitzt, muß ſich gegen eine derartige Verſchlechte⸗ 
rung des Rechtes ausſprechen. Unter dem Deckmantel 
der Sparſamkeit ſucht man der Bevölkerung klarzuma⸗ 
chen, daß dieſe Reform notwendig war. Aber keine Cr- 
ſparnis tritt ein; denn kein Richter wird abgebaut wer⸗ 
den, ſondern die Richten werden nach wie vor bleiben. 
Man wird an den Diäten oder Speſen der Schöffen 
dadurch etwas ſparen, daß zum Termin nicht mehr 30 
Geſchworene beſtellt und nur 12 ausgeloſt werden. Da- 
für ſchafft man das Schwurgericht und ſechs Schöffen 
ab und läßt den übrigen Schöffen den Titel „Geſchwore⸗ 
ner“. Im übrigen wird das Recht in jeder Beziehung 
enorm verſchlechtert. Sehen wir uns die Sache einmal 
etwas näher an. 1877 hat man bei der Schaffung der 
preußiſchen Juſtizreform an die Stelle des Polizeirichters 
den Aunntsrichter geſetzt und ihm das Recht gegeben, kleine 
Geldſtrafen und minimale Freiheitsſtrafen zu verhängen. 
Nach der Emmingerſchen Juſtizreform, die man hier in 
Danzig einführen will, hat der Einzelrichter das Recht, 
über die Freiheit eines Menſchen bis zu 10 Jahren 
Zuchthaus zu entſcheiden. Etwas derartig Ungeheuer⸗ 
liches in der heutigen Zeit der Bevölkerung zu bieten, iſt 
tatſächlich nicht zu verſtehen. 

Wie man da von einer Verbeſſerung des Rechtszu⸗ 
ſtandes ſprechen kann, ift unverſtändlich. Während ge- 
genwärtig die ſchweren Delikte von der Strafkammer 
abgeurteilt werden, ganz ſchwere Delikte vom Schwur⸗ 
gericht, wird nach dieſer Reform faſt die geſamte bis⸗ 
herige Strafkammertätigkeit, in der fünf gelehrte Richter 
ſaßen, ausgeſchaltet werden und auf ein Kollegium von 
einem Richter und zwei Schöffen überwieſen. Während 
die Schwurgerichtsdelikte in nur ganz wenigen Fällen 
von dem ſogenannten Schwurgericht abgeurteilt werden, 
ſoll eine ganze Anzahl der bisher vom Schwurgericht ab⸗ 
geurteilten Delikte vom einfachen Schöffengericht abge⸗ 
urteilt werden, das aus einem Richter und zwei Schöf⸗ 
fen beſteht, zu dem auf Wunſch der Staatsanwaltſchaft 
ein zweiter Richter zugezogen werden hann. Man ſtelle 
ſich vor, der Staatsanwalt, der Kläger, wählt ſich einer 
oder zwei Richter aus. In Danzig ift man in dieſer 
Beziehung nicht den Weg gegangen, ſondern hat zunächſt 
einem Richter ein Votum beigelegt. Wenn ſich der Rich⸗ 
ter mit dem Staatsanwalt nicht einigen kann oder wenn 
ein oder zwei Richter amtieren ſollen, ſo ſoll die Straf⸗ 
kammer mit drei gelehrten Richtern darüber entſcheiden. 
Auch in dieſem Falle werden die Kollegen der Richter 
entſcheiden, ob einer oder zwei in der Strafſache abur⸗ 
teilen ſollen. Ich bin überzeugt, wenn der ſozialdemo⸗ 
kratiſche Abgeordnete Müller in einem ſolchen Falle zu 
entſcheiden hätte, in dem er als Einzelrichter oder mit 
einem Kollegen urteilen foll, jo würden ſämteiche Dan: 


y 
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Kamnitzer in Danzig jagen, er könne die Sache olein 
machen, damit er viel Arbeit hat und ſich möglicherweiſe 
blamieren kann. Wenn Sie ermeſſen, daß die bisher 
von Strafkammern und Schwurgerichten abgeurteilten 
Strafſachen in Zukunft in erſter Inſtanz von einem 
Richter und zwei Schöffen abgeurteilt werden und daß 
der Einzelrichter, der die geſamtes Verhandlung in den 
großen Prozeſſen führen ſoll, die Tatbeſtände feſtzuſtellen 
und die ganzen Unterſuchungsfragen zu ſtellen hat, eine 
Unzahl von Zeugen vernehmen und ſeine Notizen ma⸗ 
chen muß, um alles für die Urteilsfällung beiſammen zu 
haben, ſo muß ein jeder Menſch, der eine Ahnung von 
Verhandlungsleitung hat, ſagen, daß ein Richter dazu 
gar nicht in der Lage iſt. Er ſoll die Zeugen der Reihen⸗ 
folge nach vernehmen, mit dem Aktenmaterial vertraut 
ſein, das Ergebnis der Beweisaufnahme in ſeinem Ge⸗ 


dächtnis haben. Mit all dieſem wird auch der tüchtigſte 


Richter nicht fertig. In der heutigen Strafkammer ver 
handelt der Vorſitzende. Die Beiſitzer iind Berichterſtat⸗ 
ter und die übrigen Herren machen ſich Notizen und 
können den Vorſitzenden bei der Urteilsfindung und bei 
der Beratung unterſtützen. Aber wie es jetzt gemacht 
werden ſoll, daß ein Richter in Danzig, wie im Deutſchen 
Reiche, in einem großen Prozeß 50 bis 60 Zeugen ver- 
nehmen und die Zeugenausſagen im Gedächtnis behal⸗ 
ten ſoll, iſt geradezu unerhört. Eine derartige Ver⸗ 


Wer- 


ſchlechterung der erſten Inſtanz, wie ſie hier geſchaffen 


werden ſoll, iſt für einen Rechtsſtaat, in dem nicht die 
Willkür herrſchen ſoll und der Prozeß nicht huſch, huſch 
erledigt werden darf, damit der Richter zum Frühſchop⸗ 
pen in eine Kneipe gehen kann, ein Ding der Unmög⸗ 
lichkeit. j 

Man jagt, es werde jetzt auch eine zweite Inſtanz 
geſchaffen, die bisher bei den Strafkammern nicht vor⸗ 
handen war. Wie ſieht die zweite Inſtanz aus? Statt 
der zwei Richter, die eventuell in der erſten Inſtanz ent⸗ 
ſcheiden, entſcheiden in der Berufungsinſtanz ein Richter 
mehr und zwei Schöffen. Daß das gelehrte Element 
immer gegenüber den Schöffen dominieren wird, erleben 
wir täglich, wenn man Gelegenheit hat, einmal einer 
Schöffengerichtsverhandlung beizuwohnen oder wenn 
man ſteht, wie es den Richtern beliebt, mit dem Publi- 
kum umzuſpringen. Wenn man nun noch einen Schritt 
weiter geht und die Abſchaffung der Schwurgerichte, um 
eine ſolche handelt es ſich hier, unter die Lupe nimmt — 
das iſt ja von jeher der Wunſch bei den reaktionären 
preußiſchen Richtern geweſen, — ein gewiſſer Prozentſatz 
hat ſich erſt nach der Revolution gewandelt — ſo war 
das Bemühen maßgebend, dies 1848 von dem deutſchen 
Volk eroberte Rechtsinſtrument wiederum aus der deut⸗ 
ſchen Rechtſprechung auszuſchalten. Es erſcheint Ihnen 
als welſches, als ein demokratiſches Inſtrument, das mit 
der deutſchen Pſyche, dem deutſchen Rechtsbewußtſein, 
nichts gemein hat, das wohl in Frankreich und in den 
Vereinigten Staaten gut ſein mag, aber in Preußen 
und Deutſchland und hier in dem kulturverwandben und 
verſchwägerten Danzig nichts zu tun hat. Deshalb der 
Angriff auf die Schwurgerichte, die, wie ich vorher aus⸗ 
führte, ſeit ihrer Einführung ein Dorn im Auge unſerer 
gelehrten Richter geweſen ſind. Schon kurz nach der 
Schaffung der preußiſchen Verfaſſung nach 1850 hat 
eine Verfaſſungsänderung in Preußen ſtattgefunden und 
die Schwurgerichte, die beſonders in Preußen auch für 
die Preſſedelikte vorgeſehen waren, ſind beſeitigt worden. 
Ein ſüddeutſcher Staat hat ſich allerdings noch heute die 
Verfolgung von Preſſedelikten durch die Schwurgerichte 
erhalten. 5 

Ich bin nicht der Anſicht, daß eine Beſſerung der 


Rechtspflege eintritt, wenn wir tatſächlich die Schwurge⸗ 


richte abſchaffen und anſtelle des 12⸗Männerkollegiums, 
das allein über die Tatfrage zu entſcheide 
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(A) (Rahn, Abgeordneter.) 


lehrte Richter und ſechs Laien zuſammen entſcheiden laſ⸗ 
ſen. Wer das Geſchworenenmaterial, beſonders in Dan⸗ 
zig und unter unſeren kleinen Verhältniſſen kennt, und 
die Einſtellung des Danziger Richtertums kennt, wird 
eine Beſeitigung oder Zuſammenfaſſung von ſechs Ge- 
ſchworenen mit drei Richtern unter keinen Umſtänden 
mitmachen können. Die gelehrten drei Richter haben in 
dieſem Falle einen derartigen Einfluß auf die Geſchwo⸗ 
renen, daß ihr Wille bei den Urteilen ſtets dominieren 
wird. Während bisher die Geſchworenen nach der Be⸗ 
weisaufnahme unter Ausſchluß eines jeden Richters un⸗ 
ter ſich beraten und die Frage beantworten konnten, ob 
der Täter ſchuldig ſei oder nicht, werden jetzt die Richter 
gemeinſam mit den ſechs Schöffen ihre Beredſamkeit, 
ihren Einfluß und ihre ganze juriſtiſche Verdrehungs⸗ 
kunſt aufbieten, um den Laien das aufzureden, was in 
dem Hirn eines gelehrten Richters vielleicht ganz gut 
ſein mag, als reine trockene Gelehrſamkeit für das prak⸗ 
tiſche Leben aber nicht paßt. So worden Entſcheidungen 


herauskommen, die mit dem vernünftigen Volksimpfin⸗ 


den nichts mehr gemein haben. Ich warne davor, die 
Schwurgerichte hier in Danzig zu beſeitigen. Ich bin 
davon überzeugt, daß auch im Deutſchen Reiche das In⸗ 


ſtuument der Schwurgerichte ſehr bald wieder Platz gret- 


fen wird und daß ſich das Volk, wenn die Schwurgerichte 


8 


— 


nicht auf ordnungsmäßigem, geſetzgeberiſchem Wege ge- 
ſchaffen werden, die Geſchworenengerichte wie 1848 wre- 
der zurückerobern wird. Der Zuſtand in Deutſchland 
wird von Juriſten und Lajen als unzeitgemäß ange- 
ſehen, und wir haben keinen Grund hier, im gegenwär⸗ 
tigen Zeitpunkt, wo man ſich in Deutſchland wieder mit 
dem Gedanken trägt, die Rechtſprechung abzuändern, 
eine Veränderung vorzunehmen. Wenn Sie z., B. bei 
der Strafkammer, die Sie auf drei gelehrte Richter ver⸗ 
ringert haben, eine Berufung geſchaffen hätten, ſo wäre 
dagegen nichts zu ſagen. 
Wir müſſen deshalb im Ausſchuß die ganzen Dinge 
ſehr ſorgfältig prüfen, die deutſche Literatur, die in die⸗ 
ſer Beziehung ſchon ganze Berge ausmacht, einer ein⸗ 
gehenden Durchſſcht unterziehen und uns um Himmels- 
willen nicht von den Vätern oder Abſchreibern der Em⸗ 
minger'ſchen Verordnung, das waren die Deutſchnatio⸗ 
nalen, die Dinge dadurch ſchmackhaft machen laſſen, daß 
die Protokolle ſtenographiſch aufgenommen werden ſol⸗ 
en. Ob man die Protokolle in Stenographie aufnimmt 
oder nicht, iſt egal. Die Grundfrage muß ſein: „Iſt das 
echt, das in der erſten Inſtanz geſprochen wird, gur 
und eventuell nur durch eine Reviſion anzufechten, oder 
ſoll man in der erſten Inſtanz ſchlecht Recht ſprechen, in 
der zweiten Inſtanz auch infolge ſchlechter Beſetzung des 
Gerichts noch ſchlecht Recht ſprechen und zum Schluß 
eine Reviſionsmöglichleit in unſerm Danziger Oberge⸗ 
richt haben?“ Dieſe Fragen ſind zunächſt zu prüfen. 
Ich ſage, für ein Volk iſt das Recht etwas derart 
Kobes, daß die befte Rechtſprechung gerade gut genug 
Fe In der Frage der Rechtsfindung, wo es ſich um 
deiheit oder Eingeſperrtſein eines Menſchen handelt, 
diele Geldfragen keine Rolle ſpielen. Wenn man in 
Unfreiölngelegenheit, wo es ſich um die Freiheit oder 
Re beit eines Menſchen handelt, um das  höchite 
a E gut, das es im Leben eines Volkes gibt, mit Pfen- 
Shri rechnen und Erſparniſſe bei der Aufnahme von 
ten machen will, dann foll ſich der Staat be⸗ 
graben laſſen. 
Nasckteebrüftdent Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 


hat aſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.] Wir 

en ſicher geglaubt, daß die Juſtizverwaltung mit dem 
or Zeit mitgehen würde. Aber auch hier ſehen 
rade Se wieder getäuſcht und müſſen feſtſtellen, daß ge- 
wärts as Gegenteil eingetreten ift. Man will nicht vor- 
its, fondem immer weiter rückwärts. Gerade diefe 


arg 


Schwurgerichten 


J 


Vorlage ift ein Beweis dafür, daß man in der Recht⸗ 
ſprechung nichts ändern will. Man will das Recht im 
Gegenteil nur zu Gunſten einer Klaſſe anwenden. Wenn 
Herr Abg. Bürgerle glaubte, gegen den Ausdruck Klaſ⸗ 
ſenjuſtiz losziehen zu müſſen, ſo bleibt für uns die 
Klaſſenjuſtiz beſtehen. (Abg. Bürgerle: Die gibt es 
bloß in Sowjetrußland!) Es gibt inſofern Klaſſen⸗ 
juſtiz, als wir noch in einem Klaſſenſtaat leben. So 
lange wir in einem ſolchen Staat leben, wird es auch 
Klaſſenjuſtiz geben. Sie glauben, daß es in Sowjetruß⸗ 
land Klaſſenjuſtiz gibt. (Nur! rechts.). Das will 
ich gar nicht ableugnen. Aber m. H.., Sie verkennen den 
Unterſchied. Wenn Sie meinen, daß das Klaſſenjuſtiz 
iſt, ſo haben wir nichts dagegen. Aber für uns iſt das 


(©) 


eimasdanderes. Für uns heißt das, den Staat der jaf i 


fenden Bevölkerung ſchützen. (Abg. Kreft: Sehr rich⸗ 
tig!) Aber Ihr Schutz beſteht nur zu Nutz und From⸗ 
men der Beſitzenden. Und daß dieſe nicht der ausſchlag⸗ 
gebende Faktor im. Staate ſind, ſollte Ihnen auch klar 
ſein. Nicht die Beſitzenden allein, ſondern die ſchaffende 
Bevölkerung iſt in erſter Linie die Stütze des Staates, 
und zu deren Nutz und Frommen müßte auch die Juſtiz 
arbeiten. Das bißchen, das wir in der Beziehung noch 
gehabt haben, wollen Sie abbauen. Beſonders, wie mein 
Vorredner anführte, die Schwurgerichte. Wir werden 
unter keinen Umſtänden zulaſſen, daß an den 
etwas geändert wird, wir werden 
auch nicht zulaſſen, daß die Schwurgerichte verſchwinden. 
Nach Ihrer Vorlage bleibt ſür ſie nichts mehr zum Ver⸗ 
handeln übrig. Wenn ein Amtsrichter eine Strafe bis 
zu 10 Jahren Zuchthaus verhängen kann, ſo weiß ich 
nicht, was dann noch ein Schwurgericht Jol. Das it 
nach dieſer Vorlage völlig erledigt. Es wird ja auch 
in der Begründung geſagt, daß die Schwurgerichte nur 
noch negativ arbeiten werden. 

M. D. u. H.! Wenn wir uns die Vorlage anſehen 
und unſere Wünſche vortragen ſollen, ſo ſind wir der 
Meinung, daß beim Schwurgericht gewiß auch die Laien 
über das Strafmaß entſcheiden ſollen, aber nicht im Zu⸗ 
ſammenhang mit den Berufsrichtern. Den Laien beim 
Schwurgericht und beim Schöffengericht muß allein das 
Recht zuſtehen, das Maß der Strafe feſtzuſetzen. Die Be⸗ 
rufsrichter dürfen keine Urteile fällen. 
weiter und verlangen, daß den Angeklagten das Recht 
zuſtehen muß, ſich ihre Richter ſelbſt zu wählen. Wie 
aber aus der Vorlage hervorgeht, ſoll der Angeklagte 
keinen Einfluß haben. Es wird alles von den Berufs⸗ 
richtern erledigt. Wenn der Angeklagte einen oder den 
andern ablehnen zu müſſen glaubt, kommt ein halbes 
Dutzend Berufsrichter und wird ihm klar machen, daß 
ſeine Begründung nicht ſtichhaltig iſt. Daraus geht her⸗ 
vor, daß der Angeklagte auf die Zuſammenſetzung der 
Gerichte und auf die Rechtſprechung keinen Einfluß hat. 
Das können wir nicht mitmachen. Wir werden im Rechts⸗ 
Ausſchuß Anträge ſtellen, die dahin gehen, daß den An⸗ 
geklagten ein weit größeres Maß in Bezug auf die Zu⸗ 
ſammenſetzung der Richter zugeſprochen wird, als es bis⸗ 
her der Fall geweſen iſt. 

Ich möchte nun zu den Jugendrichtern kommen. 
Hier können wir nicht mit der Senatsvorlage konform 
gehen, ſoweit es ſich um die Verteidigung der Jugend⸗ 
lichen handelt. Es wird hier geſagt, daß den Jugend⸗ 
lichen nur dann ein Rechtsanwalt geſtellt wer⸗ 
den darf, wenn es ſich um Sachen handelt, für 
die auch ein Erwachſener einen 
beſtellt bekommt. Wir verlangen 
für die Jugendlichen in jedem Fall ein 
Rechtsanwalt geſtellt wird. M. H.! Wie notwendig 
das iſt, hat gerade der Herr Abg. Rahn bewieſen. Wenn 
man die Verhandlungen von Schöffengerichten und vor 
den Strafkammern kennt und derartige öffentliche 


dagegen, daß 


Sitzungen mitmacht, ſo muß man feſtſtellen, daß der An⸗ 
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Wir gehen noch 


Rechtsanwalt 


ä ante a 
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geklagte in den Fällen, wo ihm kein Rechtsanwalt zur 
Seite ſteht, kein Recht bekommt. Dann hat der Berufs⸗ 
richter überhaupt keine Zeit, den Angeklagten anzuhören, 
dann heißt es: „Das wiſſen wir ſchon, haben Sie noch 
etwas zu ſagen.“ Und ehe ſich der Angeklagte verſieht, 
iſt er im Laufe von 10 Minuten zu zwei Jahren Ge⸗ 
fängnis verurteilt und er weiß nicht wie. Iſt aber ein 
Rechtsanwalt dabei, und das hat man in den Fällen, 
wenn der Angeklagte pekuniär beſſer geſtellt iſt, geſehen, ſo 
dauert eine ſolche Verhandlung bis zu zwei Stunden, 
während fie ſonſt in 10 Minuten abgewickelt iſt. Um 
dies zu vermeiden, muß man verlangen, daß beſonders 
für Jugendliche zu jeder Verhandlung Rechtsanwälte 
geſtellt werden. Wir werden in dieſer Bez ziehung noch 
im Rechtsausſchuß unſere Anträge ſtellen. 

Die Wuchergerichte, m. H., wie Jte heute beſtehen, 
können nicht das Vertrauen der Bevölk haben. 
Aber daß das ein Grund iſt, ſie urranläfen, können wir 
nicht einſehen. Wir ſind der Anſicht, daß dieſe Gerichte 
weiter ausgebaut und auch mit Laien beſetzt e müſ⸗ 
ſen, und zwar in einem wejt größerem Maße als heute. 
Was ſoll man dazu ſagen, wenn das Wuchergericht einen 
Angeklagten freiſpricht, der für ein Telephongeſpräch 100 
Prozent mehr nahm, als es ihn gekoſtet hat? Ein Te⸗ 
lephongeſpräch koſtet 25 Pfg. und jener Mann verlangte 
50 Pfg. Jeder denkende Menſch wird ſagen, daß das 
Wucher iſt. Das Gericht ſtellt ſich aber auf den Stand⸗ 
5 das ſei kein Wucher. Der Mann wurde freige⸗ 
ſprochen. Wenn die Wuchergerichte ſo arbeiten, ſo ſind 
wir der Meinung, daß ſie anders eingeſtellt werden müß⸗ 
ten. Wir verlangen das, trotzdem das Wuchergericht ein 
ganzes Jahr lang nichts getan hat, obwohl wir noch im⸗ 
mer der Auswucherung unterliegen. Das iſt ein Zeichen 
dafür, wie Sie es verſtehen, Ihre Klaſſe zu ſchützen, wie 
Sie es verſtehen, fie allein mit Glacshandſchuhen angu- 
faſſen. Wenn dagegen irgend ein kleines Vergehen oder 


Verbrechen gegen die Schupo begangen wird, dann wer⸗ 


den Schwurgericht, Amtsgericht, Strafkammer und wer 
weiß was noch alles aufgefahren. Hier, wo offenſicht⸗ 
licher Wucher vorliegt, findet ſich kein Menſch, der dazu 
bereit iſt, dieſem Mann das Handwerk zu legen. 

Zuſammenfaſſend möchte ich ſagen, daß wir zu der 
ganzen Vorlage kein Weben haben. Wenn wir da⸗ 
zu Vertrauen haben ſollen, muß noch vieles geändert 
werden. Wir werden uns die allergrößte Mühe geben, 
die Vorlage in dieſer Beziehung abzuändern, damit nicht 
nur die beſitzende Klaſſe zu ihrem Recht kommt, ſon⸗ 
dern in erſter Linie die ſchaffende Bevölkerung und die 
Klaſſenjuſtiz endlich an den Nagel gehängt wird. (Leb⸗ 
haftes Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Weitere e liegen 
nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Der Aelteſten⸗ 
Ausſchuß ſchlägt vor, die Vorlage dem Rechts⸗Ausſchuß 
zu überweiſen. Widerſpruch höre ich nicht, ich ſtelle feſt, 
daß jo beſchloſſen ift. Ich rufe auf Punkt 3 der Tages⸗ 
ordnung: 

Erſte Beratung eines Beamtenruheſtands⸗ 
geſetzes und eines e 


geſetzes. 
Druckſache Nr. 1541. Ich eröffne die Ausſprache. Das 
Wort hat der Herr Abg. Falkenberg. 

Falkenberg, Abgeordneter (D. Nat.): Das Beamten⸗ 
ruheſtandsgeſetz ſtellt die Folge des Beamtendienſtein⸗ 
kommensgeſetzes dar. Bis dahin ſind die Beamten nach 
dem in Preußen und Deutſchland geltenden Recht und 
nach den dort maßgebenden Beſtimmungen penſioniert 
worden. Jetzt ſoll dieſen ausgeſprochenen Penſionierun⸗ 
gen und den zukünftigen Penſionierungen eine Rechts⸗ 
grundlage gegeben werden. Vor allen Dingen ſollen die 
unglaublichen Ungerechtigkeiten die ſich nuf dem Gebiet 
de un hergusgebildet haben, beſeitigt wer⸗ 


de nern, DR es nicht gelingen iſt, a 
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mäß den Anträgen, die aus dem Hauſe und von der 
Beamtenſchaft gekommen ſind, die Vorlage früher ein⸗ 
zubringen. (Sehr richtig!) 

Ich erinnere daran, daß die Deutſchnationale Frak⸗ 
tion ſchon im Jahre 1924 einen Antrag geſtellt hat, ein 
Beamtenruheſtandsgeſetz vorzulegen. Der Antrag war 
von dem Abg. Bürgerle unterzeichnet. Bei der Beſpre⸗ 
chung des Antrages haben ſich alle Parteien auf den 
Standpunkt geſtellt, es ſei jest Zeit, das Beamtenruhe⸗ 
ſtandsgeſetz einzubringen. Gleichwohl begrüßen wir im 
Intereſſe der Beamtenſchaft die eingebrachte Vorlage. 
Wir haben Habei den dringenden Wunſch, daß dieſe Vor⸗ 
lage ſo ſchnell als möglich verabſchiedet werde. Das iſt 
deswegen ſchon eine Notwendigkeit, damit die alten Pen⸗ 
ſionäre, die Leute, die vor 1920 penſioniert worden ſind, 
zur Ruhe kommen. Dieſe Leute ſind vor 1920 nach der 
Eingangsgruppe penſioniert worden, aljo zu einem ſedr 
niedrigen Satz und leiden bitter Not. Sie warten auf 
ihre höhere Eingruppierung und Nachzahlung. Dieſe 


Nachzahlung iſt für viele eine Exiſtenzfrage geworden. 


Wenn die Vorlage früher eingebracht worden wäre, 
glaube ich, daß das Abbaugeſetz nicht den Schwierigkeiten 
Bac ce wäre, die es tatſächlich gefunden hat. Wenn 
den Beamten der ſichere Rechtsboden gegeben worden 
wäre, fo hätten viele von ſelbſt den Antrag auf Penſto⸗ 
nierung geſtellt. Weiter wäre auch vielleicht mit freiwil⸗ 
ligen Penſionsanträgen zu rechnen geweſen. Man hat 
in der Beamtenſchaft vielfach gehört: „Ich kann mich 
nicht penſionieren laſſen, da ich nicht 
kenne, ich muß doch erſt das Penſionierungsgeſetz abwar⸗ 
ten.“ 
Die ganze Vorlage lehnt ſich natürlich, um die Rechts⸗ 
einheit mit Deutſchland aufrecht zu erhalten, eng an die 


preußif jch = deutſchen Verordnungen an, ja, fte geht in 


einigen Punkten darüber hinaus. Wir begrüßen es, da 
auch dieſe Vorlage im Einvernehmen mit dem Beamten⸗ 
bunde zuſtande gekommen iſt. In allen weſentlichen 
Punkten iſt eine Uebereinſtimmung erzielt worden, mit 
Ausnahme von zwei Punkten, die allerdings von ſehr 
großer Bedeutung Ind, Wir werden die Vorlage natür⸗ 
lich im Ausſchuß prüfen, eifrig daran mitarbeiten und 
darauf dringen, daß fte ſchnell verabſchiedet wird, damit 
in den Kreiſen der Altpenſionäre die bitterſte Not beſei⸗ 
tigt wird. Wir werden uns vorbehalten, Anträge zu ſtel⸗ 


len, die eine Verbeſſerung der Paa in einigen Punk⸗ 


ten bezwecken. (Bravo rechts.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat Herr Abg. 
v. Malachinski. 
v. Malachinski, nd (K. P.): M. D. u. H.! 


Das Geſetz, das heute dem Hauſe zur Beratung vor⸗ 
gelegt wird, betreffend die Beamten im Ruheſtand und 
die Witwen und Hinterbliebenen der Beamten, iſt für die 
Bevölkerung eins der wichtigſten Geſetze. Schon in jun⸗ 
gen Ehejahren werden Sie ſelbſt die Beobachtung ge⸗ 
Machs haben, daß die Frage geſtellt wird: „Was geſchieht 


mit uns, wenn wir krank, gebrechlich und arbeitsunfähig 


ſind?“ Aber noch eine viel größere Frage wird zur Dis⸗ 
kuſſion geſtellt: „Was geſchieht mit den Hinterbliebenen 


im Falle eines Todes dieſes Betreffenden.“ Das vor⸗ 
liegende Geſetz will nun eine Abhilfe ſchaffen. Für 465 
männliche und weibliche Perſonen erfordert es eine 


Summe von 472 000 Gulden. 
lung betrachten, wie ſie vorgelegt wurde, ſo kommt man 
zur Einſicht, daß der alte Fehler immer wieder zum Bor 
ſchein kommt. Wenn Sie einen Angeſtellten nehmen, 
i B. einen Amtsgehilfen, ſo ſoll er für ein Jahr 

5 Monate 290 Gulden bekommen und wenn. 


15 000 Gulden vorgeſehen. Der größte Teil der Vers 
N Danzigs T Darüber 1 trüſtet. 
j klaven fragen: „Was geſchieht mi 


die Grundſätze 


Wenn Sie die Staffe⸗ 


Sie die 
höchſte Stufe nehmen, jo werden Sie den kolloſſalen Un: 
terſchied ſehen, denn dort iſt eine einmalige Summe Er 
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lienvater wirft die Frage auf: „Was wird aus uns, 
wenn wir arbeitsunfähig, wenn wir krank und gebrech⸗ 
lich werden?“ Dieſe Leute haben ein ſchreckliches Bild 
vor Augen und die vielen Zuſchriften, die die Kommu⸗ 
niſtiſche Partei erhalten hat, beweiſen, wie ſchrecklich 
heute ihon der Zuſtand der Danziger Lohnfklaven it. 
M. D. u, H.! Sie werden auch ſchon einmal an Wo- 
chentagen die ausgehungerten und ausgemergelten Ge⸗ 
ſtalten geſehen haben, die zu Hunderten bettelnd von Ge- 
ſchäft zu Geſchäft durch die Straßen ziehen. Das alles 
wird vom Senat nicht beobachtet. (Das ſind doch 
keine Menſchen! bei den Kommuniſten.) Man ſieht 
nicht die ausgemergelten, alten Invaliden, die hungernd 
durch die Straßen ziehen. Man ſieht ferner, daß Leute, 
die 30 bis 40 Jahre im Beruf, in den Fabriken tätig 
geweſen find, wahllos auf die Straße geſetzt werden. Nie⸗ 
mand kümmert ſich darum, was mit dieſen Menſchen ge⸗ 
ſchieht. Nun habe ich eine intereſſante Mitteilung in 
dem Regierungsblatt, der „Volksſtimme“ gefunden. Da 
ſchreibt man, daß man eine Nachzahlung für die Lohn⸗ 
ſklaven zu geben beabſichtige. Ich habe vorhin geſagt, 
daß für die 456 Leute zuſammen 472 000 Gulden aus⸗ 
gegeben werden. Die 9000 Lohnſklaven ſollen, wie das 
Regierungsblatt, die „Volksſtimme“ ſchreibt, im ganzen 
eine Summe von 124.000 Gulden bekommen. (Hört, 
hört! bei den Kommuniſten.) Das iſt ein Zuſtand, 
der nicht länger anhalten darf. 

M. D. u. H.] Ueber die einzelnen Abänderungen 
wird ja ein anderes Mal geſprochen werden. Das iſt 
aber ein Zuſtand, der ganz unhalthar iſt. Die Lohn⸗ 
ſklaven müßten zu einer Demonſtration zuſammenkom⸗ 
men mit den Witwen und Waiſen, denen man das Geld 
entzieht, die den ganzen Monat 24 Gulden erhalten. 
Sie müßten ſich von dieſem Uebel befreien und endlich 
einmal aufwachen, um mit dieſer Geſellſchaftsordnung 
Schluß zu machen. M. D. u. H.] Man kann gar nicht 
genug darüber reden, daß die Kommuniſtiſche Partei der 
Bevölkerung vor Augen halten muß, daß ſie für die kom⸗ 
menden Zeiten ſorgen ſoll, daß ſie im Alter ſo geſtellt 
iſt, wie es eigentlich fein ſollte. Darum ſage ich, unſer 
Endziel, das für dieſe Bevölkerungskreiſe geſetzt iſt, iſt 
ganz nahe gerückt. Sie ſehen, daß das chineſiſche Volk 
aufgeſtanden iſt und daß es drauf und dran iſt, ſich aus 
den Ketten zu befreien. Ich erinnere an den heldenhaf⸗ 
ten Kampf, den die marokkaniſche Klaſſe führt. All das 
ſollte zu denken geben. Hier muß endlich einmal etwas 
getan werden. Unſer Endziel iſt der Aufbau einer 
neuen Geſellſchaftsordnung, damit alle Menſchen, die 
aus irgendeinem Grund ihre Arbeitsfähigkeit eingebüßt 
haben, völlig geſichert ſind. Die Greiſe müſſen ein 
ruhiges Alter haben und alle Bequemlichkeiten des Le- 
bens genießen. Die Kranken und die Krüppel dürfen in 
unſerm Staat nicht weiter jo ſchikaniert werden, wie das 
letzt geſchieht. Wenn fie noch etwas Gehalt oder Pen- 
nn bekommen, jo wird das auf die Hälfte reduziert, 
Wenn noch ein Schwiegerſohn da iſt, eine verheiratete 

= ter uſw. Der Menſchheit wird nur geholfen wer- 
ſich enn die Beamten, die auch nur Lohnfklaven find, 
bewußt werden, daß ſie eine ausgebeutete Maſſe ſind 


n g b K 1 
wenn alle dieſe Leute darüber nachdenken, was ihnen 


geja er einen Arbeiterpartei, das ift die kommuniſtiſche, 
8 gt wird. Nur von ihr wird die Befreiung kommen. 
ne bei den Kommuniſten.) i f 
izepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen liegen 
tragt en Die Beratung ift geſchloſſen. Es wird bean⸗ 
Wideri te Vorlage dem Haupt⸗Ausſchuß zu überweiſen. 
fe ru) höre ich nicht; es ift je beſchloſſen. Ich 
IN Punkt 4 der Tagesordnung: 


gendwohlfahrt. 1 0 | 
1577. Ich eröffne die Beſprechung. 
u Abg. Meyer. 


— — — — — —ẽ——— Ü'. — — — 


Abg. Meyer, Abgeordnete (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Wer mit offenen Augen durch das Geſchehen unſerer 
Tage geht und beobachtet, was ſich täglich vollzieht, 
der wird ſich des Eindrucks nicht erwehren können, 
daß unſere Jugend, und zwar die Jugend aller Kreiſe, 
ſchwer gefährdet iſt. (Na, Sie ſehen das ja nicht! 
bei den Kommuniſten.) Wo ſind heute noch chriſt⸗ 
liche Weltanſchauung, Reinheit der Sitten, Treue zu 


finden? (Gehen Sie in die Katen der Arbeiter 
und Erwerbsloſen! bei den Kommuniſten.) Wer bee 
ſitzt dieſe Tugenden heute noch? (Sie! bei den 


Kommuniſten.) Der Krieg mit ſeinen Nebenerſchei⸗ 
nungen, der Hunger, die Not, die mannigfaltigen Ent⸗ 
behrungen haben an der Feſtigkeit vieler Volkskreiſe 
und auch vieler Charaktere gerüttelt, und alles iſt ins 
Wanken geraten. Hier heißt es wieder aufbauen! 


Wenn wir die Not unſeres Volkes, die Not unſerer 
Jugend erkannt haben, wenn wir wiſſen, daß das 


Leben aber auch das Sterben eines Volkes von den 
ſittlichen Werten abhängt, die es birgt, die es zu fei 
nem Lebensideal gemacht hat, ſo werden wir, die wir 
uns für das Wohl unſerer Jugend verantwortlich 


fühlen, (Frau Abg. Kreft: Das glauben Sie doch 
ſelbſt nicht!), alles mit wahrer Freude begrüßen 
und unterſtützen, was geeignet iſt, die ſittlichen 
Kräfte in unſerm Volk zu heben und die chriſtliche 
Weltanſchauung und das Wort Pflicht wieder in den 
Mittelpunkt der Betrachtungen zu ſtellen. (Bravo 
rechts. — Was Sie unter Pflicht verſtehen! bei den 


Kommuniſten.) Wir werden uns mit aller Tat⸗ 
kraft für alles einſetzen, was geeignet iſt, unſere Ju⸗ 
gend aus einer materialiſtiſchen Weltanſchauung zu 
einer idealen Höhe herauszuführen, die ſie befähigt, 
die höchſten und heiligſten Güter der eigenen Perſon, 
des Volkes und der Nation zu erkennen. (Sehr 
gut! rechts. Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 
Sie bekommen nachher das Wort. Der koſtbarſte Beſitz 
eines Volkes iſt nicht der, der ſich in klingender 
Münze zu 3 Prozent im Monat anlegen läßt, nein, 
der koſtbarſte Beſitz auch unſeres Volkes ſind die 
ſittlichen und ideellen Güter. Eine werbende Anlage 
wird es ſein, wenn der Staat einen Teil ſeiner Finan⸗ 
zen in dieſem Beſitz anlegt. (Abg. Beyer: In Rott⸗ 
mansdorf auch? Heiterkeit.) Die Zinſen werden 
mehr als 3 Prozent betragen. Von der moraliſchen 
Kraft hängt das Gedeihen und die Aufwärtsentwick⸗ 
lung des Staates ab. Aus dieſen Gründen begrüßen 
wir den Entwurf eines Geſetzes für Jugendwohlfahrt, 
der ſich in faſt allen Paragraphen an das Reichs⸗ 
jugend ⸗Wohlfahrtsgeſetz anlehnt. Wo der Entwurf 
abweicht, bedeutet er keine Verbeſſerung, ſondern iſt 
zweckwidrig. (Sehr richtig!) 

Der einheitliche Gedanke, der dem Geſetz zu Grunde 
gelegt wurde, iſt das Recht des Kindes auf Erziehung. 
Wie ſehr das Volk dieſer Erziehung bedarf, wird in 
jeder Volkstagung aufs lebhafteſte zur Anſchauung ge⸗ 
bracht. Wie kaum ein anderes Geſetz betont es ſeine 
einheitliche Aufgabe, indem es die verſchiedenſten Vor⸗ 
ſchriften und die verſchiedenſten Verordnungen der 
verſchiedenen Städte und Gemeinden zur Regelung 
der Jugendwohlfahrt zuſammenfaßt und ſie dem einen 
einheitlichen Gedanken unterſtellt. Ebenſo einheitlich 
iſt die Ausübung gedacht, durch Uebertragung aller in 
das Geſetz einbezogenen Gebiete der Jugendhilfe an 
eine Stelle. Die Einheitlichkeit der Ausübung wird 
noch erheblich verſtärkt durch eine Einbeziehung aller 
privaten Jugendhilfs ⸗Organiſationen. Dieſe Einbe⸗ 
ziehung der freien Wohlfahrtspflege in den behördli⸗ 
chen Apparat, ſichert die Beweglichkeit und ſtellt die 
Verwaltung auf eine lebendige Grundlage. Die Er⸗ 
fahrungen des praktiſchen Lebens werden nutzbar ge⸗ 
macht und dem Bürokratismus, der in die Jugend⸗ 
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(Meyer, Abgeordnete.) 

pflege ganz und gar 
Grenzen geſetzt. 

Die Organiſation, wie ſie vorgeſehen iſt, ſcheint 
eine Gewähr dafür zu bieten, daß all die Erfahrungen, 
die auf dem Gebiete der Jugendwohlfahrt gemacht 
ſind, auch ferner in den Dienſt dieſer Aufgaben geſtellt 
werden. Auf den erſten Blick mag es ſcheinen, als 
ob von einer ehrenamtlichen Mitwirkung abgeſehen 
werden kann. Vor jedem Verſuch, dieſe Kräfte aus 
der Arbeit an der Jugend auszuſchalten, muß aus⸗ 
drücklichſt gewarnt werden. (Sehr richtig!) Es 
heißt die Allgemeinheit wertvollſter Kräfte berauben, 
und es hieße eine der wenigen Möglichkeiten unter⸗ 
graben, die zu einem Verſtehen der verſchiedenen 
Volkskreiſe untereinander führen. (Sehr wahr! 
rechts.) Wir können und wollen die Impondera⸗ 
bilien nicht entbehren, die in der freiwilligen Hingabe 
von Güte und Nächſtenliebe an unſere Brüder und 
Schweſtern im Volke liegen. Die Befürchtungen, der 
Verſtand könne beſonders bei Frauen ſtillſtehen, wenn 
ſie das Herz ſprechen laſſen, haben ſich auf dem Gebiete 
der ſozialen Fürſorge als unbegründet erwieſen. Auf 
anderen Gebieten mag es ja vielleicht vorgekommen 
ſein. Für die Arbeit einer Jugendpflege ſind aber 
beides, Verſtand und Herz, unentbehrlich. (Sehr 
richtig! rechts. — Frau Abg Kreft: Sie haben keinen 
Verſtand und kein Herz für die Jugendfürſorge! 
Mehr als Sie! rechts.) Alle Aufgaben, die bisher 
Aufgabengebiete der freien Liebestätigkeit waren, 
betrachtet der Entwurf äls Aufgaben des Staates. 
Schon, um eine zu große Belaſtung desſelben zu ver⸗ 
meiden, müſſen es alle privaten Einrichtungen als 
eine Pflicht betrachten, ſich der behördlichen Jugend⸗ 
wohlfahrt einzufügen, die es dagegen unterlaſſen muß, 
irgendwie ſtörend in die privaten Veranſtaltungen 
einzugreifen. Die Selbſthilfe, die aus der Bevölke⸗ 
rung herausgewachſen iſt, und die der Träger und 
Hauptanreger in der vorbeugenden Jugendhilfe 
wurde, hatte das Bedürfnis der Zeit jeweils erkannt. 
Die Selbſthilfe fand Kräfte und Mittel, die den Be⸗ 
hörden unzugänglich waren. Darum muß ſich auch das 
neu einzurichtende Jugendamt dieſe Kräfte und Mit⸗ 
tel ſichern. Bis zum Jahre 1918 war es ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß die Beſitzenden freiwillig Abgaben für alle 
privaten Wohlfahrtsveranſtaltungen leiſteten. Jetzt 
iſt das anders geworden. Der Beſitz hat gewechſelt. 
Die alten Reichen ſind verſchwunden und mit ihnen 
die alte gute Sitte des Sichverpflichtetfühlens. Die 
neuen Reichen haben ſich den Sinn des Wortes 
„noblesse oblige“ noch nicht zueigen gemacht. 


nicht hineingehört, werden 


richtig!) In dieſem Zuſammenhang überſetzt 
heißt es: „Beſitz verpflichtet“. (Zuruf des Abg. 
Liſchnewski.) ö 


Eine beſondere Beachtung ſoll der Säuglings⸗ und 
Mutterfürſorge geſchenkt werden. Die Statiſtik ſpricht 
eine beredte Sprache. Die Sterblichkeit der Säuglinge 
im Freiſtaatgebiet iſt erheblich höher als im Reiche 
in den Jahren 1913/1914. Erinnern wir uns daran, 
daß die Sterblichkeit der unehelichen Kinder in 
Danzig nach der Statiſtik von 1914 geringer war, als 
die der ehelichen, nämlich dank der Fürſorgemaßnah⸗ 


men, die getroffen worden waren, ſo zeigt ſich doch, 


verſtande der Mütter. Hier helfend einzugreifen, iſt 


wie viel heute noch zu tun übrig iſt. Auf dem Lande 
ſind die Verhältniſſe nicht beſſer. (Abg. Hoppe: 
Schlechter!) Und die Gemeinden werden die nöti⸗ 
gen Zuſchüſſe erhalten müſſen, wenn auch auf dem 
Lande die unentbehrliche Jugendfürſorge eingerichtet 
werden ſoll. Die Erhaltung unſerer Säuglinge häng 
nicht immer von den ſchlechten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen ab, in die ſie hineingeboren werden, ſon⸗ 
dern ebenſo häufig von der Unkenntnis und dem Un⸗ 


— — 


(Sehr 


Pflicht des Staates, der einen geſunden und kräftigen 
Nachwuchs nicht entbehren kann, und es iſt Pflicht 
gegen die Mütter und die Familien, die Glück, Freude 
und Bereicherung in ihren Kindern ſehen. (Zuruf 
links.) Die Fürſorge für die Jugendlichen muß 
eine umfaſſende ſein, doch darf ſie niemals an eine 
Zerſtörung oder Aufhebung des Familienlebens an⸗ 
grenzen. Es müßte denn ſein, daß andere Hilfsmittel 
nicht mehr vorhanden ſind, den Gefährdeten zu retten. 
Wir Deutſchnationalen ſehen in der Familie nicht nur 
die Keimzelle des Staates, ſondern auch die Urzelle 
ſittlicher Kraft und kultureller Erneuerung, die große 
Glücksquelle perſönlichen Lebens. Fee 
rechts. — Abg. Raſchke: In anderen Familien ver⸗ 
hindern Sie das Familienleben, da reißen Sie die 
Mutter heraus!) Das können Sie alles nachher 
ſagen, jetzt bin ich an der Reihe. 

Vizepräſident Spill: Ich bitte um mehr Ruhe. Es 
iſt ſelbſtverſtändlich, daß eine Frau nicht ein ſo ſtarkes 
Organ hat und durchdringen kann. (Abg. Rahn: 
Außerdem iſt es eine Unhöflichkeit, ſie zu unterbrechen!) 

Meyer, Frau, Abgeordnete (D. Nat.): Dieſelbe 
Wichtigkeit wie der Säuglingsfürſorge meſſen wir der 
Mütterfürſorge bei. Meine Fraktion hat ſich gegen die 
Streichung der §§ 218—219 des Strafgeſetzbuches aus- 
geſprochen und hat damit den Willen bekundet, Für⸗ 
ſorge für kinderreiche Familien und für die Mütter 
ausüben zu wollen. Allen denen, die für die Strei⸗ 
chung der §§ 218 und 219 find, möchte ich hier in aller 
Ruhe eins jagen: aus dem Wunſche heraus, ſich von 


allem zu befreien, was läſtig, unerwünſcht und un⸗ 
tragbar erſcheint, wird ſich die Frau ſelbſt ins Elend 


ſtürzen; denn jede auf dieſem Gebiet aufgehobene Ver⸗ 
antwortung iſt letzten Endes eine neue Freiheit für 
den Mann und eine neue Belaſtung für die Frau. Ich 


ſpreche in dieſem Augenblick zu meinen Geſchlechtsge⸗ (D) 


noſſinnen aus vollſter, innerſter Ueberzeugung, um ſie 
zu warnen. Man benutzt Parteipolitik, um die 
Frauen, denen der Ueberblick über die Folgen der 
Streichung der Paragraphen fehlt, eines Schutzes zu 
berauben, den ſie nicht entbehren können. Wie ſich auch 
immer das Recht als ſolches zu der Frage der Abtrei⸗ 
bung ſtellen mag, eine moraliſche Verantwortung dem 
einmal gezeugten Leben gegenüber beſteht. Schon der 
Verſuch, allein dieſe Verantwortung leugnen zu 
wollen, iſt moraliſche Bloßſtellung. (Sehr richtig! 
rechts.) Aus dem religiöſen Empfinden heraus 
entſpringt die allgemeine Achtung vor der werdenden 
Mutter, die eine ſittliche Aeußerung aller Völker iſt 
und darauf zurückgeht, daß man in der Frau die 
Hüterin des keimenden Lebens ſieht. Einem hem⸗ 
mungsloſen Ausleben, deſſen Opfer die Frau werden 
muß, ſetzen wir ein erhöhtes Verantwortungsgefühl 
gegenüber. Wir ſehen in der Frau die Lebenserhal⸗ 
terin, und nicht die Lebensvernichterin, die ſelbſt die 
Achtung zerſtören würde, die ſie heute beſitzt. Aus 
dieſer Ueberzeugung heraus chen wir die Konſe⸗ 
quenzen und werden für geſunde Lebensbedingungen, 
für hilfsbedürftige Mütter und hilfsbedürftige Kinder 
eintreten. (Sehr richtig! rechts.) 

Wir ſind uns dabei wohl bewußt, daß dieſes Geſetz 
allein die Hilfe nicht bringen kann und nicht bringen 
wird. Der Boden, auf dem der geſunde Nachwuchs 
erwachſen fol, muß in geſunden Wohnungen liegen. 
Die Atmoſphäre, in der geſunde Kinder gedeihen, muß 
von Gift und Schund frei ſein, mit dem wir heute 
überſchüttet werden. (Frau Abg. Döll: Wo ſpielen 
die Dorfkinder? Auf den Miſthaufen, in den Kloaken⸗ 
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Frau Abg. Döll: Der Beſitz zwingt fie dazu! — An⸗ 
ruhe.) Aus meinen langjährigen Erfahrungen. 
Gemeindewaiſenrat heraus, will ich noch auf eind 
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(A) (Meyer, Abgeordnete.) 


wichtigen Punkt eingehen, dem das neue Jugendwohl⸗ 


fahrtsgeſetz auch Beachtung ſchenkt, das ift die Einzel⸗ 


vormundſchaft. Eine ſorgfältige Auswahl der Vor⸗ 
münder kann heute nicht mehr getroffen werden. 


Fragen: „Willſt du eine Vormundſchaft überneh⸗ 
men?“ wie das Vormundſchaftsgericht es wünſcht, 
ſind überflüſſig, denn dann würde man überhaupt 


keine Vormünder bekommen. In dieſem Punkt will ja 
der Entwurf neue Wege gehen, und das iſt zu be⸗ 
grüßen. Die Frauen, die ſich im großen und ganzen 
am beſten für dieſes Amt eignen, haben in dieſem 
Punkt teils zu viele und teils zu wenig Rechte. Jede 
Frau kann die Wahl zum Vormund ablehnen. Auch 
die unverheiratete Frau, die im allgemeinen Zeit ge⸗ 
nug hätte, darf ablehnen. Warum? Die Menſchen 
bedürfen nicht nur für die ſchlechten, ſondern auch für 
die guten Taten eines Anſtoßes von außen. Hier iſt 
ein Zwang, gerade wie er auch auf den Mann ausge⸗ 
übt werden muß, ſehr ſegensreich. In dieſem Punkt 
hat der Entwurf ſich nicht das Reichsjugendwohl⸗ 
fahrtsgeſetz zu eigen gemacht. Alle alten Beſchränkun⸗ 
gen hat dieſer Entwurf wieder hervorgeholt. Eine 
Begründung für die Einſtellung, die der zweckmäßigen 
Verwendung vorhandener Kräfte widerſpricht, konnte 
ich nicht finden. Wir werden uns in den Ausſchuß⸗ 
beratungen eingehend mit dieſem Paragraphen be⸗ 
Bei dem Mangel, der heute an Vormün⸗ 
dern herrſcht, kann eine Eignung gar nicht mehr berück⸗ 
ſichtigt werden. Wenn die Amtsvormundſchaft, die 
die rechtlichen Anſprüche des Mündels regelt, erledigt 
iſt, dann tritt die Einzelvormundſchaft in ihr Amt, um 
die Erziehungsfrage zu regeln. Wenn hier jemand am 


Platz iſt, ſo iſt es die Frau. Auf die Auswahl iſt die 


größte Sorgfalt zu legen, ſoll nicht die Vormundſchaft 
zur Farce werden. (Rur Deutſchnationale! links.) 


() Man muß die Frauen zu dieſem Amt mehr heran 


ziehen. Sie werden die Brücken ſchlagen zum Ver⸗ 
ſtändnis der verſchiedenen Volkskreiſe untereinander, 
und dieſe Brücken brauchen wir. Auch die Ausſchaltung 
des Vormundſchaftsgerichts an verſchiedenen Stellen, 
inſonderheit in den Fällen, in denen es ſich um eine 
Kontrolle des Vermögens der Mündel handelt, er⸗ 
ſcheint bedenklich. Auch da weicht der Entwurf von 
en Beſtimmungen des Reichs ⸗Jugendwohlfahrts⸗ 


geſetzes ab. Die wirtſchaftliche, ſeeliſche und körperliche 


ot des Kindes wurzelt meiſt in ſeiner Familie und 
kann in vielen Fällen nur mit der Not der Familie 
Hoben werden. Aus dieſem Grunde ſcheint ein 
enger Anſchluß oder Unterſtellung unter das Wohl⸗ 
ahrtsamt geboten, umſo mehr, als der Entwurf den 
Abſchnitt über die öffentliche Unterſtützung hilfsbedürf⸗ 
iger Minderjähriger, der im Reichswohlfahrtsgeſetz 
fed die dritte Steuernotverordnung außer Kraft ge⸗ 
etzt ijt, nicht enthält. 

k Alle Maßnahmen der Jugend - Wohlfahrtspflege 
hen und fallen mit der Perſon des Leiters des 
küchendamts. Nicht nur ein guter Mann oder ein 
enges Parteimitglied wird dieje Stelle ausfüllen 
für 5. ſondern eine Perſönlichkeit, die Verſtändnis 
ſchen ie Aufgaben der Jugendpflege beſitzt (Zwi⸗ 
tale rufe und Unruhe.) und ein Organiſations⸗ 
8 ille; das ſeine Behörde mit dem Geiſt und dem 
wert" erfüllt, der immer neue Kräfte lebendig für die 
me iten Aufgaben am Volk macht. (Abg Evert: 


* 


: tt Sie unſer Jugendamt jetzt?) Das Jugend⸗ 
muß muß ſelbſtändig, einheitlich und beweglich ſein, 


alle der Jugendpflege dienenden Kreiſe erfaſſen 
Mur c e unter Aus⸗ 
5 Sn von Dilettantismus und Bürofratismus.. 
llt iter muß aber pfleglich mit ſeinen Fürſorgean⸗ 


(Abg. Evert: Hoffe 


und 


k 
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helfen Sie mit, wenn wir anfangen rein Schiff da zu 
machen!) Die Grenzen der Leiſtungsfähigkeit ſind 
erreicht, ja faſt überſchritten. Für die Wirkung des 
Geſetzes wird ferner der Geiſt maßgebend ſein, der alle 
Mitarbeiter erfüllt. Möge es der Geiſt des Verſtehens, 
der Güte und der Gerechtigkeit ſein, (Sehr gut! 
rechts.) der unſerer Jugend den Weg ebnen will, 
der zu ſittlicher Höhe und wahrer deutſcher Kultur 
führt. (Bravo! rechts.) Wir werden im Ausſchuß 
mit aller Kraft und gutem Willen an dem Geſetz mit⸗ 
arbeiten. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 

: Bizepräfident Spill: Das Wort hat Frau Abg. 
Kuntz. 

Kuntz, Frau, Abgeordnete (Lib.): M. H. u. D.! 
Nach den vortrefflichen Ausführungen meiner Vor⸗ 
rednerin kann ich mich kurz faſſen und möchte nur im 
allgemeinen einige Punkte behandeln, die meiner 
Fraktion Anlaß geben, hier heute das Wort zu ergrei⸗ 
fen. Ohne Zweifel beſteht eine große Verwahrloſung 
unſerer Jugend. Das läßt ſich nicht beſtreiten. Umſo⸗ 
mehr iſt es aber zu bedauern, daß das Jugendwohl⸗ 
fahrtsgeſetz, das in Deutſchland bereits vor drei 
Jahren eingeführt wurde, hier in Danzig ſo lange hat 
auf ſich warten laſſen. Seit Juni 1922 iſt das Geſetz 
in Deutſchland fertiggeſtellt. Es wäre alſo wirklich 
Zeit geweſen, es hier in Danzig früher einzubringen. 
Alle Organiſationen haben ſchon ſeit Jahren darauf 
hingearbeitet, daß das Jugendwohlfahrtgeſetz hier in 
Danzig übernommen werden ſollte. Wir freuen uns, 
daß es nun endlich dazu gekommen iſt, und begrüßen 
es auch, daß es ſich im großen und ganzen an die Vor⸗ 
ſchläge im Deutſchen Reiche anſchließt. Wir begrüßen 
vor allen Dingen auch, daß die Organiſation hier im 
Freiſtaat ſehr vereinfacht werden ſoll, und daß Wert 
darauf gelegt wurde, die ehrenamtliche Arbeit all der 
Männer und Frauen, die ſich bisher ſchon in der 
Jugendwohlfahrtspflege betätigt haben, nach Möglich⸗ 
keit heranzuziehen. Was ich ſelbſt in dieſem Geſetz 
vermiſſe, iſt, daß im erſten Paragraphen von dem Recht 
des Kindes auf Erziehung zur leiblichen, ſeeliſchen und 
geſellſchaftlichen Tüchtigkeit, nicht aber von einem 
Recht auf eine, ſeiner Befähigung entſprechende Be⸗ 
rufsausbildung, geſprochen wird. Ich möchte wün⸗ 
ſchen, daß dieſer Gedanke in irgendeiner Form in dies 
Geſetz hineingearbeitet wird, daß das Kind auch An⸗ 
recht auf eine Berufsausbildung hat, die einigermaßen 
ſeinen Kräften entſpricht. Auch wir ſtehen auf dem 
Standpunkt, daß all die Koſten, die durch das Jugend⸗ 
wohlfahrtsgeſetz dem Staat auferlegt werden, die beſte 
Kapitalanlage für den Staat bedeuten, die es über⸗ 
haupt geben kann. Es darf gerade dieſes Geſetz nicht 
daran ſcheitern, daß immer wieder die Koſtenfrage in 
den Vordergrund geſtellt wird. Gerade dies Geſetz iſt 
von ſo ungeheurer Wichtigkeit für die Zukunft unſeres 
Volkes, daß man danach ſtreben muß, es ſo ſchnell wie 
möglich und ſo vollkommen wie möglich in der Freien 
Stadt Danzig einzuführen. 

Wie auch Frau Abg. Meyer ſchon erwähnt hat, 
ſind Abweichungen vom deutſchen Geſetz in der vor⸗ 
liegenden Abſchrift gemacht worden. Meine Fraktion 
ſteht ebenfalls auf dem Standpunkt, daß das durchaus 
nicht zum Vorteil des Geſetzes iſt. Ich will nur her⸗ 
ausgreifen, daß die Beſtellung eines Vormundes im 
deutſchen Geſetz auch durch das Mündel ſelbſt erfolgen 
darf, ſoweit es das vierzehnte Lebensjahr überſchritten 
hat. Das iſt eine Beſtimmung, die durchaus wert iſt, 
in unſer Geſetz übernommen zu werden. Warum joll 
das Mündel nicht das Recht haben, jemand, der ſich 
ſchon in ſeinem Intereſſe beſonders betätigt hat, zu 
jeinem Vormund oder Pfleger vorzuschlagen? 

Was uns ferner zu fehlen ſcheint, iſt die Fürſorge 


und Anterſtützung hilfsbedürftiger Minderjähriger. 
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(Kuntz, Abgeordnete.) 

Das iſt in Deutſchland aus dem Geſetz herausgenom⸗ 
men worden, weil dort eine Fürſorgepflichtverordnung 
beſteht, die wir aber in Danzig nicht haben. So lange 
wir nicht die Gewähr haben, daß allerſchnellſtens nach 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes auch hier im Freiſtaat 
eine Fürſorgepflicht = Verordnung geſchaffen wird, 
können wir auf die Uebernahme dieſes Abſatzes V, 
Anterſtützung hilfsbedürftiger Jugendlicher, nicht ver- 
zichten. Was uns ebenfalls als außerordentlich wichtig 
im deutſchen Geſetz erſcheint, iſt, daß Minderjährige, 
die, wie im deutſchen Geſetz ſteht, an geiſtlichen Regel⸗ 
widrigkeiten leiden, Pſychopathie, Epilepſie, oder an 
ſchweren anſteckenden Krankheiten, ſowei es aus hygie⸗ 
niſchen oder pädagogiſchen Gründen geboten erſcheint, 
in Sonderanſtalten und Sonderabteilungen unter⸗ 
gebracht werden ſollen. Dieſer Paſſus fehlt ebenfalls 
in unſerm Danziger Geſetz. Wir wiſſen aber, daß es 
unter den Jugendlichen eine ganze Reihe von anorma⸗ 
len Kindern gibt, die man ohne Schädigung der ande⸗ 
ren Zöglinge nicht mit anderen erziehen und untet 
richten kann. Es iſt durchaus nicht nötig, daß im Frei⸗ 
ſtaat beſondere Anſtalten für dieſe Kinder geſchaffen 
werden. Sie ſind Gott ſei Dank nicht in ſo großer 
Zahl da, daß für ſie eine Anſtalt gebaut werden muß, 
nichtsdeſtoweniger müſſen aber für ſolche Kinder be⸗ 
ſondere Abteilungen geſchaffen werden. Das läßt ſich 
auch in den verſchiedenen beſtehenden Anſtalten ohne 
allzu große Koſten durchführen. Was hier nicht in das 
Geſetz hineingehört, was aber im Anſchluß an dies 
Geſetz ebenfalls zu ſchaffen iſt, iſt die Beſtimmung, daß 
auch ſolche anormalen Menſchen nach ihrem Mündig⸗ 
keitsalter daran gehindert werden müſſen, auf die 
Allgemeinheit losgelaſſen zu werden und ſie zu ſchädi⸗ 
gen. Auch hier wird es alſo Aufgabe ſein, das Geſetz, 
wie es in Deutſchland vorliegt, zu übernehmen. 

Wenn ich vorhin ſagte, daß dies Geſetz nicht an der 
Koſtenfrage ſcheitern darf, ſo möchte ich beſonders 
Widerſpruch gegen den § 76 einlegen, der eigentlich 
das ganze Geſetz dadurch aufhebt, daß er ſagt, der Zeit⸗ 
punkt des Inkrafttretens würde durch ein Geſetz feſt⸗ 
geſetzt, das über die Deckung der auf Grund des Ge- 
ſetzes entſtehenden Mehrkoſten Beſtimmung trifft. 
Dieſer letzte Paragraph hebt alles andere wieder auf. 
Er veranlaßt den Volkstag, ein Geſetz zu machen, 
deſſen Inkrafttreten in das Belieben ſpäterer Zeit ge⸗ 
legt wird. Es muß im Ausſchuß, wenn die Beratung 
dieſes Geſetzes beendet iſt, auch ohne Rückſicht auf die 


Koſten ein Zeitpunkt feſtgeſetzt werden, der das In⸗ 


krafttreten dieſes Geſetzes regelt; denn ich möchte noch 
einmal wiederholen, daß die ſozialen Verhältniſſe, wie 
fie augenblicklich beſtehen, mit die Haupturſache für 
die zum Teil 
Jugend ſind. Wenn es uns auch jetzt noch nicht gelin⸗ 
gen kann, alle dieſe Hinderungsgründe für eine gute 
Erziehung unſerer Jugend, die Arbeitsloſigkeit, Woh⸗ 
nungsnot uſw. zu beſeitigen, ſo muß doch vor allen Din⸗ 
gen alles das geſchehen, was in unſeren Kräften ſteht, 
damit endlich einmal wenigſtens das Allernotwen⸗ 
digſte zum Beſten unſerer Jugend geſchieht. (Bravo.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat die Frau Abg. 
Malikowski. 

Malikowski, Frau, Abgeordnete (S. P. D.): M. 9. 
u. D.! Auf die Einzelheiten dieſes umfangreichen Ge⸗ 
ſetzes möchte ich nicht eingehen, ich möchte auch nicht 
beantworten, was Frau Abg. Meyer hier ſagte. Ich 


ſtehe auf dem Standpunkt, daß es ſich kaum lohnt, da 


ſich unſere Weltanſchauungen zu ſehr trennen. Deshalb 
möchte ich nur eins hervorheben: Fräulein Meyer, Sie 
können ſich wohl kaum in die Stimmung und das Ge⸗ 
fühl einer Mutter hineindenken. Man kann Ihre 
feierlichen Ausführungen, die Sie ſo überzeugend von 


der Säuglingsſterblichkeit uſw. machten, daher kaum 


j 


- 


beitehende Verwahrloſung unjerer | e 


Um durch das Geld, daß fie für die Kinder bekommen, 


Mittwoch, den 9. September 1925. 


( 
ernſt nehmen. Ueber das Geſetz ſelbſt möchte ich 


Grundſätzliches unſerer Fraktion dahin zum Ausdruck 
bringen, daß wir es für praktiſch halten, in dieſes 


Wohlfahrtsgeſetz auch Beſtimmungen für jugendliche 


Krüppel hineinzubringen. Wir haben ſeinerzeit, als 
meine Fraktion vom Senat Geſetze verlangte, Geſetze 
über Jugendwohlfahrt, ein Krüppelfürſorgegeſetz uſw., 


eine Entſchließung des Zentrums angenommen, die ſich 


damit befaßte, daß in einem Jugendwohlfahrtsgeſetz 
praktiſcherweiſe die Fürſorge für jugendliche Krüppel 
mit einbegriffen ſein ſolle. Ein weiterer Antrag wurde 
angenommen, wonach ein beſonderes Krüppelfürſorge⸗ 
Geſetz geſchaffen werden ſoll. Weil nun aber in das 
Schwerbeſchädigten ⸗Geſetz wahrſcheinlich Beſtimmun⸗ 
gen für Körperbehinderte hineinkommen werden, wäre 
es praktiſch für die Kleinheit unſerer Verhältniſſe, daß 
wir nun ins Jugendwohlfahrtsgeſetz Beſtimmungen 
für jugendliche Krüppel hineinbringen. Es iſt unzweck⸗ 
mäßig, wenn wir in unſerem kleinen Freiſtaat ſo viele 
verſchiedene Geſetze ſchaffen. Es wäre praktiſch, alle 
dieſe Angelegenheiten in einem Geſetz zu verankern. 
Wir haben bei der Durchberatung des Geſetzes aber 
natürlich noch einige Aenderungen zu treffen. Uns ge- 
fällt die Zuſammenſetzung der Ausſchüſſe nicht. Ich 
will nicht auf die einzelnen Paragraphen eingehen, die 
wir geändert haben wollen. Das wird ja Aufgabe des 
Ausſchuſſes ſein, an den dieſes Jugendwohlfahrtsgeſetz 
verwieſen wird. Weiter finden wir, daß die uneheli⸗ 
chen Kinder in dem Geſetz benachteiligt ſind. Das muß 
aus dem Geſetz verſchwinden. — 

Frau Abg. Kuntz hat ſoeben zum Ausdruck gebracht, 
daß das Inkrafttreten des Geſetzes nicht in weite Ferne 
geſchoben werden darf. Auch wir ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkt, daß wir gleich im Ausſchuß an die Arbeit heran⸗ 
gehen müſſen. Es iſt uns darum zu tun, daß dieſes 
Geſetz recht bald Geſetzeskraft erhält. Es wäre un⸗ 
nötige Zeitverſchwendung, wenn wir nach der eigentli⸗ 
chen Beratung einen Entwurf beraten, der die Geneh⸗ 
migung gibt, daß dieſes Jugendwohlfahrtsgeſetz ein⸗ 
mal rechtskräftig werden ſoll. Es wird unſere Aufgabe 
ſein, in dies Geſetz ſolche Beſtimmungen hineinzubrin⸗ 
gen, daß es allen Kreiſen und allen Intereſſenten gez 
recht wird. Die heranwachſende Jugend beſchäftigt ſich 
ſehr eingehend mit dieſem Geſetzentwurf. Beſonders in 
Arbeiterkreiſen beſchäftigt ſich die Jugend mit dieſem 
Problem. Ich wünſche im Intereſſe der weiteſten Be- 
völkerungskreiſe, beſonders aber im Intereſſe aller der⸗ 
jenigen, die an dieſem Geſetz beſonders intereſſiert ſind, 
daß es ſo ausfällt, daß es allen Anſprüchen gerecht 
wird. (Lebhaftes Bravo links.) 

en Spill: Das Wort hat Frau Abg. 
reft. 


Kreft, Abgeordnete (K. P.): M. D. u. H.! Dieſes 
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Geſetz, das man Jugendwohlfahrtsgeſetz nennt, fängt 


mit dem Satz an: „Jedes Danziger Kind hat ein Recht“ 
auf Erziehung zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaft⸗ 
lichen Tüchtigkeit.“ Dieſem Satz ſtimmen wir zu. Aber 
wenn man das Wohlfahrtsgeſetz oder das ſogenannte 
Wohlfahrtsgeſetz durchſieht, ſo findet man wirklich 
nichts, was in dieſem Geſetz der Wohlfahrt der Jugend 
dienen ſoll. Die Aufgabe des Jugendamts iſt in erſter 
Linie der Schutz der Pflegekinder. In den §8 1—29 
wird auch der Schutz der Pflegekinder behandelt. Wir 
als Kommuniſten ſind grundſätzlich dagegen, daß die 
Kinder in Privatpflege gegeben werden. Wir wiſſen 
ganz genau, daß leider heute wohlhabende Leute keine 
Kinder mehr in Pflege nehmen, ſondern daß es zum 
großen Teil Arbeiter find, die die Kinder nehmen. Wir 
wiſſen auch, daß die Arbeiter heute 


milien vier und fünf Kinder in Pflege nimmt. Wozu? 


ko 


in furchtbarem 
Elend leben. Ich weiß, daß ein ſehr großer Teil Fa⸗ 
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(4) (Kreft, Abgeordnete.) 


ihre eigenen Kinder mitzuernähren. Ich ſage, wir 
wiſſen es ganz genau, daß es nicht die Schuld dieſer 
Leute ift. Sie nehmen die Kinder nicht aus Hebermut, 
ſondern die Not treibt ſie dazu. Leider müſſen dann 


die Pflegekinder die Not der Arbeiterfamilien mit⸗ 


® 


durchkoſten. Ich ſtehe auch auf dem Standpunkt von 
Frl. Meyer, daß dieſe Kinder gerade am beſten ge⸗ 
pflegt ſein ſollten. Ich habe aber Gelegenheit gehabt, 
verſchiedentlich in die Häuſer zu gehen, in denen ſich 
die Kinder in Pflege befanden. Ich habe gefunden, 
daß die jungen Damen, die Pflegerinnen, nicht ſehen, 
wie es dem Kind geht, ſondern ſich das Buch geben 
laſſen, einſchreiben und fortgehen. Ich habe die furcht⸗ 
barſten Verhältniſſe geſehen, in denen die Kinder 
leben. Wir verlangen, däß der Staat Heime ſchafft, 
wo die Kinder untergebracht werden. Sie müſſen von 
Staatswegen gehegt und gepflegt werden. Wenn man 
im erſten Teil des § 1 ſagt, daß jedes Danziger Kind 
ein Recht auf Erziehung zur leiblichen, ſeeliſchen und 
geſellſchaftlichen Tüchtigkeit hat, ſo muß man dann 
auch jedem Kind die Möglichkeit ſchaffen. Wir ſtehen 
aber auf dem Standpunkt, daß die Fürſorge nicht 
erſt bei dem Säugling anfangen ſoll, ſondern der 
Schutz muß ſchon bei der werdenden Mutter anfangen. 
Die Kommuniſtiſche Fraktion hat Ihnen vor kurzer Zeit 
Gelegenheit gegeben, durch Geſetze zu beweiſen, daß Sie 
es mit dem § 1 des Geſetzes wirklich ernſt meinen. 
Wären Sie wirklich gewillt, dieſe Pflichten für das 
Kind zu übernehmen, dann hätten Sie wenigſtens 
einen Teil von dem Geſetz annehmen können, das wir 
Ihnen vorgelegt haben. Wir hatten ein Geſetz einge⸗ 
bracht zur Fürſorge für die werdende Mutter, für den 
Säugling, für die Jugendlichen. All das iſt vom Volks⸗ 
tag abgelehnt worden. Trotzdem ſtellt ſich eine Ver⸗ 
treterin der Deutſchnationalen hin und ſpricht von 
dem großen ſozialen Herzen und dem Verſtändnis, das 
die Deutſchnationalen haben. Wir haben leider in 
dieſem Hauſe von ſozialem Verſtändnis bei den 
Deutſchnationalen noch nicht ein J⸗Tipfelchen gejehen. 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 

Beſonders fällt es auf, daß das Geſetz gegen die 
uneheliche Mutter und ihr Kind eine Ausnahmebe⸗ 
ſtimmung bringt. Es heißt in dem § 23: „Das 
Gleiche gilt für uneheliche Kinder, die ſich bei der 
Mutter befinden.“ Es handelt ſich um die Aufſicht. 
Ich ſtehe auf dem Standpunkt, daß man, ebenſo wie die 
Kinder unehelicher Mütter, auch alle anderen Kinder 


— 


kontrollieren muß. Ich kann es nicht verſtehen, daß 


man gerade für die unehelichen Kinder und ihre 
Mütter ein Ausnahmegeſetz ſchaffen will. Ich ſage, 
manch eine uneheliche Mutter liebt und pflegt ihr 
Kind viel beſſer, als manche eheliche Mutter. Manche 
uneheliche Mutter pflegt ihr Kind mit den wenigen 
w ennigen, die fie befommt, viel mehr, als die Damen 
er Bourgeoiſie, die das Kind hinlegt, dann loszieht 
nd es ihren Mädels überläßt, nach dem Säugling zu 
X en. Ich jage, die Mädels der arbeitenden Stände 
dicden viel mehr Mutterliebe, als die feinen Damen, 
(Ab ich als deutſchnational und ſonſtwie hinſtellen. 
g. Raſchke: Bei denen kommt erft Theater und 

m Woof, und dann kommt das Kind.) Wir werden 
rade bei dieſem Paragraphen viel zu ändern haben. 
Vor können es nicht zulaſſen, daß in dieſem Geſetz von 
ins ansvormundſchaften geſprochen wird. Sehen wir 
i 5 einmal die Leiter der Anſtalten an, meiſtens iſt es 
priv aß die Waiſenhäuſer und ähnlichen Anſtalten in 
gan; ter Fürſorge ſtehen. Wir wehren uns aber aus 
8 ` beſtimmten Gründen gegen die private Wohl⸗ 
Fürſor Wir ſagen, wenn der Staat anerkennt, daß die 


= ne Mittel zu ſchaffen, daß das durchgeführt wer⸗ 
ann. In die privaten Anſtalten kommt aber 


ge für das Kind dem Staate gehört, dann hat er- 
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(©) 
niemand hinein. Nur der Senat oder ſonſt jemand. 


Als Abgeordneter oder Vertreter der Arbeiterſchaft 
darf man dieſe Häuſer nicht betreten. Man kann zwar 
hineinriechen, aber die eigentlichen Verhältniſſe darf 
man nicht prüfen. Man kann nicht die Lage der 
Kinder und Pfleglinge unterſuchen. Der Direktor ſagt 
zwar wohlgefällig, man könne ſeine Anſtalt anſehen, 
aber was man im großen ganzen ſieht, iſt nicht zu 
bemängeln. Hinter die Hintertüren kommt man jedoch 
nicht. Die Pfleger, die ſich in dieſen Anſtalten befin⸗ 
den, wiſſen ſehr wenig in der Kinderpflege Beſcheid. 
Man fann fie eher als Feldwebel und Unteroffiziere 
hinſtellen. Darum verlangen wir, daß als oberſter 
Leiter ein guter Lehrer, Arzt oder Aerztin beſtellt wer⸗ 
den, die ſich in die Lebenslage der Kinder hineinver⸗ 
ſetzen können. 

Heute iſt der Pfleger auch gleichzeitig Vormund. 
Wie iſt es dann möglich, gegen dieſen Vormund vor⸗ 
zugehen. Die Mündel werden Beſchwerden gegen ihn 
haben. Heute ſchon haben dieſe Kinder keinen Weg 
der Beſchwerde gegen die Anſtalt. Ich habe vor kurzer 
Zeit Gelegenheit gehabt, Fälle zu prüfen, in denen 
der Anſtaltsleiter auch gleich der Vormund dieſer Kin⸗ 
der war und ſie zwang, bei Herrſchaften in Stellung 
zu bleiben, die ihm als Vormund und Anſtaltsleiter 
angebracht erſchienen, trotzdem das Mündel 18 Jahre 
alt war. Es ſollte in dieſer Stellung bleiben. Man 
nimmt alſo den Kindern das Recht, über ſich ſelbſt zu 
beſtimmen, Jedes einzige Kind muß, wenn es ſich 
nicht um einen beamteten Vormund handelt, ſeinen 
eigenen Vormund haben, bei dem es ſich beklagen 
kann. Mit der Beſchwerde beim Senat ſieht es meiſt 
ſehr ſchlimm aus. Außerdem wird ſich ein ſo gedrückter 
Wurm, wie es ſich in den heutigen Anſtalten der 
kapitaliſtiſchen Staaten befindet, nicht trauen, bei den 
höheren Inſtanzen Beſchwerde vorzubringen. Nach 
§ 34 foll die Entbindungsanſtalt, wenn ein Mündel 
dort eingebracht wird, über ſeine perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe dem Jugendamt berichten. Was gehen die 
perſönlichen Verhältniſſe der Schwangeren das Ju⸗ 
gendamt an! Wenn das Mädel vom Dienſtherrn oder 
von dem Sohn des Dienſtherrn vergewaltigt wurde, 
wird ſie es ſelbſt erzählen. Hat ſie aber das, was ſie 
unter dem Herzen trägt, aus Liebe gezeugt, ſo braucht 
niemand zu wiſſen, woher es ſtammt. Weiter heißt 
es in dem Paragraphen, daß nach der Geburt des 
Kindes eine Benachrichtigung erfolgen muß. Dann 
kommt eine Dame vom Jugendamt zu dem Mädel, das 
im Inſtitut auf der Schwangerenſtation liegt, und 
fragt das blutjunge Mädel, wo und wie das Kind 
gezeugt wurde. Es iſt eine Gemeinheit, die Mädels 
darüber auszufragen, wo und wie ſie das Kind 
empfangen haben. Es iſt eine eigene Angelegenheit 
des betreffenden Mädchens, darüber Auskunft zu er⸗ 
teilen, wenn es dieſe Auskunft für nötig hält. Gegen⸗ 
über dem Gericht wird es die Schwangere ſchon ſelbſt 
tun. Sonſt hat niemand in ihre perſönlichen Angele⸗ 
genheiten einzudringen. 

Ein großes Intereſſe beanſpruchen die Paragra⸗ 
phen des Geſetzes, die von der Fürſorgeerziehung han⸗ 
deln, jo der $ 47. (Abg. Liſchnewski: In Tempelburg 
die Füße abfrieren!) Die Not und das Elend 
rühren daher, daß man die Jugend während des 
Krieges zwang, auf den Feldern Frankreichs und Ruß⸗ 
lands zu bluten. Man raubte den Eltern die Kinder, 
die Väter der Familie, ſo daß eine geordnete Erzie⸗ 
hung nicht möglich war. Heute kommt man hierher und 
ſpricht von Verwahrloſung. Wenn die Jugend heute 
jo aussieht, jo find die Verhältniſſe im kapitaliſtiſchen 
Staat daran ſchuld. Mit der Jugend der arbeitenden 
Klaſſe iſt es aber vielleicht noch lange nicht ſo ſchlimm, 
t mit der Jugend der oberen Zehntauſend, Was ſich 
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(B 


— 


1828 


(Kreft, Abgeordnete.) 
dieſe Leute heute an Webermut leiſten, leiſtet ſich der 
Arbeiter nicht. Aber in dieſe Kreiſe wird nicht hinein⸗ 
gerochen. Dieſe Kreiſe werden nicht gefragt; denn ſie 
haben den Geldbeutel. Von der bürgerlichen Klaſſen⸗ 
juſtiz, die der Herr Abg. Bürgerle anführte, werden 
immer nur die Arbeiter gehängt. Diejenigen aber, die 
das Glück haben, einen Vater zu beſitzen, der es ver⸗ 
ſteht, andere auszubeuten, läßt man laufen. Für ſie 
wird das Wohlfahrtsgeſetz nicht geſchaffen, ihnen ſteht 
alles zur Verfügung. Für diejenigen, für die es ge⸗ 
ſchaffen wird, iſt es nach Anſicht der Deutſchnationalen 
gut genug. Dann heißt es, für dieſe Leute ſoll die Für⸗ 
ſorgeerziehung erweitert werden. Sehen wir uns 
einmal die heutige Fürſorgeerziehung, Tempelburg, 
Silberhammer, an. Dort werden die Jugendlichen 
ausgenutzt, müſſen Arbeiten verrichten und werden 
durch Prügel entlohnt. Glauben Sie, die Jugend mit 
Prügel und ſcharfen Worten zu erziehen? Sie müßten 
Fürſorge ganz anders einrichten. Die 
Jugendlichen müßten die Fürſorge ſelbſt über⸗ 
nehmen, dann werden Sie eine andere 
Jugend erziehen. Für ihre Arbeit ſollten die 
Jugendlichen den Tariflohn bekommen. Aber die Für⸗ 
ſorgezöglinge werden nur ausgenutzt. Der Frau Abg. 
Meyer will ich ſagen, daß es die Agrarier ſind, die ſich 
Jungens und Mädchen aus den Fürſorgeanſtalten zur 
Arbeit holen, und ſie als Lohndrücker gebrauchen. 
Kinder werden den Eltern fortgenommen und in Für⸗ 
ſorgeerziehung untergebracht, wo es durchaus nicht 
nötig iſt. Dann ſpricht man auch von Fürſorge für die 
Kriegerwaiſen. Von Jugend an werden die Kinder der 
Kriegerwitwen aufs Land geſchickt. Fünf Monate iſt 
ein Kind dort bei den Bauern geweſen, und nach fünf 
Monaten kam es vollſtändig abgeriſſen, mit den alten 
Sachen, barfuß nach Hauſe. Es hat von früh bis ſpät, 
von morgens vier bis abends 10 Uhr, arbeiten müſſen. 
Das nennt man Erholung, das nennt man Fürſorge 
für die Kriegerwaiſen. Wie Ihre Erholung und Für⸗ 
ſorge für die Kriegerwaiſen und Kriegshinterbliebe⸗ 
nen ausſieht, darüber brauche ich wohl nicht lange zu 
ſprechen. i 

Wenn man ſich die Zuſammenſetzung des Jugend» 
amtes beſieht, ſo erkennt man ſofort, daß dies Geſetz 
nicht für, ſondern gegen die Arbeiter angewandt wird. 
Wir werden im Ausſchuß Anträge dazu einreichen und 
werden eine Zuſammenſetzung fordern, wie ſie für die 
Arbeiter nötig iſt. Wenn man daran denkt, daß dieſe 
Jugendämter und Ausſchüſſe eine Dauer von vier 
Jahren haben ſollen, ſo iſt das für uns eine viel zu 
lange Zeit. Wenn jemand hineinkommt und man ſieht, 
daß er in Jugendfragen nicht Beſcheid weiß, dann iſt 
es ſchon zu lange, wenn ſolch ein Menſch ein ganzes 
Jahr in der Jugendfürſorge bleibt. į 

Ich möchte noch auf einige Ausführungen der Frau 
Abg. Meyer eingehen. Wenn ſie hier von ſittlicher 
Reinheit und ſonſtigen Dingen ſprach, dann glaube ich, 
daß fie erft einmal in ihren Kreijen Umſchau halten 
ſollte, um zu ſehen, wie dort die Sittlichkeit ausſieht. 
Dann ſollte ſie daran denken, ob es heute noch möglich 
iſt, eine ſittlich und moraliſch tüchtige Jugend zu er⸗ 
ziehen. Sind Sie einmal auf dem Lande geweſen? 
Haben Sie ſich dort einmal die Wohnungen angeſehen, 
ebenſo auch die Wohnungen in der Stadt? Haben Sie 
Wohnungen geſehen, wo ſieben oder acht tuberkuloſe 
Kinder in einer Stube ſchlafen? Sprechen Sie dann 
noch von Geſundheit der arbeitenden Jugend, wenn 
drei bis vier junge Ehepaare in einer Stube ſchlafen, 
und außerdem noch Kinder im Alter von 12 bis 
14 Jahren? Wollen Sie dann noch von Sitte und 
Moral ſprechen? Wir Kommuniſten erklären, daß 


auch dieſes Wohlfahrtsgeſetz nicht imſtande ſein wird, 
die Lage der arbeitenden Jugend zu ändern. Erſt, 
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dem Laſter und dem Verderben in die Arme. Ge Pi: 
aus dieſem Grunde haben wir, was die Förderung des 
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wenn wir den Sturz der Geſellſchaftsordnung durchge⸗ 
führt haben, erſt wenn wir die Vagabunden, die Aus⸗ 
beuter an dem Arbeiterkind beſeitigt haben, werden 
wir ein Wohlfahrtsgeſetz ſchaffen, wie es unſere Ge⸗ 
noſſen in Rußland geſchaffen haben. Dieſe haben er⸗ 
klärt: „Wir müſſen zuerſt die Pflege des Kindes in 
die Hand nehmen, dann werden wir Fortſchritte 
machen; denn wer die Jugend hat, der hat den Sieg.“ 
Das haben unſere ruſſiſchen Genoſſen erkannt. Sie 
aber denken nicht daran, der Jugend zu helfen, weil 
Sie nur die Ausbeutung im Auge haben und nur den 
Geldbeutel füllen wollen. Sie wollen nur den Arbei⸗ 
tern Sand in die Augen ſtreuen. Ich aber kann Ihnen 
erklären, daß die Arbeiterjugend erkannt hat, was 
dieſes Geſetz bedeutet. Die Arbeiterjugend wird das 
Geſetz zu einem Geſetz der proletariſchen Jugend um⸗ 
arbeiten. Dann wird es ein Geſetz ſein, das auch in 
dieſem Staat etwas für die Jugend bringen wird. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hoppe. Í 

Hoppe, Abgeordnete (Z.): M. D. u. H.! Die 
Jugendfrage iſt eine der wichtigſten Lebensfragen für 
uns und unſer ganzes Volk. Tiefe Sorge muß uns er⸗ 
füllen, da ein großer Teil unſerer Jugend der Verwahr⸗ 
loſung ausgeſetzt ift, unſere ſtädtiſche Jugend ſowohl, 
wie die Landjugend, die ſogenannte bürgerliche Jugend 
ſowohl wie die Arbeiterjugend. Man klagt genug über 
Unbotmäßigkeit und Aufſäſſigkeit und fehlende Be⸗ 
rufsfreude. Schundliteratur, Schundkino und Lebens⸗ 
vergeudung auf ſittlichem Gebiet reden deutlich genug. 
Die Jugendgerichte haben vollauf ihre Arbeit, und ihre 
Zahlen ſprechen für den, der die Jugend liebt, eine er⸗ 
ſchütternde Sprache. Am empfindlichſten hat meiner 
Meinung nach die Kriegszeit der Erziehung unſerer 
Jugend geſchadet. Die beiden Haupterziehungsfaktoren, 
Elternhaus und Schule, waren in ihrem Wirken geſtört. 
Der väterliche Einfluß fehlte ganz und allgemein. Das 
Straßenleben verwilderte, Schiebertum und Wuchertum 
verlockten die Jugend zu müheloſem und fkrupelloſem 
Gelderwerb und -fündigen Lebensgenuß. Schamloſe 
Praſſerei und aufreizender Luxus auf der einen Seite, 
Hunger und Not in des Wortes ſchlimmſter Bedeutung 
auf der anderen Seite machten ſich breit. Die Jugend 
konnte auf die Dauer unmöglich davon unberührt blei⸗ 
ben. Was man bei den Erwachſenen jah, ahmte ein 
Teil von ihr als ſelbſtverſtändlich nach. Der Vergnü⸗ 
gungstaumel vevſchlang und verſchlingt auch heute noch 
viel unſchuldige Jugend. 

Es muß leider geſagt werden, daß das Elternhaus, 
die erſte und natürlichſte Erziehungsſtätte, heute ſeine 
Pflicht nicht mehr in der rechten Weiſe tur, 
kann! links.) Es iſt heute ſo, daß die Jugend vielfach 
ohne feſten Halt von der Familie ins Leben tritt. 
Familienlos ſein bedeutet aber heimatlos, geſinnungs⸗ 
los und gar zu oft gottlos. Der Jugend beizuſpringen 
in ihrem Kampf um geſunde Lebensbedingungen auf 
körperlichem, geiſtigem und ſittlichem Gebiet ift heute 
eine heilige Volkspflicht, und in der Mitarbeit dabei darf 
niemand fehlen. Wenn wir heute ſo viel über den 
Schutz der Familie ſprechen, und wenn wir unfer Jahr⸗ 
hundert das Jahrhundert des Kindes nennen, jo i 
mohl keine einzige Frage ſo wichtig wie die Frage der 
Wohnungsnot. Ich gebe gewiß zu, daß es ſehr ſchwer 
ijt, in der Enge eines Raumes eine Kinderſchar körper⸗ 
lich geſund zu erhalten und vor allem ſehr ſchwer, ſie 
gut zu erziehen. Die mißlichen Verhältniſſe in dieſer 
Beziehung bringen die Familienmitglieder einander 
nicht näher, ſondern treiben ſie hinaus auf die Straße, 


Wohnungsbaues anlangt, niemals abſeiks geſtanden a 
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(A) (oppe, Abgeordneter.) 


Gerade aus dieſem Grunde wird bei uns in Zukunft je⸗ 
des Mittel, das geeignet iſt, uns auf irgend eine Weiſe 
aus der Wohnungsnot herauszubringen, unſere Billi⸗ 
gung finden. Unſern Hausbeſitzern rufe ich zu: Nehmt 
die kinderreichen Familien zuerſt auf! Die Kinderarmen 
5 noch immer eine Wohnung. (Zwiſchenrufe! 
inks.) i > 

Wir ſehen nach dem Kriege eine Wiederbelebung der 
Jugendfürſorge und Jugendpflege, beſonders eine Wie⸗ 
derbelebung des Jugendvereinslebens. Wir finden im 
Jahre 1924 von der Jugendpflege in Preußen allein 
über 2 Millionen Jugendliche erfaßt, gewiß ein gewalti⸗ 
gen Fortſchritt, der nun begrüßt werden kann. Der 
Kampf gegen Alkohol, gegen Geſchlechtskrankheiten, ge⸗ 
gen Schmutz wird in verſtärktem Maße aufgenommen. 
Es gibt heute Jugend unter uns, die des Treibens von 
ehedem müde iſt. Sie ſieht ein, daß ſie die neue Zeit 
meiſtern ſoll. In Einfachheit, in Wahrhaftigkeit und 
Schlichtheit, voll Widerwillen gegen alles Mechaniſche 
ſucht ſie wieder Freude am Volksſpiel und Volkslied. 
Dieſe Jugend will wieder ritterlich ſein, ſie will das Le⸗ 
ben meiſtern. Auch dieſe Jugend muß unſere Sorge 
ſein. Sie iſt aber nicht unſere nächſte, unſere größte 
Sorge. Die größte Sorge muß uns die Jugend berei⸗ 
ten, die noch abſeits ſteht, die Jugend, die ſich jeder Be⸗ 
einfluſſung entzieht, die aber gerade am eheſten der Gr- 
ziehung bedarf. Unabläſſige Arbeit im Dienſt dieſer 
Jugend iſt erforderlich, und wir begrüßen es, daß der 
ſchon ſo lange erſehnte und beantragte Geſetzentwurf 
endlich hat vorgelegt werden können, der alle Beſtre⸗ 
bungen auf dem Gebiet der Jugendwohlfahrt zuſammen⸗ 
faßt, Unterſtützung und Förderung durch die Behörden 
erhält. Wir haben in Preußen und im Reich den Streit 
über das Verhältnis von öffentlicher und privater Für⸗ 
ſorge in Erſcheinung treten ſehen. Ich betone, daß wir 


am beſten die ſorgenden Eltern erſetzt werden. 


ſicht nach weit voran, weil in der Familie beſſer für das 
Leben erzogen werden kann. Das Kind ſoll das ſtille 
Glück einer idealen Familienerziehung kennen lernen und 
angeregt werden, ſich ſpäter ſelbſt ein Heim und damtt 
ſein Glück zu ſchaffen. 

Was die Vormundſchaft angeht, gilt uns als idealſte 
Form die Einzelvormundſchaft. Nur durch ſie können 
Leider 
können heute, allein in Städten, nicht leicht oder über⸗ 
haupt nicht genügend geeignete Kräfte gefunden werden, 
und man ift gezwungen, zur Berufspormundſchaft zu 
greifen. Wir neigen dieſer weniger zu, weil bei ihr das 
ſo bedeutſame Moment der perſönlichen Einwirkung ſich 
nicht veuwirklichen läßt. Um eine leicht eintretende biro- 
kratiſche Führung der Vormundſchaft zu verhindern, 
muß auch hier den Fürſorgevereinen reichlichſte Möglich⸗ 
keit zur Mitarbeit gegeben werden. Große Schwierig⸗ 
keiten wird die Frage der Koſtendeckung bereiten. Und 
doch! Auch dieſes Hindernis — die Geldnot der Kreiſe 
und Gemeinden — muß in dieſem Fall vor dem großen 
Gedanken der Wiedergeſundung unſerer Jugend an Leib 
und Seele zurückgeſtellt werden. Darum will es mir 
nicht gefallen, daß der Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieſes Geſetzes erſt durch ein beſonderes Geſetz geregelt 
werden ſoll. , 

Gerade die Landjugend ift es, die uns heute mit be⸗ 
rechtigter Sorge in die Zukunft blicken läßt. Gerade auf 
dem Lande iſt Jugendpflege eine ſoziale Frage. Man 
nimmt dort ſo häufig das Recht für ſich in Anſpruch, 
auf die Jugend kräftig zu ſchimpfen, aber man iſt ſchwer 
zu bewegen, etwas für ſie zu tun. Jugendpflege und Ju⸗ 
gendfürſorge erfordern ein großes Stück uneigennützi⸗ 
ger opferfreudiger Nächſtenliebe. Die Arbeit iſt ſchwer 
und mühſam, oft ſehr undankbar, aber doch auch erfreu⸗ 
lich und unendlich beglückend. . 


Nur dann kann die Arbeit Erfolg bringen, wenn alle (D) 
Kreiſe mitwirken und vor allem, was Fürſorge anbe⸗ 
trifft, dahingehend, daß immer mehr die vorbeugende 7 
Arbeit in den Vordergrund trete. Wir werden gern und 


(B) große Freunde der privaten Fürſorge find, daß wir 

einer Kommunaliſierung der geſamten Fürſorgetätigkeit 
1% niemals das Wort reden werden. Es iſt zu verſtehen, 
daß die freie Fürſorge Sicherungen im Geſetz beantragt 


hat. Auch unſer Wunſch ift es, daß man die Einrich- eifrig bei Schaffung dieſes Geſetzes mitarbeiten und da⸗ 

tungen der freien Wohlfahrtspflege in weiteſtem Um- | zu beitragen helfen, daß unſere Jugend wieder einen t 
| fange beteiligt. Die charitative Waiſenfürſorge ift to | feſten Halt in Religion, Familie und Beruf findet. | 
alt wie die Kirche ſelbſt. (Lebhaftes Bravo! beim Zentrum.) 1 
| Wir ſehen, daß ſich die Geſetzgebung weiter mit dem Vizepräſident Spill: Das Wort hat Frau Abg. Döll. Ji 
| Schutz des unehelichen Kindes beſchäftigt. (Unruhe!) Döll, Frau, Abgeordnete, (b. k. Fr.): M. H. u. D.! 1 


Es wird in dreifacher Hinſicht der Aufſicht des Jugend- 


amts unterſtellt. Unſere grundſätzliche Stellung zu dem 
unehelichen Kind iſt klar. Wir wollen die volle Schuld⸗ 
oſigkeit dieſer Kinder an ihrer beſonderen Lage beachtet 
wiſſen. Ohne weiteres ſcheint die Forderung berechtigt, 
aß die Laft der Fürſorge, die den unehelichen Kindern 
gebührt, grundſätzlich in erſter Linje wie bei den ehe⸗ 
lichen Kindern von den Eltern getragen werden muß. 
8 wiſchenrufe! bei den Kommuniſten.) Die Eltern 
der unehelichen Kinder ſollen in ihren Pflichten dieſen 
lichenüber nicht beſſer geſtellt werden als die Eltern che 
icher Kinder dieſen gegenüber. Keine Bevorzugung der 
unehelichen Eltern in ihren Pflichten auf Koſten der All⸗ 
meinheit. 
Qi In vielen Fällen wird es von nöten ſein, uneheliche 
Din der bald einer feſten fremden Pflege anzuvertrauen. 
nd bisher fehlende Einheitlichkeit in den hierfür gel⸗ 
j iden Verwaltungsvorſchriften der einzelnen Länder ift 
Gh das Jugendwohlfahrtsgeſetz geſchaffen worden. 
ide hier wird man der Mitarbeit weiteſter Bolts- 
i ae bedürfen. Hier wird es nötig ſein, daß eine klare 
ſtel ot über die geſamten privaten Pflegeeltern be⸗ 
u verbunden mit einer genauen Kenntnis der engel- 
Kr Pflegeſtelle Es gilt hier, gute Familien zur Ueber⸗ 
tidis dieſes Werkes zu veranlaſſen und fie erziehungs- 
Ha i zuu machen. Familienerziehung ift uns ſtets die 
autſache, fie ſteht der Anſtaltserziehung unſerer An⸗ 


2 
= 1 


Ich bin heute wieder zu der Ueberzeugung gekommen, 
daß, wenn Reden etwas beſſern könnten, es heute ge⸗ 
ſchehen müßte, von den deutſchnationalen Reden ange⸗ 
fangen, bis zu Herrn Abg. Hoppe. (Das iſt immer 
Ihre Einleitung! beim Zentrum.) Es iſt ſo ſchön ge⸗ 
ſprochen worden, daß man durch die vielen ſchönen Aus⸗ 
drücke und Worte, die gebraucht worden ſind, faſt er⸗ 
ſchüttert werden kann. Ich kann nicht ſo ſchön reden, 
Herr Abg. Hoppe. (Dann müſſen Sie es lernen! 
beim Zentrum.) Ich kann nur Taten erzählen, die 
ich erlebt habe, und die ſich bis heute nicht geändert ha⸗ 
ben. Weder durch Ihre Reden noch durch Ihre Geſetz⸗ 
entwürfe werden Sie etwas ändern. Die Kinder, die 
heute auf der Stvaße liegen, lagen ſchon vor 20 und 25 


Jahren auf der Straße und werden auch noch 
weiter auf der Straße liegen. (Abg. Schilke: 
Das ſind nicht mehr Kinder!) Dieſe Ver⸗ 


hältniſſe bleiben wie ein Schemen beſtehen. Kin⸗ 
der werden krank geboren, wachſen in einem Stalle 
auf und werden in der Schule ſchlecht erzogen. Was gibt 
die Volksſchule auf dem Lande den Kindern? Die Mut⸗ 
ter muß erzogen werden in den Jugendjahren des Kin⸗ 
des, der Vater muß erzogen werden, daß iſt meine Er⸗ 
kenntnis. Solange Sie nicht die werdende Mutter wiſ⸗ 
ſen laſſen, wie ſie das Kind zu ernähren hat, ſolange es 
noch nicht geboren iſt, wird der arbeitende Menſch eine 
Anklage bleiben. Der Verſtand, der ihm durch die Er⸗ 
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ach genommen wird, wird nicht erzogen, ſo daß er 
ſich ſelbſt erziehen kann. Nur in einem geſunden Leib 
En eine geſunde Seele wohnen. Was muß heute die 
Frau und Mutter tun, wenn ihr Kind krank iſt. Das 
alte Sprichwort jagt ſchon: Nur in einem gefunden L eib 
kann eine geſunde Sele wohnen. Schaffen Sie gefunde 
Menſchen, das ift Ihnen von der Anke Seite ſchon ſo 
Oft geſagt worden, ſchützen Sie die werdende Mutter. 
Sie haben die Natfiläge nicht beachtet. Sie haben nichts 
dazu getan. Solange Sie der werdenden Mutter nicht 
das geben, was ſie braucht, gute Ernährung, Pflege ihres 
a und Körpers, folange wird der Menſch nicht 
Menſch ſein; denn heute ijt der Menſch nicht Menſch, 
Herr Ab Hoppe, haben Sie das ſchon einmal gefun⸗ 
den? Alle die Laſter, die heute in der Welt ſind, ge⸗ 
hören nicht zum Menſchentum, ſie ſind noch unter dem 
Vieh. Man ergötzt ſich heute an allem, woran nichts 
zum Ergötzen iſt. Das werden Sie mit Ihren Geſetzen 
nicht aus der Welt ſchaffen. Schaffen Sie Geſetze, damit 
die werdende Mutter leben kann, bevor der Säugling ge⸗ 
zeugt wird, das kann ſie in den unteren Klaſſen nicht. 
Was will das Fürſorgegeſetz oder das Wohlfahrts⸗ 
geſetz? Es will doch nicht für die beſitzende Klaſſe etwas 
ſchaffen. Die beſitzende Klaſſe iſt in ihrer Moral her⸗ 
untergekommen. Sie hat Geld im Ueberfluß und ergeht 
ſich in Uebermut, Wolluſt, Schlendrian und Laſter. Auch 
ihre Kinder werden krank gezeugt. Warum ſtehen Ihre 
Pädagogen nicht auf und ſchaffen die Welt neu? Sie 
können es nicht, weil ihr Prinzip es nicht duldet und die 
heutige Wirtſchaftsweiſe es nicht zuläßt. Deswegen wer⸗ 
den Geſetze vorgelegt, die doch nicht helfen. Was wird 
das Wohlfahrtsgeſetz der Jugend helfen? Es beſtanden 
ſchon immer Wohlfahrtsgeſ etze, die Jugendpflege liegt 
niche erſt ſeit heute im argen, ſondern ſchon ſo lange wie 
ich PA kann. An wem liegt es, daß heute die Ju- 
gendgerichte voll zu tun haben? Liegt es an der Jugend? 
Haben die Alten nicht die Pflicht, die Jugend zu beſ⸗ 
ſern? Immer wieder muß ich auf die werdende Mut- 
ter zurückkommen. Ich will Ihnen beſchreiben, in wel⸗ 
chem Raum; ich in den letzten Tagen habe ein Kind zeu⸗ 
gen ſehen. In dieſem Raum laufen die Wanzen nicht. 
nur auf den Wänden, ſondern auch auf den Deckbetten 
herum. Und in ſolch einem Bette ſoll ein Kind gezeugt 
werden, ſoll wi Mutter in ihrem Wochenbett liegen. 
Was bedeutet das, Ihr Herren von der bürgerlichen Ge- 
ſellſchaft? Ihr wißt, was es bedeutet, Vergiftung dieſer 
Mutter. Die Mutter wird ſterben, wenn ſolch ein Tier 
in ihre Nähe kommt. Sie ſoll peinlichſte Sauberkeit 
haben. Dieſe Wanzen herrſchen auf dem Lande in den 
A aten der Grundbeſitzer. Warum laſſen die Herren 
nicht die Wanzen hinaustreiben? Muß dazu erſt em 
Wohlfahrtsf ür ſorgegeſetz⸗kommen? Das Fürſorgegeſetz 
wird die Hnreinlichkeit nicht beheben. Vor den Fenſtern 
der Arheiterkaten find die Dunghaufen und hinter den 
Fenſtern ſind die Aborte der Bewohner. Was hat ſolch 
ein Kind für ein Recht auf Leben? Es hat gar kein 
Recht, wenn es nicht der Zufall will, daß es noch ein 
bißchen reine Luft zu ſich nehmen kann. Nein, nein, 
Herr Hoppe, Sie werden daran nichts ändern. (Abg. 
Hoppe: Manches ), Wir wollen allen helfen. Alle 
Menſchen haben ein Recht auf Leben, auch das Kind, 
das heute geboren wird. Die Frucht iſt bei Ihnen, ja 
ſchon heilig, dann doch das Kind erſt recht. Sie haben 
doch eben ſelbſt gejagt, daß oft keine Windeln ıda find. 
Danach ſoll man nicht erſt heute fragen, ſondern danach 
mußte man ſchon immer fragen. Gebt Verdienſtmög⸗ 
lichkeiten, dann braucht Ihr kein Wohlfahrtsgeſetz für 
die Jugend. Gebt Verdienſtmöglichkeiten, die waren im⸗ 
mer ſchlecht, die find nicht erft jeit heute ſo, die waren 
ſchon von dem Krieg ſchlecht. Die Wohnungsnot war 
vor dem Krieg ſchon ſehr groß und Reden ſind immer ge⸗ 
orden, es ift aber au wi „ 
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Herr Hoppe, es haben auch ſchon vor dem Krieg Drei 
Familien in einer Wohnung gewohnt, weil die Väter 
nicht ſo viel verdienten, daß ſie die Miete von 18 Mark 
zahlen konnten. Herr Hoppe, dieſe Verhältniſſe ſind 
Ihnen gewiß nicht alle bekannt. (Ja, die kennen wir! 
beim Zentrum.) Sie tennen das alles. Die Moral, 
die vor dem Krieg war, war dazu angetan, dieſe Leute 
noch mehr in. den Abgrund zu ſtoßen. Ihre Wohlfahrts⸗ 
fürſorge, die Sie private Fürſorge nennen, iſt nur dazu 
angetan, ar ſen Leuten ein bißchen mehr Ver rgnügen zu 
gönnen. Sie haben Vergnügen daran, wenn Sie einmal 
einen Bajar eröffnen, ein Wohltät igkeitsfeſt oder ein 
Konzert geben. Laſſen Sie lieber das Volk verdienen, 
wie ein Menſch verdienen muß, dann wird jeder Vater 
und jede Mutter wiſſen, was ſie zu tun haben, um 
ihren Kindern das zu geben, was ſie brauchen. Sie 
wollen doch die Familie erziehen. Sie wollen doch, daß 
das Kind in der Familie erzogen wird, dann geben Sie 
dieſer Familie ſoviel Verdienſt, daß ſie leben kann. 


Sie beklagen ſich über das Ueborhandnehmen 
Alkohol, Schundliteratur und was nicht alles. Warum 
haben Sie das erſt geſchaffen? Wir ſind der Meinung, 
ſolange es Alkohol geben wird, ſo wird auch Uebermut 
damit getrieben werden. Es werden niemals alle Men⸗ 
ſchen ſo viel Charakter beſitzen, daß ſie nicht 99 da⸗ 
von genießen. Schaffen Sie doch den Alkohol ab, laſſen 
Sie leinen Spiritus durch. Geben Sie nur zu Geſund⸗ 
heitszwecken ſoviel heraus, wie gebraucht wird. All das 
liegt ja in Ihrer Hand. Wenn Sie dieſe Grundlagen 
geſchaffen haben, dann dürfen Sie ſich auch nicht über 
das beklagen was daraus entſteht. Aber Sie ſchaffen 
Epileptiker, dieſe geiſtigen Krüppel. Sie werden durch > 
unrechtmäßige Ernährung geiftige Krüppel. Dann br 
klagen Sie ſich und kommen mit Ihrer Wohltätigkeit. 
Wiſſen Sie nicht, daß private Wohltätigkeit jeden Men- 
ſchen, der ein bißchen Ehrgefühl hat, verletzt! Wer wird D) ) 
ſich das gefallen laſſen, daß jemand in feine Wohnung 
kommt und nachſieht, ob Not beſteht. Die Leute müſ⸗ 
ſen es ſich gefallen laffen, aber angenehm wird es keinem 
noch ſo armen Menſchen ſein. Erſt wird nachgeſehen, was 
da fehlt, und dann wird verteilt. Ihre Wohltätigkeitsfeſte 71 
Herr Abg. Hoppe, ſind wirklich nicht dazu angetan, * 
Freude zu erregen. Wenn Sie das Ahnen alles angeben 
müßten, was Sie noch haben, wie es um Sie ſteht, wür⸗ 
den Sie dann nach dieſen Geſchenken gegangen fein? 
Ich habe es erlebt und habe geſehen, wie die Leute ſich 
ſträuben. Wenn wir nur etwas für die Jugendwohl⸗ 
fahrtspflege tun wollen, io habe ich Ihnen ſchon gejagt, 
daß es zu ſpät iſt, bei der Jugend anzufangen. Es muß 
angefangen werden, bevor das Kind gezeugt iſt. Bei der 
Mutter fangen Sie an. Erziehen Sie die Mutter bei⸗ 
E damit fie weiß, wann fie fähig ift, ein Kindchen 

zeugen, und wie ſie das Kind zu ernähren und zu 
Dehnel hat. Das alles lehren Sie die Menſchheit 
Acht, aber Sie kommen her und reden ſchöne Worte über 
Jugendwohlfahrt. Wenn heute die Jugend von dieſer 
Wohlfahrt etwas profitieren fo, fo muß ſie anders an⸗ 
gewandt werden. Heute iſt es ſo wenig, ſodaß die Ju⸗ 
gend damit nichts anzufangen weiß. Was Sie aus den 
bürgerlichen Kreiſen für die Jugend geſ ſchaffen haben, 
iſt ſo wenig, als ob ein flackerndes Feuer ſich in Hobel⸗ 
ſwöne verfängt und bald gelöſcht iſt. (Abg. Schilke: 
Erzählen Sie etwas vom Jugendgeſetz!) Ich habe 
Ihren Namen vergeſſen, Herr Gerichtsſchreiber oder was 
Sie ſonſt ſind. Sie ſind ja bei der Geſetzesmaſchine tür 
tig. Sie ef ſitzen nicht jo viel Anſtand, daß Sie eine Ar 
beiterfrau reden laſſen. Sie jind ſchon über Ihren Ver SE 
ſtand hinausgegangen, (Heiterkeit rechts.) W il * 
Sie in der Zentrumspartei ſitzen. Iſt das 1 richtig. 
daß Sie hier ſitzen und über eine alte Frau lachen, we 
ſie am Be h und er a Eu je 
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(Döll, Abgeordnete.) f 

Das iſt Ihre Frömmigkeit und Moral, das haben Sie 
gelernt. Deshalb ſagen wir ja, auf Ihrer Seite iſt die 
Moral nicht ſo viel wert, wie auf der Arbeiterſeite. 
Auf der Arbeiterſeite wiſſen das die Kinder noch. (Hei⸗ 
terkeit und Zwiſchenrufe.) 

Vizepräſident Spill: Wir haben hier allerdings nicht 
Zwiegeſpräche zu führen. Das Wort hat immer noch 
Frau Abg. Döll. Ich bitte Sie, weiter fortzufahren. 

Döll, Frau, Abgeordnete (b. k. Fr.): Wenn ich hier 
das Wort genommen habe, verehrte Anweſende, ſo habe 
ich das nicht getan, um auf der rechten Seite ein Geläch⸗ 
ter hervorzurufen, aber ich weiß alles, was für die Ar⸗ 
beiter geſprochen wird, erregt bei Ihnen nur Gelächter. 
Es wird aber auch eine andere Zeit kommen. Heute noch 
ſtehen Sie da als gefeſtigte und geeinte bürgerliche Ge⸗ 
ſellſchaft. Aber es fängt ſchon im Often an, zu däm- 
mern. Ein. Staat iſt erſtanden, der weiß, was Arbeiter⸗ 


wohlfahrt und Wohlfahrt überhaupt ift. Die Menſchheit 


wacht auf, nicht nur im Oſten, ſondern weiter herunter 


bis zum Weſten. Die Arbeiter wachen auf und erken⸗ 


nen, was ihnen ſo bange vorenthalten wurde. Es wurde 
heute von Arbeitsſklaven geſprochen. Dieſe Arbeitsſkla⸗ 
ven fühlen ſich gar nicht mehr in ihrem Joch wohl. Sie 
wiſſen, daß etwas von Dauer geſchaffen werden muß, 
nicht Wohlfahrtsgeſetze, ſondern ewige Arbeiterwohlfahrt, 
an der ſich alle ſonnen werden, nicht nur einzelne. 
Wenn ich auf das Wohlfahrtsgeſetz eingehe, ſo kann 
ich dem Herrn Senatsvertreter Dr. Hemmen nur ſagen, 
daß er in ſeinem Geſetz hätte einflechten müſſen, daß 
die Privatwohlfahrt ganz aufhört. Herr Abg. Hoppe 
hat erklärt, daß für Sie die Familienerziehung die beſte 
iſt. Die Familienerziehung in den Arbeiterkreiſen kann 
nimmermehr das Ziel Ihrer Wohlfahrt ſein. So viel 
ich Sie kenne, müſſen Sie wiſſen, daß heute keine beſſer⸗ 
geſtellten Leute ſich Pflegekinder nehmen. Ein Kind zu 
erziehen iſt nicht Jedermanns Ding. Die ganze Wohl⸗ 


ahri muß darauf eingeſtellt werden, pädagogiſche An⸗ 


ſtalten zu errichten. Für den Freiſtaat wäre das nicht 
fo ſchwer. Ich habe ſchon öfter gejagt, daß die Pflege- 
kinder häufig in Pflegeſtellen ſitzen, wo die amtliche Pfle⸗ 
gerin im ganzen Jahre nicht einmal hingeht. Sie läßt 
ſich höchſtens das Buch vorlegen und ſchreibt ihren Na⸗ 
Das Kind ſieht ſie aber gar nicht. 

Sie müſſen aber auch bedenken, was mit den paar 
Pfennigen Pflegegeld anzufangen iſt. Herr Oberregie⸗ 
kungsrat Dr, Hemmen, Sie find noch nicht jo alt und 
aben noch nicht jo viel Erfahrung. Sie beſitzen aber 


Ratgeber und müſſen ſich mit ſolchen Leuten in Ver⸗ 


3 teilung ſetzen, die Ihnen unvoreingenommen Rat er⸗ 


i Arbeſterf 
beinliche Sauberkeit 
„Es 


eilen. Wenn heute eine Arbeiterfamilie ein Kind an⸗ 
g mt, ſo geht meiſt dey Mann und die Frau auch zur 
fle. Das Kindchen, das jetzt dem Schutz diefer 
5 flegemutter übergeben wird, bleibt allein. Ich könnte 
gedlenblicklich eine ganze Menge ſolcher Pflegeſtellen an⸗ 
; ne wo die Mutter fort iſt und zwei Pflegekinder im 
wird bat. Bis Mittag ift die Frau fort. Die Flasche 
hald hingelegt, aber dem Säugling muß die Flaſche ge⸗ 
mit S werden. Das zweite Kind bekommt einen Topf 

Marzem Kaffee und ein Stück Brot. Das ift keine 


wenne. So werden wir keine Kinder erziehen, die 
oll für den Staat iind. Die Kinder müßten den 


ganzen 


Be werden. Das kann nur der Fall fein, wenn 
Í ünktlich 85 Erziehungsanſtalten haben, wo die Kinder 
unbe, re, Mahlzeiten einnehmen. Wenn das Eſſen 
ßen Ei 1 eingenommen wird, ſo har das einen gro⸗ 
Kinfluß auf die Geſundheit des Kindes. Wenn eine 
mau eine Arbeitsſtelle hat, fo kann fie nicht auf 
ee va halten. 
S vare alſo beffer, daß ein Geſetz zur Schaffung 
Erziehungsanſtalten a Ter ſtakt 


Tag über der Obhut einer erwachſenen Perſon 


x 


daß ſich die Kinder herumſtoßen müſſen. Die kommu⸗ 
niſtiſche Fraktion hatte Ihnen ja ſchon einmal einen Ge⸗ 
ſetzentwurf zum Schutz für Säuglinge und werdende 
Mütter vorgelegt. Er wurde abgelehnt. Frau Abg. 
Meyer ſagte, die Eltern der unehelichen Kinder würden 
ebenſowenig wie die Eltern ehelicher Kinder von ihren 
Pflichten befreit werden. Wo finden Sie die Eltern der 
unehelichen Kinder! Gewöhnlich findet man nur die 
Mutter. Für ein Kind muß ſie nach dem Geſetz ſor⸗ 
gen. Sie tut es, aber es iſt auch danach. Bei den heu⸗ 
tigen Löhnen einer Hausangeſtellten kann das Mädchen 
nicht einmal für ſich ſelbſt ſorgen, viel weniger noch für 
ihr Kind. Es iſt Pflicht der Mutter, für ihr Kind zu 
ſorgen, während man den Vater gar nicht findet. Der 
Berufsvormund gibt ſich mit ſolchen Müttern gar nicht 
viel Mühe. Sie werden im Vorzimmer von einer An⸗ 
geſtellten abgefertigt. Wenn ſich der Vormund nicht um 
die Kinder kümmert, wer ſoll es dann tun? Gewöhn⸗ 
lich ſind die unehelichen Mütter viel zu ſchüchtern und 
unerfahren, um ſich an die Inſtanzen zu wenden, an die 
ſie ſich wenden müſſen. Fräulein Meyer hat vergeſſen zu 
ſagen, wie man den Vater ſucht und wie man ihn ver⸗ 
antwortlich macht. Stammt er aus der beſitzenden Klaſſe, 
ſo macht er ſich aus dem Staube. Die Herren Söhne 
der Gutsbeſitzer werden dann entmündigt und für unzu⸗ 
rechnungsfähig erklärt. Sie haben alles in einem Wahn 
getan. Das Kind hat keinen Vater und der Vater 
kann nicht zu ſeinen Leiſtungen herangezogen werden. 
Das wird ſolange bleiben, wie Sie mit Ihren Geſetzen 
etwas machen wollen und tatſächlich nichts tun. 

Die Fürſorge ſoll nur für die unehelichen Kinder 
gelten. Trotzdem gibt es ſo viele Familien, wo der Va⸗ 
ter nicht nach dem Kinde ſieht, wo die Mutter an der 
Waſchkufe ſteht, und die Kinder der Straße preisgege- 
ben werden. In vielen Familien wird alles ver- 
ſchleiert, die Erziehung der Kinder iſt aber unter jeder 
Kritik. Der Staat müßte auch hier über die Kinder eine 
gewiſſe Kontrolle ausüben. Ich bleibe auch hier bei mei- 
nem Grundſatz, daß mit der Fürſorge begonnen werden 
muß, bevor der Menſch da iſt, und nicht erſt dann, wenn 
er ſchon im Moraſt ſteckt. Sie gefallen ſich ſo ſehr in 
Ihrer Wohltätigkeit, in Ihrer übermäßigen Moral, die 
Sie nicht haben. Wir werden uns nach 10 Jahren ſpre⸗ 
chen, dann werden Sie, wenn Sie noch in der heutigen 
bürgerlichen Geſellſchaftsordnung ſind, genau dasſelbe 
Lied über Unmoral und gefallene Jugend anſtimmen. 
Sie werden nicht ans Ziel kommen, wenn Sie nicht mit 
der werdenden Mutter anfangen und ihr geben, was ſie 
haben muß. Frau Abg. Meyer ſagte, Sie ſähe in der 
Frau das lebenſpendende Weſen. Wenn die Frau das 
Leben ſpenden ſoll, muß ſie auch genügend haben, um 
ſich gut zu ernähren. Solange eine Arberterfrau vom 
erſten Tag der Schwangerſchaft bis zum letzten arbeiten 
muß, wird ſie keine geſunden Kinder gebären. Das ſoll⸗ 
ten Sie ſich zu Herzen nehmen und nicht über meine 
nicht ſo glänzende und wohlgelungene Rede lachen. Die 
Worte, die man ſelbſt empfunden het, machen mehr aus 
als alle Theorie. 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen zu Punkt 
5 liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es 
wird beantragt, die Vorlage dem Sozialen Ausſchuß zu 


überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 


Herr Abg. Beyer. l 
Beyer, Abgeordneter (S, P. D.): Die Zeit ift vor⸗ 
geſchritten, ich beantrage Vertagung. ; 
Vizepräſident Spill: Es ift Vertagung beantragt 
worden. Erhebt ſich gegen den Antrag Widerſpruch? 
Ich ſtelle feſt, daß das nicht der Fall iſt. Wir haben 
uns nur noch über die Tagesordnung der nüächſten 
Sitzung zu einigen. Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung 
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1 a: i Soani e 1 über den Antrag des Abg. Hoffmann und Fraktion 
nung abzuhalten 

i nung abzuh 4 betr. Forderungen der Exwerbsloſen. Druckſache 

ti 1. Eingaben laut Anlage. Drudjade Nr. 1693. Erst en Sn In a ines Geſet gend 

A G An 35 Abg. S d 8. Erſte und zweite Beratung eines Geſetzes zur Aende⸗ 

4 f A an ma Kommiſſton bes Völker; rung des Geſetzes über einheitliche Durchführung des 


| FSi er die hen Seiefälen in Danzig e a EE a 
f; eee ir 9. Bericht des Rechnungsprüfungsausſchuſſes zum An⸗ 


N r - 

I 3. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. das Ab- trag des Senats auf Entlaſtung der Jahresrechnung 

ih r kommen zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der für das nase ri a Nr. 1572 

N Republik Polen über die Anwendung von Ausfuhr zu Nr. 306. 

N zöllen. Druckſache Nr. 1676. 10. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Zahlung 

N 4. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aenderung einmaliger Wirtſchaftsbeihilfen an Empfänger einer 

Ih der Gewerbeordnung. Drudjahe Nr. 1692. Rente nach den Reichsverſorgungsgeſetzen. Urantrag 

Un 5. Antrag des Abg. Ediger und Fraktion auf Vorlage des Abg. Lehmann und Fraktion. Druckſache 

ii eines Geſetzes zur Abänderung des Geſetzes betr. Ge- Nr. 1674 zu Nr. 1575. i ! ; 

I werbe⸗ und Käufmannsgerichte. Druckſache Nr. 1683. Da iH Widerſpruch gegen meine Vorſchläge nicht er⸗ 

ii 6. Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten] hebt, iſt die Tagesordnung ſo beſchloſſen. Ich ſchließe 

if zum Antrag der Frau Abg. Kalähne und Fraktion die Sitzung. 

p betr. Schaffung eines Erholungsheims für bedürftige Le 3 ; ` 

0 Kleinrentner. Drucksache Nr. 1694 zu Nr. 1593. (Schluß der Sitzung 7 Uhr 50 Minuten.) 
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Hohnfeldt (D. Soz.) zur Geſchäftsordnung 
Antrag des Abg. Hohnfeldt und Fraktion auf Ab⸗ 
ſendung eines Beileidstelegramms an den 
Deutſchen Reichstag anläßlich des 3 
unglücks bei Donauwörth f 
Rahn (802. P.) zur Geſchäftsordnung . 
Hohnfeldt (D. S0 z.) zur 5 x 
Eingaben laut Druckſache Nr. 160333 A, 
Rahn (Soz. P.) zur Geſchäftsordnung $ 

Große Anfrage Nr. 35 des Abe. Schwegmann und 
Fraktion betr. Gutachten der Kommiſſion des 
Völkerbundes über die Be en e 
in Danzig a Nr. 1648) 

: Dr. Ziehm (D. Nat.) 
Gehl, ſtellvertretender Präfident d. Senats 
Philipſen (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 
Dr Schwartz, Senator, Erklärung 
Dr Blavier 5 za Serehäftsordming 
Dr. Blapier (D. V. P.) TEEN, 
Rahn (Soz. P.) 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. das 
Abkommen zwiſchen der Freien Stadt Dauzig 
und der Republik Polen über die Anwendung 
von Ausfuhrzöllen . aiy a 55 16760) 

Karkutſch (D. Nat.) et, 
Rahn (Soz. P.) 5 
Dr Schimmel, Regierungsrat rk 
Rahn ( Soz,P.) 4 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ande⸗ 


rung der ee (Druckſache 
Nr. 1692) TEE We E 7 
Johr 5 D: S0.) 33 
Habel (D. Nat.) 5 


Dr. Blavier (bv p) 
Autrag des Abg. Ediger und Fraktion auf Vorlage 
eines Geſetzes zur Abänderung des Geſetzes 
) betr. Gewerbe⸗ und . er 
ſache Nr. 1683) 
Ediger (Lib) . ET eee 
Mayen (D. Nat) : ERITREA: 
Bericht des Aus ſchuſſes für ſoßiale Angelegen⸗ 
heiten zum Antrag der Frau Abg. Kalähne 
und Fraktion betr. Schaffung eines Erholungs- 
heimes für bedürftige Kleinrentner (Druck⸗ 
ſache Nr. 1694 zu Nr. 1593) 
Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten 
über den Antrag des Ab 
Fraktion betr. Forderungen der e 
(Druckſache Nr. 1675 zu 35 pu, AR 
Kreft, Frau (K..) e 
Gebauer (S. P. D.) Pir 
A Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung ae 
Sänderumgsantran der Abg. Gebauer, Hoffmann, 


Entſchlteßung 8 Ausſchuſſes für ſoziale Ange⸗ 
legenheiten betr. Zurverfügungſtellung von 
a 000 Gulden zu Unterſtützungszwecken für 

Erſt Erwerhsloſe (Druckſache Nr. 1675) 
tite, zweite und dritte Beratung eines Geſetz⸗ 
entwurfs zur Anderung des Geſetzes über 
ſchlhſebiche Durchführung des . 

Be Ich es (Druckfache Nr. 
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S mpjänger einer Rente nach den Reichsver⸗ 

u. dungsgeſetzen. Urantrag des Abg. Lehmann 
H. Fraktion (Druckſache Nr. 1674 zu Nr. 1575) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Spill eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Vizepräſident des Senats 
Gehl; Senatoren Dr. Schwartz, Dr. Strunk; Regierungs⸗ 
räte Hagemann, Dr. Schimmel. 


Vizepräsident Spill: Ich erkläre die 129. Vollſitzung 
für eröffnet. Zur Geschäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Die 
heutigen Tageszeitungen bringen die traurige Nachricht, 
daß bei den Herbſtmanövern der deutſchen e auf 
einem Transport ein Eiſenbahnunglück erfolgt iſt. Wir 
möchten dem Deutſchen Reichstag anläßlich dieſes Eiſen⸗ 
bahnunglücks das Beileid ausſprechen. Meine Fraktion 
bringt deshalb den geſchäftsordnungsmäßigen Antrag ein: 

Der Volkstag wolle beſchließen: Der Herr Präfi- 
dent des Volkstages wird beauftragt, namens des 

Volkstages dem Deutſchen Reichstage anläßlich des 

Eiſenbahnunglücks bei Donauwörth, bei dem ein 

Transport der Reichswehr verunglückt ift, das Hers- 

lichſte Beileid und Mitgefühl auszuſprechen. 

Ich bitte dem Antrag den Gepflogenheiten des 
Hauſes entſprechend zuzuſtimmen. 

Vizepräſident Spill: Herr. Abg. Hohnfeldt, über 
Ihren Antrag kann nur verhandelt werden, wenn kein 
Abgeordneter widerſpricht, da er nicht auf der Tages⸗ 
ordnung ſteht. Widerſpruch wird nicht laut. Ich darf 
alſo annehmen, daß das hohe Haus mit der Behandlung 
des Antrages einverſtanden iſt. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem Antrag zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht!) Danke, das iſt die Mehrheit, der 
Antrag iſt angenommen. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Es wird ſich doch 
empfehlen, daß das Mitglied des hohen Hauſes, oder die 
Fraktion, wenn eine derartige Anregung gegeben werden 
ſoll, bei ähnlichen Anläſſen, dem Herrn amtierenden Prä⸗ 
ſidenten vorher Mitteilung macht, damit der Präſident 
von ſich aus, falls eine Alteſtenausſchußſitzung nicht mehr 
ſtattfindet, eine derartige Erklärung abgibt, der das Haus 
dann beitritt. Es iſt nicht hübſch, daß, wenn eine Bei⸗ 
leidskundgebung anläßlich eines Ereigniſſes in Deutſch⸗ 
land ſtattfindet, der Antrag erſt begründet werden muß 
und die Gefahr vorliegt, daß ein Abgeordneter der fo- 
fortigen Verhandlung widerſpricht. 

Vizepräſident Spill: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): Ich möchte nur 
feſtſtellen, daß ich dem Herrn amtierenden Präſidenten 
Mitteilung bezüglich einer Beileidskundgebung anläßlich 
des Unglücksfalls gemacht habe. Herr Vizepräſident Spill 
hat es aber abgelehnt, die Sache von ſich aus zu erledigen. 
(Hört, hört! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Ich habe dazu zu erklären, daß 
der Herr Abg. Hohnfeldt kurz vor Beginn der Sitzung 
mit dem Antrage kam, und von einem großen Unglück 
ſprach, daß in Deutſchland paſſiert ſei. Zufälligerweiſe 
fiel mir eine Zeitung in die Hand, und ich habe feſtgeſtellt, 
daß es bei dem Unglück zwei Tote gegeben hat. Derartige 
Fälle kommen faſt täglich vor. Vor kurzem, als ein Ab⸗ 
geordneter der polniſchen Gruppe eine Beileidskundgebung 
forderte, haben wir auch geglaubt, den Wunſch ablehnen 
zu müſſen. Trotzdem hat Herr Abg. Hohnfeldt ſeinen 
Antrag aufrechterhalten. Er mußte geſchäftsordnungs⸗ 
mäßig erledigt werden. Damit iſt, glaube ich, die Sache 
aufgeklärt. Ich rufe auf den erſten Punkt der Tages⸗ 


ordnung: Eingaben laut Druckſache Nr. 1693. Ich glaube, 
wir werden, wie bisher üblich war, verfahren, daß ich die 
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einzelnen Eingaben hier verleſe und den Antrag des Ein⸗ 


gabenausſchuſſes bekanntgebe. Wenn keine Wortmeldun⸗ 
gen oder Anträge vorliegen, wird die Eingabe gemäß dem 
Antrage des Ausſchuſſes als erledgt betrachtet. Zur Ge- 
ſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich würde vorſchlagen, 
daß wir der Übung folgen, die bei der letzten Verhandlung 
von Eingaben angewandt wurde, daß, wenn keine Mh- 
änderungsanträge oder Anträge zu den Eingaben vor⸗ 
liegen, der Präſident feſtſtellt, ſämtliche Anträge der 
Ausſchüſſe angenommen ſind. 

Vizepräſident Spill: Gewiß können wir das Ver⸗ 
fahren auch noch mehr abkürzen. Anträge und Wort⸗ 
meldungen liegen zu den Eingaben nicht vor. Ich darf 
dann feſtſtellen, daß das hohe Haus den Anträgen des 
Eingabenausſchuſſes beitritt und demgemäß beſchloſſen 
hat. Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 

Große Anfrage Nr. 35 des Abg. Schwegmann 
und Fraktion betr. Gutachten der Kommiſſion des 
Völkerbundes über die polniſchen Briefküſten in 
Danzig. l 

Druckſache Nr. 1648. Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der Poſtkonflikt, der für Danzig einen langen und 
ſchweren Leidensweg bedeutet, ſteht in Genf wieder auf 
der Tagesordnung des Rats des Völkerbundes. Die Be⸗ 
völkerung Danzigs hat einen Anſpruch darauf und 
erwartet, daß der Volkstag in aller Öffentlichkeit ſeine An- 
ſicht äußert, ſonſt würde er fih dem Vorwurf ausſetzen, 
daß er über den Streit und Hader der Parteien das Urteil 
über Danzigs lebenswichtige Fragen verliert. (Sehr 
richtig! rechts) Der Volkstag als die Körperſchaft, welche 
der Repräſentant der höchſten Gewalt im Staate iſt und 
deſſen Meinungsäußerung den Ausdruck der Meinung des 
ganzen Danziger Volkes wiedergeben ſoll, muß laut und 
vernehmlich ſeine Stimme erheben, als die Stimme des 
Danziger Volkes, daß Danzig in Gefahr iſt, daß ſein 
Recht gebeugt wird, daß ſeine Stellung geſchmälert werden 
ſoll, die Stellung des Schwächeren e dem Stärkeren 
im Gegenſatz zu dem oft verkündeten Grundſätzen des Völker⸗ 
bundes. (Sehr richtig! rechts.) Angeſichts dieſer uns 
allen drohenden Gefahr erwarten wir eine einmütige 
Haltung des ganzen Volkstages, das Zurücktreten innerer 
Gegenſätze eingedenk des Wahlſpruches an einem unſerer 
ſchönſten Tore. „Durch Zwietracht werden die größten 
Dinge zerſtört.“ In dieſem Moment der Not ſtellen wir 
uns als Oppoſition hinter unſere Regierung in ihrer 
ſchweren Aufgabe (Lachen links.), Danzigs Recht in einer 
für uns bedeutſamen Sache zu verteidigen, in einem für 
uns bedrohlichen Zeitpunkt, wie es in unſerer Großen 
Anfrage heißt: In letzter Stunde. 

Es iſt nicht meine Aufgabe, m. H., und Sie werden 
es auch nicht von mir erwarten, daß ich vor dem hohen 
Hauſe den ganzen Streitſtand aufrolle. Der Streit iſt 
bekannt, die Akten ſind gefüllt mit ſcharſſinnigen Ausfüh⸗ 
rungen und Darlegungen. Jeder Danziger kennt alle 
Phaſen des Streites. Der Streit ift über unfere Grenzen 
bekannt. Die Preſſe von ganz Europa hat über ihn 
berichtet. Die Regierungen der im Völkerbund vertre⸗ 
tenen Länder haben ſich mit ihm beſchäftigt. Der Streit 
hat eine internationale Bedeutung gewonnen. Alle Welt 
wartet auf die demnächſt vom Völkerbund zu fällende Ent⸗ 
ſcheidung. Ich rufe nur einige Daten kurz in das Ge⸗ 
dächtnis zurück. Durch Artikel 27 des Pariſer Vertrages 
hat Polen das Recht erhalten, im Hafen von Danzig zur 
unmittelbaren Verbindung zwiſchen Polen und dem Hafen 
von Danzig einen Poſtdienſt einzurichten. Dieſer Poſt⸗ 
dienſt ſoll ſich auf die Verbindung zwiſchen Danzig und 
dem Auslande über den Hafen von Danzig erſtrecken. 


, 
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Danzig ſieht darin 


Der Hohe Kommiſſar entſchied in der Entſcheidung vom (0) 


25. Mai 1925, daß Polen nur berechtigt ſei, dieſen Poſt⸗ 
dienſt in dem ihm zur Verfügung geſtellten Gebäude am 
Heveliusplatz auszuüben. Am 6. Januar 1923 erklärte der 
Hohe Kommiſſar, daß ſeine abgegebene und rechtskräftig 
gewordene Entſcheidung klar zeige, daß Polen kein Recht 
habe, einen Poſtdienſt einzurichten, welcher irgendwo über 
die Grundſtücke hinausgeht, die ihm für dieſen Zweck zu⸗ 
geteilt worden ſind. Trotzdem ließ die Regierung der 
Republik Polen Anfang Januar d. J. außerhalb der zu⸗ 
gewieſenen Gebäude in den Hauptgeſchäftsſtraßen der 
Stadt eigenmächtig die roten Briefkäſten anbringen und 
einen regelmäßigen Poſtdienſt in Danzig einrichten. Der 
Hohe Kommiſſar entſchied am 4. Februar 1925, daß das 
Poſtrecht Polens auf das ihm zugeteilte Gebäude be⸗ 
ſchränkt wäre. Er erſuchte Polen, die Briefkäſten zu ent⸗ 
fernen. Darauf ſchwerſte Beſchimpfungen des Hohen 
Kommiſſars, nicht nur durch die polniſche Preſſe, ſondern 
auch durch die höchſten polniſchen Regierungsſtellen und 
unverhohlene Drohungen Polens, mit Gewalt gegen unſere 
Freie Stadt vorzugehen. (Hört, hört! rechts.) Weder der 
Hohe Kommiſſar, noch der Völkerbund brachten die Kraft 
auf, die Entfernung der Briefkäſten durchzuſetzen. Der 
Völkerbund erklärte, er vertraue auf den guten Willen der 
Danziger Bevölkerung und hege die Zuverſicht, daß die 
bis zur Märztagung währende Dauer — das war im De⸗ 
zember — des gegenwärtigen Zuſtandes zu neuen Ver⸗ 
wicklungen keinen Anlaß geben werde. Die Briefkäſten 
blieben und mußten ſogar von unſerer eigenen Polizei be⸗ 
wacht werden. (Hört, hört! rechts.) Danzig empfand das 
als Schmach (Sehr richtig! rechts.), aber der Völkerbund 
vertraute auf den guten Willen der Danziger. (Nicht der 
Polen? rechts.) Am 13. März 1925 erſuchte der Rat, 
anſtatt bei der für uns doch ganz klaren Rechtslage, da 
eine rechtskräftige Entſcheidung vorlag, ſelbſt zu ent⸗ 
ſcheiden, den ſtändigen Internationalen Gerichtshof im 
Haag, eine gutachtliche Außerung abzugeben. Dieſes Gut⸗ 
achten des höchſten Gerichtshofes im Haag iſt, wie wir 
alle wiſſen, in voller Verkennung der Danziger Verhält⸗ 


niſſe und auf Grund eines für uns ganz unverſtändlichen 
juriſtiſchen Formalismus, eine Übertragung ziviler Grund⸗ 


ſätze auf Fragen des öffentlichen Rechts, dahin ausgefallen, 
daß die polniſche Regierung den Poſtdienſt auch außerhalb 
des ihm zugewieſenen Gebäudes einrichten darf. (Hört, 
hört! rechts.) Die Grenzen des Hafens als Gebiet des 
polniſchen Poſtdienſtes hat der Gerichtshof ſelbſt nicht feft- 
geſetzt. Er erklärte, ihm wäre dazu nicht der Auftrag ge⸗ 
geben. Aber aus den Gründen des Gutachtens des 
Haager Gerichtshofes ergibt ſich ganz klar, daß der Poſt⸗ 
dienſt nur in den Grenzen des Hafens fhattfinden darf, 
und daß es ſich nur darum handelt, die Grenzen des 


Hafens zu ziehen. Der Rat des Völkerbundes ſetzte, an⸗ 


ſtatt dieſe Grenzen des Hafens ſelbſt zu ziehen und ſich 
dabei ſeines die örtlichen Verhältniſſe kennenden Kom⸗ 
miſſars zu bedienen, zur Prüfung dieſer Frage eine Kom⸗ 
miſſion ein. Das Gutachten dieſer Kommiſſion iſt uns 
bekannt. Es ſtellt nach unſeren Begriffen, meine Damen 
und Herren, eine Ungeheuerlichkeit dar. (Sehr richtig! 
rechts.) Jedes Kind weiß in Danzig, was der Hafen it 
Es weiß insbeſondere, daß der Hafen nicht in der Laig- 


gaſſe liegt (Sehr richtigl), nicht auf dem Hanſaplatz, nicht 


auf Langgarten. (Sehr richtig!) Die Kommiſſion 
zieht die Grenzen aber fo, daß die größten und mið- 
tigſten Teile unfever inneren Stadt darunter fallen. In 
Danzig hat dieſes Gutachten nicht nur Kopfſchütteln 
ſondern höchſte Erregung hervorgerufen. (Sehr richtig!) 
icht ein Rechtsgutachten nach den 
Grundſätzen des Rechts. Das Ergebnis ift für den ge 


ſunden Menſchenverſtand überhaupt nicht verſtändlich. 


Es erſcheint uns ganz unmöglich, daß der Rat dieſes Gut- 
achten annehmen wird. Er würde ſich dadurch in Danzig 
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A) und in allen gerecht urteilenden Kreiſen der ganzen Welt 


(B) 


— 


um ſeinen Kredit bringen. (Sehr wahr! rechts.) Wir 
haben das Gefühl in Danzig, daß für das Gutachten nicht 
juriſtiſche Gründe, nicht ſachlich-rechtliche Gründe mak- 
gebend geweſen find, ſondern lediglich die polniſchen 
Wünſche. Der Kommiſſion wurde von ſeiten Danzigs ſehr 
eingehendes Material übergeben. In mündlichen ſtunden⸗ 
langen Darlegungen wurde der klare Standpunkt Danzigs 
vertreten. Die Kommiſſion hat alles beiſeite geſchoben 
und ſich ohne Angabe von Gründen den polniſchen An⸗ 


ſprüchen angeſchloſſen. In Polen hat, wie ich wohl glaube 


annehmen zu dürfen, kein Menſch geglaubt, daß den weit⸗ 
gehenden Anſprüchen Polens in ſolchem Maße ſtattgegeben 
werden würde. Polen hatte nach dem alten Grundſatz: 
Wer viel fordert, erhält viel; der Artige wird beiſeite ge⸗ 
ſchoben, ſeine Forderungen aufs weiteſte geſtellt. 

Wir haben in Danzig den Eindruck gewonnen, daß für 
das Gutachten der Komntilfion politiſche Erwägungen aus- 
ſchlaggebend geweſen ſind, (Sehr richtig! rechts.) ins⸗ 
beſondere die politiſche Erwägung, daß die Grenzen ſo 
gezogen werden müſſen, daß alle von Polen eingerichteten 
Briefkäſten innerhalb dieſer Grenzen liegen. (Sehr richtig! 
rechts.) Wir haben die Empfindung, daß man in der 
Kommiſſion befürchtet hat, daß politiſche Verwicklungen 
entſtehen würden, wenn Polen gezwungen werde, die 
Briefkäſten abzunehmen, und daß der Völkerbund dieſen 
gegenüber in Verlegenheit geraten würde. Wir haben 
alſo das Gutachten, das dem Stärkeren Konzeſſionen 
gegenüber dem Schwächeren gemacht hat. 

Darum hat man ſich in dem Gutachten auch geſträubt, 
überhaupt eine Begründung abzugeben, obwohl es doch 
überall in der ganzen Welt üblich iſt, daß in einem Rechts⸗ 
gutachten eine ausführliche Begründung gegeben wird, 
namentlich in ſo wichtigen Dingen und in ſo wichtigen 
Rechtsangelegenheiten. Hätte man ſich die Mühe gegeben, 
eine Begründung abzufaſſen, ſo hätte man erkannt, daß 
das Gutachten in vollem Widerſpruch zu dem Haager 
Schiedsgerichts⸗Gutachten ſteht (Sehr richtig! rechts.), wo⸗ 
nach der polniſche Poſtbetrieb nur im Hafen von Danzig 
liegen darf. Hätte ſich die Kommiſſion ſelbſt gezwungen, 
eine Begründung zu geben, ſo hätte ſie erkennen müſſen, 
was ihr ausführlich von Danziger Seite dargelegt worden 
iſt, daß der Begriff des Hafens hier in Danzig ganz be⸗ 
ſonders leicht zu finden ift, weil wir hier eine beſondere 
zehörde zur Verwaltung des Hafens haben, welche ſich 
dieſe Grenzen ſelbſt zur Erfüllung ihrer Aufgaben ziehen 
muß (Sehr richtig! vechts.), und die dieſe Grenzen gezogen 
at. (Sehr gut! rechts.) Wäre die Kommiſſion auf das 
Vanziger Gutachten eingegangen, jo hätte fie erkennen 
müſſen, daß bereits rechtskräftig feſtgeſtellt ift, daß das 
ebiet der Stadtgemeinde Danzig als Gebiet für den pol- 
niſchen Poſtdienſt überhaupt nicht in Betracht kommt. 

ie hätte erkennen müſſen, daß das Gebiet, in dem der 
Poſtbetrieb eingerichtet werden darf, innerhalb des Hafens 
gerichtet werden muß, daß es kleiner fein muß als der 
Haſenbezirt, weil es heißt, daß der Poſtdienſt nur im 
paien eingerichtet werden darf. Es iſt klar, daß der pol- 
tasche Poſtdienſt im Hafen nur ſo weit verſtanden werden 
Bo als poſtaliſche Intereſſen für den Hafen in Betracht 
en Polen hat nicht das Recht, in der Stadt Danzig, 
Eu ern nur im Hafen von Danzig einen Poſtdienſt einzu⸗ 
gaen Die Kommiſſion hat fich aber nicht nach rechtlichen 

H chtspunkten gerichtet und danach ihr Gutachten gefällt. 
Gut hat ſich nicht um die Verträge, nicht um das Haager 
y achten gekümmert, ſondern fie hat lediglich die Wünſche 
An polnifchen Intereſſenten berückſichtigt. (Sehr richtig!) 
Vert ie Rechte Danzigs und an ſeine auf den Rechten des 
T 5 Lebensintereſſen hat die Kommiſſion 


handlu 
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Wir erſuchen den Senat, mit Nachdruck bei den Ver⸗ 
ngen vor dem Völkerbund auf die Bedeutung der 


Entſcheidung für Danzig und die Unmöglichkeiten des Gut⸗ 
achtens hinzuweiſen. Nach Preſſemeldungen aus Genf 
wird in Völkerbundskreiſen erwogen, das Gutachten der 
Poſtkommiſſion dem Haager Schiedsgericht vorzulegen. 
Mir perſönlich erſcheint ein ſolcher Schritt nicht unzweck⸗ 
mäßig. Danzig wartet ſchon ſo lange auf die Entſcheidung, 
daß es auf einige Wochen nicht mehr ankommt, daß die 
Briefkäſten hier noch hängen. Aber wichtig wäre, daß das 
Haager Schiedsgericht Stellung dazu nimmt, ob ſich dies 
ungeheuerliche Gutachten der Kommiſſion mit den vom 
Haager Schiedsgericht aufgeſtellten Grundſätzen verein⸗ 
baren läßt. (Sehr richtig! rechts.) 

Die Forderungen, welche der Senat in der vor einigen 
Tagen in der Preſſe bekanntgegebenen Proteſtnote an den 
Völkerbund aufgeſtellt hat, entſprechen wörtlich dem Stand⸗ 
punkt, den der Senat in dieſer Angelegenheit ſeit langem 
eingenommen hat. Wir hätten gewünſcht, daß die Be⸗ 
gründung etwas ſchärfer ausgefallen wäre (Abg. Philipſen: 
Sehr richtig!), auch auf die Gefahr hin, daß die Aus- 
führungen dem Völkerbund mißfallen und Mißbehagen 
erregt hätten. (Sehr gut! rechts.) Wir hätten gewünſcht, 
daß das ungeheuere Unrecht, das Danzig zugefügt werden 
würde, wenn man dem Gutachten folgte, dem Völkerbund 
noch klarer vor Augen geführt worden wäre. Wir be⸗ 
dauern, daß der Senat es nicht für nötig gehalten hat, 
bevor ſein Präſident nach Genf reiſte, wie es üblich iſt, 
dem Hauptausſchuß über die in Genf vorliegenden Fragen 
Bericht zu erſtatten. Sollte die neue Regierung ganz von 
den allgemeinen Grundſätzen der Sozialdemokratie ab⸗ 
weichen und bei uns in Danzig eine Geheimdiplomatie 
einführen wollen? (Sehr gut! rechts. — Sie haben das 
vier Jahre lang getan! links.) Wir bedauern es, daß der 
Präſident des Senats nicht dafür geſorgt hat, daß er ſelbſt, 
zu deſſen Reſſort die auswärtigen Angelegenheiten ge⸗ 
hören, auf dieſe Große Anfrage hier Antwort gibt, und 
daß er nicht Zeuge der Meinungsäußerungen des Volks⸗ 
tages in dieſer Frage ſein kann. (Sehr gut! rechts.) Ein 
geſchickter Politiker muß verſtehen, auf dem Inſtrument 
des Parlaments zu ſpielen und ſich des Parlaments als 
Mittel zu bedienen, mit dem man die im Intereſſe des 
Staates notwendigen Erfolge herbeizuführen ſucht. 

Ich ſchließe, m. D. u. H., mit dem Erſuchen an die Re⸗ 
gierung, die Rechte Danzigs in Genf jetzt energiſch zu ver⸗ 
treten, und mache im Namen meiner politiſchen Freunde 
den Vorſchlag, daß nach Verweiſung der Großen Anfrage 
in den Hauptausſchuß dort eine Entſchließung gefaßt wird, 
die einhellig und einmütig die Meinung der Danziger Be⸗ 
völkerung in dieſer für ſein Schickſal ſo bedeutungsvollen 
Frage zum Ausdruck bringt. (Wiederholtes Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr ſtellver⸗ 
tretende Präſident des Senats Gehl. i 


Gehl, ſtellv. Präſident des Senats: M. D. u. H.! Auf 
die Große Anfrage des Herrn Abg. Schwegmann habe ich 


namens des Senats die folgende Erklärung abzugeben: 


In der Angelegenheit des Poſtkonflikts zwiſchen 
Danzig und Polen hatte der Rat des Völkerbundes 
ein Gutachten des ſtändigen Gerichtshofs im Haag 
eingefordert, und der Rat hat alsdann in der Sitzung 
vom 11. Juni 1925 das von dieſem Gerichtshof er⸗ 
ſtattete Gutachten vom 16. Mai 1925 angenommen. 
Gleichzeitig hat der Rat entſchieden, daß die Grenzen 
des Hafens von Danzig unter Berückſichtigung der 


Erwägungen des Gutachtens dieſes Gerichtshofes 


räumlich feſtzuſetzen ſind. Zur Erſtattung eines Gut⸗ 
achtens über die Grenzziehung hat der Rat des 
Völkerbundes einen Ausſchuß von Sachverſtändigen 
ernannt, deſſen Gutachten nunmehr dem Rat zur Be⸗ 
ſchlußfaſſung vorliegt. Der Senat iſt nach eingehender 
Prüfung des Gutachtens dieſes Sachverſtändigen⸗ 
Ausſchuſſes zu der Überzeugung gelangt, daß der In⸗ 
halt dieſes Gutachtens mit den beſtehenden Verträgen, 
wie auch mit dem vom ſtändigen Gerichtshof im Haag 
erſtatteten Gutachten in offenem Widerſpruch ſteht. 
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(Gehl, ſtellv. Präſident des Senats.) 


Die Regierung hat daher beim Rat des Völker⸗ 
bundes eine eingehend begründete Proteſtnote gegen 
das Gutachten des Sachverſtändigen⸗Ausſchuſſes ein⸗ 


gereicht. Der Senat hat es für notwendig gehalten, 
diefe bedeutungsvolle Note der Sffentlichkeit durch 
Bekanntgabe in der Preſſe kundzugeben. Wir können 
daher den Inhalt unſerer Proteſtnote als bekannt 
vorausſetzen. Wir geben der beſtimmten Überzeugung 
Ausdruck, daß die Stellungnahme des Senats, wie ſie 
in der Proteſtnote zum Ausdruck kommt, von der 
geſamten Bevölkerung Danzigs geteilt wird, und daß 
dieſe Stimmung der Bevölkerung, die über die Vor⸗ 
ſchläge des Sachverſtändigen⸗Ausſchuſſes außerordent⸗ 
lich erregt iſt, einen einheitlichen Widerhall im Volks⸗ 
tag finden wird. (Lebhaftes Bravol) 

Vizepräſident Spill: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.] Wir 
beantragen Überweiſung der Großen Anfrage an den 
Haupt⸗Ausſchuß. Es geſchieht aus dem Grunde, weil wir 
die Abſicht haben, eine Entſchließung zu dieſer Großen 
Anfrage einzubringen. Nach unſerer Geſchäftsordnung 
dürfen ſachliche Anträge oder Entſchließungen zu Großen 
Anfragen nur dann eingebracht werden, wenn ſolche Große 
Anfragen an einen Ausſchuß überwieſen werden und aus 
dieſem zurückkommen. 

Vizepräſident Spill: Es ift der Antrag geſtellt 
worden, die Große Anfrage dem Hauptausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt ſo beſchloſſen. 
Zu einer Erklärung hat das Wort der Herr Senator 
Dr. Schwartz. 

Dr. Schwartz, Senator: M. D. u. H.! In der 
geſtrigen perſönlichen Erklärung des Herrn Abg. Dr. Bla⸗ 
vier wurden außerordentlich ſchwere Vorwürfe gegen den 
Oberſtaatsanwalt in Danzig erhoben. Die Vorwürfe ſind 
ſachlich falſch, entbehren der tatſächlichen Unterlage und 
müſſen in vollem Umfange zurückgewieſen werden. Der 
Herr Abg. Dr. Blavier beſchuldigte den Oberſtaatsanwalt, 
daß er gegen ihn, einen Abgeordneten, in unzuläſſiger 
Weiſe Unterſuchungshandlungen, und, daß der Oberſtaats⸗ 
anwalt ſelbſt früher ſolche Handlungen für unzuläſſig er⸗ 


klärt habe, auch im Bewußtſein der Unzuläſſigkeit, alſo 


vorſätzlich, vorgenommen habe. Der Herr Abgeordnete 
gipfelte in dem Vorwurf, daß der Oberſtaatsanwalt das 
Recht gebeugt habe und macht ihm damit den Vorwurf 
eines Verbrechens nach § 236 des Strafgeſetzbuches. Das 
fragliche Aktenſtück, das ſich mit der Anzeige gegen den 
Abg. Blavier beſchäftigt, liegt uns vor. Es iſt aus ihm zu 
erſehen, daß der Oberſtaatsanwalt überhaupt keine Unter⸗ 
ſuchungshandlungen gegen den Abg. Blavier vorgenommen 
hat. Nachdem der Oberſtaatsanwalt das Aktenſtück von 
der Polizei überſandt erhalten hat, hat er lediglich verfügt, 
das Aktenſtück mit der bei jeder Eingabe geſchäftsmäßig 
notwendigen Aktenbezeichnung, der fog, J.⸗Nummer, zu 
verſehen, und hat durch beſondere Verfügung den Senat 
unter Überſendung der Alten erſucht, die Genehmigung des 
Volkstages zur ſtrafrechtlichen Verfolgung des Abg. 
Dr., Blavier wegen der in dem Alktenſtück enthaltenen Be- 
ſchuldigung des Betruges herbeiführen zu laſſen. Zu 
dieſem Vorgehen war der Oberſtaatsanwalt geſetzlich ver⸗ 
pflichtet. Hätte er es unterlaſſen, ſo hätte er ſich ſelbſt des 
Verbrechens nach § 346 SIEB. ſchuldig gemacht. Der 
Herr Abg. Dr. Blavier hat mithin unberechtigterweiſe 
a ſchweren Vorwurf gegen den Oberſtaatsanwalt er- 
hoben. 

Allerdings hat nach denſelben vorliegenden Akten eine 
polizeiliche Durchſuchung bei einem Beteiligten und die 
Vernehmung zweier Zeugen durch die Polizei ſtakt⸗ 
gefunden. (Alſo er hat doch unterſucht! links.) Dieſe 


Maßnahmen hatten den doppelten Zweck, nämlich außer 
dem Zweck, die eventuelle Straftat, deren der Angezeigte 
beſchuldigt wird, zu kläven, noch den anderen, die eventuelle 

Nichtigkeit der anonymen Anzeige zu ermitteln, um gegen 


den Anonymus vorgehen zu können. Ob eine ſolche Unter⸗ 
ſuchungsmaßnahme auch dann, wenn ein Abgeordneter 
als anonym Beſchuldigter in Frage kommt, zuläſſig ift, 
darüber iſt in der juriſtiſchen Literatur die Meinung um⸗ 
ſtritten. (Zwiſchenrufe.) 

Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Die Erklärungen des Herrn Regierungsvertreters ſind ein 


Kunſtſtück. (So geht das nicht! Die Beſprechung muß bean- 


tragt werden! rechts.) Die habe ich beantragt. Wollen 
Sie etwa dagegen fein? (Zwiſchenrufe!) Ich beantrage 
die Beſprechung der Erklärung. 

Vizepräſident Spill: Es ift die Beſprechung der Rez 
gierungserklärung verlangt worden. Wird der Antrag 
unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. 
Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Die Erklärung des Herrn Regierungsvertreters iſt ein 
Kunſtſtück. Er erklärt zunächſt einmal, die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft hätte nichts getan, und nachher ſagt er, die Polizei 
hätte Ermittlungen vorgenommen. Sit dem Herrn Se- 
nator nicht bekannt, was jedem Referendar bekannt iſt, 
daß jeder Akt der Polizei ein Akt der Staatsanwaltſchaft 
ift? Es war wohl das Unerhörteſte, was ein Regierungs- 
vertreter hier zum Beſten gegeben hat. Wie liegen die 
Dinge? Der Oberſtaatsanwalt iſt von mir angegriffen 
worden. (Heiterkeit!) Der Herr Senator ſagt, der Ober⸗ 
ſtaatsanwalt habe nichts veranlaßt, er habe nur ſein Akten⸗ 
ſtück kenntlich gemacht. Er weiß nichts von der Haus⸗ 
ſuchung, er weiß nicht, daß eine Aktion namens des 
Staatsanwalts unternommen iſt. Was die Polizei tut, 
tut ſie doch nur als Organ des Staatsanwalts! (Zwiſchen⸗ 
rufe.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 


Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Am geſtrigen Tage hat 
der Herr Senator Dr. Volkmann auf eine Erklärung des 
Herrn Abg. Dr. Blavier hier eine Regierungserklärung 
abgegeben. Da der Senat gar keine Kenntnis von den 
Dingen haben konnte, glaube ich, daß ſich die Regierung 
geſtern mit der Angelegenheit noch nicht beſchäftigt hat. 
Heute gibt Herr Senator Dr. Schwartz eine Regierungs⸗ 
erklärung im Namen des Senats ab. Soviel mir bekannt 
iſt, hat der Senat zu dieſen Dingen überhaupt noch nicht 
Stellung genommen. Ich bitte den Herrn ſtellvertretenden 
Präſidenten des Senats, hier zu erklären, ob die Erklärung 
des Herrn Dr. Schwartz überhaupt vom Senat gebilligt 
wird. 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen liegen 
micht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. (Abg. Rahn: 
Regierungserklärungen werden abgegeben und der Senat 
weiß nichts davon!) Ich rufe auf Punkt 3 der Tages⸗ 
ordnung: ' 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. das 
Abkommen zwiſchen der Freien Stadt Danzig und 
der Republik Polen über die Anwendung von 
Ausfuhrzöllen. 

Druckſache Nr. 1676. Ich eröffne die Beſprechung. Das 


Wort hat der Herr Abg. Karkutſch. 


Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Das 
vorliegende Abkommen mit Polen iſt von der alten Re⸗ 
gierung abgeſchloſſen worden und liegt dem Volkstag in 
der Druckſache Nr. 1676 zur Beſchlußfaſſung vor. Zur 
Vorgeſchichte zunächſt folgendes: Im ſiebenten Teil des 
Oktoberabkommens iſt vorgeſehen, daß Danzig die Erzeug⸗ 
niſſe ſeiner eigenen Wirtſchaft, der Induſtrien, des Hand- 
werks und der Landwirtſchaft, trotz etwaiger polniſcher 
Ausfuhrbeſchränkungen ausführen darf. Hierbei war da⸗ 
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mals an die Ausfuhrverbote gedacht. Ausfuhrzölle kannte 
Polen ſeinerzeit nicht, und ſo konnte man dieſe nicht in das 
Abkommen hineinnehmen. Als Polen ſeine Ausfuhrver⸗ 
bote aufhob und durch Einführung von Ausfuhrzöllen die 
Ausfuhr zu regeln bzw. zu unterbinden verſuchte, ſtellte 
HH Danzig auf den berechtigten Standpunkt, daß Ausfuhr⸗ 
zölle auch als Ausfuhrbeſchränkungen anzuſehen wären 
und die Wirkung eines Ausfuhrverbots haben können. Es 
kam hierbei zu einem Streit zwiſchen Danzig und Polen. 
Der Hohe Kommiſſar entſchied darüber und ſpäter auch der 
Völkerbund. So wurde dieſer Streitfall beigelegt. Dieſe 
Entſcheidung hat Danzig keineswegs befriedigen können; 
denn einmal wurde entſchieden, daß das Zollabkommen 
vom 31. Juli 1924 auch für die Freie Stadt Anwendung 
zu finden hat. Über die Härten dieſes Geſetzes braucht 
man nicht weiter zu ſprechen, ſie ſind genügend bekannt. 
Zweitens enthält die Entſcheidung hinſichtlich der Ausfuhr⸗ 
zölle eine Kompromißlöſung. Es wurde der Danziger 
Standpunkt anerkannt, daß die im ſiebenten Teile des 
Oktoberabkommens enthaltenen Beſtimmungen betr. Aus⸗ 
fuhr verbote ſinngemäße Anwendung hinſichtlich der 
Ausfuhr zölle zu finden haben. Dabei wurde Polen 
nur die Verpflichtung auferlegt, für Danziger Erzeugniſſe 
die Ausfuhrzölle ſoweit herabzuſetzen oder fallen zu ER 
ge⸗ 
ſehen davon, daß dieſe Beſtimmung ſehr kautſchukartig iſt, 
ſind die im ſiebenten Teil des Oktoberabkommens Dan⸗ 
zig gewährten Rechte durch die Entſcheidung eingeſchränkt. 
Während nach den Beſtimmungen des Oktoberabkommens 
Danzig die Erzeugniſſe der Induſtrie, des Handwerks und 
der Landwirtſchaft — vom Handel ift keine Rede — un- 
beſchränkt auf Grund eigener geſetzlicher Beſtimmun⸗ 
gen ausführen konnte und es Danzig allein überlaſſen 
war, unter welchen Bedingungen, d. h. Ausfuhrabgaben, 
die Ausfuhr ſtattfinden konnte, ſind nach der Entſcheidung 
des Hohen Kommiſſars in jedem Fall erſt Verhandlungen 
mit Polen über die Höhe des Kontingents, die Höhe der 
Ausfuhrzölle uſw. nötig. Wenn man alſo danzigerſeits 
über das vorliegende Abkommen keine Befriedigung zeigen 
kann, ſo liegt das daran, daß die durch die Entſcheidung 
des Hohen Kommiſſars feſtgelegte Grundlage den Abſchluß 

eines Danzig befriedigenden Abkommens nicht zuließ. 
Nun komme ich zu dem Abkommen ſelbſt. Da wird 
man ſagen müſſen, daß nach der Entſcheidung des Hohen 
ommiſſars günſtigere Bedingungen für Danzig nicht zu 
erwirken waren. Die im § 8 enthaltene Beſtimmung, daß 
ie mit Polen im Oktober⸗Abkommen vereinbarten Ver- 
träge über den Veredlungsverkehr durch die Ausfuhrzölle 
nicht betroffen werden, iſt eigentlich ſelbſtverſtändlich. 
zmmerhin ift es gut, daß dieſe Beſtimmung aufgenommen 
iit, um ſpäteren Streitfällen vorzubeugen. Wenn man 
aber ſchon im Abſatz 2 des § 8 des vorliegenden Abkom⸗ 
mens den § 12 der Anlage 2 des Oktober⸗Abkommens 
„Dähnte, jo hätte man auch den § 4 des Zuſatzvertrages 
fe 21. Dezember 1921 über Veredlungsverkehr anziehen 
ollen. Dieſer Paragraph lautet bekanntlich: 
Als Veredlungsverkehr wird auch 
wenn Danziger Betriebe Rohſtoffe, Halbfabrikate und 
Fertigfabrikate aus dem Auslande einführen und die 
araus erzeugten Fabrikate oder eine gleiche Menge 
von Halbfabrikaten bzw. Ganzfabrikaten oder Waren 
derſelben Art wieder in das Ausland zurückführen. 


behandelt, 


infuhren der genannten Materialien uſw. genießen 


Jollfreiheit. Die authentiſchen Interpretationen der 
Bed nlage © werden anerkannt. E 
leng etid ift, daß der § 9 keine klare an Po⸗ 
Aus enthält, Danzig vor Einführung oder Anderung von 
Ope rollen zu hören, obwohl in der Entſcheidung des 
dri cklienmiſſars eine derartige Verpflichtung Polen aus⸗ 
Fr ich auferlegt iſt. Es iſt dringend nötig, daß dieſe 
mät entſprechend der Erklärung der Danziger Bevoll⸗ 
tigten beim Schlußprotokoll baldmöglichſt geklärt 


wird. Dieſe Frage iſt für Danzig nicht von theoretiſcher 
Bedeutung, ſondern eine Lebensfrage. Danzig hätte es 
gern geſehen, wenn in dieſem Abkommen die Behandlung 
der Danziger Stapelartikel geregelt wäre. Danzig hat 
große Lagerplätze und Handelshäuſer für polniſche Export⸗ 
artikel, z. B. Holz, Getreide, Saaten, Hülſenfrüchte, 
Zucker, Naphtha uſw., die in großen Mengen zum Export 
ins Ausland in Danzig aufgeſpeiehert werden. Es iſt 
notwendig, daß dieſe zum Export aufgeſpeicherten Waren 
nicht plötzlich durch Einführung oder Anderung von Aus⸗ 


fuhrzöllen oder Beſchränkungen irgendwelcher Art be⸗ 


troffen werden. Es könnte ſonſt die Gefahr nur allzuleicht 
eintreten, daß die Exporteure ihre Artikel nach anderen 
Häfen ſenden, nämlich nach Königsberg, Stettin uſw., um 
ſie der Zollhoheit Polens ſo ſchnell wie irgend möglich zu 
entziehen. Der Danziger Umſchlagsplatz hätte den Nach⸗ 
teil und Polen hätte abſolut keinen Vorteil. Die Gefahr 
beſteht um ſo mehr, als die billigen deutſchen Ausnahme⸗ 
tarife direkt zu einem Export nach Königsberg oder Stettin 
anreizen. Es ift dringend wünſchenswert, daß mit Polen 
hierüber baldmöglichſt ein Abkommen geſchloſſen wird. 
Das vorliegende Abkommen werden wir trotz einiger 
Mängel annehmen. Es hat zum Teil an praktiſcher Be⸗ 
deutung verloren, da Polen für die wichtigſten Export⸗ 
artikel die Ausfuhr aufgehoben hat. (Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): M. D. u. H.! Wir 
haben wieder einmal ein Geſetz zu beraten, bei dem für 
die Danziger Regierung die Verhandlungen von Leuten 
geführt wurden, die von Sachkenntnis nicht getrübt waren. 
Es iſt geradezu unverſtändlich, wie die Danziger Regierung 
ein derartiges Abkommen mit der Republik Polen ſchließen 
läßt, bei dem für Danzigs Handel und Induſtrie abſolut 
nichts herauskommt, ſondern nur der Anſchein erweckt 
wird, als ob man den Danzigern etwas gäbe. Durch dieſe 
Abmachung iſt die Ausfuhr der in dem Geſetz bezeichneten 
Artikel genau ſo unmöglich, wie ſie früher unter den Zöllen 
unmöglich war. Nur der Herr Senator Dr. Frank hat 
mit einigen Dezernenten mehrere Reiſen nach Warſchau 
gemacht und tagelang verhandelt. Das Ergebnis iſt aber 
dasſelbe wie früher. Ich will Ihnen an Hand der Waren⸗ 
liſte auf Seite 10 der Druckſache Nr. 1676 nachweiſen, daß 
das Abkommen in dieſer Form vollſtändig wertlos iſt. 
Wenn für Kleie aller Art 5 Zloty für 100 Kilo Ausfuhrzoll 
zu zahlen ſind, alſo 2,50 Zloty für den Zentner, ſo iſt das 
bei einem Warenpreiſe von 5 bis 6 Mark für einen 
Zentner auf dem Weltmarkt natürlich ein Ding der Un⸗ 
möglichkeit und die Ausfuhr von Kleie aus Danzig wird 
dadurch vollſtändig hinfällig. Für rohe Rinderhäute 1,20 
Zloty, 60 Pfennig pro Pfund und 3 Zloty oder 1,50 Pfen⸗ 
nig pro Pfund Ausfuhrzoll, für Kalbfelle machen die Aus⸗ 
fuhr bei einem Warenwert von etwa 1 Gulden, alſo 
1 Zloty pro Pfund, zur Unmöglichkeit. Keinem Geſchäfts⸗ 
mann wird es einfallen, pro Pfund 20 Pfennig mehr zu 
zahlen als auf dem Weltmarkte. Abfälle von Korkrinde 
7 Zloty. In meiner 25jährigen Praxis am Danziger 
Platz iſt es mir noch nicht vorgekommen, daß in Danzig 
Korkrinde gewonnen und zur Ausfuhr gelangt iſt. Ich 
verſtehe nicht, was die Poſition in dem Abkommen zwiſchen 
Danzig und Polen zu ſuchen hat. Für die Ausfuhr von 
Eiſen und Stahl, alt, gegoſſen und geſchmiedet, ſind 1000 
Tonnen bewilligt worden. Die Produktion der Danziger 
Werft allein beträgt im Jahre 2000 Tonnen, alſo die 
doppelte Höhe, während der Abfall an Alteiſen bei Schi⸗ 
chau, die Abfälle in der geſamten übrigen Induſtrie, die 
Abfälle aus den Bauten und aus dem Handwerk zuſammen 
etwa 4000 Tonnen ausmachen. Ein Kontingent von 5000 
Tonnen würde alſo vielleicht das richtige treffen. Statt 


deſſen iſt das Kontingent für Alteiſen auf 1000 Tonnen 
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(Rahn, Abgeordneter.) 

feſtgeſetzt worden. Der Ausfuhrzoll beträgt 2 Zloty pro 
100 Kilo. Der Warenwert auf dem Weltmarkt iſt 3 Pfund, 
der Ausfuhrzoll beträgt pro Tonne 20 Zloty, 15 bis 16 
Schilling. Ein Viertel des Warenwertes ſoll alſo bei einem 
Artikel der Ausfuhrzoll ſein, der im Großhandel mit 
brutto 2 Prozent Nutzen gehandelt wird. Ich bitte die 
Danziger Regierung, beſonders Herrn Dr. Frank, ſich ein 
Alteiſengeſchäft zuzulegen (Heiterkeit) oder als jüngſter 
Lehrling dort einzutreten und dann einmal das Experi⸗ 
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ment zu machen, wie er bei einem Ausfuhrzoll von 15 


Schilling eine Wave handeln will, die im Auslande nur 
einen Marktwert von 3 Pfund, alſo 75 Gulden pro 1000 
Kilo hat. Für Kupfer beträgt der Ausfuhrzoll 40 Zloty 
pro 100 Kilogramm, 400 Zloty für die Tonne, alſo 16 
Pfund. Der Warenwert auf dem Weltmarkte beträgt für 
Raffinadekupfer, 93 Prozent kupferhaltig, 60 Pfund. Wie 
man Abgaben an die polniſche Regierung für den Export 
in Höhe von 16 Pfund zahlen ſoll, wo die Ware im Groß⸗ 
handel den Weltmarktpreis von 60 Pfund koſtet, und dabei 
konkurrenzfähig fein ſoll, das ift ein geradezu unerforſch⸗ 
licher Ratſchluß. Ich bitte unſere Danziger Regierung, 
der in Oliva domizilierenden einzigen Metallhütte in 
Danzig die Sache einmal vorzumachen. Für Altkupfer 
bleibt die Ausfuhr nach wie vor verboten. Der Ausfuhr⸗ 
zoll für Altkupfer iſt 60 Pfund pro Tonne, während der 
Warenwert für das Kupfer 48—50 Pfund ift. Der Aus- 
fuhrzoll überſteigt alſo den eigentlichen Warenwert um 
25 Prozent. Bei Nickel, Aluminium iſt der Ausfuhrzoll 
600 Zloty, alſo 24 Pfund, bei einem Warenwert des Alu⸗ 
miniums auf dem Weltmarkt von 125 Pfund. Alſo der 
fünfte Teil des Warenwertes ſoll hier als Ausfuhrzoll be- 
zahlt werden. Die Ausfuhr von Nickelbruch ift ſowieſo 
verboten, ebenſo die Ausfuhr von Rotguß, Meſſing und 
Tomback in Bruch. Erſt wenn die Waren umgeſchmolzen 
find, ſollen ſie für 300 Zloty für 1000 Kilo, aljo für 14 Pfund, 
ausgeführt werden dürfen. Für eine Ware, die, wenn ſie 
umgeſchmolzen iſt, 48—50 Pfund pro 1000 Kilo Wert 
hat, jollen 14 Pfund als Ausfuhrzoll an die polniſche Zoll⸗ 
kaſſe gezahlt werden. 

Ein ſolches Abkommen ift Unſinn, und es hat keinen 
Zweck, ſich mit der ganzen Geſchichte zu beſchäftigen. Es 
kommt hinzu, daß ein Mitglied der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion mir berichtet hat, daß im „Berliner Tageblatt“ 
geſtanden habe, daß die polniſche Regierung die Aus⸗ 
fuhrzölle für das Gebiet der Freien Stadt ermäßigen 
will, ſo daß das von dem Völkerbund angeordnete Sonder⸗ 
abkommen für Danzig, das für die Danziger Produkte 
eine Bevorzugung vorſieht, wieder automatiſch beſeitigt iſt. 
Ich empfehle, dieſes Abkommen gar nicht mehr an den Aus⸗ 
ſchuß zu ſchicken; denn zu beraten iſt darüber nicht. Zucker⸗ 


rüben, die in dem Abkommen frei ſind, werden nach den 


polniſchen zollgeſetzlichen Beſtimmungen allgemein frei 
fein, und im übrigen bietet das Abkommen nicht das ge- 
ringſte, was nicht ſchon früher geweſen wäre. Es ver⸗ 
hindert nämlich nach wie vor die Ausfuhr aller Artikel. 
Wenn wir dieſes Abkommen gar ratifizierten, könnte man 
in Polen der Meinung ſein, daß man Danzig in dieſer 
Beziehung etwas Entgegenkommen gezeigt hätte, und das 
iſt nicht der Fall. Deshalb ſchlage ich vor, dieſes Abkom⸗ 
men in den Orkus zu werfen und es glatt abzulehnen. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat Herr Regierungs⸗ 
rat Dr. Schimmel. 

Dr. Schimmel, Regierungsrat: M. D. u. H.! Ich bitte 
das hohe Haus, dieſes Abkommen doch anzunehmen, und 
zwar aus folgenden Gründen: Der Wert dieſes Abkom⸗ 
mens liegt nicht in der Kontingentliſte, die ſoeben von dem 
Herrn Abg. Rahn einer ſcharfen Kritik unterzogen worden 
iſt. Der Wert dieſes Abkommens liegt vielmehr darin, daß 
ſich eine Lücke ſchließt, die bisher in dem vertragsrechtlichen 
Verhältnis zu der Republik Polen beſtand. Das War⸗ 


Donnerstag, den 10. September 1925. 


ſchauer Abkommen hat wohl Beſtimmungen über Einfuhr⸗ 
zölle, läßt aber Beſtimmungen über Ausfuhrzölle vermiſſen. 
Ich verſage es mir, mich hier über die ganze Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Streitfalls über die Ausfuhrzölle auszulaſſen. 
Aber das eine muß ich hier hervorheben, daß die Lücke, die 
hinſichtlich der Ausfuhrzölle in unſerm vertragsrechtlichen 
Verhältnis zu Polen beſteht, geſchloſſen werden muß. Das 
war eben nicht anders möglich, als durch dieſes Abkommen. 
(Zwiſchenruf des Abg. Arczynſki.) Ich komme nötigenfalls 
noch darauf zu ſprechen, Herr Abg. Arczynſki. Zunächſt 
darf ich darauf zurückkommen, was Herr Abg. Rahn hin⸗ 
ſichtlich einer Bemerkung eines Mitgliedes der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei hier ausführte, daß nämlich die polniſche 
Regierung dazu übergegangen ſei, die Ausfuhrzölle in dem⸗ 
ſelben Maße zu ermäßigen bzw. zu beſeitigen, wie das 
durch das Abkommen mit der Regierung der Freien Stadt 
vereinbart worden wäre. Ich habe dieſem Mitglied der 
Sozialdemokvatiſchen Partei, das mir auch bekannt ift (Abg. 
Gebauer: Das ſtimmt nicht!) Dann irre ich mich, Herr 
Abg. Gebauer. Ich glaubte, daß es ſich um den uns beiden 
bekannten Fall handelt. Ich habe alſo Herrn Gebauer 
gegenüber bereits geſtern eine Richtigſtellung getroffen, 
der auch behauptete, daß die polniſche Regierung an eine 
Ermäßigung der Ausfuhrzölle herangegangen ſei, und 
zwar in demſelben Maßſtab, wie das in dem Abkommen 
feſtgeſtellt ift. Ich hatte mich nämlich vergewiſſekt. Es iſt 
lediglich eine Falſchmeldung, die eine Fachzeitſchrift im 
Reiche gebracht hat. Dieſe Richtigſtellung auch vor 
dem hohen Hauſe zu treffen, halte ich mich für verpflichtet. 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (S. P. D.): Daß die Mitteilung 
des „Berliner Tageblatts“, von der mir der Herr Abg. 
Fiſcher geſtern abend Mitteilung machte, nicht richtig ſein 
ſoll, habe ich in dieſem Moment von Herrn Regierungsrat 
Dr. Schimmel erfahren. Es wird ſich leicht feſtſtellen 
laſſen, was daran Wahres iſt. Aber ſelbſt wenn das nicht 
der Fall iſt, hat die Verabſchiedung dieſes Abkommens in 
der beſtehenden Form gar keinen Wert. Wenn in dieſem 
Abkommen Teile enthalten ſind, die für das Vertragsver⸗ 
hältnis zwiſchen Danzig und Polen notwendig find, jo jol 
die gegenwärtige Regierung bezüglich des Abkommens 
über die einzelnen wichtigen Punkte noch einmal ver⸗ 
handeln. Bei Staatsverträgen ſind wir aber nicht in der 
Lage, Teile des Abkommens anzunehmen und Teile nicht. 
Ein Staatsvertrag iſt etwas Ganzes, über den einheitlich 
abgeſtimmt werden muß. Wenn wir dieſes Abkommen in 
der Form annehmen, wie es heute vorliegt, müſſen wir all 
den Unſinn mit annehmen, der darin enthalten iſt. Des⸗ 
halb iſt es zweckmäßiger, das Abkommen wird in dieſer 
Form nicht angenommen oder die Regierung zieht es zu⸗ 
rück und verhandelt erneut mit der polniſchen Regierung 
über die Angelegenheiten, die für Danzig und für die be⸗ 
ſtehenden Verträge lebenswichtig ſind. 

Ich glaube nicht, daß das, was Herr Regierungsrat 
Dr. Schimmel ausführte, ſo außerordentlich wichtig iſt; 
denn die Frage der Ausfuhrzölle wird in allernächſter Zeit 
ſeitens der Republik Polen ſelbſt eine Erledigung finden. 
Ein Staat, der eine inaktive Handelsbilanz hat, muß be⸗ 
müht ſein, viel zu exportieren. Wenn die Herren drüben 
das heute noch nicht einſehen, ſo werden ſie in Kürze dahin 
kommen, zu erkennen, daß die Stabiliſierung der polniſchen 
Währung davon abhängt, was Polen exportiert, ob das 
viel oder wenig ift. Da wird man ſelbſt dahinterkommen, 
daß man die Ausfuhr nicht beſchränken, ſondern na 
Möglichkeit fördern muß. Wenn die Regierung in tejer 
Hinſicht bei den Verhandlungen in Warſchau ihren Ein 
fluß, wenn ſie einen ſolchen hat, dahin ausüben wollte, den 
polniſchen Miniſtern, die von Handelsdingen genau p 
wenig oder ſo viel verftehen wie Herr Senator Dr. Frank, 
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(Rahn, Abgeordneter.) 

klar zu machen, daß es im polniſchen Intereſſe liegt, daß 
die Ausfuhrzölle befeitigt werden, fo wäre das nützlicher, 
als die Verträge, die jetzt beſchloſſen werden. 


Vizepräſident Spill: Wortmeldungen liegen nicht 
mehr vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es iſt beantragt 
worden, die Vorlage dem Hauptausſchuß zu überweiſen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dafür ſind, daß die 
Vorlage an den Hauptausſchuß geht, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht!) Danke, das iſt die Mehrheit. 
Es ift jo beſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 4 der Lages- 
ordnung: i 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Anderung der Gewerbeordnung. 


n Nr. 1692. Das Wort hat der Herr Abg. Hohn⸗ 
eldt. 


Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Das 
Geſetz betr. Anderung der Gewerbeordnung vom 17. Au⸗ 
guft 1923 fah eine Konzeſſion des Edelmetallhandels, ſo⸗ 
wie eine Konzeſſionierung des Geldwechſelgeſchäftes vor. 

dazu find nacheinander drei Anträge eingebracht worden, 
dieſes Geſetz ganz oder teilweiſe aufzuheben. Der weiteſt⸗ 
gehende Antrag iſt der des Herrn Abg. Rahn, der das 
ganze Geſetz über die Anderung der Gewerbeordnung vom 
Jahre 1923 aufgehoben wiſſen will. Der von mir ein⸗ 
gebrachte Antrag will nur den Handel mit Edelmetallen, 
mit neuhergeſtellten Edelmetallſachen ſreilaſſen. Dagegen 
oll der Konzeſſionszwang für den Altwarenhandel und 
das Geldwechſelgeſchäft beſtehen bleiben. Als letzter An⸗ 
trag iſt der Antrag des Senats gekommen, der, außer der 

lufhebung der Konzeſſion für den Neuwarenhandel, auch 
die Aufhebung des Konzeſſionszwangs für Geldwechſel⸗ 
geſchäfte vorſieht. Meine Fraktion iſt nicht damit einver⸗ 
ſtanden, daß auch die Konzeſſionierung der Geldwechſel⸗ 
geſchäfte aufgehoben wird. In letzter Zeit ſind beim Poli⸗ 
geipräſidium wieder Anträge eingelaufen, die auf die Er⸗ 
richtung von Geldwechſelgeſchäften hinzielen. (Woher 
wiſſen Sie das! links.) Ich könnte Namen nennen. Man 
wird im allgemeinen nicht wünſchen, daß die Zuſtände der 
Inflation mit den etwa 400 Wechſelſtuben, die wir in 

anzig gehabt haben, wieder zurückkehren, wenngleich man 
Gef weiteres ſagen kann, daß die Möglichkeit eines ſolchen 
i eſchäftsbetriebes heute gar nicht mehr gegeben iſt, da 
ich die Banken im allgemeinen mit dem Geldwechſel⸗ 
geſchäft befaſſen. Bei dem geringen Umſatz und der 
ringen Nachfrage nach Geldwechſelgeſchäften wird wohl 
Prin ein großer Gewinn dabei zu erzielen ſein. Ein 
kau vatmann, der fich als Geldwechſler niederläßt, wird 
diam ein größeres Geſchäft tätigen können. Und doch liegt 
pie Gefahr vor, daß wir wieder Zuzug von außerhalb 
6 ommen, und zwar von Leuten, denen man einen reellen 
eſchäftsbetrieb nicht zutrauen kann. Infolgedeſſen halten 
i eji es für verkehrt, die Konzeſſionierung des Geldwechſel⸗ 
; bältes aufzuheben, und beharren darauf, daß nur die 

uzeſſionierung für Herſtellung und Vertrieb von henen 
I Metallwaren aufgehoben wird. Für alle übrigen 
eige ſoll die Konzeſſionspflicht beſtehen bleiben. (Bravo!) 


Saber zepräſident Spill Das Wort hat Herr Abg. 


Me > 
Day abet, Abgeordneter (PD. Nat.): Meine ſehr verehrten 
nahme und Herren, die Verordnung ſtellt eine Mağ- 
notwen zor, die die Regierung in der Inflationszeit für 
dies Geig hielt. Man hat wohl mit Recht behauptet, daß 
Geschäft den kleinen Gewerbetreibenden und kleinen 
t chi ann in gewiſſer Beziehung ſchützen folte und 
bin Par auch teilweiſe geſchützt hat. Sei es nun, daß 


worden zagraphen des Geſetzes nicht richtig ausgeführt 
graphen find, fei es auch, daß die Behörden dieſe Para⸗ 
in der d vielleicht nicht richtig ausgelegt haben, es hat ſich 
amaligen Zeit bei dieſem Geſetze gegen die Klein⸗ 


gewerbetreibenden eine Härte herausgebildet, die wir heute (0) 


nach Möglichkeit vermeiden müſſen. Wir wollen deshalb 
das Geſetz aufheben. Man hatte damals bei den Gold- 
und Silberarbeitern und bei den Uhrmachern eine Buch⸗ 
führung einführen wollen. Die Leute ſollten jeden An⸗ 
kauf alter Sachen in dies Buch, gewiſſermaßen in das 
Trödlerbuch, eintragen. Die Polizeibehörde ging aber 
nachher ſo weit und ſagte einfach, ſämtliche neuen Sachen, 
die die Leute führten, müßten in das Trödlerbuch ein⸗ 
geſchrieben werden. Es müßte eine genaue Buchführung 
gemacht und kein Stück dürfte verkauft werden, wenn der 
Betreffende nicht ſeinen Namen und ſeine Firma ein⸗ 
getragen habe. Ausgeſchloſſen davon waren die Firmen, 
die im Handelsregiſter eingetragen waren. Die kleinen 
Firmen mußten jedoch ein derartiges Buch führen. Man 
kann ſich vorſtellen, wie die Verhältniſſe damals und jetzt 
noch waren. Ein kleiner Goldarbeiter oder Uhrmacher, 
der zu Weihnachten eine Uhr oder einen Ring verkaufen 
wollte, ſollte den Kunden erſt fragen, wie er hieße und 
wo er wohne, ich glaube, es war noch eine Rubrik vor⸗ 
handen, in die das Alter eingetragen werden mußte. Der 
Geſchäftsmann fragte ſich, ob er den Kunden bedienen 
oder die Eintragungen in das Buch machen ſollte. Es 
hatte ſich eine Härte herausgebildet, die an und für ſich 
gar nicht mit dem Geſetz in Einklang zu bringen war. 
Deswegen haben gerade die kleineren Geſchäfte, Uhr⸗ 
macher und Goldarbeiter, häufig an uns Eingaben ge- 
richtet, die wir zuſtändigkeitshalber an den Senat weiter⸗ 
gaben und damit gewiſſermaßen um Abhilfe baten. Darum 
iſt das Geſetz wohl entſtanden, wonach eine Abänderung 
erfolgen ſoll. 

Die Deutſchnationale Fraktion würde es begrüßen, 
wenn die Paragraphen in dieſer Weiſe abgeändert würden. 
Ich ſtelle mich auch auf den Standpunkt des Kollegen 
Hohnfeldt, daß wir nicht das ganze Geſetz fallen laſſen 
ſollen. Mir iſt auch ſchon geſagt worden, daß heute be⸗ 
reits alle möglichen Elemente darauf warten, daß das 
Geſetz fällt, damit ſie ihre Geſchäfte aufmachen können. 
Wie dieſe Leute ſeinerzeit ihr Geſchäft betrieben haben, 
das wird Ihnen, m. D. u. H., wohl noch bekannt ſein. 
Danzig war damals eine Zentrale des internationalen 
Verkehrs mit geſtohlenen und geſchmuggelten Sachen. 
Das würden Sie jetzt wieder heraufbeſchwören, wenn das 
ganze Geſetz aufgehoben würde. Deshalb bitten wir, das 
Geſetz ſo anzunehmen, wie es der Senat vorſchlägt, 
eventuell bitten wir, es an den Ausſchuß zu überweiſen. 
Ich werde vielleicht da noch Gelegenheit nehmen, einige 
Ausführungen zu machen. (Bro!) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir möchten entgegen den Ausführungen des Herrn Vor⸗ 
redners vorſchlagen, das ganze Geſetz fallen zu laſſen. Wir 
werden auch dementſprechend ſtimmen. Die Beſchränkung 
des Handels mit Altmetallen iſt unverſtändlich. Man 


muß ſich auf den Standpunkt ſtellen, daß der freie Ge⸗ 


werbebetrieb überall notwendig iſt. Es iſt ganz klar, daß 
dadurch die Steuerkraft gehoben wird. Bisher war das 
ganze Gewerbe, das ſehr viel aufgebracht hat, zur Untätig⸗ 
keit verurteilt. Wenn eingegriffen werden muß, ſo iſt die 
Polizei dazu da, wenn unlautere Elemente irgendwo auf⸗ 
tauchen. Grundſätzlich müſſen wir an ſich für Gewerbe⸗ 
freiheit eintreten. | 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Der Alteſtenaus⸗ 


ſchuß empfiehlt Ihnen Überweilung an den Wirtſchafts⸗ 


ausſchuß. Widerſpruch dagegen wird nicht laut. Ich 
ſtelle feft, daß demgemäß beſchloſſen iſt. Ich rufe auf 


Punkt 5 der Tagesordnung: 


(D) 


(A) 


(B) 
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(Vizepräſident Splett.) 

Antrag des Abgeordneten Ediger und Fraktion 
auf Vorlage eines Geſetzes zur Abänderung des 
Geſetzes betr. Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte. 

Druckſache Nr. 1683. Das Wort zur Begründung 
hat der Herr Abg. Ediger. 

Ediger, Abgeordneter (Lib.): M. D. u. H.! Wir 
haben den Antrag eingebracht, weil er bezüglich der 
Wahlen der Beiſitzer zu den Gewerbe- und Kaufmanns⸗ 
gerichten notwendig iſt. Wiederholt iſt bereits von hier 
aus an den Senat die Forderung gerichtet worden, nun⸗ 
mehr bald ein einheitliches Arbeitsgerichtsgeſetz auch für 
Danzig zu ſchaffen, wie es für das Reich ſchon lange ver⸗ 
langt worden iſt. Inzwiſchen hat aber der Reichstag eine 
ſolche Vorlage bekommen, und es wird zweckmäßig ſein, 
abzuwarten, was man im Reiche aus dieſem Arbeits⸗ 
gerichtsgeſetz machen wird, um ſo mehr, als eine grund⸗ 
ſätzliche Frage dann noch der Entſcheidung bedarf, näm⸗ 
lich die, ob man die Arbeitsgerichtsgeſetze als ſelbſtändige 
Inſtitutionen, als Sondergerichte, wie bisher die Ge⸗ 
werbe⸗ und Kaufmannsgerichte, beſtehen laſſen will oder 
ob man ſie den ordentlichen Gerichten angliedert. Es wäre 
an der Zeit, ſich grundſätzlich darüber auseinanderzuſetzen. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß auch das Arbeits⸗ 
gericht genau wie das Gewerbe⸗ und Kaufmannsgericht in 
erſter Inſtanz als Sondergericht beſtehen bleiben muß, und 
daß man ſich unter Umſtänden darüber einigen kann, die 
Berufungsinſtanz an die ordentlichen Gerichte an⸗ 
zugliedern. Es wird aber richtig ſein, abzuwarten, bis 
das Arbeitsgerichtsgeſetz im Reiche verabſchiedet iſt. Bis 
dahin muß etwas geſchehen, um die Neuwahl der Bei⸗ 
ſitzer vorzunehmen oder die Zahl zu ergänzen. Deswegen 
machen wir den Vorſchlag, eine Beſtimmung, die im 
Arbeitsgerichtsgeſetzentwurf vorhanden iſt, vorweg⸗ 
zunehmen. Es handelt ſich um die Beſtimmung, wonach 
die Beiſitzer nicht mehr wie bisher gewählt werden, ſon⸗ 
dern nach Vorſchlägen berufen werden, wie das jetzt bei 
den Schlichtungsausſchüſſen ſchon der Fall iſt. (Abg. 
Arczynſki: Nach dem Verhältnis ihrer Stärke.) Meinet⸗ 
wegen auch nach dem Verhältnis ihrer Stärke. Am 
zweckmäßigſten wäre es für den Übergangszuſtand, daß 
man den Schlüſſel wählte, wie er bei den Gewerbe⸗ und 
Kaufmannsgerichten bereits beſtanden hat. Wir werden 
deshalb beantragen, daß unſer Antrag dem Rechtsaus⸗ 
ſchuß überwieſen wird, damit man noch dazu Stellung 
nehmen kann und gleich etwas Praktiſches herauskommt. 
Es iſt ja möglich, daß man dieſen Antrag entweder als 
einen Antrag oder als ein Geſetz herauskommen läßt. 

Dieſer Antrag will noch ein zweites, nämlich die noch 
nicht der Gewerbe- und Kaufmannsgerichtsbarkeit unter⸗ 
ſtehenden Arbeitnehmer ihr auch unterſtellen. Es iſt end⸗ 
lich an der Zeit, daß wir dazu übergehen. Im Reich hat 
man zwar viele Kategorien der Arbeitnehmer ihr eben⸗ 
falls noch nicht unterſtellt, aber der Arbeitsgerichtsgeſetz⸗ 
entwurf befaßt ſich mit dieſer Frage. Es iſt der Sinn 
dieſes Geſetzes, daß alle noch abſeits ſtehenden Arbeit⸗ 
nehmer dieſer Gerichtsbarkeit unterſtellt werden. Das 
werden wir hier bei uns vorweg nehmen müſſen, da wir 
nicht warten wollen, bis das Reich das Geſetz fertig hat. 
Es handelt fi um Hausangeſtellte, Büroangeſtellte, viel- 
leicht auch Angeſtellte bei Rechtsanwälten und Notaren, 
Seeſchiffer uſw. Es ſind nicht ſehr viele, und die Wider⸗ 
ſtände, die gegen die Unterſtellung dieſer Gruppen unter 
die Gewerbegerichtsbarkeit beſtehen, ſind nicht unüber⸗ 
windlich. Die Hauptwiderſtände kamen aus den Kreiſen 
der Juriſten, aus Gründen, die mir zum Teil bekannt, zum 
Teil auch unbekannt find. Jedenfalls ſcheinen keine großen 
Widerſtände gegen die Unterſtellung der noch draußen 
befindlichen Arbeitnehmergruppen zu beſtehen. Ich bitte 
Sie, unſerem Antrag zuzuſtimmen und dieſe Sache dem 
Rechtsausſchuß zu überweiſen. (Zwiſchenrufe.) Mir wird 


ſoeben geſagt, daß beantragt wird, ſie dem Sozialen Aus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Ich bitte die Parteien, dabei mit- 
zuwirken, daß etwas Fertiges dabei herauskommt. 
(Bravol) : 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Mayen. 


Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Meine 
Fraktion ſteht dem Antrag nicht unſympathiſch gegenüber. 
Wir bedauern es allerdings, daß wieder ein Proviſorium 
geſchaffen werden ſoll, und hätten es lieber geſehen, wenn 
uns der Senat ein Geſetz über die Arbeitsgerichte unter⸗ 
breitet hätte. Die Sache liegt allerdings auch im Reich 
im argen. Wir fürchen, daß es noch ſehr lange dauern 
wird, ehe etwas Praktiſches herauskommt. Der Herr Vor? 
redner hat ſchon darauf hingewieſen, daß noch eine Fülle 
von prinzipiellen Fragen zu klären iſt, und man kann es 
vielleicht verſtehen, wenn der Senat in Danzig nicht als 
Schrittmacher in dieſer Sache vorangehen will. Es muß 
aber etwas geſchehen, weil die Beiſitzer beim Gewerbe⸗ 
und Kaufmannsgericht amtsmüde ſind. Der Deutſche 
Gewerkſchaftsbund ſtellte ſchon vor Jahresfriſt den An⸗ 
trag auf Aufſtellung eigener Liſten durch den Senat. 
Dieſer wäre dazu leichter in der Lage als die Organiſa⸗ 
tionen, da er ſich der Kartothek der Invaliden⸗ und An⸗ 
geſtelltenverſicherungen bedienen könne. Die anderen 
Organiſationen, auch die 
ſchloſſen ſich damals dieſem Antrag an. Soweit ich unter⸗ 
richtet bin, beſteht auch beim Senat die Abſicht, eigene 
Liſten vorzulegen. Neuwahlen ſollten 1924 ſtattfinden, 
doch einigte man ſich auf den Herbſt 1925. Da man in 
abſehbarer Zeit mit der Einbringung eines Geſetzes über 
das Arbeitsgericht rechnen kann, ſo haben wir nichts da⸗ 
gegen, wenn die Beiſitzer diesmal von den gewerkſchaft⸗ 
lichen Organiſationen vorgeſchlagen werden, ſei es nach 
dem alten Schlüſſel oder den Größenverhältniſſen über⸗ 
haupt. 

Was nun die neuen Kammern anbetrifft, ſo iſt es zu 
begrüßen, daß man endlich dazu übergehen will, alle 
Arbeitnehmerkreiſe durch die Laiengerichte zu erfaſſen. In 
bezug auf die Behördenangeſtelltenkammern hat man ja 
gute Erfahrungen gemacht; das gleiche gilt für die 
Kammern für landwirtſchaftliche Arbeiter. Freilich wird 
die Frage ſehr zu prüfen ſei, ob die jetzige Inſtitution der 
Laiengerichte eine derartige Belaſtung verträgt oder 9 
nicht die Gewerbe- wie Kaufmannsgerichte weiter aus⸗ 
gebaut werden müſſen. 

Wir werden im Ausſchuß fruchtbar mitarbeiten und 
dort noch weitere Anträge ſtellen. 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Beratung ift geſchloſſen. Der 
Alteſtenausſchuß empfiehlt überweiſung an den Sozialen 


Ausſchuß. Widerſpruch wird nicht laut. Ich ſtelle feſt, 


daß demgemäß beſchloſſen iſt. 


Ich rufe auf Punkt 6 der 
Tagesordnung: * 


Arbeitgeberorganiſationen, 


00 
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Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegen 


heiten zum Antrag der Frau Abg. Kalähne 
Fraktion betr. Schaffung eines Erholungsheims 


für bedürftige Kleinrentner. 


Druckſache Nr. 1694 zu Nr. 1593. Der Bericht der 
Berichterſtatterin Frau Abg. Malikowſki liegt Ihnen 
ſchriftlich vor. Ich eröffne die Ausſprache und ſchließe fer 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur u. 
ſtimmung über den vorliegenden Antrag. Ich bitte die 
Damen und Herren, die den Antrag, wie er nach den 155 
ſchlüſſen des Ausſchuſſes vorliegt, annehmen wollen, ie 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht!) Das ift = 
Mehrheit, er ift angenommen. Ich rufe auf Punkt 7 des 
Tagesordnung: IN; Se 


G 
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(Vizepräſident Splett.) 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegen⸗ 
heiten über den Antrag des Abg. Hoffmann und 
Fraktion betr. Forderungen der Erwerbsloſen. 

Druckſache Nr. 1675 zu Nr. 1591. Hierzu Ab⸗ 
änderungsantrag Druckſache Nr. 1684. Der ſchriftliche 
Bericht liegt Ihnen vor, Herr Abg. Burandt hat ihn 
erſtattet. Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat die 
Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): Wie immer, ſo 
hat der Soziale Ausſchuß auch in der Frage der Erwerbs⸗ 
loſen bewieſen, daß er kein ſoziales Verſtändnis hat, und 
daß er die Not der Erwerbsloſen, die Not der arbeitenden 
Schichten, nicht berückſichtigen will. Man verſuchte gu- 
erſt, diefe Geſchichte fo weit wie möglich hinauszuſchieben. 
Am Schluß der Sitzung erlaubte man ſich die Frage: „Sie 
ſind ſich aber doch darüber klar, daß dieſer Antrag nicht 
angenommen wird!“ Wir Kommuniſten wiſſen, daß 
dieſer Senat und dieſer Volkstag die Forderungen der 
Arbeitsloſen nicht berückſichtigen wird. Aber wir werden 
es den Arbeitsloſen zeigen, daß ſie ihre Forderungen 
immer wieder vertreten müſſen, daß ſie immer wieder 
hinter den Volksvertretern ſtehen müſſen, die die Anträge 
der Erwerbsloſen hier im Volkstag vertreten. Es war 
auch bezeichnend, daß ſich der Senat zu dieſer Frage 
abſolut nicht äußerte. Alle Parteien ſchwiegen ſich aus, 
nur der Abg. Gebauer von der Sozialdemokratie wollte 
uns ſchulmeiſtern (Abg. Gebauer: Das war auch not⸗ 
wendig), indem er erklärte, man fole fich vor dem Stellen 
von Anträgen erſt mit der Finanzfrage befaſſen. Wir 
Kommuniſten ſagen, für uns iſt die Lage der Arbeiter und 
der Erwerbsloſen die wichtigſte Frage, und wir fragen 
nicht danach, ob der Staat es zahlen kann, ſondern für 
uns iſt das wichtigſte, daß die Kinder der Erwerbsloſen 
und auch dieſe ſelbſt heute am Verrecken ſind. Ich war 


heute in einer Arbeitsloſen⸗Frauenverſammlung, und die 
arbeitsloſen Frauen haben in dieſer Verſammlung erklärt, 


daß ſie keine Arbeit annehmen könnten. Warum nicht? 
Weil fie völlig nadt ſind. Sie ſagten, daß fie kein Hemd 
und keine Hoſen mehr hätten und deshalb in dieſer Ver⸗ 
faſſung keine Arbeit draußen annehmen könnten. Was iſt 
geſchehen? Die Fürſorgeſtelle oder vielmehr das Fräulein 
Heydenfeldt auf dem Arbeitsamt hat nicht einſehen können, 
aß dieje Frauen wegen dieſer Umſtände die Arbeit ab⸗ 
ehnen mußten. Es wurde geſagt, das wäre Arbeitsver⸗ 
Weigerung und die Unterſtützung wurde ihnen gezogen. 
Uns als Kommuniſten kommk in allererſter Linie die Not 
der Erwerbsloſen in Frage, und nicht, ob der Staatsſäckel 
die Ausgaben tragen kann und wie das Geld aufgebracht 
werden foll, um die Arbeitsloſen hochzuhalten. Das fol 
die Sorge des Senats ſein. Es werden ſo viele Ausgaben 
erer Art gemacht, ich erinnere an die Ausgabe 
nach dem Etat des Innern, die größenteils dazu verbraucht 
erden, um Polizeikräfte zu haben, wenn die Arbeits⸗ 
oſen Forderungen ſtellen. Wenn die Arbeitsloſen ihren 
orderungen Nachdruck geben und auf die Straße gehen 
pa y um die bürgerlichen Parteien und den Senat zu 
Leeinfluſſen, jo ift zu fagen, daß die Kommuniſten dieje 
0 rage nicht allein im Volkstag aufrollen. Vielmehr ſind 
k Erwerbsloſen ſelbſt, die ſolche Forderungen auf- 
y en. Dann holt man die Schutzpolizei, um die fordern- 
gen Erwerbsloſen niederzuſchießen und niederzuknütteln. 
Dr ober war es die S. P. D., die dann den Antrag ein⸗ 
wiede der Volkstag foNe beſchließen, daß der Senat 
a: er einen Fonds zur Verfügung ſtelle. Dadurch wird 
Sea geholfen. Hunderte von Erwerbsloſen warten heute 
fol auf dieſes Geld, das ihnen bewilligt werden ſoll. Die 
erbsloſen warten ſchon feit ſechs, acht und zehn 
e und man hält es nicht einmal für nötig, ihnen 
kei antworten, ſie ſeien nicht bedürftig oder ſie bekämen 
n Geld. Jetzt erhält ein Teil der Erwerbsloſen den 


könne dadurch nicht ſich und ihren 


Beſcheid, da das Geld alle ſei, könnten ſie nicht mehr be⸗ 
rückſichtigt werden. 
Kampfesmut der Erwerbsloſen ſchwächen. Man will nicht, 
daß ſich die Erwerbsloſen öfter an den Volkstag wenden 
und von den Volksvertretern verlangen, daß ſie zur Not 
der Erwerbsloſen Stellung nehmen. Man verſucht, ſie 
mit kleinen Mitteln mundtot zu machen, indem man ſagt, 
ſie bekämen einige Gulden. Von den paar Pfennigen, die 
man ihnen hinſtreut, haben ſie aber nichts. Die Aufgabe 
des Zentrums in dieſem Punkte hat jetzt die Sozial⸗ 
demokratie übernommen. Es zeigte ſich jetzt in der erſten 
Sitzung des Sozialen Ausſchuſſes nach der Regierungs⸗ 
neubildung, daß die Sozialdemokratie nicht gewillt iſt, 
auch nur das wenige, was im Programm angeführt iſt, 
durchzuführen. Da hat ſie dadurch bewieſen, daß ſie die 
Forderungen der Erwerbsloſen ablehnte. (Abg. Gebauer: 
Das iſt nicht wahr!) Was Sie dort bewilligt haben, iſt 
für die Erwerbsloſen genau ſo viel, als wenn Sie geſagt 
hätten, Sie gäben gar nichts. Man ſoll dann eben offen 
ſein und nicht in dasſelbe demagogiſche Fahrwaſſer ver⸗ 
fallen wie das Zentrum. 

Das Verhalten des Senators für Soziales in dieſer 
Frage war bezeichnend. Dieſer Herr erklärte, er wüßte 
nicht, was die Erwerbsloſen mit der Einreihung in den 
Produktionsprozeß wollten. Der Senat hat beſtimmte 
Möglichkeiten einzuwirken, damit die Unternehmer nicht 
ihre Betriebe ſtillegen und die Arbeiter allmählich auf die 
Straße ſetzen. Wenn nicht, dann ſoll der Staat die Mög⸗ 
lichkeit ſchaffen, daß die Erwerbsloſen wieder in die” Be- 
triebe eingereiht werden. Ich will nun noch etwas über 
die Notſtandsarbeiten ſagen. Der Senator ſagte dazu, 
Notſtandsarbeiten wären ſchön und gut, aber ſie koſten 
zuviel Geld, das hätten wir nicht, es ſolle produktive Not⸗ 
ſtandsarbeit geleiſtet werden. Das wollen wir auch. Aber 
find nicht Häuſer genug zu bauen, wodurch mit einem 
Schlage zwei Übelſtände beſeitigt werden. Sehen Sie ſich 
die große Wohnungsnot an. Schaffen Sie Mittel, damit 
die Wohnungsnot behoben wird. Dann werden Sie auch 
einen Teil der Erwerbsloſen in den Produktionsprozeß 
einreihen. Das iſt Arbeit, bei der ein Teil der Erwerbs⸗ 
loſen Verwendung finden kann. 

Nun eine andere Frage. Die Erwerbsloſen ver⸗ 
langen Gleichheit der Unterſtützungen für Männer und 
Frauen. Der Senator erklärte, die erwerbsloſen Männer 
und Frauen erhielten die gleiche Unterſtützung. Das 
konnte ich nicht glauben. Heute war ich mit erwerbs⸗ 
loſen Frauen zuſammen und erhielt von ihnen die Ge⸗ 
wißheit, daß dieſe Angabe nicht ſtimmt. Die erwerbs⸗ 
loſen Frauen erhalten nicht die gleiche Unterſtützung, wie 
die erwerbsloſen Männer. Außerdem ſchikaniert man noch 
die Frauen auf dem Arbeitsamt ganz beſonders. Es 
haben ſich einige ganz kraſſe Fälle ereignet, beſonders bei 
Auszahlung der Unterſtützung an die Frauen. Man ver⸗ 
fährt mit den Frauen in der ſchmutzigſten Art und Weiſe. 
Eine Frau z. B. hat einen krüppligen Mann zu Hauſe und 
iſt angewieſen, ihn zu ernähren. Der Mann erhält den 
Monat 21 Gulden Invalidenrente. Er liegt zu Hauſe und 
braucht Pflege. Nach langem Ach und Krach iſt ihm noch 
eine monatliche Unerſtützung von 10 Gulden zugeſprochen 
worden, nachdem er ſchon zwei Jahre lang zu Bett liegt. 
Mit dem wenigen Gelde kann die Frau nicht leben und 
noch den kranken Mann pflegen. Sie will eine Arbeit 
haben. Sie bekommt auch eine Arbeitsſtelle. Vom Wohl⸗ 
fahrtsamt werden ihr aber ſofort die 10 Gulden monat⸗ 
liche Unterſtützung entzogen. Jetzt wird die Frau er⸗ 


werbslos, und da verweigert man ihr die Erwerbsloſen⸗ 


unterſtützung. Man bietet ihr auf dem Arbeitsamt eine 
Arbeit an, die zwei Stunden den Tag dauert. Natürlich 
erklärt die Frau, daß ihr dieſe Arbeit zu wenig fei. Sie 
Mann ernähren. 
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(Kreft, Frau Abgeordnete.) 
Darauf erklärt man ihr, das ſei Arbeitsverweigerung, ſie 
bekomme keine Unterſtützung mehr. 

Eine andere Frau hat eine Stelle bei einem Herrn 
Jacobſohn auf dem Dritten Damm. Dieſer Herr ſagte 
der Frau, ſie verſtehe nicht, Fenſter zu putzen. Deshalb 
ſchreibt er in ihr Buch: „Auf eigenen Wunſch entlaſſen.“ 
Nun bekommt dieſe Frau keine Erwerbsloſenunterſtützung. 


Sie hat zwei Kinder und klagt und weint, da ſie nicht 


weiß, wie ſie die Kinder ſatt machen ſoll. Das iſt die 
Gleichheit, bei der Auszahlung der Unterſtützung an 
Männer und Frauen. Es kommt aber noch ſchlimmer. 
Ein Mädchen, das arbeitslos iſt, macht ſich auch einmal 
das Vergnügen, zum Tanz zu gehen, und zwar nach Neu⸗ 
fahrwaſſer. Sie iſt dort zuſammen mit einem anderen 
Mädel geweſen. Dieſes andere Mädchen wird verhaftet, 
weil ſie mit Seeleuten zuſammengeweſen ſein ſoll. Sie 
gibt an, daß ſie mit dem anderen Mädel zuſammengeweſen 
ſei. Was tut man jetzt? Das Mädel, das mit der ganzen 
Sache nichts zu tun hatte, erhält keine Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung mehr, weil ſie tanzen gegangen iſt. Wollen Sie 
vielleicht dadurch die Jugend retten? Wollen Sie dadurch 
die Jugend erziehen, daß man ein Mädchen, das auf den 
Tanzboden ging, nun auf den Weg des Verbrechens zwingt? 
Wenn das Mädchen keine Erwerbsloſenunterſtützung be- 
kommt und kein Geld hat, dann iſt es gezwungen, den Weg 
zu gehen, den leider heute ſo viele Arbeitermädchen gehen, 
daß ſie denjenigen, die ihnen ſo wenig Lohn geben, ihren 
Körper anbieten müſſen. Das iſt die Folge der verweiger⸗ 
ten Erwerbsloſenunterſtützung. Noch viel ſchlimmere Fälle 
ſind vorgekommen. Mütter mit vier und fünf Kindern 
hat man die Erwerbsloſenunterſtützung wegen ganz ge⸗ 
ringer Kleinigkeiten geſperrt. Ganz beſonders wird von 
den erwerbsloſen Frauen über das Fräulein Heidenfeldt 
geklagt, die gegen die Erwerbsloſen in der ſchlimmſten Art 
und Weiſe vorgeht. 

Es wäre Aufgabe des Senats, dieſe Sachen zu prüfen, 
damit die arbeitsloſen Frauen nicht in dieſer Art und 
Weiſe dort behandelt werden. Betreffend die Unter⸗ 
ſtützung berichteten mir die Frauen, daß ſie nicht die gleiche 
Unterſtützung erhielten wie die Männer, ſondern viel 
ſchlechter daſtehen. Ebenſo wurden vom Senator in der 
ſchmutzigſten Art und Weiſe die vierte und fünfte Forde⸗ 
rung der Arbeitsloſen behandelt, die einen Wechſel im 
Dezernat und Wiedergabe des Zimmers für die Erwerbs⸗ 
loſenräte verlangten. Der Senator erklärte, er brauchte 
zu dieſer Frage nicht zu ſprechen, aber er wolle ſo gnädig 
ſein. Es geht nicht, daß die Forderung erfüllt wird. Der 
Herr gefällt uns ſehr gut. Warum? Weil er gegen die 
Erwerbsloſen arbeitet. Weil er ſich als echte Stütze des 
Staates gegen die Arbeitsloſen erweiſt, deshalb gefällt er 
dem Senat. Aber den Arbeitsloſen gefällt er nicht, und 
ſie haben ein Recht, gegen ihn vorzugehen, weil er die 
Forderungen der Arbeitsloſen verhindert. 

Man feint in der Arbeitsloſenfrage jetzt noch 
mit andern Mitteln zu arbeiten. Die Arbeitsloſen, die oft 
von den Unternehmern in der ſchlimmſten Art und Weiſe 
ſchikaniert werden und oft etwas anderes tun müſſen, 
werden jetzt dem Staatsanwalt überwieſen. Eine Frau 
hat eine Stelle inne, und weil ſie dauernd Überſtunden 
ohne Bezahlung machen mußte, ſagte ſie dem Herrn, ſie 
würde keine Überſtunden mehr machen. Darauf bekam ſie 
einen Entlaſſungsſchein. Darauf ſtand, von wann bis 
wann ſie beſchäftigt geweſen war. Auf dieſen Schein hin 
bekam ſie keine Unterſtützung. Sie ging wieder zu dem 
Herrn und verlangte eine andere Beſcheinigung, da fie zu 
Überſtunden doch nicht verpflichtet geweſen wäre; ſie erhielt 
die Beſcheinigung: „Wegen Arbeitsmangels entlaſſen.“ 
Daraufhin bekam ſie dann Unterſtützung. Jetzt iſt gegen 
diefe Frau Anklage wegen Betrugs erhoben. Lange 
werden fih. die Erwerbsloſen das nicht gefallen laſſen. 


Mir iſt heute vom Arbeitsloſenrat erklärt worden, daß 
ihm 20 Fälle bekannt geworden ſind, in denen der 
Staatsanwalt auf die Arbeitsloſen gehetzt wurde. Das 
iſt das Gute, das aus dem neuen Regierungsprogramm 
den Arbeitsloſen zuteil geworden iſt. ; 
Bezüglich des Zimmers erklärte der Senat ganz ein⸗ 
fach, die Arbeitsloſenräte hätten das Zimmer zu politiſchen, 
verhetzenden Zwecken ausgenutzt. Ich glaube wohl, daß 
es dem Senat nicht paßt, daß die Arbeitsloſen aufgewacht 
ſind und erkennen, daß nur eine Vertretung für ihre Inter⸗ 
eſſen in Frage kommt und daß das die Kommuniſtiſche 
Partei iſt. Deshalb haben ſie in ihrem Fraktionszimmer 


auch ihre Schriften angehängt, und das paßte dem Senat 


nicht. Ich glaube beſtimmt, wenn Bilder von Wilhelm 
oder von Hindenburg in dieſem Arbeitsloſenzimmer 
hingen, würden fie nicht als nationale Verhetzung betrad- 
tet werden. Wenn aber die Arbeitsloſenräte ihre Schriften 
in ihr Zimmer hängen und den Arbeitsloſen die Wahrheit 
ſagen, dann iſt das nationale Verhetzung. Die Arbeits⸗ 
loſen haben erkannt, was der Senat mit ihnen tun will. 
Außerdem erklärte der Herr Senator Dr. Wierczinſki, daß 
abſolut kein Verlangen beim Senat beſtehe, den Arbeits⸗ 
loſenrat noch weiter anzuerkennen. Solange der Arbeits⸗ 
loſenrat eine Vermittlung zwiſchen der Arbeitsloſenfür⸗ 
forge und den Arbeitsloſen ſpielte, ſolange hat er Ihtlen 
gepaßt, aber jetzt, nachdem der Arbeitsloſenrat, das hat er 
natürlich nicht geſagt, offen die Intereſſen der Arbeitsloſen 
vertritt, paßt er dem Senat nicht. Die Arbeisloſen werden 
ſich das nicht gefallen laſſen. Sie werden ſich die Arbeits⸗ 
loſenräte wählen, die ihnen lieb find. Ich ſage Ihnen, 
fahren Sie nur in dieſer Weiſe fort, dann werden die 
Arbeitsloſen bald erkennen, wohin die Reiſe gehen ſoll. 
Über die Erhöhung der Arbeitsloſenunterſtützung 


0 


brauche ich nicht lange zu ſprechen, das iſt typiſch. Der 


enat hat ſich in dieſer Frage immer wieder als der 

chützer der Unternehmer aufgeſpielt. Er beſchützt die 
Lohndrückerei der Unternehmer, er ſchützt die Lohndrückerei 
eines Noé, eines Schichau, die den Arbeitern einen ſolchen 
Lohn geben, daß die Kinder zu Hauſe kein Stückchen Brot 
mehr haben. Der Senat ſagt, wenn dieſer Schichau ſo 
wenig zahlt, werden wir nicht mehr Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung zahlen. Wir wollen nicht mehr zahlen, ſonſt 
würde Schichau keine Arbeiter mehr bekommen. Da ſehen 


Sie ganz offen, wozu der Senat, wozu der bürgerliche 


Staat die Arbeitsloſen braucht. Er braucht die Arbeits⸗ 
loſen, um ſie als Lohndrücker gegen die in Arbeit ſtehen⸗ 
den Arbeiter auszunutzen. Die noch in den Betrieben 
ſtehenden Arbeiter werden aber bald erkennen, wohin Sie 
die Arbeitsloſen treiben wollen. Die Arbeitsloſen werden 
im Falle eines Streiks nicht gegen die arbeitenden Brüder 
zu Felde ziehen, ſondern ſie werden gegen die Unternehmer 
vorgehen. Arbeiten Sie nur ſo weiter! Je eher, deſto 
lieber kommt der Tag, an dem die Arbeiter erkennen 
werden, wie ſie kämpfen müſſen! (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) er 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 


Gebauer. 


Gebauer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Dem 


(D) 


neuen Senat find unendliche Aufgaben in ſozialpolitiſcher 


Beziehung zugefallen. (Das iſt ja auch die Regierung der 
Rettung! bei den Kommuniſten.) Vor kurzem haben wir 
in dieſem Hauſe einen Geſetzentwurf verabſchiedet, wonach 
eine Erhöhung der Renten in der Invalidenverſicherung 
eintritt, indem der Staatszuſchuß erhöht, Steigerungsbe⸗ 
träge eingeführt und Kinderzuſchläge beſchloſſen wurden. 
Dieſes Geſetz lag dem Hauſe ſchon monatelang vor und 
war durch die Verhältniſſe angehalten worden. Es hat 
eine rückwirkende Kraft vom 1. April. In kurzer 112 


erwarten uns wiederum mannigfache ſozialpolitiſche 


/ 


( 


® 


— 
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ſetze; denn im Deutſchen Reich iſt eine ganze Anzahl dieſer 
Geſetze beichloffen worden. (Die zum Leben zu wenig und 
zum Sterben zu viel geben! bei den Kommuniſten.) Wir 
werden in Kürze dieſe Geſetze vor uns haben, und Sie 
werden ſehen, welche mannigfachen ſozialpolitiſchen Re⸗ 
gungen der neue Senat und die neue Koalition haben. 
(Na, na! bei den Kommuniſten.) Es ſind zu erwarten eine 
neue Erhöhung der Invalidenverſicherungsrenten, eine 
weitere Erhöhung der Renten in der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung, eine vollſtändige Umorganiſierung des Unfallverſiche⸗ 
rungsgeſetzes mit erhöhten Leiſtungen für die Unternehmer 
und mit erhöhten Renten für die Rentenempfänger. Wir 
haben noch einen Geſetzentwurf über die Verbeſſerung der 
Renten nach den Reichsverſorgungsgeſetzen zu erwarten, 
alſo für die Militärrentenempfänger. Dieſe Geſetzent⸗ 


würfe werden uns vom Senat vorgelegt werden, da wir 


immer der Anſicht waren, daß die Danziger ſozialpolitiſche 
Geſetzgebung mit der des Deutſchen Reiches konform laufen 
müſſe. 

Nun liegen dieſem hohen Hauſe eine ganze Reihe von 
ſozialpolitiſchen Anträgen vor. (Frau Abg. Kreft: Sie 
haben ſich ſehr ſchnell in die deutſchnationale Politik ein⸗ 
gelebt!) Ich komme noch auf Eure Taktik zurück. — Ein 
deutſchnationaler Antrag, der eben verabſchiedet worden 
iſt, fordert Erholungsheime für bedürftige Perſonen. Es 
liegt dann ein Antrag der Liberalen Fraktion vor, der eine 
Verbeſſerung für Kleinrentner fordert. Ferner liegt ein 
deutſchſozialer Antrag vor auf Gewährung einer einmali⸗ 
gen Beihilfe für Kriegsrentenempfänger. Schließlich 
kommen die Anträge der Kommuniſtiſchen Fraktion auf 
Verbeſſerung der Bezüge der Erwerbsloſen. Ich will dann 
noch darauf hinweiſen, daß wir geſtern erſt die erſte Be⸗ 
ratung eines Jugendwohlfahrtsgeſetzes hatten, eines Ge⸗ 
ſetzentwurfes ſozialpolitiſcher Natur, der größere Ausgaben 
erfordern wird. Der alte Senat hatte ja den Geſetzent⸗ 
wurf eingereicht, aber nicht in der Abſicht, ihn in Kraft zu 
ſetzen, während nunmehr beim Volkstag geſtern allgemein 
1 Ausdruck kam, daß die baldige Inkraftſetzung dieſes 
ſozialpolitiſchen Geſetzes im Intereſſe der Jugendwohlfahrt 
geſchehen muß. 

Wir ſehen alſo, daß der neue Senat große Aufgaben 

zu erfüllen hat. Nun haben wir in Danzig ein zerſchlage⸗ 
nes Wirtſchaftsleben, was auch die Kommuniſtiſche Fraktion 
zugeben muß. Daß mit einem zerſchlagenen Wirtſchafts⸗ 
eben eine großzügige Sozialpolitik nicht betrieben werden 
ann, iſt klar. Erſte Aufgabe des Staates wird es alſo 
ein, die Wirtſchaft wieder hochzubringen, damit wir dann 
unſerem Programm entſprechend die notwendigen ſozial⸗ 
politiſchen Geſetze und Beſtimmungen ſchaffen, die den 
Verhältniſſen nach notwendig erſcheinen. 

Um Ihnen nun einen kleinen Überblick über die For⸗ 
derungen der Kommuniſten zu geben, werde ich eine Auf⸗ 
rechnung von dem machen, was die Kommuniſten an 
einem einzigen Tage verlangt haben. Wir hatten eine 

thung des Sozialen Ausſchuſſes, aus der ich folgende An- 
räge der Kommuniſtiſchen Fraktion mit ihren Auswirkun⸗ 
gen hier wiedergebe. Der deutſchnationale Antrag auf 
beaffung einer Heimſtätte für Kleinrentner und ähnliche 

ürftige Kreiſe wurde von der Kommuniſtiſchen Fraktion 
ahin erweitert, daß mehrere großzügige Heimſtätten in 
ein Freien Stadt Danzig geſchaffen werden sollten Eine 
miade Heimſtätte würde, wenn fie großzügig aufgezogen 


rd, den Betrag von einer Viertelmillion ausmachen, 


vielleicht noch mehr. Mehrere Heimſtätten würden alſo 


(ab Ausgabe von 500 000 bis 750 000 Gulden erfordern. 
S Fans Liſchnewſkie Das ift eine Lappalie, wenn Sie die 
Etat p.forljagen!) Sie haben ſcheinbar noch nicht in den 

hineingeſehen, wieviel die Schupo insgeſamt an 
Dann kommt noch hinzu, was außer 
Ausgabe noch zur Beſtreitung der 


Koſten verurſacht. 
eſer einmaligen 


laufenden Koſten notwendig iſt. Für drei größere Heim⸗ 
ſtätten müßte man etwa 540 000 Gulden jährlich einſetzen. 
(Abg. Raſchke: Du willſt wohl Finanzminiſter werden!) 
An demſelben Tage wurde ein Antrag auf Gewährung 
eiger einmaligen Beihilfe an Kriegsrentenempfänger von 
der Deutſchſozialen Fraktion geſtellt, der von der Kommu⸗ 
niſtiſchen Fraktion noch ausgedehnt wurde. Für den 
Staat würde dieſer Antrag eine Ausgabe von 500 000 
Gulden einmalig und 3 Millionen Gulden fort⸗ 
laufend jährlich bedeuten. Die Kommuniſten beantragten 
dann ferner noch eine Erweiterung der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge. Sie würde nach meinen Berechnungen bei der 
jetzigen Arbeitsloſigkeit eine einmalige Ausgabe von 
750 000 Gulden ausmachen. (Abg. Liſchnewſki: Das geht 
alles durcheinander!) Dann fordern Sie die Erhöhung 
der Erwerbsloſenunterſtützung um 50 Prozent, eine Mehr⸗ 
belaſtung, die alljährlich ebenfalls 1 750 000 Gulden er- 
fordert. Die Rechnung des einen Tages zeigt alſo eine 
Mehrausgabe bei einmaligen Ausgaben von 134 bis 
2 Millionen Gulden und für laufende Ausgaben 5 250 000 
Gulden jährlich. Die Forderung des einen Tages beträgt 
jomit für den Staat ungefähr 7% Millionen Gulden. 
(Abg. Liſchnewſki: Die Arbeiter ſchaffen die Werte!) 
Damit ſind die Kommuniſten noch nicht zufrieden, 
ſondern ſtellen noch weitere Anträge. Dazu kommt noch, 
daß Sie die Einnahmen, die der Staat notwendig braucht, 
nicht erhöhen wollen, ſondern ermäßigen. Das kam bei 
der Beratung der Einkommenſteuer zum Ausdruck, wo die 
Kommuniſten verlangten, daß ſämtliche Steuern für die 
Lohn- und Gehaltsempfänger geſtrichen und für die Land- 
wirtſchaft und andere Kreiſe große Vergünſtigungen ge⸗ 
währt werden ſollten, ſo daß dieſe überhaupt keine Steuern 
mehr zu zahlen hätten. Für den Staat entſtände damit 
eine Mindereinnahme von 15 Millionen, auf der andern 
Seite verlangen Sie eine Mehrbelaſtung von 74, Mil⸗ 
lionen Gulden an einem einzigen Tage. Ich glaube, daß 
kein Arbeitsloſer einen derartigen Irrſinn von Politik ver⸗ 
ſtehen kann. Wir ſind gewiß, daß die Arbeitsloſen unſere 
Stellungnahme billigen und verſtehen können. Erſt muß 
das Staatsweſen aufgebaut werden, damit die notwendigen 
Einnahmen vorhanden ſind. Würden wir nach der Taktik 
der Kommuniſten handeln, dieſe Ausgaben machen und die 
Einnahmen verringern, dann würde es bald mit unſerem 
Staat zu Ende ſein. Die Arbeitsloſen und die bedürftigen 


Kreiſe würden davon durchaus keinen Nutzen haben. Die 


Propaganda der Kommuniſtiſchen Partei iſt aber auch an 
und für ſich unſinnig. Die Kommuniſten haben doch die 
jetzige Koalition ſchaffen helfen. Als ſeinerzeit die Koali⸗ 
tion gegründet wurde, haben wir geſehen, daß die Kommu⸗ 
niſtiſche Fraktion bei der Wahl des Senatsvizepräſidenten 
Stimmzettel auf den Namen Laſchewſki abgaben. Als Sie 
ſahen, daß die notwendige Stimmenanzahl von 60 vor⸗ 
handen war, paßten Sie. Sie ſind von der Anſicht aus⸗ 
gegangen, auf jeden Fall die 60 Stimmen zuſammenzu⸗ 
bringen. Wenn jetzt die Kommuniſten gegen die Koalition 
wegen ihrer ſozialpolitiſchen Einſtellung Stellung nehmen, 
dann ſchlagen ſie ihrer eigenen Taktik ins Geſicht. Sie 
waren der Anſicht, daß die neue Koalition auch beſſere Zu⸗ 
ſtände ſchaffen würde. Herr Abg. Laſchewſki hat ja dieſer 
Tage zur Geſchäftsordnung ausgeführt: „Unſer Antrag iſt 


(0) 


— 


D) 


abgelehnt worden, aber es ift eine Summe von 300 000 


Gulden bewilligt worden, und deshalb ſoll die Sache ſo 
ſchnell wie möglich verabſchiedet werden.“ Der Grund⸗ 
gedanke iſt, daß aus den Verhandlungen des Sozialen 
Ausſchuſſes ein Erfolg zu verzeichnen war, der ſo ſchnell 
wie möglich den Erwerbsloſen zugute kommen ſoll. Dann 
hatten ſich die Kommuniſten auch bei der Abſtimmung über 
das Verkrauensvotum des Senats nicht beteiligt. Sie 
waren alſo auch dafür, daß es beſſer iſt, daß die neue 
Koalition beſtehen bleibt, ſonſt hätten Sie ja pon Anfang 
an dagegen ſtimmen können. Die kommuniſtiſche Taktik 
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iſt zu durchſchauen, und ich glaube, daß kein Arbeiter dieſe 
billigen wird. Auch die Arbeitsloſen werden ſehen, welche 
Parlamentspolitik die Kommuniſten in dieſem Hauſe be⸗ 
treiben. (Frau Abg. Kreft: Die Arbeitsloſen und Kriegs⸗ 
beſchädigten werden die Antwort geben. Kommen Sie 
nächſtens hin in die Verfammlung!) Sie jagen: „Kommen 
Sie nächſtens hin in die Verſammlung.“ Sie wiſſen doch, 
daß ich mich nie geſcheut habe, zu den Arbeitsloſen zu 
gehen. (Da ſprachen Sie anders! bei den Kommuniſten.) 
Man kann da die beſten Verſprechungen machen. Ich er⸗ 
innere mich eines Tages, da ſagte ich, als die Forderungen 
der Arbeitsloſen vorgetragen wurden: „Nach meinem 
innerſten Empfinden kann ich dieſer Forderung zuſtimmen. 
Ich werde mich bei meiner Partei dafür einſetzen, daß ſie 
dieſer Forderung beitritt.“ Was war die Antwort? Da 
trat ein kommuniſtiſcher Parteiſekretär auf das Podium 
und ſagte: „Es iſt ganz egal, wenn ſämtliche Forderungen 
bewilligt werden, helfen tut es doch nichts.“ Das iſt die 
Politik der Kommuniſten. Man kann ihnen alles gewähren 
und doch hilft es den Leuten nichts. Auch die Arbeiter 
haben ſchon eingeſehen, daß mit der kommuniſtiſchen Poli⸗ 
tik nichts anzufangen iſt. (Zwiſchenrufe links.) Was wird 
nun in den acht Anträgen der Kommuniſtiſchen Partei ge⸗ 
fordert? Es heißt, der Senat wird beauftragt, folgende 
Forderungen der Arbeitsloſen zu bewilligen: Erſtens Ein⸗ 
reihung der Arbeitsloſen in den Produktionsprozeß. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe.) Das kann der Senat nämlich 
nicht bewilligen, das iſt unmöglich. Er kann höchſtens 
darauf hinwirken, daß die Arbeitsloſen in den Produk⸗ 
tionsprozeß eingereiht werden. Mag die Regierung ſein 
wie ſie will, ſie kann nicht ſagen: „Ihr Arbeitsloſen müßt 
jetzt in die Betriebe gehen.“ Die Hauptſache iſt, die Wirt⸗ 


ſchaft in Fluß zu bringen, damit die Arbeitsloſigkeit bez, 


ſeitigt wird. Wir ſtimmen mit den Arbeitsloſen überein, 
daß alles getan werden ſoll, um ſie wieder in den Produk⸗ 
tionsprozeß einzureihen. 

Die zweite Forderung iſt im Ausſchuß angenommen 
worden, d. h. die Schaffung von Notſtandsarbeiten zu 
tarifmäßigen Löhnen. Selbſtverſtändlich haben wir dem 
zugeſtimmt, denn ſo weit wie möglich müſſen Notſtands⸗ 
arbeiten geſchaffen werden, und dieſe müſſen auch zu tarif⸗ 
mäßigen Löhnen vergeben werden. Das iſt eine ſelbſtver⸗ 
ſtändliche Forderung, die auch heute zur Beſchlußfaſſung 
kommen ſoll. ; 

Die dritte Forderung, Gleichheit der arbeitsloſen 
Männer und Frauen, iſt ſchon ſeit Wochen erfüllt. Die 
Kommuniſten kennen noch nicht einmal die Geſetze. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe links.) Deshalb ſchreiben ſie 
etwas in ihre Anträge hinein, was ſchon ſeit Monaten 
beſteht. Die Kommuniſten müßten in ſozialpolitiſcher 
Hinſicht erſt lernen, dann könnten ſie mitreden. Die vierte 
Forderung iſt der Wechſel des Dezernats. Mir iſt Herr 
Dr. Schneider als ein humaner Mann bekannt. Wenn er 
nicht human geweſen iſt, ſo muß man das belegen. Ich 
habe mit ihm in der Wohlfahrtspflege zuſammengearbeitet, 
und er iſt mir weit entgegengekommen. (Zwiſchenrufe und 
Unruhe links.) Das können Sie nicht beurteilen, Sie haben 
ja auch nicht genügend Material vorgebracht. 3 

Die vierte Forderung, Freigabe eines Zimmers für 
den Erwerbsloſenrat, ift eine kommunale Angelegenheit, 


die nicht vor den Volkstag gehört. Das Wohlfahrtsamt iſt 


ein kommunales Inſtitut und kein ſtaatliches. Deshalb 
gehört dieſe Angelegenheit, ebenſo wie der Wechſel des 
Dezernats, nicht hierher, ſondern vor die Stadtbürgerſchaft. 
Die Kommuniſten wiſſen nicht einmal, wo die ganzen 
Sachen hingehören. Wir können hier keine Beſchlüſſe 
darüber herbeiführen. (Andauernde Zwiſchenrufe und 
große Unruhe.) Die freie Fahrt der Mitglieder des 
Zentralerwerbsloſenrats würde eine Ausnahme ſchaffen. 
Da müßten wir für alle Kreiſe, für die Blinden, die 


Kriegsbeſchädigten, Kleinrentner uſw., für alle Vorſtände 00 
dieſer Organiſationen freie Fahrt beſchließen. (Andauernde 
Zwiſchenrufe der Abg. Fiſcher und Hoffmann. — Große 
Unruhe.) 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Fiſcher, ich bitte 
Sie, ſich etwas Mäßigung aufzuerlegen. 

Gebauer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Ich 
habe ja über die materiellen Anträge der Kommuniſten 
ſchon geſprochen. Wir haben getan, was in unferen 
Kräften ſtand. Wir beantragen, einen Betrag von 300 000 
Gulden zur Verfügung zu ſtellen, um die Not der Er⸗ 
werbsloſen zu lindern. Wenn dieſer Betrag verausgabt 
iſt, werden wir wieder Wege finden, um Mittel zu ſchaffen. 
(Andauernde Zwiſchenrufe und große Unruhe links.) 
Wenn dieſe Beträge ungerecht verteilt werden, bleibt es 
den Kommuniſten übrig, Beſchwerde zu führen oder Mus- 
ſchüſſe einzuſetzen, die die Ausgaben überwachen. Sie 
haben ja in dieſer Beziehung keine Anträge geſtellt. 

Wir ſind gewiß, daß der einmalige Betrag, den die 
Koalitionsparteien gefordert haben, die größte Not unter 
den Erwerbsloſen lindern wird. Wir ſind leider nicht in 
der Lage, unſer Herz ſo walten zu laſſen, wie wir wollen. 
Ich habe vorhin ſchon ausgeführt, wenn wir alles zer⸗ 
ſchlagen, wird es nicht möglich ſein, für die Erwerbsloſen 
auch noch 300 000 Gulden zu bewilligen. Wir ſind jetzt 
bei der Neuerrichtung der Danziger Wirtſchaft. Jede 
größere Ausgabe würde dieſe Wirtſchaft zerſchlagen und 
die Lage der hilfsbedürftigen Kreiſe verſchlechtern. Wir 
ſind deshalb der Anſicht, daß die Erwerbsloſen den Stand⸗ 
punkt der Parteien verſtehen und daß ſie von der 
Agitationsmethode der Kommuniſten abrücken werden. 
(Bravo! links.) 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. (Abg. Raſchke: Ich 
bitte noch ums Wort.) Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Der Herr Präſident 
hat geſagt, Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Da 
habe ich geſagt: „Ich bitte ums Wort.“ Es war noch nicht 
geſagt, daß die Beratung geſchloſſen iſt. Ich verlange, daß 
mir das Wort erteilt wird. 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Raſchke, es iſt 
wiederholt von dieſer Stelle aus geſagt worden, daß die 
Wortmeldungen rechtzeitig eingereicht wenden ſollen. (Abg. 
Raſchke: Das bleibt mir überlaſſen.) Wortmeldungen 
lagen nicht mehr vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. (Abg. 
Raſchke: Das ift unerhört, ich proteſtiere ganz entſchieden 
dagegen!) Es liegt ein Abünderungsantrag, und zwar von 
den Abg. Gebauer, Hoffmann, Ediger vor. Über ihn 
würden wir zuerſt abſtimmen, dann über die Druckſache 
Nr. 1675. ; 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Abände⸗ 
rungsantrag der Abgeordneten Gebauer und Gen. zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Mehrheit. Er ift angenommen. Wir 
kämen jetzt zu der Entſchließung auf Druckſache Nr. 1675. 

Eutſchließung. 
Der Senat wird erſucht, eine Summe von 300 000 
Gulden zu außerordentlichen Unterſtützungszwecken 
für Erwerbsloſe zur Verfügung zu ſtellen. Jus⸗ 
beſondere find dabei auch Erwerbsloſe zu berückſich⸗ 
tigen, die eine Unterſtützung bisher nicht bezogen 
haben, ſowie Erxwerbsloſe mit längerer Arbeitsloſig⸗ 
keit und Erwerbsloſe mit kinderreichen Familien. 

Die Damen und Herren, die für dieſe Entſchließung 
find, bitte ich, fih von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ift die Mehrheit, die Entſchließung ift angenommen. 
Ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung: i 

Erſte und zweite Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs zur Anderung des Geſetzes über einheit⸗ 
liche Durchführung des Sechsuhrladenſchluſſes⸗ 
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(4) Druckſache Nr. 1695 zu Nr. 1535. Zur Erläuterung habe 


ich mitzuteilen, daß ſeinerzeit Bedenken darüber beſtanden, 
ob die Ausſchüſſe Anträge in Geſetzesmaterien umwandeln 
könnten. Der Geſchäftsordnungsausſchuß hat ſich auf den 
Standpunkt geſtellt, daß dies möglich iſt. Bei der Verab⸗ 
ſchiedung derartiger Geſetzentwürfe, die aus dem Ausſchuß 
kommen, muß aber eine dreimalige Leſung ſtattfinden. 
Dementſprechend iſt Ihnen heute die erſte und zweite 
Leſung eines Geſetzentwurfs vorgelegt, der aus dem An⸗ 
trag über Durchführung des Sechsuhrladenſchluſſes ent- 
ſtanden ift. Wir treten in die erſte Lefung ein. Ich eröffne 


die allgemeine Ausſprache. Wortmeldungen liegen nicht 


vor, die Ausſprache iſt geſchloſſen und damit die erſte Be⸗ 
ratung erledigt. Ich rufe auf die zweite Leſung des Geſetz⸗ 
entwurfs. Ich rufe auf den einzigen Paragraphen. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. 
Ich bitte diejenigen, die dem einzigen Paragraphen zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der einzige Paragraph iſt 
angenommen. Ich rufe auf die Überſchrift: „Geſetz zur 
Anderung des Geſetzes über einheitliche Durchführung des 
Sechsuhrladenſchluſſes vom 16. Juli 1923 — Geſetzbl. 
S. 776 —.“ Die Damen und Herern, die für die Über⸗ 
ſchrift ſind, bitte ich, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Überſchrift iſt angenom⸗ 
men. (Abg. Gaikowſki: Dritte Beratung!) Es wird dritte 
Leſung beantragt. Widerſpruch wird nicht laut; es iſt dem⸗ 
gemäß beſchloſſen. Ich eröffne die allgemeine Ausſprache. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich rufe auf den einzigen 
Paragraphen und darf wohl ohne beſondere Abſtimmung 
feſtſtellen, daß er angenommen iſt. Das iſt der Fall. 

berſchrift: angenommen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dem Geſetz in der Schlußabſtimmung zuſtim⸗ 


men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ift | 


die Mehrheit, das Geſetz ift ſomit angenommen. Ich rufe 


®) auf Punkt 9 der Tagesordnung: 


Bericht des Rechnungsprüfungsausſchuſſes 
zum Antrag des Senats auf Entlaſtung der 
Jahresrechnung für das Rechnungsjahr 1922. 

Druckſache Nr. 1572 zu Nr. 306. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Die Damen und 
derren, die dem Bericht zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich 
dom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 
r ift angenommen. Ich rufe auf Punkt 10 der Tages⸗ 
ordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Zahlung einmaliger Wirtſchaftsbeihilfen an 
Empfänger einer Rente nach den Reichsverſor⸗ 
gungsgeſetzen. Urantrag des Abg. Lehmann und 

* Fraktion. 

ruckſache Nr. 1674 zu Nr. 1575. Das Wort hat der Herr 

99. Lehmann. 
Mei Lehmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
gehen Fraktion hat vor längerer Zeit einen Antrag ein⸗ 
aabt, Den ehemaligen Kriegsrentnern, Altrentnern und 
ſch egshinterbliebenen eine Rente zu gewähren. Im Aus- 
. wurde der Antrag von den Deutſchnationalen bis 
biealdemokraten mit großer Mehrheit abgelehnt. Die 
Rent beſchädigten haben vor längerer Zeit eine erhöhte 
den 9 erhalten. Wie ſieht aber die Erhöhung aus? Für 
iſt, m. biegsbeſchädigten, der 30 Prozent erwerbsbeſchränkt 
Man acht ſie 13,75 Gulden aus. Ich glaube ſicher, daß der 
den d. von dieſen paar Pfennigen nicht leben kann. Von 


en Ay . ; 
5 Kriegsbeſchädigten liegen Hunderte auf der Straße 


1 keine Arbeit. Die Arbeitgeber weigern ſich 
tage, Kriegsbeſchädigte als Arbeitskräfte anzuneh⸗ 
eil ie genügend geſunde Arbeiter haben. Sie jagen, 
gsbeſchädigten könnten nicht dieſelbe Arbeit leiſten, 


Gelben geſunder Menſch. Der Senat gibt an, er habe kein 


„Ich möchte dazu bloß etwas vorbringen. Wir haben 


— 


in Danzig noch eine ganze Reihe von Kriegsgewinnlern. (O) 


Im Jahre 1915 war beiſpielsweiſe ein Mann auf dem 
Hauptbahnhof beim Roten Kreuz angeſtellt. Er war un⸗ 
abkömmlich und wurde nicht zum Heeresdienſt eingezogen. 
Vom Bekleidungsamt erhielt er größere Lieferungsauf⸗ 
träge. Im Jahre 1919 hat er noch Kleidungsſtücke ge⸗ 
liefert. Nachher verſchwanden Hunderte von Militärröcken 
und Hoſen. Die Frau kam mit weinerlicher Stimme zum 
Bekleidungsamt und gab an, daß die Sachen verſchwunden 
ſeien. Sie hätte kein Geld und könnte für die Sachen 
nicht aufkommen. Nach einem Jahr wurde an der Ecke 
Breitgaſſe —Junkergaſſe ein großes Gebäude von der 
Firma Iſraelſki umgebaut. Ja, m. H., woher hat der 


Mann das Geld! Das iſt doch nur Kriegsgewinn. Er iſt 


gar nicht im Felde geweſen und ſeine Leute haben für ihn 
gearbeitet. Dadurch iſt er zu Geld gekommen. Ich weiß 
noch ganz genau, wie er auf dem Kohlenmarkt ein ganz 
kleines Geſſtäft hatte und nicht imſtande war, damals das 
große Eckgebäude zu kaufen, das heute einen Wert von 
1 Million hat. Die Ausgaben, die der Senat für erfor⸗ 
derlich hält, machen ungefähr 750 000 Gulden aus. Da 
könnte der Senat doch ſehr gut das Haus des Herrn Iſra⸗ 
elſki beſchlagnahmen. (Der sift ſchon tot! beim Zentrum.) 
Gott ſei Dank, aber ſeine Schwiegermutter lebt noch. Man 
kann alſo trotzdem das Geld erfaſſen, was von dieſem 
Manne im Kriege gewonnen wurde, und es für die Kriegs⸗ 
beſchädigten verwenden. Ich glaube ſicher, ſolange wir in 
Danzig ſo einen Kintopp haben, bleibt für die arbeitende 
Bevölkerung nichts übrig. (Was für einen Kintopp? beim 
Zentrum.) Ich möchte bitten, meine Damen und Herren, 
unſeren Antrag anzunehmen. Dann tun Sie etwas für die 
Leute, die im Felde waren, die für Sie geblutet haben, 
während andere zu Hauſe ſaßen. (Bravo!) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ich 
hatte erwartet, daß für die Sozialdemokratie wieder der 
Herr Abg. Gebauer die Ablehnung des Antrages begrün⸗ 
dete und ſeinen Standpunkt klarlegte. Anſcheinend hat es 
ſich für ihn nicht gelohnt, ſich mit dieſer Frage überhaupt 
noch zu beſchäftigen. Um ſo mehr müſſen wir uns damit 
beſchäftigen, weil ſich dieſe Frage mit den Kriegsbeſchädig⸗ 
ten befaßt. Die Sozialdemokratie ſtand bis vor kurzer Zeit 
auf dem Standpunkt, daß die Kriegsopfer in erſter Linie 
berückſichtigt werden müßten. Heute jagt fie, es fei kein 
Geld da. Meine Herren von der Sozialdemokratie, wer hat 
Ihnen Gelegenheit gegeben, dem Staate Geld zuzuführen? 
Wer war es, der dieſe Gelegenheit verpaßt, wer dagegen 
geſtimmt hat? Sie, meine Herren von der Sozialdemo⸗ 
kratie! (Zuſtimmung bei den Kommuniſten.) Wenn Sie 
ſagen, wir wollten die Einkommenſteuer herunterſetzen, 
ſo iſt das Demagogie Ihrerſeits. Was iſt Ihr Pro⸗ 
gramm? Progreſſiv ſteigende Einkommenſteuer. (Sehr 
richtig!) Dieſe Forderung haben Sie bis 1914 vertreten, 
heute allerdings nicht mehr. Da verlangen wir mit Recht, 
was Sie damals verlangt haben, daß die Lohnſteuer nicht 
zu erheben ift. Aber als Sie ert im Regierungsſeſſel 
ſaßen, als Sie erſt den Regierungsfimmel weg hatten, 
mußten wir die Lohnſteuer haben. Sie jagten, jawohl, ir 
Deutſchland iſt ſie eingeführt worden und hier muß das 
gleiche geſchehen. Das ijt die ſicherſte Steuer, die bringt 
wenigſtens etwas ein. Die Schlemmer, die Beſitzenden, 
können frei herumlaufen, ſie brauchen keine Steuer zu 
bezahlen. M. D. u. H., wir haben Ihnen Gelegenheit 
gegeben, die Einkommenſteuer progreſſiv zu ſteigern. 
Haben wir nicht den Antrag geſtellt bis 60 Prozent auf⸗ 
wärts? Haben Sie das nicht abgelehnt? M. D. u. H.! 
Haben wir nicht ferner verlangt, daß die Körperſchafts⸗ 
ſteuer erhöht wird? Haben Sie ſich bei der Abſtimmung 
von Ihren Seſſeln erhoben? Wie die Hauklötze haben 


(A) Sie dageſeſſen und haben nicht dafür geſtimmt. 


(B 


— 


1846 
(Raſchke, Abgeordneter.) 


Bei der 
Vermögensſteuer haben wir verlangt, daß ſie bedeutend 
erhöht würde. Wer hat dagegen geſtimmt? Sie Sozial⸗ 
demokraten mit Einſchluß des Bürgertums. Bei der Erb⸗ 
ſchaftsſteuer war es genau jo. Jetzt ſtellen Sie fih hin 
und ſagen, es ſei kein Geld da. Die arme, ausgemergelte 
Bevölkerung, die ihr Blut fürs Vaterland gelaſſen hat, 
ſoll weiter hungern, und die beſitzenden Klaſſen ſollen ge⸗ 
ſchont werden. Ich ſage Pfui über eine ſolche Einſtellung! 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) j 
Die Forderungen, die hier vom Herrn Abg. Leh- 
mann und ſeiner Fraktion verlangt werden, haben wir 
im Ausſchuß ſelbſtverſtändlich als ſehr minimal bezeichnet. 
Wir können uns mit Wirtſchaftsbeihilfen nicht ſehr Dez 
freunden. Wir verlangen, daß dieſen Leuten eine laufende 
Unterſtützung zuteil wird. Das iſt bei uns nicht Agitation, 
ſondern feſter und heiliger Wille. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Sie ſind es, die in bezug auf die Arbeiter⸗ 
ſchaft Agitation treiben, um in den Senat hineinzukom⸗ 
men. Sie haben es jetzt erreicht, und nun ift Ihre Agi- 
tation nicht mehr notwendig. Aber irren Sie ſich nicht, 
meine Herren! Die Arbeiter, die die Sache bis jetzt 
vielleicht nicht jo genau verfalgt haben, haben jetzt Ge- 
legenheit, das zu tun. Es iſt unſere Taktik, der Arbeiter⸗ 
ſchaft zu zeigen, wie ſich die Sozialdemokratie in der Re⸗ 
gierung bewegen wird. (Sehr richtig! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Aus dem einfachen Grunde haben wir ihr 
hineingeholfen. (Heiterkeit rechts.) Wohin ging denn 
Ihr ganzes Tun und Treiben, meine Herren von der 
Sozialdemokratie? Was haben Sie der Arbeiterſchaft 
immer geſagt? Bei dieſer Regierungskoalition, die in 
jeder Minute tauſendmal Verrat an der Arbeiterſchaft 
treibt, kann es nicht beſſer werden. Die Koalition, die bis 
jetzt beſtand, war der Totengräber des Staates. Aber 
wenn wir Sozialdemokraten in der Regierung ſind, wird 
der Laden geſchmiſſen. Da haben wir geſagt, bitte ſchön, 
wir helfen Euch hinein, verſucht jetzt, den Laden zu 
ſchmeißen. (Bravo! bei den Sozialdemokraten.) Wir 
wiſſen ja, daß bei Euch von Marxismus nichts mehr vor⸗ 
handen iſt. Wir wiſſen ja, daß Euch nur noch der Kapi⸗ 
talismus im Schädel liegt. Und weil wir das wiſſen, und 
Ihr auf der andern Seite bei der Arbeiterſchaft noch 
ſchachern geht, darum wollen wir der Arbeiterſchaft be⸗ 
weiſen, daß im kapitaliſtiſchen Staat für ſie nichts heraus⸗ 
kommen kann. Verräter an der Arbeiterſchaft ſind die⸗ 
jenigen, die dieſen Rummel mitmachen. (Sehr richtig! 
bei den Kommuniſten.) i 
Alſo, meine Herren, glauben Sie nicht, daß wir von 
unſerer Politik nichts verſtehen oder Politik treiben, um 
Agitation zu machen, oder ſolche Politik treiben, für die 
wir nicht die Verantwortung übernehmen können. Wir 
ſtehen der Arbeiterſchaft gegenüber ſo da, daß wir für 
jeden Schritt, den wir hier unternehmen, auch die Verant⸗ 
wortung tragen können. (Sehr richtig! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Ich weiß, auch dieſe Vorlage wird mit Hilfe der 
Sozialdemokratie abgelehnt werden. Das wird wieder 
dazu beitragen, um nicht nur den Arbeitern, ſondern auch 
den Kriegsbeſchädigten, den Kleinrentnern uſw. zu zeigen, 
wie Sie gewillt ſind, deren Intereſſen zu vertreten. Ihr 
ganzes Tun und Treiben geht darauf aus, erſt den Staat 
auf Koſten der Arbeiterſchaft aufzubauen. (Sehr richtig! 
bei den Kommuniſten.) Wir würden mit Ihnen einver⸗ 
ſtanden ſein, wenn Sie ſagten, der Staat müßte auf 
Koſten derer aufgebaut werden, die in der Lage ſind, die 
Koſten zu tragen, und nicht auf Koſten derer, die heute 
ſchon verhungern müſſen. Wenn Sie darin mit uns kon⸗ 
form gehen, ſind wir jederzeit bereit, mit Ihnen gemein⸗ 
ſame Sache zu machen. Wir geben uns aber nicht dafür 
her, die Arbeiterſchaft noch weiter verelenden zu laſſen, 
um die andern Klaſſen auf ein Niveau zu heben, auf dem 
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(Heiterkeit vechts.) Die Sozialdemokratie hat heute die (0) 


Aufgabe der Deutſchnationalen übernommen, inſofern 
(Zwiſchenruf des Abg. Gebauer.) — geſtatten Sie, Herr 
Gebauer, ich werde es gleich beweiſen, — inſofern, als 
der Herr Abg. Gebauer ſich beim vorigen Tagesordnungs⸗ 
punkt hier hinſtellte und aufzählte, was für Unkoſten durch 
die Sozialpolitik entſtänden, und der Staat wäre nicht in 
der Lage, das aufzubringen. Das zu jagen, Herr Abg. 
Gebauer, war noch vor ungefähr fünf Wochen die Aufgabe 
eines Zentrumsmannes oder eines Deutſchnationalen. 
Heute iſt Ihnen dieſe Aufgabe zugefallen. Sehen Sie, 
darin macht ſich Ihre Politik breit, und daran wird die 


Arbeiterſchaft erkennen, wo die Vertreter der Arbeiter⸗ 


intereſſen und wo die Verräter ſtehen. (Bravo! bei den 


Kommuniſten.) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Die 
heutigen Ausführungen find tatjächlich für dieſes Parla- 
ment ein großer Gewinn, denn heute werden zum erſten⸗ 
mal im Volkstag Wahrheiten geſagt. Das, was der Herr 
Abg. Gebauer den Kommuniſten vorhielt, war in vieler 
Beziehung Wahrheit. Das, was der Kommuniſt Raſchke 
den Sozialdemokraten vorhielt, wird, glaube ich, der 
größte Teil des Hauſes ebenfalls unterſtreichen können. 
M. D. u. H.! Die Sozialdemokratiſche Partei hat heute 
tatſächlich die Regierungsfunktionen tadellos vertreten, 
das wird niemand beſtreiten können. Wenn heute auf 
ſeiten der Sozialdemokraten davon geſprochen wird, daß 
keine Geldmittel da ſind, ſo erinnert man ſich der Zeiten, 


da die Sozialdemokratie Opposition war und Mittel for⸗ 


derte, die die Regierung nicht bewilligen konnte. Wie oft 
ift man da mit ſeinen Wünſchen über das Ziel hinaus⸗ 
geſchoſſen! Heute iſt man Regierungspartei, und man ver⸗ 
ſteht genau dieſelben Taktiken anzuwenden, wie früher die 
Deutſchnationalen. Nun möchte ich gern feſtſtellen, ob in 
demſelben Maße, in dem die Sozialdemokraten Partei in 
der Regierung geworden ſind, die Deutſchnationalen Oppo⸗ 
ſitionspartei geworden ſind. Das iſt die Frage, die man 
aus dieſer Diskuſſion heraus aufſtellen ſoll. M. D. u. H., 
die Sozialdemokraten ſind ehrlich geweſen, ſie ſind Regie⸗ 
rungspartei. Die Deutſchnationalen haben bis jetzt noch 
darüber geſchwiegen, ob ſie Oppoſitionspartei ſind. Die⸗ 
jenigen Parteien, die tatſächlich außerhalb der Regierung 
ſtehen, haben keine Urſache, die jetzige Regierung zu unter⸗ 
ſtützen. (Frau Abg. Kreft: Wir wollen nicht hetzen!) Sie 
wollen nicht hetzen, dann hetze ich. Hier handelt es ſich 


nicht um die Frage der Arbeitsloſen oder die berühmte 


Frage: Marxismus oder was anders, oder arbeitende 
Klaſſe und Drohnen; bei dieſem Antrag handelt es ſich 
darum, ob Sie den Satz noch immer als Unwahrheit gelten 
laſſen wollen, der den Leuten, die ins Feld zogen, mitges 
geben wurde: „Der Dank des Vaterlandes ift euch gewiß. 
Dieſer Satz iſt oft zitiert und oft als Unwahrheit hingeſtellt 
worden. Jetzt möchte ich wiſſen, ob ſich die nationale 
Rechte zu dieſem Ausſpruch der Kriegszeit bekennt. Sie 
haben die beſte Gelegenheit, jetzt als Oppoſitionspartel 
zu Ihrem Ausſpruch zu ſtehen. Wenn Sie der Meinung 
find, daß der Ausſchußbeſchluß zu unſeym Antrage falſch 
ift, ſo verſenken Sie die Sache noch einmal in den Aus” 
ihuk. Aber diesmal ſtreifen Sie die Unwahrheit ab. Je 
freue mich, daß man auf der linken Seite wahr ſein kann. 
Wollen wir als Oppoſition auch verſuchen, wahr zu fent 
Es handelt fih darum, die Kriegsrentner zu unterſtützen. 
Es it Pflicht der nationalen Oppoſttion, dieſen Leuten zu 
helfen. (Bravo!) A 
Sonn be drüſpent Spiet; Das Wort hat ber dert ang: 
Spill. ; pr 
Spill, Abgeordneter (S.P.D.): M. D. u. H.! Eine 


ihnen vielleicht die Hörner immer ſchlimmer wachſen. | kann unumwunden zugegeben werden. Wenn es möglich 


~ 


D) 


| 
| 
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(Spill, Abgeordneter. 


(4) wäre, den Erwerbsloſen oder anderen Notleidenden durch 


® 


— 


zu laſſen!) 


radikale Reden zu helfen, ſo würden uns unſere Freunde 
von links ſicher den Rang ablaufen. (Abg. Karſchewſki: 
Das waren Eure Forderungen, Ihr habt auch 50 Prozent 
Erhöhung verlangt!) Ich komme darauf, nicht ſo voreilig, 
wir werden uns darüber unterhalten. Es gab eine Zeit, 
meine Herren von links, wo die Danziger Arbeiterſchaft 
ſolchen Reden glaubte. Ich ſelbſt habe verſchiedene Ar⸗ 
beitsloſenverſammlungen als Vorſitzender des Allgemeinen 
Gewerkſchaftsbundes mitgemacht. Ich habe aber von Zeit 
zu Zeit feſtſtellen können, daß die Phraſeologie dort an 

oden verloren hat. (Wiſſen Sie noch, wie Sie von der 
Arbeiterſchaft die Quittung bekamen! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Ich habe von der Arbeiterſchaft keine Quittung 
bekommen. (Abg. Gaikowſki: Aber Raube, als er zum 
Fenſter hinausmußte! — Heiterkeit.) Herr Abg. Raube iſt 
nicht hier und über Abweſende mag ich nicht reden. Eine 
Quittung jedoch hat mir gefallen. In einer Arbeitsloſen⸗ 
verſammlung wurden unlängſt von dem kommuniſtiſchen 
Redner Forderungen aufgeſtellt. Ich habe darauf geant⸗ 
wortet und den Arbeitern gezeigt, daß ſie unſinnig waren, 
daß fie fich ſelbſt ſchädigten, wenn fie unerfüllbare Forde- 
rungen aufftellten. Allerdings habe ich zugeben müſſen, 
daß es den Leuten in der Verſammlung ſchlecht möglich iſt, 
feſtzuſtellen, was erfüllbar iſt oder nicht. Das muß ihnen 
unzweifelhaft zugute gehalten werden. Dann kam aber der 
kommuniſtiſche Parteiſekretär und ſagte: „Auch das, was 
der ſozialdemokratiſche Redner als erfüllbar hingeſtellt hat, 
iſt Unſinn. Euch kann nur geholfen werden, wenn die 
Wirtſchaft erft zertrümmert und dann neu aufgebaut wird.“ 

a gehen wir allerdings auseinander. 

Ich möchte nun auf die Ausführung des kommuniſti⸗ 
ſchen Redners, des Herrn Abg. Raſchke, eingehen. Er 
ſagte, wir wollten den Staat aufbauen. Was iſt der Staat? 
(Abg. Raſchke: Den kapitaliſtiſchen Staat!) Ich glaube, 
wir gehören alle zum Staat. Wenn Ihr für Euch den 

hrennamen Arbeiter in Anſpruch nehmt, ſo möchte ich 
behaupten, daß Ihr mit einer der wichtigſten Teile des 
Staates ſind. Ohne die Arbeiterſchaft kann kein Staat er⸗ 
alten werden. Da nun aber die Arbeiter im Staat leben 
müſſen, fo ift es ſelbſtverſtändlich, daß dieſer Staat auf- 
gebaut werden muß. Es iſt Ihnen, meine Herren von 
links, auch bekannt, daß ſich dieſe Regierungskoalition zu⸗ 
ammengefunden hat, um den Staat aufzubauen, d. h., den 
N ch zu machen, die Wirtſchaft wieder aufleben zu 
allen. (Abg. Liſchnewſki: Und den Arbeiter verhungern 
0 Nein, wenn die Wirtſchaft auflebt, dann 
raucht der Arbeiter nicht zu verhungern. (Abg. Gaikowſki: 
Nor, richtig!) Wenn die Wirtſchaft blüht, ift es dem 
a rbeiter möglich, einen angemeſſenen Lohn für ſich zu 
erzielen, und zwar mit Hilfe der gewerkſchaftlichen Organi⸗ 
Sion, Sie leiſten der Arbeiterſchaft größere Dienſte, 
8 Sie hierauf hinweiſen, ſtatt das Blaue vom Himmel 
8 verlangen und andere zu beſchimpfen. Dadurch wird 
nal Arbeitsloſen micht geholfen. Geholfen wird ihnen, 
Sie mit Hand ans Werk legen, die Wirt- 
anle in Fluß zu bringen, wenn Sie mit Hand 
gen, die gewerkſchaftliche Organiſation auf die 
Höhe u pri 1 : fl 
1 au bringen, und nicht, was Sie bisher getan 
gewerlſe den einzigen Anker der Arbeiterſchaft, die 
Dag ſchaftliche Organiſation, zu zerſtören. (Abg. Raſchke: 
der Gee Sie gemacht, indem Sie die Kommuniſten aus 
denehmt! aalt hinauswarfen! — Wenn Ihr Euch jo 
e d nts.) Allerdings, die Gewerkſchaften werden 
oskau v nimmer geſtatten, daß ihnen ihre Taktik von 
Das E wird. (Abg. Gaifowjti: Sehr gut!) 
Die Gemerkt. fih die Gewerkſchaften ganz entſchieden. 
kommen ſol ſchaften heißen jeden Kommuniſten will⸗ 
ſein Tun blange er das Statut der Gewerkſchaft hält und 
jeden le nòd Laſſen danach einrichtet. Wir werden aber 
uswerfen, der nur der Moskauer Parole folgt 


\ 


und Statut Statut fein läßt. Ich gebe zu, daß das für 
die Kommuniſten ſchmerzlich iſt, aber es iſt nicht anders 
zu machen. Die Gewerkſchaften werden ſich, das ſteht un⸗ 
zweifelhaft feſt, auch in aller Zukunft nicht die Vor⸗ 
ſchriften von Moskau geben laſſen, ſondern werden auch 
in aller Zukunft das, was möglich iſt, für die Gewerk⸗ 
ſchaftsmitglieder herausholen. (Abg. Raſchke: Die Vor⸗ 
ſchriften von Amſterdam ſind angenehmer!) Ich betone 
ausdrücklich: Nur das, was möglich iſt. Auch hier ſind 
beſtimmte Grenzen gezogen, die die Kommuniſten nicht 
kennen oder nicht kennen wollen. Aber das kann nichts 
nützen. Vernünftige Gewerkſchaftler werden ſich auch in 
Zukunft in den Grenzen bewegen. Unſere Einſtellung 
zum Staat, meine Freunde von links, ift eine andere und 
iſt von jeher eine andere geweſen. (Nein! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Wir haben noch nie geſagt, erſt müſſe alles in 
Grund und Boden geſchlagen werden, dann wolle man 
neu aufbauen. Wir haben ſtets und ſtändig geſagt, das, 
was vorhanden iſt, muß ſo ausgebaut werden, daß ſich 
auch der letzte Staatsbürger im Staat wohlfühlen kann. 
Wir haben uns in dieſer Anſicht nicht geändert. Aber 
wie ſteht es bei Ihnen? Vor ſechs Wochen fand ein kom⸗ 
muniſtiſcher Parteitag ſtatt. Neue Richtlinien wurden 
aufgeftellt und ganz bombaſtiſch erkärt: „Jetzt haben wir 
das Richtige erfaßt, nach dieſem Rezept wird gewirt⸗ 
ſchaftet!“ Sechs Wochen ſpäter flogen die hinaus, die 
dieje Richtlinien neu aufgeſtellt hatten. (Heiterkeit) Wo 
iſt Maslow und Ruth Fiſcher geblieben? Die Dinge ſind 
ſchon ſo. Nach dieſem Rezept arbeiten die Sozialdemo⸗ 
kraten nicht, und noch viel weniger die Gewerkſchaften. 
Aber nun die ſchöne Behauptung des Herrn Abg. Raſchke: 
Die Kommuniſten haben der Sozialdemokratie zur Re⸗ 
gierung verholfen, nun wollen ſie ſehen, wie ſie ſich ver⸗ 
halten und was ſie leiſten wird. Die Sozialdemokratiſche 
Fraktion ſteht noch auf eigenen Beinen und wird auch in 
Zukunft auf eigenen Beinen ſtehen. Vor allen Dingen 
wird es die Sozialdemokratiſche Partei ſtets und ſtändig 
ablehnen, ſich unter die Vormundſchaft irgendeiner Partei 
zu ſtellen, am allerwenigſten der Kommuniſtiſchen Partei. 
(Abg. Raſchke: Sehr großſpurigl) Nein, Herr Abg. 
Raſchke, wir ſind nicht großſpurig, wir ſind gewohnt, die 
Dinge fo anzufaſſen, wie ſie wirklich find. Davor haben 
wir uns noch nie gefürchtet. Sie können auch noch ſo oft 
drohen, Sie würden es der Arbeiterſchaft ſagen. Wir ſind 
ſelber Arbeiter. Die Arbeiterſchaft hat ein wenig ein⸗ 
geſehen, daß ihr durch kommuniſtiſche Phraſen nicht ge⸗ 
holfen werden kann. (Abg. Plettner: Sehr gut!) Meine 
Herren von links, blicken Sie zwei Jahre zurück, halten 
Sie ſich die Wahlen vor Augen. Wenn Sie dann noch den 
Mut haben, zu behaupten, Sie marſchierten vorwärts und 
die Arbeiterſchaft komme zu Ihnen, ſo iſt das ein ſtarkes 
Stück. (Abg. Mau: Trotz alledem von einer Niederlage 
zur anderen!) Ganz richtig. Den Worten nach ſind Sie 
Kommuniſten immer ſtark geweſen. Ich nehme an, Sie 
werden darin auch ſo ſtark bleiben, bis Sie völlig ver⸗ 
ſchwunden ſind. (Abg. Raſchke: Sie haben ganz die 
Hottentottenwahlen vergeſſen, da haben Sie doch einen 
ordentlichen Klapps bekommen!) M. D. u. H.] Die 
günſtigſte Zeit iſt für Sie vorbei. Ich möchte Ihnen den 
Rat geben, ſich noch ganz gehörig anzuſtrengen, denn der 
Boden, auf dem Sie gut gedeihen können, verſchwindet 
immer mehr und mehr. Mir ſcheint es, als ob Sie das 
ſelbſt erkennen und darum hier immer dieſe krampfhaften 
Vorſtöße machen. Meiner Auffaſſung nach waren die 
Ausführungen hier nicht ein Beweis für die Stärke, die 
Sie vorſtellen wollen, ſondern ich glaube, dieſe radikalen 
Worte ſollen nur noch den Rückzug markieren. Das wird 
wohl das richtige ſein. Wenn Sie hier behauptet haben, 
ja die Sozialdemokratiſche Partei hat weitergehende An⸗ 
träge geſtellt, als jetzt hier bewilligt ſind, ſo iſt das richtig. 
Deshalb brauchen wir uns nicht zu ſchämen. Wir ver⸗ 
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(Spill, Abgeordneter.) 
langten ſtets und ſtändig Maßnahmen, damit es der Wirt⸗ 
ſchaft in Danzig beſſer gehe. Unter dieſer Vorausſetzung 
kann natürlich auch mehr für die Arbeiterſchaft verlangt 
werden, mußte verlangt werden. Aber wie die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe hier jetzt in Danzig liegen, m. H. von 
links, das müßten Sie doch auch wiſſen, einige Arbeiter, 
ich will nicht ſagen eine ganze Menge, ſind doch ſchon 
6, 7 und 8 Monate arbeitslos, daran ſehen Sie doch, wie 
es der Wirtſchaft in Danzig geht.” Was Sie Ihren 
Arbeitern vorlegen, glaubt Ihnen auch niemand mehr, 
daß die Arbeiterſchaft nur aus böſem Willen nicht be⸗ 
ſchäftigt wird. . i 
Einer Ihrer Vertreter, ich glaube, es war ein 
Sekretär, behauptete in einer Verſammlung, Arbeit ſei 
genug da, „aber dieſe Kerle wollen euch nicht beſchäftigen“. 
Den Arbeitgeber möchte ich ſehen, der einen Betrieb und 
genügend Arbeit hat und alles brach liegen läßt. Warum 
hat er den Betrieb denn errichtet? Um die Arbeiter nicht 
zu beſchäftigen? Nein, nein! Er hat den Betrieb er⸗ 
richtet, um Geld zu verdienen. Wenn er den Betrieb 
ſtillſtehen läßt, kann er doch nicht verdienen. Das müßte 
ſchließlich jedes kleine Kind begreifen, daß die Arbeits⸗ 
loſigkeit nicht infolge böſen Willens der Arbeitgeber be⸗ 
ſteht, ſondern deshalb, weil tatſächlich keine Arbeit vor⸗ 
handen iſt. (Siehe Noé! bei den Kommuniſten.) Auch der 
Profeſſor Nos kann keine Arbeiter beſchäftigen, wenn 
keine Aufträge da ſind, das Kunſtſtück bekommt er nicht 
fertig. (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) Wenn ich 
ſo ſpreche, wie Profeſſor Noé, ſo iſt das der Beweis da⸗ 
für, daß wir beide die Wahrheit reden (Heiterkeit.), und 
zwar in der Hinſicht, daß Arbeiter nicht beſchäftigt werden 
können, wenn keine Arbeit da iſt. Warum ſoll ich nicht 
auch einmal mit dem Profeſſor Noé zuſammengehen, wenn 
er die Wahrheit ſpricht. (Abg. Raſchke: Warum iſt keine 
Arbeit da? Weil Noé den Betrieb in Grund und Boden 
gewirtſchaftet hat!) Das kann ich allerdings nicht beur⸗ 
teilen, ich ſtehe nicht in dem Betrieb, und ich glaube, Herr 
Abg. Raſchke, Sie auch nicht. (Abg. Raſchke: Sie kennen 
doch den Vertrag!) Ich weiß nicht, ob Sie in der Lage 
ſind, als Außenſtehender beurteilen zu können, ob der 
Betrieb in Grund und Boden gewirtſchaftet iſt. Ich möchte 
mir das Urteil nicht erlauben. (Das wird Ihnen die 
Arbeiterſchaft ſagen, die weiß, wie dort gewirtſchaftet 
wurde!) Die Arbeiter, die dort gearbeitet haben, wiſſen, 
was in ihrer Werkſtatt vorgeht, aber ich beſtreite ganz ent⸗ 
ſchieden, daß es irgendeinem Arbeiter möglich iſt, Einblick 
in die Führung eines Betriebes zu nehmen, wenn er in 
der Werkſtatt ſteht. Das wird nicht gut möglich ſein. Nein, 
m. H. von links, mit dem Geſchrei iſt nichts gemacht. 
Wenn die Dinge wirklich ſo liegen, daß die Wirt⸗ 
ſchaft Danzigs — ich will auf die Gründe nicht eingehen, 
die kennen Sie — ſo daniederliegt, dann iſt es ein Un⸗ 
ding, ja ich gehe weiter und ſage, es iſt ein Verbrechen an 
den Notleidenden, ihnen vorzureden, ſie könnten alles be⸗ 
kommen, es ſei alles da, wenn man weiß, daß das Gegen⸗ 
teil der Fall iſt. Ich kann das nicht anders als gewiſſenlos 
bezeichnen. Solche Gewiſſenloſigkeit machen wir nicht mit, 
haben wir nicht mitgemacht und werden wir auch in Zu⸗ 
kunft nicht mitmachen. (Zwiſchenrufe des Abg. Raſchke.) 
Herr Kollege Raſchke, die Tiſchler in Danzig hatten jetzt 
einen vierzehnwöchigen Streik. Die Arbeitgeber haben ihn 
verloren, ſie haben den Kürzeren gezogen. (Abg. Raſchke: 
Der hätte in acht Wochen erledigt ſein können!) Ja, wenn 
die Arbeitgeber früher nachgegeben hätten. Sie haben ſich 
aber ſo lange gewährt, wie ſie nur konnten. (Abg. Raſchke: 
Wenn Ihre Kampfesweiſe eine andere geweſen wärel) Ihre 
Kampfesweiſe ift Generalſtreik auf der ganzen Linie, und 
ich habe immer geſagt, Generalſtreik iſt Generalunſinn, 
den Beweis habe ich ſchon erbracht. Wenn wir nach Ihren 
Methoden unjere Gewerkſchaftskämpfe führten, wären wir 
zur Freude des Unternehmertums in ganz kurzer Zeit er⸗ 


ledigt. (Zwiſchenrufe und Unruhe bei den Kommuniſten.) © 
Das fann daran liegen, daß Sie dieje Dinge wirklich nicht 
begreifen. Wenn Gie fie aber begreifen, dann drängt fi 
die Vermutung auf, daß Sie dieje Propaganda abſichtlich 
treiben, um die Arbeiterſchaft wehrlos zu machen, und um 
aus der Arbeiterſchaft heraus Ihre Sache zu machen. 
(Wehrlos machen Sie ſie bloß! bei den Kommuniſten.) Das 
können Sie bloß ſagen, ein vernünftiger Menſch ſagt das 
nicht. (Sie haben weiter nichts getan, als die Arbeiter ver⸗ 
raten! Unruhe links.) Die Arbeitgeber im Holzgewerbe 
hatten den Kampf verloren. Da gab es einige Tiſchler, 
die ſagten: „Die Leute liegen jetzt am Boden, da wollen 
wir 2 Gulden pro Stunde fordern.“ Die hatten von Ihnen 
gelernt! Da haben wir geſagt, den Unſinn machen wir 
nicht mit. Gewiß, die Möglichkeit beſteht, wir können jetzt 
den Arbeitgebern einen Lohn von 2 Gulden pro Stunde 
aufoktroyieren. Was haben wir davon? (Wiſſen Sie noch 
Ihre Unterſchrift vom Generalſtreik? bei den Kommu⸗ 
niſten.) Allerdings, das gefällt Ihnen nicht. Ich bin auf 
die Unterſchrift ſehr ſtolz und habe ſie nie verleugnet. (Abg. 
Klapps: Da haben Sie bewieſen, daß Sie den Arbeitern in 
den Rücken gefallen ſind!) Damals habe ich bewieſen, daß 
die Danziger Arbeiterſchaft, die in den Gewerkſchaften orga⸗ 
niſiert iſt, ſtark genug iſt, alle kommuniſtiſchen Umtriebe 
abzuwehren. (Aha! bei den Kommuniſten.) Darauf, Herr 
Abg. Klapps, bin ich auch heute noch ſtolz. Daß ich damit 
bei Ihnen kein freundliches Gedenken hinterlaſſe, iſt mir 
klar. Bei uns iſt immer Grundſatz geweſen, das zu tun, 
was notwendig iſt, unbekümmert darum, wie es von dieſer 
oder jener Seite aufgenommen wird. Das tun wir auch in 
Zukunft, und wenn Sie hier nun verſuchen, uns noch jo 
viel gute Lehren zu geben. Die können Sie ſich ſparen, 
m. H. von links, Sie predigen tauben Ohren. Die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei wird auch in aller Zukunft auf dem 
Boden der Vernunft ſtehen bleiben. (Sehr richtig! und 
Bravo! links.) i { 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Senats” 
vertreter Oberregierungsrat Dr. Hemmen. 


Dr. Hemmen, Oberregierungsrat: Ich wollte nur kurz 
bemerken, aus welchen Gründen der Ausſchuß die Vorlage 
der Deutſchſozialen Fraktion abgelehnt hat, damit im hohen 
Hauſe nicht falſche Vorſtellungen erweckt werden. Für die 
nächſte Zeit ift nämlich eine erhebliche Erhöhung der Nenz 
ten zu erwarten, die ungefähr bei den niederprozentigen 
Kriegsbeſchädigten durchſchnittlich 50 Prozent ausmacht 
und bei den höherprozentigen bis auf 12½ Prozent her? 
untergeht. (Abg. Raſchke: Pracherpfennigel) Die Geſetzes⸗ 
vorlage wird rückwirkende Kraft vom 1. April erhalten, 
wie es im Deutſchen Reiche geſchehen ift. Es müſſen des⸗ 
halb erhebliche Nachzahlungen geleiſtet werden. Der 30 pro⸗ 
zentig Beſchädigte erhält eine Nachzahlung von durchſchnitt⸗ 
lich 48 Gulden, der Beſchädigte zu 40 Prozent von 54 Gul- 
den, zu 50 Prozent von 78 Gulden, zu 60, 70, 80 und 
90 Prozent 102 Gulden. Der 100 prozentig Kriegsbeſchä⸗ 
digte erhält allerdings durchſchnittlich nur 60 Gulden. (Zu 
ruf von der Zuhörertribüne.) Es find dies immerhin re hi 
anſehnliche Beträge. 5 

Vizepräſident Splett: Ich bitte die Zwiſchenrufe vol 
der Zuhörertribüne zu unterlaſſen. : 
Dr. Hemmen, Oberregierungsrat: Wenn diefe Rache 
zahlungen die Notlage auch nicht reſtlos befeitigen, jo glau x 
ich doch, daß im Augenblick die Gewährung einer einmalig 
Wirtſchaftsbeihilfe nicht fo dringend tft. (Zuruf des WA 
Hohnfeldt.) Die Zuſatzrenten find allerdings etwas herd 
geſetzt. (Ahal bei den Kommuniſten.) Das ſpielt aber 5 
dieſem Falle keine Rolle, weil die Herabſetzung erſt vo 
1. September ab in Kraft tritt, alſo für die Nachzahlung 
der Renten nicht in Frage kommt. Vom 1. April dr 
1. September bleiben die betreffenden Verſorgungsber T 
tigten im Genuß der ſchon gezahlten, erhöhten Zuſatzrente 
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(Dr. Hemmen, Oberregierungsrat.) 


(A) (Abg. Lehmann: Die Kriegsopfer müſſen noch länger 


5 


hungern!) 
Vizepräſident Splett: Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 
Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. H. u. D.! Die 
Ausführungen des Herrn Senatsvertreters beſagen nichts. 
Es wird allgemein bekannt ſein, insbeſondere auch dem 


Abg. Gebauer, welche minimalen Erhöhungen in Deutſch⸗ 


— 


arbeite 


land vorgenommen werden. Es wurde aber ſo ausgeſpro⸗ 
chen, als wenn man ſagen wollte, die Erhöhung machte ſehr 
viel aus. Im September fällt aber die Zuſatzrente weg 
und die Kriegsbeſchädigten werden nicht beſſer, ſondern 
ſchlechter ſtehen. Das vergaß man zu ſagen. Der Abg. 
Hohnfeldt richtete einen Appell an die Deutſchnationalen. 
Ich bin nicht ſo optimiſtiſch, um zu glauben, daß die 
Deutſchnationalen den Kriegsbeſchädigten helfen werden. 
Ich weiß wohl, daß die Deutſchnationalen die Arbeiter und 
Soldaten in den Krieg gehetzt haben und jetzt gern wieder 
von neuem in einen Krieg führen würden, aber daß die 
Deutſchnationalen daran denken, den Kriegsbeſchädigten zu 
helfen, daran glaube ich nicht. (Zuruf.) Wenn der Zwiſchen⸗ 
ruf Marokko gemacht wird, ſo ſind es in Frankreich die 
Sozialdemokraten, die dasſelbe Spiel wie die Nationaliſten 
treiben und die Arbeiter Frankreichs auf den Schlacht⸗ 
feldern Marokkos hinſchlachten laffen, fie bewilligen die 
Kredite und ſtimmen dem Marokkokriege zu. Geruhen die 
Sozialdemokraten zu ſagen, das ſei ein Verteidigungskrieg? 

Als man die Ausführungen des Herrn Abg. Spill 
hörte, nahm man nicht an, daß hier ein alter, ergrauter 


Gewerkſchaftsführer ſtand. Viel eher konnte man der Mei⸗ 


nung ſein, hier ſprach ein Unternehmer, der die Intereſſen 
der Großkapitaliſten, eines Nos und eines Schichau ver⸗ 
trat. Mit ſeinen Ausführungen gab er ſeinen Genoſſen, 
dem Betriebsarbeiterrat der Danziger Werft einen Schlag 
ins Geſicht. Der Betriebsrat der Danziger Werft war es 
doch, der in längeren Zeitungsartikeln bewies, wie Pro⸗ 
"for Noé auf der Werft gearbeitet und Maſchinen und 
Lerkzeuge verſchoben hat und die Arbeiter fortjagte. (Sehr 
richtig) Wie kann fih dann ein ergrauter Gewerkſchafts⸗ 
führer hinſtellen und die Taten eines Nos verteidigen! 
enn von der Danziger Werft und von den Gewerkſchaften 
geſprochen wird, ſo muß man auf die heutige Einſtellung 
der Gewerkſchaften eingehen. Die Arbeiter auf der Dan⸗ 
giger Werft ſind die ſchlechteſtbezahlſten Arbeiter. Es 
pottet jeder Beſchreibung, wenn jetzt ein Arbeiter mit 
Pfennig als beſtbezahlter Arbeiter entlohnt wird. Der 
dichisdsſpruch billigt ihm 6 Pfennige zu. Trotzdem nimmt 
9 5 Werft den Spruch nicht an. Die Folge müßte ſein, 
aß die Gewerkſchaftsführer die Arbeiter. herausholten; 
Am die Stimmung unter den Arbeitern ift fo. Man 
nimmt aber nur die Former heraus und läßt ſie ſtreiken. 
Elbg. Gaikowſki: Das überlaſſen Sie den Gewerkſchaften!) 
i 0 wollen nicht, daß die Kommuniſten in der Gewerk⸗ 
haft ſind, weil ſie den Gewerkſchaften ihre Taktik vor⸗ 
halten. Arbeitet einmal ſo, wie Eure Gewerkſchaftsführer 
de bis 1903 gearbeitet haben, wo fie wirklich den Kampf 
der Arbeiter wollten. Heute wollt Ihr ihn nicht mehr. 
a kann man nicht mehr einen Kampf führen, wie in 
gen ren 1902 bis 1905. Jetzt muß der Kampf anders 
Eur uc werden. Wie er geführt werden muß, haben Euch 
€ Kollegen in England bewieſen. Die engliſchen Berg⸗ 
kämpfen die im Kampf ſtanden, haben gezeigt, daß ſie 
ſtamr en wollten. Die engliſchen Gewerkſchaftsführer 
ern neu nicht aus der Sozialdemokratiſchen Partei, ſon⸗ 
gehören der Liberalen Partei an. Sie ſind auf dem 
aial zum Kommunismus. Ihr aber, als ergraute So⸗ 
emokraten, entwickelt Euch, wie ſich typiſch gezeigt 
Sehr zu echten Deutſchnationalen. (Abg. Liſchnewſki: 
Endl, big, bravo! Heiterkeit.) Die Gewerkſchaften in 


E 

; ügland ‚Haben erfannt, wie der Kampf geführt werden 
Sie haben die Transportarbeiter Englands aufge⸗ 
zuſammen mit den Bergarbeitern den Kampf 


rufen, um 
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gegen die Unternehmer aufzunehmen. Durch dieſe Ein⸗ 
heit haben Sie einen Sieg errungen, wie ihn deutſche Ge⸗ 
werkſchaftler, ganz beſonders in Danzig, nicht errungen 
haben. (Sie kriegen die Oberleitung! bei den Sozial⸗ 
demokraten.) Sie wollen nicht den Kampf. Die Arbeiter⸗ 
ſchaft Danzigs wird erkennen, daß nur die Einheit, keine 
Zerſpaltung oder Sektion helfen wird. Ein feſter, einheit⸗ 


licher Block muß geſchaffen werden, kein nationaler Block, 


darüber hinaus ein internationaler Block. Seht Euch den 
Dawes⸗Plan an, der den Arbeitern den Zehn⸗ und Zwölf⸗ 
ſtundentag gebracht hat. Die Sozialdemokratie hat dem 
Dawes⸗Plan zugeſtimmt, der noch weitere Lohnredu⸗ 
zierungen bringt. Seht Euch die engliſchen Gewerkſchaften 
an, wie ſie gegen die deutſchen Arbeiter kämpfen, indem 
ſie ſagen: „Wir werden gegen die Ware kämpfen, die als 
Schund auf den Weltmarkt kommt.“ Lernt von den eng⸗ 
liſchen Kollegen, dann werden wir mit Euch zufrieden ſein. 
Aber daß ein alter ergrauter Gewerkſchaftsführer, wie der 
Abg. Spill, das nicht durchführen wird, ift uns klar. (Abg. 
Gehl: Nieder mit ihm! — Heiterkeit.) ; 


Wenn es hier weiter heißt, Sie wollen dieſen kapi⸗ 


taliſtiſchen Staat aufbauen, um den Arbeitsloſen zu 
helfen, dann ſagen wir Kommuniſten, wir lehnen es ab, 
dieſen kapitaliſtiſchen Staat aufzubauen. Zertrümmern 
wollen wir ihn nicht. War es nicht früher Euer Pro⸗ 


gramm, den Kapitalismus zu ſtürzen und an ſeiner Stelle 
den Staat der Arbeiter, den Staat der werktätigen Be⸗ 


völkerung zu errichten? Heute habt Ihr dieſes Programm 
vergeſſen. Heute wollt Ihr auf Koſten der Arbeiter den 
kapitaliſtiſchen Staat aufbauen, wie Ihr es in Deutſchland 
genügend bewieſen habt. Selbſt den Regierungen, in 
denen lange Sozialdemokraten ſaßen, iſt es nicht gelungen, 
den Kapitalismus zu halten. Die Profitwirtſchaft iſt her⸗ 
untergewirtſchaftet, und alle Verträge, ob Garantiepakt 
oder Dawes⸗Plan, halten nicht mehr die kapitaliſtiſche 
Wirtſchaftsweiſe; ſie legt am Boden. Die werdet Ihr 
Sozialdemokraten auch nicht halten. Ihr werdet erkennen, 
daß der kapitaliſtiſche Staat nicht zu halten iſt. Wenn 
für die Arbeiter etwas herauskommen ſoll, müßt Ihr den 
kapitaliſtiſchen Staat ſtürzen und an ſeine Stelle den Ar⸗ 
beiterſtaat ſetzen. (Mit dem Mund! links!) Dieſen Staat 
wollen auch wir aufbauen, und in dieſem Staat ſind wir 
dann Eure Freunde. Wenn Ihr aber die Arbeiter durch 
zwölfſtündige Arbeitszeit, durch weitere Lohnreduzierun⸗ 


gen uſw. auspreſſen wollt, ſo machen wir das nicht mit. 


Dann ſagen wir Euch den offenen Kampf an. 

Es wurde hier davon geſprochen, daß Erhöhungen 
nichts helfen. Wir wiſſen ganz genau, daß die Arbeit⸗ 
geber, wenn ſie ein paar Pfennige Lohnerhöhung geben, 
dieſe Erhöhung durch weitere Preisſteigerung der Lebens⸗ 
mittel wieder zunichte machen, ſo daß ſie nichts nützt. 
Ihr müßt Lohnkämpfe führen und die Arbeiter in kleinen 
Teilkämpfen vorbereiten für den letzten Endkampf, für 
den Sturz des Kapitals. (Lebhaftes Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Vizepräſident Splett: Ehe ich dem folgenden Redner 
das Wort gebe, möchte ich die Bitte an die Herren Ab⸗ 
geordneten richten, ſich mehr an die Sache zu halten. Das 
Wort hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Ich 
werde ſelbſtverſtändlich meine Redezeit ſo ausnützen, wie es 
meine Vorredner getan haben. Wenn man hier Partei- und 
Programmreden halten läßt, ſo ſehe ich nicht ein, warum 
ich nicht auch eine ſolche Rede halten foll. (Heiterkeit. ) 
Was uns Frau Abg. Kreft und Herr Abg. Spill geſagt 
haben, war der typiſche Unterricht der Gewerkſchaften, der 
typiſche Unterricht des Marxismus, der gegen den Kapi⸗ 
talismus ins Feld zieht. Wir können für dieſen Unter⸗ 
richt als nationale Oppoſition nur dankbar ſein. M. D 
u. H., die Sie noch nicht wiſſen, was Marxismus iſt, Sie 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 

haben es heute gehört. Denken Sie daran, daß die Sozial⸗ 
demokraten der Wolf im Schafspelz ſein werden! Sie 
werden bald aus dem Schafspelz herausgekrochen ſein, 
und daß fie heute die Mittel der Staats- und Regierungs- 
gewalt in Händen haben, wird es ihnen vielleicht leichter 
machen, heute den Staat kaputt zu bekommen. Das iſt 
die Gefahr geweſen, die die nationale Oppoſition in dieſer 
Regierung erblickte. Die heutige Debatte bewies, daß 
die Wirtſchaft aufs ſchwerſte gefährdet iſt. Es gibt nichts 
Gefährlicheres als das Programm, das uns heute vorge⸗ 
legt wurde. Haben Sie nicht gehört, wie man ſelbſt 
als Regierungspartei den Generalſtreik Generalunſinn 
nannte, alfo zugab, daß man ſeinerzeit die Arbeiter un- 
nötig in einen Kampf gehetzt hat! (Zwiſchenruf des Abg. 
Ediger. — Unruhe.) Sie verſtehen es nicht anders als 
Gewerkſchaftsſekretär, das haben Sie bewieſen. Der 
Trennungsſtrich zwiſchen Wirtſchaft und Marxismus iſt 
heute aufs ſchärſte gezeigt worden. Heute ſagen ſelbſt die 
Sozialdemokraten, daß der Generalſtreik Unſinn war. Bei 
der nächſten Gelegenheit wird dieſer Unſinn aber von 
beiden Parteien wieder gemacht werden, darin ſehen wir 
die große Gefahr. Dieſe Gefahr hat ſich in der Revolution 
dadurch gezeigt, daß man den Kriegsinvaliden die Früchte 
ihrer Arbeit genommen hat. (Ludendorff! links.) Rufen 
Sie Ludendorff! Die Leute haben durch ihre Taten fo 
viel mehr für ihr ganzes Volk getan, als Sie durch Ihre 
Reden. (Heiterkeit und Zwiſchenrufe.) Es iſt bedauerlich, 
daß man ſich hier hinſtellen und Ihnen das vorbeten muß, 
denn es müßte bei Ihnen ins Herz eingeſchrieben ſein, 
was die Leute getan haben. (Tauſende ermordet! Un⸗ 


ruhe und Zwiſchenrufe links.) Was iſt der Erfolg Ihrer 
Taten? Die Vernichtung der Wirtſchaft, das Zuſammen⸗ 
brechen des Vaterlandes und die Ausnutzung dieſer Rata- 
ſtrophe durch Ihre Leute. (Zwiſchenrufe links.) M. D. 
u 


„Hl Ob Sie Unſinn rufen oder nicht, iſt egal. Den 
Beweis meiner Behauptungen haben wir geſehen von der 
Revolution bis zum heutigen Tage. Den Beweis dieſer 
Tatſache ſehen die Kriegsinvaliden immer wieder, wenn 
ſie ſehen müſſen: für ſolch ein Packzeug habt ihr euch 
eure Wunden geholt. für ſolch ein Packzeug ſeid ihr ins 
Feld gegangen! Es iſt empörend, daß man bei Be⸗ 
ſprechung der Kriegsinvalidenſache ſowohl von den Kom⸗ 
muniſten wie von den Sozialdemokraten ſolch eine Pro⸗ 
paganda hört. Das iſt eine Beleidigung der Kriegs⸗ 
invaliden, wie ſie ſchwerer nicht ſein kann. Es gilt heute 
die Ehre der Leute zu verteidigen, die Sie gar nicht be⸗ 
greifen. Wünſchen Sie nicht die Tage herbei, wo dieſe 
Leute wieder herbeigeholt werden, um Sie vielleicht gegen 
die Ruſſen zu ſchützen. Ihre ruſſiſchen Freunde werden 
Ihnen die Sache ſchon beſorgen, und dann werden Sie 
ſagen: „Liebe Leute, kommt her und verteidigt Euer 
Vaterland!“ Werden die Leute es verſtehen, das Vater⸗ 
land zu verteidigen, wenn Sie ihnen das Vaterland aus 
dem Herzen reißen? Zu vielen, vielen Malen haben Sie 
in den Verſammlungen Beſchimpfungen ausgeſtoßen, alle 
die Beſchimpfungen des Offizierkorps und des arbeitenden 
Mannes, der als gemeiner Soldat ins Feld zog. Sie 
haben alles in den Schmutz gezogen. Und heute benutzen 
Sie die Möglichkeit, dieſen Leuten zu helfen, wieder dazu, 
um uns mit Ihrem Gewerkſchaftsdreck vor die Naſe zu 
kommen. Das iſt aufs höchſte empörend. Dieſe Rüpeleien 
der Gewerkſchaftler im Parlament müſſen einmal beſeitigt 
werden, ſonſt wird das Parlament, wenn man als deſſen 


Donnerstag, den 10. September 1925. 


Verteidiger auftreten will, zum Irrſinn gemacht. Wir (©) 


haben die Intereſſen der Bevölkerung zu vertreten, und 
zwar müſſen ſie vertreten werden mit Ernſt und Sachlich⸗ 
keit. Ich hoffe, daß dieſe Reden bewieſen haben, daß 
dieſer Unſinn den Kriegsinvaliden nichts mehr nützt. Wir 
müſſen uns bemühen, die Lage der Kriegsinvaliden zu 
verbeſſern und durch Annahme des Antrags, den wir ge- 
ſtellt haben, die Leute unterjtügen. (Bravo!) 


Vizepräſident Splett: Ich rufe auf $ 1. Wort 
meldungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. (Namentliche Ab⸗ 
ſtimmung!) Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) 
Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen zur nament⸗ 
lichen Abſtimmung über § 1. (Geſchieht.) Wünſcht noch 
jemand von den Damen und Herren eine Karte ab- 
zugeben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. Beteiligt haben ſich 64 Damen und Herren *). 
davon haben mit Ja geſtimmt 31, mit Nein 32, 
eine Stimme ift ungültig; § 1 ift abgelehnt. (Abg. 
Lehmann: Pfui!) Ich rufe auf § 2. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Wer 
für den § 2 iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt dieſelbe Minderheit. § 2 iſt 
abgelehnt. (Abg. Lehmann: Pfui!) Ich rufe auf die 
überſchrift. „Geſetz zur Zahlung einmaliger Wirtſchafts⸗ 
beihilfen an Empfänger einer Rente nach den Reichsver⸗ 
ſorgungsgeſetzen und an Kriegsveteranen, welche eine 
Beihilfe erhalten.“ Diejenigen, die für die Überſchrift 
ſind, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
ift dasſelbe Stimmverhältnis. Die üÜberſchrift ift ab⸗ 
gelehnt. Damit iſt dieſer Geſetzentwurf erledigt. Es ob⸗ 
liegt mir nun, Ihnen die Tagesordnung für die nächſte 
Sitzung am Mittwoch bekanntzugeben. Ich empfehle 
Ihnen, die Feſtſtellung der Tagesordnung dem Präſi⸗ 
denten zu überlaſſen, da morgen erſt der Hauptausſchuß 
ſeine Schlußberatung der Etats vornehmen will und die 
Etats jedenfalls die nächſte Sitzung beſchäftigen werden. 
Widerſpruch iſt nicht laut geworden. Ich ſtelle feſt, daß 
demgemäß beſchloſſen iſt. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 50 Minuten.) 


) Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bergmann, Böcker, 
Brodowſki, Buckmakowſki, Bürgerle, Dahsler, Falkenberg, 
Fiſcher, P., Glombowſki, Frau Grundmann, Harnau, Herr- 
mann, Hoffmann, Hohnfeldt, Klapps, Fr., Knoblauch, Frau 
Kreft, Laſchewſki, Lehmann, Liſchnewſki, v. Malachinſki, 
Mayen, Frau Meyer, Nordwig, Philipſen, Raſchke, Schede, 
Schütz, Schulz, Semrau, Dr. Wendt, 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Arezynſki, Beyer, 
Ediger, Fr. Falk, Gaikowſki, Gebauer, Gehl, Gerick, Hoppe, 
Dr. Kamnitzer, Karſchewſkt, Klawitter, Frau Kuntz, Kuckel⸗ 
korn, Frau Landmann, Frau Malikowſki, Mau, Merci“ 
kowſki, Müller, Neubauer, Plettner, Nehberg, Fr. Richten 
Schilke, Schmidt, E., Spill, Splett, Dr Wagner, Weiß, Wier⸗ 
ſchowſki, Wisniewſki, Frau Buper. 

Ungültig: 1 Stimme. 

Keine Stimme haben abgegeben: Arndt, Bahl, Dr Bing , 
Dr. Blavier, Böhm, Brill, Dr Bumke, Burandt, Döll, 
Dörkſen, Dyck II, Ehm, Eichholtz, Dr. Eppich, Evert, Fall, 
Fiſcher, J., Förſter, Fooken, Grünhagen, Guttzeit, abel 
Hennke, Janzen, Jedwabſki, Joſeph, Frau Kalähne, Kar⸗ 
kutſch, Klingenberg, Kloßowſki, Dr. Kubacz, Kurowfſki, Lat“ 
gowſki, Dr. Lembke, Lau, Lietzau, Loops, Lück, Maier, Ma⸗ 
thieu, Moczynſki, Frau Mohn, Dr. Neumann, Dr, Panecki 
Penner I, Polſter, Rahn, Raube, Reek, Rohde, Schmidt, a 
ee Senftleben, Dr. Treichel, Werner, Weſſalowſki⸗ 

r Ziehm. 
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130. Sitzung. 


Mittwoch, den 18. September 1925. 


Mitteilung von einem Danktelegramm des deutſchen Reichs⸗ 
tages für das anläßlich des Eiſenbahnunglücks bei Donau⸗ 
wörth ausgeſprochene Beileid. 


Geſchäftliches 


Bekanntgabe zweier Briefe betr. Mandatsniederlegung des 
Abg. Raube 
Ehm (D. Nat) Schriftführer 
Laſchewſki (K. P.) Erklärung 
Geſchäftliches 
i Langowſki (P) zur Geſchäftsordnung ＋ 2K 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Feſtſtellung 
des Staatshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1925 
(Druckſache Nr. 1731 zu Nr. 920) 
Dr. Volkmann, Senator 
Vertagung der Sitzung 


Wiedereröffnung der Sitzung 
Schilke (Z zur 
Langowſki (P) zur Geſchäftsordnung . 
Dr. Treichel (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 
Rahn (Soz. P.) zur Geſchäftsordnung 
Langowſki (P.) zur Beihäftsordrung Ar 
Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 
Langowſki (P.) zur Geſchäftsordnung, 
Rahn (Soz. P.) zur Geſchäftsordnung 
Langowſki (P.) zur Geſchäftsordnung y 
Langowſki (P.) zur Geſchäftsordnung 
Rahn (Soz. P.) zur Geſchäftsordnung ex 
Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung . 
Vertagung der Sitzung 


Wiedereröffnung der Sitzun 

Langowſki (P. 8 
. 1858 D 
1859 A 
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Bericht des Hauptausſchuſſes zur Großen Anfrage des Abg. 
Schwegmann und Fraktion (Druckſache Nr. 1773 zu 


Nr. 1648) 
6 5 Raſchke (K. P.) Erklärung 
utſchließung des Hauptausſchuſſes zum Sachverſtändigen⸗ 
Gutachten der Poſtkommiſſion des Völkerbundes (Druck⸗ 
ſache Nr. 1773) 
Dr. Bing (S. P. D.) zur Geſchäftsord nung.. 
Y Rahn (Soz P.) zur Geſchäftsordnung y 
ertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 


% „Die Sitzung wird 4 Uhr 25 Minuten durch den 

räſidenten Dr. Treichel eröffnet. 

Ge Am Regierungstiſch: Vizepräſident des Senats 

Sl Senatoren Bötzel, Dr Frank, Dr. Leske, Dr. 
hwartz, Dr. Strunk, Dr Volkmann; Obergerichtsrat 


10 Kettlitz; Oberregierungsräte Burmeiſter, Dr Der⸗ 
veſki. 


E Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung 

Ss erlaube mir zunächſt eine Mitteilung zu machen. 

= iſt folgendes Telegramm des Deutſchen Reichstags 
gegangen: 


à Dem Volkstage danke ich im Namen des Reichs⸗ 
Dor für das anläßlich des Eiſenbahnunglücks bei 
onauwörth ausgeſprochene Beileid. 


Präſident Lv ebe. 


tangen” ift folgendes Schreiben des Senats einge- 


Wir ziehen den Entwurf eines Arbeitsdienſtpflicht⸗ 

acieges vom 20. November 1924 eh 5 

îi 1155 geprüft werden, durch welche anderweitigen Vor⸗ 

lage die Vorlage evtl. zu erſetzen ift 
Ge 


Dr Frank. 


(Zwiſcheurufe und Unruhe!) 
Herrn Schriftführer zwei Schriftſtücke verleſen zu 
wollen. i 
Ehm, Schriftführer (D. Nat.): 
An den 
Herrn Erſten Präſidenten des Danziger Volkstags, 
Danzig. 
Hierdurch lege ich mein Amt als Abgeordneter des 
Danziger Volkstags nieder und verzichte auf alle dies⸗ 
bezüglichen Anſprüche. 
Hochachtungsvoll 
gez.: A. Raube. 


Danzig, den 16. September 1925. 


An den Herrn Erſten Präſidenten des Volkstags 
Danzig. 

Euer Hochwohlgeboren geſtatte ich mir, nach meiner 
Rückkehr von meiner Geſchäftsreiſe zu beſtätigen, daß 
ich aus der Kommuniſtiſchen Fraktion ausgeſchieden 
bin und mein Mandat als fraktionsloſer Abgeordne⸗ 
ter weiter ausüben werde. (Heiterkeit.) Die Gründe 
meines Ausſcheidens beruhen auf Differenzen mit der 
hieſigen Parteileitung, ſowie auf einer anderen politi⸗ 
ſchen Einſtellung als fie die Geſamtpartei in letzter 
Zeit einnahm. Sollte während meiner Abweſenheit 
eine Mandatsniederlegung mit meiner Unterſchrift 
ſeitens der Kommuniſtiſchen Fraktion eingegangen ſein, 
ſo erkläre ich, daß ich dieſe Blankovollmacht nicht an⸗ 
erkenne, weil ſie ohne meinen Willen und mein Wiſſen 

abgegeben wurde. 

Hochachtungsvoll 
. i 3 gez.: Raube. 
(Aharufe, Heiterkeit, Zwiſchen rufe!) 
Präſident: Das Wort zu einer Erklärung hat Herr 
Abg. Laſchewſki. 

Laſchewſki, Abgeordenter (K. P.): Namens der Kom- 
muniſtiſchen Fraktion habe ich folgende Erklärung ab⸗ 
zugeben: 

Die Kommuniſtiſche Volkstagsfraktion hat am 
12. September 1925 von der Blankovollmacht, die durch 
den Abg. Raube vor Zuſammentritt dieſes Volkstags 
ohne jeden Zwang unterſchrieben wurde, aus folgen- 
den Gründen Gebrauch gemacht: Die Geſchäftsmani⸗ 
vulationen des Abg. Raube, durch die in erſter Linie 
Kleinſparer und Kleinrentner geſchädigt worden ‚ind, 
werden vom kommuniſtiſchen Standpunkt aufs ſchärfſte 
verurteilt. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 

Wir als Vertreter des Proletariats merzen der⸗ 
artige Giftbeulen aus unſern Reihen aus (Zuruf: 
Erſt heute? Heiterkeit.) und bedauern außerordent⸗ 
lich, daß die angeblichen Vertreter des Volkes der⸗ 
artige Elemente in ihren Reihen dulden. Aber nicht 
allein Raube iſt ſchuldig, nein, das geſamte Kuratorium 
der Sparkaſſe Oliva, einſchließlich der Aufſichts behörde, 
und muß zur Rechenſchaft gezogen werden. Wir ver⸗ 
langen daher, daß der Staatsanwalt ſofort zugreift 
und die Schuldigen wegen Verdunkelungsgefahr hin⸗ 
ter Schloß und Riegel ſetzt. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) i j 

Wenn der Aba. Raube durch Widerruf der Blanko⸗ 
vollmacht fein Mandat glaubt retten zu können, fu 
beweiſt er damit nur, daß er nie ein Vertreter des 
ſchaffenden Volkes geweſen ift (Das haben wir ſchon ſehr 
lange geſagt! rechts. Heiterkeit und Bewegung.) und 
das ihm vom Vertrauen des Proletarkats gegebene 
Mandat zu ſeiner Bereicherung ſchwer mißbraucht 
hat und weiter mißbrauchen will. Die Kommuniſtiſche 
Fraktion und insbeſondere die ſchaffende Bevölkerung 
des Freiſtaates Danzig bezeichnen derartige Vorfs- 
vertreter als Schweinigel. 

(Bravo! links. Heiterkeit und Zwiſchenrufe.) 
Präſident: Zu meinem Bedauern muß ich feſt⸗ 
ſtellen, daß die von mir beanſtandeten Ausdrücke von 
dem Herrn Redner doch in der Erklärung gebraucht 
worden ſind. Auch von dieſer Stelle weiſe ich die be⸗ 
treffenden Ausdrücke gegen ein Mitglied des Hauſes 
als ordnungswidrig und parlamentariſch unzuläſſig 
zurück und rüge ſie. x 

Wir kommen zur Tagesordnung. Vor Eintritt in 
die Tagesordnung möchte ich mir den Vorſchlag erlau⸗ 
ben, an geeigneter Stelle die Sitzung auf eine viertel 
oder eine halbe Stunde zu unterbrechen, um dem 


Ferner bitte ich den (C) 


BETH S ( Luc a — ee 


ee Ir 


rn 


1852 Volkstag Danzig. — 130. Sitzung. Mittwoch, den 16. September 1925. 


[Präſident.) 
Hauptausſchuß Gelegenheit zu geben, ſeine heute mit⸗ 
tag unterbrochene Sitzung fortzuſetzen. Dann möchte 
ich mir weiter den Vorſchlag erlauben, als Punkt 1a 
einzufügen: Bericht des Hauptausſchuſſes über die 
Große Anfrage des Abg. Schwegmann. Erhebt ſich 
gegen dieſen Vorſchlag Widerſpruch? Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Langowſfki. 
Langowſki, Abgeordneter (Pol.): Ich erhebe Wider- 


ſpruch. 


Präſident: Es iſt Widerſpruch erhoben worden, 
dann kann ich die Sache nicht auf die Tagesordnung 
ſetzen. Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1925. à 
Druckſache Nr. 1731 zu Nr. 920, Bericht des Haupt⸗ 
ausſchuſſes. Das Wort hat der Herr Senator Dr. Volk⸗ 
mann. 5 

Dr. Volkmann, Senator: M. D. u. H.! Die Finanz⸗ 
kraft eines Staatsweſens nicht überſchätzen, die Finanz⸗ 
kraft eines Staatsweſens nicht unterſchätzen, iſt der 
Anfang der finanziellen Weisheit. Die Vorausſetzung 
für die Ausübung dieſer Weisheit iſt die praktiſche Er⸗ 
kenntnis der Lage der Finanzen eines Staatsweſens. 
So entſpricht es einem alten guten Brauch, daß der 
verantwortliche Leiter des Finanzweſens alljährlich 
einmal bei der Einbringung des Staatshaushalts einen 
Geſamtüberblick über die Finanzlage zu geben ſich be⸗ 
müht. In dieſem Sinn habe ich auch im Auftrage des 
Senats verfahren, als ich am 16. Januar 1925 dem 
Volkstage den Ueberblick über die allgemeine Finanz⸗ 
lage der Freien Stadt Danzig gab und den Haushalts⸗ 
plan für 1925, der heute in dritter Leſung anſteht, ein⸗ 
geführt habe. Es entſpricht nicht dem Brauch, daß die⸗ 
ſer erſten Finanzrede eine zweite nachfolgt, und im 
allgemeinen entſpricht es auch nicht den Bedürfniſſen. 
In dieſem Jahre iſt es anders bei uns. Zwiſchen dem 
16. Januar und dem 16. September — dieſes Datum 
ſchreiben wir heute — liegen acht Monate, alſo genau 
zwei Drittel des Zeitraums, für den der Haushalts⸗ 
plan aufgeſtellt wird. Die Fragen erſcheinen berechtigt: 
Was hat ſich in dieſen acht Monaten verändert? Iſt 
der Etat, der hoffentlich bald verabſchiedet werden 
wird, noch zeitgemäß? Kann das, was damals als 
Etatsprognoſe galt, heute noch Anſpruch auf ernſte Be⸗ 
deutung erheben? Dieſe Fragen ſtellen, heißt die 
Notwendigkeit einer zweiten Etatsrede bejahen. Wir 
müſſen uns heute nach meiner Ueberzeugung — und 
dieſe Ueberzeugung teilt der Senat — erneut Klarheit 
darüber ſchaffen, wie die allgemeine Finanzlage iſt. 
Wir glauben auch, daß wir der Oeffentlichkeit Rechen⸗ 
ſchaft über den Finanzſtatus im allgemeinen und über 
die einzelnen mit dem Finanzſtatus in Zuſammenhang 
ſtehenden Fragenkomplexe im beſonderen ſchuldig ſind. 
Und ſo beabſichtige ich, Ihnen heute zum zweitenmal 
(Abg. Rahn: Ein Märchen zu erzählen!) eine allge⸗ 
meine Finanzbetrachtung zu geben. Herr Abg. Rahn, 
ich ignoriere zum zweitenmal Ihren Zwiſchenruf, ich 
glaube, ein drittes Mal würde ich es nicht tun, ſondern 
Ihnen eine ſehr deutliche Antwort geben. (Abg. Rahn: 


Ich wäre ſehr dankbar dafür, ich werde Ihnen auch 


gleich eine Antwort geben!) ’ 

Die Feſtſtellung des Haushaltsplanes, die in allen 
Parlamenten der Welt als die wichtigſte Funktion der 
Volksvertretung angeſehen wird, hat leider in Danzig 
unter mißlichen Sternen geſtanden. Es ift noch nie- 
mals möglich geweſen, den Etat rechtzeitig zu verab⸗ 
ſchieden. In dieſem Jahre ift jogar der bedauerliche 
Zuſtand eingetreten, daß die Verwaltung vom 1. April 
bis Ende September, alſo ungefähr ein halbes Jahr, 
auf Grund eines Etatsnotgeſetzes geführt werden 


mußte. Dieſes Etatsnotgeſetz bezeichnet die Anſätze 0 
des Haushaltsplanes für das Jahr 1924 als Richt⸗ 
nur, d. h. eines in unſerer ſchnellebigen Zeit längſt 
überholten Haushaltsplanes. Nach dieſem veralteten 
Etat hat alſo die Verwaltung ein halbes Jahr lang 
wirtſchaften müſſen. Ich ſtelle diefe Tatſache feft; ohne 
Anklage aber auch ohne Beſchönigung. Wir müſſen 
uns nüchtern, aber auch mit Ernſt ſagen, daß dieſer 
Zuſtand nicht nur ein Schönheitsfehler iſt, ſondern daß 
dadurch im einzelnen erhebliche Nachteile entſtehen. 
Dieſe Nachteile wird nur der voll zu würdigen wiſſen, 
der mitten in der Verwaltung ſteht. Aber wir alle 
wiſſen, daß die Volkstagsarbeiten dadurch beeinträch⸗ 
tigt worden ſind. Wir alle wiſſen ferner auch, daß das⸗ 
jenige Staatsweſen finanziell den beſten Ruf genießt, 
das ſeine Haushaltspläne rechtzeitig verabſchiedet; 
denn Haushaltsplan bedeutet Voranſchlag. Ein Vor⸗ 
anſchlag, der hinterher kommt, der der Zeit nachhinkt. 
iſt ein innerer Widerſpruch. Ich glaube, wir werden 
alle in dem Wunſch einig ſein, daß wir für die Zu⸗ 
kunft auf eine frühere, auf eine rechtzeitige Verabſchie⸗ 
dung der Haushaltspläne den größten Wert legen 
wollen. Wir werden auch darin, glaube ich, einig ſein, 
daß nunmehr der Haushaltsplan, nächdem der Haupt- 
ausſchuß ihn — vermutlich doch wohl endgültig — feſt⸗ 
geſtellt hat, möglichſt bald und möglichſt raſch verab⸗ 
ſchiedet werden muß. 

Soviel zur formellen Seite der Etats behandlung. 
Ich komme jetzt zu den materiellen Fragen des Etats⸗ 
weſens. M. D. u. H.! Unſere Finanzwirtſchaft hat ſich 
von jeher folgende große Ziele als Richtlinien ge⸗ 
nommen und ſie zu erfüllen verſucht. Wir wollen 
erſtens eine geordnete Kaſſen- und Buchführung haben. 
Ich kann hiermit feſtſtellen, daß die Ordnung in unſe⸗ 


rer Kaſſen⸗ und Buchführung erzielt iſt, daß die 
laufende Prüfung durch die unabhängige Rechnungs⸗ 
ſtelle immer noch ergeben hat, daß unfer Kaſſen- und 
Buchführungsweſen in beſter Ordnung iſt. Es hat ſich 
dies ja auch bei der noch kürzlich vom Volkstag erteil⸗ 
ten Entlaſtung gezeigt, die für die frühere Rechnung 


gegeben wurde. (Abg. Rahn: Auch für die Stadt 
Danzig?) Ich habe die Theſe aufgeſtellt, nicht, um 
damit zu behaupten, es wäre bereits das Ideal der 
Vollkommenheit auf dem Gebiete der Kaſſen⸗ und 
Buchführung erreicht. Wir wiſſen, daß noch manches 
verbeſſerungsbedürftig ift. Aber, was die Hauptſache 
iſt, Ordnung, Reinlichkeit, Ehrlichkeit und Ueberſicht⸗ 
lichkeit ſind vorhanden. 


Das zweite Ziel iſt: geordnete Gelddispoſition 
innerhalb der Etatswirtſchaft. Unter geordneten Gel 
dispoſitionen verſtehe ich, daß die Mittel, die dem Etat 
zufließen, aus Zwangsbeiträgen in Form von 
Steuern, Zöllen und ſonſtigen Abgaben, in rationeller 
Weiſe bewirtſchaftet werden. Ich verſtehe darunter, 
daß wir keine Theſaurierungspolitik treiben. Wir 
haben fie nie betrieben und werden fie auch nie trei 
ben. Ich verſtehe darunter, daß unſere Kaſſenbeſtände 
niemals über die Höhe des Bedarfes hinausgehen. Da 
in der Tat unſere geſammelten Kaſſenbeſtände nicht 
über das Maß des Erforderlichen, d. h. über den Bedarf 
an Monats⸗ und Quartalsſchlüſſen hinausgehen, jogat 
noch hinter den letzteren zurückbleiben, werde ich nach⸗ 
her noch näher ausführen. Ich verſtehe aber ein 
darunter, daß der Staat über ausreichende liquit 
Mittel verfügt, damit er den an ihn herantretende 
Anforderungen gerecht werden kann. Dies Ziel 5 
nicht leicht zu erreichen. Der Quartalsbedarf iſt e 
derartig hoher, daß wir ihn ohne vorübergehende 3 
hilfenahme fremder Gelder nicht erfüllen können. 


haben Betriebsmittel⸗Vorſchüſſe bei der Poſtverwal⸗ 


tung, zum Teil auch bei auswärtigen Geldinſtituten 
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(Dr. Volkmann, Senator.) ; 
(A) in Anſpruch genommen, aber es ift uns immer noch 
möglich geweſen, dieſe ſehr hohen Anforderungen 
gerade an den Quartalsterminen zu decken. Ich kann 
an dieſer Stelle auch die Mitteilung machen, daß in 
den nächſten Tagen, wenn die Quartalszahlungen be⸗ 
vorſtehen, wieder pünktlich die Quartalsgehälter für 
alle Beamten ausgezahlt werden können. Ich verſtehe 
eiter unter geordneten Gelddispoſitionen, daß wir auf 
die Wirtſchaft Rückſicht nehmen. Damit iſt gemeint, 
daß wir durch Steuer- und Zollſtundungen die wirt- 
ſchaftlichen Intereſſen ſoweit berückſichtigen, wie es 
nur möglich iſt. Die Zollſtundungen und die Stun⸗ 
dungen auf dem Gebiete der indirekten Steuern haben 
bei uns eine ſehr erhebliche Höhe erreicht. Schließlich 
berſtehe ich unter geordneten Gelddispoſitionen, daß 
der Staat für die Gelder, die er vorübergehend auf 
Wochen und Monate anlegt, mäßige Zinſen nimmt. 
Sie wiſſen, daß die Bewegung auf Herabſetzung dieſer 
Zinſen in Deutſchland kürzlich in Fluß gekommen iſt. 
Das, was Deutſchland erſtrebt, haben wir für unſere 
ſtaatlichen Gelder längſt erreicht. Wenigſtens find die 
Zinsſätze für die Ausleihungen, die die Staatshaupt⸗ 
kaſſe und die Kämmereikaſſe nehmen, außerordentlich 
beſcheiden. Sie bewegen ſich zwiſchen 3 und 7 Prozent. 
Es iſt den Geldinſtituten, die dieſe Gelder erhalten, 
zur Pflicht gemacht, daß ſie dieſe Gelder auch zu er⸗ 
mäßigten Bedingungen wieder weitergeben. (Zuruf 
des Abg. Rahn.) Ob das genügt, will ich nicht an 
dieſer Stelle erörtern, das würde über den Rahmen 
einer Etatsrede hiausgehen. Ich kann noch die Mit⸗ 
teilung machen, die die Oeffentlichkeit intereſſieren 
wird, daß wir in der letzten Zeit eingehende Verhand⸗ 
lungen und Beſprechungen hatten, um weiter im In⸗ 
lereſſe eines Zinsabbaues auch die nicht mit der 
taatshauptkaſſe arbeitenden Verwaltungen und an⸗ 
ere öffentliche Geldinſtitute zu einem gleichen Vor⸗ 
gehen zu veranlaſſen. Ich hoffe, daß ſich dies in der 
Richtung auch auswirken wird, daß nicht nur die 
Habenzinſen, ſondern auch die Sollzinſen allgemein 
weiter herabgeſetzt werden können. Die dritte For- 
ng, die immer erhoben werden muß, und die uns 
mmer als Ziel unſerer Etatsgebarung vorſchwebt, iſt 
= ausgeglichene Etat. Das iſt eigentlich eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit, die durch unſere Verfaſſung vorge⸗ 
Itieben iſt, und über die Verfaſſung hinaus noch durch 
ere beſondere Lage. Es iſt ganz unmöglich, daß wir 
fülſere Staatswirtſchaft jemals mit einem Defizitetat 
uhren könnten; denn niemand wird da ſein, der uns 
le Defizit vergütet. Infolgedeſſen muß der Mts- 
155 im Etatsvoranſchlag — unſere ſämtlichen Voran⸗ 
5 age hatten ihren Ausgleich, waren in der Balance 
tiver cht nur auf dem Papier ſtehen, ſondern ein effek⸗ 
b X ſein. Es ift früher vielleicht bezweifelt worden, 
3 immer der Ausgleich entſprechend der Etats⸗ 
Be eintreten würde. Die Erfahrung hat aber 
dem z daß die Etatsprognoſe, die der Volkstag nach 
richti orſchlage des Senats aufgeſtellt hat, immer noch 
D alter en iſt. - Wir Haben keine einzige Haus- 
geſchlof hung, die jemals mit einem Fehlbetrag ab⸗ 
on 1185 hätte, wenn ich von der erſten Rechnung aus 
wiſſen = der Gründung des Freiſtaats abſehe. Sie 
de er aß, ſeitdem die Guldenwährung eingeführt iſt 
geben den Markrechnungen, die auch Ueberſchüſſe er⸗ 


en kann ich wohl abſehen — ſchon die erſte 


800 00 ltsrechnung einen Ueberſchuß von etwas über 
1924 Gulden ergab. Die zweite Rechnung, die für 
n = 5 1 e feſtgeſetzt worden und 
5 noch nicht endgültig feſtgeſetzt ſein 
e x , 
Mer Reihe von Gründen, die ich i 


ung nicht darlegen mö 
u werden gen möchte, 


aus 
in dieſem Zuſammen⸗ 
] um nicht zu weitſchweifig 
Aber ſo viel wiſſen wir, daß auch dieſes 
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Haushaltsjahr 1924 einen Ueberſchuß liefern wird, (C) 


und zwar einen Ueberſchuß, welcher proportional eben⸗ 
ſo hoch ſein wird, wie der vorhin erwähnte von 800 000 
Gulden. Infolgedeſſen ſind wir auf dem Wege, den 
eiſernen Kaſſenbeſtand, welchen wir unbedingt brau⸗ 
chen, wenigſtens allmählich anzuſammeln, nicht aus 
Steuern, nicht aus Zwangsbeiträgen der Wirtſchaft, 
ſondern aus einmaligen Einnahmen. Es ſind das im 
weſentlichen die Rechnungsüberſchüſſe und der bei der 
Ausprägung der Münzen erzielte Gewinn. 


Dieſe drei Ziele, geordnete Kaſſen⸗ und Buchfüh⸗ 
rung geordnete Gelddispoſition, ausgeglichener Etat 
und ausgeglichene Rechnung, haben wir bisher erreicht, 
und wir werden ſie, das iſt der feſte Wille des Senats, 
auch in Zukunft als Richtſchnur für unſer Handeln 
nehmen. Eine Finanzwirtſchaft iſt nur dann denk⸗ 
bar, wenn ſie mit Ruhe und Stetigkeit geführt wird. 
Sprünge darf es nicht in der Finanzwirtſchaft geben. 
Jufolgedeſſen wird eine Finanzwirtſchaft auch immer 
derjenige Teil der Staatsverwaltung ſein, der am 
wenigſten durch einen Regierungswechſel, durch neue 
Zuſammenſetzungen der Regierungsparteien und des 
Senats berührt wird. Infolgedeſſen zeigt ſich bei uns 
auch die Erſcheinung, daß innerhalb des Volkstages 
in dem großen Ziel der Finanzpolitik alle Parteien, 
glaube ich, zum mindeſten aber doch faſt alle Parteien, 
ſtets einig geweſen ſind. Ich glaube, es wird keine 
Partei geben, die die Ziele, die ich vorhin aufgeſtellt 
habe, in Frage ſtellt oder auch in Zukunft in Frage 
ſtellen würde. Meinungsverſchiedenheiten bei Einzel⸗ 
heiten können ſein, aber auf zwei Gebieten ſind wir 
alle einig, auf dem Gebiet der äußeren Politik und auf 
dem Gebiet der geſunden und geordneten Finanzen. 

Was wird dadurch erreicht? Das Anſehen unſeres 
jungen Staatsweſens wird im Auslande gefeſtigt. 
Wir ſind ja genötigt, uns dieſes Anſehen erſt erwer⸗ 
ben zu müſſen. Die Kreditfähigkeit und die Kredit⸗ 
würdigkeit der Staatswirtſchaft wie der privaten Wirt⸗ 
ſchaft muß durch geſunde Staatsfinanzen bei uns 
erſt begründet werden. Die Valuta wird durch 
ſolide Finanzwirtſchaft des Staates ihre Sta⸗ 
bilität erhalten und wird im Vertrauen im Inlande 
und Auslande befeſtigt bleiben. Denn zwiſchen der 
Staatswirtſchaft und der Währung beſtehen nun ein- 
mal untrennbare Zuſammenhänge, ſelbſt dann, wenn, 
wie es bei uns geſchehen iſt, die Notenbank vollſtändig 
unabhängig von der Finanzgebarung des Staates ge⸗ 
ſtellt iſt. Ich möchte dieſen Gedanken noch für unſern 
praktiſchen Fall weiter verfolgen und an dieſer Stelle 
erneut feſtſtellen: Niemals hat der Staat auch nur vor⸗ 
übergehend von der Bank von Danzig irgend einen 
Pfennig Kredithilſe in Anſpruch genommen. Sie 
wiſſen alle, daß das den Satzungen nicht entſprechen 
würde. Ich will es aber zum Ueberfluß noch einmal 
ausdrücklich hervorheben. Unſere Valuta iſt und 
bleibt von der ſtaatlichen Finanzwirtſchaft unmittel⸗ 
bar unberührt, aber das Vertrauen zu der Währung 
wird im In⸗ und Auslande erſt dauernd gefeſtigt, 
wenn jeder weiß, daß der Staat auf die Bank nicht 
zurückgreift. Die Erreichung dieſer Ziele erfordert 
allerdings neben einem großen Stück Arbeit auch ein 
ſtarkes Stück Einſchränkung. Manche Wünſche müſſen 
unerfüllt bleiben, ſowohl auf dem Gebiet der Ausgaben 
wie der Einnahmen. Wir werden den Grundſatz der 
Verfaſſung von der Deckung für alle Ausgaben dau⸗ 
ernd ſtreng befolgen müſſen. So hat auch die Regie⸗ 
rungserklärung nicht anders gekonnt, als Einſchrän⸗ 


kungen und Vorbehalte auf dem Gebiet der Ausgaben, 


wie des Steuerabbaues zu machen. Dieſe Vorbehalte 
liegen nicht im Willen der Regierung, ſondern in der 
harten Notwendigkeit der Tatſachen. Ich halte es ferner 


(D) 
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(Dr. Volkmann, Senator.) 


(A) für meine Aufgabe, Ihnen heute einen Ueberblick dar⸗ 


über zu geben, wie ſich die finanziellen Tatſachen ſeit 
Beginn des Rechnungsjahres geſtaltet haben. Laſſen 
Sie mich dieſen zweiten Teil meiner Ausführungen 
wiederum mit einer formellen Feſtſtellung beginnen. 
Der Volkstag hat die formelle Richtſchnur für unſere 
Finanzgebarung in dem Etatsnotgeſetz gezogen, in⸗ 
dem er uns auf die Etatsbewilligungen von 1924 ver⸗ 
wies. Wir haben uns daran gehalten, haben aller- 
dings Ueberſchreitungen in mehreren Punkten vor⸗ 
nehmen müſſen, welche in dem Augenblick ihre formelle 
Erledigung finden werden, in dem dieſer Etat für 1925 
angenommen ſein wird. Sie haben aber ihre formelle 
Erledigung auch ſchon vorher dadurch gefunden, daß in 
den meiſten Fällen die Ueberſchreitungen entſprechend 
den Wünſchen des Volkstages erfolgten. Es ſind 
eigentlich nur auf zwei Gebieten weſentlichere Mb- 
weichungen vom Haushalt für 1924 vorgekommen, 
nämlich auf dem Gebiet des Sozialweſens, wo haupt⸗ 
ſächlich die Arbeitsloſenunterſtützung weit über die 
Feſtſetzung, die der Etat für 1924 enthielt, hinausge⸗ 
gangen ift, und das gleiche gilt noch für eine Reihe von 
andern Ausgaben auf ſozialem Gebiet. Zweitens iſt 
beim landwirtſchaftlichen Etat durch die vom Volkstag 
genehmigten Fiſcherdarlehen eine nicht unweſentliche 
Ueberſchreitung gegenüber dem Anſatz des Vorjahres 
eingetreten. Im übrigen haben ſich die Abweichungen 
vom Etat für 1924 in den allerengſten Grenzen gehal⸗ 
ten. Sie finden, wie geſagt, auch ihre Erledigung in 
dem Augenblick, in dem der Haushaltsplan für 1925 
verabſchiedet ſein wird. Bedeutungsvoller iſt die zweite 
Frage, die heute den Hauptgegenſtand meiner Dar- 
legungen bilden ſoll. Ich werfe die Frage auf: Wie 
iſt in den erſten vier Monaten des Jahres 1925 die 
Finanzwirtſchaft geweſen? Um Ihnen die Antwort auf 
dieſe Frage zugleich im Vergleich zu den Sätzen des 
Etats geben zu können, habe ich zwei Tabellen drucken 
laſſen, die auf den Plätzen aller Herren Abgeordneten 
liegen. Die Tabelle I betrifft einen vorläufigen Iſt⸗ 
Abſchluß der laufenden Verwaltung aller freiſtaat⸗ 
lichen Haushaltspläne für die Zeit vom 1. April 
bis 31. Juli 1925. Die Tabelle II wird dieſe Abſchlüſſe 
berichtigen. Die Tabelle I, die Sie bitte zuerſt in die 
Hand nehmen wollen, iſt eine kaſſenmäßige Tabelle. 
Unſere Kaſſenbücher weiſen Abſchlüſſe auf, die Sie in 
den Spalten 4 und 5 finden. Ich habe in den Spalten 
2 undz die Nettozahlen der Ueberſchüſſe und Zuſchüſſe 
nach dem Haushaltsplan für 1925 ſo, wie ſie einſtwei⸗ 
len im Hauptausſchuß feſtgeſetzt waren, gegenüber⸗ 
geſtellt. Dabei habe ich dieſe Ziffern durch 3 geteilt, 
weil die Tabelle für einen Zeitraum von vier Mona- 
ten gilt. Die Schlußſumme ift 13 129 600 Gld. Für das 
ganze Jahr beträgt dieſe Zahl nach dem Etat etwas 
über 39 Millionen. Ich habe ſie durch drei geteilt, damit 
ich Ihnen einen Ausſchnitt für dieſen Zeitraum von 
vier Monaten, gewiſſermaßen für ein kleines Rech⸗ 
nungsjahr, geben kann. 


Bei den Ausgaben habe ich vorweg die Zahlungen 
für Gehälter abgeſetzt, ſoweit ſie über den Zeitraum 
von vier Monaten hinausgehen. Am 1. April ſind die 
Gehaltszahlungen für das volle Quartal, vom 1. April 
bis 30. Juni, verbucht und natürlich auch in gleicher 
Höhe in die Tabelle eingeſtellt worden. Am 1. Juli 
ſind die Gehälter für den Zeitraum vom 1. Juli bis 
30. September verbucht worden. Ich habe aber die 
beiden letzten Monate, Auguſt und September, heraus⸗ 
genommen, damit das richtige Bild entſteht. Wir 
können nun diefe Iſt⸗Ueberſchüſſe oder Zuſchüſſe, die 
ſich aus der Geſamtheit der Ausgaben und Einnahmen 
ergeben, dem Etats⸗Soll gegenüberſtellen. Dann haben 
wir einen Ueberblick über die einzelnen Verwaltun⸗ 


j 
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gen, welche gegenüber dem Etatsſoll Mehraufwendun⸗ 
gen verurſacht haben. Dazu muß ich eine allgemeine 
Bemerkung vorweg machen. Dieſe Aufwendungen ſind 
durchweg höher, als dem entſprechenden Teile des 
Etatsſous entſpricht, und zwar hauptſächlich aus zwei 
Gründen. Erſtens aus dem Grunde, weil wir die 
Bauten im allgemeinen im Sommer herzuſtellen pfle⸗ 
gen, das kann man ja auch nicht gut anders machen. 
Infolgedeſſen erfordert der Sommerzeitraum für ein⸗ 
malige Ausgaben bei den Bauten einen größeren Be- 
darf als das Winterhalbjahr. Außerdem hat der Senat 
aber auch Aufwendungen ſolcher Art beſonders for- 
ciert. Wir haben im Intereſſe der Bekämpfung der 
Erwerbsloſigteit uns entſchloſſen, möglichſt alle Bauz 
ten beizeiten ausführen zu laſſen, um Arbeitsgelegen⸗ 
heit zu ſchaffen. Dadurch ſind für Bauten, für Ge⸗ 
bäudeunterhaltungen, Wegebauten und ähnliches rela⸗ 
tiv beſonders hohe Mittel im Sommerhalbjahr ausge⸗ 
geben worden. Ueber den größten Teil des Etatsſolls 
iſt bereits disponiert. Zweitens treten wir in Vorlage 
in einer Reihe von Verwaltungen für Zwecke der Stadt 
und für andere Zwecke. Es erfolgt dann ſpäter dar⸗ 
über die Abrechnung, und die Erſtattung geſchieht am 
Schluß des Jahres. Das gilt namentlich für die Ge- 
hälter. Sie wiſſen, daß in unſerem Etat eine große 
Einnahmepoſition für Erſtattung von Gehältern durch 
die Stadtverwaltung enthalten iſt, zum verfaſſungs⸗ 
mäßigen Ausgleich dafür, daß der Senat die Geſchäfte 
der Stadtverwaltung mitführt. Da der Ausgleich aber 
erſt am Schluß des Jahres erfolgen kann, ſo ſind in 
dieſem Zeitraum die entſprechenden Erſtattungen noch 
nicht eingegangen, und auch daher gibt die Tabelle I 
ein zu ungünſtiges Bild. Nach dieſer Vorbemerkung 
komme ich zu den einzelnen Haushaltsplänen: „Ver⸗ 
pflichtungen aus dem Friedensvertrag.“ Hier iſt eine 
kleine Erſparnis, die damit zuſammenhäugt, daß das 
Gehalt für den Hohen Kommiſſar von Genf noch nicht 
angefordert war. Beim „Zuſchuß an den Hafenaus⸗ 
ſchuß“ iſt nichts zu bemerken, ebenſo nicht beim „Aus⸗ 
bau von Hafen- und Verkehrsanlagen“. Ausgaben 
ſind für den erſten Anſatz nicht zu leiſten geweſen, weil 
der Etat des Hafenausſchuſſes ſich im Ausgleich befand 
und ein Zuſchuß ſeitens Danzigs und Polens nicht vor⸗ 
geſehen war. Was den Ausbau der Hafen- und Ver⸗ 
kehrsanlagen betrifft, ſo iſt über dieſe Etatspoſition 
von zunächſt 500 000 Gulden in keiner Weiſe disponiert. 
„Munitionslagerplatz einſchl. Räumung der Weſter⸗ 
platte“ — da ſteht die Abrechnung noch aus. Die Ver⸗ 
rechnung erfolgt durch die Kämmereikaſſe. Dieſes 
„Günſtiger“ iſt alſo auch nur ein ſcheinbares. Dann 
kommt die Poſition „Hochwaſſerſchäden“. Ein größerer 
Zuſchuß iſt bereits jetzt angefordert worden. Die Be⸗ 
ſeitigung der Hochwaſſerſchäden erfolgt durch den 
Hafenausſchuß. Beim „Volkstag“ ergibt ſich ein kleiner, 
aber erfreulicher Minderbedarf im erſten Quartal. 
Bei den übrigen Anſätzen handelt es ſich durchweg um 
die Ausführung von Bauten, und um die noch aus⸗ 
ſtehenden Abrechnungen. Das gilt beſonders für die 
„Allgemeine Verwaltung“. Dagegen haben wir be 
„Soziales, Kirchen- und Geſundheitsweſen“ den er? 
ſchreckend hohen Mehrbedarf von 1,8 Millionen in un 
Monaten. Er jest ſich im weſentlichen aus den nicht 
in dieſer Höhe vorgeſehenen Zahlungen zuſammen, = 
für Erwerbsloſe gezahlt wurden, aber darüber hinaus 
auch noch aus Zahlungen anderer Art. Sur 
Erwerbsloſe allein kann man rund 1,2 Millionen . 
den Etat veranſchlagen. Ich komme nachher noch 5 
Zuſammenhang auf die Geſamtaufwendungen für rent 
werbsloſe und darauf zu ſprechen, wie ſie unſe en 
Etat beeinfluſſen. Die erwähnten ſozialen Zahn e . 
anderer Art ſind: Landarmenverwaltung 50 000 
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(A) den, Hauptfürſorgeſtelle 100 000 Gulden. 


In dem Etat für das Geſundheitsweſen ſind 
für die Fertigſtellung der Lungenheilſtätte in 
Jenkau 100 000 Gulden mehr aufgewendet worden, für 
die Desinfektionsanſtalt Neufahrwaſſer 120 000 Gul- 
den, und für die ſtaatliche Frauenklinik 80 000 Gulden, 
zuſammen ein Mehr von 300 000 Gulden. Beim Poſten 
„Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung einſchließlich 
Staatsarchiv“ beträgt die Ueberſchreitung 280 000 Gul⸗ 
den. Sie erklärt jiw hauptſächlich durch vorausgenom⸗ 
mene Bauten. Bei „Inneres“ iſt der Mehrbedarf 
dadurch zu erklären, daß die Abrechnungen über die 
Polizeikoſten, welche die Gemeinden als Beiträge zu 
leiſten haben, noch nicht erfolgt ſind. Infolgedeſſen 
ſtehen hier noch Erſtattungen aus. Bei „Handel und 
Gewerbe“ iſt der Zuſchuß minimal. Bei „Juſtiz“ hat 
der Ausfall im weſentlichen darin feinen Grund, daß 
eine Gebührenherabſetzung in großem Umfange erfolgt 
iſt, und daß in Fällen von Mittelloſigkeit oder ungün⸗ 
ſtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen Stundungen oder 
gar Niederſchlagungen erfolgt find. Bei „öffentlichen 
Arbeiten“ ift das Günſtiger im weſentlichen auf noch 
ausſtehende Abrechnungen zurückzuführen. Bei „Land⸗ 
wirtſchaft“ rund 100 000 Gulden, handelt es ſich um 
ausſtehende Pachten. Bei „Forſten“ ijt der Holzein⸗ 
ſchlag, der im Winter erfolgt, noch nicht vereinnahmt. 
Dadurch erklärt ſich der Betrag. Im ganzen kommt 
man zu dem Ergebnis, daß wir ein Günſtiger von 
346 000 Gulden bei den Zuſchußverwaltungen haben 
und ein Ungünſtiger von 3% Millionen. Bei den 
Steuern iſt ein Ungünſtiger von 380 000 Gulden vor⸗ 
handen, das im weſentlichen darauf zurückzuführen iſt, 
daß wir die Verrechnungen für direkte Steuern, ſoweit 
deren Zahlungen vierteljährlich erfolgen, am 15. Auguſt 
vorzunehmen haben. Dieſe Zahlungen waren alfo bei 
Abschluß dieſer Tabelle noch nicht eingegangen. Ein 
Teil mußte aber bereits dieſem Zeitraum gutgebracht 
werden, weil die Steuern für dieſes Quartal entrich⸗ 
tet werden. Außerdem ſind bei direkten Steuern auch 
Steuerſtundungen erfolgt, und zwar in erheblichem 
Maße. Ob alle dieſe Steuerſtundungen beitreibbar 
und, werden wir noch ſehen müſſen. Mit größeren 
Ausfällen muß man möglicherweiſe rechnen. Bei der 
geſamten Zollverwaltung, das ſind nicht allein die 
Zölle, ſondern auch indirekte und Verbrauchsſteuern, 
iſt ein Mehr von 2 465 000 Gulden eingetreten. Ich 

omme darauf nachher noch zurück. 
Wenn man alle dieſe Zahlen ausgleicht, jo bleibt 
ein Defizit von etwa 1 Million übrig. Dieſes Defizit 
erhöht ſich noch dadurch, daß, wie Sie wiſſen, bisher 
Od außerhalb des Haushaltsplans eine Reihe von 
üsgaben ſtehen, die in letzter Stunde noch in den 
Haushaltsplan hineingearbeitet werden ſollen; das 
989 die unter B nachgewieſenen 668 500 Gulden, wovon 
5 600 Gulden als Zuſchüſſe in Rechnung geſtellt 
erden müſſen, während 287900 Gulden bis zum 
1 SU Noch nicht ausgegeben waren, aber inzwiſchen 
von, Heben find, Insgeſamt bleibt ein Fehlbetrag 
multi, Millionen übrig. Wenn man ihn mit drei 
ſehlbertisierte, würde man zu dem recht hohen Geſamt⸗ 
rag von über 4 Millionen kommen. 
Man ber hier ſetzt die Berichtigung der Tabelle II ein. 
ber ann eben die bisherige Rechnung nur mit Vor⸗ 
halten aufnehmen, vor allem, weil viele Vorgriffe in 
den neh EN, „we ele Vorgrifſe 
und 15 eiten Teil des Rechnungs jahres gemacht ſind 
Ich 6 eil die Abrechnungen hierüber noch ausſtehen. 
Sen be mir Mühe gegeben, Ihnen in der Tabelle II 
richti teerichtigten Iſt⸗Abſchluß zu geben. Dieſer be⸗ 
d N e Iſt⸗Abſchluß ift der eigentliche bedeutungs⸗ 
Vorbe Der andere kann nur mit den vorhergemachten 
ehalten aufgenommen werden. Aber ich mußte 


Ihnen doch den anderen zunächſt geben, weil er getreu (C) 


das Bild widerſpiegelt, das unſere Kaſſenbücher auf⸗ 
weiſen, während der zweite Ihnen das Bild zeigt, 
welches erſt nach der notwendigen Retouche anteilig 
in der Rechnung des Staates entſtehen wird. Aber 
dieſe Retouche iſt unentbehrlich, wenn ich einen ſolchen 
Ausſchnitt nehme, wie ihn der geringe Zeitraum von 
vier Monaten darſtellt. Sie ſehen dabei, daß eine 
Reihe von Verwaltungen, welche ungünſtig abge⸗ 
ſchloſſen haben, ihre Fehlbeträge weſentlich mindern 
werden. Aus den geſamten Mehrausgaben, die in der 
erſten Tabelle noch 3,49 Millionen betragen, bleiben 
hier nur noch 1,88 Millionen übrig. Auf der andern 
Seite ſehen Sie auch in der Tabelle II, daß ich die in 
Tabelle 1 günſtiger abſchneidenden Poſitionen berid- 


‚tigt habe und berichtigen mußte, z. B. diejenigen, bei 


denen Ausgaben noch nicht eutſtanden find, aber mit 
Sicherheit entſtehen werden, ſo die Verpflichtungen 
nach dem Friedensvertrag, d. h., die Anforderungen 
für die Stelle des Hohen Kommiſſars, ferner den 
Munitiouslagerplatz auf der Weſterplatte, bei dem wir 
mit Beſtimmtheit rechnen können, daß die 166 600 Gul⸗ 
den auch ausgegeben werden. Ein ſo abgeglichenes 
Bild des Haushaltsplaus ergibt einen Betrag, der 
gegenüber der Etatsprognoſe um 287500 Gulden gün- 
ſtiger ift. Wenn ich auch noch die außerhalb des Etats 
ſtehenden Aufwendungen von 380 600 Gulden abrechne, 
ſo bleibt ein iſtmäßiger Zuſchuß von 93 000 Gulden 
übrig. Damit iſt die Summe, die vorher für das ganze 
Jahr über 4 Millionen betrug, weſentlich herabgemin⸗ 
dert, ſie bleibt hinter dem Betrage von 300 000 Gul⸗ 
den zurück und hält ſich in erträglichen Grenzen, zumal 
wir für dieſen Betrag noch Deckung in den Steuer⸗ 
ſtundungen haben, von denen doch ein Teil ganz be⸗ 
ſtimmt eingehen wird. M. D. u. H.! Das war der 
etwas langweilige und nüchterne Vortrag, den ich 
Ihnen über die Zahlen zu geben hatte. Aber eine Etats- l 
rede ohne Zahlen gibt es nun einmal nicht. Ich habe 
wenigſtens verſucht, Ihnen die Aufnahme der Zahlen 
dadurch etwas zu erleichtern, daß ich Ihnen die Tabel⸗ 
len vorgelegt habe, ſo daß Sie die Zahlen auch leſen 
können. 


Was lehren nun dieſe Zahlen? Ich glaube, ſie 
lehren ſolgendes: 1. Unſer Finanzweſen, das immer in 
Ordnung geweſen iſt, das bisher Ueberſchüſſe geliefert 
hat, iſt auch für dieſen Zeitraum in Ordnung geweſen, 
denn es iſt nur der kleine Fehlbetrag von 93 000 Gul⸗ 
den vorhanden, für den mit Sicherheit die Deckung in 
den Steuerſtundungen gefunden werden kann. Aber 
er lehrt weiter, daß die Balance, daß der Ausgleich ein 
überaus knapper iſt, ein beängſtigend knapper, daß wir 
mit unſern Einnahmen und Ausgaben nicht gerüſtet 
find, um unvorhergeſehene Stöße aufzufangen. Dar- 
über müſſen wir uns klar ſein. Denn wenn wir nach 
der Rückſchau in die Vergangenheit nun den Blick in 
die Zukunft werfen, ſehen wir doch eine Reihe von be- 
ſorgniserregenden Erſcheinungen, eine Reihe von 
dunklen Wolken am Horizont aufziehen, zunächſt das 
ernſte, vielleicht das ernſteſte Problem unſerer Wirt- 
ſchaft, die Arbeitsloſigkeit. M. D. u. H.! Die Beträge, 
die für die Arbeitsloſen aufgewendet worden ſind, 
haben jetzt bereits, vom 1. April an bis zum heutigen 
Tage die Summe von 2,5 Millionen überſchritten. 
Dieſe Summe wendet nur der Staat auf, die Gemein⸗ 
den find dabei nicht einbegriffen. Wenn wir günſtig 
rechnen, und ich glaube, es iſt eine optimiſtiſche Pro⸗ 
gnoſe, daß die Arbeitsloſigkeit bis zum 31. März 1926 
nicht ſchlimmer, aber auch nicht beſſer wird — das iſt 
doch das günſtigſte, was wir erwarten können — dann 
werden wir einen Betrag erreichen, welcher eine 
Jahresbelaſtung von 14 bis 15 Gulden auf den Kopf 
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der Bevölkerung bedeutet, (Hört, hört!) für die 
Arbeitsloſen ſelbſt, für Säuglinge, für alle. Sie fön- 
nen ſich ungefähr ausrechnen, wenn wir in einem Zeit⸗ 
raum im Sommer, in noch nicht einem halben Jahr, 
2,5 Millionen ausgaben, jo werden wir für das ganze 
Jahr mit 5 Millionen nicht reichen. Das iſt eine ſehr 
ernuſte Zahl und eine ſehr ernſte Tatſache, der wir ins 
Auge ſehen müſſen. Es wird ſehr, ſehr ſchwer halten, 
die Deckung für dieſe Ausgaben, die nur zum Teil im 
Etat enthalten ſind, zu finden. Die Tabellen, die 
Ihnen vorliegen, beweiſen Ihnen ganz deutlich, daß 
es bisher nur durch Mehrerträge bei der Zollverwal⸗ 
tung möglich geweſen iſt. Die Mehrerträge der Boll- 
verwaltung ſind zum Teil auf die vorſichtige Veran⸗ 
ſchlagung der Zoneiunahmen zurückzuführen und zum 


Teil auf Mehreinnahmen, die wir bei den einzelnen. 


Verbrauchsſteuern gehabt haben. Ich bin bereit, Ihnen 
das näher darzulegen, ich möchte nur nicht meine Rede 
mit allzuviel Zahlenmaterial belaſten. Dieſer wichtige 
Poſten der Zolleinnahmen ift aber nach meiner Anſicht 
auch ein recht gefährdeter. Es entſtehen zwei ſchwere 
Fragen: Werden die Zolleinnahmen ſo bleiben? Bis⸗ 
her iſt die Kurve der Entwicklung nicht ungünſtig ge⸗ 
weſen, ſoweit es fih um die Danziger Zollerträge 
handelt. Der Prozentſatz der Zölle, die in Danzig 
aufkommen, iſt aber im Vergleich zum geſamten Zoll⸗ 
gebiet dauernd im Steigen begriffen, und zwar aus 
ganz erklärlichen Gründen. Es werden relativ in 
wachſendem Maße mehr Verzollungen in Danzig vor⸗ 
genommen, als im übrigen Zollgebiete. Damit ſteigen 
verhältnismäßig unſere Vorausleiſtungen auf perſo⸗ 
nellem Gebiet, die wir zugunſten Polens machen; 
damit ſinken andererſeits die Erträge, welche wir bei 
der Zollabrechnung zu erhalten haben. Eine an ſich 
ſteigende Tendenz unſerer Zollerträge bedeutet alſo 
noch nicht, daß wir in ſteigendem Maße nach der Ab⸗ 
rechnung Staatseinnahmen erhalten, vielmehr können 
diefe zurückgehen, wenn die Zollerträge in Polen 
ſiuken. Das, was von der polniſchen Regierung be- 
kauntgegeben wurde, läßt auf ein dauerndes Abgleiten 
der Zollerträge in Polen ſchließen. Die polniſche Zoll⸗ 
politik iſt neuerdings aus beſonderen Gründen darauf 
gerichtet, daß ein Abbau der Einfuhr erfolgt. Wir 
müſſen dieſe Tatſachen ruhig und nüchtern ins Auge 
faſſen. Wir wiſſen, daß wir ſie nicht meiſtern können. 
Aber das zeigt zugleich, wie viele enge Verflechtungen 
auch auf ſtaatsfinanziellem Gebiet zwiſchen Polen und 
Danzig beſtehen, die ihre Auswirkung bis in die 
Einzelheiten unſerer Staatskaſſe haben. 

Ich habe dieſe Erwägungen und Gedankengänge 
noch heute morgen der poluiſchen Delegation, die 
wegen der Neuſeſtſetzung des Zollverteilungsſchlüſſels 
ſich hier verſammelt hat, dargelegt. Ich habe der 
polniſchen Delegation erneut den Danziger Wunſch 
kundgetan, man ſolle nicht rechten, man ſolle nicht nur 
nach Gründen dafür ſuchen, wo der Verbrauch mehr 
oder weniger hoch ſei, ſondern man ſolle die etats⸗ 
mäßigen Notwendigkeiten Danzigs gebührend berite- 
ſichtigen, und man möchte auf dieſem Gebiete ein Ent⸗ 
gegenkommen zeigen, weil wir es für eine dauernd 
geſunde Finanzwirtſchaft notwendig haben. Ich 
möchte dieſen Appell, den ich an die Herren gerichtet 
habe und den ſie mit Ernſt zur Erwägung nahmen, 
auch vor der Oeffentlichkeit wiederholen und möchte 
bitten, daß auch von ſeiten des Volkstages eine Unter⸗ 
ſtützung des Senats in dieſer Frage erfolgt. Ohne 
dieſes Entgegenkommen kann unſere Finanzlage im 
Winter ſo ernſt werden, daß ſie einen kataſtrophalen 
Verlauf nimmt. Dieſe beiden Sorgen: wachſende 
Ausgaben für Erwerbsloſe, ſinkende Zolleinnahmen 
ſind leider nicht die einzigen Wolken, die wir am 


Horizont erkennen können. Wir müſſen auch damit 
rechnen, daß auf den anderen Gebieten Mehrausgaben 
gefordert werden und Einnahmerückgänge eintreten. 
Zunächſt haben wir ſchon Einnahmerückgänge in 
ſtarkem Maße durch die Beſchlüſſe zu verzeichnen, die 
aus durchaus erwünſchten und notwendigen Gründen 
beim Einkommenſteuergeſetz gefaßt worden ſind. Der 
Ausfall infolge ſtarken Ausbaues unſerer ſozialen 
Abzüge iſt ſehr groß. Für Staat und Gemeinden zu⸗ 
ſammen bewegt er ſich, wie, glaube ich, im Steuer⸗ 
ausſchuß mitgeteilt wurde, um 200 000 Gulden monat⸗ 
lich, iſt alſo auf 2,4 Millionen Gulden im Jahre zu 
ſchätzen; das iſt für die Monate ab September bis 
März rund 1,4 Millionen Gulden. Ich hoffe, daß wir 
dieſe ſtarken ſozialen Ermäßigungen, mit denen wir 
allen benachbarten Ländern vorangehen, beibehalten 
können. Sie laſſen ſich aber nur beibehalten, wenn 
man bei allen anderen Maßnahmen auf finanziellem 
Gebiete über die knappe Decke ſich dauernd vollkommen 
klar iſt. Man wird weiter auch die Frage aufwerfen 
müſſen, ob wir nicht im Herbſt oder Winter und Früh⸗ 
jahr erneut höhere Ausgaben uns leiſten wollen, um 
den Erwerbsloſen Brot und Arbeitsgelegenheit zu 
ſchaffen. Das iſt zu hoffen, geht aber auch nur im 
Rahmen der vorhandenen Etatsmittel. Die Forde⸗ 
rung nach produktiver Erwerbsloſenfürſorge iſt im 
Senat eingehend geprüft worden. Die produktive Er⸗ 
werbsloſenfürſorge iſt, wie Sie wiſſen, immer ein 
Ziel der Regierung geweſen und wird es immer 
bleiben. In der Praxis aber leidet die produktive 
Erwerbsloſenfürſorge darunter, daß ſie teuer iſt, daß 
die ſachlichen Aufwendungen ein Mehrfaches deſſen 
betragen, was an Löhnen in eine Anlage hineingeſteckt 
wird, jo daß wir uns ernſthaft fragen müſſen, ob wir 
das können. (Sehr richtig!) 

M. D. u. H.] Noch eine Bemerkung. Eins können 
wir bei dieſer Finanzlage gewiß nicht. Wir können 
keine großen, neuen Laſten für die Abdeckung der 
Gründungsſchulden übernehmen. Ich möchte heute 
erneut auch dieſen Appell an die Oeffentlichkeit richten. 
Wer ruhig und nüchtern den Etat und das, was ſich 
bei der Etatsbewirtſchaftung bisher ergeben hat, an⸗ 
ſieht, der wird zu dem Ergebnis kommen, daß neue 
Laſten Danzig auf abſehbare Zeit, jedenfalls ſolange 
die Wirtſchaftslage ſo iſt wie heute, nicht aufgebürdet 
werden können. Wir können ſie auch nicht freiwillig 
übernehmen. (Sehr richtig!) Wir beſtreiten die 
Verpflichtung zur Zahlung einzelner Poſten bekannt⸗ 
lich nicht. Andere werden der Höhe nach beſtritten. 
Wir hoffen, daß wir zu einem Ausgleich kommen. Die 
Erwartungen auf dieſem Gebiete ſind nach den bisher 
gepflogenen Verhandlungen begründet. Aber ehe wir 
neue Laſten übernehmen, bitte ich, daß die Finanzlage 
Danzigs eine eingehende Berückſichtigung erfährt. 

M. D. u. H.! Ich bin am Ende meiner Betrach⸗ 
tungen. Ich glaube, daß das Bild, das ich Ihnen ge” 
zeichnet habe, — sine ira et studio, ohne Parteilichkeit 
und ohne Voreingenommenheit — Ihnen allen als 
ſehr ernſt erſcheint. Wir können mit dem zufrieden 
ſein, was wir bisher erreicht haben. Wir müſſen aber 
in ernſter Sorge ſein, ob dieſer Zuſtand in Zukunft 
aufrechterhalten bleiben kann. Wir müſſen danach 
unfer Handeln täglich einrichten. Ich bitte Sie alle, 
ſeien Sie mit mir Hüter und Wächter für geſunde 
Finanzen. (Lebhaftes Bravol) 

Präſident: Falls der Wunſch auf Vertagung ” 
eine viertel bis eine halbe Stunde vorherrſchend ſe 4 
jute, müßte ein entſprechender Antrag geſtellt 1 
den. (Abg. Weiß: Ich ſtelle den Antrag, ein 
Viertelſtunde zu vertagen.) Es iſt der en 
geſtellt worden, die Sitzung eine Viertelſtund 
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(Präſident.) 
zu vertagen. 
geordneten unterſtützt 


Der Antrag muß von ſieben Ab⸗ 
werden. (Geſchieht.) Die 
Unterſtützung reicht aus. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
Antrag auf Vertagung um eine Viertelſtunde zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 


(Geſchieht.) Das ift die Mehrheit. Es iſt fo beſchloſſen. 
Die Sitzung wird auf eine Viertelſtunde vertagt, 
(Vertagung der Sitzung 5 Uhr 25 Minuten.) 


Die Sitzung wird 6 Uhr 5 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Spill wieder eröffnet. 

Vizepräſident Spill: Ich eröffne die Sitzung 
wieder. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr 
Abg. Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (Z): M. D. u. H.! Ich 
beantrage, die Punkte 1 und 2 der heutigen Tages⸗ 
ordnung abzuſetzen, 

Vizepräſident Spill: Es ift der Antrag geſtellt 
worden, die Punkte 1 und 2 von der heutigen Tages⸗ 
ordnung abzuſetzen. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die den Antrag annehmen wollen, die 
Punkte 1 und 2 abzuſetzen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Danke, das ift die Mehrheit; 
es iſt ſo beſchloſſen. Wir ſind ſomit am Schluß unſerer 
heutigen Tagung angelangt. Es liegt nun ein Antrag 
des Herrn Abg. Schilke und Fraktion vor, der lautet: 

Wir beantragen, um 6 Uhr 15 eine neue Sitzung 
anzuberaumen mit der Tagesordnung: 1. Bericht des 
Hauptausſchuſſes betr. Große Anfrage der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion bezüglich des Poſtkonflikts; 
2. Fortſetzung der heutigen Tagesordnung. 

Wortmeldungen liegen zu dem Antrag nicht vor. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
zangowfki. 

Langowſki, Abgeordneter (Pol.): Ich erhebe da- 
gegen gemäß $ 29 unſerer Geſchäftsordnung Wider⸗ 
Pruch. 

Vizepräſident Spill: Dieſer Antrag bedarf der 
Unterſtützung von ſieben Abgeordneten laut unſerer 
Geſchäftsordnung. Wird der Antrag unterſtützt? 
(Abg. Rahn: Da iſt keine Unterſtützung nötig. Ich 
itte, ſich den Paragraphen anzuſehen, Verteilung von 

rückſachen!) Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Dr. Treichel. 
A Dr. Treichel, Abgeordneter (D. Nat.): Ich habe den 
dalderſpruch des Herrn Abg. Langowſki jo verſtanden, 
a er gegen die Friſtenkürzung Einſpruch erhebt. 
a tejer Widerſpruch bedarf nach unſerer Geſchäftsord⸗ 
zung der Unterſtützung von ſieben Abgeordneten. 
S Herr Präſident hat alſo vollkommen recht, wenn 

nach der Unterſtützung fragt. 


1 Vizepräſident Spill: § 29 unſerer Geſchäftsord⸗ 
ung ſagt ausdrücklich: 


„Der Volkstag kann bei der Feſtſtellung der Tages⸗ 
ordnung beſchließen, die Friſt zwiſchen der erſten und 
zweiten Beratung zu kürzen oder auſzuheben. Bei 
a Friſten vor der einmaligen, der erſten und der 
dritten Beratung darf dies nicht geſchehen, wenn ein 

dabingehender Widerſpruch von ſieben auweſenden 
Ich atordneten unterftübt wird, 
wurde. habe ausdrücklich, da Widerſpruch erhoben 
haben fragt, oo der Antrag unterſtützt wird. Wir 
timy genau nach den Beſtimmungen der Geſchäfts⸗ 
Wort 8 gehandelt. Zur Geſchäftsordnung hat das 
der Herr Abg. Rahn. 


ahn, Abgeordneter (S0 P.): Ich glaube, der 


Herr 8 < 
Dr. Tree ident Spill und der Herr Präfident 
ganz F Del haben den Herrn Abg. Langowffi nicht 
ichtig verſtanden. Der Herr Abg. Langowfki 


leitete ſeinen Widerſpruch aus der Tatſache her, daß 
in dem 8 92 (§ 29! rechts.) unſerer Geſchäftsord— 
nung vorgeſehen ift, daß Druckſachen drei Tage vor 
der Behandlung dem Hauſe zugehen müſſen. Daraus 
leitet er ſeinen Widerſpruch her. Er widerſpricht nicht, 
daß die Sache heute auf die Tagesordnung kommt. Er 
ſagt, das könnte nur geſchehen, wenn die Drucklegung 
rechtzeitig erfolgt wäre. 

Vizepräſident Spill: Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat Herr Abg. Langowſfki. 

Langowfki, Abgeordneter (P.): Ich erhob Wider- 
ſpruch und ſtütze ihn auf 8 92 der Geſchäftsordnung. 

Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Die Not- 
wendigkeit, die Druckſachen zu verteilen, ift nur im 
allgemeinen vorgeſehen. Die Geſchäftsordnung ſagt 
„tunlichſt“. Hier iſt die Verteilung untunlich. 
(Heiterkeit.) i 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Langowſki, ich 
glaube, Ihr Einſpruch ift nicht gerechtfertigt. Es ift 
richtig, Sie können ſich auf $ 92 der Geſchäftsordnung 
ſtützen, aber der § 29 ſpricht eben von der Friſten⸗ 
kürzung. Wenn gegen die Friſtenkürzung Einſpruch 
erhoben wird, ſo bedarf er der Unterſtützung von 
ſieben Abgeordneten. (Abg. Rahn: Friſtenkürzung 
ift nur zuläſſig, wenn die Druckſchriften verteilt find! 
— Tunlichſt! rechts.) Es liegt doch ſo, Herr Abg. 
Langowſki, daß Sie die Druckſache noch zeitig erhalten 
haben. Es handelt fiH hier nur um eine Eutſchließung, 
die jetzt geſtellt wird. Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Langowſki. 

Laugowſki, Abgeordneter (P.): Ich muß der Auf- 
faſſung des Herrn Präſidenten widerſprechen. Es iſt 
unrichtig, daß uns die Druckſachen rechtzeitig vor⸗ 
gelegt worden ſind. 

Vizepräſident Spill: Der Antrag Schwegmann ift 
doch die Druckſache. (Die Enutſchließung! bei den 
Polen.) Als Druckſache kann doch nur die Große 
Anfrage des Herrn Abg. Schwegmann gemeint fein. 
Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. 
Mahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich würde es auker- 
ordentlich bedauern, daß durch den Widerſpruch der 
Polniſchen Fraktion die Angelegenheit heute nicht 
mehr erledigt werden könnte. Aber das Recht der 
Minderheit muß gewahrt werden. Das beſagt, daß 
eine Druckſchrift vorliegen muß. (Hat doch vorge⸗ 
legen! rechts.) Sie hat nicht vorgelegen! Unter⸗ 
brechen Sie mich nicht. Wir haben die Große Anfrage 
der Deutſchnationalen Fraktion erhalten. Sie iſt be⸗ 
ſprochen worden und an den Ausſchuß gegangen. Der 
Ausſchuß hat einen Bericht zu machen und ihn in eine 
Druckfarbe zu faſſen, die dem Haufe zugeht. Sie hat 
etwa zu lauten: „Bericht des Hauptausſchuſſes über 
die Große Anfrage uſw.“ (Mündlich! rechts.) Dar- 
über muß eine Druckſache vorliegen. Sie können 
nicht ganz plötzlich etwas umbiegen, weil Ihnen das 
im Moment angenehm iſt und aus Ihren Motiven 
heraus, die ich auch voll würdige. Das Richtige würde 
ſein, daß die Angelegenheit heute erledigt wird. Aber 
das Recht der Minderheit darf nicht verletzt werden, 
weil der Mehrheit etwas entgegen dem Standpunkt 
der Minderheit angenehm iſt. (Zwiſchenrufe und 
Unruhe.) 

Bizepräfident Spill: Ich ſtehe nicht auf dem Stand- 
punkt, daß die Geſchäftsordnung verletzt iſt. Um aber 
allen Bedenken Rechnung zu tragen, mache ich dem 
hohen Hauſe folgenden Vorſchlag: Wir vertagen — 
wir haben die Sitzung noch nicht geſchloſſen — die 


A 


(B 
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(Präfident.) 
Sitzung um eine halbe Stunde. Dann wird es ſehr 
gut möglich ſein, jedem Abgeordneten den Bericht des 
Ausſchuſſes gedruckt vorzulegen. Damit entfällt der 
Einſpruch des Herrn Abg. Langowſki und den Be⸗ 
ſtimmungen der Geſchäftsordnung wäre ohne weiteres 
Genüge geſchehen. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Langowſki. 

Langowſki, Abgeordneter (P.): Wir wollen wirk- 
lich keine Schwierigkeiten machen. Ich habe unſeren 
Widerſpruch nur damit begründet, daß uns die Druck⸗ 
ſache nicht zugegangen iſt. Unſere Gruppe umfaßt fünf 
Herren, und die haben nicht alle Zeit gefunden, heute 
in der Sitzung zugegen zu ſein. Wir hatten daher 
auch keine Gelegenheit, zu der Entſchließung des 
Hauptausſchuſſes Stellung zu nehmen. Das müßte 
doch geſchehen können. 

Vizepräſident Spill: Wenn Sie Ihren Antrag 
aufrecht erhalten, würde ich mich genötigt ſehen, dem 
hohen Hauſe vorzuſchlagen, ſich noch einmal um eine 
halbe Stunde zu vertagen. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Langowſfki. 

Langomſki, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! Die 
Sache liegt doch fo, es handelt ſich um Formbeſtim⸗ 
mungen, die eingehalten werden müſſen, wenn eine 
Tagesordnung ordnungsmäßig erledigt werden foll. 
Die Formvorſchrift ift in dieſem Falle nicht erfüllt, 
weil uns die Tagesordnung nicht rechtzeitig zuge— 
gangen iſt. Wenn Sie noch einmal ein halbe Stunde 
vertagen, ſo iſt der Zweck unſerer Anſicht nach auch 
noch nicht erreicht, ſondern wir müßten die gedruckte 
Vorlage ein oder zwei Tage vorher in der Hand 
haben. 

Vizepräſident Spill: Ich gebe zu, daß die Form 
darin nicht gewahrt iſt, weil der Bericht des Haupt⸗ 
ausſchuſſes nicht gedruckt vorliegt. Das wäre der 
einzige Einwand, der geltend gemacht werden könnte. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Vorhin wurde der 
Einwand gemacht und das Wort „tunlichſt“ in die 
Debatte geworfen. Damit ſollte ein gewiſſer Bluff 
erzielt werden. Der § 91 unſerer Geſchäftsordnung, 
der von der Verteilung der Druckſachen handelt, ſagt: 

„Die Druckſachen gelten als verteilt, wenn ſie den 
Abgeordneten in ihrer Danziger Wohnung zugeſtellt 
ſind. Auf Anordnung des Präſidenten kann die Zu⸗ 
ſtellung im Gebäude des Volkstagetz 50 Her 

Daraus geht hervor, daß der betreffende Herr, der 
vorhin den Zwiſchenruf machte, wahrſcheinlich die Ge— 
ſchäftsordnung zur Hand hatte, wie ſie ſich in Zukunft 
geſtalten ſoll und daß die künftige Geſchäftsordnung, 
die wir noch gar nicht beraten haben, das Wörtchen 
„tunlichſt“ enthält. Dann ift weiter im $ 92 unferer 
Geſchäftsordnung geſagt: 

Bei einer dreitägigen Friſt müſſen zwiſchen dem 
Tage der Verteilung und dem der Beratung min- 
deſtens zwei Kalendertage liegen. 

Dieſe Vorſchrift gilt ſinngemäß auch für andere 
Friſten. Hier iſt deutlich geſagt, daß eine dreitägige 
Friſt vorhanden ſein muß. Wir kommen am zweck⸗ 
mäßigſten ſo weiter, daß wir eine kurze Zeit vertagen 
und der polniſchen Gruppe Gelegenheit geben, zu der 
Reſolution Stellung zu nehmen. Ich bin überzeugt, 
daß ſich eine Verſtändigung erzielen läßt, wenn die 
einzelnen Fraktionsführer der Koalitionsparteien mit 
der polniſchen Gruppe noch Rückſprache nehmen. Die 
polniſchen Herren werden dann nichts gegen die 
heutige Beratung haben. Wir haben keine Veran⸗ 
laſſung, eine Minorität vor den Kopf zu ſtoßen. Das 
iſt Sache der Deutſchnationalen, die das fünf Jahre 


lang getan haben. Die gegenwärtige Koalition ſollte 


nicht zu derartigen Machtmitteln ſchreiten. 


Vizepräſident Spill: Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
orduung hat der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Herr Abg. Rahn hat vorhin von Bluff geſprochen und 
meint, daß das Wort „tunlichſt“ erſt in der nächſten 
Geſchäftsordnung angewandt werden ſoll. Ich muß 
ihn bitten, in Zukunft die Geſchäftsordnung etwas 
genauer nachzuleſen. Dann wird er finden, daß im 
§ 19, Abſatz 2, ſteht: 

Anträge, die für die einmalige, zweite oder dritte 
Beratung in der Vollſitzung geſtellt werden, ſollen 
nach näherer Beſtimmung des Präſidenten kunlichſt 
gedruckt oder verteilt werden. - 

Die Beſtimmung gilt Heute ſchon. (Abg. Rahn: 
Ausſchußbericht! — Abg. Dr Wendt: Die Sache iſt 
vollkommen eindeutig!) 


Vizepräſident Spill: Es liegt ein Mißverſtändnis 


dariiber vor, was man als Druckſache in dieſem Sinne 
zu verſtehen hat. Als Druckſache kann man hier nur 
die Große Anfrage verſtehen. (Abg. Rahn: Aus⸗ 
ſchußberichtf) Der kommt noch. — Die Große Mun- 
frage ift rechtzeitig zugegangen und verteilt. Es wird 
ſich nun darum handeln, daß der Ausſchußbericht nicht 
gedruckt vorliegt. Dieſer Einwand kann geltend 
gemacht werden. Um dem abzuhelfen, ſchlage ich dem 
hohen Haufe vor, ſich noch eine halbe Stunde zu ver- 
tagen. Dann wird das Büro den Bericht gedruckt 
haben. Die Damen und Herren, die meinem Vor⸗ 
ſchlage zuſtimmen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit. Das hohe 
Haus hat ſo beſchloſſen. Die Sitzung wird um eine 
halbe Stunde vertagt. 

(Vertagung der Sitzung 6 Uhr 20 Minuten.) 

Die Sitzung wird um 7 Uhr wieder eröffnet durch 
den Vizepräſidenten Splett. 

Vizepräſident Splett: T% 
tagte Sitzung wieder. Wir waren ſtehen geblieben bei 
der Feſtſetzung der Tagesordnung für die vorhin ber 
ſchloſſene neue Sitzung am heutigen Abend. Von der 
Polniſchen Fraktion war wegen Nichtverteilung der 
Druckſachen Widerſpruch erhoben worden. Dieſem 
Widerſpruch wurde dadurch begegnet, daß die Drud 
ſache jetzt auf Ihren Plätzen liegt. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Langowfki. 

Langowſki, Abgeordneter (P.): Es handelt ſich 
keineswegs um eine neue Vollſitzung. Wir hatten uns 
nur vertagt. Die alte Sitzung wurde um eine halbe 
Stunde vertagt. 

Vizepräſident Splett: Wir ſtimmen darin iiber? 
ein. Die alte Sitzung wurde vertagt. Ich werde jetz 
die alte Sitzung ſchließen und eine neue anberaumen. 
(Abg. Rahn: Ich möchte den Herrn Präſidenten daran 
aufmerkſam machen, daß die alte Sitzung noch Mi k 
vertagt iſt.) Ich ſchlage Ihnen als Punkt 1 der 
nächſten Sitzung, die nachher anberaumt wird, vor: 

Bericht des Hauptausſchuſſes über die Große quz 

frage des Abg. Schwegmann und Fraktion. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Langowſki. F 

Langowſki, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! 7 
Poluiſche Fraktion hält ihren Widerſpruch aufre A 
und zwar ſtützt fie ihn diesmal auf $ 29 der Geſchäft⸗ 
ordnung. Es iſt allgemein Uſus geweſen, daß E 
ſachen vorher verteilt werden. Das ſchreibt auch 9 
8 19 der Geſchäftsordnung vor. (Es iſt ne 
worden!) Wir haben wiederholt vertagt, weil Fe 
ſochen nicht vorlagen. Ich widerſpreche daher der * 
beraumung dieſes Tagesordnungspunktes. pat 
Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung ) 


das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 


— 


Ich eröffne die vorhin ver? 


C) 


p) 
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(Schwegmann, Abgeordneter.) 

r Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Dieſer 
Widerſpruch iſt meines Erachteus nicht ſtichhaltig, da 
Herr Abg. Langowſki ſich vorhin mit dem Vorſchlage 
einverſtanden erklärt hat. 

Vizepräſident Splett: Es iſt Widerſpruch erhoben 
worden. Da muß ich die Unterſtützungsfrage ſtellen. 
A Wird der Widerſpruch von ſieben Abgeordneten unter⸗ 
ſtützt? (Geſchieht.) Das ift nicht der Fall. Der 
Widerſpruch iſt damit erledigt. Ehe ich die Sitzung 
ſchließe, gebe ich das Wort dem Herrn Abg. Langowſki 
zu einer Erklärung, die er mir vorgelegt hat. 

Langowſki, Abgeordneter (P.): Namens der pol⸗ 
niſchen Gruppe gebe ich folgende Erklärung ab: 

Die polniſche Gruppe ſteht auf dem Standpunkt, 
daß die Entſchließung des Hauptausſchuſſes dem Wohle 
der Freien Stadt Danzig nicht nur nicht förderlich iſt, 
ſondern im gegenwärtigen Stadium der Angelegenheit 
ſchädlich fein kann, Die polnische Gruppe hat demnach 
gegen die Entſchließung geſtimmt, indem ſie gleich⸗ 
zeitig gegen die Beſchlußfaffung über die Entſchließung 
aus geſchäftsordnungsmäßigen Gründen öffentlich in 
dieſer Form Proteſt erhebt. 

. Bigepräfident Splett: Ich ſchlage vor, die nächte 
Sitzung heute abend 7 Uhr 10 Minuten mit dem ein⸗ 
zigen Tagesordnungspunkt abzuhalten: 

Bericht des Hauptausſchuſſes über den Antrag des 

Abg. Schwegmann und Fraktion. Druckſache Nr. 1773. 

Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 7 Uhr 5 Minuten.) 


131. Sitzung. 
Mittwoch, den 16. September 1925. 


Die Sitzung wird 7 Uhr 10 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Splett eröffnet. 
B Am Regierungstiſch: Vizepräſident des Senats 
Gehl, Senator Boetzel; Obergerichtsrat Dr Kettlitz. 
Vizepräſident Splett: Ich eröffne die 131. Sitzung 
des Volkstages und rufe den einzigen Punkt der 
agesordnung auf: : 
Bericht des Hauptausſchuſſes zur Großen 
Anfrage des Abg. Schwegmann und Fraktion. 
lie Druckſache Nr. 1773 zu Nr. 1648. Die Druckſachen 
ae Ihnen vor. Das Wort hat der Herr Abg. 


Raſchke 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Namens meiner 


politiſchen Freunde habe ich zu der Entſchließung 


olgende Erklärung abzugeben: 
‚Die Kommuniſtiſche Fraktion verurteilt aufs 
ſchärfſte den imperialiſtiſchen, chauviniſtiſchen Macht⸗ 


ſtandpunkt Polens, der dahin geht, den Freiſtgat 
Danzig in ſeinen Machtbereich hineinzuziehen. Sie 
verurteilt dieſen Standpunkt um ſo mehr, als nur ſie 
allein berufen ift, das Selbſtbeſtimmungsrecht der 
zölker zu wahren. Die Kommuniſtiſche Fraktion iſt 
lub bewußt, daß durch die vorliegende Reſolution der 
lachthunger des polnischen Imperialismus nicht 
eingedämmt wird. Ebenſo wenig wird dieſer Streich 
gegen das Danziger Volk dem Völkerbund der 
Imperialiſten Veranlaſſung geben, Polen auf ſeinen 
Daun zu beſchränken. Die Verhältniſſe werden erſt 
X andere werden und das Selbſtbeſtimmungsrecht 
Völke 9 gewahrt bleiben, wenn an Stelle des 
a Toundes der Imperialiſten der Völkerbund der 
(Heiterk etunſon treten wird. 


8 — und Bravo⸗Rufe bei den Kommuniſten.) 
mas dennoch der vorliegenden Reſolution zu⸗ 


Selbſtbeſ ſo aus dem Grunde, weil auch wir für das 
0 eſtimmungsrecht und die Selbſtverwaltung der 
(Bravo nen Stgaten eintreten. 


Kommunisten. ieder mit dem Völkerbund! bei den 


Vizepräſtd i 

li event Splett: Weitere Wortmeldungen 

. n bt vor. Die Beratung ift geſchloſſen. Wir 
zur Abſtimmung über die Entſchließung: 


— — —-—. — — — nen 


Der Volkstag hat in ſeiner Sitzung vom 10. Sep⸗(C) 


tember 1925 zum Sachverſtändigen⸗Gutachten der 
Poſtkommiſſion des Völkerbundes Stellung genommen. 
Der Volkstag als die berufene Vertretung des Dan⸗ 
ziger Volkes bringt einmütig zum Ausdruck, daß die 
Behandlung Danzigs in der Frage des Poſtkonflikts 
als eine Verletzung der im Verſailler Vertrag und 
in der Pariſer Konvention feſtgelegten Rechte der 
Freien Stadt Danzig angeſehen wird. Die von der 
Poſtkommiſſion gezogenen Grenzen des Hafens ſind 
nach Danziger Empfinden eine Ungerechtigkeit. Das 
Gutachten der Poſtkommiſſion hat in Danzig ſtarke 
Entrüſtung hervorgerufen. Der polniſche Poſtbetrieb 
in Danzig darf nach den Verträgen nur im Hafen 
liegen. Der Volkstag iſt erſtaunt, daß in dieſer für 
Danzig lebenswichtigen Frage die Kommiſſion keine 
Begründung für ihr Gutachten gegeben und die Dan⸗ 
ziger Darlegungen unberückſichtigt gelaſſen hat. . 

Der Volkstag erwartet, daß der Rat des Völker⸗ 
bundes das vorliegende Gutachten nicht zur Grund⸗ 
lage ſeiner Entſcheidungen machen wird, 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ent⸗ 
ſchließung, Druckſache Nr. 1773, zuſtimmen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich ſtelle feſt, daß 
das Haus die Entſchließung mit überwiegender Mehr⸗ 
heit angenommen hat. M. D. u. H.! Wir ſind am 
Schluß unſerer heutigen Tagesordnung. Es liegt mir 
nun ob, Ihnen für die nächſte Sitzung, morgen, nach⸗ 
mittags 3 Uhr 30, Vorſchläge für die Tagesordnung 
zu machen. Ich würde Ihnen vorſchlagen, morgen die 
Tagesordnung der heutigen 130. Sitzung zu erledigen, 
die heute vertagt worden iſt, und die Punkte erneut 
auf die Tagesordnung zu ſetzen. Weiter käme: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Muj- 
bringung von Geldmitteln zum Wohnungsbau. — 
Urantrag des Abg. Hohnfeldt und Fraktion. — Druck 
ſache Nr. 1641 zu Nr. 262. - 

„Antrag des Abg. Raſchke und Fraktion betr. Ein- 
leitung eines Diſziplinarverfahrens gegen zwei 
Beamte der Schutzpolizei. — Druckſache Nr. 1647. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ge⸗ 
währung von Sonderzuſchlägen an Empfänger von 
Renten nach den Reichsverſorgungsgeſetzen. — Ur⸗ 
antrag des Abg. Gebauer und Fraktion. — Druckſache 
Nr. 1263 zu Nr. 1184 und 1046. 

Bericht des Steuerausſchuſſes zum Antrag des 
Abgeordneten Schmidt, Rob., und Fraktion betr. Vor⸗ 
lage eines Geſetzentwurfs zur Befreiung der Privat⸗ 
wirtſchaft von der Grundwertſteuer. — Druckſache 
Nr. 1487 zu Nr. 1048. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Be⸗ 
ſeitigung der Leibesfrucht. — Urantrag des Abg. Raube 
und Fraktion. — Druckſache Nr. 1494 zu Nr. 848. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aende⸗ 
rung des Reichsſtrafgeſetzbuches. — Urantrag des Abg. 
Raube und Fraktion. — Druckſache Nr. 1495 zu Nr. 849. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab⸗ 

änderung des Fiſchereigeſetzes vom 11. Mai 1916. — 
Druckſache Nr. 1703 zu Nr. 1353. 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Geſetzes über die Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten der Stadtgemeinde Danzig. 
— Urantrag des Abg. Dr. Eppich und Gen. — Drud- 
ſache Nr. 245 zu Nr. 85. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Dr. Bing. 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): Ich erhebe 
Widerſpruch gegen den zweiten vorgeleſenen Punkt: 
Einleitung eines Diſziplinarverfahrens gegen zwei 
Schupobeamte. Die Sache iſt noch gar nicht aus dem 
Rechtsausſchuß heraus. Es muß hier ein Irrtum 
vorliegen. (Zurufe.) 

Vizepräſident Splett: Das ift eine andere Sache. 
(Abg. Ur Bing: Ich ziehe den Widerſpruch zurück!) 
Der Widerſpruch iſt zurückgezogen. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich bitte den Herrn 
Präſidenten, anzugeben, welches der erſte Punkt der 
Tagesordnung iſt. Wir haben am heutigen Tage 


mehrere Angelegenheiten behandelt und niemand 


weiß daher, was morgen behandelt werden ſoll. Sollte 
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(Rahn, Abgeordneter.) 
(A) der Herr Präſident damit die Fortſetzung der dritten | die für die 130. Sitzung feſtgeſetzt worden war. (Abg. (B) 
Beratung des Etats meinen, jo bitte ich, das deutlich | Rahn: Das weiß kein Menſch!) Es war die Sitzung, 
zu jagen, damit das ſtenographiſche Büro davon Notiz die wir um 3 Uhr 15 hatten. Widerſpruch wird nicht 
nehmen kann. } laut. Ich ſtelle das feft. Die Tagesordnung iſt ſo 
Vizepräſident Splett: Ich habe ausdrücklich Her- beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 
vorgehoben, daß es ſich um die Tagesordnung handelt, (Schluß der Sitzung 7 Uhr 15 Minuten.) 
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men werden. Wir können eigentlich kaum annehmen, 
daß ein großer Staat wie die Republik Polen ſich auf 
Koſten dieſes kleinen Danzig bereichern will. Polen 
würde ſich damit um ſeinen letzten Kredit und ſein letztes 
Anſehen im Ausland bringen. Sollte dieſer Verſuch 
dennoch unternommen werden, ſo rufen wir Ihnen zu: 
„Meine Herren von der Regierung, bleiben Sie hart!“ 
Wir erwarten dann, daß ſich der Völkerbund ſeiner 
Pflicht gegenüber Danzig in dieſer Frage erinnert. Be⸗ 
züglich der Gründungskoſten ſtehen wir vollinhaltlich 


hinter dem, was Herr Senator Dr. Volkmann geſtern 
hierzu ausgeführt hat. Es iſt Pflicht des Völkerbundes 
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(Philipſen, Abgeordnete.) 
gegenüber Danzig, daß er ſeinen Einfluß bei der Repa⸗ 
rationskommiſſion und bei der Botſchafterkonferenz da⸗ 
hin ausübt, daß von Danzig keine Leiſtungen verlangt 
werden, die es nicht leiſten kann. Diejenigen, die dies 
Staatsgebilde gegen den Willen der geſamten Danziger 
Bevölkerung ſchufen, dürfen dieſem Gebilde nicht den 
Lebensnerv durchſchneiden. (Abg. Doerkſen: Sehr 
richtig!) 


Die Aenderung, die die Haushaltspläne in der letzten 


Ausſchußberatung erfahren haben, ſtehen im Zeichen des 
mit der Regierungsumbildung erfolgten Kurswechſels. 
Wir ſtoßen bei dieſen Aenderungen auf Fragen, die bei 
der Regierungsumbildung die entſcheidende Rolle ſpiel⸗ 
ten. Ich erinnere an die Abänderungsanträge der Re⸗ 
gierungsparteien zu den Haushaltsplänen der Verwal⸗ 
tung des Innern und der Zollverwaltung. Unſere Auf⸗ 
forderung an die Regierungsparteien im Ausſchuß, ihre 
Anträge zu begründen, begegnete eiſigem Schweigen. Ein 
neues Verfahren! Bisher war es üblich, daß Anträge 
in den Ausſchüſſen begründet wurden. Ich weiſe darauf 
hin, daß, wenn die Antragſteller zur Begründung ihrer 
Anträge in den Ausſchüſſen nicht erſchienen waren, dieſe 
Punkte von der Tagesordnung abgeſetzt wurden. 

Die Abſtriche bei der Schutzpolizei und die damit ver⸗ 
bundene zahlenmäßige Verringerung bedeutet zweifellos 
eine Schwächung unſerer Polizei und damit der Macht⸗ 
mittel des Staates. Sie begeben ſich damit auf gefähr⸗ 
liche Bahnen. Wenn aber neben dieſer zahlenmäßigen 
Verringerung der Polizeikräfte durch Reden, wie ſie vor 
kurzem ein Vertreter der ſtärkſten Regierungspartei, 
Herr Abg. Dr. Bing, aus Anluß der Beſprechung einer 
Großen Anfrage betreffend die Schutzpolizei gehalten hat, 
auch noch der Geiſt der Pflichttreue und das Verantwor⸗ 
tungsgefühl der Sicherheitsbeamten unterdrückt werden, 
ſo liegt hierin eine weitere große Gefahr. Vor Expe⸗ 
rimenten bei Umorganiſationen der Schutzpolizei möch⸗ 
ten wir auch an dieſer Stelle dringend warnen. Wir 
bitten die Herren vom Zentrum, ſich diejenige Organi⸗ 
ſation, die der hochverdiente frühere Senator Schümmer 
in dankenswerter und vorbildlicher Weiſe geſchaffen hat, 
nicht zerſchlagen zu laſſen. (Abg. Schwegmann: Sehr 
gut!) Wir empfinden es als eine unabwendbare 
Pflicht einer nationalen und ſtaatserhaltenden Oppoſi⸗ 
tion, in dieſer Stunde unſere warnende Stimme zu die⸗ 
ſer Frage noch einmal zu erheben. 

Im Ausſchuß wurde uns zu dem Antrag auf Ver⸗ 
ringerung der Schutzpolizei auf unſere Anfrage von der 
Regierung erwidert, daß die beantragten Aenderungen 
bei der Schutzpolizei nach Auffaſſung der Regierung 
„tragbar“ ſeien. Wir müſſen bemerken, daß dieſes 
Wort „tragbar“ ſehr vorſichtig gewählt iſt, (Abg. 
Doerkſen: Sehr richtig!) und bei den Gefahren, die 
nicht ausreichender polizeilichen Schutz in Danzig für 
unſer Staatsweſen in ſich birgt, doch wohl zu ſtarken 
Bedenken Anlaß geben muß. Ich ſetzte hinter das Wort 
„tragbar“ ein großes Fragezeichen. Niemand, m. D. 
u. H., kann wohl ſehnſüchtiger wünſchen als wir ſelbſt, 
daß Sie mit Ihrem Silberſtveifenoptimismus in dieſer 
Frage gegen mich Recht behalten möchten. Wir wagen 
aber dennoch hieran zu zweifeln und bedauern, daß die 
Regierung dem Anſturm der Sozialiſten und Liberalen 
in dieſer Frage nachgab. 

Doch wir kritiſieren nicht nur, wir erkennen auch an. 
Die ſo oft von zwei Parteien der Regierung ſo ſcharf 
kritiſierte und als Unteroffizierſchule bezeichnete Polizei⸗ 
ſchule laſſen Sie in Ihrer bisherigen Zuſammenſetzung 
beſtehen. Wir erkennen dies mit Genugtuung an und 
freuen uns, daß auch bei Ihnen, m. H. von den Libe⸗ 
ralen und der Sozialdemokratie, einmal die beſſere Ein⸗ 
ſicht ſiegte. Wir glauben, daß die feſte Haltung des 
Zentrums in dieſer Frage einen Erfolg hatte. Leider 


war es der erſte und bisher der einzige Erfolg des Zen⸗ 
trums in der neuen Regierung. Aber, m. H., laſſen Sie 
ſich dieſen erſten Erfolg eine Lehre für die Zukunft ſein. 
Die Abſtriche bei der Zollverwaltung bedeuten nach un⸗ 
ſerer Auffaſſung eine ſchwere Schädigung für unſere 
Wirtſchaft. Wenn nach Beendigung des deutſch-polni⸗ 
ſchen Wirtſchaftskrieges der Warenaustauſch mit unſeren 
Nachbarſtaaten den früheren Umfang erreicht haben 
wird, wird unſere Wirtſchaft rufen: Gebt uns unſere 
Zollbeamten wieder. | 

Im Gegenſatz zu dieſen höchſt bedenklichen Abſtrichen 
und der Verſicherung der Regierung, Sparſamkeit zu 
üben, ſtehen Abänderungsanträge zu den Haushaltsplä⸗ 
nen anderer Verwaltungen. Im Haushaltsplan für Be⸗ 
triebe, Verkehr und Arbeit wird ein Betrag von 112 500 
Gulden zur Beteiligung an der Aktiengeſellſchaft Oikos 
gefordert. Immer, wenn dieſe Frage auftauchte, haben 
wir unſere warnende Stimme erhoben. Umſonſt. Sie 
wollten es anders und kamen damit der Forderung des 
ſozialdemokratiſchen Redners bei Beſprechung der Regie⸗ 
rungserklärung auf Sozialiſierung der Wirtſchaft dem 
erſten Schritt entgegen. (Davon haben Sie doch keine 
Ahnung! links. — Abg. Brill: Ein Briefmarkenkleber 
verſteht davon nichts!) Sehr geiſtreich, Herr Brill, 
wie Sie immer find, i 

Vizepräſident Spill: Es wird drüben gejagt Brief 
markenkleber. Ich nehme natürlich an, daß damit kein 
Mitglied des hohen Hauſes gemeint iſt. “ (Zwiſchen⸗ 
rufe!) Ich frage Sie, Herr Abg. Brill, haben Sie 
damit ein Mitglied des Hauſes gemeint? (Abg. Brill: 
Ich habe den Herrn Abg. Philipſen damit gemeint!) 
Ich rufe Sie zur Ordnung. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Das iſt ein be⸗ 
denklicher Anfang. Wir ſind der Auffaſſung, daß öffent⸗ 
liche Mittel nicht dazu verwandt werden dürfen, 
Unternehmungen zu ſanieren. (Sehr richtig! rechts.) 
Um etwas anderes handelt es ſich hier nicht. Dazu ſind 
uns aber die öffentlichen Mittel zu ſchade. Wir betrach⸗ 
ten dieſe Kapitalsanlage als eine äußerſt ſchlechte und 
glauben Ihnen ſchon heute ſagen zu können, daß Sie 
dieſen Betrag à fond pordu ſchreiben können. Die meiz 
tere Entwicklung wird uns Recht geben. 
zeiverwaltung ſchaffen Sie durch die Umwandlung eine 
Oberſekretärſtelle in eine Amtsratſtelle eine neue Beför⸗ 
derungsſtelle. Eine Begründung dafür geben Sie nicht. 
Ich frage: Geſchah dieſe Umwandlung der Stelle aus 
einem Bedürfnis heraus, oder wollen Sie lediglich für 
einen geſinnungstüchtigen Beamten eine Beförderung 
ſtelle ſchaffen? Wenn die finanzielle Auswirkung au 
gering ift, jo weichen Sie damit doch von ihrem Grund 
ſatz der Sparſamkeit ab. Im Haushaltsplan der Jufti 
verwaltung bringen wir eine Entſchließung ein. Damit 
geben wir Ihnen Gelegenheit, eine höhere Beamtenſt ¢ 
im Einzelgehalt II zu ſparen. Wollen Sie Ihren 9 
hinausgeſchrieenen Ruf nach Sparſamkeit nicht ledigli 
ein Agitationsmittel ſein laſſen, jo folgen Sie unſerer 
Entſchließung. Oder ſoll auch dieſe Stelle für eine be 
ſtimmte Perſon offen gehalten werden? (Für Phi⸗ 
lipſen! für Ziehm! für einen deutſchnationalen Futter 
krippenkandidaten! links.) Vier Wochen Linksregle⸗ 
rung haben bewieſen, was wir vorausſagten, die Dikta⸗ 
tur der Sozialdemokratie in der neuen Regierung, 
(Sehr gut! rechts.) Ich 


erinnere an die Zurücknahez 
des überaus wichtigen Arbeitöbienfinflichtgefeges und e 


betr. die Mietserhöhungen. (Hört! 3 
links.) Ich erinnere an die Zurückſtellung BT 
Lichtſpielgeſetzes. (Das ſtimmt nicht! links 
In der Politik gegenüber Polen haben Sie n 
Ihren Kurswechſel die erſten Backpfeifen Pen 
weitere werden folgen. Denken Sie an die inzwiſ 

erfolgte Erſchwerung des Zahlungsverkehrs mit 
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und an die Entfernung des Schildes für die rheiniſche 
Woche auf der Inſel am Hauptbahnhof. Das letztere 
ift an jih eine nicht ſehr bedeutſame Angelegenheit, aber 
dennoch iſt es eine Antwort auf Ihren Ruf nach Ver⸗ 
ſtändigung. Wohin die Ziele Polens in Bezug auf Dan⸗ 
zig gehen, hat der polniſche Außenminiſter Skrzynski in 
einer Unterredung dem Berichterſtatter der „Danziger 
Neueſten Nachrichten“ in Genf gegenüber ziemlich klar 
angedeutet. Er hat klar ausgeſprochen, daß Polen ſeine 
Ziele auf Danzig auf dem Wege über die Danziger 
Linksregierung leichter, ſchneller und ſicherer zu erreichen 
glaubt. (Hört! hört! rechts.) Es iſt immer ein 
bedenkliches Zeichen, wenn ein nicht gerade freundlich ge- 
ſinnter Nachbar ſo über eine Regierung urteilt. Ich er⸗ 
innere an das Bismarckwort: „Wenn meine Feinde 
mich loben, habe ich ficher eine große Dummheit ge- 
macht.“ (Abg. Bing: Das ſtammt doch von Bebel! 
Große Heiterkeit links.) Dann haben Sie nichts von 
ihm gelernt. Sie lachen über Ihre eigene Einfältigkeit. 
Am Lachen erkennt man eine beſtimmte Sorte von Men⸗ 
ſchen. Aus den Ausführungen des polniſchen Außen⸗ 
miniſters geht zweifellos hervor, wie recht Herr Dr 
Ziehm hatte, als er ber der Beſprechung der Regierungs⸗ 
erklärung ſagte, der polniſche Kaufmann wolle nicht mit 
dem Danziger Kaufmann Geſchäfte machen, er wolle an 
die Stelle des Danziger Kaufmanns treten. M. D. u. H.! 
Soeben haben wir Zeitungsnachrichten entnommen, daß 
in Genf das Sachverſtändigengutachten der Poſtkommiſ⸗ 
ſion vom Völkerbund anerkannt ſein ſoll. Ob dieſe 
Nachricht richtig iſt, läßt ſich zur Zeit nicht nachprüfen. 
Für meine politiſchen Freunde kann ich aber ſchon jetzt 
jagen, eine derartige Entſcheidung würde von uns 
Deutſchnationalen niemals als zu Recht boſtehend aner- 
annt werden. (Sehr richtig! rechts.) 

Wir können dieſer Regierung kein Vertrauen ent⸗ 
gegenbringen. Wir fürchten, daß ſie, ſtatt wie ſie es ver⸗ 
Spricht, Wirtſchaft und Staat zu retten, Wirtschaft und 
Staat zerſchlagen wird. Was wir auf dem Gebiet des 
Steuerweſens bisher ſahen, zeigt uns, daß ſie die Nöte 
unſerer Wirtſchaft noch nicht verſtanden hat und 
ſtärkt unſere Befürchtungen nur allzuſehr. Darum werden 
kr das Haushaltsgeſetz bei der Schlußabſtimmung ab- 
ehnen. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 5 
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Sinne des Wortes ausgebeutet. 


Bei den Etats haben wir nur noch zu einem Etat 
etwas zu bemerken. Das ift der Etat für Geſundheits⸗ 
weſen. Die geſundheitlichen Zuſtände ſind in Danzig 
nicht ſehr roſig. Es hat ſich auch in letzter Zeit gezeigt, 
daß hier in Danzig bezw. Ohra Typhusfälle vorgekom⸗ 
men find, die beſonders auf die Waſſerzuleitung zurück⸗ 
zuführen find. (Stimmt nicht! links.) Dieſe Ge- 
fahr, die vielleicht für Ohra gebannt iſt, beſteht nach wie 
vor für Oliva. In Oliva, Schwabental, ift in dem Haufe 
Abbau 4 kein Brunnen vorhanden. Die Bewohner die⸗ 
ſes Hauſes ſind gezwungen, ihr Waſſer aus einem Bach 
zu ſchöpfen, der ein Abfluß für alle möglichen unreinen 
Gewäſſer iſt. Nebenbei befinden ſich in dem Bach auch 
Tierkadaver, die ſchon lange in Fäulnis übergegangen 
ind, (Abg. Klawitter: Hat die noch keiner heraus⸗ 
gefiſcht? Heiterkeit.) Dies iſt eine Gefahr für den 
Freiſtaat, und wir wünſchen, daß das Geſundheitsweſen, 
das ſchon verſchiedentlich auf dieſe Zuſtände aufmerkſam 
gemacht worden iſt, ſie beſeitigt. 

Wir haben zu dem Etat dann noch drei grundlegende 
Entſchließungen eingebracht. Die erſte Entſchließung in 
der Druckſache Nr. 1732 verlangt, daß für alle Beam⸗ 
ten und Angeſtellten der Senatsverwaltungen der Acht⸗ 
ſtundentag wieder eingeführt wird. Wir verlangen wei⸗ 
ter, daß die Arbeitszeit durchgehend iſt und in den Som⸗ 
mermonaten nach 7 Uhr morgens nicht beginnen darf. 
Ich hatte ſchon einmal Gelegenheit, darauf hinzuweiſen, 
daß der Achtſtundentag in den Fällen, wo er verloren 
gegangen iſt, wieder zur Durchführung gebracht werden 
muß. Dieſe Entſchließung nimmt dazu Stellung und 
verlangt, für die Beamten und Angeſtellten den acht⸗ 
ſtündigen Arbeitstag. Wir müſſen es umſomehr ver⸗ 
langen, als unſeren Forderungen bei Beſprechung der 
Regierungserklärung nicht Genüge geſchehen iſt und der 
Senat eine dahingehende Verordnung, die den Achtſtun⸗ 
dentag für die Beamten wieder einführt, nicht 'erlaſſen 
hat. Wir erwarten nunmehr, daß es geſchieht. 

Eine weitere Entſchließung, Druckſache Nr. 1763, iſt 
zum Haushaltsplan für Betriebe, Verkehr und Arbeit 
geſtellk. Sie will, daß die Beförderungsmittel verſtaat⸗ 
licht und von Staatswegen weiter unterhalten und ge⸗ 
führt werden. Zur Begründung dieſer Entſchließung 
iſt, glaube ich, nicht viel zu ſagen. Es muß jedem klar 
ſein, daß die heutigen Beförderungsmittel nicht der Zeit 
entſprechen. Ich erinnere an die Unfälle, die ſchon des 
öfteren eingetreten ſind, wenn auch dabei nicht ſo ſehr 
Perſonen in Mitleidenſchaft gezogen wurden, ſo iſt doch 
zu rügen, daß die Behandlung und Bedienung der Wa⸗ 
gen zu wünſchen übrig läßt. Aus dieſem einfachen 
Grunde ift es notwendig, daß dieje Wagen und Ver- 
kehrsmittell[ von Staatswegen verwaltet werden. Wir 
denken dabei nicht allein an die Autobuſſe, ſondern auch 
an die Straßenbahn und Kleinbahn. Alle dieſe Per- 
kehrsmittel fallen unter unſere Entſchließung. Weiter 
verlangen win in der Entſchließung, daß die Ausbil- 
dung ſämtlicher Kraftwagenführer von Staatswegen ut- 
entgeltlich zu erfolgen hat. Die Schüler werden gerade 
von dem Privatlehrer, man kann ſagen, im wahren 
Sie müſſen eine ge⸗ 
wiſſe Summe bezahlen und die Lehrer kümmern ſich 
einen Dreck darum, ob der Chauffeur feine Arbeit lei⸗ 
ſten kann, op er überhaupt in der Lage iſt, den Wagen 
zu führen. Darum verlangen wir, daß dieſe Sache auch 
von Staatswegen in die Hände genommen wird. 

Die dritte Entſchließung in der Druckſache 1764 will 
im Grunde genommen die Entkaſernierung der Schupo. 
Das war eine Forderung, die wir der neuen Regierung 


vorlegten, die allerdings darauf nicht reagierte und 


glaubte, ſie mit einer Handbewegung beiſeite ſchieben zu 
können. Das Lied Schupo iſt bekannt. Nicht wir allein 
haben etwas an der Schupo auszuſetzen. Selbſt in den 
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Raſchke, Abgeordneter.) 

Kreiſen der Rechten wird ihr Verhalten nicht gebilligt. 
Herr Abg. Philipſen ſang vor mir ein Loblied auf die 
Schupo. Ich glaube behaupten zu können, daß das nicht 
aus ſeinem Herzen geſprochen war. (Abg. Bhilipien: 
Da irren Sie ſich!) Beſonders die Behandlung der 
Staatsbürger ift verwerflich und zu verurteilen, wenn 
fie fo gehandhabt wird, wie es bis jetzt der Fall war. 
Das ijt zum großen Teil das Produkt der Erziehung 
der Schupo. Die Lehrer der Schupo rekrutieren ji) 
ſelbſtwerſtändlich aus den oberen Kreijen, d. h., aus den 
Kreiſen der Offiziere. Wir verlangen in unſerer Ent⸗ 
schließung, daß die Schupo andere Wohnungen erhält 
und aus dieſen geſchloſſenen Kreiſen, aus der Kaſerne, 
herauskommt. Wir glauben beſtimmt, daß dies mit 
eine Urſache aller Vergehen und Mißgriffe der Schupo 
iſt. Das trifft beſonders auf die Unverheirateten zu, die 
zur 4 oder 5 Perſonen in einem Zimmer wohnen und 
ſich dort in ihrer freien Zeit auch aufhalten. Bei dieſem 
Zuſammenſein von 4 oder 5 Schutzpolizeibeamten wird 
alles mögliche Schlechte ausgeheckt, darunter auch, wie 
man die Bevölkerung noch mehr ſchikanieren kann. Um 
das zu vermeiden, verlangen wir die Unterbringung 
der Schupo bei Privatperſonen und den Umbau der Ka⸗ 
ſernen zu Wohnungen. Die Familien, die heute zu 
dreien und vieren zuſammenwohnen, können auf dieſe 
Art und Weiſe Wohnungen erhalten und die jungen un⸗ 
verheirateten Schupobeamten bei ſich aufnehmen. 

Wir verlangen weiter, daß der Dienſt in geſchloſſenen 
Formationen heute verſchwindet. Er wickelt ſich nämlich 
heute genau ſo ab, wie vor dem Kriege beim Militär. 
Auch heute findet man noch bei der Schupo Vorbeigehen 
in gerader Haltung, Grüßen durch Handanlegen an die 
Kopfbedeckung und wie die Dinge alle jo ſchön vor dem 
Kriege hießen. Weiter finden wir in geſchloſſenen For⸗ 
mationen das Karabinerſchießen, Handgranatenwerfen, 
Ausbildung am Maſchinengewehr, an Kanonen uſw. 
Das braucht die Schupo nicht, weil ſie nur eine Sicher⸗ 
heitsmannſchaft bezw. eine Polizeimannſchaft ſein ſoll. 
Wenn heute noch derartige Inſtruktionen und Uebun⸗ 
gen beſtehen, ſo zeigt das eben, daß nicht eine Schutz⸗ 
mannſchaft aufgezogen wird, ſondern eine Militärtruppe. 
Um das zu vermeiden, verlangen wir, wie unſere Cnt- 
ſchließung ſagt, daß die geſchloſſenen Formationen auf⸗ 
hören, und daß nur noch Unterricht in geſchloſſenen For- 
mationen jtattfindet, wenn es fih um die Sicherheit des 
Publikums bezw. des Mannes ſelbſt handelt. Es kann 
nur der Unterricht in Frage kommen, der gegeben wer⸗ 
den muß, um die Schupowachtmeiſter über die Grund⸗ 
ſätze, die für den Straßendienſt nötig ſind, zu unterrich⸗ 
ten. Weiter müſſen fie auch lernen, für ihre eigene Si- 
cherheit zu ſorgen. Das wäre eventuell die Ausbildung 
mit der Schlagwaffe. Alles, was darüber hinausgeht, 
muß abgebaut werden. 

Die Etats ſelbſt werden wir ablehnen, weil fie nicht 
das bringen, was wir erwartet haben, nämlich Abbau der 
Techniſchen Nothilfe und der Einwohnerwehr und auch 
keine Verbeſſerung für die ſoziale Notlage der Arbeiter 
in den einzelnen Etats. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 5 ö 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich bedauere recht 
ſehr, daß ſich die Wünſche derjenigen Parteien, die ſich 
früher in der Oppoſition befanden, jetzt bei der Neufeſt⸗ 
ſetzung des Etats noch nicht haben verwirklichen laſſen. 
Aber es iſt natürlich, daß eine Regierung, die vier Wo⸗ 
chen am Ruder iſt, nicht gleich homogen zuſammenarbei⸗ 
ten kann, beſonders dann nicht, wenn acht widerſtrebende 
Elemente, die hauptamtlichen Senatoren, in dieſer Re⸗ 
gierung vorhanden find, Hoffentlich wird das Zuſam⸗ 
menarbeiten in Bälde ein beſſeres. Dann können die 
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Parteien, die früher in der Oppoſition waren und die 
jetzt zur Regierung gehören, die betreffenden Anträge 
neu einbringen. Dann können ſie verabſchiedet werden. 
Da die Etats dringend verabſchiedet werden mußten, 
konnte man weſentliche Aenderungen nicht mehr vorneh⸗ 
men, Die kleinen Abänderungsanträge der Liberalen 
Fraktion ſollen jetzt Geſetz werden. All das Weitere, 
der große Abbau, die Befreiung des Staates von der 
übergroßen Laſt, unter der er zu leiden hat, ließ ſich 
naturgemäß noch nicht bewerkſtelligen. Ich bedauere das 
außerordentlich und hätte gewünſcht, daß bei der Feſt⸗ 
ſetzung dieſes Etats ein weſentlicher Teil deſſen, was die 
früheren Oppoſitionsparteien, die jetzigen Regierungs⸗ 
parteien, verlangten, in dieſem Etat ſchon verwirklicht 
wäre. Warten wir die Entwickelung der Dinge ab, und 
urteilen wir über dieſe Regierung, nachdem wir ihr Zeit 
gelaſſen haben, ihre frühere Abſicht in die Tat umzu⸗ 
ſetzen. 

Herr Senator Dr. Volkmann hat uns am geſtrigen 
Tage eine ganze Menge Selbſtverſtändlichkeiten erzählt, 
die wir bei früheren Etbatsreden ſchon zu hören das Ver- 
gnügen hatten. Die Etatsrede bot deshalb nichts Neues. 
Soweit er ſich auf zahlenmäßigen Gebiet bewegte, hatte 
er die undankbare Aufgabe, ein unachtſames Haus zu 
haben, denn jeder hatte ſchon die Druckſchrift geleſen. 
Da ſein Vortrag außerdem monoton war, wirkte er ein⸗ 
ſchläßernd auf die Zuhörer. Aber das Peach hat jeder, 
der Zahlen vorzutragen hat. Ich möchte mich deshalb 
mit Zahlen möglichſt wenig beſchäftigen und möchte nur 
eins herausgreifen. Der Redner der Deutſchnationalen 
Fraktion hat ausgeführt, daß die Rede des Herrn Fi⸗ 
nanzſenators der beſte Beweis dafür geweſen wäre, wie 
vorzüglich die frühere Regierung gewirtſchaftet hätte. Ich 
glaube, für denjenigen, der Ohren zu hören hat, war 
die Rede des Herrn Dr. Volkmann in ihrem erſten Teil 
und auch in ihrem zweiten das genaue Gegenſtück davon, 
daß die alte Regierung eine vorzügliche Wirtſchaft ge⸗ 
führt hat. Der Herr Senatsvizepräſident a. D. Dr. 
Ziehm hat bei der Abſchiedskundgebung erklärt, daß uns 
die alte Regierung eine vorzügliche Finanzwirtſchaft hin⸗ 
terlaſſe. Geſtern haben wir aus dem Munde des Finanz⸗ 
ſenators hören müſſen, daß die Finanzwirtſchaft der 
Freien Stadt außerordentlich betrübend ausſähe. 
die Bücher in Ordnung ſind, iſt eine Selbſtverſtändlich⸗ 
keit, daß die Stenographie neu eingeführt ſei, hat er 
zwar nicht gejagt, aben wenn es ein anderes Departe- 
ment geweſen wäre, hätte er uns das vielleicht als neue 


Wiſſenſchaft aufgetiſcht. Daß wir aber außerordentlich 


zu kämpfen haben und nur unter ganz ſchwierigen Ver- 
hältniſſen unſere Kaſſenführung und unſere Bilanz auf⸗ 
zuſtellen und durchzuführen haben, war aus den geſtri⸗ 
gen Ausführungen des Herrn Dr. Volkmann zu ent⸗ 
nehmen. ? - 
Herr Dr. Volkmann hat wann weiter davon geſpro⸗ 
chen, daß öffentliche Gelder in der Wirtſchaft inveſtiert 
würden, daß fie an die betreffenden Inſtitute, Sparkaſ⸗ 
ſen, Banken uſw. zu einem mäßigen Zinsfuß gegeben 
würden, und daß den betreffenden Inſtituten vorgeſchrle⸗ 


ben wird, diefe ſtaatlichen Gelder nur zu einem mäß 


gen Aufſchlag auszuleihen. M. D. u. H.! Wenn 10 
verfahren würde und wenn das, was Herr Dr, Voli 
mann jagte und was man auf dieſem Gebiet auch in 
Deutſchland anſtrebt, hier längſt erzielt worden wäre, 
dann wäre es unverſtändlich, daß Inſtitute, die 10197 
Gelder verwalten, Rins- und Proviſionsſätze von 97 
Prozent im Monat erheben. Man wird natürlich iir 
ſtreiten, daß das der Fall iE Herr Dr, Volkmann, Über: 


eilig wie er ſtets iſt, ſagt ſchon durch einen Im enen, 


„Das ſtimmt nicht“. Ich werde deshalb genötig: Tach 


eine Zinstabelle einer hieſigen Sparkaſſe auf den en 
des Hauſes zu legen, wodurch das Gegenteil beivie 
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wird. Herr Dr. Volkmann hat dann weiter ausgeführt, 
daß durch dieſe ſolide Finanzwirtſchaft Danzigs der Kre⸗ 
dit des Staates und auch der Kredit der Wirtſchaft ge⸗ 
hoben würde. M. D. u. H.! Ich glaube, daß die Wirt⸗ 
ſchaft, die von öffentlichen Inſtituten in Danzig in den 
letzten Jahren betrieben worden iſt, nicht dazu beitragen 
kann, das Anſehen des Staates, der Aufſichtsbehörde, 
das Anſehen der Kommunen und das Anſehen der Wirt⸗ 
ſchaft irgendwie zu heben. Die Ereigniſſe, die ſich in den 
letzten Tagen in Oliva abgeſpielt haben, zeigen ein èt- 
ſchreckendes Bild, wie mit Staatsgeldern herumgewütet 
worden iſt (Auch noch!) und auch noch herumge⸗ 
wütet wird. Wenn eine ſtädtiſche Sparkaſſe an einen 
Geſchäftsmann Gelder ausleiht und einen notariellen 


Vertrag eingeht, den Art, daß zwiſchen der Sparkaſſe, 


in dieſem Fall der Sparkaſſe in Oliva, und dem Kauf- 
mann eine Intereſſengemeinſchaft geſchloſſen wird, ſo 
heißt es wörtlich nach dem notariellen Vertrag, daß die 
Sparkaſſe, die nach ihrem Statut nur mündelſichere Gel- 
der anlegen darf, 50 Prozent Gewinnanteil aus dem 
Verhältnis erhält und 3 bis 4 Prozent Zinſen und Pro⸗ 
biñon pro Monat nimmt. Dann ift es allerdings ver- 
ändlig, daß eine ſolche Sparkaſſe aus einem ſolchen 
Kreditverhältnis und Geſchäftsverkehr in 34 Jahren 
einen Debetſaldo von 400000 Gulden hat, der auns- 
schließlich aus Zinſen und Proviſionen reſultiert. Ich 
habe hier einen notariellen Vertrag, der mir von einem 
Beamten zugeſteckt worden iſt und der Beſtimmungen 
über die Frage des Gewinnverhältniſſes, der Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft und ſonſtige Dinge enthält. Ich nehme an, 
daß dem Senat dieſe Verträge bisher unbekannt geblie⸗ 
ben jind, und daß ihm bei ſeinen Reviſionen nur immer 
das vorgelegt worden ift, was er ſehen ſollte. Falls aber 
der Senat Intereſſe hat, dieſe Verträge wirklich kennen 
zu lernen, bin ich bereit, Abſchriften davon anfertigen 
und beglaubigen zu laſſen, damit er nicht etwa annimmt, 
daß ich die Verträge fabriziert hätte. 
Als der Volkstag im November 1923 gewählt wurde, 
habe ich in einer der erſten Hauptausſchußſitzungen in 
Gegenwart des Herrn Finanzſenators Dr. Volkmann 
auf die unſinnige Kreditwirtſchaft bei den öffentlichen 
Sparkaſſen hingewieſen und habe verlangt, daß die 
Sparkaſſen auf das ihnen durch das Geſetz vorgeſchrie⸗ 
bene Gebiet zurückgedrängt werden, nämlich auf die 
Hingabe von Hypothekengeldern und auf die Einnahme 
von Spareinlagen. In der Inflationszeit haben ſich 
ſämtliche Sparkaſſen, um möglichſt viel Zinſen und Pro⸗ 
biſion zu verdienen, auf das Gebiet des Kreditgeſchäftes 
begeben. Ein Kreditgeſchäft ift und bleibt ein Riſikoge⸗ 
ſchäft. Das ſoll man freundlichſt den Aktienbanken über⸗ 
len, die eine genügende Erfahrung auf dem Gebiete 
gaben, die über Direktoven und Perſonal verfügen, die 
eſchäfte mit genügenden kaufmänniſcher Sorgfalt be⸗ 
„ten können. Um Gottes Willen ſoll man dieje Art 
0 Geſchäften nicht Leuten überlaſſen, die davoß nichts 
rſtehen. Als ſich in Deutſchland die Skandale Barmat 
5 Dantisker abſpielten, ſchrieen die Deutſchnationalen 
Preußutſchland, das ſei eine Schpweinewirtſchaft, die in 
hen nur unter der ſozialdemokratiſchen und demo⸗ 
chen Regierung möglich ſei. (Zuruf rechts.) 
ven auch einige Zitzewitze darunter. (Heiterkeit.) 
lie e wir nach kurzer Zeit in Danzig einen ähn⸗ 
en Skandal. Dabei ſteht der Fall Raube bei der 
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mme, i 8 ; 5 
Seit = auch auf die Sparkaſſe in Danzig zu ſprechen, 


í formiert. : Frühjahr vorigen Jahres war der Senat in⸗ 
deuten DaB ſich derartige Dinge abſpielten. Der 
ierte, hat nichts Senat, der bis vor einem Monat am⸗ 

Nevifore nichts getan undſiſt nicht dagegen eingetreten. 

berg pi n ſind im November und Dezember aus Königs⸗ 

dier geweſen. Der Senat hat die Protokolle ge- 
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ſo deutlich beim rechten Namen genannt 


Etatsberatung nicht allein zur Debatte. Ich 
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fejen, die ſich im Senat befinden und iſt nicht eingeſchrit⸗ \ 
ten. Er hat geduldet, daß dieſes Geſchäft einer Spar⸗ 
fafie mit 50prozentiger Gewinnbeteiligung und 3—4- 
prozentigen Puoviſionen und Zinſen pro Monat auſ⸗ 
rechterhalten wird, bis vor kurzem eine neue Regierung 
gebildet wurde und in dies Weſpenneſt hineinleuchtete. 
Ich nehme wenigſtens an, daß dies geſchehen iſt. 

An ſich iſt der Fall Oliva im Intereſſe der Sparer 
und der Kapitalbildung ſehr betrübend. Die kleinen 
Sparer haben nun nicht die Gewißheit, daß die Gelder 
gut verwaltet werden, wenn ſie ſie zur Sparkaſſe brin⸗ 
gen. Wir brauchen in der gegenwärtigen Zeit Kapital⸗ 
neubildung. Jeder Groſchen, der zu Hauſe in den 
Strumpf geſteckt und jeder Gulden, der im Portemon⸗ 
naie aufbewahrt wird, wird der Wirtſchaft entzogen. 
Das Geld wird zur Belebung der Wirtſchaft, zur Be⸗ 
ſchäftigung von Arbeitern und Angeſtellten gebraucht. 
Unter dieſem Geſichtspunkt betrachtet, iſt es außerordent⸗ 
lich betrübend, daß dieſe Sache paſſiert iſt. Aber die 
Hauptſchuld daran trägt die alte Regierung, die ſeit zwei 
Jahren von den Dingen Kenntnis hatte und nichts da⸗ 
gegen unternahm. Es wäre ſehr intereſſant, wenn der 
verantwortliche Senator hier erklärte, weshalb er fetr 
dem Januar vorigen Jahres nichts unternommen hat, 
obwohl in der Sitzung des Hauptausſchuſſes die Dinge 
wurden, daß 
ſelbſt ein tauber Senator merken mußte, was los war. 
(Abg. Brill: Für die Unterlaſſung wurde Regierungs⸗ 
rat Poll Landrat im Großen Werder!) Die anweſen⸗ 
den Mitglieder des Hauptausſchuſſes haben ſehr deutlich 
verſtanden, was gemeint war. Ich bin auf die Erklä⸗ 
rung der Regierung geſpannt und behalte mir vor, aus 
den hier vorliegenden Akten noch weitere Einzelheiten 
anzuführen und Herrn Senator Dr. Schwartz, falls er 
ſich rechtfertigen ſollte, auf Irrtümer und Verſehen auf⸗ 
merkſam zu machen. i 

In Oliva ift der ſogenannte Fall Raube paſſiert. An 
jich ift es betrübend, wenn derartige geſchäftliche Dinge 
zum Gegenſtand politiſcher Auseinanderſetzungen ge⸗ 
macht werden. Ich habe es ſeinerzeit, als die Bauhütte 
zuſammenbrach, außerordentlich bedauert, daß die bür⸗ 
gerliche Preſſe dieſen Fall mißbrauchte, um politiſche . 
Angriffe gegen die ſozialdemokratiſche Fraktion und 
Partei zu richten. Das war ganz ungehörig; denn der 
Geſchäftsführar war ein Mann aus den Reihen von 
ganz rechts. Ebenſo bedauere ich, daß in dieſem Falle 
die Linkspreſſe, ſowohl wie die mittel und die rechte 
Preſſe, den Fall Raube politiſch ausſchlachtet. Wohin 
ſoll das führen, wenn man einen Kaufmann, der gleich⸗ 
zeitig Abgeordneter iſt, wegen ſeiner Kreditgeſchäfte an⸗ 
greift, die er mit irgendwelchen Inſtanzen macht, ihm 
alles mögliche Kriminelle unterſtellt, obgleich noch nichts 
bewieſen ift Dem Vernehmen nach und aus den Ver- 
trägen, die ich vorliegen habe, geht hervor, daß alle die 
Vorwürfe, die in der Oeffentlichkeit gegen den Abgeord⸗ 
neten Raube erhoben werden, unwahr ſind, und daß er 
ſich keine ſtrafbaren Handlungen hat zuſchulden tome 
men laffen. Ich wünſchte, daß bald Gelegenheit genom- 
men würde, die Sache auch kriminell Bay zu legen, und 
zwar vor den öffentlichen Gerichten, damit nicht auf den 
Beruf des Abgeordneten, allgemein geſprochen, der Ver⸗ 
dacht fällt, daß hier Betrüger, Schufte, Lumpe und 
Schweinigel, um den kommuniſtiſchen Ausdruck anzu⸗ 
wenden, ſitzen. (Er hätte zurücktreten müſſen! links.) 
Ich bin nicht ſein Verteidiger. Ich verteidige im allge⸗ 
meinen die Abgeordnetentätigkeit und nicht Herrn 
Raube. Wir täten gut, auf die uns naheſtehende Preſſe 
einzuwirken, damit devartige kaufmänniſche Vorkomm⸗ 
niſſe, die außerhalb jeglicher Politik ſtehen, nicht miß⸗ 
braucht werden, um politiſche Aktionen zu machen und 
damit grundlos große Angriffe erfolgen, die nachher in 
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(Rahn Abgeordneter.) : $ 
ſich zuſammenfallen. Wir leben in einer fo kritiſchen Zeit, 
daß 99 7 aller Danziger Firmen zwiſchen 40½ und 
Ai Grad im Fieber liegen. Wie würde es ausſehen, 
wenn morgen nach dem Vorbilde Dr. Ungers wieder ein⸗ 
mal eine Metallhütte ſtill Konkurs machte, nachdem ſie 
kurz vorher noch Zirkulare verbreitet hat, daß ſie im 
vorigen Jahre 50 000 Dollar verdiente und Bürger der 
Stadt Danzig ſich Aktien dieſes Unternehmens kauften? 
Da ſchweigen die Blätter der Mitte, weil der Mann An⸗ 
gehöriger des Bürgertums iſt. Das iſt ganz ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, da wächſt ruhig Gras darüber. Wenn in den 
nächſten Tagen wahrſcheinlich eine Aktiengeſellſchaft der 
Elektrizitätsbranche hops geht und ein Senator, der 
vor ganz kurzer Zeit gewählt wurde, ſeinen Senator⸗ 
poſten wegen Zahlungsunfähigkeit niederlegt und dieſe 
Fälle von irgend welchen Parteien ausgeſchlachtet wür⸗ 
den, ſo wäre das jedenfalls nicht ſchön. Sie ſehen dar⸗ 
aus, daß man mit der politiſchen Ausſchlachtung ge⸗ 
ſchäftlicher Dinge außerordentlich vorſichtig ſein ſoll. 
Ich habe dieſe kleinen Beiſpiele nur angeführt, um 
Ihnen vor Augen zu führen, daß heute alle Parteien 
im Glashauſe ſitzen, in deren Reihen Wirtſchaftler find. 
Wohin ſoll man kommen, wenn man böswillig leichtfer⸗ 
tige Gerüchte über einen Mann ausſtreut, der einer an⸗ 
deren politiſchen Anſchauung iſt und glaubt, ihn mit 
Schmutz bewerfen zu können? Nach dieſer kleinen Ab⸗ 
ſchweifung komme ich auf mein Thema zurück, das it 
die Ausleihung von Geldern durch Sparkaſſen. Unſere 
Städtiſche Sparkaſſe betreibt das Kreditgeſchäft im gro⸗ 
ßen Umfange, Ich finde es höchſt eigenartig, daß dar⸗ 
unter Verbindungen ſind, die im Einzelfalle 200 900 
bis 300 000 Dollar Kredit ausmachen. Es iſt höchſt 
eigenartig, daß die Kredite, die alſo aus Staatsmitteln 
indirekt über die Sparkaſſe gegeben werden, bevorzugt 
werden oder als Deckung dafür dienen, die Inkaſſi bei 
polniſchen Banken, die am Zuſammenbruch ſind, zu 
decken. Die Bank Handlowy w Warszawie in Warſchau 
mit zirka 100 Filialen in Polen, iſt ſozuſagen fertig. 
Das Danziger Engagement beläuft ſich auf zirka 8 Mil⸗ 
lionen, worunter ſich auch viele kleine Beträge befinden, 
man ſpricht von 10000 Dollar, man ſpricht von 500 
Pfund. Man wird wahrſcheinlich, wenn man im Dan⸗ 
ziger Handel Beſcheid weiß, die Schätzung von 8 Mil⸗ 
lionen nicht für zu hoch anſehen. Tatſache ift, daß ſich 
eine weitere Reihe von polniſchen Banken in Zahlungs⸗ 
ſchwierigkeiten befinden. Ich habe geſtern einen Wechſel 
geſehen, der vor 3 Wochen in Polen ausgeſtellt wurde, 
und bis heute hat die Bank noch nicht den Gegenwert 
geſchickt. In der Preſſe leſen wir, daß ſechs bis ſieben 
weitere polniſche Banken außerordentlich ſchlecht ſtehen 
ſollen, und das ſcheint wahr zu ſein. Wenn man ſich 
heute von einer erſten Danziger Bank eine polniſche 
Bank angeben laſſen will, an die man ein Inkaſſo ge⸗ 
ben kann, dann erklärt die Direktion: „Bis jetzt betrach⸗ 
ten wir noch die und die Bank als einigermaßen gut, 
aber Gawvantie können wir nicht übernehmen!“ M. D. 
u. H.! Auf derartige Bankinkaſſi hat die Sparkaſſe in 
Danzig an ihre Kreditnehmer ſehr erhebliche Kredite 
gegeben. Ich weiß nicht, ob ſolche Geſchäfte, die ein 
enormes Rifiko bieten, in den Geſchäftskreis einer Bank 
hineingehören, die Spargelder verwalten und, wie wir 
geſtern gehört haben, die überflüſſigen Gelder des Staa⸗ 
tes zinsbringend anlegen ſoll. Darüber hinaus gibt die 
Sparkaſſe auf Grundſtücke nicht feſte Hypotheken, ſon⸗ 
dern kommerzielle Kredite und läßt ſich Sicherheits⸗ 
hypotheken eintragen. M. D. u. H.! Jeder Kaufmann 
und Induſtrielle, der Kredite in Danzig in Anſpruch 
genommen hat, iſt in den nächſten 14 Tagen oder vier 
Wochen nicht in der Lage, dieſen Kredit auch nur teil⸗ 
weiſe abzutragen. Die Danziger Großbanken wiſſen 


ganz genau, daß ſie ſämtliche Kredite durchzuſchleppen 
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haben, daß ſie Zwangsverwalter ſind. Wenn der Staat 
nun die ausgeliehenen Gelder braucht, beiſpielsweiſe. 
um die Zollzahlungen Ende des Monats zu leiſten, 
kann ſich die Sparkaſſe durch derartige Vorkommniſſe, 
wie wir ſie in Polen durch die Zahlungseinſtellungen 
der Banken erleben, eines ſchönen Tages ebenſo zah⸗ 
lungsunfähig erklären wie die Sparkaſſe in Oliva. In 
den Statuten ſteht aber, und fie find nie abgeändert, daß 
die Sparkaſſen nur Spareinlagen annehmen dürfen und 
gegen hypothekariſche Sicherheiten Geld geben dürfen. 
Nicht nur Oliva, auch die Sparkaſſe Danziger Höhe, auch 
die Sparkaſſe Danziger Niederung, auch die Sparkaſſe 
Tiegenhof betreiben derartige Geſchäfte. Da frage ich: 
Wo iſt der Senat ſeit zwei Jahren geweſen, ſeitdem er 
auf dieſe Zuſtände aufmerkſam gemacht worden iſt? 

Was hat der alte Senat bis zur Neubildung dieſer Re⸗ 
gierung getan, um dieſe Zuſtände zu beheben, um dieſe 
Peſtbeule auszuſchneiden? Nichts ift geſchehen, man hat 
alles geduldet, man hat fünf gerade ſein laſſen. Jetzt 
hat man in einem Einzelfall zugegriffen und in einer 
Form, die nach kaufmänniſchen Geſichtspunkten gerade⸗ 
zu ſkandalös iſt. Ein 27jähriger junger Mann wird 
zum Generalbevollmächtigten der Firma beſtellt, nimmt 
plötzlich alles entgegen den Verträgen, die etwas anderes 


beſagen, endgültig aus dem Geſchäft heraus und ſtellt 


die Werte bei einer anderen Firma in Oliva ein! Die 
Automobile ſtehen bei Schmidthals. An zweien fehlen 
Motore, an zweien fehlen Lichtmaſchinen und an einem 
fehlen Magnete. Wenn das noch acht Tage dauert, wer- 
den die ganzen Automobile geſtohlen und überhaupt 


nicht mehr vorhanden ſein. Man glaubt, Irrſinnige ha⸗ 


ben ihre Hand bei der Angelegenheit im Spiel gehabt. 

Man weiß nicht, ob man über dieſe geſchäftliche 
Handhabung lachen oder weinen ſoll. Man weiß über⸗ 
haupt nicht, was man zu den Sparkaſſenſkandalen ſagen 
ſoll; denn es handelt ſich nicht nur um den einzigen in í 
Oliva, ſondern die Skandale ſind bei den Sparkaſſen 
Danziger Höhe und Danziger Niederung ebenſo groß. 
Wenn ſich der Senat Mühe geben wollte, die Debitoren 
und die Unterlagen zu prüfen, ſo würde er feſtſtellen, 
daß alle Sparkaſſen illiquide ſind, daß die Geldar inner⸗ 
halb von drei Monaten nicht einzutreiben find, Ich ver- 
lange, daß die Regierung eine Erklärung abgibt, aus 
welchem Grunde ſie bis jetzt geſchwiegen hat. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat 
Senator Dr. Schwartz. 

Dr. Schwartz, Senator: M. D. u. H.! Der Herr 
Abg. Rahn hat in der tief bedauerlichen Anlegenheit 
der Sparkaſſe zu Oliva verſucht, einen Gegenſatz zwi⸗ 
jhen dem neuen und dem alten Senat zu konſtruieren. 
Ich glaube, der alte und der neue Senat ſind in der 
Beurteilung der ganzen Angelegenheit, ebenſo wie wir 
wohl alle, die wir hier im Saale anweſend ſind, voll⸗ 
kommen einig. Der Herr Abg. Rahn hat ausgeführt, 
der Senat hätte ſchon ſehr lange Kenntnis von dieſen 
Sachen gehabt, — er hat von zwei Jahren geſprochen 
— und wäre nicht eingeſchritten. M. D. u. H.] Das 


der Herr 


erſte Mal, daß der Senat von dieſen Sachen nähere 


Kenntnis bekommen hat, und zwar gerüchtweiſe, war 
etwa im Dezember vorigen Jahres. Ungefähr gleich⸗ 
zeitig lag das Reviſionsprotokoll vor, das Herr Abg. 
Rahn erwähnt hat. (Abg. Brill: Sparkaſſenmit⸗ 
glieder wurden verhaftet, weil fie die Amtsverſchwie⸗ 

genheit verletzt haben! Der alte Senat hat, um 
dieſe Gerüchte und um das, was ſich aus dieſem ernte 

Reviſionsprotokoll ergab, näher zu prüfen, e 55 
eine Prüfung eingeleitet, die dann allerdings die 3 
fürchtung ergab, daß bei der Sparkaſſe nicht alles 


war, wie es ſein mußte. Ein greifbares Reſultat ar IB 


damals nicht zu erhalten. Es war noch nicht zu 4 5 f 
ſehen, wie die Verhältniſſe lagen. Der Senat hat de 
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get 
$ E d Rechtes der Selbftwerwaltung iſt die Ge- 
3 Sparkaſſe verantwortlich. 


und daß Verſtöße vorlagen, 


e geduldet. 
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( (Pr. Schwartz, Senator.) 


aufhin einen zweiten Reviſor aus Königsberg Her- 
kommen laſſen, der dann wochenlang die Sparkaſſe von 
Oliva revidiert und dem Senat dann allerdings einen 
Bericht gegeben hat, aus dem er erſehen konnte, daß 
die Verhältniſſe in Oliva in der Tat betrübend waren 
die in keiner Weiſe zu 
billigen waren. (Abg. Splett: Wann war das?) 
Dieſe Reviſion hat im Laufe des Monats Juni ſtatt⸗ 
gefunden, der Bericht iſt im Juli eingegangen. Erſt 
im Juli war alſo einigermaßen klar zu ſehen, wie die 
Sachen lagen. Da hat der Senat gleich verſucht, einen 
Herrn zu gewinnen, um ihn dem Sparkaſſenvorſtand 
zu empfehlen, der die Aufſtellung eines Reorganiſa⸗ 
tionsplans und die weitere Prüfung der Angelegen⸗ 
heit in Oliva an Ort und Stelle vornehmen konnte. Es 
war von vornherein klar, daß für dieſe ſchwere Frage 


nur eine ganz gewiegte erſte Kraft gewonnen werden 


dürfte. Die Verhandlungen haben ſich längere Zeit 
hingezogen, und ſchließlich wurde die Danziger Staat⸗ 
liche Treuhandgeſellſchaft gebeten, ſich mit der ganzen 
Angelegenheit zu befaſſen. Der Gemeindevorſtand von 
Oliva, oder vielmehr der Sparkaſſenvorſtand, hat auf 
Veranlaſſung des Senats die Verhandlungen mit der 
Staatlichen Treuhandgeſellſchaft aufgenommen und 
die Staatliche Treuhandgeſellſchaft iſt ſeit über 
einem Monat bei der Sparkaſſe von Oliva zur Klä⸗ 
rung der Lage und Aufitellung eines Reorganiſations⸗ 
plans tätig. Was die Ermittlung ergab, hat aller⸗ 
dings ziemlich dem Faß den Boden ausgeſchlagen. Es 
ſind in der Tat Verhältniſſe aufgedeckt worden, die in 
keiner Weiſe beſchönigt werden dürfen und die in 
jeder Weiſe zu verurteilen ſind. Einzelheiten verſage 
ich mir noch. Einzelne Angaben ſind bereits durch die 
Zeitungen gegangen, ſie ſind leider, ſo weit ich ſie ge⸗ 
leſen habe, alle wahr. Es hat in der Tat bei der 
Sparkaſſe in Oliva eine heilloſe Wirtſchaft geherrſcht, 
anders kann ich es nicht bezeichnen. (Anruhe.) 


Völlig abgeſchloſſen liegt der Bericht der Staatlichen 


Treuhandgeſellſchaft auch heute noch nicht vor. 

So lagen die Verhältniſſe, als der neue Senat in 
die Regierung eintrat. Faſt gleichzeitig mit dem Re⸗ 
gierungsantritt des neuen Senats trat die Tatſache 
ein, daß die Sparkaſſe von Oliva nicht mehr ohne wei⸗ 
teres ihre laufenden Zahlungen zu erfüllen vermochte. 

araufhin hat der neue Senat die Maßnahmen er⸗ 
griffen, die aus der Zeitung bekannt ſind und die ich 
infolgedeſſen nicht näher zu erörtern brauche. 

Herr Abg. Rahn hat dem Senat den Vorwurf ge 
macht, er habe um dieſe ganzen Angelegenhei⸗ 


ch: ten, insbeſondere die aus der Inflationszeit hervor⸗ 


gegangenen Kreditgeſchäfte der Sparkaſſen gewußt und 
N Ich weije darauf hin, daß die gleichen 
Serhältniſſe bei den preußiſchen Sparkaſſen vorliegen. 


die find, wie bemerkt, eine Folge der Inflationszeit, 


and das iſt auch allgemein bekannt. Im vergangenen 
Are hat der Senat eine Rundverfügung an ſämt⸗ 


ie e Sparkaſſen erlaſſen, worin er fie darauf aufmerk⸗ 


Nom achte, daß diefe Geschäfte ſatungsmäßig un- 
mihi g, und daß die Sparkaſſen jetzt beſtrebt ſein 
ren ein diefe Art von Geſchäften wieder zu liquidie⸗ 
en der nächſten Zeit würden entſprechende Revi- 


an erfolgen. Ich kann das Datum dieſer Rundver⸗ 


nicht aus dem Kopfe angeben, es ijt im ber 
Oliva n Jahr geweſen. (Abg. Janzen: Im Herbi!) 
hat ſcheinbar nichts hiervon angenommen, wenn 


auch . 
Ir zugegeben werden muß, daß eine ſolche Liquidie⸗ 


n 

ut von heute auf morgen vor ſich gehen kann. 
Sparkaſſer muß beſonders betont werden, daß die 
ty rangelegenheiten Selbitverwal- 


ung 
NgSangeı egenheiten der Gemeinde find. 


Miva auch für die 


g 
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Zunächſt it der Rendant verantwortlich, dann der 
Sparkaſſenvorſtand. Die Behörde, die weiter zu be⸗ 
finden hat, iſt der Gemeindevorſtand, der die Selbſt⸗ 
verwaltung der Gemeinde führt und dafür verant⸗ 
wortlich iſt. (Abg. Brill: Wer iſt die Aufſichtsbe⸗ 
hörde?) Wenn die Regierung hier hinein ohne ganz 
greifbare Gründe eingriffe, würde ſich ein ſchwerer 
Sturm der Entrüſtung wegen Beeinträchtigung des 
Selbſtverwaltungsrechtes erheben. Deshalb find der 
alte und der neue Senat ſehr behutſam vorgegangen. 
Alle Wünſche der Regierung ſind durch den Landrat 
des Kreiſes Danziger Höhe, der die Aufſichtsbehörde 
für die Sparkaſſe Oliva iſt, an die Gemeinde oder die 
Sparkaſſe zum ſelbſtändigen Befinden ergangen. 
(Abg. Brill: Hat der nichts berichtet?) So iſt die 
Angelegenheit bisher behandelt, und ſo wird ſie auch 
weiter behandelt. Wie der Bericht der Treuhandge⸗ 
ſellſchaft ſchließlich ausſehen wird, kann noch nicht ge⸗ 
ſagt werden. Er muß zunächſt abgewartet werden. Ich 
halte es leider nicht für ausgeſchloſſen, daß die Staat- 
liche Treuhandgeſellſchaft noch weitere traurige Zu⸗ 
ſtände in der Geſchäftsführung der Sparkaſſe aufdeckt. 

Herr Abg. Rahn hat ſchließlich die Geſchäftsfüh⸗ 
rung bemängelt, die in dem Raube⸗Mathisſchen 
Automobilgeſchäft zur Zeit gehandhabt wird, daß der 
bevollmächtigte Herr nicht mit der nötigen Geſchäfts⸗ 
gewandtheit vorgehe. Das werde ich der Staatlichen 
Treuhandgeſellſchaft mitteilen, die dort nach dem Rech⸗ 
ten zu ſehen hat. Wir werden ſehen, was dabei her⸗ 
auskommt. — Feſtzuſtellen iſt, daß durch die Kredit⸗ 
geſchäfte eines einzelnen Mannes die Sparer von 
Oliva in der ſchwerſten Weiſe geſchädigt worden ſind. 
Das iſt der ſpringende Punkt bei der Sache, und die 
Gemeinde Oliva hat dabei den Schaden zu tragen. 
(Abg. Brill: Landrat Poll, der im vorigen Juli ge⸗ 
wußt hat, was dort vorging!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Senator 
Volkmann. ; 

Dr. Volkmann, Senator: M. D. u. H.! Ueber den 
Fall Oliva, dieſen tiefbedauerlichen, ich muß ſogar 
jagen ſkandalöſen Fall, wird heute im Volkstage zum 
erſten Mal geſprochen. Wir alle wiſſen, daß heute 
nicht das letzte Mal darüber geſprochen wird. Ich 
hatte nicht geglaubt, daß die Etatsberatungen den 
äußeren Anlaß zum erſtmaligen Aufrollen der Olivaer 
Sparkaſſenangelegenheit bieten würden. (Abg. Rahn: 
Das iſt Ihnen wohl unangenehm!) Herr Abg. 
Rahn, der Fall iſt, wie ich hoffe, uns allen unange⸗ 
nehm, aber laſſen Sie mich bitte meine Gedanken in 
der richtigen Reihe entwickeln. Das wird für die 
Oeffentlichkeit intereſſanter ſein, als wenn durch Zwi⸗ 
ſchenrufe die ordnungsmäßige Darlegung geſtört wird. 
Die Frage hat mit dem Etat nichts zu tun. N. 

Die Annahme des Herrn Abg. Rahn, als ob Gelder 
der Freiſtadthauptkaſſe bei der Sparkaſſe in Oliva an⸗ 
gelegt werden, iſt irrtümlich. Ich habe ihm ferner 
ſchon in einem Zwiſchenruf geantwortet, daß die Be⸗ 
hauptung, mit ſtaatlichen Geldern würde mit 3 und 
4 Prozent pro Monat gewirtſchaftet, unzutreffend ſei. 
Ich halte das hiermit ausdrücklich noch einmal auf⸗ 
recht. Die Freiſtadthauptkaſſe hat ebenſowenig wie die 
Kämmereihauptkaſſe der Sparkaſſe Oliva jemals einen 
Pfennig Geld gegeben. (Abg. Janzen: Das iſt rich⸗ 
tig! Abg. Rahn: Wird auch garnicht beſtritten!) 
Infolgedeſſen trifft Wort für Wort zu, was ich geſtern 
in meiner Etatsrede über die Anlegung der Staats⸗ 
gelder geſagt habe. Es wird Herrn Rahn nicht möglich 
ſein, dies zu entkräften. Die Staatshauptkaſſe hat 
ihre Gelder an die Danziger Sparkaſſe und an die 
Bank von Danzig gegeben, an kein anderes Inſtitut, 
mit Ausnahme von ganz geringen Beträgen, die wir 
der Parität halber an einige Sparkaſſen gegeben 
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haben, jedoch nicht an Oliva. Das ſind aber, wie ge⸗ 
ſagt, derartig geringfügige Beträge, daß ſie überhaupt 
keine Rolle ſpielen. Wir haben ferner allgemein für 
die Gelder der Staatshauptkaſſe die Zinsſätze auf ein 
möglichſt geringes Maß herabgeſetzt, auf 3, 6 und 7 
Prozent. Wir haben der Danziger Stadtſparkaſſe, die 
im weſentlichen dieſe Gelder erhält, die Verpflichtung 
auferlegt, ſie nur zu billigſten Bedingungen weiterzu⸗ 
geben. Die billigen Bedingungen der Sparkaſſe ſind 
9 Prozent plus ½ Prozent Proviſion. Niemals hat die 
Sparkaſſe in Danzig für die Gelder, dke ſie vom Staat 
hat, auch nur einen Pfennig mehr genommen. (Abg. 
Rahn: Sieben zahlt ſie und ſechzehn nimmt fie!) Sie 
nimmt nicht 16 Prozent dafür. Sie iſt vertraglich 
verpflichtet und hat uns nachgewieſen, daß ſie das nicht 
tut. (Abg. Rahn: Herr Grünhagen: ſagt 141) Herr 
Abg. Rahn, laſſen Sie mich meine Behauptung auf⸗ 
ſtellen, Sie können ſie nachher zu widerlegen verſuchen. 
Intereſſant iſt, daß es jetzt mit einemmal 12 und 14 
Prozent heißt, während wir vorhin hörten 3 oder 4 
Prozent pro Monat. In Wirklichkeit ſind es aber 
9 Prozent plus ½ Prozent Proviſion. Es mag fein, 
daß die Sparkaſſe bei beſonders riſikoreichen Geſchäften 
im Einzelfall mehr nimmt. Dann ſind es aber nicht 
ſtaatliche Gelder, die ſie ausleiht. Die Sparkaſſe 
würde noch geringere Sätze nehmen, wenn ſie in der 
Lage wäre, für täglich fälliges Geld überhaupt Zinſen 
zu bekommen. Wir haben aber in Danzig bekanntlich 
den Zuſtand, daß wir täglich fälliges Geld im Ueber⸗ 
fluß beſitzen, daß wir aber nicht genug Geld auf lange 
Friſten haben. Dadurch erklärt ſich die Erhöhung der 
Unkoſtenſpeſen; denn in der Sparkaſſe find es nicht jo 
ſehr die eigenen Geſchäftskoſten, wie die Koſten der 
Liquideerhaltung, welche ſo ſtark ins Gewicht fallen. 
Die Sparkaſſe in Danzig iſt abſolut liquide. Sie iſt 
allen Anſtürmen gewachſen. (Sehr richtig!) Die 


Sparkaſſe in Danzig wird ohne weiteres, wenn morgen 


etwa auf Grund derartiger Beunruhigungen, wie ſie 
durch ſolche Debatten in der Bevölkerung hervorgeru⸗ 
fen werden, ein Anſturm erfolgt, 3 bis 4 Millionen 
Gulden glatt auszahlen, die täglich fällig vorhanden 
find. Die Sparkaſſe in Danzig hat ihre Dispoſitionen 
immer jo eingerichtet, daß fie. den regelmäßigen 
Monatsbedarf zur Deckung der Bedürfniſſe der Wirt⸗ 
ſchaft flüſſig hat. Weil ſie in unſerem Wirtſchaftsleben 
eine große Bedeutung einnimmt, ſo muß ſie ungefähr 
8 Millionen an jedem Monatsultimo bereit halten, 
und jte tut es. M. D. u. H.] Das kann mit aller 
Sicherheit bekundet werden, daß hier die Verhältniſſe 
und ſie werden auch in Ordnung 
bleiben. 

Es iſt nicht richtig, in ſolchen Fällen zu verallge⸗ 
meinern. Ich glaube auch, daß, ſoweit ich die Verhält⸗ 
niſſe bei andern Sparkaſſen beurteilen kann, die 
Verallgemeinerung nicht am Platze iſt. (Sehr 
richtig! rechts.) Selbſtverſtändlich wird es Sache 
der Aufſichtsbehörde ſein, nunmehr erſt recht doppelt 
und dreifach verſchärft auf Reviſionen zu dringen. Die 
Reviſionen werden aber nicht, wie man vielfach glaubt, 
durch die Aufſichtsbehörden, durch Staatskommiſſare 
oder ähnliches vorgenommen, ſondern die Reviſionen 
ſind in den Satzungen vorgeſchrieben. Sie gehören mit 
zu den Funktionen der Selbſtverwaltung und ſind ſei⸗ 
tens der Sparkaſſen ſelbſt zu veranlaſſen. Die Reviſto⸗ 
nen ſind vorſchriftsmäßig bei allen Sparkaſſen vorge⸗ 
nommen worden, auch in Oliva. Die Reviſionen haben 
ja auch im weſentlichen die Aufdeckung dieſer Verhält⸗ 
niſſe in Oliva herbeigeführt. Ich möchte alſo mit aller 
Energie, mit aller Entſchiedenheit hier vor einer Ver⸗ 
allgemeinerung, der Verhältniſſe warnen. ' 

Der Herr Abg. Rahn hat die Frage aufgeworfen, 
warum der Senat nicht frühzeitig auf einen Abbau der 
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nicht ſatzungsgemäßen Geſchäfte der Sparkaſſe hinge⸗ 
arbeitet habe. M. D. u. H.! Schon aus dieſer Frage⸗ 
ſtellung geht hervor, daß der Herr Abg. Rahn mit dem 
Senat, aber auch mit dem Volkstag, ſoviel ich beurtei⸗ 
len kann, darin einig iſt, daß die Sparkaſſen bei uns 
in der Zeit der Inflation nicht auf die alten ſatzungs⸗ 
mäßigen Geſchäfte beſchränkt bleiben konnten. Wenn 
das geſchehen wäre, würde für die Aufwertung der 
Sparguthaben nichts übrig geblieben ſein. In einer 
Zeit, wo ſelbſt der trockenſte und finanziell uner⸗ 
fahrenſte Beamte ſich am nächſten Tage ſeine Mark in 
Dollar umtauſchte, in der Zeit haben auch die Spar⸗ 
kaſſen klug getan, rechtzeitig ihre Mark in Dollar um⸗ 
zuwandeln. Konnten ſie das tun, ſo dienten ſie den 
allgemeinen Intereſſen, indem ſie der Entwertung vor⸗ 
beugten. Im Zuſammenhang damit ſtanden auch Kre⸗ 
ditgeſchäfte, die ſie gemacht haben, und die ſie machen 
mußten. Infolgedeſſen wurden allgemein, ſowohl in 
Danzig wie in anderen Ländern die Satzungen, die 
durch die Inflationszeit abſurd geworden waren, nicht 
ſcharf innegehalten. Ich glaube den Herrn Abg. Rahn 
auch richtig verſtanden zu haben, daß er das an ſich 
nicht mißbilligt. Die Frage war nur: Wann hat man 
einen Strich darunter machen müſſen? Etwa, als die 
Inflationszeit aufhörte? Herr Abg. Rahn, ich kann 
Ihnen ſagen, daß der Senat bereits vor einem Jahr 
durch den Mund der aufſichtsführenden Abteilung und 


durch mich die Sparkaſſen ſämtlichſt zuſammenberufen 


und erklärt hat, mit der bisherigen Art der Anlegung 
der Gelder müßte jetzt Schluß gemacht werden, es 
müßte jetzt unbedingt ein Abbau der Geſchäfte ein⸗ 
treten und die Geſchäfte der Sparkaſſen müßten jetzt 
wieder auf die ſatzungsgemäßen Grenzen zurückge⸗ 


ſchraubt werden. Die Schwierigkeit ift natürlich, daß 


ſolche Geſchäfte nicht von heute auf morgen liquidiert 
und abgewickelt werden können. Wenn man das 
zwangsläufig tut, entſtehen nicht nur Verluſte für die 
Sparer, ſondern auch Verluſte für das Wirtſchafts⸗ 


leben. 
Darüber wollen wir uns im klaren ſein, die Spar⸗ 
kaſſen haben nun einmal, — ob es richtig war oder 


nicht, iſt gleichgültig, es ift eine Tatſache, — durch ihre 


bankmäßigen Geſchäfte eine Bedeutung im Wirtſchafts⸗ 
leben gewonnen, die manchem Kreditſuchenden ſchon 
ſtark geholfen hat. Streichen Sie die Sparkaſſen aus 
dem Wirtſchaftsleben Danzigs in den letzten Jahren, 
ſo würde ein Vakuum übrig bleiben. Es würde viel⸗ 
leicht eine ganz andere Kriſe herbeigeführt ſein, wie 
wir ſie heute haben. Es würde ſich vielleicht viel früher 


ein Pleitegeier oder eine Geierhorde über Danzig her⸗ 


abgelaſſen haben. Die Erkenntnis dieſer wirtſchaftli⸗ 
chen Tatſache hindert aber nicht, daß man mit feſtem 
Entſchluß auf einen Abbau hindrängen muß. Dieſer 
Abbau ſollte zunächſt von der Stadtgemeinde Danzig 
betrieben werden, denn die Stadtſparkaſſe Danzig muß 
als größte mit gutem Beiſpiel vorangehen. In der 
Stadtgemeinde Danzig führt der Senat die Verwal 


tungsgeſchäfte, er iſt zugleich Magiſtrat. Wie kann der 
Senat als Aufſichtsbehörde von anderen Gemeinden 


etwas verlangen, wenn er als Verwaltungsbehörde 
dieſes Verlangen nicht ſchon erfüllt hat? 

Darauf ſpitzt fih das Problem zu, auf die Ueber? 
führung der bankmäßigen Geſchäfte in Danzig auf eine 
Stadtbank. Hierdurch wird das Riſiko der allgemeinen 
Steuerzähler beſchränkt, denn dann haftet allein d : 
Aktienkapital. Wir haben die Ueberführung Diele” 
Geſchäfte und die Bildung einer Stadtbank jo 2 
nicht vorgenommen, als wir noch keine Währung 
änderung hatten. Ich habe mich ſtets dagegen aun 
ſprochen und glaube, daß ich recht gehandelt habe, M 


ſolle eine Stadtbank nicht als ein Inflationsinſtitut 5 


gründen. Wir mußten warten, bis wir eine fott 
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neues Fahrwaſſer überführt worden. 


ber was wir willen, 


5 worden, 
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Währung hatten. Nachdem wir die Stabiliſierung 
der Währung durchgeführt hatten, habe ich erklärt, 
daß wir jetzt den endgültigen Bruch vollziehen müßten 
und die Geſchäfte der Bankabteilung auf eine Stadt⸗ 
bank überführen müßten. Sie alle wiſſen aber, daß 
gerade bei der Löſung des Aufwertungsproblems die 
Entſcheidung über die Aufwertung für die Sparkaſſen⸗ 
gläubiger eine große Rolle ſpielte. Hätte man damals 
ſchon die Umwandlung vollzogen gehabt, ſo hätte man 
dem Geſetzgeber vorgegriffen und hätte den Vorwurf 
erhalten: hier werden ja alle Gewinne verſchoben und 
auf die Stadtbank überführt. Die Vorarbeiten waren 
in jener Zeit aber ſchon weit gediehen. Trotzdem wir 
alſo die Stadtbank noch nicht hatten, haben wir aber 
ſchon vor einem Jahr den Sparkaſſen dieſe Hinweiſe 
mit Energie gegeben. Die Bildung der Stadtbank iſt 
inzwiſchen, wie Ihnen wohl nicht unbekannt iſt, in ein 
Damit iſt ein 
großer Teil der prinzipiellen Bedenken, die Herr Abg, 
Rahn mit Recht erhoben hat, hinfällig geworden. In 
dem Augenblick, wo wir die Stadtbank haben, iſt die 


Möglichkeit gegeben, die Geſchäfte der Sparkaſſen, die 
dann noch verbleiben, auf den engſten Kreis zurückzu⸗ 
führen, zu dem Zuſtand zurückkehren, wie wir ihn 


etwa vor dem Kriege gehabt haben. In ähnlicher 
Weiſe wie in Danzig müſſen wir auch bei den andern 
Sparkaſſen vorgehen. Die Sparkaſſen werden vor die 
Wahl geſtellt werden, oder ſind vielmehr ſchon längſt 
vor die Wahl geſtellt worden, entweder ihre bankmäßi⸗ 
gen Geſchäfte zu liquidieren, oder ſie auf ein anderes 
Inſtitut zu übertragen. Es iſt Sache der Selbſtverwal⸗ 


tungsorgane, die Entſcheidung zu fällen, welchen von 
iſt unter 


den beiden Wegen ſie gehen wollen. Das 
anderm Oliva beſonders zum Vorwurf zu machen, daß 
der Sparkaſſenvorſtand, der in jener Sitzung vertreten 


i war, nicht daraus die Konſequenzen gezogen hat. 


Wenn der Herr Abg. Rahn ferner die Behauptung 
aufgeſtellt hat, in der Sparkaſſe in Danzig liefen 
ſchlechte Engagements, ſo irrt der Herr Abg. Rahn. 
Die Engagements der Sparkaſſe in Danzig ſind, wie 
Ihnen alle Vorſtandsmitglieder bekunden können, gut. 

ie Reviſionen, die regelmäßig veranſtaltet wurden, 
aben das Ergebnis geliefert, daß kein Grund zur 
Sorge irgendwelcher Art beſteht. Ich halte es auch 
für ſehr bedauerlich, daß man um das Renommee und 
as finanzielle Vertrauen der übrigen Sparkaſſen erſt 
werben muß. Es iſt für mich außerordentlich ſchwer, 


über andere Sparkaſſen bindende Erklärungen heute 
abzugeben. 


Ich kann Ihnen zur Zeit nicht über den 
tatus jeder Sparkaſſe im Freiſtaat Auskunft geben. 
rechtfertigt nicht die An⸗ 
pome, daß irgendwo Beſorgniſſe vor Verluſten vor- 
anden wären. } 

J Ich kann meine Ausführungen zuſammenfaſſen: 
i Haufe ift wohl kein Widerſpruch, daß wir es alle 
5 ſchmerzlich und als einen Schmachfleck empfinden, 
an dieje Zuſtände in Oliva eingetreten find, und mehr 
art ds, wir verurteilen fie alle. Aber wer einen der⸗ 
Mein dauerlichen Vorfall benutzen will, um allge- 
zunutz Vorwürfe zu machen, oder um ſie politiſch aus⸗ 
dem rich befindet ſich nach meiner Anſicht nicht auf 
ſährlichen gen Wege. Er befindet ſich auf einem ge⸗ 


N mir aufen Zweitens, wir ſind uns darin einig, daß 
bald 0 ern Gebiete des Sparkaſſenweſens möglichſt 


fie frün den Zuſtänden zurückkommen müſſen, wie wir 
t Hier gehabt haben. Das geht aber nicht von heute 
Re Die Vorarbeiten dazu find ſchon lange 
dauern 5 „Abg. Janzen: Das kann noch lange 
ori Dede Senator!) Sie find lange eingeleitet 
geleitet Borde von Oliva die Rede war. Sie ſind ein⸗ 
erden, ehe Herr Raube überhaupt zum erſten 


p * RS ge 
ft e, ; 


N Wege, denn er untergräbt das allgemeine. 


Mal in der Sparkaſſe in Oliva vorſtellig wurde. Drit⸗ 
tens, ein Grund zur Beunruhigung für die Sparer in 
den anderen Sparkaſſen iſt nicht vorhanden. Ich bin 
auch der Ueberzeugung, daß die Sparer in Oliva 
Pfennig für Pfennig bekommen werden. Heute nach⸗ 
mittag wird eine Sitzung tagen, die ernſthaft die 
Sanierung von Oliva berät. Was dabei herauskom⸗ 
men wird, können wir heute noch nicht ſagen. Ich 
hoffe aber, daß irgendwie eine alle befriedigende Lö⸗ 
ſung gefunden wird. 


Zum Schluß noch ein Wort, Herr Abg. Rahn. Ich 


bin mit Ihnen darin einig, daß der Sparſinn gehoben 
werden muß. Wir wollen aber auch alles tun, was 
den Sparſinn heben kann. In dieſem Sinne müſſen 
auch unſere öffentlichen Erörterungen geleitet werden. 
(Sehr gut!) ) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Seit 
Beſtehen der Freien Stadt Danzig hat meine Partei 
es nicht verſäumt, in jedem Jahr bei der Beratung des 
Haushaltes darauf hinzuweiſen, daß es in erſter Linie 
Aufgabe der Regierung ſei, den Haushalt des Staates 
ſo zu geſtalten, daß die Wirtſchaft am Leben bleiben 
könne. Um das zu erreichen, um die Laſten für die 
Wirtſchaft erträglich zu machen, haben wir in jedem 
Jahre Vorſchläge bezüglich der Vereinfachung und 
Verbilligung der Verwaltung der Staatseinrichtun⸗ 
gen gemacht. Wir haben ſtets und ſtändig darauf hin⸗ 
gewieſen, daß der Haushalt nach kaufmänniſchen Ge⸗ 
ſichtspunkten aufgezogen werden muß, daß es nicht auf 
die Dauer geht, die Ausgaben feſtzuſtellen und danach 
die Einnahmen zu regeln. Gewiß wollen wir anerken⸗ 
nen, daß es gewiſſe ſtaatsnotwendige Ausgaben gibt, 
die unbedingt geleiſtet werden müſſen, wenn es auch 
vielleicht ſchwer hält, eine Deckung dafür zu bekom⸗ 
men. Die Deckung muß geſchafft werden, ſelbſt auf die 
Gefahr hin, daß die Laſt ſchwer wird. Im großen und 
ganzen muß aber auch im Staatshaushalt der Grund⸗ 
ſatz gelten, die Ausgaben nach den Einnahmen zu 
regeln. Wir mußten leider ſehen, daß wir in all den 
Jahren, ſolange wir in der Oppoſition ſtanden, mit 
unſeren Ausführungen auf wenig Verſtändnis bei der 
Regierung und den damals regierenden Parteien ge⸗ 
ſtoßen ſind. ; 

Mit Genugtuung kann meine Partei feſtſtellen, daß 
nun endlich dieſe Mahnung, die wir jahrelang von 
dieſer Stelle aus an die Regierung richteten, auch im 
bürgerlichen Lager Widerhall gefunden hat. Ich ſtelle 
fejt, daß es in dieſem Jahre nicht die Sozialdemokrati⸗ 
ſche Partei war, die die Anträge auf Verkingerung der 
Ausgaben beim Haushaltsplan geſtellt hat, ſondern 
daß es führende Parteien der Wirtſchaft waren, die 
erkannten, daß eine Erleichterung bezüglich der Laſten 
der Wirtſchaft eintreten muß. Aus dieſer Erkenntnis 
heraus ſtellte die Deutſchliberale Fraktion ihren Ab⸗ 
änderungsantrag. Sie wiſſen, daß die Annahme dieſer 
Anträge zum Sturz der alten Regierung geführt hat. 
Der Redner der Deutſchnationalen Fraktion äußerte 
nun hier ſeine tiefe Beſorgnis bezüglich der Abſtriche 
in den einzelnen Etats. Hauptſächlich ſchien ihm die 
kleine Verringerung der Schutzpolizei Sorge zu 
machen. Wir ſtehen auf einem anderen Standpunkt 
und ſind der Meinung, daß auch heute noch das Wort 
gilt: „Nicht Roß noch Reiſige ſichern den Staat, ſon⸗ 
dern in erſter Linie iſt eine lebensfähige und blühende 
Wirtſchaft notwendig, um den Staat aufrecht zu er⸗ 
halten.“ Darum iſt es die Aufgabe einer Regierung, 
hierauf ihr Augenmerk zu richten. Wir wiſſen mit Be⸗ 
ſtimmtheit, daß, wenn die Wirtſchaft zuſammenbricht 


und ſich die Bande löſen, auch 150 Schupowachtmeiſter 


mehr dann wohl kaum das Staatsweſen aufrecht⸗ 
erhalten können und auch nicht werden. Darum hat 
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meine Partei wegen der Anſtriche im Polizeietat auch 
nicht die geringſten Bedenken bezüglich der Staats⸗ 
ſicherheit. Es iſt richtig, wenn Herr Abg. Rahn ſagte, 
man könne bei der Aufſtellung dieſer Etats, die zur 
Verabſchiedung gelangen ſollen, die Wege noch nicht 
klar erkennen, die die neue Regierung zu gehen beab⸗ 
ſichtigt. Die Gründe, die er dafür angab, will ich hier 
nicht wiederholen Die Sozialdemokratie wird ſtets 
und ſtändig beſtrebt fein, im Verein mit den Koali- 
tionsparteien das Programm zur Durchführung zu 
bringen, das ſich dieſe Koalition geſtellt hat. Wir ſind 
uns darüber klar, daß nichts ſchädlicher ſein könnte 
und ſein würde, als unüberlegte Aenderungen im 
Staatsapparate. Aber ebenſo ſind wir davon über⸗ 
zeugt, daß in konſequenter Weiſe planmäßig eine Um- 
formung und Umgeſtaltung in der Verwaltung erfol⸗ 
gen muß. Dem Staat muß die weitere Lebensmöglich⸗ 
keit durch Herabſetzung ſeiner Laſten auf ein erträgli⸗ 
ches Maß gegeben werden. i 

Es ijt zu verſtehen, daß der Redner der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion der jetzigen Regierung das Miß⸗ 
trauen ausſprach und erklärte, daß ſeine Fraktion die 
Etats ablehnen werde. Das wird die Handlungen der 
jetzigen Regierung, hinter der die Koalitionsparteien 
ſtehen, in keiner Weiſe beeinfluſſen. Meine Partei 
glaubt, daß allmählich im planvollen Vorgehen die 
Dinge in der Freien Stadt Danzig ſo umgeſtaltet wer⸗ 
den können, daß ein Fortbeſtand der Wirtſchaft und 
eine Weiterentwicklung möglich iſt. 

Ich will es mir verſagen, auf die gegenwärtige 
Lage der Wirtſchaft einzugehen. Ich nehme an, daß ſie 
allen Mitgliedern dieſes hohen Hauſes bekannt ift. 
Einige Streiflichter auf die Lage der Wirtſchaft hat 
der Herr Abg. Rahn ſchon geworfen, und es ift nach 
dieſer Richtung hin an ſeinen Angaben auch nicht im 
geringſten zu zweifeln. Wenn es ſo iſt, wenn ſich die 
Wirtſchaft der Freien Stadt in dieſer ernſten Lage be⸗ 
findet, dann ſollte es die Aufgabe aller Parteien ſein, 
einſchließlich derjenigen, die ſich in den langen Jahren 
immer gern als ſtaatserhaltende, ſtaatsbejahende Par⸗ 
teien bezeichnet haben, nun die Hand anzulegen, um 
die Wirtſchaft Danzigs auf eine beſſere, glatte Bahn 
zu bringen. Ich glaube ſagen zu dürfen, daß meine 
Partei in dieſem Beſtreben mit jeder andern zuſam⸗ 
mengehen wird. Allerdings will ich auch nicht zu ſagen 
unterlaſſen, daß, wenn wir von Wirtſchaft ſprechen, 
nicht allein die führenden Kreiſe der Wirtſchaft, die 
Unternehmer im Handwerk, Induſtrie und Handel ge⸗ 
meint ſind, ſondern daß wir als den wichtigſten Be⸗ 
ſtandteil der Wirtſchaft die Arbeiterſchaft betrachten. 
Daß darüber noch ſehr weite Meinungsverſchieden⸗ 
heiten beſtehen, iſt uns bekannt, aber wir ſind ſicher, 
daß, wie ſich allmählig der Gedanke durchgeſetzt hat, 
durch Vereinfachung der Verwaltung uſw. Erleich⸗ 
terungen für die Wirtſchaft zu ſchaffen, ſich allmählich 
auch der Gedanke durchſetzen wird, durchſetzen müſſen 
wird, daß man auch dem wertvollſten Teil, der Arbei⸗ 
terſchaft, die notwendige Beachtung, die notwendige 
Mitarbeit auf allen Gebieten zugeſteht. Ich möchte be⸗ 
ſonders betonen, daß trotz dieſer ernſten Lage, die auch 
von uns erkannt wird, bei uns kein Peſſimismus pe- 
0 ſondern daß wir nach wie vor unſer ganzes Kön⸗ 

en und Wollen in den Dienſt der Wirtſchaft ſtellen 
werden, weil wir glauben, dadurch auch der arbeiten⸗ 
den Klaſſe Danzigs den beſten Dienſt zu leiſten. 
(Bravo! links.) f 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Herr Senator Dr. 
Schwartz hat den Verſuch unternommen, ſich ſeine Auf⸗ 
gabe äußerſt leicht zu machen. Er hat erklärt, die ganze 
Olivaer Geſchichte wäre erſt im Dezember vorigen 
Jahres zufällig durch einen Bericht bekannt geworden. 
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Früher wußte man nichts davon. Auf den Hinweis, 
daß ich Anfang vorigen Jahres im Hauptausſchuß die 
Dinge ſo deutlich bezeichnet habe, daß ein jeder ver⸗ 
ſtehen konnte, was gemeint war, iſt er nicht eingegan⸗ 
gen. Tatſache iſt, daß er in der Sitzung nicht anwe⸗ 
ſend war; damals hatte er das Dezernat noch nicht. 
Aber anweſend war der Herr Finanzſenator, und es 
wäre nach meiner Anſicht Pflicht dieſer Regierung ge⸗ 
weſen, wenn ein derart hervorragendes Mitglied, wie 
Herr Senator Dr. Volkmann es iſt, von derartigen Din⸗ 
gen in einer Ausſchußſitzung des Volkstages Kenntnis 
erhält, dann den Dingen auf den Grund zu gehen. Es 
iſt nicht richtig, daß man das ganze vorige Jahr zu 
Ende gehen ließ und dann im Dezember zufällig von 
den Dingen überraſcht wurde. Mir ſcheint es ſo, als 
wenn der Senat und die Staatsanwaltſchaft auch ſchon 
früher ohne dieſen Bericht, und abgeſehen von meinem 
Hinweis im Hauptausſchuß, davon etwas gewußt 
haben. Es konnte doch nicht unbekannt bleiben, daß der 
Gemeindevertreter Pranſchke dem Abg. Brill gegen⸗ 
über das Bankgeheimnis gebrochen haben ſoll. (Abg. 
Janzen: Das iſt nicht wahr!) Herr Janzen, ſeien 
Sie vorſichtig mit Zwiſchenrufen bei mir. Ich pflege 
auf Zwiſchenrufe Ausführungen zu machen, die dem 
Zwiſchenrufer unangenehm ſind. Ich möchte mich mit 
Rückſicht auf Ihr hohes Alter nicht mit Ihrer Perſon 
beſchäftigen. (Zwiſchenruf des Abg. Janzen.) Ich 
müßte eventuell auch Dinge erwähnen, die Ihnen viel⸗ 
leicht unangenehm ſind. Ich will Sie und auch das 
Haus damit verſchonen. (Abg. Janzen: Nur fos!) 
Ich erinnere Sie gleich an jemand, der nach Argen⸗ 
tinien gegangen iſt. Dann würden Sie ſich gekränkt 
fühlen, und ich möchte Sie nicht kränken. (Zwiſchen⸗ 
ruf.) Nein, es betrifft nur den Mitarbeiter des 
Herrn Janzen. (Zwiſchenruf des Abg. Weiß.) Das 
hängt doch mit der Sparkaſſe zuſammen, Herr Abg. 
Weiß, Sie kennen doch die Dinge nicht, Sie ſind doch 
Schulmeiſter. (Abg. Weiß: Und was ſind Sie?) 
ee Kaufmann. (Abg. Weiß: Der iſt auch da⸗ 
nach! 

Es konnte nicht unbekannt bleiben, daß der Herr 
Gemeindevertreter Pranſchke 
beamte im Jahre 1920 verhaftet worden iſt, weil er 
dem Abg. Brill von den Vorkommniſſen in der Spar⸗ 
kaſſe Oliva Kenntnis gegeben haben ſoll, beſonders in 
dieſem berühmten Fall. Er wurde wegen Verrats 
des Bankgeheimniſſes oder wegen Verletzung der Ber 
amtenpflichten in ſeiner Eigenſchaft als Kuratoriums⸗ 
mitglied verhaftet und hat ſich ſechs Stunden im Ge 
fängnis befunden. Es konnte auch nicht unbekannt 


bleiben, daß der Herr Landrat Poll damals als Auf⸗ 


ſichtsorgan, und zwar als ſtaatliches Aufſichtsorgan, 
denn die Landräte ſind bekanntlich Staatsbeamte, von 
all dieſen Dingen Kenntnis erhalten hat und dem 
Senat wahrſcheinlich Bericht erſtattet hat. (Abg. 
Brill: Von dieſem Fall mußte er Kenntnis geben!) 
Wenn allerdings in der damaligen Regierung ein 
genau ſo wenig kollegiales Zuſammenarbeiten herrſchte, 
wie in der neuen, gegenwärtigen Koalition, wo jeder 
hauptamtliche Senator macht, was ihm gerade paßt, 
dann iſt es allerdings erklärlich, daß einige Herren 
keine Ahnung haben oder fünf gerade ſein laſſen, 
(Abg. Brill: Die Gemeindevertreterſitzung hat ſich 2% 
mit beſchäftigt, Dr. Creutzburg wurde vom Arlau 
zurückgerufen!) 
und ich bin ihm dafür dankbar. iche 

Herr Dr. Volkmann hat nun hier gejagt, ſtaatlüge 
Gelder wären nicht nach Oliva gegangen. bair 
keinen Grund, an dieſer Erklärung zu zweifeln. 
wird aber von einem Abgeordneten 
Hauſes dieſer Zettel überreicht. Ich werde darauf 55 
beten, Herrn Senator Dr. Volkmann zu fragen, 5 


ce 


durch zwei Kriminal 


Herr Abg. Brill ergänzt mich etwas, 


dieſes hohen $ 
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(Rahn, Abgeordneter.) / 
nicht Gelder der Poſtverwaltung an die Sparkaſſe 
Oliva gegeben worden ſind. Ich weiß das aus eigener 
Kenntnis nicht, da aber Herr Abg. Hohnfeldt über die 
Dinge anſcheinend informiert iſt, möchte ich ſeinen Auf⸗ 
trag ausführen. (Heiterkeit.) Ich glaube doch 
nach dieſem Hinweis, daß Gelder des Staates, oder 
wenigſtens indirekt Gelder der Steuerzahler, wenn 
auch nicht des Staates, ſo doch der Kommunen in die 
Sparkaſſe gefloſſen ſind, und daß dieſe zu derart hohen 
Zinsſätzen an derartige Gewinnbeteiligungen ausgege⸗ 
ben ſind. Ich wies ſchon vorher darauf hin, daß ich 
im Beſitz von Zinsſtaffeln bin, aus denen hervorgeht, 
daß incl. Proviſion pro Monat 3 bis A Prozent von 
Sparkaſſen berechnet worden ſind. Noch im Monat 
Auguſt hat die Sparkaſſe Oliva 21 Prozent Zinſen 
inkluſive Proviſion berechnet. Ich überreiche Herrn 
Senator Dr. Volkmann mit der Bitte um Rückgabe ein 
Dokument darüber. In den vorhergehenden Monaten, 
als das Geſchäft noch nicht ſo gefährlich ſtand, nahm 
man noch 4 und 3 Prozent pro Monat. Jetzt, als man 
Maßnahmen treffen wollte, nahm man nur 21 Prozent 
pro Anno, weil man befürchtete, daß der Kreditneh⸗ 
mer das ganze Geſchäft wegen Wuchers anfechten 
würde. Das wird wahrſcheinlich auch kommen. Herr 
Senator Dr. Volkmann hat weiter geſagt, Staatsgel⸗ 
der würden nur mit 7 Prozent ausgeliehen und den 
Inſtituten werde zur Pflicht gemacht, ſie mit mäßigem 
Aufſchlag wegzugeben. Nun wurde vorhin von einem 
Vorſtandsmitglied der Danziger Sparkaſſe der Zuruf 
gemacht, die Sparkaſſe nähme insgeſamt an Zinſen 
und Proviſion 14 Prozent. Ein Aufſchlag von 100 
Prozent auf Zinſen und Proviſion für ausgeliehene 
Gelder iſt ſo wahnſinnig hoch, daß er ganz unverſtänd⸗ 
lich iſt. Mit Staatsmitteln darf nicht derartig her⸗ 
umgehunzt werden. Anterſtaatsſekretär Preuß hat 
vor kurzem aus Anlaß der Bankiertagung im „B. T.“ 
eine nicht gehaltene Rede veröffentlicht. Er ſagt darin, 
unter normalen Verhältniſſen ſei ein bis zwei Prozent 
inkluſive Proviſion über den Bankſatz das Gegebene 
ür ausgeliehenes Geld, und eine Spanne von 2 Pro⸗ 
zent zwiſchen Kreditzinsſatz und Debetzinsſatz war das 
ormale. Hier erleben wir, daß ſtaatliche Gelder mit 
100 Prozent über den Sätzen ausgeliehen werden, zu 
denen der Staat die Gelder der Wirtſchaft zur Ver⸗ 
ügung ſtellt. Etwas weiteres kommt aber noch hinzu, 
anz beſondere Dinge paſſieren in der Selbſtverwal⸗ 
ung. Die Girobank in Danzig, eine Zentralſtelle der 
Sparkaſſen, leiht in Danzig keine Gelder aus, dagegen 
Kredite von 250 000 


ollar ohne Unterlagen. Ein Direktor einer Danzi⸗ 


ger Großbank, mit dem ich vor drei Tagen ſprach, 


hne, das wäre eine Angelegenheit, die zum Himmel 
Inte, Derartige Ausdrücke pflegen Bankdirektoren 
1 5 zu gebrauchen. Das iſt die berühmte Selbſtver⸗ 
g lung. Die Girobank ift die Zentrale der Danziger 
moarkaſſen. (Widerſpruch des Senators Dr. Volk⸗ 
nice.) Herr Senator Dr. Volkmann, beſtreiten Sie 
ſicht Das Sie nicht genau wiſſen. Informieren Sie 
man t. Der Danziger Wirtſchaft gibt man kein Geld, 
ohne gibt es aber polniſchen Kaufleuten millionenweiſe 
die B lüterlagen, während man Danziger Kaufleute, 
ſchäftigertebe Haben, die Arbeiter und Angeſtellte De- 
gen, von der Türe weiſt. ; 


der Do hat Herr Senator Dr. Volkmann geglaubt, 
zu könneziger Bevölkerung weiße Salbe verabreichen 
Geld ean Gie ſolle fih beruhigen, kein Menſch werde 
tegu tieren. Natürlich iſt es nach einer derartigen 
ſein wird zu verſtehen, daß die Bevölkerung vorſichtig 
Werden > und daß gewiſſe Beruhigungen ausgeſtreut 


rd 
lei alle, iber wenn man ſtets beruhigt und ſagt, es 


| feit weiß, „NHönfter Ordnung, obgleich die Oeffentlich⸗ 


aß das nicht der Fall iſt, dann beruhigt 
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man nicht, ſondern veranlaßt die Sparer nur, 2 
vorſichtiger zu ſein. Wenn die Sparkaſſe der Stadt 
Danzig 3000 Gulden auszahlen ſoll, ſo iſt es möglich, 
daß ſie mit Hilfe ihrer Guthaben bei der Bank von 
Danzig und mit Hilfe von Geldern, die die Großbanken 
vorübergehend zur Verfügung ſtellen, in der Lage iſt, 
das zu tun. Die Sparkaſſe hat aber eine Unzahl En⸗ 
gagements, die im Laufe eines Vierteljahres nicht 
eingehen können und auch nicht eingehen werden. Ich 
verwies auf die Kreditgeſchäfte, bei denen Inkaſſi auf 
Polen zugrunde liegen und die in die hunderttauſende 
Dollar hineingehen, für die keine Gelder aus Polen 
eingehen werden. Ich verwies darauf, daß Gelder auf 
Hypotheken als mobile Kredite gegeben ſind. Grund⸗ 
beſitz iſt heute in Danzig nicht verkäuflich, wenn die 
Kredite zurückgezahlt werden müſſen. Gehen Sie zur 
Großbank und bieten Sie ihr ein Grundſtück im Werte 
von einer halben Million an, bitten Sie um einen 
Kredit von 25 000 Gulden. Sofort ſagt die Direktion, 
Grundſtücke können wir nicht aufeſſen, nicht teilen, 
nicht verkaufen, wir bedauern ſehr. Bringen Sie uns 
mobile Werte, die wir jeden Tag zu Geld machen 
können, dann werden wir Ihnen Kredit geben. Die 
Sparkaſſe der Stadt Danzig hat hauptſächlich die Be⸗ 
dingung geſtellt: Gebt uns Grundſtücke. Der naiveſte 
Menſch weiß, daß Grundſtücke früher das Sicherſte 
waren, was man ſich denken konnte. Sie ſind aber 
heute unrealiſierbarer Wert. Ich warne deshalb und 
bitte die Regierung darauf hinzuweiſen, daß unſere 
Sparkaſſen, zu denen unſere Sparer Vertrauen haben 
ſollen, die Kreditgeſchäfte mit größter Beſchleunigung 
zur Seite ſtellen und ſie den ſogenannten Stadtbanken 
auf Aktienbaſis oder den Kreditbanken überlaſſen. Die 
Sparkaſſen ſollen ſich ausſchließlich auf die Sammlung 
von Spareinlagen und die entſprechende Anlage dieſer 
Gelder beſchränken. 

Wenn der Senat erklärt hätte, derart vorgehen zu 
wollen, ſo hätte die Bevölkerung zu den Sparkaſſen 
Vertrauen. Heute hört man es von Mund zu Mund 
wispern, die Sparkaſſen ſäßen feſt. Auch in Oliva ſagt 
man jetzt, die Sparer würden nichts verlieren. Es 
wäre toll, wenn eine Gemeinde, die 7 Millionen 
Grundwerte hat und bei einer Sparkaſſe mit einer 
Million illiquide wird, den Sparern das Geld nicht 
zahlen könnte. Wenn aber ein Sparer morgen in 
Oliva ſeine 300 Gulden Spargroſchen abheben will, 
weil er ein Begräbnis, eine Kindtaufe, eine Geburt 
oder einen Krankheitsfall hat, ſo muß er vor der Tür 
ſtehen und kann nicht befriedigt werden. Sind die 
ſieben Millionen Grundbeſitz von Oliva heute reali⸗ 
ſierbar, Herr Janzen? (Abg. Janzen: Nein!) 
Man ſoll ſich deshalb nicht hinſtellen und ſagen, das 
Geld geht nicht verloren. Wenn ein ſolcher Fall ein⸗ 
tritt, ſo müßte der Staat aus Preſtige⸗Rückſichten der 
anderen Inſtitute wegen ſagen, er werde den Betrag 
von einer Million in irgend einer Form vorſtrecken. 
Die Kaſſe wird eröffnet, die Forderungen werden er⸗ 
füllt. So müßte eine pflichtbewußte Regierung han⸗ 
deln. Die Bevölkerung ſteht vor der Tür, alles rebel⸗ 
liert. And da wird eine weiße Salbe durch die Preſſe 
gegeben, die Bevölkerung werde nichts verlieren, 
ſieben Millionen Grundbeſitz ſeien vorhanden. Wenn 
die übrigen Sparer Geld bei den Sparkaſſen haben, 
ſagt man von dieſer Stelle: Habt keine Angſt, wir ſind 
liquide, es wird alles bezahlt, wir können jeden Be⸗ 
trag erfüllen. 

Ich warne Neugierige! Wenn die Danziger Spar⸗ 
kaſſen in die Situation kämen, einen Run der Danzi⸗ 
ger Sparer aushalten zu müſſen, würden ſich tolle 
Situationen ergeben. Die Gelder, die gegen faule In⸗ 
kaſſi auf Mehl, Getreide und Grundſtücke ausgeliehen 
ſind, ſind nicht eintreibbar, wenigſtens nicht in ab⸗ 
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(Rahn, Abgeordneter.) - 

ſehbarer Zeit. Herr Senator Dr. Volkmann ſagte, er 
nähme an, daß ich mit ihm einig gehe, daß die Spar⸗ 
kaſſen in der Inflationszeit derartige Geſchäfte be⸗ 
treiben mußten, ſonſt hätten ſie keine Aufwertung 
geben können. (Zuruf des Senators Dr. Volkmann.) 
Es hätte gar nichts geſchadet, wenn ſie die Papier⸗ 
laſten nicht hätten entwerten laſſen und zugemacht 
hätten. Für die Sparer wäre mehr herausgekommen, 
als jetzt aufgewertet wird. In der Inflationszeit hat 
kein Sparer etwas verdient. Im Gegenteil, in der 
Inflationszeit haben die Geldeinzahler von Giroein⸗ 
lagen alles verloren und die Sparkaſſe hat einige 
weſentliche Gewinne gemacht. Die Kaſſe ſollte ihre 
Aufwertungsbeiträge nicht aus den Inflationsgewin⸗ 
nen bezahlen, die ſie zwei Jahre lang gemacht hat, ſon⸗ 
dern ſollte aus den Hypothekenaufwertungen aufwer⸗ 
ten. Wenn die Sparkaſſe auf ihr Geſchäft beſchränkt 
geblieben wäre, nämlich auf das Ausleihen von Spar⸗ 
mitteln auf langfriſtige Hypotheken, dann wäre für 
die Sparer etwas übrig geblieben. Aber was machte 
man? Der Kaſſenvorſttzende, Zeitungsverleger Fuchs 
von den „Danziger Neueſten Nachrichten“ ließ ſi 
zwei Millionen Hypotheken von 200 000 Mark Gold- 
wert auf 10 Jahre geben. Nach einem Jahr zahlte er 
ſie an die Sparkaſſe zurück mit dem zehnfachen Betrag, 
und zwar im Gegenwert von einer Zigarre. Die „Dan⸗ 
ziger Neueſte Nachrichten“ und die „Danziger Zei⸗ 
tung“ haben über dieſen Skandal nichts geſchrieben. 
Die übrigen Hypothekenſchuldner der Sparkaſſen 
zahlten mit größter Beſchleunigung das Geld mit vier⸗ 
fachem Aufgeld zurück und haben ſchuldenfreie Häuſer. 
Die Sparkaſſeneinleger werden nach ungefähr ſieben 
oder acht Jahren 5 oder 10 Prozent aus den Gewinnen 
der Sparkaſſen, wenn ſolche vorhanden ſein würden, 
bekommen. 

Dieſer Sparkaſſenbetrug in Danzig an den Sparern 
iſt furchtbar kraß. Die Verantwortung fällt auf die 
Männer, die im vorigen Senat ſaßen, auf Herrn 
Dr. Ziehm und auf die andern hauptamtlichen Sena⸗ 
toren, die noch heute im Senat ſind. Hätten dieſe 
Senatoren die Geſchäfte des Staates mit einigem Ver⸗ 
ſtand geführt und ihrer Aufſichtspflicht gegenüber den 
Kommunen genügt, dann ſtänden die Sparer heute 
nach der ſogenannten Aufwertung nicht vor dem 
Nichts, ſondern ſie würden etwas erhalten haben. Aber 
mit viel Worten ſucht Herr Senator Dr. Volkmann, 
wie bekannt, alles gut zu machen. Ich wundere mich, 
daß er nicht ſagt, die ganze Sparkaſſengeſchichte ſteht in 
geheimen Akten, über die Sachen dürfen wir nicht 
ſprechen. 

Bei der Gelegenheit möchte ich unſerem Finanz⸗ 
ſenator noch auf eine Maßnahme aufmerkſam machen, 
die ihn als Finanzſenator in Bezug auf das Zoll⸗ 
departement intereſſteren wird. In dieſem Fall Oliva 
ſind einige neu angekommene Automobile aus dem 
Zollgewahrſam herausgenommen worden und der Zoll 
iſt nicht bezahlt worden, ſondern man iſt ihn im Be⸗ 
trage von 6500 Zloty ſchuldig geblieben. Die Werte 
ſind von dem Herrn Verwalter dieſer Angelegenheit 
einbehalten worden. Dadurch iſt die Zollkaſſe um 
dieſen Betrag geſchädigt. Die verantwortlichen Be⸗ 
amten laufen bereits in Danzig umher, um den Zoll⸗ 
betrag einzutreiben, damit ſie keine Ungelegenheiten 
haben. Es wäre ſehr gut, wenn Herr Senator Dr. 
Volkmann in dieſer Sache einmal nachſähe, daß die 
Beamten ihre Pflicht erfüllen, wie es die Geſetze vor⸗ 
ſchreiben und nicht Automobile 
geben, die pleite ſind oder kurz vor dem Konkurs 
ſtehen, ohne dafür Geld bekommen zu haben. Das 
ſind doch Gelder, an denen die Stadt Danzig prozen⸗ 


tualiter beteiligt ift. Es würde ſehr gut fein, wenn 


der Vertreter des Senats Auskunft über dieſe Frage 
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gäbe, aber nicht am Sankt Nimmerleins⸗Tag, ſondern 
in der nächſten Volkstagsſitzung. 

Ich würde es auch begrüßen, wenn Herr Senator 
Dr. Schwartz die heute gemachten Ausführungen 
weiter prüfte und feſtzuſtellen verſuchte, wo Anfang 
vorigen Jahres die Ermittelungen geſchwebt haben 
und wie ſich der Fall mit dem Landrat Poll und mit 
dem Gemeindevertreter Pranſchke abgeſpielt hat. 
(Zwiſchenruf des Senators Dr. Schwartz.) Ich will 
Sie nicht perſönlich für dieſe Dinge verantwortlich 
machen, da Sie ziemlich ſpät das Dezernat übernom⸗ 
men haben. Aber die Angelegenheit intereſſiert und 
muß nachgeprüft werden. Es wird ſich vielleicht auch 
ohne einen Anterſuchungsausſchuß herausſtellen, wo 
die wirklich Schuldigen in dieſer Angelegenheit ſitzen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Senator Dr. 
Volkmann. ; 

Dr. Volkmann, Senator: Ich bitte m. D. u. H., 
noch eine ganz kurze Bemerkung machen zu dürfen, aber 
nur zu einem Teil der ſoeben gemachten Ausführungen: 
Zunächſtt hat Herr Abg. Hohnfeldt durch ſeinen Kollegen 
Rahn die Anfuage hierher gerichtet, ob 300 000 G., fo 
hieß es wohl, (Abg. Hohnfeldt: Ich habe keine 
Summe genannt!) von der Poſtverwaltung an die 
Sparkaſſe in Oliva gegeben worden ſeien. Die Angele⸗ 
genheit iſt, wie meiſtens in ſolchen Fällen, nur halb rich⸗ 
tig. Die Poſtverwaltung, die ja bezüglich der Gelddis⸗ 
poſitionen ſelbſtändig iſt, hat der Gemeinde Oliva 
300 000 G. gegeben, ein Betrag, der heute noch aus- 
steht. (Abg. Hohnfeldt: Für die Sparkaſſe.) Das 
Geld iſt für die Sparkaſſe an die Gemeinde gege⸗ 
ben. Schuldner iſt die Gemeinde. Infolgedeſſen hängt 
die Poſtverwaltung tatſächlich bei der Gemeinde Oliva, 
aber nicht bei der Sparkaſſe. Ich habe noch fochen die 
beſtimmte Erklärung ſeitens des Herrn Staatsrats Zan⸗ 
der bekommen, daß die Gemeinde dafür haftet. 
Sache ſcheint hiernach aufgeklärt zu ſein! Im übrigen 
iſt die Frage, wer Schuldnerin iſt, nach meiner Anſicht 
ohne Bedeutung. (Abg. Rahn: Es iſt alles ohne Be⸗ 
deutung.) In dem einen Fall haftet die Gemeinde 
für die Sparkaſſe, im andern Fall haftet die Gemeinde 
direkt. (Abg. Hohnfeldt: Alſo iſt doch die Behaup⸗ 
tung richtig.) Die Poſtverwaltung hat noch an meh⸗ 
rere Gemeinden Geld gegeben. Dies iſt kein beſonders 
großer Betrag. Es handelt ſich im weſentlichen um die 
Poſtſcheckgelder, die ausgeliehen worden ſind. 

Die Girobank geht den Staat nichts an. Die Giro⸗ 
bank iſt eine Aktiengeſellſchaft. Sie iſt nicht, wie Herr 
Abg. Rahn behauptet hat, eine Gründung der Dangi” 
ger Sparkaſſen, ſondern ein ſelbſtändiges Inſtitut, ſie iſt 
auch keine Zuſammenfaſſung der Danziger Sparkaſſen . 
M. D. u. S.! Ueber die Geſchäfte der Girobank hier 
Auskunft zu geben, kann man von mir ebenſowenig perz 
langen wie über die Geſchäfte eines Herrn X, Y oder 3. 
Ich nenne abſichtlich keine Namen. Die Girobank iſt ein 
reines Privatinſtitut. Wenn etwas bei dieſem Inſtitu 
nicht in Ordnung ift, dann haben wir weder im kom 
munalen Auffichtswoge, noch auf eine andere Weiſe die 
Möglichkeit der Einwirkung. Nach allem, was ich übe 
dieſe Bank gehört habe, glaube ich, daß Herr Abg. Rahn 
Recht hat. Wenn es nun aber auch noch viel ſchlimmer⸗ 
wäre, jo find wir ohne jede Handhabe. Außerdem ! 
auch für die Sparkaſſen oder den Staat unmitt 170 
nichts zu beſorgen. Die Sparkaſſen find an der Ge 
bank nicht beteiligt. Die Leidtragenden würden die 
tionäre fein, s > 

Drittens ift hier erklärt worden im Januar Verg 


genen Jahres wäre hier über das Engagement N über 


geſprochen worden. (Abg. Rahn: Nein, nicht 


das Engagement Raubes, ſondern üben Oliva.) ne 2 
viel ich weiß, ergaben die Reviſionsberichte im Ja N 
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vergangenen Jahres ein ganz ordnungsmäßiges Bild. 
Jedenfalls hat Raube im Januar vergangenen Jahres, 
wenn er überhaupt einen Pfennig ſchuldig war, (Abg. 
Janzen: Nein! Es hat im Februar angefangen!) 
Alſo dann muß ich ſchon ſagen, dieſe prophetiſche Gabe: 
„Ich habe es im Januar vergangenen Jahres voraus⸗ 
geſagt“, iſt ziemlich ſtark. Das aber iſt richtig, Herr 
Abg. Rahn, die Sparkaſſen und ihre Geſchäftsgebarung 
ſind für mich ein Gegenſtand dauernder Sorge geweſen. 
Ich habe es auch immer dem Kollegen von der Abteilung 
es Innern mitgeteilt, wenn ich Meldungen ſolcher Art 
erhielt. Die Abteilung des Innern hat dann nicht an⸗ 


ders handeln können als die Reviſionsprotokolle nachzu⸗ 
) 9 


ſehen oder beſondere Reviſionen zu veranlaſſen. In der 
Tat ſind ſolche Reviſionen auch wiederholt angeordnet 
worden. Die Abteilung des Innern hat den Reviſions⸗ 
berichten die größte Aufmerkſamkeit gewidmet, und da⸗ 
urch iſt ja die ganze Angelegenheit herausgekommen. 
Präfident: Das Wort hat der Herr Abg. Evert. 
Evert, Abgeordneter (Z.): Meine verehrten Damen. 
und Herren! Herr Abg. Rahn hat heute ganz beſon⸗ 
ders auch die Sparkaſſe der Stadt Danzig in den Be⸗ 
reich ſeiner Betrachtung gezogen. Da hier drei Mit⸗ 
glieder dieſes hohen Hauſes Vorſtandsmitglieder der 
Sparkaſſe ſind, möchte ich Herrn Abg. Rahn auf ver⸗ 
ſchiedene von ihm begangene Irrtümer aufmerkſam ma⸗ 
chen. Herr Abg. Rahn hat von dieſer Stelle aus viel 
unglückliche Reden gehalten, aber die heutige Rede war 
ein Verbrechen an unſerem Danziger Volk. Aus Herrn 
Abg. Rahn haben heute die Großbanken Danzigs ge 
brachen, die die Stadtſparkaſſe Danzig ſchon lange mit 
cheelen Augen betrachten und ſie am liebſten bei der 
eften Gelegenheit abgewürgt hätten. Herr Rahn ſtellte 
ich auf den Standpunkt, daß der Vorſtand der Spar⸗ 
kaſſe der Stadt Danzig Geſchäfte machte, für die er ſpä⸗ 
er nicht die Verantwortung übernehmen könnte. Herr 
bg. Rahn, Sie können vollkommen darüber beruhigt 
ein, der geſamte Vorſtand, den Sie ganz genau ken⸗ 
nen, wird ſtets und ſtändig hinter den Geſchäften ſtehen 
m die volle Verantwortung für die Geſchäfte über⸗ 
de hmen. Herr Abg. Rahn, Sie als alter Kaufmann, 
er manches beſſer weiß als ein anderer, der nicht kauf⸗ 
männiſch tätig iſt, Sie werden als Kaufmann wiſſen, 
ah es ſchwer iſt und fein wird, die Sparkaſſe in kurzer 
k eit auf den alten Betrieb umguftelen. Es kann Ihnen 
u) nicht entgangen fein, daß der Vorſtand ſeit einem 
N te und länger das Beſtreben hat, die Geſchäfte an 
re Stadtbank überzuleiten. (Abg. Rahn: Das 
i mmt micht]) Dann wiſſen Sie wieder beſſer Be⸗ 
WED, als die, die im Vorſtande tätig find. (Abg. 
9 „Ich werde darauf antworten!) Seit über 
es . Jahre, das wird von allen beſtätigt werden, die 
ein diſſen, gehen wir ſehr eifrig daran, eine Stadtbant 
haben aden, die in kürzeſter Zeit kommen wird. Sie 
dal n hier von einem Krach oder von einem Fuchsſkan⸗ 
kaſſe eſerochen, der ſich einmal bei der Danziger Spar- 
Tuys ont haben ſoll. Waren Sie nicht zurzeit dieſes 
(Abg Nandals Mitglied des Vorſtandes der Sparkaſfe? 
Neid Rahn: Darum bin ich auch ausgeſchieden!) 
wein, Sie waren Mitglied. Ich ſagte Ihnen damals 
er Sta noch itglied. Ich ſagte Ihnen damals 
„Stadtverordnetenverſammlung, Herr Rahn, die 
erſuch 985 gefällt mir auch nicht, wir wollen ſie näher 
gen. Sie rückten aber aus und überließen es 
„Die Kaſtanien aus dem Feuer zu holen. Sie 
W Sie wollten mit der Sache nichts zu tun 


nun eifen und zu jagen, daß Sie dieſen Skandal 
en Den wollten. Mut liegt eben nicht jedem 
a x Sparkaſſe der Stadt Danzig iſt in ganz 
Ar on zwei Treuhandgeſellſchaften revidiert 
ich das müſſen Sie willen, Herr Abg. Rahn. 


ſchieden aus. Da hätten Sie Gelegenheit ge⸗ 


Ich will auf Ihre Angriffe nicht allzuſehr eingehen. m 
(Abg. Rahn: Sie ſind auch Regierungsvertreter!) Ich 
ſpreche als Abgeordneter. Da ich Vorſtandsmitglied der 
Sparkaſſe bin, muß ich Antwort geben. Eins muß ich 
Ihnen auf den Weg geben. Wenn wir die Geſchäfte ge⸗ 
macht hätten, die Sie von uns verlangten, ſo ſtände es 
jetzt um die Sparkaſſe ſchlecht. Sie werden ſich entſin⸗ 
nen, daß Sie im Beiſein eines Ihrer früheren Kollegen 
auf dem Langenmarkt ſagten: „Kinder, borgt mir 
40 000 Gulden, ich brauche die ſofort.“ Als wir Sie 
fragten, ob Sie Objekte hätten, die Sie beleihen laſſen 
könnten, erwiderten Sie, der Name Rahn wäre für 
40 000 Gulden ſicher. Man ſoll alſo nicht mit Steinen 
werfen, wenn man derartige Anſinnen an die Vor⸗ 
ſtandsmitglieder der Sparkaſſe geſtellt hat, die aber vor⸗ 
ſichtig waren. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 


Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): Ich habe nur 


eine ganz kurze Erklärung abzugeben. Verſchiedene Mit⸗ 


glieder des hohen Hauſes haben vorhin gelacht, als ich 
Herrn Abg. Rahn einen Zettel ſchickte. Ich glaube, 
Ihnen wird mach den letzten Mitteilungen des Herrn 
Senators Dr. Volkmann das Lachen doch etwas vergan⸗ 
gen ſein. Nach meiner Kenntnis ſteht es mit den übrr⸗ 
gen Sparkaſſen auch nicht allzu glänzend. Außer Oliva 
könnte man noch die Sparkaſſe des Kreiſes Danziger 
Höhe und andere nennen. Ich habe mich veranlaßt ge⸗ 
ſehen, Herrn Abg. Rahn den Zettel zu ſchicken, weil ich 
aus perſönlichen Gründen nicht ſelbſt ſprechen wollte. 
Wenn der Senat den Dingen nicht ganz und gar auf 
den Grund geht, ſo werden die Befürchtungen der Spa⸗ 
ver nur vergrößert, und eine Belebung des Sparſinns 
iſt nicht zu erwarten. Ich habe bisher nur von einer 
geringeren Summe gewußt, die die Poſtverwaltung an 
die Gemeinde Oliva gegeben hat. Dabei iſt es vollſtän⸗ 
dig gleichgültig, ob die Sparhaſſe Oliva das Geld direkt 
bekommt oder durch die Gemeinde. Das hat ja bereits 
Herr Senator Dr. Volkmann betont. Darum ſoll auch 
nicht geſagt werden, es ſeien keine ſtaatlichen Gelder ge⸗ 
geben, wenn doch welche gegeben ſind. Das möchte ich 
feſtſtellen. 

Prüſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter: (Soz. P.): Herr Abg. Evert 
hat auf Inſpiration des Herrn Senators Dr. Volkmann 
das Wort ergriffen und einige Ausführungen gemacht, 
die außerordentlich intereſſant und eigenartig waren. 
Herr Abg. Evert, um gleich mit dem Schluß anzufan⸗ 
gen, hat mir ein Geſpräch auf dem Langenmarkt ange⸗ 
dichtet. (Abg. Evert: Soll ich den Zeugen holen, der 
iſt hier im Hauſel) Ich ſoll dabei zwei Vorſtands⸗ 
mitglieder der Sparkaſſe gefragt haben, ob ich einen 
Kredit von 40 000 Gulden erhalten könnte. Herr Abg. 
Evert, wenn ich einen Kredit von nur 40 000 Gulden 
benötige, dann brauche ich die Sparkaſſe nicht. Ich 
brauche auch keinen Kredit für den zehnfachen Betrag. 
Zu einem derartigen Inſtitut, das von Hampelmännern 
und dem Senat (Abg. Evert: Da waren Sie auch 
dabei!) geleitet wird, darunter einem Angeſtellten, 
der auf den Wink eines Senators hin von dieſer Stelle 
Reden hält, gehe ich nicht. Ich halte es als Kaufmann 
für unter meiner Würde, mit dieſem Inſtitut Geſchäfte 
zu betreiben. Herr Abg. Evert wies darauf hin, daß ich 
bei einer Angelegenheit Fuchs ſeiner Zeit nicht in der 
Stadtverordnetenverſammlung das Wort ergriffen 
habe. Sie ſcheinen nicht zu wiſſen, daß die Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung mit der Hypothekengewährung +» + 
„(Zuruf des Abg. Evert.) Ihnen ſind die Begriffe ver⸗ 
wirrt. Nachdem das Stadtverordnetenkuratorium Herrn 
Fuchs das Darlehen gegen Unterlagen bewilligt hatte, 
ſtand die Angelegenheit zu jener Zeit in der Stadtver⸗ 
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(Rahn, Abgeordneter.) 

ordnetenverſammlung gar nicht zur Debatte. Ich habe 
damals im Sparkaſſenvorſtand zu den anweſenden Her⸗ 
ren, die mir befreundet waren, geſagt, ich machte dieſe 
Schweinerei, dieſen Ausdruck gebrauchte ich, nicht mehr 
mit. Ich hielt das für eine Korruption ſchlimmſter Art. 
Bei erſter paſſender Gelegenheit habe ich die Angelegen⸗ 
heit zur öffentlichen Kenntnis gebracht, während die an⸗ 
deren Herren dazu geſchwiegen haben und heute noch in 
einem derartigen Korruptionsvorſtand ſitzen. Wenn 
Herr Abg. Evert meinte, heute hätte von dieſer Stelle 
aus ein Vertreter der Großbanken geſprochen, ſo irrt er 
ſich. Ich habe mit Großbanken nichts gemein. Ich 
werde von den Großbanken nicht bezahlt, wie Herr Abg. 
Evert vom Staat als Staatsangeſtellter. 

Präſtdent: Ich glaube nicht, daß der Herr Abgeord⸗ 
nete Staatsangeſtellter iſt. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Doch, er war Kon⸗ 
trollbeamter im Wirtſchaftsamt und iſt dann zu einer 
anderen Behörde übernommen worden. Es iſt zu ver⸗ 
ſtehen, daß er ſich degradiert und auf Weiſung eines 
Senators Erklärungen abgibt. In einem derartigen 
Verhältnis befinde ich mich nicht. Ich bin ein ſelbſtän⸗ 
diger Kaufmann, der, wenn er Engagements eingeht, 
jte auf fein Wort erfüllt und von niemand, fei es Senat, 
Bankdirektion oder ſonſt jemand Aufträge oder Weiſun⸗ 
gen annimmt. Ich bin vollſtändig ſelbſtändig. Mein 
Auftreten in der Oeffentlichkeit beweiſt, daß ich von nie⸗ 
mand abhängig bin. Sonſt würde ich mir ein derarti⸗ 
ges, die Wahrheit ans Licht bringendes Verhalten nicht 
leiſten können, | 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. (Abg. 
Evert: Ich bitte zur perſönlichen Erklärung das Wort!) 
Das kann nur nach dieſem Punkt der Tagesordnung ge⸗ 
ſchehen. (Abg. Evert: Ich habe meine Wortmeldung 
ſchon vorher eingereicht.) Der Zettel liegt nicht hier. 
(Abg. Rahn: Vor Schluß der Sitzung gibt es perſön⸗ 
liche Bemerkungen!) Jetzt kann ich jedenfalls das 
Wort nicht geben. Ich habe gebeten, die Wortmeldungen 
rechtzeitig einzureichen. Die Beſprechung iſt jetzt ge⸗ 
ſchloſſen. Wir kommen zur Einzelberatung der Haus⸗ 
haltspläne. Es liegt den einzelnen Haushaltsplänen 
immer eine Druckſache bei, die den Bericht des Haupt⸗ 
Ausſchuſſes enthält und die Abänderungen angibt, die 
der Hauptausſchuß an der Senatsvorlage jetzt vorge⸗ 
nommen hat. Ich erlaube mir den Vorſchlag, zur Ab⸗ 
ſtimmung und zur Beſprechung immer dieſen Bericht des 
Haupt⸗Ausſchuſſes zur Grundlage zu machen. Dann 
jind nur wenige Abänderungsanträge, bezw. Entſchlie⸗ 
pungen, Wenn keine Abänderungsanträge vorliegen, 
keine Entſchließungen und keine beſonderen Wortmel⸗ 
dungen, ſo ſchlage ich vor, daß wir über die einzelnen 
Haushaltspläne im ganzen abſtimmen. Wird Einzel⸗ 
abſtimmung gewünſcht, ſo gehe ich ſofort darauf ein. 
Ich darf dann ſo verfahren. Ich rufe auf: 

Haushaltsplan des Volkstages. 
Druckſache Nr. 1714 zu Nr. 920. Ich darf wohl ohne 
beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß er angenom⸗ 
men. ift, 
Haushaltsplan der Allgemeinen Verwaltung. 
Druckſache Nr. 1715 zu Nr. 9205 angenommen. 
Haushaltsplan für Soziales, Kirchen⸗ und 
Geſundheitsweſen. ne 
Druckſache Nr. 1716 zu Nr. 920; angenommen. 
Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, 
und Volksbildung. i 
Druckſache Nr. 1717 zu Nr. 920; angenommen. 
Haushaltsplan der Verwaltung des Innern. 
Druckſache Nr. 1718 zu Nr. 920. (Abg. Philipſen: 
Ich bitte um Abſtimmungl) Hierzu liegen vier Ent⸗ 
ſchließungen und eine Eventualentſchließung vor. Ich 


Kunſt 


Haushaltsplan des Innern enthält. 


weiß nicht, ob die letztere ſchon verteilt iſt. Ich werde 
jie nachher verleſen. Andere Abänderungsanträge liegen 
nicht vor. Ich eröffne die Beſprechung zum Haushalts⸗ 
plan der Verwaltung des Innern. Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über die Druckſache Nr. 1718, 
die die Aenderungen des Hauptausſchuſſes an dem 
Nachher kommen 
wir zu den Entſchließungen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die den Haushaltsplan der Verwaltung des 
Innern annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht!) Das iſt die Mehrheit. Er 
iſt angenommen. Wir kommen zu der Entſchließung 
des Herrn Abg. Herrmann und Fraktion, Druckſache 
Ne T 

Der Senat wird erſucht, bei der Schutzpolizei die 
Verwandlung der dort vorgeſehenen Arbeiterſtellen 
in Angeſtelltenſtellen nach denſelben Grundſätzen 
vorzunehmen, wie es bei der Stadtgemeinde Danzig 
(J. B. Krankenhaus) auf eigenen Antrag des Senats 

hin geſchehen iſt. 


Wenn dieſe Entſchließung abgelehnt werden ſollte, hat 


der Herr Abg. Herrmann und ſeine Fraktion eine Even⸗ 


tualentſchließung eingebracht, Druckſache Nr. 1782, die 


wohl noch nicht in ihren Händen iſt: 

Der Senat wird erſucht, zu prüfen, ob bei der 
Schutzpolizei die Verwandlung der dort vorgeſehenen 
Arbeiterſtellen in Angeſtelltenſtellen nach denſelben 
Grundsätzen vorgenommen werden kann, wie es bei 
der Stadtgemeinde Danzig, (z. B. Krankenhaus) auf 
eigenen Antrag des Senats hin geſchehen iſt. ö 

Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über die Entſchlie⸗ 


zung, Druckſache Nr. 1741 des Abgeordneten Herrmaun 
9 ) ge 5 


und Fraktion. Ich bitte die Damen und Herren, die die 
Entſchließung, Druckſache Nr. 1741 annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht!) Das 
iſt die Minderheit, Die Entſchließung iſt abgelehnt. Wir 
kommen nun zu der Eventualentſchließung des Herrn M 
Abg. Herrmann und Fraktion, die ich Jochen verleſen habe. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieje Eventualent⸗ 
ſchließung annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 


heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. ; 
Eventualentſchließung iſt angenommen. Wir kommen 


nun zur Abſtimmung über die Entſchließung des Herrn 


Abg. Herrmann und Fraktion, Druckſache Nr. 1742; 
Der Senat wird erſucht, den verheirateten frühe 

ren Schupobeamten die Gerichtskoſten, die ihnen 

durch die gegen ſie von einer Abteilung des Senats 

ale umge Räumungsklage entſtanden find, zu er 

ratten. 


Ich bitte die Damen und Herren, die die Entſchließung, 


Druckſache Nr. 1742 annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das ijt die Mindat 
heit. Sie ift abgelehnt. Wir kommen nun zur Entſchlie? 
kung des Herrn Abg. Dr. Wagner und der Deutſchlibe? 
valen Fraktion, Druckſache Nr. 1749. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Dr. Wagner. 1 
Dr. Wagner, Abgeordneter (Lib.): Wir ziehen den 
Punkt e der Entſchließung, Druckſache Nr. 1749, zurück, 1 
Präſident: Die Entſchließung beſteht dann nur noch 
aus den Punkten a und b: Š pE 
Der Senat wird erſucht, unverzüglich eine A 
einheitlichung der Polizeiverwaltung in der For 


durchzuführen, daß J z i 
a) alle Zweige des Polizeiweſens Geinſchließ en 
Schutzpolizei, Landjägerei und Polizeiſchule) 
Leiter der Polizeiverwaltung unterſtellt, mei 
b) die verſchiedenen Arten der Exekutivpo erei 
(Schutzpolizei, frühere blaue Polizei, Landjäg 
njw.) miteinander verſchmolzen werden. ung ' 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Entſchließ AERA 
des Herrn Abg. Dr. Wagner, Druckſache Nr. 174% ge 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. me 
ſchieht.) Das ift die Mehrheit, fie ift ungemein, 
Wir kommen nun zur Entſchließung des Herrn A 
Raſchke und Fraktion, Druckſache Nr. 1764: 
f A x 
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ý (A) (Präfident,) (©) 


Sämtliche Beamte und Angeſtellte der Schutz⸗ Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Da die Etatsreden immer ein großes Aufräumen und 
Aufwaſchen darſtellen, möchte ich dem Herrn Leiter der 
Abteilung für Oeffentliche Arbeiten einige Mitteilungen 
machen. Mehrfach iſt von den Baugewerkſchaften und 
den Architekten darüber geklagt worden, daß die Ober⸗ 
beamten der Abteilung für Oeffentliche Arbeiten in einem 
derartigen Umfange Privatarbeiten angenommen ha⸗ 
ben, daß dadurch die Privatinduſtrie und die Privat⸗ 
architekten aufs ſchwerſte geſchädigt worden ſind. Es 
find mir eine Reihe von Fällen genannt worden. Den 
Geſchäftsneubou deu. Firma Cuttner fol der Regie- 
rungsbauführer Glienke zum Teil während der Dienſt⸗ 
ſtunden ausgeführt haben. Der Bau des Kaſinohotels 
durch einen Herrn von der Hochſchule kann damit be⸗ 
gründet werden, daß die beteiligten Herren der Hoch⸗ 
ſchule ſich praktiſch fortbilden wollen. Von jeher iſt es 


polizei ſind, ſoweit ſie nicht verheiratet und eigene 
Wohnung haben. in Einzel Quartieren außerhalb 
der Kaſernements unterzubringen. Der Dienſt der 
Beamten darf nur inſoweit in geſchloſſenen For⸗ 
mationen ſtattfinden, als es zur Sicherheit des 
Publikums (Unterricht) und zur eigenen Sicherheit 
der Beamten erforderlich iſt. Im übrigen darf der 
Dienſt den Rahmen einer Polizeimannſchaft entſpre⸗ 
chend nicht überſchreiten. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Entſchließung 

annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 

(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; ſie iſt abgelehnt. 

N Wir kommen dann zu Punkt 6: 

£ Haushaltsplan der Handels- und Gewerbe- 

1 verwaltung. 

Druckſache Nr. 1719 zu Nr. 920; angenommen. 

0 Haushaltsplan der Juſtizverwaltung. 
Druckſache Nr. 1720 zu Nr. 920. Hierzu liegt ein Mb- e ; ; = 3 
änderungsantrag des Herrn Abg. Herrmann und Frak- die Auffaſſung der Regierung geweſen, daß den Beamten 
tion, Druckſache Nr. 1743 vor, ferner eine Entſchließung | 3! ihrer Fortbildung die Nebenarbeit irgend wie geſtat⸗ 


des Herrn Abg. Philipſen und Fraktion, Druckſache Nr. tet werden ſoll. Im allgemeinen war es aber im preu⸗ 


1740 und 2 Entſchließungen des Herrn Abg. Herrmann ßiſchen Staate üblich, daß größere Arbeiten, die über den 
r ea ae ee ee e Sr Mir] Betrag von 1000 Mark hinausgingen, öffentlich aus- 
und Fraktion, Druckſochen Nr. 1744 und 1745. Wir e „ 
ſtimmen zuerſt über den Abänderungsantrag des Herrn geſchrieben wurden. Von dieſer Regel hat man neuer⸗ 
Abg. Herrmann, Druckſache Nr. 1743 ab: dings „ Wir würden wünſchen, eine 
S ; In die Ausgabe für die Strafanſtalt ift eine neue ähnliche „ hier in Danzig wieder eingeführt out 
Poſttion einzufegen: ſehen. Größere Umbauten gelangen faſt immer durch 
G. 65 000, — für Einrichtung von Spülkloſetts] die Bauräte des Senats zur Bearbeitung, da die Her⸗ 
i 111 | en, Die die Boarbeitung Der Profetie haben, bamn oud 
1 ſetzung der Orgel. 3 gleichzeitig ſich für die Genehmigung bei der Polizei ver- 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Abände⸗ m NeR it Br ea a ‚eb ſich Kane 
rungsantrag zuſtimmen wollen, fih von den Plätzen zu 11 5 f 2 Boat A teflenarbei 1 . 
= Weide). an % n een Jolen. ee ee e . 
Antrag ift abgelehnt. Ich itele feft, daß der Juſtizetat, hauptungen ſtimmen, kann ich nicht nachprüfen. 
wie er in der Druckſache Nr. 1720 enthalten ijt, ange- Es wird Aufgabe des Senats ſein, den Klagen nach⸗ 
e nommen iſt. Wir kommen nun zu der Entſchließunge zugehen, die des öfteren in den Zeitungen, z. B. in der 
des Herrn Abg. Philipſen und Fraktion, Druckſache Nr.] „Neuen Zeit“, und in den Beſchwerden der Architekten 
1740: beim Senat erhoben worden ſind, damit dieſem Uebel⸗ 
ſtand abgeholfen wird. Ein ganz eigenartiger Fall war 
der Umbau der Firma Jacobſohn in der Langgaſſe, bei 
dem zunächſt Oberbaurat Wolff beſchäftigt ſein ſollte, 
bis ihm auf Einſpruch der Architekten dieſer Auftrag 
entzogen wurde. Als Herr Jacobſohn von einem Pri- 


~ 


D) 


Der Senat wird erſucht, die freigewordene Stelle 
J eines Senatspräſidenten beim Obergericht nicht eher 
S zu beſetzen, bis ſich überſehen läßt, ob fie durch die 
l neue Juſtizreform nicht eingeſpart werden kann. 


A 
* Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Entſchlie⸗ 


15 ung zuſtimmen wollen, fih von d lat: erheben, 7 8 are, : 
| eigene) ah bie um Die Begenproße (Ger | Mrluräitften gefragt tube, warum er dem Baurat 
Mich) Die Mehrheit ſteht jet, der Antrag Pillip- | Wolf den Muftung gegeben habe, extlärte ex, ex Kraut 


einen beſonderen Baukonſens und außerdem habe er 
das Bedürfnis, den Vogelhändler in der Hundegaſſe aus 
der Wohnung hinauszubringen. Ich will nicht anneh⸗ 
men, daß der Oberbaurat Wolff benutzt werden ſollte, 
um dem Bauherrn auf unlautere Art und Weiſe Vor⸗ 


fen iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Entſchließung 
t ” i zen Abg. Herrmann und Fraktion, Druckſache 
K 1744: ; ' 


TE. Die Abgeordneten haben das Recht, die Straf- 
i ie anſtalten in der Freien Stadt in den ordentlichen 


I 3 Geſchäftsſtunden unangemeldet zu beſuchen und mit teile in Wohnungsangelegenheiten zu verſchaffen. Es 
nen poengene unter der für die Beſucher vorge | liegen noch weitere Beſchwerden vor. Der Bau der 
| Ich bitte die FAN ER ee Entſchl Schule in Ohra ſollte dem Baurat Richert übertragen 
{t Bug e und en 1 5 IR te | werden, nachdem er Projektbearbeiter ſeitens des Se⸗ 
64 (Gefi! nmen wollen, fih von den Plätzen zu erheben: | nats geweſen war. Bei den Bauarbeiten, die durch 
bung feht. Das ift die Minderheit, die Entſchlie⸗] Herrn Profeſſor Klöppel ausgeführt werden, führte die- 


9 ift abgelehnt. Wir kommen nun zur Entſchlie⸗ 


ii 15 l f er nicht nur die Privatarbeit aus, ſondern nahm auch 
? ping 8 Herrn Abg. Herrmann und Fraktion, Druck⸗ N 5 Í 1 
4s: 


noch ſtaatliche Mittel in Anſpruch, ſein Dienſtzimmer 
und das Dienſttelephon, ſeine ſtaatlichen Aſſiſtenten, die 
er ebenfalls für ſeine privaten Zwecke anſpannte. Ein 
weiterer Herr, der vielfach privat beſchäftigt worden iſt, 
ift Herr Peters vom Baupolizeiamt. Da der Haupt⸗ 
klageführer der privaten Architekten ein Architekt Pe⸗ 
ters iſt, kam es vor, daß bei der Einreichung eines Bau⸗ 
projektes die Vorlage des Herrn Peters von der Bau⸗ 
polizei von Herrn Charyſius geſtrichen wurde, weil er an⸗ 
nahm, daß dieſer Herr der Klageführer Peters ſei. Es 
handelte fih um den eventuellen Ausbau des Zeughaus⸗ 
kellers. Dabei ift zu bemerken, daß dem St. Georgs- 
keller Langgaſſe, Ecke Wollwebergaſſe, keine volle Kon- 
zeſſion erteilt wurde. Herr Peters, von der Baupolizei, 
ſoll jedoch erklärt haben, er würde für den Zeughaus⸗ 


di Der Senat wird ale für ausreichenden Gottes⸗ 

1 8 in der Strafanſtalt der Freien Stadt Danzig 
£ 90 ſorgen, da ſich herausgeſtellt hat, daß der bisher 
f nur haltene Gottesdienſt nicht ausgereicht hat, weil 

A nehmen die Hälfte der Strafgefangenen daran teil⸗ 
Ich bitte die mn b 1 ) 
Fung ia Damen und Herren, die dieſe Entſchlie⸗ 
(GGeſchieh Amen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
it angen 1 Das ij Die Mehrheit, die Entſchließung 
krotzdebenommen. Ig. Raschke: Stinken kaun es 
tem en Zellen!) g. Raſchke: Stinken kann es 


5 auc agshaltsplan für öffentliche Arbeiten. 


ſprechunde er. 1721 zu Nr. 920. Ich eröffne die Be: 
j 2 1 Das Wort hat Herr Abg. Hohnfeldt. 
i an, 8 T j T 
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"abzustimmen, und zwar nur 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 
keller einen vollen Konſens ſchaffen, wenn er dafür ein 
Darlehen bekäme, wenn er alfo perſönlich unterſtützt 
würde. i 

Es liegt im Inteveſſe der Privatarchitekten, daß dieſe 
Art der Beſchäftigung der oberen Baubeamten verhin⸗ 
dert wird. Dann möchte ich noch darauf hinweiſen, daß 
beim Landgericht in der Liſte für vereidigte Bauſachver⸗ 
ſtändige faſt ſämtliche Angeſtellten und Bauräte des 
Senats aufgeführt ſind. Wenn ein Privatarchitekt die 
Erlaubnis haben will, als vereidigter Sachverſtändiger 
zu gelten, ſo wird erklärt, daß die Liſte der Bauſachver⸗ 
ſtändigen aufgefüllt ſei. Dadurch wird der Privatindu⸗ 
ſtrie ebenfalls die Möglichkeit genommen, in Konur- 
renz zu treten. Wir hoffen, daß der Senat dieſe Zu⸗ 
ſtände beſeitigen wird. (Bravo!) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Abänderungsanträge ſind nicht geſtellt, Entſchließungen 


auch nicht. Ich darf dann feſtſtellen, daß der Haushalts⸗ 


plan für Oeffentliche Arbeiten angenommen Wir 
kommen zum nächſten Haushaltsplan: 

Haushaltsplan der Grundbeſitzverwaltung. 
Druckſache Nr. 1722 zu Nr. 920. Ich ſtelle feſt, daß 
dieſer Haushaltsplan angenommen iſt. Ich rufe auf 
den nächſten Haushaltsplan: / 

Haushaltsplan 

Verwaltung. 
Druckſache Nr. 1723 zu Nr. 920. Ich ſtelle feſt, daß 
dieſer Haushaltsplan angenommen iſt. Wir kommen 
zum elften Haushaltsplan: 

Haushaltsplan der Forſtverwaltung. 
Druckſache Nr. 1724 zu Nr. 920. Ich ſtelle feſt, daß 
auch dieſer Haushaltsplan angenommen iſt. Wir kom⸗ 
men zum Haushaltsplan Nr. 12: 

Haushaltsplan für Betriebe, Verkehr und 

Arbeit. , 
Druckſache Nr. 1725 zu Nr. 920. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich beantrage zu Punkt 12, Druckſache Nr. 1725 über 
Abteilung F, Einmalige Ausgaben, Abſchnitt I: „Es 
ſind neue Stellen einzurichten zur Beteiligung an indu⸗ 
ſtriellen Unternehmungen 112 000 Gulden“ und bis 
zum Schluß namentliche Abſtimmung. 

Präſcdent: Darf ich zunächſt den Abſtimmungsplan 
mitteilen. Zunächſt lag eine Entſchließung des Herrn 
Abg. Arczynski und Fraktion, Druckſache Nr. 1762 vor, 
die zwrückgezogen iſt. Dann liegt ein Abänderungsan⸗ 
trag des Abg. Herrmann und Fraktion, Druckſache Nr. 
1746 vor, und zwar zur Abteilung F, Abſchnitt I: 

Abteilung F, Einmalige Ausgaben, Abſchnitt I 

unter 5 ift hinter Bohnſack“ zu jegen: A 

„und zur Wiedereinſtellung der außer Betrieb 
geſetzten Prahmfähre bei Sandkrug“. 

Dann kommt eine Entſchließung. Ferner iſt ge⸗ 
ſchäftsordnungsmäßig beantragt worden, über Abtei⸗ 
lung F, Einmalige Ausgaben, Abſchnitt I, namentlich 
zu Druckſache Nr. 1725, 
Abteilung F. Ich laſſe zunächſt über den Abänderungs⸗ 
antrag Herrmann, Druckſache Nr. 1756 abſtimmen. Dann 
würde ich namentlich abſtimmen laſſen 
lung F, Abſchnitt I. 4. Dann käme die Geſamtabſtim⸗ 
mung über Druckſache Nr. 1725 und zum Schluß die 
Entſchließung. Wer aljo für den Abänderungsantrag 
des Herrn Abg. Herrmann, Druckſache Nr. 1746 iſt, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Ich 
bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Die Mehr⸗ 
heit ſteht jetzt, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen 
nun zur namentlichen Abstimmung über Abteilung &, 
Einmalige Ausgaben, Abſchnitt I. Die Abſtimmung be- 
ginnt. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, dann ſchließe 
ich die Abſtimmung. Das Ergebnis iſt folgendes: Es 


t 


iſt. 


der Landwirtſchaftlichen 


N 


= pF AM a 


über Abtei⸗ 


haben ſich an der Abſtimmung 88 Damen und Herren 
beteiligt,) davon ſtimmten mit ja 59, mit nein 27, 
zwei Stimmen ſind ungültig. Der Abſchnitt iſt ange⸗ 
nommen und ſomit der Etat für Betriebe, Verkehr und 
Arbeit. Wir haben nun noch über die Entſchließung des 
Herrn Abg. Raſchke und Fraktion, Druckſache Nr. 1763 
abzuſtimmen: 
Verkehrsmittel, 
Inhalt nach mehr a 


die ihrem Bau und räumlichen 
6 Perſonen befördern, werden 


vom Staate beſchlagnahmt und in eigener Regie 
weitergeführt. s 
Die Ausbildung ſämtlicher Kraftwagenführer 


erfolgt in vom Staat einzurichtenden Schulen unent⸗ 
geltlich durch den Staat. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Entſchlie— 
pung zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; ſie iſt abgelehnt. 
Wir kommen nun zu Punkt 13: 

Haushaltsplan für die Poſt⸗ und Tele⸗ 

graphen verwaltung. 

Druckſache Nr. 1726 zu Nr. 920. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Lehmann. 


Lehmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 


Meine Fraktion hat eine Entſchließung eingebracht, die 
beſagt, daß bei der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 
eine Werkſtatt für Bekleidungsſtücke eingerichtet werden 
ſoll. Seit Jahrzehnten hat die Firma Leiske, Hopfen⸗ 
gaſſe, die Lieferung für die Poſt erhalten. Seit Jahr⸗ 
zehnten ſind die Arbeiter betrogen worden. Wenn ein 
Arbeiter bei der Firma Leiske 30 G. in der Woche ver⸗ 
dient, ſo muß er dafür 60 bis 70 Stunden arbeiten. 
Das iſt eine Ausbeuterei ſeitens der Firma. Wenn em 
Mann am Freitag die Sachen abliefern will und der 
Leiter der Firma Größenwahnſinn hat, dann muß er 
die Arbeit wieder auf den Buckel nehmen, nach Hauſe 
gehen und am Sonnabend noch einmal kommen und die 
Arbeit abliefern. ? j i 
ter vorüber dann nimmt er die Arbeit ab. Nun möchte 
ich noch anführen, was der Unternehmer dabei verdient. 
Ein Mantel koſtet bei der Firma Leiske 120 Gulden, 
bei der Schupo 94,50 Gulden, da verdient alſo der Un⸗ 
ternehmer 25,50, Gulden daran. Ein Rock, Litewka, 
koſtet bei Leiske 81,50 Gulden, bei der Schupo 64,50 
Gulden, eine Hoſe koſtet bei Leiske 45 Gulden und bei 
der Schupo 35 Gulden. (Abg. Plettner: Du bi 
wohl von der Schneiderinnung?) Du biſt wohl ſchuggerl 
(Große Heiterkeit.) M. D. u. H., wir haben jetzt eine 
neue Regierung erhalten, und die hat auf ihre Fahne 
den Abbau bei den Arbeitern und Angeſtellten geſchrie⸗ 
ben. Das iſt bei der Zollbehörde ſo und ebenſo bei der 
Schupo. Ich möchte daher bitten, unſere Entſchließung 
zum Wohle des Staates und auch der Arbeiterſchaft an⸗ 
zunehmen. 


Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Arndt, Beyer, Dr. 1 
J 


E., Schug 
Spill, Splett, Dr. Wagner, Weiß, Werner, Wierſchowski, Wisniewski 


Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Boecker, Brodowski, 
gr. Kalähne 


Karkutſch, Klawitter, Fr. Knoblauch, Lietzau, Mayen, Fr. Wendt, 


Ungültig: 2 Stimmen. 


£ nn 
Nicht anweſend waren: Abg. Arczynski, Bahl, Bergman 


ken 
Dr. Blavier, Böhm, Burandt, Dahsler, Fr. Döll, dee 


Gaikowski, Habel, Harnau, Herrmann, Hohnfeldt, K 
Dr. Kubacz, Kurowski, Kuckelkorn, Laſchewski, Lehmann, Dr. 
Lück, Maier, v. Malachinski, Fr. Mohn, Nordwig, 
Raube, Reek, Rohde, Ghede, Schütz, Senftleben. 


= 


em 


Sit der Größenwahnſinn bei dem Lei- O 


alkenberg 


Penner 
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Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen, da Wort⸗ 
meldungen nicht mehr vorliegen. Ich darf wohl ohne be⸗ 
ſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß der Etat der Poſt⸗ 
und Telegraphenverwaltung angenommen iſt. Wir kom⸗ 
| men nun zur Abſtimmung über die Entſchließung des 
. 5 Abg. Herrmann und Fraktion, Druckſache Nr. 

747: 
Der Staat wird erſucht, bei der Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenverwaltung eine Werkſtatt für Bekleidungs⸗ 
ſtücke einzurichten, wie ſolche bereits bei der Schutz⸗ 
Ñ polizei und der Zollverwaltung bejtehen. 
Ich bitte die Damen und Herven, die dieje Entſchließung 
annehmen wollen, fih von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; ſie iſt abgelehnt. 
Ich rufe auf: 
Haushaltsplan der Steuerverwaltung. 
Druckſache Nr. 1727 zu Nr. 920; angenommen. 
— Haushaltsplan der Zollverwaltung. 
Druckſache Nr. 1728 zu Nr. 920. (Abg. Philipſen: 
Ich bitte um Abſtimmung.) Ich bitte die Damen und 
Herren, die den Bericht des Ausſchuſſes über den Haus⸗ 
haltsplan der Zollverwaltung, Druckſache Nr. 1728, an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
z ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. 
Fi Wir kommen zur Entſchließung des Herrn Abg. Dr. 
Wagner und Fraktion, Druckſache Nr. 1748: 


r 


15 Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu 
1 * erſuchen, zu prüfen, ob eine Vereinfachung und Ver⸗ 
E ` billigung der Verwaltung dadurch herbeigeführt 

werden kann, daß die ſtatiſtiſche Abteilung der Jol- 


è 
verwaltung an das 


Stadt Danzig“ angegliedert wird. HR 
Ich bitte die Damen und Herren, die der Entſchließung 
i zuftinımen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
u ſchieht.) Das iſt die Mehrheit; ſie iſt angenommen. 
* 0 Haushaltsplan der Betriebsmittelverwaltung. 
N ) Druckſache Nr. 1729 zu Nr. 920; angenommen. 
N . Haupthaushaltsplan. 
no Druckſache Nr. 1730 zu Nr. 920; angenommen. 
, Wir kommen nun zum Geſetz. § 1; angenommen. 
k (Abg. Philipſen: Ich bitte Abſtimmung bei der Schluß⸗ 
15 abſtimmung!) Es muß ja über den ganzen Etat ab⸗ 
* geſtimmt werden. $ 2; angenommen, Ueberſchrift: „Ge⸗ 
BER: über die Foſtſtellung des Staatshaushaltsplanes der 
8 eien Stadt Danzig für das Rechnungsjahr 19257 ; 
I.. genommen, Vor der Schlußabſtimmung kommen wir 
m on zu der Entſchließung des Herrn Abg. Raſchke und 
o Ditin, Druckſache Nr. 1782: : 
Sn allen im Haupt-Haushaltsplan. verzeichnete 
1 Verwaltungen iſt mit Inkrafttreten des Geſetzes über 
u die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes für die 
Beamten und Angeſtellten der achtſtündige Arbeits⸗ 
) tag wieder einzuführen. 
3 . Die Arbeitszeit muß eine durchgehende ſein und 
* 5 1 ſoweit nicht techniſche Schwierigkeiten beſtehen 
, ; in den Sommermonaten (1. Juni—31. Auguſt) nach 
Al eh 7 Uhr morgens nicht beginnen. 
Na bitte die Damen und Herren, die dieſer Entſchlie⸗ 


(Sein: $ : 
‘Oejcieht,) Bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Wir 


don 48 mit J. ; 5 i 
men, à (Boer mit Nein; der Antrag iſt angenom⸗ 
nesti: o avol bei den Kommuniſten. — Abg. Liſch⸗ 


un immer en 
ben. y en wollen, ſich von den Plätzen zu erhe⸗ 
Sf angenommen. Das = ki 5 
kung 65 y 2 RN Ort 2 pal onlicd S ber: 
ung hat der Herr Abg. Coert ee 


„Statiſtiſche Amt der n 


Evert, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Herr Abg. (©) 
Rahn hat mich in feiner letzten Rede der Unwahrheit ge- 
zichen. Ich ſtelle hiermit ausdrücklich feft, daß Herr 
Abg. Rahn dieſe Wünſche an meine Perſon, ſowie an 
den Kollegen Kunze, der hier im Hauſe angeſtellt iſt, 
gerichtet hat. Er verlangte einen Kredit, und zwar un- 
ter den Umſtänden, wie ich ſie bereits geſchildert habe. 
Herr Abg. Rahn hat weiter von einem Korruptionsvor⸗ 
ſtand der Sparkaſſe geſprochen. Herr Abg. Rahn weiß, 
daß er hier im Hauſe immun iſt, und daß er für dieſe 
ſchwere Beleidigung nicht gefaßt werden kann, ſofern 
ſeine Immunität nicht aufgehoben wird. Herr Abg. 
Rahn weiß weiter, daß er hier ſchon oft Beleidigungen 
über Mitglieder des Hauſes ausgeſtreut hat. Dieſe Be⸗ 
leidigungen wurden nicht ernſt genommen, da man 
Herrn Rahn zur Genüge kennt. Man weiß auch weiter, 
daß Herr Rahn, wenn er ſeinerzeit bei den Vorſtands⸗ 
mitgliedern der Sparkaſſe Entgegenkommen gefunden 
hätte, in dem jetzigen Vorſtand dann vielleicht keine Kor⸗ 
ruption geſehen hätte. Ebenſo wenn dieſer „Keirup- 
tionsvorſtand“ Herrn Abg. Rahn auch einen Waggon 
Alteiſen gegeben hätte, wie es von anderer Seite geſche⸗ 
hen iſt. Dann wäre er dieſem Vorſtand nicht jo ent- 
gegengetreten und hätte ihn nicht ſo beleidigt. (Zurufe 
des Abg. Schmidt.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur perſönlichen 
Bemerkung hat Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Herr Abg. Evert 
hat in einer perſönlichen Erklärung ſoeben geſchäfts⸗ 
widrig neue Angriffe erhoben, auf die ich nicht in glei⸗ 
cher Weiſe antworten kann, da mich ſonſt der Herr Prä⸗ 
ſident darauf aufmerkſam machen würde, daß das uns 
zuläſſig iſt. Ich wiederhole meine vorherige Erklärung, 
daß ich nie im Ernſt daran gedacht habe, mit der Spar⸗ 
kaſſe der Stadt Danzig in Geſchäftsverbindung zu tre⸗ 
ten, da ich, wie ich vorhin gusführte, mit einem derarki⸗ (D) 
gen zweitklaſſigen Unternehmen nicht arbeite. Meme 
Bankverbindung ift die Deutſche Bank, der gleichwertig 
ich nur die übrigen Großbanken anſehe. Ich würde mich 
nie mit der Sparkaſſe der Studt Danzig in eine Ge⸗ 
ſchäftsverbindung einlaſſen, da ſie nicht von Sachver⸗ 
ſtändigen, ſondern von höchſt unſachverſtändigen Leuten 
geleitet wird. Es iſt vielleicht möglich, daß ich auf dem 
Langen Markt zu Herrn Evert und Herrn Kunze ſcherz⸗ 
haft geſagt habe: „Kinder, könnt Ihr mir nicht 40 000 
Gulden pumpen?“ Wenn aber Herr Evert glaubt, daß 
ich meine geſchäftlichen Angelegenheiten mit Sparkaſſen⸗ 
vorſtandsmitgliedern auf der Straße erledige, ſo iſt er 
im Irrtum. Wenn ich beabſichtigt hätte, ein Geſchäft 
mit den Leuten zu entrieren, hätte ich mich ſchriftlich an 
die Sparkaſſe gewandt oder hätte den Vorſtand in den 
Geſchäftsräumen aufgeſucht. Man ſieht, wenn Leute im 
Vorſtand tätig ſind, die von geſchäftlichen Dingen nichts 
verſtehen, dann wird eine Bemerkung, die ebenſogut lau⸗ 
ten kann: „Kinder, gebt doch ein Glas Bier aus“, zur 
Debatte im Volkstag geſtellt. Wenn Herr Evert meinte, 
daß ich gern Geſchäfte mit den Leuten gemacht hätte, 
wenn mir die Sparkaſſe einen Waggon des Gegenſtan⸗ 
des, mit dem ich handele, zugewieſen hätte, ſo muß ich 
erklären, daß ich es, ſeitdem ich im öffentlichen Leben 
ſtehe, ablehne, mit ſtädtiſchen Inſtituten Geſchäfte zu 
machen und daß ich, ſeitdem ich ſelbſtändiger Kaufmann 
bin, alſo ſeit 1914, noch niemals eine Offerte an ſtäd⸗ 
tiſche Betriebe abgegeben habe. 

Vizepräſident Spill: Wir kommen zum zweiten 
Punkt unſerer Tagesordnung: 

ER Bericht des Geſchäftsordnungsausſchuſſes 
über die Geſchäftsordnung des Volkstages 
nebſt Vorſchlägen für Aenderungen. ; 

Druckſachen Nr. 1408 und 1707. Das Wort hat der 
Herr Berichterſtatter, Abgeordneter Schilke. 


— ———n 


men 


Eu 


RT 


` 


(4) 


EEE u ME WE 
Er ` F 


1878 Volkstag Danzig. — 132. Sitzung. Donnerstag, den 17. September 1925. 


Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.: In der 
Druckſache Nr. 1408 legt Ihnen der Geſchäftsord⸗ 
nungsausſchuß nach langen, eingehenden Beratungen 
eine umfangreiche Abänderung unſerer Geſchäftsord⸗ 
nung vor. Es iſt im Ausſchuß ein gutes Stück Arbeit 
geleiſtet worden. Wenn man berückſichtigt, m. D. 
u. H., daß wir als junges Parlament uns erſt eine Ge- 
ſchäftsordnung aufbauen mußten, ſo konnten wir bald 
feſtſtellen, daß dieſe Geſchäftsordnung kein vollkomme⸗ 
nes Werk war. Je länger man eine Geſchäftsordnung 
in einem Parlament handhabt, umſomehr wird man 
ſie immer reformbedürftig finden. Deshalb hat der 
Geſchäftsordnungsausſchuß ſofort nach Zuſammentritt 
des neuen Volkstags ſich eifrigſt mit den Abänderun⸗ 
gen der Geſchäftsordnung beſchäftigt. Dankbar aner⸗ 
kennen muß ich als Berichterſtatter, daß die Präſiden⸗ 
ten des Volkstages, insbeſondere Herr Präſident Dr. 
Treichel, es ſich angelegen haben ſein laſſen, Vorſchläge 
zur Abänderung der Geſchäftsordnung vorzulegen. An 
Hand dieſer Vorſchläge hat dann der Ausſchuß die Ge⸗ 
ſchäftsordnung in den verſchiedenſten Paragraphen ab⸗ 
geändert. Die Abänderungen ſind in der Druckſache 
Nr. 1408 enthalten. Ich möchte mich darauf beſchrän⸗ 
ken, die einſchneidenſten Veränderungen, die von 
großer Bedeutung ſind, hervorzuheben. Im übrigen 
bitte ich Sie, die Druckſache Nr. 1408 ſpäter anzu⸗ 
nehmen. P 


Es war Sache des Ausſchuſſes, zunächſt einmal Un- 
klarheiten in der Geſchäftsordnung präziſe zum Aus⸗ 
druck zu bringen, um nach Möglichkeit dem Präſiden⸗ 
ten eine klare Handhabung der Geſchäftsordnung zu 
ermöglichen. Aus dieſem Geſichtspunkt heraus iſt 
z. B. der § 18 abgeändert, der die Einſetzung von 
Unterſuchungsausſchüſſen vorſieht. Er ift entſprechend 
abgeändert und lautet jetzt: 

Anträge auf Einſetzung eines Unterfuhungsaus- 
ſchuſſes nach Artikel 19 Abſatz 2 der Verfaſſung 
können nicht beraten werden, ohne daß ſie auf die 
Tagesordnung geſetzt ſind. 

Hierdurch glaubte der Ausſchuß, dem Plenum einen 
klareß Standpunkt in dieſer Frage geben zu können, 
während dieſe Frage bisher ſehr oft Anlaß zu Ausein⸗ 
anderſetzungen gegeben hat, wie ja die Mitglieder des 
hohen Hauſes beſtätigen werden. Bei dieſer Gelegen⸗ 
heit iſt vielleicht noch die Zahl der Beratungen bei 
Uranträgen zu erwähnen, die aus dem Ausſchuß kom⸗ 
men, insbeſondere auch die Frage, ob Uranträge, die 
durch Ueberweiſung des Hauſes in den Ausſchuß hin⸗ 
eingekommen ſind, zu Geſetzesvorlagen gemacht werden 
können, oder ob dieje Uranträge nur eine poſitive 
oder negative Bearbeitung im Ausſchuß zulaſſen. Dieſe 
Frage iſt ſehr eingehend beraten worden. Der Aus⸗ 
ſchuß iſt zu der Ueberzeugung gekommen, daß aus 
jedem Urantrag, der vom Hauſe an den Ausſchuß 
überwiejen wird, ein Geſetzentwurf gemacht und daß 
dieſer dann dem Hauſe vorgelegt werden kann. Damit 
iſt dieſe Frage endgültig geklärt. Wir werden, wenn 
wir die neue Geſchäftsordnung haben, 
Punkt ſchnell hinwegkommen. ; 

Von beſonderer Bedeutung iſt dann noch die Ab- 
änderung beim § 28, Ziffer 4, der von der Schlußab⸗ 
ſtimmung bei der Abänderung der Verfaſſung handelt. 
Während früher hierüber ziemliche Anklarheit 
herrſchte, gibt jetzt Ziffer 4 des § 28 klaren Aufſchluß. 
Es heißt dort: ö 

Bei den beiden Schlußabſtimmungen über Vor⸗ 
lagen auf Abänderung der Verfaſſung iſt durch 
namentliche Abſtimmung feſtzuſtellen, daß zwei 
Drittel der Mitglieder 1 9 ſind und wenigſtens 
zwei Drittel der Anweſenden zuſtimmen. 


Damit ift auch dieje Streitfrage, die hier im Haufe 


oft Anlaß zu Diskuſſionen gegeben hat, endgültig ge⸗ 
klärt. 


über dieſen 


wandt werden mußten. 


Ich möchte bei dieſer Gelegenheit noch auf einen 
Punkt hinweiſen, der nur protokollariſch feſtgelegt iſt, 
won deſſen Hineinarbeitung in die Geſchäftsordnung 


der Ausſchuß Abſtand genommen hat. Das iſt der 


Punkt, wie der Senat dem Hauſe über Eingaben Aus⸗ 
künfte zu geben hat. Während früher der Senat auf 
dem Standpunkt ſtand, daß Eingaben, die vom Hauſe 
erledigt waren und an den Senat gingen, rein ge 
ſchäftsordnungsmäßig vom Senat behandelt werden 
durften, hat der Geſchäftsordnungsausſchuß jetzt feſt⸗ 
gelegt, und zwar im Einvernehmen mit dem Senat, 
aß über Eingaben, die hier im Hauſe beraten un 

zur Beſchlußfaſſung gekommen ſind, der Senat ver⸗ 
pflichtet iſt, dem Volkstag Auskunft zu geben. Er jott 
das in möglichſt regelmäßigen Abſtänden tun. Det 
Senat war zunächſt nicht ganz dieſer Meinung und 
verſuchte ſich dieſer Aufgabe, ich will nicht ſagen zu 
entziehen, aber doch die Sache nach Möglichkeit abzu⸗ 
mildern. Der Senat iſt jedoch zu der Ueberzeugung 
gekommen, daß es in ſeinem eigenen Intereſſe liegt, 
wenn er dieſen ſchriftlichen Weg wählt, da ja das 
Haus ſonſt gezwungen wäre, bei jeder Eingabe, bei 
der keine Auskunft vom Senat gegeben wird, im Wege 
der Kleinen oder Großen Anfrage eine Auskunft vom 
Senat zu verlangen, was ja nur zu einer Mehrbe⸗ 
laſtung des Senats führen würde. Mit Rückſicht dar⸗ 
auf hat ſich der Senat ſchließlich bereit erklärt, dieſe 
Auskünfte in gewiſſen Zeiträumen zu erteilen. 


Dann möchte ich noch gleich auf einen beſonderen 
Punkt hinweiſen, der auch protokollariſch feſtgelegt ift- 
Das iſt der Punkt, ob ein Regierungsvertreter jeder⸗ 
zeit hier im Hauſe das Wort erhalten kann. Bei einer 
der letzten Sitzungen hat ſich ein Vorfall ereignet, wo 
dem Herrn Präſidenten des Senats nicht mehr das 
Wort erteilt wurde. Der Geſchäftsordnungsausſchuß j 
hat ſich mit dieſem Vorfall eingehend beſchäftigt und 0 
iſt zu der Ueberzeugung gekommen, daß, ſobald eine 
Vertagung vorliegt und der Präſident zur Abſtim⸗ 
mung darüber ſchreitet, d. h. ſobald er das Wort 
„Wer“ ſpricht, mit dieſem Moment einem Regierungs? 
vertreter das Wort nicht mehr erteilt werden darf, 
Selbſtverſtändlich ift auch daraus zu folgern, daß, ſo⸗ 


bald über dieſen Antrag abgeſtimmt wurde, bei dem 


der Präſident die Frage geſtelll hat, einem Regie- 
rungsvertreter nicht mehr das Wort gegeben werden 
kann. Der Regierungsvertreter hat in ſolch einem 
Falle, wenn er glaubt, das Wort noch erhalten a 
müſſen, nur die Möglichkeit, ſich an den amtierenden 
Präſidenten zu wenden und ihn zu bitten, ſofort eine 
neue Sitzung einzuberufen, um der Regierung N 
Möglichkeit zur Abgabe einer Erklärung zu geben. co 
ſoll in Zukunft verfahren werden. Das iſt protokolla⸗ 
riſch bei der Beratung dieſes Punktes im Geſchäfts 
ordnungsausſchuß feſtgelegt worden. 


Auf einen Punkt möchte ich noch eingehen. ae 
find die Ordnungsbeſtimmungen, die im § 56 de 
alten Geſchäftsordnung niedergelegt ſind und die on 
Ausſchuß erneut beihäftigt haben. Dieſer Punkt 1 
Geſchäftsordnung iſt vielleicht der heikelſte, den ft 
Geſchäftsordnung aufweiſt. Es hat ja leider ſchon . 
derartige Fälle hier im Haufe gegeben, daß die Or 
nungsbeſtimmungen der alten Geſchäftsordnung os 
amtierenden Präſidenten mit aller Strenge a 18 
Von einer Fraktion wer ge 
nun Abänderungsanträge zu dieſem Paragraphen Spe 
ſtellt, um die Ordnungsbeſtimmungen nach 17 den 
keit zu verſchärfen. Die Geſchäftsordnung ſchäftigt 
Ausſchuß jetzt faft eineinhalb Jahre lang beſchäf d 


Von den Fällen, die dem Ausſchuß aut Beratung o Rt 


$ 2 2 55 it 
lagen, waren es insbeſondere zwei, die ſeinerzel En 
zelne Fraktionen ſehr erregt hatten und der A 


— en nn 


Volkstag Danzig. — 132. Sitzung. Donnerstag, den 17. September 1925. 


Schilke, Abgeordneter.) 
waren, daß dieſe Fraktionen mit ziemlicher Beſtimmt⸗ 
heit und Nachdrücklichkeit auf eine Verſchärfung der 
Ordnungsbeſtimmungen hinarbeiteten. Eine Mehr⸗ 
heit wollte deshalb im § 56 der Geſchäftsordnung 
folgende Worte Hinzufegen: ; 
Verletzt ein Abgeordneter in grober Weiſe die 
Ordnung, insbeſondere auch dadurch, daß er ſich den 
Anordnungen des Präſidenten nicht fügt, ſo iſt der 
Präſident berechtigt, ihn von der weiteren Teil⸗ 
nahme an der Sitzung auszuſchließen. 
Ferner beſchloß die Mehrheit, daß hinzugefügt wird: 
„unter Verluſt der Aufwandsentſchädigung (SS 4 und 
5 des Geſetzes vom 2. Februar 1923, Geſetzbl. S. 171).“ 
urh diefe Hinzufügung will man dem Präſidenten 
ie Möglichkeit geben, gegen Ruheſtörer in derartigen 
Fällen, wie ſie ſich hier ereignet haben, ſchärfer vor⸗ 
zugehen. In Konſequenz dieſer Anſchauungen brachte 
ann die Fraktion einen Antrag ein, der folgender⸗ 
maßen lautet: 
In beſonders ſchweren, Fällen kann der Präſident 
einen Abgeordneten von der Teilnahme an höchſtens 
10 Sitzungstagen ausſchließen. 


Dieſer Antrag wurde Ziffer 3 und gibt dem Präſiden⸗ 


ten eine ſcharfe Handhabe gegen ſolche Abgeordnete, 
die die Ruhe ſtören. Der Präſident hat die Ausſchlie⸗ 
ung bei Wiedereröffnung oder Beginn der nächſten 
itzung im Volkstag mitzuteilen. Das iſt nur die 
onſequenz von Ziffer 2 und 3. 
Ein Teil der Fraktionen ſtand bei der Beratung 
der Geſchäftsordnung auf dem Standpunkt, daß eine 
serichärfung der Ordnungsbeſtimmungen durchaus 
nicht am Platze ſei, daß man vielmehr mit den bisheri⸗ 
gen Beſtimmungen auskommen könne, wenn ſie nur 
richtig angewandt würden. Die Mehrheit hat ſich 
aber zu dieſer Anſchauung nicht durchgerungen. Des⸗ 
halb iſt dieſe verſchärfte Ordnungsbeſtimmung im 
$ 56 niedergelegt worden. 


Dann war noch eine Frage zu klären, wie ſich der 
Präſident bei Vertrauens⸗ bezw. Mißtrauensanträgen 


Ur einen Senator bezw. für den Geſamtſenat zu ver⸗ 
halten habe. Es hatte ſich eine Lücke in dieſer Be⸗ 
ziehung in der Geſchäftsordnung herausgeſtellt, da 
wir bisher nur die negative Form kannten, nämlich 
einem Senator das Mißtrauen auszuſprechen, nicht 
her das Vertrauen. Um bei einem derartigen An⸗ 
rage, der das Vertrauen ausſprechen will, Klarheit 
zu ſchaffen, hat der Ausſchuß beſchloſſen, daß in der 
bezeiten Zeile des § 33 noch hinzugeſetzt wird, daß jetzt 
E e Formen zuläffig find, ſowohl die poſitive, wie 
egative Form. Es kann ſomit das Vertrauen, als 
das Mißtrauen ausgeſprochen werden. 

* Ab .in Vorſchlag des Herrn Präſidenten bezüglich der 
rat“ derung des „Aelteſtenausſchuſſes“ in „Aelteſten⸗ 
5 hat keine Zuſtimmung gefunden. Es iſt daher 
ÖL x bisherigen Benennung „Aelteſtenausſchuß“ ge- 
mal en, der, was ich hier als Berichterſtatter noch⸗ 
Š betonen möchte, der einzige Ausſchuß des Hauſes 
10 0 er keine beſchließende Kraft hat, was anſcheinend 
ſchuſſ immer von einzelnen Mitgliedern des Aus⸗ 
no es überſehen wird. Ich habe als Berichterſtatter 
arauf hinzuweiſen, daß der Aelteſtenausſchuß 
und allein die Aufgabe hat, im Wege der freien 
barung Beſchlüſſe zu faſſen, die nicht bindender 
ſind, ſondern nur eine Einigung der Fraktionen 
hren jon x 
der Geſchä glaube ich, die wichtigſten Abänderungen 
Aus aſchäftsordnung vorgetragen zu haben. Der 
in der § bittet Sie, die Abänderungen, wie ſie jetzt 


einzig 


und : 1. 
nehmigen die ſo abgeänderte Geſchäftsordnung zu ge⸗ 


Vi „we X r F i 
6 Dr. Wendt dent Spill; Das Wort hat Herr Abg. 


aber zu unſeren Ungunſten 


Gebrauch machen, ſo zweifle ich nicht daran, 


Druckſache Nr. 1408 enthalten ſind, anzunehmen 


Dr. Wendt, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
In faſt zweijähriger Arbeit hat der Geſchäftsord⸗ 
nungsausſchuß die neue Geſchäftsordnnug fertig ge⸗ 
ſtellt. Das hohe Haus ſoll jetzt das Reſultat dieſer 
eifrigen Bemühungen prüfen. Wenn das Sprichwort 
„was lange währt, wird gut“ Recht hat, dann müßte 
hier etwas Muſtergültiges geſchaffen ſein. Nun ift 
aber in dieſer beſten aller Welten das meiſte relativ, 
und ſo iſt auch dieſes Muſtergültige nur etwas relativ 
Muſtergültiges geworden. Immerhin ſind wir im 
großen und ganzen mit der neuen Geſchäftsordnung 
einverſtanden und werden ihr zuſtimmen. 

Zu zwei Abſchnitten möchte ich jedoch noch einige 
kurze Bemerkungen machen. Da ift zunächſt der $ 17 
der Geſchäftsordnung, der die Sitze in den Ausſchüſſen 
verteilt und beſtimmt, nach welcher Norm die Vorſitze 
in den einzelnen Ausſchüſſen ernannt werden ſollen. 
Dabei iſt geſagt worden, daß dieſe Verteilung nach 
dem Grundſatz des Verhältniswahlrechtes vor ſich 
gehen ſoll. Das iſt ein Grundſatz, der in einem demo⸗ 
kratiſchen Staatsweſen eigentlich eine Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit ſein ſollte. Die Deutſchnationale Fraktion iſt 
nun die ſtärkſte Fraktion und der erſte der namentlich 
angeführten Ausſchüſſe iſt der Hauptausſchuß. Wir 
müßten danach ſelbſtverſtändlich den Vorſitz im Haupt⸗ 
ausſchuß haben. Von dieſer Selbſtverſtändlichkeit iſt 


worden, in dem im Abſchnitt 2 des § 17 gejagt worden 
iſt, daß der Präſident des Volkstages und der Vor⸗ 
ſitzende des Hauptausſchuſſes nicht derſelben Fraktion 
angehören dürfen. Wir halten dieſe Maßnahme, die 
ſich gegen uns als vorläufig und nach menſchlichem 
Ermeſſen auch weiterhin ſtärkſte Fraktion des Volts- 
tages richtet, für durchaus ungerechtfertigt. Wir 
finden, daß dieſe Ausnahmebeſtimmung ein wahrer 
Hohn auf die Grundſätze der wahren Demokratie iſt 
und werden infolgedeſſen gegen dieſen Abſchnitt 
ſtimmen. 

Noch auf einen zweiten Punkt möchte ich mir er⸗ 
lauben, Ihre Aufmerkſamkeit hinzulenken. Das iſt 
der Teil, der die Ordnungsbeſtimmungen behandelt. 
Im 8 56 ift ein neuer Abſchnitt 3 eingefügt, den ich 
mit gütiger Erlaubnis des Herrn Präſidenten vor⸗ 
leſen werde. Er lautet: 

In beſonders ſchweren Fällen kann der Präſident 


einen Abgeordneten von der Teilnahme an höchſtens 
10 Sitzungstagen ausſchließen. 


Dieſer Paſſus wurde im Ausſchuß mit den Stim⸗ 
men des Zentrums, der Liberalen, der Deutſch-Sozi⸗ 
alen und der Deutſchnationalen angenommen. Die 
Notwendigkeit für das Einſchalten dieſes Paſſus, der 
ſich in der Geſchäftsordnung der Parlamente faſt aller 
Kulturſtaaten befindet, hat ſich auch bei uns heraus⸗ 
geſtellt, Ich will die Notwendigkeit nicht näher be⸗ 
gründen, um nicht alte Wunden aufzureißen. Ich bin 
jedoch der Meinung, daß die Parteien im Plenum 
dieſelbe Stellung einnehmen werden, wie im Aus⸗ 
ſchuß. Ich zweifle nicht, daß Sie mit uns zuſammen 
die Abänderungsanträge der Sozialdemokraten zu 
dieſem Abſchnitte ablehnen werden. Wenn die Herren 
amtierenden Präſidenten dann in geeigneter Weiſe 
von den ihnen zur Verfügung ſtehenden Machtmitteln 
í daß wir 
Mit der neuen Geſchäftsordnung unſere Pflichten hier 
im Hauſe zum Wohle unſerer guten Stadt Danzig er⸗ 
füllen können. travo!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hoffmann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Wir Kommuniſten ſehen dieſe Geſchäftsordnung, wie 
ſie im Ausſchuß bearbeitet worden iſt, nicht als eine 


ſolche an, die eine Volksvertretung haben muß. Wir 


ſehen, daß gerade unſere Anträge, die die Minderheit ; 


A 


eine Ausnahme gemacht (D) 
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(A) (Hoffmann, Abgeordneter.) 

in dieſem Haufe jhügen wollten, daß z. B. drei Ab⸗ 
geordnete genügen ſollten, wenn nach der Geſchäfts⸗ 
ordnung mindeſtens ſieben notwendig ſind, keine An⸗ 
nahme gefunden haben. Der Herr Vorredner hat dar⸗ 
auf hingewieſen, daß die Geſchäftsordnung, wie in 


allen Staaten, jo auch hier jo fein muß, daß man fih: 


vor der Oppoſition retten kann. Genau ſo, wie Sie im 
§ 3 gegen die Oppoſition vorgehen, tun Sie es bei den 
andern Beſtimmungen. So haben Sie z. B. den $ 56 
weſentlich verſchärft. Im zweiten Abſatz haben Sie 
dem Präſidenten ſozuſagen die Macht gegeben, jeden 
Abgeordneten ſo zu behandeln wie er es will und wie 
es die Rechtsparteien wollen. Hier ſteht z. B.: 
Verletzt ein Abgeordneter in grober Weiſe die 
Ordnung, insbeſondere auch dadurch, daß er ſich den 
Anordnungen des Präſidenten nicht fügt, jo ift der 
Präſident berechtigt, ihn von der weiteren Teilnahme 
an der Sitzung unter Verluſt der Aufwandsentſchädi⸗ 
gung (SS 4 und 5 des Geſetzes vom 2. Februar 1923, 
Geſetzbl. S. 171) auszuſchließen. 
Der Präſident kann alſo jedem Abgeordneten, deſſen 
Benehmen auf der Rednertribüne ihm nicht gefällt, ganz 
einfach das Wort entziehen. Dieſes Recht ſteht nun⸗ 
mehr dem Präſidenten zu. In der alten Faſſung ſtand: 
Verletzt ein Abgeordneter in grober Weiſe die 
Ordnung, jo ift der Präſident berechtigt, im von der 
weiteren Teilnahme an der Sitzung auszuſchließen. 


ein Abgeordneter den Anordnungen des Präſidenten 
nicht fügt, kann dieſer ihn jetzt von der Sitzung aus⸗ 
ſchließen und ihm die Diäten entziehen. Ich glaube, daß 
ein großer Teil der Abgeordneten die Diäten zu Unrecht 
bezieht, die aus den Steuern einkaſſiert werden. Wir 
ſehen, daß Sie aljo die Oppoſition auf jede Art und 
Weiſe mundtot machen wollen. Nunmehr kann ein Ab⸗ 
geordneter, der in gröbſter Weiſe die Ordnung verletzt, 
von 10 Sitzungstagen ausgeſchloſſen werden, Wir ſehen, 
daß Sie alſo hier in brutalſter Weiſe gegen die Abgeord⸗ 
neten vorgehen. Weil Sie gerade Die Volksvertreter 
der unteren Schichten brutal behandeln, lehnen wir dieſe 
Geſchäftsordnung ab. i i 

Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 

Wort der Herr Abg. Dr. Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Da die intereſſanten Ausführungen des Herrn Vorred⸗ 
ners ſicherlich noch zur Erwiderung Veranlaſſung geben 
werden, andererſeits aber im Aelteſten⸗Ausſchuß verein- 
bart worden iſt, um 7 Uhr Schluß zu machen, beantrage 
ich jetzt Vertagung. 

Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Schilke. . : 

Schilke, Abgeordneter (2): M. D. u. H.! Ich bitte 
dieſen Punkt und auch die übrigen Punkte von der Ta⸗ 
gesordnung abzuſetzen, dafür aber die Druckſache Nr. 
1799 auf die Tagesordnung zu ſetzen: Bericht des 
Rechtsausſchuſſes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz, die 
zweite Leſung noch heute zu erledigen und dann das 
Haus zu vertagen. 

Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Wendt. 


A 
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Volkstag Danzig. — 182. Sitzung. Donnerstag, den 17. September 1925. 


(Dr. Wendt: Ich 
NE 8 


\ 
verzichte!) Dann hat das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung Herr Abg. Bürgerle. ; P 

Bürgerle, Abgeordneter (D, Nat.): M. D. u. H.! 
Obwohl die Deutſchnationalen Veranlaſſung hätten, dem 
Antrag zu widerſprechen, wollen wir es nicht tun. Wir 
wollen aber dieſe Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen, 
um unſeren Proteſt über die Art und Weiſe zum Mus- 
druck zu bringen, in der die Deutſchnationale Partei 
geſtern im Rechtsausſchuß von den übrigen Parteien be⸗ 
handelt worden iſt. (Hört, hört!) Wir möchten mit 
aller Beſtimmtheit zum Ausdruck bringen, daß dabei 
mit einer Gepflogenheit gebrochen worden iſt, die bisher 
im Rechtsausſchuß und auch in anderen Ausſchüſſen üb⸗ 
lich geweſen iſt. Wir wurden mit einem Abänderungs⸗ 
antrag überraſcht und als wir den Antrag ſtellten, uns 
durch Vertagung Gelegenheit zu geben, zu dieſem Abän⸗ 
derungsantrag Stellung zu nehmen, iſt das nicht geſche— 
hen. (Hört, hört! rechts.) Das iſt das Verfahren, 
das bisher in den Ausſchüſſen üblich geweſen it. 
(Lebhaftes Oho! Niemals! links.) Ob es in 
anderen Ausſchüſſen üblich war, weiß ich nicht, 
im Rechtsausſchuß war es jedenfalls bisher üb- 
lich. Wir möchten nicht unterlaſſen, unſer Erſtaunen 
und unſere Verwunderung darüber zum Ausdruck 
bringen. Obwohl wir aus dieſem Grunde Veranlaſſung 
hätten, dem Antrag zu widerſprechen, wollen wir es 
nicht tun, um die Sache nicht zu verzögern. 

Vizepräſident Spill: M. D. u. H.! Es iſt bean⸗ 
tragt worden, den Punkt 2 und alle übrigen Punkte 
der heutigen Tagesordnung abzuſetzen und dafür auf 
die Tagesordnung die zweite Beratung der Druckſache 
Nr. 1779 zu ſetzen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dieſem Antrag zuſtimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt einſtimmig 
beſchloſſen. Wir kommen zur 

Zweiten Beratung eines 


r 
jM 


Geſetzentwurfs E 
über die Abänderung des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes. 

Druckſache Nr. 1779, Bericht des Rechtsausſchuſſes. Ich 


eröffne die Beſprechung zu Artikel 1. Ich ſchließe Jie 
da keine Wortmeldungen vorliegen. 
men und Herren, die Artikel 1 annehmen wollen, id) 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, 

das ift die Mehrheit. Artikel 1 ift angenommen. Ich 
rufe den Artikel 2 auf, der fortfallen ſoll. Wer ihm zus 

ſtimmt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. Das ift die 

Minderheit; er iſt abgelehnt. Ich rufe die Ueberſchrift 

auf: „Geſetz über die Abänderung des Gerichtsverfaſ⸗ 

ſungsgeſetzes.“ Die Damen amd Herren, die diefe Ueber 

ſchrift annehmen wollen, bitte ich, ſich von den Plätzen 

zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, 

ſie ift angenommen. Damit ift die Druckſache Nr. 177, 

in zweiter Leſung angenommen. Wir ſind am Schluß 

der heutigen Tagesordnung. Ich bitte das hohe Haus, 

dem Herrn Präſidenten die Ermächtigung zu erteilen 

die nächſte Sitzung zu beſtimmen und die Tagesordnung N 
im Verein mit dem Aelteſtenausſchuß feſtzuſetzen. 


derſpruch gegen den Vorſchlag wird nicht laut; es if ie 


beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 7 Uhr 10 Minuten.) 


> 


N 


Ich bitte die Du 
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133. Sitzung. 


Freitag, den 25. September 1925. 


Dr. Blavier (D. VIP.) perſönliche Erklärung 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
des Zuckerumſatzes (Druckſache 


Bericht tsordnungsansſchuſſes über die 
Prüfung der Geſchäftsordnung des Volks⸗ 
tages nebſt Vorſchlägen für Anderungen 

( Druckſache Nr. 1408 und Nr. ATOT a 
Abänderungsantrag des Abg. Plettner u. Frak⸗ 
(Druckſache 

Nr. 1739) 


tion zu Druckſache Nr. 1408 
Namentliche Abſtimmung über Druckſache Nr. 1739 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Auf⸗ 

bringung von Geldmitteln zum Wohnungs⸗ 

bau. — Urantrag des Abg. Hohnfeldt u. Frak⸗ 

tion — (Druckſache Nr. 1641 zu Nr. 262) , . . 

Herrmann (D. Soz.) zur Geſchäftsordnung 

Schilke (Z.) zur Geſchäftsordnung 

Spill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 

Hohnfeldt (D.Soz.) zur Geſchäftsordnung 

Rahn (Soz. P.) zur Geſchäftsordnung 

Dr. Blavier (D. VIP.) zur Geſchäftsordnung 

Antrag des Abg. Raſchke und Fraktion betr. Ein⸗ 

leitung eines Diſsziplinarverfahrens gegen 
zwei Beamte der Schutzpolizei 

Ni äh Age RT, 

Raſchke (K. P.) 
Dr. Schwartz, Senator 
rr 
Philipſen (D. Nat) 2 0 0 a 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Gez 
währung von Sonderzuſchlägen an Empfänger 
von Renten nach den Reichsverſorgungs⸗ 
geſetzen. — Urantrag des Abg. Gebauer und 

Fraktion. — (Druckſache Nr. 1263 zu Nr. 1046) 

Herrmann (DSoz) zur Geſchäftsordnung 
Namentliche Abſtimmung über $ 3 der Drud- 

ſache Nr. 10466 „„ „ 7 
Vertagung wegen Beſchlußunfähigkeit und Feſt⸗ 

ſetzung der neuen Sitzung 


134. Sitzung. 
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Bericht des Steuerausſchuſſes zum Antrag des Abg. 
Schmidt (Rob.) und Fraktion betr. Vorlage 
eines Geſetzentwurfs zur Befreiung der Privat- 
wirtſchaft von der Grundwertſtener (Druckſache 
R TART ar I TOLSE sn 

3 Schmidt, Rob. (D. Lib. 33. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Be⸗ 
eitigung der Leibesfrucht — Urantrag des Abg. 
Raube und Fraktion — (Druckſache Nr. 1494 zu 
P EN Ro 

Chet Tm k!! 8 
Dr. Grundmann, Frau (D. Nat.) 
Richter, Frau (D-Lib) 
ee Sr en 
Malikowſki, Frau (S. P. D.) 

VVV 
mentliche Abſtimmung über den einzigen Para⸗ 

Zw graphen der Druckſache Nr. 818 
eite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ande⸗ 
zung des Reichsſtrafgeſetzbuches — Urantrag 
SL Abg. Raube und Fraktion — (Druckſache 

, ne a ne 
Nderungsantrag (Eventualantrag und Entſchlie⸗ 

a der Frau Abg. Kreft und Fraktion zu 

weite Fache Nr. 1495 u. 849 (Druckſache Nr. 1814) 
änd Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab⸗ 
1910 na des Fiſchereigeſetzes vom 11. Mai 

(Druckſache Nr. 1703 zu Nr. 1353) 
F r e D 
FV 

„ Rudzio, Regierungsrat 
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133. Sitzung. 

Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den Prä⸗ 
ſidenten Dr. Treichel eröffnet. s 

Am Regierungstiſch: Senator Dr. Schwartz; Dber- 
vegierungsrat Brieſewitz; Regierungsräte Ottawa, Dr. 
Rudzio, Dr. Schimmel. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung und 
erteile das Wort zu einer perſönlichen Erklärung dem 
Herrn Abg. Dr. Blavier. (Aha! rechts.) 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Die „Danziger 
Neueſte Nachrichten“ bringen in ihrer heutigen Nummer 
eine Notiz, in welcher ſie von mir als von einem Partei⸗ 
führer ſprechen, der „befremdend wenig Wert auf gericht⸗ 
liche Klarſtellung der ſchweren gegen ihn ſchwebenden 
Beſchuldigungen legt“. Demgegenüber habe ich zu er⸗ 
klären, daß gerade auf meine Initiative hin bei den maß⸗ 
gebenden Stellen des Volkstages und der Regierung eine 
Regelung dahin getroffen werden ſoll, daß ohne Rückſicht 
auf die verfaſſungsmäßige Immunität ſofort bei Eingang 
einer Anzeige gegen einen Abgeordneten der Abgeordnete 
ſofort zur Rechenſchaft zu ziehen iſt und alle Beweiſe zu 
erheben ſind. Insbeſondere habe ich für meine Perſon er⸗ 
klärt, daß ich ohne Rückſicht auf meine Immunität die 
ſofortige Beweiserhebung verlange. Ich hoffe, daß der von 
dem Abg. Dr. Wagner im Verfolg meiner Anregung an 
den Volkstag geſtellte Antrag mit der größten Beſchleuni⸗ 
gung verabſchiedet wird, damit die gegen mich aus politi⸗ 
ſchen Gründen erhobenen Verleumdungen ihre amtliche 
Klärung finden. Ich hoffe, daß der Wahrheitsbrunnen in 
der Breitgaſſe, nachdem er mir ſpaltenlange Artikel ge⸗ 
widmet hat, im Inteveſſe der Wahrheit auch dieje kurzen 
Zeilen in ſeine hochgeſchätzte Zeitung aufnehmen wird. 


Präſident: Ich möchte nur feſtſtellen, daß die perſön⸗ 
liche Erklärung, die mir übergeben wurde, nicht mit dem 
Wortlaut übereinſtimmt. Ich muß in Zukunft bitten, daß 
mir die Erklärung wörtlich vorliegt, da es nicht meine Auf- 
gabe ift, hier feſtzuſtellen, ob die Erklärungen mit dei ab- 
gegebenen ſchriftlichen Erklärungen übereinſtimmen. Wir 
kommen zum erſten Punkt der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Regelung des Zuckerumſatzes. 

Drucksache Nr. 1790. Ich eröffne die allgemeine Aus⸗ 
ſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ich möchte dem hohen Hauſe empfehlen, die Vorlage an 
den Wirtſchaftsausſchuß zu überweiſen und auf die Tages⸗ 
ordnung der Sitzung von Mittwoch die zweite und dritte 
Leſung zu ſetzen, da das Geſetz vor dem 1. Oktober ange⸗ 
nommen werden fo. (Abg. Rahn: Der dritten Leſung 
wird widerſprochen!) Wir wollen es zunächſt an den Aus⸗ 
ſchuß ſchicken. Ich ſchlage vor, es dann auf die nächſte 
Tagesordnung zu ſetzen. Das Haus iſt natürlich ſouverän. 
Es erhebt ſich kein Widerſpruch dagegen, die Vorlage an 
den Wirtſchaftsausſchuß zu überweiſen. Es iſt ſo be⸗ 
ichloffen. Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung: 

Bericht des Geſchäftsordnungsausſchuſſes über 
die Prüfung der Geſchäftsordnung des Volkstages 
nebſt Vorſchlägen für Anderungen. 

Druckſachen Nr. 1408 und Nr. 1707. Hierzu Abände⸗ 
rungsantrag Druckſache Nr. 1739: 
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1832 Volkstag Danzig. — 133. Sitzung. 


(Präſident.) 
Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
1. Im § 56 Ziffer 2 werden die Worte „ins⸗ 
beſondere“ bis „fügt“ geſtrichen. 
2. Ziffer 3 des 8 56 fällt fort. 
Plettner 
u. d. übr. Mitgl. d. Soz. Fr. 

Ich eröffne die Beſprechung, die noch nicht geſchloſſen 
war. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beſprechung 
iſt nun geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich 
möchte vorſchlagen, daß wir zunächſt über den Abände⸗ 
rungsantrag Druckſache Nr. 1707 abſtimmen: 

- 1. im § 33 Ziffer 1 Zeile 2 res 

- ift hinter „des Volkstages“ einzufügen: „aus⸗ 
zuſprechen oder“, 
2. im $ 51 iſt als neue Ziffer 7 einzufügen: 
Die Mitglieder und die Beauftragten des 
Senats müſſen in den Sitzungen jederzeit ge⸗ 
hört werden. 

Dann über die Geſchäftsordnung im ganzen. Die 
übrigen Abänderungen ſind eigentlich redaktioneller Art. 
Wird aber Einzelabſtimmung gewünſcht, ſo werde ich 
anders verfahren. (Abg. Plettner: Bis Nr. 17391) Ich 
dachte, daß wir darüber zuerſt abſtimmen. (Abg. Plettner: 
Nr. 1739, 1707 und 14081) Nr. 1707 ift weiter nichts als 
ein Nachtrag, der auch im Geſchäftsordnungsausſchuß' be⸗ 
ſchloſſen wurde, er gehört alſo zu Druckſache Nr. 1408, das 
brauche ich nicht zu trennen. Ich ſchlage vor, zunächſt über 
die Druckſache Nr. 1739 abzuſtimmen und dann Nr. 1408 
und 1707 zu verbinden. Es erhebt ſich kein Widerſpruch 
gegen dieſen Vorſchlag. Wir kommen zunächſt zur Ab- 
ſtimmung über den Abänderungsantrag Nr. 1739 Ziffer 1 
und 2. (Abg. Herrmann: Ich bitte um namentliche Ab⸗ 
ſtimmung.) Es iſt namentliche Abſtimmung über die Druck⸗ 
ſache Nr. 1739 beantragt. Wird der Antrag unterſtützt? 
(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen 
zur namentlichen Abſtimmung über die Druckſache Nr. 
1739. Ich bitte die Stimmkarten einzuſammeln. (Ge⸗ 
ſchieht.) Wünſcht noch jemand eine Karte abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall. Dann ſchließe ich die Abſtimmung und 
verkünde das Ergebnis. Es ſind 81 Stimmen!) abgegeben 
worden, davon 52 mit Ja und 29 mit Nein. Der Ab⸗ 
änderungsantrag Druckſache Nr. 1739 iſt angenommen. 
Ich bringe nun die Druckſache Nr. 1408 und den Nach⸗ 
trag Nr. 1707 zur Abſtimmung. Da keine Sonderabſtim⸗ 
mung gewünſcht wird, können wir, glaube ich, im ganzen 
abſtimmen. Ich bitte die Damen und Herren, die die 
Druckſachen Nr. 1408 und 1707 mit den ſoeben angenom⸗ 
menen Anderungen annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit. Sie ſind 
angenommen. Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesord⸗ 
nung: 

*) Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Bahl, Beyer, 

Dr. Bing, Dr Blavier, Brill, Dr Eppich, Evert, Fr. Falk, 
Fiſcher, J., Fooken, Gaikowſki, Gebauer, Gehl, Gerick, 
Brünhagen, Hennke, Harnau, Hoffmann, Hoppe, Janzen, 
Jedwabſki, Joſeph, Dr. Kamnitzer, Karſchefſki, Klapps, 
Kloßowſki, Fr. Kreft, Kuckelkorn, Fr, Landmann, Langowſki, 
Laſchewſki, Leu, v. Malachinſki, Fr. Malikowſki, Mau, 
Mroezkowſki, Müller, Plettner, Rahn, Raſchke, Neef, Reh- 
berg, Fr. Richter, Schilke, Schmidt, R., Spill, Dr. Wagner, 
Weiß, Wierſchowſki, Wisniewski, Fr. Buper. 
„ Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bergmann, Böhm, 
Bürgerle, Dr. Bumke, Doerkſen, Dyck II, Ehm, Eichholtz, 
Falkenberg, Fiſcher, P., Glombowͤſki, Fr. Grundmann, Gutt⸗ 
zeit, Habel, Herrmann, Hohnfeldt, Fr. Kalähne, Karkutſch, 
Fr. Knoblauch, Dr. Lembke, Lietzau, Mayen, Fr. Meyer, 
Nordwig, Penner I, Philipſen, Schwegmann, Dr Treichel, 
Dr. Ziehm. 

Keine Karte gaben ab: Abg. Arndt, Boecker, Brodowſki, 
Buckmakowſki, Burandt, Dahsler, Ir Döll, Ediger, Falk, 
Förſter, Klawitter, Klingenberg, Dr. Kubaez, Fr. Kuntz, 
Kurowfſki, Lehmann, Liſchnewſki, Loops, Lück, Maier, Ma- 
thieu, Dr. Moeczynſki, Fr. Mohn, Neubauer, Dr Neumann, 
Dr. Panecki, Polſter, Raube, Rohde, Schede, Schmidt, E., 
Schütz. Schulz, Semrau, Senftleben, Splett, Ur Wendt, 
Werner, Weſſalowſki. ~ 


* 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Auf⸗ (0) 


bringung von Geldmitteln zum Wohnungsbau. 
Urantrag des Abg. Hohnfeldt und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1641 zu Nr. 262. Bericht des Sied⸗ 
lungsausſchuſſes. Es liegt ſchriftlicher Bericht vor. Der 
Ausſchuß beantragt Ablehnung. Ich eröffne die Ausſprache 
zu § 1. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Herrmann. 

Herrmann, Abgeordneter (P. Soz.): Wir ziehen den 
Antrag zurück. 

Präſident: Ich habe Bedenken, dieſem Antrage ſtatt⸗ 
zugeben. Die Frage, wann ein Antrag zurückgezogen wer⸗ 
den kann, iſt bereits erörtert worden. Nach meinen Erkun⸗ 
digungen kann ein Antrag im Deutſchen Reichstage, wenn 
ich mich nicht ſehr irre, bis zur Beratung im Ausſchuß zu- 
rückgezogen werden. Sobald aber ein Bericht des Aus⸗ 
ſchuſſes vorliegt, kann der Antrag nach meiner Anſicht nicht 
mehr zurückgezogen werden; denn dann iſt es nicht mehr 
der Antrag des Abgeordneten oder einer Fraktion, ſon⸗ 
dern der Antrag eines Ausſchuſſes. Ich bitte, ſich darüber 
zu äußern. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr 
Abg. Schilke. N 

Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.] Wir haben 
dieſe Frage bereits einmal im hohen Hauſe gehabt. Es 
wurde im vorigen Jahre, als eine Partei einen von ihr 
eingereichten Antrag zurückziehen wollte, erklärt, daß der 
Antragſteller nicht mehr dieſe Möglichkeit habe, nachdem 
der Ausſchuß dieſen Antrag bereits behandelt habe. Wir 
haben den Fall im Geſchäftsordnungsausſchuß dahin ge⸗ 
klärt, daß über den Antrag in poſitiver oder negativer 
Form abgeſtimmt wird, d. h., er wird angenommen oder 
abgelehnt. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Spill, dann der Herr Abg. Hohufeldt und der 
Herr Abg. Rahn. 0 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Ich 
ſchließe mich den Ausführungen des Herrn Vorredners an; 
denn jeder Ausſchuß hat das Recht, eine ihm überwieſene 
Vorlage umzugeſtalten, wie er es für richtig findet. Da 
kann es ſchon vorkommen und iſt ſchon vorgekommen, daß 
eigentlich von der Vorlage, wie ſie in den Ausſchuß gegan⸗ 
gen iſt, nicht viel mehr übrig blieb, ſondern daß der Aus⸗ 
ſchuß im Grunde genommen eine vollſtändig neue Vorlage 


an das Plenum zurückſchickte. Daher kann nach meiner 


Auffaſſung der Antragſteller unmöglich das Recht haben, 
die Arbeit des Ausſchuſſes zurückzuziehen. 
Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 


Herr Abg. Hohnfeldt, dann der Herr Abg. Rahn. 


Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): Die Meinung 
meiner beiden Herren Vorredner kann ich nicht teilen, wei 
die Regierung uns ſelbſt das Beiſpiel für das Zurückziehen 
von Geſetzesvorlagen gegeben hat. Das Arbeitsdienſt⸗ 
pflichtgejeb wurde zurückgezogen, nachdem es bereits im 
Ausſchuß war. Dasſelbe war mit dem Wohnungsbau 
geſetz der Fall. ; c 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): M. D. u. H.! An ſich 
ift die Meinung des Herrn Präſidenten, der ja Informa 
tionen von kompetenter Stelle, nämlich beim Reichstags 
präſidenten eingezogen hat, die richtige. Die von dem 
Herrn en gemachten Ausführungen entſprechen 
der parlamentariſchen Praxis. Leider iſt im Danzige” 
Volkstag, der ja bereits einiges an unparlamentariſche. 
Arbeit geleiſtet hat, in der Vergangenheit nicht ſo verfahren 
worden. Die von Herrn Abg. Hohnfeldt zitierten nk 
ſpiele treffen zu. Es trifft auch zu, daß ein Antrag mein s 
ehemaligen Fraktionsfreunde über Verfaſſungsänderungee 
aus dem Ausſchuß an das Plenum zurückgelangte, das 
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) reits über verſchiedene Paragraphen in zweiter Leſung 
abgeſtimmt hatte. Auf einſeitige Erklärung der Fraktion 
hin wurde dann dasGeſetz zurückgezogen. (Abg. Bergmann: 
Sehr richtig!) Ich bedaure, daß das geſchehen iſt. Hätten 
wir das ſeinerzeit nicht getan, ſo hätten wir heute nicht 
dieſe Debatte. Nachdem ein Antrag an den Ausſchuß ge⸗ 
gangen iſt, haben nicht mehr die Fraktion oder die betref⸗ 
fenden Abgeordneten das Recht, ihn zurückzuziehen. Die 
Anträge mit den Ausſchußbeſchlüſſen müſſen vielmehr durch 
ordnungsmäßige Abſtimmung begraben oder angenom⸗ 
men werden. 

Präſident: Die von Herrn Abg. Hohnfeldt angeführ⸗ 
ten Fälle liegen inſofern anders, als eine neue Regierung 
auf den Plan trat, die ſich zu den einzelnen Vorlagen der 

alten Regierung zu äußern hatte. Ich möchte vorſchlagen, 
daß wir heute nach meinem Vorſchlag verfahren und uns 
über Anderungen ſeitens der Regierung im Geſchäftsord⸗ 
nungsausſchuß unterhalten. Heute legen wir als erſten 
Fall feſt, daß Uranträge, die den Ausſchuß paſſiert haben, 
nicht mehr als Anträge des Antragſtellers, ſondern als 
Anträge des Ausſchuſſes gelten. Ich bitte, ſo verfahren zu 
dürfen, daß ich über die einzelnen Paragraphen abſtimmen 
laſſe. Ich höre von keiner Seite Widerſpruch. Die Be⸗ 
ſprechung ift geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die den $ 1 annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit. § 1 iſt abgelehnt. Ich darf wohl ohne be⸗ 
ſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß $ 2 abgelehnt iſt. 8 33 
abgelehnt. § 4; abgelehnt. § 5; abgelehnt. $ 6; abgelehnt. 
überſchrift: „Geſetz zur Aufbringung von Geldmitteln für 
den Wohnungsbau“ abgelehnt. Das Geſetz iſt ſomit in 
zweiter Leſung abgelehnt und damit erledigt. Das Wort 
zur Geſchäftsordnung hat Herr Abg. Dr. Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Ich bitte gu- 
nächſt, bevor wir zu den weiteven Punkten der Tagesord⸗ 
nung übergehen, das Verhalten des Herrn Präſidenten 
zur Debatte zu ſtellen, und zwar aus einem beſonderen 

runde. Die Stellungnahme des Herrn Präſidenten, die 
er vor einer Woche bezüglich des Büros und hinſichtlich 
er perſönlichen Erklärungen eingenommen hat, iſt der⸗ 
artig, daß wir zunächſt einmal Klarheit ſchaffen müſſen. 
Mich traf vorhin der Vorwurf des Herrn Präſidenten, 
daß ich in meiner perſönlichen Erklärung nicht wörtlich 
genau dasſelbe jagte, was ich ſchriftlich überreicht habe. 

Das liegt lediglich daran, daß der Herr Präſident leider 
vor einigen Wochen die Stellung einnahm, perſönliche Er⸗ 

ärungen ſeien Privatangelegenheiten der Abgeordneten. 

a3 Büro wurde damals angewieſen, ſolche Erklärungen, 
de man diktieren wollte, nicht anzunehmen. (Hört, hörtl) 
Bi ich heute meine Erklärung diktieren wollte, war das 
; üro wieder jehr ängſtlich. Ich muß offen geſtehen, daß 
uh meine Erklärung hinter der Kuliſſe in aller Schnelle 
50 tierte, weil ich der Dame anſah, daß ſie vollkommen 
rängftigt war und fürchtete, daß der Allgewaltige er- 

1 und ihr wieder einmal eine Fünf erteilen würde. 
rk beſteht gar kein Zweifel daran, daß eine perſönliche 
N ärung, da fie abgegeben wird, eine politiſche Aktion 
mut. (Sehr richtig!) Es geht alſo nicht an, daß der 

väfibent dem Büro rechtswidrig verbietet, perſönliche 
ir gen entgegenzunehmen und dem Abgeordneten 

i 15 einen Vorwurf macht, wenn er die in aller Angſt 

Fe Erklärung in formalen, kleinen Sachen ändert. 

D der Präſident trotz ſeines eigenen Verſchuldens dem 

e onetan eine Schuld zuſchiebt, ift geradezu unerhört. 

k Mijjen endlich einmal mit der Geſchäftsführung des 

ern Präſidenten abrechnen. 

Präſident: Der Herr Abg. Dr. Blavier ſcheint den 
Antrag geſtellt zu haben, um mit meiner Gesch rung 


abzurechnen. Eine Erörterung über die Geſchäftsführung 
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des Präſidenten kann ich zulaſſen oder ſie auf den nächſten 
Sitzungstag verſchieben. Ich laſſe ſie heute nicht zu. Wir 
kommen zum Punkt 4 der Tagesornung: 

Antrag des Abg. Raſchke und Fraktion betr. 
Einleitung eines Diſziplinarverfahrens gegen Be- 
amte der Schutzpolizei. 

Druckſache Nr. 1647. Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchle, Abgeordneter (K. P.): Die Übergriffe der 
Schutzpolizei wollen abſolut nicht nachlaſſen. Wir ſind 
ſchon wieder gezwungen, zu einem derartigen Vorkommnis 
Stellung zu nehmen. Wenn es ſich auch diesmal nicht um 
Mißhandlungen handelt, ſo iſt das Vorgehen der Schutz⸗ 
polizei hier doch von ſehr weittragender Bedeutung. Wir 
können es abſolut nicht verſtehen, wie angeblich gebildete 
Leute, die den Schutz des Publikums übernommen haben, 
ſich zu einer Gefahr für dasſelbe herausbilden. 

Der Fall liegt folgendermaßen: Am 28. Auguſt ging 
das Fräulein Sauerbaum zum Arzt. Sie leidet nebenbei 
bemerkt an Epilepſie. Das Fräulein wird vom Arzt ent⸗ 
laſſen, befindet ſich auf dem Heimweg, bekommt unterwegs 
einen neuen Anfall und bricht auf der Straße zuſammen. 
Der Wachtmeiſter Domröſe glaubt es hier mit einer be⸗ 
trunkenen Perſon zu tun zu haben. Er nimmt ſie am 
Wickel und ſchleppt ſie zur Wache. Auf der Wache wehrt 
ſich das Fräulein mit allen Mitteln dagegen, daß ſie über⸗ 
haupt verhaftet wurde. Sie gibt auf der Wache an, daß ſie 
krank ſei und daß ſie von einem Ohnmachtsanfall auf der 
Straße überraſcht wurde. Sie empfiehlt dem Zugwacht⸗ 
meiſter Preuß, der der Wachthabende auf der Wache iſt, 
den Arzt Dr. Frick anzuklingeln, er würde ſofort über ſie 
Auskunft geben. All das nützt nichts. Der Zugwacht⸗ 
meiſter Preuß telephoniert anſtatt an den Arzt an das 
Armenhaus und läßt den Wagen kommen. Das Fräulein 
wird in den Wagen hineingepackt, feſtgeſchnürt und man 
fährt mit ihr dann nach dem Polizeipräſidium. Wenn 
ſolche Zuſtände bei den Behörden herrſchen, die das Publi⸗ 
kum ſchützen ſollen, dann iſt es höchſte Zeit, daß ſich das 
Publikum ſelbſt ſchützt und dieſe Herren unbedingt dorthin 
befördert, wo ſie hingehören. Man müßte nun doch anneh⸗ 
men, daß die Beamten auf dem Polizeipräſidium einen 
beſſeren Einblick in das Gebahren und das Benehmen des 
Publikums haben, aber der Beamte dort hielt es auch für 
notwendig, dieſes Fräulein Sauerbaum als eine Be⸗ 
trunkene zu betrachten. 

Nachdem das Fräulein auch hier die Beſchwerden vor⸗ 
gebracht hatte, bequemte ſich der Herr endlich, den Arzt 
anzurufen. Aber auch das geſchah in einer ganz rigorosen 
Weiſe. Er bat den Arzt um Auskunft, indem er ſagte, es 
handele ſich um eine beſoffene Perſon, die nach ihren An⸗ 
gaben von dem Arzt behandelt ſein wolle. Ich meine, 
wenn man nicht die Fähigkeiten hat, zu unterſcheiden, ob 
ein Menſch betrunken oder nüchtern iſt, dann ſoll man ihn 
nicht als betrunken anſehen. In dieſem Fall iſt das Vor⸗ 
gehen der Schutzpolizei um ſo verwunderlicher, als es ſich 
nicht etwa um eine Perſon aus dem Arbeiterſtand han⸗ 
delt, die vielleicht nicht ſo ſauber gekleidet ift, wie ſonſt die 
bürgerlichen Damen. Hier handelt es ſich um eine bürger⸗ 
liche Dame, die ſehr gut angezogen war. Wir würden uns 
gar nicht wundern, wenn das einem Mädchen des ſchaffen⸗ 
den Volks pajftert wäre. Da könnte man vielleicht jagen, fte 
war nicht ſtandesgemäß angezogen, und da konnte die An⸗ 
nahme vorherrſchen, daß ſie beſoffen geweſen wäre. Hier 
handelt es ſich aber um eine bürgerliche Dame mit anſtändi⸗ 
ger Kleidung. Wie konnte dann der Schupowachtmeiſter 
bzw. der Kriminalwachtmeiſter vom Polizeipräſidium fih 
erlauben, das Telephongeſpräch mit den Worten einzu⸗ 
leiten: „Hier iſt eine beſoffene Perſon, die ſich auf Sie be⸗ 
ruft.“ Wir müſſen jagen, daß da etwas nicht ſtimmt. Woran 
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liegt das? Wie in allen Fällen auch hier wieder an der 
Erziehung und an dem rohen Benehmen der einzelnen 
Wachtmeiſter bzw. Zugwachtmeiſter. Dieſe Herren ſehen 
im Bürgertum ſozuſagen nur eine Qual für ſich. Alles, 
was nicht gehen oder ſtehen kann, wird beiſeite geſchafft, 
dabei auch gleich mißhandelt. 

Von einem Schutz des Bürgertums kann man bei 
dieſen Beamten nicht reden. Wir haben ſchon lange ge⸗ 
ſagt, daß wir einen Schutz durch die Beamten abſolut nicht 
zu erwarten haben. Es wäre die höchſte Zeit, daß mit 


dieſen Machinationen gebrochen wird. Wir als Vertreter 


des Volkes müſſen es uns ganz energiſch verbitten, daß 
ſolche Beamten noch zum Straßendienſt zugelaſſen werden. 
Sie ſind nicht ein Schutz des Publikums, ſondern eine 
Gefahr für das Publikum. Auf Grund dieſer Beweisfüh⸗ 
rung hätten dieſe beiden Beamten ſchon längſt vom Dienſt 
dispenſiert ſein müſſen. Es iſt noch nicht bekannt, daß das 
geſchehen iſt. Nach Einſtellung des Senats, der ſeine Be⸗ 


amten noch dann ſchützt, wenn fie auch als ganz gefährliche 
Elemente auftreten, kann man erwarten, daß ſie noch 


dauernd weiter ihren Dienſt ausüben werden. Wir hoffen, 
daß die Sache im Rechtsausſchuß noch einmal behandelt 
wird und daß dann endlich dieſe beiden Wachtmeiſter aus 
ihrem Dienſt entlaſſen werden. M. D. u. H.! Sie ſind es 
der Bevölkerung unbedingt ſchuldig, dieſe beiden Leute zu 
entlaſſen, wenn nicht die Schupo durchaus in Mißkredit 
gebracht werden ſoll. Wir wehren uns ganz entſchieden 
dagegen, wenn man hier ſagen wollte, dies wäre eine Hetze 
gegen die Schupo oder dies wäre nur dazu angetan, um 
die Schupo in Mißkredit zu bringen. Gerade dieſe Fälle, 
die auf Wahrheit beruhen, ſind dazu angetan, das Anſehen 
der Schupo bis auf den letzten Grad herabzuwürdigen. 
Wenn Sie das mit Ihrer Geſinnung vereinbaren können, 
daß Danzig in dieſer Beziehung in der Welt vorangeht, 
indem die Schupo ſich gegenüber dem Bürgertum alles 
herausnehmen darf, kann es uns recht ſein. Wir ſagen 
aber, es fällt auf Sie zurück, wenn Sie dieſes Treiben dul⸗ 
den und ihm in Danzig noch weiter Vorſchub leiſten. 

Wir beantragen, daß dieſe Sache dem Rechtsausſchuß 
überwieſen wird. Wenn nicht ſchon das Diſziplinarver⸗ 
fahren gegen dieſe Beamten eingeleitet iſt, kann man im 
Rechtsausſchuß dazu Stellung nehmen und dieſen Beamten 
den wohlverdienten Lohn geben. Wir behalten uns vor, 
im Rechtsausſchuß noch weiteres Material vorzulegen. 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Senator 
Dr. Schwartz. | 


Dr. Schwartz, Senatr: M. D. u. H.! Ich bitte Sie, 
den Antrag abzulehnen und ihn auch nicht erſt noch dem 
Rechtsausſchuß zu überweiſen. Ich bin nicht der Anſicht, 
daß wir eine andere Darſtellung des Vorfalles gewinnen, 
wenn der Antrag noch einmal im Rechtsausſchuß ver⸗ 
handelt werden ſollte. Die Sache hat ſich folgendermaßen 
abgeſpielt. Der Schupobeamte, der am Milchkannenturm 
Dienſt hatte, wurde darauf aufmerkſam gemacht, daß in 
der Nähe auf der Erde eine weibliche Perſon läge, die 
anſcheinend Krämpfe habe, betrunken ſei oder ähnliches. 
Der Schupobeamte iſt darauf hingegangen und hat ein 
vorüberfahrendes Auto angehalten, da er allein die be- 
treffende Perſon nicht fortbringen konnte. Mit Hilfe des 
Chauffeurs wurde die Dame ins Auto hineingehoben, 
und der Beamte iſt dann mit der Dame im Auto zur 
nächſten Polizeiwache gefahren. Dort wurde die Dame 
wiederum mit Hilfe des Chauffeurs in die Wachtſtube des 
Polizeireviers getragen. Das wurde in der Weiſe ge⸗ 
macht, daß fih der Schupobeamte und der Chauffeur die 
Hände reichten und ſo die Dame trugen. Der Chauffeur 
hat bekundet, der betreffende Schupobeamte habe ihm 
erklärt, er ſolle nicht ſo hart zupacken, da es ſich um eine 
Dame handle. Im Polizeirevier iſt die Dame auf einen 
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Stuhl geſetzt worden. Sie wurde nun nach ihren Per⸗ 
ſonalien befragt. 

Von nun an weicht das, was der Herr Abg. Raſchke 
hier vorgetragen hat, von dem ab, was ſowohl der Beamte 
wie auch der Chauffeur ausgeſagt haben. Der Chauffeur 
war ja unbeteiligt, auf ſein Zeugnis lege ich deshalb 
beſonderen Wert. Im Polizeirevier iſt von der Dame 
überhaupt keine Auskunft zu bekommen geweſen. Sie ſaß 
auf ihrem Stuhl, das Geſicht lag auf der Tiſchkante, und 
gab keinen Ton von ſich. Die Beamten fragten ſie nach 
allem möglichen, ſie gab aber keine Antwort. Der Beamte 
und der Chauffeur gewannen infolgedeſſen den Eindruck, 
daß es ſich um eine Betrunkene handelte, zumal ſie auch 
Alkoholgeruch wahrgenommen haben wollen. Das mag 
daher gekommen ſein, daß die Dame vorher mit Jodoform 
oder Chloroform ärztlich behandelt worden iſt, und dieſen 
Geruch kann man wohl mit Alkoholgeruch verwechſeln. 
Nachdem auf der Wache nichts feſtgeſtellt werden konnte, 
und die Dame ſich dort noch auffällig benommen hatte, ich 
möchte nicht näher ſchildern wie, wurde ſie in das Polizei⸗ 
präſidium transportiert. Unterwegs ſcheint dann der 
epileptiſche Anfall ſein Ende gefunden zu haben. Auf dem 
Polizeipräſidium hat die Dame dann angeben können, wer 
ſie war und was ſich zugetragen hatte. Darauf iſt der 
Arzt antelephoniert worden. Ob das in der Art und 
Weiſe geſchah, wie Herr Abg. Raſchke es ſchilderte, weiß 
ich nicht. Ich halte auch die Worte, wenn ſie ſo, wie 
behauptet, gefallen ſein ſollten, nicht für ſo fürchterlich 
ſchlimm, daß man daraus dem betr. Beamten einen Strick 
drehen könnte. Nachdem der Arzt angab, daß die Dame 
in ſeiner Behandlung ſteht, hat man ſie entlaſſen. Sie 
war geſundheitlich ſo wiederhergeſtellt, daß ſie allein nach 
Hauſe gehen konnte. Ein Verſchulden der Schupobeamten 
liegt demnach nicht vor. Mit dieſer Darſtellung des Sach⸗ 
verhalts fuße ich auf dem hauptſächlich, was der gänzlich 
unbeteiligte Chauffeur zur Sache ausgeſagt hat. 
Hohnfeldt: Was hat die Frau geſagt?) Wenn eine Dame 
epileptiſch krank iſt, ſo daß ſie f der Woche keine Aus⸗ 
kunft geben kann, glauben Sie dann, Herr Abg. Hohn⸗ 


feldt, daß ſie ihrer Sinne ſo mächtig geweſen iſt, genaue 


Auskunft erteilen zu können? Was ſollte alſo ihre Ver⸗ 
nehmung für einen Zweck haben? (Zuruf.) Wie ich mich 
erkundigt habe, iſt es ſchon für einen Arzt außerordent⸗ 
lich ſchwer, ſofort und in jedem Falle zu unterſcheiden, ob 
es ſich um Trunkenheit oder einen epileptiſchen Anfall 
handelt. Man folte es daher nicht von einem Schupo⸗ 
beamten verlangen. Das ſcheint mir denn doch zu viel 
gefordert zu ſein. 


Vizepräſident Spill: 
Laſchewſki. : ; 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Wir 
dürfen uns nicht darüber wundern, daß dieje Fälle 
paſſieren. Wir find nicht der Meinung, daß die Supo 
ſchuldig iſt. Schuldig ſind diejenigen, die ſolche Fälle 
decken. Ich will den Herrn Senator Dr. Schwartz einma 
fragen, ob das Mädchen vernommen wurde. Es Hande 
ſich nicht um die Tochter eines Handwerkers oder Arbeiters, 
ſondern das Mädchen ſtammt aus guter Familie. Wenn 
Her Senator Dr. Schwartz uns erzählte, der Schupo⸗ 
beamte habe einen Alkoholgeruch wahrgenommen, ſo mu 
nach meiner Auffaſſung der Schupobeamte beſoffen 9 
weſen ſein, wenn er dieſen Geruch in der Naſe geha 
hat. Sie ſind der Hauptſchuldige dabei. Eine Vernehmung 
des Mädchens, die uns in erſter Linie intereſſiert,! 
nicht erfolgt. Es kam nachher zur Beſinnung und hat nur 
gewünſcht, der behandelnde Arzt ſolle telephoniſch uc 
gefragt werden. (Senator Dr. Schwartz: Das ift auch 
geſchehen!) Nicht auf der Wache, ſondern auf dem Polizel 
präſidium!) Das Mädchen hat auf der Wache verlange 
daß telephoniert würde. Sie wurde aber trotzdem in 


Das Wort hat der Herr Abg. 


(0 


(Abg. C 
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Geaſchewſki, Abgeordneter.) 


0 Polizeipräſidium eingeliefert. Erſt dort hat man den 


Arzt angefragt. Dann wurde es entlaſſen. So liegt dieſer 
all 


Ich kann Ihnen auch ſchon wieder einen neuen Fall 
mitteilen. Ich weiß nicht, ob er der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion bekannt iſt, dem Vernehmen nach ſoll es der Fall 
ſein. Am vorigen Freitag wurde in Oliva ein ſozialdemo⸗ 
kratiſcher Gemeindevertreter verhaftet. Er wurde von der 
Schupo dabei beſtialiſch behandelt, ihm wurden die Haare 
ausgeriſſen und er wurde mit Schlägen bedacht. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellungen hat der Arzt Dr. Böcker gemacht. Das Polizei- 
revier war von einer großen Menſchenmenge umgeben, 
weil der Mann dauernd um Hilfe rief. Die Leute wollten 
ſehen, was dort los war. Die Schupo ſperrte ab. Wenn 
dieſer Fall ebenfalls im Volkstag behandelt werden ſollte, 
wird die Auskunft genau ſo lauten, wie heute. (Sehr 
richtig! bei den Kommuniſten.) Sie werden jagen, gegen 
den Mann ſei Strafantrag geſtellt, er müſſe betrunken 
geweſen ſein und Beleidigungen ausgeſtoßen haben. 
Drittens muß er Widerſtand gegen die Staatsgewalt ge⸗ 
leiſtet haben. Die Schupo wäre angegriffen und hätte 
dem Arreſtanten die von mic genannten Verletzungen in 
der Abwehr zugefügt. 

So find die Anzeigen der Schupo und jo find Ihre 
Begründungen. Weil Sie alles decken, deswegen trifft 
Sie eine größere Schuld als den einzelnen Schupobeamten. 

enn man die Unterſuchung genau durchführte und Be⸗ 
ſtrafungen vornähme, dann würden die Mißhandlungen 
durch die Schupo ſehr bald nachlaſſen. (Sehr richtig! bei 
den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Philipsen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Das Ergebnis 
der angeſtellten Unterſuchung, wie es uns Herr Senator 
Dr. Schwartz mitgeteilt hat, war ſo überzeugend, Hört, 
hört! links), daß wir dem Antrag auf Ausſchußüber⸗ 
weiſung nicht zuſtimmen werden. Das Ergebnis der 
Unterſuchung hat uns gezeigt, wie leichtfertig Angriffe 
gegen unſere Sicherheitsbeamten erhoben werden. (Sie 
ind einer derjenigen, die ihnen den Geiſt einflößen! bei 
den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen 
= Abſtimmung. Es ift beantragt worden, den Antrag 
Ab Nechtsausſchuß zu überweiſen. (Abg. Schwegmann: 

bſtimmungl) Das iſt ſelbſtverſtändlich. Ich bitte die 

amen und Herren, die dem Antrag auf Überweiſung an 
den Rechtsausſchuß zuſtimmen wollen, ſich von ihren 
ätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die 
inderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur 
bſtimmung über den Antrag ſelbſt. Ich bitte die Damen 
und Herren, die der Druckſache Nr. 1647 zuſtimmen 


wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 


Danke, das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 


Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Gewährung von Sonderzuſchlägen an Empfänger 
von Renten nach den Reichsverſorgungsgeſetzen. 
Urantrag des Abg. Gebauer und Fraktion. 

Abſtim ruckſache Nr. 1263 zu Nr. 1046. Wir ſind in der 
Atmung ſtehen geblieben. Zu § 3 war namentliche 
n a beantragt. Wir müſſen alfo jetzt die nament- 
A bſtimmung über § 3 vornehmen. Ich bitte die 
55 und Herren, die $ 3 annehmen wollen, eine Ja⸗ 
zugebe die ihn ablehnen wollen, eine Nein⸗Karte ab⸗ 
Me n. (Abg. Gebauer: Wir ziehen die namentliche Ab- 
zuri ug zurück!) Die namentliche Abſtimmung wird 
5 gezogen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
r Abg. Herrmann. 


Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): Das Geſetz ift 
im Ausſchuß geweſen, es muß daher nun mit der Ab⸗ 
1 über § 1 begonnen werden. Der Ausſchußantrag 
autet: 

Die Druckſachen Nr. 1046 und 1205 wurden in der 
Sitzung vom 26. März 1925 im ſozialen Ausſchuß ein⸗ 
gehend beraten und mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Herrmann Sie 
täuſchen fih. Die §§ 1 und 2 waren abgelehnt und find 
im Ausſchuß nicht wieder hergeſtellt worden. Wir können 
nicht über abgelehnte Paragraphen abſtimmen. Es gilt 
nur der § 3. Zu $ 3 war namentliche Abſtimmung be- 
antragt worden, der Antrag iſt zurückgezogen worden. Wir 
kommen zur einfachen Abſtimmung. (Abg. Raſchke: Ich 
beantrage namentliche Abſtimmung!) Es iſt namentliche 
Abſtimung beantragt worden. Wird der Antrag unter⸗ 
ſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir 
kommen zur namentlichen Abſtimmung über § 3. (Ge⸗ 
ſchieht.) Wünſcht noch jemand feine Karte abzugeben? 
Das iſt nicht der Fall. Dann ſchließe ich die Abſtimmung. 
M. D. u. H.! Es ſind im ganzen 59 Stimmen abgegeben 
worden. Es hat ſich herausgeſtellt, daß das Haus 
beſchlußunfähig iſt. Ich beraume eine neue Sitzung um 
4 Uhr 45 Minuten an mit der Tagesordnung: Reſt der 
vorigen Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 4 Uhr 35 Minuten.) 


134. Sitzung. 

Die Sitzung wird 4 Uhr 45 Minuten durch den Vize⸗ 
präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Regierungsrat Dr. Rudzio. 

Vizepräſident Spill: Ich eröffne die Sitzung und 
rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung; das iſt der Punkt 6 
der vorigen Sitzung. 

Bericht des Steuerausſchuſſes zum Antrag des 
Abg. Schmidt, Rob., und Fraktion betr. Vorlage 
eines Geſetzentwurfs zur Befreiung der Privat- 
wirtſchaft von der Grundwertſteuer. 

Druckſache Nr. 1487 zu Nr. 1048. 
der Herr Abg. Schmidt. 

Schmidt, Abgeordneter (D.Lib.): M. D. u. H.! Da 
unſerem Antrage auf Befreiung der mit privaten Mitteln 
erbauten Wohnhäuſer von allen Realſteuern durch Vor⸗ 
lage des Geſetzentwurfs, Drucksache Nr. 1629, entſprochen 
worden iſt, iſt unſer Antrag als erledigt zu betrachten. 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Nach dem Be⸗ 
richt wird beantragt, den Antrag als erledigt zu betrachten. 
(Abzulehnen! rechts.) Wir kommen zur Abſtimmung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Antrag auf Ab⸗ 
lehnung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt ab⸗ 
gelehnt. Wir kommen zum Punkt 2 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Beſeitigung der Leibesfrucht. Urantrag des Abg. 
Raube und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1494 zu Nr. 848. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. H. u. D.! Wie 
zu erwarten war, hat dieſer Volkstag auch die Anträge 
abgelehnt, die fith mit den § 218/19 beſchäftigen. Der 
Rechtsausſchuß, der zu dieſer Frage Stellung nahm, hat 
ſich abſolut nicht damit beſchäftigt, ſondern ließ nur die 
Antragſteller ſprechen. Dann ſchwieg er ſich aus. Für 
den Antrag, Druckſache Nr. 848, der die Aufhebung der 
88 218/19 verlangt, ſtimmte nicht einmal die S. P. D. 
Die Arbeiterſchaft wird daran erkennen, daß die S. P. D. 
nicht gewillt iſt, ihr wirklich zu helfen. Wer wird durch 
dieſe Paragraphen getroffen? Sind es etwa die Damen 
der Bourgeoiſie, oder ſind es die Arbeiterfrauen, die man 
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(Kreft, Frau Abgeordnete.) 

zwingt, Kinder zur Welt zu bringen, wenn ſie auch nicht 
die Mittel haben, das Kind geſund groß zu ziehen und zu 
einem nützlichen Glied der Menſchheit werden zu laſſen. 
Ich will nicht noch einmal auf all die Not und das Elend 
eingehen, die in der arbeitenden Bevölkerung beſtehen, 
und nicht noch einmal darauf eingehen, wie furchtbar 
ſchädigend dieſe Paragraphen für die arbeitende Klaſſe 
ſind. Ich denke bei der arbeitenden Klaſſe nicht nur an 
diejenigen, die am Schraubſtock ſtehen, ſondern auch gerade 
an große Teile des Mittelſtandes. Der Mittelſtand wird 
auch durch dieſe Paragraphen betroffen, und Hunderte, 
Tauſende von Frauen des Mittelſtandes gehen gegen 
ihren eigenen Körper vor. Etwa weil es ihnen Spaß 
macht oder weil ſie eine Luſt daran haben? Nein, weil 
die Not ſo groß iſt und die Not ſich nicht nach Geſetzen 
kehrt, und ſich nicht daran kehrt, daß ein Geſetz beſteht, das 
die Abtreibung verbietet. Weil dieſe Paragraphen mit 
Recht als Frauen⸗ und Muttermörder bezeichnet werden 
können, deshalb verlangen wir ihre Aufhebung. Es iſt 
ganz ſelbſtverſtändlich, daß den Bürgerlichen und auch der 
S. P. D. dieſe Aufhebung nicht gefällt. Ganz beſonders 
aber ſind es die Arzte, die ſich gegen die Aufhebung der 
Paragraphen wenden; denn es würde das ſchöne Geld 
verloren gehen, das die Damen der Bourgesiſie dieſen 
Herren geben, wenn ſie Eingriffe bei ihnen vornehmen. 
Die Dame der Bourgeoiſie reift hinterher ins Bad, und 
die ganze Sache iſt damit erledigt. Sie hat einen Haus⸗ 
arzt, der in dieſen Fragen behilflich iſt oder ſie in ein 
Sanatorium ſchickt. Die arbeitende Frau kann das alles 
nicht. ; 

Deshalb verlangten wir, daß die Arbeiterfrauen in 
ſtaatliche Kliniken gehen könnten, um ſich, wenn die Not zu 
groß iſt, ihrer Frucht zu entledigen. Aber was würde 
dann für die Herren Arzte fortfallen. Sie müßten ſtaat⸗ 
lich beſoldet werden. Das gefällt ihnen nicht. Es gefällt 
ihnen, Geld zu nehmen, die arbeitende Frau kann aber 
dies Geld nicht aufbringen. Sie ſoll und muß aber ge⸗ 
bären, gleichgültig, ob es ihre Geſundheit, ob es ihre 
Familienverhältniſſe zulaſſen. Nun war es die S. P. D., 
die mehrere laue und verſchwommene Abänderungs⸗ 
anträge einbrachte. Nachdem die S. P. D. aber in der Ne- 
gierung war, zog ſie dieſe Anträge zurück. Es war wirk⸗ 
lich ſchon ein Stück Demagogie, wenn man dieſe Anträge 
zurückzieht. Was ſoll das heißen? Iſt etwa der Einfluß 
des Zentrums auf die S. P. D. in dieſer Frage jo ſtark 
geweſen, daß das chriſtliche und göttliche Gefühl überwog? 
Oder will die S. P. D. jetzt im Volkstag unſeren Anträgen 
zuſtimmen und damit die Laſt von ſich werfen, indem ſie 
erklärt: „Was wollt ihr denn? Wir haben doch euren 
Anträgen zugeſtimmt, damit iſt die Sache für uns er⸗ 
ledigt.” Ich jagte ſchon, daß ich den Antrag der S. P. D. 
der vorlag, als lauwarm und verſchwommen anſah. 
Dieſem Antrag hätte ich als Kommuniſtin, als Vertreterin 
der arbeitenden Frauen nicht zuſtimmen können. Ich denke 
nur daran, daß es in dieſem Paragraphen heißt, daß der⸗ 
jenige, der der arbeitenden Frau behilflich iſt, beſtraft 
werden fol. Ich erinnere die S. P. D. an einen Artikel, 
der in der „Volksſtimme“ ſtand, der ſich mit einer alten 
Hebamme beſchäftigte, die in ein bis vier Fällen Arbeiter⸗ 
frauen oder Mädchen behilflich geweſen iſt und mit einer 
Reihe Jahre Zuchthaus beſtraft worden iſt. Als Über⸗ 
ſchrift ſchreibt die „Volksſtimme“: „Opfer der 88 218/219.“ 
Was war gelogen, der Artikel der „Volksſtimme“ oder 
der Inhalt des Antrages der S. P. D. 2 i 

Ich jage, wenn der Antrag auch noch jo verſchwom 
men war, wir hätten verſucht, doch noch etwas für die 
Arbeiterſchaft herauszubekommen. Es war aber die 
S. P. D., die den Antrag zurückzog. Deshalb werden wir, 
wenn unſer Antrag, die § 218/219 zu ſtreichen, abgelehnt 
wird, und ebenfalls der Antrag, der den Schwangeren das 
Recht zuſprechen will, ſich in Entbindungsanſtalten un⸗ 


entgeltlich ihrer Frucht zu entledigen, den Antrag der (0) 


S. P. D. wieder aufnehmen. In der Entſchließung haben 
wir noch verſchiedenes umgeändert. Was ſoll es heißen: 
„In dieſe Kommiſſion ſollen Frauen und Arzte hinein⸗ 
kommen?“ Gegen die Arzte haben wir nichts ein⸗ 
zuwenden, aber wenn es dort heißt: „Frauen und ſozial⸗ 
hygieniſch geſchulte Perſonen“, ſo kann man nicht wiſſen, 
wie dieſe Kommiſſion zuſammengeſetzt ſein wird. Wir ſind 
der Anſicht, daß wir die Entſcheidung darüber, ob die 
arbeitende Frau ein Kind austragen kann oder nicht, ob 
die Not ſo groß iſt, daß das Arbeiterkind ein noch größeres 
Elend für die Familie bedeutet, nicht den bürgerlichen 
Damen überlaſſen können. Wenn in der Familie ſchon 
ſechs Kinder ſind, werden ſie der Anſicht ſein, daß dann 
auch noch das ſiebente und achte Kind groß gezogen, d. h. 
geboren und nach kurzer Zeit auf den Kirchhof gebracht 
werden kann. So iſt es doch, daß die Kinder geboren 
werden, um zu ſterben. Die Statiſtik, die jetzt wieder vor⸗ 
liegt, beweiſt doch die große Kinderſterblichkeit. 

Wir werden, wenn unſer Antrag zu den Paragraphen 
abgelehnt iſt, dieſen Antrag als Eventualantrag ein⸗ 
bringen, dann ſoll die Sozialdemokratie beweiſen, ob ſie, 
nachdem ſie in der Regierung iſt, jetzt ſogar dieſen kleinen 
Antrag, der für die Arbeiterſchaft faſt nichts beſagt, an⸗ 
nehmen wird. Wir als Kommuniſten werden ihm zu⸗ 
ſtimmen, wenn er auch noch ſo wenig bringt, wenn er auch 
noch jo verſchwommen ift. Es wird ſich zeigen, ob die 
S. P. D. auch in dieſer Frage die Arbeiterfrauen per- 
laſſen und ſich weiter in die Arme des Zentrums begeben 
will, das ſich als Prediger der Nächſtenliebe ausgibt, aber 
von wahrer Menſchenliebe und Nächſtenliebe keinen Funken 
in ſich hat. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat Frau Abg. 
Grundmann. 

Dr. Grundmann, Frau, Abgeordnete (D. Nat.): 
M. D. u. H.] Nachdem meine Fraktion bereits bei der 
erſten Leſung ausführlich gegen die Abſchaffung der 
§§ 218 und 219 Stellung genommen hat, habe ich heute 
nur kurz zu erklären, daß unſere Anſicht dieſelbe geblieben 
iſt. Wir werden den Antrag Raube und Fraktion ab⸗ 
lehnen. Der Antrag des Herrn Abg. Dr. Bing und Frat- 
tion, Druckſache Nr. 1496, läßt wiederum erkennen, daß 


die Sozialdemokraten doch die Schrittmacher der Kom⸗ 


muniſten find. In feinem erſten Teil, Abſatz 3, ift dieſer 
Antrag übrigens nach dem Berliner Muſter Dr. Moſes, 
Dr. Levi und Genoſſen abgeſchrieben. Der Herr Abg. 
Dr. Bing hat nur geiſtvoll und praktiſch hinzugefügt, daß 
die Abtreibungen zu den Sätzen der geltenden Gebühren⸗ 
ordnung erfolgen ſallen. Dieſe Anträge hätten wir ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch abgelehnt, wenn ſie nicht inzwiſchen von 
der Sozialdemokratie zurückgezogen worden wären. Wir 
wollen nicht zu Verbrechern an der Arbeiterfrau werden. 
(Das feid ihr ſchon lange! bei den Kommuniſten!) 
Vizepräſident Spill! Das Wort hat Frau Abg. 
Richter. 5 
Richter, Frau, Abgeordnete (Lib.): M. H. u. D- 
Meine Ausführungen, die ich zu dem vorliegenden Antrag 
der Kommuniſtiſchen Fraktion mache, ſind meine perſön⸗ 
liche Überzeugung. Ich weiß auch, daß meine Ausführun⸗ 


n 


gen, die ich heute mache, ohne jeden praktiſchen Wert jind 


Aber ich möchte doch der Öffentlichkeit gegenüber dokumen 
tieven, daß ich noch derſelben Meinung bin, wie ſeiner Zeit 
in der von mir einberufenen öffentlichen Frauenverſamm⸗ 
lung. Damals in der Frauenverſammlung waren al 
Frauen bis auf wenige Ausnahmen mit mir der Meinung, 
daß die §§ 218/19 in ihrer jetzigen Form ein Ausnahme 
geſetzt bedeuten. Die Verſammlung faßte eine Entſchloe 
Bung, die ich damals auch dem Volkstag zugeſchickt ha A 
Ich habe es ſehr bedauert, daß ich hinterher erfahre 
mußte, daß man von deutſchnationaler Seite in wen 


O 
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Richter, Frau, Abgeordnete.) 


ſchöner Form gegen mich agitierte und meine damals ver- 


tretene Anſicht als unmoraliſch und unſittlich bezeichnete, 
außerdem die Frauenkreiſe durch Sammeln von Unter⸗ 
ſchriften gegen mich und meine Arbeit aufhetzte. Wer mich 
und meine Arbeiten kennt, wird wiſſen, wie haltlos dieſe 
Behauptungen ſind. Ich weiſe ſie auf das entſchiedenſte 
zurück. Der Kampf, der gegen mich geführt wird, iſt 
frauenunwürdig. Er iſt nicht geeignet, das Anſehen der 
rauen in Männerkreiſen zu ſtärken. Offene Reden, offene 
Antwort, dieſer Kampf ziemt ſich auch für Frauen. Unend⸗ 
lich lächerlich kam es mir vor, als ich in der Zeitung leſen 
mußte, daß ein Mann, der Vater von 14 Kindern iſt, von 
meinen Gegnern ins Treffen geführt wurde. Wäre es nicht 
richtiger geweſen, man hätte die Mutter dieſer 14 Kinder 
ſprechen laſſen? (Sehr richtig! links.) Die Frauen, die 
ſelbſt Mütter ſind, werden mit mir darin einig ſein, daß 
die 88 218/19 ein Damoklesſchwert find (Nein! rechts), 
das über der geſamten Frauenwelt ſchwebt. (Sehr richtig! 
bei den Kommuniſten.) 

Ich will in das Problem heute nicht hineinſteigen. 
Aber dem Zentrum möchte ich noch ſagen: Bei aller Hoch⸗ 
achtung vor Ihrer chriſtlichen Weltanſchauung, m. H. u. D., 
die Vorwärtsentwicklung auch in dieſer Frage werden Sie 
ſicherlich nicht aufhalten können! Die Tatſache, daß der 

ruck dieſer Paragraphen tauſende von armen Frauen zu 
dauerndem Siechtum verurteilt, ſpricht eine ergreifende 
prache, und es darf unter keinen Umſtänden die ſittliche 
orm in der Art von Phariſäertum vertreten werden, 
das ſich auf Koſten der anderen, die die Laſten zu tragen 
haben, als der ſittlich überlegene Teil hinſtellt. Auf die 
§§ 218/19 in der jetzigen Form trifft das alte Dichter⸗ 
wort zu, welches ſagt: „Es erben ſich Geſetz und Rechte 
wie eine ew'ge Krankheit fort.“ Ich möchte hoffen und 
wünſchen, daß ſich in Deutſchland und dann wohl auch bei 
uns hier im Freiſtaat vecht bald ein Arzt findet, der dieſe 
rankheit erkennt und für Geſundung im Sinne unſerer 
eutigen veränderten Verhältniſſe ſorgt. (Bravo!) 
5 Bizepräfident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
oppe. 

Hoppe, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Ich habe 
namens meiner Fraktion zu erklären: Die Zentrums⸗ 
raktion hat bereits zu verſchiedenen Malen eingehend dar⸗ 
gelegt, aus welchen Gründen ſie die Geſetzentwürfe der 

ommuniſtiſchen Fraktion ablehnt. Sie darf davon ab- 
lehen, dieje Gründe heute hier an dieſer Stelle noch einmal 
zu wiederholen. Die Fraktion hätte nur gewünſcht, die 
eſetzentwürfe wären bei der erſten Leſung ſofort abge- 
ME worden (Sehr richtig! vechts.) und es hätte ſich keine 
2 ehrheit gefunden, dieje Geſetzentwürfe dem zuſtändigen 
Wes chuß zur Beratung zu überweiſen. (Abg. Dr. Bumke: 
pelen Schuld war das?) Mit der Ausſchußüberweiſung 

ein war den Anträgen zu viel Ehre angetan. Die Zen⸗ 
rumsfraktion iſt einzig und allein dafür zu haben, die be⸗ 
gun enden Geſetzesparagraphen in der bisherigen Faſſung 
ſtehen zu laſſen. Sie würde einer Lockerung dieſer 
Si ragraphen nie und nimmer ihre Zuſtimmung geben. 
er tnach ergibt fih bei Anerkennung des Standpunktes 
wå ‚deren Parteien die Unmöglichkeit, bei der gegen- 
er ia" Mehrheitsbildung dieſe Frage zu erörtern. (Sehr 
Mallon bent Spill: Das Wort hat Frau Abg. 


x „alitoniti, Frau, Abgeordnete (S. P. D.): M. H. 
ich i i ameng der Sozialdemokratiſchen Fraktion habe 
F „gende Erklärung abzugeben: Die Sozialdemokratiſche 


Yaltion bedauert es außerordentlich, heute . 
iſti ! entlich, h. zu den kom⸗ 
Dunſtiſchen Anträgen nicht Stellung nehmen zu können. 
anden den Eintritt in die Regierung haben wir mit den 
eren Koalitionsparteien Vereinbarungen getroffen, 


die uns leider veranlaſſen, unſere dem hohen Hauſe be⸗ 
veits vorgelegten Anträge zurückzuſtellen. (Abg. Hoff⸗ 
mann: Sie haben ein ſchlechtes Amt!) Wir wollen damit 
nicht ſagen, daß wir dieſe für die Danziger Bevölkerung 
jo wichtige Angelegenheit als erledigt betrachten. Zur ge- 
gebenen Zeit werden wir diejenigen ſein, die dieſe Frage 
wieder aufrollen. (Hört, hört! rechts.) Wir ſind nach wie 
vor der Anſicht, daß die ŞE 218/19 des Strafgeſetzbuches, 
deren Schärfe fih für die arbeitende Bevölberung am 
meiſten auswirkt, einer Verbeſſerung bedürfen. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Rafte. s 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Be- 
kanntlich ſteht in der Bibel: „Seid fruchtbar und mehret 
euch!“ (Abg. Nordwig: Du kennſt doch die Bibel nicht!) 
Wenn Sie glauben, daß wir durch dieſe Paragraphen das 
Geſetz umgehen wollen, dann irren Sie ſich. Wir wollen 
Ihnen zeigen, wie unſicher dies Geſetz für Sie iſt, wenn 
ein nach Ihrer Überzeugung von Gott gegebenes Geſetz noch 
durch den weltlichen Richter geſtützt werden muß. M. D. 
u. H.! Es ſieht bitter in Ihren Kreiſen aus. Wäre das 
Geſetz wirklich ein göttliches Geſetz für Sie, dann brauchte 
es nicht aufgehoben zu werden. Was wollte Gott mit den 
Worten „ſeid fruchtbar und mehret euch“ ſagen, wenn er 
das geſagt hat, ich zweifle daran. (Abg. Hoppe: Hören Sie 
bloß auf!) Dann iſt er von der Vorausſetzung ausgegan⸗ 
gen, daß er der Menſchheit auch alles das zum Leben ge⸗ 
geben hat, was notwendig iſt. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Aber Sie ſind die Räuber dieſes Eigentums. 
(Zuſtimmung bei den Kommuniſten.) Sie rauben es den 
Menſchen und wenn Sie es ihnen geraubt haben, 
(Raube! und Zwiſchenrufe rechts.) 


Vizepräſident Spill: Ich nehme an, daß Sie mit dem 
Ausdruck nicht Mitglieder des hohen Hauſes gemeint 
haben. Stimmt das? 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Jawohl, ich ſpveche 
nur allgemein. Wenn Sie dieſen Leuten das Eigentum 
geraubt haben, dann allerdings iſt es notwendig, derartige 
Geſetze zu ſchaffen. Weil der ſchaffenden Menſchheit das, 
was die Erde gibt, geſtohlen wurde, deshalb müſſen und 
haben Sie derartige Geſetze gemacht. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Wir wenden uns dagegen und jagen, die 
Erde hat Platz für alle Menſchen und gibt genug zur Er⸗ 
nährung. Nur Sie und Ihre Kreiſe ſtehlen das der Menſch⸗ 
heit. Weil es aber geſtohlen wird, darum müſſen auch dieſe 
Geſetze aufgehoben werden. (Sehr gut! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Denn wenn man dem Menſchen weder Cr- 
nährung noch Kleidung gibt, darf man ihn auch nicht mit 
Zuchthaus oder Gefängnis beſtrafen, wenn er ſich weigert, 
Menſchenkinder in die Welt zu ſetzen. 

Wenn Sie ſich alſo derartiger Geſetze bedienen 
müſſen, m. D. u. H., dann ſieht es in Ihrem Staate jam⸗ 
mervoll aus. Aber die Arbeiterklaſſe erkennt immer mehr 
und mehr, wo und wie Abhilfe geſchafft werden muß. (Abg. 
Klawitter: Und wendet ſich von Euch!) Sie haben den 
Kern erfaßt, Herr Abg. Klawitter. Wir wiſſen, daß die 
Arbeiterſchaft heute noch Ihren Schnaps trankt, wir wiſſen, 
daß ſie heute noch nicht für ihr geiſtiges Wohl ſoviel an⸗ 
wendet wie für Ihren Fuſel. Es wird aber die Zeit kom⸗ 
men, wo die Arbeiterſchaft Ihren Fuſel an die Seite ſtellen 
und unſere geiſtige Erziehung annehmen wird. (Lebhafte 
Bewegung rechts. — Lachen in der Mitte.) Denken Sie an 
das Sprichwort: „Am Lachen erkennt man den Narren.“ 
(Abg. Klawitter: Wenn Ihr nicht hin und wieder einen 
Fuſel nehmt, kennt Ihr keinen Geift! — Frau Abg. Kreft: 
Er ſchließt von ſich auf andere!) Wenn Ihre geiſtige Stärke, 
Herr Abg. Klawitter, im Fuſel liegt, dann verzichte ich 
darauf, dann bin ich mit meiner geiſtigen Stärke zufrieden, 
die nicht vom Fuſel durchſeucht iſt. 


+ 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 

Weil die Not das Volk zur Abtreibung, zum Eingriff 
und zur Beſchädigung des eigenen Leibes treibt, darum 
müſſen dieſe Paragraphen aufgehoben werden. Alles 
Elend und alle Not, unter denen die Frauen heute leiden 
müſſen, kommt auf Ihre Kreiſe und auf Sie zurück. Sie 
glauben, daß Sie ſich auf Gott ſtützen können, wenn hier 
das Leben des Kindes bzw. die Frucht im Mutterleib ge⸗ 
ſchützt werden ſoll. Nun, wir ſagen Ihnen, tun Sie das 
mit göttlicher Liebe, aber nicht durch Geſetze, die Zuchthaus 
androhen; Liebe heißt, dem Menſchen das geben, was er 
braucht. Das iſt göttliches Gebot und danach ſollten Sie 
handeln. Wie Sie aber nach dem göttlichen Gebot handeln 
und was Sie ihm zutrauen, das macht ſich darin bemerk⸗ 
bar, daß Sie auf Ihren Kirchen Blitzableiter anbringen. 
Damit wollen Sie doch ſagen, Sie trauen dem lieben Gott 
nicht ſehr (Heiterkeit); denn, wenn einmal ein Gewitter 
kommt, ſchlägt der Blitz auch in die Kirche ein, trotzdem der 
liebe Gott dort wohnt. (Abg. Hoppe: Gehen Sie nur nicht 
hinein!) 

So ſehen Ihre göttlichen Geſetze und das Zentrum 
aus. Bedauerlich iſt, das habe ich ſchon einmal geſagt, 
daß ſich die Sozialdemokratie von dieſen Leuten ins 
Schlepptau nehmen läßt und erklärt, ſie werde bei der 
nächſten Gelegenheit wieder ihre Anträge aufnehmen. Wir 
wiſſen, wann dieſe Gelegenheit gekommen iſt: wenn Sie 
den wohlverdienten Fußtritt von Ihren Koalitionsbrüdern 
bekommen haben, dann werden Sie kommen und wieder 
Geſetze bringen, die zum Wohl der Arbeiterſchaft ſein 
wollen. Heute aber haben Sie für die Arbeiterſchaft kein 
Wort und keine Tat mehr übrig. Wir wiſſen, daß das 
ſo kommen mußte. Wir werden der Arbeiterſchaft aber 
zeigen, wie Ihre Einſtellung in dieſer Beziehung iſt. Die 
Arbeiterſchaft weiß, daß ſie weder von den Sozialdemo⸗ 
kraten, noch dem Zentrum oder den Deutſchnationalen 
etwas zu erwarten hat. Sie weiß ganz genau, wo ihr 
Glück einſt blühen wird. (Heiterkeit! rechts.) Wir werden 
alles mögliche daran ſetzen, dieſes Glück für die Arbeiter⸗ 
ſchaft ſo ſchnell wie möglich zu erobern. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Wortmeldungen liegen nicht 
mehr vor, die Beratung iſt geſchloſſen. (Abg. Schwegmann: 
Ich beantrage namentliche Abſtimmung.) Wir kommen 
zur Abſtimmung. Es iſt namentliche Abſtimmung bean⸗ 
tragt worden. (Frau Abg. Kreft: Worüber?) Über den 
einzigen Paragraphen der Druckſache Nr. 848. Wird der 
Antrag auf namentliche Abſtimmung unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.“) Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen zur 
namentlichen Abſtimmung. Die namentliche Abſtimmung 
beginnt. Ich bitte, die Stimmkarten einzuſammeln. (Ge⸗ 
ſchieht.) Wünſcht noch jemand ſeine Stimmkarte abzugeben? 
Das iſt nicht der Fall. Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. 
Das Ergebnis“) ift folgendes: Mit Ja haben acht Abgeord— 
nete geſtimmt, mit Nein 55, zwei Stimmen ſind ungültig. 

) Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Fr. Döll, Hoffmann, 
Schule Fr. Kreft, Liſchnewſki, v. Malachinſki, Raſchke, 


Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bahl, Bergmann, 
Boecker, Böhm, e Bürgerle, Dr. Bumke, Doerkſen, 
Dyck II, Ehm, Eichholtz, Dr Eppich, Evert, Falk, Falkenberg, 
Fiſcher, P., Glombowſki, Fr. Grundmann, Guttzeit, Hennke, 
Habel, Harnau, Herrmann, Hohnfeldt, Hoppe, Janzen, Fr. 
Kalähne, Kaxkutſch, Klawitter, Fr. Knoblauch, Fr. Kuntz, 
Kuckelkorn, Dr. Lembke, Lietzau, Mathieu, Mayen, Fr. 
Meyer, Mroczkowſki, Müller, Neubauer, Nordwig, 
Penner I, Philipſen, Schilke, Schmidt, R., Schütz, Schweg⸗ 
mann, Senftleben, Splett, Ur Wagner, Weiß, Weſſalowfki, 
Wisniewſki, Dr Ziehm, Fr. Zuper. 

Ungültig: 2 Stimmen. 

Keine Karte gaben ab: Abg. Arezynſki, Arndt, Beyer, 
Dr. Bing, Dr. Blavier, Brill, Buckmakowſki, Burandt, 
Dahsler, Ediger, Fr. Falk, Fiſcher, J., Förſter, Fooken, 
Gatkowſki, Gebauer, Gehl, Gerick, Grünhagen, Jedwabfkt, 
Joſeph, Dr. Kamnitzer, Karſchefſki, Klingenberg, Kloßowſki, 


* 
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Der einzige Paragraph der Druckſache Nr. 848 iſt ſomit ab⸗ 
gelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über die iber- 
ſchrift „Geſetz betreffend Beſeitigung der Leibesfrucht“. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dieſe Überſchrift an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ift die Minderheit, fie ift abgelehnt. Das Geſetz ift 
ſomit in zweiter Leſung endgültig abgelehnt. Ich rufe auf 
Punkt 3 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 

Anderung des Reichsſtrafgeſetzbuches. Urantrag 
des Abg. Raube und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1495 zu Nr. 849. Bericht des Rechtsaus⸗ 
ſchuſſes. Hierzu liegt ein neuer Antrag Druckſache Nr. 1814, 
ein Eventualantrag und eine Entſchließung vor, 

Einziger Paragraph. 

Die in §§ 218/219 des Reichsſtrafgeſetzbuches vom 
119 1 5 1871 mit Strafe bedrohten Verbrechen bleiben 

raffrei: 

a) wenn die Tötung der Frucht im Mutterleibe 
oder durch Abtreibung, oder der Verſuch dazu 
von der Schwangeren ſelbſt vorgenommen, 

b) wenn eine zu dieſem Zwecke beſtellte ſoziale 
Kommiſſion ſich mit der Unterbrechung der 
Schwangerſchaft durch einen ärztlichen Eingriff 
ausdrücklich einverſtanden erklärt hat. 

Entſchließung. 

Der Senat wird erſucht, in jedem Kreis und in 
jeder Stadtgemeinde eine Kommiſſion aus Arzten 
und Müttern der ſchaffenden Stände von den be⸗ 
treffenden Parlamenten wählen zu laſſen, welche 
im Zweifelsfalle zu entſcheiden hat, ob eine durch 
ärztlichen Eingriff vorgenommene Schwangerſchafts⸗ 
unterbrechung notwendig iſt 

a) zur Erhaltung der Arbeitsfähigkeit der werden: 
den Mutter, 

b) RN herung der Aufzucht ſchon vorhandener 

er 

o) zur Vermeidung der Geburt kranker, zur Auf⸗ 
zucht ungeeigneter Nachkommen. 

Eventitalantrag I. 
Einziger Paragraph. 

In 8 218 des Reichsſtrafgeſetzbuches wird an Stelle 

von „Zuchthaus bis zu 5 Jahren“ Wee geſetzt. 


r. Kreft, 
u. d. übr. Mitgl. d. Komm. Fr. 

(Frau Abg. Kreft: Aber erſt über den alten abſtimmen 
laffen!) Ich werde zuerſt über die Druckſache Nr. 849 ab- 
ſtimmen laſſen. Und dann, wenn ſie abgelehnt werden 
ſollte, über die Druckſache 1814. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
der Druckſache Nr. 849 zuſtimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Minder⸗ 
heit. Die Druckſache Nr. 849 iſt abglehnt. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über die Druckſache Nr. 1814. Ich 
bitte die Damen und Herren, die ihr zuſtimmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit. Die Druckſache iſt abgelehnt. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über die überſchrift: „Geſetz be 
treffend Anderung des Reichsſtrafgeſetzbuches vom 15. 9 
1871“. Ich bitte die Damen und Herren, die der Über: 
ſchrift zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Sie iſt abgelehnt. Der 


Geſetzentwurf ift damit in zweiter Leſung endgültig abe 


gelehnt. Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: ut 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 3 ni 
re des Fiſchereigeſetzes vom 11. M 


Druckſache Nr. 1703 zu Nr. 1353. Bericht des Rechts⸗ 
ausſchuſſes. Das Wort hat der Herr Abg. Böhm. 


Dr. Kubacz, Kuromifi, Fr. Landmann, Langowfki, Laſch 
Lehmann, Leu, Loops, Lück, Maier, Fr. Malikowſki, 
Dr. Moczynſki, Fr. Mohn, Dr. Neumann, Dr. Panecki 
ner, Polſter, Rahn, Raube, Reef, Rehberg, Rohde, 
Schede, Schmidt, E., Semrau, Spill, Dr Treichel, Dr. 
Werner, Wierſchowſfki. > 


emiti, 
Mau, 


o f 
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Böhm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.] Der 
frühere Senat hat unter dem 4. Mai ein Geſetz zur Ab⸗ 
änderung des Fiſchereigeſetzes vom 11. Mai 1916 einge⸗ 
bracht. Dieſes Geſetz hat dem Rechtsausſchuß zur Beratung 
vorgelegen. Es wurde auch eingehend durchgeſprochen und 
in den $$ 92, 93 und 94 einſtimmig angenommen. Nicht 
angenommen wurde der § 95. Was will dieſes Abände⸗ 
rungsgeſetz erreichen? Es will, daß alle Fiſcher, ganz gleich, 
ob ſie auf der See oder in Binnengewäſſern fiſchen, eine 
Fiſchereikarte, einen Ausweis bei ſich führen müſſen. Bis 
letzt wurde dieſe Forderung nur an die Binnenfiſcher ge⸗ 
ſtellt. Jetzt ſoll dies auch auf die Hochſeefiſcher ausgedehnt 
werden. 3 

Dieſes Geſetz ift annehmbar, ja, es entſpricht unſerer 
heutigen Zeit, denn die Verhältniſſe haben ſich inzwiſchen 
weſentlich geändert. Unſere Fiſcher ſind gezwungen, nicht 
nur in den Hoheitsgewäſſern des Freiſtaates zu fiſchen, 
ſondern auch in polniſchen und deutſchen Gewäſſern, und 
infolgedeſſen müſſen ſie den deutſchen und polniſchen Be⸗ 
amten gegenüber einen Ausweis haben. So berechtigt 
dieſe Forderung einer allgemeinen Fiſchereikarte nun iſt, 
ſo wenig berechtigt iſt es nach Anſicht der Fiſcher, daß ſie 
für die Ausſtellung der Fiſchereikarte eine Gebühr von 
2 Gulden zahlen folen. Nach dem geltenden Recht find 
Fiſchereiſcheine und Fiſchereierlhaubnisſcheine früher ge⸗ 

jühren⸗ und ſtempelfrei erteilt worden. Heute ſoll der 
Fiſcher 2 Gulden dafür bezahlen. Sie werden ſagen, daß 
ſei ein kleiner Betrag, den jeder Fiſcher mit Leichtigkeit 
zahlen kann. Die Fiſcher haben aber noch andere Aus⸗ 
gaben zu beſtreiten. Ich denke da nur an die Seeunfall⸗ 
verſicherung. Jeder Fiſcher muß heute, ſelbſt beim gering⸗ 
ten Einkommen, 5 Gulden an die Seeunfallverſicherung 
zahlen. Früher machte das ungefähr 1 Gulden aus, heute 
dagegen ſteigt — je nach dem Fang — die Unfallverjiche- 
rung bis zu 17 Gulden. Die Ausgaben der Fiſcher mehren 
fih aljo. Es wäre gerechtfertigt, wenn man den Fiſchern 
die Zahlung dieſer Gebühr erließe. Zweckentſprechend ſind 
te Fiſchereiſcheine auch noch aus einem anderen Grunde. 
s kommt nämlich jetzt mehr als früher vor, daß ein 
Fiſcher dem anderen die Netze ſtiehlt. Es handelt ſich dabei 
weniger um Berufsfiſcher als gerade um Gelegenheits⸗ 
fischer, denen Netze fehlen und die ſich auf dieſe Weiſe billig 
te Fanggeräte verſchaffen wollen. Haben die Fiſcher nun 
eine Fiſcheveikarte, jo ift es für den Beamten und auch für 
die Fiſcher leichter feſtzuſtellen, wer der Schuldige iſt. 
Schließlich auch um der Raubfiſcherei entgegenzutreten, iſt 
es gut, daß die Fiſchereikarte eingeführt wird. Nur iſt zu 
emängeln, daß dafür eine Gebühr bezahlt werden ſoll. 
„Der § 95 des Senatsentwurfes beſagt, daß die Gebühr 
für Inländer 2 Gulden, für Ausländer in der Regel 
Gulden beträgt. Der Rechtsausſchuß hat dieſen § 95 
lächin geändert, daß er ſagte, die Gebühr betrage für In⸗ 
ander 2 Gulden, für Ausländer werde die Höhe durch den 
at im „Verordnungswege“ feſtgeſetzt. Von den Aus⸗ 
ündern eine Gebühr zu fordern, ift berechtigt. Das for- 
ern ſogar auch die Fiſcher. Aber nicht, weil ſie den Aus⸗ 
ändern nicht gönnen, daß fie in unſeren Gewäſſern die 
ſcherei ausüben, aljo nicht aus Neid, ſondern weil unſere 
iſcher, wenn ſie in polniſchen Gewäſſern fiſchen, auch eine 
nä bichr zahlen müſſen. Der Beſitzer des Fahrzeuges muß 
mlich die von der polniſchen Regierung feſtgeſetzte Ge⸗ 
nichr bon 15 Zloty zahlen. Jeder Mitfiſcher — der tech- 
iſche Ausdruck oder der bei den Fiſchern übliche Ausdruck 


Außt „Partfiſcher“ — muß außerdem noch 3 Zloty zahlen.“ 


tere Fiſcher müſſen alſo für die Berechtigung, in polni⸗ 
a Gewäſſern zu fiſchen, verhältnismäßig hohe Summen 
edlen, Dagegen dürfen die polniſchen Fiſcher und auch 
fich eutſchen Fiſcher in unſeren Gewäſſern unentgeltlich 
end ve weil der Senat bis jetzt keine Gebühr erhob. Das 
daß nden die Fiſcher als ungerecht. Es iſt alſo berechtigt, 
er Senat eine Gebühr erhebt. Es iſt auch richtig, daß 


Volkstag Danzig. — 134. Sitzung. 


Freitag, den 25. September 1925. 1889 
man geſagt hat auf dem Verordnungswege. Es kann ja 


vorkommen und wird höchſtwahrſcheinlich auch eintreten, 
daß die polniſche Behörde ſtatt 15, fortan 20 oder 30 Zloty 
fordert. Hätten wir uns im Geſetz auf 15 Gulden feſt⸗ 
gelegt, dann müßten wir das Geſetz wieder ändern. Darum 
iſt es richtig, dem Senat freie Hand zu laſſen, damit er die 
Gebühr im Verordnungswege beſtimmen kann. Ich will 
hoffen, daß die polniſche Regierung die Gebühr in Zukunft 
überhaupt fallen läßt, damit es nicht zwiſchen den Fiſchern 
zu Reibereien kommt. Ich kann wohl ſagen, daß zwiſchen 
den polniſchen und den Freiſtadtfiſchern das herzlichſte 
Einvernehmen beſteht. Es ſind ja im Grunde genommen 
in der Hauptſache ehemalige deutſche Fiſcher, daher das 
Verhältnis ſo innig. Die polniſchen Fiſcher haben bei der 
polniſchen Behörde ſelbſt den Antrag geſtellt, die Freiſtadt⸗ 
fiſcher von dieſer Gebühr von 15 Zloty zu befreien, aller⸗ 
dings ohne Erfolg, und aus dieſem Grunde habe ich mit 
meinen Parteifreunden einen Abänderungsantrag ein⸗ 
gebracht, dahin lautend: 
Wir beantragen, dem 8 95 folgende Faſſung zu 
geben: N 
Ausländer haben bei Aushändigung der Fiſcherei⸗ 
ſcheine und Beglaubigung der Erlaubnisſcheine (8 98) 
eine Gebühr zu zahlen, welche vom Senat im Ver⸗ 
ordnungswege feſtgeſetzt wird. 
Ich bitte den Volkstag, unſeren Abänderungsantrag 
anzunehmen. (Wiederholtes Bravo! rechts.) 
Vizepräſident Spill: Das Wort hat Herr Abg. 
Raſchke. 


Rajte, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Dieſer 
Paragraph hat den Ausſchuß beſonders beſchäftigt. Über 
die Feſtſetzung der Gebühren beſtanden verſchiedene Mei⸗ 
nungen. Wir ſind der Anſicht, daß die Gewäſſer allen 
Fiſchern frei zur Verfügung ſtehen müſſen. Das verträgt 
ſich auch wieder ſehr gut mit den göttlichen Geboten. Wir 
können es nicht gutheißen, daß die polniſchen Fiſcher, die 
ja, wie der Herr Abg. Böhm erklärte, ehemalige deutſche 
Fiſcher ſind, unterſchiedlich behandelt werden ſollen. Wir 
fordern und verlangen, daß keine nationale Einteilung 
ſtattfindet. Von den polniſchen Fiſchern, die das Unglück 
haben, nebebei bemerkt auf Ihr Verſchulden, polniſch zu 
ſein, ſoll eine höhere Summe erhoben werden, als von den 
Freiſtadtfiſchern. Jeder logiſch denkende Menſch müßte ſich 
dagegen ſträuben, das nachzumachen, was Polen eingeführt 
hat. Hier iſt eine Gelegenheit, dem polniſchen Staat zu 
zeigen, daß ſie friedlich mit ihnen zuſammen arbeiten 
wollen. Es beſteht jetzt die beſte Gelegenheit, Polen zu 
zeigen, daß es von unſern Fiſchern auch keine Gebühr zu 
erheben braucht. (Abg. Bergmann: Das wird Polen 
nicht einfallen!) Mögen Sie ſo peſſimiſtiſch fein, wie Sie 
wollen. Um Ihren Peſſimismus zu begründen, müſſen 
Tatſachen vorliegen. Bis jetzt ſind derartige Tatſachen 
nicht zu verzeichnen. (Widerſpruch des Abg. Dr. Bumke.) 
Das könnte erſt der Fall ſein, wenn Polen von den Dan⸗ 
ziger Fiſchern trotz Freilaſſung der polniſchen Fiſcher die 
Gebühr weiter erhebt. Wenn wir keine Gebühr erheben, 
und die polniſchen Fiſcher, wie Herr Abg. Böhm ſagt, ſelbſt 
dagegen ſind, daß von den Danziger Fiſchern eine Gebühr 
erhoben wird, ſo wird dies ein Weg zur Abſchaffung der 
Gebühr ſein. 

Das iſt aber weniger ausſchlaggebend. Für uns iſt 
ausſchlaggebend, daß die Gewäſſer der Allgemeinheit ge⸗ 
hören. Es kann uns ganz gleich ſein, ob darin Danziger, 


(0) 


(D) 


Deutſche oder Polen fiſchen. Hier muß jeder das Recht 


haben, feinem Beruf nachzugehen, wo und wie es ihm be- 
liebt. Wir verwerfen die Erhebung einer Gebühr. Es iſt 
nicht notwendig, daß für einen kleinen Schein zwei Gulden 


erhoben werden, vielleicht nur, um die Berufsfiſcher vor 


denen zu ſchützen, die aus langer Weile ein wenig fiſchen 
wollen. Die Fiſcher haben in der jetzigen ſchwierigen 
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wirtſchaftlichen Lage genau ſo ſchwer zu kämpfen, wie jeder 


andere Stand; denn ſie gehören ja auch dem Arbeiterſtand 
an. Es wird ihnen ſchwer fallen, die zwei Gulden aufzu⸗ 
bringen. Wir lehnen eine Erhebung für dieſen Beglaubi⸗ 
gungsſchein ab und haben den entſprechenden Antrag in 
der Druckſache Nr. 1810 geſtellt. Wir erſuchen die Ab⸗ 
geordneten, unſerm Antrag zuzuſtimmen. 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Regie⸗ 
rungsvertreter. 


Dr. Rudzio, Regierungsrat: M. D. u. H.! Ich möchte 
dem Herrn Vorredner erwidern, daß ſeine Ausführungen 
inſofern nicht zutreffen, als Polen eine unterſchiedliche Be⸗ 
handlung ſeiner eigenen Staatsbürger und der Ausländer 
vornimmt. Polen erhebt nur eine geringe Gebühr von 
ſeinen eigenen Bürgern, dagegen von den Ausländern eine 
Gebühr von 15 Zloty. Wir wollen dasſelbe machen. Da 
im Verordnungswege die Gebühren feſtgeſetzt werden 
jolen, haben wir es in der Hand, die Gebühren dauernd 
den polniſchen anzupaſſen. 

Zu dem zweiten Punkt der Erhebung einer Verwal⸗ 
tungsgebühr für Ausſtellung von Fiſchereiſcheinen möchte 
ich betonen, daß die Ausſtellung der Fiſchereiſcheine mit 
vielen Schreibarbeiten verbunden iſt und eine Menge Ar⸗ 
beit verurſacht. Es war von uns beabſichtigt, dafür eine 
ganz kleine Gebühr von zwei Gulden zu erheben. Hier⸗ 
gegen wendet ſich der Antrag des Herrn Abg. Böhm. Es 
wurde vorgebracht, daß dieſe Gebühr von zwei Gulden pro 
Jahr für den Fiſcher nicht tragbar ſei. Wir vermögen das 
nicht anzuerkennen. Die Gebühr iſt ganz niedrig bemeſſen. 
Das Argument ſchlägt um ſo weniger durch, als der Weſt⸗ 
ppeußiſche Fiſchereiverein, dem die größte Anzahl Fiſcher 
angehört, ſich mit dieſer Regelung einverſtanden erklärt hat. 
Es kann alſo nur ein kleiner Teil der Fiſcher dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag gutgeheißen haben. 


Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Beratung ift geſchloſſen. Zu § 95 liegen 
zwei Abänderungsanträge vor. Ich möchte ſo verfahren, 
daß wir zuerſt über die Abänderungsanträge zum § 95 ab⸗ 
ſtimmen und dann über die Druckſache Nr. 1703. Der 
weitgehendere der beiden Anträge iſt die Druckſache Nr. 
1810, der Abänderungsantrag des Abg. Raſchke: 

§ 95 erhält folgende Faſſung: i 
Bei Aushändigung der Fiſchereiſcheine und 
Beglaubigung der Erlaubnisſcheine ($ 98) wird 
keine Gebühr erhoben. 

„Ich werde dieſen Abänderungsantrag zuerſt zur Mb- 
ſtimmung bringen. Wenn er erledigt iſt, ſtimmen wir ab 
über die Druckſache Nr. 1774, Abänderungsantrag des 
Herrn Abg. Böhm und Fraktion. 

Pae beantragen, dem § 95 folgende Faſſung zu 

geben: 

Ausländer haben bei Aushändigung der 
Fiſchereiſcheine und Beglaubigung der Erlaubnis⸗ 
ſcheine (§ 98) eine Gebühr zu zahlen, welche vom 
Senat im Verordnungswege feſtgeſetzt wird. 


Böhm 
u. d. übr. Mitgl. d. Dnat. Fr. 

Widerſpruch dagegen erhebt ſich nicht, wir werden ſo 
verfahren. Ich bitte die Damen und Herren, die dem Mb- 
änderungsantrag des Herrn Abg. Raſchke und Fraktion 
Druckſache Nr. 1810 zuſtimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke. Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Antrag des Herrn Abg. Böhm und 
Fraktion, Druckſache Nr. 1774. (Abg. Böhm: Ich bean⸗ 
trage namentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag unter- 
ſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir 
ſtimmen namentlich ab über die Druckſache Nr. 1774. Die 
Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand 
eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Dann iſt 


ordnung zu ſetzen. 


die Abſtimmung geſchloſſen. Das Abſtimmungsergebnis“) 0 


iſt folgendes: Mit Ja haben 45 Abgeordnete geſtimmt, mit 
Nein 40. Der Abänderungsantrag Druckſache Nr. 1774 
ift jomit angenommen. Wir kommen nun zur Abſtimmung 
über die durch den Abänderungsantrag zum 8 95, ver- 
änderte Druckſache Nr. 1703. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſer Druckſache ihre Zuſtimmung geben 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, 
das iſt die Mehrheit. Die Druckſache Nr. 1703 iſt ange⸗ 
nommen. Wir kommen nun zur Abſtimmung über die 
überſchrift: Geſetz zur Abänderung des Fiſchereigeſetzes 
vom 11. Mai 1916 (Geſetzesſammlung ©. 55). Ich bitte die 
Damen und Herren, die ſie annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht) Das iſt die Mehrheit, ſie 
iſt angenommen. Das Geſetz iſt in zweiter Beratung er⸗ 
ledigt. Wir ſind am Schluß der heutigen Tagesordnung 
angelangt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Dr. Blaier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Die Tagesordnung für die nächſte Sitzung liegt uns in der 
Druckſache vor. Sie ift ſehr umfangreich. Wir vermiſſen 
aber einen Antrag, den wir ſchon vor drei Monaten ge⸗ 
ſtellt haben, nämlich den Antrag auf Angleichung der 
Mieten an das Aufwertungsgeſetz. Der Antrag befindet ſich 
im Hauptausſchuß, wird aber, wie ich erfahren habe, auf 
die Tagesordnung der nächſten Sitzung des Hauptaus⸗ 
ſchuſſes kommen. Ich möchte den Antrag ſtellen, daß wir 
die Anträge der Liberalen Fraktion und des Zentrums, die 
dem Hauptausſchuß vorliegen, gleichgültig wie das Er⸗ 
gebnis iſt, auf die Tagesordnung ſetzen. Wenn die Tages⸗ 
ordnung auch umfangreich iſt, ſo glaube ich, daß dieſer 
Punkt auf Angleichung der Mietem zum 1. Oktober, der 
monatelang zurückliegt und der ſchon in drei oder vier 
Sitzungen des Hauptausſchuſſes ventiliert wurde, doch noch 
auf die nächſte Tagesordnung geſetzt werden kann. 

Vizepräſident Spill: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich möchte ber 
antragen, dies letzte Geſetz in dritter Leſung zu verab⸗ 
ſchieden. (Abg. Müller: Wir widerſprechen der dritten 
Lefung!) Nachdem Widerſpruch erfolgt iſt, iſt dieſe An⸗ 
gelegenheit erledigt. Ich beantrage aber, auf die nächſte 
Tagesordnung den Antrag des Abg. Dr. Wagner zu ſetzen, 
der die Behandlung von Strafverfolgungsanträgen gegen 
Abgeordnete betrifft. Ich glaube, das Haus hat ein Inter 
efje daran, daß dieſe Frage geklärt wird. Dann bitte ich, 
den Antrag des Abg. Laſchewſki gleichfalls auf die Tages⸗ 
Es handelt fich darum, ob der Abg. 

) Geſtimmt haben mit Ja: ar S , D" 
Blavier, ter, Böhm, mine ee De Bum 
Burandt, Frau Döll, Doerkſen, Dyck II, Ehm, Eichholh, 
Falkenberg, Fiſcher, P., Glombowſki, Fr. Grundmann, 
Guttzeit, Habel, Harnau, Herrmann, Hohnfeldt, Ir 
Kalähne, Karkutſch, Klapps, Fr. Knoblauch, Fr. Kreft, Leh⸗ 
mann, Dr. Lembke, Lietzau, Liſchnewſki, Mayen, Fr. Meyer, 
Nordwig, Penner I, Philipſen, Raſchke, Schütz, Schul, 
nn Senftleben, Dr Wendt, Weſſalowfki, Dr. 

tehm. 
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(Schwegmann, Abgeordneter.) . 
Raube noch Mitglied des Hauſes ift. Auch hier liegt ein 
allgemeines Intereſſe auf Klärung dieſer Frage vor. Der 
Antrag des Abg. Dr. Wagner iſt Druckſache Nr. 1780, der 
Antrag des Abg. Laſchewſki Druckſache Nr. 1811. 


Vizepräſident Spill: Ich möchte dem hohen Hauſe mit- 
teilen, daß der Antrag des Abg. Dr. Blavier auf Anglei⸗ 
chung der Mieten durch mein Verſehen nicht auf die 

agesordnung der morgigen Sitzung des Hauptaus⸗ 
ſchuſſes gekommen iſt. Ich habe die Abſicht, den Hauptaus⸗ 
ſchuß zu bitten, dieſen Punkt nachträglich auf die Tages- 
ordnung zu ſetzen. Ich nehme auch an, daß die Sache 
morgen erledigt wird. Deshalb ſchlage ich vor, dieſen 
Punkt auf Angleichung der Mieten auf die Tagesordnung 
der nächſten Sitzung zu ſetzen. Widerſpruch dagegen er⸗ 
hebt ſich nicht. Ich möchte damit zur Tagesordnung für 
die nächſte Sitzung am 30. September kommen. Haben Sie 
die Abſicht, den Punkt als erſten zu behandeln? (Abg. 
Schwegmann: Ich denke es wird ſchnell gehen!) Dann 
ſchlage ich vor: 8 

1. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend Ab⸗ 
änderung des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungs⸗ 
not — Urantrag des Abg. Dr Blavier und Genoſſen — 
Druckſache Nr. 1821 zu Nr. 1339. 5 j 

Antrag des Abg. Dr Wagner und Fraktion betreffend 
Verfahren bei Anträgen auf Strafverfolgung von Ab⸗ 
geordneten. Druckſache Nr. 1780, 

Urantrag des Abg. Laſchewſki und Fraktion auf Herbei⸗ 
führung einer Entſcheidung des Obergerichts, ob die 
Vorausſetzungen bei der Mitgliedſchaft des Abg. Raube 
noch vorhanden find. Druckſache Nr. 1811. 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die Reglung des Zuckerumſatzes. Druckſache Nr. 1822 zu 
Nr. 1790. 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Ande⸗ 
rung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und des Ausfüh⸗ 
rungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Druckſache 
Nr. 1779 zu Nr. 1399, 


6. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abänderung 
des Fiſchereigeſetzes vom 11. Mat 1916. Druckſache 
Nr. 1820 zu Nr. 1353. 

7. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend das 
Abkommen zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der 
Republik Polen über die Anwendung von Ausfuhr⸗ 
N 12. Auguſt 1925. Druckſache Nr. 1775 zu 

12 76. 

8. Zweite Beratung eines Lichtſpielgeſetzes. Bericht des 
Rechtsausſchuſſes. Druckſache Nr. 1206 zu Nr. 81. 

9. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die Be⸗ 

— ſchäftigung Schwerbeſchädigter. Druckſache Nr. 1500 zu 

Nr. 976, ` 

10. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die Be- 

ſchränkung des Zinsfußes. — Urantrag des Abg. Hohn⸗ 
feldt und Fraktion. — Druckſache Nr. 1752 zu Nr. 1524. 

Zweite Beratung eines Amneſtiegeſetzes. — Urantrag 
des Abg. Laſchewfki und Fraktion. — Druckſache Nr. 1753 
zu Nr. 1645. 3 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Anderung 
der Gewerbeordnung. — Urantrag des Abg. Rahn. — 
Druckſache Nr. 1756 zu Nr. 1424. 2 

3. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Anderung 

der Gewerbeordnung. — Urantrag des Abg. Hohnfeldt 
und Fraktion. — Druckſache Nr. 1755 zu Nr. 1472. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend An⸗ 
derung des Geſetzes betreffend Anderung der Gewerbe⸗ 
ordnung vom 17, 8. 23. Druckſache Nr. 1754 zu Nr. 1692. 

5. Antrag des Siedlungsausſchuſſes auf Überweiſung des 
Urantrages des Abg. Falk und Gen. auf Vorlage eines 
Geſetzentwurfs zur Wiederbelebung der freien Bau⸗ 
tätigkeit (Druckſache Nr. 73) an den Steuerausſchuß. 
Druckſache Nr. 1751. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abände⸗ 
rung des Geſetzes über die Verwaltung der Gemeinde- 
angelegenheiten der Stadtgemeinde Danzig. — Ur⸗ 
antrag des Abg. Dr Eppich und Gen. — Druckſache 
Nr. 245 zu Nr. 85. 


„Widerſpruch gegen den gemachten Vorſchlag erhebt 

fih nicht. Die Tagesordnung ift fo beſchloſſen. Ich ſchließe 

hiermit die Sitzung 
(Schluß der Sitzung 5 Uhr 55 Minuten.) 
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Mittwoch, den 30. September 1925. 


Geſchäftliches À 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abänderung 
des Ge etzes zur Bekampfung der Wohnungsnot Ur- 
antrag des Abg. Dr. Blavier und Gen. (Druckſache Nr. 
1821 zu Nr. 1339) 18 
Dr. Blavier (D. V. P.) 9 
Schwegmann (D. Nat. )) 1895 B 
Harnau (D. Soz.) i e a BIEC 
Mroczkowſki (Mieterpartei) 
Kreft, Frau (K. 
Ordnungsruf für den Abg. 
Dr. Blavier (D. V. P.) 
Schwegmann (D. Nat) zur Geſchäftsordnung 1904 A 
Namentliche Abſtimmung über § 1 der Druckſache Nr. 1829 1904 B 
Rayn (Soz. P) zur Geſchäfts ordnung.. . 1904C 
Zuſatzantrag der Abg. Dr. Blavier, Harnau und Gen. zu 
Druckſache Nr. 1339 
Herrmann (D. Soz.) zur Geſchäftsordnung . 
Dr. Treichel (D. Nat.] zur Geſchäftsordnung 
Rahn (Soz. P) zur Geſchäftsordnung 
Gehl (S P D.) zur Geſchäftsordnung 9 . — 
Entſchließung des Abg. Schmidt. Rov. (O, Lib.) u. Fraktion 
zu Druckſache Nr. 1339 (Druckſache Nr. 1835) 1 
Antrag des Abg. Dr. Wagner u. Fraktion betr. Verfahren 
bei Anträgen auf Strafverfolgung von Abgeordneten 
(Druckſache Nr. 1780) 190 
Dr. Wagner (D. Lib.) 
Dr. Bumke (D Nat.) 
Ordnungsruf für den Abg. Dr Blavier (D. V. P.) 
Ordnungsruf für den Abg. Brill (S. P. D.) 
Dr Blavier (D. V. P.) 
Dr. Kamnitzer (S. P. D.) 


(B) A 


„Raſchke (K P.) 
Dr Schwartz, Senator 


Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 


N „Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
räſidenten Dr. Treichel eröffnet. 

g Am Regierungstiſch: Senatoren Dr Leske, Dr. 
Neun Ramminger, Dr Schwartz; Obergerichtsrat 
kli Regierungsrat Dr Schimmel. 


Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung 
erlaube mir einige Mitteilungen. Der Senat teilt 
daß die Vorlage, Geſetzentwurf betr. Aenderung 
Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge zurückge⸗ 


und 
mit, 
des 


zogen iſt. (Hört, hört! rechts.) 
ferner mit, daß er die Geſetzesvorlage betr. Abände⸗ 
rung des Bierſteuergeſetzes zurückzieht. (Das iſt doch 
ungültig! rechts.) Bei den einzelnen Punkten werde 
ich noch einmal darauf eingehen. Gleich von vorn⸗ 
herein möchte ich ſagen, daß ich im Auftrage des Aelte⸗ 
ſtenausſchuſſes vorzuſchlagen habe, die dritte Beratung 
von Punkt 7, 9 und 14 vorzunehmen. Ich werde das 
natürlich bei den einzelnen Punkten wiederholen. 
Dann darf ich wohl auch jetzt gleich mitteilen, daß wir 
uns geſtern im Aelteſtenausſchuß über den Arbeits⸗ 


plan unterhalten und gefunden haben, wenn wir die 


heutige Tagesordnung und die Tagesordnung, die ich 
Ihnen für morgen bzw. für Freitag vorſchlagen werde, 
erledigt haben, weiter keine Vorlagen vorliegen, 
Ihnen dann vorſchlagen, wenn wir morgen oder Frei⸗ 
tag mit unſerm Penſum fertig ſind, von Mittwoch, den 
7. Oktober, bis Dienstag, den 3. November, in die 
Ferien gehen. (Bravo!) Die Ausſchüſſe werden 
freilich gebeten, 14 Tage vorher, etwa ſchon vom 21. Ok⸗ 
tober, zu tagen, damit zu Beginn der Vollſitzung ge⸗ 
nügend Material vorliegt. Ich habe dieſen Vorſchlag 
im Aelteſtenausſchuß gemacht, da ich es für praktiſcher 
halte, daß wir eine längere Pauſe machen und dann 
ununterbrochen durcharbeiten, ſchon im Intereſſe der 
wirtſchaftlichen Kreiſe, damit nicht Einzelpauſen von 
einer Woche entſtehen. Dieſe Vorſchläge werde ich 
morgen bzw. Freitag noch einmal wiederholen. Wir 
kommen nunmehr zum erſten Punkt der Tagesord⸗ 
nung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot. Urantrag des Abg. Dr. Blavier 
und Gen. 

Druckſache Nr. 1821 zu Nr. 1339. Bericht des Haupt- 
ausſchuſſes. Schriftlicher Bericht liegt vor. Ich eröffne 
die Ausſprache. Das Wort hat Herr Abg. Dr Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Der Antrag, den wir geſtellt haben, iſt bereits vor Mo⸗ 
naten im Volkstage eingegangen. Im Hauptausſchuß 
wurde er monatelang beraten. Eigenartig berührt es, 
daß dieſer Antrag, der wohl, wie wenige Anträge, wei⸗ 
ter nichts iſt als die Konſequenz aus dem Wohnungs⸗ 
baugeſetz, ſo viel Zeit bedurfte, um endlich in das 
Plenum zu gelangen. Wir müſſen feſtſtellen, daß die⸗ 
fer Antrag unpolitiſch aufzufaſſen ift, jo unpolitiſch, 
daß man ſagen kann, es iſt unverſtändlich, daß Monate 
darüber hinweggegangen ſind. Man könnte ſich dar⸗ 
über unterhalten, von welchem Zeitpunkt an die An⸗ 
gleichung der Mieten an das Aufwertungsgeſetz ein⸗ 
zutreten hätte, aber man muß ſagen, daß die An⸗ 
gleichung der Mieten ſpäteſtens im Moment der 
Rechtsgültigkeit des Aufwertungsgeſetzes hätte er⸗ 
folgen müſſen. Die Parteien, die ihr Verſprechen nicht 
eingelöſt haben, haben dadurch eine ſchwere Schuld auf 
ſich genommen. Das iſt um ſo ſchwerwiegender, nach⸗ 
dem es einmal unter der alten Regierung verſäumt 
wurde, die Konſequenz aus dem eigenen Geſetz zu 
ziehen. Unermeßlicher Schaden iſt dadurch entſtanden 
und das Vertrauen der Bevölkerung, man kann es 
ruhig ausſprechen, auf die Geſetzesmacherei der bürger⸗ 
lichen Parteien wird verſchwinden. Es iſt wohl ein 
einzigartiger Fall, daß eine Parlamentsmehrheit ein 
Geſetz bei Nacht und Nebel durchbringt und bis 12 Uhr 
ſitzt, um dies, ſagen wir es ganz ruhig, für eine bür⸗ 
gerliche Regierung geradezu unerhörte Wohnungsbau⸗ 
geſetz durchzupeitſchen und hinterher nicht einmal die 
eigenen Konſequenzen zu ziehen. M. D. u. H. von der 
bürgerlichen Seite, dieſe ſchwere Schuld nimmt nie⸗ 
mand von Ihnen. Sie ſchaffen ein ſozialiſtiſches Geſetz, 
haben ſelbſt Angſt davor, legen aber eine kleine Be⸗ 
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ruhigungspille der Mieterhöhung hinein und ſagen, 
wenn das Geſetz durchkommt, wollen wir ſo anſtändig 
ſein und für die Kleinrentner und die große Maſſe 
derjenigen, die durch die Inflation, die in Danzig das 
Erzeugnis einer bürgerlichen Regierung iſt, geſchädigt 
wurden, eine Sicherſtellung vornehmen, indem wir 
dem Hausbeſitz die Möglichkeit geben, an die Hypothe⸗ 
kengläubiger Zinſen zu zahlen. Das Aufwertungs⸗ 
geſetz iſt mit den Stimmen meiner Freunde durchge⸗ 
kommen. Es belaſtet den Beſitz viel ſchwerer, als es 
das Reichsgeſetz tut. Wir haben das Geſetz nur mit⸗ 
gemacht, weil wir glaubten, daß bei den Parteien, die 
das Geſetz ſchufen, ſo viel Treu und Glauben herrſch⸗ 
ten, daß man das gegebene Wort der Mieterhöhung 
hält. Es iſt traurig, daß wir hier erklären müſſen, daß 
ein derartiges Verfahren bisher eigentlich noch nic- 
mals üblich war, Ich glaube, wenn Sie fo handeln 
wie im Ausſchunz, daß ſowohl die Liberalen wie das 
Zentrum den letzten Kredit bei den bürgerlichen Wäh⸗ 
lern verlieren werden. Es iſt wirklich hier nicht der 
Ort, um uns bei dieſer ſehr ernſten Angelegenheit mit 
Phraſen zu unterhalten. Aber eins muß man immer 
wieder ſagen: Alle Argumente, die angeführt werden, 
und die im Ausſchuß gegen die Mieterhöhung vorge⸗ 
bracht wurden, ſind nicht ſtichhaltig. 


Wie lautet die Begründung für die Ablehnung? 
Nachdem die bürgerlichen Parteien, die in der Regie⸗ 
rung waren, die Angleichung der Mieten monatelang 
böswillig im Ausſchuß verzögert haben, ſoll man nicht 
kommen und ſagen, was die bürgerlichen Parteien 
nicht getan haben, dafür tragen ausgerechnet die Links⸗ 
koalition und diejenigen, die in die neue Regierung 
eingetreten ſind, die Verantwortung. Nein, m. H. von 
der Rechten, was Sie drei Monate lang verſchleppt 
haben, dafür trage nicht ich, ſondern Sie die Verant⸗ 
wortung. (Widerſpruch rechts.) Sie haben ver⸗ 
ſchleppt. Sie waren in der Regierung, als das Auf⸗ 
wertungsgeſetz geſchaffen wurde, und haben nicht die 
Konſequenz gezogen. Feſtzuſtellen, wer von Ihnen 
daran ſchuld iſt, iſt nicht meine Sache. Die Möglich⸗ 
keit war gegeben. (Sie ſelbſt waren es! rechts. Abg. 
Rahn: Sie ſchreien drüben: „Haltet den Dieb!“) Aber 
nun noch eins, das hier in Ihrer Entſchließung drin⸗ 
ſteht. Sie behaupten, man könne die augenblickliche 
Mieterhöhung nicht vornehmen, weil, ſo ſteht es hier 
zu leſen, der gegenwärtige Zeitpunkt, wo die geſamte 
Wirtſchaft krank danieder liege und die Arbeitsloſigkeit 
von Tag zu Tag weiter zunehme, für eine Mietſteige⸗ 
rung nicht geeignet ſei. Herr Kollege Schmidt, ich ſage 
Ihnen und Ihrer Fraktion, Sie ſpielen eine bedenk⸗ 
liche Rolle bei dieſem ganzen Geſetz, eine ſehr bedenk⸗ 
liche Rolle. Sehen Sie, damals wollten Sie nicht nur 
eine 40prozentige Steigerung auf die Privatwohnun⸗ 
gen bringen, ſondern Sie wollten ſogar eine 40prozen⸗ 
tige Steuer auf alle gewerblichen Räume legen. Herr 
Abg. Schmidt und Fraktion, wenn es damals Nach 
Ihrer Meinung möglich war, auf alle gewerblichen 
Räume dieſe 40prozentige Steuer zu legen, die eine 
Kataſtrophe für die Wirtſchaft geworden wäre, dann 
ſollte die jetzige Mietſteigerung nicht möglich ſein? Das 
wird man bei Ihnen nie verſtehen. Frau Abg. Richter 
und Herr Abg. Neumann, was werden nun eigentlich 
Ihre Hypothekengläubiger ſagen? Die notwendige 
Konſequenz Ihrer Stellungnahme bedeutet doch nun 
eine ziemlich verfahrene Sachlage bezüglich der Zins⸗ 
zahlung. Es werden Reibereien entſtehen, und wir 
wiſſen nicht, wie die Gerichte entſcheiden werden, wenn 
die Hausbeſitzer keine Zinſen bezahlen können. Im 
Geſetz ſteht nun einmal, daß das Wohnungsbaugeſetz 
mit dem Aufwertungsgeſetz verknüpft iſt. Wie Sie 
Ihr Verhalten rechtfertigen wollen, iſt Ihre Sache. 


Für uns ſteht folgendes feſt: Sie behaupten, die Wirt- (C) 


ſchaft liegt krank danieder, die Arbeitsloſigkeit wächſt. 
Gerade in der Liberalen Fraktion, in der die Wirtſchaft 
ſehr ſtark vertreten iſt, muß man ſich doch ſagen, daß 
der Hauseigentümer, der nun die paar Pfennige mehr 
bekommt, ſich nicht hinſetzen wird und ſich jeden Tag 
drei Spiegeleier mehr braten wird. Das werden die 
Hausbeſitzer in Ohra, in Schidlitz und in Wonneberg 
nicht machen, ſondern ſie werden das Geld zunächſt 
einmal nehmen, und, das möchte ich gerade den Herren 
vom Zentrum ſagen, es wieder in den Beſitz hinein⸗ 
ſtecken. Das wird dann die Liebe zum Beſitz noch 
erhöhen. Wenn ſich der Hausbeſitzer jetzt ſchon an die 
ſtaatlichen Inſtanzen wendet, um die Faſſade ſeines 
Hauſes zu erneuern, wird er es nachher mit den paar 
Pfennigen Miete erſt recht tun. Herr Mroczkowſki, 
wie Sie es darſtellen, iſt es wirklich nicht, die Wucherer 
und die ſchlimmen Leute ſitzen nicht unter denjenigen, 
die jetzt die paar Pfennige mehr bewilligt bekommen 
ſollen. Das Argument mit der Arbeitsloſigkeit iſt doch 
weiter nichts als ein Schlagwort. Ich glaube, aus 
Bröſen fährt niemand mit der 20prozentigen Miet⸗ 
erhöhung nach Italien. Das Geld wird nicht ins Aus⸗ 
land gebracht werden, ſondern bleibt im Freiſtaat. 
Sehen Sie, das muß man ſich immer wieder vorhalten, 
die Begründung iſt durchaus verfehlt. Sie, meine 
Herren von der bürgerlichen Seite, müſſen immer wie⸗ 
der darauf aufmerkſam gemacht werden, daß es ſich 
hier nicht um einen Mehrgewinn dreht, den man dem 
Hausbeſitz geben will, ſondern es dreht ſich hier um 
eine juriſtiſche Konſequenz. Wirtſchaftspolitiſch wird 
ſich die Erhöhung nicht ſo auswirken, wie Sie es dar⸗ 
zuſtellen belieben. Kein Arbeitsloſer wird auf die 
Straße geſetzt werden. Was ich im Hauptausſchuß be⸗ 
tont habe, muß hier noch einmal erwähnt werden. 
Wenn die Mieten erhöht werden und wirklich z. B. ſtatt 
der 10 Gulden im Monat 12 Gulden gezahlt werden, 
alſo 2 Gulden mehr, und jemand aus der arbeitenden 
Bevölkerung das nicht zahlen kann, wird er vor Mitte 
Juli nächſten Jahres überhaupt gar nicht richtig be⸗ 
läſtigt. Zunächſt muß dieſer Mieter, wenn er die 12 
Gulden nicht bezahlen kann, vor das Mieteinigungs⸗ 
amt zitiert werden. Das dauert einen Monat. Wenn 
der Hausbeſitzer das Glück hat, die Kündigung geneh⸗ 
migt zu bekommen, geht er zum ordentlichen Gericht. 
Das dauert noch einmal zwei Monate. Wenn er dann 
das große Glück hat, die Kündigung genehmigt zu be⸗ 
kommen, kommt der Gerichtsvollzieher und fordert zu⸗ 
nächſt 200 Gulden Vorſchuß. Da ſcheitert ſchon die 
Sache. Keiner der kleinen Hausbeſitzer hat die 200 
Gulden. Das wäre ja auch die Miete für zwei Jahre. 
Es bleibt alſo alles beim alten. Aber ſo geht es nicht, 
m. H. von der Liberalen Fraktion, daß Sie als Wirt⸗ 
ſchaftspartet große Bevölkerungskreiſe, die die nor- 
male Miete zahlen könnten, umſonſt wohnen laſſen 
wollen, daß Sie als Liberale Fraktion Ihrem Namen 
Unehre machen, daß Sie ſich wohl liberal nennen, aber 
nicht ſo handeln. Laſſen Sie ſich eins ſagen: Der alte 
Adam Smith würde ſich im Grabe herumdrehen, wenn 
er Ihre Auffaſſung von Liberalismus hören könnte. 
Der wirkliche Liberalismus, den Sie vertreten ſollten, 
ſpricht von der freien Wirtſchaft, ſpricht von Angebot 
und Nachfrage. Dieſes Grundgeſetz verſtehen Sie voll- 
kommen falſch, oder Sie handeln fo, wie Sie es nie- 
mals verantworten können. Es gibt kein Argument 
wirtſchaftspolitiſcher Natur, und es gibt auch kein 
Argument juriſtiſcher Natur, mit dem Sie die Miet- 
erhöhung verhindern können. 

Zum Schluß möchte ich mich noch darüber unter⸗ 
halten, ob wir bis zum 1. November Ihnen 981 
irgendwie die Möglichkeit geben, ſich zu beſinnen. Wir 
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ſind nicht die raubgierigen Leute, von denen Herr 
Mroczkowſki in ſeinen Verſammlungen erzählt, die 
den unglücklichen Mieter ausquetſchen und ihn be⸗ 
wuchern. Es dreht ſich um eins: zeigen Sie überhaupt 
nur den Willen. Wir werden vielleicht einen Even⸗ 
tualantrag ſtellen, um Ihnen die Möglichkeit zu geben, 
ſich noch in letzter Stunde zu beſinnen und der Bevöl⸗ 
kerung nicht das Schauſpiel zu bieten, daß Sie Ihr 
Ehrenwort brechen. Sie ſagen, zum 1. Oktober geht 
es nicht. Vielleicht gibt es eine Brücke zur Verſtändi⸗ 
gung, damit das Vertrauen zu Ihnen in der Bevölke⸗ 
rung geſtärkt wird. Wir wollen, wenn es geht, heute 
nicht zu einem Entſchluß kommen. Vielleicht überlegen 
wir uns noch einmal dieſen ſchweren Schritt der Ab- 
lehnung der Mieterhöhung. Die bürgerliche Regie⸗ 
rung wäre ſtärker geweſen, wenn damals mehr Bes- 
ſtändnis, nicht etwa für den Hausbeſitz, jondern für 
wirtſchaftspolitiſche Notwendigkeiten geherrſcht hätte. 
Sir wollen in Danzig ruhig regieren. Aber das iſt 
eine große Gefahr der alten Regierung geweſen und 
as wird die große Gefahr der neuen Regierung ſein: 
enn Sie Ihre Regierungstätigkeit, meine Herren 
von der Liberalen Fraktion und vom Zentrum, mit 
einem Wortbruch beginnen wollen, dann, das habe ich 
Ihnen namens meiner Partei zu erklären, dann aller⸗ 
dings ſteht vielleicht am Ende der neuen Regierung 
genau dasſelbe, wie am Ende der alten Regierung, 
ann verlieren Sie das Vertrauen. Eine Regierung, 
ie das Vertrauen der Bevölkerung verliert, und ins⸗ 
eſondere Parteien, die wortbrüchig ſind, tragen dann 
ie Verantwortung, wenn hier nicht die Kontinuität 
der Staatsgeſchäfte gewahrt wird, (Zuruf des Abg. 
Raſchke.) ſondern wenn hier leider Riſſe entſtehen, 
die zum ſchweren Schaden des Staates ſich erweitern 
werden. 5 
A Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Schweg⸗ 
ann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Von dem Geſetzesantrage, der uns hier beſchäftigt, wie 
überhaupt von dieſer ganzen Frage könnte man ſagen, 

aß ſie einen Leidensweg hinter ſich hat. Wenn man 
dieſe Frage ruhig und ſachlich, ohne irgend welche Vor⸗ 
ningenommenheit beurteilt, ergibt ſich, daß es ſich um 
eiter nichts handelt, als um die Ausführung eines 
ereits heſtehenden Geſetzes. Denn es iſt ja, wie ſchon 
dusgeführt wurde, im Wohnungsbaugeſetz beſtimmt, 
aß die Mieten nach Verabſchiedung des Aufwertungs⸗ 
leſetzes neu geregelt werden ſollen. Für die Oeffent⸗ 
ichkeit iſt es vielleicht von Intereſſe, einmal den 
2 dieſes Satzes mitzuteilen. Der 8 6 Abſatz 3 


Nach dem Inkrafttreten des Geſetzes über den 
Ausgleich der Geldentwertung werden infolge ein⸗ 
tretenden Verpflichtungen der Grundſtückseigentümer 
gegenüber den Hypothekengläubigern die in dem $ 1 

Eleſtachetten Mieten geſetzlich neu geregelt. } 
Zu ine klarere Zuſage iſt wohl kaum möglich. Eine 
mi age, die in geſetzlicher Form gemacht wurde, ſcheint 
ER ift die feierlichſte Zuſage, die in einer Volksver⸗ 
als ung gemacht werden kann. Sie ift weit feierlicher, 
‚> wenn derartige Erklärungen etwa in einer Rede 
Fraktionsredners abgegeben werden. (Sehr 
Bei dieſer Sachlage, m. D. u. H., müſſen wir 
lich daß die frühere Regierung ihre Zuſage ge- 
Werte erfüllt hat. (Sehr richtig! rechts.) Das Muj- 
Es ügsgeſetz ift ja im April verabſchiedet worden. 
traten dann, wie Sie wiſſen, die Oſterferien ein und 
ar at hat alsbald nachher dem Volkstag ſeine 
Partea zugehen laſſen. Die damaligen Koalitions⸗ 
Geſe en waren ſich auch völlig darin einig, daß dieſes 
Buia unverzüglich zu verabſchieden jei. Dahingehende 
gen ſind gemacht worden. Der Senat hatte damals 


zunächſt ſeine Verpflichtungen erfüllt. 
Sache des Volkstages ſelbſt, dieſe Geſetzesvorlage zur 
Erledigung zu bringen. Wir wiſſen ja alle, daß der 
Senat keinen unmittelbaren Einfluß auf die Erledi⸗ 
gung der Vorlagen in den Ausſchüſſen hat. (Sehr 
richtig! rechts.) 

Wenn die heutige Vorlage im Ausſchuß nicht er⸗ 
ledigt wurde, ſo trifft uns jedenfalls in keiner Weiſe 
eine Schuld. Gerade wir ſind es geweſen, die immer 
wieder, ich nehme es für mich perſönlich in Anſpruch, 
auf Erledigung dieſer Vorlage gedrängt haben. Wir 
haben mehrmals die mit fünf Unterſchriften verſehenen 
Anträge eingebracht, den Hauptausſchuß zuſammenbe⸗ 
rufen, um dieſen Punkt auf die Tagesoroͤnung zu 
ſetzen. Es ſind dann Ereigniſſe eingetreten, auf Grund 
deren dieſe Vorlage nicht verabſchiedet wurde. Als⸗ 
bald trat der unbequeme Zwiſchenzuſtand ein, der mit 
der Regierungskriſe zuſammenhängt. Sie wiſſen, daß 
die Sozialdemokratiſche Partei es abgelehnt hatte, in 
dieſer Zeit irgendwelche Geſetzesvorlagen zu behan⸗ 
deln. Ich möchte dabei bemerken, daß Herr Abg. Dr. 
Blavier, wenn er auch nicht als ſtimmberechtigtes Mit⸗ 
glied, ſondern nur als Mitglied ohne Stimmberechti⸗ 
gung an den Sitzungen des Hauptausſchuſſes teilnahm, 
weil er der Antragſteller iſt, ebenfalls keine beſonderen 
Wünſche, die über das hinausgingen, was andere 
äußerten, zum Ausdruck brachte. Wenn Herr Dr. 
Blavier Wünſche auf Beſchleunigung gehabt hätte, ſo 
hätte er an unſere Fraktion herantreten können. Wenn 
Sie, Herr Abg. Dr. Blavier, eine Anregung gegeben 
hätten, ſo hätten wir Ihnen die fünf Unterſchriften ge⸗ 
geben, um den Hauptausſchuß einzuberufen und die 
Vorlage zu verabſchieden. 

Die Schuld an der Verzögerung muß in erſter 
Linie den eigentümlichen parlamentariſchen Verhält⸗ 


niſſen zugeſchoben werden, die dazu geführt haben, daß (D) 


die alte Regierung die Vorlage zwar hat einbringen 
können, daß ſie aber nicht verabſchiedet wurde. Nun 
iſt ſie ja von der Linksregierung zurückgezogen wor⸗ 
den. Damit iſt eine Wendung in dieſer Frage einge⸗ 
treten. Heute haben wir es nur noch mit dem Antrage 
des Abg. Dr. Blavier und der übrigen Mitunterzeichner 
zu tun. Wenn ich mir dieſe Dinge überlege — und ich 
glaube, in dieſer Sache ein objektives Urteil zu haben, 
ich bin ſelbſt ja Mieter — ſo muß ich ſagen, daß es 
mich in Erſtaunen ſetzt, daß eine ſolche Vorlage, die ſo 
gut begründet iſt, auf einen derartigen Widerſtand im 
Volkstag ſtößt. Man ſollte meinen, daß das Geſetz bei 
der ganzen Lage der Verhältniſſe ohne weitere Re⸗ 
densarten verabſchiedet werden würde. Wenn das nicht 
geſchieht, m. D. u. H., ſo liegt das nach meiner Ueber⸗ 
zeugung daran, daß dieſe Vorlage im Volkstage von 
der Gegenſeite nicht nach ruhigen, ſachlichen, wirtſchaft⸗ 
lichen und ſozialen Geſichtspunkten beurteilt wird, ſon⸗ 
dern nach politiſchen Geſichtspunkten. (Sehr richtig!) 
Das iſt das Unglück, das an dieſer Sache hängt. Es 
werden nicht rein ſachliche Maßſtäbe angewandt, ſon⸗ 
dern politiſche Geſichtspunkte, die zu dem jetzigen Er⸗ 
gebnis geführt haben. Ich glaube, daß wohl kaum je 
eine Vorlage ſachlich ſo begründet geweſen iſt, wie 
dieſe. Sie findet ihre Begründung im Geſetz, ſo daß 
man eigentlich gar nicht viel Worte zu machen brauchte, 
in der Tatſache der Verabſchiedung des Aufwertungs⸗ 
geſetzes. Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich und war jedem, 
der an dem Aufwertungsgeſetze mitgearbeitet hat, 
klar, daß dies Geſetz nicht ohne Wirkungen bleiben 
würde. Selbſtverſtändlich muß es ſich wirtſchaftlich 
auswirken, und die Geſamtheit muß letzten Endes der⸗ 
artige Laſten tragen. Daran kann nicht gezweifelt 
werden und iſt auch nicht ernſtlich gezweifelt worden. 
Oft genug iſt dieſe Frage bei den zahlreichen Beratun⸗ 


Es war nun (C) 
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(A) gen des Aufwertungsgeſetzes erörtert worden. Wir 


haben immer betont: in der Aufwertungsfrage mochte 
oft genug das Herz den Wunſch haben, höhere Auf⸗ 
wertungsſätze zu bewilligen, aber durch die Notwendig- 
keiten der Wirtſchaft waren Schranken gezogen, und 
und man mußte auf die Tragfähigkeit der Wirt⸗ 
ſchaft Rückſicht nehmen. Aber daß das ganz ohne 
Spuren vorübergehen würde, konnte im Ernſt nie⸗ 
mand annehmen. Daraus folgt zwingend die Not⸗ 
wendigkeit der Verabſchiedung dieſes Geſetzes. 

Dann iſt noch etwas über die Höhe der Miete zu 
ſagen. Ich glaube, daß der Satz von 20 v. H., wie die 
Senatsvorlage in ihrer Begründung ſagt, als durch⸗ 
aus angemeſſen zu bezeichnen iſt. Gewiß muß zugege⸗ 
ben werden, daß die Verhältniſſe verſchieden liegen. 
Man kann daher bei dieſer leidigen Aufwertungsfrage 
mur mit Durchſchnittszahlen rechnen, von denen man 
glaubt, daß ſie das Richtige treffen. Wir ſind der Mei⸗ 
nung, daß keine beſonderen Vorteile zugunſten der 
Hausbeſitzer ausgedungen werden ſollen. Die Vor⸗ 
lage wird natürlich nach allen Geſichtspunkten 
betrachtet werden müſſen. Wir Deutſchnationalen pfle⸗ 
gen ſolche Fragen nicht vom einſeitigen Intereſſen⸗ 
ſtandpunkt, weder dem des Mieters noch dem des Ver⸗ 
mieters zu beurteilen. Wir glauben, daß es richtig iſt, 
daß das Geſetz auch ſehr viele günſtige wirtſchaftliche 
Wirkungen hervorrufen würde. Es iſt ganz klar, daß 
die Beträge, die jetzt zu den Mieten hinzukommen ſol⸗ 
len, dazu dienen müſſen, die Zinſen für die Hypotheken 
zu bezahlen. Ich habe im Hauptausſchuß bereits aus⸗ 
geführt, daß die Erfahrungen in der Zwiſchenzeit er⸗ 
geben haben, daß auf den Grundſtücken der Stadt ſo⸗ 
wohl wie auf dem Lande ſehr viel mehr Hypotheken 
laſten, als man im allgemeinen annimmt. Man weiß 
nicht, wie die Entſcheidung des Obergerichts ausfällt 
und ob ſie die Möglichkeit gibt, daß noch Beträge hin⸗ 
zukommen. Die Entwicklung der Frage der Reſtkauf⸗ 
gelder beweiſt, daß mit höheren Belaſtungen zu rechnen 
iſt, als früher vielfach angenommen wurde. Um 


ſo mehr muß man ſagen, daß eine ausreichende Be⸗ 


gründung für die Geſetzes vorlage vorliegt. Es ift voll- 
kommen richtig, daß dieſe Gelder nicht wer weiß wohin 
fließen. Sie fließen der Wirtſchaft zu, bleiben im Lande 
und wirken auf die Wirtſchaft befruchtend. Man kann 
alſo nicht davon ſprechen, daß ſie einſeitig die Wirt⸗ 
ſchaft belaſten. Die Dinge haben eben verſchiedene 
Seiten und man muß beide Seite hervorheben. So 
weit dieſe Mieten nicht zur Bezahlung von Hypothe⸗ 
kenzinſen uſw. dienen, fließen ſie in Form von Arbeits⸗ 
löhnen für Reparaturen dem Handwerk, den Arbei⸗ 
tern wieder zu. Wie wir alle wiſſen, ſind Reparaturen 
bei unſern Häuſern zum mindeſten in der Stadt Dan⸗ 
zig, aber ſicher auch anderswo, dringend notwendig. 
M. D. u. H.! Ich komme deshalb zu dem Ergebnis, 
daß man nicht etwa nur vom Standpunkt des Haus⸗ 
beſitzers, ſondern auch vom Standpunkt des gerecht 
urteilenden Mieters und vom allgemeinen Standpunkt 
ſich für dieſe Vorlage einſetzen muß. Wir werden 
jedenfalls für ſie ſtimmen. & 

Dieſe Vorlage erfüllt noch einen anderen wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Zweck. Es kann doch wohl nicht ernſt⸗ 
lich bezweifelt werden, daß wir einmal aus dieſer 
elenden Wohnungs⸗Zwangswirtſchaft herauskommen 
müſſen, an der doch wirklich kein Menſch eine Freude 
hat, (Zwiſchenruf des Abg. Dr Blavier.) Wir haben 
ſie nicht eingeführt, Herr Dr Blavier! Es iſt eine ver⸗ 
kehrte Behauptung, wenn man ſagt, daß eine bürger⸗ 
liche Regierung in Danzig dieſe Zwangswirtſchaft ein⸗ 
geführt habe. Sie iſt mit den deutſchen Geſetzen über⸗ 
nommen. Ich möchte im übrigen fragen: Wo in aller 
Welt iſt eine Regierung in der Lage geweſen, dieſe 


Zwangswirtſchaft aufzuheben? Wer das der Bevölke⸗ 
rung vorredet, macht ihr blauen Dunſt vor. Wir ſind 
der Meinung, daß in dieſer Geſetzesvorlage auch ein 
Hebel liegt, einmal die Zwangswirtſchaft ohne zu gro⸗ 
ßen Schaden für die Allgemeinheit zu erledigen. Dieſer 
Weg wird über den Neubau von Wohnungen und über 
die allmähliche Erhöhung der künſtlich heruntergedrück⸗ 
ten Mieten gehen. Dieſe Vorlage erfüllt alſo einen be⸗ 
deutenden ſozialpolitiſchen und wirtſchaftspolitiſchen 
Zweck. Die Herren von der Regierungskoalition haben 
ja nun im Ausſchuß dieſe Vorlage abgelehnt. Sie be⸗ 
gründen das mit der Wirtſchaftslage. Es iſt mit Recht 
darauf hingewieſen worden, daß dieſe Begründung, 
nehmen Sie mir das nicht übel, reichlich fadenſcheinig 
iſt. Es iſt doch richtig, daß Sie bereit waren, eine ſehr 
viel höhere Belaſtung auf die Wirtſchaft zu legen. Es 
iſt nachgewieſen worden, daß die Beſteuerung der ge⸗ 
werblichen Räume, Werkſtätten, Läden, Scheunen, 
Ställe uſw. unendlich viel drückender für die Wirtſchaft 
geweſen wäre, als dieſer 20prozentige Zuſchlag, um 
den jetzt die Mieten erhöht werden ſollen. Wenn Sie 
damals der Anſicht waren, daß das getragen werden 
konnte, ſo muß man ſagen, daß ſich in der Zwiſchenzeit 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe keineswegs grund⸗ 
legend geändert haben, und daß das heute auch noch 
tragbar iſt. (Sehr richtig! rechts.) M. D. u. H.! Sie 
ſollten doch ruhig zugeben, wie die Dinge liegen. Ich 
meine damit die Abgeordneten der beiden bürgerlichen 
Parteien, die der Regierungskoalition angehören. Es 
wäre wohl ehrlicher, Sie ſagten, daß Sie in dieſer Be⸗ 
ziehung den Wünſchen der Sozialdemokratie nachgeben 
mußten, die von vornherein einen anderen Standpunkt 
eingenommen hat. Nach unſerer Auffaſſung zeigt ſich 
hier wieder einmal, daß die jetzige Regierung unter 
dem beherrſchenden Einfluß der hausbeſitz⸗ und grund⸗ 
beſitzfeindlichen Sozialdemokratie ſteht. Dieſem Ein⸗ 
fluß haben Sie ſich wieder einmal fügen müſſen. Sie 
werden das mit ſich abzumachen haben. (Abg. Rahn: 
Fünf Jahre lang haben ſich die Parteien Ihrer Dikta⸗ 
tur fügen müſſen!) Das iſt dann eine gute Diktatur 
geweſen. Wir haben die Tatſache zu verzeichnen, daß 
dieſe Mietſteigerung in einem Geſetz zugeſagt worden 
iſt. Man ſollte nicht darüber hinweggehen. Man ſollte 
doch Treu und Glauben hochhalten. (Zwiſchenrufe 
und Unruhe!) Das ift eine Tatſache, die jeder aner⸗ 
kennen müſſen wird: Wenn ein Geſetzgeber anders 
handelt, dann bringt er ſich um jeden Kredit. Wenn 
Sie bei dieſen nichtigen Gründen davon ſprechen, daß 
Sie der Wirtſchaft dienen wollen, ſo muß ich ſagen, daß 
das ein ödes Schlagwort ift; denn der Hausbeſitz bildet 
ein ganz außerordentlich wertvolles Stück der Wirt⸗ 
ſchaft. Darauf ſollten Sie doch auch Rückſicht nehmen. 
So liegen die Dinge. Sachlich können die Parteien Dey 
Regierungskoalition für ihren ablehnenden Stand 
punkt nichts anführen, jedenfalls keine durchſchlagen⸗ 
den Gründe. Es ſind eben politiſche Gründe. Ich wi 
die Hoffnung nicht fallen laſſen, daß Sie ſich doch noch 
eines Beſſeren belehren laſſen. 

Ich habe nach dieſen Ausführungen noch einige 
Bemerkungen bezüglich der Haltung der Partei de ; 
Herrn Abg. Dr. Blavier zu machen. Herr Dr. Blavie K 
tut fo, als ob er fich hier die Hände in Unſchuld wasche 
kann. Ich kann ihn aber von einer ſchweren Schu 1 
nicht freiſprechen. Wie liegen denn die Dinge? n 
die Regierungskriſe nicht eingetreten wäre, 
mit Beſtimmtheit darauf zu rechnen geweſen, Der 
jes Geſetz ſchon längſt Tatſache geworden wäre. 
Hausbeſitz wäre fraglos ſchon im Beſitz der M 
und wir brauchten uns hier nicht mehr die Köpfe 5 
zu reden. Daß es anders gekommen iſt, daran ie. 
Sie, Herr Dr. Blavier, ein vollgerüttelt Maß V 
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(Schwegmann, Abgeordneter.) 
Schuld. (Sehr gut! rechts.) 
leugnen wollen, daß Sie in ſtarkem Maße mit dazu 
beigetragen haben, jedenfalls iſt es Ihr Bemühen ge⸗ 
weſen, die alte Regierung zu ſtürzen. Ihre ganze 
Arbeit im Haus⸗ und Grundbeſitzerverein war doch 
lediglich eine Anfeindung der Deutſchnationalen Volks⸗ 
partei. Es iſt im übrigen doch ein recht unglückliches 
Verhalten, daß man die Partei, ohne die man in Dan⸗ 
zig eine Mieterhöhung nicht durchſetzen kann, ſo behan⸗ 
delt. Vom Standpunkt des Hausbeſitzers war es doch 
nicht klug, die ſtärkſte Partei ſo vor den Kopf zu 
ſtoßen. Wir werden uns dadurch nicht beirren laſſen. 
Unſere Geſichtspunkte ſind ſachlicher Art. Wir dürfen 
aber das eine ſagen, Herr Dr Blavier: Sie haben den 
Hausbeſitz doch arg in die Tinte geführt, das bleibt be⸗ 
ſtehen. Sie haben dazu beigetragen, daß die jetzige 
Regierung in den Sattel gehoben wurde. Hier im 
Volkstag werden Sie das nicht leugnen, denn Sie 
haben es hier ja ſchon zugegeben. Der Hausbeſitz iſt 
jetzt in der Lage, daß er nicht zu ſeinem Recht kommen 
wird. Er wird ſich bei Ihnen bedanken, Herr Dr. 
Blavier. Er wird Ihnen die Rechnung vorlegen, und 
Sie werden Quittung leiſten müſſen. Es iſt kein 
Kunſtſtück, eine aufgeregte Verſammlung noch weiter 
aufzuregen, aber bei ruhiger Ueberlegung wird die 
Ueberzeugung durchdringen, daß Sie, Herr Dr Blavier, 
die Schuld daran tragen, daß dieſe Verhältniſſe einge⸗ 
treten ſind, und vielleicht auf abſehbare Zeit keine 
Mieterhöhung zu bekommen iſt. 

Ich möchte noch etwas anderes ſagen. Sie haben 
auch nach einer anderen Richtung falſch operiert. Wir 
Deutſchnationalen haben uns bemüht, daß die Feſt⸗ 
ſetzung der Mieten bei dem Wohnungsbaugeſetz in die 
Hände der Gemeinden gelegt würde. Sie und die an⸗ 

eren Parteien ſind es geweſen, die immer wieder 
verlangt haben, daß die Mieten durch das Geſetz, d. h. 
durch den Volkstag feſtgeſetzt würden. (Sehr gut! 
rechts.) Jetzt haben Sie die Beſcherung. Es wäre ſehr 
viel richtiger, wenn die Mieten auf Grund ſachlicher 
rwägungen und Beurteilungen durch die Ausſchüſſe, 
wie ſie früher bei den Gemeinden beſtanden haben, 
auch jetzt feſtgeſetzt werden könnten. Dann würde ſehr 
ald eine ſachliche Beurteilung dieſer Frage eintreten. 
Es würde dadurch noch etwas anderes erreicht werden, 
er politiſche Kampf würde von dieſer Frage entgiftet 
werden. Das ſcheint mir eine Notwendigkeit zu ſein, 
te im Intereſſe aller liegt, ſowohl der Mieter wie der 
Vermieter. Es iſt keine Freude, anzuſehen, wie durch 
dieſe Mietenfrage die Bevölkerung in zwei Lager zer⸗ 
riſſen wird. Wir hätten in dieſer ſchweren Zeit etwas 
zeſſeres zu tun, als uns um dieſe Frage die Köpfe 
einzuſchlagen. (Dazu haben Sie am meiſten beigetra⸗ 
gen! bei den Kommuniſten.) 
„ Wir werden ja ſehen, wie die Dinge heute laufen. 
Ich möchte aber doch noch zum Schluß einen warmen 
51 pell an die Regierungsparteien richten, ſoweit ſie im 
ürgerlichen Lager ſtehen. Ueberlegen Sie ſich Ihre 
Barſchlüſſe, ſorgen Sie dafür, daß man Ihnen in der 
völkerung nicht nachſagt, Sie hätten Ihr Wort ge- 
laßchen. Dieſen Vorwurf dürfen Sie nicht auf fih ſitzen 
„len, Sie haben gejagt, Sie wollten die Wirtſchaft 
Wien, Hier iſt eine Gelegenheit, an der Rettung der 
dazutſchaft mitzuarbeiten. Wir bieten Ihnen die Hand 
an Schlagen Sie ein und helfen Sie mit zur Ret⸗ 
Mitt dieſes wichtigen Zweiges der Wirtſchaft, des 
gef elſtandes. Wenn Sie das nicht tun, wird Ihnen 
Wirt werden müſſen, daß Sie nicht die Retter der 
(2 rtſchaft, ſondern Zerſtörer der Wirtſchaft find. 
ebhaftes Bravo! rechts.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Harnan. 
Harnau, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Ich 
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Sie werden doch nicht will mir auch erlauben, das Wort zu dieſer vielum⸗ (C) 


ſtrittenen Frage zu nehmen. Eineinhalb Jahre ſind 
es her, daß dem Hausbeſitzer 50 Prozent der Friedens⸗ 
miete bewilligt wurden. Am 1. April 1924 erhielten 
wir nach langem Betteln, Schnurren, muß ich offen 
ſagen, nach langem, ſchwerem Kampf, die 50 Prozent 
Friedensmiete. In der Zwiſchenzeit find die Arbeits⸗ 
löhne, die Beamtengehälter, Baumaterialien uſw. um 
das Zwei⸗, Drei- und Mehrfache geſtiegen. Das wollen 
Sie aber nicht wiſſen, am wenigſten mein Doppelkollege 
Mroczkowſki. Ich wundere mich darüber, was man 
über die Mieterverſammlungen lieſt. Ich habe mich 
dort ſelbſt zum Wort gemeldet. Es war ein großer 
Teil Anweſender, der mir auch recht gab, daß die Sache 
doch etwas anders liegt, als Herr Abg. Mroczkowſfki 
letztens in der Töpfergaſſe im Joſephshauſe erklärt 
hat: „Die Hausbeſitzer, die ausverſchämten Hausbe⸗ 
ſitzer, wollen wieder 20 Prozent Mieterhöhung haben. 
Wenn das bewiillgt wird, jo ſtopfen fie ſich hier Mil⸗ 
lionen in die Taſche! Das kann die Bevölkerung nicht 
tragen!“ und ſo weiter. 

Ich weiß nicht, was man dazu ſagen ſoll, wenn 
man ſo etwas hört und lieſt. Hervorheben will ich noch, 
was ich vorher vergeſſen habe, anzuführen, daß uns 
drei Wochen nach dem 1. April 1924 10 Prozent zube⸗ 
willigt wurden. Das war auf Grund der enormen Er⸗ 
höhung der Grundwert⸗ und Vermögensſteuer. Herr 
Senator Dr. Leske hat die Sachen berechnet. Mit die- 
ſen 60 Prozent ſollen die Hausbeſitzer heute alles in 
Ordnung halten, Steuern und Abgaben bezahlen. Die 
ganzen Laſten werden alſo dem Hausbeſitzer auferlegt. 
Alle die Sachen, die ſolange der Mieter anteilig be⸗ 
zahlte, die Kloakenausfuhr, Müllbeſeitigung, Schorn⸗ 
ſteinfegergebühren, Treppen⸗ und Flurbeleuchtung 
uſw., ſind jetzt dem Hausbeſitzer allein überlaſſen. Mit 
dem Antrage des Abg. Dr. Blavier iſt noch ein anderer 
Antrag eingebracht worden, wonach die Kloakenabfuhr 
wieder anteilig bezahlt werden ſoll, wie es früher der 
Fall war. Es handelt ſich dabei um die Hausbeſitzer, 
die heute keine Kanaliſation und keine Waſſerleitung 
haben, zum Beiſpiel in unſerm Oſtfeebadeort 
Bröſen. Im Jahre 1906 trat ich als einer der 
erſten auf, die dafür waren, daß Bröſen ein⸗ 
gemeindet werden ſollte. Kanaliſation und Waſſer⸗ 
leitung ſind in einem Badeort ſehr nötig. Wir 
allein waren nicht dazu imſtande, uns dieſe einzu⸗ 
richten. 1914 wurde Bröſen eingemeindet. Dabei 
wurde vereinbart, daß uns der damalige Magiſtrat der 
Stadt Danzig innerhalb zwei Jahren Kanaliſation 
und Waſſerleitung anlegen ſollte. Früher ſollten wir 
nicht die erhöhten Zuſchläge zur Gemeindeſteuer 
zahlen. In Bröſen zahlten wir damals weſentlich 
weniger als in Danzig gezahlt wurde. Durch den un⸗ 
glücklichen Krieg bekamen wir weder Kanaliſation 
noch Waſſerleitung. Heute ſehnen wir uns auch gar 
nicht danach. Wir ſind gar nicht in der Lage, uns das 
machen zu laſſen. Sie wiſſen genau wie ich, daß die 
Stadt die Anſchlüſſe nur bis vor das Haus legt. Was 
das Haus anbetrifft, ſo muß das der Hausbeſitzer ſel⸗ 
ber machen. Nun möchte ich Sie fragen, wie wir die 
Tauſende von Gulden für dieſe Anlagen aufbringen 
ſollten. Dieſe Abortentleerungen ſind heute ein ſchlim⸗ 
mes Uebel. Nachbarn — ich liege etwas höher — haben 
monatlich ausfahren laſſen müſſen. Jetzt ſind die 
Preiſe für eine Wagenfüllung etwas niedriger ge⸗ 
worden. Zunächſt betrugen ſie 18 Gulden, jetzt 12,50 
Gulden. Manch ein Hauswirt muß 6 bis 10 Wagen⸗ 
ladungen ausfahren laſſen. Das ſind zwei Monats⸗ 
mieten für einen kleinen Hausbeſitzer mit Wohnungen 
von Stube und Küche end Kabinett. Zwei Monats⸗ 
mieten muß man alſo wegwerfen, um die Gruben zu 
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(Harnau, Abgeordneter.) 


J entleeren. Das alles von den 5 und 6 Gulden Miete, 


die wir beziehen. Die Friedensmiete für kleine 
Wohnungen, das habe ich ſchon öfter mitgeteilt, betrug 
10 Mark bei Stube und Küche und 15 Mark bei Stube, 
Küche und Kabinett. Heute bekommen wir 50 Pro⸗ 
zent davon. Die 10 Prozent, die für die Grundwert⸗ 
und Vermögensſteuer zu zahlen ſind, kann man ja 
nicht einrechnen. Von dieſen 50 Prozent müſſen nicht 
nur die Grubenentleerungen bezahlt werden, ſondern 
wir haben noch verſchiedene andere Steuern zu ent⸗ 
richten, an die niemand denkt. Vor 14 Tagen erhielt 
ich eine Aufforderung, 75 Gulden Deichabgaben zu zah⸗ 
len. Da reicht die Miete ſämtlicher Wohnungen für 
einen Monat nicht hin, auch wenn ich meine Miete zu⸗ 
lege. Mit den Deichabgaben haben wir eigentlich gar 
nichts zu tun. Ich will das ſtreifen, weil mir ſonſt 
nicht Gelegenheit dazu geboten iſt. Wir wollten uns 
ſchon einmal dagegen wehren, daß wir zu den Deich⸗ 
abgaben herngezogen werden. Wenn unſere Oſtſee 
übertritt, bekommen wir doch keine Gebühren; das zählt 
nicht mit. Die Gebühren werden wohl feſtgeſetzt ſein, 
als alles überſchwemmt war und nur Noah mit ſeiner 
Arche übrigblieb. Solange wie Bröſen beſteht, etwa 
drei Jahrhunderte lang, iſt Bröſen noch niemals von 
einem Deichbruch betroffen worden. Wir müſſen aber 
bezahlen, davon wäſcht uns kein Regen ab. 

Das ſind alles Unkoſten, die den kleinen Haus⸗ 
beſitzer ſehr ſchwer belaſten. Außerdem hat man 
Feuerverſicherung, Schornſteinfegergebühren uſw. zu 
bezahlen. Außerdem müſſen wir doch noch das Haus 
in Ordnung halten. Allerdings denken manche Mieter, 
der Hauswirt läßt aus Eigenſinn nicht ſein Haus repa⸗ 
rieren. Dem muß ich energiſch entgegentreten. Es iſt 
ausgeſchloſſen, daß der kleine Hausbeſitzer ſein Haus, 
das oft die Frucht ſeiner jahrelangen ſauren Arbeit 
darſtellt, verfallen läßt. Wenn ich den letzten Groſchen 
hergeben ſollte, ſo ließe ich die Reparaturen ausführen. 
Aber das iſt uns nicht möglich. Ich möchte Sie nur 
einmal in die kleinen Wohnungen hinführen, damit 
Sie ſehen, wie es dort ausſieht. Das habe ich ſchon 
öfter geſagt. 

Dieſe Ausführungen wollte ich als Beweis anfüh⸗ 
ren. Ich habe allerdings noch viel mehr Material, das 
uns jedoch zu lange aufhalten würde. Ich meine, Sie 
werden es mir ſo glauben. Es bleibt rein nichts für 
Reparaturen übrig. Wie teuer iſt heute das Ofen⸗ 
umſetzen. Ich habe jetzt drei Oefen umſetzen laſſen, 
à 200 Gulden! Ich habe nämlich Glück gehabt, und 
Geld geborgt bekommen, und zwar von meinem mir 
weggeſtohlenen Wohnungsbaugelde, das ich nun hoch 
verzinſen und zurückzahlen muß. Soweit ſind wir 
Hausbeſitzer. Von dem Geld, das mir weggeklaut 
wurde und das ich den Spitzbuben noch hintragen muß, 
kann ich mir etwas pumpen, wenn noch etwas da ift, 
dafür muß ich ſchwere Zinſen zahlen. 

Das Geld, das ich zur Renovierung brauchte, da⸗ 
mit die Mieter im Winter nicht verfrieren und verfau⸗ 
len, mußte ich mir pumpen und dafür ſchwere Zinſen 
zahlen. (Zwiſchenrufe.) I 
micht. Es ſehen fih erft Sachverſtändige die Kate an, 
ob fie auch noch ein paar tauſend Mark wert ift. Die- 
jenigen, die ſehr verfallen ſind, können ruhig weiter 
verfallen. Jetzt bauen ſie Tanzhäuſer, Villen, Gärt⸗ 
nereien von unſerem Wohnungsbaugeld. Ich will 
Ihnen Fälle aus meiner Nachbarſchaft in Bröſen mit- 
teilen, nehmen Sie mir das nicht übel. Wir haben 
3. B. bei uns in dem kleinen Neſt acht Schankwirtſchaf⸗ 
ten mit vollem Konſens. Die haben ſich in letzter Zeit 
nicht mehr rentiert, denn wer kann ſo viel Fuſel ſau⸗ 
fen, daß die Leute alle leben können. Da haben ſich 
mehrere entſchloſſen, die Reſtaurationsräume durchzu⸗ 


Das tut der Herr Senator 
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brechen, ein Stück auszubauen und Tanzdͤielen einzu⸗ (C) 


richten. Jetzt wird in ſechs von den acht Kneipen Tag 
und Nacht getanzt, namentlich im Sommer, im Winter 
nicht ſoviel. (Zwiſchenrufe des Abg. Mau.) Ganz 
richtig, Herr Mau, das iſt der Kulturfortſchritt. Jetzt 
baut man mit dem Wohnungsbauzuſchuß Tanzdielen, 
außerdem Fremdenzimmer für Ausländer. Wenn die 
Leute Glück haben, können ſie ſie ja auch noch ſonſt 
vermieten. Ein Gärtner hat eine große Gärtnerei 
mit Treibhäuſern und auch eine Villa gebaut. Ein 
Maler baut ſich eine Villa mit zwei Etagen zu je vier 
Zimmern. Er nimmt ſeine Verwandten hinein. Die 
wohnen dort in dem Haus, das mit unſerm Geld ge⸗ 
baut iſt. Wir bleiben in der Zwangswirtſchaft, und 
wo bleiben die Wohnungsloſen? Es iſt haarſträubend, 
wenn man ſich heute dieſe Zuſtände anſieht. ; 
Nun will ich noch folgendes ſagen. Der Herr Se- 
nator iſt ausgerückt, er weiß ſchon, daß ich etwas ſagen 
werde. Für ſolche Sachen wird das Geld ausgegeben. 
Wo bleiben aber die Wohnungsloſen, von denen heute 
drei Parteien mit 12, 15 und 16 Köpfen in einer Stube 
und Küche wohnen? Wann werden die einmal eine 
Wohnung bekommen, wenn heute fo gewirtſchaftet 
wird? Die würden ja zufrieden ſein, wenn jede Partie 
von ihnen eine Wohnung von einer Stube und Küche 
bekäme. Aber die bekommen ſie nicht. Nach Herrn 
Karſchefſkis Anſicht ſollen für diefe ja Dreizimmer⸗ 
wohnungen gebaut werden. Die Leute würden aber 
zufrieden ſein, wenn jeder eine Stube und Küche be⸗ 
käme. Ich kann Fälle nachweiſen, wo den Leuten kleine 
Zweizimmerwohnungen für 32 Gulden monatlich zu⸗ 


gewieſen wurden. Sie haben Sie aber nicht genommen, 


denn bei uns zahlen drei Familien zuſammen 7,50 
Gulden. (Zwiſchenruf bei den Kommuniſten.) Ich 
glaube, Herr von Malachinſki wird das wohl nicht ge⸗ 
rufen haben. Ich kenne ihn nicht, 
Eltern, und weiß, daß ſie genau ſo zu kämpfen haben, 
wie ich. Ich weiß nicht, was da noch werden wird. Da 
ſpricht man von Unſittlichkeit und Verwahrloſung. Wo 
bleibt die Sittlichkeit, wenn Vater, Sohn, Schwieger⸗ 
ſohn, Bräutigam und junge Leute alle zuſammen woh⸗ 
nen. Da ſind eheliche Kinder und uneheliche, und kennt 
bald jeder die ſeinen nicht mehr. Wo ſoll das hin? 
Beſehen Sie ſich die kleinen Katen, was da los iſt. Die 
Beamten wiſſen heute nicht, wo ſie mit ihrem Geld hin⸗ 
ſollen. Ihre Vierzimmerwohnungen ſind ihnen nicht 
mehr groß genug, ſie wollen ſich Villen bauen. (Abg. 
Mau: Schmeißen Sie doch die Beamten aus Ihrer 
1 hinaus!) So gehäſſig bin ich nicht, Herr 
au. i 

Ich möchte nun noch einen anderen Punkt erwäh⸗ 
nen. Es iſt im Ausſchuß öfter geſagt worden, wenn 
die 20prozentige Erhöhung eintreten würde, dann 
würden wir 10 oder 20 Gulden bekommen, ſo könne un⸗ 
ſere Arbeiterſchaft das nicht zahlen. Da ſtehe ich kopf⸗ 
ſchüttelnd, das verſtehe ich nicht. Wie kann man ſo 


etwas ſagen? In den neuen Häuſern, die jetzt gebaut 


werden, müſſen die Arbeiter 35 bis 40 Gulden zahlen. 
Was würde eine Dreizimmerwohnung nach Herrn 
Karſchefſkis Anſicht koſten? Ich bin nur bis zum 12. 
Lebensjahre in eine kleine Dorfſchule gegangen, aber 
dieſe Berechnung verſtehe ich nicht. 

M. D. u. H.]! Nun möchte ich noch etwas über un⸗ 
ſere neue Regierung ſagen. Ich habe auch ſchon einen 
kleinen Ueberblick bekommen. Wie lange wollen Sie 
noch mit einer Sorte von Menſchen, die es wirkli 
nicht verdient, mit den Hausbeſitzern oder mit m 
Hausknechten, fo verfahren? Ich habe mir mein Hau 
erſpart. Viele von meinen Arbeitskollegen hatten ſchon 
am Montag nichts mehr und verdienten doch euei 
viel wie ich. Jetzt werde ich fo behandelt. Und vie 


wohl aber feine () 


{A) 
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von meinen Kollegen werden ebenſo behandelt. Jeder 
ſträubt ſich, die Miete zu bezahlen. Manche Leute 
haben ihre Stuben vermietet und bekommen das Drei⸗ 
und Vierfache dafür. Einer bekommt für eine Stube 
75 Gulden und bezahlt für die ganze Dreizimmerwoh⸗ 
nung 27 Gulden. Er ſagte: „Dafür gebe ich doch auch 
meine Möbel!“ M. D. u. H.! Eine ſolche Regierung 
hat keinen langen Beſtand. Wenn Sie auch ſagen, die 
paar Hausbeſitzer können ja nichts machen. Das iſt ja 
das Traurige. Eine ſolche Wirtſchaft kann keinen lan⸗ 
gen Beſtand haben. Sie werden noch einmal daran 
denken, was dieſer kleine ſtille Harnau Ihnen geſagt 
hat. Wenn Sie ſolche Politik treiben, kann die Regie⸗ 


kung nicht lange beſtehen. 


í Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Mrocz⸗ 
owfki. 

Mroczkowſki, Abgeordneter (Miet. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben ja zuvor drei Redner gehört, die den grund⸗ 
ſätzlichen Standpunkt der Hausbeſitzer vertreten haben. 
Dann muß es ſchon angebracht ſein, wenn auch einmal 
der Vertreter der Danziger Mieterſchaft das Wort 
nimmt, um das richtigzuſtellen, was die drei Redner 
unrichtig dargeſtellt haben oder unterlaſſen haben, rich⸗ 
tig darzuſtellen. Wenn Herr Dr. Blavier die Konſe⸗ 
quenz aus dem Wohnungsbauabgabengeſetz bezogen 
hat, ſo habe ich es ihm ja ſchon einmal geſagt und dar⸗ 


über ſtreitet kein Menſch, daß der bekannte Satz in dem 


Geſetz ſteht. Aber dieſer Satz beſagt nicht, daß eine 
rhöhung erfolgen ſoll, ſondern eine Neureglung. 
Dieſe Neureglung iſt in der Tat nach meinem Dafür⸗ 


halten dringend notwendig, und zwar in der Form, 


aß ſie wie in Preußen erfolgt. Es muß aber nicht in 


auſch und Bogen geſchehen, ſondern detailliert wie in 


Deutſchland. Hier beſteht aber nur der Wunſch zu 

ordern und zu nehmen, aber nichts davon dem abzu⸗ 

geben, der darauf Anſpruch hat. Nach dem bürgerlichen 

Geſetzbuch ſoll ja der Hausbeſitzer die vermietete Woh⸗ 

Nung in Ordnung halten. Aber wie iſt es damit beſtellt? 

oe Miete nimmt er, das Inordnunghalten vergißt er 
er. 


Nun haben hier die Hausbeſitzer ihr Leid geklagt, 
daß ſie ſo wenig Miete erhielten. Sie bekämen nur 
60 Prozent. Andererſeits haben ſie vergeſſen, daß ſie 
iogar 85 Prozent, ja 300, 400 und 500 Prozent der Fric- 
ensmiete einheimſen. Dann beklagt man ſich, man 
ekäme nur 60 Prozent und ſpricht von dem Abvermie⸗ 
zeu der Mieter. Aber man ſpricht nicht davon, daß die 
Haumieter auch eine Abvermietungsgebühr an den 
Dassbeſitzer von 5 bis 10 Prozent zu zahlen haben. 
70. 0 find dann wieder nicht mehr 60, ſondern 65 und 
ò Prozent, die die Hausbeſitzer nun einſtecken. Aber 
1 laſſen ſie alles außer acht und ſagen, was nebenbei 
na Kommt, das iſt meins, und was mein ift, kann mir 
demand nehmen. Das iſt der Ausdruck, den ich in den 
die ſammlungen angewandt habe, alſo nicht die Worte, 
ein, Herr Abg. Dr Blavier hier zitiert hat. Auf die 
seinen Redner werde ich ja noch zurückgreifen. 
er man in einer Form operiert, wie die Hausbe⸗ 
Blau, an deren Spitze der Herr Regierungsrat Dr. 
0 8 ſteht, der z. B. jagt: „Der Kampf der Haus⸗ 
auch 15 um ihr Recht auf Mieterhöhung“ (Stimmt 
5 9! bei der D. V. P.) da will ich einmal ſagen, was 
R Das ift ein Schlagwort ohne Begründung, eine 
Sn ung. Man hat ja bereits geſtern Herrn Abg. Dr. 
trifft er als Abſtimmungsvirtuoſen jEisziert. Das 
Herr 1 5 hier für ſein Auftreten zu. Ihm hat ja der 
ild v bg. Schwegmann ganz beſonders ſein Spiegel⸗ 
ſachli nen, Es wäre beſſer, wenn er ſich auf rein 
(Zuruf d Boden ſtellte und die Dinge nicht verdrehte. 
Vahle es Abg. Bahl.) Wie liegen die Dinge, Herr 
Ihr Zuruf genügt, um Ihnen zu antworten. 


Sie waren verreiſt und haben ſich in einem Sanato⸗ 
rium befunden. Ich habe mich innerlich gefreut, daß 
Sie etwas geklärt und geheilt zurückgekehrt waren. 
Sie machten den richtigen und wahren Ausſpruch, als 
Sie in Ihrer eigenen Verſammlung erklärten: „Be⸗ 
ruhigt euch nur, mit uns in Danzig iſt es noch lange 
nicht ſo ſchlimm, wie mit den Hauswirten im Deutſchen 
Reiche. Ich komme von dort, da habe ich erfahren, wie 
es dort zugeht und ſteht.“ Sie werden nicht beſtreiten 
können, daß Sie das geſagt haben. Das hat ſogar die 
Oeffentlichkeit erfahren. Wir haben uns darüber ge⸗ 
freut, daß wenigſtens ein Hausbeſitzer aus Deutſchland 
geheilt zurückgekehrt iſt. ( Heiterkeit.) Wenn Sie 
nun Ihr Gedächtnis etwas verlaſſen hat, dann muß ich 
unbedingt nachhelfen. In Preußen werden zurzeit 
82 Prozent der Friedensmiete gezahlt. Davon gehen 
in erſter Linie 4 Prozent für Schönheitsreparaturen 
ab, verbleiben 78 Prozent. Bei uns in Danzig iſt es ja 
ortsüblich geworden, daß alle Reparaturen innerhalb 
der Wohnung vom Mieter gemacht werden müſſen. 
(Sehr richtig! links.) Die Hausbeſitzer ſind angeblich 
nicht imſtande, für die niedrige Miete auch nur das 
geringſte zu machen. (Abg. Liſchnewfki: Angeblich!) 
Nun liegen die Dinge in Preußen anders. Dort wer⸗ 
den nicht 20 Prozent Wohnungsbauabgabe, ſondern 26 
Prozent Hauszinsſteuer gezahlt, die von vornherein 
von der Miete abgehen. Im ganzen Deutſchen Reiche 
wird den Hausbeſitzern vorgeſchrieben, daß 22 Prozent 
von den Friedensmieten für Inſtandſetzungen nach⸗ 
weislich aufgebraucht werden müſſen. Um die Nach⸗ 
weisbarkeit der Inſtandſetzung drücken Sie ſich hier. 
Da muß ich der alten Regierung den Vorwurf machen, 
daß ſie dieſe prozentuale Einteilung nicht in Danzig 
getroffen hat. Daher haben wir den ſchlechten Zuſtand 
der Wohnungen und Gebäude. Beſtände dieſelbe Vor⸗ 
ſchrift, wie im Deutſchen Reiche, dann hätten wir nicht 
ſoviel verfallene Häuſer, wie heute. Es iſt ortsüblich 
geworden, keine Reparaturen zu machen. Wenn man 
zuſammenzählt: 26 Prozent Hauszinsſteuer, 22 Pro⸗ 
zent Inſtandſetzung und 4 Prozent Schönheitsrepara⸗ 
turen, was bleibt dann in Preußen dem Hausbeſitzer, 
Herr Abg. Bahl, Sie haben es ja erfahren? Von den 
82 Prozent bleiben dem Hausbeſitzer gerade 30 Prozent 
für Verwaltungs⸗ und Betriebskoſten, alſo genau 50 
Prozent von dem, was er in Danzig hat. Abg. Bahl: 
Das können Sie den Kindern erzählen!) Es iſt ſchlecht 
mit jemand zu diskutieren, der kurzſichtig iſt und die 
Dinge nicht kennnt, wie ſie anderwärts liegen. Das iſt 
bei unſerm Freund Harnau der Fall, dem es böhmiſche 
Wälder ſind, daß 20 Prozent Mieterhöhung 4 oder 5 
Millionen ausmachen. Woher ſoll er es auch erfahren 
haben? Er hat ſich damit ſo wenig wie Sie beſchäftigt. 
Wiſſen Sie, daß wir ſchon vor dem Jahre 1910 in Dan⸗ 
zig 20 Millionen Goldmark Mietaufkommen gehabt 
haben? Dann würden Sie wiſſen, daß die Mieten da⸗ 
damals 25 Millionen Gulden ausmachten. Dann ſind 
20 Prozent gleich 5 Millionen Gulden. Das kann aller⸗ 
dings Herr Kollege Harnau nicht verſtehen, und genau 
wie Herr Harnau es nicht verſteht, verſtehen Sie es 
auch nicht. Sie verſtehen nur, in Ihren eigenen Ver⸗ 
ſammlungen gut zu rechnen. Aber ich habe es ſchon 
vorher geſagt, Sie verſchweigen es abſichtlich, da es zur 
Aufklärung für die Allgemeinheit dienen ſoll. (Zuruf: 
Und Sie?) Ich bringe es ja klar zum Ausdruck. So 
liegen die Dinge im Deutſchen Reich gegenüber Danzig. 
Herr Harnau hat hier dann noch ausgeführt, daß 
er die 50prozentige Miete ab 1. April 1924 bekommen 
hat. Das iſt ſchon der beſte Beweis dafür, wie wenig 
der Herr Hausbeſitzer im Bilde iſt. Nach meinem Da⸗ 
fürhalten zahlen wir die 50 Prozent feit. dem 
1. Januar 1924, und am 1. Dezember 1924 kamen wei⸗ 
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(A) tere 10 Prozent hinzu. Damals wurde der Beſchluß 


gefaßt, daß die Hausbeſitzer nun aber auch die Inſtand⸗ 
ſetzungen vornehmen müßten. Und was iſt gemacht 
worden? Nichts! Das iſt ſchon ortsüblich geworden. 
Sie ſehen alſo, wie die Dinge ſtehen. Zu meinem aller⸗ 
größten Erſtaunen ſagte nun Herr Abg. Schwegmann, 
die Wirtſchaft könnte die 20prozentige Mieterhöhung 
tragen. Herr Schwegmann, ich habe vorhin ausgeführt, 
daß 5 Millionen Gulden aufzubringen ſind. Wenn Sie 
dann die Frage vom politiſchen Standpunkt aus beur⸗ 
teilt haben, ſo haben Sie ſie ſehr ſchlecht beurteilt. Ich 
werde Ihnen nachher ſagen weshalb. Wenn wir die 
Indexziffer der Wirtſchaft und der Lebenshaltung be⸗ 
obachten, dann wiſſen wir, daß die Preiſe für alle 
lebensnotwendigen Gegenſtände ſeit der Einführung 
der ſtabilen Währung vor zwei Jahren um 50 Prozent 
geſtiegen ſind. Wenn wir das wiſſen, müſſen wir doch 
auch erkennen, daß man ſich zum Beiſpiel beſonders 
für die Kleinrentner einſetzen muß. Die Kleinrentner 
find die heutigen Armen und Aermſten, denen man die 
75 Prozent ihres Vermögens, ihres Kapitals durch das 
Aufwertungsgeſetz genommen hat. Darum ſoll man 
heute anders reden. Auf der einen Seite hat man 
ihnen 75 Prozent genommen, und auf der andern Seite 
will man ihnen wieder neue Laſten aufhalſen. (Zwi⸗ 
ſchenruf des Abg. Guttzeit.) Beruhigen Sie ſich, Herr 
Abg. Guttzeit, Sie können nachher Ihre Ausführungen 
machen. Wenn ich ſpreche belieben Sie ja, dauernd 
Zwiſchenrufe zu machen. (Zwiſchenruf des Abg. Gutt- 
zeit.) Das iſt meine Sache. Sie ſind fortan für mich 
erledigt. (Abg. Guttzeit: Das freut mich außer⸗ 
ordentlich!) Ich wünſchte, ich wäre es auch für Sie. 


Wenn wir alſo unſere Wirtſchaftslage beurteilen 
und auf der andern Seite die Wohnungsnot lindern 
wollen, und das haben ſich ja mit Recht alle Parteien 


von der äußerſten Rechten bis zur äußerſten Linken 
vorgenommen, dann wäre es angebracht, endlich ein⸗ 
mal darüber zu ſchweigen, was geſchehen iſt, und mehr 
zu arbeiten, mehr Mittel aufzubringen, um die Woh⸗ 
nungsnot zu beheben und nicht heute zu verſuchen, die 
Not noch zu vergrößern. (Abg. Guttzeit: Wir wür⸗ 
den Ihnen gleich zuſtimmen, wenn Sie mit unſeren 
Wohnungen nicht Wucher trieben!) Herr Guttzeit, 
ich treibe keinen Wucher. (Abg. Guttzeit: Aber Ihre 
Mieter, die zahlen 20 Gulden und nehmen 200 Gulden.) 
Herr Guttzeit, das werde ich den deutſchnationalen 
Mietern mitteilen, daß der deutſchnationale Abgeord⸗ 
nete Guttzeit die Mieter als Wucherer bezeichnet hat. 
Die werden ſich hoffentlich bei Ihnen beſonders dafür 
bedanken. (Abg. Guttzeit: Ich werde keine Angſt 
haben!) Wenn Sie am 31. Auguſt in Danzig allein 
13 841 Wohnungsſuchende haben, dann werden Sie fiH 
ſagen müſſen, wie groß die Wohnungsnot iſt. Darunter 
ſind allein 2178 Sofortfälle. Das ſind Fälle, wie Herr 
Harnau ſie geſchildert hat, wo drei bis vier Familien 
in einer Wohnung ſitzen müſſen, weil ſie ſich nicht an⸗ 
ders helfen können. 932 Notwohnungen werden ge⸗ 
fordert. Was ſind das für Notwohnungen? Das ſind 
Wohnungen, die von den Leuten gefordert werden, die 
die Miete überhaupt nicht bezahlen können, die ſeit 
Jahr und Tag arbeitslos ſind und in der Tat nicht 
einen Pfennig übrig haben, um leben zu können. 
M. D. u. H., zurzeit ſind allein 338 Parteien zur Räu⸗ 
mung verurteilt, die der Gerichtsvollzieher bei der 
nächſten Gelegenheit am Kragen bekommt und an die 


friſche Luft ſetzt. Das iſt auf Betreiben der Hausbeſitzer 


geſchehen. Aber es kommt noch ſchlimmer. Allein 60 
Parteien ſind in Danzig obdachlos. Wollen Sie dieſe 
Zuſtände erhalten, wollen Sie ſie verewigen? (Im 
Gegenteil!) Ich glaube, daß kann ſich mit dem Willen 
eines Volkstagsabgeoroneten niemals vereinbaren. Sie 


müſſen unter allen Umſtänden für menſchliche Ver⸗ (O 


hältniſſe ſorgen. Wenn man ſich mit den Dingen hier 
beſchäftigt, ſo muß man zu der Auffaſſung kommen, 
Herr Abg. Dr Blavier hat es ja ſchon gejagt, daß der 
Antrag von 20 Prozent gewiſſermaßen eingeſchränkt 
werden muß. (Abg. Dr. Blavier: Noch nicht!) Er 
hat ſchon zum Ausdruck gebracht, daß er evtl. einen Ab- 
änderungsantrag einbringen will, daß er auch mit 
weniger zufrieden wäre. Aber er iſt von Hauſe mit 
dem Grundſatz fortgegangen: „Nur die Lumpe ſind be⸗ 
ſcheiden, die nicht ſoviel fordern, wie ſie denken.“ Nach 


dieſem Grundſatz haben Sie dann Ihren Antrag auf⸗ 


gebaut. Herr Abg. Dr. Blavier hat ſich heute auch korri⸗ 
giert, denn als er den Antrag in der erſten Leſung be⸗ 
gründete, ſagte er: „Wir müſſen Geld bekommen, um 
die Hypotheken zurückzahlen zu können.“ Damals habe 
ich ihm gejagt: „Das ift es ja, was Ihr haben wollt. 
Einmal habt Ihr den Mietern zu drei Vierteln das Ver⸗ 
mögen weggenommen und jetzt ſollen ſie auch noch ſo 
viel Miete geben, damit Ihr das eine Viertel auch mit 
dieſem Gelde bezahlen könnt.“ Heute hat ſich Herr Dr. 
Blavier dahin korrigiert, er wolle nur die Zinſen 
haben. Ja, Herr Abg. Dr. Blavier, darüber wird ſich 
vielleicht einmal reden laſſen, wenn die Gelegenheit 
dazu kommt. Auch den Deutſchnationalen möchte ich 
etwas ſagen. Herr Abg. Ehm, Sie ſind auf dieſem Ge⸗ 
biete ſehr bewandert. Ich würde vorſchlagen, erſtens 
die Betriebskoſten feſtzuſetzen, zweitens die laufenden 
Inſtandſetzungen, drittens die großen Inſtandſetzun⸗ 
gen, viertens die Verwaltungskoſten, fünftens den 
Zinſendienſt, von dem Herr Abg. Dr. Blavier ſprach. 
Er ſoll einmal mitteilen, wieviel er dann zu den 25⸗ 
prozentigen Schuldenlaſten gebraucht, die er auf ſei⸗ 
nem Grundſtücke hat, und zwar unter Wegſtreichung 
ſeines eigenen eingezahlten Kapitals von 75 Prozent. 
Wieviel gebraucht er, um ſeine Hypothekengläubiger 
zu befriedigen? An ſechſter Stelle käme dann die Woh⸗ 
nungsbauabgabe. Ich habe an Herrn Abg. Ehm appel- 
liert, weil ich glaubte, er würde das verſtehen. Unter 
den Betriebskoſten verſtehe ich Steuern und ähnliche 
Ausgaben. Die Verwaltungskoſten, die ich genannt 
habe, ſind das, was ich dem Hauswirt zubilligen will. 
Wir ſind alſo nicht derſelben Meinung wie Kollege 
Harnau, der von Hausknechten geſprochen hat. (Abg. 
Harnau: Die Hausknechte find beſſer daran!) Wir 
ſind nicht ſo, daß wir den eigenen Hauswirt als Haus⸗ 
knecht anſehen. 

Nun, Herr Abg. Harnau, muß ich mich auch noch 
mit Ihnen beſchäftigen, (Abg. Harnau: Du kannſt 
ruhig Du ſagen!) Sie ſagten, daß der Töpfer Ihnen 
in den Kram gepfuſcht habe. Man merkt gleich, mit 
wem Sie etwas zu tun gehabt haben. Seit Jahren 
haben Sie immer vom Dach geredet und von der Tonne 
Teer, die ſo teuer war. Nun haben Sie endlich Ihr 
Dach in Ordnung gebracht und find als ordnungslie⸗ 
bender Hausbeſitzer daran gegangen, den armen Leu⸗ 
ten einmal auch die Heizgelegenheit wiederherzuſtellen, 
die ſo vernachläſſigt war, daß erhebliche Unkoſten ent⸗ 
ſtanden. Nun ſchimpfen Sie über den Töpfer w 
haben den armen Mann am Kragen. In Wirklichkei 
bezahlen Sie aber nur das, was Sie während der lan⸗ 
gen Zeit vernachläſſigt haben und nicht mehr. Das m 
die Sünden, die Sie begangen haben, und die Sie heute 
ſo bitter büßen müſſen. Hätten Sie in dieſer 0 
ziehung keine Sünden auf dem Kerbholz, dann brauch 
ten Sie heute nicht jo ſchwer zu büßen, (Abg. Harnau: 
Was für Sünden?) 1 

So ſtehen die Dinge um den kleinen Hausbeſitz ai 
auch um den großen. Wenn Herr Abg. Swen 
auch ſagte, daß eine Verankerung im Geſetz eine fe lks⸗ 
liche Angelegenheit ſei, die der Geſetzgeber, der Vo 
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(A) tag, prompt und pünktlich zu erfüllen habe, verſtehe ich 


nicht, daß ſich die Regierung nicht gleich dafür ins 
Zeug gelegt hat. Bei der erſten Leſung ſchwieg ſich die 
ganze Deutſchnationale Fraktion einſchließlich des 
Herrn Abg. Schwegmann aus. Nun hat Herr Abg. 
Schwegmann noch geſagt, daß die Wohnungsfrage keine 
politiſche ſein dürfe. Nein, man ſoll ſie nicht auf das 
politiſche Gleis ſchieben. Man ſoll ſie vom rein wirt⸗ 
ſchaftlichen Standpunkt betrachten. Aber leider haben 
ſich die Dinge heute ſchon ſo geſtaltet, daß man nicht 
vergeſſen darf, daß ſich 40 Prozent des Danziger Haus⸗ 
beſitzes bereits in ausländiſchen Händen befinden. Herr 
Abg. Schwegmann führte aus, daß die künftigen 20 
Prozent Mieterhöhung im Lande blieben. Da muß ich. 
ihm ſagen, daß er dann von dieſen Dingen ſehr wenig 
Ahnung hat. Mit dieſen Ausführungen hat Herr Abg. 
Schwegmann ſeiner Partei nicht die beſten Dienſte ge⸗ 
leiſtet. Denn Herr Abg. Schwegmann muß es wiſſen, 
Herr Abg. Dr Ziehm muß es noch beſſer wiſſen, daß die 
Mieten der Häuſer, die ſich in ausländiſchen Händen 
befinden, abgeſehen von dem Betrag, den der Verwal⸗ 
ter, der Vizewirt, erhält, nicht in Danzig bleiben. (Aber 
nicht 40 Prozent! rechts.) Es kann auch etwas weni⸗ 


ger ſein. Der Verwalter, der Vizewirt, hat den ſtreng⸗ 


ſten Auftrag, jeden Pfennig ſofort zur Bank zu brin⸗ 
gen und auf das Konto des betreffenden Ausländers 
einzuzahlen. Das Geld geht alſo in das Land, wo ſich 
der Hausbeſitzer befindet. Das Geld bleibt nicht im 
Lande, ſondern geht ins Ausland. Wie man dann die 
Mieterhöhung als nationale Tat bezeichnen kann, iſt 
für mich ein Rätſel, in das ich noch tiefer hineinſteigen 
muß. (Zuruf des Abg. Falk.) Herr Abg. Falk, wenn 
Sie ſtiller wären, dann wäre es viel netter, dann könn⸗ 
ten Sie noch etwas lernen, wie Ihre Kollegen. Sie 
wollen aber nach außen hin den Herren Hausbeſitzern, 
die heute vielleicht auf der Zuhörertribüne ſitzen, etwas 
ppoſition zeigen, damit Sie gut angeſchrieben ſind. 
8 wäre ſachlicher, Sie kämen hierher und machten 
Ihre Ausführungen von dieſer Stelle aus. Dann wür⸗ 
en Sie den Hausbeſitzern einen Dienſt erweiſen. 
M. D. u. H.! Aus meinen Darſtellungen haben 
Sie erſehen, daß wir keine Veranlaſſung haben, über 
ie deutſchen Wohnungsmieten hinauszugehen. Außer⸗ 
em befinden ſich viele Mieter, Arbeiter, Kleinrentner 
und der ganze Mittelſtand, in einer ſehr üblen Lage. 
Herr Abg. Dr. Blavier hat den Ausdruck Mittelſtand 
geprägt. Nehmen Sie die Intereſſen des Mittelſtandes 
wahr, der nicht imſtande iſt, einen Pfennig mehr zu 
bezahlen. Tauſende von Familien haben ihren Be⸗ 
Art für den Winter noch lange nicht eingedeckt, weil 
ſie nicht die erforderlichen Mittel beſitzen. Jetzt kom⸗ 
men Sie mit neuen Belaſtungen. Selbſt die Beamten 
find nicht imſtande, ſie zu tragen, obwohl fie ein ſtändi⸗ 
ges Einkommen haben. Wenn Sie das beurteilen, 
erden Sie ohne Zweifel einſehen müſſen, daß Ihre 
dlſprüche ungerechtfertigt ſind. Aus dieſem Grunde 
itte ich die Damen und Herren des hohen Hauſes, die 
nträge einfach abzulehnen. (Bravo!) 


Kreft, zehräſident Splett: Das Wort hat Frau Abg. 


Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. D. u. H.! Wir 
den ſelbſtverſtändlich dieſe Abänderungsanträge 
t ehnen. Weshalb? Solange die Lage der Arbei- 
dieſchaft und der unteren Beamten ſo iſt wie heute, daß 
eſe Schichten nicht mehr wiſſen, wie ſie mit den paar 
iennigen auskommen ſollen, können wir ihnen eine 
die e, Belaſtung nicht zumuten. Denken wir doch an 
° Bobe Schar der Leute, die heute ſchon ein und zwei 
ahre arbeitslos find! Denken wir weiter an die 
Bi nrentner, an die Sozialrentner, an die Kriegs⸗ 
terbliebenen und Kriegsbeſchädigten! Es waren ja 


wer 


gerade die Deutſchnationalen, die die Wirtſchaftsbei⸗ (C) 
hilfen oder Erhöhungen für dieſe Kreiſe abgelehnt 
haben. Nun ſind es wieder die Deutſchnationalen, die, 
zuſammen mit der Blavier⸗Gruppe, dieſen notleiden⸗ 
den Schichten noch eine weitere Ausgabe auferlegen 
wollen. Sie wollen ihnen noch das letzte Stückchen 
Brot nehmen, das ſie haben. Dieſe Erhöhung können 
die Arbeiter nicht bezahlen. (Abg. Harnau: Aber 35 
Gulden!) Ganz beſonders ſind es die Deutſchnatio⸗ 
nalen, die jetzt um die Gunſt der Hausbeſitzer buhlen, 
die jetzt verſuchen, die Hausbeſitzer in ihre Reihen zu 
ziehen und die erſt jetzt ganz prächtig verſtehen, von 
der Aufhebung der Zwangswirtſchaft zu ſprechen. 
Wenn es überhaupt Menſchen fertig bekommen, jetzt 
von der Aufhebung der Zwangswirtſchaft zu ſprechen, 
ſo muß man ſagen, dieſe Leute ſcheinen von der gro⸗ 
ßen Wohnungsnot, die jetzt herrſcht, nichts zu wiſſen. 

Mein Herr Vorredner hat ja ſchon auf die große 
Wohnungsnot hingewieſen, er hat Ihnen geſagt, daß 
wir allein in Danzig 60 obdachloſe Familien haben. So 
iſt es in Danzig, aber noch viel ſchlimmer ſieht es auf 
dem Lande aus. Der Landrat des Kreiſes Danziger 
Höhe hat mir geſtern ſelbſt geſagt, daß in ſeinem Kreis 
die Wohnungsnot und die Zahl der Obdachloſen pro⸗ 
zentual noch größer als in Danzig iſt. Wenn wir uns 
die andern Kreiſe anſehen, ſo werden wir finden, daß 
die Wohnungsnot auf dem Lande noch viel größer als 
bei uns iſt. Und da will man von der Aufhebung der 
Zwangswirtſchaft ſprechen. Heute gehen ſchon die 
Wirte in der rabiateſten Weiſe gegen die Arbeiter vor. 
Ich will Ihnen einen Fall erzählen: Ein Arbeiter iſt 
ſeit über einem Jahr bei einem Beſitzer in Klein⸗ 
Kelpin beſchäftigt. Dieſer beutet jetzt die Arbeiter und 
drei Scharwerker nach Strich und Faden aus. Er gibt 
ihnen nicht einmal das Deputat, das ihnen zuſteht. 
Nachdem der Arbeiter es abgelehnt hatte, einen weite⸗ 
ren Sohn von 19 Jahren den ganzen Tag für 1,75 
Gulden (Hört, hört! links.) ohne Eſſen beſchäftigen 
zu laſſen, wurde gegen dieſen Mann in der ſcheußlich⸗ 
ſten Art und Weiſe vorgegangen. Er wurde auf alle 
Art und Weiſe ſchikaniert. Man verſuchte auch, ihn vor 
Gericht zu ziehen. Der Inſpektor wollte dieſen alten 
Arbeiter ſogar ſchlagen. Als er ſich dagegen wehrte, 
wurde er mit den Kindern und der Kuh vom Hofe 
gejagt. Der Beſitzer nahm die Kuh von den Leuten 
nicht mehr auf die Weide. Der Arbeiter war gezwun⸗ 
gen, die Kuh für 200 Gulden zu verkaufen, die er 
langſam bis jetzt erſt mit 400 Gulden bezahlt hat. Als 
die Frau des Arbeiters die Kartoffeln ausnehmen 
wollte, die ſie im Frühjahr geſetzt hat, ließ der Beſitzer 
das nicht zu, ſondern nahm die Kartoffeln mit ſeinen 
Leuten aus und ließ ſie in ſeine Wirtſchaftsräume 
ſchütten. Am vergangenen Sonntag ließ der Beſitzer 
den Arbeiter auf die Straße ſetzen. Das geſchah aber 
nicht etwa, als die Eltern zu Hauſe waren. Die Mut⸗ 
ter befand ſich in Danzig und der Mann war in Arbeit. 
Da hat man die ſechs unmündigen Kinder im Alter 
von 17 bis 3 Jahren faſt nackt auf die Straße geſetzt. 
Was geſchah weiter? Der Beſitzer Nenkau verbot ſeinen 
Arbeitern, dieſe Familie mit den ſechs Kindern bei ſich 


aufzunehmen. Es wurde ihnen geſagt, wenn ſie die 


Familie eine Nacht aufnähmen, würden ſie ſelbſt aus 
der Wohnung geſetzt. Dieſer Mann kam geſtern mit 
ſeinen ſechs Kindern hier im Volkstagsgebäude an. Ein 
kleiner Junge von ſechs Jahren war barfuß. Der 
Amtsvorſteher von Schüddelkau, den die Familie we⸗ 
nigſtens um ein Stückchen Brot für die Kinder bat, jagte 
ſie aus dem Hauſe. Ohne etwas gegeſſen zu haben, 
kamen die Kinder hier an. Nun wäre es Aufgabe des 
Landrats und des Amtsvorſtehers geweſen, die Fami⸗ 
lie unterzubringen. Aber ſolange ſich der Mann 
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allein bemühte, gelang es nicht. Erſt nachdem ich mich 
den ganzen Tag auf die Beine machte, wurden wenig⸗ 
ſtens die Kinder im Arbeitshaus untergebracht. (Pfui! 
Echt deutſchnational! bei den Kommuniſten.) Das iſt 
die deutſchnationale Geſinnung. Dieſer Arbeiter, der 
jetzt auf der Straße liegt, ſoll nun noch eine Miet⸗ 
erhöhung zahlen. Die Möbel, für die er ſein ganzes 
Leben gearbeitet hat, ſind nicht mehr zu brauchen. 


Ich könnte Ihnen noch viele ſolcher Fälle erzählen. 
Ein anderer Mann, mit Namen Fränkel, hat mit acht 
Kindern, von denen das jüngſte fünf oder ſechs Mo⸗ 
nate alt war, acht Wochen lang in einem Pferdeſtall in 
Zoppot logieren müſſen. (Hört, hört! links.) Erſt 
als Abgeordnete dahinter gehakt haben, kam die Fami⸗ 
lie aus der Wohnung heraus. In Danzig haben wir, 
wie ſchon Herr Abg. Mrocskowſki ſagte, 60 Familien, 
die ſchon drei viertel Jahr und länger obdachlos find. 
Ich bin heute auf dem Wohnungsamt geweſen und 
habe dieſe neue Meldung erhalten. Wenn wir uns 
aber anſehen, weshalb die Arbeiter aus der Wohnung 
geſetzt werden, ſo wurde mir auf dem Miteinigungs⸗ 
amt beſtätigt, daß der größte Teil dieſer Räumungs⸗ 
klagen darauf zurückzuführen iſt, daß die Leute keine 
Miete zahlen können. Nun wollen Sie noch die Miete 
heraufſetzen, wo ſchon ſo viele Leute nicht in der Lage 
ſind, die jetzige Miete zu zahlen. Wollen Sie noch mehr 
Leute auf die Straße ſetzen? Im Mieteinigungsamt 
laufen augenblicklich 200 Anträge auf Kündigung. 
Ueber die Hälfte dieſer Anträge iſt auf Nichtzahlung 
der Mieten zurückzuführen. Glauben Sie, die Arbei⸗ 
ter zahlen die Miete nicht, weil ihnen das Spaß macht? 
Nein, aber der Magen liegt ihnen näher. Zuerſt 
brauchen ſie Eſſen. Auf dem Wohnungsamte traf ich 
heute eine Frau, die ich bereits im Februar und März 
vielfach auf dem Wohnungsamte getroffen habe. Dieſe 
alte Frau iſt vier Jahre lang beim Wohnungsamte 
vornotiert, Sie wohnt mit ihrem Sohne in einer Dach⸗ 
ſtube und kann in dieſer Dachkammer nur ein einziges 
Bett aufſtellen. Sie muß alſo ſchon vier Jahre lang 
mit dem Sohn, der jetzt 23 Jahre alt iſt, zuſammen⸗ 
ſchlafen. (Hört, hört! Abg. Hoffmann: Das iſt Moral 
und Sitte! Zwiſchenrufe links.) Nennen Sie das 
Moral, nennen Sie das Sitte, wenn dieſe alte Frau 
mit dem 23jährigen Sohn zuſammenſchlafen muß? So 
ſehen die Zuſtände aus. Dann kommen Sie noch mit 
einer Erhöhung der Mieten. Es iſt ganz richtig ange⸗ 
führt worden, daß die Mieten für neuerbaute Häuſer 
ſo hoch ſind, daß ſie kein Arbeiter bezahlen kann. Als 
ich vor kurzem mit dem Vertreter der Grundſtücksver⸗ 
waltung darüber ſprach, wurde mir erklärt, wenn die 
Arbeiter das nicht bezahlen könnten, dann zögen eben 
andere Leute in dieſe Wohnungen ein, die ſie bezahlen 
können. Der Arbeiter, deſſen Kinder nicht genügend 
Brot haben, ſoll außer dem Hunger auch noch ſchlechte 
Luft atmen. Sie können ja ruhig in den alten Höhlen 
verrecken und zugrunde gehen. Dann ſpricht man noch 
davon, daß die Arbeiterfrau Kinder haben ſoll. Ich 
ſage Ihnen, daß die Not bei der arbeitenden Bevölke⸗ 
rung jeder Beſchreibung ſpottet. Ich wünſchte, Sie 
gingen einmal in die Arbeiterwohnungen und jähen 
ſich das Elend an. Dann würden Sie nicht ſo kalt⸗ 
blütig herkommen und für eine neue Mieterhöhung 
ſprechen. Richtig iſt, daß Arbeiter in den Wohnungen, 
die zwei Löcher haben, noch ein Zimmer abvermieten 
und mit ſechs oder fiehen Kindern in der Küche hauſen. 
Dann bezeichnet das der Hausbeſitzer als Wucher, ob⸗ 
gleich der Arbeiter arbeitslos iſt, ſechs Kinder hat und 
nicht weiß, wie er auskommen ſoll. Außerdem wird 
er noch von der Erwerbsloſenfürſorgeverwaltung 
ſchikaniert. Ein Arbeiter, der in der Großen Anfrage 
behandelt wurde, wurde mit Gefängnis beſtraft. Die 


Strafe ift erft jetzt verhängt worden. Schon hat man (C) 


ihm die Erwerbsloſenunterſtützung gezogen. Nennen 
Sie das Wucher, wenn die Leute dann ein Zimmer 
vermieten, damit ſich die Familie ernähren kann? Das 
iſt nicht Wucher, das iſt die große Not, die die Arbeiter 
dazu treibt, um wenigſtens die Familie einigermaßen 
über Waſſer zu halten. Ich will noch weiter auf die 
Wohnungsloſen eingehen. Seit Jahren ſteht bei der 
Firma Schichau ein ganzer Flügel unbewohnt. Der 
Senat iſt ſeit langer Zeit immer wieder darauf auf⸗ 
merkſam gemacht worden. Jetzt heißt es, dort ſeien 
Reparaturen zu machen. Bitte ſchön, wir haben das 
famoſe Wohnungsbaugeſetz. Warum nimmt der 
Senat nicht davon Geld und macht die Wohnungen 
fertig und beſchlagnahmt ſie, damit Arbeiter einziehen 
können. Es ſind 24 Wohnungen, die dort zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. (Hört, hört! links.) Weiter heißt es, 
die Not ſei ſo groß, aber man könne nichts machen. 
Nicht nur die Wohnungen von Schichau könnten be⸗ 
ſchlagnahmt werden, ſondern noch andere große Woh⸗ 
nungen. Iſt es nötig, daß eine alte Dame ſich mit 
ihrem Hunde in einer 10⸗Zimmer⸗Wohnung aufhält? 
Der Familie, die geſtern bei uns im Volkstag war, bot 
man eine Einzimmerwohnung von zehn Quadratmeter 
an. In dieſen 10 Quadratmetern ſollten ſich acht Men⸗ 
ſchen aufhalten. Eine alte Dame aber mit ihrem Hunde 
braucht zehn Zimmer. Wenn Sie das gutheißen, dann 
ſieht es mit Ihrer Geſellſchaft ſehr ſchlimm aus. (Das 
gehört alles zur Kultur! bei den Kommuniſten.) 

Ich will dann noch auf etwas anderes eingehen. 
Trotzdem die Wohnungsnot ſo groß iſt, haben Gutsbe⸗ 
ſitzer bereits ſeit einem oder zwei Jahren Inſtwohnun⸗ 
gen leerſtehen. Die Arbeiter, die ſich den Gutsbe⸗ 
ſitzern anbieten, werden nicht angenommen. Trotzdem 
dieſe Wohnungen beſchlagnahmt worden ſind, hat ſie 
der Wohnungsausſchuß 
ſitzern zugeſprochen. Warum geben Sie dieſe Wohnun⸗ 
gen nicht den Arbeitern, von denen, wie mir der Land⸗ 
rat ſagte, vier und fünf Familien in einer Wohnung 
zuſammen hauſen. Da will ich ganz beſonders Fräulein 
Meyer anführen. Sie ſtellt ſich immer hier her und 
trägt ein ſoziales Herz zur Schau. Bei ihrem Bruder 
in Rottmannsdorf ſtehen ſeit zwei Jahren zwei Inſt⸗ 
wohnungen leer. (Aha! links.) Der Arbeiter mit 
ſechs Kindern möchte jeden Tag in dieſe Wohnung ein⸗ 
ziehen. Wenn Sie ſozial geſonnen ſind, daun geben 
Sie dieſem Arbeiter die Wohnung. (Abg. Liſchnewfki: 
Das iſt eine ſoziale Jungfer!) 


Vizepräſident Splett: Herr Abg. Liſchnewfki, ich 


rufe Sie wegen dieſes unparlamentariſchen Ausdrucks 


zur Ordnung. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): Der 8 6 dieſes 
Wohnungsbaugeſetzes zwingt uns Kommuniſten nicht / 
die Mieterhöhung anzunehmen; denn wir haben ja 
dem famoſen Wohnungsbaugeſetz nicht zugeſtimmt. 
Außerdem iſt noch nichts davon gebaut worden, e 
wurden bisher nur kleine Reparaturen ausgeführt. 
Aber bis jetzt haben wir noch keine Häuſer geſehen, die 
gebaut worden ſind. (Senator Dr Leske: 500 Stück! 
Der Landrat des Kreiſes Danziger Höhe hat mir er⸗ 
klärt, daß in ſeinem Kreiſe aus den Erträgen des Woh⸗ 
nungsbaugeſetzes nur in einer einzigen Gemeinde 9% 
baut worden iſt. Wenn mir dies Leute erklären, die 
dafür zuſtändig ſind, ſo muß ich das ſchon glauben. 
Wir haben in Danzig ebenfalls nichts von Neubauten 
geſehen oder gehört. (Machen Sie die Augen ur 
rechts.) Wir haben alſo keinen Anlaß, der Mie 1 
erhöhung zuzuſtimmen. Auch dem Aufwertungsgeſe 
haben wir nicht zugeſtimmt; denn wir ſagen, wer 
der Inflationszeit ſein Geld verloren hat, dem = 
man die Exiſtenzmöglichkeit geben. Er muß wenig 


immer wieder den Gutsbe⸗ p) 
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ſtens leben können. Die Kinder des Betreffenden 
müſſen ebenfalls verſorgt und erzogen werden. 

Löſungen, die den Arbeiter⸗ und den Mittelſtand 
belaſten, ihnen noch weitere Laſten auferlegen, lehnen 
wir Kommuniſten ab. Wir ſagen, ſchafft allen Menſchen 
die Exiſtenzmöglichkeit, dann wird es anders werden. 
Durch dieſe Mieterhöhung werden für die arbeitende 
Bevölkerung keine anderen Zuſtände geſchaffen wer⸗ 
den. Wir werden es verhindern, daß die Zwangs⸗ 
wirtſchaft aufgehoben wird. Wir werden die Arbeiter 
daran erinnern, daß bei Aufhebung der Zwangswirt⸗ 
ſchaft für die Hauswirte die Möglichkeit beſteht, die 
Mieten ſo hoch wie möglich zu erhöhen. Er wird nicht 
höhere Mieten verlangen, aber diejenigen, die keine 
Wohnung haben, werden ihm höhere Mieten bieten. 
Dieſe Verhältniſſe wollen wir nicht. Wir wollen nicht, 
daß ein Arbeiter den andern totſchießt, um eine Woh⸗ 
nung zu bekommen. Die Arbeiter find nicht gewillt, 
weiter in dieſen elenden Höhlen zu wohnen, ſie wer⸗ 
den ſich ſchließlich ihr Recht ſelbſt erkämpfen. (Zwiſchen⸗ 
rufe rechts. Bravo! bei den Kommuniſten.) } 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. i 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Die Debatte iſt zu Ende. Man kann am Schluß tat⸗ 
ſächlich betrachtend erklären, daß wir das nicht beſtrei⸗ 
ten, was die Vorredner hier geäußert haben. Es ſtimmt, 
wir haben ein recht großes Wohungselend. Aber Frau 
Abg. Kreft, das hatten wir im Frieden noch viel mehr. 
(Na, na! links.) Das Wohnungselend hatten wir 
auch im Frieden. Sie müſſen aber zweierlei trennen, 
die Wohnungsnot, die ſich aus der Zwangswirtſchaft 
ergeben hat, und das Wohnungselend, das aus allge⸗ 
meinen ſozialen Geſichtspunkten heraus entſtanden iſt. 
Wir ſagen, Frau Abg. Kreft, von Ihrer ſozialen Ein⸗ 


(B) Stellung als Kommuniſtin aus, muß man Ihnen recht 


geben, daß Sie den Fehler machen und beides ver⸗ 
wechſeln. Aber man kann es nicht verzeihen, wenn 
Urgerliche Parteien und Herr Senator Dr Leske an 
der Spitze, dieſe beiden Begriffe ſeit Beginn der gan⸗ 
zen Wohnungspolitik nicht auseinandergehalten haben, 
londern daß er im Verfolg der Auffaſſung z. B. des 
Herrn Abg. Mroczkowſki, in der Praxis diefe beiden 
inge ſo vermengt hat, daß jetzt der Ausweg für die 
maßgeblichen Parteien ſehr erſchwert wird. Wozu 
aben Sie die Zwangswirtſchaft aufgebaut? Nicht um 
te Wohnungsnot zu beſeitigen, ſondern auf Koſten 
er Zwangswirtſchaft gleichzeitig das ſoziale Woh⸗ 
kungselend zu erledigen. Sie wollen heute nicht Woh- 
nungen ſchaffen, um der Wohnungsnot abzuhelfen, ſon⸗ 
ern Sie wollen heute gleichzeitig einen gewiſſen 
Wohnungsluxus großzüchten. Dieſer drückt fiğ aus 
in den wunderbaren Neubauten von Einzelhäuſern, 
de durchaus zu koſtſpielig find. Sie wollen die beiden 
Wchriffe nicht auseinanderhalten, Sie wollen nicht die 
ohnungsnot beſeitigen, ſondern gleichzeitig das Woh⸗ 
ungselend. Das können wir nicht. Wir geben der 
x Abg. Kreft recht, es wäre wünſchenswert, wenn 
te Wirtſchaftslage des Freiſtaates fo wäre, daß wir 
abe Wohnungselend beſeitigen könnten. Wir müſſen es 
— ablehnen, das Wohnungselend auf Koſten des 
als der alten Häuſer, auf Koſten der ganzen Woh⸗ 
So ee zu bejeitigen, Wohnungspolitik ift nicht 
R dialpolitik; wir müſſen beides durchaus auseinan⸗ 
rhalten. 
S Ich komme zunächſt auf die Worte des Herrn Abg. 
ſprach amenn zurück. Der Herr Abg. Schwegmann 
ver ch jo klug, daß, wenn er, und insbeſondere auch der 
kantwortliche Leiter der Geſchäfte, der damalige 
a prifident Dr. Ziehm, die Anſicht, die heute die 
tſchnationalen hier zum Ausdruck brachten, früher 


gehabt hätten, vielleicht die Wirtſchaft in Danzig an⸗ (O) 


ders ausſehen würde. Aber Herr Abg. Schwegmann, 
Sie können mit Menſchen⸗ und mit Engelszungen 
reden, Sie haben es ja geſtern durch Ihren maßgeben⸗ 
den Vertreter in einer Verſammlung getan, Sie wer⸗ 
den fih nicht von der Schuld reinwaſchen. (Abg. Senft- 
leben: Aber Sie!) Herr Abg. Senftleben, machen Sie 
keine Zwiſchenrufe, denn an Sie wende ich mich ja 
gerade. Als wir einmal die 20prozentige Mieterhöhung 
beantragt hatten, da hat Ihre Partei mit den 34 Stim⸗ 
men ungefähr ſo geſtimmt: 10 waren dagegen, darun⸗ 
ter Sie, Herr Senftleben, 10 enthielten ſich der Stimme 
und 10 ſtimmten glücklich dafür, Sie, Herr Senftleben, 
der Sie heute ſo unendlich hausbeſitzerfreundlich ge⸗ 
worden ſind, riefen beiſpielsweiſe der Frau Abg. 
Mohn zu, Sie würden ihr das bei ihrem Verbande ein⸗ 
brocken. Sehen Sie, Herr Senftleben, ſo ſehen Sie 
aus, und ſo ſieht die hausbeſitzerfreundliche Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei aus. Es iſt nun einmal ſo, 
wenn Sie zu Zeiten der alten Regierung ernſthaft an 
die Sache herangegangen wären, dann hätten Sie das 
Geſetz unter Dach und Fach bringen können. Schütteln 
Sie nicht mit dem Kopf, Herr Abg. Schwegmann, es 
wollte keiner heran, insbeſondere nicht die Herren vom 
Zentrum und von der Liberalen Fraktion. Sie haben 
eine ganz koloſſale Energie aufgebracht, als es ſich um 
die Streichung von 100 Schutzpolizeileuten handelte. 
Da haben Sie die Regierung in die Kriſe gebracht. 
Nicht wir, ſondern Sie haben es getan, weil die 100 
Schutzpolizeiſoldaten mit Ihnen verknüpft waren. Da 
brachten Sie eine große Energie auf, um die Regierung 
zu beſeitigen. Wenn Sie nur mit einem Zehntel der 
Energie einen leiſen Druck für die Mieterhöhung auf 
Ihre Freunde ausübten, dann wäre ſchon alles in 
Ordnung geweſen. Der Herr Abg. Dr Bumke machte, 
als Herr Schwegmann ſo hausbeſitzerfreundlich ſprach, 
den Zwiſchenruf „Sehr richtig!“. Herr Abg. Dr. Bumke, 
haben Sie damals für die 20prozentige Mieterhöhung 
geſtimmt, oder nicht? Das iſt das bedenkliche bei 
Ihrer politiſchen Auffaſſung, jetzt, da Sie ſich in der 
Oppoſition befinden, ſehen Sie ganz anders aus, als 


damals, als Sie noch in der Regierung ſaßen. Es iſt 


intereſſant, das hier einmal feſtzuſtellen. 


Ich will noch etwas anderes in Ihr Gedächtnis 
zurückrufen. Es iſt merkwürdig, daß Sie jetzt überall 
Verſammlungen abhalten. Ich glaube, in Zoppot war 
es auch der Fall. Da ſprach Ihr ehemaliger Leiter 
über die Politik. Da war es der jetzige Senator der 
Liberalen Fraktion, den Herr Dr. Ziehm fo angriff, 
daß man ſich ſagen mußte, ſchließlich iſt doch der Herr 
Senator Neumann zum mindeſten für Sie, Herr Dr. 
Ziehm, ein ebenſo hoher Vorgeſetzter, wie Sie es da⸗ 
mals mir gegenüber waren. Es macht wirklich einen 
ſchlechten Eindruck, wenn Sie jetzt einen Senator in 
einer Verſammlung derartig angreifen. (Heiterkeit.) 
Das paßt ſchlecht zu dem, was Sie mir damals als 
Regierungsrat geſagt haben. (Zwiſchenruf des Abg. 
Senftleben.) Ja, meine Herren von rechts, was Sie 
jetzt hier erzählen, was Sie jetzt verfechten, iſt richtig. 
Sie hätten es nur früher tun müſſen. Heute glaubt 
Ihnen niemand. Sie können es wirklich von niemand 
verlangen, daß er Ihnen glaubt, denn Sie haben es 
mt verdient. r 

Die Ausführungen des Herrn Abg. Mroczkomjfi 
zu widerlegen, iſt hier nicht der Ort. Wir befinden uns 
hier nicht in einer Mieterverſammlung. Es iſt über⸗ 
flüſſig, daß wir hier im einzelnen über die Belaſtun⸗ 
gen ſtreiten. Sie haben es in Ihrer Verſammlung 
nicht einmal fertiggebracht, zu erklären, daß die Miet⸗ 
erhöhung zunächſt einmal für die erhöhten Zinszah⸗ 
lungen da ſein ſoll. Sie haben davon geſprochen, daß 
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Dr. Blavier, Abgeordneter.) 


(A) der Hausbeſitzer das Geld nur zu ſelbſtſüchtigen 


Zwecken haben will. Ich will gar nicht die unendliche 
Mehrbelaſtung durch die Steuern erwähnen. Auch 
über Kleinigkeiten will ich nicht reden. Mir liegt z. B. 
hier eine Baugebührenordnung vor. Da zahlt man 
10 Prozent, wenn man für 700 Gulden etwas bauen 
will. Das find alles Ausgaben, die ſich kataſtrophal 
guswirken. Bei der dritten Leſung wird noch Zeit 
ſein, uns noch einmal darüber zu unterhalten. Herr 
Abg. Mroczkowſfki, es ift kein Rückzug, was ich vorhin 
andeutete. Wir ſind nicht ſo gierig, die unglücklichen 
Mieter ſofort zu überfallen. Wir würden dem zuſtim⸗ 
men, wenn das damals bei Schaffung des Wohnungs⸗ 
baugeſetzes gegebene Wort dahin fpezialifiert würde, 
daß die Angleichung an die Aufwertung vom 1. No⸗ 
vember mit 10 Prozent und vom 1. Januar wieder mit 
10 Prozent vorgenommen wird. Das wäre ein weite⸗ 
res Zurückgehen. Wir werden es nur tun, um noch 
einmal die Möglichkeit zu ſchaffen, im Intereſſe des 
Zentrums und der Liberalen Fraktion dieſen beiden 
Parteien das Gewiſſen zu ſchärfen. Wir müſſen Ihnen 
wieder glauben können; denn ſonſt müſſen wir Ihnen 
zurufen: Sie werden die Regierungsgeſchäfte ſolange 
ohne Unterſtützung meiner Gruppe führen müſſen, bis 
Sie Ihr Wort erfüllen. (Abg. Dr. Wendt: Hört, hört!) 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Beſprechung zu $ 1 ift geſchloſſen. 
Zur Geſchäftsoroͤnung hat das Wort der Herr Abg. 
Schwegmann. 
i Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bean- 
trage über 8 1 namentliche Abſtimmung. 
Vizepräſident Splett: Es iſt namentliche Abſtim⸗ 
mung beantragt. Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Der Antrag iſt von 15 Abgeordneten unter⸗ 
ſtützt. Ehe wir zur Abſtimmung ſchreiten, mache ich 
darauf aufmerkſam, daß wir zuerſt über den Abände⸗ 
rungsantrag zu 8 1 auf Druckſache Nr. 1829 abzu⸗ 
ſtimmen haben. Wir ſtimmen jetzt ab über $ 1 der 
Druckſache Nr. 1829, 5 
$1. Im 8 1, Abſatz 1, des Geſetzes zur Bekämpfung 
der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetz) vom 27. März 
1925 (Geſetzbl. S. 79) wird an Stelle von „80 v. H.“ 
„100 v. H.“ geſetzt. : 

Die namentliche Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) 
Wünſcht noch jemand ſeine Karte abzugeben? (Abg. 
Harnau gibt noch ſeine Karte ab. — Heiterkeit.) Es 
iſt jetzt nicht mehr der Fall, die Abſtimmung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. An ihr haben ſich 84 Damen und Herren 
beteiligt.“) Davon haben geſtimmt mit Ja 36, mit 
Nein 47, enthalten hat ſich ein Abgeordneter. $ 1 der 


Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bahl, Bergmann, Dr. 
Blavier, Böcker, Böhm, Bürgerle, Dr. e Dahfler, 
Doerkſen. Dyck I, Ehm. Eichholtz, Falk, Falkenberg, 
Fiſcher, P., Glombowſki, Frau Dr Grundmann, Guttzeit, 
Habel, Harnau, Herrmann, Fr. Kalähne, Karkutſch, 
Fr. Knoblauch, Dr. Lembke, Lietzau, Fr. Meyer, Nordwig, 
Penner I, Philipſen, Schwegmann, Semrau, Senftleben, 
Dr. Treichel, Dr. Wendt, Dr. Zieh i 

Abg. Arezynſki, Arndt, 


Ziehm. 

Geſtimmt haben mit Nein: 

Beyer, Brill, Bukmakowſki, Frau Döll, Ediger, Dr. Eppich, 
Frau Falk, Fiſcher, J., Fooken, Gaikowſki, Gebauer, Gehl, 
Gerick, Hoffmann, Janzen, Joſeph, Dr Kamnitzer, Rar- 
Ihefiti, Klapps, Klingenberg, Fr. Kreft, Fr. Kuntz, Kuckel⸗ 
korn, Fr. Landmann, Leu, Liſchnewſki, Lück, v. Malachinfki, 
Fr. Malikowſki, Mau, Mroczkowfkti, Müller, Plettner, Rahn, 
Raſchke, Rehberg, Fr. Richter, Schilke, Schmidt, R., 
Schmidt, E., Schulz, Dr. Wagner, Werner, Wierſchowflki, 
iar 

Der Stimme enthielt ſich: Abg. Fr. Zuper, 

Keine Stimmkarte abgegeben haben: Abg. Dr. Bing, 
Brodowski, Burandt, Evert, Förſter, Grünhagen, Hennke, 
Hohnfeldt, Hoppe, Jedwabſki, Klawitter, Kloßowſki, Dr. 
Kubacz, Kurowſki, Langowſfki, Laſchewſki, Lehmann, Loops, 
Maier, Mathieu, Mayen, Dr. Moczynfki, Fr. Mohn, Nen- 
bauer, Dr. Neumann, Dr. Panecki, Polſter, Haube, Reek, 
Rohde, Schede, Schütz, Spill, Splett, Weiß, Weſſalowſki. 
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Druckſache Nr. 1829 ift abgelehnt. (Bravo!) Wir (O 
kommen jetzt zur Abſtimmung über $ 1 der Druckſache 
Nr. 1339. Namentliche Abſtimmung iſt nicht beantragt 
worden. (Abg. Harnau: Ich beantrage namentliche 
Abſtimmung.) Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Unterſtützung reicht nicht aus. (Abg. 
Philipſen: Hier ſtanden 30 Mann!) Diejenigen, die 
für 8 1 der Druckſache Nr. 1339 find, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Abg. Liſchnewſki: Das ſcheint nicht 
zu funktionieren. — Geſchieht.) Ich bitte um die 
Gegenprobe. (Geſchieht.) Es ſteht jetzt die Mehr⸗ 


heit. Der 8 1 der Druckſache Nr. 1339 iſt abgelehnt. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich möchte den 
Herrn Präſidenten ganz gehorſamſt darauf aufmerkſam 
machen, daß das eben beliebte Verfahren mit unſerer 
Geſchäftsordnung nichts gemein hat. (Sehr richtig! 
rechts.) Seitens der Deutſchnationalen Fraktion 
wurde namentliche Abſtimmung über den eigentlichen 
Antrag beantragt. Daraufhin wurde die Unter⸗ 
ſtützungsfrage geſtellt. Sie iſt bejaht worden. Dann 
hat der Herr Präſident bekanntgegeben, daß er über 
den Abänderungsantrag zuerſt abſtimmen laſſen 
würde und hat dieſen Abänderungsantrag nun eben⸗ 
falls in die Abſtimmung einbezogen. Nun haben wir 
über den Abänderungsantrag namentlich abgeſtimmt 
und der vorhin unterſtützte Antrag der Deutſchnatio⸗ 
nalen war noch gar nicht erledigt. Es hätte jetzt 
namentlich abgeſtimmt werden müſſen. (Sehr richtig! 
rechts.) Der Herr Präſident iſt wahrſcheinlich etwas 
von der erregten Verſammlung mitangeſteckt worden, 
und es iſt ihm im Moment nicht gegenwärtig geweſen, 
was geſchehen war. Darüber hinaus möchte ich noch 
bemerken, daß die Auszählung nach einer namentlichen 
Abſtimmung nicht beginnen darf, bevor der Präſident 
die Abſtimmung nicht geſchloſſen hat. In allen Parla⸗ 
menten wird derart verfahren. 

Vizepräſident Splett: Die Abſtimmung war ge⸗ 
ſchloſſen. 

Rahn, Abgeordneter (Soz P.): In allen Parla- 
menten wird ſo verfahren, und auch im Danziger 


Volkstag iſt früher ſtets ſo verfahren worden. Jetzt 


zählt man die Urnen aus, dann fragt man: „Will noch 
jemand ſeine Stimme abgeben?“ Dann kommt ein 
kleiner Hausbeſitzer aus Bröſen, gibt noch ſeine 
Stimme ab. Dann verkündet der Herr Präſident, daß 
die Abſtimmung geſchloſſen iſt und gibt das Reſultat 
bekannt. Das iſt nicht korrekt. Sie dürfen nicht 
früher auszählen, bis Sie die Abſtimmung geſchloſſen 
haben. Es kann dann weiter verhandelt werden, un 
in der Zwiſchenzeit wird ausgezählt. 

Vizepräſident Splett: In dieſer Beziehung irren 
Sie, Herr Abg. Rahn. Es iſt in der Praxis immer ſo 
gehandhabt worden. Bezüglich des Antrages auf 
namentliche Abſtimmung iſt ausdrücklich geſagt worden, 
daß die namentliche Abſtimmung für $ 1 der Druckſache 
Nr. 1829 beantragt wurde. Da wir zu einer neuen 
Druckſache Nr. 1339 gekommen find, ift eine neue 
namentliche Abſtimmung beantragt worden, und zwar 
vom Herrn Abg. Harnau. Sie fand in dem Augenblick, 
als ich die Unterſtützungsfrage ſtellte, nicht die nötige 
Unterſtützung. Als ich darüber hinweggegangen ns 
wurde der Antrag auf der andern Seite unterſtüt 
Ich hatte aber die Unterſtützungsfrage ſchon verneint i 
Nach meinem Dafürhalten bin ich völlig korrekt z i 
gegangen. Ich habe die Unterſtützungsfrage geſtell! 
und der Antrag fand nicht die nötige Unterſtützung, 
Ich hatte dann ſchon den folgenden Satz ausgeſproche. 
daß die Unterſtützung nicht ausreicht. Wir komme! 
jetzt zum Zuſatzantrag Druckſache Nr. 1834. ; 
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(Splett, Vizepräſident.) 
Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
Der 8 1, Ziffer 5, erhält einen neuen Abſatz: 
e) für Entleerung und Abfuhr von Kloake und 
Seukgrube. 
Dr. Blavier, Harn au 
und die übrigen Mitglieder der D. V. P. 

Sie iſt nach meinem Dafürhalten dadurch erledigt, 
daß der $ 1 weder von der Druckſache Nr. 1839 noch 
von der Druckſache Nr. 1339 angenommen iſt. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Herr⸗ 
mann. z 

Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): Herr Präſident, 
das iſt wohl ein Irrtum. Der Zuſatzantrag bezieht ſich 
auf den urſprünglichen 8 1 des Wohnungsbaugeſetzes, 
das noch beſteht, da ſoll zu Ziffer 5 etwas hinzugeſetzt 
werden, nicht aber auf das vorliegende Abänderungs⸗ 
geſetz zum Wohnungsbaugeſetz. 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Treichel. 

Dr. Treichel, Abgeordneter (D. Nat.): Dieſer Mn- 
trag ift während der Sitzung eingebracht worden, jo 
daß es dem Herrn amtierenden Präſidenten vielleicht 
nicht möglich war, ſich darüber zu orientieren. Der 
Herr Abg. Herrmann hat nach meiner Anſicht recht. Es 
iſt nur, wenn ich ſo ſagen darf, der Zuſatzantrag nicht 
klar genug abgefaßt. Selbſt auf die Gefahr hin, daß ich 
mich wieder dem Vorwurf der Schulmeiſterei ausſetze, 
muß ich ſagen, der Antrag hätte beſſer gelautet: „Wir 
beantragen, der Volkstag wolle beſchließen, folgenden 
§ 1a hinzuzufügen.“ Wenn Sie nur ſchreiben: „8 1 
Ziffer 5 erhält folgende Faſſung“, dann muß man 


das auf den § 1 dieſes Geſetzes anwenden, und daher. 


kommt die Unklarheit. Es müßte alſo heißen: „Der 
Volkstag wolle beſchließen, folgenden § la hinzuzu⸗ 
fügen“. In dieſer Weiſe wäre es möglich, die Sache 
zu behandeln. 


Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Rahn. 5 
Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Wir find Herrn 
Dr. Treichel ſehr dankbar dafür, daß er dieſe Muf- 
lärung gegeben hat. Wir haben aber keine Auf⸗ 
‚Arungen entgegenzunehmen, ſondern über vor- 
liegende Anträge abzuſtimmen. Es bleibt ja noch die 
dritte Leſung des Geſetzes übrig, da kann der Geſetz⸗ 
entwurf eine Berichtigung erfahren, wenn Unſinn in 
ihn hineingekommen iſt, was ja in Danzig möglich iſt. 
ir müſſen jetzt über den Antrag fo abſtimmen, wie 
er vorliegt. f . 


Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Gehl. 
Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Ich glaube, daß 
über den Antrag, ſo wie er jetzt iſt, hier nicht abge⸗ 
ſtimmt werden kann. Ueber den Antrag kann nur ab⸗ 
geſtimmt werden, wenn er ſo lautet, wie es Herr 

* Treichel vorgeſchlagen hat, oder es müßte ein be- 
enderer Urantrag ſein, der zu dem urſprünglichen 
Mötz geſtellt wird. Dieſer Antrag iſt nach meiner 
einung kein Zuſatzantrag zu dem Geſetzentwurf des 
Affen. Abg. Dr. Blavier, denn dieſer enthält keine 
ifern 5 oder 4. Es ift unmöglich, über einen ſolchen 
ntrag abzuſtimmen. ; 


Gi Vizepräſident Splett: Herr Abg. Herrmann, ziehen 
9 Ihren Widerſpruch zurück? (Abg. Herrmann: 
ſti wohl!) Dann brauchen wir darüber nicht abzu⸗ 
mmen, Ich rufe auf § 2. Ich eröffne die Ausſprache 
da keine Wortmeldungen vorliegen. 


en ſchließe fie, 
Nr $ 2 liegt ein Abänderungsantrag in der Druckſache 


T. 1829 vpr, 


$ 2. Dieſes Geſetz tritt mi 1. Ok⸗ 
denn Ki Kraft g mit Wirkung vom 1. 


(Abg. Gehl: Er iſt hinfällig!) 
Abſtimmung über dieſen § 2. Ich bitte die Damen und 
Herren, die den 8 2 annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die 
Gegenprobe. (Geſchieht.) Jetzt ſteht die Mehrheit, 
§ 2 iſt abgelehnt. Wir kommen jetzt zur Abſtimmung 
über § 2 der Druckſache Nr. 1339. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dem § 2 der Druckſache Nr. 1339 zut- 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Er iſt abge⸗ 
lehnt. Ich rufe die Ueberſchrift auf: 

„Geſetz betreffend Ausführung des $ 6 Abſatz 3 des 
Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot (Woh⸗ 
nungsbaugeſetz) vom 27, März 1925 (Geſetzbl. S. 79 — 
e aus Anlaß der Hppothekenauf⸗ 
wertung. —). 

Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt 
geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung über die 
Ueberſchrift der Druckſache Nr. 1829. Ich bitte die 
Damen und Herren, die die Ueberſchrift annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ift die Minderheit. Sie ift” abgelehnt. Wir 
kommen nun zur Ueberſchrift der Druckſache Nr. 1339: 
„Geſetz betreffend die Abänderung des Geſetzes zur 


Bekämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetz) 


vom 27. März 1925 (Geſetzbl. S. 79).“ Ich bitte die 
Damen und Herren, die dieſer Ueberſchrift zuſtimmen 
wollen, fiH von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit. Ich bitte um die Gegenprobe. 
(Geſchieht.) Die Ueberſchrift iſt abgelehnt. Es 
liegt noch eine Entſchließung, Druckſache Nr. 1835, vor. 

Der Volkstag erkennt an, daß eine allmähliche 
Steigerung der Mieten nicht zu umgehen iſt und daß 
in Gemäßheit des § 6 Abſatz 3 des Wohnungsbau⸗ 
geſetzes bei Auswirkung des Geſetzes über den Aus⸗ 
gleich der Geldentwertung eine geſetzliche Neuregelung 
der Mieten ins Auge gefaßt werden muß; er hält aber 

den gegenwärtigen Zeitpunkt, wo die geſamte Wirt- 
ſchaft krank darniederliegt und die Arbeitsloſigkeit von 
Tag zu Tag weiter zunimmt, zu einer Mietsſteigerung 
nicht für geeignet. 

Der Volkstag erſucht den Senat, auf die wirtſchaft⸗ 
liche Geſamtlage ſein beſonderes Augenmerk zu 
richten und von ſich aus dem Volkstage eine dies⸗ 
bezügliche Geſetzesvorlage zu machen, ſobald eine 
merkliche Beſſerung des gegenwärtigen Zuſtandes ein⸗ 
treten ſollte. 

x Abg. Schmidt, Robert, u. d. übr. Mitgl. d. Fr. 
Ich bitte diejenigen, die dieſe Entſchließung annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Jetzt 
ſteht die Mehrheit. Die Entſchließung iſt abgelehnt. 
Damit iſt Punkt 1 der Tagesordnung erledigt. Ich 


Antrag des Abg. Dr. Wagner und Fraktion 
betr. Verfahren bei Anträgen auf Strafver⸗ 
folgung von Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 1780. Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Wagner. 

Dr. Wagner, Abgeordenter (D.Lib.): M. D. u. H.! 
Ich kann mich bei der Begründung dieſes Antrages, 
Druckſache Nr. 1780, kurz faſſen. Das Weſentliche, das 
dabei zu ſagen iſt, habe ich ſchon vor einigen Wochen 
ausgeführt, als ich den Antrag ſtellte, die damals vor⸗ 
liegenden Strafverfolgungsanträge von der Tagesord⸗ 
nung abzuſetzen. Ich hatte damals erklärt, daß wir alle 
miteinander ein gewiſſes Gefühl dafür haben, als ſei 
an dem Verfahren, wie es ſich in der letzten Zeit bei 
der Strafverfolgung von Abgeordneten herausgebildet 
hat, irgend etwas nicht in Ordnung, zum mindeſten 
nicht ſo in Ordnung, wie es ſchon einmal früher ge⸗ 
weſen iſt. : 

In der Tat ift ja ein Abgeordneter gegenüber 
Strafanträgen in einer ſehr viel übleren Lage, als 
ſonſt ein beliebiger Staatsbürger in Danzig. Wird 


rufe auf Punkt 2: i 


=> 


Wir kommen zur (C) 
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Dr. Wagner, Abgeordneter.) 


(A) gegen einen Abgeordneten eine Anzeige erſtattet, jo ift 


nach dem jetzt üblichen Verfahren der Staatsanwalt 
genötigt, dieſen Antrag an den Senat und Volkstag 
weiterzugeben, der darüber befinden ſoll, ob dem 
Strafantrag ſtattgegeben wird oder nicht. Bei einer 
Strafanzeige gegen jeden anderen Staatsbürger wird 
zunächſt von der Polizei oder vom Staatsanwalt ein⸗ 
mal unterſucht, was an der Strafanzeige überhaupt 
dran iſt. Erſt dann wird der Strafanzeige Folge ge- 
geben. Um dieſer offenbaren Ungerechtigkeit abzuhel⸗ 
fen, haben wir beantragt, daß dem Abgeordneten einer 
ſolchen Strafanzeige gegenüber zum mindeſten Gele⸗ 
genheit gegeben wird, von ſich aus eine ſchriftliche 
Aeußerung zu den Akten zu geben, damit, wenn ein 
ſolcher Strafantrag an den Volkstag kommt, nicht nur 
eine einſeitige Darſtellung des Falles vorliegt, ſondern 
auch eine Darſtellung, wie ſie der beſchuldigte Abge⸗ 
ordnete ſelber geben kann. (Abg. Dr Bumke: Das iſt 
nicht einſeitig?) Das eine iſt genau ſo einſeitig wie 
das andere. Es liegen dann aber zwei einſeitige An⸗ 
gaben vor, und es beſteht eher die Möglichkeit, ſich ein 
Urteil zu bilden, als wenn nur eine einzige einſeitige 
Aeußerung vorliegt. 
- Wir haben ferner noch in dem Antrag zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß, ſoweit es irgendwie möglich iſt, das 

heißt, ſoweit es ſich mit den Beſtimmungen der Ver⸗ 
faſſung und der Gerichtsordnung verträgt, Ermittlun⸗ 
gen angeſtellt werden, ohne daß natürlich dabei die 
Perſon des Abgeordneten hineingezogen wird. Wenn 
alſo Angaben irgendwelcher Art von der einen oder 
anderen Seite gemacht werden, ſollen ſie, ſoweit es an⸗ 
geht, vorher nachgeprüft werden. Deshalb haben wir 
ausdrücklich den Satz hinzugeſetzt: „Soweit es irgend⸗ 
wie möglich iſt.“ Wir wollen keinen Zweifel darüber 
aufkommen laſſen, daß wir nicht etwa ein Verfahren 
haben möchten, das mit der Verfaſſung in Widerſpruch 
ſteht. e 

Wir haben ferner einen Abänderungsantrag — 
gemeint iſt ein Zuſatzantrag — zu der Druckſache Nr. 
1780 eingebracht, den Sie auf Druckſache Nr. 1832 fin⸗ 
den. Dadurch ſoll dem Wunſche Rechnung getragen 
werden, daß die Strafverfolgungsanträge gegen Ab⸗ 
geordnete, die dem hohen Hauſe noch vorliegen, eben⸗ 
falls nach dieſem neuen Verfahren erledigt werden, ſo⸗ 
bald wir es hier als ſolches beſchließen. Wir ſind feſt 
davon überzeugt, daß etwas Verfaſſungswidriges mit 
dieſem Antrage nicht geſchehen wird, und wir bitten 
deshalb, daß dieſer Antrag ohne Ausſchußberatung 
gleich hier im Plenum erledigt, das heißt angenommen 
wird. 

Präſident: 
Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Es iſt uns außerordentlich erwünſcht, daß der Antrag 
des Herrn Abg. Dr Wagner die Gelegenheit bietet, die 
Frage der Immunität in dieſem Hauſe vor aller 
Oeffentlichkeit einmal wieder zur Sprache zu bringen; 
denn dieſe Frage iſt ja jetzt in aller Munde, und zwar 
einmal infolge der Ereigniſſe bei der Sparkaſſe in 
Oliva, wo der Führer der Kommuniſten nach der Be⸗ 
kundung, die wir hier aus kommuniſtiſchem Munde ge⸗ 
hört haben — ich enthalte mich ſelbſt jeden Urteils — 
ein recht wenig rühmliche Rolle geſpielt haben ſoll. 
(Abg. Raſchke: Warum arbeitet ſonſt der Staatsanwalt 
ſo ſchnell, jetzt kommt er gar nicht!) Ferner haben die 
Angelegenheiten des Führers einer kleinen politiſchen 
Gruppe in dieſem Hauſe die Oeffentlichkeit ſehr beſchäf⸗ 
tigt. Nicht nur in Zeitungsartikeln aller politiſchen 
Blätter, ſondern auch in zum Teil recht ſtürmiſch ver⸗ 
laufenen Verſammlungen iſt deshalb die Frage der 
Immunität immer wieder erörtert worden. 


Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 


Deshalb ift es nach meiner Auffaſſung allerhöchſte (C 


Zeit, daß auch die eigentlich Intereſſierten, nämlich 
dieſes hohe Haus, ſich mit dieſer Frage beſchäftigt. 
M. D. u. H.! Wie wir Deutſchnationalen zu der Frage 
der Immunität ſtehen, iſt Ihnen ja bekannt. Wir 
haben nie ein Hehl daraus gemacht. Ich will es Ihnen 
noch einmal ſagen, daß wir in der Zubilligung dieſer 
uneingeſchränkten Immunität ein Danagergeſchenk für 
die Abgeordneten ſehen. (Sehr richtig! rechts. Von 
dem Sie aber Gebrauch machen! bei den Kommuniſten.) 
In jedem Rechtsſtäate ſollte das Recht auch das Höchſte 
ſein. (Zuſtimmung rechts.) Deshalb ſollte auch bei der 
Ausübung der Strafrechtspflege das Recht an der Abge⸗ 
ordneteneigenſchaft keine unüberſchreitbare Schranke 
inden. Auch glaube ich, m. D. u. H., volkserziehlich 
wäre es von allerhöchſtem Wert, wenn die Abgeordne⸗ 
teneigenſchaft niemals einen Freibrief für Geſetzes⸗ 
verletzungen bildete. (Abg. Raſchke: Würden Sie das 
Unterſtützen, wenn wir kommuniſtiſche Richter hätten? 
Ei weih! Herr Bumke, dann würde Ihnen das Herz 
in die Hoſen fallen!) Ich glaube, ich kann es mir ver⸗ 
ſagen, auf dieſen recht eigenartigen Zwiſchenruf einzu⸗ 
gehen. Die Befürchtung, daß den Abgeordneten bei 
einer Aufhebung der Immunitätsbeſtimmung die ſach⸗ 
gemäße Ausübung ihres Amtes erſchwert oder ſogar 
unmöglich gemacht würde, iſt meines Erachtens ſehr 
übertrieben. Wie ſind denn dieſe Immunitätsbeſtim⸗ 
mungen in die Danziger Verfaſſung und in die deutſche 
Verfaſſung hineingekommen? Unter der Auswirkung 
der franzöſiſchen Revolution auf dem Umweg über die 
belgiſche Verfaſſung! Ich glaube, es iſt ganz richtig, 
was der Profeſſor des Staatsrechts in Halle, Finger, 
in ſeinem Werke über das Staatsrecht geſagt hat. 
(Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) Er jagt, das Hinein⸗ 
bringen der Immunitätsbeſtimmung in die Verfaſſung 
wäre nichts weiter, als „das Zeichen einer gewiſſen 
Angſt und Schwäche, jowie einer ungeſunden Selbſt⸗ 
überhebung“. Immerhin haben wir nun einmal auch 
in unſerer Danziger Verfaſſung dieſe Immunitätsbe⸗ 
ſtimmungen. Wir ſind zwar gern bereit, wenn ſich 
eine Mehrheit in dieſem Hauſe dafür finden ſollte, die 
Immunität dahin einzuſchränken, daß ſie ſich nur auf 
politiſche Delikte bezieht, nicht auf gewöhnliche Ver⸗ 
brechen. Dafür iſt aber eine Verfaſſungsänderung 
notwendig. Da aber derartige Verfaſſungsänderungen, 
wie Herr Senator Dr Kamnitzer durch ſeinen Zwiſchen⸗ 
ruf ſehr zutreffend andeutet, ſich nicht allzu leicht durch⸗ 
ſetzen werden, müſſen wir damit rechnen, daß wir auch 
dieſe Beſtimmung vorläufig behalten. Gerade deshalb 
aber ſollte der Volkstag in ſeiner Geſamtheit und jedes 
einzelne Mitglied in ihm folgendes niemals vergeſſen: 
Jedes Recht erzeugt eine Verpflichtung. (Sehr richtig 1) 
Dem Recht des Abgeordneten auf Immunität ſteht die 
Verpflichtung des Abgeordneten gegenüber, ſich ſeiner 
bevorzugten Stellung in jedem Augenblick würdig zu 
erweiſen und ſich noch viel ſorgſamer, als jeder andere 
Staatsbürger davor zu hüten, mit dem Geſetz in Kon⸗ 
flikt zu geraten. (Zuruf des Abg. Dr Blavier) Die 
Immunität legt nicht nur dem einzelnen Abgeordne⸗ 
ten, ſondern dem Volkstag als ganzem die heilige Ver⸗ 
pflichtung auf, ſich bei Anwendung der Beſtimmungen 
über die Immunität ſo einzurichten, daß jeder Miß⸗ 
brauch verhütet wird. Der Volkstag darf es niemals 
dulden, daß Elemente im Volkstag, die dieſes hohen 
Amtes eines Volksvertreters unwürdig ſind, ſich m 
ihren Schandtaten hinter die Immunität verſtecken 
M. D. u. H., geſchieht das doch, wächſt die Kriminalität 
unſerer Abgeordneten in ſo erſchreckender Weiſe "a 
ter, fällt die Mehrheit des Volkstages der Gerechtigke * 
auch in ſolchen Fällen in den Arm, wo die Strafver⸗ 


| folgung genehmigt werden ſollte, dann, m. D. u. H., 
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(Dr. Bumke, Abgeordneter.) 


( dürfen Sie fih nicht wundern, wenn das Anſehen des 


Volkstages von Stufe zu Stufe ſinkt, und wenn die 
Bezeichnung eines Danziger Abgeordneten nicht mehr 
ein Ehrentitel iſt, ſondern ſchließlich ein Schimpftitel 
wird. (Abg. Dr. Kamnitzer: Sie beſchmutzen das eigene 
Neſt!) Nun will Herr Dr Wagner uns einen Weg 
weiſen, auf dem eine beſſere Praxis in dieſem Hauſe 
erreicht werden könnte. M. D. u. H., ich glaube, Herrn 
Dr. Wagner werden in der letzten Volkstagsſitzung 
recht eigentümliche Gefühle überkommen ſein, als 
ausgerechnet Herr Dr Blavier, aljo gerade das 
Mitglied, ich will mich vorſichtig ausdrücken, das zur⸗ 
zeit Fragen der Immunität gegenüber unmöglich ganz 
unbefangen und unparteiiſch fein kann, ſich als den 
geiſtigen Vater des Antrages, als Inſpirator des 
Herrn Dr Wagner zu erkennen gegeben hat. Ja, Herr 
Dr Wagner, ift es da ein Wunder, wenn nach dieſen 
Vorkommuiſſen und nach der ganzen politiſchen Situa- 
tion die Oeffentlichkeit Ihren Antrag in einer Weiſe 
deutet, die für Sie und die hinter Ihnen ſtehende Par⸗ 
tei recht peinlich iſt? Sie und die mit Ihnen zuſam⸗ 
menwirkenden Parteien ſind jetzt auf die Unterſtützung 
der Deutſch⸗Danziger Gruppe angewieſen. Ohne ihre 
Unterſtützung können Sie ſich nicht halten. Das weiß 
die Oeffentlichkeit, Herr Dr. Wagner. Die Oeffentlich⸗ 
keit, das muß ich Ihnen ganz ehrlich ſagen, ich mache 
mir das nicht zu eigen, deutet Ihren Antrag ſo, daß er 
bezwecke, die Strafverfolgung des Herrn Abg. Dr. 
Blavier hinauszuzögern. Man ſpricht ganz offen da⸗ 
von, daß die Strafverfolgung des Herrn Abg. Dr. 
Blavier allerdings auch von Ihrer Partei nicht abge⸗ 
lehnt werden könnte; das könnten Sie der Oeffentlich⸗ 
keit gegenüber nicht wagen; aber die Sache ſolle doch 
möglichſt hinausgezögert werden. (Abg. Dr Blavier: 
ober mijjen Sie das, Sie Verleumder?) 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Dr Blavier, Sie 
aben den Herrn Abg. Dr Bumke einen Verleumder 
genannt, ich rufe Sie zur Ordnung. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Ich habe ge⸗ 
ſagt, daß es in der Oeffentlichkeit allgemein erzählt 
wird. Ich habe ausdrücklich geſagt, daß ich mir dieſe 
Anſicht nicht zu eigen mache. Ich perſönlich kenne 
derrn Dr Wagner viel zu genau, als daß ich ihm eine 
derartige Abſicht unterſchieben könnte. Herr Dr. Wag- 
ner, ich glaube, daß Sie nach dieſer Aufklärung und 
nach der Aeußerung, die Herr Dr Blavier neulich im 
Volkstag getan hat, doch vielleicht leije Zweifel hegen 
müſſen, ob Ihr Antrag zweckmäßig war. 

Aber, Herr Dr Wagner, ganz gleichgültig, welches 
Ihre Abſicht bei der Einbringung war — tatſächlich 
hat Ihr Antrag den Erfolg gehabt, daß die Strafver⸗ 
folgung der Abg. Raube und Dr. Blavier verzögert 
deorden iſt. Wäre der Antrag nicht eingebracht wor⸗ 
ſcho⸗ ſo wäre die Entſcheidung über die Strafverfolgung 
Ken gefallen. (Abg. Brill: Warum verhaften Sie 
i cht den Dr Creutzburg?) Dieſe Verzögerung würde 
n jedem weiteren Fall, wo eine Strafverfolgung ſei⸗ 
18 der Staatsanwaltſchaft beantragt ift, eintreten. 
fi por Sie erit dem Abgeordneten Gelegenheit geben, 
95 zu äußern, und dann noch ſogar, wie Sie es wün⸗ 
N 8 Herr Dr. Wagner, Ermittlungen angeſtellt wer⸗ 
Gan ſollen, dann wird die Sache verzögert und der 

ang der Rechtspflege aufgehalten. 

b D. u. H.! Noch viel mehr habe ich mich gewun⸗ 
die f ae Herr Dr. Wagner und ſeine Fraktion nicht 
den en verfaſſungsrechtlichen Bedenken, die ſei⸗ 
' enden a gegenüberstehen, erkannt haben. Gewiſſe 
9111 ſeiner heutigen Rede hervor. 
I er als Vertreter einer Partei, die doch angeblich 

Schutz der Verfaſſung ganz beſonders auf ihre 


kann. 


hat Herr Dr Wagner ſelbſt gehabt, das ging 
Aber jedenfalls 


Fahne geſchrieben hat, dieje verfaſſungsrechtlichen Be- (C) 


denken eingehender durchdenken müſſen. Ihr Antrag, 
Herr Dr Wagner, verſtößt auf das ſchwerſte gegen die 
Verfaſſung. Die Verfaſſung verbietet jede Unter⸗ 
ſuchungshandlung gegen einen Abgeordneten vor der 
Genehmigung durch den Volkstag. Sie wollen aber 
mit Ihrem Antrag erreichen, daß die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft dem betreffenden Abgeordneten Gelegenheit bie⸗ 
tet, nun heißt es wörtlich, „eine Erklärung zu den 
Akten abzugeben und Ermittlungen anzuſtellen, die 
zur Aufklärung der Sache ohne unmittelbares Vor⸗ 
gehen gegen die Perſon des Abgeordneten möglich 
ſind“. Herr Dr Wagner, Sie fordern mit anderen Wor⸗ 
ten eine verantwortliche Vernehmung des beſchuldig⸗ 
ten Abgeordneten, und zwar in der Form, daß er eine 
ſchriftliche Erklärung abgibt. Das ift eine Form, die 
heute ſchon im Strafverfahren angewandt werden 
kann. Nun werden Sie jagen, daß Sie dem Abgeord⸗ 
neten nur Gelegenheit bieten wollen, die Verdachts⸗ 
momente zu zerſtreuen. M. D. u. H., jede verantwort⸗ 
liche Vernehmung ſoll dem Beſchuldigten nur Gelegen⸗ 
heit bieten, die gegen ihn beſtehenden Verdachts⸗ 
momente zu zerſtreuen. Der Beſchuldigte braucht ſich 
micht zu erklären. Das hängt von ſeinem Willen ab, 
genau wie Herr Dr Wagner es vorſchlägt. Was Sie 
fordern, iſt nichts weiter, wie eine verantwortliche 
Vernehmung vor der Genehmigung durch den Volks⸗ 
tag. Das iſt verfaſſungsrechtlich unzuläſſig. 

Nun begnügen Sie ſich aber nicht damit, ſondern 
Sie verlangen weiter die Anſtellung weiterer Ermitt⸗ 
lungen, alſo, m. D. u. H., die Einleitung eines Ermitt⸗ 
lungsverfahrens, natürlich durch Vernehmung von 
Zeugen und Aufnahme von anderen Beweismitteln 
vor Erteilung der Genehmigung durch den Volkstag. 
M. D. u. H., das iſt ſo verfaſſungswidrig, daß meines 
Erachtens jeder, der auf dem Boden der Verfaſſung 
ſteht, ſchon aus dieſem Grunde den Antrag ablehnen 
muß. Jedenfalls wird meine Fraktion den Antrag ab⸗ 
lehnen und fogar ohne Ausſchußberatung. M. D. u. H.! 
Wollen Sie im Geiſte der Verfaſſung handeln, anderer⸗ 
ſeits verhüten, daß der Volkstag zum Schlupfwinkel 
für lichtſcheue Elemente (Rechnen Sie ſich auch dazu? 
links.) wird, die fich hinter ihrer Abgeordnetenſchaft 
verkriechen, wollen Sie das leider durch die letzten 
Ereigniſſe ſo bedauerlich tief geſunkene Anſehen des 
Volkstages wiederherſtellen, ſo bekehren Sie ſich zu der 
Anſicht, die wir ſtets vertreten haben: Der Schutz der 
Immunität gebührt nur den politiſchen Strafhandlun⸗ 
gen, aber nicht den gewöhnlichen Verbrechen, Ver⸗ 
gehen und Uebertretungen. Ein Abgeordneter, der im 
politiſchen Kampfe außerhalb dieſer Räume ſeinen 
Gegner beleidigt, oder ſich vielleicht aus Uebereilung 
oder politiſchem Fanatismus (Abg. Mau: Akten 
ſtiehlt oder Akteneinſicht nimmt!) zu Handlungen 
gegen die Staatsordnung hinreißen läßt, der mag 
ſtraflos bleiben. Aber wer ſtiehlt, Roheitsdelikte be⸗ 
geht... (Abg. Brill: Dazu zählen Sie auch, Sie 
haben in der Rahnſchen Sache unehrlich gehandelt!) 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Brill, Sie haben 
dem Abg. Dr Bumke Unehrlichkeit vorgeworfen, ich 
rufe Sie deswegen zur Ordnung. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Ich kann nur 
erklären, der Vorwurf, der eben wieder erhoben 
wurde, iſt von mir ſo oft widerlegt worden, daß er nur 
noch bewußt wahrheitswidrig aufrechterhalten werden 
(Sehr richtig! rechts. Zuruf des Abg. Rahn.) 
Meine Ausführungen ſcheinen Ihnen außerordentlich 
unangenehm zu ſein, Herr Abg. Rahn. Jedenfalls bin 
ich der Anſicht, daß wir eine Praxis, wie ich ſie vorge⸗ 
ſchlagen habe, in Danzig noch viel notwendiger haben 
als im Reiche. Im Deutſchen Reiche beſteht die Im⸗ 


(A) munität nicht in dieſem weiten Rahmen. 
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(Dr, Bumke, Abgeordneter.) 
Dort iſt ſie 
auf die Sitzungsperiode beſchränkt und endigt mit 
Schließung der Tagung. Bei uns tagt der Volkstag 
immerwährend. Deshalb dauert die Immunität der 
Abgeordneten, die etwas Strafbares begangen haben, 
zunächſt einmal vier Jahre. Wenn der Betreffende 
das Glück hat, wiedergewählt zu werden, dann dauert 
ſie wieder vier Jahre. So kann es bis ans Lebens⸗ 
ende des Abgeordneten weitergehen. (Abg. Raſchke: 
Dann kann es vorkommen, daß die Richter erwerbslos 
werden! — Heiterkeit.) Wenn der Volkstag deshalb 
ſein eigenes Anfehen und gleichzeitig das Anſehen der 
Rechtspflege ſchützen will, wird er ſich zu unſerer Auf⸗ 
faſſung bekehren müſſen: Schutz dem politiſchen Ver⸗ 
brecher! Mit dem gemeinen Verbrecher aber vor den 
Strafrichter! (Dr Creutzburg, Bumke! links. Bravo! 
rechts.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavpier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Der Herr Abg. 
Dr. Bumke hat eben ein ſehr ſchönes juriſtiſches Kolleg 
gehalten. Leider enthielt aber das, was er ſagte, die 
demagogiſchen Verhetzungen, die die Deutſchnationale 
Volkspartei in letzter Zeit, ſowohl in Verſammlungen, 
wie auch hier, ſo gern anwendet. Herr Dr Bumke hat 
ſehr klug geſprochen, aber eins hat er nicht erklärt. 
Auf der einen Seite ſagt er, die Immunität ſei eine 
Gefahr, andererſeits, die Immunität ſei für den Abge⸗ 
ordneten ein Schutz. Was will denn der Antrag des 
Abg. Dr. Wagner? Er will doch nur dem Abgeordneten 
das normale Recht des Staatsbürgers geben. Herr 
Abg. Dr Bumke, Sie hätten recht, wenn wir hier in 
Danzig eine Preſſe hätten, die wirklich objektiv iſt. Wir 
hätten auch mit Ihnen reden können, wenn Sie ſich an 
die Wahrheit gehalten hätten. (Zwiſchenrufe.) Sie 
ſprachen auch von den Strafverfolgungen gegen mich. 
Sie verſchwiegen aber, daß noch acht weitere Straf⸗ 
verfolgungen vorliegen. Das iſt doch eigenartig. Es 
wurden andere Namen genannt, aber es iſt doch eigen⸗ 
artig, daß hier der Abgeordnete vogelfrei ſein ſoll. Das 
iſt er nämlich, wenn Sie ſich die Ausmünzung der 
Strafverfolgungsanträge näher beſehen hätten. Von 
den Strafverfolgungen gegen die Mitglieder der ehe⸗ 
maligen Regierungskoalition find von 50 bis 60 An⸗ 
trägen 55 oder 58 ausſchließlich gegen Mitglieder der 
Oppoſition gerichtet. Das gibt zu denken und die 
Praxis iſt auch ſo. So liegen die Dinge. Wollen Sie 
das leugnen, Herr Vizepräſident Dr Ziehm? (Zwiſchen⸗ 
rufe rechts.) Wenn gegen einen Beamten eine An⸗ 
ſchuldigung erhoben wird, ſo iſt es ſonſt üblich, den 
Beamten zur Aeußerung aufzufordern. Aber das ge⸗ 
ſchah hier nicht. Wir ſehen, worum es ſich handelt, die 
Strafverfolgungsanträge follen zu politiſchen Kampf⸗ 
mitteln umgemünzt werden. Das muß ſich gerade der 
Abgeordnete verbitten. Bevor derartige unbewieſene, 
vollkommen unbewieſene Sachen in die Oeffentlichkeit 
und in die Preſſe kommen, muß dem Betreffenden, der 
daran intereſſiert iſt, zunächſt einmal Gelegenheit zur 
Aeußerung gegeben werden. Sonſt kommen wir in das 
mittelalterliche Gerichtsverfahren, daß jemand die Ehre 
abgeſchnitten wird, ohne daß er ſich überhaupt dazu 
äußern kann. 3 

Herr Abg. Dr. Bumke, ich ſpreche jetzt gerade im 
Intereſſe Ihrer Partei. Von Bohnſack aus liegt gegen 


den Pfarrer Böhm eine Anzeige wegen Meineid vor. 


Es ſind ſieben Zeugen benannt. Iſt es Ihnen ange⸗ 
nehm, daß der Antrag ohne weiteres, ohne daß der 
Pfarrer Böhm vernommen wird, hierher kommt? 
Das können Sie, weil die Preſſe nicht ſo vorgehen wird, 
wie in anderen Fällen. Die Preſſe wird nicht erklären, 


daß der Pfarrer Böhm meineidig geweſen fei und daß (C 
man von ihm abrücken müſſe. Deswegen können Sie 
ſich das leiſten. Im allgemeinen iſt es zweckmäßig, daß 
zunächſt eine ſchriftliche Aeußerung des Beſchuldigten 
erfolgt und Beweiſe erhoben werden. Das iſt doch keine 
Verſchleppung des Verfahrens. Es ift eine Mo⸗ 
dalität, die das Verfahren beſchleunigt. Darum han⸗ 
delt es ſich hier. Die Auslegung der Verfaſſung ſagt, 
der Abgeordnete dürfe nicht zur Verantwortung ge⸗ 
zogen werden, wenn er ſich freiwillig äußert, dann 
ſehe ich in dieſem Verfahren nicht die geringſte Schwie⸗ 
rigkeit. 

Aber, Herr Abg. Dr Bumke, es ſteckt ganz etwas 
anderes hinter Ihren Ausführungen. Sie machen als 
richterlicher Beamter einen ſehr ſchlechten Eindruck. 
(Lachen rechts.) Das habe ich damals ſchon geſagt, als 
Sie uns Referendaren die Weisheit beibrachten. Es 
iſt gar keine Gefahr vorhanden, wenn der Antrag des 
Abg. Dr Wagner durchgeht. Eins wird allerdings ver⸗ 
hindert, und das iſt der ſpringende Punkt. Die Ver⸗ 
nehmungen müſſen jo objektiv erfolgen, wie es das 
Geſetz verlangt. Die Vernehmungen paſſieren aller⸗ 
dings noch einmal das ſcharfe Auge der Oeffentlichkeit 
und Herr Abg. Dr. Bumke, es ift nun leider jo, das 
Vertrauen zur Juſtiz iſt nicht in dem Maße vorhanden, 
wir ſehen es an dem Fall Rahn, daß man die Abgeord⸗ 
neten nicht vor einem Verfahren zu ſchützen brauchte, 
bei dem eventuell eine Verurteilung aus politiſchen 
Gründen zu erwarten iſt. Und die müſſen wir ſchützen. 
Ich ſehe nicht ein, weshalb Sie ſich dagegen ſträuben. 
Der Antrag des Herrn Dr. Wagner will weiter nichts 
als eine Beſchleunigung des Verfahrens. Er gibt dem 
Abgeordneten das Recht, wie jedem anderen, daß er 
zunächſt einmal gehört wird und daß Beweiſe erhoben 
werden, bevor er mit Schmutz beworfen wird. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr 
Abg. Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. PD.): M. D. u. H.! 
Ich kann das Kolleg, das Herr Abg. Dr. Bumke gehal⸗ 
ten hat, nicht einmal, wie Herr Dy Blavier, ſchön fin⸗ 
den. Ich verlange von einem Kolleg, das ſich mit einer 
Frage beſchäftigt, die nicht allein eine politiſche, ſon⸗ 
dern auch eine wiſſenſchaftliche iſt, daß es über dieſe 
Frage tiefgründige Ausführungen macht, daß es ſich 
mit dieſer Wiſſenſchaft befaßt und etwas davon aus⸗ 
plaudert. Das habe ich an den Ausführungen des 
Herrn Abg. Dr. Bumke vermißt. (Abg. Dr Bumke: 
Das liegt an Ihnen!) Daß Herrn Dr Bumke die 
durch die dreimal verfluchte Revolution eingeführte 
Immunität ein Dorn im Auge iſt, iſt zu verſtehen, 
Daß er dieſe Immunität, ſoweit ſie nicht für ſeine 
Parteifreunde in Frage kommt, aufgehoben wiſſen 
will, iſt verſtändlich. Aber wir können nicht eine 
Extrawurſt in Danzig braten und müſſen das, e 
ſozuſagen Weltrecht ift, auch hier gelten laſſen. Wik 
können die Verfaſſung nicht wegen ſolcher Kleinig⸗ 
keiten ändern, beſonders, da wir ja den Völkerbun 
anrufen müßten. So wollen wir es ſchon bei unſere 
Verfaſſungsbeſtimmungen belaſſen. 5 

Sachlich will ich das aus den Ausführungen 825 
Herrn Dr. Bumke aufgreifen: Es ift richtig, daß 1 
Abgeordnete nicht beſſer geſtellt ſein darf, als ein an 5 
rer Staatsbürger, aber er darf auch nicht ſchlechter 8 f 
ſtellt ſein. (Sehr richtig!!) Nach dem heutigen i 
fahren ift er ſchlechter geſtellt. (Abg. Dr. Bumke: 12 
na!) Ich will es beweiſen. Wenn irgend ee“ 
heute einen politiſchen Parteihader mit irgender ten 
Abgeordneten auszutragen hat, ſo ſammelt er 15 an 
Unterſchriften und macht eine Anzeige wegen Me 
eides gegen ihn. Dann iſt das heutige Verfahren 17 
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Dr. Kamnitzer, Abgeordneter.) 
daß die Staatsanwaltſchaft ohne Prüfung der Sache 
eine Anklage wegen Meineides erhebt und den Volks⸗ 


tag um Genehmigung zur Strafverfolgung erſucht. Im 


8) d 


N billig ift. (Abg. Dr Bumke: 
; Ich mache dieje Ausführungen juriſtiſch und 


M 


1 5 


Falle Blavier hat ſie eine Anklage erhoben. Er wird 
beſchuldigt, laut Paragraph ſoundſo. Das iſt die neueſte 
Form der Staatsanwaltſchaft. Die Sache wird dann 
hier behandelt, wird breitgetreten, kommt auch in die 
Preſſe. Da nach bekanntem Wort immer etwas hän⸗ 
gen bleibt, ſteht der Abgeordnete als ein des Mein⸗ 
eids Angeſchuldigter da. So können einem Abgeord⸗ 
neten aus irgendwelchen parteipolitiſchen Gegenſätzen 
die ſchlimmſten Delikte angehängt werden. Inſofern 
iſt die Stellung des Abgeordneten doch ganz ſicher 
ſchwerer, als die eines anderen Staatsbürgers, weil 
er im Brennpunkt des öffentlichen Intereſſes ſteht, 
weil er mit Intereſſen⸗Gegenſätzen, weil er mit politi⸗ 
ſchen Feinden zu kämpfen hat und weil die Mittel der 
Feinde nicht immer die beſten ſind. Er iſt daher viel 
leichter als jeder andere ſolchen Beſchuldigungen und 
ſolchen Verdächtigungen ausgeſetzt, an denen meiſtens 
nichts dran iſt. Ich ſagte, der Abgeordnete ſolle nicht 
beſſer geſtellt werden, als jemand anders; er ſoll aber 
auch nicht ſchlechter geſtellt werden. Wenn heute eine 
Beſchuldigung gegen irgend jemand eingeht, werden 
Ermittlungen angeſtellt, und in vielen Fällen ſtellt ſich 
heraus, daß das Verfahren einzuſtellen iſt, da ſich nichts 
ergeben hat. Dann erfährt die Oeffentlichkeit ſo gut 
wie gar nichts davon. Die Beamten ſind zur Geheim⸗ 
haltung verpflichtet, und das Aktenſtück geht in dem 
großen Aktenmeer unter. 


Bei dem Abgeordneten liegt die Sache viel ſchlim⸗ 
mer. Da muß irgendeine Aenderung erfolgen. Ich 
möchte Herrn Dr Bumke ſagen, daß er ſehr ſchnell und 
gründlich Oppoſition gelernt hat; denn er dürfte ſich 
erinnern, daß bis vor nicht langer Zeit das Verfahren 
er Staatsanwaltſchaft ein anderes war. Auch noch in 
dieſem Volkstag ſind im Rechtsausſchuß immer Er⸗ 
mittlungsergebniſſe verleſen worden. Erſt in ganz 
neuerer Zeit wurde bei Straffällen plötzlich geſagt: 
„Wir ſtellen uns jetzt auf den Standpunkt, daß keine 

nterſuchungshandlung vorgenommen werden darf. 
Zwiſchenruf des Abg. Dr Bumke.) Allgemeine Er⸗ 
mittlungen ſind nicht natürlich; denn jetzt ſtellte ſich 
ie Staatsanwaltſchaft auf den Standpunkt, daß ſie 
eine Ermittlungen anſtellen dürfe, (Abg. Dr Bumke: 
eſen Sie die Kommentare!) weil das bereits ein 
eil des Verfahrens wäre. Dieſe Anſicht wird auch in 
er Literatur zum Teil vertreten. Der Streit der 
“mungen geht nicht um die Perſon des Abgeordne⸗ 
Abe darüber iſt man ſich einig, daß die Perſon des 
geordneten nicht hineingezogen werden darf. Der 
en geht nur um die Frage, ob Unterſuchungshand⸗ 
u igen gegen Dritte vor der Genehmigung überhaupt 

“nommen werden dürfen, d. h. Vernehmungen von 

Anden, Durchſuchungen uſw. Das ift der Streit der 
ommentare, und da gibt es zwei Meinungen. (Abg. 
M Bumke: Herrſchende Meinung!) Eine herrſchende 
einung hat ſich noch nicht herausgeſtellt, auch wenn 
Anf edeutender Staatsrechtslehrer für die andere 
Hab eingetreten iſt. Wenn ich aber die Möglichkeit 
ò 11555 zwiſchen zwei begründeten Anſichten zu wählen, 
p Buche ich mir diejenige aus, die billiger ift, (Abg. 
denn umke: Wie iſt die Praxis im Reichstag?) Die 
ori E nicht. (Es ift ſchlimm, daß Sie fich jo wenig 
an ieren! rechts.) Die Praxis im Reichstag kommt 
anders nur mittelbar in Frage, weil die Verhältniſſe 
er R liegen, weil wir eine Dauertagung haben und 
et eichstag nur Seſſionen hat. 


á Wenn i wilden 
einungen RN 


zu wählen habe, nehme ich die, die 
Die Ihnen 


— 


nicht parteipolitiſch. Recht 
faſſung, die den Abgeordneten nicht vogelfrei macht. 
Ich ſchaffe alſo keine neue Praxis, ſondern gehe nur 
zur alten Praxis zurück. 

Nun iſt noch eine Frage angeſchnitten worden, die 
neu iſt. Das iſt die Aeußerung des Abgeordneten. Ich 
halte das nicht für verfaſſungswidrig, denn die Ver⸗ 
faſſung verbietet, daß der Abgeordnete zur Unter- 
ſuchung gezogen werden darf. Schon der Ausdruck be⸗ 
ſagt, daß diejenigen Unterſuchungshandlungen in 
Frage kommen, bei denen ein gewiſſer Zwang beſteht, 
wenn ſich der Angeſchuldigte zur Unterſuchung ſtellen 
muß. Wenn ſich aber ein Abgeordneter, dem das frei⸗ 
geſtellt iſt, ſich äußert, ſo kann von einem Zur⸗Unter⸗ 
ſuchung⸗ziehen nicht die Rede ſein. Er ſoll doch nur 
die Sache klären. Das iſt nicht etwas, was den Schutz 
des Abgeordneten vermindert, ſondern vermehrt und 
im Sinne der Immunitätsbeſtimmungen liegt. Alſo, 
m. H., das, was Herr Dr Wagner Ihnen als Antrag 
vorgelegt hat, iſt in ſeinem Hauptteile nichts Neues. 
Es bedeutet eine Rückkehr zu der guten alten Praxis 
der früheren Regierung und es iſt auch in ſeiner Er⸗ 


weiterung nur eine Erweiterung des Schutzes des Ab⸗ 
geordneten. 


(Lebhaftes Bravo! links.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. 
Dr. Wagner. ; N 

Dr. Wagner, Abgeordneter (D.Lib.): M. D. u. H.! 
Herr Abg. Dr Bumke hat mit einer gewiſſen behaglichen 
Breite das Urteil der öffentlichen Meinung über dieſen 
meinen Antrag behandelt. Nun, einen Teil dieſer 
öffentlichen Meinung bildet doch, wenn auch einen 
kleinen, die „Danziger Allgemeine Zeitung“. Die 
„Danziger Allgemeine Zeitung“ hat vor drei oder vier 
Wochen einen Artikel des Herrn Dr. Ziehm gebracht, 
der ſich mit dieſem damals erſt noch angekündigten An⸗ 
trag beſchäftigte. Herr Dr Ziehm hat damals geſchrie⸗ 
ben, es ſei zwar Gefahr im Verzuge, wenn ſo etwas 
von den Koalitionsparteien komme, und man müſſe 
ſehr ſcharf aufpaſſen. Aber, wenn die Tendenz des 
Antrages etwa nach der Richtung ginge, daß umfang⸗ 
reichere, zuverläſſigere Ermittlungen angeſtellt wer⸗ 
den ſollten, dann könnte man damit einverſtanden ſein, 
Dieſen Eindruck hatte ich aus dem Artikel. Ich war 
ſehr überraſcht, daß gerade Herr Dr Bumke, da doch 
nun der Antrag vorliegt und gerade das will, was in 
jenem Artikel gefordert wurde, mit dieſer Schärfe er⸗ 
klärt, (Abg. Mau: Er iſt doch als Rechtsverdreher 
bekannt!) daß ſeine Fraktion damit nicht einverſtan⸗ 
den ſei. i 

Es hat Herrn Dr. Bumke ferner Freude gemacht, 
mir zu ſagen, daß Herr Abg. Dr Blavier ſich hier als 
den geiſtigen Vater des Antrages bekannt hat. Mit 
Herrn Abg. Dr Blavier will ich nicht ſtreiten. Ich habe 
zwar, als ich die Abſicht hatte, mit dem Antrage zu 
kommen, mit Herrn Abg. Dr Blavier geſprochen. 
Der geiſtige Vater, die Veranlaſſung zu dem 
Antrag, jedoch liegt ganz wo anders. Sie liegt in 
einer Beobachtung, die ich mache, ſeitdem ich im 
Volkstage bin. Ich habe mir nämlich jedesmal die 
Mühe gegeben, jeden einzelnen Strafverfolgungs⸗ 
antrag, der vorgelegt wurde, zu prüfen, und 
habe mir meine Gedanken darüber gemacht. Der 
Fall des Abg. Dr Blavier, das muß ich ſagen, trotzdem 
ich keinen Anlaß habe, ihn perſönlich in Schutz zu neh⸗ 
men, hat mir am meiſten zu denken gegeben. Zunächſt 
ſteht eine Anſchuldigung feſt. Der Gebrauch, der aus 
dieſer Anſchuldigung in der Oeffentlichkeit gemacht 
wurde, war höchſt betrübend. Es war ein Schauſpiel, 
das man als ruhig denkender Menſch nicht billigen 
kann. In allen möglichen Zeitungen erfolgte eine 
Darſtellung, als wenn alles Wort für Wort wahr wäre, 


und billig tft die Muf- (C) 
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(Dr. Wagner, Abgeordneter.) 
was in der Anſchuldigung ſtand. Inſofern iſt Herr 
Abg. Dr Blavier, wenn auch nicht der geiſtige Vater, ſo 
doch der, der den Anſtoß zu dem Antrag gegeben hat. 
Sich im übrigen bei dieſem Antrage über Wert 
oder Unwert der Immunität zu unterhalten, hat 
keinen Zweck. Es handelt ſich nicht darum, die Ver⸗ 
faſſung zu ändern, ſondern durch dieſen Antrag eine 
Erleichterung in der bisherigen Uebung herbeizufüh⸗ 
ren. Daß eine Verzögerung von acht oder vierzehn 
Tagen eintreten kann, iſt kein großer Verluſt gegen⸗ 
über der Tatſache, daß man einen gerechteren und ſiche⸗ 
ren Boden für die Beurteilung der Strafanträge be⸗ 
kommt. Dann weiß der Abgeordnete, der über einen 
ſolchen Antrag abzuſtimmen hat, ob man ihm Folge 
geben ſoll oder nicht. (Abgeordnete ſollen ſich über⸗ 
haupt nichts zuſchulden kommen laſſen! rechts.) 
Das tun ſie ja ſchon ſowieſo nicht! i 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Das 
Wort zu einer perſönlichen Bemerkung auf Grund des 
8 53 der Geſchäftsoroͤnung hat der Herr Abg. Böhm. 
Böhm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Herr 
Abg. Dr. Blavier hat es fertiggehracht, mir heute ent- 
gegenzuhalten, es ſchwebe ein Antrag auf Strafver⸗ 
folgung wegen Meineids gegen mich. (Hört, hört! 
links.) Von einem ſolchen Antrag iſt mir nichts be⸗ 
kannt. Sollte dieſer Antrag aber geſtellt werden, ĵo er- 
kläre ich ſchon heute, daß ich ſämtliche Parteien von der 
äußerſten Linken bis zur äußerſten Rechten bitten 
werde, mich von der Immunität zu befreien und das 
Strafverfahren gegen mich anzuſtrengen. (Lebhaftes 
bravo! rechts.) 
Vizepräſideut Splett: Das Wort hat zur Geſchäfts⸗ 
ordnung der Herr Abg. Dr Bumke. 


Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Ich beantrage 


namentliche Abſtimmung. 

Vizepräſident Splett: Wird der Antrag unter⸗ 
ſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. 
Die namentliche Abſtimmung iſt beſchloſſen. Ich nehme 
an, Herr Abg. Dr Bumke, daß Sie die namentliche Ab⸗ 
ſtimmung über Druckſache Nr. 1780 und Nr. 1832 
wünſchen; denn Nr. 1832 iſt nur ein Zuſatzantrag und 
kein Ahänderungsantrag. Wir kommen zur nament⸗ 
lichen Abſtimmung über Druckſache Nr. 1780. Ich bitte 
die Damen und Herren, die ihr zuſtimmen, eine Ja⸗ 
Karte, die ſie ablehnen, eine Nein⸗Karte und die ſich 
der Stimme enthalten wollen, eine Karte mit „Enthalte 
mich“ abzugeben. Die namentliche Abſtimmung be⸗ 
ginnt. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand von den Ab⸗ 
geordneten die Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall. Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An der Ab⸗ 
ſtimmung haben ſich 84 Damen und Herren beteiligt,“) 
davon ſtimmten mit Ja 52, mit Nein 32, der Antrag 
des Herrn Abg. Dr. Wagner und Fraktion, Drückfache 
Nr. 1780, iſt augenommen. Nach dem vorher gefaßten 
Beſchluß kömmen wir mm zur namentlichen Abſtim⸗ 
mung über den Abänderungsantrag Druckſache 
Nr. 1832. 

Wir beantragen folgenden Schlußſatz zu unſerem 
Antrag über die Strafverfolgung von Abgeordneten 
(Druckſache Nr. 1780): 


) Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Bahl, 
Bergmann, Beyer, Dr. Blavier, Brill, Bukmakowꝛſki, Frau 
Döll, Ediger, Frau Falk, Fiſcher, J., Fooken, Galkowfki, 
Gebauer, Gehl, Gerick, Harnau, Herrmann, Hoffmann, 
Janzen, Jofeph, Dr. Kamnitzer, Karſcheffki, Klapps, Kla⸗ 
witter, Klingenberg Frau Kreft, Frau Kuntz, Kuckelkorn, 
Frau Landmann, Dr. Lembke, Leu, Liſchnewſki, v. Mala⸗ 
chinſki, Frau Malikowſki, Mathieu Mau, Mroczkowſfki, 
Müller, Nordwig, Plettner, Raſchke, Rehberg, Frau Richter, 
Schilke, Schmidt, R., Schmidt, E., Schulz, Dr. Wagner, 
Wierſchowſki, Wisniewski, Fr. Buper. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Boecker, Böhm, Bro⸗ 


„Nach dieſen Grundſätzen find auch die Strafver- (C) 


folgungsanträge zu behandeln, die noch dem Volkstage 
vorliegen.“ 

Dr. Wagner 
und die übrigen Mitglieder der Deutſch⸗ liberalen 

- Fraktion. l 

Auf die namentliche Abſtimmung wird verzichtet. 
Wir kommen zur einfachen Abſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die die Druckſache Nr. 1832 anneh⸗ 
men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Die Druckſache iſt angenommen. 
Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

Urantrag des Abg. Laſchewſki und Fraktion auf 
Herbeiführung einer Entſcheidung des Ober⸗ 
gerichts, ob die Vorausſetzungen bei der Mit⸗ 
gliedſchaft des Abg. Raube noch vorhanden ſind. 

Druckſache Nr. 1811. Das Wort hat der Herr Abg. 
Brill. z i 

Brill, Abgeordneter (SPD): M. D. u. H.! Wir 
meſſen dieſem Antrag nicht eine ſo große Bedeutung 
bei, deshalb iſt es uns gleichgültig, ob er angenommen 
oder abgelehnt wird. Wir können es verſtehen, daß die 
Kommuniſten verſuchen, ihren bisher ſo gehobenen 
Führer von ihren Rockſchößen abzuſchütteln. Aber die 
Kommuniſten werden ihn nicht los. Sie ſelbſt haben 
den Abg. Raube ſehr häufig, auch von dieſer Tribüne, 
als den fo hoch geprieſenen Arbeiterführer geſchildert. 
(Sehr gut! links.) Aus den Stenogrammen geht das 
ſehr oft hervor. Sie ſelbſt wußten, oder wenigſtens ein 
Teil von Ihnen, was für Geſchäfte Raube mit der 
Dlivaer Sparkaſſe trieb. (Aber die S. P. D. noch'mehr! 
bei den Kommuniſten.) Weil wir das wußten, ſchrie⸗ 
ben wir bereits, als Raube als Fraktionsvorſitzender 
abgelöſt wurde, daß diefe Vorkommniſſe auf feine ge- 
ſchäftliche Tätigkeit bei der Olivaer Sparkaſſe zurück⸗ 
zuführen ſeien. Damals antwortete die Kommu⸗ 
niſtiſche Partei aber, das wäre nicht der Fall, ſondern 
Raube befände fiH ſehr oft wegen feiner geſchäftlichen | 
Angelegenheiten außerhalb Danzigs, und deshalb 
müßte er abgelöſt werden. Der Grund war damals wie 
heute die geſchäftliche Tätigkeit bei der Olivaer Spar⸗ 
kaſſe. Das wird die Kommuniſtiſche Partei ſtändig in 
Kauf nehmen müſſen. Sie trägt einen Teil Schuld 
daran, daß Raube dieſe Geſchäfte überhaupt machen 
konnte. 

Aber nicht allein die Kommuniſten find ſchuld. 
Die größere Schuld als Raube ſchiebe ich der Deutſch⸗ 
nationalen Partei zu. (Widerſpruch rechts.) Sie 
werden ſtaunen, meine Herren, ich werde Ihnen gleich 
etwas nachweiſen. Im Sparkaſſenvorſtand ſaßen Herr 
Dr Creutzburg, Herr Bankbeamter Kahlen, Herr 
Janzen und Herr Krauſe. Herr Dr Creutzburg und der 
Bankbeamte Kahlen, der bei Raiffeiſen beſchäftigt iſt, 
ſind Mitglieder der Deutſchnationalen Partei. (Das 
ſtimmt nicht! rechts.) Wenn das unwahr iſt, ſo trifft 
das vielleicht inſoweit zu, daß Dr. Creutzburg heute nicht 
mehr eingeſchriebenes Mitglied iſt, weil er mit dem 
Abg. Dahſler in einen Streit geraten war, (Hört, 
hört! links.) und damals die Deutſchnationale Partei 
Olivas den Abg. Dahfler ſchützte. Trotzdem iſt er nicht 
aus der Partei ausgetreten, (Jawohl! rechts.) wei 


domiti, Bürgerle. Dr Bumke, Dahſler, Doerkſen, Ehn 
Gichholtz, Falkenberg, Fiſcher, P., Glombowſki, Frau er 
Grundmann, Guttzeit, Habel, Frau Kalähne, Karkutſch, Fra 
Knoblauch, Lietzau, Mayen, Frau Meyer, ei 
Philipfen, Rahn, Schütz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, 
Dr. Treichel, Dr. Wendt, Weſſalowſki, Dr. Ziehm. Bing 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Arndt, Dr Bun 
Burandt, Dyck II. Dr. Eppich, Evert, Falk, Förſter, Gr jti, 
hagen, Hennke, Hohnfeldt, Hoppe, Jedmabfti; Kloßon, un⸗ 
Dr. Kubacz, Kurowski, Langowſki, Laſchewſki, Nee 
Loops, Lück, Mater, Dr. Moczynſki, Frau Mohn, he. 
Dr. Neumann, Dr. Panecki, Polſter, Raube, Reek, Ro 


Schede, Spill, Splett, Weiß, Werner. 
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HA) er nicht mit ihren Tendenzen einverſtanden war, ſon⸗ 


dern nur weil er in dieſem Fall kein Recht bekommen 
hatte. (Zwiſchenruf des Abg. Senftleben.) Herr 
Senftleben, ſchreien Sie nicht ſo! Herr Kahlen iſt nach 
wie vor Mitglied der Deutſchnationalen Partei. In 
dem Gemeindevorſtand in Oliva ſitzen die Herren 
Dr. Creutzburg, Generalleutnant Feldkeller, Klawi⸗ 
kowſki, Dyck, Erdmann, Bohner und Laſchewſki. Herr 
Dr Creutzburg, Herr Feldkeller und Herr Dyck find Viit- 
glieder der Deutſchnationalen Partei. (Widerſpruch 
und Unruhe rechts.) Warten Sie einen Augenblick! 
M. H.! Wie iſt es überhaupt möglich geweſen, und wem 
wollen Sie die Schuld zuſchieben, daß dieſe Zuſtände 
dort Platz greifen konnten? (Nur Raube! rechts.) 
Nein, denjenigen Leuten, die ihm die Möglichkeit dazu 
boten, die im vorigen Jahr die Olivaer Bevölkerung 
belogen haben. Gelogen hat der Gemeindevorſtand, wie 
ich ihn vorhin aufgezählt habe. Im vorigen Jahr hatte 
mein Parteigenoſſe Oſtrowſki auf meine Veranlaſſung 
bei der Olivaer Gemeindevertretung angefragt, wie es 
mit dem nichteingelöſten Wechſel des Raube von 22 500 
Dollar, der bereits Anfang April fällig war, ſtand. 
Was geſchah darauf? Man antwortete vorläufig nicht, 
ſondern verhaftete meinen Parteigenoſſen Pranſchke, 
der im Sparkaſſenvorſtand ſaß, wegen Verletzung des 
Bankgeheimniſſes. (Hört, hört!) Der Staatsanwalt 
behielt Herrn Fa in Unterſuchungshaft. Was 
geſchah in Oliva? In Oliva hat dann der Gemeinde- 
vorſtand in der Gemeindevertreterſitzung erklärt, es 
wäre alles in Ordnung. (Hört, hört! links.) Die 
Sache wäre geregelt worden. (Hört, hört! links.) Zu 
dieſem . gehören die Herren 
Dr. Ereutzbhurg, Kahlen, Generalleutnant Felbbeller, 
die Mitglieder ker Deutſchnationalen Partei find. Sie 
haben mit dazu beigetragen, daß in Oliva damals nicht 
aufgeräumt wurde. Sie haben den Zuſtand heraufbe⸗ 
ſchworen, daß die Olivaer Gemeinde um ihr Hab und 
Gut betrogen wurde. (Hört, hört! links.) Nicht 
Raube allein iſt ſchuld. 


Was geſchah weiter? Weil angeblich Herr Pranſchke 
Uach Meinung dieſer Leute mir gegenüber das Bank⸗ 
geheimnis in Oliva verraten haben ſoll, wurde er nicht 
mehr in den Sparkaſſenvorſtand gewählt. Er ſollte 
hinaus, damit er nicht mehr die Geſchäfte, die in Oliva 

betrieben wurden, bekannt gab. Ich erkläre an dieſer 
Stelle, wie ich es ſchon anderweitig erklärt habe: 
Prante ift an der ganzen Angelegenheit unſchuldig. 
(Abg. Janzen: Das ſtimmt!) Von wem ich das habe, 
ſt eine Angelegenheit, die keinen anderen als mich 
etwas angeht. Alſo unwahr iſt die Sache nicht. Wenig⸗ 
ſteus mußte der Gemeindevorſtand doch damals eine 
Nachprüfung vorgenommen haben. Nun wird man 
verſuchen, die Schuld auf den Sparkaſſenvorſtand abzu⸗ 
eiten. Sie berufen ſich ja bekanntlich auf die Land⸗ 
gemeindeordnung und haben ſtets und ſtändig die 
Landgemeindeordnung ang: „wandt, wenn es hieß, die 
Ats bezirke aufzuheben. Ter $ 8s der Landgemeinde- 
ordnung Ziffer 3 über Aufgaben des Gemeindevor⸗ 
andes iagt 
Die Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung (Ge⸗ 
meindevertretung), ſofern er dieſelben nicht beanſtandet 
oder deren Ausführung ausſetzt, diejenigen, über die 
Benutzung des Gemeindevermögens ($ 113), nach Be⸗ 
ratung mit den Schöffen zur Ausführung zu bringen 
und demgemäß die laufende Verwaltung bezüglich des 
Vermögens und der Einkünfte der Gemeinde, ſowie 
der Gemeindeanftalten, für welche eine beſondere Ver⸗ 
waltung nicht beſteht, zu führen und diejenigen Ge⸗ 
meindeanſtalten, für welche beſondere Verwaltungen 
eingeſetzt ſind, zu beaufſichtigen. 
i Es gibt nun in der Kommunalverwaltung ver⸗ 
chiedene Einrichtungen. Nach der Städteordnung kann 


eine Kommiſſion gewählt werden, die als Behörde an⸗ 
zuſehen iſt. Dieſe Kommiſſion hat das Recht, ſich auch 
ſelbſt einen Vorfitzenden zu wählen. Nach der Kreis⸗ 
ordnung können Kommiſſionen gewählt werden, aber 
als Vorſitzender jeder Kommiſſion gilt ſtändig und 
immer der Vorſitzende des r ge Nach der 
Landgemeindeordnung gibt es aber keine Kommiſ⸗ 
ſionen. Deshalb beſtand in Oliva der Sparkaſſenvor⸗ 
ſtand zu Unrecht. Das können Sie in dem Kommentar 
von Genzmer nachleſen, der bei den Behörden ſtändig 
in Gebrauch iſt. Als Kommentar zu 8 88 Ziffer 3, 
Gemeindeanſtalten, Gemeindeſparkaſſen, ſchreibt er: 
Ueber die Gemeindeanſtalten ſiehe § 8, Mn- 
merkung 9, über deren beſondere Verwaltung unter 
Anmerkung 58. Die Kaſſen verwaltung einer Spar- 
kaſſe kann in Landgemeinden keine ſelbſtändige Be⸗ 
hörde bilden, da die Landgemeinden nicht, wie die 
Stadtgemeinden, befugt ſind, ſelbſtändige Verwaltungs⸗ 
deputationen oder Kommiſſionen einzuſetzen, denen die 
Eigenheit von Behörden zukommt. Die Sparkaſſe 
einer Landgemeinde wird daher durch den Gemeinde- 
vorſteher (Gemeindevorſtand) vertreten. Hat die Ge⸗ 
meinde einen beſonderen Kaſſenverwalter eingeſetzt, 
ſo hat dieſer nicht die Stellung einer öffentlichen 
Behörde, ſondern die eines Bevollmächtigten der Ge⸗ 
meinde im privatrechtlichen Sinne. (Beſchluß des 
Kammergerichts vom 1. November Wop, Preußiſches 
Verwaltungsblatt 29 322, und vom 3. Juni 1909, 
Jahres⸗Entſcheidung 38 200.) 

Alſo Sie hören, daß die Kommiſſion und der Spar⸗ 
kaſſenvorſtand von Oliva zu Unrecht beſtanden. Dort, 
wo ein kollegialiſcher Gemeindevorſtand beſteht, wie in 
Oliva, obliegt die Verwaltung dieſem Gemeindevor⸗ 
Ken 

Ich frage nun: Was haben die Aufſichtsbehörden 
dagegen getan, daß in Oliva eine ſelbſtändige Kom- 
miſſion beſtand, die in der € Sparkaſſe eine Art Kura- 
torium bildete? Wir haben hier einige Leute, wie Fach⸗ 
miniſter, den Senator Dr Schwartz, den Oberregie⸗ 
rungsrat Mundt, den Regierungsrat Köppen, wir 
haben den Landrat Poll gehabt. Sie hätten nach dem 
beſtehenden Geſetz Oliva auffordern müſſen, dieſe Kom⸗ 
miſſion aufzuheben, weil fie nach der Landgemeinde- 
ordnung unzuläſſig iſt. Landrat Poll und die 
Senatoren haben geduldet, daß eine ſolche Kommiſſion 
gegen Geſetz und Recht beſtand. Darum tragen ſie mit 
die Verantwortung für das, was in Oliva geſchehen iſt. 
Sie haben in Ihrer Verwaltung den Kommentar von 
Genzmer im Gebrauch und wenden ihn ſonſt ſtändig 
an. Iſt dem Senat erſt im Dezember, wie Herr Senator 
Du Schwartz angab, von den Vorfällen in Oliva Kennt⸗ 
nis gegeben worden, dann frage ich: Was hat die Auf⸗ 
ſichtsbehörde dagegen getan? Die Aufſichts behörde war 
der Landrat des Kreiſes Danziger Höhe. Warum hat er 
nicht früher eingegriffen? Warum hat er dem Senat 
nicht früher von den geſchäftlichen Angelegenheiten in 
Oliva Mitteilung gemacht? Wenigſtens von dem 
Augenblick an, wo das Sparkaſſenvorſtandsmitglied 
Pranſchke verhaftet wurde, mußte er wiſſen, daß etwas 
in Oliva in Unordnung war. Da hätte er zufaſſen 
müſſen, Man hat zwar Pranſchke eingeſperrt, aber die 
Sache auf ſich beruhen laſſen und ſich den Teufel darum 
gekümmert, was dort vor ſich ging. 


In dem Kaſſenvorſtand ſelbſt ſaßen Herr 
Dr. Ereutzburg, Herr Kahlen, Herr Janzen und Herr 
Krauſe. Nach den Satzungen der Sparkaſſe iſt es den 
Mitgliedern des Vorſtandes der Sparkaſſe verboten, 
bei der Sparkaſſe ein Darlehen aufzunehmen. Der 
Bürgermeiſter Dr Creutzburg hat aber bei der Spar⸗ 
kaſſe ein Darlehen von 13 000 Gulden aufgenommen. 
(Hört, hört! links.) Als die Sache faul wurde und er 
aus ſeinem Urlaub telegraphiſch zurückgeholt werden 
mußte, um ſich mit der Kaſſenangelegenheit zu beſchäf⸗ 
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tigen, hat er dieſes Konto von ſich auf ſeine Frau über⸗ 
tragen laſſen. (Unerhört! links.) Was ſagen Sie 
zu dieſen Schiebungen? Ich werde Ihnen noch mehr 
nennen, die dort Geſchäfte gemacht haben. Der ſtellver⸗ 
tretende Vorſitzende, Architekt Dyck, Mitglied des Ge⸗ 
meindevorſtandes, hat bei der Olivaer Sparkaſſe ein 
Darlehen von 75 000 Gulden aufgenommen. (Hört, 
hört! links.) Dagegen ſtellt er einen Bauwert eines 
Hauſes von 35 000 Gulden. (Hört, hört! links.) Nach 


den Satzungen der Sparkaſſe dürfen keine Bauwerte 


beliehen werden. Das hat nach dem Verkaufswerte zu 
geſchehen und höchſtens bis zu 50 Prozent. Nimmt man 
den Verkaufswert, dann müßte Herr Dyck nicht 75 000 
Gulden bekommen haben, ſondern er hätte nur 17 500 
Gulden bekommen dürfen. Aber auch dieſe hätte er 
nach den Satzungen der Sparkaſſe nicht erhalten dürfen, 
fondern ihm hätten höchſtens 7000 Gulden zugeſtanden. 
Statt 7000 Gulden hat er 75 000 Gulden bekommen. 
Es iſt Ihr Mitglied, m. H. von rechts. Sie haben Oliva 
an den Abgrund gebracht. Dieſe Mitglieder gehören zu 
Ihnen, Sie ſaßen im Senat und haben es ſo lange 
geduldet, bis die Sache in ſich zuſammenbrach, und bis 
es nicht mehr weitergehen konnte. Die Leute in Oliva 
wurden um ihre Spargroſchen betrogen und der Ge⸗ 
meinde die Selbſtändigkeit geraubt. Das haben die 
getan, die dort im Gemeindevorſtand ſaßen und ſich 
unrechtmäßig in der Kommiſſion aufhielten. Nicht nur 
Raube hat dort Geld genommen, ſondern auch Leute, 
die zu den Sparkaſſenvorſtandsmitgliedern gute Be⸗ 
ziehungen hatten, bekamen Geld, auch wenn ſie nicht 
gute Sicherheiten boten. Diejenigen, die zu dieſen 
Schiebern keine guten Beziehungen hatten, mußten 
Sicherheiten anbieten, aber bekamen doch kein Geld. 

Sagen Sie, m. H., ſtinkt dieſes nicht nach Korrup⸗ 
tion? Iſt das nicht ein Sumpf, den Sie geſchaffen haben? 
(Abg. Mau: Deutſchnationale Räuberpolitik! — Abg. 
Falkenberg: Wer ſoll das gemacht haben, ich vielleicht, 
reden Sie keinen Unfinn!) Das find wir ja von 
Ihnen gewöhnt. Herr Abg. Senftleben, wer iſt der 
Verbrecher? Iſt es nicht der, der das Geld in unver⸗ 
antwortlicher Weiſe gab, der mit dem ihm anvertrauten 
Gelde ſo wirtſchaftete, oder iſt es der, der es nahm? 
Die Verbrecher waren die Leute, die das Geld in un⸗ 
verantwortlicher Weiſe verſchleuderten. Aber ſie 
konnten nicht anders, denn ſie ſelbſt haben in dieſem 
Sumpf gearbeitet, ſie ſelbſt waren es! 
ruhe!) M. D. u. H.] Die Hauptverantwortung für 
dieſe Angelegenheit fällt auf den Gemeindevorſtand von 
Oliva zurück. (Zwiſchenrufe und Unruhe!) Ber- 
ſchieben Sie nicht die Sache, ich weiß, daß es Ihnen 
unangenehm iſt. (Abg. Dr Ziehm: Es iſt uns nicht 
unangenehm!) Es iſt traurig, daß Sie, Herr 
Dr. Ziehm, nicht früher Klarheit geſchaffen haben. Es 
iſt traurig, daß Sie nicht im vergangenen Jahr einge⸗ 
ſchritten ſind, als Ihnen das bekannt wurde. (Abg. 
Dr. Ziehm: Ich bin ſofort ſcharf eingeſchritten, fragen 
Sie die Senatoren!) Sie ſind nicht eingeſchritten, ſonſt 
wäre der Zuſammenbruch nicht gekommen. 


Wie gemein Ihre Parteigenoſſen handeln, geht 
auch aus folgendem hervor: Nachdem Herr Dr. Creutz⸗ 
burg das Darlehen, das er genommen hat, auf ſeine 
Frau überſchreiben ließ, beſaß Ihr Parteigenoſſe 
Geisler noch den Mut zu fordern, daß bei einer Ein⸗ 
gemeindung der Bürgermeiſter Dr Creutzburg als 
Stadtrat übernommen werden müſſe. Soweit geht 
Ihre Gemeinheit, daß Sie den Mut haben, zu verlangen, 
daß jemand, der die Gemeinde an den Abgrund gebracht 
hat, von einer anderen Hemeinde bernommen wird. 

Herr Dr Ziehm, Sie als Vizefräſident und Br- 
walrungsbeamter müßten wiſſen, daß ein Sparkaſſen⸗ 


(Große Un⸗ 


vorſtand in Oliva überhaupt unzuläſſig iſt. Wenn Sie (0) 


ſofort zugegriffen hätten, wie Sie vorhin ſagten, hätten 
Sie den Sparkaſſenvorſtand beſeitigen müſſen, weil er 
nach der Landgemeindeordnung nicht zuläſſig iſt. Die 
Verantwortung liegt dem Gemeindevorſtand ob. Weil 
der Gemeindevorſtand dies nicht tat, trägt er insgeſamt 
die Verantwortung. (Abg. Ehm: Wie iſt es mit 


Haegner? War der auch deutſchnational?) Was 


Haegner war, ift mir unbekannt. (Aharufe rechts.) 
Ihr Lachen beweiſt, daß Sie eben die Unwahrheit 
ſprachen. (Ihre Verlegenheit beweiſt genug! rechts.) 
Der Haegner iſt kein Sozialdemokrat. Wer das be⸗ 
hauptet, lügt, und wer das weiter behauptet, lügt 
bewußt. Aber, m. D. u. H., neben dem Haegner ſaß 
noch ein Buchhalter, der die Gegenbuchhaltung führte. 
Welcher politiſchen Partei gehört der Gegenbuchhalter 
an? Gehört er zu den Kommuniſten oder zu den 
Sozialdemokraten? Ich habe den Namen nicht ge⸗ 
nannt, ich will auch nicht ſagen, daß er einer Ihrer 
Parteigenoſſen iſt. Ich nenne ihn nicht, weil ich ihn 
für das Opfer der Verbrecher halte, weil er nur das 
Werkzeug von Verbrechern war. Deshalb will ich ihn 
nicht mit Schuld beladen. Aber der Gegenbuchführer 
iſt ebenfalls einer der Ihrigen. Ich weiß es aus eigener 
Erfahrung, was es bedeutet, in ſolch ein Weſpenneſt 
hineinzufahren. Wir haben ja noch andere Kaſſen, die 
denſelben Werdegang gehabt haben. Dr. Creutzburg 
tat das, was ſeine vorgeſetzte Behörde in den vergan⸗ 
genen Jahren getan hat. In dem Bankunternehmen 
des Kreiſes Danziger Höhe habe ich im Jahre 1923 
geſagt: „Was iſt das für ein Unfug, daß ein Beamter 
des Kreiſes von dem Geldinſtitut des Kreiſes 3 Mil⸗ 
lionen aufgenommen hat?“ Das war etwas hoch. Im 
Oktober 1922 hatte der Beamte bereits 3 Millionen 
Darlehen. Und als ich ſagte: „So geht das unter keinen 


Umſtänden,“ da hat man von Ihrer Seite alles mögliche (DI 
angewandt, um keine Ordnung in die Sache hineinzu⸗ 
bringen. Ich habe aber nicht geruht, bis dort Ordnung 
geſchaffen wurde. Sonſt wäre die Kaſſe noch dorthin 
gegangen, wo heute die Sparkaſſe der Gemeinde Oliva 


hingegangen iſt. (Abg. Doerkſen: Sie ſind ja ein 
Mordskerl!) Nein, Herr Abg. Doerkſen, ich war nur 
nicht wie Sie, der, wie das Verfahren gegen den 
Direktor der Sparkaſſe Danziger Niederung ergeben 
wird, als Vertreter des Kreiſes bei der Sparkaſſe Unter⸗ 
ſchriften leiſtete, ohne überhaupt geſehen zu haben, was 
Sie unterſchrieben. Es wird doch von Ihnen behauptet, 
daß Sie im Kreiſe Danziger Niederung Unterſchriften 
geleiſtet haben, ohne das geleſen zu haben, was Sie 
unterſchrieben. (Hört, hört! links.) Ich weiß mehr, 
als Sie annehmen. Ich bin im Kaſſenweſen ziemlich 
unterrichtet. Sie kennen doch die Sache mit dem 
Direktor des Kreiſes Danziger Niederung. 

M. D. u. H.! Der Sparkaſſenſkandal in Oliva hätte 
nicht vorkommen dürfen, wenn die vorgeſetzte Behörde, 
die Aufſichtsbehörde, der Landrat, dagegen einge⸗ 
ſchritten wären. Neben dem Gemeindevorſtand ſchiehe 
ich dem Landrat Poll die größte Schuld zu. Er duldete 
es, und er mußte es dulden, weil er den Dr Creutzburg 
als Stimmvieh brauchte und weil der Landrat Poll 
vom Kreiſe Danziger Höhe die Olivaer Kreistagabge⸗ 
ordneten im Kreistage als Stimmvieh brauchte. Des⸗ 
halb ließ er zu, daß in Oliva fo gewirtſchaftet wurde. 
Deshalb ließ er zu, daß der Sparkaſſen vorſtand geſetz⸗ 
widrig beſetzt war. (Hört, hört! links.) Den Land⸗ 
rat Poll trifft aber nicht nur dies eine Verſchulden, 
Der Kreis Danziger Höhe hat ein Bankunternehme 
und nennt es Volksbank. Ich wundere mich, daß je 
mit einemmal der Direktor der Volksbank in leitender 
Poſition bei der D. A. V., d. h. bei dem Danziger 1 
mobil⸗Vertrieb in Stellung getreten iſt. Er wur 
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() nicht von der Volksbank entlaſſen, er hat feine Stelle 


im Kreis Danziger Höhe nicht gelöſt. Bei der D. A. V. 
iſt die Bank aber ebenſo hineingefallen, wie Oliva bei 
dem Automobilgeſchäft Raube. Sie ſehen alſo, wie ſich 
die Leute dort gegenſeitig decken mußten. Als wir im 
Kreistage verlangten, daß auch der Kreistag bei der 
Volksbank eine genügende Vertretung haben müſſe, 
weil der Kreis mit 75 Prozent daran beteiligt ſei, hat 
der Landrat Poll mit den Genoſſen des Herrn 
Dr. Creutzburg den Antrag zu Fall gebracht. (Hört, 
hört! links.) Wir wiſſen nicht, was bei der Geſchichte 
eigentlich herauskommen wird, denn es mutet ſonder⸗ 
bar an, wenn der leitende Direktor der Volksbank die 
Leitung eines Automobilvertriebes übernommen hat, 
den die Volksbank finanziert hat. Aber dies Geſchäft 
hat ebenfalls Herr Dr Creutzburg der Volksbank ver- 
mittelt. Wir ſehen alſo, daß Sie, m. H. von rechts, den 
Skandal von Oliva nicht gegen die Kommuniſten aus⸗ 
nützen können. Das Umgekehrte iſt der Fall. Jeder 
Menſch wird zugeben müſſen, daß diejenigen die Ver⸗ 
brecher ſind, die die Sache geleitet haben. Schuldig iſt 
der deutſchnationale Gemeindevorſtand. (Laſchewſki 
iſt deutſchnational? rechts.) Laſchewſki ift einer unter 
ſieben, warum nennen Sie nur den einen. Schuldig 
ſind Dr Creutzburg, Herr Feldkeller und Herr Dyck, Die 
ſind die Verbrecher. (Abg. Doerkſen: Die anderen 
nicht!) Verbrecher ſind weiter die Mitglieder der 
Aufſichtsbehörde, die geſetzwidriges Handeln geduldet 
haben. Verbrecher ſind auch die, die zugeſehen haben, 
wie ſich die Gemeinde an den Abgrund wirtſchaftete. 
Aber, m. H., iſt es denn etwas Neues? In Ihrem 
Sumpf paſſiert doch ſo viel! Nehmen Sie einmal die 
„Deutſche Zeitung“ zur Hand. (Abg. Doerkſen: Bar⸗ 
mat!) Ich habe erwartet, daß Sie das ſagen würden. 
Ich will Ihnen einige Beiſpiele aufzählen, damit Sie 


das Zwiſchenrufen aufgeben. 


In der außerordentlichen Generalverſammlung 
der Niederlauſitzer Landgrundgenoſſenſchaft ſtellte der 
Genoſſenſchaftsverband feſt, daß dort eine Unterbilanz 
von 840 000 Rentenmark vorhanden iſt. 


In Mecklenburg wurde bei der Kaſſe des Land⸗ 
bundes ein Fehlbetrag von 500 000 Mark feſtgeſtellt. 


(Was hat das mit der Sache Raube zu tun? rechts.) 
Sie riefen dazwiſchen „Barmat“! Ich erinnere an die 
Schieberei, Gaunereien und Betrügereien des Adels⸗ 
konſortiums von Etzdorf, von Karſtedt und von Carlo- 
witz in der Landespfandbriefanſtalt. (Zuruf rechts.) 
Herr Abg. Doerkſen: Bei Ihnen werde ich auch einige 
Fälle aufzählen. (Abg. Senftleben: Bauhütte!) Herr 
Abg. Senftleben, bei der Leitung der Bauhütte war 
ein Herr, der zu Ihrer Partei zählt. Wir haben aber 
wenigſtens als Arbeiter den Mut gefunden, ſelbſt 
Nemedur zu ſchaffen und haben nicht geduldet, daß das 
Gebäude infolge der Führung eines Deutſchnationalen 
über uns zuſammenbrach. Wir haben kämpfen müſſen, 
um das zuſtande zu bringen. Ich erinnere daran, daß 
im Aufſichtsrat ein Finanzmann, ein Oberbaurat der 
Regierung ſaß, der uns noch in der Sitzung am 17. No⸗ 
vember mit dem deutſchnationalen Geſchäftsführer der 

auhütte erklärte, ſie ſtände gut. Einige Wochen ſpäter 
aben wir mit unſerer Volksſchulbildung dieſen aka⸗ 
df ich vorgebildeten Leuten nachgewieſen, daß ſie uns 
Ti Unwahrheit geſagt, daß ſie gelogen und ſich nicht 
am die Geſchichte gekümmert hätten. Hätten Sie in 

liva, der Generalleutnant Feldkeller, Herr Dr Creutz⸗ 


urg und Herr Dyck, eine reine Weſte gehabt, dann 


mies Sie den Sumpf beſeitigt. Iſt das unerhört? 
5 Jawohl! rechts.) Iſt es unerhört, wenn jemand 
ea Gulden Darlehen aufnimmt und einen Gegen- 
wert von 7000 Gulden ſtellt? (Abg. Doerfjen: Be- 

eiſen Sie!) Herr Abg. Doerkſen, Sie haben beſſere 


Verbindungen als ich, da brauchen Sie nicht nach Be- (C) 


weiſen zu rufen. Ich behaupte, daß es wahr iſt. Wenn 
das nicht wahr iſt, Herr Abg. Doerkſen, dann haben Sie 
das Recht, mich öffentlich als Lügner zu bezeichnen. Iſt 
es nicht unerhört, wenn der Bürgermeiſter für ſich ſelbſt 
ein Darlehen von 13 000 Gulden aufnimmt, obgleich ein 
Statut beſteht, daß kein Mitglied des Sparkaſſenvor⸗ 
ſtandes bei der Kaſſe ein Darlehen aufnehmen darf. Iſt 
es nicht unerhört, wenn er ſpäter dies Darlehen auf 
ſeine Frau übertragen läßt. (Abg. Doerkſen: Be⸗ 
weiſe!) Ich habe es Ihnen ſchon einmal gejagt, wenn 
Sie „Unerhört“ rufen, ſo beweiſt das nur, daß Sie das 
gutheißen, was dort geſchehen iſt. 

Nun haben Sie, Herr Abg, Doerkſen, den Namen 
Kutiſker gerufen. Ich werde Ihnen einige Gegen- 
proben geben: 


Der deutſchnationale Profeſſor Schellenberger, 
Lehrer an der Landwirtſchaftlichen Schule in Meißen, 
wurde am 21. Februar 1924 wegen Hinterziehung der 
Einkommen⸗ und Umſatzſteuer mit der zuläſſigen 
Höchſtſtrafe beſtraft. 

Der deutſchnationale Charlottenburger Stadtver⸗ 
ordnete Fedler hat, wie die Debatte in der Charlotten⸗ 
burger Bezirksverſammlung am 26. März 1924 ein⸗ 
wandfrei ergab, ſein Ehrenamt als Mitglied der 
Wohnungskommiſſion zu geſchäftlichen Zwecken miß⸗ 
braucht. > 

Der dem alten Regime entwachſene Miniſterial⸗ 
amtmann S. wurde am 7. Mai 1924 von der Reichs⸗ 
diſziplinarkammer mit Dienſtentlaſſung beſtraft, weil 
er „Wilhelms Randgloſſen“, deren dienſtliche Be⸗ 
arbeitung ihm anvertraut war, gegen 50 000 Mark an 
Ausländer verkauft hatte. 5 

(Zurufe rechts.) 

Ob Sie ſchreien oder nicht, nachdem Sie einige 
deutſche Namen genannt haben, muß ich ſchon den 
Sumpf, wie er in Oliva aufgezogen iſt, vervollſtän⸗ 
digen. Wenn für Sie das unangenehm iſt, kann ich nichts 
dafür. Sie hätten Ihre Zwiſchenrufer warnen ſollen, 
damit dieſe Liſte hier nicht bekanntgegeben wird. 


Der Steuerberater des Pommerſchen Landbundes 
Karl Steer hat im Sommer 1924 ungefähr 24 000 Mark 
Steuergelder unterſchlagen und iſt geflüchtet. Sein 
Nachfolger, Dr Wetterkopf, mußte ebenfalls ver⸗ 
ſchwinden, weil er fiH den Doktortitel zugelegt hatte. 

Der Vorſitzende der Magdeburger Handwerks⸗ 
kammer, der deutſch⸗volksparteiliche Abgeordnete 
Thierkopf, mußte im Sommer 1924 ſein Mandat 
niederlegen, weil er von dem berüchtigten Rahardt, 
ſeinem Handwerkskollegen aus Berlin, die Summe 
von 12000 Mark als Schweigegeld angenommen hat. 

Unter Leitung und „Mitwirkung“ des deutſchnatio⸗ 
nalen Landrats und Verwaltungsvorſitzenden, Frei⸗ 
herrn von Thielemann wurde bei der Kreis⸗ und 
Stadtgirokaſſe in Frankenſtein in Schleſien mit Hilfe 
gepumpter Gelder der Kaſſe eine Art „Inflations⸗ 
börſe“ eingerichtet, ſo daß die Behörde dagegen ein⸗ 
ſchreiten mußte. 

In der Generalverſammlung der Magdeburger 
Bankaktiengeſellſchaft, in der eine beträchtliche Anzahl 
von Gutsbeſitzern, Grafen und Baronen die Mehrheit 
der Aktien repräſentierte, wurden dem Bankdirektor 
Beak Unterſchlagung, Untreue, Wucher, Wechſel⸗ 
ſchiebereien und Steuerhinterziehung nachgewieſen. 

Der deutſchnationale Regierungsrat Bartels, 
Leiter des Fremdenamtes im Polizeipräſidium Berlin, 
wurde wegen Beamtenbeſtechung (Annahme von 
Geldern des Strafgefangenen Holzmann) in Verbin⸗ 
dung mit Schiebungen bei der Preußiſchen Staatsbank, 
verhaftet und zu einer mehrjährigen Gefängnisſtrafe 
verurteilt. 4, 

Wollen Sie noch mehr hören? 

Der deutſchnationale Reichstagsabgeordnete Groß⸗ 
admiral von Tirpitz wird von Profeſſor Dr Thieme 
des Aktendiebſtahls beſchuldigt. 


(Gelogen! rechts.) 
Tirpitz hat bisher keine Berichtigung gegeben, infolge⸗ 
deſſen iſt es wahr. 8 = - 
(Abg. Schwegmann: Sie ſollen nicht jo lügen!) Herr 
Schwegmann, bis jetzt hat Tirpitz noch keine Berichti⸗ 
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gung gegeben. Infolgedeſſen bleibt der Vorwurf be⸗ 

ſtehen. i 

Herr Viktor von Rakowſki, Mitglied der „Deut⸗ 
ſchen Adelsgenoſſenſchaft“ und des „Nationalen Klubs“, 
hat mit der Filiale Forſt der Depoſiten⸗ und Handels⸗ 
bauk unerlaubte Effektengeſchäfte gemacht und ift 
daraufhin friſtlos entlaſſen worden. 

Ich will noch gern einige weitere Namen nennen. 
(Abg. Doerkſen: Demnächſt werden wir Ihnen eine 
beſſere Liſte aufmachen!) Das ſollen Sie ruhig tun. 
Vielleicht unterhalten wir uns dann, und Sie geben 
mir Gelegenheit, mich mit Ihrer Tätigkeit, die Sie bei 
der Sparkaſſe Danziger Niederung haben, zu beſchäf⸗ 
tigen, um dem Hauſe auch dieſes Material zu unter⸗ 
breiten. M. D. u. H.! Wir wollen nicht das Feld nach 
irgendeiner anderen Richtung verſchieben und den Fall 
Raube ſo ſchnell wie möglich erledigen, damit Sie aus 
der Sackgaſſe kommen. Nicht Raube iſt der Schuldige. 
Wir haben keine Urſache, ihn zu verteidigen. Wir 
wollen aber die Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen, 
ohne nachzuweiſen, daß neben Raube einige andere 
Verbrecher mit dazu beigetragen haben, daß die Sparer 
Olivas um ihre Gelder gebracht worden ſind, und daß 
Oliva die Selbſtändigkeit aufgeben mußte, weil es leider 
von Verbrechern geleitet worden iſt, die in unverant⸗ 
wortlicher Weiſe die Spargelder der armen Leute in 
einer verſchwenderiſchen Art und Weiſe verſchleudert 
haben. Schuld tragen diejenigen, die ich namhaft gemacht 
habe, (der ſozialdemokratiſche Kaſſierer! rechts.) 
alfo Herr Dyck. (Abg. Doerkſen: Haegner!) Warum 
rufen Sie Haegner, warum wollen Sie das decken, was 
Dyck getan hat? Warum nennen Sie nicht Dr Ereutz⸗ 
burg? Warum fragen Sie nicht Herrn Dr. Ziehm, wes⸗ 
halb er es 1% Jahre geduldet hat, daß dort die Schwei⸗ 
nereien vorkamen? (Abg. Dr Ziehm: Das iſt eine 
Lüge!) Wenn das eine Lüge iſt, dann frage ich offiziell 
den Herrn Senator Dr Schwartz, wann der Senat zum 
erſtenmal von den Geſchäften Kenntnis bekommen hat? 
(Senator Dr. Schwartz: Das habe ich doch neulich ſchon 
geſagt!) Dann möchte ich empfehlen, daß bei Herrn 
Regierungsrat Poll, dem jetzigen Landrat, angefragt 
wird, wann er zuerſt Kenntnis bekommen hat. (Im 
November! rechts. — Er hat ſchon früher Kenntnis 
gehabt! links.) Warum hat er nicht das Nötige ver⸗ 
anlaßt? Infolgedeſſen trifft die Aufſichtsbehörde die 
Schuld, daß ſie es unterlaſſen hat, die vorgeſetzte Be⸗ 
hörde, in dieſem Fall den Senat, von den unſauberen 
Geſchäften in Kenntnis zu ſetzen. Herr Poll mußte die 
Anzeige aber unterlaſſen, weil er zu ſeinen ſonſtigen 
Amtshandlungen den Dr Creutzburg im Kreisausſchuß 
brauchte, weil er die Olivaer im Kreistag weiter als 
Stimmvieh brauchte. Deshalb ift die Gemeinde Oliva 
um ihre Eriſtenz gekommen, und deshalb find die 
Sparer und kleinen Leute in einer elenden Art und 
Weiſe um ihr Hab und Gut gekommen. Schuld daran 
ſind der Sumpf und die Korruption, die Sie groß⸗ 
gezogen haben. (Lebhaftes Bravo! links. — Abg. 
Ed. Schmidt: Die ſind noch ſchlimmer als der Kom⸗ 
muniſt Raubel) 


Präſident: Haben Sie Mitglieder des Hauſes mit 
Ihrem Ausdruck gemeint? (Abg. Ed. Schmidt: Ich 
meine ..) Haben Sie Mitglieder des Hauſes ge- 
meint? Ich bitte, mir die klare Antwort zu geben, ob 
Sie Mitglieder des Hauſes damit gemeint haben. 
(Abg. Ed. Schmidt: Ich meine damit die deutſchnatio⸗ 
nalen Räuber in Oliva!) Nein, das verſtehe ich nicht. 
(Abg. Ed. Schmidt: Ihre deutſchnationalen Partei⸗ 
freunde meine ich!) Herr Abg. Schmidt, ich rufe Sie 
zur Ordnung. Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich habe es außer⸗ 
ordentlich bedauert, daß die Antragſteller des Ur⸗ 
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antrags Druckſache Nr. 1811 nicht das Wort ergriffen 00 


haben, um zu begründen, weshalb das Obergericht der 
Freien Stadt Danzig ſich mit einer Angelegenheit be⸗ 
ſchäftigen ſoll, deren Rechtsgrundlage aus Artikel 10 
Abſatz 4 der Danziger Verfaſſung hergeleitet wird. Es 
wäre doch außerordentlich intereſſant geweſen, wenn 
hier erklärt worden wäre, aus den und den Gründen 
ſcheint der betreffende Abgeordnete, um den es ſich 
handelt, nicht mehr würdig, weiter Mitglied 
des Hauſes zu ſein. Wenn man ſich auf geſetz⸗ 
liche Beſtimmungen bezieht, hätte man jagen müſſen, 
auf Grund dieſer und jener geſetzlichen Beſtimmungen 
beſteht das Mandat nicht mehr. Dann hätten ſich die 
Mitglieder des hohen Hauſes ein Bild davon wachen 
können und hätten, wenn es zur Abſtimmung ge⸗ 
kommen wäre, gewußt, ob ſie dafür oder dagegen 
ſtimmen ſollen. Nichts davon iſt geſchehen. Der Ver⸗ 
treter der Kommuniſtiſchen Fraktion hat geſchwiegen. 
Dagegen haben wir eine Dreiviertelſtundenrede des 
Abg. Brill gehört, die infolge der Nervoſität der 
Deutſchnationalen Fraktion und der Erregiheit auf 
der andern Seite ein ganz neckiſches Zwiſchenſpiel war. 
Wir ſind dadurch aber nicht weiter gekommen. Mit 
dem, was hier vorgetragen wurde, hat der Autrag auf 
der Druckſache Nr. 1811 nichts zu tun. Die Kommu⸗ 
niſtiſche Fraktion bezieht ſich auf den Artikel 10 
Abſatz 4 der Verfaſſung, der folgendes beſtimmt: 

; Entſtehen Zweifel darüber, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen der Mitgliedſchaft vorhanden find, 
ſo eutſcheidet auf Verlangen des Volkstages das 
Oberſte Gericht der Freien Stadt Danzig. 

Alſo, wenn Zweifel darüber vorhanden find, ob der 
betreffende Abgeordnete noch Mitglied des Hauſes iſt, 
ſoll das Oberſte Gericht entſcheiden. Ich laſſe den 
Namen des Abgeordneten außer Betracht und be⸗ 
handele die Frage theoretiſch. Ein Abgeordneter, der, 
zur Verfaſſunggebenden Verſammlung gewählt wurde, 
ein Abgeordneter, der drei Jahre dem erſten Volkstag 
angehörte, ein Abgeordneter, der weiter zwei Jahre 
nach der Neuwahl wiederum dem Volkstag angehörte, 
der alſo ſechs Jahre lang Mitglied der geſetzgebenden 
Körperſchaft war, bei dem taucht plötzlich die Frage 
auf: „Darfit du auf Grund der geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen noch Abgeordneter ſein?“ Was liegt näher, 
als zu prüfen, welche geſetzlichen Vorausſetzungen 
vorliegen müſſen, um die Mitgliedſchaft eines Abge⸗ 
ordneten aufzuheben. Der Artikel 8 unſerer Ver⸗ 
faſſung beſagt u. a.: 
Von der Ausübung des 
ſchloſſen: 
a) Wer entmündigt ift oder unter vorläufiger Bor? 
mundſchaft ſteht oder ſich in Fürſorgeerziehung be⸗ 


findet; 
Urteils der 


b) wer infolge 
bürgerlichen Ehrenrechte ermangelt. 

Der betreffende Abgeordnete, um den es ſich bei 
dem Antrag, Druckſache Nr. 1811 handelt, iſt, ſoweit 
mir und wohl auch den Mitgliedern des hohen Hauſes 
und auch unſerem Präſidenten bekannt iſt, geſchäfts⸗ 
fähig. Er ift nicht unter Vormundſchaft geſtellt. 
Wenigſtens iſt öffentlich nichts davon bekannt ge⸗ 
worden, und das hätte doch publiziert werden müſſen. 
Ihm find auch die bürgerlichen Ehrenrechte nicht ent- 
zogen worden, ja, es liegt noch gar nicht einmal eine 
Strafanzeige beim Volkstag vor oder eine Bitte an 
den Volkstag, die Genehmigung zur Strafverfolgung 
zu geben. Nun wird plötzlich die Frage geſtellt: Iſt der 
Abg. Raube noch Mitglied dieſes hohen Hauſes 

Natürlich iſt er Mitglied; denn er hat weder 1 
Mandat niedergelegt, noch iſt er entmündigt oder ſind 
ihm die bürgerlichen Ehrenrechte abgeſprochen 1 
den. Wenn nicht geſetzliche Vorausſetzungen für d 

Zweifelsfrage vorliegen, ob er Mitglied dieſes 


Wahlrechts iſt ausge⸗ 


eines rechtskräftigen 


Hauſes 
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XA) ift, beſteht gar keine rechtliche Möglichkeit, an das Dber- 


gericht zu appellieren und um eine Eutſcheidung zu 
erſuchen. s 

Wir haben uns heute bei einem vorigen Tages- 
ordnungspunkte über den Schutz des Abgeordneten 
lange Vorträge halten laſſen müſſen und gehört, daß 
der Abgeordnete gewiſſermaßen ſchlechter ſteht, als der 
gewöhnliche Bürger, obgleich ich dieſe Anſicht nicht 
teile. Aber jetzt foll etwas ganz Tolles gemacht wer⸗ 
den. Obgleich man weiß, daß der Abg. Raube ſeit 
ſechs Jahren Abgeordneter des Volkstages und vorher 
der Verfaſſunggebenden Verſammlung iſt, ſein Man⸗ 
dat nicht niedergelegt hat und keine Gründe aus der 
Verfaſſung für die Niederlegung oder Ungültigkeits⸗ 
erklärung des Mandats vorliegen, ſoll das Obergericht 


mit der Frage beläſtigt werden, ob Herr Raube noch 


Abgeordneter iſt. Der Volkstag, der dieſen Antrag, 
Druckſache Nr. 1811, annimmt, würde ſich vor dem 
Obergericht lächerlich machen. Der klare Blick iſt durch 
te Dinge und durch die Erregung im erſten Moment 
getrübt worden. In der erſten Erregung ſind die Ge⸗ 
danken verwirrt und jeder wird geneigt ſein, mit 
Steinen zu werfen. Dabei vergißt man, daß verſchie⸗ 
ene andere Leute auch in einem großen Glashaus mit 
ganz dünnen Glasſcheiben ſitzen. Ich halte es daher 
für notwendig, daß dieſe Angelegenheit gründlich ge⸗ 
prüft wird und daß ſich der Volkstag nicht lächerlich 
macht. Wenn den Herren und Damen von der Kommit- 
niſtiſchen Fraktion irgend jemand dieſen Antrag fertig⸗ 
gemacht hat, und darin auf den Verfaſſungsartikel 10, 
Abſatz 4, Bezug nimmt, ſo hat der Parteiſekretär, der 
das wahrſcheinlich geſchrieben hat, die Danziger Ver⸗ 
aſſung nicht gekannt, um zu wiſſen, welche Aus⸗ 
chließungsgründe der Artikel 8 der Danziger Ver⸗ 
aſſung vorfieht. 

Aus allen dieſen Gründen bitte ich Sie, laſſen Sie 


ſich bei dieſer Frage nicht von der gegenwärtigen 
i Stimmung beeinfluſſen, ſondern behalten Sie als Ge⸗ 


etzgeber immer einen klaren Kopf und prüfen Sie die 
Singe auf die wahre Sachlage. Wenn fiH ſchon die 
zommuniſtiſche Fraktion vor dem Obergericht lächer⸗ 
machen will, ſo machen Sie ſich bitte nicht als 
geſamter Volkstag durch die Annahme eines ſolchen 
unſinnigen Antrages vor den Oberrichtern lächerlich. 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Die Frage des 
rn Abg. Rahn kann ich nur dahin beantworten, 
Herr Abg. Raube für uns ſein Mandat nieder⸗ 
gelegt hat. Es fragt ſich hier alſo, ob ein Abgeordneter, 
er fein Mandat niedergelegt hat, es wieder aufnehmen 
üben (Zuruf links.) Wenn Sie glauben, beſſer 
n. er die Verhältniſſe orientiert zu ſein, ſo weiß ich 
bacbt, wie ich das noch weiter begründen ſoll. Für uns 
zat Herr Raube ſein Mandat niedergelegt. Das muß 
w em Hauſe bekannt ſein und darum glaubten wir, 
eiter keine Begründung geben zu müſſen. Am 

q September ift die Mandatsniederlegung des Abg. 
hat be beim Volkstag eingegangen. Am 14. September 
zat er wieder erklärt, er fühle ſich noch als Mitglied 
jem Jauſes. Hier ift aljo die Frage zu entſcheiden, ob 
wiede der ſein Mandat niedergelegt hat, ſein Mandat 
Sew aufnehmen kann, indem er erklärt, er ſei noch 
150 ählt und Mitglied des Hauſes. So ift unſer An⸗ 
8 gedacht, der dem Obergericht vorgelegt werden jol. 
Otmar haben natürlich nicht die Abſicht, auf die 
dem An Sache weiter einzugehen, weil ſie nichts mit 
angef utrage zu tun hat. Nachdem aber die Frage hier 
ich nachnitten wurde, will ich kurz dazu bemerken, daß 
Dagit in der Lage bin, den Fall Raube und was 
unſer zuſammenhängt, zu vertreten. Der Abgeordnete 
er Fraktion, der damit vertraut iſt, iſt heute nicht 


Her 
ò 


auweſend. Ich bin aber davon überzeugt, daß er (C) 


Ihnen, meine Herren von rechts, wenn er hier wäre, 
auch noch verſchiedenes ſagen könnte. Nach unſerer 
Ueberzeugung iſt Herr Bürgermeiſter Dr. Kreutzburg 
nicht nur inſofern ſchuldig, daß er die Geſchäfte ſehr 
ſchludrig geführt hat, ſondern er hat ſich auch ſelbſt von 
Herrn Raube beſtechen laſſen, und zwar inſofern, als 
man Herrn Raube für Gelder 48 Prozent abgenommen 
hat und dabei glaubte, wenn das Geſchäft gut geht, 
noch ein beſonderes Geſchäft zu machen. „Die Kaffe 
darf ja nur 24 Prozent nehmen, 24 Prozent fließen 
alſo in meine Taſche,“ war die Deviſe des Herrn Creutz⸗ 
burg. Ich behaupte daher, daß Herr Dr Kreuzburg 
daran beteiligt iſt. Den Sozialdemokraten möchte ich 
ſagen, ſie ſollen nicht mit Steinen ſchmeißen, wenn ſie 
im Glashaus ſitzen. Es iſt verkehrt und direkt be⸗ 
ſchämend, wenn man glaubt, der Kommuniſtiſchen 
Partet Korruption vorwerfen zu können, (Sehr 
richtig!) wenn man ſelbſt derartige Fälle zu ver⸗ 
zeichnen hat. Es iſt vollſtändig unwahr, daß Herrn 
Abg. Raube wegen feiner Geſchäftsmanipulationen das 
Vorſtandsamt in der Fraktion entzogen wurde. Wahr 
iſt einzig und allein, wie wir auch in der „Volks⸗ 
ſtimme“ berichtigt haben, daß er ſeine Geſchäfte in der 
Fraktion nicht in dem Maße wahrnahm, wie er ſie 
wahrzunehmen hatte. Das hing unmittelbar mit 
ſeinen geſchäftlichen Reiſen zuſammen. Aus dieſem 
Grunde haben wir ihm das Vorſtandsamt in der 
Fraktion abgenommen. Sofort, als die „Volksſtimme“ 
mit der Angabe kam, haben wir die Geſchäftsmani⸗ 
pulationen unterſucht. Glauben Sie doch nicht, daß 
wir auf alle Angriffe Ihrer Preſſe eingehen und daß 
wir denjenigen, der von Ihnen angegriffen wird, ſofort 
hinauswerfen. Dann hätten wir ſchließlich gar keine 
Kommuniſten mehr. (Heiterkeit.) Letzten Endes iſt es 
Ihre Taktik, die Kommuniſten in der Oeffentlichkeit 
anzuſchwärzen und ihnen Dinge anzuhängen, die zum 
großen Teil nicht auf Wahrheit beruhen. Sie müſſen 
uns deshalb ſchon das Recht zugeſtehen, die Sache 
ſelbſt zu unterſuchen. Wir haben die Angelegenheit in 
die Hände genommen und danach gehandelt, und beſſer 
gehandelt, als Sie, meine Herren von den Sozial⸗ 
demokraten. Wir haben gleich reinen Tiſch gemacht 
und geſagt: „Mein lieber Raube, dann verſchwindeſt 
du!“ Wir haben nicht jeden Tag Sitzungen abgehalten, 
den Ausſchluß beantragt, noch einmal Kommiſſions⸗ 
ſitzungen und dann eine Rüge erteilt. Das liegt uns 
fern. Wenn ſich derartige Fälle herausſtellen, dann 
wird bei uns Schluß gemacht. 


Was die Frage des Arbeiterführers Raube angeht, 
ſo kann ich ſagen, daß er dies Vertrauen bei uns und 
in unſeren Kreiſen wohl weniger gehabt hat. (Na, na! 
rechts.) Wenn er hier als erſter Redner auftrat, ſo 
geſchah das unter unſerer Aufſicht und mit unſerer 
Zuſtimmung. Wir können keinem unſerer Mitglieder 
ins Herz ſehen, und das können die anderen Parteien 
auch nicht. (Zwiſchenrufe rechts.) Wenn ſolche 
Elemente in Ihren Reihen ſitzen, und Sie das erkannt 
haben, dann müßten Sie ſie hinauswerfen. Das ſollten 
die Sozialdemokraten auch tun. (Abg. Liſchnewſki: Sie 
decken das, das ſind alles Schieber!) Aber Sie be⸗ 
weiſen immer wieder, daß Sie verbrecheriſche Taten 
Ihrer Mitglieder decken. Darauf kommt es an. Wenn 
Sie unſerm Antrag in dieſer Beziehung folgen wollen, 
dann iſt es höchſte Zeit, daß Sie den Anfang machen. 
Bei Ihnen iſt ſchon ſo viel Dreck und Miſt aufgewühlt, 
daß es Zeit wird, endlich einmal aufzuräumen. Wir 
haben Raube nie als Führer der Arbeiterſchaft an⸗ 
erkannt und ihn auch nie beauftragt, das ſein zu 
können. (Abg. Dr Bumke: Weshalb iſt er denn als 
Abgeordneter aufgeſtellt worden?) Er iſt als Abge⸗ 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 
ordneter auf Grund feines Wirkens für die Kommu- 
miſtiſche Partei aufgeſtellt worden. Er hatte das Recht 
dazu. (Aha! rechts.) Aber damit iſt doch noch lange 
nicht geſagt, daß er der Führer iſt. Wir verſtehen 
unter Führer etwas ganz anderes wie Sie. Wenn 
Sie glauben, daß alle, die in Ihrem Vorſtand ſitzen, 
ſchon die Führer find, dann mögen Sie es mit ſich ab- 
machen. Bei uns ſind die Führer die Arbeiter, und 
nicht ein einzelner Mann, den wir als Vorſitzenden 
bezeichnen. Das iſt für uns noch lange kein Führer. 
Er iſt nur inſofern Führer geweſen, als er in der 
Fraktion und auch in der Partei etwas mehr Zeit hatte 
wie unſere anderen Mitglieder, die täglich acht Stun⸗ 
den in der Arbeit ſtehen, ſich dann müde gearbeitet 
haben und geiſtig nicht mehr auf der Höhe ſein 
können. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) Wenn Sie 
glauben, daß uns Raube Geld gegeben hat, dann wer⸗ 
den Sie vielleicht in dieſer Beziehung noch etwas er⸗ 
fahren. Nach den letzten Vorkommniſſen mit dem 
Abg. Raube können wir ſchon heute mit aller Be⸗ 
ſtimmtheit behaupten, daß er dann auch davon geger- 
über der Partei Gebrauch machen wird. Wenn alſo 
Raube uns Geld gegeben hat, und er es jetzt erlebt, 
daß wir ihm ſozuſagen den Fußtritt geben, dann würde 
er fagen: „Die Halunken haben fo viel Geld von mir 
bekommen, und jetzt bringen ſie alles Gemeine gegen 
mich vor.“ Alſo, m. D. u. H., überlegen Sie ſich das, 
und wenn Sie ſich mehr hineindenken, werden Sie 
ſagen: „Nein, nein, die Kommuniſtiſche Partei erhält 
ſich letzten Endes nur von den Arbeitergroſchen.“ 
M. D. u. H., wie wir zu dem Fall Raube ſtehen, 
wird Ihnen bekannt ſein. Das geht daraus hervor, 


daß wir ſeine Blankovollmacht eingereicht haben und 
daß wir ihn aus der Partei ausgeſchloſſen haben. Wir 
verlangen jetzt, daß das Obergericht entſcheiden ſoll, 


ob er noch Mitglied des Hauſes ift. Ich hoffe, daß das 
Haus dem Antrag zuſtimmt. 4 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Her 
Senator Dr Schwartz. 

Dr. Schwartz, Senator: M. D. u. H.! Ich habe die 
Debatte, die ſich heute abend hier erhoben hat, nur zum 
Teil anhören können. Ich möchte daher nur auf die 
letzten Ausführungen des Herrn Abg. Brill kurz ein⸗ 
gehen. Er hat dem jetzigen Landrat Poll den Vorwurf 
gemacht, daß er entweder die Sache im Jahre 1924 nicht 
rechtzeitig gemeldet habe oder als Aufſichtsbehörde 
nicht eingeſchritten fei. Wenn ich gewußt hätte, daß fiH 
die Debatte auf dieſen Fall erſtrecken würde, hätte ich 
mir aus den Akten des Landrats die Daten beſorgt. 
Ich ſelbſt habe ſeinerzeit, etwa im Dezember 1924, vom 
Landrat Poll Kenntnis erhalten. Poll hatte ſchon vor⸗ 
her die Reviſion im November 1924 veranlaßt. So⸗ 
weit ich mich danach über die Vorgänge im Jahre 1924 
erinnere, trifft Herrn Poll in dieſer Angelegenheit 
keine Schuld. (Abg. Brill: Der Senat hat ein Jahr 
gebraucht.) Der Senat hat von der Sache überhaupt 
erſt im Dezember vergangenen Jahres Kenntnis be⸗ 
kommen.. . (Abg. Brill: Sie ſagten September!) 
Nein, ich ſagte Dezember, ich betone es noch einmal. 
Darauf iſt das weitere veranlaßt worden, ſowohl vom 
alten, wie vom neuen Senat. Ich kann mich auf die 
Ausführungen beziehen, die ich das letzte Mal gemacht 
habe. (Abg. Brill: Iſt Ihnen nicht bekannt, daß in 
den Gemeinden laut Gemeindeordnung keine Kommiſ⸗ 
ſion exiſtieren darf.) 

Vizepräſident Splett: 
Abg. Janzen. 

Janzen, Abgeordneter (.): Ich möchte nicht zu der 
Druckſache Nr. 1811 ſprechen. Nachdem aber die Olivaer 

Angelegenheit angeſchnitten iſt, halte ich mich für ver⸗ 


Das Wort hat der Herr 


— 


Mittwoch, den 30. September 1925, 


pflichtet, einige Aufklärungen zu geben und hoffe be⸗ 
ſtimmt, daß der Herr Präſident mir einige Minuten 
geſtatten wird. Ich bin damals Vorſitzender der Spar⸗ 
kaſſe Oliva geweſen. Am 3. März 1924 lag ein Antrag 
Raube um Gewährung eines Giros in Höhe von 6000 
Dollar vor, dieſer Antrag iſt von mir abgelehnt worden. 
Vom Rendanten der Sparkaſſe wurde ich darauf auf⸗ 
merkſam gemacht, daß dieſer Antrag dem Sparkaſſen⸗ 
vorſtand vorgelegt werden müſſe. Ich habe dann den 
Antrag zur Sitzung des Sparkaſſenvorſtandes geſchrie⸗ 
ben. In der nächſten Sparkaſſenvorſtandsſitzung, etwa 
zwei oder drei Tage ſpäter, habe ich die Sache in nega⸗ 
tivem Sinne vorgetragen und der Antrag wurde ab⸗ 
gelehut. Unterpfänder waren wohl vorhanden, ſie lagen 
aber im Tranſitlager. Wenige Monate ſpäter habe ich 
durch Zufall erfahren, meine Damen und Herren, daß 
Wechſel mit dem Giro der Sparkaſſe Oliva in Umlauf 
waren. Für den nächſten Tag war zufällig eine außer⸗ 
ordentliche Reviſion der Sparkaſſe Oliva angeſetzt wor⸗ 
den. Der Vorſtand hat daraufhin die Sparkaſſe ge⸗ 
prüft, konnte aber nichts finden, weil Geld eben nicht 
gegeben war, das Giro war auf die Wechſel geſetzt wor⸗ 
den, und andere Banken hatten dieſe Wechſel in Zah⸗ 
lung genommen. Nach der Nevifton fragte ich den Ren- 
danten Haegner, ob er ein Giro der Sparkaſſe erteilt 
hätte. Haegner leugnete es anfangs ab, hat aber dann 
nach einigem Zureden die Sache zugegeben. Er geſtand 
ein, daß cr das Geſchäft mit Raube ſeinerzeit gemacht 
hätte. (Hört, hört! rechts.) 


Mr. D. u. H.] Als ich hiervon Kenntnis hatte, habe 
ich ſofort den Gemeindevorſteher von Oliva in die 
Sitzung rufen Laien, Der Herr Gemeindevorſteher kam 
auch ſofort, und ich habe den Sachverhalt klargelegt, 
mußte aber erfahren, daß der Bürgermeiſter bereits 


von der Angelegenheit wußte. Im Augenblick bin ich (0) 


nicht in der Lage, ich bin aber gern bereit, die Unter⸗ 
lagen dafür zu erbringen, wann der Gemeindevorſteher 
von der Sache zuerſt und durch wen er Kenntnis bekom⸗ 
men hat. Wir haben dann längere Zeit mit Haegner 
verhandelt. Im Laufe der Verhandlung gab Haegner 
zu, es könnten Giros über 4=, 5⸗, 6⸗, 7- auch 8000 Dollar 
geweſen fein, die er bereits an Raube gegeben hatte, 
(Hört, hört! rechts.) Der Gemeindevorſteher, ſowie der 
geſamte Sparkaſſenvorſtand waren über diefe Hand? 
lungsweiſe des Rendanten Haegner außerordentlich 
erſtaunt. (Hört, hört! rechts.) Ich weiß mich ganz genau 
darauf zu beſinnen, daß ich an dieſem Tage mit der 
Fauſt auf den Tiſch geſchlagen und geſagt habe: „Ich 
lege mein Amt als Vorſitzender nieder.“ Die übrigen 
Mitglieder erklärten ſich ſolidariſch. Auf Zureden haben 
wir dann beſchloſſen, von dem Niederlegen unſerer 
Aemter Abſtand zu nehmen. Es war unſere Pflicht, 
dafür zu ſorgen, daß neue Unterlagen herangeſchaff 
wurden. Dieſe Unterlagen ſind nach einigen Tagen 
beſchafft worden, und zwar in der Höhe von 33 398,50 
Dollar. Inzwiſchen hat es ſich herausgeſtellt, daß 
22 500 Dollar von der Sparkaſſe Oliva bereits auf Giro⸗ 
wechſel Raube erteilt waren. Dieſe 33 338,50 Dollar 
find durch Uebereignungsverträge bei unſerem Syndi 
kus, der gleichzeitig Mitglied des Sparkaſſenvorſtan⸗ 
des war, Herrn Rechtsanwalt Dr. Sellentin, getätig 
worden. Einige Zeit darauf kam Herr Laſchewſki⸗ 
Schöffe der Gemeinde Oliva, zur Sparkaſſe Oliva un 

hat ſich nach den einzelnen Geſchäften erkundigt un 

geſagt, die von Herrn Raube übergebenen Unterlage! 

wären vielleicht nicht alle ſo, daß die Sparkaſſe Deckun 
hätte. Er empfahl dem Rendanten dringend, noch bal 
dere Werte des Herrn Raube, ich glaube, es war Tab 105 
im Werte von 65 000 Dollar, für die Sparkaſſe bene 

zunehmen. Dies Geſchäft iſt ſpäter, als ich nicht me 
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() den Vorſitz in der Sparkaſſe hatte, getätigt worden. Die 


Sparkaſſe war nunmehr voll und ganz gedeckt. Ich 
habe dies ausführlicher behandelt, weil die Herren des 
Gemeindevorſtandes vor einiger Zeit in einer Sitzung 
erklärten, der Gemeindevorſtand hätte erſt jetzt von den 
Geſchäften Raubes mit der Sparkaſſe Kenntnis bekom⸗ 
men. Herr Schöffe Laſchewſki trut im Laufe der Sitzung 
auf und erklärte, er hätte damals den Sachverhalt ge⸗ 
wußt und mit dem Bürgermeiſter Rückſprache genom⸗ 
men. Das letztere entzog ſich meiner Kenntnis. 
Einige Wochen ſpäter, es war wohl Ende Mai, fan- 


den die Wahlen ſtatt und kurz darauf erfolgten auch 


die Kommiſſionswahlen in Oliva. Bei dieſen Kom⸗ 
miſſionswahlen gab es einige Schwierigkeiten, es kam 
zu Beleidigungen, ſo daß ein Beleidigungsprozeß 
ſchwebte und ſchließlich die Staatsanwaltſchaft eingriff. 
Es wurde damals bekannt, daß das Bankgeheimnis 
gebrochen ſein ſollte. Aus dieſem Grunde iſt auch das 
Mitglied der Mehrheitsſozialdemokratiſchen Partei 
Pranſchke nicht wieder in den Sparkaſſenvorſtand hin⸗ 
eingewählt worden. Herr Pranſchke wurde kurz darauf 
verhaftet. Ich wäre auch verhaftet worden, wenn ich 
nicht immun geweſen wäre. Ich habe dann am nächſten 
Morgen zu Herrn Pranſchke geſagt, er ſolle mitgehen, 
ich würde ſofort zur Staatsanwaltſchaft fahren und den 
Sachverhalt klarſtellen. Das habe ich auch getan. Ich 
nahm das Protokollbuch mit und habe an Hand des 
Protokollbuches nachgewieſen, daß von keiner Ver⸗ 
letzung des Bankgeheimniſſes die Rede ſein konnte und 
wenn jemand es gebrochen hätte, käme Herr Pranſchke 
nicht in Frage, dann wäre ich es geweſen. Ich hätte 
dazu auch eine Berechtigung gehabt; denn nachdem der 
Rendant immer erklärte, er wiſſe nicht genau, wieviel 
Giros er gegeben habe, wurde ich beauftragt, weitere 
j Recherchen anzustellen. Wenn Recherchen angeſtellt 
werden, muß man das Geheimnis etwas lockern, das 
ijt ſelbſtverſtändlich. Ich möchte noch betonen, daß Herr 
ranſchke daraufhin ſofort entlaſſen wurde. 
„Die ganze Angelegenheit iſt dann einige Monate 
andrat Poll mitgeteilt worden. Herr Senator Dr. 
Schwartz hat eben die Daten angegeben. Es war meines 
Wiſſens Ende Auguſt, ſpäteſtens Anfang September 
1924. (Zuruf.) Jawohl, damals hat Herr Dr. Creutzburg 
em Landrat Poll Mitteilung von den Vorgängen der 
; parkaſſe Oliva gemacht. Sofort iſt dann eine große 
eviſion angeordnet, die von der Zentrale in Königs⸗ 
erg ausgeführt wurde. Die Reviſion hat ſich monate⸗ 
ig hingezogen. Erſt Anfang November hat der Senat 
Miet von dieſem Reviſionsprotokoll (Senator Dr. 
= chwartz: Am 3. Dezember!) oder Dezember Mitteilung 
ekommen. 


x Soweit mein Mitwirken. Ich möchte hier aber 
: 2 betonen, daß Anfang September die Verbindlich⸗ 
nen Raubes bereits auf zweimal 65 000 Dollar ge⸗ 

a „gen waren. Wenn ſpäter durch das Aufziehen der 
athis⸗Werke Raube noch größere Summen, einige 
nn Gulden gegeben wurden, jo habe ich die Ueber⸗ 
E daß der Sparkaſſenvorſtand glaubte, er würde 
ie zu ſeinem Geld kommen. Der angeſchnittene 
. fällt auch in meine Tätigkeitszeit. Damals 
Er a Herr Dyck abſolut nichts mit der Sparkaſſe zu tun. 
lied ar weder Vorſtandsmitglied, noch Sparkaſſenmit⸗ 
die S (Hört, hört! rechts.) Er trat als Privatmann an 
e heran. (Abg. Brill: Iſt Herr Dyck im 
. in Oliva?) Er war damals nicht im 
glied de evorſtand. (Abg. Brill: Iſt er Vorſtandsmit⸗ 
A 885 Gemeinde Oliva?) Ich komme darauf zurück. 

im Gemeintals, als das Geſchäft getätigt wurde, weder 
einde- noch im Kaſſenvorſtand. (Hört, hört! 


ſpäter von Herrn Dr Creutzburg wohl dem Herrn 


rechts.) Er hat damals um ein Darlehn in der Höhe (C) 


von 30 000 Gulden erſucht. Ich habe darauf von unſerm 
Bauſachverſtändigen die Grundſtücke ſchätzen laſſen. 
Es war möglich, dem Herrn Dyck 25 000 Gulden zu be⸗ 
willigen, die er auch bekommen hat. Wenn ſpätere Zah⸗ 
lungen an Herrn Dyck erfolgt find, dann ift das wohl 
auf andere Unterpſänder hin geſchehen und nicht mit 
dieſer Sache identiſch. (Abg. Brill: Alſo doch!) Selbſt⸗ 
verſtändlich find Zinſen angewachſen und es wird heute 
vielleicht eine höhere Summe herauskommen. (84 000 
Gulden! links.) Meines Wiſſens find es nur 71 000 
Gulden. Ich möchte aber betonen, daß das Grundſtück 
des Herrn Dyck ein 5000 Quadratmeter großes Grund⸗ 
ſtück mit mehreren Gebäuden iſt, daneben ein nicht ganz 
fertiges Einſamilienhaus. (Zuruf des Abg. Eduard 
Schmidt.) Herr Dyck iſt ſeit Mai 1925 Mitglied des 
Sparkaſſenvorſtandes, das iſt richtig. 

M. D. u. H., ich möchte nun noch betonen, daß der 
jetzige Gemeindevorſtand, außer Herrn Dr. Creutzburg 
und Herrn Laſchewſki, keine Kenntnis von den Ge⸗ 
ſchäften des Herrn Raube mit der Sparkaſſe gehabt 
hat und möchte ferner ausdrücklich betonen, daß von 
einer Beſtechung des Herrn Bürgermeiſters Dr Creutz⸗ 
burg oder eines Mitgliedes des früheren oder jetzigen 
Vorſtandes überhaupt keine Rede ſein kann. Das 
ſteht poſitiv feſt. (Wer hat das behauptet? links.) 
Das iſt hier behauptet worden. (Abg. Brill: Wie 
verhält es fich mit den Darlehen des Dr Creutzburg?) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr 
Abg. Dahſler. 

Dahſler, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Wir werden dem Antrage der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion zuſtimmen. Es ift fon in der Gemeindever⸗ 
tretung von Oliva vom Abg. Laſchewſki als erſtem, 
ſoweit ich mich entſinnen kann, die Erklärung abge⸗ 
geben worden, daß die Kommuniſtiſche Fraktion von 
dem ſeinerzeit von Herrn Raube ausgeſtellten 
Blankett Gebrauch gemacht hätte. Herr Laſchewſki 
erklärte damals poſitiv, Herr Raube wäre nicht mehr 
Abgeordneter, ſo daß wir in der Sitzung der Gemeinde⸗ 
vertretung annehmen mußten, daß Herr Raube ſich 
dieſer Erklärung auf dem Blankett gefügt habe. Erſt 
einige Tage ſpäter erfuhr ich, daß das nicht der Fall 
wäre. Ich glaube, der geſamte Volkstag und ſämtliche 
Parteien haben ein Intereſſe daran, daß dieſe Frage 
einmal völlig unparteiiſch geklärt wird, ob ſolche 
Blanko⸗Unterſchriften irgendwelche Rechtswirkſamkeit 
haben oder nicht. 

M. D. u. H.! Die Erklärungen des Herrn Abg. 
Janzen haben es mir ja eigentlich leicht gemacht, auf 
die Frage der Sparkaſſe in Oliva einzugehen. Wir 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß keiner von denen, die 
ein wirkliches Verſchulden trifft, irgendwie geſchützt 
werden ſoll. (Sehr richtig! rechts.) Wir wollen, 
daß die Schuldfrage reſtlos geklärt wird, und daß die 
Schuldigen zur Verantwortung gezogen werden ſollen 
und müſſen. Wir lehnen es aber ab, heute, da die Sache 
der Staatsanwaltſchaft übergeben iſt, und ein 
Diſziplinarverfahren ſchwebt, über dem ein Senat 
wacht, in dem wir augenblicklich nicht vertreten ſind, 
irgend jemand eine Schuld zuzuſchieben. Soweit ſich 
ein Verſchulden ergibt, und einer von den Schuldigen 
etwa in unſeren Reihen ſitzen ſollte, werden wir 
wiſſen, wie wir uns ihm gegenüber zu verhalten 
haben. Ich muß offen ſagen, daß die Verhandlungen 
in der Gemeindevertretung Oliva ein erfreuliches 
Bild gezeigt haben. Alle Parteien, von den Deutſch⸗ 
nationalen bis zu den Kommuniſten, haben nämlich 
die Auffaſſung gezeigt, daß man dieſe Frage unter 
Ausſchaltung der Parteipolitik klären muß, daß dieſe 
Frage nicht geeignet ſei, daraus ein Parteiſüppchen 
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(Dahiler, Abgeordneter.) 

zu kochen. Eine Ausnahme hat nur der ſozialdemo⸗ 
kratiſche Gemeindevertreter gebildet. Ich bedaure es, 
m. D. u. H., daß der Herr Abg. Brill nicht das Er⸗ 
gebnis der Unterſuchung abgewartet hat. Wenn die 
Unterſuchung einen Schuldigen ergeben wird, ſoll er 
mit ihm meinetwegen offen ins Gericht gehen. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Brill.) Aber in dem Senat, 
der über das Diſziplinarverfahren wacht, figen Sie 
und Ihre Partei. (Das iſt ihm neu! rechts.) Ich 
will nicht auf die Einzelheiten eingehen. Das ift nicht 
leicht, wenn keiner die Fälle kennt. (Abg. Brill: 
Sie ſind doch Bankmenſch, Sie kennen ſie doch!) Wer 
ſoll die hundert Fälle kennen! Daß namentlich ich als 
Bankbeamter die Vorkommniſſe dort entſchuldigen 
ſollte, wäre wirklich eine komiſche Zumutung. Die 
Vorfälle bei der Gemeindeſparkaſſe Oliva ſind haar⸗ 
ſträubend. M. D. u. H.! Stellen Sie ſich die Sache 
vor. Es ſind Wechſel giriert worden, ohne ein Kopier⸗ 
buch zu haben. Es iſt nicht notiert worden, wann die 
Wechſel fällig waren, ich möchte aber ausdrücklich be⸗ 
tonen, nur in dem Fall Raube. Von dieſen Wechſeln, 
die, wie Herr Abg. Janzen feſtſtellte, gegen den Be⸗ 
ſchluß des Sparkaſſenvorſtandes gegeben ſind, konnten 
der Sparkaſſenvorſtand und der Gemeindevorſtand erſt 
erfahren, als die Wechſel fällig waren und zwecks 
Zahlung präſentiert wurden. Solange war aus den 
Büchern nichts zu erſehen. Das iſt ja das empörende, 
daß die Wechſel herausgegangen ſind, ohne daß irgend⸗ 
welche Notizen gemacht wurden. (Abg. Brill: Trotz⸗ 
dem hat Dr. Creutzburg noch bis jetzt auf ſein Gehalt 
Vorſchuß genommen!) 

Ich will mich darauf beſchränken, einige poſitive 
Unrichtigkeiten klarzuſtellen. Der Gemeindevorſteher 
Dr. Creutzburg iſt deutſchnational geweſen, aber er iſt 
bereits im Januar 1923 aus der Deutſchnationalen 
Partei ausgetreten. Des Anlaſſes brauchen wir uns 
nicht zu ſchämen. Ich habe ſeinerzeit als Vorſitzender 
des Olivaer Mietervereins in einer Zeit, als es ſtark 
um Mietserhöhungen ging und die ganze ärmere Be⸗ 
völkerung an mich, als den Vorſitzenden, herantrat 
und ſagte „wir können nicht mehr zahlen“, eine Ver⸗ 
ſammlung des Mietervereins geleitet. In dieſer 
Verſammlung wurde ſehr ſcharf gegen den korpora⸗ 


tiven Gemeindevorſtand vorgegangen, und es wurde 


auch eine ſehr ſcharfe Reſolution angenommen. Dieſe 
Reſolution habe ich mit meiner Unterſchrift dem Ge- 
meindevorſtand eingeſchickt. Darauf hat Herr Dr. 
Creutzburg erklärt, ich ſollte aus der Deutſchnationalen 
Partei austreten oder er würde austreten. Da ſich 
die Deutſchnationale Volkspartei als wahre Vorfs- 
partei fühlte, hat ſie es abgelehnt, mich auszuſchließen 
und hat es zugelaſſen, daß Herr Dr Creutzburg daraus 
die Konſequenzen zog. (Heiterkeit links.) 

M. D. u. H.! Ich glaube, nach dieſen Vorgängen 
haben wir nicht das geringſte Intereſſe daran, Herrn 
Dr. Creutzburg zu decken. (Sehr richtig! rechts.) 
Namentlich dann nicht zu decken, wenn er irgend 
etwas getan haben ſollte — ob er es getan hat, weiß 
ich nicht — was ſich mit unſeren Auffaſſungen von 
1 und von dem Strafgeſetzbuch nicht rechtfertigen 
äßt. 

Es iſt hier immer von dem Gemeindevorſtand und 
dem Sparkaſſenvorſtand als von Verbrechern ge⸗ 
ſprochen worden. Der Herr Abg. Janzen, ich kann 
mich immer auf ihn berufen, hat feſtgeſtellt, daß der 
Gemeindevorſtand erſt vor wenigen Wochen von den 
Vorgängen in der Sparkaſſe erfahren hat. (Abg. 
Brill: Trotzdem er im Dezember Kenntnis hatte!) 
Im Dezember vorigen Jahres ſaß dort ein anderer 
Gemeindevorſtand, darin war Herr Feldkeller nicht 
vertreten. (Abg. Brill: Er war doch dabei!) Ent⸗ 


ſchuldigen Sie, das ift richtig, ich verwechſle es. Herr (0 


Janzen hat feſtgeſtellt, daß er hinter die Machenſchaften 
im Fall Raube am 24. März 1924 gekommen iſt. Ich 
glaube, ich habe das Datum richtig verſtanden, am 
3. März 1924. (Abg. Janzen: Im Mai 1924.) Sie 
ſagten vorhin im März. (Abg. Brill: Es iſt im Mat 
geéeweſen.) Da war der neue Gemeindevorſtand, in 
dem Herr Feldfeller ſitzt, noch gar nicht im Amt. Er 
iſt erſt nach dieſen Vorgängen ins Amt gekommen. 
Die jetzige Sparkaſſenkommiſſion, in der der hier mit 


Namen genannte deutſchnationale Herr Kahlen ſitzt, 


hat ihr Amt erſt im September vorigen Jahres ange⸗ 


treten. In der zweiten Sitzung des neuen Sparkaſſen⸗ 


vorſtandes iſt der Fall Raube zur Sprache gebracht 
worden. Da betrug die Forderung breits 130 000 
Dollar. Der neue Sparkaſſenvorſtand hatte weiter 
nichts zu tun, als zu retten, was zu retten war. Er 
ſtand vor einer vollendeten Tatſache. In dem Spar- 
kaſſenvorſtand, in dem die Sache Raube, ich möchte 
ſagen, losgegangen iſt; denn ſie iſt nicht vom Spar⸗ 
kaſſenvorſtand bewilligt worden, ſie iſt auf irgendeine 
Weiſe losgegangen, ſaß kein Deutſchnationaler, nicht 
ein einziger. (Sehr richtig! rechts.) Die Mitglieder 
waren: Vorſitzender Herr Hennke, Mitglieder Herr 
Pranſchke, Herr Juſtizrat Sellentin und Mühlen⸗ 
beſitzer Czachowſki. Davon gehört keiner der Deutſch⸗ 
nationalen Partei an. (Lebhaftes Hört, hört! rechts.) 
Wir geben durchaus zu, (Eduard Schmidt: Ihr ſeid 
allzumal Sünder!) daß die Verhaftung des Herrn 
Pranſchke, von der Herr Brill geſprochen hat und die 
weite Kreiſe zog, erfolgt iſt. Sie zog inſofern weitere 
Kreiſe, als Herr Pranſchke verhaftet wurde und allen 
Vorſtandsmitgliedern eine große Angſt in die 
Knochen fuhr, um Gottes willen nicht zu ſprechen, 
ſonſt würden alle vor die Staatsanwaltſchaft geſchleppt. 

Ich glaube, mit dieſen Ausführungen iſt genug 
geſagt. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß der Fall 
der Sparkaſſe Oliva nicht geeignet ift, im Volkstag 
geklärt zu werden. Die Klärung wird an anderer 
Stelle erfolgen. Die Auseinanderſetzungen an dieſer 
Stelle können höchſtens dazu beitragen, die Sache zu 
verwirren und das Bild der Schuld zu verſchieben. 
(Sehr gut und bravo! rechts. — Zwiſchenrufe links.) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr 
Abg. Rahn. ; 
Rahn, Abgeordneter (So:. P.): 


Ich teile die Muf- 
faſſung des Herrn Abg. Dahſler, daß über geſchäftliche 
Angelegenheiten irgendeines Mitgliedes des hohen 
Hauſes beſſer an anderer Stelle verhandelt werden 
muß als hier, da ja die Tribüne nur für politiſche 


Angelegenheiten beſtimmt iſt. Aber wenn nun heute 
ſchon die Sache angeſchnitten worden iſt, ſo möchte i 

nur zu den Ausführungen des Abg. Janzen ſagen, 
daß es beſſer wäre, wenn die Mitglieder des Olivaer 


Sparkaſſenvorſtandes zu dieſer Angelegenheit nicht 


das Wort nähmen, ſondern abwarteten, was bei der 
Unterſuchung herauskommt, die ja gegen einzelne 
Mitglieder des Sparkaſſenvorſtandes oder Gemeinde⸗ 
vorſtandes geführt wird, in der die Betreffenden al 


Zeuge vernommen werden. Ich führte letztens ſchon 


aus, daß wir, wenn es Sitte werden ſollte, von dieſer 
Stelle aus über die Kreditverhältniſſe und Bonität 


von Kaufleuten zu verhandeln, ähnliche unangenehme 


Dinge erleben würden. Ich könnte nämlich ſehr lei ht 
in die Verſuchung kommen, ein Verzeichnis der Kredit⸗ 
nehmer der Danziger Sparkaſſe vorzulegen, das > 
zunächſt dem Senat zur Nachprüfung auf die 5 
nungsmäßigkeit überreicht habe. Je nach dem Beſcheld 
der mir vom Senat zuteil werden wird, behalte i 


mir vor, die Sache unter Namensnennung der Firmen 


zu gegebener Zeit durch die Preſſe oder an dieſer 
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NA) Stelle zu verwerten. Wenn wir ſoweit find, werden 


wir feſtſtellen, daß Kredite von 1% Millionen und 
200 000 Gulden abſolut keine Novität in Danzig ſind, 
auch nicht bei der Städtiſchen Sparkaſſe. Wir werden 
dann auch ſehen, daß an etwa ein Dutzend Leute, die 
ſich im Einzelfall wegen 70 Gulden verklagen laſſen, 
Summen von 200000 Gulden ausgegeben find. 
Flüſſigkeit der Städtiſchen Sparkaſſe laut Angabe des 
Senators Dr Volkmann. 

Darüber rede ich aber nicht, ich will vielmehr über 
die Sache ſprechen, die zur Debatte ſteht. Herrn Janzen 
will ich nur noch etwas ins Gedächtnis zurückrufen. 
Im Auguſt vorigen Jahres traf ich Herrn Janzen, 
nicht auf dem Langen Markt, das ſoll angeblich mit 
Herrn Evert geweſen ſein, ich traf ihn in der Lang⸗ 
gaſſe, in der Nähe der Danziger Privataktien⸗Bank. 

der war es vielmehr doch auf dem Langen Markt? 
Es war jedenfalls vor einer Bank. Ich zeigte Herrn 
Janzen zwei Akzepte, eins über 2500 Dollar und eins 
über 1000 Dollar, Ausſteller die Firma Daru, Akzep⸗ 
tant Herr Raube. Ich fragte Herrn Janzen: „Sie 
jind doch im Sparkaſſenvorſtand, ift Herr Raube gut?“ 
Er erwiderte: „Die Verhältniſſe ſind im Auguſt 1924 

im Auftrage des Sparkaſſenvorſtandes nachgeprüft. 
8 Herr Raube iſt prima, prima, dem Mann können Sie 
mindeſtens dreiviertel bis eine Million Gulden 
geben.“ (Abg. Brill: Was ſagen Sie nun?) Das 
war die Aeußerung des Herrn Janzen, der im Olivaer 
parkaſſenvorſtand in jener Zeit den Vorſitz führte. 
ch überlaſſe das Urteil über die Leiter der kommu⸗ 
nalen Sparkaſſe dem hohen Hauſe. Wenn ich bei Herrn 
be hineingefallen wäre, würde ich es nicht be⸗ 
Atern, Aber es iſt nicht der Fall, Herr Raube hat 
ſeine Verpflichtungen mir gegenüber mit Hilfe der 
livaer Sparkaſſe gedeckt, (Große Heiterkeit.) die 

Dezember eine Bürgſchaftserklärung ausgeſtellt 
ia Ich glaube, ich habe das Dokument noch hier, es 
Sn im Dezember 1924. Da hat die Sparkaſſe von 

liva den Betrag treu und brav für Raube gezahlt. 
ab Sie ſehen, daß ſich die Dinge doch etwas anders 
bor pielt zu haben ſcheinen, als Herr Janzen es dem 
beßen Hauſe darzuſtellen verſuchte. Sie werden nicht 
haßreiten, daß Sie unter dem Eindruck geſtanden 
en, Herr Raube ſei ein ſehr reicher Mann und mir 
Al Rat gaben, 3500 Dollar Wechſel in Zahlung zu 
er nen, Ich habe das getan und bin nicht hinein⸗ 
habeilen, Ich gönne das der Gemeinde Oliva. Ich 
wur, mich nur über die Naivität einer Sparkaſſe ge⸗ 

ndert. (Heiterkeit,) 
Ab Zu dem Antrage Druckſache Nr. 1811 hat Herr 
Nan Raſchke zur Begründung ausgeführt, Herr Abg. 
wer e habe ſein Mandat niedergelegt, es ſich aber nach 
blei agen überlegt, daß er doch noch Abgeordneter 
Her en wolle. Die Dinge haben ſich anders abgeſpielt. 
hätte Abg. Raſchke hat nachher ausgeführt, die Fraktion 
nde von feiner Blanko⸗Vollmacht Gebrauch gemacht 
ftin © eingereicht. (Abg. Raſchke: Mit Raubes Zu- 
machung!) Herr Raube befand ſich, als die Voll⸗ 
von der Kommuniſtiſchen Fraktion in Verkehr 
on wurde, in feinem Geſchäft in Lodz. Er hat erft 
unerla erfahren, als ihm telephoniſch von der 
Kenn 11 Handlung der Kommuniſtiſchen Fraktion 
raiden! gegeben wurde. Daraufhin hat er dem 
daß er ten des hohen Hauſes Mitteilung gemacht, 
Vollmacht zauf der Reiſe befinde und eine Blanko⸗ 
teit je” falls fie einliefe, ohne jein Wiſſen einge- 
Partei n Es iſt bekannt daß ſich die Kommuniſtiſche 
glied mit enn ſie einen Abgeordneten oder ein Mit⸗ 
eine e Abgeordnetenmandat betrauen will, 
zu machen „Erklärung geben läßt, von der Gebrauch 
ſie ſich vorbehält, wenn irgendwelche Diffe⸗ 


t 
ge 
8 legt 


renzen zwiſchen dem betreffenden Mitglied und der (C) 


Parteileitung eintreten. Dies Syſtem wurde ſeiner⸗ 
zeit von dem damaligen Vorſitzenden der Kommu⸗ 
niſtiſchen Partei, Dr Levy, eingeführt. Als die erſte 
Sezeſſion in der Kommuniſtiſchen Partei erfolgte, näm⸗ 
lich durch Herrn Dr Levy, hat Herr Dr Levy an den 
deutſchen Reichstagspräſidenten einen Brief ge- 
ſchrieben und erklärt, die Blanko⸗Vollmacht, die er 
ſeinerzeit gegeben habe, ſei unſittlich, rechtswidrig und 


ungültig. Der Reichstag hat ſich dieſer Auffaſſung an⸗ 


geſchloſſen. Nach den Verfaſſungen ziviliſierter Länder 
ſind die Abgeordneten nur ihrem Gewiſſen verant⸗ 
wortlich, an Aufträge und Weiſungen nicht gebunden. 
Dies Syſtem der Blanko⸗ Vollmacht, die von einem 
kommuniſtiſchen Abgeordneten verlangt wird, ſtellt 
eine Unſittlichkeit dar. Wenn ſich der Abgeordnete 
nicht den Anordnungen fremder Inſtanzen beugt, 
wird ihm einfach durch die Blanko⸗Vollmacht der 
Wille aufgezwungen bzw. verſucht, den Mann ſeines 
Mandats zu berauben. Ich habe es ſeinerzeit, als 
ich noch Mitglied der Kommuniſtiſchen Partei war, 
grundſätzlich abgelehnt, etwas derartig Unſittliches 
zu unterſchreiben. Ich habe auch die Blanko⸗Voll⸗ 
macht meiner damaligen Fraktionskollegen, die etwas 
ängſtlicher waren als ich und unterſchrieben, ſehr vor⸗ 
ſichtig ſekretiert und in meinen Beſitz genommen. Als 
dann Austritte erfolgten und Frau Abg. Döll bei der 
Deutſchen Kommuniſtiſchen Partei blieb, habe ich von 
dieſem unſittlichen Dokument keinen Gebrauch gemacht. 

Eine ſolche unſittliche Handlung liegt aber hier 
vor. Ohne Wiſſen, ohne Willen eines Abgeordneten 
hat der Parteiſekretär der Kommuniſtiſchen Partei 
eine Blanko⸗Unterſchrift des Abg. Raube in Verkehr 
geſetzt. Jetzt ſtellen die Leute ſich hin und wollen die 
Herren des Obergerichts beläſtigen. Ich bedauere, daß 
die Deutſchnationale Fraktion für einen derartigen 
Unfug zu haben ift. Ich habe Herrn Dahfler dahin 
verſtanden, daß Sie die Zuſtimmung geben würden. 
Zu prüfen iſt das hier im Ausſchuß und nicht durch 
das Obergericht. Wenn Ihnen allen bekannt ſein wird, 
wie ſich die Dinge verhalten haben, haben wir die 
Pflicht, dafür zu ſorgen, daß das parlamentariſche 
Leben reingehalten wird. Sie ſollten ſich nicht nach 
Leuten richten, die ihre Inſtruktionen nach den 
Meinungen eines Narren aus Rußland bekommen. 
Dazu ſollten Sie nicht die Hand bieten. Wenn Raube 
eine unehrenhafte Handlung begangen hat, ſoll der 
Staatsanwalt Strafantrag ſtellen. Es wird ſich 
niemand im Haufe finden, der ihn dann in Schutz 
nimmt. Aber bevor dem Mann nichts nachgewieſen 
ift, (Die kleinen Sparer hat er beſtohlen! links. — 
Sie unterſtützen ihn, das iſt ſehr liebenswürdig von 
Ihnen! bei den Kommuniſten.) Bevor ihm nichts 
nachgewieſen iſt, wollen wir das den Herren von der 
Kommuniſtiſchen Fraktion überlaſſen, die es fertig 
gebracht haben, mit den Autos des Herrn Raube und 
mit dem Geld des Herrn Raube den letzten Wahl⸗ 
kampf zu beſtreiten. (Hört, hört! rechts. — Große 
Unruhe und Zwiſchenrufe. — Abg. Klapps: Da ent⸗ 
puppt ſich einer, der nur aus Lug und Trug zuſammen⸗ 
geſetzt hat!) Dadurch war es den Herren möglich, 
hier in dieſes Haus einzuziehen. (Hört, hört! rechts. 
— Große Unruhe. — Abg. Klapps: Du biſt genau ſo 
ein Halunke wie Raube, genau jo ein Schuft!) 


Vizepräſident Splett: Herr Abg. Klapps, Sie 
haben den Herrn Abg. Rahn einen Halunken genannt, 
ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. Klapps: Genau ſo 
ein Schieber iſt das!) 

Rahn, Abgeordneter (Soz, P.): Die Leute, die ſich 
auf Koſten des Herrn Abg. Raube in ſeinem Hauſe 
recht wohl gefühlt haben, die in den Lederſeſſeln ſehr 


— 
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gern ſaßen und ſich bewirten ließen, die in den Auto⸗ 
mobilen des Herrn Raube dauernd herumkutſchierten, 
von denen iſt es ſehr eigenartig, wenn ſie jetzt den 
Mann, den ſie von dieſer Stelle aus als ihren Ober⸗ 
häuptling reden ließen, jetzt plötzlich mit Dreck He- 
werfen. Pfui Teufel noch einmal. Heiterkeit und 
Zwiſchenrufe.) Ich bin mit Raube weder verwandt 
noch verſchwägert. (Abg. Liſchnewſki: Bei Vanſelow 
war er Ihr intimſter Freund, er iſt genau ſo ein 
Halunke wie Sie!) 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Liſchnewſki, Sie 
haben den Herrn Abg. Rahn einen Halunken genannt, 
ich rufe Sie zur Ordnung. ; 

Rahn, Abgeordneter (Soz.P.): Wenn man ſich 
jetzt hier hinſtellt und erklärt, daß der Mann ein 
Schweinigel und wer weiß was alles iſt, nachdem noch 
nichts bewieſen iſt, nachdem der Staatsanwalt noch 
nicht einmal das Anſinnen geſtellt hat, den Abg. Raube 
zur Strafverfolgung freizugeben, ſo läßt das auf die 
geiſtige Verfaſſung dieſer Geſellſchaft ſchließen. 
(Heiterkeit rechts.) Es iſt außerordentlich traurig, 
daß man mit Leuten zuſammenarbeiten muß, deren 
ſittliches Niveau auf einer derartigen Stufe ſteht. 
(Heiterkeit. 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Rahn, ich nehme 
nicht an, daß Sie die Abgeordneten der Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei damit gemeint haben. (Abg. Rahn: 
Jawohl, das habe ich gejagt.) Ich rufe Sie zur Ord⸗ 
nung. Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Es ift ſchon fo: 
Gleich und gleich geſellt ſich gern, und ſo auch hier 
Herr Rahn und Herr Raube. Herr Abg. Rahn ſcheint 
ganz zu vergeſſen, daß er auch einmal die Intereſſen 
der Arbeiter vertreten wollte. Er hat ſich jetzt die Ver⸗ 
tretung, wie ſie ſich Herr Raube vorſtellt, zu eigen ge⸗ 
macht, indem er Herrn Raube voll und ganz in Schutz 
nimmt. Wir Arbeiter ſagen, ſelbſt wenn in Oliva 
Korruption beſtanden hat und Raube die Wege noch 
ſo geebnet worden ſind, ſich mit dieſem Geld zu be⸗ 
reichern, ſo bleibt er dennoch ein Lump. Warum? Weil 
es Gelder der armen Bevölkerung waren, (Bravo! 
links.) weil es die erſparten Groſchen der Arbeiter⸗ 
ſchaft und des Mittelſtandes waren. Herr Abg. Rahn, 
ich ſage, wenn Sie Raube in dieſer Beziehung in 
Schutz nehmen, dann ſind Sie ein Lump, wie Sie ſchon 
immer einer geweſen ſind. (Große Unruhe.) 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Raſchke, Sie 
haben den Herrn Abg. Rahn einen Lumpen genannt, 
ich rufe Sie zur Ordnung. Ich bitte auch auf den ab⸗ 
weſenden Abg. Raube Rückſicht zu nehmen. Herr 
Raube iſt nicht hier und nicht in der Lage, ſich zu ver⸗ 
teidigen. Man muß auch auf einen Abweſenden ein 
klein wenig Rückſicht nehmen. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Sie glauben, Herr 
Rahn, für Ihre Sozialiſtiſche Partei etwas bei der 
Arbeiterſchaft ergattern zu können. Ich weiß genau, 
Herr Rahn, wenn Sie nicht vielleicht bei der nächſten 
Wahl hier oder dort untergeſchlüpft ſind, wird es 
Ihnen nur auf Grund der Groſchen, die Sie aus dem 
Proletariat herauswirtſchaften, genau ſo wie Raube, 
möglich ſein, hier zu ſitzen. Das iſt letzten Endes der 
Grund der ganzen Mache. Mit Ihren Talern und 
Marken, die Sie aus den Arbeitern genau ſo heraus⸗ 
ſaugen wie alle andern, 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Raſchke, ich bitte, 
ſich mehr an die Vorlage, Druckſache Nr. 1811, zu 
halten. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): wird es Ihnen mög⸗ 
lich ſein, wieder ein Mandat zu erwiſchen. Aber ich 
glaube, die Sitzung hat heute etwas Gutes für ſich, in⸗ 
dem Ihre Anhänger, die Raube in Grund und Boden 
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verfluchen, erkannt haben, daß Sie ſein Steigbügel⸗ (C) |. 


halter find und auch den Weg mit den Arbeitern gehen, 
den Raube mit ihnen gegangen iſt. 

Zu der Vorlage ſelbſt kann ich nur noch ergänzen, 
daß ein Druck auf Raube von uns nicht ausgeübt wor⸗ 
den iſt. Wir halten es nicht für nötig, die Parteiange⸗ 
legenheiten, die ſich abgeſpielt haben, Herrn Rahn vor 
die Naſe zu halten. Wenn dieſer Antrag angenommen 
wird, wird es genügen, daß das Obergericht darüber 
entſcheidet. Material, das beweiſt, daß Raube zurück⸗ 
getreten iſt, iſt genug da. Das iſt für uns maßgebend. 
Wir können es nicht zulaſſen, wie ich ſchon eingangs er⸗ 
klärte, daß ein Abgeordneter, der fein Mandat ohne 
jeden Druck und ohne jede Beeinfluſſung niedergelegt 
hat, ſich nach 48 Stunden anders beſinnt und erklärt: 
„Ich habe mein Mandat nicht niedergelegt, ich bin nach 
wie vor Mitglied des Hauſes.“ Das iſt bezeichnend 
für den Charakter des Herrn Raube und für den ſeines 
Steigbügelhalters Herrn Rahn. (Bravo! bei den 
Kommuniſtenl!) 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
micht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den vorliegenden Urantrag, 
Druckſache Nr. 1811. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dem Antrage zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die überwältigende 
Mehrheit. Der Urantrag iſt angenommen. Ich rufe auf 
Punkt 4 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 

wurfs über die Reglung des Zuckerumſatzes. 
Druckſache Nr. 1822 zu Nr. 1790. Bericht des Wirk 
ſchaftsausſchuſſes. Zum mündlichen Bericht hat das 
Wort der Herr Abg. Doerkſen. ; 

Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Ich 
glaube in Ihrer aller Sinne zu handeln, wenn ich in 
Anbetracht der vorgerückten Stunde mich möglichſt kurz 
faſſe. (Bravol) Ich will mich faſt ſo kurz faſſen, als 
wenn der Bericht ſchriftlich abgegeben wäre. Dann 
würde im Bericht weiter nichts ſtehen, als daß der 
Antrag angenommen ift. Ich will noch etwas hinzu 
fügen. Wir haben den Antrag im Wirtſchaftsausſchuß 
in zwei Sitzungen beraten. Die erſte Sitzung wurde 
vertagt, weil die Fraktionen noch nicht Stellung 9% 
nommen hatten. In der zweiten Sitzung wurde die 
Vorlage dann mit zwei Enthaltungen und eine! 
Stimme dagegen unverändert und ohne Debatte ang“ 
nommen. Ich bitte Sie, dem Beſchluß des Ausſchuſſes 
zuzuſtimmen. (Bravo!) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr AR 
Raſchke. > 

Raſchke, Abgeordneter (K.P.): M. D. u. H.! Wer 
der Herr Abg. Doerkſen von zwei Ausſchußſitzunge. 
ſpricht, ſo trifft das zu. Aber fragen wir nur nicht, 1 
die Ausſchußſitzungen ausgeſehen haben. Die erſte pat 
wenn ich nicht irre, eine Stunde gedauert, die zwe 
zehn Minuten (Abg. Liſchnewſki: Die wollen nur 10 
3 Gulden haben) und das bei einem Geſetz von 7 
ſchwerwiegender Bedeutung. Aber was will das Se 
Es will die Produzenten mehr belaſten als bisher. da⸗ 
will die Zuckereinfuhr von Polen aus ſchützen und da 
mit ſelbſtverſtändlich den Zucker noch weiter verte nende 
als es ſchon bisher der Fall war. Aus dieſem Gratür⸗ 
ſchon können wir dem Geſetz nicht zuſtimmen. Na im 
lich wird gejagt, daß eine gewiſſe Zuckermenge gt 
Lande bleiben muß, damit die Bevölkerung sr 5 
ift. Wie hoch diefe Menge fein ſoll, wird mi Zah⸗ 
gegeben, ſondern es ſoll vielleicht nach den letzten edrig 
len gegriffen werden. Daß das für uns viel zu nien es 
ift, ift ſelbſtverſtändlich. Der Senat wird ſagen: drier 
wird ja nicht mehr gekauft, warum ſoll der Zu deren 
am Orte verſchimmeln. Wir ſtehen auf einem an 
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Volkstag Danzig. — 135. Sitzung. 


Mittwoch, den 30. September 1925. 1921 


(Raſchke, Abgeordneter.) 


(A) Standpunkt und erklären, daß der Zucker heute nicht 


gekauft werden kann, weil er zu teuer iſt. (Zuruf des 
Abg. Klawitter.) Ich verſtehe nicht, was Sie ſagen. Die 
Arbeiter, die nichts verdienen, können den Zucker nicht 
kaufen. (Abg. Klawitter: Waſchen Sie ſich die Ohren 
aus, wenn Sie nichts verſtehen, ich rede immer ſehr 
deutlich! — Heiterkeit.) Sie müſſen nur dann reden, 
wenn man auf Ihre Reden etwas geben ſoll. Meiſten⸗ 
teils kann man das nicht, darum gebe ich nicht ſo 
Obacht. Ihre Haupteigenſchaft beſteht nämlich darin, 
dann zu reden, wenn Sie Unſinn auf der Zunge haben. 
Darum nehmen Sie es mir nicht übel, wenn ich nicht 
darauf achte. 

Alſo, m. D. u. H., der Bevölkerung iſt es nicht 
möglich, ein größeres Quantum Zucker zu kaufen, weil 
der Preis viel zu hoch iſt. Wenn wir heute das Pſund 
Zucker mit 55 Pfennig bezahlen müſſen, jo entſpricht 
das nicht dem Verdienſt der Bevölkerung. Wir ver- 
langen daher, daß das Inlandkontingent erhöht und 
der Preis entſprechend herabgeſetzt wird. Deshalb 
haben wir auch zum § 1 einen Abänderungsantrag ein- 
gebracht. Ich möchte zunächſt ein Verſehen des Büros 
feſtſtellen. Im 81 ſoll die Abänderung im zweiten Satz 
nicht heißen: „der Preis für diefe Menge darf im Klein⸗ 
handel 30 Gulden nicht überſchreiten“. Es iſt vergeſſen, 
hinzuzuſetzen „pro Zentner“. (Abg. Gaikowſki: Es ift 
doch ſelbſtverſtändlich, daß das nicht der Preis für ein 
Pfund iſt!) Man könnte unter Umſtänden der Meinung 
ſein, daß die ganzen 30 000 Zentner ſo viel koſten ſollen. 
Das wäre ſehr angenehm, aber das trauen wir Ihnen 
nicht zu, meine Herren. 


Der vorliegende Geſetzentwurf will die Danziger 
Induſtrie gegen die polniſche Einfuhr insbeſondere 
ſchützen und den überſchießenden Teil hinausſchicken, 
der im Lande produziert wird. Der überſchießende Teil 
wird ins Ausland verkauft, und zwar auf Grund des 
Weltmarktpreiſes von 16 Schilling, das macht ungefähr 
20 Pfennig pro Pfund. Derartiges können wir abſolut 
nicht unterſtützen. Es wäre traurig, wenn wir uns 
dazu hergeben ſollten, dafür zu ſtimmen, daß die ein⸗ 
heimiſche Bevölkerung 55 Pfennig für den Zucker be⸗ 
zahlt, während er im Ausland für 20 Pfennig abge⸗ 
geben wird. Es kommt ſogar ſoweit, daß in England 
te Schweine mit unſerem Zucker gefüttert werden. 

enn Sie das mitmachen wollen, werden Sie es auch 
der Bevölkerung gegenüber verantworten müſſen. 
Wir können dieſe Sperre des polniſchen Zuckers abſolut 
Nicht zulaſſen und werden den § 4 dementſprechend ab- 
lehnen. Gleichzeitig haben wir in der Druckſache 
Nr. 1845 eine Entſchließung vorgelegt, die ich noch kurz 
begründen möchte. Wir verlangen, daß ſich der Senat 
mit dem Deutſchen Reich in Verbindung ſetzt, um die 
Zollſchranken durch Verhandlungen zu beſeitigen, d. h., 
die deutſche Regierung ſoll veranlaßt werden, unſeren 

ter nach Deutſchland zollfrei hineinzunehmen, an- 
pekerſeits mijjen wir den deutſchen Zucker auch zollfrei 
in zinkommen laſſen. Das würde ja für Danzig nicht 

Strage kommen, weil Danzig genug produziert, weit 
dieſe⸗ als es verbraucht. Es wäre aber gut, wenn 
wird. überſchüſſige Zucker, der in Danzig produziert 
tönnt zollfrei nach Deutſchland eingeführt werden 
Zollber Es iſt, glaube ich, bekannt, daß wir gegen jede 
Weg finremkung ſind. Wir glauben, daß ſich hier ein 
die en wird, um einmal den Danziger Zucker für 
nicht We Bevölkerung billiger zu ftellen und um 
füttern 125 ſagte, in England an die Schweine ver⸗ 

Der zweite Abſatz ji i diefe f 

ge tz will, daß bei dieſen Verhandlun⸗ 
gen, die mit Deutſchland gepflogen werden, auch die 


ehen zu müſſen, daß unſer Danziger Zucker, 


polniſche Zollgeſetzgebung berührt und auf Deutſchland (C) 


bzw. Polen eingewirkt wird, daß dieſer Zollkrieg cnd- 
lich einmal aufhört, und Polen Deutſchland mehr Ent⸗ 
gegenkommen zeigt. M. D. u. H.! Wenn das Geſetz ſo 
angenommen wird, wie es vom Senat vorgelegt und 
vom Ausſchuß genehmigt ift, wird es eine Belaſtung 
für die Konſumenten darſtellen. Ich möchte hier nur 
noch in aller Oeffentlichkeit bemerken, daß keine Partei 
zu dieſem Geſetz im Ausſchuß Stellung genommen hat. 
(Abg. Leu: Na, nal) Herr Leu, ich weiß nicht, wann das 
in Erſcheinung getreten ſein ſollte, ich weiß nur, daß 
ich als Vertreter meiner Partei geſprochen habe. Wenn 
Sie das meinen, will ich mich gerne revidieren. Aber 
ich bin es nicht gewöhnt, mich ins Licht zu ſetzen. Ich 
habe im Ausſchuß erklärt, daß wir dieſes Geſetz nicht 
annehmen werden. Eine andere Partei hat dazu abſo⸗ 
lut nicht im poſitiven Sinne Stellung genommen. 
Die zweite Sitzung wird Ihnen bekannt ſein. Ich weiß 
nicht, ob Sie in der erſten Sitzung da waren. Da fand 
nur die Abſtimmung über die einzelnen Paragraphen 
ſtatt. 

Nach den Ausſchußſitzungen zu ſchließen, wird die⸗ 
ſer Geſetzentwurf Geſetz werden. Wir lehnen es aber 
ab, die Verantwortung dafür zu tragen. Wir wiſſen, 
daß, wenn dieſer Entwurf Geſetz wird, die Bevölkerung 
micht mehr in der Lage ſein wird, die Menge Zucker zu 
kaufen, die ſie heute noch kaufen kann. Wir verlangen 
deshalb in unſerm Antrag, daß das Kontingent min⸗ 
deſtens 200 000 Zentner für dieſes Jahr betragen muß, 
und daß der Kleinhandelspreis nicht höher als 30 Gul⸗ 
den für den Zentner ſein darf. Heute liegt auf dem 
Pfund Zucker eine Steuer von 16% Pfennig. Bauer’ 
Sie die Steuer ab und ſorgen Sie dafür, daß die Be⸗ 
ſitzer der Fabriken nicht jo viel Prozente in die Taſche 
ſtecken, dann wird der Zuckerbedarf für die Bevölkerung 
geſichert ſein. Alſo, m. H., entſchließen Sie ſich! Wollen 
Sie die Bevölkerung noch weiter ausbeuten? Wollen 
Sie es zulaſſen, daß beſonders die Arbeitsloſen mit 
ihrer großen Kinderzahl keinen Zucker kaufen können, 
dann bitte, ſtimmen Sie dem Geſetz zu. Wenn Sie das 
nicht wollen, und noch ein bißchen Menſchlichkeits⸗ 
gefühl im Leibe haben, müſſen Sie das Geſetz ablehnen. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſidenk Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Der Herr Abg. Raſchke hat ſoeben noch 
einen Zuſatzautrag eingebracht. Es iſt eigentlich kein 
Antrag, ſondern mehr eine redaktionelle Aenderung 
und ich möchte Sie bitten, den Antrag anzunehmen, 
ohne daß wir darüber abſtimmen. Es ſoll in den An⸗ 
trag, Druckſache Nr. 1845, hineingeſchrieben werden 
„für den Zentner“. Ich würde vorſchlagen, wenn wir 
zur Abſtimmung kommen, den Antrag als einen Zu⸗ 
ſatzantrag zu betrachten, der zum Abſatz 2 der Druck⸗ 
ſache Nr. 1845 geſtellt iſt. Wortmeldungen liegen nicht 
weiter vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich rufe auf 
§ 1. Wortmeldungen liegen nicht vor, die Ausſprache 
iſt geſchloſſen. Ich ſchlage Ihnen vor, zu § 1 Stellung 
zu nehmen, dann zu dem Zuſatzantrag, Druckſache 
Nr. 1845, den Herr Abg. Raſchke beantragt hat: 

8 1 de8 Geſetzes üher Regelung des Zuckerumſatzes 
erhält folgenden 2. Abſatz: 

„Sie beträgt für die Zeit vom 1. 10. 25 bis 30. 9. 26 
200 000 Zentner. Der Preis für diefe Menge darf im 
Kleinhandel Gld. 30.— nicht überſteigen.“ 


Ich bitte die Damen und Herren, die dem & 1 der 
Druckſache Nr. 1790 zuſtimmen wollen, fiH von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
Ss 1 ift angenommen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dem Zuſatzantrag des Abg. Raſchke, Druckſache 
Nr. 1845, zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegen⸗ 


~ 


E E CREA VEAIN EN 


N 

| 
zz 
E7 
N 
2 
Ex 
E 
] 


(A) probe. 


Bolkstag Danzig. — 135. Sitzung. Mittwoch, den 30. September 1925. 


(Splett, Vizepräſident.) 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt 
Ich rufe auf $ 2. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Die Ausſprache ift geſchloſſen. Ich bitte 
die Damen und Herren, die § 2 annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit. 3 2 ijt angenommen. Ich rufe auf 8 3. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Die allgemeine 
Ausſprache iſt geſchloſſen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die $ 3 annehmen wollen, fiH von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit. § 3 iſt 
angenommen. Ich darf wohl ohne beſondere weitere 
Abſtimmung feſtſtellen, daß § 4 mit derſelben Mehrheit 
angenommen iſt, $ 5 desgleichen, $ 6 desgleichen, $ 7 
ebenfalls. Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz über 
die Reglung des Zuckerumſatzes.“ Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Ich bitte die Damen und Herren, die die 
Ueberſchrift annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Die Ueber⸗ 
ſchrift ift angenommen. Auf der Tagesordnung ſteht 
die dritte Beratung. (En bloc! — Abg. Laſchewſki: Wir 
widerſprechen.) Sie ſteht auf der Tagesordnung. Der 
Widerſpruch ift nicht ſtichhaltig. Es ift en⸗bloc⸗Abſtim⸗ 
mung beantragt worden. Ich eröffne die allgemeine 
Ausſprache. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Ich rufe auf die Paragraphen 1 bis 7. Ich 
darf wohl ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß 
ſie angenommen ſind. Ich rufe die Ueberſchrift auf und 
bitte die Damen und Herren, die ſie annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, ſie iſt angenommen. Nun liegt noch eine 
Entſchließung des Herrn Abg. Raſchke, Druckſache 
Nr. 1845, vor. 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

„Der Senat wird aufgefordert, die durch die Er⸗ 
ſchwerung der Zuckerausfuhr nach Polen eintretende 
Gefährdung der Danziger Zuckerinduſtrie damit zu 
beantworten, daß der Senat ſofort Verhandlungen mit 
der deutſchen Reichsregierung einleitet, um die zoll⸗ 
und ſteuerfreie Einfuhr Danziger Zuckers nach 
Deutſchland zu ermöglichen. 

In den Verhandlungen iſt beſonders darauf zu ver⸗ 
weiſen, daß dieſe Verhandlungen mit der deutſchen 
Reichsregierung als Antwort auf die Abſperrungs⸗ 
maßnahmen der polniſchen Stener- und Zollgeſetz— 
gebung notwendig wurden, daß aber im deutſchen 
Zollgebiet die relativ kleine Mepge der Danziger 
Zuckerzufuhr nicht von ausſchlaggebender Bedeutung 
ſein dürfte, ſo daß der vorgeſchlagenen Maßnahme 
volkswirtſchaftliche Bedenken nicht entgegengeſtellt 
werden könnten.“ 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ent⸗ 
ſchließung zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. 
(Geſchieht.) Das Büro iſt ſich nicht einig, wir müſſen 
auszählen. Die Auszählung beginnt. (Geſchieht.) 
Die Auszählung iſt beendet. Es haben ſich an der Ab⸗ 
ſtimmung 76 Abgeordnete beteiligt, 46 mit Ja, 30 mit 
Nein, die Entſchließung iſt angenommen. Diejenigen, 
die dem Geſetz in der Schlußabſtimmung zuſtimmen 
wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die große Mehrheit, das Geſetz iſt damit ange⸗ 
nommen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr 
Abg. Weiß. 

Weiß, Abgeordneter (Z.): Ich beantrage zu ver- 
tagen. 

Vizepräſident Splett: Wird dem Antrage zuge⸗ 
ſtimmt? Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich möchte Ihnen als Tagesordnung für 
morgen, Donnerstag, den 1. Oktober 1925, den Reſt 
von heute und als folgendes vorſchlagen: 

1. Eingaben. 


2. Bericht des Rechtsausſchuſſes über Anträge des Senats 
auf Genehmigung zur Strafverfolgung 


abgelehnt. 


a) gegen den Abg. Liſchnewſki. Druckſache Nr. 1476 (C) 
zu Nr. 1328. 


p) gegen den Abg. Brill. Druckſache Nr. 1477 zu 
Nr. 1247. 


c) gegen den Abg. Brill. Druckſache Nr. 1478 å 
Nr. 1175. 


d) gegen den Abg. Bahl. Druckſache Nr. 1512 zu 
Nr. 1361. 

3. Bericht des Rechtsausſchuſſes über die Große Aufrage 
Nr. 34 des Abg. Raſchke und Fraktion betr. Miß⸗ 
handlung durch Schutzpolizeibeamte. Druckſache 

Nr. 1819 zu Nr. 1605. 


„Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Gewährung 

einer Wirtſchaftsbeihilfe an Kleinrentner. Urantrag 
des Abg. Lehmann und Fraktion. Druckſache 
Nr. 1713. 

5. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aenderung 
des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893. 
1 des Abg. Mayen und Fraktion. Druckſache 
er. i 


j, Antrag des Abg. Mayen und Fraktion betr. Bereit- 
ſtellung von Mitteln zur Fertigſtellung der be⸗ 
gonnenen Siedlungsbauten. Druckſache Nr. 1776. 
„Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die Er- 
mäßigung der Gerichtskoſten für die gerichtliche Be⸗ 
glaubigung beſtimmter amtlicher Unterſchriften. Ur⸗ 
antrag des Abg. Schwegmaun und Fraktion. Druck⸗ 
ſache Nr. 1812. 


8. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aenderung 
des Reichsſtempelgeſetzes und des Grundwechſel⸗ 
ſteuergeſetzes. — Urautrag des Abg. Schwegmann und 
Fraktion. — Druckſache Nr. 1823. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. 

Gebauer. 


Gebauer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Heute 
hat der Senat dem Volkstag einen Geſetzentwurf über⸗ 
ſandt betr. Aenderung des Verſorgungsgeſetzes. Der 
Geſetzentwurf bringt eine Erhöhung der Rentenbezüge 
der Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenen, die bereits 
ſeit dem 1. April d. J. fällig iſt. Im Deutſchen Reiche 
wird dieſe erhöhte Rente bereits ſeit Monaten gezahlt. 
Darum erſcheint es angebracht, den Geſetzentwurf ſo 
ſchnell als möglich zu verabſchieden. Wird er nicht jetzt 
verabſchiedet, ſo geht das hohe Haus in die Ferien und 
die Auszahlug der erhöhten Renten kann erſt Ende 
November erfolgen. Ich würde vorſchlagen, morgen 
dieſen Geſetzentwurf an bevorzugter Stelle auf die 
Tagesordnung zu ſetzen, und zwar auch die zweite und 
dritte Beratung. Es handelt ſich um eine Finanzvor⸗ 
lage, ſie kann während der Plenarſitzung an den Aus⸗ 
ſchuß gelangen. Die Erhöhung wird automatiſch über⸗ 
nommen. Das Deutſche Reich bezahlt 60 Prozent der 
Renten. Eine Aenderung des Geſetzentwurfs iſt nicht 
möglich. Der Ausſchuß wird deshalb ſehr ſchnell mit 
der Beratung fertig ſein, ſo daß morgen die dritte 
Leſung beendet werden kann. Dann wird es möglich 
ſein, den Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenen die 
erhöhten Rentenbezüge und die Nachzahlung, die ihnen 
ſeit dem 1. April zuſtehen, in den nächſten Tagen aus⸗ 
zuzahlen. 


Vizepräſident Splett: Sie haben den Antrag gehört. 
Es wurde der Wunſch ausgeſprochen, den Punkt an 
bevorzugter Stelle auf die Tagesordnung zu ſetzen. 
Ich würde vorſchlagen an erſter Stelle, damit der Aus⸗ 
ſchuß die Möglichkeit hat, während der weiteren Ver⸗ 
handlung des Plenums in die Beratung einzutreten. 
(Abg. Gehl: Eine Finanzvorlage muß in den Aus⸗ 
ſchuß!) Das Haus iſt damit einverſtanden, daß der 
Punkt als erſter auf die Tagesordnung kommt. Wei⸗ 
tere Widerſprüche ſind nicht laut geworden, die Tages⸗ 
ordnung iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 9 Uhr 15 Minuten.) 


136. Sitzung. 


8 Donnerstag den 1. Oktober 1925. 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Spill eröffnet. à 
Am Regierungstiſch: Senator Dr. Schwartz; Dber- 
gerichtsrat Kettlitz; Oberregierungsräte Dr. Hem⸗ 
men, Mundt; Regierungsräte Hagemann, Koeppen, 
Dr. Schimmel. ; 
Bizepräjident Spill: Ich erkläre die Sitzung für 
eröffnet und rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Abänderung des Verſorgungsgeſetzes über die 
Verſorgung der Militärperſonen etc. und 
anderer Verſorgungsgeſetze. 

Druckſache Nr. 1844. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Gebauer. 

Gebauer, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
dieſe Vorlage dem ſozialen Ausſchuß zu überweiſen. 
Vizepräſident Spill: Es ift beantragt worden, dieje 
Vorlage dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Wi⸗ 
derſpruch höre ich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe 
auf Punkt 2 der Tagesordnung: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die Aenderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
und des Ausführungsgeſetzes zum Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz. i 
Druckſache Nr. 1779 zu Nr. 1399. Ich eröffne die all- 
gemeine Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. 
Bürgerle. j 
Bürgerle, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der vorliegende Geſetzentwurf auf der Druckſache Nr. 
1779 regelt das ſogenannte Nachprüfungsrecht der 
Gerichte, das in der Verfaſſung vorgeſehen iſt, d. h. 
das Recht der Gerichte, ordnungsmäßig verabſchiedete 
Geſetze auf ihre Verfaſſungsmäßigkeit nachzuprüfen. 
Es ſoll einer Neuregelung unterzogen werden. Man 
will dabei in Abweichung von dem Rechtszuſtande, 
wie er bisher in Danzig und in Deutſchland beſtanden 
hat, dieſes Recht, ordnungsmäßig verabſchiedete Ge⸗ 
ſetze auf ihre Verfaſſungsmäßigkeit nachzuprüfen, nicht 
mehr der Entſcheidung aller Gerichte überlaſſen, ſon⸗ 
dern die endgültige Entſcheidung der Frage, inwieweit 
ein Geſetz mit den Grundrechten und Grundpflichten 
der Verfaſſung in Widerſpruch ſteht, ſoll der Entſchei⸗ 
dung des Plenums des Obergerichts vorbehalten wer⸗ 
den. Die Frage, um die es ſich dabei handelt, iſt von 
eminent politiſcher, juriſtiſcher und wirtſchaftlicher 
Bedeutung. Man hat zwar bei der allgemeinen Be⸗ 
ſprechung dieſer Geſetzesvorlage im Rechtsausſchuß, 


(D) 


(4) 
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(Bürgerle, Abgeordneter.) 
ſowohl von Regierungsſeite, als auch ſeitens der Ver⸗ 
treter einzelner politiſcher Parteien, den Verſuch un⸗ 
ternommen, den politiſchen Charakter dieſes Geſetzes 
zu leugnen, indem man es ſo darzuſtellen verſucht hat, 
als ob dieſes Geſetz ein reines Verfahrensgeſetz ohne 
jede politiſche Nebenleiſtung wäre. Indeſſen kann die 
politiſche Bedeutung dieſes Geſetzes nur von demjeni⸗ 
gen geleugnet werden, der den tieferen Sinn dieſes 
Geſetzes nicht erfaßt hat. Dieſes Geſetz ſetzt nämlich 
das richterliche Prüfungsrecht als beſtehend voraus 
und entſcheidet damit wenigſtens indirekt eine der 
wichtigſten Streitfragen unſerer Verfaſſung in einem 
beſtimmten poſitiven Sinne. 


Staatsrecht, als auch nach deutſchem iſt die Frage, ob 


von den geſetzgebenden Körperſchaften 
werden, haben ja wirtſchaftlichen Charakter, oder zum 
mindeſten berühren ſie das wirtſchaftliche Leben. Die 


-ift oder nicht, haben wir ja bei 


überhaupt den Gerichten ein Nachprüfungsrecht gege⸗ 
ben iſt oder nicht, ſtrittig. ` 

Dieſes Geſetz kann aljo nur von demjenigen ange- 
nommen werden, der das richterliche Nachprüfungs⸗ 
recht bejaht. Wer es verneint, muß dieſes Geſetz mit 
Notwendigkeit ablehnen, weil es ſich von ſeinem 
Standpunkt aus betrachtet als eine einzige Ver⸗ 
faſſungsverletzung darſtellt. Es ift notwendig, das mit 
aller Entſchiedenheit zu betonen, denn bei der erſten 
Beratung dieſes Geſetzes hat die Sozialdemokratie, 
die damals noch in der Oppoſition ſtand, ihren Stand⸗ 
punkt dahin präziſiert, daß dieſes Geſetz nach ihrer 
Meinung verfaſſungswidrig wäre, weil nach ihrer 
Auffaſſung den Gerichten ein Nachprüfungsrecht über⸗ 
haupt nicht zuſtehe. Jetzt, nachdem die Sozialdemo⸗ 
kraten aus der Oppofition in die Regierung hinüber⸗ 
gewechſelt ſind, verleugnen ſie den Standpunkt, den ſie 
damals bei der erſten Beratung eingenommen haben. 
(Hört, hört! rechts.) Sie haben bei der zweiten 
Leſung dieſer Vorlage, die uns jetzt zur dritten Be⸗ 
ratung vorliegt, zugeſtimmt. Unter ihrer Mitwirkung 
iſt die jetzige Vorlage zuſtande gekommen, und es iſt 
wohl nicht zu bezweifeln, daß ſie auch heute bei der 
dritten Beratung dem Geſetz ihre Zuſtimmung geben 
werden. (Selbſtverſtändlich! links,) Selbſtver⸗ 
ſtändlich, d. h. mit andern Worten, Sie leugnen das 
ab, was Sie bei der erſten Beratung durch den Mund 
Ihres Abgeordneten Müller 
Auffaſſung proklamieren ließen. Darüber kann ſich 
natürlich nur jemand wundern, der die Grundſatz⸗ 
loſigkeit der Sozialdemokratie nicht kennt. (Heiter⸗ 
keit links.) Wer ſie kennt wie wir, wundert ſich 
nicht darüber. (Abg. Brill: Sie haben auch Grund⸗ 
ſätze, ausgerechnet Ihre Partei?) Ich habe Ihnen 
den Nachweis geliefert, daß Sie heute das Gegenteil 
von dem tun wollen, was Sie damals geſagt haben. 

Ueber die juriſtiſche Bedeutung dieſes Geſetzes noch 
ein Wort zu 
wendig, über die 
ſetzes noch einiges zu 


wirtſchaftliche Bedeutung des Ge⸗ 
ſagen. Die meiſten Geſetze, die 


Geſetze wirtſchaftlicher Natur ſollen ja das rechtliche 
Fundament bilden, auf dem ſich die Wirtſchaft auf⸗ 


baut. Dieſes Fundament muß natürlich ins Schwan⸗ 
ken geraten, wenn Zweifel darüber beſtehen, ob ein 


Geſetz gültig iſt oder nicht. Wenn es nach Jahr und 
Tag noch vorkommen kann, daß Geſetze für ungültig 
erklärt werden, weil fie verfaſſungswidrig find, jo bes 


deutet das natürlich auch eine außerordentliche Gefahr 
für das Wirtſchaftsleben. 


Wie verheerend die Wir⸗ 
kungen ſein können, wenn Zweifel darüber beſtehen, 
ob ein Geſetz wirtſchaftlicher Natur überhaupt gültig 


geſehen, und was wir bei 


n N 


Sowohl nach Danziger 


als Ihre grundſätzliche 


verlieren, iſt überflüſſig. Aber es iſt not⸗ 


verabſchiedet 
wältigen. Ja, ſie 


auf der Tagesordnung des Rechtsausſchuſſes 


dem Aufwertungsgeſetz 
dem Aufwertungsgeſetz 
erlebt haben, können wir jeden Tag wieder von neuem 
erleben. Inſofern iſt alſo die Frage, die hier geregelt 


werden ſoll, 
deutung. 
Man ſollte nun meinen, daß ein Geſetz von fo 
weittragender politiſcher und wirtſchaftlicher Bedeu⸗ 
tung ſowohl die Regierung, wie die Regierungspar⸗ 
teien dazu veranlaſſen würde, alles, was in ihrer 
Macht ſteht, zu tun, und alle Mittel auszuſchöpfen, die 
ihnen zu Gebote ſtehen, um dieſe ebenſo wichtige wie 
ſchwierige Frage in einer möglichſt einwandfreien 
und unanfechtbaren Weiſe zu löſen. Leider muß ge⸗ 
ſagt werden, daß, wenn die Regierungsparteien der 
Anſicht ſind, daß die gegenwärtige Vorlage eine ſolche 
Löſung dieſes Problems darſtellt, das keineswegs der 
Fall iſt. Im Gegenteil, dieſe Vorlage iſt derartig 
oberflächlich, undurchdacht, man kann faſt fagen, dilet- 
tantenhaft, (Sehr gut! rechts.), daß ſie über⸗ 
haupt als eine brauchbare Löſung dieſes Problems 
nicht angeſehen werden kann. Sie ſtellt ſich nach unſe⸗ 
rer Meinung geradezu als ein Muſterbeiſpiel eines 
Geſetzes dar, wie es nicht ausſehen ſoll. Schon bei der 
allgemeinen Beſprechung im Rechtsausſchuß wurde 
mit Recht getadelt, daß die Regierung nicht vor Ein⸗ 
bringung der Vorlage Veranlaſſung genommen habe, 
diejenigen Kreiſe, die ja an erſter Stelle an dieſem 
Geſetz intereſſiert ſind, weil ſie es anzuwenden haben, 
die Richter und Anwälte nämlich, zu einer Stellung⸗ 
nahme zu veranlaſſen. Wenn das geſchehen wäre, 
würde wohl die Regierungsvorlage, 
aber die jetzige Vorlage, ein ganz anderes Geſicht be⸗ 


( 
auch von eminent wirtſchaftlicher Be⸗ 


ganz beſtimmt 


kommen haben. Die Regierung hat diefe Unterlaſſung 


damit gerechtfertigt, daß ſie ſagte, der Entwurf hätte 
mit einer derartigen Beſchleunigung eingebracht wer? 
den müſſen, daß eine Anhörung der Richter und 
Rechtsanwälte nicht mehr möglich geweſen ſei. Es ſoll 


zugegeben werden, daß dieſe Erklärung damals eine 


gewiſſe Berechtigung hatte, denn in der Tat ift das 
Geſetz ziemlich beſchleunigt eingebracht worden. Aber 
heute kann dieſe Erklärung nicht mehr als ſtichhaltig 
anerkannt werden; denn feit der Einbringung dieje 
Geſetzes find jetzt faſt fünf Monate verfloſſen. Dieſe 
Zeit ſollte doch wohl ausgereicht haben, die Richter 


o i 


und Rechtsanwälte zu einer Stellungnahme in dieſer k 
Frage zu veranlaſſen. Wir find der Meinung, daß es 


vielleicht auch gar nichts geſchadet hätte, wenn man 
die berufene Vertretung unſerer Wirtſchaftskreiſe, die 
Handelskammer, bei der wirtſchaftlichen Bedeutung 
dieſes Geſetzes zu einer Stellungnahme veranla 
hätte. Denn wenn man die Kaufleute für geeigne 
hält, als Handelsrichter wichtige rechtliche Entſchei⸗ 
dungen zu fällen, ſo ſollte man ihnen auch wohl ein 
Urteil darüber zutrauen, wie ſich dieſes Geſetz wohl 
im Wirtſchaftsleben auswirken würde. 
Das ijt nicht geſchehen. Anſcheinend Haben fih die 
Regierungsparteien allein für klug genug gehalten, 


um alle dieſe Schwierigkeiten aus eigener Kraft zu É i 


haben noch ein übriges getan, 
Nachdem ſie ſich interfraktionell über dieſe Vorlage 
geeinigt hatten, hielten Sie es für angebracht, d 
ſtärkſte Partei dieſes Hauſes im Rechtsausſchuß! 
ihr Verhalten an der fachlichen Mitarbeit an D 
Geſetz zu verhindern. An dem Tage, an dem die and, 
wurde uns die jetzige Faſſung des Entwurfs als vi 
änderungsantrag vorgelegt, aber nicht die Möglich u 
gegeben, die Stellungnahme unſerer Fraktion 

dieſer Frage einzuholen. Wir ſollten an 
Tage zu der Vorlage Stellung nehmen. (Hört, 
rechts.) 
Als wir um Vertagung baten, um unſere g 
befragen zu können, wurde dieſer Antrag rückſi 
niedergeſtimmt und abgelehnt. \ 
M. D. u. H., von den Regierungsparteien, uns 


lich 


demſelben 


y 27 veg mög Y., i 
Das war uns natürlich völlig un aktion 
chtsloß 


(Hört, hört! ve 


* 
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nicht, iſt fraglich. (Abg. Mau: Darauf kommt es 
gar nicht an!) Das weiß ich, aber jedenfalls iſt es 
ganz gut, von dieſer Stelle aus in aller Oeffentlichkeit 
feſtzuſtellen, wie nun das neue demokratiſche Ver⸗ 
fahren ausſieht, (Sehr gut! rechts.), das von den 
demokratiſchen Parteien der neuen Regierungs⸗ 
koalition jetzt in die Praxis umgeſetzt wird. (Abg. 
Brill: Wir wollten den Grundſatz gelten laſſen, was 
Kinder und Narren ſagen, iſt bedeutungslos.) Sie 
glauben, Herr Abg. Brill, weil Sie zum Vorſitzenden 
der ſozialdemokratiſchen Fraktion gewählt ſind, daß 
Ihnen mit dieſem Amte auch der Verſtand gekommen 
ſei. Das Sprichwort ſagt aber, wem Gott ein Amt 
gibt, dem gibt er auch den Verſtand. Da Sie Ihr 
Amt, Herr Abg. Brill, aber nicht von Gott bekommen 
haben, haben Sie auch nicht den Verſtand dazu be⸗ 
kommen. (Heiterkeit rechts. Abg. Brill: Ihren 
Geiſt und Ihren Verſtand haben wir öfter kennen ge⸗ 
lernt, ehe Sie noch im Volkstage waren, als Vorſitzen⸗ 
der von Schiedsgerihten!) Die Entſcheidung haben 
Ihre Leute angenommen. (Abg. Brill. Den Blöd⸗ 
ſinn haben fie nicht getan, Sie lügen.) Der Schieds⸗ 
ſpruch iſt angenommen worden. (Abg. Brill: Er iſt 
abgelehnt!) 
Vizepräſident Spill: Herr Abg. Brill, Sie haben 
em Redner das Wort „gelogen“ zugerufen. Ich rufe 
Sie zur Ordnung. (Abg. Brill: Wenn man für die 
Wahrheit zur Ordnung gerufen wird, ſo nehme ich 
as hin.) 
Bürgerle, Abgeordneter (D. Nat.): Welche Beden- 
en haben wir nun bei dieſer Vorlage vorzubringen? 
Die erſte Frage, die ſich naturgemäß ſofort erhebt, 
denn man dieſes, Geſetz kritiſch betrachtet, iſt die, ob 
denn das Geſetz ſelber überhaupt mit der Verfaſſung 
M Einklang ſteht. Dieſe Frage aufzuwerfen iſt nicht 
diaßig⸗ ſondern im Gegenteil, es iſt notwendig, gerade 
tefe Frage mit aller Sorgfalt zu prüfen. Wenn etwa 
teje Vorlage, wie zu erwarten ſteht, Geſetz werden 
ſollte, ſo wird ja die erſte Frage, die das Obergericht 
zu prüfen hat, die ſein, ob ſeine Zuſtändigkeit gegeben 
Ge Dieſe Zuständigkeit beruht auf dem vorliegenden 
eeſetz. Natürlich wird daher auch die Frage zu prü⸗ 
5 ſein, ob dieſes Geſetz nicht etwa verfaſſungswidrig 
Tor Wenn es für verfaſſungswidrig erachtet werden 
ede, wird ſich das Obergericht ſelbſtverſtändlich wei⸗ 
fälle; auf Grund dieſes Geſetzes eine Entſcheidung zu 
. „Ich nehme an, daß das der Fall ſein wird. 
55 würde allerdings eine Ohrfeige ſein, die wir den 
w o] erungsparteien von Herzen gönnen. Aber wir 
möchte ſie vor dieſem Schickſal bewahren. Darum 
denken wir Sie auf einige verfaſſungsrechtliche Be⸗ 
(Wie gegenüber dieſem Geſetz aufmerkſam machen. 
Mau: dig er ift! links.) Bin ich immer! (Abg. 


richtig) toker Schmus, das Gegenteil ift immer 


dings enigen verfaſſungsrechtlichen Bedenken aller- 
erſten Qef die ſozialdemokratiſche Fraktion bei der 
wir ni E 
üg bein Gir fticpattig. Dies Gefe it ſelbſtverftand⸗ 
Dern es wird 1 digli 7 BR 7 x 85 
regelt zuß wird lediglich eine Zuſtändigkeitsfrage ge- 
end dem eine Frage, die bisher von jedem Gericht 
ten Gericht werden konnte, nunmehr einem beſtimm⸗ 
vorbehalten nämlich dem Plenum des Obergerichts, 
gewiſſen & Did. Juzugeben ift, daß dies Geſetz in 
in inne in ſchwebende Verfahren eingreift. 


ung dieſes Geſetzentwurfs vorbrachte, halten 


ingriff in die richterliche Unabhängigkeit, 


Aber das iſt natürlich immer der Fall, wenn neue 
Geſetze auf dem Gebiete des Zivilprozeſſes und der 
Gerichtsverfaſſung gemacht werden. Das haben wir 
ja ſchon des öfteren gehabt. Unrichtig ift natürlich 
auch der Standpunkt der Sozialdemokraten, daß durch 
die Verfaſſung ein richterliches Nachprüfungsrecht 
überhaupt nicht gegeben ſei. Das genaue Gegenteil 
iſt der Fall. Durch die Verfaſſung iſt ein ſolches Nach⸗ 
prüfungsrecht gegeben und wir ſtehen nicht an, zu er⸗ 
klären, daß, wenn dies Nachprüfungsrecht nicht ſchon 
durch die Verfaſſung gegeben wäre, man unbedingt 
ſofort ein verfaſſungänderndes Geſetz machen müßte, 
durch das den Gerichten dies Nachprüfungsrecht gege⸗ 
ben wird. Denn dieſes Kontrollrecht der Gerichte iſt 
ja der einzige Schutz des Staatsbürgers gegen die 
Beeinträchtigung ſeiner verfaſſungsmäßigen Rechte 
durch eine ſkrupelloſe Mehrheit in den geſetzgebenden 
Körperſchaften. Man ſoll auch nicht ſagen, daß dieſe 
Gefahr überhaupt nicht beſtehe, daß ſich die geſetzge⸗ 


benden Körperſchaften ſchon ſelbſt an die Verfaſſung 
Wer das glaubt, den muß man an 


halten werden. 
die Abſtimmung in dieſem Hauſe gelegentlich des Be⸗ 
amtenabbaugeſetzes erinnern, wo ebenfalls wieder die 
Sozialdemokraten den § 7, der ein Ausnahmegeſetz ge- 
gen weibliche Beamte enthält und eine Verfaſſungs⸗ 
verletzung ſchlimmſter Art, glattweg angenommen ha⸗ 
ben, trotzdem Sie zugeben müſſen, daß dieſer Para- 
graph eine Verfaſſungsverletzung, ein Ausnahmegeſetz 
gegen weibliche Beamte, enthält. 

Alſo, was damals bei dem 87 des Beamtenabbau⸗ 
geſetzes geſchehen iſt, kann natürlich morgen bei einer 
anderen Frage auch geſchehen. Wir haben ja ſchon 
aus dem Munde des Herrn Abg. Gehl gehört, daß 
die Sozialdemokraten heute dem Geſetz zuſtimmen 
werden, obwohl es ohne Zweifel eine Verfaſſungs⸗ 
widrigkeit enthält, die ich Ihnen gleich nachweiſen 
werde. (Abg. Mau: Wir ſind ja auch von Gott 
verlaſſen!) Das ſtimmt! (Heiterkeit) Anrich⸗ 
tig iſt der Standpunkt, den die Sozialdemokraten bei 
der erſten Leſung vertreten haben, daß das richter⸗ 
liche Nachprüfungsrecht nur inſoweit gegeben ſei, als 
die Grundrechte und Grundpflichten, alſo die Artikel 
71 bis 115 der Verfaſſung in Frage kämen. Eine der⸗ 
artige Beſchränkung würde natürlich vollkommen ver⸗ 
faſſungswidrig ſein. (Abg. Müller: Das Oberge⸗ 
richt jagt dasjelbe!) Ich habe die Urteile des Dber- 
gerichts auch geleſen, und das ſtimmt nicht, ſondern 
das Obergericht jagt, daß mindeſtens, ſoweit 
die Grundrechte und Pflichten in Frage kämen, das 
Nachprüfungsrecht beſtehe. Es hat aber dieſes Nach⸗ 
prüfungsrecht auch bezüglich der übrigen Artikel be⸗ 
jaht. (Nein! links.) Ja, und zwar bei Prüfung 
der Verfaſſungswidrigkeit des Beamtenabbaugeſetzes. 
Der Artikel 61, der dabei eine Rolle ſpielt, fällt nicht 
unter die Grundrechte und Pflichten. Es unterliegt 
alſo nicht dem mindeſten Zweifel, daß auch bezüglich 
der übrigen Artikel der Verfaſſung ein richterliches 
Nachprüfungsrecht gegeben iſt. Es wäre ja auch un⸗ 
ſinnig, anzunehmen, daß einige Artikel der Verfaſſung 
wichtiger wären, als die andern. 

Dieſe verfaſſungsrechtlichen Bedenken kommen aljo 
nicht in Frage. Wohl aber enthält der vorliegende 
Geſetzentwurf einen groben Verſtoß gegen die Ver⸗ 
faſſung inſofern, als er das Nachprüfungsrecht auch 
auf die nicht richterlichen Behörden ausdehnen will, 
ſogar auf alle Verwaltungsbehörden. Man ſtelle ſich 
vor, daß alle Behörden das Recht für ſich in Anſpruch 
nehmen könnten, ein ordnungsmäßig verabſchiedetes 
oder verkündetes Geſetz auf ſeine Verfaſſungsmäßig⸗ 
keit nachzuprüfen. Man ſtelle ſich die Konſeguenzen 
vor, die das haben würde. u 
dem Poſtamt in Neuteich oder einer Zollbehörde, ſoll 
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aber diefe Beſtimmung dahin auszulegen 
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das Recht zuſtehen, ein Geſetz nicht anzuwenden, das 
hier ordnungsmäßig verabſchiedet iſt, weil der Vor⸗ 
ſteher in Neuteich z. B. die Verfaſſungsmäßigkeit die⸗ 
ſes Geſetzes bezweifelt. Er wird ſich nach dieſem Geſetz 
hinſetzen und ein Zwiſchenurteil fällen und dieſes 
Zwiſchenurteil muß dann von demjenigen, der damit 
nicht zufrieden ift, durch das Rechtsmittel der Revi- 
ſion oder Beſchwerde beim Plenum des Obergerichts 
angefochten werden Man kann ſich ungefähr vor⸗ 
ſtellen, was für ei Unſinn bei der Geſchichte Heraus- 
kommen wird, und wo unſere Wirtſchaft hinkommen 
würde, wenn das Mode würde. Schon dieſe eine Beſtim⸗ 
mung, die verfaſſungswidrig im höchſten Grade iſt, 
würde uns die Annahme des Geſetzes in der vorlie⸗ 
genden Faſſung unmöglich machen. 

Ob noch eine zweite Verfaſſungswidrigkeit in die⸗ 
jem Geſetzentwurf enthalten ijt, ijt ſchwer zu jagen, 
und zwar deswegen, weil die Faſſung des Geſetzes ſo 
unklar iſt, daß man nicht weiß, was damit gemeint 
ijt. Der § 124 a, der in das Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
neu eingeſchoben werden foll, beſtimmt u. a.: 

; Soll in einem Verfahren die Entſcheidung eines 
Gerichts oder einer anderen Behörde darauf geſtützt 
werden, daß ein Geſetz mit den Grundrechten und 
Grundpflichten (Art. 71 bis 115 der Verfaſſung) in 
e ſteht, jo hat das Gericht oder die Be⸗ 
hörde urch eine Zwiſchenentſcheidung (Zwiſchen⸗ 
en Zwiſchenverfügung) vorab zu ent⸗ 

Was ſoll das heißen? Soll das heißen, daß ein 
Nachprüfungsrecht der Gerichte überhaupt nur in 
Frage kommt, ſoweit Grundrechte und Grundpflichten 
berührt werden und in den übrigen Fällen keine 
Nachprüfung ſtattfinden ſoll? Dann müßten wir 
dieſe Beſtimmung ebenfalls als verfaſſungswidrig be⸗ 
zeichnen, denn ich habe ſchon ausgeführt, daß das 
Nachprüfungsrecht der Gerichte ſich nicht nur auf die 
Art. 71 bis 115, ſondern auf die geſamten Artikel der 
Verfaſſung bezieht. Es würde alſo hier durch das 
Geſetz der Verſuch unternommen werden, das Nach⸗ 
prüfungsrecht der Gerichte in unzuläſſiger Weiſe zu 
beſchränken. Ob der Artikel, wie geſagt, in dieſem 
Sinne auszulegen iſt, bleibt dunkel. Die Faſſung iſt 
ſo unklar, daß man das nicht herausleſen kann. Sollte 
ſein, daß 
das neue Verfahren nur dann Platz greifen ſoll, wenn 
Grundrechte und Grundpflichten in Frage kommen, 
dann alſo das Plenum entſcheiden ſoll, wenn aber die 
übrigen Artikel der Verfaſſung in Frage kommen, das 
alte Verfahren bleiben ſoll, dann würde dieſe Beſtim⸗ 
mung zwar nicht verfaſſungswidrig, aber geradezu un⸗ 
ſinnig ſein. Dann würden zwei Verfahren nebenein⸗ 
ander laufen, das bisherige und das neue Verfahren. 
Das Geſetz ſchweigt ſich aber darüber aus, welches 
Verfahren Anwendung finden ſoll, wenn ein Geſetz 
ſowohl die Grundrechte und Grundpflichten, als auch 
einen andern Artikel der Verfaſſung verletzt. Höchſt⸗ 
wahrſcheinlich iſt das ſo gedacht, wenn ſich die Herren 
überhaupt etwas gedacht haben, die dieſen Geſetzent⸗ 
wurf gemacht haben, daß die beiden Verfahren neben⸗ 
einander laufen ſollen. Dann werden wir das erbau⸗ 
liche Schauſpiel erleben, daß in dem einen Verfahren 
der eine Senat des Obergerichts entſcheidet, und in 
dem andern Verfahren das Plenum des Obergerichts 
möglicherweiſe anders entſcheiden wird. Das wird 
die Folge dieſer Geſetzesbeſtimmung ſein. 

Es iſt weiter die Frage aufzuwerfen, ob denn dieſe 
vorgeſchlagene Regelung überhaupt notwendig oder 
wenigſtens zweckmäßig iſt. Es wäre natürlich voll⸗ 
kommen verfehlt, ein Geſetz zu machen, das überflüſſig 
iſt oder nicht wenigſtens gewiſſe Vorteile gegenüber 
dem jetzigen Rechtszuſtande bietet. Wir müſſen offen 
zugeben, daß die Begründung der Regierungsvorlage 
in keiner Weiſe geeignet iſt, uns von der Notwendig⸗ 


keit des Geſetzes oder auch nur der Zweckmäßigkeit 
zu überzeugen. Es iſt da lediglich ausgeführt, es er⸗ 
ſcheine unzweckmäßig, daß jedes Gericht über die 
Frage der Verfaſſungsmäßigkeit entſcheiden dürfte. 
Dem kann entgegengehalten werden, weshalb das 
dann in Deutſchland nicht ebenſo unzweckmäßig iſt, wo 
es ſeit Jahren ſo gehandhabt wird. Man wird ein⸗ 
wenden, daß in Danzig Geſetze viel leichter für ver⸗ 
faſſungswidrig erklärt werden können. In der Tat 
muß zugegeben werden, daß die Gefahr, daß ein Geſetz 
für verfaſſungswidrig erklärt wird, in Danzig größer 
iſt, als in Deutſchland. Aber das beruht nicht etwa, 
wie ſich mancher vielleicht einbilden könnte, auf einer 
Sucht der Danziger Gerichte, die angeblich nichts an⸗ 
deres zu tun haben, als Geſetze für verfaſſungswidrig 
zu erklären, ſondern der Grund dafür liegt auf einem 
weſentlich anderen Gebiete, nämlich in der geradezu 
unglaublichen Art der Geſetzesmacherei, wie fie hier 
in Danzig an der Tagesordnung iſt. Machen Sie 
beſſere Geſetze, (Bis jetzt haben Sie ſie doch ge⸗ 
macht! links), dann werden die Gerichte es nicht 
nötig haben, Geſetze für verfaſſungswidrig zu erklä⸗ 
ren. (Schlagen Sie ſich an die eigene Bruſt! links.) 
An dieſem Geſetz ſind wir vollſtändig unſchuldig. 
(Abg. Plettner: Wie ein neugeborenes Kind!) Ja⸗ 
wohl, das ſtimmt. (Abg. Beyer: Wenn es unehelich 
iſt?) Kommt gar nicht in Frage, Herr Abg. 
Beyer. 

Nun noch einiges zu den Einzelheiten des Ge: 
ſetzes, ſoweit ſie ſich auf das Verfahren beziehen. Es 
ſoll alſo vorab eine Zwiſchenentſcheidung erfolgen, 
und zwar, wie in Klammern geſetzt iſt, „Zwiſchen⸗ 
urteil, Beſchluß Zwiſchenverfügung“. Man darf die 
Frage aufwerfen, was das heißen ſoll. Soll es ein 
Urteil, ein Beſchluß oder eine Verfügung ſein, oder 
was von den dreien ſoll es im einzelnen Fall ſein? 
Soll es dem Gericht überlaſſen bleiben, welche dieſer 
Formen der Entſcheidung es wählen will oder wong 
ſoll ſich das richten? Wie wenig dieſe ganze Beſtim⸗ 
mung durchdacht iſt, zeigt ſich am beſten, wenn man 
ſich das an einem praktiſchen Beiſpiel klar macht. Ich 
wähle ein Beiſpiel, das vielleicht den meiſten von 
Ihnen beſonders naheliegen wird. Das iſt nämlich 
ein Prozeß beim Schwurgericht. Wie fol diefe Zwi⸗ 
ſchenentſcheidung im Schwurgerichtsverfahren erfol⸗ 
gen? Die Frage, ob ein Geſetz verfaſſungswidrig ift: 
gehört zur Schuldfrage. Am die Schuldfrage entſchei⸗ 
den zu können, muß ich wiſſen, ob ein Geſetz gültig i 
oder nicht. Nun wird bekanntlich die Schuldfrage 
beim Schwurgerichtsverfahren einzig und allein dur , 
die Geſchworenen entſchieden. Die drei rechtsgelehr⸗ 
ten Richter des Schwurgerichts find an der Entſchel⸗ 
dung der Schuldfrage gänzlich unbeteiligt. Sie haben 
lediglich die Straffrage zu entſcheiden. Alſo müßte 
man zu dem Ergebnis kommen, daß dieſe Zwiſchen, 
entſcheidung, das Zwiſchenurteil, der Beſchluß, w 
Verfügung, von den zwölf Geſchworenen zu erlaſſe 
it. Ich glaube nicht, daß es im Sinne der Verfaſſe 
dieſes Geſetzentwurfs gelegen hat, den 12 Laien e y 
derartig wichtige und ſchwerwiegende Entſcheidung 
wie die juriſtiſche Streitfrage, ob ein Geſetz ver 40 
ſungswidrig ift oder nicht, allein zur Entſcheidung e 
überlaſſen. Schon dies Beiſpiel allein beweiſt, fet 
wenig die Herren die ganze Vorlage durchdacht eber 
die an dieſem Entwurf beteiligt geweſen find. We.. 
iſt geſagt, daß gegen dieſe Zwiſchenentſcheidung ege 
Rechtsmittel der Reviſion bezw. der Veſchmene age 
ben fei. Was jol das Wort „beziehungsweile Be⸗ 
ßen? Soll es die Reviſion ſein oder ſoll es die a. 
ſchwerde ſein oder welches von dieſen beiden 
mitteln? Und wenn es die Reviſion fein joll, 
Reviſion ſoll es ſein? Soll es die Neviſion 
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»vilprozeßordnung, die wir bekanntlich in Danzig gar 


) 


werden, auf die ſich die Koalitionsparteien geeinigt 


Ans veranlaßt hat, von ſolchen Abänderungsanträgen 
abzusehen, ift der: Wenn dieſe Abänderungsanträge 


Ort Digepräfinent Spill: 
r 


Strafprozeßordnung fein, oder die Reviſion der Zi- 


nicht haben, ſondern erſt zu dieſem Zwecke einführen 
müßten. (Zuruf des Abg. Mau.) Herr Abg. 
Mau, Sie verſtehen davon ja doch nichts, alſo ſeien 
Sie nicht ſo vorlaut! Dieſe Fragen hätten ſchon im 
Entwurf geklärt ſein müſſen. Man kann doch die 
Entſcheidung dieſer Frage nicht der Wiſſenſchaft und 
er Literatur überlaſſen. Das ſind eben Verfahrens⸗ 
vorſchriften, die im Geſetz geregelt werden müſſen, und 
die man natürlich ſo oder ſo regeln kann. Aber gere⸗ 
gelt müſſen ſie in irgend einer Weiſe werden. Weiter 
find die Beſtimmungen über das Verfahren beim 
Obergericht vollſtändig unzulänglich. Beiſpielsweiſe 
iſt nichts darüber geſagt, ob in dem Verfahren vor 
dem Obergericht die beteiligten Prozeßparteien mit⸗ 
einander verhandeln ſollen oder ob etwa, wie das im 
Strafprozeß der Fall iſt, ein Berichterſtatter einen 
Vortrag erſtatten ſoll, zu dem die einzelnen Parteien 
dann Stellung nehmen. Nichts iſt über die Frage 
geſagt, ob dies Verfahren vor dem Obergericht ge⸗ 
bühren⸗ und koſtenfrei, oder gebühren⸗ und koſten⸗ 
pflichtig ſein ſoll, welche Koſten und welche Gebühren 
erhoben werden ſollen. Herr Abg. Schilke, Sie haben 
doch an dieſem Geſetz auch mitgearbeitet, und daß Sie 
nicht einmal an die Koſten⸗ und Gebührenfrage in 
dieſem Geſetz gedacht haben, nimmt mich Wunder. 
Alſo, wie man auch immer dies Geſetz betrachten 
mag, Verfaſſungswidrigkeiten, Oberflächlichkeit, Laien⸗ 
haftigkeit überall. Für uns iſt ſelbſtverſtändlich ein 
Geſetz in dieſer Verfaſſung unannehmbar. Wir haben 
uns natürlich die Frage vorgelegt, ob wir vielleicht 
durch Abänderungsanträge verſuchen ſollten, dieſem 
Geſetz eine andere Faſſung zu geben. Wir ſind aber 
nach reiflicher Ueberlegung davon abgekommen, weil 
wir das für zwecklos halten. Wir ſind der Meinung, 
daß Sie das Geſetz heute ſowieſo, auch wenn wir Ab⸗ 
anderungsanträge ſtellten, in der Faſſung annehmen 
aben. Der Zwiſchenruf des Herrn Abg. Gehl hat das ja 
auch beſtätigt. Sie werden dem Geſetz zuſtimmen und 
ich nicht um unſere Abänderungsanträge kümmern. 
as wäre der eine Grund. Der zweite Grund, der 


en von mir vorgebrachten zahlreichen Bedenken 
technung tragen follen, jo müßten Gie gu einer volf- 
ſtändigen Umgeſtaltung der Vorlage führen, ſodaß die 
neue Vorlage mit der jetzigen ſo gut wie nichts mehr 
gemein hätte. Es iſt natürlich klar, daß ſolche Ab⸗ 
Merungsanträge keinerlei Ausſicht haben, ohne jede 
debatte angenommen zu werden; denn es handelt ſich 
die ei auch um wichtige grundſätzliche Fragen, über 
fi man ſich auseinanderjegen muß und über die man 
jeg am beiten im Rechtsausſchuß hätte auseinander- 
5 8 können und müſſen. Da es uns nun nicht möglich 
te an dieſer Vorlage im Rechtsausſchuß mitzuarbei⸗ 
\ Gleibt uns natürlich nichts anderes übrig, als 

N anheim zu ſtellen, die Sache noch einmal an 
chtsausſchuß zurückzuverweiſen, damit man dort 

> Die Vorlage in eine brauchbare Form zu 

91 wenn Sie das nicht wollen, brauchen Sie das 
ch zu tun. Uns kann es vollſtändig gleichgültig 
Ar ſind an dieſer Vorlage gänzlich unbeteiligt. 
im Schoße der Regierungsparteien ausgeheckt 
und wir wurden dabei von der Mitarbeit aus⸗ 


Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. 
u. H.] Nach den Ausführungen des Herrn Abg. Bür⸗ 
gerle, insbeſondere ſoweit ſie politiſcher Natur waren, 
darf ich wohl annehmen, um ſein Wort zu variieren, 
daß er das von ihm angemaßte Amt eines Kritikers 
der Sozialdemokratie nicht von Gott empfangen hat. 
(Sehr richtig! links.) Seitdem die Deutſchnationa⸗ 
len zum Beſten des Staates in die Oppoſition ge⸗ 
drängt wurden, ſprechen ihre Redner ſozuſagen immer 
mit Schaum vor dem Munde. Es iſt verſtändlich und 
wird ja auch überall verſtanden werden, daß ſi 
wütend ſind. (Lachen rechts.) Aber es iſt poli⸗ 
tiſch nicht ſehr klug, dieſe Wut ſo offenſichtlich zu 
zeigen. (Sehr gut! links.) Offenſichtlich liegt 
ein Fraktionsbeſchluß der Deutſchnationalen vor, daß 
es jeder ihrer Redner als Hauptaufgabe zu betrachten 
hat, ſich an der Sozialdemokratie zu reiben. (Abg. 
Dr. Ziehm: Wer hat Ihnen das verraten?) Das 
iſt Nebenſache. — Manchem ſteht es ganz gut, aber 
Herrn Abg. Bürgerle ſteht es eigentlich nicht. Ich 
hätte von ihm ſehr gerne ſeine juriſtiſchen Ausführun⸗ 
gen gehört, habe aber leider ſeine politiſchen anhören 
müſſen. 

Nun würde ich gerade von Herrn Abg. Bürgerle 
annehmen, daß er, wenn er Behauptungen aufſtellt, 
ſich ganz genau über die Grundlagen dieſer Behaup⸗ 
tung vergewiſſert. Wenn er die Rede geleſen hätte, 
die damals Herr Kollege Müller namens meiner 
Fraktion gehalten hat, hätte er wiſſen müſſen, daß er 
hier etwas Falſches geſagt hat. Im Schlußſatz der Rede 
ſteht nämlich, daß wir unſere Stellungnahme zur Vor⸗ 
lage, ob wir ſie annehmen oder nicht, von den und den 
Bedingungen abhängig machen. Er hätte alſo nicht 
behaupten können, daß wir das Geſetz von vornherein 
in Bauſch und Bogen ablehnen. Herr Abg. Müller hat 
damals erklärt, daß die Frage des Nachprüfungsrechts 
der Gerichte für uns zweifelhaft und ſtreitig iſt. Das 
gilt nicht nur für Danzig, ſondern weit darüber hin⸗ 
aus. In letzter Zeit hat die Literatur über das Nach⸗ 
prüfungsrecht der Gerichte wieder weitere Kreiſe ge⸗ 
zogen. Wenn aber in Danzig das Obergericht dies 
Nachprüfungsrecht in einer Reihe von Entſcheidungen 
bejaht, ſo würde es ſehr komiſch ſein, wenn wir uns 
hier hinſtellten und ſagten, wir wollen kein Geſetz 
machen, da das Obergericht ſeine Zuſtändigkeit zu 
Unrecht annimmt. Dr 

Aus dieſem Grund haben wir dieſes Geſetz nicht 
mit bearbeitet. Nun hat uns der Herr Abg. Bürgerle, 
ich glaube „Grundſatzloſigkeit“ war das ſchöne Wort, 
vorgeworfen. Dieſer Pfeil fliegt zurück, denn grund⸗ 
ſatzloſer als die Deutſchnationalen kann niemand ſein. 
Die Regierung, in der Sie waren, hat das Geſetz ein⸗ 
gebracht. (Abg. Schwegmann: Sie hat nicht zuge⸗ 
ſtimmt!) Herr Dr. Bumke war dieſem Geſetz ein 
warmer Fürſprecher im Ausſchuß. (Heiterkeit links.) 
Er hat einen Antrag eingebracht, der zum Teil in den 
neuen Entwurf mit verarbeitet wurde. (Abg. 
Dr. Bumfer Sehr zum Teil!) Ja, das andere 
taugte nichts. Wenn von Grundſatzloſigkeit die Rede 
fein kann, ſo liegt die Grundſatzloſigkeit auf der 
Rechten. Ich würde bitten, mit ſolchen Vorwürfen 
äußerſt vorſichtig zu ſein. Es liegt uns aber nicht ſo⸗ 
viel an der politiſchen Polemik, wie ſie von rechts auf⸗ 
gezogen worden iſt. Wir haben keine Urſache, Schaum 
vor dem Munde zu haben. 

Herr Abg. Bürgerle hat einige allgemeine Aus⸗ 
führungen über die wirtſchaftliche Bedeutung des 
Geſetzes gemacht. Die wirtſchaftliche Bedeutung wird 
niemand leugnen; denn gerade um dieſer Bedeutung 
willen iſt das Geſetz geſchaffen worden. Ich habe aber 
eigentlich nicht gehört, was er in wirtſchaftlicher Be⸗ 
ziehung dagegen ausgeführt hat. Das einzige war, 
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(4) (Dr. Kamnitzer, Abgeordneter.) 
man hätte auch die Handelskammer hören können. Ja, 
ich weiß nicht, ob die Handelskammer dazu da iſt, 
Geſetze, die das Gerichtsverfaſſungsgeſetz abändern, zu 
beurteilen. Das ſcheint mir doch recht töricht zu ſein. 
Wie ſich das Geſetz in der Praxis auswirken wird, 
kann doch die Handelskammer auch nicht ſagen, denn 
Propheten ſitzen dort doch nicht. Das kann erſt die 
Praxis zeigen. Man macht eben Geſetze nach beſtem 
Wollen und beſtem Können. Das war das einzige, was 
ich in dieſer Beziehung gehört habe. ; 

Weiter ift gerügt worden, daß die Gerichte und die 
Anwälte nicht gehört wären. Die Anwälte ſind nicht 
gehört worden, das iſt ein Verſchulden, das nach rechts 
hinüber geht. Sie haben ſich aber gemeldet und ſind 
dann gehört worden. Inwieweit die Richter gehört 
worden ſind, mag der Herr Regierungsvertreter ſagen. 
Ich kenne nur die Eingabe, die ſeinerzeit gemacht 
worden iſt, und die noch weiter als die jetzige Vorlage 
geht. Der eigentliche Grund der Wut des Herrn Abg. 
Bürgerle iſt aber zutage getreten. Das war die Aus⸗ 
ſchußberatung. (Abg. Dörkſen: Mit Recht!) Wenn 
eine Fraktion, die doch ganz regelmäßige Fraktions⸗ 
ſitzungen hat, ein Geſetz monatelang kennt, das ihre 
eigene Regierung für beſchleunigungsbedürftig erklärt 
hat, hat ſie Zeit gehabt, ſich monatelang damit zu 
befaſſen. Auch von dem „Verſchlechterungsantrag“ hat 
ſie rechtzeitig Kenntnis erhalten. (Am ſelben Tage! 
rechts.) Wenn die Deutſchnationalen ſich der Aus⸗ 
ſchußberatung widerſetzten, ſo geſchah es nicht etwa aus 
Angſt um das Heil des Staates oder ſonſt welcher 
Güter, ſondern es waren Verſchleppungsmanöver bei 
einem Geſetz, das ihnen auf einmal nicht mehr paßte, 
obwohl ſie ſich bisher warm dafür eingeſetzt hatten. 

Es bleiben noch juriſtiſche Bedenken. Herr Bür⸗ 
gerle hat eine Reihe von juriſtiſchen Bedenken gegen 
die Verfaſſungswidrigkeit des Geſetzes geltend ge⸗ 
macht. Ich teile dieſe Bedenken nicht. Er hat zunächſt 
die Bedenken widerlegt, die von uns geltend gemacht 
worden ſind. Ich habe geſagt, daß die Bedenken in der 
Hauptſache theoretiſcher Natur ſein müßten, denn das 
Obergericht bejaht ja neuerdings ſeine Zuſtändigkeit. 
Ich brauche deshalb darauf nicht einzugehen. Er fürch⸗ 
tet eine Verfaſſungswidrigkeit von der Ausdehnung 
des Nachprüfungsrechts der Gerichte, indem er meint, 
daß jetzt auch andere Behörden unter Umſtänden nad 
prüfen könnten. (Das ſteht in Ihrem Antrag! 
rechts.) Da muß ich ſagen, ich halte diejenigen, die 
das Geſetz anzuwenden haben, nicht für ſo töricht, wie 
Herr Abg. Bürgerle ſie halten möchte. Das Geſetz ver⸗ 
langt doch, daß eine Entſcheidung auf die Verfaſſungs⸗ 
widrigkeit geſtützt werden müßte. Nun iſt eine Ent⸗ 
ſcheidung doch nicht das, was vielleicht ein Zollbeam⸗ 
ter tut oder läßt, ſondern eine Entſcheidung iſt ein 
geregelter Begriff, der eben in einem beſtimmten Ver⸗ 
fahren zum Ausdruck kommt. Ich fürchte von dieſer 
Beſtimmung nicht viel. Ich habe ein gewiſſes Ver⸗ 
trauen zu der Verſtändigkeit des Obergerichts und bin 


überzeugt, daß es das Geſetz ſo vernünftig auslegen 


wird, wie es gemeint iſt. Es würde doch unerträg⸗ 
lich ſein, wenn das Obergericht aus kleinlichen Beden⸗ 
ken heraus aus einem vernünftigen Geſetz etwas Un- 
vernünftiges machen würde. Wir haben uns mit 
vollem Bewußtſein geſagt, das Obergericht wird das 
Geſetz nach vernünftigem Maßſtabe ſo anwenden, wie 
es angewandt werden ſoll. 

Das iſt eigentlich das einzige Bedenken, das ich 
anerkennen kann. Ein anderes Bedenken, das Herr 
Abg. Bürgerle geltend gemacht hat, iſt eine formelle 
Frage. Wir haben auch darüber nachgedacht, ob wir 
es auf die Grundrechte und Grundpflichten beſchränken. 
Wir ſind zu der Anſicht gekommen, daß es beſſer wäre, 


dasGeſetz auf die ganze Verfaſſung auszudehnen. (Abali 
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hauptet wird, den ganzen Nationalismus gepachtet „ 4 


daß es ſich hier um ein außerordentlich wichtiges id 


des Geſetzes ſchildern, um dann daraus Ihnen 55 
den Schluß zu überlaſſen, welcher Kritik der Geda 1 
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RS (00 
rechts.) Das iſt eine Sache, über die wir länger ge⸗ 
ſprochen haben wie Sie. Ich habe das zu einem 
Antrag verdichtet und überreiche den mehr redaktio⸗ 
nellen Antrag dem Herrn Präſidenten. 

„Nun hat Herr Abg. Bürgerle noch auf die Zweck⸗ 
mäßigkeit des Geſetzes hingewieſen. Ich bin auch da⸗ 
für, daß man nur Geſetze macht, die zweckmäßig ſind. 
Wenn wir das Geſetz nicht für hervorragend zweck⸗ 
mäßig hielten, würden wir daran nicht mitgearbeitet 
haben. Ich halte das Geſetz ſogar für notwendig, für 
ebenſo notwendig, wie es die frühere Regierung hielt, 
die das Geſetz mit größter Beſchleunigung einbrachte. 
Es muß irgend eine Klarheit in dieſen wichtigſten 
Fragen geſchaffen werden. Es geht nicht ſo weiter, 
daß irgend ein Gericht über dieſe vitalen Fragen des 
Staates entſcheidet. Es muß eine Zentralſtelle ge⸗ 
ſchaffen werden, die dieſe wichtigſte Frage auch inter⸗ 
pretiert. Aus dieſen Geſichtspunkten heraus, um der 
Wirtſchaft zu nützen und um der Rechtspflege einen 
Halt und einen Sammelpunkt zu geben, ijt dieſes G 
ſetz gemacht worden. Dieſer Sammelpunkt ſoll eben £. 
das Obergericht fein. 

Herr Abg. Bürgerle hat dann noch auf die Geſetzes⸗ 
macherei, die hier im Freiſtaat üblich ift, geſchimpft. 
Man hätte meinen können, daß Herr Bürgerle bei B] 
dieſem Teil zur Sozialdemokratie übergetreten wäre 
und auf die frühere Regierung ſchimpfte. Anders iſt $ i 
es nicht zu verſtehen; denn weſentliche Gejege find von 
uns noch nicht verabſchiedet worden. (Zwiſchenruf $. 
des Abg. Bürgerle.) Sie ſprachen von der Geſetzey s 
macherei, wie fie im Freiſtaat üblich iſt. (Zwiſchen? 
rufe rechts.) Je mehr die einzelnen Herren durch 
ihre Zwiſchenrufe zeigen, daß ſie ſich mit dieſen Aus⸗ 1 
führungen des Herrn Abg. Büraerle identifizieren, 
deſto mehr kann es uns nur lieb ſein, denn ſie geben zu, 
daß ſie diefe „öde Geſetzesmacherei“ bisher geübt haben. M 
Wie geſagt, es hilft nichts. Herr Abg. Bürgerle mag 
einen falſchen Zungenſchlag gehabt haben, aber es 
bleibt einmal ſo, daß er das geſagt hat. (3ujtim 
mung links.) Herr Abg. Bürgerle machte ſolche 
Ausführungen, das will ich noch feſthalten, als wennn 
die deutſchnationale Partei nicht, wie ſonſt immer be⸗ 
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hat, ſondern auch die ganze Juriſprudenz. Die deutſch⸗ 
nationale Partei erklärt, ſie könne zwar eine Reihe 
von Abänderungsanträgen einbringen, werde es aber 
nicht tun. Das nennt man eine ſtaatserhaltende pf: 
poſition. Kritiſieren iſt ſchrecklich leicht, aber arbeiten I 
ijt unangenehm und ſchwer. Wenn Sie ebenſo arbeiteten 
wie Sie kritiſieren, dann ließe fih über Ihre Oppoſitioan 
reden. Eine Oppoſition, die nur kritiſiert ohne zu ar 
beiten, macht ſich lächerlich. (Beifall links.) 1 
Vizepräſident Spill: Es ift ein Antrag eingegan⸗ 
gen, der den Abgeordneten noch nicht vorliegt. Ich 
bitte die Schriftführerin, ihn zu verleſen. F 
N Richter, Frau Abgeordnete, Schriftführerin (P 
Ab.): À 
) Abänderungsantrag zur Druckſache Nr. 1779. 1 
In Artikel 1 8 124 a treten an Stelle der Wotte 
„den Grundrechten und Grundpflichten (Art. 71 bia - 
115 der, Berfajjung)“ die Worte: „der erfaſſung { 
> Dr. Kamnitzer. 5 x 
Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Re f 
gierungsvertreter, Obergerichtsrat Kettlitz. 1 
Kettlitz, Obergerichtsrat: M. D. u. H.! p 
bisherigen Erörterungen haben zur Genüge ge eſeh ` 
handelt und nicht nur um ein Geſetz, das nur 2 
ften als ſolche interefjiert. Ich möchte deshalb Di pi 
in kurzen Zügen, ſoweit es mir gelingt, den eh 
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Volkstag Danzig. — 136. Sitzung. 


Donnerstag, den 1. Oktober 1925. 


(A) Gettlitz, Obergerichtsrat.) 


des Geſetzes und dieſer Geſetzentwurf würdig iſt. Der 
Anlaß zu dieſem Geſetz liegt, wie ja allen Damen und 
Herren bekannt iſt, in der Entſcheidung des Oberge⸗ 
richtes vom 1. April 1925. In dieſem Zivilprozeß hat 
ein Danziger Beamter, der durch das Abbaugeſetz ab⸗ 
gebaut war, auf Zahlung ſeines vollen Gehaltes ge⸗ 
klagt. Da er nur ſein Ruhegehalt bezog, verlangte er 
die Differenz zwiſchen dem ihm angeblich zuſtehenden 
Gehalt und ſeinem Ruhegehalt und ſtellte ſich zur Be⸗ 
gründung ſeines Anſpruchs auf den Standpunkt, daß 
das Abbaugeſetz verfaſſungswidrig wäre. Das Oberge⸗ 
richt hat ihm Recht gegeben. 

Als dieſe Entſcheidung herauskam, wurde es recht 
allgemein klar, welche gewaltige Macht in die Hände 
des Gerichtes gelegt iſt, nämlich die Macht der Nach⸗ 
prüfung der materiellen Verfaſſungsmöglichkeit eines 
Geſetzes. Es erhob ſich die Frage, ob dieſer Zuſtand 
weiter als wünſchenswert fortgeführt werden oder ob 
und inwieweit er geändert werden ſollte. Die Nach⸗ 
prüfungsbefugnis des Obergerichts war zuläſſig und 
entſpricht dem Artikel 71 der Danziger Verfaſſung, 
den ich verleſe: ; 

Die Grundrechte und Grundpflichten bilden 
Richtſchnur und Schranke für die Geſetzgebung, die 
Rechtspflege und die Verwaltung im Staat. 

Das Arteil entſpricht auch der bisherigen Danzi⸗ 
ger Rechtſprechung des höchſten Gerichtes und auch der 
deutſchen Rechtſprechung der höchſten Gerichte. Daran 
iſt nicht zu rühren. Aber bei dieſem Nachprüfungs⸗ 
recht der Gerichte kann ein ſehr buntes Bild von Ent⸗ 
ſcheidungen, und zwar ſich widerſprechender Entſchei⸗ 
dungen herauskommen. Ich möchte nur 
daß z. B. das Amtsgericht in Neuteich in einer Schöf⸗ 
fengerichtsverhandlung fagen kann, der Paragraph 
ſo und ſo des Strafgeſetzbuches ſei verfaſſungswidrig 


RB) wenn kein Rechtsmittel eingelegt wird, wird die Ent- 


ſcheidung rechtskräftig! Ein paar Tage ſpäter ent⸗ 
ſcheidet vielleicht die Strafkammer des Landgerichtes, 
daß derſelbe Paragranh anzuwenden und micht ver- 
laſſungswidrig ſei! In einer Reviſionsſache ent- 
ſcheidet möglicherweiſe der Strafſenat eines Oberge⸗ 
richtes über denſelben Paragraphen noch einmal ab⸗ 
weichend! . 
Das find Zuſtände, die nicht wünſchenswert find. 
Ruruf des Abg. Schwegmann.) Das iſt möglich. 
Die Verſchiedenheit der Rechtſprechung aber bringt 
eine Rechtsunſicherheit mit ſich. Dieſe iſt an ſich ge⸗ 
lährlich, aber fie iſt ganz unerträglich, wenn die Geſetze 
girtſchaftliche Zwecke verfolgen. Der Wunſch nach 
mer Abhilfe erſcheint daher nicht nur berechtigt, ſon⸗ 
ke verlangt auch notwendig eine Erfüllung. Wie 
ME nun dieſem Wunſche auf Abhilfe Rechnung getra⸗ 
rich werden? Man kann ſagen, man könne dem Ge⸗ 
eri das materielle Nachprüfungsrecht nehmen. Ich 
taiate an den Sahmſchen Verfaſſungsentwurf, der 
ap. Dih das Nachprüfungsrecht nicht vorſah. Jetzt 


r 


deutet, mehr möglich. Denn, da es, wie ich ſchon an⸗ 
ai 295 aus der Verfaſſung hergeleitet wird, würde 
e Aenderung der Verfaſſung bedeuten. Damit 

er bekannten größeren Majorität in dieſem 


wünſchenswert. Es bleibt alſo nur die 

1 richterliche Nachprüfungsrecht in einer 
de 1 ugeſtalten, durch die die vorhandenen 
n der Nechtsunſicherheit gemildert oder beſei⸗ 


N Das iſt in dem vorliegenden Geſetz ge⸗ 


VE ge vorliegenden Geſetzentwurf ſind die Vor⸗ 
er Regierung niedergelegt, die eine um- 


gute und îi 


chnelle Beſeitigung der Rechtsun⸗ 


ie 


iſt kauen Gerichten das Nachprüfungsrecht zu nehmen, 


ausführen, 


ſicherheit bringen ſollen. Zunächſt muß der Rahmen, 
in dem eine ſolche Nachprüfung notwendig iſt, be⸗ 
ſtimmt ſein. Das ergibt ſich aus dem vorgeſehenen 
& 124 a, woraus fih ergibt, daß eine Nachprüfung nur 
nötig iſt, wenn ein poſitiver Ausſpruch vorliegt, daß 
ein Geſetz verfaſſungswidrig ſei. Nur dann hat der 
Staat und die Allgemeinheit ein Intereſſe an einer 
Nachprüfung. Normalerweiſe iſt als ſelbſtverſtändlich 
anzunehmen, daß das Geſetz ordnungsmäßig zuſtande 
gekommen iſt und den ordnungsmäßigen Vorſchriften 
entſpricht. Infolgedeſſen iſt nur für den Fall, daß 
eine Behörde ſich auf den Standpunkt geſtellt hat, das 
Geſetz ſei verfaſſungswidrig, eine Erklärung notwen⸗ 
dig. Die Prüfung ſelbſt jol umfaſſend, gut und ſchnell 
ſein. Umfaſſend: Es ift klar, daß jedes Abweichen ver- 
ſchiedener Behörden voneinander Rechtsunſicherheit 
bringt. Es iſt deshalb danach getrachtet worden, die 
Anſicherheit möglichſt vollkommen zu beſeitigen. Da 
es bei der Buntheit der Organiſationen vielleicht ſchon 
jetzt oder künftig möglich iſt, daß auch eine andere Be⸗ 
hörde als ein Gericht eine ſolche Verfaſſungswidrigkeit 
einmal ausſprechen könne, iſt, um auch dieſe Fälle im 
voraus zu umfaſſen, dieje weitumfaſſende Form ge- 
wählt worden. Daraus eine Verfaſſungswidrigkeit 
des Geſetzes ſelbſt herzuleiten, halte ich nicht für mög⸗ 
lich, da es nicht beſtimmt, wer die Verfaſſungswidrig⸗ 
keit ausſprechen darf, ſondern nur beſtimmt, was ge⸗ 
ſchehen ſoll, wenn ſie ſtatthafterweiſe ausgeſprochen iſt. 
Die Löſung ſoll auch möglichſt ſchnell ſein. Deshalb 
ſoll — ich exemplifiziere jetzt auf ein gerichtliches Ver⸗ 
fahren — nicht das Verfahren in dem Zivil⸗ oder 
Strafprozeß erſt alle Inſtanzen erſchöpfend durchgehen, 
ſondern der Richter ſoll, ſowie er zu der Ueberzeugung 
kommt, daß er ſeine Entſcheidung darauf ſtützen müſſe, 
daß ein Geſetz verfaſſungswidrig ſei, dieſe Frage her⸗ 
ausſchälen und über ſie beſonders entſcheiden. Wird 
dann das Rechtsmittel eingelegt, ſoll die Sache ſofort 
dem Obergericht vorgelegt werden. 

Nun die Garantie der Güte. Sie ſoll dadurch ge⸗ 
währleiſtet ſein, daß das Obergericht, das in der Lö⸗ 
ſung abſtrakter Rechtsfragen geübt iſt, mit der Ent⸗ 
ſcheidung betraut wird, und zwar ſoll nicht ein einzelner 
Senat des Obergerichts mit fünf Richtern entſcheiden, 
ſondern das Plenum. Das Plenum bedeutet, daß ſich 
bei voller Beſetzung des Obergerichts 13 Richter der 
Prüfung der Frage unterziehen, ſodaß alſo nicht we⸗ 
niger als ſieben Richter ſich gegen die Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit eines Geſetzes ausſprechen müſſen, damit es 
als verfaſſungswidrig erklärt wird. Eine weitere Ga⸗ 
rantie liegt darin, daß nur die ſtändigen Richter des 
Obergerichts an ſolchen Sitzungen teilnehmen ſollen. 
Eine weitere Gewähr liegt ſchließlich in der Mitwir⸗ 
kung der Staatsanwaltſchaft. Dieſe iſt in dieſem Fall 
natürlich nicht die ſtrafverfolgende Behörde, ſondern 
ſie iſt der wirkliche Anwalt des Staates, deſſen In⸗ 
tereſſen ſie hier wahrnimmt. r 

Ein weiteres Moment für die Güte der Recht⸗ 
ſprechung iſt auch noch die Entſcheidung in öffentlicher 
Sitzung, Denn, wenn es im § 124 a heißt: „Das Ple- 
num des Obergerichts entſcheidet in öffentlicher 
Sitzung“, ſo weicht das von der Zivilprozeßordnung 
ausdrücklich ab, wo es zu heißen pflegt: „Es wird in 
öffentlicher Verhandlung entſchieden.“ Es foll 
damit das Verſäumnisurteil ausgeſchloſſen werden 
und erreicht werden, daß ſtets in eine ſachliche Prü⸗ 
fung eingetreten wird, auch wenn eine Partei viel⸗ 
leicht nicht erſchienen iſt. ; 

Aus dieſen geſchilderten drei zu erſtrebenden Zielen 
heraus iſt das Geſetz entſtanden. Das Bedenken der 
Verfaſſungswidrigkeit, das von dem Herrn Abg. 
Bürgerle geäußert wurde, habe ich ſchon geſtreift. Ich 
halte eine Verfaſſungswidrigkeit dieſes Geſetzes für 
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(A) 


1930 


(Kettlitz, Obergerichtsrat.) 

ausgeſchloſſen. Auf zwei andere grundſtarke Bedenken 
möchte ich noch kurz eingehen. Es iſt geſagt worden, 
man wiſſe nicht, wann Reviſion eingelegt werden ſolle 
oder eine Beſchwerde. Die Faſſung Reviſion bezw. Be⸗ 
ſchwerde iſt wohl überlegt. Das Obergericht erhält da⸗ 
durch die Freiheit zu ſagen, daß bei dieſer Art von 
Entſcheidung die Reviſion, bei der andern Art nur 
die Beſchwerde Anwendung finden kann. (Zwi⸗ 
ſchenruf des Abg. Bürgerle.) Der Rechtsmittelein⸗ 
leger braucht das Rechtsmittel als ſolches nicht zu be⸗ 
zeichnen. (Zwiſchenruf des Abg. Schwegmann.) 
Die Friſten richten ſich ebenfalls danach. Durch die⸗ 
ſen Hinweis auf Reviſion oder Beſchwerde ſoll eine 
Richtung für die Ausgeſtaltung des Verfahrens gege⸗ 
ben werden. Der Entwurf enthält keine genaue Ge⸗ 
ſtaltung dieſes Rechtsmittels, um nicht eine unnötige 


Belaſtung dieſes Geſetzes herbeizuführen. 


(B) 


ſagte, es lag noch eine 


iſt. 


Ich glaube, wenn der Geſetzentwurf unter dem Ge- 
ſichtspunkt, ob die genannten drei Ziele erreicht ſind, 
unbefangen geprüft wird, ſo erſcheint er wohl auch bei 
ſcharfer Kritik annehmbar. 

Herr 


Vizepräſident Spill: Das Wort 
Abg. Bürgerle. 

Bürgerle, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Ausführungen ſowohl des Regierungsvertreters 
als auch des Herrn Senators Dr. Kamnitzer geben 
mir zu einer ganz kurzen Erwiderung Veranlaſſung. 
Ich möchte vorweg bemerken, daß ich meinem Erſtau⸗ 
nen über die Dürftigkeit der Erklärungen dieſer bei⸗ 
den Stellen Ausdruck geben muß. Sie ſind nicht we⸗ 
niger als geeignet, die von uns erhobenen Bedenken 
im geringſten zu widerlegen. Am zunächſt mit den 
Ausführungen des Herrn Dr. Kamnitzer zu beginnen, 
ſo will ich auf ſeine perſönlichen Angriffe nicht ein⸗ 
gehen. Ich will nur ſagen, daß ich von einem Senator 
geſchmackvollere Ausführungen erwartet hätte. (Abg. 
Dr. Kamnitzer: Ich habe als Abgeordneter geſprochen.) 
Dann war allerdings nichts Beſſeres zu erwarten. Die 
wichtigſten Bedenken, die von unſerer Seite gegen 
dieſes Geſetz geltend gemacht worden ſind, liegen in 
der Frage der Verfaſſungswidrigkeit. Ich behaupte 
namens meiner Fraktion, daß die Verfaſſungswidrig⸗ 
keit darin liegt, daß das Nachprüfungsrecht der Ge⸗ 
richte auf Verwaltungsbehörden ausgedehnt worden 
Ich behaupte, daß das eine der kraſſeſten Ver⸗ 
faſſungswidrigkeiten iſt, die es überhaupt gibt. Ich 
muß auch meiner Verwunderung darüber Ausdruck ge⸗ 
ben, daß Juriſten an dieſer Stelle auftreten und ſa⸗ 
gen können, das ſei keine Verfaſſungswidrigkeit. 
(Sehr richtig! rechts.) Es gibt keine gröbere Ver⸗ 
faſſungswidrigkeit. Wenn es überhaupt ein Recht 
gibt, ordnungsmäßig verabſchiedete Geſetze auf ihre 
Verfaſſungswidrigkeit nachzuprüfen, ſo ſteht dieſes 
Recht nur den ordentlichen Gerichten zu. Niemals 
kann es aber einer Verwaltungsbehörde eingeräumt 
werden. Dieſe Verfaſſungswidrigkeit bleibt beſtehen 
und wenn ſich der ganze Senat hier hinſtellt und das 
Gegenteil behauptet. 


Ich habe ferner die Frage aufgeworfen und leider 
auch keine einwandfreie Erklärung erhalten, wie eine 
andere Beſtimmung des Geſetzentwurfs auszulegen 
iſt. Sollen nur die Grundrechte und Grundpflichten 
bei dem Nachprüfungsrechte in Betracht kommen, oder 
die ganze Verfaſſung? (Das iſt ſchon geregelt! 
links.) Es ſcheint ſo, als wenn die Herren nun⸗ 
mehr durch ihren Abänderungsantrag zugeben, daß 
ſie urſprünglich nur dies eingeſchränkte Nachprüfungs⸗ 
recht gemeint haben. Es war alſo ſchon ſo, wie ich 
zweite Verfaſſungswidrigkeit 
in der Vorlage, die jetzt durch den Abänderungsan⸗ 
trag herausgebracht wird. Inſofern können wir alſo 

bin ` 


hat der 


Ż 
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einen gewiſſen, wenn auch 
buchen. 


Die zweite größere Verfaſſungswidrigkeit bleibt 
aber beſtehen, und wir werden abwarten, welche Stel⸗ 
lung das Obergericht zu der Frage einnehmen wird. 
Ich habe weiter die Frage hier zur Erörterung ge 
tellt, wie fol es denn eigentlich im Strafverfahren, 
insbeſondere im Schwurgerichtsverfahren, mit der 
Zwiſchenentſcheidung ſein, wer ſoll dieſe Zwiſchenent⸗ 
ſcheidung fällen? Ich bedauere, daß weder von Seiten 
des Regierungsvertreters noch von Seiten des Herrn 
Abg. Dr. Kamnitzer mir darauf eine Antwort zuteil 
wurde. Ich will wiſſen, ob die Geſchworenen, oder 
die rechtsgelehrten Richter die Zwiſchenentſcheidung 
fällen ſollen. So, wie die geſetzliche Beſtimmung jetzt 
iſt, iſt die Frage unklar und dunkel. Ich habe ferner 
den unklaren Ausdruck „Reviſion bezw. Beſchwerde“ 
gerügt und habe geſagt, es müſſe auch hier Klarheit 
geſchaffen werden; derjenige, der das Rechtsmittel 
einlegen ſoll, muß doch wiſſen, ob er Reviſion einlegen 
oder Beſchwerde erheben ſoll. Es gelten doch dafür 
verſchiedene Beſtimmungen, andere Friſten. Er muß 
wiſſen, ob er die Reviſion der Straſprozeßordnung 
oder die Reviſion der Zivilprozeßordnung einzulegen 
hat. Es muß doch irgend ein Name oder eine Bezeich⸗ 
nung gebraucht werden, bei der man ſich etwas denken 
kann und mit der eine Klarſtellung erfolgt. Sonſt 
kann es ſein, daß jemand Beſchwerde einlegt und das 
Obergericht entſcheidet nachher, er hätte Reviſion ein⸗ 
legen müſſen. Es iſt ſehr bequem zu ſagen, das Ober⸗ 
gericht werde ſchon wiſſen, was das Richtige iſt. Das 
erinnert mich an die berühmte Verfügung „H. S. W. 
S.“, der Herr Sekretär weiß ſchon. À: 


So kann man ein Prozeßgeſetz oder ein Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz nicht machen. Es muß vollſtändige Klar- 
heit darüber herrſchen, welches Rechtsmittel eingelegt, 
welche Friſt eingehalten und wie verfahren werden 
ſoll. Die Koſtenfrage muß geregelt werden. Die 
Rechtsanwälte werden ihre Gebühren und Auslagen 
liquidieren wollen, wenn ſie auftreten, ſie wiſſen aber 
nicht, welche Gebühren ſie einſetzen ſollen. Es ſteht 
nichts in dem Geſetzentwurf, ob das Verfahren gebüh⸗ 
renpflichtig iſt oder nicht. Die Anwälte, die zu Ihren 
Parteien gehören, mögen ſich bei Ihnen dafür bedan⸗ 
ken, daß dieſe Frage nicht geregelt wurde. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. % 
H.! Ich bin jetzt ganz friedlich und habe nur ein paar 
Worte zu ſagen, weil wir ja in Danzig keine weitere 


kleinen Erfolg für uns 


Hilfe für die Auslegung von Geſetzen haben, als das, 


was als Wille des Geſetzgebers hier zum Ausdru 
kommt. Herrn Abg. Bürgerle möchte ich zu dem von 
mir eingebrachten Geſetzentwurf jagen, daß die Beden 
ken, die gegen dieſen Abänderungsantrag beſtanden, 
formaler Natur waren und fih gerade auf Entſchel 
dungen des Obergerichts ſtützten. Denn das Oberge? 
richt hat immer in feinen Entſcheidungen, in denen © 
ſeine Zuſtändigkeit zur Nachprüfung bejahte, gemein 
jeine Juſtändigkeit aus Artikel 71 der Verfaſſung her 
leiten zu müſſen. (Abg. Bürgerle: Nur in den Ent 
ſcheidungen, die Sie geleſen haben, in den Entſchen 
dungen, die Sie nicht geleſen haben, ſteht etwas pA 
deres!) Herr Abg. Bürgerle, nun müſſen wir ee 
über einen Streit beginnen, wieviel Entſcheidung 

jeder einzelne von uns geleſen hat. ieſer 
Abg. Bürgerle.) Ich habe mit dem Verfaſſer die 

Urteile geſprochen, der hat mir Auskunft gege 

(Wir auch! rechts.) Jedenfalls leitet das i 
richt ſein Nachprüfungsrecht aus Artikel 71 der De t 
ger Verfaſſung her, daraus, daß es die Grundrecht 


(Zuruf De 


(a) (Dr. Kamnitzer, Abgeordneter.) 
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und Grundpflichten nachzuprüfen habe. Die Entſchei⸗ 

ung betreffend der Beamten iſt nicht, wie Sie anneh⸗ 
men, irrtümlich. Die Beamten fallen unter Artikel 91. 
(Zuruf des Abg. Bürgerle.) Wenn die Beſtimmung 
allgemein lautete, das Obergericht habe die Verfaſ⸗ 
ſung nachzuprüfen, könnte man da eine Ausdehnung 
des vom Obergericht ſelbſt angenommenen Nachprü⸗ 
fungsrechtes annehmen, das gegen die Verfaſſung ver⸗ 
ſtieße. Ich habe dies Bedenken nicht. Es ſoll ſeloſt⸗ 
verſtändlich heißen, daß dem Obergericht ſo weit ein 
Nachprüfungsrecht gegeben wird, als es die Verfaſſung 
zuläßt. Das wollte ich nur ſagen, damit ſpäter kein 
Zweifel bei der Nachprüfung des Willens des Geſetz⸗ 
gebers eintritt. 

Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft, 
ich ſchließe die allgemeine Beſprechung. Wir kommen 
zur Einzelabſtimmung. Ich rufe auf Artikel 1, § 124a: 
(Wir beantragen namentliche Abſtimmung! rechts.) 
Zu 8 124 a liegt noch ein Abänderungsantrag vor. 
(Abg. Schwegmann: Darüber nicht, über den Para⸗ 
graphen!) Ich werde erſt über den Abänderungs⸗ 
antrag zu § 124 a abſtimmen laſſen. Zu § 1244 ift 
namentliche Abſtimmung beantragt. Wird der Antrag 
unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht 
aus. Ich bitte die Damen und Herren, die dem Ab⸗ 
änderungsantrag des Abg. Dr. Kamnitzer zu Artikel 1, 
§ 124 a, zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu er- 
heben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit, 
der Abänderungsantrag iſt angenommen. (Abg. 
Gehl: Hier verſteht man kein Wort!) 
zur Abſtimmung über den jo geänderten $ 124 , und 
zwar erfolgt namentliche Abſtimmung. Die nament⸗ 
liche Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht 
noch jemand eine Karte abzugeben? (Abg. Schmidt: 
Jawohl!) Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Das 
) Ergebnis ift folgendes ): Es find 59 „Ja“⸗Karten 
abgegeben worden und 33 „Nein“⸗Karten. § 124 ift 
jomit angenommen. Ich rufe auf § 124 b. (Abg. 
Schwegmann: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die namentliche Abſtimmung beginnt. 
(Geſchieht.) Wünſcht noch jemand eine Stimme ab- 
zugeben? Das iſt nicht der Fall, dann iſt die Abſtim⸗ 
mung geſchloſſen. Sie hatte folgendes Ergebnis 2): 
Mit „Ja“ haben 58 Abgeordnete geſtimmt, mit „Nein“ 
32. § 124 b iſt damit angenommen. Ich rufe auf 
8 1240. Ich eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe fie, 
a keine Wortmeldungen vorliegen. Bitte die Damen 
und Herren, die 8 124 annehmen wollen, fih von den 
lätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 

ehrheit, er ift angenommen. Ich rufe die Weber- 
1 


Be ) Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Arczynski, Arndt, Bahl, 
N Brill, Buckmakowski, Frau Döll, Ediger, Falk, Frau Falk, 
cher J., Fooken, Gaikowski, Gebauer, Gehl, Gerik, Grünhagen, 


ray, Hoffmann, Hoppe, Janzen, Jofeph, Dr. Kamnitzer, 
Klapps, Klawitter, Klingenberg, rau Kreft, 

M Kuntz, Kuckelkorn, Frau Landmann, Leu, Liſchnewski, 
alachinski, Frau Malikowski, Mathieu, Mau, Frau Mohn, 
owski, Müller, Neubauer, Dr. Panecki, Plettner, Polſter, 


€, Reck, Rehberg, Frau Richter, Schilke, Schmidt R., 


b, 


zeit, 


Kurowski, 
Maier, Dr. Moczuynszki, 
Rohde, Schulz, Dr. Wendt, 


Wir kommen 


ſchrift auf: „Geſetz über die Abänderung des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes“. Ich bitte die Damen und Herren, 
die die Aeberſchrift annehmen wollen, fih von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt 
die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt angenommen. Wir 
kommen zur Schlußabſtimmung. (Abg. Schwegmann: 
Ich beantrage namentliche Abſtimmungl) Es i 
namentliche Abſtimmung beantragt worden. 
der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Danke, die 
Unterſtützung reicht aus, die namentliche Abſtimmung 
beginnt. (Geſchieht.) WMünſcht noch jemand von 
den Damen und Herren eine Karte abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Die 
Abſtimmung hat folgendes Ergebnis:!) Mit „Ja“ 56, 
mit „Nein“ 29 Stimmen. Das Geſetz iſt ſomit in drit⸗ 
ter Leſung endgültig angenommen. 
Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Abänderung des Fiſchereigeſetzes vom 11. Mai 
1916. 
Druckſache Nr. 1820 zu Nr. 1353. Ich eröffne die all- 
gemeine Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. 
Böhm. 3 
Böhm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Ueber 
den Abänderungsantrag zum Fiſchereigeſetz iſt genü⸗ 
gend geſprochen worden ſowohl im Rechtsausſchuß als 
auch bei der zweiten Beratung, ſo daß es ſich erübrigt, 
hier heute noch lange Ausführungen zu machen. Aber 
wir ſtehen vor der Entſcheidung. In letzter Stunde 
möchte ich noch einmal meine Stimme erheben und Sie 
bitten, für die Fiſcher einzutreten und den Antrag an⸗ 


zunehmen, wie er in der zweiten Leſung angenommen 


worden iſt. 


2) Geſtimmt haben mit „Ja,: Abg. Arczynski, Arndt, 
Bahl, Beyer, Brill, Buckmakowski, Frau Döll, Ediger, Falk, 
Frau Falk, Fiſcher, Julius, Fooken, Gaikowski, Gebauer, Gehl, 
Gerick, Grünhagen, Hoffmann, Hoppe, Janzen, Joſeph, Dr. Kamnitzer, 
Karſchefski, Klapps, Klawitter, Klingenberg, Frau Kreft, Frau 
Kuntz, Kuckelkorn, Frau Landmann, Leu, Liſchnewski, v. Malachinski, 
Frau Malikowski, Mathieu, Mau, Frau Mohn, Mroczkowski, 
Müller, Neubauer, Dr. Panecki, Plettner, Polſter, Najchke, Reek, 
Rehberg, Frau Richter, Schilke, Schmidt R., Schmidt E,, Spill, 
Splett, Dr. Wagner, Weiß, Werner, Wierſchowski, Wiſchniewski, 


Frau Zuper. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bergmann, Böhm, 
Brodowski, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Doerkſen, Ehm, 
Eichholtz, Falkenberg, Fiſcher P., Glombowski, Frau Dr. Grundmann, 
Guttzeit, Habel, Harnau, Herrmann, Frau Kalähne, Karkutſch, 
Frau Knoblauch, Dr. Lembke, Lietzau, Mayen, Frau Meyer, 
Nordwig, Penner, I., Schede, Schwegmann, Semrau, Senftleben, 
Dr. Treichel, Dr. Ziehm. ; 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Dr, Blavier, 
Boecker, Dahsler, Dyck II, Dr. Eppich, Evert, Foerſter, Hennke, 

ohnfeldt, Jedwabski, Kloſſowski, Dr. Kubacz, Kurowski, Langowski, 

aſchewski, Lehmann, Loops, Lück, Maier, Dr. Moczynski, 
Dr. Neumann, Philipſen, Rahn, Raube, Rohde, Schütz, Schulz, 
Dr. Wendt, Weſſalowski. ; 


) Gejtimmt haben mit „Ja“: Abg. Arczynski, Arndt, 
Bahl, Beyer, Brill, Buckmakowski, Frau Döll, Ediger, Frau Falk, 
Fiſcher J., Fooken, Gaikowski, Gebauer, Gehl, Gerick, Grünhagen, 
Hoffmann, Hoppe, Janzen, Jofeph, Dr. Kamnitzer, Karſchefski, 
Klapps, Klawitter, Klingenberg, Frau Kreft, Frau Kuntz, Kuckelkorn, 
Frau Landmann, Leu, Liſchnewski, v. Malachinski, Frau 
Malikowski, Mathieu, Mau, Frau Mohn, Mroczkowski, Müller, 
Neubauer, Dr. Panecki, Plettner, Polſter, Raſchke, Neck, Rehberg, 
Frau Richter, Schilke, Schmidt R. Schmidt E., Spill, Splett, 
Dr. Wagner, Weiß, Wierſchowski, Wisniewski, Frau Zuper. 

Geſtimmt haben mit „Rein“; Abg. Boecker, Böhm, Brodowski, 
Bürgerle, Dr. Bumke, Doerkſen, Ehm, Eichholtz, Falkenberg, 
Fiſcher P., Glombowski, Frau Dr. Grundmann, Guttzeit, Habel, 
Frau Kalähne, Karkutſch, Frau Knoblauch, Lietzau, Mayen, Frau 
Meyer, Penner J., Schede, Schütz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, 
Dr. Treichel, Weſſalowski, Dr. Ziehm. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bergmann, Dr. Bing, 
Dr. Blavier, Burandt, Dahsler, Dyck IL, Dr. Eppich, Evert, Falk, 
Boeifter, Harnau, Hennke, Herrmann, Hohnfeldt, Jedwabski, 

loſſowski, Dr. Kubacz, Kurowski, Langowski, Lajchemski, 
Lehmann, Dr. Lembke, Loops, Lück, Maier, Dr. Moczynski, 
Dr. Neumann, Nordwig, Philipſen, Rahn, Raube, Rohde, Schulz, 
Dr. Wendt, Werner. ; 


(a) (Böhm, Abgeordneter“ 
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Als Begründung führe ich zweierlei an. Ich halte 
es für ungerechtfertigt, daß der Senat für die Verwal⸗ 
tung der Ausſtellungsgebühren eine Forderung von 
2 Gulden ſtellt. Wir haben ungefähr 3000 Fiſcher, das 
macht 6000 Gulden Einnahme. Die Ausgabe für die 
Ausſtellung der Fiſchereiſcheine wird höchſtens 200 
Gulden betragen, ſo daß der Senat eine Einnahme 
von 5800 Gulden hätte. Das iſt eine Forderung, die 
an die Fiſcher zu ſtellen, nach meiner Meinung unbe⸗ 
rechtigt iſt. (Erheben Sie keine Konfirmationsge⸗ 
bühren? links.) Weiter kann ich es nicht verſtehen, 
daß der Senat, der ebenſo wie der Volkstag die Armut 
und die Dürftigkeit der Fiſcher anerkennt, der die 
Exiſtenz der Fiſcher durch Staatsdarlehen erhalten 
wollte, nunmehr den Fiſchern wieder Laſten auferlegt. 
(Was tut der Vertreter der Fiſcher? links.) Darum 
bitte ich Sie, den Antrag, den ich geſtellt habe, anzu⸗ 
nehmen. (Zurufe links.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schmidt. 


Schmidt, Ed., Abgeordneter (8. P. D.): Die An⸗ 
ſtrengungen des Herrn Abg. Böhm waren wahrhaftig 
einer beſſeren Sache würdig, als um die es ſich han⸗ 
delt. Ich weiß nicht, inwieweit der Herr Abg. Böhm 
das Recht hat, im Namen der Fiſcher zu ſprechen. So⸗ 
weit ich informiert bin, maßt er ſich dieſes Mandat zu 
einem großen Teile zu Unrecht an. Ich möchte dem 
Herrn Abg. Böhm raten, zunächſt einmal ſelbſt in ſei⸗ 
nem Bezirk damit anzufangen, was er hier dem Volks⸗ 
tag empfiehlt, nämlich, auch gebührenfrei zu arbeiten. 
Herr Abg. Böhm, nehmen Sie von den Aermſten der 
Armen keine Kirchenſteuer, nehmen Sie von den Fi⸗ 
ſchern keinen Pfennig, wenn Sie am Grabe eine Pre⸗ 
digt halten? Das tun Sie nicht. Sie verlangen Ihr 
Geld, auch wenn die Witwe nicht einen Pfennig hat. 
Sie nehmen und verlangen dies Geld für Ihre Perſon 
und für die Kirche. Gehen Sie auf dieſem Gebiete 
mit gutem Beiſpiel voran, dann wird der Volkstag 
Ihnen folgen! 

Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft, 
ich ſchließe die allgemeine Beratung. Wir kommen 
zur Einzelberatung. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Beratung iſt geſchloſſen. Ich möchte vorſchlagen, 
wie folgt zu verfahren: Zu Druckſache Nr. 1820 liegt 
ein Abänderungsantrag der Abg. Müller, Schilke, Dr. 
Wagner und Fraktionen vor, die Druckſache Nr. 1830. 

Zur Vorlage Nr. 1820, betreffend Abänderung 
des Fiſchereigeſetzes, wird beantragt: 

Der $ 95 der Vorlage fol die Faſſung der Mus- 
ſchußvorlage (Druckſache Nr. 1703) erhalten: 


Ss 95. 
Bei e der Fiſchereiſcheine und Be⸗ 
glaubigung der Erlaubnisſcheine ($ 98) wird eine 
Gebühr erhoben, welche 
1. für Inländer je 2 G. beträgt, 
2. für Ausländer vom Senat im Verordnungs⸗ 
wege feſtgeſetzt wird. 

Ich beabſichtige, über die Druckſache Nr. 1830 ab⸗ 
ſtimmen zu laſſen, wenn ſie erledigt iſt, insgeſamt über 
die Druckſache Nr. 1820. Widerſpruch wird nicht laut, 
ich werde ſo verfahren. (Abg. Schwegmann: Ich, 
beantrage namentliche Abſtimmung!) Wird der 
Antrag auf namentliche Abſtimmung unterſtützt? 
(Geſchieht.) Die Anterſtützung reicht aus. Wir 


kommen zur namentlichen Abſtimmung. Ich bitte die 


Damen und Herren, die den Abänderungsantrag Druck⸗ 
ſache Nr. 1830 annehmen wollen, eine „Ja“⸗Karte, die 
ſie ablehnen, eine „Nein“⸗Karte und die ſich der 


Stimme enthalten wollen, eine Karte mit „Enthalte 


mich“ abzugeben. Die namentliche Abſtimmung be⸗ 
ginnt. (Geſchieht.) Münſcht 
# Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Die Ab⸗ 


n 


Gebauer, Gehl, Gerick, Grünhagen, Hoppe, 


Kuckelkorn, Frau Landmann, Leu, 


noch jemand eine 


À l ( 
ſtimmung tft geſchloſſen. Sie hat folgendes Ergebnis) 
gehabt: An ihr beteiligt haben ſich 88 Damen und 
Herren, davon ſtimmten mit Ja 46, mit Nein 42. Der 
Abänderunasantrag Druckſache Nr. 1830 ift jomit an- 
genommen. Wir kommen nun zur Abſtimmung über 
die durch den Abänderungsantrag veränderte Druck⸗ 
ſache Nr. 1820. Ich bitte die Damen und Herren, die 
ihr zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit, die Druck⸗ 
jahe ift angenommen. Wir kommen zur Ueberſchrift: 
„Geſetz zur Abänderung des Fiſchereigeſetzes vom 11. 
Mai 1916 (Geſetzſamml. S. 55)“. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dieſe Ueberſchrift annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, 
es ſteht die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt angenommen. 
Nun liegt eine Entſchließung auf Druckſache Nr. 1820 
vor, die folgenden Wortlaut hat: 

Der Senat wird befugt, mit der polniſchen Re⸗ 
gierung in Verhandlungen zu treten, um eine ein⸗ 
heitliche Gebühr für Danziger und polniſche Fiſcher 
herbeizuführen. i 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ent- 
ſchließung zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehr⸗ 
heit. Die Entſchließung iſt angenommen. Wir kom⸗ 
men jetzt zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die die Druckſache Nr. 1820 in der Schluß⸗ 
abſtimmung annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehr⸗ 
heit. Das Geſetz iſt damit angenommen. Wir kom⸗ 
men zu Punkt 4 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. das Abkommen zwiſchen der Freien 
Stadt Danzig und der Republik Polen über 
die Anwendung von Ausfuhrzöllen vom 12. 
Auguſt 1925. 


Druckſache Nr. 1775 zu Nr 1676. Wortmeldungen lie⸗ ) 


gen nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den einzigen Paragra⸗ 
phen. Ich bitte die Damen und Herren, die ihm zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit. Er iſt 
angenommen. Wir kommen zur Abſtimmung über die 
Ueberſchrift: „Geſetz betreffend das Abkommen zwi⸗ 
ſchen der Freien Stadt Danzig und der Republik 
Polen über die Anwendung von Ausfuhrzöllen vom 
12. Auguſt 1925.“ Ich bitte die Damen und Herren, 
die dieſe Ueberſchrift annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 

Mehrheit. Die Ueberſchrift iſt angenommen. (Abg. 
Weiß: Ich beantrage die dritte Beratung!) Wider? 
ſpruch wird nicht laut. Wir haben aber noch über das 
Abkommen und das Schlußprotokoll abzuſtimmen. 
Wir kommen zur Abſtimmung über das Abkommen. 

) Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynski, Arndt, Bahh 

Beyer, Brill, Ediger, Frau Falk, Fiſcher, en Gaikomskb 
angen, Jofeph, Dr. 
Klingenberg, Frau Ku 
Frau Malikowski, 
Frau Mohn, Mroczkowski, Müller, Neubauer, Dr. P 
Plettner, Reek, Rehberg, Frau Richter, Schilke, Schmidt, N. 
Schmidt, E., Spill, Dr. Wagner, Weiß, Werner, Wierſchow 
Wiesniewski, Frau Zuper. 

Geſtimmt haben mit Nein.: Abg. Boemer, 
Brodowski, Buckmakowski, Bürgerle, Dr. Bumke, 
Doerkſen, Ehm, Eichholtz, Falkenberg, Fiſcher, Pr., Glom 
Frau Dr. Grundmann, Guttzeit, Habel, Harnau, Herrmann, Hofma 
Frau Kalähne, Karkutſch, Klapps, Frau Knoblauch, Frau KEN 
Dr. Lembke, Lietzau, Liſchnewski, v. Malachinski, Mayen, 5 
Meyer, Nordwig, Penner I, Rajchke, Schede, Schütz, Schweg 
Semrau, Senftleben, Dr. Treichel, Weſſalowski, Dr. Ziehm. 

Ungültig: 1 Stimme. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bergmann Dr. 8 
Dr. Blavier, Burandt, Dyck II, Frau Döll, Dr. Eppich ; 
alk, Förſter, Hennke, Hohnfeldt, Jedwabski, Kloſſows Lück / 
ubacz, Kurowski, Langowski, Laſchewski, Lehmann, en olſter, 
Maier, Mathieu, Dr. Moczynski, Dr. Neumann, Philipſen, PUT 
Rahn, Raube, Rohde, Schulz, Splett, Dr. Wendt. 555 
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Ich bitte die Damen und Herren, die dem Abkommen 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Das Abkommen 
iſt angenommen. Wir kommen zur Abſtimmung über 
das Schlußprotokoll. Ich bitte diejenigen, die dem 
Schlußprotokoll zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 
Das Schlußprotokoll iſt angenommen. Es iſt die 
dritte Beratung (en bloc) und en bloe = Abs 
ſtimmung beantragt worden. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
einzigen Paragraphen, der Ueberſchrift, dem Abkom⸗ 

men und dem Schlußprotokoll die Zuſtimmung geben 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Danke, das iſt die Mehrheit. Sie ſind angenommen. 
Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die⸗ 
jenigen die das Geſetz in der Schlußabſtimmung an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Das Geſetz iſt 
angenommen. Ich rufe auf Punkt 5 der Tages⸗ 
ordnung: Br. 

Zweite Beratung eines Lichtſpielgeſetzes. 
Druckſache Nr. 1206 zu Nr. 81. Bericht des Rechts⸗ 
ausſchuſſes. Das Wort hat der Herr Berichterſtatter, 
Abg. Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Das Geſetz hat den Rechtsausſchuß außerordent⸗ 
lich lange beſchäftigt. Es ift ſchließlich die Faſſung 
zustandegekommen, die in der Druckſache Nr. 1206 vor- 
liegt, deren Annahme Ihnen der Rechtsausſchuß vor⸗ 
geſchlagen hat. 
Vizepräſident Spill: Das Wort hat Frau Abg. 
rundmann. N 
Dr. Grundmann, Frau Abgeordnete (D. Nat.): M. 
H. u. D.! Wenn man über das Schickſal des Lichtſpiel⸗ 
eſetzes nachdenkt, ſo wird man in das höchſte Erſtau⸗ 
nen verſetzt. 
81. Die heute verteilte letzte Druckſache hat die Num⸗ 
mer 1848. (Hört, hört! rechts.) Faſt alles, was 
Wijen dieſen beiden Nummern liegt, ift ſchon erle- 
igt, nur das Lichtſpielgeſetz noch nicht. Das Geſetz 
wurde in der Vollſitzung vom 20. Februar 1924 dem 
echtsausſchuß überwieſen und wird dort am 17. März 
zum erſten Mal verhandelt. Danach wird es wohl 
wiederholt auf die Tagesordnung geſetzt, jedoch immer 


als vorletzter oder letzter Punkt, wo es auf Beſpre⸗ 


chung in der betreffenden Sitzung wenig Ausſicht 
hatte, oder aber, wenn es weiter oben ſteht, wird es 


bertagt oder wieder von der Tagesordnung abgeſetzt. 


Ee Beſprechung kam das Geſetz erſt wieder am 22. 
Sept. 1924. Dann begann dasſelbe Verſchleppungs⸗ 
unm över von neuem, und erſt am 25. Februar 1925 
fir am 2. März 1925 wurde das Geſetz in erſter Le⸗ 
nach im Ausſchuß verabſchiedet, am 16. März 1925 
Rach hartem Kampfe auch in zweiter Leſung. Der 
durdtsausſchuß nahm das Geſetz, das ein Jahr lang 
Ante den Ausſchuß geſchleppt worden war, mit den 
r den des Zentrums, der Deutſchnationalen und 
hier mit ſchſozialen an. Die Sozialdemokratie hat 
ig gew einer Ausdauer, die einer beſſeren Sache wür⸗ 
ſeeliſche eſen wäre, die Verabſchiedung dieſes, für die 

b Geſundung unſeres Volkes (Abg. Beyer: 
nichts damit zu tun!) ſo wichtigen Geſetzes 

Dies iſt um ſo erſtaunlicher, als ſie nach 

ungen des Regierungsvertreters im Aus⸗ 

urch den Abg. Dr. Bing die Vorlage eines 

etzes vom Senat hat fordern laſſen. Im 

tilgen Fg, kürzlich ein Mitglied der jogialdemotra- 
ſeſt. Na aktion geſagt, ſeine Partei lege ſich niemals 
auch die 2 dieſem vorzüglichen Grundſatz hat denn 
derte Sozialdemokratie dies einſt von ihr gefor⸗ 


— 


See aufs ſchärfſte bekämpft. Ja, einer ihrer 


nitzer und Fraktion. 


Das Geſetz hat die Druckſachennummer 


Redner verſtieg ſich ſogar zu der Behauptung, daß N 


das Geſetz verfaſſungswidrig ſei. Der Regierungs⸗ 
vertreter las ihm darauf den Artikel 79 Abſatz 2 der 
Verfaſſung vor, nach dem das Geſetz gefordert wird, 
und widerlegte damit dieſe kühne Behauptung. 

Ich komme damit zur Erörterung derjenigen 
Gründe, mit denen die Sozialdemokraten das Geſetz 
zu Fall bringen wollten. Sie ſagten: 1. Die Zenſur 
habe nur da Sinn, wo Filme produziert werden. Man 
wolle dem Ausland gegenüber kein Beſſerwiſſer ſein, 
die Zenſur des Auslandes genüge. 2. Durch die hie⸗ 
ſige Zenſur würden die Kinobeſitzer geſchädigt. 3. Die 
Zenſur erforderte die Schaffung neuer Beamtenſtel⸗ 
len. M. H. u. D.! Die beiden letzten Gründe treffen 
gar nicht den Kern der Sache. Sie ſind vom materiel⸗ 
len Standpunkt aus geſprochen. Es handelt ſich nicht 
um Kinobeſitzer und um Beamtenſtellen, ſondern um 
den Schutz der Jugend. Selbſtverſtändlich wol⸗ 
len wir nicht, daß der Kinobeſitzer geſchädigt werde. 
Wir wollen aber auch nicht, daß er bei der Auswahl 
ſeiner Filme auf die niederen Inſtinkte einer ge⸗ 
wiſſen Sorte von Menſchen jpefuliert und ſolche Filme 
dann der Allgemeinheit vorführt. (Sehr gut! 
rechts.) 

Der zuerſt angegebene Grund findet ſeinen Nieder⸗ 
ſchlag in der Drudjahe Nr. 1286 des Herrn Dr. Kam- 
Die Druckſache lautet: S 3a. 
Man möge hinzufügen „Bildſtreifen, die bereits von 
einer mit der Prüfung von Bildſtreifen betrauten 
Behörde des Auslandes zugelaſſen ſind, bleiben von 
der amtlichen Nachprüfung befreit“. (Abg. Dr. 
Bumke: Aus Sowjetrußland! Zuruf des Abg. 
Raſchke.) Dieſer Antrag legt auch keinen Wert 
darauf, unſere Jugend vor Schmutz und Schund zu 
ſchützen, verrät aber dafür eine geradezu neuraſthe⸗ 
niſche Angſt vor einer hier zu errichtenden amtlichen 
Nachprüfungsſtelle. Lieber laß das Ausland die 
Filme beurteilen, als die Deutſchen, unter denen ich 
wohne, meint Herr Dr. Kamnitzer. (Hört, hört! 
rechts. Zwiſchenrufe links.) Dabei hofft er im 
Stillen, daß die Prüfſtellen im Auslande und beſon⸗ 
ders in Deutſchland nicht von Deutſchen beſetzt ſind. 
(Abg. Dr. Bumke: Hat er das als Senator geſagt?) 
Damals war er noch Abgeordneter. (Abg. Dr. 
Wendt: Er wird ſich geändert haben! Heiterkeit 
rechts.) Das glaube ich auch. ; 

Ein weiterer Grund, den die Sozialdemokraten 
und Kommuniſten immer wieder vorbrachten, war 
der, das Kino ſei das Theater des kleinen Mannes, 
man dürfe ihm die Freude daran nicht ſchmälern. Da 
frage ich Sie, meine Herren von der Linken, wie 
ſchätzen Sie den kleinen Mann moraliſch und geiſtig 
ein? Glauben Sie, daß der anſtändige Arbeiter und 
die anſtändige Arbeiterfrau Freude haben an Lüſtern⸗ 
heit, Schweinereien, Perverſitäten, Verbrechertaten? 
Glauben Sie, daß ſie durch das Anſchauen derartiger 
Filme Erfriſchung, Erholung oder Erhebung aus dem 
Alltag erhalten? (Abg. Brill: Das haben ſie von 
Ihnen gelernt! Lärm links. Wer war Fürſt 
Eulenburg? links.) Wenn das Kino wirklich das 
Theater des kleinen Mannes iſt, ſo braucht es dazu 
nur billig zu ſein, nicht aber minderwertig oder gar 
gemein in ſeinen Darbietungen. Im Gegenteil, in 
ſeinen Darbietungen muß es dann vorzüglich ſein, 
denn für unſer Volk iſt gerade das Beſte gut genug. 
(Sie geben ihm nichts zu eſſen! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Der letzte Grund, den der Vertreter der So⸗ 
zialdemokratie im Ausſchuß gegen das Lichtſpielgeſetz 
vorbrachte, ſetzt aber allem die Krone auf. Er jagte, 
man müßte das Böſe auch als abſchreckendes Beiſpiel 
zeigen. M. H. u. D.! Soweit kann man kommen, 
wenn man ſich mit Leib und Leben und mit ſeiner 
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Dr. Grundmann, Frau, Abgeordnete.) 

Vernunft der Sozialdemokratie verſchreibt! (Abg. 
Gehl: Was ſagen Sie zu dem Stück „Die Schiff⸗ 
brüchigen“ ?) Jedes Kind weiß, daß böſe Beiſpiele 
gute Sitten verderben, und dieſer Abgeordnete will 
Böſes als Erziehungsmittel angewandt wiſſen. Ich 
möchte ihn fragen, ob er noch nie etwas vom Nach⸗ 
ahmungstrieb der Menſchen gehört hat, der bei der 
Jugend beſonders groß iſt, weil ſie die Fähigkeit zu 
urteilen gar nicht oder nur in geringem Grade hat. 

Bei meinen weiteren Ausführungen kann ich 
nicht verſchweigen, daß ſich auch die Liberalen im 
Ausſchuß den Ausführungen der Sozialdemokraten 
zum größten Teil angeſchloſſen haben. (Abg Dr. 
Wendt: Hört, hört!) Das geht auch aus dem Ab⸗ 
änderungsantrag Druckſache Nr. 1278 hervor, den Herr 
Abg. Dr. Neumann und ſeine Fraktion eingebracht ha⸗ 
ben. Der Antrag beſchäftigt ſich mit dem § 3, Abſatz 1 
des Geſetzes. Dieſe Stelle lautet: „Bildſtreifen, zu 
deren Vorführung Jugendliche unter 18 Jahren zuge⸗ 
laſſen werden ſollen, bedürfen beſonderer Zulaſſung.“ 
Der Antrag des Herrn Abg. Dr. Neumann will hier 
die Zahl „18“ durch die Zahl „16“ erſetzt wiſſen. 
(Abg. Raſchke: 14 Jahre wären auch genug!) Das 
glaube ich Ihnen. Je jünger, deſto beſſer, Sie möchten 
mit ſieben Jahren anfangen, die Kinder zu verführen. 
(Abg. Brill: Ihre Erziehung im Bismardbund!) 
Schreien Sie nicht ſo. (Abg. Liſchnewski: Eigent⸗ 
lich ſind Sie es ja gar nicht wert.) Die Sozialde⸗ 
mokraten halfen dieſen Antrag begründen. Ihre Aus⸗ 
führungen im Ausſchuß gipfelten in dem Hinweis, daß 
die Mädchen ſich ſchon mit 16 Jahren verheiraten und 
dann womöglich nicht mit ihrem Manne ins Kino 
gehen könnten. Was iſt das für ein lächerlicher Ein⸗ 
wand! Wann kommt es heutzutage einmal vor, daß 
ein Mädchen mit 16 Jahren heiratet. Das iſt eine 
Seltenheit und für dieſe Seltenheit machen wir keine 
Geſetze. Wenn wirklich einmal ein Mädchen mit 16 
Jahren heiratet, ſo wird es als anſtändige Frau mit 
ihrem anſtändigen Mann gar nicht die Abſicht haben, 
ſich Stücke anzuſehen, in denen eine liederliche Lebens⸗ 
führung oder Gemeinheit gezeigt werden. Aber in 
Wirklichkeit denkt man ja auch gar nicht an dieſe 
Einzelfälle, ſondern man denkt ſo: Es iſt immer beſſer, 
wenn man Begriffe und Gefühle der Jugend verwirrt, 
die Jugend iſt urteilslos und leichter zu verderben. 
(Das Alter iſt dumm wie Sie! links.) Sie würden 
zufrieden ſein, wenn Sie ſo klug wären wie ich. 
Darum ſoll die Altersgrenze herabgeſetzt werden, ob⸗ 
wohl man in Deutſchland für die Altersgrenze von 
18, Jahren iſt. 

Ich komme nun zu der Frage: Iſt das Lichtſpiel⸗ 
geſetz in der Faſſung der Druckſache Nr. 1206 notwen⸗ 
dig? Wir beantworten dieſe Frage mit einem un⸗ 
umwundenen Ja. Das Geſetz hätte längſt angenom⸗ 
men ſein müſſen, es iſt die höchſte Zeit, daß das kommt. 
Wenn man die Filmanzeigen in den Zeitungen der 
letzten Tage und Wochen geleſen hat, ſo hat man 
Mühe gehabt, ſeine Empörung über die dort angeprie⸗ 
ſenen Zoten und Gemeinheiten zu beherrſchen. Ich 
kann es mir nicht verſagen, einen Teil einer ſolchen 
Filmanzeige zur Kenntnis zu bringen: 

Frauen, die man oft nicht grüßt. Anter dem 
Motto einer Strophe des jüdiſchen Dichters Heinrich 
Heine: „Blamier mich nicht, mein ſchönes Kind und 
grüß mich nicht „unter den Linden“, wenn wir nach⸗ 
her zu Haufe find, wird ſich ſchon alles finden.“ 
Na alſo! links.) Sind es Verworfene von der 
Geſellſchaft, Ausgeſtoßene, ſind es Töchter des 
Laſters, geboren. um im Sumpf zu leben und im 
Sumpf zu ſterben?, (Zurufe! links.) find es 
jene, die dahingehen, umweht vom ſchwülem Atem 
der Großſtadt, eine leichte Beute gieriger Männer? 
Darunter ſteht: Jeder Kommentar ift überflüſſig. 


M. H. u. D.] Wenn jo die Anzeige ausſieht, wie 


muß dann der Film ausjehen! Ich frage: Iſt das 


anftändig?: Ich jage, es ift unerhört. 
rufe links.) Wir hoffen ferner, daß das Lichtſpiel⸗ 
geſetz auch auf das Drum und Dran bei den Kinovor⸗ 
führungen Einfluß haben wird, damit ſich nicht ſolche 
unerhörten Vorgänge abſpielen, wie das im vorigen 
Jahr bei der Eröffnung eines Kinos geſchah. In 
jenem Kino wurde zur Eröffnung das „Halleluja“ 
von Hummel geſungen. Auf der Bühne ſtand der Be⸗ 
ſitzer und neben ihm der Sänger. Der Sänger ſang: 

„Dir Herr ſei dieſes Haus geweiht! 

Wir danken Dir in Ewigkeit und rufen Dir 
1 Aor N 1 zu: Halleluja! 

us enſchengeiſt au a 

Mas Be Kunſt auch 906 5 

' Durch Deine Gnade wards vollbracht. Halleluja.“ 
(Lebhafte Pfui⸗Rufe rechts. — Unruhe links.) M. 
H. u. D.! So wird alles, was uns heilig iſt, profa⸗ 
niert. So werden Gott chriſtliche Kirche 
lächerlich gemacht, und Unruhe 
links) 
verwirrt; denn bisher glaubte man doch, daß nur zur 
Einweihung von Kirchen und Bethäuſern derartige 
Lieder geſungen würden und nicht bei der erſten Dar⸗ 
bietung in einem neu erbauten Kintop.“ 

Die Sozialdemokraten haben kein Verantwortungs⸗ 
gefühl dem Volke gegenüber, darum reißen ſie dem 
Volke Gott und Glauben aus dem Herzen und geben 
ihm als Erſatz dafür Streiks und unſittliche Kinovor⸗ 


in 


und die 


(Zwiſchenrufe 


führungen. Hätten fie Verantwortungsgefühl, fo 
hätten ſie das Lichtſpielgeſetz nicht ſabotiert. Die 
Wandlungsfähigkeit der Sozialdemokratie iſt aber 


groß. Sie vermag, wenn ſie in der Regierung iſt, ihre 
Grundſätze in den Winkel zu ſtellen. So bin ich über⸗ 
zeugt, daß ſie das ſo heiß bekämpfte Lichtſpielgeſetz 
heute annehmen wird. (Wir haben von Ihnen ge⸗ 
lernt! links.) Wir Deutſchnationalen nehmen das 
Geſetz an, weil wir die Jugend, deren Moral durch 
minderwertige Filme ſchwer geſchädigt wird, 
wollen. Wir wollen aber auch nicht, daß dem anſtän⸗ 
digen Arbeiter Gemeinheiten gezeigt werden, wenn er 
zu ſeinem Vergnügen ins Kino geht. (Lebhaftes 
Bravo! rechts. — Zwiſchenrufe links. — Abg. Brill: 
TR, liegt nach Ihrer Rede am Bo’ 
en. 
Vizepräſident Splett: 
Abg. Herrmann. i 
Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
In der Druckſache Nr. 1286, Antrag des Herrn Abg. 
Dr. Kamnitzer und der übrigen Mitglieder der Sozial⸗ 
demokratiſchen Fraktion, wird geſagt, daß Bildſtreifen, 
die bereits von einer mit der Prüfung von Filmen 
betrauten Behörde des Auslandes zugelaſſen ſind, von 
der Prüfung befreit ſind. (Abg. Dr. Kamnitzer: 
Der Antrag wird zurückgezogen!) Wenn der Antrag 
zurückgezogen wird, dann iſt der Antrag der Deutſch⸗ 
liberalen Fraktion, der fih auch auf den Antrag be⸗ 
zieht, erledigt. Da habe ich dann nur noch auszufüh⸗ 


Das Wort hat der Herr 


ren, daß wir einen früheren Antrag der 
Deutſchliberalen Fraktion wieder aufgenommen 
haben: „Einer Zulaſſung bedarf es nicht für Bild’ 


‚reifen, die von einer deutſchen amtlichen Prüfung? 


ſtelle zugelaſſen find.“ Ich bitte dieſem Antrag zul 
ſtimmen. . 
5 Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr WI 
oppe. 
Hoppe, Abgeordneter (J.): M. D. u. H.! a 
deutſche Lichtſpielgeſetz, eine geſetzgeberiſche m 


nahme der deutſchen Nationalverſammlung, iſt jet Be⸗ 
zeit von allen Freunden unſerens Volkes als 2 5 J 
freiung aus Schmach und Schande aufgenommen die 
den. Denn nur als Schmach und Schande ließ ſich è 
Entwicklung charakteriſieren, die die Darbietung 


ee A 
(Zwiſchen⸗ 


ſo werden dem Volke Begriffe und Gefühle 


ſchützen 


N. 
* ROA 


p” 


* 
1 


y verletzen. 


* Empfinden und den Grundſätzen 


entnommen werden. 


Zulaſſ 


der Zenſur 
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(A) (Hoppe, Abgeordneter.) 


der Lichtſpieltheater, abgeſehen von wenigen Ausnah⸗ 


men, in der Vergangenheit genommen hatten, vor 
allem bei der Revolution, Die Flut verheerender 
Lichtſpieldarbietungen nahm nicht nur ungehemmt 


ihren weiteren Lauf, die Filmfabrikation verlor auf 
der einmal beſchrittenen ſchiefen Ebene den letzten 
Maßſtab und trat mit dem ſogenannten Aufklärungs⸗ 
film den unvermeidlichen Sturz in die Tiefe. Einem 
Ruf nach Abwehrmöglichkeiten konnte nur durch 
die zwingende Form des Geſetzes nachgekommen wer⸗ 
den. Heute verlangt man im Reiche bereits dringend 
eine Reviſion dieſes Geſetzes, und zwar im Sinne der 
Verſchärfung. a 

Meine Fraktion bedauert es, daß im Freiſtaatge⸗ 
biet ein Lichtſpielgeſetz bisher nicht hat verabſchiedet 
werden können. Die Notwendigkeit dafür hat längſt 
vorgelegen. Wir haben zwecks Abänderung des 
Senatsentwurfs, der uns eng angelehnt an das deut⸗ 
ſche Geſetz für Freiſtaatverhältniſſe zugeſchnitten vor⸗ 
lag, mancherlei Wünſche geäußert. Vorweg will ich 
erklären, daß wir den Film als bedeutſames Volksbil⸗ 
dungsmittel anſehen, ſoweit er volksveredelnden Wert 
hat, ſoweit er dazu angetan iſt, in jeder Weiſe ſittlich 
veredelnd und kulturfördernd zu wirken. Nur dann 
findet er unſere Anterſtützung. Wir verurteilen die 
Filme, die nur der Schauluſt, nur der Befriedigung 
der Neugier dienen. Wir verurteilen die Darſtellun⸗ 
gen, von denen weder Geiſt noch Gemüt irgend einen 
Gewinn davontragen, die dazu angetan ſind, die 
Phantaſie, beſonders der Jugendlichen, zu überreizen 
und zu verderben. Wir verurteilen die Filme, die 
dazu angetan ſind, das Erwachen der ungehemmten 
Sinnlichkeit zu fördern, die alles Heilige in den Staub 
ziehen, nicht nur die Religion zum Gegenſtand des 
Spottes machen, ſondern auch die religiöſen Gefühle 


Die Filmzenſur iſt vorläufig im Reiche an zwei 
Orten zentraliſiert, in Berlin und München. Dagegen 
laſſen ſich Bedenken erheben, die keineswegs von der 
Hand zu weiſen ſind. Dieſe Bedenken werden im Reiche 
laut. Man verlangt, daß eine Zenſur für die einzelnen 

rovinzen eingeführt werde. Was vor allem Berlin 
anbetrifft, ſo haben ſchon die Erfahrungen vor der 
evolution gelehrt, daß die dortige Auffaſſung von 
nitand und Sitte häufig nicht mit dem gefunden 
| weiter Volkskreiſe 
Abereinſtimmt, und namentlich, wenn es ſich um die 
Jugend handelt, vielfach Aergernis und Anſtoß erregt. 
5 liegt in der Natur der Sache, daß die Sachverſtän⸗ 
digen dem die Prüfungsſtelle umgebenden Bezirk 
A Die Möglichkeit liegt nahe, daß 
Ne nicht das nötige Einflußvermögen haben, um den 
tten und Gebräuchen weiterer Bevölkerungsteile 
dud gänzlich anders gearteter Volksſtämme in erfor⸗ 
fab licher Weiſe gerecht zu werden. Es iſt doch die Ge⸗ 
Dr vorhanden, daß die Entſcheidungen lediglich auf 
Wa Verhältniſſe der Amgebung aufgebaut ſind, und 
Tien in Berlin geſchieht, iſt doch nicht maßgebend für 
dem abof, Neuteich uſw. ( ie beſitzende Klaſſe auf 
Fü ande kann alles ausführen! links.) 
wuria. bedenklich haben wir die Beſtimmung des Ent- 
S gehalten, die eine Ausnahme von der amtlichen 
2 üg ermöglicht. Es heißt dort: „Die Bildſtrei⸗ 
werden nen vor beſtimmten Perſonenkreiſen zugelaſſen 
aufſteig Hier muß unbedingt die berechtigte Sorge 
er wiſſen ob nicht durch dieſe Ausnahmegeſtaltung 
Fülmgelbenſchaftlichen oder künſtleriſchen Filme dem 
wan . eine Handhabe gegeben wird, die es ge⸗ 
der Vertretern möglich macht, einen großen Teil 
nicht beſonder risch zu machen. Man braucht es gar 
tenſten Fälle ee ene, daß in den weitaus ſel⸗ 
* f en die Erzeugniſſe der Filminduſtrie künſt⸗ 


ſollte das Schwergewicht auf das 


leriſche Werte bieten. Im beſten Fall geben ſie photo⸗ 
graphiſchtechniſch geſchickte Wiedergaben der Natur 
oder des menſchlichen Lebens. Es handelt ſich alſo um 
Technik, nicht um Kunſt. Die Kunſt wird das Film⸗ 
gewerbe immer ablehnen. Die Seele des Dramas iſt 
die pſychologiſche Begründung der Handlung in den 
Charakteren. Der Film aber iſt ſtets auf die Wieder⸗ 
gabe der äußeren Vorgänge beſchränkt. 0 

Mit dem verſtärkten Schutz der Jugendlichen, wie 
er im Geſetz ausgeſprochen iſt, kann man im großen 
ganzen einverſtanden ſein. Nicht unterſtützen können 
wir die Beſtrebungen, die dahin gehen, die Alters⸗ 
grenze für Jugendliche zum Unterſchiede 
ſtatt auf 18 für das Freiſtaatgebiet auf 16 Jahre feſt⸗ 
zuſetzen. Die Heraufſetzung der Altersgrenze liegt nur 
im dringendſten Intereſſe der Jugend und wird von 


vom Reich 


den Jugendorganiſationen gefordert. Gerade in dieſem 


Alter ſind die Gefahren für die Jugend außerordent⸗ 
lich groß, und fie bedarf beſonderer Fürſorge und Lei- 
tung. Allerdings, wenn man ſich auf den Standpunkt 
ſtellt, wie es in einem Schreiben des Zentraltheaters 
Danzig geſchieht, daß das Kino heute dem größten Teil 


der Bevölkerung als Anterhaltungsſtätte und zur Zer- 
ſtreuung diene, 


alſo nicht in der Hauptſache bildend 
ſein ſoll, ſondern zum Zeittotſchlagen da iſt, dann kann 
man ſo manches verſtehen. Das iſt ein Bekenntnis des 
Zweckes der Filmtheater, wie es nicht hätte beſſer ge⸗ 
macht werden können. 

Im Reiche haben wir geſehen, daß die Filmfabri⸗ 
kanten ſeiner Zeit tatſächlich ein großes Intereſſe an 
der Herabſetzung der Altersgrenze von 18 auf 16 
Jahren gehabt haben. Schmutz und Schund dringt 
heute ſchon genug in die breiteſten Maſſen des Volkes 
ein und bedroht das ſittliche Gefühl des ganzen Volkes. 
Der Vergnügungsrummel verſchlang und verſchlingt 
auch heute noch viel Jugendunſchuld und Einfachheit 
der Sitten. Hat ſich nicht ein Teil der Jugend einem 
ſträflichen Leichtſinn in die Arme geworfen, der die 
Armut des Lebens mit frühreifem Lebensgenuß aus⸗ 
füllen ſoll! Und doch iſt die Jugend, die aus tauſenden 
von Zeitgefahren heraus mit einem unverdorbenen 
Herzen dem Leben entgegengeht, unſere ſchönſte und 
größte Zukunftshoffnung. (Abg. Hoffmann: Ihnen 
würde ich vorſchlagen, ſich in der Arbeiterbücherſtube 
den Pfaffenſpiegel zu kaufen!) Wir haben die 
Pflicht, unſere Jugend zu ſchützen. Wir haben auch 
die Pflicht, der Jugend beizuſpringen in ihrem 
ſchweren Kampfe um geſunde Lebensbedingungen auf 
geiſtigem, körperlichem und moraliſchem Gebiete. Das 
iſt heute nicht bloß unſere Pflicht, ſondern heiligſte 
Volkspflicht. Die ſittlichen Vergehen der Jugend 
mehren ſich erſchreckend. Ob daran der Film ganz un⸗ 
ſchuldig iſt, wird niemand zu behaupten wagen. Man 
ſittlich erhebende 
legen. And was tut man? Man legt das Hauptge⸗ 
wicht auf das Erniedrigende, Aufpeitſchende, Grauen⸗ 
hafte, ſtatt dieſes nur ſkizzenhaft zu bringen. Darun⸗ 
ter brauchte die Güte eines Films nicht zu leiden. 
Aber wenn die Herſtellung eines Filmes Tauſende ge⸗ 
koſtet hat, müſſen Hunderttauſende daran verdient wer⸗ 
den. Deshalb wendet man ſich ſelbſt in den beſten 
Filmen wieder an die im Menſchen ſchlummernden 
Leidenſchaften. Das Geſchäft will es ſo. Gewiſſenloſer 
Materialismus, ſchamloſe Gewinnſucht, die nicht Halt 
machen vor dem Letzten und Heiligſten, der Seele des 


Volkes. 


Wir können es auch unter keinen Amſtänden billi- 
ger und müſſen es als äußerſt bedenklich bezeichnen, 
daß die Zenſoren in irgendeiner Weiſe am Lichtſpiel⸗ 
gewerbe beteiligt ſind. Man muß hierbei von dem 


Grundſatz ausgehen, daß niemand unbefangener Rich⸗ 
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hat man dieſem Grundſatz Rechnung getragen. Wir 
wünſchen, daß die Angehörigen des Lichtſpielgewerbes 
zwecks Wahrnehmung wirtſchaftlicher Intereſſen und 
auch als Sachverſtändige wohl zu hören, niemals aber 
zu Mitgliedern des eigentlichen Prüfungsausſchuſſes 
zu berufen ſind. Sie ſind an der Entſcheidung des 
Ausſchuſſes materiell auf das ſtärkſte intereſſiert, 
können daher ſchwerlich unparteiiſch ſein. Es iſt doch 
bekannt, daß gerade die Filmfabrikanten und Licht⸗ 
einer geſetzlichen 
Regelung des Lichtſpielgewerbes von jeher ganz ent⸗ 
ſchieden widerſtrebten und auch das deutſche Geſetz auf 
das heftigſte bekämpft haben. Wir ſind der Anſicht, 
daß ſich gerade für die Frauen hier ein Wirkungsfeld 
eröffnet, auf dem ſie ſich beſtens betätigen können. Ge⸗ 
rade die Frau mit ihrem fein ausgeprägtem Gefühl 
für Sitte und Sittlichkeit und ihrer Kenntnis der ju⸗ 
gendlichen Pſyche kann unjeres’ Erachtens auf dieſem 
Gebiete keineswegs als Mitarbeiterin entbehrt wer⸗ 
den. ; 

Wir ſind der Aeberzeugung, daß das uns vorlie⸗ 
gende Geſetz, abgeſehen von mancherlei Schwächen und 
Mängeln, die darin enthalten ſind, nicht nur einen 
ſittlichen Schutz unſeres Volkes, ſondern auch die Mög⸗ 
lichkeit einer wahrhaft veredelnden Volks⸗ und Ju⸗ 
genderziehung bietet. Ein Wiederaufſtieg aus größ⸗ 
ter geiſtiger Not tft notwendig. Er ift nur möglich 
und kann nur gelingen, wenn alle unſer Volk und 
namentlich unſere Jugend beeinfluſſenden Kräfte auf 
das eine große Ziel eingeſtellt ſind: Wiedergewinnung 
einer echten chriſtlichen Volkskultur!“ (Lebhaftes 
Bravo! — Abg. Hoffmann: Der Beichtſtuhl!) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 


Es 


) ijt ſelbſtverſtändlich,, daß wir uns mit aller Macht gez 


gen jegliche Zenſur wenden, ob ſie ſich gegen Lichtbild⸗ 
ſtreifen, Zeitungen oder ſonſt etwas richtet. (Geſtern 
haben Sie den Antrag angenommen! beim Zentrum!) 
Wenn die Vorausſetzung der Erziehung gegeben iſt, 
dann wird auch die Zenſur nicht mehr nötig ſein. Sie 
machen ſich aber immer derartige Momente und Ein⸗ 
richtungen zu nutze, um ihre Erziehungsmethoden als 
verfehlt hinzuſtellen. Weil ſie verſagt hat, darum 
mijjen Sie jetzt zu andern Mitteln greifen. Sie müj- 
ſen Ihrer Erziehung Feſſeln anlegen, damit ſie nicht 
mit Ihnen durchgeht. - 

So iſt es doch letzten Endes, Herr Abg. Hoppe. Wenn 
dem Volke nicht nur der kirchliche Glaube vermittelt, 
ſondern ihm auch andere Dinge geboten würden, dann 
wären all dieſe Geſetze nicht notwendig. Auch Frau 
Abg. Dr. Grundmann hat ſich wohl über das Seeliſche 
verbreitet, wenn aber das leibliche Wohl zur Frage 
ſteht, dann geht man mit einer Handbewegung dar⸗ 
über hinweg. Sehen Sie ſich einmal die Wohnungen 
an, da wäre eine Zenſur am Platze. Vor allen Din⸗ 
gen müßten die Wohnungen ſo ausgebaut werden, daß 
die Sittlichkeit nicht ſchon in der Wohnung untergra⸗ 
ben wird. (Sehr richtig! links.) Da gehen wir 
mit Ihnen zuſammen, Herr Abg. Hoppe. Wir wiſſen, 
daß Ihre Reden ſehr ſchön klingen, Ihre Taten tau⸗ 
gen aber abſolut nichts. Das ift der Anterſchied. 


Wenn Sie ſich hier hinſtellen, dann können Sie mei⸗ 


ſterhaft reden, Ihre Zunge geht wie geſchmiert. Aber 
was die Hände tun, iſt eine andere Frage, da verſagt 
die Muskulatur. ; 
Bezeichnend ift, daß Sie wiederum einen Unter- 
ſchied mäkcchten, indem Sie glaubten, den Landbewoh⸗ 
nern etwas anderes bieten zu müſſen als den Stadt⸗ 
bewohnern. Es wäre bedauerlch, wenn wir beide uns 


verſtänden, ich weiß, daß unſere Meinungen darüber 
ſehr verſchieden find. Ihre Einſtellung ift bezeichnend. 
FAA En $ 5 3 EA A > N 
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Es ſoll mit zweierlei Maß gemeſſen werden. Wir wiſ⸗ 
ſen genau, was Sie für das Land für gut befinden. 
Wenn im Film eine Prozeſſion zu ſehen iſt, ſo iſt er 
Ihnen angenehm. Wenn ein paar Kirchen auf dem 
Lande im Film gezeigt werden und ſchließlich auch ein⸗ 
mal Fridericus Rex geſpielt wird, dann iſt das für das 
Land gut. In der Stadt iſt man aber aufgeklärter und 
da muß man ſchon Konzeſſionen machen. Wenn Sie 
das ſittliche Wohl des Kindes im Auge haben, dann 
müſſen Sie nicht erſt beim Kinde anfangen, wenn es 
18 Jahre alt iſt, ſondern ſchon bei der Geburt. Und 
nicht erſt bei den Kindern, ſondern es muß bereits bei 
den Eltern begonnen werden. Was man die Eltern 
bis jetzt in der Schule gelehrt hat, war ſo miſerabel, 
daß es ſich auch auf das Kind, beſonders in ſittlicher 
Beziehung, auswirkt. Es kommt hinzu, daß die Ver⸗ 
hältniſſe bei den Eltern ſich wieder auf die Kinder 
auswirken. 

Wir ſagen alſo, daß dies Geſetz nicht dazu angetan 
iſt, die Jugend zu ſchützen, weder ihr ſeeliſches Wohl 
noch ſonſt etwas. Wir werden dem Geſetz natürlich Ab⸗ 
lehnung entgegenbringen, werden aber den Anträgen, 
die die Giftzähne aus dem Geſetz herausreißen wollen, 
zuſtimmen. Ich möchte beſonders den Antrag erwäh⸗ 
nen, in dem es heißt, daß unter den Beiſitzern auch 
zwei Frauen ſein ſollen. Ich weiß nicht, wie die Wahl 
vor fih gehen jol. Aber m. D u. H., das eine möchte 
ich heute ſchon ſagen, wir achten die Frauen auch ſehr 
hoch, aber wenn es Frauen ſind wie die, die noch vor 
kurzer Zeit hier auf dem Podium geſtanden hat, dann 
wiſſen wir, daß dabei nicht viel herauskommen wird. 
Damen von dem Schlage werden natürlich nur Sachen 
zulaſſen, die in ihren Kram paſſen. Da wird natürlich 
das Deutſchnationale vorherrſchen. Da wird es ſich 
wieder darum handeln, den Krieg recht deutlich vor 


T | 

Augen zu führen und zu zeigen, wie ſchön und gut es Ø . 
abgerollt | 
Dr 


it, Krieg zu führen. Wenn folme Filme 
werden, klatſchen Sie Beifall. (Frau Abg. 
Grundmann: Sie führen nur Krieg gegen Ihre Volks⸗ 
genoſſen.) Wir führen Krieg gegen die Ausbeuter. 
(Gegen Ihre Volksgenoſſen! rechts.) Sie ſind für 
uns nicht Volksgenoſſen, es ſei denn, daß Sie geiſtige 
Arbeit im Intereſſe der Bevölkerung leiſten würden. 
Wenn Sie das täten, würden Sie erkennen, daß das 
Wohl der Bevölkerung nur herbeigeführt wird, wenn 
ſich geiſtige und körperliche Kräfte, im Intereſſe der 
ſchaffenden Bevölkerung zuſammenfinden. Sie aber 
ſagen noch immer, es muß Reiche und Arme geben, 
und die Reichen müſſen die Armen ausbeuten. Das 
ijt Ihr göttlich Gebot. (Siehe Raube! rechts.) Ich 
glaube, es ſind Ihnen geſtern genug Namen von Leu⸗ 
ten Ihrer Partei genannt worden. Ich verſtehe nicht, 
wie Sie jetzt wieder mit Raube kommen. Soll das ein 
Verdecken Ihrer Schandtaten ſein? Dann würden Sie 
den Kürzeren ziehen. ; 

Wenn wir nun noch eine Frage anſchneiden wol⸗ 
len und müſſen, ſo iſt es die, daß die Konjunktur, wie 
auch Frau Abg. Grundmann ſagte, von den Beſitzern 
der Kinotheater ausgenutzt wird. Es it unzwecke 
mäßig, daß dieſen Leuten ein derartiger Humpen Geld 
zugeführt wird. Es iſt bedauerlich, daß gerade i 
kleinen Leute dem Kino ihre Aufmerkſamkeit ſchenke 5 
Aber warum geſchieht das? Sind es nicht Ihre Kret ka 
die dem Arbeiter den Zugang zum Theater verWe) 
ren? (Sehr richtig! links.) Iſt es einem Ae 
heute noch möglich, ſich einen Platz auf der Galerie, 81 
Stadttheater zu leiſten? Wenn er Familienſinn zan 
geht er nicht allein hin, ſondern nimmt feine 
und wenn er eine ältere Tochter hat, auch diel 
Wenn es Ihnen möglich iſt, dem Arbeiter ſein 


ſo einzuteilen, daß ſo viel übrig bleibt, um mit * 


Familie ins Theater gehen zu können, dann ſollen 
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den erſten Preis bekommen. Sorgen Sie dafür, daß 
die Preiſe im Stadttheater herabgeſetzt werden, damit 
der Arbeiter auch in der Lage iſt, das Theater zu be⸗ 
ſuchen. Frau Dr. Grundmann hat geſagt, daß bei den 
inos enorm verdient werde. Beſchlagnahmen Sie 
alſo die Kinos, verſtaatlichen Sie ſie und führen Sie 
die Summe, die dort herauskommt, dem Theater zu 
oder ſtellen Sie für dieſe Summe dem arbeitenden 
Volk die Plätze kostenlos zur Verfügung. Wir find 
damit einverſtanden. Aber Sie werden es nicht tun 
und es wird ſo bleiben, wie es geweſen iſt. ; 
Wir wundern uns auch jehr darüber, daß die So⸗ 
zialdemokratie dieſem Geſetz zugeſtimmt hat, die doch 
auch der Kampf gegen jegliche Zenſur führt. (Abg. 
Leu: Aber in Rußland.) Daß in Rußland die Zenſur 
über deutſchnationale und ſozialverräteriſche Filme 


beſteht, ſollte jedem denkenden Menſchen, der es mit 


der Arbeiterſchaft ehrlich meint, 


klar ſein. Ihnen 
ſcheint das aber noch nicht klar zu ſein. Wir Arbeiter 
werden genau ſo, wie heute die beſitzende Klaſſe un⸗ 
ſere Intereſſen nicht austoben läßt, auch deren Inter⸗ 
eſſen nicht austoben laſſen. Wenn Sie glauben, mit 


Ihrer Demokratie weiter zu kommen, ſo hoffe ich Herr 


Leu, daß Sie noch etwas länger leben werden, um das 
Fiasko mitmachen zu müſſen. Wir werden dann ſehen, 


wer ſiegen wird, Demokratie oder Diktatur. Wenn die 


* 
pull. 
w Einwirkung auf die Jugend geſprochen worden, nur 


Arbeiterſchaft ihr Los erleichtern will, wird das nur 
auf Grund der Diktatur möglich ſein. Seien Sie einer 
andern Meinung, von Ihnen wird es nicht abhängen, 
ſondern die Arbeiterſchaft wird entſcheiden, was das 
Beſſere iſt. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Bizepräfident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 


Dr. Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 


6 i 0 Es iſt unverſtändlich, daß dieſer alte Ladenhüter, der 


wohl ſchon vier oder fünf Jahre im Kaſten gelegen 
hat, in dieſem Moment das Licht des Tages erblicken 
Es find zweifellos ſehr ſchöne Worte von der 


kommen Sie gerade in einem Moment her und beto⸗ 
nen das Ethiſche, das zweifellos vollkommen berechtigt 


iſt, wo die Wirtſchaft, das haben wir einſtimmig fejt- 


geſtellt, darnieder liegt. Gerade hier dreht es 


i lich um etwas Erhebliches. Hinter dem Geſetz verbirgt 


lich, das wollen wir einmal offen ausſprechen, die Ge⸗ 
fahr, daß das geſamte Kinogewerbe zuſammenfällt. 
Das wird klar hervorgehen aus der Zuſammenſetzung 


l der Kommiſſion und aus der Art und Weiſe, wie diefe 
Zommiſſion mutmaßlich arbeiten wird. Sie wird das 
dalogewerbe erledigen und damit einen ſteuerzahlen⸗ 


nen Kreis, den der Staat braucht. Wir wollen uns 

et darüber unterhalten, wie hoch der Anteil des 

denates ijt, aber das Geſetz ift eine große Gefahr für 
N Fiskus. 


Nach dein Geſetzentwurf ſoll hier eine Vorzenſur 


arssichtörloſrreiſen eingeführt werden, die in Danzig 
Jen. Darin liegt der erſte unverſtändliche Schritt. 
einen Sir hier eine Kinoinduſtrie hätten, jo hätte das 
plant 5 Ich erinnere mich, daß hier früher ge⸗ 
mich ſo 
j rie groß : 
lemand a 
Nerzeit di 
duktion. 
Senjur 


. aljo jhon jetzt. 


Verlangen von zwei Beiſitzern aber nachträglich noch 
die Prüfung eintreten laſſen muß. 

Wie ſich das in der Praxis auswirken wird, dar⸗ 
über herrſcht kein Zweifel. Man darf ſich nur an die 
Kommiſſionsberatungen erinnern. (Zurufe.) Wir 
reden darüber noch. Wozu bei unſeren kleinen Verhält⸗ 
niſſen aber dieſe enorme Belaſtung? Dem betreffen⸗ 
den Kinobeſitzer entſtehen hohe Koſten. Ihm geht ein 
Tag verloren. Außerdem koſtet der ganze Apparat, 
der aufgezogen wird, ſehr viel. Da ſitzen denn die 
ſechs Herren mit dem Vorſitzenden und laſſen ſich den 
Filmſtreifen in einem Raum vorführen. Der Film⸗ 
apparat muß erſt beſchafft werden. Das ſind alles 
Ausgaben, die in der heutigen Zeit unverſtändlich ſind. 
Die ganze Art und Weiſe der Regelung iſt nur dazu 
angetan, hier wieder einmal ein Gewerbe zu beſei⸗ 
tigen. Sie wollen nach außen hin dokumentieren, daß 
Sie etwas gegen die Sittenverderbnis der Jugend tä⸗ 
ten. Was hier von dem kommuniſtiſchen Redner dazu 
geſagt wurde, hat doch etwas für ſich. Wenn die Ju⸗ 
gend zur Vorführung ſolcher Filmſtreifen geht, ſo liegt 
es daran, daß ſie vorher ſchlecht erzogen iſt. Da liegt 
der eigentliche Hebel. Die Zenſur iſt ein Behelfsmittel 
und ſo ungeeignet, daß ſie kaum etwas leiſten wird. 
Man gewinnt den Eindruck, als ſollten die Herren 
von der Kommiſſion zeigen, daß von oben her regiert 
wird. Hier ſoll der Bürokratismus Trumpf ſein, das 
machen wir nicht mit. Das mögen die Parteien tun, 
die ſonſt für das Gewerbe und den Mittelſtand ein⸗ 
treten, wie die Deutſchnationalen, das Zentrum und 
insbeſondere die Liberalen. Sie mögen. dies Geſetz 
mitſchaffen helfen, das weiter nichts iſt, als die Ver⸗ 
gewaltigung eines Gewerbes. 

Wir werden dies Geſetz, das noch mehr ſchwere Feh⸗ 
ler birgt, ablehnen. Es nützt gar nichts und iſt nur 
eine ſchwere Belaſtung. Schon heute geht ein Beam⸗ 
ter in die Kinos. Heute können bereits die Filmſtrei⸗ 
fen verboten werden, d. h. wenn ſie aufgeführt werden 
und in Widerſpruch zu § 102 17 des Allgemeinen Land⸗ 
rechts ſtehen. Es iſt wirklich kein Unglück, wenn ein 


Film, der verboten wird, einmal einen Tag gelaufen 


iſt. Die Möglichkeit die Zenſur auszuüben, beſteht 
Darüber braucht man ſich nichts vor⸗ 
zumachen. Was geplant iſt, iſt ein Angriff auf den 
Mittelſtand. Wir können ihn von Parteien nicht ver⸗ 
ſtehen, denen ſonſt das Gewerbe ſo ſehr am Herzen 
liegt. Daher werden wir die Vorlage ablehnen. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr 
Abg. De. Bing. 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Was der Herr Abg. Dr. Blavier geſagt hat, iſt alles be⸗ 
reits im Ausſchuß geſagt worden. Das wiſſen wir ganz 
genau. Aber das hindert uns nicht, das Geſetz in der 
Form, in der es jetzt aus dem Ausſchuß gekommen iſt 
anzunehmen, da wir von der Polizei die Verſicherung be⸗ 
kommen haben, daß die Handhabung nicht anders ſein 
wird als bisher. Man will nur die Handhabe haben, 
aus gewiſſen außenpolitiſchen Gründen einen Film ab⸗ 
zuſetzen, der in Deutſchland und Polen ſchon vorzenſu⸗ 
riert iſt, aber ſich für Danzig nicht eignet. An ſich ſehen 
wir die Gefahr dieſes Lichtſpielgeſetzes nicht für ſo groß 
an. Die Polizei weiß genau, daß die Filmſtreifen hier 
mit einem beſtimmten Zuge eintreffen, „zu einer ganz 
beſtimmten Zeit aufgeführt werden und mit einem be⸗ 
ſtimmten Zuge abgehen müffen, weil fie im Abonnement 
von einer Stadt zur andern verſchickt werden. Darüber 
iſt die Polizei orientiert. Das wird alſo keine Schwierig⸗ 
keiten machen. Es handelt ſich nur darum, Auswüchſe 
zu beſeitigen. Dafür ſind wir zu haben. Aber nicht in 
dem Sinne, wie es hier geſagt wurde. Es handelt ſich 


um gau kein Jugendfürſorgegeſetz. Die Unterſcheidung, 


ob jemand 16 oder 18 Jahre alt ijt ift ja gar nicht 
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ohne weiteres zu treffen, vor allen Dingen nicht beim 
Eintritt in ein Kino. Im Gegenſatz zu einem Lokal, 
wo es dauernd hell iſt, kann man im Kino keine Beauf⸗ 
ſichtigung ausüben. Aber ſelbſt wenn man die optimi⸗ 
ſtiſchen 16 Jahre als Grenze nimmt, handelt es ſich bei 
dem Unterſchied auch nicht mehr um die Jugend. Mit 
16 Jahren iſt kein Menſch mehr in dieſem Sinne jung, 
der heutige Großſtadtmenſch ſicherlich nicht mehr, es ſei 
denn, daß es irgendwelche 16 oder 18jährigen Blödiane 
von der äußerſten Rechten ſind, die weiter keine Erfah⸗ 
rung haben als das Soldatenſpielen. Aber bei der So⸗ 
zialdemokratie, bei der Jugend, die aus den arbeitenden 
Schichten hervorgeht, iſt das ſechzehnte Jahr kein Jahr 
der Jugend mehr. Der Lehrling, der mit 14 Jahren 
in einen Betrieb hineinkommt, muß arbeiten, er lernt 
das Leben kennen. Man kann ihn nicht mit dem Jüngel⸗ 
chen vergleichen, das vielleicht mit ſeinem Einjährigen 
eine Beamtenlaufbahn einſchlägt und deſſen Welt die 
deutſchnationalen Parteifeſte ſind, aber nicht das Leben. 

Wir glauben daher, daß das ſechzehnte Jahr voll⸗ 
kommen genügt, um eine Grenze zu bilden, ſchon mir 
Rückſicht zuf das Alter der Heiratsfähigkeit nach dem 
bürgerlichen Geſetz. (Das iſt 16 Jahre? rechts). Ja, 
das iſt 16 Jahre. Es iſt auch ein ziemlicher Widerſpruch, 
daß man die jungen Leute bis zum achtzehnten Lebens⸗ 
jahre ausſchließen will und andererſeits keine Grenze 
feſtgeſetzt hat, wenn ſie vom Alkoholkapital ſyſtematiſch 
kaputt gemacht werden. (Sehr gut! links). Wenn 
man in die verſchiedenen Nachtdielen geht, ſieht man ſehr 
viele junge Menſchen, die dort tanzen und Schnaps 
trinken. Man glaubt ſagen zu müſſen, daß ſie dort 


mehr zu ſchützen ſeien, wenn man das Unternehmertum, 
das hinter den Nachtkneipen ſteckt, ins Auge faßt. Man 
weiß dann genau, wer Schnaps produziert und wer hier 


ein Intereſſe hat. 

Es handelt ſich aber gar nicht um all dieſe Dinge. 
Die ganze etwas hochtrabende Diskuſſion, die über den 
Schutz der Jugend ſtattgefunden hat, wäre berechtigt, 
wenn die augenblickliche Jugendbewegung nicht ern 
Symptom der Zeit wäre und wenn die Zahlen der Kin⸗ 
derſelbſtmorde, der Kindergeſchlechtskrankheiten und 
Kinderpſychoſen nicht jo ſehr für die Minderwertigkeit 
dieſer Zeit ſprächen, für die Minderwertigkeit einer Zeit, 
die nicht zur Ruhe kommen kann, weil ſich ein Teil der 
Bevölkerung noch immer nicht daran gewöhnt hat, in⸗ 
nerhalb der demokratiſchen⸗europäiſchen Gemeinſchaft zu 
leben, ſondern ihre Eigenbrödelei und ihren Dünkel da⸗ 
durch offenbart, daß ſie z. B. im Rechtsausſchuß erklärt, 
ja, die deulſche Filmzenſun ſpielt gar keine Rolle, wre 
Danziger Deutſchnationalen ſind ja viel deutſcher als die 
Deutſchen. (Hört, hört! links.) 

Dieſe Ueberſpannung des nationalen Gedankens, die 
darin gipfelt, jeden, der nicht dieſer Anſicht iſt, einen 
Lumpenhund zu ſchimpfen und ihn innerlich zu verach⸗ 
ten, dieſe Einſtellung den eigenen Volksgenoſſen gegen⸗ 
über iſt ja ein altes preußiſches Vorrecht. Schon Fried⸗ 
rich der Große hat ja den Bürgerkrieg gegen den deut- 
ſchen Kaiſer geführt. Dieſe Einſtellung macht das ge- 
ſamte Daſein und die geſamte Lebensphiloſophie, die ge⸗ 
ſamte Lebensſicherheit in dieſer Zeit in deutſchen Lan- 
den zu einer Unerträglichkeit für die heranwachſende Ju⸗ 
gend. Dieſer Geiſt unterminiert die ſeeliſche Sicherheit 
in den Schulen, und aus dieſem Geiſt heraus iſt die Sen⸗ 
ſationslüſternheit und die Krankhaftigkeit der heutigen 
Jugend zu verſtehen. Die Zeit ify politiſiert, aber nicht 
durch die linken Parteien (Nein] rechts), denn die lin⸗ 
ken Parteien ſind ja ſo unpolitiſch geweſen, die Rechte 
leben zu laſſen, als ſie die Macht hatten. (Sehr richtig! 
links.) Sie haben von der Diktatur des Proletariats 
nicht Gebrauch gemacht, weil ſie einigermaßen Glauben 

daran hatten, daß auch bei Ihnen eine gewiſſe innere 


Menſchlichkeit vorhanden wäre. Aber durch die merk⸗ 
würdigen Zuſammenhänge in dieſer Zeit, durch die po⸗ 
litiſche Ohnmächtigkeit jind Sie wieder auf dem Schau⸗ 
platz erſchienen und haben eine derartige Politiſierung 
in das geſamte Leben hineingebracht, haben das gefamte 
Leben unerträglich und unfroh gemacht, (Zwiſchenrufe 
rechts — Unruhe.) Es iſt nicht leicht, einem Deutſch⸗ 
nationalen einen Gedanken klar zu machen, er verſteht 
es nicht. (Frau Abg. Grundmann: Sie haben keine 
Ahnung! Abg. Brill: Die Ahnung überläßt er den Idi⸗ 
oten!) Die Politiſierung der Zeit ift alfo durchaus auf 
die Deutſchnationalen mit ihrer verlogenen hiſtoriſchen 
Feſtſtellung der Zeit zurückzuführen. (Wann haben Sie 
Ihre letzte Rede auf Kaiſer Wilhelm II in Deutſch⸗Ey⸗ 
lau gehalten? rechts.) Es iſt hier nicht der Augenblick, 
darüber zu ſprechen. Aber es iſt richtig, daß ich damals 
im Sinne der Kriegsanleihe eine Rede gehalten habe 
und daß ich mich nicht geſcheut habe, eine hiſtoriſche Ent⸗ 
wicklung zu geben, bei der Kaiſer Wilhelm II nicht De 
ſonders gut wegkam. Aber ich konnte das damals nicht 
vermeiden. Ich wurde wegen dieſer Rede an die Weſt⸗ 
front ſtrafverſetzt. Mit all Ihren Zwiſchenrufen wer⸗ 
den Sie mich nicht daran hindern, auf die Geſchichtsfäl⸗ 
ſchung, an der Sie ſyſtematiſch und wie Sie ſehen, mit 
einigem Erfolg arbeiten, bei jeder Gelegenheit hinzu⸗ 
weiſen. Ich werde immer wieder erwähnen, daß nur die 
Geſchichtsfälſchung, an der Sie dauernd arbeiten, ſchuld 
daran iſt, daß in die deutſchen Länder eine Freudloſig⸗ 
keit eingezogen iſt und daß eine Entwicklung in deutſchen 
Landen in demokratiſchem, in wirtſchaftlichem Sinne 
nicht möglich iſt, weil Sie mit Ihrer ganzen einſeitigen 
perſönlichen Machtpolitik immer der Vernunft in die 
Speichen follen. ; 

Wenn man z. B. daran denkt, wie der Führer der 
hieſigen Pädagogen, der Vertreten der Regierung, Herr 
Steinbrecher, im Rechtsausſchuß 
„Kid“, charakteriſierte und ihn als ungeheuer unmora⸗ 
liſch darſtellte, weil darin ein kleiner Junge eine Fenſter⸗ 
ſcheibe einwirft, ſo iſt das eine derartig oberflächliche 
Borniertheit, daß man ſich wundert, wie ein an oberſter, 
Stelle ſtehender Pädagoge eine ſolche Handlung zur Un⸗ 
terlage nehmen kann, um irgendetwas pädagogiſch zu 
beurteilen. Wenn dieſe Sache Gelegenheit gibt, über die 
Jugendfrage zu ſprechen, und wenn diejenigen Parteien, 
die ſich darüber einig find, daß mit der Jugend irgend- 
etwas geſchehen muß und vom Filmgeſetz irgend 
ein Aufſchwung des deutſchen Volkes nicht zu erwarten 
ift, dann ift es notwendig, die Zeit in- all ihren Tiefen 
und allen Gründen kennen zu lernen. Da zate ich Ihnen 
einmal, das Buch des jetzigen Präſidenten der Tſchecho⸗ 
Slowakiſchen Republik zu leſen. Warum? Weil Sie 
dort einmal einen Blick bekommen werden, der über die 
kleinen Gedanken des Danziger Freiſtaats oder der 
deutſchen Parteipolitik hinausgeht und einen Ueberbli 
über das bekommen werden, was ein Menſch denkt, der 
als führender Politiker und als Grundleger feiner eigene 
Nationalität die Welt geſehen hat. (Zwiſchenrufe un 
Unruhe rechts.) Wenn Heine, niedrige Beamte, die I 
in allen Staaten päpſtlicher find als der Papſt, an IE 
gend einer Stelle Unrecht tun .. . (Zwiſchenrufe 1 
Unruhe.) Das ift doch die alte preußiſche und dt 
deutſchnationale Erziehung des Beamten, ein Maſochg 
in Bezug auf Verwaltungsdinge zu ſein. Ein I 
Weichenſteller, der den Schnellzug auf den Prellbock! er 
fen läßt, tut das nur, weil er den Wahn der Berant! 
tung hat. (Zwiſchenrufe und große Unruhe. 
deutſchnationalen Abgeordneten verlaſſen den Sal. 
Abg. Brill: Die deutſchnationalen Weichenſteller m lich 
den Saal verlaſſen!) Ich weiß gar nicht, warum aſch 
die Herren ſo darüber aufregen. Jeder gebildete au N 
ſollte ſich dech darüber klar ſein, daß man ein Zeit BR. 


einen Chaplin⸗Film, (0 
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dann verſteht, wenn man wirklich und mit Ernſt ohne 


Tendenz Geſchichte zu ſtudieren verſucht. Aber das ſchei⸗ 


nen die Herren von der deutſchnationalen Partei nicht 
zu können und nicht zu wollen. Solange ſie das nicht 
wollen, halten wir jedes Wort, das ſie hier über Kultur 
ſagen, für Heuchelei. In dem Sinne iſt alles, was ſie 
heute über das Lichtſpielgeſetz geſagt haben, Heuchelei. 
Unſere Zeit hat nicht mehr die Spur von Wiſſen und 
Glauben. Dadurch, daß man den Leuten irgend ein 
deutſchnationales Märchen im Sinne einer friedericiani⸗ 
ſchen Attacke vorreitet, macht man keine Politik und er⸗ 
zieht keine Jugend. Das können Ste Ihren Parteige⸗ 
noſſen ſagen. Ich werde es auch hier immer betonen. 
Das wollten wir nur zu dieſem Geſetz ſagen. Tech⸗ 
niſch iſt alles im Ausſchuß beſprochen worden. Wenn 
man aber anfängt, Kulturpolitik zu treiben und glaubt, 
man könnte bei einer Attacke auf die Parteipolitik uns 
Sozialdemokraten den Vorwurf machen, wir wären ten⸗ 
denziös, jo weiſe ich das als Verleumdung zurück. (Leb⸗ 
haftes Bravo! links.) ; 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen lie- 
gen nicht vor. Die allgemeine Ausſprache iſt, wie es im 
Aelteſtenausſchuß vereinbart war, geſchloſſen. Ich rufe 
auf § 1. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Mus- 
ſprache zu § 1 ift geſchloſſen. Zu § 1 liegt ein Abände- 
rungsantrag vor, der einen neuen Zuſatz im Abſatz 1 
vorſieht. Ich werde zunächſt über den Abſatz 1 der Vor⸗ 
lage abſtimmen laſſen und werde Sie dann bitten, zu 
dem Zuſatzantrag, Druckſache Nr. 1836, Stellung zu 
nehmen. 
§ 1 Abſatz 1 erhält folgenden Zuſatz: 
„und ferner ſolche, die von einer 
amtlichen Prüfungsſtelle zugelaſſen ſind.“ 
Herrmann 
und die übrigen Mitglieder der Deutſch⸗Soz. Fraktion. 


deutſchen 


Ich werde in dem Sinne verfahren, da Widerſpruch nicht 
aut wird. Diejenigen, die den Abſatz 1 des S 1 der 
Vorlage, Druckſache Nr. 1206 annehmen wollen, bitte 


ich ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
ie Mehrheit, der Abſatz 1 des § 1 ift angenommen. 
Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über den im der 
gruckſache Nr. 1236 enthaltenen Zuſatzantrag des Abg. 
Herrmann amd der übrigen Mitglieder der Deutſch⸗So⸗ 
zialen Fraktion. Diejenigen, die dieſem Zuſatzantrag 
duſtimmen wollen, bitte ich ſich vom Platz zu erheben. 
æ ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Zuſatzantrag, 
Oruckſache Nr. 1236, ift abgelehnt. Wir kommen jetzt 
zur Abſtimmung über den Abſatz 2 und 3 des § 1. Ab⸗ 
Alderungsanträge liegen nicht vor. Diejenigen, die dem 
d ſatz 2 und 3 des $ 1 zuftimmen wollen, bitte ich, ſich 
um Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 


Rehrheit. Der Abſatz 2 und 3 des § 1 ift angenommen. | 


dic rufe auf $ 2 und eröffne die Ausſprache. Wortmel⸗ 
Abigen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Ausſprache. 
Damderungsanträge liegen nicht vor. Ich bitte die 
vom a und Herren, die dem $ 2 zuſtimmen wollen, ſich 
Mehr latz zu erheben. (öeſchieht.) 
Das w Ich rufe auf $ 3 und eröffne die Ausſprache. 
Dent zu § 3 hat Frau Abg. Dr. Grundmann. 
M. D. Grundmann, Frau. Abgeordnete (D. Nat.): 
Weiſe j Di 9. Herr Abg. Dr. Bing hat hier in einer 
Steinbrech. Lehrkräfte, insbeſondere Herrn Oberſchulrat 
ſpricht 855. angegriffen, die nicht den Tatſachen ent- 
TA Be Oberſchulrat Steinbrecher hat ſeinerzeit 
eine Geſetz Stellung genommen und als Bei⸗ 
der due Film genannt, der tatſächlich für kleine Hin- 
(Abg. Bey den Nachahmungstrieb gefährlich wurde. 
am Kinder Bis zum 18. Fuhr!) Es handelte ſich 
r Film Pe lieben und acht Jahre alt waren. 


den. Da it ae einer Nachmittagsvorſtellung gege⸗ 
die nd ans auch geſchehen, daß Kinder da waren, 
ARTEN aus Nachahmungstrieb in der Stadt anderen 


Sn 


Leuten 


Das iſt die 


die Scheiben eingeſchlagen haben. (Lärm 
links.) Es iſt notwendig, den Nachahmungstrieb der 
Kinder nicht anzuregen. Inſofern hat Herr Oberſchul⸗ 
rat Steinbrecher vollkommen richtig gehandelt. 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 

.. (Abg. Dr. Bing; Hier!) Ich hatte erklärt, 
weitere Wortmeldungen lägen nicht vor. (Abg. Dr. 
Bing: Sie hatten den Satz noch nicht ausgeſprochen.) 
Ich hatte ihn ſchon begonnen. (Abg. Raſchke: Das 
hat er ſchon zweimal gemacht! — Abg. Dr. Bing: Ich 
bitte um das Wort zun Geſchäftsordnungl!) Das 
Wort zur Geſchäftsordnung hat der Abg. Dr. Bing. 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.); Ich proteſtiere 
gegen dies Verfahren. Der Herr Präſident hatte den 
Satz noch nicht ausgeſprochen. Ich hatte bereits meine 
Wortmeldung in der Hand. Ich konnte unmöglich mij- 
ſen, was Frau Abg. Dr. Grundmann ſagen wollte und 
muß jetzt eine Antwort darauf geben. 

Vizepräſident Splett: Die drei Präſidenten haben 
eine Vereinbarung dahin getroffen, daß ſobald der Satz 
begonnen ijt: „Eine weitere Wortmeldung. ...“ das 
Wort nicht mehr erteilt wird. (Abg. Dr. Bing: Ich 
kann nicht wiſſen, was Frau Dr. Grundmann ſagen 
wollte!) Weitere Workmeldungen liegen nicht vor. 
Zu § 3 liegt ein Abäuderungsautrag, Druckſache Nr. 
1278, des Herrn Abg. Dr. Neumann und der übrigen 
Mitglieder den Deutſchliberalen Fraktion vor, „in 8 3 
Abſatz 1 iſt anſtelle der Zahl „18“ die Zahl „16“ zu 
ſetzen“. Ueber dieſen Antrag möchte ich zuerſt abſtim⸗ 
men laſſen. Diejenigen Damen und Herren, die die⸗ 
ſem Antrage, Druckſache Nr. 1278, zuſtimmen wollen, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. Ich bitte um die 
Gegenprobe. (Geſchieht.) Das Bio ift fiH nicht 
einig, wir müſſen zur Auszählung ſchreiten. Die 
Auszählung beginnt. (Geſchieht.) Die Auszäh⸗ 
lung ift geſchloſſen. An ihr haben ſich 87 Damen und 
Herren beteiligt. Davon ſtimmten mit Ja 40, mit 
Nein 47. Der Abänderungsantrag, Druckſache Nr. 
1278, iſt abgelehnt. Nun hat der Herr Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer mitgeteilt, daß die Druckſache 1286 zurückgezogen 
würd. Ich gebe das ſchon jetzt bekannt. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über den $ 3. Ich bitte die Da- 
men und Herren, die den § 3 in der im Ausſchuß be⸗ 
ſchloſſenen Faſſung annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (öGeſchieht.) Das ift die Mehr- 
heit. § 3 ift angenommen. Ich rufe auf § 4 und etr- 
öffne die Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Bing. - l 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H. 
Es handelt ſich beim § 4 um die Ermächtigung der Lan⸗ 
despolizeibehörde zum Widerruf. Nachdem, die ⸗deutſch⸗ 
nationale Kollegin Frau Dr. Grundmann hier auf den 
Nachahmungstrieb aufmerkſam gemacht hat, möchte ich 


darauf hinweiſen, daß, trotzdem der „Kid“ in Deutſch⸗ 


land nicht aufgeführt wurde, eine ganze Maſſe deutſch⸗ 
nationaler Jungen Fenſter bei ſozialdemokratiſchen 
Zeitungen eingeſchlagen und großen Unfug angeſtellt 
haben. Ich möchte die Landespolizei darauf aufmerkſam 
machen, ſich in Bezug auf den Nachahmungstrieb von 
Frau Dr. Grundmann belehren zu laſſen. Dann dürfte 
die politiſche Rowdyhaftigkeit, wie fie bisher bei den 
Deutſchnationalen Sitte war, nicht mehr ſtattfinden. 
(Zwiſchenrufe rechts und links. — Große Unruhe.) 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich darf wohl feſtſtellen, daß der § 4 mit der 
vorhin bekundeten Mehrheit angenommen ift. Zu S 5 
liegen keine Wortmeldungen vor. Die Beratung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Ich darf wohl ohne weitere Abſtimmung feſt⸗ 
ſtellen, daß der § 5 angenommen iſt. Ich rufe auf § 6: 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beratung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Ich ſtelle feſt, daß § 6 und die Abſchnittsüber⸗ 
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(Vizepräſident Splett.) 
ſchrift „Prüfung der Bildſtreifen“ angenommen iſt. Ich rufe 
auf § 7. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beſpre⸗ 
chung ift geſchloſſen. Ich ſtelle feft, daß § 7 angenom⸗ 
men ifte Ich rufe auf § 8. (Abg. Dr. Wagner: Zu § 8 
liegt ein Abänderungsantrag vor, den wir zurückziehen!) 
Der Abänderungsantrag Druckſache Nr. 1406 zu § 8 
iſt zurückgezogen worden. Es liegt alſo nur der Wort⸗ 
laut der Vorlage vor. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dem § 8 in der vorliegenden Faſſung zuſtimmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ift die Mehrheit. § 8 ift angenommen. Ich darf 
wohl ohne weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß § 9 und 
die Abſchnittsüberſchrift „Prüfungsſtelle“ angenommen 
ift; $ 10 ebenſo; § 11 ebenſo; § 12 und die Abſchnitts⸗ 
überſchrift „Prüfungsverfahren“ desgleichen; § 13 Des- 
gleichen; § 14 desgleichen; § 15 ebenſo; § 16, § 17 und 
die Abſchnittsüberſchrift „Uebergangs⸗ und Strafbeſtim⸗ 
mungen“ angenommen. Wir kommen jetzt zur Ueber⸗ 
ſchrift: „Lichtſpielgeſetzk. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die der Ueberſchrift zuſtimmen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit. Die Ueberſchrift iſt angenommen. 
(Abg. Neubauer: Ich bitte das Haus, in die dritte Ve- 
ſung einzutreten. — Abg. Raſchke: Wir widerſprechen, 
nach Weihnachten könnt Ihr das beantragen!) Die 
dritte Leſung kann wegen Widerſpruchs nicht ſtattfinden. 
Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter. 
Druckſache Nr. 1500 zu Nr. 976. Bericht des Aus- 
ſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten. Es liegt ſchrift⸗ 
licher Bericht vor. Ich rufe auf § 1. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Es liegt ein Abänderungsantrag Druckſache Nr. 
1840 von Frau Abg. Kreft und den übrigen Mitglie⸗ 
dern der kommuniſtiſchen Fraktion vor, der ſich in Ihren 

Händen befindet. 
J. Hinter Satz 1 des $ 1 wird folgender Satz neu ein⸗ 
A z Arbeitsplatz gilt auch der Arbeitsplatz eines 
Heimarbeiters.“ y 
II. Der 2. Satz des § 2 wird geſtrichen. 
III. In $ 3 ijt für die Zahl „50“ die Zahl „40“ zu ſetzen. 
IV. a) In § 4 find für die Ziffern „20“ die Ziffern „10“ 


Au ſetzen. 
b) In Abſchnitt 2 wird der letzte Teil einſchließlich 
„wenn“ geſtrichen. N 
V. In $ 5 wird der erſte Abſchnitt geſtrichen. 
VI. § 7. Für die Zahl „50“ die Zahl „40“, für die 
ahl „30“ die Zahl „20“ zu ſetzen. 
VIII. a) In § 13 Zeile 6 und 7 find die Worte „bis“ zu 
ſtreichen. 
bp) Hinter „3000 Gulden“ ift einzufügen „oder 6 Wro- 
nate Gefängnis“. 
VIII. In § 15 find die Ziffern „50“ durch „40“ zu erſetzen. 
IX. 8 17 erhält folgende Faſſung: $ 
Bei der Hauptfürjorgeitelle ift ein Ausſchuß zu 
bilden, der aus 7 Schwerbeſchädigten beſteht. ; 
Ich werde fo verfahren wie bei der vorigen Abſtim⸗ 
mung, daß wir erſt den erſten Abſätz des § 1 zur Mh- 
ſtimmung bringen und dann den Zuſatzantrag, der von 
den Frau Abg. Kreft beantragt wird. Ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die dem $ 1 der Vorlage zustimmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ift die Mehrheit. § 1 ift angenommen, Ich bitte 
nun die Damen und Herren, die dem Juſatzantrag 
unter I der Druckſache Nr. 1840 zuſtimmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Antrag ift abgelehnt. Ich rufe auf 
S 2. Wortmeldungen liegen micht vor. Die Beſpre⸗ 
chung iſt geſchloſſen. Die kommuniſtiſche Fraktion hat 
beantragt, daß der zweite Satz des § 2 geſtrichen wird. 
Wir werden poſitiv abſtimmen, und wenn § 2 der Vor⸗ 
lage angenommen ift, ift dieſer Antrag abgelehnt. Ich 


en 


1 
4 


bitte die Damen und Herren, die dem $ 2 der Vortage 


zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 


; § 2 ift angenommen. 
Damit iſt der Abänderungsantrag der Kommuniſten er⸗ 
ledigt. Ich rufe auf § 3. Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 
Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben zu § 3 beantragt, daß ſtatt der Zahl „50“ 
die Zahl „40“ geſetzt wird, und zwar bezieht ſich dies 
auf die Beſchädigung. Sie wiſſen, daß die Kriegsbe⸗ 
ſchädigten größtenteils unter 50 Prozent eingruppiert 
werden. Es wird ihnen die Rente geſchmälert. Wir 
wollen aber, daß ſie gleichfalls unter dieſes Geſetz fallen 
ſollen. Wir wiſſen, daß ein großer Teil der Kriegsin⸗ 
validen 40 Prozent beſchädigt iſt, aber doch keine Arbeit 
findet, weil man einen Kriegsbeſchädigten mit 40 Pror 
zent auch nicht in einem Betriebe haben will. Sie laufen 
deshalb größtenteils arbeitslos umher. Deshalb wollen 
wir, daß ſtatt der Zahl „50“ die Zahl „40“ geſetzt 
wird. Zu § 3 liegt ein Antrag der deutſchnationalen 
Fraktion vor, der ſich mit den Zivilblinden befaßt. Wir 
werden gegen dieſen Antrag ſtimmen, weil wir der An⸗ 
ſicht ſind, daß die Zivilblinden und die Kriegsbeſchädig⸗ 
ten beide in derſelben ſchlechten Lage ſind, daß ſie beide 
das Augenlicht verloren und darum gleicherweiſe An⸗ 
ſpruch auf Arbeit haben. Sie müſſen deshalb ebenfalls 
unter dies Geſetz fallen. Wir können darum nicht zu⸗ 
ſtimmen, daß die Zivilblinden aus dem Geſetz heraus⸗ 
geſtrichen werden. t 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich mache darauf aufmerkſam, daß zwei Ab⸗ 
änderungsanträge vorliegen, zunächſt die Druckſache Nr. 
1573 des Abg. Lehmann und Fraktion, den § 3 im der 


urſprünglichen Faſſung der Senatsvorlage wiederherzu⸗ 


ſtellen. Dann liegt ein Abänderungsankrag der Kom- 
muniſten vor, in § 3 für die Zahl „50“ die Zahl „40“ 
zu ſetzen. Ich werde zuerſt über den Abänderungsan⸗ 
trag der Kommuniſten abſtimmen laſſen. Dann kämen 
wir zur Abſtimmung über den Antrag des Herrn Abg. 
Lehmann. Iſt dieſer abgelehnt oder angenommen, 
dann kommen wir zur Abſtimmung über § 3 der Bor- 
lage. Ich bitte diejenigen, die dem Mbanderungsantrag 
der Frau Abg. Kreft und der übrigen Mitglieder der 
kommuniſtiſchen Fraktion, Druckſache Nr. 1840 III 
zuſtimmen wollen, fid vom Platz zu erheben. Das iſt 
die Minderheit, der Antrag ift abgelehnt. Wir kommen 
jetzt zur Abſtimmung über den Antrag des Herrn Abg. 
Lehmann und Fraktion, Druckſache Nr. 1573, der die 
Wiederherſtellung nach dem Wortlaut der Regierung? 
vorlage wünſcht. (Abg. Gebauer: So geht das nicht, 
ohne weiteres die Regierungsvorlage wiederherzuſtellen, 
wie ift das gemeint?) Der Herr Abg. Lehmann Hal 
den Abänderungsantrag geſtellt, den § 3 in der U 
ſprünglichen Faſſung, wie fie die Senatsvorlage Vor- 
ſieht, wieder herzuſtellen. Ich bitte diejenigen, die dem 
Antrag des Herrn Abg. Lehmann zuſtimmen wollen, 
der ſich auf der Druckſache Nr. 1500 befindet, ſich vom 
Platz zu erheben (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
der Antrag ift abgelehnt. Wir kommen jetzt zur #7 
ſtimmung über den § 3, wie er aus Den Ausſchußbeng 
tung hervorgegangen iſt. Ich bitte die Damen 
Herren, die ihm zuſtimmen wollen, ſich vom Platz gal 
heben. (Geſchieht. — Pfui! auf der Zuhörertribüne⸗ 
Der $ 3 iſt angenommen. Ich mache den Herrn, der ar 
der Zuhörertribüne den Zuruf gemacht hat, darauf au! 
merkſam, daß ich die Tribüne räumen laſſen muß, 
fern ſich das wiederholt. Ich rufe auf S 4. t 
dungen liegen nicht bor, die Befpredung ift gel 
Zu § 4 befindet ſich auf Druckſache Nr. 1840 IV € 
falls ein Abänderungsantrag. Ich würde vonſchlag en 
in der Weiſe zu verfahren, daß wir zunächſt übe ich 
erſten Abänderungsantrag abſtimmen, dann werd S 
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la) (BVigepräfident Splett.) 
nachher über den zweiten Abſchnitt poſitiv abſtimmen 
laſſen. Wenn der § 4 angenommen iſt, ſo iſt damit der 
Antrag der Frau Abg. Kreft und der übrigen Mitglie⸗ 
der der kommuniſtiſchen Fraktion erledigt. Ich bitte die⸗ 
jenigen, die die Ziffer „20“ durch die Ziffer „10“, ge⸗ 
mäß Druckſache Nr. 1840, erſetzen wollen, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Diejenigen, die dem 
erſten Abſatz des § 4 zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Der erſte Abſatz des § 4 iſt angenommen. 
Diejenigen, die dem zweiten Abſatz des § 4 
zuſtimmen wollen, bitte ich, fih vom Platz zu er- 
heben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, er ift 
angenommen. Damit iſt auch der Abänderungsantrag, 
Druckſache 1840 IV b, erledigt. (Arme Kriegsbeſchä⸗ 
digte! links.) Wortmeldungen zu § 5 liegen nicht 
vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Auch zu § 5 liegt 
ein Antrag der Kommuniſten unter Druckſache Nr. 
1840 vor, wonach der erſte Abſchnitt geſtrichen werden 
ſoll. Ich werde abſchnittsweiſe abſtimmen laſſen. Wenn 
der erfte Abſatz angenommen werden ſollte, jo ift der 
Antrag der kommuniſtiſchen Fraktion damit erledigt. 
Diejenigen, die dem erſten Abſatz des § 5 zuſtimmen 
wollen, bitte ich, fich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, der erſte Abſatz iſt angenommen. 
Der kommuniſtiſche Abänderungsantrag iſt damit erle- 
digt. Ich darf wohl ohne weitere Abſtimmung anneh⸗ 
men und feſtſtellen, daß die beiden übrigen Abſätze des 
$ 5 angenommen find, Ich rufe auf § 6. Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beratung ift geſchloſſen. Wb- 
änderungsanträge liegen nicht vor. Ich darf wohl ohne 
weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß § 6 mit derſelben 
Mehrheit angenommen it. Ich rufe auf $ 7. Wort- 
@ Meldungen liegen nicht vor, die Beſprechung ift geſchloſ⸗ 
en. Zu § 7 liegen zwei Abänderungsanträge vor, und 
war Druckſache Nr. 1573, geſtellt vom Abg. Lehmann 
und Fraktion, die Senatsvorlage wiederherzuſtellen. 
(Zuruf rechts.) Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Mayen. y ; 
N Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): Der Herr Präſi⸗ 
ent wird ſich verſprochen haben. Er ſprach von einem 
potrage, Druckſache Nr. 1573, der bezieht fih auf 
en § 14. 


Vizepräfident Splett: Herr Abg. Mayen, dann 


haben Sie nicht die richtige Druckſache. Die Druckſache 


i SE 1573 enthält zweierlei. (Das ſtimmt! rechts.) 
Ai bitte alſo die Damen und Herren, die der urſprüng⸗ 
ichen Faſſung des § 7 gemäß Druckſache Nr. 1573, zu⸗ 
jemmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 


ht.) Das iſt die Minderheit. Der Antrag ift ab- 


lepni, 


5 Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über den 
Ri lahe Nr. 1840 enthaltenen Antrag der Frau Abg. 
eben. Die kommuniſtiſche Fraktion hat für den 8 7 
und falls ein Zifferänderung beantragt. Die Damen 
te Herren, die dem kommuniſtiſchen Antrage zuſtim⸗ 
hie wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
er Durg, Das it die Minderheit. Damit ijt der 8 7 
ohne per lache Nr. 1500 angenommen. Ich darf wohl 
15 ſondere weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß 
nommen Omen iſt, § 9; angenommen, $ 10; ange⸗ 
Ich rufe $ 11; angenommen, $ 12; angenommen. 
dungen K $ 13 und eröffne die Ausſprache. Wortmel⸗ 
Ju $ 13 78 0 nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. 
Abänderungen in der Druckſache Nr. 1840 wieder zwei 
vor. Ich aantog der kommuniſtiſchen Fraktion 
KAaage, Dr tte die Damen und Herren, die dem An⸗ 
ſkeichen cache Nr. 1840 VII a, die Worte „bis“ zu 

IR (Geſchieß ) rmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
abgelehnt. x Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 


io 


liegen. 


Herren, 


. Ich bitte diejenigen, die dem Antrage zu⸗ 


ſtimmen wollen, „oder 6 Monate Gefängnis“ hinzu⸗ 
zufügen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich 
bitte die Damen und Herren, die den § 13 in der jetzt 
vorliegenden Faſſung annehmen wollen, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. § 13 ift angenommen. Ich rufe auf § 14. 


Wortmeldungen liegen nicht vor, Abänderungsanträge 


auch nicht. Ich darf wohl feſtſtellen, daß § 14 ange⸗ 
nommen iſt. Ich rufe auf § 15. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
Zu § 15 liegt ein Abänderungsantrag der 
kommuniſtiſchen Fraktion vor, Druckſache Nr. 1840, der 
die Ziffer „50“ durch „40“ erſetzen will. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Antrag zuſtimmen wollen, 
ſich von ihren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem § 15 in der vorliegen- 
den Faſſung annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 8 15 
ijt angenommen. Ich rufe auf 816. Wortmeldungen 
liegen nicht vor, Abänderungsanträge find nicht ge- 
ſtellt. Ich darf wohl feſtſtellen, daß $ 16 angenommen 
iſt. Ich rufe auf § 17. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Zu $ 17 liegen zwei Abänderungsanträge vor, und 
zwar ein Antrag des Abg. Lehmann und der übrigen 
Mitglieder der Deutſchſozialen Fraktion, Druckſache 
Ne 1578: 


§ 17 erhält folgende Faſſung: 


Bei der Hauptfürſorgeſtelle ift ein Schwerbe⸗ 
ſchädigtenausſchuß zu bilden, der aus dem Leiter 
der Hauptfürſorge oder ſeinem Vertreter als Vor⸗ 
enen und 8 Mitgliedern beſteht. Von den 

itgliedern müſſen 4 Schwerbeſchädigte Arbeit⸗ 

nehmer, unter dieſen mindeſtens 3 Schwerkriegs⸗ 
beſchädigte und ein Anfallbeſchädigter, 2 Arbeit⸗ 
geber, 1 Vertreter der Gewerbeaufſicht und ein 
Vertreter des öffentlichen Arbeitsnachweiſes ſein, 

die ihre Tätigkeit im Bezirk der Hauptfürſorge 
ausüben. Die Mitglieder aus dem Kreiſe der 
ſchwerbeſchüädigten Arbeitnehmer und der Arbeit⸗ 
geber werden vom Senat nach erfolgter Wahl 
durch den großen Beirat der Hauptfürſorge be⸗ 
ſtellt, und zwar die Schwerkriegsbeſchädigten auf 
Vorſchlag der Vertretung der Kriegsbeſchädigten, 
die Arbeitgeber auf Vorſchläge ihrer Gruppenver⸗ 
tretung im Beirat der Hauptfürſorgeſtelle. Den 
Vertreter der Gewerbeaufſicht und des öffentlichen 
Arbeitsnachweiſes ernennt der Senat. Die 
ſtellung und Ernennung gilt jeweils auf 2 Jahre. 
Har jedes Mitglied ift ein Stellvertreter zu be⸗ 
immen. 


Als zweiter Antrag liegt der von der Kommuniſtiſchen 
Fraktion vor, Druckſache Nr. 1840. Wir ſtimmen zuerſt 
über den Abänderungsantrag auf der Druckſache 


Nr. 1840 ab, da er der weitgehendſte iſt. (Zwiſchen⸗ 
ruf des Abg. Lehmann.) Ich bitte die Damen und 
die dem Abänderungsantrag Druckſache 
Nr. 1840 zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Er 


‘ift abgelehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung über 


den Antrag des Abg. Lehmann und Fraktion, Druck⸗ 
ſache Nr. 1573. Ich bitte die Damen und Herren, die 
ihm zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Ich rufe auf $ 17. Wortmeldungen liegen nicht vor. 


Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Ab⸗ 


ſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 8 17 

annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Er iſt angenom⸗ 
men. Zu $ 18 liegen ebenfalls keine Wortmeldungen 
vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich ſtelle feſt, daß 
er angenommen ijt. Ich rufe auf 819. Wortmeldun⸗ 
gen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Ich ſtelle fejt, daß §S 19 angenommen iſt. Ich rufe die 
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(Vizepräſident Splett.) 3 
Ueberſchrift auf: „Geſetz über die Beſchäftigung 
Schwerbeſchädigter.“ Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
ſie iſt angenommen. (Abg. Weiß: Ich beantrage 
dritte Leſung!) Es wird die dritte Leſung bean⸗ 
tragt. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. (en bloc!) Es wird en bloc = Abſtim⸗ 
mung beantragt. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt 
ſo beſchloſſen. Ich eröffne die allgemeine Ausſprache. 
Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich 
rufe auf die SS 1 bis 19 und die Ueberſchrift. Ich bitte 
die Damen und Herren, die den 88 1—19 und der 
Ueberſchrift zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; ſie 
find angenommen. Es liegt noch eine Entſchließung 
vor, Druckſache Nr. 1500. 
Der Volkstag beſchließt, den Senat zu erſuchen: 
1. in eine Nachprüfung der bei dem Perſonalabbau 
verfügten Entlaſſungen von Schwerbeſchädigten 
2 eulfaſſene Schwerbeſchädigte edlen 
find, bei Neueinſtellungen in erſter N 
rückſichtigen, 
3. ein gleiches Vorgehen bei den Kommunen 
Kommunalverbänden anzuregen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ent⸗ 
ſchließung zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Die 
Entſchließung ift angenommen. Wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dem Geſetz in der Schlußabſtimmung zuſtimmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die überwältigende Mehrheit. Das Geſetz iſt 
ſomit verabſchiedet. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Mayen. : 

Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der ſoziale Ausſchuß hat ſoeben die Druckſache Nr. 1844 
beraten und einſtimmig angenommen. Der ſoziale 
Ausſchuß bittet das Haus, die Geſetzesvorlage ein⸗ 
ſchließlich der Entſchließung, Druckſache Nr. 1849, heute 
zu behandeln, ſie als Punkt 6a in die Tagesordnung 
einzufügen und gleich die zweite und dritte Leſung vor⸗ 
zunehmen. 

Pizepräſident Splett: Widerſpruch wird nicht laut. 
Ich ſtelle feſt, daß das Haus demgemäß beſchloſſen hat. 
Ich rufe alſo als Punkt 6a auf: i 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetz⸗ 
entwurfs betr. Abänderung der Verſorgungs⸗ 
geſetze über die Verſorgung der Militär⸗ 
perſonen ete. und anderer Verſorgungsgeſetze. 

Druckſache Nr. 1844 und Entſchließung, Druckſache Nr. 
1849. Bericht des Sozialen Ausſchuſſes. Das Wort hat 
der Herr Berichterſtatter Abg. Schütz. 

Schütz, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der Ausſchuß für ſoziale Angelegenheiten hat das Ge⸗ 
ſetz betr. Abänderung des Verſorgungsgeſetzes über die 
Verſorgung der Militärperſonen etc. und anderer Ver⸗ 
ſorgungsgeſetze, Druckſache Nr. 1844, heute nachmittag 
während der Plenarſitzung durchberaten. Das Geſetz 
wurde uns heute erſt übermittelt, ſo daß wir vorher 
dazu nicht Stellung nehmen konnten. Der Ausſchuß hat 
aber die Notlage der Kriegsbeſchädigten anerkannt und 
beſchloſſen, das Geſetz heute nachmittag zu beraten, um 
es heute noch durchzubringen. Die Kriegsbeſchädigten 
ſollen, bevor der Winter anbricht, in den Genuß der 
Rente kommen. Der Geſetzentwurf entspricht inhaltlich 
faſt vollkommen dem deutſchen Geſetz zur Abänderung 


erwerbslos 
nie zu be⸗ 


des Reichsverſorgungsgeſetzes vom 28. Juli 1925. Die 


Regierung hat uns heute im Ausſchuß über dieſes 
Geſetz Bericht erſtattet, und der Ausſchuß hat das 


und / 


9 
P 
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Geſetz nach ganz kurzer Debatte mit allen Stimmen, 
alſo einſtimmig, angenommen. Nachdem dies geſchehen 
iſt, erübrigt es ſich, hier dagegen zu ſprechen. Ich 
glaube, daß ſich die Parteien einig ſein werden. 

Dann wurde noch eine Entſchließung angenommen, 
die beſagt, daß der Senat erſucht werden ſoll, mit der 
deutſchen Regierung in Verbindung zu treten, um 
Danzig von der Ortsklaſſe A in die Sonderklaſſe einzu: 
gruppieren, damit die Kriegsbeſchädigten in den Genuß 
einer höheren Rente kommen. M. D. u. H.! Es ift 
dringend nötig, daß wir heute alle Leſungen vorneh⸗ 
men. Die Kriegsbeſchädigten warten wirklich ſchon 
auf dieſe kleine Erhöhung. Sie iſt für den Staat eine 
große Belaſtung, weil ſie ungefähr die Summe von 
500 000,— Gulden ausmachen wird. Wir können uns 
dem aber nicht verſchließen. Die Kriegsbeſchädigten, 
ſowie der Volkstag haben immer auf dem Standpunkt 
wollen. Sie bittet der Ausſchuß einſtimmig, daß der 
nimmt. : 

Vizepräſident Splett: Ich eröffne die Ausſprache zu 
Artikel I. Das Wort hat die Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben dem Geſetz zugeſtimmt, weil wir wiſſen, wie 
nötig es iſt, daß die Kriegsbeſchädigten die Erhöhung 
aber auch die Nachzahlung brauchen, die ihnen nach 
dieſem Geſetz zuſteht. Trotzdem ſind uns verſchiedene 
Paragraphen in dieſem Geſetz nicht angenehm, ſchon 
deshalb, weil es heißt, daß faſt das ganze deutſche Geſetz 
übernommen, aber nicht etwa verbeſſert, ſondern ver⸗ 
ſchlechtert iſt. Der Herr Regierungsvertreter führte an, 
daß beſonders die Zuſatzrenten ſchrittweiſe abgebaut 
werden jollen, bis fie evtl. ganz verſchwinden. Das 


dern Seite wieder zu nehmen. 
daß die Reichsmark nur mit 1,30 Gulden verrechnet 
werden ſoll, während ſie früher mit 1,35 verrechnet 
wurde. Das iſt für die Kriegsbeſchädigten ein wei⸗ 
terer Verluſt. Sie büßen den größten Teil der Er⸗ 
höhung dabei wieder ein. Wir werden uns bemühen, 
dieſes Geſetz für die Kriegsbeſchädigten zu verbeſſern, 
werden ihm aber heute ſo zuſtimmen, wie es vorliegt. 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor, die Ausſprache zu Artikel J ift ge 
ſchloſſen. Diejenigen, die dem Artikel T in der vol? 


(Geſchieht.) Das iſt die Mehr? 
Ich rufe auf Artikel II. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich darf wohl ohne 
weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß er angenomme 
ift, desgleichen die Artikel III, IV. V. VI, VII und 
VIII. Diejenigen, die der Ueberſchrift „Geſetz DA 
treffend Abänderung des Verſorgungsgeſetzes über die 
Verſorgung der Militärperſonen etc., und anderer Ber 
ſorgungsgeſetze“ zuſtimmen wollen, bitte ich ſich von 
lag zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehr 


heit, die Ueberſchrift ift angenommen. Es ift die dritte 
fl 


Platz zu erheben. 
heit, er iſt angenommen. 


Leſung beantragt worden. Widerſpruch wird nt 
laut, es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich eröffne die 1 
gemeine Ausſprache. Wortmeldungen liegen nicht Kim: 
(en bloe!) Widerſpruch gegen die en bloe⸗Abſ 13 
mung erhebt ſich nicht. Ich rufe auf die Artikel Land 
VIII und die Aeberſchrift und bitte die Damen 6 u 
Herren, die ihnen zuſtimmen wollen, ſich vom Pla 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit eni⸗ 
Geſetz iſt damit angenommen. Ich bitte nun i 40 
gen, die der Entſchließung auf Druckſache Nr. 1 chliehen, 

MWir beantragen, der Volkstag wolle belche regie, 
den Senat zu erſuchen, mit der deutſchen Reigen von 
rung in Verbindung zu treten, um an 
Ortsklaſſe A in die 


00 


geſtanden, daß wir uns dem Deutſchen Reich anſchließen. 


Volkstag den Geſetzentwurf und die Entſchließung an⸗ 


ift für die Kriegsbeſchädigten natürlich kein Vorteil. 
Man gibt ihnen auf der einen Seite, um auf der an- (pl 
Es iſt auch ungerecht, 


liegenden Faſſung zuſtimmen wollen, bitte ich ſich vom 


K 


Sonderflajle einzugruppferen. 55 4 
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SBteuerausſchuß 


(A) (Vizepräſident Splett.) 


vor. 
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zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Sie iſt einſtimmig angenommen. Diejeni⸗ 
gen, die dem Geſetz in der Schlußabſtimmung zuſtim⸗ 
men wollen, bitte ich ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt einſtimmig geſchehen, damit iſt das 
Geſetz erledigt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Ab. Weiß. 0 
Weiß, Abgeordneter (Z.): Ich beantrage, jetzt in 
der Tagesordnung ſo fortzufahren, daß wir die 
Punkte 14, 17 bis 21 jetzt noch erledigen und uns 
dann auf morgen mit dem Reſt von heute vertagen. 
Vizepräſident Splett: Sie haben den Antrag ge⸗ 
hört, Widerſpruch wird nicht laut. Ich ſtelle feſt, daß 
das Haus dem Antrag gemäß beſchloſſen hat. Ich 
rufe auf Punkt 14 der Tagesordnung: Eingaben laut 
Druckſache Nr. 1828. Wortmeldungen liegen nicht 
Ich darf wohl ohne weitere Abſtimmung feſtſtel⸗ 


len, daß gemäß den Anträgen der Ausſchüſſe beſchloſ⸗ 


ſen iſt. Wir kommen zu Punkt 17 der Tagesordnung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Gewährung einer Wirtſchaftsbeihilfe an 
Kleinrentner. Urantrag des Abg. Lehmann 

und Fraktion. 
Druckſache Nr. 1713. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
(Abg. Lehmann: Sozialer Ausſchuß.) Der Aelte⸗ 
ſtenausſchuß ſchlägt Ueberweiſung an den ſozialen Mus- 
ſchuß vor. Ein anderslautender Antrag wird nicht ge⸗ 
ſtellt; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 18 der 

Tagesordnung: ; 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfes zur 
Aenderung des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893. Urantrag des Abg. Mayen 

und Fraktion. 


0 Druckſache Nr. 1696. Wortmeldungen liegen nicht vor. 


Der Aelteſtenausſchuß empfiehlt Ueberweiſung an den 

Gemeindeausſchuß, ein anderer Antrag iſt nicht geſtellt; 
Ls ift demgemäß beſchloſſen. 
der Tagesordnung: 


Antrag des Abg. Mayen und Fraktion betr. 
Bereitſtellung von Mitteln zur Fertigſtellung 
der begonnenen Siedlungsbauten. 


Drucksache Nr. 1776. Ich eröffne die Ausſprache. Wort- 

i eldungen liegen nicht vor, die Ausſprache iſt geſchloſ⸗ 

w Der Aelteſtenausſchuß empfiehlt Ueberweiſung an 

115 Siedlungsausſchuß. Ein anderer Antrag wird 

Pune J. Es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich rufe auf 
ut 20: 


. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Me. die Ermäßigung der Gerichtskoſten für die ge⸗ 
richtliche Beglaubigung beſtimmter amtlicher 
Unterſchriften. Urantrag des Abg. Schweg⸗ 

Dr mann und Fraktion. 
ipro athe Nr. 1812. Ich eröffne die allgemeine Mus- 
die che, Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe 
bftehllgemeine Ausſprache. Der Aelteſtenausſchuß em⸗ 
derer 9 
emgentttag wird nicht gestellt. Ich ſtelle feft, daß 
Tagesorom Oien ift. Ich rufe auf Punkt 21 der 
Acc fte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
enderung des Reichsſtempelgeſetzes und des 


hu 
Sen Ueberw 


| Der Aelteſtenausſchuß empfiehlt 
weiſung an den Rechtsausſchuß. (Abg. 
e ee Der Steuerausſchuß 
Bi antragt. (Abg. Gehl: Es iſt gleich wohin!) 
Damen und Herren, die die Vorlage dem 

überweiſen wollen, ſich vom Platz zu 
N 4 Ag. 


Ich rufe auf Punkt 19 


Ueberweiſung an den Nechtsausſchuß. Ein an⸗ 


dur J 


Donnerstag, den 1. Oktober 1925. 


erheben. (Geſchieht.) 
weiſung an den Steuerausſchuß beſchloſſen. (Abg. 
Gehl: Ich nehme an, daß wir fertig find!) Bei 


Schluß der Tagesordnung hat zur perſönlichen Bemer⸗ 


kung gemäß $ 53 der Geſchäftsordnung das Wort der 


Herr Abg. Dr. Bumte. 


Die Mehrheit hat iber 


Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 


Als ich in meiner geſtrigen Rede über die Immunität 
der Abgeordneten ſagte, Herr Dr. Blavier habe ſich in 
der letzen Volkstagsſitzung als geiſtiger Vater des An⸗ 
trages Dr. Wagner bezeichnet, rief mir Herr Dr. Bla⸗ 
vier zu: „Elender Verleumder“. Demgegenüber ver⸗ 
leſe ich aus dem ſtenographiſchen Bericht, was Herr 
Dr. Blavier bei der Sitzung am 25. September geſagt 
hat. Er ſagte wörtlich: „Demgegenüber habe ich zu er⸗ 
klären, daß gerade auf meine Initiative hin bei den 
maßgebenden Stellen des Volkstages und der Regie⸗ 
rung eine Regelung dahin getroffen werden ſoll, daß 
ohne Rückſicht auf die verfaſſungsmäßige Immunität 
ſofort bei Eingang einer Anzeige gegen einen Abge⸗ 
ordneten der Abgeordnete ſofort zur Rechenſchaft zu 
ziehen iſt und alle Beweiſe zu erheben ſind.“ Das ſind 
wörtlich die Ausdrücke des Antrages Dr. Wagner. 
(Hört, hört! rechts.) Ich glaube, jedes Wort der 
Kritik Herrn Dr. Blavier gegenüber iſt hiernach über⸗ 
flüſſig. (Hört, hört! rechts. — Abg. Brill: Sie ſchei⸗ 
nen Herrn Dr. Blavier zu lieben, deswegen beſchäfti⸗ 
gen Sie fih jo viel mit ihm!) 

Vizepräſident Splett: Wir ſind am Schluß der Ta⸗ 
gesordnung und haben die Tagesordnung für die 
nächſte Sitzung, morgen, Freitag, den 2. Oktober 1925, 
feſtzuſtellen. Dazu liegt der Antrag des Abg. Schweg⸗ 
mann und Fraktion vor, der an den Herrn Präſiden⸗ 
ten des Volkstages gerichtet iſt: 


©) 


Wir beantragen auf die Tagesordnung für Frei⸗ 


tag, den 2. Oktober, diejenigen Anträge auf Geneh⸗ 
migung zur Strafverfolgung von Abgeordneten zu 
ſetzen, die als Privatklagen von den Amtsgerichten 
ausgegangen ſind, und zwar a) gegen den Abgeord⸗ 
neten Dr. Blavier, Druckſache Nr. 1587, p) gegen 
den Abgeordneten Bahl, Druckſache Nr. 1582. 

Zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Gehl das 

Wort. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Ich möchte bean- 
tragen, daß auf die morgige Tagesordnung die dritte 
Beratung des heutigen Punktes 8 geſetzt wird. 


Vizepräſident Splett: Wir hatten bereits im Mel 


teſtenausſchuß vorgeſehen, Herr Abg. Gehl, daß die 
dritte Beratung des Amneſtiegeſetzes vorgenommen 
werden ſollte. Sie beantragen das formell. (Abg. 
Gehl: Jawohl!) Widerſpruch iſt nicht laut geworden. 
Es iſt dementſprechend beſchloſſen, daß der Punkt 8 auf 
die morgige Tagesordnung kommt. Das Wort zur 
Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Herrmann. 


— 


Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): Ich hatte im 


Namen meiner Fraktion einen Abänderungsantrag zu 


dem Geſetzentwurf der Regierung, über die Erhöhung 


der Mieten geſtellt. Dieſer Antrag iſt dadurch gefallen, 
daß die Regierung ihren Geſetzentwurf zurückgezogen 
hat. Ich hatte denſelben Antrag noch einmal zu dem Ge⸗ 
ſetzentwurf des Herrn Dr. Blavier geſtellt. Der Ge⸗ 
ſetzentwurf hätte nach Erledigung im Hauptausſchuß 
mit meinem Antrag dem Siedlungsausſchuß überwieſen 
werden folem Um die Erledigung dieſes Geſetzent⸗ 


wurfs jedoch nicht zu verzögern, habe ich den Antrag in 


der Annahme zurückgezogen, daß der dafür von meiner 
Fraktion eingebrachte Urantrag hier noch vor den 
Ferien beraten und damit nicht weiter verzögert wer⸗ 
den wird. Ich bitte daher dieſen Urantrag, Druckſache 
Nr. 1841, morgen ebenfalls auf die Tagesordnung zu 


ſetzen. Er könnte ohne Ausſprache dem Siedlungs⸗ 


Ausſchuß überwieſen werden. 
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Vizepräſident Splett: Die Druckſache Nr. 1841 iſt 


in Ihren Händen. Sie haben gehört, daß Herr Abg. 


Herrmann beantragt hat, die Druckſache morgen auch 
auf die Tagesordnung zu ſetzen. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort Herr Abg. Dr. Treichel. = 

Dr. Treichel, Abgeordneter (D. Nat.): Ich möchte 
dieſen Antrag unterſtützen, denn wir haben Herrn 
Abg. Herrmann im Ausſchuß ſelbſt den Rat gegeben, 
dieſen Weg zu gehen. Ich bitte Sie, dieſen Antrag an⸗ 
zunehmen. $ 

Vizepräſident Splett: Widerſpruch iſt nicht laut ge- 
worden. Ich ſtelle feſt, daß dem Antrag des Herrn 
Abg. Herrmann ſtattgegeben iſt. Ich würde Ihnen 
empfehlen, auf die Tagesordnung der nächſten 
Sitzung morgen nachmittag 3,30 Uhr den Reſt von 
heute zu ſetzen. Dann würden wir darüber abzuſtim⸗ 
men haben, ob der Antrag Schwegmann ebenfalls auf 
die Tagesordnung kommen ſoll. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 


Donnerstag, den 1. Oktober 1925. 


(B) 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Dieje Dei- 
den Punkte können ohne Debatte morgen erledigt wer⸗ 
den, weil die Staatsanwaltſchaft dabei nicht mitwirkt. 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen lie: 
gen nicht vor, ich bitte die Damen und Herren, die 
dem Antrag zuſtimmen, daß die Druckſachen Nr. 
1587 und 1582 morgen auf die Tagesordnung geſetzt 
werden, ji) von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das Ergebnis iſt zweifelhaft. Wir müſſen zur Wus- 
zählung ſchreiten. Die Auszählung beginnt. 
(Geſchieht.) An der Auszählung haben ſich 60 Da⸗ 
men und Herren beteiligt. Davon ſtimmten mit Ja 
55, mit Nein 5. Der Antrag des Abg. Schwegmann 
und ſeiner Fraktion iſt angenommen. Ich wiederhole 
noch einmal, daß auf die Tagesordnung der morgigen 
Sitzung der Reſt von heute kommt, außerdem die auf 
Antrag des Abg. Herrmann und des Abg. Schweg⸗ 

mann beſchloſſenen Punkte. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 7 Uhr 30 Minuten.) 


Volkstag Danzig. — 137. Sitzung. Freitag, den 2. Oktober 1925. 


137. Sitzung. 
Freitag, den 2. Oktober 1925. 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Beſchränkung des Zinsfußes — Urantrag des 
Abg. Hohnfeldt und Fraktion — (Druckſache 
a n Sen SER ne 

Hohnfeldt (D. Soz.) N 

Karkutſch (D. Nat.) 

Hohnfeldt (D. Soz.) 

Rahn (So F) ; 

Wann e 8 

Abänderungsantrag des Abg. Herrmann und Frak⸗ 
tion zu Artikel I Abſatz 2 der Druckſache 
Nr. 1524 (Druckſache Nr. 1846 

Abänderungsantrag des Abg. Herrmann und Frat- 
tion zu Artikel La der Druckſache Nr. 1524 
e ae er 

Entſchließung des Wirtſchaftsausſchuſſes betr. Fort⸗ 
ſetzung der Bemühungen des Senats zur 
Senkung des Zinsfußes für Bankdarlehen 
Drüſace r , 8 

Zweite und dritte Beratung eines Amneſtiegeſetzes 
— Urantrag des Abg. Laſchewſki und Frak⸗ 
tion — (Druckſache Nr. 1753 zu Nr. 1645) 

e ee en 
Daher r?! 8 

Namentliche Schlußabſtimmung über die Druck⸗ 
rr! y re 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ande⸗ 
rung der Gewerbeordnung — Urantrag des 
Abg. Rahn — (Druckſache Nr. 1756 zu Nr. 1424) 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ande⸗ 
rung der Gewerbeordnung — Urantrag des 
Abg. Hohnfeldt und Fraktion — (Druckſache 
e e e ee A a 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Anderung des Geſetzes betr. Anderung 
der Gewerbeordnung vom 17. 8. 23 (Druckſache 

0 y Podo a NAGI a e e a a a S 

; Kran des Siedlungsausſchuſſes auf Überweiſung 
des Urantrags des Abg. Falk und Gen. auf 
Vorlage eines Geſetzentwurfs zur Wieder⸗ 
belebung der freien Bautätigkeit (Druckſache 
Nr. 73) an den Steuerausſchuß (Druckſache 

VVV 

weite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Geſetzes über die Verwaltung 
er Gemeindeangelegenheiten der Stadt- 


gemeinde Danzig — Urantrag des Abg. Dr. 


Ber ppich u. Gen. — (Druckſache Nr. 245 zu Nr. 85) 
richt des Rechtsausſchuſſes über Anträge des 
Senats auf Genehmigung zur Strafverfolgung 

a) gegen den Abg. Liſchnewfei (Druckſache 


ee en eh, 
(Druckſache Nr. 1477 


b) gegen den Abg. Brill 

Mai) ur re ge ei 
) gegen den Abg. Brill (Druckſache Nr. 1478 
a) ge, Nr. 1175) c ET NE 
gegen den Abg. Bahl (Druckſache Nr. 1512 
au Nr. 1361) er BEREITEN 
Vericht Dr. Wagner (D.Lib.) zur Geſchäftsordnung 
des Rechtsausſchuſſes über die Große Mus 
Nr. 34 des Abg. Raſchke und Fraktion 
(Dr. ißhandlung durch Schutzpolizeibeamte 
ruckſache Nr. 1819 zu Nr. 1605-5 
Antrag ionem (KP) 

Großen g. Li j 


ki und Fraktion zur 
Erſte 
Si des 
ugsnot ( 
Geſetz 


uf für den Abg. Mau (SED 
Vertaguna bufetdt ( sgh u GD) E 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten turch den Vize⸗ 
präſidenten Splett eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Obergerichtsrat Kettlitz, Regie⸗ 
rungsrat Hagemann. 
Vizepräſident Splett: Ich eröffne die 137. Sitzung 
des Volkstages und rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Beſchränkung des Zinsfußes. Urantrag des Abg. 
Hohnfeldt und Fraktion. 
Druckſache Nr. 1752 zu Nr. 1524. Bericht des Wirtſchafts⸗ 
ausſchuſſes. Ich rufe auf Artikel I und eröffne die allge⸗ 
meine Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 


Hohnfeldt: Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Das 
Geſetz über die Beſchränkung des Zinsfußes, wie es ſeiner⸗ 
zeit als Antrag meiner Fraktion eingebracht wurde, iſt 
vom Ausſchuß mit verſchiedenen Begründungen abgelehnt 
worden, die zum Teil dahingehen, daß man auf geſetzlichem 
Wege eine Beſchränkung des Zinsfußes nicht einführen 
dürfe. Inzwiſchen haben verſchiedene Mitglieder meiner 
Fraktion und ich ſelbſt eine Reihe von Mitteilungen aus 
der Bevölkerung bekommen, wahrſcheinlich derſelben Art, 
wie Sie ſie auch erhalten haben. In dieſen Mitteilungen 
wird darauf hingewieſen, daß ein Kredit in Danzig zur 
Zeit ſchon kaum mehr zu haben iſt, auch nicht gegen beſte 
Sicherungen. Deshalb beſtände die Gefahr, daß die 
deutſchen Banken ſich bei einer Herabſetzung des Zinsfußes 
veranlaßt ſehen könnten, Kredite überhaupt nicht mehr zu 
gewähren. Dieſer Grund iſt heute eigentlich nicht mehr 
zutreffend; denn ein Kredit ſeitens der deutſchen Banken 
in Danzig iſt zur Zeit tatſächlich nicht mehr zu bekommen. 
Daß verſchiedene Firmen noch im Kredit dieſer Banken 
ſtehen, iſt allerdings wahr. Wenn aber nun z. B. unſer 
Nachbarſtaat Polen auf geſetzlichem Wege eine Beſchränkung 
des Zinsfußes auf 24 Prozent bekommen hat, müßte es 
für uns möglich ſein, dasſelbe zu tun. (Nein! rechts.) Die 
Beſchränkung wird dort vielleicht nicht eingehalten, aber 
wir könnten trotzdem in Danzig eine ſtrafgeſetzliche Rege⸗ 
lung vornehmen. Die Möglichkeit, derartige Beſchränkun⸗ 
gen einzuführen, wird durch den Abänderungsantrag, den 
der Herr Abg. Herrmann neu eingereicht hat, gegeben. 
In dieſem Antrag wird zum erſtenmal für Überſchreitung 
des Zinsfußes in einer beſtimmten Höhe eine Gefängnis⸗ 
ſtrafe feſtgeſetzt. Das deckt ſich mit den Anſchauungen, die 
meine Fraktion von jeher vertreten hat, daß das Recht des 
einzelnen — ob es ſich handelt um Gewiſſensfreiheit, wirt⸗ 
ſchaftliche Freiheit oder Gewerbefreiheit, iſt dabei gleich⸗ 
gültig — irgendeine Beſchränkung haben muß, ſobald ſich 
das Recht des einzelnen gegen das Wohl der Allgemeinheit 
heit richtet. Es iſt leicht, bei uns von der Freiheit des ein⸗ 
zelnen Menſchen zu reden. Es geht aber keineswegs an, 
daß die Intereſſen des einzelnen derartig ſcharf vertreten 
werden, daß die Allgemeinheit ſchweren Schaden erleidet. 
Beiſpielsweiſe läßt ſich bei der Landwirtſchaft, bei einem 
großen Teil der Bauern, die Zuckerrüben uſw. gebaut 
haben, feſtſtellen, daß ſie durch die Aufnahme von Krediten 
ſo ſchwer feſtgelegt ſind, daß ſie kaum in der Lage ſein 
werden, in den nächſten Jahren das nötige Betriebskapital 
aufzubringen oder Kredite aufzunehmen. Infolge der bis⸗ 
her gewährten Kredite können ſie gar nicht vorteilhaft 
wirtſchaften. Nun kommt hinzu, daß ſich ſämtliche Banken 
in Danzig, gleichgültig, ob es polniſche, deutſche oder Dan⸗ 
ziger Banken find, zu einer Gemeinſchaft zuſammen⸗ 
geſchloſſen haben, daß gegen dieſe Gemeinſchaft der Privat⸗ 
banken kaum etwas ohne ſtaatliche und geſetzliche Hilfe zu 
erreichen wäre. Der Staat operiert dagegen mit dem Dis- 
kontſatz der Bank von Danzig. Von ſeiten des Senats 
wurde erklärt, daß weitere Kredite nur gewährt werden, 
wenn ſie zu demſelben Zinsſatz abgegeben werden. Das 


.nugen die Privatbanken bedauerlicherweiſe dazu aus, dieje 


billigen Kredite der Bank von Danzig zu weſentlich höheren 


1946 
(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 

Zinsſätzen weiterzugeben. Gegen dieſen Wucher muß in 
jeder Form vorgegangen werden; denn es handelt ſich hier 
für uns um eine Lebensfrage. Wenn wir bei dem jetzigen 
Zinsfuß ohne geſetzliche Regelung bleiben, ſo beſteht die 
Möglichkeit, daß wieder pro Monat 6 Prozent Zinſen ge⸗ 
nommen werden. Damit würgen wir uns gegenſeitig ab. 
Es iſt unſinnig, zu ſagen, wir bekämen keinen Kredit mehr 
aus dem Auslande herein, wenn wir die Beſchränkung des 
Zinsfußes einführten. Hervorgehoben wurde auch, wir 
verhinderten die Kapitalbildung. Wie wollen Sie Kapital 
bilden, wenn ſich das Kapital in Danzig durch einen der⸗ 
artigen Zinswucher ſelbſt abwürgt! Denken Sie au die 
Fälle der letzten Konkurſe, die ein Abwürgen des bisherigen 
Kapitals darſtellen. Wenn man mit dieſen Zinsſätzen Be⸗ 
triebskapital hereinzubringen meint, fo ift diefe Annahme 
unsinnig. : 

Wir feher auf dem Standpunkt, daß eine Beſchrän⸗ 
kung des Zinsfußes eingeführt werden muß. Es braucht 
nicht gerade 1 Prozent über den Diskontſatz der Bank von 
Danzig zu ſein, es genügt, wenn eine Schranke geſetzt wird, 
über die die einzelne Bank und der einzelne Kreditgeber 
nicht hinweg darf, weil ſonſt die Allgemeinheit geſchädigt 
wird. Das Recht des einzelnen muß hinter das Gemein⸗ 
wohl zurückgeſtellt werden. 


Vizepräſident Splett: 
Karkutſch. 

Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Wir 
ſind uns vollkommen darüber einig, daß der Zinsfuß ver⸗ 
billigt werden muß. Darüber exiſtiert im ganzen Hauſe 
keine Meinungsverſchiedenheit. Es handelt ſich hierbei um 
das wichtigſte der gegenwärtigen Probleme. Aber Geld iſt 
wie jede Ware von Angebot und Nachfrage abhängig. Ge⸗ 
nau ſo wenig wie man heute eine Ware unter Zwangs— 
wirtſchaft ſtellen darf, wenn fie nicht vom Markt verſchwin⸗ 
den ſoll, genau ſo wenig dürfen wir das Geld unter 
Zwangswirtſchaft ſtellen. Warum würde es in dieſem 
Falle verſchwinden? Weil wir nur ein Volk von 360 000 
Seelen bilden und unſere Nachbarländer in der Herab⸗ 
ſetzung der Zinſen nicht das tun, was ſie tun ſollten, oder 
was ſie vielleicht tun könnten. Ich glaube aber nicht einmal, 
daß ſie es könnten, da ſie wiederum abhängig von den 
ganz großen Kapitalmärkten ſind, die ihr Geld nicht billiger 
anlegen wollen. Sie müſſen heute anders rechnen und 
ſich fragen: Wie groß iſt das Riſiko, wenn nach Danzig 
Geld gegeben wird? Je mehr Anſprüche Polen auf Danzig 
erhebt, um fo größer ift das Riſiko für auswärtige Geld- 
geber und um jó teurer ift das Geld. Deſto weniger wird 
aber auch Geld nach Danzig gegeben. Sie brauchen ſich 
nur beim Präſidenten der Bank von Danzig zu erkundigen, 
der Ihnen ſagen wird, daß er für Danzig keinen Kredit 
bekommt. Polen will ſeine Eiſenbahnen und ſeine Mono⸗ 
pole verpfänden, bekommt aber trotzdem kein Geld, weil 
das Land den Geldgebern zu unſicher erſcheint. Wenn 


Das Wort hat der Herr Abg. 


man auch bei dem großen Riſiko 20 Prozent Zinſen be⸗ 


käme, ſo verleiht man als Ausländer ſein Geld doch lieber 
für 10 Prozent Zinſen in ſicheren Ländern, beiſpielsweiſe 
in England u. a. Es iſt alles nur Theorie und läßt ſich 
in der Praxis nicht durchführen. Darum betone ich, im 
ganzen Hauſe wird es keine Stimme gegen einen möglichſt 
baldigen Abbau der Zinſen geben. Wenn wir aber irgend⸗ 
einen Zwang ausübten, ſo käme das dem Zuſtande gleich, 
den wir bei der Butter uſw. gehabt haben, nach Einführung 
der Zwangswirtſchaft war keine da. Wenn Sie dasſelbe 
bei dem Gelde machen wollen, ſo werden Sie ſchon ſehen, 
daß nachdem auch keins da iſt. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. 
Hohnfeldt. : 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D.Soz.): M. D. u. H.! Der 
Einwand, der eben vom Herrn Abg. Karkutſch gemacht 
wurde, daß wir keinen Kredit bekommen, weil keine Sicher⸗ 
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heit geleiftet wird — er hat das Beiſpiel von Polen ange 2 
führt —, ift teilweiſe richtig, ſoweit tatſächlich eine Sicher: I 
heit nicht vorhanden iſt. Etwas mehr Sicherheit iſt aber 
doch bei uns in Danzig da. Dieſe anſcheinende Sicherheit 
wird aber in dem Augenblick verringert, in dem Sie ſelbſt 
auftreten und ſagen: „Ich biete ſoundſo viel Prozent 
Zinſen.“ (Angebot und Nachfrage! rechts) Sie fragen 
alle Augenblicke nach Kredit, Herr Falk, und andere Herren 
auch. Nachfrage iſt genug da, aber Sie bekommen das 
Geld nicht. Das liegt daran, daß Sie ſelbſt auch zu hohe 
Zinsſätze anbieten. (Zwiſchenrufe rechts.) Herr Karkutſch 
hat es zum Teil ja beſtätigt, daß der Engländer lieber ſein 
Geld im Lande behält und 10 Prozent Zinſen bekommt, 
weil es ihm da ſicherer iſt. Wenn ſchon von vornherein ſo 
hohe Zinsſätze angeboten werden, ſagt man ſich: das iſt ein 
faules Geschäft Es wird immer ſoviel davon geſprochen, 
daß in Amerika viel Kreditgeld vorhanden iſt. Warum 
bekommen wir das Geld nicht? Nicht weil die Wirtſchaft 
unſicher iſt, ſondern wir haben uns ſelbſt unſern Kredit 
verdorben. Außerdem halten wir Deutſchſoziale 24 Pro⸗ 
zent nicht für zu niedrig, ſondern für viel zu hoch. Wenn 
wir trotzdem bis auf 24 Prozent gehen, ſo meinen wir, daß 
das die äußerſte Grenze ſein ſoll, zu der wir überhaupt 
den Kredit in Anſpruch nehmen dürfen. 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr bz. 
Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Der Antrag der 
Deutſch⸗-Sozialen Fraktion würde den beſtehenden Zuſtand 
verſchlechtern; denn gegenwärtig berechnet ein kulantes 
Inſtitut nicht mehr einen Zins⸗ und Proviſionsſatz von 
24 Prozent. Die üblichen Sätze ſind heute 13—14 Pro⸗ 
zent pro anno. Wenn man eine Maximalgrenze, eine 
Strafgrenze einführte, würde man zum Ausdruck bringen, 
daß jeder bis zu dieſer Grenze gehen kann, und daß das 
korrekt und geſetzlich legaliſiert ſei. Aus dieſem Grunde 
kann man eine geſetzgeberiſche Arbeit, wie ſie von der 
Deutſch⸗Sozialen Fraktion gewünſcht wird, nicht leiſten. 
Man würde damit nur etwas Schlechteres ſchaffen, als es 
gegenwärtig der Fall iſt. Selbſtverſtändlich ſind die augen⸗ 
blicklichen Zinſen und Proviſionsſätze anormal hoch und 
müſſen auf die Dauer jedes Unternehmen unmöglich 
machen. Kein Kaufmann oder Induſtrieller iſt in der 
Lage, vorweg für das geliehene Geld 12—14 Prozent 
Zinſen zu zahlen. Wenn er noch die Generalunkoſten be 
rückſichtigt, dann kommt dabei kein Nutzen heraus, ſondern 
im Gegenteil nur Schaden. Das ſtändige Machen von 
Schaden führt aber dazu, daß jedes Geſchäft kaputt gehen 
muß. Die Banken werden deshalb im eigenen Intere 
dafür ſorgen müſſen, daß fie langſam ihre Zins- und Pro 
viſionsſätze abbauen. Sie befinden ſich auch, was offen 
zugegeben werden kann, beſonders hier in Danzig in einer 
außerordentlich ſchwierigen Lage. Das Geſchäft ift klein, 
die Umſätze ſind gering, unter eine beſtimmte Grenze 
können ſie ihren Perſonalbeſtand nicht herabſetzen. Sie 
müſſen alſo, um exiſtieren zu können, mit einer verhältnis 
mäßig hohen Verdienſtquote rechnen. Das iſt ein anon 
maler Zustand, und man ſollte fich benkühen, die Dinge d” 
beſſern und an einen Abbau heranzugehen. 3 

Von Staatsſeite könnte auf dem Gebiet auch viel ge 
ſchehen. In Danzig ift jedoch bisher nichts getan worden 
Die Bank von Danzig hält an ihrem 9⸗Prozent⸗Zinsſen 
feſt, der bei einer Goldwährung und bei einer goldſiche i 
Währung ein anormaler Zuftand iſt. Wenn die Bank ats 
Danzig, beeinflußt durch den Bankkommiſſar des Sen e 
dieſen Zinsſatz von 9 Prozent abbaute, dann würden her 
Privatinſtitute mit den entſprechenden Sätzen folgen. "ie 
man tut das nicht. Ich kenne nicht die Verhälkniſſe, pr- 
die Bank von Danzig vielleicht auch den Bankausſchu 
anlaſſen, an der exorbitant hohen Rate von 9 f 
feſtzuhalten. Nach Danzig will das Ausland nich. 
Geld geben, weil ſich das Ausland ſagt, wenn m 
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Danzig einen offiziellen Bankſatz von 9 Prozent hat, muß 
etwas faul im Staate ſein. Die Engländer und Amerika⸗ 
ner halten lediglich aus dem Bedenken heraus, daß in 
Danzig die Placierung von Geldern nicht beſonders gut 
ſein kann, weil man offiziell 9 Prozent nimmt, mit ihren 
Geldern zurück. Wenn ſie heute in England einen Pro⸗ 
zentſatz von 6 Prozent Debetzinſen in Anſpruch nehmen 
und ſie hören, daß die Danziger Banken 9 Prozent nehmen, 
Io jagen fie fich, daß dabei jedes Geſchäft kaputt gehen muß. 
Sie haben kein Vertrauen zu uns. i 
Die Verhältniſſe werden erft vernünftig werden, wenn 
wir unſere normalen finanziellen Zinsbedingungen auch 
in Danzig dem alten guten Grundſatz angleichen, daß 
großer Umſatz und kleiner Nutzen das Gegebene iſt. Ich 
habe vor einiger Zeit einmal das kleine Beiſpiel vorge⸗ 
tragen von der Frau, die ſechs Töchter hatte und den lieben 
Gott bat, ihr doch als ſiebentes Kind einen Sohn zu be⸗ 
ſcheren. Der Frau ſollte der Wunſch erfüllt werden, aber 
der liebe Gott wollte, daß der Sohn ein Räuber werden 
ſollte. Da hatte die Frau natürlich mächtige Angſt, das 
Kind zur Welt zu bringen, weil ſie doch nicht wollte, daß 
es mit dem Staatsanwalt in Konflikt geriet oder gar auf 
dem Schaffot endete. Als der liebe Gott die Frau fragte, 
was der Junge denn einmal werden ſollte, ſagte ſie: 
„Bankdirektor oder Spediteur.“ Darauf ſagte der liebe 
Gott: „Dann will ich dir deinen Wunſch erfüllen, denn das 
iſt dasſelbe.“ (Heiterkeit!) Es ſtimmt, daß die Bank⸗ 
direktoren heute leider Räuber ſind. Es wird ſehr gut 
ſein, wenn dieſe Art Räuber etwas ſolidere Sitten in ihren 
Inſtituten einführten. Ich ſehe ab von den erſtklaſſigen 
Inſtituten, die die vorhin genannten Zins⸗ und Provi⸗ 
ſionsſätze erheben. Es muß aber leider betont werden, daß 
eine ganze Menge von Inſtituten vorhanden iſt, die dieſe 
aten ganz erheblich überſchreiten. Wir haben ja vor 
mehreren Tagen anläßlich einer anderen Debatte gehört, 
aß noch vor ganz kurzer Zeit ein kommunales Inſtitut 
3—4 Prozent pro Monat nahm. Die Staatsanwaltſchaft 
verhält fih in ſolchen Fällen vollkommen paſſiv. Die Oft- 
Lebank in Zoppot oder wie fie heißt, die Nebeninſtitute der 
parkaſſen, ſogenannte Volksbanken, betreiben dieſe Ge- 
äfte ſehr gern. 
Obgleich wir in unſerer Juſtiz eine Unzahl von 
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entſprechenden Anweiſungen verſehen werden, und daß auch 
hier in Danzig die großen Inſtitute mit ihren Sätzen her⸗ 
untergehen. (Zuruf rechts.) Danke verbindlichſt. — Es 
ift ein unnormaler Zuſtand, daß die großen Inſtitute 
5—6 Prozent für tägliche Gelder geben und etwa 13—14 
Prozent inkl. Proviſion dafür berechnen. Dieſe Spanne 
von 100 Prozent zwiſchen Debet⸗ und Kreditzinsſatz iſt 
etwas fo Anormales, daß die Banken im eigenen Intereſſe - 
und um ihr eigenes Anſehen wieder auf den Vorkriegs⸗ 
ſtand zu bringen, ſelbſt für Abhilfe ſorgen müßten. In 
Danzig müßten wir in Anbetracht unſerer Verhältniſſe 
3—4 Prozent für Einlagen von den Banken erhalten und 
dürften nur ein Maximum von 8 Prozent inkl. Proviſion 
bezahlen. Es iſt nicht richtig, zu ſagen, wenn wir die hohen 
Zinsſätze nicht hätten, käme kein Geld nach Danzig. Ich 
ſagte ſchon vorhin, wer Geld nach Danzig geben will, gibt 
es her, wenn die Zinsſätze normal find. Er muß das Ver- 
trauen zu einem Platz haben. Wenn ſich über einen Platz 
infolge der außerordentlich hohen Zinsſätze die Meinung 
verbreitet, daß er ungeſund ſei, dann bekommt die Kauf⸗ 
mannſchaft keinen Warenkredit und den Banken und Ge⸗ 
ſchäftsleuten gibt man kein Geld. Außerdem iſt die Bonität 
der hier in Danzig tätigen Großinſtitute in der ganzen 
Welt ſo bekannt und geſichert, daß man nicht nach Danzig 
Geld gibt, wenn man der Deutſchen, Dresdner Bank oder 
anderen Banken Geld gibt. Man weiß, daß die Inſtitute 
ſicher ſind und gibt deshalb Geld. Der Einwand, wir be⸗ 
kämen kein Geld nach Danzig, wenn wir den Zinsſatz 
abänderten, iſt alſo vollſtändig abwegig. Wenn wir den 
geſchwächten Handel und die geſchwächte Induſtrie, die alle 
auf dem letzten Loch pfeifen, nicht mit Gewalt kaputt machen 
wollen, müſſen die großen Inſtitute mit gutem Beiſpiel 
vorangehen und normale Verhältniſſe ſchaffen. 

Aufgabe der Regierung, des Bankausſchuſſes und des 
Regierungskommiſſars iſt es, dahin zu wirken, daß das 
bald geſchieht, und daß mit gutem Beiſpiel vorangegangen 
wird. Wenn ſich dann die übrige kleine Geſellſchaft, die 
Räubergeſellſchaft, nicht an die normalen Verhältniſſe ge⸗ 
wöhnen kann, muß mit dem Staatsanwalt nachgeholfen 
werden, damit endlich einmal wieder anſtändige und gute 
Manieren auch im Geldweſen in Danzig Platz greifen. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Harnau. 

Harnau, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Zu 
dieſer Geſetzesvorlage fühle ich mich auch veranlaßt, etwas 
aus meinen eigenen Erfahrungen vorzutragen. Ich habe 
mich ſeit Jahr und Tag bemüht, Geld zu erhalten, weil 
ich mein Haus nicht verfallen laſſen wollte, und damit mir 
meine Mieter unter dem Dach nicht verfaulen (Heiterkeit) 
oder im Winter erfrieren. Mit der hohen Miete, die 
wir bekommen, konnte ich nichts anfangen, dafür kann ich 
höchſtens einmal ein paar Ofenbleche kaufen. Es war eine 
Schande, wenn man ſich meine verwahrloſte Kate von 
außen anſah. Darum nahm ich mir im April vorigen 
Jahres vor, mir ein Darlehn zu verſchaffen, um die aller⸗ 
notwendigſten Reparaturen auszuführen. Zu einer Bank 
durfte ich nicht gehen. Ich habe bei der Städtiſchen Spar⸗ 
kaſſe verſucht, was Herr Abg. Fooken beſtätigen wird, ein 
paar tauſend Gulden zu bekommen. Das war aber aus⸗ 
geſchloſſen. Das Geld der Städtiſchen Sparkaſſe wird an 
anderen Stellen angelegt und nicht bei einem kleinen ehr⸗ 
lichen Handwerker. Ich ging dann zum Winkelkonſulenten. 
Ein gewiſſer Rathenow forderte 5 Prozent pro Monat als 
geringſten Zinsſatz, 5 Prozent einmalige Speſen und Ein⸗ 
tragung aufs Grundſtück. Außerdem kam noch jemand zu 
mir. Als er ſah, daß mein Haus ſo verwahrloſt war, ſagte 
er, er könne darauf kein Geld geben, ich ſollte es erſt 
renovieren. Der Nächſte, von dem ich Geld haben wollte, 
verlangte bereits 6 Prozent pro Monat. Ich überlegte 
mir aber ſchließlich doch, daß ich nicht ſoviel geben konnte, 
weil ich ſonſt vollkommen fertig geweſen wäre, wenn ich 
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mir 2— 3000 Gulden genommen und ſie mit 6 Prozent 
pro Monat, vierteljährlich pränumerando verzinſt hätte. 
Dazu noch auf einen Wechſel und für ein Vierteljahr ein⸗ 
tragen laſſen. Das konnte ich nicht machen. Schließlich 
hatte ich aber, wie ich ſchon vorgeſtern von dieſer Stelle 
mitteilte, Glück, vom Wohnungsamt I, vom Senat, etwas 
zu bekommen, d. h. von meiner Miete, um damit die nötig⸗ 
ſten Reparaturen ausführen zu laſſen. (Hört, hört!) 

Ich möchte hier an dieſer Stelle einmal mitteilen, wie 
es den Leuten ergangen iſt, die in Not waren, und ſich 
an dieſe Bankiers wenden mußten, die hinter den Türen, 
in den Ecken und Schieberſtellen ſitzen. Ein ſolcher 
Bankier iſt bei der Firma Potrykus & Fuchs angeſtellt, ſein 
Name iſt Bartels, angeblich iſt er Geſchäftsführer. Er 
wohnt Hohe Seigen Nr. 3. Angeblich macht ſeine Frau 
das Geſchäft. Wenn man ihn beſucht, ſchickt er einen zu 
ſeiner Frau, die verſteht das beſſer. Die Frau ſagt, ſie 
könnte viel mehr bekommen, aber 5 Prozent wäre das 
wenigſte, das ſie nähme, denn ſie habe auch noch ein Herz 
im Leibe! Nun kenne ich einen Landwirt, einen jungen 
Anfänger, dem zwei Pferde fielen. Ihm fehlte Saat- 
getreide. Er mußte dieſem Menſchen in die Finger fallen, 
von dem er ſich allerdings nur 3000 Gulden geborgt hat. 
Vierteljährlich muß er 450 Gulden Zinſen pränumerando 
zahlen. Dann mußte er das Geld noch auf ſeine Kate ein⸗ 
tragen laſſen. Der Mann kommt im Leben aus feiner 
Verpfändung nicht mehr heraus. In Schidlitz iſt ein Koh⸗ 
lenhändler mit Namen Schwidewſfki, der hat 20000 Gulden 
von dieſem Geſchäftsmann bekommen und muß dasſelbe 
bezahlen. Hauptſächlich ſind es Beſitzer. Der Landwirt 
heißt Nikelſki, Ohra, Vogelgreif 9. Er hat die Landwirt- 
ſchaft von einem Herrn Burandt gepachtet. 

Wir wollen uns den Herrn Bartels etwas näher an⸗ 
ſehen. Der Mann muß ja heute ein Vermögen beſitzen. 
Sie können ſich ja ſelbſt ausrechnen, was er verdient. 
Zahlt er auch einen Pfennig Steuern für ſolche enormen 
Gewinne? Wenn er heute vielleicht 20000 Gulden ausleiht, 
dann hat er in drei bis vier Jahren 100000 Gulden. Er 
hat außerdem ſein feſtes hohes Gehalt. Muß ſolch ein Mann 
ſolche Schiebungen machen? Ich frage das hohe Haus, 


ob das nicht Wucher iſt? Am 12. Februar trat das Geſetz 


über den Zins- und Leiſtungswucher in Kraft. Im Wirt- 
ſchaftsausſchuß erſchien damals auch einmal der Herr Poli⸗ 
zeipräſident. Da habe ich ihm ſolche Fälle mitgeteilt, habe 
ihm alles an Hand gegeben und auch die Namen genannt. 
Ich weiß aber, daß die Leute heute noch ſo weiter wirt⸗ 
ſchaften. Aber gegen mich wird ein Strafverfahren ein⸗ 
geleitet, weil ich die Treppe nicht ordentlich beleuchtet habe. 
Ich möchte die Herren von der Regierung bitten, dieſem 
Wucher auf den Grund zu gehen. Der Mann muß doch 
wenigſtens die Vermögensſteuern zahlen. Ich wiederhole 
den Namen noch einmal: Bartels, Hohe Seigen 3. Er iſt 
bei Potrykus & Fuchs Geſchäftsführer. Ich bitte die Herren 
von der Regierung, dafür zu ſorgen, daß in dem Treiben 
eine Anderung eintritt. Nun wird man gewiß ſagen, der 
Mann hat nicht allein Schuld, warum nimmſt du das Geld? 
Wenn man aber ſo in Verlegenheit iſt, wie z. B. der kleine 
Landwirt, dem die Pferde gefallen waren, und der Saat⸗ 
getreide kaufen mußte, dann hat die Not einen dazu ge⸗ 
zwungen! (Bravo!) 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
zu Artikel 1 nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. 


Ich mache darauf aufmerkſam, daß zur Druckſache Nr. 1524 


ein Abänderungsantrag des Herrn Abg. Herrmann, Druck⸗ 
ſache Nr. 1846, vorliegt. 
Artikel I Abſatz 2 erhält folgenden Wortlaut: 
Zins vereinbarungen, durch die ein Zinsfuß 
von mehr als 24 vom Hundert für das Jahr ein⸗ 


schließlich aller Proviſions⸗ und ſonſtiger Ge- 


bühren beſtimmt wird, ſind nichtig. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Abänderungs⸗ 
antrag zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 


(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die Druckſache Nr. 1846 00 
iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung über 
die Druckſache Nr. 1524. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dem Artikel I zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Minderheit, Artikel T 
iſt abgelehnt. Dann iſt vom Abg. Herrmann und den 
übrigen Mitgliedern der Deutſch⸗Sozialen Fraktion ein 
Zuſatzantrag in der Druckſache Nr. 1847 geſtellt worden. 
Danach ſoll folgender Artikel Ia aufgenommen werden: 
Wer einen Zinsfuß von mehr als 24 v. H. für das 
Jahr einſchließlich aller Proviſions⸗ und ſonſtiger Ge⸗ 
bühren vereinbart, wird mit Gefängnis nicht unter 
3 Monaten und zugleich mit Geldſtrafe von ein⸗ 
hundertfünfzig bis zu fünfzehntauſend Gulden be⸗ 
ſtraft, im Wiederholungsfall tritt Zuchthaus an Stelle 
von Geſängnis. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich rufe 
auf Artikel II und eröffne die Ausſprache. Ich ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Artikel II der Druckſache 
Nr. 1524 zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Er iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich rufe die Überſchrift auf: „Geſetz über die Be- 
ſchränkung des Zinsfußes“. Ich eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die der Überſchrift zuſtimmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit. Sie iſt abgelehnt. Damit iſt der Ge⸗ 
ſetzentwurf erledigt. Wir kommen nun zur Abſtimmung 
über die in der Druckſache Nr. 1752 enthaltene Ent⸗ 
ſchließung aus dem Wirtſchaftsausſchuß: 

Der Senat wird erſucht, ſeine bis dahin getätigten 
Bemühungen zur Senkung des Zinsfußes für Bant- 
darlehen energiſch fortzuſetzen, um der geſchwächten 
Wirtſchaft zu Hilfe zu kommen. N 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Entſchließung 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Entſchließung iſt mit großer Mehrheit an⸗ 
genommen. Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung eines Amneſtie⸗ 
geſetzes. Urantrag des Abg. Laſchewſki und Fraktion. 
Druckſache Nr. 1753 zu Nr. 1645. Bericht des Rechtsaus⸗ 
ſchuſſes. Berichterſtatter iſt Herr Abg. Bürgerle. Es liegt 
ſchriftlicher Bericht vor. Ich rufe auf Artikel 1. Das Wort 
hat der Herr Abg. Liſchnewfki. 
Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Die Druckſache 
Nr. 1753 hat die Dunkelkammer paſſiert, in dieſem Hauſe 
nennt man es wohl Rechtsausſchuß. Wir bezeichnen das 
als eine Verdrehung der Tatſachen, denn einen Recht? 
ausſchuß, der das Recht mit Füßen tritt, erkennen wir 
nicht als Rechtsausſchuß an. Wir bedauern es außer 
ordentlich, daß man in unſerm Antrag die „gemeinen Ver 
brechen“, wie man ſie im Ausſchuß genannt hat, ni 
amneſtiert hat. Wir ſind damit einverſtanden und freuen 
uns über den Erfolg, den wir zu verzeichnen haben, da 
wenigſtens die politiſchen Vergehen amneſtiert werden, 
Wir bedauern es aber, daß die kleinen Verbrechen, = 
von dem Abg. Hohnfeldt im Rechtsausſchuß als „gemein? 
Verbrechen“ bezeichnet wurden, nicht auch amneſtiert. 1 
den. Als die Arbeiterſchaft in der Inflationszeit für 15 
Pfund Schmalz arbeiten mußte, war ſie gezwungen, 11 
das Leben friſten zu können, von Ihrem Standpunkt a ar 
betrachtet, ſich anderes Eigentum anzueignen. Es ies 
aber kein anderes Eigentum, ſondern alle Erzeugniſſe das 
Landes gehören der Allgemeinheit. Jeder Menſch hat be⸗ 
Recht zu leben. Wenn er das Nötige nicht freiwillig mir 
kommt, hat er das Recht, es ſich zu nehmen. ift 
3. B. bekannt, daß in der Inflationszeit ein B 
der erft kurz verheiratet war und Familienzuwachs © 
— Sie, meine Herren vom Zentrum, find ja jo ſehr 
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die Kindlein, die zur Kirche kommen folen —. Mit feinem 
Verdienſt war er nicht in der Lage, eine Bettſtelle für ſein 
Kind zu kaufen. Er beſorgte ſich ein paar Bretter von der 
Bauſtelle und wurde darauf mit drei Monaten Gefängnis 
beſtraft. Dieſe Strafe wurde zurückgeſtellt. Da die Ge⸗ 
fängniſſe überfüllt waren, konnte ſie der Mann nicht ab⸗ 
gen, Er hat fih mehrere Male mit weinenden Augen 
im Gefängnis geſtellt, wurde aber nicht hineingelaſſen, weil 
das Gefängnis infolge der Notlage der Arbeiter in der 
Inflationszeit überfüllt war. Jetzt, nach zwei Jahren, be⸗ 
kommt der Mann einen Strafbefehl, er ſolle die Strafe 
abſitzen. Nun frage ich Sie, iſt das eines Kulturſtaates 
würdig, den Sie immer von dieſer Stelle vertreten? Dieſer 
Mann, der für ſein kleines Kind eine Bettſtelle beſorgen 
wollte, damit es einigermaßen wie ein Erdenbürger leben 
konnte, wird jetzt gezwungen, obwohl er augenblicklich eine 
Brotſtelle beim Staat hat, dieſe Straftat abzuſitzen. Da⸗ 
mit verliert er natürlich ſeine Brotſtelle. Das ſind die 
ſogenannten gemeinen Verbrechen, die von der bürgerlichen 
Geſellſchaft im Rechtsstaat jo gekennzeichnet werden. 

Die bürgerlichen Parteien bis zu den Sozialdemokra⸗ 
ten können ſich nicht aufſchwingen, unſerem Antrage zuzu⸗ 
ſtimmen. Die Sozialdemokratie tritt das Recht der Selbſt⸗ 
erhaltung des einzelnen Menſchen mit Füßen und ſagt, die 
aus Not begangenen Straftaten müſſen abgeſeſſen werden. 
Das iſt kennzeichnend für Sie. Wenn man die Arbeiter, 
die jetzt ihre Strafen aus der Inflationszeit abbüßen 
müſſen, nicht jo ſehr bedauerte, fo könnte man fih darüber 
freuen, daß auch Sie, meine Herren von den chriſtlichen 
Parteien, Haß ſäen. Glauben Sie, daß dieſe Leute, die 
einen Mundraub begangen haben, um ihre nötigſten Be⸗ 
dürfniſſe zu befriedigen, und dafür beſtraft werden, mit 
Ihnen noch eine Gemeinſchaft haben werden? Ich ſage 
í Es freut uns außerordentlich, daß wir hier Haß 
ſäen können; denn wir brauchen dieſen Haß. (Abg. 

aikowſki: Ei, eil) Mit Ihrer Liebe haben Sie den 


Sklavenhandel gefördert. Auch Sie, m. H. Sozialdemo⸗ 


taten, haben die Menſchen in den Krieg hineingehetzt. (Zus 
ruf bei den Sozialdemokraten.) Weil Sie durch die Liebe 
es Nächſten die Kultur mit Füßen treten, deshalb muß ſich 
bun Menſchheit, die unterdrückte Maſſe, ihr Recht ſelbſt 
holen. Das läßt fih aber nur mit außerordentlichem Haß 
e (Abg. Gaikowſki: So wie Sie haben die Sklaven⸗ 
händler auch geſprochen!) Sie haben den Sklavenhandel 
gefördert. (Abg. Gaikowſti: Wir haben ihn befeitigt!) Es 
üßt fich nicht leugnen, daß der Sklavenhandel ſeinerzeit 
an den Päpſten und Biſchöfen gefördert wurde, weil er 
zu Ihrer Kultur gehörte. 

tt Jedenfalls bedauern wir es, daß ſich für unſeren An⸗ 
daß keine Mehrheit gefunden hat. Wir bedauern es auch, 
w man diejenigen, die auf Grund der 88 218/19 beſtraft 
Surden, nicht amneſtiert hat. Es ift bezeſchnend, daß die 
„aaldemofvatie, die doch dieſe Paragraphen aufheben 
MiA te, jetzt nicht einmal die Gelegenheit ergreift, die be- 
ee Straftaten auf Grund dieſes Paragraphen zu 
Sie eſtieren. Wir bedauern es bei dieſer Gelegenheit, daß 
e unſerem Antrage auf Straffveiheit bei Vergehen 
welke die ŞS 218/19 zugeftimmt haben. Fahren Sie nur 
auch Ein Ihrer neuen Regierung jo fort, dann werden Sie 
lies Ihren Lohn bekommen. Gehen Sie unter die Pro⸗ 
nöti und rühren Sie die Frage auf, dann werden Sie die 
D ge Antwort erhalten. (Frau Abg. Kreft: Sehr gut!) 


Pi Vamilienvätern, die wegen ſolcher kleinen Verbrechen 
ergehen, die ſie aus Not begingen, beſtraft wurden, 


en man jetzt die Erwerbsloſenunterſtützung. Vier 
verdient follen fie von dem leben, was fie im Gefängnis 
unterſtü i haben. Man entzieht ihnen die Erwerbsloſen⸗ 
nicht wire mit der Begründung, fie wären ihrer noch 
beim W. 18: Wenn die Not ſehr groß iſt, könnten ſie ſich 
melde ohlfahrtsamt melden. Ein Arbeiter, der fih dort 

erhielt jedoch keine Unterſtützung. Als er fragte, 


wovon er die vier Wochen, bis er Erwerbsloſenunterſtützung 
erhält, leben ſolle, ob er wieder ſtehlen gehen ſolle, erklärte 
man ihm: „Ja, dann gehen Sie ſtehlen.“ 

Das iſt kennzeichnend für Ihre Einſtellung und für 
Ihren Kulturfortſchritt. (Sehr gut! bei den Kommuniſten.) 
Von Ihnen erhoffe ich kein Verſtändnis, aber die ſogenann⸗ 
ten Arbeitervertreter frage ich, ob die Arbeiter nicht ſchon 
genug beſtraft ſind. Quält ſich der Arbeiter nicht tagtäglich 
für einen ganz miſerablen Lohn, wofür er ſich nur Brot 
und Schmalz leiſten kann? Iſt er nicht genug beſtraft, wenn 
er tagsüber unter der ſchweren Laſt gehen und mit einem 
ganz miſerablen Eſſen zufrieden ſein muß? Die Verhält⸗ 
niſſe werden von Tag zu Tag ſchlimmer. Sie werden von 
dieſer Stelle aus noch viel zu roſig geſchildert. Machen Sie 
nur weiter ſo, es wird die Zeit kommen, wo wir uns rächen, 
dann werden wir die Richter fein! (Bravo bei den Kommu- 
niſten.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. 
Dahsler. 

Dahsler, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Es er- 
übrigt ſich, viele Worte zu machen. Unſere grundſätzliche 
Stellungnahme zu dieſem Amneſtiegeſetz iſt bekannt. Das 
vorliegende Amneſtiegeſetz hat ja zwar im Ausſchuß eine 
andere Form dadurch erhalten, daß die Amneſtie auf poli⸗ 
tiſche Verbrechen und Vergehen beſchränkt wurde, die ja in 
der Regel nicht aus niedriger Geſinnung begangen werden, 
ſondern oft in Übereifer, weil das Temperament einmal 
durchgeht. Das ſind die Vergehen, die ſich am eheſten für 
eine Amneſtie eignen. Aber, m. D. u. H., auch das muß 
jeine Grenze haben. Es iſt außerordentlich bedenklich, daß 
die Amneſtien in ganz kurzen Zeitläuften fih immer wieder⸗ 
holen. Sie machen den Schutz illuſoriſch, den jeder Staat 
in den Strafvorſchriften für politiſche Vergehen und Ver⸗ 
brechen beſitzt. M. D. u. H.! Die Strafbeſtimmungen für 
politiſche Verbrechen und Vergehen ſind ja nicht aus der 
Freude heraus entſtanden, Leute ins Gefängnis oder Zucht⸗ 
haus zu bringen. Sie ſind vielmehr aus der Notwendigkeit 
heraus entſtanden, vor die ſich jeder Staat geſtellt ſieht, 
ſich ſelbſt vor böswilligen Elementen und böswilligen Min⸗ 
derheiten zu ſchützen. Es gibt wohl keinen Staat, in dem 
nicht derartige Strafbeſtimmungen beſtehen und auch aus⸗ 


geführt werden. Da möchte ich namentlich auf eins hin⸗ 


weiſen, daß das ſchärfſte politiſche Strafgeſetz, das Geſetz 
zum Schutze der Republik in Deutſchland, unter Mitwirkung 
der Sozialdemokratiſchen Partei gemacht wurde. Es gibt 
kaum ein Geſetz, das rigoroſere Strafen verhängt, das ſo 
= ale und Verſammlungsfreiheit eingreift, wie dies 
Geſetz. 

Ich habe dies nur angeführt, um Ihnen zu zeigen, 
daß ſich Leute, die durchaus nicht auf der rechten Seite 
ſtehen, unter Umſtänden in die Lage verſetzt ſehen, zu irgend- 
welchen Gewaltmitteln zu greifen, um das Staatsweſen, 
das nach ihrem Wunſch und Willen eingerichtet iſt, zu 
ſchützen. Wir ſehen deshalb in einer ſolchen Amneſtie für 
politiſche Verbrechen und Vergehen eine Rechtsunſicherheit 
für alle ſtaatsbürgerlichen Rechte und für den Beſtand des 
Staates, die wir unter keinen Umſtänden, auch wenn wir 
nicht in der Regierung ſitzen, gutheißen können. Wir 
werden das Geſetz daher ablehnen. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen zu 
Artikel 1 liegen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem Artikel 1 der 
Druckſache Nr. 1753 zuſtimmen wollen, fih, von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Artikel 1 
iſt angenommen. Ich rufe auf Artikel 2. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe fie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Ich bitte die Damen und Herren, die dem Artikel 2 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Artikel 2 iſt angenommen. 
Ich rufe die Überjchrift auf: „Amneſtiegeſetz.“ Ich eröffne 
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(A) die Beſprechung und ſchließe fie, da keine Wortmeldungen 


mehr vorliegen. Ich bitte die Damen und Herren, die die 
Überſchrift annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Sie iſt angenom⸗ 
men. Es iſt geſtern vorgeſchlagen worden, die dritte Leſung 
vorzunehmen. Widerſpruch wird nicht laut. Ich eröffne die 
allgemeine Ausſprache. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die allgemeine Ausſprache ift geſchloſſen. (En bloc⸗Abſtim⸗ 
mung!) Ich rufe auf die Artikel 1 und 2 und die über⸗ 
ſchriſt. Ich bitte die Damen und Herren, die dafür ſind, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Das Geſetz ift damit in dritter Leſung angenom⸗ 
men. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. (Abg. Dahsler: 
Ich beantrage namentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag 
unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir 
kommen zur namentlichen Abſtimmung. (Geſchieht.) Wünſcht 
noch ein Abgeordneter ſeine Karte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 
beteiligt“) 84 Damen und Herren. Davon ſtimmten mit 
Ja 52, mit Nein 30, zwei Stimmen ſind ungültig. Das 
Geſetz iſt in der Schlußabſtimmung angenommen. Ich 
rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ande⸗ 
rung der Gewerbeordnung. Urantrag des Abg. 
Rahn. 
Druckſache Nr. 1756 zu Nr. 1424. Berichterſtatter Abg. 
Karkutſch. Ich rufe den einzigen Artikel auf. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Ich bitte die Damen und Herren, die dem einzigen 
Artikel der Druckſache Nr. 1424 zuſtimmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. Der Artikel iſt abgelehnt. Ich bitte 
die Damen und Herren, die die überſchrift: „Geſetz betr. 
Anderung der Gewerbeordnung“ annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. Die Überſchrift iſt ebenfalls ab⸗ 
gelehnt. Damit iſt der Urantrag endgültig erledigt. Ich 
rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ande⸗ 
rung der Gewerbeordnung. Urantrag des Abg. 
Hohnfeldt und Fraktion. 


Druckſache Nr. 1755 zu Nr. 1472. Bericht des Wirtſchafts⸗ 
ausſchuſſes. Berichterſtatter Abg. Karkutſch. Ich eröffne die 
Beſprechung über Artikel I. Ich ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen mehr vorliegen. Ich bitte diejenigen, die dem 
Artikel I zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
Der Artikel iſt abgelehnt. Ich rufe auf Artikel II. Ich er⸗ 
öffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 

J Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arezynſki, Bahl, Beyer, 
Dr. Blavier, Brill, uckmakowſfki, diger, Frau Falk, 
Fiſcher, J., Fooken, Gaikowfki, Gebauer, Gehl, Gerick, Hoff- 
mann, Hoppe, Janzen, Jedwabſki, Jofeph, Dr. Kamnitzer, 
Karſcheſſki, Klapps, Klawitter, Klingenberg, Kloßowöſti, 
Frau Kreft, Frau Kuntz, Kuckelkorn, Frau Landmann, Leu, 
Liſchnewſki, v. Malachinſki, Frau Malikowſki, Mathieu, 
Mau, Dr. Moczynſki, Frau Mohn, Mroczkowſki, Neubauer, 
Dr. Paneeki, Plettner, Raſchke, Reet, Rehberg, Frau Richter, 
Schilke, Spill, Dr Wagner, Weiß, Werner, Wisniewſki, Frau 

uper. 

„„Geitimmt haben mit Nein: Abg. Bergmann, Boecker, 
Böhm, Brodowſki, Bürgerle, Dahsler, Doerkſen, Ehm, Eich⸗ 
holtz, Falkenberg, Fiſcher, P., Glombowfki, Frau Dr. Grund- 
mann, Habel, Herrmann, Hohnfeldt, Frau Kalähne, Kar⸗ 
kutſch, Frau Knoblauch, Dr. Lembke, Lietzau, Mayen, Frau 
Meyer, Nordwig, Schede, Schwegmann, Semrau, Senft⸗ 
leben, Dr Treichel, Dr. Ziehm. 

Ungültig: 2 Stimmen. 

Keine Stimme gaben ab: Abg. Arndt, Dr. Bing, 
Dr. Bumke, Burandt, Frau Döll, Dyck II, Dr. Eppich, Evert, 
niy. Förſter, Grünhagen, Guttzeit, Hennke, Harnau, 
Ir Kubagez, Kurowſki, Langowſki, Laſchewſki, Lehmann, 
Loops, Lück, Mater, Müller, Dr. Neumann, Penner 1, Phi- 
lipfen, Polſter, Rahn, Raube, Rohde Schmidt, Ed. Schmidt, R., 
Schütz, Schulz, Splett, Dr Wendt, Weſſalowſki, Wierſchowfki. 


bitte diejenigen, die dem Artikel I der Druckſache Nr. 
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Artikel II zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. Artikel II ift abgelehnt. Ich rufe die Überſchrift 
auf: „Geſetz betreffend Anderung der Gewerbeordnung.“ 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Ich bitte die Damen und Herren, die die Über⸗ 


ſchrift annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 


Die Überſchrift ift abgelehnt. Damit ift die Druckſache Nr. 
1472 erledigt. Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
Anderung des Geſetzes betreffend Anderung der Ge⸗ 
werbeordnung vom 17. Auguſt 1923. 

Druckſache Nr. 1754 zu Nr. 1692. Bericht des Wirtſchafts⸗ 
ausſchuſſes. Berichterſtatter Abg. Karkutſch. Ich eröffne die 
Ausſprache zu § 1. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die 
Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich bitte die Damen und. Herren, 
die $ 1 der Druckſache Nr. 1754 annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
§ 1 ift angenommen. Ich rufe auf § 2. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache und ſchließe ſie, weil keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Diejenigen, die § 2 annehmen wollen, bitte ich, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 


Mehrheit. § 2 ift angenommen. Ich rufe auf $ 3 und er- 


öffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die $ 3 annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. § 3 iſt angenommen. 
Ich eröffne die Beſprechung über die überſchrift: „Geſetz 
betreffend Anderung des Geſetzes betreffend Anderung der 
Gewerbeordnung vom 17. Auguſt 1923.“ Ich ſchließe ſie, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die der Überſchrift zuſtimmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 


heit, ſie iſt angenommen. (Dritte Beratung!) Es wird die 


dritte Beratung beantragt. Widerſpruch wird nicht laut. 
Wir kommen zur dritten Beratung. (En bloc!) Ich rufe 
auf die §§ 1, 2 und 3 und die überſchrift; angenommen. 


00 


Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen 


und Herren, die dem Geſetz in der Schlußabſtimmung zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Das Geſetz iſt angenommen. 
Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 


Antrag des Siedlungsausſchuſſes auf über 


weiſung des Urantrags des Abg. Falk und Gen. 


auf Vorlage eines Geſetzentwurfſs zur Wieder⸗ 
belebung der freien Bautätigkeit (Druckſache Nr. 73) 
an den Steuerausſchuß. 


Druckſache Nr. 1751. Widerſpruch gegen den Antrag er | 


hebt fih nicht. Ich ſtelle feft, daß demgemäß beſchloſſen if 
und die Vorlage an den Steuerausſchuß überwieſen wird. 
Ich rufe auf Punkt 7 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
Abänderung des Geſetzes über die Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten der Stadtgemeinde Dan“ 
zig. Urantrag des Abg. Dr. Eppich und Gen. 

Druckſache Nr. 245 zu Nr. 85. Bericht des Ausſchuſſes i 
Gemeindeangelegenheiten. Ich rufe auf Artikel I. Wor 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Ausſprache un 


(Ge⸗ 


zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. Aus⸗ 


ſchieht.) Der Artikel T ift abgelehnt. Ich eröffne die 


ſprache zu Artikel II. Wortmeldungen liegen nicht vor, 5 i 


ſchließe fie. Die Damen und Herren, die dem Artite igr 
zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. III. 
mand. Artikel II ift abgelehnt. Ich rufe auf Artikel II. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beratung iſt 5 
ſchloſſen. Wer Artikel III annehmen will, bitte ich, fih pnt: 
Platz zu erheben. Niemand, der Artikel III ift abgele 
Die Damen und Herren, die der überſchrift Zustand om 
wollen: „Geſetz betreffend Abänderung des Geſetzes 
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(Vizepräſident Splett.) 

A) 9. Oktober 1923 über die Verwaltung der Gemeinde⸗ 
angelegenheiten der Stadtgemeinde Danzig“, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. Niemand, damit iſt die Druckſache 
Nr. 85 erledigt. Ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung: 


Bericht des Rechtsausſchuſſes über Anträge des 
Senats auf Genehmigung zur Strafverfolgung: 
a) gegen den Abg. Liſchnewſki (Druckſache Nr. 1476 
zu Nr. 1328); i 
b) gegen den Abg. Brill (Druckſache Nr. 1477 zu 
Nr. 1247); 
e) gegen den Abg. Brill (Druckſache Nr. 1478 zu 
Nr. 1175); 
d) gegen 55 Abg. Bahl (Druckſache Nr. 1512 zu 
. + 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Dr. 
Wagner. a 
Dr. Wagner, Abgeordneter (D.Lib.): Ich bitte, jämt- 
liche Anträge zu Punkt 8 an den Rechtsausſchuß zurück⸗ 
zuverweiſen. i 


Bizepräfident Splett: Sie haben den Antrag gehört. 
Diejenigen Damen und Herren, die für den Antrag des 
Herrn Abg. Dr. Wagner auf Rückverweiſung der im 
Punkt 8 enthaltenen Gegenſtände an den Rechtsausſchuß 
zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Es 
ſtand die Mehrheit, die Überweiſung ift beſchloſſen. Ich rufe 
auf Punkt 9 der Tagesordnung: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über die Große An⸗ 
frage Nr. 34 des Abg. Raſchke und Fraktion be⸗ 
treffend Mißhandlung durch Schutzpolizeibeamte. 

Drucksache Nr. 1819 zu Nr. 1605. Ich eröffne die all- 
gemeine Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki. (Den Vorſitz übernimmt Präſident Dr. Treichel.) 


Liſchnewfli, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Der 
Rechtsausſchuß hat zu der Großen Anfrage an zwei Aben⸗ 
den Stellung genommen. Die Ausſprache war ausführlich. 
Ich muß aber feſtſtellen, daß alle Beſchlüſſe negativ waren. 
Man hat ſich über alles mögliche unterhalten, aber nicht 
über das, was die Kommuniſtiſche Fraktion eigentlich 
wollte. Die Kommuniſtiſche Fraktion hat im Rechtsaus⸗ 
ſchuß die Anträge geſtellt, den betreffenden Offizier und 
Wachthabenden aus dem Dienſte zu entlaſſen, zweitens 
ſämtliche Schupobeamte, die im Straßendienſt verwandt 
werden, mit Nummern zu verſehen, auch wenn ſie außer 
9 lenſt find, fih aber in Uniform befinden. Drittens ſollte 
888 Vollendung des 30. Lebensjahres kein Beamter der 
A ſchutzpolizei für den Straßen⸗ bzw. Sicherheitsdienſt ver- 
vandt werden. - 
S Dieſe Anträge haben wir im Rechtsausſchuß geſtellt, 
i die Mißſtände bei der Schutzpolizei abzuſtellen. Das 
Uns nicht gelungen, weil auch die neue Regierung, mit 
Linſchluß der Sozialdemokratie, ſtaatserhaltend ift und ein 
dettereſſe daran hat, daß die Schupo ihren Dienſt weiter ſo 
ino tet, wie bisher. (Abg. Mau: Wenn wir nicht wären, 
3 Ihr gar nicht reden!) Herr Abg. Mau, wir ſind es 
De oͤhnt, von den Sozialdemokraten unterdrückt zu werden. 
hab. erſte Punkt unſeres Antrages lautete: „Der dienſt⸗ 
wende Offizier und der Wachthabende find vom Dienſte 


Dolain Wir find der Meinung, daß die Leute, die 
pn, HS verhaftet wurden, mit Abſicht und Überlegung miß⸗ 


5 86 worden ſind. Die Offiziere haben aufzupaſſen, daß 


des g Upobeamten nicht rechtswidrig handeln. Sie find 
ue er Verantwortung zu ziehen. Trotzdem hat man 
pinti d ntrag abgelehnt. Man ſtellt fih auf den Stand- 
wurden aß die betreffenden Perſonen mit Recht mißhandelt 

rote fol Wie ſie mißhandelt wurden, darüber werde ich 
ſtammen e verleſen, die von den betreffenden Perſonen 
à u. Im Rechtsausſchuß haben wir auch den Antrag 


geſtellt, daß die Regierung die Protokolle verlieſt. Auch das 
wurde abgelehnt. Darauf habe ich im Rechtsausſchuß den 
Antrag geſtellt, daß ſämtliche Protokolle betreffs der großen 
Anfrage Druckſache Nr. 1605 im Rechtsausſchuß verleſen 
würden. Man müßte verlangen, daß das im Rechtsausſchuß 
geſchieht, der doch über die Geſetze wachen ſoll. Aber nichts 
von alledem. Man hat geglaubt, was die Regierungsvertre⸗ 
ter vortrugen. 

Daß alles nicht ſo ſtimmt, wie es die Regierungs⸗ 
vertreter ausſagten, geht daraus hervor, daß ſogar der 
Regierungsvertreter erklärte, es ſei nicht alles ſo bei der 
Verhaftung vorgegangen, wie es eigentlich fein ſollte. Die 
Protokolle wären zum mindeſten widerſprechend. Das will 
ich noch näher beweiſen. Die Verhaftung erfolgte am 
1. Auguſt, an einem Sonnabend. Unter dem Druck der 
Mißhandlungen haben die Verhafteten Ausſagen gemacht, 
die ſie nachher widerriefen. Am Sonntag fanden neue 
Vernehmungen ohne jeden Druck ſtatt. In dem Lokal war 
nur ein Beamter anweſend, und die Perſonen haben ſo aus⸗ 
geſagt, wie es ſich zugetragen hatte. Am 3. Auguſt wurden 
die Betreffenden wiederum vorgeladen und von der Schupo 
mißhandelt. Infolge dieſes Druckes ergaben ſich abweichende 
Ausſagen. Alſo jedesmal andere Ausſagen. Wie ſie auf der 
Wache mißhandelt worden ſind, will ich Ihnen kurz ſchil⸗ 
dern, damit Sie ſich ein Bild davon machen können, wie die 
Leute körperlich mißhandelt wurden. Um der Mißhandlung 
zu a haben fie ausgeſagt. Hier heißt es folgender⸗ 
maßen: 

Es erſchien der Arbeiter Bruno Maaß, wohnhaft 
Ohra, Vogelgreif, und ſchildert folgendes: Am 
1. Auguſt nahm ich an der Verſammlung der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei im Werftſpetſehaus teil. Nach 
Schluß der Verſammlung verließ ich mit meinem 
Bruder Paul und einigen Arbeitern das Werftſpeiſe⸗ 
haus. Wir wollten zuſammen nach Hauſe gehen. Wir 
gingen durch die Tiſchlergaſſe und die Näthlergaſſe. 

An der Ecke Ochſengaſſe trafen wir ungefähr 30 Leute, 

die dort verſammelt waren. Wir wurden verhaftet 
und nach der Wache Altſtädtiſcher Graben gebracht. 
In dem Zimmer befanden ſich ungefähr 20 Schupo⸗ 
beamte, die mich ſofort umringten und auf mich los⸗ 
ſchlugen. Im weiteren Verlauf meines Aufenthalts 
wurde von mir verlangt, ich ſollte mich auf einen 
Schemel legen. Als ich mich auf den Schemel ſetzte, er⸗ 
hielt ich einen Schlag ins Geſicht. Ein anderer Schupo⸗ 
beamter ergriff meinen Kopf und die andern ſchlugen 
mit der blanken Waffe auf mich ein. é 


ift ungefähr jo, als wenn man Blindekuh ſpielt. 


Nach dieſer Mißhandlung verlangte man, ich ſollte 
die Stube ſprengen. Als ich dies nicht gleich tat, 
wurde von neuem losgeſchlagen. Um weiteren Miß⸗ 
handlungen zu entgehen, nahm ich die Waſchſchüſſel. 
Einem Schupowachtmeiſter ſchien die Sache nicht ſchnell 
genug zu gehen. Er verlangte außerdem, daß ich die 
Stube ausfegen ſollte. Ich wurde dabei des öfteren 
geſchlagen. Darauf erhielt ich meine Papiere zurück 
und konnte die Wachtſtube verlaſſen. Als ich auf den 
Korridor kam, ſtanden dort rechts und links Schupo⸗ 
beamte und ſchlugen auf mich ein, ſo daß ich zweimal 
zur Erde fiel. Selbſt auf der Treppe ſtanden Schupo⸗ 
beamte und ſchlugen mich. Die Mißhandlungen ſelbſt 
ſind von dem Bäckergeſellen Ernſt Freymann geſehen 
worden. ; 

Die zweite Ausſage lautet folgendermaßen: 

Am Dienstag, den 4. Auguſt, nachmittags, er⸗ 
ſchien der Bäckergeſelle Ernſt Freymann, wohnhaft 
Kleine Molde, und gab folgendes an: „Ich wollte nach 
der Verſammlung mit Genoſſen nach Schidlitz gehen. 
Ecke Samtgaſſe und Schüſſeldamm hörten wir von der 
Pferdetränkenbrücke aus Geſchrei. Es fielen auch 
Piſtolenſchüſſe. Wir gingen dorthin und fanden eine 
Menſchenmenge vor. Wir miſchten uns unter die 
Menge. Ich hatte meinen Kollegen verloren. Ich 
wollte mich nun auf den Nachhauſeweg begeben, wurde 
aber in dem Moment von einem Schupoheamten ver- 
haftet und nach der Polizeiwache Altſtädtiſcher Graben 
gebracht. Auf der Wachtſtube befanden ſich 30 Schupo⸗ 
leute. Beim Verhör wurde ich überhaupt nicht zu 
Wort gelaſſen. Der vernehmende Schupobeamte er⸗ 


I 


(B) 


handlungen zu Recht beftehen. 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter.) 
klärte: „Du warſt dabei, du haſt geſchlagen.“ Ich ver⸗ 
neinte dies. Darauf wurde auf mich eingeſchlagen mit 
den Worten: „Du Schwein, du Lümmel, du Miſt, du 
biſt es geweſen“; außerdem ſollte ich die Wachtſtube 
ausfegen. Beim Überführen von dem einen Wacht⸗ 
zimmer ins andere ſtanden auf dem Korridor Schupo⸗ 
beamte, die auf mich einſchlugen. Zuletzt geſtand ich 
alles, was mir vorgehalten wurde und gab es zu. 
Ungefähr um 12 Uhr wurde ich mit dem Arbeiter 

Knopf nach dem Polizeipräſidium überführt. 

Das iſt das zweite Protokoll, das beſagt, daß die Leute 
unter dem Druck der Mißhandlungen die Sache zugegeben 
haben. Es heißt hier weiter: 

Die Angaben, die von mir vor dem Kriminal⸗ 
beamten gemacht wurden, entſprechen der Wahrheit. 
Bemerken möchte ich noch, daß der Kriminalbeamte in 
ſeinem Zimmer allein anweſend war. Am Montag, 
den 3. Auguſt, ungefähr um 10 Uhr, wurde ich im 
Polizeipräſtdium nochmals vernommen. Dort waren 
ein Kriminalbeamter und ſechs Schupobeamte at- 
weſend. Bei dieſer Vernehmung wiederholte ſich das⸗ 
ſelbe, wie am Sonnabend. 

Daß die Leute in den Wachtſtuben ſo verfahren, iſt 
bekannt. Es war intereſſant, von dem Herrn Abg. Hohnſeldt 
zu hören, daß er ſeinerzeit anläßlich der Wahl zum Volts- 
tag zelbſt mit der Schupo in Konflikt geriet und geſchlagen 
wurde, und zwar ſo, daß er ſeiner Entrüſtung im Rechts⸗ 
ausſchuß Ausdruck gab. Er iſt ſelbſt mißhandelt worden. 
Er wurde im dunklen Zimmer mit der Fauſt blutig ge⸗ 
ſchlagen. Es kann alſo auch vorkommen, daß dieſe Metho⸗ 
den bei jedem angewandt werden, nicht nur bei Kommu⸗ 
niſten. Damals war es natürlich ein Verſehen und alles 
iſt in Vergeſſenheit geraten. Die Schupobeamten, wie 
auch Herr Hohnfeldt, haben keine Anzeige gemacht, um das 
Renommee nicht zu gefährden. (Abg. Hohnfeldt: Ich habe 
Anzeige gemacht!) Wir tragen das der Öffentlichkeit vor; 
denn wir haben ein Intereſſe daran, daß dieſe Mißſtände 
aufhören. Wir wollen durch unſere Anfrage feſtſtellen, ob 
der Volkstag auf dem Standpunkt ſteht, daß dieſe Miß⸗ 
handlungen zu Recht beſtehen. Der Volkstag oder viel⸗ 
mehr der Rechtsausſchuß mit Einſchluß der Sozialdemo⸗ 
kraten hat ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß dieſe Miß⸗ 
Ich möchte jetzt noch den 
Standpunkt des Volkstages kennen lernen. Ich kann mir 
ſchon denken, wie das Reſultat ausfallen wird. 

Wir wollen zweierlei dabei erreichen, einmal dieſe 
Mißhandlungen der Offentlichkeit zu unterbreiten und den 
Arbeitern zu ſagen, daß ſie ſich ihr Recht ſelbſt erkämpfen 
müſſen, wenn ſie andere Zuſtände haben wollen. Sie 
ſollen alles tum, um dieſe Staatsordnung zu beſeitigen. 
Wir haben unſere Große Anfrage geſtellt, damit Sie Ihre 
Schupobeamten, die Beſtien ſind, beſeitigen. Von Ihnen 
haben wir allerdings nichts zu erhoffen. Wir können es 
ſchon deshalb nicht, weil ſich der Rechtsausſchuß auf den 
Standpunkt geſtellt hat, daß die Mißhandlungen zu Recht 
beſtänden. Unſer Antrag will, daß die ſchuldigen Leute 
vom Dienſt entlaſſen werden. Wir haben ihn geſtellt, um 
Remedur zu ſchaffen. ' 

Unſer Antrag will weiter, daß die Schupobeamten 
eine ſichtbare Nummer tragen. In der Vorkriegszeit haben 
die Polizeibeamten bekanntlich alle ſichtbare Nummern ge- 
tragen. Wenn man jetzt von der Schupo verhaftet wird, 
wie es mir vor dem Volkstag gegangen iſt, daun ver⸗ 


kriechen ſich die Herren nachher einer hinter dem andern. 


Würden ſie Nummern tragen, dann könnte man den Be⸗ 
treffenden leicht feſtſtellen. Das wollen aber die Herrſchaf⸗ 
ten nicht und die Deutſchnationalen und die neue Regie- 
rung zum größten Teil auch nicht. Zuerſt hatten ſich die 
Sozialdemokraten teilweiſe auf dieſen Standpunkt geſtellt, 
aber nach eingehender Beſprechung in der Fraktion ſind 
ſie zu der Anſicht gekommen, daß ſie das zwar wollen, aber 
es ließe ſich nicht durchführen. Die Mißhandlungen können 
alſo ruhig weiter andauern. Man hat im Rechtsausſchuß 
geſagt, daß ſich die Herren Beamten nicht zu Nummern 


degradieren laſſen wollten. Dies Argument betrachten wir (O 


als Ausrede. Wenn ſich die Leute derartig betragen, dann 
muß man ſich gegen ſie ſchützen. Daher haben wir dieſen 
Antrag geſtellt. Wir haben das damals nach den Aus⸗ 
führungen des Herrn Abg. Dr. Bing getan. Wir wollten 
ſehen, ob die Sozialdemokraten hinter dem Antrag ſtehen. 

Weiter haben wir verlangt, daß kein Beamter der 
Schutzpolizei, der zum Straßendienſt zugelaſſen wird, 


jünger als 30 Jahre iſt. Der Straßendienſt iſt ein ſehr 


wichtiger Dienſt. Darauf hat man erklärt: „Dann iſt das 
Amt ja noch wichtiger, als das Amt eines Volkstagsabge⸗ 
ordneten.“ Nach der Einſtellung der einzelnen Volkstags⸗ 
abgeordneten in menſchlicher, moraliſcher und ſittlicher Be⸗ 
ziehung muß ich feſtſtellen, daß tatſächlich das Amt eines 
Sicherheitsbeamten wichtiger iſt, als das eines Volkstags⸗ 
abgeordneten. Es iſt hierbei zu beobachten: 1. die Sicher⸗ 
heit, ſoweit man von Sicherheit ſprechen kann, und 2. die 
Behandlung der Menſchen. Der Beamte braucht eine ge- 
wiſſe Lebenserfahrung, um überhaupt mit dem Publikum 
umgehen zu können. Ich habe ſehr oft beobachten können, 
daß ganz junge Schnöſels, die noch gar nicht trocken hinter 
den Ohren waren, alte ehrwürdige Arbeiter auf der Straße 
anfuhren und derartig behandelten, daß man es gar nicht 
als menſchlich bezeichnen kann. Wenn ein anderer Ton 
angeſchlagen würde, ließe ſich vieles vermeiden. Bei ge⸗ 
ringfügigen Anläſſen, z. B. links oder rechts gehen, braucht 
man die Leute doch nicht ſo anzufahren, als wenn man auf 
dem Kaſernenhof ſteht. Es handelt fich doch um Bürger. 
Das läßt ſich ein Mann, der den Krieg mitgemacht hat, der 
ſich mühſelig durchs Leben quält, von einem ſolchen Bengel 
nicht gefallen. Ich habe auch bemerken können, daß ſich 
ältere Beamte ganz anders eingeſtellt haben. Sie nahmen 
angetrunkene Menſchen unter den Arm, fragten ſie, wo ſie 
wohnten und brachten ſie nach Hauſe. Damit war der Fall 
für die Sicherheit, für das Publikum und den betreffenden 
Menſchen erledigt. Man hat ſich gefreut, daß es auch eine 
ſolche Sorte Schupobeamte gibt. Das wollen wir, und 
wir wollen, daß die ſchlechten Schupobeamten, die ihren 
Dienſt ſchlecht verſehen, aus der Schupo ausgemerzt werden. 
Es muß von jedem verlangt werden, daß er ſein Amt ver⸗ 
ſieht, wie es der Zeit entſpricht. Deswegen unſer Antrag, 
daß kein Beamter unter 30 Jahren zum Straßendienſt zu⸗ 
gelaſſen werden darf. 

Die Regierung hat eingewandt, man müſſe auf dieſe 
jungen Leute zurückgreifen, weil ſich keine älteren zum 
Schupodienſt meldeten. Das ſtimmt nicht ſo ganz. Man 
kann die jungen Leute zunächſt zu anderen Zwecken verz 
wenden, bis ſie das genügende Alter für den Sicherheits- 
dienſt erreicht haben. Wir wollen durchaus nicht, daß die 
Leute erſt vom dreißigſten Lebensjahre ab zur Schupo zu⸗ 
gelaſſen werden. Das alles iſt bereits im Rechtsausſchuß 
geſagt worden. Ich möchte nur noch die Stellungnahme 
des Volkstages kennen lernen. Daß Abhilfe geſchaffen 
werden muß, darin ſind ſich die meiſten Abgeordneten im 
fillen Kämmerlein einig. Aber um das Preftige zu wahren, 
unter dem Fraktionszwang, zum Teil auch infolge fana- 
tiſcher Einſtellung auf deutſchnationaler Seite, tut man 
das nicht. Das iſt derſelbe konſervative Standpunkt, der 
jenen Wilhelm von Hohenzollern den Ausſpruch machen 
ließ, mit zehn Mann fege man den Reichstag aus. Dieſe 
Leute find nicht zu bekehven, fie ſtellen fih auf den Stand⸗ 
punkt der Diktatur des Kapitals, des Agrariertums. Von 
dieſen Leuten iſt nichts anderes zu verlangen. 1 

Aus dieſem Grunde möchten wir die Stellungnahme 
der Fraktionen wiſſen, die ſich demokratiſch eingeſte. 
haben. Wir erſuchen Sie, unſeren Anträgen zuzuſtimten 
und in bezug auf den Sicherheitsdienſt Wandel zu ſchaffen. 
(Bravo!) 

Präſident: Bevor ich das Wort erteile, möchte 
teilen, daß ein Antrag des Abg. Liſchnewſki und F 


ich mit 
raktion 
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(Präſident.) 

) eingelaufen iſt, der bei der zweiten Beſprechung der Großen 

Anfrage nach $ 38 Ziffer 3 der Geſchäftsordnung zuläſſig iſt. 
Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 


1. Die in der Großen Anfrage Nr. 34 erwähnten 
Beamten der Schutzpolizei, der dienſthabende Offizier 
und der Wachthabende ſind vom Dienſt zu entlaſſen. 

2. Sämtliche Schupobeamte, die zum Straßendienſt ver⸗ 
wandt werden, müſſen eine ſichtbare Nummer tragen, 
auch dann, wenn ſie außer Dienſt ſind und ſich in Uni⸗ 
form befinden. x 

3. Unter 30 Jahren Lebensalter darf kein Beamter der 
Schutzpolizei zum Straßen⸗ bzw. Sicherheitsdienſt ver- 
wandt werden. f 

Das Wort hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! An- 
läßlich der Behandlung der Großen Anfrage der Kommu⸗ 
niſten im Rechtsausſchuß wurde meine Stellungnahme dort 
Gegenſtand einer Berichterſtattung der „Danziger Allge⸗ 
meinen Zeitung“, der ich ſchon im Ausſchuß ſelbſt wider⸗ 
ſprochen habe. Ich möchte heute einige Feſtſtellungen 
treffen. Ich halte es für verkehrt, und das iſt auch die An⸗ 
ſicht des größten Teiles des Hauſes, daß man in eine Aktion 
des Gerichts durch den Volkstag eingreift. Es iſt unver⸗ 
antwortlich, wenn man ſeitens des Volkstages oder eines 
Ausſchuſſes beſchließt, daß die betreffenden Beamten, gegen 
die eine Unterſuchung ſchwebt, entlaſſen werden ohne vor⸗ 
herige Klärung der ſchwebenden gerichtlichen Unterſuchung. 
Das iſt gar nicht möglich. Man muß zunächſt das Gericht 
hören und darf infolgedeſſen in dieſe Angelegenheit nicht 
eingreifen. Gleichzeitig wurde im Ausſchuß der Antrag 
auf Einführung der individuellen Numerierung der Schupo⸗ 
beamten geſtellt. Ich habe dafür geſprochen. 

Die Nummern, die die Polizei früher auch beſaß, ſind 
in der Revolutionszeit auf Betreiben der Polizeibeamten 
abgeſchafft worden. Dieſe Errungenſchaft der Revolution 
oll jetzt nach dem Antrage der Sozialdemokraten, Kommu⸗ 
niſten und nach meiner Auffaſſung aufgehoben werden. 
agegen haben ſich die Deutſchnationalen geſträubt mit der 
gründung, daß der Beamte in dem Augenblick, in dem 
er eine Nummer an den Rock bekäme, ſelbſt zu einer Num⸗ 
mer herabgewürdigt werde. Ich beſtreite das. Wenn der 
etreffende Schupobeamte von ſeinen Vorgeſetzten wie ein 
enſch behandelt wird, dann fühlt er ſich auch als Menſch. 
enn er ſelbſt das Publikum als Menſch behandelt, wird 
er ſich ebenfalls als Menſch fühlen. Mit demſelben Rechte 
te gegen die Numerierung kann man ſich auch gegen die 
Aniformierung wenden. Das ift ein altes bekanntes 
lagwort in England und Amerika, wo ſich auch alles 
gegen die Uniformierung des Staatsbürgers wendet. Was 
et man aber in dieſen beiden Ländern? Eine faſt durch⸗ 
eg eingeführte Uniformierung des Staatsbürgers, nicht 
lein der Polizeibeamten, ſondern auch der anderen 
À tagtsbeamten. Aber auch die Privatangeſtellten tragen 
„formen und fühlen ich trotzdem als Menſchen. Die 
dlizei in England und Amerika hat für ihre Beamten 
und mern eingeführt. (Abg. Guttzeit: Sie ift furchtbar roh 
Bee rückſichtslos!) Trotzdem werden Sie die Meinung 
hr en laſſen müſſen, daß dort die Ausbildung und Hand- 
gibt b der Polizei auf einer anſehnlichen Höhe ſteht. Es 
ar bekanntlich nirgends einen beſſeren Sicherheitsdienſt 
Nas England und Amerika. Es gibt bekanntlich nirgends 
ſehen beſſeren Straßendienſt als dort. Ich möchte einmal 
den . Schutzpolizeibeamten ganz in Ehren, ob ſie 
tiati takenverfehr dort bewältigen könnten. Die Drga- 
Etwe ER der Polizei ift in den beiden Ländern glänzend. 
as anderes iſt es, wie ſich die dortigen Polizeibeamten 
u ublikum gegenüber verhalten. Ich habe im Mus- 
eit ‚gejagt, daß der engliſche Poliziſt bei jeder Gelegen⸗ 

e Gummiknüppel braucht. 
nicht a ſind wir in Danzig nicht, Aber wir wollen 
ann scho ennen, daß ſeit einer Reihe von Jahren, man 

n ſagen, dauernd, Klagen über Mißhandlungen 


durch die Polizei auftauchen. 
öfteren hier im Plenum behandelt. Wie weit dieſe Sachen 
wahr find, kann man. kaum mit Sicherheit feſtſtellen. Der 
Senat ſteht natürlich auf dem Standpunkt, es iſt niemals 
etwas vorgekommen. Das Gericht hat in den meiſten 
Fällen auch bewieſen, daß nichts vorgekommen ift. Aber 
dagegen ſpricht, daß in dem Augenblick, wo man eine An⸗ 
zeige macht, der Staatsanwalt die Sache umdreht und ſagt: 
„Du biſt der Schuldige, gegen dich wird das Strafverfahren 
eröffnet.“ Ich habe im Ausſchuß verſchiedene Fälle er⸗ 
wähnt und will ſie nicht wiederholen. Es iſt Tatſache, daß 
jemand, der gegen einen böswilligen Beamten vorgeht, 
ſich ſelbſt die Grube gräbt. Ich fage, daß man die Bez 
amten irgendwie zur Rechenſchaft ziehen muß. Sie ent⸗ 
ziehen ſich aber ſtets der Vornahme der Feſtſtellungen. 
Neuerdings tragen ſie ihre Gummimäntel ohne jedes Ab⸗ 
zeichen, ſogar ohne die Hundertſchaftsbezeichnung. Ich 
habe auch geſehen, daß auf dem Armel des Mantels das 
Abzeichen oft fehlt. Es gibt eine beſtimmte Anzahl von 
Beamten, die überhaupt keine Nummern tragen. So gibt 
es Beamte, die man nicht herauskennt, wenn ſie nicht an 
einem beſtimmten Punkt in der Stadt ſtehen. Wenn ein 
Beamter an einer Wegkreuzung ſteht, iſt es natürlich leicht, 
den Beamten herauszufinden. Man ſagt, zu der und der 
Zeit ſtand der Beamte an der und der Stelle. Dann iſt 
der Name leicht feſtzuſtellen. Etwas anderes iſt es aber, 
wenn zur Hilfe dieſes Beamten ein anderer aus einem 
anderen Bezirk hinzukommt. Das kommt in der Nacht vor. 
Es kommt auch vor, wenn Streifpatrouillen gehen. Des⸗ 
halb muß die Forderung der Sozialdemokraten und Kom⸗ 
muniſten als vernünftig unterſtützt werden. Dieſe Er⸗ 
rungenſchaft der Revolution ſoll verſchwinden. Der Poli⸗ 
zeibeamte, der den Straßendienſt macht, muß eine Num⸗ 
mer tragen. l 

Ich wende mich aber ganz beſonders gegen die boden- 
loſe Feigheit der Betreffenden, die auf der Wachtſtube die 
Verhafteten prügeln. Ich habe im Ausſchuß geſagt, man 
kann es wohl verſtehen, wenn man dem Verhafteten, der 
der Feſtnahme Widerſtand entgegenſetzt, einmal einen 
ordentlichen Klaps gibt; wenn aber ein Wehrloſer durch 
30 Mann verprügelt wird, ſo muß man dem energiſch ent⸗ 
gegentreten. Nun wurde im Ausſchuß geſagt, dann ſolle 
die ganze Wache beſtraft werden. Es liegt etwas Gutes 
darin. Die guten Elemente der Schutzpolizei wenden ſich 
gegen dieſe Überſchreitung der Amtsgewalt durch Rohlinge. 
Sie würden, wenn ſie vom Publikum unterſtützt würden, 
dieſe Mißhandlungen unterdrücken können. Solange aber 
nichts von ſeiten des Senats geſchieht, er im Gegenteil 
alles für gut hält, ſolange müſſen die guten Leute durch 
die ſchlechten leiden. Wir haben zu dutzend Malen Klagen 
der guten Schutzpolizeibeamten gehört. Sie ſagen, wir 
wollen das Takelzeug, wie man hier ſagt, aus Danzigs 
Polizei heraushaben. Deshalb unterſtützte ich im Aus⸗ 
ſchuß die Beſtrebungen der Kommuniſten. 

Etwas anderes iſt es, wenn die Kommuniſten fordern, 
daß nur dreißigjährige Leute beim Straßendienſt Verwen⸗ 
dung finden. Ich bin im Ausſchuß auch dagegen auf⸗ 
getreten mit der Begründung, daß man gerade das drei⸗ 
ßigſte Lebensjahr als die Altershöchſtgrenze geſetzt hat. 
Dafür war maßgebend, daß man ſagte, wenn ein Mann 
ihon in einem andern Beruf geweſen ift, kann er in einem 
ſpäteren Alter ſchwer in den Straßendienſt eingewöhnt 
werden. Er iſt nicht mehr in der Lage, alle die Geſetzes⸗ 
und Polizeivorſchriften genau kennenzulernen. Es kommt 
hinzu, daß man das junge Perſonal bei guten Vorgeſetzten 
zu einer ganz beſonders guten Waffe des Staates machen 
kann. Aus dieſem Grumde würden wir uns energiſch da- 
gegen ſträuben, daß man die Altersgrenze heraufſetzt. Dieſe 
jungen Leute, denen das Militär fehlt, ſollen ſcharf ange⸗ 
faßt werden. Es macht einen ſchlechten Eindruck, wenn 
Sie z. B. nach Königsberg kommen und dort ſogenannte 


Sie wurden auch ſchon des (0) 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 
Schutzpolizeibeamte ſehen, die den ſchlaffſten Eindruck der 
Welt machen. Es find Leute, die noch nicht einmal Figur 
machen, die kaum Schritt halten können. Das macht einen 
ſehr ſchlechten Eindruck. Wir fagen deshalb, daß die Leute 
gut ausgebildet werden ſollen und, wenn es geht, in mili⸗ 
tariſtiſchem Sinne. 

Nun möchte ich zum Schluß den Senat fragen: warum 
hat er verſchiedene Male angekündigt und verſprochen, daß 
er uns eine Liſte der Leute vorlegen will, über die man ſich 
wegen Mißhandlungen beklagt hat, und die aus der Schutz⸗ 
polizei entfernt worden ſind, warum die Liſte doch nicht 
vorgelegt wird! Es iſt von Herrn Regierungsrat Bur⸗ 
meiſter zweimal erklärt worden, daß der Senat eine Liſte 
über die Leute führt, die ihre Polizeigewalt überſchritten 
haben. Bis jetzt haben wir ſie vom Senat nicht bekommen. 
Wir müſſen erklären, daß durch die Ausführungen des 
Herrn Regierungsrats Burmeiſter dokumentiert iſt, daß 
tatſächlich Übergriffe bei der Schutzpolizei vorgekommen 
ſind. Wir hoffen, daß durch die Numerierung der Schutz⸗ 
polizeibeamten eine Beſſerung herbeigeführt wird. Wir 
hoffen, daß der Senat nicht wieder ſagt, es iſt nichts vor⸗ 
gekommen, ſondern daß er ſagt, wir haben alles getan, daß 
die Schutzpolizei dazu beiträgt, daß ſie eine gute und gern 
geſehene Behörde im Staate iſt. ; 

Präſident: Wortmeldungen liegen nicht mehr vor, die 
Beſprechung iſt geſchloſſen. Nach den Ausführungen des 
Herrn Abg. Hohnfeldt wird es ſich empfehlen, daß wir ge⸗ 
trennt über die einzelnen Nummern abſtimmen. Die An⸗ 
träge der kommuniſtiſchen Fraktion, die in der Druckſache 
Nr. 1819 unter 1, 2 und 3 erwähnt ſind, ſind von der 
Kommuniſtiſchen Fraktion in der Vollſitzung wieder auf- 
genommen. Ich bringe ſie getrennt zur Abſtimmung. Die 
Druckſache Nr. 1819 liegt Ihnen vor. Wir kommen zur 
Abſtimmung über Ziffer 1. Ich bitte diejenigen Damen 
und Herren, die für Annahme der Ziffer 1 der Druckſache 
Nr. 1819 find, fich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht. ) 
Das iſt die Minderheit, der erſte Punkt iſt abgelehnt. Wir 
kommen nun zu Ziffer 2, bei der es ſich um die Nummern 
der Schupobeamten handelt. Ich bitte die Damen und 
Herren, die für Annahme des Punktes 2 ſind, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. 
Der Punkt 2 iſt abgelehnt. (Abg. Hohnfeldt: Die Sozial⸗ 
demokratie muß auf den Dominik geſchickt werden! — Im 
Rechtsausſchuß ſind ſie dafür und jetzt lehnen ſie es ab! bei 
den Kommuniſten.) Wir kommen zur Ziffer 3. Wer dafür 


ift, bitte ich, ſich vom Platze zu erheben. (Geſchieht.) Das 


iſt die Minderheit. Die Ziffer 3 iſt abgelehnt. Damit iſt 

die Große Anfrage erledigt. Wir kommen zum Punkt 10 
der Tagesordnung: ` 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab⸗ 

änderung des Geſetzes zur Bekämpfung der Woh- 

nungsnot (Wohnungsbaugeſetz) vom 27. März 


1925. (Geſetzbl. S. 79.) Urantrag des Abg. Herr⸗ 


mann und Fraktion. 
Druckſache Nr. 1841. Es wird empfohlen, die Vorlage 
ohne Ausſprache an den Siedlungsausſchuß zu überweiſen. 
Ich höre keinen Widerſpruch. Es iſt ſo beſchloſſen. Wir 
kommen zum letzten Punkt der Tagesordnung: 
Antrag des Senats auf Genehmigung zur 
Strafverfolgung gegen die Abgeordneten: 
` a) Dr. Blavier. Druckſache Nr. 1587. 
b) Bahl. Druckſache Nr. 1582. 
Ich eröffne die Ausſprache. Das Wort hat Herr Abg. Dr. 
Blavier. (In eigener Sache! rechts.) 
' Dr. Blavier, Abgeordneter (D.V.P.): Der Antrag 
ſelbſt, über den wir ſchon geſprochen haben, geht 
ja an den Ausſchuß. Ich möchte nur Gelegenheit nehmen, 
Herrn Abg. Dr. Bumke auf ſeine geſtrigen Ausführungen 
bezüglich der Immunität etwas zu erwidern. Herr Abg. 
Dr. Bumke, Sie haben ſeinerzeit ſchon bei den Referen⸗ 
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daren nicht den Ruf eines ſehr fähigen Richters genoſſen. (0) 


(Abg. Dr. Bumke: Bei Ihnen!). Bei allen, denn ich war 


Beauftragter der Referendare. Sie beſtätigen dieſen Ruf 
noch durch Ihre geſtrigen Ausführungen. Sie ſind nämlich 
überhaupt gar nicht in der Lage, Herr Abg. Dr. Bumke, 
das, was Sie ſelbſt gejagt haben, zu behalten. In Ihrer 
geſtrigen Erklärung haben Sie erklärt: „Als ich in meiner 
geſtrigen Rede über die Immunität der Abgeordneten ſagte, 
Herr Dr. Blavier habe fidh in der letzten Volkstagsſitzung 
als geiſtiger Vater des Antrages Dr. Wagner bezeichnet, 
rief mir Herr Dr. Blavier zu: „Elender Verleumder”. 
Herr Abg. Dr. Bumke, wenn Sie ſich hierher ſtellen und 
eine Erklärung in dieſer Angelegenheit abgeben, dann muß 
ſie auch ſtimmen. Wenn Sie ſich das Protokoll durchleſen, 
ſo finden Sie, daß ich einmal gar nicht den Zwiſchenruf 
gemacht habe. „Elender Verleumder“, das behaupten Sie 
nur, ſondern „Verleumder“. Das Wort „Elender“ fällt 
alſo weg. Das wäre aber nicht ſo ſchlimm. Sie hätten 
materiell bei der Wahrheit bleiben müſſen. Sie haben 
hier geſprochen, ohne überhaupt das Protokoll einzuſehen, 
Sie haben hier die vollkommene Unwahrheit geſprochen. 
(Wundern Sie ſich darüber? links.) Wie das Protokoll 
ausweiſt, iſt mein Zwiſchenruf nicht gefallen, als Sie er⸗ 
klärten, ich ſei der geiſtige Vater des Antrages Dr. Wagner, 
ſondern vielmehr, als Sie hier erklärten, dieſer Antrag ſei 
von Dr. Wagner und mir gemacht worden, um die Straf⸗ 
verfolgung zu verzögern. Da bekamen Sie, Herr Abg⸗ 
Dr. Bumke, den Zwiſchenruf: „Woher wiſſen Sie das, Sie 
Verleumder!“ Nun frage ich Sie, find Sie wirklich jo 
unfähig, daß Sie ſelbſt nicht wiſſen, was Sie geſprochen 


haben, oder wollten Sie geſtern wider beſſeves Wiſſen, wie 


es leider bei Ihnen üblich iſt, Lügen in die Welt ſetzen und 
die Preſſe falſch informieren! 

Präſident: Ich nehme an, daß Sie damit nicht den 
Herrn Abg. Dr. Bumke Lügner genannt haben. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Nein, das wollte 
ich nicht. (Aha! rechts.) Wenn ich es auch nicht geſagt 
habe, ſo ergibt ſich aus dem Stenogramm und aus der 
geſtrigen Behauptung des Abg. Dr. Bumke, wer hier die 
Unwahrheit geſprochen hat, Sie geſtern in Ihrer Erklä⸗ 
rung, Herr Abg. Dr. Bumke, oder das Stenogramm, wie 
es hier ſteht. (bg. Senftleben: Ich dachte, Sie wollten 
die Immunität aufheben?) 3 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Bumke⸗ 

Dr. Bunte, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Ich 
weiß nicht, ob dieſe Worte ſo ganz zur Sache gehörten. 
Aber ich glaube, daß der Herr Präſident auch mir vielleicht 
einige Worte der Erwiderung geſtattet, die ebenfalls, ſtreng 
genommen, nichts mit der Frage zu tun haben, die jetzt 
auf der Tagesordnung ſteht. Herr Dr. Blavier hat aus⸗ 
geführt, meine geſtrigen Ausführungen ſeien unwahr, wei 
fein Ausruf „Verleumder“ oder „Elender Verleumder“, 
was ziemlich dasſelbe ift, ſich gar nicht auf die Behauptung 
bezogen, der Antrag Dr. Wagner jei von ihm inſpiriert. 
(Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) Wir wollen das amtliche 
Stenogramm abwarten, jedenfalls habe ich und die Mehr⸗ 
heit des Hauſes es jo aufgefaßt (Sehr richtig! rechts.), daß 
der Ausruf des Herrn Dr. Blavier ſich auf die Aus 
führungen bezog, daß der Antrag von ihm inſpiriert jet 
(Sehr richtigl). Daß dieje Annahme auch von der O 


eine ganz kurze Stelle aus dem geſtrigen Bericht Sie 
Zeitung zu verleſen. (Abg. Ed. Schmidt: Das können 
jih ſchenken, das ift das größte Lügenblatt in Danzig! 
Abg. Mau: Aus dem Lügenblatt?): 
Der Abg. Bumke wies darauf hin, daß man 
weiten Kreiſen der Allgemeinheit die Negele n 
Immunitätsfrage, wie ſie durch den Antrag 10 
vorgeſehen iſt, dazu angetan halte, 5 BA D zu 
gegen Abgeordnete, insbeſondere gegen Dr Bla 
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: (Dr. Bumke, Abgeordneter. 

( verſchleppen. Wenn der Redner auch ausdrücklich er⸗ 
klärte daß er ſich damit nicht identifiziere, ſo erwähnt 
er in dieſem Zuſammenhang doch eine angeblich viel 
verbreitete Auffaſſung, daß nämlich Dr Blavier ſelbſt 
der geiſtige Vater dieſes Antrages ſei, eine Außerung, 
die von Herrn Dr Blavier zwar temperamentvoll, wie 
das einmal ſeine Art iſt, bekämpft wurde, die aber 
N ein gewiſſes Aufhorchen im Hauſe zur Folge 

atte. 

(Abg. Mau: Genau jo gelogen wie Sie!) 

Präſident: Herr Abg. Mau, ich rufe Sie zur Ordnung. 


Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Nun noch eine 
kurze Antwort auf die Anzapfung des Abg. Dr. Blavier 
bezüglich der Ausbildung der Referendare. Ich habe 3 
Jahve die Referendarſchule vor dem Kriege geleitet. (Abg. 
Dr. Blavier: Es kamen nur drei oder vier heran, die 
anderen drückten fiH!) Dann habe ich ein Drittel- oder 
ein halbes Jahr meine Tätigkeit in der Referendarſchule 
auf meinen eigenen Antrag abgegeben, weil ich der Anſicht 
war, daß es gut ſei, wenn auch einmal ein anderer Richter 

dieſe ziemlich mühſame und undankbare Arbeit übernähme. 
Dann kam ich aus dem Kriege zurück. (Zuruf des Abg. 
i Dr. Blavier.) Der damalige Gerichtspräſident trat an 
| mich heran und bat mich, da zur Zeit keine geeignete Kraft 
r da wäre, die Referendarſchule wieder zu übernehmen. Ich 
habe mich auf Widerruf für kurze Zeit dazu bereit erklärt. 
Dann hat mir eines Tages der Herr Gerichtspräſident ge⸗ 
ſagt, wenn ich jetzt darauf beſtände, abgelöſt zu werden, 
jo könnte das erfolgen, da ein anderer Herr bereitſtände. 
Was den Schritt des Herrn Dr. Blavier bei dem Gerichts⸗ 
präſidenten anlangt, -Jo ift mir davon nichts bekannt. 
lußerdem, meinen Sie, m. D. u. H., wenn Herr Dr. 
lavier beim Gerichtspräſidenten geweſen wäre und geſagt 
hätte, er hielte mich nicht für geeignet, daß das auf den 
Herrn Gerichtspräſidenten irgendwelchen Eindruck gemacht 

5) hätte? (Lebhafte Unruhe und Lachen rechts.) 


Präſident: M. D. u. H.! Ich ſtelle feſt, daß weder die 
usführungen des Herrn Abg. Dr. Blavier noch die des 
Herrn Abg. Dr. Bumke irgend etwas mit dem Punkt 11 
der Tagesordnung zu tun haben. Ich werde derartige 


lusführungen nicht mehr zulaſſen; denn dafür gibt es den 
beg der perſönlichen Erklärung. Das Wort hat der Herr 
bg. Hohnfeldt. 


gen Eindruck für den betreffenden Abgeordneten. 
beinahe ſo ſchön, als wenn der betreffende Abgeordnete 


Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.) M. D. u. H.! Es 
iſt hier eben der Zuruf gemacht worden: „Müſſen die 
ſchmutzige Wäſche haben!“ Wenn bei Punkt 11 wieder 
einmal dem Hauſe zwei Strafverfolgungen von Abgeord⸗ 
neten vorliegen, ſo iſt das ſehr bedauerlich, aber nichts 
neues, nicht wahr, Herr Guttzeit? Es kennzeichnet in jeder 
Art und Weiſe das Niveau dieſes Hauſes. Es iſt ſehr er⸗ 
götzlich, wenn der betreffende Abgeordnete für ſeine eigene 
Sache ſpricht. Das macht einen außerordentlich ungünſti⸗ 
Es iſt 


ſelbſt dagegenſtimmt; das ift bei Ihnen auch ſchon pajjisrt. 
Wenn neulich von einem Abgeordneten geſagt wurde, der 
Ausdruck „Abgeordneter“ werde bald als Schimpfwort 
gelten, ſo kann ich ihm vollkommen recht geben. (Zwiſchen⸗ 
rufe links.) M. H. Sozialdemokraten, denken Sie doch an 
Scheidemann, der auch nicht gern ins Gericht wollte. Hier 
drückt man ſich um die Entſcheidung des Rechtsausſchuſſes. 
Hier werden Anträge auf Strafverfolgung auf Jahre hin⸗ 
ausgeſchoben. Scheidemann macht es auf dem Privatwege 
auch. Es macht hier aber wirklich einen wenig ſchönen 
Eindruck; denn es ſcheint ſo, als ob die Hauptarbeit des 
Volkstages darin beſteht, perſönlichen Schmutz zu waſchen. 
Herr Abg. Dr. Blavier, Sie haben ſich hier oben ſchon fo 
oft lächerlich gemacht; Sie haben ſich aber noch niemals ſo 
lächerlich gemacht, als da Sie zu Ihrer eigenen Strafver- 
folgung geſprochen haben. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, 
die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es wird beantragt, die 
beiden Punkte dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Wider⸗ 
ſpruch höre ich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. Wir ſind damit 
am Schluß unſerer heutigen Tagesordnung. Im Einver⸗ 
ſtändnis mit dem Alteſtenausſchuß ſchlage ich Ihnen vor, 
die nächſte Vollſitzung am Mittwoch, den 4. November, 
ſtattfinden zu laſſen. Die Feſtſetzung der Tagesordnung 
bitte ich, dem Präſidenten zu überlaſſen. Die Herren Aus⸗ 
ſchußvorſitzenden wollen nach den Vereinbarungen im 
Alteſtenausſchuß ſchon am 21. Oktober mit den Sitzungen 
beginnen. Ferner bitte ich die Damen und Herren des 
Vorſtandes, zu einer Sitzung im Saal 1 zuſammenzutreten. 
Ich ſchließe die Sitzung mit dem Wunſch recht froher Ferien. 
(Danke ſehrl) 

(Schluß der Sitzung 5 Uhr 35 Minuten.) 
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0 75 Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aufhebung der 


Ich habe zunächſt eine tieftraurige Pflicht zu erfüllen. 
(Das Haus erhebt ſich.) Kaum waren wir in die Ferien 
gegangen, da traf uns, für die meiſten von uns völlig 
unerwartet, die Trauerkunde, daß der Herr Abg. 
Bernhard Evert einem ſchweren Leiden erlegen ſei. 
Wenn auch durch dieſen ſchmerzlichen Verluſt ſeine 
politiſchen Freunde am ſtärkſten betroffen ſind, in 
deren Reihen ſein Tod eine fühlbare Lücke geriſſen 
hat, ſo ſind wir doch alle, ohne Unterſchied der Partei, 
rein menſchlich bewegt durch die Tragik ſeines Schick⸗ 
ſals, das ihn in ſo frühem Alter — er war kaum 40 
Jahre alt — ſeiner Familie, ſeiner Gattin, ſeinen 
Kindern, ſeinem Berufe und ſeiner politiſchen Arbeit 
entriſſen hat. 

Schon früh widmete er ſeine Dienſte der All⸗ 
gemeinheit. In der Stadtbürgerſchaft, in den Ver⸗ 
waltungsausſchüſſen war er unermüdlich tätig. Seit 
zwei Jahren gehörte er dem Volkstag an, und er hat 
während dieſer Zeit ſeine ganze Kraft, ſo ſchwer leidend 
er auch ſchon war, für die Förderung der geſetzgebe⸗ 
riſchen Arbeit eingeſetzt. 

Wir alle erinnern uns ſeines unermüdlichen 
Eifers, ſeines regen Pflichtgefühls, ſeines unerſchrocke⸗ 
nen Eintretens für ſeine Ueberzeugung. Wir werden 
ſein Andenken in Ehren halten. 

M. D. u. H.! Ich ſtelle feft, daß Sie ſich zu Ehren 
des Verſtorbenen von den Plätzen erhoben haben und 
bitte Sie ferner, zum Zeichen unſerer Trauer die 
Sitzung um eine Viertelſtunde zu vertagen. Es iſt 
ſo beſchloſſen. Ich ſtelle feſt, daß der Wiederbeginn der 
Sitzung um 4 Uhr ſtattfindet. 


5 Minuten durch den 


Präſident: Ich eröffne die Sitzung wieder. Bevor 
ich aber zu den einzelnen Punkten der Tagesordnung 
übergehe, halte ich es für eine ernſte Pflicht meiner⸗ 
ſeits, Ihr Gedanken noch einmal auf die furchtbare 
Schlagwetterkataſtrophe auf der Zeche Holland hin⸗ 


zulenken, die 17 Todesopfer gefordert hat. (Das Haus 
erhebt ſich.) Unſere Herzen ſind voll Trauer ſür die 
tapferen Bergleute. Sie ſind aber auch voll Mitleid 
für die beklagenswerten Hinterbliebenen. Ich hoffe 
in Ihrem Sinne zu handeln, wenn ich folgendes Tele⸗ 
gramm an den Herrn 
abſende: 


Präſidenten des Reichstages 


— 
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(Präſident.) 

Anläßlich der furchtbaren Schlagwetterkataſtrophe 
auf der Zeche Holland ſpricht der Volkstag der Freien 
Stadt Danzig dem Deutſchen Reichstag ſein tiefempfun⸗ 
denes Beileid aus. 


Ich ſtelle feſt, daß Sie das Andenken der Verſtorbenen 
geehrt haben und mir zuſtimmen. 

Darf ich dann zunächſt noch einige geſchäftl iche 
Mitteilungen machen? Die Abgeordneten finden 
heute auf ihren Plätzen einen Abdruck der vom Volks⸗ 
tag beſchloſſenen Geſchäftsordnung. Weitere Eren- 
plare ſind auch für Nichtmitglieder gegen Erſtattung 
der Selbſtkoſten im Büro zu haben. Die Abgeord⸗ 
neten finden ferner auf ihren Plätzen den Band 2 der 
Verhandlungsberichte „Danzig und der Völkerbund“. 
Drittens möchte ich einmal verſuchen, im Laufe der 
Verhandlungen — natürlich nur bei den erſten und 
dritten Beratungen — die Nummern der Tagesord⸗ 
nung hier unter dem Rednerpult bekanntzugeben, 
fo dab jeder Abgeordnete, auch wenn er ſpäter den 
Saal betritt, weiß, bei welchem Punkt der Tagesord⸗ 
nung wir ſind. Mehr Kopfzerbrechen hat mir eine 
Sache gemacht, die ich längſt einführen wollte, nämlich 
die Rednerfolge irgendwo anzubringen. Es macht 
Schwierigkeiten, eine Tafel anzubringen, da ſie ſtören 
würde. Ich würde vorläufig verſuchen, die Rednerliſte, 
nachdem ſie von mir feſtgeſetzt iſt, dort auf den beiden 
Tiſchen auszulegen, ſo daß die Abgeordneten 
die Reihenfolge und die Zahl der Redner leicht feſt⸗ 
ſtellen können. Dazu iſt aber eine Vorausſetzung nötig, 
und zwar, daß fich die Herren rechtzeitig zum Wort 
melden, nicht erſt, wenn der Punkt aufgerufen wird, 
ſondern möglichſt ſchon früher. Die Rednerfolge wird 
ja meiſtens ſchon in den Fraktionsſitzungen feſtgelegt. 
Nur unter dieſer Vorausſetzung iſt es möglich, Ihnen 
die Rednerfolge bekanntzugeben. 


Der Herr Abg. Lück hat mit Schreiben vom 
16. Oktober mitgeteilt, daß er ſein Mandat als Volks⸗ 
tagsabgeordneter niedergelegt hat. Herr Pfarrer 
Bruno Lemke ift an Stelle von Herrn Abg. Evert Mit⸗ 
glied des Hauſes geworden. Iſt Herr Pfarrer Lemke 
anweſend? (Abg. Lemke: Jawohl!) Ich begrüße 
Sie als neues Mitglied des Hauſes. i 

Der Herr Präſident des Senats hat mir unter 
dem 28. Oktober die Nachricht zugehen laſſen, daß die 
Herren Förſter und Lück ihre Aemter als Senatoren 
im Nebenamt niedergelegt haben. Eine Erſatzwahl für 
ſie ſteht heute auf der Tagesordnung. 

Herr Oberingenieur Prehn hat mir mitgeteilt, daß 
er aus der Deutſch⸗Danziger Volkspartei ausgetreten 
iſt und ſein Amt als Mitglied der Elektrizitätswirt⸗ 
ſchaftsſtelle infolgedeſſen niedergelegt hat. Die Erſatz⸗ 
wahl ſollte nach Vereinbarung im Aelteſtenausſchuß 
heute nicht ſtattfinden, weil die Deutſch⸗Danziger 
Volkspartei wohl noch nicht Beſchluß gefaßt hatte. Es 
iſt mir aber ſoeben mitgeteilt worden, daß der Wahl 
ſeitens der Deutſch⸗Danziger Volkspartei nichts im 
Wege ſtände. Ich bitte feſtzuſtellen, ob Widerſpruch 
erhoben wird oder ob die Wahl ſtattfinden kann. 
Widerſpruch erhebt ſich nicht, die Wahl kann ſtatt⸗ 
finden. 

Das Obergericht hat in ſeiner Sitzung vom 22. Ok⸗ 
tober 1925 für Recht erkannt, daß die geſetzlichen Vor⸗ 
ausſetzungen der Mitgliedſchaft des Abg. Raube als 
Volkstagsabgeordneter vorhanden find. Die Ent- 
ſcheidungsgründe liegen im Büro zur Einſicht der 
Abgeordneten aus. 

Wir kommen nunmehr zum erſten Punkt der 
Tagesordnung: 


Wahl von zwei Senatoren im Nebenamt. 


(Den Vorſitz übernimmt Vizepräſident Spill.) 

Vizepräſident Spill: Wir kommen zur Wahl. Es 
ſind die Vorſchläge unterbreitet, Herrn Stadtrat a. D. 
Kaufmann Richard Ernſt und Herrn Bürgermeiſter 
a. D. Dr. Bail zu wählen. Die Wahl iſt geheim, und 
zwar wird mit verdecktem Stimmzettel nach Aufruf 
nach der namentlichen Liſte gewählt. Ich bitte den 
Herrn Schriftführer, die Liſte zu verleſen. Die Wahl 
beginnt. Zuerſt iſt zur Wahl geſtellt Herr Stadtrat 
a. D. Kaufmann Richard Ernſt. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Die Wahl ift unzu⸗ 
läſſig. Die Wahl iſt geheim. Vorſchläge ſind dabei 
nicht zu machen. Wer aus der geheimen Wahl hervor⸗ 
geht, iſt gewählt. 

Vizepräſident Spill: Das iſt ſelbſtverſtändlich. Es 
ſteht Ihnen frei, einen Zettel mit dem Namen deſſen 
abzugeben, den Sie wählen wollen. (Abg. Weiß: Viel⸗ 
leicht wird Herr Rahn gewählt. — Abg. Rahn: Das 
überlaſſe ich Ihnen! — Der Namensaufruf erfolgt.) Die 
Stimmabgabe iſt geſchloſſen. Ich bitte jetzt auszu⸗ 
zählen. (Geſchieht.) Das Reſultat des erſten Wahl⸗ 
ganges iſt folgendes: Es ſind 71 Stimmen abgegeben 
worden, von dieſen 71 Stimmen hat Herr Stadtrat 
a. D. Ernſt 63 erhalten, Herr Abg. Laſchewſki 8 Stim- 
men. Herr Stadtrat a. D. Eruſt ift jomit zum Senator 
im Nebenamt gewählt. : 

Wir ſchreiten zum zweiten Wahlgang. (Der 
Namensaufruf wird vorgenommen.) Ich ſchließe die 
Stimmabgabe und bitte mit der Auszählung zu be⸗ 
ginnen. (Geſchieht.) Das Ergebnis des zweiten Wahl⸗ 
ganges iſt folgendes: Abgegeben ſind 73 Stimmen. 
Davon hat Herr Dr. Bail 61, Herr Abg. Raſchke 9 
erhalten, unbeſchrieben waren 3 Zettel. Somit iſt 
auch Herr Dr. Bail zum Senator im Nebenamt ge⸗ 
wählt. Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 

Wahl eines Mitgliedes für die Elektrizitäts⸗ 

wirtſchaftsſtelle. 

(Erſatz für Oberingenieur Prehn.) Nach $ 92 der Ger 
ſchäftsordnung hat die Fraktion, die bisher das Mit⸗ 
glied der Elektrizitätswirtſchaftsſtelle geſtellt hat, An⸗ 
ſpruch darauf, daß ein von ihr vorgeſchlagenes Mit⸗ 
glied gewählt wird. Die Gruppe der Deutſch⸗Danziger 
Volkspartei ſchlägt den Ingenieur Hans Lehnert zur 
Wahl vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dieſem Vorſchlage zuſtim⸗ 


men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 


ſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit, die Wahl iſt gemäß 
dem Vorſchlage vollzogen. Ich rufe auf Punkt 3 der 
Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfes beit: 
Aenderung der Eiſenbahnbau⸗ und Betriebs⸗ 
ordnung vom 4. November 1904 (Reichsgeſetzbl. 
1904, S. 387.) 

Druckſache Nr. 1853. Ich eröffne die Beiprechung: 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe ſie. E 
iſt vorgeſchlagen, die erſte, zweite und dritte Beratung 
vorzunehmen. Widerſpruch dagegen wird nicht laut, 
das hohe Haus hat ſo beſchloſſen. Wir kommen zur 


zweiten Leſung. Ich rufe auf Artikel I und Be 5 


iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. Ich 

Artikel II. Wortmeldungen liegen nicht vor, daß 
ſprechung ift geſchloſſen. Ich darf wohl feſtſtellen, OT 
der Artikel II mit derſelben Stimmenmehrheit a 
genommen iſt. Das iſt der Fall. Ich rufe au A 
tikel III. Wortmeldungen liegen nicht vor, wir ko 
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x 


a (Rräfident.) 


(A) men zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 


Herren, die Artikel III annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die 
Mehrheit, Artikel III ift angenommen. Wir kommen 
zur Ueberſchrift: „Geſetz betreffend Aenderungen der 
Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung vom 4. No⸗ 
vember 1904 (Reichsgeſetzbl. 1904, S. 387).“ Ich bitte 
die Damen und Herren, die der Ueberſchrift zuſtimmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, der Geſetzentwurf iſt damit in 
zweiter Leſung angenommen. Wir kommen zur 
dritten Leſung. (Abg. Schwegmann: En bloc!) Ich 
eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, wir kommen zur Abſtimmung. Es ift Eu⸗bloc⸗ 
Abſtimmung beantragt. Widerſpruch wird nicht laut. 
Wer den Artikeln! bis III und der Ueberſchrift zuſtim⸗ 
men will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit, wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die der Vorlage in der Schlußabſtimmung zuſtimmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit. Die Vorlage iſt ſomit angenommen. 
Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
den Ausbau einer Invalidenverſicherung. 
Druckſache Nr. 1873. 

Das Wort hat der Herr Abg. Senftleben. 

Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der Volkstag hat erſt vor ganz kurzer Zeit, und zwar 
durch Geſetz vom 27. Auguſt 1925, eine erhebliche Er⸗ 
höhung der Leiſtungen in der Invalidenverſicherung 
beſchloſſen. Sie betrug im Durchſchnitt 40 Prozent und 
war rückwirkend ab 1. April d. J. Dieſe erheblichen 


Ich eröffne die Beſprechung. 


ein.“ M. D. u. H.! Selbſt der „Volksſtimme“ wird (C) 


Mehrleiſtungen konnte die Verſicherungsanſtalt nur 


tragen, weil der Staatszuſchuß nicht unerheblich er⸗ 
öht wurde. Man hätte nun nach der Lage unſerer ge⸗ 
Amten Wirtſchaft und der Staatsfinanzen erwarten 
nnen, daß damit die Leiſtungen der Landes verſiche⸗ 
rungsanſtalt auf eine längere Zeit hinaus geregelt 
ſeien. Nun trat im Deutſchen Reich eine Aenderung 
aus Gründen ein, die, was hiermit ausdrücklich feſt⸗ 
geſtellt ſei, dem Senat völlig unbekannt zu ſein 
ſcheinen. Dieſe Aenderung geſchah unter dem Druck 
Und in Verbindung mit der neuen Zollgeſetzgebung im 
eutſchen Reiche. (Schutzzöll für Getreide uſw.) Es 
wurde eine Erhöhung der Leiſtungen unter gleich⸗ 
geitiger Erhöhung der Beiträge vorgenommen. Der 
engt beeilte ſich nun mit einem Eifer, den er ſonſt 
5 ht zeigt, die neuen Leiſtungen auch in Danzig ein- 
zuführen. (Abg. Mau: Der arbeitet jetzt ſchneller! — 
i pereit.) Ja, im Abſchreiben, was Sie ſonſt immer 
bler verurteilt haben, arbeiten Sie ſchneller. Es 
1 aber für Sie gleichgültig, ob dieſelben Voraus⸗ 
gen, die im Deutſchen Reiche maßgebend waren, 
a für Danzig gelten. Die neuen Erhöhungen, die 
Kin derrgeſehen ſind, würden an ſich 60 Prozent ohne 
ſpiel nönlage betragen, nach dem aufgeführten Bei⸗ 
vert mit drei Kindern 120 Prozent. Es ift gar nicht 
wunderlich, daß dies allein gegenüber der erſt kürz⸗ 
von pio ten erheblichen Mehrbelaftung einen Betrag 
leicht 50000 Gulden ausmacht. Man kann auch viel 

t jagen, daß es eine Million fein wird. 
| auſtalklöſtverſtäudlich kann die Landesverſicherungs⸗ 
nicht tr das ſehe ich ein, eine ſolche Mehrbelaſtung 
wer . Nun jagt die neue Regierung, dann 
Wirts einfach die Beiträge erhöht. Woher aber die 
dings 19 5 die neuen Beträge nehmen ſoll, ſagt aller⸗ 
neue Regi Regierung nicht. Die Hauptſache für die 
halt u iſt: „Wir ſtimmen in Form und In⸗ 
der deutſchen ſozialen Geſetzgebung über⸗ 


| 
| 
| 


etwas gruſelich dabei. Sie jagt in der Beſprechung 
dieſer Geſetzesvorlage, daß die Sache einen bitteren 
Beigeſchmack habe und die Aufrechterhaltung der 
Sozialverſicherung in Danzig furchtbare Schwierig⸗ 
keiten mache. (Hört, hört! rechts.) Sie prüft aber nicht, 
ob dieſe Erhöhung der Leiſtungen unbedingt not⸗ 
wendig iſt. Sie prüft nicht, ob für Danzig dieſelben 
Gründe beſtehen, wie für das Deutſche Reich. Dieſe 
Gründe beſtehen auch nicht in Danzig. Für das Dan⸗ 
ziger Wirtſchaftsleben iſt das neue Geſetz dagegen 
wiederum eine erhebliche Mehrbelaſtung. Der Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft wird bedeutend mehr zugemutet, als 
man der deutſchen Wirtſchaft zu tragen zumutet, Das 
gibt auch die Begründung unumwunden zu. Sie ſpricht 
allerdings von 10 Prozent Mehrbelaſtung gegenüber 
dem Deutſchen Reich. 10 Prozent ſind auch für eine 
Wirtſchaft zu viel, die, wie Sie ſelbſt zugeben müſſen, 
heute in ihren Grundfeſten vollſtändig erſchüttert iſt. 
In Wirklichkeit kommen die 10 Prozent nur bei dem 
höchſten Beitragsſatz in Frage, der an und für ſich keine 
große Bedeutung hat. Sonſt ſind es 13, 14 und in der 
miedrigſten Klaſſe 25 Prozent. Und in dieſer Klaſſe 
ſollen ausgerechnet die Arbeitgeber allein die Bei⸗ 
tragslaſten aufbringen. Man lehnt ſich genau an das 
an, was das Deutſche Reich vorgemacht hat und bricht 
mit dem Grundſatz, daß der Arbeitnehmer auch Beiträge 
zu der ſozialen Geſetzgebung zu leiſten hat, Beiträge, 
für die er allerdings ein gewiſſes Mitbeſtimmungsrecht 
im Verwaltungskörper der Landesverſicherung hat. 
Im Effekt iſt natürlich die Aufhebung der Beitrags⸗ 
leiſtung der Arbeitnehmer noch eine beſondere Be⸗ 
laſtung für die Danziger Arbeitgeber und die Wirt⸗ 
ſchaft. Man kann ſich vorſtellen, wie ſich die 800 000 
Gulden bzw. die eine Million auswirken werden. 


Es iſt nun auch gerechtfertigt, zu fragen: Beſtehen 
hier dieſelben Verhältniſſe wie im Reich? Das trifft 
wieder nicht zu. Es muß daran erinnert werden, daß 
gerade dieſe Gruppen, um die es ſich handelt, ſo gut 
wie keine Einkommenſteuer bezahlen. Die Arbeit⸗ 
nehmer, die verheiratet ſind, und ein Kind haben, 
haben ein Einkommen bis 210 Gulden ſteuerfrei. 
(Abg. Gebauer: Das bedauern Sie?) Das bedauere 
ich gar nicht. Das muß aber mit in Rechnung geſtellt 
werden, wenn man auf der einen Seite einen Abbau 
der Leiſtungen der Arbeitnehmer vornehmen will und 
auf der anderen Seite ſieht, daß die Wirtſchaft zu⸗ 
ſammenbricht. (Das hätten Sie Herrn Kette jagen 
ſollen! links) Ich bin auch der Auffaſſung, daß mit 
Ihrem Vorgehen lange nicht alle Arbeitnehmer ein⸗ 
verſtanden find. Ich habe aus Arbeitnehmerkreiſen 
immer gehört, daß ſie gern etwas zu der ſozialen Ge⸗ 
ſetzgebung beitragen, weil ſie auch Wert darauf legen, 
ein Mitbeſtimmungsrecht zu haben. Sie werden doch 
zugeben, daß man bei dieſem Mitbeſtimmungsrecht 
abbauen muß, wenn keine Beiträge geleiſtet werden. 
Daß Sie damit der Arbeiterſchaft einen Gefallen tun, 
beſtreite ich. 

Ich ſtelle feft, daß keinerlei Aenderungen weſent⸗ 
licher Art in Danzig eingetreten ſind, die dieſes Geſetz 
rechtfertigen. Es ſind im Gegenteil leider in ſehr 
großer Zahl Erſcheinungen eingetreten, die gebiete⸗ 
riſch verlangen, daß jede nur irgendwie vermeidbare 
Belaſtung unterbleibt. (Abg. Doerkſen: Sehr richtig!) 
Nach dem Pakt, den die Regierungsparteien unter ſich 
abgeſchloſſen haben, ſollten Geſetzentwürfe nur dann 
eingebracht werden, wenn ſie die Zuſtimmung aller 
Regierungsparteien gefunden haben. Iſt das bei die⸗ 
ſem Geſetz der Fall? (Jawohl! links.) Ich muß es an⸗ 
nehmen, es wird mir auch von links beſtätigt. Dann 


1960 


(Senftleben, Abgeordneter) 

find Sie aber keine Regierung zur Rettung der Wirt⸗ 
ſchaft, ſondern eine Regierung zur ſyſtematiſchen 
Vernichtung der Wirtſchaft. (Zwiſchenrufe und große 
Heiterkeit! links. — Abg. Mau: 25 Prozent find 
8 Pfennig die Woche!) Ihnen von links wird das nicht 
geſagt werden, aber leſen Sie die Notſchreie, die von 
der Wirtſchaft kommen. Fragen Sie die notleidenden 
Betriebe, ob ſie nicht ebenſo urteilen, wie ich. (Dieſe 
ewigen Notſchreie! links.) Die haben Sie auch früher 
davon nicht abgehalten, Schritt für Schritt der Wirt⸗ 
ſchaft Leiſtungen aufzubrummen. (Das haben die 
Deutſchnationalen gemacht! Sie haben die Wirtſchaft 
ſoweit gebracht! links.) Wir haben ſie ſoweit ge⸗ 
bracht? (Mit Ihrer Betrügerbande, die Sie in Danzig 
haben. — Unruhe links.) Wir werden auch einmal 


eine Bilanz ziehen, ſie wird allerdings etwas anders 


ausſehen, wie der jüdiſche Dreh, der in Zoppot von 
einem Senator zum beſten gegeben wurde. (Siehe 
Kette! — Wollen Sie noch mehr haben? links.) Ich 
frage die bürgerlichen Parteien: „Wo iſt der berühmte 
Einfluß der Wirtſchaftler im Senat bei dieſer Vorlage 
zutagegetreten? Die Wirtſchaft wird Ihnen die Ant⸗ 
wort darauf zur gegebenen Zeit erteilen. (Die iſt viel 
einſichtsvoller als Sie denken! links.) 

Es mag richtig ſein, daß die Leiſtungen der Ver⸗ 
ſicherung niedrig ſind, das waren ſie aber auch in Frie⸗ 
denszeiten. Niemals hat der Grundſatz beſtanden, daß 
die Invalidenverſicherung allein ſoviel Rente auf⸗ 
bringen ſoll, daß der Arbeitnehmer von dem Betrage 
leben kann. Sie war als ein Zuſchuß gedacht und wird 
auch immer ein Zuſchuß bleiben müſſen. (Abg. Mau: 
Bei den Beamten iſt es anders! — Unruhe.) Es mag ja 
Ihr Streben ſein, daß der Staat jeden Staatsbürger 
zum Beamten macht und ihm ſein Auskommen bis zum 
Lebensende ſichert. Herr Abg. Mau, dann iſt aber Ihre 


(B) Tätigkeit erledigt. Dann gibt es keinen Sozialdemo⸗ 


kraten mehr, dann werden Sie beſchäftigungslos. 

Es muß auch einmal ausgeſprochen werden, daß die 
Angehörigen der Rentner, wie es früher der Fall war, 
ſich wieder auf ihre Unterſtützungspflicht beſinnen, die 
ſie gegenüber ihren Familienangehörigen haben. Wenn 
dann die Mittel nicht ausreichen, ſo muß die öffentliche 
Wohlfahrtspflege nach den üblichen Grundſätzen Platz 
greifen. Es geht aber nicht an, daß man einfeitig die 
Wirtſchaft belaſtet. (Abg. Kloßowſki: Was haben Sie 
vor einem Jahr geſagt? — Abg. Mau: Das erzählen 
Sie den Gutsbeſitzernl) Reden Sie ſich nur aus. 
(Zuruf des Abg. Ed. Schmidt.) Als ich deutſchnatio⸗ 
naler Handlungsgehilfe war, habe ich auch Sozialgeſetz⸗ 
gebung gemacht und ein ſoziales Herz gehabt, genau wie 
heute. (Sehr gut! rechts.) Ich habe aber alles mit 
Verſtand gemacht, und nicht mit Unvernunft. Sie 
müſſen es ſich ſelbſt ſagen, wenn Sie ſo weiter fort⸗ 
fahren, wird die Quelle verſiegen, aus der die ganze 
Sozialgeſetzgebung geſpeiſt wird. Das ift ein Ver- 
brechen an der Wirtſchaft und letzten Endes ein Ver⸗ 
brechen an der Sozialgeſetzgebung überhaupt. (Sehr 
richtig! rechts.) Denn wenn die Quelle verſiegt, geht 
auch die ſoziale Geſetzgebung in ihrer Geſamtheit zu⸗ 
grunde. (Abg. Mau: Bei acht Pfennigen die Woche?) 
Es liegen eben Verhältniſſe vor, die zwingend verlan⸗ 
gen, daß wir auf die Wirtſchaft Rückſicht nehmen. (Abg. 
Mau: Das hätten Sie Kette jagen folen!) Wenn Sie 
das nicht tun, ſo tragen Sie die Verantwortung. Vor 
allem haben die bürgerlichen Parteien einen großen 
Teil Schuld daran. Meine Fraktion kann ſich nicht 
dazu entſchließen, dem Geſetzentwurf zuzuſtimmen, 
wenn er eine weitere Belaſtung der Wirtſchaft mit ſich 
bringt. (Bravo rechts. — Abg. Mau: Ihr ſeid ja 
immer gegen die Sozialverſicherung.) 


Volkstag Danzig. — 138. Sitzung. Mittwoch, den 4. November 1925. 


Sa Vizepräſident: Das Wort hat die Frau Abg. 
Kreft. , 

Kreft, Abgeordnete (K. P.): M. H. u. D.! Nach den 
Ausführungen des Vorredners könnte man glauben, 
daß es den Invalidenrentnern ſehr gut ginge und daß 
man ihnen noch zuviel Geld zukommen laſſen will. 
Was bringt aber die Geſetzesvorlage dem Invaliden⸗ 
rentner? Die Zulage für dieſe bedürftigen Leute be⸗ 
trägt etwa 4 Gulden 65 Pfennig im Monat. Anderer⸗ 


ſeits will man aber den Arbeitern, die ſchon fo jo wenig, 


verdienen und deren Löhne die Unternehmer jetzt 
wieder abbauen wollen, eine neue Belaſtung zumuten. 
Die Arbeiter können die erhöhten Beiträge nicht zahlen. 
Ein Arbeiter verdient etwa 7,50 Gulden und ſoll davon 
einen Beitrag von 32 Pfennig entrichten. Das iſt zu 
viel und man kann dieſer Regelung nicht zuſtimmen. 
Unſere Stellungnahme geht dahin, daß alle Lohn⸗ 
und Gehaltsempfänger der Invalidenverſichevung an- 
gehören müſſen und daß der Arbeitgeber, nicht der Ar⸗ 
beitnehmer, die vollen Koſten für die Invalidenverſiche⸗ 
rung tragen müßte. Die Löhne der Arbeiter ſind ſo 
gering, daß mit ihnen nicht auszukommen iſt. Der 8 8 
der Vorlage beſagt aber weiter, daß die Selbſtverſicherer 
und Weiterverſicherer nicht wie bisher in Gruppe 1 
bleiben dürfen, ſondern den Beitrag mindeſtens der 
Gruppe 2 zahlen müſſen. 
wir auch nicht zuſtimmen. Als Weiterzahler kommen 
meiſt junge Mädchen in Betracht, die ſich verheiratet 


haben und die die bereits bezahlten Beiträge nicht ver⸗ 


lieren möchten. Deshalb führen ſie die Verſicherung 
in der niedrigſten Beitragsklaſſe fort. Wenn man jetzt 
die Beiträge erhöht, ſo wird es dieſen jungen Frauen 
nicht mehr möglich fein, weiter die Beiträge zu ent- 
richten. Die Landesverſicherungsanſtalt will mit der 
Erhöhung ein gutes Geſchäft machen, da eine große 


Zahl der Frauen, die die Invalidenverſicherung bezahlt ( 


haben, abgewieſen werden, weil ihr Anſpruch angeblich 
erloſchen ift, Dieſe Beiträge will man einſtecken, des- 
wegen können wir dem Paragraphen in ſeiner jetzigen 
Form nicht zuſtimmen. Wir werden dafür eintreten, 
daß die Weiterverſicherer in der unterſten Klaſſe bleiben 
und werden nicht zulaſſen, daß ein Teil der Bevölke⸗ 
rung betrogen wird. 

Was ganz beſonders nicht abgebaut werden darf, iſt 
das Heilverfahren. Im Gegenteil müßte es noch weiter 
ausgebaut werden. Hierfür ſollten auch Staatsmittel 
zur Verfügung geſtellt werden, damit die Arbeiter auch in 
Heilanſtalten Unterkunft finden, um noch einigermaßen 
ihrer Familie erhalten zu werden. Das Heilverfahren 
darf darum nicht fallengelaſſen werden. Andererſeits 
kann man dem Arbeitnehmer auch nicht die neuen Er⸗ 


höhungen der Beiträge zumuten, weil er ſie nicht zahlen 


kann. Vielmehr müßte der Arbeitgeber, genau wie bei 
der Unfallverſicherung, die ganzen Koſten aufbringen; 
denn für den Arbeitgeber läßt der Arbeiter ja ſeine 
Knochen, für ihn gibt er in der Fabrik feine Geſundheit 
hin. Deshalb muß auch der Arbeitgeber die Beiträge 
voll und ganz bezahlen, nicht, daß man ſie dem Arbeiter 
auferlegt, der nur wenige Pfennige Lohn erhält. 
Fragen wir uns einmal, woher es kommt, daß ſich 
die Invalidenverſicherung nicht rentiert? Sehen w 


uns einmal die Verwaltung an! Früher, als die Ber“ 


waltung ganz Weſtpreußen umfaßte, waren auch ni 3 
mehr Beamte angeſtellt als heute. Ein großer Teil de 

oberen Beamtenkörpers könnte alſo abgebaut werden. 
Dann wären Erſparniſſe zu erzielen und den 1 
lidenrentnern könnte mehr bewilligt werden. A 1 
man ſagt, man ſchaffe eine Erhöhung für die Invalide 

rentner und nimmt den Kindern der Invalidenren 

noch das Letzte. Darum ſage ich, mit dieſem Geſetz w 


Dieſer Regelung können 


ý; 


() dan Arbeitern kein Dienft geleitet. 


Mittwoch, den 4. November 1925 1961 


(Kreft, Abgeordnete.) N 
] (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Gebauer. : ; 


Gebauer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Es 
iſt bezeichnend, daß ſich hier ein Abgeordneter, der län⸗ 
gere Zeit einer Arbeitnehmergruppe in leitender Stel⸗ 
lung angehörte, dazu hergibt, die Anſicht reaktionärer, 
ſcharfmacheriſcher Kreiſe zu vertreten. In der Preſſe 
der deutſchnationalen Angeſtelltenorganiſation und des 
Deutſchen Gewerkſchaftsbundes werden die gegentei⸗ 
ligen Anſchauungen zum Ausdruck gebracht, als ſie 
heute Herr Abg. Senftleben vertrat. In den Verſamm⸗ 
lungen dieſer Organiſationen vertritt Herr Abg. 
Mayen, der Fraktionsgenoſſe des Herrn Senftleben, 
die größten Forderungen auf ſozialpolitiſchem und 
arbeits rechtlichem Gebiete. Heute ſtellt ſich ein Arbeit⸗ 
nehmer derſelben Fraktion hierher und lehnt alle Ver⸗ 
beſſerungen in ſozialpolitiſcher Hinſicht ab. Das fenn- 
zeichnet vor allen Dingen die Deutſchnationalen, die im 
Jahre 1920 bei der Konſtitujerung der Freien Stadt 
und in der Begründung des Programms des deutſch⸗ 
nationalen Senats an dieſer Stelle erklärten, daß ſie die 
deutſche ſoziale Geſetzgebung in all ihren Punkten bei⸗ 
behalten wollten. Kaum ſind aber einige Jahre darüber 
verfloſſen, da geben die Deutſchnationalen ihre fri- 
heren Verſprechungen auf und wollen zuerſt bei den 
Leuten ſparen, die ihr ganzes Leben lang im Dienſte 
der Arbeit geſtanden haben. Wenn man bedenkt, daß 
gerade in der Parteirichtung der Deutſchnationalen be⸗ 
ſonders die beſſerſituierten Beamten eine weitere Er⸗ 
höhung ihrer Gehälter fordern und dieſe Forderung 
in deutſchnationalen Parteikreiſen unterſtützt wird, 
dann ſieht man, wohin die Fahrt geht. Die Deutſch⸗ 
nationalen wollen die Arbeiter unterdrücken und 
knechten. 


Ich weiſe darauf hin, daß die Deutſchnationalen 
ihren Verſprechungen untreu geworden ſind, und daß 
te heute in erſter Linie einen Abbau der Sozialgeſetz⸗ 
gebung fordern. Wir würden dieſem Abbau den 
größten Widerſtand entgegenſetzen, denn wir haben 
immer betont, daß die Danziger Sozialgeſetzgebung mit 
er deutſchen vollſtändig konform gehen muß. Das 
werden wir auch in Zukunft ſo machen. Der Herr Abg. 
Senftleben iſt aber gar nicht einmal in der Lage, die 
Sozialgeſetzgebung zu beherrſchen. Seine Ausfüh⸗ 
Ungen haben gezeigt, welche große Unkenntnis auf dem 
geſamten ſozialpolitiſchen Gebiet bei ihm vorhanden iſt. 
je bat 3. B. zitiert, daß die Arbeitgeber verpflichtet 
0 an ſollen, die geſamten Beiträge in der unterſten 
me für die Arbeitnehmer zu zahlen. Er hat darauf 
i en, daß bis zu einem Tagelohn von 7,50 Gul⸗ 
155 die Beiträge vom Arbeitgeber allein gezahlt wer⸗ 
ger len. Er hat die Vorlage anſcheinend nicht durch⸗ 
> n, denn in die unterſte Gruppe fallen nur Ver⸗ 
haben, die einen Wochenlohn von 7,50 Gulden 
iſt a aber nicht einen Tagelohn von 7,50 Gulden. Das 
Senftien, anderes als das, was uns der Herr Abg. 
daß 818 1 Ich bin der Anſicht, 
die L 


* 


meh 


[ n Heute hat auch ſchon jeder an⸗ 

rbeitgeber für die Arbeitnehmer der unter⸗ 

ift d ltsgruppen die Beiträge vollſtändig bezahlt 
Seite p 1 nicht pleite gegangen. Auf der einen 
geſetz e ee die Deutſchnationalen die Sozial⸗ 
die De dung nicht, und auf der anderen Seite find fie 
kteſten Gegner jeder Erweiterung ſozialpoliti⸗ 


Volkstag Danzig. — 138. Sitzung. 


ſcher Rechte. Nun hat Herr Abg. Senftleben auf die (C) 
Erhöhung der Beiträge gegenüber den deutſchen Sätzen 
hingewieſen. Er hat gemeint, daß der „Volksſtimme“ 
nicht ganz wohl geweſen wäre, als ſie darauf hinwies, 
daß in Danzig höhere Sätze gezahlt werden ſollen. 
Damit hat er nicht bewieſen, daß die „Volksſtimme“ 
einen anderen Standpunkt einnimmt. Die „Volks⸗ 
ſtimme“ hat nur darauf hingewieſen, daß es in einem 
kleinen Staat ſchwer iſt, eine geſonderte Sozialgeſetz⸗ 
gebung durchzuführen. Das geht konform mit den Ge⸗ 
danken der Sozialdemokratiſchen Partei, die ſchon ſeit 
Jahren darauf hingewieſen hat, daß uns die Verhält⸗ 
niſſe in Danzig über den Kopf wachſen werden und daß 
es in einem kleinen Staat nicht möglich ſein wird, ein 
halbes Dutzend von ſozialen Verſicherungen nebenein⸗ 
ander zu haben, ſondern daß bald die Zeit kommen 
werde, wo wir die ſozialen Verſicherungen zuſammen⸗ 
legen müßten. 


Die Vorlage zeigt, daß unſer Gedanke der richtige 
iſt. Wir haben hier in Danzig keinen ſogenannten 
Ausgleichsfonds, wie es in Deutſchland durch die ver⸗ 
ſchiedenen Landesverſicherungsanſtalten möglich iſt. 
Wir haben nur eine Landesverſicherungsanſtalt und 
können einen ſolchen Ausgleich nicht ſchaffen. Wir ſind 
der Ueberzeugung, daß die Zeit für uns Schrittmacher 
ſein wird. Sie wird bezeugen, daß unſer Gedanke der 
Zuſammenlegung der ſozialen Geſetzgebung der rich⸗ 


tige iſt. j 


Wenn nun gejagt wurde, daß in Danzig die Bei⸗ 
träge höher ſein ſollen als in Deutſchland, und zwar um 
25 Prozent, dann hat der Herr Abg. Senftleben dieſen 
Geſetzentwurf gar nicht durchgeleſen. Nur in der 
unterſten Gehaltsgruppe tritt eine Erhöhung von 
25 Prozent zutage, die ſich ungefähr in ein paar Pfen⸗ 
nigen pro Woche auswirkt. Nur für die Leute kommt 
die 25prozentige Erhöhung in Frage, die wöchentlich 


nicht mehr als 7% Gulden verdienen, und das iſt nicht 


das Gros der Arbeitnehmer, wie Herr Abg. Senftleben 
behauptet, ſondern das iſt eine ganz verſchwindend ge⸗ 
ringe Anzahl. Heute fallen ſchon die Dienſtboten in die 
Lohngruppen 3 und 4 der Invalidenverſicherung. Ich 
weiſe darauf hin, daß man, wenn man von dieſer Stelle 
aus Sozialpolitik treiben will, erſt einmal die ſoziale 
Geſetzgebung kennen und ſich in die ganze Materie hin⸗ 
einarbeiten muß. Wenn geſagt wurde, in Friedens⸗ 
zeiten wäre die Invalidenrente auch nicht hoch ge⸗ 
weſen, dann weiſe ich darauf hin, daß durch die Neu⸗ 
reglung, die am 1. Dezember eintreten ſoll, erſt wieder 
die Friedensſätze erreicht werden. Nur in einzelnen 
Fällen werden darüber hinaus höhere Renten gezahlt. 
werden. Dies gebe ich zu, aber im allgemeinen werden 
durch die Neureglung erſt die Friedensſätze erreicht. 
Wir wollen uns doch nicht in das Stadium zurückver⸗ 
ſetzen, das wir im Jahre 1900 hatten, ſondern wir ſchrei⸗ 
ben heute 1925 und wollen andere Verhältniſſe haben. 
Die Invalidenrenten müſſen beſſer geſtaltet werden. 
Heute iſt durch die Stellungnahme der Deutſchnatio⸗ 
nalen zu der Erhöhung der Invalidenrente die volks⸗ 
feindliche Haltung dieſer Partei zutage getreten. Sie 
ſehen jetzt, daß die Erklärung der Deutſchnationalen, 
daß ſie ebenfalls Arbeiterintereſſen vertreten, Heuchelei 
it; denn fie verlangen jetzt einen Abbau der ganzen 
ſozialen Geſetzgebung. Die Invalidenrente ift nte- 
mals als Zuſchuß zur Lebenshaltung gedacht worden, 
ſondern, wenn die Arbeiter nach ungefähr 50jähriger 
Tätigkeit nicht mehr imſtande ſind, durch ihrer Hände 
Arbeit ihren Lebensunterhalt zu verdienen, dann ſollte 
die Rente ihnen den Lebensunterhalt ermöglichen. 
(Sehr richtig! links.) Aus dieſem Grunde muß, auch 
in der heutigen ſchweren Zeit darauf hingewirkt wer⸗ 
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(Gebauer, Abgeordneter.) 


(A) den, daß die Invalidenrente fo geſtaltet wird, daß die 


Leute mit dieſer Rente wirklich auskommen können. 

Ich war heute morgen in einer Invalidenver⸗ 
ſammlung. Die Parteien waren eingeladen, aber 
außer der Kommuniſtiſchen Partei war meine Partei 
die einzige, die an dieſer Verſammlung teilgenommen 
hat. Die andern hatten ſich gedrückt. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Ich habe keine Einladung bekommen!) Mir 
iſt geſagt worden, daß alle Parteien eingeladen waren. 
Jedenfalls waren nur die Kommuniſten und die So⸗ 
zialdemokraten vertreten. Dort hätten Sie andere 
Forderungen hören können. Ich habe dieſen auch nicht 
völlig zuſtimmen können, aber das Verſprechen abge⸗ 
geben, daß wir verſuchen würden, den Leuten einen 
ſolchen Lebensunterhalt zu verſchaffen, daß ſie auch in 
dieſer Zeit nicht zu verhungern brauchten. Sie, von der 
chriſtlichen Wirtſchaftsordnung, müßten doch gerade 
darauf Wert legen, daß wir heute nicht in ein Zeitalter 
zurückverſetzt werden, wo Leute, die 50 Jahre hindurch 
Tätigkeit im Dienſte der Allgemeinheit geleiſtet haben, 
elend verhungern, die auch für Sie, die Sie heute die 
Betriebe leiten, gearbeitet haben. Die Leute müſſen 
durch Ausgeſtaltung der Invalidenrenten ihren Le⸗ 
bensunterhalt haben. 

Wir bedauern, daß die Zeit noch nicht gekommen 
iſt, daß wir höhere Sätze verlangen können, als ſie heute 
in dieſem Geſetzentwurf zur Durchführung kommen 
ſollen. Wir glauben aber, daß mit dieſer Verbeſſerung 
der Lage der Invalidenrentner nicht haltgemacht iſt. 
Sobald es möglich iſt, müſſen wir die Renten ſo feſt⸗ 
ſetzen, daß die Leute, die ihr Leben lang ſchwere Dienſte 
im Intereſſe des Staates und der Allgemeinheit ver⸗ 
richtet haben, ihren Lebensabend ſorgenfrei verleben 
können. (Bravo! links.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hennke. 

Heunke, Abgeordneter (D.Lib.): M. D. u. H.! Die 
Rede des Herrn Abg. Senftleben war nicht für das 
hohe Haus beſtimmt, ſondern für die Oeffentlichkeit 
und insbeſondere für die Zeitungen, damit man draußen 
erfährt, wie eifrig die Deutſchnationale Partei mit 
einem Male die Wirtſchaft ſtützt. Es war, kurz geſagt, 
eine Agitationsrede ſchlimmſter Art. (Sehr richtig! 
Was verſtehen Sie von der Wirtſchaft? rechts. — Sie 
verſtehen nur etwas von der Sauwirtſchaft! links.) 
Die Deutſchnationale Fraktion hat, als ſie noch zu den 
Regierungsparteien gehörte, ſtets erklärt, daß im 
Freiſtaat mit der deutſchen ſozialen Geſetzgebung 
gleicher Schritt gehalten werden müſſe. Sie hat 
dieſen Standpunkt mit Recht vertreten. (Zuruf des 
Abg. Schwegmann.) Wir nehmen heute denſelben 
Standpunkt ein und ſind der Anſicht, daß wir im Frei⸗ 
ſtaat nicht hinter der Sozialgeſetzgebung des Deutſchen 
Reiches zurückbleiben können, wenn nicht ſpäter der 
Wirtſchaft aus einem ſolchen Verhalten ſchwere Laſten 
erwachſen ſollen. Wenn wir heute an den Beiträgen 
ſparen und niedrigere Sätze erheben als in Deutſch⸗ 
land, ſo wird ſich herausſtellen, daß wir ſpäter nicht die⸗ 
ſelben Renten wie in Deutſchland zahlen können. Die 
Folge davon wird ſein, daß dann zu den Renten erhöhte 
Zuſchüſſe zu zahlen ſind, die wiederum nur die Wirt⸗ 
ſchaft ganz allein wird tragen müſſen. Glauben Sie, 
daß Sie mit einer ſo kurzſichtigen Politik, wie Sie ſie 
mit Ihrer Stellungnahme betreiben, den Staat und die 
Wirtſchaft retten können? Das iſt doch wohl ausge⸗ 
ſchloſſen. Als ſeinerzeit die Invalidenverſicherung in 
Deutſchland geſetzlich geregelt wurde, fand dieſe Rege⸗ 
lung nicht nur in Deutſchland, ſondern weit darüber 
hinaus auch im Auslande Anerkennung. Wir wundern 
uns außerordentlich, daß Sie, meine Herren von rechts, 


dieſe Vorlage, die doch eine Verbeſſerung bedeutet, ſo 
ſehr bekämpfen. Wir erkennen an, daß die Wirtſchaft 
ſchwer um ihre Exiſtenz ringt und daß es ihr ſehr 
ſchwer fällt, auch dieſe Laſten noch auf ſich zu nehmen. 
Man wird aber bei Ablehnung dieſer Vorlage bedenken 
müſſen, daß über kurz oder lang die jetzigen Beitrags⸗ 
zahler verſorgt werden müſſen; die Laft wird die Wirt- 
ſchaft dann allein zu tragen haben. 

Deshalb darf man ſich nicht hier herſtellen und 
Agitationsreden halten, die den Anſchein erwecken 
könnten, als wenn man der Wirtſchaft hilft, die aber in 
Wirklichkeit doch nur Schaden anrichten. Das muß un⸗ 
bedingt zur Richtigſtellung geſagt werden. (Zuruf des 
Abg. Habel.) Das iſt notwendig, Herr Abg. Habel, 
weil Sie jetzt in der Oppoſition ſind. — Es iſt begreiflich, 
daß Sie als Oppoſitionspartei die Maßnahmen der Re⸗ 
gierung kritiſieren, um ſich bei der Wirtſchaft in ein 
gutes Licht zu ſtellen. Ueber die Beiträge der unteren 
Gruppen kann man ſehr wohl verſchiedener Meinung 
ſein. Auch wir befinden uns da nicht im Einklang mit 
der Vorlage. In Wirklichkeit liegen die Dinge ſo, daß 
die Arbeitgeber die Laſten bei den unteren Gruppen 
ſchon heute allein tragen. Wer von den Arbeitgebern 
zieht heute einem Dienſtboten oder einem Hausange⸗ 
ſtellten noch Beiträge ab? Niemand, ich glaube auch 
nicht, daß Sie es tun, Herr Abg. Ehm. In den meiſten 
Fällen trägt alſo der Arbeitgeber jetzt ſchon die geſamte 
Laſt der unteren Stufen. Es wird demnach etwas ge⸗ 
fordert, was ſchon beſteht. Dennoch werden wir nicht 
dafür ſei, weil wir mit dem Prinzip der Laſtenteilung 
nicht brechen wollen. Nicht die Wirtſchaft ſoll allein 
die Koſten zahlen, ſondern ſie müſſen gleichmäßig ver⸗ 
teilt werden. (Brave!) 

Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft, 
ich ſchließe die Beſprechung, der Aelteſtenausſchuß 


ſchlägt vor, die Vorlage an den Sozialen Ausſchuß zu (D) 


überweiſen. Widerſpruch erfolgt nicht; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. das 
Genfer Abkommen wegen Durchleitung elek⸗ 
triſcher Arbeit uſw. 
Druckſache Nr. 1876 nebſt Anlage. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
ſchließe die Beſprechung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt 
vor, heute gleich die zweite und dritte Leſung vorzu⸗ 
nehmen. Widerſpruch dagegen wird nicht laut, das hohe 
Haus hat fo beſchloſſen. Wir kommen zur zweiten Leſung. 
Ich rufe auf den einzigen Paragraphen Und eröffne die 
Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Paragraphen zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Danke, das ift die Mehrheit; er ift ange 
nommen. Wir kommen zur Abſtimmung über die 
Ueberſchrift: „Geſetz über die Zuſtimmung zu dem 
Genfer Abkommen wegen Durchleitung elektriſcher Ar⸗ 
beit und dem Genfer Abkommen wegen Bewirtſchaf⸗ 
tung von Waſſerkräften, an denen mehrere Staaten 
beteiligt ſind, beide vom 9. Dezember 1923.“ Ich darf 
wohl feſtſtellen, daß die Ueberſchrift mit derſelben 
Mehrheit angenommen iſt. Das iſt der Fall. Wir 
kommen zur dritten Leſung. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor, t ch 
ſchließe fie, Wir kommen zur Einzelberatung. Ich 
rufe auf den einzigen Paragraphen und eröffne die pe 
ſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor, wir kom⸗ 


men zur Abſtimmung. Wer dem einzigen Paragrap en 


in der dritten Leſung zuſtimmen will, bitte ich, ſich u 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehr 
heit; er ift angenommen. Wir kommen zur Abſtim 
mung über die Ueberſchrift. Wer ſie annehmen T 1 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. Das ift die Med A 
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[Präſident.) 


(A) heit. Die Ueberſchrift ift angenommen. Wir kommen 


zur Geſamtabſtimmung einſchließlich der Anlage. Wer 
dem Geſetz in der Geſamtabſtimmung einſchließlich der 
Anlage zuſtimmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Damit 
iſt das Abkommen in erſter, zweiter und dritter Be⸗ 
ratung angenommen. Ich rufe auf Punkt 6 der Tages⸗ 
ordnung: N 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
Abänderung des Zigarettenſteuergeſetzes. 


betr. 


Druckſache Nr. 1903. Wortmeldungen liegen nicht vor, 


die Beſprechung iſt geſchloſſen. Der Aelteſtenausſchuß 
ſchlägt vor, die Vorlage dem Steuerausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Widerſpruch gegen dieſen Vorſchlag wird nicht 
laut, es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 7 der 
Tagesordnung: 
Bericht des Hauptausſchuſſes zum Autrag des 
Abg. Polſter und Genoſſen betr. Gewährung eines 
Darlehns an die Wirtſchaft. 
Druckſache Nr. 1891 zu Nr. 1097. Schriftlicher Bericht 
liegt vor. Wir kommen zur Abſtimmung über die 
Druckſache Nr. 1097. Der Ausſchuß hat Ablehnung vor- 
geſchlagen. Ich bitte die Damen und Herren, die der 
Druckſache Nr. 1097 zuſtimmen wollen, fiH vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. 
Die Druckſache Nr. 1097 ift damit abgelehnt. Wir fon- 
men zu Punkt 8 der Tagesordnung: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Minderung der Wohnungsnot. — Urantrag des 
Abg. Liſchnewſki und Fraktion. N 
Druckſache Nr. 1892 zu Nr. 1125. Schriftlicher Bericht 
liegt vor. Ich eröffne die Beſprechung zu § 1, das Wort 
hat Herr Abg. Raſchke. ; a 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! So oft, 


150 wie hier das Elend der unteren Volksſchichten geſchil⸗ 


dert worden iſt, ſo oft, wie die Parteien dazu Stellung 
genommen haben, glaube ich behaupten zu können, iſt 
auch über das Wohnungselend hier in dieſem Hauſe 
chon geſprochen worden. Leider iſt es in dieſer Be⸗ 
Rehung immer bei Worten geblieben. Niemand hat 
elegenheit genommen, dieſem Uebel zu ſteuern. Ge⸗ 
wiß haben wir ein Wohnungsbaugeſtz, und als es be⸗ 
raten wurde, glaubte man ja, jetzt hätte man in bezug 
auf den Wohnungsbau den Himmel auf Erden geſchaf⸗ 
ſen; in ganz kurzer Zeit würde die ganze Bevölkerung 
im Ueberfluß von Wohnungen ſchwimmen. Daß es 
ak ſo iſt, wird der größte Teil der Mitglieder des 
Hauſes heute eingeſehen haben. Trotzdem wir das 
à zohnungsbaugeſetz haben, ſind noch immer 12 576 Per⸗ 
ſonen als Wohnungsſuchende vorgemerkt. (Hört, hört!) 
à M. D. u. H.! Schon dieje Zahl allein beweiſt, daß 
em Wohnungselend mit dem Wohnungsbaugeſetz ab⸗ 
plut nicht geſteuert werden kann. Wir ſind der feſten 
x eberzeugung, daß ihm auch nicht geſteuert werden 
Vird, zumal auf Grund des verabſchiedeten Wohnungs⸗ 
wageſetzes nicht in dem Maße Wohnungen gebaut 
de wie es eigentlich ſein ſollte. Zum zweiten 
5 en nur Wohnungen für beſitzende Kreiſe gebaut, 
N den eigentlichen Wohnungsloſen, von den Ar⸗ 
weil die nicht in Anſpruch genommen werden können, 
9 8 Mieten zu hoch ſind. Die Wohnungsgenoſſen⸗ 
2 5 en verlangen zunächſt eine gewiſſe Einlage. Es 
Genoſſenſchaften, die beim Bezug der Wohnung 

i en verlangen. Wir ſagen deshalb, daß es auf 
möglict des Wohnungsbaugeſetzes nur dem Beſitzenden 
mij = iſt, eine Wohnung zu ergattern. Die Arbeiter 
0 n nach wie vor in ihren Höhlen haufen. Sie find 
aus wie vor Krankheiten und allen möglichen Seuchen 
S A Wir haben ſchon damals erkannt, daß das 
ungselend durch die Flickarbeit, wie fie hier im 


Volkstag geleiſtet wird, 
Wir brachten deshalb eine Vorlage auf Druckſache 
Nr. 1125 ein. Dieſe Druckſache hat nunmehr den Haupt⸗ 
ausſchuß paſſiert, leider aber keine Freunde gefunden. 
Das iſt dafür bezeichnend, daß man das Wohnungs⸗ 
elend nicht beheben will. Würde man die feſte Abſicht 
haben, dieſe Wohnungskalamität endlich zu lindern, 
dann müßte man dieſem Geſetz zugeſtimmt haben oder 
mindeſtens verſucht haben, aus dieſem Geſetz etwas 
nach Ihrer Meinung Annehmbares zu ſchaffen. Nach 
unſerer Anſicht iſt das Geſetz annehmbar und würde 
ſich ſehr gut in bezug aus den Wohnungsmarkt aus⸗ 
wirken. Es iſt aber anders gekommen. Sämtliche 
Parteien haben das Geſetz abgelehnt. Ich möchte hier 
erwähnen, daß es beſonders die Sozialdemokratie nicht 
einmal für nötig befunden hat, zu dieſem Geſetz Stel- 
lung zu nehmen. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 


Die heutigen Verhältniſſe, die ſich in bezug auf die 
Wohnungen abſpielen, müſſen auch noch kurz beleuch⸗ 
tet werden. Es iſt mir heute z. B. geſagt worden, daß 
nicht nur die Hauseigentümer ziemlich rigoros gegen 
ihre Einwohner vorgehen, ſondern daß ſelbſt der Senat 
in dieſer Beziehung mit gutem Beiſpiel vorangehen 
ſoll. (Abg. Bahl: Viel doller! Das können wir uns 
nicht erlauben!) Es wird mir hier beſtätigt. So er⸗ 
laubt z. B. der Senat nicht, daß ſich ſeine Einwohner 
Hühner halten. Er verlangt kategoriſch ihre Abſchaf⸗ 
fung. Den kleinen Leuten, die ſich hier und da ein 
paar Hühner halten und damit eine Beſſerſtellung 
ihrer Ernährung erſtreben, erklärt man einfach: 
„Wenn du nicht binnen acht Tagen die Hühner ab⸗ 
ſchaffſt, fliegſt du raus.“ Wohin wird er fliegen? 
Letzen Endes auf den Miſthaufen. Ich wünſchte, meine 
Herren vom Senat, Sie müßten einmal in den Woh⸗ 
mungen kampieren, in denen heute die Arbeiter hauſen 
müſſen. Wir wollten dem Uebel abhelfen und die Woh⸗ (D) 
nungen beſchlagnahmen. Wenn wir heute noch immer 
feſtſtellen müſſen, daß eine alte Jungfer mit ihrem 
Hund zehn Zimmer bewohnt und auf der andern Seite 
ſechs bis ſieben Familien in einem Zimmer hauſen 
müſſen, und wenn Sie das dulden, dann ſagen wir: 
Sie haben nicht die Abſicht, etwas zu tun. (Abg. Bahl: 
Aufhebung der Zwangswirtſchaft!) Damit wird der 
Sache auch nicht gedient. Sie müßten ſich anders ein⸗ 
ſtellen. Sie müßten nicht nur Ihre Taſchen füllen 
wollen, ſondern etwas zum Wohle der Allgemeinheit 
beitragen. Die Hauseigentümer ſagen aber heute: 
„Wenn mein Haus ſich nicht ſo verzinſt, daß in zehn 
Jahren alles abgedeckt iſt, baue ich nicht.“ Sie haben 
es in der Hand, die Wohnungsmieten fo hoch zu ſchrau⸗ 
ben, daß es jeder Beſchreibung ſpottet. Früher haben 
wir für eine 2⸗Zimmer⸗Wohnung 25 Mark bezahlt. 
Fragen Sie, einmal, ob es unter den heutigen Ver- 
hältniſſen angebracht iſt, für dieſelbe Wohnung 70 Gul⸗ 
den zu verlangen. Die Hauseigentümer ſind in dieſer 
Beziehung genau ſo daran beteiligt, wie der Senat, 
der hier auch wieder mit gutem Beiſpiel vorangeht. 
Es müßte jedem in dieſem Hauſe klar ſein, daß die 
Arbeiter heute nicht in der Lage ſind, derartige Woh⸗ 
nungsmieten aufzubringen. Wenn heute ſchon zwangs⸗ 
wirtſchaftsfreie Wohnungen vorhanden ſind oder ge⸗ 
baut werden, dann müßte man wenigſtens verlangen, 
daß dieſe Wohnungen, mindeſtens in bezug auf Feſt⸗ 
ſetzung der Mieten, auch der Zwangswirtſchaft unter⸗ 
liegen. Wirtſchaften Sie nur ſo weiter! Die alten 
Häuſer werden verfallen. Die großen Wohnungen 
werden nicht aufgeteilt. Sie werden es in nächſter Zeit 
erleben, daß nicht 50 Familien obdachlos ſind, ſondern 
daß ſich die Zahl weſentlich vermehren und dadurch das 
Elend immer größer werden wird. (Zwiſchenruf des 
Abg. Bahl.) Jawohl, die Zwangswirtſchaft iſt in 


nicht behoben werden kann. (C) 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 
dieſer Beziehung viel zu locker, ſie muß viel ſchärfer 
angezogen werden, das verlangen wir. 

In unſerem Geſetzentwurf liegt ein Teil Zwangs⸗ 
wirtſchaft, indem es heißt: „Sämtliche Wohnungen 
werden beſchlagnahmt und neu verteilt.“ Wenn Sie 
uns noch ſo viel von Ihrer freien Wirtſchaft erzählen, 
können wir uns doch nicht davon überzeugen, daß da⸗ 
durch das Wohnungselend behoben wird. Wir müſſen 
im Gegenteil immer wiederholen, daß die Arbeiter 
nicht in der Lege find, heute die Mieten zu bezahlen, 
die von den ausagrariern gefordert werden. Wir 
ſehen ja, daß ie rückſichtslos vorgehen, genau fo wie 
der Senat, wenn ſie ſich vielleicht auch nicht an dem 
Kleinvieh ſtoßen, aber wenn der eine oder der andere 
die Miete nicht mehr zahlen kann, dann raus mit ihm. 
(Zwiſchenruf des Abg. Bahl.) Ich bin täglich auf dem 
Gericht. Stellen Sie doch einmal feft, wieviel Klagen 
vorliegen und wie viele Urteile täglich gefällt werden. 
Das Mieteinigungsamt hat feſtgeſtellt, daß 30 Prozent 
aller Räumungsklagen wegen Nichtzahlung der Miete 
vorgenommen werden. Das iſt ein Beweis dafür, daß 
die Arbeiter nicht in der Lage find, die Wohnungsmie⸗ 
ten zu bezahlen. (Abg. Bahl: Sie wollen nicht!) 
Wenn Sie weiter ſo verfahren werden, werden wir 
bald dahin kommen, wo Sie es nicht hinhaben wollen, 
wohl aber wir, nämlich dahin, daß die Arbeiterſchaft 
erkennt, daß ſie mit dieſer Wirtſchaftsweiſe überhaupt 
Schluß machen muß. Wird die Wirtſchaft auf dem All⸗ 
gemeinwohl aufgebaut, jo wird Remedur geſchaffen 
werden und wir werden auch Wohnungen haben, 
ohne daß viele Wohnungen gebaut werden. Es ſteht 
ſtatiſtiſch feſt, daß genug Wohnräume vorhanden find, 
nur ſind ſie leider in Ihrer Wirtſchaftsweiſe ſo miſe⸗ 
rabel verteilt. Eine alte Dame mit ihrem Hund braucht 


micht allein zehn Zimmer zu bewohnen, wie ich ſchon vor- 
hin ausführte, während ſechs, acht und zehn Familien 
in einer Bude hauſen müſſen, die jeder Beſchreibung 
ſpottet. 

Ich glaube, es hat keinen Zweck, unſere Vorlage 


noch länger zu begründen. Die Ausſchußſitzung hat 
ergeben, daß Sie abſolut nicht dafür zu haben ſind. 
Wir werden bei anderer Gelegenheit erneut Anträge 
ſtellen, damit die freie Bauwirtſchaft aufhört, das Woh- 
nmungsbaugeſetz verſchwindet und der Senat allein 
baut, (Zuruf des Abg. Bahl.) Wenn die Wohnungs⸗ 
loſen zu Genoſſenſchaften zuſammengefaßt ſind und 
der Staat den Wohungsbau in eigene Regie über⸗ 
nimmt, werden wir erſt für die Wohnungsloſen Woh⸗ 
nungen bekommen. (Zuruf.) Die Pleite kann uns 
dann ſehr angenehm ſein. Hier handelt es ſich aber 
darum, die Wohnungsloſen mit Wohnungen zu ver⸗ 
ſehen. Dazu ſind uns alle Mittel recht. Wir werden 
die Wege gehen, die dazu führen, um den Aermſten der 
Armen Wohnungen zu verſchaffen. Ich lade Sie 
freundlichſt ein, ſich einen Vormittag in mein Frak⸗ 
tionszimmer hineinzuſetzen. Heute ſind nicht ein oder 
zwei, ſondern zehn Leute bei mir geweſen, die weinend 
baten, es möge ihnen geholfen werden, ſie würden aus 
der Wohnung herausgeſetzt. ; 

Deshalb ſtehen wir auf dem Standpunkt, daß ganz 
radikal durchgegriffen werden muß. Die Wohnungen 
ſind zu beſchlagnahmen und neu zu verteilen. Dann 
werden wir für jeden Bürger einen annehmbaren 
Wohnraum erhalten und jeder wird zufrieden ſein. 
Sie haben aber ein Intereſſe daran, die Bevölkerung 
unzufrieden zu erhalten. Wenn Sie darin fortfahren, 
wird das Ende nicht fern ſein. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Vizepräſideut Spill: Weitere Wortmeldungen He- 
gen nicht vor, die Beſprechung zu § 1 iſt damit ge⸗ 
ſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte 
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die Damen und Herren, die den $ 1 annehmen wollen, (C 


ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
ift die Minderheit, der $ 1 iſt abgelehnt. Ich rufe auf 
§ 2 und eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen fie- 
gen nicht vor. Ich darf wohl feſtſtellen, daß § 2 mit 
derſelben Stimmenmehrheit abgelehnt iſt. Ich rufe 
auf § 3 und eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich ſchließe ſie. Ich darf wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß auch 8 3 abgelehnt ift. Ich rufe auf § 4 und 
eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe fie und ſtelle Ablehnung feft. Ich er- 
öffne die Beſprechung zu § 5 und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Ich ſtelle Ablehnung feſt. 
Ich eröffne die Beſprechung zu $ 6 und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich ſtelle Ablehnung 
feft. Ich eröffne die Beſprechung zu § 7. Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſtelle feft, daß $ 7 abge- 
lehnt ift. Ich rufe auf § 8 und eröffne die Beſprechung. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Ich darf wohl feſtſtellen, daß auch $ 8 
abgelehnt i Ich eröffne die“ allgemeine Aus⸗ 
ſprache zu 9. Wortmeldungen liegen nicht vor, 
ich ſchließe die Beſprechung und ſtelle feſt, daß 
§ 9 abgelehnt ift. Ich eröffne die Ausſprache zu 8 10 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ich ſtelle feft, daß auch $ 10 abgelehnt ift. Wir kommen 
zur Abſtimmung über die Ueberſchrift: „Geſetz zur 
Minderung der Wohnungsnot und Neubau von Woh⸗ 
nungen.“ Ich bitte die Damen und Herren, die der 
Ueberſchrift zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Minderheit. 
Das Geſetz iſt damit in der zweiten Leſung endgültig 
abgelehnt. Ich rufe auf Punkt 9 der Tagesordnung: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Gewährung einer Wirtſchaftsbeihilfe an Klein⸗ 
rentner uſw. — Urantrag des Abg. Lehmann und 
Fraktion. ( 
Druckſache Nr. 1893 zu Nr. 1713. Bericht des Ausſchuſ⸗ 
ſes für Soziale Angelegenheiten. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung über § 1. Das Wort hat Frau Abg. Richter. 

Richter, Frau Abgeordnete (D.Lib,): M. H. u. D.! 
Im Namen der Koalitionsparteien möchte ich die Er- 
klärung abgeben, daß es uns ſelbſtverſtändlich nicht 
leichtgefallen ift, diefe Wirtſchaftsbeihilfe für die 
Kleinrentner abzulehnen. Wir ſtehen aber auf dem 
Standpunkt, daß gerade die Gewährung ſolcher Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfen nicht Sache des Volkstages iſt, da die 
Wirtſchaftsbeihilfen als ergänzende Wohlfahrtsfür⸗ 
ſorge anzuſehen ſind. Wir haben uns deshalb auf eine 
Entſchließung geeinigt, die wir anzunehmen bitten. 
(Abg. Liſchnewſki: Die nichts beſagt!) Wenn von links 
in die Debatte geworfen wird, die Eutſchließung beſage 
nichts, ſo möchte ich dem entgegenhalten, daß ſie doch 
einen Wert hat. Sie wiſſen alle, daß die Wirtſchafts⸗ 
beihilfen von den Gemeinden zu tragen ſind. Die Stadt 
Danzig hat bereits den Anfang gemacht, dieſe Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfen zur Auszahlung zu bringen. Die 
Entſchließung ſoll lediglich den Zweck haben, die ſäu⸗ 
migen Gemeinden auf ihre Pflicht hinzuweiſen. Je 
hoffe, daß ſie ihren Zweck auch erfüllt. Es iſt nicht 
Sache des Volkstages, ſich lediglich mit ergänzender 
Wohlfahrtsfürſorge zu beſchäftigen. Die Aufgaben, die 
der Volkstag hat, ſind anderer Art. Ich bitte das 
Haus dringend, ſich auf den Standpunkt der Koali⸗ 
tionsparteien zu ſtellen, daß dieſe Wirtſchaftsbeihilfen 
Sache der Kommunen ſind, und daß deshalb die vo 
uns vorgelegte Entſchließung angenommen und 
Vorlage abgelehnt wird. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat Frau Abg. 
Kreft. ie 
Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. H. u. D.! 8 
immer bei ſozialen Fragen, jo erklärt man auch heute / 
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(Kreft, Abgeorduete.) 


{A) daß man ein weiches Herz habe und die Not kenne, aber 


man könne nicht helfen. Ich fage: Man will nicht helfen. 
Wenn man nämlich immer wieder damit kommt, daß 
die Gemeinden zahlen ſollen, ſo ſind es gerade die Ver⸗ 
treter der Kreiſe, die die Laſt auf die Gemeinden ab⸗ 
wälzen wollen, in den Gemeinden, die auch jetzt dieſe 
Beihilfe ablehnen und erklären, es ſei kein Geld vor⸗ 
handen. Uns iſt auch dieſer Antrag noch nicht weit⸗ 
gehend genug. Wir erklären, wie ich ſchon im Aus⸗ 
ſchuß ſagte, daß man den Rentnern ſo viel geben muß, 
daß ſie leben können. Man ſoll ihnen alſo das Exiſtenz⸗ 
minimum gewähren. Weil wir wiſſen, daß dieſe An⸗ 
träge, den Rentnern den notwendigen Lebensunterhalt 
zu verſchaffen, immer nicht durchkommen, ſagen wir: 
Wir wollen den Antrag der Sozialdemokraten aufneh⸗ 
men. Jetzt ſoll die ſozialdemokratiſche Fraktion nur 
das bewilligen, was ſie früher ſelbſt einmal gefordert 
hat. Damit iſt nicht geſagt, daß wir uns auf den Stand⸗ 
punkt der Wirtſchaftsbeihilfen ſtellen. Vielmehr 
müßten die Renten ausreichen. Nur weil nicht aus⸗ 
reichende Renten gezahlt werden, müſſen wir Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfen fordern. Der Staat hat die Pflicht, für 
alle Hilfsbedürftigen zu ſorgen. Die alten Leute müſſen 
derjorgt werden. Täglich verhungern aber einige 
dieſer Leute, wie Sie in den Zeitungsberichten feſtſtellen 
können. Sie könnten noch leben, aber ſie verrecken in 
ihren Löchern. Heute würde erklärt, daß der größte 
Teil der alten Leute nicht mehr auf die Straße gehen 
kann, weil ſie keine Kleider haben. Wenn hier von der 
Winterbeihilfe geſprochen wird, ſo handelt es ſich um 
eine Beihilfe, durch die es den Leuten möglich gemacht 
werden ſoll, ſich die nötigſten Kleider zu beſchaffen. 
zer Winter iſt da und die Leute haben nichts anzu⸗ 
gehen. Glauben Sie, daß ſich die Rentner von dem 
Geld noch Kleider kaufen können? Dann müßten ſie 
verhungern. Eine Wohlfahrtsunterſtützung gibt es 
Ur ſie noch viel weniger. Wenn die Invalidenrentner 
zum Wohlfahrtsamt kommen, werden ſie glatt abge⸗ 
wieſen. In der ſchofelſten Art und Weiſe werden die 
Neue von den Armenvorſtehern abgewieſen. Die 

rmenvorſteher find Leute, die mit den härteſten Wor- 
en die alten Rentner abfertigen, ſo daß ſie noch ein 
zweites Mal hinzugehen vergeſſen. 


1 Wie ſieht es nun mit den Parteien aus? Man will 
licht offen ſagen, daß man nicht helfen will. Man ſagt: 
a ir ſehen ein, daß ihr in Not ſeid, aber wir können 
held helfen.“ Es muß aber heißen: „Wir wollen nicht 


elfen.“ Wir können wohl, aber wir 


90 
; Man hat Geld für allerhand Sachen. i 
as die Invaliden heute in der Verſammlung anführ⸗ 


Es war richtig, 


1 daß man für allerhand andere Sachen Geld hat, 
EN man große Feſte feiert, ein Feſt um das andere. 

enn die Allee fertig iſt, oder irgendein Gebäude, wer⸗ 
oße Eſſen veranſtaltet, aber für die Invaliden⸗ 
Eſſe r ift nichts vorhanden. Glauben Sie, daß das 
15 n fein Geld koſtet? Da wird eine ganze Menge 
Re pulvert, was beſſer angewendet werden könnte. Mit 
Aller wurde heute von den Invaliden geſagt: „Die 
Aſpha hat ſolange beſtanden, da brauchte doch nicht 
alt 


rentne 


en x gelegt zu werden.“ Die Invaliden und die 
Leute können verhungern. 


5 führte ſchon an, daß man nicht offen ſagt, daß 
Entf 1 1 geben will, ſondern man will wieder eine 
Sand i annehmen und damit den Rentnern 
liegt er die Augen ſtreuen. In dieſer Entſchließung 
. ſolut nichts drin, wenn erklärt wird, daß der 
einzu nicht die Möglichkeit hat, auf die Gemeinden 
Wirfen ohne die Gemeinden zu zwingen, zu zah⸗ 

man 3 985 nimmt man eine Entſchließung an, wenn 
Dirge ererjeits ſelbſt weiß, daß die Vertreter der 
ichen Parteien mit derſelben Begründung die 


wollen nicht. 


Sache in den Kommunen ablehnen werden? Wenn (C) 


man weiß, daß die Kommunen kein Geld haben, muß 
man vom Volkstag aus den Kommunen dieſe Mittel 
zur Verfügung ſtellen. Deshalb habe ich im Ausſchuß 
dieſe Entſchließung abgelehnt. Dieſe Entſchließung 
beſagt nichts für die kleinen Leute. Ich weiß, daß die 
bürgerlichen Parteien mit Einſchluß der Sozialdemo⸗ 
kraten dieſe Forderung der Invaliden ablehnen wer⸗ 
den, trotzdem die bürgerlichen Parteien ſich ſonſt jo 
warm für die Kleinrentner einſetzen, die ſich heute 
wieder mit einem Schreiben an die einzelnen Fraktio⸗ 
nen gewandt haben. Ich weiß, daß auch in dieſer Frage 
die bürgerlichen Parteien für die Kleinrentner nichts 
bewilligen werden, ſondern daß ſie dieſen Antrag glatt 
ablehnen werden. Weil wir das wiſſen, ſagen wir: 
Dann nehmt eine Entſchließung an, die wenigſtens 
etwas für die Kleinrentner tut. Und zwar heißt es in 
unſerer Entſchließung: 

Der Volkstag verkennt nicht die Notlage der in 
Druckſache Nr. 1713 angeführten Kreiſe und beauftragt 
den Senat, die Kommunen zu verpflichten, eine Win⸗ 
terbeihilfe ſofort an die bedürftigen Kreiſe zur Aus⸗ 
zahlung zu bringen. Dort, wo die Kommunen er⸗ 
klären, dieſen Verpflichtungen nicht nachkommen zu 
können, hat nach Prüfung der Lage der Senat aus 
a ein die Gelder an die Gemeinden zu 
gahlen. 


Wenn Sie dieſer Entſchließung zuſtimmen, He- 
ſteht wenigſtens für die armen Leute in den Gemein⸗ 
den die Möglichkeit, eine Winterbeihilfe zu bekommen, 
um die es ſich hier dreht. Die Invaliden brauchen die 
Winterbeihilfe, um ſich etwas auf den Leib zu kaufen. 
Nehmen Sie dieſe Entſchließung an, dann kann ihnen 
doch wenigſtens etwas gegeben werden, wenn der 
Staat die Zuſchüſſe gibt. Lehnen Sie dieſe Ent⸗ 
ſchließung ab, dann beweiſen Sie, daß Sie abſolut 
nichts tun wollen, denn die andere Entſchließung be⸗ 
ſagt nichts. Wir werden die Entſchließung der bürger⸗ 
lichen Parteien ablehnen, weil wir es nicht fertigbe⸗ 
kommen, den armen Leuten Sand in die Augen zu 
ſtreuen, als ob man ihnen helfen will, in Wirk⸗ 
lichkeit geſchieht aber nichts. Wenn die Entſchließung 
trotzdem von Ihnen angenommen wird, werden wir 
in den Gemeinden die Vertreter der bürgerlichen Par⸗ 
teien auffordern und werden ſagen: „Bitte ſchön, eure 
Vertreter haben ſelbſt geſagt, daß die Gemeinden es 
tun ſollen; woher ihr es nehmt, iſt uns egal. Die 
Kleinrentner müſſen es bekommen.“ Ich habe heute 
den Invalidenrentnern erklärt, wenn die Entſchließung 
der bürgerlichen Parteien im Volkstag angenommen 
wird, wird den Invaliden abſolut nicht geholfen, ſon⸗ 
dern das iſt nur eine ſchlaue Verſchleppungstaktik, um 
den Leuten Sand in die Augen ſtreuen zu können. Man 
will eine Weile die Invalidenrentner zurückſtellen. 
Man will nicht ſehen, in welchem Elend die Invaliden 
leben. Man ſagt, man kenne die Not; dann muß man 
aber auch helfen. Wenn man ſieht, wie die Leute leben, 
die dem kapitaliſtiſchen Staat ihr ganzes Leben lang 
ihre Kräfte zur Verfügung geſtellt haben, die ihre 
Söhne für die kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung hin⸗ 
gegeben haben, dann iſt es die Aufgabe der Parteien, 
die den Krieg ſolange unterſtützt haben, den Aermſten 
der Armen, die infolge des Krieges und der Inflation 
ſo ſchlecht daſtehen, zu helfen. Ganz beſonders müßte 
das Zentrum, das hier immer von Nächſtenliebe 
ſpricht, zeigen, daß es den Invaliden etwas zukom⸗ 
men laſſen will. Stimmen Sie wenigſtens der Ent⸗ 
ſchließung zu, die von der Kommuniſtiſchen Fraktion 
eingebracht iſt. Dann wird wenigſtens etwas für die 
Invaliden herauskommen. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft. 
Ich ſchließe die Beſprechung über S 1. Wir kommen zur 
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(Spill, Vizepräſident) 

Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem § 1 der Druckſache Nr. 1713 zuſtimmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit. § 1 ift abgelehnt. Ich rufe auf § 2 und 
eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. 
§ 2 ihre Zuſtimmung geben wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Minder⸗ 
heit; er ift abgelehnt. Ich rufe auf $ 3 und eröffne die 
Beſprechung. Ich ſchließe fie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die $ 3 annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit; $ 3 ift abgelehnt. Wir kommen zur 
Ueberſchrift: „Geſetz über Gewährung einer Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfe an Kleinrentner, Wohlfahrtsrentenemp⸗ 
fänger, Invaliden, Witwen, Hilfloſe.“ Ich eröffne die 
Beſprechung. Ich ſchließe ſie. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte die Damen und Herren, die die Ueber⸗ 
ſchrift annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das ift die Minderheit. Das 
Geſetz iſt ſomit in der zweiten Leſung endgültig abge⸗ 
lehnt. Es liegen nun noch zwei Entſchließungen vor, 
zunächſt eine Entſchließung des Ausſchuſſes, Druckſache 
Nr. 1893: 

Entſchließung. 

Der Volkstag verkennt nicht die Notlage der in 
Druckſache Nr. 1713 angeführten Kreiſe und erſucht 
den Senat auf die Kommunen einzuwirken, eine Win⸗ 
terbeihilfe möglichſt frühzeitig an die bedürftigen 
Kreiſe zur Auszahlung zu bringen. 5 

Dann eine Entſchließung der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion, Druckſache Nr. 1921: 
Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 

Die Entſchließung erhält folgenden Wortlaut: 

„Der Volkstag verkennt nicht die Notlage der in 
Druckſache Nx. 1713 angeführten Kreiſe und beauftragt 
den Senat, die Kommunen zu verpflichten, eine Win⸗ 
terbeihilfe ſofort an die bedürftigen Kreiſe zur Aus- 
zahlung zu bringen. Dort, wo die Kommunen er⸗ 
klären, dieſen Verpflichtungen nicht nachkommen zu 
können, hat nach Prüfung der Lage der Senat aus 
Staatsmitteln die Gelder an die Gemeinden zu zahlen. 

H Kref f. 
Zu dieſer Druckſache Nr. 1921 ift noch ein Abände⸗ 
rungsantrag geſtellt, der lautet: 

„In der Druckſache Nr. 1921 iſt für das Wort 
e das Wort „Wirtſchaftsbeihilfe“ zu 
[> + 

Ich werde zunächſt über den Abänderungsantrag 
zu Druckſache Nr. 1921 abſtimmen laſſen, dann über 
die Druckſache Nr. 1921 ſelbſt. Sollte fie abgelehnt 
werden, über Druckſache Nr. 1893. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion 
zu Druckſache Nr. 1921 zuſtimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag ift abgelehnt. Wir kommen nun zur 
Abſtimmung über die Druckſache Nr. 1921, das ift die 
Entſchließung der Kommuniſtiſchen Fraktion. Wer 
dieſer Druckſache zuſtimmen will, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die 
Eutſchließung iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Ab⸗ 
ſtimmung über die Entſchließung des Ausſchuſſes, 
Druckſache Nr. 1893. Ich bitte die Damen und Her⸗ 
ren, die dieſer Entſchließung zuſtimmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, die Entſchließung iſt angenommen. (Frau Abg. 
Kreft: Pfui!) Ich rufe auf Punkt 10 der Tagesord⸗ 
nung: 

Bericht des Steuerausſchuſſes zum Antrag bes 
Abg. Ediger und Genoſſen betr. Vorlage eines 
Geſetzentwurfs zur Durchführung einer Schätzung 
aller Bodenflächen im Freiſtaatgebiet. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dem 


Druckſache Nr. 1848 zu Nr. 50. Ich eröffne die He- O 


ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Ediger. 
Ediger, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. H.! Der 
jetzt vorliegende Bericht des Steuerausſchuſſes iſt der 
Bericht zu einem Antrag, der im Januar oder Februar 
1924 eingebracht worden iſt. In dem Ausſchuß, in dem 
der Antrag damals beraten wurde, fand ſich keine 
Mehrheit dafür. Man hat den Antrag aber auch nicht 
kurzerhand ablehnen wollen, ſondern man hat ihn ein 
Jahr lang in der Verſenkung verſchwinden laſſen. Herr 
Abg. Fooken hat dann als Vorſitzender des Steuer- 
ausſchuſſes dieſen Antrag wieder ausgekramt und zur 
Beratung geſtellt. Dabei hat ſich ergeben, daß eine 
Mehrheit für dieſen Antrag war, der die Abſchätzung 
aller Bodenflächen im Freiſtaat nach dem gemeinen 
Wert fordert. (Den Vorſitz übernimmt Vizepräſident 
Splett.) Es handelt ſich lediglich um einen Antrag, 
durch den der Senat zur Vorlage eines entſprechenden 
Geſetzentwurfs aufgefordert wird. Auch die grundſätz⸗ 
lichen Gegner dieſes Antrages haben zugegeben, daß 
eine einheitliche Abſchätzung aller Bodenflächen not⸗ 
wendig iſt. Die Deutſchnationalen haben durch ihren 
Vertreter, den Herrn Abg. Dr. Ziehm, erklärt, daß auch 
ſie eine Abſchätzung für wünſchenswert hielten. Es 
ergab ſich nur ein Streit darüber, ob die Abſchätzung 
nach dem Ertragswert oder dem gemeinen Wert des 
Bodens erfolgen ſolle. Wir wollen nicht der Ent⸗ 
ſchließung des Senats vorgreifen und es dahingeſtellt 
ſein laſſen, ob der Senat von ſich aus eine Vorlage ein⸗ 
bringt, die die Abſchätzung des Bodens nach dem ge⸗ 
meinen Wert oder nach dem Ertragswert vorſieht. Wir 
behalten uns vor, bei Vorlage des Geſetzentwurfs 
unſere Stellungnahme zum Ausdruck zu bringen. Wir 
bitten Sie, dieſen Antrag anzunehmen und richten 
gleichzeitig an die Regierung die Bitte, den Geſetzent⸗ 


wurf jo ſchleunig wie möglich einzubringen, weil die (p) 


Abſchätzung vorausſichtlch längere Zeit in Auſpruch 
nehmen wird. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Doerkſen. 

Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Ich 
bin in der letzten Ausſchußſitzung nicht zugegen gewe⸗ 


jen, glaube aber, daß diefe Frage nicht erörtert wurde. 


Ich weiß nicht, was Sie mit Ihrem Antrage bezwecken. 
(Dr Ziehm weiß es! Mitte.) Wollen Sie die neue 
Grundſteuer als Staatsſteuer einführen und ſo die 
Landwirtſchaft vorweg belaſten? Dagegen müſſen wir 
uns unter allen Umſtänden wehren. Es ergäbe ſich 
das Unikum, daß die Grundſteuer die einzige Objekt⸗ 


ſteuer ſein würde, die vom Staat erhoben wird, wäh⸗ 


rend alle anderen Objektſteuern, zuletzt die Gewerbe⸗ 
ſteuern, den Kommunen überwieſen ſind. 
Sie, daß eine Aenderung der Grundſteuer als Maß⸗ 
ſtabsſteuer notwendig iſt, ſo ſtimmen wir Ihnen hierin 
bei. Die alte Grundſteuer ift veraltet und unter kei⸗ 
nen Umſtänden mehr zu gebrauchen. Wir können 
Ihnen darin aber nicht beiſtimmen, wenn Sie dieſe 
Steuer nach dem gemeinen Wert erheben wollen, ſon⸗ 
dern wir müſſen daran feſthalten, daß fie nach dem Er 
tragswert abgeſchätzt wird, (Abg. Ediger: Ich habe 
die Frage offen gelaſſen!) wie fie das Steuergrun⸗ f 
geſetz vorſieht. (Abg. Brill: Sie wollen ein Geſchal 
dabei machen!) Wir wollen kein Geſchäft machen. In 
den rein ländlichen Gemeinden müſſen die Landwirte 
ſowieſo alle Steuern allein zahlen. Wir müſſen unter 
allen Umſtänden daran feſthalten, daß der Ertrags wen 
zugrunde gelegt wird. 2. 


Sie wurde damals von einer rein ſozialiſtiſchen Negi 
rung eingeführt und hat zu großen Komplikatione 


geführt. 


Glauben 


- ls Sie den Antrag einbra 5 1 
ten, ſchwebte Ihnen die anhaltiſche Grundſteuer vor 


* 


(Abg. Brill: Sie hat die Spekulation unten? ' 
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(Doerkſen, Abgeordneter.) 


bunden!) Sie hat ſich burchaus nicht bewährt. Sie be⸗ 


ſteht darin, daß die einzelne Bodenparzelle nach ihrem 
gemeinen Wert abgeſchätzt und dann alle einzelnen 
Parzellen eines Beſitzers zuſammengeommen werden 
und ſo die Grundſteuer feſtgeſtellt wird. Sie iſt alſo 
durchaus mangelhaft und führt nahezu zu einer Ent⸗ 
eignung. (Zuruf des Abg. Brill.) Im Deutſchen 
Reiche iſt dieſe Art und Weiſe der Einſchätzung zur 
Grundſteuer übrigens verboten. Wir werden den An⸗ 
trag daher ablehnen. Gleichzeitig möchte ich an den 
Herrn Finanzſenator die Frage richten, wie er ſich zu 
der Sache ſtellt. 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung über die Druckſache Nr. 50. 
Wer dem Antrag des Abg. Ediger und Genoſſen zu⸗ 
ſtimmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Der Antrag iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe auf Punkt 11 der Tagesordung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Gewährung von Sonderzuſchlägen an Empfänger 
von Renten nach den Reichsverſorgungsgeſetzen. 
— Urantrag des Abg. Gebauer und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1263 zu Nr. 1046. Wir waren bei der 
namentlichen Abſtimmung ſtehen geblieben. Es muß 
jetzt über $ 3 der Druckſache Nr. 1046 namentlich ab⸗ 
geſtimmt werden. Wir kommen zur namentlichen 
Abſtimmung. (Geſchieht.) Ich bitte die Karten ein⸗ 
zuſammeln. Wünſcht noch jemand ſeine Stimmkarte 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Die Abſtimmung 
iſt geſchloſſen. An ihr beteiligt haben ſich 64, — nein, 
nur 57 Abgeordnete. Das Haus iſt beſchlußunfähig. 
Die Sitzung iſt ſomit geſchloſſen. Ich beraume die 
nächſte Sitzung auf 6 Uhr 20 Minuten an. Tagesord⸗ 
nung: Fortſetzung der bisherigen Tagesordnung. 
(Schluß der Sitzung 6 Uhr 5 Minuten.) 

Die Sitzung wird 6 Uhr 20 Minuten durch den 
Vizepräſtdenten Splett wieder eröffnet. 

Vizepräſident Splett: M. D. u. H.! Ich muß Ihnen 
erklären, daß die Anzahl der abgegebenen Stimmen bei 
5 namentlichen Abſtimmung durch ein Verſehen des 
Schriftführers nicht richtig wiedergegeben wurde. Es 


Das Haus iſt ſomit be⸗ 

DoE ig. Ich würde Ihnen vorſchlagen, daß wir die 
ſon hin geſchloſſene Sitzung nicht als geſchloſſen anſehen, 
dern nur als vertagt, und daß die vorhin unter⸗ 
bene Sitzung jetzt wieder aufgenommen wird. 
iderſpruch höre ich nicht, ich ſtelle die Zuſtimmung des 
Ab en Hauſes feſt. Es haben ſich an der namentlichen 
il nemung 64 Abgeordnete beteiligt,) davon haben 
ſich 


ein geſtimmt 51, mit Ja 12, ein Abgeordneter hat 
Wi der Stimme enthalten. Der 83 ift damit abgelehnt. 
„Ge kommen zur Abſtimmung über die Ueberſchrift: 
6 Es betreffend Gewährung von Sonderzuſchlägen an 
geſetfanger von Renten nach den Reichsverſorgungs⸗ 
| er 940 Bitte diejenigen, die der Meberfeprift der 
e 35 : 1 13 
en u r. 1046 zuſtimmen wollen, ſich von den 
pa 
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Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, die Ueberſchrift iſt abgelehnt. Ich ſtelle feſt, daß 
die Druckſache Nr. 1046 damit erledigt iſt. Ich rufe auf 
Punkt 12 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aufhebung der Umſatz⸗ und Luxusſteuer. Uran- 
trag des Abg. Rahn und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1895 zu Nr. 1425. Nach der Vereinbarung 
im Aelteſtenausſchuß ſoll bei dem einzigen Artikel eine 
allgemeine Ausſprache erfolgen. Weiter möchte ich be⸗ 
kanntgeben, daß angeregt wurde, mit dem Punkt 12 
auch die Punkte 13 und 14 in der allgemeinen Aus⸗ 
ſprache zu verbinden. Ich⸗höre keinen Widerſpruch; es 
iſt ſo beſchloſſen. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aufhebung des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes. 
Urantrag des Abg. Böcker und Fraktion. 

Druckſache Nr. 1897 zu Nr. 1637. 

Bericht des Steuerausſchuſſes zum Antrag des 
Abg. Polſter und Genoſſen auf Vorlage eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs zur Beſeitigung der Umſatzſteuer. 

Druckſache Nr. 1896 zu Nr. 1189, Das Wort hat der 
Herr Abg. Habel. 

Habel, Abgeordneter (D. Nat.): Dieſe Angelegenheit 
hat den Volkstag ſchon vor längerer Zeit öfter be- 
ſchäftigt. Die Deutſchnationale Partei hat ſeinerzeit 
den Antrag geſtellt, die Umſatzſteuer zu beſeitigen. Sie 
iſt immer von dem Grundſatz ausgegangen, daß die 
Umſatzſteuer allmählich abgebaut werden müſſe, und 
zwar ſo, wie es Wirtſchaft und Staat vertragen können. 
Wir halten jetzt den Zeitpunkt einer vollſtändigen Be⸗ 
ſeitigung der Umſatzſteuer für gekommen, damit der 
Wirtſchaft gezeigt wird, daß ihrer augenblicklichen Not 
Rechnung getragen wird. (Abg. Plettner: Erſt jetzt, 
Herr Präſident?) Wenn man heute die Wirtſchaft be⸗ 


trachtet, jo muß man zu der Ueberzeugung kommen, daß (D) 


niemals eine derartige Wirtſchaftskriſe und Not be⸗ 
ſtanden hat, ſolange Danzig exiſtiert, wie augenblick⸗ 
lich. Die Umſatzſteuer war auch früher weſentlich 
leichter tragbar; denn als ſie eingerichtet wurde, betrug 
ſie einhalb pro Mille. In der Inflationszeit und 
nachher wurde fie auf zweieinhalb vom Hundert ge⸗ 
ſteigert. Das bedeutet eine fünfundzwanzigfache Er⸗ 
höhung. Wenn man an und für ſich ſchon der Anſicht 
iſt, daß die Umſatzſteuer die ungerechteſte Steuer iſt, die 
es jemals gegeben hat, (Das erkennen Sie jetzt erſt? 
links.) dann muß man ſich ſo ſchnell als möglich zur 
Beſeitigung der Umſatzſteuer entſchließen. 

Ich komme gleichzeitig auch auf die Luxusſteuer zu 
ſprechen, die ebenfalls ein Produkt der Inflationszeit 
iſt. Man hat die Luxusſteuer vom Deutſchen Reiche 
übernommen, ohne ſich klar darüber zu werden, was ſie 
für uns gegenüber dem Deutſchen Reiche bedeutet. 
(Hört, hört! links.) Man muß zu der Anſchauung ge⸗ 
langen, daß der kleine Freiſtaat mit 360 000 Ein⸗ 
wohnern unmöglich das Luxusſteuergeſetz auf ſich 
nehmen kann, das das deutſche Reich ſeinerzeit ein⸗ 
führte. (Abg. Brill: Warum haben Sie das Geſetz ein⸗ 
geführt?) Die kleinen Geſchäftsleute und die Leute, 


Der Stimme enthielt ſich: Abg. Fooken. 


1 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Arczynſki, Babi, 
Bergmann, Beyer, Dr. Bing, Böcker, Brill, Brodowſki, Dr. 
Bumke, Dahfler, Frau Döll, Dr. Eppich, Falk, Frau Falk, 
Förſter, Gebauer, Gehl, Gerick, Grünhagen, Hohnfeldt, 
Jedwabſki, Jofeph, Dr. Kamnitzer, Karſchefſki, Klingenberg, 
Kloßowſki, Dr. Kubacz, Langowſki, Lehmann, Leu, Lietzau, 
pops, Maier, Malikowſki. Mathieu, Mau. Mayen, Dr. 
Moczynſki, Mroczkowſki, Müller, Dr. Neumann, Nordwig, 
Dr. Panecki, Plettner, Rahn, Raube, Reek, Rehberg, Rohde, 
ee Schmidt (R.), Schmidt (E.), Spill, Werner, Wier⸗ 

owſki. 
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Volkstag Danzig — 138. an 


(Babel, Abgeordneter.) 


(A) die noch irgendwelche Luxuswaren fabrizieren, werden 


durch dies Luxusſteuergeſetz vollſtändig totgeſchlagen. 
Es iſt heute überhaupt kein Handel und Wandel mehr. 
Man weiß nicht mehr, wo man die Sachen abſetzen ſoll. 
Der Freiſtaat ift vom Auslande umgrenzt. Der Boll- 
ſatz für Luxusmöbel beträgt 70 Mark für den Doppel⸗ 
zentner, ſo daß kein Geſchäft mehr möglich iſt. (Abg. 
Brill: Wo finden Sie den Mut, ſich hierherzuſtellen und 
ſo zu reden, nachdem Sie dieſen Unſinn jahrelang be⸗ 
trieben haben!) Wenn Sie etwas jagen wollen, fo 
melden Sie ſich zum Wort. (Zuruf.) Wenn Sie von 
Gemeinheit reden, müſſen Sie ſie begangen haben. 
(Die Wirtſchaft iſt ſo kaputt, daß Sie nicht mehr reden 
können! links.) N 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Brill, Sie haben 
dem Herrn Abg. Habel Gemeinheit vorgeworfen, ich 
rufe Sie zur Ordnung. (Abg. Brill: Der ganzen 
Deutſchnationalen Partei! Wollen wir darüber reden, 
wie es bei Raiffeiſen ausſieht?) 

Habel, Abgeordneter (D. Nat.): Herr Präſident, ich 
danke Ihnen, daß Sie mich in Schutz genommen haben. 
Ich hätte aber auch ſonſt auf dieſe Ausführungen weiter 
nichts gegeben. Ich wollte nur ſagen, daß der Abg. 
Brill mich nicht beleidigen kann. M. D. u. H.! Wir 
haben jetzt zwei Anträge eingebracht, erſtens einmal, 
wenn Sie die Umſatzſteuer nicht voll und ganz beſeiti⸗ 
gen wollen, fie wenigſtens auf % Prozent zu erniebri⸗ 
gen, damit Sie in ſpäterer Zeit diefe 4 Prozent auch 
noch abſchaffen können, ſo daß die Umſatzſteuer voll⸗ 
ſtändig fällt. 

Was die Luxusſteuer anlangt, jo möchte ich Ihnen 
vorſchlagen, wenn ſie nicht ganz beſeitigt werden ſoll, 
daß man für die Luxusſteuer nur die Gegenſtände in 
Betracht zieht, die wirklich Luxus und wirklich luxus⸗ 
ſteuerpflichtig ſind. Es geht nicht an, daß man ein Ge⸗ 
werbe, das von den kleinen Gewerbetreibenden benutzt 
wird, luxusſteuerpflichtig macht, ſo daß es völlig am 
Boden liegt und heute nicht mehr lebensfähig iſt. Sie 
ſchlagen nicht allein durch die Luxusſteuer das ganze 
Gewerbe tot, Sie bekommen auch in abſehbarer Zeit 
leine Steuern und Abgaben mehr. Je mehr man das 
Gewerbe totſchlägt, deſto mehr ſchadet man dem Staat. 
Ich mochte an den Senat die Frage richten, uns zu 
jagen, wieviel Luxusſteuer heute noch im ganzen Frei- 
ſtaat eingenommen wird. Ich glaube nicht, daß die 
Luxusſteuer ſoviel betragen wird, um die Beamten zu 
unterhalten, die heute bei den kleinen Gewerbetreiben⸗ 
den herumgehen, die Luxusſteuerpflichtigen kontrol⸗ 
lieren und ſehen, ob ſie noch luxusſteuerpflichtige 
Sachen verkauft haben. Sie würden dann noch einen 
Teil Beamte oder Angeſtellte abbauen können, die 
heute an und für ſich gar nicht mehr am Platze ſind. Ich 
bitte Sie deshalb, dieſe beiden Anträge, die wir ein⸗ 
gebracht haben, anzunehmen. (Bravol rechts.) 


Vizeprüſident Splett: Das Wort hat der Herr Se- 
mator Dr Volkmann. 

Dr. Volkmann, Senator: M. D. u. H.] Seit 
Jahren iſt dieſes Problem hier erörtert worden, und 
ſeit Jahren iſt das Einvernehmen aller Parteien von 
der äußerſten Rechten bis zur äußerſten Linken und 
umgekehrt dahin feſtgeſtellt worden, daß wir die Umſatz⸗ 
und auch die Luxusſteuer, vor allem aber die Umſatz⸗ 
ſteuer als ein notwendiges Uebel, als eine Steuer an⸗ 
ſehen müſſen, von welcher wir loskommen mijjen, und 
zwar bald. In dem allmählichen Abbau der Umſatz⸗ 
ſteuer ſind wir unſern Nachbarländern vorangegangen. 
Wir haben niemals eine höhere Umſatzſteuer als eines 


unſerer Nachbarländer gehabt, wohl aber eine niedri⸗ 


gere. Die Frage iſt die: Können wir heute auf die 
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Umſatzſteuer verzichten? Wenn wir heute darauf ver- 00 
zichten, was tritt ein? Zunächſt iſt unrichtig, daß die 
Umſatz⸗ und Luxusſteuer ein geringes Ergebnis hat. 
Sie iſt gegenwärtig eine außerordentlich ergiebige 
Steuer, und zwar in beiden Formen. Auf den Kopf 
der Bevölkerung berechnet, ift der Ertrag der Luxus⸗ 
ſteuer bei uns erheblich höher als im Deutſchen Reich. 
Das iſt ein Beweis dafür, daß bei uns immer noch 
Luxus in erheblichem Maße betrieben wird, Gott ſei es 
geklagt. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) Dabei haben 
wir diejenigen Wirtſchaftsvorgänge immer wieder ein⸗ 
geſchränkt, die von der Luxusſteuer betroffen werden. 
Ich erinnere an die berühmte Blumenſpende und 
andere Dinge, die früher einen Stein des Anſtoßes bil⸗ 
deten. Viele Waren, die früher als Luxus angeſehen 
wurden, ſind alſo längſt aus der Beſteuerung heraus⸗ 
genommen worden; ſo iſt dieſe Steuer längſt auf den 
wirklichen Luxus eingeſchränkt. Wenn auf dem Gebiet 
noch hier und dort etwas getan werden kann, ſo wird 
darüber zu reden fein. Die wichtigſte Frage ift aber 
die: Wem kommt der Ertrag der Umſatz⸗ und Luxus⸗ 
ſteuer zugute? Den Gemeinden. 


M. D. u. 9! Es ift außerordentlich bedenklich, 
wenn man hier im Volkstag das öffentliche Intereſſe 
vertreten ſoll und auf eine Einnahme, die den Ge⸗ 
meinden zugute kommt, gegen den Willen der Ge⸗ 
meinden verzichten will. Wenn Sie hier einen Beſchluß 
ſaſſen wollten, daß den Gemeinden die Ermächtigung 
zum Verzicht auf die Umſatzſteuer gegeben wird, ſo 
ließe ſich vielleicht noch darüber reden. Dann mag die 
Gemeinde auf die Steuer verzichten, die ohne ſie aus⸗ 
kommt. Aber wenn Sie den Gemeinden eine ihrer 
wichtigſten Einnahmequellen durch ein Geſetz ſtreichen, 
dann müſſen Sie den Gemeinden einen Erſatz dafür 
geben. Das ift zum mindeſten Ihre moraliſche Pflicht 
Ohne einen ſolchen Erſatz, und zwar einen vollen, iſt es 
unmöglich, die Steuer aufzuheben. Ich will Ihnen 
ſagen, was dann eintreten wird. In den Gemeinden 
iſt die einzige Steuer, die noch anſpannungsfähig iſt, 
nicht mehr die Grundſteuer, — denn die wird jetzt bei 
der traurigen Finanzlage der Gemeinden bis zum 
letzten ausgeſchöpft werden müſſen, — aber die Ge⸗ 
werbeſteuer iſt es. Sie können die Umſatzſteuer auf⸗ 
heben, wenn Sie die Gewerbeſteuer um etliche hunderte 
von Prozenten erhöhen wollen, aber ich bezweifle, o 
das Gewerbe das bezahlen kann und will. (Abg. 
Schwegmann: Sie ſollen keine Autobuſſe kaufen!) 
Das kommt auf dasſelbe heraus. (Zwiſchenrufe und 
Unruhe!) M. D. u. H.! Durch Sparſamkeit der Be 
meinden wäre vielleicht noch etwas zu machen. Wenn 
man aber verſuchen will, an den Etats etwas Weſent⸗ 
liches zu ſtreichen, dann ſtößt man bekanntlich auf einen 
unüberwindlichen Widerſtand. Dann heißt es: „Di 
biſt doch ſo findig, ſuche doch eine Einnahmequelle, wo 
wir das Geld herbekommen.“ i 


Man muß die Ausgaben im Gemeinde⸗ wie ME 
Staatshaushalt im Gleichgewicht halten. Der Volkstag 
kann unmöglich den Großmütigen ſpielen und del 
Wirtſchaft helfen wollen, ohne den Gemeinden gleich⸗ 
zeitig einen Ausgleich zu geben. Nun ift eine Erhb⸗ 
hung der Einkommenſteuer vorgeſchlagen worden. Die 
Einkommenſteuer brauchen wir wieder bei uns a 
Staat. Wenn wir von der Einkommenſteuer, die pe 
vorgeſchlagen wurde, 10 Prozent mehr an die “ i 
meinden geben, haben Ste erft einen ganz geringen 
Bruchteil deffen, was durch die Umſatzſteuer den T 2 
meinden zukommt. So bleibt ein Loch, das ſich nicht Ge 
ſtopfen läßt. Solange dieſes Loch nicht zugeſtopft © p 
zugenäht werden kann, können Sie nicht auf die Umſa 
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) ſteuer verzichten. Die Verantwortung, die Sie den 
Gemeinden gegenüber übernehmen, iſt viel zu groß. 
Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
boken. 
Fvoken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Die 
Sozialdemokratiſche Fraktion hat dem Umſatz⸗ und 
Luxusſteuergeſetz ſtets ablehnend gegenübergeſtanden. 
(Hört, hört!) Gerade ſie iſt es geweſen, die die Ein⸗ 
führung dieſes Geſetzes auf das entſchiedenſte bekämpft 
hat. Wenn es fih heute darum handelt, das Umſatzm⸗ 
ſteuergeſetz zu beſeitigen, ſo ſteht feſt, daß die Sozial⸗ 
emokratie bereits ſeit Jahren die Forderung erhoben 
hat, daß dies Geſetz ſo ſchnell als möglich von der Bild⸗ 
fläche verſchwindet. Aber wie liegen die Dinge heute? 
Die vorhergehende Regierung hat es fertig gebracht, 
die Einnahmen des Umſatzſteuergeſetzes, ſtatt ſie dem 
Staatshaushalt zuzuführen, durch das Steuergrund⸗ 
geſetz den Gemeinden zu überlaſſen. Würden wir 
heute den letzten Reſt des Umſatzſteuergeſetzes abbauen, 
dann würden die Gemeinden ſofort notleidend werden. 
Sie würden die Aufgaben, die ſie heute erfüllen müſſen, 
in Anbetracht der immer größer werdenden Arbeits⸗ 
loſigkeit nicht erfüllen können. Es bleibt weiter nichts 
übrig, als anſtelle der fortgefallenen Umſatzſteuer neue 
Steuern innerhalb der Gemeiden heranzuziehen. Eine 
der weſentlichſten Steuern, die in den Gemeinden her⸗ 
3 angezogen werden könnte, wäre die Grund⸗ und Ge⸗ 
bäudeſteuer. Aber Sie, m. H. von der Rechten, dle 
die Hausbeſitzer vertreten, werden mir ohne weiteres 
zugeben, daß eine erhöhte Grund⸗ und Gebäudeſteuer 
ei den jetzigen Zwangsmieten für die Hausbeſitzer 
nicht tragbar iſt. (Sehr richtig! rechts.) Das iſt zu⸗ 
reffend. Soll ſie getragen werden, ſo müſſen aus die⸗ 
em Grunde die Mieten erhöht werden, damit die fort⸗ 
10 allende Umſatzſteuer auf die Mieter abgewälzt wird. 
; agegen wehren wir uns auf das entſchiedenſte. Der 
err Finanzſenator hat angeregt, man ſolle den Ge⸗ 
inden die Möglichkeit geben, eventuell auf die Um- 
atzſteuer zu verzichten. Ich habe die Befürchtung, daß, 
a die Gemeinden zu einem großen Teile notleidend 
und, die umſatzſteuer verewigt würde. Es wird der 
initiative des Volkstags überlaſſen bleiben müſſen, 
inen Weg zu finden, die Umſatzſteuer abzubauen. 
St Dieſe ganze Frage iſt in eingehender Weiſe im 
Steuerausſchuß behandelt und beſprochen worden. Der 
euerausſchuß ſchlägt Ihnen heute vor, die Geſetzes⸗ 
lage, welche beſtimmt, daß die Umſatzſteuer ſofort 
ebaut werden ſoll, abzulehnen, dafür aber den An⸗ 
9 Polſter anzunehmen, der in der vom Steueraus⸗ 
uß abgeänderten Faſſung lautet: 
Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen, einen Geſetzentwurf einzubringen, welcher die 


rhebung der Umſatz⸗ und Luxusſteuer ſobald als 
„Möglich beſeitigt. 


cht er ſtand er auf einem andern Standpunkt! 
i nt 8.) Sie, m. H. von der Deutſchnationalen Frak⸗ 
| ent haben bis vor ganz kurzer Zeit das Steuer des 
Entſchliergssſchiffs in der Hand gehabt. Aus eigener 
agep Hung haben Sie aber die Umſatzſteuer nicht 
demokral; Sie haben das der Initiative der Sozial- 
; katie überlaſſen. Heute, wo Sie nicht mehr in 
Aden n ſind, wo Sie die Situation ſo verfahren 
nen fe aß die Einnahmen nicht entbehrt werden kön⸗ 
„Jetzten Sie ſich in den Oppoſitionsſeſſel und brin- 


abg 
tra 


Das iütträge ein, die Ste ſonſt glatt abgelehnt hätten. 


t für Ihre Handlungs ich 
wi gsweiſe kennzeichnend und 
S nme in unferer Entſchließung, die wir durch den 
valitionsſchuß vorgelegt haben, nicht beirren. Die 
Timm onSparteien werden dieſer Entſchließung zu⸗ 
daß an dund innerhalb des Senats darauf drängen, 
n den Abbau der Umſatzſteuer herangegangen 
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wird, ſobald die Möglichkeit dazu beſteht, damit ſie ſo 
ſchnell als möglich fällt. (Bravo!) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hoffmann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Vor 
nicht allzulanger Zeit haben wir uns im Volkstage mit 
derſelben Materie befaßt. Den grundſätzlichen Stand⸗ 
punkt der Kommuniſtiſchen Fraktion zum Umſatz⸗ und 
Luxusſteuergeſetz brauche ich daher wohl nicht noch ein- 
mal zu präziſieren. Wir haben ganz eindeutig erklärt, 
daß wir gegen die Umſatzſteuer ſind, weil ſie gerade 
den kleinen Mann, den Arbeiter belaſtet. Wir haben 
Ihnen genügend Beiſpiele aufgezählt, die das nach⸗ 
weiſen. Der Arbeiter muß jedes Stückchen, das er 
zum Lebensunterhalt braucht, pfundweiſe kaufen. Der⸗ 
jenige aber, der heute im Beſitz des Geldes iſt, leidet 
nicht darunter. Vielmehr muß der Arbeiter die Umſatz⸗ 
ſteuer aufbringen. Daher müſſen wir dazu übergehen, 
die Umſatzſteuer zu beſeitigen. Die Luxusſteuer kann 
jedoch beſtehen bleiben, wenn auch nicht in der gegen⸗ 
wärtigen Form. Wir wiſſen ganz genau, daß viele 
Luxuswaren zum Lebensunterhalt des Arbeiters ge⸗ 
hören. Trotzdem wird die Luxusſteuer erhoben, ob⸗ 
wohl dieſe Dinge für den Arbeiter keinen Luxus be⸗ 
deuten. Die Luxusſteuer ſoll deshalb nur dort erhoben 
werden, wo wirklich ein Luxus getrieben wird. Ich 
komme auf dieſe Frage noch zurück. D 


Heute hat ſich die ſozuſagen die Stimmung im 
Volkstag gewandelt. Der Kollege Fooken hat aug- 
geführt, daß die Sozialdemokratie ſeit jeher für Beſeiti⸗ 
gung der Umſatzſteuer war. Die Deutſchnationalen 
blaſen in dasſelbe Horn. Die Deutſchnationalen ſind 
es, die heute einen Antrag auf Beſeitigung der Umſatz⸗ 
und Luxusſteuer einbringen. Die Hauptſchuld trifft 
aber trotzdem die Deutſchnationalen, weil ſie in dieſem 
Jahre den Abbau der Umſatz⸗ und Luxusſteuer im ! 
Ausſchuß ſabotiert haben. Als wir im Februar und 
März die Umſatz⸗ und Luxusſteuer im Ausſchuß be⸗ 
rieten, ſabotierte die Deutſchnationale Fraktion die 
Beſtrebungen auf Beſeitigung der umſatzſteuer. Das 
werden Sie nicht ableugnen können. Sie waren in 
den Sitzungen nicht anweſend. (Abg. Schwegmann: 
Unwahr!) Vielleicht ſagt Herr Abg. Doerkſen etwas 
anderes. An den Abenden, als das Umſatzſteuergeſetz 
beraten werden ſollte, ſahen Sie, ob die erforderliche 
Anzahl von Abgeordneten anweſend war. Sie ver⸗ 
ſuchten, einzelne Abgeordnete zu beeinfluſſen, damit 
ſie nicht weiter an der Sitzung teilnahmen. (Zuruf 
rechts.) Heute kommen die Deutſchnationalen her 
und wollen dasſelbe Manöver, das ſie damals ſchon 
machten, wieder ausführen, indem ſie die Umſatzſteuer 
langſam, halbprozentweiſe, abbauen. Wie ſieht die 
Sache in Wirklichkeit aus? Wir haben damals geſagt, 
wenn Sie eine Erleichterung durch den Abbau des 
Umſatzſteuergeſetzes für die arbeitende Klaſſe heraus⸗ 
holen wollen, müſſen wir reſtlos mit dem Umſatz⸗ 
ſteuergeſetz Schluß machen. Heute ſehen wir, daß die 
Deutſchnationalen wieder % Prozent abbauen wollen. 
Wie wirkt ſich das auf die Konſumenten aus? Wir 
wiſſen, daß es ſich gar nicht auswirkt, wenn wir die 
Steuer um % Prozent abbauen. Sie iſt ſchon viel zu 
langſam abgebaut worden. Wir müſſen auf einmal 
mit ihr Schluß machen. 


Es iſt eigentümlich, wenn wir ſehen, wie ſich die 
Sozialdemokratie und die ganze Regierung heute zum 
Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetz ſtellen. Als wir Anfang 
des Jahres dieſes Geſetz im Steuerausſchuß berieten, 
traten alle Parteien dafür ein, daß die Umſatzſteuer 
unbedingt beſeitigt werde. Heute ſind die Sozial⸗ 
demokraten und auch die Mittelparteien mit in der 
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Regierung. Heute erklären ſie, daß ſie nicht dazu 
übergehen können, das Umſatzſteuergeſetz ſchnell zu 
beſeitigen, wenn ſie nicht eine andere Deckung hätten. 
Sie kommen mit dem Argument, daß die Gemeinden 
es nicht tragen könnten, wenn die Umſatzſteuer beſeitigt 
würde. Wie ſieht es in Wirklichkeit aus? Wenn wir 
heute ſehen, daß die Gemeinden 45 Prozent der Ein⸗ 
kommenſteuer für ſich erhalten und von der Umſatz⸗ 
ſteuer 90 Prozent, dann ſagen wir, wir können die 
Umſatzſteuer beſeitigen, indem wir den Gemeinden 
75 Prozent der Einkommenſteuer geben. Wir wollen 
damit aber nicht, daß nun die Einkommenſteuer 
wieder für den kleinen Mann, für den Arbeiter und 
Angeſtellten erhöht werde, ſondern das Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz muß in der Weiſe berichtigt werden, daß 
gerade die Kreiſe, die heute im Beſitz des Geldes ſind, 
mehr herangezogen werden. (Welche ſind das? 
rechts.) Wir haben ſchon genügend Ratſchläge ge⸗ 
geben, wie Sie dazu übergehen können, den Staat zu 
erhalten. Sie ſollten dazu übergehen, die Erbſchafts⸗ 
ſteuer zu erhöhen. Wir haben geſehen, daß Sie bei 
der Erbſchaftsſteuer das Kapital vertreten haben. Sie 
wollten nicht die Leute, die ein Erbe erhalten, ſchärfer 
heranziehen. Dort haben Sie die Leute geſchont, 
während Sie auf der anderen Seite dem kleinen Mann 
das Fell über die Ohren ziehen. (Abg. Doerkſen: Es 
gibt nichts mehr zu vererben!) Wenn Sie das ſagen, 
ſo werden wir Ihnen etwas anderes darauf erwidern. 
Als damals das Erbſchaftsſteuergeſetz im Steueraus⸗ 
ſchuß beraten wurde, wurde darauf hingewieſen, daß 
wir dieſes Geſetz nicht abbauen könnten, weil ſo und 
jo viele Mittel aus der Erbſchaftsſteuer fließen. Mfo 
muß doch noch ein Erbe vorhanden ſein, das Sie auf 
die Nachkommen vererben können. (Nein, nein! 
rechts.) Sie können ja „nein, nein“ rufen, ich glaube, 
wir wiſſen beſſer, wie es im Wirtſchaftsleben ausſieht. 
Sie können ruhig einen Teil von Ihrem Vermögen an 
die abgeben, die nichts zu erben haben. (Da ſind Sie 
ruhig geworden! links.) Wir haben damals darauf 
hingewieſen, daß Sie die beſitzende Klaſſe nicht zur 
Steuer heranziehen, ſondern alles den ärmeren 
Schichten aufhalſen wollen. Die Sozialdemokratie er⸗ 
klärt heute, daß ſie ſchon von jeher den Standpunkt 
vertreten habe, daß die Umſatzſteuer endlich einmal 
beſeitigt werden ſoll. Wie ſieht es heute aus? 
Sozialdemokratie, die heute in der Regierung iſt, 
kommt mit denſelben Argumenten, wie damals die 
Deutſchnationalen. Trotzdem wiſſen wir, daß damals 
gerade die Sozialdemokraten den Standpunkt vertreten 
haben, die Umſatzſteuer fole beſeitigt werden. 


Wie können wir nun auf anderem Wege die 
Mittel aufbringen, die dem Staat verluſtig gehen, 
wenn wir die Umſatzſteuer abbauen? Ich glaube, wir 
haben von dieſer Stelle aus ſchon genügend Ratſchläge 
gegeben. Sie müßten endlich dazu übergehen, die 
höheren Beamten abzubauen, die nicht unbedingt da 
ſein müſſen. Wir wiſſen genau, daß wir ein großes 
Heer von höheren Beamten haben, die heute unnötig 
vom Staat, alſo auch von den Arbeitern, ernährt wer⸗ 
den. Wenn wir auch einige höhere Beamte brauchen, 
ſo könnten ſie doch zum großen Teil abgebaut werden. 
Wenn wir höhere Beamte haben, ſollen ſie genau ſo 
entlohnt werden, wie die kleinen. Dann würden wir 
eine große Menge Geld ſparen. Wenn die Sozial⸗ 
demokratie heute herkommt und ſagt, daß die Wirt⸗ 
ſchaft darniederliegt, ſo haben wir hundertmal erklärt, 
daß, ſolange dieſes privatkapitaliſtiſche Wirtſchafts⸗ 

ſyſtem beſteht, auch eine Wirtſchaftskriſe in der Welt 
ſein wird. Wenn die Sozialdemokratie vielleicht mit⸗ 
helfen will, den Staat aufzubauen, ſo ſage ich, daß ſie 


es nur auf den Schultern der Arbeiter tun kann. Wir 


von 
Steuern können Sie nicht auf die Arbeiter abwälzen, 


Die 


ſehen aber, daß Sie hier wieder einen weiteren Schritt (C) 
getan haben, um den privatkapitaliſtiſchen Staat zu 
erhalten. Wir wiſſen, daß die Sozialdemokratie, die 
in der Regierung iſt, genau dasſelbe tut, wie die 
Deutſchnationalen. Wenn die Deutſchnationale Partei 
heute in dieſes Horn bläſt und für ihre Partei Stim⸗ 
mung zu machen ſucht, ſo hat ſie weit gefehlt. Wir 
wiſſen genau, wohin der Laden geht. Kein Arbeiter in 
Danzig wird auf den Leim hopſen, daß Sie durch Ihre 
Machination etwas Gutes für die Arbeiter heraus⸗ 
holen wollen. - 3 
Wir Kommuniſten erklären, daß die Steuer reft- 
los abgebaut werden muß und nicht nur um % Pro- 
zent. In bezug auf das Luxusſteuergeſetz muß auch 
eine Abänderung getroffen werden. Wir könnten 
eine viel größere Summe für den Staat erhalten, wenn 
Sie alle Artikel, die wirklichen Luxus bedeuten, wie 
Automobile, Pelzwaren uſw., beſteuerten. Auch Gold⸗ 
waren können zum großen Teil mehr herangezogen 
werden, damit die Steuer auf andere Artikel, die heute 
noch als Luxus angeſehen werden, aufgehoben werden 
kann. (Abg. Brill: Die muß der Arbeiter ja doch 
bezahlen!) Wenn Sie erklären, daß der Arbeiter 
dies bezahlen muß, ſo wiſſen wir, daß die ganze Laſt 
der Steuern bis auf kleine Teile, die ich vorhin ange⸗ 
führt habe, z. B. die Erbſchafts⸗ und Vermögensſteuer, 
den Arbeitern getragen wird. Dieſe beiden 
die Vermögensſteuer vielleicht zum kleinen Teil. Die 
Erbſchaftsſteuer muß aber ſo hoch ſein, daß wir die 
Umſatzſteuer beſeitigen können. Immer und immer 
wieder muß der Arbeiter die Steuer mittragen. Trotz⸗ 
dem wiſſen wir ganz genau, daß ſich der Arbeiter keinen 
Luxus leiſten kann. Auf der anderen Seite wurde 
betont, daß in Danzig viel Luxus getrieben werde. 
Jetzt haben Sie Gelegenheit, ihn zu beſteuern. Setzen 
Sie ruhig eine höhere Beſteuerung des wirklichen 
Luxus' feſt. Wir können aber keinem Antrag zu⸗ 
ſtimmen, der beſagt, der Staat ſolle einen Geſetz⸗ 
entwurf einbringen, wonach die Luxusſteuer beſeitigt 
wird. Wir verlangen, daß mit dem Umſatzſteuergeſetz 
unbedingt Schluß gemacht wird. Das Luxusſteuer⸗ 
geſetz aber muß revidiert werden. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 
Präſident: 


Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur 


Abſtimmung. (Abg. Schwegmann: Bitte bei 
Artikel 1 namentliche Abſtimmung!) Den Modus 
werden wir noch feſtſtellen. Ich möchte zunächſt feſt⸗ 
ſtellen, wie wir abſtimmen. Es iſt zunächſt über 
Nummer 12, Antrag Rahn, abzuſtimmen, dann über 
Nummer 13, Antrag Böcker, und über Nummer 14, 
Antrag Polſter. Nun liegt zu Nummer 12 und 13 ein 
Abänderungsantrag, Druckſache 1909 und 1910, vor. 
Wenn ich recht geſehen habe, fo find beide Druckſachen 
gleichlautend. Dieſer Abänderungsantrag würde alſo 
bei Nummer 12 zuerſt zur Abſtimmung kommen. Nun 
liegt aber auch ein Eventualantrag vor, der nur, das 
iſt wohl ein Verſehen beim Druck, zu Nummer 13 
geſtellt ift. Ich halte es für praktiſcher, daß er auch bei 
Nummer 12 behandelt wird, da ſonſt unter Umſtänden 
nicht mehr über ihn abgeſtimmt werden kann, wenn 
der Abänderungsantrag zu Nr. 13 abgelehnt wird. 
(Zuſtimmung.) Dann darf ich folgenden Vorſchlaß 
machen: Ich laſſe zuerſt abſtimmen über den Abände⸗ 
rungsantrag Druckſache Nr. 1909. Ba 
Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchliefzer 
den Geſetzentwurf Rahn und Genoſſen in folgen 
Faſſung anzunehmen: 
: Geſetz 


betreffend Aufhebung des Umſatz⸗ und Luctusſnden 


geſetzes und Erhöhung des Anteils der Gemer 
an der Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer. 


~ 
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Artikel 1. 

Das Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetz vom 4. Juli 
1922 (Geſetzbl. 1922 S. 149) in der Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes zur Umſtellung des Einkommen-, Körperſchafts⸗ 
Gewerbe⸗ und Umſatzſteuergeſetzes aus Anlaß der 
Einführung der neuen Währung vom 13. Oktober 
1924 (Geſetzbl. 1924 S. 464) nebſt den zur Ausführung 
dieſes Geſetzes erlaſſenen Verordnungen wird auf⸗ 


gehoben. 

Artikel 2. 

$ 47, Abſatz 1, Satz 1, des Geſetzes über die end- 

gültige Veranlagung zur Einkommenſteuer für das 
Jahr 1924 und über die weitere Erhebung von Ein⸗ 
kommenſteuer⸗Vorauszahlungen im Jahre 1925, vom 
11. September 1925 (Geſetzbl. 1925 S. 216) erhält 
folgende Faſſung: „den Gemeinden werden 60 v. H. 
des tatſächlichen Aufkommens der Einkommenſteuer 
überlaſſen.“ 

Artikel 3. 


Dieſes Geſetz tritt am 15. November 1925 in Kraft. 

Die Beſteuerung der vor dem 15. November 1925 
vollendeten ſteuerpflichtigen Rechtsvorgänge ift nach 
dem bisherigen Geſetz durchzuführen. 


Böcker u. d. übr. Mtgl. d. Dnat. Fr. 


Zu Artikel 1 iſt namentliche Abſtimmung beantragt 
worden. Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) 
Er iſt genügend unterſtützt. Wir kommen zur nament⸗ 
lichen Abſtimmung über Artikel 1 des Abänderungs⸗ 
antrages Böcker, Druckſache Nr. 1909. Die Abſtimmung 
beginnt. Ich bitte die Karten einzuſammeln. (Ge⸗ 
ſchieht.) Wünſcht noch jemand feine Stimmkarte ab- 
zugeben? Das iſt nicht der Fall. Dann iſt die Ab⸗ 
ſtimmung geſchloſſen. Das Ergebnis“) ift folgendes: 
Es ſind 84 Stimmen abgegeben, 46 mit Ja, 38 mit 
Nein. Artikel 1 iſt angenommen. Wir kommen zur 
Abſtimmung über Artikel 2. (Abg. Spill: Ich bean⸗ 
trage namentliche Abſtimmung!) Namentliche Ab⸗ 
timmung ift beantragt worden. Wird der Antrag 
(B) unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht 
aus. Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung 
über Artikel 2. (Jetzt werden ſie ſabotieren! bei den 


Be) Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Bergmann, 
öcker, Böhm, Bukmakowſki, Bürgerle, Burandt, Dahiler, 
derkſen, Dyck II, Ehm, Eichholtz, Falk (Albert), Falken⸗ 
Hag, Fiſcher (P.), Glombowſki, Grundmann, Guttzeit, 
Adel, Harnau, Herrmann, Hoffmann, Fr. Kalähne, Kar⸗ 
Letſch, Klapps, Fr. Knoblauch, Fr. Kreft, Laſchewſki, Dr. 
Nunbke, Liſchnewſki, v. Malachinſki, Fr. Meyer, Fr. Mohn, 
Sardwig, Penner I, Philipſen, Polſter, Raſchke, Schütz, 
poui, Schwegmann, Semrau, Senftleben, Dr. Treichel, 
„ Wendt, Weſſalowfki, Dr. Ziehm. x 
EN Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Arcayniki, Arndt, 
paer, Brill, Ediger, Fr. Falk, Fiſcher (J.), Fooken, Gai- 
WEL, Gebauer, Gehl, Gerick, Grünhagen, Hennke, Hoppe, 
maen, Joſeph, Dr. Kamnitzer, Klingenberg, KloBomifi, 
Kuntz, Kurowſki, Kuckelkorn, Lemke, Loops, Malikowſki, 
Schl, Müller, Neubauer, Plettner, Rehberg, Richter, 
midt (E.), Spill, Dr. Wagner, Weiß, Werner, Wisniewfki. 
Dr Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bahl. Dr. Bing 
Yir lavier, Brodowſki, Dr. Bumke, Fr. Döll, Dr. Eppich, 
Kube, „Hohnfeldt, Jedwabſki, Karſchefſki, Klawitter, Dr. 
ai Fr. Landmann, Zangomffi, Lehmann, Leu, Lietzau, 
meh, Mathieu, Meyen, Dr. Moczynſki, Mropezkomſi, 
Shes cumann, Dr. Panecki, Rahn, Raube, Reef, Rohde, 
e, Schilke, Schmidt (R.), Sprett, Wierſchowſki, Fr. Buper. 


Kommuniſten.) 
zugeben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. Das Ergebnis iſt folgendes: Es ſind 
46 Karten mit Ja abgegeben worden. Das Haus iſt 
beſchlußunfähig. Die Sitzung iſt infolgedeſſen ge⸗ 
ſchloſſen. Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung morgen, 
Donnerstag, den 5. November, nachmittags 3,30 Uhr, 
mit folgender Tagesordnung abzuhalten: 

1. Einführung zweier Senatoren im 
Nebenamt. 

2. Eingaben laut Anlage. — Druckſache Nr. 1901. 

Antrag des Senats auf Genehmigung zur Voll⸗ 
ſtreckung einer Haftſtrafe gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 1458. 3 

„Antrag des Senats auf Genehmigung zur Strafver- 
folgung gegen einen Abgeordneten und zu feiner Ver⸗ 

haftung. — Druckſache Nr. 1922. 

5. Große Anfrage Nr. 36 des Abg. Maier und Gen. be⸗ 
treffend Abſchaffung der Zwangskehrbezirke im 
Schornſteinfegergewerbe. — Druckſache Nr. 1712. 

. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
Aenderung des Geſetzes über Fürſorge für Klein⸗ 
rentner. — Urantrag der Frau Abg. Richter und 
Fraktion. — Druckſache Nr. 1682. = 

7. Antrag des Abg. Laſchewſki und Fraktion betreffend 
Zahlung tarifmäßiger Löhne bei Notſtandsarbeiten. — 
Druckſache Nr. 1878. 

. Erfte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abänderung 
des Geſetzes betreffend Erwerbsloſenfürſorge. — 
Urantrag des Abg. Laſchewſki und Fraktion. — Druck⸗ 
ſachen Nr. 1879 und 1888. 

. Erfte Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend Ab⸗ 
änderung des Geſetzes zur Bekämpfung der Woh⸗ 
nungsnot. — Urantrag des Abg. Dr Blavier und 
Genoſſen. — Druckſache Nr. 1904. $ 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
Aufhebung des Geſetzes zur Abänderung der Verord⸗ 
nung gegen Preistreiberei. — Urantrag des Abg. 
Dr. Blavier und Gen. — Druckſache Nr. 1905. k 

„ Bericht des Hauptausſchuſſes über den Geſetzentwurf 
betreffend die im Haushaltsplan für 1924 zu berück⸗ 
ſichtigenden Aenderungen auf dem Gebiete des 
Steuerweſens. — Druckſache Nr. 1894 zu Nr. 272. 

2. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend Er⸗ 
mäßigung von Gerichtskoſten und Stempeln für 
Rechtsvorgänge aus Anlaß des Ausgleichs der Geld⸗ 
entwertung. — Urantrag des Abg. Schwegmann und 
Fraktion. — Druckſache Nr. 1908. 

3. Urantrag des Abg. Dr. Ziehm und Fraktion betreffend 
Herabſetzung der Gebühren im Rechtsmittelverfahren 
über Steuern und Abgaben. — Druckſache Nr. 1915. 

Urantrag des Abg. Schwegmann und Fraktion Ve- 
treffend Vorlage von Geſetzentwürfen betreffend die 
„ und Körperſchaftsſteuer. — Druckſache 

5 2. 

5. Urantrag des Abg. Dr. Ziehm und Fraktion betreffend 
927 191 eines Vermögensſteuergeſetzes. — Druckſache 

kr. 1913. 

;, Urantrag des Abg. Dr. Ziehm und Fraktion betreffend 
Ar eines Gewerbeſteuergeſetzes. — Druckſache 

1. 4. 

Ürantrag des Abg. Schwegmann und Fraktion be⸗ 
treffend Vorlage eines Stempelſteuergeſetzes. — 
Druckſache Nr. 1916. 5 RL 

Ferner: Reſt von heute. Widerſpruch wird nicht 

laut. Die Tagesordnung iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe 
die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 10 Minuten.) 
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139. Sitzung. 
Donnerstag, den 5. November 1925. 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Dr. Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Vizepräſident des Senats 
Gehl; Senatoren Dr. Bail, Bötzel, Ernſt, Dr. Frank, 
Dr. Kamnitzer, Runge, Siebenfreund, Dr. Schwartz, 
Dr. Strunk, Dr. Wierczinski; Staatsrat Lademann, 
Obergerichtsrat Kettlitz, Regierungsrat Hagemann. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Laſchewski. 

Laſchewski, Abgeordneter (K. P.): Die Erwerbs⸗ 
loſenverſammlung, die heute im Werftſpeiſehaus ſtatt⸗ 
fand und von weit über 2000 Erwerbsloſen beſucht 
war, hat die zur Verſammlung eingeladenen Fraktio⸗ 
nen aufgefordert, in der heutigen Volkstagsſitzung bei 
Punkt 8 der Tagesordnung einen Dringlichkeitsantrag 
zu beraten und ihn an den ſozialen Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Der Antrag lautet: 


Sämtliche Erwerbsloſe erhalten 
Wirtſchaftsbeihilfe, und zwar: 
a) Verheiratete 10 Ztr. Kohlen pro Haushalt, 
3 Ztr. Kartoffeln für den Haushaltungsvorſtand, 
2 Ztr. Kartoffeln für die . und 
1 Ztr. Kartoffeln für jedes Kind. 


b) Anverheiratete erhalten den Geldwert der unter 
a) aufgeführten Naturalien. ke 

Weil der Volkstag in der nächſten Woche nicht tagen 
will und die Belieferung mit Naturalien, bejonders - 
Kartoffeln, wegen der Froſtgefahr ſehr ſchnell ge⸗ 
ſchehen muß, ſtellen wir den Antrag, daß dieſer Antrag 
der Erwerbsloſen als Dringlichkeitsantrag bei Punkt 8 
der Tagesordnung mitberaten und dem ſozialen Aus⸗ 
ſchuß überwieſen wird. 

Präfident: Der Punkt 8 der Tagesordnung hat mit 
dem genannten Dringlichkeitsantrag nichts zu tun; 
denn bei der erſten Beratung eines Geſetzentwurfs 
können keine Anträge geſtellt werden. Es iſt nur der 
in zweiter Linie angedeutete Weg gangbar, einen 
neuen Punkt auf die Tagesordnung zu ſetzen. (Abg. 
Laſchewski: Als Punkt 8 al) Es iſt geſchäftsord⸗ 
nungsmäßig nur möglich, einen Punkt während der 
Verhandlung auf die Tagesordnung zu ſetzen, wenn 
kein Abgeordneter widerſpricht. Erfolgt Widerſpruch? 
(Jawohl! rechts.) Es iſt daher nicht möglich, den 
Punkt 8a aufzunehmen. Jedoch iſt das für die An⸗ 
gelegenheit geſchäftsordnungsmäßig keine Verſchlep⸗ 
pung, da es jeder Fraktion unbenommen bleibt, dieſen 
Antrag bei der erſten Sitzung des ſozialen Aus⸗ 
ſchuſſes zu ſtellen. Ich habe dann noch eine Mitteilung 
zu machen. Der Herr Bräfivent des Preußiſchen Land- 
tags hat mir folgendes geſchrieben: 

An den Präſidenten des Volkstages der Freien 
Stadt Danzig, Herrn Dr. Treichel, Danzig. 

Auf das gefällige Schreiben vom 30; v. Mts. habe 
ich gern Anordnung getroffen, daß die Mitglieder 
des Danziger Volkstages auf Grund ihres amtlichen 
Ausweiſes Zutritt zu der Empore der Reichstags⸗ 
abgeordneten im Preußiſchen Landtag erhalten. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 
4 Ihr ergebener Bartels, 
Damit iſt der wenig angenehme Zuſtand abgeſchafft, 
daß wir ſo und ſo viele Inſtanzen angehen mußten, 


eine einmalige 


um Zutrittskarten zum Preußiſchen Landtag zu De- 


kommen. Sie brauchen jetzt nur Ihre Abgeordneten⸗ 
karten vorzuzeigen und bekommen ſofort 
Zutritt zur Abgeordnetenempore. (Zuruf des 
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(A) (Präſident.) 
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Abg. Rahn.) An 
ebenfalls geſchrieben, die Antwort wird inner⸗ 
halb 24 Stunden eintreffen. Grundſätzlich liegt 
das Einverſtändnis des Herrn Präſidenten des Reichs⸗ 
tages vor. Ich habe aber noch ausdrücklich an den 
Herrn Präſidenten geſchrieben. Da der Reichstag jetzt 
nicht tagt, iſt eine Verzögerung eingetreten. Ich bin 
aber überzeugt, daß ich dieſelbe Antwort erhalte. 

Ferner möchte ich mitteilen, daß Herr Kaufmann 
Ernſt und Herr Bürgermeiſter a. D. Bail telephoniſch 
mitgeteilt haben, daß ſie die Wahl zum Senator der 
Freien Stadt Danzig annehmen. Wir kommen nun⸗ 
mehr zum erſten Punkt der Tagesordnung: 

Einführung zweier neugewählter Senatoren 
im Nebenamt. ; 

Das Wort hat der Herr ſtellvertretende Präſident des 
Senats. 

Gehl, ſtellvertretender Präſident des Senats: 
M. D. u. H.! In der geſtrigen Vollſitzung des Volks⸗ 
tages ſind zu Senatoren gewählt worden die Herren 
Stadtrat a. D. Ernſt und Bürgermeiſter a. D. Dr. 
Bail. Nach Artikel 28 der Verfaſſung liegt es mir 
ob, die ſoeben genannten Herren in ihr Amt einzufüh⸗ 
ren. Ich bitte die Herren, mir durch Handſchlag zu 
geloben — ich werde das Gelöbnis vorſprechen und 
bitte die Herren hinzuzufügen „Ich gelobe es.“ Die 
Beifügung einer religiöſen Beteuerung iſt zuläſſig. 

Ich werde die mir als Mitglied des Senats ob⸗ 

liegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt 
gewiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze 
beobachten, verſchwiegen pin in allem, was geheim- 
zuhalten mir geboten wird, und das Wohl der Freien 
Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. 

Senator Ernſt: Ich gelobe es mit Gottes Hilfe. 

Senator Dr. Bail: Ich gelobe es, ſo wahr mir 
Gott helfe. i 

Präſident: Auch ich als Präſident des Volkstages 
begrüße die neugewählten Herren Senatoren und 
hoffe auf ein erſprießliches Zuſammenarbeiten. Wir 
kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung: Eingaben laut 
Druckſache Nr. 1901. Ich glaube, wir bleiben bei der 
alten Gepflogenheit, daß gemäß den Anträgen des be⸗ 
treffenden Ausſchuſſes beſchloſſen iſt, wenn keine Wort⸗ 
meldungen oder Abänderungsanträge vorliegen. Ich 
rufe auf: Soziale Angelegenheiten. 1 bis 3; ange⸗ 
nommen. Eingaben ⸗Ausſchuß. 4 bis 10; angenom⸗ 
men. Steuer ⸗ Ausſchuß. 11 bis 13; angenommen. 
Verfaſſungs⸗Ausſchuß. 14 bis 20; angenommen nach 
den Beſchlüſſen der Ausſchüſſe. Wir kommen zu 
Punkt 3 und 4 der Tagesordnung: 

Antrag des Senats auf Genehmigung zur 
Vollſtreckung einer Haftſtrafe gegen einen Ab⸗ 

geordneten. 
Druckſache Nr. 1458. 

Antrag des Senats auf Genehmigung zur 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten und 
zu ſeiner Verhaftung. 

Druckſache Nr. 1922. Ich empfehle dem hohen Hauſe, 
die beiden Anträge dem Rechts⸗Ausſchuß zu überwei⸗ 
ſen. Ich höre keinen Widerſpruch; es ift jo beſchloſ⸗ 
ſen. Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

Große Anfrage Nr. 86 des Abg. Maier und 
Gen. betr. Abſchaffung der Zwangskehrbezirke 
im Schornſteinfegergewerbe. x 

Druckſache Nr. 1712. Zur Antwort hat das Wort 
der Herr Senator Dr. Frank. 

Dr. Frank, Senator: Namens des Senats habe ich 
auf die Große Anfrage Nr. 36 folgendes zu antwor⸗ 
den : 

Es trifft nicht zu, daß durch die Einführung der 
Schornſteinfegerzwangsbezirke eine Schädigung der 


den Reichstag habe ich 


„ £ x 
AO RALE DE 


Allgemeinheit zugunſten weniger Schornſteinfegermei⸗ 


ſter eingetreten ijt. Zwar ſtellt ſich das Reinigen der 


dem Jahre 1923, dem Jahre 


Schornſteine in der Jetztzeit teurer als in der Vor⸗ 
kriegszeit und bedeutet ſomit eine etwas ſtärkere Be⸗ 
laſtung des Hausbeſitzers im Vergleiche zu früher. Die 
Mehrkoſten ſind jedoch nicht ſo ſehr erheblich und im 
weſentlichen auf die allgemeine Preisſteigerung, die 
höheren Materialpreiſe und die höheren Löhne zurück⸗ 
zuführen. Die Einführung der Zwangsbezirke iſt 
nicht zu Nutzen der Schornſteinfegermeiſter, ſondern im 
Intereſſe der Allgemeinheit, aus Gründen der feuer: 
polizeilichen Sicherheit erfolgt. Daß dieſe Sicherheit 
gegenüber früher ganz bedeutend zugenommen hat, 
lehrt die ſtarke Abnahme der Schornſteinbrände ſeit 
der Einführung der 
Zwangskehrbezirke. Im Jahre 1913 wurden 65 der⸗ 
artige Brände feſtgeſtellt, eine Zahl, die ſich bis 1918, 
abgeſehen von einigen kleinen Schwankungen, ziemlich 
auf der gleichen Höhe hielt, um dann in den folgen⸗ 
den Jahren auf 75 im Jahre 1918, auf 93 im Jahre 
1919 und 103 im Jahre 1922 zu ſteigen. Das Jahr 
1923 brachte dann eine Senkung auf 52, 1924 auf 37 
und 1925 bis zum September auf 12 Brände. Die 
Schornſteinbrände ſind alſo gegenüber der Vorkriegs⸗ 
zeit bis auf 50 Prozent und mehr herabgegangen, ge⸗ 
genüber den Nachkriegsjahren ſogar auf 30 Prozent 
und mehr. 

Wenn der Senat angeſichts dieſer offenbaren Vor⸗ 


Feuerſicherheit auch nicht die Abſicht hat, eine Abſchaf⸗ 


ren widmen und insbeſondere prüfen, ob noch weitere 
Erleichterungen über die hinaus möglich ſind, die 
Kehrordnung betreffs 


friſten geſchaffen ſind. (Abg. Dr. Blavier: Ich be⸗ 


antrage Beſprechung!) k 


Präſident: Es ift Beſprechung beantragt worden- 
Dazu ift eine Unterftükung notwendig. Wer den An⸗ 
trag auf Beſprechung unterſtützt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt genügend 
unterſtützt. Ich eröffne die Beſprechung. 
hat der Herr Abg. Ehm. 

Ehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
jeher war bei den Hausbeſitzern die Einführung dei 
Kehrbezirke ein Punkt, der ſich mit den Einnahmen 
Hausbeſitzer waren nicht allein gezwungen, höhere 97 
feger beträgt jetzt 67,20 Gulden pro Woche, und dem? 

entſprechend werden auch die Löhne berechnet, — ſie 

mußten ſich auch noch eine Menge anderer Unannehm⸗ 

lichkeiten gefallen laſſen. Sie waren nicht mehr wi 
pakten, Verträge abzuſchließen, ſondern fie mußte f 
den Schornſteinfegermeiſter nehmen, in deſſen Beat 

ihr Grundſtück lag. Dies iſt eine Sache, die in det 


einigermaßen 


- e k ` Q * 
Die Hausbeſitzer und alle Leute, die daß die 


t, ſon⸗ 
gt, io; ei 
freie Wirtſchaft eingeführt werden, die jeden 
ſitzer verpflichtet, ſich ſelbſt einen Schornſteinfe 
fter zu ſuchen, mit ihm einen Vertrag zu machen 
mit ihm zuſammen zu arbeiten. . 

Ich möchte außerdem auch noch auf 
rung der Kehrbezirksordnung eingehen, von 
Herr Senator Dr. Frank hier eben geſprochen he 
gebe zu, daß durch die in § 1, Abſatz 1 eingeführte 


der * 
at Ich 
b Ver⸗ 
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durch die am 1. Oktober 1925 erfolgte Abänderung der 
der Verlängerung der Kehr⸗ 0 


fung der Kehrbezirke zu veranlaſſen, ſo wird er doch 


> 


des Hausbeſitzers ſchwer in Einklang bringen ließ. Die 


zahlung zu leiſten, denn der Lohn der Schornſtein 


früher berechtigt, mit den Schornſteinfegern, die er ER 
* 
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heutigen Zeit ein Anhängſel der Zwangswirtſchaft i bj 


Ib auch f; 
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teile der Zwangskehrbezirke für die Erhöhung der | 


weiterhin feine Aufmerkſamkeit der Frage der Gebüh⸗ * 
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(A) (Ehm, Abgeordneter.) 
längerung der Reinigung, d. h., es ſoll jetzt nicht alle 
onate einmal, ſondern alle 1½ Monate einmal, 
auf dem Lande drei Mal im Winter und im Sommer 
von April bis September nur einmal gefegt werden, 
den Hausbeſitzern in der Stadt und auf dem Lande 
erhebliche Vorteile erwachſen. Trotzdem muß ich auf 
meinem alten Standpunkte ſtehen bleiben. Es ift 
beſſer, wenn ſich der Hausbeſitzer ſelbſt ſeine Leute 
ausſucht. 
Es iſt hier außerdem noch vorzubringen, daß in 
dieſer Kehrverordnung betreffend die Gebühren ver⸗ 
ſchiedene Punkte find, die ſich ſehr unangenehm bemerk⸗ 
bar machen, z. B. ſteht in der Gebührenordnung unter 
Abſatz 3, daß der Hausbeſitzer bei der Berechnung der 
Arbeitslöhne für die Keſſelreinigung, für die Schorn⸗ 
ſteine und für die Keſſelanlage, wenn er einen ge⸗ 
prüften Heizer hat, monatlich 20 Pfennig zahlen foll. 
M. D. u. H., wie ſtellen Sie ſich das vor, daß ein 
Hausbeſitzer einen geprüften Heizer hat? Gewöhnlich 
iſt es doch der Portier oder die Frau des Portiers, die 
dieſe Arbeit übernehmen. Ein geprüfter Heizer iſt 
doch jemand, der irgend ein Examen gemacht hat. Ich 
glaube, in der ganzen Stadt Danzig befindet ſich nicht 
ein geprüfter Heizer, der ein Examen gemacht hat, das 
den Anforderungen dieſer Kehrordnung vollſtändig 
entſpricht. Die Koſten, die, dafür eingeſetzt ſind, ſind 
auch ganz bedeutend. Sie betragen augenblicklich 20 
Guldenpfennig pro Quadratmeter der Heißfläche. 
enn alſo jemand einen Keſſel von ungefähr 20 
Quadratmeter hat, muß er 4 Gulden bezahlen, wenn 
der große Schornſtein von 40 mal 50 einmal gefegt 
wird. Ein großer Zwieſpalt beſteht auch wegen der 
Kontrolle zwiſchen den Hausbeſitzern und den Schorn⸗ 
teinfegern. Die Letzteren ſollen jetzt von ihren Mei- 
N tern kontrolliert werden, aber dieſe Kontrolle findet 
® fast nie ſtatt. Ich wenigſtens habe es noch nicht er⸗ 
lebt, daß der Meiſter hingekommen iſt und kontrolliert 
hat. Man muß höchſtens ſchreiben: „Bei mir wird 
der Ruß, trotzdem wir die Kehrordnung haben, nicht 
a den Rohren herausgenommen.“ Dieſe Kontrolle 
i int den Bezirksſchornſteinfegermeiſtern — dieſen 
chönen Titel haben ſie, — nicht zu paſſen. Das iſt 
uch eine Sache, die viel beſſer würde, wenn es jo ge- 
0 acht würde, wie früher. Früher wurde der Schorn⸗ 
kwinfegermeiſter von einem Oberfeuerwehrmann kon⸗ 
rolliert. Dieſer kam nachſehen, ob die Sache ord⸗ 
allndsmäßig vor ſich ging. Man kann wohl ſagen, 
ero ausbefiger, die jetzt dieſe Kehrordnung über ſich 
ordeben laſſen müſſen, ſagen, daß ſie die frühere Kehr⸗ 
l ng zurück wünſchen. Deshalb unterſtütze ich den 
diger des Herrn Abg. Maier und wünſche die bal⸗ 
and eſeitigung der Kehrbezirkordnung und die Ver⸗ 
ir pang der neuen Ordnung der Kehrbezirke. 
vier ident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Bla: 


Die I Glavier, Abgeordneter (D. W. PJ: M. D. u. H. 
wort der Regierung auf unſere Große Anfrage 
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dig find. 


Geſetzentwurf beantragen. 


für den Herrn Polizeipräſidenten, für die Polizei. Da 
liegt nämlich eigentlich der entſcheidende Punkt. Wir 
wiſſen alle, daß in den alten Giebelhäuſern in der 
Altſtadt die feuerpolizeilichen Sicherheitsverhältniſſe 
tatſächlich bedenklich find, daß da unter allen Amſtän⸗ 
den Reparaturen gemacht werden müſſen, beſonders 
was die Kamine anbelangt, und daß dort ſehr auf⸗ 
gepaßt werden muß, um Brände zu verhüten. x 

Aber nun liegen die Dinge doch jo, daß die Muf- 
gabe, für die Sicherheit zu ſorgen, der Polizei obliegt. 
Wenn ſie nachprüfen will, ob polizeiwidrige Zuſtände 
beſtehen, dann mag ſie ihre Beamten hinſchicken, die 
ihr ja zur Verfügung ſtehen. Sie ſoll ſich aber keine 
Polizeihilfstruppe ſchaffen, die, das kann ruhig geſagt 
werden ‚weiter nichts tut, als im weſentlichen die 
Hausbeſitzer in den einzelnen Bezirken zu denunzieren, 
daß dort die Kamine nicht in Ordnung ſeien. Dafür 
iſt die Polizei da, an ihrer Spitze der Polizeipräſident, 
Er wird jedoch die Inſtanz ſein, die diesmal wieder 
dieſen Entwurf mit allen Mitteln durchgedrückt hat. 
Wir ſind jetzt ſchon ſo weit, daß nicht nur die Seite, 
die das Gewerbe vertritt, für Gewerbefreiheit eintritt. 
Auch die Arbeitnehmer, die ſeinerzeit für Einführung 
der Zwangskehrbezirke waren, die Schornſteinfegerge⸗ 
ſellen, ſind jetzt ſchon im weſentlichen gegen die 
Zwangskehrbezirke. Sie haben am eigenen Leibe ver⸗ 
ſpürt, daß bei den Zwangskehrbezirken nichts für ſie 
herausſpringt, daß ſie die Arbeit zu leiſten haben und 
daß nur eine bürokratiſche Beamtenſtelle geſchaffen 
wurde, die nichts tut, als den bürokratiſchen Apparat 
im Freiſtaat zu vermehren, wenn auch nicht unter dem 
Titel eines Beamten. Der Kehrmeiſter ift jedoch Hilfs- 
beamter der Polizei. Er wird aber nicht aus Staats⸗ 
mitteln bezahlt, ſondern von den Kreiſen, die ſo wie 
ſo nichts haben, den Hausbeſitzern. Das tangiert aber 
den großen Hausbeſitzer. Immer wieder 
kommt es darauf hinaus, daß die große Maſſe der klei⸗ 
nen Leute die Gelder für die neuen Beamten aufbrin⸗ 
gen muß. (ehr richtig!) 

Wie liegen die Dinge auf dem Lande? Ich ent⸗ 
ſinne mich, daß in einer Verſammlung in Stutthof ge⸗ 
ſagt wurde, man wiſſe nicht, was der Mann ſolle. Es 
wären in der Hauptſache offene Kamine vorhanden, 
die räucherten überhaupt nicht voll, da würden Schin⸗ 
ken hineingehängt und die Wäſche getrocknet. Wenn 
nun der Mann tomme und fege, jo werde die Wäſche 
ſchwarz, die Schinken fielen ins Waſſer und das Dach 
würde zertrampelt. Einen Sinn habe die Einrichtung 
nicht, ſie ſei vielmehr kompletter Unfinn. Als der be⸗ 
treffende Schornſteinfeger vor kurzem kehren wollte, 
ſagte er, wenn die Hausbeſitzer ſowieſo bezahlten, 
käme er erſt garnicht hin. 

Das ſind keine Märchen, ſondern Tatſachen, die die 
Regierung überall hören kann, wenn ſie nur einmal 


Umfrage hielte. Eine Notwendigkeit für die Aufrecht⸗ 


erhaltung der Kehrbezirke in Danzig beſteht alſo nicht. 
Sie können ruhig abgeſchafft werden. Wir erſparen 
uns dadurch mindeſtens die Anterhaltung von 15 
überflüſſigen Hilfsbeamten der Polizei und wir ſchaf⸗ 
fen Brot für die, die bei der freien Konkurrenz arbei⸗ 
(Sehr gut!) Stellt es ſich heraus, 
wer am meiſten leiſtet, dann werden die Geſellen ein 


höheres Auskommen haben. Wir werden zu gefunden 


Verhältniſſen kommen. Die Polizei hat ja ihrerſeits 
die Aufgabe, mit den Beamten nachzuprüfen, ob ſicher⸗ 
heitspolizeiliche Aenderungen für die Kamine notwen⸗ 


Im Intereſſe des Gewerbes und ſeiner Einheit 
müſſen wir endlich einmal mit dieſem geradezu mit⸗ 
telalterlichen Inſtitut der Zwangskehrbezirke Schluß 
machen. Wir werden dies in einem entſprechenden 
(Bravol) j 
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Donnerstag, den 5. November 1925. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. v. Ma⸗ 
lachinski. \ 

v. Malachinski, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Die Beſeitigung der Zwangskehrbezirke wäre eine Ka⸗ 
taſtrophe für die Mieter. Ich erinnere daran, daß 
vor dem Kriege jährlich Hunderte von Bränden vor⸗ 
kamen, die jetzt, wie der Herr Senator anführte, er⸗ 
heblich eingedämmt worden ſind. Trotzdem will man 
die Zwangskehrordnung beſeitigen. Was wird hier 
geſpielt? Mir erzählte kürzlich ein Hausbeſitzer, wenn 
erſt die Zwangskehrordnung beſeitigt ſei, müſſe ſich je⸗ 
der Mieter ſeinen Schornſtein ſelbſt fegen laſſen, oder 
es bezahlen. Damit hätten die Hausbeſitzer dann 
nichts zu tun. (Quatſch, es iſt ja eine Polizeiver⸗ 
ordnung da! bei der Deutſch⸗ Danziger Volkspartei.) 
Wenn Sie das als Quatſch bezeichnen, dann trifft das 
höchſtens für Sie zu. Seinerzeit wurden große Ver⸗ 
ſicherungen abgeſchloſſen, durch die die Hausbeſitzer bei 
einem Brande gedeckt wurden und ſich ein neues Haus 
bauen konnten. Dann wurde angeführt, der Schorn⸗ 
ſteinfegermeiſter, der mit der Wahrnehmung der 
Zwangskehrordnung betraut iſt, raffte zuviel Geld zu⸗ 
ſammen. Ich bin derſelben Meinung, daß dieſer eine 
Schornſteinfegermeiſter zu viel Geld verdient. Er 
läßt eine Anzahl Gehilfen umherlaufen, die ihm das 
Geld erarbeiten müſſen. Er aber ramſcht die Moneten 
ein. Das muß unterbunden werden, das iſt ganz ſelbſt⸗ 
verſtändlich. 

Nun haben Sie im Volkstag ja eine Anzahl Se⸗ 
natoren gewählt. Jagen Sie den Schornſteinfegermei⸗ 
ſter fort und behalten Sie dies Bohnchen für ſich. 
Wählen Sie einen beſonderen Schornſteinfegermeiſter⸗ 
ſenator. (Große Heiterkeit!) Darüber iſt gar⸗ 
nicht zu lachen. Dann nimmt die Stadt die Einnah⸗ 
men. Der Schornſteinfegerbetrieb wird verſtaatlicht. 
An ſeiner Spitze ſteht der Schornſteinfegerſenator, den 
Sie zu wählen haben. Ihm wird dann dieſe Aufgabe 
zufallen. Dann werden auch die Schornſteinfegergeſel⸗ 
len mit viel größerer Luſt und Liebe an ihre Arbeit 
gehen. Sie wiſſen dann, daß die Ueberſchüſſe der Mi- 
gemeinheit zufließen und werden ebenfalls für Ver⸗ 
ſtaatlichung ſein. (Lebhaftes Bravol) ? 

Präſident: Es iſt der Antrag des Abg. Ehm und 
Gen. eingelaufen, die Große Anfrage, Druckſache Nr. 
1712, dem Siedlungs- Ausschuß zu überweiſen. Das 
Wort hat der Herr Abg. Harnau. 

Harnau, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Da 
dieje Druckſache dem Siedlungs- Ausſchuß überwieſen 
werden ſoll, wäre es eigentlich nicht erforderlich gewe⸗ 
ſen, noch weiter darüber zu ſprechen. Ich möchte aber 
doch dem Herrn Senator Dr. Frank auf einige Aus⸗ 
führungen erwidern. Er gab an, daß die Löhne der 
Geſellen/ und die Materialien, die der Schornſteinfeger 


braucht, im Preiſe geſtiegen ſeien. Das letztere kommt 


mir ſehr komiſch vor. Woraus beſteht denn heute das 
Material, das der Schornſteinfeger braucht? (Hei⸗ 
terkeit.) Ich kenne die Tätigkeit des Schornſtein⸗ 


fegers zwar nicht von den großen Villen und Paläſten, 


aber ich weiß genau, was er bei dem kleinen Hausbe⸗ 
ſitzer tut, der vielleicht ein Haus mit 12 Wohnungen 
hat, wo 24 Feuerſtellen vorhanden ſind. Ich will ein⸗ 
mal auf die Einnahmen eingehen. Bei einem Haus 


mit 12 Arbeiterwohnungen und 24 Feuerſtellen gibt 


es 16 Pfennig pro Feuerſtelle. Das macht im Monat 
etwa 5 bis 6 Minuten Arbeit aus, wie ich in Zeugen 
Gegenwart feſtgeſtellt habe. Der Meiſter hat es natür⸗ 
lich nicht nötig, zu arbeiten. Dieſe Herren laſſen ſich 
nicht ſehen und machen ſich keinen Nagel ſchwarz. Im 
Sommer wohnen ſie in Zoppot und anderen Bade⸗ 
orten, alles auf Koſten ein oder zweier Geſellen. Die 


kleineren Bezirke beſchäftigen häufig nur einen Geſel⸗ 


len. Die monatlichen Gebühren für ein Arbeiterhaus 


Schuſterbezirke. 


| Feld: 
mit 12 Wohnungen maden aljo 4,00 bis 4,50 Gulden 


aus, im Jahre 48 bis 56 Gulden. 
Mark jährlich. 

Meine Vorfahren, meine Schwiegereltern, die in 
Danzig geboren und groß geworden ſind, haben nie 
einen Kehrbezirk gehabt. Sie hatten einen alten 
Schornſteinfegermeiſter, der einen Geſellen hatte und 
der hat dort gekehrt. 10 Mark habe ich in der letzten 
Zeit an meinen alten Schornſteinfegermeiſter Hage⸗ 
mann gezahlt. Die Schornſteinfegermeiſter machen 
heute gar nichts mehr, die kommen gar nicht mehr durch 
die Dachluke durch. Sie wiſſen heute nicht, wo ſie mit 
dem vielen Geld hinſollen. 6—8 Mark haben ſie im 
Frieden bekommen, jedes Halbjahr 4 Mark poſtnume⸗ 
rando. Ich habe immer 4 Mark für das halbe Jahr 
bezahlt. Heute bezahle ich 50 Gulden. Wo ſpricht 
das mit, was der Geſelle bekommt oder was der 
Schornſteinfegermeiſter an Material braucht? Mit 
einer Leine gingen ſchon die Vorfahren, der Groß⸗ 
vater, der Vater, und der Junge geht noch mit der⸗ 
ſelben Leine und mit einer Kugel und mit einem Be⸗ 
ſen. Er läßt dann die Kugel in den Schornſtein hin⸗ 
unter und zieht ſie wieder hinauf. (Heiterkeit.) 
Alsdann iſt die ganze Arbeit gemacht. Das kann je⸗ 
des alte Weib machen. Ich habe geſehen, daß eine 
Frau ſich ein Stück Waſchleine abgeriſſen, dann einen 
Stein angebunden und damit und einem Beſen den 
Schornſtein gefegt hat, und die Küche blieb ſauber. 


Der Schornſteinfeger kommt heute nur nach Geld 
und dann läßt er die Kugel einmal hinunter und her⸗ 
aufrollen. Meine Einwohner haben ſich ſchon öfters 
darüber beſchwert, daß die ganzen Küchen voll Ruß 
und Schmutz ſind. Bei wem ſoll ich mich jetzt darüber 


Früher 8 bis 10 


beklagen? Der Kehrmeiſter kümmert ſich nicht darum, 


p. 

* 

4 . 
vr 

-g 
4. 
P) 


heute muß man ſich das ruhig gefallen laſſen, früher o 


war das nicht der 
ſteinfeger: „Laſſen Sie die Kugel nicht jo hinunterrol⸗ 
len und beſchmutzen ſie 
nehme ich mir das nächſte Mal einen andern.“ In 
der jetzigen Zwangslage werden die Meiſter von einem 
Geſellen ernährt. 
Freiſtadtinſel paſſieren. Das ſind troſtloſe Zuſtände 


Fall. Früher ſagte ich zum Schorn 
icht die ganze Küche, ſonſt ey 


Das find Zuſtände, die in unſerer ri i 
15 


Jetzt muß man einem ſolchen Manne für Nichtstun 


50 Gulden zahlen. Jetzt foll das Fegen etwas einge? 
ſchränkt werden. Es jol nur alle 1½ Monate einmal 
gekehrt werden, und im Sommer nur drei Mal. DE 
ſoll man aljo für die Nichtstuerei noch mehr Geld ge 
ben. Es ift ein Wunder, daß der Polizeipräſident nicht 
noch mehr bewilligt hat. Ich bin ein paar Mal ganz 
gehörig aufgetreten und habe dem Herrn die Sache 


klar gemacht. 


Ich will noch eins anführen. Sit es richtig,! 5 
heute gerade die Schornſteinfeger ein Privileg haben! 


Sie ſelbſt rechnen ſich auch dazu. 


ugel 1 


„ N, 
Schornſteinfegermeiſter die Gef 
müſſen. Dieſe kommen nie dazu, ſelbſt einmal 
ſter zu werden. Wir haben heute doch Gewerben 
heit. Dieſe Geſellen müſſen aber für die Meiſter 
beiten und kommen nie dazu, auch Meiſter 
den. Wenn ein Schornſteinfegermeiſter 


2 
2 
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nicht billigen. Es muß jeder ſeinen verdienten 
bekommen. Dann können ja auch die Schneider 


i 
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daß w 


A 


Ich rechne die Schornſteinfeger zu den Handwerker 33 


E 4 


kommt der Sohn heran. Solche Zuſtände können n F 
und 
nd Ni 


Schuſter kommen und jagen, wir wollen Schneider un J 


(Heiterkeit.) 
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A) (Harnau, Abgeordneter.) 


Was die Feuersgefahr anbetrifft, jo ſteht es Da- 
mit heute ſchlimmer als früher. M. D. u. H.] Ich 
möchte Sie bitten, dem abzuhelfen. Wenn die Sache 
dem Siedlungsausſchuß überwieſen wird, ſo möchte ich 
bitten, unſerm Antrag zuzuſtimmen, damit dieſe Zu⸗ 
ſtände aufhören; denn wir haben heute Gewerbefrei⸗ 
heit. (Lebhaftes Bravo!) 


Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir 


kommen zur Abſtimmung über den Antrag die Große 


Anfrage Nr. 36, Druckſache Nr. 1712 dem Siedlungs⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die der Ueberweiſung an den Ausſchuß zuſtim⸗ 
men, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Ich bitte um die Gegenprobe. Es ſtand vorhin die 
Mehrheit. Die Ueberweiſung an den Siedlungs⸗Aus⸗ 
ſchuß it beſchloſſen. Wir kommen zum nächſten Punkt 
der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aenderung des Geſetzes über Fürſorge für 
Kleinrentner. — Urantrag der Frau Abg. Rid- 
ter und Fraktion. 9 

Druckſache Nr. 1682. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich 
empfehle die Ueberweiſung an den Sozialen Ausſchuß. 
Ich höre keinen Widerſpruch; es ift jo beſchloſſen. Wir 
kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung: 

Antrag des Abg. Laſchewski und Fraktion 
betr. Zahlung tarifmäßiger Löhne bei Not⸗ 
ſtandsarbeiten. 

Druckſache Nr. 1878. Ich eröffne die Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Liſchnewski. 
Liſchnewski, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben den Antrag eingebracht, um wahr zu ma⸗ 
chen, was wir ſchon längſt beſchloſſen haben, daß näm⸗ 
lich den Arbeitern, die Notſtandsarbeiten verrichten, 
die tarifmäßigen Löhne vom Senat gezahlt werden. 
Die Entſchließungen, die hier angenommen werden 


Aund in den Papierkorb wandern, will ich kurz kenn⸗ 
heichnen. 


Geſtern haben wir eine Entſchließung ans 
genommen, die eigentlich gar nichts beſagte. Sie haben 
aber die Entſchließung im vollen Bewußtſein ange- 
tommen, um tatſächlich nichts für die Kleinrentner zu 
tun. Es iſt eigentlich nach bürgerlichen Begriffen un⸗ 
ter aller Würde, wenn man genau weiß, daß nichts ge- 
zan wird, dann noch eine Entſchließung anzunehmen. 
Wir haben auch eine Entſchließung bei der Beratung 
er Beamtengehälter angenommen. Die beſagte, daß 
den ſtaatlichen Arbeitern die ſozialen Zulagen gewährt 
werden ſollten. Dieſe Entſchließung haben Sie wohl 
angenommen, aber der Senat hat es nicht für nötig 
ni nden, fie in die Tat umzuſetzen. Er hat es auch 
N aß für nötig gehalten, eine Erklärung abzugeben, 
daß diefe Entſchließung nicht in die Tat umgeſetzt wer⸗ 
p würde. Die Entſchließung ift von den ſogenann⸗ 
den Koalitionsparteien geſtellt und angenommen wor⸗ 
geſtel Danach ſollen die ſtaatlichen Arbeiter und An⸗ 
[i ten die ſozialen Zulagen erhalten. Die Ent- 
ießung hat folgenden Wortlaut: 
FK. Der Senat wird erſucht, die den Beamten und 
Angeſtellten gewährten ſozialen Zulagen auch den 

= Bemeinde⸗ und Staatsarbeitern zu bewilligen. 
ber Annahme der Entſchließung hat der Senat 
ich die 91 ieſer Beziehung nichts getan. Nun möchte 
Sozialen a lihen Abgeordneten mit Einſchluß der 
ich demokratie fragen: Was bedeuten Gie eigent- 
Sie n Volkstag. 
ich derkerurvens 
Entschließung ern 


Sind Sie Abgeordnete oder ſind 
Erklären Sie das von dieſer Stelle, 
Erklärung, daß Sie es mit dieſer 


un a ernſt gemeint haben und fie in die Tat 


wollen. Tun Sie das nicht, jo bringen Sie 
zum Ausdruck, daß Sie nur der Bevölkerung 
È 5 \ $ ir 1 j 


und den Staats⸗ und Gemeindearbeitern Sand in die 
Augen ſtreuen wollten. Die Entſchließung wurde an⸗ 
genommen, als für die Erwerbsloſen 300 000 Gulden 
bewilligt wurden. Es hieß in dem Antrag, der Volks⸗ 
tag wolle beſchließen, den Senat zu erſuchen, zur Lin⸗ 
derung der Exwerbsloſigkeit Notſtandsarbeiten „zu 
tarifmäßigen Löhnen“ ausführen zu laſſen. Anter⸗ 
ſchrieben: Gebauer und die übrigen Mitglieder der 
Sozialdemokratiſchen Fraktion, Hoppe und Zentrums- 
fraktion, Ediger und Deutſchliberale Fraktion. Welche 
Löhne zahlt man aber für die Notſtandsarbeiten? Es 
ſind die alten Löhne von 60 und 70 Pfennig die 
Stunde. Wenn der Senat es mit feiner Tätigkeit 
ernſt meint, ſo muß man wenigſtens eine Erklärung 
verlangen, daß er die Entſchließung nicht in die Tat 
umſetzen kann. Aber nichts von allem, die Arbeiter 
bekommen heute noch nicht den tarifmäßigen Lohn. 
Ob es ſich um Maurer, Zimmerleute, Facharbeiter oder 
Tiſchler handelt, ſpielt keine Rolle, es gibt 70 Pfennig 
Stundenlohn, auf dem Lande 60 Pfennig. 

Wollen Sie dieſe Entſchließung zur Tat werden 
laſſen, dann müſſen Sie heute unſerem Antrage zuſtim⸗ 
men und dafür ſorgen, daß tatſächlich tarifmäßige 
Löhne gezahlt werden. Seinerzeit hat bereits ein Ab⸗ 
geordneter geſagt, der Volkstag ſei ein Kaſperlethea⸗ 
ter. Aus den heutigen Verhandlungen über die 
Zwangskehrinnung und den vorherigen Sitzungen geht 
hervor, daß der Bevölkerung nur Sand in die Augen 
geſtreut wird, und man ſich köſtlich amüſiert. Meiſt 
igen Sie mit ganz ſtumpfſinnigen Geſichtern da 
(Heiterkeit.) und laſſen die Bevölkerung, Bevöl⸗ 
kerung ſein. Das iſt ein Zeichen Ihres Niederganges, 
ein Zeichen, daß Sie zum Tode verurteilt ſind, weil 
Sie ſich abſolut nicht dazu aufraffen können, für Staat 
und Bevölkerung in irgend einer Beziehung etwas zu 
tun. Sie laſſen den Wagen ſolange laufen, bis er ( 
verfahren iſt. Dann kommen andere an die Gewalt. 
Damit geben Sie ſich zufrieden. Sie ſitzen ja im 
Trockenen und die Arbeiter müſſen das ausbaden, was 
Sie eingebrockt haben. (Schwindle nur nicht! rechts.) 
Die Zeit wird zeigen, daß auch einmal andere Parla⸗ 
mente tagen werden, als dieſes ſtumpfſinnige, ſtupide 
Parlament. Vergegenwärtigen Sie ſich die Zeit, als 
die Arbeiterklaſſe ein Parlament für Danzig auf⸗ 
machte, d. h. eine allgemeine Vertrauensmännerver⸗ 
ſammlung. Dort gingen die Wogen hoch und nieder 
und Leidenſchaften entflammten ſich. Hier aber ſpricht 
man nur ſein Verslein herunter und macht ſich bei den 
Fraktionsführern beliebt, um Diäten und Gewerk⸗ 
ſchaftsgelder einzuſtecken und ein eigenes Häuschen, 
eine eigene Villa zu bauen. Dann ſitzt man am Sonn⸗ 
tag mit ſeiner Familie in der Veranda beim Kaffee⸗ 
klatſch. Wenn es hoch kommt, trinkt man noch im 
Kaiſerkaffee oder im Continental ſein Glas Bier. 
So iſt Ihre Tätigkeit eingeſtellt. Sie iſt rein 
perſönlich und bringt nichts Idealiſtiſches, nichts für 
die Allgemeinheit. So behandeln Sie auch die Anträge 
und Entſchließungen. Die Herren Gewerkſchaftsführer 
müſſen vor allen Dingen von dieſer Stelle aus verlan⸗ 
gen, daß das, was hier beſchloſſen wird, auch in die 
Tat umgeſetzt wird. Man überläßt das aber den Kom⸗ 
muniſten und erklärt dann, wir ſtellten Agitationsan⸗ 
träge. Wir vertreten aber nur die Intereſſen derer, 
die von der Not am meiſten betroffen werden. Die. 
Herren Gewerkſchaftsführer ſtreichen ihre Gehälter 
ein, nehmen die Volkstagsdiäten und gehen dann zum 
Kaffee Kaifer Skat ſpielen. Fertig ift die Geſchichte. 
So machen Sie Gewerkſchaftspolitik und Staatspolitik. 
Alles iſt perſönlich eingeſtellt. Machen Sie nur weiter 
o. Man kann an der Menſchheit verzweifeln. 
(Abg. Schütz: Und an Ihren Führern, jo wie Raube!) 
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A) (Liſchnewski, Abgeordneter.) 


Faſſen Sie und Ihre Fraktion ſich hübſch an die eigene 
Naſe. (Abg. Schütz: Der hat die ganze Arbeiter⸗ 
ſchaft betrogen!) Auch Sie ſind einer von denjeni⸗ 
gen, die ſich nur für perſönliche Intereſſen und nie⸗ 
mals für die Allgemeinheit einſetzen. Wo Sie können, 
bringen Sie Ihr Schäfchen aufs Trockene. Dahin be⸗ 
wegen Sie ſich. Entſchuldigen Sie ſchon, daß ich mich 
mit Ihnen perſönlich befaſſe, aber Sie zwingen mich 
dazu. 

Sie ſehen, wie man manchmal an einer beſtimm⸗ 
ten Gehirnkrankheit leidet. Wenn man wirklich die 
Arbeiterintereſſen vertritt und der eigene Lebenslauf 
makellos iſt, braucht man derartige Angriffe nicht 
entgegenzunehmen. Das halte ich für unter meiner 
Würde. (Abg. Schütz: Sie haben auf Raube ſo viel 
gehalten!) Gehen Sie hinaus und trinken Sie wei⸗ 
ter Ihren Schnaps. (Zuruf rechts.) Ich richte 
noch einmal an die Gewerkſchaftsführer den Appell. 
Sorgen Sie für diejenigen, die ausgebeutet und aus⸗ 
geſogen werden; denn ſie können nicht dafür, wenn 
fie Notſtandsarbeiten verrichten müſſen. (Zuruf! 
links.) Werter Genoſſe, laß den Herrn von rechts, 
der leidet an Gehirnverkalkung. Stimmen Sie für 
die Intereſſen der Arbeiterſchaft und ſetzen Sie ſich 
dafür ein. f j 

Ich bin neugierig, was man in dieſer Beziehung 
tun wird. Ich kenne noch nicht die Stellungnahme 
der Sozialdemokraten und Koalitionsparteien zu 
ihrem urſprünglichen Antrag. Jedenfalls richte ich 


den Appell an Sie, auch für die Durchführung der von 


Ihnen angenommenen Entſchließung zu ſorgen. Sonſt 
iſt es beſſer, Sie nehmen keine Entſchließungen mehr 
an und ſtreuen den Arbeitern nicht Sand in die 
Augen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Wird Ausſchuß⸗ 
überweiſung beantragt? (Abg. Liſchnewski: Ja, 
Ueberweiſung an den Sozialen Ausſchuß.) Es iſt 
Ueberweiſung an den Sozialen Ausſchuß beantragt 
worden. Ich bitte die Damen und Herren, die dafür 
ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen worden. Wir 
kommen nun zu Punkt 8 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Abänderung des Geſetzes betr. Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge. — Urantrag des Abg. Laſchewski und 
Fraktion. 

Druckſachen Nr. 1879 und 1888. Darf ich vielleicht 
einen Vermittelungsvorſchlag machen. Der Dringlich⸗ 
keitsantrag, den der Herr Abg. Laſchewski heute auf 
die Tagesordnung ſetzen wollte, iſt nicht auf die Ta⸗ 
gesordnung gekommen. Ich bin gebeten worden, den 
Antrag morgen auf die Tagesordnung zu ſetzen. Ich 
möchte nun folgenden Vermittelungsvorſchlag machen: 
Wir überweiſen am Schluß des Tagesordnungspunktes 
Nr. 8 den Antrag an den Sozjalen Ausſchuß, da eine 
Ausſprache nicht ſtattfinden ſoll. Ich werde alſo vor⸗ 
ſchlagen, für den Fall, daß eine Ausſprache nicht ſtatt⸗ 
findet, die Sache ſofort dem Sozialen Ausſchuß zu 
überweiſen. Jetzt ſind wir zunächſt bei Punkt 8. Das 
Wort hat der Herr Abg. Hoffmann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Die Arbeitsloſigkeit in Danzig hat in der letzten Zeit 
wieder rapide zugenommen. Wie wir feſtgeſtellt ha⸗ 
ben, find heute ca. 13 000 Arbeitsloſe auf dem Mr- 
beitsamt gemeldet. Wenn wir aber auf der andern 
Seite betrachten, wieviel Arbeitsloſe Unterſtützung er⸗ 
halten, ſo ſehen wir, daß knapp 4000 Erwerbsloſe 
heute unterſtützt werden. Woran liegt das? Wir 
wiſſen genau, daß das Geſetz ſo mit Paragraphen ver⸗ 
ſehen iſt, daß die Fürſorgeſtelle die Erwerbsloſen, die 
nicht durch ihre eigene Schuld arbeitslos geworden 


find, auf jede Art und Weiſe ſchikanieren. So ſehen 
wir z. B., daß alle Arbeiter, die auf der Danziger 
Werft entlaſſen find oder auch von den andern Be- 
trieben, wo einzelne Teile der Arbeiter in den Streik 
getreten ſind, keine Erwerbsloſenunterſtützung erhal⸗ 
ten. Auf der Danziger Werft ſind z. B. die Former, 
die Modelltiſchler und eine andere Branche in den 
Streik getreten. Um diefe Streikenden vom Unter- 
nehmertum abzulenken, geht man nun dazu über, den 
ganzen Betrieb zu ſchließen. Die Leute, die nun ihre 
Entlaſſung wegen Arbeitsmangel bekommen haben, 
melden ſich pflichtgemäß im Fürſorgeamt. Nach 14 
Tagen oder 3 Wochen bekommen ſie dann ein Schrei⸗ 
ben, in dem es heißt: „Sie ſind infolge des Teilſtreiks 
arbeitslos geworden, deshalb haben Sie keine Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung zu beantragen.“ Sie ſehen 
alſo, daß der § 7, Satz 1, unbedingt geändert werden 
muß. Hier kann nicht geſagt werden, daß die Leute 
von der Danziger Werft in den Streik getreten jind; 
denn nur ein kleiner Bruchteil der Werftarbeiter hat 
geſtreikt. Aber alle Arbeiter werden reſtlos auf die 
Straße geworfen und dann erklärt man ihnen, daß 
ſie durch den Streik arbeitslos geworden ſeien und 
kein Recht auf Arbeitsloſenunterſtützung haben. Das 
könnte man ja dann in andern Fällen auch ſo machen, 
daß man irgend eine Kategorie von Arbeitern von 
der Fürſorge ausſchließt, weil in einer andern mit 
dieſem Beruf verwandten Branche geſtreikt wird. Dann 
würden alle dieſe Leute keine Arbeitsloſenunterſtützung 
bekommen. Ich möchte ein Beiſpiel dafür anführen. 
Wenn vielleicht die Arbeiter in einer Ziegelei in den 
Streik getreten ſind, dann müßten Sie allen andern 
Kategorien von Arbeitern, die vielleicht dadurch ar⸗ 
beitslos werden, Bauarbeitern, Tiſchlern, Zimmerern, 
Schloſſern erklären, daß ſie keine Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung bekämen. Dagegen müſſen wir uns ſcharf 
wehren. i 

Deshalb erklären wir, wir verlangen unbedingt, 
daß in dieſen Paragraphen hineinkommt, die Unter: 
ſtützung iſt auch zu gewähren, wenn die Arbeitsloſig⸗ 
keit durch den Ausſtand verurſacht iſt. D. h., wenn 
in einem Betrieb vielleicht eine Kategorie 
Streik tritt und der Arbeitgeber dazu übergeht, die 
andern Leute auf die Straße zu ſetzen, haben die Ar⸗ 
beitsloſen Unterjtügung zu erhalten. Wir wiſſen ja, 
wie die Sache hier gehandhabt wird. (Zwiſchenruf.) 
Sprechen Sie deutlicher. (Die Gewerkſchaften werden 
anders urteilen! beim Zentrum.) Ich glaube, in 
dieſer Hinſicht werden uns die Gewerkſchaften Recht 
1 müſſen. Wir haben ca. 15 000 Arbeitsloſe, die 


in den 


eute durch die Schikanen der Fürſorge keine Arbeits“ 


loſenunterſtützung bekommen. Was ſollen dieje Leute 
machen? Es wird erklärt, fie ſollten nach dem Wohl 


fahrtsamt gehen und Armengeld empfangen. 
weiß nicht, in welchem Staat wir leben. wenn die Ar⸗ 
beiter, die wegen Mangel an Arbeit entlaſſen wer⸗ 
den, nach dem Wohlfahrtsamt gehen und um Armen“ 
geld flehen ſollen. Da muß man erklären, daß eine 
der Verſtand ſtill ſteht. Wir verlangen weiter, da 
der Artikel 2 § 11, Abſatz 1, folgende Faſſung erhält; 
Die Anterſtützung wird vom erſten Tage der 65 
werbsloſigkeit für jeden Arbeitstag gewährt. len, 
ſetzliche Feiertage, die auf einen Wochentag TA 
ſind als Arbeitstage zu rechnen. / 
Man muß nun dieſen Artikel auseinanderhalten. WH 
verlangen, daß die Anterſtützung vom erſten Tage ab 
Erwerbsloſigkeit an gezahlt wird. Ich glaube, ich mi 
ſchon genügend ausgeführt, daß heute die Arbeiter, . 95 
noch bis jetzt gearbeitet haben, wenn ſie arbet 5 
werden, ſofort mit ihrer Familie dem Hunger 


preis 


gegeben find. Da heute die Arbeiter auf der Werft 


pon 
einen jo minimalen Lohn bekommen, daß es knapp von 
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(Hoffmann, Abgeordneter.) 

der Hand in den Mund reicht, können Sie nicht ver⸗ 

langen, daß ſie, wenn ſie arbeitslos werden, 8 Tage 

bis 3 Wochen warten, bis ſie Unterſtützung bekommen. 

Wir verlangen, daß die Arbeitsloſenunterſtützung vom 

erſten Tage der Arbeitsloſigkeit an gezahlt wird. Wei⸗ 

ter heißt es in unſerm Antrag: „Geſetzliche Feiertage, 
die auf einen Wochentag fallen, ſind als Arbeitstage 
zu rechnen.“ Stellenweiſe wird das durchgeführt. Es 
gibt aber große Strecken, hauptſächlich auf dem Lande. 
wo man nicht den Leuten das Geld zahlt. Erſt auf 
‘unfer Drängen in den Gemeinden uſw. fol es durch⸗ 
geſetzt werden, daß dieſe Tage bezahlt werden. Ueber⸗ 
all geſchieht es heute noch nicht. Wir ſehen, daß man 
oft erſt nach langwierigen Klagen dazu übergeht, dem 
Arbeiter dieſe Tage zu bezahlen. Wir verlangen da⸗ 
her, daß Sie das Geſetz nicht verſchieden auslegen, 
Por allem nicht zu Ungunſten der Arbeitsloſen. 

Wir fordern, daß auch die Leute, die nicht durch 
ihre eigene Schuld arbeitslos geworden ſind, ſondern 
durch die Willkür der Unternehmer, Arbeitsloſenun⸗ 
terſtützung erhalten. Im zweiten Artikel verlangen 
wir, daß die Anterſtützung vom erſten Tage ab gezahlt 
wird und daß man den Leuten nicht die Feiertage ab⸗ 
zieht, die auf einen Wochentag fallen. (Bravo! bei 

en Kommuniſten.) ; 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich empfehle 

Ueberweiſung an den ſozialen Ausſchuß. Ich höre 
keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Ebenſo em⸗ 
pfehle ich, den Dringlichkeitsantrag, der vorher von 

Herrn Abg. Laſchewski vorgeleſen wurde, ohne Aus⸗ 

ſprache an den ſozialen Ausſchuß zu überweiſen: ` 

Urantrag des Abg. Laſchewski und Fraktion 
auf Gewährung von Wirtſchaftsbeihilfen an die 
Erwerbsloſen. 

Druckſache Nr. 1925. Widerſpruch gegen meinen Vor⸗ 
lag und gegen die Ueberweiſung an den ſozialen 

Aus ſchuß erfolgt nicht; es iſt demgemäß beſchloſſen. 

Wir kommen nun zu Punkt 9 der Tagesordnung: 

i Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot. Arantrag des Abg. Dr. Blavier 
und Gen.“ 

ſdruchache Nr. 1904. Ich eröffne die allgemeine Aus⸗ 

Prahe. Das Wort hat der Herr Abg. Ehm. 

6 Ehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Das 
ejeg zur Bekämpfung der Wohnungsnot vom 17. 
arz 1925 beſtimmt im § 6: 

Nach dem Inkrafttreten des Geſetzes über den 
Ausgleich der Geldentwertung wird infolge der ein⸗ 
tretenden Verpflichtungen der Grundſtückseigentümer 
gegenüber den Hypothekengläubigern die im $ 1 feſt⸗ 
Die . geſetzte Miete neu geregelt. 

ee te Regierung hatte aus der Annahme dieſes 
au bes die Konſequenzen gezogen und einen Antrag 
hatte teterhöhung eingebracht. Die neue Regierung 
zurückzuner nichts Eiligeres zu tun, als dieſen Antrag 
über die ichen. Natürlich wurde bei der Abſtimmung 
das Sich Erhöhung der Mieten am 30. September auf 
rung ae der neuen Regierung hin von den Regie- 
atn on die Erhöhung der Miete abgelehnt. Ich 
allgemein gen, daß dieſe Ablehnung in der Stadt eine 

ei den 90 exwunderung ausgelöſt hat, nicht allein 
denn eini Sern, ſondern auch bei den Mietern; 

een 5 Mieter wollen gern die Erhöhung 
die Lage gef ragen, wenn der Hausbeſitzer dadurch in 

Die great wird, etwas für das Haus zu tun. 

underung entſtand nicht nur in der Stadt, 

ud bei den notleidenden Hausbeſitzern. Die 
sauusbejiger wird von allen Seiten beſtrit⸗ 
ie nur einige Punkte erwähnen, wieweit 


gekommen iſt, wenn irgendetwas an den 


es bereits 


. 
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Häuſern gemacht werden fol. Ich habe mir von der 
Handwerkskammer die amtliche Liſte der verſchiedenen 
Handwerkerlöhne geben laſſen. Danach betragen die 
Löhne für Bauarbeiter jetzt 1,44 G., für Glaſer 1,35 G., 
für Klempner 1,43 G., für Maler 1,40 G., Tiſchler 
1,36 G. und Töpfer 1,60 G. Nun denke man darüber 
nach, was vor dem Kriege gezahlt wurde. Damals be- 
kam der Maurergeſelle 62 Pfennig für die Stunde. 
Entſprechend muß man ſagen, wenn die Löhne ſo ge⸗ 
ſtiegen ſind, müſſen die Mieten ebenſo erhöht werden, 
wenn etwas an den Häuſern geſchehen ſoll. Die Miete 
wird jedoch nicht erhöht, ſondern ſie bleibt ſo. Sie 
werden aus der letzten Sitzung gehört haben, wie der 
Herr Finanzſenator Dr. Volkmann ſagte, die künftige 
Erhöhung der Grundwertſteuer werde bedeutend ſein. 
Die Grundwertſteuer war bisher ſchon für die Haus- 
beſitzer eine große Belaſtung. Eine ganze Menge 
Hausbeſitzer ſind nicht in der Lage, ſie zu bezahlen. 
In der letzten Sitzung haben wir einen Antrag ge⸗ 
ſtellt, eine ganze Menge von Niederſchlagungen vor⸗ 
zunehmen, weil der Senat ſelbſt einſieht, daß da nichts 
mehr zu holen iſt. Die Häuſer will er nicht nehmen, 
es bleibt nichts anderes übrig, als Niederſchlagung. 
So ſteht die Sache augenblicklich. Um zu bewei⸗ 
ſen, was eine Reparatur auf ſich hat, bringe ich Ihnen 
hier den Entwurf der Hochbauverwaltung über Repa⸗ 
raturen für das Jahr 1924. Da ſind die Mieten im 
Abſchnitt III mit 75 000 Gulden für die Häuſer ein- 
geſetzt, die der Senat hat bauen laſſen. Die Ausgaben 
für dieſe neuen Häuſer beziffern ſich für Verwaltung 
und Unterhaltung der im Abſchnitt II der Einnahmen 
aufgeführten ſtädtiſchen Wohnungsbauten auf 25 000 
Gulden. Ich habe das Aktenſtück mitgebracht, damit 
Sie ſich davon überzeugen können, wie der Senat ſelbſt 
die Reparaturen beurteilt. Sie ſehen alſo, daß die 


Reparaturen ganz erhebliche Koſten erfordern. Es iſt (D) 


jetzt die allerhöchſte Zeit, ich möchte ſagen, der letzte 
Augenblick, wenn Sie noch die Häuſer in der Stadt 
erhalten wollen. Nehmen Sie dies Geſetz an, das im 
S 1 beſagt, daß anſtelle von 80 Prozent nunmehr 100 
Prozent zu ſetzen ſind. | 

Ich glaube, weitere Ausführungen über die Not- 
lage der Hausbeſitzer und zur gleichen Zeit der Mieter, 
die in dieſen Häuſern wohnen, brauche ich nicht zu 
machen. Sie ſpricht für ſich ganz allein. Ich bitte Sie 
deshalb, dieſes Geſetz ſofort dem Siedlungsausſchuß zur 
weiteren Beratung zu überweiſen. 

Präſident: Siedlungs = Ausſchuß oder Hauptaus⸗ 
ſchuß? Haupt⸗Ausſchuß war wohl vereinbart. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Harnau. 

Harnau, Abgeordneter (D. Soz.): Ich möchte bitten, 
daß die Vorlage dem Hauptausſchuß überwiejen wird, 
da es ſich ja auch um die Aufwertung handelt. Die 
Aufwertung wird im Hauptausſchuß beraten. 

Präſident: Ich werde einen entſprechenden Vor⸗ 
ſchlag machen. Das Wort hat der Herr Abg. Schulz. 

Schulz, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die 
neue Vorlage bedeutet eine weitere verſchärfte Be⸗ 
laſtung der werktätigen Bevölkerung. Ich kann es 
nicht verſtehen, daß man in einer Zeit, wo die Er⸗ 
werbsloſen auf der Straße liegen und die Unterneh⸗ 
merſchaft dazu übergeht, die Löhne der werktätigen Be⸗ 
völkerung zu reduzieren, noch mit einer Mieterhöhung 
von 20 Proz. kommt. Wir wiſſen ganz genau, daß die 
Bevölkerung bisher nicht einmal in der Lage war, die 
80 Prozent zu zahlen. Sie kann es nicht, weil ein 
kraſſer Gegenſatz zwiſchen den Löhnen von heute und 
den Vorkriegslöhnen beſteht. Da die arbeitende Be⸗ 
völkerung nur die Hälfte der Vorkriegslöhne verdient, 
iſt es natürlich ein Unding, die volle Friedensmiete zu 
verlangen. (Sie müßte ſchon lange da ſein! rechts.) 


geſpielt, daß 


* 
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(Schulz, Abgeordneter.) 
Das glaube ich Ihnen. Die Arbeiterſchaft verdient 
heute die Hälfte von dem zu wenig, was ſie vor dem 
Kriege verdiente, weil die Kaufkraft des Geldes geſun⸗ 
ken iſt. Wenn man dann herkommt und ſagt, die Frie⸗ 
densmiete müſſe ſchon lange eingeführt ſein, ſo zeugt 
das davon, daß Sie nur Ihren eigenen Profit im 
Auge haben und die Not und das Elend der Bevölke⸗ 
rung Sie nichts angeht. 

Dieſe geforderte Erhöhung der Miete raubt dem 
Beſitzloſen der arbeitenden Klaſſe die Lebensmöglich⸗ 
keit. (Zuſtimmung! bei den Kommuniſten.) 
können feſtſtellen, daß man die Leute, die einen oder 
zwei Monate mit der Miete im Rückſtand find, rüd- 
ſichtslos auf die Straße ſetzt. Man übergeht dabei das 
Mieteinigungsamt und ruft das Amtsgericht an. 
(Widerſpruch rechts.) Es hat ſich der Vorfall ab⸗ 
ein Gutsbeſitzer nicht das Mietseini⸗ 
gungsamt anrief, um einen Spruch zu fällen, ſondern 
daß er kurzer Hand beim Amtsgericht eine Klage ein⸗ 
reichte und daß der Einwohner auf Grund des Urteils 
des Amtsgerichts auf die Straße geſetzt 
(Zwiſchenrufe rechts.) Sie werden genau ſo infor⸗ 
miert ſein wie ich. Sie wollen es nur nicht zugeben. 
Auf dem Lande herrſchen in dieſer Beziehung unge⸗ 
heure Zuſtände. Wenn man den Leuten wenigſtens 
eine Unterkunft anwieſe, in der fie nach menſchlichen 
Begriffen wohnen könnten. Man ſperrt aber eine Fa⸗ 
milie von 7 bis 8 Köpfen in einen Raum, der viel⸗ 
leicht 3 mal 4 Quadratmeter groß tft, der keinen Ofen 
und keinen Fußboden hat und wo keine Kochgelegenheit 
für die Familie vorhanden iſt. So ſehen die Dinge 
aus. Weil wir wiſſen, daß ſich dieſe Fälle durch dieſe 


Paragraphen noch verſchärfen werden, werden wir mit 


aller Energie dagegen ſein, daß noch eine weitere 
Mietserhöhung eintritt. Die kommuniſtiſche Partei 
wird jedenfalls gegen dieſen Paragraphen ſtimmen. 
Ich glaube, daß nicht nur wir, ſondern auch die ſozial⸗ 
demokratiſche Partei und die anderen Parteien, die 
vorgeben, die Intereſſen der werktätigen Bevölkerung 
zu vertreten, dies auch ablehnen werden. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 

Vizepräsident Splett: 
Dr, Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 

Das Thema iſt ja in dieſem Hauſe ſchon halb zu Tode 
gehetzt. Es gibt ja auch tatſächlich mit Ausnahme von 
ganz wenigen Unbelehrbaren kaum jemand, der an der 
Notwendigkeit der Mietserhöhung zweifelt. Das Auf⸗ 
wertungsgeſetz iſt da. Die Verpflichtung zur höheren 
Zinszahlung iſt vorhanden. Wir ſind der Meinung, 
daß das Geſetz kommen muß, das die Angleichung 
ſchafft. Eine nähere Begründung erübrigt ſich, weil 
es ſich gar nicht um eine Mietserhöhung handelt, ſon⸗ 
dern um die Anpaſſung der Mieten an das Aufwer⸗ 
tungsgeſetz und an die erhöhten Zinszahlungen. Dann 
muß ich dem Herrn Vorredner gleich erwidern, es iſt 
der beſte Beweis dafür, daß es ſich nicht um den rach⸗ 
gierigen Hausbeſitzer handelt, der den Mund nicht 
genug voll bekommen kann, ſondern daß es ſich nur dar⸗ 
um handelt, die Zinſen zu bekommen, die nach dem 
Geſetz verlangt werden. Das Geld wird nicht in die 
Taſchen des Großkapitals fließen, ſondern in die Ta⸗ 
ſchen der Leute, die ihr Vermögen durch die Inflation 
verloren haben, die eine kleine Hypothek beſitzen und 
die Zinſen dafür bekommen ſollen. Es ſind durchaus 
nicht die kapitaliſtiſchen Kreiſe, von denen der Herr 
Vorredner ſprach, ſondern es ſind die kleinen Leute, 
die zum großen Teil bis tief in die Sozialdemokratie 
hinein vertreten ſind. ; , 
Den beiten Beweis hierfür gibt die Pratis. Ich 


Das Wort hat Herr Abg. 


war zum Beiſpiel geſtern in Ohra. Ohra hat eine Be⸗ 


Wir 


wurde. 


ſtellen den Antrag, fie an den Hauptausſchuß zu 
beraten wird, gehört auch dieſes Geſetz der Ausg 


völkerung, die im weſentlichen ſozialdemokratiſch ge⸗ 
wählt hat. Es ſind dort Hausbeſitzer, die einen oder 
zwei Mieter haben. Da iſt das Bild ein ganz anderes. 
Da iſt der Hausbeſitzer Arbeiter oder auch erwerbs⸗ 
loſer Arbeiter. Es ſpricht Bände, daß gerade erwerbs⸗ 
loſen Arbeitern die Arbeitsloſenunterſtützung mit der 
Begründung verſagt wird: „Als Hausbeſitzer mußt du 
von deinem Hauſe leben.“ Aber der Steuerfiskus 
nimmt nachher an Steuern 50 Prozent mehr, als 
Miete einkommt. Der Erfolg der Hausbeſitzereigen⸗ 
ſchaft iſt für die Leute, daß ſie keine Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung bekommen und zu Grunde gehen, weil ſie das 
„große Glück“ haben, ein Haus zu beſitzen. Wir wiſſen, 
daß der Steuerfiskus findig genug iſt, um denjenigen, 
die von der Mietserhöhung etwas mehr haben, den 
größeren Hausbeſitzern, in der ergiebigſten Weiſe alles 
wieder abzuknöpfen. Die Maſſe der kleinen Leute, die 
heute 10 Gulden für Stube und Küche zahlen, würde 
trotz der Mietserhöhung nur 2 Gulden mehr zu zahlen 
haben, alſo 12 Gulden. Wir wollen uns nichts vor⸗ 
machen. Wenn ein Einwohner arbeitslos iſt, zahlt er 
die Miete ſowieſo nicht. Er wird die 2 Gulden eben⸗ 
ſowenig zahlen wie die 10 Gulden. Was das Hinaus⸗ 
ſetzen anlangt, ſo wäre es ja ein glücklicher Zuſtand, 
wenn es ſo wäre, wie es hier angeführt wird, daß man 
jemand auf Grund eines Gerichtsurteils hinausſetzen 
kann. In Wirklichkeit iſt es aber nicht ſo. Entweder 
handelt es ſich in dieſem Fall um eine 
ſchaftsfreie Wohnung, oder die Sache liegt anders. Bei 
einer zwangsbewirtſchafteten Wohnung wird nie durch 
das Amtsgericht entſchieden. Früheſtens in 
halben Jahr iſt heute die Räumungsklage da, und 
dann ſind die Koſten ſo hoch, daß gerade bei den klei⸗ 
nen Verhältniſſen der kleine Mieter und der kleine 
Hausbeſitzer ſich gegenüberſtehen, und daß der Hausbe⸗ 
ſitzer dann die 300 Gulden, die er einzahlen ſoll, nicht 
hat. Praktiſcher bleibt alſo der Betreffende in der 
Wohnung. (Sehr richtig! rechts.) 


Wenn Sie nun ſagen, daß der Geſetzentwurf eine 
Belaſtung der arbeitenden Klaſſe darſtelle, 


iſt. (Zwiſchenrufe links.) 


höchſtens um Fälle handeln, die ganz anders liegen, 


wo die Wohnung mißbraucht oder wo abſichtlich Sabo 
tage getrieben wird. Wenn da die Geduld 


daß in der heutigen Zeit die Angleichung niht ftat 


finden kann, weil die Maſſe der minderbemittelten 


Leute das Geld nicht bezahlen kann. Das ftim 
nicht. Auf der andern Seite kommt aber das Gel 


` 
. 


N 


zwangswirt⸗ 


ſo ſtimmt 
das nicht. Dann wollen Sie nicht die Wahrheit jagen. | 
Heute ift es infolge der Zwangswirtſchaft nicht mög⸗ 
lich, einen Mann, der die Miete nicht bezahlt, auf die 
Straße zu jegen. Die Hausbeſitzer wiſſen alle, was los 
i Es kann ſich dann 


von denjenigen, die es haben. Es fließt auch wieder 


ins Wirtſchaftsleben zurück. Die Hausbeſitzer verwe 
den das Geld wirklich dazu, um ihren Beſitz zu erh, 
ten. Das iſt die Abſicht des Geſetzes. Wir wollen nicht, 


daß die beſtehende Wohnungsnot noch dadurch ver je 


größert wird, daß wir im nächſten Jahr alle kleinen 


hal“ 


Häuſer in den Vororten verfallen ſehen. Wir bitt 
daher, daß die Vorlage bald verabſchiedet wird M 
weiſen. Da das Aufwertungsgeſetz im Hauptausl lei- 
chung in den Hauptausſchuß. (Bravo!) 
Weitere 


haben gehört, daß empfohlen wurde, den B 
dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch 
nicht laut. Ich ſtelle feft, daß demgemäß beſchloſſe 
Ich rufe auf Punkt 10 der Tagesordnung 
r 


940 


2 


chuß 


A 


einem 1 


* 


einmal“. / 
reißt, jo können Sie das nicht verübeln. Wir beſtreite 


* 
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(Vizepräſident Splett.) 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aufhebung des Geſetzes zur Abänderung der 
Verordnung gegen Preistreiberei. — Urantrag 
des Abg. Dr. Blavier und Gen. — 
Druckſache Nr. 1905. Ich eröffne die Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Eichholtz. 
Eichholtz, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Druckſache Nr. 1905 verlangt die Aufhebung des 
Geſetzes gegen Preistreiberei vom 8. Mai 1918. Das 
Geſetz zur Abänderung der Verordnung gegen Preis⸗ 
treiberei vom 8. Mai 1918, das die Beſtrafung des 
ſogenannten Leiſtungswuchers bringt, beſagt in Ar⸗ 
tikel I, Abſatz 1: 
| Wer vorſätzlich für eine Leitung zur Befriedigung 
des täglichen Bedarfs eine Vergütung fordert, die 
unter Berückſichtigung der geſamten Verhältniſſe 
einen übermäßigen Verdienſt enthält oder eine ſolche 
Vergütung ſich oder einem andern gewähren oder 
„ läßt, wird wegen Leiſtungswuchers be⸗ 
rafi. r 
In der Begründung heißt es: „Der Wucher mit Gegen- 
ſtänden des täglichen Bedarfs, das Vermieten oder 
Verpachten von Grundſtücken, Wohnungen oder Zim⸗ 
mern zu übertrieben hohen Vergütungen ſoll durch 
dieſen Geſetzesparagraphen erfaßt werden:“ Die For⸗ 
derung des Urantrages Dr. Blavier lautet auf Auf⸗ 
hebung dieſes Geſetzes, mindeſtens glaube ich, ſind alle 
Parteien darin einig, daß eine Einſchränkung dieſes 
aragraphen, vornehmlich was das Zimmervermieten 
anbetrifft, am Platz ift. 


Jahres berechtigt. Jetzt aber, wo hunderte möblierte 
und unmöblierte Zimmer angeboten werden, kann von 
einer „Bewucherung“ beim Zimmervermieten nicht 
mehr geſprochen werden; denn unter „Wucher“ iſt doch 
eine „Ausnutzung der Notlage“ zu verſtehen. Das 


N. i kann beim Zimmervermieten, wenn das Angebot von 


Zimmern die Nachfrage übertrifft, heute nicht mehr 
zutreffen. Wenn jemand ein Zimmer mieten will und 
nF der verlangte Preis höher iſt als er zahlen kann, jo 
braucht er es nicht zu mieten, ſondern kann ſich nach 
* Ken Zimmer umjehen, deſſen Preis er bezahlen kann 
nd das ihm konveniert. ; 
Wie wird dieſer Geſetzesparagraph nun von den 
Jimmermietern ausgenutzt? Wenn jemand ein Zim⸗ 
a mietet und die Wohnung ihm gefällt, wird über 
en Preis kaum debattiert. Der betreffende Mieter 
dieht in die Wohnung, wohnt ein oder zwei Monate 
n dem Zimmer, und dann verklagt er den Vermieter 
wegen Preistreiberei. Jetzt tritt das Wohnungs⸗ 
e ebungsamt in one u junger 5 ne 
dmtes wird geſchickt, um fiH über die Berechtigung des 
Tak Untermieter. abverlangten Preiſes zu informie⸗ 
pr ; Ich habe mich danach erkundigt, wie der Zimmer⸗ 
n feſtgeſtellt wird. Die Anzahl der Zimmer wird 
Wo e er En N zoni 1 gende 
en tung hineindividiert und fo wird der Wert des 
danelnen e die ER ee tritt 
Lin Zuſchlag als Verdienſt für den Zimmerver⸗ 
M 9827 er 1 fir, die N 
Es it bel, falls das Zimmer möbliert vermietet ift. 
dene w daß mop ane ed a a 
von X achen kann. Der Wert des Zimmers if 
N zu Fall zu erwägen. Wir müſſen ferner in 
guter B ötehen, daß fih die Vermieter früher meiſt in 
Kriege „mögenslage befunden haben und nad dem 
ihr beſtes der Not gehorchend, um zu leben, meiſt 
haben, um Zimmer mit den beſten Möbeln hergegeben 
1 Ann hohe Zimmermiete zu erzie⸗ 


Der Paragraph war für die 
Inflationszeit und vielleicht bis zum Anfang dieſes 


Hochwaſſers zurückgeht, 


mervermieter und =vermieterinnen nicht zufriedenge⸗ 
ſtellt werden. Und nun gar beim Zimmervermieten 
von „Wucher“ zu ſprechen. Die Vermieter, die wohl 
in den meiſten Fällen einen makelloſen Namen haben, 
werden, wenn ſie nach Anſicht der Schätzungsbeamten 
ein Zimmer für 70 Gulden ſtatt für 60 Gulden ver⸗ 
mietet haben, in der Zeitung namentlich genannt und 
wegen „Wucher“ mit Geldſtrafe belegt und an den 
Pranger geſtellt. Dieſer Teil des Geſetzes, das Zim⸗ 
mervermieten betreffend, aber auch andere Paragra⸗ 
phen desſelben, die unter das Geſetz zur Abänderung 
der Verordnung wegen Preistreiberei fallen, müſſen 
in einer Zeit wie heute in eine mildere Form geklei⸗ 
det, wenn nicht ganz beſeitigt werden. 

Die Deutſchnationale Fraktion beantragt aus die⸗ 
ſem Grunde die Verweiſung des Geſetzes zur weiteren 
Durcharbeitung an den zuſtändigen Ausſchuß. (Bravo! 
rechts.) ; 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavpier. 5 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.! Wir haben dieſe Vorlage eingebracht, weil es 
ſich herausgeſtellt hat, daß die Novelle zu dem alten 
Geſetz den Verhältniſſen einer Freien und Handels⸗ 


ſtadt in keiner Weiſe entſpricht. In erſter Linie müſſen 


wir zweifellos auf das Ausland Rückſicht nehmen. Auf 
das Ausland und auf den Kaufmann macht aber dies 


Geſetz, insbeſondere ſeine praktiſche Anwendung durch 


die Staatsanwaltſchaft, keinen gerade günſtigen Ein⸗ 
druck. Der Herr Vorredner hat bereits ein Gebiet be⸗ 
rührt, auf dem ſich dies Geſetz kataſtrophal auswirkt. 
Die bürgerlichen Parteien ſind ſich darüber klar, daß 
ein Wohnungsneubau nur dann ſtattfindet, wenn die 
freie Bautätigkeit ſich dafür intereſſiert. Darüber 
herrſcht kein Zweifel. Nach Danzig kommt aber das 
Geld nur, wenn ſtark zu verdienen iſt. Glauben Sie, 
daß es einen Anreiz für das Kapital bildet, wenn wir 
hinter jeden, der baut, gleich den Staatsanwalt 
ſtellen, der darauf aufpaßt, ob nicht zuviel am Neu⸗ 
bau verdient wird? Das iſt das beſte Mittel, um 
überhaupt jeden Neubau zu verhindern. Es hat ſich in 
der Praxis herausgeſtellt, daß Leute, die wirklich ſo 
dumm waren, ihr Geld für Aufſtockungen oder Anbau- 
ten zu verwenden, durch dieſe Mildtätigkeit ziemlich 
ruiniert wurden, weil die Zinſen verbraucht ſind, ſo⸗ 
bald ſie verdient waren. Wenn es einem Mieter nicht 
mehr paßt, dann kommt das übliche Schreiben an die 
Staatsanwaltſchaft und der Hauseigentümer wird 
wegen Wucher belangt. Derartige Fälle gibt es eine 
erhebliche Anzahl, ſo daß man ſagen kann, 
wäre dumm, der ſich jetzt noch darauf einläßt, ein 
Haus zu bauen. Er ſteckt ſein Geld hinein und die 
Zinſen find zu zahlen. Es ift ein doppeltes Riſiko. In 
dieſen Beſtimmungen liegt ein Damoklesſchwert. Der⸗ 
jenige der baut, weiß nicht, was er dafür bekommt. 
So geht es nicht weiter. Abgeſehen von dem wichti⸗ 
gen wirtſchaftspolitiſchem Gebiet des Neubaues, wirkt 
ſich das Geſetz auch auf anderen Gebieten aus. Es iſt 
klar, daß dadurch eine Anſicherheit eintritt, ſei es bei 
der Beteiligung an kaufmänniſchen Unternehmungen 
oder anderen Geldanlagen. Sobald auf jedem Gebiet 


die Staatsanwaltſchaft mit dieſem Kautſchukpara⸗ 


graphen eingreifen kann, ſtehen wir unter dem Druck 
einer neuen Zwangswirtſchaft. Wenn die Butter 
knapp wird und die Erzeugung beiſpielsweiſe infolge 
jo wird die Butter ſelbſtver⸗ 
ſtändlich teurer. Auf Grund dieſes Geſetzes könnte die 
Staatsanwaltſchaft eine neue Zwangswirtſchaft ein⸗ 
führen, indem ſie ſagt, wenn für ein Pfund Butter 
etwa 3 oder 4 Gulden gefordert werden, ſo iſt das 
Wucher. Dann kommen wir in die geſetzliche Tret⸗ 


derjenige 


0) 


"S 
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(A) (Dr. Blavier, Abgeordneter.) 


mühle hinein, die wir ſchon kennen. 
hindert werden. 2 

Der Liberalen Fraktion muß geſagt werden, daß 
dieſes Verfahren vom liberalen Standpunkt aus ganz 
unverſtändlich iſt. Wenn eine Ware knapp wird, wird 
ſie teurer. Sie wird nicht vermehrt, wenn man ſie 
unter ſtaatsanwaltſchaftlichen Eingriff ſtellt. Es ſind 
wirtſchaftliche Vorgänge. Die Staatsanwaltſchaft iſt 
nicht dazu da, regulierend in wirtſchaftliche Prozeſſe 
einzugreifen. Das Geſetz iſt darum für eine Freie und 
Handelsſtadt unmöglich und muß verſchwinden. Ich 
beantrage Ueberweiſung 
(Bravol) 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor. Die erſte Beratung iſt geſchloſſen. Es iſt 
beantragt, den Geſetzentwurf an den Rechtsausſchuß 
zu überweiſen. Widerſpruch iſt nicht laut geworden, 
ich ſtelle feſt, daß demgemäß beſchloſſen iſt. Wir kom⸗ 
men zum nächſten Punkt: 

Bericht des Hauptausſchuſſes über den Ge⸗ 

ſetzentwurf betr. die im Haushaltsplan für 

1924 zu berückſichtigenden Aenderungen auf 

dem Gebiete des Steuerweſens. g 

Druckſache Nr. 1894 zu Nr. 272. Wortmeldungen liegen 

nicht vor. Widerſpruch iſt nicht laut geworden. Ich 

ſtelle feſt, daß das hohe Haus dem Bericht des Haupt⸗ 

ausſchuſſes beitritt und ihn genehmigt hat. Ich rufe 

auf Punkt 12 der Tagesordnung: l 

; Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 

Ermäßigung von Gerichtskoſten und Stempeln 

für Rechtsvorgänge aus Anlaß des Ausgleichs 

der Geldentwertung. Arantrag des Abg. 

Schwegmann und Fraktion. x 

Druckſache Nr. 1908. Das Wort zur Begründung ſei⸗ 
nes Urantrags hat der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Die Druckſache Nr. 1908 betrifft einen von mei- 
ner Fraktion vorgelegten Geſetzentwurf über die Er⸗ 
mäßigung von Gerichtskoſten und Stempeln 
für Rechtsvorgänge aus Anlaß des Ausgleichs der 
Geldentwertung. Ich glaube nicht, daß mir aus dem 
Kreiſe derer, die ſich mit dieſen Dingen befaſſen müſſen, 
widerſprochen wird, wenn ich ſage, daß dieſe Vorlage 
geradezu einen Notſtand berührt. Es handelt ſich bei 
dieſem Geſetzentwurf um zwei verſchiedene Fragen, 
einmal um die Koſten in Rechtsſtreitigkeiten, die ſich 
auf Grund des § 4 des Geldausgleichsgeſetzes ent- 


Das muß ver⸗ 


wickeln, alſo um Koſten der ſtreitigen Gerichtsbarkeit, 


zweitens um die Gebühren bei der Eintragung der 
Ausgleichsbeträge in das Grundbuch. Auf beiden Ge⸗ 
bieten iſt es nach unſerer Auffaſſung dringend notwen⸗ 
dig, daß etwas geſchieht, daß hier Veränderungen ein⸗ 
treten. Was zunächſt die Prozeßkoſten anlangt, ſo 
handelt es ſich dabei um die Rechtsſtreitigkeiten, die 
ſich, wie geſagt, auf Grund des § 4 des Geſetzes über 
den Ausgleich der Geldentwertung vom 7. April 1925 
entwickeln, und zwar in erſter Linie um Prozeſſe wegen 
der Reſtkaufgelder. Sie werden ſich erinnern, daß die 
Reſtkaufgelder bei der Aufwertung von der ſogenann⸗ 
ten generellen Regelung ausgenommen und der ſoge⸗ 
nannten individuellen Behandlung unterworfen ſind, 
d. h., die Regelung dieſer Frage ſoll in erſter Linie 
durch friedliche Einigung zwiſchen den Parteien erfol⸗ 
gen, und nur, wenn dies nicht gelingt, im Wege des 
Prozeſſes. Damals war von manchen Seiten angenom⸗ 
men worden, insbeſondere hat dieſe Auffaſſung Herr 
Geheimrat Keruth vertreten, daß, ſobald einige richter⸗ 
liche Entſcheidungen ergangen wären, ſich bald eine 
Praxis herausbilden würde, und daß nicht allzu viele 
Prozeſſe geführt werden würden. Anſere Anſicht, daß 
ſehr viele Prozeſſe kommen würden, hat ſich leider als 
durchaus richtig erwieſen. Es ſchwebt eine große An⸗ 


an den Rechtsausſchuß. N 


à ( 
zahl Prozeſſe, insbeſondere um die Aufwertung von 


Reſtkaufgeldern. Alle, die damit zu tun haben, wer⸗ 
den mir zugeben, daß die Koſten dabei eine ſehr große 
Rolle ſpielen. Es iſt ja nun ſo, daß die Gläubiger, meiſt 
ſind das Kleinrentner uſw., das Armenrecht bekom⸗ 
men und daraufhin klagen können. Ganz anders liegen 
die Dinge auf Seiten des Schuldners. Während dem 
Kläger das Armenrecht bewilligt werden kann, iſt das 
bei dem Schuldner meiſt nicht möglich. Der Schuldner 
beſitzt meiſt noch etwas, um ſchließlich einen Prozeß 
führen zu können. Es ergibt ſich dann das Bild, daß 
der Schuldner- vor allem die Koſtenvorſchüſſe für feinen 
Anwalt leiſten muß. Wenn er verurteilt wird, und 
das ift im gewiſſen Umfange erfahrungsgemäß der Fall, 
dann fallen ihm auch große Teile der Gerichtskoſten und 
der gegneriſchen Koſten zur Laſt. Daß dieſe Koſten nicht 
gering find; will ich kurz an einem oder zwei Beiſpie⸗ 
len darzulegen ſuchen. Bei einem Wert des Streit⸗ 


gegenſtandes von 20 000 Gulden betragen bei einem 


normalen Prozeß die Gerichts⸗ und einſeitigen An⸗ 
waltskoſten 1395 -+ 1590 — 2985 Gulden, wenn man 
ſo rechnet, daß die Koſten, die die im Armenrecht kla⸗ 
gende Partei hat, wegfallen. Wenn man die noch mit⸗ 
rechnet, kommen noch 1590 Gulden hinzu. Bei einem 
Streitgegenſtand von 30 000 Gulden betragen die 
Koſten ſchon 3885 -+ 1995 Gulden. Es kommt auf die 
genauen Ziffern im einzelnen nicht an, aber Sie wer⸗ 
den erkennen, daß dieſe Beträge ſo hoch ſind, daß ſie 
ganz außerordentlich ins Gewicht fallen und bei dem 
gegenwärtigen Zuſtand der Wirtſchaft einfach nicht 
getragen werden können. 

Unſer Wunſch geht dahin, daß etwas Durchgreifen⸗ 
des bezüglich der Ermäßigung der Koſten geſchehen 
möge. In erſter Linie müßte der Staat etwas tun. 
Man kann gewiß nicht davon ſprechen, daß der Danzi⸗ 
ger Staat mit ſchuld an der Geldentwertung war. Ich 
will auch andererſeits nicht davon ſprechen, daß das 


I 
99 


Deutſche Reich ſchuld hätte, ich laſſe das im Augenblick 


dahingeſtellt. Es iſt aber ein Gebot der Billigkeit, daß 
hier etwas ſeitens des Staates geſchieht, um die Pro⸗ 
zeßkoſten herabzuſetzen. Wir wollen uns heute nicht 
darüber unterhalten, 


* M 


in welchem Umfang das ge 


ſchehen ſoll. Darüber können wir im Ausſchuß ſprechen. 


Wir ſind gern bereit, uns mit den übrigen Parteien 


und mit der Regierung darüber auseinanderzuſetzen. 


Ich will dabei nicht verſchweigen, daß uns der eigene 
Antrag noch nicht weit genug geht. Es tft dort vorge” 
ſehen, daß die Gerichtskoſten auf die Hälfte herabgeſetzt 
werden ſollen. In beſtimmten Fällen wird vielleicht zu 
erwägen fein, ob die Koſten nicht noch weiter herabge“ 
ſetzt werden können. Wir berückſichtigen hierbei, da 
die Koſten und Gebühren im allgemeinen herabge⸗ 
ſetzt werden ſollen. Es iſt uns ja vom Senat zugeſag 
worden und es ſoll uns eine Vorlage ſeitens des Se⸗ 
nats zugehen. Selbſt für den Fall, daß dieje Neurege⸗ 
lung erfolgt, wollen wir, daß dieſe Rechtsſtreitigkeiten 
auf dem Gebiet der Koſten beſonders bevorzugt g 
den. Ueber Einzelheiten können wir uns, wie gejagt 
noch unterhalten. Wir wollen nur die Dinge in Fluß 
bringen. Eng d it) 
Was den zweiten Teil unſeres Antrages betrif a 
jo handelt es fih um die Koſten der Eintragung in 
Grundbuch. Der $ 21 des Geſetzes ſieht vor: 
i Die Koſten der Eintragung eines Au 

mäß den Porſchriften dieſes Geſetzes im © 

trägt der Eigentümer. Sie werden auf die auf 

der geſetzlichen Gebühren ermäßigt und können hin⸗ 

Antrag durch den Gerichtspräſidenten darüber 

aus niedergeſchlagen werden. ER uns 
Dieſe Beſtimmung beruht auf Anträgen, die pri Hat 
ſeinerzeit im Hauptausſchuß geſtellt wurden. 7 „ 
ten weitergehende Wünſche, dieſer § 21 iſt das E. 
nis eines Kompromiſſes. Wir ſtehen aber heute mes 
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(A) (Schwegmann, Abgeordneter.) k 
denn je auf dem Standpunkt, daß die ganzen Koſten 
der Eintragung in das Grundbuch vollkommen weg⸗ 
fallen müſſen. Denn über die Tatſache iſt nicht zu 
ſtreiten, daß der Staat eine gewiſſe Verantwortung 
dafür hat, daß die üblen Folgen der Geldentwertung 
in irgend einer Form in Ordnung gebracht werden. 
Wir fordern das heute umſomehr, als das Deutſche 
Reich in Verfolg des neuen Aufwertungsgeſetzes auch 
dazu übergegangen iſt, alle dieſe Eintragungen ge⸗ 
bührenfrei zu geſtalten. Ich glaube, daß ſich im Hauſe 
kein ernſtlicher Widerſpruch geltend machen wird. 
Ueber Einzelheiten werden wir uns auseinander⸗ 
ſetzen können. Wir wünſchen, daß man möglichſt weit 
geht. Wir wollten mit dieſem Antrag zunächſt die 
Initiative ergreifen, damit bald eine Regelung er⸗ 
folgt, die dringend notwendig iſt. So geht es nicht 
weiter. Es liegt hier ein öffentlicher Mißſtand und 
Notſtand vor. Beſeitigen Sie dieſen ſo ſchnell wie 
möglich, dann leiſten Sie unſerer Wirtſchaft und dem 
Volk einen großen Dienſt. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 
Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. f 
8 Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.] Der deutſchnationale Antrag ſteht ja im eng- 
ſten Zuſammenhang mit der Großen Anfrage, die wir 
eingebracht haben und die beſagt, daß der § 4 des Ge⸗ 
ſetzes über den Ausgleich der Geldentwertung eine ſo 
ſtarke Belaſtung enthält, daß ſie für den Hausbeſitz 
und für jeden Schuldner unerträglich wird. Wir 
haben beantragt, möglichſt vom Staat aus die geſam⸗ 
ten Koſten, die durch den § 4 entſtehen, zu übernehmen, 
zum mindeſten grundſätzlich bei dieſen Prozeſſen das 
Armenrecht zu bewilligen. 
arin zu ſuchen ſein, daß ja der Hypothekenſchuldner 
(B) durchaus nicht die Verantwortung dafür trägt, daß es 
dur Inflation gekommen iſt. Er iſt im Gegenteil das 
Opfer. Wir haben gerade in Danzig fo ſchwere Laſten 
für die Hypothekenſchuldner, daß unter keinen Umftän- 
den die Koſten dazu kommen können. Wenn der § 4, 
der Härteparagraph, in das Geſetz nicht hineingekom⸗ 
men wäre, würde ja dieje Anmaſſe von Reſtkaufgelder⸗ 
Frozeſſen vermieden ſein. Dann würde rechtlich alles 
Rer liegen, dann hätte der Hypothekenſchuldner klare 
Sochtsverhältniſſe, er brauchte nicht die enormen 
ſchummen zu bezahlen. Heute muß der Hypotheken⸗ 
wuldner dieje Laft tragen und die große Unſicherheit 
578 Prozeſſes in Betracht ziehen. Es liegt heute ſo, 
ta, bei den ganzen Verhältniſſen die Frage der Reit: 
mufgelder ganz ungeklärt iſt, weil die Gerichtsentſchei⸗ 
zungen nicht klar erkennen laſſen, wieviel der Ein⸗ 
Wine ſchuldet, ſodaß es zu einer großen Anzahl von 
zeſſen kommen wird. Da ift es ausgeſchloſſen, daß 
lor bei den augenblicklichen hohen Koſten auf dieſem 
enege wieder enorme Gelder aus der Wirtſchaft 
il ausgepumpt werden und in den Steuerſäckel 
fließen. 


allen werde dem deutſchnationalen Antrag unter 


tündi mſtänden zuſtimmen und werden ſelbſtver⸗ 
digen ich unſeren weitergehenden Antrag auf vollſtän⸗ 
e der Koſten vorlegen. (Bravo!) 

liegen nfenident Splett: Weitere Wortmeldungen 

Lelteſten mehr vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Der 

an d „ Ausſchuß empfiehlt Ihnen Ueberweiſung 

Sausſchuß. Widerſpruch wird nicht laut, 

jen. In Aebereinſtimmung mit den 

ſchlage ich Ihnen vor, die Punkte 13 

r zu verbinden, damit es möglich iſt, 

. ‚von einer Partei ausgehen, die Be⸗ 

5 in ne 1 ip und der zuſtändige 
TO ; Auf an ; ann. Ich ſtelle 

zus Haus damit einverſtanden ift: et je 


Die Begründung dürfte 


Urantrag des Abg. Dr. Ziehm und Fraktion ji 
betr. Herabſetzung der Gebühren im Reğtsmit- 
telverfahren über Steuern und Abgaben. 

Druckſache Nr. 1915. 

Arantrag des Abg. Schwegmann und 
Fraktion betr. Vorlage von Geſetzentwürfen 
betr. die Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer. 

Druckſache Nr. 1912. 

Urantrag des Abg. Dr. Ziehm und Fraktion 

betr. Vorlage eines Vermögensſteuergeſetzes. 
Druckſache Nr. 1913. f * 

Urantrag des Abg. Dr. Ziehm und Fraktion 

betr. Vorlage eines Gewerbeſteuergeſetzes. 
Druckſache Nr. 1914. 

Urantrag des Abg. Schwegmann und Frak⸗ 

tion betr. Vorlage eines Stempelſteuergeſetzes. 
Druckſache Nr. 1916. 

Das Wort zur Begründung dieſer Uranträge hat 
der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Bei der Zuſammenziehung der von uns geſtellten Ur⸗ 
anträge zur gemeinſamen Verhandlung iſt eine Be⸗ 
gründung nur in kurzem Rahmen zu geben. Ich will 
mich auch kurz faſſen, um das Haus nicht unnötig in 
Anſpruch zu nehmen, da die Anträge ja wahrſcheinlich 
alle an den Steuerausſchuß gelangen werden. Wir 
ſchlagen Ueberweiſung an den Steuerausſchuß vor. 

Der erſte Antrag betrifft das Rechtsmittelverfah⸗ 
ren über Steuern und Abgaben, alſo das Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren. Wir haben hier den Senat er- 
ſucht, dem Volkstag möglichſt bald eine Vorlage zu⸗ 
gehen zu laſſen, die eine erhebliche Herabſetzung der 
jetzt beſtehenden Gebühren enthält. Dabei iſt zu be⸗ 
rückſichtigen, daß die gegenwärtigen Gebühren bei 


niedrigen Objekten vielfach den Streitwert überſteigen. (p) 


Das gegenwärtige Verfahren beruht auf der Infla⸗ 
tionszeit. Damals mögen die Gebühren berechtigt und 
vielleicht auch notwendig geweſen ſein. Aber nach Ein⸗ 
führung der Feſtwährung iſt eine Aenderung unbe⸗ 
dingt notwendig geworden. Der Zuſtand iſt heute der⸗ 
art, daß vielfach die Koſten bei niedrigen und mitt⸗ 
leren Objekten höher ſind, als die Objekte ſelber. Das 
ſchreckt natürlich die Zenſiten davon ab, das Rechtsmit⸗ 
telverfahren überhaupt anzuwenden. Dies führt in 
letzter Linie zu einer Rechtsunſicherheit, einer Be⸗ 
ſchränkung der Rechtsmittel des rechtſuchenden Publi⸗ 
kums. Das Publikum hat ein Recht auf ein billiges 
und ſchnellwirkendes Rechtsmittelverfahren. Deswegen 
haben wir beantragt, daß hier eine erhebliche Herab⸗ 
ſetzung und eine Neuregelung eintritt. Ich glaube, daß 
hiergegen kaum etwas wird eingewandt werden kön⸗ 
nen. ; 

Die nächſten beiden Punkte betreffen die Einkom⸗ 
men⸗, Körperſchafts⸗ und Vermögensſteuer. Ich faſſe 
die Punkte 14 und 15 der Tagesordnung zuſammen. 
Eine Neuregelung iſt für das nächſte Jahr vom 1. Ja⸗ 
nuar ab notwendig. Das wird wohl überall zugegeben 


werden; ich glaube, es iſt auch von den meiſten Par⸗ 


teien im Volkstage anerkannt worden. Jedenfalls He- 
ſtimmt das Vermögensſteuergeſetz ſelbſt, daß das ge⸗ 
genwärtige Geſetz nur für dieſes Jahr gilt. Schon aus 
dieſem Grunde iſt eine Neuregelung unbedingt not⸗ 
wendig. Bei dem Einkommenſteuergeſetz beantragen 
wir eine Beſteuerung nach dem dreijährigen Durch⸗ 
ſchnitt. Es iſt notwendig, daß wir allmählich wieder 
zu den geſunden Verhältniſſen im Steuerweſen zurück⸗ 
kehren, die wir vor dem Kriege hatten. Es war wäh⸗ 
rend der Inflation und kurze Zeit nach der Inflation 
ausgeſchloſſen, die Steuer nach einem dreijährigen 
Durchſchnitt zu bemeſſen; denn ein Vergleich des vor⸗ 
hergehenden Jahres mit dem laufenden Jahr war in 
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deutſchen Reich. 


keiner Weiſe mehr möglich. So boten die vorhergehen⸗ 
den Jahre keinen Vergleichsmaßſtab. Der dreijährige 
Durchſchnitt konnte nicht eingehalten werden. Aber es 
iſt ein Erfordernis einer gerechten und gleichmäßigen 
Steuerpolitik, die auch in letzter Linie ebenſo im In⸗ 
tereſſe des Staates wie der Zenſiten liegt, daß man 
wieder zu dieſem dreijährigen Durchſchnitt zurückkehrt. 
Der Volkstag hat einen dahingehenden Beſchluß ja be⸗ 
reits gefaßt. Wenn wir den vorliegenden Antrag ge⸗ 
ſtellt haben, ſo haben wir es getan, weil wir es nicht 
recht verſtehen konnten, daß dem Volkstage bisher noch 
keine Geſetzesvorlage vorgelegt worden iſt. Die Sache 
drängt außerordentlich. Bis zum 1. Januar ſollen wir 
ein neues Geſetz haben. Bis heute iſt dem Volkstage 
noch keine Vorlage zugegangen. Es ſind dies außer⸗ 
ordentlich wichtige und finanziell bedeutſame Geſetzes⸗ 
vorlagen, die dem Volkstage gemacht werden müſſen. 
Der Volkstag muß Gelegenheit haben, ſie eingehend zu 
prüfen. Wir haben aber höchſtens noch vier Wochen 
Zeit, bis die Vorlage erledigt werden muß. 

Es iſt alſo dringend notwendig, daß die Vorlage 
unverzüglich eingebracht wird. Das gilt ſowohl für die 
Einkommenſteuer wie für die Vermögensſteuer. Zur. 
Vermögensſteuer geſtatten Sie mir noch einige wenige 
Worte. Das Vermögen hat ſich bei uns in Danzig 
ebenſo wie in ganz Mitteleuropa erheblich verſchoben, 
oder man kann ſagen verflüchtigt. Es müſſen ganz an⸗ 
dere Grundſätze für die Beſteuerung der Vermögen ge⸗ 
ſchaffen werden als vor dem Kriege. Man kann heute 
nicht immer rufen: „Zieht die Vermögen heran.“ Das 
iſt grundſätzlich falſch. Die Vermögen befinden ſich im 
weſentlichen im Grundbeſitz und in der Induſtrie. Sie 
ſind in den Betrieben ſelber inveſtiert. Das mobile 
Kapital iſt zum größten Teil verſchwunden. Betriebs⸗ 
kapital fehlt ſowohl der Landwirtſchaft, wie dem 
Handel und der Induſtrie. Eine ſcharfe Beſteuerung 
der Betriebe iſt aber nach meiner Auffaſſung im höch⸗ 


ſten Maße wirtſchaftsfeindlich; denn die Betriebe ſind 


ja gerade diejenigen, die die Arbeit ſchaffen ſollen. 
Belaſten Sie die Betriebe zu hoch mit Steuern, ſo 
ſchneiden Sie ihnen die Möglichkeit zum weiteren Be⸗ 
ſtehen ab und nehmen ihnen die Möglichkeit, Arbeiter 
zu beſchäftigen. Es wird heute ſoviel von dem großen 
Anwachſen der Erwerbsloſenziffer geſprochen. Sie iſt 
in der Tat auch erſchreckend. Heute muß jede Aufgabe 
des Staates darauf gerichtet ſein, die Erwerbsloſen⸗ 
ziffer zu vermindern, und Arbeit zu ſchaffen. Ein 
Mittel unter vielen anderen iſt, daß man die Betriebe 
ſteuerlich erleichtert. Für die Betriebe iſt die Vermö⸗ 
gensſteuer beſonders drückend, ja kaum noch tragbar, 
zumal die Betriebe kaum noch eine Rente bringen, 
zum Teil mit Verluſten arbeiten. Gegenwärtig iſt die 
Vermögensſteuer viel zu hoch. Sie ift höher als im 
(Alle Laͤſten der Arbeiterſchaft! 
bei den Kommuniſten.) Vor dem Kriege hatten 
wir ganz erheblich niedrigere Sätze. Es iſt notwendig, 
daß man wieder zu dieſen Verhältniſſen zurückkehrt 
und vielleicht noch weiter geht, als vor dem Kriege. 
Man wird erwägen müſſen, ob man nicht für eine vor⸗ 
übergehende Zeit die Vermögensſteuer ganz außer An⸗ 
ſatz läßt. Sie bringt verhältnismäßig wenig. (Zu⸗ 
rufe! links.) Wenn ich den Vorſchlag mache, "jo 
mache ich ihn gerade im Intereſſe der Arbeiter. 
(Lebhaftes Ah! links.) Natürlich, wenn Ihnen 
auch das Verſtändnis dafür fehlen mag, gerade damit 
die Arbeiter Arbeit haben, (Sehr richtig! rechts.) 
und in die Betriebe gehen können. Sie erleben es 
heute, daß ein Betrieb nach dem anderen ſchließt. 
Warum tut er das? Weil ihm die Rentabilität fehlt. 
Warum fehlt ihm die Rentabilität? Weil die Be⸗ 
laſtung zu groß und ſtark iſt. (Abg. Klapps: Weil 


Sie nicht genügend ſchlucken können!) Sie haben. 


auf Einzelheiten, wie Beſteuerung nach dem Dur 


vielleicht ein Intereſſe daran, daß die Betriebe ge⸗ 
ſchloſſen werden. (Lebhafte Zwiſchenrufe⸗ bei den 
Kommuniſten. — Abg. Rahn: Bei ſtörender Unruhe 
hat der Präſident zu klingeln! — Heiterkeit!) Wenn 
man nicht ſoweit gehen will, die Vermögensſteuer für 
eine gewiſſe Zeit ganz außer Anſatz zu laſſen, ſo wird 
man doch erwägen müſſen, ob man nicht einen Anreiz 
zur Schaffung von Betriebskapital dadurch ſchafft, daß 
man den Vermögenszuwachs in irgend einer Weiſe 
ſteuerlich begünſtigt. Dadurch würde man unſere Wirt- 
ſchaft heben. Der Herr Finanzſenator hat wiederholt 
erklärt, — und ich nehme an, daß die Erklärung mit 
dem Standpunkt der Regierung übereinſtimmt, — daß 
die Wirtſchaft daran kranke, daß ſie kein Betriebs⸗ 
kapital habe. Wenn man dieſe Krankheit erkannt 
hat, muß man ſie zu beſeitigen ſuchen, indem man die 
Schaffung von Betriebskapital begünſtigt. Das ge⸗ 
ſchieht dadurch, daß man die Steuern vom Vermögen, 
die nicht mehr für die Betriebe tragbar ſind, beſeitigt 
oder mildert. 


Es iſt ferner von uns der Antrag geſtellt worden, 
ein neues Gewerbeſteuergeſetz vorzulegen, das anſtelle 
der jetzigen Mindeſtſteuerſätze zu den Grundſätzen der 
Ertragsſteuer zurückkehrt 
beſeitigt. Auch dieſe Mindeſtſätze und die Vorauszah⸗ 


und die Vorauszahlungen 


lungen bei der Gewerbeſteuer find nur Ueberbleibſel i 


aus der Inflations⸗ und Kriegszeit. Man wird auch 
hier wieder zu den früheren Grundſätzen zurückkehren 
müſſen. Dies iſt unbedingt notwendig. 


Das vom Senat eingebrachte Stempelſteuergeſetz iſt 
ſeinerzeit vom Volkstag abgelehnt worden. Wir 
haben jetzt den Antrag geſtellt, dem Volkstag eine neue 
Vorlage zu machen. Sie muß eine erhebliche Herab⸗ 
ſetzung der geltenden Stempelſätze enthalten. Alle 


Parteien haben eine Reſolution gefaßt, wonach ein ) 


neuer Entwurf ausgearbeitet werden jollte. 


ſem neuen Entwurf ſollten alle Anträge berückſichtigt 


werden, die zu dieſem Geſetz damals geſtellt waren. 


Obgleich außerordentlich lange Zeit vergangen iſt, iſt 


dem Volkstag bisher ein neues Stempelſteuergeſetz 


nicht vorgelegt worden. Unjere Wünſche und Anträge 


gehen dahin, daß uns alle geforderten Geſetze unper⸗ 


züglich zugehen, damit fie, wie es die Materie erfor⸗ 
dert, gründlich im Volkstag bearbeitet werden. (Leb⸗ 
haftes Bravo! rechts.) a 


Bei die⸗ 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Senats ⸗ 


vertreter Staatsrat Lademann. 

Lademann, Staatsrat: M. D. u. H.] Im Auftrage 
des Senats wollte ich zu den Punkten 13 bis 17 der 
heutigen Tagesordnung folgendes bemerken: Die Rechts“ 
mittelkoſten im Steuerverfahren find eng an die Gerichts? 
koſten gekoppelt. Werden die Gerichtskoſten im allgemeinen 


geſenkt, dann trifft das auch für die Hoften der Steuer? 
rechtsmittel zu. Ob darüber hinaus noch weitere Maß⸗ 


nahmen erforderlich ſind, wird ſich ja wohl bei der 
ratung im Steuerausſchuß herausſtellen. 

Zu Punkt 14 und 15 wollte ich nur mitteilen, daß 
die Referenten⸗Entwürfe zu dieſem Geſetz bereits fertig 
geſtellt ſind. Der Senat hat ſich zur Zeit damit intens 
beſchäftigt. Bei dieſer Sachlage ift es nicht möge lis 
feſtzulegen. (Es muß etwas ſchneller gehen! rechts )) 

Gegenüber den Ausführungen des Herrn Abg. 
Ziehm möchte ich etwas richtig ſtellen. Er ſagte, 
Danziger Vermögensſteuer wäre heute viel höher it 
Deutſchland. Das ift unrichtig. In Deutſchland i 
Freigrenze 5 000 Mark, bei uns jetzt 10 000 
Wir fegen dann für 10 bis 20 000 Gulden eno 
von 1% o feft. Im Reiche fängt es gleich mit d ei 
Satz von 2% an. Der höchſte Satz im Reich un b 
uns find 5 vom Tauſend. Im Reiche unterliegen 
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(CLademann, Staatsrat.) ’ 
Höchſtſatz alle Vermögen über 50000 M. Bei uns 
werden erft Vermögen über 400 000 G davon getroffen. 
Ueber die andern Punkte 16 und 17 hat ſich der 
Senat noch nicht ſchlüſſig gemacht. Auch darüber wird 
ſich im Steuerausſchuß Gelegenheit geben, näher zu 
ſprechen. N 
Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. 
Raſchke. . 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Auf die Ausführungen 
des Herrn Dr. Ziehm verlohnt es ſich, ganz kurz einzu⸗ 
gehen. Im allgemeinen möchte ich ſagen: Anders als 
ſonſt malt ſich in dieſem Kopf die Welt, namentlich in 
bezug auf die Betriebe. Herr Dr. Ziehm, wenn Sie 
glauben durch den Abbau der Vermögensſteuer irgendwie 
die Betriebe entlaſten zu können und dadurch Arbeit zu 
beſchaffen, ſo befinden Sie ſich nach unſerer Meinung auf 
dem Holzweg. Wir werden einen andern Vorſchlag 
machen, um die Betriebe rentabel zu geſtalten und Arbeit 
heranzuſchaffen. (Abg. Dr. Ziehm: Ruſſiſche Vorſchläge!) 
Keine ruſſiſchen Vorſchläge! Zur Zeit befinde ich mi 
in Danzig und will auf Rußland nicht eingehen. Aber 
wir ſchlagen Ihnen vor, daß die Herren Betriebsbeſitzer 
ſofort den Lohn um 50% erhöhen, dann würden Sie 
Arbeiter finden und dann würde auch gute Arbeit ge⸗ 
leiſtet werden. Aber unter der gemeinen Entlohnung, 
wie ſie heute beſteht, haben die Arbeiter ſchließlich gar 
kein Intereſſe daran, zu arbeiten und Ihnen die Taſchen 
zu füllen, damit Sie nachher des Abends in den Kneipen 
das Geld in Sekt und Auſtern umſetzen, während die 
Ar eiter hungern müſſen. (Abg. Dr. Ziehm: Meinen 
Sie mich?) Die Kreiſe, die Sie vertreten. Wenn Sie 
glauben, die Betriebe rentabel machen zu müſſen, ſo 
fangen Sie beim Arbeiter an. Sie müſſen ihm einen 
anſtändigen Lohn gewähren. 

M. D. u. H.! Ich habe hier ſchon einmal geſagt, 
B daß nur durch die Machinationen des Herrn Nos der 
Betrieb der Danziger Werft verſaut iſt. Und warum? 
Weil er ſolch traurige Löhne gezahlt hat. Genauſo ſieht 
es bei Schichau aus. Wenn Schichau heute keine Auf⸗ 

träge mehr bekommt, angeblich ſollen keine vorhanden 
“fein, fo ift das nicht Schuld der Arbeiter und der hohen 
öhne, die ſie bekommen haben, ſondern das iſt die 
Schuld der Wirtſchaft, die dort getrieben wird, der Wirt⸗ 
ſchaft inſofern als nur die Arbeiter berufen ſind, für 
niedrige Löhne zu arbeiten. Wenn die Wirtſchaft ge- 
hoben werden ſoll, dann muß es zuerſt dadurch geſchehen, 
aß die Arbeiter eine anſtändige Entlohnung bekommen. 
Wir werden uns deshalb für die hier vorliegenden An⸗ 
träge abſolut nicht erwärmen können. Wir werden den 
bau der Vermögensſteuer ablehnen. Wir werden die 
orlage aber annehmen, um das jetzt beſtehende Ver⸗ 
mögensſteuergeſetz zu Fall zu bringen, damit die Ver⸗ 
ögen zu einem höheren Satz beſteuert werden. 

ò Es ift bedauerlich, daß ich auch in dieſer Beziehung 
er Sozialdemokratie einen Vorwurf machen muß. (Abg. 
ettner: Ohne den geht es nicht!) Was wahr iſt, muß 
wahr bleiben. Als wir das Vermögensſteuergeſetz berieten 
und den Antrag ſtellten, den Prozentſatz weiter zu 
erhöhen als es 


i die Senatsvorlage vorſah, glaubten Sie 
mit Dielen ge vorſah, g 


erin 1/4 oder ½% auskommen zu können. Daran 
0 ali wir Sie jetzt. Nun werden Ihnen die Deutſch⸗ 
i ch dalen bei der nächſten Gelegenheit beweiſen, daß 

hadas noch zu viel iſt. Wir denken aber nicht an 


den Abbau der Beſitzſteuer, ſondern an den Abbau der 


den Arbeiter belaſtenden Steuern. Erhöhen Sie die Löhne, 
dann werden wir die Wirtſchaft wieder in Gang bringen, 
dann werden wir wieder als Menſchen leben können. 
(Bravo bei den Kommuniſten.) i 


i Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Sie haben ge⸗ 
hört, daß beantragt wurde, die Uranträge der Punkte 
13 bis 17 an den Steuerausſchuß zu verweifen. 
Widerſpruch wird nicht laut; es iſt demgemäß beſchloſſen. 
Ich rufe auf Punkt 18 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aufhebung der Umſatz⸗ und Luxusſteuer.— 
Urantrag des Abg. Rahn und Fraktion. — 

Druckſache Nr. 1895 zu Nr. 1425. Das Haus war 
geſtern bei der Abſtimmung über Artikel 2 der Druck⸗ 
ſache Nr. 1909 beſchlußunfähig. Die namentliche Ab⸗ 
ſtimmung über Artikel 2 hat daher heute nochmals ſtatt⸗ 
zufinden. Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung 
über Artikel 2 des Abänderungsantrages Druckſache 
Nr. 1909. Die Abſtimmung beginnt. (Geſchieht) 
Wünſcht noch jemand ſeinen Stimmzettel abzugeben? 
Das iſt nicht der Fall die Abſtimmung iſt geſchloſſen. 
An ihr haben ſich 95 Abgeordnete beteiligt.“) Mit Ja 
haben geſtimmt 48, mit Nein 47. Artikel 2 iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe auf Artikel 3. Das Wort zur 
Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter: (S. P. D.) Ich beantrage nament- 
liche Abſtimmung über Artikel 3. 


Vizepräſident Splett: Wird der Antrag unterſtützt? 
(Geſchieht). Die Unterſtützung reicht aus. Die nament⸗ 
liche Abſtimmung iſt beſchloſſen. Wir kommen zur 
namentlichen Abſtimmung über Artikel 3. Ich bitte die 
Karten einzuſammeln. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand 
einen Stimmzettel abzugeben? Das iſt nicht der Fall. 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 
50 Damen und Herren beteiligt, und zwar ſtimmten 
47 mit Ja und drei mit Nein. Das Haus iſt beſchluß⸗ 
unfähig und die Sitzung geſchloſſen. Ich bitte Sie 
um die Ermächtigung für den Herrn Präſidenten, Ihnen 
noch Tag und Tagesordnung der nächſten Sitzung be⸗ 
kannt zu geben. Widerſpruch wird nicht laut. Es iſt 
demgemäß beſchloſſen. 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr 50 Minuten.) 


„) Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Bergmann, Boecker, 
Böhm, Buckmakowski, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Frau Döll, 
Doerkſen, Dyck II, Ehm, Eichholtz, Falk, Falkenberg, Fiſcher P., 
Glombowski, Frau Dr. Grundmann, Guttzeit, Habel, Harnau, 
ent, Hoffmann, Frau Kalähne, Karkutſch, Klapps, Frau 

noblauch, Frau Kreft, Dr. Lembke, v. Malachinski, Mayen, Frau 
Meyer, Frau Mohn, Nordwig, Penner I, Philipſen, Polſter, Rahn, 
Naſchke, Schede, Schütz, Schulz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, 
Dr Treichel, Dr. Wendt, Weſſalowski, Dr. Ziehm. 


Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Arezynski, Arndt, Beyer, 
Brill, Ediger, Frau Falk, Fiſcher J, Fooken, Gebauer, Gehl, 
Gerick, Grünhagen, Hennke, Hoppe, Janzen, Jofeph, Dr. Kamnitzer, 
Karſchewfski, Klingenberg, Kloſſowski, Frau Kuntz, Kuckelkorn, 
Frau Landmann, Leu, Loops, Frau Malikowski, Mathieu, Mau, 
Mroczkowski, Müller, Neubauer, Dr. Panecki, Plettner, Reck, 
Rehberg, Frau Richter, Schilke, Schmidt R., Schmidt E., Spill, 
Splett, Dr. Wagner, Weiß, Werner, Wierſchowski, Wisniewski, 
Frau Zuper. 


(©) 


(D) 


Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bahl, Dr. Bing, Dr. 


Blavier, Brodowski, Dahsler, Dr. Eppich, Foerſter, Gaikowski, 
Hohnfeldt, Jedwabski, Klawitter, Dr. Kubacz, Abi Zangomski, 
Laſchewski, Lehmann, Lietzau, Lifchnemski, Lemke, Maier, 
Dr, Moczynski, Dr. Neumann, Raube, Rohde. 


| 


A 
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(B) 


Mittwoch, den 25. November 1925. 
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ordnung: 


1988 


Volkstag Danzig. — 140. Sitzung. 


Mittwoch, den 25. November 1925. 


(Präſident.) 
Kettlitz; Oberregierungsräte Dr. Grentzenberg, Dr. Hem- 
men; Regierungsrat Hagemann. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung und 
erlaube mir, zunächſt einige Mitteilungen zu machen. Der 
Deutſche Reichstag hat auf das Beileidstelegramm des 
Volkstages anläßlich des Grubenunglücks in Wattenſcheid 
folgende Antwort geſandt: 

Für den wohltuenden Ausdruck der Teilnahme an 
dem ſchweren Grubenunglück in Wattenſcheid beehre ich 
mich, namens des Reichstages dem Volkstag der rein 
Stadt Danzig tiefempfundenen Dank auszuſprechen. 

In Vertretung des abweſenden Präſidenten: 
Dr. Rießmner, Vizepräſident 

Der Herr Präſident des Deutſchen Reichstages hat 
nach ſeiner Rückkehr von Amerika meinen Brief beant⸗ 
wortet und mir mitgeteilt, daß die Abgeordneten des 
Danziger Volkstages auf Grund ihres amtlichen Ausweiſes 
Zutritt zu der ſogenannten Miniſterloge haben. Sollte 
dieſe Loge zufällig überfüllt ſein, ſo wird das Büro des 
Reichstages dafür ſorgen, daß die Abgeordneten des Dan⸗ 
ziger Volkstages auf anderen Tribünen untergebracht 
werden. Ich darf alſo zuſammenfaſſen, daß die Abgeord⸗ 
neten des Danziger Volkstages auf Grund ihres amtlichen 
Ausweiſes im Deutſchen Reichstag zu der Miniſterloge und 
im preußiſchen Landtag zur Abgeordnetenempore freien 
Zutritt haben. (Bravol) 

Die Herren Abgeordneten Lehmann und Hohnfeldt 
lasten mir am 5. November folgende Mitteilung zugehen 
laſſen: ` 

Anden Herrn Präſidenten des Volkstages. 

Hierdurch erlauben wir uns ganz ergebenſt mit- 
zuteilen, daß wir uns gemäß Beſchluß der Deutſch⸗ 


Sozialen Fraktion vom 3. November 1925 nicht mehr 


als ordentliche Mitglieder der Deutſch⸗Sozialen Srat- 
tion betrachten, da wir als Mitglieder der wieder ge⸗ 
gründeten Nationalſozialüſtiſchen Deutſchen Arbeiter⸗ 
partei aus der Deutſch⸗Sozialen Fraktion ausgeſchieden 
jind. Um die Arbeitsmöglichkeit der bisherigen Deutſch⸗ 
Sozialen Fraktion nicht zu unterbinden, haben wir dort 
um Aufnahme als ſtändige Gäſte nachgeſucht, und die 
Deutſch⸗Soziale Reſtgruppe hat ſich mit dieſem Muf- 
nahmegeſuch gemäß dem in Abſchrift beigefügten Schrei⸗ 
ben vom 5. November einverſtanden erklärt, 
Le N mann, Abgeordneter. 
Hohnfeldt Abgeordneter. 


als neues Mitglied. 
; Ferner ift folgendes Schreiben vom 25. November an 
den Präſidenten des Volstages eingegangen: 7 4 
Ich bitte ergebenſt zur Kenntnis zu nehmen, daß ich 
der Deutſchliberalen Fraktion nicht mehr angehöre. 
; Hochachtungsvoll 
: Polſter, Mitglied des Volkstages, 
Die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung hat ſich damit 
einverſtanden erklärt, daß die zwiſchen Danzig⸗Langfuhr 
und Marienburg verkehrenden Kraftpoſten auf Grund von 
Fahrtausweiſen, wie ſie ja jedem Abgeordneten aus⸗ 
gehändigt worden ſind, unter gleichzeitiger Vorzeigung 
des amtlichen Ausweiſes benutzt werden können. Vor⸗ 
beſtellungen für die Strecke Danzig⸗Langfuhr —Marien⸗ 


burg, auf die in der Zeitung hingewieſen wurde, werden 
vom Büro beſorgt, jedoch muß die Gebühr von 50 Pfennig 
für die Vorausbeſtellung bezahlt werden. 


Die Abgeordneten finden auf ihren Plätzen einen 
Nachtrag zum Bücher verzeichnis, enthaltend die Neu- 
anſchaffungen der Volkstagsbibliothek vom 1. März bis zum 


1. November 1925. 
Wir kommen 


Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des 
Senats auf Genehmigung zur Vollſtreckung einer 
Haftſtraſe gegen den Abg. Raube. : ; 


i i ſandten. 

An Stelle des Herrn Abg. Lück iſt Herr Rektor 
Schülke, Heubude, in das Haus eingetreten. Iſt Herr 
Schülke anweſend? (Abg. Schülke: Ja!) Ich begrüße Sie i 


Warum iſt die Verhaftung noch nicht erfolgt? 


Die Deutſchnationale Partei begann bereits, als es 


nunmehr zum erſten Punkt der Tages⸗ 


Druckſache Nr. 1950 zu Nr. 1458. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dem Antrag des Rechtsausſchuſſes zuſtimmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Er 
iſt einſtimmig angenommen worden. Wir kommen zu 
Punkt 2 der Tagesordnung: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des 
Senats auf Genehmigung zur Strafverfolgung 
gegen den Abg. Raube. 

Druckſache Nr. 1951 zu Nr. 1922. Ich eröffne die Aus⸗ 

ſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Laſchewſki. 


Laſchewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Meine Fraktion ſtimmt dem Ankrag zu, daß die Straf- 
verfolgung und auch die Verhaftung des Abgeordneten 
Raube erfolgen ſollen. Wir tun das trotz der Bedenken, 
die wir betreffs der Auswirkung einer derartigen Bu- 
ſtimmung haben. Sie werden vielleicht in ſpäterer Zeit 
die Immunität eines Abgeordneten auch bei politiſchen 
Vergehen aufheben. Trotz dieſer Bedenken ſtimmen wir 
den Anträgen zu, weil wir wollen, daß ein Menſch, der 
die Allgemeinheit in dieſer Weiſe geſchädigt hat, verhaftet 
werden und feiner Strafe entgegenſehen Toll. 

Wir benutzen heute dieſe Gelegenheit, um in aller 
Offentlichkeit noch einmal auf die Sache einzugehen, be⸗ 
ſonders, weil jetzt der neue Skandal im Kreis Danziger 
Höhe zur Kenntnis der Bevölkerung gekommen iſt. Wenn 
man beide Fälle zuſammenfaßt, ſo muß man ſagen, daß 
der Bevölkerung ungefähr zweieinhalb Millionen verloren 
gegangen ſind. Wenn man an die Wohnungsnot oder an 
das Elend der Erwerbslosen denkt, jo könnte damit ohne 
Zweifel große Hilfe geleiſtet worden ſein. Man muß bei 
der Schuldfrage Raubes auch prüfen, inwieweit die Auf⸗ 
ſichtsbehörde ihrer Pflicht genügt hat und inwieweit ſie 
nicht mitſchuldig ift. Heute liegt uns hier die Beſchluß⸗ 
faſſung darüber vor, daß Raube verhaftet werden foll. 
Der Staatsanwaltſchaft iſt das nach den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen bis heute noch nicht möglich geweſen. Wir 
haben Ihnen die Möglichkeit gegeben, Raube in den erſten 
zwei Tagen zu verhaften, als wir die Blankovollmacht ein⸗ 
Damals hätte die Staatsanwaltſchaft ſchon zu⸗ 
greifen ſollen. Wir fragen weiter: Warum ſind die anderen 
Schuldigen bis heute noch nicht verhaftet? Weshalb iſt 
Creutzhurg micht verhaftet? Weshalb ift der Kaſſenrendant 
noch nicht verhaftet? Weshalb ift der kommiſſariſche Land- 
rat Poll noch nicht verhaftet, der die Mißwirtſchaft, die in 
Oliva herrſcht, ſchon lange gekannt hat? Er hat noch zu 
geſtimmt, daß dieſem Inſtitut, das ſchon lange kaputt war, 
noch ein Kredit von über 300 000 Gulden gegeben wurde, 
Sie i 
nicht erfolgt, weil die Deutſchnationale Partei das deckt, 
was ihre Leute in Oliva gemacht haben. (Zwiſchenruf des 
Abg. Senftleben.) Mein lieber Herr Senftleben, warten 
Sie meine Ausführungen ab. Ich werde Ihnen zeigen, 
wie Ihre Partei das deckt. Die Unterſuchung wird bei 
dieſem Betrug, der gegenüber der Allgemeinheit vorgenom⸗ 
men wurde, ſo ſchlecht geführt, weil Sie es ſo haben 1 
Olivaer Gemeindevertretung bekannt gegeben wurde, daß 
dieje Schweinerei, daß dieſer Betrug vorlag, mit der 
Stützung führer Leute, ihres Creutzburg. (Zuruf! rechts 
Der iſt von Ihnen gewählt, Herr Senftleben. Über Herr. 
Poll und den Schöffen Dyck werde ich Ihnen noch 1 
erzählen. Am erſten Sonntag, als wir den Autrag felten 
die Sache der Staatsanwaltſchaft zu übergeben, lief = ig 
Fraktion hinaus und wollte die Sitzung beſchlußunfä Ai 
machen. Von 28 Gemeindevertretern blieben nur 1 pe 
Saal, wovon 9 zuſtimmten, die Sache der Staatsan 
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ſchaft zu übergeben. Wer hat die Schulden des Parte 


Creutzburg bezahlt? Das hat die Deutſchnationale 
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(Laſchewſki, Abgeordneter.) 
getan. (Lachen rechts.) Ich werde es Ihnen genau ſagen. 
Wer hat ein Guthaben bei der Zoppoter Sparkaſſe auf⸗ 
genommen? Wer hat ſich als Bürge unterzeichnet? (Zu⸗ 
N rufe rechts.) Die Führer der Deutſchnationalen Partei. 
Das waren der deutſchnationale Schöffe Feldkeller und der 
Apothekenbeſitzer Geißler. Wir warten noch immer auf 
das Gerichtsurteil, wonach der Apothekenbeſitzer wegen 
Wucher mit 500 Gulden beſtraft wird. Er iſt der Vor⸗ 
ſitzende des Kriegervereins, der immer die Kränze am 
Kriegerdenkmal niederlegt. Andererſeits betrügt er die 
Kriegerkinder mit dem Tee, der zu ihrer Geſundheit not⸗ 
wendig ift. Der Vorſitzende des Kriegervereins geht auch 
hier voran. Weiter ſind da Herr Oeſterreich, Herr Krauſe, 
der große Deutſchnationale Herr Koch, bei dem Herr 
Dr. Ereutzburg Stammgaft war. Dieſe Leute haben die 
Bürgſchaft übernommen und die 18 000 Gulden gedeckt, die 
er ordnungswidrig als Darlehn aufgenommen hatte. Ich 
ſagte, die Deutſchnationale Partei deckt das. Das Mitglied 
der Deutſchnationalen Partei, Herr Geißler, hat als Mit⸗ 
glied der Gingemeindungskommiſſion, von den Deutſch⸗ 
nationalen entjandt, die Forderung aufgeſtellt, Die Über- 
nahme Dr. Creutzburgs zur Stadt Danzig in den Ein⸗ 
| Das war die Forde⸗ 


gemeindungsvertrag aufzunehmen. 
(Abg. Brill: Was 


rung der Deutſchnationalen Partei. 
ſagen Sie nun, Herr Senftleben?) Das ſind die Leute, 
die ſich als Betrüger entpuppt haben. Oder iſt es kein 
Betrug, wenn Herr Dr. Creutzburg die Bürgſchaft bei der 
Volksbank mit 6000 Gulden übernimmt, obwohl er ſchon 
? bei der Olivaer Gemeindekaſſe einen Betrug gemacht hat? 
Iſt es kein Betrug, ſolche Leute, die ihre Gemeinde zu⸗ 
grunde gerichtet haben, zur Übernahme zur Stadt Danzig 
vorzuſchlagen? = 
Das find die Gründe, weshalb die Unterfuchung ſo 
ſchlecht geführt wird. Ich will nicht auf das Schuldkonto 
der einzelnen Beteiligten zu ſehr eingehen. Die Zeitungen 
h haben ſchon berichtet, wie ſehr Herr Dr. Creutzburg be⸗ 
loftet ift. Jeder objektiv denkende Menſch, der nicht jo 
verbohrt ift wie Sie als Deutſchnationale, die ein großes 
Intereſſe daran haben, nicht den deutſchnationalen Sumpf, 
der im Oliva geherrſcht hat, zu beſeitigen, fragt fich heute, 
warum die Leute bisher nicht verhaftet wurden. Warum 
läuft Dr. Creutzburg noch auf freiem Fuß umher? Er fol 
die Möglichkeit haben, die Schandtaten zu vertuſchen, die 
er mitbegangen hat. i 
Geſtern wurde ich auf dem Poligeipräfidium von 
einem Polizeirat vernommen. In bezug auf das Verfahren 
gegen Dr. Ereutzburg erklärte der Herr, daß die Sache nach 
einer Auffaſſung nur eine falſche Kalkulation geweſen wäre. 
(Lachen links.) Sie haben ſich verkalkuliert, das iſt die 
ganze Geſchichke nach Auffaſſung dieſer Kreiſe. Dabei ift 
as Geld nicht nur der Gemeinde Oliva, ſondern gewiſſer⸗ 
aßen auch dem Staat verloren gegangen. Wenn die 
eutſchnationalen den Dr. Creutzburg nicht tüpten, jo 
ii eine Verhaftung meines Erachtens ſchon erfolgt 
Ru Ich erinnere Sie nur an den Fall mit dem Schöffen 
Dr hn. Er hatte nicht den fünfzigſten Teil der Schuld des 
haft Ereutzburg. Er wurde aber glatt in ſeinem Büro ver- 
or et und beſtraft. Wie geurteilt wurde, will ich Ihnen 
Jae en Beiſpiel nachweiſen. Er wurde wegen eines 
Sait, mit ſechs Monaten Gefängnis beſtraft. Gegen den 
untebausbeſtter Schulz, der einen Beſtechungsverſuch 
, tommer hatte, wurde vom Gemeindevorſtand Oliva 


15 der Staatsanwaltſchaft ein Strafantrag wegen ver⸗ 


1 

an Beamtenbeſtechung geſtellt, die er im Gericht als 

ſetzt n. zugegeben hatte. Der Staatsanwalt ſchreibt uns 

nachdem neun Monaten, alſo faſt nach einem Jahr, zurück, 

eingeſtell mehrmals erinnert wurde, daß er dies Verfahren 

wie elt habe, weil eine ſtraſbare Abſicht bei dem Gaſt⸗ 
\ 91 1 vorlag. Andererſeits hat er Kuhn mit ſechs 
aren beſtraft. Dort waven es nicht Leute, die Ihren 


* *. [ 2 B 
eiſen, Ihrer Partei, angehörten, dort griff man ſofort 


ein, weil es die gegneriſche Richtung war. Dr. Creutzburg 
hat nicht nur in einem Falle ſeine Amtsbefugnis über⸗ 
ſchritten. Er hat die Gemeindevertretung ſtändig belogen 
und dem Gemeindevorſtand alles verheimlicht. Deshalb 
müßte man auch gegen Dr. Creutzburg wegen Amtsüber⸗ 
ſchreitung eingreifen. 
Man hat jetzt geleſen, wie man in Thüringen gegen 
einen ſozialiſtiſchen Gemeindevorſteher wegen Amtsüber⸗ 
ſchreitung vorgegangen iſt Der Mann hat ſofort ein Jahr 
Zuchthaus bekommen. Dort nimmt man ſofort Ver: 
haftungen vor, während man hier Ihre Kreiſe freiläßt. 
Aber nicht nur Creutzburg iſt ſchuldig, der Landrat Poll 
weiß ſchon feit Beginn dieſes Jahres von den Zuſtänden 
in der Sparkaſſe. Er wußde von der Anleihe, die Creutz⸗ 
burg won der Pot aufnahm, eine Anleihe von 300 000 
Gulden, die ohne Zuſtimmung der Gemeindevertretung, 


ohne Wiſſen des Gemeindevorſtandes genommen wurde.“ 


Die Sache war nur von Creutzburg und Ihrem deutſch⸗ 
nationalen Schöffen, Exzellenz Feldkeller, der jetzt den 
ehrenvollen Rückzug angetreten hat, indem er ſein Amt 
niederlegte, unterzeichnet. Dieſes hat der Landrat Poll 
gewußt. Er hat außerdem die Reviſionsprotokolle gekannt, 
die dem Gemeindevorſtand und der Gemeindevertretung 
bis heute verheimlicht worden find. Alſo die Auſſichts⸗ 
behörde und der Senat haben alles vorher gewußt und find 
daher jetzt ebenſo mitſchuldig, weil ſie nicht eingegriffen 
haben. Deshalb gehen auch der Senat und die Staats⸗ 


anwaltſchaft in dieſer Frage heute ſo langſam vor. Uns 


kommt es ſo vor, als ob die Staatsanwaltſchaft ein Inter⸗ 
ejje hat, in dieſer Frage keine Aufklärung zu ſchaffen. Wir 
ſchlagen deshalb folgendes vor: Wenn die Deutſch⸗ 


nationalen ſagen, daß ſie die Sache nicht decken, dann muß 


vom Volkstag ein Unterſuchungsausſchuß eingeſetzt werden. 
Der ſollte nicht nur gegen Raube, nicht nur gegen Creutz⸗ 
burg und Haegner vorgehen (Abg. Dr. Ziehm: Sind das 
Mitglieder der Regierung ?), ſondern er ſollte auch gegen 
den Landrat... (Abg. Brill: Gegen den Vizepräſidenten 
Dr. Ziehm, der Poll nach dem Großen Werder geſchickt hat! 
— Abg. Dr. Ziehm: Vizepräſident iſt Herr Gehl! — Abg. 
Brill: Sie haben doch im letzten Augenblick den Verbrecher 
hinübergeſchickt, Sie Schieber! Sie haben Dr. Laue zum 
Oberbürgermeiſter gemacht! Schauen Sie ſich genau um in 
Ihrem Kreis!) Es iſt gut, daß der ehemalige Senats⸗ 
vizepräſident ebenfalls einen Zwiſchenruf gemacht hat. Ge⸗ 
rade er iſt es, der die Akten gekannt hat und der auch 
wußte, daß ſchon mindeſtens vor neun Monaten ein 
Diſzziplinarverfahren gegen den Rendanten ſchwebte, und 
daß wom Landrat Poll vorgeſchlagen wurde, daß man den 
Rendanten mit einer Geldſtrafe von 50 bis 100 Gulden 
beſtrafen ſollte. Herrn Dr. Ziehm iſt bekannt, daß dies 
vorlag. Wir ſtehen deshalb auf dem Standpunkt, weil 
hier ein ſo großer Volksbetrug verübt iſt, ſollte man die 


~ 


~ 


beiden Fälle zuſammenlegen und einen Unterſuchungs⸗ 


ausſchuß möglichſt unter Ausſchaltung der Deutſchnatio⸗ 
nalen einſetzen, weil dieſe einen Unterſuchungsausſchuß nur 
benutzen, um zu verhindern, daß die richtige Wahrheit an 
die Öffentlichkeit kommt. Dann würde ein Ergebnis aus 
der ganzen Affäre herauskommen, und die Schuldigen 
könnten zur Verantwortung gezogen werden. - 

M. D. u. H.] Wenn Sie bei der großen Not, die bei 
den Erwerbslosen herrſcht und bei der großen Wohnungs- 
not über das leichtfertige Verhalten dieſer Leute, die hier 
in führenden und verantwortlichen Stellungen waren, eim- 
fach hinweggehen, ſo iſt das ein neuer Beweis für uns, 
daß Sie dies alles decken. Sie tun das, weil Sie genau 
darüber informiert ſind, daß Ihre Kreiſe von Anfang an 
mitſchuldig geweſen find. Aber der arbeitenden Bevölke⸗ 
rung und beſonders den Arbeitsloſen muß die Wut auf⸗ 
ſteigen, wenn ſie ſo etwas leſen. (Abg. Senftleben: 
Arbeitervertveter Raubel) Sehen Sie, das ift jo ein Ar- 


beitervertreter geweſen, wie in Ihren Kreiſen, Herr Senft⸗ 
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[(Laſchewſki, Abgeordneter.) 
leben. In den Reihen der Deutſchnationalen ſitzen hundert⸗ 
mal mehr Betrüger als in der Kommuniſtiſchen Partei. 
(Abg. Senftleben: Alſo ſitzen bei Ihnen welche drin!) 
Sehen Sie doch die Sparkaſſenaffäre in Oliva und die 
Volksbankgeſchichte durch. Wo ſitzen die Betrüger? Sitzen 
die nicht in Ihren Reihen? (Nein! rechts.) Wer hat das 
Geld aus Oliva? (Raube! rechts.) Verhaften Sie die 
Leute, damit keine Verſchleierung ſtattfinden kann, dann 
würden Sie ſehen, wo das Geld geblieben ift. Da Sie 
das aber nicht wollen, haben Sie von Anfang an die 
Stützungsaltion für die belaſteten Perſonen unternommen. 
Wir Kommuniſten ſagen ganz offen, daß wir Raube nicht 
ſtützen. Wir wollen im Gegenteil, daß er ſofort verhaftet 
werden ſoll. Wir wollen, daß jeder, der an dieſem Betrug 
beteiligt ift, feſtgenommen und zur Verantwortung gezogen 
wird. Wenn man einigermaßen ehrlich denkt, kann man 
es nicht verantworten, daß eine ſo lodderhafte Unterſuchung 
in einer Sache geführt wird, bei der ſo große Geldmittel, 
die der Allgemeinheit gehören, verſchleudert wurden. 
Wenn Sie heute nicht wollen, daß eine Unterſuchung gegen 
die anderen Perſonen, die verhaftet werden ſollen, erfolgt, 
dann decken Sie die Sache, wie Sie auch das vorherige ge⸗ 
deckt haben. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, 
die Beſprechung ift geſchloſſen. Ich bitte diejenigen, die 
dem Beſchluß des Ausſchuſſes zuſtimmen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; es 
iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen zu Punkt 3 der Tages⸗ 
ordnung: l 

Antrag des Abg. Schwegmann und Gen. betr. 
Feſtſtellung der Mitgliedſchaft des früheren Ab⸗ 
} geordneten Retzkowſki durch das Obergericht. 
Druckſache 1928. Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort 
hat der Herr Abg. Laſchewſki. 

Laſchewfki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ich 
möchte hierzu ganz kurz folgendes ſagen: Der Abgeordnete 
Retzkowſki (Auch eine faule Sache! rechts.) hat fein Mandat 
am 7. Auguſt im Volkstag niedergelegt. Am 8. Auguſt iſt 
das Schreiben des Abg. Retzkowſki, daß er fein Mandat aus 
Geſundheitsrückſichten niederlege, im Volkstag eingegangen: 
Ich führe die einzelnen Tatſachen an, um unſere Stellung⸗ 
nahme klarzulegen. Am 7. Auguſt hat er das Schreiben 
geſchrieben, daß er ſein Mandat aus Geſundheitsrückſichten 
niederlege. Am 14. Auguſt wurde er vom Volkstag auf⸗ 
gefordert, den Reſt der Diäten vom 8. Auguſt bis 1. Sep- 
tember zurückzuzahlen. Am 15. Auguſt gab er ſeinen Aus⸗ 
weis ab. Am 22. Auguſt wurde er aufgefordert, eine Ein⸗ 
gabe zurückzugeben. Am 23. Auguſt fuhr ein Inſpektor zu 
ihm, um die Eingabe abzuholen. Hierbei hat er nie erklärt, 
daß ſein damaliges Schreiben nur eine Blankovollmacht 
geweſen ſei. Dann wurde er am 29. Auguſt noch einmal 
aufgefordert. Am 8. September wurde er vom Amis- 
gericht in Zoppot zu einer Geldſtrafe verurteilt. Wenn er 
noch Abgeordneter geweſen wäre, dann dürfte er damals 
nicht beſtraft worden ſein. Am 5. Oktober wurde die Sache 
betr. Einziehung der rückſtändigen Diäten dem Polizei⸗ 
präſidenten übergeben. Niemals hat er bis dahin erklärt, 
daß fein damaliges Schreiben eine Blankovollmacht war. 

Endlich am 29. Oktober beſinnk er ſich, daß er noch 
Abgeordneter iſt und verlangt ſein Mandat, trotzdem er 
feine Ausweiskarte ſchon am 15. Auguſt abgegeben hat. 
Eine Woche nach Abſendung ſeines Briefes, daß er ſein 
Mandat niedergelegt habe, bringt er ſelbſt die Ausweis⸗ 
karte zum Volkstag. Nach zwei Monaten beſinnt er ſich 
darauf, daß er noch Abgeordneter ſei. Wir Kommuniſten 
haben keine Blankovollmacht eingereicht. Die Blankovoll⸗ 
macht, die Herr Retzkowſki vor der Wahl gegeben hat, iſt 
noch in unſeren Händen. Sie iſt nicht ausgefertigt. Es 
wird nur das Datum hineingeſetzt, wenn ein Rücktritt er⸗ 
folgt ijt. Wir haben keine Blankovollmacht eingereicht, ent⸗ 


gegen ſeiner Erklärung. Darum haben wir keine Urſache, 00 


uns der Lächerlichkeit preiszugeben. Der Abgeordnete 
v. Malachinſki befindet ſich ſchon ſeit zwei Monaten im 
Hauſe. Deshalb können wir in die Nachprüfung nicht ein⸗ 
willigen. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, 
die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über den Antrag der acht Fraktionen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Antrag zuſtimmen wollen, ſich 
von Ihren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen zum 
Punkt 4 der Tageesordnung: x 

Erſte und zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 

betr. Abänderung des Gewerbegerichtsgeſetzes und 

des Geſetzes betr. Kaufmannsgerichte. 
Druckſache Nr. 1966, Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale An⸗ 
gelegenheiten zum Urantrag des Abg. Ediger u. Fr., Druck⸗ 
ſache Nr. 1683. Ich eröffne die allgemeine Ausſprache. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen, 
Wir kommen zur zweiten Leſung. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſpvache zu Artikel 1. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
darf wohl feſtſtellen, daß Artikel 1 angenommen ift Are 
tikel 2; angenommen. Artikel 3; angenommen. Überſchrift: 
Geſetz zur Abäuderung des Gewerbegerichtsgeſetzes und des 
Geſetzes betr. Kaufmannsgerichte vom 23. November 1922 
(Geſetzbl. S. 519) angenommen. Darf ich zur dritten 
Leſung ſchreiten? Widerſpruch erfolgt nicht; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich eröffne die allgemeine Ausſprache und 
ſchließe ſie wieder, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich 
rufe auf Artikel 15 angenommen. Artikel 2; angenommen. 
Artikel 3; angenommen. überſchrift; angenommen. Wir 
kommen zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dem Geſetz in der Schlußabſtimmung zuſtimmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt ſomit in allen drei Beratun⸗ 
gen angenommen. Wir kommen zum Punkt 5 der Tages⸗ 
ordnung: i 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfes über 

Aufbau der Invalidenverſicherung. 
Druckſache Nr. 1948 zu Nr. 1873. Dazu liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag in Drucksache Nr. 1967 bor. 

J. Hinter Artikel 1 it ein neuer Artikel ta mit folgendem 

Wortlaut einzufügen: 

Der § 1285 der Reichsverſicherungsordnung erhält 
folgende Faſſung: 

Der Stagatszuſchuß beträgt jährlich 
für Invaliden renten 
für itwen⸗ und Witwerrenten . 408 Gulden, 
ür Waiſen renten 276 Gulden 

II. u ee 2 wird für die Ziffer „210“ die Ziffer „480“ 
geſetzt s 
III. In Artikel 4 ift für die Zahl „112,80“ die Zahl „240° 
zu ſetzen. 
IV, Artikel 5 erhält folgende Faſſung: 
Der § 1387 Abſatz I der Nieichsderſicherungsordnung 
erhält folgende Faſſung: < 
Der Staat und die Arbeitgeber bringen die Mittel 
für die Verſicherung auf. 3 
In Abſatz II werden die Worte „und die Verſicher⸗ 
ten“ und die Worte „zu gleichen Teilen“ geſtrichen. 

V. Hinter Artikel 5 ſind einzuſchalten: 

4 Artikel 5a. PT, 

In $ 1255 der Reichsberſſcherungsordnung ift 
Wort „fünfundſechzig“ durch das Wort „ſechzig“ , 
Worte „ein Drittel“ durch die Worte „die Hälfte 


erſetzen. 
Artikel 5 b. ird ge⸗ 
§ 1432 der Reichsverſicherungsordnung wird 8 


ſtrichen. T 
rtitel 5 e. | 
In § 1439 der Reichsverſicherungsordnung erden 
Worte „Hälfte, und zwar der“ geſtrichem. 
Artikel 5 d. ji 115 5 
8 1458 der Reichsverſicherungsordnung WIE 
streichen. Er 
H. Kreft, u. d. übr. Mitgl. d. Komm. Fraktion. 


552 Gulden, 
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(Präſident.) 

Ich eröffne die Ausſprache zu Artikel 1. 
hat der Herr Abg. Dyck II. 

Dyck II, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Der 
vorliegende Geſetzentwurf legt der Danziger Wirtſchaft 
eine erneute Laſt in Höhe won etwa 1 Million auf. Die 
Lage der Danziger Wirtſchaft iſt ſo ernſt, daß nicht nur 
jegliche Mehrbelaſtung unbedingt unterbleiben muß, ſon⸗ 
dern darüber hinaus müſſen ſogar erhebliche Entlaſtungen 
auf ſteuerlichem und ſozialem Gebiet gefordert werden. 
Wenn Senat und Volkstag nicht augenblicklich umlernen 
und ſich mit den Mitteln einrichten werden, deren Auf⸗ 
bringung für die Wirtſchaft erträglich iſt, ſo iſt der Zu⸗ 
ſammenbruch unvermeidlich. (Sehr richtig! rechts. — Das 
wiſſen Sie erſt jetzt! links.) Deshalb werden wir dem 
Geſetzentwurf auch in zweiter Leſung unſere Zuſtimmung 
verſagen. Wir ſtehen auf dem Standpunkte, daß die ſpar⸗ 
ſamſte und beſte Wirtſchaftspolitik zugleich auch die beſte 
Sozialpolitik iſt. (Bravo! rechts. — Zwiſchenruf links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Wir 
lehnen den Geſetzentwurf ab, weil er die ſchaffende Be⸗ 
völkerung aufs neue belaſten will. Die Erhöhung der 
Beiträge kann den Arbeitern nach unſerem Dafürhalten 
heute nicht zugemutet werden. Das iſt ſozuſagen ein Lohn⸗ 
abbau, und es iſt verwunderlich, daß beſonders die Par⸗ 
teien, die doch immer glauben, noch etwas für den Arbeiter 
übrig zu haben, hierher kommen und einen Lohnabbau 
fordern. In der höchſten Stufe foll der Arbeiter wöchent⸗ 
lich 35 Pfennig mehr zahlen. Das bedeutet für die Stunde 
einen Lohnabbau von wenigſtens einen Pfennig, das 
können wir nicht zulaſſen. N ; 

Weiter können wir hierbei feſtſtellen, daß die Be- 
völkerung ſozuſagen in Klaſſen geteilt wird, nach dieſem 

chema ſogar in drei Klaſſen. Da gibt es die Klaſſe der 
) hauptamtlichen Senatoren, die Klaſſe der Beamten und 
ſchließlich die Klaſſe der Arbeiter. Die Klaſſe der Sena⸗ 
toren, für die bekanntlich ein Ruheſtandsgeſetz beſteht, ift 
ſo gut geſtellt, daß ſie ſchon nach drei Jahren nicht mehr 
zu arbeiten braucht und mit vollem Gehalt penſioniert 
werden kann, falls die Volksvertretung die Senatoren nach 
Hauſe ſchickt. Dieſe Leute dürfen alſo keine Mittel für 
ihre Altersrente bzw. ihr Ruhegehalt aufbringen. Bei der 
klaſſe der Beamten iſt das Verhältnis ebenſo, nur kommt 
te erit nach zehn Jahren in den Genuß des Ruhegehalts. 
ie Arbeiter dagegen ſollen das, was ſie für ihren Lebens⸗ 
Anterhalt im Alter oder bei Invalidität brauchen, zum 
eil ſelbſt aufbringen. 

Dagegen wenden wir uns ganz entſchieden. Was der 
einen Klaſſe recht ift um was wir fie nicht beneiden, muß 
ber anderen Klaſſe genau jo recht fein. Wir verlangen des- 
hi in unſerem Abänderungsantrag, daß die Beiträge 
Si den Arbeitgebern aufgebracht werden, die die Nutz⸗ 
nacher der Kraft des Arbeiters ſind. Dazu muß der Staat 

0 ſein Scherflein beitragen, um ſo mehr, als er von den 
aug wiese Steuern und Abgaben nimmt. Wir können alfo 
i jem einf und ſetz ni ĵ u⸗ 
ſtimmung he Grunde dem Geſetz nicht unſere gı 
i eiter kommt für uns hinzu, daß die heutige Ver- 
Iherung in bezug auf das Alter für den Arbeiter jo 

mal iſt, daß es endlich an der Zeit iſt, Remedur zu 


laffen. Wir können heute nicht mehr zulaſſen, daß erft 


Das Wort 


ein Senat 
kommt 


langen weiter, daß für die Arbeiter die Altersgrenze 
herabgeſetzt wird. Anſtatt bei 65 Jahren muß er die 
Rente ſchon bei 60 Jahren erhalten. Ich glaube, das iſt 
auch eine alte Forderung der Sozialdemokratie. Wir wun⸗ 
dern uns, daß fie heute nicht hinter dieſer Forderung ſteht. 
60 Jahre ſind für einen Arbeiter, der körperlich gearbeitet 
hat, genug. Man kann ihm mit 60 Jahren ſchon das Ruhe⸗ 
gehalt gönnen. Wir wiſſen auch ganz genau, daß es im 
heutigen Staatsweſen keinem Arbeiter möglich ſein wird, 
vom Ruhegehalt oder von der Invalidenrente zu leben. Er 
wird noch immer gezwungen ſein, zu arbeiten. Er wird 
vielleicht mit 60 Jahren noch auf die Rente verzichten, 
um bis zum 65. Jahr weiter arbeiten zu können. Aber 
wo die Gelegenheit gegeben iſt, und wo es dem Arbeiter 
beliebt, davon Gebrauch zu machen, ſoll man ihm auch 
Gelegenheit geben, etwas früher wie ſonſt in den Genuß 
der Rente zu kommen. 

Wir haben Abänderungsanträge geſtellt und hoffen und 
erwarten, daß der Volkstag dieſe Abänderungsanträge an⸗ 
nehmen wird. Genau ſo verhält es ſich mit der Klaſſen⸗ 
einteilung in bezug auf die Arbeiter ſelbſt. Die Reichs⸗ 
verſichenungsordnung ſchreibt vor, daß die Renten nach den 
geleiſteten Beiträgen der Arbeiter zu berechnen ſind. Das 
können wir aus dem einfachen Grunde nicht mitmachen, 
weil der Arbeiter an der Wirtſchaftslage keine Schuld hat. 
Wenn er auf Grund der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe 
gezwungen iſt, monatelang arbeitslos zu ſein und dem⸗ 
entſprechend keine Beiträge zahlen kann, ſo ſoll man ihn 


nicht dafür noch beſtrafen, indem man ihm die Rente kürzt. 


Ebenſo iſt es nicht Sache des Arbeiters, daß er Arbeiter 
und nicht Handwerker iſt, und dementſprechend höhere Bei⸗ 
träge zahlen kann. Wir wiſſen ganz genau, daß der Menſch, 
der ins Wirtſchaftsleben tritt, ſehr gern Handwerker wird, 
damit er einen höheren Verdienſt erhält. Aber die Er⸗ 
ziehung, die auf die heutige Geſellſchaftsordnung zurück⸗ 
zuführen iſt, läßt es nicht zu. Er iſt gezwungen, als Ar⸗ 
beiter zu gehen, und ſeine Entlohnung iſt entſprechend 
niedriger. Als Arbeiter kommt er nicht in den Genuß der 
Rente, die einem Handwerker zugeſprochen werden muß. 
Wir ſagen, daß hier eine einheitliche Rente geſchaffen 
werden muß, egal ob es ſich um Handwerker oder ſonſt 
eine Gruppe des ſchaffenden Volkes handelt. In dieſem 
Sinne bewegen ſich unſere Anträge. Wir erwarten, daß 
Sie ſie annehmen werden. N 
Ich möchte nun noch dem Angriff der Sozialdemo⸗ 
kraten entgegentreten, der dahin geht, daß wir in dieſer 
Beziehung eine Einheitsbalance mit den Deutſchnationalen 
gebildet haben ſollten. Beſonders die „Volksſtimme“ glaubt 
große Töne anſchlagen zu können. Wenn ich nicht irre, 
iſt ja der Verfaſſer der großartigen Zeilen „Die deutſch⸗ 
nationale - fommuniftiiche Einheitsfront“ ein Mitglied 
dieſes Hauſes. (Abg. Doerkſen: Wer?) Seien Sie nicht ſo 
neugierig! Trotzdem dieſer gute Mann genau weiß, daß 
die Einheitsfront ein ganz anderes Geſicht hat, weiſt er 
noch immer darauf hin, vergißt aber ganz, die Einheits⸗ 
front der Deutſchnationalen und der Sozialdemokraten 
wenigſtens etwas zu ſtreifen. Da er es vergeſſen hat, will 
ich es nachholen. Zu dem Locarno⸗Vertrag z. B. (Heiter- 
keit links.) ſchreibt Ihr Freund Breitſcheid folgendes, ich 
werde mir geſtatten, mit Genehmigung des Herrn Präſi⸗ 
denten etwas zu verleſen: 
Wir haben Herrn Luther, ſagt Breitſcheid, bereits 
im auswärtigen Ausſchuß erklärt, daß wir keine Ber- 
anlaſſung haben, als Lückenbüßer für die Deutſch⸗ 
nationalen einzutreten. 
Es war eine Vertrauensmännerverſammlung der Sozial- 
1 und natürlich folgte darauf Beifall und Hände⸗ 
klatſchen. 

; Wir dürfen daher im dieſem Reichstag nicht für die 
Verträge von Locarno ſtimmen. Wir dürfen nicht da⸗ 
für ſtimmen, wenn die Deutſchnationalen nicht auch 
dafür ſtimmen. Das bedeutet die Auflöſung des 


(A) 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 
Reichstages. Die Bildung der großen Koalition ift in 
dieſer Lage unmöglich. Es gibt noch andere Fragen 
als Locarno, die wir unmöglich in der großen Koalition 
praktiſch löſen können. Es gibt keinen anderen Weg, 
als die Reichstagsauflöſung zu erzwingen. Daher 
dürfen wir nicht den Demiſch nationalen durch Zu⸗ 
ſtimmung zum Werk von Locarno die Ablehnung er⸗ 
leichtern. 
Heute, m. H., ſind Sie im Reichstage wieder drauf und 
dran, brüderlich mit den Deutſchnazionalen zuſammen⸗ 
zugehen und Herrn Luther zu unterſtützen, daß nur ja die 
Sache unter Dach und Fach kommt. So ſieht die Ein⸗ 
heitsfront zwiſchen Deutſchnationalen und Sozialdemo⸗ 
kraten aus. Wenn wir hier auf Danziger Verhältniſſe hin⸗ 
zeigen wollen, dürfen wir uns ja nur die Regierung an⸗ 
ſehen. Da finden wir deutſchnationale und ſozialdemo⸗ 
kratiſche Senatoren. Beſſer kann ſich die Einheitsfront doch 


gar nicht bemerkbar machen. Uns aber das vorzuwerfen, 


iſt reichlich Demagogie. Die Herren wiſſen ganz genau, 
daß wir aus anderen Gründen dieſes Geſetz ablehnen als 
die Deutſchnationalen. Den Deutſchnationalen geht es 
natürlich zu weit, daß ſie die Beiträge als Arbeitgeber auf⸗ 
bringen. Wir dagegen verlangen, daß die Arbeitgeber 
allein die Beiträge zahlen und daß die Arbeitnehmer dazu 
nicht herangezogen werden. Wie fih die Offentlichkeit zu 
dieſem Geſetz ſtellt, dürfte den Sozialdemokraten auch be⸗ 
kannt ſein. Die Offentlichkeit und beſonders die Arbeiter 
lehnen dieſes Geſetz ab und lachen über den Zeilenſchmierer 
in der „Volksſtimme“, wenn er ſchreibt: „Einheitsfront der 
Kommuniſten mit den Deutſchnationalen.“ (Aber Wahrheit 
iſt es doch! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Gebauer. 

Gebauer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Nah- 
dem von deutſchnationaler Seite auf einmal, als es ſich um 
die Rentenempfänger, die Armſten der Armen handelt, das 
Prinzip der Sparſamkeit betont wurde (Nicht nur Hierbei! 
rechts), muß ich auf dieſe Heuchelei näher eingehen. Sie 
wiſſen, daß von ſozialdemokratiſcher Seite ſeit mehr als 
einem Jahr größtmögliche Sparſamkeit gefordert wird. 
Wir haben vergebens darauf gedrängt, daß die Sauwirt⸗ 
ſchaft der Deutſchnationalen in bezug auf die Aufblähung 
des Beamtenapparats eingedämmt würde. Die Regie⸗ 
rungskriſe lam ja auch bekanntlich dadurch zuſtande, daß 
vor einigen Monaten ein ganz geringer Abbau des Be⸗ 
amtenkörpers erfolgen folte. Die Deutichnationalen haben 
ſich dagegen gewehrt, daß irgendein geringer Teil ihrer 
deutſchnationalen Futterkrippenleute abgebaut würde. Sie 
wollten die Laſten dafür ebenfalls auf die Wirtſchaft ab⸗ 
wälzen. Jetzt, wo es ſich davum handelt, eine geringe Cr- 
höhung der Renten vorzunehmen, erklären die Deutſch⸗ 
nationalen, daß eine derartige Ausgabe aus Gründen der 
Sparjamteit unmöglich fei. Ich habe bereits bei der erſten 
Leſung darauf hingewi da daß gerade in deutſchnationalen 
Kreiſen, im Deutſchen Gewerkſchaftsbund, in bezug auf die 
Sozialpolitik ganz andere Forderungen geſtellt wurden. 


Es handelt ſich auch um Mitglieder der Deutſchnationalen 


Partei, da ja die Organiſation den Namen Deutſchnatio⸗ 


naler Handlungsgehilfenverband trägt. Dieſe Kreiſe ver⸗ 
langen den größtmöglichen Ausbau der Sozialpolitik. Jetzt 
kommen Sie und verlangen, daß dieſe geringe Erhöhung 
der Renten nicht eintritt. Wir haben ja feſtgeſtellt, daß Sie 
der größte Feind der Arbeiterklaſſe ſind und gar nicht daran 
denken, der minderbemittelten Bevölkerung zu helfen. Das 
muß einmal geſagt werden, nachdem der Herr Abg. Senft⸗ 
leben im Ausſchuß dieſelben Töne angeſchlagen hat, und 
ihm geſagt wurde, wer die Schuld an den jetzigen Ver⸗ 
hältniſſen trägt. 

Nun kommt auch der Landbund mit einer Eingabe an 
den Volkstag, die ſozialen Laſten um Himmels willen nicht 
zu erhöhen und die Renten auf keinen Fall zu verbeſſern. 
Auch der Landbund, in dem die deutſchnationalen Kreiſe 
maßgebend ſind, weiß nichts von der Politik, die die 


Volkstag Danzig. — 140. Sitzung. 


ſchloſſen haben, an den Verſicherungen festzuhalten. 


Mittwoch, den 25. November 1925. 


Deutſchnationalen jahrelang getrieben haben. Wir ſehen (0) 


ja, wie gewaltig der Beamtenkörper aufgeſchwemmt wurde. 
Ich konnte dieſer Tage eine Stichprobe machen. Nicht durch 
ſeine Kenntniſſe, ſondern durch das deutſchnationale Partei⸗ 
buch legitimiert, hat es ein Angeſtellter in fünf Jahren 
bis zum Direktor gebracht. Das iſt nicht der einzige Fall. 
Die Höhergruppierung der Beamten wurde von Ihnen 
in einer Weiſe vorgenommen, daß ſie zum mindeſten ſtinkt. 
Deshalb ſind die Ausgaben für den Freiſtaat ſo gewachſen, 
die nun durch Steuern aus der Wirtſchaft herausgeholt 
werden müſſen. Daher kommen die Rückwirkungen. Wenn 
die minderbemittelte Bevölkerung nun eine kleine Er⸗ 
höhung der Renten, die infolge Ihrer Wirtſchaft notwen⸗ 
dig iſt, bekommen ſollen, dann wenden Sie ſich dagegen. 
Wir werden daran feſthalten, um zu ſehen, wo Sie die 
Sparſamkeit anwenden wollen. Die Rentenempfänger und 
die minderbemittelte Bevölkerung können nach Ihrer Anſicht 
verhungern. 

Nun bin ich gezwungen, mich mit meinen Ausführun⸗ 
gen zu meinen Freunden von links zu wenden, weil ſich die 
Brüder von rechts und links ſo ſchön zuſammengefunden 
haben. Es läßt ſich nicht abſtreiten, daß im Kampfe gegen 
die Rentenerhöhung Kommuniſten und Deutſchnationale zu⸗ 
ſammengehen. Wenn die Abänderungsanträge der Kom⸗ 
muniſten nicht durchkommen, müßten die Kommuniſten 
wenigſtens bei der Schlußabſtimmung für die Vorlage ſtim⸗ 
men, damit die Rentenempfänger eine kleine Erhöhung 
bekommen. Sie haben aber im Ausſchuß gegen dieſe Vor⸗ 
lage geſtimmt und damit zum Ausdruck gebracht, daß ſie die 
Rentenerhöhung von 4,65 Gulden pro Monat nicht be⸗ 
willigen wollen. Auch Sie wollen alſo die armen Leute 
verhungern laſſen, und zwar aus parteitaktiſchen Gründen. 
Wo die Not am größten iſt, haben Sie die größten Partei⸗ 
vorteile. Sie wollen die Maſſe elend verhungern laſſen 
und denken nicht daran, ſie wirtſchaftlich und kulturell zu 
heben. Die Kommuniſten haben in ihrem Abänderungs⸗ 
antrage einige Zahlen abgeſchrieben, die einmal ein halb 
irrſinniger kommuniſtiſcher Abgeordneter im deutſchen 
Reichstage aufgeſtellt hat. Der kommuniſtiſche Antrag iſt 
ein bloßer Abklatſch des Antrages der kommuniſtiſchen 
Reichstagsfraktion, und nicht Ihr eigenes geiſtiges Er: 
zeugnis. i 

Während jetzt der Staatszuſchuß jährlich 1,5 Millio- 
nen Gulden beträgt, verlangt die Kommuniſtiſche Fraktion 
eine Erhöhung auf etwa 9 Millionen. Da aber die Alters 
grenze zum Bezuge der Invalidenrente von 65 Jahre auf 
60 Jahre nach dem kommuniſtiſchen Antrag herabgeſetzt 
werden ſoll, würde der Staatszuſchuß über 18 Millionen 
Gulden jährlich betragen. Ich habe ſchon in einer früheren 
Sitzung darauf hingewieſen, welches Zahlenſpiel Sie mit 
den Millionen treiben. Wenn 8 bis 10 Millionen Gulden 
auf Grund der kommuniſtiſchen Anträge bewilligt werden 
ſollen, ſo kann man ſich denken, welche furchtbare Belaſtung 
für unſer kleines Staatsweſen dadurch entſteht. Wir kom⸗ 
men ja heute noch zu weiteren kommuniſtiſchen Anträgen, 
die ebenfalls bedeutende Ausgaben fordern. Eine fol 
irrſinnige Politik können wir nicht mitmachen. (Zwiſchen⸗ 
ruf links.) Ich kann nicht dafür, wenn jemand abſchweift. 
Außerdem würde durch die kommuniſtiſchen Anträge da 
Verſicherungsprinzip beſeitigt und wir hätten nur noch eine 
ſtaatliche Fürjorge. Die Beiträge der Arbeitgeber würden 
— die Arbeitnehmer ſollen nach dem kommuniſtiſchen = 
trag von der Beitragszahlung befreit werden — 1,8 Mi i 
lionen pro Jahr betragen. Während aljo die Beiträge 925 
1,8 Millionen Gulden ausmachen, ſoll der Staatszuſch ir 
über 10 Millionen Gulden betragen. Dann brauchen ne 
uns nur die Frage vorzulegen, ob wir nicht die gal 17 
Verſicherung aufheben und dafür eine Staatsfürſorge die 
Arbeiter eintreten laffen wollen. Mir ift bekannt, daß . 
Gewerkſchaftsorganiſationen auf ihren Kongreſſen Aus 
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Ver Wirtſchaft abhängi 
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[Gebauer, deen ; i 
dieſem Grunde wird von den Gemerkichaften in Deutſch⸗ 
land gefordert, eine Arbeitsloſenverſicherung ſtatt der Für⸗ 


jorge einzuführen. Die Gewerlſchaften wollen demnach 
keine Staatsfürſorge haben, ſondern eine Verſicherung, in 
der ſie mitbeſtimmen. In einer Fürſorge, die von den 
Behörden geleitet wird, iſt eine Mitbeſtimmung aus⸗ 
geſchloſſen. 

Nun komme ich zur Herabſetzung der Altersgrenze 
von 65 auf 60 Jahre. Der kommuniſtiſche Redner hat 
richtig ausgeführt, es ſei unſer Antrag. So gern wir auch 
von Herzen die Sozialpolitik in dieſer Weiſe ausbauen 
möchten, können wir es aber augenblicklich nicht. Die 
arbeitende Bevölkerung weiß, daß ſie durch die kommu⸗ 
niſtiſche Schaumſchlägerei nur irregeführt wird. Ich weiß 
ganz genau, daß ſie mit den kommuniſtiſchen Tendenzen 
nicht einverſtanden iſt. Die arbeitende Bevölkerung hat das 
erkannt. Vor lurzem iſt meiner Fraktion noch ein Dank⸗ 
ſchreiben der Invaliden zugegangen, die ihren Dank für die 
vorgenommene und heute noch vorzunehmende Erhöhung 
der Invalidenrenten ausſprachen. Die Invaliden freuen 
ich, wenn fie 4,65 Gulden monatlich zugelegt bekommen, 
obgleich dieſe Summe ſehr gering iſt. Deshalb erkennen 
auch die Arbeiter an, daß im Rahmen des Möglichen getan 
wird, was geht. Deshalb werden ſie auch die kommu⸗ 
niſtiſchen Schaumſchlägereien völlig unbeachtet laffen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Hoppe. 
Hoppe, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Meine Frat: 
lion wird dem Geſetzentwurf über den Ausbau der Inva⸗ 
lidenverſicherung in der vorliegenden Faſſung zuſtimmen. 
Abbau in ſozialpolitiſcher Beziehung dem Reiche gegenüber 
wollen wir in Danzig keineswegs. Wir wollen Schritt 
halten mit dem Reiche, das haben wir ſtets betont. Nach 
dieſem Grundſatz hat ja auch die Mehrheit des Volkstages 
bisher bei Schaffung sozialer Geſetze fets gehandelt. Wir 
werden davon auch in Zukunft nicht abgehen, ſolange es die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe nur irgendwie geſtatten. 
Die Mehrbelaſtung, die dieſes Geſetz bringt, ift wirt- 
ſchaftlich nicht tragbar, ſo heißt es insbeſondere auf der 
ten Seite dieſes Hauſes. Man will nicht mehr das als 
ichtſchnur gelten laſſen, was im Reiche geſchieht. (Es 
geht ja darüber hinaus! rechts.) Man will ſich erſt nach 
Ren richten, was im Reiche geſchieht. Mit demſelben 
diocht und mit derſelben Begründung, mit der man heute 
nejen Standpunkt vertritt, hätte man es unſeres Erach⸗ 
01 vor geraumer Zeit auch tun können. M. D. u. H.! 

„olange aber die rechte Seite des Hauſes mit in der Regie⸗ 
-i war und ſolange fie die Verantwortung mittragen 
deute, haben auf der rechten Seite des Hauſes ſtets die 
auclſchen ſozialen Geſetze als Maßſtab gegolten. Sie hat 
a ſtets die deutſchen Gelege als Schutzwall genommen, 
Nui, es galt, Anträge, die von einer anderen Seite des 

Te weit über die deutſchen Geſetze hinausgehend ein 

ehr verlangten, abzulehnen. 

ide, demand wird zu behaupten wagen, daß die Inva⸗ 
Wenrenten auch nach dieſer Aufbeſſerung zu hoch ſind. 
gern and wird behaupten, daß es unſeren Rentenempfän⸗ 
Mota dieſer ſchweren Zeit zu geht geht. Die herrſchende 
den find müſſen wir doch durchaus anerkennen. Die Ren⸗ 
klein 1 en im Frieden angepaßt. Sie gehen zu einem 
ala a eil über die Friedensſätze hinaus. Soll das etwa 
ger e empfunden werden? Unſere Rentenempfän⸗ 
gegeben, d ſich bisher des Vertrauens zum Volkstag hin⸗ 
vorgeng aß er, wenn eine Anderung der Renten im Reiche 
das Are e würde, dahin wirken würde, dieſe auch für 
trauen iſtaatgebiet zur Geltung zu bringen. Das Ver⸗ 
lichen Rent Volkstag und zum Senat haben unſere jämt- 
Vertrauen wich aer . 
de. „Jeder weiß, daß Sozialpolitik jeder zei 
de daß Sozialpolitik jederzeit vom Stande 
ift. Wir dürfen das eine nicht ver- 


t 


geilen, daß die hinter uns liegende Zeit das Gebäude der 
Sozialwirtſchaft in den Grundfeſten erſchüttert hat und daß 
es äußerſter Kraftanſtrengung bedurft hat, wenigſtens das 
Letzte zu retten. Wir haben die ſchwere Zeit noch nicht 
überwunden. Wir ſind die letzten, die nicht jederzeit auf 
die ſchwierige Lage des Freiſtaates Rückſicht genommen 
hätten, und die letzten, die nicht heute Rückſicht auf die 
ſchlechte Lage nehmen. Wir ſind aber auch die letzten, die 
anfangen wollten, die Renten der Armſten der Armen zu 
ſchmälern. Aus dieſem Grunde mag man erwägen, wie 
auf anderen Gebieten zu ſparen iſt und wie auf anderen 
Gebieten die Wirtſchaft entlaſtet werden kann. 

Die Leiſtungen der Invalidenverſicherung ſind ge⸗ 
waltig gewachſen, hervorgerufen durch die für dieſe Ver⸗ 
ſicherung beſonders hier in Danzig eigenen Verhältniſſe, 
die Aufbringung der Renten aus eigenen Laſten, die un⸗ 
verhältnismäßig hohe Zahl ber Rentenempfänger im Ver⸗ 
hältnis zu den Verſicherten, die Übernahme von allein 
18 000 alten Renten aus dem Reiche um. Wir 
wollen die Sozialpolitik nicht allein: nach den Sach⸗ 
leiſtungen beurteilen, man muß auch den Wert des vor⸗ 
beugenden Heilverfahrens mit in Betracht ziehen. Die 
Landesverſicherungsanſtalt iſt, wie ſie nachweiſt, finanziell 
nicht in der Lage, ſelbſt unter Zugrundelegung der im 
Jahre 1924 bezahlten Beiträge, die Mehrbelaſtung zu 
decken. Der fih ergebende Fehlbetrag von 341000 Gulden 
kann durch Rücklagen nicht gedeckt werden, und nur dann 
zu einem Teile, wenn man zur gänzlichen Einſtellung des 
Heilverfahrens ſchreiten würde. Die Einſtellung des Heil⸗ 
verfahrens wird niemand von uns verantworten wollen. 
Vorbeugend zu wirken, iſt die vornehmſte Aufgabe des 
Verſicherungsträgers immer geweſen und wird es auch in 
Zukunft bleiben. 

Was den Artikel 5 anlangt, der das bisherige Ver⸗ 
fahren dahingend durchbricht, daß er die Beitragsverpflich⸗ 
tung für Verſicherte mit einem geringen Einkommen der 
Lohnklaſſe 1, alſo mit einem Wochenlohn von 7,50 Gulden, 
ſowie für Lehrlinge ausſchließlich dem Arbeitgeber auf⸗ 
erlegt, ſo mißt meine Fraktion dieſer neuen Beſtimmung 
nicht die Bedeutung bei, die ihr vielfach gegeben wird. 
Wr ſehen das nicht als eine fo grundlegende Anderung 
an, daß man daraus ſchließen könnte, daß man nach und 
nach bei den übrigen Lohnklaſſen ebenſo vorgehen könnte. 
Wer kommt nach den Beſtimmungen des Artikels 5 in 
Frage? Es ſind höchſtens ſtundenweis beſchäftigte Auf⸗ 
wärterinnen und Lehrlinge. In der Praxis iſt es ſo, daß 
der Arbeitgeber für dieſe ſtets die Beiträge aufgebracht hat, 
und die Mehrheit meiner Fraktion ſieht keine Gefahr darin, 
das in der Praxis Geübte im Geſetz feſtzulegen. Eine 
Übertragung der Verhältniſſe auf weitere Lohnklaſſen 
würden wir jederzeit entſchieden ablehnen. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnemſki, Abgeordneter (K. P.): Es geht wie ein 
roter Faden durch die ganze Wirtſchaft: Die Einnahmen 
werden geringer und die Ausgaben werden größer. Die 
Arbeiterſchaft ſeufzt unter dieſer Laſt außerordentlich. Wir 
find keine grundfäglichen Gegner der Erhöhung der Bei⸗ 
träge in der Invalidenverſicherung. Wer das behauptet, 
ſpricht Unſinn. Wir find für eine Erhöhung der Beiträge. 
Die Erhöhung der Beiträge können die Arbeitgeber in der 
erſten Klaſſe zahlen. Warum ſollen ſie es nicht auch in den 
anderen Klassen für die Arbeitnehmer tun? Die Arbeit⸗ 
nehmer können aber die erhöhten Beiträge grundſätzlich 
nicht zahlen. Von dieſer Stelle haben Abgeordnete ge⸗ 
ſprochen, die nicht Arbeiter ſind und grundſätzlich von der 
Inwalidenverſicherung nicht betroffen werden. Sie ſprachen 
als Theoretiker. Wenn hier von dieſer Stelle ein Menſch 
ſpricht, der 50 Gulden die Woche verdient, ſo weiß er, 
daß für die Steuer und die Invalidenverſicherung, bei der 
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Beiträge ungefähr 10 Gulden die Woche vom Lohn ab⸗ 
gezogen werden. Das iſt ein Lohnabbau. Wenn die Sozial⸗ 
demokraten und die Gewerkſchaftsführer dieſen Lohnabbau 
mitmachen wollen, mögen ſie es in ihren Mitglieder⸗ 
verſammlungen verantworten. Es wird ein Sturm der 
Entrüstung ausbrechen, daß man wiederum zu einem Lohn⸗ 
abbau geſchritten ift. (Zwiſchenrufe links.) Es ift Tai- 
ſache, denn wenn ein weiterer Abzug von dem Lohn ge⸗ 
macht wird, ſo iſt es indirekt ein Lohnabbau. Die Arbeiter⸗ 
ſchaft kann das nicht tragen. Es iſt eine Entſtellung der 
Tatſachen, wenn von ſozialdemokratiſcher Seite behauptet 
wird, daß die Invalidenverſicherung ausgebaut werden 
muß, damit die Arbeiter einen erhöhten Genuß aus der 
Invalidenverſicherung haben. Wie ſieht dieſer erhöhte Ge⸗ 
nuh aus? 

Ich kann Ihnen als Beiſitzer in der Invalidenverſiche⸗ 
rung erzählen, wie dort die Proleten behandelt werden. 
Eine Frau mit acht Kindern, deren zweiter Mann ſtarb, 
beantragte eine Invalidenrente. Die Frau hatte ein Unter⸗ 
leibsleiden. Der betreffende Arzt erklärte ihr, ſie möge erſt 
ihr Unterleibsleiden operieren laſſen — die Frau iſt 55 
Jahre alt —, wenn das nicht helfen ſollte, könnte ſie in 
den Genuß der Invalidenrente kommen. So ſieht die 
Invalidenverſicherung aus. Die Schikanen bei ihrer Be⸗ 
willigung werden weiter beſtehen. Die Krankenkaſſen ſind 
ja lange genug in den Händen der Sozialdemokratie ge⸗ 
weſen. Ebenſo hat die Sozialdemokratie indirekt die Inva⸗ 
lidenverſicherung gehabt. Sie hätte ihr Augenmerk darauf 
richten können, daß die Lotterwirtſchaft der Verſicherung 
mit dem Beamtenklüngel aufhört. Da ſteckt man ſeine Naſe 
nicht hinein. Deshalb iſt es noch nicht anders geworden. 
Ich habe mir ein und eine halbe Stunde von meiner 
Arbeitsſtelle frei genommen und habe ſtundenlang warten 
müſſen, bis der betreffende Beamte in ſein Zimmer kam. 
Viele Frauen warten ebenfalls ſtundenlang. Dem Herrn 
Regierungsvertreter muß anheim gegeben werden, mehr als 
bisher auf die Beamten der Invalidenverſicherung zu 
achten, ob ſie ihre Pflicht ausreichend tun. Verſchiedene 
Beamte, die Unterbeamten, müſſen ſehr ſchwer acht Stun⸗ 
den lang arbeiten. Das tun aber nicht die höheren Be⸗ 
amten. Die rauchen dicke Zigarren und treiben allen mög⸗ 
lichen Luxus. Das Hohnlächeln, das die Herren bei den 
verſchiedenen Stellen aufſtecken, kennzeichnet ihre Geiſtes⸗ 
verfaſſung zur Genüge. Dort ſoll man abbauen. Jeder 
Arbeiter muß acht Stunden arbeiten. Deshalb muß auch 
der Beamte ſolange arbeiten, ſonſt wird er abgebaut. Dann 
würde ſich die Sache verbilligen, und die Arbeiter könnten 
eine ausreichende Rente bekommen. 

Sehen wir uns weiter die Abfertigung bei der Inva⸗ 
lidenverſicherung durch den Arzt an. Der Arbeitnehmer 
hat nichts zu jagen, er ſpielt eben keine Rolle. Die Verz 
ſicherung ſagt, ſie müßte ſich nach der Decke ſtrecken. Die 
Sozialdemokratie hat während ihrer Regierungszeit alle 
demagogiſchen Mittel angewandt, um die Arbeiterſchaft zu 
belaſten. Die Erwerbsloſenfürſorge ſieht heute ſchlechter 
als früher aus. Die Arbeiter werden mit Redensarten 
abgeſpeiſt. Dann ſpricht man von der Einheitsfront der 
Deutſchnationalen und Kommuniſten. Sie ſind ſchon in 
Ihrer Demagogie und in Ihrem Bürokratismus jo weit ge- 
ſtiegen, daß Sie gar nicht mehr wiſſen, welche Intereſſen 
der Arbeiterſchaft dienen. Aber um die Arbeiter als Stimm⸗ 
vieh zu haben, deshalb tragen Sie den Mantel auf zwei 
Schultern, hier für die Deutſchnationalen und da für die 
Arbeiterſchaft. Es wird die Stunde kommen, wo die 
Arbeiterſchaft der Sozialdemokratie den Lohn für die Büro⸗ 
kratie und die Demagogie zahlen wird, die ſie ſo lange 
ausgeübt hat. Die Arbeiterſchaft kann keine erhöhten 
Laſten tragen. Das iſt bei der jetzigen Wirtſchaftslage, wo 
die Arbeiterſchaft am letzten Halm baumelt, unmöglich. 
Warum nicht Staatsfürſorge? Weshalb ſchafft man für die 
Angeſtellten Staatsfürſorge, aber nicht für die Arbeiter? 


Das kann ich nicht einſehen. Alle find Menſchen, alle tragen (0) l 


dasſelbe Antlitz, warum eine erſte und eine zweite laffe, 
wenn Sie Demokraten ſein wollen, (Abg. Gebauer: Du 
weißt nicht, was Demokratie iſt!) Von Ihnen laſſe ich 
mich nicht belehren. 

Wir ſind nicht dagegen, daß die Arbeiter eine erhöhte 
Invalidenrente erhalten. Ich bin mir bewußt, daß die 
Sozialdemokraten für das Erwerbsloſenverſicherungsgeſetz 
ſein werden. Das bedeutet wiederum eine erhöhte Aus⸗ 
gabe für den Arbeiter. Dem frierenden Arbeiter werden 
ſechs, fünf Guldn pro Woche abgezogen nur für Verſiche⸗ 
rungen. Mit den Deutſchnationalen zuſammen werden Sie 
es noch dahin bringen, daß der Arbeiter von ſeinen fünfzig 
Gulden, die er verdient, 25 abgeben muß. Dahin wollen 
wir es nicht kommen laſſen. Die Arbeiterſchaft kann die 
erhöhten Invalidenrentenbeiträge und die erhöhten Kran⸗ 
kenkaſſenbeiträge, die auch kommen werden, nicht tragen. 
Wenn uns auch heute die Arbeiterſchaft in ihrer Mehrheit 
noch nicht folgt, ſo werden wir doch nicht aufhören, den 
Proletariern die Wahrheit zu ſagen, daß Sie (zu den 
Sozialdemokraten) ihre Verräter ſind. Sie ſind die größ⸗ 
ten Verräter der Arbeiter. Sie ſind ſchlimmer als die 
Deutſchnationalen; denn die ſind offen und ehrlich. Es ſind 
unſere Erzfeinde, die wir haſſen. Das weiß die Arbeiter⸗ 
ſchaft. Unſere heiligſte Aufgabe wird jetzt kommen. (Zu⸗ 
ruf.) Sie verſtehen unter Heiligkeit ganz etwas anderes 
als ich. Was ich unter Heiligkeit verſtehe, iſt Idealismus. 
Unſere heiligſte Aufgabe und Pflicht wird es ſein, der 
Arbeiterſchaft klar zu machen, daß Sie ihre größten Feinde 


ſind. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft. Ich 
ſchließe die Beſprechung über Artikel 1. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
Artikel 1 annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit; Artikel 1 
iſt angenommen. Wir kommen jetzt zu dem Abände⸗ ( 
rungsantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion, Druckſache 
Nr. 1967 J, auf Einfügung eines Artikels 1a. Wer 
dieſem Abänderungsantrag zuſtimmen will, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich rufe auf Artikel 2. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Zu Artikel 2 liegt ein Abünde⸗ 
rungsantrag in der Druckſache Nr. 1967 II vor. Er lautet: 

In Artikel 2 wird für die Ziffer „210“ die Ziffer 
„480“ geſetzt. 

Wir ſtimmen zuerſt über den Abänderungsantrag ab, wenn 
er abgelehnt wird, über den Artikel 2. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dem Abänderungsantrag zu Artikel 2 zur 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Danke, das iſt die Minderheit, der Abänderungs⸗ 
antrag iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung 
über Artikel 2 der Vorlage. Ich bitte die Damen um 
Herren, die dieſen Artikel annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit. 
Artikel 2 iſt angenommen. Ich rufe auf Artikel 3. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung und ſchließe fie, da keine Work 

meldungen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
bitte diejenigen, die Artikel 3 annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr: 
heit, Artikel 3 ift angenommen. Ich rufe auf Artikel 4 
Zu Artikel 4 iſt von der Kommuniſtiſchen Fraktion ein 
Abänderungsantrag geitelt, ber lautet: te Zahl 
3 In Artikel 4 ift für die Zahl „112,80“ die t 
„240“ zu ſetzen. $ 5 en 
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und Herren, die dem Abänderungsantrag zuſtimmen, gb 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Der Ab⸗ 
änderungsantrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur die⸗ 
ſtimmung über den Artikel 4 der Vorlage. Ich hitte ſich 
jenigen, die Artikel 4 der Vorlage annehmen wel iſt 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, da 
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(Vizepräſident Spill.) 

die Mehrheit, Artikel 4 iſt angenommen. Ich rufe auf 
Artikel 5. Zu Artikel 5 liegt ebenfalls ein Abänderungs⸗ 
antrag der kommuniſtiſchen Fraktion auf Druckſache Nr. 
1967 IV vor. Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem 
Abänderungsantrag zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Minderheit, er 
iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über Artikel 5 
der Vorlage. Ich bitte diejenigen, die Artikel 5 der Vor⸗ 
lage annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit, Artikel 5 iſt an⸗ 
genommen. Es wird nun von der Kommuniſtiſchen Partei 
auf Drucksache Nr. 1967 V beantragt, einen Artikel 5 a 
einzuſchalten. Ich bitte die Damen und Herren, die für dieſen 
Antvag find, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Es wird dann 
weiter auf der Druckſache Nr. 1967 V beantragt, hinter dem 
Artikel 5a einen Artikel 5b einzuſchalten: „§ 1432 der 
Reichsverſicherungsordnung wird geſtrichen.“ Wer dieſer 
Abänderung zustimmen will, bitte ich, fich vom Platz zu er- 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, es iſt abgelehnt. 
Ferner wird von der Kommuniſtiſchen Fraktion beantragt, 
einen Artikel De einzuſchalten: „In § 1439 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung werden die Worte „Hälfte, und zwar 
der“ geſtrichen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß dieſer Ar⸗ 
tikel 5e abgelehnt ift. Widerſpruch wird nicht laut. Ferner 
wird beantragt, einen Artikel 5d einzufügen: „§ 1458 der 
ſteichsverſicherungsordnung wird geſtrichen.“ Ich darf 
wohl feſtſtellen, daß dieſer Antrag abgelehnt iſt. Wider⸗ 
pruch wird nicht laut, das ift der Fall. Ich rufe auf 
Artikel 6 der Vorlage. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich ſchließe daher die Beſprechung. Wir kommen zur Ab⸗ 
timmung. Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel 6 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Mehrheit, er ift angenommen. Ich 
rufe auf Artikel 7. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
lie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich darf wohl feft- 
ſtellen, daß Artikel 7 mit derſelben Mehrheit angenommen 
ift. Ich rufe auf Artikel 8. Ich eröffne die Beſprechung, ich 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich ſtelle 
Telt, daß Artikel 8 angenommen ift. Ich rufe auf Artikel 9. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe fie, da Wori- 
meldungen nicht vorliegen. Ich ſtelle auch hier feſt, daß 
3 rtikel 9 angenommen ift. Ich vufe auf Artikel 10. Ich 
eröffne die Beſprechung, ich ſchließe fie, da keine Wort- 
derselben vorliegen. Ich ſtelle auch hier die Annahme mit 
öff 7 55 
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ſtändnis für die Wirtſchaft!) Da aber in der gegenwärtigen 
Linkskoalition die Wirtſchaft nur ſehr ſpärlich vertreten iſt, 
wollen wir weiteren Streifen in der Offentlichkeit Gelegenheit 
geben, ſich mit dieſem Geſetz zu befaſſen. Deshalb lehnen 
wir die dritte Leſung heute ab. 


Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Gebauer. . 

Gebauer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Ich 
möchte das Verhalten der beiden Parteien dahin kenn⸗ 
zeichnen, daß ich darauf aufmerkſam mache, daß es fraglich 
iſt, wenn der Widerſpruch aufrecht erhalten wird, ob die 
Invaliden die Erhöhung am 1. Dezember erhalten. Durch 
das Verhalten der Deutſchnationalen und der Kommu⸗ 
niſten iſt gekennzeichnet, daß ſie durchaus nicht für eine 
Erhöhung der Invalidenrente ſind. 


Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Wir 
haben aus dem einfachen Grunde der dritten Leſung wider⸗ 
ſprochen, um den Parteien noch einmal Gelegenheit zu 
geben, wenigſtens etwas für die Arbeiterſchaft zu tun. Wir 
haben die Abſicht, zur dritten Leſung noch Abänderungs⸗ 
anträge dahingehend zu ſtellen, daß die Arbeitgeber zwei 
Drittel der Beiträge aufbringen. Wenn das nicht angenom⸗ 
men wird, werden wir den Antrag ſtellen, daß die Arbeit⸗ 
geber mindeſtens bis zu einer Entlohnung von 50 Gulden 
die Woche die Beiträge aufzubringen haben. Aus dieſem 
Grunde haben wir der dritten Leſung widerſprochen. Wir 
haben aber nichts dagegen, wenn die dritte Leſung ſchon 
morgen auf die Tagesordnung geſetzt wird. 

Vizepräſident Spill: Der dritten Leſung ift mider- 
ſprochen, die kann nicht ſtattfinden. Ich rufe auf Punkt 6: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Abänderung des Zigarettenſteuergeſetzes. ; 
Druckſache Nr. 1959 zu Nr. 1903. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung zu Artikel 1. Das Wort hat der Herr Abg. 
Hoffmann. 


Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Bei 
dem Zigarettenſteuergeſetz können wir feſtſtellen, daß es 
wieder eine Mehrbelaſtung der ärmeren Schichten der Be⸗ 
völkerung bedeutet. Wir wiſſen, daß uns ein Schreiben der 
Tabakhändler zugegangen iſt, die uns mitteilen, daß durch 
die Zollerhöhung gewiſſermaßen auch die Banderolenſteuer 
geändert werden müſſe. Es iſt klar, daß durch den Zoll⸗ 
wucher, der in allen Ländern herrſcht, auch hier wieder 
den ärmeren Schichten der Bevölkerung die Laſten auf⸗ 
erlegt werden ſollen. Wir ſehen, daß die Steuerräuber des 
eigenen Landes, die Zollwucherer in allen Ländern und die 
Privatkapitaliſten Hand in Hand arbeiten. Wir ſehen, daß 
ſie ſich dieſen Raub ſo teilen, daß ſie ſicher nicht am ſchlech⸗ 
teſten wegkommen. Am ſchlechteſten kommen die Arbeiter 
weg. Wir ſehen, daß der Preis für Tabak heute hundert 
Prozent höher iſt. Der Zoll macht pro Kilogramm einen 
Mehrbetrag von 2,10 Gulden aus. Früher war das billigſte 
Päckchen Tabak für 4 Mark zu haben, heute koſtet es 
7,50 Gulden. Dadurch wird dem Arbeiter der Tabakgenuß 
beſchnitten. Weiter können wir feſtſtellen, daß es infolge 
des Zollwuchers mehr Arbeitsloſe gibt. Einmatz zahlt der 
Arbeiter ſtatt 4 Gulden jetzt 7,50 Gulden pro Kilogramm 
Tabak. Er kann alſo ſtatt vier Päckchen nur noch zwei 
rauchen. Dadurch geht der Konſum zurück, und es wird 
weniger produziert. Gleichzeitig werden Arbeiter entlaſſen. 
Dadurch erhält der Staat neue Laſten. Dieſe Laſten des 
Staates werden wiederum auf den Arbeiter abgewälzt. 

Wir ſehen alſo, daß der Arbeiter die meiſten Laſten 
tragen muß. Weil wir Kommuniſten grundſätzlich Arbei⸗ 
terintereſſen vertreten, verlangen wir den Abbau des 
Zigarettenſteuergeſetzes. Das verlangen wir in der Ein⸗ 
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(Hoffmann, Abgeordneter.) 
gabe Nr. 1924. Mit dieſer Steuer muß 
werden. (Bravo bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Fooken. 

Foolen, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u, H.! Neu 
war es uns allerdings bis jetzt, daß die Kommuniſtiſche 
Fraktion die Intereſſenvertretung der Tabalhändler iſt. 
(Hört, hört! links.) Denn, was der Herr Abg. Hoffmann 
vorgetragen hat, war weiter nichts als das, was den 
Tabakhändlern zugute kommt und nicht denen, die den 
Tabat genießen wollen. Wodurch ift dieje Steuer bedingt? 
(Wer trägt die Steuer? bei den Kommuniſten.) Der Preis 
des Tabaks fegt fich zuſammen aus dem Preiſe für das 
Rohmaterial und aus dem Zoll, der nicht vom Danziger 
Volkstag, ſondern vom polniſchen Staat feſtgeſetzt wird. 
Durch Fortfall der Zollermäßigung hat ſich ein anderer 
Preis herausgebildet. Wenn die hohen Zollſätze beſtehen 
geblieben wären, die auf die Tabakpreiſe nach dem Fort⸗ 
fall der Zollermäßigung gekommen wären, ſo wäre es 
richtig, m. H. von der Kommuniſtiſchen Fraktion, daß dem 
Arbeiter der Tabakgenuß entzogen würde. Dies Geſetz will, 
daß entſprechend den heraufgeſetzten Preiſen die Inland⸗ 
abgabe des Freiſtaates Danzig verteilt wird, um dem Ar⸗ 
beiter zu ermöglichen, weiter ſein Pfeifchen Tabak zu 
rauchen. (Bravo!) | 

Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft. Ich 
‚ Schließe die Beſprechung über Artikel 1. Zu Artikel 1 liegt 
der Abänderungsantrag Druckſache Nr. 1974 vor: 

Artikel 1 der Druckſache Nr. 1959 erhält folgende 
Faſſung: 

Das Zigarettenſteuergeſetz vom 3. Juni 1906 in der 
Faſſung vom 6. November 1923, Geſetzbl. S. 1243, und 
2. September 1924, Geſetzbl. S. 387, wird aufgehoben. 

Hoffmann u. d. übr. Mitgl. d. Komm. Fr. 

Wir kommen zur Abſtimmung, und zwar über den 
Abänderungsantrag Druckſache Nr. 1974. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dieſem Abänderungsantrag zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Danke, das iſt die Minderheit; der Abänderungs⸗ 
antrag iſt abgelehnt. Ich bitte die Damen und Herren, 
die Artikel 1 der Vorlage, Druckſache Nr. 1959 annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, Artikel 1 iſt angenommen. Ich rufe 
auf Artikel 2 und eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
Artikel 2 annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit, Artikel 2 iſt an⸗ 
genommen. Wir kommen zur Abſtimmung über die über⸗ 
schrift: „Geſetz betreffend Abänderung des Zigarettenſteuer⸗ 
geſetzes vom 3. Juni 1906 in der Faſſung vom 6. 11. 1923 
Gef. Bl. S. 1243 — 2. 9. 1924 Geſ. Bl. S. 387.“ Ich bitte 
die Damen und Herren, die für die Überſchrift ſind, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die 
Mehrheit, das Geſetz iſt damit in zweiter Leſung angenom⸗ 
men. (Abg. Weiß: Dritte Leſung!) Es iſt dritte Leſung 
beantragt worden. (Abg. Hoffmann: Wir widerſprechen!) 
Es ift Widerſpruch erhoben worden. Die dritte Leſung 
kann Daher nicht ſtattfinden. Ich rufe auf Punkt 7 der 
age Ming ; 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 

5 uerbefreiung zur Erleichterung des Wohnungs- 
ges. 
Druckſache Nr. 1965 zu Nr. 1629. Berichtigung hierzu in 
Druckſache Nr. 1970. Ich eröffne die Beſprechung zu § 1. 
Das Wort hat der Herr Abg. Schmidt. 

Schmidt, Robert, Abgeordneter (D.Lib.): M. D. u. H, 
Der Steuerausſchuß hat das Geſetz in ziemlich unveränder⸗ 
ter Form angenommen. Es iſt aber notwendig geweſen, 
daß wir einen kleinen Abänderungsantrag, Druckſache 
Nr. 1970 einreichten, weil im § 1 eine Härte und Un⸗ 
gerechtigkeit ſteckt, die wir nicht vertreten können. Es iſt 


aufgeräumt 


dort vorgeſehen, daß nur bis zum 1. Oktober 1925 bezugs⸗ (0) 


fertig werdende Gebäude dieſe Steuererleichterung erfahren 
ſollen. Wir halten es für richtig und durchaus berechtigt, 
wenn auch denjenigen Grundſtücken, die ſchon mit der 
Guldenwährung bis zum 1. Oktober 1924 bezugsfrei her⸗ 
geſtellt find, eine Erleichterung zuteil wird. Es wäre eine 
große Härte und Ungerechtigkeit, wenn die ſteuerliche Er⸗ 
leichterung nicht auch für diefe Grundſtücke einträte.- 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Dies 
Geſetz bedeutet wiederum ſozuſagen ein Geſchenk an die 
beſitzenden Kreiſe. Danach gelten als Wohngebäude im 
Sinne dieſes Geſetzes ſolche Gebäude, die ganz oder über⸗ 
wiegend für Wohnzwecke verwendet werden und die ohne 
Inanſpruchnahme von öffentlichen Mitteln erbaut werden. 
Das bedeutet nichts anderes, als daß die Herren, die ſich 
eine Villa oder ein Haus mit Vier-, Acht⸗ und Behn- 
zimmerwohnungen bauen wollen, von jeglicher Belaſtung 
befreit werden follen. (Abg. Liſchnewſki: Es find Sozial⸗ 
demokraten darunter!) Für Arbeiterwohnungen wird nicht 
geſorgt, nur für Villen und größere Wohnungen. Bei 
dieſem Geſetzentwurf kommt alfo für die Arbeiterſchaft! 
nichts heraus. Aus dieſem Grunde lehnen wir die Vor⸗ 
lage ab. Unſere grundſätzliche Stellung iſt, daß nur der 
Staat berechtigt iſt, Wohnungen zu bauen. Er hat Woh⸗ 
nungen zu bauen, indem er die Wohnungsloſen zuſammen⸗ 
faßt. 
Solange ſich der Staat nicht zu dieſem Standpunkt 
durchringen kann, ſolange die Geſetzesmaſchine nicht in 
dieſem Sinne eingreift, werden wir für Geſetze, die Ge- 
ſchenke an die Beſitzenden darſtellen, abſolut nicht eintreten. 
Wir lehnen alſo das Geſetz ab und verlangen, daß nunmehr 
endlich der Senat dazu übergeht, den Wohnungsbau durch 


Schaffung von Arbeiterwohnungen zu heben. (Bravo! bei p 


den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung zu $ 1. Zu § 1 
liegt ein Abänderungsantrag der Abg. Rob. Schmidt, 
Spill, Mathieu und Fraktionen vor, Druckſache Nr. 1970: 

Im $ 1 Abſatz 1 ift der 1. Oktober 1925 zu ändern in 

„I. Oktober 1924“. 

Wir kommen zur Abſtimmung über dieſen Abänderungs⸗ 
antrag. Ich bitte die Damen und Herren, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Danke, das ift die Mehrheit. Der Abänderungs⸗ 
antrag ift angenommen. (Zuruf des Abg. Liſchnewfki.) 
Wir kommen zur Abſtimmung über den jo veränderten ŞA 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihm zuſtimmen 


wollen, fih von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 


ift die Mehrheit, § 1 ift angenommen. Ich rufe auf 8 2. 
Zu § 2 liegt eine Berichtigung des Steuerausſchuſſes vor, 
die folgendermaßen lautet: 

In 8 2, Ziffer 6, ift der Abſatz 2 nach der Vorlage 

des Senats angenommen. 

Wortmeldungen zu § 2 liegen nicht vor, die Beſprechung 
ift geſchloſſen. Ich bitte die Damen und Herren, die $ 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Danke, das ift die Mehrheit, § 2 ift angenommen. 
Ich rufe auf $ 3. Wortmeldungen liegen nicht vor, die 
Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß 
§ 3 mit derſelben Mehrheit angenommen iſt. Ich ruf 
auf $ 4. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe fie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich ſtelle feſt, daß die 
mit derſelben Mehrheit angenommen iſt. Ebenſo 1. 
Unterüberſchrift: „Abſchnitt I. Eintragbare Steuerprib! 
legien“. Ich rufe auf § 5. Ich eröffne die Besprechung 
und ſchließe fie, da keine Wortmeldungen vorliegen. g 
ſtelle feft, daß $ 5 mit derſelben Mehrheit angenommt. 
iſt. § 65 angenommen, desgleichen die Unteriiberj ht 


73 


„Abſchnitt II: Sonſtige Steuerbefreiungen“. 8 75 


* 


Volkstag Danzig. — 140. Sitzung. 


Mittwoch, den 25. November 1925. 


(Vizepräſident Spill.) 


(A) genommen, § 8; angenommen, desgleichen die Unterüber⸗ 


ſchrift: „Abſchnitt III. Schlußbeſtimmungen“. Wir ſtim⸗ 
men über die Überſchrift ab: „Geſetz über Steuerbefreiun⸗ 
gen zur Erleichterung des Wohnungsbaues“. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dieſe Überſchrift annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt damit in zweiter Leſung 
angenommen. (Abg. Fooben: Ich beantrage die dritte 
Leſung! — Wir widerſprechen! bei den Kommuniſten.) 
Die dritte Leſung kann nicht ſtattfinden, da Widerspruch 
erhoben wird. Ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung: 
Bericht des Steuerausſchuſſes zum Antrag des 
Abg. Falk und Gen. auf Vorlage eines Geſetzent⸗ 
wurfs betr. Wiederbelebung der freien Bautätigkeit. 
Druckſache Nr. 1956 zu Nr. 73. Es liegt ſchriftlicher Be⸗ 
richt vor. Ich eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Der Aus⸗ 
ſchuß hat Ablehnung beantragt. Ich bitte die Damen und 
Herren, die der Druckſache Nr. 73 die Zuſtimmung geben 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
ift die Minderheit, ich ſtelle feft, daß die Vorlage abgelehnt 
iſt. Ich rufe auf Punkt 9 der Tagesordnung: 
Bericht des Steuerausſchuſſes zum Antrag des 
Abg. Schwegmann und Fraktion auf Vorlage von 
Geſetzentwürfen betr. Einkommen⸗ und Körper⸗ 
ſchaftsſteuer. 2 
Druckſache Nr. 1957 zu Nr. 1912. Ich eröffne die Be⸗ 
prechung. Das Wort hat der Herr Abg. Böcker. 
Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! In 
weiteſten Kreiſen von Handel, Induſtrie, Landwirtſchaft, 


Gewerbe und Handwerk herrſcht gerade in dieſen Tagen 


eine ganz außerordentlich große Aufregung und Miß⸗ 
ſtimmung. Sind doch in dieſen Tagen Hunderte von 
Steuerzekteln an die Zenſiten herausgegangen, die ent- 
weder ganz außerordentlich hohe Nachzahlungen für 1924 
verlangen oder aber einen Vorbeſcheid geben, wonach die 
für die Folge zu leiſtenden Vorauszahlungen und die Neft- 
zahlung für 1925 ebenfalls außerordentlich erhöht werden. 
S ift beſonders zu bedauern, daß die Aufforderung zu 
dieſen ſehr hohen Nachzahlungen, dieſe kurz befriſtete Auf⸗ 
forderung, denn die nachträglich geforderten Beträge folen 
nerhalb 14 Tagen abgeführt werden, unglücklichenwveiſe 
gerade mit einem Vierteljahrzahlungstermin, mit dem 
15. November, zuſammenfällt. Es iſt tatſächlich jo, daß 
u den allermeiſten Fällen die Zenſiten an und für ſich nur 
unter den ſchwierigſten Verhältniſſen und unter außer⸗ 
Ordentlichſten Anſtrengungen in der Lage ſind, ihren Ver⸗ 
Pflichtungen für 1925 nachzukommen. Nun follen fie zur 
ſelben Zeit noch dieſe außerordentlich hohen Beträge für 
24 nachzahlen. M. D. u. H.! Daß erſt jetzt am Ende 
des Jahres 1925 die Abrechnung von der Steuerbehörde 
10 1924 vorgelegt werden kann, daran trägt allerdings 
Holes Haus die meiſte Schuld. (Sehr richtig! rechts.) 
Abf. gewiſſen Seiten dieſes Hauſes ift gefliſſentlich und. mit 
fo ſicht und Überlegenheit die Verabſchiedung des Ein⸗ 
(Aba enſteuergeſezes für 1924 hinausgeſchoben worden. 
Pa 9. Fooken: Das waren die Deutſchnationalen, Ihre 
a Das waren Sie! Sie haben erklärt, wir 
abi en nicht geftatten, daß das Einkommenſteuergeſetz ver- 
pe nich 1 bevor 1 das und das geſchieht. a 
N Waren x x D. ich we 6 
en nn heiten. es, Herr Abg. Fooken, ich werde e 


zu 5 D. u. H.! Es ift nun notwendig, unbedingt dafür 
z an, daß eine ſolche Häufung von Zahlungen in der 
a . mehr vorkommt. Es iſt vor allem notwendig, 
Steue A eke zu, geordneten Verhältniſſen innerhalb der 
Nai Geſchäftskalkulation kommen. Es iſt ein un⸗ 
lauf Bean Zuſtand, daß ich erſt ein ganzes Jahr nach Ab⸗ 
habe“ a emerjahtes weiß was ich für Steuern zu zahlen 
Kein Menſch iſt mehr in der Lage, vernünftig zu 


kalkulieren. Die Dinge wachſen den Geſchäftsleuten ein- 
fach über den Kopf. Sie wiſſen nicht, ob ſie das Zehnfache 
oder Fünfzigfache deſſen an Steuern zu zahlen haben, wo⸗ 
mit ſie rechnen. So geht es nicht weiter! Aus dieſem 
Grunde haben wir unſern Antrag eingebracht, der aus der 
Verwunderung heraus entſtanden iſt, daß das Einkommen⸗ 
ſbeuergeſetz für 1925 moch nicht vorgelegt iſt. Vor Monaten 
iſt uns erklärt worden, daß das Einkommenſteuergeſetz im 
Entwurf fertig wäre. Es wäre dem Senat bereits zu⸗ 
gegangen. Monate ſind ſeitdem vergangen, und in der 
letzten Sitzung des Steuerausſchuſſes wurde uns vom Ver⸗ 
treter der Regierung geſagt, das Einkommenſteuergeſetz 
für 1925 liege ſeit längerer Zeit beim Senat, der bereits 
dazu Stellung genommen habe, und es wäre zu erwarten, 
daß das Geſetz in den nächſten Wochen oder Monaten ein⸗ 
gehe. Damit iſt uns nicht gedient. Es muß doch eingeſehen 
werden, daß wir endlich zur Anderung kommen müſſen. 
Wir müſſen Ordnung in die Verhältniſſe bekommen. Wir 
müſſen wenigſtens dahin gelangen, daß wir Ende dieſes 
Jahres das Einkommenſteuergeſetz für 1925 ordnungs⸗ 
gemäß verabſchieden, ſo daß die Steuerbehörde klar ſehen 
bann und Anfang 1920 ordnungsgemäße Abſchlußrechnun⸗ 
gen für 1925 vorliegen. 

Unſer Antrag verlangt die ſchleunigſte Vorlegung des 
Einkommenſteuergeſetzes. Wir haben die Vorlage entſprechend 
den Beſchlüſſen des Volkstages Zewünſcht. Nach dieſen 
Beſchlüſſen ſoll die Beſteuerung nach dem dreijährigen 
Durchſchnitt vorgeſehen werden. Wir haben uns bereits 
des öfteren über dieſe Frage, ſowohl im Steuerausſchuß 
als auch im Plenum, unterhalten. Von den Vertretern fajt ` 
aller Parteien wurde die Notwendigkeit anerkannt, wieder 
zu einer Verrechnung nach dreijährigem Durchſchnitt zu⸗ 
rückzukehren. Wir halten dieſen Termin jetzt unbedingt 
für gegeben und können es nicht verſtehen, daß man dieſen 
unſeren Paſſus durch getrennte Abſtimmung im Steuer⸗ 
ausſchuß abgelehnt hat. Gerade bei den Vertretern der 
Parteien, die gerufen haben, der Wirtſchaft müſſe geholfen 
werden, wir müßten zu geordneten Verhältniſſen kommen, 
gerade bei den Vertretern der Liberalen Partei bleibt es 
unverſtändlich, daß ſie dieſen Paſſus abgelehnt haben. Wir 
können nicht glauben, daß dieſe Anſicht mit der Anſicht der 
Senatoren übereinſtimmt, die in breiteſter Öffentlichkeit 
geſprochen haben. 

Deshalb haben wir uns erlaubt, in der Druchſache 
Nr. 1971 einen Abänderungsantrag vorzulegen, der die 
Wiederherſtellung unſeres alten Ankrages bezweckt, d. h., 
wieder den dreijährigen Durchſchnitt einzuführen. Sie 
können dabei ſelbſt die guten Monate mitrechnen. Sie 
können ſie vervielfältigen. Es ſoll dies nur ein Weg ſein. 
Wenn Sie dieſen Antrag nicht annehmen, werden wir bei 
Beratung des Einkommenſteuergeſetzes wieder damit 
kommen. Mit dieſem Wunſche, den wir bei jeder Gelegen⸗ 
heit geäußert haben, als wir ſelbſt noch mit die Regierung 
getragen haben, werden wir immer wieder kommen. Die 
Besteuerung nach dem dreijährigen Durchſchnitt fegt den 
unkontrollierbaren Vorauszahlungen ein Ende. 

Einem Wunſche möchte ich noch zum Schluß Ausdruck 
verleihen. Daß die Nachzahlungen für die meiſten Be⸗ 
triebe, wenn nicht für alle, außerordentlich ſchwer zu 
tragen ſind, muß ohne weiteres von allen denen zugegeben 
werden, die etwas davon verſtehen und die die Augen 
nicht abſichtlich verſchließen (Zuruf links.), wie Sie, Herr 
Abg. Kloßowſki. Da halte ich es für zweckmäßig, noch ein- 
mal zum Ausdruck zu bringen, daß wir wünſchen, daß die 
Steuerbehörde in den nächſten Wochen den Stundungs⸗ 
anträgen im weiteſten Maße Rechnung trägt. Hören Sie 
(zum Regierungstiſch) endlich einmal mit Ihren ewigen 
Pfändungen auf, hören Sie auf damit, wegen geringer 
Beträge in härteſter und ſchärfſter Weiſe vorzugehen. Sie 
ſelbſt, Herr Staatsrat Lademann, und alle die Herren im 
Landesſteuevamt, die mit den geſetzlichen Beſtimmungen zu 
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Mittwoch, den 25. November 1925. 


(Böcker, Abgeordneter.) 


(A) tun haben: Nehmen Sie endlich einmal etwas Rückſicht auf 


die ſchwer bedrängte Wirtſchaft. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat Herr Abgeord⸗ 
neter Fooken. ; 

Booten, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Jetzt, 
nachdem die Deutſchnationalen und die ihnen naheſtehen⸗ 
den Kreiſe, in Geld ausgedrückt, die Erfolge ihrer Politik 
bezahlen ſollen, fangen ſie an zu ſchimpfen. (Zuſtimmung 
links.) Herr Abg. Böcker glaubt, daß die Kreiſe, die den 
linken Parteien des Hauſes naheſtehen, es geweſen ſeien, 
die die Verabſchiedung des Steuergeſetzes für 1924 ver⸗ 
hindert haben. Herr Kollege Böcker, ſeit dem Frühjahre 
dieſes Jahres iſt das Steuergeſetz im Ausſchuß fertig. 
Ihre Partei iſt es geweſen, die die Vorlage noch einmal an 


den Ausſchuß geſchickt und ſeinerzeit die Verabſchiedung 


(B 


— 


des Geſetzes verhindert hat. Ich habe Ihnen ſchon geſagt, 
daß das Geſetz ſeit dem Frühjahr des Jahres im Steuer⸗ 
ausſchuß mit unſerer Zuſtimmung fertiggeſtellt war. Von 
einer monatelangen Sabotage kann deshalb nicht ge⸗ 
ſprochen werden. Nachdem der Steuerausſchuß mit ſeiner 
Beratung fertig war, gelangte die Vorlage an das Ple⸗ 
num. Sie, meine Herren von der rechten Seite, haben 
den Antrag geſtellt, das Geſetz an den Ausſchuß zurück⸗ 
zuſchicken. Es iſt dann an den Ausſchuß zurückgegangen. 
Dann kam die Regierungskriſe dazwiſchen. (Aha! rechts.) 
Haben wir die Regierungskriſe verurſacht, oder waren Sie 
die Schuldigen, daß dies Geſetz nicht verabſchiedet werden 
konnte. Nun ſchlägt Herr Abg. Böcker ſtarke Töne an, 
daß für 1924 noch recht erhebliche Summen nachgezahlt 
werden müſſen. Das iſt ein Zeichen dafür, daß die Vor⸗ 
auszahlungen, die die Steuerbehörde im Jahre 1924 an⸗ 
a hat, nicht hoch genug waren. (Sehr richtig! 
links. 

Ihre eigenen Leute, die in den Steuerunteraus⸗ 
ſchüſſen und im Steuerhauptausſchuß ſitzen, waren es, die 
die Veranlagung vorgenommen haben und die in dieſem 
Jahre einmal das richtige Bild von dem gaben, was in 
Ihren Kreiſen verdient worden iſt. Dieſer Verdienſt muß 
nach dem Steuergeſetz auch zur Steuer herangezogen 
werden. Nachdem Sie heute dieſe Steuer bezahlen ſollen, 
wollen Sie in Ihren Kreiſen darauf hinwirken, unter allen 
Umſtänden Anträge im Volkstag einzubringen, daß dieſe 
Steuernacherhebungen niedergeſchlagen werden. (Abg. 
Karkutſch: Wo nichts ift, hat der Kaiſer fein Recht ver- 
loren.) Wo nichts iſt, halten wir es für richtig, daß die 
Steuerbehörde nachſucht, um zu ihrem Rechte zu kommen. 
Die hohen Ausgaben, die dem Staat durch Ihre Politik 
erwachſen ſind, müſſen mit dem Gelde bezahlt werden, das 
Sie ſelbſt aufzubringen haben. Es darf nicht alles auf die 
Arbeiterſchaft abgewälzt werden. 

Nun zu dem Antrage ſelbſt. Der Antrag will zu⸗ 
nächſt, daß das Einkommenſteuergeſetz, das die endgültige 
Veranlagung vornimmt und die Vorauszahlungen fü 
1926 regelt, jo ſchnell wie möglich eingebracht wird. So- 
weit ſtimmen wir dem Antrag ohne weiteres zu, da auch 
wir der Anſicht ſind, daß der Geſchäftsmann in der Lage 
fein muß, die Ausgaben, die er zu machen hat, rechtzeitig 
zu kalkulieren. Wir haben dieſem Teilantrag der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion im Steuerausſchuß zugeſtimmt und 
werden ihm auch heute im Plenum zustimmen. Anders 
verhält es ſich mit dem zweiten Teil Ihres Antrages. Hier 
fordern Sie, daß die Veranlagung für 1926 nach dem 
dreijährigen Durchſchnitt vorgenommen werden ſoll. (Abg. 
Dr. Ziehm: In Zukunft überhaupt, 1926 und in den fol⸗ 
genden Jahren]!) Alſo für 1926 würde die Veranlagung 
nach dem dreijährigen Durchſchnitt vorzunehmen ſein, 
ebenſo auch für die folgenden Jahre. Nach Ihrem An⸗ 
trag müßte auch die Veranlagung für 1926 nach dem 
dreijährigen Durchſchnitt erfolgen. M. D. u. H.! Dieſe 


Veranlagung mag angängig ſein, ſoweit die Landwirtſchaft 


in Frage kommt, weil es ſich hier um gleichmäßige Durch⸗ 
ſchnittserträge handelt. Wenn man aber Einſicht nimmt 
in die Danziger Wirtſchaft, in Handel und Induſtrie, dann 
muß man ſich im Intereſſe dieſer Kreiſe dagegen wehren. 
Sehen wir uns einmal die Verhältniſſe an. Sie wollen 
nach dem neuen Antrag, den Sie vorgelegt haben, die 
beiden Monate November und Dezember des Jahres 1923, 
vervielfältigt mit ſechs, als Jahresdurchſchnitt gelten 
laſſen. Die Verdienſte, die in dieſen beiden Monaten in 
Danzig erzielt worden ſind, auf das ganze Jahr umgelegt, 
würden einen ganz erheblichen Steuerbetrag ausmachen. 
Und vom Jahre 1924 ſagen Sie ſelbſt, daß die Steuern zu 
hoch ſind, daß Sie für die Bezahlung der Steuern viel 
zu hoch veranlagt ſeien. Auch das Jahr 1924 würde in 
9 Durchſchnitt kommen und das Jahr 1925 mit einem 
weſentlich geringeren Ertrag würde dann einen Abſtrich 
bringen. Wenn Sie den Durchſchnitt dieſer drei Jahre 
nehmen und damit die Veranlagung für 1926 vornähmen, 
würde die Veranlagung beſonders für das Handwerk und 
die Induſtrie viel zu hoch erfolgen, und das Klagelied 
würde mit Recht von neuem angeſtimmt werden. Im In⸗ 
tereſſe dieſer Kreiſe wehren wir uns dagegen, daß der drei⸗ 
jährige Durchſchnitt ſchon jetzt gezogen wird, ſo lange die 
Verhältniſſe nicht einigermaßen ſtabil geworden ſind. 
Wenn die Veranlagung nicht am Schluß des Jahres, 
ſondern im voraus erfolgt, iſt der Kaufmann in der Lage, 
die endgültige Steuerzahlung ſchon in den erſten Monaten 
des Jahres vorzunehmen. Dieſen Grundſatz wollen wir 
nicht abſtreiten, aber dann müſſen die Verhältniſſe erſt 
anders geworden ſein. 

Dann ſagt der Herr Abg. Böcker, es falle der Wirt⸗ 
ſchaft ſchwer, die Steuern zu bezahlen. Glauben Sie, daß 
es der Arbeiterſchaft nicht ſchwer fällt, die Steuern zu be⸗ 
zahlen? Selbſt wenn der Arbeiter nur wenige Wochen 
gearbeitet und nur wenige Wochen Verdienſt gehabt hat, 
wird der zehnprozentige Abzug von ſeinem Lohn ohne 
weiteres vorgenommen, ſelbſt wenn er nur geringen Ver⸗ 
dienſt gehabt hat. Die Wirtſchaft iſt ſo belaſtet, daß alle 
Kreiſe an dieſer Laſt zu tragen haben. Wir haben keine 
Urſache, die Kreiſe, die dieſe Belaſtung am erſten tragen 
können, von der Steuer zu befreien. (Brapo! links.) 


Bizepräjident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. f 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.] Es 
wird ohne weiteres von allen Fraktionen zugegeben 
werden müſſen, daß die Wirtſchaft, die heute an allen Ecken 
und Enden klagt, geſchont werden muß. Wenn heute eine 
beſondere Aufregung über die Nachveranlagungen Plaß 
gegriffen hat, und wenn ſich heute die Deutſchnationale 
Volkspartei darüber beklagt, daß die Veranlagungen für 
das Jahr 1924 erſt jetzt, am Ende des Jahres 1925, er⸗ 
folgen, ſo muß man offen erklären, daß die alte Regierung 
ſchuld daran iſt, daß die Veranlagung für 1924 nicht 
früher erfolgte. Ich erinnere daran, daß, als die Ermäßi⸗ 
gungen für die Lohnempfänger erhöht wurden, als man 
im Ausſchuß den Arbeitern größere Ermäßigungen für 
ihre Steuerabgabe bewilligt hatte, es gerade die Deutſch⸗ 


nationalen waren, die die nochmalige Leſung verlangten, 


und zwar durch den Mund des Herrn Abg. Dörkſen, um 
dahin zu wirken, daß die Ermäßigungen wieder herab? 
geſetzt würden. Das war der Zweck der Übung, als man 
beim Einkommenſteuergeſetz im Ausſchuß eine zweite 
Leſung verlangte. (Das iſt unwahr! vechts.) Es wurde 
ſogar der Regierungsvertreter zitiert. Er ſollte erklären, 
daß die Ermäßigungen für die Arbeiter nicht durchführbar 
wären, und daß fie ſich nicht mit dem Etat vertrügen. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe.) c 

Wir können heute den Deutſchnationalen nur agent 
wenn Ihnen ſo viel daran lag, daß die Veranlagung 5 
1924 früher geſchah, hätten Sie früher mit dem Geſetz her 
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[Hohnfeldt, Abgeordneter.) 

auskommen ſollen. Es muß zu Gunſten der jetzigen Regie⸗ 
rung gebucht werden, daß ſie es fertig bringt, das Geſetz 
für 1925 ſchon einzubringen. (Wo iſt es? rechts.) Es liegt 
beim Senat und wird dort beſtimmt nicht ſo lange liegen, 
wie das vorige Geſetz bei Ihnen. Es iſt ſeit zwei Monaten 
fertig und wird jetzt bearbeitet. Dieſes Geſetz iſt wenig⸗ 
ſtens ſchon im ſelben Jahre herausgekommen. Das iſt ein 
bedeutender Unterſchied. Sie haben Schuld, wenn ſich die 
Wirtſchaft über die Unſicherheit infolge der jetzigen Steuer⸗ 
Nachzahlungen beklagt. (1923 war das Inflationsjahr! 
rechts.) Und wenn es das Inflationsjahr war und im 
Oktober die Umſtellung kam, dann hätten Sie zu derſelben 
Zeit das neue Geſetz bringen können. Aber zum minde⸗ 
ſten hätte das Geſetz im Jahre 1924 da ſein müſſen. (Das 
war da! rechts.) Es wurde hier vor den letzten Ferien 
behandelt. Dreimal iſt es im Ausſchuß behandelt worden. 
Sie haben es ſich alſo ſelbſt zuzurechnen, wenn die Un⸗ 
ſicherheit eingeriſſen ift. 

Die Nachzahlungen ſind zum großen Teil, ſo behaup⸗ 
tet die Bevölkerung, willkürlich feſtgeſezt. Das wird zum 
Teil anerkannt werden müſſen, wenn man die Arbeit der 
Steuerausſchüſſe und der Unterausſchüſſe kennt, und wenn 
man ſieht, daß dort die Konkurrenten ſitzen, dann kann 
man ſicher ſein, daß der Betreffende, wenn er ein guter 
Freund iſt, in der Steuerzahlung herabgeſetzt wird, wenn 
er aber mißliebig iſt, dann wird ſeine Steuer hoch herauf⸗ 
geſetzt. Viel iſt ſchon darüber geklagt worden, daß Herr 
Groß in dieſem Ausſchuß ſitzt, der Einſicht in die Verhält⸗ 
niſſe hat. Der Herr Groß hat im Steueramt Unterricht 
gegeben. Die Buchführungskurſe taugten nichts, aber er 
hat etwas anderes gemacht. Ihm war nicht die Unter⸗ 
richtserteilung die Hauptſache, ſondern die Verteilung von 

igarren. Er wollte damit Zugang zu den einzelnen 
Steuerſtellen erhalten. Was da geſündigt ift, geht auch 
auf Ihr Konto. Sie haben ſich ſo oft über Korruption be⸗ 
klagt. Der Herr Groß hat damals hinten herum gearbeitet. 

eute arbeitet er offen. Es find jo viele Klagen über die 
Steuerbehörde unter Ihrer Regierung vorgebracht worden, 
und es hat nichts gefruchtet. Jetzt kommen die Nach⸗ 
zahlungen für 1924. Es iſt mir heute die Mitteilung ge⸗ 
macht worden, daß der Verband der Detailhändler der 
Lextilwarenbranche ein Schreiben verſandt hat, in dem 
ungefähr ſteht: „Die verehrten Freunde werden wohl alle 
die Einſchätzungen für 1924 bekommen haben; danach iſt 
eine Reihe von Nachzahlungen zu leiſten. Von einem 
Herrn der Steuerverwaltung iſt uns die Verſicherung ge⸗ 
geben worden, daß die Nachzahlungen nicht vor dem 
1. Juli nächſten Jahres zu leiſten ſind.“ Das erinnert 
an die Aufforderung des Haus- und Grundbeſitzevvereins, 
ie Steuern nicht zu zahlen. Nun wurde nachgefragt, ob 
tatfächfich eine ſolche Stundung verſprochen worden fei. 
i abei ſtellte ſich heraus, daß der Amtsleiter eines Amtes 
ſollächläch privatim eine ſolche Erklärung abgegeben haben 
Da Das wäre vollkommene Korruption. Ein einzelner 
Anmtsleiter gibt ein Verſprechen, das beſagt, daß ein halbes 
1 lang keine Steuern bezahlt werden dürfen. Iſt das 
at, jo iſt das ein Skandal, der in Polen und jetzt auch 
ei Danzig vorkommt. Es gibt nichts Schlimmeres als 
; Ss derartige Wirtſchaft. Wenn ein Amtsleiter das macht, 
$ ne es nicht zu verwundern, wenn einzelne Unter- 
Er es auch tun. Die Regierung hat die Schuld daran, 
zogen wird. 

Ich frage deshalb Herrn Staatsrat Lademann, ob es 
beige e it, daß der Amtsleiter des Steueramts I eine 

ar klärung abgegeben hat. Mir iſt von maßgebender 
es jei gejagt worden, daß der Amtsleiter des Steueramts I 
er? 1 Beamten gegenüber beſtätigt habe. (Wie heißt 
ao Der Amtsleiter des Steueramtes I ift der 
N ugsfinanzrat Schulz. (Zuruf rechts.) Sie rufen 


ha. Ich 


Ich will Ihnen darauf etwas ſagen. Eins Ihrer 


ſie nicht verhindert, daß eine Korruption groß ge⸗ 


früheren Parteimitglieder, der Rechtsanwalt Hellwig, war 
Angeſtellter der Steuerverwaltung. (Dezernent! links); 
er hat ſich öfter als Ihnen (nach rechts) naheſtehend er⸗ 
klärt. Ich will Ihnen den Beweis dafür geben, warum er 
Ihr Mann ſein muß. Er war der Leiter der Steuerver⸗ 
waltung. Im Steuergrundgeſetz heißt es, daß fünf Jahre 
nach dem Ausſcheiden aus der Steuerverwaltung kein An⸗ 
geſtellter oder Beamter privater Steuerberater oder Fach⸗ 
mann für ſteuerliche Angelegenheiten ſein darf. Der Erſte, 
der kurz nach ſeinem Ausſcheiden aus der Steuerverwaltung 
Steuerberater wurde, und zwar mit Bewilligung des 
Senats, war der Rechtsanwalt Hellwig. Von außen⸗ 
ſtehender Seite iſt auf deſſen engſtes Zuſammenarbeiten 
mit dem Steueramt J hingewieſen worden. Es werden 
dabei Amtszimmer und amtliches Material benutzt. Die 
Offentlichkeit kann direkt verlangen, daß ſolche Zuſtände 
aufgedeckt werden. Wenn ich darauf eingehe, ſo grabe ich 
mir damit vielleicht mein eigenes Grab als Angeſtellter 
der Steuerverwaltung, wenn ich derartige Zuſtände auf⸗ 
decke; ich fühle mich aber zu dieſen Darlegungen moraliſch 
verpflichtet. (Bravo! links.) 

Nun kommen Sie und ſagen, daß der Senat es unter⸗ 
laſſen habe, ſchon jetzt das Einkommenſteuergeſetz ein⸗ 
zubringen. Wenn es erſt ſo ſpät eingebracht wird, ſo liegt 
das daran, daß ſich die Regierung bei der an ſich ſchnellen 
Arbeit der Steuerverwaltung veranlaßt ſah, zunächſt ein⸗ 
mal ſämtliche Wirtſchaftsverbände um ihre Stellung zum 
neuen Geſetz zu befragen. Einzelne Senatoren haben ſich 
mit verſchiedenen Verbänden in Verbindung geſetzt und 
haben Vorbeſprechungen über das Geſetz, die natürlich 
viel Zeit beanſpruchen, gepflogen. Tun Sie das auch ein⸗ 
mal mit den Intereſſenverbänden der Arbeitnehmer und 
fordern Sie dieſe auf, ſich mit dem Leiter der Steuer⸗ 
behörde zuſammen zu ſetzen. Wenn dann die Arbeitneh⸗ 
mer Berückſichtigung ihrer Intereſſen verlangten, möchte 
ich einmal ſehen, was Sie dazu ſagten. 

Sie verlangen Beſteuerung nach dem dreijährigen 
Durchſchnitt. Die Wirtſchaftsverbände hoffen dabei, daß 
die Einkommenſteuerzahlungen für 1925 ermäßigt werden. 
Es iſt wahrſcheinlich, daß die Wirtſchaftslage noch ſchlechter 
wird, und die Vorauszahlungen auf dem Beſchwerdeweg 
herabgeſetzt werden müſſen. Es kann der Fall ſein, daß 
einzelne Betriebe erklären, ſie hätten überhaupt keine Ge⸗ 
winne erzielt. Der § 15a will dieſe Steuerfreiheit ver⸗ 
hindern. Es kann möglich ſein, daß die Steuer für dieſes 
Jahr bedeutend verringert wird; in vielen Fällen wird es 
für 1924 auch erfolgen. Dann wäre die weitere Folge 


bei Wiedereinführung der Beſteuerung nach dem dreijähri⸗ 


gen Durchſchnitt, daß drei ſteuerfreie Jahre angeſetzt werden 
könnten. Dieſer Durchſchnitt wäre dann maßgebend, damit 
überhaupt keine Einkommenſteuer gezahlt wird. ö 
Das muß verhütet werden. Deshalb iſt dieſer Zeit⸗ 
punkt der unglücklichſte für Wiedereinführung des drei⸗ 
jährigen Durchſchnittes. Wir haben keine ſtabilen Verhält⸗ 
niſſe. Zum dreijährigen Durchſchnitt kann man erſt dann 
zurückkehren, wenn ſich die wirtſchaftlichen Schwankungen 
beruhigt haben. Es iſt aber anzunehmen, daß die Lage 
noch ſchlechter wird. Dann iſt dieſer Zeitpunkt für die Ein⸗ 
führung des dreijährigen Durchſchnitts ganz unmöglich. 
Wenn Sie alles zuſammenfaſſen, was bei der all⸗ 
gemeinen Beſpvechung gejagt wird, jo bedeutet das, daß Die- 
jenigen Kreiſe, die ſich heute über die ſchlechte Steuergeſetz⸗ 
gebung beſchweren, ſelbſt ſchuld daran ſind; daß man ferner 
heute verhindern muß, daß mit der Wirtſchaft, dazu ge⸗ 
hören auch die Arbeiter, Schindluder getrieben wird, und 
daß der Senat gezwungen wird, bei den einzelnen Be⸗ 
hörden ſein Aufſichtsrecht auszuüben und die Korruption 
unter der Beamtenſchaft zu beſeitigen. (Lebhaftes Bravol) 
Vizepräſident Spill: Das Wort hat Herr Abg. Hennke. 
Hennke, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. H.! Nad- 


dem der Herr Abg. Hohnfeldt die Sache eingehend ausein⸗ 


0) 


(D) 


> 
3 


—— 


— — = 


(A 


# rige Durchſchnitt wieder eingeführt werde. 
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(Hennke, Abgeordneter.) 

andergeſetzt hat, bleibt mir nicht mehr viel zu ſagen übrig. 
Zwei Dinge werden von den Deutſchnationalen bemängelt. 
Einmal behaupten fie, daß die Steuergeſetze zu ſpät ein⸗ 
gebracht ſeien, und daß nunmehr etwas ſchneller ge⸗ 


— 


arbeitet werden müſſe. Zum zweiten erklären ſie, 
daß bei der neuen Steuergeſetzgebung der dreijäh⸗ 


Was den 
erſten Punkt betrifft, das zu ſpäte Einbringen, ſo haben 
wir uns gerade über dieſe Dinge im Steuerausſchuß recht 
eingehend unterhalten. Damals iſt Herrn Abg. Böcker 
ſchon mit aller Klarheit und Deutlichkeit geſagt worden, 
daß einzig und allein daran die Deutſchnationale Partei die 
Schuld trägt, die damals das Heft in der Hand hatte. Seit 
einer Reihe von Jahren haben wir die feſte Währung, und 
noch länger haben wir die jetzt beſtehende Steuergeſetz⸗ 
gebung eingeführt. Sie haben doch die Vorauszahlungen 
mit Ihrer Geſetzgebung geſchaffen. Sie hätten es damals 
ja in der Hand gehabt, die Dinge zu beſeitigen, wenn ſie 
Ihnen unbequem erſchienen. (Zurufe rechts.) Wir erkennen 
ja an, daß Sie jetzt beſtrebt ſind, den Schaden wieder zu 
heilen, ſoweit es noch möglich iſt. (Abg. Habel: Ein Be⸗ 
amter kann nicht ſo ſprechen!) In der Deutſchliberalen 
Partei machen wir keinen Unterſchied zwiſchen Wirtſchaft⸗ 
lern und Beamten. (Lachen rechts. — Als Wirtſchaftler zu 
ſprechen können Sie ſich nicht anmaßen! rechts.) Wenn von 
der Wirtſchaft die Rede iſt, haben die Beamten 
bei Ihnen nichts zu ſagen. Wenn Sie aber dar⸗ 
auf reflektieren, daß die Beamten Ihnen Ihre Stimmen 
geben ſollen, dann wollen Sie für die Beamten ſein. Das 
iſt bei Ihnen alles Agitation, je nachdem der Wind weht. 
Wir wiſſen, daß Sie die Segel jetzt anders geſetzt haben. 
Wir wiſſen auch, daß Sie ſich, nachdem die neue Regierung 

gebildet war, eine Zeitlang ganz ſtill verhalten haben. 
(Abg. Guttzeit: Sorgen Sie dafür, daß wir nicht ſo viel 
Arbeiter entlaſſen müͤſſen! — Abg. Raſchle: Schießen Sie 

) einmal etwas zu! — Große Unruhe und Zwiſchenrufe.) 


Vizepräſident Spill: M. D. u. H.! So geht die Sache 
nicht weiter. Dem Redner ift es nicht möglich, fih Gehör 
zu verſchaffen. (Abg. Dyck: Das ift auch nicht fo wichtig!) 

Hennke, Abgeordneter (D.Lib.): Ich kann es verſtehen, 
wenn Herrn Abg. Dyck II dieſe Dinge unangenehm ſind. Die 
Wahrheit zu hören bleibt Ihnen aber trotzdem nicht erſpart, 
Herr Dyck. Als die neue Regierung ihr Amk antrat, verhielten 
ſich die Deutſchnationalen in dieſem Hauſe ziemlich ruhig. 
Nachdem jetzt ein paar Monate verfloſſen ſind, glauben ſie 
langſam anfangen zu können, Oppoſition zu treiben. Jetzt 
kommen Sie ſchon mit Dingen, die doch in die Zeit ge⸗ 
hören, da Sie Regierungspartei waren und für die Sie 
verantwortlich find. (Zwiſchenrufe und Unruhe rechts.) Ich 

—weiſe auf die großen Sparkaſſenſkandale im Freiſtaat hin. 
Wer ift dafür verantwortlich? (Zwiſchenruf des Abg. Senft⸗ 
leben.) Herr Senator Senftleben, Sie waren auch in der 
Regierung und hätten die Pflicht gehabt, einzuſchreiten und 
Ihr Aufſichtsamt auszuüben. (Abg. Senftleben: Das haben 
wir gemacht!) Unter Ihrer Regierung ſind Millionen ins 
Ausland gegangen. Wenn dieſes Geld der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft erhalten geblieben wäre, wäre es heute beſſer um ſie 
beſtellt. (Große Unruhe. — Abg. Schwegmann: Reden Sie 
nicht ſolchen Blödſinn! Machen Sie ſich nicht lächerlichl) 
Herr Abg. Schwegmann, ich überlaſſe es Ihnen, dummes 
Zeug zu reden. (Sie tun es aber! rechts.) 

Ich komme jetzt zu dem dreijährigen Durchſchnitt. Ich 
kann im weſentlichen das unterſtreichen, was der Herr Abg.“ 
Hohnfeldt hier gejagt hat. Es ift ein Ding der Unmöglich⸗ 
keit, bei dieſen ſchwankenden. Verhältniſſen jetzt den Tret 
jährigen Durchſchnitt einzuführen. Wenn jetzt der drei⸗ 
jährige Durchſchnitt eingeführt würde, würde die ganze 

Wirtſchaft pleite gehen. Sie würde einfach die Steuern 
nicht zahlen können, und zwar aus dem Grunde, weil im 
Jahre 1924 und zum Teil auch 1923 die Einkünfte viel 


‘ 


höher waren als jetzt. Es ift alſo weiter nichts als Agita⸗ 
tion, m. D. u. H. von rechts, die Sie jetzt treiben. (Zwiſchen⸗ 
rufe rechts und links. — Unruhe.) Wenn Sie den drei⸗ 
jährigen Durchſchnitt nehmen, iſt die Summe, die gezahlt 
werden ſoll, viel höher. Ich habe mit meinen Ausführun⸗ 
gen lediglich beweiſen wollen, daß der Antrag der Deutſch⸗ 
nationalen im großen und ganzen ein Ding der Unmöglich⸗ 
keit iſt. Das will nicht beſagen, daß die Regierung nicht 
beſtrebt iſt, eine Steuerreform durchzuführen, die auf die 
wirtſchaftliche Lage und auf die gegenwärtigen traurigen 
Verhältniſſe Rückſicht nimmt. Das Geſetz wird, wie mir be⸗ 
kannt iſt, augenblicklich im Senat vorbereitet. Ich kann 
Ihnen ſagen, ſolange wird es nicht dauern, wie es bei 
Ihnen gedauert hat! Die Geſetze werden dem Volkstag 
wahrſcheinlich in den nächſten Wochen vorgelegt werden. 
Wir werden dann Gelegenheit haben, uns noch eingehend 
mit den Dingen zu befaſſen. (Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dörkſen. 

Dörkſen, Abgeordneter (P. Nat.): M. D. u. H.! Nach 
den von mir eingezogenen Erkundigungen wurde das Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz von der Regierung am 6. Februar ein⸗ 
gebracht. Wenn es ſo ſpät verabſchiedet worden iſt, ſo iſt 
das nicht die Schuld der alten Regierung und auch nicht die 
Schuld der Deutſchnationalen Partei. Wir haben im Ver⸗ 
ein mit dem Zentrum ſtets auf ſeine Verabſchiedung ge⸗ 
drängt, wie ich hier ausdrücklich feſtſtellen möchte. Die Linke 
hat an der Verzögerung ſchuld. Man hat mir den Vorwurf 
gemacht, daß ich die Verabſchiedung des Geſetzes im Aus⸗ 
ſchuß ſabotiert hätte, ich hätte zweimal die Vertagung wegen 
der Lohnabzüge beantragt. Ich habe das einmal getan, weil 
meine Frakion noch nicht Stellung zu den Abänderungs⸗ 
anträgen genommen hatte. (Die zweite Leſung! links.) Die 
zweite Leſung iſt nachher in einer Sitzung beendet worden. 
Das war bei einem ſo wichtigen Geſetz wie dieſem auch ſehr 
notwendig. (Sehr richtig! rechts.) Die Verzögerung währte 
acht Tage. Wenn das Geſetz ſo ſpät verabſchiedet iſt, ſo 
trifft die Schuld die Linke und die neue Regierung. (Bravo! 
rechts. — Zwiſchenrufe links.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Staats- 
rat Lademann. 

Lademann, Staatsrat: M. D. u. H.! Von einer Seite 
ſind ſcharfe Angriffe gegen den Leiter eines Steueramts 
und die Beamten dieſes Steueramts gerichtet worden. In 
einem Punkte dürfte es ſich um ein Mißverſtändnis han⸗ 
deln, das ich ſofort aufklären kann. Der Leiter des Steuer⸗ 
amts iſt ſelbſtverſtändlich der erſte geweſen, an den ſich die 


Steuerzahler, die erhebliche Nachzahlungen leiſten ſollen, 


gewandt haben, da ſie ein Entgegenkommen haben wollten. 
Der Leiter des Steueramts hat keine Entſcheidung ge⸗ 
troffen, ſondern unverzüglich an mich berichtet und um 
Entſcheidung erſucht. Ich habe beim Senat eine Entſchei⸗ 
dung darüber erbeten, wie im Rahmen der finanziellen 
Möglichkeit den Steuerpflichtigen ein gewiſſes Entgegen⸗ 
kommen zu zeigen iſt. Der Termin vom 1. Juli 1926, der 
hier von dem Herrn Abg. Hohnfeldt angegeben wurde, war 


der Wunſch verſchiedener Intereſſenten. Das iſt aber nicht 


ſo zu verſtehen, daß bis zum 1. Juli 1926 überhaupt nichts 
gezahlt werden ſollte, ſondern es war von Ratenzahlungen 
die Rede, die ſich bis zum 1. Juli 1926 erſtrecken ſollten. 

Was die übrigen Vorwürfe anbetrifft, ſo wird 9 
Senat die Angelegenheit prüfen, und, falls es notwendig 
ſein ſollte, energiſche Abhilfe ſchaffen. 


Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen 1 
nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Wir kommen 112 
Abſtimmung. Es war beabſichtigt, zunächſt über die Dru 
ſache Nr. 1957 abſtimmen zu laſſen: 
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Vizepräſident Spill.) 
die Vorlagen betr. die Einkommen⸗ und un 
a die Zeit nach dem 1. Januar 1926 zugehen 
zu laſſen. 
Dann laffe ich über die Drucksache Nr. 1971 abſtimmen: 
Der Beſchluß des Steuerausſchuſſes erhält am 
Schluß folgenden Zuſatz: a 
und in dieſen Vorlagen, entſprechend den Ber 
ſchlüſſen des Volksbags die Beſteuerung nach 
dem dreijährigen Durchſchnitt vorzuſehen mit 
der Maßgabe, daß als erſtes Steuerjahr die 
Monate November und Dezember 1923 gelten. 
Sch weg ma nn 
u. d. übr. Mitgl. d. Deutſchnat. Fraktion. 
Ich bitte die Damen und Herren, die der Druckſache 
Nr. 1957, Bericht des Steuerausſchuſſes, ihre Zuſtimmung 
geben wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Danke, das iſt die Mehrheit, die Druckſache Nr. 1957 iſt an⸗ 
genommen. (Abg. Schwegmann: Ich beantrage nament⸗ 
liche Abſtimmung über den Zuſatzantrag!) Es iſt nament⸗ 
liche Abſtimmung über die Druckſache Nr. 1971, Antrag 
des Abg. Schwegmann u. Fr., beantragt. Wird der An- 
trag unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. 
zir kommen zur namentlichen Abſtimmung über die Druck⸗ 
ſache Nr. 1971, eine Ergänzung zur Druckſache Nr. 1957. 
Die namentliche Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht 
noch jemand von den Damen und Herren ſeine Stimm⸗ 
farte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, dann ſchließe ich 
die Abſtimmung. Die Abstimmung hat folgendes Ergeb⸗ 
nis“): Abgegeben find 104 Stimmzettel, davon 68 mit Nein 
und 36 mit Ja. Die Druckſache Nr. 1971 ift ſomit ab- 
gelehnt. Ich rufe auf Punkt 10 der Tagesordnung: 
Bericht des Steuerausſchuſſes zum Antrag des 
Abg. Dr. Ziehm u. Fr. auf Vorlage eines neuen 
Vermögensſteuergeſetzes. - 
Drucksache Nr. 1955 zu Nr. 1913. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Böcker. 
Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Ebenſo 
wie wir ſchleunigſte Vorlage eines Geſetzentwurfs für die 
eranlagung zur Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer ver⸗ 
langt hatten, haben wir auch gewünſcht, daß ſchleunigſt 
iteng der Regierung ein Geſetzentwurf über die Ver- 
mögensſteuer vorgelegt wird. Auch hierfür trifft dasſelbe 
zu, was ich vorher über die Einkommenſteuer ausführte. 
5 ift unbedingt notwendig, daß die einzelnen Zenſiten 
njang des Jahres wiſſen, was fie im Laufe des Jahres 
an Vermögensſteuer zu entrichten haben. (Den Vorſitz über⸗ 


immi Vizepräſident Splett.) Es iſt erforderlich, daß die 


Reranlagungen ſo zeitig hinausgehen, daß, wenn die erſte 
Nate fällig ift, nicht wieder willkürliche Vorauszahlungen 
geleiſtet werden müſſen, ſondern daß die Zenſiten auf Grund 
eines in Kraft getretenen Geſetzes richtig eingeſchätzt werden. 

‚ Diefen unſeren Wünſchen hat der Steuerausſchuß zu⸗ 
geſtimmt und ſoweit unſeren Antrag angenommen. Dar⸗ 


) Geſtimmt haben mit In, Jule Bahl, Böcker, Böhm, 


J. g Brill, 
à 

Halen, Harnau, Hennke, Herrmann, Hoffmann, Hohnfeldt, Hoppe, 
Sn a Sandmann, Langowſki, Laſchewſki, Dr Lembke, Lemke, 
ac, Müller, Dr. 9 
Scher, Rohde, Fr. Richter, Schilke, R. Schmidt, E. Schmidt, 


„Spill, Splett, Schülke, Dr. Wagner, Weiß, Werner, 


Wierſchowſfi Wifniewſki, Fr. Buper. 


„Keine Stimmkarte gaben ab: M ſergmann, ií 

ge Dall Foerſter, Fr. Kalähne, Ir. Ades, Bu ee 

Rahn, wmit, 55 Mroczkowſki, 
5 t AB. 


ft, Dr Kubacz, Lehmann, 


Raube, Sch keubanen, Dr. Panecki, 


über hinaus haben wir allerdings noch in unſerem Antrage 
gewünſcht, daß eine erhebliche Herabſetzung der zur Zeit 
geltenden Steuerſätze für die Vermögensſteuer eintritt. 
Darüber war leider ein großer Teil der Mitglieder des 
Steuerausſchuſſes anderer Meinung. Dieſer Zuſatz wurde 
bei geteilter Abſtimmung unſeres Antrages abgelehnt. (Zu⸗ 
ruf links.) Wenn Sie etwas auszugeben haben, dann bitte 
ſchön. Vielleicht ſind Sie einer der wenigen Glücklichen, 
die dazu in der Lage find, — Es mag manchen Kreiſen 
unverſtändlich klingen, wenn heute jemand kommt und ſagt, 
wir halten es für notwendig, daß die Vermögensſteuer ab⸗ 
gebaut wird. Von dieſer Stelle haben nicht nur Vertreter - 
meiner Fraktion, ſondern auch anderer Parteien aus⸗ 
geführt, daß ſich gerade die Vermögensſteuer in der bis⸗ 
herigen Form neben allen anderen Steuern außerordentlich 
hart auswirkt. Flüſſiges Vermögen tft in den allerſeltenſten 
Fällen da, ſondern nur Geſchäftsſubſtanz, Lager, Betriebs⸗ 
kapital. (Abg. Leu: Sie haben doch!) Darf ich Sie einmal 
einladen? — Es handelt ſich doch darum, daß letzten Endes 
von dieſer Steuer nicht etwa das bankmäßige Vermögen 
erfaßt wird, ſondern daß die Betriebsanlagen, die Ge⸗ 
ſchäftsſubſtanz, angegriffen und tatſächlich durch eine ſolche 
Steuer, wie die Vermögensſteuer, ſcharf erfaßt wird. Wir 
halten eine Milderung für unbedingt erforderlich. 

Damit die Wirtſchaft wieder auf die Beine kommt, iſt 
vor allen Dingen notwendig, daß ſie auch in der Lage iſt, 
ihre Subſtanz zu verbeſſern, d. h. daß ſie in der Lage iſt, 
wieder Vermögen zu ſchaffen, mit dem ſie arbeiten kann. 
Ohne Vermögen geht es nicht. Da dürfen wir nicht von 
dem Gedanken ausgehen, das Vermögen wegzuſteuern, ſon⸗ 
dern müſſen es im Intereſſe der allgemeinen Wirtſchafts⸗ 
lage ſtändig vermehren. (Zuruf links.) Herr Abg. Mau, 
große Hoffnung, daß Sie meinem Antrage zustimmen 
werden, habe ich nicht. Trotzdem erſuche ich Sie um An⸗ 
nahme unſeres Ahänderungsantrages, Druckſache Nr. 1972: 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) ; 
Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. Hoff- 
mann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die 
Kommuniſtiſche Fraktion wird dem Antrage der Deutſch⸗ 
nationalen zuſtimmen, wenn auch aus anderen Gründen. 
Wir wollen nämlich die Vermögensſteuer nicht herabſetzen, 
ſondern ſie bei dieſer Gelegenheit ziemlich erhöhen. Wenn 
der Herr Abg. Böcker erklärte, daß die Wirtſchaft danieder⸗ 
liege, jo möchte ich ihm fagen, feine Kreiſe mögen nicht jo 
viel Geld verpraſſen, verſchlemmen und verſchwenden, und 
es lieber der Wirtſchaft zuführen. Dann wird die Wirk⸗ 
ſchaft wieder hochkommen. Wir wollen, daß die Sätze der 
Vermögensſteuer wenigſtens ſo heraufgeſetzt werden, daß 
die anderen Steuern, die den Arbeiter belaſten, erheblich 
erniedrigt werden können. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vigepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Fooken. 5 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H. pl Dem 
erſten Teile des Antrages der Deutſchnationalen Fraktion, 


auf möglichſt ſchnelle Vorlegung des neuen Vermögens⸗⸗ 


ſteuergeſetzes, ſtimmen wir zu. (Wieder die Einheitsfront! 
rechts.) Sehr richtig, Herr Schwegmann, die Einheitsfront 
derjenigen, die die Leute zur Steuer heranholen wollen, die 
noch etwas haben. Was will der Antrag? Der Antrag 
will, daß die Vermögensſteuer in ähnlicher Weiſe ermäßigt 
werden ſoll, wie ſich die Verhältniſſe in Deutſchland ge⸗ 
ſtaltet haben. Sehen wir uns einmal die Zahlen an, wie 
die Vermögensſteuer in Danzig und wie ſie in Deutſchland 
veranlagt wird. Die Zenſiten in Danzig zahlen heute bei 
40 000 bis 60 000 Gulden zwei pro Mille Vermögens- 
ſteuer. Dieſer Satz fängt in Deutſchland bei 5000 bis 
10 000 Mark an. Bei 10000 bis 25 000 Mark zahlt man 
in Deutſchland drei pro Mille, in Danzig bei 100 000 
Gulden. Bei 25 000 bis 50 000 Mark zahlt man in Deutſch⸗ 
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[Fooken, Abgeordneter.) 
land vier pro Mille, in Danzig bei 200 000 Gulden. Fünf 
pro Mille werden in Deutſchland von Vermögen gezahlt, 
die 50 000 Mark überſchreiten, während man in Danzig 
dieſe Steuer heute erſt bei 400 000 Gulden erhebt. (Abg. 
Schwegmann: Ertragswertl) Das iſt der weſentliche Unter⸗ 
ſchied, den wir zwiſchen Deutſchland und Danzig haben. 
Unſer Wunſch geht dahin, daß die Vermögensſteuer all⸗ 
mählich den deutſchen Sätzen angegliedert wird, und daß 
ſie nicht herabgemindert, ſondern allmählich erhöht wird. 
(Brapol links.) 

l Vizekräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Es iſt mir ſoeben 
ein Abänderungsantrag überreicht worden, den ich noch 


nicht drucken laſſen konnte. Es iſt ein Abänderungsantrag 


zu der Druckſache Nr. 1972 und lautet: 
Wir beantragen, in der Druckſache Nr. 1972 für das 
Wort „Herabſetzung“ das Wort „Erhöhung“ zu ſetzen. 

Raſchke u. d. übr. Mitgl. d. Komm. Fraktion. 
Ich ſchlage vor, daß wir zunächſt über dieſen Abänderungs⸗ 
antrag abſtimmen laſſen, dann über den Abänderungs⸗ 
antrag des Herrn Abg. Schwegmann, Druckſache Nr. 1972: 
Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
Dev Be chluß des Steuerausſchuſſes erhält folgenden 
Zuſatz am Ende: 
das eine erhebliche Herabſetzung der zur Zeit 
geltenden Steuerſätze bringt. 
Sich weg man n 
u. d. übr. Mitgl. d. Deutſchn. Fraktion. 

Wenn dieſer Antrag abgelehnt ſein ſollte, über die Druck⸗ 
ſache Nr. 1955, den Bericht des Steuerausſchuſſes. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Abänderungsantrag 
des Herrn Raſchke zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der An⸗ 
trag iſt abgelehnt. Ich bitte die Damen und Herren, die 


dem Abänderungsantrag des Herrn Abg. Schwegmann, 


Druckſache Nr. 1972, zuſtimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Minderheit, 
er iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung über 
die Druckſache Nr. 1955: 
Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen, unverzüglich dem Volkstag eine Vorlage eines 
neuen Vermögensſteuergeſetzes zu machen. 
Ich bitte diejenigen, die dieſem Beſchluß des Steuer⸗ 
ausſchuſſes zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Druckſache 
Nr. 1955 iſt damit angenommen. Wir kommen zu Punkt 11 
der Tagesordnung: 
; Bericht des Steuerausſchuſſes zum Antrag des 
Abg. Dr. Ziehm u. Fr. betr. Vorlage eines Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetzes. 1 
Druckſache Nr. 1958 zu Nr. 1914. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die der Druckſache Nr. 1914 zuſtimmen wollen, 
jich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit. Der Ankrag iſt abgelehnt. Wir kommen zu 
Punkt 12 der Tagesordnung: 
Bericht des Steuerausſchuſſes zum Antrag des 

Abg. Dr. Ziehm u. Fr. auf Vorlage eines Geſetz⸗ 

entwurfs zur Herabſetzung der Gebühren im Rechts⸗ 

mittelverfahren über Steuern und Abgaben. 
Druckſache Nr. 1960 zu Nr. 1915. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. „Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Wir 

hatten den Antrag geſtellt, daß der Volkstag eine erhebliche 
Herabſetzung der Gebühren im Rechtsmittelverfahren über 
Steuern und Abgaben beſchließen möge. Dieſer Antrag iſt 
im Ausſchuß abgelehnt worden. An Stelle dieſes Antrages 
hat der Ausſchuß eine Entschließung gefaßt, die dem Haufe 
ebenfalls vorliegt. Durch ſie wird aber unſerem Ankrage 
keineswegs entſprochen. ö 


Unſer Antrag geht davon aus, daß eine Herabſetzung (0) 


der Gebühren im Rechtsmittelverfahren über Steuern not- 
wendig iſt. Es hat ſich in der Zeit der Inflation ein Syſtem 
von Koſten herausgebildet, das weit über das Übliche vor dem 
Kriege und über das Notwendige hinausgeht, und das von 
den Zenſiten nicht getragen werden kann. Die Gebühren im 
Rechtsmittelverfahren für Steuern richten ſich gegenwärtig 
nach den Gebühren im ordentlichen Gerichtsverfahren. Man 
muß aber beide Verfahren unterſcheiden. Was für das eine 
Verfahren tragbar iſt, iſt für das andere nicht tragbar. 
Man hat von jeher die Gebühren für das Verfahren in 
Steuerſachen und im Verwaltungsſtreitverfahren erheblich 
niedriger feſtgeſetzt als für das ordentliche Gerichtsverſah⸗ 
ren. Das Rechtsmittelverfahren bei Steuern entipringt dem 
urſprünglichen Beſchwerdeverfahren bei der Aufſichtsbehörde 
und der übergeordneten Inſtanz, das koſtenlos war. Als 
man an deſſen Stelle das Streitverfahren einführte, hatte 
man ein billiges und zum Teil koſtenloſes Verfahren ein⸗ 
geführt. Für den Fall, daß ein Beſcheid ohne mündliche 
Verhandlung erfolgte, wurde irgendwelche Gebühr nicht 
erhoben. 

So war es, bis das Steuergrundgeſetz erlaſſen wurde. 
Auf Grund des Steuergrundgeſetzes wurde dann vom 
Senat eine Verordnung erlaſſen, die für die Gebühr im 
Rechtsmittelverfahren für Steuern ebenfalls den Gerichts⸗ 
koſtentarif anwendet. Dadurch iſt eine ganz koloſſale Er⸗ 
höhung der Gebühren für das Streitverfahren in Steuer⸗ 
ſachen eingeführt. Das iſt im Ausſchuß beſtritten worden. 
Ich erlaube mir deshalb, Ihnen eine Gegenüberſtellung in 
einigen Fällen zu geben, wie hoch die Gebühren ſind, die 
gegenwärtig auf Grund des Gerichtskoſtengeſetzes erhoben 
werden, und wie hoch die Gebühren ſind, die erhoben 
würden, wenn man die Gebühr nach dem Landesverwal⸗ 
tungsgeſetz erhöbe, alſo die für das Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren geltende Gebühr. Bei einem Streitwert von 40 Gul⸗ 
den beträgt die Gebühr gegenwärtig 13,80 Gulden. Sie 
würde bei einem Beſcheid nach dem Landesverwaltungs⸗ 
geſetz und ſeinem Tarif nur 4 Gulden betragen; dabei iſt 
zu bemerken, daß der Betrag gegenüber dem Betrag vor 
dem Kriege ſchon um das Doppelte erhöht worden iſt. Bei 
Beträgen von 120 bis 160 Gulden beträgt die Gebühr 
gegenwärtig 34,50 Gulden. Sie beträgt bei einem Beſcheid 
nach dem Verwaltungsſtreitverfahren 12 Gulden, jetzt alſo 
das Dreifache. Auch hier iſt zu bemerken, daß die Gebühren 


früher nur die Hälfte betrugen. Noch einen Fall. Bei einem 


Streitwert von 220 Gulden betragen die Gebühren gegen⸗ 
wärtig 51,75 Gulden. Sie betrugen bei einem Beſcheide 
nach dem Landesverwaltungsgeſetz 16 Gulden, alſo jetzt 
mehr als das Dreifache. Deshalb tft es eine durchaus bes 


| 


D) 


gründete Bitte, das für das Verfahren in Steuerſachen nicht 


der Tarif der Gerichtskoſten im ordentlichen Gerichts⸗ 
verfahren erhoben, ſondern ein beſonderer Tarif feftgejebt 
wird. 

Der Senat ift in dieſer Beziehung frei, er kann nach 
dem St. Ger. Gef. ſelbſt die Beſchlüſſe faſſen. Der Volkstag 
möge nur unſerem Antrage ſtattgeben, der den Sena 


erſucht, die Gebühren nach dem früher üblichen Verfahren 


in Verwaltungsſtreitigkeiten, nach dem Tarif für das 
Landesverwaltungsgeſetz, feſtzuſetzen. Es iſt für die Steuer⸗ 
gläubiger von außerordentlicher Wichtigkeit, daß die Ge⸗ 
bühren im Verfahren nicht ſo hoch ſind, daß der Steuer⸗ 
gläubiger von dem Verfahren abgeſchreckt wird. Die gegen⸗ 
wärtig hohen Gebühren wirken in der Tat abſchreckend⸗ 
Unſer ganzes Steuerſyſtem ift fo verwickelt worden, daß e 2 
für einen Steuerſchuldner außerordentlich ſchwer zu er 
kennen ift, ob er zu Recht und den Geſetzen entſprechen 
veranlagt worden iſt. Man muß ihm die Möglichkeit h 
eine wirkliche Nachprüfung vorzunehmen, die billig oder 
wie früher, in vielen Fällen koſtenlos gegeben wird. daß 

Die Wirtſchaft hat auch ſtets Wert darauf gelegt, | 6 
das billige Verwaltungsſtreitverfahren, das erheblich billige 
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iſt, als das Verfahren im ordentlichen Rechtswege, dem 
Publikum erhalten bleibt. Unſer Antrag geht dahin, daß die 
billigeren Gebühren H.! Der Senat ſteht 
auf dem Standpunkte, daß die Koſten im Rechtsmittel⸗ 
verfahren eine Senkung vertragen. Er beabſichtigt auch, 
im Zuſammenhang mit der Ermäßigung der Gerichts⸗ 
koſten eine Senkung der Gebühren und Abgaben im Steuer⸗ 
verfahren vorzunehmen. Im übrigen möchte ich noch auf 
folgendes hinweiſen: Die eben angegebenen Zahlen des 
Herrn Abg. Dr. Ziehm ſind die Gebühren in der dritten 
Inſtanz vor dem Oberverwaltungsgericht. In der erſten 
Inſtanz betragen die Gebühren nur ein Drittel der an⸗ 
gegebenen Sätze (Hört, hört! links.), in der zweiten Inſtanz 
zwei Drittel der angegebenen Sätze. 

Im übrigen darf ich darauf hinweiſen, daß Koſten im 
Rechtsmittelverfahren nur dann erhoben werden, wenn und 
ſoweit das Rechtsmittel endgültig abgewieſen iſt. Sie 
werden tatſächlich nur von denjenigen gefordert, die ohne 
Grund die Rechtsmittelbehörde in Anſpruch nehmen. Die 
Rechtsmittelkoſten müſſen eine gewiſſe Höhe haben, damit 
der Aufwand, der durch Unterhaltung der Rechtsmittel⸗ 
inſtitutionen entſteht, wenigſtens einigermaßen gedeckt wird. 

Von dieſem Geſichtspunkt aus bitte ich namens des 
Senats, grundſätzlich an dem jetzigen Verfahren nicht zu 
rühren, ſondern es damit bewenden zu laſſen, die Ent- 
chließung anzunehmen, die lediglich vorſieht, daß die 
Rechtsmittelgebühren herabgeſetzt werden. (Bravo!) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Sämtliche der legt- 
ſprochenen Anträge der deutſchnationalen Fraktion find, 
a3 muß offen ausgeſprochen werden, Anträge zur Agita- 

tion, als ob die Deutſchnationale Volkspartei fich als einzige 
Partei der Wirtſchaft annehme. (Widerspruch rechts.) Das 
Verwaltungsſtreitverfahren iſt das billigſte Verfahren für 
denjenigen, der es anſtrengt. Die Allgemeinheit koſtet es 
ledoch einen Haufen Geld. Wenn Sie dann noch die nie⸗ 
drigen Sätze in den unteren Gruppen fallen laſſen wollen, 
D bedeutet das, daß jedem Stänker die Möglichkeit gegeben 
Wird, ein Rechtsmittel einzulegen. Das erfordert eine Berz 
Tößerung des Beamtenapparates. (Sehr richtig! links.) 
Bie als Schützer der Wirtſchaft werden ſich hüten müſſen, 
a noch größeren Beamtenapparat aufzuziehen. (Bravo! 
inks. — Zwiſchenrufe vechts.) 
p, Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
r. Ziehm. 
b Dr. Ziehm, Abgeordneter (D.Nat.): Zunächſt muß ich 
. Abg. Hohnfeldt gegenüber Verwahrung einlegen, daß 
uſere Anträge nur aus agitatoriſchem Bedürfnis entſprun⸗ 
155 ſeien. (Weiter nichts! links.) Ein weſentlicher Teil 
duſever Anträge iſt von Ihnen angenommen worden. Da⸗ 
ka ch haben Sie die Berechtigung unſerer Anträge aner⸗ 
abio Das trifft für alle Anträge zu, die dahingehen, die 
iu a Geſetze dem Volkstag 1 1 AN 
s ihleünigung, wenn möglich ſofort, vorzulegen. (guru 
des Abg. Hohuſeldt) glich ſofort, zuleg ( 
dreij Diir die Einfommenfteuerveranlagung haben wir den 
9 751 hrigen Durchſchnitt gefordert. Bisher hat faſt das 
ihrn du auf dem Standpunkt geſtanden, daß der drei⸗ 
gehe x urchſchnitt wieder eingeführt werden muß. Dahin⸗ 
$ 9 55 1 Reſolutionen ſind ja ſchon gefaßt worden. Wenn 
mittel bg. Hohnfeldt jagte, die jetzigen Sätze im Rechts⸗ 
: halten hren über Steuern ſeien niedrig und müßten bei⸗ 
. en werden, jo bin ich außerordentlich erftaunt, wie 


Herr Abg. Hohnfeldt es fertig bringt, die Sätze, die ich für 
die dritte Inſtanz angeführt habe — auf die zweite Inſtanz 
komme ich noch zurück — als niedrig zu bezeichnen. Sie 
ſind nach meiner und der Auffaſſung meiner Fraktion viel 
zu hoch, ſo daß eine Herabſetzung abſolut notwendig iſt. 
Der Herr Senatsvertreter — ich nehme an, daß er im 
Auftrage der drei Koalitionsparteien geſprochen hat — hat 
ebenfalls die Berechtigung der Herabſetzung der Sätze an⸗ 
erkannt. Wir unterſcheiden uns nur in dem Punkt, daß 
die Regierung auf dem Standpunkt ſteht, es müßten die 
Sätze erhoben werden, die für das ordentliche Gerichts⸗ 
verfahren gelten, während wir der Meinung ſind, daß die 
für das Verwaltungsſtreitverfahren maßgebenden Sätze 
nach dem früheren Tarif wieder einzuführen ſind. 

Wenn Herr Abg. Hohnfeldt hier Huſarenritte gegen 
die Deutſchnationale Fraktion macht, ſo iſt das vielleicht 
darauf zurückzuführen, daß er eine neue Partei, die Na⸗ 
tionalſozialiſtiſche Partei, begründet hat und glaubt, nun 
müſſe er für dieſe Partei in Konkurrenz mit den Marxiſten 
gegen die Deutſchnationalen den Kampf aufnehmen. 
Irgendwelcher Erfolg wird ihm hier nicht zur Seite ſtehen. 
Aber ich wünſche ihm Glück dazu, wenn er ſich gegen links 
wendet, wo ſeine eigentlichen Feinde ſtehen. 

Nun zu den Ausführungen des Herrn Regierungs⸗ 
vertreters. Er hat geſagt, ich hätte nur die Sätze für die 
dritte Inſtanz angeführt. Ich bin auch in der Lage, die 
Sätze für die zweite Inſtanz anzuführen. Auch da ergibt 
ſich ein gewaltiger Unterſchied zwiſchen den Sätzen im 
Verwaltungsſtreitverfahren und den Sätzen, die jetzt nach 
dem ordentlichen Tarif im Gerichtsverfahren erhoben 
werden. Nur einige Beiſpiele: Bei einem Satz von 40 Gul- 
den wird gegenwärtig ein Betrag von 9,20 Gulden er⸗ 
hoben, im Verwaltungsſtreitverfahren für einen Beſcheid 
nur 2 Gulden. Hier iſt der Unterſchied alſo noch größer. 
Wenn die Sätze auf den Vorkriegsſtand herabgeſetzt würden, 
ſo würde der Betrag 1 Gulden ausmachen. Der heutige 
Betrag iſt alſo neunmal ſo hoch als vor dem Kriege. Bei 
höheren Beträgen iſt der Unterſchied nicht mehr ſo ſtark, 
aber immerhin ſehr erheblich. Bei einem Betrage von 
220 Gulden wird gegenwärtig eine Gebühr von 34,50 Gul⸗ 
den erhoben. Bei einem Beſcheide nach dem Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren nur 8 Gulden, alfo nur der dritte Teil, 
Was ich für die dritte Inſtanz geſagt habe, gilt alſo auch 
in vollem Maße für die zweite Inſtanz. (Solange haben 
Sie geſchlafen, jetzt wachen Sie auf! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! Zur 
Sicherung der Wirtſchaft haben früher die Rechtsparteien 
gefordert, daß ſich die einzelnen Behörden mit ihrem Appa⸗ 
rat ſelbſt erhalten ſollten. Der Standpunkt, den die Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei jetzt einnimmt, bedeutet, daß die Be⸗ 
hörden auf Koſten derjenigen Bürger erhalten werden, 
die ruhig ſind. Es ſollen nur diejenigen geſchützt werden, 
die dauernd mit ihren Angelegenheiten vor die Behörden 
treten. Zahlen muß doch ſonſt derjenige, der unrecht hat. 
Hat er unrecht, ſo muß er auch die Koſten des Verfahrens 
tragen. Wenn er teilweiſe recht hat, dann kommt der Aus⸗ 
gleich, das hat Herr Staatsrat Lademann ſchon geſagt. Hat 
er vollkommen recht bekommen, koſtet ihm die Sache gar 
nichts. Aber derjenige, der unrecht hat, muß das bezahlen, 
was der Verwaltungsapparat koſtet. 

Nun etwas anderes. Herr Dr. Ziehm meinte, daß die 
Anträge nicht aus Agitation geſtellt wären. Sie haben heute 
dauernd erklärt, daß Sie für die Wirtſchaft eintreten. (Tun 
wir auch! rechs.) Sie haben ſich nicht nur heute, ſondern 


auch früher auf den Standpunkt geſtellt, daß nur die 


Herren, die bei Ihnen find, die Wirtſchaft vertreten. Zwi⸗ 
ſchenrufe und Unruhe.) Die anderen haben keine Wirt⸗ 
ſchaft; ſehr fein! Alſo Wirtſchaft haben, bedeutet Wirt⸗ 
ſchaft ſein. Das iſt ein ſehr ſchöner Satz, den die Deutſch⸗ 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 

nationalen mit dieſem Zwiſchenruf aufgeſtellt haben. Mjo 
nur derjenige, der Geld hat, gehört zu Ihren Wirtſchafts⸗ 
kreiſen. (Große Heiterkeit rechts.) Sie haben geſagt, wer 
eine Wirtſchaft hat, bedeutet die Wirtſchaft. M. D. u. H.! 
Wenn Sie ſolche dummen Zwiſchenrufe machen, können 
Sie nur über ſich ſelbſt lachen. Für uns ſteht feſt, daß zu der 
Wirtſchaft nicht nur diejenigen gehören, die einen Wirt⸗ 
ſchaftsbetrieb haben, ſondern alle, die zum Wohle der All⸗ 
gemeinheit mitarbeiten. Sagen Sie nicht, Sie ſind die 
Wirtſchaft, ſondern das ſind alle, die mitarbeiten. Bei 
Ihnen aber ſind recht viele, die die Arbeit anderer aus⸗ 
nutzen. (Oho! rechts.) 


Vizepräsident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Es liegt ein Ab⸗ 
ünderungsantrag zum Urantrag Nr. 1915 unter Druck⸗ 
ſache Nr. 1983 vor, der in Ihren Händen iſt: 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen, den 
Antrag Druckſache Nr 1915 in folgender Faſſung an- 
zunehmen: 
Der Senat wird een eine Nahen ber 
der Gebühren im Rechtsmittelverfahren über 
Steuern und Abgaben vorzunehmen und da⸗ 
bei zu den erheblich billigeren Sätzen des 
Verwaltungsſtreitverfahrens zurückzukehren. 
Danzig, den 25. November 1925. 


Dr. Ziehm 
u. d. übr. Mitgl. d. Deutſchnat. Fraktion. 
Ich bitte diejenigen, die dieſem Antrag, Druckſache Nr. 1983, 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Es ſteht die Minderheit, der Antrag ift abge⸗ 
lehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über die Druckſache 
Nr. 1915. Ich bitte die Damen und Herren, die ihr zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Minderheit, die Druckſache ift abge- 
lehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung über die Druck⸗ 
ſache Nr. 1960, die die Entſchließung des Ausſchuſſes 


enthält: 

9 Der Senat wird erſucht, mit möglichſter Be- 
ſchleunigung die Gebühren im Rechtsmittelberfahren 
über Steuern und Abgaben herabzumindern, indem 
nenden die allgemeinen Gerichtskoſten herabgeſetzt 

Die ſchleunige Herabſetzung der Mahn⸗ und Pfän⸗ 
dae 580 ö ni Voftsteg für Peingend 
wendig gehalten. 

Ich bitte diejenigen, die dieſer Druckſache zuftimmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das 
iſt die Mehrheit, die Druckſache Nr. 1960 iſt angenommen. 
Ich rufe auf Punkt 13 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentmurfs zur Auf⸗ 

hebung der Umſatz⸗ und Luxusſteuer. Urantrag des 

Abg. Rahn und Fraktion. 
Druckſache Nr. 1895 zu Nr. 1425. Wir ſind in der letzten 
Sitzung bei der namentlichen Abſtimmung über Artikel 3 
ſtehen geblieben. Die namentliche Abſtimmung muß jetzt 
erfolgen. Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung 
über Artikel 3 des Abänderungsantrages, Druckſache 
Nr. 1909. Die Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht 
noch jemand eine Karte abzugeben. Das iſt nicht der Fall. 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 105 
Damen und Herren beteiligt. Davon ſtimmben mit Ja 47, 
mit Nein 58, Artikel 3 der Drucksache Nr. 1909 iſt damit 
abgelehnt). Wir kommen zur Abſtimmung über die 
Überſchriſt: „Geſetz betreffend Aufhebung des Umſatz⸗ und 


*) Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Bahl, Böcker, Böhm, 
Brodowski, Buckmakowfki, Bü rgerle, Dr. Pune Burandt, Dahs⸗ 
ler, Doerkſen Dyck II, Ehm, Eichholz, Falkenberg, P. Fiſcher, 
Glombowſki, Fr. Dr. Grundmann, Guttzeit, Habel, Herrmann, Hoff- 
mann, Karkutſch, Klapps Fr. Knoblauch, Laſchewſki, Dr. Lemke, 
Lietzau, Liſchnewſki, v. Malachinſki, Maier, Fr. Meher, Fr. Mohn, 
Nordwig, Penner 1, Philipſen, Polſter, Rahn, Raſchke, Schede, 


Schütz, Schwegma 

een dae mil Sein: u ee ee © 
> eſtimm en mit „Nein: Arczynſki, Arndt, Beyer, 
Dr Bing, Bril, Ediger, Dr Eppich, r. Salt, J. Fischer Foolen 
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wegmann, Semrau, Senftleben, Dr. Treichel, Dr. 


p 
Schulz 


Mittwoch, den 25. November 1925. 


Luxusſteuergeſetzes und Erhöhung des Anteils der Gemein⸗ 
den an der Einkommen- und Körperſchaftsſteuer“. Ich 


bitte diejenigen, die für die Überſchrift ſind, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
die Überſchrift iſt abgelehnt. Nach meinem Dafürhalten iſt 
dieſe Druckſache Nr. 1909 jetzt in der zweiten Abſtimmung 
abgelehnt. Da ein Torſo übriggeblieben iſt, wird es die 
Aufgabe der dritten Leſung ſein, eine Klarſtellung herbei- 
zuführen. Ich bin der Auffaſſung, daß mit teilweiſer Er⸗ 
ledigung der Drucksache Nr. 1425 auch die Punkte 14 
und 15 der Tagesordnung ihre vorläufige Erledigung ge- 
funden haben. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr 
Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (J. Nat.): Wir find damit 
einverſtanden. ; 

Vizepräſident Splett: 
Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Anderung des Geſetzes über Fürſorge für Klein⸗ 
rentner. Urantrag der Frau Abg. Richter und 
Fraktion. 

Druckſache Nr. 1961 zu Nr. 1682. Ich eröffne die Be- 
ſprechung. Das Wort hat Frau Abg. Richter. 

Richter, Frau Abgeordnete (D.Lib.): M. D. u. H.! 
Als ich ſeinerzeit den Antrag ſtellte, daß das Geſetz über 
Fürſorge für Kleinrentner dahingehend eine Abänderung 
erfahren ſollte, daß nicht nur Einnahmen aus Arbeit bis 
zu zwei Drittel des Unterſtützungsſatzes bei der Berechnung 
der Unterſtützung außer Anſatz gebracht werden ſollte, ſon⸗ 
dern auch die in neuerer Zeit durch die Aufwertung ſich 
ergebenden Einnahmen aus Kapital, da bewog mich dazu 
das Intereſſe für die Kleinrentner. Dieſe kleinen Beträge, 
die die Leute nach langen Jahren endlich wieder einmal 
erhielten, ſollten dazu verwendet werden können, An⸗ 
ſchaffungen zu machen. Inzwiſchen hat ſich aber der Staat 
bereit erklärt, die Ausführungsbeſtimmungen in dem Sinne 
abzuändern, wie ich es in meinem Antrage vorgeſehen 
hatte. Deshalb erübrigt ſich nach meinem Dafürhalten 
eine weitere Beratung des von mir eingereichten Geſetz⸗ 
entwurfs. Ich freue mich jedenfalls, feſtſtellen zu können, 
daß meine Anregung dazu beigetragen hat, den Senat zu 
dieſer Maßnahme zu veranlaſſen. 

5 Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. Ge- 
bauer. 

Gebauer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! In 
Anbetracht der jetzigen geſteigerten Notlage vieler Kreiſe 
ſind ſich die Regierungsparteien darüber einig, daß alles 
getan werden muß, um diefe Notlage zu beheben. Dieſe 
Notlage ift vorhanden bei den Kleinrentnern, bei den So- 
zialrentnern, den Arbeitsloſen und den Kriegsbeſchädigten. 
Wir ſind aber gewiß, daß im Laufe des gegenwärkigen 
Haushaltsjahres nicht ausreichende Mittel zur Verfügung 
ſtehen, um helfend einzugreifen, wie wir es gern möchten. 


Ich rufe auf Punkt 16 der 
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Die Koalitionsparteien wünſchen deshalb, daß im nächſt⸗ 


jährigen Etat die Ausgaben für ſoziale und Wohlfahrts⸗ 

zwecke erhöht werden. Sie haben darum in der Drud- 
ſache Nr. 1982 eine e e eingebracht: 

In Anbetracht der IR enden Notlage wird der 

Senat erſucht, im nächſtjährigen Haushaltsplam die 

Ausgaben für ſoziale und Wohlfahrtszwecke bis an die 

Grenze des Möglichen zu erhöhen. 


Gaikowſki, Gebauer, Gehl, Gerick, Grünhagen, Harnau, Henn 
Hohnfeldt, Hoppe, Janzen, 997 Dr. le Rarjchero] 15 
Klawitter, Klingenberg, Kloßowſki, Fr. Kuntz, Kurowfki, maß 
korn, Ir. Landmann, Langowfki, Leu, Loops, Lemke, F. Ma 
kowſki, Mathieu, Mau, Mroczkowſki, Müller, Neubauer, 
mann, Plettner, Reek, Rn Rohde, Fr. Richter, er 
W E Wert ih 15 if e Dr. Wagi 7 
'eIB, Werner, erſchowſki, Wiſniewſki, Fr. Zuper. 14 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bergmann, Dr Blabiet 


r. Döll, Falk, Förſter, Jedwabſki, Fr. Kalahne, Fr. 3 r 
90 acz, Lehmann, Mahen, Dr. >= 


bezynſki, Dr. Panecki, 
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Mittwoch, den 25. November 1925. 2005 


(Gebauer, Abgeordneter.) 
Es muß dem Senat möglich fein, die Einnahmen für die 
geſteigerten Ausgaben bei dem nächſten Etat zu ſchaffen. 
Wir hoffen, daß dieſe Entſchließung der Koalitionsparteien 
angenommen wird. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Soeben 
hat der Herr Abg. Gebauer erklärt, daß die Not der Klein⸗ 
rentner ziemlich groß ſei, und daß ihnen geholfen werden 
müſſe. Wir ſehen keine Hilfe darin, daß der Senat beauf⸗ 
tragt wird, eine Verordnung zu erlaſſen, in dem Sinne 
zu verfahren, wie es die Parteien wünſchen. Wir ſehen 
nur etwas Poſitives in der Annahme des vorliegenden 
Geſetzentwurfs. Wir können ſeine Annahme umſomehr 
verlangen, da erklärt wird, daß bereits in ſeinem Sinne 
verfahren wird. Die Mittel ſind alſo ſelbſtverſtändlich vor⸗ 
handen. Wir ſind der Meinung, es liegt nichts im Wege, 
wenn nunmehr durch Geſetz feſtgelegt wird, daß die Mittel 
auch auszuzahlen ſind. Bei den Verordnungen und Ent⸗ 
ſchließungen iſt es meiſt ſo, daß derjenige etwas bekommt, 
der vom Senat bzw. den unteren Behörden als bedürftig 
betrachtet wird, oder wer als ſehr guter, treuer und ge⸗ 
wiſſenhafter Mann bekannt iſt. Diejenigen, die nicht nach 
der Pfeife des Senats oder der unteren Behörden tanzen, 
werden' größtenteils abgewieſen und bekommen nichts. 
Dann ſtützt man ſich immer auf die Verordnung oder Ent⸗ 
ſchließung, worin geſagt wird, es „kann“. Dahinter iſt 
aber kein Muß. Darum verlangen wir, daß die Vorlage 
Geſetz wird, damit die Kleinrentner in den Genuß der 
Rente kommen, wie ſie die Vorlage vorſieht. (Bravo! bei 
den Kommuniſten.) i $ 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur 
Abſtimmung über den einzigen Artikel der Druckſache 

r. 1682. Ich bitte diejenigen, die dem einzigen Artikel 
zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ift die Minderheit, er ift abgelehnt. überſchrift: „Ge⸗ 
ſetz zur Anderung des Geſetzes über Fürſorge für Klein⸗ 
rentner vom 23. Februar 1923 — Geſetzbl. S. 341 —“, 
abgelehnt. Damit iſt die Vorlage erledigt. Nun liegt noch 
eine Entſchließung zu Druckſache Nr. 1982 vor: 

In Anbetracht der ſteigenden Notlage wird der 
Senat erſucht, im nächſtjährigen Haushaltsplan die 
Ausgaben für ſoziale und Wohlfahrtszwecke bis am die 
Grenze des Möglichen zu erhöhen. 
Gebauer u. d. übr. Mitgl. d. Soz. Fraktion. 
Hoppe u. d. übr. Mitgl. d. Zentrums⸗Fraktion. 
W i Rächter m d. übr. Mitgl. d. Di.⸗Liberalen Fraktion. 
$ 155 dieſer Entſchließung zuſtimmen will, bitte ich, ſich vom 

Plaz zu erheben. (Geſchieht.) Das ift einſtimmig ange- 

nommen. Ich rufe auf Punkt 17 der Tagesordnung: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab⸗ 
änderung des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge. 
D Uvantrag des Abg. Laſchewſki und Fraktion. 
Aruſache Nr. 1962 zu Nr. 1879 und 1888. Ich rufe auf 
rtikel 1 und eröffne die Ausſprache. Das Wort hat Herr 
bg. Raſchke. 
r Raſchke, Abgeordneter (K.P): M. D. u. H.! Die 
i Mimiftiiche Fraktion hat aus Anlaß des Werftarbeiter⸗ 


e Gelegenheit genommen, das Geſetz über die Er⸗ 
Sloſenfürſorge dahin abzuändern, daß die ausgeſperr⸗ 


felt nber auch in den Genuß der Erwerbsloſenunter⸗ 
r Ua kommen. Die Begründung dafür ift ſehr einfach. 
es ſic uternehmer gehen heute bei jeder Gelegenheit, wenn 
5 FR Streik handelt, dazu über, die Arbeiter aus den 
teden rigoros auf die Straße zu werfen. Sie wiſſen 


ganz genau, daß die Arbeiter dadurch den Streik meiſt ver⸗ 


lieren Das if 7 
ie A. t ja auch das Steckenpferd der 5 
die Arbeiter Hei Eu er le der Unternehmer, 


Aus dieſen Gründen jagen wir, dem Arbeiter kann 


nur geholfen werden, wenn er auch bei dieſer Sachlage in 


den Genuß der Erwerbsloſenunterſtützung kommt. Der 
Kampf auf der Werft hat bewieſen, daß das Geſetz unbe⸗ 
dingt in dieſem Sinne geändert werden muß. Wenn von 
ungefähr 2000 Arbeitern, die auf der Werft beſchäftigt 
ſind, 50 in den Streik treten, ſo iſt das kein Grund die 
übrigen 1950 Menſchen auf die Straße zu werfen. Geht 
der Unternehmer dennoch ſo rigoros vor, ſo muß verlangt 
werden, daß dieſe zu Unrecht auf die Straße geſetzten Ar⸗ 
beiter in den Genuß der Unterſtützung gelangen. 

Wir wiſſen, daß der Ausſchuß unſere Geſetzesabände⸗ 
rung abgelehnt hat, und daß er von dieſen Fragen abſolut 
nichts wiſſen will. Die Gewerkſchaftsführer der freien Ge⸗ 
werkſchaften und auch der chriſtlichen Gewerkſchaften glau⸗ 
ben ja immer auf dem Standpunkt ſtehen zu müſſen, daß 
dies eine Sache der Gewerkſchaften wäre. Wir wollen 
das nicht verkennen, aber wir dürfen auch nicht aus den 
Augen laſſen, daß ein großer Teil der Arbeiter es noch 
nicht verſtanden hat, ſich gewerkſchaftlich zu organiſieren, 
und das iſt ſehr bedauerlich. Man muß den Leuten bei 
jeder Gelegenheit ſagen: „Nur der Gewerkſchaftszuſammen⸗ 
ſchluß kann Euer Elend beſeitigen, kann Euch wieder beſſere 
Arbeits- und Lebensbedingungen verſchaffen.“ Aber wenn 
nun einmal die Arbeiter noch nicht erkannt haben, daß ſie 
ſich organiſieren müſſen, darf man ſie nicht brutal verhun⸗ 
gern laſſen. Das iſt unſer Standpunkt. Wir ſagen den 
Arbeitern: „Wenn Ihr es noch nicht verſtanden habt, Euch 
zu organiſieren, müßt Ihr es in allerkürzeſter Zeit lernen. 
Diesmal können und werden wir noch für Euch eintreten, 
um Euch Hilfe zuteil werden zu laſſen.“ Es kann aber, 
wie geſagt, nicht unſere Aufgabe ſein, dieſe Leute völlig 
dem Elend preiszugeben. Ein Hineinpfuſchen in die Ge⸗ 
werkſchaftsarbeit kann nach unſerer Überzeugung hierbei 
nicht beſtehen und auch nicht begründet werden. Wenn 
man ſich aber reaktionär auf einen Standpunkt verbiſſen 
hat, werden alle dieſe Argumente vorgebracht, und man 
kann ſchließlich erklären: „Du kannſt verhungern, weil Du 
Dich nicht organiſiert haſt.“ Wir ſagen, daß hier unbe⸗ 
dingt geholfen werden muß. Das muß umſo mehr ge⸗ 
ſchehen, weil gerade Herr Nos es iſt, der die Wirtſchaft hier 
in Danzig in größter Dimenſion zu zerſchlagen verſucht. 
Ich ſage, Herr Nos iſt es, der Danzig an Polen ausliefern 
will. Herr Nos will den Polen gegenüber nachweiſen, daß 
Danzig ſich als Freiſtaat nicht mehr halten kann, und daß 
für Polen die beſte Gelegenheit iſt, hier einzugreifen. Und 
wenn man ihm nachher eine halbe Million Zloty in die 
Taſche ſteckt, ſagt er danke ſchön. Aber nicht nur gegen⸗ 
über ſeinen Arbeitern, ſondern auch die rigoroſe Behand⸗ 
lung der Angeſtellten durch Herrn Nos ſpottet jeder Be⸗ 
ſchreibung. In der letzten Zeit iſt dieſer Herr dazu über⸗ 
gegangen, 50 Angeſtellte zu entlaſſen bzw. zu kündigen. 
(100! links.) Dann bin ich ſchlecht unterrichtet; mir wurde 
vor drei Tagen die Zahl 50 genannt. Es fragt ſich, ob der 
Betrieb dieſe Angeſtellten entbehren kann. Die Betreffen⸗ 
den ſtehen auf dem Standpunkt, daß das nicht zutrifft. 
Herr Nos iſt drauf und dran, dieſe Kräfte zu ergänzen. 
Warum werden dieſe Leute erſt entlaſſen und ins Elend 
geſtoßen, wenn Herr Nos eventuell im gegebenen Moment 
neue Kräfte nach Danzig ſchleppt? Daß die Wirtſchafts⸗ 
weiſe ſo nicht geregelt werden kann, iſt jedem Schulbuben 
klar, nur Herrn Nos ſcheint das immer noch nicht klar zu 
Jein. Dieſer edle Herr glaubt, wenn er mit der Fauſt auf 
den Tiſch ſchlägt, müßten alle tanzen, wie er pfeift. 

Es ift bedauerlich, daß ſich die Sozialdemokraten und 
beſonders die Gewerkſchaftsführer von dem Standpunkt 
leiten laſſen, daß das Geſetz mit dieſer Sache nichts zu tun 
habe. Ich fage, die Gewerkſchaftsführer ſollten ſich dieje 
Frage noch durch den Kopf gehen laſſen, ob ſie es zu⸗ 
laſſen wollen, daß die Leute, die heute keine Unterſtützung 
bekommen, die es nicht verſtanden haben, ſich gewerkſchaft⸗ 
lich zu organifteren, zugrundegehen oder Streikbrecher 
werden ſollen. Es liegt die Gefahr nahe, daß Herr Nos 
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Briefe hinausgehen läßt: „Wer gewillt iſt, zu arbeiten, 
kann arbeiten.“ Dann dürfen wir uns nicht wundern, 
wenn dieſe Leute Streifbrecher werden. Es handelt ſich um 
eine größere Zahl Arbeiter. Um das zu verhindern, muß 
das Geſetz abgeändert werden, die Leute müſſen in den 
Genuß der Unterſtützung unter der Vorausſetzung 
kommen, daß ſie ſich ſo ſchnell wie möglich gewerkſchaftlich 
organiſieren. 

Was den Artikel 2 unſerer Vorlage anbetrifft, daß die 
Erwerbsloſen die Unterſtützung vom erſten Tage der Er⸗ 
werbsloſigkeit an erhalten ſollen, ſo hat der Senatsvertreter 
im Ausſchuß einen, wie ſoll ich ſagen, ziemlich weitläufigen 
Standpunkt eingenommen. Vielleicht ließ er ſich davon 
leiten, daß die Arbeitsloſen mindeſtens ſo ein Gehalt haben 
wie er ſelbſt. Er erklärte, der Arbeiter, der arbeitslos wird, 
bekommt ja noch für acht Tage Gehalt oder Lohn. Davon 
kann er dann ſehr gut vierzehn Tage leben. Der Herr 
Senatsvertreter iſt anſcheinend in der Illuſion befangen, 
daß jeder Arbeiter heute mindeſtens einen Wochenlohn 
von 200 Gulden hat. Träfe das zu, dann könnte man den 
Standpunkt vertreten und ſagen, wenn der Arbeiter ent⸗ 
laſſen wird, bekommt er 200 Gulden und davon kann er 
gut 14 Tage lang leben. Es iſt aber nicht ſo, m. D. u. H. 
Wir willen alle, daß der Lohn von den Beſitzern der Be⸗ 
triebe ſo beſchnitten iſt, daß er lediglich von Woche zu Woche 
reicht. Wenn heute alſo jemand arbeitslos wird, dann iſt er 
wohl noch in der Lage, eine Woche zu leben, aber am An⸗ 
fang der nächſten Woche ſteht er vor dem Nichts, dann quält 
ihn ſchon der Hunger. Darum ſagen wir, daß die Arbeits⸗ 
loſen ſchon vom erſten Tage der Erwerbsloſigkeit die 
Unterſtützung bekommen folen, zumal es ja fünf bis ſechs 
Wochen dauert, bis die erſte Auszahlung der Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung erfolgt. (Oberregierungsrat Dr. Hemmen: 
Das ſtimmt nicht!) Das ſtimmt nicht, Herr Oberregie⸗ 
rungsrat? Dann müßte vielleicht in einem Reſſort die 
Arbeit etwas ſchneller gehen, aber, ſoweit ich unterrichtet 
bin, iſt nicht daran zu denken, daß die erſte Unterſtützung 
vor Ablauf von vier Wochen gezahlt wird. Wir haben ſehr 
viele Beweiſe, daß die Ermittlungen vier Wochen und 
länger dauern, d. h., wenn der Arbeiter Glück hat und 
nichts mehr in ſeiner Bude ſteht. Wenn er aber noch ein 
Sofa oder einen Schrank in ſeiner Stube hat oder noch auf 
einem Unterbett ſchläft, dann dauert es acht Wochen, bis 
die Ermittlungen abgeſchloſſen ſind und er ſchließlich eine 
Unterſtützung erhält. Aber ſelbſt wenn er nur vierzehn 
Tage warten muß, muß er ſich doch ſchon Geld borgen, 
um leben zu können. (Oberregierungsrat Dr. Hemmen: 
Vorſchuß!) Das wird vielleicht nach drei oder vier Wochen 
eintreten. Es handelt ſich hier darum, ob der Mann, der 
meinetwegen am 15. Oktober entlaſſen wird, am Sonn⸗ 
abend, dem 22. Oktober, noch Geld hat, um in der nächſten 
Woche oder auch ſchon am Sonntag, dem 23. Oktober, noch 
leben zu können. Ich ſage, daß das nicht der Fall iſt. 
Wenn der Mann acht Tage von ſeinem Lohn gelebt hat, 
ift das Geld zu Ende. 

Alſo glauben wir auch hier ſehr gut begründen zu 
können, daß die Erwerbsloſenunterſtützung vom erſten 
Tage der Erwerbsloſigkeit gezahlt werden muß. Sie muß 
umſomehr gezahlt werden, weil an der Arbeitsloſigkeit die 
kapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe die Schuld trägt. Wir 
können nicht dulden, daß in dieſem Falle der Arbeiter der 
notleidende Teil ſein ſoll. Ich möchte Sie noch einmal 
erſuchen, m. D. u. H., ſich die Sache zu überlegen und be⸗ 
ſonders dafür zu ſtimmen, die Unterſtützung auch denjeni⸗ 
gen zu gewähren, die durch Streik erwerbslos werden, 
und zwar vom erſten Tage der Erwerbsloſigkeit an. Ich 
glaube nicht, daß Sie etwas erreichen werden, wenn Sie 
ſich reaktionär einſtellen und vielleicht die Not der Erwerbs⸗ 
loſen mit der Waffe niederkämpfen wollen. Es hat ſich 
immer gezeigt, daß dieſer reaktionäre Standpunkt ſchließ⸗ 
lich den Kürzeren zieht. Wenn Sie weiter glauben, die 


Erwerbsloſen ſchikanieren und hungern laſſen zu können, 0 


dann werden auch Sie den Kürzeren ziehen. Die Erwerbs⸗ 
loſen werden nicht lange auf ſich warten laſſen. Sie wer⸗ 
den ſich ſo ſchnell wie möglich beſinnen und erkennen, wie 
ihre Not beſeitigt werden kann. Durch Notſtandsarbeiten 
und andere Mittelchen wird den Erwerbsloſen nicht ge⸗ 


holfen. Sie wollen in erſter Linie Arbeit. Wir können 


uur den Arbeitsloſen jagen: Wenn Ihr arbeiten wollt, 
ſtürzt dies Syſtem, dann wird Arbeit vorhanden ſein. 
(Bravo!) SIE 

Vizepräſident Splett: Sie haben, Herr Abg. Raſchke, 
einem außerhalb des Hauſes ſtehenden Herrn den ſchweren 


Vorwurf des Vaterlandsverrats (Zurufe links) gemacht. 


Beweiſe haben Sie nicht gebracht. Ich rufe Sie zur Ord⸗ 
nung. Der Betreffende kann ſich nicht verteidigen, es geht 
nicht an, daß ich das ungerügt laſſe. (Abg. Raſchke: Sie 
können ihn ja einladen!) Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beratung zu Artikel 1 iſt geſchloſſen. Die⸗ 
jenigen, die Artikel 1, enthalten in der Druckſache Nr. 1879, 
zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom Platze zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Artikel 1 iſt abge⸗ 
lehnt. Ich rufe auf Artikel 2 und eröffne die Ausſprache. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt 
geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung über Artikel 2. 
Ich bitte diejenigen, die ihm zuſtimmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit: 
Artikel 2 iſt abgelehnt. Ich rufe auf Artikel 3, enthalten 
in der Druckſache Nr. 1888. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Ausſprache iſt geſchloſſen. Wer Artikel 3 zuſtim⸗ 
men will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit. Artikel 3 iſt abgelehnt. Ich bitte 
die Damen und Herren, die die Überſchrift: „Geſetz zur 
Abänderung des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge vom 
28. März 1922“ annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Sie iſt ab⸗ 
gelehnt. Damit iſt der Geſetzentwurf erledigt. (Abg. 
Raſchke: Es liegt noch eine Entſchließung vor!) Die Ent⸗ 
ſchließung iſt auf Punkt 18 zurückgeſetzt. Ich rufe auf 
Punkt 18 der Tagesordnung: 

„Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegen⸗ 
heiten zum Antrag des Abg. Laſchewfki und Frat- 
tion betr. Gewährung einer Wirtſchaftsbeihilfe an 
die Erwerbsloſen. 

Druckſache Nr. 1963 zu Nr. 1925. 
Herr Abg. Laſchewſfki. 


Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Sie 
machen ſich die Frage der Erwerbsloſen ziemlich leicht. 
Ich glaube, die meiſten Abgeordneten wiſſen noch nicht 
einmal, was die Erwerbsloſen durch uns gefordert haben, 
ſonſt könnten Sie gegenüber unſerm Antrage nicht zu einer 
derartigen Stellungnahme kommen. Wir haben für die 
Erwerbsloſen pro Haushalt zehn Zentner Kartoffeln für 
den Winter gefordert: drei Zentner für den Haushaltsvor⸗ 
ſtand, zwei Zentner für die Ehefrau, und einen Zentner 
für jedes Kind. Geringere Forderungen können gar nich 
geſtellt werden. Trotzdem iſt der Antrag abgelehnt worden. 
Als ſeinerzeit die Erwerbsloſenkommiſſion im Volkstag 


Das Wort hat der 


war, haben ihr die einzelnen Fraktionen zugeſichert, daß 


ſie ihren Antrag, den ſie ſchon beim Senat verkreten hatten, 


im Volkstag unterſtützen und annehmen wollten. Im Sozia⸗ 


len Ausſchuß haben Sie den Antrag abgelehnt. Dann ſollten 
Sie wenigſtens den Mut gehabt haben, dieſe Ablehnung 
ſchon damals den Erwerbsloſenvertretern zu erklären. Da 
ſollten Sie, Herr Abg. Schwegmann, der Sie auch gu 
ſicherungen gemacht, gleich geſagt haben, daß Sie für die 
Erwerbsloſen nichts bewilligen wollten. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Ich habe nur Zuſicherungen wegen der Beratung 
gemacht!) Da ſollten Herr Ediger, Herr Mau und = 
Zentrumsvertreter den Mut gehabt haben, den Erwer ra 
loſenvertretern zu erklären, fie würden derartigen Anträge 
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[Laſchewſki, Abgeordneter.) 
nicht zuſtimmen. Die eben Genannten wiſſen, welche Zu⸗ 
ſicherungen Sie der Erwerbsloſenkommiſſion gaben. (Abg. 
Schwegmann: Gar keine, nur wegen der beſchleunigten 
Beratung!) Wir wiſſen, was Sie ihnen geſagt haben. 
Sie haben nicht den Mut, zu Ihrem Wort zu ſtehen. 
Ganz beſonders iſt die Haltung der Sozialdemokratie. 
In einer Funktionärverſammlung hat der Stadtverordnete 
Behrend einen Bericht gegeben, die Kommuniſten verlang⸗ 
ten für die Erwerbsloſen eine Wirtſchaftsbeihilfe von 
monatlich 250 Gulden, außerdem Unmengen von Kohlen 
und Kartoffeln. Sind das Unmengen, wenn wir für ein 
Kind einen Zentner, für die Frau zwei Zentner und für 
den Mann, den Haushaltungsvorſtand, drei Zentner for⸗ 
dern. Das nannte der ſozialdemokratiſche Stadtverord⸗ 
nete Behrend in der Funktionärverſammlung Unmengen. 
Das iſt aus einem Artikel der Volksſtimme herausgenom⸗ 
men. Eure Arbeiter haben unſere Forderungen doch auch 
geleſen; Eure Vertreter ſind in der Erwerbsloſenkom⸗ 
miſſion geweſen, die dieſe Forderungen aufgeſtellt hat. Ich 
wundere mich, daß man einen ſolchen Berichterſtatter wie 
den Stadtverordneten Behrend dann nicht hinausgejagt 
hat. Ich kann nicht verſtehen, daß es möglich iſt, in einer 
ſozialdemokratiſchen Funktionärverſammlung einen der⸗ 
artigen Unſinn zu erzählen. Die ſozialdemokratiſchen 
Funktionärverſammlungen verlangten ebenfalls, daß Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfen gezahlt würden. (Abg. Gehl: Doch von den 
emeinden, nicht vom Staat!) Der Volkstag“ſchiebt es 
auf die Gemeinden und von den Gemeinden laufen die 
träge bei der Regierung ein. Wir haben in der letzten 
emeindevertreterſitzung in Oliva ebenfalls dieſen Fall 
gehabt, und beſchloſſen, uns an die Regierung zu wenden, 
a der Volkstag eine Entſchließung angenommen hat, die 
en Gemeinden die Verpflichtung auferlegt, daß an die be⸗ 
ürftigen Kleinrentner und Erwerbsloſen Wirtſchaftsbei⸗ 
hilfen gezahlt werden ſollen. Die Gemeinden, die nicht 
umſtande find, ihre eigene Exiſtenz zu friſten, ſollen Wirt- 
ſchaftsbeihilfen geben. Das iſt eben ein Betrug. Der 
zolkstag wälzt es auf die Gemeinden ab, trotzdem er die 
Leiſtungsunfähigkeit der Gemeinden genau kennt. Sie 
machen es ſich leicht, indem ſie Reſolutionen annehmen, 
M denen die Gemeinden die Sache aufgehalſt bekommen. 
ie Gemeinden ſollen Unterſtützungen zahlen, und dabei 
Vijen Sie ganz genau, daß fie dazu nicht imſtande find. 
A wundere mich auch, daß die Deutſchnationalen den 
dutrag abgelehnt haben. Ich weiß nicht, ob Herr Abg. 
dasler da ift. Die Deutſchnationalen ſtellten doch gerade 
N der letzten Gemeindevertreterſitzung einen Antrag, daß 
a Not jo groß wäre, daß unbedingt geholfen werden 
i üßte. Es ſollte ein Antrag an die Stadt Danzig gerichtet 
verden, da wir doch gewiſſermaßen unter Kuratel der 
Danziger ſtehen. (Heiterkeit. — Schöne Wirtſchaft! links.) 
as iſt die Folge der Taten der Deutſchnationalen. (Abg. 
A riot Das hat Raube getan!) Dann iſt Raube wohl 
1 an den Vorgängen im Kreis ſchuld, wo auch Millionen 
i Orengegangen find? (Abg. Gaifowjfi: Das muß unter- 
würd werden!) Wenn der Fall Oliva unterſucht würde, 
* < man ſehen, wo die Hauptſchuldigen ſitzen. 
ale In der Gemeindevertretung ſpielen die Deutſchnatio⸗ 
H 1155 die Mildtätigen. Da wollen ſie allen etwas geben. 
oleh z ſind aber nicht vorhanden. Alſo muß der Senat 
unſerereraitſtellen. Hier liegen nun Anträge vor, die nach 
= 1 5 „Meinung ganz minderwertig find. (Weshalb 
wir 1 das?! links.) Wir ſtellen die Anträge, weil 
mehr RL Arbeiterſchaft zeigen wollen, daß Ihr heute nicht 
er der Arbeiter feid. Seitdem Ihr in ber 
arbei lende fibt, habt Ihr nicht mehr das Geringſte für die 
keine eren übrig. Deshalb ſtellen wir heute 
nur on ndſätzlich kommuniſtiſchen Forderungen, ſondern 
Ihr Ahe, minderwertige, um den Arbeitern zu zeigen, daß 
deute et auch nicht das Geringste geben wollt. Ihr ſeid 
nur für die Erhaltung des kapitaliſtiſchen Staates in 


Danzig, ohne Rückſicht darauf, ob die große Maſſe ver⸗ (0) 


hungert. (Abg. Gebauer: Trotzdem iſt die Kommuniſtiſche 
Partei zuſammengebrochen!) Darüber wollen wir nicht 
ſprechen. Ihr habt die Kommuniſtiſche Partei ſchon hun⸗ 
dertmal totgeſagt. Sie kann hundermal verboten werden, 
umſo beſſer wird ſie nachher auferſtehen. Das überlaßt 
nur uns. Die Geſchichte und die Zukunft werden den Be⸗ 
weis bringen. (Ja, wartet nur ab, wie die Dinge kommen 
werden! links.) Ich glaube, daß ich das erleben werde. 
(Warum nehmt Ihr den Arbeitsloſen noch Beiträge ab? 
links.) Euer Vertreter Dulſki iſt mit im Arbeitsloſenrat, 
fragt ihn, warum er den Arbeitsloſen einen kleinen Betrag 
abnimmt. Das wird getan, um die Verſammlungen zu 
finanzieren. (Zwiſchenrufe links.) Euch Sozialdemokraten 
ift die Geſchichte unbequem. Ich würde als Gewerkſchafts⸗ 
ſekretär, der ſich doch von den Arbeitsloſen ernähren läßt 
und ein gutes Einkommen hat, nicht den Mut aufbringen, 
hier gegen ſolche kleinen Forderungen zu ſtimmen. Dazu 
gehört ſchon ein großes Maß von Schmutzigkeit. Die 
Deutſchnationalen und die Deutſche Partei geben noch hin 
und wieder den Kleinrentnern etwas. Da zeigen ſie noch, 
daß ſie ein mildes Herz haben. Man kann diefe Frage 
nicht löſen, indem man Entſchließungen annimmt und die 
Sache den Gemeinden zuſchiebt. Die Gemeinden ſind aber 
nicht in der Lage, die Sache durchzuführen. Dann ſeien 
Sie doch jo ehrlich, lehnen Sie es ab und machen Sie den 
armen Leuten keine Hoffnungen. Wenn die leſen, daß 
eine Entſchließung angenommen iſt, denken ſie, daß ſie 
eine Unterſtützung bekommen, und in Wirklichkeit erhalten 
ſie nichts. In dieſer ſchönen Entſchließung haben Sie ge⸗ 
jagt, daß von den 300 000 Gulden noch 120 000 Gulden 
vorhanden ſind. Und aus dieſen 120 000 Gulden wollten 
Sie Unterſtützungen zahlen. ar 

Wiſſen Sie, wie überhaupt die Beihilfen gezahlt mwer- 
den? Die werden nach dem Willen des Beamten gezahlt, 
der die Höhe ſo feſtſetzt, wie es ihm in ſeinen Kram paßt. 
Kommt jemand, der politiſch anders eingeſtellt iſt oder 
vielleicht bei der einen oder anderen Gelegenheit ein un⸗ 
höfliches Wort gebraucht hat, fo ift der Mann erledigt. 
Er erhält keine Unterſtützung. Da Sie immer geſagt haben, 
daß nur der bedürftige Arbeitsloſe Unterſtützung erhalten 
ſoll, ſo muß hier die doppelte Bedürftigkeit feſtgeſtellt wer⸗ 
den. Auch Ihnen, Herr Abg. Gaikowſki, wird wohl be- 
kannt ſein, daß ein Arbeitsloſer nur Unterſtützung beziehk, 
wenn die Bedürftigkeitsfrage geſtellt ift. (Abg. Gaikowfki: 
Das ſteht im Geſetz!) Und die Wirtſchaftsbeihilfe, die ge-. 
zahlt werden ſoll, wollen Sie noch einmal von einer Be⸗ 
dürftigkeit abhängig machen. (Kinderzahl uſw.! links.) Wir 
ſind auch für Staffelung der Unterſtützung. Wir ſtehen 
nicht auf dem Standpunkt, daß ein Unverheirateter ſoviel 
bekommen ſoll, wie ein Familienvater mit ſechs Kindern. 
Aber wir ſagen, daß jeder Arbeitsloſe berechtigt iſt, eine 
Unterſtützung zu beziehen. Er ſoll nicht abhängig von der 
Laune eines Beamten ſein. Nehmen Sie den Ort Danzig. 
Wo hat der Erwerbsloſe das Beſchwerderecht? Er kann 
iH an den Senat wenden. Dann kommt die Sache an 
den betreffenden Beamten, der ſo rückſichtslos iſt, dem Er⸗ 
werbsloſen nichts mehr zu geben. (Abg. Gaikowſki: Ich 
kann Ihnen das Gegenteil beweiſen. — Abg. Raſchke: Sie 
find auch ein Schmuſer!) Wenn der Betreffende nun in 
Ihrer Partei iſt, werden Sie etwas durchdrücken. Sie 
ſagen dann eben, es iſt mein guter Kollege, er iſt ein guter 
Zentrumsmann. Aber wenn ein anderer kommt, bekommt 
er nichts. (Abg. Gaikowſki: Ich habe niemals nach der 
politiſchen Richtung des Einzelnen gefragt!) i 

Wir find zu tief in die Materie eingeweiht. Deshalb 
verlangen wir, daß die Wirtſchaftsbeihilfe nicht nach dem 
Ausſehen bezahlt wird. Wir verlangen, daß jeder Er⸗ 
werbsloſe die Unterſtützung erhält, geſtaffelt nach der 
Kinderzahl. Es darf nicht dem einzelnen Beamten über⸗ 
laſſen bleiben. Jetzt gibt er dem einen 15 Gulden und 


(A) dem anderen 20 Gulden. 


2008 
(CLaſchewfki, Abgeordneter.) 


(Abg. Gaikowſki: Sie haben 
doch den Erwerbsloſenrat!) Der Erwerbsloſenrat iſt nur 
dazu da, Ruhe unter den Erwerbsloſen zu halten und den 
Vermittler zwiſchen Erwerbsloſen und Beamten zu ſpielen. 
Wenn ein Erwerbsloſenrat den Beamten nicht angenehm 
iſt, dann hat er als Erwerbsloſenvat keinen Zutritt. So iſt 
die Sache. Dann erkennt man ihn nicht an. Vor kurzem 
war es ja der Fall. Die ganze Verſammlung, auch Ihr Herr 
Dulſki, erklärte, daß ein Erwerbsloſer weiter Erwerbs⸗ 
loſenrat bleiben ſolle, da er ſolange der Vertreter der 
Erwerbsloſen war. Nur der Senator Dr. Wiereinſki er- 
lennt ihn nicht an, weil er einmal die Ruhe verloren 
haben ſollte. Monatelang behielt er die Ruhe, dann ging 
ſie ihm aus und er ſollte nicht mehr Erwerbsloſenrat ſein. 

Selbſtverſtändlich werden die Arbeiter, die für die 
Intereſſen der Kollegen eintreten, nicht mehr anerkannt. 
So iſt es auch mit der Unterſtützung. Der Erwerbsloſen⸗ 
rat hat gar keine Möglichkeit, für die Zurückgeſetzten eine 


Unterſtützung herauszuſchlagen, wenn das gegen den Willen 


des Beamten iſt. Deswegen verlangen wir, daß alle Er⸗ 
werbsloſen die Unterſtützung in ausreichender Höhe be⸗ 
kommen“ Aber Sie geben kein Geld für die Erwerbs⸗ 
loſen, weil es aus Ihren Taſchen kommen könnte. Sie 
ſehen den Staat in Gefahr, wenn Sie eine Wirtſchafts⸗ 
beihilfe zahlen. Auf anderen Stellen werden aber die 
Gelder noch heute haufenweiſe vergeudet. Dazu zählt auch 
die Beamtenbeſoldung. So wie die Wirtſchaft jetzt ſteht, 
wird auch den Koalitionsparteien ein Licht aufgehen. Auch 
Sie werden noch zu Maßnahmen greifen müſſen, um hier 
eine Anderung zu ſchaffen, um die oberen Beamten in 
ihren Gehältern einer anderen Behandlung zu unter⸗ 
werfen. 

Es gibt alſo Wege, auch dieſe Mittel aufzubringen, 
wenn man nur will. Die Koalitionsparteien, die feiner- 


zeit große Töne ſprachen, gehen heute nur ſehr zaghaft an 


(B 


— 


ihr Programm heran, das ſie ſich ſelbſt geſtellt haben. Die 
Erwerbsloſen werden aus Ihrer Ablehnung ſehen, wo ihre 
Vertreter ſitzen. Die „Volksſtimme“ muß natürlich in 
ihrem Bericht die ſozialdemokratiſche Haltung gegenüber 
den Erwerbsloſen durch Angriffe auf uns decken. Sie 
ſchreibt, die Kommuniſten ſtellen Agitationsanträge. Wir 
haben dieje Anträge nur auf Beſchluß der Erwerbsloſen⸗ 
verſammlungen in Danzig und als Forderung der Er— 
werbsloſenkommiſſion, die hier mit den einzelnen Frak⸗ 
tionen verhandelt hat, geſtellt. Es ſind nicht eigentlich 
unſere Anträge, ſondern Anträge der Tausenden von Čr- 
werbsloſen. Wenn Sie dieſe Auträge als Agitation be⸗ 
zeichnen, um ſo beſſer für uns. Die Erwerbsloſen werden 
dann ſchneller erkennen, wie die Sozialdemokratie als au⸗ 
gebliche Arbeiterpartei für die Erwerbsloſen wirkt. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) S 


Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beratung ift geſchloſſen. Es liegt eine 
Reihe von Abänderungsanträgen vor. Zunächſt würde ich 
über Druckſache Nr. 1925 abſtimmen laſſen. Dann würde 
ich vorſchlagen, über Nr. I der Druckſache Nr. 1973, Ab⸗ 


änderungsantrag des Abg. Laſchewſki u. Fr., abzuſtimmen: 


Der Urantrag Druckſache Nr. 1925 erhält folgenden 
2. Abſatz: 

Der Senat wird beauftragt, eine Verfügung mit 
ſofortiger Wirkung an alle Gemeinden zu erlaſſen 
dahingehend, daß die Stempelung der Erwerbsloſen⸗ 
karten täglich nur einmal zu vollziehen iſt, und zwar 
in der Zeit von 8—12 Uhr vormittags. 

Es iſt ein Zuſatzantrag. Wäre es ein Abänderungsantrag, 


ſo müßte darüber zuerſt abgeſtimmt werden. Dann ſtelle 


ich den Eventualantrag auf Druckſache Nr. 1973 zur Ab⸗ 
ſtimmung: 


Bei Ablehnung des Urantrages Drucksache Nr. 1925 
beantragen wir, der Entſchließung auf Drucksache Nr. 
1963 einen zweiten Abſatz mit dem gleichen Wortlaut 
wie vorſtehend unter I hinzuzufügen. 


Volkstag Danzig. — 140. Sitzung. 
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Daun kämen wir zur Abſtimmung über die Entſchließung (C) 


des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten, Druckſache 
Nr. 1963: 

Der Senat wird erſucht, den Gemeinden Mittel zur 
Verfügung zu ſtellen zur Gewährung von außerordent⸗ 
füllen Beihilfen an Erwerbslose in beſonderen Not- 
allen. 

Dann kämen wir zu Entſchließung Druckſache Nr. 1984, 
die ſeinerzeit irrtümlich der Druckſache Nr. 1963 zugefügt 
war: 

Der Senat wird erſucht, auf die Gemeinden dahin 
einzuwirken, daß täglich nur eine einmalige Kontrolle 
der Erwerbsloſen durch Abſtempeln der Erwerbsloſen⸗ 
karten ſtattfindet. 

Gebauer u. d. übr. Mitgl. d. Soz. Fraktion. 

Hoppe u. di übr. Mitgl. d. Zentrums⸗Fraktion. 

Wagner u. d. ibr. Mitgl. d. Deutſchlib. Fraktion. 

Ich werde in der vorgeſchlagenen Weiſe verfahren. Ich 
bitte diejenigen, die der Druckſache Nr. 1925 zuſtimmen 
wollen, fich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die 
Minderheit, fie iſt abgelehnt. Dann ſoll gemäß Druckſache 
Nr. 1973, I ein Zuſatz angefügt werden. Ich bitte die 
Damen und Herren, die für Drucksache Nr. 1973, I find, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder- 
heit, der Zuſatzantrag ift abgelehnt. Wir kommen zur Mb- 
ſtimmung über den Abänderungsantrag auf Druckſache 
Nr. 1973, II, der der Entſchließung des Ausſchuſſes den 
eben abgelehnten erſten Abſatz zufügen will. Ich bitte die 
Damen und Herren, die der Druckſache Nr. 1973, II zu⸗ 


ſtimmen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Abg. Raſchke: 


Die einmalige Stempelung wollt Ihr auch nicht durch⸗ 
führen, Ihr ſeid wohl meſchugge, den ganzen Tag ftempeln 
zu laſſen. — Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Anz 
trag ift abgelehnt. Wir kommen zur Entſchließung des 
Ausſchuſſes, Druckſache Nr. 1963. Wer dafür iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die große Mehrheit. 
Die Entſchließung iſt angenommen. Dann liegt no 
die Druckſache Nr. 1984 vor. (Zwiſchenruf des Abg. 
Raſchke.) Herr Abg. Raſchke, wir jind in der Mb- 
ſtimmung. (Abg. Raſchke: Unerhört! Dieſe Gemeinheit! 
Na, wir werden das den Epwerbsloſen erzählen!) Ich bitte 
die Damen und Herren, die der Druckſache Nr. 1984 zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge 
ſchieht.) Das ift die Mehrheit, die Entſchließung, Druckſache 
Nr. 1984, iſt angenommen. Damit iſt Punkt 18 der Tages⸗ 
ordnung erledigt. Ich rufe auf Punkt 19: 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegen⸗ 
heiten zum Antrag des Abg. Laſchewſti und Frak⸗ 
tion betr. tarifmäßige Löhne für Notſtandsarbeiten. 

Drucksache Nr. 1964 zu Nr. 1878. Die Frau Abg. Kreft 
hat einen ſchriftlichen Bericht vorgelegt, der in Ihren 
Händen iſt. Ich eröffne die Ausſprache. Das Wort hat der 
Herr Abg. Klapps. i 

Klapps, Abgeordneter (K.P.): Meine Fraktion hat 
den Antrag Druckſache Nr. 1878 eingebracht, weil der 
Volkstag am 10. September d. J. einen Beſchluß faßte, 
den Senat zu beauftragen, Notſtandsarbeiten zu tarife 
mäßigen Löhnen zu beſchaffen. Meine Fraktion hat dieſem 


~ 


Antrag in dem guten Glauben zugeftimmt, daß die Löhne 


gezahlt werden ſollten, die auf Grund der gewerkſchaftlichen 
Vereinbarung für die einzelnen Berufsgruppen getroffen 
worden ſind, gezahlt werden müſſen. Da dies nicht 
Fall iſt, ſondern Löhne gezahlt werden, die zum Leben 
zu wenig und zum Sterben zu viel ſind, hat meine Fraktion 
den Antrag Druckſache Nr. 1878 eingebracht, der folgende! 
Wortlaut hat: : 
Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: Sep⸗ 
Gemäß dem Beſchluſſe des Volkstages vom 2 iten 
1 1 0 n a a 7 
u tarifmäßigen Löhnen beſchließt der tag: 
5 Bei Nolſtandsarbeiten 5 der tarifmäßige bach 9575 
jenigen Berufsgruppe zu zahlen, in deſſen Berei 
Notſtandsarbeit fällt. 
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(Klapps, Abgeordneter.) 3 
Bei Streitigkeiten entſcheidet eine Kommiſſion, be- 
ſtehend aus je einem Vertreter des Senats, der Ge⸗ 
werkſchaften und des Erwerbsloſenrats. 
Wie ſehen aber die Löhne für Notſtandsarbeiten aus? Der 


Herr Abg. Gebauer hat, als die Forderungen der Erwerbs⸗ 


loſen zur Debatte ſtanden, ausdrücklich betont, daß Not⸗ 
ſtandsarbeiten zu tarifmäßigen Löhnen beſchafft werden 
müſſen und daß die Forderung der tarifmäßigen Löhne 
eine Selbſtverſtändlichkeit wäre. Sein Parteifreund Mau 
erklärte aber ſchon ein paar Tage ſpäter in einer öffent⸗ 
lichen Verſammlung, daß derjenige, der bei der Abſtim⸗ 
mung geglaubt habe, daß dieſe Notſtandsarbeiten mit den 
tarifmäßigen Löhnen bezahlt würden, die die qualifizierten 
Arbeiter erhielten, nicht ganz richtig im Oberſtübchen wäre, 
oder daß er für ſozale Fragen kein Verſtändnis hätte. Wie 
aus dem Ausſchußbericht hervorgeht, iſt der Antrag gegen 
zwei Stimmen im Ausſchuß abgelehnt worden, und zwar, 
wie ich von meinem Fraktionskollegen erfahren habe, gegen 
die Stimmen der Kommuniſten und Deutſchſozialen. Wir 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß mindeſtens die Gewerk⸗ 
ſchaftsvertreter dieſem Antrage hätten zuſtimmen müſſen, 
wenn ſie es ehrlich mit der Arbeiterbewegung meinen. Er 
birgt eine Gefahr für die Gewerkſchaften in ſich, denn der 
Senat hat auf dem Verordnungswege die Sätze der Löhne 


feſtgelegt. Er hat die Notſtandsarbeiten an private Unter- 


nehmen vergeben, aber auf verordnungsmäßigem Wege 
die Löhne folgendermaßen feſtgeſetzt: Der Stundenlohn 
beträgt für Unverheiratete 65 Pfennig. Außerdem wird 
eine ſoziale Zulage an Verheiratete gegeben, für die Frau 
fünf Pfennig und für jedes Kind fünf Pfennig, bis zu fünf 
Kindern, ſo daß der Höchſtſatz 95 Pfennig beträgt. 
Die Unverheirateten ſchneiden dabei am ſchlechteſten ab. 
Zum mindeſten ſtehen den Leuten auf Grund der gewerk⸗ 
chaftlichen Tarifverträge 1,28 Gulden zu. Glauben Sie, 
m. H., daß Sie eine Verbeſſerung für die Arbeitsloſen 
geſchaffen haben, als Sie den Antrag der Kommuniſten im 
Sozialen Ausſchuß ablehnten? Nein, Sie haben im 
großen Umfang eine Verſchlechterung geſchaffen. Der 
rbeitsloſe, der vielleicht ein Jahr oder noch länger arbeits⸗ 
05 ift und diele Notſtandsarbeiten verrichten muß, ift 
orperlich vollkommen heruntergekommen. Er hat faſt nur 
Fumpen auf dem Leibe, und an den Füßen Schuhe, die 
dielleicht nur Oberleder haben. Er muß nun für 65 Pfg. 
! tundenlohn z. B. in Weichſelmünde bis an die Knöchel 
im Waſſer oder in Zigankenberg im Lehm ftehen. 
tie Was haben Sie dadurch weiter geſchaffen? Ein indirek⸗ 
G5 Arbeitspflichtgeſetz, da der Arbeitsloſe jetzt für 4,50 
zulden pro Tag ſchuften und eine achtſtündige Arbeitszeit 


„halten muß, während er nach dem Arbeitspflichtgeſetz 


fur 24 bis 30 Stunden in der Woche arbeiten ſollte, um 


in d 


tommen, Iſt das eine Verbeſſerung der Lage der Erwerbs⸗ 
si oder eine Verſchlechterung? Was für Folgen hat 


ekommt, reicht auch bei den Unverheirateten nicht aus, 


„galten dieſen Antrag niedergeſtimmt haben. Anders wäre 
die wenn man die Sache damit rechtfertigen könnte, daß 
würden. 


ſagen . 1 D 
wirkt daß ſie keinen Einfluß darauf hätten. Wenn man 


ch Mein Kollege Raſchke führte 
otgani daß die Werftarbeiter zum Teil noch nicht 
ie en ſind, und daß dieſer Beſchluß kein Vorteil für 

erkſchaftsbewegung ift, ſondern ein Rückschlag. Die 


Arbeiter werden ſich die Sache ſehr überlegen, wenn ſie 
hören, was hier im Hauſe geſchaffen iſt. Wer Verſtändnis 
für die Armſten der Armen hat, muß unſerem Antrage 
zuſtimmen. Dann haben Sie wenigſtens etwas für die 
Erwerbsloſen getan. 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Senator 


Dr. Leske. 


Dr. Leske, Senator: M. D. u. H.! Da die Notſtands⸗ 
arbeiten faſt ausſchließlich Bauarbeiten ſind, ſo bezweckt der 
Antrag Laſchewſki für die Notſtandsarbeiter die Einführung 
der Bauarbeiterlöhne, alſo der Löhne, die mit an der 
Spitze ſtehen. Dieſer Wunſch iſt ſchon alt. Durchführbar 
iſt er deswegen nicht, weil es ſich bei den Notſtands⸗ 
arbeiten zwar um Bauarbeiten handelt, die beſchäftigten 
Arbeiter jedoch keine Bauarbeiter ſind. Es ſind Leute der 
verſchiedenſten Berufsgruppen, deren Leiſtungsfähigkeit 
denen der Bauarbeiter nicht entſpricht. (Zurufe.) Zuzu⸗ 
geben iſt, daß die bisherige Regelung der Notſtandsarbeiter⸗ 
löhne in letzter Zeit zu Schwierigkeiten geführt hat. Da es 
keinen Tarif für Notſtandsarbeiter gibt, hat man den 
Durchſchnitt aller tarifmäßigen Löhne für ungelernte Ar⸗ 
beiter genommen, der zur Zeit 78 Pfennig beträgt. Da 
aber die Bezüge der Erwerbsloſen für Unverheiratete, 
Verheiratete und Erwerbsloſe mit Kindern geſtaffelt ſind, 
jo ergab ſich, daß ein Erwerbsloſer mit großer Kinderzahl 
unter Einbeziehung aller ſonſtigen wirtſchaftlichen Vor⸗ 
teile annähernd die gleichen Bezüge erhielt, wie ein Not⸗ 
ſtandsarbeiter. a 

Das war ein nicht erträglicher Zuſtand. Infolgedeſſen 
wurde eine neue Regelung dahin getroffen, daß auch für 


A 
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die Notſtandslöhne eine Staffelung eintritt und Zulagen — 


für Frauen und Kinder gewährt werden. Der bisherige 
Lohn von 78 Pfennig wurde etwa für die Mitte bei⸗ 
behalten und dementſprechend werden die Zulagen bemeſſen, 
während diejenigen, die kinderlos ſind oder nur ein Kind 
haben, etwas geringer entlohnt werden. Die Löhne ſteigen 
demgemäß zur Zeit von 65 bis 95 Pfennig, je nach der 
Kinderzahl. 

Der Senat glaubt damit alles getan zu haben, was 
die heutige wirtſchaftliche Lage erlaubt. Er bittet infolge⸗ 
deſſen um Ablehnung des kommuniſtiſchen Antrages. (Abg. 
Klapps: Das glaube ich!) 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Ich bitte die⸗ 
jenigen, die die Druckſache Nr. 1878 annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, ſie iſt abgelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Weiß. 


Weiß, Abgeordneter (Z.): Ich beantrage Vertagung. 


Vizepräſident Splett: Widerſpruch wird nicht laut. 
Ich ſtelle feft, daß das Haus Vertagung beſchlaſſen hat. 
Ehe ich die Tagesordnung für morgen vorſchlage, hat das 
Wort zu einer perſönlichen Bemerkung der Herr Abg. Dr. 
Ziehm. en z 
Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Mir ift zu Beginn 
der heutigen Sitzung von dem Herrn Abg. Laſchewſki der 
Vorwurf gemacht worden, ich hätte in meiner Eigenſchaft 
als Stellvertretender Präſident des Senats keine Veran⸗ 
laſſung genommen, gegen die Olivaer Vorgänge einzu⸗ 
ſchreiten, obwohl ſie mir bekannt geweſen ſeien. Richtig 
iſt folgendes: Ich habe an demſelben Tage, wo mir von 
Unregelmäßigkeiten in der Olivaer Sparkaſſe Mitteilung 
gemacht wurde, angeordnet, daß die ſchärfſte Unterſuchung 
eingeleitet und daß ohne Anſehen der Perſon gegen jeden 
Schuldigen eingeſchritten werde. Zweitens: Ich habe in 
der erſten Senatsſitzung, in der bei meiner Anweſenheit 
die Angelegenheit der Olivaer Sparkaſſe verhandelt wurde, 
den Antrag geſtellt, daß gegen den Gemeindevorſteher von 
Oliva, Dr. Ereutzburg, eine Unterſuchung eingeleitet werde 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter.) 

und gegen ihn, wenn ſich irgendwelche Verfehlungen er⸗ 
gäben, unnachſichtlich mit der ganzen Strenge des Geſetzes 
eingeſchritten wird. 

Ferner find von dem Herrn Abg. Laſchewſki ſchwere 
Vorwürfe gegen Senatoren und Beamte des Senats er⸗ 
hoben worden, und zwar gegen Beamte, von denen be⸗ 
hauptet wird, ſie ſeien Deutſchnationale. Ich bedauere, 
daß von ſeiten der Regierung — es waren auf den 
Regierungsbänken hauptamtliche Senatoren nicht anweſend, 
wohl aber waren nebenamtliche Mitglieder des Senats 
im Hauſe — gegen dieſe Vorwürfe keinerlei Einſpruch 
erhoben wurde. Es iſt Aufgabe der Regierung, Beamte, 
gegen die Vorwürfe ohne Grund erhoben werden, auch 
dann in Schutz zu nehmen, wenn ſie nicht einer der Par⸗ 
teien angehören, die in der Regierung find. (Lebhaftes 
Bravo! rechts.) 8 

Vizepräſident Splett: Als Tagesordnung für die 
morgige Sitzung am Donnerstag, dem 26. November 1925, 
nachmittags 3.30 Uhr, ſchlage ich vor: 

1. Bericht des e a über die Große Anfrage 

Nr. 24 des Abg. Dr. Blavier u. Gen. betr. Zuſammen⸗ 


legung der beiden Polizeiorgane. (Druckſache Nr. 1952 
zu Nr. 742.) : 


2. Große Anfrage Nr. 38 des Abg. Schwegmann und Frak⸗ (BF 
tion betr. polniſche Militärbeſatzung auf der Weſter⸗ 
platte. (Druckſache Nr. 1813.) 

3. Große Anfrage Nr. 39 des Abg. Dr. Blavier u. Gen. 
betr. Deckung der Koſten für Aufwertungsprozeſſe durch 
den Staat. (Druckſache Nr. 1907.) 

4. Dritte Beratung eines Lichtſpielgeſetzes. (Druckſache 
Nr. 1206.) ; 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Abg. Gaitowjti- 

Gaikowſki, Abgeordneter (Z.): Ich bitte noch auf die 
Tagesordnung zu ſetzen: Dritte Beratung des Geſetz⸗ 
entwurfs über den Ausbau der Invpalidenverſicherung. 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich muß Wider- 
ſpruch gegen dieſen Wunſch aus Gründen erheben, die unter 
der Hand mitgeteilt find. 

Vizepräſident Splett: Es iſt Widerſpruch erhoben 
worden. Der Punkt kann alſo nicht auf die Tagesordnung 
geſetzt werden. Weitere Widerſprüche werden nicht laut. 
Die Tagesordnung iſt beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 55 Minuten.) 
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Bericht des Hauptausſchuſſes über die Große Anfrage 
Nr. 24 des Abg. Dr. Blavier und Gen. betr.: 
Zuſammenlegung der beiden Polizeiorgane 
(Druckſache Nr. 1952 zu Nr. 742) 
Dr. Blavier (D. V. P.) X 
Große Anfrage Nr. 38 des Abg. Shwegmann und Fraktion 
betr. en 
Polniſche Militärbeſatzung auf der Welterplatte 
(Druckſache Nr. 1813) 
Schwegmann (D. Nat.) 
Dr, Sahm, Präſident des Senats 
Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 2015 A 
Hohnfeldt (Nat. Soz.) 2015 
Schwegmann (D. Nat) l 
Große Anfrage Nr. 39 des Abg. Dr. Blavier und Gen betr. 
Deckung der Koſten für Aufwertungsprozeſſe durch den 
Staat (Druckſache Nr. 1907) 201 
Ottawa, Regierungsrat 
Dr. Blavier (D. VP.) zur Geſchäftsordnung 
Schwegmann (D. Nat) u 2 
€ Dr, Bladier ff; 
Dritte Beratung eines Lichtſpielgeſetzes Druckſache Nr. 1206) 2 
von Malachinſki (K. P.) 20 
Dr. Blavier (D. V. P.) 
Schmidt, Rob. (D Lib.) 
Abänderungsantrag des Abg. Raſchle (K. P.) und Fraktion 
zu $ 3 der Druckſache Nr. 1206 (Drucksache Nr. 1968) 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 


Die Sitzung wird um 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Spill eröffnet. 

(Bir Am Regierungstiſch: Präſident 
r Sahm. 
Vizepräſident Spill: Ich erkläre die 141. Voll⸗ 
ſitzung für eröffnet und rufe auf Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung: 

Bericht des Hauptausſchuſſes über die Große 

Aufrage Nr. 24 des Abg. Dr. Blavier u. Gen. 
betr. Zuſammenlegung der beiden Polizei⸗ 
organe. 
Druckſache Nr. 1952 zu Nr. 742. Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Der Ausſchuß hat beſchloſſen, die Große Anfrage als 
erledigt zu betrachten. Das iſt auch richtig, da in⸗ 
zwiſchen im Programm der neuen Regierung die Ber- 
einheitlichung der Schutzpolizei gefordert wird und 

tzt durchgeführt werden ſoll. Aber dennoch muß man 

i N paar Worte darüber ſprechen, weil ſich jetzt ſchon 
n beteiligten Kreijen Gerüchte nicht abſtellen laſſen, 
18 darauf hinauslaufen, daß die Vereinheitlichung 
Wei polizei in einer gerade nicht zweckentſprechenden 
van vorgenommen werden ſoll. Man erzählt ſich, 
fart n. den beteiligten Kreiſen, insbeſondere in den 
poll beteiligten Kreiſen der Oberbeamten der Schutz⸗ 
981 zei, die Vereinheitlichung dadurch ſabotiert wer⸗ 
3 daß man durch möglichſte Erhöhung der 
Verei licklichen Koſten nachweiſen will, daß bei der 
Man üheitlichung keine Erſparnis herauskommt. 
Schutz erzählt ſich auch, daß Entwürfe ſachkundiger 
en oligeibeamter, die vernünftig denken, zurückge⸗ 
dadurch werden und daß man ſogar die Betreffenden 
terung gemaßregelt hat, daß man ihnen die Boykot⸗ 
Es iſt androht, wenn ſie ihre Entwürfe weiterleiten. 

ek durchaus nicht alles in Ordnung. 

ee möchten deshalb der Regierung hierdurch 
legen, aufzupaſſen, und nicht etwa einen Ent⸗ 


des Senats 


2011 


wurf einzubringen, der im Endeffekt die Vereinheit⸗ 
lichung wieder ſabotiert. Gerade da ich von den oberen 
Beamten ſpreche, möchte ich auf eine Aeußerung zurück⸗ 
kommen, die geſtern der Herr Abg. Dr Ziehm gemacht 
hat. Herr Abg. Dr Ziehm hat der augenblicklichen 
Regierung vorgeworfen, daß ſie angegriffene Beamte 
nicht gedeckt habe. Da muß ich ihm doch das Gedächt⸗ 
nis ein wenig ſchärfen. Bei der alten Regierung war 
es ſo, daß man Beamte nicht nur nicht deckte, die einen 
andern politiſchen Standpunkt als die Regierung ein⸗ 
nahmen, ſondern daß man dieſe Beamten, die politiſch 
anders dachten, ſogar gemaßregelt hat. (Sehr richtig! 
links.) 


Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Der 
Hauptausſchuß beantragt, die Große Anfrage als er⸗ 
ledigt zu betrachten. Die Damen und Herren, die dem 
Antrage des Hauptausſchuſſes beitreten wollen, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Danke, 
das iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe auf 
Punkt 2 der Tagesordnung. ; 

Große Anfrage Nr. 38 des Abg. Schweg⸗ 
mann und Fraktion betr. polniſche Militär⸗ 
beſatzung auf der Weſterplatte. 

Druckſache Nr. 1813. Zur Begründung der Großen 
Anfrage hat das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Meine ſehr 
verehrten D. u. H.! Die Große Anfrage, die jetzt zum 
Gegenſtand der Beratung gemacht wird, hat folgenden 
Wortlaut: A 

Nach Zeitungsmeldungen hat die polniſche Regie⸗ 
rung das Verlangen geſtellt, die Weſterplatte mit 
einer polniſchen Militärbeſatzung in Stärke von 
88 Mann zu belegen. 

Trifft diefe Nachricht zu? Bejahendenfalls, welche 
Maßnahmen hat der Senat getroffen, um zu verhin⸗ 
dern, daß erneut die verbürgten Rechte der Freien 
Stadt Danzig verletzt werden und Danzig verge- 
waltigt wird? 

Dieſe Große Anfrage iſt bereits am 24. September 
1925 hier eingebracht worden. Daraus hat ſich ergeben, 
daß ſie hinſichtlich ihres Wortlautes teilweiſe durch 
die Ereigniſſe überholt iſt. Sie iſt aber nicht überholt, 
was ihre Bedeutung anlangt; im Gegenteil, dieſe An⸗ 


frage iſt in dieſem Augenblick notwendiger denn je. 


Es wird aber erforderlich ſein, mit einigen Worten 
zurückzugreifen und darzulegen, was in dieſer Ange⸗ 
legenheit geſchehen iſt. Ich will es in aller Kürze tun. 
An ſich hat ja die Frage des Munitionslagerplatzes 
und des Munitionshafens ſowohl den Senat der 
Freien Stadt Danzig, wie auch die Inſtanzen des 
Völkerbundes fon wiederholt beſchäftigt. Ich will 
auf alle einzelnen Phaſen dieſer Entwicklung nicht 
eingehen, will aber zunächſt darauf hinweiſen, daß in 
Genf unter dem 22. Juli 1921 Erklärungen abgegeben 
worden ſind, auf der einen Seite von dem polniſchen 
Vertreter, auf der andern Seite von dem Herrn Präſi⸗ 
denten unſeres Senats. In dieſer Erklärung iſt eine 
Bewachung des polniſchen Munitionslagerplatzes 
durch Mannſchaften vorgeſehen, die auch bewaffnet fein 
ſollen, die aber nur ihre Waffen innerhalb dieſer 
Räume tragen ſollten. Ich will mich nicht über die Be⸗ 
deutung und Wirkſamkeit dieſer Erklärungen ver⸗ 
breiten, ebenſowenig über ihren Rechtscharakter. Ich 
möchte aber das eine feſtſtellen, nämlich, daß dieſe An⸗ 
gelegenheit mit dieſer Erklärung in keiner Weiſe er⸗ 
ledigt iſt. Ich muß mich darüber wundern, daß ein 
Senator, nämlich Herr Senator Dr Kamnitzer, in einer 
Rede, die er vor einiger Zeit in Zoppot hielt, meinte, 
daß die ganze Frage der Bewaffnung und des Muni⸗ 
tionslagerplatzes hierdurch erledigt ſei. Daß das nicht 
der Fall iſt, ergibt ſich ohne weiteres daraus, daß die 
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( ganze Angelegenheit ohne unſer Zutun von anderer 


Stelle wieder angerührt wurde. Jedenfalls betrachtet 
man von der andern Seite damit offenbar doch nicht 
dieſe Angelegenheit als erledigt. Deshalb iſt es un⸗ 
verſtändlich, daß ſie von einem Danziger Senator als 
erledigt bezeichnet wird. i 

Ich weiſe darauf hin, daß der Hohe Kommiſſar des 
Völkerbundes, es war wohl am 8. Mai 1925, dem 
Herrn Präſidenten des Senats mündlich mitgeteilt 
hat, daß beabſichtigt ſei, die Weſterplatte mit einer 
polniſchen Beſatzung von 88 Mann zu belegen. Es 
verblieb dann zunächſt bei dieſer bloßen mündlichen 
Mitteilung. Nach dem, was uns der Herr Präſident 
des Senats im Hauptausſchuß berichtet hat, hat der 
Senat ſpäter beim Hohen Kommiſſar eine Rückfrage 
nach dem Stand der Angelegenheit gehalten und welche 
Stellung Polen dazu einnehme. Bei dieſer Gelegen⸗ 
heit wurde darauf hingewieſen, daß die Errichtung 
einer militäriſchen Bewachung nicht vereinbar mit den 
Beſtimmungen der Danziger Verfaſſung ſei, die es 
verbietet, Danzig irgendwie zu einer Militär⸗ oder 
Marinebaſis zu machen. Dann wurde die Angelegen⸗ 
heit, ſoviel ich mich entſinne, im Auguſt dieſes Jahres 
erneut erörtert. Nach dem Bericht im Hauptausſchuß 
hat der Herr Präſident des Senats an den Hohen Kom⸗ 
miſſar des Völkerbundes ein Schreiben gerichtet, das 
dahin ging, daß dieſe Angelegenheit nicht geregelt wer⸗ 
den könne, ſolange nicht die Frage der Abgrenzung 
des Hafens geregelt fei, _ 

Nun hat inzwiſchen die Frage der Abgrenzung 
ihre Erledigung gefunden. Jetzt kommt dringender 
als je die Frage: Wie liegt die Angelegenheit jetzt, 
und namentlich, welche Maßnahmen hat der Senat ge⸗ 
troffen, um dieſe ſchwere Gefahr von Danzig abzu⸗ 
wenden und den Sorgen der Danziger Bevölkerung 
entgegenzuwirken. Deshalb haben wir heute an den 
Senat dieſe Anfrage gerichtet und bitten ihn, er möchte 
darüber eingehend berichten, was inzwiſchen geſchehen 
iſt und was er zu tun beabſichtigt, wenn dieſe Ange⸗ 
legenheit jetzt in Genf zur Erörterung gelangt. 

Ich möchte noch einige Bemerkungen namens 


meiner Fraktion zu der ganzen Angelegenheit machen. 
Wir dürfen ſicher ſagen, daß nichts ſo ſehr die Bevölke⸗ 


rung in Danzig erregt hat, wie der Verlauf zweier 
Angelegenheiten, auf der einen Seite die Frage der 
rechtswidrigen Beibehaltung des polniſchen Poſt⸗ 
dienſtes, auf der andern Seite der Munitionslager⸗ 
platz und Munitionshafen. Man kann wohl ſagen, 
wenn überhaupt je in Danzig Vertrauen zum Völker⸗ 
bund vorhanden geweſen ſein ſollte, ſo iſt durch die 
Entſcheidungen in dieſen beiden Fragen der letzte Reſt 
des Vertrauens vernichtet worden. Wir müſſen er- 
neut feſtſtellen, daß in beiden Fällen die Rechte 
Danzigs in frivoler Weiſe gebeugt und verletzt wor⸗ 
den ſind. (Sehr wahr! rechts.) Ich möchte noch 
etwas zu der Frage der Bewachung des Munitions⸗ 
hafens und zum Munitionshafen ſelbſt ſagen. Wir 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß Polen überhaupt kein 
Recht hat, in Danzig Munition zu lagern und daß, 
wenn der Völkerbund eine Entſcheidung getroffen 
hat, dieſe rechtswidrig iſt und von uns niemals an⸗ 
erkannt werden wird. (Sehr richtig! rechts.) Polen 
hat nur das Recht zur Durchfuhr ſeiner Gebrauchs⸗ 
gegenſtände und Waren. Infolgedeſſen müſſen wir 
auch heute trotz der Entſcheidung des Völkerbundes 
erklären, daß wir dieſe niemals anerkennen werden, 
auch in aller Zukunft nicht. 

Es iſt noch etwas weiteres zu ſagen, da die Tat⸗ 
ſache nun einmal gegeben iſt, daß der Munitionshafen 
eingerichtet iſt. Wie iſt es mit der Wache, die dort ein⸗ 
gerichtet ift? Es follen, wie wir erfahren haben, dort 
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zwei Offiziere, 20 Unteroffiziere und 66 Mann ſtatio⸗ 
niert werden. Wir ſtehen da zunächſt auf dem Stand⸗ 
punkt, daß der Munitionslagerplatz einer ſolchen Bes 
wachung überhaupt nicht bedarf. Was da an Be⸗ 
wachung zu leiſten iſt, kann ſehr wohl die Danziger 
Schutzpolizei erledigen. Dazu brauchen wir keine der⸗ 
artige Bewachungsmannſchaft, vor allem nicht eine 
bewaffnete Mannſchaft in dieſer Zuſammenſetzung. 
Wenn man ſich dieſe Ziffern etwas genauer betrachtet, 
ſo ergibt ſich ohne weiteres, daß die Behauptung, die 
Bewachung in dieſer Form ſei notwendig, um die 
Munitionslagerung zu ſichern, die höchſtens einige 
Male im Jahr ſtattfindet, geradezu lächerlich ift. 
Wozu braucht man dann zwei Offiziere, 20 Unteroffi⸗ 
ziere und 66 Mann? Von den Offizieren will ich 
nichts ſagen, aber es liegt klar zutage, daß die Unter⸗ 
offiziere nicht dazu da ſein werden, um die Munition 
zu bewachen. Jeder, der von militäriſchen Dingen 
etwas verſteht, wird wiſſen, daß die ganze Sache weiter 
nichts iſt als der Kader für eine kriegsſtarke Kompanie. 
Die zwei Offiziere und 20 Unteroffiziere reichen aus, 
um eine kriegsſtarke Kompanie zu führen. Wir ſind 
der Meinung, daß ſich hinter dieſer Wache weiter nichts 
verbirgt als eine polniſche Garniſon in der Freien 
Stadt Danzig, die unter dem Schutze des Völkerbundes 
ſtehen ſoll. Dabei ſteht in der Verfaſſung ausdrück⸗ 
lich, daß die Freie Stadt nicht zu einer Marine- oder 
Militärbaſis gemacht werden darf. (Sehr richtig! 
rechts.) ; 

Infolgedeſſen verlangen wir mit allem Nachdruck, 
daß der Errichtung einer derartigen Wache entgegen- 
getreten wird, weil ſie mit den Rechten der Freien 
Stadt unvereinbar iſt. Wir werden hören, wie der 
Präſident des Senats dazu Stellung nehmen wird. 
Ich kann meine Ausführungen nicht anders ſchließen, 
als daß ich erneut aufs entſchiedenſte Verwahrung 
einlege gegen den Munitionslagerplatz, und daß durch 
die Errichtung dieſer militäriſchen Wache wieder ein⸗ 
mal die Rechte der Freien Stadt verletzt werden. Wir 
proteſtieren mit aller Entſchiedenheit dagegen und 
werden auch in Zukunft mit aller Entſchiedenheit 
weiter dagegen proteſtieren, daß unſere Rechte gez 
beugt und verletzt werden. (Lebhaftes Bravo! 
rechts.) E 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr 
Präſident des Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. H.! 
Auf die ſoeben verleſene Große Anfrage habe ich, 
namens des Senats folgende Erklärung abzugeben: 

Der Hohe Kommiſſar hat in einer beſonderen Note 
dem Rat des Völkerbundes die polniſche Forderung 
wegen der Aufſtellung einer Wachmannſchaft auf der 
Weſterplatte zur Entſcheidung vorgelegt, und zwar in 
Verbindung mit der Beſtimmung unſerer Verfaſſung 
über das Verbot einer Militär⸗ und Marinebaſis. Es 
iſt damit eine Frage erneut aufgerollt, die ſowohl den 
Rat des Völkerbundes wie die Freie Stadt ſelbſt von 
ihrer Konſtituierung an beſchäftigt hat. Ich erinnere 
daran, daß die erſte Entſcheidung, die jemals ein Hoher 
Kommiſſar des Völkerbundes in Danzig gefällt hal, 
eine Entſcheidung des damaligen Hohen Kommiſſars, 
Sir Richard Haking, vom 4. Februar 1921, ſich mit der 
Frage der Aufrechterhaltung einer polniſchen Trans⸗ 
portwache in Neufahrwaſſer befaßt hat. Schon damal? 
hat der Senat der Freien Stadt folgendes gelten 
gemacht: „Das längere Verbleiben dieſer Abteilung 
iſt rechtswidrig, weil es die Staatshoheitsrechte der 
Freien Stadt verletzt und weil nach dem Beſchluß des 
Rats des Völkerbundes vom 17. November 1920 D 
zig weder als Militär⸗ noch als Marinebaſis Ben 
werden darf.“ Der Hohe Kommiſſar, der von Dans 8 
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(Sahm, Präſident des Senats.) 


in dieſer Frage angerufen war, ſtellte ſich damals auf 


einen der Freien Stadt günſtigen Standpunkt. Polen 
focht dieſe Entſcheidung dann im Wege des Appells 
an und ſtellte gleichzeitig beim Rat des Völkerbundes 
einen Antrag, ihm ein Munitionslager in Danzig zu 
geſtatten und dort auch bewaffnete Wachmannſchaften 
in Uniform zu unterhalten. Dieſer Antrag iſt dann 
in wiederholten Sitzungen des Rats behandelt wor⸗ 
den und hat ſchließlich zu der ſchon von dem Herrn 
Vorredner erwähnten Einigung vom 22. Juni 1921 
geführt, welche ich hier ihrer Bedeutung wegen und 
mit Rückſicht auf Ausführungen, die ich anknüpfen 
werde, im Wortlaut vorleſen möchte: 

Der Delegierte der Republik Polen beim Völker⸗ 
bund und der Präſident des Danziger Senats als Ver⸗ 
treter der Freien Stadt Danzig kommen dahin 
überein, daß ſich die Sachlage durch den Vorſchlag 
geändert hat, zur Einlagerung der Munition einen 
von der Stadt abgeſondert und entfernt gelegenen 
Platz zu wählen, der nicht Exterritorialitätsrechte ge⸗ 
nießt, und daß infolge dieſes Vorſchlags die Frage von 
einem, neuen Geſichtspunkt aus angeſehen werden 
kann. Unter dieſen Umſtänden wird es möglich ſein, 
Polen das Recht zuzuerkennen, auf den Plätzen, die 
ſeiner Benutzung vorbehalten ſein ſollen, Wach⸗ und 
Aufſichtsmannſchaften zu unterhalten, um die Maß⸗ 
nahmen zu treffen, die zur Aufrechterhaltung der Ord⸗ 
nung und durch das Vorhandenſein von zuweilen ge⸗ 
fährlichem Material benötigt werden. Dieſe Mann⸗ 
ſchaften ſollen zur Ausübung ihrer Tätigkeit be⸗ 
waffnet ſein und Uniform tragen. Der Hohe Kom⸗ 
miſſar des Völkerbundes in Danzig ſoll das Recht 
haben, über die Stärke dieſer Mannſchaften, die er im 
Einvernehmen mit der polniſchen Regierung feſtſetzt, 
auf dem laufenden gehalten zu werden. Die Mann⸗ 
ſchaften dürfen außerhalb der vorbehaltenen Plätze 
keine Schußwaffen tragen. Ueber die Frage, ob dieſe 
Mannſchaften außerhalb der vorbehaltenen Plätze 
Uniform tragen dürfen, iſt eine Einigung zwiſchen 
dem Vertreter Polens und dem Danziger Vertreter 


(B) nicht erzielt worden. S 
Soweit dieſes Uebereinkommen. Die letzte Frage 
wegen des Tragens von Uniformen außerhalb des 
Platzes hat dann der Rat des Völkerbundes in ſeiner 
itzung vom 23. Juni dahin entſchieden, daß außer⸗ 
halb des Munitionslagers von den Mannſchaften 
Uniformen nicht getragen werden dürfen. 

Bei der allgemeinen Würdigung dieſes Ab⸗ 
kommens darf man die damalige geſamte politiſche 
Age nicht außer Betracht laſſen. Im einzelnen kann 

mich darauf beſchränken, Ihnen heute das wieder⸗ 
zugeben, was die Danziger Regierung in einer beſon⸗ 
eren Note an den Rat des Völkerbundes dargelegt 
| Daraus ergibt ſich auch die Antwort auf die 
deben geſtellte Große Anfrage, welche Schritte die 
anziger Regierung in dieſer Frage getan hat. Die 
bunge, die der Hohe Kommiſſar dem Rat des Völker⸗ 
p des vorgelegt hat, lautet genauer, ob die von Polen 

antragte dauernde Stationierung von zwei Offi⸗ 


zieren, 20 Unteroffizieren und 66 Mann in Verbin⸗ 


ii mit der Anweſenheit von 15 polniſchen Kriegs- 

Milſen mit 600 Mann Beſatzung Danzig zu einer 
Mi itär⸗ und Marinebaſis machen würde. 

> ift zwar zuzugeben, daß nach dem ſoeben ver⸗ 

eften Abkommen die Regelung der Bewachung der 

te dem Einvernehmen zwischen dem Hohen 

SRF iſſar des Völkerbundes und der polniſchen Re⸗ 

ng obliegt. Die Danziger Regierung iſt aber 

em berechtigt, zu dieſer Frage Stellung zu 

iR a und zwar aus folgenden Gründen: Einmal 

mung d durch das polniſche Verlangen die Beſtim⸗ 

letzt es Artikels 5 unſerer Verfaſſung etwa ver⸗ 

„wonach ohne vorherige Zuſtimmung des 

des in jedem einzelnen Fall die Freie 

benutzt 


we ii 
dann rden dürfe. 


In zweiter Hinſicht aber au 
wenn etwa das ô Hinſicht aber ch 
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Danzig nicht als Militär- oder Marinebaſis 
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dieſer Wachmannſchaft in einem Widerſpruch zu den 
5 des ſoeben verleſenen Abkommens 
ept. i i 
Was den erſten Punkt angeht, jo weiſe ich auf 
folgendes hin: Die genannte Beſtimmung über die 
Militär⸗ und Marinebaſis iſt zwar auf Wunſch und 
auf Verlangen des Rats des Völkerbundes in unſere 
Verfaſſung hineingekommen, aber für die Innehaltung 
dieſer Beſtimmung unſerer Verfaſſung ſind in erſter 
Linie Volkstag und Senat der Freien Stadt Danzig 
verantwortlich. (Sehr richtig!!) Es kann daher 
nicht auf dem Territorium der Freien Stadt ohne Zu⸗ 
ſtimmung dieſer beiden Körperſchaften eine Einrich⸗ 
tung getroffen werden, die in irgendeiner Weiſe den 
Charakter einer Militär⸗ oder Marinebaſis hat. Erſt 
wenn auf übereinſtimmenden Beſchluß dieſer beiden 
freiſtaatlichen Körperſchaften die Genehmigung zu 
einer ſolchen Einrichtung erteilt wird, alſo in zweiter 
Linie, kommt in Betracht, ob der Rat des Völkerbundes 
die Zuſtimmung geben will, die er ſich vorbehalten 
hat. Es gelten daher die ſoeben dargelegten Grund⸗ 
ſätze auch für die Frage und für den polniſchen An⸗ 
trag wegen der Errichtung einer Wache auf der Weſter⸗ 
platte. Ob nun in der Errichtung einer ſolchen Wache, 
wie ſie von Polen beantragt iſt, die Errichtung einer 
polniſchen Militärbaſis zu erblicken iſt, darüber ſind 
Zweifel möglich. Das ergibt ſchon allein die Tatſache, 
daß der Hohe Kommiſſar ſelber ſolche Zweifel gehabt 
und dieſe Frage daher dem Rat des Völkerbundes zur 
Entſcheidung vorgelegt hat. Die Regierung der 
Freien Stadt teilt nicht nur dieſe Zweifel, ſondern ſie 
iſt der Ueberzeugung, daß ganz unabhängig von der 
Frage der Anweſenhett der polniſchen Kriegsſchiffe ſich 
dieſer Antrag der polniſchen Regierung in der Art und 
in der Form der Bewachung als die Errichtung einer 
Militärbaſis darſtellt und daher von ſeiten der Regie⸗ 


rung der Freien Stadt Danzig in Anwendung des (o) 


Artikels 5 unſerer Verfaſſung einem ſolchen Antrage 
nicht zugeſtimmt werden kann. l 

Was die Frage der Errichtung einer Marinebaſis 
angeht, ſo iſt in der Note des Hohen Kommiſſars auf 
die Tatſache hingewieſen worden, daß Polen im Hafen 
von Danzig 15 Kriegsſchiffe mit etwa 600 Mann Be- 
ſatzung ſtationiert hat. Nachdem dieſe Frage, nicht 
durch uns, ſondern wieder durch den Hohen Kommiſſar 
des Völkerbundes erneut zur Sprache gebracht iſt, muß 
die Danziger Regierung auch zu dieſer Frage Stellung 
nehmen, und zwar wiederum im Hinblick auf Artikel 5 
der Verfaſſung. 

Auch dies iſt eine Angelegenheit, die den Rat des 
Völkerbundes ſchon viel beſchäftigt hat, ohne daß er zu 
einer endgültigen Entſcheidung gekommen iſt. Die 
Verhandlungen, die hierüber vor dem Rat des Völker⸗ 
bundes geführt wurden, trugen als Kennwort die Be⸗ 
zeichnung „Port d'attache”, Es fei zunächſt in formeller 
Hinſicht bemerkt, daß urſprünglich und lange Zeit hin⸗ 
durch nur von einem „Point d'attache” die Rede ge- 
weſen iſt und daß dann ſpäter, vielleicht infolge eines 
Schreib- oder Druckfehlers, aus dieſem „Point d'attache” 


ein „Port d'attache“ wurde. 


Für die Prüfung dieſer Frage dürfte nach den 
Grundſätzen, die ich vorher über die Auslegung des 
Artikels 5 vorgebracht habe, wiederum in erſter Linie 
die Stellungnahme der geſetzgebenden Körperſchaften 
von Danzig entſcheidend ſein, weil dieſen in erſter 
Linie die Verpflichtung obliegt, die Beachtung der 
Vorſchriften der Verfaſſung zu wahren. Wie ſteht es 
in der Vergangenheit und wie heute? Die Danziger 
Regierung nahm ſtets den Standpunkt ein, daß der 
Danziger Hafen ein Handelshafen ift und keinen Marine⸗ 
ſtützpunkt für die polniſche Regierung bilden dürfe. 
Die Begründung, die die Regierung der Freien Stadt 


2014 


(Sahm, Präſident des Senats.) 


(A) früher dieſer Theſe gegeben hat, hat inzwiſchen noch 


dadurch eine Verſtärkung erfahren, daß die polniſche 
Regierung auf eigenem Territorium einen Kriegs⸗ 
hafen errichtet hat, der ſehr wohl zur Aufnahme dieſer 
Kriegsſchiffe geeignet iſt. Damit iſt nach unſerer Auf⸗ 
faſſung die letzte Notwendigkeit für die polniſche Re⸗ 
gierung entfallen, den Danziger Hafen als Marine⸗ 
ſtützpunkt zu benutzen. Pig 


Auch dieje Angelegenheit der polniſchen Kriegs- 
ſchiffe hat eine gewiſſe Vorgeſchichte. Am 1. Oktober 
1921 machte der Generalſekretär des Völkerbundes dem 
Hohen Kommiſſar in Danzig den Vorſchlag, der Hohe 
Kommiſſar ſolle mit Rückſicht auf die Nähe des 
Winters mit der Danziger Regierung die Frage er⸗ 
wägen, wie den polniſchen Kriegsſchiffen im Danziger 
Hafen Bequemlichkeit und die erforderliche Sicherheit 
verſchafft werden könne, ohne irgendwie die endgültige 
Entſcheidung vorweg zu nehmen. Es iſt daraufhin am 
8. Oktober 1921 durch Vermittlung des damaligen 
Hohen Kommiſſars des Völkerbundes eine provi⸗ 
ſoriſche, jederzeit lösbare Vereinbarung über die Ge⸗ 
währung von Liegeplätzen für polniſche Kriegsſchiffe 
zuſtandegekommen. Auch von dem Hohen Kommiſſar 
wurde die Notwendigkeit einer ſolchen Vereinbarung 
mit der Tatſache begründet, daß für den kommenden 
Winter den polniſchen Kriegsſchiffen, in Ermangelung 
eines eigenen polniſchen Kriegshafens, in Danzig ein 
Hafen gegeben werden müſſe. In entgegenkommender 
Weiſe hat ſich die Danziger Regierung mit Rückſicht auf 
diefe Begründung damals zur Aufnahme bereiterklärt. 
Es hat ſich indeſſen gezeigt, daß die polniſchen Kriegs⸗ 
ſchiffe nunmehr nicht nur den Winter hindurch, ſondern 
vier Jahre lang, den Danziger Hafen andauernd be⸗ 
nutzt haben und dies auch noch tun, trotzdem der Hafen 
von Goͤynia fertiggeſtellt und zur Aufnahme bereit iſt. 


(B) Unter dieſen Umſtänden ſieht ſich die Danziger Regie⸗ 


rung auch mit Rückſicht auf Artikel 5 der Verfaſſung 
nicht in der Lage, dies proviſoriſche Abkommen noch 
weiter beſtehen zu laſſen. Zu dieſen Gründen, welche 
den erſten Tatbeſtand betrafen, kommt nun noch die 
Stellungnahme der Danziger Regierung zu dem Ab⸗ 
kommen ſelbſt, und zwar als Vertragsteil ohne Rück⸗ 
ſicht auf die eben behandelte Frage unſerer Verfaſſung. 
In einem Reſolutionsentwurf der franzöſiſchen Dele⸗ 
gation beim Völkerbund vom 22. Juni 1921, der auf 
Beſchluß des Rats vom gleichen Tage für die nach⸗ 
folgenden Verhandlungen in einem Sonderausſchuß 
als Grundlage dienen ſollte, heißt es: 


Die Stärke dieſer Polizeitruppe wird von dem 
Hohen Kommiſſar im Einvernehmen mit der polni⸗ 
ſchen Regierung feſtgeſetzt werden. ; 


Aus dieſen Vorverhandlungen und aus dem Wort- 
laut des Abkommens, das ich vorhin verleſen habe, 
geht folgendes hervor: Es darf ſich nicht um eine 
militäriſche Maßnahme, ſondern lediglich um die 
Unterhaltung von Wach⸗ und Aufſichtsmannſchaften 
handeln, um, wie es in dem Abkommen heißt, zur Auf⸗ 
rechterhaltung der Ordnung und Sicherheit die Ptak- 
nahmen zu treffen, die durch das Vorhandenſein von 
zuweilen gefährlichem Material benötigt werden. 
Hieraus geht zunächſt hervor, daß es ſich um eine Art 
privater Wachmannſchaften handelt, wie ſie auch ſonſt 
bei der Bewachung exploſionsgefährlicher Lager üblich 
ſind. Auch aus der außerordentlich wichtigen Tatſache, 
daß dieſer Lagerplatz nicht Exterritorialitätsrechte ge⸗ 
nießt, geht ſchon hervor, daß an die Verwendung von 
Militär nicht gedacht werden kann; denn in Friedens⸗ 
zeiten wird Militär in einem fremden Territorium 
nach völkerrechtlichen Grundſätzen nicht verwandt. Es 
geht aber ferner aus dem Abkommen nicht hervor, daß 
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die Wachmannſchaften nur dann benötigt werden, wenn (C) 
gefährliches Material vorhanden iſt. 

Aus dieſer Feſtſtellung ergibt ſich der folgende 
Schluß, daß die Zahl der Wachmannſchaften verſchieden 
ſein muß, je nach den zeitweiligen Umſtänden, und 
zwar kann man fünf verſchiedene Möglichkeiten an⸗ 
nehmen: 

1. Es wird exploſives Material im Tranſitwege 
gelagert, der ſchwierigſte und gefährlichſte Fall. 

2. Es iſt eine ſolche Lagerung nicht vorhanden. 

3. Es kommt ein Schiff mit Exploſionsſtoffen an, 
welche aber ſofort nach Polen weiterbefördert werden, 
ohne daß eine Lagerung in Danzig ſtattfindet. 

4. Es wird ein Schiff entladen, welches zwar 
Munition enthält, aber keine exploſionsgefährlichen 
Stoffe. f 

Der fünfte Fall ift, daß überhaupt keiner von den 
1 bis 4 genannten Fällen eintritt, ſondern daß dieſer 
Munitionshafen das friedliche Bild eines nicht von 
Schiffen irgendwie belegten Hafenbeckens zeigt. Die 
bisherigen Erfahrungen haben ergeben, daß von 
30 Tagen im Monat vorausſichtlich an 29 Tagen dieſes 
friedliche Bild vorhanden ſein wird. Es bleibt alſo 
für den einen Tag, an dem ein Schiff mit einer mehr 
oder weniger gefährlichen Ladung hier ankommt, übrig, 
eine entſprechende Wachmannſchaft bereitzuſtellen. 
Aus der Aufzählung dieſer fünf verſchiedenen Mög⸗ 
lichkeiten und aus der Tatſache, daß nur außerordent⸗ 
lich ſelten eine ſolche Wachmannſchaft nötig wird, 
dürfte ſchon allein hervorgehen, daß ganz unabhängig 
von der Frage einer Militärbaſis der polniſche Antrag 
weit über das Ziel hinausgeht. (Sehr gut! rechts.) 

Man kann daher ſehr wohl zu dem Schluß ge⸗ 
langen, daß der polniſche Antrag wegen der Art der 
Militärmannſchaften und wegen ihrer Zahl dem Ab⸗ 
kommen, das ich vorher verleſen habe, widerſpricht. (D) 
Ich habe ſchon darauf hingewieſen, daß von beſonderer 
Bedeutung in dem Abkommen die Stelle iſt, daß dieſes 
Munitionslager keine Exterritorialitätsrechte genießt, 
Was beſagt eine ſolche Beſtimmung? Dies heißt nach 
den Grundſätzen des Völkerrechts, daß das polnische 
Munitionslager im Gebiet der Freien Stadt den Dan⸗ 
ziger Geſetzen unterworfen iſt. Daraus folgt, daß die 
Bewachung dieſes Lagers in erſter Linie, und damit 
entſpreche ich der Auffaſſung des Herrn Vorredners, 
von den Danziger Polizeiorganen ausgeübt werden 
muß, und zwar ſo, wie es in jedem Teil des Danziger 
Gebiets erforderlich und zuläſſig iſt, und daß die polni⸗ 
ſchen Wachmannſchaften dann nur zur Verſtärkung 
der Danziger Polizeiorgane dienen ſollen. Auch dieſe 
Tatſache darf offenſichtlich bei der Feſtſetzung der Zahl 
und der Art der polniſchen Wachmannſchaften nicht 
außer Betracht bleiben. 

Das ſind die Darlegungen, welche die Danziger 
Regierung dem Rat des Völkerbundes unterbreitet 
hat. Die Danziger Regierung hat ſich damit aber nicht 
begnügt, ſondern ſie hat bei der Gelegenheit den 
Proteſt erneuert, den ſie ſchon ſo oft ausgeſprochen hat, 
nämlich den Proteſt gegen die Errichtung eines polni⸗ 
ſchen Munitionslagers im Gebiet der Freien Stadt 
in Anbetracht der bekannten ſchweren Gefahren für 
die Danziger Wirtſchaft und für das Leben und die 
Sicherheit der Bevölkerung. 5 

Ich erneuere dieſen Proteſt heute auch an diejet 
Stelle. Die Regierung hat weiter dem Rat des Völk. y 
Dundes vorgeſchlagen, die umſtrittene Frage biere 
polniſchen Munitionsbewachung dadurch zu löſen, er 
der Rat des Völkerbundes der polniſchen Regiernen 
empfiehlt, nunmehr die Verlegung des polnisch 
Munitionslagers von Danzig nach dem hinreiche de 
fertiggeſtellten Hafen Gdingen vorzunehmen. Wür 
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(Sahm, Präſident des Senats.) 


1A) dieje Forderung erfüllt und würde entſprechend 


unſeren obigen Darlegungen die polniſche Flotte den 
Hafen von Gdingen als ihren Port d'attache benutzen, 
ſo würde die Freie Stadt tatſächlich das werden, was 
ſie ſein ſoll, eine Pforte für den friedlichen Handel 
ihres Hinterlandes, zum Segen ihrer eigenen Bevölke⸗ 
rung, wie zum Segen derjenigen Staaten, die ihren 
Handel durch Vermittlung des Danziger Hafens be⸗ 
treiben wollen. (Wiederholtes Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bean- 
trage Beſprechung der Großen Anfrage. 

Vizepräſident Spill: Es iſt die Beſprechung der 
Großen Anfrage beantragt worden. Wird der Antrag 
unterftüst? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. 
Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Hohnfeldt. Be 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich begrüße es, daß ſoeben der Antrag auf Beſprechung 
der Großen Anfrage geſtellt worden iſt. Nach Verein⸗ 
barung im Aelteſtenausſchuß ſollte ja die Beſprechung 
nicht ſtattfinden. Aber nach den Ausführungen, die 
der Präſident des Senats in Beantwortung der 
Großen Anfrage gemacht hat, iſt es nach meiner 
Ueberzeugung dringend notwendig, über die Antwort 
als ſolche öffentlich zu ſprechen. Noch niemals hat 
eine Antwort des Senats ſo weichlich geklungen wie 
dieſe. Es fiel der Ausdruck: Marmelade. Das, was 
der Herr Präſident augenblicklich getan hat, iſt die 
Anerkennung übler Zuſtände und damit gleichzeitig 
die Anerkennung ihrer Berechtigung. Zu verſchiede⸗ 
nen Malen hat der Herr Präſident es für richtig be⸗ 
funden, den Hafen Gdingen Gdynia zu nennen. Wir 
als frühere Deutſche haben keine Veranlaſſung, eine 

erartige Bezeichnung zu gebrauchen. Die ganze 
ede, die vom Herrn Senatspräſidenten gehalten 
wurde, war die Rede eines demokratiſch eingeſtellten 
parlamentariſchen Senatsvertreters. Es wurde hier 
erklärt, der alte Senat hätte die Erlaubnis gegeben, 
daß die polniſche Flotte im Hafen bleiben könnte. 
amit iſt der Beweis gegeben, daß auch die frühere 
Regierung es für nötig befunden hat, vor dem Völker⸗ 
bund zu kuſchen. Der Völkerbund ift für uns als 
reie Bürger nicht die Inſtitution, die wir als völker⸗ 
egnend betrachten können. Schon die bisherigen Ver⸗ 
andlungen und das dauernde Eingreifen des Völker⸗ 
undes haben gezeigt, daß man immer den Schwäche⸗ 
ren, und das iſt in dieſem Falle die Freie Stadt Dan⸗ 
zig, zu bedrücken verſucht. Der befte Beweis ift auch 
Ur uns die feſtſtehende Tatſache der Herlegung einer 
Polnischen Garniſon in den Munitionshafen. Der 
zölkerbund wäre eine Inſtitution zur Völkerverſöh⸗ 
nung, wenn es tatſächlich im Völkerrecht ein abſolutes 
echt zwiſchen den einzelnen Staaten gäbe. Früher 
nach man gemeint, dies abfolute Recht beſtehe nicht, 
zeil kein Exekutivorgan da ſei. Nun hat Europa und 
bund elt einen Völkerbund bekommen. Der Völler- 
ih hätte die Exekutive und die Möglichkeit, dort 
i zuſchreiten, wo ein ſchreiendes Unrecht gegenüber 
De evölferung eines beſtimmten Staates oder dem 

ift 5 ſelbſt gegenüber begangen wird. Anſtatt deſſen 
r. Völkerbund die Inſtitution, die der Freien 
und de Danzig dieſe „ſchünen“ Verhältniſſe beſorgt hat 

Bei Polen in die Hände arbeitet. 
kanzler eg Locarno⸗Debatte hat der deutſche Reihs- 
Völkerb 17 Luther erklärt, daß das Vertrauen zum 
at . ein Glaubensbekenntnis ſein müſſe. Wenn 
Keen Völkerbund gegenüber ein Glaubens⸗ 

nis verlangt, jo ift die weitere Vorausſetzung, 


daß tatſächlich etwas da iſt, was man anerkennt und (C) 


loben und preiſen kann. Ein Glaubensbekenntnis 
gegenüber dieſem Völkerbund iſt für uns unmöglich. 

So komme ich zu der Frage der Organiſation des 
Hafens und der Wache im Munitionshafen. Dies 
Spiel mit den Intereſſen der Freien Stadt Danzig 
und ihrer Bevölkerung iſt geradezu vernichtend. Es 
iſt gleichzeitig eine vernichtende Kritik an dem Ver⸗ 
halten des Völkerbundes. Welcher Staat würde es 
heute noch wagen, ſich in den Schutz dieſes Völkerbundes 
zu begeben, wie es leider Gottes von der Freien 
Stadt Danzig verlangt worden iſt! (Zuruf des Abg. 
Dr. Moczyunſki.) Der Schutz des armen Bulgariens ift 
auch bezeichnend. Es war beinahe dieſelbe Art und 
Weiſe des Schutzes wie bei uns in Danzig. Recht und 
Unterſtützung findet nur der Starke. Da die Freie 
Stadt Danzig keine Macht beſitzt und das Mandat des 
Völkerbundes im Vertrauen auf ihn angenommen 


hat, ſo iſt die weitere Vorausſetzung, daß ſich der 


Völkerbund ſeines Mandats mit Anſtand entledigt. 
Trotzdem haben wir die Duldung des Munitionshafens 
auf der Weſterplatte, obwohl der Hafen Gdingen dafür 
wie geſchaffen iſt. Trotzdem haben wir die Duldung 
einer Kriegsflotte in Danzig, die Danzig zur Marine⸗ 
baſis Polens ſtempelt. 


Bezeichnend iſt, daß in den Verhandlungen zwi⸗ 
ſchen Polen und den früheren alliierten Mächten über 
die Grundlage der Verträge zwiſchen Polen und Dan⸗ 
zig der Kriegshafen durch einen Schwindel konſti⸗ 
tuiert wurde. Dieſer Schwindel mit dem point d'attache 
und dem port d'attache, wie ihn der Herr Präſident 
des Senats gekennzeichnet hat, iſt bezeichnend für die 
ganze Debatte und das Syſtem der Völkerbundsver⸗ 
handlungen mit Einſchluß der Behandlung Danzigs. 
Nun wird gefordert, daß wir dieſen Munitionshafen 
von polniſchen Mannſchaften bewachen laſſen, obwohl 
er nach der Meinung des Senatspräſidenten 29 Tage 
im Monat ohne jede Schiffstätigkeit ſein wird. Wir 
haben ſelbſtverſtändlich nicht nur auf Grund der Be⸗ 
ſtimmungen unſerer Verfaſſung das Einſpruchsrecht. 
Es iſt das Einſpruchsrecht eines Staates an den 
Völkerbund, der den Völkerbund erſucht, den von ihm 
zugeſagten Schutz auszuüben. Unſere Regierung hat 
erklärt, daß für den Munitionslagerplatz eine Dan⸗ 
ziger Wachmannſchaft geſtellt wird, die zum Schutz aus⸗ 
reichend iſt. Dem Völkerbund mußte klar ſein, daß man 
niemand zwingen kann, für ſich einen Schutz durch 
einen Gegner zu verlangen. Wir haben dabei etwas 
zu bemerken. Polen hat über den Danziger Hafen 


nicht allein alle Arten von Munition und auch loſes 


Pulver, das mit Eimern geſchöpft wurde, verladen, 
ſondern es find auch Geſchütze und Gasmunition über 
Danzig gekommen. Wenn Danzig zur Bewachung 
dieſer Transporte Danziger Wachmannſchaften geſtellt 
hat, ſo wäre Vorausſetzung geweſen, daß ſich der Senat 
für die Sicherheit dieſer Wachmannſchaften eingeſetzt 
hätte. Unſere Schutzpolizei hat keine Geſchütze, fie ift 
eine bloße Polizei und braucht die Geſchütze auch nicht. 
Für die Ausladung von Gasmunition iſt aber Voraus⸗ 
ſetzung, daß Gasmasken für die Schutzmannſchaften 
geliefert werden. Auf Grund des Friedensvertrages 
iſt es Deutſchland unterſagt, Gasmasken zu halten. 
Wir fordern den Senat auf, daß, wenn er Danziger 
Polizeitruppen zur Verfügung ſtellt, auch die Genehmi⸗ 
gung zur Einfuhr von Gasmasken für die Wachmann⸗ 
ſchaften gefordert wird. 

Die Behandlung der Danziger Proteſte beim 
Völkerbund hat gelehrt, daß wir keine Hoffnungen nach 
Genf mitnehmen können. Diesmal wird auch eine 
ſolche Hoffnung nicht mehr ausgeſprochen. Ich glaube, 


—— 


— 


2016 
(Hohnſeldt, Abgeordneter.) 


(A) das aus den Worten des Herrn Präſidenten des Senats 


herausgehört zu haben. Er hoffte gar nicht mehr auf 
eine Reglung in einem für Danzig günſtigen Sinne. 
Die letzten Entſcheidungen über den Poſtkonflikt uſw. 
haben gezeigt, daß man trotz des beiten Verhandlungs⸗ 
willens der Danziger Regierung in keiner Weiſe ge⸗ 
willt iſt, den Intereſſen Danzigs Rechnung zu tragen. 
Deshalb hat es der Herr Präſident des Senats für 
notwendig gefunden, ſeine Hoffnung auf den guten 
Willen in Genf nicht auszuſprechen. Gerade von 
nationaler Seite wurde es bisher immer als ein 
Theater aufgefaßt, wenn hier irgendeine Hoffnung auf 
den Völkerbund ſeitens der Demokraten, des Zentrums 
oder der Sozialdemokraten ausgeſprochen wurde. Daß 
der Herr Präſident des Senats heute nicht mehr mit 
einer Hoffnung zu den Genfer Verhandlungen fährt, iſt 
eigentlich ſchon ein ſehr gutes Ergebnis; denn damit 
ſoll dem Völkerbund geſagt werden, daß die Freie 
Stadt Danzig gar nicht mehr daran denkt, irgend⸗ 
welches Vertrauen zum Völkerbund zu haben, und 
daß ſie alles andere als Hofnung auf dieſe Inſtitution 
der Völkerverſöhnung hat. Wir leſen in der Zeitung, 
daß das deutſche Element in einem Randſtaat eigene 
Autonomie bekommen hat. Es iſt bezeichnend, daß 
dort gerade ein nationaler Mehrheitsſtaat dazu über⸗ 
gegangen iſt, gute Minderheitenpolitik im wahren 
Sinne des Wortes zu treiben. Was in Polen mit der 
deutſchen Bevölkerung geſchieht, iſt aber alles andere 
als anſtändige Minderheitenpolitik. Was Polen mit 
der Freien Stadt Danzig treibt, iſt ebenfalls alles 
andere als Völkerverſöhnung. Polen iſt Mitglied des 
Völkerbundes. Wenn Polen tatſächlich völkerverſöh⸗ 
nend im Völkerbunde wirken wollte, ſo wäre dafür die 
erſte Vorausſetzung, daß ſich der polniſche Staat ent⸗ 


ſchließt, zum mindeſten die Forderungen Danzigs nach 


Abſchaffung des Munitionshafens zu 
(Zuruf links.) 

Ich will Ihnen Ihre Politik vor Augen führen. 
Sie als Sozialdemokraten ſind gerade diejenigen, die 
leider immer behaupten, alle Staaten, die im Völker⸗ 
bunde find, zielten auf eine grundſätzliche Entwaff⸗ 
nung hin. Und Sie müſſen in erſter Linie erkannt 
haben, daß alles andere als Entwaffnungspolitik dort 
getrieben wird. Sie werden jedoch trotz der böſen Er⸗ 
fahrungen niemals gegen den Völkerbund ſein. „Dann 
müſſen Sie auswandern“, ſo wird immer zu denjenigen 
geſagt, die die Intereſſen ihres Staates vertreten. 
(Hakenkreuzler brauchen wir hier nicht! bei den Sozial⸗ 
demokraten.) Gerade die Rede, die ich Ihnen heute 
halte, bezweckt, Ihnen zu ſagen, daß Sie immer Ihre 
Hoffnung auf den Völkerbund ſetzen, und daß Sie mit 
Ihrer ganzen Illuſionspolitik übel auf dem Holzwege 
ſind. Dieſe Erfahrung haben Sie immer gemacht. Daher 
iſt es die Pflicht unſerer Hakenkreuzler, Ihnen das ganz 
energiſch hinter die Ohren zu ſchreiben. Ich erinnere 
mich, daß in einer Verſammlung Ihrer Partei gegen 
den Völkerbund geſprochen wurde. Sie hatten ihn doch 
jonft immer loben müſſen. Jetzt iſt der gegebene 
Augenblick da, wo die ſozialdemokratiſche Linksregie⸗ 
rung verpflichtet iſt, für die Intereſſen der Freien 
Stadt einzutreten. Das geſchieht nicht durch Nach⸗ 
geben, ſondern dadurch, daß eine ſogenannte völker⸗ 
verſöhnende Politik, wie ſie die Sozialdemokratiſche 
Partei zu betreiben angibt, einſetzt. Daß dieſe Partei 
als Regierungspartei für die Intereſſen ihres Staates 
eintritt, erhoffe ich von meiner heutigen Rede; 
(Zwiſchenruf links.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr 
Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich beabſichtige nur ganz kurze Bemerkungen zu den 


Unterſtützen. 
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Darlegungen des Herrn Präſidenten des Senats zu 
machen. Es wäre im einzelnen hierzu noch manches 
zu ſagen, wir möchten aber die Fragen, die Einzel⸗ 
heiten betreffen, lieber im Hauptausſchuß behandeln. 
Es ſind z. B. Fragen bezüglich der Rechtsſtellung der 
polniſchen Wachmaunſchaften und ähnliches mehr zu 
ſtellen. Daher beantrage ich, die Große Anfrage dem 
Hauptausſchuß zu überweiſen. Ich möchte nur das 
eine beſonders unterſtreichen, daß iſt die Tatſache, daß 


jetzt in Gingen ausreichende Hafenanlagen geſchaffen 


worden ſind. Damit iſt unter allen Umſtänden der 
polniſche Munitionshafen und die polniſche Mu⸗ 
nitionslagerſtätte in Danzig überflüſſig geworden. 
Es muß unbedingt verlangt werden, daß ſie ver⸗ 
ſchwinden, und wir unterſtreichen es mit Nachdruck, 
daß der Herr Präſident des Senats in der Richtung 
tätig ſein will. Im übrigen kann man noch folgendes 
ſagen: Gerade die Behandlung dieſer Frage durch die 
Republik Polen beweiſt am beſten, daß es Polen gar 
nicht einfällt, mit Danzig in freundſchaftliche Bezie⸗ 
hungen zu treten. (Sehr richtig! rechts.) Dieſer ganze 
Plan der Errichtung einer Garniſon hat das Ziel, 
Danzig Polen einzuverleiben. Das allein iſt der Zweck, 
der hier verfolgt wird. Das mögen Sie, meine Herren 
von der Linken, die Sie ſich immer mit Polen ver⸗ 
ſtändigen wollen, erkennen. Sie geben ſich einer 
Illuſionspolitik hin, wenn Sie meinen, daß Sie ſich 
mit Polen verſtändigen könnten. Wir werden uns 
nicht täuſchen laſſen und den klaren Blick für die 
Wirklichkeit der Dinge behalten. Wir wiſſen, woran 
wir ſind. Wir verlangen, daß der Senat mit aller 
Energie die Rechte Danzigs wahrt. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft, 
die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es iſt der Antrag ge⸗ 
ſtellt worden, die Große Anfrage dem Hauptausſchuß 
zu überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut; es ift jo 
beſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesoroͤnung: 

Große Anfrage Nr. 39 des Abg. Dr. Blavier 
und Genoſſen betr. Deckung der Koſten für Auf⸗ 
wertungsprozeſſe durch den Staat. 

Druckſache Nr. 1907. Das Wort hat der Herr Ne 
gierungsvertreter. í 

Ottawa, Regierungsrat: M. D. u. H.! Der Herr 
Abg. Dr. Blavier hat folgende Anfrage an den Senat 
gerichtet: 

Durch § 4 des Anſwertungsgeſetzes (Härtepara⸗ 

graph) wurde eine Anzahl von Aufwertungsprozeſſen 
notwendig. Die Hypothekenſchuldner ſind nicht in der 
Lage, die enormen Koſten für Gerichts⸗ und Rechts⸗ 
anwaltsgebühren aufzubringen Was gedenkt der 
Senat zu tun, um den durch das Aufwertungsgeſetz 
ſchwer belaſteten Schuldner zu ſchützen? 
Iſt der Senat bereit, fiH dafür einzuſetzen, daß die 
Koſten für dieſe Prozeſſe vom Staate übernommen 
werden? Oder daß gegebenenfalls grundſätzlich dem 
Schuldner ebenſo wie dem Gläubiger das Armenrecht 
bewilligt wird? 

Dieſe Anfrage wird wie folgt beantwortet: Nach f 
dem Urantrag des Herrn Abg. Schwegmann, Druck⸗ 
ſache Nr. 1908, follen die Gerichtsgebühren bei Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten im Rahmen des $ 4 des Geſetzes vom 
7. April 1925 auf die Hälfte herabgeſetzt werden. 
Außerdem wird dem Volkstag in nächſter Zeit ein 
Geſetzentwurf vorgelegt werden, durch welchen die Ge⸗ 
bühren der ſtreitigen und freiwilligen Gerichts bar⸗ 
keit ganz allgemein ermäßigt werden. Der Senat er⸗ 


achtet daher weitergehende Maßnahmen für über 


flüſſig, zumal auch in Deutſchland das Verfahren, 1 
den Aufwertungsſtellen gebührenpflichtig iſt. Ein = 
Uebernahme der Koſten durch den Staat würde un 


zur Folge haben, daß auch bei berechtigten Aufwe!:! 


tungsanſprüchen in jedem Falle die Eutſcheidung e 
Gerichts angerufen werden würde. Schon bei 
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(Ottawa, Regierungsrat.) 


F (jetzigen Rechtszuſtande kann auch dem Grundſtücks⸗ 


eigentümer das Armenvecht nicht verſagt werden, wenn 
die Vorausſetzungen für die Gewährung infolge einer 
wirtſchaftlichen Notlage vorliegen. 

: Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Ich beantrage 
Beſprechung der Großen Anfrage. 

Vizepräſident Spill: Wird der Antrag unterſtützt? 
(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Ich eröffne 
die Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Schweg⸗ 
mann. ; 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Zu der vorliegenden Frage iſt nach unſerer Auffaſſung 
heute nicht mehr übermäßig viel zu ſagen. Es iſt ja 
manches, was hier zu ſagen wäre, vor ganz kurzem 
von dieſer Stelle aus erörtert worden. Wir meinen, 
daß es darauf ankommt, nicht mehr lange über die 
Dinge zu reden, ſondern recht bald den Reden Taten 
folgen zu laſſen. Wir ſind gewillt, unſerm Antrag mit 
Nachdruck zum Erfolge zu verhelfen. Ich darf dann dar⸗ 
auf hinweiſen, daß wir uns nicht mit unſern Vor⸗ 
ſchlägen begnügen wollen, ſondern weitergehende An⸗ 
träge in Vorbereitung haben. Wir werden uns dar⸗ 
über im Ausſchuß des näheren mit den Parteien und 
auch mit der Regierung ins Benehmen ſetzen. 


Die Antwort des Senatsvertreters hat uns in 


keiner Weiſe befriedigt. Nach unſerer Meinung muß 
Unbedingt etwas mehr geſchehen. Ich habe ſchon 
früher ausgeführt, daß der Staat ſeine Hand dazu 
teten muß, damit hier eine Beſſerung geſchaffen wird. 

ir werden dazu im einzelnen im Ausſchuß Stellung 
nehmen. Ich möchte nur noch bitten, daß der Rechts⸗ 
ausſchuß recht bald feine Aufgabe erledigt, damit wir 
das Geſetz ſchnell verabſchieden können. 

In dieſem Zuſammenhang möchte ich noch eine an⸗ 
dere Bitte vortragen, die dieſe Angelegenheit berührt. 
Es ſchwebt eine große Menge von Rechtsſtreitig⸗ 

eiten, die die Aufwertungsfrage betreffen. Solange 
nicht die Grundfrage geklärt iſt, ob das Geſetz über 
en Ausgleich der Geldentwertung den hier in Be⸗ 
tracht kommenden Beſtimmungen der Verfaſſung 
widerſpricht oder nicht, kommen wir auf dieſem Ge⸗ 
diet überhaupt zu keiner Klarheit. Die Bevölkerung 
Auen es aber nicht verſtehen, daß die ganze Aufwer⸗ 
rangsfrage noch länger ungeklärt bleibt. (Sehr richtig! 
dechts.) Nun habe ich gehört, daß bald zu erwarten jſt, 
; aß die Vereinigten Senate des Obergerichts zu dieſer 
Tauundfrage der Rechtswirkſamkeit des weſentlichſten 
eiles des Aufwertungsgeſetzes Stellung nehmen. 
Starch das neue Gerichtsverfaſſungsgeſetz iſt auch die 
N AtSanmaltichaft zur Mitwirkung berufen. Das gibt 
ver Regierung die Möglichkeit, dahin zu wirken, daß 
5 x bald eine Entſcheidung getroffen wird. Ich möchte 
ne den Senat bitten, dahin zu wirken, daß die 
u cheidung ſo ſchnell als möglich erfolgt. Das iſt 
8 tigt notwendig, damit endlich einmal die Frage 
Biz ſo geregelt wird. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 
Dr Nizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 

f . Blapier. RE 
Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
wir müſſen uns dem Standpunkt anſchließen, 
8 Antwort der Regierung durchaus nicht be⸗ 
Was der Herr Regierungsvertreter ſagte, 


im weſentlichen auf die augenblicklichen Zu⸗ 


A iſt es auch heute ſchon. Es beſtreitet nie- 

ie Pran das Armenrecht bewilligt werden kann. 
gläubigern ſieht aber ſo aus, daß den Hypotheken⸗ 
weiteres p das Armenrecht ſelbſtverſtändlich ohne 
ö bewilligt wird, daß aber umgekehrt den 


2017 


Hypothekenſchuldnern durchaus nicht in dieſem Maße (C) 
entgegengekommen wird. Ich verweiſe auf die ſehr 
heftigen Angriffe ſeitens des Hypothekenſchuldner⸗ 
verbandes, der bei jeder Gelegenheit darauf hingewie⸗ 
ſen hat, daß die Danziger Juſtiz durchaus hypotheken⸗ 
gläubigerfreundlich eingeſtellt iſt, und daß ſich höhere 
Gerichtsbeamte ganz einſeitig auf den Standpunkt der 
Hypothekengläubiger geſtellt haben. Den Gläubigern 
wird durchaus Entgegenkommen gezeigt, während den 
Schuldnern das Armenrecht nicht bewilligt wird. Be⸗ 
gründet wird das damit, daß die Hypothekenſchuldner 
ihr Vermögen behalten hätten. Daher tritt die üble 
Zwangslage ein, daß Prozeſſe in enormer Höhe ein⸗ 
geleitet werden, da der Gläubiger natürlich nicht den 
geringſten Satz, ſondern den höchſten, den er ver⸗ 
langen kann, 100 000, 200 000 Gulden und noch mehr 
einklagt. 

Das iſt weder für ländliche noch für ſtädtiſche Ver⸗ 
hältniſſe tragbar. Schon der Vorſchuß des Rechts⸗ 
anwalts für die erſte Auskunft iſt ſehr hoch und be⸗ 
trägt 3000 bis 4000 Gulden. Es muß daher ſofort eine 
Verfügung an die Gerichte und Gerichtspräſidenten 
erfolgen, in der darauf aufmerkſam gemacht wird, wie 
ſich augenblicklich die Wirtſchaftslage der Hypotheken⸗ 
ſchuldner darſtellt, damit ganz generell das Armenrecht 
bewilligt wird. Das iſt eine Notſtandsmaßnahme, auf 
der wir beſtehen müſſen. Ueber die anderen Einzel⸗ 
heiten können wir uns im Rechtsausſchuß noch unter⸗ 
halten. Ich beantrage Ueberweiſung an den Rechts⸗ 
ausſchuß. (Bravol) 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es iſt 
beantragt, die Große Anfrage dem Rechtsausſchuß zu 
überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut, das hohe 
Haus hat ſo beſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 4 der 
Tagesordnung: 8 ? 

Dritte Beratung eines Lichtſpielgeſetzes. 
Druckſache Nr. 1206. Ich eröffne die allgemeine Be- 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. v. Malachinſki. 

von Malachinſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Zenſur gleich Vergewaltigung. Zenſur auch in 


Italien, Belgien, England, Frankreich und beſonders 


in Polen. (Rußland! rechts.) Die Zenſur iſt überall 
da, wo ſich das Kapital anmaßt, das Proletariat aus⸗ 
zubeuten, überall dort, wo man die Rechte des Prole⸗ 
tariats beſeitigen will. In Danzig kann man bei 
jedem Ausſpucken einen ruſſiſchen Kapitaliſten treffen. 
Dieſe Nichtstuer hat man in Rußland beſeitigt und 
inſofern eine ganz kraſſe Diktatur ausgeübt. 

In Danzig ſchafft man nun etwas Beſonderes, 
nämlich eine doppelte Zenſur. Wenn ein Film nach 
Danzig kommt, wird er noch drei- und viermal unter 
die Lupe genommen, obwohl er ſchon im Deutſchen 
Reiche der Zenſur unterlag. Warum tut man das? 
Grund iſt folgender: Im Frühjahr kam eine Schar 
Damen aus dem antiken Häuschen in der Langgaſſe 
von einer Beſichtigung. Sie gingen in der Richtung 
zur Grünen Brücke. Rechts, vor einem Kino, bemerkte 
ich, daß die alten Damen ſchnell ihren Kopf nach links 
wandten. Auf der linken Seite war aber wieder ein 
Kino, vor dem ſie ſich mit ihren Handtaſchen die Augen 
zuhielten. Die Damen liefen auseinander und wenn 
nicht ein beherzter Schupo gekommen wäre, ſo wäre ein 
Unglück paſſiert und eine alte Dame wäre in ein Auto 
oder in die Straßenbahn hineingelaufen. Als die 
Damen unter Führung des Schupobeamten weiter⸗ 
gingen, überfiel ſie auf dem Langen Markt wieder der 
Schreck, denn dort befand ſich ein neues Kino. Die 
Damen liefen mit großem Geſchrei und Geheul fort, 
links bogen ſie in eine Straße ein und weg waren ſie. 


{A 
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(v. Malachinſti, Abgeordneter.) r ; 
(Heiterfeit.) Wegen ſolcher alten Puppen, die für die 
Neuzeit kein Verſtändnis haben, ſoll hier Zenſur ein⸗ 
geführt werden. i > 

Wir Kommuniſten fordern Beſeitigung der gen- 
ſur. (Ihr wollt ſie wieder aufrichten! rechts.) Zenſur 
bedeutet Aufſicht. Wo beſteht die Gelegenheit, Zenſur 
auszuüben? Ueberall da, wo ein Ehepaar mit dem 
erwachſenen Sohn oder der erwachſenen Tochter in 
einem Zimmer ſchlafen muß, wo erwachſene Söhne 
und Töchter in einem Bett liegen müſſen. In Baſtion 
Ochs und Baſtion Wolf photographieren die Aus- 
länder dieſe üblen Zuſtände. Dort leben die Ein⸗ 
wohner nicht wie Menſchen, ſondern wie Tiere zu⸗ 
ſammen, dort ſoll man Zenſur anwenden. Die Damen 
ſollten einmal beobachten, wie die Proletarierkinder 
mit zerriſſenen Schuhen, halbnackt in dieſer Jahreszeit 
bettelnd an den Straßenecken ſtehen und mit ihrem 
Singen die Wiederankunft des heiligen Chriſtkindes 
verkünden. Herr Abg. Gaikowſki lacht darüber. (Abg. 
Gaikowſki: Wenn man Sie anſieht, muß man lachen!) 
Sie haben allerdings andere Grundſätze. Nach denen 
ſoll jemand, der arm iſt, ſeine Armut mit Geduld er⸗ 
tragen, um felig zu werden. Dieſem Grundſatz huldigen 
wir nicht. (Mit Raubes Kapital könnte man 100 Woh⸗ 
nungen bauen! rechts.) Dafür wird er im Himmel auch 
ſelig werden. (Abg. Laſchewſki: Fragen Sie Herrn 
Janzen, wieviel der von der Olivaer Sparkaſſe hat!) 

M. D. u. H.! Vor drei Wochen hat ein konſervati⸗ 
ver Kinobeſitzer folgendes erleben müſſen: Es heißt 
nämlich im Geſetz, daß jemand, der das 18. Lebensjahr 
nicht erreicht hat, das Kino nicht beſuchen darf. (Aber 
heiraten!) Dieſer konſervative Kinobeſitzer wollte ein 
Mädchen mit einem Bubikopf, Knieröckchen uſw., das 
nach ſeiner Meinung noch wicht 18 Jahre alt war, und 
ein Billett zu einem Stück verlangte, in dem Varketé⸗ 
mädels in halbnacktem Zuſtande Theater machten, nicht 
einlaſſen. Der konſervative Kinobeſitzer klopfte dem 
Fräulein auf die Schulter und ſagte: „Mein Fräulein, 
Sie haben hier nichts zu ſuchen.“ Da drehte ſich das 
Fräulein um und ſagte: „Was wollen Sie, ich bin 60 
Jahre alt.“ (Stürmiſche Heiterkeit.) Ich frage Sie, wie 
wollen Sie dieſe Kontrolle durchführen? Das iſt eine 
Vergewaltigung eines großen Teiles der Bevölkerung. 
Die Komuniſtiſche Partei fordert daher die Beſeitigung 
dieſer Zenſur. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Bizepräfident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Für uns ift 
dieſe Frage eine grundſätzliche. Sie ſchafft wieder ein⸗ 
mal ein Ausnahmegeſetz gegen ein Gewerbe. Ob das 
die Wuchergeſetzgebung iſt oder in dieſem Fall ein 
Ausnahmegeſetz gegen die Kinotheater, es bleibt dabei, 
daß jeder Eingriff augenblicklich ein Ausfall an 
Steuern iſt. Er ſchafft die Möglichkeit, daß weitere Ent⸗ 
laſſungen ſtattfinden. Das iſt es, was wir fürchten. 
Die Kinobeſitzer beſchäftigen augenblicklich noch eine 
ſtattliche Anzahl von Angeſtellten. Wenn das Geſetz in 
Kraft tritt, ift es wahrſcheinlich, daß die Kinos ſchließen 
und daß ein ſtarker Ausfall an Steuern eintritt. Es 
erſcheint uns ſelbſtverſtändlich, daß das Geſetz, nach 
dieſer Richtung angewandt, den Kinobeſitzern die Luſt 
nehmen wird, weiterzuarbeiten. 

Dr Geſetzentwurf ift nicht nötig. Wir haben ſchon 
bei der zweiten Leſung betont, daß ſchon die augenblick⸗ 
liche allgemeine Polizeibefugnis, das Landrecht, der 
Polizeibehörde das Recht gibt, einzuſchreiten, wenn 
in den Kinos Filme aufgeführt werden, die die öffent⸗ 
liche Ruhe und Sicherheit bedrohen. Die Polizei kann 


alſo in ſolchen Fällen ſchon heute eingreifen. Das Be⸗ 


denkliche bei dem Geſetz iſt, daß ohne weiteres jeder 


Film, der ſchon in Deutſchland zenſiert iſt, hier noch (CF 


einmal vor den Zenſor zitiert wird. Da iſt uns be- 
ſonders bedenklich, daß wieder eine neue Stelle ein⸗ 
gerichtet werden ſoll, wozu ſicher große Koſten nötig ſein 
werden. Der Apparat, der erforderlich ſein wird, um 
nunmehr die ganzen Filme zu zenſieren, belaſtet wieder 
den Staat. 

Es iſt unverſtändlich, wie heute die Regierung dazu 
übergehen kann, dieſe ganz überflüſſige Aufblähung 
der Polizei durchzuführen. Beſonders die Herren 
Deutſchnationalen, die ſich ja in den letzten Tagen ſo 
überaus wirtſchaftsfreundlich zeigten und zweifellos 
ein ſehr großes Herz für die notleidende Wirtſchaft 
haben, ſollten diesmal ihre politiſchen Bedenken zurück⸗ 
ſtellen und die wirtſchaftlichen Faktoren ſprechen laſſen. 
Ich hoffe, daß Sie (nach rechts) heute gegen dies Kino⸗ 
geſetz ſtimmen werden, das ja zweifellos ein Ausnahme⸗ 
geſetz iſt. Herr Abg. Böcker, Sie würden es ſich auch 
nicht gefallen laſſen, daß die Gaſtwirte unter Aus⸗ 
nahmebeſtimmungen geſtellt werden. Alſo entdecken 
Sie Ihr mittelſtandsfreundliches Herz weiter und ſtim⸗ 
men Sie heute nicht für dieſes Geſetz, das weiter nichts 
als die Vergewaltigung eines Standes iſt. Gegen ein 
ſolches Geſetz muß ſich jede Partei, die Wirtſchaftsinter⸗ 
eſſen vertritt, wenden. (Bravo!) 

Vizeprüſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Robert Schmidt. 

Schmidt, Robert, Abgeordneter (D.Lib.): M. D. u. 
H.! Wir werden für das Geſetz ſtimmen, werden aber 
die Altersgrenze von 18 Jahren nicht mitmachen. Wir 
ſind der Anſicht, daß, wenn jemand mit 16 Jahren hei⸗ 
raten kann, er auch fähig und in der Lage ſein muß, 
den Kintopp zu beſuchen. Ich meine, man ſoll da nicht 
päpſtlicher ſein als der Papſt. Wenn die Geſetze eine 
ſolche Konzeſſion machen, daß Mädchen mit 16 Jahren 


heiraten können, dann können ſie auch nicht vom Beſuch 00 


der Kinos ausgeſchloſſen werden. 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die allgemeine Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe auf 8 Fund eröffne die Beſprechung. 


Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt 


geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die 8 1 des Geſetzes annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ift die Mehrheit. $ 1 ift angenommen. Ich rufe 
auf § 2. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe Tier 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die $ 2 annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit. § 2 ijt angenommen. Ich rufe auf $ 3. Zu 8 a 
liegt folgender Abänderungsantrag des Herrn MIA 
Raſchke und der Kommuniſtiſchen Fraktion in Druck⸗ 
ſache Nr. 1968 vor: d 

1. In $ 3 Abſatz 1 ift an Stelle der Zahl „18“ die 


Zahl „16“ zu ſetzen. ; 
2. Hinter $ 3 ift folgender $ 3a einzufügen: 


Bildſtreifen, die bereits von einer mit der Prüfung 


von Bildſtreifen betrauten Behörde des Auslande 
zugelaſſen find, bleiben von der amtlichen Nachprüfu 


befreit. 

gh laſſe abſtimmen über den erſten Teil, wonach 
anſtatt 18 Jahre 16 geſetzt werden ſoll. Ich bitte . 
Damen und Herren, die dieſem Abänderungsantrag A 
ſtimmen wollen, fich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Da 
Büro iſt ſich nicht einig, wir kommen zur Auszählung. 
(Geſchieht.) Die Auszählung ift geſchloſſen. An nit 
Abſtimmung haben ſich 92 Abgeordnete beteiligt, 5 
Ja 50, mit Nein 42. (Bravo! bei den Kommune 5 
Damit iſt der Abänderungsantrag der Kommuniſtiſ ) 
Fraktion angenommen. Ich darf wohl ohne Weit 
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(Splett, Vizepräſident.) 8 
Wir kommen zur Abſtimmung über den zweiten Teil 
der Druckſache Nr. 1968, Antrag des Abg. Raſchke und 
Fraktion, der Einfügung eines § 3a fordert. Die Damen 
und Herren, die dem Zuſatzantrag $ 3a zuſtimmen 
wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Ich rufe auf 
$ 4. Ich eröffne die Ausſprache. Wortmeldungen 
liegen nicht vor, die Ausſprache iſt geſchloſſen. Ich 
darf wohl ohne weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß 
4 angenommen iſt, desgleichen $ 5, $ 6, Abſchnitts⸗ 


überſchrift: „Prüfung der Bildſtreifen“; angenommen, 


desgleichen § 7, § 8, § 9. Abſchnittsüberſchrift: „Prü⸗ 
fungsſtelle“; angenommen. Desgleichen § 10, § 11, 
$ 12. Abſchnittsüberſchrift: „Prüfungsverfahren“; an- 
genommen. $ 13; angenommen. $ 14; angenommen, 

15; angenommen. $ 16; angenommen. 5 17; an- 
genommen. Abſchnittsüberſchrift: „Uebergangs⸗ und 
Strafbeſtimmungen“; angenommen. Diejenigen, die 
die Geſamtüberſchrift „Lichtſpielgeſetz“ annehmen 
wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 


Das iſt die Mehrheit, ſie iſt angenommen. Ich bitte 


diejenigen, die dem Geſetz in der Schlußabſtimmung 
ihre Zuſtimmung erteilen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Das Geſetz 
iſt damit angenommen. 


Donnerstag, den 26. November 1925. 


Wir ſind am Schluß der Tagesordnung. Ich 
ſchlage Ihnen vor, die nächſte Sitzung am Mittwoch, 
den 2. Dezember, abzuhalten und folgende Tages⸗ 
ordnung hierfür feſtzuſetzen: 

1. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Ver⸗ 
mögensſteuerveranlagung für 1924. (Druckſache 
Nr. 1976.) £ 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über den Mus- 
bau der Invalidenverſicherung. (Druckſache Nr. 1948.) 
3. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abände⸗ 
rung des Zigarettenſteuergeſetzes. (Druckſache 

Nr. 1959.) 

4. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Steuer⸗ 
befreiungen zur Erleichterung des Wohnungsbaues. 

(Druckſache Nr. 1988.) 


IV 


5. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Auf⸗ 
hebung der Umſatz⸗ und Luxusſteuer. (Druckſache 
— 


Nr. 1989.) 
Eingaben laut Druckſache Nr. 1995. 
Antrag der Frau Abg. Kreft und Fr. auf Vorlage 
eines Geſetzentwurfs betr. Schutz der erwerbstätigen 
Jugend. (Druckſache Nr. 1975.) 
Widerſpruch ift nicht laut geworden. Ich ſtelle 
feſt, daß die eben verleſene Tagesordnung angenom⸗ 
men iſt. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr 5 Minuten.) 
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142. Sitzung. 


Mittwoch, den 2. Dezember 1925. 


Die Sitzung wird um 4 Uhr durch den Präſidenten 
Dr. Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senator Dr. 
Staatsräte Claaßen, Lademann; 
Grentzenberg; Regierungsrat 
Ruthenberg. 


Präsident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung. 
Der Herr Abg. Dr. Kamnitzer bittet wegen einer 
Dienſtreiſe um Urlaub vom 2. bis 15. Dezember. Ich 
höre keinen Widerſpruch, der Urlaub iſt bewilligt. 
Ich werde von jetzt ab die Vereinbarungen des Ael⸗ 
teiten ⸗Ausſchuſſes zu Beginn der Sitzung bekannt⸗ 
geben, wenn fie nicht ſchon auf der Tagesordnung 
ſtehen, was natürlich nur der Fall ſein kann, wenn 
die Aelteſtenausſchuß ⸗ Sitzung mehrere Tage vorher 
ſtattfindet. Grundſätzlich haben wir im Aelteſten⸗ 
Ausſchuß folgendes feſtgeſtellt: Die Verhandlungen 
des Aelteſten ⸗Ausſchuſſes find vertraulicher Art. Die 
Vereinbarungen des Aelteſten ⸗ Ausſchuſſes werden 


Wiercinski; 
Oberregierungsrat 
Kunſt; Gewerberat 


den Abgeordneten durch die Fraktionsführer oder 
durch den Präſidenten bekannt gegeben. Die Preſſe 


wird gebeten, Mitteilungen aus dem Aelteſten⸗Aus⸗ 
ſchuß nur zu veröffentlichen, wenn ſie im Plenum er⸗ 
folgen oder der Preſſe unmittelbar durch den Präſi⸗ 
denten zugehen. Der Aelteſten.⸗Ausſchuß hat heute 
folgende Vereinbarungen getroffen und bittet Sie, 


dem zuzuſtimmen. In der Druckſache Nr. 1999 findet 


ſich ein Eventualantrag der Deutſchnationalen Frak⸗ 
tion. Ich habe geſchäftsordnungsmäßige Bedenken 
gehabt, dieſen Eventualantrag innerhalb des Punk⸗ 
tes 5 zur Abſtimmung zu bringen. Wir haben uns 
nun geeinigt, und ich bitte Sie, dem zuzuſtimmen, daß 
wir den Eventualantrag der Deutſchnationalen 


Fraktion, Druckſache Nr. 1999, als Punkt 5 a behan⸗ 


deln, und zwar in erſter, zweiter und dritter Leſung, 
wobei die Ausſchußſitzung innerhalb der Leſung heute 
ſtattfinden fol. Ich höre keinen Widerſpruch, es if 
jo beſchloſſen. 

Ferner hat der Aelteſten - Ausſchuß vereinbart, 
und ich bitte Sie, dem zuzuſtimmen, daß wir den 
Bericht des Hauptausſchuſſes über die Große Anfrage 
Nr. 38 heute noch zur Verhandlung bringen. Auch 
hier höre ich keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. 
Um nun zwei Fraktionen, bezw. einer Gruppe, noch 
Gelegenheit zu geben, die Sache noch in einer Sitzung 
zu beſprechen, wollen wir heute eine Pauſe eintreten 
laſſen und nach der Pauſe die Beſprechung der Großen 
Anfrage als Punkt 8 erledigen. (Abg. Gehl: Um 
was handelt es ſich?) Es iſt die Große N 
Nun 


noch 


haben eine Fraktion und eine Gruppe gebeten, 


dazu Stellung zu nehmen. Wir haben daher beſchloſſen, 


daß wir eine Pauſe eintreten laſſen, um den Herr⸗ 
ſchaften Gelegenheit zu geben, darüber noch zu bera⸗ 
ten. Dann wollen wir in die Beſprechung eintreten. 
Im Auftrage des Aelteſten ⸗ Ausſchuſſes ſchlage ich 
folgende Amänderungen der Tagesordnung vor: Wir 
nehmen zunächſt Punkt 1. Da ſoll höchſtens eine Red⸗ 
nerfolge zugelaſſen und die Sache dann an den 
Steuerausſchuß überwieſen werden, dann kommt 
Punkt 3, Zigarettenſteuergeſetz, mit höchſtens einer 
Rednerfolge. Ich glaube, wir bleiben lieber bei den 
alten Nummern. Dann kommt Punkt 4. Dazu liegt 
ein Abänderungsantrag von Herrn Abg. Schweg⸗ 
mann, Druckſache Nr. 2001, vor. Ich glaube, er iſt 
nur redaktioneller Art. Es ſoll eine Rednerfolge 
ſprechen. Dann kommt Punkt 6, Eingaben, dann 
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dann 


Pauſe 


Punkt 5, Umſatz⸗ und Lunxusſteuergeſetz, 
Punkt 5a, und dann die Pauſe. Nach der 
nehmen wir dann die Große Anfrage, die ich als 
Punkt 8 bezeichnet habe. Dann kommt eventuell 
Punkt 5a, wenn die Sache vorher nicht abgelehnt iſt. 
Dann Punkt 2 und Punkt 7. Ich werde es noch einmal 
wiederholen: Punkt, 1, 3, 4, 6, 5, 5 a, Pauſe, 8, 
gegebenenfalls 5 a, 7. Darf ich ſo verfahren? Ich höre 
keinen Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung gebe ich das 
Wort zu einer Erklärung dem Herrn Abg. Schweg⸗ 


mann. 
Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Ich habe folgende Erklärung abzugeben: Die 


„Danziger Zeitung“ berichtet in ihrer Nummer 329 
vom 27. November 1925 über meine Rede in der Aus⸗ 
ſprache über die Große Anfrage betreffend die polni⸗ 
ſchen Bewachungsmannſchaften auf der Weſterplatte 
in einer Weiſe, der widerſprochen werden muß. Sie 
jagt: „Obwohl im Aelteſten - Ausſchuß vereinbart 
worden war, von einer Beſprechung abzuſehen, wurde 
dennoch ein Antrag von der Deutſchnationalen Frak⸗ 
tion geſtellt.“ Und dann ſpäter: „Die übrigen Par⸗ 
teien des Hauſes verzichteten der Vereinbarung gemäß 
auf das Wort.“ ; 

Dazu bemerke ich, daß die von der „Danziger Bei- 
tung“ behauptete Vereinbarung im Xeltejten - Mus- 
ſchuß nicht getroffen iſt. Die „Danziger Zeitung“ 
hat daher dieſe Behauptung aus der Luft gegriffen. 
Bei der Art der Berichterſtattung der „Danziger 
Zeitung“ wundere ich mich über dieſes Verfahren 
nicht. $ 

Präſidente 
ordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 

Vermögensſteuerveranlagung für 1924, 
Druckſache Nr. 1976. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung, ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Ich empfehle die Ueberweiſung an den 
Steuerausſchuß. Widerſpruch wird nicht laut; es iſt 
ſo beſchloſſen. Wir kommen zu Punkt 3 der Tages⸗ 
ordnung: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 

Abänderung des Zigarettenſteuergeſetzes. 
Druckſache Nr. 1959. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. è 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Nachdem wir in der zweiten Leſung dieſes Geſetzes 
durch unſern Redner haben erklären laſſen, daß wir 
gegen jede indirekte Steuer ſind, haben wir in der 
zweiten Leſung beantragt, daß das Zigarettenſteuer⸗ 
geſetz in ſeinen Grundideen aufgehoben wird. Sie 
haben dieſem Antrag nicht zugeſtimmt, ſondern wollen 
die Zigarettenſteuer nach wie vor weiter erheben. Ich 
glaube nicht noch einmal betonen zu dürfen, daß die 
Induſtrie gerade durch dieſe indirekte Steuer ſchwer 
geſchädigt wird, d. h. nicht etwa die Induſtriellen, 
ſondern insbeſondere die Arbeiterſchaft, die dort be⸗ 
ſchäftigt iſt. Schon vor dem Krieg haben beſonders die 
linken Parteien darauf hingewieſen, daß infolge jeder 
indirekten Beſteuerung der Tabakinduſtrie ein Ent⸗ 
laſſen großer Arbeitermengen zu verzeichnen geweſen 
iſt. Heute iſt die Induſtrie in Danzig dadurch ſo ge⸗ 
ſchädigt, daß ein ziemlich hoher Zoll auf dieſe Tabak⸗ 
waren gelegt iſt. Wir wiſſen, daß wir Einfluß auf die 
Zollgebarung nicht ſo haben, wie wir es gern möch⸗ 
ten. Hätten wir Einfluß, dann würden wir auch 
dafür eintreten, daß kein Zoll erhoben würde. Weil 
es nicht ſo iſt, muß ein Ausgleich geſchaffen werden. 
Nach unſerer Meinung beſteht er darin, daß die 
Steuer überhaupt aufgehoben werden muß. Sie haben 
unſern Antrag abgelehnt. 


Wir kommen zu Punkt 1 der Tages⸗ 


Wir haben heute zur dritten Leſung nunmehr be⸗ 
antragt, daß die billigen Tabakſorten von der Steuer 
befreit werden. Die Arbeiterſchaft iſt heute bei der 


Zigarette bezw. eine Pfeife Tabak zu leiſten. 


(Große 
Unruhe!) 


Die Herren glauben, Sie find hier in 
der Judenſchule. (Zwiſchenrufl) Ich alaube 
allerdings, daß die Judenſchule nichts dagegen iſt. Da 
wird es nicht ſo lebhaft hergehen wie hier. M. D. 
u. H.! Ich ſagte, daß gerade der Arbeiter auf Grund 
der hohen Zölle und der nun noch hinzukommenden 
Steuer nicht in der Lage iſt, noch eine Zigarette bezw. 
eine Pfeife Tabak zu rauchen. Darum verlangen wir, 
daß die Sorten Tabak, für die bis 12,50 G. pro Kilo 
bezahlt werden, ſteuerfrei bleiben. Gerade dieſer 
Tabak wird von der armen Bevölkerung verbraucht. 
Ich glaube, die Forderung iſt nicht zu kommuniſtiſch, 
um ſie nicht annehmen zu können. Wenn Sie alſo den 


vollſtändig beſchränken wollen, dann müſſen Sie un⸗ 
ſerm Antrage unbedingt zuſtimmen. Wir verlangen 
weiter, daß der Senat dafür Sorge trägt, daß ſich der 
Steuerabbau auch bei den Konſumenten auswirkt. Zu 
dieſem Zwecke haben wir in der Druckſache Nr. 1998 
eine Entſchließung vorgelegt, die dies fordert. Wir 
wiſſen ganz genau, und das hat der einzelne Steuer⸗ 
abbau bewieſen, daß die Preiſe nicht fallen. 

Wenn der Senat einen Ausgleich zwiſchen Zoll⸗ 
erhöhung und Steuerabbau in den Kleinhandels⸗ 
preiſen ſchaffen will, ſo kann das nicht geſchehen, wenn 
der Senat tatenlos zuſieht und ſich ſozuſagen den 
Preis vorſchreiben läßt. Wir können mit gutem Recht 
verlangen, daß die Preiſe der Steuer entſprechend 
Heute hat ſich die Zollerhöhung 
Wenn nun die Steuer⸗ 


abgebaut werden. 
ſchon reichlich ausgewirkt. 


derſelbe bleibt. Wir verlangen deshalb vom Senat, 
daß er gerade auf dieſen Vorgang ſein Augenmerk 
richtet und den Tabakfabrikanten vorſchreibt, daß ſi 
auf Grund der ermäßigten Steuer auch die Preiſe für 
Rauchwaren herabzuſetzen haben. s 
Ich erſuche aljo das Haus, auch dieſer Entſchließung 
zuzuſtimmen. Insbeſondere aber möchte ich betonen, 
daß es uns darauf ankommt, die Steuer fiit den Hilli- 
gen Tabak überhaupt zu beſeitigen, damit der arme 
eine Pfeife Tabak oder eine Zigarette leiſten kann. 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Fooken. 
Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.“ 
Wenn auch die Kommuniſtiſche Fraktion ihren Redner 
gewechſelt hat, jo bewegt fih doch das, was er vor 
trug, auf genau derſelben Baſis, wie die früheren 
Ausführungen, die wir letztens zu hören bekamen. 
Damit iſt die Kommuniſtiſche Fraktion Beſchützer des 
Tabakhandels und der Tabalfabrikanten; denn wie 
wirkt ſich die Steuer aus? Der Kommuniſtiſchen 
Fraktion dürfte es nicht unbekannt ſein, daß der 
Preis genommen wird, zu dem die Konkurrenz Bw 
Waren feſtſetzt. Die Tabalpreiſe find durch RN 
tabak und Zölle bedingt. Wenn Sie die Steuer weg⸗ 


Tabak einen Pfennig billiger wird. Die Di i 
würde in die Taſche derjenigen fließen, die ach 
Tabak verkaufen oder bearbeiten. Das dürfte "er 
Ihre Abſicht fein. Deshalb empfehle ich, ſich ſolche 5 
feke vor der Beſprechung gründlich anzuſehen. Ab⸗ 
Sozialdemokratiſche Partei wird ſowohl dem “p 
änderungsantrag als 


vor. Die allgemeine Beſprechung iſt geſchloſſen. 
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wirtſchaftlichen Not nicht mehr in der Lage, ſich eine 


ermäßigung eintritt, ſo befürchten wir, daß der Preis o 


Mann weiter im Genuß des Tabaks bleiben und ſich 


fallen laſſen, dürfen Sie ja nicht glauben, daß der 
Differenz 


auch die Entſchließung ab- 
lehnen. ö | 1 N. 
Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen Ti 4 


0 


Genuß des Arbeiters und des kleinen Mannes nicht 
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(Präſident.) ® 
eröffne die allgemeine Ausſprache zu Artikel 1. Wort- 
meldungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Wir kommen zur Abstimmung. Zunächſt 
liegt ein Abänderungsantrag, Druckſache Nr. 1998, 
vor, unterzeichnet Hoffmann und die übrigen Mit⸗ 
glieder der Kommuniſtiſchen Fraktion: 
1. Die Anterabſchnitte a, b und e in Artikel 1 der 
Druckſache Nr. 1959 erhalten folgenden Wortlaut: 
a) bis G. 12,50 für das Klgr. unterliegt keiner 
Steuer. 
2. Unterabſchnitte d 
nung b uw. 
Wir kommen zur Abſtimmung über dieſen Abände⸗ 
rungsantrag. Ich bitte die Damen und Herren, die 
ihm zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung 
über den Artikel 1 der Vorlage. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dieſem Artikel zuſtimmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Mehrheit, Artikel 1 iſt angenommen. Ich darf wohl 
mit derſelben Mehrheit feſtſtellen, daß Artikel 2 an⸗ 
genommen ijt, ebenſo die Ueberſchrift: „Geſetz De- 
treffend Abänderung des i N 
en ri 6.11.1923, Geſetzbl. S. 12 
3. Juni 1906 in der Faſſungvomg 9.1924, Gesch S. 387 


Wir kommen nun zur Entſchließung auf Druck⸗ 
ſache Nr. 1998, geſtellt vom Abgeordneten Hoffmann 
und Fraktion. 

Die Erhöhung der Zollſätze ab 1. Auguſt 1925 hat 
die Preiſe für Rauchwaren um 
Höhe getrieben. Durch Annahme der Senatsvorlage 
betr. Steuer ⸗ Ermäßigung auf Rauchwaren ſoll 
der vor der Zollerhöhung beſtandene Preis wieder 
herbeigeführt werden. 
Es liegt jedoch die Gefahr nahe, daß durch Mb- 
bau der Rauchwarenſteuer die z. Zt. beſtehenden 
Preiſe der Rauchwaren voll und ganz beſtehen blei⸗ 
ben und der Abbau der Steuer ſich ſomit als ein 
Geſchenk an die Induſtriellen der Tabakfabrikation 
auswirkt. > 
Der Senat wird daher beauftragt, nach Inkraft⸗ 
treten des vorliegenden Geſetzes mit allen ihm zu 
Gebote ſtehenden Mitteln dafür zu ſorgen, daß der 
ſih zieht eine Verbilligung der Rauchwaren nach 
ich zieht. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Entſchlie⸗ 
ung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die Entſchlie⸗ 
Bung it abgelehnt. Wir kommen nun zur Schlußab⸗ 
timmung. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 


uſw. erhalten die Bezeich⸗ 


ejek in der Schlußabſtimmung zuſtimmen wollen, 


S vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
ie Mehrheit, das Geſetz ijt damit in allen drei Leſun⸗ 
Tn angenommen. Wir kommen zu Punkt 4 der 
agesordnung: 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Steuerbefreiungen zur Erleichterung des Woh⸗ 
Dr nungsbaues. 
dem ache Nr. 1988. Ich darf hinzufügen, daß außer 
Nr. Abänderungsantrag Schwegmann, Druckſache 
ein 4001, der andere Ausdrücke haben will, ſoeben 
Frakt bänderungsantrag des Abg. Rob. Schmidt und 
ton eingelaufen ift: Kr 
Bei 8 8 iſt am Schluß anzufügen: 
„mit der Maßgabe, daß eine Rückzahlung bereits 
gezahlter oder veranlagter Steuern und Gebüh⸗ 
Ich erö ren nicht ſtattfindet.“ y 
der 5 iine die allgemeine Ausſprache. Das Wort hat 
err Regierungsvertreter. 
ändern. t, Regierungsrat: M. D. u. H.! Zu dem Ab⸗ 
Abg. trag, Druckſache Nr. 2001, des Herrn 
Werte ſprechen. 


auf das Der Abänderungsantrag beruft ſich 


i deulſche 1 ſich ſehr begrüßenswerte Beſtreben, die 


i 


Das ijt die 


50 v. H. in die 


wegmann und Fraktion möchte ich einige 


prache von Fremdwörtern zu reinigen. Es 


iſt ſicher dankenswert, daß man auch in der Sprache 
der Geſetze in dieſem Beſtreben vorangeht. 


Aber ich 
glaube doch, daß der Antrag in dieſem Fall nicht 
zweckmäßig iſt. (Nanu! rechts.) Es wird bean⸗ 
tragt, daß ſtatt des Begriffes und Wortes „Steuer⸗ 
privileg“ das Wort „Steuerbefreiung“ gebraucht 
wird. Ich möchte Sie bitten, dieſen Antrag abzuleh⸗ 
nen. Einmal iſt es im Volksempfinden verankert, 
für gewiſſe Rechte den Begriff „Privilegien“ zu ge⸗ 
brauchen. Privilegien ſind nach allgemeinem Volks⸗ 
empfinden und nach dem Sprachgebrauch des Rechtes 
ſolche Rechte, die in ganz beſonderer Weiſe verankert 
find. Um ſolche Rechte handelt es fih gerade bei die- 
jem Geſetz zur Erleichterung des Wohnungsbaues. 


Eine beſondere Bedeutung erfährt dieſer Umjtand daz 


durch, daß das pſychologiſche Moment in dieſem Geſetz 
hauptſächlich darauf beruht, daß die hauptſächlichſte 
Steuerbefreiung ganz beſonders, insbeſondere durch 
Eintragung in das Grundbuch, verankert iſt. Es iſt 
daher durchaus zweckmäßig, daß in dieſem Falle der 
Begriff des Steuerprivilegs beibehalten und nicht der 
Begriff der Steuerbefreiung eingeführt wird. 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Schweg⸗ 


mann. 


Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): 
nicht geglaubt, daß dieſer Antrag überhaupt erörtert 
werden würde. Ich darf allgemein feſtſtellen, daß in⸗ 
nerhalb meiner Fraktion mehrfach darüber Verwun⸗ 
derung entſtanden iſt, daß Geſetzentwürfe, namentlich 
ſoweit ſie aus der Steuerabteilung hervorgehen, von 
Fremdwörtern förmlich wimmeln. (Zuſtimmung 
rechts.) Wir haben nicht die Abſicht und den 
Wunſch, dieſe Fremdwörter dauernd im Ausſchuß 
herauszubringen. Wir richten die dringende Bitte an 
den Senat, dafür Sorge zu tragen, daß in den Geſetzes⸗ 
vorlagen, die uns zugehen, nicht derart viele entbehr⸗ 
liche und veraltete Fremdwörter enthalten ſind. Das 
trifft auch für dieſe Vorlage zu. Ich kann durchaus 
nicht anerkennen, daß der Ausdruck „Steuerprivileg“ 
in der Bevölkerung bekannter wäre als der Ausdruck 
„Steuerbefreiung“. Für die Erſetzung des Wortes 
„Steuerprivileg“ durch „Steuerbefreiung“ liegt um⸗ 
ſomehr Veranlaſſung vor, als der § 1 jelbit von 
Steuerbefreiung ſpricht. Wenn man aber die Weber- 
ſchrift „Steuerprivileg“ verwendet, ſo erhebt ſich die 
Frage, was man denn unter Steuerprivileg verſteht. 
Man müßte dann im Geſetz denſelben Ausdruck ver⸗ 
wenden. Es iſt daher unerfindlich, weshalb in der 
Ueberſchrift ein anderer Ausdruck gebraucht werden 
ſoll, als im Geſetz ſelbſt. Wenden Sie deutſche Aus⸗ 
drücke an, die die Bevölkerung verſteht. Unfere Dangi- 
ger Bevölkerung weiß ſehr wohl, was Steuerbefreiung 
iſt. (Bravo! rechts.) i f 
Präſident: Weitere Mortmeloungen liegen nicht 
vor. Die Beſprechung ift geſchloſſen. Ich möchte mir 
den Vorſchlag erlauben, zunächſt über die Druckſache 
des Herrn Abg. Schwegmann abſtimmen zu laſſen, da 
ſie ſich auf verſchiedene Abſchnitte erſtreckt, dann haben 
wir eine einmalige Abſtimmung, ſtatt mehrerer. Darf 


ich jo verfahren? Widerſpruch wird nicht laut. Ich. 


bringe zunächſt den Abänderungsantrag des Herrn 
Abg. Schwegmann, Druckſache Nr. 2001, zur Abſtim⸗ 
mung. 
Wir beantragen folgende Aenderungen lentſpre⸗ 
chend dem Geſetz pelle ; e 
1. Im Abſchnitt J. Ueberſchrift: fiait „Steuerprivi⸗ 
legien“ zu jeen Steuerbefreiungen“ „ 
2. im § 2 letzter Abſatz ſtatt „Parzellen“ „Trenn⸗ 
ſtücken“ und „die veräußerte Parzelle“ „das ver⸗ 
äußerte Trennſtück“ zu ſetzen, y 
3. im § 4 Abſatz 1 an Stelle von „Ein Steuerprivi⸗ 
leg“ „Eine Steuerbefreiung, ER: 
4. in $ 7 „parzellenmäßig“ durch „flächenmäßig“ zu 
erſetzen. x‘ f 
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(Präſident.) 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Abände⸗ 
rungsantrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Ge⸗ 
genprobe. (Geſchieht.) Jetzt ſteht die Mehrheit. 
Der Antrag iſt abgelehnt. Ich eröffne die Ausſprache 
zu Abſchnitt 18 1. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die § 1 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Es ſteht die Mehrheit. $ 1 ift ange⸗ 
nommen. § 2; angenommen. 3 3; angenommen. 
§ 4; angenommen. Ebenſo die Unterüberſchrift: „Ab⸗ 
ſchnitt I. Eintragbare Steuerprivilegien“. 8 5; an- 
genommen. $ 6; angenommen. Unterüberſchrift: 
„Abſchnitt II. Sonſtige Steuerbefreiungen“; angenom- 
men; 8 7; angenommen. Zu 8 8 liegt der ſchon vor- 
hin verleſene Abänderungsantrag des Herrn Abg. 
Rob. Schmidt vor. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dem Abänderungsäntrag des Herrn Abg. Schmidt 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Der Antrag iſt 
angenommen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß $ 8 mit 
dem Abänderungsantrag angenommen iſt. Unterüber⸗ 
ſchrift „Abſchnitt III. Schlußbeſtimmungen“; ange⸗ 
nommen. Geſamtüberſchrift: „Geſetz über Steuerbe⸗ 
freiungen zur Erleichterung des Wohnungsbaues“; 
angenommen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. 
Ich bitte diejenigen, die dem Geſetz in der Schlußab⸗ 
ſtimmung zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Das 
Geſetz iſt in allen drei Leſungen angenommen. Wir 
kommen nun zum früheren Punkt 6: Eingaben laut 
Druckſache Nr. 1995. Wenn keine Wortmeldungen 
und Anträge vorliegen, nehme ich an, daß im Sinne 
der Ausſchüſſe beſchloſſen worden iſt. Ich rufe auf 
Eingaben Berichte des Ausſchuſſes für ſoziale Ange- 
legenheiten Nr. 1—4; angenommen. Eingabenberichte 
des Eingaben ⸗Ausſchuſſes Nr. 5—12; angenommen. 
Eingabenbericht des Steuer -Ausſchuſſes Nr. 13; an- 
genommen. Eingabenbericht des Verfaſſungs ⸗ Mus- 
ſchuſſes Nr. 14; angenommen. Wir kommen nun zum 
Punkt 5 der Tagesordnung: 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aufhebung der Umſatz⸗ und Luxusſteuer. 
Druckſache Nr. 1989. Ich eröffne die allgemeine Aus⸗ 
ſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Guttzeit. 
Guttzeit, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Das Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetz beſchäftigt uns ja 
ſchon jahrelang. Ich muß daher auch etwas weiter 
zurückgreifen und die Tatſachen in ganz kurzen Wor⸗ 
ten bekannt geben, die beſtehen und beſtanden haben. 
Die erſte Sitzung, in der meine Partei eine Entſchlie⸗ 
ßung einbrachte, war am 19. Dezember 1923. Meine 
Fraktion hat an dieſem Tage der Entſchließung über 
die vollſtändige Aufhebung der Amſatz⸗ und Luxus⸗ 
ſteuer zugeſtimmt. Weiter haben wir ebenfalls den 
Senat erſucht, zu prüfen, ob die Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbände Ermäßigungen der Umſatzſteuer 
außer Hebung ſetzen könnten. Am 23. Januar 1924 
haben wir dann wieder eine Eingabe eingebracht, 
daß die Herabſetzung der Umſatz⸗ und Luxusſteuer ganz 
weſentlich vermindert wurde. Dies iſt uns nicht ſo ge⸗ 
Jungen, wie wir es wollten. Wir haben dann weiter 
am 26. November 1924 eine Eingabe eingebracht, um 
wieder zu erreichen, die Umſatz⸗ und Luxusſteuer ganz 
aufzuheben. Dies gelang uns nicht. Wir ſchloſſen 
dann aber am 19. Dezember 1924 ein Kompromiß und 
konnten fo die Steuer von 2 auf 1 Prozent herabmin⸗ 
dern. Am 20. Auguſt 1925 nahmen wir wieder Anlaß, 
die Steuer ganz herunterzuſetzen, was uns leider nicht 
gelang. * ? 
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Die Umſatz⸗ und Quzusitener iſt ja weiter nichts 
als ein Behelf. Sie iſt eine Inflationsſteuer. Ich ſehe 
gar nicht ein, warum wir ſie nicht heute — die Zeit iſt 
günſtig — endlich beſeitigen können. (Abg. Splett: 
Und die Gemeinden?) Ich werde das gleich ſagen, 
warten Sie nur einen Augenblick. Ich nehme auch an, 
daß Sie ſich trotz des Regierungswechſels dem nicht 
verſchließen werden. Sie werden uns natürlich vor⸗ 
halten, daß für dieſe Steuer aber Erſatz geſchaffen 
werden muß. Hierauf können wir Ihnen vorhalten, 
daß Sie äußerſte Sparſamkeit zu pflegen haben, d. h. 
die Gemeinden müſſen ſich boͤdeutend einſchränken. 
(Abg. Splett: Das iſt ein ſchöner Troſt!) Wie 
wäre es, aber, wenn wir einmal die hohen Gehälter 
der hohen Herren Beamten abzubauen anfingen. 
(Große Heiterkeit.) Wir müſſen doch in der Wirt⸗ 
ſchaft ebenfalls ſtark abbauen. (Da müſſen Sie bei 
Dr. Ziehm anfangen! links.) Ich glaube, wir wer⸗ 
den dann anfangen, das Gebiet der Sparſamkeit zu 
erreichen, haben aber auch andererſeits immerhin 
etwas Erſatz für die heute noch ganz unerhörte Umſatz⸗ 
und Luxusſteuer, (Sind Sie langſam dahinter ge⸗ 
kommen? bei den Kommuniſten.) Wir werden auch 
den Senat unbedingt dazu zwingen, daß er nicht un⸗ 
nütze Ausgaben macht. Ich denke vor allem an die 
Oikos⸗Geſellſchaft, welche 120 000 Gulden oder noch 
mehr erhalten hat. Man hat das Kraftwerk Bölkau 
mit 22 Millionen erbaut. Ich glaube, die Zinſen ſind 
bedeutend höher als die ganze Umſatzſteuer einbringt. 
Wir können aber auch ſparen, wean wir die Diäten 
der Abgeordneten auf die Hälfte herunterſetzen. 
(Wiederholtes „Sehr richtig“ in der Mitte und links.) 
Das wollen Sie nicht hören. (Bravo! links.) Wir 
ſind die erſten, die die Herabſetzung der Diäten mit⸗ 
machen. Meinetwegen könnten ſie ganz verſchwinden, 
dann arbeiteten wir eben ehrenamtlich. (Runter 
mi Bi Zylinder! bei den Kommuniſten. — Heiter- 
eit. 

Weiter ſind 375000 Gulden für die Autobusver⸗ 
kehrsgeſellſchaften hingegeben. Die Gelder aus der 
Umſatzſteuer ſollen allerdings den Gemeinden zu⸗ 
fließen, aber auf der andern Seite geben Sie ſie ſo 
aus, um zu kommunaliſieren. Sie erreichen damit, 
daß Sie den kleinen Gewerbetreibenden Schaden zu⸗ 
line Dieſer kleine Autobusinhaber (Labudda! 
inks), 
weniger einen Autobus auf Abzahlung kaufte, wird 
durch die Kommunaliſierung der neuen Autobusver⸗ 
kehrsgeſellſchaft vernichtet. Die kleinen Handwerks⸗ 
meiſter, Schloſſer uſw., die fiH ein Auto kauften, wer 
den Ihnen das nachher mit Dank zurückerſtatten. A 
dererjeits warten aber auch ſchon Herrſchaften darauf, 
um ein hohes Pöſtchen bei dieſer Geſellſchaft zu be⸗ 
kommen. (Als Chauffeur! bei den Sozialdemokra“ 
ten.) Ich empfehle Ihnen alſo und bitte Sie, die 
Umſatz⸗ und Luxusſteuer ſobald und ſo ſchnell als 
möglich zu Fall zu bringen. Auch ſelbſt, wenn der 
Senat uns vorhalten wird, die Steuer bringe jo un 
ſo viel Millionen, ſie könne nicht abgebaut werden, 
werden wir nicht eher ruhen, bis ſie beſeitigt iſt. 

Ich möchte jetzt aber noch etwas anderes einflech⸗ 
ten. Der wunderbare Aufruf betreffs Preisſenkungs? 
aktion, den der Senat erlaſſen hat, hat Erſtaunen, 
Verwunderung und Empörung ausgelöſt. (Zurufe 
links.) Etwas Schlimmeres, als er damit angerich 
tet hat, konnte ſchon nicht kommen. Der Senat hat 5 
ſicher nicht mit der großen Wirtſchaftskriſe gered 1 
oder ſich von Wirtſchaftskreiſen belehren laſſen. dem 
Aufruf ſagt, wir ſollten wieder anfangen, mit Wir 
Pfennig zu rechnen. Das ift doch nichts Neues. der 
mijjen ſchon lange mit dem Pfennig rechnen, nur en 
hohe Senat verſteht das nicht. Er jollte und m 


der ſich für ſeine Spargroſchen mehr oder 


üßte n 


a 
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des täglichen Bedarfs. 


` rechnen, 
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(Guttzeit, Abgeordneter.) 


allererſter Linie anfangen zu ſparen. (Warum 
aben Sie das nicht im vorigen Jahre ge⸗ 
jagt?!’ bei den Sozialdemokraten.) Er ſollte vor 
allen Dingen ſeine hohen Preiſe herabſchrauben. Ich 
nenne nur die hohen Gas⸗ und Lichtpreiſe, die hohen 
Mieten, Pachten, und was er ſonſt noch alles einkaſ⸗ 
ſiert und mit hohen Preiſen belegt. (Die haben Sie 
feſtgeſetzt! links.) Hätte der Senat ſich wirtſchaft⸗ 
lich eingehender orientiert, ſo wäre der Aufruf anders 
ausgefallen. (Abg. Mau: Das hat Herr Dr. Ziehm 
alles gemacht!) M. D. u. H.! Wenn der Senat uns 
auffordert, wir ſollten ſparen, dann möchte ich bemer⸗ 
ken, daß die Waren vor allen Dingen durch den über⸗ 
aus hohen Zoll verteuert werden. (Abg. Gehl: 
Aſtronomiſche Inſtrumentel) Ich will von dieſem 
Kurioſum ganz abſehen, daß man Irrigatoren als 
al Inſtrumente verzollen muß. (Heiter⸗ 
eit. 


M. D. u. H.! Ich werde Ihnen nun einmal aus 
meinem Beruf ſagen, wie die Waren durch die Zoll⸗ 
ſätze verteuert werden. Ich nenne Ihnen nur das 
Wertobjekt und den Zoll darauf, ohne Handlungsun⸗ 
koſten und andere Unkoſten. Sie werden dann ermeſſen 
können, daß die Ware überaus teuer iſt und ſich im 
Preiſe nicht herunterſchrauben läßt, wie es ſich der 
Senat denkt. Das Objekt hat im Einkauf einen Wert 
von 50 Gulden, darauf liegen allein 56,30 Gulden 
Zoll, alſo über 100 Prozent. Ein anderes Objekt 
koſtet 4,90 Gulden, der Zoll verteuert die Ware um 
7,50 Gulden. Das find 150 Prozent. Ein anderes 
Objekt koſtet 103 Gulden, der darauf liegende Zoll 
macht 292,75 Gulden aus, alſo etwa 300 Prozent Auf⸗ 
ſchlag allein für Zoll. (Abg. Leu: Was iſt das für 
ein Objekt?) Ein anderes Objekt koſtet 114 Gul⸗ 
den, darauf liegen allein 269,75 Gulden Zoll, etwa 
250 Prozent. 
lieber, welchen Aufſchlag ſie nehmen.) Ein anderes 
Objekt koſtet 449,15 Gulden, darauf liegen 525,85 
Gulden Zoll, alſo 120 Prozent. Das ſind alles Artikel 
Wenn wir dazu nun die Hand⸗ 
lungsunkoſten und alles andere darauf ſchlagen, ſo 
rauchen Sie ſich nicht zu wundern, wie die Ware ver⸗ 
teuert wird. Nun kommt aber der Senat und ſagt, es 
muß eine Preisſenkungsaktion eintreten, und da 
möchte ich einmal fragen, was man noch heruntermin⸗ 
dern ſoll. Der Verdienſt ift normal, fogar darunter. 
(Zwiſchenruf.) Das wiſſen Sie doch auch, Herr 
Kollege Spill, wie groß der Verdienſt iſt. (Abg. 
Spill: Ich handle doch nicht!) Aber Sie wiſſen Be- 
cheid. Die Bevölkerung iſt in den Wirtſchafts⸗ 
reiſen alfo über einen ſolchen Aufruf mehr als ver- 

undert. 


M. D. u. H.! Sehen Sie fih heute ſämtliche Tages- 
gungen an. Ein Bankrott folgt dem andern, ein 
Usperfauf dem andern. Die Zeitungen find voll von 
manoncen über Preisſenkungen uſw. (Das ijt im- 
ter ſo zu Weihnachten!) Das geht ſchon ſeit 
leſen ten ſo. Sie ſcheinen die Zeitungen ſchlecht zu 
A oder Sie verſtehen nichts von der Wirtſchaft. 
beſt müſſen aber zugeben, daß jeder Kaufmann heute 
110 rebt ift, ſoweit es überhaupt bloß möglich, Kaſſe zu 
Lichen ‚Und warum muß ſein Beſtreben darauf ge- 
ijt et ſein? Wenn man Arbeiter und Angeſtellte hat, 
ep an beſtrebt, abends mit einem Kaſſenreſultat zu 
und Genz um am Wochen⸗ oder Monatsſchluß Löhne 
ſicher ehälter zahlen zu können. Sie werden doch wohl 
imme damit einverſtanden ſein, daß wir nicht noch 
würde er Erwerbsloſe auf die Straße ſetzen. Was 
. letzten Endes dabei herauskommen? Man 
Je: Pin mit einem ſolchen Aufruf nicht in einer 
men, wo er vollſtändig unberechtigt if. 


(Abg. Eduard Schmidt: Sagen Sie 


Nun zur Luxusſteuer. Da habe ich einen Zeitungs⸗ 
artikel gefunden, der ganz eigenartig anmutet. Es 
handelt ſich um Kaffeeſervices, Leibwäſche, Schreib⸗ 
zeuge, Briefmarkenkäſten, Kartenſtänder, Koffer etc. 
(Das iſt Schwindel! links.) Es ſind mehr oder 
weniger Artikel des täglichen Bedarfs. Wenn man 
dieſe als luxusſteuerpflichtig hinſtellt, ſo iſt das auch 
nicht richtig. Es gibt Lederartikel, die bei einem Ein⸗ 
kauf gar nicht der Luxusſteuer unterliegen, dann aber 
dem hohen Zoll unterliegen und einen Preisſatz von 
10 Gulden überſteigen. Dann heißt es ſofort, er iſt 
luxusſteuerpflichtig. Das muß unbedingt vermieden 
und herabgemindert werden. Ich möchte weiter er⸗ 
wähnen, wenn wir erſt ſoweit ſind, und das iſt mit 
eines der wichtigſten Momente, daß wir von der Sub⸗ 
ſtanz nehmen, dann ſind wir ganz erledigt, zu drei 
Vierteln ſind wir es ja ſchon. Es wird auch wohl 
nicht mehr lange dauern, daß wir alle die Bude zu⸗ 
machen müſſen. Ich überlaſſe es Ihnen, darüber nach⸗ 
zudenken, was daraus entſteht. 

Wir ſind von meiner Partei aus ſtets und ſtändig 
dafür eingetreten, die Steuern im allgemeinen ſoweit 
wie möglich herabzumindern. Wir geben ſelbſtver⸗ 
ſtändlich zu, daß Steuern zur Aufrechterhaltung des 
Staatsgebildes bezahlt werden müſſen. Aber Steuern, 
die noch aus der Inflationszeit ſtammen, ſind über⸗ 
flüſſig und müſſen ſo ſchnell wie möglich beſeitigt wer⸗ 
den. M. D. u. H.] Zum Schluß möchte ich Ihnen 
alſo ſagen, wenn Sie ſich wirtſchaftsfreundlich ein⸗ 
ſtellen wollen, dann geben Sie unſerm Antrag ſtatt 
und helfen Sie uns, die Umſatz⸗ und Luxusſteuer zu 
beſeitigen, ſodaß wir ſie nicht in das Steuerjahr 
1926 hinübernehmen. Sollten Sie ſich aber wirt⸗ 
ſchaftsfeindlich einſtellen, dann werden wir das in der 
größten Oeffentlichkeit, in den Kreijen der Induſtrie 
und Kaufmannſchaft, bekannt geben. Alle ſollen dann 
erfahren, daß meine Partei überaus recht gehandelt 
hat, indem ſie mit aller Energie dafür eintrat, dieſe 
läſtige Inflations⸗Umſatz⸗ und Luxusſteuer endlich zu 

beſeitigen. (Lebhaftes bravo! rechts.) 


Präſident: Zu dieſem Punkt haben ſich noch gemel⸗ 
det die Abg. Polſter, Brill, Hohnfeldt und Liſchnewski. 
Wenn die Wortmeldungen bei Aufruf des Punktes 
erfolgen, ordne ich ſie nach der Stärke der Fraktionen. 
Wenn aber ſpätere mehrere Wortmeldungen erfolgen, 
werde ich ſie ſo aufrufen, wie ſie einlaufen, ſonſt iſt es 
nicht möglich, eine Liſte, wie wir ſie haben, zu führen. 
Das Wort hat jetzt Herr Abg. Polſter. Dann kommen 
die 8 Abgeordneten Brill, Hohnfeldt und Liſch⸗ 
news. f 


Polſter, Abgeordneter (b. k. F.): M. D. u. H.! 
Als die Amſatzſteuer im vergangenen Jahr fallen 
ſollte, hat uns der Senat erklärt, dieſe Steuer müſſe 
noch einige Zeit beſtehen bleiben, damit ſich die Ge⸗ 
meinden mit ihren Ausgaben, die ſie à conto des Ein⸗ 
kommens aus der Amſatzſteuer beſchloſſen haben, ein⸗ 
richten können. Daraufhin ließ man dem Senat die 


(©) 


Umſatzſteuer. Heute kommt nun der Senat mit dem: - 


ſelben Argument. Ich verſtehe nun nicht, daß er ge⸗ 
rade darauf hinweiſt, daß die Gemeinden das Geld be⸗ 
nötigen. Wir als Männer der Wirtſchaft haben in 
dieſer Zeit kein Geld übrig, um ſolche Luxusausgaben 
zu machen, wie ſie ſich die Gemeinden, beſonders die 
Gemeinde der Freien Stadt Danzig leiſtet. Ein 
Muſterbeiſpiel iſt der Langemarkt. Während die Be⸗ 
figer von Häuſern ſehen müſſen, wie ihre Häuſer tag- 
täglich mehr Delle können fie beobachten, wie ſich 
der Senat den Luxus leiſtet, ſeine Gebäude mit Gold 


zu bekleiſtern. Außerdem ſind die Anſchaffungen, die 


die Stadtgemeinde in Automobilen gemacht hat und 
die Ausführung dieſer Automobile in höchſtem Maße 


— 


2026 


5 2 7 na er 


Volkstag Danzig. — 142. Sitzung. Mittwoch, den 2. Dezember 1925. 


(Polſter, Abgeordneter.) 

Luxus. Es hätte dabei unbedingt geſpart werden kön⸗ 
nen. In den letzten Tagen müſſen wir wieder ſehen, 
daß bei einer Ausſchreibung unter anderm deutſcher 
Zement mitangekauft werden ſoll. M. D. u. H.! Es 
iſt ein Verbrechen, daß hier nach Danzig immer noch 
deutſcher Zement eingeführt wird. Für jedes Faß 
deutſchen Zements müſſen wir 2 bis 3 Gulden mehr 
ausgeben. Polniſcher Zement iſt abſolut ſo gut, wie 
deutſcher. Kein Unternehmer im Freiſtaat hat in den 
letzten Jahren deutſchen Zement gekauft. Nur die 
Stadtgemeinde Danzig leiſtet ſich dieſen Luxus, weil 
ihr die Gelder ſo ſplendid zur Verfügung geſtellt wer⸗ 
den. Wenn wir uns darauf verſtehen, m. H., die 
Gelder etwas kärger zuzumeſſen, werden ſie ſich auch 
dieſe Ausgaben überlegen. Unter anderem ſind in 
letzter Zeit für Straßenteerungen 5 Waggon Teer 
angekauft worden, ohne überhaupt eine Konkurrenz⸗ 
offerte einzufordern. Bei dieſem Ankauf ſind nicht 
weniger als 5 Gulden pro 100 Klgr. zuviel bezahlt 
worden. (Hört, hört! rechts.) Herr Senatsvertre⸗ 
ter, wenn ein freier Unternehmer ſo leichtſinnig um⸗ 
ginge, würde es ihm an den Kragen gehen. Wenn wir 
der Stadtgemeinde das Geld ſo zuwerfen, iſt es kein 
Wunder, daß mit unſeren Geldern derart umgeſprun⸗ 
gen wird. 

Wer bringt die Verluſte auf, die in den Spar⸗ 
kaſſen entſtanden ſind? Da die Gemeinden für dieſe 
Verluſte haften, müſſen fie natürlich auch dieje Wer- 
luſte aufbringen. Alſo iſt die Umſatzſteuer vielleicht 
dazu da, dieſe Verluſte zu decken. Wenn die, Gemein: 
den nicht im Geldüberfluß geſchwommen hätten, ſo 
hätte man ſich vielleicht reiflicher überlegt, leichtſinnig 
Kredite zu geben. Als ich beantragte, für die Wirt⸗ 
ſchaft einen Kredit von 10 Millionen zur Verfügung 
zu ſtellen, fand dieſer Antrag faſt bei allen Parteien 


Ablehnung. Die Volksſtimme ſtellte geſtern feſt, daß 


die Verluſte, die durch Korruption im letzten Jahre 
entſtanden ſind, in Danzig allein 10 Millionen be⸗ 
tragen. Dieſe 10 Millionen aus öffentlichen Kaſſen 
müſſen durch die Bewohner der Freien Stadt Danzig 
gedeckt werden. (Wer hat die Korruption verſchul⸗ 
det? Mitte.) Wer ſie verſchuldet hat, wiſſen Sie 
ganz genau. Vor allen Dingen hat der Senat in ſeiner 
früheren Zuſammenſetzung es an der nötigen Aufſicht 
fehlen laſſen. Aber auch früher wurden die Gelder den 
Gemeinden zu frei zur Verfügung geſtellt, ſonſt könn⸗ 
ten dergleichen Unterſchleife nicht vorgekommen ſein. 
Nun gebraucht man bei der Umſatzſteuer das ſchöne 
Nachkriegswort Subſtanz. Scheinbar hat man nicht 
begriffen, was es eigentlich heißt. Bei der heutigen 
Konjunktur, wo die Preiſe zurückgehen, muß oft ohne 
Verdienſt, ja mit Verluſt, verkauft werden. Von 
dieſen Preiſen ſoll der Kaufmann noch die Umſatzſteuer 
abgeben, d. h. von feiner Subſtanz oder von ſeinem 
Eigentum. Wenn Sie alſo eine Steuer beſchließen, die 
vom Eigentum genommen werden muß, ſo ſteht auch 
dem Volkstag nicht das Recht zu, ein ſolches Geſetz zu 
beſchließen; denn das Eigentum iſt durch die Ver⸗ 
faſſung gewährleiſtet. Ich möchte darauf hinweiſen, 
daß letzthin in Deutſchland eine Klage gegen die 
Reichsregierung angeſtrengt wurde, daß das Geſetz 
über die Amſatzſteuer nicht maßgebend ſein dürfe, 
wenn der Betreffende feine Umſatzſteuer von der 
Subſtanz oder vom Eigentum geben muß, weil das 
ein Eingriff ins Eigentum iſt. Wir werden auch in 
Danzig verſuchen, dieſen Weg zu beſchreiten, um der 
Wirtſchaft zu helfen. (Sehr gut!) ; 
Prüſident: Das Wort hat der Herr Abg. Brill. 
Brill, Abgeordneter (S. P. B.): M. D. u. 


Der Herr Abg. Guttzeit hat dem Senat 


empfohlen, 
mehr Sparſamkeit zu üben und einen Beamtenabbau 
vorzunehmen. Wir ſind voll und ganz damit einver⸗ 


CTC 


frage den Herrn Abg. Guttzeit, 


dann fragen Sie ſich doch einmal ſelbſt: 


die Sie jahrelang in Danzig verurſacht haben 


Direktor der Autobusgeſellſchaft werden will. er 


ſtanden. Der Herr Abg. Guttzeit hat aber genau wie 
ich einen Aufruf erhalten, durch den die Beamten auf⸗ 
fordern, Proteſt gegen die Angriffe einzulegen, die 
gegen die Beamtenſchaft erhoben worden ſind. Ich 
welcher Partei die 
Beamten angehören, die zu dieſem Proteſt und zu 
dieſer Stellungnahme aufrufen. (Allen Parteien! 
rechts.) Wenn Sparſamkeit geübt werden poll, 
Haben wir 
hier nicht jahrelang darauf hingewieſen, daß der 
Verwaltungsapparat, den Sie aufgebaut haben, auf 
die Dauer gar nicht gehalten werden kann, wenn dabei 
die Danziger Wirtſchaft und der Danziger Staat nicht 
zugrundegehen ſollen. Rückſichtslos ſind Sie aber bis 
zum letzten Augenblick vorgegangen, haben den Be⸗ 
amtenkörper immer mehr vergrößert und haben ſich 
auch nicht geſcheut, die Gehälter der oberen Beamten 
zu erhöhen, die ſchon an und für ſich hoch genug 
waren. Wir haben Ihnen einen Weg gewieſen, wie 
Gelder geſpart werden konnten, indem Sie überflüſſige 
Einrichtungen abbauten. Was taten Sie? Sie ſchaff⸗ 
ten erſt einen Verwaltungsapparat. (Durch Ihre 
Schuld! rechts.) / Herr Abg. Senftleben, feien Sie 
einmal ſtill. Warum haben Sie darauf eingewirkt, 
daß dem Autobeſitzer Dunſt die Konzeſſion entzogen 
und dafür der D. A. V. erteilt wurde? (Abg. Senft⸗ 
leben: Das hat gar nichts damit zu tun!) Rührt 
das daher, daß Sie früher einmal einen Konflikt mit 
Dunſt wegen Petroleumshandels hatten, Herr Abg. 
Senftleben? (Abg. Senftleben: Das iſt ein gro⸗ 
ßer Schwindel!) Sie erklärten auch noch in der 
letzten Sitzung, daß das Schwindel fei. (Abg. Genft- 


leben: Fragen Sie Ihren Kollegen Woelk, was das 


für ein Menſch ift!) Ich werde fragen, wen ich 
will und laſſe es mir nicht von Ihnen diktieren. 
(Unbelehrbar! rechts.) Ich kenne die Schiebungen, 
und 
ſchenke Ihnen darum keinen Glauben. 


Nachdem Herr Abg. Guttzeit von der Deutſch⸗ 


nationalen Partei zum Beamtenabbau aufgefordert 


hat, fangen Sie auf der rechten Seite dieſes Hauſes 
an, mit dem Abg. Dr. Bumke, mit dem Abg. Dr. 
Ziehm und mit einigen andern. Dann werden wir 
hören, wie dieſelben Leute, die heute für den Beam⸗ 


tenabbau eintreten, gegen die Art und Weiſe des Ab⸗ 


baues demonſtrieren. Dann würden Sie nicht genug * 


ſcharfe Worte finden, um gegen dies unerhörte Vor⸗ 


gehen Proteſt einzulegen. Sie hätten erſt das Haus 
bauen ſollen, in das Sie den Beamtenkörper hinein⸗ 
bringen können. Sie bauten aber erſt den Apparat 
und ſpäter das Haus. Nun müſſen Sie einſehen, daß 
der Beamtenapparat zu groß iſt, daß er abgebaut wer? 
den muß. 

Es läßt ſich auch abbauen. Beſeitigen Sie in Dan? 
zig den Bezirksausſchuß, beſeitigen Sie das Obere 
waltungsgericht, beſeitigen Sie die drei Kreiſe un 
heben Sie die Gutsbezirke auf. Heben Sie die vielen 
einzelnen kleinen Gemeinden auf und ſchaffen Sie da⸗ 
für andere Einrichtungen, dann werden Sie ſehen⸗ 
daß Sie mindeſtens 40 Prozent der Danziger Beamten 
abbauen können, und daß die übrigen 60 Prozent noch 
gut in der Lage find, die erforderliche Arbeit zu IC" 
ſten. Folgen Sie uns. Wir werden in der nächſten 
Zeit entſprechende Anträge bringen und werden n 
ſehen, ob Sie tatſächlich Sparſamkeit üben wollen o 77 
ob Sie die Futterkrippenjägerei noch weiter aufrecht“ 
erhalten wollen. 4% die 

Herr Abg. Guttzeit ſagte, es gäbe ſchon 1 155 
einen Kurjus nähmen, um einen Poſten bei der du 
busgeſellſchaft zu bekommen. Ich will Ihnen 0% 
Herr Abg. Guttzeit, wer einen Kurſus nimmt und ff 
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In meiner letzten Rede habe ich geſagt, daß ich in 
der ; und das hat 


ei hinzuſtellen und 
nen neuen Skandal kundzutun, der e 
ie 


er waren es ja, die den kommiſſariſchen Landrat 
u noch im letzten Augenblick, als Sie gar kein Recht 


sr 


in der Regierung war bekannt, daß er nicht jo Han- 
delte, um den Zuſammenbruch in Oliva zu verhindern. 
Ich habe ſchon früher bei Erörterung der Olivaer An⸗ 
gelegenheit erklärt, daß Poll nicht zugreifen konnte, 
denn er brauchte die Olivaer Deutſchnationalen, um 
ſich decken zu können. Als ich das ausführte, haben 
Sie Zwiſchenrufe gemacht, trotzdem Sie wußten, daß 
das, was ich ſagte, der Wahrheit entſprach. Um ſich 
zu decken und um dies in die Wege zu leiten, hat Poll 
gegen Satzung und Statut gehandelt. Die Beſtim⸗ 
mungen der Volksbank beſagen, daß der Kreis Danzi⸗ 
ger Höhe für ſämtliche Einlagen haftet. Wenn nun 
der Kreis Danziger Höhe die Haftung übernimmt, hat 
der Geſellſchaftervertrag vorgeſehen, wer im Aufſichts⸗ 
rat zu figen hat. Im Aufſichtsrat folen nach dem Ge- 
ſellſchaftsvertrag der jeweilige Vorſitzende des Kreis- 
ausſchuſſes und zwei Mitglieder des Kreisausſchuſſes, 
des Kreistages oder des Vorſtandes der Sparkaſſe des 
Kreiſes Danziger Höhe ſitzen. Wer ſaß nun in dieſem 
Aufſichtsrat? Es ſaßen dort der jeweilige Landrat, 


das war der kommiſſariſche Landrat Poll, der Amts⸗ 


vorſteher Macholl⸗Brentau, Baugewerksmeiſter Chill⸗ 
Prauſt, Kaufmann Heinrich Fat - Oliva, der Guts- 
beſitzer Burandt ⸗ Gr. Trampken und der Ritterguts⸗ 
beſitzer Bichler -Bankau. Von dieſen fünf war der 
Vorſitzende der kommiſſariſche Landrat. Das war der 
Vorſitzende des Kreisausſchuſſes. Macholl war Mit⸗ 
glied des Kreistages, ebenſo Gutsbeſitzer Burandt. 
Weder Chill, noch Faſt, noch Biehler gehörten dem 
Sparkaſſenvorſtand, noch dem Kreistage, noch dem 
Kreisausſchuß an. Der Beamte, der mit der Verwal⸗ 
tung eines Kreiſes betraut wird, muß wiſſen, was der 
Geſellſchaftsvertrag vorſchreibt, was für Perſonen er 
in den Aufſichtsrat zu nehmen hat. 

D. u. H.! Der Kampf um die Volksbank im 


Kreis Danziger Höhe ift kein neuer Kampf. Er ſpielt (p) 


fiH ſchon feit dem Jahre 1922 ab. Seit dem Jahre 
1922 hat meine Partei im Kreistage Mißtrauen ge⸗ 
gen die Geſchäftsführung der Volksbank gehabt, und 
zwar, weil dort eine Wirtſchaft geführt wurde, die 
man nicht verantworten konnte. Ich erinnere daran, 
daß der Sparkaſſendirektor auch gleichzeitig Direktor 
der Volksbank war. Neben dem Amt als Direktor der 
Volksbank war er Aktionär bei Aycke. Ebenſo hatte 
er ein Exportgeſchäft mit der Firma Freiwald und 
auch noch einige andere Vertrauensämter. Er war 
garnicht in der Lage, ſich um die Sparkaſſe und noch 
viel weniger um die Volksbank kümmern zu können. 
Um aber dieſe Poſten in einer Hand zu behalten, hat 
er dem damaligen Landrat im Jahre 1922 bereits 
einen Kredit von 3 Millionen gegeben. M. D. u. H.! 
Wenn Sie berechnen, was es bedeutet, Ende 1922 
einem Beamten einen Kredit von 3 Millionen Mark 
zu geben, dann iſt das eine Schweinerei, wie fie 
garnicht größer ſein kann. Als der Reviſionsbericht 
der Sparkaſſe im Kreisausſchuß gegeben wurde, er⸗ 
laubte ſich der Direktor den Reviſor von der Girozen⸗ 
trale zu erſuchen, er möge doch die Mängel, die er ge⸗ 
rügt hatte, umändern. Rur unſerm Vorgehen iſt es 
zu verdanken, daß der Revifor nicht dem Wunſche des 


(0) 


damaligen Direktors nachkam. Andere Leute würden 


ſelbſtverſtändlich damit einverſtanden geweſen ſein. 
Erſt durch unſer Dazwiſchentreten iſt der damalige 
Landrat ſeiner Wege gegangen, und der Direktor trat 
in den Ruheſtand. Nun kam der neue Landrat, der 
doch wiſſen mußte, um was es ſich dort handelte. Aber 
er führte die Wirtſchaft ſo fort, wie er es unter ſeiner 
Leitung und derjenigen des Aufſichtsrats verantwor⸗ 
ten zu können glaubte. Welcher Partei gehören die 
Mitglieder des Aufſichtsrats an? Sie find einge- 
ſchriebene Mitglieder der Deutſchnationalen Partei. 
Aus dieſem Grunde, m. H., wenn Sie Sparſamkeit 
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(A) (Brill, Abgeordneter.) 
empfehlen, müßten auch Ihre Leute dazu beitragen, 
daß Gelder, die zu anderen Zwecken gegeben werden, 
nicht in dieſer Art und Weiſe verbraucht werden. 

Im Zuſammenhang damit möchte ich fragen, wie 
es kommt, daß die Poſtverwaltung, über die 
Sie doch die Aufſicht führten, Gelder mit 24 
Prozent Zinſen verliehen hat. Die Poſtver⸗ 
waltung hat der Sparkaſſe Danziger Höhe 
1 800 000 Gulden zu dem Zinsſatz von 24 Prozent ge- 
geben. Da fragt man ſich, ob das nicht Zinswucher iſt. 
Alſo hat der Senat, der ſo lange im Amte war, in 
Danzig Zinswucher getrieben. Die Gelder gehörten 
übrigens garnicht der Poſtverwaltung. Mit dieſen 
Geldern, die nicht Eigentum der Poſtverwaltung 
waren, wurde Zinswucher getrieben, den der Senat, 
duldete. Der Senat trug dazu bei, daß die Waren- 
preiſe dieſe Höhe erreichten. Wenn man jahrelang ſo 
gehandelt hat, kann man ſelbſtverſtändlich nun nicht 
ſagen, man empfehle Sparſamkeit. Alles das, was Sie 
heute empfehlen, hätten Sie längſt tun ſollen. Sie 
hätten dann verhindert, daß die Danziger Wirtſchaft 
dem Zuſammenbruch entgegengeht. Aber ſo lange Sie 
(nach rechts) im Senat ſaßen, haben Sie den Wagen 
immer tiefer in den Dreck hineingeführt, weil es 
Ihnen darum ging, aus allen Himmelsgegenden 
Leute, die zu Ihrer, Partei gehörten, oder zu Ihnen in 
einem Verwandſchafts⸗ oder Bekanntſchaftsverhältnis 
ſtanden, in hohe, einflußreiche Poſten zu bringen. Mit 
dieſer Futterkrippenwirtſchaft haben Sie dazu beige⸗ 
tragen, daß heute dieſe große Not in der Danziger Be⸗ 


Die Sparer haben ihr Geld der Volkskaſſe 
Glauben auf ihre Zuverläſſigkeit gegeben, 
Kreis dafür haftete. Als die Volksbank 
wurde, wollte man damit ein Geldinſtitut ſchaffen, 
um die Gewerbetreibenden und kleinen Leute des 
Kreiſes Danziger Höhe mit Geld zu verſorgen. Wenn 
Sie heute die Bücher nachſehen, werden Sie finden, 
daß bei der Volksbank und bei der Sparkaſſe Danziger 
Höhe weder kleine Gewerbetreibende, noch kleine 
Landwirte Kredite bekommen haben. Wenn dieſe An⸗ 
träge ſtellten, hat man ihnen das Leben ſo erſchwert, 
daß ſie es vorzogen, ihre Anträge zurückzuziehen. Das 
tat man, weil man die großen und fetten Kunden be⸗ 
halten wollte. 

Nun kommt das Skandalöſe dabei. Die Volksbank 
ſelbſt verfügte nur über ein Stammkapital von 5000 
Gulden. Trotzdem hat fie über 1 564 363 Gulden aus- 
geliehen. Derſelbe Aufſichtsrat, der fah, wie tief er 
bereits den Wagen verfahren hatte, beantragte in 
dieſem Jahr, daß der Anteil des Kreiſes Danziger 
Höhe von 5000 Gulden auf 300 000 Gulden erhöht 
würde. Nachdem alles, was gegen die Volksbank vor⸗ 
gebracht war, als Schwindel und Lüge hingeſtellt 
worden war, bewilligte der Kreistag in gutem Glau⸗ 
ben die 300 000 Gulden als Anteil. Als die Leute dieſe 
Bewilligung zwei Monate in der Taſche hatten, er⸗ 
klärten ſie, daß ſie nicht mehr weiter könnten, daß ſie 
bereits ſo große Summen verliehen hätten, daß ſie am 
Ende ſtänden. Der Kreis Danziger Höhe wird jetzt an 
der Volksbank mindeſtens 7 bis 800 000 Gulden ver⸗ 


im guten 
weil der 
gebildet 


völkerung vorhanden iſt. Hätten Sie anders gehan- |" lieren. 


delt, dann wäre die wirtſchaftliche Lage jetzt beſſer. 
Ich habe mir bereits im Februar dieſes Jahres 
bei der Berichterſtattung über den Etat im Kreistag 
anzufragen erlaubt, wie hoch der Reingewinn der 
Volksbank ſei. Ich behauptete, daß er 90 000 Gulden 
betrüge. Ich bin es gewöhnt, auch im Kreistag, genau 
wie hier, als Lügner hingeſtellt zu werden. So er⸗ 
laubte ſich auch der kommiſſariſche Landrat, mich als 
Lügner hinzuſtellen. (Abg. Doerkſen: War das 
Hintz?) Das war Poll, Ihr Liebling, (Heiter⸗ 
keit.) dem Sie den ſchönen Poſten beſorgt haben. 
Sie wiſſen ja, Herr Abg. Doerkſen, ich habe letztens 
geſagt, ſolange ein Gerichtsverfahren ſchweht, werde 
ich ſo vorſichtig ſein, mich nicht mit einer anderen 
Kaſſe und mit Ihrer Perſon zu beſchäftigen. Wenn 
das Gerichtsverfahren aber abgeſchloſſen iſt, wird ſich 
Gelegenheit bieten, darauf zurückzukommen. Sie 
wiſſen ja, was von Ihnen behauptet wird. Es handelt 
ſich nicht um Wrucken und Zuckerrüben, wie ſollten Sie 
auch verſtehen, Geldgeſchäfte zu machen! — Als die 
Bilanz der Volksbank Danziger Höhe vorlag, war 
meine Behauptung über den Reingewinn ſelbſtver⸗ 
ſtändlich keine Lüge. Ich hatte im Februar behaup⸗ 
tet, der Reingewinn betrage 90 000 Gulden. Nach der 
Bilanz betrug der Reingewinn 89 577,77 Gulden. 
Alſo es waren nicht ganz 90 000 Gulden, es fehlten 
etwas über 400 Gulden daran. Daher mußte der⸗ 
jenige, der behauptete, es feien 90 000 Gulden, als 
Lügner hingeſtellt werden. Aber man mußte ſo viel 
decken wie möglich, weil man ſchon bis am Halſe im 
Sumpf ſtak. Was hatte man getan? Man belieh ein 
Autounternehmen mit Geldern. Das waren Ihre 
Leute, Herr Abg. Guttzeit. Von Labudda wurden 
nicht nur die Schulden übernommen, die zu Buche 
ſtanden, ſondern auch noch die Schulden, die nicht ge⸗ 
bucht waren. Weil man ſo wirtſchaftete, deshalb liegt 
die Volksbank dort mit 410 000 Gulden feſt, die ver⸗ 
loren ſind. Ein kleines Geſchäft im Altſtädtiſchen 
Graben, „Feine Küche“, belieh man mit 90 000 
Gulden. (Lebhaftes hört, hört! links.) Iſt das 
nicht Wahnſinn, iſt das nicht ein Verbrechen geweſen? 


Poſten brachten und ihn heute 


Haftung können bis 10 Prozent des Geſam 


Das iſt die ſparſame Wirtſchaft, das iſt die Wirt⸗ 
ſchaft derjenigen, die dieſen unfähigen Mann auf den 
nach dem Kreiſe Gr. 
Werder geſchickt haben. Vor ihn ſtellt ſich der deutſch⸗ 
nationale Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Gr. Werder 
und fragt, wie ſich andere Leute erlauben können, in 
die Geſchäfte des Kreiſes Gr. Werder einzugreifen. 
Was tat der Kreistag? Nachdem der Skandal be- 
kannt war, glaubte er ſich erlauben zu können, einen 
Antrag an den Senat zu ſtellen, ſofort gegen den 
Landrat Poll das Disziplinarverfahren zu eröffnen 
und ihn aus ſeinem Amt zu entfernen. Gegen drei 
Stimmen hat nun der Kreistag, und zwar gegen die 
Stimme des Abg. Burandt, gegen die Stimme des 
Gutsbeſitzers Zimmermann und gegen die Stimme 
des Gutsbeſitzer Meyer, beſchloſſen, dieſen Antrag an⸗ 
zunehmen, und den Aufſichtsratsmitgliedern das Miß⸗ 
trauen ausgeſprochen. Wie charakterlos Sie und Ihre 
Anhänger ſind, geht daraus hervor, daß Herr 
Burandt, der in der Volksbank gearbeitet hat, nicht 
ſopiel Ehrgefühl bejak, nachdem der Kreistag ihm ein⸗ 
ſtimmig das Mißtrauen ausgeſprochen hatte, den 
Kreistag zu verlaſſen. Er wurde an dem Tage im 
Gegenteil noch zum Vorſitzenden des Kreislandbundes 
gewählt. Als er dieſe Wahl in der Taſche hatte, kam 
er wieder zum Kreistag, als ob nichts geſchehen wäre. 
Er ſtimmte nachher dafür, daß durch Strompreis 
erhöhung die Schulden ausgeglichen würden. 
Das Geld bekam die Volksbank erſtens von Ei 
zahlern, und dann von der Sparkaſſe des Kreiſe⸗ 
Danziger Höhe. Die Sparkaſſe hatte ein Statut. Das 
Statut ſchreibt vor, wie die Gelder ausgeliehen wer 
den können, Im $ 26 wird vorgeſchrieben, wie 2 
lehen gegen Hypotheken und Grundſchuld gegeben 
werden, wie Darlehen mit und ohne Bürgſchaft 1 
ben werden ſollen, und wie Darlehen an Gemein 
und Körperſchaften gegeben werden 2 Der $ noſ⸗ 
jagt: „Darlehen an Erwerbs- und Wirtſchaftsgen⸗ 
ſenſchaften werden nach folgenden Grundſätzen zarter 
ben: Darlehen an Genoſſenſchaften mit unbeſchranter⸗ 


— 


(A) 


(B) 


zur Verfügung ſtellte. 
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mögens ſämtlicher der Genoſſenſchaft angehörenden] ſondern auch die Ueberlandzentrale. Die Ueberland⸗ 
Mitglieder, an Genoſſenſchaften mit beſchränkter | zentrale ijt mit einem Mann beſetzt, bei dem man 


Haftung bis 75 Prozent gegeben werden.“ 5000 Gul- 
den hatte die Volksbank Stammkapital. Von dieſen 
5000 Gulden konnte die Sparkaſſe der Volksbank nur 
10 Prozent zur Verfügung ſtellen, das waren 500 
Gulden. Wieviel gab die Sparkaſſe aber? Die Spar⸗ 
kaſſe gab der Volksbank eine halbe Million! M. D. 
u. H.] Wer fikt im Sparkaſſenvorſtand? Im Spar- 
kaſſenvorſtand ſaß der kommiſſariſche Landrat Poll, 
(Hört, hört! links.) der Vorſitzende des Aufſichts⸗ 
rats der Volksbank. Im Sparkaſſenvorſtand ſaß 
weiter der Amtsvorſteher Macholl, der auch Aufſichts⸗ 
ratsmitglied der Volksbank war. Im Vorſtand ſaßen 
weiter der Amtsvorſteher Ohl-Roſenberg und der 
Rentier Erdmann ⸗ Oliva. Sie ſehen, daß zwei 
Perſonen, die in dem Aufſichtsrat der Volksbank 
ſaßen, genau Beſcheid wußten, wie es in der Volks⸗ 
bank ausſah. Da ſie Beſcheid wußten, mußten ſie ver⸗ 
hindern, daß die Sparkaſſe der Volksbank dieſe Mittel 
0 (Iſt Poll ſchon verhaftet? 
links.) Ihre Mitglieder ſitzen im Sparkaſſenvor⸗ 
ſtand und dort gibt man einem Unternehmen ½ Mil- 
lion, das nur 5000 Gulden Kapital hatte. Die Spar⸗ 
kaſſe, die von der Poft 1 800 000 Gulden bekommen 
hat, hat ſelbſtverſtändlich ihre Gelder auch unterge⸗ 
bracht und hat 3 200 000 Gulden ausgeliehen. Dieſe 
3 200 000 Gulden ſind an hundert Kunden ausgegeben 
worden. Die Hälfte der geſamten Einlagen, die die 
Sparkaſſe hatte, iſt an ſieben Kunden gegeben worden. 


Iſt es die Aufgabe der Sparkaſſe, ſolche Geſchäfte zu 


machen? Jeder einzelne wird ſagen müſſen, daß die 
Sparkaſſe ſolche Geſchäfte nicht machen durfte. Der 
größte Teil dieſer Kunden ift erledigt. Die Sparkaſſe 
bekommt nichts zurück, ſodaß die Volksbank ſchätzungs⸗ 
weiſe 7 bis 800 000 Gulden verloren hat. Die Spar⸗ 


kaſſe hat vielleicht 1 200 000 Gulden auch verloren, 


ſodaß unter der Leitung des kommiſſariſchen Land⸗ 
rats Poll, der von Ihnen geſchützt wird, der im letzten 
ugenblick zum Landrat gemacht wurde, der Kreis 


um 2 Millionen gebracht worden iſt. Heute empfiehlt 


der Abg. Guttzeit dem neuen Senat Sparſamkeit. Der 
Kreis iſt durch dieſe Art Sparſamkeit erledigt. Am 


nun den Forderungen nachkommen zu können, muß der 


reis dazu übergehen, ſeine Vermögen zu verpfänden. 
r beſitzt erſtens ein Grundſtück auf dem Kohlenmarkt, 
ein Grundſtück in der Hundegaſſe und eins in Oliva. 
teje reichen aber nicht aus, um einen Kredit auf- 
nehmen zu können. Nun wird die Ueberlandzentrale 


Verkauft, um die Schulden zu decken, die durch den 
Jufſichtsrat und den Vorſtand verurſacht worden find. 


| TA ank find unter dieſer deutſchnationalen Wirt- 


me Kreiseingeſeſſenen find aljo durch die unverant⸗ 
ortliche Leitung ſchwer geſchädigt worden. 
he: M. D, u. H.] Wenn es Sozialdemokraten geweſen 
duften, die das getan hätten, (Sehr richtig! links.) 
em hätte ich einmal hören wollen, was Sie geſagt 
"ten, Aber es find Ihre Freunde, und weil es vor 
nem eines Ihrer Protektionskinder ift, verſuchen Sie 
Möglichkeit zu ſchweigen und ſtellen ſich ſchützend 
eſe moraliſchen Verbrecher. Er iſt ein morali⸗ 
delt erbrecher, ob er 5 oder unbewußt gehan⸗ 
Wat, laſſe ich dahingestellt. 
den Kepräſident Spill: Herr Abg. Brill, Sie haben 
Ich Herrn Landrat Poll einen Verbrecher genannt. 
ſeſtfeht das nicht zulaſſen, da das Verbrechen nicht 
Wahr Abgeordneter (S. P. D.): Wenn man für die 
ahrheit eine Rüge erhält, ſo nehme ich ſie gern hin. 
- u H.! Sie ſehen aljo, wo Sparſamkeit am 


Volksh war. Aber nicht allein die Sparkaſſe und die 


bu, Kreis Danziger Höhe zugrunde gegangen, 


nicht nach Fähigkeiten ſah, ſondern der erſtens einmal 
ein Parteifreund des kommiſſariſchen Landrats war 
und noch andere Verbindungen durch ſeine Eltern 
hatte. Dieſer Mann hatte im vorigen Jahr, als er 
die Tätigkeit aufnahm, einen Barbeſtand von 127 000 
Gulden zur Verfügung. Dieſen Beſtand hat er ver⸗ 
wirtſchaftet und weiter der Ueberlandzentrale noch 
147 000 Gulden Schulden auferlegt. Er hat alſo in 
dem kurzen Zeitraum eine Viertel⸗Million verwirt⸗ 
ſchaftet. Jeder, der im Kreis wohnt, wird Ihnen 
ſagen, daß dafür nichts geſchehen iſt. Das geſchah, 
weil man nicht nach Fähigkeiten geſehen hat, ſondern 
Protektionskinder in Aemter brachte, die gute Partei⸗ 
freunde waren und auch ſonſt ein gutes Verwandt⸗ 
ſchaftsverhältnis hatten. Aus dieſem Grunde iſt der 
en Danziger Höhe an das Ende feines Lateins ge- 
racht. 

Was hat man damit eigentlich angerichtet? Die 
Sparer ſind doch ſchon ſo ungeheuer durch die Politik, 
die Sie getrieben haben, betrogen worden, daß das 
Vertrauen zu den Sparkaſſen verloren gegangen iſt. 
Wenn die Sparer ſehen müſſen, daß ein Unternehmen 
in Oliva und ein zweites des Kreiſes Danziger Höhe 
zuſammenbricht, woher ſollen ſie das Vertrauen zu 
den Sparkaſſen nehmen. Es ſind nicht allein die 


Gelder Olivas und die Gelder des Kreiſes Danziger 


Höhe verloren gegangen. Ueberall werden Sie finden, 
daß die Leiter dieſer Kaſſen, die Verantwortlichen, 
Parteigänger der Deutſchnationalen Partei waren. 
Dieſe Leute haben die Danziger Wirtſchaft um min⸗ 
deſtens 10 Millionen Gulden gebracht. (Hört, 
hört! links.) Dieſe 10 Millionen Gulden fehlen 
heute der Danziger Wirtſchaft, die braucht ſie. Hätten 
Sie (nach rechts) an die verantwortlichen Stel⸗ 
len fähige Leute geſetzt, dann wären die 10 Millio⸗ 
= Gulden heute in der Wirtſchaft und könnten ihr 
tenen. 


Wer wird nach Danzig Geld oder Anleihen geben, 


wenn er weiß, in welcher unverantwortlichen Weiſe 
hier damit umgegangen wird? Es wäre längſt am 
Platz geweſen, daß Sie geſpart, daß Sie keine ſolche 
Futterkrippenwirtſchaft getrieben hätten, wie Sie ſie 
jahrelang getrieben haben. Ich will Ihnen nur noch 
einen Fall aus der Beamtenwirtſchaft nennen. Viel⸗ 
leicht verrät Ihnen der 
warum und auf Grund welcher Beſtimmungen er den 
Bürgermeiſter Dr. Laue in Zoppot zum Oberbürger⸗ 
meiſter machte. Es gibt keine Beſtimmung, wonach 
der Danziger Senat das Recht hat, einen Bürger⸗ 
meiſter zum Oberbürgermeiſter zu machen. Nach den 
alten preußiſchen Beſtimmungen konnte jemand nur 
vom König zum Oberbürgermeiſter ernannt werden. 
Ich nehme nicht an, daß die Rechte des Königs ſo mir 
nichts, dir nichts auf den Senat übertragen worden 
ſind. Aber man tat hier etwas gegen das Geſetz, wie 
in ſo vielen Fällen. Man bildete ſich ein, das merke 
niemand. Man hatte vielleicht eine Pflicht als guter 
Parteifreund oder aus einem andern Grunde zu er⸗ 
füllen. Man fürchtete, der Betreffende könnte einmal 
in der Kommunalpolitik irgend etwas verraten. Da⸗ 
her wird dieſen Leuten ein Poſten gegeben, ſie werden 
mit Titeln belegt, um ſie zufriedenzuſtellen und 
damit ſie ruhig die Parteiarbeit auf Koſten des 
Staates leiſten. 

Alſo Sparſamkeit hätten Sie, meine Herren von 


rechts, längſt üben können, wenn nur der Wille vor⸗ 


handen geweſen wäre. Sie mit Ihrer Wirtſchaft und 
Ihrer Macht haben den Zuſtand herbeigeführt, unter 
dem heute die Wirtſchaft und die geſamte Bevölkerung 
zu leiden hat. Sie haben alſo ſich ſelbſt und Ihren 
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frühere Senatspräſident, 
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(B) Gemeindevorſteher das Gehalt der Gruppe V. 


ruf rechts.) 


Führern Vorwürfe zu machen. Nun können Sie 
ſehen, wie alles das, was Sie aufgebaut haben, zu⸗ 
ſammenbricht. Wenn Sie wollen, daß die Beamten⸗ 
wirtſchaft aufhört, daß geſpart wird, ſind wir gern 
bereit, mit Ihnen gemeinſame Sache zu machen. Wir 
haben immer betont, daß zuviel Beamte und daß die 
Gehälter der oberen Beamten zu hoch ſind. Warum 
braucht heute noch das Oberverwaltungsgericht zu be⸗ 
ſtehen. Warum muß heute noch der Abg. Dr. Ziehm 
vom Staat unterhalten werden, der keine Staats⸗ 
arbeit verrichtet, ſondern auf Koſten der Steuerzahler 
dort die Parteiarbeit für die Deutſchnationale Partei 
zu leiſten hat? Eine Arbeit hat er doch jetzt nicht zu 
erledigen. Sehen Sie ſich noch andere Leute an, die 
machen es ebenſo. 5 

Wollen Sie, daß die Danziger Wirtſchaft wieder 
hochkommt und daß geſpart wird, dann müſſen Sie 
gehörig zufaſſen. Das hat zu geſchehen beim Abbau 
des Bezirksausſchuſſes, Abbau des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts, Abbau der drei Kreiſe, Aufhebung der Guts⸗ 
bezirke, Aufhebung der kleinen Gemeinden, die zu 
größeren ſelbſtändigen Gemeinden zuſammengezogen 
werden können. (Abg. Doerkſen: Dadurch werden 
die kleinen Gemeinden nicht billiger, ſondern teurer!) 
Sie verſuchen im Volkstag Behauptungen aufzuſtellen, 
weil Sie wiſſen, daß ſich der größere Teil der Volks⸗ 
tagsabgeordneten mit dieſen Dingen weniger be⸗ 
ſchäftigt. Sie werden ſagen, die Gemeindevorſteher 
ſeien ehrenamtlich tätig. (Abg. Doerkſen: Gewiß!) 
Die Sache liegt ſo, daß die Betreffenden zum großen 
Teil von der ehrenamtlichen Tätigkeit leben. (Abg. 
Doerkſen: Um Gottes willen!) Die Gemeinde 
Brentau hat z. B. 1700 Seelen. Dort find zwei Unter- 
beamte und ein Gemeindevorſteher ehrenamtlich 
tätig. Für ſeine ehrenamtliche Tätigkeit Nr m 

g. 
Doerkſen: Wenig genug!) Das jagt Herr Abg. 
Doerkſen. So ſieht die ehrenamtliche Tätigkeit aus! 
(Zurufe links.) Neben dieſem Einkommen als 
ehrenamtlicher Gemeindevorſteher hat er noch weitere 
Einkünfte. (Abg. Doerkſen: Der Bürgermeiſter von 
Neuteich bekommt Gruppe XIII) Hat nicht vorher 
einer Ihrer Parteigenoſſen dort geſeſſen? (Abg. 
Schwegmann: Das ſtimmt nicht!) Was war er 
denn? (Abg. Doerkſen: Der war deutſchſozial!) 
Wo war er, ehe er deutſchſozial war? (Zuruf des 
Abg. Doerkſen.) Ich verſtehe nichts von Wrufen 
und Zuckerrüben. Warum ſollen wir uns über deutſch⸗ 
ſozial und deutſchnational unterhalten? Sie wiſſen 
auch nicht, ob Sie heute deutſchnational oder konſer⸗ 
vativ ſind. Ich behaupte, daß deutſchnational nur ein 
Aushängeſchild iſt, während Sie im Innern Ihres 
Weſens und Ihrer Tätigkeit nach konſervativ fühlen. 
Sie wiſſen, daß die Konſervativen ausgeſpielt haben, 
darum haben Sie das Aushängeſchild „deutſchnatio⸗ 
nal“ gewählt. (Zuruf des Abg. Doerkſen.) Wir 
kennen uns doch aus der Reichstagswahl, Herr Abg. 
Doerkſen. Sie waren derjenige, der dafür eintrat, 
daß chineſiſche Kulis für die Danziger Landwirtſchaft 
hierher kommen ſollten. Sie ſind ſehr bekannt dafür. 
Deshalb hat es wenig Wert, ſich mit Ihnen darüber 
zu unterhalten, Wie es mit der ehrenamtlichen Tätig⸗ 
keit ausſieht, ſieht man bei den Gemeinde⸗ und Amts⸗ 
vorſtehern. (Abg. Doerkſen: 3 bis 600 Gulden!) 


Die Amtsvorſteher bekommen 80 Pfennig bis einen 
Gulden pro Einwohner der Gemeinden, die dem Amts⸗ 


bezirk angehören. Es gibt Amtsvorſteher, die dadurch 
ein Einkommen von 4 bis 5000 Gulden haben. (Zu⸗ 
Das können Sie dem erzählen, mit dem 
Sie ſich gerne unterhalten, aber nicht jemand, der ſeit 
langer Zeit im Kreisausſchuß tätig iſt. (Das ſtimmt 
nicht, was Sie ſagen! rechts. — Widerſpruch links.) 


Was verſtehen Sie von 10 000 Gulden? Sie verſtehen 
was von Petroleum, aber was ſollen Sie von einem 
Amtsvorſteher verſtehen. 

Wenn Sie nachprüfen, werden Sie finden, daß wir 
hier in Danzig im Verwaltungsapparat eine große 
Anzahl von Beamten haben, die überflüſſig ſind, die 
keine Beſchäftigungsmöglichkeit haben. M. D. u. H.! 
Es iſt doch ſo. Wie ſieht denn die Tätigkeit der 
oberen Beamten aus? Schauen Sie nach, wann ſie in 
den Dienſt kommen, wie lange ihre Amtszeit dauert. 
Sie haben keine Beſchäftigung. Der größte Teil von 
ihnen ſucht doch nur Arbeit, um eine Beſchäftigung zu 
aben. Das iſt nicht nur eine Behauptung von mir. 
Eine Anzahl der höheren Beamten hat längſt einge⸗ 
ſehen, daß die Zahl zu groß iſt und daß es notwendig 
iſt, abzubauen. Ich habe in den letzten Tagen mit 
einem hohen Beamten eine Anterhaltung gehabt. Er 
ſagte: „Was heißt wohlerworbene Rechte? Wenn der 
Staat dabei kaputt geht, müſſen auch die wohlerwor⸗ 
benen Rechte zurückgeſtellt werden.“ In Friedens⸗ 
zeiten haben die Leute Gold auf die Sparkaſſen ge- 
bracht, und ſie mußten ſich zufrieden geben, daß ſie 
Verhältniſſe ſtärker ſind als die Menſchen, ſoll man 
ſich nicht an ein Recht klammern, das unter ganz an⸗ 
deren Verhältniſſen gegeben wurde und dauernd daran 
feſthalten. Wenn Sie ſparen und helfen wollen, müſſen 
Sie nicht ſolche Behauptungen aufitellen, da Sie ſelbſt 
dieſe Zuſtände geſchaffen haben. Sie / ſind auch garnicht 
ernſthaft beſtrebt, den Apparat abzubauen. Letzten 
Endes ſind dieſe Vorſchläge garnicht ernſt gemeint. 
Wir haben geſehen, daß durch Ihre Parteifreunde in 
Oliva 1½ Millionen verloren gegangen ſind. Jetzt 
kommen wieder 2 Millionen hinzu. Fragen Sie, wo 
die Girozentrale iſt, (Zwiſchenruf!) wo die 
Girobank iſt. Vielleicht ſind noch 
Fälle zu verzeichnen. Es iſt merkwürdig, daß Sie 
„Juden“ rufen. Sie ſchreien doch immer „Juden 
raus!“ und ſchimpfen auf die Juden, aber Sie 
machen mit ihnen ganz gute Geſchäfte. Poll gehörte 
auch zu denjenigen, die mit Juden Geſchäfte machen. 
Er hat nicht den deutſchnationalen Bauern, den 
deutſchnationalen Gewerbetreibenden des Kreiſes 
Danziger Höhe Kredite gegeben, ſondern den Leuten, 
die aus Galizien in der Inflationszeit hierher gekom⸗ 


men ſind und ſich für ein paar Dollar ein Haus 
kauften. 
Es ſind nur Phraſen, was Sie hier behaupten. 


Kein anderer als Sie tragen die Verantwortung für 
das, was dort geſchehen iſt. Wenn Sie verantwortliche 
Leute gehabt hätten, dann wären dieſe Millionen in 
Oliva nicht verloren gegangen und dann wären dem 
Kreis nicht noch weitere Millionen verloren gegan⸗ 


gen. Herr Abg. Guttzeit, bis jetzt bezahlen die Strom’. 


abnehmer des Kreiſes Danziger Höhe für die KIW 
wattſtunde 31 Pfennig. Infolge der Mißwirtſchaft 
hat der letzte Kreistag den Preis auf 45 Pfennig er 
höht. Heute bekomme ich die Tagesordnung zu 

nächſten Kreistag, der am 15. Dezember ſtattfindet. 
(Schon wieder einmal! rechts.) Wegen der Leute, 
die Sie hineingebracht haben, des Landrats Poll, des 
Abg. Burandt und anderer Leute befindet ſich mit der 
Einladung ein Tagesordnungspunkt: „Einrichtung 
einer Betriebsgemeinſchaft zwiſchen der Betriebs 
ſellſchaft Strajhin ⸗Prangſchin und dem Dame 
Elektrizitätswerk.“ Das heißt auf gut deutſch, aft 
jetzt nichts anderes übrig bleibt, als eine Gemeinl H 
zu bilden. Durch die Erhöhung der Strompreiſe on 
die Schuld gedeckt werden, die dieſe moraliſchen e 
brecher im Aufſichtsrat und Sparkaſſenvorſtand 4 
urſacht haben. Für die Stromabnehmer bedeutet 1 5 
eine Strompreiserhöhung von 34 Pfennig für 97 


* 5 — 


Papiergeld oder garnichts zurückbekamen. Wenn die 


einige ähnliche 


p 
| 
7 


) vertreter getroffen fühlen. Von der Wirtſchaft wurde 
zur Beſſerung der allgemeinen Notlage die Beſeiti⸗ 


N 


= (A) (Brill, Abgeordneter) 


zeit gewünſcht, daß er in der geſtrigen Verſammlung 


fritaſſiert worden. 
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Kilowattſtunde. (Zwiſchenrufl) 
ſie den Strom für 31 Pfennig, in Zukunft werden ſie 
65 Pfennig bezahlen müſſen, weil einige unfähige 
deutſchnationale Verbrecher dies verurſacht haben. 
(Bravo! links.) ; 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Die Proteſtverſammlungen werfen ihre Wellen auch in 
dieſen Raum. Die Umſatzſteuer gibt die beſte Gele⸗ 
genheit, über die Notlage der Wirtſchaft zu ſprechen. 
Eine Reihe der Ausführungen, die hier gemacht wor⸗ 
den ſind, war höchſt intereſſant, wenn ſie auch nicht 
immer zum Thema paßten. Ich möchte aber etwas 
bemerken: ich bedauere lebhaft, daß die Regierung bei 
einer ſolchen Vorlage nicht anweſend iſt. Sie mußte 
doch annehmen, daß ſich hier eine größere Debatte ent⸗ 
wickeln würde. Ich bemerke allerdings weiter, daß 
der Handelsſenator derſelbe iſt wie in der vorigen Re⸗ 
gierung, und es iſt ſehr ſchwer als Regierungsmitglied 
der jetzigen Regierung nun etwa der alten Regierung 
Schuld geben zu müſſen. Denn ich glaube, daß den 
jetzigen Regierungsmitgliedern, die ſchon in der alten 
Regierung waren, langſam ein Licht aufgeht, daß ſie 
früher verſchiedene Dummheiten gemacht haben. Das 
Anſehen des Handels- und des Finanzſenators wächſt 
durchaus nicht. Wenn Sie durch die Straßen gehen, 
werden Sie im Gegenteil merken, daß das Renommee 
dieſer beiden Herren ganz übel gelitten hat. Nun 
kommt ein Wirtſchaftsvertreter der Deutſchnationa⸗ 
len, das iſt Herr Guttzeit, und ſpricht über den Ab⸗ 
bau der Umſatzſteuer und der hohen Gehälter ujw.; 
und es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß ſich auch die 
Kreiſe zu Wort melden, die ſich in den Proteſtver⸗ 
ſammlungen durch die Erklärungen der Wirtſchafts⸗ 


Solange bekamen 


gung der Steuern, Herabſetzung des Beamtenapparats 
und allgemeine Sparſamkeit gefordert. (Entlaſſung 
der Senatoren!) Dieſe letzte Forderung nenne i 
nicht, weil fie fih verfaſſungsmäßig als glatten Un- 
ſinn darſtellt. Zu der Sparſamkeit hat mein Vorred⸗ 
ner ſchon geſprochen. Ich hätte dem Herrn Abg. Gutt⸗ 


es Beamtenbundes geweſen wäre. Als ich geſtern 
eine Herabſetzung des Gehalts der oberen Beamten 
auf ein Jahr anregte, bin ich ja noch lebend aus der 
Verſammlung herausgekommen; aber ich glaube, bei 
Ihren Ausführungen, Herr Abg. Guttzeit, wären Sie 
Ich erkläre, daß ich gern bereit 
bin, auf einen Teil meines Gehalts zu verzichten, 
wenn der geſamten oberen Beamtenſchaft eine Verkür⸗ 
zung des Gehalts auf einen beſtimmten Zeitraum 
auferlegt wird. Ich möchte nur wiſſen, ob die Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei nun dieſen Antrag einbringen 
ſpird. Ich glaube, Herr Abg. Bürgerle würde hoch⸗ 
„Pringen. 

tä Die Beamten fagen, wenn der Abbau des Gehalts 
ſpa e, wäre es wünſchenswert, daß die Wirtſchaft auch 
Ich ten würde. Allerdings wird in der Privatwirt⸗ 
Wu bei den Gehältern geſpart, — aber auf welche 
P Ich frage den Direktor der Deutſchen Bank, 
* ja auch Mitglied dieſes Hauſes iſt, wie hoch die 


thälter der unteren Angeſtellten in ſeinem Betriebe 


Gehen wie hoch fein eigenes ift. Gewiß ift bei den 
An Altern geſpart worden, aber bei denen der unteren 
wurd Uten, (Heiterkeit und Zwiſchenrufe.) Es 
ſchiede geſtern in der Verſammlung geſagt, daß ver⸗ 
den ar Herren Bankdikektoren noch bis 200 000 Gul- 
| pe Dienen, (Zwiſchenrufe und Unruhe.) Ich 

re nicht, daß Sie zugeben werden, daß Sie 
unter 2000 Gulden den Monat Gehalt aus⸗ 
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denkt nicht daran, 


i ; i 0 
kommen werden. Es iſt über Sparſamkeit geſprochen * 


worden. Wenn ich dabei die Privatbanken vorge⸗ 
nommen habe und das Gehalt der Direktoren, dann 
wollen wir auch einmal das Gehalt des Direktors der 
Bank von Danzig betrachten. Die „Volksſtimme“ hat 
ſeinerzeit behauptet, daß das Gehalt des Direktors 
der Bank von Danzig 200 000 Gulden pro Jahr be⸗ 
trage. Von verſchiedenen Seiten wird es beſtritten. 
Poſitiv ſteht fejt, daß er 96 000 Gulden bekommt. 
36 000 Gulden ſind in dieſem Jahre zugelegt worden 
auf Grund der ſchlechten Wirtſchaftsverhältniſſe in 
Danzig. Dieſe Summe wurde als Anterſtützung 
wegen der Repräſentationskoſten nominiert. Wer hat 
die Gehaltserhöhung bewilligt? Das iſt der Aufſichts⸗ 
rat der Bank von Danzig, deſſen Vorſitzender Herr 
Klawitter iſt. Herr Klawitter kommt auf der anderen, 
Seite und ſtellt die Forderung der Sparſamkeit in 
der Staatswirtſchaft, Abbau des Beamtengehalts. Er 
daß er beim Aufbau des Gehalts 
des Bankdirektors der Bank von Danzig mitgewirkt 
hat. (Zurufe.) Sie werden zugeben müſſen, 
daß jetzt jeder ein Loch zurückſtecken muß. (Zuruf 
der Frau Abg. Knoblauch.) Frau Abg. Knoblauch, 
Sie haben in der erwähnten Verſammlung Bemer⸗ 
kungen gemacht, die alles andere als vernünftig 
waren. Sie haben geſtern gehört, daß ich ſagte, die 
Gruppen III, IV und V könnten von dem Gehalt nicht 
leben. Heute ſteht im Flugblatt des Beamtenbundes, 
daß die Beamtenſchaft eine Aufbeſſerung des Gehaltes 
mit Rückſicht auf die allgemeine ſchlechte Wirtſchafts⸗ 
lage abgelehnt habe. Ein Schupobeamter, der 40 
Gulden ausgezahlt bekommt, das werden Sie zugeben 
müſſen, kann damit nicht auskommen. Was die Wirt⸗ 
ſchaft braucht, ift erhöhter Amſatz. Die Geſchäfte leiden 
unter der Wareninflation. Sie können nichts ab⸗ 


geben, weil die Käufer fehlen. Die gemeldeten Er- (p) 


werbsloſen haben die Ziffer von 12 000 erreicht, dazu 
kommen noch etwa 5000 bis 10000 ungemeldete. 
Außerdem iſt noch ein Heer ſchlecht beſoldeter Ange⸗ 
ſtellter da, die ebenſo wie die Erwerbsloſen nicht als 
Käufer auftreten können. Um dieſe fehlenden Kon⸗ 
ſumenten werden Sie noch trauern. (Zurufe.) 
Das gehört alles nicht hierher. * 

Sie fordern Beſeitigung der Umſatzſteuer mit der 
Begründung, daß die Wirtſchaft die Umſatzſteuer nicht 
tragen könne. Sie wiſſen genau, daß ſich Ihre Frak⸗ 
tion ſeinerzeit gegen den Antrag auf ſofortigen Ab⸗ 
bau der Umſatzſteuer gewandt hat, weil zu der damali⸗ 
gen Zeit ein Abbau der Umſatzſteuer nicht möglich 
war, da er den Haushaltsplan über den Haufen ge⸗ 
worfen hätte. Iſt das heute nicht genau ſo? (Viel 
ſchlimmer! bei den Sozialdemokraten.) Ich will 
zugeben, daß die kleinen Gewerbetreibenden unter 
der ſchwierigen Wirtſchaftslage ſchwer zu leiden 
haben. Ein großer Teil der kleinen Gewerbetreiben⸗ 
den, die kaum kalkulieren können, ſind gezwungen, 
dieſe Umſatzſteuer aus eigener Taſche zu zahlen. Ich 
erinnere Sie ferner daran, daß das Wort Preisabbau 
an ſämtlichen Geſchäften ſteht. Rabatt wird gewährt. 
Wenn man aber die Waren mit der Ware anderer 
Geſchäfte vergleicht, ſo merkt man, daß für dieſelbe 
Ware verſchiedene Preiſe genommen werden. Meiſt 
ſind es 10 Prozent Rabatt, aber nicht nach unten, 
ſondern nach oben. Ich ging vorgeſtern in ein Ge- 
ſchäft, um Futterſtoffe zu kaufen. Ich nenne abſichtlich 
den Namen des Geſchäftes, es war Freymann. 
(Kaufen Sie bei Freymann? links.) Ich habe 
nichts bei Freymann gekauft. Futterſtoffe koſteten 
hier 9,50 Gulden. Auf dem Amwege über Potrykus u. 
Fuchs, Erdmann u. Perlewitz, kam ich zu Lange. 
Als ich mit meiner Braut in das Geſchäft eintrat, da 
ſahen wir dort denſelben Stoff wie bei Freymann 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 
liegen. Es war genau dasſelbe Muſter. Die Dame, 
die ihn verkaufte, dachte, ich wollte ihn haben. Der 
Meter koſtete hier 10,30 G. Davon gingen 10 Pro⸗ 


zent Rabatt ab, die waren alſo vorher aufgeſchlagen, 


B 


fähig zu erhalten, wollen Sie 


— 


Ihren Zwiſchenruf nicht, er bleibt mir unklar. 


nachher werden ſie wieder heruntergenommen. Dann 
heißt es, man habe billiger gekauft. Wo iſt der größte 
Amſatz? In den Warenhäuſern, den Konfektions⸗ 
und Schuhhäuſern. Dem Oberbürgermeiſter Laue 
wurde vorgeworfen, daß er mit ſeinem Gehalt einige 
Monate mit ſeiner Frau nach Aegypten gefahren ſei. 
(Zuruf.) Herr Abg. Bahl, Sie haben es wohl ge⸗ 
ſagt. Nun wird dieſe Behauptung als unwahr hin⸗ 
geſtellt. Wenn aber der Oberbürgermeiſter Laue mit 
ſeiner Frau nach Aegypten gefahren wäre, jo wäre es 
deswegen geſchehen, weil die Frau ſchwer tuberkulös 
iſt und in Aegypten ein beſſeres Klima herrſcht. (So 
etwas wird nicht ausgenutzt! rechts.) Diejenigen, 
die dieſen Vorwurf erheben, denken garnicht daran, 
daß der Inhaber 
Grundmann, für drei bis vier Monate mit Frau und 
Kindern, ſowie zwei Dienſtboten nach Italien gefah⸗ 
ren iſt, ſich das Geld hat bar überweiſen laſſen, wäh⸗ 
rend hier ſeine Angeſtellten 45 Prozent des Gehaltes 
in Waren bekamen. Das erzählen Sie nicht. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts.) Herr Abg. Senftleben, Sie treten 
doch nicht nur für Ihre Parteimitglieder ein, oder 
wollen Sie das etwa ſagen? (Nein! rechts.) Grund⸗ 
mann iſt doch auch ein Mann der Wirtſchaft, und Ihr 
Redner hat für die geſamte Privatwirtſchaft geſpro⸗ 
chen. Wollen Sie mit dieſem Zwiſchenruf ſagen, daß 
Sie nur für die deutſchnationalen Wirtſchaftler ein⸗ 
treten? (Zurufe rechts.) Dann verſtehe 30 
will beweiſen, daß einzelne Wirtſchaftsvertreter es 
nicht fertig bekommen, ſich ſelbſt einzuſchränken, es 
aber von anderen Berufsſtänden verlangen, insbeſon⸗ 
dere von der Beamtenſchaft. Sie ſollen ſich daher ein⸗ 
mal an die eigene Naſe faſſen. (Zuruf des 
Polſter. Verſchiedene können die ſchlechte Wirtſchaft 
nicht anſehen. Sie gehen und nehmen Darlehen bei 
der Bank von Danzig. (Zuruf.) Sie, Herr Pol⸗ 
ſter, nicht, aber verſchiedene andere Herren, die nach⸗ 
her den Kredit durchaus nicht zum Beſten der Wirt⸗ 
ſchaft verbrauchen, ſondern um damit nach denſelben 
Verhältniſſen zu leben, wie ſie es ſeit der Inflation 
gewohnt ſind. Es iſt ſchon richtig, was von Seiten 
der Beamten geſtern betont wurde: Als es den Be⸗ 
amten dreckig ging, hat man ſich nicht für ſie intereſ⸗ 
fiert. Ich gebe zu, daß es in ſämtlichen Schichten 
Leute gibt, die ſich nicht einzuſchränken verſtehen. 

Es iſt weiter ein Unſinn, zu erklären, durch einen 
Steuerabbau würde der Wirtſchaft geholfen. Wie ſoll 
der Staat dann in der Lage ſein, ſeinen Verpflichtun⸗ 
gen gegenüber den Rentenempfängern, Kriegsinvali⸗ 
den, Etwerbsloſen und Kleinrentnern nachzukommen! 
Mit dieſer Forderung eines Abbaus von fälligen 
Steuern, die notwendig find, um die Aermſten lebens⸗ 
den Staat als einen 
unmoraliſchen Staat hinſtellen. (Zuruf des Abg. 
Polſter.) Herr Abg. Polſter, Ihre Stellungnahme 
zur Umſatzſteuer ijt mehr als unklar. Sie waren ein- 
mal gegen die Umſatzſteuer und mußten deshalb aus 
Ihrer Fraktion heraus. Dann ſind Sie für Aufhebung 
der Umſatzſteuer und müſſen wieder aus der anderen 
Fraktion ausſcheiden. Was Sie wollen, weiß kein 
Schwein. (Heiterkeit. — Abg. Polſter: Nun wiſſen 
Sie es!) Das müſſen Sie ſich noch von Herrn 
Böcker ſoufflieren laſſen? Sie paſſen gut zuſammen! 
(Heiterkeit links.) “ ' - 

Es wurde der Abbau der Umſatzſteuer, der Abbau 
des Beamtenapparates und Gehaltes gefordert. Wer 


den Beamtenapparat aufgezogen hat, iſt bereits feſt⸗ 


Regierung von rechts. 


gen Zeit ſehr bezeichnend. Denken Sie daran, 


des Kaufhauſes Sternfeld, Herr 


Abg. 


ob die Umſätze groß oder klein ſind. Als die 


geſtellt worden, und ich brauche darüber nicht viel zu 
ſagen. Aber eins ſteht feſt, ſeinerzeit wurde bei den 
Etatsberatungen ein Abſtrich bei den 25 Baurats⸗ 
ſtellen gefordert. Sie werden ſich an die Etatsver⸗ 
handlungen in dem Saal dort drüben erinnern. Wer 
war es, der dieſe Leute unterſtützte? Wer wollte die 
Stelle des Oberbaurats Fiſcher wieder beſetzen? 
(Abg. Polſter: Wer war das?) Die Herren, die 
den Etat zu vertreten hatten, das war die damalige 
Nehmen Sie dasſelbe Bei⸗ 
ſpiel aus der Privatinduſtrie. Denken Sie 
ſchöne Straßenbahn in Danzig, die ſich einen Fach⸗ 
mann aus München holen muß. Das iſt in der TaT 
da 
ſeinerzeit Herr Senator Dr. Leske aufgefordert wurde, 
und zwar auf die Ausführungen hin, die ich ſelbſt 
machte, dafür zu ſorgen, daß nicht obere Beamte in 
der Privatinduſtrie nebenamtlich beſchäftigt würden. 
Denken Sie an die von mir angeführten Fälle des 
Herrn Richert, der nebenbei als Architekt auftrat und 


an die 


30 bis 40 000 Gulden für den Bau der Schule Ohra 


bekommen ſollte. Wer hat die Leute gedeckt? Der alte 
Senat! Damals war die Möglichkeit vorhanden, un⸗ 
beſetzte Stellen nicht wieder zu beſetzen. Heute kom⸗ 
men Sie mit derſelben Forderung. Ich bin neugierig, 


ob die Partei der Wirtſchaft, die Deutſchnationalen, 


ſich hinter ihre Beamtenvertreter ſtellen oder dieſen 
Antrag mitmachen wird. 

Das ſind ungefähr die Sachen, die in den Ver⸗ 
ſammlungen vorgepvedigt werden; dabei kommen Ent⸗ 
gleiſungen vor, daß z. B. einer der Redner erklärt: 
„Sehen Sie ſich das Geſindel an, das in die Steuer⸗ 
verwaltung geht und unſere Steuergroſchen auffrißt.“ 
Der Ausdruck iſt gefallen. Wenn Sie heute in die 
Zeitung ſehen, jo ift wieder eine Proteſtverſammlung 
in Zoppot angekündigt, in der ich ſelbſt als Redner 
genannt werde, mit der ich aber nichts zu tun habe. 
Dann ſoll eine Verſammlung der Beamten ſtattfin⸗ 
den. Alſo einer gegen den andern. Woraus iſt das 
entſtanden? Aus der Preisſenkungsaktion. Es gibt 
nichts Blöderes, als die Aktion des Senats zu dieſer 
Zeit und auf dieſe Weiſe einzuleiten. Es iſt der 
Wunſch ſämtlicher Konſumenten, daß die Preiſe ge⸗ 
ſenkt werden ſollen, aber ſchlimmer konnte man es 
wirklich nicht machen. i 
zenten und den letzten Verkäufer. Man vergißt, daß 
man während des Krieges ein Kettenhandelsgeſetz 
hatte, das man heute noch anwenden könnte. Wir 
haben niemals ſo viele Zwiſchenhändler gehabt wie 
heute. Die Zwiſchenhändler ſind nicht die Notleiden⸗ 


Man faßt wieder den Produ⸗ 


den. Sie rechnen heute noch mit 25 Prozent Gewinn 


Ich kenne eine Aeußerung 
der gleichzeitig Mitglied eines 
Detailverbandes iſt. Dieſer erklärte: „Ich muß 22 
Prozent Reingewinn haben“. Es iſt ein Kaufmann 
aus Danzig, ein Namensvetter des heute aus Oliva 
genannten Herrn. Und wie wurde die Erklärung des 
Senats von der Preſſeſtelle nachher ausgelegt? In 
einigen Zeitungen hieß es: „Es ſind nur einige Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe, die wuchern“. Wer wurde von den 
Herren in der Zeitung genannt? Die Lebensmittel 
branche. Das ift das Einfachſte. Man vergißt aber, 
daß in den großen Warenhäuſern ein Paar Damen? 
ſtrümpfe mit 2 Gulden Verdienſt verkauft wird. A 
it bedauerlich, daß die Warenhausſteuer gefallen 17 
Wenn heute noch Geſchäfte Umſatz haben, jo ſind an 
die Warenhäuſer. Dann wird noch in der Konfe t 
verdient und in der Schuhwarenbranche, gleichgültig 


(Zwiſchenrufe! links.) 
eines Großhändlers, 


groß waren, ſagte man, man mußte die Preiſe e 
men, weil die allgemeinen Unkoſten jo groß wäre 


(Ein Kniff! link.) Ein Kniff nota bene. 3 
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Umſätze 
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(B) 


an b 


dieſes Jahres 31 Gulden. 


beſeitigung, 
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(Hohufeldt, Abgeordnete.) 

ſage Ihnen aber, daß ſämtliche Schuhwarenhäuſer in 
Danzig jüdiſch ſind: Leiſer, Stiller, Werner, Tack, 
Chaſalla. Alle dieſe haben ſchon von Deutſchland 
vom Großhändler aus ganz beſtimmte Richtpreiſe. 
Verſuchen Sie einmal in einem Schuhwarengeſchäft, 
etwas billiger als in den anderen Geſchäften zu be⸗ 
kommen. Das iſt ganz ausgeſchloſſen. Ich habe mir zu 
einer beſonderen Feſtlichkeit ein Paar Lackſchuhe kau⸗ 
fen müſſen. (Große Heiterkeit!) Ich wußte das 
ganz genau, daß Sie lachen würden. Sie werden ſich 
gleich weiter freuen. Die Schuhe koſteten im Februar 
(Die alten Germanen 
trugen Bärenfelle! links. — Heiterkeit.) Das war 
bei Chaſalla. Mir wurde die Offerte gezeigt und ge⸗ 
ſagt, es wäre ein Reſtpaar, der nächſte Schuh würde 
ſchon mit 75 Gulden verkauft werden. Die Dame kann 
heute noch als Zeugin vernommen werden. (Was 
verdient die Dame? links.) Die Dame wird viel⸗ 
leicht ein Gehalt von 150 Gulden bekommen, von dem 
großen Umſatzverdienſt wird fie aber nichts erhalten. 
Jedenfalls ſteht feſt, und ich wollte an dem einen Bei⸗ 
ſpiel nur zeigen, daß man von einem Tag zum andern, 
wenn eine neue Sendung kommt oder ein neuer Zoll⸗ 
ſatz einen Aufſchlag von 100 Prozent und mehr vor⸗ 
nimmt. 

Wie mit dem Zoll in Danzig gewirtſchaftet wird, 
hat wohl ſchon jeder erlebt. Geſtern wurde in der 
Beamtenſitzung ein Beiſpiel genannt, daß ein Stück 
franzöſiſche Seife mit 7 Gulden verkauft wurde. Er⸗ 
klärung: Der Zoll wäre daran ſchuld. Auf der Ware 
liegen aber nur 20 Pfennig Zoll und 15 Prozent 
Luxusſteuer. Da kämen noch immer nicht 7 Gulden 
heraus. Das paſſiert einem in den Hutgeſchäften und 
in allen andern Geſchäften, in denen man nicht genau 
nachkontrollieren kann, wie hoch der Zoll iſt. (Herr 
Hohnfeldt, Sie wiſſen mit allen Bremſen Beſcheid, 
Sie werden bald Senator! bei der D. V. P.) Nein, 
den müſſen Sie Deutſch⸗Danziger Volksparteiler, 
ſtellen. Sie haben ja ſchon zwei Mann geſtellt, die 
aus beſtimmten Gründen wieder aus dem Senat hin⸗ 
ausgehen mußten. Sie ſprechen jetzt in Proteſtver⸗ 
ſammlungen. Wenn Sie aber glauben, auf dieſe Art 
und Weiſe Preiſe nehmen zu können, was wundern 

ie ſich, wenn Sie heute in der Beamtenzeitung leſen: 
„Wir haben auf eine Erhöhung des Gehalts verzich⸗ 
tet“. Legen Sie eine beſtimmte Höhe des Gehalts feſt 
und ſagen Sie, von dieſer Höhe an wird das Gehalt 
auf eine beſtimmte Zeit geſperrt. Geben Sie dafür 
den Kleinrentnern, den Anfallrentnern uſw. ſoviel, 
$ diefe Leute leben können, dann können Sie auf 
Abſatz rechnen. Es iſt ein Unglück, wenn Wolf⸗Lange⸗ 
nau geſagt hat: „Es iſt ein Unglück, wenn das Staats⸗ 
Atereſſe vor das Privatintereſſe geſtellt wird.“ 
dieſer Mann ſollte ſich klar machen, daß die Allge⸗ 


Geinheit das Erſte ift, das jetzt geſchützt werden muß. 


t es der Allgemeinheit gut, dann geht es auch 
Staat gut. Grundſatz iſt für jeden, von uns: 
kommt das Allgemeinwohl und dann kommt 
Intereſſe des Einzelnen. Wenn Sie das Wohl 
Allgemeinheit im Auge haben, dann bauen Sie 
ab. der Privatinduſtrie die einzelnen hohen Gehälter 
Sie die bei den Banken, bei Walter u. Fleck ete. Wenn 
amt as getan haben, dann fangen Sie bei den Be⸗ 
meien an. Wenn Sie das tun, haben Sie das Allge⸗ 
wetuwohl im Auge. 
Heute wollen Sie mit der Aufhebung der Umſatz⸗ 
í t Reit dieſer Steuer in die Taſchen des Ge- 
ineinbringen. Seinerzeit hat die Linke die 
ſument ng der Umſatzſteuer gefordert, weil der Kon⸗ 
belaſtet würde. Heute wollen Sie die Steuer⸗ 
vürde weil der Gewerbetreibende, belaſtet 
rde. Das geht bei der heutigen Lage des Staates 


das 
der 


nicht. Nochmals: erſt kommt das Allgemeinwohl und 9 
dann das Intereſſe des Einzelnen. (Lebhaftes 
Bravol) 
Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Liſchneswski. 
Liſchnewski, Abgeordneter (K. P.): Die Kommu⸗ 
niſtiſche Fraktion ſteht auf dem Standpunkt, daß die 
Umſatzſteuer reſtlos beſeitigt werden muß. Die Um⸗ 
ſatzſteuer iſt die ungerechteſte Steuer, die es überhaupt 
gibt, ſchon aus dem Grunde, weil ſie die Konſumenten 
ſo hoch belaſtet, bis 7 Pfennig pro Pfund, und zwei⸗ 
tens, weil ſie Leute trifft, die mit dem Umſatz nichts 
zu tun haben. Es iſt vor kurzer Zeit folgender Fall 
paſſiert. Es ſind Pächter vom Lande, Leute, die von 
der Hand in den Mund leben. Sie ſind gezwungen, 
ihr Brot bei der Induſtrie uſw. zu verdienen. Sie 
beſitzen ein Stück Land von 1 bis 2 Morgen und ein 
paar Obſtbäume. Weil ſie dieſe Obſtbäume und zwei 
Morgen Land beſitzen, hat man fie mit über 1000 
Gulden Umſatzſteuer jährlich belegt, trotzdem ſie ihr 
Brot anderweitig verdienen. Der am wenigſten be⸗ 
zahlen ſoll, iſt mit 90 Gulden veranlagt. Nun hat 
Herr Abg. Doerkſen behauptet, es ſei nicht wahr. Herr 
Doerkſen müßte ſich mit dieſen Pächtern vom St. Al⸗ 
brechter Pfarrland in Verbindung ſetzen, die werden 
ihm die Angaben beſtätigen, Man behauptet, daß dieſe 
Leute nicht nur mit ihrer Ware, »ſondern auch mit 
anderen Sachen Handel treiben. Das entſpricht jedoch 
nicht den Tatſachen. Jetzt geben Sie és zu, Herr Abg. 
berkſen. i 

Mit der Umſatzſteuer wird ein großer Unfug ge⸗ 
trieben. Die Verkäufer behaupten, ſie müßten Umſatz⸗ 
ſteuer zahlen: Ebenſo wie ſie jagen, fie müßten hohe 
Zölle entrichten, motivieren ſie, daß ſie Umſatzſteuer 
zahlten. Trotz dieſer Motivierung führen dieſe Leute 
50 Prozent der Steuer garnicht ab. 50 Prozent werden 
auf Grund der Umſatzſteuer unterſchlagen. Alſo, es 
iſt ſchon Betrug dabei. Deswegen muß dieſe unge⸗ 
rechte Steuer beſeitigt werden. 
Der Senat hat eine großartige Preisſenkungs⸗ 
aktion eingeleitet. Sie wird zum Schein gemacht, wie 
die Ausführungen des Herrn Abg. Hohnfeldt bewie⸗ 
ſen haben. Die Preisſenkungsaktion iſt alſo ein Bluff. 
Wir find ſchon deswegen für Beſeitigung der Amſatz⸗ 
ſteuer, um dadurch eine großzügige Preisſenkungs⸗ 
aktion vorzunehmen. Damit würde den Kaufleuten 
die Begründung genommen, fie müßten Umſatzſteuer 
zahlen und nähmen deshalb ſo hohe Preiſe. Eine be⸗ 
ſondere Stellung nimmt die jetzige Regierung, und 
damit auch die Sozialdemokratie ein. Von dem 
Kampf, der ſeinerzeit vor dem Inkrafttreten der Am⸗ 
ſatzſteuer entbrannte, ijt bei der Sozialdemokratie ab- 
ſolut nichts zu merken. Ihr Redner führte vordem 
aus, daß die Deutſchnationalen mit ihrem Klüngel 
Verbrecher ſeien. Das iſt uns lange bekannt, und es 
bedarf daher nicht derartiger Auseinanderſetzungen 
mit den Deutſchnationalen. Es iſt in allen Wirt⸗ 
ſchaftskreiſen bekannt, daß die Deutſchnationale Partei 
und ihr Anhang tatſächlich Verbrecher am Danziger 
Staat ſind. Wer die Proteſtverſammlung im Schützen⸗ 
haus mitgemacht hat, kann das beſtätigen. Kreiſe, 
die früher mit den Deutſchnationalen ſehr ſympathi⸗ 
ſierten, wenden fih heute von ihnen ab und wiſſen, 
daß die Deutſchnationale Partei und Fraktion ausge⸗ 
ſprochene Verbrecher ſind, die den Staat zum Ruin ge⸗ 
führt haben. (Lachen! rechts.) 
Der Redner der Sozialdemokratiſchen Partei ging 
in ſeinen Ausführungen auf alles Mögliche ein, 
jedoch nicht auf die Umſatzſteuer. Die ſozialdemokrati⸗ 
ſche Stellungnahme ijt zweideutig. Man ſitzt jetzt in 
der Regierung und muß mitheulen. Wenn die Sozial⸗ 
um 


demokratie nicht in die Regierung gegangen iſt, 


BE 
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der werktätigen Bevölkerung zu helfen, jo hat das 
keinen Zweck gehabt. Ich bezweifle, daß der Eintritt 
der Sozialdemokratie in die Regierung im Intereſſe 


der werktätigen Bevölkerung ſtattgefunden hat. Man 


weiß es noch nicht ganz klar, aber die Zukunft wird es 
lehren, daß die Sozialdemokraten drauf und dran 
ſind, in die Fußtapfen der Deutſchnationalen zu tre⸗ 
ten. Sie bringen nichts Neues vor, das der Sache 
eine Wendung geben könnte. Die Not der Wirtſchaft 
und der werktätigen Bevölkerung ſchreitet aber vor⸗ 
wärts. Wenn kein neuer Geiſt bei den Regierungs⸗ 
geſchäften zur Geltung kommt, dann hat es keinen 
Sinn, daß auch die Sozialdemokraten in der Regie⸗ 
rung ſind. | 

Die Sozialdemokratiſche Partei hat nun ein Flug⸗ 
blatt zur Werbung neuer Mitglieder herausgegeben. 
Ich erlaube mir einen kleinen Abſchnitt daraus vor⸗ 
zuleſen, um zu beweiſen, mit welchen Argumenten die 


Sozialdemokratie der Bevölkerung etwas in der Oef⸗ 


fentlichkeit vorlügt, um die gute Meinung für ſich zu 
haben: 

Nicht nur durch den Unterdrückungskampf der 
Unternehmer und ihre Preſſe wird die Lebenshal⸗ 
tung der Arbeiter und Angeſtellten ſtändig bedroht, 
Parkeie auch durch die Mehrheit der bürgerlichen 

Pak in den geſetzgebenden Körperſchaften. In⸗ 
direkte Steuern, die den Lebensunterhalt der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung künſtlich verteuern, ſind gegen 
den Willen der ſozialdemokratiſchen Vertreter von 
den bürgerlichen Abgeordneten beſchloſſen worden. 
(Hört, hört! rechts.) Immer wieder find dieje 
beſtrebt, die Hauptlaſt auf die breiten Maſſen der 
Bevölkerung abzuwälzen. 


Das ſtimmt, aber was machen Sie, meine Herren So⸗ 


7 


zialdemokraten? Sind Sie auch gegen indirekte Steu⸗ 


ern! Wenn Sie dagegen ſind, dann beſeitigen Sie 
bitte die Umſatzſteuer. Dann haben Sie das wahr ge⸗ 


die glauben, fie vertreten die Weltwirtſchaft. 

Wenn Sie alſo im Intereſſe der werktätigen Be⸗ 
völkerung Maßnahmen ergreifen wollen, wenn Sie 
den Gemeinden Geld zuführen wollen, ſo beſteht hier 
die Möglichkeit, das Geld wegzuſteuern und den Ge⸗ 
meinden zuzuführen. Wie iſt es mit der Vermögens⸗ 
ſteuer? Bei 150 000 Gulden werden 3½ Prozent er- 
hoben. Warum nur 3½ Prozent? Warum können 
Sie das nicht höher beſteuern. Von den Vermögen 
bis 10 000 Gulden, wie ſie kleine Gewerbetreibende 
haben, ſprechen wir ſchon nicht, aber wer 150 000 


Gulden hat, dem können ruhig 10 Prozent wegge⸗ 


ſteuert werden. Solange Sie den Raffkes noch im⸗ 
mer die Möglichkeit geben, mit ihrem Geld zu 
wuchern, wird keine Geſundung der Wirtſchaft eintre⸗ 
ten. Warum kann nicht die Körperſchaftsſteuer mehr 
herangezogen werden, warum können Aktiengeſell⸗ 
ſchaften, wenn ſie Geld haben, nicht mehr herangezo⸗ 
gen werden? Glauben Sie nicht, daß da mehr her⸗ 


ausgeholt werden kann? Sehen Sie das nicht ein 


oder muß Ihnen das ein einfacher Arbeiter ſagen, 
wie man Steuern hereinbringt? Ihnen als Gewerk⸗ 
ſchaftler, als hochſtehende Politiker. Wenn Sie in den 
alten Fußtapfen bleiben, immer jo weiter wurſteln 
und die Umſatzſteuer beibehalten wollen, dann machen 
Sie dasſelbe, wie die Deutſchnationalen. Ich ſehe 
keinen Anterſchied zwiſchen der alten und der neuen 
Regierung. Es muß ein neuer Geiſt in die Regierung 
einziehen! 

Auf das Argument des Zuſammengehens der 
Kommuniſten mit den Deutſchnationalen reagiert 
ſchon kein Arbeiter mehr. Sehen Sie nach Deutſchland 
und auch wie die Dinge in Danzig liegen. Niemand 
wird von der beſtehenden kapitaliſtiſchen Regierung 
jo verfolgt, wie die Kommuniſten. Woher kommt es? 


( 


1 N 


B) macht, was Sie geſchrieben haben. Dem Flugblatt Kommt es daher, weil die Kommuniſten mit den ( 
lliegt eine Beitrittserklärung zur Sozialdemokratiſchen [Deutſchnationalen eine Einheitsfront haben? Nein, 
Partei bei. Wenn Sie Ihr Verſprechen, mit dem Sie es geſchieht, weil die Kommuniſten Todfeinde der bür⸗ * 
neue Mitglieder werben wollen, nicht in die Tat um- gerlichen Geſellſchaft find und bleiben. Deshalb wer- 
ſetzen, dann haben Sie ſyſtematiſch und mit Abſicht | den fie verfolgt, in Gefängniſſe geſperrt, von der 
die Bevölkerung, belogen. (Sehr richtig! bei den | Arbeitsſtätte verjagt. Fragen Sie die Arbeiter, die 
Kommuniſten.) Man ſpricht auch davon, daß die [Kommuniſten find immer die erſten, die aus den Be- 
Umſatzſteuer nicht beſeitigt werden kann, weil die trieben hinausfliegen. Das Wort von der Einheits⸗ 
Gewerbetreibenden große Verluſte haben. Ich bin front zwiſchen den Kommuniſten und den Deutſch⸗ 
ſelbſt in der Verwaltung der Gemeinde tätig und habe | nationalen iſt jo abgedroſchen, daß kein Menſch mehr 
ein Intereſſe daran, daß die Erwerbsloſen zu ihrem | etwas dazu jagt. 
i Recht kommen, daß fie nicht auf der Straße verhun⸗ Um nun zum Thema zurückzukommen, möchte ich 
gern. Ich bin auch dafür, daß den Gemeinden Mittel | jagen, daß der ſozialdemokratiſche Redner über den 
zugewieſen werden, um ihren ſozialen Verpflichtun⸗JKorruptionsſumpf in Oliva und auch im Kreiſe Dan- 
i gen nachzukommen. Aber m. H. Sozialdemokraten, ich | ziger Höhe ſprach. Wenn es aber zur Tat kommen ſoll, Y 
werde Ihnen etwas jagen. Wenn Sie den Gemein: daß man dieſen Verbrechern zu Leibe geht, um, fie . 
den Geld zuführen wollen, dann haben Sie jetzt als | zu erledigen, dann windet und dreht man fih, wenn 


in Bezug auf die Erbſchaftsſteuer geſtellt haben. Was gerſchaft geſchehen? Die Kommuniſten beantragten, 
5 haben Sie, m. H. Sozialdemokraten, gemacht? Haben | Dr. Creutzburg und die andern Verbrecher einzuſper⸗ 
a Sie diejenigen belaftet, die tatſächlich noch Mittel in | ren. Eine Uebernahme in ein anderes Amt kam für 
F. den Händen haben, die, ohne einen Finger zu rühren, | fie nicht in Frage. Was hat man getan? Man brachte 
N mit Geld überſchüttet werden, wenn fie auf die Welt eine Entſchließung ein, in der es heißt, die Weber- 
S kommen? Iſt das mit Sozialismus zu vereinbaren, | nahme des Bürgermeiſters und des Rendanten folle r 
105 daß man den Kreiſen, die mühelos zu Geld kommen, nicht eher erfolgen, bis das Disziplinarverfahren ges 1 
er denen Erbſchaften zufallen, dieſes Kapital erhält? gen die beiden Beamten zum Abſchluß gekommen iit- IE 
Re Wie ſteht die Erbſchaftsſteuer aus? Bei einer Erb- Sie ſollten es eigentlich wiſſen, daß ſolche Disziplinat® 
ER ſchaft von 150 000 Gulden beträgt fie 12 000 Gulden. | verfahren ohne Erfolg find. Da werden Ausreden AE 
17 Dort ijt Geld vorhanden. Nehmen Sie es von den gemacht, und Dr. Creutzburg wird wieder als li- 
i Beſitzenden. Die Kommuniſten in Rußland Haben | wandfreier Mann daſtehen. Wir haben zu Disaip 7" E 
1 es wenigſtens ſoweit gebracht. In Rußland gibt es | nar- oder Gerichtsverfahren abſolut kein Zut aaf * 
A keine Erben mehr. Und Rußland ſteht jetzt als geach⸗ weil dieſe eine Stütze der kapitaliſtiſchen Geſellſchan N. 
pr teter Staat gegen Sozialdemokraten und bürgerliche | find. Dieſe hat alle Urſache, die Leute zu ſchützen. 
EN Geſellſchaft da und muß anerkannt werden. Rußland | Da kommt man nun mit Ausreden und dreht U 


Angehörige der Regierungskoalition die Möglichkeit 
dazu. Wie iſt es denn mit unſeren Anträgen, die wir 


kämpft für den Sozialismus. Alle Staaten müſſen 
dieſes Reich anerkennen, ſelbſt jene dunklen Kreiſe, 


í 


man vor die Tatſache geſtellt wird, dieſe Geſellſchaft 
zu beſeitigen. Was iſt z. B. geſtern in der Stadtbür⸗ 


windet ſich, wie eine Schlange. Iſt das Klar 


Geit?, a 
Sit das ein proletariſcher Standpunkt? Ihre Wähler 


ordn 


9 . beraten. Ich glaube, da 
0 Maßnahmen kommen wird. 
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ſind doch Arbeiter, und Sie ſagen, daß das ein rein 
proletariſcher Standpunkt ift. Sie erzählen der Mr- 
beiterſchaft etwas vor, daß Sie für die Intereſſen der 


Arbeiterſchaft eintreten. Solch ein Vorgehen iſt ſo 


widerlich, ſo gegen jedes menſchliche Empfinden, daß 
ein einwandfreier Menſch, der noch Rechtsgefühl hat, 
da abſolut nicht mitkommen kann. Der Vertreter der 
Deutſch⸗Sozialen Fraktion machtee ia auch Bemerkun⸗ 
gen gegen die Deutſchnationale Partei, die ich unter⸗ 
ſtreichen muß. Als aber die Regierung gewählt 
wurde, baren die Deutſch⸗Sozialen das Zünglein an 
der Wage, da war es der Abgeordnete Hohnfeldt, der 
die deutſchnationale Regierung ans Ruder brachte. 
Wäre das nicht der Fall geweſen, dann wäre es nicht 
möglich geweſen, daß der Staat dem Ruin entgegen⸗ 
geführt wäre. Wenn Sie ſich auch einen anderen 
Namen gegeben haben, es ſteht doch feſt, daß Sie da⸗ 
mals das Zünglein an der Wage waren. Sie haben 
dafür geſtimmt, daß dieſe Verbrechergeſellſchaft ans 
Ruder kam. 

Jetzt iſt es im Kreis Danziger Höhe ſoweit gekom⸗ 
men, daß die ausgepowerte Maſſe die Erhöhung des 
Strom⸗ und Lichtpreiſes bezahlen muß. Was bedeutet 
eine Strompreiserhöhung für die werktätige Bevölke⸗ 
rung im Kreiſe Danziger Höhe? Es bedeutet, daß ſich 
die Leute wieder Lampen kaufen und Geld für Petro- 
leum ausgeben müſſen. So ſieht die Geſchichte aus. 
Bei den Einnahmen der Arbeiterſchaft auf dem 


Lande iſt das abſolut unmöglich. Ich rede nicht zu 


viel und nicht zu wenig, aber es iſt paſſiert, daß eine 
Frau mit 10 Kindern zum Landratsamt bitten kam, 
fie wollte warme Strümpfe und Holzſchlorren für die 
Kinder, damit ſie zur Schule gehen könnten. So ſieht 
ie Beſoldung der Arbeiter auf dem Lande aus! Der 
Mann der Frau iſt ſeit 10 Jahren bei dem Beſitzer 


MB) tätig, und heute muß die Frau um Holzſchlorren und 


Strümpfe ſchnurren gehen. Durch dieſe Verbrecher⸗ 


wdirtſchaft der deutſchnationalen Regierung ift es nun 


gekommen, daß die Leute noch die erhöhten Preiſe für 
Licht zahlen müſſen. 
Um auf die Steuer zurückzukommen, habe ich noch 


i auszuführen, daß wir für die volle Beſeitigung der 


mſatzſteuer find. Wenn aber Abänderungsanträge 
geſtellt werden, die eine Verringerung der Umſatz⸗ 
euer herbeiführen wollen, ſo werden wir denen auch 
zuſtimmen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
S Vizepräſident Spill; Das Wort hat der Herr 
tellvertretende Präſident des Senats. 
Gehl, Vizepräſident des Senats: M. D. u. H.] Der 


$ Herr Abg. Brill hat während ſeiner heutigen Rede den 


andrat des Kreiſes Großes Werder einen moraliſchen 
$ erbrecher genannt. Der Herr Präſident dieſes Hauſes 
at dieſen Ausſpruch bereits durch einen Ordnungsruf 


gerügt. Deſſenungeachtet halte ich es für meine Amis- 


einicht, Herrn Landrat Poll gegen den Vorwurf, er ſei 
No moraliſcher Verbrecher, in Schutz zu nehmen und den 

oll darf entſchieden zurückzuweiſen. Herr Landrat 
ant hat das Disziplinarverfahren gegen ſich ſelbſt be⸗ 
' anr (Was wird dabei herauskommen! bei den 
ſprochen Teen.) Der Senat hat ſeinem Antrag ent⸗ 
gewartet und es muß das Ergebnis des Verfahrens ab⸗ 
kang et werden, bevor ſich der Senat ein Urteil bilden 


der Der Abg. Hohnfeldt hat den Wunſch ausgeſprochen, 
e möchte ſich zu dieſem Gegenſtand der Tages- 
greifende hl insbeſondere in Bezug auf von ihm zu 
a fta e Vaßnahmen gegen die ſchwierige Wiri- 
beobachten Dazu kann ich folgendes ſagen: Der Senat 
4 2 et die ſchwierige Wirtſchaftslage ſeit langem. 
dal wird morgen in einer Sonderſitzung Maßnahmen 
r auch zu entſchiede⸗ 


pa Weiter will ich heute 


7 
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über dies Thema nichts fagen. Ich bitte, die Maß⸗ i 


nahmen des Senats abzuwarten und dann ein Urteil 
zu fällen. (Bravo!) À 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Ziehm. ; 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Herr Abg. Guttzeit, mein Fraktionsfreund, hat aus der 
Entwicklungsgeſchichte der Umſatzſteuer nachgewieſen, 
daß die deutſchnationale Fraktion von Anfang an auf 
einem Standpunkt geſtanden hat, den ſie bis zum heu⸗ 
tigen Tage verfolgt. (Abg. Dr. Bumke: Sehr rich⸗ 
tig! — Lachen links.) Die Umſatzſteuer entſtand in 
der Inflation. Sie war aus der Not geboren. Sie war 
damals eine durchaus berechtigte, und man kann ſagen, 
eine durchaus notwendige Steuer. 
die Steuer, die am beſten in der Lage war, ſich dem 


ſchwindenden Geldwerte anzupaſſen. 


Nachdem die Inflation beſeitigt worden iſt, iſt es 
aber unſere Aufgabe, die Umſatzſteuer abzubauen. Den 
Abbau der Umſatzſteuer hat die deutſchnationale Frak⸗ 
tion immer und konſequent gefordert. (Abg. Böcker: 
Sehr richtig!) Erſt die vollkommene Beſeitigung 
der Umſatzſteuer wirkt ſich in vollem Maße aus. Erſt 


nach der vollſtändigen Beſeitigung der Umſatzſteuer tre⸗ 


ten die Wirkungen ein, die man mit dem Abbau der 
Umſatzſteuer und ihrer Beſeitigung erreichen will, näm⸗ 
lich der Preisabbau. Erſt dann iſt es möglich, die Er⸗ 
hebungskoſten außer Anſatz zu bringen, die durchaus 
nicht unerheblich ſind. 

Nun wird erklärt, die Beſeitigung der Umſatzſteuer 
jei nicht tragbar. M. D. u. H.] Wir haben Anträge 
geſtellt, die den Gemeinden zum Teil durch Ueberwet⸗ 
ſung der Umſatzſteuer Erſatz dafür bieten ſollen. Im 
übrigen müſſen die Gemeinden auch der Not der Zeit 
Rechnung tragen und die nötige Sparſamkeit üben. Nun 
haben die Ausführungen, die mein Fraktionsfreund 
Guttzeit nach dieſer Richtung hin gemacht hat, die Er⸗ 
regung des Hauſes hervorgerufen. Es iſt geſagt wor⸗ 
den: „Ihr redet immer von Sparſamkeit und übt ſelbſt 
nicht die nötige Sparſamkeit.“ (Zuſtimmung links.) 
Das ift nicht zutreffend. Wir fordern nicht nur Spar⸗ 
ſamkeit, ſondern ſtellen auch dahingehende praktiſche An⸗ 
träge. (Widerſpruch links.) Ich möchte auf einen 
Punkt in den Ausführungen meines Fraktionsfreundes 
Guttzeit eingehen. Er hat erklärt man müſſe die Be⸗ 
amtengehälter abbauen. (Abg. Mau: Nur die oberen 
hat er gejagt!) Meinetwegen, die oberen Beamten⸗ 
gehälter. Ich habe im Namen der Fraktion zu erklä⸗ 
ren, daß die Fraktion dahingehende Beſchlüſſe nicht 
gefaßt hat. Lebhaftes Aha! links.) Die Ausfüh⸗ 
rungen, die mein Fraktionsfreund Guttzeit nach dieſer 
Richtung hin gemacht hat, waren ſeine eigene Meinung. 
Die Fraktion wird ſich mit dem Problem zu befaſſen 
haben, wenn dahingehende Anträge an uns gelangen. 
Ich habe aber zu erklären, daß die deutſchnationale 
Fraktion immer auf dem Standpunkt geſtanden hat, 
daß man die verfaſſungsmäßigen Rechte der Beamten 
wahren müſſe und daß die Fraktion entſchloſſen iſt, fie 
auch in Zukunft zu wahren. (Abg. Mau: Den 
Schmus kennen wir! — Abg. Klapps: Und wenn das 


ganze Volk zugrunde, geht!) Es ift heute ſoviel die 


Rede von einem Gegenſatz zwiſchen Wirtſchaft und Be⸗ 


amtentums; Bedauerlich ijt, wenn dieſer Gegenſatz auch 


im Parlament verſchärft wird. (Abg. Leu: Guttzeit 
war es jal) Es iſt das gute Recht der Wirtſchaft, 
ihre Intereſſen zu wahren und auf ihre Not hinzuwer⸗ 
ſen, auch Maßnahmen vorzuſchlagen, die ſie zur Linde⸗ 
rung der Not für erforderlich hält. Ebenſo iſt es das 
gute Recht der Beamten, ſich zu wehren, wenn Vorſchläge 
gemacht werden, die auf Beſeitigung der Rechte der 
Beamtenſchaft hinzielen. (Zuruf des Abg. Hohn⸗ 
feldt.) Es iſt Aufgabe von Regierung und Volks⸗ 
vertretungen, nicht einſeitig die Rechte der einen oder 
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anderen Gruppe zu wahren, ſondern ruhig und über⸗ 
legt die Dinge abzuwägen und Entſchlüſſe zu faſſen, die 
im Intereſſe des Geſamtwohles erforderlich find. (Sehr 
gut! rechts.) 

Der Herr Abg. Brill hat erklärt und hat damit 
einen Vorwurf gegen die frühere Regierung erhoben, 
daß ſie in dem Aufbau des Beamtenkörpers falſch vor⸗ 
gegangen ſei, und zweitens, daß ſie in dem Abbau des 
Beamtenkörpers nicht das Nötige geleiſtet hätte. Beides 
iſt nicht richtig. (Doch! links.) Ich kann hier auch 
im Namen der Parteien ſprechen, die bei dem Aufbau! 
des Beamtenkörpers in der Regierung waren, alſo der 
Liberalen und des Zentrums. Sie haben den ganzen 
Aufbau des Behördenapparates mit uns zuſammen vor⸗ 
genommen und die zuſammen mit den hauptamtlichen 
Senatoren gefaßten Beſchlüſſe immer mit uns gebil⸗ 
ligt. (Zwiſchenruf links.) Wenn der Herr Abg. 
Brill ſagte, man hätte erſt das Haus bauen müſſen und 
dann den Apparat, fo weiß ich nicht, wie er ſich das vor- 
ſtellt. Wie ſoll man eine Behörde aufbauen, ohne der 
Beamtenapparat zu ſchaffen. In dem Aufbau des 
Beamtenapparates wirkt ſich der Aufbau des Behörden- 
apparates aus. (Frau Abg. Knoblauch: Sehr rich⸗ 
tig!) Es iſt menſchlich, daß nicht alles, was die 
frühere Regierung getan hat, muſtergültig iſt und für 
alle Zeiten gelten muß. Alle menſchlichen Einrichtun⸗ 
gen ſind unvollkommen. Die frühere Regierung kann 
aber das Recht für fih in Anſpruch nehmen, daß fie nach 
beſtem Wiſſen und Wollen gehandelt hat. Sie hat auch 
für die Grundlagen des Staatsaufbaues Gutes für alle 
Zeiten geſchaffen. Der Staatsaufbau paßt ſich den 
Verhältniſſen des Freiſtaates in natürlicher und per- 
nünftiger Weiſe an. Wenn ſich herausſtellt, daß hier 
und da Fehler gemacht worden ſind, ſo iſt es Aufgabe 
der jetzigen Regierung, dieſe Fehler zu beſeitigen. Wenn 
immer wieder auf Dinge hingewieſen wird, wie auf 
den Bezirksausſchuß, auf das Oberverwaltungsgericht, 
auf die Zuſammenlegung der Kreiſe, ſo wirkt das all⸗ 


mählich lächerlich. Ich habe wiederholt dargelegt, und 
jeder, der den Dingen unbefangen nachgeht, wird es 


mir zugeben müſſen, daß mit der Beſeitigung dieſer 
Einrichtungen keine für den Staat ins Gewicht fallenden 
Erſparniſſe gemacht werden. Wir werden uns ſehr 
bald mit einer Vorlage der neuen Regierung zu be⸗ 
ſchäftigen haben, die auf Beſeitigung dieſer Einrichtun⸗ 
gen hinzielt. M. D. u. H.! Dabei wird es ſich heraus⸗ 
ſtellen, ob wirklich auch nur ein Beamter wird geſpart 
werden können. Ich werde mich freuen, wenn das der 
Fall ſein wird. Ich werde mitwirken und werde für 
jede Maßnahme eintreten, welche Erſparniſſe zum Ziel 
und zur Wirkung hat. Es iſt in der Tat heute das 
und das O der ganzen Staatspolitik und der ganzen 
Wirtſchaftspolitik, alle Erſparniſſe zu machen, die ge⸗ 
macht werden können. Die Zeit iſt zu ernſt, als daß 
man ſich nur gegenſeitig angreift, ohne irgendetwas 
dabei zu erreichen. Notwendig iſt, daß alle zuſammen 
Maßnahmen erwägen, welche geeignet find, den Staat 
aus dieſer Not zu erretten. (Zwiſchenrufe und Un⸗ 
ruhe. — Das Oberverwaltungsgericht kommt als erſtes 
ran! links.) Der Zwiſchenxuf beweiſt Ihre partei- 
politiſche Engſtirnigkeit. 
Wenn nun erklärt worden iſt, der Abbau wäre nich 


* 


mit der nötigen Energie durchgeführt, ſo habe ich dazu 
den zu erklären. Die Regierung hat, bevor ſie aus 


dem Amt ſchied, dem Volkstag eine ſehr ausführliche 
Denkſchrift vorgelegt. Wer ſich mit dem Beamtenabbau 
und mit der ſehr ſchwierigen Frage beſchäftigt, wie der 
Behördenabbau geſtaltet werden ſoll, kann an den Aus⸗ 
führungen dieſer Denkſchrift und an dem ſehr reichhal⸗ 
tigen Material, das fie enthält, nicht vorübergehen. Es 
iſt heute nicht die Zeit, im einzelnen darauf einzugehen. 
Angeſichts der vielen Angriffe aber, die heute gegen den 


Behördenapparat erhoben werden, und die ie nach mei- ! 


f 
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ner Auffaſſung unbedingt notwendig machen, daß die 
Regierung zu den Angriffen ihre Stellung kund gibt, 
damit die Bewegung nicht in eine Richtung hinein⸗ 
kommt, die dem Staate gefährlich werden kann ange⸗ 
ſichts dieſer Angriffe, erſcheint mir doch angezeigt, einige 
ir aus dieſer Denkſchrift zu verleſen. Es heißt 
ort: 1 
Die Inflation zuſammen mit den ſonſtigen Er⸗ 
ſcheinungen und Wirkungen des Krieges und der 
Nachkriegszeit ſind es geweſen, die die Urſache für 
die Aufblähung des Beamtenkörpers bildeten. 
„Das iſt durchaus richtig, und es deckt ſich mit dem, 
was ein Mitglied der liberalen Fraktion, der Abgeord⸗ 
nete Dr. Eppich, einmal in einem ausführlichen Aufſatz 
dargelegt hat. Es heißt dann an einer anderen Stelle 
in dieſer Denkſchrift: 
Der Senat hat bereits in ſeinem Erlaß vom 
Oktober 1921 — ich bitte auf das Datum zu achten 
— betreffs ſparſamer Wirtſchaft im Freiſtaat er- 
klärt: Die Aufgaben unſeres jungen, kleinen und 
armen Staates und der verarmten Stadt Danzig 
ſind mit ganz anderem Maßſtab zu meſſen als die 
Staatsaufgaben vor dem Krieg. Ausgaben, welche 
früher als ſelbſtverſtändlich angeſehen wurden, 
können heute nicht mehr geleiſtet werden. 

M. D. u. H.] Das war der Grundſatz, nach dem 
die Regierung ſchon im Jahre 1921 an ihre Aufgabe 
zum Aufbau des Staates herangetreten ift. Ich be- 
haupte, das ift der Grundſatz, der während der ganzen 
Zeit durchgehalten wurde, als die alte Regierung im 
Amt war. (34 Bauräte haben ſie uns in Danzig 
auf den Hals gehetzt! links.) Was den Abbau des 
während der Inflation eingeſtellten Perſonals anbe⸗ 
langt, ſo hat die alte Regierung ſich ſofort, nachdem die 
Inflation beſeitigt war, mit großer Energie ans Werk 
gemacht. (Angeſtellte haben Sie entlaſſen! links.) 
Wir haben das Perſonal im Laufe von 5 oder 6 Mo⸗ 
naten um annähernd 25 Prozent herabgedrückt. (An⸗ 
geſtellte wurden entlaſſen! links.) Man muß dabei 
berückſichtigen, daß uns durch dieſen Volkstag Feſſeln 
angelegt wurden (Sehr richtig! rechts.), indem be- 
ſtimmt wurde: „Im Schulweſen darf der Abbau nicht 
in der ſcharfen Weiſe durchgeführt werden“, und ferner 
iſt bei der Polizei nur ein verhältnismäßig geringer 
Abbau erfolgt, weil nach Anſicht des damaligen Senats 
eine Verringerung der Polizei ohne Gefährdung der 
Ordnung und Sicherheit und damit der Selbſtändig⸗ 
keit Danzigs nicht zu verantworten war. Eins iſt noch 
intereſſant. Wenn man die Zahl der Beamten nach 
dem Kriege mit der Zahl vor Errichtung des Freiſtgats 
vergleicht, ſo ergibt die Denkſchrift den Beweis, daß 
auch hier die Zahl der Beamten hevabgeſetzt worden ift- 
(Abg. Kloſſowski: Das ſtimmt nicht!) Wenn Sie mei⸗ 
nen, Herr Kloſſowski, daß das nicht ſtimmt, ſo ſteht es 
Ihnen ja frei, den gegenteiligen Beweis zu führen. 
(Abg. Kloſſowski: Wieviele Oberregierungsräte hat 
Weſtpreußen gehabt, und wieviele haben wir heute?) 
Jedenfalls ifi durch die Denkſchrift der Nachweis er⸗ 
bracht, daß die Zahl der Beamten und Angeſtellten der 
mittleren und höheren Gruppen in der Stadt Danzig 
prozentual erheblich geringer iſt, als die Zahl der Be⸗ 
amten in den drei deutſchen Hanſaſtädten. Am Schluß 


der Denkſchrift iſt folgendes geſagt worden. Erlauben 
Sie mir, daß ich einige Sätze verleſe: 
Solche Vergleiche laſſen ſich noch mit anderen 


Der Vergleich ift aber auf da⸗ 
insbeſondere die deutſche⸗ 
Hanſaſtädte beſchränkt, weil die den hörden die 
gewieſenen Aufgaben, welche in letzter die 
m Sie doch Hamburg an! links) ur end 
ahl der Beamten, Lehrperſonen uſw. maßge der 

Danzig nach 


Ländern anſtellen. 
Deutſche Reich und 


ſind, in dieſen Staaten und in ig liche find- 
Biftorilen Entwidtung gleiche oder ähnliche I; 
Ein ſolcher Vergleich drängt ſich jedem ohne nach⸗ 
teres auf. Der Vergleich iſt für Danzig, wie nel 
gewieſen worden ift, günſtig. Aus der De 5 

ergibt ſich, daß der Senat die Verminderung 


( 
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planmäßig erſtrebt und betrieben hat und darin 
beachtenswerte Erfolge durchgeführt hat. (Wie 
viel Beamte haben Sie 1921 mehr angeſtellt? 
links.) j 
Der letzte Satz lautet: r 
Deſſenungeachtet muß auf dem bisherigen Wege 
der Verringerung des Perſonals fortgefahren wer⸗ 
daß es auf lange Zeit 


den, da vorauszuſehen iſt, 
wird, die erforder- 


hinaus dem Staat ſchwer fallen 
lichen Koſten aufzubringen. (Andauernde Zwi⸗ 
ſchenrufe und Unruhe links.) Dafür iſt es gewiß 
nötig, die einfachſte und billigſte Form zu finden 
und die höchſte Leiſtung mit möglichſt geringem 
Aufwand zu erzielen. Es wird fih aber — darauf 
meine Herren kommt es an, und darauf weiſe ich 
beſonders die heutige Regierung hin — vor allem 
fragen, ob das Maß der Staatsaufgaben noch er⸗ 
weitert werden kann oder ob nicht die Zeit ge⸗ 
kommen iſt, dieſe Aufgaben in Zukunft einzuſtellen. 


M. D. u. H.! In jedem Geſchäft, wo viel zu tun 


ift, ift auch viel Perſonal nötig. Wo in der Staatsver⸗ 


find, brauchen wir auch das da- 


waltung viele Aufgaben j Di 
in, erheblichen 


zu nötige Perſonal. Wenn Sie aljo 
Maße das Perſonal weiter herabſetzen wollen, ſo wird 
es nötig ſein, daß Sie an den Abbau der Staatsauf⸗ 
gaben herangehen. Sie werden darum nicht herum⸗ 
kommen. r ' i 

M. D. u. H.! Wir haben die Anträge auf Beſeiti⸗ 
gung der Umſatzſteuer zu dem gegenwärtigen Zeit⸗ 
punkt geſtellt, weil wir der Auffaſſung ſind, daß es 
keine fo wichtige Aufgabe in der gegenwärtigen Zeit 
gibt, als die Wirtſchaft flott zu machen. Welches ſind 


die Aufgaben, welche heute dem Staat am meiſten Sor⸗ 


ki 


— 


Es ſind die Ausgaben für die Arbeits⸗ 


gen machen? 
der 


loſen. Sie bekommen die Arbeitsloſen nur von de 
Straße, ſie können die Zahl nur herabſetzen, wenn Sie 
die Wirtſchaft wieder in Gang bringen. Die Wirtſchaft 
können Sie nicht in Gang bringen wenn Sie ihr nicht 
Erleichterungen ſchaffen. Darum haben die Deutſch⸗ 
nationalen es für ihre Pflicht gehalten, Anträge zur 
Erleichterung der Wirtſchaft zu ſtellen. Darum haben 
Sie auch den Antrag auf Beſeitigung der Umſatzſteuer 
geſtellt. (Große Unruhe.) M. D. u. H.! Man kann 
nicht den umgekehrten Weg gehen. Man kann nicht 


ie nötigen Gelder vorhanden ſind, ſolange die Gelder 


jedoch nicht da ſind, die erforderlichen Ausgaben zu lei⸗ 


ſten, können wir an den Abbau nicht herangehen. Das 


iſt der falſche Weg, Sie werden dabei niemals zum Ziele 


kommen. Wenn Sie durch Abbau der Steuern und 
ſonſtige Erleichterungen die Wirtſchaft wieder in Gang 
ringen, ſo vermindert ſich die Zahl der Erwerbsloſen 
ohne weiteres von ſelbſt. . 

Dieſen Weg müßte die Regierung gehen! Wir ha⸗ 
ben die Anträge geſtellt, um den Senat zur Sparſam⸗ 
eit zu zwingen, die wir bisher bei ihm nicht beobachten 
onnten. (Bravo! rechts. Abg. Brill: Wie ſoll die 
Sparſamkeit nach Ihrer Meinung ausgeübt werden?) 


n Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 


Di. B 


. Blavier. 
u Or. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
e Die Debatte über die Umſatzſteuer hat ſich zu 
Ausgewachſen d. h. zu 
Tage im Parlament 


Debatte über die eigentliche Wirtſchaftslage 
einem“ der berühmten großen 
ſeit Anläßlich der Frage der Be⸗ 
wiel ng der Umſatzſteuer iſt nun die augenblickliche 
wor ſchaftliche Situation nach allen Seiten beleuchtet 
Am en. Wir können ruhig annehmen, daß von der 
Jetzige teuer die Wellen ausgegangen ſind, die die 
c Bewegung im Bürgertum veranlaßt haben. 
85 N hätte man abwarten können, wie die große An- 
ian er Deutſchnationalen oder anderer Anfragen 

3 tei worden wären. Daher müſſen wir uns 
einmal darüber unterhalten, worauf der Ge⸗ 


— 


, 


Perjonals; die Vereinfachung der Verwaltung und 
die Anſpannung der vorhandenen Kräfte ſeit 1921 


ſagen, wir wollen erſt dann die Steuer abbauen, 


genſatz beruht. Der Gegenſatz beſteht tatſächlich und 
iſt gerade in einem Wirtſchaftsgebiet verſtändlich. Es 
hat ſich allmählich ein Gegenſatz zwiſchen den Ange⸗ 
ſtellten der Regierung, d. h. den Beamten und zwi⸗ 
ſchen der ſogenannten Wirtſchaft, d. h. zwiſchen den 
Trägern der freiwirtſchaftlichen Entwicklung gezeigt. 
Das war vorauszuſehen. (Zuruf! rechts.) Es 
handelt ſich gar nicht um eine Hetze, ſondern um einen 
latent vorhandenen Gegenſatz. Sehen Sie ſich die 
Steuerbehörde und das dort wartende Publikum an. 
Wollen Sie dann leugnen, daß dieſer Gegenſatz nicht 
durch Hetze, ſondern durch die Entwicklung entſtanden 
iſt! Wenn Sie das leugnen wollen, verſtehe ich Sie 
als Beamter nicht. Gehen Sie zum Wohnungsamt, 
zur Steuerbehörde oder zur Zollbehörde. Der Gegen⸗ 
ſatz beſteht und hat ſich weitergefreſſen. 

Wie löſen wir nun dieſen Gegenſatz? Es handelt 
ſich darum, daß endlich einmal das Problem ohne 
Verhetzung und ohne Demagogie im Volkstag ver⸗ 
handelt wird. Das iſt das Verdienſt ſolcher Ver⸗ 
handlungen, das läßt ſich nicht beſtreiten. Sie mijjen 
genau, Herr Dr. Eppich, der Gegenſatz beſtand ſchon 
damals, als noch Herr Jewelowski in der Regierung 
war und er beſteht weiter fort. Eins iſt intereſſant. 
Herr Abg. Dr. Ziehm hat hier in einem ſtrikten Ge⸗ 
genſaz zu feinem Fraktionsfreund geſprochen. 
(Spaltung! links.) Das iſt das geradezu Komiſche 
an der Geſchichte; er hat den erſten Redner den Wirt- 
ſchaftler, eigentlich als enfant terrible hingeſtellt. 
Es herrſcht doch doch ſonſt bei den Deutſchnationalen 
Geſchloſſenheit. Aber ich glaube, bei dieſem Vorgang 
kann ſich nichts ſtärker enthüllen, als die Demagogie 
der Deutſchnationalen. (Sehr gut! links. — Lachen 
rechts.) 

M. D. u. H. von der Rechten, wie war es? Der 
Vertreter der Wirtſchaft ſprach zuerſt und erklärte, 
die Deutſchnationale Partei ſei eine Wirtſchafts⸗ 
partei, es müſſe beim Kopf mit dem Abbau angefan⸗ 
gen werden, bei dem Beamtenapparat müßten, oben 
Abſtriche gemacht werden. Dazu war er verpflichtet, 
nachdem ſich neuerdings die Deutſchnationale Partei 
aus der Partei der höheren Beamtenſchaft zur Partei 
der Wirtſchaft entwickelt hat. Das mußte ein auf⸗ 
richtiger Wirtſchaftler unbedingt ſagen. Aber wie 
liegt die Sache nun. Augenblicklich muß die Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei in ihrer Oppoſitionsſtellung 
alle Felder abgraſen. Sie muß unbedingt die dem⸗ 
nächſtige Proteſtverſammlung der Beamten beſchicken; 
denn ſie iſt von Herrn Abg. Philipſen ausgegangen. 
(Sehr gut! links) Es war aljo natürlich für den 
Herrn Führer eine ſehr peinliche Situation geſchaffen. 
Er mußte unbedingt die Verſammlung am Sonntag 
retten. Das tat er dann auch glücklich und erklärte, 
der Herr der Wirtſchaft habe nicht namens der graf- 
tion geſprochen. Weswegen find Sie nicht ehrlich, Herr 
Abg. Dr. Ziehm und ſagen, die Wirtſchaftler haben 
bei Ihnen nichts zu ſagen. (Lachen! rechts.) Das 
iſt die große Frage, (Abg. Dr. Ziehm: Nur bei 
Ihnen!) Sie ſchloſſen Ihre Rede, als ſtramme 
Wirtſchaftler ſeien Sie für ſofortige Abſchaffung der 
Umſatzſteuer. Das Mittelglied der Rede war eine 
Verteidigung des Beamtenapparates, den Sie bisher 
geſchaffen haben. Nun erklären Sie, Herr Abg. Dr. 
Jiehm, den Widerſpruch in Ihrer Rede! Er war fo 
offenſichtlich. (Abg. Dr. Ziehm: Für Sie, weil fie 
ihn nicht durchdenken!) Die Verſammlung haben 
Sie damit aber nicht gerettet. Was in der Verſamm⸗ 
lung vorgeworfen wurde, war nicht etwa eine Be⸗ 
ſchimpfung des Beamtenapparates. (Lebhafte Un- 
ruhe und Zwiſchenrufe! rechts) Das war ein 
Richtſpruch über Ihre Beamtenpolitik, das iſt der 
Unterſchied. 25 ; 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter.) 


Sie haben geſagt, Herr Abg. Dr. Ziehm, die In⸗ 


flation ſei daran Schuld. Aber Herr Dr. Ziehm, wer 
iſt an der Inflation Schuld, wer hat die Währung ſo 
ſpät eingeführt? (Abg. Schwegmann: Reden Sie 
nicht ſo ein törichtes Zeug!) Herr Dr. Ziehm: Sie 
werden ſich nicht reinwaſchen können, auch nicht mit 
derartigen Kunſtſtücken. Sie haben in Ihren eigenen 
Reihen die Wirtſchaftler ſitzen, die nicht mehr mit⸗ 
machen, und die ganz anders ſprechen als Sie. Wofür 
wollen Sie am Sonntag plaidieren, für den Abbau 
der oberen Beamten oder gegen ihn? Welches iſt die 
Auffaſſung der Deutſchnationalen eigentlich, das 
wiſſen Sie ſelbſt nicht. (Abg. Dr. Ziehm: Das 
werden Sie nie verſtehen, und wenn man es Ihnen 
hundertmal ſagt!) Was den Beamten vorgeworfen 
wird, iſt mir unverſtändlich. Davon iſt garnicht ge⸗ 
ſprochen worden. Es wurde allerdings von einer frei⸗ 
willigen Reduzierung der Gehälter der oberen Beam⸗ 
ten geſprochen. (Zuruf des Abg. Hohnfeldt!) 
Zwiſchenrufe in der Verſammlung machen Sie ſo oft. 
(Abg. Hohnfeldt: Einer Ihrer Parteileute!) Es 
dreht ſich nicht darum, daß jemand einen Zwiſchenruf 
gemacht hat, ſondern darum, was offiziell geſprochen 
wurde. Es iſt einfach Demagogie, wenn behauptet 
wird, daß das Beamtentum in der Verſammlung be⸗ 
ſchimpft wurde. (Na nun! rechts.) Das iſt eine 


der üblichen deutſchnationalen Lügen. (Lärm! 
rechts.) 
Was geſagt wurde, war folgendes: Einführung 


monatlicher Gehaltszahlungen in der Vorausſetzung, 
daß das Vierteljahresgehalt nicht vorhanden iſt. 
Dann iſt allerdings vom Beamtenabbau im Sinne 
eines Behördenabbaus geſprochen worden. Dann kam 
etwas, was wir für weſentlich halten. Das war die 
Frage des Beamtenrücktrittsrechtes. Da fagen. wir 
Ihnen, m. H. von rechts, das Beamtenrücktrittsrecht 
iſt allerdings die ſtärkſte Stütze Ihrer Beamten. 
Wenn Sie wirklich das Deutſchtum ſo lieben, wie Sie 
vorgeben, ſollten die Beamten für das Deutſchtum 
kämpfen, ohne mit dem linken Auge zu ſchielen, ob ſie 
mit der Wirtſchaft ſtehen oder fallen. Alſo Herr 
Dr. Ziehm, Sie ſtehen oder fallen mit der Auffaſſung 
des Herrn Abg. Guttzeit. (Ihr Deutſchtum iſt der 
Geldbeutel! links.) Ich komme zurück auf eine 
Aeußerung des Herrn Abg. Hohnfeldt. Sie meinten, 
die Auffaſſung der Wirtſchaft ſei deshalb ſubaltern 
oder ſtaatsgefährlich, weil ſie das egoiſtiſche Intereſſe 


der Wirtſchaft betonen. Dann folgerten Sie daraus, 


der Staat wäre die Hauptſache. (Zwiſchenrufe.) 


Wir werden uns ſchon treffen. Eins muß man aber 


zu Ihrer Auffaſſung ſagen, Sie verwechſeln etwas, 
was auch Herr Dr. Ziehm als Vizepräſident verwech⸗ 
ſelt hat, als ich ihm einmal ſagte, der Abgeordnete 
wäre nicht Diener der Deutſchnationalen Partei, ſon⸗ 
dern des Staates. So liegt es auch hier. Die Wirt⸗ 
ſchaft hat allerdings das allerhöchſte Intereſſe, das 


Staatsweſen zu erhalten. Aber Sie dürfen nicht den 


Staat mit einem aufgeblähten Beamtenkörper ver⸗ 
wechſeln. Das iſt Ihr Fehler. (Große Unruhe 
und Zwiſchenrufe.) Die Wirtſchaft will nicht etwa 
den Staat zugrunde richten, im Gegenteil, da fie 
fürchtet, daß der Staat zugrunde geht, macht ſie ſehr 
vernünftige Vorſchläge zur Erhaltung des Beamten⸗ 
körpers und zur Erhaltung des Staates. (Abg. 
Mau: Warum ſo erregt? Ihr ſeid doch morgen zu⸗ 
ſammen! — Zwiſchenrufe und große Unruhe. 
Bizepräfident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Rahn. ; 
Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Als Herr Abg. 
Dr. Ziehm vorhin in ſeiner Rede ausführte, daß die 
von jeher eine Geg⸗ 
nerin der Umſatzſteuer geweſen wäre, 


(Abg. Doerk⸗ 


ſen: Sehr richtig!) — ſehr falſch, — da ließ ich an 
meinem geiſtigen Auge die Ereigniſſe jeit der Grün- 
dung der Freien Stadt vorbeiziehen. Ich entſann 
mich, daß für dem kommunalen Verwalter der Stadt 
Danzig in der Perſon des Regierungspräſidenten 
Foerſter ein Vertreter beſtellt war, und daß die ſoeben 
im Deutſchen Reich in Kraft getretene Umſatz⸗ und 
Luxusſteuer für das Gebiet, das in Zukunft die Freie 
Stadt bilden ſollte, außer Kraft geſetzt war. Herr 
Foerſter ſetzte ebenfalls, wie es bei ſeiner ganzen Ge⸗ 
ſinnung nicht anders zu erwarten war, das Betriebs⸗ 
rätegeſetz in Danzig nicht in Kraft. Es vergingen dann 
ungefähr zwei Jahre, da verſchrieb man ſich einen 
tüchtigen Finanzſenator aus Berlin, tüchtig in 
Gänſefüßchen, der es nicht verſtand, den beſitzenden 
und verdienenden Kreiſen die Steuern bei der Geld⸗ 
entwertung abzunehmen, ſondern der der Geldentwer⸗ 
tung immer hinterherhinkte, und dieſem fiel es ein, 
daß in Deutſchland eine Amſatz⸗ und Luxusſteuer be⸗ 
ſtehe, die man abſchreiben und in Danzig einführen 
könne. Die Regierung ſetzte alles daran, um dieſes 
Geſetz in Kraft zu bringen. Die Damen und Herren 
des hohen Hauſes, die im vorigen Volkstag Abgeord⸗ 
nete waren, werden ſich noch erinnern, daß wir uns 
neun Monate lang bemühten, dieſes Geſetz nicht zu⸗ 
ſtande kommen zu laſſen. Neun Monate lang wurde 
unter Führung der Deutſchnationalen Volkspartei 
bezw. der hieſigen Fraktion zuſammen mit den Libe⸗ 
ralen beider Schattierungen und dem Zentrum ver⸗ 
ſucht, dieſes Geſetz in die Tat umzuſetzen. Dies ge⸗ 
ſchah, weil die Deutſchnationale Volkspartei von 
jeher gegen das Geſetz war. Als dann in jener Nacht 
zu Himmelfahrt, als ich das zweifelhafte Vergnügen 
hatte, das Haus 6 Stunden lang über das Umſatz⸗ 
und Luxusſteuergeſetz zu unterhalten und mich zu be⸗ 
mühen, ſolange ernſthafte Ausführungen zu machen, 
wo waren da die Herren von rechts, und berieten, ob 
ſie gegen das Umſatzſteuergeſetz waren? Unter Füh⸗ 
rung des Mannes — ich bedauere es, daß er ſich jetzt 
in dieſe Geſellſchaft begibt und am Sonntag in einer 
Proteſtverſammlung zuſammen mit einigen Leuten 
gewirkt hat, die teilweiſe wegen Nichtbefolgung von 
Geſetzen in das Gefängnis gehören und andererſeits 
wegen irrſinniger Reden in das Irrenhaus gehören, 
ich bedaure es, daß Herr Jewelowski ſich mit dieſen 
Leuten zuſammenſetzte — aber unter Führung dieſes 
Mannes ſaßen damals die Deutſchnationalen und die 
zwei anderen Regierungsparteien draußen und ver⸗ 
trieben fih die Zeit bei Bowle, die aus dem Rats- 
keller geholt war. Sie berieten darüber, ob das 
Geſetz, das die Deutſchnationalen nicht haben wollten, 
doch in die Tat umgeſetzt werden ſollte. (Zwiſchen⸗ 
rufe und Unruhe.) Als es dann trotz aller Reden 


doch nicht gelang, das Geſetz nicht zuſtande kommen zu 
laſſen, was machte man da? Da war ein Präſident 
hier auf dem Podium, der Mitglied der Deutſchnatio⸗ 
nalen Volkspartei war, 
ſtändlich machen konnte. Als die Oppoſition von den 
er ſich durch Winken verſtändlich. Das tat dieſer Prä- 
ſident der Deutſchnatidnalen, die die Amſatzſteuer 
nicht haben wollten. Die damalige Regierungsmehr⸗ 
heit, die ja kraft ihrer ganzen Zuſammenſetzung un 

Handlungen zu Gemeinheiten neigte und vor Ver⸗ 


brachte das Geſetz zuſtandee. a 
Dann hat das Amſatzſteuergeſetz ein Weilchen be⸗ 
ſtanden, aber nicht lange. Ich wollte heute eigentli 


habe ich das Aktenſtück nicht mit. Sonſt hätte M 


Ihnen nachweisen können, wie, oft dann die Unab⸗ 


und aller Mittel, das Geſetz zu verhindern, ſchließlich 
der ſich durchaus nicht ver⸗ 
Mitteln der Obſtruktion Gebrauch machte, da machte 
faſſungsbrüchen und Aehnlichem nicht zurückſchreckte, 


nicht das Wort ergreifen, weil es ſo ſpät iſt, darum 
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dieſer Mann hier hin, 


0 


hängigen Sozialdemokraten und die ſpäteren Ver⸗ 
einigten Sozialdemokraten bezw. die Kommuniſtiſche 
Partei Anträge auf Beſeitigung der Umſatzſteuer ge⸗ 
ſtellt haben. Stets erklärte der Senat durch den 
Mund des Herrn Dr. Ziehm oder anderer Herren der 
Regierung, die Finanzverhältniſſe der Freien Stadt 
Danzig erlaubten den Abbau nicht. Heute ſtellt ſich 
ich glaube es war der vor⸗ 
letzte Redner, und hält der gegenwärtigen Regie⸗ 
rungskoalition vor: Ihr dürft nicht ſagen, die Steuer 
kann nicht beſeitigt werden, weil der Finanzbedarf 
das nicht erlaubt, ſondern ihr müßt erſt die Steuer 
beſeitigen und dann euren Staatsbedarf anpaſſen. 
Das iſt an ſich ein ganz vernünftiger Standpunkt. 
Daß aber derſelbe Mann, der vier Jahre von dieſer 
Stelle perſönlich oder durch andere Organe des Senats 


Erklärungen abgegeben hat, ſich jetzt hier hinſtellt und 


der gegenwärtigen Regierung gegenüber den Schul⸗ 
meiſter ſpielt, mutet höchſt eigenartig an. (Komö⸗ 
die! links.) 

Als dann zufällig wieder einmal ein Antrag der 
Sozialdemokratiſchen Partei vorlag, die Umſatzſteuer 
um 1 Prozent herabzuſetzen, kam die Deutſchnationale 
Partei und brachte einen Antrag ein, die Umſatz⸗ 


weil einen Tag ſpäter im, Deutſchen Reich die Umſatz⸗ 
ſteuer herabgeſetzt wurde. Als zum letzten Mal An⸗ 
träge auf Ermäßigung der Umſatzſteuer vorlagen, da 
hat die damalige Regierungskoalition die Umſatz⸗ 
ſteuer für den Staat wohl als beſeitigungsfähig erach⸗ 
tet und die Umſatzſteuer des Staates auch aufgehoben. 
Sie hat das eine Prozent Umſatzſteuer aber den Kom- 
munen gegeben, die bei Begründung dieſer Steuer 
niemals, weder im Reiche noch in der Freien Stadt, 
die Umſatzſteuer oder Teile davon erhalten haben. 
Wenn der Staat alfo die Umſatzſteuer nicht mehr be- 
nötigte, brauchte er ſie auch nicht den Kommunen zu 
geben. Die Kommunen haben genügend Mittel zur 
Verfügung. Wenn ſie ihre Etats nicht balancieren 
können, dann ſollen ſie ihren aufgeblähten Beamten⸗ 
apparat abbauen. Dagegen ſoll man, wenn der Staat 
dieſe Steuer nicht beſeitigt, ſie aus dem Wege ſchaffen. 
Die Frage, ob die Wirtſchaft, ob der Handel, In⸗ 
duſtrie oder Gewerbe zuerſt abbauen ſollen, ob die 
Bankdirektoren zuviel verdienen, ob Herr Grund- 
mann von der Firma Sternfeld mit feiner ganzen 

amilie und zwei Dienſtboten drei Monate lang in 
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teuer um ein weiteres halbes Prozent uſetzen 
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Handwerker ihre Kalkulationen etwas vorſichtiger 
aufitellen jollten. — Man kann kaum davon ſprechen, 
daß noch ½ Dutzend Firmen vorhanden iſt, die ihre 
Verbindlichkeiten erfüllen. Sind es große Firmen, ſo 


beſitzen ſie erhebliche Immobilien, die unbeleihbar 
ſind. Kein Menſch gibt heute Kredite auf Immobi⸗ 
lien, Wechſeldiskont wird unerheblich gemacht, 


Warenlombardierung wird nicht vorgenommen. Die 
Großbanken ſind infolge der großen Engagements bei 
Konzernen in Deutſchland in ihren Krediten ängſtlich 
geworden und müſſen wegen der fremden Gelder zu⸗ 
rückhalten. Kein Menſch kann mobile Kredite auf⸗ 
nehmen, keine langfriſtigen Mobiliarkredite. Alles 
liegt feſt. Jeder Kaufmann fragt ſich, ob er nicht in 
Anbetracht der Verhältniſſe ſein Hauptbuch unter 


den Arm nehmen und nach Neugarten wandern ſoll. 


Die Verhältniſſe ſind geradezu erſchreckend. Dann 
kommen noch die verſchiedenen Nachzahlungen für 
Steuern dazu. Was man verdient hat, muß man 
verſteuern. Das iſt richtig. Die Steuerbehörde geht 
aber mit rigoroſen Eintreibungen und Pfändungen 
vor. Die verpfändeten Sachen werden verſchleudert, 
Schreibmaſchinen für 1200 Gulden gehen für 20 Gul⸗ 
den weg. Warenwerte und alles mögliche wird fort⸗ 
geſchafft. Dadurch muß in Danzig doch alles kaputt 
gehen. Dazu kommen erhebliche Gewerbe⸗ 
ſteuererhebungen, die bei kleinen Firmen 
ganz blödſinnig vorgenommen werden. Dazu 
kommen weiter die fiktiven Schätzungen 
bei der Einkommenſteuer und die ſchikanöſen Nach⸗ 
prüfungen. Dann legt die Steuerbehörde das Ge⸗ 
ſchäft drei bis vier Wochen durch Kontrolleure lahm, 
die ſie nur teilweiſe hat ausbilden laſſen. Alles wird 
in Grund und Boden gewirtſchaftet. Hinzu kommen 
die erheblichen Nachforderungen für Umſatzſteuer und 
Aehnliches. Es iſt alſo kein Wunder, wenn die 


(CX 
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Wirtſchaft krankt und letzten Endes kaputt geht. Durch 


den Zlotyſturz iſt last not least die polniſche Wirt⸗ 
ſchaft vollſtändig zahlungsunfähig geworden. Seit 
vier Monaten iſt es daher unmöglich, von polniſchen, 
bisher als gut erachteten Firmen Gelder hereinzube⸗ 
kommen. Wenn ſich der Zloty in wenigen Tagen um 
40 bis 50 Prozent ermäßigt, kann ſich kein Danziger 
Kaufmann fremde Deviſen anſchaffen. So geht alles 
in Grund und Boden. fi 
Wenn der Staat dann noch glaubt, feinen Appa- 
rat, den er vor Jahr und Tag unter ganz anderen 
Verhältniſſen, bei blühender Wirtſchaft übergroß 
ausgeſtaltet hat, jetzt aufrecht erhalten zu können, ſo 
iſt das ein Trugſchluß, er ruiniert dann alles und 
ſich ſelbſt. Ich ſehe den Zeitpunkt nicht mehr fern, 
wenn wir dauernd von wohlerworbenen Rechten und 
der Unmöglichkeit des Beamtenabbaues reden, daß 
eine höhere Macht uns zwingt, dasſelbe zu machen, 
wie Oeſterreich. Dann wird unſer Staat, dieſes 
360 000 Völkchen, mit einem Beamtenapparat aus⸗ 
kommen müſſen, der nicht größenwahnſinnig iſt wie 
jetzt, ſondern der normal aufgezogen iſt und geſunde 
Grundſätze gelten läßt. Dieſer Volkstag wollte nicht 
hören. Der vorige Volkstag hat nicht hören wollen. 
Eine verblödete Regierung, die in der Hauptſache auf 
Fragen eingeſtellt war, wie ſie ſich gutbeſoldete Par⸗ 
teifunktionäre und Wähler ſchaffen könne, hat dieſen 
Zustand heraufbeſchworen. Jetzt weigert man ſich 
vor der Konſequenz, wenn nötig, eine Verfaſſungs⸗ 
änderung vorzunehmen, durch die die ſogenannten 
Grundrechte in Bezug auf den aufgeblähten Beam⸗ 
tenapparat beſeitigt werden. Die Beamten mögen 
hingehen, woher ſie gekommen ſind, nach Preußen und 
Deutſchland. Wir müſſen unſeren Apparat jo auj- 
bauen, wie er ) 
Steuerfähigkeit tragbar ijt. 
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für 360 000 Menſchen und deren 
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gen, die fie ſelbſt gemacht haben. 


aus der Regierung austräte 
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Mittwoch, den 2. Dezember 1925. 


M. D. u. H.! Es ſcheint die Tragik aller Parteien 
zu ſein, die in der Regierung ſind, daß ſie, ſolange 
jte Oppoſition find, Alles für möglich halten und zu 
Anträgen formulieren, die ſie einer geſetzgebenden 
Verſammlung unterbreiten. Sind fie aber in der Re- 
gierung, ſo halten ſie das, was ſie vorher als möglich 
erkannten und in Anträgen niederlegten, für un⸗ 
möglich. Umgekehrt halten die Regierungsparteien, 
ſolange ſie in der Regierung ſind, etwas für unmög⸗ 
lich, was ihnen in demſelben Moment, wo ſie aus der 
Regierung heraus ſind, möglich erſcheint, ſo daß ſie 
Anträge ſtellen, in denen ſie das, was ſie vorher ab⸗ 
ſtritten, für möglich halten. Dasſelbe Beiſpiel haben 
wir bei den Deutſchnationalen, die die Umſatzſteuer 
nicht für beſeitigungsfähig hielten, weil es der 
Staatsſäckel nicht zuließ. Jetzt plötzlich jagen fie, die 
Umſatzſteuer müſſe beſeitigt werden und entdecken ihr 
Herz für die Wirtſchaft und das Gewerbe. Jetzt 
wollen ſie plötzlich auch die Einkommenſteuer beſeiti⸗ 
Auf der anderen 
Seite erklärt die Sozialdemokratiſche Partei, die 
Gegnerin aller indirekten Steuern, jetzt, ſie könne die 
Umſatzſteuer, deren Beſeitigung fte früher dutzendmal 
beantragt hat, augenblicklich nicht abſchaffen, weil es 
der Staatshaushalt nicht zuließe. Ich glaube, es wäre 
in einem parlamentariſchen Staat beſſer, wenn eine 
Partei oder Regierung, wenn ſie einſieht, daß das, 
was ſie ſolange gepredigt hat, nicht durchführbar iſt, 
oder, wenn ſie ihren 
Willen durchſetzen will, die Kabinettsfrage ſtellte. 
Aber daß eine Partei das Mittel der Obſtruktion an⸗ 
wendet und durch Zettelverweigerung ein Haus in 
einer Frage beſchlußunfähig macht, die ſie dutzendfach 
zur Beſeitigung für ſpruchreif gehalten hat, das iſt 
bloß in Danzig möglich. Ich kenne die Verhältniſſe in 
der Regierung nicht. Ich kenne auch die Dinge finan⸗ 
zieller Art im Staatshaushalt in den letzten Mona⸗ 
ten nicht ſo genau, um mir ein Urteil bilden zu kön⸗ 
nen, aber der Widerſpruch, der darin liegt, daß eine 
Partei, die etwas auf ſich hält, und die die Auf⸗ 
hebung eines Geſetzes früher beantragt hat, nun, da 
ſie in der Regierung iſt, erklärt, man könne die Steuer 
nicht beſeitigen, iſt eine Haltung, durch die die Partei 
als ſolche und die Idee, die ſie repräſentiert, nur dis⸗ 
kreditiert werden kann. : 

Ich hätte es daher lieber geſehen, daß die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei, die ſtändig für die Aufhebung 
der Umſatzſteuer eingetreten iſt, es möglich gemacht 
hätte, daß das eine Prozent der Umſatzſteuer, das 
dem Staat nicht mehr zufließt, ſondern den Kom⸗ 
munen, verſchwindet. Es wäre beſſer geweſen, wenn 
die Sozialdemokratie die Beſeitigung der Umſatzſteuer 
in die Tat umgeſetzt hätte, ſtatt ſich unter dem Druck 
der übrigen beiden Koalitionsparteien zu einer ab⸗ 
wartenden Haltung veranlaſſen zu laſſen und zu er⸗ 
klären, der Staatsſäckel erlaube es nicht. Wenn die 
Sozialdemokratie das getan hätte, würde das Odium, 
das heute auf ihr laſtet, nicht entſtanden ſein, und ſie 
könnte mit Stolz ſagen, wir haben ſeit 6 Jahren für 
die Beſeitigung der Steuer gekämpft. Jetzt, da wir in 
der Regierung find, haben wir es durchgeſetzt. Das iſt 
nicht der einzige Fall. Auch das Eſſigſteuergeſetz wurde 
durchgeſetzt, das Wohnungsbaugeſetz etc., alles in⸗ 
direkte Steuern. Jetzt wird von einem Tabakmonopol 
geſprochen, welches die Sozialdemokratiſche Partei 
anſcheinend auch befürwortet. Ja, m. D. u. H. von der 
Sozialdemokratiſchen Partei, ich befürchte, wenn Sie 
ſich weiter durch die übrigen Koalitionsparteien auf 
dieſe Bahn drängen laſſen, daß dann das Renommee 
des Sozialismus in der Bevölkerung ſtark leiden 
wird, deshalb rate ich Ihnen, verzichten Sie entweder 
auf die Ehre der Zuſammenarbeit mit Zentrum und 


n 2 


m 
— 
r . ꝓ¼—½½⅛˙—⅛e ½—wm-; . — —T—.. 


Deutſch⸗Liberalen, wenn Sie das, was Sie als richtig 
erkannt haben, nicht durchſetzen können, oder Ihr 
Renommee wird Ihnen bei den Arbeitermaſſen ver⸗ 
loren gehen. (Das iſt ſchon der Fall! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Nein, es iſt noch nicht verloren. Es iſt 
bei den Kommuniſten noch nie vorhanden geweſen. 
Die Sozialdemokratiſche Partei hat noch Renommee 
zu verlieren. Das wird auch geſchehen, wenn ſie ſich 
ſchwächlich den Anordnungen des Zentrums und der 


Liberalen Partei unterordnet. Ich möchte nicht, daß 


ſie es verliert, und zwar weniger im Intereſſe der 
Sozialdemokratiſchen Partei als im Intereſſe des So⸗ 
zialismus. Sie muß es aber verlieren, wenn ſie das, 
was ſie ſeit 6 Jahren für richtig erkannt hat, nun ſie 
in der Regierung iſt, nicht durchſetzt. 

Ich bitte deshalb die Koalitionsparteien, da die 
Deutſchnationalen jetzt auch für die Aufhebung der 
Steuer find, heben Sie bei dieſer Gelegenheit die Um- 
ſatzſteuer auf und veranlaſſen Sie die Gemeinden, mit 
den Mitteln auszukommen, die ihnen früher zur Ver⸗ 
fügung ſtanden. Für den Staat brauchen wir die 
Steuer nicht mehr, fie muß weg. Fort mit der Wm- 
ſatzſteuer in die Wolfsſchlucht! (Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft. 
Zu einer perſönlichen Bemerkung hat das Wort der 
Herr Abg. Senftleben. 

Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der Herr Abg. Brill hat behauptet, ich hätte dafür ge⸗ 
ſorgt, daß die Konzeſſion einem gewiſſen Dunſt abge⸗ 
nommen und an die D. A. V. gegeben worden ſei. 
(Große Unruhe.) Ich ſtelle feſt, daß ich mit der Er⸗ 
teilung der Konzeſſion nichts zu tun gehabt habe. (Abg. 
Brill: Iſt der Major bei Ihnen geweſen?) Herr Abg. 


Brill! Sie haben von Ihrem früheren Kollegen Woelk O) 


vielleicht ſchon gehört, um was für einen Menſchen es 
ſich bei Dunſt handelt. (Abg. Brill: Ich frage, ob der 
Major bein Ihnen geweſen ift! Zwiſchenrufe und 
große Unruhe.) Ich ſtelle nochmals feſt, daß ich mit 
einer Konzeſſionserteilung nicht das Geringſte zu tun 
habe. Ich habe der Kommiſſion, die die Angelegen⸗ 
heiten im Senat bearbeitete, nicht angehört. Ich bin 
auch meines Wiſſens nicht in der betreffenden Senats⸗ 
ſitzung geweſen. (Abg. Brill: Sie haben aber den Ma⸗ 
jor zugeführt!) Ich habe den Major dem Senat nicht 
zugeführt. (Andauernde Zwiſchenrufe und Unruhe.) 
Ich kann nur nochmals erklären, daß ich mit der Kon⸗ 
zeſſionserteilung nicht das Geringſte zu tun gehabt 
habe. (Abg. Schwegmann: Wieder einmal gelogen! 
Abg. Brill: Es fragt ſich nur, wer der größte Lüg⸗ 
ner iſtl) 8 s IR 

Mit der Perſon des Dunſt habe ich mich allerdings 
einmal beſchäftigen müſſen, da mir glaubwürdig mit⸗ 
geteilt worden war, daß Dunſt den Staat um Steuern 
betrügt. Die Unterſuchung hat das auch beſtätigt, und 
er wurde deswegen beſtraft. Das weitere Verfahren 
wurde eingeſtellt, weil der Mann mittellos geworden 
war. Eine ganze Reihe von Menſchen hat durch ihn 
Geld verloren. Dunſt ift übel beleumundet. Es iſt ein 
ſchon früher vorbeſtrafter Menſch, der damals nach ig 
mänien geflüchtet und ſteckbrieflich verfolgt war. 9 
hat ſich ſpäter wieder in Danzig eingefunden und ha 4 
fein Geld bei einer polniſchen Bank angelegt. = 
man nach den angeführten tatſächlichen Vorgängen i 
den Aeußerungen des Herrn Abg. Brill zu halten den 
überlaſſe ich dem Hauſe. Sie ſtehen auf demſe 459 
Standpunkt wie alle früheren Behauptungen. ge 
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Brill: Die Hauptſache iſt, daß Sie geſchäftlich verbun⸗ 


den waren! Zwiſchenrufe und große Unruhe.) 
Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung 
Wort der Herr Abg. Schwegmann. 


hat das 


Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich N * 


trage namentliche Abſtimmung. 


Plätzen zu erheben. 
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men wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
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Vizepräſident Spill: Soweit find wir noch nicht. Ich 


eröffne die Spezialberatung und rufe auf Artikel 1. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung. Es iſt 
namentliche Abſtimmung beantragt worden. Wird der 
Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unter- 
ſtützung reicht aus. Wir ſtimmen über Artikel 1 na⸗ 
mentlich ab. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand 
von den Damen und Herren ſeine Stimmkarte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe die Ab⸗ 
ſtimmung. Sie hat folgendes Ergebnis.“) Abgege⸗ 
ben 102 Stimmen, 58 mit Nein, 44 mit Ja, Artikel 1 
iſt abgelehnt. Ich rufe auf Artikel 2. Wortmeldun⸗ 
gen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die Artikel 2 annehmen wollen, ſich von den 
(Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit. Artikel 2 iſt abgelehnt. Auf Druckſache 
Nr. 1999 liegt nun ein Abänderungsantrag des Abg. 
Schwegmann und Fraktion vor: ' 
Wir beantragen, der Volkstag wolle folgende 
Abänderungen beſchließen: è 
1. Das Geſetz enthält folgende Ueberſchrift: Ge- 
jek betreffend Aufhebung des Umſatz⸗ und Lurus- 
ſteuergeſetzes und Erhöhung des Anteils der Ge- 
meinden an der Einkommen⸗ und Körperſchafts⸗ 


ſteuer. f N È 
2. Es wird folgender Artikel 3 hinzugefügt: 


„ae. 
Dieſes Geſetz tritt am 15. 
Kraft 


Die Beſteuerung der vor dem 15. Dezember 
1925 vollendeten ſteuerpflichtigen Rechtsvorgänge 
iſt nach dem bisherigen Geſetz durchzuführen. 

Wir kommen zur Abſtimmung über Ziffer 2, wonach 
ein Artikel 3 angefügt werden ſoll. Ich bitte die 
Damen und Herren, die den beantragten Artikel 3 an⸗ 
nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Artikel 3 ift ab⸗ 
gelehnt. Ich bitte die Damen und Herren, die der in 
Druckſache Nr. 1999 beantragten Ueberschrift zuſtim⸗ 
(Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit. Die Aeberſchrift iſt abgelehnt. 
Damit iſt das Geſetz in dritter Leſung endgültig abge⸗ 

lehnt. Ich rufe auf Punkt 5a der Tagesordnung: 
Erſte, zweite und dritte Beratung eines Geſetz⸗ 
entwurfs betr. die weitere Ermäßigung der Um- 
ſatzſteuer. Arantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 
ruckſache Nr. 1999. Ich eröffne die allgemeine 
eſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
ſchließe die Beſprechung. Es liegt der Antrag vor, die 
zorlage an den Steuerausſchuß zu überweiſen. Ich 


Dezember 1925 in 


bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag zu⸗ 


immen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
i kept.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Ge⸗ 
icht) Letzteres war unzweifelhaft die Mehr⸗ 


Goen ) Mit „Ja- haben geftimmt: die Abg. Bahl; Dr. Blavierr 
Decken" Brodowski, Buckmakowski, Bürgerle, Dr. Bumke, Dahsler, 
ſen, Ehm, Eichholtz, Falk, (Albert, Falkenberg, Fiſcher (P.), 


Dr. Grundmann, Guttzeit. Habel, Hoffmann, Frau Kalähne, 


Jarkutſch, K pa ‚a 
Rifon, ch, Klapps, Frau Knoblauch, Frau Kreft, Laſchewsti, Liegau, 
ichn wet Maier, Mayen, Frau Meyer, Frau Mohn, Philipſen, 
Raſchke, Schede, Schütz, Schulz, Schwegmann, 


emrau, Sen, $ 
„Zenftleben, Or. Treichel, Dr. Wendt, Weſſalowski, Dr. Ziehm. 
„Nein“ haben geſtimmt: die Abg. Arezynski, Arndt, 
Fischer z Dr. Bing, Brill, Ediger, Dr. Eppich, Frau Falk, 
Su Fooken, Gaikowski, Gebauer, Gehl, Gerick, Grün- 
Jedmabsp nau, Hennke, Herrmann, Hohnfeldt, Hoppe, Janzen, 
RB, Kur Joſeph, Karſchefski, Kloſſowski, Kuckelkorn, Frau 
Mathien romski, Langowski Leu, Loops, Lemke, Frau Malikowski, 
Nordwig au, Mroczkowski, Müller, Neubauer, Dr. Neumann, 
Richter rt Panecki, Plettner, Neck, Rehberg, Rohde, Frau 
Dr. Wag Schmidt (R.), Schmidt (E.), Spill, Splett, Schülke, 
; es Weiß, Werner, Wierſchowski, Wisniewski, Frau Zuper. 
Frau Döll, Ootimmkarke gaben ab: die Abg. Beyer, Böhm, Burandt, 
nhl Dyck II, Förſter Glombowski, Dr. Kamnitzer, Klawitter, 
9 Dr. Kubgez, Frau Landmann, Lehmann, Dr. Lembke, 


Hinski, Dr. Moczynski, Penner I, Roube. 
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der Tat unzutreffende Mitteilung machte, daß 


heit. Die Ueberweiſung an den Steuerausſchuß iſt 


ſomit abgelehnt. Wir kommen zur zweiten Leſung. 
Ich eröffne die Beſprechung über den einzigen Artikel. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem einzigen Artikel zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Der einzige Ar⸗ 
tikel iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über 


die Weberjchrift: „Geſetz betreffend die weitere Ermä⸗ 


ßigung der Umſatzſteuer“. Wer ihr zuſtimmen will, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit. Die Aeberſchrift iſt abge⸗ 
lehnt. Damit iſt das Geſetz in zweiter Leſung end⸗ 
gültig erledigt. 

M. D. u. H.] Es war in Ausſicht genommen, jetzt 
eine Pauſe zu machen. Ich ſchlage aber vor, den 
Punkt 8 gleich zu erledigen. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bitte 
es unbedingt bei der Pauſe zu belaſſen. i 

Vizepräſident Spill: Da Widerſpruch erhoben wird, 
der Aelteſten ⸗Ausſchuß die Pauſe auch vorgeſchlagen 
hat, vertage ich die Sitzung um 10 Minuten. 

(Schluß der Sitzung 7 Uhr 40 Minuten.) 

Vizepräſident Spill: Ich erkläre die Sitzung für 
wieder eröffnet. Außerhalb der Tagesordnung hat 
das Wort zu einer Erklärung der Herr Abg. Dr: 
Wagner. i , 

Dr. Wagner, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. H.! 
Ich kann die perſönliche Erklärung des Herrn Abg. 
Schwegmann, der einen ſo entrüſteten Angriff gegen 
die Danziger Zeitung richtete, nicht unwiderſprochen 
laſſen, denn der Angriff richtete ſich an die falſche 
Adreſſe. Es war der Abg. Hohnfeldt, der von dieſer 
Stelle aus dem hohen Hauſe die überraſchende und in 
eine 
Beſprechung der Großen Anfrage über die Weſterplatte 
gemäß einer Verabredung „des Aelteſtenausſchuſſes 
nicht ſtattfinden ſollte. Es war das gute Recht der 
Danziger Zeitung, eine Mitteilung, die hier im Ple⸗ 
num von einem Abgeordneten gemacht wurde, in 
ihrem Bericht zu verwerten. Es iſt höchſt verwunder⸗ 


~ 


lich, daß Herr Abg. Schwegmann, der doch bei der 


Rede des Herrn Abg. Hohnfeldt anweſend geweſen iſt, 
einen ſolchen Huſarenritt gegen die in dieſem Fall 
gänzliche einwandfreie Berichterſtattung der Danziger 
Zeitung unternehmen zu müſſen glaubte. Es iſt inter⸗ 
eſſant, daß Herr Dr. Ziehm durch einen Zwiſchenruf 
dem Herrn Abg. Dr. Blavier die Lektüre der Danzi⸗ 


ger Zeitung gerade wegen ihrer guten Berichterſtat⸗ 


tung empfohlen hat. (Abg. Brill: Wer hat nun ge⸗ 
logen?) : 
Vizepräſident Spill: Ich rufe auf: 
Bericht des Hauptausſchuſſes über die Gr. 
Anfrage Nr. 38 des Abg. Schwegmann und 
Fraktion betr. Polniſche Militärbeſatzung auf 
der Weſterplatte. 
Druckſache Nr. 2008 zu Nr. 1813. Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Ziehm. l 
Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 


Wir haben im Hauptausſchuß die Entſchließung einge⸗ 


bracht, den Senat zu erſuchen, mit allem Nachdruck da⸗ 
hin zu wirken, daß erſtens der Lade⸗ und Lagerplatz 
für Munition und andere Sprengſtoffe, die für Polen 
beſtimmt find, nach dingen oder einem anderen pol- 
niſchen Hafen verlegt wird, zweitens daß unter keinen 
Amſtänden die Weſterplatte mit einer polniſchen Be- 
wachung belegt wird. Dieſe Reſolution wurde von 
den Regierungsparteien abgelehnt. M. D. u. H.]! Die 
von der Sozialdemokratie gegebenen Gründe, mit de⸗ 
er 2 hl 25 NR 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter.) 

nen die Ablehnung erfolgte, zwingen uns, die Reſo⸗ 
lution erneut im Plenum einzubringen. 
waren folgende: Erſtens könnten wir es uns nicht lei⸗ 
ſten, Polen vor den Kopf zu ſtoßen, und zweitens, wir 
würden der Wirtſchaft einen ſchlechten Dienſt erwei⸗ 
ſen. Was den erſten Punkt anlangt, ſo iſt meine Frak⸗ 


tion der Anſicht, daß man in der Wahrung der Rechte 


und der Intereſſen Danzigs den Mut haben muß, die 
Wahrheit zu ſagen, auch wenn ſie Polen nicht gefällt. 
Der aus der Begründung zu entnehmende Standpunkt 
bedeutet in letzter Linie gegenüber Polen einen Ver⸗ 
zicht auf die Geltendmachung unſerer Rechte. Er ent⸗ 
ſpricht einer falſchen Einſtellung. Eine Politik, der 
der Mut fehlt, die Wahrheit zu ſagen, iſt unter allen 
Umſtänden eine ſchlechte Politik. (Sehr richtig! 
rechts.) 5 

Was den Grund anbelangt, daß wir der Wirtſchaft 
einen ſchlechten Dienſt erweiſen würden, ſo iſt uns un⸗ 
erfindlich, wie es den Intereſſen der Wirtſchaft wi⸗ 
derſprechen ſoll, daß man die Beſeitigung des Muni⸗ 
tionslagerplatzes auf der Weſterplatte fordert, der 
doch eine Gefährdung des Hafens und damit auch eine 
Gefährdung der Danziger Wirtſchaft bedeutet. (Sehr 
richtig! rechts.) 

M. D. u. H.! Sie haben anſtelle unſerer Reſolu⸗ 
tion eine andere vorgeſchlagen, wonach die von dem 
Herrn Präſidenten des Senats namens des Senats 
abgegebenen Erklärungen zu billigen ſind. Ich möchte 
feſtſtellen, daß die Erklärung des Herrn Senatspräſi⸗ 
denten die beiden Forderungen, die wir aufgeſtellt 
haben, auch enthält. (Na alſo! links.) Ich komme 
darauf. Es heißt erſtens in der Erklärung des Herrn 
Senatspräſidenten, daß die Regierung der Freien 
Stadt nicht nur die Zweifel teile, die der Hohe Kom⸗ 
miſſar hinſichtlich der Zuläſſigkeit der Munitionswache 


(B) lege, ſondern daß fie der Ueberzeugung iſt, daß ganz 


unabhängig von der Anweſenheit der polniſchen 


Kriegsſchiffe in der Errichtung einer Wachmannſchaft 


in der Art und Stärke, wie ſie von der polniſchen Re⸗ 
gierung verlangt wird, die Errichtung einer Mili⸗ 
tärbaſis zu erblicken iſt. Die Danziger Regierung 
könne daher in Anwendung des Artikels 5 der Verfaſ⸗ 
ſung der Freien Stadt ihre Zuſtimmung nicht geben. 


Der zweite Satz wird durch folgende Erklärung des 


Herrn Senatspräſidenten gedeckt: „Die Regierung 
empfiehlt die Verlegung des polniſchen Munitions⸗ 
lagers von Danzig nach dem nunmehr hinreichend fer⸗ 
tiggeſtellten polniſchen Hafen Gdynia, auf deutſch 
Edingen, vorzunehmen.“ Nun ift gefragt worden: 
„Warum ſtimmen die Herren Deutſchnationalen die⸗ 
ſer Erklärung nicht zu?“ Darauf iſt die Gegenfrage 
zu ſtellen: Warum ſtimmen Sie unſerer zuerſt geſtell⸗ 
ten Entſchließung nicht zu? And ferner iſt zu ſagen, 
daß wir aus zwei Gründen Ihrer Entſchließung nicht 
zuſtimmen. Erſtens ſind wir der Auffaſſung, daß es 
viel wirkungsvoller iſt, wenn man die entſcheidenden 
Sätze aus einer ſeitenlangen Rede hervorhebt und ſie 
zum Gegenſtand einer Reſolution macht, und zweitens 
können wir nicht zuſtimmen, weil ein großer Teil mei⸗ 
ner Freunde nicht mit allen Ausführungen des Herrn 
Senatspräſidenten einverſtanden iſt, ſondern gegen 
einige Ausführungen ſchwerſte Bedenken zu erheben 
hat. Ich verzichte aber in dieſem Moment, auf dieſe 
Bedenken einzugehen, weil es uns und dem ganzen 
Hauſe, vielleicht mit Ausnahme der Polen, darauf 
ankommt, die Stellung unſerer Vertreter in Genf zu 
ſtärken. AR 

Ich bitte Sie, nach meinen Ausführungen die von 
den Deutſchnationalen vorgelegte Reſolution nunmehr 
anzunehmen, (Bravo! rechts.) ) | 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat Herr Abg. Dr. 
Panecki. } ` 


Die Gründe 


Dr. Panecki, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! Die 
polniſche Gruppe des Danziger Volkstages gibt fol⸗ 
gende Erklärung ab: \ 


Durch das Abkommen vom 22. Juli 1921 hat 
die Freie Stadt ihr Einverſtändnis damit erklärt, 
daß zur Aufrechterhaltung der Sicherheit auf den 


der Republik Polen zugängigen Plätzen eine Wach⸗ 


und Begleitmannſchaft Polens eingerichtet wird. 
Durch den Hohen Kommiſſar ſollte Polen die maß⸗ 
gebenden Inſtanzen über die Stärke dieſer Mann⸗ 
ſchaft auf dem Laufenden halten. Es ſteht feſt, 
daß die Republik Polen dieſen ihren Verpflichtun⸗ 
gen in jeder Hinſicht voll nachgekommen iſt. Der 
Einſpruch des Danziger Senats greift rechtswidrig 
entgegen ſonſtiger allgemeiner Schuld in ein zu 
Recht eingeleitetes ſchwebendes Verfahren ein. Der 
Völkerbund allein, in deſſen Schutz beſtehende Ver⸗ 
träge geſtellt ſind, war und bleibt die zu Entſchei⸗ 
dungen ausſchließlich vorhandene Inſtanz. Die 
Danziger Verfaſſung insbeſondere bleibt der 
Rechtswahrung einzig und allein des Völkerbun⸗ 
des vorbehalten. 

Der Einſpruch des Danziger Senats iſt außbr⸗ 
dem nicht ehrlich. Die Erfahrung aus den Zeiten 
der bolſchewiſtiſchen Gefahr lehrt, [daß die Be⸗ 
wachung lebenswertiger polniſcher Betriebe nicht 
in die Hände Danziger Organe gelegt werden 
kann. Die polniſche Bevölkerung der Freien Stadt 
proteſtiert gegen die nicht zu rechtfertigende Ver⸗ 

/ leugnung klarer übernommener Danziger Ber: 

pflichtungen und gegen das ſich hierbei offenbar 
kundtuende Mißtrauen gegen die Intereſſen des 

s Völkerbundes. ) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Laſchepski. 

Laſchewski, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Namens der Kommuniſtiſchen Fraktion habe ich fol⸗ 
gende Erklärung abzugeben: 

Die Schaffung des Munitionslagerplatzes und 
die Beſetzung der Weſterplatte mit polniſchem Mi⸗ 
litär, welches Danzig nicht nur zum Kriegshafen 
Polens, ſondern auch zum Militärſtützungspunkt 
der Imperialiſten gegen Sowjetrußland gemacht, 
‘ift der Aufmarſch der Konterrevolution gegen 
Rußland. Wir ſehen in den ſchematiſchen Erklä⸗ 
rungen an den Völkerbund und dergleichen ledig⸗ 
lich eine Spiegelfechterei. Nicht der Völkerbund, 
nicht die heutigen Volksvertreter, ſondern nur die 
Einheitsfront aller Schaffenden wird in der Lage 
ſein, nicht nur die militäriſchen Stützpunkte der 
Imperialiſten in Danzig zu liquidieren, ſondern 
das geſamte imperialiſtiſche Syſtem zu ſtürzen. 
Nur dadurch iſt es möglich, die Kriegsrüſtungen 
der Imperialiſten zu unterbinden. s 

Aus den oben genannten Gründen lehnen wir 
die Entſchließung ab. . 

(Brapo bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. | 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Die Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei hat ihre im Hauptausſchuß ge⸗ 
brachte Entſchließung hier im Plenum wieder einge⸗ 
bracht. Meine Fraktion ſieht deshalb keinen Grund, 
einen eigenen Antrag zu ſtellen. Sie hätte e 
eigenen Antrag geftellt, falls die Entſchließung de 
Deutſchnationalen Fraktion nicht gekommen wäre. 


Meine Fraktion erklärt, daß fie für die deutſchnatio⸗ 


nale Entschließung ſtimmen wird, weil fie nicht in Def 
Lage ift, der Rede des Herrn Präſidenten Sahm vol 
inhaltlich ihre Billigung auszuſprechen. 

Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft, 
die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es liegen zu der er 
ßen Anfrage zwei Entſchließungen vor. Die von 1 

Hauptausſchuß einſtimmig angenommene Entſchli 
ung ſteht auf Druckſache Nr. 2008. 1 
; Der Hauptausſchuß billigt und dect ats 
vom Herrn Senatspräſidenten namens des Novem- 


in der Vollſitzung des Volkstages vom 26. 
ber d. J. abgegebenen Erklärungen. 
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Volkstag Danzig. — 142. Sitzung. 


Mittwach, den 2. Dezember 1925. 


(Bizepräftdent Spill) 
Die jetzt von der Deutſchnationalen Fraktion ein⸗ 


gebrachte Entſchließung finden Sie auf Druckſache Nr. 


®) 


baus it garnicht behauptet worden!) 


2012. Ich laſſe zunächſt über die Druckſache Nr. 2008 
abſtimmen. Sind Sie damit einverſtanden? (Abg. 
Schwegmann: Nein.) Ich berufe mich darauf, daß 
auch die Deutſchnationale Fraktion im Hauptausſchuß 
für die Druckſache Nr. 2008 geſtimmt hat. (Abg. 
Schwegmann: Das iſt nicht richtig!) Richtig ge⸗ 
nommen müßte über die Druckſache Nr. 2008 zuerſt 
abgeſtimmt werden, weil ſie der Hauptausſchuß ein⸗ 
ſtimmig angenommen hat. Aber meinetwegen können 
wir auch über die Entſchließung, Druckſache Nr. 2012, 
zuerſt abſtimmen. 
f Der Senat wird erſucht, 
dahin zu wirken, daß 
1. der Lade⸗ und Lagerplatz für Munition und 
andere Sprengſtoffe, die für Polen beftimmt find, 
nach Gdingen oder einem anderen polniſchen Hafen 
verlegt wird, 
2. unter keinen Amſtänden die Weſterplatte mit 
' einer polniſchen Bewachungsmannſchaft belegt wird. 
ch wegmann u. d. übr. Mel. d. D. Nat. Fr. 


S 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ent⸗ 
ſchließung zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 


mit allem Nachdruck 


erheben. (Geſchieht.) Danke, ich bitte um die 
egenprobe. (Geſchieht.) Das Letztere iſt un⸗ 
zweifelhaft die Mehrheit. Die Entſchließung auf 


Druckſache Nr. 2012 ift abgelehnt. Wir kommen jetzt 
zur Abſtimmung über die Druckſache Nr. 2008. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dieſer Entſchließung 
zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Entſchließung it 
angenommen. Damit iſt Punkt 8 der früheren Tages⸗ 
ordnung erledigt. Wir kommen jetzt zu Punkt 2 der 
agesordnung: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
den Ausbau der Invalidenverſicherung. 
Druckſache Nr. 1948 zu Nr. 1873. Das Wort hat der 

err Abg. Senftleben. (Frei weg! links.) 
Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): Herr Mau, 
Sie Oberfriedensbonze, benehmen Sie ſich friedlich. 
Sie kommen um meine Rede nicht herum, ich werde 
e doch halten. ; 
M. D. u. H.! Leider hat der Vertreter des Se⸗ 
-Nats bei der zweiten Leſung nicht das Wort genom- 
en. Ich bedauere das, weil ſeine Ausführungen im 
ozialen Ausſchuß von erheblichem Intereſſe für die Be- 
rteilung der zur Ausſprache ſtehenden Frage waren. 
Junächſt ſtellte Herr Staatsrat Claaßen feit, daß die 
zur Zeit gültigen Leiſtungen die Friedenshöhe er- 
ficht und in vielen Fällen überſchritten haben. Es 
tE alfo nicht richtig, was der Herr Abg. Gebauer in 
er erſten Leſung behauptet hatte und was der Zen⸗ 
kumstedner bei der zweiten Leſung nochmals unter- 
ſtrich, nämlich, daß ſich die Leiſtungen erſt durch die 
de en Geſetz vorgeſehenen Erhöhungen 
Tel Friedensſtande anpaſſen und nur zum kleinen 
darüber hinausgehen würden. (Abg. Dr. Bing: 
Das iſt be⸗ 
Berblet worden, Sie brauchen nur die ſtenographiſchen 
nen d durchzuleſen. Die in dieſem Geſetz vorgeſehe⸗ 
in vie eiſtungen überſchreiten alſo die Friedensleiſtung 
on len Fällen ganz erheblich. Das ſteht einwandfrei 
einer Vice Erhöhung der Leiſtungen, verbunden mit 
Verſi ~ eitragserhöhung wird bei einem Stand der 
Fallen sou vorgenommen, den ich als wenig ver⸗ 
Mani voll bezeichnen muß.) (Warum die jüdiſchen 
Erpateren, Herr Senftleben? links.) Die letzte 


r 
500000 0 hat bereits einen Staatszuſchuß von 


validen Culden erfordert. Aus den Reſerven der In⸗ 
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20 erſicherung mußten aber noch weitere 
org 
die vo 


Gulden genommen werden. Man konnte alſo 
rgeſehenen Rücklagen nicht mehr machen, ſon⸗ 


u 


dern mußte fie angreifen. Dabei iſt die Zahl der 
Rentenempfänger durch die zunehmende Arbeitsloſig⸗ 
keit, wie uns im ſozialen Ausſchuß geſagt wurde, dau⸗ 
ernd im Steigen. 

Die Verhältniſſe werden auch in Zukunft leider 
nicht beſſer werden, ſondern meiner Ueberzeugung 
nach, ſich noch verſchlechtern. Wenn dem ſo iſt, dann 
liegt es aber vor allen Dingen im Intereſſe der Arbei⸗ 
ter, das Beſtehende zu erhalten. Wenn vom Vertreter 
des Senats erklärt wurde, er hoffe im nächſten Jahre 
vielleicht noch mit den beſtehenden Beitragsſätzen aus⸗ 
zukommen, ſo iſt das für eine Verſicherung, wie es die 
Invalidenverſicherung iſt, meiner Anſicht nach, keine 
geeignete Grundlage, um zuverſichtlich und ver⸗ 
trauensvoll in die Zukunft zu ſchauen. (Sehr rich⸗ 
tig! rechts.) Die jetzt geforderte Beitragserhöhung 
nimmt auf dieſe Verhältniſſe, wie mir im Ausſchuß 
verſichert wurde, keine Rückſicht. Sie ſoll nur die 
durch dieſes Geſetz erwachſenen Mehrleiſtungen decken. 
Die Landesverſicherungsanſtalt hat einen Fehlbetrag 
von 349 000 Gulden unter Zugrundlegung der 1924 
verkauften Marken errechnet. Ich glaube nicht, daß 
ſie in dieſem und folgenden Jahre bei der herrſchen⸗ 
den Wirtſchaftskriſe dieſelben Beitragseinnahmen er⸗ 
zielen wird, wie im Jahre 1924. Dann verſchiebt ſich 
aber die Kalkulationsgrundlage und die Erhöhung 
der Leiſtungen wird ſich zum Schaden der Verſicherten 
auswirken; wahrſcheinlich gerade zum Nachteil des 
von allen Rednern gewünſchten Heilverfahrens. Die 
geldlichen Leiſtungen, die Sie heute beſchließen wol⸗ 
len, können Sie, wenn einmal gewährt, ſicherlich nicht 
mehr abbauen. Neue Beitragserhöhungen werden Sie 
der Wirtſchaft nicht zumuten wollen, denn ſelbſt die 
Volksſtimme ſchreibt jetzt, daß man der Wirtſchaft 
nicht mehr mit neuen Steuern und mit Steuererhö⸗ 
hungen kommen könne. 
aufgebracht werden können und die vorhandenen Mit⸗ 
tel, wie ich ausführte, nicht ausreichen werden, müſſen 
die Leiſtungen verringert werden. 
leider auf Koſten des wichtigſten Teiles der Invali⸗ 
denverſicherung, des Heilverfahrens, geſchehen. 

Warum wird die Erhöhung durchaus verlangt? 
Das Deutſche Reich hat die gleiche Erhöhung vorge⸗ 
nommen. (Zuruf links.) Herr Abg. Mau, Sie 
haben mich durch die Illuſtration in Ihrer Zeitung 
ſchon an den Pranger geſtellt. Wenn dies aber ein 
Steckbrief ſein ſoll, dann bin ich überzeugt, daß mich auf 
auf Grund dieſer Zeitung niemand erwiſcht. — Das 
Deutſche Reich hat alſo eine Erhöhung der Leiſtungen 
und auch der Beiträge vorgenommen. Allerdings ſind 
dort die Beiträge weſentlich niedriger als hier. 
(Sehr richtig) Das macht für die jetzige Regie- 
rung freilich nichts aus. Wie die Danziger Wirtſchaft 
damit fertig wird, iſt ihr gleichgültig. Was kümmert ſie 
das. Vor kurzem 700 000 Gulden, jetzt 800 000 Gul⸗ 
den. Das ſind Zahlen, die von der Linken ſo hinge⸗ 
ſtellt werden, als wenn ſie garnichts bedeuteten. Der 
Rentner bekomme ja nur 4,65 Gulden Erhöhung, die 
ſollte man ihm doch gönnen. Dieſe 1½ Millionen 
Gulden auf die Bevölkerungsziffer Deutſchlands aber 
umgerechnet, bedeuten 220 Millionen. Daß man ſich 
im Deutſchen Reiche in dieſer Zeit die Bewilligung 
eines ſolchen Betrages überlegen würde, iſt klar. Dieſe 
Zahlen müſſen Sie ſich deshalb auch vor Augen halten. 
(Abg. Gebauer: Was reden Sie für Ziffern, die 
ſtimmen nicht!) In der Begründung ſteht, dieſe 
Sache koſtet 800 000 Gulden. Im Ausſchuß haben wir 
gehört, daß die vorige Erhöhung 700 000 Gulden ge⸗ 
koſtet hat. Das macht zuſammen 112 Millionen und 
nicht einen Pfennig weniger; ſtimmt alſo. (Zuruf 
des Abg. Gebauer!) Die Begründung gibt auch 
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heißt, abgeſchloſſen haben. 
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eine Schilderung darüber, wie im Gegenſatz zu früher 
und zum Reiche, die Danziger Verſicherung jetzt ſtärker 
belaſtet iſt. Wenn man nun logiſch denken würde, 
müßte daraus der Schluß gezogen werden, daß Danzig 
ſich nicht nach Deutſchland richten kann, die Leiſtun⸗ 
gen leider hier niedriger halten muß, um das 
ganze Werk nicht zu gefährden. Aber die Regierung 
ſagt: „Die Danziger Wirtſchaft muß eben höhere Bei⸗ 
träge aufbringen, als die deutſche Wirtſchaft.“ Das 
läßt ſich noch in einer Zeit verteidigen, in der es der 
Wirtſchaft verhältnismäßig gut geht. Die Deutſch⸗ 
nationalen haben auch bis jetzt, das iſt ganz richtig 
ausgeführt worden, der Wirtſchaft zugemutet, gerade 
im Intereſſe der ſozialen Fürſorge höhere Leiſtungen 
aufzubringen, als im Reich. Aber die Wirtſchaftslage 
in Danzig iſt inzwiſchen unzweifelhaft viel ſchlechter 
geworden, als im Reich, und die Wirtſchaft verlangt 
dringend, daß darauf Rückſicht genommen wird. Ich 
freue mich ja, daß morgen eine Beſprechung im Senat 
darüber ſtattfinden ſoll, wie man der Wirtſchaftslage 
gerecht werden kann. Wenn die jetzige Regierung kon⸗ 
ſequent iſt, müßte ſie daraufhin dieſen Geſetzentwurf 
zurückziehen. (Abg. Doerkſen: Sehr richtig!) 
Haben Sie keine Sorge, der jetzigen Regierung traue 
ich dieſe Logik nicht zu. (Dieſen Wahnſinn wird ſie 
nicht mitmachen! Bauen Sie lieber die Beamten ab! 
links.) Und der Volkstag? Was verſchlägt es dem, 
daß ein Dutzend wirtſchaftlicher Verbände ihm eine 
Eingabe zugehen läßt, daß eine Reihe von Verbänden 
ſich in den Zeitungen gegen eine Erhöhung der Bei⸗ 
träge ausgeſprochen hat! (Sehr richtig! rechts.) 
Die ſind nur von Ihnen aufgehetzt! links.) Die 
Liberalen haben zu der Frage ganz geſchwiegen, und 
für das Zentrum ſprach Herr Abg. Hoppe, ein Beam⸗ 
ter, als Vertreter der Wirtſchaft. Ich hätte es lieber 
geſehen, wenn jemand anders geſprochen hätte. 
(Abg. Hoppe: Ich habe die Meinung der Fraktion 
vertreten.) Ein Herr aus der Wirtſchaft hätte viel⸗ 
leicht auch etwas anderes geſagt. (Zwiſchenrufe 
und Unruhe.) Ich erkenne gern an, daß der Herr 
Abg. Hoppe aus warmen, ſozialem Herzen geſprochen 
hat. Aber er hat auch den Satz ausgeſprochen, daß 
das Zentrum ſolange mit dem Reich in der Sozial⸗ 


politik zuſammengehen will, wie es die wirtſchaftli⸗ 


chen Verhältniſſe in Danzig vertragen. Wenn jetzt die 
Wirtſchaft in einer ſeltenen Uebereinſtimmung ſagt, 
daß die Zeit gekommen iſt, daß die Wirtſchaft keinerlei 
Mehrbelaſtung verträgt, daß die Verhältniſſe tat⸗ 
ſächlich nun ſo geworden ſind, daß die Mehrbelaſtung 
nicht mehr zu tragen iſt, dann muß das, was Sie ge⸗ 
ſprochen haben, in die Tat umgeſetzt werden, wenn es 
keine leeren Worte ſein ſollen. Sie müſſen dieſe Er⸗ 
höhung ablehnen. Es iſt auch nicht die einzige Mehr⸗ 
belaſtung, die der Wirtſchaft bevorſteht. Ich möchte 
darauf hinweiſen, daß den Wirtſchaftskreiſen ſchon zu 
verſtehen gegeben iſt, daß die Unfallverſicherung eine 
Mehrbelaſtung um 60 Prozent für dieſes Jahr for⸗ 
dern wird. Das ſind auch die Aermſten der Armen, 
die dieſe Verſicherung ſchützen ſoll. Alſo überall, wo 
Sie hinſehen, finden Sie nur Mehrbelaſtungen der 
kranken Wirtſchaft. And die Regierung? Die kommt 


mit einem öffentlichen Anſchlag und fordert Preis⸗ 


abbau. Die Wirtſchaft ſoll nicht über die Friedens⸗ 
ſpanne hinaus verdienen. (Haben Sie Anaſt für 
das Petroleum? links.) Aber in allen Dingen ver⸗ 
langt man von der Wirtſchaft erhöhte Friedensſätze. 
Der ſozialdemokratiſche Redner hat es ſich in der zwei⸗ 


ten Leſung leicht gemacht. Er hatte ja auch die Sache 


ſicher in der Taſche durch den Sicherheitspakt, den die 
Roten mit den Blaßroten und den Schwarzen, wie 
das Zentrum noch immer im intimen roten Kreiſe 
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) (Senftleben Abgeordneter.) 


chriſtlichen Gewerkſchaften geſchrieben haben. 


(Abg. Gaikowski: Was 


für eine Farbe haben Siel) Herr Gaikowski, Sie 
ſollten ſich einmal durchleſen, was die Sozialdemokra⸗ 
ten gelegentlich der Krankenkaſſenwahl über Daß 

a 
Sie das nicht zurückgewieſen haben, ijt traurig genug: 


Herr Abg. Gebauer wußte alſo genau, daß die Sache 


glatt läuft. Daß die Lage der Wirtſchaft recht 
ſchlecht iſt, kann er freilich nicht leugnen. Da verſucht 
er ein Ablenkungsmanöver, und weiter nichts iſt es, 
als ein ſolches, wenn behauptet wird, daß die Deutſch⸗ 
nationalen an der ſchlechten Wirtſchaftslage ſchuld 
ſind. (Zwiſchenrufe.) Der aufgeblähte Beam⸗ 
tenkörper mußte wieder als Agitationsſtoff herhalten. 
Das iſt die Wahrheit; nicht wir, ſondern Sie treiben 
mit dieſem Geſetz Agitation. 

Einer unſerer Redner hat Ihnen ſchon heute ge⸗ 
ſagt, daß Sie ſich etwas eingehender mit der Druck⸗ 
ſache Nr. 1619 befaſſen ſollten. Herr Abg. Gebauer 
ſtöbert ja in allen Druckſachen des Deutſchen Reiches 
herum und ſchöpft daraus ſeine Weisheit, 
ſcheint die Druckſachen des Volkstages dafür nicht 
durchzuſtudieren. Sonſt hätte er doch zu der Erkennt⸗ 
nis kommen müſſen, daß von deutſchnationaler Seite 
ein ſehr wirkungsvoller Beamtenabbau betrieben 
worden iſt. Ich will Ihr Gedächtnis aber etwas 
ſtärken, woher eigentlich der große Beamtenapparat 
ſtammt. Er hat feine Urſache zu einem erheblichen 
Teil durch die Schuld der Linken! Wer hat die 
Zwangswirtſchaft als das Muſter aller Wirtſchaft 
hingeſtellt? Daß durch die Zwangswirtſchaft ein rieſig 
aufgeblähter Beamtenapparat entſtanden iſt, werden 
Sie nicht leugnen können. (Zwiſchenrufe und Un⸗ 
ruhe links.). Haben Sie ſich nicht mit allen Mitteln 
dagegen gewehrt, wenn auch nur ein Zweig der 
Zwangswirtſchaft verſchwinden ſollte? Wer hat die 
Zwangswirtſchaft ſchrittweiſe abgebaut? Die Deutſch⸗ 
nationalen! Aus dem Revolutionstaumel und aus 
der Sozialiſierungsidee heraus entſtanden ferner 
neue Beamtengruppen, das werden Sie 
leugnen können. 
wären Sie nicht Direktor geworden, ſondern noch 
Kommis! links.) Ebenſo hat der Achtſtundentag 
eine erhebliche Vermehrung des Beamtenkörpers ge⸗ 
bracht. Ferner iſt ſchon vorhin geſagt worden, daß 
Sie den Staat vor viele neuen Aufgaben geſtellt 
haben, was ebenfalls eine Vermehrung der Beamten 
mit ſich gebracht hat. Sie ſpekulieren auf die jetzige 
Zeit, in der ſolche Sachen in Vergeſſenheit geraten. 
Wir werden aber auch in ſpäterer und zwar zur richti⸗ 
gen Zeit, auf Grund amtlichen Tatſachenmaterials 


beweiſen, in welchem erheblichen Umfange Ihre Schuld 
(Arme deutſchnationale Handlungsgehil⸗ 


beſteht. 
fen! Haben Sie auch Akten geſtohlen? links.) Es 
iſt unter meiner Würde, auf ſolche Bemerkungen ein⸗ 
zugehen. ] ; 

Nun zu der lächerlichen Bemerkung des Herrn Abg. 
Gebauer, die nur agitatoriſchen Charakter hatte, daß 
wir Deutſchnationalen Arm in Arm mit den Kom 
muniſten gehen. Ich beſcheinige den Kommuniſten 
gern, daß das nicht der Fall ijt. Nur der blaſſe Neid 
ift es, Herr Abg. Gebauer, der Ihrem Merger ent 
ſpringt, daß jetzt die Kommuniſten mit weitgehenden 
Anträgen kommen. Früher konnten Sie nämlich auch 
ganz anders. Wenn Sie ehrlich ſind, müßten Sie 10 
geben, daß dieſe Anträge der Kommuniſten eigentha 
die Konſequenz Ihrer früheren Tätigkeit ift. = 
Kommuniſten fordern heute das, was ihnen die 75 
zialdemokratie jahrzehntelang vorgemacht hat. (Set 
richtig! rechts.) Nun hat Herr Abg. Gebauer = 
jagt, das Prinzip der Verſicherung müßte auch bei 155 
Invalidenverſicherung gewahrt bleiben. Darin NT 


men wir mit Ihnen durchaus überein. Aber wir er“ 
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auch nicht: 
(Wo wären Sie geblieben? Dann. 
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tionalen gegen die Erhöhung der Renten wenden. 
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Genftleben, Abgeordneter.) 
kennen bereits, daß der verlangte Ausbau über dieſes 
ziel hinausgeht und zur Staatsverſorgung letzten 
Endes führt. Wenn Sie das wollen, dann müſſen Sie 
ie ganze Invalidenverſorgung aber auf eine andere 
Grundlage ſtellen, d. h. wenn die Mittel dazu ausrei⸗ 
chen. Dieſes große „Wenn“ ſteht nämlich auch vor 
dieſer Forderung. (Abg. Eduard Schmidt: Leben 
Sie auch von 19 Gulden den Monat, wie die Invali⸗ 
den?) Wir ſind aus der Vergangenheit mit einer 
großen Anzahl Rentner belaſtet, die wir aus den 
Staatsbetrieben übernehmen mußten. Nach meiner 
Meinung liegt daher ernſte Urſache vor, daß die Dan⸗ 
ziger Regierung beim Deutſchen Reiche darauf drängt, 
daß endlich die Auseinanderſetzung ſtattfindet, bei der 
man darauf halten muß, das Deutſche Reich zu ver⸗ 
anlaſſen, für dieje beſonderen Verhältniſſe auch eine 
größere Abfindung zu leiſten. Die Verhandlungen 
wurden bereits eingeleitet und es iſt verſichert wor⸗ 
den, daß weiter verhandelt wird. (Zurufe.) Wenn 
das Deutſche Reich kein Entgegenkommen zeigt, dann 
ſehe ich ſehr ſchwarz für die Entwicklung der Invali⸗ 
enverſicherung. Das mahnt aber zu größter Sorge 
und Vorſicht. Wir werden nicht blindlings nach⸗ 
machen, was uns das Deutſche Reich in dieſer Be⸗ 
ziehung vormacht. Wir werden in jedem Falle prüfen, 
ob es für Danziger Verhältniſſe anwendbar iſt. Daß 
ſich die Verhältniſſe in ganz kurzer Zeit kataſtrophal 
verſchoben haben, müſſen Sie ſelbſt zugeben. Das er⸗ 
fordert aber auch eine andere Einſtellung als früher. 
(Abg. Doerkſen: Sehr richtig!) Wenn Sie das nicht 


auch tun, bringen Sie die ganze ſoziale Geſetzgebung 


in Gefahr. Davor warne ich im Intereſſe der Wirt⸗ 

ſchaft, der Sozialverſicherung und der Danziger Ar⸗ 

beiterſchaft. (Lebhaftes Bravo! rechts. — Zuruf 

es Abg. Brill.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 

Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Es 

iſt nicht allzu verwunderlich, wenn ſich die Deutſchna⸗ 
Sie 

glauben, immer noch den alten Trottel gehen zu können. 


Alle Laſten ſollen die Arbeiter aufbringen. Dagegen 


ah: ak S 


wenden wir uns ganz entſchieden und können in dieſer 


Beziehung mit den Deutſchnationalen abſolut nicht in 
einen Topf geworfen werden. Wenn der Redner der 
1 eutſchnationalen glaubt, ſagen zu müſſen, daß wir 
heute konſequenter eingeſtellt find, als die Sozialdemo⸗ 
vaten, ſo befindet er ſich damit auch im Irrtum. Wir 
unterſcheiden uns inſofern von den Sozialdemokraten, 


als die Sozialdemokraten Agitationsanträge geſtellt ha⸗ 


Na um in die Regierung hineinzukommen. Als ſie 
ſelbſt in der Regierung waren, haben fie bekanntlich alle 
Ihre Agitationsanträge abgelehnt. Unſere Anträge be⸗ 
Shen dagegen nicht auf Agitation. (Lachen bei den 
stel taldemokraten.) Ich möchte hier ausdrücklich feſt⸗ 
gelen: Die Anträge, die wir ſtellen, find im Stadt der 
terbeiter verwirklicht. (Nein! bei den Sozialdemokra⸗ 
d T — Wo? beim Zentrum.) Kennen Gie den Staat 
bun Arbeiter? (Abg. Goitowski: Sal) „ Hun 
land ich es Ihnen nicht zu ſagen, wo er iſt, in Ruß⸗ 
tvirti (Hbg. Gaikowski: In Rußland ift es nicht ver⸗ 

icht!) Herr Abg. Gaikowski, wollen Sie beſtrei⸗ 


en, daß die Arbeiter, die das 65. Lebensjahr erreicht 


en in Rußland eine Rente bekommen, mit der ſie 
Mr 57 Lebensabend geordnet abſchließen können. (Abg. 
Fon owski: Das hat keine Zeitung gebvacht, auch Ihre 
S muniſtiſche Zeitung nicht!) Das iſt ein Zeichen, 
Bebade überhaupt keine Zeitung leſen. (Zurufe). 
Zeitun die deutſchen Zeitungen, nicht kommuniſtiſche 
es 8 haben es gebracht. Hier in Danzig waren 
Un) Danziger Neueſten Nachrichten. (Hört, hört! 


Sie hat das Verhältnis der Arbeiter in Sow⸗ 


jetrußland geſchildert. Vielleicht entſinnen Sie ſich, daß 
die Danziger Neueſten Nachrichten geſchrieben haben, der 
Kapitaliſt in Sowjetrußland, der heute noch vorhanden 
iſt, habe einen ziemlich ſchwierigen Stand, weil ihm vor⸗ 
geſchrieben wird, wie er den Arbeiter zu behandeln hat 
und was er im Intereſſe der Arbeiter zu tun und welche 
Abgaben er für den Arbeiter zu leiſten hat. (Abg. 


(©) 


Gaikowski: Hängt das damit zuſammen, daß er die Ar⸗ 


beiter hinauswirft ?) Sie haben das nicht geleſen. 
Ich ſagte ſchon, ſie ſcheinen überhaupt keine Zeitungen 
zu leſen, Herr Abg. Gaikowski. 

Für uns ſind das keine Agitationsanträge. Mit 
unſeren Anträgen wollen wir der Bevölkerung ſagen, 
was wir täten, wenn wir die Macht in Händen hätten. 
Daß es ſo durchgeführt würde, dafür kann ich Ihnen 
Brief und Siegel geben. Ich weiß, daß Sie ſich dage⸗ 
gen ſträuben, da Sie heute nur die Intereſſen des Ka⸗ 
pitals vertreten und die Intereſſen des Arbeiters für 
Sie nichts bedeuten. Sie haben früher immer erklärt, 
bei den ſozialdemokratiſchen Anträgen wäre noch ein 
Sinn vorhanden, ihnen könnte man noch zuſtimmen. 
Heute, wo es heißt, dieſe Anträge zu verwirklichen, da 
ſtimmen die Herren dagegen oder ſie ziehen dieſe in der 
Oppoſition geſtellten Anträge zurück, wenn es noch mög⸗ 
lich iſt. Wir machen da einen ganz großen Unterſchied. 
Wir treten nicht in die Fußſtapfen der Sozialdemokra⸗ 
tie, die ihre Traditionen jetzt verleugnet. Wir werden 
vielmehr ſo bleiben, wie wir heute ſind und werden die 
Anträge, die Sie jetzt ablehnen, in unſerem Staat ver⸗ 
wirklichen. N 

Zu dem Geſetz ſelbſt hat Herr Abg. Senftleben jo 
ſchön erklärt, daß es die Wirtſchaft belaſten würde, da 
die Beiträge in gewiſſem Maße auch von den Arbeitge⸗ 
bern aufgebracht werden müſſen. Die Wirtſchaft wird 
dadurch belaſtet. Unter Wirtſchaft'verſteht man natür- 
lich die Induſtriellen, die Beſitzenden, daß auch die Ar⸗ 
beiter durch die Vorlage belaſtet werden, darüber hat 
Ihr Redner nicht geſprochen. Das Geſetz würde bei 
Ihnen auf keinen Widerſpruch ſtoßen, wenn die Beiträge 
don den Arbeitern allein aufgebracht werden müßten. 
Dann würden Sie Feuer und Flamme dafür ſein, dann 
würden Sie ſagen, die Vorlage muß Geſetz werden, denn 
es belaſte Sie nicht. Sie wollen nur Ihre Intereſſen 
vertreten und der Arbeiterſchaft alles aufhalſen. In 
dieſer Beziehung gehen Sie ſchließlich auch mit den Re⸗ 
gierungsparteien konform. Mit dieſem Geſetz wollen 


ja auch die Regierungsparteien der Arbeiterſchaft eine 


große Laſt auferlegen. Die Arbeiter ſollen diejenigen 
ſein, die dieje Laſt bei dieſer ſchweren Wirtſchaftsnot zu 
tragen haben. 

Das können wir durchaus nicht mitmachen. Wir 
können, das habe ich ſchon bei der zweiten Leſung er⸗ 
klärt, es dem Arbeiter heute nicht zumuten, daß der 
Lohn abgebaut wird. Ich weiß, unſer Reden Jot feinen 
Sinn. Ich weiß auch, daß es bei dieſem Lohnabbau 
nicht bleiben wird, ſondern daß noch ein weiterer Lohn⸗ 
abbau dadurch kommen wird, daß man die Mieten er⸗ 


höht. Herr Gaikowski, Ihre Zeitung war es, die 
ſchrieb: „Man muß dem Hausbeſitzer die 10 Prozent 


zugeſtehen.“ (Abg. Gaikowski Ich bin doch kein 
Zeitungsbeſitzer!) Die Zeitung Ihrer Partei! Reden 
Sie doch keinen Quatſch! 
Vizepräſident Spill: Herr 
nete reden überhaupt keinen Quatſch. 
Kreft: Manchmal mehr als das!) 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich ſagte, daß in 
nächſter Zeit mit Hilfe der Regierungsparteien ein gwer 
ter Lohnabbau kommen wird, und es wird nicht der letzte 
ſein. Wenn von den Deutſchnationalen gejagt worden 
ift, daß der Beamtenkörper aufgeſchwemmt ift, jo ift das 
ein Zeichen dafür, wie Ihre Kreiſe der Geſetzgebung ge- 
genüber eingeſtellt find, Meine Herren von den Deutſch⸗ 


Abg. Raſchke, Abgeord⸗ 
(Frau Abg. 


hat P) 


En 
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Raſchke, Abgeordneter.) 

nationalen, Sie haben hier erklärt, als Geſetze geſchaffen 
wurden, die zum Wohle des Staates notwendig waren, 
es müſſe überall ein Beamter dahinterſtehen, der auf⸗ 


. paſſe, ob das Geſetz auch durchgeführt werde. Sie allein 
i 
| 


£A) 


imd ſchuld daran, weil Ihre Kreiſe jo eingeftellt find, 
und ſchließlich jeder hinter ſich einen Beamten haben 
muß. In unſerm Staat würde das nicht nötig ſein, 
denn unſer Staat iſt von Idealen getragen, da brauchen 
wir nicht ſo viel Beamte. Wir ſagen deshalb: Hinweg 
mit dieſem überaus großen Beamtenapparat. Wir ſagen 
* auch weiter, die Gehälter müſſen abgebaut werden und 
zu den ſozialen Laſten zugeſchlagen werden. Dann wer⸗ 
den die Mittel vorhanden ſein. Ich glaube, dann wer⸗ 
den auch die 10 Millionen da ſein, die nach der „Volks⸗ 
ſtimme“ für dieſe Zwecke notwendig ſind. 

Alſo meine Herren von der Sozialdemokratie, wenn 
man einen Weg finden will, dann findet man dieſen 
| Weg. Wenn man aber glaubt, die Klaſſen der gutfun⸗ 
dierten Geſellſchaft ſtützen zu müſſen, dann muß man 
fis allerdings die Klaſſe der Arbeiter, die in Not und Elend 
I ſtecken, von ich abſchütteln. Es gibt nur eins, entweder 
ig vertrete ich die Intereſſen meiner Klaſſe, der Klaſſe der 
| Arbeiter und der kleinen Leute, oder ich vertrete die In⸗ 
Ñ tereſſen Der Beſitzenden, der Ausbeuter. Andere Mög⸗ 
| lichkeiten gibt es nicht. Wenn Sie uns aljo heute in 
. dieſer Beziehung beſchmutzen zu müſſen glauben, ſo kön⸗ 
ih : nen wir uns wohl jetzt ſchlecht dagegen wehren. Aber 
f die Oeffentlichkeit ift in dieſer Beziehung anderer Mei- 

nung. Ich habe ſchon erklärt, daß ſie unſern Standpunkt 


3 voll und ganz einnimmt und fih mit unſerin Antrag 
. einverſtanden erklärt. Unſer Antrag bewegt ſich diesmal 
ji i auf der Baſis, daß wenn auch nicht das erreicht wird, 
was in der zweiten Leſung zu Gunſten der Arbeiter ver⸗ 
langt wird, doch wenigſtens etwas herauskommt. Wir 


haben deshalb zu dieſer Leſung beantragt, daß die Bei⸗ 
; träge zu zivei Dritteln von den Arbeitgebern und zu einem 
dB) Drittel von den Arbeitnehmern aufgebracht werden ſol⸗ 
len. Wir hoffen, daß Sie dieſem Antrag Ihre Zuſtim⸗ 


mung geben werden. Wir haben weiter beantragt, daß 
. die Invalidenrente ſchon dann gezahlt wird, wenn der 
IE Arbeiter nicht mehr in der Lage ift, 60 Prozent deſſen 


zu verdienen, was ein geſunder Arbeiter verdient, d. h., 
„ daß er bei 40 Prozent Erwerbsfähgkeit ſchon die Rente 
2 zu beziehen hat. Das alte Geſetz ſah noch 331/, Prozent 
55 vor. Es ift aljo eine Verbeſſerung, die im Intereſſe der 
ir Arbeiterſchaft liegt, und ich hoffe, daß Sie dieſem An⸗ 
5 trag zuſtimmen werden. Für alle Fälle aber haben wir 


G. noch beantragt, daß wenn dieſe Anträge abgelehnt wer- 
A den, im Artikel 5, der die Zahlung der Beiträge bei einer 
N Entlohnung von 7,50 Gulden für die Arbeiter freiläßt, 
7 dieſe Summe auf 50 Gulden erhöht wird. 

ny M. D. u. H.! Wenn Sie ſich, wie ich eingangs jagte, 
13 nicht nur davon leiten laſſen, daß die Wirtſchaft, die 
N heute am Boden liegt, den beſitzenden Kreiſen nach Ihrer 
n Meinung ein Vermögen- oder Verdienſtausfall bringt, 
705 ſondern wenn Sie ſich auch davon leiten laſſen, daß der 
Br Verdienſt des Arbeiters heute fo niedrig ift, daß ihm 
Er N weitere Mittel zur Aufbringung irgendwelcher Laſten 


nicht zugemutet werden können, dann müſſen Sie dieſen 
Anträgen zuſtimmen, dann müſſen Sie das Los der Ar⸗ 
beiter erleichtern. 
Ich möchte nun noch auf etwas eingehen, was der 
Herr Abg. Senftleben hier erwähnte, der ſagte, daß wir 
nicht alles, was in Deutſchland beſchloſſen werde, anneh⸗ 
men müßten. Das iſt inſofern auch wieder für die Ein⸗ 
ſtellung bezeichnend, als man ſich gegen die in Deutſch⸗ 
land beſchloſſenen Geſetze wendet, wenn man das Los 
der Arbeiter erleichtern ſoll. Wenn es dagegen heißt, die 
Intereſſen der Beamten oder der Beſitzenden zu wahren, 
dann iſt man ſehr ſchnell bereit, dieſe Geſetze hier nach 
Danzig zu übernehmen. Wenn der Volkstag dann noch 
etwas ſaumſelig iſt, ſo geht man noch weiter und bringt 
ſo ſchnell wie möglich Anträge ein. Man verlangt fate- 
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Sie zur Ordnung. 


Invalidenverſicherung ſparen. Es gab eine Zeit, wo auch 


ben wir nichts dagegen. 


tag, gleichviel in welcher Zuſammenſetzung, immer 1 $ 


goriſch, daß dieje Geſetze, die die beſitzenden Kreiſe ent- 
laſten können, ſo ſchnell wie möglich im Freiſtaat Geſetz 
werden. Wenn dieſer Modus hier ſchon einmal einge⸗ 
riſſen iſt, ſo muß er auch in jeder Beziehung zur Gel⸗ 
tung kommen. Es muß verlangt werden, daß ſolche 
Geſetze, die in Deutſchland zu Gunſten der Arbeiter⸗ 
ſchaft beſchloſſen worden, ſo ſchnell wie möglich hier nach 
Danzig übernommen werden. 

Zuſammenfaſſend möchte ich noch einmal erklären, 
daß dieſes Geſetz notwendig iſt und Geſetz werden muß, 
aber ohne die Arbeiter irgendwie zu belaſten. Unſere 
Anträge, die dahingingen, die Renten weſentlich zu er⸗ 
höhen, ſind abgelehnt worden. Wir haben ſie zur drit⸗ 
ten Leſung nicht eingebracht. Wir werden der Erhöhung 
der Renten zuſtimmen, dagegen die Erhöhung der. Bet- 
träge ablehnen. Man hat bei dieſer Gelegenheit ſeitens 
der Sozialdemokraten verſucht, gegen uns Stimmung 
zu machen, indem man glaubte, ſagen zu müſſen, daß wir 
das Geſetz ablehnten. (Abg. Gebauer: Das habt Ihr 
doch gemacht.) Es tut mir leid, Herr Abg. Gebauer, 
daß Sie die Abſtimmung nicht verfolgt haben, trotzdem 
Sie in unſerer Nähe ſitzen. Ich würde Ihnen empfeh⸗ 
len, ſich vielleicht ein ſchärferes Glas anzuſchaffen. Wir 
haben wohl die Erhöhung der Beiträge abgelehnt, jedoch 
der Erhöhung der Renten zugeſtimmt. Wir haben auch 
der Erhöhung des Kinderzuſchuſſes zugeſtimmt 
und haben weiter der Erhöhung des Grundbe⸗ 
trages unſere Zuſtimmung gegeben. Alſo Herr Abg. 
Gebauer, Sie müſſen ſchon vorſichtiger ſein, wenn Sie 
ſo etwas in die Welt hineinſetzen. Lügen haben kurze 
Beine und ich empfehle Ihnen, etwas vorſichtiger vor⸗ 
zugehen. 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Raſchke, Sie haben 
den Abgeordneten Gebauer der Lüge bezichtet, ich rufe 
(Zurufe bei den Kommuniſten.) 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn man ſparen o 
will, kann man ſehr gut durch Zuſammenlegung der bei⸗ 
den Verſicherungen, der Angeſtelltenverſicherung und den 


die Sozialdemokratie der Meinung war, daß dieje Ver f 
ſicherungen einheitlich gehandhabt werden müßten. Wir 
haben in dieſer Beziehung noch keine Anträge geſtellt, 
haben aber bei dieſer Gelegenheit erwartet, daß die Koa 
litionsparteien hier einen Vorſtoß unternehmen würden. 
Das geſchah nicht und ift anſcheinend auch nicht zu er? 
warten. Wir werden das jedoch in nächſter Zeit bean⸗ 
tragen. Durch Zuſammenlegung der beiden Verſiche⸗ 
rungen werden die Verwaltungskoſten erheblich verbi- 7 
ligt. Dadurch könnte man zu einer Erhöhung der Ren⸗ 
ten ſchreiten. Be. 

Ich möchte Sie noch einmal dringend darauf auf“ 
merkſam machen, daß es eine Gefahr für Sie iſt, wenn 
Sie dieje Anträge ablehnen. Wie die Oeffentlichkeit das 
aufnehmen wird, iſt uns bekannt. Wenn Sie den 
Strauß mit der Oeffentlichkeit ausfechten wollen, ſo ha⸗ 
Wir ſind jederzeit bereit, une 7 
ren Mann zu ftehen . (Wiederholtes Bravo! bei den 
Kommuniſten.) * 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Cat 
tor Dr. Wiercinski. 

Dr. Wiercinski, Senator: M. D. u. H.! Da, Heute A S 
wieder der Vorwurf erhoben wurde, die Regierung R 
hätte ſich durch Einbringung dieſer Vorlage über alle 11 % 8 
lange der Wirtſchaft hinweggeſetzt, muß ich dazu i u 
lung nehmen. Ich werde allerdings kaum etwas Ne 1 DR 
vorbringen können. Das liegt nicht an mir, ſonde 
daran, daß die Gegenſeite auch immer wieder das 
vorgebracht hat. i 4 
Der Hauptgrund, weswegen ang W 
bracht werden mußte, ift der, daß fih Senat und Vo 


dieſe Vorlage 


"s 


den Standpunkt geſtellt haben, 
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4A) Dr. Wiereinski, Senator.) 

geſetzgebung hier ſo weit wie irgend möglich durchge⸗ 
führt werden ſoll. Stärker noch als dieje Ueberzeugung 
war die, daß man am allerwenigſten bei der ſozialen 
Geſetzgebung von dieſem Grundſatz abweichen dürfe. 
| (Sehr richtig!) Etwas anderes iſt auch hier nicht 
erfolgt. Wir wollen nur, daß die Leiſtungen, die hier 
I die Invalidenrentner empfangen, denjenigen gleich find, 
j die ihre deutſchen Kollegen erhalten. Die Laſten wer- 
Ei den dadurch zwar etwas höher, aber das iſt nicht mehr 
| als 10 Prozent. Daß die Beiträge 10 Prozent höher 
als in Deutſchland ſind, erklärt ſich aus den beſonderen 
Veerhältniſſen des Freiſtaates. Wiederholt ift betont wor- 
A = en, daß wir hier nicht das Ausgleichsverfahren haben, 
wie in Deutſchland, wo die geſamten Landesvberſiche⸗ 
rungsanſtalten ihre Sätze ausgleichen. Dadurch brauchte 
i Danzig früher 50 Prozent nicht zu bezahlen. Außerdem 

ſind noch andere Gründe maßgebend. 
Bedenken Sie nur, welche Unruhe unter der großen 
Maſſe der Invalidenrentner entſtände, wenn jetzt hier 
auf einmal mit dem Abbau begonnen würde. Bei allen 
den Penſionären, Kriegsrentnern und Er⸗ 
die deut⸗ 
ſchen Sätze hier übernommen werden. Bei den Invali⸗ 


50 beitnehmer ſelbſt aufbringen. 


| KB) 3 5 dieſe Hälfte durch höhere Lohnforderungen auf die 


P, 


y d Ich möchte Ihnen auch an Beiſpielen zeigen, wie ſich 
s Die Belaſtung im Einzelfalle auswirk Erſt dann kann 
5 man davon reden, ob die Wirtſchaft — gemeint kann 


g Vit einen Hauswirtſchaftsbetrieb n 
0d würde die Mehrbelaſtung durch 


í zer mit einem Lehrling und gwei Geſellen beträgt das 
% Meir im Jahr 40,56 G. 
k E mit 10 Lehrlingen und 40 
und 
{i 

60.805 O, Aber ich bitte Sie, zu bedenken, daß das ein 


K ert rechts. bei der dieſe Summe anders zu 
* „len ift, als aus kleinen Verhältniſſen heraus. 


i N Teli 
gig en ; , i i . 
* 4 nie bedeutend weniger. Ein kleiner landwirt⸗ 


ò 


b 


| ; 1 8 0 
boten, acht Scharwerkern und 10 Deputanten, würde 


eine Mehrbelaſtung von 39 G. jährlich zu tragen haben. 
Bei einem Großbetrieb von vier Dienſtboten, 20 Schar⸗ 
werkern und 40 Deputanten, alſo einem wirklichen Groß⸗ 
betriebe, kommt eine ganze Mehrbelaſtung von 135 G. 
heraus. (Abg. Gaikowski: Hört, hört!) 

M. D. u. H.] Gegenüber dieſen Belaſtungen in den 
einzelnen Wirtſchaften glaubte es die Regierung nicht 


verantworten zu können, daß ſie die Konſequenzen zieht, 


die von der Gegenſeite immer gezogen werden, daß wir 
nämlich hier von der allgemeinen Geſetzgebung, insbe⸗ 
ſondere der ſozialen Geſetzgebung, abwichen und damit 
Unruhe in den Kreiſen der Invalidenrentner ſchafften. 

Es muß ferner noch bedacht werden, daß der größte 
Teil der Invalidenrentner in ſehr bedürftigen Verhält⸗ 
niſſen lebt und außer der Invalidenrente Wohlfahrts⸗ 
Unterſtützung bezieht. Je höher jetzt die Invaliden⸗ 
rente feſtgeſetzt wird, deſtoweniger braucht das Wohl⸗ 
fahrtsamt Unterſtützung zu zahlen. Dieſe Erſparnis 
muß daher eigentlich von den 800 000 Gulden, die die 
Wirtſchaft angeblich belaſten, abgezogen werden. Denn 
es wird nicht mit Unrecht behauptet, daß es die Wiri- 
Bet letzten Endes ift, die auch dieſe Laſten zu tragen 
hat. 

Ich bitte, unſere Vorlage unverändert anzunehmen 
und die kommuniſtiſchen Anträge abzulehnen. Ich will 
nicht näher auf 990 eingehen; ſie würden aber eine be⸗ 
deutend größere Belaſtung bedeuten und das Weſen der 
Invaliden -Verſicherung in ihren Grundſätzen abän⸗ 
dern. I 
Vizepräſident Spill: Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 
(Frau Abg. Kreft: Ich verzichte!) Dann hat das 
Wort der Herr Abg. Gebauer. 

Gebauer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Pachdem ich bereits bei der erſten Leſung dieſes Geſetz⸗ 
entwurfes nachweiſen konnte, daß der Herr Abg. Senft- 
leben Behauptungen aufftellte, die darauf ſchließen lie⸗ 
ßen, daß er von der ſozialen Verſicherung eigentlich noch 
nicht die notwendige Kenntnis hat, wundere ich mich 
nicht, daß er heute wiederum verſchiedene unrichtige Be⸗ 
hauptungen aufgeſtellt hat. Ich will mich nur mit eini⸗ 

gen Fragen beſchäftigen, weil ich es nicht für nötig er⸗ 
achte, in längeren Ausführungen auf die Sache einzu⸗ 
gehen. 
Wenn Herr Abg. Senftleben behauptete, daß die 
Kommuniſten die Nachfolgeſchaft der Sozialdemokraten 


N 


beim Stellen von Anträgen in ſozialpolitiſcher Beziehung 


angetreten hätten, ſo iſt das weiter nichts als eine der 
vielen falſchen Behauptungen, die der Redner der deutſch⸗ 
nationalen Fraktion aufgeſtellt hat. Wer unſere frü⸗ 
heren Anträge in der ſozialpolitiſchen Geſetzgebung zu 
der Zeit, als wir noch zur Oppoſition gehörten, verfolgt 
hat, wird wahrgenommen haben, daß ſie ſtets auf reali⸗ 
ſterbarem Boden geſtanden haben. Ich glaube nicht, daß 
irgendeine andere Partei als die Kommuniſten, ſolche 
Anträge einbringen könnte, wie dieſe es in den letzten 
Tagen hier getan haben, weil ſie von vornherein den 
Gedanken der Unſinnigkeit auf der Stirn tragen. Herr 
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Abg. Senftleben behauptete auch, daß die Auswirkung 


der jetzigen Aenderung in der Sozialverſicherung dahin 
gehe, eine Stgatsverſorgung einzuführen. Der Herr 
Abg. Senftle 
cher Weiſe die Mittel für die Invalidenverſicherung auf⸗ 
gebracht werden, und daß bei der jetzigen Aufbringung 
der Mittel von keiner Staatsverſorgung die Rede fein 
kann. Sie haben dieſe Worte nur aus der Debatte über 
die kommuniſtiſchen Abänderungsanträge aufgegriffen, 
weil nämlich bei Annahme der kommuniſtiſchen Anträge 
die Staatsverſorgung eingeführt würde. ; 

Es ift richtig, daß alles, was den Deutſchnationalen 
nicht in den Kram paßt, in Danzig nicht übernommen 


x un 
Dt N a 


ſcheint wieder nicht zu wiſſen, in wel⸗ 


(A) 


@ 


iS 


den. Wer macht die Arbeiter zu Invaliden? 
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(Gebauer, Abgeordneter.) 

wird. S. Z. haben bereits die Deutſchnationalen das 
Geſetz über Schaffung von Betriebsausſchüſſen nicht für 
den Freiſtaat übernommen. Sie haben auch bisher eine 
derartige geſetzmäßige Vertretung in Danzig nicht ge⸗ 
ſchaffen. Es iſt daher auch kein Wunder, wenn von 
deutſchnationaler Seite verlangt wird, daß der Freiſtaat 
jetzt auch nicht die ſozialpolitiſchen Geſetze von Deutſch⸗ 
land übernehmen ſoll. Den Deutſchnationalen paßt eben 
nicht die Erhöhung der Invalidenrenten. Wir ſtehen 
auf dem Standpunkt, daß die Danziger Geſetzgebung 
inbezug auf die ſoziale Geſetzgebung mit der im Dent- 
ſchen Reich identiſch ſein muß. Von der deutſchnationa⸗ 
len Volkspartei wird fortwährend Sturm gelaufen, 
wenn an dem bisherigen Beamtenſyſtem gerüttelt und ein 
kleiner Beamtenabbau verlangt wird. Sie wehrt ſich 
dagegen, daß bei denjenigen Kreiſen, wo ein Abbau mög⸗ 
lich iſt, ein ſolcher erfolgt und wünſcht ihn in erſter Li⸗ 
nie bei den bedürftigen Kreiſen, den Invalidenrent⸗ 
nern. Ich möchte feſtſtellen, daß die Deutſchnationale 
Volkspartei, nach den Ausführungen ihres Redners, 
die Rettung der Wirtſchaft darin ſieht, daß die Vor⸗ 
lage vom Senat zurückgezogen wird. Dann würden die 
Invalidenrentner um eine geringe aber notwendige Cr- 
höhung gebracht. Es würde damit ein Abbau der In⸗ 
validenrenten erfolgen, ein Abbau der ſozialen Geſetz⸗ 
gebung. Damit denkt die Deutſchnationale Volkspartei 
die Wirtſchaft zu retten. Das möchte ich vor allen Din⸗ 
gen feſtgehalten haben. (Bravo! links.) 

8 e Spill: Das Wort hat Frau Abg. 

reft. f ; 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): Es ſcheint, als 
ob es bei der Führung der Rednerliſte nicht ſo zugeht, 
wie es ſein müßte. Der Herr Abg. Gebauer hätte 
nach mir zum Wort kommen müſſen und nicht vor mir. 

Vizepräſident Spill: Die Geſchäftsordnung jagt: 
„Die Reihenfolge der Redner beſtimmt der Präſi⸗ 
dent“. Ich habe von meinem geſchäftsordnungsmäßi⸗ 
Recht Gebrauch gemacht und kann daher die Kritik 
nicht dulden. ; 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): Es wurde vor⸗ 
hin bekannt gegeben, daß die Redner ſo zum Wort 
kommen ſollen, wie die Wortmeldungen einlaufen. 
Infolgedeſſen hätte ich vor dem Abg. Gebauer 
ſprechen müſſen. 

Vizepräſident Spill: Ich muß Sie bitten, zur 
Sache zu ſprechen, ſonſt muß ich von den geſchäftsord⸗ 
nungsmäßigen Mitteln Gebrauch machen. (Zwi⸗ 
ſchenrufe! bei den Kommuniſten.) 


Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): Wenn man, 


hier den Abg. Senftleben zu der Frage der Invaliden⸗ 


verſicherung hat ſprechen hören, ſo war man wirklich 
erſtaunt, wie es möglich iſt, daß man ſich hier hin⸗ 
ſtellen und ſagen kann, daß die Renten zu loch ſind 
oder abgebaut werden müßten. Bei der Frage der 
Beamten waren es immer die Deutſchnationalen und 
vielleicht beſonders der Herr Abg. Senftleben, der in 
allen dieſen Fragen nach Deutſchland ſchielte. Wenn 
es ſich aber um die Invaliden handelt, dann kommt 
man her, und ſagt, man dürfe ſich in dieſer Frage 
nicht nach Deutſchland richten, ſondern man müſſe 
hier auf die Wirtſchaft Rückſicht neh Nicht nur 
hier im Haufe, ſondern auch im Ausſchüß hat der Herr 
Abg. Senftleben in der ſchmutzigſten Weiſe zu dieſer 
Sache geſprochen. i 
Weiter ift es bezeichnend, daß man fih hier hin⸗ 
ſtellt und jo ſpricht, während in dem eigenen Betrieb 
die Arbeiter ausgebeutet und ſelbſt zu Invaliden 1 
as 
ſind die Anternehmer. Wenn der Arbeiter ſeine In⸗ 
validenverſicherung bezahlt und ſeine Arbeitskraft 
verkauft, dann muß auch der Anternehmer die Inva⸗ 


gu 


— er s 2 Er 2 


ijt nun angeführt worden, 


Gebauer erklärte ebenfalls 


lidenverſicherung bezahlen und nicht, der Arbeiter. 
Deshalb haben wir unſern Antrag geſtellt. Nun wird 
hier davon geſprochen, daß die Unternehmer das nicht 
tragen könnten. Wenn man aber ſieht, was ſich die 
Anternehmer heute noch alles leiſten, ſo muß man 
ſagen, es iſt nicht ſo ſchlimm. Wenn man auf der 
andern Seite ſieht, wie die Invaliden leben, dann iſt 
es nötig, daß man dieſen Leuten etwas mehr gibt. Es 
wenn die Anträge der 
Kommuniſtiſchen Fraktion angenommen würden, 
könnte man von einer Staatsverſorgung ſprechen. Die 
Arbeiter arbeiten für den Staat. Infolgedeſſen hat 
der Staat die Pflicht, für alle Menſchen zu ſorgen. 
Die Arbeiter müſſen im Alter ſoviel haben, daß ſie 
leben können und nicht in ihren Stuben elend ver⸗ 
recken. Täglich könnten wir ſehen, daß die alten 
Leute infolge Hungers ſterben. Sie wollen das nicht 
ſehen, und deshalb ſind immer die Deutſchnationalen 
gegen eine Erhöhung der Invalidenrenten. Herr Abg. 
im Ausſchuß, daß dies 
dann auf eine Staatsverſorgung hinauslaufe. Für 
uns Kommuniſten iſt es gleich, ob der Staat oder die 
Unternehmer zahlen. Wir ſagen nur, eine Verſiche⸗ 
rung darf nicht ſo ausſehen, daß die Arbeiter ſie ſelbſt 
bezahlen müſſen. Vielmehr müſſen Unternehmer und 
Staat die Mittel aufbringen. 


Wogegen wir uns weiter gewandt haben, find die 
Steigerungsſätze. Die Arbeiter, die im kapitaliſti⸗ 
ſchen Staate erwerbslos werden, erhalten keine In⸗ 
validenverſicherung. Der Arbeiter, der nicht hohen 
Lohn verdient, weil die Unternehmer den Lohn nied⸗ 
rig halten, iſt im Alter dem Hunger preisgegeben. 
Weil er ſchon ſo nicht hat leben können, ſoll er außer⸗ 
dem noch weniger Rente erhalten. Herr Abg. Gebauer 


erklärte: „Warum ſetzt Ihr die Renten herunter, das 


ijt nicht konſequent.“ Wir wollen den Sozialdemokra⸗ 
ten Gelegenheit geben, Herr Abg. Dr. Bing, etwas 
für die Invaliden zu tun, etwas herauszuholen. Die 


4,60 G., die im Höchſtfalle als Rentenerhöhung ge⸗ 


währt werden, bedeuten für die Invaliden nichts. 


Was unſer Antrag verlangt, iſt noch lange nicht jo 


viel, daß die Invaliden davon gut leben könnten. Sie 
müſſen ſich dabei immer noch ganz miſerabel durch⸗ 
ſchlängeln. Um der Sozialdemokratie Gelegenheit zu 
geben, zu beweiſen, daß ſie etwas für die Invaliden 
tun will, ſtellen wir die Anträge. 
kraten ſollen zeigen, daß ſie etwas 
rentner übrig haben. Wenn man hier von einer Er⸗ 
höhung ſpricht, nimmt man den Kindern der Invali⸗ 
denrentner alles ab. Die Erhöhung der Renten 
ſoll durch eine Beitragserhöhung herausgehol 
werden. Alſo müſſen die Kinder der novali? 
denrentner höhere Beiträge zahlen. Das bejagt, daß 
man auf der einen Seite dem Vater ewas zulegt und 


es dafür andererſeits dem Sohne entzieht. Sind wi 
einer Familie drei Söhne vorhanden, die den Vate 


unterſtützen müſſen, ſo bringen ſie mehr auf, als der 
Vater an Rentenerhöhung erhält. 
ſen 


Glaubt man, daß die Invalidenrentner mit die it 
paar Pfennigen auskommen? Müſſen außerdem 115 1 
die Söhne beiſteuern, müſſen ſie nicht den an i 
Vätern etwas geben? Im Ausſchuß führte der w 
gierungsvertreter an, daß die Renten jetzt enorm a 
ſchwellen. Das fei die Folge 
Für uns Kommuniſten ſieht die Frage anders wie 
Nicht die Erwerbsloſigkeit ift ſchuld daran, daß ir 
Renten anſchwellen, ſondern die kapitaliſtiſche bracht 
ſchaftsweiſe, die den Arbeiter jo weit herunterge 
hat, daß der Geſundheitszuſtand der 


einem erſchreckendem Niveau angelangt ift. Der 


der Erwerbsloſigleit⸗ * 


4 


Arbeiterklaſſe 20 * 


0 


Die Sozialdemo⸗ 
für die Invaliden⸗ 


beiter wird infolge der Ausbeutung frühzeitig ino“ 
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(Kreft, Frau, Abgeordnete.) 
9 5 Nicht die Arbeitslosigkeit, Ihr Syſtem ift ſchuld 
aran. ; 

Ebenſo ift es mit dem Heilverfahren. Die Löhne 
der Arbeiter find jo niedrig, daß fie ſich nicht das 
Geringſte leiſten können. Dadurch wird der Tuber⸗ 
kuloſe Vorſchub geleiſtet. Dazu kommen die ſchlechten 
Wohnungsverhältniſſe. Man ſoll alſo nicht ſagen, die 
Erwerbsloſigkeit ſei ſchuld daran. Wenn man ſolche 
Ausführungen macht, daß die Invalidenrentner als 
Staatsrentner herrlich und in Freuden lebten, ſo 
muß man ſich doch ſagen, daß das Umgekehrte der Fall 
iſt. Wo iſt das Geld geblieben, das die Arbeiter 
während des Krieges und vor dem Kriege eingezahlt 
haben? Man hat es als Kriegsanleihe hingegeben, 
damit recht viel Arbeiter erſchoſſen wurden. Die Ver⸗ 
treter Ihrer Klaſſe haben in den Krieg gehetzt und 
haben die Arbeitergroſchen dazu hergegeben, damit 

der Krieg recht lange dauerte. Hätten ſie das Geld 
nicht gegeben, jo wären jetzt nicht fo viel Invaliden. 

Dann wäre auch mehr vorhanden, um den Invaliden 
etwas zu geben. Man tut ſo, als wenn man den In⸗ 
validen etwas geben wollte. Das iſt das Schändliche 
bei den Sozialdemokraten. Den Arbeitern wird nicht 
erklärt, man wolle ihnen nichts geben. Die Beitrags⸗ 
erhöhung it ein Nehmen und nicht ein Geben. Des- 
halb können wir Kommuniſten der Beitragserhöhung 
nicht zuſtimmen, ſondern nur einer Erhöhung der 
Renten! (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
ahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): M. D. u. H.! 
Der Ehrenvorſitzende einer Angeſtellten ⸗Gewerkſchaft 
hat von dieſer Stelle eine Rede gegen die Sozialver⸗ 
ſicherung gehalten. Es ift das, wie jo vieles, in Danzig 
unverſtändlich, und auch nur in Danzig möglich. Der 


betreffende Redner, Abg. Senftleben, hat gleichzeitig 


in ſeiner Rede ausgeführt, daß das Gedächtnis der 
Oeffentlichkeit kurzlebig ſei, und daß er es deshalb für 
Notwendig halte, darauf hinzuweiſen, daß die ſoziali⸗ 
tiſchen Parteien der eigentliche Grund und die eigent- 
liche Urſache der letzten Inflation und des übergroßen 
eamtenapparates ſeien, weil die Zwangswirtſchaft 
auf Grund der Propaganda der Sozialdemokratiſchen 
Partei errichtet wäre, (Abg. Schwegmann: Auf⸗ 
techterhalten worden ijt!) oder aufrechterhalten 
f erden iſt. Ich möchte das Gedächtnis der Oeffentlich⸗ 
elt inſofern ſchärfen, als ich daran erinnere, daß 
N Abg. Senftleben wahrſcheinlich das Gedächtnis 
erlaſſen hat, als er ſeine Ausführungen machte. Die 

b kwangswirtſchaft wurde im Kriege in dem Gebiet 
ingeführt, das damals das Deutſche Reich bildete. Zu 
ener Zeit wurde ja das Deutſche Reich von einer Re- 
erung geführt und einer Monarchie an 
le geleitet, nach der Sie ſich heute immer wieder 
urückſehnen. Deshalb haben Sie in Ihrem Partei- 
m am die Wiedererrichtung der Monarchie. Da⸗ 
gung hat der Reichstag dem Bundesrat die Ermächti⸗ 
treffe gegeben, alle wirtſchaftlichen Maßnahmen zu 
ur n damals find alle Geſetze gemacht worden, die 
mann angswirtſchaft geführt haben. (Abg. Schweg⸗ 
riegsmaßnahmen!) Dieſe Kriegsmaßnah⸗ 


ſondern 
en bezw. 
g, der 


h 


Herrn Bethmann 
; gehörte nicht zu den Linksparteien, aber 
em Lager. (Widerſpruch rechts.) Der 

f ser des Innern war damals Herr von Del⸗ 
ein echt ehemalige Oberbürgermeiſter von Danzig, 
Reichs konſervativer Mann. Sein Nachfolger im 
Reidet, des Innern wurde Herr Wallraff. Der 
dem ichatzminiſter, der Miniſter der Finanzen, ijt bei 
ck ſeinerzeit leider oder glücklicher Weiſe 

S ; aN 


Reichskanzler 


oberſter 


u. H.! 


verſtorben. (Pfui! rechts. — Die Deutſchnationalen í 
verlaſſen den Saal.) Herr Helfferich und alle dieſe 
Herren haben die Zwangswirtſchaft eingerichtet und 
aufrechterhalten. Kein ſozialdemokratiſcher, kein 
Mehrheits⸗ und kein ungbhängiger Miniſter hat die 
Zwangswirtſchaft eingeführt oder aufrechterhalten. 
Die Sozialdemokraten aller Richtungen haben ſtets 
erklärt, daß die Zwangswirtſchaft mit Sozialismus 
nichts gemein hat. Weil aber die Lebensmittel und 
Bedarfsartikel infolge der Blockade im Inlande in 
ſo beſchränktem Maße vorhanden waren, daß es für 
die Verſorgung der Bevölkerung nicht reichte, nahmen 
die Sozialdemokraten beider Richtungen die Zwangs⸗ 
wirtſchaft in Kauf und wehrten ſich auch ſpäter gegen 
die Aufhebung der Zwangswirtſchaft in den Artikeln, 
die im Inlande in beſchränkten Mengen vorhanden 
waren. Deshalb hat die Sozialdemokratie beider 
Richtungen hier in Danzig im Wirtſchaftsamt, bevor 
dieſes Parlament exiſtierte, gemeinſam mit dem da⸗ 
maligen Leiter Dr. Grünſpan die Zwangswirtſchaft 
aufgehoben, wo es anging, und ſich für die Einfuhr 
von Lebensmitteln aus dem Auslande bemüht. Aus 
dem gleichen Grunde haben wir uns in dieſem Hauſe 
gegen die Aufhebung der Getreideverſorgung ausge⸗ 
ſprochen, weil genügend Getreide zu erträglichen Prei⸗ 
ſen im Inlande nicht vorhanden war. Damals haben 
die Herren der Deutſchnationalen Partei, die jetzt ſo 
empört draußen ſitzen, einen gemeinen Akt begangen 
und unter Bruch der Verfaſſung zwei Abgeordnete auf 
Wochen in das Gefängnis ſperren laſſen. Das war 
Ihre Zwangswirtſchaftstätigkeit, die Sie vorgenom⸗ 
men haben. } 

Wenn man die Dinge chronologiſch und hiſtoriſch 
darſtellt, ſoll man nicht bewußte Unwahrheiten aus⸗ 
ſprechen und ſoll nicht von dieſer Stelle als Wahr⸗ 
heitsapoſtel und Gedächtnis ⸗ Erinnerer 
und die Dinge völlig entſtellen. Die Zwangswirt⸗ 
ſchaft wurde unter der wilhelminiſchen Herrſchaft ge⸗ 
ſchaffen, und die Kreiſe der Sozialdemokratie haben 
ſie dort aufgehoben, wo ſie von Einfluß waren und 
in den Fällen, wo die Zwangswirtſchaft, die mit So⸗ 
zialismus nichts gemein hat, eine Beengung der Ber- 
ſorgung der Bevölkerung darſtellte. Die Sozialdemo⸗ 
kratie hat ſich gegen die Aufhebung der Zwangswirt⸗ 
ſchaft nur dort gewehrt, wo im Inlande ein Mangel 
beſtand und aus dem Auslande eine Herbeiſchaffung 
von Lebensmitteln und Bedarfsartikeln nicht möglich 
war. Deshalb wehrt ſich auch die Sozialdemokratie 
gegen die Aufhebung der Wohnungszwangswirtſchaft, 
weil nicht genügend Wohnungen vorhanden ſind. 
Wenn der Sozialismus eingeführt wäre, hätte heute 
jeder eine Wohnung. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 


Dr. Blapier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter: (D. V. P.): M. D. 
Der Herr Abg. Seuftleben hat vorhin die 
Aeußerung getan, daß die Zwangswirtſchaft von der 
Sozialdemokratie eingeführt wäre, und daß ſie auch 
die ganze Verantwortung für die Zwangswirtſchaft 
zu tragen habe. Es iſt erſtaunlich, Herr Abg. Senft⸗ 
leben, daß Sie den Mut finden, in dieſem Hauſe mit 
einer Behauptung aufzuwarten, die allerdings das 
allerhöchſte iſt, was von deutſchnationaler Demagogie 
geleiſtet worden iſt. Sie behaupteten, die Zwangs⸗ 
wirtſchaft wäre von den Sozialdemokraten einge⸗ 
führt worden. (Abg. Senftleben: Das habe ich 
nicht behauptet!) Ihr Senator Dr. Leske war der 
Hauptpropagandeur der Zwangswirtſchaft. (Anſinn! 
rechts. — Zwiſchenrufe und große Unruhe.) Ich 
glaube, die Deutſchnationalen haben die Nerven ſo⸗ 
weit verloren, daß ſie nur noch an zwei Strängen 
ziehen. Sie ſchämen ſich jetzt vor ihren eigenen Be⸗ 


i 
> \ 


auftreten (D) 


phauptungen. 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter.) 
Ihre Weſte iſt erheblich dicker gewor⸗ 
den, Herr Abg. Senftleben, ſeitdem Sie Handlungs⸗ 
gehilfe waren. (Andauernde Zwiſchenrufe und 
große Unruhe.) Wenn Sie, was allerdings Ihrem 
Charakter entſpricht, hier perſönlich werden wollen, ſo 
haben Sie heute ſchon manche Quittung bekommen. 
(Abg. Senftleben: O nein!) Ihre Wohnungsſchie⸗ 
bungen, (Frechheit, unerhört! rechts — große Unruhe.) 
Vizepräſident Spill: Herr Abg. Dr. Blavier, Sie 
haben dem Herrn Abg. Senftleben Wohnungsſchiebun⸗ 
gen vorgeworfen, ich rufe Sie zur Ordnung. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Eins wol⸗ 
len wir feſtſtellen: Wer bringt immer wieder die per⸗ 
ſönliche Note in die Verſammlungen hinein? Die 
Herren von der Rechten, (Sie! rechts.) weil ſie 
nicht ſachlich arbeiten können. (Reinigen Sie ſich 
erſt von den Vorwürfen und greifen Sie nicht an⸗ 
dere Leute an! rechts.) Sie wiſſen doch ganz ge⸗ 


zuerſt perſönlich angegriffen? Sie! Immer ſind Sie 
es von rechts, weil Sie keine ſachlichen Argumente 
haben. (Unruhel) Eins muß ich feſtſtellen, die 
Zwangswirtſchaft im Freiſtaat iſt nicht von den So⸗ 
zialdemokraten, ſondern von den Deutſchnationalen 
eingeführt worden. (Bravo! links. — Heiterkeit 
rechts. — Große Unruhe. — Zwiſchenruf von der Tribüne.) 
Vizepräſident Spill: Jeder Zwiſchenruf von der 
Tribüne iſt verboten. Die Wortmeldungen ſind jetzt 
erledigt. Ich ſchließe die allgemeine Beſprechung. 
Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe 
Artikel 1 und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die den Artikel annehmen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Artikel 1 iſt angenommen. Ich 
rufe auf Artikel 2, ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die Artikel 2 annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Artikel 2 iſt angenommen. Ich 
rufe auf Artikel 3. Ich eröffne die Beſprechung, ich 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich 
darf wohl feſtſtellen, daß Artikel 3 mit derſelben 
Mehrheit angenommen iſt. Ich rufe auf Artikel 4. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſtelle auch hier die Annahme mit der⸗ 
ſelben Mehrheit feſt. Ich rufe auf Artikel 5. (Abg. 
Senftleben: Ich beantrage namentliche Abſtimmung.) 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen mehr vorliegen. Zu Artikel 5 liegt 
ein Abänderungsantrag, Druckſache Nr. 1997 des Abg. 
Raſchke u. Fr. und dann noch ein Eventualantrag vor. 
1. Artikel 5 erhält folgende Faſſung: 

1387 der Reichsverſicherungsordnung er⸗ 

hält folgende Faſſung: BE ö 
Der Staat leiſtet die Zuſchüſſe für die in jedem 


auf 


Eventualantrag.: 

Bei Ablehnung der vorjtehenden Anträge zu 

Artikel 5, 5b und 5c beantragen wir, im Artikel 5 

der Regierungsvorlage für die Ziffer „7,50 G.“ die 

Ziffer „50,00 G.“ zu ſetzen. 

Ich werde zunächſt über den Abänderungsantrag des 
Abg. RNaſchke u. Fr. abſtimmen laſſen. Sollte er ab- 
gelehnt werden, dann über den Eventualantrag. Zu 
welchem Antrag beantragen Sie namentliche Abſtim⸗ 
mung? (Abg. Senftleben: Zu beiden!) Wir 
ſtimmen zunächſt über den Abänderungsantrag Nr. 
1997 ab. Wird der Antrag auf namentliche Abſtim⸗ 
mung unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unter- 
ſtützung reicht aus. Wir kommen zur namentlichen 
Abſtimmung. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand 
von den Damen und Herren ſeine Stimmkarte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall, ich ſchließe die Ab⸗ 
ſtimmung. Das Ergebnis“) ift folgendes: Abgegeben 
iind 89 Stimmen, davon 79 mit Nein und 
8 mit Ja. 2 Stimmen ſind ungültig. Der 
Abänderungsantrag zu Artikel 5 iſt abgelehnt. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Eventualan- 
trag auf Druckſache Nr. 1997, der ebenfalls zu Artikel 5 
geſtellt iſt. Ich bitte die Damen und Herren, die die⸗ 
ſem Eventualantrag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz 


zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das ijt die Min- 
derheit, der Eventualantrag iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men jetzt zur Abſtimmung über Artikel 5 der Druck⸗ 
ſache auf Druckſache Nr. 1873. (Abg. Schwegmann: 
Namentliche Abſtimmung!) Namentliche Abſtim⸗ 
mung war bereits vorher beantragt. Die Unter- 


ſtützung reichte aus. Wir kommen zur namentlichen 
Abſtimmung. Wünſcht noch jemand eine Stimme j 

abzugeben? Das iſt nicht der Fall ich ſchließe die Ab⸗ 1 
ſtimmung. Sie hat folgendes Ergebnis:**) Es wur⸗ ; 


) Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Buckmakowski, Hoffmann q 
Klapps, Frau Kreft, Laſchewski, Liſchnewski, Kaſehke, Schulz. 0 * 

Geſtimmt haben mit Nein.: Abg. Arezynski, Arndt, Bahl, N 
Bergmann, Beyer, Dr. Bing, Dr. Blavier, Boecker, Brill, Bürgerle, TE S 
Dr. Bumke, Dahsler, Doerkjen, Ediger, Ehm, Eichholtz, Dr. Eppich, ; 
Frau Falk, Falkenberg, Fiſcher, J., Fiſcher, P., Footzen, Gaikowski, * 
Gebauer, Gehl, Gerick, Frau Dr. Grundmann, Guttzeit, Habel, * 
Harnau, Hohnfeldt, Hoppe, Janzen, Jofeph, Frau Kalähne, Karkutſch, i 
Karſchefski, Kloſſowski, Frau Knoblauch, Frau Kuntz, Kurowski, 
Kuckelkorn, Dr. Lembke, Lemke, Leu, Lietzau, Loops, Maier, Frau 
Malikowski, Mathieu, Mau, Mayen, Frau Meyer, Frau Mohn, 
Neubauer, Nordwig, Philipſen, Plettner, Reek, Rehberg, Rohde 
Schede, Schilke, Schmidt, E., Schwegmann, Semrau, Senftleben, 
Spill, Splett, Schülke, Dr. Treichel, Dr. Wagner, Weiß, Dr. Wendt,; 
Werner, Wierſchowski, Wisniewski, Dr. Ziehm, Frau Zuper. 

Ungültig: 2 Stimmen. 4 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Böhm, Brodowski, 
Burandt, Frau Döll, Dyck II, Falk, Förſter, Glombowski, Grünhagem, 
Hennke, Herrmann, Jedwabski, Dr. Kamnitzer, Klawitter, Klingenberg, 
Dr. Rubacz, Frau Landmann, Langowski, Lehmann, v. Malachinski, 
Dr’. Moczynski, Mroczkowski, Müller, Dr. Neumann, Dr, Banecklr 
Penner I, Polſter, Kahn, Raube, Frau Richter, Schmidt, R, 
Schütz, Weſſalowshi. 5 K 


*) Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynski, Bergmanit 
Beyer, Dr. Bing, Brill, Buckmakowski, Frau Falk, Fiſcher, J. 
Fooken, Gaikowski, Gebauer, Gehl, Gerick, Harnau, Hoffman A 
Hohnfeldt, Hoppe, Jofeph, Karſchefski, Klapps, Kloſſowski, nae 


. Jahre tatſächlich gezahlten Renten (8 1285). Die | Kreft, K ki. Kuckelkorn, Laſchew Dr. bke, 
Ber. Unteitgeber und die Verſicherten entrichten für Liſchnewel, Longe En kn i] Malikowelkt, Mathieu, Mau, 
I jede Raue 11 i ne Mayen, Frau Mohn, Nordwig, Plettner, Rahn, 9511999 ker, 
1 ; gung laufende Beiträge und zwar Arbeitgebe ‚ehberg, Schilke, idt E., Schulz, S iß, Werner, 
"a 4, Arbeitnehmer 7 der Beiträge (1432, 1439, neh re a NSP G pitty d 


Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Arndt, Bahl, Dr. i 
Boecker, Bürgerle, Dr. Bumke, Dahsler, Doerkſen, Ebiger, . 
Eichholtz, Dr. Eppich, Falkenberg, Fiſcher P., Frau Dr. Grund nach, 
Guttzeit, Habel, Janzen, Frau Kalähne, Karkutſch, Frau Knoblaede, 
Frau Kung, Frau Meyer, Neubauer, Philipſen, Rohde, Sch 


M-i 1458). 
KS ; Die Beitragswoche beginnt mit Montag. 
W 2. Hinter Artikel 5 find einzuſchalten: 
rtikel 5a. 


In $ 1255 der Reichsverſicherungsordnung ift 


nau, Herr ehemaliger Senator Senftleben, wer 


. 


INN das Wort „fünfundjehzig“ durch das ort | Schwegmann, Semrau, Senftleben, Schülke Dr. Treichel, Dr. Wagner, 
Ki „ſechzig, die Worte „ein Drittel“ durch „vier = Wendt, Dr. Ziehm, En 9 ö 

3 Zehntel“ zu e - Ungültig: 3 Stimmen. 1 dowski⸗ 
Bi : rtifel 5b. Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Böhm, Brodon , 
dl. In § 1432 der Reichs verſicherungsordnung] Brandt, Frau Döl, Dyck II, Falk, Foerſter, Glombon 
N werden onjtelfe der Worte „die Hälfte“ die | Grünhagen, Hennke, Herrmann, Jedwabski, Dr. Kamniger, 75 un 
Bi, Worte „ein Drittel“ geſetzt. Klingenberg, Dr. Kubacz, Frau Landmann, Langowski, Le 

ie; Artikel 5c. A Lietzau, v. Malachinski, Maier, Dr. Mocaynski, 

i EF i In $ 1439 werden für die Worte „die Hälfte“ | Müller, Dr. Neumann, Dr. Paneci, Penner, I, 

18 die Worte „zwei Drittel“ geſetzt. Frau Richter, Schmidt R., Schütz, Weſſalowski. 


pi 
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zur Abſtimmung. 
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(A) Gizepräſident Spill.) 


den 89 Stimmen 


abgegeben. Davon 50 mit 
Ja, 36 mit Nein, 


3 Stimmen ſind ungültig. 
Artikel 5 ift angenommen. (Bravo! links.) 
Es iſt nun in der Druckſache Rr. 1997 be⸗ 
antragt, einen Artikel 5a einzuſchieben. Es iſt ein 
Antrag des Herrn Abg. Raſchke und der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 


Herren, die dem beantragten Artikel 5a die Zuſtim⸗ 


mungen geben wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abge⸗ 
lehnt. Weiter wird von dem Herrn Abg. Raſchke be⸗ 
antragt, einen Artikel 5b einzufügen. Wir kommen 
Ich bitte die Damen und Herren, 
die dem Antrag Artikel 5b die Zuſtimmung geben 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Es wird 
weiter beantragt, einen Artikel 5% einzufügen. Ich 
bitte die Damen und Herren die dieſen Artikel 5e an- 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das ift die Minderheit, Artikel 5e ift 
abgelehnt. Ich rufe auf Artikel 6. Ich eröffne die 
Beſprechung, ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die Artikel 6 annehmen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Artikel 6 it angenommen. 
Ich rufe auf Artikel 7. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ich darf wohl feſtſtellen, daß Artikel 7 mit der glei⸗ 
chen Mehrheit angenommen ift. Artikel 8; angenom⸗ 
men. Artikel 9; angenommen. Artikel 10; angenom⸗ 
men. Artikel 11; angenommen. Ich rufe die Ueber⸗ 


N ſchrift auf: „Geſetz über Ausbau der Invalidenver⸗ 


mit Nein 35, mit Ja 55, das Geſetz iſt ſomit in der 
Schlußabſtimmung angenommen. Ich rufe auf Punkt 7 
der Tagesordnung: 


Antrag der Frau Abg. Kreft und Fraktion 
auf Vorlage eines Geſetzentwurfs betr. den 
Schutz der erwerbstätigen Jugend. 

Druckſache Nr. 1975. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat Frau Abg. Kreft 1 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): M. H. u. D.! 
Im kapitaliſtiſchen Staat iſt die Ausbeutung der Ar⸗ 
beiter an der Tagesordnung. Aber noch größer iſt die 
Ausbeutung der Jugendlichen. Die arbeitende Ju⸗ 


gend, insbeſondere die Lehrlinge, ſind ohne Schutz. 


Ihre Ausbeutung nimmt immer größere Formen an. 
Die Meiſter nehmen noch in den ſeltenſten Fällen jo 
viel Geſellen, daß ſie auch wirklich die vorgeſchriebene 


Zahl der Lehrlinge dabei haben dürfen. Sie nehmen 


eine ſolche große Zahl von Lehrlingen auf, daß die 
Lehrlinge nichts Richtiges lernen können. Ein Mei⸗ 
fter hatte einen Lehrling drei Jahre beſchäftigt. Nach 
drei Jahren erkannte er endlich kurz vor der Geſellen⸗ 
prüfung, daß ſich der Lehrling nicht für das Hand⸗ 
werk eigne und er ihm deshalb nicht zur Geſellenprü⸗ 
fung zulaſſen könne. Alſo hat der Meiſter den Lehr⸗ 
ling drei Jahre umſonſt lernen laſſen. 


Die Ausbeutung der Lehrlinge wird alſo in 
ſchlimmſter Art und Weiſe vorgenommen. Aber nicht 
nur die Lehrlinge, ſondern auch die andern Jugend⸗ 
lichen werden ausgebeutet. Während ſonſt ein Geſetz 
beſtand, wonach die Kinder nicht arbeiten dürfen, be⸗ 
ſteht jetzt wohl nur noch eine Verordnung. Dieſe Ver⸗ 
ordnung wird aber nicht innegehalten. Vielmehr 
müſſen die Kinder ſchwer arbeiten. Auch die Schule 


; - 5 
hat folgendes Ergebnis.“) Abgegeben 90 Stimmen, Š 


1 

h ſicherung“. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe k : j 

2 J: 75 : DE. ) ommt wied 8 itali i ; D 1 
| fie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte die Wehe zepte ung eke i ie pie a N A ji l ! 
Damen und Herren, die der Weberjchrift zuftimmen geblich ſchick her pitaliſten. An⸗ 1 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 1 18 17 he 1 Bea zur Erho⸗ | 

x 1 7 a 7 2 8 . $ 5 $ 5 P y 2 S 

Das iſt die Mehrheit. Die Ueberſchrift ift angenom⸗ yigt x bel a ruota 1 0 

men. Da Aenderungen nicht erfolgt ſind, kommen ommen, jo bekunden fie, daß fie von 4 Uhr mor- 

wir zur Schlußabſtimmung. (Abg. Senftleben: Ich gens bis 10 Uhr abends ſchwer haben arbeiten müſ⸗ | 
eantrage namentliche Abſtimmung.) Wird der Ye Sie mußten die ſchwerſten Arbeiten verrichten ji 

A. PT WNE 9 A > und als fie nach der Heimat kamen, hatten fie weder 1 

utrag unterſtützt? (Geſchieht.) Die Anterſtützung Hemd Sore ; 4 

icht aus, Zur Geschäftsordnung bat das Wort der Fi noch Hoſe an, und auch keine Schuhe auf den 14 

Herr Abg. Raſchke r Füßen. Das iſt die Erholung, die auf Befürwortung 1 

ý Raſchke, Abgeordneter (K. P): Zur Schlußabſtim⸗ 5 be und des Jugendamtes den Arbeiterkin⸗ I 

| b ko In Samen meier rotto folgende 95 geboten wird. Das iſt doch eine Ausbeutung der = 
jl erklärung abzugeben: j ; chuljugend in höchſter Potenz. u 
Die kommuniſtiſche Fraktion ſteht nach wie vor Aber nicht nur auf dem Lande, ſondern auch ſonſt 9 | 

| auf ben Standpunkt, daß die Verſchmelzung der werden die Kinder mißbraucht. In Guteherberge hat E | 
e EN a | 

| 4 eine Vereinfachung unb Berbilligung des Verwal⸗ Linen hüler, um bei dem penſionierten Lehrer wäh⸗ I 
7 tungsaprarats bietet. Sie erhe ie Forderung, f 1 
m daß die Angeftellten und Arbeiter von jeder Bei⸗ *) Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Arczynski, Arndt, Berg: 1 
| tragszahlung zu befreien find, da fie ihre Arbeits: | mann, Beyer, Dr. Bing, Brill, Ediger, Dr, Eppich, Frau Falk, Fiſcher, 4 
kraft im Dienſte des kapitaliſtiſchen Staates auf⸗ J., Fooken, Gaikowski, Gebauer, Gehl, Gerick, Harnau, Hohnfeldt, 14 

opfern und deshalb auch Anſpruch auf eine aus⸗ Hoppe, Janzen, Joſeph, Karſchefski, Kloſſowski, Frau Kuntz, 1 

reichende und einheitliche Versorgung bei Invalidi⸗] Kurowski, Kuckelkorn, Dr. Hembke, Lemke, Leu, Loops Maier, 1 

tät und Alter an den Staat haben Frau Malikowski, Mathieu, Mau, Mayen, Frau Mohn, Neubauer, i 

1 Im Gegenſatz dazu haben aber die übrigen Par⸗ Nordwig, Plettner, Rahn, Neck, Rehberg, Rohde, Frau Richter, 1 
ig * teien mit Einſchluß der Sozialdemokraten die an Schilke, Schmidt R., Schmidt E. Spill, Splett, Schülke, Dr. Wagner, 1 
E ſich ungenügende Rentenerhöhung auf Koſten der Weiß, Werner, Wierſchowslei, Wisniewski, Frau Zuper. | 
ins Beitragserhöhung vorgenommen. Die kommuni⸗ Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Vahl, Dr. Blavier, E 
TU ſtiſche Fraktion hat nach Ablehnung ihrer weiter | Boecker; ‚Buckmatowski, Bürgerle, Dr. Bumke, Dahsler, Doerkſen, 4 
$ gehenden Anträge auch für die ungenügende Er⸗ Ehm, Eichholt, Falkenberg Sicher P., Frau Dr. Grundmann, 1 

(A höhung der Nentenbezüge geſtimmt. Nachdem aber | Guttzeit, Habel, Hofmann, Frau Kalähne, Karkutſch, Klapps, Frau pi 
wN 25 dieje geringe Erhöhung voll und ganz durch exheb- | Knoblauch, Frau Hreft, Laſchewski. Lietzau, Liſchnewski, Frau 4 
T) liche Beitragserhöhung wieder eingebracht werden | Meyer, Philipfen, Nafchke, Schede, Schulz, Schwegmann, Semrau, A 
| ì : ſoll, lehnt die kommuniſtiſche Fraktion das Geſetz] Senftleben, Dr. Treichel, Dr. Wendt, Dr. Ziehm. ‚ er 
fi Vie x i 8 en 0 gaben ‚ob: Abg. ach, 1 8 o D 
r: präjident Spill: ir komme Schlußab⸗ uran rau Döll, Dyck II., Falk, Albert, Foerſter, Glombowski, 1 
0 . Kimmung, und an ee ee Grünhagen, Hennke, Herrmann, Jedwabskt, Dr. Kamnitzer, Klawitter, | H 
Wünſcht och 55 5 b 95 5 Klingenberg, Dr. Kubacz, Frau Landmann, Langowski, Lehmann, p 

ijt nicht 9 jemand eine Stimme abzugeben? Das v. Malachinski, Dr. Moczynski, Mroczkowski, Müller, Dr. Neumann l 

N der Fall. Ich ſchließe die Abſtimmung. Sie (or. Panecki, Penner I., Polſter, Raube, Schütz, Weſſalowski. 8 2 | 


* 
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laſſen werden könne. 
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(Kreft, Frau, Abgeordnete.) 
rend der Schulzeit Hausarbeit zu verrichten. Das 
Kind hat dieſe Arbeit ſehr lange getan. Jetzt kommt 
die Entlaſſung heran und dem Kind wird geſchrieben, 
daß es wegen unregelmäßigen Schulbeſuches und nicht 
genügenden Wiſſens noch nicht aus der Schule ent⸗ 
Die Eltern haben das Kind 
acht Jahre lang zur Schule geſchickt. Wir Kommu⸗ 
niſten ſind nicht dafür, daß die Schulkinder früh ent⸗ 
laſſen werden. Wenn man aber das Wiſſen unterbin⸗ 
det, in dem man die Kinder zur Arbeit gibt, ſo raubt 
man nachher den Eltern das Kind länger als notwen⸗ 
dig. Die Kinder müſſen ſofort nach der Schulentlaſ⸗ 
ſung arbeiten. Dieſe Möglichkeit iſt dem betreffenden 
Kinde jetzt genommen und es kann jetzt weiter Haus⸗ 
arbeit bei dem Lehrer verrichten. Die Not in den 
Arbeiterfamilien iſt ſo groß, daß ſie die Kinder zur Ar⸗ 
beit ſchicken müſſen. Oder die ſchulentlaſſenen Kinder 
müſſen die Hausarbeiten verrichten, die kleineren 
Geſchwiſter verſorgen, weil die Mutter außer dem 
Hauſe arbeitet. Ganz beſonders die Herren Abgeord⸗ 
neten, die im Schulamt tätig ſind, werden zugeben, 
daß vielfach die Aufmerkſamkeit der Schulkinder nicht 
ſo iſt, wie ſie ſein ſollte, weil die Kinder durch Unter⸗ 
ernährung und Ueberarbeitung erſchöpft find. 
Deshalb muß ein Geſetz geſchaffen werden, in dem 
die Kinderarbeit ſtreng verboten wird. Es muß feſt⸗ 
gelegt werden, wie die Kinder zu beſchäftigen ſind. 
Bei den Jugendlichen iſt ebenfalls kein Schutz vor⸗ 
handen. Man ſieht, daß die Jugendlichen häufig 
Ueberſtundenarbeit leiſten müſſen. Außerdem müſſen 
ſie Arbeiten verrichten, die nur für Vollarbeiter in 
Frage kommen. Dadurch wird der Geſundheitszuſtand 
der arbeitenden Jugend immer weiter herabgedrückt. 
Infolgedeſſen muß für die Jugendlichen ein Geſetz ge⸗ 
ſchaffen werden, das ſie nicht nur bis zum 16., ſon⸗ 
dern bis zum 18. Lebensjahre ſchützt. Dies Geſetz, das 
der Senat nach unſerem Antrage vorlegen ſoll, ſoll 
das völlige Verbot der Kinderarbeit enthalten. Zwei⸗ 
tens jollen die Lohnverhältniſſe und Arbeitsverhält⸗ 
niſſe der Jugendlichen durch Tarifverträge geregelt 
werden. Heute werden die Jugendlichen beſchäftigt 
und entlohnt, wie es im Ermeſſen des Unternehmers 
liegt. Wenn man dann hört, welche niedrigen Löhne 
die Jugendlichen erhalten, dann muß man ſagen, ſie 
ſpotten jeder Beſchreibung. Da die Jugendlichen auch 
furchtbar lange arbeiten müſſen, iſt es nötig, daß durch 
Geſetz feſtgelegt wird, daß ſie täglich nicht länger als 
6 Stunden arbeiten. Eine längere Arbeitszeit als 
eine 8ſtündige dürfen die Jugendlichen auf keinen Fall 
haben. Die Aufräumungsarbeiten müſſen in die 
Arbeitszeit hineingerechnet werden. Heute iſt es ſo, 
daß die Aufräumungsarbeiten und der Fortbildungs⸗ 
unterricht in die Stunden nach der Arbeitszeit fallen. 
Weiter verlangen wir für die arbeitende Jugend 
Ferien. Wie ſieht es heute in der Beziehung aus? 
Die Jugend erhält keine Ferien und hat auch nicht 
die Mittel, dieſe Ferien wirklich durchzuhalten. Des⸗ 
halb verlangen wir, daß Ferienheime errichtet wer⸗ 
den, in denen die Jugend koſtenloſen Aufenthalt er⸗ 
hält. Auch in Danzig wären Heime vorhanden. Ich 
denke beſonders an das Kaſino in Zoppot, das man 
beinahe als Mörderhöhle bezeichnen kann. Wenn 
man die Selbſtmorde verfolgt, die in Zoppot infolge 
der Spielhölle vorkommen, dann muß man ſagen, es 
wäre richtiger, die Spielhölle würde geſchloſſen und 
zu Ferienheimen für die arbeitende Jugend benutzt. 
(Bravol) Weiter verlangen wir, daß eine Kon⸗ 
trolle bezüglich der Innehaltung des Gesetze durch 
die proletariſchen Kontrollorgane, durch die Sugend- 
organiſationen und die Gewerkſchaften, ausgeübt wird. 
Weiter wollen wir, daß den Jugendlichen im Be⸗ 


triebsrat eine Stelle geſichert wird, damit ſie ihre 
Intereſſen allein vertreten können. Die Jugendkom⸗ 
miſſionen müſſen die Beſchwerden der Jllgendlichen 
zur Kenntnis nehmen. Ferner wollen wir, daß Strei⸗ 
tigfeiten durch Tarifinſtanzen geſichert werden. 

Wir verlangen weiter, daß allen ſchulentlaſſenen 


Jugendlichen, denen keine Arbeit nachgewieſen werden 


kann, die Erwerbsloſenunterſtützung gezahlt wird. 
Heute ſehen wir, daß der größte Teil der arbeitenden 
Jugend auf der Straße umherläuft, ohne Beſchäfti⸗ 
gung zu finden, weil bei dem kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtem immer mehr Arbeitsloſe auf die Straße 
kommen. Da die Jugend ſo viel auf der Straße iſt, 
ſehen wir, daß leider, wie die bürgerlichen Kreiſe 
glauben, die Verwahrloſung immer größere Kreiſe 
zieht, weil die Jugendlichen dem Elend preisgegeben 
find. Alle dieſe Beſchwerden follen durch die Jugend- 
kommiſſionen geregelt werden. 8 
tungen ſchreiben zu unſeren Anträgen, daß dann auch 
die Hausangeſtellten unter dieſe Anträge fallen wür⸗ 
den. Anſcheinend gefällt ihnen das nicht, aber die 
Hausangeſtellten gehören auch zu den Menſchen, die 
ausgebeutet werden. Folglich ſollen ſie auch unter den 
Schuß dieſes Geſetzes fallen. Auch ihnen jol Hilfe zu 
teil werden. 

Man muß weiter betonen, daß ſich der Schutz der 
Jugendlichen auch auf die Fürſorgeanſtalten beziehen 
muß. Sehen wir einmal, was man von den Fürſorge⸗ 
zöglingen für Arbeit verlangt. Nicht nur in Konrads⸗ 
hammer und Tempelburg iſt die Ausbeutung groß, 
ſondern auch im Zufluchtsheim, wo die jugendlichen 
Mädchen unter den ſchlimmſten Verhältniſſen die 
ſchwerſten Arbeiten verrichten müſſen. Die Abgeord⸗ 
neten ſollten ſich die Verhältniſſe einmal anſehen. 
Wenn die Mädchen aus der Anſtalt herauskommen, 
ſind ſie für das ganze Leben ruiniert. Sie ſind mit 
Krankheiten behaftet, unter denen ſie im ſpäteren 
Leben ſchwer zu leiden haben. In den Anſtalten 
herrſcht auch immer noch die Prügelſtrafe. 
zer Zeit hatten wir Gelegenheit, einige Fälle zu prü⸗ 
fen, die ſich in Silberhammer abgeſpielt haben. Es 
ift feſtgeſtellt worden, daß die Jugendlichen dort im 
mer wieder ausrücken, weil die Behandlung dort no 
immer an mittelalterliche Zeiten erinnert. Die Ju 
gendlichen werden feſtgeſchnürt und mit Stöcken be⸗ 


arbeitet, ſodaß noch nach drei bis vier Wochen Strie 


men vorhanden ſind, in die man einen Finger hinein 
legen kann. Sie ſind dabei unter Krämpfen gulan 
mengebrochen. Als die Krämpfe vorüber waren, hal 
man aufs neue auf ſie eingeprügelt. Die Jungen? 


Die bürgerlichen Zei⸗ 


. 


Vor kur⸗ 


haben ſich herumgetrieben und erzählt, daß ſie lieber 


die ſchlimmſten Sachen durchmachen wollten, als wie 
der in die Anſtalt zurückzugehen, die fie als Hölle be 
trachten. Ich wünſche, daß alle dieje Fälle gepi 
werden, und daß es aufhört, daß man Jugendlito 
und Kinder überhaupt prügelt. In der Gewerbecn e 
nung lieſt man bei der Lehrlingsfrage, daß nur ber 
zu ſtrenge Prügelſtrafe verboten iſt. Es darf a ft 
nicht fein, daß der Lehrmeiſter die Lehrlinge prügi; 
Wenn er nicht die Fähigkeit hat, ihn auf eine P 
dere Art zu einem tüchtigen Arbeiter zu machen, 
wird die Prügelſtrafe auch nichts helfen. Alle 
Beſtimmungen ſollen beſeitigt werden. Deshalb 
langen wir, daß der Senat ein Geſetz vorſieht, in 
alle dieſe Forderungen enthalten ſind, die wir in den 
ſerm Antrag niedergelegt haben. (Bravol bei 
Kommuniſten.) 


er? 
pent 


Der 


weiter vor. Ich ſchließe die Beſprechung. 
teſten⸗Ausſchuß ſchlägt vor, dieſen Antrag 
len Ausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch 
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nicht. Das hohe Haus Hat fo beſchloſſen, Wir find | Haus einzuberufen und die Tagesordnung feſtzuſetzen. 

damit am Schluß unſerer heutigen Tagesordnung. Widerſpruch wird nicht laut; es iſt ſo beſchloſſen. 

Ich bitte das hohe Haus um die Ermächtigung für 

den Herrn Präſidenten, wenn Material vorliegt, das (Schluß der Sitzung 9 Uhr 55 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Ahr 35 Minuten durch den 
Präſidenten Dr. Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Leske, Ram⸗ 
minger, Dr. Wiercinſki; Obergerichtsrat Kettlitz, Ober- 
regierungsrat Brieſewitz; Regierungsräte Hagemann, 
Dr. Schimmel. 

Präſident: M. D. u. H! Ich eröffne die Sitzung. Zu⸗ 
nächſt die Mitteilung, daß neu ein Geſetzentwurf zur Ab⸗ 
änderung der Körperſchaftsſteuergeſetze und ein 
Geſetzentwurf zur Abänderung des Vermögens— 
ſteuergeſetzes eingegangen iſt. Druck und Verteilung 
habe ich veranlaßt. Die Steuergeſetze gedenke ich, ſoweit 
ſie bis dahin eingegangen ſind, am nächſten Mittwoch auf 
die Tagesordnung zu ſetzen. Wir kommen dann zur 
Tagesordnung. Der Aelteſten-Ausſchuß empfiehlt Ihnen, 
die Punkte 1 bis 7 zu verbinden, und zwar derart, daß 
wir bei Artikel 1 der Druckſache Nr. 2027 eine allgemeine 
Beſprechung abhalten und alles vorbringen, was zu den 
Punkten 1 bis 7 zu ſagen iſt, ſo daß wir die Beſprechung 
vorweg nehmen, um dann, dem Beiſpiel des Reichstages 
und Landtages folgend, die Abſtimmungen hintereinander 
vorzunehmen. Das liegt auch im ZIntereſſe der Mit- 
glieder des Hauſes. Sie wiſſen dann genau Beſcheid, 
wann abgeſtimmt wird und daß wir über alle Punkte 
hintereinander abſtimmen. Ich hoffe, daß Sie dieſem 
Vorſchlage des Aelteſten-Ausſchuſſes zuſtimmen. Ich höre 
keinen Widerſpruch. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Herrmann. 

Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): Ich halte den 
Vorſchlag nicht für zweckmäßig, da Anträge behandelt 
werden, die von einander ganz verſchieden ſind. Ich 
könnte mich nur einverſtanden erklären, wenn eine allge⸗ 
meine Beſprechung ſtattfindet und außerdem noch Gele⸗ 
genheit gegeben wird, bei jedem § 1 in einer Einzel- 
beratung zu jedem Geſetzentwurf Stellung zu nehmen. 
Wenn ſo verfahren wird, wie vorgeſchlagen worden iſt, ſo 
würde der größte Teil des hohen Hauſes die Ausführun⸗ 
gen gar nicht hören und nachher würde nur die Abſtim⸗ 


(©) 


(D) 


EE 


2056 


(a) (Herrmann, Abgeordneter.) 


mungsmaſchine arbeiten. Dann möchte ich weiter vor- 
ſchlagen, daß Punkt 2 vor Punkt 1 behandelt wird. 
Punkt 2 iſt der ältere Antrag. Beide Punkte betreffen 
die Abänderung des Geſetzentwurfs zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot. Wenn bei Punkt 2 etwas angenommen 
wird, ſo könnte das in dieſem Falle noch bei Punkt 1 be⸗ 
rückſichtigt werden. Ich halte das für zweckmäßig. Auker- 
dem iſt Punkt 2 älter als Punkt 1. Punkt 2 iſt im Sep⸗ 
tember eingereicht worden und der Geſetzentwurf unter 
Punkt 1 erſt im Oktober. 

Präſident: Da iſt zunächſt zu erwidern, daß die Ver⸗ 
einbarungen im Aelteſten-Ausſchuß ja eigentlich keinen 
Zweck haben, wenn die Vorſchläge des Aelteſten⸗Aus⸗ 
ſchuſſes über den Gang der Verhandlungen im Plenum 
umgeſtürzt werden. Selbſtverſtändlich kann ich dagegen 
nichts machen. Ich empfehle Ihnen, nur ſo zu verfahren, 
wie es der Aelteften-Ausihuß vorgeſchlagen hat. Es ift 
das Recht jedes Abgeordneten, ſich bei allen Einzel⸗ 
beratungen zum Wort zu melden. Ich hoffe, daß ſich 
aber die Mehrheit des Hauſes dem Vorſchlage des 
Aelteſten⸗Ausſchuſſes anſchließen wird. Was die Um- 
ſtellung der Tagesordnung anbetrifft, ſo iſt das ein An⸗ 
trag der geſchäftsordnungsgemäß behandelt werden muß. 
Eine Amſtellung ift nicht möglich, wenn ſieben Abgeord- 
nete widerſprechen. Wird der Amſtellung der Tages- 
ordnung widerſprochen? (Eeſchieht.) Es bleibt alſo 
bei der Tagesordnung, wie ſie feſtgeſetzt iſt. Wir kommen 
nunmehr zum Punkt 1 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Abänderung des Geſetzentwurfs zur Bekämpfung 
der Wohnungsnot. Arantrag des Abg. Dr. Blavier 
und Genoſſen. 
Druckſache Nr. 2027 zu Nr. 1904. 

Ich bitte um Wortmeldungen, damit ich ſie nach der 
Stärke der Fraktionen bzw. den einzelnen Wünſchen ord⸗ 
nen kann, die mir beſonders geäußert werden. Das Wort 
hat der Herr Berichterſtatter. 

Neubauer, Abgeordneter (Z.): Im Auftrage des 
Hauptausſchuſſes habe ich zu berichten, daß der Haupt⸗ 
ausſchuß den Arantrag des Herrn Abg. Dr. Blavier, 
Druckſache Nr. 1904, einer eingehenden Beratung unter⸗ 
zogen hat. Der Haupt⸗Ausſchuß ift nun in feiner Mehr- 
heit zu der Meinung gekommen, daß der Arantrag des 
Herrn Abg. Dr. Blavier aus mancherlei Gründen, haupt- 
ſächlich aus wirtſchaftspolitiſchen Erwägungen zurzeit nicht 
annehmbar ift. Der Haupt⸗Ausſchuß hat dafür die Ab- 
änderung des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungs- 
not das ſogenannte Wohnungsbaugeſetz vom 27. März 
1925, Geſetzblatt Nr. 79, beſchloſſen. Die Ergebniſſe der 
Beratung ſind in der Druckſache Nr. 2027 niedergelegt. 
Der Haupt⸗Ausſchuß bittet, den Geſetzentwurf in der Vor⸗ 
lage Druckſache Nr. 2027 in unveränderter Form anzu- 
nehmen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Eichholtz. 

Eichholtz, Abgeordneter (D. Nat.): Der Antrag des 
Abg. Dr. Blavier, Druckſache 1904, auf Erhöhung der 
Mieten um 20% für die Hausbeſitzer entſpricht einer 
Vorlage der früheren Regierung und deckt ſich mit der 
Stellungnahme meiner Fraktion nach Verabſchiedung des 
Geſetzes zum Ausgleich der Geldentwertung. Bei Bera⸗ 
tung des Geſetzes zum Ausgleich der Geldentwertung hat 
der Geſetzgeber mit einer Heraufſetzung der Mieten ge⸗ 
rechnet und in dem Geſetze ſelbſt dem Hausbeſitzer eine 
ſolche Zuſicherung in Ausſicht geſtellt und die Höhe der 
Aufwertung danach bemeſſen. Der Hausbeſitzer kann 
ſeinen Verpflichtungen bezüglich der Aufwertung nur 
nachkommen, wenn eine Herauſſetzung der Mieten um 
mindeſtens 20% für den Hausbeſißzer erfolgt, mithin find 
auch die Hypothekengläubiger, welche unter der heutigen 
Not mit am ſchwerſten leiden, an dieſer durchaus gereh- 


Volkstag Danzig. — 143. Sttzung. 


Mittwoch, den 9. Dezember 1925. 


ten und angemeſſenen Mietserhöhung für den Hausbeſitzer 
intereſſiert. Anbedingt muß zugegeben werden, daß der 
augenblickliche Zeitpunkt mit Rückſicht auf die beſtehende 
Wirtſchaftskriſe und den bevorſtehenden Winter außer⸗ 
ordentlich ungünſtig für eine Mietserhöhung gewählt iſt, 
dennoch müſſen wir. an unſerer Forderüng, 20% Miets- 
erhöhung für den Hausbeſitzer, feſthalten, einer Forde⸗ 
rung, welche ſchon lange erfüllt wäre, wenn nicht der 
Regierungswechſel, mit Hilfe der Gruppe Blavier, er- 
folgt wäre. 

Der von den Regierungsparteien eingebrachte und 
von dem Ausſchuß angenommene Antrag Blavier be- 
deutet keine Einlöfung des dem Hausbeſitz bei Durd- 
beratung des Wohnungsbaugeſetzes und bei der Aufwer- 
tung von der Regierung gegebenen Verſprechens. Eine 
weitere Erhöhung der Wohnungsbauabgabe um 10% ill 
kurzſichtig und unſozial gedacht, ſie bedeutet eine weitere 
ſteuerliche Belaſtung des Hausbeſitzes, welcher die nun 
auch einſetzenden Hypothekenzinſen nicht aufbringen kann; 
eine neue Belaſtung des Hausbeſitzers, die gegen die guten 
Sitten verſtößt, und welche verewigt werden wird. And 
— wenn wir dieſen Weg beſchreiten, wird es für Jahre 
hinaus keine weitere Mietserhöhung für den Hausbeſitzer 
mehr geben, denn die 100 ige Friedensmiete iſt dann 
erreicht, und kann und wird ſich in den folgenden Jahren 
keine Mehrheit im Plenum finden, welche über die 
100% ige Friedensmiete hinaus einer Mietserhöhung zu- 
ſtimmen wird, und — die 30% ge Wohnungsbauabgabe 
wird auch nach Beſeitigung der Wohnungsnot beſtehen 
bleiben. 

Ans ſcheint es, daß die Regierung, welche im Gied- 
lungsausſchuß zugeſtanden hat, daß über zwei Drittel der 
Wohnungsbauabgabe, welche im Jahre 1926 einkommenſoll 
bereits im Jahre 1925 verpulvert worden iſt, mit dieſer 
neuen 109 igen Wohnungsbauabgabe nur dies ihr ſehr 


unangenehme Loch im Wohnungsbaufond zuſtopfen und 00 


das große Defizit, das in dem Wohnungsbaufond jetzt 
vorhanden iſt, einigermaßen hiermit decken will, denn an⸗ 
ders kann man ſich dieſe Regierungsvorlage, welche jedem 
Gerechtigkeitsgefühl ein Schlag ins Geſicht iſt und das von 
der Regierung ſ. It. gegebene Verſprechen glatt über den 
Haufen wirft, nicht erklären. 

Ich hoffe, daß nach dieſen Ausführungen bei ruhiger 
Leberlegung kein objektiv und ſtreng ſachlich denkendes 
Mitglied des hohen Hauſes anders als für Ablehnung des 
$ 3 der Druckſache 2027 ſtimmen kann, wenn Hausbeſitzer 
und Gläubiger, wie von der alten Regierung zugeſichert, 
einigermaßen befriedigt werden und die Häuſer in unſerm 
alten, ſchönen Danzig nicht dem Verfall preisgegeben 
werden ſollen. 

Zu den Punkten 2 bis einſchl. 7 der Tagesordnung, 
welche Punkte alle Abänderung des Geſetzes zur Be⸗ 
kämpfung der Wohnungsnot oder Aufbringung oder Be 
reiſtellung von Mitteln für den Wohnungsbau bzw. zur 
Fertigſtellung von Siedlungsbauten enthalten, hat meine 
Fraktion eingehend im Siedlungsausſchuß Stellung er 
nommen, die meiften dieſer Punkte, jo die Punkte 2, 3, 
und 6 ſind einſtimmig vom Ausſchuß gegen die Stimm 
des Antragſtellers abgelehnt worden. Punkt 5 = 
Tagesordnung wurde auf Wunſch der Regierung vertagt. 
Die meiſten dieſer Forderungen find theoretiſch gut gr 
meint, doch nicht in die Praxis übertragbar. Auf 5 
Punkte heute begründend näher einzugehen, erübrigt fi 0 
wohl, meine Fraktion wird fih, wie |. Zt. im Siedlungs 
ausſchuß, bei der heutigen Abſtimmung enthalten. 

Zu Punkt 1 bis 7 der Tagesordnung hat 
Fraktion eine Entſchließung eingebracht, welch ats- 
daß der Wohnungstauſch zwiſchen Danziger rei 
angehörigen von der Wohnungszwangswirtſchaft bet“ 


werden ſoll. Dieſe Entſchließung liegt den Mitgliedern iz 1 


(A) 


(B) 
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(Eichholz, Abgeordneter.) 

als Druckſache Nr. 2049 vor. In Deutſchland jagt man fih, 
daß, wenn eine völlige Aufhebung der Wohnungs- 
zwangswirtſchaft auch noch nicht zeitgemäß ift, dieſelbe 
doch allmählich gelockert werden muß. Aus dieſem 
Grunde ſind in den meiſten größeren Städten Deutſch⸗ 
lands die Wohnungen mit 5 Zimmern und darüber von 
der Wohnungszwangswirtſchaft befreit und iſt es dort 
geſtattet, daß Wohnungsinhaber mit Genehmigung der 
Hausbeſitzer, ohne dem zuſtändigen Wohnungsamt hier⸗ 
von Mitteilung machen zu brauchen, die Wohnungen 
tauſchen können. 

Anſere Entſchließung will nun auch in Danzig mit 
der allmählichen Lockerung der Wohnungszwangswirt⸗ 
ſchaft, jetzt 7 Jahre nach dem Kriege, beginnen. Wir 
halten es nur für gerecht, wenn Wohnungsinhaber im 
Freiſtaat Danzig, wenn ſie Danziger Staatsangehörige 
find, und mit Genehmigung der Hauseigentümer die 
Wohnungen tauſchen wollen, dieſes nach Anzeige bei dem 
zuſtändigen Wohnungsamt, tun dürfen. Es iſt nicht mehr 
zeitgemäß und erzeugt mit recht böſes Blut bei Mietern 
und Vermietern, wenn bei abſolut einwandsfreiem Woh⸗ 
nungstauſch Danziger Staatsangehöriger das Wob- 
nungsamt ſich, wie dies bei uns noch immer der Fall iſt, 
einmiſcht und den Wohnungstauſch verbietet, oder von 
einem oder dem andern Wohnungstauſchenden gar eine 
Geldabgabe in den ſogenannten Sanierungsfond ver⸗ 
langt, wie dies z. It. auch oft der Fall iſt. 

Bemerken möchte ich zu unſerer Entſchließung noch, 
daß, wenn unſerer berechtigten Forderung, der Annahme 
der Entſchließung von den Migliedern des hohen Hauſes, 
Rechnung getragen wird, eine ganze Anzahl Beamte im 

Bohnungsamt frei werden würde. Meine Fraktion 
bittet die Mitglieder des hohen Hauſes, der Entſchließung 
der Deutſchnationalen Partei. 
zuzuſtimmen. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 
05 8 Das Wort hat der Herr Abg. Robert 
midt. 

Schmidt, Robert, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. H.! 
Das viel umſtrittene und vielfach angefochtene Woh⸗ 
nungsbaugeſetz vom 27. März d. Is., auf das fih der 

ntrag auf Mietserhöhung ſtützt, hat unzweifelhaft den 
großen und nicht zu unterſchätzenden Erfolg gehabt, daß 
es möglich geweſen ift, aus dem Aufkommen der Woh- 
nungsbauabgabe rund 500 neue Wohnungen herzuſtellen 
und etwa 1000 alte Wohnungen zu ſanieren. Das Geſetz 
verfolgt, was vielfach leider noch immer verkannt wird, 
in erſter Linie den Zweck, durch allmähliche Steigerung 


er Mieten die Wohnungswirtſchaft und damit einen 


ganz beſonders wichtigen Zweig der Volkswirtſchaft von 
en Feſſeln zu befreien, mit denen er heute bedauerlicher- 
ar gebunden ift und bis auf weiteres noh gebunden 
i eiben muß, bis durch Angebot und Nachfrage ein be⸗ 
riedigender Ausgleich erzielt worden ift. Die Mieten 
üſſen alſo nach und nach ſo weit erhöht werden, daß das 
auen rentierlich wird, d. h. die Mieten für alte Woh⸗ 
Wia gen müſſen über kurz oder lang die Höhe erreichen, 
die für Wohnungen in Neubauten, da ſonſt trotz aller 
Woßnungsnot und allen Elends die in billigen alten 
pap Lengen ſelbſt unter den drückendſten räumlichen Ber- 
ürfteſlen Antergebrachten nicht dazu zu bewegen ſein 
Ane ri die alte bisherige Wohnungsunterkunft gegen 
man Ente. Wohnung im Neubau einzutauſchen. Will 
Riner ſo eine Förderung des Wohnungsbaues, will man 
R daß das Wohnungsbedürfnis eine an fih wün⸗ 
ae verte Regelung erfährt, To kommen wir an An- 
gen auf Mietserhöhungen nicht vorbei. 
liebt dabedorliegende Gefehentwurf, Drudjahe Nr. 2027, 
zum 1 80 nach den Beſchlüſſen des Haupt⸗Ausſchuſſes 
100, p S muar 1926 eine Erhöhung der Mieten um 
vor, die den Hausbeſitzern im Hinblick auf die ein- 


und ſchon heute feſtgelegt werden, 
Druckſache 2049, daher 


zwar aus den ſo vielfach erörteren Gründen heraus. 
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getretenen Verpflichtungen der Grundſtückseigentümer 
gegenüber den Hypothekengläubigern durch das im April 
in Kraft getretene Aufwertungsgeſetz zugute kommen ſoll, 
das ſich leider noch nicht in dem erforderlichen Maße aus⸗ 
zuwirken vermag, weil die vom Obergericht ausſtehende 
Entſcheidung über die Rechtsgültigkeit des Geſetzes eine 
übermäßig lange Zeit in Anſpruch zu nehmen ſcheint. Es 
iſt damals im § 6 des Wohnungsbaugeſetzes verankert 
worden, daß nach dem Inkrafttreten des Geſetzes über den 
Ausgleich der Geldentwertung die Mieten neu geregelt 
werden ſollten. Inzwiſchen ſind neun Monate ver⸗ 
ſtrichen, und es iſt Pflicht des Geſetzgebers, das von ihm 
geſetzlich feſtgelegte Verſprechen einzulöſen. Wie ſich das 
Aufwertungsgeſetz im einzelnen oder in ſeiner Geſamt⸗ 
heit auswirkt, kann zahlenmäßig nicht feſtgeſtellt werden. 
Daher konnten auch über die Mietserhöhungen ſeinerzeit 
beſtimmte Feſtlegungen nicht erfolgen. 

Eins kann aber — unbeſchadet der Beſtimmungen 
des Wohnungsbau- und des Aufwertungsgeſetzes 
heute beſtimmt geſagt werden, daß in dieſer Zeit der 
ſchwerſten wirtſchaftlichen Depreſſion, ſowohl in Arbeit⸗ 
nehmer- wie in Arbeitgeberkreiſen, über ein gewiſſes 
Maß der finanziellen Anſpannung des einzelnen unmög⸗ 


(C) 


lich binausgegangen werden kann. Wir halten daher die 


in der Druckſache Nr. 2027 vom Haupt⸗Ausſchuß ge- 
machten Vorſchläge, vom 1. Januar 1926 ab die Miete 
auf 90% der Friedensmiete zu erhöhen mit der Mağ- 
gabe, daß dieſe Erhöhung den Hausbeſitzern zugute kommt 
als das Höchſtmaß deſſen, was notgedrungen ge⸗ 


tragen werden kann. Ebenſo müſſen bei der am 1. April 


1926 in Ausſicht genommenen Mietserhöhung auf 100% 
weitere 10% dem Wohnungsbaufonds zugeführt werden 
damit die Regierung 
die Möglichkeit hat, für 1926 rechtzeitig ein Bauprogramm 
aufzustellen, das allerdings angeſichts der Tatſache, daß 
von den aus der Wohnungsbauabgabe für 1926 aufkom⸗ 
menden Mittel ein erheblicher Teil für im Entſtehen be⸗ 
griffene Bauausführungen bereits vorſchußweiſe veraus⸗ 
gabt iſt, und ferner dadurch, daß die zum Wohnungsbau 
mit verwandte Lohnſummenſteuer von rund 1,5 Mil⸗ 
lionen vom 1. Oktober ab um rund 50 Prozent herab- 
geſetzt iſt und jedenfalls durch die erſchreckende Arbeits- 
loſigkeit eine weitere Minderung erfahren dürfte, ein 
kärgliches, wenn nicht klägliches Bauprogramm ſein wird. 

Bei dieſer Gelegenheit möchten wir wiederholt und 
mit allem Nachdruck darauf hinweiſen, daß ſo, wie bis⸗ 
her, nicht weiter gebaut werden kann. Die Zeiten zwin⸗ 
gen auch in der Wohnungsbauweiſe zur allergrößten 
Sparſamkeit und Beſchränkung. Daher iſt es nicht an⸗ 
gängig, ſo ſchön und ideal es fein mag, weiter in erheb- 
lichem Umfang kleine Einzelhäuschen zu bauen, da dieſe 
nicht in dem erwünſchten Maße zur Beſeitigung der Wob- 
nungsnot beitragen. Nur die Schaffung von guten und 
verhältnismäßig billigen Wohnungen, die auch von den 
Wohnungsloſen bezahlt werden können, kann ins Auge 
gefaßt werden und bringt uns dem Ziele näher. Das 
bedingt auch, daß jeder Meter anbaufähigen Straßen⸗ 
geländes planmäßig ausgenutzt wird, und daß Wohn⸗ 
häuſer nur in reibenhausartiger Bebauung errichtet 
werden, die nicht über drei Stockwerke hinauszugehen 
brauchen und zum Teil auch Eigenheime darſtellen können. 
Gebaut muß aber unter allen Amſtänden werden, und 
Wir 
wollen wünſchen und hoffen, daß das mindeſtens in dem 
Amfange des letzten Baufahres geſchehen wird. Am 
dieſes Ziel zu erreichen, muß aber, wie gejagt, nicht nur 
die 10 gige Mieterhöhung ab Januar 1926 als Anteil 
für die Hausbeſitzer, ſondern es muß gleichzeitig eine wei⸗ 
tere 10% ige Mieterhöhung zur Abführung an den Woh- 
nungsbaufonds beſchloſſen werden, ſo daß die Wohnungs- 
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bauabgabe vom 1. April 1926 an auf 30 v. H. ſteigt. 
(Zuruf des Abg. Falk.) ; 

Es ift weiterhin nötig, daß fih die Regierung ernit- 
lich um Hypothekenkapital bemüht, weil ſich das Bauen 
ohne die Möglichkeit der Beleihung durch erſtklaſſige 
Hypotheken zu angemeſſenem Zinsfuße auch für Genoſſen⸗ 
ſchaften als unmöglich herausgeſtellt hat. Am zur Förde— 
rung des Wohnungsbaues unſererſeits das beizutragen, 
was in unſeren Kräften ſteht, bitten wir Sie, auch im In⸗ 
tereſſe der Hausbeſitzer liegt das, den Beſchlüſſen des 
Haupt⸗Ausſchuſſes in Druckſache Nr. 2027 zuzuſtimmen. 
Wenn ſich die Verhältniſſe im Laufe des Jahres 1926 
günſtiger geſtalten ſollten, werden wir über weitere Maß⸗ 
nahme gern mit uns reden laſſen. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ein 
ganz ſchlauer Mann ſagte einmal, als man ihn darauf 
aufmerkſam machte, daß die Arbeiter kein Brot zu eſſen 
hätten, dann ſollten ſie Kuchen eſſen. Trotzdem knappte 
man dem Arbeiter noch ein paar Abgaben ab. Genau ſo 
vollzieht ſich die Sache auch hier wieder. Es ſind noch 
nicht 8 Tage her, da hat man den Stundenlohn des Ar- 
beiters um einen Pfennig abgebaut. Heute will man einen 
Raubzug, einen neuen Lohnabbau, vollziehen. (Sehr 
richtig! rechts.) 2 Pfennig die Stunde ſollen wieder ab- 
gebaut werden. Wie die kleinen Leute, die Arbeiter, ſich 
wieder flott machen ſollen, das iſt ein Rätſel, das ich 
leider nicht löſen kann. Aber als die Vorlage Geſetz 
wurde, da waren es ja die Herren, die größtenteils er⸗ 
klärten, das werden die Arbeiter ſchon herausholen. Die 
Pfennige, die ihnen am Stundenlohn verloren gehen, 
werden wir durch Streiks oder ſonſtige Verhandlungen 
herausholen. Ob das heute noch möglich iſt und ob die 
Herren, die damals ſo geſprochen haben, heute denſelben 


Ton anſchlagen werden, beſtreite ich ſtark. Wir ſagen 
alſo, dieſer Raubzug auf die Taſchen der Bevölkerung 


kann von uns abſolut nicht gutgeheißen werden. Es iſt 
ein Skandal, wenn Sie ſich in der heutigen Wirtſchafts⸗ 
not hier herſtellen und erklären, die eine Gruppe muß be⸗ 
kommen und die andere muß es bezahlen, ſo ſtimmt das 
nicht. Sagen Sie doch, erklären Sie ganz frei und offen: 
„Ihr Arbeiter, die ihr arbeitslos ſeid, Ihr kleinen Hand⸗ 
werker, die Ihr heute einen ganz ſaumäßigen Lohn habt, 
Ihr ſollt es bezahlen!“ Am diefe Erklärung gehen Sie 
herum wie die Katze um den heißen Brei. Wenn Sie nur 
Ihre Kreiſe vertreten können, wenn Sie nur ſagen können, 
die Hausbeſitzer follen vorläufig mit 20% zufrieden fein, 
im Jahre 1926 ließe ſich über weitere 10% reden und es 
wird nicht lange dauern, dann gibt es 150%, dann iſt 
Ihnen wohl. Dazu haben Sie den Mut, aber dem 
Arbeiter zu ſagen, daß er der Leidtragende iſt, daß er be⸗ 
zahlen muß, das riskieren Sie nicht. 

Die Arbeiter ſind die Leidtragenden. Bei ihnen 
nimmt man einen Lohnabzug vor, ſie ſollen neue Opfer 
bringen. Beſonders bezeichnend iſt es für die Wirtſchafts⸗ 
kreiſe, daß die Herren glauben, die Wirtſchaft ſo wieder 
aufbauen zu können. Bezeichnend iſt eigentlich noch nicht 
der richtige Ausdruck dafür. Die Logik Ihrer Kreiſe geht 
dahin, daß der Arbeiter den Staat retten ſoll, wenn er 
und die Wirtſchaft in Not ſind. a 

Wir haben einen Abänderungsantrag geſtellt und 
verlangen in der Druckſache Nr. 2035, daß die Wob- 
nungsbauabgabe überhaupt nicht mehr erhoben wird. Die 
Wohnunasbauabgabe, die wir ſeinerzeit bei Inkrafttreten 
und bei Beratung dieſes Geſetzes ſchwer bekämpft haben, 
muß unbedingt verſchwinden. Wenn Sie glauben, daß 
Sie dennoch das Geſetz behalten müſſen, ſo können die 
20% Wohnungsbauabgabe von den 60% aufgebracht 
werden, die die Hausbeſitzer für die Mieten bekommen. 
(Sehr richtig! links.) Das Argument, daß die Häuſer 
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verfallen und von den Hausbeſitzern neu hergeſtellt werden 
müſſen, zieht heute nicht mehr. Kein Menſch glaubt 
daran und die Beweiſe liegen zu tauſenden vor, daß kein 
Hausbeſitzer einen Stein ins Haus hineinfügt, wenn er 
herausgefallen iſt. (Nanul beim Zentrum.) Den Be⸗ 
weis dafür anzutreten, ift nicht ſchwer. Wir haben Mel- 
dungen erhalten, wonach die Häuſer dem Verfall über⸗ 
haupt vollſtändig überlaſſen werden. Die Herren Haus- 
beſitzer ſtellen ſich konſequent auf den Standpunkt, ſie könn⸗ 
ten von der jetzigen Miete an den Häuſern abſolut nichts 
machen laſſen. Es regnet den Leuten auf das Dach. 
Dächer, Decken und Fußböden verfaulen. Der Senat 
kümmert ſich auch nicht darum. Alſo, wenn wir heute 
noch einmal 10- oder 20% bewilligen, jo jagen die Haus- 
beſitzer immer noch, es würde nichts gemacht und es wird 
auch nichts gemacht werden. Trotzdem follen 20% abge- 
führt werden, ſelbſt, wenn die Miete wieder auf 60% zu⸗ 
rückgeführt wird. , 
Es müßte endlich Aufgabe des Senats fein, Diele 
ſäumigen Vermieter heranzuholen, um ihnen die Buden 
wegzunehmen, wenn ſie abſolut kein Intereſſe daran 
haben. Wenn jo auf dem Wohnungsmarkt weiter ge- 
wurſtelt wird, dann werden wir es vielleicht in allernäch— 
ſter Zeit erleben, daß nicht nur die Häuſer zuſammen⸗ 
fallen, ſondern daß ſchließlich ſo und ſoviel Todesfälle 
dabei vorkommen. Was meinen Sie, wenn das Dach 
einſtürzt und darunter eine Menge Menſchen begraben 
wird! Dann vielleicht wird erſt der Senat eingreifen, 
wenn ſo und ſoviel Todesopfer zu beklagen ſind. Darum 
ſagen wir ſchon heute, es darf ſo nicht weitergehen und die 
ganzen Summen, die durch dieſe Zinsſteuer aufgebracht 
werden, müſſen in erſter Linie dazu verwandt werden, die 
alten Häuſer wieder inſtand zu ſetzen. Was iſt bisher von 
der Wohnungsbauabgabe gebaut worden? Wer hat Zu⸗ 
ſchüſſe bekommen? Alle die Herren, die etwas hinein⸗ 
ſtecken, kommen in den Genuß einer Wohnung. Aber die 
Arbeitsloſen, die noch nebenbei wohnungslos ſind, bleiben 
wohnungslos und müſſen weiter in ihren ſtinkenden 
Löchern wohnen. Sie müſſen ſehen, wie ihre Familie 
tatſächlich zugrunde geht. Kein Menſch, kein Haus- 
beſitzer kümmert ſich darum, kein Senat miſcht ſich da 
hinein. Wir ſagen deshalb, daß die Wohnungsbauabgabe, 
wie ſie heute beſteht, für uns unhaltbar iſt, weil dadurch 
die Wohnungsnot abſolut nicht herabgemindert wird. 


p) 


Wie es in Bezug auf Arbeit ausfieht, meine Herren, 


das hat, glaube ich, der letzte Sommer gezeigt. Die 
Herren, die damals bei der Beratung des Geſetzes ſo 
optimiſtiſch waren, haben ſich zurückgezogen und müſſen 
heute auch erklären, daß es nicht ſo gekommen iſt, wie es 
nach ihrer Meinung kommen ſollte. Alſo in bezug au 
Arbeitsmöglichkeit haben Sie auch ſchwere Enttäuſchungen 
erleiden müſſen. 

M. D. u. H. Wir wiſſen andererſeits, daß auf 
unſer ganzes Reden ſchließlich nicht viel gegeben wird. 
Sie glauben ja eben, daß alles, was von uns kommt, 
Agitation jei und fih nicht verwirklichen laffe. Ich weiß, 
daß Sie über unſeren grundſätzlichen Antrag hinweggehen 
werden. Sie werden ſich vielleicht nur mit Ihrem An 
trag beſchäftigen und dieſen annehmen. Wir haben Ahne 
aber in einem Epentualantrag noch einmal Gelegenheit 
gegeben, die Härten aus dem Wohnungsbaugeſetz augau” 
merzen, Härten inſofern, als hier beſonders nur die 5 
beiterklaſſe und die Klaſſe der kleinen Gewerbetreiben ii 
zur Wohnungsbauabgabe herangezogen wird. in 
Leute, die in der Inflationszeit gebaut haben, die ſich je 
der Allee wundervolle Billen für ein paar Dollar ine 
ſchmettert haben, find von der Wohnungsbauabgabt s 
freit. Sie find nicht verpflichtet, dieſe Mittel mit aul 5 
bringen. Als der Abg. Grünhagen ſeinerzeit bei der ſich 
ratung des Geſetzes einen Antrag einbrachte, hat er 
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(A) Raſchke, Abgeordneter.) 


ſehr für ſeine Annahme eingeſetzt. Er hat von dieſer 
Stelle aus alle Namen von Leuten angeführt, die in der 
Inflation gebaut haben. Er erklärte damals: Wenn Sie 
dieſe Leute frei ausgehen laſſen, dann begehen Sie ein 
Verbrechen an der Bevölkerung. Dieſen Antrag haben 
wir heute aufgenommen. Sie finden ihn in der Drud- 
ſache Nr. 2035 unter I. Ich hoffe, daß ſich für dieſen An⸗ 
trag eine Mehrheit finden wird. 

Genau ſo verhält es ſich mit dem Abſchnitt I in 
unſerm Antrag, nach welchem ein neuer Artikel Ia ein- 
gefügt werden ſoll. Auch hier ſind die Beſitzer, die 
ſeinerzeit bei dem Wohnungsbaugeſetz leer ausgingen, 
wieder aufgenommen. Sie ſollen auch zu dieſer Miets- 
abgabe herangezogen werden. Ich hoffe, daß auch dieſer 
Antrag Annahme findet, damit die Laſten, die durch das 
Wohnungsbaugeſetz entſtehen, in gleichem Maße geteilt 
werden und nicht nur die Arbeiter und die kleinen Ge⸗ 
werbetreibenden belaſten. Der Abſatz III in unſerm An⸗ 
trag will, daß, wenn ſchon die Miete erhöht wird, dieſe 
reſtlos der Wohnungsbauabgabe zugeführt wird. Wir 
können nicht erkennen, daß jetzt noch den Hauseigen⸗ 
tümern wieder 10% zugeſtanden werden. (Dann wer- 
den die Häuſer zur Zwangsverſteigerung kommen! 
Mitte) Nein, es liegt kein Grund dazu vor. Die paar 
Hypotheken ſind zum größen Teil bezahlt, und wo ſie noch 
beſtehen, können ſie ſehr gut von den 60%. abgetragen 
werden. x 

Wenn die Wirtſchaft in Not ift, ift es nicht nur Auf⸗ 
gabe des Arbeiters, ſich einzuſchränken, ſondern auch der 
Hausbeſitzer muß dies tun. Wenn der gute Wille da iſt, 
geht es auch. Machen laſſen Sie doch nichts an den Buden, 
Sie wollen ſich nur die 10% in die Taſche ſtecken, um ſich 
im Monat noch einen guten Abend neben all den andern 
guten Abenden machen zu können. Das können wir nicht 
zulaſſen. Wenn alſo ſchon die Miete erhöht wird, ſo 
) muß dieje Erhöhung der Wohnungsbauabgabe zufließen. 
Wir verlangen weiter, damit den Herren die Handhabe 
genommen wird, daß nach dem Aufwertungsgeſetz Zinſen 
gezahlt werden müſſen — das Wohnungsbaugeſetz ſpricht 
ihnen das ja in dem § 6 zu — daß dieſer 8 6 Abſatz 3 ge- 
ſtrichen wird. Dann iſt dieſes Argument fortgefallen, 
dann können Sie nicht täglich und ſtündlich kommen und 

agen, das Auſwertungsgeſetz hat uns das gebracht und 
wir müſſen bezahlen. 

Wir verlangen weiter in unſerem Abänderungs⸗ 
antrag, daß aus dem Kreiſe, der im $ 7 von der Woh- 
Nungsbauabgabe befreit iſt, die Kirchen geſtrichen werden. 

ir ſind nach wie vor der Anſicht, daß die Kirchen heute 
ſehr gut in der Lage ſind, zu dieſer Wohnungsbauabgabe 
eizutragen. Es müßte ihre heiligſte Pflicht ſein, dem 
volk in der Not zu helfen. Es iſt beſchämend, daß ſich 
ie Kirche dieſes Privileg hat geben laſſen. Wenn ſie 
noch das wäre, was fie eigentlich in wahrem Sinne des 
Vortes fein ſollte, dann hätte fie fih jagen müſſen, jawohl 
ie Not des Volkes ift groß, wir können auf Grund unje- 
des Vermögens ein gut Teil dazu beitragen. Es iſt nicht 
dais, daß in den Kirchen goldgeſtickte Fahnen hängen, 
fa die goldenen Monſtranzen mit Edelſteinen geſpickt 
0. Dinweg mit dieſem Plunder! (Lebhafte Piui- 
ir ufe! Hören Sie auf! Gehen Sie herunter! beim Zen- 
um. Große Anruhe.) Beruhigen Sie ſich Herr Abg. 
. es ift noch keiner heruntergefallen, den Sie her- 
a on werfen ‚wollten. Ich fage, daß das in der heutigen 
eit Luxus ift und abſolut nicht gelitten werden darf. 
In avon verſtehen Sie nichts! beim Zentrum.) Wir haben 
Ni unſere Anfichten, aber joweit haben wir uns noch 
haj verſtiegen, daß wir uns goldgeitidte Fahnen an- 
kaafen. Wir find mit Tuchfahnen zufrieden. Aber man 
elend raus, wie feinfühlend Sie gegenüber dem Volks, 
eingeſtellt find. (Sehr richtig. bei den Kommunſſten.) 
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Wir verlangen weiter in unſerm Abänderungsantrag, f 
und das iſt das Grundſätzliche, das wir im Auge haben, 
daß die Eigenwirtſchaft in bezug auf Wohnungen auf⸗ 
hört. Nur der Senat hat zu bauen, und zwar nach dem 
Bedürfnis der Wohnungsloſen. So ziel- und planlos 
wie heute darf nicht weiter gewirtſchaftet werden. 3- und 
4⸗Zimmerwohnungen werden gebaut, nach denen die 
wenigſte Nachfrage ift. An 2- und 1⸗Zimmerwohnungen 
denkt kein Menſch. Dieſe bringen nicht genug ein, und die 


Aermſten der Armen können verrecken. Auf ein Dutzend 
mehr oder weniger kommt es Ihnen nicht an. Darum 
ſagen wir, daß der Senat gerade in dieſer Beziehung ſeine 
ganze Kraft einzusetzen hat, damit das Elend beſeitigt 
wird. Es muß ein anderer Zug hineinkommen. Heute 
wird nur an den Gewinn gedacht, und das iſt für die 
Kreiſe beſchämend, die dem Volksganzen dienen zu müſſen 
glauben. Als letztes will unſer Antrag, daß diejenigen, 
wenn die Vorlage nun einmal Geſetz wird, die die Miete 
nicht aufbringen können, von der Abgabe befreit werden, 
aber nicht, wie das alte Geſetz es vorſieht, bei einem Kind 
mit 100 Gulden für den Monat, ſondern die Summe iſt 
von uns um 50 Gulden erhöht worden. Das hat ſeine 
Begründung darin, daß die Preiſe ſeit Inkrafttreten des 
Wohnungsbaugeſetzes ganz erheblich angezogen haben. 
Darum müſſen wir dieſen Kreiſen entgegenkommen und 
verlangen, daß dort, wo ein Verdienſt von 100 Gulden für 
den Monat Vorausſetzung für die Befreiung von der 
Wohnungsbauabgabe war, heute 150 Gulden nicht zuviel 
find. Hinter Artikel 5a Joll ein Artikel 5b eingefügt 
werden, der im § 10 den Abſchnitt 3 ſtreichen will. Nur 
der Senat ſoll bauen. Es handelt ſich um den Arikel 3 
im § 10, der Einzelperſonen oder Siedelungsgenoſſen⸗ 
ſchaften das Recht gibt, eventuell auch in den Genuß 
dieſes Wohnungsbauzuſchuſſes zu kommen. Wenn weiter 
nichts herauskommt, ſo muß wenigſtens in dieſer Bezie⸗ 
hung Remedur geſchaffen werden. Wenn ſchon gebaut 


werden ſoll, ſo muß in dem Sinne gebaut werden, wie es (D) 


notwendig iſt. In erſter Linie müſſen die erwerbsloſen 
Wohnungsgloſen berückſichtigt werden, damit alle die⸗ 
jenigen, die heute noch gezwungen ſind, in Löchern zu 
hauſen, eine anſtändige Wohnung erhalten. ü 
Aber ich weiß, daß all unſer Reden nichts nützen 
wird. Bezeichnend iſt es, daß die Kreiſe, die ſich mit dem 
Wohnungsbau beſchäftigen, früher gar nicht ſo ſehr dafür 
zu haben waren. Iſt es nicht ſonderbar, daß ſich heute, 
obwohl früher immer Herr Abg. Mroczkowſki auf der 
Tribüne als Vertreter der Mieter geſtanden hat, Herr 
Abg. Schmidt als Vertreter des Hausbeſitzes hier hin⸗ 
ſtellt. Das heißt alſo: „Ihr Mieter habt damit nichts zu 
tun, Ihr habt jetzt abgewirtſchaftet, jetzt werden wir Euch 
einmal den Standpunkt klar machen.“ Demgemäß kom⸗ 
men natürlich die Hausbeſitzer in erſter Linie heran. Sehen 
Sie, Herr Abg. Hennke, wir gucken auch einmal hinter 
die Kuliſſen, trotzdem das verboten ift. Wir find gern für 
Verbote und freuen uns, wenn wir ſie umgehen können. 


Zuſammenfaſſend ſage ich der Bevölkerung, ſie ſoll 
fih keiner Illuſion hingeben, daß etwa die Wirtſchaft auf 
Kosten der Beſitzenden aufgebaut werden wird. Nein, im 
Gegenteil, hier iſt auch wieder das Motiv ausſchlag⸗ 
gebend, zuerſt müſſen die Arbeiter blechen, noch einmal 
blechen und noch einmal blechen. Wenn die verhungert 
ſind und aus ihnen nichts mehr herauszuholen iſt, dann 
werden wir es uns noch einmal überlegen, ob wir als be⸗ 
ſitzende Kreiſe noch etwas dazu beitragen werden. Wirt- 
ſchaften Sie weiter ſo, meine Herren, und das Ende wird 
nicht ausbleiben. Das Ende kommt, aber ich ſage Ihnen, 
ein Ende mit Schrecken. (Bravo! bei den Kommuniiten.) 

Präſident: Bevor ich Herrn Abg. Falk das Wort 
gebe, möchte ich bekanntgeben, daß außer dem Abände⸗ 
rungsantrag Druckſache Nr. 2034 und Nr. 2035 eine 


(a) (Bräfident.) 
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Entſchließung, Druckſache Nr. 2049, eingereicht ift, die ich 
in der dritten Leſung zur Abſtimmung bringen werde und 
die ich bekanntgeben möchte: 
Wir beantragen, der Volkstag wolle folgende Ent⸗ 
ſchließung annehmen: 
Der Senat wird erſucht, dem Volkstage einen Geſetz⸗ 
entwurf vorzulegen, durch den dem Vorgang des Deutſchen 
Reichs entſprechend der Wohnungstauſch zwiſchen Danziger 
Staatsangehörigen von der Wohnungszwangswirtſchaft 
befreit wird. 
Eichholz und die übrigen Mitglieder der D. Nat, Fr. 


(Mit der Zwangswirtſchaft muß Schluß gemacht 
werden, das iſt das einzig Richtige! bei der D. V. P.) 
Das Wort hat der Herr Abg. Kooten. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Die 
Sozialdemokratiſche Partei hat das Wohnungsbaugeſetz 
nicht angenommen. Sie hat ſomit auch keine Verpflich⸗ 
tung, das darin enthaltene Verſprechen wahr zu machen, 
d. h. den Hausbeſitzern die durch die Aufwertung der 
Hypotheken entſtehende Zinslaſt tragen zu helfen. Wenn 
fie heute dem abgeänderten Geſetzentwurf ihre Zuftim- 
mung gibt, ſo geſchieht das aus dem Grunde, weil ſie es 
ermöglichen will, daß den beiden anderen in der Regie⸗ 
rung ſitzenden Parteien die Möglichkeit gegeben wird, ihr 
Verſprechen wahr zu machen, das fie ſeinerzeit gegeben 
haben. Wir haben uns aber von dem Gedanken leiten 
laſſen, daß, wenn bei der heutigen darnieder liegenden 
Wirtſchaft von allen Kreiſen der Bevölkerung durch Er- 
höhung der Wohnungsmiete Opfer getragen werden 
müſſen, ſie nicht allein von den Mietern, ſondern zu einem 
guten Teil auch von den Hausbeſitzern zu tragen ſind. 

Daher hat die Abänderungsvorlage der drei Par- 
teien nicht die 20% ge Mieterhöhung vorgeſehen, ſondern 
nur eine 10 %ige dahingehend, daß vom 1. Januar an 
eine 10 %ige Mieterhöhung für die Hausbeſitzer in Kraft 
tritt und derjenige Teil der Zinslaſt, der darüber hinaus 
nicht getragen werden kann, der durch dieſe Mieterhöhung 
nicht aufgebracht wird, von den Hausbeſitzern aus den 
60%, die fie bis heute erhalten haben, getragen werden 
muß. Es geht einmal nicht, daß in der heute ſchwer 
darniederliegenden Wirtſchaft eine Gruppe der Bevölke⸗ 
rung, aus dem Drang heraus, die Verhältniſſe zu ver- 
beſſern, erklärt, fie habe allein das Recht, ihre Bedürfniſſe 
voll befriedigt zu ſehen. Die heutige Zeit iſt nicht dazu 
angetan, derartige Wünſche zu realiſieren. Die Laſt hat 
vielmehr auf alle Bevölkerungsſchichten verteilt werden 
müſſen. Aber darüber hinaus ſchlagen wir Ihnen eine 
10 %ige Mieterhöhung ab 1. April nächſten Jahres vor, 
um daran zu arbeiten, die Wohnungsnot ſo ſchnell als 
möglich zu beſeitigen. Es iſt nicht unwahr, daß von dem 
Aufkommen der Wohnungsbauabgabe in dieſem Jahre, 
das rund 3,3 Millionen beträgt, nicht nur dieſe Summe 
reſtlos verbaut iſt, ſondern auch von dem vorausſichtlichen 
Aufkommen des nächſten Jahres ungefähr die Hälfte. 
(Abg. Bahl: Schon mehr!) ch kann Ihnen ſagen, 
Herr Abg. Bahl, daß Wohnungsbauzuſchüſſe von der 
alten Regierung bewilligt worden ſind und daß die neue 
Regierung bisher noch keine Gelegenheit hate, Woh- 
nungsbauzuſchüſſe zu bewilligen, weil die alte Regierung 
ſchon die Hälfte des Aufkommens des nächſten Jahres 
verbaut hat. Damit die jetzige Regierung in die Lage 
kommt, das Wohnungsbauprogramm wenigſtens einiger⸗ 
maßen in dieſem Sinne fortzuſetzen, wie es in dieſem 
Jahre der Fall war, ſchlagen wir Ihnen vor, am 1. April 
die Miete um 10% zu erhöhen und dieſe 10% reſtlos der 
Wohnungsbauabgabe zuzuführen. 

Es kann dabei nicht verkannt werden, daß der größte 
Teil der Bevölkerung mit Ausnahme der Beamten, die 
im Beamtenbeſoldungsgeſetz die Klauſel haben, daß ſich 
ihre Gehälter mit ſteigender Miete erhöhen, insbeſondere 
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der größte Teil der Arbeiter nicht in der Lage iſt, dieſe 
Mietserhöhungen durch Lohnerhöhungen wieder wett zu 
machen. Aus dieſem Grunde haben wir auf Antrag der 
Gemeinden 5% der Wohnungsbauabgabe bereitgeſtellt, 
um die daraus entſtehenden Härten auszugleichen. Wir 
glauben, daß in dieſer ſchweren Zeit, in der alle Kreiſe 
der Bevölkerung Arſache haben, ſich über die darnieder- 
liegende Wirtſchaft zu beklagen, dieſe Beſtimmung des 
Geſetzes geändert werden muß, um einem Teil der Be- 
völkerung Arbeit und dem anderen Teil Wohnungen zu 
beſchaffen. 

Nun zu den übrigen Geſetzesvorlagen, die wir heute 
noch zu beſprechen haben. Sie ſind zu einem weſent⸗ 
lichen Teil von dem Abg. Herrmann und ſeiner Fraktion 
eingebracht worden. Darunter ſind viele Anträge, die 
beachtenswert wären, wenn die dazu notwendigen Geld⸗ 
mittel zur Verfügung ſtänden. Da dieje aber in abjeh- 
barer Zeit nicht vorhanden ſein werden, auf andere 
Weiſe aber keine Mittel flüſſig gemacht werden können, 
blieb dem Siedlungsausſchuß nichts anderes übrig, als 
dieſe Anträge abzulehnen. ; 

Unter Punkt 6 der Tagesordnung wird ein Geſetz⸗ 
entwurf vorgeſchlagen betr. Grundlagen für eine ſoziale 
Bau- und Wirtſchaftsbank. Hier macht der Antrag- 
ſteller den Vorſchlag, neben unſerm Geld durch Hypothe— 
ken gedeckte Geldſcheine größeren und kleineren Formats 
in Amlauf zu ſetzen und dieſe als Geldmittel wirken zu 
laſſen, um durch die jo aufkommenden Beträge den Wob- 
nungsbau fördern zu können. Eine ſolche Wirtſchaft 
würde unſere Währung ſofort gefährden. Aus dieſem 
Grunde lehnen wir, ebenſo wie die übrigen Regierungs- 
parteien, dieſe Vorlage ab. Zu den übrigen Anträgen 
jagte ich ihon, daß die nicht vorhandenen Mittel uns 
ebenfalls zwingen, dieſe Geſetze abzulehnen. Sie müſſen 
ſolange zurückgeſtellt werden, bis ſich das Danziger Wirt⸗ 
ſchaftsleben erholt hat und aus dem dann fließenden 
Born der Geldmittel, die Mittel bereitgeſtellt werden 
konnen, um dieje Wünſche zu erfüllen. (Bravo! links.) 

Prafident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Mroczkowski. i 

Mroczkowfki, Abgeordneter (Mieterp.): M. D. u. H.! 
Nicht Herr Abg. Raſchke hat mich aus dem Bau gelockt, 
ſondern es iſt meine Pflicht, meine Stellungnahme zum 
Ausdruck zu bringen, wenn die Wohnungsfrage hier im 
Hauſe behandelt wird. Wenn wir uns in fieben Tages- 
ordnungspunkten in der Hauptſache damit beſchäftigen, 
wie man das Wohnungselend am beſten bekämpfen kann, 
ſo muß man zum Ausdruck bringen, daß wir uns mit 
dieſer Frage ſchon ſo oft beſchäftigt haben, daß von den 
meiſten Rednern nichts Neues erwähnt werden könnte. 
Alles iſt in genügendem Maße zum Ausdruck gebracht 
worden. Wir haben zahlenmäßig nachgewieſen, wie 
groß die Wohnungsnot iſt und dergleichen mehr. Das 
hat dazu geführt, daß in erſter Linie durch das Woh- 
nungsbaugeſetz eine Anzahl Wohnungen in dieſem Jahr 
geſchaffen wurde. Es find in diefem Jahr 470 Wohnun⸗ 
gen inſtand geſetzt. Daß dies natürlich über das Ma 
der Leiſtungsfähigkeit des Aufkommens aus dem Woh 
nungsbaugeſetz hinausging, iſt klar. Darum iſt ein Tei 
des Geldes aufgebraucht worden, das im nächſten Jahr 
aufkommen ſoll. Hätten die Freunde von ganz links das 
erſte Wohnungsbaugeſetz, das 40% gebracht hätte, nich 
abgelehnt, dann wären wir heute ein Stück weiter un 
brauchten uns mit der Sache nicht mehr zu beſchäftige 
Wir hätten dann die 100 ige Miete ſchon feſtgehabt un 
brauchten heute und in Zukunft nicht mehr darüber 10 
reden. Sie waren es aber gerade, die dieſes Geſetz z i 
Fall gebracht haben. Heute bringen Sie neue Antrag 
ein, daß die Erhöhung der Wohnungsbauabgabe kommen 
ſoll, jetzt kommen Sie mit dieſem Gedanken, jetzt wolle 


Sie das nachholen, was damals im März von Ihnen ver- 
ſäumt wurde. Sie werden ja wiſſen, wie Sie es getrieben 
haben. Es iſt kein Wort darüber zu verlieren, Sie kön⸗ 
nen es nicht leugnen, daß es damals nur an Ihren Stim⸗ 
men gelegen hat. (Frau Abg. Kreft: Was iſt von den 
20% gebaut worden? — Zwiſchenruf des Abg. Bahl.) 
Herr Abg. Bahl, Sie wiſſen ja nur gute Zwiſchenrufe zu 
machen. Sie benehmen ſich hier im Hauſe ſo, wie irgend⸗ 
wo am Biertiſch. Sie ſind alſo ein Bierbankpolitiker 
erſten Ranges. Dazu eignen Sie ſich ausgezeichnet. Ob 
ein deutſchnationaler Redner ſpricht, ein Abgeordneter 
des Zentrums oder ein Kommuniſt, die ſind Ihnen alle 
zuſammen nicht genehm. Ihnen iſt nur der Bierbank⸗ 
politiker am genehmſten, da paſſen Sie hinein, daher Ihre 
geiſtreichen Zwiſchenrufe. : 


Wenn man heute zu der Frage der Mietserhöhung 
ſpricht, dann iſt es in der Tat nicht zu verſtehen, daß in 
der heutigen Zeit zu einer Erhöhung der Ausgaben ge- 
ſchritten werden ſoll. Ich habe am 30. September aus⸗ 
führlich zum Ausdruck gebracht, daß eine Mietserhöhung 
zum 1. Oktober auf Grund der Arbeitsloſigkeit und des 
großen Elends unmöglich wäre. Man kann doch heute 
nicht ſagen, daß dieſes Elend behoben iſt. Im Gegen⸗ 
teil, wir haben heute noch einige tauſend Arbeitsloſe 
mehr, (Trotzdem wollen Sie die 10%ige Erhöhung? 
bei den Kommuniſten.) ſo daß an eine Erhöhung nicht 
gedacht werden kann. Ich wundere mich ganz beſonders 
über die Stellungnahme der Deutſchnationalen, die auch 
heute noch dazu übergehen, dem Haufe eine 20%ige 
Mietserhöhung zum 1. Januar zu empfehlen. Ich weiß 
nicht, wie die Herren auf der Rechten es mit ihrem Ge- 
wiſſen vereinbaren können, daß ſie den Danziger 


Mietern zum 1. Januar eine 20 ige Erhöhung, die 
5000 Gulden ausmacht, zumuten. 


Ich weiß nicht, ob man dies draußen verſtehen wird. 
Wenn man ſich die Sache klar macht, dann kann man den 
Hausbeſitzern das nicht zubilligen, was Herr Eichholtz 
bier zum Ausdruck gebracht hat. Man jagt, es ift noch 
nicht feſtgeſtellt, wieviel der Hausbeſitzer zur Verzinſung 

es vorhandenen Kapitals braucht. Es ſteht ja feſt, daß 

dazu 65 bis 68% erforderlich find. Wenn man heute 
nur ein Viertel des Kapitals ſchuldig iſt, ſo braucht man 
nur ein Viertel. Mehr als der Friedensſatz iſt den 
Hypothekengläubigern nicht zu zahlen. Das Argument, 
daß man heute kein Geld unter 14 oder 18% Zinſen 
bekommt, trifft nicht zu, denn die Hypothekengläubiger 
haben von den Schuldnern nur das zu verlangen, was 
einerzeit mit 4 oder 5% vereinbart wurde. Man braucht 
alſo nicht mehr als den vierten Teil des Mietsaufkom⸗ 
mens für die Verzinſung der alten Schuldenlaſt. Das 
lind bei 70% 17%. Nehmen wir heute von den 60% 
Miete, die die Hausbeſitzer bekommen, 17%, dann haben 
lie noch 43% für fih allein. Natürlich ift das den Haus- 
beſitzerkreiſen nicht genug. Sie wollen am liebſten alles 
gaben, was fie fih wünſchen. Es ift ſelbſtperſtändlich, 
aß dieſe Herrſchaften niemals genug bekommen. 


Nun aber noch zu der Entſchließung, die hier bekannt⸗ 
gegeben wurde, und die von der Deutſchnationalen Fraktion 
eingereicht ift. Ich glaube, es foll wohl eine Aeberrumpe⸗ 
bitte tatit ſein, um das Haus recht ſchnell einzufangen. Ich 
Auf e das bobe Haus, ſich dieſe Entſchließung recht ſcharf an- 
10 leben und fie unter allen Amſtänden abzulehnen. Denn ſo⸗ 
a find wir in Danzig doch nicht, daß wir von heute auf 
5 igen eine fo tief einſchneidende Frage entſcheiden 

nen. Es muß nach meinem Dafürhalten zunächſt eine 
fei angeſtatiſtt aufgenommen werden, die uns ſchon 
ir Jahrzehnten, möchte ich beinahe Jagen, fehlt, damit 
0 der Tat wieder einmal genau willen, wie die Woh- 
gsverhältniſſe in Danzig find. Erft wenn wir dieſe 
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Anterlagen neu beſchafft haben werden, wird man klar 
ſehen, ob man an einen Abbau der Wohnungszwangs⸗ 
bewirtſchaftung herangehen kann und ob man dann die 
großen Mieter wird gegeneinander ausſpielen können. 
Ich glaube ganz gern, daß heute manch eine alte Dame 
ihre Wohnung aufgeben und austauſchen möchte und 
daß vielleicht ein großer Kröſus, der ſehr viel in der In⸗ 
flationszeit verdient hat, aber nur eine Zweizimmerwoh⸗ 
an beſitzt, ſich eine 5- oder 6-Zimmerwohnung leiſten 
ann. 

Zu dem Antrag ſelbſt möchte ich das hohe Haus 
bitten, ſeine Zuſtimmung zu einer Mietserhöhung am 
1. Januar zu verjagen. Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
ſind derartig ſchlecht, daß es, wie Herr Abg. Fooken 
fagte, nur den Beamten möglich ift, dieje Mieterhöhung 
auszugleichen, weil fie bei 10 iger Mieterhöhung am 
1. Januar 1% Gehaltszulage erhalten. Aber kein Privat- 
angeſtellter und kein Arbeiter bekommt einen Pfennig 
mehr. Die tauſende arbeitsloſen Arbeiter und Angeſtellten 
werden dann zahlen müſſen. Wo bleiben dann die Wohl⸗ 
fahrtsempfänger und die Kleinrentner, die dann doch 
auch dieſe 10%ige Erhöhung vom Wohlfahrtsamt be- 
kommen müßten, was neue erhöhte Wohlfahrtsausgaben 
verurſachen wird. 

Darum bitte ich das hohe Haus, ſich heute die Frage 
reiflich zu überlegen, ob man überhaupt einer Miets⸗ 
erhöhung zum 1. Januar zuſtimmen kann. Ich bitte Sie, 
den Antrag abzulehnen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Harnau. 

Harnau, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Ich 
fühle mich veranlaßt, auf die Wohnungsbaufrage und die 
Frage der Bekämpfung der Wohnungsnot Bezug zu 
nehmen. Es heißt in dem Geſetz: . 

Nach dem Inkrafttreten des Geſetzes über den Ausgleich 
der Geldentwertung werden infolge eintretender Ver⸗ 
pflichtungen der Grundſtückseigentümer gegenüber den 
Hypothekengläubigern, die in dem § 1 feſtgeſetzten geſetzlichen 
Mieten neu geregelt. 

Schon vor vier Monaten fühlte ſich der Senat ſelbſt 
veranlaßt, den Antrag auf 20 ige Mietserhöhung zu 
ſtellen. Dieſe ſollte den Hausbeſitzern bewilligt werden, 
damit ſie die Hypothekengläubiger befriedigen können. 
Dieſen Antrag hat der Senat allerdings damals bei der 
Regierungsneubildung zurückgezogen. Ich weiß aber 
beſtimmt, wenn die Regierungskriſe nicht eingetreten 
wäre, wären die Hypothekengläubiger ſchon zufrieden 
geſtellt worden, wenigſtens zum größten Teil. Wir be⸗ 
fanden uns damals in einer günſtigeren Zeit als heute, 
und die Majorität war für die Regierungsvorlage vor- 
handen. Es wird immer geſagt, die Hausbeſitzer haben 
ihre Hypotheken abgezahlt. Das trifft aber leider bei 
den kleinen Hausbeſitzern faſt gar nicht zu. Ich wüßte 
nicht, woher die Hausbeſitzer das Geld herhaben ſollten, 
heute Hypotheken abzuzahlen. Die Hälfte der Haus- 
beſitzer ſind kleine Leute. Ein Drittel davon iſt 
heute auch arbeitslos und geht nach Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung. Von ihnen þat alfo faſt keiner einen 
Pfennig Hpotheken abzahlen können. Die 20% ige Çr- 
höhung, die der Senat damals vorſchlug, würde heute 
nach der Aufwertung ungefähr für ein Haus von 10 
Kleinwohnungen in Frage kommen. Dieſe Häuſer waren 
früher bis zu 20 000 Mark beliehen. Nach dem Auf- 


wertungsgeſetz ſind das heute 30 Gulden pro 100 Gold- 


mark, alſo 6000 Gulden. Bei dieſem Betrage, pro Jahr 
für den Hypothekengläubiger nur mit 5% gerechnet, ſind 
nach dem Friedensſatz 300 Gulden zum Ausgleich der 
Zinſen erforderlich. Nach den 10%, die uns heute zuge⸗ 
billigt werden follen, ift das noch nicht die Hälfte, um den 
Hypothekengläubiger zu befriedigen. Ich habe aus- 
gerechnet, daß kleine Wohnungen im Frieden etwa 
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10 Mark gekoſtet haben. Das find die Wohnungen in der 
Altſtadt, Baumgartſchegaſſe, Ohra, Bröſen und Lauen⸗ 
tal, die ich mir öfter angeſehen habe. Die Aufwertung 
mit 10%, die uns heute zugebilligt werden ſoll, macht die 
Hälfte des Betrages aus, den wir zu verzinſen haben. 
Es wäre die Hälfte der 300 Gulden, die wir brauchen, 
um die 6000 Mark zu verzinſen. Bei 10 Mark Frie⸗ 
densmiete machen die jetzigen 10% bei 10% pro Woh⸗ 
nung 1,25 Gulden. Bei 10 Wohnungen macht das im 
Jahr noch nicht 150 Gulden aus, ſomit die Hälfte, um 
die 6000 Gulden zu verzinſen. Die 20%, die damals der 
Senat vorſchlug, würden gerade gereicht haben, um die 
laufenden Zinſen an die Hypothekengläubiger zu bezah⸗ 
len. Ich höre heute noch den Oberlehrer Wilms, wie er 
in ſeinen Verſammlungen die Not betonte, die unter den 
Hypothekengläubigern herrſche, ſie müßten Rente be⸗ 
kommen und unterſtützt werden uſw. Durch das Auf- 
wertungsgeſetz ſoll etwas geſchehen und die Not gelindert 
werden. Jetzt hört man weniger von den Leuten, da ſie 
genau wiſſen, daß ſie nichts bekommen, weil die Haus⸗ 
beſitzer nicht zahlen können, da ſie nichts bewilligt be⸗ 
kommen. (10% gibt es!) Da habe ich erſt die Hälfte 
von dem Geld. (Abg. Kurowski: Oktober gibt es 
wieder 10%!) Der Hypothekengläubiger wird nicht jo 
lange warten. Dann geht die Geſchichte vor das Gericht. 
Da finden allerdings viele junge Rechtsanwälte ihr Brot, 
ihren Verdienſt. i 

Ich will mich kurz faſſen und nicht weiter auf die 
Sache eingehen. Ich wollte nur noch eins zum Ausdruck 
bringen, und das iſt folgendes: Wir waren uns von rechts 
bis links und von links bis rechts alle einig, daß die Woh⸗ 
nungsnot und das Elend groß ſind. Das ſteht bomben⸗ 
feſt. Wie ſoll man nun aber abhelfen? Wie in dieſem 
Sommer mit der Wohnungsbauabgabe vom Senat ge⸗ 
wurſtelt worden iſt, und was er dafür für Wohnungen 
und Villen gebaut hat, Kinder das tut mir in der Seele 
weh, wenn ich ſo ſprechen darf. Als praktiſcher Menſch 
kann man es gar nicht mit anſehen, daß 4⸗-Zimmer⸗Villen 
in Jäſchkental, Bröſen uſw. gebaut ſind. Da ſind 
Arbeiter, Maler, Gärtner ufw., die ein Stück Land hatten. 
Sie haben bis zu 20 000 Gulden Zuſchuß bekommen und 
ſich zweietagige Villen gebaut, z. B. in Bröſen. Die 
Zimmer kann heute kein Menſch bezahlen. Solche Woh⸗ 
nungen ſind genügend da, man braucht heute Arbeiter⸗ 
wohnungen. Dieſe Leute wollen die Zimmer vermieten, 
man hofft Ausländer heranzuziehen. Sind das aber Zu⸗ 
ſtände, wo heute in den kleinen Wohnungen von Stube 
und Küche drei Familien, drei Generationen wohnen! 
Der Vater und die Mutter haben die Wohnung vor 
20 Jahren gemietet. Die Kinder ſind groß geworden, 
haben ſich in derſelben Stube verheiratet und nun iſt 
ſchon die dritte Familie da, Kinder und Kindeskinder, ſo 
fehen die Zuſtände heute aus. Ich habe aber noch nicht 
gehört, daß dieſe Leute eine Wohnung bekommen haben. 
Es wurden ihnen zwar welche nachgewieſen, 2-Zimmer⸗ 
wohnungen in Siedlungshäuſern, für die ſie 55 Gulden 
zahlen ſollen. Bei mir zahlen die drei Familien zuſam⸗ 
men 10 Gulden. Davon bekomme ich 7,50 Gulden und 
ſoll damit noch Erſparniſſe zu Reparaturen machen. Ich 
möchte unſern Bauminiſter, Herrn Dr. Leske, darauf auf⸗ 
merkſam machen, daß er mehr Amſchau halten möchte. 
Als praktiſcher Bauhandwerker ſieht man doch ein, daß 
es unſere Zeit nicht mitbringt, daß heute 4⸗Zimmer⸗ 
Villen gebaut werden. Ich wüßte nicht aus welchen 
Gründen. Ein Arbeiter hat ſich ſchon im Souterrain 
eingerichtet, und die 4 Zimmer will er an Ausländer ver⸗ 
mieten. Wenn uns heute nun wieder mehr abgeknöpft 
wird, denn es iſt doch unſer Geld, das Sie uns ab⸗ 
knöpfen, und wenn heute jemand ſtatt 10 Gulden 


12,50 Gulden zahlt, ſo läßt ſich von Friedensmiete gar 
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nicht ſprechen. Was hatte ich früher für 10 Mark! Für 
20 Mark bekam ich einen Ofen umgeſetzt, und heute koſtet 
das 200 Gulden. Von Friedensmiete können wir do 
gar nicht ſprechen. Wer es verſtehen will, verſteht es 
ſehr gut. Ich will nicht weiter darauf eingehen. Ich 
habe mit meiner Fraktion einen Abänderungsantrag ein⸗ 
gereicht und möchte ihn unſerm Herrn Präſidenten 
übergeben. Es handelt fih darum, daß die 1-Zimmer- 
wohnungen heute, wenn z. B. drei Familien darin woh⸗ 
nen, ſehr mitgenommen werden, und der Hauswirt ſehr 
darunter zu leiden hat. Es muß dann viel erneuert 
werden. Ich habe ja noch Glück gehabt und habe 3000 
Gulden geborgt bekommen. Ich habe Oefen umſetzen 
laſſen müſſen, denn zu renovieren gingen fie nicht mehr. 
Ich habe mir das Geld borgen müſſen und muß dem 
Senat 5% dafür geben. Das iſt ja billig für das Geld, 
das ich für Fremde verbraucht habe. 

Wer das kennt und ſieht, muß ſagen, daß das eine 
Angerechtigkeit iſt. Die Zeit iſt ſchlecht, aber dadurch 
wird ſie noch ſchlechter, wenn dem Hauswirt die billigen 
Wohnungen verfallen. Man gibt ihm nicht die paar 
Pfennige, trotzdem die Leute die teueren Wohnungen 
nicht bezahlen können. Es müſſen endlich Reihenhäuſer 
gebaut werden mit Wohnungen von einer Stube und 
Küche. Es wird nun heute geſagt, daß die Leute 
3-Zimmerwohnungen haben müſſen. Wie glücklich wür⸗ 
den die Einwohner bei mir ſein, wenn jede von den drei 
Familien eine Stube und Küche bekäme. And wie un⸗ 
praktiſch wird heute gebaut! Wir waren ſtolz, als der 
Bröſener Weg bebaut wurde. Die Häuſer ſtehen ſauber 
da, tipp topp. Aber dieſe Verſchwendung, die da getrie⸗ 
ben worden ift. Da hätte man gut Vorder- und Hinter- 
wohnungen anlegen können, dazu brauchten die Häuſer 
nur 4 Meter breiter gebaut zu werden. Das Dach 
brauchte auch nur dementſrechend breiter zu ſein. Das 
Fundament hätte das gleiche ſein können. Da hätten ſie 
die doppelte Anzahl der Wohnungen gehabt. Die Herren 
laſſen ſich das nur nicht ſagen. Das wäre eine praktiſche 
Sache geweſen, da wären Hunderte von Menſchen mehr 
von der Straße gekommen. Aber die Herren von oben 
müſſen ja Beſchäftigung haben, Zeichnungen uſw. 
machen. Wir haben einen Abänderungsantrag geſtellt, 


daß die kleinen Wohnungen von einer Stube und Küche 


von dieſer Wohnungsbauabgabe befreit werden. 
bitte Sie, dieſem Antrag zuzuſtimmen. (Bravol) 

Präſident: Der Abänderungsantrag lautet: 

Der Artikel 4 erhält folgenden 2. Abſatz: 

§ 7 erhält folgenden neuen Abſatz 9: 

Ferner werden von der Abgabe die Egentümer von 

1 Zimerwohnungen befreit. 

Harnau u. d. übr. Mitgl. d. D. Soz. Fr. 

Das Wort hat der Herr Abg. Falk. 

Falk, Abgeordneter (D. P. V.): M. D. u. H.! Das 
vorhandene Baugeſetz trifft vor allem nur den kleinen 
Hausbeſitzer. Während der kleine Hausbeſitzer von 
April 1926 30% Zuſchuß zur Wohnungsbauabgabe 
zahlt, muß er ſelbſtverſtändlich für ſeine eigene Wohnung 
hiervon Miete zahlen. Der große Hausbeſitzer wird nich 
betroffen. Ich will darauf nicht näher eingehen, das ist 
ſchon lang und breit beſprochen worden. Der Haupt” 
grund liegt in der Zwangswirtſchaft, das ift nicht abat 
ſtreiten, und das kann man beweiſen. Das Baugewerbe, 
das früher 70% der Bevölkerung im Freiſtaat beſchäf⸗ 
tigte, liegt darnieder. Ich will darauf eingehen, daß 1 
beſonders ſchlimm iſt, wenn im Baugewerbe dieſe 70% 
beſchäftigungslos find, das fage ich gerade zu den Arber 
tern. Wenn wir im Baugewerbe Arbeit haben, da 
find beſchäftigt die Kiesbergwerke, das Fuhrunternehmen, 
der Maurer, Zimmermann, Tiſchler, Dachdecker, Glaſer, 
Maler uſw. Aber es hat auch die Induſtrie zu tun, 15 
ſchließlich gehören der Teppich auf dem Fußboden un 
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die Gardine am Fenſter auch zum Baugewerbe. Ich 
will Herrn Abg. Guttzeit auch ſagen, daß ſelbſt ſein Ge⸗ 
werbe dazu gehört, denn wir brauchen Nivellierapparate, 
Reißzeuge uſw. 

M. D. u. H.] Wenn uns die Regierung erklärt, wir 
ſollen mit dem Pfennig rechnen, ſo möchte ich antworten, 
daß es traurig ift, wenn uns die Regierung das zumutet. 
Da ſoll doch einmal der Senat (Hochbauverwaltung) die 
Submiſſionen beobachten. Einer fordert 60 000 Gulden, 
der Zweite 40 000 Gulden, der Dritte 20 000 Gulden. 
Welche Konkurrenten ſind das aber, die 20 000 Gulden 
verlangen? Ich habe von der Pieke auf gedient, kenne 
das Leben und kann mich auch mit dem Arbeiter über die 
Frage unterhalten. Im Baugewerbe entſteht eine 
Schmutzkonferenz nach der andern und ſo und ſoviele 
gute Baufirmen gehen dabei pleite. (Trotz der Schmutz⸗ 
konkurrenz gut verdient! bei den Kommuniſten.) Sie 
können es genau fo weit bringen; denn ich habe an ber- 
ſelben Stelle gearbeitet, wie Sie. Ich möchte der Re⸗ 
gierung, wenn ſie vom Pfennig ſpricht, etwas entgegen 
halten. Dabei möchte ich niemand beleidigen. Eine 
Taſſe Kaffe koſtet 30 Pfennig plus 10% gleich 33 Pfg. 
35 muß man aber zahlen. Schon bei dieſem kleinen Ob⸗ 
jekt hat man 2 Pfennig mehr zu zahlen. Das macht für 
den Staat einen Verluſt von Taufenden von Gulden aus 
im Jahr. Wenn man zur Staatshauptkaſſe kommt und 
hat 100 Gulden zu verlangen, ſo erhält man 90 Gulden 
in Papier und 10 Gulden in Silber. Das finde ich rid- 
lig. Noch viel richtiger wäre es aber, wenn die Staats⸗ 
bank in Danzig bei 1000 Gulden einen Prozentſatz 

fennige geben würde. Wenn der Pfennig erſt unter den 
Leuten ift, wird er feinen Weg auch ſchon finden. (Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Es ift eigen- 


ee tümlich, daß das Wohnungsbaugeſetz und die Frage der 


Mieterhöhung weit über den engen Rahmen der Woh⸗ 
nungsbautätigkeit und der damit zuſammenhängenden 
ragen auf das politiſche Gebiet übergreifen. Da iſt es 

ganz richtig, wenn wir uns erinnern, daß die bürger⸗ 

lichen Fraktionen ſeinerzeit ein Geſetz durchbringen woll- 
en, wonach die damalige Regierung einſchließlich der 
eutſchnationalen eine 40% ige Steuer nicht nur von 

Privatwohnungen, ſondern auch von induſtriellen Be⸗ 

trieben verlangte. (Zwiſchenrufe rechts.) M. H. v. 

rechts, Ihr Senator Dr. Leske hat dies Geſetz damals 

eingebracht. Es kam nicht durch, aber eins können Sie 
nicht beſtreiten, daß das Wohnungsbaugeſetz, das Sie 
anfeinden, von Ihnen geſchaffen wurde. Die Idee 
kammt von den bürgerlichen Fraktionen, (Abg. Schweg: 
mann: Anwahrl) ſtammt von Ihnen. Sie haben es ſo⸗ 
gar bei der Abſtimmung über das Wohnungsbaugeſetz 
ertig bekommen, den Privateigentümer ſelbſt mit der 
teuer zu belaſten. Ich weiß, daß Herr Dr. Ziehm da⸗ 
mals als Sprecher der Deutſchnationalen gegen unſern 
un 0 war, den Eigentümer von der Steuer frei zu 

ſſen. Das lehnten Sie ab. i 
in d erade dieſe rein ſozialiſierende Steuer haben Sie 

Fr A Geſetz hineingebracht. Wenn die bürgerlichen 

Fra tionen das damals nicht gemacht hätten, würde die 
OL durchaus erleichtert werden. Wenn jetzt bei der 
aßt gen Steuererhöhung nicht der Hausbeſitzer mit er⸗ 

ob didirdz dann wird es nicht ſo ſehr darauf ankommen, 

Ha s: Mieterhöhung 10, 15 oder 20% beträgt. ‚Die 

ag belaſtung für die Maſſe der Hausbeſitzer würde 

rechts borlfallen. Sie haben alſo jetzt, meine Herren, von 

Hausp die Waffe geſchmiedet, welche nun dem kleinen 

Steue eſitzer bei der Beſteuerung den Kopf abſchlägt. Die 
ur = wirkt jogar verheerend bei den Hausbeſitzern, die 

inen oder zwei Mieter haben. Für diejenigen, die 
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einen Mieter haben, ift dieje Erhöhung vollkommen illu- 


ſoriſch. Was er am 1. Januar bekommt, wird ihm am 
1. April genommen, weil er ſeine eigene Wohnung mit⸗ 
verſteuern muß. Da jeben Sie, wie fih die Sünden von 
damals in dieſem Sinne auswirken. 

Damit entfällt auch alles das, was von rechts über 
die ehemalige Politik geſprochen wurde und daß an der 
ganzen Mißachtung dieſes Vorſchlages eine beſtimmte 
Regierungskoalition die Schuld hätte. Ob damals die 
bürgerliche Regierung, ob heute die in der Mitte, bleibt 
ſich gleich. Hochintereſſant war es, daß im Ausſchuß ge⸗ 
rade der Redner der ſogenannten Liberalen Fraktion er⸗ 
klärte, die Fraktion hätte damals für die 20% geſtimmt, 
heute könne fie es nicht, da fih die Verhältniſſe geändert 
haben. Das ſtimmt bis zu einem gewiſſen Grade. Es 
hat ſich herausgeſtellt, daß die Idee, mit den Mitteln 
aus dem Wohnungsbaugeſetz die Wohnungsnot zu beſei⸗ 
tigen, vollſtändig abwegig war. Die Gelder ſind tat⸗ 
ſächlich bis Herbſt nächſten Jahres verbraucht. Sie 
müßten mit der Idee Ihres Wohnungsbaues und der da⸗ 
mals jo ſchön ausgemalten Löſung des Wohnungsbau- 
problems Schluß machen und erklären, Ihre Idee habe 
Bankrott erlitten. Wenn der Staat die Mittel nimmt 
und baut, ſo wird dadurch, wie wir ſehen, die Korrup⸗ 
tion gefördert. Es kommt die Kurvenbauerei, die wir 
alle genau kennen, bei der ſehr eng mit gewiſſen Herren 
von der Bauabteilung zuſammenhängende Leute ihre 


Hand im Spiele haben. Gelder werden dann ſchnell aus⸗ 


gezahlt und löſchungsfähige Quittungen in drei Tagen 
ausgeſtellt, nur weil die betreffenden Herren engſte Be⸗ 
ziehungen zu deutſchnationalen Beamten oder ſonſt den 
Deutſchnationalen naheſtehenden Perſönlichkeiten haben. 

Wir wollen vorläufig nicht näher auf das Geheim⸗ 
nis der Kurve eingehen. Aber die deutſchnationale 
Bauerei an der Kurve ſpricht Bände, wenn ſie aufge⸗ 


rollt wird. Ich habe bereits im Ausſchuß erklärt, wenn 


Sie ſelbſt zugeben müſſen, daß die Belaſtung von 20% 
zu hoch iſt, dann laſſen Sie doch die Verkopplung mit dem 
Wohnungsbaugeſetz. Nehmen Sie das Mindeſte, die 
10% ige Erhöhung, dann ift der Weg, glaube ich, der 
richtige. Die Herren Sozialdemokraten haben ja gerade 
in ihrem Regierungsprogramm erklärt, die Löſung des 
Wohnungsbauproblems erfolge nur durch den freien 
Markt. Sie ſprachen von einer Anleihe. Es ſtand nichts 
im Regierungsprogramm, daß die Wohnungsbaufrage 
durch die Hochſtaffelung der Wohnungsbauabgabe gelöſt 
werden müſſe. Da ſteckt das, was unbedingt Mißtrauen 
zwiſchen meiner Partei und den Herren aus der bürger⸗ 
lichen Fraktion hineinbringen muß. Dieſes Mißtrauen 
verſtärkt ſich allerdings, wenn man ſieht, daß Sie das, 
was Sie geſetzlich verſprochen haben, nicht halten, ob⸗ 
gleich Sie entſprechende Erklärungen abgegeben haben. 


Das iſt nach meiner Anſicht nicht der Weg, glücklich 


weiter zu regieren. i r 8 

Wir haben bis zur Abſtimmung in dritter Leſung 
noch Zeit. Es iſt durchaus möglich, die Härten, die 
augenblicklich bei einer 105 igen Erhöhung und einer 
10%igen Steuer beſtehen, irgendwie zu mildern. Ein 
Weg iſt ſchon von dem Herrn Abg. Harnau angedeutet 
worden, der die 1-Zimmerwohnungen von der Erhöhung 
befreien will. Wenn man den erſten Schritt geht, muß 
man auch den zweiten gehen, denn die 1- und 2-Zimmer- 
wohnungen ſind praktiſch ſo ſchwer zu trennen, daß man 
dann jagen muß, wir laffen die Abgabe für die 2-Zim- 
derwohnungen frei, um bei den kleinen Verhältniſſen 
Reparaturen zu ermöglichen. Es läßt ſich darüber 
ſprechen, daß der Eigentümer von der neuen Abgabe frei 
bleibt. Wir wiſſen doch ganz genau, wozu die Miets⸗ 
erhöhung fein foll. Sie oll dazu dienen, um die Jah⸗ 
lung der Hypothekenzinſen zu ermöglichen. Wenn wir 
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dieſes Geſetz endgültig annehmen, dann haben wir nach 
außenhin von dem Haus- und Grundbeſitzer zu verlan⸗ 
gen, daß er dieſe enorme Aufwertung bezahlt, daß er die 
Zinſen gibt. Das kann er aber von den 10% nicht. Wenn 
Sie ſich überlegen, wie die Sache in der Praxis ausſieht 
und der Gläubiger an den Hausbeſitzer herantritt und für 
die letzten zwei bis drei Jahre die Zinſen verlangt, dann 
werden Sie zugeben müſſen, daß es ein Riſiko für uns 
iſt, dieſem Geſetz auf der einen Seite zuſtimmen zu ſollen 
und auf der andern Seite die große Chance aus der Hand 
zu geben. Wir haben Rechtsgutachten von allen mög⸗ 
lichen Seiten, die erklären, die Zahlung der Hypotheken⸗ 
zinſen iſt rechtlich mit der entſprechenden Mietserhöhung 
verkoppelt. Wir würden alſo wahrſcheinlich zunächſt ein⸗ 
mal um dieſe ſchwere Belaſtung durch das Aufwertungs- 
geſetz herumkommen. Ich glaube, die Herren Liberalen 
dürften da in eine ſehr ſchwere Zwickmühle kommen. Sie 
ſind doch mit die Väter des Aufwertungsgedankens und 
einer enſprechend höheren Aufwertung geweſen. Sie 
werden es mit den hinter ihnen Stehenden auszumachen 
baben, wenn es durch ihre eigentümliche Haltung bei 
dieſem Geſetz zum Bruch kommen ſollte. Es iſt nach 
außenhin wirklich nicht ſo ſchwer, hier einen Ausweg zu 
finden. Wir können uns vielleicht in der Woche, die da- 
zwiſchen liegt, noch einmal darüber unterhalten. Wir 
müſſen uns darüber klar ſein, geſchieht die Erledigung der 
Frage in dem Sinne, wie es die Regierungskoalition 
durch den Abänderungsantrag will, dann glaube ich, ſteht 
am Ende dieſer Abſtimmung in der nächſten Woche doch 
wohl die große Gefahr, daß wir zu den Schwierigkeiten, 
in denen wir uns befinden, noch andere bekommen. 
(Welche? rechts.) Die Erklärung, die der Senat grund- 
ſätzlich abgegeben hat, (Abg. Mroczkowſki: Eine neue 
Proteſtverſammlungl) macht tatſächlich bei der augen- 
blicklichen Wirtſchaftslage einen bedenklichen Eindruck. 
Ich erinnere auch an die betonte Einführung eines 
Tabakmonopols, alſo weitere Beſeitigung des privaten 
Wirtſchaftslebens. 


Wir wollen nicht etwa, wie Herr Abg. Mrocz⸗— 
kowfki, zu einer Proteſtverſammlung ſchreiten, das brau- 
chen wir nicht. (Na, nal) Wir haben in der Ver⸗ 
ſammlung nur feſtgeſtellt, wie die eigentliche Stimmung 
der Bevölkerung iſt. Wenn die Preſſe mit noch ſo ſchönen 
Worten nach allen Richtungen hin unrichtig ſchildert, 
dann wiſſen doch die 5- bis 6000 Perſonen, die dort 
waren, daß alles vertreten war, von dem älteſten Wirt⸗ 
ſchaftler angefangen, der wirklich am Sonntag vormittag 
lieber zu Hauſe ſitzt, als ſich mit ſeinem alten, grauen 
Haupt in eine Maſſenverſammlung zu begeben. Sie 
täuſchen fih und auch die Preſſe täuſcht fih, wenn fie 
meint, derartige Angelegenheiten ſo abtun zu können. 
Danzig iſt zu klein, als daß man ſolche Begebenheiten 
durch die Preſſe totſchweigen kann. In Danzig erzählt es 
einer dem andern, wer dort war. Keiner der Fürſten 
der Beamtenorganiſation, noch keiner der ſchönen Redner 
in der Beamtenverſammlung kann in Danzig jemand 
darüber hinwegtäuſchen, daß alles, was in der Preſſe 
ſteht, durchaus unwahr iſt. Wir haben den Weg und 
werden ihn gehen. Wir werden weiter die Bevölkerung 
aufrufen, wenn ihr in den verfaſſungsmäßigen Fragen 
nicht nachgegeben wird, insbeſondere in der Frage der 
Veränderung der oberſten Staatsbehörde, in der Frage 
der Wiedererichtung der Magiſtratsverfaſſung und in 
der Frage der Reduzierung aller andern Sachen. Wir 
werden nicht die Proteſtverſammlung wählen, ſondern in 
dieſer Frage, die nur ein Sympton der ganzen Auf- 
faſſung, nicht nur der gegenwärtigen, ſondern auch der 
früheren Regierung iſt, den Weg beſchreiten, die Bepöl⸗ 
kerung anzurufen. Am Ende diefer Krije ſteht unbedingt 
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der Volksentſcheid, auf den wir mit allen Mitteln hin- 
arbeiten werden. (Bravol) 

0 en Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich habe im vorigen 
Jabr bei der Schaffung des Mietsſteuergeſetzes mit aller 
Schärfe darauf hingewieſen, daß die wirtſchaftliche Gitu- 
ation innerhalb der Freien Stadt jhon zu jener Zeit 
irgendwelche Belaſtung aller Wirtſchaftskreiſe unmöglich 
mache, und daß ſich die Kreiſe, die da glauben, aus einer 
aus Steuern erfolgenden Bautätigkeit eine Behebung der 
Arbeitsloſigkeit herbeiführen zu können, einem Trug- 
ſchluß hingeben. Zu jener Zeit, als die Ausführungen 
gemacht wurden, hatten wir etwa 4 bis 5000 Erwerbs- 
loſe. Jetzt haben wir inzwiſchen anderthalb Millionen 
Lohnſummenſteuer verbaut, die zu jener Zeit auch ſchon 
beſtand. Wir haben ferner aus der genannten Mietsſteuer 
etwa zwei Millionen verbaut. Das iſt auch ein Betrag, 
der mit der eigentlichen Mietsſteuer nicht übereinſtimmte, 
ſondern da iſt ſchon Vorſchuß genommen. Aus dieſen 
ganzen Summen ſind nun im Laufe des vergangenen 
Jahres 400 und einige Wohnungen gebaut worden, wo⸗ 
von ein Teil, wie vorhin bemerkt wurde, ſchon auf Bor- 
ſchuß gebaut iſt. Wegen dieſer etwa 400 Wohnungen 
hat man aber weite Schichten der Bevölkerung, die ſchon 
erheblich belaſtet waren, mit einer neuen Steuer belaſtet, 
nämlich der 20 %igen Mietserhöhung. Ich habe damals 
ausgeführt, daß bei der Wirtſchaftslage innerhalb. der 
Freien Stadt nicht daran zu denken wäre, daß es auch 
nur einer Arbeitnehmerkategorie möglich ſein würde, die 
erhöhte Miete, die von dem realen Einkommen der 
Arbeitnehmer abgeht, durch Lohnerhöhungen, ſei es im 
Wege friedlicher Verhandlungen, ſei es im Wege des 
Streiks, von den Arbeitnehmern herauszuholen. 

Wir haben in den letzten Monaten in Danzig ge- 
ſehen, wie die Entlaſſungen infolge der Betriebs⸗ 
ſtillegungen erfolgten und wie die Wünſche der Arbeit- 
nehmer, die Löhne erhöht zu erhalten, von Handel, In⸗ 
duftrie und Gewerbe nicht erfüllt werden konnten. Der 
das geſamte Wirtſchaftsleben ſchwer erſchütternde Streit 
auf der Danziger Werft bzw. die Ausſperrung der Dan⸗ 
ziger Werft haben zur Folge gehabt, daß die Wünſche der 
Arbeiter nicht befriedigt werden konnten, daß erhebliche 
Abſtriche bei den Löhnen erfolgten und daß nur die Hälfte 


der früheren Arbeiter beſchäftigt wurde. Wir erleben große 


Proteſte in der Wirtſchaft, die unter dem Steuerdruck 
ſeufzt. Wir erleben es, daß in Danzig 99% aller Be⸗ 
triebe als zahlungsunfähig angeſehen werden können, 
Wir erleben es, daß am 15. November der größte Tei 
der Arbeitnehmer und der Angeſtellten mit Friſt zum 
1. Januar gekündigt worden ift. Eine Anzahl von Kon“ 
kursanmeldungen ſchweben. Faſt ſämtliche Firmen wiſſen 
nicht mehr, woher ſie das Geld für Zahlungen nehmen 
ſollen. Als ſehr gut anerkannte Firmen, die großen 
Grundbeſitz haben, haben im letzten Monat ihre Gehälter 
nicht gezahlt, ſondern zum Teil blieben ſie ſie ſchuldig. 
Wieder ſehen wir nun eine Vorlage der Regierung, da 
fie zum 1. Januar die Miete um 10% erhöhen wil 
Denen alſo, die heute auf der Straße liegen, die zum 
1. Januar gekündigt worden find, die heute nicht mehr 
ihre Zahlungen erfüllen können, werden 10% Miets⸗ 
erhöhung zugemutet. Die Regierungsparteien ſtimmeft 
dem zu, obgleich ſie vor kurzem erklärten, der Wirtſchaf 
und den Arbeitsloſen müſſe geholfen werden. Man ſag 
nun, es ſeien allerdings 20% Mietserhöhung verſpro on 
worden. Ich weiß nicht, was der Kuhhandel bedeutete: 
Herr Abg. Dr. Blavier wird Näheres darüber mitteile 
können. Als die Wahl der letzten beiden Senatoren im 
Bail und — wer war doch der andere? (Ernst! bei j 
Jentrum.) Ernſt zur Debatte ſtand und ſich die Regie 


ahn, Abgeordneter.) i 


tung wegen einiger Stimmen in Schwierigfeit befand, da 
hat man ſich die Mietserhöhung von Herrn Abg. Dr. 
Blavier abhandeln laſſen. Da haben die drei Parteien, 
Deutſchliberale, das Zentrum und leider auch die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei oder vielmehr ihre Senatoren, ich 
weiß nicht, ob Partei und Fraktion daran beteiligt ſind, 
gutwillig zuſtimmen müſſen. Als Abſchlagszahlung für 
dieſen Kuhhandel, Herr Abg. Dr. Blavier, haben wir dies 
Geſetz vorliegen. Sie ſchämen ſich nicht, zu gleicher Zeit 
Proteſtverſammlungen im Schützenhaus zu inſzenieren 
und gegen die ſteuerliche Belaſtung aufzutreten, während 
Sie jetzt, eine Woche ſpäter, von dieſen drei Regierungs⸗ 
parteien verlangen, daß fie eine 10 %ige Mieterhöhung 
durch Geſetz beſchließen wollen. (Abg. Dr. Blavier: 
Das hat nichts mit dem Steuerdruck zu tun!) 

Ich will es Ihnen erklären, was daran Schuld hat. 
Wenn eine Steuer erhoben wird, ob direkt oder indirekt, 
iſt gleichgültig, dann wirkt ſie ſich nicht nur automatiſch 
auf alle Kreiſe aus, die gezwungen ſind, Wohnungen zu 
bewohnen, dann wirkt ſie ſich auch auf den Arbeitgeber 
aus, der eine Mietwohnung genau ſo hat, wie der Ar⸗ 
beitnehmer, der wöchentlich 35 oder 40 Gulden Lohn be- 
kommt und davon monatlich mehr Miete bezahlen muß. 


Für diefe drei Gulden, kann er 12 Achthalber⸗Brote 


kaufen und ſeine hungrigen Kinder damit ſatt machen. 
Dafür haben Sie kein Verſtändnis als Junggeſelle und 
angehender Ehemann, der die Kinderernährung noch 
nicht praktiſch durchgemacht hat. (Heiterkeit!) Wie ge⸗ 
agt, haben wir jetzt auf der einen Seite Proteſte einer 
Partei gegen Steuerdruck, auf der anderen Seite haben 
wir Anträge des Herrn Abg. Dr. Blavier, der als Dank 
für die Wahl der zwei Senatoren ſeine Mietserhöhung 
aben will, die ihm nicht ganz gewährt wird, ſondern nur 
mit 10%. Zu April will man weitere 10% zum Woh- 
nungsbau haben, Gelder, die bereits verbaut ſind und 


(a) mit denen keine Wohnungen geſchaffen werden können. 


Das Wohnungsproblem wird hier in Danzig ſo⸗ 
lange beſtehen, bis man ſich dazu entſchließt, großzügig 
zu bauen. Bauen kann man nicht aus Pfennigbeträgen, 
auch nicht aus Markbeträgen, Wohnungen können nur 
aus neu in die Wirtſchaft fließendem Gelde gebaut 
werden. Wären die 2 oder 3% Millionen, die im 
Steuerjahre erhoben worden ſind, nicht verbaut, ſondern 
a der Wirtſchaft geblieben und für mobile Zwecke ver- 
wandt worden, ſo wäre das beſſer geweſen und die 
chwere Kriſe, die ſich heute in Handel und Gewerbe 


zeigt, wäre nicht in ſo ſtarkem Maß eingetreten. Das 


eld, das immobiliſiert wird, iſt verloren. Geld zum 
auen muß man aus dem Auslande herholen und im 
ante einer Reihe von Jahren aus der Volkswirtſchaft 
b tragen. In der Kriſis und der Not, in der wir uns 
efinden, kann großzügig gebaut und das Lebel nur be- 
doben werden, wenn von außen Gelder hereingebracht 
Jed in Form des Häuſerbaues immobiliſiert werden. 
Ku er Pfennig, der aus der nationalen Wirtſchaft her⸗ 
i Sgezogen wird, ift ein Verbrechen an unſerer Wirt- 
a t, jeder Pfennig, der aus dem mobilen Kapital oder 
Arch Werte herausgezogen und verbaut wird, ift ein 
5 sſchaden in der Wirtſchaft. Wenn Sie auf dieſem 
borba fortfahren, werden Sie das Wenige, das noch 
Schaffen iſt, ruinieren. Der einzige Weg iſt der: 
N Sie vom Auslande Geld zum Wohnungsbau 
arten p as habe ich immer wieder geſagt. Die Redens⸗ 
Nau des Senators Dr. Volkmann waren Schall und 
Hönigsberd waren dumme Redensarten. Die Stadt 
Städte dorg hat in dieſen Tagen wie fo viele deutſche 
2.8 Milline Anleihe aus den vereinigten Staaten von 
3 a tonen bekommen. (Senator Dr. Leske: Zum 
für ee Ihnen natürlich wird man kein Geld 
e Zwecke geben. Sie ſind zu naiv dazu, um mit 
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Banken oder Bankiervereinigungen entſprechende Ver⸗ 


handlungen zu führen. Ebenſo hat die alte Danziger 
Regierung es ſabotiert, daß Gelder aus dem Auslande 
für Hypothekenzwecke nach Danzig kamen. Nur einige 
Herren wollten ihr Sonderwürſtchen braten, weil fie es 
auf Proviſion abzielten und man der Danziger Hypothe⸗ 
kenbank ein Privileg gegeben hat. Ebenſo wollte man 
nicht aus dem Auslande Geld hereinholen, um den Woh⸗ 
nungsbau großzügig zu fördern, weil man Sonder⸗ 
gedanken hatte und glaubte, durch die Verhinderung 
dieſes Planes eher die freie Wohnungswirtſchaft zu er⸗ 
zielen, als das ſonſt auf andere Weiſe möglich wäre. 
Was andere Städte, was andere Gemeinden können, 
muß Danzig auch können. (Senator Dr. Leske: Nennen 
Sie eine einzige Stadt, die eine Wohnungsbauanleihe 
hat!) Eine ganze Anzahl Sädte haben Anleihen erhalten. 
Ich habe bei früheren Ausführungen ſchon geſagt, daß 
es die Geldgeber vollkommen kalt läßt, wozu das Geld ge⸗ 
nommen wird. Wenn der Geldgeber eine entſprechende 
Bürgſchaft erhält, iſt es ihm gleichgültig, für welche 
Zwecke das Geld verwandt wird. (Senator Dr. Leske: 
Sie können nicht eine Stadt nennen!) Ich lehne es ab, 
mit Ihnen darüber zu polemiſieren. Das hätte keinen 
Sinn. Sie haben von finanziellen Fragen nicht die ge⸗ 
ringſte Ahnung. Sieſind nicht einmal ein guter Baumeiſter. 
Was ſoll man ſich alſo mit Ihnen über geldliche An⸗ 
gelegenheiten unterhalten. Ich habe Ihnen ja bei der 
vorigen Beratung Namen von Banken genannt, die 
Kredite angeboten haben. Ich habe Ihnen damals Banken 
genannt, die bereit ſind, Kredite zu geben, die nicht da⸗ 
nach fragen, zu welchem Zweck das Geld gebraucht werden 
ſoll. Man hat das aber in den Wind geſchlagen und ſich 
nicht einmal die Mühe gemacht, Verhandlungen nach der 
Richtung aufzunehmen. Erſt jetzt wird durch die Er⸗ 
klärung der Regierung bekannt, daß man ſich bemühen 
will, Geld aus dem Ausland aufzubringen. Herr Senator 
Dr. Volkmann hat ja der Preſſe gegenüber erklärt, daß er 
ſogar die Abſicht habe, dem Auslande gegenüber Bürg⸗ 
ſchaften für Kredite zu übernehmen, die der Handel über⸗ 
nehmen foll. 

Das iſt ein Phantaſiegebilde, das, wie bei anderen 
finanziellen Dingen, jetzt wieder das Licht der Welt er- 
blickt. Phantaſie in der Währungsfrage, Phantaſie in der 
Beſchaffung von Auslandsanleihen, Phantaſie bei Be⸗ 
ſchaffung von Krediten für Handel und Gewerbe und der 
Bürgſchaft des Danziger Senats. Es hat keinen Sinn, 
ſich mit Herrn Senator Dr. Volkmann und mit den haupt⸗ 
amtlichen Senatoren der Danziger Regierung über dieſe 
Frage zu unterhalten. Die Herren ſind ſieben Meilen 
hinter dem Mond zu Hauſe, haben von derartigen Dingen 
keine Ahnung und werden auch nicht klug werden und ſich 
von andern auch nicht belehren laſſen. 

Wie ich vorhin ſagte, wird die Beſeitigung der Woh⸗ 
nungsnot nicht anders möglich ſein, als daß wir uns Geld 
zu beſchaffen ſuchen, allerdings nicht zu den Londoner 
Konditionen. Ein Randſtaat hat dieſer Tage beſchloſſen, 
eine Anleihe zurückzuweiſen, weil die Konditionen zu un⸗ 
kulant ſind. Dieſer Staat gibt die Anleihe zurück. Wenn 
man eine Auslandsanleihe zu kulanten Konditionen auf⸗ 
nimmt, wird man das Wohnungselend beſeitigen, anders 
nicht. Aufgabe aber aller Parteien ſollte es ſein, jede 
weitere Belaſtung der Bevölkerung, ganz gleich welcher 
Art, zu verhindern. Statt deſſen wollen die Mittel⸗ 
parteien und leider auch die Sozialdemokratiſche Partei 
die Bevölkerung wiederum mit einer 10⸗prozentigen 
Mietserhöhung belaſten. Ich kann es nicht begreifen, wie 
man derartige Geſetze im gegenwärtigen Zeitpunkt ein⸗ 
bringen kann. Ich glaube, daß der ſtille Gedanke der 
Mehrheit der Sozialdemokratiſchen Fraktion der iff, fih bei 
der Abſtimmung der Stimme zu enthalten, damit dieeſs 
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(4) (Rahn, Abgeordneter.) 
Geſetz nicht Geſetz wird und hinunterfällt. Dann werden 
zum Schein die Herrn Dr. Blavier gegebenen Ver⸗ 
ſprechungen erfüllt. Ich kann mir nicht denken, daß die 
Sozialdemokratie in der gegenwärtigen Zeit, wo die Be⸗ 
laſtung der Arbeiter ſo groß iſt, einem ſolchen Geſetz ihre 
Zuſtimmung geben werden, wo doch beſonders auf ſozial⸗ 
demokratiſcher Seite anerkannt wird, daß die Hauswirte 
im gegenwärtigen Zeitpunkt mit der 60⸗prozentigen Miete 
bei den geringen Beträgen für die Hypothekenaufwertung 
völlig oder zum Teil auskommen können. (Abg. 
Dr. Blavier: Ach nein!) Wenn Sie mit den Mieten 
Ihres Hauſes nicht gut auskämen, würden Sie nicht einen 
ſo flotten Lebenswandel führen. And wenn die Haus⸗ 
beſitzer nicht im gegenwärtigen Moment günſtig daſtänden, 
würden ſich die Herren nicht Derartiges leiſten können, 
wie man es jetzt ſieht. Ich habe in meinem Verwandten⸗ 
und Bekanntenkreis fünf bis ſechs Hausbeſitzer, die ſich 
gegenwärtig Dinge leiſten, die ſie ſich früher nicht leiſten 
konnten. Wenn ich meiner Verwunderung darüber Aus⸗ 
druck gebe, dann ſagen ſie: „Gegenwärtig ſtehen wir uns 
verhältnismäßig gut.“ Wenn die Hausbeſitzer das ſelbſt 
erklären, ſollen nicht die Hausbeſitzervertreter im gegen⸗ 
wärtigen Zeitpunkt, wo alles traurig iſt und alles dar⸗ 
niederliegt, auf einer Erhöhung der Mieten beſtehen. 
Warten Sie das kommende Frühjahr ab, laſſen Sie den 
Winter vorübergehen, laſſen Sie die Verhältniſſe ſich 
klären, daß vielleicht irgendwelche Ereigniſſe eintreten, die 
die breiten Maſſen wieder in den Produktionsbetrieb ein⸗ 
ſchalten. Laſſen Sie Handel und Induſtrie ſich etwas be⸗ 
leben, dann kann man über die Frage reden und ſich dar⸗ 
über unterhalten. Aber gerade den gegenwärtigen Zeit⸗ 
punkt dafür zu wählen, um eine Mietserhöhung durch⸗ 
zuſetzen, halte ich für außerordentlich abſonderlich und 
ſchädlich. 

; Ich bitte das Haus, in der gegenwärtigen Zeit dieſes 
Geſetz abzulehnen und die Frage einer etwaigen Miets⸗ 
erhöhung nach einem halben oder dreiviertel Jahr, alſo zu 

Beginn des Sommers, wieder zur Debatte zu ſtellen. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schwegmann. : : 
Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 

Fürchten Sie nicht, daß ich mich etwa mit den Ausfüh- 
rungen des Herrn Abg. Rahn beſchäftigen werde. An 
Herrn Rahn vollzieht fih nach meiner Aeberzeugung das 
traurige Geſchick, das jedem Sozialdemokraten widerfährt, 
wenn ihm eine gewiſſe Einſicht in wirtſchaftlichen Dingen 
kommt. Dann fliegt er nämlich aus der Partei hinaus. 
Ich muß mich mit einigen Ausführungen des Herrn 
Abg. Dr. Blavier befaſſen. Er hat Behauptungen auf- 
geſtellt, die den Tatſachen nicht entſprechen. Er hat etwas 
über das Zuſtandekommen des Wohnungsbaugeſetzes be⸗ 
hauptet, was mit dem Werdegang dieſes Geſetzes voll⸗ 
kommen in Widerſpruch ſteht. Wir haben uns ſowohl im 
alten Volkstag, wie auch in dieſem, ſehr viel mit der Woh- 
nungsfrage beſchäftigt. Im Siedlungsausſchuß haben 
wir viele Sitzungen gehabt. Die Dinge haben ſich dort 
ſo entwickelt, daß Pläne, die in mancherlei Geſtalt vorge⸗ 

legt wurden, eine Verwirklichung nicht fanden. Es iſt ſehr 

lange darüber verhandelt worden. Irgendein Vorſchlag, 
der eine Mehrheit gefunden hätte, war nicht da. Das 
führte dazu, daß der Senat dieſem Volkstag einen Geſetz⸗ 
entwurf vorlegte, der die Aeberweiſung dieſer Wohnungs⸗ 
baufrage an die Gemeinden vorſah. Die Gemeinden foll- 

ten die erhöhten Mieten feſtſetzen. Dieſer Geſetzentwurf 
wurde ſeinerzeit an den Siedlungsausſchuß verwieſen und 
fand dort Ablehnung. Zedenfalls drohte die Ablehnung 
auch hier im Plenum. Daraufhin wurde von der Deutſch⸗ 
liberalen Fraktion im Siedlungsausſchuß ein Antrag ein⸗ 
gebracht, und zwar trug dieſer Antrag, ſoviel ich weiß, den 

Namen des Herrn Abg. Robert Schmidt. Dieſer führte 
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dazu, daß dem Volkstag ein vollſtändiges Wohnungs⸗ 
baugeſetz vorgelegt wurde. Dieſes Geſetz, das auf An⸗ 
trag der Deutſchliberalen Fraktion zur Plenarberatung 
kam, ſah die Steuer von 40 vom Hundert vor und vor 
allem die Beſteuerung der ſogenannten gewerblichen 
Räume. Das waren wohl die beiden wichtigſten Punkte, 
um die es ſich handelte. 


Es iſt das Verdienſt der Deutſchnationalen Fraktion, 
daß dieſer Geſetzentwurf hier geſcheitert ift. (Sehr ridh- 
tig! rechts.) In harten, ſchweren Kämpfen iſt dieſer 
Geſetzentwurf hier niedergerungen worden. Die 405 ige 
Beſteuerung und die Heranziehung der gewerblichen 
Räume fielen. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) Dem ener- 
giſchen Widerſpruch der Deutſchnationalen iſt es zu ver⸗ 
danken, daß die 40 %ige Beſteuerung gefallen ift und 
ebenſo die Beſteuerung der gewerblichen Räume. Das 
ſind Tatſachen, die niemand aus der Welt ſchaffen kann. 
(Zwiſchenrufe links.) Es iſt dann darüber verhandelt 
worden, was man auf dieſem Gebiet ſchaffen könnte, das 
erträglich wäre und eine Baſis für die Weiterarbeit böte. 
Daraufhin iſt das gegenwärtig geltende Geſetz zuſtande⸗ 
gekommen, das die Beſteuerung von 20% vorfieht und 
gleichzeitig den Ausſchluß der Beſteuerung der gewerb⸗ 
lichen Räume. Das ift ebenfalls eine geſchichtliche Tat- 
ſache, an der Herr Dr. Blavier nichts ändern kann. 

Bei dieſen Kompromißverhandlungen hat Herr Abg. 
Dr. Ziehm eine ganz hervorragende Rolle geſpielt. Es iſt 
alſo das Gegenteil von dem wahr, was Herr Abg. Dr. 
Blavier geſagt hat, wenn er behauptete, Herr Abg. Dr. 
Ziehm fei der Vater der 40 igen Steuer. Seine Arbeit 
im Verein mit der der Fraktion iſt es zu verdanken, daß 
die 40% ige Steuer gefallen ift. Wenn die alte Regierung 
im Amte geblieben wäre, ſo wären die 20% zur Abtragung 
der Hypothekenzinſen längſt Geſetz. (Hört, hört!) Es 
wäre längſt dafür geſorgt worden, daß die Hypotheken⸗ 
gläubiger ihre Zinſen aus dieſer Mietserhöhung ziehen 
könnten und die Frage wäre erledigt, daß es bei 20% 
Wohnungsbauabgabe blieb. Endlich wäre die Frage er⸗ 
ledigt, daß das Geſetz befriſtet iſt. Das iſt das Verdienſt 
der Deutſchnationalen Fraktion. Wenn Herr Abg. Dr. 
Blavier die Tatſachen nach anderer Richtung zu per- 
drehen ſucht, ſo kann ich das bei der Lage verſtehen, in der 
er ſich befindet. Die Wahrheit marſchiert unaufhaltſam 
vorwärts und wird ſich durch Ihre Drehereien nicht ver- 
ſcheuchen laſſen. (Lebhafte Unruhe und Zwiſchenrufe.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. i 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.“ 
Die Erregung des Herrn Abg. Swegmann zeigt, daß es 
ſich tatſächlich um Verdrehungen handelt. (Zuruf rechts.) 
Allerdings iſt der Antrag im Ausſchuß mit dem Namen 
Schmidt gezeichnet geweſen, aber die Vorlage, die die He 
ſteuerung der gewerblichen Räume enthielt, war eine 
Regierungsvorlage. (Widerſpruch rechts.) Sie haben 
dafür geſtimmt. Bei der Abſtimmung über das Woh 
nungsbaugeſetz haben Sie einmal Ja und einmal N 
geſagt. (Lüge! rechts.) Daran wird fih gar n 
ändern. - i i 

Vizepräſident Spill: Mir ift eben bekannt geworben, 
daß Herr Abg. Philipſen wiederholt den Ausdruck Lüge, 
gebraucht hat. (Zuruf des Abg. Philipſen.) Das änder 
nichts an der Tatſache. Ich rufe Sie zur Ordnung. ; 

Dr. Blavier, Abgeordnter (D. V. P.): Trotz eiten 
Bemühungen ftebt feft, daß die Idee des Wohnung ba 
geſetzes im Schoße der Liberalen Fraktion entſtanden gy 


daß aber der eifrigſte Verfechter, Herr Dr. Leske, 


Senator war. (Nein! rechts.) tor 
Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Sena 


Dr. Leske. 
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(Dr, Leske, Abgeordneter.) x 
Dr. Leske, Senator: M. D. u. H.! Es ift zutreffend 
darauf hingewieſen worden, daß über das Wohnungsbau- 
abgabengeſetz ſeit Jahr und Tag ſoviel geſprochen worden 
iſt, daß Neues dazu nicht zu ſagen iſt. Ich will mich in⸗ 
folgedeſſen auch kurz faſſen. Zuerſt möchte ich Herrn Abg. 
Rahn dahin berichtigen, daß es ſich bei der augenblid- 
lichen Vorlage nicht um eine Senatsvorlage handelt, ſon⸗ 
dern um den Arantrag Dr. Blavier, der im Ausſchuß ab- 
geändert wurde. Ich könnte ſogar als Kurioſum dazu be⸗ 
merken, daß derſelbe Herr Abg. Rahn, der ſich hier jo 
außerordentlich tatkräftig gegen dieſen Antrag gewandt 
hat, dieſen Arantrag durch ſeine eigene Anterſchrift er⸗ 
möglichte. In bezug auf die Mietserhöhung ſteht es 
natürlich feſt, daß das Problem außerordentlich erſchwert 
wird, wenn zur Frage der Mietserhöhung gerade bei der 
heutigen Wirtſchaftslage erneut Stellung genommen wer- 
den muß. Ich erinnere zunächſt daran, daß in der Tat in 
dem Wohnungsbauabgabegeſetz ein Verſprechen zur Er⸗ 
höhung der Miete für den Augenblick, wo die Aufwertung 
beſchloſſen wurde, enthalten iſt. Das war ein Grund, der 
auf jeden Fall zur Neubehandlung der Frage verpflichtete. 
Die Angelegenheit iſt dann parlamentariſch zwiſchen den 
arteien behandelt worden. Wie üblich, iſt ein Kompro⸗ 
miß herausgekommen, mit all den Schwächen behaftet, die 
ein jedes Kompromiß, insbeſondere ein politiſches Kom⸗ 
promiß, hat. Aeber dieſen Ausgang wird auch niemand 
reſtlos glücklich ſein. Es wird weder der Hausbeſitzer über 
die 10% glücklich fein, die er bekommt, denn er hat mehr 
erwartet, noch wird der Mieter glücklich ſein, weil er 10% 
und im April noch weitere 10%: zahlen ſoll. Am wenig- 
ſten mit Freude wird dieje Löſung vom Standpunkt der 
Lage der heutigen Wirtſchaft zu begrüßen ſein. Aber man 
wird dieſe Frage ja ſtets in dem Sinne löſen müſſen, daß 
man ſich mit dem kleineren Aebel abfinden muß. Aus 
dieſer Aeberlegung heraus begrüße ich den Beſchluß des 


Lu); Hauptausſchuſſes und bitte, ihn hier anzunehmen. Es ijf 


nicht richtig, wenn gegen dieſe Entſchließung mit dem 
häufig gebrauchten Wort gearbeitet wird, daß hier die 
lermſten der Armen getroffen würden, daß die Arbeits⸗ 
loſen nicht ſolche Steuern zahlen könnten. f 
Das trifft alles nicht zu. (Lebhafte Zwiſchenrufe bei 
en Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Frau Abg. Kreft, Sie haben 

nicht das Wort. 


Dr. Leske, Senator: Man müßte meines Erachtens 


don demjenigen, der in der Oeffentlichkeit eine ſolche Kritil 
übt, zum mindeſten verlangen, daß er ſich das Geſetz an= 
ſieht. Da ſteht, daß die Arbeitsloſen dieſe Steuern nicht 
zu bezahlen brauchen. Ich möchte dann zu einigen der 
weiteren, aus Anlaß dieles Beſchluſſes vorliegenden Ent⸗ 
chließungen ſprechen. Zunächſt halte ich es nicht für 
empfehlenswert, daß der Entſchließung des Herrn Abg. 
Arnan beigetreten wird, die Wohnungsbauabgabe bei 
Zimmer-Wohnungen fallen zu laffen. Es wird zuge⸗ 
geben werden müſſen, daß der Beſitzer kleiner Wohnungen 
a einer wirtſchaftlich weſentlich ungünſtigeren Lage ſteht, 
As der Beſitzer größerer Wohnungen. (Zuruf bei den 


Fommunſſten.) Proleten intereſſen mich recht wenig. 
bels. Liſchnewſti: Das ift wenigſtens ein Glaubens- 
for nis!) Am kein Mißverſtändnis aufkommen zu 
len. Sie meinten keine Proleten, ſondern Proletarier. 
as ijt nicht dasſelbe. 


Aan s wird zwar in Zukunft eine Staffelung der Woh- 
ſolgesbauabgabe nach kleinen und großen Wohnungen er- 

en müſſen. Es wird aber damit gewartet werden 
fol en bis eine Erhöhung der Miete in ſpäterer Zeit er⸗ 
liest kann. Der Betrag, der dem Hausbeſitzer jetzt zu⸗ 
Ich muß ausreichen, um die Verpflichtungen zu erfüllen. 
nati ochte noch ganz kurz auf die Anregung der Deutſch⸗ 
Akionalen Volkspartei eingehen, den Wohnungstauſch in 
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Danzig durch geſetzliche Regelung zu erleichtern. Grund⸗ 
ſätzlich arbeitet bereits der Senat ſeit längerer Zeit nach 
dieſem Gedanken. Es ſcheint aber nicht zweckmäßig, eine 
geſetzliche Regelung dafür vorzunehmen. Jedenfalls ift 
die Annahme nicht richtig, daß im Deutſchen Reiche eine 
geſetzliche Regelung dafür beſtände. Es iſt dort in ein⸗ 
zelnen Gemeinden eine Regelung in dieſer Weiſe getroffen 
worden. Es ſteht dem auch nichts im Wege, daß wir es 
hier ebenſo machen. Richtiger geſagt, es wird ſeit Jahren 
bereits jo gemacht. Allerdings ift bei uns eine Anmel⸗ 
dung beim Wohnungsamt vorgeſchrieben. Das läßt ſich 
leider nicht entbehren, weil es ſich in einer ganzen Reihe 
von Fällen hat nachweiſen laſſen, daß auf dem Amwege 
des Wohnungstauſches Wohnungsſchiebungen verſucht 
worden ſind. Das Wohnungsamt iſt verpflichtet, jeden 
Wohnungstauſch, bei dem nicht begründeter Verdacht 
gegen eine Wohnungsſchiebung beſteht, umgehend zu ge⸗ 
nehmigen. Mir iſt auch ſeit Jahr und Tag kein Fall mehr 
in Erinnerung, wo ein Wohnungstauſch nicht genehmigt 
worden wäre. Der Zuſtand, der durch dieſe Entſchließung 
angeſtrebt wird, beſteht in Wirklichkeit alſo bereits. 

Ich möchte wenigſtens noch kurz auf einzelne Ausfüh⸗ 
rungen verſchiedener Herren Vorredner eingehen. Der 
Herr Abg. Harnau hat wieder einmal von den berühmten 
4-Zimmervillen geſprochen, die mit 20 000 Gulden Zuſchuß 
gebaut wären. Zunächſt iſt es nicht richtig, daß über⸗ 
haupt Zuſchüſſe gegeben werden. Es werden immer nur 
hypothekariſch geſicherte Darlehen gegeben. Zweitens 
führt die Zahl „20 000“ irre. Es werden für jede ein⸗ 
zelne Wohnung nicht mehr als 10 000 Gulden gegeben. 
Das iſt der Höchſtſatz, der erforderlich iſt, um eine kleine 
Wohnung herzuſtellen. Wir würden dieſe Wohnungen, 
wenn wir ſie auf eigene Rechnung bauten, auch nicht 
billiger bekommen. Wenn nun die einzelnen Genoſſen⸗ 
ſchaften in der Lage ſind, von ſich aus Kapitalien zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen und mit dieſem eigenen Geld größere 
Wohnungen herzuſtellen, als wir es an ſich könnten, ſo iſt 
das meines Erachtens nur zu begrüßen, denn es wird 
weiteres Kapital umgeſetzt, was der Wirtſchaft zugute 
kommt. Selbſt wenn nicht, wie Herr Harnau will, aus⸗ 
ſchließlich 1- und 2-Zimmerwohnungen gebaut werden, 
ſondern auch 3- und 4-Zimmerwohnungen, jo ift das ein 
Vorteil. Die Geſchichte von den berühmten Villen, die der 
Staat einzelnen Leuten geſchenkt hat, iſt ſo zum Schlagwort 
geworden, daß es mindeſtens aus beſtimmten Verſamm⸗ 
lungen nicht auszurotten ſein wird. Dann hat der Herr 
Abg. Rahn bemängelt, daß für die ſteuerlichen Gelder ſo 
wenig Wohnungen gebaut werden. Ich kann es nur be⸗ 
dauern, daß der Herr Abg. Rahn eine vollſtändig unzu- 
treffende Zahl in die Verſammlung warf, ohne ſich vorher 
zu erkundigen. Es iſt doppelt ſo viel geleiſtet worden. 
(Abg. Rahn: Die Zahl iſt von dem Herrn Abg. Schmidt 
heute genannt worden, das ift Ihr Negierungsverfreter!) 
Herr Rahn hat die Zahl „400“ genannt. Es kommen aber 
zu den 500 Wohnungen, die Herr Schmidt genannt hat, 
noch kleine Wohnungen, ſo daß es im ganzen 700 ſind. 
Der Herr Abg. Rahn iſt ſo weit gegangen, zu ſagen, die 
ſchwere Wirtſchaftskriſe hätte ſich nicht ſo ſtark ausgewirkt, 
wenn wir keine Wohnungen gebaut hätten. Da kann ich 
nicht mit, denn meines Erachtens iſt es für die Wirtſchaft 
gut, daß wir gebaut haben und Geld umgeſetzt haben. 
Wenn wir zu den vielen Stillegungen der Betriebe auch 
noch das Baugewerbe ſeit langem ſtillgelegt hätten — 
augenblicklich iſt es ja ſo gut wie ſtillgelegt — dann wäre 
das ſicher für die Wirtſchaft kein Fortſchritt geweſen. 

Der Herr Abg. Rahn hat dann ſein beliebtes altes 
Steckenpferd geritten. Wenn ich mich eines alten parla⸗ 
mentariſchen Witzes bedienen ſoll, ſo müßte ich ſagen, das 
Steckenpferd, das vorne Volkmann und hinten Wohnungs⸗ 
bauanleihe heißt. Dazu ift zu jagen, daß eine Woh- 


(a) (Dr. Leske, Abgeordneter.) i 
nungsbauanleihe von uns nicht zu erreichen iſt. (Zwiſchen⸗ 
ruf des Abg. Rahn.) Sie ſtehen ja auf dem Stand- 
punkt, daß die hauptamtlichen Senatoren eo ipso zu 
dumm ſind für dieſe Aufgabe. Sie werden doch aber nicht 
jagen, daß auch in allen andern Städten die Leute ebenſo 
dumm ſind. Es iſt bezeichnend, daß Herr Rahn auf die 
Frage, welche Stadt eine Anleihe erhalten habe, nicht an- 
ders antworten konnte als mit perſönlichen Beſchimpfun⸗ 
gen. Weshalb Geldgeber für Wohnungsbauzwecke kein 
Geld geben, liegt auf der Hand. Das brauche ich nicht zu 
erläutern. Es iſt unerklärlich, daß jemand, der von der 
Wirtſchaft etwas verſtehen will, die Behauptung aufftellt, 
es gebe Geldgeber, denen es egal ſei, wofür das Geld aus⸗ 
gegeben wird. Jeder Geldgeber läßt ſich ganz genaue Ver— 
pflichtungen geben, wie das Geld verbraucht wird. 

Ich möchte zum Schluß noch auf einige Ausführun⸗ 
gen des Herrn Abg. Dr. Blavier eingehen. Zunächſt möchte 
ich Herrn Abg. Dr. Blavier ſagen, er möge es ſich abge- 
wöhnen, zu den Deutſchnationalen als von ihrem Senator 
Dr. Leske zu ſprechen. Ich bin das weder früher geweſen 
noch heute. Ich bin hauptamtlicher Senator und habe mit 
der Parteipolitik nichts zu tun. Wenn ich früher oder jetzt 
einen Antrag eingebracht habe, dann bringe ich ihn unab- 
hängig von meiner politiſchen Stellung ein. Dann iſt der 
Herr Abg. Dr. Blavier mit beiden Beinen in die Partei⸗ 
politik hineingeſprungen und hat die Frage politiſch auf- 
gezogen. Das iſt ſeine Sache. Ich muß mich aber gegen 
Ausführungen des Herrn Abg. Dr. Blavier wenden, bei 
denen er etwas dunkle Andeutungen machte, daß bei der 
Vergebung der Bauhypotheken nicht alles ſtubenrein 
wäre. Der Herr Abg. Dr. Blavier hat ſelbſt geſagt: „Ich 
will mich nicht klarer und deutlicher ausdrücken, ſondern 
die Sache im Dunklen laſſen.“ Mir wäre es ſehr viel 
lieber geweſen, Herr Dr. Blavier, wenn Sie mit der 
Sprache herausgekommen wären. (Abg. Dr. Blavier: 
Oberbaurat Chariſius!) Bitte ſtellen Sie ſich her und 
behaupten Sie, was Sie beweiſen können, aber machen Sie 
nicht ſolche Andeutungen. Ich muß mich dagegen wenden, 
daß die Herren im Schutze der Immunität Behauptungen 
gegen die Beamtenſchaft aufſtellen, ohne daß fich die Be- 
amtenſchaft rechtfertigen kann. Ich bitte Sie, daß Sie ſich 
vorher um Aufklärungen bemühen. Sie werden nicht 
erwarten können, daß ich Ihnen ſofort eine tatſächliche Er- 
widerung gebe. Ich werde aber die Angelegenheit bis ins 
Einzelne unterſuchen. Ich muß mich jedoch dagegen weh— 
ren, daß unter dem Schutze der Immunität Ausführungen 
gemacht werden nach dem Grundſatz calumniare audacter 
semper aliquid haeret. l 

Es ift ſchon traurig, wenn dieſe Taktik in Schützen⸗ 
hausverſammlungen getrieben wird. Aber wenn ſie hier 
getrieben wird, ſo iſt es noch unverantwortlicher. 

9 un Det Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
ahn : 


Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Der Herr Senator 
Dr. Leske hat im Gegenſatz zu dem Ton, der bisher bei 
Regierungserklärungen in Danzig üblich war, einen Ton 
gefunden, der neu in unſerem Parlament iſt. Ich werde 
mich bemühen, ihm in dem gleichen Ton zu antworten. 
Herr Senator Dr. Leske hat wahrſcheinlich angenommen, 
er wäre in einer deutſchnationalen Beamten⸗ oder Mit- 
gliederverſammlung und glaubte deshalb, recht ſchnoddrige 
Ausführungen gegen Abgeordnete dieſes Hauſes zu 
machen. (Zwiſchenrufe rechts. — Abg. Dr. Ziehm: 
Schnoddrig hat er gejagt!) N 
Vizepräſident Spill: Herr Abg. Rahn, Sie haben den 
Ausdruck gebraucht, daß ein Senator ſchnoddrige Aus- 
führungen gemacht habe. Ich rufe Sie zur Ordnung. 
Nahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich muß mir erft 
überlegen, ob das nicht ein Ausdruck iſt, der im Parla⸗ 
ment gebräuchlich iſt. Ich glaube, es ſteht ſogar im deut⸗ 
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ſchen Wörterbuch und bedeutet ſo viel, wie Ausführungen 
machen, die unziemlich und ungehörig find. Die Ausfüh⸗ 
rungen des Herrn Senator Dr. Leske waren zweifellos 
recht ungehörig. Herr Dr. Leske hat eingangs feiner Aus- 
führungen ausgeführt, daß es kurios wäre, daß unter dem 
Antrag des Herrn Dr. Blavier ſich auch die Anterſchrift 
Rahn befände. Er hat dabei nach der Manier einer Zei— 
tung gehandelt, die aus beſtimmten Gründen der Oeffent⸗ 
lichkeit verſchweigt oder ein Intereſſe daran hat, die 
Differenzen, die zwiſchen mir und der Sozialdemokratiſchen 
Partei beſtanden oder beſtehen, nicht einſchlafen zu laſſen, 
daß unter dieſem Antrag Dr. Blavier noch ein Zuſatz ſteht. 
Wenn Herr Senator Dr. Leske die Ehrlichkeit bewieſen 
hätte, die man von einem Regierungsmitglied erwarten 
kann, dann hätte er ſagen müſſen, daß der Abg. Rahn 
zwar einen Antrag unterſchrieben hat, vor ſeiner tnter- 
ſchrift aber wörtlich der Zuſatz ſteht: „Ohne mich mit dem 
Inhalt des Antrages zu identifizieren, unterſtützt, um die 
Einbringung zu ermöglichen“. Wenn Herr Senator Dr. 
Leske ehrlich geweſen wäre, dann hätte er ferner ausge— 
führt, daß es üblich iſt, daß ſich einzelne Abgeordnete 
oder Gruppen, die die in der Geſchäftsordnung vorge— 
ſehene Mindeſtanzahl zur Einbringung von Anträgen nicht 
aufbringen, gegenſeitig unterſtützen, ohne ſich mit dem In— 
halt des einen oder anderen Antrages zu identifizieren. 

Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß Herr Abg. Dr. 
Blavier als Angehöriger einer bürgerlichen Partei un— 
möglich Gedanken unterſtützen kann, die ich als Angehöri— 
ger einer ſozialiſtiſchen Partei habe. Wenn er die Ein- 
bringung eines Antrages ermöglicht, ſo fügt er einen Ver— 
merk hinzu, wie ich es in dieſem Falle getan habe. Jeder 
Menſch, der anſtändig und ehrlich ift, weiß, was damit ge- 
meint iſt und wird das öffentlich betonen. Aber Herrn 
Senator Dr. Leske fehlt dieſe Anſtändigkeit und deshalb 
unterſchlägt er das einfach. 

Vizepräſident Spill: 
Herrn Senator Dr. Leske Ananſtändigkeit vorgeworfen. 
Ich rufe Sie zum zweiten Mal zur Ordnung und mache 
Sie auf die Folgen eines eventuellen dritten Ordnungs- 
rufes aufmerkſam. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich weiß nicht, wie 
man das anders bezeichnen ſoll. Ich werde für das nächſte 
Mal einen anderen, wahrſcheinlich einen ſchärferen Aus- 
druck verwenden, der nicht jo augenſcheinlich eine Ber- 
letzung der parlamentariſchen Ordnung iſt. Nun hat ſich 
Herr Senator Dr. Leske eingehend über Steckenpferde 
verbreitet, und daß ich auf ſeine Zwiſchenrufe, welche 
Stadt Geld zum Wohnungsbau erhalten habe, nicht ge- 
antwortet hätte, ſondern ihm eine ungehörige Antwort au- 
teil werden laſſen. Ich habe ausgeführt, daß ich es ab- 
lehne, mit Herrn Senator Dr. Leske dieje Frage zu be- 
battieren. (Lachen rechts.) Ich habe ſeinerzeit Namen 
von Banken genannt, die bereit ſind, Anleihen zu geben. 
Jeder Finanzſachverſtändige weiß heute, daß Gelder im 
Auslande für Kommunen zu haben find. (Für den Woh- 
nungsbau? rechts.) Nein, Herr Ex-Senatsvizepräſident 
Dr. Ziehm, Geld iſt nur zu haben zum Zwecke des Baues 
von Aſphaltſtraßen und Aufſtockung von Häuſern. Es ift 
auch Geld zu haben für Häuſerbauten mit produktiven 
Zwecken, denn Häuſer verzinſen ſich, wenn auch nicht mit 
8 und 9%, aber mit 5 und 6%. Die amerikaniſchen Banken 
geben für derartige Zwecke Geld. Die Stadt Köln hat 
10 Millionen Dollar ohne Begründung bekommen, die für 
Wohnungen verbaut worden find. (Zuruf rechts.) Es il 
nichts, was Sie nicht glauben ableugnen zu können. Mit dem 
„Es iſt nicht wahr“ glauben Sie, alles tun zu können. Sie 
dokumentieren damit Ihre Anwiſſenheit und Anfähigkeit. 
Wenn ſich die Danziger Regierung in den vergangenen 
Monaten ernſtlich bemüht hätte, Geld zu bekommen, 1P 
hätte man eine Anleihe erhalten. Man nimmt aber an, 


Herr Abg. Rahn, Sie haben (D) 


(Rahn, Abgeordneter.) 
daß, wenn Herr Senator Dr. Volkmann eine Rede hält, 
in der er ſagt, es gäbe für derartige Zwecke keine Mittel, 
in Danzig alles in die Knie ſinke. Man hat das Elend 
durch das Feſtkleben an der deutſchen Mark verſchuldet 
und dadurch die Zuſtände ſo weit kommen laſſen. Wenn 
Herr Senator Dr. Leske dann noch mit ſeinem Jungen⸗ 
mannsblick, den er ſich in einem Baugeſchäft angeeignet 
hat, aufblickt, iſt alles überzeugt, daß die höchſte Weisheit 
geſprochen wurde. Zwei Senatoren mit 25—30 000 
Gulden Jahresgehalt haben der Oeffentlichkeit etwas vor- 
gemacht! 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Ich ſtelle feft, daß ich nicht freiwillig Namen nenne, fon- 
dern dazu durch die unglaubliche Behauptung gezwungen 
bin, daß ich die Namen nicht wüßte Ich habe bisher keine 
Namen genannt. Herr Oberbaurat Chariſius beſitzt an der 
Kurve eine Villa, nicht eine mit den üblichen drei oder 
vier Zimmern, ſondern eine febr ſchöne Villa. Außer ihm 
haben noch der Finanzrat Rodenacker und der Medizinalrat 
Dr. Roſenbaum nicht die vorſchriftsmäßige kleine, ſondern 
eine ſehr ſchöne Villa. Das Eigentümliche iſt, daß für 
dieſe Häuſer die Darlehen zur Inflationszeit mit großer 
Schnelligkeit zurückgezahlt wurden und daß die löſchungs⸗ 
fähige Quittung innerhalb von drei oder vier Tagen erteilt 
worden iſt. Den Genoſſenſchaften, die zu derſelben Zeit 
dasſelbe Geſchenk ebenfalls entgegennehmen wollten, iſt 

as verweigert worden. Bei den Genannten und bei an⸗ 

dern Herren war das möglich. Es ift fogar die Bor- 
merkung gelöſcht worden, daß das Geld zurückgezahlt 
worden iſt. Jetzt, wo die Sache an den Senat zurückgeht, 
bat der Oberbaurat Chariſius ſofort verfügt, den Genoſſen⸗ 
ſchaften zuvorzukommen. Dieſer Vorgang iſt geradezu 
ſkandalös und ich hoffe, daß die Regierung, insbeſondere 
Derr Senator Dr. Leske, die Sache in die Hand nimmt. 
Die Wohnungsbauabgabe iſt vollkommen zwecklos, wenn 
o weiter gewirtſchaftet wird. 

. Spill: Das Wort hat Herr Senator 
Ir. Leske. 

Dr. Leske, Senator: M. D. u. H.! Der Vorwurf in 
der gleichen Richtung iſt bereits vor acht oder 14 Tagen 
erhoben worden und ich habe mir damals die Akten geben 
laſſen Daher bin ich in der glücklichen Lage, aus dem 

andgelenk erwidern zu können. (Zauberkünſtler! rechts.) 
eshalb nennen Sie, Herr Abg. Dr. Blavier, nur dieſe 
Fa Namen. Sie willen genau, daß keiner der drei 
delt ren für ſich einen Zuſchuß bekommen kann. Es han⸗ 
delt ſich ebenſo um eine Genoſſenſchaft, wie in allen ande- 
den Fällen. Weshalb nehmen Sie aus der großen Zahl 
er Mitglieder der Genoſſenſchaft die drei Beamten her⸗ 
aus? (Abg. Liſchnewſki: Weil es Ihre Brüder find!) Die 
ehauptung einer Bevorzugung bei der Rückzahlung trifft 
elurchaus nicht zu. Es iſt bei allen Genoſſenſchaften bis zu 
mem gewiſſen Augenblick die grundbuchliche Eintragung 
belböſcht worden, ſo weit ſie ſich nach Rückzahlung darum 
emüht haben. Dann wurde ein Beſchluß im Bau⸗ 
aussſchuß gefaßt, künftig keine Papiermarkhypotheken mehr 
$ szugeben. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) Die Ange- 
0 eli war folgendermaßen: Nicht nur bei uns, ſondern 
noiis m Preußen und im Deutſchen Reiche haben die Ge- 
i enldaiten überall Papiermarkhypotheken bekommen. 
Pa pwen, wie andere Leute, auch ihre Schulden in 
kad mar zurückgezahlt. Dabei hat der Staat oder die 
Ausia zugeſetzt, wie bei all dieſen Ablöſungen. Der Bau- 
eben a 5 dann eines Tages, ſo rechtzeitig, wie man 
faßt, d Verhältniſſe erkennen konnte, den Beſchluß ge⸗ 
daß von einem beſtimmten Tage ab keine Hypotheken 
m Termarkbaſte mehr gegeben würden. Alle, die vor 
age Hypotheken bekommen haben, haben ſie in 


dieſe 
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Papiermark zurückgezahlt, alle diejenigen, die Hypothe⸗ (c) 
ken nach dieſem Tage bekamen, mußten ſie aufgewertet 
zurückzahlen, ohne daß der geringſte Anterſchied zwiſchen 
den einzelnen Genoſſenſchaften oder Parteien gemacht 
worden wäre. í 

Dann wurde der weitere Vorwurf erhoben, daß eine 
Löſchung innerhalb von drei Tagen erfolgt fei. Soll das 
heißen, daß ein Vorwurf zu erheben iſt, weil die Behörde 
ſo ſchnell gearbeitet hat? (Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) 
Was Sie jetzt zwiſchenrufen, iſt unwahr. Ich erkläre hier⸗ 
mit, daß ich die Angelegenheit geprüft habe, und bereit 
bin, jedem der die Frage ſachlich prüfen will, alle Akten 
offenzulegen. Es iſt fein Vorwurf zu erheben. Am jo 
trauriger finde ich es, daß derartige Fälle benutzt werden, 
um Vorwürfe gegen die Verwaltung und einzelne Beamte 
zu erheben. Ich kann aber dagegen nichts machen, die 
Herren ſtehen ja im Schutze der Immunität. (Bravo! 
rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. ; 
Raſchle, Abgeordneter (K.P.) M. D. u. H.! Wir 
können es nicht zulaſſen, daß Herr Senator Dr. Leske 
die Behauptung aufſtellt, daß die Erwerbsloſen keine 
Mietsabgabe zahlen dürften. Allerdings ſieht das Geſetz 
in feinem $ 9 vor, daß dieſe Kreiſe von der Mietsbeihilfe 
zu befreien ſind. Es heißt da u. a.: „Auf Antrag ſind 
Mietsbeihilfen zu gewähren Arbeitsloſen für die Dauer 
der Arbeitsloſigkeit und ſolchen Perſonen, deren Einkom⸗ 
men nicht höher als die Arbeitsloſenunterſtützung iſt.“ 
Alſo auf Antrag ſind dieſe Arbeitsloſen von der Erhöhung 
zu befreien. Aber wie ſieht es in Wirklichkeit aus? Auf 
dem Arbeitsloſenfürſorgeamt iſt ein Aushang, da ſteht: 
„Die Arbeitsloſenunterſtützung wird nicht nur gezahlt, um 
den Lebensunterhalt zu decken, ſondern hiervon muß auch 
die Miete bezahlt werden. Wer dem nicht nachkommt, 
dem wird die Anterſtützung geſperrt.“ Das heißt nichts 
anderes, als daß man hier das Geſetz direkt umgebogen 
hat. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Herr Senator 
Dr. Leske wird jetzt vielleicht ſagen, das geht uns nichts 
an, das iſt Sache des Wohlfahrtsamts oder der zuſtändigen 
Stelle. Aber man muß doch annehmen, daß die Regie⸗ 
rung in dieſen Fragen gemeinſchaftlich arbeitet und die 
Geſetze ſo auslegt, wie der Geſetzgeber es hat haben 
wollen. Dann müßte man verlangen, daß auf dem Aus- 
hang im Fürſorgeamt ſteht: „Arbeitsloſe, auf Grund des 
Wohnungsbaugeſetzes braucht Ihr keine Mietsabgabe zu 
zahlen, wenn Ihr einen dahingehenden Antrag ſtellt.“ 
Dann würde man den Erwerbsloſen entgegenkommen und 
hätte ſie auf das Geſetz hingewieſen und ihnen eine Hand⸗ 
habe gegeben, ſich von dieſer Wohnungsbauabgabe zu be⸗ 
freien. Aber man umgeht das Geſetz, man läßt die guten 


Seiten heraus und verlangt von den Arbeitsloſen katego⸗ 


riſch, daß ſie die Mietsabgabe zahlen. Herr Senator 
Dr Leske, Sie haben ſich heute auf das Geſetz berufen. 
Wir werden morgen den Arbeitsloſen überall ſagen, daß 
fie von dieſem § 9 reſtlos Gebrauch machen follen. Dann 
ſoll nur eine Stelle in der Fürſorge kommen und jagen, die 
Mietsbeihilfe wird nicht gewährt. Dann werden wir 
Herrn Senator Dr. Leske fragen und ebenſo den Senator 
für Soziales, wie ſie die Geſetze auslegen. Bis jetzt wird 
überall, nicht nur in der Stadt, ſondern auch auf dem 
Lande von den Gemeindevorſtehern bzw. den Landräten 
in der rigoroſeſten Weiſe gegen die Arbeitsloſen vorange⸗ 
gangen. Kein Gemeindevorſteher erſtattet den Erwerbs⸗ 
loſen die Wohnungsbeihilfe. Alle verlangen, daß die 
Leute von ihren Hungerpfennigen noch die Miete aufbrin⸗ 
(Das ſtimmt nicht! rechts.) Sie werden da⸗ 
gegen nichts unternehmen, ſondern werden verlangen, daß 
die Arbeitsloſen auch die jetzt beſchloſſene 105 ige Er⸗ 
höhung bezahlen müſſen. Wir haben aber heute von dem 
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(A) Gaſchke, Abgeordneter.) 
Herrn Senator gehört, daß die Erwerbsloſen davon be⸗ 
freit werden können, und wir werden reichlich davon Ge⸗ 
brauch machen. Dann werden wir ſehen, was überhaupt 
noch aus dieſem Geſetz einkommen wird. Gerade die 
Kreiſe, die berufen find, dieſe Wohnungsbauabgabe zu 
zahlen, liegen auf der Straße. Wenn 20 000 Leute nicht 
mehr unter dieſes Geſetz fallen, werden nicht einmal die 
Koſten aufgebracht werden, die für die Verwaltung not⸗ 
wendig ſind. (Abg. Robert Schmidt: Die Leute zahlen 
nichts, bei dieſen Gruppen kommt nicht viel heraus!) Sie 
meinen, daß die Arbeiter ſozuſagen keine oder wenig Miete 
zahlen. (Abg. Robert Schmidt: Niedrige Miete!) Den 
Verhältniſſen nach iſt ſie vielleicht niedrig, aber Herr 
Schmidt, Sie dürfen doch nicht vergeſſen, daß 10 000 Ar- 
beiter, die in Arbeiterwohnungen ſitzen, mehr aufbringen 
als vielleicht 2000 Bourgeois, denn mehr haben wir nicht, 
die in 4- oder 5⸗-Zimmerwohnungen fiken. Was bleibt 
von denen übrig, die in 10-Zimmerwohnungen ſitzen? 
(Abg. Robert Schmidt: Lefen Sie die Statiſtikl) Wenn 
Sie die Zahl der Leute, die in Ein- und Zweizimmerwoh⸗ 
nungen hauſen, denen gegenüberſtellen, die 4- und 5- 
Zimmerwohnungen innehaben, dann wird von der erſten 
Gruppe mehr zuſammengetragen werden, als von der 
zweiten Gruppe. Darum ſagen wir, die Maſſe macht es 
aus und nicht die Höhe. Wenn vielleicht 20 oder 30 Leute 
in 10⸗Zimmerwohnungen figen, fo werden Sie nicht be- 
haupten, daß dieſe mehr aufbringen, als 10 000 Arbeiter 
in 1-Zimmerwohnungen. Allerdings fagen wir, die Leute, 
die in 10-Zimmerwohnungen ſitzen, aber auch diejenigen, 
die Fünfzimmerwohnungen haben, könnten weit über die 
Friedensmiete zahlen, beſonders die, die ein Gehalt von 
2000 Gulden und mehr haben. Dieſe ſind berufen, die 
Wohnungsmieten aufzubringen. Das wäre ein ſozialer 
Ausgleich. Aber das wollen Sie nicht. Sie wollen Ihre 
Kreiſe immer ſchützen, und die Arbeiter ſollen alles auf⸗ 
bringenn. Das können wir abſolut nicht mitmachen. Wenn 
Sie glauben, daß die Vorlage Geſetz werden muß, ſo habe 
ich ſchon vorhin geſagt, daß Sie ein Fiasko erleben werden. 
Sie werden es dazu treiben, daß die Arbeiterſchaft ſich dazu 
aufringt, dieſes Syſtem zum Teufel zu jagen. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 8 
t Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Böcker. 5 
Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Der 
Herr Abg. Dr. Blavier hat es für nötig befunden, eine 
Attacke gegen die Deutſchnationale Volkspartei zu reiten. 
Er iſt dabei in der unſachlichſten und unrichtigſten Weiſe 
vorgegangen. Er hat das Material vollkommen entſtellt 
wiedergegeben. Es iſt nicht allein unſer gutes Recht, ſon⸗ 
dern unſere Pflicht, uns gegen derartige unſachliche und 
gehäſſige Angriffe zu wehren. Letzten Endes befinden wir 
uns hier ja nicht in einer Schützenhausverſammlung, in der 
man die Menſchen mit Phraſen dumm machen will, fon- 
dern wir befinden uns hier in einem Parlament, in dem 
ſich ſogar ein ſtenographiſches Büro befindet, von dem die 
Verhandlungen wortgetreu niedergelegt werden. Ich ver- 
weiſe den Herrn Abg. Dr. Blavier auf die amtliche Nieder⸗ 
ſchrift über die erſte Beratung des Antrages Förſter und 
Genoſſen, Druckſache Nr. 1160 zu Nr. 1030. Das iſt der 
Antrag, der irrtümlich immer als Antrag des Herrn Abg. 
Robert Schmidt und Genoſſen erklärt wird. Es iſt der 
Antrag Förſter und Genoſſen betr. Wohnungsbau. Dieſe 
Niederſchrift befindet ſich in der 85. Sitzung vom 28. Ja⸗ 
nuar 1925. In dieſer Sitzung, in der der betreffende An⸗ 
trag zum erſten Male beraten wurde, hat unſer Abg. Dr. 
Bumke in ſachlicher, ruhiger Weiſe Stellung zu ihm ge- 
nommen und gar keinen Zweifel darüber gelaſſen, daß 
wir dieſem Antrag in der Form niemals zuſtimmen werden, 
daß wir unter allen Amſtänden die 40% ablehnen und daß 
wir ebenſo unter allen Amſtänden die Einbeziehung der 
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gewerblichen Räume ablehnen. (Hört, hört! rechts.) In 
der zweiten Beratung, in der 95. und 96. Sitzung, am 12. 
und 13. März 1925 hatte ich Gelegenheit, in außerordent⸗ 
lich ſcharfer Weiſe gegen dieſe Angriffe zu Felde zu ziehen. 
(Sehr richtig! rechts.) Ich habe damals wiederholt geſagt, 
daß es aller Wahrſcheinlichkeit nach auch der Liberalen 
Fraktion unendlich leid tun werde, dieſe Anträge einge- 
bracht zu haben, wobei mir Herr Abg. Förſter in einem 
Zwiſchenruf ſagte: „Ich werde es niemals wieder tun.“ 
Herr Abg. Förſter nickt und beſtätigt es. In dieſer Sitzung 
hat Herr Senator Dr. Leske ausgeführt, daß in dem ur⸗ 
ſprünglichen Regierungsentwurf die Beſteuerung der ge- 
werblichen Räume nicht vorgeſehen war. Er hat das 
Haus gebeten, von einer Beſteuerung der gewerblichen 
Räume unter allen Amſtänden abzuſehen, weil die wirt- - 
ſchaftliche Not und die wirtſchaftliche Lage eine Beſteue⸗ 
rung der gewerblichen Räume nicht ertragen könne. (Hört, 
hört! rechts.) Es iſt alſo durchaus richtig, wenn Herr Abg. 
Schwegmann hier ausführte, daß es lediglich dem ſcharfen 
Eintreten der Deutſchnationalen Volkspartei zu verdanken 
war, daß die Beſteuerung der gewerblichen Räume fallen 
gelaſſen iſt und daß die Wohnungsbauabgabe auf 20% 
feſtgeſetzt wurde. (Sehr richtig! rechts.) Lefen Sie die 
ſtenographiſchen Berichte nach, Herr Abg. Dr. Blavier, 
Sie haben ſie ja bekommen. Leſen Sie nach, was von der 
Linken ſeinerzeit geſagt wurde und daß ſich die Herren 
Sprecher der Linken in ſcharfer Weiſe für die Beſteuerung 
der gewerblichen Räume eingeſetzt haben und für die 40%. 
Sie müſſen dann ohne weiteres, wenn Sie ſachlich urteilen, 
zugeben, daß es ohne den Kampf und ohne die ſtarke 
Oppoſition der Deutſchnationalen nicht möglich geweſen 
wäre, einen Antrag auf Herbſetzung der Wohnungsbau⸗ 
abgabe auf 20% und auf Freilaſſung der gewerblichen 
Räume durchzubringen. Weshalb ſtellen Sie ſich nach 
den ruhigen und ſachlichen Erklärungen und den auf- 
klärenden Worten des Herrn Abg. Schwegmann hier hin 
und verſuchen noch einmal, durch eine durchaus lenden- 
lahme Erklärung Ihre unrichtigen Ausführungen von 
vorhin zu bekräftigen? (Lebhaftes Bravo! rechts.) 
Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
5 Be (Abg. Raſchke: Paar Piſtolen her, das zieht 
beſſer! 
Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Ich glaube, das Gewiſſen muß die Herren Deutſch⸗ 
nationalen ſehr plagen, wenn ſie laufend das allergrößte 
Intereſſe an die Tat legen, die Protokolle zu holen, ohne 
daran zu denken, daß über den papiernen Protokollen ihre 
Sünde ſteht Mag Herr Senator Dr. Leske ſich hinſtellen 
und ſagen: „Hier ſtehe ich, ich bin niemals deutſchnational 
geweſen, ich lehne das ab, mein Wille ift nicht der deutſch⸗ 
nationale.“ Wenn Sie allerdings ſo arbeiten, m. H., von 
rechts, daß Sie jetzt den Senator Dr. Leske gar nicht 
kennen und er erklärt, er wiſſe von ſeiner Partei nichts, 
dann hätten Sie Recht. Was auf dem Papier ſteht, N 
allerdings dem Schein nach jo (Aha! rechts), als wenn Sie 
niemals gegen die Beſteuerung der gewerblichen Räume 
geweſen wären. Aber ich erinnere an die interfraftionel- 
len Beſprechungen. Da iſt das Wort von Ihrem Senator 
Dr. Leske gefällen, daß ohne die Beſteuerung der indu⸗ 
ſtriellen Räume und der Läden das Geſetz für ihn keinen 
Zweck habe. { ie 
Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte ift erſchöpft. Die 
allgemeine Beſprechung iſt ſomit geſchloſſen. Wir SS 
men zur Abſtimmung. Ich rufe auf den Artikel 1. 85 
Druckſache Nr. 2027 Dazu ſind zwei Abänderungs 
anträge geſtellt, Druckſache Nr. 2034: : 
Wir beantragen, der Volkstag 
änderungen beſchließen: ; 
ae be eh 
t 0 eje gur 0 
nd nel vom 2 März 1925 werden hinter den Worten 


wolle folgende er 


(A) Spill, Bızepräftdent.) 


„vom 1. April 1925 ab auf 80 v. H.“ eingefügt die Worte 
„vom 1. Januar 1926 an auf 100 v. H.“ 
Schwegmann und die übr. Mitgl. d. Deutſchn. Fr. 


Der Antrag des Abg Raſchke und Fraktion ſteht auf 
Druckſache Nr. 2035: ; ; 

1. In Artikel 1 iſt für die Ziffer „90“ die Ziffer „60“ zu 

en. 

25 De Worte „vom 1. April 1926 ab auf 100 v. H.“ werden 

geſtrichen. 

Da zu dem Abänderungsantrag, Druckſache Nr. 2035, 
noch Eventualanträge geſtellt find, werde ich erft abſtim⸗ 
men laſſen über den Abänderungsantrag des Herrn Abg. 
Schwegmann und Fraktion, Druckſache Nr. 2034. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dieſem Abänderungs⸗ 
antrage zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Danke, das iſt die Minderheit, der Abände- 
rungsantrag iſt abgelehnt. Wir kommen jetzt zur Abſtim⸗ 
mung über den Abänderungsantrag der kommuniſtiſchen 
Fraktion auf Druckſache Nr. 2035, der aus zwei Teilen 
beſteht. Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Ab- 
änderungsantrag zuſtimmen wollen, fih vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Dann liegt der Eventualantrag des 
Abg. Raſchke und Fraktion in Druckſache Nr. 2035 vor: 


T. Artikel 1 erhält folgenden Abſatz 3: 

§ 1 des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot er⸗ 
hält folgenden Abſatz 2a: 

Abgabepflichtig ſind ferner diejenigen Grundſtückseigen⸗ 
tümer, deren Grundſtücke der geſetzlichen Miete nicht unter⸗ 
liegen, ſofern die Wohnungen und Geſchäftsräume in der 
Zeit vom 1. Juli 1918 bis 31. Dezember 1923 bezugsfertig 
geworden ſind: 

II. Hinter Artikel 1 iſt Artikel la mit folgendem Wortlaut 

einzufügen: 5 

J. Der im § 1 Abſatz 2 feſtgeſetzte geſetzliche Mietzins gilt 
bei Wohnräumen, welche in der Zeit vom 1. Januar 
1917 bis 30. Juni 1918 bezugsfertig geworden ſind und 
bei Mieträumen, welche nicht als Wohnräume benutzt 
werden (Läden, Geſchäftsräume, Büroräume, Werk⸗ 
ſtätten und ähnliche wirtſchaftlich genutzte Räume) als 
geſetzliche Mindeſtmiete. 

2. Ueber die Höhe der zu zahlenden Miete entſcheidet im 
Streitfalle das zuſtändige Mieteinigungsamt unter Be⸗ 
Berückſichtigung etwa beſtehender Verträge und der Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Geſetzes. 

3. Dieübrigen Beſtimmungen der §E 1 und 3 finden ent- 

l ſprechende Anwendung. 
Artikel 2 erhält folgende Faſſung: 
1. Der Abſatz 1 des § 6 erhält folgende Faſſung: 


Die Abgabe beträgt vom 1. Januar 1926 ab 30 v. H. 
und vom 1. April 1926 ab 40 v. H. der Friedensmiete 


($ 2). 
2. Abſatz 3 des § 6 wird geftrichen. 
IV. Hinter Artikel 3 ift folgender Artikel Za einzufügen: 
Der Abſchnitt e des § 7 (Wohnungsbaugeſetz) wird ge- 
ſtrichen. 


Wir kommen zur Abſtimmung über den Eventual- 
antrag zu Artikel 1 der Ausſchußvorlage. Ich bitte die 
nen und Herren, die dieſen Eventualantrag annehmen 
sollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ift 
Ab Minderheit. Er iſt abgelehnt Wir kommen jetzt zur 
5 ſtimmung über Artikel 1 der Ausſchußvorlage zuſtim⸗ 
Den wollen, ‚ic vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Danke, das ift die Mehrheit, Artikel 1 ift angenommen. 
Er kommuniſtiſche Fraktion beantragt, hinter den Artikel 1 
itte Artikel 1a einzufügen, Druckſache Nr. 2035. Ich 
Artit die Damen und Herren, die dem beantragten 
(eich 1a zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
ijt a5 Danke, das iſt die Minderheit, der Artikel 1a 
S gelehnt. Ich rufe auf Artikel 2. Zu Artikel 2 der 
i ie ift ein Abänderungsantrag geſtellt, enthalten auf 

i I Nr. 2035. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wir epe die Beſprechung, wir kommen zur Abſtimmung. 
Nr 2035 n ab über den Abänderungsantrag, Druckſache 
Aber ne Ich bitte die Damen und Herren, die dem Ab- 
ungsantrag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu er- 
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heben. (Geſchieht.) Das ift die Minderheit, der Ab- 
änderungsantrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über Artikel 2 der Ausſchußvorlage. Ich bitte die 
Damen und Herren, die Artikel 2 der Ausſchußvorlage 
annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Artikel 2 iſt angenommen. 

rufe auf Artikel 3 und eröffne die Beſprechung. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel 3 
annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ift die Mehrheit. Artikel 3 ift angenommen. Die 
Kommuniſtiſche Fraktion hat beantragt, hinter Artikel 3 
einen Artikel 3a einzufügen, Druckſache Nr. 2035. Ich 
bitte die Damen und Herren, die den beantragten 
Artikel 3a annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das ift die Minderheit. Artikel 3a it ab- 
gelehnt. Ich rufe auf Artikel 4 und eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die 
Beſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag des Abg. Harnau und der übrigen 
Mitgliedern der Deutſch-ſozialen Fraktion zu Artikel 4. 
(Abg. Harnau: Ich beantrage namentliche Abſtimmungl) 
Es ift beantragt worden, namentlich abzuſtimmen. Wird 
der Antrag unterſtützt? Die Anterſtützung reicht aus. Wir 
ſchreiten zur namentlichen Abſtimmung über den Abände⸗ 
rungsantrag des Abg. Harnau und Fraktion. Wünſcht 
noch jemand von den Damen und Herren eine Stimme ab⸗ 
zugeben? Das iſt nicht der Fall, ich ſchließe die Abſtim⸗ 
mung. Sie hat folgendes Ergebnis“) gehabt: Es ſind 
89 Stimmen abgegeben worden, davon mit Nein 45, mit 
Ja 44, der Abänderungsantrag des Herrn Abg. Harnau iſt 
abgelehnt. Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über den 
Artikel 4 der Ausſchußvorlage. Ich bitte die Damen und 
Herren, die Artifeld annehmen wollen, fih von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe auf Artikel 5. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Zu Artikel 5 iſt noch ein zweiter Abſatz beantragt. 
Wir ſtimmen jetzt ab über Artikel 5 der Ausſchußvorlage. 
Ich darf wohl feſtſtellen, daß er mit der gleichen Mehrheit 
angenommen iſt. Wir kommen dann zur Abſtimmung über 
den beantragten Zuſatz des Herrn Abg. Raſchke und 
Fraktion. Ich bitte die Damen und Herren, die den Zuſatz 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Minderheit, er ift abgelehnt. Weiter 
iſt beantragt auf Druckſache Nr. 2035 hinter den Artikel 5 
noch einen Artikel 5a einzufügen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die den beantragten Artikel 5a annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit. Er iſt abgelehnt. In der Druckſache Nr. 2035 


) Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Bahl, Dr. Blavier, 
Böcker, Böhm, Brodowski, Buckmakowfkt, Bürgerle, Burandt, 
Daßler, Dörkſen, Ehm, Eichholtz, Falk, Falkenberg, Fiſcher, P., 
Glombowſki, Frau Grundmann, Guttzeit, Habel, Harnau, Herr⸗ 
mann, Hohnfeldt, Frau Kalähne, Karkutſch, Klapps, Frau 
Knoblauch, Laſchewſki, Dr. Lembke, Lietzau, Mater, Mayen, Frau 
Meyer, Frau Mohn, Nordwig, Philipſen, Polſter, Raſchle, 
Schütz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, Dr. Wendt, Weſſa⸗ 
lowſki, Dr. Ziehm. : ` 

Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Arczynſki, Arndt, Beyer, 
Dr., Bing, Brill, Frau Döll, Ediger, Dr. Eppich, Frau Falk, 
Fiſcher, J., Förſter, Fooken, Gaikowfki, Gebauer, Gehl, Geri, 
Hennke, Hoppe, Janzen, Joſeph, Klawitter, Frau Kuntz, Ku⸗ 
rowſki, Kuckelkorn, Frau Landmann, Leu, Lemke, Loops, Frau 
Malikowski, Mathieu, Mau, Mroczkowſki, Müller, Neuhauer, 
Plettner, Reef, Frau Richter, Schielke, Schmidt, R., Schülke, 
Spill, Splett, Weiß, Wisniewſki, Frau Buper. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bergmann, Dr. Bumke, 
Dyck II, Grünhagen, Hoffmann, Jedwabſki, Dr. Kamnitzer, Par- 
ſchefſti, Klingenberg, Kloßowſti, Frau Kreft, Dr. Kubach, 
Langosoſki, Lehmann, Liſchniewſki, v. Malachinſki, Dr. Moezynfli, 
Dr. Neumann, Dr. Panecki, Penner I, Rahn, Raube, Rehberg, 
Rohde, Schede, Schmidt, E., Schulz, Dr. Treichel, Dr. Wagner, 
Werner, Wierſchowſki. SA TEAS ee i 


(A) 


(B) 
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(Spill, Bizepräfident.) j 


wird noch beantragt, einen Artikel 5b einzufügen. Ich bitte 


die Damen und Herren, die ihm zuſtimmen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
er iſt abgelehnt. Ich rufe auf Artikel 6. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe fie, da keine Wortmeldungen vor- 
liegen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß Artikel 6 mit der 
gleichen Mehrheit angenommen iſt. Ich rufe auf Artikel 7. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe fie, da keine Wort- 
meldungen vorliegen. (Abg. Schwegmann: Abſtimmungl!) 
Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel 7 annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
Büro iſt ſich einig, daß die Mehrheit ſteht, Artikel 7 iſt 
angenommen. Ich rufe auf Artikel 8. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß Artikel 8 an⸗ 
genommen ift. Wir ſtimmen über die Aeberſchrift ab: 
„Geſetz betreffend die Abänderung des Geſetzes zur Be- 
kämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetz) vom 
27. März 1925 (Geſetzbl. S. 79).“ Ich bitte die Damen 
und Herren, die die Aeberſchrift annehmen wollen, fih von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, die Heberfchrift ift angenommen. Das Geſetz ift ſo⸗ 
mit in zweiter Leſung erledigt. (Abg. Neubauer: Ich be- 
antrage die dritte Leſung!) Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bitte, die 
dritte Leſung zu unterlaſſen, da meine Fraktion noch An- 
träge ſtellen wird. 

Vizepräſident Spill: Wenn Widerſpruch laut wird, 
kann die dritte Leſung nicht ſtattfinden. Ich rufe auf 
Punkt 2 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot. Urantrag des Abg. Herrmann und 

Genoſſen. 

Druckſache Nr. 1943 zu Nr. 1841. 

Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Abg. Herrmann. 

Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Der Sinn des Artikels 1 dieſes Geſetzentwurfs iſt der, 
daß den Kleinrentnern, die durch die Inflation bezw. 
durch den Krieg ihr Vermögen verloren haben, in ein— 
zelnen Fällen Erleichterungen geſchaffen werden können, 
die ſie nicht als Almoſen zu empfinden hätten, ſondern als 
ihr gutes Recht beanſpruchen können. Der § 9 des 
Wohnungsbaugeſetzes ſagt, welchen Perſonen Miets- 
beihilfen zu gewähren ſind. 
graphen beftimmt, daß Mietsbeihilfen nur bei Wohnungen 
bis zu zwei Zimmern gewährt werden dürfen. In Aus- 
nahmefällen kann die Mietsbeibilfe auch bei Dreizimmer- 
wohnungen gewährt werden, wenn die Familienzahl des 
Mieters beſonders groß iſt. Der vorgeſchlagene Geſetz— 
entwurf will nun auch Vierzimmerwohnungen zur Ge— 
währung von Mietsbeihilfen unter der Bedingung in das 
Geſetz einbeziehen, wenn das Einkommen zum notwendigen 
Lebensunterhalt nicht ausreicht. Gedacht iſt hier an 
Familien von Kleinrentnern, die durch den Krieg ihr Ber- 
mögen verloren, wohl aber noch eine Vierzimmerwohnung 
gerettet haben. Sie haben bisher verſucht, ſich durch 
Zimmervermieten notdürftig zu ernähren. Das Angebot 
überſteigt aber jetzt die Nachfrage, und die Zimmer ſind 
jetzt häufig nicht mehr zu vermieten. Der Kleinrentner 
ſoll nun aber noch die Mietwertabgabe bezahlen, wenn er 
auch ſchon nichts zu beißen hat. (Den Vorſitz übernimmt 
Vizepräſident Splett.) Die Wohnung, die er vielleicht 
ſchon ſeit Jahrzehnten inne hat, an der er hängt, ſoll er nun, 
nachdem er ſein Vermögen verloren hat, auch aufgeben. Das 
Geld zum notwendigen Annoncieren fehlt, das Geld zum 
Amzug auch. Die Mitglieder des Siedlungsausſchuſſes 


ſtellten ſich auf den kalten Standpunkt, daß, wenn der 


Der Punkt 2 dieſes Para- 
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Kleinrentner die Mietwertabgabe nicht zahlen kann, er in 
eine Zweizimmerwohnung ziehen möge. Der Umzug 
werde ihm ſchon vergütet werden. Das Letztere mag für 
beſonders gute Wohnungen wohl zutreffen. Für weniger 
gute jedenfalls nicht. Ich hoffe, daß die Mehrheit des 
Volkstages dieſen harten Standpunkt gegenüber den 
Kleinrentnern nicht einnehmen wird und den Artikel 1 des 
Geſetzentwurfs mit Rückſicht darauf annimmt, daß er doch 
nur in ganz wenigen Fällen zur Anwendung gelangen 
würde. Dem Artikel 2 wurde im Siedlungsausſchuß zwar 
grundſätzlich zugeſtimmt, aber die geſetzliche Form ab- 
gelehnt, weil die Punkte a bis e Gemeindeangelegenheiten 
wären. Meine Fraktion hätte die Angelegenheit trotzdem 
lieber geſetzlich geregelt, da von einer Entſchließung, den 
Senat zu erſuchen, auf die Gemeinden einzuwirken usw., 
nach unſeren Erfahrungen beſonders auf dem Gebiete der 
Erwerbsloſenfürſorge nicht viel zu erwarten iſt. 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen zu 
Artikel I liegen nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem Artikel I der 
Vorlage zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu er— 


haben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt ab- 
gelehnt. Ich rufe auf Artikel II und eröffne die Mus- 
ſprache. Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen 


zur Abſtimmung über Artikel II. Ich bitte die Damen 
und Herren, die ihm zuſtimmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Wir kommen zur Aeberſchrift: „Geſetz zur 
Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung der Woh- 
nungsnot (Wohnungsbaugeſetz) vom 27. März 1925 (Ge⸗ 
jeßbl. S. 79”). Ich bitte die Damen und Herren, die 
dieſer Aeberſchrift zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, ſie iſt ab⸗ 
gelehnt. Damit iſt die Druckſache Nr. 1841 erledigt. 
Nun liegt noch eine Entſchließung des Ausſchuſſes auf 
Druckkache Nr. 1943 vor: 


Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu erjuchen: 
zur Förderung des Wohnungsbaues und zur Bekämpfung 
der Wohnungsnot auf die Gemeinden dahin einzuwirken, 
daß ſowohl Einzelperſonen als Genoſſenſchaften bei Ver⸗ 
gebung von ſtädtiſchen oder gemeindlichem Gelände 
und bei Bebauung desſelben alle nur möglichen Vergünſti⸗ 
gungen gewährt werden, und zwar: 

a) bei Kaufverträgen: billigſte Berechnung des 
Kaufpreiſes (Selbſtkoſten) und gegebenenfalls Stundung 
und Verzinſung des Kaufpreiſes bis zur Dauer von 
10 Jahren. f 

b) bei Vergebung in Erdbau: billigſte Berechnung 
des Erbbauziuſes unter Berückſichtigung der tatſäch⸗ 
lichſten Selbſtkoſten. (Die bisher geforderten Beträge 
find viel zu hoch und führen zu untragbaren Mieten.) 
Ferner find i 

c) bei Berechnung der nliegerkoſten me 

die einfachen Befeſtigungsarten und nur die unbeding 

erforderliche Berohrung zu Grunde zu legen. j 

Die Anliegerkoſten müſſen entweder von der Allge⸗ 

meinheit getragen werden oder auf einen längeren Reit 

raum von Jahren verteilt und ratenweiſe in kleinen 

Beträgen gezahlt oder durch Verzinſung und Amort 

ſation allmählich getilgt werden können. (Die bis- 

herige Form der Erhebung iſt untragbarl) * 

bei Vergebung von Baudarlehen find fer 

die Folge mehr als bisher die zu § 10 des Wohnungs 
baugeſetzes vom 27. März 1925 nach Anhörung Ai 

Siedlungsausſchuſſes des Volkstages herausgegebene 

Ausführungsbeſtimmungen zu beachten. 

Für Gelände, das mit den Vergünſtigungen 

a bis e erworben tft, wird zur Verhütung zukünftt A 

Spekulationsgewinne das Wiederkaufs⸗ und das 255 

kaufsrecht (8$ 497 und 504 des B. G. B.) der Gemeinde 

grundbuchlich zu ſichern fein. ent 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer 1 
ſchließung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erhe it 

(Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, die Eniſchließ ung n 

angenommen. Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordn 


d 


— 


unter 
ftiger 


< 


e 


©) 


n) 


(4) (Spiett, Vizepräfident.) 
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Volkstag Danzig. — 143. Sitzung 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Bekämpfung der Wohnungsnot. (Siedlungsgeſetz 
für Arbeiter Beamte und Angeſtellte.) — Mr- 
antrag des Abg. Herrmann und Fraktion. 

Druckſache Nr. 2021 zu Nr. 1471. 

Ich rufe auf § 1. Das Wort zu § 1 hat der Herr 
Abg. Herrmann. 

Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Der Geſetzentwurf iſt im Siedlungsausſchuß gegen meine 
Stimme abgelehnt worden. Eine eigentliche Durch— 
beratung hat im Siedlungsausſchuß gar nicht ſtattgefunden. 
Im allgemeinen wurde nur die Frage erörtert, woher das 
Geld zur Durchführung dieſes Geſetzes kommen foll. Im Ge- 
ſetzentwurf hat meine Fraktion die Frage offen gelaſſen, 
wer die Finanizerung, d. h. die Amwandlung von Gold⸗ 
renten in Kapital vornehmen ſoll. Dies kann von jeder 
Privatperſon und von jeder öffentlichen Stelle geſchehen. 
Dem Einzelnen und der Beamtenorganiſation bezw. den 
Baugenoſſenſchaften ſollte hier ganz freie Hand gelaſſen 
werden, um alle möglichen Wege ausfindig zu machen. 
Der Siedlungsausſchuß hat mit Ausnahme meiner Perſon 
einen anderen Standpunkt eingenommen. Er ſagte, wenn 
das Geld zur Durchführung des Geſetzes nicht aufgebracht 
werden könne, brauche auch das Geſetz nicht weiter be— 
raten zu werden. Der Vertreter des Senats erklärte, daß 
die in Betracht kommenden Stellen für dieſe Zwecke keine 
Mittel zur Verfügung ſtellen könnten. Damit war das 

egräbnis der Vorlage fertig. 

Der Siedlungsausſchuß hat ſich ſeine Beratung und 
die Erledigung dieſes Geſetzentwurfs ſehr leicht gemacht, 
adurch aber weite Kreiſe der Bevölkerung ſehr enttäuſcht. 
Der Siedlungsausſchuß hat gezeigt, daß das, was in Deutſch⸗ 
land zur Abhilfe der Wohnungsnot möglich iſt und was dort 
viel Gutes geſchaffen hat, nach feiner Meinung in Danzig 
nicht möglich ſei. Ich wünſchte, die Mehrheit des Volkstages 
ürde Danzig nicht dieſes Armutszeugnis ausſtellen und 
entgegen dem Ergebnis der Beratung im Siedlungsaus⸗ 
chuß den Geſetzentwurf annehmen, um damit zu zeigen, 
daß es Deutſchland in der Bekämpfung der Wohnungs⸗ 
not noch nicht nachſteht. , 

„Die Annahme des Geſetzentwurfs koſtet dem Staat 
zunächſt keinen Pfennig. Es kann ſchließlich jedem An⸗ 
lragſteller überlaſſen bleiben, ſich privat jemand zu ſuchen, 

er ihm eine von einem Teil ſeines Einkommens um⸗ 
gewandelte Rente kapitaliſiert, jo daß er . . . . (Lebhafte 
Zwiſchenrufe.) Das geht nicht ohne Geld? O ja! Wenn das 
geſetzmäßig geregelt wird, dann bekommt der Betreffende 
le Rente fuͤr die ganze Zeit beiſpielsweiſe für 20 Jahre. 
fi enn das aber privat gemacht wird und der Bauluſtige 
a Im zweiten Jahre, jo befommt der Geldgeber fie nicht 
fi eiter. (Abg. Schilke: Es müßten fih zwei Leute zuſammen⸗ 
ii en.) Solche Vereinbarungen können ohne dies Geſetz 
it cht geſchloſſen werden. Ich will das durch ein Beiſpiel ver⸗ 
Hyndlicher machen. Ich nehme an, ein Gläubiger hat eine 
„potbet aufgewertet oder vielleicht richtiger abgewertet 
3m ein Viertel ihres Goldwertes zurückzuerhalten, und 
5 ſeien es 15 000 Gulden. Was ſoll er mit dem Geld 
Op aen. Er hat inzwiſchen geſehen, wie die Sparkaſſe 
aah a, die Sparkaſſe Danziger Höhe, die Volksbank und 
haften Kaſſen mit den ihnen anvertrauten Geldern wirt⸗ 
muß en. Daß der Mann ein ſtarkes Mißtrauen haben 
weite ſein Geld bei öffentlichen Kaſſen anzulegen, iſt ohne 
entwurf verſtändlich. Wird der vorgeſchlagene Geſetz— 
DER, ‚Angenommen, dann fann er den Betrag von 
ſein Gel ulden für Wohnungszwecke verrenten. Wenn er 
ich N d z. B. mit 5 v. H. perzinſt haben will, ſo könnte er 
Jahre ſich ente von vierteljährlich 300 Gulden auf 20 
f rn Es würde ihm geholfen und auch der 
en gaben gefördert. Das alles kann nicht gemacht 

wenn Sie dieſen Geſetzentwurf nicht annehmen. 


werd 


abgelehnt. 


; E O 
Wenn Sie dem Wohnungsbau heljen wollen, ohne daß 


es dem Staat etwas koſtet, dann ſtimmen Sie dem Ge- 
ſetzentwurf entgegen den Bericht des Siedlungs⸗ 
ausſchuſſes zu. 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
zu § 1 nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich 
bitte diejenigen Damen und Herren, die $ 1 annehmen 
wollen, fih vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ijt 
die Minderheit. Er iſt abgelehnt. Ich rufe auf § 2 und 
eröffne die Ausſprache. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich ſchließe die Ausſprache. Diejenigen, die dem § 2 zu- 
ſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Ich rufe auf § 3 und eröffne die Ausſprache. Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Die Damen und Herren, die dem $ 3 zuſtimmen wollen, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit. Er ift abgelehnt. Ich rufe auf § 4 und 
eröffne die Ausſprache. Wortmeldungen liegen nicht vor, 
die Ausſprache iſt geſchloſſen. Ich bitte diejenigen, die dem 
§ 4 zuſtimmen wollen, fich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das ift die Minderheit. § 4 iſt abgelehnt. 
Ich rufe auf § 5 und eröffne die Ausſprache. Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Ausſprache iſt geſchloſſen. 
Diejenigen, die dem § 5 zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Pinder- 
heit. Ich rufe auf § 6 und darf wohl ohne weitere Ab- 
ſtimmung Ablehnung feſtſtellen. § 7 desgleichen, $ 8 ab⸗ 
gelehnt, § 9; abgelehnt, § 10; abgelehnt, § 11; abgelehnt. 
Diejenigen, die den § 12 zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, § 12 ift abgelehnt. Ich bitte diejenigen, die der 
Leberſchrift zuſtimmen wollen: „Geſetz zur Bekämpfung 
der Wohnungsnot (Siedlungsgeſetz für Arbeiter, Beamte 
und Angeſtellte)“ bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das ift die Minderheit, die Aeberſchrift -ift 
Ich ſtelle feſt, daß die Druckſache Nr. 1471 
damit endgültig erledigt iſt. Ich rufe auf Punkt 4 der 
Tagesordnung: 24 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aufbringung von Anleihemitteln für den Woh⸗ 
nungsbau. Arantrag des Abg. Dr. Eppich u. Gen. 
Drucksache Nr. 2022 zu Nr. 235. \ 
„Ich rufe auf $ 1. Ich eröffne die Ausſprache und 
Ihließe fie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem § 1 zuſtimmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er ift abgelehnt. (En-bloe-Abſtimmung! 
links.) Ich darf wohl ohne weiteres feſtſtellen, daß die 
folgenden §§ 2 bis 14 dasſelbe Schickſal haben. Sie find 
abgelehnt. Ich bitte die Damen und Herren, die die 
Leberſchrift der Druckſache Nr. 235: „Geſetz betr. Auf- 
bringung von Anleihemitteln für den Wohnungsbau in 
der Stadtgemeinde Danzig“ annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, die Aeberſchrift iſt abgelehnt. Ich ſtelle feſt, daß 
die Druckſache Nr. 235 ihre endgültige Erledigung gefun⸗ 
den hat. Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 
Bericht des Siedlungsausſchuſſes zum Antrag 
des Abg. Manen betr. Bereitſtellung von Mitteln 
zur Fertigſtellung von Siedlungsbauten. 
Druckſache Nr. 1942 zu Nr. 1776. Es liegt ſchriftlicher 
Bericht. Ich eröffne die Beſprechung, ich ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die der Druckſache Nr. 1776 zuſtimmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte 
um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Das Büro ift ſich nicht 
einig. Wir müſſen zur Auszählung ſchreiten. Die Aus⸗ 
zählung beginnt. (Geſchieht.) Die Auszählung iſt ge⸗ 


ſchloſſen. An ihr haben ſich 84 Damen und Herren betei⸗ 


~ 
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(A) (Splett, Vizepräsident.) 


(B 


= 


Geld wird feine Inflation bewirkt. 


Davon ſtimmten mit Ja 36, mit Nein 48, der An⸗ 


ligt. 
Ich rufe auf 


trag auf Drucksache Nr. 1776 ift abgelehnt. 
Punkt 6 der Tagesordnung: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Grundlagen für eine ſoziale Bau- und Wirt- 
ſchaftsbank. Arantrag des Abg. Herrmann und Fraktion. 
Drucksache Nr. 2020 zu Nr. 1480. Ich rufe auf § 1 der 
Druckſache Nr. 1480. Das Wort hat der Herr Abg. 
Herrmann. 8 ; 

Herrmann, Abgeordneter (D.Soz.): M. D. u. H.! 
Die Bau- und Wirtſchaftsbank ſollte zur Verminderung 
des Wohnungselends und zur Belebung der Bautätig⸗ 
keit oder zu anderen volkswirtſchaftlich wertvollen Unter- 
nehmungen des Staates und von Privaten dienen und zu 
dem Zweck Darlehen durch Ausgabe von wertbeſtändigen 
ſachwertig gedeckten auf Danziger Gulden lautenden 
Kaſſenſcheinen zinslos gewähren. Die Regierung hat 
dieſen Geſetzentwurf durch ihren Vertreter mit folgender 
Begründung abgelehnt: Der Herr Regierungsvertreter 
bezeichnete die Ausgabe eines zweiten Danziger Guldens 
mit Inflation und las dem Siedlungsausſchuß zum Be⸗ 
weis dafür ein Schreiben einer polniſchen Regierungs⸗ 
ſtelle vor, in dem gejagt war, daß durch Ausgabe eines 
zweiten Zloty Inflation entſtehen würde, und daß des⸗ 
halb die Ausgabe eines zweiten Zloty in Polen nicht be⸗ 
abſichtigt wäre. Außerdem ſtänden der Ausgabe der be- 
abſichtigten Kaſſenſcheine die mit Polen abgeſchloſſenen 
Verträge entgegen. Eine nähere Bezeichnung der Ver⸗ 
träge wurde im Ausſchuß nicht gegeben. Vielleicht iſt der 
Herr Regierungsvertreter jetzt fo liebenswürdig und 
nennt uns die entgegenſtehenden Verträge. Soweit mir 
bekannt ift, kommt nur das Aebereinkommen zwiſchen der 
Freien Stadt und der Republik Polen über die Wäh⸗ 
rungsreform in der Freien Stadt Danzig in Betracht, das 
in Genf am 22. September 1923 abgeſchloſſen iſt, das 
aber durch den vorgeſchlagenen Geſetzentwurf nicht be⸗ 
rührt wird. Ich komme dann auf den Einwand der In⸗ 
flation, auf das Geſpenſt der Inflation. Wenn die ge⸗ 
ſamte Regierung in dieſem Punkt hinter der Erklärung 
ihres Vertreters im Siedlungsausſchuß ſteht, dann könnte 
man ſchließen, daß uns dieſe Regierung der Rettung 
jedenfalls noch mehr in die Tiefe hineinretten wird als 
aus der Tiefe heraus. 

Wann entſteht denn eine Inflation? Jedenfalls 
nicht, ſolange Geldzeichen nur in einem Maße ausgege⸗ 
ben werden, daß Deckung dahinterſteht und ſolange dieſe 
Ausgabe keinen Umfang erreicht, der über die Konſum⸗ 
kraft der Volkswirtſchaft hinausgeht. Durch ein gedecktes 


gen treffen bei den vorgeſchlagenen Geldzeichen voll zu. 
Wir haben in Danzig einen Geldumlauf von Noten der 
Bank von Danzig und von Metallgeld in Höhe von etwa 
30 bis 40 Millionen Gulden. Die umlaufenden Geld- 
ſurrogate: Wechſel, Schecks uſw. werden noch weſentlich 
höher ſein. Wenn nun zu dieſem Geldumlauf etwa 2 bis 
3 Millionen jährlich — um dieſe Beträge handelt es fit 
bei dem vorgeſchlagenen Geſetzentwurf — hinzutreten, 
dann tritt auch nicht die Spur einer Inflation ein. In 
England läuft jetzt etwa die zehnfache Menge Papiergeld 
um als vor dem Kriege, weil ſich die Zahlungsart geän⸗ 
dert hat. Durch dieſe Vermehrung iſt keine Inflation ein⸗ 
getreten. Dieſe tritt erſt ein, wenn Geldzeichen ohne 
Deckung in einer Menge in Amlauf gebracht werden, daß 
ſie die Konſumkraft der Volkswirtſchaft nicht mehr auf⸗ 
nimmt, wie es nach dem Kriege in verſchiedenen Staaten 
der Fall war, wo das Papiergeld ohne Deckung um das 


Zehn⸗, Hundert⸗, Tauſend⸗, Millionen- und Milliarden- 


ſache uſw. ſchnell vermehrt wurde. 
Nehmen Sie an, unſere Wirtſchaft bekäme auf ein⸗ 
mal ihre Forderungen in Polen, die von Einzelnen auf 60 
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Millionen Danziger Gulden geſchätzt werden, ein, dazu 
noch die fehlenden Beträge der Sparkaſſen Oliva, Danzi⸗ 
ger Höhe und der Volksbank. Glauben Sie, wir würden 
durch dieſe Vermehrung des Geldumlaufs eine Inflation 
bekommen? Da können Sie beruhigt ſein, die tritt ebenſo 
wenig ein, wie durch die Vermehrung des Geldumlaufs 
durch den vorgeſchlagenen Geſetzentwurf und wären es 
ſchließlich auch 10 Millionen Gulden. Der Sprecher der 
ſtärkten Regierungspartei, der ſozialdemokratiſchen Frak⸗ 
tion, ſah auch das Geſpenſt der Inflation. Er meinte, die 
neuen Geldzeichen hätten keine Deckung, weil ſich die an⸗ 
gebliche Deckung nicht ſofort in vollwertiges Geld um⸗ 
wandeln laſſe. Das iſt ein großer Irrtum. Es iſt unbe⸗ 
ſtreitbar, daß das neue Geldzeichen ein abſolut vollwerti⸗ 
ges, auf Gold lautendes, alſo irgendeiner Entwertung nicht 
ausgeſetztes Zahlungsmittel iſt und daß nicht nur ein⸗ 
fache, ſondern ſogar faſt ſtets doppelte und größere 
Deckung hat. 

Wenn der ſozialdemokratiſche Redner behauptete, das 
neue Geldzeichen habe deswegen keine Deckung, weil die 
Deckung nicht gleich in anderes Geld umgewandelt werden 
könne, ſo trifft dieſe Behauptung auch zum großen Teile 
auf das Geldzeichen der augenblicklichen Danziger Wäh⸗ 
rung zu. Die Währung iſt alſo durch den zweiten Dan⸗ 
ziger Gulden, wenn ich mich jo ausdrücken darf, nicht ge- 
fährdet. Der ſozialdemokratiſche Redner führte weiter 
aus, das neue Geld würde niemand nehmen wollen. Aber 
auch das würde fih als ein Irrtum erweiſen. Das Publi⸗ 
kum hat in der Inflationszeit Geldzeichen der verſchieden⸗ 
ſten Art gedankenlos hingenommen, gleichgültig, ob es 
Notgeld der Städte, der Sparkaſſen oder ungedeckte Mil- 
Konen- oder Milliardenſcheine des Staates waren. Das 
Publikum würde auch das neue Geld anſtandslos hin⸗ 
nehmen, umſomehr, da es ja auch von der Bank von 
Danzig kommt. : 

Weitere Einwendungen find nicht gemacht worden. 
Die ſoziale Bau- und Wirtſchaftsbank foll wenigſtens 
einem Teil der Wirtſchaft billige Kredite bringen; denn die 
Wirtſchaft ſchreit danach. Das hat ja auch die neue Re⸗ 
gierung in ihren Leitſätzen anerkannt, die ſie als Maß⸗ 
nahmen des Senats gegen die Wirtſchaftsnot bekannt- 
gegeben hat. Es ſcheint ihr aber der Mut zu fehlen, au 
hier zuzugreifen. Die ſoziale Bau- und Wirtſchaftsbank 
iſt etwas Neues, etwas, was von den alten Lehrbüchern 
über Volkswirtſchaftslehre abweicht. Ihre hauptſächlich⸗ 
ſten Vertreter in Deutſchland ſind die Herren Dr. Buckley 
und Gottfried Feder, in Oeſterreich der bekannte Volks⸗ 
wirtſchaftler Profeſſor Dr. O. Spann⸗Wien. Ich trage 
Ihnen hier ein neuartiges, großzügiges und durchgreifendes 
Mittel vor, den Kredit zu verbilligen. Es wird vom 
Staat kein Pfennig Ausgabe verlangt. Durch dies Mittel 
allein wird es möglich ſein, billige Wohnungen zu bauen, 
bereits deshalb, weil das Geld zinslos gegeben wird. Sie 
können das Mittel für die Volkswirtſchaft in ſo großem 
Amfange anwenden, als die Not an Wohnungen un 
Kapital es zuläßt. Leider habe ich im Siedlungs“ 
ausſchuß mit dem Vorſchlag meiner Fraktion kein Ber- 
ſtändnis gefunden. A 

Eine Frage konnte der Herr Regierungsvertreter mit 
im Ausſchuß nicht beantworten. Ich will ſie hier, da $ 
allgemeines Intereſſe hat, wiederholen. Es handelt fi 2 
um die Höhe der Jinsſätze der Banken, einjhlieklih des 
Diskontſatzes der Bank von Danzig. Der Herr Fino 
ſenator hat uns von dieſer Stelle ſchon vor längerer Dem 
es dürfte etwa neun Monate her ſein, geſagt, daß er der 
Einvernehmen der Bank von Danzig auf Herabſetzung he 
Jinsſätze binwirken und auch schließlich vor Zwangsmän, 
nahmen nicht zurückſchrecken würde oder fo ähnlich len 
daß er mit der Bank von Danzig nach einem beſtimm in 
Plan arbeite. Nun ift aber von dem beſtimmten a 


(4) (Herrmann, Abgeordneter.) 


der ganzen Zeit nichts zu merken geweſen. Beſonders iſt 
auch der Bankdiskontſatz der Bank von Danzig in den 
ganzen Monaten unverändert ſtehen geblieben. 

Ich ſtellte die Frage, ob der Herr Regierungs- 
vertreter über Senkung der Zinsſätze Auskunft geben 
könne, beſonders warum die Bank von Danzig den Bank⸗ 
diskontſatz nicht ermäßige, um die geſamten Kredite durch 
die Senkung des Bankdiskontſatzes zu verbilligen. Ein 
Wirtſchaftler der Deutſchnationalen hat geglaubt, den 
Herrn Regierungsvertreter unterſtützen zu ſollen und gab 
folgende Erklärung: Wenn Danzig mit ſeinen Zinsſätzen 
herunterginge, ſo würde unfer ganzes Geld nach den Nach— 
barſtaaten Polen und Deutſchland wandern. Wenn hier- 
nach alſo die Bank von Danzig ihren Bankdiskontſatz 
z. B. auf vier ermäßigte und infolgedeſſen auch die pri- 
vaten Banken ihre Zinsſätze ſenkten, würden die Wirt- 
ſchaftler ihr Geld nicht mehr zu dem hier dann vielleicht 
üblichen Zinsfuß zu 6. v. H. laſſen, ſondern alles Geld 
nach Polen geben, wo 24 v. H. auf dem Papier gezahlt 
wird, aber wo ſchließlich alles oder teilweiſe auf unbe- 
ſtimmte Zeit verſchwindet. Der Senat betont in ſeinen 
neuen Leitſätzen auch die Senkung des Zinsfußes. Viel⸗ 
leicht iſt der Herr Regierungsvertreter ſo freundlich und 
teilt uns mit, ob uns der Wirtſchaftler der Deutſch— 
nationalen richtig belehrt hat. (Abg. Rahn: Der arbeitet 
an ſeinem Plan, er iſt nicht hier! — Abg. Karkutſch: Ohne 
die Banken können wir ſolange nicht bleiben!) Wenn wir 
von ihnen nichts bekommen, mögen ſie bleiben. Das 
Zinsproblem iſt zum Kernproblem der ganzen großen 
Weltpolitik geworden. Ein Diener ſoll das Geld der 
Wirtſchaft ſein und nicht, wie heute, ihr brutaler Herr. 
In den letzten Jahren hat ſich dieſer Teil der Volkswirt⸗ 
ſchaft vollſtändig gedreht. Das Geld, das früher der 
Wirtſchaft diente, iſt jetzt der Faktor im Bank⸗ und Bör⸗ 
ſenkapital geworden, von dem die Wirtſchaft abhängt. 
Verteuern die Börſenkreiſe das Geld der Wirtſchaft be⸗ 
deutend, dann iſt ſie heute erledigt. Ein Teil dieſes Zins⸗ 
problems iſt die Frage der Zurverfügungſtellung zins⸗ 
loſer Kredite für die Herſtellung von Volkswohnungen und 
Heimſtätten. (Zinslos!) Ja zinslos, der ganze Gejeß- 
entwurf ſpricht davon. Vielleicht werden Sie es noch er⸗ 
leben, daß das eingeführt wird. Die ſoziale Bau- und 
Wirtſchaftsbank würde dieſe Aufgabe löſen. Es bleibt 
nichts anderes übrig, als entweder die Entſchlußkraft zur 

usführung zu finden oder das Wohnungs- und Wirt- 
ſchaftselend jo zu laffen, wie es jetzt ift, denn die in den 

eitfäßen des Senats bekanntgegebenen Richtlinien ſind 
zur Beſeitigung der Wohnungs- und Wirtſchaftsnot 
lange nicht ausreichend. (Bravo!) 

Vizepräſident Splett: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Die Zeit iſt leider ſo 
weit porgeſchritten, daß es nicht mehr möglich ift, auf die 
tiefgründigen Ausführungen des Herrn Abg. Herrmann 
zu antworten. Es ſteht aber noch eine ganze Reihe von 

unten auf der Tagesordnung, bis wir zu den Punkten 
2 und 13 kommen werden, die heute dringend ſind. Ich 
beantrage deshalb, daß wir die Beratung über den Punkt 
jetzt abbrechen und nunmehr ſofort in die Beratung der 
unkte 12 und 13 eintreten, ſonſt wird die Tagesordnung 
heute nicht erledigt und wir müſſen uns morgen mit dieſen 
unkten beſchäftigen. Da die Sachen aber drängen, 


während die anderen Punkte nicht jo eilig find, der Aus- | 


ibug außerdem beſchloſſen hat, ſie abzulehnen, fo könnten 

mir fie mit ruhigem Gewiſſen bis morgen vertagen. 

x enn wir heute das Arbeitsloſenproblem erledigen, kön⸗ 
w auch ſchließlich die Punkte 6 bis 11 bis zur nächſten 

8 Dhe bleiben, dann wird wenigſtens die Angelegenheit 
er Erwerbsloſen heute erledigt, entweder in zuſtimmen⸗ 
em Sinne oder anders. l Sagi 
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Vizepräſident Splett: Sie haben den Antrag gehört, 
die Tagesordnung umzuſtellen. Der § 48 unſerer Ge⸗ 
ſchäftsordnung ſagt, daß die Reihenfolge der Tagesord⸗ 
nung nicht geändert werden darf, wenn ſieben Abgeord⸗ 
nete widerſprechen. Ich bitte diejenigen, die dem An⸗ 
trag des Herrn Abg. Rahn widerſprechen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht. — Zwiſchenrufe.) Es 
ſteht in der Geſchäftsordnung, daß der Widerſpruch von 
ſieben anweſenden Abgeordneten unterſtützt werden muß. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem Antrag des 
Herrn Abg. Rahn widerſprechen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das find mehr als ſieben Abge⸗ 
ordnete. Es bleibt bei unſerer Tagesordnung. Wir 
fahren in der Beſprechung fort. Das Wort hat der Herr 
Abg. Fooken. . 

Foolen, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Wenn 
ſich die Wirtſchaftsprobleme ſo leicht erledigen ließen, wie 
es hier der Herr Abg. Herrmann vorgetragen hat, dann 
hätten wir uns heute nicht ſchon ſtundenlang mit dem 
Wohnungsproblem zu beſchäftigen brauchen. Wenn es To 
einfach wäre, in die Luft zu greifen und einen effektiven 
Begriff feſtzuſetzen, Geld herauszugeben und dieſes Geld 
in Hypotheken umzuwandeln, dann brauchten wir uns 
nicht in England und Amerika zu bemühen, um Geld zu 
bekommen und doch nichts zu erhalten. Der Herr Abg. 
Herrmann will, daß Hypotheken dadurch flüſſig gema⸗ 
werden, daß ſie als Sicherheit für neu zu ſchaffendes Geld 
hinterlegt werden und daß dieſes Geld in den Verkehr ge- 
bracht wird. Er will, daß dieſes Geld zinslos heraus- 
gegeben wird und genau ſo wirken ſoll, wie unſere Dan⸗ 
ziger Gulden. Er vergißt nur das eine, das habe ich im 
Siedlungsausſchuß ſchon geſagt, daß dieſes Geld, das auf 
dem Wirtſchaftsmarkt erſcheint, Waren vorfinden will, um 
ſich betätigen zu können, die es aber nicht vorfindet. Wir 
würden alſo den gleichen Zuſtand ſchaffen, wie damals, 
als die deutſche Reichsregierung ihre ungedeckten Kaſſen⸗ 
ſcheine an die Reichsbank herausgegeben hat und dafür 
die Geldſcheine in den Verkehr brachte. Das wäre ein 
Mittel, eine neue Inflation heraufzubeſchwören. Wir 
haben an einer Inflation genug und lehnen derartige An- 
träge ab. (Bravol links.) 85 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung zu $ 1 der Druckſache Nr. 14 
iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die § 1 annehmen wollen, fidh 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er ift abgelehnt. (En-bloe-Abftimmung!) 
Ich darf wohl feſtſtellen, daß die §8 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9 
mit derſelben Mehrheit abgelehnt find. Das iſt der Fall. 
Ich rufe die Aeberſchrift auf: „Geſetz betr. die Grund- 
lagen für eine ſoziale Bau- und Wirtſchaftsbank.“ Die 
Beſprechung iſt geſchloſſen, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die die Leberſchrift annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, ſie ift abgelehnt. Damit ift die Druckſache 
Nr. 1480 erledigt. Ich rufe auf Punkt 7 der Tages⸗ 
ordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Ausgabe von Heimſtätten. Arantrag des Abg. 
Herrmann und Fraktion. 8 
Druckſache Nr. 2019 zu Nr. 1479. 

Ich eröffne die Ausſprache. Das Wort hat der Herr 

Abg. Herrmann. (Abg. Rahn: Die Arheitsloſen können 


weiter hungern, und hier wird dummes Zeug geredet!) 
Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich möchte auch bei dieſem Geſetzentwurf einiges aus der 
Ausſchußberatung bringen. (Abg. Raſchke: Sind die 
Manuſkripte alle im Dienft gemacht? — Anruhe links. — 
Zurufe des Abg. Rahn.) Einmal ſind die Sachen von 
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grundſätzlicher Bedeutung und außerdem ſpreche ich nicht 
ſo lange wie Sie, Herr Abg. Rahn. Nachdem ich im 
Siedlungsausſchuß die Vorteile und die Notwendigkeit des 
Heimſtättengeſetzes auch für Danzig erörtert hatte, ant⸗ 
wortete der Regierungsvertreter zunächſt für die alte Re⸗ 
gierung, daß ſie gegen den Geſetzentwurf Stellung genom⸗ 
men habe, weil ſie ihn für Danzig nicht für notwendig 
halte, da die mit dem Reichsheimſtättengeſetz verfolgten 
Ziele fih im weſentlichen durch Anwendung bereits be- 
tehender Geſetze verwirklichen laſſen. Als dann nach 
einer Reihe von Wochen auch die neue Regierung zu dem 
Geſetzentwurf Stellung genommen hatte, führte ich im 
Siedlungsausſchuß aus, daß der Herr Regierungs- 
vertreter in keiner Weiſe auf die Punkte eingegangen 
wäre, die ich angeführt hatte, weshalb wir beſonders das 
Heimſtättengeſetz eingebracht hatten. Ich führte die 
Punkte noch einmal auf, und zwar: 1. Das Heimſtätten⸗ 
geſetz bietet erſt die Möglichkeit auf einfachſte und billigſte 
Weiſe gebundenen Kleinbeſitz zu ſchaffen. 2. Die Heim- 
ſtätte als dauernde Zufluchtſtätte einer Familie zu erhal⸗ 
ten. 3. Die Heimſtätte der Familie ſo zu erhalten, daß ſie 
wegen perſönlicher Schuld vor dem Zugriff Dritter durch 
das Verbot der Zwangsvollſtreckung ſicher iſt. 4. Es 
ſoll nicht nur die Heimſtätte dem Heimſtätter, ſondern die 
Heimſtätte als ſolche, dauernd erhalten werden. 5. Es ſoll 
der einmal geſchaffene Kleinbeſitz auf abſehbare Zeiten als 
Kleinbeſitz ſo billig, wie er einmal ausgegeben iſt, auch er- 
halten werden. 6. Es ſollen durch das Geſetz klare über- 
ſichtliche Verhältniſſe geſchaffen werden. 7. Es ſoll die 
Ausgabe von Kleingärten und Laubenland als Heim- 
ſtättenland erfolgen, alſo Heimſtättengebiete geſchaffen 
werden, wo dies notwendig iſt. Es gibt natürlich noch 
eine ganze Reihe weiterer Vorteile, die jedoch nicht Jo be- 
ſonders hervortreten. 

Als Antwort auf dieſe Ausführungen verlas der Herr 
Regierungsvertreter die Antwort, die der Senat unter 
dem 18. März 1924, alſo vor länger als anderthalb Jah⸗ 
ren, auf eine Kleine Anfrage des Herrn Abg. Dr. Eppich 
und Genoſſen erteilt hatte. Ich will mit Erlaubnis des 
Herrn Präſidenten dieſe Antwort verleſen, um ſie Ihnen 
ins Gedächtnis zurückzurufen: 

Der Senat hat nach reiflicher Erwägung davon Abſtand 
genommen, dem eat den Entwurf eines Heimſtätten⸗ 
geſetzes vorzulegen, da die mit dem Reichsheimſtättengeſetz 
verfolgten Ziele ſich im weſentlichen durch Anwendung bereits 
beſtehender Geſetze verwirklichen laſſen. Es iſt auf Grund 
der in Danzig geltenden Beſtimmungen möglichſt aus⸗ 


reichendes Gelände zur Einrichtung von Heimſtätten bereit⸗ 
uſtellen. 


ie Vorteile des Reichsheimſtättengeſetzes ſind alſo 
nach Auffaſſung des Senats auch auf den bisher ſchon be- 
ſtehenden Wegen erreichbar. Die im Reichsheimftätten- 
geſetz vorgeſehene Möglichkeit zur Geländeenteignung, um 
Siedlungsgelände zu beſchaffen, dürfte für Danzig des- 
halb nicht erforderlich ſein. Die Aebernahme des deutſchen 
Reichsheimſtättengeſetzes würde daher für Danzig nur die 
Belaſtung mit einem weiteren Geſetz auf dem Gebiete des 
Wohnungs- und Siedlungsweſens bedeuten. 

D. u. H.! Der Herr Regierungsvertreter hat es 
fih beſonders leicht gemacht. Auf die von mir ange— 
führten Vorteile iſt er in keiner Weiſe eingegangen. Er 
begründet den ablehnenden Standpunkt der Regierung 
noch damit, daß das Reichsheimſtättengeſetz in Deutſch⸗ 
land erſt in ganz wenigen Fällen zur Anwendung gelangt 
ſei und in Städten von mehr als 100 000 Einwohnern noch 
gar nicht. Soweit mir bekannt, iſt das Reichsheim⸗ 
ſtättengeſetz in Tauſenden von Fällen zur Anwendung ge⸗ 
kommen. Ich habe mich nach Berlin um Aufklärung ge⸗ 
wandt, bisher aber noch keine Antwort erhalten. Der 
Hoſpitant bei der deutſchliberalen Fraktion warnte davor, 
den Geſetzentwurf ohne weiteres abzulehnen, er würde 
dann wohl bald wieder kommen, denn § 111 der Danziger 
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Verfaſſung verlange ſolch ein Heimſtättenrecht. Ein Ver⸗ 
treter der Sozialdemokratiſchen Fraktion wünſchte eine 
Denkſchrift, die zeigen ſollte, was in Fragen noch geſetz⸗ 
lich zu regeln ift, damit an die Regierung ein entſprechen— 
der Antrag gerichtet werden könne. Ein Vertreter des 
Zentrums wünſchte Zuſammenfaſſung der ähnlichen Ge- 
ſetze zu einem Geſetz. Dann kam das Begräbnis im 
Siedlungsausſchuß. 

Damit iſt im Siedlungsausſchuß das durch Artikel 111 
der Danziger Verfaſſung vorgeſehene Heimſtättenrecht, 
das kinderreiche Familien, Kriegsbeſchädigte, Invaliden 
der Arbeit beſonders berückſichtigen ſoll. abgewürgt und 
die neue Regierung hat gezeigt, daß ihr die Verfaſſung 
Luft ift, wenn es ihr nicht paßt. Die Mehrheit des Volfs- 
tages wird zeigen, ob ſie ebenſo handelt. Das Heim⸗ 
ſtättenrecht, das durch dieſes Geſetz vorgeſehen iſt, wird 
durch die Verfaſſung verlangt. Es beſteht, wie es die 
Verfaſſung verlangt, hier in Danzig noch nicht. 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung zu § 1 ift geſchloſſen. Die- 
jenigen, die $ 1 zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Minderheit. § 1 ift 
abgelehnt. (En-blocl links.) Ich darf wohl ohne wei- 
teres feſtſtellen, daß auch die folgenden Paragraphen, 
9 2 bis § 33 mit derſelben Mehrheit abgelehnt find. Wi- 
derſpruch erhebt ſich nicht, das iſt der Fall. Ich rufe auf die 
Aeberſchrift und bitte diejenigen, die der Leberſchrift: 
„Selen betreffend die Ausgabe von Heimſtätten (Heim⸗ 
ſtättengeſetz)“ zuſtimmen wollen, fih vom Platz zu erhe— 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; ſie iſt abge⸗ 
lehnt. Damit iſt die Druckſache Nr. 1479 erledigt. Ich 
rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung: 

Bericht des Siedlungsausſchuſſes zur Großen 

Anfrage Nr. 36 des Abg. Maier und Gen. betr. 

Abſchaffung der Zwangslkehrbezirke. 
Druckſache Nr. 2023 zu Nr. 1712. 

Ich eröffne die Ausſprache. Das Wort hat der Herr 


Abg. Doerkſen. 


Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Es 
hat wohl kaum eine Verordnung ſo viel Anwillen erregt, 
wie die Kehrordnung bei allen Intereſſenten, ganz bejon- 
ders aber auf dem flachen Lande. Wenn jemand auf die 
Idee käme, eine Antiſchornſteinfegerliga zu gründen, 10 
fände er den Boden dazu aufs beſte vorbereitet. 
zweifle gar nich an dem Erfolg. (Abg. Arczynſki: Sie als 
Obermeiſter!) Die Kehrordnung hat den Zweck, die 
Brände zu verhindern. Dieſen Zweck erreichen Sie mit 
der Kehrordnung auf dem flachen Lande nicht. Es muß 
ohne weiteres zugegeben werden, daß Brände auf dem 
Lande außerordentlich häufig find, bedauerlicherweiſe. 
(Abg. Mau: Weil die Verſicherungen zu hoch find!) Das 
betrifft in der Hauptſache Wirtſchaftsgebäude. Wo auch 
Wohnhäuſer in Frage kommen, da find die Brände fider- 
lich nicht auf einen Schornſteinbrand zurückzuführen, Jon- 
dern hin und wieder einmal auf den fehlerhaften Zuſtan 
eines Schornſteines. Dieſen fehlerhaften Juſtand zu ent- 
decken, iſt nicht Sache des Schornſteinfegers. Das kann 
er auch gar nicht. Ich würde deshalb nichts dagegen 
haben, wenn mindeſtens für das flache Land die Zwangs“ 
kehrung beſeitigt würde. Da das aber vorläufig kaum zu 
erreichen ift, find wir mit jeder Milderung zufrieden. Es 
ift one weiteres zuzugeben, daß die neue Verordnung 
inſorern eine Milderung ſchafſt, als die Kehrungen weniger 
häufig ſind und als auch auf die Wünſche der 5 
bewohner Rückſicht genommen wird, daß die Reh- 
rung unterbleibt, wenn Rauchwaren im Schornſtein hän 
gen. | fi 
bringen im gewiſſen Sinne eine Erleichterung. Wir wer 
den ihnen zuſtimmen, hoffen aber, daß die Kehrorbmii 
baldmöglichſt, wenigſtens für das flache Land, beſeiti 


(6) 


D) 


der Land? 


Auch die beiden angenommenen Entſchließungen 


(A) (Splett, Vizepräſident.) 


Vrizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Harnau. 


Harnau, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.; Ich 
habe zu der Großen Anfrage des Herrn Abg. Maier nur 
wenig zu ſagen, zumal ich im Siedlungsausſchuß geſehen 
habe, daß einſtweilen nicht an einen Abbau der Kebr- 
bezirke zu denken iſt. Ich habe mit meiner Fraktion die 
Entſchließung, Druckſache Nr. 2046 eingebracht, die Ihnen 
wohl vorliegt. Ich bitte Sie, dieſer Entſchließung zuzu⸗ 
ſtimmen. Die Kehrmeiſter haben heute ſolche hohen Ein- 
nahmen, daß ein Geſelle nicht nur ſeine Familie, ſondern 
auch die des Meiſters ernährt. Die Meiſter machen ſich 
heute keinen Nagel ſchwarz. Wenn wir die Kebr- 
bezirke vergrößern und der Meiſter arbeitet mit 5 oder 6 
Geſellen, dann weiß ich nicht, was er mit dem Gelde an⸗ 
fangen ſoll. Daher bitte ich Sie, dementſprechend die 
. herunterzuſetzen und unſern Antrag anzu⸗ 
nehmen. 


8 e Spleit: Das Wort hat der Herr Abg. 
ahl. ; 


„Bahl, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! Be⸗ 
züglich der Schornſteinfegerkehrbezirke ſtehen wir auf dem 
Standpunkt, daß ſie aufgehoben werden müſſen, um ihre 
Fortführung im freien Wettbewerb zu finden, wie es vor 
dem Kriege und nach dem Kriege war. (Abg. Raſchke: 
Wollen Sie Schornſteinfeger werden?) Nein, das über⸗ 
laſſe ich Ihnen, weil Sie keine Beſchäftigung haben. Die 
Schornſteinfegerinnung hat ihren Syndikus Eugen Richter 
veranlaßt, eine Broſchüre aufzuſtellen, die mir auch zuge⸗ 
gangen iſt. Darin wird feſtgeſtellt, daß in Deutſchland 
durchſchnittlich die Preiſe nach den Vorkriegszeiten bis 
höchſtens 28% über den Vorkriegspreiſen und ein großer 
Teil der Kehrbezirke zu den gleichen Preiſen der Vor⸗ 
riegszeit arbeitet. Ein noch viel größerer Teil arbeitet 
bis 23 Prozent unter den Vorkriegspreiſen. Hier in Dan⸗ 
zig haben wir die Grundſtücke früher je nach der Größe 
gehabt. Nach Feuerſtellen wurde damals nicht gerechnet. 
Nach den Angaben des Herrn Oberbaurats Chariſius, der 
ſtatiſtiſche Berechnungen gemacht hat, wurde die Feuer- 
telle in der Vorkriegszeit mit zirka 3 bis 3½ Pfennig be- 
kechnet. Das hat er in einer Ausſchußſitzung zugegeben. 
ls ich zum Polizeipräſidenten zu einer Sitzung geladen 
war, wollte der Schornſteinfegerobermeiſter Thrun den 
reis von 16 Pfennigen für die Feuerſtelle noch erhöhen. 
5 ihm geraten wurde, jeinen Antrag zurückzuziehen, 
wollte er wenigſtens die Preiſe haben, die bisher gezahlt 
Wurden, aber für die achtmalige Leiſtung. In der vorigen 
ebrbezirksordnung hat nämlich geſtanden, daß jeden 
onat zu reinigen und auch jeden Monat zu zahlen iſt. 
&, var damals die monatliche Reinigung vorgeſehen. 
>eit dem 1. Oktober ift aber angeordnet, daß nicht monat- 
N „ſondern nur acht mal im Jahr gefegt werden muß. 
za wollte die Genoſſenſchaft nun ſtatt 16 Pfennig für 
ie Feuerſtelle noch 50 Prozent Zuſchlag haben. Das ift 
bgelehnt worden. Der Paſſus ift in der Kehrordnung 
pin geändert worden, daß 16 Pfennig für das Kehren 
eder Feuerſtelle zu zahlen find. 
daß Ich möchte Sie bitten, unſern Antrag zu unterſtützen, 
Ke die Kehrbezirke ganz aufzuheben ſind. Was die 
gabrbezirke für Anfrieden bei den Hausbeſitzern hervor⸗ 
n haben, ift nicht zu beſchreiben. Es ift mir auch 
mep Herrn Oberbaurat Chariſius erzählt worden, daß hier 
ihr Petitionen vom flachen Land geweſen ſind, die 
wei eid geklagt haben, daß die Schornſteinfeger nichts 
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Beibehaltung der Kehrbezirke die Garantie habe. Der 
Herr Regierungsvertreter hat beſtätigt, daß die Kehr⸗ 
bezirke bleiben ſollen. Der Herr Thrun, der Vorſitzende 
der Innung, hat im Polizeipräſidium ausdrücklich erklärt, 
daß es ihm nicht möglich geweſen iſt, bei dem monatlichen 
Kehren den Ruß ſtändig zu entfernen. Wenn wieder 
ſechswöchentlich gekehrt würde, wollten ſie es verſuchen. 
Durch die Verhandlungen iff es zu Lebergriffen von 
Schornſteinfegermeiſtern im ſtädtiſchen Bezirk und in 
Oliva gekommen. Die Leute ſagen einfach, daß ſie mit 
dem Satz von 16 Pfennigen nicht auskommen. Ich möchte 
betonen, daß das fünfmal ſoviel ilt, als fie in Friedens⸗ 
zeiten erhielten. (Siebenmal ſoviel!) Mindeſtens iſt es 
fünfmal ſoviel. Ich halte mich an die Angaben des Herrn 
Regierungsvertreters, der geſagt hat, daß früher 3 Pfen⸗ 
nig für die Feuerſtelle gezahlt wurden und jetzt werden 
16 Pfennig gezahlt. 


Wenn der Antrag auf Aufhebung der Kehrbezirke 
nicht durchgehen ſollte, ſo bitte ich, den Antrag anzuneh⸗ 
men, daß die Kehrbezirke mindeſtens auf die Hälfte her⸗ 
abgeſetzt werden. Dann werden auch die Preiſe niedriger 
werden. Die Feuerſtelle muß auf 5 Pfennig kommen. 
Dann iſt es auch nicht möglich, daß ein Schornſteinfeger⸗ 
meiſter ein Einkommen von 20—25 000 Gulden hat. Der 
Vorſitzende der Innung hat es auch fertig bekommen, beim 


Polizeipräſidenten ein Verzeichnis über die Ankoſten vor⸗ 


zulegen, die die Schornſteinfeger gehabt haben. Ich weiß 
nicht, was man dazu ſagen ſoll. Sie haben in einem 
Vierteljahr 6 Leinen verbraucht uſw. Auf die Kleinig⸗ 
keiten will ich nicht eingehen. Auch wurde angeführt, daß 
der Schornſteinfegermeiſter einen Anzug haben müßte. 
Wer von anderen Handwerksmeiſtern fragt, ob er noch 
einen Anzug liquidieren kann! 755 


Ich möchte Sie aus all dieſen Gründen bitten, die 
Kehrbezirke aufzuheben. Es ſind Meldungen von Leuten 
da, die die Arbeit für weniger als die Hälfte machen 
wollen, und die Reinigung wird ebenſo vorgenommen 
werden, wie vorher. Wir hatten früher auch die Kon⸗ 
trolle. Der Beamte kam und revidierte die Verträge der 
Hausbeſitzer. Wenn keine Verträge da waren, wurde der 
Hausbeſitzer beſtraft. Wenn nicht gekehrt war, wurde der 
Schornſteinfeger beſtraft. Wir hatten aber nicht dieſe 
Denunziationen wie heute zu verzeichnen. Heute gehen 
die meiſten Strafanzeigen von den Schornſteinfeger⸗ 
meiſtern gegen die Hausbeſitzer ein. 


Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Aus dem 
Siedlungsausſchuß iſt nur eine Entſchließung eingegan⸗ 
gen, Druckſache Nr. 2023: 7 

Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu erſuchen, 
dahin zu wirken, daß die Zwangskehrbezirke erheblich ver⸗ 
größert werden. ? 

Ferner liegt jetzt ein Abänderungsantrag des Herrn 
Abg. Harnau vor. Ein Antrag, wie ihn der Herr Abg. 
Bahl immer erwähnt hat, liegt nicht vor. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Zuſatzantrag des Herrn Abg. 
Harnau, Druckſache Nr. 2046: 

In der Entſchließung ift die Zeile 3 zwiſchen „Der 
größert“ und „werden“ einzuſchalten: 
„und die Kehrgebühr erheblich herabgeſetzt“ : 
Harnau u. d. übe Mitgl. d. D.⸗Soz. Fr. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Erwei⸗ 
terungsantrag zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; er iſt an⸗ 
genommen. Ich bitte die Damen und Herren, die dem ſo 
veränderten Antrag auf Gruckſache Nr. 2023 zuſtimmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchiehl.) 
Das iſt die Mehrheit, er ift angenommen. Ich rufe auf 


Punkt 9 der Tagesordnung: 
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80 (Splett, Vizepräſident.) 
Bericht des Siedlungsausſchuſſes zum Antrag 
des Abg. Dr. Bumke betr. Angliederung der 
Mietseinigungsämter an die Amtsgerichte. 
Druckſache Nr. 2018 zu Nr. 678. 

Es liegt ſchriftlicher Bericht vor. Ich eröffne die 
Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
ſchließe die Beſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die die Druckſache 
Nr. 2018 nach den Beſchlüſſen des Siedlungsausſchuſſes 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Das Büro ift fih nicht einig. Wir müſſen zur Aus- 
zählung kommen. Die Auszählung iſt geſchloſſen. An 
der Auszählung haben ſich 77 Abgeordnete beteiligt, mit 
Nein ſtimmten 40, mit Ja 37, die Druckſache 2108 ift ſomit 
abgelehnt. Wir kommen zu Punkt 10 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Ermäßigung der Gerichtskoſten für Beglaubigun⸗ 
gen. Arantrag des Abg. Schwegmann und Fr. 

Druckſache Nr. 2017 zu Nr. 1812. 

Ich eröffne die Ausſprache zu Artikel 1. Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Ausſprache iſt geſchloſſen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die Artikel 1 der Vorlage 
annehmen wollen, ſich von ihrem Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Das ift die Mehrheit. Artikel 1 iſt abgelehnt. Ich rufe 
auf Artikel 2 und eröffne die Ausſprache. Wortmeldun⸗ 
gen liegen nicht vor, die Ausſprache ift geſchloſſen. Die- 
jenigen, die dem Artikel 2 zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ijt die Minder- 
heit, Artikel 2 iſt abgelehnt. Ich rufe die Aeberſchrift auf: 
„Geſetz betreffend die Ermäßigung der Gerichtskoſten 
für gerichtliche Beglaubigungen amtlicher Anterſchriften 
zum Zwecke der Legaliſation. Diejenigen, die ihr zuſtim⸗ 
men wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
) ſchieht.) Das ift dieſelbe Minderheit; ſie ift abgelehnt. 
Die Druckſache Nr. 1812 iſt damit endgültig erledigt. J 
rufe auf Punkt 11 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aenderung des Kommunalabgabengeſetzes. Ar⸗ 

; antrag des Abg. Mayen und Fraktion. 

Druckſache Nr. 2030 zu Nr. 1696. 

Jch eröffne die Ausſprache zu dem einzigen Artikel. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Aus- 
ſprache. Diejenigen, die dem, einzigen Artikel zuſtimmen 
wollen, bitte ich, ſich von dem Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Mehrheit. Der einzige Artikel ift 
angenommen. Wir kommen zur Aeberſchrift: „Geſetz zur 
Aenderung des Kommunglabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1893.“ Diejenigen, die ihr zuſtimmen wollen, bitte ich, 
fih vom Platze zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
die Aeberſchrift ift angenommen. Dritte Leſung ift beantragt. 
Widerſpruch wird nicht laut . Ich eröffne die allgemeine 
Ausſprache. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Aus- 
ſprache iſt geſchloſſen. Wir kommen zum einzigen 
Artikel. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich bitte die⸗ 
jenigen, die ihm zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu er- 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Der einzige 
Artikel iſt angenommen. Diejenigen Damen und Herren, 
die der Aeberſchrift zuſkimmen wollen, bitte ich, fih vom 
Platz zu rheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Die 
Aeberſchrift iſt angenommen. Wer der Vorlage in der 
Schlußabſtimmung zuſtimmen will, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das 
Geſetz iſt angenommen. Ich rufe auf Punkt 12 der 
Tagesordnung: ; 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aenderung des Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge. 
Arantrag des Abg. Laſchewski und Fraktion. 
Druckſache Nr. 2032. . n 


Mit diefem Tagesordnungspunkt foll nach der Ber- 
einbarung im Aelteſtenausſchuß bei der Beſprechung der 
Punkt 13 verbunden werden: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
einalige Wirtſchamftsbeihilfe für Erwerbsloſe. 
Arantrag des Abg. Laſchewfki. 

Druckſache Nr. 2031. Das Wort zur Begründung hat 
der Herr Abg. Laſchewſfki. 

Laſchewſkli, Abgeordneter (K. P.): Die Haltung der 
einzelnen Parteien, als die Tagesordnung umgeſtellt 
werden ſollte, zeigt uns ſchon wieder, wie Sie ſich zu dieſen 
beiden Fragen der Erwerbsloſen einſtellen. Es handelt ſich 
hierbei um Forderungen von 20 000 Erwerbsloſen. Des- 
wegen ſollten Sie als Volksvertreter auch zu dieſen Fragen 
Stellung nehmen, wie es der Not entſpricht. Aber an 
Ihrer vorherigen Ablehnung der Amſtellung der Tages- 
ordnung erkennt man wieder, wie Sie die Not der am 
meiſten leidenden Schichten einſchätzen. Sie wollen die 
Not der 20 000 bedürftigen Leute im Freiſtaat nicht lin⸗ 
dern. Anfang Dezember fand eine Erwerbsloſenkonfe⸗ 
renz Statt, in der 100 Delegierte von 50 der größten Ort- 
ſchaften des Freiſtaates vertreten waren. Orte, die als 
national anzuſprechen waren, haben ebenfalls ihre Dele- 
gierten nach Danzig geſchickt, um die Not der Erwerbs⸗ 
loſen durchzuſprechen und die erforderlichen Maßnahmen 
zu erwägen. Zu dieſer Konferenz wurden alle Parteien 
eingeladen. Ebenſo die Gewerkſchaften und der Senat, 
die ebenfalls Vertreter zu dieſer Konferenz entſenden ſoll⸗ 
ten. Es iſt bedauerlich, daß der Senat die Forderungen 
und Wünſche von 20000 Erwerbsloſen jo wenig berüd- 
ſichtigt, daß er nicht einmal einen Vertreter ſchickt. Bei 
jedem nationalen Rummel ſchickt der Senat nicht nur 
einen Vertreter, ſondern mehrere Senatoren. Wenn je⸗ 
doch 20 000 Perſonen im Freiſtaat eine Forderung an 
den Senat richten, daß ein Vertreter bei der Konferenz 
anweſend ſein ſoll, der die einzelnen Klagen der Ortſchaften 
über die Durchführung des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes 
hören würde, lehnt er das natürlich ab. Ebenſo bedauer⸗ 
lich iſt es, daß die dort nicht vertretenen Parteien ſich eben⸗ 
falls ſo zu dieſer Erwerbsloſenbewegung einſtellen, daß ſie 
es nicht einmal für nötig befinden, einen Vertreter ihrer 
Fraktion dorthin zu entſenden, obgleich ſie ausdrücklich 
von den Erwerbsloſen dazu eingeladen worden find. 
Ebenſo bedauerlich iſt es, daß auch die Soizaldemokratie, 
die ſich immer Arbeiterpartei nennt, keinen Vertreter ge⸗ 
ſchickt hat. Die freien Gewerkſchaften waren auch nicht 
vertreten. Vertreten waren die chriſtlichen Gewerkſchaften, 
die zum mindeſten ſoviel Mut aufbrachten, zu dieſer Kon⸗ 
ferenz der Erwerbsloſen zu gehen und Stellung zu nehmen. 

Wenn die Sozialdemokratie ihre Stellungnahme 
weiter ſo einrichten wird, ſo ſoll es uns lieb ſein. Die 
Folgen werden fich ſchon darin zeigen, wie fih die Arbeiter- 
ſchaft zu dieſer Partei einſtellen wird. Es wäre notwendig 
geweſen, daß der Senat einen Vertreter zu dieſer Kon- 
ferenz geschickt hätte. Der Senat ſoll fih merken, daß die 
Arbeitsloſenbewegung heute in ein Stadium getreten iſt, 
wie noch niemals im Freiſtaat. In Ihrem Rettungs” 
programm, das Sie in der Zeitung veröffentlicht haben, ift 
auch nicht mit einem J-⸗Tüpfelchen erwähnt, wie die 
Arbeitsloſigkeit gemindert werden ſoll, d. h. alſo, daß fih 
die Zahl der Arbeitsloſen noch vermehren wird. Sie 
ſollten das Bewußtſein haben, daß bei den geſamten 
Arbeitsloſen eine beſtimmte Bewegung und Gärung vor 
handen ift. Sie werden dafür verantwortlich gemar 
werden müſſen, wenn dieſe Bewegung in Formen aus: 
artet, die Ihnen unlieb find. Die einzelnen Gemeindevor 
ſteher kümmern ſich nicht um das Arbeitsloſen⸗Fürſorge 
geſetz. In dem einen Ort wird das Geſetz ſo ausge = 
daß Anterſtützung nur an Perſonen über 21 Jahre gA 
zahlt werden. In Käſemark legt der Gemeindevorſtand 
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(Laſchewſti, Abgeordneter.) 
ſo aus, daß er keine Anterſtützung zahlt, weil dort noch 
40 polniſche Saiſonarbeiter tätig ſind. So kann man in 
jedem Ort die Feſtſtellung machen, daß das Fürſorgegeſetz 
nicht von den untergeordneten Inſtanzen durchgeführt 
wird. In einzelnen Orten benutzen die Gemeindevorſteher 
die Not der Arbeitsloſen dazu, daß ſie fich billige Arbeits- 
kräfte verſchaffen, daß ſie zum Beiſipel, wenn ſie ſelbſt 
Gutsbeſitzer ſind, für 2 Gulden dreſchen laſſen. Machen 
die Leute die Arbeit nicht, dann wird ihnen erklärt, daß 
ihnen die Anterſtützung wegen Arbeitsverweigerung ent⸗ 
zogen wird. 

So nutzen die Gemeindevorſteher die Not der Arbeits- 
loſen aus, um ſich Vorteile zu verſchaffen. Hätte der 
Senat Vertreter in die Verſammlung geſchickt, ſo hätte er 
die einzelnen Mitteilungen aus den Ortſchaften, die den 
Tatſachen entſprechen, da wir ſie nachgeprüft haben, hören 
können. Wir haben feſtgeſtellt, daß Gemeindevorſteher 
ſogar Gegenſtände, die für die Arbeitsloſen beſtimmt 
waren, ſelbſt billig kauften. Das war z. B. in Emaus in 
bezug auf Schuhe der Fall. So nutzt man die Arbeitsloſen 
überall aus. Der Senat hat es nicht für nötig befunden, 

ertreter in die Verſammlung zu ſchicken. Dieſe Kon- 
ferenz, in der die geſamten Arbeitsloſen im Freiſtaat ver⸗ 
treten waren, hat einſtimmig Beſchlüſſe gefaßt. Ich will 
auch ganz beſonders anführen, daß auch die chriſtlichen 

ewerkſchaftsvertreter, beſonders der Kartellvorſitzende 
und auch andere Vertreter dieſe Forderungen angenommen 
haben. Die Erwerbsloſen haben ſonſt nicht die Möglich⸗ 
keit, hier im Volkstag ſelbſt Anträge zu ſtellen. Die 
50%ige Erhöhung der Geſamtunterſtützung ift aber, wie 
geſagt, von den chriſtlichen Gewerkſchaftsvertretern au- 
geſagt worden. i 

Ich glaube, hier im Volkstag wird es jetzt nicht not- 
wendig ſein, bei dieſem leeren Haus und bei der Berück⸗ 


ichtigung, die die Deutſchnationalen und auch die anderen 
ruppen dieſer Frage zuteil werden laſſen, daß ſie durch 


bweſenheit glänzen, näher darauf einzugehen. Ich will 
aber beſonders auf eins aufmerkſam machen. Es dürfte 
auch Ihnen bekannt fein, daß in Deutſchland eine 30 ige 
Erhöhung für die Erwerbsloſen im Ausſchuß beſchloſſen 
worden iſt. (Zwiſchenrufe und Anruhe.) Der Antrag 
wird durchkommen, weil die Zentrumspartei ebenfalls für 
ieſe minimale Erhöhung eingetreten iſt. Deshalb ver⸗ 
angen die Erwerbsloſen, daß die Sätze der Anterſtützung 
um 50% erhöht werden. Selbſt dies reicht noch nicht aus, 
aß die Leute damit exiſtieren können. Man muß hier im 
reiſtaat aber folgendes berückſichtigen: In Deutſchland hat 
er Arbeiter größere Möglichkeiten, ſich Arbeit zu ver⸗ 
waffen, da das deutſche Gebiet bedeutend größer ift. Für 
en Danziger Arbeiter gibt es keine Möglichkeit, in 
Deutſchland zu arbeiten. Er muß in dem kleinen Freiſtaat 
leiben. Dadurch iſt er bald dauernd arbeitslos. Wir 
haben Arbeitsloſe, die bald ſeit zwei Jahren ohne Arbeit 
lab; Dadurch find die Leute wirtſchaftlich ſchlechter ge- 
ellt als die deutſchen Arbeitsloſen, denen es eher gelingt, 
och noch einige Zeit im Jahr zu arbeiten. Deshalb muß 
duch hier im Freiſtaat die Anterſtützung ohne Zweifel 
pher fein als in Deutſchland, ganz abgeſehen davon, daß 
far Arbeitsloſen bei den Sätzen, die gefordert werden, 
wieſo faſt verhungern. 
ben ferner wird von den Arbeitsloſen eine Natural- 
nofe etung gefordert. Dieſe erweiſt fih ganz beſonders 
wendig, weil der Winter mit enormer Strenge und 
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werden. Es iſt leider jetzt im Volkstag ſo Mode ge⸗ 
worden, daß man immer Entſchließungen einbringt, um 
um die Klippe herumzukommen. Das ſind Entſchließungen, 
die für den Senat eine unverbindliche Geſchichte ſind. Sie 
haben ferner eine Entſchließung angenommen, daß nur 
einmal am Tag geſtempelt werden ſoll. Bis heute iſt vom 
Senat noch nichts in dieſer Beziehung getan worden. Wenn 
man heute auf die Arbeitsämter geht, ſieht man, wie die 
Leute in langen Schlangen ſtehen. Bei der jetzigen Kälte 
müßte der Senat von ſelbſt einſchreiten und die einmalige 
Stempelung anordnen. Das iſt nun eine Sache, bei der 
der Senat gar nichts zu geben braucht, oder glauben Sie, 
daß dieſe Arbeitsloſen heute irgendwo Beſchäftigung 
finden und den Staat betrügen werden, Es würde fis 
höchſtens um einzelne Fälle handeln können, und dann 
würde es auch bei zweimaliger Stempelung gemacht 
werden. Man will durch dieſe Sache die 13 000 Arbeits⸗ 
loſen, die wir jetzt haben, nur ſchikanieren, als etwas 
anderes kann man das nicht berachten. Wir jeben, daß in 
manchen größeren Orten in Deutſchland nur dreimal in 
der Woche geſtempelt wird. Dort wird nicht einmal ver⸗ 
langt, daß die Leute einmal am Tage ſtempeln und dabei 
erfrieren oder krank werden. Deswegen muß der Senat 
ſo ſchnell als möglich anordnen, daß die Schikanierung 
durch das zweimalige Stempeln aufhört, ganz abgeſehen 
von dem Schuhzeug, das zerriſſen wird. Das iſt eine ein⸗ 
ſtimmige Forderung aller Erwerbsloſen. Die chriſtlichen 
Gewerkſchaften haben ſich verpflichtet, ſich ebenfalls für 
dieſe Forderungen einzuſetzen. Wir werden ſehen, wie die 
Vertreter, die auch angeben, Arbeitervertreter zu ſein, zu 
ihren Worten ſtehen werden. (Abg. Rahn: Die ſind raus- 
gegangen!) Jetzt ſind ſie hinausgegangen, weil es ihnen 
unlieb iſt, dieſe Ausführungen zu hören. Nachher ſtehen 
ſie nicht zu ihren Worten. 

Ich würde fie ganz beſonders erſuchen, dieſe Erwerbs- 
loſenbewegung nicht als ſo einfach zu betrachten. Die Er⸗ 
werbsloſen werden fih, das kann ich heute ſchon dem ge- 
ſamten Volkstag ſagen, für ihre Forderungen einzuſetzen 
verſtehen. Es ſind keine kommuniſtiſchen Agitations⸗ 
anträge, wie die Sozialdemokratie immer zu betonen be⸗ 
liebt. Die Erwerbsloſenbewegung, wie ſie heute organi⸗ 
ſiert iſt, läßt ſich nicht mit ein paar Redensarten einen An⸗ 
trag aufoktroyieren. Die Erwerbsloſenbewegung iſt die 
größte und ſtärkſte Organiſation im Freiſtaat. Deswegen 
mache ich die Vertreter der freien Gewerkſchaften auch 
von dieſer Stelle darauf aufmerkſam, ſie möchten dieſe Be⸗ 
wegung nicht als oberflächlich betrachten. Gerade die Ge⸗ 
werkſchaften ſind verpflichtet, jetzt jedenfalls für die Er⸗ 
e einzutreten und für ihre Forderungen einzu— 

ehen. f 

Die Forderung in bezug auf Naturalien muß fo 
ſchnell möglich erfüllt werden. Die Erwerbsloſenbewegung 
iſt im Augenblick die wichtigſte. Der Soziale Ausſchuß 
muß deshalb ſo ſchnell als möglich zuſammentreten, damit 
die größte Notlage beſeitigt und die Wirtſchaftsbeihilfe 
noch vor den Weihnachtstagen geliefert wird. Alle Er- 
werbsloſen müſſen dieſe Anterſtützung erhalten und nicht, 
wie Sie in Ihrer Entſchließung beſchloſſen haben, nur die 
bedürftigen Erwerbsloſen. Was heißt denn bei den Er- 
werbsloſen Bedürftigkeit? Wir verlangen ausdrückli 
daß alle Erwerbsloſen beliefert werden. Bedürftigkeit 
beſteht doch bei allen denen, die ohne Arbeit ſind und bei 
denen die Erwerbsloſigkeit anerkannt wird. Die Zahlung 
der Erwerbsloſenunterſtützung wird ja von der Bedingung 
abhängig gemacht, daß Bedürftigkeit vorliegt. Es gibt 
85 zweifache Bedürftigkeit, wie es immer ſo hingeſtellt 
wird. : 

Wir erwarten, daß die einzelnen Parteien jetzt zu 
dieſen Forderungen anders Stellung nehmen werden, als 
voriges Mal. Run wird die Sozialdemokratie oder die 
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Regierungskoalition kommen und ſagen, jawohl, aber wo⸗ 
her nehmen wir die Finanzen! Wir werden Ihnen Ge⸗ 
legenheit geben, die Finanzen für dieſe am meiſten in Not 
geratene große Volksmaſſe durch ein Geſetz zu beſchaffen. 
Man kann ohne Zweifel doch verſtehen, daß bei der 
heutigen Not die oberen Gehälter abgebaut werden. 
Einerſeits ſchreit die Wirtſchaft und auf der anderen Seite 
die Erwerbsloſen, die bedeutend mehr leiſtet als die andere 
Gruppe, die ebenfalls ihren Notſchrei erlaſſen hat; denn 
die Wirtſchaft hungert noch nicht. Einzelne fangen jetzt 
erſt an, vor ihrer Subſtanz zu zehren. Aber die Erwerbs- 
lojen haben keine Subſtanz, von der fie zehren könnten. 
Die müſſen von den paar Pfennigen vegetieren, die ſie er- 
halten. Anders kann man das heute nicht nennen, wenn 
ein Erwerbsloſer mit 15 Gulden oder 17 Gulden mit 
einer Frau und einem Kind auskommen ſoll. Davon ſoll 
er die Miete und das Licht bezahlen. Von Neujahr und 
April kommt wieder die nächſte Erhöhung von 10%. Das 
muß ebenfalls von den Erwerbsloſen getragen werden. 
Wenn Sie nicht Stellung nehmen, wie es bei dieſem 
Entwurf erforderlich iſt, ſo muß betont werden, daß es 
der Wille der Erwerbsloſenkonferenz war, und hinter der 
Konferenz ſtehen alle Erwerbsloſen, dieſe Forderungen 
durchzuſetzen. Es find Forderungen von 20 000 Erwerbs- 
- fofen. Das ſollte fih auch die Sozialdemokratie merken 
und dieſe Anträge nicht ſo leichtfertig erledigen, wie ſie es 
bisher immer getan hat. Deswegen erſuchen wir, daß der 
Soziale Ausſchuß jetzt ſo ſchnell als möglich tagt und die 
Erwerbsloſenanträge in der nächſten Vollſitzung, die am 
kommenden Mittwoch geplant iſt, auf die Tagesordnung 
kommen, damit die Durchführung noch vor Weihnachten 
geſchieht. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Senator 
Dr. Wiercinſki. 

Dr. Wiereinſki, Senator: M. D. u. H.! Der Senat 
verkennt nicht, daß in vielen erwerbsloſen Familien große 
Not herrſcht. Das wird beſonders dann der Fall ſein, wenn 
die Zeit der Erwerbsloſigkeit ſehr lang iſt, und es ſich um 
kinderreiche Familien handelt, und ihre einzelnen Mit- 
glieder keine Möglichkeit haben, ſich einen Nebenverdienſt 
zu verſchaffen. Der Volkstag hat dies auch erkannt und 
berücksichtigt, indem er vor einigen Sitzungen eine Ent- 
ſchließung faßte, in der er den Senat erſuchte, den Ge- 
meinden Mittel zur Verfügung zu ſtellen, damit den Er- 
werbsloſen geholfen werden könne. Es iſt nicht ſo, wie 
mein Herr Vorredner ausführte, daß dieſe Entſchließungen 
bedeutungslos ſind. Der Senat iſt bereits dieſem Erſuchen 
nachgekommen und hat den Gemeinden 120 000 Gulden 
überwieſen, die in den nächſten Wochen zur Verteilung ge— 
langen. Die Summen ſind bereits dort. Ich möchte auch 
gleich auf die Entſchließung wegen der Stempelung zu 
ſprechen kommen. Auch hier iſt der Senat dem Erſuchen 
nachgekommen und hat den Gemeinden überlaſſen, da es 
ſich um Gemeindeangelegenheiten handelt, die Stempelung 
ſo vorzunehmen, wie ſie es für richtig halten. Wir haben 
ihnen mitgeteilt, daß wir die Zahlung der / nicht von einer 
zweimaligen Stempelung abhängig machen. Der Senat hat 
als Magiſtrat der Stadtgemeinde Danzig auch für die 
Stadt Danzig Erleichterungen beſchloſſen. Für zwei Tage 
wird die zweimalige Stempelung aufgehoben. Es iſt vor⸗ 
geſehen, daß, wenn durch die Witterung irgendwie 
Härten entiteben, die zweimalige Stempelung beſeitigt 
wird. (Abg. Raſchke: Wenn erft paar Leute vor Froſt auf 

der Straße umgefallen find!) Es läßt ſich nicht ermög⸗ 
lichen, dies Syſtem ganz abzustellen, da es in Danzig bereits 
ſeit zwei Jahren eingeführt iſt und ſich ſehr gut bewährt 
hat. (Abg. Raſchke: Da trudeln Sie immer mit!) Wir 
haben genaue Nachforſchungen angeſtellt, danach muß es 
in Danzig bei der zweimaligen Stempelung bleiben. 

Die Anträge, die hier dem Volkstag vorgelegt ſind, 


ſteht, weiß, daß dies das ſchwierigſte Problem iſt. 


nommen und legen Wert darauf, daß zur 


find nicht geeignet, als Grundlage für eine weitere Er- 
örterung zu dienen. Ich habe in der letzten Volkstags⸗ 
ſitzung bei der Beſprechung der Frage der Invaliden— 
rentner hervorgehoben, daß die deutſche Geſetzgebung hier 
auch befolgt werden muß. Es war zugunſten der Anter⸗ 
ſtützungsempfänger. Konſequenterweiſe muß ich das auch 
hier tun und muß betonen, daß die hieſigen Sätze den 
deutſchen entſprechen, zum Teil darüber hinausgehen. Die 
vorliegenden Anträge verlaſſen dieje Grundlage voll- 
kommen. Sie ſtellen derartig weitgehende Forderungen, 
daß ſie bei der heute vorhandenen Finanzlage untragbar 
ſind. Wir haben überſchlägig berechnet, genaue Zahlen 
laſſen ſich nicht geben, da ſich die Ziffern dauernd ver⸗ 
ändern, daß der Antrag auf einmalige Wirtſchaftsbeihilfe 
800 000 Gulden ausmachen würde. Wir haben bereits 
jetzt monatlich im Freiſtaat 600 000 Gulden für die 
laufende Erwerbsloſen-Fürſorge auszuzahlen, ſo daß bei 
Annahme der 50-prozentigen Erhöhung der laufenden 
Sätze eine weitere monatliche Mehrbelaſtung von 300 000 
Gulden entſtehen würde. Wir müßten alſo monatlich allein 
für die laufende Erwerbsloſenfürſorge nahezu 1 Million 
ausgeben. 

M. D. u. H.] Sie werden mir wohl zugeiteben 
müſſen, daß bei der heutigen Finanzlage, da bei ganz 
wichtigen Dingen, bei denen es ſich um viel kleinere 
Summen handelt, Abſtriche gemacht werden müſſen, die 
bis ans Herz der Sache gehen, wir dieſen Anträgen nicht 
zuſtimmen können. (Sorgen Sie für Arbeit, dann 
brauchen Sie keine Erwerbsloſen-Unterſtützung zu zahlen! 
bei den Kommuniſten.) Auf dieſe Frage zu antworten, 
erſcheint mir überflüſſig. Jeder, der in der Frage ge: 

ir 
haben den Gemeinden ſo und jo oft geſchrieben, fie ſollten 
doch Anträge auf Bereitſtellung von Mitteln aus der pro- 
duktiven Erwerbsloſenfürſorge ſtellen, damit die Ar- 
beitsloſen von der Straße herunterkommen. Es fehlt ein- 
mal an geeigneten Arbeiten, und vor allem auch an Geld 
zu den Materialien. Bei den einfachſten Erdarbeiten i“ 
das Drei- bis Fünffache für Materialien und andern Auf- 
wand zu fragen, mehr noch bei Straßen- und Wege- 
arbeiten. Bei Wohnungsbauten kommt man vom Fünf- 
fachen auf das zehn- bis zwölffache. Daß dieſe Summen 
jetzt nicht von den Gemeinden aufgebracht werden können, 
dürfte doch einleuchten. 

Ich muß aber dieſe Anträge auch aus dem Grunde 
zur Ablehnung empfehlen, daß ſie die Deckungsfrage für 
dieſe ungeheure Summe mit keinem Wort regeln. Das 
widerſpricht der Verfaſſung. Im Artikel 53 iſt ausdrücklich 
gelaat, daß Mehrausgaben über den Haushaltsplan nur 
mit Angabe der Deckung bewilligt werden können. 
bitte Sie, die Anträge abzulehnen. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr 
Abg. Mau. . 

Mau, Abgeordneter (S.P. D.): M. D. u. H.! Wir 
ſind wohl alle davon überzeugt, daß ſebſt bei der ſchwerſten 
Wirtſchaftskriſe doch immer wieder verſucht werden mit 
das Los der Arbeitsloſen einigermaßen zu lindern. ~ 
wie das Wirtſchaftsleben gegenwärtig im Freiſtaat Danzig 
ift, beſteht die allergrößte Gefahr, daß unſer Staatsleben 
unter der Laſt der Ausgaben zuſammenbricht. Aus diesen 
Grunde ſchwirren jetzt Gerüchte in der Stadt Danzig un 
auch in der Amgegend herum. Dieſen Gerüchten 3 
ich entgegentreten und vor allen Dingen die Regierung 
erſuchen, auf dieſe Ausführungen einzugehen. Es % 
das Gerücht, daß die Arbeitsloſenunterſtützung 
1. Januar nächſten Jahres eingeſtellt werden ſoll. 1 
hört! bei den Kommuniſten.) Wir haben ſelbſtverſtän = 
mit der Regierung in dieſer Richtung Rüdiprade R x 

Zeit dieſe 


3 n 
ſchweren Wirtſchaftskriſe unbedingt dafür geforgt werde 
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muß, daß die beſtehenden Beſtimmungen des Arbeits⸗ 

loſenfürſorgegeſetzes in keiner Weiſe geändert werden. Die 

Anterſtützung muß für den ganzen Winter ſichergeſtellt 

werden. Es muß durch eine Erklärung ſeitens der Re- 

gierung Beruhigung geſchaffen werden. 

Meine Fraktion wünſcht ferner, daß die beſtehenden 
Beſtimmungen des Arbeitsloſenfürſorgegeſetzes in der 
loyalſten Weiſe ausgelegt werden. Aus dieſem Grunde 
will ich einige Fälle anführen, die beweiſen ſollen, daß 
untergeordnete Organe unſerer Verwaltung, beſonders in 
den Landkreiſen, in dieſer Richtung hin ſehr perſagt haben. 
Sie haben vielfach den Arbeitern die ihnen geſetzlich gu- 
ſtehende Anterſtützung entzogen. Ich fange an mit der Ge- 
meinde Tiegenhagen, Kreis Gr. Werder. Dort iſt im 
vorigen Winter überhaupt keine Anterſtützung gezahlt 
worden. Der Gemeindevorſteher dieſes Ortes, der ein 
großer Beſitzer iſt, hat faſt die Hälfte des Winters hin⸗ 
durch eine ganze Anzahl der Arbeitsloſen bei der Boden- 
verbeſſerung ſeines Grundſtücks beſchäftigt. Die Ange- 
hörigen der Gemeinde vermuten, daß die Anterſtützung für 
ie geſamten Arbeitsloſen wohl von der Gemeindever- 
waltung bezogen, aber nicht den Arbeitsloſen gegeben 
worden iſt. Sie iſt wohl von den Beſitzern zur Verbeſſe⸗ 
rung ihrer Bodenverhältniſſe verwandt worden. (Hört 
hört] links.) Wir bitten den Senat, in dieſem Fall eine 

achprüfung der Angelegenheit vorzunehmen, weil auch 
mit Beginn des Winters die Auszahlung und die An⸗ 
meldung der Erwerbsloſen von dem Gemeindevorſteher 
ſtrikt abgelehnt wurde. Wir waren in dieſem Winter þin- 
terher und haben durch eine Beſchwerde Beſſerung ge- 
ſchaffen. Gegenwärtig ſind die Arbeiter aus Tiegenhagen 
in den Genuß ihrer Anterſtützung gekommen. 

Wir wenden uns ferner gegen die Taktik, die vielfach 
don den Gemeidevorſtehern der Landgemeinden ange- 
wandt wird, daß fie den Erwerbsloſen, die ſich arbeits- 
os melden, Arbeit weit unter Tarif vermitteln. Wenn 
ann die betreffenden Arbeiter zu der Arbeitsſtelle kommen 
und dort den Lohn, den ſie für die Arbeit erhalten ſollen, 
erfahren und hören, daß dieſer Lohn weit unter Tarif iſt, 
ehnen fie die Arbeit ab. Wenn fie dann zu dene Ge- 
meindevorſtehern kommen und ſich arbeitslos melden, er⸗ 
lären die Betreffenden, die meiſtenteils große Beſitzer 
und: „Sie haben die Arbeit verweigert, infolgedeſſen find 

le von der Erwerbsloſenunterſtützung ausgeſchloſſen!“ 

3 Dieſe Taktik haben wir nicht nur in Tiegenhagen zu 
erzeichnen, ſondern auch in Irrgang, ebenſo auch in einer 
anzen Reihe weiterer Kreiſe. Aeberall ſollten die Erwerbs- 

Y en weit unter dem Tarif arbeiten. Im Verweigerungs⸗ 

18 e würden ſie auf Grund der Beſtimmungen des Für⸗ 

lie gegeſetzes von der Anterſtützung ausgeſchloſſen. Hier 

Gal eine ganz ſyſtematiſche Taktik der deutſchnationalen 

um meindevorſteher vor, um die betreffenden Arbeitslojen 

pipote Anterſtätzung zu bringen. Selbſtverſtändlich find 

Sr fah nicht einmal die Kreisverwaltungen geſchweige 

di un die Senatsverwaltung, Abteilung Soziales, über 
eje Dinge informiert. 

Du tr verlangen, daß durchgegriffen und eine korrekte 

wir brung des Geſetzes ohne weiteres gewährleiſtet 

meind Ich komme nun zu den Verhältniſſen in der Ge- 
ee Irrgang. Der Gemeindevorſteher von Irrgang 
ſtitzun Arbeitern die Anmeldung zur Erwerbsloſenunter⸗ 
legent o mit der Begründung abgelehnt, fie wären Ge- 

nheitsarbeiter. Wie liegt die Sache? Auf dem Lande 

b en wi 9 ; 55 

A bir feine Gelegenheitsarbeiter, ſondern die ſoge⸗ 
der in x Freiarbeiter. Der Begriff Gelegenheitsarbeiter, 
nur für die Erwerbsloſenfürſorgegeſetz enthalten iſt, trifft 
im ie Gelegenheitsarbeiter in Danzig Stadt zu, die 

abet el oder im Hafen ab und zu Gelegenheit zur 

Es trifft „alten und daher als Gelegenheitsarbeiter gelten. 

zu, daß dieſe Gelegenheitsarbeiter vom Bezug 
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der Erwerbsloſenunterſtützung ausgeſchloſſen ſind. Das 
darf aber nicht auf die Freiarbeiter in den Landkreiſen zu⸗ 
lreffen. Es ſind ſolche Arbeiter, die nicht auf Deputat in 
der Landwirtſchaft beſchäftigt ſind, ſondern die in 
den Sommermonaten in der Landwirtſchaft arbeiten, 
meiſtenteils bis ins ſpäte Frühjahr hinein er⸗ 
werbslos ſind und im Herbſt wieder erwerbs— 
los werden. Für dieſe Freiarbeiter, die wir in den 
Landkreiſen haben, beſteht während der ganzen Dauer des 
Winters gar keine Möglichkeit, eine Arbeit zu erhalten. 
Alſo als Gelegenheitsarbeiter dürfen ſie nicht bezeichnet 
werden. Sie ſind Freiarbeiter im Sinne des Tarifver⸗ 
hältniſſes der Landarbeiter. Wenn nun der Gemeinde- 
vorſteher eine Landgemeinde wie im Falle Irrgang die 
Freiarbeiter von der Meldung zur Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung ausſchließt mit der Motivierung, ſie ſeien Ge- 
legenheitsarbeiter, jo ift das ein Verſtoß gegen das Geſetz. 
Wir verlangen die korrekte Durchführung des Geſetzes. 
Deswegen müſſen Anweiſungen an die Gemeinden er- 
gehen, daß dies Verfahren geſetzwidrig iſt. 

Ich komme nun zu dem Fall Schönſee. In Schönſee 
haben die Beſitzer am 4. Dezember eine Treibjagd veran⸗ 
ſtaltet. Zu dieſer wurden die Erwerbsloſen von Schönſee 
als Treiber beordert. Nach der Jagd gab der Leiter der 
Treibjagd, der gleichzeitig der Gemeindevorſteher von 
Schönſee ift, den Treibern ein Trinkgeld von 1,50 Gulden 
für die achtſtündige Treibjagd mit der Motivierung, daß 
ſie ja für den Tag ſowieſo ihre Erwerbsloſenunterſtützung 
weiter erhielten. Hieraus geht klipp und klar hervor, daß 
die Beſitzer die Arbeiter beſchäftigt haben. Aber weil der 
Gemeindevorſteher der Jagdvorſteher war, hat er den 
Arbeitern die Erwerbsloſenunterſtützung für den Tag auf 
allgemeine Ankoſten zugebogen, damit nicht die Jagdge⸗ 
ſellſchaft die Ankoſten der Treibjagd zu beſtreiten brauchte. 
Das iſt ein Verſtoß gegen das Geſetz. Selbſtverſtändlich 
hätten die Beſitzer den vollwertigen Tagelohn an die 
Treiber bezahlen müſſen. Wir erwarten, daß auch in die⸗ 
ſem Falle eine Nachprüfung erfolgt und für Abſtellung 
eines derartigen Anfugs ſeitens der Gemeindevorſteher ge- 
ſorgt wird. 

In der Gemeinde Marienau wird einem Arbeiter 
namens Schulz die Erwerbsloſenunterſtützung deswegen 
abgelehnt, weil er eine Arbeit abgelehnt hat. Der Be- 
treffende iſt an Naſe und Ohren operiert. Sein Arzt hatte 
verordnet, er dürfe wohl arbeiten, aber keine ſtaubige Ar- 
beit verrichten. Der Beſitzer wollte ihn beim Dreſchen be- 
ſchäftigen. Dabei trat eine Verſchlimmerung des Leidens 
ein und der Arbeiter hörte auf. Weil er die Arbeit wegen 
Verſchlimmerung ſeines Leidens niederlegte, verweigerte 
ihm der Gemeindevorſteher die Anmeldung zur Erwerbs- 
loſenfürſorge. Auch hier müſſen wir auf Abhilfe dringen. 
In Schönberg erhalten etwa 10 Bauarbeiter, Maurer, 
keine Anterſtützung, weil ihnen die Bedürftigkeit abge⸗ 
ſprochen wurde. Es handelt ſich hier um die ſogenannte 
Streitfrage der Saiſonarbeier. In etlichen Gemeinden 
des Freiſtaates erhalten die Saiſonarbeiter Anterſtützung, 
während ſie ihnen in anderen Gemeinden abgelehnt wird. 
Ein ſolches Tohuwabohu darf nicht fein. Dadurch wird 
das Anſehen des Staates, der Regierung und der Ber- 
waltung geſchädigt. Das Durcheinander in den Landge⸗ 
meinden iſt geradezu furchtbar. In Schöneberg erhalten 
die Saiſonarbeiter keine Anterſtützung. In den Nachbar⸗ 
gemeinden Schönbaum, Prinzlaff uſw. erhalten fie Anter⸗ 
ſtützung. In Danzig erhalten ſie zum großen Teile nach 
Verhandlungen auch Anterſtützung, zum Teil nicht. Hier 
muß eine einheitliche Durchführung des Geſetzes ſeitens 
des Senats garantiert werden, es darf nicht verſchieden 
ausgelegt werden. 

Wir verlangen ganz entſchieden, daß das Geſetz auf 
der ganzen Linie in der korrekteſten Weiſe durchgeführt 
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wird. Es ſteht ausdrücklich in den Beſtimmungen des Ge- 
jebes, daß den Saiſonarbeitern Anterſtützung zu gewähren 
iſt, falls ſie eine Beſcheinigung beibringen, daß ſie wegen 
Mangel an Arbeit entlaſſen ſind. In den von mir ange⸗ 
führten Fällen beſitzen die Maurer und Zimmerleute, die 
Saiſonarbeiter ſind, dieſe Beſcheinigung. Trotzdem wird 
die Anterſtützung verweigert. Jeder Gemeindevorſteher 
macht es alſo, wie er will. Wenn in der Gemeinde ein 
deutſchnationaler Gemeindevorſteher iſt, ſo wird mit dem 
Geſetz Schindluder getrieben, beſonders, wie Sie aus der 
Aufzählung der Ortſchaften erſehen, im Kreiſe Gr. Wer⸗ 
der. Deswegen muß für eine einheitliche Durchführung 
der Beſtimmungen geſorgt werden. In Tralau find ſechs 
Arbeiter, in Parſchau vier, in Zeyersvorderkampen find 
faſt ſämtliche Erwerbsloſen vom Gemeindevorſteher ab- 
gelehnt worden. Zum Feil erhalten ſie nur ungenügende 
Anterſtützungen. In Pieckel iſt es ebenſo. Arbeiter, die 
ſeit Monaten erwerbslos ſind, denen keine Arbeitsmöglich⸗ 


keit nachgewieſen wird, haben vor einigen Tagen einen 


ablehnenden Beſcheid erhalten. 

Alle von mir aufgeführten Ortſchaften befinden ſich 
im Kreiſe Gr. Werder. Deswegen befürchte ich, daß 
es nicht nur eine Sabolage der dortigen Gemeinden und 
Gemeindevorſteher iſt, ſondern daß dieſe Sabotage gegen 
die korrekte Durchführung des Geſetzes von dem Leiter 
des Kreiſes, Landrat Poll, unterſtützt wird. Wes Geiſtes 
Kind dieſer Mann iſt, will ich Ihnen an einem Beiſpiel 
vor Augen führen. Ich habe heute mit dieſem Herrn ein 
Telefongeſpräch geführt, weil uns aus Ladekopp gemeldet 
wurde, daß den Arbeitern, die zu Weihnachten ein Ver⸗ 
gnügen veranſtalten wollten und ſich zu dieſem Zwecke aus 
Leipzig zwei Theaterſtücke haben ſchicken laſſen, dieſe beiden 
Theaterſtücke beſchlagnahmt wurden, weil eine Zenſur von 
dem Amtsvorſteher, der die Polizeimacht hat, ausgeübt 
werden foll. Aeber dieſen Vorfall habe ich mit dem Land- 
rat Poll ein ſehr intereſſantes Geſpräch geführt. Ich habe 
ihn auf die Geſetze des Freiſtaates ausmerkſam gemacht 
und erklärt, daß wir zwar eine Kinozenſur, aber keine 
Theaterzenſur kennen. Eine Beſchlagnahme von Theater- 
ſtücken ſei darum nicht erlaubt. Leider haben die Arbeiter 
die Stücke hergegeben, jetzt werden ſie geprüft. Warum? 
Ich habe vom Landrat erfahren, daß der katholiſche 
Pfarrer der Gemeinde Ladekopp Beſchwerde wegen des 
Inhalts des einen Theaterſtücks eingelegt hat. Er hat 
wohl von dem Inhalt durch die Theaterproben erfahren. 
Daraufhin hat der Amtsvorſteher die Beſchlagnahme der 
Theaterſtücke und Zenſur veranlaßt. Ich habe den Land- 
rat Poll aufgefordert, dafür zu ſorgen, daß den Arbeitern 
ihr Eigentum innerhalb weniger Stunden zurückgegeben 
wird. Selbſtverſtändlich müßten nun die Arbeiter den 
Landrat als den Vorgeſetzten des Amtsvorſtehers für den 
Schaden verantwortlich machen. Es gibt allerdings eine 
Polizeiverordnung, die der Behörde die Eingriffsmöglich⸗ 
keit verſchafft, aber das iſt nicht vor Aufführung möglich. 
Eine vorherige Zenſur des Theaters kennen wir nicht. Es 
kann höchſtens hinterher eine Beſtrafung erfolgen, falls 
eine Gefährdung der Sittlichkeit oder Gottesläſterung u. a. 
eingetreten iſt. Ich habe den Landrat Poll darauf hinge⸗ 
wieſen, daß er geſetzwidrig vorzeitig eingegriffen habe. Er 
will hier ſcheinbar ein Verbrechen verhindern, das über⸗ 
haupt noch gar nicht geplant, beabſichtigt oder geſchehen 
it. Soweit geht die Macht des Königs vom Gr. Werder 
nicht, daß er Dinge beſtrafen kann, die noch nicht geſchehen 
find. Es ift ein eigenartiges Kleeblatt, das fi dort in der 
Geſtalt des Ortspfarrers, des Amtsvorſtehers und des 
Landrats zuſammengefunden hat. Ich würde empfehlen, 
dieje Herrſchaften zu photographieren und auf dem Domi- 
nik in einem Lachkabinett auszuſtellen. 

Dieſen Fall habe ich nur angeführt, trotzdem er nicht 


hierher gehört, um den Landrat des Kreiſes Gr. Werder 
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zu charakteriſieren und zu zeigen, wie er mit aller Macht 
die moderne Arbeiterbewegung im Kreiſe Gr. Werder ſchi⸗ 
kaniert, wo ſich auch immer ihm Gelegenheit dazu bietet. 
Er verſucht gemeinſam mit den Gemeinde- und Amts⸗ 
vorſtehern des Kreiſes Gr. Werder, die Arbeiter um die 
geſetzlich zuſtehende Erwerbsloſenunterſtützung zu bringen. 
Das ruft ſehr viel böſes Blut im Kreiſe Gr. Werder her⸗ 
vor. Viel mehr böſes Blut, als wenn hier eine Erhöhung 
der Anterſtützung abgelehnt wird. Die Erwerbsloſen ſind 
ſich vollſtändig darüber klar, daß es bei der gegenwärtigen 
Wirtſchaftskriſe nur zu begrüßen wäre, wenn es der 
jetzigen Regierung möglich ift, die jetzt beſtehenden Unter- 
ſtützungsſätze bis zum ſpäten Frühjahr durchzuſetzen. Die 
große Mehrzahl der Erwerbsloſen weiß genau, was im 
Freiſtaat in der gegenwärtigen Zeit möglich, und was nicht 
möglich iſt. Aber worüber ſie erregt ſind, iſt, daß die ihnen 
geſetzlich zuſtehenden Rechte durch alle möglichen Shi- 
fanen genommen werden. Bedauerlich ift, daß die Mr- 
beiter trotz vieler ſchriftlicher Beſchwerden an die zur 
ſtändigen Erwerbsloſenausſchüſſe und Landräte nicht in 
den Genuß ihrer Anterſtützung kommen. Das Bedauer⸗ 
liche dabei ift, daß wir auf unjere Bemühungen, Beruhi⸗ 
gung in dem Kreis herbeizuführen, nicht einmal eine Ant⸗ 
wort erhalten. So geht die Geſchichte nicht weiter. Die 
betreffenden zuſtändigen Inſtanzen müſſen angehalten 
werden, daß die Abgeordneten, die für die Arbeiter ein- 
treten, in anſtändiger Weiſe eine Antwort bekommen. 


Nun möchte ich mich noch der Frage der ſogenannten 
Eigentümer zuwenden. Auch dieſe Frage veranlaßt vie 
Streit und böſes Blut. Auch hier erfolgt eine unterſchied⸗ 
liche Behandlung der betreffenden Arbeitsloſen in den ver⸗ 
ſchiedenen Gemeinden. Es handelt ſich um die Frage der 
Eigentümer, die ein kleines Grundſtück haben, das ſie allein 
bewohnen, mit ganz kleinem Landſitz, einem viertel Mor- 
gen oder einem halben oder auch einem ganzen Morgen. 
Es heißt im § 8 des Fürſorgegeſetzes: 
Sparkaſſenguthaben, dürfen für die Beurteilung der Ber 
dürftigkeit nicht in Betracht gezogen werden.“ Es gibt 
eine ganze Anzahl von Gemeindevorſtehern, die den at= 
beitsloſen Arbeitern, die ſolche Eigentümer find, die Unter- 
ſtützung geben. Aber in den Nachbargemeinden wird dieſe 
Anterſtützung nicht gewährt, und das ruft wieder Empörung 
hervor. In Letzkauerweide wird z. B., um einen Verglei 
anzuführen, die Anterſtützung gegeben, während fie in 
Schönbaum nicht gewährt wird. So ruft es böſes Hlut 
hervor, wenn z. B. in Schönhorſt die Eigentümer dieſe 
Anterſtützung erhalten und nebenan in Neukirch nicht, 
Dieſe unterſchiedliche Behandlung ift überhaupt das Ge- 
fährlichſte in der Ausführung des Fürſorgegeſetzes. Des“ 
halb muß hier vom Senat in energiſcher Weiſe verjucht 
werden, die untergeordneten Organe anzuhalten, ſämtliche 
Beſtimmungen des Fürſorgegeſetzes in korrekter Wete 
anzuwenden. 

Zum Schluß möchte ich die Frage der ſogenannten 
Buhnenarbeiter anführen. Da haben wir dasſelbe Theater 
wie im vorigen Jahr zu verzeichnen. Damals wurden, Í 
Buhnenarbeiter infolge Leberſchreitung der Etatsmitt, 
arbeitslos. Sie erhielten Arbeitsſcheine, auf denen ſtan 0 
„Wegen Mangel an Arbeit entlaſſen“. Dadurch würden 
ſie Anterſtützung erhalten müſſen. Das erfuhr die Kreis 


entzogen wurden und fie neue Scheine bekamen, die un 
gefähr fo ausſahen —, mit Erlaubnis des Herrn Pra 
denten werde ich es verleſen: „Beſchäftigungsſchein. 
Arbejter Guſtav Schanz aus Weßlinken, geboren am eim 
war vom ſoundſovielten bis zum 9. November 1925 g 
Waſſerbauamt Einlage beſchäftigt. Die Entlaſſung den 
folgte aus Witterungsrückſichten und aus Rückſicht auf 2 
Dienſtbetrieb“. Solche Scheine erhielten die ganze“ 


„Kleiner Beſitz, (“ | 


(A) Mau, Abgeordneter.) 


Buhnenarbeiter, um ihnen die Anterſtützung zu entziehen. 
Nun frage ich Sie, was ſoll das? Wie kommt ein Kreis⸗ 
ſekretär vom Kreiſe Danziger Niederung dazu, auf einen 
rbeitgeber, in dieſem Falle das Hafenbauamt, einzu⸗ 
wirken, wie der Arbeitgeber die Entlaſſungsſcheine auszu⸗ 
ſtellen hat. In der Tat iſt es fo, daß gegenwärtig die 
Etatsmittel für die Weichſelunterhaltung vollſtändig über⸗ 
ſchritten find. Die Arbeiter find nicht aus Mangel an 
rbeit oder wegen der Witterungseinflüſſe entlaſſen, 
ſondern die Buhnenarbeiter ſind am nötigſten bei ſchlechter 
Witterung. Es iſt alſo dummes Zeug, was da geſchrieben 
iſt. Die Verwaltung muß die Arbeiter entlaſſen, weil die 
etatsmäßigen Mittel verbraucht ſind. Da frage ich, wie 
ommt man dazu, dieſe Arbeiter jetzt vom Genuß der Ar⸗ 
beitsloſenunterſtützung auszuſchließen. Das Sonderbare 
ift, daß dieje Arbeiter in Paſewark uſw. trotz der Be- 
ſcheinigung die Erwerbsloſenunterſtützung bekommen? In 
Käſemark, Weßlinken uſw. bekommen die Buhnenarbeiter 
auf Grund dieſer Beſcheinigung keine Anterſtützung. 
Das Anſehen einer Regierung muß doch verſchwinden, 
wenn die eine Gemeinde ſo wurſtelt und die andere ſo. 
nfolgedeſſen muß auch in dieſer Frage eine Regelung ge- 
troffen werden. Wir haben vonriges Jahr nach langen 
Kämpfen durchgeſetzt, daß die Buhnenarbeiter, die doch 
wirklich zu den am ſchlechteſten bezahlten Arbeitern des 
Freiſtaates gehören, in den Genuß der Anterſtützung 
kamen. Ich habe noch keine Zeit gehabt, nach Pieckel zu 
fahren. Ich befürchte aber, daß dort die geſamten Buhnen⸗ 
arbeiter wieder nichts erhalten. Die Arbeiter in Piekel 
lind durchſchnittlich dreiviertel Jahre arbeitslos. Es gibt 
eine Möglichkeit für ſie, ſich irgendwo Arbeit zu be⸗ 
ſchaffen. Daß dieſen Leuten, die ſeit der Gründung des 
reiſtaates aus ihrem wirtſchaftlichen Elend noch nicht 
erausgekommen ſind, die das Letzte ſchon verſetzt haben, 
noch der Bezug der Anterſtützung verweigert wird, iſt 
ein Widerſinn deſſen, was wir im Volkstag mit dem Geſetz 
ſchaffen wollten. 
„Ich komme zum Schluß. Eine genaue, korrekte Durch— 
führung des Arbeitsloſenfürſorgegeſetzes würde eine große 
eruhigung unter der arbeitsloſen Arebiterſchaft in Stadt 
EN Land herbeiführen. Daß die jetzt gezahlte Unter- 
Übung bis zum Frühſahr ſichergeſtellt wird, dürfte eine 
Zeruhigung der Erwerbsloſen herbeiführen. Handeln Sie 
9 dieſem Sinne, dann werden wir auch über die ſchwere 
riſe der Erwerbsloſenfürſorge hinwegkommen. (Lebhaftes 
ravo links.) 
$ Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
dohnfeldt. 
Ei Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
dicgentlich iſt es zwecklos, hier zu ſprechen. Das Haus iſt 
de befte Illuſtration zu dem neuen Geſetzentwurf, den 
x olkstag zu verkleinern. Vorhin waren 27 Abgeordnete 
nweſend, dazu das Präſidium mit drei Ab- 
gürdneten, macht zuſammen 30. Anſcheinend inter⸗ 
tert fih der größte Teil für die Erwerbsloſen⸗ 
berger überhaupt nicht. Wir ſind es gewohnt, daß bei 
nich aderbstofenfragen die Stellungnahme des Hauſes 
Wo allein geteilt, ſondern ablehnend war. Wenn ich die 
ich i des ſozialdemokratiſchen Redners überblide, jo ſehe 
nach aß Sie eine Erhöhung von vornherein ablehnen, ohne 
Fr aas brüfen, ob eine Möglichkeit beſteht. Es wurde die 
de aufgeworfen, ob für eine Deckung geſorgt wäre. 


5 {ft eine gewiſſe Deckungsmöglichkeit, die allerdings nicht 


a 

wordt, von den Kommuniſten in dem Antrag angegeben 

abgeben, daß die oberen Gehälter von über 500 Gulden 

Deut aut werden ſollten und zweitens in dem Antrag der 

teipe nationalen auf Verkleinerung des Volkstags. Aus- 

Sinne wird das nicht. Trotzdem muß irgend etwas im 
e dieſer Anträge geſchehen. 


2 


Meine Fraktion erklärt, daß ſie ſich mit großem 


( 
Wohlwollen für die Durchberatung dieſer Anträge ein- 
ſetzen wird. Sie wird, wenn es irgend möglich iſt, für 
dieſe Anträge ſtimmen. Wenn hier eine Reihe von 
Klagen über die bisherige Handhabung des Erwerbsloſen⸗ 
fürſorgegeſetzes vorgebracht wurden, ſo möchte ich noch auf 
etwas anderes zu ſprechen kommen. Sie wiſſen, daß die 
Wirtſchaftskreiſe in der letzten Zeit daran gegangen ſind, 
einen großen Teil der Angeſtellten zu entlaffen. Wenn 
das nicht der Fall iſt, kürzen ſie zum mindeſten den Lohn. 
Ich bin der feſten Aeberzeugung, daß wir kurz vor dem 
Höhepunkt eines unheimlich heftigen ſozialen Kampfes 
ſtehen. Die Klagen der Wirtſchaft, die im Volkstag dar⸗ 
getan wurden — damals war das Haus voll beſetzt — 
ſollen verſchleiern, daß man auf der einen Seite den Lohn 
drücken will, daß man ferner die Arbeitsloſigkeit dadurch 
ſteigert, und daß man drittens von denen, die noch in 
Arbeit ſtehen, etwas anderes verlangen will als den 
8-Stunden-Tag. Die Bevölkerung wird in Anruhe ver⸗ 
icht. Man ſpricht von feinem eigenen Elend und will ver- 
ſchleiern, daß man noch das Elend der großen Bevölkerung 
vermehren will. Wenn Sie in dieſen Tagen die Zeitungen 
gurchſehen und den Erlaß der Beſchlüſſe des Senats lejen, 
in dem gejagt ift, daß den einzelnen Wirtſchaftsverbänden 
ein Mitbeſtimmungsrecht eingeräumt iſt, ſo wird man ein 
großes Mißtrauen gegen dieſes Vorgehen des Senats 
hegen. Welche Kreiſe wird der Senat in erſter Linie 
berufen? Die Handelskammer und die Handwerfs- 
kammer. 

Wir haben noch immer nicht das Geſetz der Kammer 
der Arbeit vorgelegt bekommen, das ſchon dem vorigen 
Volkstag verſprochen war. Erſt wenn wir die Kammer 
der Arbeit haben, werden auch die Arbeitnehmer eine Ver⸗ 
tretung haben. Es iſt dringend nötig, daß uns dieſe Vor⸗ 
lage zugeht. Da jetzt auch die Sozialdemokratiſche Fraktion 
in der Regierung iſt, halte ich es für ſelbſtverſtändlich, daß 
dieſes Geſetz ſobald wie möglich herauskommt. Weiter: 
Der Einfluß, den ſich die Wirtſchaftler bei der Regierung 
zu ſichern ſuchen, macht ſich auf alle mögliche Art und 
Weiſe ſchon geltend. In der heutigen Zeitung ſteht ein 
Brief von Herrn Klawitter, dem Präſidenten der Handels⸗ 
kammer. Ich will daraus etwas verleſen. Es heißt dort: 

Ich glaube annehmen zu können, daß die im Senat die 

Intereſſen der Wirtſchaft vertretenden Herren wohl auf die 
Notwendigkeit einer Zuziehung der Handelskammer werden 
hingewieſen haben, aber leider ſcheint dieſer Antrag nicht 
angenommen worden zu ſein, denn die Faſſung, wonach 
neben maßgebenden Körperſchaften auch Vereinigungen 
der Wirtſchaft, und zwar nur als ſachverſtändige Berater 
gehört werden ſollen, läßt die Befürchtung aufkommen, daß 
auch bei dieſem Leitſatz der Vorbehalt gilt: „Im Rahmen 
des Möglichen und Erwünſchten, ſoweft angängig und je 
von Bedürfnis.“ uſw. Ir 

Man befürchtet weiter, daß Arbeiterorganiſationen 
daran teilnehmen könnten, das geht aus dem ganzen 
Artikel hervor. Daher der immer größere Schrei nach 
der eigenen Mitregierung und dem größeren Einfluß der 
„Wirtſchaft“ in Geſetzgebung und Verwaltung. Da 
möchte ich Sie darauf aufmerkſam machen, in welcher Art 
und Weiſe gerade Herr Klawitter und ſeine Leute die 
Monopolwirtſchaft der Handelskammer zu begründen ver⸗ 
ſuchen. In dieſen Tagen ſollte ſeitens eines Beamten der 
Zollverwaltung ein Kommentar zum Zollhandbuch ber- 
ausgegeben werden. Als das bekannt wurde, hat der 
jetzige Herr Senator Siebenfreund an den Herrn Senator 
Dr. Volkmann ein Schreiben gerichtet und darauf hinge⸗ 
wieſen, daß ein Beamter eine Privatarbeit über den Zoll⸗ 
tarif, einen Kommentar hierzu, herſtelle, worin eine Reibe 
von Entſcheidungen angeführt werde. Das wäre ſchädlich 
denn erſtens hätte der Beamte keine Nebenarbeit zu 
leiſten — nebenbei bemerkt, private ſchriftſtelleriſche Tätig- 
keit iſt erlaubt —, zweitens würde der Kommentar, den 
Herr Dr. Heinemann letzthin geſchrieben hat, über den 
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Haufen geworfen, und drittens würde der Verdienſt von 
Herrn Dr. Heinemann geſchmälert; das heißt, daß man 
keinen anderen Kommentar herausgeben will, als den von 
der Handelskammer. 


Der Herr Senator Siebenfreund hat nota bene den 
Herrn Senator Dr. Volkmann aufgefordert, einen ſchrift⸗ 
lichen Bericht zu geben. „Bitte um ſchriftlichen Be- 
richt“, ſo ſchreibt ein Senator an den anderen. (Abg. 
Gebauer: Sie ſind ja gut informiert!) Ja, ich bin gut 
informiert. Es iſt bezeichnend, daß der angegriffene Be⸗ 
amte den richtigen Grund herausfand. Man will unbedingt 
die Privatarbeit verbergen und eine Monopolſtellung der 
Handelskammer ſchaffen. In dieſer Beziehung war weiter 
in der Danziger Zeitung zu leſen, daß drei ſtatiſtiſche 
Aemter beſtänden, die es nicht fertig bekommen hätten, die 
Cin- und Ausfuhrſtatiſtik vom Juli an wahrzunehmen. 
And zwar bezog fich die Danziger Zeitung auf die Baltiſche 
Preſſe. Nach deren Mitteilungen muß man annehmen, 
daß die Danziger Delegation beim Hafenausſchuß der pol- 
niſchen Baltiſchen Preſſe Informationen gegeben hat. Zu 
einem anderen Ergebnis kann man nicht kommen. Die 
ſtatiſtiſchen Ergebniſſe find nämlich willkürlich heraus- 
gegriffen. Der Artikel der Danizger Zeitung ſagt, es ſei 
unſtatthaft, daß ein ſtatiſtiſches Amt Mitteilungen heraus- 
gäbe. Warum? Weil ſchon ſtatiſtiſche Mitteilungen von 
der Wirtſchaftszeitung im Verlage Kafemann gegeben 
würden. Man will eine Monopolſtellung für die Danziger 
Wirtſchaftszeitung ſchaffen. Dieſe einzelnen Maßnahmen 
dienen dazu, die Stellung der Wirtſchaftler zu befeſtigen, 
damit fie immer größeren Einfluß auf Regierung und Ber- 
waltung gewinnen, um dann den eigentlichen ſozialen 
Kampf mit verſchärften Mitteln anzufangen. Ich befürchte, 
daß dieſer verſchärfte Gang ſchon eingeſetzt hat. Heute ift 
mir über drei Firmen Mitteilung geworden, die die Kün- 
digung der Angeſtellten daraufhin zurückgezogen haben, 
wenn fih die Angeſtellten mit einem 30 igen Lohnabbau 
einverſtanden erklärten. Da ſchaut der Pferdefuß herau . 
Man will den Lohndruck; denn iſt der Lohn nicht viel höher 
als die Erwerbsloſenunterſtützung, ſo will man die Leute 
veranlaſſen, freiwillig die Arbeit niederzulegen. Dann 
können dieſe nicht in den Genuß der Erwerbslojenunter- 
ſtützung gelangen. Der Hauptzweck iſt für jene Leute der 
„Wirtſchaft“, niedrige Löhne zu zahlen. Sie bedenken da- 
bei gar nicht die hohe Erwerbsloſenziffer. Die heute qe- 
nannte Zahl von 20 000 iſt viel zu niedrig, der andere Teil 
meldet ſich ſchon gar nicht und verſucht, eventuell durch 
Diebſtähle oder ähnliche Sachen durchzukommen. Dazu 
ſind die Leute dann gezwungen. Die Kaufleute bedenken 
weiter nicht, daß ein großer Prozentſatz ſchlecht beſoldeter 
Arbeiter da ift, die alle als Käufer fortfallen. Wenn man 
immer nur abbaut, halte ich es für irrſinnig, daß heute in 
den Zeitungen geſchrieben wird: die Weihnachtseinkäuſe 
find die Rettung für die Wirtſchaſt, darum kauft! Wer 
hat Geld zum Kaufen? Etwa Erwerbsloſe oder Arbeiter, 
denen man den Lohn drückt? Es iſt tatſächlich ſo, daß man 
den Gaul am falſchen Ende aufzäumt. Gebt den nötigen 
Lohn, jo habt Ihr die die Möglichkeit, daß Weihnachts- 
einkäufe getätigt werden können. Ihr könnt doch nicht auk 
einen größeren Amſatz und Abſatz rechnen, wenn ſchließlich 
kein kaufkräftiges Publikum vorhanden ift. ; 
Deshalb ift in den drohenden Entlaſſungen, die ſich 
mehren, eine Gefahr zu ſehen. Für den Winter iſt die 
dreifache Zahl der Entlaffungen zu erwarten. Dieſe 
drohenden Entlaſſungen müſſen heute ſchon verhindert 
werden. Auch ift es Pflicht des Senats, daß er die 
Kinderarbeit eindämmt. Im übrigen glaube ich nicht, daß 
die Art und Höhe der Anterſtützungen, wie ſie gewährt 
werden, richtig iſt. Meine Fraktion wird bereit ſein, mit⸗ 
zuarbeiten und zu verſuchen, wenn irgend möglich, ver- 
beſſernde Anträge durchzubringen. (Bravol) 
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öll. 

Döll, Frau Abgeordnete (b.k. Fr.): M. D. u. H.! Ich 
habe nicht viel zu jagen. Ich möchte nur dem Senat an- 
heimſtellen, diejenigen beſſer zu berückſichtigen, die im 
Haushalte ihrer Eltern wohnen. An Mädchen werden 
außerordentlich wenig Anterſtützungen gezahlt. Wenn 
Arbeitsmädchen aus der Fabrik entlaſſen werden und bei 
den Eltern wohnen, muß der Vater, deſſen Lohn kaum für 
ſich und ſeine Frau ausreicht, noch die arbeitsloſen Töchter 
ernähren. Die Kinder erhalten keine Anterſtützung. Eben- 
ſo verhält es ſich mit den Söhnen. Es iſt nicht möglich, 
daß heute Arbeitereltern 26-, 28- und 30jährige Söhne, 
die ſo glücklich ſind, noch nicht verehelicht zu ſein, von den 
Eltern ernährt werden. Als der Herr Abg. Laſchewffi 
ſeinen Antrag begründete, habe ich geglaubt, daß der Herr 
Senator, ſoviel ich ihm anſah, Zuſagen machen wollte, daß 
die Erhöhung der Anterſtützungsſätze durchgeführt würde. 
Aber immer wieder hört man dieſelben Erwiderungen, daß 
die Mittel nicht vorhanden ſeien. Herr Senator, die Leute 
hungern, ſie veranſtalten nicht aus Aebermut Konferenzen 
und ſchicken Delegierte dahin. Sie geben nicht aus Heber- 
mut ihre Stimme ab, um zu ſagen, daß ihre Sätze nicht 
ausreichen. Herr Senator Dr. Wiercinfki, wenn heute die 
Frau eines Arbeitsloſen niederkommt, ſteht ſie vor einem 
Nichts. Die Deutſchnationale und die anderen Fraktionen 
jeben die Frucht als heilig an. Wenn das Kind aber ge- 
boren wird, iſt das Heiligtum längſt verſchwunden. Gehen 
Sie in die Wohnungen und ſehen Sie ſich das dortige 
Elend an. Die Frau hat kaum das Notwendigſte, was Me 
für ſich braucht, viel weniger noch für das neugeborene 
Kind. So lange die Leute guten Willen haben, ruhig und 
zufrieden ſind, bekommen ſie nichts. Die Not überſteigt 
aber alle Gefühle. Sie müſſen heraus aus ihrem Elend. 
Sie können in dieſem harten und ſchweren Winter, der ber 
vorſteht, nichts mit Ihren Worten anfangen, Herr Senator. 
Es muß und wird ihnen geholfen werden, wenn nicht au 
die eine, dann auf die andere Art, daß ſie ſich ſelbſt helfen. 
Sie können nicht in der Weiſe reden, wie Sie es getan 
haben, wenn Sie das Elend noch nicht ſelbſt am eigenen 
Leibe verſpürten. Ich rate und wünſche nicht, daß der 
Zeitpunkt kommt, — alle werden den Mut dazu nicht auf 
bringen —, daß das Blut derer, an deren Tod Sie fhul 
ſind, von Ihnen gefordert wird. Viel Arbeiter werden 
dem Tode entgegengehen und Sie werden gerettet werden. 


Wenn der Herr Abg. Mau fidh hierher ſtellte, jo er? 
innere ich mich daran, daß er einſt auf dem Heumarkt tand 
und den Arbeitern erzählte, fie dürften es fih nicht ge, 
fallen laſſen, daß die Arbeiter zu Sklaven herabgewürdigt 
würden. Jetzt ſtellt er fih hierher und jagt: „Wir find zu; 
frieden, wenn die augenblicklichen Sätze für die Erwerbs“ 
loſen weiter gezahlt werden, die das Erwerbsloſenfürſorge“ 
geſetz ihnen zubilligt. Herr Abg. Mau und alle Abgeordneten 
der Sozialdemokratiſchen Fraktion waren ſeinerzeit ni 
zufrieden, als dies Geſetz im Ausſchuß behandelt wurde. 
Sie waren mit dieſen Sätzen nicht zufrieden. Sie waren 
nicht zufrieden, daß derjenige keine Anterſtützung erhält, 
der im Haushalt der Eltern lebt. Heute fagen fie, wenn 
dies Geſetz richtig gehandhabt wird, ſind wir damit Zl 
frieden. And dabei wird dieſes Geſetz noch nicht einma 
richtig und gerecht angewandt. Es iſt ſo bodenlos gemein, 
daß es den erwachſenen Kindern, die keinen eigenen Haus. 
ſtand haben, die Anterſtützung nicht zubilligt. Die 
Eltern, die in ihrem jungen Leben ihre Arbeitskraft ſcho 


armen 
n da 


hingegeben haben, müſſen nun arbeiten, damit die Kinde“ 


die längſt den Kinderſchuhen entwachſen ſind, erhalte 
Ein alter Vater von 65 Jahren muß heute, fem 9 
Sohn ernähren, der ſelbſt längſt Mann geworden it. - zu 
läßt die Sozialdemokratie zu, das läßt Herr Abg. Mad le 1 
der damals auf dem Heumarkt ſtand, in der Sporthal“? 
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lowie in anderen Verſammlungslokalen, und ſagte: 
„Arbeiter, laßt euch nicht länger unterdrücken!“ 

Die Arbeiter werden dieſe Erniedrigung nicht lange 
aushalten wollen. Es werden ſich noch manche andere 
finden, die für die Erwerbsloſen kämpfen werden. Vielleicht 
werden auch Arbeitervertreter aus der Sozialdemokratie 
aufftehen und entgegen der Meinung des Abg. Mau 
ſein. Das Elend der Erwerbsloſen ift nicht mehr an- 
zuſehen, viel weniger noch durchzuleben. Wenn Sie alle 
der Meinung des Herrn Mau ſind, dann kön— 
nen die Arbeiter auf der Tribüne ihren Brüdern 
nicht erzählen, daß die Sozialdemokratie eine Ar- 
beiterpartei iſt. Dann hat fie abgewirtſchaftet. Gewiß 
werden Anterſtützungen an Leute gezahlt, die ihrer oſt 
nicht würdig find. Alkohol und allerhand andere Gub- 
tanzen, die in der Welt vorhanden find, werden genoſſen, 
und für die Erwerbsloſenunterſtützung werden oft Dinge 
gekauft, die für die Arbeiter nicht das Beſte bedeuten. 
Aber das hat ja alles die heutige Wirtſchaftsweiſe ge- 
bracht, die verführt die Leute. Aber hier zu ſagen, daß 
te mit den Sätzen zufrieden find, wie fie das Geſetz will, 
das iſt nicht verſtändlich. 

Wenn man doch bedenkt, wieviele Leute keine Unter- 


ſtützung bekommen, all die Söhne und Töchter, die nichts 


bekommen, die zum Wohlfahrtsamt gehen müſſen, ſo rufe 
ich Ihnen noch einmal als Frau zu, die dieſe Tatſachen 
miterlebt und mitgefühlt hat, daß es nicht ſo weiter geht, 

aß man jagt, es find keine Mittel da. Dieſe Mittel müſſen 
beſchafft werden, oder die Regierung muß die Arbeiter in 

en Stand ſetzen, daß produktive Arbeit geleiſtet werden 
ann. Die Klagen beſtehen nicht erſt ſeit dem jetzigen 
zinter, ſondern ſchon feit vielen Jahren. In Groß⸗ 
ünder z. B. habe ich zu dem Gemeindevorſteher geſagt: 

„Sie jollen ein Vater der armen Witwen und Waiſen fein, 
Sie aber ſind ein Tyrann.“ So iſt es in allen Ortſchaften, 
uin denen die Leute figen, die von den Landräten und Amts- 
vorſtehern unterſtützt werden. 

Ich rufe Ihnen noch einmal zu, Herr Senator, ſehen 
Sie zu, daß Sie Mittel beſchaffen. Sie dürfen fih nicht 
Immer auf den Standpunkt ſtellen, daß keine Mittel da 
ind. Für Mittel muß geſorgt werden. Vorſchläge, die 
em Senat von Abgeordneten gemacht werden, müſſen 
nachgeprüft und nicht mit Redensarten abgewieſen 

erden. Die Sachen ſind ſo ernſt, daß der Tag einſt 
Ommen wird, an dem Gie fih ſelbſt nicht mehr halten 
onnen und jagen werden, aus dem Elend heraus hat die 

aſſe das getan, was ſie tun mußte. 
Sen Vizepräſident Splett: Das Wort bat der Herr 

enator Dr. Wiereinſki. 5 
$ Dr. Wiereinſti, Senator: M. D. u. H.] Ich bin dem 
Mar Abg. Mau ſehr dankbar, daß er hier von dem 
in then erzählt hat, das herumgeht, daß wir beabſichtigen, 
om 1. Zanuar ab keine Erwerbsloſenunterſtützung mehr 
N zahlen. Ich habe auf dieje Weiſe Gelegenheit, in aller 
i elienttichteit zu erklären, daß das Gerücht vollſtändig 
1 iſt. Es iſt mir heute zum erſten Male davon erzählt 
den. Ich müßte es doch schließlich wiſſen. Ich er- 
o daß im Senat nicht die geringſte Erwägung darüber 
ſadllogen wurde und daß dieſes Gerücht jeglicher Grund- 
u entbehrt. Die Arbeitsloſenfürſorge beruht auf 
pflicht Geſetz, und der Senat wird dieſe geſetzliche Br- 
fanchtung genau ſo erfüllen, wie die andern, ſo lange er 

n. Er wird keinen Anterſchied machen. 5 
lei as die einzelnen Fälle anlangt, ſo wird man zweier⸗ 
leguntterſcheiden müſſen, die Einheitlichkeit in der Aus- 
lich de und die Behandlung des einzelnen Falles hinſicht⸗ 
müht er Bedürftigkeit. Wir ſind ſeit Jahr und Tag be⸗ 
Auch das kann ich verſichern, die Einheitlichkeit in der 
ſind ührung durchzuführen. Wenn Zweifel laut geworden 

machen wir allen Stellen bekannt, wie wir es aus⸗ 


( 
gelegt willen wollen. Wenn ein Fall gebracht wird, der 
zu einer Auslegung Anlaß gibt, dann wird dieſer Fall 
nicht nur dem Betreffenden, ſondern auch den andern 
Stellen mitgeteilt. Sie werden aber zugeben müſſen, daß 
es bei 360 Gemeinden, ich glaube ſo viele ſind es, und bei 
360 Gemeindevorſtehern nicht immer möglich iſt, die Ein⸗ 
heitlichkeit durchzuführen. (Abg. Beyer: Weil ſie nicht 
wollen!) Das mag zum Teil richtig ſein. Aber rechnen 
wir es nicht der Regierung an, wenn es ihr bisher nicht 
gelungen iſt, alle widerſtrebenden und unkundigen Ele⸗ 
mente aufzuklären und richtig an die Leine zu nehmen. 
Das Beſtreben iſt vorhanden, und wir werden es in Zu⸗ 
kunft noch energiſcher betreiben, wenn wir ſehen, daß wir 
mit den bisherigen Maßnahmen nicht zum Ziel kommen. 

Aus der Verſchiedenheit der einzelnen Fälle darf 
nicht gefolgert werden, daß die Auslegung der Geſetze ver- 
ſchieden iſt. In den einzelnen Gemeinden ſind zum Bei⸗ 
ſpiel die Verhältniſſe der Buhnenarbeiter verſchieden. In 
der einen Gemeinde haben ſie noch ihr kleines Beſitztum, 
eine Korbflechterei uſw. Sie müſſen alſo anders behandelt 
werden, als diejenigen, die eine ſolche Möglichkeit nicht 
haben. Man wird auf jeden einzelnen Fall bis ins letzte 
eingehen. Ich muß ferner darauf hinweiſen, daß es 
weniger die Gemeindevorſteher ſind, die darüber ent- 
ſcheiden, ſondern daß in faſt allen Gemeinden paritätiſche 
Ausſchüſſe eingeſetzt ſind. Dieſe beruhen zwar nicht auf 
Geſetz, aber ſie arbeiten gut. Ich muß auch die anderen 
Stellen, die Kreiſe und die Erwerbsloſen⸗Fürſorgeaus⸗ 
ſchüſſe, in den Kreiſen die Landräte inſofern in Schutz 
nehmen, daß fie fih bemühen, die Einheitlichkeit durch⸗ 
zuführen. Ich habe erſt heute einen Bericht von dem 
Landrat des Kreiſes Gr. Werder bekommen, in dem er 
mitteilt, daß er einen Teil der Fälle den Erwerbsloſen⸗ 
fürſorgeausſchüſſen, einen anderen den einzelnen Ge- 
meindevorſtehern zurückgegeben habe, weil ihm die Aus- 
legung eine falſche zu ſein ſcheine. Wir haben das leb- 
hafteſte Intereſſe daran, daß das Geſetz auch richtig durch— 
geführt wird, daß keine Schikanen geübt werden, ſondern 
daß im Gegenteil human vorgegangen wird. Wir wiſſen, 
daß die Not groß iſt, und daß man umſomehr bemüht ſein 
muß, wenn man ſchon nicht mehr geben kann, jedem das 
in ordentlicher Form zu geben, worauf er Anſpruch zu 
haben glaubt. 

Frau Abg. Döll wandte ſich gegen mich, daß ich hier 
immer erklärt hätte, es wären keine Mittel da. Frau 
Abg. Döll, Sie können mir glauben, die Aufgabe wäre für 
mich nicht nur hier, ſondern auch drüben in meinem Dienſt⸗ 
zimmer im Senat viel leichter, wenn ich auf die finanzielle 
Frage nicht Rückſicht zu nehmen hätte. Ich bin aber für 
die Finanzen höchſtens mit einem Zwiundzwanzigſtel ver⸗ 
antwortlich. 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Der Aelteſten-Ausſchuß empfiehlt Ueber- 
weiſung an den Sozialen Ausſchuß. Widerſpruch wird 
nicht laut. Ich ſtelle feft, daß jo beſchloſſen ift. Ich ſchlage 
Ihnen vor, die nächſte Sitzung am Mittwoch, den 16. De⸗ 
zember, nachmittags 3,30 Ahr, mit folgender Tages⸗ 
ordnung: 5 
1. Erſte Beratung eines Einkommenſteuergeſetzes. 

Druckſache Nr. 2057. 
2. Erſte Beratung eines Körperſchaftsſteuergeſetzes. 
Druckſache Nr. 2045. 
3. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Wbän derung 
des Vermögensſteuergeſetzes. Druckſache Nr. 2044. 
4. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abänderung 
des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungs⸗ 
not. Druckſache Nr. 2027. ; 
Hierzu Abänderungsantrag Druckſache Nr. 2054. 
RN re Nr. 2049, Ehratverfofgung 
Antrag des Senats auf Genehmigung zur ! { 
gegen „den aeneae 9 Drudjache Nr, 2047 zu 
t. 1529. 
„Eingaben laut Anlage. Druckſache Nr. 2059. 


Vollstag Danzig. — 143. Sitzung. 


(A) (Tagesordnung.) 


7. Antrag von Mitgliedern des Geſchäftsovdnungsausſchuſſes betr. 
Abänderung der Geſchäftsordnung des Volta 
tages. Druckſache Nr. 2058. 


8. Große Aufrage Nr. 37 des Abg. Hohnfeldt und Fraktion betr. 


des 
1777. 


Schließung 


; Späelkaſinos in 
Druckſache Nr. 


Zoppot. 


za. Eingabe Nr. 134 des Gewerkſchaftsbundes der Angeſtellten 


betr, Anſtellungsvertrag der Angeſtellten des 
Spielklubs. Bericht des Rechtsausſchuſſes. — Münd⸗ 
licher Bericht. — Druckſache Nr. 1772. 

Berichterſtatter: Abg. Bürgerle. 


9. Große Anfrage Nr. 40 des Abg. Raſchke und Fraktion betr. 


Durchführung der Entſchließungen betr. Zah⸗ 
lung der ſozialen Zulagen an Gemeinde- und 
Staatsarbeiter und Achtſtundentag. Druckſache 
Nr. 1945. 

Große Anfrage Nr. 41 des Abg. Doerkſen, Karkutſch und Fr. 
betr. Förderung der Wirtſchaft. Druckſache Nr. 1985. 
. Erfte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Herabſetzung 
der Gehälter der Senatoren und Beamten. 
Urantrag des Abg. Raſchke und Fraktion. — Druckſache 
Nr. 2042. x 


Mittwoch, den 9. Dezember 1925. 


12. 


13. 


14. 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Erhöhung der 
Grundgehälter von Beamten. — Urantrag des 
Abg. Raſchke und Fraktion. — Druckſache Nr. 2056; 

Urantrag des Abg. Dr. Bumke und Fraktion betr. Er⸗ 
mäßigung der Gerichtskoſten, Anwalts⸗ und 
Notariatsgebühren. Druckſache Nr. 2041. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Herabſetzung 
der Aufwandsentſchädigung der Volkstags⸗ 
ab geordneten. — Urantrag des Abg. Dr. Ziehm und 
Fraktion. — Druckſache Nr. 2043. 


5. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abänderung 


des Geſetzes über die Aufwandsentſchädigung 
der Abgeordneten. — Urantrag des Abg. Raſchke 
und Fraktion. — Druckſache Nr. 2055. 


(Abg. Hohnfeldt: Ich möchte bemerken, daß wieder eine 
Namensnennung bei den Gtrafverfolgungen erfolgte!) 
Widerſpruch gegen meine Vorſchläge iſt nicht laut ge- 
worden. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 9 Ahr 10 Minuten.) 


Volkstag Danzig. — 144. Sitzung. 


Mittwoch, den 16. Dezember 1925. 


144. Sitzung. 


Mittwoch, den 16. Dezember 1925. 
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Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Erz 
höhung der Grundgehälter von Beamten. 
Urantrag des Abg. Raſchke u. Frakt. (Druck⸗ 
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Zweiter Ordnungsruf f. d. Abg. Liſchnewſki (K. P.) 

Urantrag des Abg. Dr. Bumke u. Frakt. betr. 
Ermäßigung der Gerichtskoſten, Anwalts⸗ und 
Notariatsgebühren (Druckſache Nr. 2041) 

Def Bumke , a N 
Rettlia, Obergeritsret re 8 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Herab⸗ 
ſetzung der Auſwandsentſchädigung der Volks⸗ 
tagsabgeordneten. Urantrag des Abg. Dr Ziehm 
u. Frakt. (Druckſache Nr. 2043 )) 2... 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Geſetzes über die Aufwands⸗ 
entſchädigung der Abgeordneten. Urantrag des 
Abg. Raſchke u. Frakt. (Druckſache Nr. 2055) 2104 

Dr. Wendt (D. Nat.) e ie 
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f ee ls 
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Hohnfeldt (Nat.Soz.) ee) 
Ordnungsruf für den Abg. Hohnfeldt (Nat. Sor) 2106 
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Bericht des Unterſuchungsausſchuſſes 1 (Druckſache 
r y o A a E O 

Entſchließung des Abg. Schwegmann u. Frakt. zu 
Druckſache Nr. 2061 (Druckſache Nr. 2067). 2108 

Entſchließung des Unterſuchungsausſchuſſes I 

( druckſache Nr. 20% %/%ůuiuiuin AI 

Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 2108 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den Präſi⸗ 
denten Dr. Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Ernſt, Dr. Leske, Dr. 
Volkmann, Dr. Schwartz; Staatsrat Lademann; Ober⸗ 
gerichtsrat Kettlitz. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 144. Voll⸗ 
ſitzung. Neu eingegangen iſt ein Geſetzentwurf zur 
Anderung des § 57, Ziffer 3 der Gewerbeordnung. Druck 
und Verteilung habe ich veranlaßt. Es ſind von mir 
folgende Punkte nachträglich auf die Tagesordnung ge⸗ 
ſetzt worden: 

1. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ein⸗ 
kommenſteuer. Druckſache Nr. 2057. 

7. Abänderung der Geſchäftsordnung. Druckſache 
Nr. 2058. Ë 
Erhöhung der Grundgehälter einzelner Be- 

amtengruppen. Urantrag des Abg. Raſchke und 
Fraktion. Druckſache Nr. 2056. 

15. Abänderung eines Geſetzes über die Aufwands⸗ 

entſchädigung der Abgeordneten. Urantrag des 

Abg. Raſchke und Fraktion. Druckſache Nr. 2055. 
Auf Vorſchlag des Alteſtenausſchuſſes: i 

16. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Zah⸗ 

lung einer Wirtſchaftsbeihilſe an hilfsbedürftige 
Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene. Ur⸗ 
antrag der Frau Abg. Kreft und Fraktion. Druck⸗ 
ſache Nr. 2064. 
17. Bericht des Unterſuchungsausſchuſſes I. Druckſache 
Nr. 2061. 
Ich höre keinen Widerſpruch, die Nachträge ſind genehmigt. 
Weiter iſt im Alteſtenausſchuß vereinbart, den Punkt 10 
abzuſetzen und morgen als erſten Punkt auf die Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen. Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt jo 
beſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Hohnfeldt. a 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Meine Fraktion hat einen ähnlich lautenden Antrag wie 
die Kommuniſten, auf eine einmalige Zahlung einer 
Wirtſchaftsbeihilfe an Kriegshinterbliebene, Altrentner 
uw. eingebracht. Da der Antrag der Kommuniſten auf die 


co 0.0 PO>>-u>vunwau> 


— —— — 


eo 


2088 


Volkstag Danzig. — 144. Sitzung. 


Mittwoch, den 16. Dezember 1925. 


(Hohunfeldt, Abgeordneter.) 
Tagesordnung geſetzt iſt, dieſelbe Materie betrifft und die⸗ 
ſelben Sätze hat, bitte ich, unſeren Antrag ebenfalls auf 
die Tagesordnung zu ſetzen. Da ferner meine Fraktion 
nicht die Abſicht hat, zu dem Antrag zu ſprechen, und 
von den Kommuniſten geſagt worden iſt, daß ſie zu ihrem 
Antrag ebenfalls nicht ſprechen wollten, bitte ich, beide 
Anträge vorweg zu nehmen, um ſie ſofort ohne Aus⸗ 
ſprache an den zuſtändigen Ausſchuß zu überweiſen, weil 
der Soziale Ausſchuß morgen tagt. 

Präſident: Ich würde den Antrag befürworten, wenn 
die Bedingung eingehalten wird, daß die beiden Punkte 16 
und 17a ohne Ausſprache an den Ausſchuß gehen: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
Zahlung einer Wirtſchaftsbeihilfe an hilfsbedürftige 
Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene. Uran⸗ 
trag der Frau Abg. Kreft u. Fr. 

Druckſache Nr. 2064. . 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Zahlung 
einer einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe an Empfänger 
einer Rente nach den Reichsverſorgungsgeſetzen und 
an Kriegsveteranen, welche eine Beihilfe erhalten. 
Urantrag des Abg. Hohnfeldt u. Fr. 

Druckſache Nr. 2070. Ich Höre keinen Widerſpruch, es ift 


beſchloſſen, den Punkt 16 und den eben verleſenen Ur- | 


antrag, Druckſache Nr. 2070, ohne Aussprache dem Sozia⸗ 
len Ausſchuß zu überweiſen. Wir kommen nun zu Punkt 1 
der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Einkommenſteuergeſetzes. 
Druckſache Nr. 2057. Der Alteſtenausſchuß empfiehlt, die 
Punkte 1, 2 und 3 in der Beſprechung zu verbinden: 

Erſte Beratung eines Körperſchaftsſteuergeſetzes. 

Druckſache Nr. 2045. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 

Abänderung des Vermögensſteuergeſetzes. Druckſache 

Nr. 2044. 

Ich eröffne die allgemeine Ausſprache zu Punkt 1 bis 3. 
Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Wir 
werden auch in der Oppoſition an der Erledigung der 
vorgelegten, ſowohl für die Staatsfinanzen als auch die 
Wirtſchaft überaus wichtigen Geſetzentwürfe mitarbeiten 
und auf eine Beſchleunigung hinwirken. Die ſchleunigſte 
Verabſchiedung dieſer Geſetzentwürfe erſcheint ſchon des- 
wegen notwendig, damit fih nicht wieder das Shau- 
ipie! wiederholt, daß die Veranlagung, wie gegenwärtig 
für 1924, ſo verſpätet erfolgt. Ich will nicht auf Einzel⸗ 
heiten eingehen, dazu iſt der Ausſchuß da. Es hat auch an 
Zeit gefehlt, um dieſe Geſetzentwürfe in der Fraktion ein⸗ 
gehend durchzuarbeiten. Die Anlehnung an die deutſchen 
Geſetze, namentlich in formeller Beziehung, die das Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz bringt, haben wir immer gefordert. Sie 
entſpricht auch dem Grundſatz, daß man bei einer engen 
Anlehnung an die deutſchen Geſetze die deutſche Literatur 
mitbenutzen kann. Es wird, wenn man davon abweicht, 
obwohl es nicht nötig iſt, unnötig Zeit und Kraft vertan. 

Das wichtigſte Geſetz iſt das Einkommenſteuergeſetz. 
Es dürfen im allgemeinen Steuern nur inſoweit erhoben 


werden, als ſie unbedingt erforderlich ſind, um lebensnot⸗ 


wendige Aufgaben des Staates und der Gemeinden zu er⸗ 
füllen. Für Luxusausgaben iſt in der heutigen Zeit kein 
Platz, und deswegen dürfen der Bevölkerung keine Steuern 
auferlegt werden. Es müſſen auch Ausgaben, die in 
ſrüheren Zeiten als gut und nützlich angeſehen wurden, 
und die man auch heute noch ſo bezeichnen kann, zurück⸗ 
geſtellt werden, weil es heute wichtiger iſt, daß ſich Staat 
und Gemeinden in ihren Ausgaben beſchränken. Staat und 
Gemeinden werden ſich insbeſondere in den ſelbſtübernom⸗ 
menen Aufgaben in Zukunft die größten Beſchränkungen 
auferlegen müſſen. Sie werden reichlich prüfen müſſen, ob 
bei ihren freiwillig übernommenen Aufgaben in einer Zeit, 
wie der heutigen, nicht ein Abbau erfolgen kann. 


Wir werden von der Regierung Auskunft fordern, ob 
die von ihr hier namentlich für das Einkommenſteuergeſetz 
veranſchlagte Summe wirklich notwendig iſt, um im 
Rahmen der Etats das notwendige Gleichgewicht feſtzu⸗ 
ſtellen, das auch wir für durchaus notwendig halten. Bei 
dem Einkommenſteuergeſetz, das an die Stelle eines bis⸗ 
her nur vorübergehend geltenden Geſetzes für die Dauer 
beſtimmt iſt, vermiſſen wir den dreijährigen Durchſchnitt. 
Ein Geſetz, das für die Dauer beſtimmt iſt, hätte einen 
ſolchen in früheren Zeiten immer als notwendig und gut 
anerkannten Grundſatz übernehmen müſſen. Dieſer Grund⸗ 
jap liegt ebenſo im Inteveſſe der Staatsfinanzen, wie der 
Zenſiten. Wenn man glaubte, daß die Zeit nach der Ein⸗ 
führung der Feſtwährung zu kurz iſt, um ſchon für das 
Jahr 1926 eine Veranlagung nach dem dreijährigen Durch⸗ 
ſchnitt vorzunehmen, ſo hätte man für das Jahr 1926 eine 
Übergangsbeſtimmung bringen können, etwa in der Art, 
wie ſie der Finanzrat vorgeſchlagen hat. Es erſcheint uns 
aber nicht richtig, daß man bei einem für die Dauer be⸗ 
ſtimmten Geſetz mit Rückſicht auf ein einzelnes Jahr von 
der Einführung eines aus allgemeinen finanzpolitiſchen und 
wirtſchaftspolitiſchen Gründen als notwendig anerkannten 
Grundſatzes Abſtand nimmt. Daß die Mindeſtſteuer ge⸗ 
fallen iſt, entſpricht einer Forderung, die wir immer ge⸗ 
ſtellt haben. Wir nehmen mit Genugtuung für uns in An⸗ 
ſpruch, daß unſer immer wiederholter Hinweis darauf, wie 
unſinnig es iſt, bei der Einkommenſteuer eine Steuer auf 
Betriebe zu legen, die keine Einkommen, ſondern Verluſte 
haben, Erfolg gehabt hat. 

Daß der Einkommenſteuertarif anſtatt einen Abbau 
der Steuern zu bringen, eine neue Belaſtung der Steuer⸗ 
zahler enthält, hat uns eine ſchwere Enttäuſchung bereitet. 
Wir vermögen auch nicht zu erkennen, wie diefe neue Er⸗ 
höhung der Steuern mit dem Punkt 9 des Wirtſchafts⸗ 
programms in Einklang zu bringen ift, in dem der Senat 
ausdrücklich hervorhebt, daß er in Zukunft den tatkräftigen 
Abbau der Steuern als ſeine vornehmſte Aufgabe anſehen 
wird. Hier ſind Steuergeſetze vorgelegt worden. Der Grund⸗ 
ſatz, der in der Theorie verkündet wurde, iſt aber in der 
Praxis nicht durchgeführt worden; denn keines von den 
drei vorgelegten Steuergeſetzen enthält irgendwie einen Ab- 
bau der Steuern. Alle Steuergeſetze enthalten im Gegenteil 
nicht unweſentliche Erhöhungen, einen erneuten Druck der 
ſteuerzahlenden Bevölkerung. Wir werden im Ausſchuß 
prüfen und werden von der Regierung Auskunft darüber 
verlangen, ob es nicht möglich iſt, die Koſten der Steuer⸗ 
verwaltung, welche in der Begründung auf 8 Prozent an⸗ 
gegeben ſind, weiter herabzudrücken. Es erſcheint uns mög⸗ 
lich, daß man bei der Steuerverwaltung eine einfachere 
Verwaltung einführt, nämlich durch Zuſammenlegung der 
vielen aus der früheren Zeit herrührenden Steuergeſetze, 
die nach unſerer Auffaſſung eine Vereinfachung abſolut 
notwendig machen. i 

Es wird weiter im Ausſchuß zu prüfen fein, ob nicht 
eine anderweitige Regelung der ſozialen Abzüge zweckmäßig 
erſcheint, ſchon deswegen, weil man im Reich, wie die 
Preſſe meldet, an dieſe Aufgabe herangegangen iſt. Es 
wird insbeſondere zu prüfen ſein, ob es nicht richtiger iff, 
an Stelle des jetzigen Syſtems der ſozialen Abzüge, ein 
anderes Syſtem, etwa der Degreſſion der Steuern, ein? 
zuführen, ohne daß dabei, wie ich ausdrücklich betone, = 
ſozialen Entlaſtungen, namentlich für kinderreiche Fam“ 
lien, irgendwie eine Einſchränkung zu erfahren brauchen. 
Ganz beſonders muß betont werden, daß die Beſtimmungen 
über die Beſteuerung der Landwirtſchaft von uns als un 
tragbar angeſehen werden. Es erſcheint uns außerorden 
lich anfechtbar und mit den realen Verhältniſſen der Bere 
wirtſchaft abſolut unvereinbar, daß man in der Ber 
ſichtigung der Buchführung für die Steuereinſchätzung 
Schwierigkeiten gemacht hat. Anſtatt die Einführung 
Buchführung zu fördern (Zwiſchenrufe und Unruhe.), 
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(A) hemmt man jie, wie es hier geſchehen ift, durch Steuer⸗ 


vorſchriften. Es iſt ganz unverſtändlich, wenn man in 
einem Beruf, wie der Landwirtſchaft, eine Berückſichtigung 
der Buchführung nur dann zuläßt und wenn man die Be⸗ 
rückſichtigung der Buchführung an Vorausſetzungen knüpft, 
welche für ein Gewerbe wie die Landwirtſchaft faſt un⸗ 
durchführbar ſind, wenn man die tatſächlichen Verhältniſſe 
berückſichtigt. Das kommt der Ablehnung der Buchführung 
gleich. In der Buchführung liegt ein erziehliches Moment. 
Es ſpricht aus den Vorſchlägen der Regierung ein land⸗ 
wirtſchaftsfeindlicher Geiſt, zum mindeſten ein Miß⸗ 
trauen, das durch die Verhältniſſe keineswegs berechtigt iſt. 
(Zwiſchenrufe links.) 

Bei der Vermögensſteuer iſt ebenfalls an Stelle des 
von uns erwarteten Steuerabbaues eine weitere Steuer⸗ 
belaſtung getreten. Wir ſtehen auf dem Standpunkte, daß 
die Vermögensſteuer ſich darauf beſchränken ſoll, eine Zu⸗ 
ſatzſteuer zur Einkommenſteuer zu fein, wie es vor dem 
Kriege war. Damals hatten wir in Preußen eine Er⸗ 
gänzungsſteuer, für die der Grundſatz beſtand, daß ſie nicht 
höher ſein durfte, als daß ſie aus dem fundierten Einkom⸗ 
men, aus den Erträgniſſen des Vermögens bezahlt werden 
konnte. Wenn man den Grundſatz nicht beachtet, ſo hindert 
man die in der heutigen Zeit ganz beſonders notwendige 
Bildung von Kapital, die Wiederergänzung des verloren⸗ 
gegangenen Betriebskapitals. x 

In allen Entwürfen der Steuergeſetze ift das finan- 
zielle Bedürfnis des Staates überaus ſtark berückſichtigt 
worden. Es iſt aber nicht genügend Rückſicht auf die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage genommen. Wir werden Anträge ſtellen, 
um die finanziellen Erforderniſſe des Staates, beſſer als es 
in dieſem Entwurf der Fall iſt, mit der wirtſchaftlichen 
Leiſtungsfähigkeit der Bevölkerung in Einklang zu bringen. 
(Brapol rechts.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich empfehle, die Punkte 1, 
2 und 3 dem Steuerausſchuß zu überweiſen. Ich höre 

: ten Widerſpruch; es ift fo beſchloſſen. Wir kommen zu 
untt 4: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot. 

Druckſache Nr. 2027. Da liegt außer dem Abänderungs⸗ 
antrag Nr. 2057 noch ein Abänderungsantrag Nr. 2066 
und eine Entſchließung Nr. 2049 vor. Über die Ent⸗ 
chließung wird vor der Schlußabſtimmung abgeſtimmt. Ich 
möchte aber die Redner, beſonders den Herrn Abg. Harnau, 
auf eine Schwierigkeit aufmerkſam machen. In ſeinem Ab⸗ 
üänderungsantrag bringt er eine Abänderung zu Artikel 4 
ein, und dann einen Eventualantrag, falls dieſer Antrag 
er ht angenommen wird, den Artikel 3 zu ändern. Ich 
eih nicht recht, wie wir bei der Abſtimmung verfahren 
sollen. Ich glaube, das wird Schwierigkeiten machen. Ich 
N te von vornherein darauf aufmerkſam machen, daß ich 
Men Weg noch nicht weiß. Vielleicht findet ihn der Herr 
Woch Harnau. Ich eröffne die allgemeine Beſprechung. Das 
ort hat der Herr Abg. Mroczkowſfki. 
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zum beiten geben, in dem ein Hausbeſitzer in Oliva fein (0 


Grundſtück mit fünf Vierzimmerwohnungen und einer Drei⸗ 
zimmerwohnung und einem reinen Überſchuß von 2000 
Gulden anbietet. (Hört, hört! links.) (Zwangswirtſchafts⸗ 
frei rechts.) Das iſt gar nicht zum Ausdruck gebracht. 
Dieſe Einnahmen hat ein Hausbeſitzer aus dem Grund⸗ 
ſtück. Immerhin iſt es bezeichnend, daß man doch noch 
derartige Inſerate losläßt, damit Käufer ſucht und erklärt, 
wie rentabel die Sache dann noch an ſich ſei. Aber es iſt 
nicht nur dieſer einzige Fall. Wollte man Material in 
dieſer Beziehung ſammeln, ſo könnte man Ihnen noch 
mit mehr aufwarten als bisher. Dann hat man aber auch 
über die Not der armen Hausbeſitzer geklagt. In der 
jetzigen Zeit haben die Herrſchaften gar nicht einmal ſo viel 
übrig, daß fie die Bürgerſteige rein halten laſſen können. 
Das geſchieht aus Mangel an Geld, an Arbeitskräften, 
oder aus Mangel an Ihrem guten Willen, Herr Abg. Glom- 
bowſki. An dem letzteren wird es allem Anſchein nach tat- 
ſächlich mangeln. Sie alle haben ja nur die eine Auf⸗ 
faſſung, das Pack möge ſich draußen das Genick brechen, 
was gehen ſie die Leute an, ſie haben ſich gegen Unfälle 
verſichert und brauchen keine Koſten zu tragen, die Aus⸗ 
gaben ſind gemacht und das übrige geht Sie gar nichts an. 
Es wäre auch einmal notwendig, zu prüfen, welche be⸗ 
hördliche Stelle zur Zeit darüber zu wachen hat, ob die 
Hausbeſitzer die Bürgerſteige reinigen laſſen, die heute mit 
ſolchen Haufen Eis verſehen ſind. Iſt da der Herr Polizei⸗ 
präſident zuſtändig oder der Oberſt der Schutzpolizei, Herr 
von Heydebreck? Ich glaube, einer von beiden muß es wohl 
ſein. Nachdem aber bei uns in Danzig, den Vororten und 
anderen Gemeinden dieſer Zuſtand unhaltbar iſt, wäre es 
wirklich angebracht, wenn der Senat einmal die zuſtän⸗ 
dige Stelle darauf hinwieſe, daß ſie ihr Augenmerk mehr 
darauf verwenden müſſe als bisher. Wenn man die Straßen 
entlang geht, ſieht man, daß hier bald eine alte Dame und 
auf der anderen Seite ein alter Herr hinfällt. Warum? _ 
Weil das unhaltbare Zuſtände ſind. Ich glaube, ſagen zu 
können, daß es für dieſe Aufſichtstätigkeit keine Behörde 
gibt. Denn der Schutzpolizeibeamte, der ja auf einer Wege⸗ 
kreuzung ſteht, und zwar mit einer Fliegenklatſche, und die 
Fliegen vertreibt, wenn es auch keine mehr gibt, der iſt ſo 
voll beſchäftigt, daß er nur ſein Augenmerk nach rechts und 
links richten kann. Was in den Straßen paſſiert und wie 
es dort ausſieht, geht ihn nichts an. Er hat dazu keine 
Zeit, er macht keine Straßenpatrouillen. Er macht nur 
ſeinen feſten Standdienſt. Es wäre wirklich zu wünſchen, 
daß der Senat die Frage einmal gründlich klärt, wer für 
dieſe Aufſicht zuſtändig iſt, der Polizeipräſident Froboes 
oder der Oberſt von Heydebreck. 

Dann iſt uns heute ein neuer Abänderungsantrag, 
Druckſache Nr. 2054, eingereicht worden, der folgendes be⸗ 
abſichtigt. Dem Artikel 3 ſoll ein dritter Abſatz zugefügt 
werden, wonach die zehnprozentige Erhöhung der Abgabe 
nicht von den Wohnungen mit einem und zwei Zimmern 
erhoben wird, auch nicht von der Wohnung, die der Haus⸗ 
beſitzer ſelbſt bewohnt. Alſo von dem Armſten der Armen, 
von dem armen Hausbeſitzer, iſt es wirklich nicht möglich, 
dieſe 10 Prozent mehr zu nehmen, obwohl er vielleicht eine 


Wohnung für 2000 oder 3000 Gulden bewohnt. Von den 


anderen Mietern die Abgabe zu erheben, erſcheint aber nur 
gerechtfertigt. Dem Armſten der Armen, dem Hausbeſitzer, 
iſt es jedoch nicht möglich, ſie zu zahlen. Darum ſtellt man 
auch einen diesbezüglichen Antrag. Wie immer, | ift es 
auch hier die Deutſch⸗Danziger Volkspartei unter Führung 
des Herrn Regierungsrates Dr. Blavier, der ſich ganz be⸗ 
ſonders verdient gemacht hat, damit er ſich auch bezahlt 
macht. Wenn er ſich nicht bezahlt machte, würde man ihm 
vielleicht die Arbeit zuweiſen, für die er am kommenden 
Erſten wieder ſein Gehalt bezieht. Es wäre viel netter, für 
den Staat zu arbeiten, von dem man das Geld nimmt, als 
wenn man andere Dinge macht, die nebenbei Einkünfte ein⸗ 
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() bringen. So liegen die Dinge zur Zeit. Es wäre wirklich 


an der Zeit, daß auch Sie ſich eines Beſſeren beſännen, 
Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dann zum zweiten Abſchnitt. Unter b wird geſagt, 
daß keine ſteuerliche Mehrbelaſtung auf Grund dieſer Miet⸗ 
erhöhung erfolgen dürfe. Alſo die Einnahmen dürfen ge⸗ 
ſteigert werden, aber an die Ausgaben darf man nicht heran⸗ 
gehen. Die Hausbeſitzer haben ihre Häuſer meiſt vollſtändig 
ſchuldenfrei. Nun will man verhindern, daß die Steuer⸗ 
behörde zugreift. Man will alles der Klaſſe zukommen 
laſſen, die ich vordem nannte. (Abg. Falk: Wollen Sie noch 
weiter Ihre Kollegen damit betrügen?) Herr Abg. Falk, 
Sie haben in dieſem Augenblick einen Zwiſchenruf gemacht, 
den Sie ſehr ſchlecht aufrechterhalten werden können. (Abg. 
Falk: Ich werde Beweiſe bringen!) Es wäre ſehr nett, 
wenn Sie damit aufwarten könnten. 

Dann iſt eine Entſchließung der Deutſchnationalen 
eingereicht worden. Ihr ſoll das hohe Haus zuſtimmen, 
damit der Wohnungstauſch geſtattet iſt. Die Herren, die 
dieſe Entſchließung abgefaßt haben, wiſſen ja gar nicht, 
was ſie damit anrichten, wenn der Senat in der Tat dazu 
überginge, der Entſchließung Rechnung zu tragen. (Abg. 
Schwegmann: Das hat der Senat zugeſagt!) Wenn der 
Senat zugeſagt hat, daß er den Wohnungstauſch in der 
von Ihnen gewünſchten Form vornehmen wird, dann 
werden wir in kommender Zeit ganz nette Dinge erleben, 
dann wird der Gerichtsvollzieher einen Mieter heraus⸗ 
nehmen und der Polizeipräſident wird ihn in dieſelbe Woh⸗ 
nung hineinſetzen, wie es zur Zeit der Fall iſt. Dann be⸗ 
kommen wenigſtens beide Parteien mehr zu tun als bisher. 
Ich will dann noch zu einer zweiten Entſchließung Stellung 
nehmen. Das iſt die Entſchließung der Koalitionsparteien, 
die im beſonderen das Inſtandſetzen der kleinen Wohnungen 
von einem und zwei Zimmern wünſcht. Wie liegen die 


Dinge aber mit der Inſtandſetzung ſelbſt? Das Wohnungs⸗ 
amt hat ja die Aufgabe, die Inſtandſetzung durchzuführen. 
Man wünſcht hier einmal Geld aus allgemeinen, öffent⸗ 
lichen Mitteln zum allergeringſten Zinsſatz für den Haus⸗ 


beſitzer, der rückſichtslos in der Bewirtſchaftung ſeines 
Grundſtückes vorgegangen iſt und der ſein Grundſtück hat 
verfallen laſſen. Jetzt will man ihm durch dieſe Entſchlie⸗ 
ßung das notwendige Geld zu billigem Zinsſatz geben, da⸗ 
mit er die verfallenen Wohnungen inſtandſetzt und darauf⸗ 
hin nicht nur die Friedensmiete, ſondern die doppelte Miete 
erzielen kann. Sanierte Wohnungen fallen aus der 
Zwangsbewirtſchaftung heraus, d. h. in der Mietzins⸗ 
bildung. Da iſt es fo, daß das Wohnungsamt! dann fogar 
die Miete diktiert. Zu dieſem Zweck ſoll dann die Ent⸗ 
ſchließung angenommen werden, ſo daß man dem noch mehr 
Vorſchub leiſtet. (Das beſteht ja ſchon! rechts.) Sie beſteht 
ſchon, es ſoll aber nun im beſonderen von hier aus aus⸗ 
geſprochen werden, damit ſich keiner mehr wehren kann und 
es kein Deuteln gibt. Ich kann mitteilen, daß ich zur Zeit 
eine Angelegenheit verfechte, wo eine ſolche Sanierung vor⸗ 
genommen und für die Wohnung 1000 Gulden aus all⸗ 
gemeinen Mitteln zur Verfügung geſtellt wurden, als ſich 
die Mieter bereit erklärten, 20 Prozent beizuſteuern. 
Hinterher wurden fie aber durch das Wohnungsamt I ver⸗ 
anlaßt, die doppelte Miete zu zahlen. 

So liegen die Dinge zur Zeit. Wenn wir die Sache 
durch die Entſchließung ſo klar zum Ausdruck bringen, wie 
es gewünſcht wird, dann haben wir uns dem zu fügen, 
was das Wohnungsamt J beſtimmt. Dann iſt das Miet⸗ 
einigungsamt nicht imſtande, das geringſte abzuändern. Ich 
hoffe, daß noch eine Möglichkeit vorhanden ſein wird, nach 
der Richtung hin eine Anderung zu erreichen. Ich bitte 
Sie, m. D. u. H., die Entſchließung, wie auch den Abände⸗ 
rungsantrag des Herrn Abg. Dr. Blavier und Genoſſen ab⸗ 
zulehnen. Ich muß aber noch bemerken, daß ich meine 
Schlußausführungen von heute vor acht Tagen aufrecht er⸗ 
halte und Sie im beſonderen bitte, die Mieterhöhung nicht 


am 1. Januar eintreten zu laſſen, ſondern ſie bis zum (0) 
1. April hinauszuſchieben. ’ 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Harnau. 

Harnau, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Ich will 
mich auf die Ausführungen des Herrn Abg. Mroczkowſfki 
nicht weiter einlaſſen. Ich will nur jagen, daß meine Frat- 
tion den Antrag, den ſie ſchon am vorigen Mittwoch ein⸗ 
gebracht hat, wonach die Einzimmerwohnungen von der 
Wohnungsbauabgabe befreit werden ſollen, heute erneut 
geſtellt hat. Ich bitte Sie, dieſen Antrag anzunehmen. 
Zur Begründung will ich nur ein paar Sätze anführen; 
denn es iſt hier ſchon durch mich genügend bekanntgegeben, 
wie es heute in den Einzimmerwohnungen ausſieht. Die 
Hauseigentümer der Einzimmerwohnungen ſind heute 
größtenteils Arbeiter, die vielfach, ebenſo wie die Mieter, 
arbeitslos ſind. Das dürfte wohl keiner abſtreiten. Die 
Mieter ebenſo wie die Hauseigentümer ſind heute auf 
Wohlfahrtsunterſtützungen angewieſen. Was nützt es uns, 
wenn dieſen Leuten jetzt vom Wohlfahrtsamt der Zuſchuß 
zu der Bauabgabe gewährt wird und zu dem Wohnungs⸗ 
fonds, der doch auch Senatsgeld iſt, hinzukommt? Es wird 
jeder zugeben müſſen, daß dieſe Wohnungen heute zu der 
Abgabe wenig beitragen. Ich will nun folgendes anführen: 
Wenn darauf gefußt wird, daß hier ein Ausfall entſtehen 
würde, ſo möchte ich doch, wie ſchon öfters, zum Ausdruck 
bringen, daß die großen Warenhäuſer und die großen 
Kaufläden, die nicht mit Wohnungen verbunden ſind, her⸗ 
angezogen werden ſollen, ebenſo die Luxusvillen, die 
Kriegsgewinnler in der Inflationszeit, z. B. in der Halben 
Allee, auf Danziger Grund und Boden faſt umſonſt gebaut 
worden ſind. (Unruhe.) Dieſe Villen und Paläſte, die 
meiſtens noch Ausländern gehören, zahlen heute keinen 
Pfennig. Man könnte alſo die Wohnungsbauabgabe bei 
den arbeitsloſen Arbeitern niederſchlagen und ſagen, wir 
wollen dieſe befreien. Die möchten, was fie haben, gern an 
das Haus wenden, da heute zehn bis zwölf Köpfe und noch 
mehr in den einzelnen Wohnungen hauſen. Sie möchten das 
Geld gern anwenden, damit ſie ein Ofen⸗ oder ein Herd⸗ 
blech anbringen können, um nicht mit der Polizei in Kon⸗ 
flikt zu kommen. Ich bitte Sie nochmals, m. D. u. H., 
ſtimmen Sie dieſem Antrage zu. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Bahl. 

Bahl, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! Wir 

ſtehen auf dem Standpunkte, daß es ſich hier gar nicht um 
den Streit einer Mieterhöhung handelt, ſondern wir ſind 
der Anſicht, daß wir dieſe rechtmäßig zu verlangen, zu for⸗ 
dern haben. Vor zirka zwei Monaten iſt uns das nach dem 
Antrag der Deutſchnationalen ſozuſagen zugeſichert worden. 
Die Verhältniſſe in der Wirtſchaft bieten heute ja ein trü⸗ 
beres Bild als vor zwei bis drei Monaten. Wenn wir aber 
noch weiter Pleite machen, werden wir im April eine noch 
trübere Zeit haben. Warum ſind uns dieſe 10 Prozent 
eigentlich im April als Wohnungsbauabgabe abgezwackt 
worden, woran liegt das? Das liegt an der Mißwirtſchaft, 
daß mehr Geld verbraucht iſt, als in dieſem Jahr als Woh⸗ 
nungsbauabgabe einkommen konnte. Ich möchte gern 
wiſſen, wie es kommt, daß da nicht einer über dem Senat 
ſteht, einen Riegel vorſchiebt und ſagt: bis hierher und 
nicht weiter. Wenn ich drei Millionen im Jahre ein⸗ 
bekomme, kann ich nicht über fünf Millionen verfügen. Das 
liegt klar auf der Hand. Ich möchte den Geſchäftsmauz 
ſehen, bei dem ein Prokuriſt oder ein Angeſtellter über da 
doppelte Geld, als vorhanden iſt, verfügt und nach en 
halben Jahre jagt: „Wir können nicht mehr weiter, ae 
müſſen eine Pleite anmelden.“ Auf deutſch gejagt, ift 15 
eine halbe Pleite oder eine ganze. Wenn ich bloß found] 
viel Geld habe, jedoch das Doppelte verbrauche, und a 
anders retten will, fo nennt man das eine Pleite. Wer 
man akkordiert mit Leuten, die das Geld geben jollen. 
ſoll hier das Geld geben? Niemand anders als der H 
beſitz; der muß weiter ausgepreßt werden. 


Wir bettet 
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(Bahl, Abgeordneter.) 

(A) nicht um die 10 Prozent. Auf Details möchte ich mich nicht 
einlaſſen, dann könnte ich Ihnen zeigen, daß durch die zehn 
Prozent nichts herauskommt. Aber durch die 10 Prozent, 
um die die Wohnungsbauabgabe vom 1. April ab erhöht 
werden ſoll, könnten wir etwas erreichen. Aber das Geld 
brauchen Sie ja, weil Sie es ſchon verausgabt haben, mit 
anderen Worten, die Pleite wird ſich halten. 

Die Wirtſchaft im Bauweſen geht aber nicht ſo weiter, 
wie bisher, daß Sie Villen und Straßen anlegen. Dem 
Villenprojekt muß ein Riegel vorgeſchoben werden. Dem 
Herrn Senator muß geſagt werden, daß das nicht ſein darf. 
Solche Anträge dürfen nicht zugelaſſen werden. Wir können 
uns heute nur auf Reihenhäuſer einlaſſen. Eine wirkliche 
Wohnungsnot, wie ſie hier ausgeſchrien und ausgeputzt 
wird, gibt es überhaupt gar nicht. Auf dieſem Standpunkt 
ſtehe ich. Seinerzeit haben die Deutſchnationalen eine Ent⸗ 
ſchließung eingebracht, die die baldige Aufhebung der Woh⸗ 
nungszwangswirtſchaft betraf. Das war vor drei oder 
vier Monaten. Mindeſtens können Sie Wohnungen von 
fünf und mehr Zimmern abbauen. Ich erkläre Ihnen 
heute, daß ſchon viele Sechs- und Siebenzimmerwohnungen 
gar nicht mehr vermietet werden. Das wird gar kein Ge⸗ 
heimnis für die Herren vom Senat ſein. In die kleinen 
Wohnungen, die der Senat gebaut hat, die aus zwei Zim⸗ 
mern beſtehen und 60, 70, 80 Gulden koſten, zieht auch 
niemand hinein. Die Leute wohnen lieber zu acht oder 
zehn Perſonen zuſammen, als die hohen Mieten zu be⸗ 
zahlen. Infolge der Arbeitslosigkeit find fie auch dazu nicht 
in der Lage. Ich kann beweiſen, daß bei einem Spediteur 
fünf bis ſechs Umzüge in den Möbelwagen ſtehen. Den 
Beſitzern hat das Wohnungsamt Sechs- bis Siebenzimmer⸗ 
wohnungen nachgewieſen. Sie ziehen aber nicht hinein und 
warten auf eine kleinere Wohnung. Um die Wohnung 
nicht zu verlieren, zahlen ſie die Miete, um nachher ein 
Obdach zu haben. ; 

Warten Sie die Zeit ab. Sie werden in kaum drei 
bis vier Monaten jo weit fein, daß Sie als Koalitions⸗ 
parteien ſelbſt den Antrag einbringen werden, bei den 
Fünfzimmerwohnungen abzubauen. (Abg. Raſchke: Wir 
haben es beantragt und Sie haben es abgelehnt!) Das 
kommt nur der arbeitenden Klaſſe zugute. Bei Fünfzimmer⸗ 
wohnungen haben wir immer auf dieſem Standpunkt ge- 
ſtanden. (Abg. Raſchke: Wir über Vierzimmerwohnungen!) 
Fangen Sie damit ſo ſchnell als möglich an, ehe es zu ſpät 
iſt. Sonſt wird Ihnen die ganze Zwangswirtſchaft über 

acht über dem Kopf bei dieſer Bautätigkeit zuſammen⸗ 
rechen. Sie arbeiten mit Geldern, die gar nicht da ſind. 
r Zuſammenbruch wird ſehr ſchnell kommen. Wir werden 
uns in ſechs Monaten ſprechen. Da werden Sie nicht nur 
Fünfzimmerwohnungen, ſondern Drei- und Vierzimmer⸗ 
wohnungen abbauen. Die Häuſer, die der Senat, gebaut 
at, ſtehen leer, wie wir es in Berlin haben, wo die Leute 
auch nicht hineinziehen. 

Ich möchte Sie bitten, unſeren Antrag zu unterſtützen, 
da es ſich dabei nur um kleine Wohnungen handelt. 50 bis 
aN Prozent zahlen ja gar nicht die Wohnungsbauabgabe 
nn den Einzimmerwohnungen. Die bekommen die be- 
Aite Karte, damit ihnen der Betrag gutgeſchrieben wird. 

uruf des Abg. Fooken.) Der Hausbeſitzer bekommt ihn 

auch nicht, der gibt nur die Karte weiter. Mein Antrag 
gung noch weiter. Es iſt nicht ſo, wie der Herr Abg. 
eikoezkowſki jagt. Außer gewerblichen Räumen hat kaum 
en Hausbeſitzer eine Wohnung für 2000 Gulden, wie es 

1 Abg. Mroczkowſki ausführte. Da können Sie eventuell 

fin Veſchränkung auferlegen, daß der Hausbeſitzer nur bis 

Wel oder vier Zimmer mit ſeiner Wohnung frei ſein ſolle. 

dat f. der Hausbeſitzer eine Wohnung von drei Zimmern 

Er ſo zahlt er für ſeine Wohnung mehr Miete, als vorher. 

neh muß die ganzen Abgaben von den Mieten noch mit⸗ 

men. Auf das Thema der Reparaturen will ich mich 


nicht einlaſſen. Es wurde genügend darauf hingewieſen, 


daß wir für Reparaturen heute drei- bis viermal ſoviel zah⸗ 
len als im Frieden. Ich möchte Sie deshalb bitten, unſeren 
Antrag zu unterſtützen, daß für den Hausbeſitzer keine 
weitere ſteuerliche Belaſtung entſtehen darf. Wenn Sie dies 
nicht zubilligen, kommen wir im nächſten Jahr wieder. 
Vom 1. April haben wir mehr Steuerbelaſtung. Was 
kommt dann heraus? Dann geben wir mehr zu. Wenn 
Sie uns die 30 Prozent geben, zahlen wir mehr Steuern. 
Wir zahlen dabei mehr als 10 Prozent. Von mehreren 
Vorſtandsmitgliedern iſt deshalb in Erwägung gezogen 
worden, die 10 Prozent ganz abzulehnen. 

Nun möchte ich noch eine Frage an Herrn Abg. Mrocz- 
kowſki ſtellen. Ich bin ſonſt grundſätzlich nicht für perſön⸗ 
liche Angriffe. Die lehne ich von vornherein ab. Eine 
Frage aber möchte ich Herrn Abg. Mroczkowſki vorlegen. 
Welche Einnahmen hat er durch Vertretungen von Mie⸗ 
tern bei den Einigungsämtern? Dieſe Tätigkeit läßt er ſich, 
glaube ich, nicht ſehr gering bezahlen. Dann kann er ſich 
auch hierherſtellen und Sachen erzählen, die es kaum gibt 
und die gar nicht möglich ſind. Faſt jeder in dieſem hohen 
Hauſe wird wohl einſehen, wie die Belaſtung der Haus⸗ 
beſitzer iſt. Die Wirtſchaft geht zugrunde. Wenn Sie jetzt 
ſo weiter fortfahren, ſind Sie in ſechs Monaten mit dem 
Hausbeſitz genau ſo weit, wie heute mit der Wirtſchaft. 
Dieſe Verſicherung gebe ich Ihnen. (Abg. Raſchke: Dem 
Hausbeſitzer weinen wir keine Träne nach!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Mroczkowſti. 

Mroczkowfti, Abgeordneter (M. P.): M. D. u. H.! Der 


Aufforderung des Herrn Abg. Bahl will ich gleich nach⸗ 


kommen und ihm antworten, was für Rieſengeſchäfte ich 
beim Mieteinigungsamt mache, wenn ich Vertretungen 
ausübe. Seit dem Jahre 1918 beſteht in Danzig das 
Mieteinigungsamt. Während der ſieben Jahre habe ich 
vier Vertretungen ausgeübt, Herr Abg. Bahl, und zwar 
unentgeltlich. Sie werden fih aljo Ihren Vers ſelbſt 
machen können, was ich dabei verdient habe. 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Einzelbera⸗ 
tung. Ich eröffne die Ausſprache zu Artikel 1. Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung ift gejchlofjen. - 
Wir kommen zur Abſtimmung über Artikel 1 der Druck⸗ 
ſache Nr. 2027. Ich bitte die Damen und Herren, die den 
Artikel 1 annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, Artikel 1 ift 
angenommen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß Artikel 2 mit 
derſelben Mehrheit angenommen ift. Es erfolgt kein Wider- 
ſpruch, er iſt angenommen. Wir kommen nun um Artikel 3. 
Da liegt der Abänderungsantrag des Herrn Abg. Dr. 
Blavier u. Gen. vor. Druckſache Nr. 2054. 

Wir beantragen: 

der Volkstag wolle folgende Abänderung beſchließen: 

1. dem Artikel 3 wird folgender 3. Abſatz zugefügt: 

a) „Die 10prozentige Erhöhung der Abgabe wird 
nicht erhoben von den Wohnungen mit einem und 
zwei Zimmern und von der Wohnung des Haus⸗ 
eigentümers ſelbſt.“ . 

b) „Eine ſteuerliche Mehrbelaſtung darf auf Grund 
der Mietserhöhung weder durch eine erhöhte 
Schätzung des Gebäudewertes noch durch eine Er⸗ 
höhung des Prozentſatzes eintreten.“ 

Außerdem liegt noch ein Eventualantrag des Herrn Abg. 
Harnau und der übrigen Mitglieder der Deutſchſozialen 
Fraktion in Druckſache Nr. 2066 vor. 

Der Artikel 4 erhält folgenden 2. Abſatz: 

Der 87 erhält folgenden neuen Abſatz 9: 

„Ferner werden von der Abgabe die Haus⸗ 
eigentümer von Ein⸗Zimmer⸗Wohnungen für die 
Ein⸗Zimmer⸗Wohnungen ihrer Häuſer befreit.“ 

Eventualantrag. 

Falls vorſtehender Abänderungsantrag nicht 
angenommen wird, beantragen wir: 

Der Artikel 3 1 en det 400 Sik 
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() Der Eventualantrag iſt geſtellt nach Ablehnung des Ar- 


tikels 4. Ich kann ihn daher nicht zur Abſtimmung bringen. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Herrmann. 

Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): Die Sache könnte 
ſehr leicht ſo gelöſt werden, als zunächſt die Artikel 3 und 4 
zur Abſtimmung kommen, dann die Druckſachen Nr. 2054 
und 2066. Die ganzen Abänderungsanträge ſind Zuſatz⸗ 
anträge. Es ſollen ſowohl zu Artikel 3 als auch zu Artikel 4 
Zuſätze gemacht werden. Wenn der Zuſatzantrag, Druck⸗ 
ſache Nr. 2054 angenommen wird, ſind die anderen Zuſatz⸗ 
anträge der Druckſache Nr. 2066 damit erledigt, alſo ohne 
daß der Abänderungsantrag und der Eventualantrag zur 
Abſtimmung kommen. Wird der Antrag Druckſache 
Nr. 2054 nicht angenommen, dann würde zunächſt der Ab⸗ 
änderungsantrag, Druckſache Nr. 2066, und wenn der ab⸗ 
gelehnt wird, auch der Eventualantrag zur Abſtimmung 
kommen. Es werden dann durch die Abänderungsanträge 
nur Zuſätze zu den bereits angenommenen Paragraphen 
gemacht. Dadurch wird die Löſung ganz einfach ſein. 

Präſident: Ich muß geſtehen, daß ich der Sache nicht 
folgen kaun. Wir können die Artikel nicht durcheinander 
miſchen. Ich kann nicht über Artikel 4 abſtimmen laſſen 
und dann über den Eventualantrag zu Artikel 3. Wo 
kommen wir dann hin! Ich erkläre, daß ich dieje Mb- 
ſtimmung nicht mitmache. Ich ſtelle zur Abſtimmung den 
Abünderungsantrag des Herrn Abg. Dr. Blavier zu Mr- 
tikel 3, Druckſache Nr. 2054. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſem Abänderungsantrag zuſtimmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um 
die Gegenprobe. (Geſchieht.) »Die Mehrheit ſteht jetzt, der 
Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir kommen jetzt zur 
Abſtimmung über den Artikel 3 der Vorlage. Ich bitte 
die Damen und Herren, die Artikel 3 der Vorlage anneh⸗ 
men wollen, fich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 


Das iſt die Mehrheit. Artikel 3 iſt angenommen. Ich rufe 
auf Artikel 4. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Es liegt ein Abände⸗ 


rungsantrag des Herrn Abg. Harnau, Druckſache Nr. 2066 
vor, über den ich zunächſt abſtimmen laſſe. (Abg. Herr⸗ 
mann: Ich beantrage namentliche Abſtimmung.) Cs ift 
namentliche Abſtimmung über den Abänderungsantrag 
beantragt worden. Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen zur 
namentlichen Abſtimmnug über die Druckſache Nr. 2066, 
den Abänderungsantrag des Herrn Abg. Harnau. 
Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand 
eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Die Ab⸗ 
ftimmung*) ift geſchloſſen. Es find 98 Stimmen abgegeben 
worden, davon 35 mit Ja, 62 mit Nein, ungültig eine 


) Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Bahl, Dr. Blavier, 
Boecker, Böhm, Bürgerle, Dr Bumke, Dörkſen, Ehm, Eichholtz, 
Falk, Falkenberg, Fiſcher, P., Glombowſki, Frau Grundmann, 
Guttzeit, Habel, Harnau, Hohnfeldt, Herrmann, Frau Ka⸗ 
lähne, Karkutſch, Frau Knoblauch, Dr Lembke, Lietzau, Maier, 
Frau Meyer, Frau Mohn, Philipſen, Polſter, Schede, Schweg⸗ 
mann, Semrau, Senftleben, Dr. Treichel, Dr Ziehm. ; 

Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Arczinſki, Arndt, 
Beyer, Dr Bing, Brill, Buckmakowſki, Frau Döll, Ediger, 
Frau Falk, Fiſcher, J., Förſter, Fooken, Gaikowſki, Gebauer, 
Gehl, Gerick, Grünhagen, Hennke, Hoffmann, Hoppe, Joſeph, 
Dr Kamnitzer, Karſchewſki, Klapps, Klawitter, Klingenberg, 
Kloßowfki, Frau Kreft, Frau Kuntz, Kurowſki, Kuckelkorn, 
Frau Landmann, Laſchewfki, Leu, Liſchnewſki, Loops, Lemke, 
v. Malachinſki, Frau Malikowſki, Mathieu, Mau, Mrocz⸗ 
kowſki, Müller, Dr Neumann, Neubauer, Plettner, Raſchke, 
Reek, Rehberg, Frau Richter, Schilke, Schmidt, R., 
Schmidt E, Schülke, Spill, Splett, Dr Wagner, Weiß, Werner, 
Wierſchowſki, Wisniewski, Frau Buper. 

Ungültig: Eine Stimme. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bergmann, Brodowſki, 
Burandt, Dahsler, Dyck IL Dr Eppich, Janzen, Jedwabſki, 
Dr. Kubacz, Langowſki, Lehmann, Mayen, Dr. Moczynſkt, 
Nordwig, Dr. Panecki, Penner I, Rahn, Raube, Rohde, Schulz, 
Schütz, Dr. Wendt, Weſſalowſki. 


zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 


Die 


Stimme. Der Abänderungsantrag iſt gefallen. Wir kom⸗ 
men nun zur Abſtimmung über Artikel 4 der Vorlage. Ich 
bitte die Damen und Herren, die Artikel 4 der Vorlage 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Artikel 4 iſt angenommen. 
Artikel 5; angenommen. Artikel 6; angenommen. Artikel 7; 
angenommen. Artikel 8; angenommen. Überſchrift: „Ge⸗ 
ſetz betreffend die Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung 
der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetz) vom 27. März 
1925 (Geſetzbl. S. 79)“; angenommen. Wir kommen nun 
zu zwei Entſchließungen. Ich denke, daß ich am praktiſch⸗ 
ſten nach der Nummer abſtimmen laſſe, zuerſt über Nr. 2049 
und dann über Nr. 2069. Ich bringe dieEntſchließung des 
Herrn Abg. Eichholtz, Druckſache Nr. 2049, zur Abſtimmung. 

Der Senat wird erſucht, dem Volkstage einen 
Geſetzentwurf vorzulegen, durch den dem Vorgange 
des Deutſchen Reiches entſprechend der Wohnungs⸗ 
tauſch zwiſchen Danziger Staatsangehörigen von 
der Wohnungszwangswirtſchaft befreit wird. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer a 
(Ger 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Es 
ſteht jetzt die Mehrheit. Die Entſchließung des Herrn Abg— 
Eichholtz iſt abgelehnt. Wir kommen nunmehr zur Ent⸗ 
ſchließung der Herren Abg. Schmidt, Neubauer, Fooken 
und Fraktionen, Druckſache Nr. 2069. 

Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu erſuchen, 

a) dahin zu wirken, daß zur Sanierung, insbeſondere 
der Grundſtücke mit Ein⸗ und Zwei⸗Zimmer⸗ 
Wohnungen in größerem Umfange als bisher und 
zu niedrigſtem Zinsſatz den Grundſtücksbeſitzern 
die erforderlichen Mittel zur Verfügung geſtellt 
werden, 

b) durch die im Geſetz feſtgelegte Erhöhung der Miete 
bis zu 100 v. H. der Friedensmiete keine Erhöhung 
e und Gebäudeſteuer (Grundwertſteuer) 
2 tt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Entſchließung 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Sie iſt angenommen. Wir 
kommen zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die das Geſetz in der Schlußabſtimmung annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit. Das Geſetz iſt damit in allen drei Leſungen 
angenommen. Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

Antrag des Senats auf Genehmigung zur 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 2047 zu Nr. 1529. Im Auftrage des Alte⸗ 
ſtenausſchuſſes möchte ich empfehlen, dieſe Druckſache ohne 
Ausſprache dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Ich höre 
keinen Widerſpruch; es tft To beſchloſſen. Wir kommen zu 
Punkt 6 der Tagesordnung: Eingaben laut Druckſache 
Nr. 2059. Ich folge dem alten Brauch, wenn nicht Wort- 
meldungen oder Abänderungsanträge vorliegen, gilt der 
Ausſchußantrag als angenommen. Ein Abänderung 
antrag liegt bei Nr. 5 vor. Nr. 1, 2, 3, 4 angenommen. 
Zur Eingabe Nr. 5 liegt ein Abänderungsantrag vor. Die 
Eingabe lautet: 

63. Bericht: Eingabe Nr. 584 des Vereins Danz 
ziger Handelsvertreter betr.: „Einſpruch gegen die 
Erhöhung der Beiträge und Leiſtungen in der Inva⸗ 
lidenverſicherung.“ r r 

Schriftlicher Bericht, Druckſache Nr. 2028. Antrag; Zurück⸗ 
weiſung. Hierzu ift nun der Abänderungsantrag des Abg. 
Schwegmann und der übrigen Mitglieder der Deutſchnatio⸗ 
nalen Fraktion, Druckſache Nr. 2040, geſtellt: 5 5 

Wir beantragen, die Eingabe des Vereins dn. 
Danziger Handelsvertreter (Nr. 584 II. 2/68) de 
Senat als Material zu überweiſen. itte 

Ich bringe dieſen Antrag guerit zur Abſtimmung und bi s 
die Damen und Herren, die ihm zuſtimmen wollen, ſich n 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Darf ich um die Gege 
probe bitten? (Geſchieht.) Jetzt ſteht die Mehrheit. Nr. 5 
Antrag des Abg. Schwegmann iſt abgelehnt. Eingabe Nr. 

$ 
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Bräfident.) 
ift gemäß dem Antrag des Ausſchuſſes angenommen. Ein⸗ 
gaben Nr. 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16 ſind gemäß 
den Anträgen der Ausſchüſſe angenommen. Wir kommen 
nunmehr zu Punkt 7 der Tagesordnung: 

Antrag von Mitgliedern des Geſchäftsordnungs⸗ 
ausſchuſſes betr. Abänderung der Geſchäftsordnung 
des Volkstages. ' 

Druckſache Nr. 2058. 
erſtatter, Abg. Schilke. 
Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! In Druck⸗ 
ſache Nr. 2058 legen Ihnen die Mitglieder des Geſchäfts⸗ 
ordnungsausſchuſſes einen Antrag vor, der dahin geht, eine 
kleine Vereinfachung im Geſchäftsbetrieb des Volkstages 
eintreten zu laſſen, und zwar aus Sparſamkeitsgründen. 
Einer Anregung des Herrn Präſidenten des Hauſes fol⸗ 
gend, hat fih der Ausſchuß mit dieſem Antrag beſchäftigt. 
Er iſt zu der Überzeugung gekommen, daß durch Annahme 
dieſes Antrages eine gewiſſe Erſparnis erzielt werden kann. 
Es handelt ſich dabei um folgendes: Bisher wurden die 
Kleinen Anfragen, die von Abgeordneten eingingen, ge⸗ 
druckt und verteilt. Hierdurch erfolgte eine ziemliche Be⸗ 
laſtung des Büros. Die Drucklegung koſtet immerhin für 
das laufende Jahr einen gewiſſen Betrag. Es müſſen vor 
allen Dingen auch die vom Senat auf die Kleine Anfrage 
eingehenden Antworten gedruckt und an alle Abgeordneten 
verteilt werden. Wir glauben aljo, eine Erſparnis erzielen 
zu können, indem wir hier einen Wandel inſofern eintreten 
laſſen, als in Zukunft nur die Fraktionen vielleicht zwei 
vemplare der Anfrage erhalten, außerdem die Gruppen 
und die einzelnen Mitglieder des Hauſes, dann auch die 
Preſſe, um über den Inhalt der Kleinen Anfragen ebenfalls 
informiert zu fein. In gleicher Weiſe Joll auch die Ver 
bielfältigung der Antworten erfolgen. 
Dadurch glauben wir eine gewiſſe Erſparnis erzielen 
zu können. Wir bitten deshalb, dieſen Antrag heute ohne 
usſchußberatung anzunehmen. Die Anderung ſoll da⸗ 
durch erfolgen, daß im § 35 der Geſchäftsordnung die 
Ziffern 2 und 4 geſtrichen werden. | 
Präſident: Zur Ergänzung darf ich wohl noch jagen, 
daß nach § 93 der Geſchäftsordnung eine grundſätzliche 
nderung der Geſchäftsordnung nur nach einem Urantrag 
und nach Prüfung durch den Geſchäftsordungsausſchuß er⸗ 
folgen darf. Nun könnte man formale Bedenken haben 
und ſagen, der Urantrag habe noch gar nicht dem Geſchäfts⸗ 
ordnungsausſchuß vorgelegen. Nun kommt er aber daher. 
Infolgedeſſen glaubten wir im Geſchäftsordnungsausſchuß, 
auf eine Weiterberatung des Ausſchuſſes verzichten zu dür⸗ 
en. Wir ſchlagen vor, den Antrag heute ohne weitere 
dien fung des Ausſchuſſes anzunehmen. Ich höre gegen 
dieſe Auffaſſung keinen Widerſpruch. (Abg. Rahn: Hier 
8 art man mit Pfennigen und gibt ſonſt Tauſendmarkſcheine 
us!) Ich höre gegen die Auffaſſung des Ausſchuſſes doch 
amen Widerſpruch. Wir kommen nun zur Abſtimmung. 
I bitte die Damen und Herren, die dem Antrage der 
5 itglieder des Geſchäftsordnungsausſchuſſes zuſtimmen 
t denz ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Wir kommen. 
unkt 8 der Tagesordnung: 

Große Anfrage Nr. 37 des Abg. Hohnfeldt und 
Fraktion betr. Schließung des Spielkaſinos in 

Dr Zoppot. 

mit Fache Nr. 1777. Der Alteſtenausſchuß empfiehlt, da⸗ 
R en Punkt 8a zu verbinden, da ja eine Ausſprache 
utragt wird und nachher wahrſcheinlich ſtattfindet: 

Eingabe Nr. 134 des Gewerkſchaftsbundes der 
Angeſtellten betr. Anſtellungsvertrag der Angeſtell⸗ 

Druck ten des Spielklubs. 
Ei: Se 8 o re Te ae 59 
Dohre dung gebe ich das Wort zunächſt dem Herrn Abg. 
Hohnfeldt. Unruhe) ö hi 9 9 


Das Wort hat der Herr Bericht⸗ 


Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Nur die Ruhe 
kann es machen. (Abg. Weiß: Die Ehrenliſte?) Sehr 
richtig! M. D. u. H.] Die von meiner Fraktion ein- 
gebrachte Große Anfrage bezieht ſich zunächſt auf eine Notiz 
der „B.⸗Z. am Mittag“, vom Dienstag, den 8. Septem⸗ 
ber 1925, in der gemeldet iſt, daß von einer Zoppoter 
Finanzgruppe die Bewilligung zur Errichtung einer Spiel⸗ 
bank in Budapeſt und am Plattenſee nachgeſucht wäre. Wir 
fragen an, ob der Senat in der Lage und bereit ift, nach⸗ 
zuprüfen, ob die vorſtehende Zeitungsmeldung dahin aus⸗ 
zulegen iſt, daß das Zoppoter Spielkaſino einer behörd⸗ 
lichen Schließung und Erfüllung ſeiner hieſigen Verpflich⸗ 
tungen zuvorzukommen ſucht. Weiter fragen wir, ob der 
Senat bereit iſt, den mehrfachen Beſchlüſſen des Volkstages 
Folge zu leiſten und fie durchzuführen, und zur Sicherung 
der hieſigen Verbindlichkeiten des Spielkaſinos, insbeſon⸗ 
dere bezüglich der Gehaltsforderungen der Angeſtellten, die 
Spielgeräte und die Spielgelder des Kaſinos zu beſchlag⸗ 
nahmen. Nach einer perſönlichen Unterredung mit dem 
Herrn Vizepräſidenten Gehl habe ich die Große Anfrage 
meiner Fraktion erweitert, und zwar wollen wir ſpeziell 
fragen, ob und wie der Senat zu einer Reihe von Vor⸗ 
ſchlägen, die meine Fraktion heute machen wird, Stellung 
zu nehmen gedenkt. Sie betreffen den ſofortigen Beginn 
der Liquidation des Spielkaſinos und Sicherung der An⸗ 
ſprüche ſowohl der Angeſtellten wie der übrigen Gläubiger 
des Kaſinos. 

Aber nicht nur dieje Zeitungsmeldnug der „B.⸗Z. am 
Mittag“ war die Urſache, weshalb wir die Große Anfrage 
einbrachten. Die erſte Urſache war vielmehr die Entlaſſung 
von Angeſtellten des Spielkaſinos. Das Spielkasino be- 
ſchäftigt zirka 200 Perſonen. Am 30. Juni d. J. wurden 
27 Leute abgebaut, angeblich wegen Mangel an Beſchäfti⸗ 
gung. In erſter Linie wurden von dieſem Beſchluß des 
Kaſinos eine Reihe von Angehörigen des Danziger Staa⸗ 
tes, von verheirateten Leuten getroffen, während man eine 
Reihe unverheirateter Perſonen und Ausländer im Kaſind 
behalten hat. Nun gibt es eine Beſtimmung, nach der ein 
Betrieb Entlaſſungen nur vornehmen darf, wenn der Be⸗ 
trieb als ſolcher die Notwendigkeit aufweiſt. Entlaſſungen 
dürfen nur vorgenommen werden, wenn der betreffende 
Betrieb die Mehrbelaſtung durch die Arbeitnehmerzahl nicht 
mehr aushält. Bei der Auswahl der zu entlaſſenden My- 
beitnehmer ſollen zunächſt die Betriebsverhältniſſe, ins⸗ 
beſondere die Erſetzbarkeit des einzelnen Arbeitnehmers im 
Verhältnis zu der Wirtſchaftlichleit des Betriebes geprüft 
werden. Sodann find das Lebeng- und Dienſtalter, ſowie 
Familienſtand des Arbeitnehmers derart zu berückſichtigen, 
daß die älteren, eingearbeiteten Arbeitnehmer und diejeni⸗ 
gen mit unterhaltsbedürftigen Angehörigen möglichſt zu 
belaſſen ſind. Außerdem ſind noch eine Reihe von anderen 
Beſtimmungen durch die Verordnung „über Anſtellung und 
Entlaſſung von Angeſtellten und Arbeitern während der 
Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung“ vom Septem⸗ 
ber 1919 gegeben. N 

Gegen dieſe Verordnung iſt ſeitens der Leitung des 
Spielkaſinos verſtoßen worden. Nun iſt die Direktion in 
gewiſſer Weiſe den Forderungen entgegengekommen, die 
meine Fraktion aufgeſtellt hatte, und hat eine Reihe von 
entlaſſenen Angeſtellten wieder angeſtellt. Es handelt ſich 
im Grunde genommen um fünf oder ſechs Perſonen, die 
aber nicht voll und ganz beſchäftigt werden, ſondern zum 
Teil nur mit 50 Prozent ihrer Bezüge beurlaubt ſind. 
Dieſe Bezüge werden nicht etwa vom Spielkaſino ſelbſt be⸗ 
zahlt, ſondern, wie Ihnen allen bekannt iſt, aus den Trink⸗ 
geldbüchſen aufgebracht. Sie wiſſen, daß man von jeher 
gegen das Trinkgeldſyſtem vorgegangen iſt, und daß eine 
Reihe von Berufen mit dieſem Trinkgeldſyſtem gebrochen 
hat. Sie forderten immer wieder, ſie wollten kein Trink⸗ 
geld haben, ſondern eine direkte Bezahlung. Beim Spiel⸗ 
klub war es zunächſt ſo, daß feſte Bezüge gezahlt wurden, 
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daß dieſe feſten Bezüge aber bei der Inflation nicht mehr 
aufgewertet wurden, und daß infolgedeſſen dieſe Bezüge 
bei der Neuordnung der Anſtellungsbedingungen nicht mehr 


gezahlt wurden, ſondern einfach unter den Tiſch fielen. 


Wenn nun von ſeiten des Zentrums geſagt wird, daß die 
Bezüge tatſächlich von den Angeſtellten angenommen wer⸗ 
den, trotzdem ſie ſich dagegen wehren, ſo iſt das ein ganz 
lächerlicher Einwand. Wenn die Leute für die Arbeit über⸗ 
haupt nichts bekommen ſollten, wären ſie dumm, im Be⸗ 
triebe weiter zu arbeiten. Daß ſie aber weiter arbeiten, 
liegt augenblicklich in ihrem eigenen Intereſſe. 

Nach den Arbeiten im Rechtsausſchuß iſt zu erkennen, 
daß eine Fraktion des Hauſes nicht mehr hinter dem Aus⸗ 
ſchußbeſchluß ſteht, der ſeinerzeit eine Auflöſung des Spiel⸗ 
klubs haben wollte. Zu dem Punkt 8a der Tagesordnung, 
Eingabe des G. D. A., wurde erneut eine Entſchließung an- 
genommen, wonach der Spielklub ſofort aufgelöſt werden 
ſollte. Meine Fraktion iſt begierig, ob dieſer Beſchluß des 
Rechtsausſchuſſes von ſämtlichen Fraktionen aufrechterhal⸗ 
ten wird. Nach der Behandlung der Frage als ſolcher iſt 
nicht anzunehmen, daß ſich alle Fraktionen auf den Stand⸗ 
punkt vom Jahre 1920 oder 1921 ſtellen werden. 

Das Trinkgeldſyſtem iſt in beſonderer Weiſe in einem 
Pamphlet, das dieſer Tage gegen den Spielklub heraus⸗ 
gebracht wurde, behandelt worden. Man ſpricht hierin 
nicht nur von einem Trinkgeldſyſtem, ſondern von dem 
Syſtem einer Rokuption, von einem moraliſchen Tiefſtand 
der Bevölkerung, die es zuläßt, daß Angeſtellte durch Trink⸗ 
gelder aus einem unſittlichen Betrieb bezahlt werden, und 
daß dieſe auf Grund der niedrigen Gehälter gezwungen 
werden, ſich mit ſtrafbaren Sachen zu befaſſen. Es wird 
z. B. behauptet, daß die weiblichen Angeſtellten ſich allen 
möglichen Sachen hingeben. Es wird der ſchöne Ausdruck 
Hurerei erwähnt. Ich werde auf dieſes Pamphlet noch 
ſpäter zu ſprechen kommen. 

Es iſt verſchiedentlich geſagt worden, daß das Ver⸗ 
tragsverhältnis der Angeſtellten durch nichts geſichert wäre, 
weil ſowohl die unteren Inſtanzen des Gerichts wie auch 
das Gewerbe- und das Obergericht fich auf den Standpunkt 
geſtellt haben, daß hier unſittliche Verträge vorlägen. Zu⸗ 
nächſt iſt dieſe Sache zum Austrag gekommen bei einem 
Verfahren gegen den Inhaber des Spielkaſinos Wolff. Als 
Zeuge gegen Wolff erklärte der Bürgermeiſter Koch in 
Zoppot, daß der Betreffende berechtigt geweſen wäre, das 
Spielgeld von den Tiſchen zu nehmen. Er erklärte, daß 
der Diebſtahl, den Wolff begangen hätte, zuläſſig wäre, 
und daß das ganze Unternehmen unſittlich wäre. Auf 
irgendwelche Folgerungen aus dem Vertrage könne nicht 
geklagt werden. Nun iſt das Unternehmen ſeinerzeit kon⸗ 
zeſſioniert worden. Darüber iſt ſchon wiederholt recht viel 
geſprochen worden. Man hatte zuerſt angenommen, daß 


an der Duldung des Spielklubs nur die Stadt Zoppot 
intereſſiert wäre, und daß der Betrieb nur von einzelnen 


Leuten aufgezogen wäre. Nach der jetzigen Form der Ver⸗ 
träge bezieht auch eine Reihe von anderen Gemeinden einen 
Anteil aus dem Einkommen der Spielbank. Es liegt alſo 
eine Mitſchuld der Stadt Zoppot wie auch der übrigen Ge⸗ 
meinden und des aufſichtführenden Senats vor, der ſolch 


ein unfittliches Unternehmen aufrecht erhält und außerdem 


noch die Einnahmen einſtreicht. Seinerzeit wurde geſagt, 
daß das Spielkaſino nur ſo lange aufrecht erhalten werden 
ſollte, ſo lange ſich die Stadt Zoppot in ſchlechten Vermö⸗ 
gensverhältniſſen befinden würde. Dieſer Ausſpruch wurde 
in erſter Linie von der Zentrumsfraktion gebraucht, ebenfo 
auch von den Polen, die ſeinerzeit hierüber auch eine Große 
Anfrage eingebracht hatten. 
ſoll nach den Ausführungen des Herrn Sahm in der ſieben⸗ 
ten Sitzung der Verfaſſunggebenden Verſammlung am 
16. Juli 1920 von der Polizeiverwaltung der Stadt Zoppot 
gegeben worden ſein. Heute beſteht nicht nur dieſe Kon⸗ 
zeſſionierung durch die Polizeiverwaltnug Zoppot, ſondern 


Die behördliche Erlaubnis 


dadurch, daß der Staat, d. h. der Gemeindeverband, dieſe (00 I 


Beträge genommen hat, ift ebenfalls eine Genehmigung 
durch den geſamten Staat erfolgt. Welchen Einfluß auf 
das Renommee der Freien Stadt die Duldung dieſes Spiel⸗ 
kaſinos hat, werde ich Ihnen nachher aus Preſſemeldungen, 
die in ausländiſchen, zum Teil Schweizer Zeitungen er⸗ 
ſchienen ſind, beweiſen. Ich werde Ihnen zeigen, wie man 
über die Stadt Danzig und auch über die einzelnen Ge⸗ 
meinden im Auslande denkt. Aber weiter: Nach dem 
alten Vertrag hatte der Freiſtaatgemeindeverband 60 Pro⸗ 
zent der Einnahmen des Spielkaſinos zu bekommen, und 
zwar ſo, daß von den Reineinnahmen dem Gemeindever⸗ 
band 60 Prozent gegeben wurden. Heute iſt durch eine 
Vertragsänderung die weder zur Kenntnis des Freiſtaat⸗ 
gemeindeverbandes, noch der einzelnen Gemeinden ge⸗ 
kommen iſt, feſtgelegt, daß der Gemeindeverband an dem 
Verluſt ebenfalls partizipiert. Ich frage: Mit welcher Be⸗ 
gründung erhalten heute noch die „Unternehmer“ ihre 30 
oder 40 Prozent? 

Dabei iſt es intereſſant, auf die geſchichtliche Entwicke⸗ 
lung dieſes Unternehmens einzugehen und zu betrachten, 
wer eigentlich das Kaſino begründet hat. Die Sachen ſind 
heute allerdings für jedermann ganz unüberſichtlich. Man 
kann ſich noch ſo viel Mühe geben, die Herren, die daran 
intereſſiert ſind, verhindern es. Und es ſind leider alle 
möglichen Kreiſe an dem Beſtehen intereſſiert und nicht 
etwa nur Außenſtehende, ſondern auch Leute der Regierung. 
Ich werde darauf noch beſonders zu ſprechen kommen. 

Seinerzeit trat ein Konzern auf, der fih Trobeck⸗ 
konzern nannte. Dieſer Trobeckkonzern wollte das Spiel⸗ 
kaſino mit Genehmigung der Stadt Zoppot und des Frei⸗ 
ſtaatgemeindeverbandes, den man bald darauf gründete, 
aufmachen. Die erſten Unternehmer waren ein gewiſſer 
Roloff und Linke. Das Geld, das nötig war, um den Ver⸗ 
pflichtungen aus dem Vertrage nachzukommen, nämlich für 
den Ausbau des Kaſinos und den Bau des Kaſinohotels, 
war nicht vorhanden. Da kam im Auguſt 1921 der In⸗ 
haber des Travemünder Flugzeugwerks, Kaſper, nach 
Danzig und gab an einen gewiſſen Marx, den Sohn eines 
Bankiers, 1 Million. Dieſe 1 Million, die im Jahre 1921 


gegeben wurde, iſt das einzige Kapital, das von ſeiten der 


G. m. b. H. oder des damaligen Trobeckkonzerns in das 
Spielkaſino hineingeſteckt wurde. Zunächſt garantierte die 
Sparkaſſe der Stadt Zoppot. Das iſt etwas ganz Eigen⸗ 
artiges. Man wird heute wohl kaum in einer Rechnungs⸗ 
legung der Sparkaſſe dieſen Betrag finden können. Auch 
die Anſchaffung der Spieltiſche wurde von der Spartae 
der Stadt Zoppot finanziert. Das erſte Konſortium ſollte 
abgefunden werden, d. h. Linke und Roloff. Dazu ſollten 
6 Millionen nötig ſein. Für dieſes Geld haftete ebenfalls 
die Sparkaſſe der Stadt Zoppot, wie auch das erſte Spiel 
kapital wahrſcheinlich von der Sparkaſſe gegeben worden 
iſt. Dann kam ein neuer Mann hierher, das war der Herr 
Kasper, der ſeinerzeit dem Herrn Marx das Geld gegeben 
hatte, damit Marx es den Juden Limburg, Wolff und Grätz 
geben folte. Er bot dem Senat 100 Millionen Papier“ 


mark an zum Dollarſtande von 80 und verpflichtete fidh; 


in allerkürzeſter Zeit das Kaſinohotel zu bauen und die 
Ausbauten vorzunehmen. Der Antrag wurde abgelehnt, 
trotzdem dies der einzige Mann war, der Bargeld auf den 
Tiſch legte. Es blieben als „Inhaber“ die drei Juden 
Wolff, Grätz und Limburg. Es iſt dies für uns Danziger 
immerhin eine Rechtfertigung, feſtſtellen zu können, daf 

nicht etwa Danziger oder Deutſche das Unternehmen au 
gezogen haben, ſondern daß es drei ſchöne Berliner Juden 
geweſen ſind, die das getan haben. Mit dieſen drei ſchöne, 
Juden muß ich mich noch beſchäftigen: Wolff, Grätz und 
Limburg. Der eine von ihnen war, wie neulich in einen 
Verſammlung in Zoppot geſagt wurde, ein Krawatte 
macher, der andere ein Speiſewagenkellner, der dritte 5 
tätigte ſich in einer ähnlichen Branche wie der zweite. (Zu⸗ 


Volkstag Danzig. — 144. Sitzung. 


Mittwoch, den 16. Dezember 1925. 2035 


(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 

A) rufe links.) Es gibt auch anſtändige Juden, Herr Abg. 
Dr. Bing, aber dies waren drei Blüten des Judentums, 
die nicht anſtändig waren. Zum Beweis: Der erſte von 
den Juden der Herr Limburg, klaute vom Spieltiſch her⸗ 
unter. Der Erfolg davon war, daß Limburg aus dem 
Lande heraus mußte. (Abg. Dr. Bing: Wieviel ſind wegen 
Klauens vom Spieltiſch beſtraft worden!) Herr Limburg 
wurde getürmt. Nun ſtand im Vertrag mit dem Frei⸗ 
ſtaatgemeindeverband bzw. mit Zoppot, daß, falls einer der 
„Geſellſchafter“ gegen die Vertragsbedingungen verſtoßen 
ſollte, ſein Anteil zugunſten des Freiſtaatgemeindeverbandes 
eingezogen werden könnte. Von dieſer Kann⸗Vorſchrift 
hat die Stadt Zoppot keinen Gebrauch gemacht, ſondern 
Oberbürgermeiſter Dr. Laue hat dieſen Anteil den beiden 
übrigen Inhabern Wolff und Grätz zugebogen. Heute noch 
ſoll Limburg von dem Anteil der beiden anderen Geld be⸗ 
kommen. Die Betätigung von Wolff, Grätz und Limburg 
iſt ganz intereſſant. Der gute Wolff iſt niemals in Danzig, 
wenigſtens nicht in der letzten Zeit. Dafür bekommt er ſein 
Geld bar überwieſen. Heute hat er ſein Konto bei weitem 


überzogen und glänzt in ſämtlichen Spielklubs des Tier⸗ 


gartenviertels in Berlin als der berühmte Brillantenwolff. 
Er iſt in Spielerkreiſen ſehr bekannt. In Friedenszeiten 
hat er den Offenbarungseid geleiſtet, und genau wie Grätz 
ſteht er unter dem Verdacht des Falſchſpiels. Auch er ſoll 
vom Spieltiſch geklaut haben. Ich habe den Ausdruck be- 
reits vorher gebraucht und darauf hingewieſen, daß Bür⸗ 
germeiſter Koch als ſein Entlaſtungszeuge auftrat. 

Wenn man nun ſieht, wer dieſe Entlaſtungszeugen 
ſind, wer alles im Aufſichtsrat ſitzt und Gelder bezieht, 
o kommt man zu ganz eigenartigen Schlüſſen über die 
Handlungsweiſe dieſer Städteverwaltung. Der Herr Ober⸗ 
fürgermeiſter Dr. Laue iſt ja von feinem Poſten als Vor- 
ſitzender des Aufſichtsrates zurückgetreten, und zwar, nach⸗ 
dem im Stadtverwaltungskollegium in Zoppot eine ſehr 
nette Unterhaltung ſeitens der Kommuniſten geführt 
wurde. Dabei wurde den Stadtratsmitgliedern vor⸗ 
geworfen, daß ſie vom Spielklub Geld bekämen, worauf 
Herr Oberbürgermeiſter Dr. Laue erklärte, daß ſei von 
ämtlichen Intereſſenten und auch vom Freiſtadtgemeinde⸗ 
verband erlaubt worden. Da ſtand einer von der Rechten, 
en Deutſchnationalen, auf und erklärte, das ſtimme nicht, 
die Deutſchnationalen ſeien von jeher gegen die Auszah⸗ 
ung der Anteile an die Aufſichtsratsmitglieder geweſen. 

egen dieſer Desavouierung durch die Deutſchnationalen 


jap ſich Herr Dr. Laue gezwungen, zurückzutreten. (Abg. 


Plettner: Er ift nicht zurückgetreten ]) Jedenfalls ift es mir 
mitgeteilt worden. Wenn er nicht zurückgetreten iſt, ſo be⸗ 
zaure ich, daß er ein reichlich dickes Fell hat. Das hat 
übrigens die ganze Blaſe. Da iſt der Bürgermeiſter Koch, 
O5 nach mir gemachten Mitteilungen 40 Dollar bekommt, 
Rberbürgermeiſter Dr. Laue 133 Dollar, Bürodirektyr 
apmund 30 Dollar, die Magiſtratsangeſtellten Mühl⸗ 
mann 271 Dollar, Neidhard 20 Dollar, Magiſtrats⸗ 
angeſtellte Fräulein Kudicke 20 Dollar, der frühere Steuer» 
an ektor Seller 400 Gulden. Der war vorſichtig und nahm 
ee daß der Dollar einmal ſinken könnte. Das find noch 
ncht alle Leute, die etwas bekommen. Nun kommen die 
Meile der Leute, die die Kaſino⸗G. m. b. H. darſtellen 
zunge Fandrath links.) Zu den Leuten komme ich. Da ifi 
muß ft der Auffichtsrat, mit dem ich mich beſchäftigen 
Oli. Dr. Laue war der Präſident. Außerdem war der 
E a Bürgermeiſter, Dr. Creugburg, im Auſſichtsrat, 
unte hat aber ſeinen Anteil an die Schöffen Olivas, dar: 
Fr auch an Kuhn, abgegeben. Es find ferner die drei 
tien räte im Aufſichtsrat. Alle dieje Leute haben Ton- 
in en bekommen oder offen gejagt: Schmiergelder. Ich 
des 15 Beſitz einer Abſchrift einer angeblichen Quittung 
Juli ſandrats des Kreiſes Danziger Niederung vom 
uli 1924. Die Kopie lautet: 


Die Kreiskommunalkaſſe wird angewieſen, die von 
der Zoppoter Kaſino G. m. b. H. für den unter- 
zeichneten Landrat überwieſene Aufwandsentſchädi⸗ 
gung in Höhe von 25 Dollar, wörtlich: Fünfund⸗ 
zwanzig Dollar, anzunehmen und auf das Konto 
Autoerneuerungsſonds zu verbuchen. 

(Bewegung.) Es iſt auf jeden Fall Tatſache, daß gezahlt 
worden iſt. Was der Mann mit dem Geld gemacht hat, 
kommt nebenbei. Es iſt Tatſache, daß ein ſolches Inſtitut 
das Recht zu haben glaubt, den amtlichen Aufſichtsperſonen 
Geld geben zu können. Aus dieſem Geldgeben iſt, ebenſo 
wie aus der Gewinnbeteiligung der Gemeinden, ſelbſtver⸗ 
ſtändlich eine Verpflichtung entſtanden. Die Verpflichtung 
wirkt ſich ſo aus, daß jede Bemühung, den Spielklub auf⸗ 
zulöſen oder in dieſe Verhältniſſe hineinzuleuchten, verhin⸗ 
dert wird. 

Da denke ich an den Punkt 8a der Tagesordnung 
Dieſe Eingabe iſt im Anfang vorigen Jahres, am 22. Mai 
1924, gemacht worden. Herr Abg. Bürgerle war Bericht⸗ 
erſtatter. Als er ſeinen Bericht noch nicht gemacht hatte, 
bekam der Präſident dieſes Hauſes eines Tages ein Schrei⸗ 
ben des Senatspräſidenten Sahm, das beſagte, daß die 
Sache vor den Ferien dieſes Jahres — am 1. April — 
nicht mehr verhandelt werden ſolle, weil aus der Spiel⸗ 
kaſinogeſchichte heraus die ſchwerſten Komplikationen ent⸗ 
ſtehen könnten, und weil vor allen Dingen die Finanzen der 
Gemeinden die Auflöſung nicht zulaſſen würden. Herr 
Sahm hat allerdings bereits im Jahre 1920 erklärt, daß, 
wenn ein einſtimmiger Beſchluß der damaligen Ver- 
faſſunggebenden Verſammlung über die Auflöſung des Ka⸗ 
ſinos dem Staatsrat unterbreitet würde, der Staatsrat von 
ſich aus die Auflöſung erledigen würde, ohne daß irgend⸗ 
welche weiteren Schritte bei der Perſon, an die man ſich 
damals wenden wollte, nämlich den Hohen Kommiſſar, er⸗ 
forderlich würden. Alſo: Herr Sahm iſt im Jahre 1925 
anderer Meinung als im Jahre 1920. Bezeichnend iſt 
weiter, daß die Behandlung der Großen Anfrage des Abg. 
Dr. Kubacz aus dem Jahre 1921 fich bis zum September 
1923 hinzog und dann infolge der Neuwahlen unter den 
Tiſch fiel. Die Stellungnahme des Zentrums aus dem 
Jahre 1920 iſt aus den Berichten des Plenums erſichtlich. 
Damals, im Jahre 1920, waren ſich alle darüber einig, 
daß die ſogenannte Peſtbeule, der Ausdruck ſtammt von 
Herrn Abg. Splett, unbedingt und ſofort aufgeſtochen 
werden müſſe. Die Peſtbeule iſt bis heute nicht aufgeſtochen 
und wird vielleicht noch lange beſtehen, ſoviel man über⸗ 
jehen kann. Wie nun damals die Fraktionen geurteilt 
haben, geht aus den ſtenographiſchen Protokollen der Her- 
faſſunggebenden Verſammlung, 7. Sitzung, hervor. U. a. 
hat Herr Abg. Dr. Bing geſprochen und in ſehr treffenden 
Ausführungen geſagt, daß die Spielgelegenheit als ſolche 
manch einen von ſeiner ehrlichen Arbeit abbringen könne. 
Herr Dr. Matthaei hat ſich ebenfalls jo ausgedrückt. (Zuruf 
des Abg. Dr. Bing.) Sie haben es zuerſt geſagt, aber Herr 
Abg. Dr. Matthaei hat den Ausdruck geprägt: daß das 


Beſtehen des Kaſinos ein „Hohn auf den ſittlichen Wert 


der Arbeit“ ſei. Wenn man das Kaſino trotzdem beſtehen 
ließ, ſo geſchah das, weil die finanzielle Lage Zoppots es 
erforderlich machte, die Einnahmen aus dem Kaſino vor⸗ 
übergehend anzunehmen. Im Jahre 1921 ſagte Herr 
Schümmer bei Beantwortung der Großen Anfrage der Po⸗ 
len, daß die Schließung des Spielklubs „zur Zeit“ die 
finanzielle Leiſtungsfähigkeit der Stadt in Frage ſtelle. 
Dann iſt ferner geſagt worden, daß man das Spielkaſino 
dulde, weil man damit gleichzeitig verhindern könne, daß 
fih einzelne wilde Spielklubs bildeten. Herr Abg. Dr. 
Matthaei hat damals erklärt, daß die Aufhebung des Spiel⸗ 
klubs durchaus nicht die Folge haben würde, daß ſich eine 
Reihe von wilden Spielklubs auftäte. Er erklärte aus⸗ 
drücklich, er habe das Vertrauen zu einer wirklich tüchtigen 
Polizei, die im Stande ſein würde, die Spielhöllen auf⸗ 
zuheben. Nun iſt in dieſem Jahre in Zoppot ein wilder 


Nez 
Bun! 
Ka 


Volkstag Danzig. — 144. Sitzung. 
(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 


(A) Spielflub aufgehoben worden, und zwar vor den Augen 


(B 


— 


reſtlos verſpielt hat und vom Kaſino 


des Spielklubs ſelbſt. Dieſe üble Konkurrenz des Spiel⸗ 
kaſinos hat man beſeitigt und hat die Spieler, es waren 
zum Teil Bürger der Stadt Zoppot, mit Handfeſſeln über 
den Fahrdamm geführt. Der Spielklub wurde ſeine Kon⸗ 
kurrenz los. Am das Kaſino ſelbſt will ſich aber niemand 
heranwagen. 

Wie urteilt nun das Ausland über die Freie Stadt 
Danzig in bezug auf die Konzeſſionierung des Spielklubs? 
Es iſt geſtern in der „Danziger Allgemeinen Zeitung“ zu 
der Jewelowſki-Angelegenheit der Ausdruck gebraucht 
worden, daß die Enthüllungen eines ehemaligen Senators 
„immer wiederkehrenden Stoff für auswärtige Preſſe⸗ 
artikel“ bieten, in denen Danzig auf den gleichen Stand⸗ 
punkt mit irgendeinem korrumpierten exotiſchen Räuber⸗ 
ſtaat geſtellt wird. Was hier geſagt wird, gilt beſonders 
von der Duldung des Spielkaſinos in Zoppot. Das Pam⸗ 
phlet, deffen Urheber ein gewiſſer v. Graf ift, der wahrſchein⸗ 
lich in Zoppot ſchwer gerupft worden iſt, enthält eine Reihe 
von Preſſeſtimmen, nicht nur polniſche wie der „Gazeta 
Gdanſka“ und der „Dziennik Gdansk“, ſondern auch vor 
allem franzöſiſcher Zeitungen und Schweizer republika⸗ 
niſcher Blätter. Die Schweizer republikaniſchen Zeitungen 
zählen die Gäſte auf, die im Spielkaſino verkehrt haben. 
Da iſt u. a. der Mörder Jaurés, Raoul Villain, der ſeinen 
Judaslohn in Zoppot verſpielt hat. Ferner ein rumä⸗ 
niſcher General Sturza, der ſeinerzeit mit ſeinen Truppen 
zu den Deutſchen übergelaufen iſt, der dann ſein Geld hier 
ſogar angeſtellt 
wurde. Da iſt weiter ein Lehrer Doré, dem das von ihm 
durch Schwindeleien zuſammengebrachte Geld in Zoppot 
abgenommen wurde und dem nun in Paris der Prozeß 
gemacht wurde. Dieſer Prozeß iſt inſofern intereſſant, als 
in ihm darauf hingewieſen wird, daß gleichzeitig für den 
Raub die Stadt Danzig verantwortlich gemacht werden 
müſſe; dabei ift z. B. geſagt, daß, wenn in dieſem Falle 
das Geld herausgegeben werden müſſe, eine Unmaſſe von 
Begaunerten aller Staaten das ähnliche Verlangen ſtellen 
werde, und daß dann das famoſe Danziger Staatsweſen, 
das ſozuſagen auf den Erträgniſſen von Zoppot aufgebaut 
ſei, bankerott machen müſſe. Wörtlich iſt ferner geſagt: 
„Die Exiſtenz des Freiſtaates und ſeiner Perle Zoppot iſt 


ein europäiſcher Skandal, und der Völkerbund ſollte dieſen 


Staat endgültig unter internationale Vormundſchaft 
ſtellen.“ Das ſchreiben die „Schweizer republikaniſchen 
Blätter“ vom 26. Juli 1924. Hier in demſelben Blatt 
wird geſagt: „Im Monte Carlo des Nordens, der Spiel⸗ 
hölle Zoppot, im jüdiſchen Lumpenſtaate Danzig, drängt ein 
öffentliches Argernis das andere.“ Die franzöſiſche Preſſe 
ſagt, Raoul Villain, der Mörder Jaurés, ſtand, als er im 
Juli 1914 Jaurés ermordet hatte, unter der Protektion 
jüdiſcher Kreiſe; er verfügte über reiche Mittel, und dieſe 
Gelder ſoll er in Zoppot verſpielt haben. 

Dieſes Pamphlet iſt auch Herrn Sahm überreicht 
worden. Es exiſtieren im Freiſtaat nur vier Exemplare, die 
übrigen ſind reſtlos unter den Tiſch gefallen. Der Verteiler 
war Herr Rhaue aus dem Stockturm. Als er veranlaßt 
wurde, die Blätter zu verkaufen, ſagte er, daß er das nicht 
tun würde. Ich will dabei auch dem Zentrum etwas über 
die Zoppoter Spielhölle und die fatholifche Religion aus 
dieſem Schriftwerk vorleſen. Sie können daraus ſehen, mit 
welchen Mitteln das Kaſino hauſieren geht: In Zoppot bei 
Danzig beſteht eine Spielhölle, das Monte Carlo des Nor⸗ 
dens. Die Direktion iſt in den Händen der Juden Wolff, 
Grätz, Taubenhaus, Fickenwith und Engel. Dieſe geben in 
deren letzten Nummer zu leſen: „In Monaco, unterhalb 
des Kaſinos von Monte Carlo, liegt in einer Schlucht ein 
kleines Kirchlein. Dort ſieht man neben der Kanzel eine 
große Menge von kleinen Marmortafeln, alle mit der Jn- 
ſchrift, welche lautet: „Danke, lieber heiliger Devote“ und 
darüber der Name des Stifters. Das waren alles Leute, 
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die im Kaſino von Monte Carlo viel Geld gewonnen (0) 


hatten und ſich hier bei der Allmacht bedankten.“ Nun geht 
der Artikel weiter: „Dieſe Notiz beweiſt, daß die Söhne 
Abrahams kein Mittel ſcheuen, um ihre Opfer in ihre 
Laſterhölle zu ſchleppen. Wohl beſtand das Kirchlein des 
heiligen Devote in der Schlucht bei Monte Carlo viel hun⸗ 
dert Jahre, bevor der aus Baden-Baden verjagte Camille 
Blanc auf dem Felſen ſein Zelt aufſchlug. Aber unwahr iſt 
ſelbſtredend, daß die zahlreichen Gedenktafeln von Spielern 
herrühren, denn die Beſucher der Laſterhöhle auf dem 
Felſen und diejenigen des Kirchleins im Schatten verfolgen 


nicht denſelben Zweck. Katholiken werden kaum auf diefe- 


Reklame hin nach Zoppot pilgern.“ 
Sie ſehen, welche Reklame das Spielkasino macht, und 
die Schuld trifft die Direktion. Der Generaldirektor iſt nun 
ein Danziger Rechtsanwalt. Das iſt geradezu die Höhe. 
Der Rechtsausſchuß hat ſchon einmal hierzu Stellung ge⸗ 
nommen, und Herr Dr. Neumann hat ſchärfſte Kritik ge⸗ 
übt. (Abg. Dr. Neumann: Ich habe heute noch dieſelbe 
Anſicht!) Ich glaube, die gleiche Anſicht werden alle an⸗ 
ſtändigen Juriſten ebenfalls vertreten. Es iſt ein Unſinn, 
daß dieſer Mann heute 1000 Dollar aus dem Spielbetrieb 
bekommt und außerdem noch aus dem Anteil von Wolff 
und Grätz 9 Prozent. Es iſt ein Unding, wenn weiter 
Leute in dem Unternehmen beſchäftigt ſind, die tatſächlich 
nichts getan haben und auch heute nichts tun, um das 
Renommee des Kaſinos zu heben. Ich muß Ihnen aller⸗ 
dings eine Reihe von Perſonen nennen, die fih mit allem 
möglichen befaßt haben. Da iſt z. B. der Rechtsanwalt Dr. 
Wolfenſtein, Berlin, mit einem Anteil von zirka 5 Prozeut, 
Dr. Czarnowſki, Zoppot, mit 2 Prozent der reinen Ein⸗ 
nahmen. Den Aufſichtsrat habe ich ſchon genannt. Da iſt 
der Generaldirektor, der eigentlich 3½ Prozent bekommt, 
heute alſo 1000 Dollar im Monat. Da iſt aber auch ein 
Hauptkaſſierer, das iſt eine ſchöne Blüte. Dieſer Haupt⸗ 
kaſſierer Kämmerer iſt ſeiner Zeit mit einem Teil Spiel⸗ 
gelder nach Berlin verſchwunden. Irgendwelche gerichtlichen 
Schritte wurden gegen ihn nicht unternommen. Er ift 
heute wieder Kaſſierer. Mit ihm müſſen heute noch der 
Freiſtaatgemeindeverband nud auch die Steuerbehörde ab⸗ 
rechnen. Aus feiner Hand kommen die Abrechnungen 
Wenn es wahr iſt, was mir geſagt worden iſt, daß der 
Weir ai tatſächlich nur 40 000 Gulden für das 
Jahr verſteuert, ſo beruht das auf Angaben, die die Kaſſe 
des Spielklubs gemacht hat. Dieſer Kaſſierer ſoll nun eine 
gewiſſe Kontrolle haben, und der ganze Spielklub ſoll durch 
Kontrolleure, die die Stadt Zoppot anſtellt, kontrolliert 
werden. Keiner dieſer Kontrolleure ift aber unter 60 Jahren, 
einer iſt ſogar über 70 Jahre alt. Dieſe Herren ſind ſo alt, 
daß fie nicht in der Lage find, die ganze Nacht über dor 
zu figen. Wenn die Bank einmal aufplatzt, muß man 
einen ſolchen Herrn erſt ſuchen. Einer von ihnen wurde 
einmal ſchlafend in der Direktionsloge gefunden. Was da 
paſſieren kann, muß man ſich unter dieſen Umſtänden vor⸗ 
ſtellen. So iſt auch Wolff in der Lage geweſen, das Geld 
vom Spieltiſch zu nehmen. Anderen Leuten iſt es möglich 
geweſen, die Spielmarken vom Tiſch herunterzunehmen 
und gewiſſen „Damen“ in die Hand zu drücken. Es iſt 
auch vorgekommen, daß der Spielleiter am Roulette über 
den Ankauf einer goldenen Uhr verhandelte und ſich um das 
Spiel nicht kümmerte; als man ſich an ihn wandte, hat er 
gelaat; „Warten Sie einen Augenblick, ich bin glei 
ertig.“ 

Und nun der Kaſinohotelbau, er iſt auch heute noch 
nicht fertig und wird auch nicht fertig werden. Maßgebend 
dafür ift die Begründung, daß das Kaſino nicht eher auf 
gelöſt werden wird, als bis der Bau fertig iſt. Die Herren 
haben nun natürlich kein Intereſſe daran, daß der Bau 
zu Ende geht. 

Wenn wir ſo die ſchlechten Auswirkungen des 
kaſinos betrachten, ſo kommen wir zu dem Ergebnis, 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 


(A) unbedingt eine Auflöſung des Spielklubs vorgenommen 


8) 


werden muß. Die Entſchließung, die zu Punkt 8a an⸗ 


genommen iſt, beſagt, daß die Auflöſung ſofort erfolgen 
ſoll. Daß eine ſofortige Auflöſung nicht möglich iſt, wie 
der Senat zu erkennen gab, gebe ich leider zu. Es partizi⸗ 
pieren an den Geldern des Spielkaſinos faſt ſämtliche Ge⸗ 
meinden des Freiſtaates. Die Gemeinden haben es in der 
ganzen Zeit des Beſtehens des Spielklubs nicht fertig⸗ 
gebracht, ſich von dieſen Einnahmen loszulöſen, trotzdem 
nach der damaligen Erklärung des Senatspräſidenten im 
Jahre 1920 dafür hätte geſorgt werden müſſen, daß die 
ſteuerlichen Einnahmen der Stadt Zoppot geregelt wurden 
und die Stadt Zoppot ſich nicht mehr auf die Einnahmen 
aus dem Spielkaſino verließ. Das hat man unterlaſſen 
und muß es jetzt nachholen. Wir fordern einen ſofortigen 
Beſchluß, der die Auflöſung vorſieht, und daß bis zur 
Auflöſung ſchon heute mit der Liquidation begonnen werde. 
(Zuruf.) Es iſt doch jetzt ein neuer Beſchluß gefaßt worden. 
Damals wurde geſagt, daß ſämtliche Fraktionen auf dem 


Standpunkt ſtänden, daß dieſer Beſchluß notwendig wäre. 


Er wurde tatſächlich im Jahre 1920 gefaßt. 

Die ſofortige Liquidation muß unter Aufſicht des 
Senats erfolgen. Ich möchte ſogar fordern, daß der Senat 
das Kaſino in die Hand nimmk. Glaubt er ſich damit zu 
ſchädigen, ſo möchte ich ſagen, daß ſein Renommee bereits 
gelitten hat, weil er das Beſtehen des Spielklubs zuließ. 
Viel mehr mit Ruhm bekleckern kann er fih nicht. Wenn 
der Senat das Kaſino nicht in die Hand nehmen will, ſo 
ſoll er wenigſtens die Liquidation übernehmen und Be⸗ 
amte ernennen, die die Liquidatoren ſind, die aber für ihre 
Tätigkeit nicht ein Entgelt von der Generaldirektion 
bekommen. 

Bei dieſer Liquidation, die ich beſtimmt auf zwei Jahre 
rechne, muß in erſter Linie dafür geſorgt werden, daß etd- 
lich die Finanzen der Stadt Zoppot geregelt werden, und 
daß auch ferner von den 100 Prozent Einnahmen nicht 
etwa nur 60 Prozent an den Freiſtaatgemeindeverband 
gehen, ſondern daß dieſem die ganzen 100 Prozent zu⸗ 
fallen. Ich habe ſchon vorher darauf hingewieſen, daß die 
Eigentümer vertraglich abgemacht hatten, daß ihr Anteil 
ei irgendeinem Verſtoße dem Freiſtaatgemeindeverband 
zufallen ſolle. Verſtöße gegen den Vertrag ſind öfters vor⸗ 
gekommen, in erſter Linie bei dem Diebſtahl des Lim⸗ 
burg, dann bei dem Diebſtahl des Wolff und weiter bei der 
Nichtvollendung des Kaſinohotels in der abgemachten Zeit. 

uf Grund dieſer Vertragsverletzungen kann man die 
vollen 100 Prozent einziehen. 

Wenn man das tut, ſo iſt ſelbſtverſtändlich dafür 

orge zu tragen, daß der Kaſinobau in Zoppot zu Ende 
geführt wird. Das läßt ſich dadurch machen, daß die 
0 Prozent, die bisher für dieſen Zweck abgeführt wurden, 
weiter reſerviert werden, oder daß man verſucht, ein Ron- 
ortium zum Endbau des Kaſinos een Vor 
allen Dingen muß verhindert werden, daß irgendwelche 
Zahlungen hierbei an das Ausland erfolgen. ; 
h Ferner, und das ift ein ſehr ernfter Punkt, muß bei. 
er Liquidation dafür geſorgt werden, daß ein Fonds für 
Noorhergejehenes geſchaffen wird. Die guten Herren 
Aben noch nicht einmal eine Kautionsſumme für den Fall 
zurückgelegt, daß das Kaſino irgendwie aufplatzt oder die 

ank irgendwelche Spielverluſte erleidet, die ſie nicht decken 
unn. So iſt es im Frühjahr dieſes Jahres paſſiert, daß das 
lin einen Spielverluſt von 100000 Gulden hatte, die 
in zuſammengebracht werden konnten. Bis das der Fall 
alles hat es etwa drei Tage gedauert. Dann ift vor nicht 
1000 langer Zeit, vor zirka einer Woche, ein Betrag von 
Gulde Gulden nicht aufgebracht worden. Die 10000 
gep en hat man von den Trinkgeldern der Angeſtellten 
drücke Was das bedeutet, iſt eigentlich ſchwer auszu⸗ 
ſpielt a Spielklub, der kein Geld hat, der mit Leuten 

‚ aber ſelbſt für ſeinen Spielverluſt nicht gerade ſteht, 
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iſt ein Schwindelunternehmen. Wenn heute das Spiel⸗ 
kaſino bei irgendeinem Ausländer einen Verluſt hat, ſo 
wäre eventuell die außenpolitiſche Komplikation möglich, 
daß dieſer Ausländer die diplomatiſche Vertretung ſeines 
Staates oder Genf in Anſpruch nimmt. Dem Völkerbund 
in Genf liegt ja jenes Pamphlet ebenfalls vor. Ihm ſind 
die Zuſtände bekannt, und er kann darauf drücken, daß der 
Freiſtaat für das Kaſino eintritt, weil Danzig an den Gin- 
nahmen partizipiert. Das wird verſucht werden in dem 
Prozeß Doré. Deshalb iſt es nötig, daß ein Fonds für 
Unvorhergeſehenes und eine Kaution für Spielverluſte ge⸗ 
ſchaffen wird. 

Ferner iſt bis zur endgültigen Auflöſung des Spiel⸗ 
kaſinos dafür zu ſorgen, daß das Trinkgeldſyſtem aufhört, 
und daß der Spielklub darangeht, die Angeſtellten anders 
zu beſolden. Es muß dafür geſorgt werden, daß an Stelle 
des Trinkgeldſyſtems eine feſte Bezahlung tritt. Wenn die 
Liquidation unter Aufſicht des Staates erfolgt, hat der 
Staat die Verpflichtung, das Unternehmen ſo moraliſch 
wie irgendmöglich aufzulöſen und dafür zu ſorgen, daß den 
Angeſtellten für ihre Arbeit, gleichzeitig im Intereſſe des 
Fveiſtaates, der an dem Ertrag partizipiert, das nötige 
Entgelt ſichergeſtellt wird. Dazu ift ebenfalls die Bildung 
eines Fonds notwendig. 

Ich wiederhole alſo: Es iſt ein ſofortiger Beſchluß 
auf Auflöſung notwendig, weil man den alten Beſchluß 
von 1920 nicht mehr kennt. Ferner die ſofortige Inangriff⸗ 
nahme der Liquidation und die Abwicklung durch den 
Senat. In der Zeit der Auflöſung, der Liquidation, muß 
dafür geſorgt werden, daß die Finanzen der Stadt Zoppot 
geſichert werden und ſtatt der 60 Prozent von jetzt ab 
100 Prozent an den Freiſtaatgemeindeverband fließen. 
Keine Zahlung darf an ausländiſche Teilhaber gehen. 
Ferner müſſen die Mittel für den Hotelbau ſichergeſtellt 
werden und ein Fonds für Unvorhergeſehenes, eine Rau- 
tion für Spielverluſte und eine Kaution für die Gehälter 
der Angeſtellten geſchaffen werden. 

Das ſind die Forderungen, die wir bei der Beſprechung 
der Großen Anfrage und ihrer Begründung an den Senat 
ſtellen. Wir bitten den Senat um Auskunft, ob er geneigt 
iſt, dieſe Forderungen anzuerkennen und ſeinerſeits an der 
Auflöſung des Spielkaſinos mitarbeiten will. Wir machen 
aber darauf aufmerkſam, daß es heute Fein Drehen und 
Wenden mehr gibt, daß der Senat etwa behauptet, ſchuld⸗ 
los an den jetzigen Zuſtänden zu ſein. Der Senat für ſeinen 
Teil ift als Auſſichtsbehörde unbedingt dafür verantwort⸗ 
lich, daß im Freiſtaat bis zum heutigen Tage eine derartige 
Peſtbeule beſtehen konnte, trotzdem die früheren Beratun⸗ 


gen in der Verfaſſunggebenden Verſammlung im Jahre 


1920 und ein einſtimmiger Beſchluß der Volksvertretung 
und des Senats ergeben haben, daß dieſe Peſtbeule auf⸗ 
zuſtechen und zu beſeitigen war. (Lebhaftes Bravol) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Senator 
Dr. Schwartz. 

Dr. Schwartz, Senator: M. D. u. H.! Auf die Große 
Anfrage Nr. 37 habe ich im Namen des Senats folgendes 
zu erwidern: ; 

Es trifft zu, daß fih ein Teil der Geſellſchafter des 
Spielklubs in Zoppot in Ungarn um die Konzeſſion für 
einen Spielklub beworben hat. Nach glaubwürdiger Ver⸗ 
ſicherung trifft es nicht zu, daß ſeitens der beteiligten Per⸗ 
jonen beabſichtigt wird, den Spielklub in Zoppot puf- 
zuheben und damit einer behördlichen Schließung und Er⸗ 
füllung hieſiger Verbindlichkeiten zuvorzukommen. Die 
Regierung beabſichtigt, die beſchloſſene Aufhebung des 
Spielklubs ſobald als die Verhältniſſe es irgend zulaſſen 
und ſobald es irgend möglich iſt, durchzuführen. Der Spiel⸗ 
klub iſt bisher ſeinen ſämtlichen Rechtsverbindlichkeiten 
nachgekommen, und insbeſondere wurde in keinem Zivil⸗ 
prozeß mit Angeſtellten der Einwand der Unſittlichkeit er⸗ 
hoben. Aus dieſem Grunde, und weil die Beſchlagnahme 
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(Dr. Schwartz, Senator.) 
von Spielgeldern und Spielgerät praktiſch kein Ergebnis 
haben dürfte, wird eine ſolche Beſchlagnahme nicht 
beabſichtigt. 

Nun hat der Herr Abg. Hohnfeldt eine Reihe von 
einzelnen Fragen an den Senat gerichtet, und einzelne 
Tatſachen mitgeteilt, die er aus dem Betrieb des Spiel⸗ 
klubs und aus der Geſchichte des Spielklubs erfahren hat. 
Darüber mich im einzelnen auszulaſſen, iſt mir zur Zeit 
nicht möglich. Ich habe mir die Fälle notiert, und es wird 
im Rechtsausſchuß Gelegenheit ſein, darüber zu ſprechen. 

Aus den Ausführungen möchte ich aber zwei Punkte 
hervorheben. Der Herr Abg. Hohnfeldt hat bemängelt, daß 
die Landräte auch Geld aus dem Spielklub bekämen. Zum 
Beweis dafür verlas er eine Quittung, die vom Landrat 
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des Kreiſes Danziger Niederung ausgeſtellt iſt. Ich möchte 


darauf hinweiſen, daß die Landräte in ihrer Eigenſchaft 
als Vertreter im Gemeindeverband zwar Geld bekommen, 
aber nicht für ſich ſelbſt, ſondern das führen ſie für andere 
Zwecke ab. Sie ſtecken alſo die Gelder nicht in die eigene 
Taſche. Ich habe auch Herrn Abg. Hohnfeldt nicht ſo ver⸗ 
ſtanden, als ob er das ſagen wollte, habe es aber für not⸗ 
wendig gehalten, dies hervorzuheben. 

Herr Abg. Hohnfeldt hat einen Teil feiner Ausführun⸗ 
gen dem Grafſchen Pamphlet gewidmet. Er hat die Schrift 
als „Pamphlet“ bezeichnet, daraus ergibt ſich, welche Be⸗ 
deutung auch Herr Abg. Hohnfeldt dieſer Schrift eines aus 
irgendeinem Grunde Danzig feindlich geſinnten Mannes 
beimißt. Ich habe dem nichts hinzuzufügen. 

Vizepräſident Splett: Es liegt ein Antrag des Herrn 
Abg. Hohnfeldt auf Beſprechung vor. Wird dieſer Antrag 
unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Die 
Beſprechung iſt eröffnet. Das Wort hat der Herr Abg. 
Laſchewfti ; 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): Die Kommuniſtiſche 
Fraktion ſteht heute, genau wie bei dem damaligen Be⸗ 
ſchluß, auf dem Standpunkt, daß dieſer Spielklub ſofort zu 
ſchließen iſt. Der Beſchluß wurde damals einſtimmig von 
der geſetzgebenden Körperſchaft gefaßt nud hätte damals 
ſchon durchgeführt werden müſſen. Wir ſtehen zu dem Be⸗ 
ſchluß und verlangen heute die Schließung des Spielklubs. 
Es iſt aber bezeichnend, wie der Senat den einſtimmigen 
Beſchluß der geſetzgebenden Körperſchaft geachtet hat. Ge⸗ 
nau ſo wie der Spielklub damals nicht geſchloſſen wurde, 
wird er auch heute nicht geſchloſſen werden, weil Sie ſelbſt 
nicht den ehrlichen Willen dazu haben. Sie ſollten dann 
lieber den Mut beſitzen und hier ſagen, aus den und den 
Gründen wollen wir nicht, daß der Spielklub geſchloſſen 
wird. Wer die Entſtehung des Spielklubs kennt, wird auch 
die Urſachen wiſſen, weshalb dieſer Spielklub geſchaffen 
wurde. Zoppot ſchuf ſich damals das Spielkaſino gegen den 
Willen des Senats, weil damals wie auch heute noch in 
Zoppot eine Art Nebenregierung beſteht, die ſich über alle 
Beſchlüſſe des Senats hinwegſetzt. Ich kann Ihnen andere 
Beiſpiele geben, die ebenſo ſchwerwiegender Natur ſind, bei 
denen ſich der Zoppoter Bürgermeiſter zuſammen mit dem 
Zoppoter Magiſtrat über die Beſchlüſſe des Senats hinweg⸗ 
ſetzten. Es war auch dem Zoppoter Magiſtrat verboten, 
das Notgeld zu ſchaffen und herauszugeben, trotzdem tat 
Zoppot dies, und der Oberbürgermeiſter Dr. Laue rühmt ſich 
heute noch dieſer Tatſache. Ich ſage Ihnen auch heute, daß 
Sie nicht die Möglichkeit haben, den Spielklub zu ſchließen. 
Die heutige Zuſammenſetzung der Regierung iſt faſt gar 
nicht anders als die frühere. Das haben wir doch ſchon in 
der Zeit, wo die neue Koalition beſteht, geſehen. Nennen 
Sie mir ein Beiſpiel, daß eine Anderung gegen früher ein⸗ 
getreten iſt. Als damals die Spielklubfrage im Freiſtaat 
aufgeworfen wurde, waren zwei Konſortien vorhanden. 
Das eine Konſortium wollte einen Spielklub in Zoppot, 
das andere einen Spielklub in Oliva aufmachen. In beiden 
Orten wurden die Anträge zugleich gemacht, in Oliva in 


der Mascotte. Die Gemeindevertretung in Oliva lehnte das 
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aber ab, und der Staatsanwalt griff gegen das jhon in (© 


Gang geſetzte Spielunternehmen ein. Er verfügte die fv- 
fortige Schließung. In Zoppot ſetzte er ſich mit ſeinem 
Beſchluß nicht durch, oder er wagte nicht, gegen das Spiel⸗ 
unternehmen vorzugehen, weil der Zoppoter Magiſtrat da⸗ 
hinterſtand, weil der Oberbürgermeiſter Dr. Laue der 
Vater des Gedankens war. So ging das Spielunternehmen 
in Zoppot weiter. Heute kann man in den Zeitungen leſen, 
daß die Staatsanwaltſchaft erklärt hat, da das ein unſitt⸗ 
liches Unternehmen wäre, könnte man für die Verträge der 
Angeſtellten nicht eintreten. Als ſich aber ein paar An⸗ 
geſtellte ein paar Gulden im Spielklub aneigneten, griff der 
Staatsanwalt ein und beſtrafte einen mit Gefängnis. Wenn 
ein Unternehmen ſo unſittlich iſt, daß die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft nicht für die Rechte der Angeſtellten eintreten kann, 
dann muß ſie konſequent ſein und auch nicht eingreifen, 
wenn ſich in dieſem ſogenannten unſittlichen Unternehmen 
jemand etwas zuſchulden kommen läßt. Auf der einen Seite 
nimmt man das Unternehmen alſo noch in Schutz, während 
man es andererſeits ablehnt, die Rechte der Angeſtellten 
zu vertreten. 

Nun wird von der Regierungskoalition ſicher erklärt 
werden, wir hörten es ja ſchon aus den Ausführungen des 
Senats, daß der Spielklub geſchloſſen werden wird, ſobald 


die Möglichkeit beſteht, d. h. bis fih die Kommunen und: 


auch die Stadt Danzig, die ja den Löwenanteil nimmt, mit 
ihren Einnahmen anders eingerichtet haben. Es iſt ja be⸗ 
kannt, wie hoch die einzelnen Poſitionen in den Etats find. 
Es iſt bekannt, daß Zoppot im jetzigen Etat 600 000 Gulden 
eingeſtellt hat, Oliva 150 000 Gulden bei 6 Prozent der 
Einnahmen, und daß Danzig und die Kreiſe ihre Beträge 
nach Prozenten eingeſtellt haben, die aber heute nicht er⸗ 
reicht werden, weil der Spielbetrieb ſehr ſchlecht geht. Heute 
decken die eingehenden Beträge nur die Tantiemen und vie 
Schmiergelder, die gezahlt werden. 

Bezüglich dieſes Punktes möchte ich den Herrn Abg. 
Hohnfeldt noch etwas ergänzen. Es ſtimmt nicht, daß Dr. 
Creutzburg zugunſten des Schöffen Kuhn auf ſeine Schmier⸗ 
gelder verzichtet hat. Die Geſchichte iſt ſo: Die einzelnen 
Gemeindevorſteher, die Landräte der einzelnen Kreiſe, auch 
die Stadt Danzig, find im Aufſichtsrat. Ich weiß nicht, 
ob ein Senator dabei iſt, man müßte einmal anfragen, 
ob dieſer nicht auch Schmiergelder erhält. Alle Perſonen, 
die im Aufſichtsrat ſitzen, erhalten, je nach der prozentualen 
Beteiligung des Verbandes, die Schmiergelder. Jeder 
Kreis hat außer dem Auſſichtsratsmitglied noch ein Mit⸗ 
glied als Geſchäftsführer, dieſe erhalten einen geringeren 
Betrag als Schmiergelder. Herr Senator Dr. Schwartz, 
ich weiß es aus Oliva ganz genau, daß dies den Tatſachen 
entſpricht. Wir haben auch Herrn Dr. Creutzburg in öffent⸗ 
licher Sitzung befragt, was er an Schmiergeldern erhalte. 
Nach der Aufklärung erklärten Schöffe Janzen und ein 


anderer Schöffe: „Wir verurteilen dies aufs äußerſte, wir 


werden es nur dulden, wenn reſtlos jeder Pfennig, der aus 
dieſem Sündengeld aufkommt, zu Wohlfahrtszwecken ver⸗ 
wandt wird.“ Wie iſt dieſes geſchehen? Eine Maſſe Gelder 
ſind erſtens als Schmiergelder gegeben worden. Dann 
wird der größte Teil zu ganz anderen Verwaltungszwecken 
verwandt, vielleicht zur Bewaffnung der Einwohnerwehr 
auf dem Lande. Wo ſind die Gelder, die an den Kreis 
verteilt werden? Sie dienen zu Beſchaffungen für die Ein⸗ 
wohnerwehr, oder höchſtens dazu, daß fih die Großgrund⸗ 
beſitzer Straßen oder einen guten Garten angelegt haben. 
Es ift Ihnen doch bekannt, daß der Herr Abg. Brill nach- 
wies, daß fih ein Landrat ein Gebäude aus Spielklub⸗ 
geldern hat bauen laffen. Das Geld. wird aljo nicht für 
Wohlfahrtszwecke verwandt, ſondern zur Unterhaltung des 
Staates, um den Freiſtaat überhaupt noch aufrecht zu er⸗ 
halten. Daher verlangen wir, daß der Spielklub geſchloſſen 
wird. Wir wollen nicht, daß weiteres Unheil in den Fami⸗ 
lien der Spieler entſteht. (Abg. Kurowſki: Das find Kapita⸗ 
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(Laſchewſki. Abgeordneter.) 
liſten, das kann Sie doch gar nicht intereſſieren!) Woher 
kommt denn das ganze Geld? Es wird aus der Arbeiter⸗ 
ſchaft ausgepreßt. (Lebhaftes Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Glauben Sie, daß derjenige, der für Stunden⸗ 
lohn arbeitet, mit ſeinem wenigen Gelde ſpielen geht? So 
dumm ſollten Sie ſich nicht hinſtellen. Es kann nur einer 
ſein, der ſeine Waren gut verkauft, geſtohlen oder betrogen 
hat. Daher kommt das Geld. (Sehr richtig! bei den 


Kommuniſten.) Deshalb darf eine ſolche Blutſtätte nicht. 


exiſtieren. 
Sonderbar iſt es, wie ſich die Sozialdemokratie ein⸗ 
ſtellt. Vor drei Wochen oder vierzehn Tagen erſt ſtand 
ein großer Artikel in der „Volksſtimme“ über den dreißig⸗ 
ſten Selbſtmord im Freiſtaat durch den Spielklub. (Abg. 
Bahl: Das wird nicht reichen!) Das ſchrieb die „Volks⸗ 
ſtimme“ ausdrücklich. Ich ſehe ſchon aus dem halb ſchuld⸗ 
bewußten Geſicht der Sozialdemokratiſchen Fraktion, daß 
ſie ſich beſinnen wird, dieſem Artikel Rechnung zu tragen, 
der in ihrem Parteiorgan geſchrieben wurde, und wo aus⸗ 
drücklich verlangt wurde, daß mit dieſer Spielhölle oder 
Peſtbeule Schluß gemacht wird. Wir werden ſehen, wie die 
Sozialdemokratie zu ihren Worten ſtehen wird. Aber ſie 
wird genau ſolche Stellung einnehmen, wie zum Regie⸗ 
rungsprogramm. Wie wir ſchon aus den Erklärungen der 
Regierung hörten, wird jedoch alles dasſelbe bleiben. Da 
find die ganzen Landräte, die ganzen Bürgermeiſter und 
Gemeindevorſteher daran beteiligt. Sie erhalten ihre 
Schmiergelder. Dazu reicht nicht die Kraft in den Frak⸗ 
kionen, irgendetwas zu ändern. Wir können auch dem zu⸗ 
ſtimmen, was der Herr Abg. Hohnfeldt geſagt hat. Es 
wäre das beſte für den Freiſtaat, während der paar Jahre, 
ie er noch beſteht, einen neuen Spielklub⸗Senator zu 
ſchaffen. Außerdem ſchaffen Sie noch ein paar ſtaatliche 
reudenhäuſer. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Das 
würde das richtige Ende für den Freiſtaat ſein. Wir nehmen 
an, daß die werktätige Bevölkerung ſehr ſchnell zur Einſicht 
kommen wird, dann wird ſie alles das durchführen, was 
wir durch unſere Anträge in bezug auf die Regelung der 
eamtengehälter und die Erwerbsloſenunterſtützung wollen, 
und wird auch den Spielklub ſchließen. (Lebhaftes Bravo! 
ei den Kommuniſten.) ' f 
Vizepräſident Splett: Herr Abg. Laſchewſki, Sie haben 
Staatsbeamten unterſtellt, daß fie Schmiergelder nähmen. 
Ich rufe Sie dafür zur Ordnung. (Abg. Laſchewſki: Das. 
krifft zu, haben Sie nicht als Zoppoter Magiſtrat Gelder 
vom Spielklub bekommen?) Nein, ich bin nicht Magiſtrat. 
(Abg. Laſchewſki: Nein?) Nein. - (Heiterfeit.) Das Wort 
hat der Herr Abg. Hohnfeldt. i 
Hohnſeldt, Abgeordneter (Nat.Soz.): M. D. u. H.! Zu 
der Antwort des Senats habe ich folgendes zu erklären 
te Antwort bezüglich der Verſuche des Kaſinos, in Buda- 
At eine Filiale aufzumachen, befriedigen, weil ich weiß, 
daß das Kaſino oder vielmehr die ſogenannte Beteiligung 
des Kaſinos Mißerfolg in Budapeſt gehabt hat. Aber es iſt 
zeichnend, daß bei den Verſuchen, in Budapeſt eine Filiale 
aufzumachen, zirka 100 000 Gulden aus dem Spielkaſino⸗ 
vermögen verſchwunden ſind. Dann hat der Senat geſagt, 
er die Auflöſung durchführen will. Der Ausdruck 
durchführen“ genügt nicht. Wir verlangen, daß die Auf⸗ 


07 zu machen iſt, haben die Kommnuiſten nun dahin aus⸗ 
a egt, als jole ein neuer Senatorenpoſten geſchaffen 
1 Wir ſchlagen Ihnen vor, daß die Liquidation 
di er ſtaatlicher Aufjicht eingeleitet wird. Vor allem müſſen 
5 Bezüge der Angeſtellten ſichergeſtellt werden. Die Aus⸗ 
eile die das Kaſino gegeben hat, daß bei Prozeſſen ſeiner⸗ 
kei 1 Angeſtellten gegenüber nicht der Einwand der Unſittlich⸗ 
np Doben worden fei, ift derſelbe Ausdruck, den mir gegen- 
0 5 die Direktion des Kaſinos auch gebraucht hat. Ich 
5 hte beinahe behaupten, daß die Divektion des Spiel⸗ 

mos und der Angeſtelltenausſchuß dazu beim Senat 


oſung heute ſchon eingeleitet wird. Meinen Vorſchlag, wie 


Stellung genommen haben. Bezeichnend iſt es, daß der 
Angeſtelltenausſchuß in ſeiner Eingabe zu meiner Großen 
Anfrage Behauptungen aufſtellte, die nicht den Tatſachen 
enlſprechen. Der Angeſtelltenausſchuß hat z. B. behauptet, 
daß nur Unverheiratete auf die Straße geſetzt worden wären, 
und daß es keine Un verheirateten und Ausländer mehr im 
Betriebe gäbe. Ich habe eine Aufſtellung, wonach ſowohl 
Unverheiratete wie Ausländer, Vorbeſtrafte und unter 
Strafverfahren Befindliche im Kaſino noch angeſtellt jind. 
Ich kann einzelne Leute nennen, Es find vermögende 
Leute darunter, die an Stelle der 27 Danziger verheirateten 
Staatsbürger, die unvorbeſtraft ſind, entlaſſen werden 
könnten. Solche vermögenden Leute ſind ein Kaſſierer 
Hillmann, Hausbeſitzer, ein Kaſſierer Schatzmann, der unter 
anderem Namen werjchiedene Automobile laufen hat, 
Kaſſierer Brandt, der Muſikunterricht erteilt, ein Haus⸗ 
beſitzer Wroblewfki, ein Croupier Grünenberg, Hausbeſitzer, 
ein Croupier Neander, Hausbeſitzer, Kaſſierer Schwarzkopf, 
dann die Perſon des Polizeikommiſſars Hoffmann. Polizei⸗ 
kommiſſar Hoffmann hat ſeinerzeit, während er noch Dienſt 
tat, im Spielkaſino geſpielt. Es läuft eine Verfügung bei 
ſämtlichen Behörden, daß es den Beamten verboten iſt, 
über ihre Verhältniſſe zu ſpielen. Ich wundere mich, daß 
das nicht ganz verboten iſt. (Abg. Dr. Bing: Das hat der 
Beamtenbund ſelbſt verweigert!) Der Beamtenbund hat 
es gern haben wollen. Es müßte ſämtlichen Danziger Be⸗ 
amten nud ſonſtigen Danziger Bürgern verboten werden, 
im Spielklub zu ſpielen, genau wie in Monaco. Der Kom⸗ 
miſſar Hoffmann hat geſpielt, trotzdem er im Dienſt war. 
Dieſer Polizeikommiſſar Hoffmann ſollte nach Auflöſung 
der Polizei in Zoppot zur Polizei in Danzig übernommen 
werden. Er hat ſich bisher geweigert, den Dienſt in Danzig 
anzutreten. Es iſt Pflicht des Senats, dieſen Mann nicht 
wieder anzuſtellen. Wenn ihm der Dienſt in Danzig an⸗ 
gewieſen wird und er nicht darauf eingeht, dann iſt ber 
Mann nicht für den Staat weiter verwendbar. Er be⸗ 
kleidet zur Zeit die Stelle eines Materialienverwalters 
des Kaſinos und bekommt zwanzig Anteile. Das iſt jo 
ziemlich das Höchſte, denn der Leiter der Rouletteabteilung 
bekommt wohl 21 Anteile. Dieſer Mann hat außerdem die 
Bapolinſtation in Zoppot, iſt Verkäufer und Vertreter von 
Glühkörpern, hat zwei Reiſende und wird wahrſcheinlich 
auch noch Schmiergelder bei der Anſchaffung der Materia⸗ 


lien bekommen, denn wenn jemand 200 Meter Läuferſtoff 


kauft, wird wohl für ihn etwas abfallen. Ich möchte davor 
warnen, dieſen Mann nach Danzig zu übernehmen. 

Es iſt ferner eine Reihe von Ausländern beſchäftigt, 
Ruſſen und auch Deutſche, die zu allem fähig ſind, aber 
nicht zum Betrieb der Spielabteilung. Die meiſten haben 
ihre Ausbildung ert im Kaſino erhalten. Das Spielkaſino 
hat es abgelehnt, dieſe Leute gegen die Entlaſſenen aus⸗ 
zutauſchen, nud zwar ift das in den Verhandlungen qe- 
ſchehen, die zwiſchen dem Herrn Abg. Mayen und der 
Direktion ſtattfanden. Die Direktion hat ſich geweigert, 
dieſe Leute abzubauen, trotzdem eine ganz Reihe da iſt, 
die als Ausländer und als Vorbeſtrafte entfernt werden 
könnten. Sie werden gehalten, weil ſie mit der Direktion 
verwandt und verſchwägert find. Der Croupier Zlotonfti 
und noch einige andere ſind Leute, die nach mir gemachter 
Mitteilung vorbeſtraft ſind. Ich komme nicht darauf, wer 


von dieſen mit den Herren Wolff und Graetz verwandt iſt. 


Es ſoll aber einer von ihnen ſein, der mit der Frau Wolff 
verwandt iſt. . 5 > 
Noch etwas: Das Kaſino hat eine handelsgerichtliche 


Eintragung vorgenommen. In der Eintragung heißt es, 


daß 60 000 Gulden Stammkapital da ſind, und daß das 
Kaſino zur Hebung des Kurortes durch Pflege vornehmer 
Geſelligkeit ſowie anderer dieſem Zweck dienenden geſchäft⸗ 


lichen und geſellſchaftlichen Veranstaltungen beitragen Jo. 


In welcher Weiſe hat das Kaſino bisher gewirkt? Es hat 
im vorigen Jahr eine Weihnachtsbeſcherung für arme Kin⸗ 
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der vorgenommen, wofür 10 000 Gulden verwandt wurden. 
In dieſem Jahre wollte das Kafino dasſelbe machen. Es 
kam aber nicht dazu, es war kein Geld da. Da ſind die 
Angeſtellten an die Direktion herangetreten und haben 
1000 Gulden aus den Trinkgeldern bereitgeſtellt und die 
Direktion 2000 Gulden. Nachdem die Anſchaffungen er⸗ 
folgt waren, hat das Kaſino ſeinen Anteil von 2000 Gulden 
herausgezogen, weil es geſchäftlich nicht mehr in der Lage 
dazu wäre. Wenn die Firma heute Spielverluſte hat und 
pleite wird, ſo iſt das eine weitere Blamage für den Frei⸗ 
ſtaat, der es zugelaſſen hat, daß ein ſolches ungedecktes 
Unternehmen ſpielen durfte. 

Der Anteil der Herren Wolff und Graetz kann vom 
Staate eingezogen werden; denn es iſt ferner im Vertrag 
den „Geſellſchaftern“ verboten, dem Spielklub irgendwo 
Konkurrenz zu machen. Die Herren Wolff und Graetz 
haben nicht allein die Abſicht gehabt, einen Spielklub in 
Budapeſt zu errichten, ſondern ſie haben auch verſucht, im 
Jahre 1921 einen Spielklub in Iſchl aufzumachen. Tat⸗ 
ſächlich iſt dort geſpielt worden. Der Klub wurde aber auf⸗ 
gelöſt, weil falſch geſpielt wurde. Ein Grand⸗Boule⸗Tiſch 
wurde beſchlagnahmt. Das iſt einer der koſtſpieligſten 
Tiſche. Der Herr Direktor Förſter hat es zugegeben, daß 
dieſer Tiſch dorthin ging und verloren iſt. Der Freiſtaat 
wird bei längerem Zögern noch mehr verlieren. Daß die 
Tiſche vom Senat beſchlagnahmt werden können, geht aus 
dem Geſetz hervor. Das Geſetz iſt neueren Datums, ſußt 
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aber auf einem alten Geſetz aus der Zeit Kaiſer Wilhelm 1. 


Es war in dieſem Geſetz z. B. verboten, an Feiertagen zu 
ſpielen. Das Spielkaſino hat es fertiggebracht, am Buk- 
und Bettag und auch am Totenſonntag zu ſpielen. 
Bezüglich der Anſtellung der entlaſſenen Leute muß 
ich hinzufügen, daß ſich zwar die Einnahmen der Angeſtell⸗ 
ten im Jahre 1925 gegenüber denen im Jahre 1924, be⸗ 
ſonders in den letzten Monaten, ungefähr um 50 Prozent 
verringert haben, daß aber trotzdem noch in den beiden 
erſten Novemberwochen an Trinkgeldern Beträge von 
18 100 und 18 900 Gulden eingingen, während im Auguſt 
in einer Woche 42 600, dann 48 500 und 37500 Gulden 
pro Woche allein an Trinkgeldern gezahlt wurden. Im 
Juni haben ſchon die Entlaſſungen ſtattgefunden, die von 
der Direktion damit begründet wurden, daß der Betrieb 
nicht aufrechterhalten werden könnte. Die Leute, die ent⸗ 
laſſen worden ſind, haben aber das Kaſino nichts gekoſtet, 
ondern höchſtens die anderen Angeſtellten. Bei der An⸗ 
tellung von fünf Leuten macht es vielleicht 2 Gulden pro 
Perſon aus, die die anderen Angeſtellten an Trinkgeld 
einbüßen würden. . 
Die Verteilung der Trinkgelder muß ebenfalls über⸗ 
wacht werden. Ich glaube, daß der Angeſtelltenausſchuß 
gegenüber den anderen Angeſtellten nicht ganz reinlich ver- 


fährt. Ich rechne ferner damit, daß in Zukunft der Senat 


auch ſeine Aufſicht über die ganzen Einnahmen ausübt, 
damit die Einnahmen des Staates nicht mehr verkürzt 
werden. Genau ſo, wie ich annehme, daß die ſteuerlichen 
Angaben falſch ſind, nud daß ein größerer Anteil an Wolff 
und Graetz abgeführt worden iſt, ſo meine ich auch, daß der 
Betrag, der dem Freiſtaatgemeindeverband gegeben wird, 
zu gering ift. Ich glaube, daß das Kaſino dieſe Tatſache 
nicht ableugnen wird. £ 
Ich ſtelle zum Schluß den Antrag, die Große Anfrage 
dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Ich tue es in der Hoff⸗ 
nung, daß alle Fraktionen ſich Mühe geben werden, zu 
einem Beſchluß bezüglich der Liquidierung zu kommen, da⸗ 
mit die Sache nicht wieder ſo hingezogen wird. (Bravo!) 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Es iſt ein Antrag geſtellt worden, die Große 
Anfrage dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch 
wird nicht laut, es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen zu 


Punkt Sa, der Eingabe Nr. 134 des Gewerkſchaftsbundes 
der Angeſtellten betr. Anſtellungsvertrag der Angeſtellten 
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des Spielklubs, Druckſache Nr. 1772. Ich teile mit, daß ein 
Überweiſungsantrag eingegangen iſt: „Wir beantragen, der 
Volkstag wolle beſchließen, die Große Anfrage Nr. 134 dem 
Rechtsausſchuß zu überweiſen.“ Ich bitte die Damen und 
Herren, die der überweiſung an den Rechtsausſchuß zuſtim⸗ 
men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe auf 
Punkt 9 der Tagesordnung: 

Große Anfrage Nr. 40 des Abg. Raſchke und 
Fraktion betreffend Durchführung der Entſchließun⸗ 
gen betreffend Zahlung der ſozialen Zulagen an 
Gemeinde- und Staatsarbeiter und Achtſtundentag. 

Druckſache Nr. 1945. Zur Begründung hat das Wort der 
Herr Abg. Schulz. 

Schulz, Abgeordneter (K. P.): Am 20. November 
vorigen Jahres, als die Beamtenbeſoldung beraten wurde, 
brachte der Sprecher der Sozialdemokratiſchen Partei eine 
Entſchließung ein, in der er verlangte, daß auch den Ar 
beitern der ſtaatlichen Betriebe dieſelben ſozialen Zulagen 
gegeben werden ſollten wie den Beamten. Die Entſchließung 
lautete folgendermaßen: 

Der Senat wird erſucht, die den Beamten und 
Angeſtellten gewährten ſozialen Zulagen auch den 
Gemeinde- und Staatsarbeitern zu bewilligen. 

Trotzdem ſeitdem ſchon über ein Jahr verfloſſen iſt, müſſen 
wir feſtſtellen, daß der Senat in dieſer Beziehung nichts 
unternommen hat. Lediglich im Auguſt, als eine Neurege⸗ 
lung der Gehälter der Staats⸗ und Gemeindearbeiter er⸗ 
folgte, bewilligte man eine Zulage von 1 Pfennig pro 
Stunde, für das Kind 5 Pfennig und für die Frau auch 
5 Pfennig, das macht zuſammen in der Woche, zu 48 Stun⸗ 
den gerechnet, 10 Gulden und 40 Pfennig aus. Die Tage⸗ 
löhner erhalten überhaupt keine ſozialen Zulagen. 

Wenn wir einen Vergleich mit den Beamten anſtellen, 
ſo müſſen wir feſtſtellen, daß die Beamten im Monat 
45 Gulden ſoziale Zulagen erhalten, während die Arbeiter 


nur 20 Gulden und 80 Pfennig bekommen. Den Arbeitern. 
wird die ſoziale Zulage nur für achtſtündige Arbeitszeit 


gewährt. Für die Überſtunden aber wird ihnen keine ſoziale 
Zulage gewährt. Ich ſagte ſchon vorhin, daß bereits ein 
Jahr verfloſſen iſt. Ich weiß nicht, inwieweit die Gewerk⸗ 
ſchaften dazu übergegangen ſind, den Senat zu veranlaſſen, 
dieſe Entſchließung durchzuführen. Ich glaube, man faßt 
hier im Volkstag doch nicht eine Entſchließung, damit ſie 
in den Papierkorb geworfen wird. Wenn Entſchließungen 
im Intereſſe der Arbeiter gefaßt werden, hoffe ich auch, 
daß man ſie durchführt. : 

Aus dieſem Grunde frage ich den Senat, ob er gewillt 
iſt, dieſe Entſchließung endgültig durchzuführen. Daß der 
Senat es mit den Entſchließungen nicht ſo ernſt meint, 
geht auch daraus hervor, daß eine zweite Entſchließung, die 
von der Kommuniſtiſchen Fraktion am 17. September 1925 
eingebracht wurde, bisher ebenfalls nicht durchgeführt 
worden iſt. Die Entſchließung lautete folgendermaßen: 

In allen im Haupt⸗ und Haushaltsplan ver⸗ 
zeichneten Verwaltungen iſt mit dem Inkrafttreten 
des Geſetzes über die Feſtſtellung des Staatshaus⸗ 
haltsplanes für die Beamten und Angeſtellten der 
achtſtündige Arbeitstag wieder einzuführen. 

Auch dieje Entſchließung ift bisher nicht in Kraft getreten. 
Dieſe Entſchließung iſt nicht nur eine Frage der Beamten, 
jondern fie geht die geſamte werktätige Bevölkerung an, 
auch die Arbeiterſchaft. Wir wiſſen, daß der Achtſtunden⸗ 
tag, wie die Sozialdemokratie ſo ſchön ſagt, immer noch on 
jeg ift. Er fteht aber nur auf dem Papier und wird heute 
abſolut nicht eingehalten. Man geht bereits dazu über, 
zehn und zwölf Stunden arbeiten zu laffen, wie es z. B. 
bei der Eiſenbahn im Freiſtaat iſt. Im Tarifvertrag be⸗ 
findet ſich ein Paſſus, wonach die Eiſenbahn an verkehrs 
ſchwachen Stellen dazu übergehen kann, den Zwölfſtunden⸗ 
tag einzuführen. Dieſen Paſſus hat man in weitgehendſten 
Maße ausgenutzt. Nach dieſem Paragraphen darf nur al 
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| AA) verkehrsſchwachen Stellen, d. h. auf eingleiſigen Bahnen, 


wo täglich zwei bis drei Züge fahren und wo der Schranken⸗ 
wärter nicht volle Beſchäftigung hat, der zwölfſtündige 
Arbeitstag eingeführt werden. Man hat dieſen Paragraphen 
aber fo ausgelegt, daß man auch dort die 12⸗Stundenſchicht 
durchführt, wo es nicht angebracht iſt. Ich erinnere an die 
Eiſenbahnſchranke an der Roten Brücke und die Arbeit der 
Betriebswerkſtätte O. D. Z., wo der Portier täglich zwölf 
Stunden Dienſt machen muß. Ich glaube, daß dies nicht 
mit den Beſtimmungen über verkehrsſchwache Stellen in 
Einklang zu bringen iſt. ; 

Im geſamten Freiſtaatgebiek geht man, genau wie in 
Deutſchland, dazu über, den Achtſtundentag reſtlos zu be⸗ 
ſeitigen. Damit geht die Errungenſchaft der werktätigen 
Bevölkerung vom 9. November 1918 veſtlos verloren. Durch 
dieje Überarbeit infolge Überſchreitung des Achtſtunden⸗ 
tages wird das ungeheure Heer der Erwerbsloſen nur noch 
vergrößert. Das ſtimmt, wenn Sie auch mit dem Kopfe 
ſchütteln, Herr Abg. Neubauer. Dadurch fliegen noch mehr 
Arbeiter und Angeſtellte auf die Straße. 

Es wird jetzt Aufgabe der arbeitenden Bevölkerung, 
Aufgabe der Hand- und Kopfarbeiter fein, den Achtſtunden⸗ 
tag, dieſe Errungenſchaft, um die die Sozialdemokratie 
Jahrzehnte gekämpft hat, zurückzugewinnen. Es gibt nur 
eins: Zuſammenſchluß der Hand- und Kopfarbeiter zum 
Kampf um die Errichtung des Achtſtundentages. Ich möchte 

aran erinnern, daß es ein Land gibt, wo nicht nur der 
Achtſtundentag für die Kopfarbeiter beſteht. In Sowjet⸗ 
rußland hat man für die Kopfarbeiter ſogar den ſechs⸗ 


ſtündigen Arbeitstag eingeführt. Ich möchte den Senat 


alſo noch einmal erſuchen, der im Volkstag mit Mehrheit 

angenommenen Entſchließung endgültig zur Durchführung 

zu verhelfen. (Lebhaftes Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Vizepräsident Splett: Das Wort hat der Herr Staats⸗ 

rat Scheunemann. 

5 Scheunemann, Staatsrat: Namens des Senats habe 

ich die Große Anfrage Nr. 40 dahin zu beantworten: Zu 


der erſten Frage, die geſtellt iſt wegen der ſozialen Zu⸗ 


agen, antwortet der Senat: Die Regelung der Löhne iſt 

ache der Verwaltung nach Verhandlungen mit den Ge- 
werkſchaften. Durch den Lohntarif, der noch ungekündigt, 
wenigſtens bis zum 31. Dezember dieſes Jahres, läuft, iſt 
auch die Höhe der Sozialzulagen geregelt. Zu einer Ande⸗ 
rung der Geſetze beſteht zur Zeit keine Veranlaſſung. Zu 2: 
Bezüglich der achtſtündigen Arbeitszeit ift der Senat bereit, 
für die Beamten und Angeſtellten die achtſtündige Arbeits⸗ 


beit wieder einzuführen. Der Senat wird dieſe Maßnahme 


entſprechend der Entſchließung des Volkstages vom 17. Sep⸗ 
ember 1925 nach der von ihm in Angriff genommenen 
1 der Staatsbehörden nach Möglichkeit durch⸗ 
Ihren. 

Vizepräſident Splett: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Laſchewfki. 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage Be- 
ſprechung. x 

Vizepräſident Splett: Wird der Antrag unterſtützt? 


(Geſchieht.) Er ift genügend unterſtützt. Ich eröffne die 


eſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Liſchnewſki. 
i Liſchnewfki, Abgeordneter (K. P.): Schon einmal hat 
N die Kommuniſtiſche Fraktion an dieſer Stelle mit dieſer 
"tage befaßt. Das Stillſchweigen . Volkstages iſt be⸗ 
deichnend. Der Senat erklärt, daß dis Gewerkſchaften das 
ereinbart haben. Dann ift es Demagogie, wenn hier von 
um ſozialdemokratiſchen Abg. Mau eine Entſchließung ein- 
gebracht wird, und wenn erklärt wird, daß die Staats⸗ und 
emeindearbeiter den Staatsangeſtellten gleichgeſtellt 
erden ſollen. Auf der einen Seite bringt man eine Ent⸗ 
rebung ein, nach der die Arbeiter beffer geſtellt werden 
0 en, und auf der anderen Seite trifft man eine gewerk⸗ 
daß ftliche Vereinbarung, in der nichts davon enthalten iſt, 
en Gemeinde⸗ und Staatsarbeitern die ſozialen Zu⸗ 


i 


lagen gezahlt werden ſollen. Das ift kennzeichnend für die 
Sozialdemokratie. Die Staats⸗ und Gemeindearbeiter 
werden ſich das merken. Unſere Aufgabe wird es ſein, 
die Staats- und Gemeindearbeiter mobil zu machen. Tragen 
dieſe Leute denn keine Verantwortung? Sind ſie doch beim 
Gas⸗ und Waſſerwerk beſchäftigt. Steht das Wohl des 
Staates nicht auch auf dem Spiel im Elektrizitätswerk 
und in der Gasanſtalt? Es war bezeichnend, als die Herren 
oberen Beamten auf der Tribüne merkten, daß ihre Ge- 
hälter nicht mehr herankamen, nahmen ſie Reißaus. 

Bezüglich des Achtſtundentages habe ich zu erklären, 
daß wir nicht nur verlangen, daß die unteren Beamten 
acht Stunden arbeiten, ſondern auch die oberen Beamten 
müſſen acht Stunden arbeiten und während dieſer Zeit 
kontrolliert werden. Sie ſprechen von einer Wirtſchafts⸗ 
gefahr, bauen Sie die Gehälter der oberen Beamten ab 
und laſſen fie fie acht Stunden arbeiten, dann wird geſpart 
werden. Wie iſt es heute? Um 9 Uhr iſt der Herr Regie⸗ 
rungsrat noch nicht zu ſprechen. Dann kommt er im Auto 
an. Wir nehmen an, daß der Dienſt mindeſtens um 8 Uhr 
anfängt. Man ſieht aber, daß die Herren um 9 oder um 
9% Uhr kommen. Dann ſtehen ſchon Menſchen da, die auf 
ſie warten. Um 2 Uhr nimmt der Herr ſeine Akten unter 
den Arm und macht ſeine Arbeiten angeblich zu Haufe. 
Wenn man aber um 2 Uhr zu Bieberſtein kommt, dann 
kann man ſehen, daß die oberen Beamten ein Diner eſſen, 
das unter 5 Gulden nicht zu haben iſt. Wir verlangen, daß 
die oberen Beamten wirklich täglich acht Stunden arbeiten. 
Bauen Sie die Gehälter ab, dann helfen Sie der Wirtſchaft, 
die angeblich in Not ſein ſoll. Die Koſten für die oberen 
Beamten müſſen zu den ſozialen Laſten geſchlagen werden. 
Es muß endlich einmal aufhören, daß dieſe Menſchen nur 
als Stimmvieh gebraucht werden und Menſchen fünfter 
Klaſſe ſind. Es geht nicht, daß der Herr Regierungs⸗ 
vertreter hier mit leeren Redensarten kommt. Dieſer Regie⸗ 
rungsvertreter war demagogiſch und lau. Die Sozialdemo⸗ 
kratie treibt mit dieſen Leuten Schindluder. Wenn man 
hier mit ſolchen Mittelchen arbeitet, dann iſt es kein Wun⸗ 
der, daß die Mehrzahl der Bevölkerung keine Notiz von 
der Schlabberbude nimmt, in der wir uns befinden. 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Liſchnewfki, ich rufe 

Sie wegen des letzten Ausdruckes zur Ordnung. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Da kann einem die 
Galle aufgehen, wenn hier ſolche Entſchließungen angenom⸗ 
men und ſolche Regierungserklärungen abgegeben werden. 
Aber die Arbeiterſchaft nimmt es zur Kenntnis. Die Arbei⸗ 
ter und die unteren Beamten, mit denen Sie heute noch 
glauben Schindluder treiben zu können, werden Ihnen die 
Quittung geben. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen liegen 
wicht vor. Die Beſprechung ift geſchloſſen. Ich rufe auf 
Punkt 11 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
Herabſetzung der Gehälter der Senatoren und Be⸗ 
amten. Urantrag des Abg. Raſchke u. Fr. 

Druckſache Nr. 2042. Der Alteſtenausſchuß ſchlägt vor, die 
Ausſprache über die Punkte 11 und 12 zu verbinden. Wider⸗ 
ſpruch wird nicht laut, es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe auf 
Punkt 122 | 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Er⸗ 
höhung der Grundgehälter von Beamten. Urantrag 
des Abg. Raſchke u. Fr. 
Druckſache Nr. 2056. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Laſchewſki. 
Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Wir 
haben einen Geſetzentwurf und einen Urantrag eingebracht. 
Das Geſetz wird heute nicht nur von der Arbeiterſchaſt für 
äußerſt notwendig gehalten, ſondern auch von weiten Krei⸗ 
ſen des Bürgerſtandes. Das Geſetz iſt auch aus einem 
anderen Grunde nötig, weil der Freiſtaat Danzig heute vor 
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ſeinem Untergang ſteht und endlich einmal Maßnahmen ge- 
troffen werden müſſen, die die ungeheuren Laſten abbauen, 
die durch den großen Beamtenapparat hier entſtanden ſind. 
Wir haben uns die Höhe des Gehaltes, das wir als not⸗ 
wendig, aber auch als genügend betrachten, ſehr reiflich 
überlegt und haben als Höchſtſatz 500 Gulden Grundgehalt 
vorgeſchlagen. Dieſe Forderung haben wir in dem Geſetz 
geſtellt, 500 Gulden Grundgehalt und dann die ſozialen 
Zulagen, wie ſie heute beſtehen. Das iſt nach Auffaſſung 
des überwiegenden Teils der Bevölkerung der richtige Saß 
(Sehr richtig bei den Kommuniſten.), der in dieſer außer⸗ 
ordentlichen Situation, in der ſich der Freiſtaat heute be⸗ 
findet, gezahlt werden darf. (Abg. Liſchnewſki: Davon will 
die Saubande nichts wiſſen.) 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Liſchnewſki, ich rufe 
Sie zum zweiten Mal zur Ordnung und mache Sie auf 
die Folgen eines eventuellen dritten Ordnungsrufes auf⸗ 
merkſam. 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): Wir haben ferner in 
unſerem Geſetzentwurf verlangt, daß die Gehaltszahlung 
monatlich erfolgt. Wir wollen, daß für die unteren Be⸗ 
amten in der Übergangszeit noch einmal das Quartals⸗ 
gehalt in zwei Raten gezahlt wird, und daß vom 1. April 
ab die monatlichen Gehaltszahlungen genau wie in Deutſch⸗ 
land erfolgen. Dann wird der Staat mehr flüſſige Geld- 
mittel zur Verfügung haben. Wir haben in unſer Geſetz 
auch gleichzeitig über die Verwendung dieſer Gelder ein⸗ 
zelne Paragraphen hineingenommen. Das ſo erſparte Geld 
ſoll für ſoziale Zwecke verwandt werden. Da gehen unſere 
Anſichten mit denen der Leute auseinander, die die Ver⸗ 
ſammlung im Friedrich-Wilhelm⸗Schützenhaus hatten, die 
wir nur als Bluff auffaſſen. Die Verſammlung wollte 
ebenfalls die Reduzierung der Gehälter, verlangte aber, 
daß das Geld dann an die Wirtſchaftsbetriebe verteilt wer⸗ 
den ſollte. Wir wollen, daß dies Geld den Schichten ge- 
geben wird, die heute unverſchuldet in großer Not und 
großem Elend find. Das find die Arbeitsloſen, die Wohl⸗ 
fahrtsrentenempfänger, die Kleinrentner, die ganzen Kreiſe 
der Minderbemittelten. Dieſen ſoll das zugute kommen. 
Außerdem ſoll durch die Anderung der hohen Gehälter die 
Empörung beſeitigt werden, die heute in dieſen Kreiſen 
beſteht. Ferner wollen wir dadurch auch bezwecken, daß 
die Zahl der Erwerbsloſen ſich von ſelbſt reduziert. Wenn 
die Parteien im Volkstag den Willen und die Kraft be⸗ 
ſäßen, was ich nach ihrer Zuſammenſetzung bezweifle, dann 
brauchte nicht darauf hingewieſen zu werden, daß die Be⸗ 
amten vom Rücktrittsrecht nach Deutſchland Gebrauch 
machen ſollen. Dann würden die Beamten von ſelbſt gehen 
und die Zahl der oberen Beamten würde ſich ſo vermindern, 
wie es für die Freie Stadt Danzig erforderlich iſt. Wir 
haben aber auch noch einen Ausgleich verlangt. In unſerm 
Urantrag verlangen wir, genau wie in Deutſchland, daß 
die unteren Gehaltsgruppen der Beamten eine Aufbeſſe⸗ 
rung erfahren. Wenn man die Gehälter der oberen Be⸗ 
amten vielleicht mit dem eines Poſtbeamten vergleicht, der 
von morgens bis abends bei dieſem Unwetter auf den 
Straßen laufen muß, ſo fragt man ſich, ob es notwendig 
iſt, daß die Regierungsräte, Oberregierungsräte oder Bür⸗ 
germeiſter, wie Dr. Laue, 24 000 Gulden Gehalt bekommen 
und noch 600 Gulden Tantieme monatlich aus dem Spiel⸗ 
klub. Nehmen Sie die oberen Gehälter. Man kann nicht 
verſtehen, daß in der jetzigen Situation hier keine Abſtriche 
gemacht werden. Sie werden ſo lange warten, bis die 
Freie Stadt Danzig zahlungsunfähig iſt, oder glauben 
Sie, daß durch die Senatserklärungen die Not gelindert 
wird? Ich glaube, es iſt keiner darunter, der annimmt, 
daß eine Anderung in den jetzigen Zuſtänden eintritt, oder 
daß die Arbeitsloſigkeit irgendwie beſeitigt wird. Die Ver⸗ 
hältniſſe des Freiſtaates werden ſo ſchwierig werden, daß 
Sie ſich ſchließlich an den Völkerbund wenden müſſen, er 
ſolle ihn finanziell unterſtützen. Der wird betonen, daß 


er keine Urſache habe, den Freiſtaat zu unterſtützen, und (0) 


wird höchſtens die Finanzaufſicht über den Freiſtaat über⸗ 
nehmen. Dann wird natürlich dieſe Frage geändert wer⸗ 
den. Der Völkerbund wird ganz einfach ſagen, wenn der 
Freiſtaat ſich nicht ſelbſt halten kann, dann möge er zu 
Polen zugeſchlagen werden, dem es heute ebenſo ſchlecht 
geht, wie dem Freiſtaat. So weit werden Sie die Verhält⸗ 
niſſe kommen laſſen, weil Sie nicht den guten Willen zum 
Einſchreiten haben. Da die Situation für den Freiſtaat 
ſehr ernſt iſt, müßten auch die Fraktionen, trotzdem ſie von 
der Clique der höheren Beamten ſehr ſtark durchſetzt ſind, 
den Mut aufbringen, die Situation zu erkennen und dem⸗ 
entſprechende Maßnahmen zu ergreifen. Sie werden das 
natürlich nicht machen. 

Es iſt ſehr bezeichnend, wenn man ſich vor Augen 
hält, wer in der letzten Proteſtverſammlung der Beamten 
geſprochen hat. Alles Leute, deren Gehalt abgebaut wer⸗ 
den ſoll. Den unteren Beamten, die ſich melden wollten, 
wurde nicht das Wort gegeben, fie wurden niedergeſchrien. 
(Frau Abg. Knoblauch: Sie haben ebenfalls geſprochen!) 
Wir haben von der unteren Beamtenſchaft viele Beweiſe 
in den Händen, daß ſie es für richtig halten, daß die oberen 
Gehälter abgebaut werden. Dem ſtimmen die unteren 
Beamten zu. Sie haben mehr Intereſſe für die Erhaltung 
des Freiſtaates, weil ſie erkennen, daß ihre eigene Exiſtenz 
gefährdet iſt. (Sehr richtig! links.) Die Regierungs⸗ 
und Oberregierungsräte und wie die Herren nach dem 
Kriege alle heißen, haben die Möglichkeit, in Deutſchland 
unterzukommen und zu verſchwinden. Aber ſie denken, 
was kümmert uns der Freiſtaat, her mit dem Geld! 

Wir halten es für unbedingt notwendig, daß die Ge⸗ 
hälter der unteren Beamten eine Erhöhung erfahren, weil 
ſie auch in Deutſchland durchgeführt wird, und weil ihre 
Lage im Vergleich zu den oberen Beamten ſehr ſchlecht ift. 
Wir verſtehen die Proteſte der oberen Beamten. No 
verſtändlicher ſind die juriſtiſchen Gutachten von oberen 
Beamten, die ebenfalls zum Abbau ſtehen. Sie berufen 


ſich auf Artikel 92 der Verfaſſung. Wenn der Abbau durch 


Geſetz erfolgt, dann kann man nicht immer von den mohl- 
erworbenen Rechten reden. Die Steuerprivilegien waren 
auch wohlerworbene Beamtenrechte und ſind durch Geſetz 
abgeſchafft worden. Ebenſo kann man in der Zeit der 
Not, in der fih der Freiſtaat befindet, eine Gehaltsredu⸗ 
zierung vornehmen. Es iſt bezeichnend, wenn man eine 
Stelle anruft, die am meiſten durch den Abbau betroffen 
würde. Es werden diejenigen geweſen ſein, die das höchſte 
Gehalt im Freiſtaat bekommen. Daher kommt ein ſolches 
juriſtiſches Gutachten nicht in Frage. (Abg. Mau: Das 
Gutachten iſt ein großer Schwindel!) Das Gutachten iſt 
eine Vorarbeit. 

Wir werden ſehen, was im Hauptausſchuß mit unſeren 


Anträgen wird. Eins können wir aber ſchon heute ſagen 
und machen Sie beſonders auf die Folgen aufmerkſam. 
Die ganze Wirtſchaft wird rebelliſch, und die arbeitende 
Bevölkerung iſt zum größten Teil erwerbslos. Überall, 
wohin man blickt, iſt Not und Elend. Nicht nur in den 


-~ 


D) 


Reihen der Arbeiter, ſondern auch bei den Kleinrentnern. 


Sie greift immer weiter. Außerdem erheben die Finanz⸗ 
leute große Proteſtſchreie. Überall größere Staatsausgaben 
infolge der Erwerbsloſigkeit. Die Einnahmen werden dur 

die ſchlechte Wirtſchaft immer geringer. Deswegen haben 
wir dieſen Antrag eingebracht und halten die jetzige Situa⸗ 
tion für äußerſt dringlich. Wir werden ſehen, wie Sie 
ſich zu unſeren Anträgen ſtellen. Aber wir ſagen uns 
heute ſchon, daß man ſich auf Sie nicht verlaſſen kann 
Abgeſehen von der Sozialdemokratie find die Deutſchnatio⸗ 
nalen, die Liberalen und das Zentrum zu ſehr mit Beamten 
durchſetzt, gerade mit höheren Beamten, jo daß fie 1 75 
andere Stellung einnehmen können. (Zurufe.) Reden keit 
nicht, Sie wiſſen ja, daß im Volkstag keine Möglich n 
beſtand, eine Verfaſſungsänderung vorzunehmen gegen de 
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(Laſchewſki, Abgeordneter.) 
A) Willen der Beamten, weil 44 Beamte im Volkstag waren. 
(Zwiſchenrufe rechts.) Die Frage ſteht noch zur Debatte. 
Ich würde wünſchen, daß Sie dazu redeten, dann würde 
ich die Leute der Deutſchnationalen bei Ihrem Antrag be⸗ 
züglich der Diäten kennzeichnen. Reden Sie lieber nicht. 
Gerade Ihre Leute ſind es, die immer, wenn eine Aus⸗ 
ſchußſitzung ſtattfindet, die Naſe hineinſtecken und ſehen, 
ob nicht noch einer fehlt, damit er dann die drei Gulden 
nehmen kann. So, wie der Volkstag heute zuſammengeſetzt 
iſt, wird er ein ſo notwendiges Geſetz nicht beſchließen. 
Wir betrachten es in gewiſſem Sinne nur als Notmaß⸗ 
nahme, um die Mittel zu ſchaffen, um den Kreiſen zu helfen, 
die ich vorhin gekennzeichnet habe. Wenn Sie es nicht 
durchführen, dann wiſſen wir, daß die Zeit nicht fern ſein 
wird, in der die Situation noch brennender ſein wird. 

enn Sie dann noch hier fein ſollten, wird der Wille 
dieſer in Empörung geratenen Schichten, die bis ins Klein⸗ 
bürgertum reicht, über Sie hinweggehen und dieſe Not⸗ 
maßnahmen vornehmen, die heute unbedingt notwendig 
ſind. (Bravo bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte ift erſchöpft, die 
Beſprechung ift geſchloſſen. Der Alteſtenausſchuß ſchlägt 
dor, die Druckſachen Nr. 2042 und 2056 dem Hauptausſchuß 
zu überweiſen. Widerſpruch höre ich nicht. Ich ſtelle feſt, 
daß das Haus fo beſchloſſen hat. Ich rufe auf Punkt 13 
er Tagesordnung: 

Urantrag des Abg. Dr. Bumke und Fraktion 
betr. Ermäßigung der Gerichtskoſten, Anwalts⸗ und 

Notariatsgebühren. 

Drucksache Nr. 2041. Ich eröffne die Beſprechung. Das 
ort hat Herr Abg. Dr. Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Man ſucht heute auf allen Seiten nach Mitteln, wie man 
der notleidenden Wirtſchaft helfen könnte. In unſerem 

trag empfehlen wir Ihnen ein Mittel, welches fich 
als ſehr zweckmäßig erweiſen würde. Das ift eine ſofortige 
Herabsetzung der Gerichtskoſten, der Anwalts⸗ und Nota⸗ 
rlatsgebühren. M. D. u. H.! Dieſe Koſten und Gebühren 
aben nach meiner Auffaſſung, nach der Anſicht meiner 
raktion und nach Auffaſſung aller derjenigen, die ſich mit 
der Frage beſchäftigt haben und Einblick in die Verhältniſſe 
gewonnen haben, eine Höhe erreicht, die nach einer Herab⸗ 
etzung ſchreit. Die Gebührensätze gehen heute in Danzig 
weit über die deutſchen Sätze hinaus. Selbſt dann, m. D. 
in H., wenn man der Anſicht ift, daß die Anwalts⸗ und 
kotariatsgebühren im Freiſtaat einen gewiſſen Aufſchlag 
haben müſſen, weil hier die Koſten, die von den Anwälten 
und Notaren für Mieten, Gehälter uſw aufgebracht werden 
müſſen, etwas höher ſind, wie in Deutſchland, ſo iſt doch die 
Bige Höhe nicht gerechtfertigt. Wir fordern deshalb ein 
Hurückgehen auf den deutſchen Tarif, unter Umſtänden 
nter Zubilligung eines angemeſſenen Danziger Teue- 
kungszuſchlags. M. D. u. H., wir fordern dieſes Zurück⸗ 
gehen auf den deutſchen Tarif aber nicht nur im Intereſſe 
er Wirtſchaft, ſondern wir fordern es noch aus einem 
anderen ſehr triftigen und einleuchtenden Grunde. Heut- 
zutage findet fich in den Danziger Koſtengeſetzen kein Menſch 
8 durch, der Fachmann, der täglich mit dieſen Beſtim⸗ 
felgen zu tun hat, nur unter den allergrößten Schwierig⸗ 
Hen, und für den Laien ift es ganz unmöglich. 
zA M. D. u. H.! Das ift ganz erklärlich. Dieſe Koſten⸗ 
5 Gebührenordnungen ſind durch viele abändernde Ge⸗ 
8 immer wieder geändert worden. Wir können es uns 
a in unſeren kleineren Verhältniſſen nicht leiſten, be⸗ 
alles de Geſetzesausgaben herzustellen. Man muß fih alfo 
Dad mühſam aus den einzelnen Geſetzen zuſammenſuchen. 
5 urch entſteht große Verwirrung, ganz abgeſehen davon, 
kön wir uns keinen Kommentar zu unſeren Geſetzen leiſten 
En und daß wir die deutſchen Kommentare nur unter 
allergrößten Schwierigkeiten benützen können. Aus 


dieſen Gründen fordern wir eine Angleichung der Ge⸗ 
bühren⸗ und Koſtengeſetze an das Deutſche Reich. 

Ich möchte gelegentlich der Beſprechung dieſes Punk⸗ 
tes aber noch etwas anderes berühren, wo nach meiner 
Meinung eine Herabſetzung der Koſten und Gebühren ganz 
unumgänglich ſofort erfolgen müßte. Das ſind die Koſten 
der Aufwertungsprozeſſe. M. D. u. H.! Bei den Auf⸗ 
wertungsprozeſſen ſind heute die Koſten und Gebühren⸗ 
ſätze ſo hoch, daß darunter ſowohl der Gläubiger als der 
Schuldner leiden muß. Der Gläubiger, der die Aufwer⸗ 
tung einer Hypothek betreibt, riskiert, daß das, was er im 
Prozeß erſtreitet, nachher durch die Koſten aufgezehrt wird; 
und der Schuldner, der vielleicht ganz oder zum Teil unter⸗ 
liegt, riskiert, daß er nicht nur ſein Grundſtück, ſondern 
ſeine ganze Exiſtenz einbüßt, und zwar mit durch die hohen 
Koſten. M. D. u. H.! Die Regelung, die hier, und zwar 
möglichſt ſofort erfolgen müßte, müßte ſich in der Richtung 
bewegen, daß wir für Auſwertungsprozeſſe den Wert des 
Streitgegenſtandes herabſetzen. Man kann darüber, wie 
man es macht, verſchiedener Anſicht ſein. Es beſteht die 
Möglichkeit, daß der Wert des Streitgegenſtandes auf eine 
Höchſtſumme fixiert wird, wie es heutzutage ſchon bei 


Armenrechtsſachen der Fall ift. Es beſteht aber noch eine 


andere Möglichkeit. Man könnte den Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes in folgender Weiſe beſchränken. Heute wird 
der Wert nach dem Antrag des Klägers feſtgeſetzt. Der 
Antrag geht in den meiſten Fällen dahin, eine Hypothek, 
die in Papiermark eingetragen wurde, auf einen beſtimm⸗ 
ten Guldenbetrag aufzuwerten. Dann iſt nach geltendem 
Recht als Streitgegenſtand der von dem Kläger geforderte 
Aufwertungsbetrag der Hypothek anzunehmen. Der 
Schuldner will nun aber in den meiſten Fällen etwas be⸗ 
zahlen. In den meiſten Fällen ſtellt er gar nicht den An⸗ 
trag auf völlige Abweiſung, ſondern erkennt einen Teil 
der Klageforderung an. Trotzdem muß nach den geltenden 
Beſtimmungen als Streitgegenſtand der Geſamtbetrag der 
Forderung feſtgeſetzt werden, wie er ſich in dem Klage⸗ 
antrag des Klägers ausdrückt. 

Das iſt meines Erachtens untragbar. Es wäre zweck⸗ 
mäßig, den Wert des Streitgegenſtandes ſo zu formulieren, 
daß man ſagt: Unterſchied zwiſchen dem, was der Kläger 
fordert und dem, was der Beklagte von vornherein zugibt. 
Denn das iſt ja eigentlich auch dasjenige, was im Streit 
begriffen iſt. Ob man nicht bezüglich derjenigen Prozeſſe, 
bei denen der Hypothekengläubiger das Armenrecht hat, der 
Hypothekenſchuldner aber nicht, noch beſondere Maßnahmen 
treffen müßte, will ich im einzelnen nicht auseinander⸗ 
ſetzen. Ich habe das an anderer Stelle getan. Hier würde 
es zu weit gehen; und dieſe Einzelheiten werden die Offent⸗ 
lichkeit nicht intereſſieren. Ich möchte auf unſeren Antrag 
zurückkommen und den Herrn Regierungsvertreter fragen, 
wie ſich die Regierung zu unſerem Antrag bezüglich der 
Herabſetzung der Koſten zu ſtellen gedenkt. „Wir erwarten 
jedenfalls von der Regierung, daß ſie mit größter Beſchleu⸗ 
nigung unſerem Antrag nachkommen wird. Sollte das 
nicht geſchehen, werden wir weiter von uns hören laſſen. 
(Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Vertreter der 
Regierung, Obergerichtsrat Kettlitz. s 

Kettlitz, Obergerichtsrat: M. D. u. H.! Ich habe 
namens des Senats folgendes hierzu zu erklären: 

Der Senat arbeitet bereits ſeit längerer Zeit an einem 
Geſetzentwurf, der die Ermäßigung der geſamten Gerichts⸗ 
koſten, ſowie der Anwalts⸗ und Notariatsgebühren vorſieht. 
Das iſt keine allzu leichte Arbeit. Die Koſtenſätze enthalten 
eine ganze Menge von Paragraphen und in jedem Para⸗ 
graphen kommen Ziffern vor, die die Koſten angeben. Jeder 
einzelne Abſatz muß deshalb ſorgfältig durchgeprüft wer⸗ 
den. Dabei wollen verſchiedene Strömungen berückſichtigt 
werden, denn man kann nicht einſeitig vorgehen, ſondern 
muß auch nach der anderen Seite abwägen, um eine wirk⸗ 
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(Kettlitz, Obergerichtsrat.) s 

lich gerechte Herabſetzung durchzuführen. Grundſatz ift 
dabei die möglichſte Anlehnung an die deutſchen und preu⸗ 
ßiſchen Koſtengeſetze, ſoweit die Annäherung irgendwie be⸗ 
rechtigt iſt. Der Geſetzentwurf wird in kürzeſter Zeit vor⸗ 
gelegt werden. Heute iſt wieder mehrere Stunden darüber 
beraten worden. Es darf mir geglaubt werden, daß dieſe 
Beratungen wegen der außerordentlichen Kompliziertheit 
der Materie nicht allzu ſchnell gefördert werden konnten. 
Sie ſind aber im beſten Fluß. (Zuruf rechts.) Ein Not⸗ 
geſetz iſt weder erforderlich, noch wünſchenswert. Wir 
würden dann in ganz kurzer Zeit drei verſchiedene Koſten⸗ 
geſetze haben, nämlich die jetzigen, das Notgeſetz und das 
künftige Geſetz. Dadurch würde nur Verwirrung ent⸗ 
ſtehen. Ich möchte dann noch kurz auf das eingehen, was 
Herr Abg. Dr. Bumke angeregt hat: Eine neue Redaktion 
der Koſtengeſetze wird notwendig ſein; es iſt ſchwer, die 
Koſtengeſetze jetzt zu leſen. Beim Aufwertungsgeſetz wird 
bereits ein Teil der berechtigten Anſprüche erfüllt. Sollte 
die allgemeine Herabſetzung nicht genügen, ſo müßte durch 


eine lex specialis dafür geſorgt werden, im Anſchluß an 


die allgemeine Regelung. 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen zu 
Punkt 13 liegen nicht vor, ich ſchließe die Beratung. Der 
Alteſtenausſchuß ſchlägt vor, die Vorlage an den Rechts⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut; es 
iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 14 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Her⸗ 
abſetzung der Aufwandsentſchädigung der Volfs- 
tagsabgeordneten. Urantrag des Abg. Dr. Ziehm 

8 und Fraktion. 

Druckſache Nr. 2043. Der Alteſtenausſchuß ſchlägt vor, in 
der allgemeinen Beſprechung damit den Punkt 15 der 
Tagesordnung zu verbinden: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Geſetzes über die Aufwandsentſchüdi⸗ 
gung der Abgeordneten. Urantrag des Abg. Raſchke 
und Fraktion. 

Druckſache Nr. 2055. Ich eröffne die Beſprechung. 
Wort hat der Herr Abg. Dr. Wendt. 

Dr. Wendt, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Die 
Deutſchnationale Fraktion hat Ihnen in Druckſache 
Nr. 2043 einen Geſetzentwurf vorgelegt, der die Herab⸗ 
ſetzung der Diäten der Volkstagsabgeordneten auf ein 
Drittel der bisherigen Bezüge vorſieht. Es mag daran 
erinnert werden, daß meine Fraktion in der Diätenfrage 
ſtets das retardierende Element geweſen iſt. Wir haben 
niemals darüber einen Zweifel gelaſſen, daß wir es an 
ſich für das Wünſchenswerteſte halten, wenn die Tätigkeit 
des Volkstagsabgeordneten, genau wie die unſerer Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung, als eine rein ehrenamtliche ohne 
Entſchädigung ausgeübt wird. (Abg. Gebauer: Ihr habt 
Euch doch ſehr danach geriſſen!) Letzten Endes haben wir 
uns mit dem Gedanken einer Aufwandsentſchädigung abge- 
funden im Hinblick auf die tatſächlichen Aufwendungen, die 
eine Anzahl von Abgeordneten zu machen gezwungen iſt. 
Ich denke dabei beſonders an die auswärts wohnenden 
Herren. Was die Höhe der Aufwandsentſchädigung anbe- 
trifft, ſo muß ſie im richtigen Verhältnis zu den ſtaatlichen 
Mitteln ſtehen. Eine Summe, die noch vor zwei Jahren 
für den Staatshaushalt erträglich erſcheinen konnte, iſt in 
der Notzeit, die wir jetzt durchmachen müſſen, entſchieden 
zu hoch. Von allen Seiten ertönt der dringliche, durchaus 
berechtigte Ruf nach größerer Sparſamkeit in der Verwen⸗ 
dung der öffentlichen Mittel. Der Senat hat erklärt, es 
müßten bei allen Etats 25 Prozent der Ausgaben einge⸗ 
ſpart werden. Da erſcheint es meiner Fraktion als eine 
ſelbſtverſtändliche Pflicht für den Volkstag, mit gutem Bei⸗ 
ſpiel voranzugehen, zunächſt alſo einmal die perſönlichen 
Ausgaben für die einzelnen Abgeordneten zu kürzen. (Ver⸗ 
zichten! links.) — Sie wiſſen, daß das vorläufig geſetzlich 


Das 


unmöglich iſt. — Wenn Sie unſerem Vorſchlag folgten, 00 


würde eine Summe von 200 000 Gulden pro Jahr erſpart 
werden. Wir hätten uns mit einem geringeren Abſtrich 
der Diäten zufriedengeben können, wenn Sie ſich ſeinerzeit 
entſchloſſen hätten, unſeren wiederholten Anträgen auf Her⸗ 
abſetzung der Zahl der Abgeordneten zuzuſtimmen. Leider 
iſt das jedoch nicht der Fall geweſen. Und ſo bleibt bei der 
großen Zahl der Abgeordneten nichts weiter übrig, als 
ein großer Abſtrich an den Bezügen für jeden einzelnen 
Abgeordneten. Geſpart muß in beträchtlichem Ausmaß 
werden. Auch bei dem Etat für den Volkstag. Das iſt nur 
möglich durch ſtarke Kürzung der für die perſönlichen Aus⸗ 
gaben der Abgeordneten ausgeſetzten Summe. 

Meine Fraktion gibt ſich der bevechtigten Hoffnung hin, 
daß ſich die überwiegende Mehrheit von Ihnen unſeren 
Motiven zugänglich erweiſen wird und demgemäß für 
unſeren Antrag ſtimmen wird. Sie werden dadurch dazu 
beitragen, dem Amf äußerſte Sparſamkeit angewieſenen 
Staat zu helfen. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 

1 Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Bing. 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Es ift 
niemand im Hauſe, der die Deutſchnationale Volkspartei 
für derartig weltfremd hält, als daß man den Antrag dieſer 
Fraktion als einen vollkommenen Ernſt auffaſſen könnte. 
(Abg. Dr. Bumke: Na nun?) Da die Deutſchnationalen 
ganz genau wiſſen, daß dieſer Antrag in dieſem Hauſe 
keine Mehrheit finden wird (Abg. Schwegmann: Stimmen 
Sie zul), jo können Sie fich ja dieſes Schreien und Haſchen 
nach Popularität gut erlauben. (Sehr gut! links.) Denn 
um weiteres handelt es ſich ja nicht. Man muß ſich in 
dieſem Falle wirklich einmal darüber klar ſein, daß es 
keinen Sinn hat, in jeder Beziehung mit der Öffentlichkeit. 
zu kokettieren. Was heißt hier die Aufwandsentſchädigung? 
Eine Fraktion, in der 50 Prozent Beamte ſind (Abg. 
Schwegmann: 10 Prozent vielleicht!), hat keine Ahnung, 
wie ſchwer es für Arbeiter und Arbeitervertreter iſt, ihre 
Pflicht im Volkstag zu erfüllen und eine Arbeitsſtelle und 
eine Arbeitsmöglichkeit zu finden, wo ſie ihrer Pflicht nach— 
gehen können. Es iſt vollkommen richtig, was der Herr 
Kollege Dr. Wendt ſagte, daß es am beſten wäre, wenn die 
Volkstagstätigkeit ehrenamtlich ausgeübt würde. Ich per⸗ 
ſönlich würde es ſehr gern ſehen, wenn eine Verzichtmög⸗ 
lichkeit auf die Diäten vorhanden wäre. Dann würde ſich 
finden, wer darauf verzichtet (Sehr gut! links.), wenn auch 
die Sache eine außerordentlich große Gefahr in ſich birgt, 
weil man dann Abgeordnete erſter und zweiter Klaſſe 
unterſcheiden könnte und dadurch ein plutokratiſches Moment 
hineinkommen würde, das vermieden werden muß. Des⸗ 
halb hat der Verzicht zwei Seiten. Wenn aber die Diäten 
kein lächerliches Trinkgeld ſein ſollen, müſſen ſie zum min⸗ 
deſten die Bedeutung haben, diejenigen, die auf die Diäten 
angewieſen ſind, in die Lage zu verſetzen, ſich bei der Tätig⸗ 
keit im Volkstag ſatt zu eſſen. In dieſem Sinne dürften 
die Diäten an ſich für diejenigen, die ſie wirklich nötig 
haben, viel zu niedrig ſein. (Zuruf.) Die Angelegenheit 
mit den 25 Prozent des Etats des Volkstags iſt erledigt; 
der Etat iſt um 25 Prozent gekürzt. Wir wollen aber den 
Deutſchnationalen entgegenkommen (Sehr gut! links.), und 
zwar in dem Sinne, daß diejenigen, die wirklich die aller 
wenigſten Aufwendungen bei der Volkstagstätigkeit haben, 
wohl unbeſtritten die Beamten ſind. So ſollen die Beamten 
ohne weiteres das Recht haben, ſich mit den 60 Gulden 
Trinkgeld zufrieden geben. (Sehr gut! links. 
Zwiſchenrufe rechts.) 

Diejenigen aber, die nicht in der Lage find, als De 
amte die regelmäßige Gehaltszahlung in Empfang zu 
nehmen, die ihr Mandat ausüben und infolgedeſſen im 
Beruf und auf der Arbeitsſtätte Schwierigkeiten Haben 
müßten mehr bekommen. Daher find wir nicht in del 
Lage, dem hohen Abſtrich, den die Deutſchnationalen vor⸗ 
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geſchlagen haben, zuzuſtimmen. Wir werden, da augen: 


blicklich die Sparepidemie eingeſetzt hat, dafür fein, daß 
etwas geſtrichen wird, bis auf 60 Gulden herunter. Aber 
das wäre an fich ſchon ein Kompromiß, den wir ſehr un- 
gern machen würden, und der auch keine Berechtigung in 
ſich trägt. Es kommt hinzu, daß wieder die Sache mit der 
Abgeordnetenzahl der Offentlichkeit in einer ganz ſchiefen 
Weiſe vorgeſetzt wird, als ob das allein Sache der Deutſch⸗ 
nationalen wäre. Sie wiſſen ganz genau, daß wir uns 
-mal für die Herabſetzung der Abgeordnetenzahl eingeſetzt 
haben, und zwar unter der Bedingung, daß auch die Zahl 
der Senatoren herabgeſetzt würde. Machen Sie doch hier 
nicht ein derartiges Theater und geben Sie die Schuld 
nicht uns, der Linken, und den Parteien, die dieſe Dinge 
gemeinſam betrachtet haben. Aber da wollen Sie nicht 
eran, wenn es ſich um die Zahl der Senatoren handelt. 
(Abg. Schwegmann: Das haben wir beantragt!) Die Zahl 
er Senatoren herabzuſetzen? Wann? (3 wiſchenrufe 
rechts.) Sie haben doch nicht beantragt, die Zahl der Be⸗ 
amten, der hauptamtlichen Senatoren, herabzuſetzen! Sie 
haben doch keine Verfaſſungsänderung beantragt! Das 
hieße doch die Wahrheit auf den Kopf ſtellen. Sie ſind es 
geweſen, die ſich immer dagegen geſträubt haben, die Dinge 
meinem Atem zu nennen, weil fie organiſch verwandt find. 
(Unverſchämtes Stückl links. — Wir werden die Akten 
holen! rechts.) Holen Sie die Akten! Ich kenne Ihre 
Neben. Ich weiß, daß Sie fich ſtets, ſolange Sie in der 
degierung faken, geſträubt haben, die Zahl Ihrer verant- 
wortlichen Regierungsmandate zu ſchwächen, daß Sie gar 
nicht an den Staat gedacht haben, ſondern an Ihre Frak⸗ 
wn. Wenn Sie jetzt dieſen Agitationsantrag auf Herab⸗ 
chung der Diäten auf ein Drittel ſtellen, dann machen 
Sie es wieder ſo. Sie denken nicht an Staat und Etat, 
ſondern an Ihre Fraktion. Das iſt ein taktiſches Mätzchen, 
ein Manöver, an das Sie ſelbſt nicht glauben. (Bravo! 
Pr. Ziehm: Sie ſtellen die Tatſachen auf den 
Kopf! — Unruhe.) 


Weiß sepräfibent Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
eiß. 


ti Weiß, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Meine Frak⸗ 
jon begrüßt die Anträge, die eine Herabſetzung der Muf- 
vandsentſchädigung für die Abgeordneten und die neben⸗ 
f ichen Senatoren bezwecken. Wir ſehen darin eine will⸗ 
ommene Gelegenheit, für die Staatskaſſe Erſparniſſe zu 
Machen, Erſparniſſe, wie fie zur Zeit von allen Seiten ge- 
ordert werden. Ich bin nicht der Anſicht, wie mein Herr 
orredner, daß die Anträge der Deutſchnationalen nicht 

NE gemeint fein ſollten. Ich will annehmen, daß fie ſehr 
e t gemeint find. (Heiterkeit links.) Wir jedenfalls wollen 
E Uit nehmen und ernſt behandeln. Ich will mich auf 
Witzelbeiten nicht einlaſſen, das ift Sache des Ausſchuſſes. 
u „ werden im Ausſchuß das ſagen, was wir materiell 
4 dieſer Frage zu fagen haben. Ich glaube, wir werden 

) einen Weg finden, um das zu erreichen, was der Mn- 
wis bezweckt, nämlich Erſparniſſe zu machen. Ich glaube, 
Ant werden auch einen Weg finden, um insbeſondere den 
wo vagftelfern Gelegenheit zu geben, das, was fie hier 

en, in die Wirklichkeit umzusetzen. (Bravo!) 


Qaj Ge a Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 


mar Laſchewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Wenn 
ſein m. er die Auſwandsentſchädigung richtig informiert 
graphisch muß man ſich die früheren Protokolle, die ſteno⸗ 


und pen Berichte durchleſen. Dann kann man den 
nd ai jeder Fraktion zu dieſer Frage erkennen. Unſer 
der punkt ändert fich hierbei nicht. Wir verlangen, daß 
ausübt ausgleich für denjenigen, der hier die Tätigkeit 
les D 125 dent der Lohn verloren geht, erſetzt wird. 
Geme: aben wir nicht nur im Volkstag, ſondern auch in den 
indekörperſchaften vertreten. Auch bürgerliche Ver⸗ 


treter haben anerkannt, daß dem Arbeiter, der einen Lohn⸗ 
ausfall gehabt hat, wenn er ſeine Tätigkeit im Parlament 
im Intereſſe der Allgemeinheit ausübt, Erſatz gewährt 
werden muß. Auf demſelben Standpunkt ſtehen wir auch 
heute, daß dieſer Lohnausgleich gewährt wird. Dieſer An⸗ 
ſicht wird auch von der Bevölkerung, mit Ausnahme viel⸗ 
leicht von deutſchnationalen Hakatiſten, zugeſtimmt. Das 
iſt die Auffaſſung der Bevölkerung, beſonders der Arbeiter. 
Wir haben bei den früheren Beſprechungen betreffend die 
Aufwandsentſchädigung geſagt, daß die Bevölkerung es 
nicht verſtehen kann, wenn z. B. Beamte, die in hohem Ge⸗ 
halt ſtehen (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.), die keinen 
Dienſt in dieſer Zeit machen, ſondern hier ihre Sitzungen 
haben, ihr Gehalt bekommen und außerdem noch Auf⸗ 
wandsentſchädigung, dann bekommen ſie auch noch ein 
Sitzungsgeld von drei Gulden. Das kann die Bevölkerung 
natürlich nicht verſtehen. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Deshalb verlangten wir, daß eine Klaſſifizierung 
ſtattfände, und daß nur der Lohnausfall gezahlt würde. 
Dies will auch die Bevölkerung. Wir haben den Deutſch⸗ 
nationalen Gelegenheit gegeben, zu erklären, wie ſie zu 
ihren Worten ſtehen. Wir haben in unſerem Geſetzentwurf 
den Verzicht auf die Aufwandsentſchädigung aufgenommen 
und erwarten jetzt, daß die Deutſchnationale Fraktion, viel⸗ 
leicht mit ganz kleinen Ausnahmen, denn ich weiß nicht, 
ob auch Arbeiter in Ihren Reihen ſind (Nein, nein! links.), 
auf die Aufwandsentſchädigung verzichtet. Dann werden 
die Ausgaben, die in den Etat eingeſetzt ſind, ſehr gering 
werden. So wird auch unſer Standpunkt im Ausſchuß ſein. 
Wer leinen Lohnausfall hat, ſoll auch keine Aufwands⸗ 
entſchädigung erhalten. Dann wird die Bevölkerung es 
verſtehen und dann wird die Agitation in dieſer Sache 
auch aufhören. (Bravo! bei den Kommuniſten,) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. ; 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Sparen und der Volkstag als Ablenkungsmanöver iſt ſchon 
öfters dageweſen. Hannemann, geh du voran, du haſt die 
längſten Hoſen an. (Stiefel! rechts.) Meinetwegen auch 
die längſten Stiefel. Zwei Anträge liegen vor, beide auf 
Erſparnis hinzielend. Da möchte ich Sie an die letzten 
Verhandlungen im Volkstag über die Erhöhung der Diäten 
erinnern. Von einer Danziger Zeitung wurde behauptet, 
daß die Erhöhung ohne Widerſpruch angenommen worden 
ſei. Der einzige, der zur Erhöhung der Diäten geſprochen 
hat, war ich. (Zuruf.) Zufälligerweiſe. Die Sache wurde 
als letzter Punkt kurz vor den Ferien erledigt, Sie werden 
ſich daran erinnern. Die Vorlage ſollte ſo ſchnell als mög⸗ 
lich durchgepeitſcht werden, damit man in den Ferien Geld 
hatte. Der einzige, der widerſprach, war ich, und zwar mit 
denſelben Gründen, die der kommuniſtiſche Abgeordnete 
heute anführte, mit der Differenzierung. Vom Zentrum 
und von der Liberalen Fraktion wurde mir zugerufen, eine 
Differenzierung ſei nicht möglich. (Das iſt fie auch nicht! 
beim Zentrum.) In der heutigen Zeit wird alles mögliche 
differenziert, von den Steuern angefangen. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Sehr richtig!) Zweitens habe ich gejagt, nur Die- 
jenigen dürften eine Entſchädigung bekommen, die einen 
Aufwand treiben. Diejenigen aber, die ihr hohes Einkom⸗ 
men haben, ſollten verzichten. Heute iſt das genau ſo. Ich 
halte den Antrag, wie ihn die Deutſchnationalen eingebracht 
haben, für vollkommen verkehrt. Was erzielen wir durch 
den Antrag der Deutſchnationalen? Wir erzielen dadurch, 
daß die leiſtungsſchwachen Kreiſe nicht mehr in den Volks⸗ 
tag kommen können. Das iſt ein Mittel, den geldſtarken 
Mann als Vertreter ſeiner Richtung in den Volkstag hin⸗ 
einzubringen. Das Proletariat aber würde ſich einen 
ſolchen Vertreter nicht leiſten können, weil er keinen ſolchen 
Aufwand treiben kann. Es wird alſo das plutokratiſche 
Syſtem aufgezogen, wie Herr Abg. Dr. Bing ſagte. Oder 
andererſeits kommen wir zu dem Syſtem des Berufsparla⸗ 
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mentariers. Das müßte doch gerade den Herren von der 
Rechten zuwider ſein. 

Ich habe das Empfinden, als wenn Sie mit Ihrem 
Antrag ausgeſprochen demokratiſche Wege gehen. Ich 
möchte Ihnen das heute gerade unter die Naſe reiben, 
da ich weiß, daß noch Herr Abg. Dr. Bumke ſprechen wird. 
Der Erfolg dieſes Sparſamkeitsantrages iſt ein anderer, 
als Sie gedacht haben. Es ſteht feſt, daß eine Erſparnis 
von zwei Dritteln eintreten würde. Andererſeits aber ift 
der Antrag der Kommuniſten berechtigt, wenn ſie ſagen, 
daß diejenigen, die im feſten Lohnverhältnis ſtehen, keine 
ſo hohe Aufwandsentſchädigung brauchen wie die ſonſtigen 
Arbeitnehmer und die Angehörigen eines freien Berufes. 
Deshalb wird meine Fraktion dafür ſtimmen, daß die Auf⸗ 
wandsentſchädigung der Beamten im Volkstag gekürzt 
wird. Bisher beſtand die Ungerechtigkeit gegenüber den 
Arbeitern, die keinen Lohn bekamen, wenn ſie wegen Volks⸗ 
tagsſitzungen ihrer Arbeitsſtätte fernblieben. Andererſeits 
iſt die Regelung, wie ſie von der Kommuniſtiſchen Fraktion 
geplant wird, kaum durchführbar. Laſſen Sie die 180 


Gulden für alle diejenigen, die nicht Beamte ſind. Er⸗ 


— 


höhen Sie die Aufwandentſchädigung des Arbeiters. Das 
kann er mit Recht fordern. Denn wenn das Volk eine 
ſolche Schwatzbude haben will, muß es auch das Geld dafür 
hergeben. 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Hohnfeldt, Sie haben 
das Hohe Haus als Schwatzbude bezeichnet, ich rufe Sie 
zur Ordnung. 5 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Es ift Tatſache, 
daß bar Parlament jo vom Publikum eingeſchätzt wird. 
(Abg. Dr. Bing: Er tut fo, als ob er nichts ſchwätzte!) 
Ich meinte nicht, daß es jeder tut, Sie haben es vorher 
aber auch getan. 
jo ein. Sie ift alles andere als parlamentariſch geſonnen. 
Wenn ſie heute die Verhandlungen ſieht, ruft ſie nach dem 
Diktator. (Zuruf.) Der paßt zu Ihnen und der Zentrums⸗ 
partei. Bei der Diätenfrage muß die Bevölkerung ſehen, 
daß das Haus voll ift, und daß ſämtliche Fraktionen 
ſprechen. Bei der letzten Beratung über Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge aber war die rechte Seite verſchwunden. Im 
ganzen befanden ſich 27 Abgeordnete im Haus. Drei ſaßen 
auf dem Präſidium. Die anderen 90 Abgeordneten waren 


verſchwunden, weil es nach 7 Uhr war. Dann ſagt die 


Bevölkerung, daß das Luxus iſt und ruft nach einer Kür⸗ 
zung der Diäten. Es ift ein Unſinn, Arbeitern, die ihre 
Arbeitstätigkeit verſäumen müſſen, die Diäten zu nehmen. 
Die Arbeitervertreter ſind ja auch gezwungen, Ausgaben 
für ihr leibliches Wohl zu machen. Man ſieht es ja draußen. 
Deshalb muß differenziert werden. Der Beamte iſt in 
ſeinen Diäten zu kürzen, ebenſo derjenige, der es nicht nötig 


hat, für den 180 Gulden ein Pappenſtiel ſind, das ſind die 


Großverdiener. Wir haben davon genug, nämlich obere 
Beamte, Direktoren von Banken uſw., damit Sie einige 
Berufskategorien haben. Aber die Arbeiter, die ſich den 
Luxus nicht leiſten können, müſſen eine anſtändige Ent⸗ 
ſchädigung haben, weil ſie ihre Arbeitskraft zugunſten des 
Volkes einſetzen ſollen. í 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Ich 
glaube, die Öffentlichkeit hätte erwartet, daß dieſer unſer 
Antrag mit etwas mehr Sachlichkeit und Ruhe im Volfa- 
tag erledigt würde. (Abg. Dr. Bing: Der moraliſche Saft⸗ 
laden!) Es handelt ſich bei unſerem Antrage nicht um 
Parteipolitik, ſondern um ein kleines Mittel, das dazu bei⸗ 
tragen ſoll, unſerer finanziell ſchlechten Lage gerecht zu 
werden. (Abg. Arczynſki: Ihre Agitation zu ſtärken!) Daß 
Herr Abg. Dr. Bing dieſe Frage mit ſo wenig Sachlichkeit 
und auch mit ſo wenig Sachkenntnis behandelt hat, hat 
mich allerdings nicht allzu ſehr gewundert. Aber wenn der 


Die Bevölkerung ſchätzt das Parlament 


Herr Abg. Dr. Bing einer anderen Fraktion den Vorwurf 
der Heuchelei macht, dann ſollte er doch ſich erſt einmal die 
Druckſachen und die Reden der betreffenden Fraktionsredner 
durchleſen. Wenn er ſchon nicht ſelbſt im Volkstag war, 
als dieſe Reden gehalten wurden, oder wenn er dieſe 


Reden infolge eines ſchwachen Gedächtniſſes vergeſſen hat, 


ſo war es ihm doch möglich, die ſtenographiſchen Berichte 
durchzuleſen. Dann hätte er ſich darüber orientieren 
können, wie die Sache wirklich liegt. Ich ſtelle folgendes 
feſt: Ich habe ſelbſt in einer meiner letzten Reden zur 
Verkleinerung des Volkstages (In welcher denn? links.) 
geſagt, daß die Zahl der Abgeordneten herabgeſetzt werden 
muß, und daß dieſe Herabſetzung der Abgeordnetenzahl 
Hand in Hand mit einer Herabſetzung der Zahl der Sena⸗ 
toren gehen müſſe. (Wer hat das geſagt? links.) Das habe 
ich geſagt. Leſen Sie bitte meine Rede nach, Herr Abg. 
Dr. Bing, dann werden Sie ſich davon überzeugen, daß das, 
was ich geſagt habe, richtig iſt. (Haben Sie das in das 
Protokoll hineingemogelt? links.) 

Dann iſt weiter von Herrn Abg. Dr. Bing davon ge 
ſprochen worden, es wäre möglich, eine Differenzierung 
bezüglich der Diäten der Beamten vorzunehmen. Herr Abg. 
Dr. Bing glaubt jedenfalls, in dieſer Beziehung einen 
genialen Gedanken gehabt zu haben und hat ſich als Vater 
dieſes Gedankens ausgegeben. M. D. u. H.! Der Gedauke 
ſtammt von mir. (Abg. Dr. Bing: Exceptio plurium!) Ich 
habe einmal im Hauptausſchuß, als die Frage einer Er⸗ 
höhung der Diäten zur Verhandlung ſtand, angeregt, ob 
man nicht die Diäten für die Beamten herabſetzen oder 
jedenfalls auf einen normalen Betrag herunterſetzen könnte. 
Da ift mir von werſchiedenen Seiten entgegengehalten 
worden, man wolle keinen Volkstagsabgeordneten zweiter 
Sorte haben. Man müßte es bei der bisherigen Eutſchädi⸗ 
gungsregelung belaſſen, wenn auch für meinen Antrag eine 
gewiſſe Berechtigung ſpräche. 

Nun iſt ja richtig, daß Artikel 23 der Verfaſſung jagt: 
„Ein Abgeordneter erhält Entſchädigung nach Maßgabe 
eines beſonderen Geſetzes.“ Danach wäre es nicht möglich, 
den Abgeordneten, die Beamte find, eine Entſchädigung 
ganz zu nehmen. M. D. u. H.! Das haben wir ändern 
wollen. Sehen Sie ſich Nr. 1 der Druckſachen dieſes Volts- 
tages an. Da ſteht ausdrücklich der Varſchlag, daß Artikel 23 
der Verfaſſung geändert werden ſoll. Ich glaube, wir haben 
damals gejagt, die Abgeordneten können eine Entſchädi⸗ 
gung nach Maßgabe eines beſonderen Geſetzes erhalten. 
Zur Begründung dieſer Verfaſſungsänderung habe ich Ha 
mals an dieſer Stelle ausgeführt, es ſcheine mir eine Un⸗ 
gerechtigkeit zu ſein, daß Abgeordnete, die Beamte wären, 
noch neben ihrem Gehalt eine Entſchädigung als Abgeord⸗ 
nete bekämen. (Hört, hört! rechts.) Wenn aljo Herr Abg. 
Dr. Bing dieſen Gedanken aufgenommen hat, ſo kann ich es 
wirklich nur begrüßen. m: 

Eins möchte ich noch auf das ſchärfſte zurückweiſen. 
Es ift hier in voller Allgemeinheit den Beamten, und zwa 
beſonders den Höheren Beamten, die im Volkstag ſitzen, der 
Vorwurf gemacht worden, daß ſie ſonſt nichts täten und ihr 
Gehalt einſteckten. (Das ſtimmt auch! links.) Es mag ſol t 
Beamte bei Ihnen geben, m. H.; jedenfalls weiſe ich W 
voller Entſchiedenheit zurück, daß dieſer Vorwurf in ai 
Allgemeinheit, insbeſondere für die bürgerlichen Parie! 
zutrifft. Es gibt hier viele Beamte, und zwar höhere une 
andere Beamte, die ihren Dienſt neben ihrer parlament? 


riſchen Tätigkeit wie jeder andere ausüben. (Wie iſt oe 


volle Dienst für die höheren Beamten? Zwei Stunden e 
lich! bei den Kommuniſten.) Natürlich mit voller Anſtreß 
gung und mit Überftunden! Selbſtverſtändlich kommen 
mit ihrem „Achtſtundentag“ nicht aus, wenn ſie ihre ne 
auch noch bei ihrer Behörde machen. Selbſtverſtän en 
müſſen ſie, wenn ſie im Volkstage ſitzen, die Ruheſtund 


zur Arbeit verwenden und das, was ſie am Tage 2 
ſchaffen, in den Abendſtunden aufarbeiten. (Bravo! rech 
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35 Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 


Dr. Wagner. l 

Dr. Wagner, Abgeordneter (D.Lib.): M. D. u. H.! 
Ich darf für meine Fraktion erklären, daß ſie ohne weiteres 
bereit iſt, für eine Herabminderung der Diäten einzutreten. 
Das iſt immer der Standpunkt meiner Fraktion geweſen. 
Im übrigen aber glaube ich, daß man über die Frage der 
Diäten überhaupt keine neuen Gedanken mehr ſagen kann. 
Es iſt ſowohl in dieſem Haufe als auch in anderen Parla- 
menten ſo ausgiebig darüber nachgedacht und geredet 
worden, ob Diäten überhaupt berechtigt ſind, in welcher 
Höhe und auch über die Differenzierung der Diäten, daß 
weitere Ausführungen zu machen nur hieße, die Zeit zu ver⸗ 
trödeln. Wir ſind gern bereit, auf die Vorſchläge, die im 
Ausſchuß gemacht werden, uns mit den Parteien zu einigen, 
die es ernſt meinen, die Diäten herabzuſetzen. Wir ſind der 
Meinung, daß, wo nun einmal Sparen das großgeſchriebene 
Wort der jetzigen Zeit iſt, auch der Volkstag mit gutem 


Beiſpiel vorangehen muß. (Bravol) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
n 
Harnau, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Auch 
ich will mir erlauben, hier zu dieſem Aufwandentſchädi⸗ 
gungsantrag der Deutſchnationalen etwas zu ſagen. Es iſt 
von Herrn Abg. Dr. Bumke angeregt worden, die Volks⸗ 
tagsabgeordneten ſollten ihre Tätigkeit im Sinne eines 
Ehrenamtes ausüben. Dem muß ich doch widerſprechen. 
Ich bin auch über die Arbeiten im Stadtparlament infor⸗ 
miert und habe auch die Ehre, die Arbeiten unſeres hohen 
Hauſes zu überſchauen. Die Arbeit der Stadtbürgerſchaft 
kann man doch nicht mit dem Volkstag vergleichen. Ich 
habe die Erfahrung gemacht, daß wir mitunter drei 
Sitzungen in der Woche haben. (Dieſe Woche vier! links.) 
Außerdem haben die Fraktionen Sitzungen, und die Aus⸗ 
ſchüſſe. Ich möchte der Offentlichkeit gegenüber ſagen, ich 
höre ſo oft das Wort Diätenſchlucker uſw., Sie haben keine 
Ahnung, was der für Ausfälle hat, der ſein Amt ehrlich 
weiterführen will. Ich denke z. B. an einen kleinen Hand⸗ 
werker oder einen kleinen Gewerbetreibenden. Wir haben 
manchmal die ganze Woche hindurch Sitzungen, Fraktions⸗ 
fung, Vollſitzung und dann noch gewöhnlich ein oder zwei 
Ausſchußſitzungen Mir iſt es paſſiert, daß ich ſogar bis 
Junkeracker, bis Hegenwald, Steegen als Ermittler in Ein⸗ 
gabenſachen hinfahren mußte. Ich bin morgens 7 Uhr 
ſortgefahren und abends um 10 Uhr zurückgekommen. Das 
find Sachen, die die Offentlichkeit nicht kennt. Wenn man 
wirklich Abgeordneter ſein will, dann muß man jagen, 

aß man außer den Ferien nicht zur Arbeit kommt. So 
geht es nicht nur den kleinen Handwerkern, ſondern auch 
en Lohnarbeitern, die heute auf ihrer Hände Erwerb an⸗ 
gewieſen ſind. Wenn denen heute die Diäten gezogen 
werden, dann müſſen ſie ihr Amt an den Nagel hängen. 
ann muß ich aus dem Volkstag ausſcheiden. Dann 
rauchen die Arbeiter und die kleinen Handwerker keine 
Vertreter. (Das wollen Sie haben! links.) M. D. u. H.! 
ehmen Sie es mir nicht übel, jo wie Sie hier alle find 
eiterfeit.), die Herren hohen, niedrigen und mittleren 
eamten, Gewerkſchaftsſekretäre uſw., hören Sie einmal 
Geiterkeit.), Ihnen wird das Gehalt nicht gekürzt, und 
die bekommen auch die Diäten. Ich gönne ſie Ihnen. Aber 
le hohen und mittleren Beamten, die heute bis 1000 
ulden und noch mehr im Monat Gehalt bekommen, 
müßten doch auf die Diäten verzichten. Ich habe das auch 


früher gedacht, aber wenn der Monatserſte kommt, treffe 


dich dieſe Herren, die ſich ihre Diäten abholen. Das dürfte 


heute nicht ſein. Ich habe feſtgeſtellt, daß es Beamte gibt, 
8 man auf ihren Dienſtſtellen nicht kennt, die nur Parla⸗ 
neentarier ſind. (Wer iſt es? links.) Ich will ſie nicht 
nennen. Jeder Abgeordnete hat die meifte Zeit des Tages 
An Volkstag zu tun. Ich habe auch feſtgeſtellt, was in den 

usſchüſſen gearbeitet wird. Dann find noch Parteiarbeiten 


zu erledigen. Ich will nicht in unſerer ſchweren Zeit ſagen, 
daß hier Geld für nichts fortgeworfen wird, aber den 
hohen Beamten brauchten die Diäten von 180 Gulden 
nicht gezahlt zu werden. Wenn ſie hier arbeiten, tun ſie 
nichts auf ihrer Dienſtſtelle. Ihr Gehalt geht aber weiter. 
Ich gebe zu, daß einige, wie Herr Dr. Bumke meint, Über⸗ 
ſtunden machen, und daß ſie auch einen kleinen Betrag be⸗ 
kommen ſollten. Das will ich nicht abſtreiten. Aber daß 
ſie ſich mit den kleinen Gewerbetreibenden und Arbeitern 


0 


vergleichen, iſt nicht richtig. Unſere Regierungsparteien 


werden hoffentlich den richtigen Weg finden. Ich überlaſſe 
es ihnen. ; 
Bizepräjident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Bing. i - 
Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Die 
Ausſprache hat bisher ergeben, daß alle Parteien Verſtäno⸗ 
nis für die Arbeiter, die kleinen Bürger, die kleinen Ge⸗ 
werbetreibenden und Menſchen mit weniger Einkünften 


haben, mit Ausnahme der Deutſchnationalen Volkspartei. 


Ja, die haben ja auch keine Arbeiter in ihren Reihen. Sie 
hatten Herrn Abg. Brodowſki, dem haben fie aber ſchnell 
ein ſicheres Brot verſchafft. Dann wurden Arbeiter in der 
Partei nicht mehr geſehen. Ich möchte aber meinem Kon⸗ 
furvenzvater, Herrn Abg. Dr. Bumke, das Gedächtnis 
ſtärken und ihn an das Schickſal des Antrages Rahn er⸗ 
innern, der den gemeinſamen Abbau der Zahl der Volks⸗ 
tagsabgeordneten und der Zahl der Senatoren forderte, 
den wir deswegen zurückzogen, weil die Deutſchnationalen 
im Hauptausſchuß nichts übrig ließen, als eine Abwürgung 
der Abgeordnetenzahl, und den Senat ſo groß ließen. (Sehr 
richtig! links.) Das ſtimmt, und alles andere iſt geſchicht⸗ 
liche Lüge. (Sehr gut! links.) Es iſt Ihre Gewohnheit, 
damit zu arbeiten. Die Deutſchnationalen ſind doch wirk⸗ 
lich nicht ſo desintereſſiert an den Einnahmen durch die 
Volkstagstätigkeit. Man muß einmal die Ausſchußſitzungen 
betrachten. Da haben die Deutſchnationalen ſechs Sitze, 
aber ſind immer ſieben Abgeordnete da, damit ſie ſchnell 
einen hineinſchieben können, damit nur nicht die drei 
Gulden verloren gehen. (Zwiſchenrufe rechts.) Es iſt be⸗ 
kannt, daß Ihnen noch niemals ein Ausſchußtaler verloren⸗ 
gegangen iſt. (Abg. Schwegmann: Er wird nur einmal be⸗ 
zahlt!) Für jeden einmal, aber Sie haben genug zum 
Wechſeln. (Abg. Plettner: Das iſt eine unblutige Opera⸗ 
tion!) Ich kenne die Beſtimmungen ganz genau, es ge⸗ 
nügt, wenn ein Mann zum Abwechſeln da iſt. Der tritt 
dann ein. Sehen Sie die Anweſenheitsliſten nach. Jeder 
Menſch in der Stadt weiß, daß kein deutſchnationaler Mb- 
geordneter ſich den Ausſchußtaler entgehen läßt. Das iſt io 
populär, daß ich es gar nicht mehr zu beweiſen brauche. 
Das wurzelt in der Mentalität derjenigen Kreiſe, die ein⸗ 
mal gewohnt waren, an der Staatskrippe zu kauen. (Zu⸗ 
rufe rechts.) Ich kaue nicht an der Staatskrippe. Dieſe 
Kreiſe laſſen ſich keinen Pfennig entgehen. So iſt das 
früher beim Militär geweſen. Immer wurde es ſo aus⸗ 
geſchlachtet, und wenn es nur zehn Gramm Farbe waren, 
irgendwo wurden ſtaatliche Mittel in Anſpruch genommen. 
Dazu kommen die Dienſtreiſen uſw. ö 
Die Deutſchnationalen haben wirklich in ihrem An⸗ 
trag ſo wenig Nachdenken gezeigt, ſonſt müßten ſie doch 
wiſſen, daß eine ganze Menge von Arbeitgebern gar nicht 
daran denkt, einen Arbeiter einzuſtellen, ſolange er ein 
Mandat hat. Die Fraktion beſteht doch nicht nur aus Be⸗ 
amten, es ſind doch Männer der Wirtſchaft in Ihren 
Reihen. Die Arbeitgeber ſagen, der Arbeiter könne arbei⸗ 
ten, müſſe aber ſein Mandat niederlegen. Sie wiſſen ge⸗ 
nau, daß es in unſeren Reihen und in den Reihen der 
Kommuniſten eine Anzahl von Arbeitern gibt, die eben des⸗ 


wegen jahrelang keine Arbeit gefunden haben. (Sehr 


richtig! links.) Wenn Sie die ganz niedrigen Diäten zum 
Geſetz erheben wollen, öffnen Sie der Korruption Tür und 
Tor. Das iſt Ihnen gleichgültig, weil Sie das gewohnt 


~ 


0) 


D) 
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(Dr. Bing, Abgeordneter.) 


(4) jind: Wir wollen die Volkstagsabgeordneten unabhängig 


von der Möglichkeit ihrer Einkünfte machen. Der Gewerk⸗ 
ſchaftsſekretär iſt mit den Beamten gar nicht zu vergleichen. 
Er lebt und hungert mit den Arbeitern und Angeſtellten, 
die er vertritt. in? ia rn 
Deswegen müſſen dieſe Kreiſe ſichergeſtellt werden, 
vor der Tyrannei, vor der geſellſchaftlichen und parlamenta⸗ 


riſchen Überlegenheit der Kreiſe, die Sie, m. H. von rechts, 


allein vertreten und zu deren Inſtrument Sie ſich in dieſem 
a machen laſſen, vielleicht ohne Ihr Wiſſen. (Bravo! 
ind: . ü ss 

Vizepräſident Spill: Das Wort 


hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. i x i 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D.V.P.): M. D. u. 9 


Wir werden den Antrag unterſtützen, wir werden aber un⸗ 
bedingt dafür ſein, daß den Beamten die ganzen Diäten 
geſtrichen werden, und zwar aus einem Grunde, der ziem⸗ 
lich klar liegt. Die Deutſchnationalen treiben wieder ein⸗ 


mal ein merkwürdiges Spiel. Es war nur eine Geſte, 


als man in der Wirtſchaft ſagte, das Gehalt der oberen 


Beamten von Gruppe 10, 11 aufwärts ſei zu hoch. Man. 


ſagte ſich, vielleicht kommt von der neuen Wirtſchaftspartei, 
der Deutſchnationalen Partei, die Erkenntnis, daß 
man auf die oberen Gehälter freiwillig teilweiſe 
verzichtet. Das erfolgte nicht, fondern es erfolgte 
ein Rechtsgutachten, worin erklärt wird, ein Be⸗ 
amter dürfte niemals auf ſein Gehalt verzichten, das 
jei verfaſſungswidrig. Da liegt nun eigentlich das Komiſche 
der Situation. Dar Antrag ift von Herrn Abg. Dr. Ziehm 
mitunterzeichnet. Als Herr Dr. Ziehm in der Regierung 
war, hat er ſowohl das Beamtengehalt, als die Diäten be⸗ 
zogen: Jetzt mit einem Male iſt es ganz anders. Das iſt 
das Betrübende an der Sache. Augenblicklich, durch die 
rein demagogiſche Einſtellung, werden Anträge eingebracht, 
die ſachlich ſo kompliziert ſind, daß man ſich eingehend 
darüber unterhalten muß. Es ſtimmt ſchon ſo, daß die⸗ 
jenigen Kreiſe, wie Herr Harnau es richtig angeführt hat, 
die mittellos ſind, von der Tätigkeit im Volkstag aus⸗ 
geſchloſſen werden. Auf der anderen Seite iſt es klar, 
daß die 180 Gulden für denjenigen, der mitarbeitet, über⸗ 
haupt kein Aquivalent bieten. Für denjenigen, der politiſch 
arbeitet, iſt eine Bezahlung der dreifachen Summe nicht zu 
hoch. Wir wiſſen ganz genau, was da auf dem Spiele 
ſteht und wie man der Bekämpfung durch Schmutz und alle 
möglichen Gemeinheiten ausgeſetzt iſt. ; 
Ebenſo ift es klar, daß die Bevölkerungsſchichten, die 


Pylitik treiben müſſen, wenn wir hier ernſthaft arbeiten! 


Mittwoch, den 16. Dezember 1925. 


Volkstag Danzig. — 144. Sitzung. 


wollen, ausgeſchloſſen werden. Alſo wir müſſen dieſen An⸗ (9) 
trag eingehend durchſprechen. Wir müſſen ihn ganz vers 
ändern, wenigſtens die Forderung, daß die Beamten voran⸗ 
gehen. Man muß zunächſt einmal dabei die Momente be⸗ 
tonen, die rein wirtſchaftlicher Natur ſind. Wir werden 
beantragen, daß das Beamteneinkommen aus den Diäten 
geſtrichen wird. Über alles andere können wir uns noch 
unterhalten. Es hängt ſehr viel davon ab, wie wir der 
Bevölkerung im Volkstag ein Beiſpiel geben. Ich hoffe, 
daß die Beamtenſchaft ein Einſehen haben wird und eben⸗ 
falls auf einen Teil ihres Gehalts verzichtet. (Bravol) 


ordnung: — 
Bericht des Unterſuchungsausſchuſſes l. 
Druckſache Nr. 2061. Ich eröffne die Beſprechung. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Zu 
dem Bericht liegen zwei Entſchließungen vor, eine 1 ent⸗ 
1 auf Druckſache Nr. 2061. Die andere ſteht auf Druck⸗ 
ache Nr. 2067. Wir ſtimmen zunächſt ab über die Ent 


ſchließung auf Druckſache Nr. 2067: 


„Die Unterſuchung hat keinerlei Anhatspunkte für 

die Anzweiflung der Geſetzlichkeit oder Lauterkeit 
. oder Verwaltungsmaßnahme 
Schwegmanu u. d. übr. Mitgl. d. D. Nat. Fr. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Entſchließung 
zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Danke, das iſt die Minderheit, die Entſchließung iſt⸗ ab⸗ 
gelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über die Entſchlie⸗ 
Bung Druckſache Nr. 2061, Seite 2. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dieſer Entſchließung zuſtimmen wollen, ji 


vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die E 


Mehrheit. Die Entſchließung iſt angenommen. Die Tages⸗ 


ordnung iſt erſchöpft. Der Alteſtenausſchuß ſchlägt vor, die 


nächſte Sitzung morgen, nachmittags 3.30 Uhr, mit der 
Tagesordnung: 7 GETAT Pa eee eee 
Große Anfrage Nr. 41 der Abg. Dörkfen, ar: 
kutſch und Fraktion betr. Förderung der Wirtſchaft⸗ 
Druckſache Nr. 1985: eee e ee 
abzuhalten. Widerſpruch wird nicht laut. Das Haus hal 
ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung 
(Schluß der Sitzung 7 Uhr 25 Minuten) K 


weiſe 


(B) 
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Donnerstag, den 17. Dezember 1925. 


2109 


145. Sitzung. 


Donnerstag, den 17. Dezember 1925. 


Belbistihes ee e 2109 A 
Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 2109 B 
Hohnfeldt (Nat. Soz.) zur Geſchäftsordnung. . 2109 B 
Bericht des Sozialen Ausſchuſſes über den Antrag auf 
Erhöhung der Erwerbsloſenbezüge (Druckſache Nr. 2031 
i . A S EE RG 21090 
Entſchließung des Ausſchuſſes für Soziale Angelegenheiten zu 
Druckſache Nr. 2031 (Druckſache Nr. 2052 210 
Große Anfrage Nr. 41 der Abg. Doerkſen, Karkutſch u. Fr. 
betr. Förderung der Wirtſchaft (Druckſache Nr. 1985) . 2109D 
Schene . 8 2109 D 
D. Frank Senate 2111A 
Dr. Bolkmanı, e nu 2117 B 
Schwegmann, (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung . 2121 D 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über vorübergehende 
Aenderung der Zahlungsweiſe des Dienſteinkommens 
der unmittelbaren Staatsbeamten (Druckſache Nr. 2085) 2121 D 
ertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. 
Sahm, Vizepräſident des Senats Gehl, Senatoren 
Bail, Dr Frank, Dr. Leske, Dr. Schwartz, Dr Volk⸗ 
mann; Regierungsrat Dr Schimmel. 
Vizepräſident Spill: Ich erkläre die 145. Sitzung 
für eröffnet. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, als 
erſten Punkt die Druckſache Nr. 2065 zu behandeln, 

eſetz über vorübergehende Aenderung der Zahlungs⸗ 
des Dienſteinkommens der unmittelbaren 
Staatsbeamten. Als zweiter Punkt fol die Drud- 
ſache Nr. 2052 behandelt werden. Das iſt der Bericht 
des Sozialen Ausſchuſſes über den Antrag auf Gr- 
höhung der Erwerbsloſenbezüge. Widerſpruch wird 
nicht laut. (Abg. Herrmann: Ja, ich erhebe Wider⸗ 
ſpruch zu Punkt 11 — Unerhört! links.) Zur Ge⸗ 
ſcäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Schweg⸗ 

ann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich möchte 
doch den Herrn Kollegen bitten, ſeinen Widerſpruch zu⸗ 
kückzuziehen, damit die Vereinbarungen des Aelteſten⸗ 
rats eingehalten werden. 

Vizepräſident Spill: Wenn die Fraktionen in den 
Aelteſtenrat kommen, Erklärungen abgeben und ſich 
aun ein Abgeordneter den Beſchlüſſen der Fraktionen 
u fügt, find die Sitzungen des Aelteſtenrats über⸗ 
ſlüſſig. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 

bg. Hohnſeldt. i 
i Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich habe mich 
ehr darüber gewundert, daß man die Druckſache in 
ER Alteſtenausſchuß brachte, ohne fie den Fraktionen 
vorgelegt zu haben. Ich ſage, eine ſolche Sache kann 
; t einfach klanglos über die Tagesordnung gehen 
5 in den Ausſchuß verſenkt werden. Es iſt zum 
indeſten notwendig, daß die Regierung die Begrün⸗ 
zung mündlich gibt. Die Begründung ift eine Ban- 
Lkotterklärung des Staates. Dazu hat der Senat 
tag zu nehmen. Man kann unſerem Vertreter 
er dlelteſtenausſchuß nicht den Vorwurf machen, daß 
Saher geſtimmt hat, wenn er ſelbſt für eine ſolche 
11 55 iſt. Ich habe durch Herrn Gehl Herrn Dr. 
8 mann gebeten, dazu Stellung zu nehmen. Wenn 
ein erklärt worden wäre, daß das ſowieſo der Fall 
on würde, hätte ich mich nicht zum Wort gemeldet, 


Vizepräſident Spill. Zu welchem Punkt der 
Tagesordnung haben Sie Widerſpruch 
(Abg. Herrmann: Zu Punkt 1.) Wenn ein Abgeord⸗ 
neter Widerſpruch erhebt, kann die Sache natürlich 


nicht behandelt werden. Wir haben dann auf der 


Tagesordnung nur noch die Druckſache Nr. 2052, wo⸗ 


bei vereinbart wurde, 

Debatte erledigt wird. 

Tagesordnung: ; 

Bericht des Sozialen Ausſchuſſes über den 
Antrag auf Erhöhung der Erwerbsloſenbezüge. 

Druckſache Nr. 2031 zu Nr. 2052. 

Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir ſtimmen ab. Ich 
bitte die Damen und Herren, die den $ 1 der Druck⸗ 
ſache Nr. 2031 annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das tft die Minderheit, 
$ 1 ift abgelehnt. Ich rufe auf § 2. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß § 2 auch ab⸗ 
gelehnt iſt. Ich rufe auf § 3. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Ich bitte die Damen und Herren, die $ 3 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das ift die Minderheit, $ 3 ift abgelehnt. 
Ich rufe auf die Ueberſchrift: „Geſetz über eine ein⸗ 
malige Wirtſchaftsbeihilfe an Erwerbsloſe.“ Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die die Ueberſchrift annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
Das iſt die Minderheit, die Ueberſchrift iſt abgelehnt. 
Die Druckſache Nr. 2031 iſt ſomit erledigt. Es liegt 
nun noch eine Entſchließung vor, enthalten in der 
Druckſache Nr. 2052. 

Der Senat wird erſucht: 

1. ſofort den kommunalen Wohlfahrtsämtern zum 
Zwecke der Erwerbsloſenfürſorge 120 000 Gulden zur 
Verfügung zu ſtellen. Aus dieſen hereitgeſtellten Mit⸗ 
teln ſollen zur Behebung einer Notlage auf Antrag 
einmalige Unterſtützungen an gemeldete Erwerbs⸗ 
loſe, die aus Gründen, welche das Geſetz betreffend 
Erwerbsloſenfürſorge vorſieht, keine Unterſtützung 
beziehen, gezahlt werden. 

. Wärmehallen einzurichten, in denen die Erwerbs⸗ 
loſen Kaffee und Brot zum Selbſtkoſtenpreis erhalten 
können. 

Ich bitte die Damen und Herren, die der Druck⸗ 

ſache Nr. 2052 zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen 

zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehr⸗ 
heit, die Entſchließung iſt angenommen. Ich rufe auf 

Punkt 2 der Tagesordnung: ee 

Große Anfrage Nr. 41 der Abg. Doerkjen, 
Karkutſch u. Fr. betr. Förderung der Wirtſchaft. 

Druckſache Nr. 1985. 

Zur Begründung hat das Wort Herr Abg. Schede. 

Schede, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Weniger vom Standpunkt der Parteipolitik, ſondern 
mehr vom Standpunkt der Wirtſchafts⸗ und Staats⸗ 
politik nehme ich zur Begründung der Großen Anfrage 
Druckſache Nr. 1985 das Wort. ; 

Wir hielten es für richtig und nötig, daß das 
wichtigſte und ſchwierigſte Problem — das Problem 
der wirtſchaftlichen Lage und die Erörterung der Mit⸗ 
tel zur Beſſerung der Wirtſchaftslage — in voller 
Oeffentlichkeit vor der geſetzgebenden Körperſchaft be⸗ 
handelt wird und die Regierung ſelbſt dazu Stellung 


daß dieſe Druckſache ohne 
Ich rufe auf Punkt 1 der 


wo 


nimmt. Hätte die Regierung dies, wie es nötig ge- 
weſen wäre, von ſich aus getan, (Zwiſchenrufe 
links!) jo wäre wohl die unglaubliche Proteſtver⸗ 


ſammlung im Schützenhaus unterblieben, die durch 
ihre törichten Beſchlüſſe dem Anſehen und Kredit des 
Freiſtaates ſchwere Wunden geſchlagen hat. (Zwi⸗ 


(©) 
erhoben? 


(Geſchieht.) 


| 
j 


(A) ſchenrufe und Unruhe.) 
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Unſere Anfrage iſt keine 
Folge des Preisſenkungsaufrufes und des Wirt⸗ 
ſchaftsprogramms des Senats, (Abg. Brill: Wieviel 
Geld ſchicken Sie durch Ihre Bank nach Deutſchland? 
Sie gehören mit zu den Wucherern!) ſondern aus 
unſerem Intereſſe für die Not der Wirtſchaft zu einem 
viel früheren Zeitpunkt erfolgt. Alle Berufsſchichten 
des Freiſtaates leiden bekanntlich unter der furcht⸗ 
baren Wirtſchaftskriſe, Stadt und Land, Induſtrie 
und Handel, Handwerk und Landwirtſchaft gleicher⸗ 
maßen. Nicht zum mindeſten iſt hieran die furchtbare 
Wirtſchaftskataſtrophe unſeres Hinterlandes Polen, 
mit dem wir wirtſchaftlich durch die Zollunion auf Ge⸗ 
deih und Verderb verbunden ſind, ſchuld. Das Miß⸗ 
verhältnis der Betriebsunkoſten zu den Einnahmen 
reſp. zu den erzielbaren Preiſen der Produktion iſt 
überall das gleiche. Ueberall fehlt es an Aufträgen, 
an Abſatz, an Betriebsmitteln, (Wucherzinſen! 
links.) was zwingend Verkleinerung reſpektive 
Schließung der Betriebe und damit Arbeitsloſigkeit 
und Not zur Folge hat. Die Arbeitsloſigkeit iſt in 
den letzten 4 Monaten auch in Danzig erſchreckend 
geſtiegen. Während die Zahl der Arbeitsloſen bei 
Abgabe der Regierungsgeſchäfte an den neuen Senat 
6600 gemeldete Arbeitsloſe betrug, beträgt ſie heute 
mehr als 13 500 und iſt weiter im Steigen begriffen. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe links. — Abg. Brill: 5 Mil⸗ 
lionen haben Ihre Schoßkinder der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft geraubt!) 

Auch die Zahl der Konkurſe gibt ein beredtes Bild 
von der Not der Wirtſchaft. Eine Zahl von 1500 Kon⸗ 
kursanträgen ſoll noch unerledigt bei den Gerichten 
liegen. Ebenſo zeigt die Zahl der proteſtierten 
Wechſel, wie es in der Wirtſchaft ausſieht. Sie haben 
eine Zahl erreicht, bei der es jedermann kalt über⸗ 
läuft. Auch die Zahl der Zwangsverſteigerungen mit 
ihren traurigen Erlöſen ſpricht Bände. 

Die alte Regierung ließ ſich die Stärkung der Wirt⸗ 
ſchaft beſonders angelegen ſein. Sie hat hierin vieles 
getan. (Lachen links.) Ich erwähne hauptſächlich 
die Einführung unſerer Danziger⸗Gulden⸗Währung, 
die unter ſchwierigſten Verhältniſſen nach langwierti⸗ 
gen ſchwierigen Verhandlungen mit Polen und Eng⸗ 
land doch verhältnismäßig raſch gegründet wurde und 
heute allen Gefahren trotzend gefeſtigt daſteht. Die 
Geburt einer neuen Währung geht naturgemäß nicht 
ohne Wehen vorüber, und ſo auch bei uns. Eingriffe 
in die Subſtanz der Wirtſchaft waren die zwingenden 
Folgen. Dieſe ſchmerzlichen Folgeerſcheinungen ſind 
von einſichtigen Wirtſchafts⸗ und Währungspolitikern 
vorausgeſehen und in der Begründung der Wäh⸗ 
rungsgeſetze auch ausdrücklich vorausgeſagt. Es kam 
aber vor allen Dingen darauf an, die neue Währung 
durch Beſchaffung der nötigen Mittel zum Ausgleich 
des ſtaatlichen Budgets zu befeſtigen. Waren ſo Ein⸗ 
griffe in die Subſtanz mangels anderer vorhandener 
Mittel bei Einführung der Währung nötig, ſo war es 
ebenſo nötig, die nur für kurze vorübergehende Zeit 
möglichſt ſtarke ſteuerliche Belaſtung möglichſt ſchnell 
abzumildern und abzubauen. Folgerichtig automatiſch 
ging die alte Regierung an Erleichterungen für die 
Wirtſchaft heran und führte durch: 

1. den Abbau der Einkommen⸗, Vermögens- und 
Erbſchaftsſteuer, 

2. die Ermäßigung der Grundwechſelſteuer von 
10+10 Prozent auf 2 2% Prozent, 
3 den a: der Umſatzſteuer von 2% auf 

4. die Aufhebung der Mineralwaſſerſteuer und der 
Zündholzſteuer, 

5. die Erhöhung der ſozialen Abzüge (15 Mil⸗ 
lionen Gulden war die Erleichterung von 1—5), 

6. die weitgehende Stundung der Steuern, 


+ 


7. die Schaffung von Zollkredit, > : 

8. die Gründung der Danziger Hypothekenbank, 
bei der ſie weitgehend tatkräftig mitwirkte, 

9. Abbau der Bankzinſen, 

10. zuletzt die Beſchaffung einer Auslandsauleihe 
in Höhe von 35 Millionen Gulden zum Ausbau des 
Hafens und zur Schaffung werbender Anlagen. 

Dieſe Erleichterungsmaßnahmen fortzuſetzen war 
die alte Regierung feſt entſchloſſen. Die durch das 
Verhalten der Liberalen Partei heraufbeſchworene Re⸗ 
gierungskriſe machte dieſen von der Wirtſchaft dankbar 
anerkannten Erleichterungen ein jähes Ende. 

Was hat nun die ſeit 4 Monaten im Amt befind⸗ 
liche neue Regierung bisher für die Wirtſchaft an 
Erleichterungen geſchaffen? Antwort: keine. Statt 
die Wirtſchaft zu entlaſten und damit am Leben zu er⸗ 
halten, belaſtet der neue Senat ſie mit neuen Abgaben, 
ſo da finds. 

Erhöhung der Alters- und Invalidenrente, 
die der Wirtſchaft eine neue Belaſtung mit 800 000 
Gulden brachte. (Abg. Brill: Schämen Sie ſich nicht, 
das zu ſagen, wo Sie 100 000 Gulden Gehalt bekom⸗ 
men?) Wenn Sie mir die Differenz geben, Herr 
Abg. Brill, würde ich mich gern als Redner zurück⸗ 
ziehen. — Weiter die 

Erhöhung der Wohnungsbauabgabe, 
und fie lehnte ſchließlich die fo dringend notwendige 

Ermäßigung der Umſatzſteuer 
kurzerhand ab. (Abg. Kloßowſki: Ihre Kreiſe haben 
die alten Steuern noch nicht gezahlt!) Auch die zur 
Zeit dem hohen Hauſe vorliegenden Entwürfe des 
Senats für die neuen Steuergeſetze laſſen einen Willen 
zu Erleichterungen für die Wirtſchaft recht ſehr ver⸗ 
miſſen. 

Statt die unerläßlich notwendige Bildung von 
Kapital zu fördern, wird die Kapitalbildung von der 
neuen Regierung zur Rettung Danzigs überall er⸗ 
ſchwert. Statt mit geſundem Menſchenverſtand der 
Wirtſchaft das zu geben, was ſie braucht, nämlich Er⸗ 
leichterungen, kommt man mit Rezepten wie dem be⸗ 
kannten Aufruf zur Preisſenkungsaktion und dem be⸗ 
kannten Wirtſchafts⸗Programm. (Abg. Arezynſki: 
Bauen Sie die Wucherzinſen abl) 

Bei beiden Beſchlüſſen hat es die Regierung nicht 
der Mühe wert gehalten, ſich vorher mit den berufenen 
Vertretern der Wirtſchaft, Handelskammer, Land⸗ 
bund, Fachverbände uſw. ins Benehmen zu ſetzen und 
deren Meinung dazu zu hören. Was nützen uns 
derart die Dinge nur ſehr oberflächlich treffende Auf⸗ 
rufe und Programme (Sehr richtig! rechts.) mit 
ſich immer wiederholenden Verlegenheitsformeln, wie 
„Fortſetzung der Bemühungen — ſoweit wie möglich 
— nach Maßgabe der Leiſtungsfähigkeit — uſw. Uns 
nützen jetzt nicht mehr neue Programme und Aufrufe. 
(Abg. Arczynſki: Sie haben die Wirtſchaft ausge⸗ 
wuchert!) Uns nützen nur noch im engſten Einver⸗ 
nehmen mit der Wirtſchaft „Taten“, ehe es zu ſpät iſt 
und die Wirtſchaft zum Erliegen kommt. 5 

In den öffentlichen Erörterungen über die Wirt- 
ſchaftsnot ift oft auf unſeren Beamten- und Behle 
den⸗Apparat und auf die Notwendigkeit des Abbaue? 
im Intereſſe der Staats⸗ und Gemeindefinanzen hin⸗ 
gewieſen worden. ine 

Nach Preſſemeldungen plant die Regierung r 
grundlegende Aenderung in dem Aufbau inep 
Verwaltung. Noch geſtern hat ein Senatsvertrets⸗ 
von einer angekündigten Reorganiſation der Staa 
behörde geſprochen. im 

Wir richten an die Regierung die Bitte, uns Be 
Zuſammenhang mit den Erörterungen über un in 
Große Anfrage ausführlich Aus kunft zu geben on 
welcher Richtung die Regierung die Reorganiſa 


(C) 


Volkstag Danzig. — 145. Sitzung. Donnerstag, den 17. Dezember 1925. 


\ 


2111 


(Schede, Abgeordneter.) - 

(A) der Staatsbehörde vorzunehmen gedenkt, auf welche 
Zweige ſich die Reorganiſation erſtrecken ſoll, ob es 
ſich um eine grundlegende Aenderung des bisherigen 
Behördenaufbaues handelt und welche Erſparniſſe die 
Regierung bei der beabſichtigten Reorganiſation zu 
erzielen gedenkt. 

Wir ſind bereit, jede mit den Staatsintereſſen ver⸗ 
einbare Vereinfachung und Verbilligung mitzumachen. 
Wir lehnen aber Aenderungen und Experimente ab, 
welche keine Erſparniſſe bringen, ſondern vermehrte 
Ausgaben zur Folge haben, und welche nur der Be⸗ 
friedigung parteipolitiſcher Forderungen dienen. 

Ich will heute an den 11 Punkten der Regierung 
und an ihrem Aufruf im einzelnen keine Kritik üben 
und abwarten, was die Regierung auf unſere Große 
Anfrage zu erklären hat. Erſt dann werden wir Stel- 
lung nehmen und zwar ruhig und ſachlich, geleitet 
von dem Wunſch, daß die Ausſprache dazu beitragen 
möge, die ſchwierigſte wirtſchaftliche und politiſche 
Frage, die wie ein Alpdruck über der Bevölkerung un- 
ſeres Freiſtaates liegt, wenn nicht zu löſen, ſo doch 
ihrer Löſung entgegenzuführen, indem wir die 
Gründe der Not erkennen und uns über die Mittel 
klar werden, die eine Beſſerung herbeiführen können. 
Das wird erleichtert werden, wenn ſich jeder von dem 
Gedanken leiten läßt: Die Wirtſchaft über die Par⸗ 
tei — unſer harrbedrängtes Danzig über die Partei! 
(Lebhaftes Bravo! rechts. — Zwiſchenrufe und große 
Unruhe links.) 

8 Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr 
Senator Dr. Frank. 

Dr. Frank, Senator: M. D. u. H.! Die Große 
Anfrage, die die Deutſchnationale Fraktion an den 
Senat gerichtet hat, ſtellt die Frage, ob dem Senat die 
heutige Notlage unſerer Wirtſchaft bekannt wäre. 


M. D. u. H., die außerordentliche Notlage unſeres ge⸗ 
ſamten Wirtſchaftslebens iſt ſo offenkundig und für 
jeden einzelnen ſo fühlbar, daß es ſich wohl erübrigt, 


eine ſolche Frage an den Senat zu ſtellen. (Sehr 
richtig) Es erübrigt ſich auch, auf die Erſcheinungs⸗ 
formen dieſer wirtſchaftlichen Notlage im einzelnen 
einzugehen und ſich über ſie des längeren auszu⸗ 
ſprechen. Notwendig und erforderlich ift aber, daß man 
ſich klar zu werden ſucht über die Gründe, die zu dieſer 
großen Notlage geführt haben, und daß man aus der 
erkenntnis dieſer Gründe die Mittel und Wege zu 
inden ſucht, die, ſoweit es überhaupt möglich iſt, hier 
lbhilfe ſchaffen können. (Sehr richtig! rechts.) 
M. D. u. H.! Der Senat hat ſeit langem mit ganz 
außerordentlicher Sorge die Erſcheinungen unſeres 
Wirtſchaftslebens und feinen Rückgang beobachtet und 
NE nicht untätig geweſen. Er hat überall verſucht, fo- 
ar es in feinem Kräften ſtand, helfend und fördernd 
i zugreifen, aber die Entwicklung ift trotzdem leider 
mmer bergab gegangen. Das hat dem Senat Ver⸗ 
anlaſſung gegeben, ſich in den letzten Wochen fait aus⸗ 
N ließlich mit dieſen ernſten wirtſchaftlichen Problemen 
9 beſchäftigen und zuſammenfaſſend die Maßnahmen 
N prüfen und zu erörtern, die von Staats wegen etwa 
5 ergriffen werden können. Der Senat hat dann 
mit 855 Preſſe ſeine Richtlinien veröffentlicht und da⸗ 
1 Wege bekanntgegeben, auf denen er vorgehen 
Ri Vene glaubt. Der Senat nimmt an, daß dieſe 
een uten bei der jetzigen Debatte im Volkstag er⸗ 
es po und kritiſch durchgeſprochen werden. Ich hätte 
egrüßt, wenn 
eingegangen 
Das erwarte ich 


Notlage, in der wir uns befinden, auszuſprechen. (C) 


Gemeinſam mit dem Volkstag wie mit allen ſonſtigen 
Kräften unſeres Wirtſchaftslebens will der Senat 
darüber beraten, welche Maßnahmen getroffen werden 
können; gemeinſam mit ihm will der Senat ſich der 
ſchweren Aufgabe, die Not zu bekämpfen, unterziehen. 
Bei der überaus ernſten Lage, in der wir uns be⸗ 
finden, erachtet es der Senat für eine Notwendigkeit, 
daß alle Teile des Volkstages und der Bevölkerung 
einmütig zuſammengehen, um die notwendigen Mittel 
und Wege zu ſuchen, und in ſachlicher, allein auf das 
Staatswohl gerichteter Prüfung gemeinſam an die 
Arbeit zu ſchreiten. a 

M. D. u. H.! In einer ſolchen Zeit, in der wir 
leben, iſt es verſtändlich, daß auch die Bevölkerung in 
Auslaſſungen in der Preſſe und in Verſammlungen 
ſich mit den ſchweren wirtſchaftlichen Problemen be⸗ 
ſchäftigt. Aber m. D. u. H., der Senat hat den Ein⸗ 
druck, daß dies nicht immer mit der Sachlichkeit und 
dem Ernſt geſchehen iſt, den die Situation erfordert. 
Mit großen Proteſtverſammlungen, die aus partei⸗ 
politiſchen Rückſichten aufgezogen werden, kann man 
die Wirtſchaft nicht verbeſſern. (Sehr richtig! rechts.) 
Dadurch trägt man höchſtens dazu bei, die Situation 
noch zu verſchlechtern, eingeleitete Hilfsmaßnahmen zu 
ſtören und evtl. zu durchkreuzen. Der Senat hält es 
auch für notwendig, daß in dieſer Zeit durch ſolche 
Verſammlungen nicht beſtehende Gegenſätze weiter 
verſchärft und neue hinzugefügt werden. Der Senat 
bedauert es ganz außerordentlich, daß z. B. auf dieſe 
Weiſe ein Gegenſatz geſchaffen worden ift zwiſchen 
einem Teil unſerer Bevölkerung und der Beamten⸗ 
ſchaft. M. D. u. H., was hier vielfach an Unſachlichkeit 
geleiſtet worden iſt, wenn z. B. die Beamtenſchaft zum 
Teil als die überwiegende, zum Teil als die einzige 
Urſache unſerer Notlage angeſprochen wird, jo kaun 
ein ernſtdenkender Meuſch darüber nur den Kopf 
ſchütteln. (Abg. Dr Blavier: Das hat niemand be- 
hauptet.) Das iſt behauptet worden. Die Beamten⸗ 
ſchaft iſt ein ebenſo wichtiges Glied im ſtaatlichen und 
auch wirtſchaftlichen Geſamtorganismus wie jeder 
andere. Das gilt für die unteren, mittleren und 
oberen Beamten. Die Beamtenſchaft iſt Diener der 
Allgemeinheit und tut ihre Pflicht zu Nutz und From⸗ 
men der Geſamtheit unſerer Bevölkerung. Wenn 
dieſe Pflichterfüllung, namentlich in letzterer Zeit auch 
für einzelne manchmal mit Härten verbunden ſein 
mag, ſo iſt das kein Grund, deshalb der geſamten Be⸗ 
amtenſchaft den Krieg erklären zu wollen. (Abg. Dr. 
Blavier: Wer hat das geſagt? Verhetzen Sie nicht 
die Beamten!) Ebenſo iſt es verfehlt, die geſamte 
Organiſation des Staates für die jetzigen Verhältniſſe 
verantwortlich zu machen oder ſie grundſätzlich für 
verfehlt zu erklären. M. D. u. H., der Hauptſtruktur 
nach iſt die Verwaltungsorganiſation wohl ſo, wie ſie 
ſein muß, um den ſtaatlichen Bedürfniſſen, wie ſie 
uns durch den Verſailler Vertrag auferlegt ſind, zu 
genigen. Ob hinſichtlich einzelner Dienſtſtellen 
manches proktiſcher oder anders gemacht werden kann, 
ob hier und dort eine Umorganiſation ſtattfinden foun, 
ob hier oder da an einer Stelle zuviel Beamte vor⸗ 
handen ſind, darüber kann man verſchiedener Meinung 
ſein. Es iſt Ihnen bekannt, daß der Senat mit allem 
Ernſt damit beſchäftigt iſt, dieſe Fragen zu prüfen, und 
daß er von dem ernſten Willen beſeelt iſt, ſoweit wie 
irgend möglich Vereinfachungen und Erſparniſſe in der 
Verwaltung durchzuführen. (Sehr gut! rechts.) 

M. D. u. H.! Auch ſonſt iſt man bei der Erörte⸗ 
rung der Gründe für die jetzige Wirtſchaftslage nicht 
immer ſehr tiefſchürfend und ſachlich vorgegangen. 
Man hat ſich da vielfach mit nebenſächlichen Dingen 
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(A) beſchäftigt und iſt hängen geblieben an ſekundären Er⸗ 


ſcheinungen, an Momenten, die ſich erſt in der jetzigen 
Notlage als ſo drückend erwieſen haben. Deshalb iſt 
es gut, daß die Debatte im Volkstag Gelegenheit gibt, 
objektiv auf die wahren und hauptſächlichſten Gründe 
unſerer Not einzugehen. 

M. D. u. H.! Es erübrigt ſich dabei, auf die all⸗ 
gemeinen Urſachen einzugehen, die mehr oder weniger 
in allen Staaten das Wirtſchaftsleben zerrüttet und 
geſtört haben, inſonderheit in den Staaten, die das 
Unglück gehabt haben, den Krieg zu verlieren und die 
Inflation durchzumachen. (Das iſt ja Schwindel! bei 
den Kommuniſten.) Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ſich 
alle dieſe Gründe auch bei uns ausgewirkt haben. Dar⸗ 
über muß man ſich immer klar ſein, und das muß man 
ſich vor Augen halten, wenn man unſere jetzige Not⸗ 
lage beurteilen will. Ganz beſonders wichtig iſt es 
aber für uns, auf die beſonderen Urſachen und die be⸗ 
ſonderen Gründe einzugehen, die für uns in Danzig 
vorliegen und die gerade bei uns die Verhältniſſe ſo 
beſonders traurig und drückend gemacht haben. 

Es muß offen ausgeſprochen werden, daß die 
Gründe hierfür in der beſonderen Lage und in den 
beſonderen Verhältniſſen zu ſuchen ſind, in die Danzig 
durch den Verſailler Vertrag geführt iſt, und in der 
ee die dieſe Verhältniſſe ſeither genommen 
haben. 

Mit der Errichtung der Freien Stadt Danzig ſind 
wir von unſerem früheren Wirtſchaftsgebiet zunächſt 
politiſch und dann mehr und mehr auch wirtſchaftlich 
abgetrennt worden. Die alten gewohnten wirtſchaft⸗ 
lichen Beziehungen zum Deutſchen Reiche wurden 
unterbunden und an ihre Stelle traten die wirtſchaft⸗ 
lichen Beziehungen zu der großen benachbarten Re⸗ 
publik Polen, mit der wir ja ein einheitliches Zoll⸗ 
und Wirtſchaftsgebiet bilden, deren Haupt⸗ oder ein⸗ 
ziger großer Hafenplatz wir ſind. 

Es war natürlich das richtige, daß ſich Danzig 
auf dieſe neuen Verhältniſſe und auf dieſes neue 
wirtſchaftliche Hinterland einſtellte. Und es war 
ſelbſtverſtändlich und richtig, daß ſich der geſamte 
Wirtſchaftsorganismus Danzigs auf die neuen Muf- 
gaben vorbereiten mußte, die ihm aus den neuen 
Verhältniſſen erwuchſen, und daß ſich neue Unter⸗ 
nehmungen des Handels, der Induſtrie und der Wirt⸗ 
ſchaft bildeten. Aber, m. D. u. H., nach einigen Schein⸗ 
anſätzen der Entwicklung in der Inflationszeit hat es 
ſich gezeigt, daß die Erwartungen, die man in wirt⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht auf die Verknüpfung mit Polen 
ſetzte, ſich nicht erfüllt haben, ſondern daß es in der 
letzten Zeit mehr und mehr mit unſerer Wirtſchaft 
bergab gegangen iſt, bis wir ſchließlich den Tiefſtand 
erreicht haben, in dem wir uns heute befinden. (Abg. 
Raſchke: Meinen Sie, daß das das letzte Stadium iſt, 
ich glaube, es geht noch etwas tiefer!) Das müſſen 
wir abwarten. - 

Wenn wir auf die ganze letzte Zeit unſerer Ent- 
wicklung zurückblicken, ſo müſſen wir feſtſtellen, daß 
trotz der Verbindung und der Wirtſchaftseinheit mit 
Polen ſich unſer Wirtſchaftsleben bisher niemals hem⸗ 
mungslos und frei von Störungen hat entwickeln 
können, ſondern dauernd Nackenſchlägen und Erſchüt⸗ 
terungen ausgeſetzt geweſen iſt. 

Die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe einer See⸗ und 
Handelsſtadt wie Danzig ſind naturgemäß andere als 
die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe eines ſo großen, zum 
größten Teil agrariſchen Landes, wie es die Republik 
Polen iſt. Infolgedeſſen müſſen für die Bedürfniſſe 
der Republik Polen auch andere geſetzliche Beſtimmun⸗ 
gen und andere Regierungsmaßnahmen notwendig 


ſein, als für uns. 
Reglementierungen und Eingriffe für notwendig ge⸗ 
halten hat und für notwendig halten mußte, ſo war es 
für uns ein großer Schade, daß wir dieſe immer mit⸗ 
machen mußten, denn für uns iſt jede Reglementierung 
und jeder Eingriff nach Möglichkeit zu vermeiden. 
(Sehr richtig! rechts.) Das ift in einer See- und 
Handelsſtadt, in einem Hafenplatz etwas ganz Selbſt⸗ 
verſtändliches. 

Es iſt dabei zunächſt zu denken an das Schutzzoll⸗ 
ſyſtem, das Polen eingeführt hat, das vielleicht den 
polniſchen Bedürfniſſen genügen mag, das aber für 
unſere Bedürfniſſe ganz und gar nicht paßt. Wir 
wiſſen alle, wie dieſe Zölle bei uns die ganze Lebens⸗ 
haltung verteuert haben, wie ſehr durch dieſe Zölle 
unſere geſamten Produktionskoſten geſteigert worden 
ſind und wie ſie daher eine große Rolle dabei ſpielen, 
Uns aus der Konkurrenz auf anderen Märkten Herang- 
zudrängen. Aber, m. H., nicht allein das Syſtem der 
Zollpolitik an ſich, ſondern auch ihre Begleitumſtände 

-waren von außerordentlichem Schaden für uns. Ich 
denke dabei an die Unſtetigkeit und die Schwankungen, 
die in der polniſchen Zollpolitik von jeher vorhanden 
waren. Wir kennen die häufigen, oft ganz plötzlich 
und überraſchend kommenden Aenderungen der goll- 
tariflichen Beſtimmungen. Unſer Danziger Wirt⸗ 
ſchaftsleben weiß ein Lied davon zu ſingen, was da⸗ 
durch für Werte für Danzig verloren ſind. Dieſe 
Aenderungen machen eine ſichere, kaufmänniſche Kal⸗ 
kulation ſo gut wie unmöglich; ihr überraſchendes 
Eintreten muß naturgemäß häufig ſehr erhebliche 
Verluſte mit ſich bringen. 

Ich erinnere ferner an die Ein⸗ und Ausfuhr⸗ 
beſchränkungen, die Polen eingeführt hat und die wir 


immer zu übernehmen vertraglich verpflichtet find., 
Wenn wir ja auch die Möglichkeit haben, bei jolen | 


Gin- und Ausfuhrbeſchränkungen für unſern eigenen 
Bedarf gewiſſe Kontingente feſtzulegen, ſo ſpielt das 
doch keine ausſchlaggebende Rolle für unſere Geſamt⸗ 
wirtſchaft und hindert nicht, daß wir unter dieſen 
Ein⸗ und Ausfuhrbeſtimmungen ganz außerordent⸗ 
lich zu leiden haben. Wer mit dieſen Ein⸗ und Aus⸗ 
fuhrbeſtimmungen zu tun hat, und die Scherereien, 
Plackereien, die Erſchwerungen, Verteuerungen, die 
damit verknüpft ſind, kennt, der wird beſtätigen, daß 
gerade auch hierin eine außerordentliche Störung für 
die Entwicklung unſeres Wirtſchaftslebens von jeher 
gelegen hat. 

Wirken ſo Zölle und Ein⸗ und Ausfuhrbeſtimmun⸗ 
gen ſtörend auf den Verkehr mit dem Auslande, T 
haben wir auch von jeher Störungen in dem Verkehr 


* 


Wenn man in Polen gewiſſe (C 


zwiſchen Danzig und Polen gehabt, trotz der Einheit 


lichkeit des Zollgebietes und der Einheitlichkeit des 
Wirtſchaftsgebietes. Es hängt dies zuſammen mit der 
Unſicherheit der polniſchen Währung, der Eigenart der 


Durch die polniſchen Monopolvorſchriften 

unſere Zündholzinduſtrie zum Erliegen g 
Unſere alte, berühmte Likörinduſtrie hat keine 
möglichkeit in Polen mehr und ringt ſchwer um 


) 


(A) 
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Daſein. Nicht anders geht es der Zuckerwareninduſtrie. 
Ganz beſonders ſchwierig ſind auch die Verhältniſſe in 
der Tabakinduſtrie, die ja hier in Danzig eine be⸗ 
deutende Rolle ſpielt und einen bedeutenden Umfang 
hat. Auch ihr iſt durch das polniſche Monopol der Ab⸗ 
ſatz nach Polen ſeit langem genommen. Zu beachten 
iſt hier noch, daß gerade die Tabakinduſtrie durch die 
Zölle, insbeſondere durch die letzten eingetretenen 
außerordentlichen Zollerhöhungen auf Tabak, ſchwer 
zu leiden hat. Dieſe Zollerhöhung beträgt vom 
1. Januar ab das Achtfache. Die Tabakzölle treffen 
aber nur uns in Danzig, denn der polniſche Monopol⸗ 
tabak iſt zollfrei. 

So hat alſo von jeher das Wirtſchaftsleben Danzigs 
unter ſeinen beſonderen Verhältniſſen ſchwer zu leiden 
gehabt und iſt nicht zu einer Aufwärtsentwicklung ge⸗ 
kommen, ſondern immer bergab gegangen. Dazu ſind 
nun die Ereigniſſe der letzten Monate getreten, die 
unſerer Wirtſchaft die allerſchwerſten Wunden ge- 
ſchlagen haben: der deutſch⸗polniſche Wirtſchaftskrieg 
mit ſeinen Folgeerſcheinungen, dem wirtſchaftlichen 
und finanziellen Zuſammenbruch Polens und dem 
Sturz der polniſchen Währung. 

M. D. u. H.! Als im Sommer der Wirtſchafts⸗ 
krieg zwiſchen Polen und Deutſchland ausbrach, ſetzte 
in erhöhtem Maße die Einführung von Einfuhr⸗ 
beſchränkungen ein. Wir haben jetzt glücklich vier 
oder fünf große Einfuhrverbotliſten. Wenn wir auch, 
wie ſchon vorhin geſagt, kleine Einfuhrkontingente für 
uns haben und auch an der kontingentierten Einfuhr 
nach Polen in beſcheidenem Umfang beteiligt ſind, ſo 
ſpielt das doch im großen und ganzen keine Rolle. 
Es war die Abſicht der polniſchen Regierung, im 
Intereſſe ihrer Währung und ihres eigenen Wirt⸗ 


ſchaftslebens die Einfuhr nach Möglichkeit abzu⸗ 
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droſſeln. Dieſe Abſicht iſt durch dieſe Maßnahmen 
auch gelungen. Wenn Sie ſich die vom Statiſtiſchen 
Amt veröffentlichten Zahlen über die Einfuhr an⸗ 
ſehen, ſo werden Sie feſtſtellen können, wie von Monat 
zu Monat die Einfuhr zurückgegangen iſt. Damit iſt 
unſer Importhandel jo gut wie zum Stillſtand ge- 
ommen, ; 

Es kommen dann die Rückwirkungen dieſer Map- 
nahmen und des deutſch⸗polniſchen Wirtſchaftskrieges 
in Polen ſelbſt. M. D. u. H.! Es iſt uns allen in Er⸗ 
innerung und allen bekannt, wie ſich die Verhältniſſe 
in Polen in den letzten Monaten rapide abwärtsgehend 
entwickelt haben. Wir haben von den unzähligen Zu⸗ 
ammenbrüchen von privaten polniſchen Wirtſchafts⸗ 
und Induſtrieunternehmungen gehört, von Zuſam⸗ 
p Orien polniſcher Banken, von zahlloſen Kon⸗ 
rien, Geſchäftsaufſichten und ähnlichen kataſtropha⸗ 
en Erſcheinungen in Polen. Neue verſchärfte Deviſen⸗ 
und Zahlungsvorſchriften haben in Polen erlaſſen 
werden müſſen, und all dies hat ſich in verheerender 
eife auch auf uns ausgewirkt. M. D. u. H.! Nach 
Ge onen zählen die Forderungen, die die Danziger 
ind bäftswelt nach Polen hat. Dieſe Forderungen 
üb nicht zu realiſieren, zum großen Teil vielleicht 
ur baupt verlorengegangen. Nun iſt noch der Zloty⸗ 

ve hinzugekommen, der für die auf Zloty lautenden 

Erderungen, ſoweit überhaupt noch Ausſicht beſtand, 

hereinzubringen, einen Verluſt von ungefähr 

ni . des Wertes zur Folge hat. (Das reicht 
ak rechts) Das find die weſentlichſten Ereigniſſe, 
und mjere Wirtſchaft in den Abgrund getrieben haben 
55 uns dahin gebracht haben, wo wir heute ſtehen. 

moch geringe Betriebskapital, das aus der Inflation 
inzwiſchen / anderweitig beſchafft 


5 gerettet oder 
r, ift zum großen Teil der Wirtſchaft wieder ent- 


zogen und zum Teil ſogar völlig verlorengegangen. (C) 


Es iſt ferner auch das letzte Abſatzgebiet für Danzig 
noch verlorengegangen, das polniſche Hinterland; 
denn bei der Zahlungsunfähigkeit, die heute in Polen 
herrſcht, iſt es für den Danziger ausgeſchloſſen, Ge⸗ 
ſchäfte nach Polen zu machen und Aufträge aus Polen 
hereinzunehmen. 

So ſitzen wir, m. D. u. H., wie man ſich ſo aus⸗ 
drückt, zwiſchen zwei Stühlen. Das frühere, alte, 
deutſche Abſatzgebiet haben wir ſeit Jahren verloren, 
und das uns neu gegebene polniſche Abſatzgebiet find 
wir durch die jetzigen Zuſtände auch losgeworden, jo 
daß uns jetzt ſchließlich nur noch unſer eigenes kleines 
Staatsgebiet geblieben iſt. Zurzeit hört das wirt⸗ 
ſchaftliche Hinterland Danzigs bei Hohenſtein und 
Piekel auf. M. D. u. H.! Es iſt ganz klar, bei einem 
ſo kleinen Wirtſchaftsgebiet kann Danzig nicht 
exiſtieren. Ein ſolches Territorium iſt kein ſelbſtän⸗ 
diges Wirtſchaftsgebiet. Eine See- und Handelsſtadt 
wie Danzig iſt nicht darauf eingerichtet und kann nicht 
darauf eingerichtet ſein, lediglich ein ſo kleines Hinter⸗ 
land und Abſatzgebiet hinter ſich zu haben. 

£ Man hört oft jagen und als eine der Urſachen für 
unſer wirtſchaftliches Darniederliegen anführen, unfer 
Wirtſchaftsorganismus hier in Danzig ſei zu aufge⸗ 
bläht. Es ſeien hier zu viele wirtſchaftliche Unter⸗ 
nehmungen, die Geſchäfte machen und von Danzig 
leben wollen. M. D. u. H.! Das war wohl richtig in der 
Zeit der Inflation, aber das kann man heute wohl nicht 
mehr als richtig bezeichnen. Die überflüſſigen Grün⸗ 
dungen der Inflationszeit, die keine Exiſtenzberech⸗ 
tigung hatten, ſind ſchon ausgeſchieden. Man kann 
wohl ſagen, daß der Reinigungsprozeß im großen und 
ganzen jedenfalls beendet iſt. Sollten vielleicht aber 
doch noch hier und da ſolche überflüſſigen Gründungen 
vorhanden ſein, und gehen die zugrunde, ſo wäre es 
um ſie nicht ſchade. Aber ich glaube doch, daß man im 
allgemeinen ſagen kann, die Unternehmungen, die bis 
jetzt noch durchhalten konnten durch die ſchweren letzten 
Monate, ſind Unternehmungen, die an ſich lebensfähig 
ſind und Exiſtenzberechtigung haben. Was jetzt ge⸗ 
ſchieht, iſt, daß auch dieſen exiſtenzberechtigten Unter⸗ 
nehmungen und den alten, renommierten Firmen die 
Axt an die Wurzel gelegt wird. Das iſt eine Er⸗ 
ſcheinung, die für die Allgemeinheit, für das geſamte 
Wirtſchaftsleben und für den Staat Danzig eine 
außerordentliche Gefahr und Gegenſtand einer ſehr 
ernſten Sorge iſt. Die Allgemeinheit hat das größte 
Intereſſe daran, daß ſolche lebensfähigen Unterneh⸗ 
mungen beſtehen bleiben und über die gegenwärtigen 
ſchwierigen Zeiten hinwegkommen, denn ſie ſind in 
einem etwas normaleren Gang der Wirtſchaft für die 
ordnungsmäßige Abwicklung des Wirtſchaftslebens in 
Danzig notwendig und müſſen für die Zeit erhalten 
bleiben, wo wieder für ihre Tätigkeit die Stunde ge⸗ 
kommen iſt. 

Nun hört man hier und dort, daß die Notlage 
Danzigs noch gar nicht ſo ſchlimm ſei, denn der Export⸗ 
handel habe ja jetzt einen ungeheuren Aufſchwung ge⸗ 
nommen. Der Schiffsverkehr im Hafen ſei außer⸗ 
ordentlich groß und die Exportzahlen wüchſen von 
Monat zu Monat. M. D. u. H.! Es iſt richtig, daß 
ſich der Export vergrößert hat. Die Schiffsraumzahlen 
ſoll man aber dabei außer acht laſſen, ſie ſpielen nicht 
eine ſolche Rolle. Aber auch wenn man die ſtatiſtiſchen 
Zahlen, die das Statiſtiſche Amt über den Warenaus⸗ 
gang regelmäßig veröffentlicht, betrachtet, jo erkennt 
man daraus, daß der Export in den letzten Monaten 
tatſächlich weſentlich zugenommen hat: Das hängt zu⸗ 
ſammen und iſt darauf zurückzuführen, daß Polen mit 
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allen Mitteln ſeinen Export in Getreide, Zucker und 
vor allen Dingen Kohlen, forciert. M. D. u. H.]! An 
dieſem Export wird aber zunächſt ſehr wenig verdient. 
Es ſind nur verhältnismäßig wenige Unternehmun⸗ 
gen, die daran beteiligt ſind und die daraus ihren 
Nutzen ziehen. Was mit dem Hafen, der Schiffahrt, 
der Spedition zuſammenhängt, hat etwas davon, aber 
ſonſt ſind wenige Kreiſe an dieſem Nutzen beteiligt, 
und der Verdienſt iſt, wie geſagt, gering. Vor allen 
Dingen braucht dieſer Export ſehr wenig Menſchen, er 
gibt wenigen Leuten Arbeitsgelegenheit, und das iſt 
etwas, worauf es uns beſonders ankommt. Zudem muß 
man ſagen, daß der Export in ſeinem jetzigen Ausmaß 
nur eine vorübergehende Erſcheinung iſt. Er muß es 
ſchon fein, weil der Winter kommt und deshalb die 
Schiffahrt in den Häfen zurückgehen muß. Die Getreide⸗ 
ausfuhr aus Polen kann auch auf die Dauer nicht ſo 
fortgehen und muß zurückgehen. Die Kohlenausfuhr, 
m. D. u. H., iſt überhaupt eine ſehr zweifelhafte Sache. 
Wir hoffen und wünſchen, daß es uns gelingt, wenigſtens 
einen Teil dieſes Kohlenexports dauernd hierzubehalten. 
Aber in dem Maße und in dem Umfange wie jetzt wird 
es unter keinen Umſtänden möglich ſein. Dieſer Koh⸗ 
lenexport iſt eine Treibhauspflanze, die ſich nur aus 
den gegenwärtigen beſonderen Umſtänden ihr Leben 
zieht, die aber auf die Dauer in dieſer Größe nicht 
am Leben bleiben kann. 

Alſo dieſer 
nicht viel gegenüber dem Darniederliegen aller 
übrigen Wirtſchaftszweige. Daß der Import, der für 
Danzig als Handelsſtadt die bedeutendſte Rolle ſpielt, 
ſo gut wie abgedroſſelt iſt, darüber ſprach ich ſchon. 
Wie aber ſieht es in unſerer Induſtrie aus? Im 
Schiffbau und in der Metallinduſtrie, die ja ſonſt die 
meiſten Arbeitnehmer beſchäftigen, liegt alles ſtill. 


(B) Aufträge find nicht vorhanden. Nicht vier beffer liegt 


es in anderen Induſtrien und auch beim Handwerk. 
Das Baugewerbe ruht, und der Kleinhandel kämpft 
mit den größten Schwierigkeiten. Ueberall herrſcht 
Geldnot, Mangel an Aufträgen, Mangel an Arbeit, 
Mangel an Abſatz. Das Platzgeſchäft iſt zu klein und 
leidet zudem unter der mehr und mehr ſinkenden 
Kaufkraft unſerer Bevölkerung und unter dem Aus⸗ 


bleiben der polniſchen Kundſchaft, auf die auch unſere 


Geſchäfte eingerichtet ſind. Da iſt es denn kein Wun⸗ 
der, wenn wir dieſe erſchreckend hohen Arbeitsloſen⸗ 
ziffern ſehen, wenn wir hören, wie die Zwangsver⸗ 


ſteigerungen und Zwangsvollſtreckungen zunehmen, 
Wechſelklagen ſich vermehren, die Konkurſe ſich 
häufen. 


Man muß ſich übrigens vor Augen halten, daß für 
den Danziger Handel noch eine neue Gefahr in dem 
Zlotyſturz liegt, daß nämlich Danzig mit den weſent⸗ 
lich billigeren polniſchen Waren überſchwemmt wird, 
wie es uns von früheren Inflationszeiten her be⸗ 
kannt iſt, und daß die Danziger Erzeugniſſe mehr und 
mehr aus dem Markt gedrückt werden. 

Unter dieſer Konkurrenz der polniſchen Produkte 


hat ganz beſonders ſchon bisher unſere Landwirtſchaft 


ſehr zu leiden. (Abg. Doerkſen: Sehr richtig!) Ich 
möchte auf die Lage der Landwirtſchaft noch etwas 
näher eingehen. Die Landwirtſchaft hat durch die In⸗ 
flation ihr Betriebskapital verloren. Dazu kam die 
ſchlechte Ernte im Jahre 1924, die es ihr nicht ermög⸗ 
lichte, neue Barmittel durch den Verkauf der Produkte 
zu erzielen und ihre Betriebsmittel wieder aufzu⸗ 
füllen. Die Landwirtſchaft war daher in dieſem Früh⸗ 
jahr, als es ſich um die Frühjahrsbeſtellung handelte, 
um dieſe zu ſichern und ſich bis zum Herbſt über Waſſer 
zu halten, genötigt, kurzfriſtige Wechſelkredite aufzu⸗ 


jetzige lebhafte Exporthandel beſagt 


nehmen. Wechſelkredite ſind etwas für die Landwirt⸗ 
ſchaft ganz Ungewohntes und außerordentlich Gefähr⸗ 
liches. (Sehr richtig! rechts.) Die Landwirtſchaft 
hatte gehofft, dieſe kurzfriſtigen Kredite im Herbſt 
durch Verkauf der Ernte wieder abdecken zu können; 
aber dieſe Hoffnung hat ſich nicht erfüllt. (Abg. Dyck: 
Sehr richtig!) Daher ſitzt die Landwirtſchaft jetzt ganz 
außerordentlich ſtark in der Ueberſchuldung. Die 
Ernte iſt zwar vorhanden — wenn ſie vielleicht auch 
nicht ganz ſo gut im Erdruſch ift, wie man erwartete — 
aber ſie iſt nicht zu verwerten. Wenn man ſich die 
Preisverhältniſſe in der Landwirtſchaft anſieht, muß 
man über die abnormen Verhältniſſe, die dort herr⸗ 
ſchen, erſtaunen. Das liegt zum großen Teil an der 
allgemeinen Weltmarktlage, zum großen Teil aber an 
der Ueberſchwemmung Danzigs durch polniſche Agrar⸗ 
produkte, die die Preiſe hier ganz außerordentlich her⸗ 
untergedrückt haben. Die Preiſe für die hauptſäch⸗ 
lichſten landwirtſchaftlichen Produkte liegen heute 
unter dem Friedenspreis. Auf Gulden umgerechnet 
betrug der Friedenspreis für Roggen annähernd 
10 Gulden. Heute koſtet der Roggen 8 bis 9 Gulden 
und hat zur Zeit wieder die Tendenz, unter 8 Gulden 
herunterzugehen. Er war ſchon einmal unter 8 Gul⸗ 
den. Bei den anderen Getreidearten liegen die Ver⸗ 
hältniſſe nicht weſentlich anders. Auch bei den Vieh⸗ 
preiſen ſind die Verhältniſſe ähnlich. Es iſt außer⸗ 
ordentlich intereſſant, hier einmal einen Vergleich mit 
den Preiſen in Oſtpreußen zu ziehen. Es iſt bekannt, 
und in Deutſchland allgemein anerkannt, daß die Lage 
der Landwirtſchaft in Deutſchland und namentlich in 
Oſtpreußen außerordentlich ſchlecht iſt. Wenn Sie aber 
die Danziger Preiſe mit den oſtpreußiſchen vergleichen, 
ſo wird man ſagen müſſen, daß es unſerer Landwirt⸗ 
ſchaft noch viel ſchlechter geht. In Oſtpreußen z. B. haben 


Ochſen erſter Qualität ganz kürzlich 50 Reichsmark, ( 


Bei uns 
Jetzt ſind 


das find 60 Gulden, pro Zentner gekoſtet. 
waren es bis vor kurzem 44 Gulden. 
die Preiſe noch weiter heruntergegangen. (Abg. Gai⸗ 
kowſki: Fleiſch ift aber nicht billiger gewordenl) 
Bei Schweinen waren in Oſtpreußen die Preiſe 80 bis 
90 Reichsmark oder 100 bis 110 Gulden. Hier bei uns 
haben die Schweine ab 1. Dezember 62,50 Gulden ge⸗ 
koſtet und ſind dann auf 57 Gulden heruntergegangen, 
jetzt noch tiefer. 

M. D. u. H.] So wie es mit dieſen Agrarproduk⸗ 
ten iſt, iſt es auch mit den züchteriſchen Qualitäts⸗ 
produkten unſerer Landwirtſchaft. Es iſt Ihnen be⸗ 
kannt, daß unſere Landwirtſchaft von jeher Qualitäts⸗ 
erzeugniſſe in Saatgut, Pferden und Herdbuchvieh her⸗ 


— 


vorbringt. Dieſe Produkte waren nach Polen nie oder 


ſo gut wie nie abzuſetzen. Der Abſatz konnte nur nach 
Deutſchland erfolgen. Jetzt, ſeit dem September, hat 
ſich Deutſchland mit einer Zollmauer umgeben. Die 
Einfuhr dieſer Erzeugniſſe nach Deutſchland iſt damit 
auch nicht mehr möglich, es ſei denn, daß der hieſige 
Erzeuger die deutſchen Zölle auf ſich nimmt. Notge⸗ 
drungen muß er es tun, um ſeine Sachen loszuwerden 
und Geld zu bekommen. Dadurch geſtalten ſich die 
Preiſe ſo ſchlecht und ſo viel niedriger, als die 
Preiſe im Frieden geweſen ſind, daß man nur 
ſagen kann, das ſind ganz abnorme Verhaltniſſ⸗ 
Auf der anderen Seite ſind aber die Produk⸗ 
tionskoſten für die Landwirtſchaft in jeder v 
ziehung außerordentlich geſtiegen, in erſter Ben 
durch die Zölle. Es wirken aber auch andere Momen a 
mit. So beſteht z. B. jetzt eine ganz falſche e 8 
zwiſchen dem Roggenpreis und der Roggenkleie. pers 
Roggenkleie, dies notwendige Futter, iſt heutzutag 
un verhältnismäßig teuer. Der künſtliche Dünger 
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(A)zum mindeſten 50 Prozent teurer als früher. Pflug⸗ 


Verhältniſſe weniger bekannt zu fein pflegen 


uri 


Scharen, alle Metallſachen, Nägel, Milchkannen, land⸗ 
wirtſchaftliche Maſchinen, alles iſt zum Teil 100 und 
noch mehr Prozent teurer als im Frieden. Es liegt 
alſo hier ein ganz ungeſundes Verhältnis zwiſchen 
den Produktionskoſten und den Preiſen der Agrar⸗ 
produkte vor, und es iſt ganz klar, daß, wenn dieſes 
ungeſunde Verhältnis bleibt, keine Landwirtſchaft 
mehr rentierlich iſt. Jeder Landwirt kann es ſich ſonſt 
ziemlich mit mathematiſcher Sicherheit ausrechnen, wann 
er am Ende ſeiner Kraft iſt. Es iſt unter dieſen Um⸗ 
ſtänden kein Wunder, daß die Landwirtſchaft nicht in 
der Lage war, jetzt ihre kurzfriſtigen Kredite abzu⸗ 


decken. Gelingt es bei dieſer Sachlage nicht ſehr ſchnell 


und ausreichend, langfriſtiges Geld für die Landwirt⸗ 
ſchaft hereinzubekommen, ſo ſtehen wir ganz außer⸗ 
ordentlich ernſten Perſpektiven gegenüber. Was dann 
inſonderheit im Frühjahr werden ſoll, wenn die Früh⸗ 
jahrsbeſtellung kommt, wenn Saaten und Dünger an⸗ 
geſchafft werden müſſen, das mag der Himmel wiſſen. 
Ich habe abſichtlich bei den Verhältniſſen in der 
Landwirtſchaft etwas länger verweilt, weil hier es 
um 
häufig auch nicht richtig beurteilt werden. (Sehr gut! 
rechts.) Es zeigt ſich, daß die Grunderſcheinungen, 
Geldnot und Abſatzſchwierigkeit, bei der Landwirtſchaft 
dieſelben ſind wie bei den andern Zweigen unſeres 
Wirtſchaftslebens. 5 
Es iſt nicht zu leugnen, daß neben dieſen Haupt⸗ 
urſachen, die im weſentlichen auf äußere Einflüſſe 
zurückzuführen ſind, auch innere Gründe bei uns mit⸗ 
ſprechen. Aber dieſe inneren Gründe haben doch nicht 
die primäre Bedeutung, die ihnen in der Oeffentlich⸗ 
keit zugeſchoben wird. Es iſt verſtändlich und auch 
richtig, wenn über die zu hohen öffentlichen Laſten bei 
uns geklagt wird. Es muß auch alles daran geſetzt 
werden, dieſe öffentlichen Laſten nach Möglichkeit zu 
beſeitigen und herabzuſetzen. Aber ſo beſonders fühl⸗ 
bar ift dieje ftarfe Belaſtung erft dadurch geworden, 
daß es uns im übrigen ſo ſchlecht geht. Es darf aber 
hierbei eins nicht überſehen werden: Die öffentlichen 
Laſten, die Koſten des Staatsweſens müſſen in einem 
ſo kleinen Staat, wie es Danzig iſt, im Verhältnis 
immer größer ſein wie in einem großen Staatsweſen. 
Jede kleine Verwaltung, die dieſelben Aufgaben zu er⸗ 
füllen hat, iſt relativ teurer als eine große Verwaltung; 
und der kleine Staat Danzig hat dieſelben Aufgaben 
zu erfüllen wie jeder andere Staat. Er iſt außerdem 
noch durch verſchiedene Sondereinrichtungen belaſtet, 
die ihm der Verſailler Vertrag beſchert hat. Ich will 
=) diefe Fragen und den Zuſammenhang dieſer 
Momente mit der Steuerfrage und dem Abbau der 
Steuern nicht weiter eingehen. Ich überlaſſe das 
meinem Kollegen, Herrn Geheimrat Dr Volkmann, 
er nach mir ſprechen wird. Ich möchte nur kurz noch 
arguf hinweiſen, daß das, was ich geſagt habe, auch 
ür die ſozialen Laſten gilt. Bei gleichen Abgaben 
und gleichen Leiſtungen müſſen die ſozialen Laſten in 
einem jo kleinen Staatsweſen auch höher fein als z. B. 
in Deutſchland, namentlich in der Invaliden⸗ und 
Infallverſicherung. Je breiter die Baſis dieſer Ver- 
ſicherungen iſt, je geringer iſt das Riſiko, je geringer 
5 die Beiträge; je ſchmäler hingegen die Schultern 
bud, um fo höher mijjen die Beiträge Jein, die aufzu⸗ 
ringen find. 
Ich glaube, daß ich ſo im weſentlichen die Haupt⸗ 
achen gruppiert habe, die zu unſerm gegenwärtigen 
R geführt haben. Nun heißt es weiter zu 
üfen, wo die Hebel angeſetzt werden können, um 


eine Beſſerung zu erzielen, ſoweit es überhaupt in 
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unſerer Macht liegt. Was das erſte Moment anlangt, (0) 


die Geld⸗ und Kreditnot, die Frage, wie iſt unſerm 
von Geld entblößten Wirtſchaftsorganismus dieſes 
wieder zuzuführen, ſo gehe ich darauf auch nicht ein. 
Das iſt Sache des Herrn Geheimrats Dr Volkmann. 
In zweiter Linie ſteht dann die Frage: Was kann man 
der beſtehenden Abſatzkriſe abhelfen? Mir ſcheint, daß 
dies letzten Endes die Hauptfrage iſt. Selbſt wenn 
man unſerm Wirtſchaftskörper wieder neue Geld⸗ 
mittel zuführt, ſo kann er davon allein auf die Dauer 
auch nicht leben. Dazu iſt es notwendig, daß unſere 
Induſtrie und unſer Handwerk wieder neue Aufträge 
erhalten und daß alle Wirtſchaftszweige ihre Produkte 
abſetzen können. Nur wenn das der Fall iſt, können 
Handel und Wandel ſich wieder heben und können 
unſere arbeitsloſen Volksgenoſſen Arbeit und Ver⸗ 
dienſt erhalten. Wir müſſen uns hier darüber klar 
ſein, daß das, war zur Erlangung von Aufträgen und 
zur Erſchließung von Abſatzgebieten von Staats wegen 
geſchehen kann, nur ſehr wenig iſt. Es liegt leider 
nicht in unſerer Macht, die Entwertung des Zloty in 
Polen aufzuhalten und die wirtſchaftlichen Zuſtände in 
Polen zu beſſern, was ja die erſte und notwendigſte Vor⸗ 
ausſetzung für die Beſſerung unſerer eigenen Wirtſchafts⸗ 
lage wäre. Wir können nur hoffen und ſind in hohem 
Grade daran intereſſiert, daß es der neuen polniſchen 
Regierung gelingen möge, den Zlotyſturz aufzuhalten 
und die Wirtſchaft in Polen wieder bergan zu führen. 
Wir können weiter nur hoffen und wünſchen, daß der 
für uns ſo überaus ſchädliche Wirtſchaftskrieg zwiſchen 
Polen und Deutſchland möglichſt bald zu Ende geführt 
wird, und daß zwiſchen beiden Staaten ein auch für 
Danzig wertvoller und nützlicher Handelsvertrag zu⸗ 
ſtande kommt, und daß ſich dann auch der Verkehr 
zwiſchen Danzig und Polen wieder mehr und mehr be⸗ 
lebt, indem ſich die Wirtſchafts⸗ und Kaufkraft Polens 
wieder hebt. Wann dies der Fall ſein wird und in 
welchem Tempo eine Wiedererſchließung des polniſchen 
Hinterlandes vor ſich gehen wird, wiſſen wir nicht. 
Hoffen wir, daß es micht allzu lauge dauert. Aber mit 
zu kurzen Zeiträumen dürfen wir nicht rechnen, ohne 
in einen falſchen Optimismus zu verfallen. Deshalb 
wird es notwendig ſein, daß ſich unſer Wirtſchafts⸗ 
leben wenigſtens vorerſt nach Möglichkeit von Polen 
unabhängig zu machen ſucht und ſich nach neuen Ab⸗ 
ſatzgebieten umſieht. Es iſt ganz klar, daß das ein 
ganz außerordentlich ſchweres Unterfangen ift, beſon⸗ 
ders unter den heutigen allgemeinen weltwirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen und auch insbeſondere bei Be⸗ 
rückſichtigung unſerer beſonders teuren Produktions⸗ 
koſten, die uns überall die Konkurrenz außerordentlich 
erſchweren. Aber, m. D. u. H., der Verſuch muß ge⸗ 
macht werden, und es iſt mir bekannt, daß unſere 
Wirtſchaftskreiſe mit Energie dabei ſind, dieſen Ver⸗ 
ſuch zu machen und ſich anderswo Märkte zu erringen. 
Ich kann nur hoffen und wünſchen, daß dies Beſtreben 
von Erfolg gekrönt ſein möge. Soweit es dem Senat 
möglich ſein wird und ihm dazu Gelegenheit gegeben 
iſt, wird er mit allen Mitteln bemüht ſein, ſolche Ver⸗ 
ſuche zu unterſtützen. Wir haben hier konſulariſche 
Vertreter der meiſten für unſere Wirtſchaft in Betracht 
kommenden Länder, und wir werden in Kürze auch 
die hier noch fehlende Vertretung Rußlands erhalten. 
Aufgabe aller dieſer Vertretungen iſt es ja, die wirt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Danzig und dieſen 
Staaten zu fördern und neue anzubahnen. Es ift mir 
auch bekannt, daß eine Reihe von Herren dieſer aus⸗ 
wärtigen Vertretungen in dankenswerter Weiſe be⸗ 
müht find, neue geſchäftliche Beziehungen zwiſchen 
Danzig und ihren Ländern herbeizuführen. Der 
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Senat kann auch hier nur ſehr wenig tun, um diefe 
Bemühungen zu unterſtützen und dabei behilflich zu 
ſein, für Danzig Auslandsaufträge hereinzu bekommen 
und neue Abſatzmärkte zu erſchließen. Aber was in 
dieſer Richtung von ſeiten des Senats geſchehen kann, 
wird geſchehen. Wie für die Erſchließung neuer Ab⸗ 
ſatzgebiete und die Konkurrenzfähigkeit Danzigs iſt es 
| auch im Intereſſe unſeres Inlandmarktes und der 
Erhaltung unſerer Wirtſchaft überhaupt notwendig, 
die Produktionskoſten in Danzig herunterzudrücken, 
ſoweit es irgend geht. Nicht zuletzt iſt das natürlich 
auch eine Angelegenheit der beteiligten Kreiſe ſelbſt, 
| durch zweckmäßige Organiſation, durch Ausnutzung 
| aller techniſchen Möglichkeiten ihre Produktion fo 
| ſparſam wie möglich zu geſtalten. Der Senat ift aber 
| auch ernſtlich gewillt, ſeinerſeits das dazu beizutragen, 
| was in feiner Kraft liegt und wozu ihm die Mögliche 
keit gegeben iſt, nämlich durch möglichſte Verringerung 
der öffentlichen Laſten, Abgaben und Gebühren. Dazu 
ſoll noch mehr als bisher auf größtmöglichſte Senkung 
der ſtaatlichen Ausgaben und auf Erſparniſſe ſowohl 
in perſoneller als auch in ſächlicher und jeder anderen 
Hinſicht hingewirkt werden, um den erſtrebten und fv 
notwendigen Steuerabbau zu ermöglichen. Es iſt dies 
wiederum eine Frage, auf die ich nicht weiter eingehen 
will, ſondern die ich meinem Herrn Nachredner zur 
näheren Ausführung überlaſſe. 

Eine Verringerung der ſtaatlichen Laſten und Da- 
mit eine möglichſte Reoͤuzierung der Produktionskoſten 
iſt nicht zuletzt notwendig, um unſerer Wirtſchaft 
wenigſtens das letzte noch zu erhalten, was ihr ge⸗ 
blieben iſt, den eigenen Inlandsmarkt. Dieſen zu 
ſchützen und ihr ſoweit als möglich nutzbar zu machen, 
iſt von beſonderer Bedeutung. Wir haben zwar nicht 
die Möglichkeit, fremde Konkurrenz von Danzig fern⸗ 

| (B) zuhalten, und wir wollen das auch nicht tun. Aber es iſt in 

| der heutigen Zeit der Not fitr den Staat Pflicht, und auch 

| Pflicht für jeden einzelnen, daß grundſätzlich jeder ſeine 

| Bedürfniſſe hier im Inlande befriedigt, damit unfer 

weniges Geld uns ſoweit wie möglich im Inlande 

erhalten bleibt und dazu beiträgt, unſeren eigenen 

f Volksgenoſſen Verdienſt und Arbeitsgelegenheit zu 

Do: geben. Deshalb hat auch der Senat in den veröffent- 

lichten Richtlinien ſeine grundſätzliche Bereitwilligkeit 

verkündet, alle Staatsaufträge nach Möglichkeit im 

Inlande zu vergeben und auf die Gemeinden und alle 

Unternehmungen, die von ihm abhängig ſind, in 

gleichem Sinne einzuwirken. Aber ein gleiches muß 

auch die Bevölkerung im ganzen und jeder einzelne 

à tun. Jeder Bürger muß jetzt nach Möglichkeit feine 

Einkäufe hier tätigen und ſeine Aufträge an die 

hieſigen Lieferanten und Handwerker geben, ſelbſt 
wenn dieſe hier etwas teurer ſein müſſen. 


Auf der anderen Seite müſſen ſich die Danziger 
i Wirtſchaftskreiſe aber klar ſein, daß dieſer Appell auf 
ihrer Seite zur Vorausſetzung haben muß, daß in den 
| Preiskalkulationen möglichſt ſparſam und zurück⸗ 
haltend vorgegangen wird. Damit komme ich zu der 
in der Oeffentlichkeit ſo viel angegriffenen Preis⸗ 
ſenkungsaktion des Senats. Es iſt eigentlich erſtaun⸗ 
lich geweſen, daß dieſe Aktion von ſo vielen Seiten ſo 
i mißverſtanden und fo befehdet worden iſt. Auch diefe 
Preisſenkungsaktion liegt im Rahmen der geſamten, 
jetzt notwendigen Wirtſchaftsaktion und ſoll, im In⸗ 
tereſſe der Geſamtheit, zur Linderung der allgemeinen 
Wirtſchaftsnotlage und zur Erhaltung und Stärkung 
unſeres Inlandmarktes dienen. Es iſt doch ganz klar, 
daß die beſchränkte Kaufkraft unſerer Bevölkerung im 
Geſamtintereſſe unſerer Wirtſchaft viel beſſer ausge⸗ 
nützt wird und ihr viel beſſer zugute kommt, wenn ſie 
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möglichſt vielen Gelegenheit zum Verdienſt gibt, und () 


wenn ſie ſich nicht dadurch erſchöpft, daß ſie einigen 
wenigen un verhältnismäßig hohe Gewinne in den 
Schoß wirft. 


M. D. u. H.! Es wird auch vom Senat anerkannt, 
daß in vielen und, ich möchte ſagen, wohl in den 
meiſten Wirtſchaftszweigen mit der Preiskalkulation 
ſchon von den alten üblen Gewohnheiten der In⸗ 
flationszeit abgegangen worden iſt und daß man in 
der Preiskalkulation im allgemeinen ſchon an die 
unterſtmögliche Grenze gelangt iſt. Aber überall iſt es 
noch nicht der Fall. Das wiſſen Sie alle ebenſogut, 
wie ich es weiß. (Abg. Gaikowſki: Siehe Fleiſch und 
Brot!) Nur dieſe aber, die noch nicht ſo weit ſind, 
die noch unberechtigt hohe Gewinne nehmen, die waren 
mit unſerem Aufruf gemeint. Wer nicht gemeint war, 
m. D. u. H., der brauchte ſich nicht getroffen zu fühlen 
und brauchte nicht ein großes Geſchrei in der Oeffent⸗ 
lichkeit anzuſtimmen. (Sehr richtig!) Der Senat 
hat aber, wie anerkannt werden muß, bei einigen 
Kreiſen der Bevölkerung mit ſeiner Preisſenkungs⸗ 
aktion auch Verſtändnis gefunden und zwar nicht nur 
in den Kreiſen der Konſumenten, was an ſich nahe 


liegt, ſondern auch in anderen Kreiſen. Beſonders 


möchte ich es dankbar im Namen des Senats anerken⸗ 
nen, daß die Handwerkskammer ſich ſo bereitwillig in 
den Dienſt dieſer Aktion geſtellt hat. Wir brauchen 
uns nicht zu verhehlen, daß gerade bei einigen In⸗ 
nungen, die ja der Aufſicht der Handwerkskammer 
unterſtehen, einige von den Fällen zu ſuchen ſind, die 
wir vorher gerügt haben, und die den heutigen Zeit⸗ 
verhältniſſen nicht angemeſſene Preisgebarungen 
vornehmen. Es fielen hier Worte von den Fleiſch⸗ 
und Mehlpreiſen. Es iſt etwas Richtiges daran. 
Namentlich was die Fleiſchpreiſe anbelangt, will ich 
hier vor aller Oeffentlichkeit konſtatieren, daß die vom 
Senat eingeleiteten und ſehr ſorgfältigen Prüfungen 
ergeben haben, daß hier ganz ungerechtfertigte Ver⸗ 
dienſtſpannen vorliegen. (Abg. Dr. Bumke: Hört! 
hört!) Daß dagegen eingeſchritten werden muß, iſt 
klar. Es iſt erfreulicherweiſe auch ſchon feſtzuſtellen, 
daß jetzt Rückgänge in den Preiſen eingetreten find. 
Der Senat wird hier, wie auch an anderen Stellen, 
wo es noch notwendig iſt, nicht nachlaſſen, ſeine Aktion 
weiter durchzuführen. Er glaubt, von der Einſicht der 
Bevölkerung und der wirtſchaftlichen Verbände er⸗ 
warten zu dürfen, daß ſie ihn bei dieſer Aktion unter⸗ 
ſtützen werden. Unter den Erſcheinungsformen und 
den Folgen der wirtſchaftlichen Notlage iſt am augen⸗ 
fälligſten und am erſchreckendſten die Arbeitsloſigkeit, 
Das rapide Anwachſen der Zahl der Arbeitsloſen und 
die außerordentliche Belaſtung, die dieſer Umſtand 
für den Staat mit ſich bringt, find Ihnen ja bekannt, 
Auch hier heißt es, Abhilfe zu ſchaffen, ſoweit es irgend 
geht. Aber leider iſt ja auch hier unter den heutigen 
Verhältniſſen die Möglichkeit zu einer wirklich durch⸗ 
greifenden Abhilfe dem Staat bei ſeinen beſchränk⸗ 
ten finanziellen Mitteln nicht gegeben. Soweit es aber 
für den Staat möglich ift und ſoweit er Mittel dazu 
zur Verfügung ſtellen kann, will der Senat mit allen 
Kräften dahin wirken, daß beſtehende Arbeitsgelegen⸗ 
heiten erhalten bleiben und nach Möglichkeit auch neue 
Gelegenheiten geſchaffen werden. M. D. u. H.! Sie wiſſen, 
daß das eine überaus ſchwierige Frage und Aufgabe iſt, 
bei der man verſchiedene Wege gehen kann. Es würde 
zu weit führen, hier auf alle Einzelheiten einge 
gehen, und dieſe Frage ſchlägt ja auch nicht in we 
Reſſort. Die zuſtändigen Stellen der Regierung ſind 
jedenfalls mit allem Nachdruck damit beſchäftigt, one 
bare Wege zu finden, um ſo bald als möglich e 
zu ſchaffen. Aber man wird ſich darüber klar ſein, 
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(A) daß etwas Durchſchlagendes, vor allem jetzt im Winter, 


Frank, Senator.) 


nicht geſchaffen werden kann. Wenn das Frühjahr 
kommt und die Bauſaiſon einſetzt, wird ja hoffentlich 
der Arbeitsmarkt und damit das Wirtſchaftsleben 
überhaupt eine gewiſſe Belebung erfahren. Die vom 
Volkstag kürzlich beſchloſſene Erhöhung der Woh⸗ 
Nungsbauabgabe wird dazu das ihrige beitragen. 
Die Möglichkeiten der ſtaatlichen Hilfe in unſerer 
ſchweren und drückenden Notlage ſind demnach gering, 
namentlich gerade in der jetzigen Zeit. Soweit ſolche 
Möglichkeiten aber gegeben ſind, iſt es der ernſte Wille 
des Senats, ſie mit allem Nachdruck durchzuführen. 
Der Senat wird auch weiter mit allem Ernſt prüfen, 
ob es noch weitere Wege als die bisher von ihm er⸗ 
kannten zur Hilfe gibt. Er will ſich dazu auch der 
Mithilfe aller berufenen Vertreter des Wirtſchafts⸗ 
lebens und aller Kräfte des Volkes bedienen. Deshalb 
hat er in ſeinen veröffentlichten Richtlinien dem Wil⸗ 
len Ausdruck gegeben, an den ihm jetzt geſtellten Auf⸗ 
gaben Schulter an Schulter und in Gemeinſamkeit mit 
den Vertretern des Wirtſchaftslebens zu arbeiten. Es 
haben dieſerhalb ſchon mit den verſchiedenen Ver⸗ 
tretergruppen ſehr eingehende Verhandlungen ſtatt⸗ 
gefunden, die noch fortgeſetzt werden. Wir werden bei 
der Fortſetzung auch die von den Vertretern des Wirt⸗ 
ſchaftslebens in Vorſchlag gebrachten Maßnahmen 
erörtern. (Auch mit der Handelskammer?) Auch 
mit der Handelskammer! Mit der Handelskammer, 
mit der Handwerkskammer, mit dem Landbund, mit 
den Gewerkſchaften, mit den Angeſtelltenvertretern. 
M. D. u. H.! Der Senat iſt von dem Gedanken 
durchdrungen, daß es jetzt mehr als je notwendig iſt, 
daß alle Kräfte unter möglichſtem Ausſchluß partei- 
politiſcher Ziele zuſammenwirken. In dieſer ſchwe⸗ 
ren Zeit hält es der Senat für notwendig, daß ſich die 
evölkerung nach Möglichkeit zu einer Einheitsfront 
mit einheitlichen Zielen zuſammenſchließt. Nur dann 
wird es möglich ſein, unſern Staat und unſer Wirt⸗ 
ſchaftsleben durch dieſe ſchweren und unnormalen 
Zeiten hindurchzuſteuern, bis wieder beſſere und ge⸗ 
regeltere Verhältniſſe ſie ablöſen. Einig ſein, allen 
ewalten zum Trotz ſich erhalten, muß unſere Loſung 
ein, die uns einer beſſeren Zukunft entgegenführen 
ſoll. (Lebhaftes Bravo.) 
Vizepräſident Spill: Das Wort 
Senator Dr Volkmann. 
£ Dr. Volkmann, Senator: M. D. u. H.! In der 
Tat ſteht ja wohl außer Zweifel, daß die wirtſchaftliche 
Lage der Landwirtſchaft, der Induſtrie, des Handwerks 
und des Gewerbes ſich ſeit dem Sommer dieſes Jahres 
ganz außerordentlich verſchlechtert hat. Ich möchte 
hinzufügen, daß ſie im Sommer auch nicht gut geweſen 
und daß der Peſſimismus, der ſchon ſeit langem 
von berufenen Beurteilern, von Volkstag und Senat, 
von den amtlichen Handels⸗ und Wirtſchaftsvertretun⸗ 
0 und von einzelnen führenden Männern geäußert 
$ orden ift, leider, leider fich erfüllt hat. (Sehr richtig! 
echts.) Am 29. Februar 1924, alfo vor fajt zwei Jahren, 
gat der Senat von dieſer Stelle aus durch meinen Mund 
i zorte kundgetan, welche ich bitte heute noch einmal 
nederholen zu dürfen. Nicht aus dem ſtolzen Ge- 
heraus, das heute leider Mode geworden ift: 
mept einmal, wie recht ich behalten habe“, ſondern weil 
ſchüge im Intereſſe der Selbſtverteidigung dagegen 
gefärbt muß, daß mir nachträglich künſtlich die roſa 
de tie Brille aufgeſetzt wird. In dem amtlichen 
eip mamm lautet der Paſſus, der heute noch ſo zu⸗ 
F glaube ich, als ob er vor einer Stunde ge⸗ 


hat der Herr 


brochen wäre: 


seher sere Juflationskonjunktur, die, bei Licht be- 
en, nur eine Scheinkonjunktur war, wurde Ende 


Oktober durch eine Stabiliſierungskriſe abgelöſt, die (C) 


nicht unerwartet kam, die vorausgeſehen war und 
borausgeſagt wurde. Eine Stabiliſierungskriſe ift 
ihrem weſentlichen Inhalt nach ein Rückbildungs⸗ 
proze, und zwar ein Rückbildungsprozeß, nicht nur 
des Kapitals, ſondern auch ein Rückbildungsprozeß 
des wirtſchaftlichen aufgeblähten Organismus. Der 
erſte Teil des Rückbildungsprozeſſes hat hauptſächlich 
dazu beigetragen, daß ſich der große Mangel an 
Kapital bei uns ſo fühlbar gemacht hat. Die Kapital⸗ 


knappheit, die eine ernſte Gefahr für eine Reihe 


von Betrieben geworden iſt, denen die Betriebsmittel 
mangeln, hat bisher noch nicht gemildert werden 
können. Sie hat einen Umfang erreicht, der einen 
jeden, der es mit unſerer Wirtſchaft gut meint, mit 
eruſter Sorge erfüllen muß. Verſchärftl wird 
fie durch teure Geldſätze. Die hohen Zinsſätze laſſen 
in vielen Fällen eine Rentabilitätsquote nicht mehr 
zu, erſchweken daher die Umſätze und verringern fie, 
Wir haben aber noch andere unerwünſchte Erſcheinun⸗ 
gen in unſerem Wirtſchaftsleben zu verzeichnen. Es 
iſt noch nicht in dem Maße gelungen, wie es notwendig 
wäre, unwirtſchaftliche Arbeitsprozeſſe und unwirt⸗ 
ſchaftliche Zwiſchenglieder auszuſchalten. Es iſt noch 
nicht möglich geweſen, ſich bei der Kalkulation von 
alten liebgewordenen Gewohnheiten und Gepflogen⸗ 
heiten aus der Vergangenheit freizumachen. So geht 
die Preisbildung in einem Tempo vor ſich, wie es 
einer ſtabilen Währung nicht entſpricht. Neue 
ſtarke Erſchwerniſſe drohen unſerer Wirt⸗ 
ſchaft durch die neuen Aenderungen im Zollſyſtem. 
Wir wollen nur hoffen, daß es noch gelingt, in dieſer 
Beziehung eine Aenderung herbeizuführen. Sonſt 
würde für das ganze Wirtſchaftsleben nicht nur 
eine Kriſe, jondern eine Kataſtrophe 
zu beſorgen ſein. 

(Sie iſt ſchon da! links.) Das war ja auch vor 
fait zwei Jahren. (Heiterkeit rechts. — Abg. Beyer: 
Sie ging nicht aufzuhalten!) M. D. u. H.! Ich halte 
einen geſunden Peſſimismus für notwendig, nicht nur 
wegen der Lage, in der wir uns befinden, ſondern auch 
einen Peſſimismus gegenüber den möglichen Hilfs⸗ 
mitteln, um aus der Lage herauszukommen. Man 
kann mit Programmen keine Wirtſchaftskonjunktur 
verbeſſern. Das iſt auch nicht der Sinn der von der 
Regierung aufgeſtellten elf Punkte. Wir müſſen uns 
vor einem Optimismus und vor einer Ueberſchätzung 
der Heilmethoden und der Heilerfolge hüten. Die 
Staatsgewalt iſt nicht allmächtig, ſie kann nicht ein 
ſchlechtes Wirtſchaftsleben in ein gutes umwandeln. 
Sie kann nicht aus Wüſten Paradiesgärten hervor⸗ 
zaubern. (Abg. Beyer: Die Wüſte haben Sie hinter⸗ 
laſſen! — Abg. Bukmakowſki: Die Arbeiterſchaft wird 
das beweiſen!) Wer glaubt, daß auf dieſe Weiſe ein 


goldenes Zeitalter anbrechen könnte, der begeht einen 


verhängnisvollen Irrtum. Aber das entbindet uns 
nicht von der Pflicht, alles zu tun, was in unſerer 
Kraft ſteht, um der notleidenden Wirtſchaft zu helfen. 
Von den elf Punkten möchte ich diejenigen erläutern, 
welche die finanzielle Seite des Problems oder des 
Komplexes von Problemen behandeln, und da ſcheint 
mir am bedeutſamſten der an die erſte Stelle geſtellte 
Punkt zu ſein, wonach für den Kapitalzufluß geſorgt 
werden ſoll. Kapitalzufluß in dieſem Sinne bedeutet 
Beſeitigung des Kapitalmangels, unter dem wir unbe⸗ 
ſtritten ſeit langer Zeit ſchwer leiden. Kapitalzufluß 
in dieſem Sinne bedeutet aber nicht, daß wirtſchaftlich 
lebensunfähige Exiſtenzen auf Staatskoſten und auf 
das Riſiko der Geſamtheit hin noch eine Zeitlang über 
Waſſer gehalten werden ſollen. Wir können auch nicht 
einen ſolchen Kapitalzufluß als erwünſcht anſehen, der 
zu einer Kreditinflation führen würde oder der mit 
unſerer auswärtigen Zahlungsbilanz unvereinbar 
wäre. Von dieſer Grenze ſind wir freilich noch weit 
entfernt. Das geſunde Kreditbedürfnis kann noch 
lange nicht gedeckt werden, ſoweit es ſich um die 
wirtſchaftlich berechtigten langfriſtigen Kredite handelt. 
Zur Deckung eines gut geſicherten, kurzfriſtigen Kre⸗ 
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(Dr. Volkmann, Senator.) 


(A) dites ſtehen Mittel bei uns in annähernd ausreichen⸗ 


— 


der Weiſe zur Verfügung. Anders iſt es aber bezüg⸗ 
lich der langfriſtigen Kredite. (Zinswucher! links.) 
Danzig iſt infolge des Kapitalſchwundes nicht in der 
Lage, ohne auswärtige Hilfe auszukommen. Zwar 
ſind beachtenswerte Anſätze zur Neubildung von 
Kapital vorhanden, die ſich in dem Anwachſen der 
Spareinlagen bei den Sparkaſſen zeigen. Dieſer 
Prozeß der Neubildung von Kapital geht aber lang⸗ 
ſam vor ſich, zu langſam für die Zwecke der Wirtſchaft, 
die nicht warten kann, bis ſich auf dieſe Weiſe genügend 
Inlandskapital gebildet hat. Es wäre unter nor- 
malen Umſtänden das beſte, erwünſchteſte und ge⸗ 
ſündeſte, wenn der Kapitalbedarf im eigenen Lande 
gedeckt werden könnte. 3 

In ſolchen normalen Umständen befinden wir 
uns aber nicht. Man wird den weniger erwünſchten 
Weg, den auf die Dauer nicht ganz unbedenklichen 
Weg gehen müſſen, nach Möglichkeit Auslandskapital 
heranzuziehen; denn der Staat kann nicht ſelber 
helfen, wie vielfach angenommen wird. Der Staat 
hat keine Gelder, um ſie an Private auszuleihen. Es 
ift eine Illuſion, die in tiefer Beziehung leider in 
weiten Kreiſen unſerer Bevölkerung ſtockt, oder viel⸗ 
mehr ſteckt. (Abg. Beyer: Man könnte auch fo jagen!) 
Wenn der Staat künſtlich Kapital ſchüfe, würde das 
Inflation ſein. Wenn wir in einem einig ſind, ſo iſt 
es darin: „alles andere, nur keine Inflation“. (Sehr 
aut!) Wenn der Staat aber erft das Kapital zur 
Hilfe für die Wirtſchaft von den Steuerzahlern heraus⸗ 
ziehen wollte, ſo müßte er heute in ſchwerer Zeit den 
Steuerdruck noch weiter verſtärken, um einzelnen 
Kapital zuzuführen. Das iſt nicht ein Weg, der ge⸗ 
gangen werden darf. Er kann auch nicht beſchritten 
werden. Ein Weg, den wir gehen werden, gehen müſſen 
und wollen, iſt, daß wir dem fremden Kapital den 
Zugang nach Danzig erleichtern. Das kann dadurch 
geſchehen, daß ſteuerliche Maßnahmen ergriffen und 
ſteuerliche Vorſchriften erlaſſen werden, die es dem 
fremden Kapital nicht erſchweren, ſondern lohnend 
erſcheinen laſſen, nach Danzig zu kommen. In dieſem 
Sinne iſt das neue Einkommenſteuergeſetz bereits auf⸗ 
gebaut. Wer die Begründung des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes aufmerkſam durchlieſt, wird darin eine ſehr 
wichtige und beachtenswerte Ergänzung der elf Pro⸗ 
grammpunkte finden können. Ferner ift es ungemein 
wichtig, daß wir dafür ſorgen, daß das Vertrauen in 
die Danziger Kreditfähigkeit und Kreditwürdigkeit 


nicht erſchüttert, ſondern geſtärkt wird. In der Be⸗ 


ziehung geht das Intereſſe der Privatwirtſchaft mit 
dem der Staats⸗ und Finanzwirtſchaft vollkommen 
Hand in Hand. Das Vertrauen zum Staatskredit 
ſtärkt und erleichtert den Privatkredit und umgekehrt. 
Krediterſchütterungen ſind dasjenige, was wir gegen⸗ 
wärtig am ſchwerſten ertragen können. 

Dieſe Mittel ſind noch nicht ausreichend. Der 
Senat gedenkt noch weiter zu gehen und iſt ſeit einiger 
Zeit in ernſten und eingehenden Beratungen begrif⸗ 
fen über eine von mir vorgelegte Denkſchrift über „die 
Freie Stadt Danzig als Garantin von Privatkrediten.“ 
Der Senat, die Bank von Danzig und private Dan⸗ 
ziger Intereſſenten haben außerordentlich viele Be⸗ 
ſprechungen ſeit längerer Zeit, beſonders neuerdings, 
mit ausländiſchen Geldgebern gehabt, welche klären 
ſollten, ob nicht ausländiſches Kapital der Privatwirt⸗ 
ſchaft in Danzig zugeführt werden könne. Ueberall 
tönte hierbei als erſtes Wort der Geldgeber uns ent⸗ 
gegen die Frage: „Kannſt du mir nicht die Staats⸗ 
garantie beibringen?“ Wir wiſſen alſo aus Erfah⸗ 
rung, daß in unſerem kleinen Staatsweſen, das nicht 
mit imponierenden Größeneinheiten aufwarten kann, 
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als zuſätzliche Sicherung für einen langfriſtigen Kre⸗ (C) 4 


dit eine Staatsgarantie von ſeiten des Gläubigers 
außerordentlich erwünſcht, vielleicht unerläßlich iſt. 
Die Regierung ſieht es als ihre Aufgabe an, ſorgfältig 


Programmpunkte aufzuſtellen, nach denen eine der⸗ 


artige Staatsgarantie aufgeſtellt werden kann. Da⸗ 
bei wird das Allgemeinintereſſe ausreichend zu berück⸗ 
ſichtigen fein. (Abg. Arczynſki: Vorſicht im Einzel⸗ 
fall!) Dieſes Programm wird Ihnen ſpäter zugehen. 

Der zweite Punkt des Regierungsprogramms be⸗ 
trifft die Senkung des Zinsfußes. Hinſichtlich der Sen⸗ 
kung des Zinsfußes verweiſe ich auf das Schreiben 
vom 12. November, das der Senat an den Volkstag 
gerichtet hat, in dem als Antwort auf eine Ent⸗ 
ſchließung, die der Volkstag ſchon am 3. Oktober ge⸗ 
faßt hatte, mitgeteilt wird, daß „der Senat ſeine Be⸗ 
mühungen zur Senkung des Zinsfußes für Bankdar⸗ 
lehen auch weiterhin fortſetzt. Die Ermäßigung der 
Habenzinſen für vorübergehend ausleihbare Gelder mit 
der Verpflichtung, dieſe Beträge zu mäßigen Zinsſätzen 
weiterzugeben, beginnt eine günſtige Wirkung aus⸗ 
zuüben. 
wege auf eine Beſchränkung der Zinsſätze hingearbeitet 
worden. Die Bank von Danzig und die Banken ver⸗ 
einigung haben auf das beſtimmteſte erklärt, daß ſie 
auch weiterhin auf eine Ermäßigung der Zinshöhe 
hinwirken wollen.“ 


Ich habe in Ausführung des zweiten Programm⸗ 
punktes inzwiſchen auch mit der Bank von Danzig 
Fühlung genommen und habe von ihr heute noch die 
kategoriſche Erklärung erlangt, daß ſie die Minderung 
der Zinſen, und zwar vor allem der Habenzinſen, und 
dann aber auch der Sollzinſen als eine ihrer wichtigſten 
Aufgaben anſieht. Daneben muß auch auf eine 
Minderung der Zinsſpanne hingewirkt werden. Ich 
bin der feſten Ueberzeugung, daß die Danziger Banken 
für dieſe Forderung volles Verſtändnis haben und ſich 
ſelbſt auch alle dieſes Ziel geſetzt haben. 

Aber, m. D. u. H., bei den Zinſen kommt es nicht 
nur darauf an, daß man nicht ſo hohe Zinſen nimmt 
von denen, die Geld nötig haben, ſondern daß man auch 
nicht ſo hohe Zinſen verlangt, wenn man Geld an⸗ 
legen will. Vor allem ſind die Sätze unangemeſſen hoch, 
die heute für täglich fälliges Geld verlangt und leider 
auch gezahlt werden. Täglich fälliges Geld iſt ſo gut 
wir gar nicht bei uns verwendbar. Trotzdem werden 
Sätze von zehn und mehr Prozent verlangt und ge⸗ 
zahlt, trotzdem der Gläubiger das Geld nicht an⸗ 
nähernd mit ſechs Prozent anbringen kann. (Zwiſchen⸗ 
rufe.) Auf dem Gebiet des Zinsabbaus iſt alſo noch 
eine ganze Menge zu tun. Sie können überzeugt ſein, 
daß der Senat gerade dieſe Frage mit Energie und 
Eifer weiter verfolgen wir), 

Der nächſte Punkt, der in mein Reſſort gehört und 
den mein Vorredner mir zurückgelaſſen hat, 1 
das Problem des Steuerabbaus. M. D. u. H.! Zu 
dem Steuerabbau in weiterem Sinne rechne ich auch 
das Entgegenkommen, das die Freie Stadt Danzig der 
Wirtſchaft bisher ſchon auf dem Gebiet der Steuer? 
ſtundungen erwieſen hat. Es iſt dies viel zu wenig 
bekannt und muß an dieſer Stelle hervorgehoben wer⸗ 
den. Die Zollkredite, welche zur Zeit ausſtehen, be⸗ 
tragen über 5,3 Millionen, die Kredite für indirekte 
Steuern über 2,1 Millionen. Am heutigen Tage qe 
alſo allein beim Landeszollamt Zölle und Verbrauchs“ 
ſteuerkredite in Höhe von rò. 7,5 Millionen laufend, 
Dazu kommen die Kredite, welche bei dem Landes⸗ 
ſteueramt noch für die direkten Steuern laufen. 
dem insgeſamt 12,5 Millionen betragenden offenen 
Steuerſoll find mindeſtens 6,5 Millionen als Steuer 


Gegenüber den Sparkaſſen ijt im Aufſichts⸗ 


p} 


Volkstag Danzig. — 145. Sitzung. Donnerstag, den 17. Dezember 1925. 


(Dr, Volkmann, Senator.) 


fA) ſtundungen anzuſprechen. Alles in allem ift aljo ein 


(B 


eirag von 14 Millionen an ausſtehenden Forderun⸗ 
gen, und zwar im weſentlichen zu Gunſten der Wirt⸗ 
ſchaft an die Staatskaſſen noch zu zahlen. Das ſind 
nicht alles auf Termin geſtellte Einnahmen, wie man 
früher die Zollkredite bezeichnen konnte. Bei den 
Zollkrediten bedeutet vielmehr die Tatſache, daß wir 
die Zölle, wenn ſie fällig geworden ſind, an Polen ab⸗ 
zuliefern haben, eine Aenderung des wirtſchaftlichen 
und rechtlichen Charakters dieſer Zollkredite. Dieſe 
unſere Pflicht Polen gegenüber bedeutet, daß die Zoll⸗ 
kredite vom Staat gewährte Darlehen ſind. Ich möchte 
bemerken, daß dieſe Darlehen durch Garantien geſichert 
ſind, ſo daß wir auf den Eingang dieſer Kredite mit 
Sicherheit rechnen können. 


Zu dem großen Kapitel des ſteuerlichen Entgegen⸗ 
lommens gegenüber der Wirtſchaft gehört ferner, daß 
Unweiſungen ergangen find, welche ein ſchonendes 
Vorgehen bei den Zahlungspflichten nach dem Ein⸗ 
kommen⸗ und Körperſchaftsſteuergeſetze, beſonders bei 
den Veraulagungen für 1924 vorſehen. Der Leiter des 
Landesſteueramts hat an die Steuerämter und an die 
Kaſſen am 21. November 1925 auf Wunſch und An⸗ 
regung des Senats eine Anordnung erlaſſen, wonach 
Stundungsanträge möglichſt entgegenkommend zu be⸗ 
handeln feien. Ich brauche den Erlaß hier nicht im 
einzelnen mitzuteilen. Es wird vielleicht im Aus⸗ 
ſchuß Gelegenheit ſein, ihn näher zu erläutern. So 
viel zu der ſchonenden Politik des Senats auf ſteuer⸗ 
lichem Gebiet. 

Beim Steuerabbau ift das berühmte und von 
Herrn Abg. Schede bemängelte Wort: „ſoweit es 
irgendwie die Staatsfinanzlage zuläßt“, allerdings in 
den Programmpunkten enthalten. Dieſe Einſchrän⸗ 
kung, welche der Beſtimmung etwas vom Kautſchuk⸗ 
charakter gibt, iſt leider ein bitteres Muß für uns; 
denn mit der ſchweren Wirtſchaftskriſe kreuzt ſich eine 
überaus ernſte Finanzkriſe des Staates. Im allge⸗ 
meinen pflegt in einem zeitlichen Abſtande hinter einer 
ſchweren Wirtſchaftskriſe, in einem etwas ſpäteren 
Zeitraum, alſo mit einer Phaſenverſchiebung von etwa 
einem Jahr, eine Staatsfinanzkriſe Hand in Hand zu 
gehen. Wir find afo ſchon hierauf vorbereitet ge- 
weſen. Aber ich muß ſagen, daß der Umfang und das 
Tempo, mit welchem die Staatsfinanzkriſe in den 
letzten zwei bis drei Monaten eingeſetzt hat, die ſchreck⸗ 
lichſten Befürchtungen weit übertroffen hat. Sie er- 
innern ſich an das, was ich in meiner letzten Rede zum 
Haushaltsplan für 1925 hier ernft genug geſprochen 
habe, und daß ich damals eine ſehr dunkle Prognoſe 
deſtellt habe. Leider ift dieje Prognoſe nicht nur in 
Erfüllung gegangen, ſondern es iſt ſogar noch ſchlim⸗ 
mer gekommen. Das Gleichgewicht im Staatshaus⸗ 

ultsplan haben wir bisher immer gehabt. In unſern 

echnungen haben wir bisher immer Ueberſchüſſe ge- 
habt Aber feit einiger Zeit gehen die Einnahmen 
tetni zurück, und die Ausgaben ſteigen. Noch nie- 
nals iſt in Danzig die Aufſtellung irgendeines Staats⸗ 


paushaltsplans fo ſchwer geweſen, wie es die für 1926 


ein wird. Wir werden natürlich auch für 1926 das 

leichgewicht herſtellen müſſen, aber drakoniſche Maß⸗ 

en ſind notwendig, um zu dieſem Ziel zu kom⸗ 
21. 5 Daher auch der Sparerlaß, welcher bereits am 
Er Bouember ergangen iſt und welcher dem Volkstag 
em eantwortung einer Kleinen Anfrage und auker- 

uch noch dem Hauptausſchuß mitgeteilt wurde. Aber 
Mon ſchon im Rechnungsjahr 1925, ſeit etwa zwei 
aus aten, beginnt der Zuſtand, daß wir mehr Geld 
ç . als wir einnehmen. (Hört, hört!) Die 
ere hat ſich geſchloſſen. Wir können zur Zeit das 


Defizit nicht aus Steuern decken, ſondern nur aus 
Reſerven, die noch vorhanden find und aus beſſeren 
Zeiten ſtammen. Aber die Grenzen unſerer Steuer⸗ 
kraft ſind erreicht, vielleicht ſogar ſchon überſchritten. 
(Sehr richtig! rechts)) Das arme Danzig, das im 
Frieden ſtets ein Zuſchußgebiet war, und welches in 
ſeiner Steuerkraft weit unter dem Durchſchnitt des 
Deutſchen Reiches und Preußens geſtanden hat — das 
iſt anerkannt in den Feſtſtellungen der Reparations⸗ 
kommiſſion —, bezahlte im Jahre 1924 — nicht nach 
den Sollerträgen des Etats gerechnet, ſondern nach den 
Iſteinnahmen — auf den Kopf der Bevölkerung 180 
Gulden Steuern und Abgaben einſchließlich der Zölle, 
bei genaueſter Berechnung: 180,30 Gulden. In Deutſch⸗ 
land war nach den amtlichen Ausweiſen im gleichen 
Zeitraum ein Iſteinkommen von 137,71 Gulden, nicht 
Mark. (Dabei iſt der Gulden nach der Parität von 
1,24 umgerechnet.) Alſo gegen 137 Gulden pro Kopf 
in dem durch Reparationen belaſteten Deutſchland, wo 
der Steuerdruck ſchon mächtig iſt, ſind bei uns 180 Gul⸗ 
den gezahlt worden. Die Zahlen, die ich erwähne, ſind 
ohne kommunale Steuern, ohne die Wohnungsbau⸗ 
abgabe und ohne die ganzen ſozialen Laſten. Es iſt 
wohl überflüſſig, im Zuſammenhang damit auch noch 
die Vergleiche zwiſchen den einzelnen Steuern in 
Danzig und in Deutſchland zu ziehen. Die Geſamtlaſt 
redet deutlich. Dieſe Steuererträge gehen nun zurück, 
und zwar vor allem die Zölle. Bei den übrigen 
Steuern geht es noch. Die Rückgänge bei den Steuern 
ſind zum Teil unerheblich, zum Teil überhaupt nicht 
zu konſtatieren. Aber bei den Zöllen, die einen ſehr 
erheblichen Teil unſerer Geſamteinnahmen ausmachen, 
iſt ein Rückgang zu verzeichnen, wie ich ihn noch nicht 
erlebt habe, der in erſter Linie auf den Zlotyſturz 
zurückzuführen iſt. Wir haben den polniſchen Zoll⸗ 
tarif, und der polniſche Zolltarif iſt nicht auf Gold⸗ 
währung geſtellt, ſondern auf Zloty. Es iſt wirklich 
ſehr ſchwer, leitender verantwortlicher Finanzbeamter 
zu ſein, wenn die Zolltarife innerhalb von wenigen 
Wochen auf die Hälfte zurückgehen. In den Quartalen 
vom Oktober bis Dezember 1924, ſodann vom Januar 
bis März 1925 und ſchließlich vom April bis Juni 
1925 waren in Polen die Zollerträge nach den amt⸗ 
lichen Nachweiſungen in abgerundeten Ziffern 72, 73, 
72,7 Millionen. Alſo es war eine auffallende Konſtanz 
feſtzuſtellen in dieſen drei Quartalen, aber leider geht 


dieſe Konſtanz nur bis Juni 1925. Bei uns war die 


Einnahme in Gulden (ſoweit Zloty erhoben wurden, 
erfolgte die Umrechnung immer nach dem zeitigen 
Kurſe), in dieſen dreiviertel Jahren: 19,1 Millionen 
Gulden, 16,4 Millionen Gulden, 17,5 Millionen Gul- 
den. Sie ſehen auch da eine ziemlich normale und 
konſtante Bewegung. Nun plötzlich vom Juli bis 
September 1925 ſacken die Erträge in Danzig und noch 
mehr in Polen ab, um jetzt im laufenden Quartal er- 
ſchreckend herunterzugehen. Im Juli⸗September ſind 
die Zolleinnahmen infolge der Reſtriktion der Ein⸗ 
fuhr, zu der ſich Polen genötigt ſah, von 72 Millionen 
Zloty im Durchſchnitt auf 46 Millionen Zloty herab⸗ 
geſunken. Im laufenden Quartal (Oktober⸗Dezember) 
ſind die Zolleinnahmen nach amtlichen polniſchen An⸗ 
gaben auf etwa 37 Millionen, d. h. auf die Hälfte, 
zurückgegangen, wobei ich ganz davon abſehe, daß 
dieſer Zloty für uns nur die Hälfte wert iſt. Das be⸗ 
deutet alſo, daß die Zolleinnahmen in Zloty auf ein 
Viertel geſunken ſind. Bei uns iſt es nicht ganz ſo 
ſchlimm geweſen, weil wir in viel ſtärkerem Maße auf 
Grund unſerer Kontingente einführen. Aber es iſt 
trotzdem erſchreckend, während wir früher 19, 16 und 
17 Millionen Gulden hatten, iſt im Vierteljahr Juli⸗ 
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September 1925 eine Senkung auf 14,8 und im Viertel⸗ 
jahr Oktober⸗Dezember ein Rückgang auf 9,9 Millionen 
eingetreten. Dieſe Minderung der Einnahmen wird 
noch durch die Senkung in Polen übertroffen, an der 
wir proportional teilnehmen, weil bekanntlich alle 
Einnahmen in einen Topf fließen und wir daraus 
rund 7,5 Prozent infolge des bekannten Zollver⸗ 
teilungsſchlüſſels erhalten. Wir ſind alſo auch bei dem 
Rückgang der Zolleinnahmen in Polen die Leidtragen⸗ 
den. Wenn Sie ſich hier bildlich die Zollentwicklungs⸗ 
kurve in Danzig anſehen wollen — ich hoffe, daß Sie 
es von Ihren Plätzen erkennen können — jo ſehen 
Sie, wie hier die Senkung in einer Zeit eintritt, wo 
wir ſonſt immer Hoffnungen auf eine Beſſerung der 
Zollerträge gehabt haben, weil das Weihnachtsgeſchäft 
eine größere Menge Verzollungen brachte. Viel 
ſtärker ſind die Senkungen noch in Polen. Ich lege 
die Kurve auf den Tiſch des Hauſes, damit ſie ſich 
jeder anſehen kann. 

Wenn die Einnahmen vor allen Dingen bei den 
Zöllen erſchreckend geſunken ſind, ſo ſind dafür die 
Ausgaben ſtark geſtiegen, beſonders ſind ſie über den 
Etat hinaus geſtiegen bei den ſozialen Aufwendungen. 
Dies iſt eine Folge der Not der Zeit und der ſteigen⸗ 
den Erwerbsloſenziffer. Herr Abg. Schede hat ſich in 
der Zahl der Erwerbsloſen geirrt. Leider iſt ſie ſehr 
viel höher. Sie haben offenbar nur die Ziffern für 
die Stadt Danzig erfahren. Die Zahl der gemeldeten 
Erwerbsloſen beträgt am 11. Dezember 15 173. (Hört, 
hört!) Die Zahl der unterſtützten Erwerbsloſen He- 
trägt am gleichen Tage bereits 9 498. (Abg. Hoff- 
mann: Die andern können verrecken.) Die Er- 
werbsloſenziffern waren Mitte Auguſt, wo ein 
günſtigerer Stand war, 4300 und zu Beginn des 
Rechnungsjahres 7200, rund gerechnet. Heute fehlt 
mur noch wenig an 10 000. 

Ich habe auch hier das Bild der Kurve, das ich 
zunächſt nach links zeigen will — nur der Parität 
halber! Sie ſehen daraus, wie die Zahlen geſtiegen 
ſind und wie ſie die erſchreckende Tendenz haben, 
weiter zu ſteigen. Wir haben bereits jetzt eine Monats⸗ 
leiſtung von 600 000 Gulden allein für Erwerbsloſe 
und es ſcheint noch keine Aenderung einzutreten. Zu 
Beginn des Jahres war die Ziffer etwas niedriger. 
Wenn wir aber die jetzige Laſt als Durchſchnitt nehmen, 
jo würde das für unſeren Etat eine Ausgabe von 72 
Millionen bedeuten. Vorgeſehen und vom Volkstag 
bewilligt find 1,2 Millionen Gulden. D. h. wenn die 
Verhältniſſe ſo weitergehen, könnten wir mit etwa 
6 Millionen Gulden Mehraufwendungen über den 
Etat hinaus rechnen. 

Auch die ſonſtigen Zahlungen, die wir auf ſoziglem 
Gebiete zu leiſten hahen, ſteigen. Es ſteigen auch die 
Zahlen der unterſtützungsberechtigten Empfänger, nicht 
nur, ſoweit ſie erwerbslos ſind. Die Zahl der Staats⸗ 
angehörigen, welche allein vom Staat Unterſtützungen 
beziehen, beträgt bereits heute 31600. Es find näm- 
lich vorhanden: rund 9500 Erwerbsloſe, rund 2170 
Kleinrentner, 11900 Kriegsbeſchädigte, über 500 Vete⸗ 
ranen, dann an Penſionären, Beamten uſw., Offizieren 
im Ruheſtande und an ehemaligen Staatsarbeitern 
5 800, dazu kommen Geiſteskranke, Blinde, Fürſorge⸗ 
zöglinge etwa 1000, Strafgefangene und Unter⸗ 
ſuchungsgefangene etwa 800. Das ſind zuſammen über 
31600. Dazu kommen noch die Ortsarmen, die vielen 
Sozialrentner, Invalidenrentner, Unfallrentner uſw. 
M. D. u. H.] Das iſt in ernſter Zeit und in Zeiten 
wirtſchaftlicher Not eine Laſt, über die man ſich klar 
ſein muß. Ich jedenfalls fühle die Laſt dauernd, wenn 


es ſich darum handelt, wie die Geldbeträge für dieſe 


des Wortes. 
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ſtaatliche Verſorgung von 31600 Unterſtützungsberech⸗ 0 


tigten flüſſig zu machen ſind. 


Auch die ſonſtigen Ausgaben ſteigen. Wir müſſen 
uns fragen, ob das ſo weitergehen kann. Ich glaube, 
daß ſich aus dieſer Gegenüberſtellung ſehr ernſte Fol⸗ 
gerungen ergeben, und daß man verbrecheriſch handeln 
würde, wenn man jetzt allzu große Hoffnungen wegen 
des Steuerabbaues hegen wollte. Denn die Mittel für 
unſere Soziallaſten müſſen doch irgendwie aufgebracht 
werden. 

Welche Folgerungen ſind aus dieſen recht ernſten 
Zahlen zu ziehen? Ich bin der Anſicht, daß die erſte 
Forderung die nach Sparſamkeit ſein muß, und zwar 
nach Sparſamkeit im ernſteſten und wahrſten Sinne 
Ich meine micht die energiſche Sparſam⸗ 
keit, von der fo viel geredet wird. Ich meine die rid- 
ſichtsloſe und brutale Sparſamkeit. (Fangen Sie 
nur bei ſich an! links.) Jawohl! Alle neuen In⸗ 
veſtitionen müſſen vermieden werden. Wir müſſen 
uns überlegen, daß diefe Sparſamkeit nicht vor lieb⸗ 
gewordenen Wünſchen und Zielen haltmachen kann. 
Man kann im Sinne ſolcher Sparſamkeit durch Re⸗ 
formen der Verwaltung gewiß viel erreichen, aber ich 
warne davor, die Bedeutung einer Verwaltungsreform 
zu überſchätzen. (Sehr richtig! rechts.) M. D. u. H.! 
Es wird ſo viel von Erſparniſſen infolge einer allge⸗ 
meinen Verwaltungsreform geſprochen. Ich möchte 
demgegenüber Ihnen einmal folgende Ziffern nennen: 
6600 Beamte hat der Freiſtaat. (Der Beamtenbund 
hat 11000 Mitglieder! links.) Da ſind auch Kom⸗ 
munalbeamte drin! Wenn Sie die Zahl genau wiſſen 
wollen, es ſind 6631. Auf die allgemeine Verwaltung 
im weiteſten Sinne — ich verſtehe darunter alles, was 
die allgemeine Verwaltung betrifft, den ganzen Volks⸗ 
tag, ſämtliche ſozialen Anſtalten, alles, was an Be⸗ 
amten in der Handelsabteilung und in der Abteilung 
für öffentliche Arbeiten ift (Herr Dr. Leske foll ja 
allein 350 Bauräte haben, bei Licht beſehen hat Herr 
Dr Leske in feiner Abteilung überhaupt nur 31 
Beamte), ich rechne ferner hierzu die Grundbeſitzver⸗ 
waltung, die Betriebe, das Oberverſicherungsgericht, 
die Landesverſicherungsanſtalt, die Landwirtſchafts⸗ 
abteilung, die Domänen⸗ und Forſtverwaltung ein⸗ 
ſchließlich aller Förſter — dieſe ſämtlichen Beamten 
betragen zuſammen 370 oder 5,6 Prozent unſeres Be⸗ 
amtenapparats. (Hört, hört! rechts.) Die Haupt⸗ 
menge ſteckt in den großen lokalen Verwaltungen, zu⸗ 
nächſt in der Polizeiverwaltung im weiteſten Sinne, 
die 27 Prozent der Beamtenſchaft hat. Die Poſt hat 
20 Prozent, Zoll und Steuer zuſammen 24 Prozent 
und die Schule 18,1 Prozent. Da ſteckt die Hauptmaſſe. 
Nur von einem Abbau dieſer Verwaltungen kann ein 
größerer finanzieller Erfolg verſprochen werden. 
Wie man hier reformieren und reorganiſieren könnte, 
daß man durch eine Automatiſierung des Fernſprech? 
netzes, durch eine Konzentration des Zollverkehrs allein 
je einige hundert Beamte oder Angeſtellte ſparen kann , 
das will ich hier nicht näher ausführen. Richtig iſt, 
daß nur diejenigen Sparmaßnahmen einen wirkſamen 
Abbau und einen baldigen Abbau darſtellen, welche 
nicht mit kleinen Mitteln betrieben werden, ſondern 
welche nach großen organiſatoriſchen Geſichtspunbien 
mit möglichſtem Nutzeffekt angelegt werden. Ae 
der hohen Gehälter! links.) Abbau der hohen Oe 
hälter! Soll man immer wieder die alte Fabel en? 
Coriolan erzählen, von den Händen und dem Mage es 
Für ſolche Fabelerzählungen iſt nicht die Trihüne a 
Volkstages da. Außerdem möchte ich Ihnen die I = 
len vorlegen, daß die geſamten Beamtengehälter 
Gruppe 11 an aufwärts weniger als 10 Prozen 
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geſamten Solls ausmachen. (Abg. Polſter: Tſchi⸗ 
tſcherin bekommt auch nur 400 Gulden im Monat! 
Heiterkeit.) Ob ein Abbau und eine Verwaltungs⸗ 
reform in der Zeit, die uns noch zu Gebote ſteht, aus⸗ 
reichen werden, kann heute noch nicht geſagt werden. 
Sparſamkeit und immer wieder Sparſamkeit muß man 
predigen. Wir wiſſen aber noch nicht, ob wir damit 
ausreichen. Neue Wege müſſen geſucht werden. Auch 
hier gilt das Wort: In außergewöhnlicher Zeit außer⸗ 
gewöhnliche Mittel. Wir dürfen nicht davor zurück⸗ 
ſchrecken, auch die werbenden Anlagen, Poſt, Elektri⸗ 
zitäts⸗ und Gaswerk in ſtärkerem Maße wie bisher 
mit ihren Ueberſchüſſen zur Deckung der Staatsaus⸗ 
gaben heranzuziehen. Wir müſſen ferner auch darauf 
finnen, ob nicht andere neue Wege gegangen werden 
können. Die Finanzlage in all ihrem Ernſt erfordert 
unſere ganze Aufmerkſamkeit und unſere ganze 
Arbeit. Es iſt uns bisher möglich geweſen, allen 
Verpflichtungen nachzukommen, aber wir werden 
unter dieſen Umſtänden zunächſt nicht mehr die Viertel⸗ 
jahreszahlungen an Beamte beibehalten können. 
(Abg. Beyer: Iſt nicht nötig! Iſt gar nicht nötig! 
Alle Beamten wollen es nicht!) Ich kann hier feſt⸗ 
ſtellen, daß der Beamtenbund in einer ſehr hoch anzu⸗ 
erkennenden gemeinnützigen Einſtellung ſeiner Ge⸗ 
ſinnung von ſich aus erklärt hat, daß er gern auf dieſes 
Vorrecht verzichtet. (Es war ein Beamter, der Ein⸗ 
ſpruch erheben wollte! links.) Es war ein Abgeord⸗ 
neter, m. D. u. H.! 


Wir werden auch künftig unſere Haushaltspläne 
im Gleichgewicht halten. Das wird Opfer koſten, aber 
es muß geſchehen. Heute iſt in Ausführung der elf 
Punkte ein neuer Sparerlaß herausgegangen, welcher 
alle Neuverwendung von einmaligen Ausgaben von 
der Genehmigung durch den Senat abhängig macht, 
und welcher ferner eine weitere Einſchränkung der 
Ausgaben in allen Verwaltungsbehörden als ſtrikteſte 
Pflicht auferlegt. Nur ſo können wir kreditfähig blei⸗ 
ben und kreditwürdig ſein. Aber wir wollen es blei⸗ 
ben, und wir werden es bleiben, denn geſunde Staats⸗ 
finanzen auch in ſchwerſter Zeit zu wahren, iſt die 
erſte Vorausſetzung für ein Blühen der Wirtſchaft. 


M. D. u. H.! Auf dem Gebiet der Staatsfinanzen 
iſt ein gewiſſer Intereſſentengegenſatz zwiſchen dem, 
was der Staat braucht, und zwiſchen der Sanierung 
unſerer Wirtſchaft unverkennbar. Aber trotzdem muß 
ich ebenſo wie das Herr Senator Dr. Frank getan hat, 
die Aufforderung an Sie richten, daß wir eine Ein⸗ 
heitsfront der Hilfe darſtellen, damit wir aus der 
ſchwierigen Lage herauskommen. 


Wenn ich das, was ich geſagt habe und was Herr 
Dr. Frank ausgeführt hat, zum Schluß zuſammenfaſſen 
darf, möchte ich in Ausführung der 11 Programm⸗ 
punkte des Senats 11 kategoriſche Imperative auf⸗ 
telen, die nur an alle gerichtet find, die es angeht, 
nicht zuletzt an mich und die Beamtenſchaft. Dieſe 
U kategoriſchen Imperative lauten: 
1. Du ſollſt ſparen im privaten und öffentlichen Hans- 
halt, du ſollſt die rückſichtsloſeſte Sparſamkeit unnach⸗ 
ſichtlich durchführen. 


lande die die Volksgemeinſchaft von einem jeden ver⸗ 
Gebt dem 
in dieſer 


(Sehr richtig!) 
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4. Du ſollſt dich nicht mit deinen Gefährten in Deutſch⸗ 
land vergleichen, denn die Freie Stadt Danzig iſt 
wirtſchaftlich und finanziell in viel ſchwererer Lage als 
Deutſchland. 

5, Dur ſollſt keinen Kredit aufnehmen, den du nicht 
pünktlich bezahlen kannſt und du ſollſt nicht lang⸗ 
friſtigen Bedarf mit kurzfriſtigen Krediten decken. 

(Der 10⸗Gebote⸗Volkmann! bei den Kommuniſten.) 


Das ſind 11 kategoriſche Imperative. Ich komme mit 
10 nicht aus. 
6. Du ſollſt keine unangemeſſenen Zinſen 
aber auch nicht geben. 
7. Du ſollſt nicht Dollar hamſtern. Der Danziger Gul⸗ 
den iſt ſtabil und vor jeder Kursſchwankung bewahrt. 
„Du ſollſt nicht einen Pfennig im Ausland ausgeben, 
wenn du die Ware oder die Arbeit in Danzig gut er⸗ 
halten kannſt. 
9. Du ſollſt peinlich genau kalkulieren und mit kleinem 
Gewinn vorlieb nehmen. 
Du ſollſt dich in den rationellen Produktions⸗ und 
Verteilungsprozeß einreihen, denn alle Drohnen des 
Wirtſchaftslebens verteuern die Lebenshaltung und 
haben keine Exiſtenzberechtigung. 
(Abg. Liſchnewſki: Geben Sie Arbeitsgelegenheit.) 
Laſſen Sie mich zum elften Punkt kommen, bisher 
war noch nicht die Rede von der Arbeit. (Zurufe bei 
den Kommuniſten.) Hören Sie doch erſt mein Gebot 
der Arbeit. `~ 
11. Du ſollſt ſo arbeiten, daß der wirtſchaftliche Nutz⸗ 
wert deiner Arbeit höher iſt, als er in früheren Zeiten 
war — 
(Sehr gut! rechts.) 
und du ſollſt alles tun, um Arbeitsgelegenheit nach 
Danzig zu ſchaffen. 
M. D. u. H., ich bin am Ende. Gemeinſchafts⸗ 
gefühl für den Volks⸗ und Wirtſchaftsverband iſt es, 
was uns not tut. Erhöhtes Verantwortungsgefühl 


verlangen, 


0 


10. 


ijt es, was wir in dieſer ſchweren Zeit gebrauchen. (D) . i i 


Fichtes Wort, das in ſchwerſter vergangener Zeit der 
Not geſprochen wurde, muß heute abgewandelt auf 
unſere Verhältniſſe für jeden gelten: 


„Und handeln ſollſt du ſo, als hänge 
von dir und deinem Tun allein 

das Schickſal ab der Danziger Dinge 
und die Verantwortung wär dein.“ 


(Lebhaftes Bravo und Händeklatſchen.) 


Vizepräſident Sprett) Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.) Ich bean⸗ 
trage namens meiner Fraktion die Beſprechung der 
Großen Anfrage. 

Vizepräſident Splett: Die Unterſtützung 
übrigt ſich, da bereits im Aelteſtenausſchuß vereinbart 
wurde, daß morgen die Ausſprache erfolgen ſoll. Wir 
ſind am Schluß unſerer Tagesordnung. Mir iſt nun 
zur Geſchäftsordnung ein Antrag unterbreitet wor⸗ 
den, der das, was zu Beginn der Sitzung unmöglich ge⸗ 


macht wurde, wieder möglich machen ſoll. Wenn kein 
Widerſpruch erfolgt, ſo ſtelle ich feſt, daß dieſer Punkt 


auf die Tagesordnung geſetzt wird. Widerſpruch er⸗ 
folgt nicht. j 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über 

vorübergehende Aenderung der Zahlungsweiſe 

des Dienſteinkommens der unmittelbaren 


Staatsbeamten. 
Druckſache Nr. 2065. 


Ich eröffne die Ausſprache. Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor. Es iſt vereinbart worden, die Vor⸗ 
lage an den Hauptausſchuß zu überweiſen. Wider⸗ 
ſpruch wird nicht laut, ich ſtelle feſt, daß demgemäß be⸗ 


er⸗ 
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(Splett, Vizepräſident.) 
A) ſchloſſen iſt. Es bleibt mir nur noch übrig, die Vor⸗ 
ſchläge für die morgige Tagesordnung zu machen: 

1. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abände⸗ 


rung der Gewerbeordnung. (Druckſache Nr. 2068.) 
2 9 25 0 0 der Großen Anfrage betr. Förderung der 


Wirtſch 
Abg. Gehl: Die Druckſache Nr. 2065, Beamten⸗ 
dienſteinkommen, muß auch auf die Tagesordnung, und 


zwar in zweiter und dritter Leſung!) Es wird be⸗ 


Donnerstag, den 17. Dezember 1925. 


antragt, den Punkt, den wir heute an den Hauptaus⸗ 
ſchuß überwieſen haben, in zweiter und dritter Leſung 
auf die Tagesordnung zu ſetzen. Widerſpruch iſt nicht 
laut geworden. Ich ſtelle feſt, daß demgemäß be⸗ 
ſchloſſen iſt und dieſer Punkt als dritter Punkt auf 
die Tagesordnung kommt. Damit ſind wir am Schluß 
unſerer Tagesordnung. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr 55 Minuten.) 


Freitag, den 18. Dezember 1925. 
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Freitag, den 18. Dezember 1925. Seite 
Ae Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aenderung der 
Pewerbeordnung. (Druckſache Nr. 2068) 
heſprechung der Großen Anfrage Nr. 41 der Abg. Doerkſen, 
Karkutſch u. Fraktion betr. Förderung der Wirtſchaft. 
(Druckſache Nr. 1985.) 
Doerkſen (D. Nat.) 
(S. P. D.) 


Dr. Wagner (D. 
Raſchke (K. P.) 
Hohnfeldt (Fat. Soz.): 2137 D 
Br. Blävier D. VE) 3 2141 A 
Dr. Leske, Senator 
Rahn (Soz. P.) 

Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Splett eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. 
Sahm; Senatoren Dr. Frank, Dr. Leske, Runge, 
Ramminger, Dr. Schwartz, Dr. Wiercinski; Regie⸗ 


ſitzung und rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
: Aenderung der Gewerbeordnung. 
Druckſache Nr. 2068. Ich eröffne die Beſprechung. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt 
geſchloſſen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt Ihnen vor, 
den Geſetzentwurf an den a ee y 
i elfe 


überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut, : 
au 


feſt, daß demgemäß beſchloſſen 
Punkt 2 der Tagesordnung: 
Beſprechung der Großen Anfrage Nr. 41 
der Abg. Doerkſen, Karkutſch und Fraktion 
betr.: Förderung der Wirtſchaft. 
Drucksache Nr. 1985. Ich eröffne die 
Das Wort hat der Herr Abg. Doerkſen. 
X Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Am 19. Auguſt hat ſich die neue Regierungskoalition 
gebildet. Vier Monate: find ſeitdem verfloſſen. Wenn 
man billigerweiſe der neuen Regierung auch eine ge- 
wiſſe Schonzeit zugeſtehen mußte, um ſich in die unge⸗ 
wohnten Geſchäfte einzuarbeiten, ſo wird heute die 
egierung nunmehr doch für die Entwicklung der Dinge 
nter ihrer Herrſchaft einſtehen müſſen. (Zwiſchen⸗ 
rufe links.) In 8 Tagen nicht, und auch nicht in 
Wochen, aber die Regierung kann ſich in 4 Monaten 
chon einſtellen. Heute iſt es nicht damit getan und 
tent nicht dem Wohle des Ganzen, wenn die Sozialde⸗ 
mokratie als Hauptſtütze der Regierung die in der Oppo⸗ 
Mon stehenden Deutſchnationalen wegen ihrer angeb- 
en früheren Sünden ſchmäht und von Kataſtrophen⸗ 
Eiin der Deutſchnationalen ſpricht. Großſprecheriſch, 
Wie es ihre Art iſt, nannten: fie die neue Regierung die 
Loblerung zur Rettung der Wirtſchaft. Sie nahmen 
Forbeeren im Vorſchuß. Es ift immer bedenklich, Vor- 
chußlorbeeren zu nehmen. ; 
Sehen wir uns nun einmal näher an, was die neue 


iſt. Ich rufe 


Beſprechung. 


\ 


ſgegierung getan hat. Inzwiſchen ift die Lage der Wirt- 
at erheblich ſchlechter geworden. (Durch wen? 
guts.) Das geht ſehr deutlich aus den geſtrigen 
s Na der beiden Regierungsvertreter hervor. In den 
die eonaten hat die Lage der Wirtſchaft und leider auch 
Sa finanzielle Lage des Staates eine ſehr ſchlechte Ent⸗ 
Ben ung genommen. Die Gründe der Entwicklung find 

'n dem Herrn Wirtſchaftsſenator richtig gekennzeichnet 


i 23 
tungstat Dr. Schimmel. Ä 1 
Vizepräſident Splett: Ich eröffne die 146. Voll⸗ 


ſo hoch ſind, 


worden. Dieſe Reden waren die beſte Rechtfertigung 05 
der Politik des früheren Senats und die beſte Widerle⸗ 
gung Ihrer fortgeſetzten Angriffe gegen die Deutſchnatio⸗ 
nalen. Ueber beiden Regierungserklärungen ſteht: „Po⸗ 
len ift ſchuld an dem Niedergang des Freiſtaates.“ Das 
iſt dasſelbe, was wir immer geſagt haben. 

Beſonders ſchwer iſt die Lage der Landwirtſchaft. 
Sie hat ihre Ernte weit unter Friedenspreis verkaufen 
müſſen und ſteht nun teilweiſe vor dem Nichts. (Abg. 
Raſchke: Sie hat billige Arbeitskräfte gehabt!) Es 
fehlt ihr nicht nur Geld, ſondern fie hat auch bis zur- 
Ernte außer dem Erlös für die Milch ſo gut wie keine 
andere Einnahmequelle, es mangelt auch vielfach an 
Saatgetreide für die Frühjahrsbeſtellung und an Fut⸗ 
tergetreide für die Arbeitspferde. Oberſter Grundſatz 
jeder Regierung, wie ſie auch zuſammengeſetzt ſein 
mag, ſollte jetzt ſein, der Wirtſchaft unter keinen Um⸗ 
ſtänden neue Laſten aufzubürden, ſeien es Steuern oder 
ſoziale Laſten. Was für die Erſteren gilt, gilt im ver⸗ 
ſtärkten Maße für die Letzteren. Unſere wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe find noch viel ſchwieriger als im Deutſchen 
Reich. Das Deutſche Reich iſt leiſtungsfähiger wie wir, 
denn es zahlt ſchon weniger Steuern. Der Herr Sena⸗ 
tor hat geſtern ausgeführt, daß auf den Kopf der Be⸗ 
völkerung 180 Gulden Steuern kommen, dagegen im 
Deutſchen Reich nur 137 Gulden. Auch die Regierungs⸗ 
vertreter haben geſtern erklärt, daß wir uns nicht das⸗ 
ſelbe leiſten können wie das Deutſche Reich. Im Wider⸗ 
ſpruch zu dieſen Reden ſtehen aber Ihre Taten. Trotz 
des einmütigen Proteſtes der Arbeitgeberverbände, trotz⸗ 
dem ohnehin die Beiträge für die Invalidenverſicherung 
(Haben Sie ſchon einmal nicht pro⸗ 
teſtiert? links. — Abg. Rahn: Ableſen ift nicht erlaubt, 
nur für Leute, die der deutſchen Sprache nicht mächtig 
find!) Trotzdem die Beiträge für die Invalidenver⸗ 
ſicherung bei uns höher ſind als im Deutſchen Reich 
und trotzdem Ihnen bekannt ſein muß, daß die erhöhten 
Beiträge in Deutſchland ein Aequivalent für die Zoll⸗ 
geſetzgebung ſind, haben Sie neue ſoziale Laſten be⸗ 
willigt. In der Bewilligung neuer ſozialer Laſten ſollte 
man vorſichtig ſein. Sie ſind ſchlimmer als die Steuern; 
denn Steuern laſſen ſich herabmindern oder ganz be⸗ 
ſeitigen, ſoziale Leiſtungen und auch ſoziale Laſten 
nicht. Jede Sozialpolitik findet ihre Grenze in der 
Leiſtungsfähigkeit der Wirtſchaft und dieſe iſt mehr als 
erſchöpft. In der Zeit der gegenwärtigen Not führt 
dieſe Belaſtung der Wirtſchaft letzten Endes zu Arbeiter⸗ 
entlaſſungen, und das ift das Unſozialſte, was es gibt. 
Die Erhöhung der Invalidenverſicherungsbeiträge iſt 
ſehr verſchieden hoch. Sie beträgt aber in den höheren 
Beitragsklaſſen mehr als 50 Prozent. So find z. B. 
die Beiträge, die biaber 1,20 Gulden betrugen, auf 1,90 
Gulden erhöht. 

Nun zur Preisabbauverordnung des Senats. Sie 
hat nach der geſtrigen Erklärung des Regierungsvertre⸗ 
ters eine große Einſchränkung erfahren. Sie ſoll ſich nur 
gegen diejenigen richten, die es angeht. Das hätte von 
vornherein geſagt werden müſſen, dann wären viel 
Aerger und Verſtimmung erſpart geblieben. Der Auf⸗ 
ruf richtete ſich auch kaum gegen die Landwirtſchaft und 
die Induſtrie, ſondern gegen Handel und Gewerbe. Die 
Verallgemeinerung war unberechtigt. Die Preisſen⸗ 
kungsaktion hat den ganzen Handel und das ganze Ges 
werbe beunruhigt und verärgert. Sie führt nicht zum 
Ziel, wie ſich das in früheren Zeiten immer und erneut 
jetzt in Deutſchland zeigt. Man hätte ohne Beunruhi⸗ 
gung mehr erreicht, wenn die Regierung mit den ein⸗ 
zelnen Organiſationen verhandelt hätte. (Sehr rich⸗ 
tig! rechts.) Darauf wird das Ganze auch ſchließlich 
hinguskommen. 2 
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(A) (Doerkſen, Abgeordneter.) 

Die letzte Aktion der Regierung zur Beruhigung der 
notleidenden Bevölkerung iſt die Veröffentlichung der 
11 Punkte des Wirtſchaftsprogramms, das nach langen 
Wehen nun das Licht der Welt erblickt hat. So dürftig 
wie es auch iſt, und ſo wenig es geeignet iſt, wirkliche 
Hilfe zu bringen, hätten wir doch gewünſcht, es wäre 
ſchon etwas früher geſchehen. Das Programm bringt, 
wie auch die Regierungsvertreter geſtern zugegeben ha⸗ 
ben, nur in ganz geringem Maße Hilfe. Es enthält 
ſelbſt Widerſprüche in ſich und Einſchränkungen. Es 
ſpricht von Fortſetzung der Bemühungen, ſoweit irgend 
möglich, nach Maßgabe der Leiſtungsfähigkeit, ſobald 
die Wirtſchaftslage es zuläßt uſw. Dieſe Wendungen 
und Einſchränkungen ſind gerade nicht vielverſprechend. 

Punkt 1 des Programms ſpricht von Fortſetzung 
der Bemühungen, der Danziger Wirtſchaft, fremdes Ka⸗ 
pital zuzuführen. Die Landwirtſchaft bedarf unbedingt 
des langfriſtigen Kredits, wenn ſie im Frühjahr die Be⸗ 
ſtellung ordnungsgemäß ausführen ſoll. Es fehlt, wie 
ich ſchon vorhin anführte, vielfach an Saatgetreide, und 
an die Einfuhr von künſtlichem Dünger kann ſchon gar⸗ 
nicht gedacht werden. Es iſt höchſte Zeit, daß die Wechſel⸗ 
ſchulden mit ihren zum Teil übermäßig hohen Zinſen 
endlich beſeitigt werden. Seit Einführung der Feſt⸗ 
währung ſtehen die Geſtehungskoſten in keinem Ver⸗ 
hältnis zu den Erzeugerpreiſen. Der Regierungsver⸗ 
treter hat ſelbſt ſchon darauf hingewieſen, daß die 
Schweine hier 53 Gulden pro Zentner auf dem letzten 
Markt gekoſtet haben, gegenüber einem Friedenspreis 


von 53 Mark und einem Preis von doppelt ſoviel in 


Deutſchland. 
Als Beweis dafür, 
die Erzeugungskoſten zu den 


in welch einem Mißverhältnis 
ſonſtigen Sachen ſtehen, 


deren die Landwirtſchaft bedarf, möchte ich Ihnen hier 


einige Beiſpiele aufführen. So koſtete 1913 ein Zentner 
Mauerwerk 2,22 Zentner Roggen. Heute 6,2 Zentner 
Roggen, alſo drei Mal ſo viel. Für 1 Zentner Stab⸗ 
eiſen, Hufeiſen, zahlte man 1913 6,96 Zentner Roggen, 
jetzt 1,85 Zentner, alſo das Doppelte. Für einen Kon⸗ 
fektionsanzug betrug der Preis 1913 6,75 Zentner 
Roggen, heute mindeſtens 13,5 Zentner, alſo doppelt 
ſo viel. Ein Paar Schaftſtiefel ſtellten ſich damals auf 
1,56 Zentner Roggen, jetzt auf mindeſtens 4,5 Zentner, 
alſo das Doppelte. Ein Zentner Brot — auch die 
Landwirte kaufen vielfach Brot und ſchicken dafür 
Getreide zum Bäcker — koſtete 1913 1,7 Zentner Rog⸗ 
gen und jetzt 2,4 Zentner. 
Sie ſehen daraus, daß dieſe Preiſe in einem außer⸗ 
ordentlichen Mißverhältnis geſtanden haben und noch 
immer ſtehen. Das kann natürlich die Landwirtſchaft 
nicht auf die Dauer ertragen. (Abg. Dr. Ziehm: 
Sehr richtig!) Infolge des niedrigen Standes des 
Zloty wird der Markt mit polniſchen landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſen überſchwemmt, mit Vieh, Milch, 
Obſt und Butter. Dieſe Ueberſchwemmung drückt auf 
den Preis. Wir wollen nur die Geſtehungskoſten 
haben. i 
Punkt 2 ſpricht von Bemühungen zur Senkung des 
Zinsfußes und beſagt eigentlich nur Selbſtverſtändliches. 
Punkt 3 verſpricht Förderung aller Bemühungen, Aus⸗ 
landsaufträge für Danzig, insbeſondere für die In⸗ 
duſtrie zu erreichen. Sie ſtoßen auf außerordentliche 
Schwierigkeiten, da die hohen Erzeugungskoſten, ins⸗ 
beſondere die hohe ſteuerliche und die hohe ſoziale Be⸗ 
laſtung die Wettbewerbsfähigkeit mit dem Auslande 
hindern. Die Vergebung von Aufträgen des Staates, 
der Gemeinden und der von ihnen abhängigen Inſtitute 
nur an Danziger Unternehmungen iſt eine Forderung, 
die wir immer erhoben haben und die jeder Staat ſchon 
aus geſundem Egoismus ſtellen muß. Was die Bereit⸗ 


chen. 
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ſtellung von öffentlichen Mitteln zur Erhaltung und 
Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit angeht, ſo iſt die Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit von Staat und Gemeinden ſo gering, 
daß wir uns hier nicht viel verſprechen. Der Finanz 
ſenator hat darüber ja auch keinen Zweifel gelaſſen, wie 
gering die Leiſtungsfähigkeit von Staat und Gemeinden 
iſt. Punkt 6 verlangt die Anpaſſung der von Staat 
und Stadt erhobenen Mieten und Pachten an die Markt⸗ 
lage. Ich möchte aber hier ſtatt Marktlage ſetzen „Frie⸗ 
denspreiſe“. 

Punkt 7 ſagt die weitere Einwirkung auf die Geſetz⸗ 
gebung der Preiſe des lebensnotwendigen Bedarfes zu. 
Die Regierung denkt hier augenſcheinlich an die Preis⸗ 
abbauverordnung. Ich habe ſchon vorhin ausgeführt, 
daß wir uns von dieſer Einwirkung nicht ſehr viel ver⸗ 
ſprechen. Was die ſtärkere Heranziehung von Vertretern 
der maßgebenden Körperſchaften und Vertretern der 
Wirtſchaft, von Sachverſtändigen bei der Aufſtellung 
und Durchführung des vom Senat aufgeſtellten Pro- 
gramms anlangt, hätten wir gewünſcht, daß dies ſchon 
bei Erlaß der letzten Verordnung geſchehen wäre. Dann 
wäre dieſe vielleicht etwas anders ausgefallen, Wichtig 
für die angeführten wirtſchaftlichen Organiſationen, die 
Handelskammer und Handwerkskammer, iſt, daß man 
fie nicht nur abhört, ſondern auf ihren Rat achtet und 
ihn beachtet. (Abg. Arczynski: Dieſe Nebenregie⸗ 
rung könnte Ihnen ſo paſſen! — Abg. Gehl: Wer hat 
Sie abgehört?) Abgehört müſſen ſie unter allen 
Umſtänden werden, Herr Präſident. Ich hoffe aber 
auch, daß Sie unſere Wünſche achten und beachten. 
Darauf kommt es an. Wir wollen ſie nicht nur abge⸗ 
hört haben, wir wollen, daß ſie auch beachtet werden. 
Das iſt der Unterſchied. (Abg. Rahn: Als die Herren 
in der Regierung waren, haben 
hört!) Es wird überhaupt nötig ſein, daß der Wirt⸗ 
ſchaft ein viel größerer, maßgebender Einfluß auf die 
Geſetzgebung eingeräumt wird, als es gegenwärtig zum 
Schaden der Allgemeinheit der Fall ift. Wenn die ſo⸗ 
zialiſtiſchen Gewerkſchaften von ihren Forderungen, wie 
ſie in der Volksſtimme veröffentlicht ſind, nicht 
laſſen, wird eine Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage 
überhaupt nicht eintreten. Auch wir wünſchen ein Zu 
ſammenarbeiten von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
(Abg. Klapps: Da werden wir Sie beim Wort neh⸗ 
men!) zur Linderung der Not. Dabei wird die 
ſamtheit nur Nutzen haben. 


00 


fie den Teufel abge⸗ 


Aber die Sozialdemokratie ſteht mit ihrem Grund 


ſatz des Klaſſenkampfes einer gedeihlichen Zujammelk 
arbeit entgegen. (Abg. Spill: Den Sie führen!) 


Dem von der Regierung zugeſagten tatkräftigen Abbau 


des Steuerdruckes ſtehen die neuen der Bevölkerung aul 
erlegten Laſten in den vor einigen Tagen dem Volksta 
vorgelegten Steuergeſetzen entgegen. Alſo ein ſtarker 
Widerſpruch zwiſchen dem Verſprechen und der s- 
führung bei der erſten Gelegenheit. Die Regierung 
ſtellt die Erhöhung der Staatseinnahmen durch Ein 
führung eines Tabakmonopols in Ausſicht. Wir müſſen 
abwarten, wie das Tabakmonopol ausſehen wird. a 
hegen indeſſen Zweifel, daß die notwendigen Mittel 
zur Abführung der Produktion und Handelsbetriebe im 
Tabaksgewerbe vorhanden ſein werden. Wir glau 2 
auch nicht, daß das Monopol eine Einnahme von, 50 
Millionen ergeben wird. (Abg. Böcker: Sehr richtig!) 
Die Regierung ſagt ſparſamſte Finanzwirtſchaft g 
(Abg. Spill: Sie müffen ſtark rauchen! — Heiterkel 9 
Wenn das helfen würde, dann ließe ſich darüber ſpre⸗ 
Die Regierung ſagte ſparſamſte Finanzween 
ſchaft zu. Der Finanzſenator ſpricht von drakonif 75 
Maßnahmen. Er ſpricht von großen organiſatoriſch 1 
Maßnahmen. Die Herren- Regierungsvertreter 9 


(A) (Doerkjen, Abgeordneter.) 
aber keine Antwort auf unfere Frage gegeben, in wel⸗ 
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die Reorganiſation der 


cher Richtung die Regierung 
(Senator Dr. 


Verwaltung vorzunehmen gedenkt, 
Volkmann: Ich habe es doch erklärt!) und welche 
Erſparniſſe dabei erzielt werden ſollen. Wir finden 
auch einen Widerſpruch in den Ausführungen des Fi⸗ 


nanzſenators und denen des Handelsſenators, der nur 


einen ſchnellen Abbau im Rahmen der beſtehenden und 
anſcheinend von ihm für richtig gehaltenen Organiſa⸗ 


tion für nötig hält. ö 

Auch der elfte Punkt der Regierung ſpricht nicht 
von großen organiſatoriſchen Maßnahmen, ſondern nur 
von einem Stellenabbau. Eine klare Stellungnahme 
wird im Hinblick auf die große Bedeutung, die die 
Bevölkerung dieſer Frage beimißt, unter allen Umſtän⸗ 
den erforderlich ſein. Der letzte der elf Punkte beſchäf⸗ 
tigt ſich mit der inzwiſchen vom Volkstag beſchloſſenen 
weiteren Bauabgabe. Auch hier alſo eine neue Be⸗ 
laſtung, mit der beſonders der Hausbeſitz und das 
flache Land nicht zufrieden ſein wird. Es wird ohne 
weiteres zugegeben, daß auf dem flachen Lande auch 
vielfach Wohnungsnot herrſcht, in vielen Gemeinden je⸗ 
doch vielfach nicht. 

Zu dem ganzen Wirtſchaftsprogramm der Regie⸗ 
rung möchte ich mit dem Syndikus der Handelskammer 
in ſeinem Artikel in den wirtſchaftlichen Mitteilungen 
jagen: „Gewaltig kreißte der Berg und hat ein winziges 
Mäuslein geboren.“ Eine durchgreifende Beſſerung 
wird dieſes Programm nicht bringen. Wir Deutſchna⸗ 
tionalen haben praktiſche Vorſchläge zur Linderung der 
Wirtſchaftsnot gemacht. (Sehr richtig! rechts.) Sie 
haben Ihre Vorſchläge nicht durchſetzen können. Die 

zorſchläge der Deutſchnationalen enthalten ebenſo, wie 
1 die 11 Punkte der Regierung, nur kleine Mittel. Die 
großen Urſachen unſerer wirtſchaftlichen Not werden 
nicht von heute auf morgen beſeitigt werden können. 
Sie ſind auch nicht von heute auf morgen entſtanden. 
Die eine Urſache iſt die polniſche Wirtſchaft. Da können 
wir in Danzig überhaupt nichts tun. Daher iſt unſere 
fung: Heraus aus der ſtaatlichen Verbindung mit 
Polen. Die andere Urſache liegt in der ſtaatlichen und 
wirtſchaftlichen Entwicklung infolge der Revolution. 
fuirufe links. Sehr richtig! rechts.) Es iſt ein 
Unrecht, daß man uns die Anſicht beigebracht hat, es 
gare nach dem verlorenen Krieg möglich, bei weniger 
Arbeit ein beſſeres Leben zu führen. Uns kann aus 
unſerer Not nur eins helfen: Mehr arbeiten! Das 
urchzuſetzen iſt Aufgabe einer Regierung, die mit Er⸗ 
folg die Wirtſchaft retten will. (Bravo! rechts. — 
beiten Sie nur! links.) 
Brill sepräfinent Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 


Di Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Vol furchtbare Not, die augenblicklich auf Danzigs 
Sia und Wirtſchaft laſtet, zwingt uns, nach jedem 
alle möglichen Mittel auszuſchauen. Hierzu iſt vor 
0 en Dingen notwendig, ſich über die tieferen Arſa⸗ 
gen klar zu werden, die zu dieſer furchtbaren Kriſe 
Wührt haben. Am geſtrigen Tage hat ein Mann der 
S irtſchaft geſprochen, der deutſchnationale Abg. 
a de. Seinem Beruf nach iſt er Bankdirektor. Es 
> jeder in dieſem Hauſe zugeben, daß er über alles, 

* nicht über die Wirtſchaft geſprochen hat. (Abg. 
Ot wegmann: Sie haben wohl taube Ohren gehabt!) 
St ich gut zugehört habe, wird ja am beſten das 
Aba Kramm beweiſen, in dem ſteht, was der Herr 
geja; Schede ausgeführt hat. Er hat unter anderem 
SH, die alte Regierung hat 1. die weitgehende 
un dung der Steuern durchgeführt, 2. die Schaf⸗ 
ng von Zollkrediten. (Abg. Dr. Ziehm: Das hat 


der Finanzſenator geſagt!) Das paßt ganz gut in 
den Kram, damit Sie heute der jetzigen Regierung 
den Vorwurf machen können, ſie trage an dem Zu⸗ 
ſammenbruch die Schuld. Sie müſſen ſich darüber 
klar werden, daß durch künſtliche Maßnahmen nicht 
eine wirtſchaftliche Geſundung erfolgen kann, ſondern 
die Entwicklung treibt zu etwas anderm. Darum iſt 
dieſe Maßnahme, die Stundung der Steuern, eben⸗ 
falls eine Maßnahme geweſen, um eine Geſundung 
der Wirtſchaft zu hindern. (Oho! Hört, hört! 
rechts.) 

Herr Abg. Schede hat dann weiter ausgeführt, die 
neue Regierung habe neue Laſten durch Erhöhung der 
Alters⸗ und Invalidenrenten gebracht. Sollen die 
Opfer des Zuſammenbruchs, den wir nicht erſt jetzt, 
ſondern ſeit dem Jahre 1914 erleben, ſelbſt die Laſten 
tragen? Sollen dieſe Opfer verhungern, während die 
beſitzenden Klaſſen ihre Taſchen füllen wollen? Es 
war deshalb die heiligſte Pflicht der neuen Regierung, 
die Opfer der Politik, die hier geführt worden iſt, zu 
ſchützen, und ihnen eine Lebensmöglichkeit zu geben. 

Herr Abg. Doerkſen hat heute über die Landwirt⸗ 
ſchaft geklagt. Wir geben zu, daß unſere Landwirtſchaft 
ſchwer leidet. Sie leidet unter den deutſchen Zöllen, 
die die Ausfuhr gewiſſer landwirtſchaftlicher Pro⸗ 
dukte hindern. Aber Herr Doerkſen, die Landwirt⸗ 
ſchaft ſchrie doch immer nach Schutzzöllen. Jetzt merken 
Sie endlich einmal, wie gefährlich dieſe Schutzzölle 
wirken können. Wir haben ſtets gegen die Schutzzölle 
angekämpft, aber erfolglos. Herr Doerkſen, Sie waren 
immer für Schutzzölle, jetzt erleben Sie einen furcht⸗ 
baren Reinfall mit den Schutzzöllen. (Schutzzölle 
im eigenen Land! rechts.) Hebung der Produktion 
der Wirtſchaft durch Schutzzölle auch noch in dieſem 
Stadt⸗Staat, das wäre ſo das Richtige, die Wirtſchaft 


zu heben, um ihr den letzten Gnadenſtoß geben zu (D) 


können. Der geſamte Tenor der Rede, die Herr 
Doerkſen hielt, ging dahin, Abbau der ſozialen Laſten, 
Kürzung der Löhne, Verlängerung der Arbeitszeit. 
Herr Doerkſen ſagte: „Daran halten wir ſelbſtver⸗ 
ſtändlich feſt.“ Dadurch wollen Sie die Wirtſchaft 
verbeſſern. Dann wollen Sie die Wirtſchaft auf 
Koſten der breiten Maſſen des Volkes, auf Koſten der 
minderbemittelten Bevölkerung verbeſſern. Das wer⸗ 
den wir feſthalten. So werden Sie die Wirtſchaft 
ſelbſtverſtändlich nie geſund bekommen. (Abg. 
Dyck II: Sie haben geglaubt, daß Herr Doerkſen das 
jagen würde!) Herr Dyck⸗Ladekopp, haben Sie zu- 
gehört, als Herr Abg. Doerkſen die Berechnung auf⸗ 
ſtellte mit dem Zentner Mauerwerk? Vielleicht un⸗ 
terhalten Sie ſich mit Herrn Doerkſen darüber, wie er 
es fertig bekommen hat, den Getreidepreis mit einem 
Zentner Mauerwerk in Einklang zu bringen. 


Dann hat Herr Doerkſen im Aufruf gefordert: 
Heraus aus der ſtaatlichen Verbindung mit Polen. 
Herr Doerkſen meint aber nur inſoweit heraus, als 
die Wirtſchaft gemeinſam geführt werden ſoll. Aber 
auf die polniſchen billigen Arbeitskräfte wird er wohl 
nicht verzichten. Er wird nicht nur für ſich, ſondern 
auch nicht für die Landwirtſchaft darauf verzichten 
wollen. Dann wünſcht der Herr Doerkſen ferner, daß 
ein gemeinſames Arbeiten von Arbeitgebern und Ar⸗ 
beitnehmern zur Hebung der Wirtſchaft ſtattfinden 
ſolle. Aber Worte und Taten ſind ja immer anders. 
Herr Doerkſen, fordern Sie Ihre Kreiſe in der Land 
wirtſchaft doch einmal auf, endlich Tarifverträge mit 
den landwirtſchaftlichen Arbeitern abzuſchließen und 
dieſe Verträge auch einzuhalten. Erſt wenn Sie uns 
den Beweis erbracht haben, daß Sie die Arbeiterſchaft 
auch darin achten, daß ſie gleichberechtigt und mitbe⸗ 
ſtimmend beim Abſchluß von Arbeitsverträgen über 


(A) 


ſchen Bank, erwartet, 


ebenſo erklärlich, 


kann die ſchweren Blutverluſte 
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die Verteilung des Arbeitsertrags und über die Be⸗ 
ſtimmung der Arbeitszeit iſt, werden wir mit Ihnen 
darüber reden, ob wir Ihnen Glauben ſchenken kön⸗ 
nen, ob die Worte, die Sie ausſprachen, richtig oder 
falſch waren. Aber Herr Doerkſen und auch Herr 
Schede, der Volkstag und ebenſogut die geſamte Dan⸗ 
ziger Oeffentlichkeit, hätte mindeſtens von einem 
Bankdirektor einer ſolchen großen Bank, wie der Deut⸗ 
daß er mehr über Maßnahmen 
zur Hebung der Wirtſchaft geſprochen hätte, als er 
hier ausführte. Herr Abg. Schede weiß jedoch viel⸗ 
leicht genau ſo gut wie ich, daß die heutige Kriſe nicht 
mit den Kriſen zu vergleichen iſt, die wir in der Vor⸗ 
kriegszeit hatten, und daß die heutige Kriſe eine 
Kriſe der Danziger Wirtſchaft, aber auch gleichzeitig 
eine geiſtige Kriſe der Danziger Wirtſchaftsführer iſt, 
die ſich falſch aufs Pferd geſetzt haben. Herr Schede 
ſprach hier geſtern wie ein deutſchnationaler Land⸗ 
demagoge. (Abg. Doerkſen: Was iſt das für eine 
Sorte?) Sie werden wiſſen, Herr Abg. Doerkſen, 
was ich damit meine. 

Um aus der Kriſe herauszukommen, muß man nach 
ihrer Tiefe und Urſache ſuchen. Alles, worunter heute 
Europa leidet, iſt das Reſultat des Weltkrieges. Aus 
dem tollen Ringen der imperialiſtiſchen, kapitaliſti⸗ 
ſchen und militariſtiſchen Intereſſenkreiſe iſt ein halb 
zuſammengebrochenes, verblutetes, vom Hungertod 
bedrohtes Europa hervorgegangen. Nicht nur wurden 
dadurch die Beſiegten an den Bettelſtab gebracht, ſon⸗ 
dern ſelbſt die Sieger werden mit durch die Folge⸗ 
erſcheinungen des Krieges hart betroffen. Man kann 
eben unmöglich die eine Hälfte vollſtändig zu Grunde 
richten, ohne daß dadurch die andere Hälfte nicht 
tödlich erkrankt. Dieſer Vorgang zieht ſich heute durch 
ganz Europa von Oſten nach Weſten. Oſt⸗ und Mit⸗ 
teleuropa befinden fih in der förmlichen und gänzli⸗ 
chen Auflöſung. 

Dadurch kann die Produktion nicht in Gang kom⸗ 
men, und die Arbeitsloſigkeit nimmt von Tag zu Tag 
zu. Europa hat ſeine bedeutendſten Märkte, ſeine 
beſten Abnehmer verloren. Wir wollen hoffen, daß 
jetzt nach dem Abſchluß des Paktes von Locarno eine 
Beſſerung eintritt und daß man ſich jetzt Rußland 
nähert, um dieſem gegenüber die Blockade aufzu⸗ 
heben und einen ungeſtörten Tauſchverkehr zwiſchen 
ihm und dem übrigen Europa anzubahnen. Dann iſt 
daß das ganze hungerleidende 
Europa ſich zu einem Wirtſchaftsbund zuſammen⸗ 
ſchließt; denn nur ein ſolcher Wirtſchaftsorganismus 
des Krieges ausglei⸗ 
chen, dann kann ſich nur ein wirklicher Völkerbund 
bilden, der in der Tat die Gleichberechtigung der 
Völker will und nicht die Herrſchaft der imperialiſti⸗ 
ſchen Sonderintereſſen. Wir haben von jeher den Im⸗ 
perialismus bekämpft. Ueber vier Jahre lang ſind 
keine Werte erzeugt worden, ſondern über vier Jahre 
wurden Werte vernichtet. Mit jedem Geſchütz, das 
gebaut wurde, mit jeder Granate, die abgeſchoſſen 
wurde, wurde Volksvermögen vergeudet. In jeden 
Unterſtand wurde Volksvermögen hineingeſteckt. Man 
ſchüttete während des Krieges förmlich das Geld aus, 
das uns heute fehlt. Es hat ſich aber nun durch das 
Ergebnis des Krieges klar herausgeſtellt, daß die 
europäiſchen Länder durch eine Schickſalsgemeinſchaft 
verbunden ſind. Die heutige Wirtſchaft ſoll nach⸗ 


holen, was in den letzten 11 Jahren verſäumt wurde. 
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Die heutige Kriſe ift deshalb fo ſchwer zu überwinden, 


weil die Produktion auf Jahre hinaus gehemmt wor⸗ 


den iſt. 
Die Kriſe wurde weiter verſchärft durch die 
eee und durch die Schutzzollpolitik der euro⸗ 


päiſchen Staaten. Die Wirtſchaft jammert heute über 


den großen Mangel an Kapital. Sie vergißt aber da⸗ 
bei, daß ſie ſelbſt den Krahn mit aufdrehen half und 
ſich garnicht genug an dem ſchönen dicken Strahl er⸗ 
freuen konnte. Jetzt bedroht die Reaktion ihre eige⸗ 
nen Väter. Die Leute, die jetzt über die Kataſtrophe 
jammern, vergeſſen, wie ſie damals in die Sachwerte 
flüchteten. Dies mag damals vielleicht der richtige 
Ausweg geweſen ſein, aber das ändert nichts an der 
Tatſache, daß wir heute viel zu viel Produktionsmit⸗ 
tel haben. Unſere Wirtſchaft krankt an einer Weber- 
kapitaliſierung. Alles liegt in Werten feſt, und es 
fehlt heute an Betriebskapital. Das iſt nicht Theorie, 
ſo haben Sie es in der Landwirtſchaft gemacht. Selten 
war ein Sturz in die Kriſe ſo heftig, ſo zerrüttend 
und ſo eigenartig, wie der Sturz der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft von den ſchwindelhaften Höhen der Inflations⸗ 
konjunktur. Wir können ruhig ſagen, daß die Kriſe 
nicht unerwartet kam. Wir mußten genau wiſſen, be⸗ 
ſonders aus den Erfahrungen, die man in anderen 
Ländern geſammelt hat, daß die Seifenblaſe der In⸗ 
flationskonjunktur in dem Augenblick zerfloß. Aber 
je weiter die Inflation getrieben wurde, deſto ſchärfer 
mußte der Rückſchlag werden; denn mit dem Fort⸗ 
ſchreiten der Inflation kamen auch die Krankheiten 
der Inflation. Die hochentwickelte, kapitaliſtiſche 
Wirtſchaft iſt auf dem Kreditſyſtem aufgebaut. Der 
Induſtrielle muß ſogar mit ſeinem eigenen Kapital 
und mit Krediten arbeiten, die ihm wieder aus dem 
Finanzkapital zufließen. 

Die Inflation hat aber dieſe Kapitalwellen immer 
mehr und mehr verſtopft. Sie hat die Rentnerſchicht 
vernichtet, und ſämtliche Renten, Kapitalien und 
Spargelder aufgezehrt. Sie hat andererſeits die In⸗ 
duſtriekapitaliſten verlockt, ihr Betriebskapital zu im⸗ 
mobiliſieren. Durch Hereinpreſſen immer größerer 
Geldmaſſen in den Verkehr wurde künſtlich immer von 
neuem eine Geldflüſſigkeit erzeugt. (Zuruf.) Das 
ſchreiben Sie, Herr Dyck. (Abg. Dyck II.: Solchen 
Unſinn ſchreibe ich nicht!) Die Danziger Wirt⸗ 
ſchaft wird von der Kriſe ſo gefährlich und hartnäckig 
erfaßt, weil ſie aus einer akuten Kriſe in eine ſchlei⸗ 
chende gelangt iſt. Wir wiſſen, wie der Zinsfuß ge 
ſtiegen iſt. Wir haben hier für Leihkapital 70 bis 80 
Prozent zahlen müſſen. Wenn man auf die Geſchichte 
der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung zurückblickt, 
dann werden wir ſchwer finden, daß jemals ſolche 
Zinsſätze abgenommen worden find. Aber ebenjo gut 
kann die Wirtſchaft auch Zinsſätze von 20 bis 30 Pro⸗ 
zent nicht ertragen. Die Regierung, vertreten durch die 
Poſt, hat aber Danziger Geldinſtituten ſelbſt 24 Pro⸗ 
zent Zinſen abgenommen. Dieſe Geldinſtitute wollten 
mjt dem Geld wieder verdienen und mußten es darum 
an die Wirtſchaft noch viel teurer abgeben. 

Das ift der Zustand, den wir heute noch durchzu⸗ 
machen haben. Wir wiſſen aber, daß in dieſer Politik, 
die hier getrieben wurde, noch ein Stück Inflationsge⸗ 
wohnheit lag. Man führte hier die Wirtſchaft na 
dem Grundſatz: Geld iſt nichts, die Ware alles. Dieſer 
Grundſatz war nach der Inflation unfinnig; denn das 
Geld war wahnſinnig teuer geworden, die Ware DA 
gegen drohte ſich zu entwerten. Aber gerade das war 
es, was die Anternehmer fürchteten. In Konſequenz 
deſſen hätten ſie ſuchen müſſen, die Ware ſo ſchnell wie 
möglich loszuſchlagen. Aber die Warenbeſitzer nahmen 
lieber die hohen Zinsſätze in Kauf, um das Durchhal⸗ 
ten der Ware zu ermöglichen. Da ſie das taten und die 
Ware nicht losſchlugen, torkelten wir in den heutigen 
Zuſammenbruch. Das find die Urſachen. i 

Für die Wirtſchaft ſelbſt gibt es, um aus dieſer 
egoiſtiſchen Politik herauszukommen, nur zwei Wege, 
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(A) 1. Preisabbau zur Belebung des inneren Marktes, 


8) D 


wärts kommt, 


aufbeſchworen. 


verſammlung 


2. ausländiſche Kredite. Vielleicht wird die kapita⸗ 
liſtiſche Wirtſchaft auch dieſe Kriſe noch überwinden. 
Aber die Hauptleidtragenden werden auch diesmal 
wieder die Arbeiter ſein, die ſich monatelang mit den 
niedrigſten Löhnen zufrieden geben oder von einer ge⸗ 
ringen Arbeitsloſenunterſtützung ihr Leben friſten 
müſſen. Zu ſpät merken heute die Männer der Wirt⸗ 
ſchaft, daß ſie ſich ſelbſt betrogen, als ſie alles in Fa⸗ 
brikneubauten, Bankaufbauten, Aufſtockungen anleg⸗ 
ten. Die Männer der Wirtſchaft werden ebenfalls 
lernen müſſen, von dieſem ihnen liebgewordenen Be⸗ 
ſitz wieder loszukommen. Sie werden ſich davon tren⸗ 
nen müſſen. Dann drängt die Entwicklung auf eine 
Beſchleunigung des Abbaus der Ueberkapitaliſation, 
die wir hier in Danzig haben. Aus den eingefrorenen 
immobilen Beſtandteilen der Wirtſchaft, müſſen wie⸗ 
der mobile herauskommen. Daran müſſen Sie ſich ge- 
wöhnen. Die Flucht zu den Sachwerten hat aufge⸗ 
hört. (Zwiſchenruf des Abg. Dyck.) Herr Dyck, 
durch die Reden, die Sie hier zur Unterbrechung an- 
führen, werde ich mich ſelbſtverſtändlich nicht von dem 
abbringen laſſen, was ich ſagen will. — Wir wiſſen, 
daß heute durch die Kriſe die Arbeiterſchaft vor der 
Verzweiflung ſteht. Sie ſieht ſich einem Nichts gegen⸗ 
über. Sie iſt das Opfer der zerrütteten Wirtſchaft ge⸗ 
worden. Was iſt nun in dieſem Zuſtand zu tun? Das 
Erſte iſt, daß wir den Charakter der Kriſe genau er⸗ 
kennen. Sie haben den Rentnern die Guthaben und 
die Papiere dadurch geraubt, daß Sie die Kaufkraft 
durch die Zoll- und Wirtſchaftspolitik, die Sie getrie⸗ 
ben haben, vernichteten. (Zollpolitik? rechts.) 
Sie haben, das betonen wir heute noch, die Kaufkraft 
der Maſſe durch Niedrighalten der Löhne zerſtört. Sie 
haben die Kaufkraft der Maſſen in Grund und Boden 
gewirtſchaftet. (Durch unſere Zollpolitik? rechts.) 
urh die Steuerpolitik, die Sie trieben. (Wer hat 
ie Einkommenſteuer hochgeſchraubt? rechts.) Für 

die Kreiſe, denen Sie angehören, iſt heute die Steuer 
noch lange nicht hoch genug. (Danke ſchön! rechts.) 
Im Gegenſatz dazu werden dem Arbeiter die 10 Pro⸗ 
zent Steuer vom Lohn abgezogen. Sie werden, um die 
Wirtſchaft heben zu können, wohl die Kaufkraft ſtär⸗ 
en müſſen. 
Wenn Sie erklären, daß die Wirtſchaft nicht vor⸗ 

Į jo muß man auch in Betracht ziehen, 
aß wir hier mit Maſchinen und Anlagen arbeiten, 

ie mit der modernen Technik nicht mitkommen. Na 

lnſicht von Leuten, die davon etwas verſtehen, jollen 

te hieſigen Anlagen um mindeſtens 75 Prozent ver⸗ 

altet ſein. Um nun neues, flüſſiges Blut ſchaffen zu 
önnen, muß ſelbſtverſtändlich eine Anleihe im Aus- 
ande aufgenommen werden, um dadurch die Wirt⸗ 
haft wieder in Gang zu bringen. (Zwiſchenrufe 

rechts.) Sie haben lange genug die Möglichkeit 
dazu gehabt. Sie waren die ſtärkſte Fraktion in der 
egierung, Sie haben bis vor kurzem die Macht in 

en Händen gehabt. Warum handelten Sie nicht da⸗ 
nach? Warum ließen Sie es zu dem Zuſtand kom⸗ 
Ran in dem wir uns heute befinden? (Abg. Kar⸗ 
uti: 4 Monate find lang genug für Sie!) 4 Mo- 
nate find nicht ſo lang wie die Jahre, da Sie in der 
egierung waren, und Sie haben den Zuſtand Her- 

Zweitens muß ſelbſtverſtändlich eine 
Eos Wirtſchaft eingeführt werden. Das ift eben- 
gut notwendig. Außerdem muß mit jedem Pfennig 
eſpart werden, der uns zur Verfügung ſteht. Herr 
lawitter hat am 11. Dezember in einer Mitglieder⸗ 

(A der Deutſchnationalen Volkspartei 
bg. Dyck II. Er ift doch Zentrum! — Das ift der an- 
5 links.) Damit haben Sie am beſten bewieſen, 
Derr Abg. Dyck, daß Sie heute einen Auftrag haben, 


Zwiſchenrufe zu machen. Sie haben von Ihrer Frak⸗ ( 
tion den Auftrag erhalten, mich zu ſtören, (Abg. 
Karkutſch: Nun wiſſen wir, wie es bei Ihnen gemacht 
wird!) ſonſt könnten Sie nicht ſolche Zwiſchenrufe 
machen. Alſo Herr Klawitter hat am 11. Dezember in 
einer Verſammlung der Deutſchnationalen Volkspar⸗ 
tei in Langfuhr über das Wirtſchaftsprogramm der 
Danziger Regierung geſprochen, er führte unter ande⸗ 
rem aus, mit Erlaubnis des Herrn Präſidenten er- 
laube ich mir, eine Stelle vorzuleſen: 

Nein, die Wirtſchaft braucht in erſter Linie 
wieder Arbeit, Bewegung, Loslöſung ihrer Feſſeln, 
Aufhebung aller ihren Wiederaufbau hemmenden 
geſetzlichen Beſtimmungen. Wir müſſen heraus 
aus der gewerkſchaftlichen Zwangsjacke. Das Ge⸗ 
ſchwür der Wirtſchaftsnot wird ſolange nicht ver⸗ 
heilen, als bis der ſchädliche Fremdkörper, der 
Spaltpilz des Marxismus aus dem Blute des 
Wirtſchaftskörpers entfernt iſt und ſolange, bis 
die dem Erwerbsleben angewiejenen geijtigen wie 
körperlichen Arbeiter zu einander Vertrauen gez 
winnen, (Sehr richtig! rechts) abſeits aller 
behördlichen und gewerkſchaftlichen Bevormundun⸗ 
gen und Beeinflujjungen. Statt des notwendigen 
Vertrauens wird heute aber Neid und Haß geſät 
und gepflegt. Auf dieſem Fundament läßt ſich 
keine Wirtſchaft aufbauen. (Sehr richtig! rechts.) 
Das Verſtändnis für die Verantwortung des Un⸗ 
ternehmers muß in der Arbeiter⸗ und Angeſtellten⸗ 
ſchaft wieder exweckt werden. Wenn wir in dieſem 
Punkte einig ſind, dürfen wir hoffen, daß es mit 
uns wieder beſſer werden wird. 

(Bravo rechts.) Herr Klawitter kommt zu dieſem 
Arteil, weil für ihn der Begriff Wirtſchaft ein ande⸗ 
rer iſt, als für uns. (Abg. Kloſſowski: Seine Kaf⸗ 
feemühlel) In ihm verkörpert fih die Wirtſchaft 
in ſeinem Betriebe. Wenn ſein Betrieb ihm genü⸗ 
gend Gewinne abwirft, wenn er in ſeinem Betriebe 
eine hemmungsloſe Profitjägerei veranſtalten kann, 


die bei niedrigem Lohn und 


langer Arbeitszeit ge⸗ 
zwungen ſind, zu arbeiten, 


dann iſt für Herrn Kla⸗ 
witter die Wirtſchaft geſund, dann geht ſie gut. Wehe 
aber, wenn die Arbeiter des Herrn Klawitter For⸗ 
derungen an dieſe Wirtſchaft ſtellen, wenn ſie mit⸗ 
reden wollen über die Verteilung des Arbeitsertrages 
in ſeinem Betriebe, (Abg. Dyck II: Der nicht vor⸗ 
handen iſt!), mitreden wollen über die Feſtſetzung 
der Arbeitszeit, mitbeſtimmen wollen über das Ar⸗ 
beitsverhältnis, dann ſchreit Herr Klawitter, die 
Wirtſchaft ſei in Not, ſie ſei in Gefahr, ſie bräche zu⸗ 
ſammen. > ; 

Für eine ſolche Art von Wirtſchaft find die Ge- 
werkſchaften tatſächlich eine Gefahr; denn die Gewerk⸗ 
ſchaften laffen es nicht zu, daß die Unternehmerpillkür 
ich dort ausbreiten kann. Die Gewerkſchaften ver⸗ 
ſtehen unter Wirtſchaft etwas anderes, als Herr Kla- 
witter. Sie verſtehen unter Wirtſchaft nicht einen 
einzelnen Betrieb, ſondern die geſamte Gütererzeu⸗ 
gung, den Güterverbrauch und die Güterverteuerung. 
Woran liegt der heutige Zuſammenbruch? Die Arſache 
liegt darin, daß man verſuchte, mit niedrigen Löhnen, 
wie fie in Danzig gezahlt werden, die Wirtſchaft auf- 
zubauen. Dadurch iſt die Kaufkraft zerrüttet worden; 
denn wenn niemand etwas kaufen kann, iſt es erklär⸗ 
lich, daß der Abſatz ſtockt. Stockt der Abſatz, ſo muß 
eine Stockung einer Produktion eintreten. Nach der 
Stockung einer Produktion tritt Arbeitsloſigkeit ein, 
ihr folgt geringere Verdienſtmöglichkeit und darauf 
folgt eine weitere Schwächung der Kaufkraft und 
eine weitere Zerrüttung des kapitaliſtiſchen Vertei⸗ 
lungsplanes. Wir haben ein Intereſſe daran, das 
ſage ich Ihnen, m. H. von rechts und auch Herrn Kla⸗ 
witter, daß zur vollen und rationellen Ausnutzung der 
vorhandenen Betriebsmöglichkeiten, Betriebskapital ſo 
ſchnell als möglich neu geſchaffen wird. Wir haben 


auch wenn dies auf Koſten anderer Menſchen geſchieht, (b) 


(A) 
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aber auch ebenfalls ein Intereſſe daran, wie dieſes 
neue Kapital geſchaffen wird. Die Gewerkſchaften be⸗ 
anſpruchen als Treuhänder der zuſammengefaßten 
menſchlichen Arbeitskraft die Mitbeſtimmung und 
Mitverantwortung im geſamten Prozeß der Wirt⸗ 
ſchaft. Es wäre Selbſtmord für die Gruppe der Arbei⸗ 


ter, ſollte die Neubildung des Betriebskapitals durch 


Hungerlöhne und durch eine Entbehrungskur der Ar⸗ 
beiter vor ſich gehen. 


Die Regierung hat eine Preisſenkungsaktion in 
die Wege geleitet. Wir begrüßen ſie. Wir ſagen auch 
weiter, daß ſie bereits Erfolge aufzuweiſen hat. Aber 
die Spanne zwiſchen Erzeuger: und Kleinverkaufspreis 
iſt immer noch zu groß. Wir erwarten von der Regie⸗ 
rung, daß fie zu ihrer Aktion ſteht und fie rückſichtslos 
durchführt, trotz des Geſchreies derjenigen, die ſich von 
dieſer Aktion getroffen fühlen. Denn die große Zahl 
der minderbemittelten Bevölkerung leidet Mangel an 
lebensnotwendigen Waren und Lebensmitteln. Das 
Wirtſchaftsprogramm der Regierung erſcheint uns ge⸗ 
eignet, der kranken Wirtſchaft Beſſerung zu bringen, 
vorausgeſetzt, daß die Regierung alle Aktionen im 
Einvernehmen mit allen Zweigen der Wirtſchaft vor⸗ 
nimmt, wozu wir natürlich auch die Arbeiterorgani⸗ 
ſationen rechnen. Wir ſagen weiter, die Preisſenkung 
iſt überhaupt das A und O der Geſundung der Wirt⸗ 
ſchaft. Wir vermiſſen aber in dem Programm der Re⸗ 
gierung Maßnahmen zum Abbau des Verwaltungs⸗ 
apparates. (Abg. Dyck II: Sie find doch Regierung!) 
Wenn dieſer Abbau nicht erfolgen ſoll, werden die 
Ausgaben für Gehälter keine Verminderung erfahren 
und Steuern werden nicht abgebaut werden können. 
Wir ſind der Meinung, daß der Verwaltungsapparat 
ganz weſentlich abgebaut werden muß, wenn ein Zu⸗ 
ſammenbruch des Staates verhindert werden ſoll. Hof- 
fentlich geſchieht das durch die in der Regierungser⸗ 
klärung angekündigte Reform der Verwaltung, insbe⸗ 
ſondere der Umorganiſation der Polizei. (Abg. 
Dyck II: Das iſt das Einzige, woran Sie nicht rühren 
dürfen!) Dann muß die Regierung unter allen 
Umſtänden darauf einwirken, daß es in der jetzigen 
Zeit, wo alles leidet, endlich einmal aufhört, daß eine 
Bevölkerungsſchicht, wie die Beamten, drei Monate 
im voraus gezahlt bekommt. Jeder Menſch muß erſt 
Arbeit leiſten und dann bekommt er Gehalt. Hier iſt es 
umgekehrt, hier gibt es erſt Gehalt, und zwar für 
einen Zeitraum von drei Monaten. Dieſe Vorauszah⸗ 
lung von drei Monaten koſtet den Staat eine ungeheure 


Summe, wohl zirka 200 000 Gulden. Die können ein⸗ 


ten, daß ſie freiwillig darauf verzichten. 


ſollen. 


geſpart werden. Sie würden der Wirtſchaft einen 
Dienſt erweiſen, wenn Sie auf Ihre Beamten einwirk⸗ 
(Sit ihon 
geſchehen! rechts:) Das hätte ſchon längſt geſchehen 
Weiter kommt in Betracht, daß wir ebenfalls 
der Meinung ſind, daß eine Kürzung der von 
Gruppe IX an aufgeblähten Gehälter erfolgen muß. 
Ich habe eine Aufſtellung über die Gehälter, die ge⸗ 
zahlt werden, wenn man von Gruppe IX an eine 
Kürzung um 5 Prozent vornehmen würde. Das würde 
für den Einzelnen 33 Gulden ausmachen, er würde 
dann aber immer noch ein Gehalt von 600 Gulden be⸗ 
kommen. Wenn man weiter 8, 11, 12, 14 Prozent 
und von den Sondergruppen I—V noch eine weitere 
Kürzung vornehmen würde, ſo könnte dadurch allein 
1 Monat eingeſpart werden, das ſind 113 400 Gulden. 
Sie werden zugeben müſſen, daß das nicht eine allzu⸗ 
große Belaſtung iſt, die wohl getragen werden kann. 
Dann ſchlägt der Senat vor, daß der Wohnungs⸗ 
bau mehr gefördert werden ſoll. So lange aber der 
Herr Senator Leske mit ſeinem großen Anhang dieſes 
Reſſort leitet, habe ich kein Vertrauen. Es gibt ſelten 
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einen Staat, der eine ſo große Wohnungsnot und ein 
ſo großes Wohnungselend aufzuweiſen hat, wie Dan⸗ 
zig. Ich frage Herrn Senator Dr. Leske, wieviel Woh⸗ 
nungen in dieſem Jahr gebaut worden ſind. (Abg. 
Dr. Ziehm: Das iſt ja ſchon geſagt worden!) Wir 
ſind erſt in den letzten Tagen Regierung geworden, 
Ihre Wirtſchaft iſt es ſolange geweſen, mit der wir uns 
zu beſchäftigen haben und keine andere Wirtſchaft. Sie 
haben den Skandal herbeigeführt. Mit dem Sumpf, 
den Sie geſchaffen haben, müſſen ſich leider andere 
Leute abquälen. Die fünfzig Wohnungen, die auf dem 
Troyl und die fünfzig Wohnungen, die auf Stolzen⸗ 
berg gebaut worden ſind, ſind ein Skandal. Ich 
wünſchte, Herr Senator Dr. Leske oder einer ſeiner 
Oberbauräte müßte dort hineinziehen. Es fehlt hier 
bei uns der Gedanke, daß der Staat ſelbſt bauen 
könnte. In andern Großſtädten, wie Berlin, Frank⸗ 
furt am Main, Wien, Amſterdam uſw. hat man dieſen 
Weg längſt beſchritten. Wir wünſchen, daß mindeſtens 
im nächſten Jahr 1500 Wohnungen gebaut werden. 
(Wir wünſchen noch mehr! rechts.) In Wien ſind 
in dieſem Jahr 18 000 Wohnungen fertiggeſtellt, 
18 000 ſtadteigene Wohnungen. Außerdem hat Wien 
noch 8000 neue Wohnungen in Angriff genommen. 
(Zwiſchenrufe rechts und links.) Dort haben andere 
Leute in der Regierung geſeſſen. Ein einzelner Kopf 
dort hat mehr Verſtand als hier die ganzen 22 Köpfe 
zuſammen. Daher hat Wien keinen Wohnungsman⸗ 
gel. Sie haben ſich hier weniger um die Staatsgeſchäfte 
gekümmert als darum, das eigene Parteiſüppchen zu 
kochen. Hätten Sie lieber mehr Zeit für das Staats⸗ 
wohl aufgebracht, dann wäre manches verhindert mor- 
den, was wir heute beſeitigen müſſen. (Abg. 
Schwegmann: Wien iſt ſeit 5 Jahren völlig pleite, das 
ſcheinen Sie nicht zu wiljen!) Herr Schwegmann, 
wenn Sie diefe Behauptung aufjtellen, jo ift das un⸗ 
wahr. Ich behaupte, daß Wien 25 000 ſtadteigene 
Wohnungen in dieſem Jahr hergeſtellt hat. (Abg. 
Kloſſowski: Was weiß der Mann davon!) Aber ich 
bin es gewohnt, daß das, was Ihnen unangenehm iſt, 
von Ihnen als Lüge bezeichnet wird. - 

Wir dürfen ſelbſtverſtändlich nicht daran denken, daß 
dem Senat nur die Rolle eines Nachtwächters zuge⸗ 
wieſen wird, fonden der Staat hat Vorſorge für eine 
weitblickende Wohnungspolitik zu treffen. Wir erwar⸗ 
ten weiter vom Senat, daß er eine Reform der Verwal- ; 
tung und den Abbau des Oberverwaltungsgerichts, des 
Bezirksausſchuſſes, der drei Landkreiſe, der 253 Land- 
gemeinden, der 64 Gutsbezirke und der Amtsbezirke 
vornimmt. (Abg. Doerkſen: Die follen alle abge- 
baut werden?) Jawohhl Die Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren können von den ordentlichen Gerichten mit” er- 
ledigt werden. Dazu brauchen wir nicht noch ein paar 
Beamte mit ziemlich hohen Gehältern. Dann wird Herr 
Abg. Dr. Ziehm nicht fo viel Zeit und Gelegenheit ba 
ben, die Deutſchnationale Partei mit Vorträgen und 
ſonſtdergleichen zu bearbeiten. (Abg. Dr. Ziehm: 
Das iſt Ihnen wohl ſehr unangenehm!) Uns iſt es 
inſoweit unangenehm, als Sie dieſe Arbeit auf Koſten 
der Danziger Steuerzahler ausführen. Sie werden x 
zahlt, um im Intereſſe des Staates und für das ale 
meinwohl zu arbeiten. Wenn Sie dieſe Arbeit nich 
verrichten, müſſen Sie verzichten, ſich von der armen 
Danziger Wirtſchaft weiter ernähren zu laſſen, dann 
muß Ihre Partei Sie für Ihre Tätigkeit bezahlen. Was 
Sie machen, ift uns gleichgültig, aber jo lange Sie 119 
vom Staat, von der armen Wirtſchaft und den armen 
Steuerzahlern Ihr Gehalt zahlen laſſen, verlangen 2a 
daß Sie Ihre Zeit und Ihren Dienſt dem Geſamtwoh 
widmen Da nicht nur Sie, ſondern noch eine große Por- : 
tion anderer Leute im Danziger Staatsweſen überflüſſig A 
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find, ſo müſſen wir nicht nur einige Beamtenſtellen 
ſtreichen, ſondern einige Verwaltungen. (Abg. Dr. 
Ziehm: Wir werden uns darüber bei der Reform un⸗ 
terhalten!) 

Ebenſo wie das Oberverwaltungsgericht und der Ve- 
zirksausſchuß überflüſſig ſind, ſind auch die Landkreiſe 
überflüſſig. M. D. u. H.! Sie aus der Landwirtſchaft 
wiſſen beſtimmt, weshalb man eigentlich ſeinerzeit die 
Landratsämter bildete. Nun beantworten Sie die 
Frage mit Ja oder Nein: Iſt die Tätigkeit, die früher 
der Landrat zu erfüllen hatte und weshalb eigentlich die 
Stellen eingerichtet wurden, heute noch vorhanden? 
(Abg. Doerkſen: Natürlich!) Nein, der Landrat 
wurde hauptſächlich eingeſetzt, weil er Steuervorſitzender 
ſeines Kreiſes war. (Abg. Doerkſen: Das war er 
gar nicht!) Das war die Haupttätigkeit. Heute 
wird dies beim Steueramt erledigt. Weiter war er der 
Vorſitzende der Muſterungskommiſſion und hatte die 
ganzen Angelegenheiten dieſer Art zu erledigen. Dieſe 
Einrichtungen ſind weggefallen. Was bleibt heute noch 
für den Kreis übrig. Es ſind die Kreisſtraßen. Wir 
haben einen ganz gehörigen Beamtenapparat bei der 
Hoch⸗ und Tiefbauverwaltung. Die eineinhalb Straßen, 
die noch heute von denKreiſen zu unterhalten find, fön- 
nen ebenſogut von der Staatsverwaltung mit unterhal⸗ 
ten werden. (Zuruf rechts.) Die andere Arbeit, die 
in den Kreiſen heute ausgeübt wird, dient nur für die 
Beamten, damit ſie eine Exiſtenzmöglichkeit haben. 
Herr Abg. Dyck II, wenn Sie der Mann wären, für 
den Sie ſich hier ausgeben, dann müßten Sie ſchon lange 
im Intereſſe der kranken Wirtſchaft auf Grund Ihres 
großen Einfluſſes im Kreiſe Gr. Werder darauf einge⸗ 
wirkt haben, daß der Mann, der den Kreis Danziger 

öhe zugrunde gerichtet hat, der dort die Wirtſchaft 


®) verteuert hat, da die Kilowattſtunde erſtmalig von 31 


auf 45 Pfennig geſtiegen iſt — eine weitere Erhöhung 
iſt noch zu erwarten — nicht mehr die Tätigkeit aus⸗ 
üben kann, die er zur Zeit ausübt. Aber Sie dürfen 
nicht, weil Sie dann den geſamten Klüngel mit Poll, 
Major Beſſer und einigen inderen in den Strudel hin⸗ 
einriſſen. Aus dieſem Grunde verſteckt man ſich hinter 
dem Disziplinarverfahren. Glauben Sie, daß ich dazu 
ertrauen habe? Ich rechne, daß das Disziplinarver⸗ 
fahren noch eine ziemliche Weile dauert, weil die unter- 
uchenden Beamten ſeine Freunde ſind, die ſo viel als 
möglich vertuſchen ſollen. Sie ſind mit ihren Feſtſtel⸗ 
ungen immer noch nicht ſoweit, daß der Landrat Poll 
aus dem Amt entfernt werden kann. (Abg. Dyck II: 
Er iſt einſtimmig gewählt!) Ihre Freunde im Gr. 
erder haben, nachdem der Skandal bekannt wurde, 
nachdem ſie hörten, daß der Kreis Danziger Höhe zu⸗ 
grunde gerichtet war, für ihn noch eine Vertrauens⸗ 
Nögebung veranſtaltet, indem fie ihm ihr Vertrauen 
ausſprachen. Ich gratuliere der Deutſchnationalen Par- 
und ihren Freunden, daß fie einen Mann, der fo wm- 
ähig war, der andere zugrunde grichtet hat, in Schutz 
nehmen. Aber warum? Wer ſo einflußreiche Ver⸗ 
panbte, wie Herr Poll, in der Deutſchnationalen Frak⸗ 
ton hat, dem darf kein Haar gekrümmt werden. (Abg. 
Ju II: Im Kreiſe Gr. Werder hat er nicht einen!) 
et Volkstagsfraktion. Sie werden fih ſchon damit 
inden müſſen. Wir brauchen nicht die drei Kreiſe. 
le Arbeiten können vom 22köpfigen Senat miterledigt 
verden, (Zuruf! rechts.) 


A Dann verlangen wir, damit Sie willen, wo die an- 
x 1 bleiben, daß diejenigen Gemeinden, die um Dan⸗ 
i 155 tegen, die die gleichen wirtſchaftlichen, hygieniſchen, 
ein alpolitiichen und politiſchen Intereſſen haben, zu 

zer Einheitsgemeinde vereinigt werden. Damit die 


E Gemeinden, die übrig bleiben, leiſtungsfähig find, ſol⸗ 
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len ſie zu Landbürgereien vereinigt werden. Das iſt 


kein Hirngeſpinſt. Aber Sie wiſſen, es gibt doch ſchon 
ſolche Bezirke. Schauen Sie einmal nach dem Weſten 
des Deutſchen Reiches. Da werden Sie ſolche zuſam⸗ 
mengelegten Bezirke finden. Aber Sie wiſſen ja, es 
geht um irgendetwas anderes. Wenn wir der Wirt⸗ 
ſchaft helfen wollen und zur Geſundung beitragen 
möchten, dann ſchreien Sie. (Abg. Dörkſen: Auf dieſe 
Weiſe nicht) Was dann paſſiert, wenn Sie einen 
Verwaltungskörper abbauen und beſeitigen, wird ſich 
herausſtellen. Dort ſind mindeſtens 40 Prozent der 
Beamten überflüſſig, dann können Steuern abgebaut 
werden und dann kann die Wirtſchaft entlaſtet werden. 
Alſo wenn es Ihnen wirklich um die Geſundung der 
Danziger Wirtſchaft geht, dann helfen Sie mit. Sie 
werden jedoch nicht mithelfen wollen, weil Sie ja ein 
anderes Intereſſe an der Aufrechterhaltung dieſer Ge- 
meinden haben und Ihre Partei über das Volk und das 
eigene Land ſtellen. Um Ihre Partei zu ſchützen, wer⸗ 
den Sie dafür ſein, der Wirtſchaft noch größere Laſten 
aufzuerlegen. (Abg. Doerkſen: Warum macht man 
das nicht in Preußen, da iſt Severing Miniſter!) In 
Preußen hat man keinen ſo unſinnigen Apparat wie 
hier. Beiſpielsweiſe in Hamburg, ich will die anderen 
Städte nicht in Vergleich ziehen, werden Sie nicht fin⸗ 
den, daß neben dem dortigen Senat noch Landkreiſe be⸗ 
ſtehen, wie in Danzig. (Dort ſind mehr Beamte als 
hier! rechts.) Dort beſtehen die Einrichtungen, die 
wir hier haben, ebenfalls nicht. Herr Abg. Schede iſt lei⸗ 
der nicht anweſend. (Abg. Dyck II: Wenn es lohnt, 
hole ich ihn!) Da in der Nähe auch kein Amtsdiener 
iſt, könnten Sie einſpringen. (Zuruf! rechts.) Sie 
hatten ſich ja angeboten, warum im letzten Augenblick 
ſo unhöflich. Herr Abg. Schede führte unter anderem 
aus, es ſei ein Verbrechen am Volkskörper, wenn man 
den Klaſſenkampf predige. (Sehr richtig! rechts.) 
Der Kampf der Arbeiterklaſſe in der heutigen Zeit ift 
ein Kampf der Arbeiter um ihre Exiſtenzmöglichkeit 
und um ihre kulturellen Errungenſchaften. Dieſer 
Kampf wird uns von Leuten von der geiſtigen Einſtel⸗ 
lung des Herrn Abg. Ziehm und ſeines Parteifreundes 
Klawitter aufgezwungen; denn Sie wollen die Arbei⸗ 
terſchaft von ihrem eroberten Kulturniveau zurück⸗ 
drücken. Das wird Herrn Dr. Ziehm, Herrn Klawit⸗ 
ter und Genoſſen niemals gelingen. Die Arbeiter wol⸗ 
len den Arbeitsfrieden. Sie wollen mithelfen am Wie⸗ 
deraufbau der Wirtſchaft. Aber der Aufbau der Wirt⸗ 
ſchaft darf nicht durch Verſchlechterung der Lohn⸗ und 
Arbeitsbedingungen geſchehen. Er darf nicht auf Koſten 
der Sozialrentner geſchehen. Wenn dies auch nach An⸗ 
ſicht der deutſchnationalen Demagogen der einzige Weg 
der Wirtſchaft zur Rettung ſein ſoll, ſo wird das doch 
Herrn Dr. Ziehm und Klawitter niemals gelingen. 
(Lebhaftes Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Neubauer. 
Neubauer, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.] Die 
Wirtſchaftsnot iſt eine Sache der Gemeinſamkeit. Sie 
iſt nicht die beſondere Angelegenheit einer Partei oder 
einer beſtimmten Berufsgruppe. Denn von dem Ge⸗ 
deihen der Wirtſchaft iſt ein Jeder von uns abhän⸗ 
gig, unmittelbar oder mittelbar. Es iſt falſch, die 
Wirtſchaftsnot nur vom Standpunkt eines engum⸗ 
grenzten Parteiprogramms zu beurteilen; es iſt un⸗ 
ehrlich und unſachlich, ſie parteipolitiſch auswerten zu 
wollen; es iſt ein Verbrechen, ſie ſo auszudeuten, daß 
Zank und Unfrieden entſteht, daß ein Stand gegen den 
andern aufgehetzt und dadurch unſere innere Not nur 
noch mehr geſteigert wird. 

Wenn wir heute über die Abwehrmaßnahmen ſpre⸗ 
chen wollen, jo ſtellen wir zunächſt feft, daß nicht erf 
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die Anfrage der Deutſchnationalen Partei den Stein ſowohl in Bezug auf die Höhe der aufzunehmenden 


ins Rollen gebracht hat, ſchon lange vor dieſer An⸗ 
frage hat ſich manch Tiefblickender, hat ſich auch meine 
Partei mit dieſem Problem befaßt und befaſſen müſſen. 
Wenn von mancher Seite beliebt wird, dem Volkstag 
Verſtändnisloſigkeit für die Nöte der Wirtſchaft vor⸗ 
zuwerfen, wenn manche Leute ſich einbilden, ſie ſeien 
allein die kundigen Thebaner, und ſie allein verſtün⸗ 
den es, das Allgemeinwohl im Auge zu behalten, ſo 
hat doch oft der Argwohn eine gewiſſe Berechtigung, 
daß dieſe Leute das Intereſſe der Allgemeinheit ver⸗ 
wechſeln mit ihrem eigenen Intereſſe oder dem ihrer 
Erwerbsgruppe. Für uns gilt als Volksvertreter die 
ſtrenge Pflicht, die Intereſſen des geſamten Volkes 
wahrzunehmen. Das Zentrum iſt ſich bewußt, daß die 
Behebung der wirtſchaftlichen Nöte, namentlich ſoweit 
die breiten Schichten unſerer Bevölkerung davon be⸗ 
troffen werden, im Augenblick die wichtigſte und 
eiligſte innerpolitiſche Aufgabe iſt. Das Zentrum faßt 
dieſe Aufgabe allerdings gerade in Rückſicht auf die 
breite Maſſe des Volkes entſprechend ſeiner Grund⸗ 
auffaſſung auf, daß das Zentrum als politiſche Organi⸗ 
ſation nicht eine Zuſammenfaſſung von Standesin⸗ 
tereſſen ſein kann, da das Zentrum ſeine tiefſte Grund⸗ 
einſtellung aus kulturellen Geſichtspunkten heraus 
ſchöpft. | 

Bei unſerer Beratung gibt es nur einen Weg, 
nämlich den, rein ſachlich an die Probleme heranzu⸗ 
treten, ohne Beeinfluſſung durch perſönliche oder par⸗ 
teipolitiſche Intereſſen, (Sehr gut! beim Zentrum.) 
volles Verſtändnis aufzubringen auch für die Lage der 
andern, der Geſamtheit. Ueberflüſſig find die Bor- 
würfe, daß immer nur die anderen die Schuld haben, 
wie ſie geſtern der Abg. Schede zu machen beliebte. 
Den Luxus können wir uns ferner nicht mehr leiſten, 
eine Gruppe gegen die andere auszuſpielen. (Sehr 
gut!) Das Beamtentum muß Verſtändnis für die 
Notlage der Wirtſchaft gewinnen, (Hat es auch! 
rechts.) denn die Geſundung der Wirtſchaft iſt 
gleichbedeutend mit der Sicherſtellung des Beamten⸗ 
tums. Andererſeits muß eine unſachliche Beurteilung 
des Beamtentums fortfallen. So iſt es beiſpielsweiſe 
recht überflüſſig, einem Beamten eine AUrlaubsreiſe 
vorzuwerfen, da es für den Staat ganz gleichgültig iſt, 
ob er ſeinen Urlaub in Italien verbringt oder in 
Elbing. (Abg. Arczynski: Nein, dann ſchleppt er 
das Geld aus Danzig heraus, er ſoll es hier ver⸗ 
brauchen!) Wir haben genug der Polemik gehabt. 
Es gilt für uns heute nicht, Klüfte zu ſchaffen, ſondern 
zu überbrücken, (Sehr richtig! beim Zentrum. 
eine Baſis für gemeinſame Arbeit, und zwar zielbe⸗ 
wußte angeſtrengte Wiederaufbauarbeit zu ſichern. Es 
erübrigt ſich, über Umfang und Intenſität der Wirt: 
ſchaftsnot zu ſprechen. Es iſt jetzt genug geklagt wor⸗ 
den. Wir haben viele Rezepte in den Verſammlungen 
gehört, in der Preſſe geleſen. Wir wollen kurz zu den 
vorgeſchlagenen Mitteln und Wegen Stellung nehmen 
und haben wir einen Weg als zweckmäßig erkannt, ſo 
werden wir ihn ſofort beſchreiten müſſen. Wir be⸗ 
grüßen zunächſt, daß durch den Senat Richtlinien auf⸗ 
geſtellt worden ſind, die den wirtſchaftlichen Nieder⸗ 
gang aufzuhalten bezwecken. Dadurch iſt wenigſtens 
ein Aufbauplan geſchaffen, er bedarf gewiß noch in 
verſchiedener Richtung einer Ergänzung. Die erſten 
Punkte des Programms verſprechen eine Fortſetzung 
der Beſtrebungen, der Wirtſchaft Kapital zu erträgli⸗ 
chen Bedingungen zuzuführen. In der Tat iſt die 
Frage der Kreditbeſchaffung neben der Frage der Auf⸗ 
tragsbeſchaffung der Kardinalpunkt des Problems. 
Die zugeſagte Staatsbürgſchaft wird vorausſichtlich 
zu einem Erfolg führen. Es iſt begrüßenswert, wenn 


Herr Dr. Volkmann Vorſicht anzuwenden verſpricht 


Anleihe wie auch bei ihrer Verteilung. Notwendig 
aber ift es, daß die Kredite den notleidenden Unter- 
nehmungen ſo langfriſtig gegeben werden, daß die Be⸗ 
triebe genügend Kraft finden, um die Kredite zu 
verzinſen und abzuzahlen. Dazu aber werden ſie erſt 
in der Lage ſein, wenn genügend Aufträge vorhanden 
ſind. (Abſatz finden! rechts.) Die Beſchaffung 
von Arbeitsgelegenheit jedoch wird eine ſehr ſchwierige 
Aufgabe ſein, da wir aus dem Auslande bei der Ar⸗ 
beitsloſigkeit in Deutſchland und Polen kaum große 
Aufträge werden hereinbringen können, und da 
ferner die Produktionsbedingungen bei uns ſo un⸗ 
günſtig liegen, daß wir auf dem Weltmarkt ſchlecht 
konkurrenzfähig ſind. Auf jeden Fall müſſen die Ver⸗ 
ſuche unſerer Wirtſchaftskreiſe, im ſonſtigen Auslande 
neue Abſatzgebiete zu finden, auf das energiſchſte 
unterſtützt werden. Es gilt ferner, die Produktions⸗ 
bedingungen, ſoviel an uns ſelbſt liegt, günſtiger zu 
geſtalten und im eigenen Lande jede Gelegenheit zur 
Belebung des Arbeitsmarktes ſofort zu erfaſſen. Kein 
Auftrag, der nur irgendwie im Inland ausgeführt 
werden kann, darf ins Ausland gehen. Ein Teil der 
großen öffentlichen Mittel, die für die Arbeitsloſen⸗ 
fürſorge ausgegeben werden, wird zweckmäßig als 
Zuſchuß an Danziger Unternehmungen gegeben werden 
müſſen unter der Bedingung, daß diefe Unternehmun⸗ 
gen einer entſprechenden Zahl von Arbeitsloſen Be⸗ 
ſchäftigung geben. Dabei kommt es darauf an, daß 
bei einer ſolchen produktiven Erwerbsloſenfürſorge 
werbende Anlagen geſchaffen werden, alſo Werte, die 
dann nicht tot feſtliegen, ſondern ſtets neue Werte 
ſchaffen. 

Eine Arbeitsgelegenheit wird unter allen Um- 
ſtänden durch die Förderung der Bautätigkeit geſchaf⸗ 


fen werden müſſen. Was der Staat auf der einen (D) 


Seite dabei durch ſein Entgegenkommen, näm⸗ 
lich durch die verbilligte Bereitſtellung von Bauge⸗ 
lände und die Befreiung von Abgaben, verliert, er⸗ 
ſpart er auf der anderen Seite durch die Minderung 
der Ausgaben für Erwerbsloſenunterſtützung und für 
Wohnungsfürſorge. Zu der Beratung anderer Maß⸗ 
nahmen wirtſchaftspolitiſcher Art will die Regierung, 


wie ſie es in Punkt 8 ihres Programms verheißt, ſach⸗ 


verſtändige Vertreter der Wirtſchaft zuziehen. Bei der 
Auswahl dieſer Vertreter wird zwiſchen Intereſſenten 
und den über der Sache ſtehenden Sachverſtändigen 
zu unterſcheiden ſein; denn der Begriff Wirtſchafts⸗ 
vertreter iſt ein ſehr dehnbarer. (Abg. Arczynski: 
Das find bloß Willy Klawitter und Nos!) Von einer 
Seite, die ſich ja ebenfalls als wirtſchaftsſachverſtändig 
anpries, wurde die Diktatur der Wirtſchaft vorge⸗ 
ſchlagen. Wir lehnen eine ſolche Dr. Eiſenbart⸗Kur, 
deren Verfechter unſere Verfaſſung einfach ignorieren, 
auf das entſchiedenſte ab. Immer muß der Staat über 
der Wirtſchaft ſtehen. Wir denken uns die Hinzuzle⸗ 
hung der Wirtſchaftler in der Art, daß fie der Regie“ 
rung Vorſchläge unterbreiten und die Durchführung 
dieſer Vorſchläge gemeinſam an einem Tiſch beraten, 
daß ſie gemeinſam mit der Regierung prüfen, ob die 
vorgeſchlagenen Wege nach den Geſichtspunkten unſerer 
Innen⸗ und Außenpolitik gangbar find. Aus ernte 
Willen zu gemeinſamer ehrlicher Nettungsarbei 
muß und wird etwas Gutes herauskommen. Die Veit 
iſt aber zu ſchwer, als daß bei dieſen Beratungen per 
ſönliche Ueberheblichkeiten oder Machtgelüſte u 
Standes zur Geltung kommen ſollten. Gewiſſe Erfa 5 
rungen werden uns aus dem „vorläufigen Reichswirk⸗ 
ſchaftsrat“ des Deutſchen Reiches zur Verfügung 
ſtehen. Den endgültigen Ausbau hat übrigens — 
dieje Einrichtung in Deutſchland noch nicht gefunden, 
Vielleicht würden wir uns auch einmal damit 


(©) 


be- 


(A) Geubauer, Abgeordneter.) 
faſſen und geeignete Vorſchläge zur Schaffung einer 
ſolchen Körperſchaft machen können. i 

Zu einer günſtigen Geſtaltung der Produktionsbe⸗ 
dingungen werden in erſter Linie auch diejenigen 
Maßnahmen beitragen, die für die wirtſchaftlichen 
Anternehmungen die öffentlichen Laſten zu mindern 
geeignet ſind. Das Programm der Regierung nennt in 
dieſer Hinſicht den Abbau der Steuern. Wir erinnern 
dabei aber auch an einen Abbau der Gebühren für die 
Leiſtungen der Verwaltung. Sind, um ein Beiſpiel zu 
nennen, die hohen Preiſe für Elektrizität berechtigt und 
tragbar? Es iſt uns ſeinerzeit vom Senat ausdrücklich 
beſtätigt worden, daß unmittelbar nach der Fertig⸗ 
ſtellung des Waſſerkraftwerkes in Bölkau eine weſent⸗ 
liche Verbilligung des Stromes eintreten ſollte. 
(Abg. Arczynski: Schichau hat 2 Millionen geſchenkt 
bekommen!) Nur unter dieſer Vorausſetzung gaben 


wir damals unſere Einwilligung zur Schaffung eines. 


Geſetzes betreffend die Elektrizitätswirtſchaft im Ge⸗ 
biet der Freien Stadt Danzig. Wir erinnern an 
dieſes Verſprechen und möchten bei dieſer Gelegenheit 
noch den Wunſch ausſprechen, recht bald, möglichſt noch 
vor den Etatsberatungen, eine erſchöpfende, überſicht⸗ 
liche Darſtellung zu erhalten, aus der hervorgeht, 
welche Mittel bisher für die Waſſerkraftwerke zur 
Verfügung geſtellt worden ſind. Auch über die Ren⸗ 
tabilität dieſer Werke möchten wir ſehr gern etwas 
hören. (Senator Dr. Volkmann: Das iſt Sache der 
Stadtbürgerſchaft!) Herr Senator, ich weiß, daß 
dieſes eine kommunale Angelegenheit iſt. Ich darf 
aber als Abgeordneter trotzdem dieſen Wunſch aus⸗ 
ſprechen, wenn die Sache auch ſpäter in der Stadt⸗ 
bürgerſchaft behandelt wird. Seien Sie aber, Herr 
Senator, verſichert, daß der Volkstag dieſe Frage bei 
den Etatsberatungen ebenfalls ſehr eingehend be⸗ 
ſprechen wird. Dieſes wird ſich nicht umgehen laſſen. 
Jedenfalls, und darauf wollte ich nur hinweiſen, 
kommt es bei der Feſtſetzung der Gebühren auf jeden 
einzelnen Pfennig an. Wir fordern, daß die Achtung 
vor dem Pfennig beſonders durch die Behörden geübt 
wird. (Sehr gut!) Es iſt ferner notwendig, daß 
nicht nur vom Staat, ſondern auch von den Gemeinden 
und Zwangsorganiſationen, beſonders den Zwangs⸗ 
verſicherungen eine weitgehende Reduzierung ihrer 
ufgaben durchgeführt wird und dadurch eine weit 
gehende Verringerung der Beträge erreicht wird. Ge⸗ 
wiſſermaßen als Erſatz für die durch den Steuerabbau 
fortgefaflenen Einnahmen iſt die Einführung eines 
abakmonopols in Ausſicht genommen. An ſich iſt die 
affung eines derartigen Monopols deswegen ge- 
rechtfertigt, weil Polen ein gleiches Monopol hat und 
weil ſich aus dieſer Tatſache zollpolitiſche und zoll⸗ 
techniſche Vorteile für Danzig ergeben. s : 
Aber die Einführung dieſes Monopols iſt doch ein 
roblem, das eingehendſter Ueberlegung bedarf. 
Sehr richtig) Es beſteht die Möglichkeit, daß fih 
ein ſolches Monopol zu einem zweiſchneidigen Schwert 
erausbildet. (Abg. Arczynski: Ganz beſonders nach 
en Berechnungen der Tabakinduſtriellen.) Es 
werden die rechneriſchen unterlagen über die voraus⸗ 
chtlichen Einnahmen aus dieſem Monopol der ſchärf⸗ 
en Prüfung zu unterziehen ſein. Zuerſt muß feſtge⸗ 
ellt werden, ob die Höhe der zukünftigen Einkünfte 
es rechtfertigt, daß wir die Entſchädigungsſummen an 
ejenigen Erwerbskreiſe, die in der Fabrikation oder 
m Handel von Tabak tätig ſind, zahlen. Die Nach⸗ 
prüfung muß ſich auf all die Wege erſtrecken, auf die 
ir aus dem Tabakkonſum vielleicht in anderer Weiſe 


eine Vermehrung der Staatseinnahmen erzielen 
können. 


B Dak eine Verminderung der Staatsausgaben durch 
Hhereinfachung der Verwaltung, Abbau der perſönli⸗ 
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chen und ſachlichen Ausgaben erreicht werden muß, iſt 
ja genügſam bereits von allen Seiten betont worden. 
Dieſe Notwendigkeit iſt durch die von Herrn Senator 
Dr. Volkmann geſtern geſchilderte Finanzlage noch 
mehr unterſtrichen worden. Wir werden da bis an 
die Grenze des Möglichen gehen müſſen, ſo weit, wie 
es mit dem Wohle der Allgemeinheit, alſo auch mit 
der Wirtſchaft, vereinbar iſt. Es iſt ja klar, daß wir 
höhere Beamte mit fachlicher Vorbildung nicht ent⸗ 
behren können, es iſt jedoch nicht notwendig, daß 
junge höhere Beamte ein ſo ſchnelles Avancement 
machen, wie es bei uns vorgekommen iſt. (Sehr 
richtig! beim Zentrum.) Ich möchte auf dieje Frage 
nicht weiter eingehen. Vielleicht iſt bei der Etatsbe⸗ 
ratung mehr Zeit, darüber zu ſprechen. Aber im übri⸗ 
gen ſind wir überzeugt, daß das Beamtentum ſeine 
Pflicht und Schuldigkeit tut und getan hat. 

Wir begrüßen es, daß der Senat für die Verwal⸗ 
tung eine Verminderung der Ausgaben um 25 Pro⸗ 
zent bereits vorgeſchrieben hat, aber wir nehmen an, 
daß dieſe Vorſchrift nicht ſchematiſch durchgeführt 
wird; bei einer Verwaltung wird ſich ein höherer und 
bei der andern Verwaltung vielleicht ein niedrigerer 


Prozentſatz einſparen laſſen. Die Vorſchrift muß alſo 


von Fall zu Fall, und nicht etwa generell angewandt 
werden. Wenn der Senat weiterhin angeordnet hat, 
daß alle einmaligen Ausgaben abzuſetzen ſind, ſo muß 
auch dieſe Maßnahme von kaufmänniſchen Geſichts⸗ 
punkten beeinflußt ſein. Es gibt einmalige Ausgaben, 
durch die eine Betriebsverbeſſerung bezw. eine größere 
Wirtſchaftlichkeit erzielt, und durch die eine dauernde 
Entlaſtung der jährlichen laufenden Ausgaben her⸗ 
beigeführt wird. Derartige einmalige Ausgaben, die 
auf eine gewiſſenhafte Rentabilitätsberechnung geſtützt 
ſind, müſſen wir im Gegenteil als einen Teil der er⸗ 
forderlichen Sparmaßnahmen betrachten. 
für derartige werbende Anlagen müſſen möglichſt durch 
Anleihen aufzubringen ſein. Sie dürfen nicht dem 
Etat eines Jahres, das ſo ſtark von wirtſchaftlicher Not 
erfüllt iſt, aufgebürdet werden. Ich nenne in dieſem 
Zuſammenhang die Poſt, die bei einer Einnahme von 
16% Millionen einen Ueberſchuß von nur 24 000 G. 
erbringt. (Abg. Hohnfeldt: Fragen Sie, wo das 
Geld geblieben ijt!) Ihre einmaligen großen Aus⸗ 
gaben für Selbſtanſchlußamt, Autos uſw. hätten 
durch Anleihe gedeckt werden müſſen, und ein größerer 
Ueberſchuß in die Staatskaſſe fließen follen. 

Was die derzeitigen Ausgaben für ſoziale Zwecke 
betrifft, ſo ſind wir erſchüttert über die Höhe der 
Summen, die uns beſonders die Arbeitsloſigkeit koſtet. 
Wir ſtehen aber auf dem Standpunkt, daß die Be⸗ 
laſtung unbedingt, und zwar für die Erwerbsloſen in 
mindeſtens dem gleichen Maße auch weiterhin aufge⸗ 
bracht werden muß, daß ſich alſo auf ſozialem Gebiet 
Abſtriche nicht werden machen laſſen. x 

Das Programm des Senats tut einer behördlichen 
Maßnahme keine Erwägung, die geeignet fein dürfte, 
an ihrem Teil der Wirtſchaft über die Kriſe hinwegzu⸗ 
helfen. Es handelt ſich um die Einführung der Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht, bezw. um die Schaffung der Möglichkeit 
eines Vergleiches zur Abwendung von Konkurſen. 
(Sie waren dagegen! links.) Ich habe den Antrag 
ſelbſt unterſchrieben. Der deutſche Geſetzentwurf, der 
einen Zwangsvergleich ermöglichen ſoll, muß auf ſeine 
Eignung für unſere Verhältniſſe und unſer Gebiet 
ſchleunigſt überprüft werden; die Vorzüge, die er 
augenſcheinlich in der Abwendung von Konkurſen und 
in der Erſparnis von Koſten bietet, laſſen ſeine Ein⸗ 
führung in unſerer jetzigen Lage als durchaus zweck⸗ 
mäßig erſcheinen. Das hat zwei Seiten! rechts.) 
Die Sache muß eben einmal durchgeprüft werden. Wir 
werden darauf zu ſehen haben, daß alle notleidenden 


Die Mittel (D) 
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(Reubauer, Abgeordneter.) 

Erwerbskreiſe in gleicher Weiſe geſtützt werden. Wir 
wollen hier nicht rein ſtädtiſch eingeſtellt ſein, ſondern 
unſere Fürſorge auch der Landwirtſchaft zuwenden. 
(Hört, hört! rechts.) Die Not der Landwirtſchaft 
beſteht darin, daß die Preiſe für die Erzeugniſſe der 
Landwirtſchaft in einem Mißverhältnis ſtehen zu den 
Koſten für den landwirtſchaftlichen Betrieb. Die land⸗ 
wirtſchaftlichen Erzeugniſſe ſtehen unter Friedens⸗ 
preis. Die Unkoſten ſind etwa 200 Prozent höher als 
vor dem Krieg. (Hört, hört! rechts.) Der Land⸗ 
wirt ſah ſich in letzter Zeit gezwungen, derartige 
Schulden zu machen, daß die Landwirtſchaft alsbald 
wieder in derſelben Zwangslage ſein wird wie vor 
30 Jahren. (Abg. Dyck: Ja noch ſchlimmer!) Da⸗ 
mals aber waren es Schulden auf lange Sicht, jetzt 
find es die gefährlichen kurzfriſtigen Wechſelſchulden, 
die allzu leicht die Gefahr in ſich ſchließen, daß manch 
ein Landwirt ſeinen Hof verliert. Wir werden darum 
gezwungen ſein, Maßnahmen zu ergreifen, welche die 
Landwirtſchaft exiſtenzfähig machen und dem Qand- 
wirt den Mut zur Arbeit erhalten, der in Gefahr iſt, 
verloren zu gehen. (Sehr richtig! rechts.) Solche 
Maßnahmen ſind z. B. Minderung in der Beſteuerung 
und billige langfriſtige Kredite. In einer Erklärung 
des Herrn Vizepräsidenten, die im Volkstag bei der 
Behandlung der Wirtſchaftskriſe abgegeben wurde, iſt 
geſagt worden, daß die Regierung nicht daran denke, 
die Wirtſchaft zu knebeln. 


In der Tat liegen in der Richtung der wirtſchaftli⸗ 
chen Freiheit und Anabhängigkeit die Wege, die die 
Wirtſchaft ſelbſt beſchreiten kann, um aus dem Zu⸗ 
ſtand der Erſtarrung herauszukommen. An der Wirt⸗ 
ſchaft ſelbſt liegt ein großer Teil der Arbeit. Die Ar⸗ 
ſachen für die Häufigkeit der Konkurſe, Stillegung und 
Liquidationen ſind ja zu einem Teil auch in der Wirt⸗ 


(B) ſchaft ſelbſt zu ſuchen. Es iſt doch eine Binſenweisheit, 


daß in der Freien Stadt infolge der Zeitverhältniſſe 
der Wirtſchaftsapparat aufgebläht war, ähnlich wie 
der Verwaltungsapparat. Die Hoffnungen, die nach 
Errichtung der Freien Stadt den Anternehmer meiſt 
auf allen Gebieten zu ſtarker Beteiligung reizten, 
waren nicht berechtigt. 


Als die Scheinblüte der Inflation zerfallen war, 
erwies ſich immer deutlicher, daß die umfangreiche und 
ſtolze Aufmachung unſerer Wirtſchaft, ſowohl was die 
Zahl der Unternehmungen, wie auch den inneren Auf⸗ 
bau des einzelnen Betriebes anbetrifft, unbegründet 
und eitel war. Das große Feſt war angerichtet, aber 
die Gäſte kamen nicht. Ich muß Herrn Senator Dr. 
Frank widerſprechen, wenn er behauptet, der wirt⸗ 
ſchaftliche Reinigungsprozeß ſei ſchon beendet. Es iſt 
in der Tat ſo, daß die Neueröffnungen und Betriebs⸗ 
erweiterungen aus der Inflationszeit zu einem Teil 
noch nicht rückgängig gemacht ſind. Unſer Handel be⸗ 
ſchäftigte in der Inflationszeit über 30 000 Perſonen, 
während wir in der Hochkonjunktur vor dem Kriege 
nur 19 000 beſchäftigte Perſonen hatten. Es ift eine 
grauſame Wahrheit, daß unſer Verbrauch die allzuvie⸗ 
len, ſelbſtändigen Betriebe nicht unterhalten kann, es 
iſt eine grauſame Notwendigkeit, daß die Zahl der 
ſelbſtändigen Betriebe in Danzig ſich vermindern muß. 
Dann werden die übriggebliebenen Betriebe um ſo 
mehr zu tun haben, dann fallen die Sonderkoſten der 
allzuvielen Betriebe mit ihren vielen eigenen Büros, 
Telefonanſchlüſſen, Angeſtellten uſw. fort, die Ge- 
ſamtwirtſchaft ſpart dieſe Ausgaben. (Wo wollen 
Sie mit denen hin? rechts — Arbeiten! links.) Für 
die Inhaber der eingegangenen ſelbſtändigen Betriebe 
ergibt ſich ſelbſtverſtändlich auch die harte Notwendig⸗ 
keit, die Selbſtändigkeit aufzugeben und wieder, viel⸗ 
leicht wie vor der Inflation, Angeſtellter eines ande⸗ 


j 


t 
ren Betriebes zu werden. Anders geht es nicht. So 

werden wir uns langſam umſtellen müſſen, um aus 
der Wirtſchaftsnot herauszukommen. Den Betrieben 
aber, die wirtſchaftlich berechtigt und lebensfähig ſind, 
muß mit allen Mitteln über die Kriſe hinweggehol⸗ 
fen werden. Heute, in der nüchternen Atmoſphäre bit⸗ 
terſter Not müſſen wir uns alle mit Ehrlichkeit und 
Offenheit den Spiegel vorhalten und aus der bitteren 
Erfahrung lernen. Wenn uns jetzt als Abſatzgebiet 
nur unſere enge Heimat zur Verfügung ſteht, vor 
allem infolge der mißlichen Lage Polens und infolge 
der Erſchwerniſſe, die uns aus der Wirtſchafts- und ği- 
nanzpolitik Polens erwachſen, ſo wird ſich auch jeder 
Betrieb in ſeinen ſachlichen und perſönlichen Ausga⸗ 
ben auf ein kleineres Betätigungsfeld zurückſtellen 
müſſen. Gewiß haben ſich ſchon zahlreiche Betriebe 
auf ein dem kleineren Arbeitsgebiet entſprechendes 
Maß eingerichtet, und doch können wir es alle täglich 
beobachten, daß vielfach beiſpielsweiſe ein Automobil 
benutzt wird, wo die Straßenbahn genügt, daß zu 
zahlreiche Räume vorhanden ſind, eine zu zahlreiche 
Bedienung und eine vielfach unbeſchäftigte Hilfe vor⸗ 
zufinden iſt. So erſcheint die Forderung berechtigt, 
daß die Betriebe einerſeits rückſichtsloſe Sparſamkeit 
einführen, andererſeits ſich alle techniſchen Fortſchritte 
nutzbar machen, daß alfo eine rationelle Umgejtaltung 
mit größter Beſchleunigung durchgeführt wird. (Mit 
dem Erfolg vergrößerter Erwerbsloſigkeit! rechts.) 
Ich bin anderer Anſicht, ich verſpreche mir, von mei⸗ 
nen Vorſchlägen den entgegengeſetzten Erfolg. Das 
wird mit ſich bringen, daß die Kalkulationen wieder 
haarſcharf genau und bis auf den Pfennig gemacht 
werden. Vielleicht wird dann, wenn man wieder 
peinlich genau rechnet, auch die Steuermoral beſſer 
werden, die — ſeien wir doch ehrlich — zu wünſchen 


übrig läßt. Es muß auch dem Staat zukommen, was (D) 


des Staates iſt. 


An der Wirtſchaft ſchließlich liegt es auch, im be⸗ 
ſonderen an der Tüchtigkeit und perſönlichen Geſchick⸗ 
lichkeit des Unternehmers, daß er Aufträge herbei⸗ 
ſchafft und den Abſatz ſeiner Waren trotz der be⸗ 
ſtehenden Hemmungen erweitert. Die Arbeit des 
Unternehmers aber muß Anerkennung finden und ge⸗ 
ſtützt werden durch ein verantwortungsvolles Verhal⸗ 
ten weiteſter Volkskreiſe. Wir alle müſſen eine Not⸗ 
gemeinſchaft bilden; (Abg. Rahn: Welches Volk⸗ 
mannſche Gebot iſt das?) wir dürfen nicht nur 
immer von den anderen Opfer verlangen. Uns allen 
wird nichts anderes übrig bleiben, als Einſchränkung 
unſerer Bedürfniſſe und Zurückſtellung egoiſtiſcher 
Wünſche. Wenn ſich breite Kreiſe einſchränken und 
ſparen, dann wird auch ein Wiederaufbau des not⸗ 
wendigen Produktionskapitals in unſerm eigenen, 
verarmten Gebiet möglich ſein. 


Zur Beeinfluſſung der weiten Volkskreiſe in dieſem 
Sinne iſt uns die Preſſe eine unentbehrliche Hilfe. 
Bei ihrer gewaltigen Macht iſt ſie befähigt, ein gutes 
Stück Wiederaufbauarbeit zu leiſten, indem ſie in der 
großen Maſſe die Erkenntnis der Not und den ernſten 
Willen zu ihrer Beſeitigung weckt. Die Danziger 
Preſſe iſt ſich der Verantwortung bewußt. Wenn na 
eine Zeitung ihren Raum für Ausführungen Herga”, 
in denen „Auch⸗Politiker“ das Schlagwort vom 
„Bankerott des Freiſtaates“ propagieren wollten, 25 
iſt es wohl bei dieſer Zeitung der Hitze des Gefech 11 
zugute zu halten. Aber es war eine Ungejgidlihteh, 
die ſchwerwiegende Folgen hätte nach ſich ziehen 1255 
nen. Dieſe Worte vom Bankerott des Freiſtaate⸗ 
Danzig iſt nicht nur eine Ungeſchicklichkeit, ſondern 20 
ijt auch eine Anwahrheit. Wir haben es noch in 
nicht nötig, zu verzweifeln. Wir hoffen von den Erfol _ 


— 
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gen, die wir aus unſerer eigenen Arbeit und Ausgabe⸗ 
Einſchränkung haben werden, eine Beſſerung. Wir 
hoffen ferner auf eine Belebung der erſtarrten wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe in unſerm Nachbarlande 
Polen . Es ift Tatſache, daß die Entwertung des 
Zlotys der polniſchen Induſtrie Aufträge aus dem 
Auslande gebracht hat, daß infolgedeſſen ſich ein Vor⸗ 
gang anzubahnen beginnt, den man mit dem Ausdruck 
„Inflationsblüte der Wirtſchaft“ bezeichnet und den 
wir aus eigener Erfahrung kennen. Von dieſer Bele⸗ 
bung, beſonders wenn ſie von einer Stetigkeit der 
Zollpolitik unterſtützt wird, erwarten wir eine gün⸗ 
ſtige Wendung für unſer Danziger Wirtſchaftsleben. 
Wohl brennt manchem unſerer Wirtſchaftszweige die 
Not faſt auf den Nägeln, aber doch können wir mit Be⸗ 


rechtigung für die Geſamtwirtſchaft nur von einer Kriſe 


ſprechen, die vielleicht kommen mußte, und aus der 
wir zu lernen im Begriff ſind. Wir können aber nicht 
von einer Kataſtrophe ſprechen. Die Mittel zur Be⸗ 
ſeitigung der Kriſe müſſen nun aber auch ſofort ange⸗ 
wandt werden. Das Zentrum iſt bereit, an der Löſung 
der wirtſchaftlichen Probleme mit ganzer Kraft mitzu⸗ 
arbeiten. Das iſt unſere Pflicht ſchon aus unſerer 
grundſätzlichen Einſtellung, in der das Verſtändnis 
für die Wirtſchaft feſt begründet iſt Wir wenden unſer 
vollſtes Vertrauen der Wirtſchaft zu, weil nach unſerer 
Auffaſſung jeder in der Wirtſchaft ſtehende Menſch, ſei 
er nun Arbeitnehmer oder Arbeitgeber, eine ihm von 
Gott in der Volksgemeinſchaft zugeteilte Aufgabe hat. 
Erfüllt von dieſer Auffaſſung wird der Unternehmer 
nicht nur auf die höchſte Rentabilität des Betriebes 
ſchauen, ſondern darauf, daß das Gewerbe die Volks⸗ 
wirtſchaft mit dem Nötigen verſorgt und der in ſeinem 
Betriebe beſchäftigte Arbeiter ernährt wird gemäß 
den Anforderungen eines menſchenwürdigen Daſeins. 
) In dieſem Bewußtſein wird auch der Arbeiter in 
Fleiß und Gewiſſenhaftigkeit die beſte Arbeit leiſten. 
Auch der Landwirt wird dem Boden möglichſt hohe 
Erträge abringen, nicht bloß der Preiſe wegen, ſon⸗ 
ern aus Sorge um die Ernährung der Volksgenoſſen. 
Wir ſind überzeugt, daß dieſe chriſtliche Grundſtellung 
mit ein Erfordernis iſt zur Ueberwindung der ſchwe⸗ 
\ zen Not unſerer Zeit. (Sehr gut! und lebhaftes 
Bravo beim Zentrum.) 
Präſident: Wort 
Wagner. 7 
Dr. Wagner, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. H. 
Angeſichts der überaus ernſten Lage, in die die Danzi⸗ 
ger Wirtſchaft geraten iſt, ſcheint mir und meinen poli⸗ 
liſchen Freunden die durch die Große Anfrage der 
Veutſchnationalen Volkspartei hervorgerufene große 
Aktion nicht eben der richtige Weg zu ſein, der aus dem 
Elend auch nur einen Schritt herausführt. (Des⸗ 
halb find auch Ihre Wirtſchaftsſenatoren nicht hier! 
links.) Wir begrüßen es zwar, daß dieſe große An⸗ 
frage der Regierung Gelegenheit gab, durch die ausge⸗ 
zeichneten Erklärungen zweier ihrer Vertreter eine ru- 
-bige und ſachliche Darſtellung der Lage und ihrer Ab- 
ſichten hier vorzutragen. Aber damit hätte es unſeres 
Frachtens fein Bewenden haben und von einer jo aus- 
giebigen Beſprechung abgeſehen werden können. Der 
get ſoll geholfen werden, das iſt uns allen der 
ringlichſte Wunſch und Wille. Aber wird ihr durch 
teje vielen und großen Reden wirklich geholfen? Durch- 
aus zutreffend haben vor einigen Tagen die „Danziger 
Deueſten Nachrichten“ feſtgeſtellt, daß die Danziger 
Deffentlichkeit kein Intereſſe für diefe, Debatte auf- 
weit i und daß die Wirtſchaftslage aus dem Stadium 
803 heraus iſt, wo mit ſchönen Redensarten noch etwas 
mit werden kann. Als höchſt beflagenswert und 
nicht ganz würdig gegenüber dem Ernſt der Lage muß 


Das Herr Abg. Dr. 


hat der 


Freitag, den 18. Dezember 1925. 


ich alle die Verſuche kennzeichnen, aus der bitteren Not- 
lage der Wirtſchaft und des Staates durch dieſe Erör⸗ 
terung parteiegoiſtiſche, agitatoriſche Vorteile heraus⸗ 
zuholen. So hat es ſchon bei der Begründung der gro- 
ßen Anfrage der Herr Abg. Schede für richtig gehalten, 
die wirtſchaftspolitiſchen Maßnahmen der alten, lies 
deutſchnationalen Regierung über den grünen Klee zu 
loben und der jetzigen Regierung alle Schuld in die 
Schuhe zu ſchieben. Die Lobredner der guten alten Zeit 
ſollten doch von ſolchen billigen Mittelchen endlich ab⸗ 
laſſen, gerade in dieſer ſchweren Gegenwart. Sie glau⸗ 
ben ja ſelbſt nicht an eine ſolche Behauptung; denn an 
der Tatſache kommen ſie nicht vorüber, daß der gegen⸗ 
wärtige Zuſtand doch ganz folgerichtig und zwangsläu⸗ 
fig hervorgegangen iſt und ſich entwickelt hat aus der 
Vergangenheit. Gerade meine Fraktion iſt es ja ge⸗ 
weſen, die in der Zeit, als Sie noch das Heft der Re⸗ 
gierung in der Hand hatten, wiederholt und mit größ- 
tem Nachdruck auf den verhängnisvollen Ablauf der 
wirtſchaftlichen Entwicklung als notwendige Folge der 
beſtehenden Verhältniſſe hingewieſen hat. Denken Cie 
an die verſchiedenen Ausführungen, die mein Frak⸗ 
tionskollege Dr. Neumann von dieſer Stelle aus anläß⸗ 
lich der Etatsberatung gemacht hat. Es wäre gewiß 
eine armſelige Genugtuung, wollten wir uns jetzt hin⸗ 
ſtellen und ſelbſtgefällig erklären, daß doch alles jo ge- 
kommen iſt, wie wir es damals vorausgeſagt, und daß 
wir Recht behalten haben. Aber ich will doch in dieſem 
Augenblick an die glänzende Schlußbeſtandsaufnahme 
erinnern, die noch vor wenigen Monaten Herr Dr. 
Ziehm als einen Beweis für die hervorragende Tüchtig⸗ 
keit der alten Regierung bekannt gab. Ich habe ſchon 
damals auf das Trügeriſche der Ziehm'ſchen Schlußfol⸗ 
gerungen hingewieſen und auf den tatſächlichen Zuſam⸗ 
menhang zwiſchen Wirtſchaftslage und Staatsfinanzen 
aufmerkſam gemacht. Heute erkennen wir es mit aller 
nur wünſchenswerten Klarheit, wie ſich die ſchlimme 
Entwicklung der Wirtſchaftslage allmählich auch auf die 
Staatsfinanzen auswirkt. Uns alfo kommen dieſe 
Dinge wirklich nicht ſehr überraſchend über den Hals. 
Wenn fih aber trotzdem und trotz der klaren Einſicht 
in die Lage im Auguſt dieſes Jahres die drei jetzigen 
Regierungsparteien bereitgefunden haben, die mge- 
heure Verantwortung für das Kommende zu über⸗ 
nehmen und gegenwärtig zu tragen, ſo bedeutet das 
eine Opferwilligkeit, einen Mut und ein Pflichtbewußt⸗ 
ſein gegenüber den Geboten des Staatswohls, das auch 
von denen anerkannt werden müßte, die dieſer Regie⸗ 
rung nicht freundlich geſinnt ſind, die aber ihr Gerech⸗ 
tigkeitsgefühl und die Fähigkeit, ſachlich und ruhig zu 
urteilen, nicht verloren haben; denn an dem ehrlichen 
und ernſten Bemühen der Regierung, der ſchwierigen 
Wirtſchaftslage Herr zu werden oder ſie doch nach 
Möglichkeit zu lindern, kann unter ruhig denkenden 
Menſchen kein Zweifel beſtehen. 

Wir haben mit Befriedigung und Zuſtimmung aus 
der Preſſe und aus den Reden der beiden Regierungs⸗ 
vertreter geſtern die verſchiedenſten Maßnahmen kennen⸗ 
gelernt, zu denen ſich die Regierung zwecks Abſtellung 
der dringendſten Noterſcheinungen in der Wirtſchaft ent⸗ 
ſchloſſen hat. Die ſpöttiſche und billig witzelnde Art, 
wie z. B. die ſogenannten 11 Wirtſchaftsgebote der Re⸗ 
gierung gerade in politiſch rechtsgerichteten Kreijen auf⸗ 
genommen wurden, war alles andere als ein Zeichen 
der Erkenntnis dafür, daß wir alle miteinander ſehr 
ernſt und gewiſſenhaft an einem Strang und nach einer 
Richtung ziehen müſſen, wenn wir den verfahrenen 
Karren aus dem Graben auf den rechten Weg bringen 
wollen ) Es ift überhaupt keineswegs zu erwarten, daß 
die Regierung und nur die Regierung und immer wie⸗ 


(4) 
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der die Regierung allein helfen müſſe und helfen könne. 
Herr Senator Dr. Volkmann hat geſtern ſehr richtig 
geſagt, daß man mit Programmen keine Wirtſchafts⸗ 
konjunktur verbeſſern kann, und daß die Staatsgewalt 
ein ſchlechtes Wirtſchaftsleben nicht in ein gutes Wirt- 
ſchaftsleben umwandeln kann. Es entſpringt ja nun 
einmal einem, wenn auch nicht gerade ſehr ſchönen, 
aber doch allgemeinen Bedürfnis, daß in Zeiten, wo es 
— politiſch oder wirtſchaftlich — ſchlecht geht, ein Sün⸗ 
denbock geſucht wird, auf den man allen Groll, Unzu⸗ 
friedenheit und Schuld abwälzt. Und gerade uns Deut⸗ 
ſchen liegt es ganz beſonders, auf alle Fälle zunächſt 
einmal die böſe Regierung und namentlich dann zum 
Sündenbock zu machen, wenn man nicht ſelbſt für ſie 
verantwortlich iſt. 

Und noch ein zweiter Sündenbock iſt es, der heute 
allgemein in die Wüſte geſchickt wird, das ſind die Be⸗ 
amten. Wer aus ſtaatserhaltender Geſinnung das all⸗ 
gemeine Staatswohl im Auge hat, muß mit tiefem Be⸗ 
dauern erkennen, wieviel blinde und gedankenloſe Un⸗ 
gerechtigkeit gerade jetzt die Urteile und die Haltung 
weiter Kreiſe gegen die Beamtenſchaft beſtimmen. Ich 
will darauf nicht näher eingehen. (Abg. Rahn: Ste 
haben in Ihrer Fraktion genug Beamte und brauchen 
keine Reklame dafür zu machen.) Eine Mahnung 
zur Beſonnenheit- und Mäßigung auf dieſem Gebiet 
ſcheint unbedingt geboten, weil oft ſo getan wird, als 
ſei die Beamtenſchaft ein Fremdkörper im Staatsweſen, 
als ſei ſie etwas ganz für ſich allein Beſtehendes in⸗ 
nerhalb der Gemeinſchaft anderer. Wir dürfen nicht 
vergeſſen, daß die Beamten genau wie jede andere Be- 
rufs⸗ und Erwerbsſchicht ein notwendiges Glied des 
Staates und ein unentbehrlicher Teil der Volksgemein⸗ 
ſchaft, auch der Wirtſchaft ſind. Es iſt ein Un⸗ 
ſegen, daß ſich in dieſer Zeit ein ſolcher unhaltbarer und 
innerlich nicht berechtiger Gegenſatz zwiſchen Beamten 
und Wirtſchaft herausgebildet hat, über den wir ſo 
ſchnell wie möglich hinwegkommen ſollten. Dieſes Un⸗ 
ternehmen, der Beamtenſchaft als ſolcher zu Leibe zu 
gehen, um dadurch die Wirtſchaft zu retten, erſcheint 
mir, wie auch ſo manche anderen Vorſchläge, die zur 
Rettung der Wirtſchaft aus den beſonderen Bedürf⸗ 
niſſen einzelner Gruppen heraus laut werden, dem Ver⸗ 
fahren eines nicht gerade ſehr geſchickten Arztes ſehr 


ähnlich zu ſein, der an den Symptomen einer Krank⸗ 
heit herumkuriert, anſtatt die Krankheit an der Wurzel 


zu faſſen. Leider kenne ich den Arzt nicht, der die au⸗ 
genblickliche Krankheit der Wirtſchaft an der Wurzel zu 
faſſen und von dort aus zu heilen imſtande wäre. Ich 
glaube auch nicht, daß wir in Danzig einen ſolchen Arzt 
finden werden. Denn dieſe Wurzel liegt zu ihrem we⸗ 
ſentlichen Teile außerhalb des Bereiches Danziger Mög⸗ 
lichkeiten. 

Ich verſage es mir, Einzelheiten des Wirtſchafts⸗ 
programmes der Regierung hier zu erörtern, weil wir 
uns, wie ich ſchon ſagte, davon nichts verſprechen, ſon⸗ 
dern die Erfolge und Auswirkungen 
und für ſich ſprechen laſſen wollen, die ſich aus den 
Maßnahmen des Senats und der geſetzgeberiſchen Ta- 
tigkeit des Volkstages ergeben werden. Ich beſchränke 
mich darauf, aus einer großen Reihe von Einzelwün⸗ 
ſchen meiner Fraktion an dieſer Stelle ganz wenige zu 
erwähnen. Die Beſtimmungen der Umſatzſteuer und 
Betriebseröffnungsſteuer müſſen ohne jede Rückſicht ſo⸗ 
fort aufgehoben werden. Die Erträge der beiden 
Steuern ſind ſo gering, daß ſie eingeſpart werden kön⸗ 
nen. Wir erwarten, daß ohne Verzögerung eine Vor⸗ 
lage zur Aufhebung dieſer beiden Steuern eingebracht 
wird. Es muß unterſucht werden, eine Regelung der 
Ewwerbsloſenfürſorge dahin zu treffen, 


innere mich, daß 


ruhig abwarten 


daß aus dem 


0 
Erwerbsloſenfonds größeren Unternehmungen Mittel 
zugeführt werden mit der Auflage, von Arbeiterentlaſ⸗ 
ſungen Abſtand zu nehmen und auf beſtimmte Zeit Er⸗ 
werbsloſe einzuſtellen. Die Gelder müßten zinslos, 
langfriſtig gegeben werden. Wir wünſchen ferner eine 
Neuregelung der Sparkaſſen dahin, daß die Sparkaſſen 
monatlich Bilanzen zu veröffentlichen haben und die 
ihnen anvertrauten Gelder nur ſtatutenmäßig, wie vor 
dem Kriege, verwerten. 

Wir erſtreben ſchließlich eine Nachprüfung der 
Frage, ob die Zollunion mit Polen aufzulöſen möglich 
iſt. Die Rede des Herrn Senators Dr. Frank mit der 
Entwicklung der Urſache unſerer Wirtſchaftskriſe hat 
uns in dieſer Abſicht noch beſonders beſtärkt. Ich er⸗ 
in Polen ſelbſt wiederholt Stimmen 
laut geworden ſind, die die Aufhebung der Zollunion 
als wünſchenswert und zweckmäßig bezeichneten. Dazu 
wird es freilich eingehender Verhandlungen mit Polen 
bedürfen, die frei von allen politiſchen Erwägungen 
und lediglich unter dem Geſichtspunkt wirtſchaftlicher 
Notwendigkeit ein gegenſeitiges Einverſtändnis etwa 
dahin erzielen müßten, daß das geſamte Freiſtaatgebiet 
zum Freihafengebiet erklärt werden müßte, oder wel⸗ 
chen Weg man ſonſt findet. 

Alles in allem und am dringendſten möchte ich wün⸗ 
ſchen und hoffen, daß der ſo beherzigenswerte Appell, 
in den ſowohl die Rede des Herrn Senators Dr. Frank 
als auch Herrn Dr. Volkmanns ausklang, Beachtung 
fände und zur Richtſchnur für die gemeinſame, jeden 


einzelnen von uns in gleicher Weiſe angehende Arbeit 


und Mühe dienen möge, um die Ueberwindung der ge⸗ 
genwärtig aufs höchſte geſtiegenen wirtſchaftlichen Not 
möglich zu machen. Gegenüber dem wohlberechtigten, 
geſunden Peſſimismus, dem Herr Dr. Volkmann 
geſtern das Wort redete, wollen wir doch auch nicht ver⸗ 
geſſen, daß auch ein geſunder Optimismus uns allen 
not tut. Es darf uns der Glaube und die Ueberzeu⸗ 
gung nicht verlaſſen, daß es vielleicht zwar noch ſchlech⸗ 
ter als augenblicklich werden kann, daß aber trotz allem 
wieder beſſere Zeiten mit völliger Gewißheit kommen 
werden. Say: 

Von dieſer Hoffnung auf eine beſſere Zeit kann im 
Augenblick natürlich niemand ſatt werden, aber wahr 
bleibt auf alle Fälle das Wort, daß nur der wirklich ver⸗ 
loren iſt, der ſich ſelber aufgibt und keine Hoffnung auf 
eine Beſſerung mehr aufzubringen vermag. (Lebhaf⸗ 
tes Bravo!) 

Vizepräſident Spill: 
Raſchke. 

Rajte, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.] Wenn 
die Lage der ſchaffenden Bevölkerung nicht jo ſchwer 
und niederſchmetternd wäre, dann könnte man über 
die Ausführungen der Wirtſchaftskreiſe in dieſem 
Haufe lachen. Diefe Leute bekämpfen ſich gegenfeitig 
und glauben, einer mache es beſſer als der andere. 
Dabei verkennen dieſe Herrſchaften vollſtändig, daß es 
ein und dasſelbe kapitaliſtiſche Syſtem iſt, das hier im 
Freiſtaat bezw. in der kapitaliſtiſch regierten We 
vorhanden ijt. Es geht hier nur darum, wer von dieſen 
Kapitaliſten den größten Gewinn in die Taſche ſtecken 
wird. Sie, m. H., die Sie jetzt in der Regierung find, 
haben doch nur die alte Regierung geſtürzt, weil de 
Verdienſt für Sie bisher nicht groß genug wak⸗ 
(Sehr richtig! rechts — Heiterkeit links.) Die Der 
ren von rechts ſind jetzt wiederum bemüht, die gegeni 
wärtige Regierung zu ſtürzen, weil fte glauben, a 
Verdienſt ſei zu klein. Schließlich läuft es darauf hin 
aus, die Arbeiterſchaft ſoviel als möglich auszubt en 
Derjenige wird ſich behaupten, der dies am bei 
fann. 5 n 


Das Wort hat der Herr Abg. 
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Die zweite Frage ift aber vielleicht von weit aus- 
ſchlaggebenderer Bedeutung, beſonders für uns: Hat 
das kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem überhaupt noch 
eine Berechtigung? Dieſe Frage müſſen wir vollſtän⸗ 
dig verneinen. M. D. u. H.! Wenn Sie glauben, mit 
Programmen, mit Reſolutionen und mit Entſchließun⸗ 
gen die Wirtſchaft wieder flott machen zu können, ſo 
täuſchen Sie ſich. Das werden Sie auch, nicht mit 
Ihrer Geſetzgebung und den Richtlinien, die der Senat 
herausgegeben hat, fertig bringen. (Auch nicht mit 
den elf Geboten! bei den Kommuniſten.) Wenn es 
14 wären, wäre damit auch noch nichts geholfen. Wir 
jagen Ihnen, das Syſtem ift kaputt, das kann nicht 
mehr durch elf Wirtſchaftspunkte oder wie ſie ſonſt 
heißen, gerettet werden. Sie haben doch ſchon lange 
eingeſehen, daß Sie abgewirtſchaftet haben, und wenn 
Sie ſich dennoch behaupten, ſo doch nur, weil leider 
die Arbeiterſchaft noch immer Ihren Worten Glauben 
ſchenkt. Die Arbeiterſchaft hofft noch immer auf 
Grund Ihres Programms etwas erreichen zu können. 
Aber dieſe Hoffnung geht langſam, jedoch ſicher zu⸗ 
grunde. (Zwiſchenrufe rechts.) Ja, wir freuen 
uns lange darauf, und wir wenden alle Mittel an, um 
der Arbeiterſchaft zu beweiſen, daß die Wirtſchaft ban⸗ 
kerott und verfault iſt und erledigt werden muß. Lei⸗ 
der haben wir noch nicht die Macht in Händen, wie 
wir es gern haben möchten. M. D. u. H.] So lange 
der Kapitalismus überhaupt beſteht, haben wir dieſe 
Kämpfe im Rahmen der Kapitaliſten ſchon gehabt. 
Die erſten Kapitaliſten haben ſich gegenſeitig bekämpft 
auf Grund der Profitrate. Der eine Kapitaliſt wollte 
mehr haben als der andere. Dieſe Kämpfe arteten 
ſchließlich in Kriege aus, und wir wiſſen ja, daß der 
letzte Weltkrieg nur auf die Intereſſen der einzelnen 
kapitaliſtiſchen Kreiſe zurückzuführen iſt. Jetzt iſt 


(B) man anſcheinend in Europa von den Kriegen abge- 
kommen. Man hat verſucht, die Wirtſchaft nach ande⸗ 


ren Richtlinien aufzubauen. Es iſt noch nicht lange 
her, als man auch in dieſem Haufe von dem Dawes⸗ 
Pakt geſprochen hat. Beſonders die Sozialdemokraten 
erklärten, der Dawes⸗Pakt wäre nötig, um die Wirt⸗ 
ſchaft neu zu beleben. Was hat der Dawes⸗Pakt ge⸗ 
bracht? So viel, daß die Wirtſchaft am Boden liegt. 
Nicht nur in Deutſchland iſt es ſo, ſondern auch in 

olen, ganz abgeſehen von Danzig, aber auch in den 
Siegerſtaaten, in England, Frankreich uſw. Heute 
ſtellte ſich hier Hert Brill hin und hat ja zwar nicht 
gerade gejagt, daß der Dawes⸗Pakt nichts gebracht 
habe, aber er erklärte, Locarno werde alles heraus⸗ 
reißen. Durch den Locarno = Vertrag würden wir zu 
friedlichen Zuſtänden kommen. M. D. u. H.! Wie ſteht 
es mit dem Locarno⸗Pakt aus, der Kriege verhindern 
will? Es ſieht doch ſo aus, daß heute in aller Welt 
Teilkriege toben, oder die Gefahr nahe bevorſteht, daß 
wieder neue Kriege heraufbeſchworen werden. Ich er⸗ 
innere nur an Marokko, an China, an Syrien. Die 
Moſſulfrage, kann fih und ich glaube, wird fi auch in 
allernächſter Zeit zu einem neuen Weltkriege aus⸗ 
wirken, ſchlimmer wie wir ihn in den vier Jahren 
durchgemacht haben. Das iſt alſo Locarno, und das iſt 
5 Aufbau der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe. So 
ange die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe beſteht, wer⸗ 
= die Kriege nicht vermieden werden trotz Völker⸗ 
und, trotz Locarno⸗Pakt, und wie ſich die Verträge 
weiter nennen mögen. Wir ſagen, dieſes Syſtem hat 
abgewirtſchaftet und ſollte jo ſchnell wie möglich ver- 
et Wenn Sie, m. D. u. H., noch ein bißchen 

hrgefühl im Leibe hätten, hätten Sie den beſtehen⸗ 


den Bankerott ſchon lange der Oeffentlichkeit erklärt 


und geſagt, jetzt geht es nicht weiter, hier müſſen an⸗ 
ere Maßnahmen ergriffen werden. Dazu haben Sie 


y 
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Zeit auf den Lohn der wenigen 


nicht den Mut, weil dann Ihre Taſchen leer werden, ; 


weil Sie dann ſelbſt arbeiten und unter Umjtänden 
leben müſſen, wie heute die Arbeitsloſen zu leben ge⸗ 
zwungen ſind. í 


Wenn wir uns kurz das Wirtſchaftsprogramm der 
Regierung anſehen, dann finden wir zur Genüge, daß 
wieder alles auf Koſten der Arbeiterſchaft aufgebaut 
werden ſoll. Nehmen wir den erſten Punkt: „Fort⸗ 
ſetzung der Bemühungen, der Danziger Wirtſchaft 
fremdes Kapital zuzuführen.“ Das heißt doch, daß 
die Danziger Arbeiterſchaft nicht nur für den Danzi⸗ 
ger, ſondern auch für den auswärtigen Kapitaliſten 
arbeiten ſoll. Wenn weiter geſagt wird, „nötigenfalls 
unter Staatsbürgſchaft“, ſo heißt es nichts anderes, 
als daß durch Steuern eventuell bankerotte Betriebe 
wieder flottgemacht werden, oder, daß durch den Ban⸗ 
kerott das Geld, das der Senat hineingeſteckt hat, 
flöten geht und daß es durch Steuern aufgebracht wer⸗ 
den muß. Wer die Steueraufbringer ſind, haben wir 
Ihnen zur Genüge bewieſen. Es ſind die Arbeiter, die 
kleinen Beamten und der Mittelſtand. Die oberen 
Zehntausend denken nicht daran, die Steuern aufzu⸗ 
bringen, die ihnen eigentlich zukommen. Es heißt 
dann weiter: „Du ſollſt nicht einen Pfennig im 
Auslande ausgeben, wenn du die Ware oder die 
Arbeit in Danzig erhalten kannſt“, das heißt alſo 
Vergebung von Aufträgen des Staates und der Ge⸗ 
meinden an Danziger Unternehmer. Darüber iſt ſchon 
genug geſprochen worden. Schon jahrelang ſind die 
Kapitaliſten immer der Meinung geweſen, daß die 
Arbeit am Ort bleiben ſoll. Aber wenn es nach dem 
Verdienſt geht, dann ſcheut man ſich gar nicht, auch 
Aufträge nach dem Auslande zu geben. Vor ganz 
kurzer Zeit hat man in Zoppot für 2½ Millionen 
Arbeiten nach Stettin vergeben. Das Kaſino hat ſeine 


Inneneinrichtung nach Deutſchland vergeben, weil fie | 


da billiger hergeſtellt wird. Würden die 21% Millio- 
nen in Danzig bleiben, ließe ſich ſehr gut die Wirt⸗ 
ſchaft beleben. Aber das wollen Sie nicht. Die Regie⸗ 
rung ſagt weiter: „Weitere Einwirkung auf die Ge⸗ 
ſtaltung der Preiſe des lebensnotwendigen Bedarfs.“ 
Wir ſind damit einverſtanden. Aber wie ſieht es in 
Wirklichkeit aus? Einmal ſprechen Sie von dem 
freien Spiel der Kräfte, und zum andern wollen Sie 
eingreifen. Die Wirtſchaftskreiſe kämpfen dagegen an 
und werden es nicht zulaſſen, daß in dieſer Beziehung 
irgend etwas an ihrem Verdienſt geſchmälert wird. 
Wenn man den guten Willen hätte, dann wäre ſchon 
öfters Gelegenheit geweſen, einmal durchzugreifen. 
Aber da verſagt die Regierung. Das Wuchergericht 
hat abſolut nichts zu tun, trotzdem hier immer wieder 
ſeſtgeſtellt wird daß die Preiſe abnorm hoch ſind. Wir 
können uns mit dieſen Preiſen nicht zufriedengeben. 
Aber kein Menſch denkt daran, hier einmal zuzu⸗ 
greifen, dieſe Elemente einmal zu beſeitigen. 

Sie ſagen weiter: „Stärkere Heranziehung von 
Vertretern der geſetzgebenden Körperſchaften und der 
Wirtſchaft bei der Aufſtellung und Durchführung des 
vom Senat aufgeſtellten Programms.“ Das iſt ſehr 
ſchön, aber wir wiſſen ja, wie die Wirtſchaftskreiſe 


eingeſtellt ſind, und wie ſie ſich dieſe Verordnung bezw. 


dieſes Mitreden denken. Ein klaſſiſches Beiſpiel dafür 
hat uns Herr Abg. Doerkſen gegeben, indem er ein 
Schreiben ſeitens der Landwirtſchaft an den Senat 
richtete, worin ſteht: „Es geht nicht an, daß ein großer 
Teil der Bürger unſerer Stadt als Arbeitsloſe von 
den Steuerzahlern jo reichlich unterſtützt wird, daß 
er die Luſt an der Arbeit überhaupt verliert. (Hört! 
Hört! bei den Kommuniſten.) Ebenſowenig iſt es 
zu verantworten, daß in der gegenwärtigen ſchweren 
Arbeitenden hohe 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 

ſoziale Zulagen gelegt werden und die Sozialverſiche⸗ 
rung ſtatt abgebaut, immer weiter ausgebaut wird. 
Das Problem der Arbeitsloſigkeit wird nicht durch 
Staatszuſchüſſe allein, ſondern nur durch großen Fleiß, 
längere Arbeitszeit und Beſcheidung mit knappem Ar⸗ 
beitslohn nicht nur von Seiten der Arbeitnehmer, ſon⸗ 
dern von allen Berufsgruppen gelöſt werden können.“ 
So ſieht die Einſtellung der Wirtſchaftkreiſe aus, die 
nach dem Programm des Senats mitberaten ſollen. 
Hier erkennen wir ganz genau, wohin die Reiſe gehen 
ſoll, länger arbeiten und weniger verdienen. Das iſt 
der Grundſatz, wodurch die Wirtſchaft neu aufgebaut 
werden ſoll. Es iſt bedauerlich, daß in dieſer Be⸗ 
ziehung die Sozialdemokratie und mit ihr die freien 
Gewerkſchaftsvertreter in dieſelbe Kerbe hauen. Die 
Berichte in den Zeitungen und die Forderungen, die 
ſie aufſtellen, ſehen ziemlich radikal aus. Der Allge⸗ 
meine Gewerkſchaftsbund hat ja auch Forderungen 
aufgeſtellt. In der zweiten Forderung heißt es: 
„Strenge Ueberwachung aller Kleinbetriebe, wie 
Bäckereien, Schlächtereien, Gaſtwirtſchaften in Bezug 
auf die Einhaltung des Achtſtundentages und Ver⸗ 
hängung hoher Strafen reſp. Schließung ſolcher Unter- 
nehmungen, die gegen ſolche 
gen verſtoßen.“ 

M, H. von der Sozialdemokratie, warum kommen 
Sie erſt heute damit? Wir haben Ihnen Anfang 
dieſes Jahres Gelegenheit gegeben, ein derartiges 
Geſetz zu beſchließen. Wir haben Ihnen geſagt, daß 
der Achtſtundentag überall durchbrochen wird. Wenn 
die Unternehmer dazu übergehen, die Arbeiterſchaft 
zu zwingen, länger zu arbeiten, ſo müſſen hohe Stra⸗ 
fen verhängt werden, wir verlangten ſogar Gefängnis⸗ 
ſtrafe. Da haben Sie erklärt, ſolch einen Humbug 
könnten Sie nicht mitmachen. Darum ſagen wir, daß 


(B) das, was Sie jetzt in der Zeitung ſchreiben, Humbug 


iſt; denn Sie wollen es nicht. Sie wol⸗ 
len nur der ſchaffenden Bevölkerung Sand 
in die Augen ſtreuen, Sie wollen ſich nur nach 


außen hin radikal gebärden. Was Sie wollen iſt, die 
Wirtſchaft wieder mit Hilfe der Kapitaliſten aufzu⸗ 
bauen. Ich ſagte ſchon, daß dies in der heutigen Zeit 
unmöglich iſt. Sie werden zwiſchen dieſen beiden 
kapitaliſtiſchen Gruppen zerrieben werden und werden 
ſchließlich erkennen müſſen, daß Sie die Betrogenen 
waren. 

Die Arbeiterſchaft hat das ſchon heute erkannt. Sie 
ſieht genau, wohin das Schiff geht. Ich habe in Zop⸗ 
pot feſtſtellen können, daß die Arbeiter voll und ganz 
mit unſerm Programm einverſtanden ſind, das dahin 
geht, die Ausbeutung nicht weiter zuzulaſſen, die 
Steuern nicht allein durch die Arbeiter aufbringen zu 
laſſen. Die Ausbeutung muß abgeſchafft werden. Die 


Steuern müſſen von denen aufgebracht werden, die im 


der Lage ſind, ſie zu zahlen. Dann wird es möglich ſein, 
den unteren Beamten die geforderte Lohnerhöhung 
zukommen zu laſſen und den Mittelſtand leben zu 
laſſen. Aber ſolange die Verhältniſſe ſo ſind wie 
jetzt, ſolange Sie glauben, an der Wirtſchaft noch im⸗ 
mer herumdoktern zu müſſen, wird ſich nichts ändern. 
Wir werden keine Aenderung bekommen, ob die Regie⸗ 
rung in den Händen deutſchnationaler Kapitaliſten 
liegt oder in den Händen liberaler oder ſozialdemo⸗ 
kratiſcher Kapitaliſten. 

Wenn die Wirtſchaft nach Ihrer Meinung neu be⸗ 
lebt werden ſoll, ſo ſind dazu andere Vorausſetzungen 
notwendig. Solange Sie nicht den Einfluß der Ar⸗ 
beiterſchaft in den Betrieben vergrößern, wird die 


Sabotage der Unternehmer weiter beſtehen bleiben. 
Obwohl Ihre Kreiſe ſagen, ſie hätten keinen Verdienſt, 
iſt der Verdienſt noch immer ſo groß, daß Sie Herren⸗ 
tage leben können. Solange Sie ein ausſchweifendes 
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geſetzlichen Beſtimmun⸗ |-gibt, die in ihren Betrieben wirtſchaften, 


Leben führen können, ſolange Sie noch nie gearbeitet 
haben, die Hand nicht angelegt haben, um Ihre 
Lebensbedürfniſſe zu befriedigen, ſolange iſt unbedingt 
zu verlangen, daß Sie auch Ihren Verdienſt etwas 
herunterſetzen. Aber den werden Sie erſt herunter⸗ 
ſetzen, wenn die Arbeiter den Einfluß in den Betrie⸗ 
ben haben, der ihnen zukommt. Wir verlangen daher, 
daß ſofort die Betriebsräte und Angeſtelltenräte ge⸗ 
ſchaffen werden. Wir wundern uns, daß die Sozial⸗ 
demokratie darauf nicht eingegangen iſt. Solange un⸗ 
ſere Verfaſſung beſteht, ſteht darin: „Schaffung der 
Arbeiterkammern.“ Als die alte Regierung von der 
Sozialdemokratie öfter daran erinnert wurde, ging ſie 
mit einer Handbewegung darüber hinweg. Wir 
nahmen an, daß die jetzige Koalition, in der zum 
großen Teil Arbeitervertreter ſind, dieſe Geſetze brin⸗ 
gen würde. Aber das iſt bis heute nicht 
Wenn Sie zeigen wollen, daß es Ihr ernſter Wille iſt, 
die Wirtſchaft wieder in Gang zu bringen und damit 
der Arbeiterſchaft Arbeitsgelegenheit und Verdienſt 
zu geben, dann bringen Sie dieſe Geſetze ein, die den 
Arbeitern einen Einfluß in den Betrieben ſichern. 
Solange es heute noch einen Noé und einen Klawitter 
wie ſie 
wollen, wird die Wirtſchaft nicht neu belebt werden, 
und für die Arbeiterſchaft wird nichts herauskommen. 
Auf Grund der jetzigen Geſetzgebung ift es einem Noé 
möglich, Arbeiter auf die Straße zu ſetzen, trotzdem 
Aufträge vorhanden ſind. Er ſetzt Angeſtellte durch 
das eine Tor auf die Straße und zieht andere durch 
das andere Tor wieder hinein. (Abg. Klapps: 
Sehr richtig!) Das wird, wenn die geforderten Ge⸗ 
ſetze in Kraft treten, nicht mehr möglich ſein. 

Nur ſo kann nach unſerer Ueberzeugung die Wirt⸗ 
ſchaft neu belebt werden. Ich möchte gleichzeitig ſagen, 


daß die Betriebsräte und Angeſtelltenräte, wie fie im ) 


Deutſchen Reiche vorhanden ſind, auch nicht viel 
Einfluß haben. Die Wirtſchaft wird von den Produk⸗ 
tionsinhabern ſabotiert. Daher verlangen wir, daß die 


Betriebsräte in Danzig mit den weiteſten Vollmach⸗ 


ten ausgerüſtet werden. Ihre Vollmacht muß ſo weit 
gehen, daß ſie Einblick in die Bücher nehmen dürfen, 
daß ſie Einfluß auf die Kalkulation und den Verdienſt 
haben. Wenn das erſt erreicht wird, dann werden 
wir die Gewißheit haben, daß für die Arbeiterſchaft 
auch etwas herauskommt. 

Aber nicht nur Betriebsräte brauchen wir, ſondern 
auch Kontrollausſchüſſe. Ich jagte vorhin ſchon, daß 
wir trotz Wuchergericht und trotz der Richtlinien, die 
der Senat herausgegeben hat, immer noch unter einer 
übergroßen Preisbildung zu leiden haben. Wir müſſen 
feſtſtellen, daß nicht nur die notwendigen Bedarfs⸗ 
artikel in Bezug auf Lebensmittel, ſondern daß auch 
Wäſche, Kleider, Schuhe im Preiſe weit zu hoch 
kalkuliert ſind. Wenn heute ſozuſagen an dieſe Herren 
die Bitte ausgeſprochen wird, ſie möchten doch endlich 
Einſicht haben, ſo glauben wir nicht daran, daß ſie es 
tun werden. Sie werden nicht eher Einſicht gewinnen, 
bis ihnen eine Kontrollinſtanz auf die Naſe geſetzt 
wird, die dahin wirkt, daß die Preiſe abgebaut werden 
und daß ein angemeſſener Preis, wie er auf dem 
Markt üblich iſt, gefordert wird. Darum verlangen 
wir, daß von ſtaatswegen Kontrollausſchüſſe geſetzli 
verankert werden und daß dieſen eine Macht einge” 
räumt wird, damit ſie den Warenverkehr kontrollieren 
und die Preiſe feſtſetzen können. 

Weiter müſſen wir verlangen, daß die indirekten 
Steuern abgebaut werden. Es iſt beſchämend, daß 
dieſes hohe Haus es nicht fertigbekommen hat, die 
Umſatz⸗ und Luxusſteuer fallen zu laſſen. So lange 
dieſe indirekte Steuer beſteht und wir wieder nur die 
Aufbringer dieſer Steuer ſind, ſo lange wird die Wirt⸗ 


geſchehen. 
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wenn man feſtſtellen muß, 
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(Rafte, Abgeordneter.) 
ſchaft nicht in Gang kommen. Wir wiſſen ja, daß 
durch dieſe Steuer die Arbeiter, die kleinen Beamten 
und der Mittelſtand am ſchwerſten betroffen werden. 
Gerade die Artikel, die von dieſen Kreiſen verbraucht 
werden, unterliegen der indirekten Steuer. Alſo hin⸗ 
weg mit dieſen Steuern und dafür direkte und beſon⸗ 
ders Beſitzſteuern. Es geht nicht an, daß wieder alles 
beim alten bleibt, oder wie ich behaupten möchte, noch 
für die beſitzenden Kreiſe eine Erleichterung geſchaffen 
wird. Wenn man ſich das Vermögensſteuergeſetz an⸗ 
ſieht, ſo iſt es in einer Beziehung beim Alten geblie⸗ 
ben und in anderer Beziehung iſt den Herrſchaften 
noch eine Erleichterung gewährt. Es iſt ein Hohn, 
daß von 20 000 Gulden 
ermögen im Jahr nur 20 Gulden Steuern gezahlt 
werden ſollen. Wir fragen uns, ob es denn über⸗ 
haupt noch nötig iſt, dieſe Steuer zu erheben. Wenn 
ja, dann ſagen wir, Senat, Du erhebſt dieſe Steuer 
nur, um ein paar Beamte unterzubringen. Die Steuer 
wird aber nicht das Gehalt der Beamten aufbringen, 
die ſie erheben. (Abg. Doerkſen: Wieviel wollen 
Sie denn erheben? — Abg. Polſter: Wir zahlen doch 
die Einkommenſteuer aus dem Vermögen!) Wenn 
wir 20000 Gulden Vermögen hatten, würden wir 
gern 1000 Gulden zahlen, beſonders jetzt, da ſich die 
Wirtſchaft in einer ſolchen Notlage befindet. Aber Sie 
glauben ja immer, daß die Beſitzenden keine Steuern 
aufbringen dürfen, daß nur die Arbeiter, bezw. das 
ſchaffende Volk zum Zahlen der Steuern da iſt. So⸗ 
lange Sie, Herr Abg. Polſter von dieſem Prinzip nicht 
abkommen, ſolange werden Sie die Wirtſchaft nicht 
beleben, die Not wird weiter beſtehen und die Arbeits⸗ 
loſigkeit wird ſich noch vergrößern. Wir haben ſchließ⸗ 
lich kein Intereſſe daran, Ihnen Wege zu zeigen, wie 
die Wirtſchaft belebt werden ſoll. (Abg. Polſter: 
Das kriegen Sie auch nicht fertig!) Wie man es 
nimmt! Wenn wir dazu berufen ſind, die Wirtſchaft 
in Schwung zu bringen, Herr Polſter, ſo ſage ich 
Ihnen, brauchen wir nicht ſo lange Zeit wie Sie und 
Ihre Kreiſe notwendig haben. (Dann würde Herr 
Polſter wieder arbeiten müſſen! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Wir können nur feſtſtellen, daß Sie mit 
Ihren Programmen nicht vorwärts, ſondern immer 
wieder rückwärts gegangen ſind. Der beſte Beweis iſt 
die Arbeitsloſigkeit. Schon vor zwei Jahren iſt da⸗ 
von geſprochen worden, daß ſich die Wirtſchaft in Not 
befindet. Schon damals hat man Programme aufge⸗ 
ſtellt und das Refultat ift: damals 3—4000 Arbeits⸗ 
loſe, heute 15 000 Arbeitsloſe. Wem wollen Sie denn 
noch weiß machen, daß Ihr Programm etwas Poſi⸗ 
tives erreicht hat? Das iſt nicht nur in Danzig, ſon⸗ 
dern in allen kapitaliſtiſch regierten Staaten der Fall, 
und darum ſagen wir mit Recht, Ihre Organiſation 
taugt nichts mehr, ſie iſt verfault und muß abgeſchafft 
werden. 
M. D. u. H.! Wenn ich Ihnen einen Vorſchlag zur 
Belebung Ihrer Wirtſchaft machen dürfte, dann will 
ich ſagen: machen Sie die elf Gebote, die geſtern Herr 


Senator Dr. Volkmann hier vorgetragen hat, zu Ge⸗ 
letzen, dann wird die Wirtſchaft flott werden. Paſſen 


Sie auf, Herr Doerkſen: Du ſollſt ſparen im privaten 
und öffentlichen Haushalt! Alſo Geſetz dafür. Wer da⸗ 
gegen verſtößt, wird mit Gefängnis beſtraft. Ich gebe 
Ihnen Brief und Siegel, dann können Sie ein neues 
Wefängnis für Ihre Kreiſe bauen. Das würde dann 
aber auch nicht ausreichen, ſondern Sie würden viel⸗ 


leicht 10 Gefängniſſe brauchen. „Du ſollſt keine unan⸗ 


gemeſſenen Zinſen verlangen, aber auch nicht geben!“ 
kau ein Geſetz dafür, und wir wollen jehen, wer Die 

eſetze bricht. Sie find es, die die Geſetze nicht halten. 
„Du ſollſt nicht Dollar hamſtern!“ Warum machen 
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könnten wir als Kommuniſten 


ſchafft, dann wird die Wirtſchaft neu 


Sie kein Geje? Es beſteht der Hamſter an Dollars, 
und trotzdem ſtellen Sie ſich hin und ſagen, ach ſeid ſo 
liebenswürdig und tut es nicht. Geſetze dafür heraus! 
Dann werden wir andere Zuſtände bekommen. Dann 
werden wir etwas anderes erleben. Aber ſolange die 
Herrſchaften nicht den Mut haben, ſolange Sie nur 
glauben, ſich dieſen Kreiſen gegenüber als Vittende Hin- 
zuſtellen, ſolange werden Sie mit Ihrer Wirtſchaft 
Bankerott erleben. Wenn es gegen die Arbeiterſchaft 
geht, haben Sie Geſetze zur Hand. „Du ſollſt nicht 
einen Pfennig im Ausland ausgeben.“ Alſo, warum 
werden nicht an der Grenze den Herren die Taſchen re⸗ 
vidiert? Wieviel nimmſt du Schweinigel mit? (Her 
terkeit.) Da lachen Sie, ung ift es heiliger Ernſt. 
„Du ſollſt nicht ſpekulieren und dich mit kleinen Ge- 
winnen begnügen!“ Warum handeln Sie nicht dar⸗ 
nach? Was ſagen Sie in Ihren Kreiſen? Ihr ſeid 
meſchugge, wir tun, was wir wollen. Wir haben ja 
noch dumme Arbeiter, die hungern noch. Solange Jie 
hungern, haben wir nicht nötig, uns nach Euch zu rich⸗ 
ten, wir handeln, wie es uns beliebt. Aber die Ar⸗ 
beiter werden Ihnen bald die Quittung geben. „Du 
ſollſt Dich in den rationellen Produktions⸗ und Ver⸗ 
teilungsprozeß einreihen, denn alle Drohnen 
weiß nicht, ob das auf Sie gemünzt iſt, Herr Abg. 
Doerkſen — des Wirtſchaftslebens verteuern die Qe- 
benshaltung und haben keine Exiſtenzberechtigung.“ 
Wenn ich nicht ſo genau informiert wäre, daß Herr Se⸗ 
nator Dr. Volkmann kein Kommuniſt ift, würde ich 
ſagen, er iſt ein Kommuniſt. Ein beſſeres Programm 
auch nicht aufſtellen. 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Nur müßten 
auf dieſes Programm hin die entſprechenden Geſetze 
geſchaffen werden und ſo geſchaffen werden, daß ſie 
nicht umgangen werden könnten. Dann haben wir 
das, was wir der Wirtſchaft zuführen müſſen, um ſie 
zu beleben. Weiter ſollen wir ſo arbeiten, daß der 
wirtſchaftliche Nutzwert der Arbeiter höher iſt, als in 
Friedenszeiten. Alſo, meine Herren, ſtrengen Sie ſich 
an, ſchaffen Sie und ſitzen Sie nicht nur hinter dem 


Ofen. Glauben Sie nicht, daß etwas mehr heraus⸗ 
kommt, wenn Sie den Arbeiter ſchikanieren. So ifi 
das nicht gemeint, es heißt hier: „Du.“ Das bezieht 


ſich auf alle, alſo ſind auch Sie berufen, in dem Sinne 
zu arbeiten, wie auch wir es verlangen. Um die Wirk⸗ 
ſchaft zu beleben, machen wir Kommuniſten Ihnen den 
Vorſchlag, für jedes dieſer elf Gebote ein Geſetz zu ma⸗ 
chen, daß im letzten Stadium denjenigen Zuchthaus gu- 
billigt, die dagegen verſtoßen. Dann haben wir es ge⸗ 
belebt werden, 
dann werden die Arbeiter Arbeit haben, und alle Not 
und alles Elend werden beſeitigt ſein. Aber Sie wol⸗ 
len nicht, weil Sie nicht wünſchen, daß Ihr Syſtem, 
ſcheitert, warten Sie nur noch kurze Zeit. 

Wenn Ihr Syſtem geſcheitert iſt und wir das Heft 
in die Hände nehmen, dann wird das ſo durchgeführt. 
Dann ſollen ſich diejenigen vorſehen, die heute noch im⸗ 
mer von den Knochen der Arbeiter leben zu können 
glauben, die die Arbeiterſchaft ausbeuten zu können 
glauben. Mit dieſer Clique wird die Arbeiterſchaft 
Schluß machen und fie dahin bringen, wohin ſie ge- 
hört. (Wiederholtes Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat-Soz.): M. D. u. 9.1 
Meine Fraktion bedauert es, daß eine derartige De⸗ 
batte hier im Volkstag ſtattfinden konnte, genau wie 
fie es bedauert, daß vor einiger Zeit die erſte Proteſt⸗ 
verſammlung der Deutſch⸗Danziger Volkspartei als 


Parteiverſammlung ſtattfand. Wir müſſen feſtſtellen, 


ich 


(©) 
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daß ſich die heutige ſogenannte Diskuſſion auch zu 
nichts weiter als zu Reden über Parteiprogramme aus⸗ 
gewirkt hat. Es iſt bedauerlich in einer Zeit, in der 
alle Kreiſe erkannt haben, daß die Wirtſchaft reſtlos 
am Boden liegt, daß man mit einer derartigen Anfrage 
verſucht, die Diskuſſion, die jetzt an jedem Biertiſch 
ſtattfindet, auch in den Volkstag hineinzubringen. Ich 
bekam neulich einen Ordnungsruf dafür, daß ich den 
Ausdruck Quaſſelbude auf dieſes hohe Haus an⸗ 
wandte. Die heutigen Ausführungen ſind ein Beweis 
für meine damalige Behauptung. (Wozu reden Sie? 
links.) Wir verzichten auf eine zweite Garnitur, 
weil wir ſie für Blödſinn erklären. Die Große An⸗ 
frage der Deutſchnationalen beſteht im erſten Teil aus 
der Anfrage, ob dem Senat bekannt iſt, daß ſich die 
wirtſchaftliche Lage ſeit dem Sommer ganz außer⸗ 
ordentlich verſchlechtert hat. Wenn man eine ſolche 
Anfrage ſtellt, ſo iſt das eine Anpflaumung des Se⸗ 
nats; denn wenn er das nicht wüßte, wäre der Senat 
ſchon lange getürmt worden. Andererſeits hat die 
Frage nur den Zweck, eine derartige Diskuſſion, wie fie 
heute ſtattfand, hervorzurufen. Das bedauern wir. 
Etwas weſentlich anderes ift es, wenn der zweite 
Teil der Anfrage ſagt, „Welche Maßnahmen gedenkt 
der Senat zu treffen, um die Wirtſchaft zu heben“. 
Der erſte Teil der Anfrage iſt eigentlich in gleichlau⸗ 
tendem Sinne, wie die Anfrage ſelbſt, von Herrn 
Handelsſenator Dr. Frank behandelt worden. Seine 
beſtimmt tiefſchürfenden Ausführungen waren aber in 
ihrer akademſiſchen Lesart durchaus unnötig; denn 
was dort geſagt wurde, iſt einem jeden einzelnen von 
uns bekannt. Es wäre bedauerlich, wenn jemand im 
Saale wäre, der dieje Tatſachen unſerer wirtſchafk⸗ 
lichen Not nicht kennte. Gewiß hat Herr Senator Pr. 
Frank eine Reihe von Momenten angeführt, die zur 
geführt haben. 
Doch iſt vielleicht bei der Betrachtung der polniſchen 
Wirtſchaft ein Punkt vergeſſen worden. Man hat ver⸗ 
geſſen, daß der hauptſächlichſte Punkt das Anleihever⸗ 
fahren und die allgemeine Zinsknechtſchaft waren, daß 
das jetzige Elend von dem Zinskapital über alle Völker 
Europas gebracht wurde. Wenn ich hier auf dieſen 
Punkt weiter eingehen ſollte, würde ich beſtimmt wieder 
ein Parteiprogramm vom Stapel laſſen müſſen, das 
ſich mit der ſogenannten Zinsknechtſchaft befaßt. Ich 
verzichte darauf und will nicht in den Ton der übrigen 
der Polemiken parteipolitiſcher Art verfallen. Ande⸗ 
rerſeits iſt zu wenig betont worden, daß gerade die Ver⸗ 
koppelung mit Polen erſt heute als ſchädlich erkannt 
iſt. Ich möchte darauf hinweiſen, daß der neue Vize⸗ 
präſident des Senats in ſeiner erſten Erklärung vor 
dem Volkstage ſagte, daß mit der bisherigen Richt⸗ 
linie des früheren Senats, eine politiſche Wiederan⸗ 
gliederung Danzigs an Deutſchland zu ſuchen, aus 
Rückſichten auf den polniſchen Nachbar gebrochen wer⸗ 
den müſſe. Es iſt niemals und zu keiner Zeit ſolch 
eine unglückliche Aeußerung von einem Senatsvertre⸗ 
ter abgegeben worden wie dieſe. (Sehr richtig! rechts.) 
Wenn man die wirtſchaftliche Notlage Danzigs be⸗ 
trachtet, ſo findet man, daß das Grundübel und die 
Wurzel alles Uebels in der Verkoppelung mit Polen 
liegt. Es iſt tatſächlich die Zeit gekommen, daß man 
auf die Straße gehen könnte, um dem Völkerbund und 
ſonſtigen beteiligten Kreiſen vor Augen zu führen, daß 
uns nur die Wiederangliederung Danzigs an Deutſch⸗ 
land retten kann. Gewiß liegt das deutſche Wirtſchafts⸗ 
gebiet auch brach, aber lange nicht ſo, wie es in Polen 
der Fall iſt. Die polniſche Kriſe iſt von der deutſchen 
weſentlich verſchieden. Alſo kann für uns, das muß 
ſcharf betont werden, die Hauptforderung nur eine 


deſſen übler Tätigkeit heute noch 


des Zinsfußes angeführt, 


Reviſion des Friedensvertrages fein, die das Danziger 
Gebiet von der wirtſchaftlichen Zuſammenkoppelung 
mit Polen löſt. . 

Nun hat der Herr Finanzſenator Dr. Volkmann 
uns geſtern Zahlen bezüglich der Erwerbsloſigkeit, der 
Steuerſtundungen, Zollſtundungen uſw. genannt, daß 
man beinahe von einer Kataſtrophe reden könnte. Wir 
wollen das Wort nicht poſitiv anwenden, obwohl es 
ſchon von allen möglichen Seiten gebraucht wurde. Ich 
denke davan, daß man bereits bei der Neuwahl des 
Völkerbundskommiſſars von Danzig, als man glaubte, 
daß Herr Zimmermann aus Oeſterreich hierher käme, 
von dem Konkursverwalter Danzigs ſprach. Man kann 
es auch nicht als unrichtig bezeichnen, daß die Reden 
der beiden Negierungsvertreter nicht wie die Reden 
einer Regierung zur Rettung Danzigs, ſondern wie die 
einer Regierung zur Liquidation Danzigs beinahe aus⸗ 
klangen. (Hört, hört!) Das ſind die Folgen eines 
Uebels, das noch aus einer anderen Zeit ſtammt. Die 
Folgen dieſes Uebels dokumentieren ſich als die Fort⸗ 
ſetzung irgend einer anderen Schuld und eines anderen 
Uebels. Der alte Senat hat verſchiedentlich verſucht, 
ſich gegen einen vollkommenen Niederbruch der Danzi⸗ 
ger Wirtſchaft zu wehren. Heute wird auch dem neuen 
Senat immer wieder zugerufen: „Tue etwas, damit 
die Wirtſchaft nicht reſtlos am Boden liegt.“ 


Andererſeits hat dieſe große Anfrage den Zweck ge 
habt, zu beweiſen, daß die alte Regierung alles getan 
hat, was ſie tun konnte, und daß die neue Regierung 
es nicht getan hat. Und gerade in dieſer 
parteipolitiſchen Aufſtellung der großen An⸗ 
frage ſehen wir eine große Gefahr. Es iſt nicht 
richtig, in einer ſolchen Zeit der allgemeinen Not 
nun etwa den einen Senat gegen den andern auszu⸗ 
ſpielen, trotzdem wir ganz offen erklären, daß un⸗ 
ſere Sympathien durchaus nicht auf Seiten des neuen 
Senats find, Wir können von einem neuen Senat und 
nicht ſprechen. Wir 
können heute nicht ſagen, dies und jenes Verſehen iſt 
begangen, mit Ausnahme des einen großen Fehlers 
außenpolitiſcher Natur, den ich dem Herrn Vizepräſi⸗ 
denten Gehl vorwerfen muß. 


D) 


Es ſind jetzt verſchiedene Forderungen aufgeſtellt 
worden. Es iſt geſprochen worden von einer Kapitals⸗ 
beſchaffung. Ich erinnere Sie daran, daß ſämtliche 
Vorlagen meiner Fraktion, die auf Kapitalbildung Hin- 
zielten, wie z. B. die Yau- und Wirtſchaftsbank, reſtlos 
unter den Tiſch fielen. Ich erinnere Sie, daß unſere 
Vorlagen eine Hevabſetzung des Zinsfußes beabſichtig⸗ 
ten. Seinerzeit wandten ſich ſämtliche Fraktionen gegen 
unſern Geſetzentwurf, auch die Kommuniſten, die heute 
erklären, daß jemand, der einen unangemeſſenen Zins⸗ 
fuß nimmt, mit Gefängnis beſtraft werden ſoll. Unſer 
Geſetzentwurf beſagte das, und auch Ihre Fraktion hat 
ihm nicht zugeſtimmt. Alle möglichen Gründe wurden 
gegen einen ſolchen Geſetzentwurf, gegen die Herabſetzung 
trotzdem immer wieder volt 
Senat geſagt worden iſt, wir müſſen darauf hinwirken, 
Was tut der Senat zur Herabſetzung des Zinsfußes? 
Es genügt nicht nur, 11 Forderungen aufzuſtellen und 
die Ausführung dieſer Forderungen zu verſchleiern, 
wenn man nicht gleichzeitig die poſitive Form der Mus- 
führung andeutet. Andeutungen dieſer Art ſind uns 
nicht gemacht worden. Es iſt uns geſtern von Herrn 
Senator Dr. Volkmann geſagt worden, daß wir die 
Hoffnung haben könnten auf Gewährung fremden Kir 
pitals nach Danzig. Die „Danziger Neueſten Nachrich⸗ 
ten“ freuen ſich über dieſe Ankündigung und halten ſie 
für vielverſprechend. Wir müſſen aber offen fragen: 


— 
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Iſt Herr Senator Dr. Volkmann tatſächlich der Mei- 
nung und der Hoffnung, daß wir dieſes Kapital in der 
nächſten Zeit bekommen? Was hat er dazu getan? 
Wenn wir die Ausführungen heute früh im Haupt⸗Aus⸗ 
ſchuß betrachten, fo ift um die Sache herumgeredet mor- 
den, aber keine Andeutung eines poſitiven Weges ge⸗ 
geben. 

Es iſt weiter eine Reihe von Forderungen gleichlau⸗ 
tend mit den Forderungen der Wirtſchaftskörper aufge⸗ 
ſtellt worden. Da iſt beſonders der zu ſichernde Ein⸗ 
fluß der Wirtſchaft genannt worden. Herr Abg. Neu⸗ 
bauer vom Zentrum hat einen Teil des Schleiers, der 
über dieſe Forderungen gebreitet iſt, hinweggezogen. Er 
hat eine Andeutung gemacht von der Schaffung oder der 
Uebernahme einer ähnlichen Organiſation, 
Reichswirtſchaftsrat in Deutſchland es iſt. M. D. u. H.! 
Das iſt allerdings das, was wir befürchtet hatten, daß 
man dieſen Finger, den die Regierung den Wirtſchafts⸗ 
verbänden hinhielt, als ſie ſagte, daß ſie die Wirtſchafts⸗ 
verbände auch zur poſitiven Arbeit heranziehen wollte, 
nahm und die Verbände ſich nun berechtigt fühlten, die 
Forderung aufzuſtellen, mitbeſtimmend zu ſein und po⸗ 
litio gefragt zu werden. Ich möchte Sie fragen, ob Sie, 
da Sie die Forderung nach einem Reichswirtſchaftsrat 
oder einer ähnlichen Organiſation in Danzig aufſtellen, 
auch den guten Willen haben, eine ſolche Organiſation 
der Arbeitnehmerſchaft zu billigen. (Jawohl!) Dann 
bedaure ich, daß das Zentrum, das ſowohl in der alten 
wie in der neuen Regierung vertreten iſt, es nicht fertig 
bekommen hat, die Verſprechungen und Verpflichtungen 
aus der Verfaſſung tatſächlich durchzuführen und einen 
Geſetzentwurf über die Arbeitskammer hier im Volkstag 
einzubringen. 

Ich wundere mich, daß die Teutſchnationale Volks⸗ 
partei, die über den Niedergang der Landwirtſchaft klagt, 
wie z. B. Herr Doerkſen zu den Worten des Handels- 
fenators Stellung genommen und ebenfalls über das 
Darniederliegen der Landwirtſchaft geſprochen hat, nicht 
fordert: „Bringt uns die Landwirtſchaftskammer!“ 
(Die kann die Wirtſchaft nicht retten! rechts)) Dann 
geben Sie hiermit zu, daß Sie ein Verſprechen in dle 

erfaſſung hineingeſetzt haben, daß Sie nicht halten 
wollen. Damit geben Sie zu, daß die Beſtrebungen der 
Landwirte, die heute eine Landwirtſchaftskammer ber- 
langen, berechtigt ſind. Dann können Sie auch nicht 
von einem „Muſſolini aus Gemlitz“ ſprechen, dann ge⸗ 
ben Sie zu, daß Sie die Intereſſen der Landwirtſchaft 
nicht im Auge haben. Die Landwirtſchaft ruft nach 
einer Landwirtſchaftskammer. Sie haben zugegeben, 
$ der Landbund eine Berufs⸗Organiſation ift, die der 
Senat zu hören hat. (Zwiſchenruf des Abg. Doerk⸗ 
en.) Sie erhoffen das ja von dem Landbund. Sie 
aben wörtlich erklärt, daß Sie den Landbund vom Senat 
vüberhört“ wiſſen wollen. Sie haben noch den berühm⸗ 
ten Ausſpruch „überhört“ gebraucht. Ich verſtehe dann 
aber nicht, wie Sie ſich ſeinerzeit für eine Verfaſſung 
eingeſetzt haben, die etwas derartiges wie die Landwirt⸗ 
ſchaftskammer verſpricht. Das hat Hoffnungen in eine 
Bevölkerungsſchicht gebracht, die Sie nicht erfüllen wol⸗ 
len. (Widerſpruch rechts.) Dann wundern Sie ſich 
uber die Neugründung eines neuen Landwirtſchaftlichen 
Vereins? (Der will nichts von der Kammer wiſſen! 
rechts)) Es iſt eigenartig, daß Sie das nicht einſehen 
wollen. Der Verein hat die Forderung aufgeſtellt. 
de Genau jo verhält es ſich mit der Nichtbewilligung 
t Arbeitskammer, Nun möchte ich auf denſelben 
. zurückkommen wie ſeinerzeit ſchon bei der Be⸗ 
lezten g der Umſatzſteuer, den ich ſpäter auch bei der 
& en Erwerbsloſenbeſprechung vorgebracht habe. 
mtliche Beſtrebungen der Wirtſchaft laufen darauf 
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wie der 


hinaus, den ſozialen Kampf, den man durch die Preis⸗ . 
ſenkungsaktion angefangen hat, zu Ihren Gunſten 
auszunützen. Die Arbeitnehmerſchaft will man auf 


die Knie zwingen. Man beabſichtigt die Schaffung von 


Inſtituten, die, wie ſeinerzeit von den Deutſchnationa⸗ 
len geſagt wurde, die Wirtſchaft in der Hand haben, 
die mitbeſtimmend die Verwaltung tragen ſollen, 
während man den andern Teil, die Arbeitnehmer, nicht 
mehr kennt und nicht mehr zu Worte kommen laſſen 
will. Gegen dieſen Plan wenden wir uns mit Händen 
und Füßen. Dieſen Wirtſchaftlern, z. B. Herrn Noe, iſt 
es ganz gleichgültig, ob ſie ſich heute an die Liberalen 
wenden und morgen an die Deutſch⸗Danziger Volks⸗ 
partei, oder ob Herr Klawitter, Vorſtandsmitglied 
der Deutſchnationalen Volkspartei, nächſtens in einer 
Handelskammerſitzung fo ſpricht wie die Deutſch⸗ 
Danziger Volkspartei. Jedes Mittel iſt ihnen recht, 
wenn ſie nur die Macht im Staate bekommen und den 
anderen Bevölkerungsteil auf die Knie zwingen. Da⸗ 
her iſt es bedauerlich, daß man die Notlage der Bevöl⸗ 
kerung in einer derartigen Form des ſozialen Kampfes 
auszunutzen verſucht. 

Eine weitere Forderung, und das iſt beſonders be⸗ 
zeichnend, will einen ſozialen Abbau. Ich möchte dar⸗ 
auf hinweiſen, daß immer wieder die Forderung auf⸗ 
geſtellt wurde, daß unſere ſozialen Maßnahmen mit 
denen in Deutſchland Schritt halten müßten. Die 
Deutſchnationale, ſogenannte Volkspartei, hat es als 
erſte fertig bekommen, ſobald ſie aus der Regierung 
heraus war, mit dieſem Leitſatz zu brechen. (Abg. 
Doerkſen: Das geht auch nicht mehr!) Wenn Sie 
ſagen, das geht nicht mehr, dann iſt das genau ſo, wie 
der Kommuniſt ſagte, daß es nicht angeht, wenn man 
von 20 000 Gulden Vermögen nur 20 Gulden Steuer 
bezahlt. Wenn es ſchon nicht mehr geht, daß man die 


ſozialen Zulagen gewähren kann, dann geht es auch (D) 


nicht, daß der Einzelne ſein Kapital in der Hand be⸗ 
hält, ohne es der Allgemeinheit nutzbar zu machen. Sie 
können heute ja noch in Danzig Kredit bekommen, 
wenn Sie den nötigen Zinsfuß anbieten. Es ſitzen auch 
heute noch Leute auf ihrem Kapital. Neulich wollte 
ſich ein Bekannter ein Haus kaufen. Er wollte ſich das 
Geld dazu pumpen und erließ ein Inſerat in der Zei⸗ 
tung. Er erhielt darauf 49 1 Davon war 
die Hälfte allerdings von oberen Beamten. (Hört! 
Hört! links.) Der Zinsfuß war aber jo hoch, daß, 
wenn es einen Juſtizminiſter gibt, er bei einer ſolchen 
Zinsgebarung unbedingt einſchreiten müßte. Es iſt 
bedauerlich, daß wir mit unſerer Juſtiz noch immer 
nicht ſo weit ſind. f $ 

Wenn man fo ſehr über die Arbeitsloſigkeit 
ſchimpft, ſo möchte ich bemerken, daß wir 10 000 fremde 
Arbeiter in Danzig haben. Geſtern wurde die Zahl 
von 15 000 Erwerbsloſen genannt. Warum fegt man 
dieſe 10 000 fremden Menſchen nicht hinaus? Es wird 
geſagt, es geht nicht, weil ſie zum Teil Spezialarbeiter 
find. Ich kenne einen Fall, da ließ fih die Danziger 
Werft 7 Spezialarbeiter aus Deutſchland mit Geneh⸗ 
migung des Demobilmachungskommiſſars holen. Dieſe 
wurden zum Sandkarren benutzt. Das waren die Spe⸗ 
zialarbeiter. Dieſe Stellen wurden den Danziger 
Staatsangehörigen genommen. Man hat alſo ſelbſt 
Schuld daran, wenn eine derartige Arbeitsloſigkeit 
um ſich griff. (Zurufel) Ueber die Erwerbs⸗ 
loſigkeit iſt in dieſem Hauſe ſchon viel geſprochen wor⸗ 
den. Aber immer war es ſo, daß ſich bei Erwerbs⸗ 
loſendebatten nur ein ganz beſtimmter Teil des Hau⸗ 
jes dafür intereſſierte. And doch ift die Erwerbs⸗ 
loſenfrage mit eine der wichtigſten der heutigen Wirt⸗ 
ſchaftsnot. Alle Wirtſchaftler hätten ein Intereſſe 
daran, poſitiv zur Erwerbsloſenfrage Stellung zu neh⸗ 
men. Da möchte ich an unſere Vorlage erinnern, durch 
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die wir die Schaffung einer Erwerbsloſen - Verſiche⸗ 
rung ſeinerzeit verlangten, als das noch möglich war. 
Dieſe Erwerbsloſenverſicherung haben Sie abgelehnt, 
und nun iſt ihre Schaffung heute nicht mehr möglich. 
Soweit iſt es gekommen. Seinerzeit war es möglich, 
heute nicht mehr, weil jetzt nur ein Bruchteil der Ar⸗ 
beitnehmer überhaupt noch in Arbeit ſteht. Alſo auch 
die alte Regierung hat Rieſenfehler gemacht und hat 
zum großen Teil nicht das getan, was ſie vor den 
Wahlen verſprochen hatte. 


Wenn wir aus der ganzen Diskuſſion irgend ein 
Fazit ziehen wollen, ſo muß man ſagen, daß man von 
der Regierung heute noch nicht weiß, was ſie poſitiv 
machen will. Man hat 11 Gebote aufgeſtellt. Darauf 
fiel ſchon geſtern der Zuruf: „11 Gebote⸗Volkmann.“ 
Im Haupt Ausſchuß erhielten die Beamten eine 
Lehre über Wirtſchaftlichkeit; Herr Senator Dr. Volk⸗ 
mann ſpielte ſich dort als Erzieher auf. Durch die 
Preisſenkungsaktion hat man ſämtliche Bevölkerungs⸗ 
ſchichten gegen einander getrieben. Jetzt iſt der 
Schlammaſel da, und niemand findet heraus. Man 
muß in dieſer Beziehung dem Senator Dr. Frank Recht 
geben: Es müßte eine Einheitsfront aller Gutwilli⸗ 
gen geſchaffen werden, die an der Rettung mitarbeiten 
wollen. Da iſt es unzweckmäßig, irgend welche Kritik 
an den Maßnahmen der neuen Regierung zu üben, be⸗ 
vor die neue Regierung irgend etwas zu tun in der 
Lage geweſen iſt. Ich erkläre nochmals, meine Frak⸗ 
tion iſt durchaus nicht Freund dieſer Regierung, das 
haben wir von dieſem Platz aus zur Genüge bewieſen. 
Doch werden wir der neuen Regierung keine Schwie⸗ 
rigkeit machen, wenn ſie mit gutem Willen verſucht, 
aus der gegenwärtigen Situation herauszukommen. 


Das geſchieht aber nicht, indem man irgend einem 
Teil der Bevölkerung die Schuld zuſchiebt, wie es 
heute z. B. gegenüber den Beamten getan wird. Es iſt 
unverantwortlich, eine Sache, wie die Aenderung der 
Gehaltszahlung an die Beamten, über Nacht einzu⸗ 
bringen und ſolche Maßnahmen durch eine verfaſſungs⸗ 
widrige Handlung einzuleiten. Die Vorlage der 
Druckſache, die uns geſtern auf den Tiſch gelegt wurde, 
geſchah auf Beſchluß der ſogenannten Perſonalkom⸗ 
miſſion des Senats“ Die Genehmigung des Geſamt⸗ 
ſenats iſt erſt heute nachgeholt worden. (Präſident 
des Senats Dir. Sahm: Es ſteht in der Verfaſſung, 
daß das möglich iſt!) Wenn eine Vorlage einer⸗ 
ſeits mit Gehl, andererſeits mit Sahm unterſchrieben 
iſt, ſo nimmt man an, daß der Geſamtſenat ſie deckt. 
Ich habe von Seiten des Zentrums gehört, daß ſich ge⸗ 
rade die Zentrumsfraktion über den Haufen gerannt 
fühlte. Sie iſt genau ſo Luft in der jetzigen Regie⸗ 
rung, wie in der alten Regierung. (Bewegung im 
Zentrum!) Es ſind noch niemals derartig ſcharfe 
Erklärungen im Hauptausſchuß abgegeben worden, 
wie es heute durch den Herrn Abg. Weiß geſchah. All' 
die Herren, die im Haupt⸗Ausſchuß waren, haben ſich 
gewundert, daß ſich gerade ein Mitglied der Regie⸗ 
rungspartei derartig ſcharf über den Senat ausdrückte. 
Das iſt nicht allein meine Meinung. Man zeigt, daß 
genau wie in der alten Regierung, die ſtärkſte Frak⸗ 
tion verſucht, die andern an die Wand zu drücken. Wir 
haben das Gefühl, daß durch dieſe Vorlage der Aende⸗ 
rung in der Gehaltszahlung an die Beamten verſucht 
wird, eine Proletariſierung der Beamtenſchaft her⸗ 
vorzurufen. Ich glaube nicht, daß die Wirtſchaft dieſe 
Maßnahme für gut befinden wird. (Abg. Gebauer: 


Ja, ſie befindet ſie für gut!) Es gibt eine Reihe von 


Wirtſchaftlern, zu denen Herr Abg. Neubauer vom 
Zentrum gehört, der dieſe Vorlage als eine der un⸗ 
glücklichſten Maßnahmen des Senats anſieht, und vom 
politiſchen Standpunkt als das Dümmſte, was man 


(0 
tun kann. Denn wenn man ſich 14 Tage vor der Aus⸗ 
zahlung der Beamtengehälter hier hinſtellt und er⸗ 
klärt, man könne nicht zahlen, ſo iſt das die Beſtäti⸗ 
gung, daß der Bankerott droht. Davor hätte ſich die 
Danziger Regierung vor allen Dingen ſchützen ſollen. 


Warum iſt ſie dazu nicht in der Lage geweſen? 
Weil ſie von der Kreditgebahrung der anderen Staa⸗ 
ten abhängig iſt. Weil ſie ferner, Herr Senator Dr. 
Volkmann wird das zugeben müſſen, mit ihren An⸗ 
leihen genau ſo ſcheitert wie andere Staaten. Wir 
leben im Zeitalter der allgemeinen Zinsknechtſchaft. 
Ich muß das noch einmal betonen. Danzig hat das 
ſchon erfahren. Wenn Sie auf die äußere Anleihe ge⸗ 
wartet haben, ſo haben Sie jetzt Gelegenheit, zu be⸗ 
weiſen, ob Sie die äußere Anleihe bekommen. Darum | 
kommen Sie nicht herum. Es geht doch nicht an, daß I 
für werbende Anlagen laufende Mittel des Etats in | 
Anſpruch genommen werden. Es geht auch nicht, day 
irgend eine Behörde irgend einen Beamtenvertreter 
nach Amerika ſchickt, damit er dort den Straßenbau 
kennen lernt. Nun iſt die Allee asphaltiert worden, b 
und es iſt feſtgeſtellt, daß dieſe Asphaltierung falſch ge⸗ 
ſchehen iſt. Ich entſinne mich, daß vor etwa drei 
Wochen in der Danziger Zeitung ein Artikel geſtanden 
hat, in dem geſagt wurde, daß die Asphaltierung der 
Allee mit 20 Zentimeter Betondecke zu gering ift. 
(Lebhafte Unruhe und Zwiſchenrufe rechts.) Auch 
hat man dabei nicht das richtige Material verwandt. 
(Zuruf des Senators Dr. Leske.) Ich habe noch 
nicht geſehen, Herr Senator, daß Sie zu dieſem Artikel 
in der Danziger Zeitung Stellung genommen haben. 
Das wäre möglich geweſen, und Sie hätten damit die 
Beunruhigung der Bevölkerung beſeitigt. Sie ver⸗ j 
ſtehen es nur, irgend einen Abgeordneten wegen jet- 
ner Worte zu rügen. Ich mache Sie darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß Sie mir einen Brief geſchrieben haben, über 
den ich noch ſprechen werde. Es iſt ungehörig, etwas 
derartiges von einem Abgeordneten zu verlangen, daß 
er ſein Material herausgibt oder ſeine Gewährsmän⸗ 
ner nennt. Das haben Sie von mir verlangt. Sie 
haben neulich einen guten Tag gehabt und geglaubt, 
dem Herrn Abg. Dr. Blavier über den Mund fahren 
zu können. Mit mir bekommen Sie das nicht fertig: 
(Lebhafte Bewegung und Zurufe rechts.) a 


Es ift der Ruf gefallen „Abbau“. Denken Sie an 
den Abbau der Diäten und an die Diskuſſion über den 
Abbau der Abgeordnetenzahl! Das iſt eine Spar⸗ 
maßnahme, der alle beiſtimmen werden, aber nur 
dann, wenn man in gleicher Weiſe beim Senat vor⸗ 
geht. Das iſt die Hauptſache, wenn man damit be⸗ 
ginnt, die Gehälter der oberen Beamten anzugreifen, 
und man von der allgemeinen Stellenbeſetzung ſpricht. 
Es iſt nicht angängig, daß wir 8 hauptamtliche und 
14 nebenamtliche Senatoren haben. Das parlamen 
tariſche Syſtem, das ſich in der Schaffung einer derar⸗ 
tigen Verfaſſungsbeſtimmung kundtut, müßte abgebaut 
werden. Wenn man alfo Sparſamkeit verlangt, Spar? 


D) 


— 


ſamkeit der Beamten und der Wirtſchaftskreiſe, 19 8 
muß man in erſter Linie Sparſamkeit des Staates f 

ſelbſt fordern. Ich möchte ein weiteres Beiſpiel dafür 41 
nennen, daß der Staat nicht ſparſam iſt. Man hat es 


fertig bekommen, Herrn Bodien auf ſechs Wochen nach 
Paris zur Poſtkonferenz zu ſchicken, und zwar mi 
60 Franc täglicher Zehrung. Das kann ſich kaum ein 
großer Staat leiſten, vielweniger ein Zwergſtaat N 
Danzig. Das find alles Maßnahmen, die den Staa 
belaſten. i 


Wir fordern deshalb mit Recht, daß dieſer goa 
ſtaat durch den Völkerbund bejeitigt wird und 5 — a 
Deutſchland zurückkommt. Zu dieſer Forderung gana P 
wir die größte Berechtigung, weil wir einen wichtigen 
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ta) (Hohnfeldt, Abgeordneter.) 
Grund, ja die Haupturſache des Niederganges Dan⸗ 
zigs, in der wirtſchaftlichen Verkoppelung mit Polen 
ſehen. Der zweite iſt aber, daß man nicht nur der 
Wirtſchaft einen Mangel an Sparſamkeit, ſondern 
auch der Regierung ſelbſt vorwerfen muß. Damit muß 
i aufgeräumt werden, wenn wir nicht ganz zugrunde 
gehen wollen. (Bravo!) : 
| Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
| Dr. Blavier. 
j Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
| 


Die Anfrage der Deutſchnationalen Volkspartei über 
die Wirtſchaftskriſis und die Frage, wie die Danziger 
Regierung die Wirtſchaftskriſe zu löſen gedenkt, iſt 
eigentlich falſch geſtellt. Sie hätten lauten müſſen, wie 
die neue Regierung die alten deutſchnationalen Sün⸗ 
den wieder gutmachen will. Das wäre die richtige 
Faſſung der Großen Anfrage geweſen. (Sehr rich⸗ 
tig!) Es liegt doch einmal ſo, das können Sie wirk⸗ 
lich nicht leugnen, Herr Abg. Schwegmann. Wenn Sie 
dieſe Anfrage ſtellen, müſſen Sie ſich darüber klar 
ſein, daß die augenblickliche Lage nicht von vor einem 
Jahr, auch nicht von vor zwei Jahren herzuleiten iſt. 
Sie hat ihre Wurzeln, wenn Sie erſt ganz ſtreng un⸗ 
terſuchen wollen, in der Danziger Verfaſſung, damals 
als der Freiſtaat gegründet wurde. Wenn wir erken⸗ 
nen wollen, wie wir jetzt helfen müſſen, dann gibt es 
nur eins, die richtige Diagnoſe zu ſtellen. Zweifellos, 
darüber macht ſich keiner etwas vor, ſpricht die Ver⸗ 
kettung mit dem polniſchen Zollgebiet und die Um- 
4 ſtände der augenblicklichen polniſchen Wirtſchaftslage 
erheblich mit. Aber für uns dreht es ſich nicht darum, 
Unterfuhungen darüber anzuſtellen, wer außer dem 
Freiſtaat daran Schuld iſt, ſondern darum, daß wir 
unſere Verhältniſſe verbeſſern. Da 
mijjen Sie mir Recht geben, die eigentliche Urſache der 
8) Unzufriedenheit der Wirtſchaft ijt in dem Syſtem be- 
gründet, das in Danzig ſeit der Begründung des Frei⸗ 
ſtaates dasſelbe geblieben iſt. Schlagartig beleuchtet 
eine Aeußerung, die Herr Senator Dr. Leske einmal 
getan hat, die Situation. Herr Senator Dr. Leske er⸗ 
klärte einmal, er wäre ſtolz darauf, daß Danzig, 
welches früher an letzter Stelle marſchierte, was das 
Verhältnis zwiſchen Privat⸗ und Staatseigentum an⸗ 
lagnt, jetzt an vierter Stelle der Städte ſtehe und 85 
Prozent des Bodens in ſtädtiſcher Hand wären. Das 
wäre aus dem Munde eines Sozialiſten geſprochen 
ſicherlich verſtändlich. Es ift aber unverſtändlich vom 
tandpunkt eines Senatsvertreters, der in einem 
Handelsſtaat regiert. (Das war der frühere Ma⸗ 
giſtrat, der es gemacht hat! rechts.) Ob es der 
agiſtrat gemacht hat, iſt gleich, immerhin waren 
auch im Magiſtrat dieſelben Kräfte tätig, die dann 
von der deutſchnationalen Regierung übernommen 
wurden. Sie werden ſich über eins im Klaren ſein, 
wenn Herr Senator Dr. Leske dieſe Aeußerung als 
Senatsvertreter getan hat und ſtolz darauf iſt, 
E (Zwiſchenrufe und große Unruhe) ſo kann man 
agen, daß die ganze Entwicklung im Sinne dieſer 
I uffaſſung gegangen ift. i; ; 
s wurde vorhin gejagt, von der Poft wären Ein⸗ 
i nahmen an Sparkaſſen gegeben worden und dort ver⸗ 
E ſinslich angelegt worden. Weiter find die ganzen 
| euanſchaffungen der Poft nicht aus Anleihen erfolgt, 
| ſondern aus laufenden Mitteln. Das iſt eine wirt⸗ 
* ſchaftsvernichtende, fiskaliſche Auffaſſung. Der Staat 
| es, der das private Betriebskapital an ſich zieht 
F und verwaltet. Ob wir in der Verſtaatlichung aller 
IE möglichen und unmöglichen wirtſchaftlichen Dinge in 
Danzig weitergehen, immer ift es dasſelbe. Ich 
somme darauf noch zurück. Im weſentlichen beruht die 
nanzielle Kraft eines Staates auf dem Grund und 
© „Soden, Jeder andere Staat kann fih vielleicht den 
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Luxus einer Aufſaugung und den Luxus einer 
Zwangswirtſchaft leiſten. Eine Freie Stadt kann es 
nicht; denn die Einführung der Zwangswirtſchaft 
vermindert künſtlich den Wert, den der Staat zur Ver⸗ 
fügung hat. Wenn nach Danzig ungern Kapital gege⸗ 
ben wird, jo liegt es daran, weil man draußen erkennt, 
es iſt unſicher, in ein Staatsweſen Geld zu geben, wo 
man nicht weiß, welches nächſte Wirtſchaftsgebiet wird 
der Staat an ſich reißen. Daher bekommt der Privat⸗ 
mann kein Kapital. Wir haben bewieſen, daß auch 
Privatleute in der Lage geweſen ſind, Geld nach 
Danzig zu bringen. Ich erinnere daran, daß noch vor 
kurzem mehrere Herren ſich Kredit aus dem Reich be⸗ 
ſorgt hatten, und zwar Hypothekenkredite. Das Reih 
wollte aber die Kredite nicht nur in Gulden eingetra⸗ 
gen haben, ſondern es ſollte im Grundbuch die Fein⸗ 
goldklauſel enthalten ſein. Die Hypotheken konnten 
nicht aufgenommen werden, weil im weſentlichen auf 
die Begutachtung des Bankdirektors Meißner die 
ganze Geſchichte rückgängig gemacht wurde. Meißner 
hatte es für nötig befunden, zu erklären, eine ſolche 
Klauſel würde die Danziger Währung ſchädigen. 
(Das Geſetz verbietet es! rechts. — Unruhe.) Dann 
kann das Geſetz geändert werden. Die Wirtſchaft iſt 
doch die Hauptſache und nicht das Geſetz. Wir brau⸗ 
chen heute Geld. (Und die Währung?) Wie 
kann eine Währung dadurch geſchädigt werden, daß 
nach Danzig Kredite aufgenommen werden! Haben 
Sie Es jo großes Mißtrauen zu der Danziger Wäh⸗ 
rung? è 

Die weiteren Fragen find folgende: Die Regierung 
hat erklärt, fie wünſche eine Stützung aller Beſtrebun⸗ 
gen, welche dahingehen, alles zu ſchützen, was Kapital 
nach Danzig bringen wolle. Da muß man erklären, 
das Einkommenſteuer⸗ und das Vermögensſteuergeſetz 


(©) 


enthalten ſchon im weſentlichen etwas, was unbedingt (D) 


das verlangte Kapital von Danzig abhält. Es hat 
nämlich jeder Ausländer, der durch Hypotheken oder 
Grundſchuldbriefe geſicherte Gelder hierhergibt, dieſe 
Gelder zu verſteuern, und zwar nach dem Vermögens⸗ 
ſteuer⸗ und nach dem Einkommenſteuergeſetz. Da muß 
man doch ſehr weltfremd ſein, wenn man glaubt, daß 
vom Auslande Geld hierher kommen wird. Wir haben 
bewieſen, daß Geld nach Danzig hätte kommen können. 
Wenn aber ein Amerikaner ſeine Dollars hergibt, tut 
er es vielleicht, weil er drüben ſteuerlich etwas ver⸗ 
ſchleiern will. Wenn er aber in Amerika ſeine Steuern 
bezahlen muß, und dann hier noch einmal die Ein⸗ 
kommen⸗ und Vermögensſteuer, dann wird er ſicher 
ſein Geld behalten. Es iſt unklug, ein Geſetz zu ſchaffen, 
das künſtlich das Kapital verhindert, hierher zu kom⸗ 
men. Es iſt geſagt worden, in anderen Staaten wäre 
es auch ſo. Andere Staaten haben Geld, aber ein 
Staat, der fremdes Kapital ſucht, muß ſogar Einfuhr⸗ 
prämien für Geld geben, und die beſtehen darin, daß 
man das Geld von der Steuer frei läßt. 

Die Hypothekenbank iſt als ein beſonderer Ver⸗ 
dienſt geprieſen worden. Wir müſſen erklären, daß die 
Hypothekenbank ein Schlag ins Waſſer iſt. Hier zeigt 
ſich auch wieder der Unſinn der Auffaſſung, der Staat 
müßte ein Monopol haben. Dieſes Monopol der Hypo⸗ 
thekenbank hat verheerend gewirkt. Ich wüßte kaum 
einen, — auf dem Lande weiß ich es nicht jo genau — 
aber in den ſtädtiſchen Verhältniſſen iſt es ſo, daß trotz 
des langen Beſtehens der Hypothekenbank niemand 
etwas von dem Geld geſehen hat. Es iſt nichts weiter 
geweſen als eine ſchöne Geſte. Es iſt klar, ſolange in 
dieſer ſtarren Form die Zwangswirtſchaft in Danzig 
beſteht, wird fih jeder hüten, Geld zu geben. Der 
Hypothekenpfandbrief iſt ein Papier, das von niemand 
genommen wird. Deshalb müſſen wir immer darauf 
hinweiſen, daß es niemals anders werden wird, bevor 
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(A) (Dr. Blavier, Abgeordneter.) 


(B 


freien Beruf, 
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nicht die Zwangswirtſchaft auf dieſem Gebiet gelockert 
und bevor nicht das ausländiſche Kapital intereſſiert 
wird. Es wurde vorhin das Beiſpiel erwähnt, daß 
die Lebensmittelpreiſe augenblicklich ſo gefallen ſind 
und daß die Landwirtſchaft vor einer Kataſtrophe 
ſteht. Das iſt richtig. Hier haben Sie den Beweis, 
daß die angeblich großen Wucherpreiſe, die früher ge⸗ 
nommen wurden und die Sie durch geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen eindämmen wollten, unter der Zwangswirt⸗ 
ſchaft nicht aufgehört haben. Nun die freie Wirtſchaft 
da iſt, haben Sie den großen Preisabbau. Bei der 
Milch konnten Sie das ſofort beobachten. Nach einer 
kurzen Uebergangszeit macht ſich die Konkurrenz Luft 
und Sie haben niedrigere Preiſe. Die Kommunaliſie⸗ 
rung der ganzen Wirtſchaft in Danzig hat dazu ge⸗ 
führt, daß die Blutleere im Wirtſchaftskörper vorhan⸗ 
den ift, daß wir an dieſem Uebermaß von Behörden 
leiden. Denn es iſt doch ſo im Leben, der Beamte iſt 
ſeiner Mentalität nach anders, als der Mann aus dem 
als der Gewerbetreibende. (Sie 
machen eine Ausnahme! rechts.) Sie haben doch 
wirklich keine Veranlaſſung, Zwiſchenrufe zu machen. 
Niemand hat die Beamten angegriffen. Es handelt ſich 
darum, daß der Behördenaufbau ſo überbetont iſt, daß 
das ganze Rad der Wirtſchaft nicht weiterlaufen kann. 
Wir haben ſoviel überflüſſige ſtaatliche Betriebe, die 
unbedingt zumachen und ihre Tätigkeit der freien In⸗ 
duſtrie überlaſſen könnten. Eine Angelegenheit, die 
ich noch erwähnen möchte, gehört eigentlich in die 
Stadtbürgerſchaft. Es handelt ſich um die Kommuna⸗ 
liſierung der Autobuſſe. Sie wiſſen genau, daß der 
Staat ſehr luxuriös wirtſchaftet. Sie haben nach einem 
Beiſpiel gefragt. Ich will es Ihnen nennen, obwohl 
es auch in die Stadtbürgerſchaft gehört. Das Stadt⸗ 
theater hat ſolange unter dem Regime eines Privat- 
unternehmers ganz gut floriert. (Widerſpruchl) 
Der Staat hat wenigſtens nicht ſo hohe Zuſchüſſe zu 
geben brauchen, die er jetzt zu geben hat; denn der 
Privatunternehmer hätte ſich ſchwer gehütet, mit 
dieſem enormen Aufwand von äſthetiſcher Ueberzeugt⸗ 
heit hier ein Theater hinzuſetzen, das den Verhält⸗ 
niſſen einer reichen Kaufmannſchaft entſpricht. 
(Abg. Dr. Eppich: Sie ſind beſcheiden!) Nicht in äſthe⸗ 
tiſchem Sinne, Herr Dr. Eppich. Sie werden ſelbſt zu⸗ 
geben, daß das Stadttheater, äſthetiſch betrachtet, 
durchaus nicht das iſt, was es ſein ſollte, eine Stütze 
des Deutſchtums. Dann werden Sie erkennen, Herr 
Abg. Dr. Eppich, daß es traurig iſt, wenn ein Theater 
mit 2 bis 3 Millionen Zuſchuß kulturell nichts bedeu⸗ 
tet. Das iſt ein Luxus für unſere Stadt, und man 
kann ſich dann nicht, wenn das Theater Zuſchüſſe von 
2 Millionen braucht, hier herſtellen und erklären, wir 
brauchten dieſes Theater, wir brauchen die Oper, wir 
brauchen das Schauſpiel, wir können uns das leiſten. 
Ich ſage, wir können uns das eben jetzt nicht leiſten. 
(Danziger Hof!) Der Danziger Hof koſtet keine 
Staatszuſchüſſe. Darüber herrſcht kein Zweifel, wenn 
ein Staat nicht das Geld hat, dann macht er nicht die 
Ausgaben. Worin liegt der Grund der luxuriöſen 
Ausgaben? Daß aus dem Privatunternehmer ein 
ſtaatlicher Beamter geworden iſt, daß wir ſtatt eines 
Theaterunternehmers einen Intendanten haben. Das 
iſt ein Beiſpiel, das ich anführe, die Neigung des Staa⸗ 
tes, die Funktionen der Wirtſchaft ganz an ſich zu 
ziehen. Daran ſteckt im weſentlichen die Urſache für 
die augenblickliche kataſtrophale Lage. Das iſt zwei⸗ 
fellos Ihre Unruhe, die Sie haben, das iſt das ſchlechte 
Gewiſſen wegen dieſes Staatsaufbaues, der in einem 
derartigen Ausmaße auf Luxusausgaben eingeſtellt iſt. 
Dadurch iſt die Wirtſchaft zur Erkenntnis gekommen, 
hier geht es nicht weiter, hier müſſen wir einmal ener⸗ 
giſch proteſtieren. 5 : 


* 


Reden, weder hier im Volkstage, 


Das iſt ja im weſentlichen auch der Grund, der 
Debatte im Volkstag. Mit Ihrer Anfrage, meine Her⸗ 
ren Deutſchnationalen, wollten Sie, nachdem die Wirt⸗ 
ſchaft im Schützenhauſe endlich einmal ſagte „Schluß“, 
ſich mit fremden Federn zu ſchmücken. Sie werden der 
Bevölkerung mit allen ſchönen Reden nicht weiß 
machen können, daß dieſe Verſammlung im Schützen⸗ 
haus ein Schaden für den Freiſtaat war. Nein, ich muß 
auch dem Abgeordneten Neubauer ſagen, ein Schaden 
war es nicht. 
Wirtſchaftslage Danzigs vor dem Auslande verſchlei⸗ 
ern, dann irren Sie ſich. Dann halten Sie die 
Finanzleute und auswärtigen Politiker für ſehr 
töricht. Hier hilft vielmehr nur ein offenes Be⸗ 
kenntnis. Das ſchafft eher Kredit, als wenn wir nach 
außen hin tun, als wenn wir etwas wären und tat⸗ 
ſächlich ſtehen wir vor dem Bankrott. (Abg. Kar⸗ 
kutſch: Idioten kriegen keinen Kredit!) Die Geiſt⸗ 
reichigkeit der deutſchnationalen Zwiſchenrufe nimmt 
immer mehr zu. Selbſtverſtändlich iſt es nicht mit 
noch in Verſamm⸗ 
lungen getan. Das Entſcheidende iſt, daß nunmehr, 
Herr Abg. Karkutſch, die Wirtſchaft aufgewacht iſt, und 
daß manche Herren energiſch auftraten, was Sie 
offenbar in Ihrer Fraktion nicht ſo energiſch betrieben 
haben. Sie wiſſen ja, wie Ihr Kollege Guttzeit von 
Herrn Dr. Ziehm auf die Naſe bekam, als er mit der 
Fauſt auf den Tiſch ſchlug. 

Hinter dieſen ganzen Problemen ſteckt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nicht nur das wirtſchaftliche Moment. Wenn 
wir aus dieſem ſtaatsſozialiſtiſchen Betrieb heraus⸗ 
kommen wollen, dann müſſen wir aus dieſer Verfaſ⸗ 
ſung heraus. Die Erbitterung der Leute aus der 
Wirtſchaft, die Erbitterung der Induſtriellen und des 
Mittelſtandes wendet ſich nicht gegen die Beamten, die 


vollkommen ſchuldlos find. Die Urſache dieſes Staats: (DI 


ſozialismus liegt an dem Fehlen einer Vorſchrift über 
die Auflöſung des Volkstages. Jetzt entſcheidet nicht 
das Volk und auch nicht die Mehrheit. Das Volk hat 
nur alle vier Jahre aufzutreten und einen Stimm⸗ 
zettel abzugeben, dann wird vier Jahre lang regiert, 


ganz unabhängig von dem Willen der Bevölkerung. 


Darüber hinaus haben wir in Danzig noch ein ſtaats⸗ 
rechtliches Syſtem, das in jeder Weiſe das Unglück be⸗ 
günſtigt hat. Wir haben nämlich in Danzig weder ein 
parlamentariſches noch ein monarchiſches Spitem- 
(Zwiſchenrufe und Lärm.) Als Ihr Redner, Herr 
Schede, hier auftrat, ſagte er, er wolle alles Partei 
politiſche fortlaſſen. Er hat dann in der ſchlimmſten 
Weiſe angegriffen und kam ſchließlich zu der Aeuße⸗ 
rung, daß die Proteſtverſammlung im Schützenhauſe 
unglaublich geweſen und beffer unterblieben wäre. 
(Abg. Dr. Bumke: Sehr richtig!) Es ift allerdings 
unglaublich, daß zum erſten Male das Bürgertum 
aufſtand und die Wahrheit ſagte. Das iſt ſo unglaub⸗ 
lich, daß Sie ſich Wochen lang darüber ärgern. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Böcker.) Ich habe Ihnen ſchon ein“ 
mal gejagt, daß die Zurufe der Deutſchnationalen an 
Geiſtreichigkeit täglich und ſtündlich zunehmen. Alſo, 
die Verfaſſung hat in dieſer Frage, ob Monarchie oder 
parlamentariſches Syſtem, keine Entſcheidung gefällt. 
Wir haben hier in Danzig kein parlamentariſches 
Syſtem, wir haben eher eine Monar = 
von acht Köpfen. (Bravo und lebhafte Unruhe!) 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß hier in Danzig nichts er 
reicht werden kann, weil eine Vermengung zwiſchen 
parlamentariſchem Syſtem und monarchiſchem Syſtem 
in einem Ausmaß ſtattgefunden hat, daß man age 
fann, ebenſo wie die Bevölkerung nichts zu jagen hat, 
ſolange fie nicht die Auflöſungsmöglichkeit hat, ſo r 
lange it auch der Volkstag weite 


nichts als das ausführende Drga. 


Wenn Sie meinen, Sie könnten Die. 
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qA) (Dr. Blavier, Abgeordneter.) 

der ungekrönten acht Könige. (Bravo!) 
Ob, wie angedeutet wurde, eine Wirtſchaftskammer 
hier helfen kann, laſſe ich dahingeſtellt, ich glaube, das 
wird auch nur ein begutachtendes Organ ſein und tat⸗ 
ſächlich an dieſer Mißwirtſchaft nichts ändern, die 
Hauptſache iſt und bleibt eine grundlegende Reform 
der Verfaſſung. Die Maßnahmen, die von der Regie⸗ 
rung getroffen find, find zum Teil erfreulich, aber ob 
es helfen wird, wird ſich in allernächſter Zeit heraus⸗ 
ſtellen. Wahrſcheinlich wird es fo kommen, daß die 
Bevölkerung, welche jetzt vollkommen aufgeklärt iſt, die 
genau weiß, daß fie zu entſcheiden hat, Sie vor die 
Frage ſtellen wird, ob Sie nachgeben wollen in der 
Frage der Verfaſſungsänderung, in dem Abbau der 
Volkstagsmitglieder, Abbau des Senats, Wiederher⸗ 
ſtellung der Magiſtratsverfaſſung, Wiederherſtellung 
einer einfachen und kleinen Staatsregierung. Werden 
Sie dieſen Anträgen, die wir hier im Volkstag ſtellen 
werden, nicht zu der verfaſſungsmäßigen Mehrheit 
verhelfen, dann wird, ohne daß wir die Bevölkerung, 
wie Sie immer behaupten, aufhetzen, das tun, was Sie 
Überall hören können. Sie wird dazu über⸗ 
gehen, allein zu entſcheide n. Sie 
wird durch Volksentſcheid beweiſen, 
wie die eigentliche Stimmung der 

Bevölkerung iſt. (Bravo.) 
Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Sena⸗ 

tor Dr. Leske. f 

Dr. Leske, Senator: M. D. u. H.! Der Herr Abg. 
Hohnfeldt hat die Auffaſſung vertreten, daß ein Sena- 
tor verpflichtet wäre, Angriffe, die in der Oeffentlich⸗ 
keit gegen ihn oder ſeine Verwaltung erhoben werden, 
zu berichtigen, da er ſie andernfalls zugäbe. (Abg. 
Hohnfeldt: Nein, ich habe das nicht behauptet!) Sie 
@) haben von dem Artikel der Danziger Zeitung geſpro⸗ 
chen, zu dem ich nach Ihrer Auffaſſung hätte Stellung 
nehmen müſſen. Ich teile dieſe Auffaſſung nicht, ſchon 
weil es mir praktiſch nicht möglich iſt, all das, was 
über mich und meine Beamten geſchrieben wird, zu be⸗ 
antworten. Dann brauchte ich eine viel größere An⸗ 
zahl von Beamten. Zu der Frage der Großen Allee 
kann ich feſtſtellen, daß gegen die techniſche und ſach⸗ 
liche Ausführung von keiner kompetenten Seite ein 
orwurf erhoben iſt. Er wird auch nicht erhoben 
werden können. (Abg. Hohnfeldt: Es ſind doch ſchon 
Niſſe da!) Herr Hohnfeldt, ich bedaure, ich kann 
Ihnen kein techniſches Kolleg über Beton und Asphalt 
alten, alſo trauen Sie bitte meiner Sachkenntnis. 


Die zweite Frage iſt folgende: Die ſtarken Angriffe, 
ie ſich in der letzten Zeit ja leider gegen die Beamten⸗ 
ſchaft gehäuft haben, haben beſonders dazu geführt, 
aß gerade gegen Beamte meiner Abteilung heftige 
Angriffe gerichtet worden find, die fih zum Teil ſchon 
zum Schlagwort ausgewachſen haben. Ich erinnere an 
ie vielen Bauräte, die bei mir tätig ſein ſollen, ich 
glaube 300 oder noch mehr. Man iſt aber leider auch 
weiter gegangen. Da gegen meine Beamten in der letz⸗ 
ten Zeit in der Oeffentlichkeit ſehr ehrenrührige Vor⸗ 
würfe erhoben worden ſind, werden Sie es verſtehen, 
daß ich mich dem nicht entziehen konnte, als Beamte 
meiner Verwaltung an mich herantraten und mich 
baten, zu einer Notiz in den Danziger Neueſten Nach⸗ 
richten Stellung zu nehmen. Da ſteht von Herrn 
Hohnfeldt, er habe in der Volkstagsſitzung in der Oef⸗ 
fentlichkeit geſagt: „Ich erinnere ferner an den Bau⸗ 


tat Richert, der als Architekt noch 30 000 Gulden beim 


au der Schule in Ohra verdiente.“ Ich hätte nun 
A Pneue Weg wählen können, wie Herr Abg- Hohn- 
ſeldt, und hätte mich ohne Prüfung der Angelegenheit 
1 und dazu Stellung nehmen können. Ich 
halte das aber nicht für zweckmäßig und habe infolge⸗ 


gezogen wird. 


genüber dem Privatgewerbel) 


991 j Herrn Abg. Hohnfeldt folgendes Schreiben (0) 
geſchickt: 
} Mir wird mitgeteilt, daß Sie in der Volkstags⸗ 
ſitzung vom 2. Dezember geäußert haben ſollen, Re⸗ 
gierungs⸗ und Baurat Richert habe beim Bau der 
Schule in Ohra 30—40 000 Gulden nebenbei erhal⸗ 
ten. Der Bericht der „Danziger Neueſten Nach⸗ 
richten“ iſt ebenſo wie die Behauptung unzutref⸗ 
fend, da ſelbſtverſtändlich Herr Richert keine Zus 
wendung erhalten hat. Ich geſtatte mir die An⸗ 
frage, ob diefe Bemerkung gemacht worden ift, und 
bitte zutreffendenfalls um Mitteilung, ob Ste bez 
reit find, ... (Zwiſchenrufe des Abgeordneten 
Hohnfeldt. — Große Unruhe.) an gleicher Stelle 
die Aeußerung richtigzuſtellen und mir mitzuteilen, 
von wem Ihnen dieje Angabe gemacht worden iſt, 
damit ich der Sache nachgehen kann.“ 
Wenn Herr Abg. Hohnfeldt mir daraufhin mitteilen 
konnte: „Ich habe die Aeußerung nicht getan“, wäre 
das Schreiben erledigt geweſen. Ich habe auch nicht, 
das ſtelle ich entgegen Ihrer Behauptung feſt, eine 
Forderung an Sie gerichtet, mir Ihre Hintermänner 
zu fagen, ſondern ich habe Sie gefragt, ob Sie bereit 
ſind, (Zwiſchenrufe des Abg. Hohnfeldt — Unruhe.) 

Vizepräſident Spill: Herr Hohnfeldt, Sie haben 
nicht das. Wort. i 

Dr. Leske, Senator: Herr Abg. Hohnfeldt, Sie wer- 
den mir zugeben, daß es außerordentlich ſchwer iſt, 
dieſen meiſtens in Verſammlungen, an Biertiſchen uſw. 
geäußerten Vermutungen und Verleumdungen nach⸗ 
zugehen, und daß es ſchließlich keine übermäßige For⸗ 
derung iſt, wenn man an den, der die gleiche Anſchau⸗ 
ung auf dieſem Gebiet hat, die Frage richtet: „Sind 
Sie bereit, mir das zu beantworten?“ Wenn Sie 
nicht dazu bereit waren, genügte eine Mitteilung: „Ich 
in nicht bereit!“ Nun die Antwort des Herrn Hohn⸗ 
feldt. (Unruhe.) M. D. u. H.! Es handelt ſich 
für mich um eine ganz außerordentlich ernſte Angele⸗ 
genheit. Ich kann es auf die Dauer nicht mitanſehen, 
daß die Ehre meiner Beamten immer in den Schmutz 
(Zwiſchenrufe des Abg. Hohnfeldt.) 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Hohnfeldt, Sie 
haben nicht das Wort, Sie dürfen die Verhandlungen 
nicht ſtören. 

Dy. Leske, Senator: Herr Hohnfeldt hat mir mit⸗ 
geteilt, in ſeinem Stenogramm ſtehe nicht, daß er dieſe 
Aeußerung getan habe, ſondern er habe ſie in folgender 
Form gemacht: „Denken Sie“, hat Herr Abg. Hohn⸗ 
feldt gejagt, „an die von mir angeführten Fälle des 
Herrn Richert, der ebenfalls als Architekt auftrat und 
für den Bau der Schule in Ohra 30—40 000 G. bekom⸗ 
men ſollte.“ (Abg. Hohnfeldt: bekommen ſollke!) 
Herr Hohnfeldt fährt dann fort: „Da ich nicht geſagt 
habe, bekommen hat, ſondern ſollte, iſt dieſe Aeußerung 
nicht von mir gefallen. Infolgedeſſen haben Sie keine 
Berechtigung, mir einen Vorwurf zu machen.“ (Zwi⸗ 
ſchenrufe des Abg. Hohnfeldt.) Ich gebe zu, daß da⸗ 
mit dieſe Angelegenheit formal erledigt iſt. Der Herr 
Abg. Hohnfeldt hat erklärt, ich habe nicht geſagt, der 
Mann hat ſich beſtechen laſſen, ſondern er ſoll ſich haben 
beſtechen laſſen. (Abg. Hohnfeldt: Von beſtechen iſt 
keine Rede, es war nur eine unlautere Konkurrenz ge⸗ 
; Was für ein Vor⸗ 
wurf darin liegt, wenn Sie einem beſoldeten Beamten 
vorwerfen, daß er nebenbei 40 000 Gulden eingeſteckt 
habe, werden Sie verſtehen. Herr Abg. Hohnfeldt, es 
tut mir außerordentlich leid, daß ich mit dieſer an und 
für ſich nicht bedeutenden Sache das Haus ſolange in 
Anſpruch nehmen muß. Aber wenn ich ſtändig unter⸗ 
brochen werde, kann ich nichts dafür. i 

Herr Abg. Hohnfeldt weiſt dann auf feine Rede 
von dann und dann hin, worin er eine Reihe von Un- 
regelmäßigkeiten oder etwas Aehnliches in der Bau⸗ 
verwaltung gerügt hätte und worauf er keine Antwort 
bekommen habe. Ich kann darauf nur wiederholen, 


— 
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(Dr. Leske, Senator.) s - 
daß ich mich nicht für verpflichtet halte, auf alles, was 
hier geſagt wird, eine Richtigſtellung vorzunehmen. In 
dieſer Angelegenheit jedoch bin ich ſofort in der Lage, 
das zu tun. Sie weiſen darauf hin, daß ich in derſel⸗ 
ben Sitzung anweſend geweſen wäre. Sie haben in 
dem amtlichen Stenogramm Behauptungen aufgeſtellt, 
die ich nicht als ſtichhaltig anſehen kann. Sie find alle 
nachgeprüft worden und kein Vorwurf hat ſich als be⸗ 
rechtigt erwieſen. (Zurufe des Abg. Hohnfeldt.) 
Ich komme jetzt dazu und will es ganz kurz machen. 
Selbſtverſtändlich kann jemand, der eine Behauptung 
aufſtellt, es in der Form tun, „das und das ſoll gewe⸗ 
ſen ſein.“ (Abg. Hohnfeldt: Sollte!) Er nimmt 
dann für ſich in Anſpruch, die Behauptung ſei nicht 
poſitiv geweſen, die Sache ift erledigt. Ich ſtehe auf 
dem Standpunkt, daß nicht nur jeder andere, der auf 
die Ehre ſeiner Nachbarn etwas hält, ſondern insbe⸗ 
ſondere der Abgeordnete, dem der Schutz der Immuni⸗ 
tät zur Seite ſteht, mindeſtens die moraliſche Pflicht 
hat, ehe er Behauptungen dieſer Art auch in der in⸗ 
direkten Rede weitergibt, nachzuprüfen, ob ſie zutref⸗ 
fen. (Lebhafte Zuftimmung! rechts.) Das iſt 
meine perſönliche Auffaſſung. Wie die Herren und 
Damen darüber denken, weiß ich nicht, das iſt ihre 
private Angelegenheit. (Lebhaftes Bravo! rechts. 
— Abg. Hohnfeldt: Das iſt parlamentariſches Syſtem.) 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Hohnfeldt, Sie 
Fl nicht das Wort, das Wort hat der Herr Abg. 

ahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): M. D. u. H.! 
Es iſt außerordentlich verlockend, ſich mit der Schützen⸗ 
hausverſammlung und den wildgewordenen ehemali⸗ 
gen Senatoren zu beſchäftigen. Es iſt desgleichen ver⸗ 
lockend, ſich über die Frage zu unterhalten, was man 
in anderen Staaten mit Miniſtern macht, die das 


) Parlament jahrelang irregeführt haben. Es iſt auch 


intereſſant, ſich über die Frage der ungekrönten acht 
Könige in Danzig zu unterhalten, die Herr Abg. 
Dr. Blavier angeführt hat und mit der Variante 
eines Fichtezitats, der den Königen den guten Rat 
gab, zu verduften oder anders zu werden, als ſie es 
bisher waren. Es iſt auch außerordentlich intereſſant, 
ſich mit der Rede des Kollegen Schede auseinanderzu⸗ 
ſetzen. Ebenſo intereſſant wäre es, ſich mit den Reden 
der einzelnen Parteivertreter des hohen Hauſes aus- 
einanderzuſetzen. 

Ich will es mir jedoch verſagen, alle dieſe Dinge 
heute polemiſch zu behandeln. Ich will mich in Anbe⸗ 
tracht des Ernſtes der Situation weder mit den wild⸗ 
gewordenen Herren im Schützenhaus beſchäftigen, die 
eine Diktatur von Wirtſchaftlern fordern und nicht 
einmal in der Lage ſind, ihre Metallhütte oder ähn⸗ 
liche kleine Inſtitute in Gang zu halten, auch nicht mit 
den Parlamentariern, die in der Danziger Verfaſſung 
noch nicht einmal ſo bewandert ſind, um zu wiſſen, daß 
Verſchiedenes, was ſie in der Schützenhausverſamm⸗ 
lung gefordert haben, ſich unmöglich in die Praxis 
umſetzen läßt. Ich will mich auch nicht mit den Herren 
beſchäftigen, die hier heute davon ſprachen, daß dieſer 
kleine Freiſtaat nicht lebensfähig ſei, und es am beſten 
wäre, wenn er wieder zum deutſchen Reiche zurück⸗ 
käme. Ich will auch nicht die Ausführungen des Herrn 
Senators Dr. Frank von geſtern ausführlich behan⸗ 
deln, der in die gleiche Kerbe ſchlug, weil bei derarti⸗ 
gen, ſehr leicht an das auswärtige Gebiet ſtreifenden 


Fragen bei den Inſtanzen, die darüber zu beſtimmen 


haben, was etwa mit dieſem kleinen nicht lebensfähi⸗ 
gen Staatsgebilde Danzig werden könnte, eventuell 
die Meinung auftaucht, daß es dann beſſer wäre, dies 
kleine Staatsweſen nicht nach den offen ausgeſproche⸗ 
nen Wünſchen des Herrn Abg. Hohnfeldt zu behan⸗ 
deln, auch nicht nach den zwiſchen den Zeilen heraus⸗ 
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zuleſenden Wünſchen des deutſchnationalen Herrn, 
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ſondern daß ſehr leicht die Gefahr beſteht, daß Danzig 


einem anderen Staate einverleibt wird. Ich glaube, daß 
99,9 Prozent Wahrſcheinlichkeit dafür ſprechen, daß die 
Sehnſucht aller Deutſchen in dieſem Falle nicht Wahr⸗ 
heit werden würde, und nicht in Erfüllung ginge, ſon⸗ 
dern das etwas anderes eintreten würde. Deshalb ſoll 
man etwas Derartiges von einer Stelle wie dieſer 


nicht ausſprechen, von einer Stelle, von der Ausfüh⸗ 


rungen ernſt genommen werden. 

Danzig iſt unter der preußiſchen Herrſchaft ein 
kleiner Provinzplatz geweſen, der etwa 1,6 Millionen 
Menſchen verſorgt hat. Danzig wird mit dem enor⸗ 
men Hinterlande Polen von 30 oder 28 Millionen 
Menſchen das wirtſchaftspolitiſch nach der Tſchecho⸗ 
ſlowakei und nach Rumänien tendiert, einen Muf- 
ſchwung nehmen. Es muß ihn in abſehbarer Zeit 
nehmen, und deshalb ſoll man nicht von einem lebens⸗ 
unfähigen Staate reden, weil irgendein kleiner 


Steuerbeamter, der zufällig das Glück oder das Pech 


hat, im Volkstage tätig zu ſein, Dinge ausſpricht, 
von denen er nichts verſteht, und Ausführungen macht, 
die für das kleine Staatsweſen recht gefährlich ſein 
können. 

Von einem lebensunfähigen Staat Danzig kann keine 
Rede ſein. Wenn wir auch durch die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe gegenwärtig außerordentlich ſtark be⸗ 


drängt ſind, ſo iſt das kein Grund, in Danzig von 


einem lebensunfähigen Staat zu ſprechen, wenn wir 
von uns aus die Kraft beſitzen, uns lebensfähig zu 
erhalten. Die Möglichkeit dazu haben wir, wenn wir 
andererſeits Wege finden, um unſeren Handel und 
unſere Induſtrie, unſere Wirtſchaftslage wiederum in 
Gang zu bringen und das, was uns eigentlich fehlt, 
nicht durch die polniſche Wirtſchaftskriſe und nicht 
durch die Weltwirtſchaftskriſe, nämlich der 
rerum, in irgend einer Weiſe zu beſchaffen. Durch die 
Inflation und durch das allzulange Kleben an der 
deutſchen Mark, das kann Ihnen, meine Herren von 
der Regierung, die Sie die Ehre hatten, in dem 
früheren Senat zu ſitzen, nicht oft genug wiederholt 
werden, iſt das mobile Vermögen Danzigs reſtlos ver⸗ 
nichtet worden. Wir haben die Wirtſchaftskriſe nicht 
erſt ſeit zwei Jahren, ſeit der Einführung des Gul⸗ 
dens, ſondern das Nichts an mobilem Kapital war be⸗ 
reits mit der Einführung des Danziger Guldens vor⸗ 
handen. Da etwa 80 bis 90 Millionen Reichsmark 
vor dem Kriege und in der Kriegszeit an mobilen Mit⸗ 
teln vorhanden waren, ſchrumpften ſie im Auguſt und 
September, als der Zwiſchengulden eingerichtet wurde, 
auf 5 bis 6 Millionen Gulden oder einem Gegenwert 
in Dollar zuſammen. Damals haben ſchon Leute ſich 
Geld kreditweiſe geliehen, 
Zentralkaſſe die Mittel beizubringen, die ihnen von 
den Banken gegen entſprechende Zinsſätze hergegeben 
wurden. 5 

In der Zwiſchenzeit haben fiğ die Verhältniſſe 
noch um einiges dadurch verſchlimmert, daß in Polen 
nennenswerte Ausfälle an Danziger Vermögenswer⸗ 
ten eingetreten ſind. Es iſt klar, daß ein Staat, der 
eine Inflation durchgemacht hat wie die Republik 
Polen, und dann noch ein Falliſſement eines der erſten 
dortigen Großbanken eintritt, kataſtrophale Auswir⸗ 
kungen auf das Wirtſchaftsleben erleiden muß. Wenn 
in Deutſchland die Dresdener oder Deutſche Bank 
kaputt ginge, wäre damit das Wirtſchaftsleben lahm⸗ 
gelegt. Das haben Sie bei der Bank für Handel und 
Induſtrie in Warſchau mit ihren 170 Filialen, woran 
natürlich das geſamte Wirtſchaftsleben vom kleinen 
Sparer bis zum Großinduſtriellen und Kaufmann 
hinauf beteiligt iſt. Wenn derartige Ereigniſſe in 
einem Wirtſchaftsleben eintreten, dann iſt es klar, daß 


um zur Einrichtung der 


nervos (DI | 
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in einem Handelsplatz, der Polen erheblich durch 
Warenlieferungen und mit Krediten verſorgt hat, 
Schwierigkeiten eintreten, und daß ſich dieſes Ereig⸗ 
nis mit aller Schärfe ausprägen muß. 

Die Hauptſache iſt aber, daß der Danziger Handel 
und die Danziger Wirtſchaft die flüſſigen Mittel durch 
das allzulange Hängen an der deutſchen Mark und 
durch die Verbindungen mit der deutſchen Währung 
bereits verloren hatte. Wäre die Regierung recht⸗ 
zeitig auf die Einführung einer eigenen Währung ver⸗ 
fallen, ſo hätte ſich das Danziger mobile Vermögen 
nicht entfernt in dem Maße verflüchtigen können, als es 
der Fall iſt. Heute ſteht alles ohne Geld da, nachdem 
der Nimbus, von dem die alten Danziger Firmen ge⸗ 
lebt haben, hinweg iſt. Die großen Danziger Import⸗ 
häuſer haben infolge ihrer alten Freundſchaften in 
England, Dänemark, Schweden, Norwegen und ver⸗ 
ſchiedenen anderen Plätzen bisher bei ihren Freunden 
und Abladern Kredit genoſſen, weil man über ihre 
Waren = Inflation nicht im klaren war. Jetzt, wo ſich 
mit aller Deutlichkeit die finanzielle Lage bei dieſen 
Inſtituten und gerade bei den alten, ſogenannten 
gezeigt hat, iſt das 
Ausland mißtrauiſch und in der Hergabe von Konſig⸗ 
nationswaren und Krediten vorſichtig geworden. Jetzt 
find die Firmen nicht mehr in der Lage, zu arbeiten. 
Sie können nicht mehr per Kaſſe kaufen, weil ihnen 
die Mittel fehlen. Deshalb liegen Handel und Wan⸗ 
del ſtill. Wenn ſich derartige Verhältniſſe ereignen, 
daß bedeutende Firmen ultimo nicht mehr in der Lage 
ſind, ihre Gehälter auszuzahlen, ſind wir ziemlich weit 
gekommen. Ich freue mich, daß die Regierung es jetzt 
endlich anerkennt, daß wir hier in Danzig eine ernſte 
Wirtſchaftskriſe haben und daß noch eine Staatskriſe 

inzugekommen iſt. j 

Als wir uns über dieſes gleiche Thema am 9. Ok⸗ 
tober 1924 in der 60. Vollſitzung des Volkstages UN? 
terhielten, erklärte Herr Senator Dr. Frank, daß die 
Wirtſchaftskriſe ſchon behoben wäre und daß wir uns 
ſchon (Senator Dr. Frank: Das habe ich nicht er⸗ 
klärt) auf dem ſteigenden Aſt befänden. Herr 
Senator Dr. Frank, ich möchte das Haus nicht aufhal⸗ 
ten, ſonſt würde ich Ihnen aus Ihrer damaligen Rede 
Stellen vorleſen. Vielleicht iſt einer der Herren Kolle- 
gen jo liebenswürdig, mir den Band ſtenographiſcher 
Berichte, der auf meinem Platz liegt, herzubringen. 
Dann kann ich, wenn ich Sie weiter zitieren ſollte und 
Sie widerſprechen ſollten, die Stellen vorleſen. (Die 
ganze Rede! rechts.) Sie haben hoffentlich die Ab⸗ 
2 17 55 bis 10 Uhr zu ſitzen, ſonſt werde ich es un⸗ 

klaſſen. | 
M, D. u. H.! Jetzt wird wirklich eingeſehen, daß 
wir eine ernſte Wirtſchaftskriſe haben. Die 11 Punkte, 
von denen Herr Senator Dr. Volkmann geſprochen 


hatte, ebenſo Herr Dr. Frank, ſcheinen ja zu beſtätigen, 


daß wirklich etwas los iſt im Staate Dänemark. Man 
iſt auf viele Mittel verfallen, wie man helfen ſoll. In 
erſter Linie möchte ich der Regierung den guten Rat 
geben, ſoweit die Wirtſchaftskreiſe in Frage kommen, 
recht vorſichtig und möglichſt wenig ſich mit der joge- 
nannten Wirkſchaft, alſo mit Handel, Induſtrie und 
ahnlichen Dingen zu beſchäftigen und möglichſt wenig 
rperimente an dieſen Zweigen zu machen. Das Ein- 


dige, was die Regierung in dieſer Beziehung tun 


1 ſind die Aufgaben, die in all dieſen Fragen 
daß wir eine gerechte Einkommenbeſteuerung erhalten 
9 daß die Maßnahmen, die das Steueramt durch⸗ 
der hrt hat, wirklich von dem Geiſt getragen werden, 
Pr in den Regierungserklärungen, wie auch in der 
teile enthalten war. Wenn man willkürlich nach 
uf, Religion und ſonſtigen Gründen Steuervor⸗ 


egierung zuſtehen. Es iſt zunächſt notwendig, 


auszahlungen erhebt, ſo hat das mit einer gerechten 5 
Einkommenbeſteuerung nichts zu tun. Wenn man dann 
Veranlagungen hinausſchickt und ſich herausſtellt, 
daß die betreffenden Steuerzenſiten im vorigen Jahr 
zuviel Steuern gezahlt haben, ſoll der Fiskus ſo an⸗ 
ſtändig ſein und die Steuern zurückzahlen. Mir wurde 
neulich ein Fall bekannt, wo der Fiskus 30 000 Gulden 
Vorauszahlungen im vorigen Jahr erhob. Infolge der 
mißlichen Ereigniſſe im vorigen Jahr ſollen über 
25 000 Gulden zurückgezahlt werden. Es geht nicht, 
daß der Fiskus einfach erklärt, obgleich in dieſem Jahr 
die gleichen Raten wieder vorausgezahlt ſind und wie⸗ 
der Zurückzahlungen erfolgen müſſen, daß das ange⸗ 
rechnet werden foll. Es bedurfte erſt langer Verhand⸗ 
lungen, um 10 000 Gulden herauszubekommen, die 
Hälfte deſſen, was im vorigen Jahr zuviel erhoben iſt. 
Es iſt ferner notwendig, wenn die Vorauszahlungen 
ſich durch eine Zwiſchenbilanz als allzu hoch heraus⸗ 
ſtellen, der Fiskus Steuerſtundungen vornimmt und 
die Beträge, die er zuviel erhalten hat, zurückzahlt. 
Ein kleiner Staat, der Wert darauf legt, als Rechts⸗ 
ſtaat angeſehen zu werden, darf derartige Erpreſſun⸗ 
gen, wie ſie bei unſern Steuerämtern vorkommen, 
nicht zulaſſen. Die zuſtändigen Senatoren und die 
zuſtändigen Chefs der betreffenden Steuerämter müſ⸗ 
ſen peinlichſt darauf achten, daß ihre Anordnungen 
auch von den unteren Organen durchgeführt werden. 
Es darf nicht vorkommen, daß, wenn Herr Staatsrat 
Lademann Anordnungen gibt, der Steuerinſpektor ſie 


nicht ausführt, ſondern Teilzahlungen mit der Be⸗ 


gründung vornimmt: „Ich führe das nicht aus, ich 
ziehe 3000 Gulden ab.“ Das iſt dieſer Tage der Fall 
geweſen. 

Des ferneren iſt es nötig, daß die Gewerbebe⸗ 
ſteuerung des Handels in der Form durchgeführt wird, 
wie es in früheren Jahren geſchehen iſt und daß nicht 
Betriebe mit zwei oder drei Arbeitern und einem oder 
zwei Angeſtellten in die Klaſſe I eingeſtuft werden 
und zu 1200, 1600 und 3200 Gulden Gewerbeſteuer 
veranlagt werden. Als ſeinerzeit das Gewerbeſteuer⸗ 
geſetz für das Deutſche Reich geſchaffen wurde, hat man 
jede andere Steuer für den Beruf verboten außer der 
Gewerbeſteuer. Trotzdem hat man in Danzig die Be⸗ 
triebseröffnungsſteuer eingeführt und zu einer Ein⸗ 
nahmequelle für den Staat gemacht. Wir ſollen ſehr 
zufrieden ſein und ſollen uns glücklich ſchätzen, wenn 
jemand in Danzig in der jetzigen Zeit einen Betrieb 
eröffnet und Arbeiter beſchäftigt. Man darf nicht 
zur Strafe für die Eröffnung eines Betriebes 1200, 
1500 oder 1600 Gulden Betriebseröffnungsſteuer ver⸗ 
langen. Das iſt nur in Danzig möglich, wo eine Re⸗ 
gierung ſitzt, bei der der Fiskalismus alle Grenzen 
überſchritten hat. (Sehr richtig!) All dies trägt 
nicht zur Hebung der Wirtſchaft und zur Erleichterung 
für die Wirtſchaftskreiſe bei. Dieſe Dinge kann ein⸗ 
zig und allein die Regierung tun, wenn ſie unſerer 
Wirtſchaft helfen will. 7 ] 

Des ferneren ift die ſchleunige Beſeitigung der De⸗ 
viſen⸗ und Umſatzſteuer nötig. Jetzt werden 3 bis 4 
Millionen aus der Wirtſchaft herausgepreßt, und zwar 
aus der Wirtſchaft, die den heimiſchen Markt verſorgt. 
Der Handel, der mit dem Auslande arbeitet, zahlt 
keine Umſatzſteuer. Die betr. Zweige des Gejamt- 
exports gehen bei der Umſatzſteuer frei aus und haben 
noch das Recht, die von einem inländiſchen Käufer 
gezahlte Umſatzſteuer vom Staat zurückzuverlangen. 

Gerade die Belaſtung der einheimiſchen Wirtſchaft 
mit dieſen Summen von 3 bis 4 Prozent muß unter 
allen Umſtänden verſchwinden, nicht erſt wenn neue 
Einnahmequellen geſchaffen ſind. An ſolche darf man 
überhaupt nicht denken. Vielmehr hat die Steuer zu 
verſchwinden und alle Ausfälle, die auf ſteuerlichem 
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Gebiete eintreten, ſind nicht durch neue Steuern, ſon⸗ 
dern durch Erſparniſſe in der Verwaltung und in den 
Staatseinrichtungen zu erſetzen. Des ferneren könnte 
und müßte die Deviſenumſatzſteuer mit größter Be⸗ 
ſchleunigung, möglichſt ſofort, verſchwinden. In Dan⸗ 
zig als Handelsplatz, der ſeinen Import in ausländi⸗ 
ſchen Währungen bezahlen muß, als Exportplatz, der 
nur in ausländiſchen Währungen fakturiert, iſt eine 
Deviſenbeſteuerung grober Unfug. Ich habe mich ſei⸗ 
nerzeit auf das heftigſte gegen dieſe Steuer gewehrt. 
Aber es iſt in drei Jahren nicht möglich gweſen, die⸗ 
ſen groben Unfug in Danzig zu beſeitigen. Des fer⸗ 
neren wäre es Aufgabe der Danziger Regierung, ſie 
hat das ja in ihrem letzten Expoje zugeſagt, die ſtaat⸗ 
lichen Mieten und Pachten ſo zu ermäßigen, daß ſie 
mit der wahren Marktlage übereinſtimmen. Wer 
die Manipulationen der ſtädtiſchen Grundbeſitzverwal⸗ 
tung zu verfolgen Gelegenheit hatte und den geſchäfts⸗ 
tüchtigen Herrn Oberregierungsrat Behrend mit ſei⸗ 
nen Trabanten des Haus⸗ und Grundbeſitz⸗Ausſchuſſes 
ſehen konnte, wie Läger und Wieſen bei Heubude als 
Holzlagerplätze der Quadratmeter für 3 Gulden ver- 
geben wurden, braucht ſich nicht zu wundern, wenn die 
Firmen an den Mieten kaputt gingen, die ſie an den 
Staat zu zahlen hatten, und mit Hinterlaſſung erheb⸗ 
licher Paſſiven den Danziger Platz freiwillig räumten 
oder mit zu ſeiner Diskreditierung beitrugen. 

Des ferneren ſollte die Regierung in dem Ausſchuß, 
in dem ſie vertreten iſt, im Hafenausſchuß, einmal 
etwas nach dem Rechten ſehen. Ich habe in meiner 
Rede vom 9. Oktober darauf hingewieſen, daß der 
Danziger Hafen gegenüber den Nachbarhäfen um 
etwa 100 bis 150 Prozent mit den Hafengebühren bei 
Einrichtungen teurer ift, die geradezu vorſfintflutlich 
anmuten. Ich habe damals dem zuſtändigen Dezer⸗ 
nenten den Rat gegeben, ſich die modernen Hafenanla⸗ 
gen von Stettin und Königsberg anzuſehen. Ich weiß 
nicht, ob er dieſe Reiſe gemacht hat. Firmen, die eigene 
Kaianlagen haben, werden, was geradezu ein Unding 
iſt, zu Kaigebühren herangezogen, eine Manipulation, 
die auch nur in Danzig möglich iſt. Des ferneren 
wäre es notwendig, daß unſere Danziger Regierung 
nicht immer Verſprechungen abgibt, ſie würde in Ver⸗ 
bindung mit der Bank von Danzig und den Großban⸗ 
ken dafür ſorgen, daß der Bankſatz reduziert wird. In 
der Sitzung vom 9. Oktober 1924 habe ich bereits mit 
aller Schärfe darauf hingewieſen, daß das Ausland zu 
einem Staat, in dem Kreditſätze, aljo Haben⸗Zinſen 
von 7, 8, 9 und 10 Prozent und Debetzinſen, alſo Soll⸗ 
Zinſen von 13, 15 und 24 Prozent gezahlt werden, 
kein Vertrauen haben kann. Wenn das Ausland noch 
Geld in dieſem Fleck Erde ſtecken hat, wird es zurück⸗ 
gezogen. In Deutſchland haben wir den 10prozenti⸗ 
gen Goldhypothekentyp. Die deutſchen Sypotheken⸗ 
banken bemühen ſich händeringend, am Londoner 
Markt Hypotheken unterzubringen. Es gelingt ihnen 
nicht, ein Stück zu placieren, weil ſich die engliſchen 
Kapitaliſten ſagen: „Woher nehmen wir 10 Prozent 
Zinſen? Wenn das gezahlt wird, muß etwas faul 
ſein.“ Als ich kürzlich Gelegenheit hatte, mich mit 
dem Inhaber oder Direktor eines ſehr großen engli- 
ſchen Handelshauſes über die wirtſchaftlichen Verhält- 
nijje in Danzig zu unterhalten, erklärte ich, daß eine 
mir naheſtehende Firma für ihren Kredit einer hieſi⸗ 
gen Großbank den ſehr kulanten Zins⸗ und Provi⸗ 
ſtonsſatz von zuſammen 13 Prozent pro Anno zahlte. 
Da ſchlug der Mann die Hände über dem Kopf zuſam⸗ 
men und ſagte, es ſei kein Wunder, daß hier niemand 
beſtehen könne und alles kaputt gehen müſſe. Drüben 
erhielte man trotz des aufgehöhten engliſchen Bant- 
ſatzes gegenwärtig Kredite mit 6 Prozent inkluſive 
Bankproviſion, Rembours⸗Kredite mit ½ Prozent 


pro Quartal, teilweiſe in allererſten Häuſern 
1 Sechſtel Prozent. Berückſichtigt man die außerordent⸗ 
lich hohen Bankſätze und Nebenkoſten in Danzig, ſo 
wäre es hohe Zeit, daß die Regierung nicht nur mit 
bloßen Verſprechungen in der Preſſe, bei Sitzufgen 
und im Volkstage jonglierte, ſondern wirklich einmal 
Ernſt machte. Wenn, falls es nicht anders geht, durch 
geſetzgeberiſche Maßnahmen, der offizielle Bankſatz re⸗ 
duziert würde, würden die hieſigen Großbanken ſchon 
nachkommen. Es trifft nicht zu, daß man dann Geld 
aus Danzig herauszöge. Im Gegenteil, augenblicklich 
liegt die Situation ſo, daß die deutſchen Großbanken 
ein Krebsſchaden für die Danziger Wirtſchaft ſind. 
Es iſt nicht zu beſtreiten, daß die hieſigen Großbanken 
auf Anordnung ihrer Berliner Zentralen abſichtlich 
Kredite ſperren und einſchränken, weil man Firmen, 
die mit Polen arbeiten, keinerlei Kredite zur Verfü⸗ 
gung ſtellen will, um die Republik Polen zu zwingen, 
in der Frage des Handelsvertrages mit Deutſchland 
nachgiebiger zu ſein. 

Ich glaube nicht, daß es den deutſchen Banken ge- 
lingen wird, mit dieſen Maßnahmen irgendetwas zu 
erzielen. Aber wenn die deutſchen Großbanken den 


Danziger Firmen in einer ſolchen Situation den Brot⸗ 


korb höher hängen und die deutſchen Intereſſen über 
das Intereſſe ihrer Danziger Filialen und damit des 
Danziger Handels ſtellen, ſo ſollte die Regierung ſehr 
ernſtlich erwägen, ob man nicht Gelder aus anderen 
Staaten heranzieht und ob nicht die Gründung von 
Kreditbanken in Danzig mit Auslandskapital empfeh⸗ 
lenswert oder eine Notwendigkeit wäre. 
uns in Danzig, die wir auf den Handel mit Polen an⸗ 
gewieſen ſind, die Geſchäfte mit anderen Staaten aus⸗ 
ſuchen könnten, dann würden wir es tun. Wir liegen 
hier aber einmal an einem Platz, der in erſter Linie 


auf das polniſche Wirtſchaftsgebiet angewieſen ijt und (D) 


müſſen mit der polniſchen Kaufmannſchaft, mit der 
polniſchen Induſtrie Handel treiben. 

Wenn das den deutſchen Großbankzentralen in 
Berlin nicht paßt, mögen ſie ihre Filialen aus Danzig 
wegnehmen und dann wird der Danziger Staat, die 
Danziger Regierung Maßnahmen treffen müſſen, da⸗ 
mit andere Mittel nach Danzig gezogen werden, um 
Handel und Wandel aufrecht zu erhalten. Die Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft kann außerdem von der hieſigen Re⸗ 
gierung durch die dem Großhandel zu gewährenden 
Zollſtundungen Anterſtützung erfahren. Ich gebe aller⸗ 
dings zu, daß man in den letzten Jahren in dieſer 
Frage etwas zu freigebig vorgegangen iſt. Auch in 
der Frage der Vergebung der Privattranſitläger, die 
ja meiſtens mit dem Zollſtundungsverfahren zuſam⸗ 
menhängen, iſt etwas zu freigebig umgegangen wor⸗ 
den. Alle Leute, die aus Libau, Riga, Reval und 
ſonſt woher ausgewandert find, haben fih hier in 
Danzig niedergelaſſen und haben allzubillig Privat⸗ 
tranſitläger bekommen, ebenſo Zollſtundungskonten. 
Dagegen iſt man bei alten, angeſehenen Danziger 


Firmen ſelbſt bei Geſtellung erſter Bürgen ſehr vorſich⸗ 


tig geweſen. Einer unſerer älteſten Danziger Fir⸗ 
men hat man ſogar in Danzig eine Erneuerung des 
Zollkredites geſperrt. Ich weiß nicht, welche Gründe 
oder welche Hinterabſichten da mitſprechen. Aber die 
Regierung ſoll ſich um all dieſe Dinge etwas beküm⸗ 
mern, um allzu eifrigen Beamten gewiſſer Stellen 
auf die Finger zu klopfen und nicht dazu beizutragen, 
daß Häuſer, die 50 und mehr Jahre in Danzig De 
ſtehen, 50 bis 60 Arbeiter und 20 bis 30 Angeſtellte 
beſchäftigen, in dieſer ſchwierigen Situation Le 
durch Zollſchikanen irgend welcher Art beeinträchtigt 
werden. 

Aber die Hauptſache, die indeſſen von 


unſerer Re⸗ 
gierung erwartet werden muß, ift, wie ich ſchon vorhin 


Wenn wir 


(B) zu werden. 


. — 
m 


(a) (Rahn, Abgeordneter.) 
ausführte, die Beſchaffung von Geldmitteln für die 
Induſtrie und den Handel. Ich will mich mit dem 
Projekt des Herrn Dr. Volkmann, der darüber eine 
Denkſchrift ausgearbeitet haben ſoll, die mir bisher 
unbekannt geblieben iſt, der Frage der Kreditbeſchaf⸗ 
fung unter ſtaatlicher Garantie, nicht beſchäftigen. Ich 
werde mich freuen, wenn ſeine Vorſchläge realiſier⸗ 
bar ſind. Jeder Gulden, der nach Danzig durch dieſe 
Vorſchläge kommt, ſoll freudig aufgenommen werden. 
Ich zweifle aber, daß ſich bei der Kleinheit der Dan⸗ 
ziger Betriebe und bei den wenigen, die für Kredite 
vom Ausland unter Staatsgarantie geeignet ſind, 
etwas Nennenswertes wird ſchaffen laſſen. Ich glaube, 
daß es ein beſſerer Weg iſt, wenn die Regierung den 
Verſuch macht, ſich im Auslande, natürlich bei vorhe⸗ 
riger geſetzlicher Sanktionierung, eine Anleihe auf 
den Staatsbeſitz geben zu laſſen und dieſe Anleihe 
teilweiſe kurzfriſtig, teilweiſe langfriſtig an Induſtrie 
und Handel verleiht. Ob die direkte Verleihung in 
Frage kommt oder die Verleihung über ein Kredit⸗ 
oder Hypothekeninſtitut, iſt eine ſekundäre Frage. Ich 
würde die Verleihung langfziſtiger Gelder, die der 
Danziger Induſtrie und dem Banziger Handel außer: 
ordentlich not tun, beſonders den Firmen, die ihre 
Barmittel verloren haben, aber über einen rieſigen 
Beſitz an Immobilien verfügen, begrüßen. Man müßte 
ihnen langfriſtige Kredite auf eine Hypothekenbank 
geben, damit die ausgeliehenen Gelder wieder mobi⸗ 
liſiert werden könnten. Es iſt aber höchſte Zeit, um 
noch einmal darauf zurückzukommen, daß dieſen eigen⸗ 
mächtigen Manipulationen der Berliner Großbank⸗ 
zentrale ein Paroli geboten wird. Dieſes Syſtem muß 
beſeitigt werden und der Danziger Handel durch die 
Hergabe anderer Mittel mit größter Beſchleunigung 
in die Lage verſetzt werden, ſeinen Aufgaben gerecht 
Ich würde, wenn die Situation nicht ſo 
brenzlich wäre, wie ſie augenblicklich iſt, der ſtaatlichen 
eingabe von Kredit oder der Vermittlung von Kredit 
nicht das Wort reden; denn derartige Dinge ſind we⸗ 
nig angenehm und haben in den vergangenen Zeiten 
unangenehme Folgen gehabt. Da nun aber die Si⸗ 
tuation ſo iſt, daß man in Danzig von mobilem Ka⸗ 
pital überhaupt nicht mehr ſprechen kann und die 
Aufrechterhaltung der Wirtſchaft unbedingt davon ab⸗ 
hängt, wie neue Mittel herangezogen werden können, 
iſt es Aufgabe des Staates und Aufgabe ſeiner Selbſt⸗ 
erhaltung, daß er bei ſeinem großen Grundbeſitz und 
en ſonſtigen Werten, vor allen Dingen bei der allge⸗ 
meinen Sicherheit, die in der Bevölkerung eines 
Staates liegt, Geld heranſchafft, um es Handel und 
nduſtrie und auch der viel geſchmähten Landwirt- 
ſchaft zur Verfügung zu ſtellen. Hoffentlich gibt der 
enat ſeine Pläne in dieſer Beziehung bald bekannt, 
amit die Oeffentlichkeit nicht im Dunkeln tappt und 
Er zu dieſem Problem noch einiges gejagt werden 
nn. 


Ferner iſt es Aufgabe unſerer Regierung, in der 
Frage der Preisgeſtaltung Maßnahmen zu treffen, 
aß eine Bewucherung der Bevölkerung nicht ſtattfin⸗ 
et. Der vielgeſchmähte Aufruf des Senats auf Preis⸗ 
abbau und die inzwiſchen erfolgte Einſchränkung durch 
errn Senator Dr. Frank haben etwas für ſich. Es iſt 
ei unſern kleinen Verhältniſſen ſehr angebracht, daß 
Die hier ein modifiziertes Syndikatsgeſetz einführen. 
Ei Kolonialwaren⸗Detailiſten haben eine Zentral⸗ 
lefakaufsgeſellſchaft. Jeder Kleinhändler hat ein Te- 
„ion, und jeder Kolonialwarenkleinhändler fragt 
85 Morgens bei ſeiner Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft 
15 wie die Preiſe ſind, und ganz Danzig hat einheit⸗ 
h je Kolonial⸗Detailpreiſe. Aber auch beim Grop- 
andel ift das teilweiſe der Fall. Auch ſelbſt bei den 
anken iſt es ſo. Die Vereinigung der Banken und 
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Bankiers hat ſehr feſtgelegte Geſchäftsbedingungen, 
Valutierungs⸗ und Abrechnungsbedingungen, und es 
gibt eigentlich trotz der großen Konkurrenz der Banken 
keine Konkurrenz der Banken untereinander in Bezug 
auf ihre Bedingungen. Es wäre ſehr gut, daß auf jo 
engem Raum den Banken vorgeſchrieben würde, daß fie 
wohl Vereinbarungen über allgemeine Geſchäftsbe⸗ 
dingungen treffen dürfen, daß aber ſpezielle Vereinba⸗ 
rungen nicht ſtatthaft ſind, die z. B. zum Ziel haben, 
daß denjenigen 10 Prozent Zinſen, denjenigen 2 
Prozent Proviſion pro Quartal, denjenigen die Devi⸗ 
ſen fünf Tage ſpäter gutzuſchreiben, wie das bei Scheck 
London der Fall iſt, was ſehr ungerecht iſt, da die Poſt 
nach London nicht fünf Tage unterwegs iſt. Herr 
Bankſenator, merken Sie ſich das, es wäre gut, wenn 
die Ausſchaltung der freien Konkurrenz unter Strafe 
geſtellt würde. Es wäre auch gut, wenn in den Fällen, 
wo nur zwei Fabriken einer Branche exiſtieren, es 
den Firmen verboten würde, die gleichen Preiſe zu ha⸗ 
ben. Ich habe nichts dagegen, daß ſie verabreden, nur 
gegen Kaſſa zu verkaufen, aber wenn ſie ſich darüber 
verſtändigen, daß der Preis erhöht wird, ſo ſind das 
Maßnahmen, die unter ein Syndikats⸗ oder Konven⸗ 
tionsſtrafgeſetz fallen müſſen, um ſolche unſauberen 
Manipulationen auszuſchalten. 

Ich könnte Ihnen noch ein Dutzend Fälle anführen, 
aber ich will Sie nicht unnütz aufhalten. Nur ein Bei⸗ 
ſpiel will ich nennen. Die Spediteure nehmen Sie ſich, 
Herr Dr. Frank, beſonders aufs Korn. Sie handeln 
geradezu verbrecheriſch in Danzig. Mir wurden vor 
einiger Zeit von einer erſten Danziger Speditionsfirma 
für eine Arbeit, die im Frieden etwa 12 Mark gekoſtet 
hat, nicht weniger als 176 Gulden berechnet. Als ich der 
Firma ſchrieb, daß ich die Angelegenheit der Staatsan⸗ 
waltſchaft unterbreiten würde, wenn ſie die Rechnung 
nicht revidierte, bekam ich ſehr prompt eine Mitteilung, 
daß die Rechnung auf die Hälfte reduziert wäre. Ich 
habe es unterlaſſen, den Staatsanwalt mit dieſer Frage 
zu beſchäftigen, da es den Kaufleuten unangenehm iſt, 
den Staatsanwalt anzurufen. Aber Sie können ſich 
ſehr leicht beſtätigen laſſen, daß ſolche Preiskalkulatio⸗ 
nen vorkommen, daß ein Tarif beſteht und daß keine 
Firma im geſamten Hafen billiger arbeitet. Sie wer⸗ 
den ſogar Leute finden, die Ihnen alle dieſe Dinge in 
einer Liſte ſpezialiſiert übergeben. Urteilen Sie, ob der⸗ 
artiges gerecht iſt oder ob man nicht ſchleunigſt geſetz⸗ 
geberiſche Maßnahmen ergreifen muß, um dieſen groben 
Unfug zu beſeitigen. 

Alſo, die Preisſenkungsaktion des Senats war wohl 
ſehr notwendig. Der Aufruf war ſehr richtig und 
der Senat ſoll ſich gar nicht dadurch einſchüchtern laſſen, 
daß einige Leute ſagen, ſie hätten ſchon kalkulieren und 
mit dem Pfennig rechnen gelernt. Der Danziger De⸗ 
tailhandel im allgemeinen hat weder mit dem Pfennig 
rechnen gelernt, noch mit dem Gulden. Die Herren 
rechnen teilweiſe noch mit den Inflationszahlen. Der 
Danziger Zoll muß meiftenteils dazu hinhalten, um die 
unvernünftige Preiskaltulation zu verſchleiern. Wenn 
man Gelegenheit hat, ſich in Königsberg, Stettin oder 
Berlin aufzuhalten, — dem Betreffenden darf ich nach 
einem Gebot des Senators Dr. Volkmann nicht mehr 
den Rat geben, er ſolle ſich dort mit Sachen eindecken — 
aber wenn die Danziger Geſchäftswelt ſich nicht an die 
Pfennig⸗, nicht einmal an die Bruchpfennig⸗Kalkulation 
gewöhnt, wird den Danzigern nichts anderes übrig 
bleiben, als auswärts zu kaufen. Es wird ihnen nicht 
einfallen, in Danzig 12 bis 15 Gulden für eine Sache 
mehr zu zahlen als in Königsberg, obgleich der Zoll da- 
für nur 3 Gulden beträgt. Man kauft ſich in Königsberg 


einen Regenmantel für 24 Gld., den man gleich anzieht 


und für den man in Danzig 80—90 Gld. bezahlen müßte. 


(©) 
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Man wird in Königsberg und Stettin ſeidene Strümpfe 
für 4,50 Gulden taufen, für die man in Danzig in der 
Töpfergaſſe in den neuen Läden, die Herr Falk gebaut 
hat, 16,50 Gulden zahlt, Wenn die Danziger Geſchäfts⸗ 
welt derartige unvernünftige Kalkulations⸗ und Preis- 
forderungen ſtellt, darf man ſich nicht wundern, wenn 
die Bevölkerung nach Deutſchland reiſt und ſich dort ein⸗ 
deckt und die Danziger Bevölkerung geſchädigt wird. Es 
iſt nötig, daß vernünftig kalkuliert wird. Das wird 
aber nicht getan, weil die kleinen Umſätze die beteiligte 
Geſchäftswelt zu einer geradezu exorbitanten Gewinn⸗ 
ſpanne veranlaſſen und die Preiſe dadurch außerordent⸗ 
lich hochhalten. Gewinne von 80, 100, 150 Prozent 
ſind beſonders in der Konfektionsbranche keine Selten⸗ 
heit, und es wäre ſehr notwendig, daß dieſe Kalkulatio⸗ 
nen nachgeprüft würden. Ich bitte aber, da keinen 
Schutzpolizei⸗ oder Kriminalbeamten zu dieſem Zweck 
heranzuziehen, ſondern es wird zweckmäßiger ſein, wenn 
man von einigen Spezialiſten Stichproben vornehmen 
läßt, die ſich zweifellos gern zur Verfügung ſtellen wer⸗ 
den, auch ohne Beamteneigenſchaft zu beſitzen. 

Es bleibt nur noch zu ſagen: Welches ſind die Auf⸗ 
gaben, die die Regierung zur Behebung der Wirtſchafts⸗ 
kriſe und zur Erleichterung der Wirtſchaft erfüllen 
kann? Das iſt ſehr einfach geſagt. Wenn ich einen Be⸗ 
trieb eröffne, mir Waren kaufe, mir Angeſtellte zulege, 
ein gewiſſes Betriebskapital habe und merke, daß das 
Geſchäft ſchlecht geht, dann bleibt mir nichts anderes 
übrig, als daß ich Verluſte erleide. Wenn ich nicht die 
notwendigen Mittel für den Betrieb mehr aufbringen 
kann, muß ich den Betrieb reduzieren. So wird unſe⸗ 
rem Staate nichts anderes übrig bleiben, als den 
Staatsaufbau zu verringern und nicht damit anzufan⸗ 
gen, nun die paar Diäten des Volkstages, die meinet⸗ 
wegen ſehr gern beſeitigt werden können, herabzuſetzen 
oder ein Drittel der Mitglieder des Volkstages abzu⸗ 
ſchaffen. Es darf auch nicht damit angefangen werden, 
vielleicht 5 nebenamtliche und 2 hauptamtliche Senato- 
ren abzubauen, ſondern man muß bei der breiten Maſſe 
der Beamtenſchaft abbauen. Die Beamtenſchaft fühlt 
ſich natürlich gekränkt, wenn ſie das Wort Abbau hört. 
Das iſt verſtändlich. Aber wenn ein Staatsweſen ein⸗ 
mal zu viel Beamte hat, fo daß die Bevölkerung die, 
Koſten für dieſen Apparat nicht mehr tragen kann, 
dann muß ſelbſtverſtändlich das geſchehen, was notwen⸗ 
dig iſt und der Apparat verkleinert werden. Wenn 
einer oder der andere davon betroffen wird, ſo iſt das 
betrübend, aber es iſt beſſer, daß eine gewiſſe Anzahl 
von Beamten von dem Abbau betroffen wird, als daß 
ſich die Danziger Regierung, weil die Einnahmen nicht 
mehr vorhanden ſind, die Ausgaben aber geleiſtet wer⸗ 
den müſſen, eines Tages hinſtellen muß, um zu er⸗ 
klären: „So geht die Sache nicht mehr weiter, helft Ihr 
uns, wir ſind am Ende unſeres Lateins.“ (Das hat 
ſie ſchon erklärt! rechts.) Die Dinge, die ſich ſtaats⸗ 
politiſch in Oeſterreich abgeſpielt haben, die ſich jetzt in 
Polen abſpielen, das ſich mit Händen und Füßen gegen 
eine Finanzkontrolle, gegen eine Aufſicht der Bank 
Polski und ähnliches ſträubt, ſollten warnen. Solange 
es Zeit iſt, zu handeln, ſollte die Danziger Regierung 
handeln und wenn es nicht anders geht und die Ver⸗ 
faſſung dem entgegenſtehen ſollte, dieſen berühmten Ver⸗ 
faſſungsartikel, der von den wohlerworbenen Rechten 
handelt, zeitweilig aufheben, um das Erforderliche zu 
machen, ehe uns dieſe Maßnahme von anderer Stelle 
aufgezwungen wird. Wenn ſich die Dinge dann, wie ſte 
gegenwärtig ſtehen, weiter entwickeln, wenn das Rück⸗ 
grat des Danziger Staates, die Zolleinnahmen, nicht 


mehr fließen, wenn die Einkommenſteuer der freien Be⸗ 


rufe nicht einkommt, was in dieſem Jahre größtenteils 
der Fall ſein wird, wenn wir eine große Maſſe von Ar⸗ 


beitsloſen haben, bei denen die Lohn- und Gehaltsſteuer 


nichts mehr einbringen kann, weil die Betreffenden 
keine Gehälter beziehen, iſt der Zeitpunkt nahe, wo ſich 
die Regierung vor die Situation geſtellt ſieht, zu erklä⸗ 
ren, es geht nicht, helft. Dann wird man uns nach be⸗ 
rühmten Vorbildern zwingen, das zu machen. Wir 
möchten einen Zimmermann, ganz gleich, welchen Na⸗ 
men er trägt, nicht in Danzig haben. Die Oeſterreicher 
haben in dieſer Beziehung ſehr unangenehme Erfahrun⸗ 
gen gemacht. In Polen ſträubt man ſich nicht zu Un⸗ 
recht gegen eine auswärtige Finanzkontrolle. Nicht 
überall werden die Dinge fo loyal und vorſichtig gehand⸗ 
habt, wie in Berlin, wo man ein 60⸗Millionen⸗Volk 
vor ſich hat. Je ſchwächer das in dieſe Behandlung 
kommende Staatsweſen ſtaatlich und der Zahl der Ein- 
wohner nach iſt, deſto rigoroſer und anmaßender, ich 
finde keinen anderen Ausdruck, find die Maßnahmen, 
Deshalb vate ich der Regierung, ernſtliche Anſtalten 
zu treffen, dieſe Maßnahmen zu vermeiden und ſich den 
Weg nach Genf in dieſer Frage zu erſparen. Das kann 
ſie nur dadurch, daß ſie, ſo bedauerlich es für die Be⸗ 
troffenen iſt, den übergroßen Apparat, der in Danztg 
unter anderen Geſichtspunkten aufgezogen wurde, ab⸗ 
baut. Bauen Sie ab bei der enormen Zahl der Schutz⸗ 
polizeibeamten, bauen Sie ab bei der Blauen Polizer. 
Ich habe ſchon mehrfach gejagt, daß wir in Danzig die 
ruhigſte und vernünftigſte Bevölkerung des ganzen 
Kontinents haben. Keine andere Bevölkerung eines 
anderen Staates würde diefe Dinge unter derart trauri⸗ 
gen Verhältniſſen, wie die Danziger Bevölkerung und 
beſonders die Arbeiterſchaft, ruhig hinnehmen. Dieſe 
Ruhe der Danziger Arbeiterſchaft iſt nicht eine Ruhe vor 
dem Sturm, ſie iſt in der vernünftigen Erziehung und 
dem vernünftigen Charakter der Danziger Bevölkerung 
begründet. Wir ſind früher mit einer ſehr erheblich ge 
ringeren Ordnungspolizei ausgekommen und wir kön⸗ 
nen auch in Zukunft mit einer ſolchen auskommen. Wir 
können auch den Zollapparat erheblich vereinfachen und 
reduzieren. Es iſt nötig, daß das viele Schreibwerk der 
oberen Zollbehörde, das nicht auf Anordnung des War- 
ſchauer Miniſteriums eingeführt iſt, abgeſchafft und re⸗ 
duziert wird. Dann würde eine Unmaſſe von Beamten 
der Zollverwaltung frei werden. Wir werden uns dort 
drüben auch nicht mit 320 Oberregierungs⸗, Regie- 
rungsräten und Regierungsinſpektoren — niedrigere 
Beamte gibt es da nicht mehr — begnügen müſſen. Wir 
werden verſchiedene Behörden abbauen können und ſo 
den Beamtenapparat ſehr erheblich reduzieren können. 
Die Beamtenſchaft hat zum größten Teil ihr Rücktritts⸗ 
recht nach Deutſchland. Die Leute brauchen nicht auf die 
Straße geworfen zu werden. Wenn ſie ſehen, daß in 
Danzig ernſtliche Maßnahmen notwendig find, um den 
Staat flott zu machen, werden ſie ſich ganz von allein 
nach den Gefilden, zu denen ſie ein Rücktrittsrecht ha⸗ 
ben, zurückziehen. Die Verhältniſſe drängen dazu, da 
in dieſer Beziehung etwas geſchieht. Es iſt aber keine 
nennenswerte Zeit zu verlieren. Deshalb bitte ich die 
Regierung, daß ſie ſich mit größter Beſchleunigung, ohne 
ſich noch lange mit irgendwelchen Kreiſen zu verſtändk⸗ 
gen — aus all dieſen Beratungen kommt nicht viel her⸗ 
aus, trotzdem die Kreiſe danach verlangen — an die Ar⸗ 
beit macht und das Notwendige in die Tat umſetzt. Bei 
dieſen ganzen Beratungen mit den Wirtſchaftskreiſen, 
die nur in Bezug auf die Information der Regierung 
erwünſcht ſind, iſt bisher nichts herausgekommen. 


find jetzt lediglich Zänkereien im Gange, die eine Gruppe 


beſchimpft die andere. Nächſten Dienstag haben wir in 
der Börſe eine große Verſammlung des Herrn Klawit⸗ 
ter und verſchiedener anderer Kreiſe. Da wird aut 

nichts herauskommen. Wir vertrödeln nur die Zeit, in 
der an die Rettung der Wirtſchaft und des Staates un“ 


— 
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bedingt Hand angelegt werden muß. Die Stelle, bei 
der und durch die das Volk zu hören iſt, iſt dieſes Par⸗ 
lament. Es iſt die Vertretung der Intereſſen des ge⸗ 
ſamten Volkes. Es hat ſich den Ausſchuß gewählt, wel⸗ 
cher auf dieſen Bänken Platz zu nehmen hak und welcher 
die Geſchäfte dieſes Parlaments führt und den Volks⸗ 
willen zu vollſtrecken hat. Alle die Querköpfe, mögen 
fie der Handelskammerpräſident oder ſonſt jemand fein, 
ſind nicht zu hören. Dieſe Kreiſe haben nur das Recht, 
die Wünſche der einzelnen Berufsgruppen ſchriftlich nie- 
derzulegen und als informierende Inſtanzen für Re⸗ 
gierung und Parlament zu dienen. Dieſe jogenannten 
Wirtſchaftsorganiſationen, die ſich jetzt anmaßen, nur 
ſie wären legitimiert, dieſen Staat zu retten und die den 
Nachweis erbracht haben, daß ſie das von den Vätern 
übereignete Vermögen und das von den Vätern über⸗ 
eignete Induſtrieunternehmen auf eine Handwerks⸗ 
bude mit 30 Arbeitern heruntergewirtſchaftet haben, 
ſpielen ſich jetzt als die Staatslenker auf. Die Regierung 
{olte ernſtlich darüber wachen, daß dieje Leute den 51 
nach Warſchau nicht allzuoft gehen und hinter de 
Rücken der Regierung Maßnahmen treffen, die die 
Maßnahmen der Regierung konterkarieren. Die Dinge 
haben ſich heute ſoweit entwickelt, daß die Handelskam⸗ 
mer direkt eine Nebenregierung bildet, die geradezu 
macht, was ſie will, und die ſich über den Willen der 
Regierung glatt hinwegſetzt und in einer Weiſe gegen 
die Regierung hetzt, die geradezu unerhört iſt. Deshalb 
ſage ich: Achten Sie dieſe Wirtſchaftsorganiſation in der 
Art, wie ihre Befugniſſe geſetzlich feſtgelegt ſind, (Sehr 
richtig!) und befolgen Sie als Regierung das, was 


Ihnen von dieſer Stelle durch die einzig und allein Be⸗ 
auftragten des Danziger Volkes geſagt wird. Ich bitte 


aber auch die Damen und Herren, die Mitglieder dieſes 
hohen Hauſes ſind, in Zukunft darauf zu achten, daß 
die Regierungen, die den Willen dieſes Parlaments 
nicht befolgen, nach den Prinzipien, die in anderen 
wirklichen Parlamenten angewandt werden, behandelt 
werden, nämlich, daß man Leute, die jahrelang Märchen 
erzählen, wenn ſie wiederum auftreten und ſich zum 
10⸗Gebote⸗Mann entwickeln, Gebote! bei den 


die Wirtſchaft auch ſehr viel getan. (Lebhaftes Bravo!) 

- Vizepräfident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft, 
ich ſchließe die Beſprechung. Da ein Ueberweiſungsan⸗ 
trag nicht vorliegt, iſt Punkt 2 der Tagesordnung end⸗ 
gültig erledigt. Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung 
morgen nachmittag 3,30 Uhr abzuhalten mit der 
Tagesordnung; Zweite und dritte Beratung der Drud- 
ſache Nr. 2065. Widerſpruch wird nicht laut. Das 
hohe Haus hat ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 8 Uhr 30 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Ahr 40 Minuten durch den Bize- 
präſidenten Spill eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. Sahm. 
Vizepräſident Spill: Ich eröffne die 147. Vollſitzung 
und rufe den einzigen Punkt der Tagesordnung auf: 
Zweite und dritte Beratung eines Geſetz⸗ 
entwurfes betr. vorübergehende Aenderung der 
8 Zahlungsweiſe der Beamtengehälter. 
Druckſache Nr. 2071 zu Nr. 2065. 

Es wird mündlicher Bericht erſtattet. Das Wort 

hat der Herr Berichterſtatter Abg. Karkutſch. 

Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 

Sowohl geſtern, wie in der heutigen Haupt⸗Ausſchuß⸗ 
ſitzung hat ſich der Haupt⸗Ausſchuß mit der Vorlage be⸗ 
faßt. Ich kann Ihnen den ganz kurzen Bericht geben, daß 
der — Ihnen wohl vorliegende — Abänderungsantrag, 
Artikel 1 der Druckſache Nr. 2065, folgendermaßen zu 
ändern: „anſtelle der Worte „bis auf weiteres“ iſt zu 
ſetzen „vom 1. Januar“ mit 11:6 Stimmen angenom- 
men wurde. Abgelehnt wurde der Abänderungsantrag: 
„Artikel 1 erhält folgenden zweiten Abſchnitt: „Beamte 
der Gruppen III bis VI erhalten ihr Vierteljahresgehalt 
in zwei Raten, und zwar die erſte Hälfte am 1. 1. 26, die 
zweite Hälfte am 1. 2. 26, vom 1. 4. 26 monatlich.“ 

Das Geſetz an ſich iſt in der Schlußabſtimmung mit 

9 Stimmen Mehrheit angenommen worden. Ferner 
wurde mit 12:9 Stimmen folgende Entſchließung zu 
Druckſache Nr. 2065 angenommen: 

Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu erſuchen, 

dahin zu wirken, 8 8 . 

a. daß im Hinblick auf die wirtſchaftlichen Schwierigkeiten, 
die ſich aus der plötzlichen Umſtellung der vierteljährlichen 
zur monatlichen Gehaltszahlung ergeben, den Beamten 
der unteren Beſoldungsgruppen bis einſchließlich 
Gruppe 6 das Gehalt für die Monate Januar und 
Februar 1926 tunlichſt in einer Summe gezahlt wird. 

b. daß auch den Beamten und Angeſtellten, die von der 
Vergünſtigung unter a. nicht getroffen werden, ſoweit 
im Einzelfalle nachweisbar eine Notlage vorhanden ſein 
ſollte, durch Gewährung eines entſprechenden Vor⸗ 
ſchuſſes nach Möglichkeit geholfen wird. s 

Anterſchrieben iſt die Entſchließung von den Abge⸗ 

ordneten Dr. Eppich, Neubauer, Schmidt, Weiß. 

„ Vizepräſident Spill: Ich rufe den Artikel 1 auf und 
eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

: Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich bin ſchon geſtern auf die jetzt zur Beratung ſtehende 


2151 


C 
Frage eingegangen und kann meinen Standpunkt et 
nach den Erklärungen, die ſeitens der Regierung im 
Haupt⸗Ausſchuß gemacht worden ſind, nicht ändern. 
Seitens des Zentrums, und zwar durch den Herrn Abg. 
Neubauer, iſt feſtgeſtellt worden, daß der Herr Vize⸗ 
präſident Gehl noch vor gar nicht langer Zeit die Er⸗ 
klärung abgegeben hat, daß die Zahlung der Viertel⸗ 
jahresgehälter für die Beamten geſichert ſei. (Wider⸗ 
ſpruch des Abg. Gehl.) Das iſt von Herrn Abg. 
Arczynſki beſtritten worden, und Herr Gehl behauptet 
heute auch, es ſtimme nicht. Herr Abg. Arczynſki wird 
nicht den Beweis dafür antreten können, daß dieſe Er⸗ 
klärung nicht auch dem Beamtenbund gegenüber gemacht 
worden iſt. Es iſt bezeichnend, daß der Beamtenbund am 
16. Dezember, alſo am ſelben Tage, an dem die angeb- 
liche Geſetzesvorlage des Senats in dem Volkstag 'ein- 
gebracht wurde, eine Entſchließung angenommen hat, daß 
die Beamten vom 1. April ab auf die Vierteljahres⸗ 
zahlungen verzichten würden. Dasſelbe haben die Be- 
amten ſchon vor drei Wochen getan und erklärt, daß ſie 
bereit find, die monatlichen Zahlungen anzunehmen. 
Wenn fie fih heute dagegen ſträuben, daß die Neurege- 
lung ſchon vom 1. Januar ab gilt, jo geſchieht das aus 
dem Grunde, weil ſie mit der Vorlage überrumpelt 
worden ſind. 

Nun hat Herr Senator Dr. Volkmann es im Aus⸗ 
ſchuß für nötig befunden, beſonders zu erklären, daß die 
Beamten durch dieje Geſetzsvorlage zur Sparſamkeit er⸗ 
zogen werden ſollten. Ich habe geſtern ſchon den Aus⸗ 
druck gebraucht, daß man dies bezeichnen könnte „Herr 
Dr. Volkmann als Erzieher“. Die Beamten, die bisher 
ihr Gehalt vierteljährlich bekamen, haben bereits ſo ge⸗ 
rechnet, als erhielten ſie Monatszahlungen. Sie ſind mit 
dieſem Geld ausgekommen. Sie brauchen keinen Bor- 
mund, der ihnen ſagt, wie ſie zu wirtſchaften haben. Es 
ift ihnen aber unmoglich, ihren Verpflichtungen nachzu⸗ 
kommen, wenn jetzt mit einemmal, 14 Tage vor Zahlung 
des Gehaltes, geſagt wird, die vierteljährliche Zahlung 
erfolge nicht. Das bedeutet, daß die Beamten mit dem 
ihnen verſprochenen Einkommen nicht mehr kalkulieren 
können. Es geht ihnen genau wie der Wirtſchaft, von 
der ebenfalls im Volkstag klagend geäußert wurde, daß 
fie die wahlloſe Einbringung von Steuer-Geſetzesvorlagen 
an einer feſten Kalkulation hindere. Dasſelbe gilt jetzt 
vom Beamtenſtand. (Abg. Kloſſowſki: Die ſpekulieren 


~ 


nur!) Die Beamten müſſen ſich doch auch jagen, was 


verdiene ich und wieviel kann ich ausgeben. (Wer be⸗ 
5 ech Gehalt im Voraus? links.) Darauf komme 
ich noch. 

Der Vorwurf iſt bezeichnend für die Angriffe der 
Gewerkſchafsſekretäre gegen den Beamtenſtand. (Zwi⸗ 
ſchenrufe links.) Wenn einerſeits geſagt wurde, die Be⸗ 
amten könnten mit ihren Einkommen nicht kalkulieren, ſo 
kann andererſeits die Wirtſchaft nach dieſer Geſetzes⸗ 
vorlage auch nicht mehr von einer feſten Kalkulation 
ſprechen. Es gibt eine Reihe von Kaufleuten, die ſonſt 
niemandem etwas borgen, aber in Anbetracht des Weih- 
nachtsfeſtes geſagt haben, ſie würden den Beamten dies⸗ 
mal ſehr gern Kredit geben, weil ſie wüßten, daß die 
Schulden am 1. Januar bezahlt würden. Es liegt alſo 
auch im Intereſſe der Wirtſchaft, daß die vierteljährliche 
Gehaltszahlung zum 1. Januar geleiſtet wird. (Abg. 
Kloſſowſki: Am nach Italien zu fahren! — Abg. Dr. 
Bumke: Meinen Sie Herrn Dr. Kamnitzer?) Ich glaube, 
daß es ſowohl im Inkereſſe der Beamten wie der Wirt⸗ 
ſchaft wäre, daß die Vierteljahreszahlung am 1. Januar 
geleiſtet wird. Geſtern wurde mir bei mekner Behörde 
bei Dienſtbeginn faſt die Tür eingerannt von den Beam⸗ 
ten. Darunter war ein alter Beamter, der ſich mit 
50 Jahren verheiratet hat. Auf die Möbel hat er eine 


Volkstag Danzig. — 147, Sttzung. Mittwoch, den 19. Deſember 1925. 


(% Gohnfeldt, Abgeordneter.) 


Anzahlung geleiſtet und die Verpflichtung übernommen, 
am 1. Januar eine größere Teilzahlung zu erledigen. 
Wenn er ſie nicht leiſtet, werden ihm die Möbel wegge⸗ 
nommen. Außerdem geht er der erſten Abſchlagszahlun⸗ 
gen verluſtig. (Zurufe links.) Daß ich daran glaube, 
Herr Abg. Dr. Bing, möchte ich Ihnen aus den Mani⸗ 
pulationen Ihres Raſſegenoſſen Berthold Feder bewei⸗ 
ſen. Ich kenne die Art des Herrn Feder, der das Ab- 
zahlungsgeſchäft am Holzmarkt ſ. It. hatte. Der Mann 
hat reſtlos die Möbel abgeholt, wenn eine einzige Bah- 
lung nicht eingehalten wurde. 
Wenn Sie auf die Klagen der Beamtenſchaft ſelbſt 
hörten, würden Sie wiſſen, daß ſich die Beamten mit 
dieſem Antrag vollkommen überrumpelt fühlen. Daß fich 


eine Regierungspartei durch den Antrag überrumpelt ge⸗ 


fühlt hat, bewies die geſtrige Ausſprache im Haupt⸗ 
Ausſchuß. Ich habe geſtern behauptet, daß die Geſetzes⸗ 
vorlage gegen die Verfaſſung eingebracht worden iſt. 
Herr Präſident Sahm hat erklärt, das ſei nicht der Fall, 
es könne auch anders gemacht werden. Ich betonte, daß 
eine Geſetzesvorlage nur eingebracht werden könne, 
wenn ſie vom Geſamtſenat gebilligt worden ſei. Herr 
Senator Dr. Volkmann hat im Haupt⸗Ausſchuß zugege⸗ 
ben, daß die Genehmigung zur Geſetzesvorlage erſt am 
Tage nach der Einbringung beim Volkstag durch den 
Senat gegeben wurde. Artikel 46 unſerer Verfaſſung 
lautet: „Geſtzesvorlagen werden von dem Senat oder aus 
der Mitte des Volkstages uſw. eingebracht.“ Es geht 
nicht an, daß eine einzelne Kommiſſion des Senats Vor⸗ 
lagen einbringt und erklärt, es handle fih um Senats⸗ 
vorlagen. Ich glaube auch nicht, daß irgendeine Be- 
ſtimmung jo ausgelegt werden kann, daß der Senats- 
präſident vorweg eine ſolche Anordnung treffen kann und 
nachher durch das Senatskollegium hierin beſtärkt wird. 
Der Artikel 36 der Verfaſſung beſagt höchſtens, daß der 
Präſident des Senats eine derartige Verfügungsberech⸗ 
tigung innerhalb der Vrwaltung des Staates hat, aber 
nicht bezüglich der Einbringung von Geſetzen. Es iſt da⸗ 
mit erwieſen, daß die Vorlage ſehr überſtürzt ge— 
bracht iſt. 

Nun find alle möglichen Gerüchte im Umlauf, wes- 
halb das Geld nicht gezahlt werden foll. Selbſtverſtänd⸗ 
lich wird im Auslande und auch hier im Lande geſagt 
werden, daß eine Zahlungsſchwierigkeit des Staates vor⸗ 
liegt. Herr Senator Dr. Volkmann hat das zugegeben 
und auch geſagt, daß er den Kredit, den er erhoffte, nicht 
bekommen hat. Er hat auch zugegeben, daß er einen 
eigenen Kredit der Danziger Sparkaſſe nicht bekommen 
hat. Ich kann mir wohl vorſtellen, daß der Staat kein 
Darlehn ſeitens einer preußiſchen Kaſſe bekommt, es iſt 
mir aber unerklärlich, daß die Sparkaſſe einen Pump auf 
2 Monate verweigert, denn im Februar haben wir doch 
die Steuerleiſtungen zu erwarten. Ich wundere mich, daß 
Herr Oberregierungsrat Behrend, der verantwortlich für 
die Sparkaſſe zeichnet, den Kredit verweigert hat. Des⸗ 
halb bin ich gleichzeitig mißtrauiſch und glaube, daß die 
Behauptung des Herrn Dr. Volkmann nicht ſtimmt. Ich 
habe ſchon darauf hingewieſen, daß das Ausland aus 
dieſer Maßnahme, daß 14 Tage vor dem Zahlungs- 
termin die vierteljährlichen Zahlungen in monatliche um- 
gewandelt werden, auf die Zahlungsunfähigkeit des Fret- 

ſtaates ſchließen wird. Wenn nun geſagt wird, der 
Senat könnte von ſich aus eine Verfügung erlaſſen, wie 
es in ſeinem Intereſſe liegt, und man vor dieſer Maß⸗ 
nahme zurückgeſchreckt ſei und lieber einen Geſetzentwurf 
eingebracht habe, ſo möchte ich bemerken, daß dieſer Ge⸗ 
ſetzentwurf viel ſchlimmer ift, als wenn der Staat gejagt 
hätte, ich habe das Geld jetzt nicht und zahle es nach. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Präfi- 
dent des Senats. 


Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. H.! 
Die überwältigende Mehrheit dieſes Hauſes wird mit mir 
darin einig ſein, daß die Art und Weiſe, in welcher der 
Herr Abg. Hohnfeldt ſoeben dieſe Sache behandelt hat, 
nicht geeignet iſt, das Anſehen der Freien Stadt zu 
ſtärken. (Sehr richtigl) M. D. u. H.! Der Senat hat 
den Weg bes Geſetzes gewählt, um von vornherein flar- 
zuſtellen, daß unſer Staat nach ordnungsmäßigen Ge- 
ſetzen regiert wird, daß wir die Abſicht haben, auch in 
dieſer ſchweren Zeit unſer Schiff ſo ſicher zu ſteuern, daß 
es in der Brandung nicht aufläuft. Deshalb mußte dieſer 
Weg gewählt werden, und deshalb wird das Ausland 
eher zu uns Vertrauen haben, als wenn wir den Rat- 
ſchlägen des Herrn Abg. Hohnfeldt gefolgt wären. Ich 
werde nicht Herrn Abg. Hohnfeldt folgen und auf die 
finanziellen Gründe im einzelnen eingehen, welche zu 
dieſer Maßnahme geführt haben. Ich glaube, daß das 
hohe Haus der Meinung iſt, daß, wenn im Haupt⸗ 
Ausſchuß ausreichende Aufklärung gegeben wird, es dann 
nicht zweckmäßig iſt, hier im Hauſe weiter die Angelegen⸗ 
heit zu erörtern. (Sehr richtig!) Wir wiſſen ganz ge- 
nau, daß wir den Beamten hiermit ein böſes Weihnachts⸗ 
geſchenk geben und gleichzeitig auch der Wirtſchaft. Ge- 
rade in einer ſolchen Vorlage zeigt fih, wie eng der Zu- 
ſammenhang zwiſchen Wirtſchaft und Beamtentum iſt. 
(Sehr richtig!) Deshalb ſollten beide Teile miteinander 
arbeiten und den Appell, der ſowohl von Regierungs- 
feite, wie auch ſeitens einzelner Redner hier an die Be- 
amtenſchaft gerichtet iſt, den Appell zur Einheitsfront, auch 
hierbei beachten. 

. D. u. H.] Auch wir hatten die Abſicht, das, 
was Herr Abg. Hohnfeldt durch ſeinen Abänderungs- 
antrag haben will, zu bringen. Wir haben bis zum letzten 
Augenblick geglaubt, daß wir den berechtigten Wünſchen 
der Beamten und der Wirtſchaft in ſoweit entgegenkom⸗ 
men könnten, daß wir die abgekürzte Zahlung nicht plötz⸗ 
lich einführten, ſondern erſt zum 1. April. Wir find mit 
Ihnen allen überzeugt, daß dies ſicher der beſſere Weg 
geweſen wäre. Aber es iſt nicht möglich geweſen, und 
deshalb mußte dieſe plötzliche Abänderung erfolgen. 

Im übrigen muß ich darauf hinweiſen, daß im 
Deutſchen Reich ſeit langem die Gehälter monatlich ge- 
zahlt werden, und daß wir mit der Einführung dieſer 
Zahlungsweiſe nur etwas tun, was den Bedürfniſſen und 
Notwendigkeiten dieſes Staates entſpricht. (Bravol) 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen zu 
Artikel 1 liegen nicht mehr vor. Ich ſchließe die Be- 
ſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die Artikel 1 annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Bitte um die 
Gegenprobe. (Geſchieht.) Artikel 1 iſt angenommen. 
Ich rufe auf Artikel 2 und eröffne die Beſprechung. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Die Beſprechung ift ge- 
ſchloſſen. Zu Artikel 2 liegt ein Abänderungsantrag, 
Druckſache Nr. 2073, vor. Wir ſtimmen über den Ab- 
änderungsantrag des Herrn Abg. Hohnfeldt, Druckſache 
N. 2073 ab. 

Im Artikel 2 iſt anſtelle des Wortes „Januar“ „April“ 

zu ſetzen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Abände⸗ 
rungsantrag die Zuſtimmung geben wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder- 
heit. Er ift abgelehnt. Wir ftimmen jetzt über Artikel 2 
der Ausſchußvorlage ab. Ich bitte die Damen und | 
Herren, die Artikel 2 annehmen wollen, fih von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte 
um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Artikel 2 it 
angenommen. Ich rufe die Leberſchrift auf: „Geſe 
über eine vorübergehende Aenderung der Zahlungs- 


weiſe des Dienſteinkommens der unmittelbaren Staats- 
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beamten.“ Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Ich darf wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß die Aeberſchrift mit derſelben Mehrheit ange- 
nommen iſt. Wir kommen zur dritten Leſung. Ich er⸗ 
öffne die allgemeine Beſprechung. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
Artikel 1 annehmen wollen, fih von den Plätzen zu erbe- 
ben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Ge- 
ſchieht.) Artikel 1 ift angenommen. Ich rufe auf, 
Artikel 2. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die Artikel 2 annehmen wollen, fih von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. (Geſchieht.) Artikel 2 iſt angenommen. Ich rufe 
die Aeberſchrift auf und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchliee fie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte 
die Damen und Herren, die die Leberſchrift annehmen 
wollen, fih von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Sie iſt angenommen. Wir ſtim⸗ 
men vor der Schlußabſtimmung über die Entſchließung 
in der Druckſache Nr. 2065 ab. Ich bitte die Damen und 
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Herren, die der Entſchließung zu dieſem Geſetz zuſtimmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Danke, das iſt die Mehrheit. Die Entſchließung iſt an⸗ 
genommen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Geſetz in der 
Schlußabſtimmung die Zuſtimmung geben wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um 
die Gegenprobe. Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt in 
dritter Leſung angenommen. 


M. D. u. 5. Wir ſind am Schluß der Tagesord⸗ 
nung angelangt. Ich bitte um die Ermächtigung für den 
Herrn Präſidenten, Tag und Tagesordnung der nächſten 
Sitzung feſtzuſetzen. Es iſt der 13. Januar in Ausſicht 
genommen. Widerſpruch erhebt ſich nicht; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich geſtatte mir noch, den Damen und Herren 
des hohen Hauſes ein frohes Weihnachts- und Neujahrs⸗ 
feſt zu wünſchen. Ich hoffe, daß alle verjüngt und er- 
friſcht wiederkehren, um die Arbeit wieder aufzunehmen. 
(Danke ſehr! Gleichfalls!) 


(Schluß der Sitzung 4 Ahr.) 


(B) 


| 
| 
| 
| 
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nächſten Sitzung 


i Wahl des Vorſtandes (ÇE 4, 7 und 8 der G.⸗O.). 
Es handelt ſich zunächſt um die Wahl des Präſidenten und 
der beiden Vizepräſidenten. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Wagner. 


Dr. Wagner, Abgeordneter (D.Lib.): Ich ſtelle den 
Antrag, die drei bisherigen Präſidenten des Hauſes wieder- 
zuwählen, und zwar zum Präſidenten Herrn Abg. Dr. 
Treichel, zum erſten Vizepräſidenten den Herrn Abg. Spill 
und zum zweiten Vizepräſidenten den Herrn Abg. Splett. 
Ich ſtelle weiter den Antrag, die Wahl durch Zuruf vor- 
zunehmen. : f 

Präſident: Erhebt ſich Widerſpruch gegen den Antrag, 
die Wahl durch Zuruf vorzunehmen? Das iſt nicht der 
Fall. Es find ſomit der bisherige Präſident und die beiden 
bisherigen Vizepräſidenten wiedergewählt. Ich erkläre, daß 
ich die Wahl annehme. (Abg. Spill: Ich nehme die Wahl 


an! — Abg. Splett: Gleichfalls!) Wir kommen nun zur 


Wahl des Vorſtandes. Es find vorgeſchlagen die Abgeord⸗ 
neten Ehm, Frau Knoblauch, Frau Richter, Janzen, 
Harnau, Frau Malikowſki, Beyer und Schulz. Da ſich kein 
Widerſpruch erhebt, gelten die Genannten als gewähkt, 
Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung: N 

Wahl von drei Vertretern für die Präſidenten 

im Richterwahlausſchuß (§ 92 Ziffer 3 der G. O.). 
Vorgeſchlagen find die Herren Dr. Bumke, Müller und 
Kurowfki. Widerſpruch höre ich nicht, die drei Genannten 
ſind gewählt. Wir kommen zum dritten Punkt der Tages⸗ 
ordnung: 
Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des 

Senats auf Strafverfolgung gegen den Abg. Bahr, 
Druckſache Nr. 2084 zu Nr. 1582. Das Wort hat der Herr 
Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir müſſen hierzu das Wort ergreifen, weil die „Danziger 
Neueſten Nachrichten“ in der bei ihnen üblichen Art das 
Märchen in die Welt geſetzt haben, es handle ſich bei der 
Strafverfolgung gegen den Abg. Bahl um eine tätliche 
Beleidigung. Das müſſen wir zurückweiſen. Es handelt ſich 
um einen Vorfall, der ſich folgendermaßen abgeſpielt hat: 
Der Abg. Bahl hat einen Mieter zwangsweiſe in eine 
Wohnung hineingeſetzt bekommen. Dieſer Mieter hat ſich 
einen Hund angeſchafft, um ihn, wie er ſelbſt erklärt hat, 
auf Herrn Bahl zu hetzen. Der Herr Abg. Bahl hat ſich 
dann bei dem früheren Hauswirt des Betreffenden erkun⸗ 
digt, und dieſer erklärte, der Mieter hätte ſich ſo be⸗ 
nommen, insbeſondere die Frau, daß es unmöglich die 
Ehefrau des Betreffenden fein könne. Daraufhin hat Herr 
Bahl an das Mieteinigungsamt einen Brief geſchrieben, 
in dem er von „gemeingefährlichen Mietern“ und der fein 


ſollenden Frau“ ſprach. Es iſt eine Eingabe an das Miet⸗ 


Die Sitzung wird 3 Uhr 35 Minuten durch den Präſi⸗ 


denten Dr. Treichel eröffnet. \ 


Am Regierungstiſch: Senator Dr. Wiereinſki; Dber- | 


gerichtsrat Kettlitz; Oberregierungsrat Dr. Hemmen. 
Prüſident: M. D. u. H.] Ich eröffne die Sitzung. Die 


Sozialdemokratiſche Fraktion hat mitgeteilt, daß der Herr 


Abg. Dr. Bing den Vorſitz im Rechtsausſchuß übernimmt — 
der Herr Abg. Mi 
ſchuſſes — ſein Stellvertreter ift der Herr Abg. Plettner. 


Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung: 


Müller bleibt Mitglied des Rechtsaus⸗ 


einigungsamt. Ich überlaſſe es der Offentlichkeit, ſich davon 
zu überzeugen, mit welchen Lappalien fih das Haus be», 
ſchäftigen muß. : ` 
Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Der Ausſchuß beantragt 
die Annahme des Strafverfolgungsantrages des Senats. 
Ich bitte die Damen und Herren, die für dieſen Antrag 
ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 


die Mehrheit, er iſt angenommen. Wir kommen zu Punkt 4 


der Tagesordnung: 
Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des 
Senats auf Strafverfolgung gegen den Abg. Brill. 
Druckſache Nr. 2085 zu Nr. 1175. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. (Abg. Böhm: 
Ich bitte ums Wort!) Das geht jetzt nicht Wag (Abg. 
Böhm: Dann zur perſönlichen Bemerkung]) Das iſt jetzt 
auch nicht mehr möglich. Der Ausſchuß hat den Antrag des 
Senats abgelehnt. Ich bitte die Damen und Herren, die 
für den Antrag des Ausſchuſſes ſind, ſich von den Plätzen 


(A 


— 
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(Präfident.) 

zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit. Es iſt fo 

beſchloſſen. Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 

Abänderung der Zivilprozeßordnung. 

Druckſache Nr. 2074. Wortmeldungen liegen nicht vor, die 

Beratung ift geſchloſſen. Ich ſchlage die überweiſung an 

den Rechtsausſchuß vor. Widerſpruch wird nicht laut. Es 

m beſchloſſen. Wir kommen zu Punkt 6 der Tages- 

ordnung: 


Erſte Veratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
Abkommen zwiſchen Danzig und Polen über die 
gegenſeitige Vollſtreckung von gerichtlichen Cnt- 
ſcheidungen. i 

Druckſache Nr. 2076. Ich eröffne die Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P): M. D. u. H.! 
Das Abkommen hat einen ſehr ſchweren Fehler, der eigent⸗ 
lich die ganzen Rechtswirkungen, die man wirtſchafts⸗ 
politiſch erwarten müßte, wieder illuſoriſch macht. Es ſoll 
ſich auf die künftigen Streitfälle beziehen, wir wiſſen doch 
aber, daß die früheren Entſcheidungen ganz beſonders wich⸗ 
tig für die Kaufmannſchaft geweſen ſind. Die Wirtſchaft 
iſt lebhaft daran intereſſiert, daß gerade die gegenſeitigen 
Kreditdarlehen eingeklagt werden können. 

Wir werden das Geſetz zwar annehmen, erklären aber, 
daß es überholt iſt, da es nicht gelungen iſt, in das Geſetz 
hineinzubringen, daß ſich die geſetzgeberiſchen Maßnahmen 
auch auf die Vergangenheit beziehen. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Beratung iſt geſchloſſen. Ich empfehle die überweiſung 
an den Rechtsausſchuß. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dafür ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 


Es ift jo beſchloſſen. Wir kommen zu Punkt 7 der Tages- 


ordnung: 

Bericht des Ausſchuſſes für Soziale Angelegen⸗ 
heiten zum Antrag der Frau Abg. Kreft u. Fr. 
betreffend Schutz der erwerbstätigen Jugend. 

Druckſache Nr. 2089 zu Nr. 1975. Es liegt ſchriftlicher Be⸗ 
richt vor. Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat die 
Frau Abg. Kreft. 


Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. D. u. H.! Wie 


bei allen ſozialen Fragen, ſo iſt auch bei dieſer bei den 
bürgerlichen Parteien wieder nicht das nötige Verſtändnis 
vorhanden geweſen, ſo daß dieſer Antrag im Ausſchuß ab⸗ 
gelehnt wurde. Der Vertreter der Regierung, der im Aus⸗ 
ſchuß anweſend war, machte ſich die Sache ſehr leicht und 
ging auf die einzelnen Fragen nicht ein. Wenn z. B. vom 
Regierungsvertreter ausgeführt wurde, daß die Jugendſchutz⸗ 
beſtimmungen bis zum 18. Lebensjahr ausgedehnt würden, 
ſie dann gegen die Jugendlichen ausgelegt würden, ſo zeigt 
das, daß man im kapitaliſtiſchen Staat, wenn Geſetze ge⸗ 


ſchaffen werden, fon ſelbſt davon überzeugt iſt, daß dieje 


Geſetze gegen die arbeitende Jugend angewandt werden 
ſollen. Dieſes Geſetz wurde deshalb abgelehnt. Man 
brachte eine Entſchließung ein, der wir wohl zuſtimmen, 
aber es wurde erklärt, daß ſich dieſe Entſchließung mit 
unſerem Antrag decken ſoll. Wenn das der Fall iſt, dann 
verſtehe ich nicht, warum man eine Entſchließung einbringt 
und nicht dem vorliegenden Antrag zuſtimmt. Aber ich 
ſagte ſchon, daß der Senatsvertreter Ausführungen machte, 
wie ich ſie von einem Regierungsvertreter noch nicht ge⸗ 
hört habe. Er führte erſtens einmal die Ausdehnung der 
Jugendſchutzbeſtimmungen bis zum 18. Lebensjahre an. 
Bei der zweiten Frage betreffend das vollſtändige Verbot 
der Kinderarbeit bis zum 14. Lebensjahre erklärte er, es 
beſtehe ja ſo gut wie keine Kinderarbeit. Ich habe aber 
damals bei der Begründung unſeres Antrages erklärt, daß 
heute noch die Kinder zur Arbeit herangezogen werden. 
Ich einnere an das Zeitungsaustragen und an die verſchie⸗ 
denen anderen Arbeiten, die auch heute noch von Kindern 


Taxife auch für Jugendliche ſchafft. 


den Lehrern werden immer noch Klagen geführt, daß die 
Kinder ſchon morgens, wenn ſie zur Schule kommen, ab⸗ 
geſpannt und müde ſind. Die Lebensverhältniſſe der Arbei⸗ 
ter ſind heute ſo, daß ſie ihren Kindern nicht genügend 
Nahrung zuführen können. Ich habe ſchon früher aus⸗ 
geführt, daß man die Kinder, die man zum Erholungs⸗ 
urlaub aufs Land ſchickt, zur Arbeit braucht. Sie haben 
dort keine Erholung, ſondern müſſen zum größten Teil 
den Knecht erſetzen und die ſchwerſten Arbeiten verrichten. 

Damit dies verhindert wird, verlangen wir, daß ein 
Geſetz vorgelegt wird. Es wurde erklärt, daß verſchiedene 
Verordnungen beſtänden. Aber weil dieſe Verordnungen 
nicht ausreichen, weil wir wiſſen, daß die Jugendlichen noch 
viel mehr ausgebeutet werden als die übrigen Arbeiter, 
deshalb verlangen wir die Jugendſchutzbeſtimmungen. Be⸗ 
züglich der dritten Frage, der Arbeits- und Lohnverhält⸗ 
niſſe, wurde erklärt, daß das wohl nicht nötig wäre, man 
könnte auch ſo auskommen. Wie heute die Jugendlichen 
entlohnt werden, ſpottet jeder Beſchreibung. Sehen wir 
uns einen Laufjungen an, der heute von morgens früh 
bis ſpät abends, manchmal bis in die Nacht hinein, be⸗ 
ſchäftigt wird. Das Entgelt hierfür kann wirklich nicht als 
Lohn angeſehen werden. Daher iſt es nötig, daß man 
Die Jugendlichen 
ſollen nicht danach bezahlt werden können, wie es den 
Unternehmern paßt. 

Bei der Frage der Einführung des ſechsſtündigen 
Arbeitstages für die Jugendlichen leiſtete ſich der Senats⸗ 
vertreter auch recht ſchöne Sachen. Er erklärte, wenn die 
Jugendlichen nur ſechs Stunden arbeiteten, würde ſie kein 
Unternehmer zur Arbeit verwenden. Dann würden noch 
mehr Jugendliche auf der Straße liegen. Auch das beweiſt, 
daß man in dieſer Frage abſolut kein Verſtändnis für den 
Schutz der Jugend hat und dafür, daß die Jugend erhalten 
werden muß, damit fie ſpäter als vollwertige Arbeiter (D) 
gelten kann. Wenn wir heute, wie ich erft ſchon bei den 
Kindern anführte, die Lebensverhältniſſe betrachten, jo ift 
eine Arbeitszeit von ſechs Stunden für einen Jugendlichen 
ſchon ſehr genug. Wenn ſeine Arbeitszeit um iſt, iſt auch 
ſeine Arbeitskraft erledigt und dann braucht er Ruhe, um 
ſich zu erholen. 5 

Wir verlangten, daß die Aufräumungsarbeiten und 
die Fortbildungsſchule in die Arbeitszeit fallen. Dazu er- 
klärte der Regierungsvertreter, das geſchehe ſchon größten- 
teils. Die Aufräumungsarbeiten werden von den Lehr⸗ 
lingen erft nach der Arbeitszeit verrichtet, fo daß die Lehr- 
linge zehn Stunden arbeiten und dann noch Aufräumungs- 
arbeiten verrichten müſſen. Ebenſo ſieht es mit der Fort- 
bildungsſchule aus. Wenn die Jugendlichen wirklich etwas 
von der Fortbildungsſchule haben ſollen, wenn ſie ſich Fach⸗ 
kenntniſſe aneignen folen, muß die Schulzeit in die Arbeits’ 
zeit fallen. Wenn die Lehrlinge ſpät abends abgearbeitet 
in die Fortbildungsſchule gehen, haben ſie keinen Nutzen 
davon, und das ſollen ſie doch. 

Die Frage der Gewährung von Ferien überging der 
Herr Regierungsvertreter mit ein paar Worten. Er erklärte, 
daß die Unternehmer damit nicht zufrieden fein würden. 
Dies Geſetz iſt doch nicht zum Schutz der Unternehmer, 
ſondern zum Schutz der arbeitenden Jugend eingebracht. 


(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Daß die Herren 


Unternehmer immer danach trachten, die Jugendlichen aus, 
zubeuten, und Töne riskieren, die Arbeiter müßten 10, +4 
und 14 Stunden arbeiten, wiſſen wir. Es wird ihnen 


darum nicht angenehm ſein, wenn die Jugendlichen a 
oder ſechs Stunden arbeiten ſollen. Sie denken gar ni 


daran, den Jugendlichen Ferien zu geben. Wenn ſie ihnen 
Ferien geben, fo geben fie ihnen für immer Ferien, dam 
ſie das Straßenpflaſter zieren können, wie es bei den 
Jugendlichen jetzt ſchon der Fall iſt. Ich kann Ihnen aber 
nachweiſen, daß es ein Land gibt, wo für die Jugendlichen 


verrichtet werden, was aber nicht unbedingt fein darf. Von () 
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(Kreft, Frau Abgeordnete.) 


(A) der Sechsſtundentag beſteht. Sie arbeiten nur acht Stun- 


den, wenn ſie über 18 Jahre alt ſind, und erhalten volle 
Ferien und, wie es in unſerem Antrag verlangt wird, 
volles Gehalt für die Ferien und Reiſeſpeſen. Sie können 
dann die Ferien doll und ganz ausnutzen. Was nützt es 
einem Jugendlichen oder einem Arbeiter, wenn er Ferien 
bekommt und während der ganzen Zeit in ſeiner ſtinkigen 
Bude bleiben oder ſich auf dem Straßenpflaſter umhertreiben 
muß. Soviel Geld, um die Ferien ebenſo wie die bürger⸗ 
liche Geſellſchaft auszunutzen, iſt nicht vorhanden. Dafür 
wollen fih die Vertreter der bürgerlichen Klaſſe, die Ver- 
treter der Unternehmer unter keinen Umſtänden einſetzen. 

Aber auch ſelbſt die Sozialdemokraten ließen ſich bei 
dieſem Geſetz für die Schutzbeſtimmungen der Jugend abſo⸗ 
lut nicht hören. Sie wußten nichts davon, wie die Jugend- 
lichen unterdrückt werden und daß gerade die jugendlichen 
Arbeiter diejenigen ſind, die unter der Ausbeutung der 
Kapitaliſten am meiſten zu leiden haben. Daß die Sozial⸗ 
demokratie auch nicht die Ferienfrage der Jugendlichen 
regeln will, beweiſt, wie wenig ſie ſich überhaupt noch mit 
den Arbeitern beſchäftigt. Die andere Frage verlangte die 
Kontrolle durch die Jugendlichen. Dazu führte der Senats⸗ 
vertreter an, daß dieſe Kontrolle nicht durchgeführt werden 
könne, da ſelbſt die wenigen Verordnungen, die heute be⸗ 
ſtehen, nicht innegehalten werden. Deshalb haben wir mit 
Recht verlangt, daß zur Durchführung der Kontrolle auch 
Jugendliche herangezogen werden, und zwar durch die Ge⸗ 
werkſchaften in Verbindung mit den proletariſchen Jugend⸗ 
verbänden. Dieſe Kommiſſionen müſſen alle Beſchwerden 
der Jugendlichen entgegennehmen und die Sachen regeln. 

Die Frage der Erwerbsloſenunterſtützung für die 
ſchulentlaſſene Jugend wurde auch ganz kurz übergangen. 
Der Regierungsvertreter ſagte, die Frage ſei noch offen, er 
könne noch keine Auskunft darüber geben. Der größte Teil 
der Jugendlichen iſt heute arbeitslos, und der Vater muß, 
auch wenn er erwerbslos iſt, dieſe Kinder mit ernähren. 
Es iſt unbedingt notwendig, daß die Jugendlichen die Mög⸗ 
lichkeit haben, zu arbeiten. Alles dieſes intereſſierte aber 
die Parteien im Ausſchuß nicht. Niemand hielt es für not⸗ 
wendig, dazu Stellung zu nehmen. 

Zu der einen ebenfalls von uns verlangten Frage, 
der Lehrlingsfrage, brachte die S. P. D. zuſammen mit den 
Demokraten eine Entſchließung ein, wonach das Lehrlings⸗ 


weſen geregelt werden fol. Wie furchtbar es in der Lehr⸗ 


lingsfrage ausſieht und wie die Jugendlichen ausgebeutet 
werden, konnte ich erſt kürzlich feſtſtellen. Der Senatsver⸗ 
treter erklärte beſonders bei der Frage der ſechsſtündigen 
Arbeitszeit, daß es in dieſem Falle einem Lehrlinge nicht 
möglich wäre, etwas wirklich Tüchtiges zu lernen, wenn er 
nur ſechs Stunden arbeitete. Da will ich einmal die Frage 
eleuchten, wie heute die Ausbildung zu einem wirklich 
tüchtigen Arbeiter vor ſich geht. In der Maſchinenfabrik 
Jahr in Prauſt werden z. B. 13 Lehrlinge, kein Geſelle 
und nur ein Meiſter beſchäftigt. Die 13 Lehrlinge beſorgen 
voll und ganz die Arbeit. Selbſtverſtändlich kann da an 
eine regelrechte Berufsausbildung dieſer Lehrlinge nicht ge⸗ 
acht werden. Denn wenn niemand da ift, der den Lehr⸗ 
lingen bei ihrer Ausbildung behilflich fein kann, jo daß die 
Lehrlinge auf ſich allein angewieſen ſind, kann natürlich 
zon einer guten Ausbildung nicht die Rede fein. Genau jo 
eht es in der Maſchinenfabrik Gerſtenberg aus. In der 
al artnevei Sohn werden 18 Lehrlinge beſchäftigt und nur 
Gehilfen, ſo daß auf jeden Gehilfen 9 Lehrlinge kommen. 

der, Ich habe bis jezt noch nicht gehört, daß fih irgendeine 
berantwortliche Stelle um dieje einzelnen Fälle bekümmert 
Hi Es werden nicht nur diefe Fälle vorhanden fein, 
sondern überall werden heute faſt auschließlich Lehrlinge 
liöſchäftigt. Aber wie ſieht es denn aus, wenn diefe Lehr- 
ige ausgelernt haben, wenn die drei Jahre herum find? 
ie werden die Lehrlinge auf die Straße geworfen und 
nnen ſehen, wie fie vorwärts kommen; denn ihre Be- 


rufsausbildung iſt nicht ſo, daß ſie als vollwertige Spezial⸗ (0) 


arbeiter anzuſehen ſind. Wenn die Lehrlinge nicht ſo als 
Ausbeutungsobjekte betrachtet würden, wenn ſie nicht nur 


dem Unternehmer das Geld in die Taſche arbeiteten, wenn 


die Lehrlingsfrage ſo gehandhabt würde, daß ein Geſelle 
nur einen Lehrling hat, den er anlernt, dann wäre die 
Sache eine andere. Wenn dann der Lehrling ſechs Stunden 
bei wirklich guter Fachausbildung arbeitete, ſo würden 
andere Berufsarbeiter ausgebildet werden als das heute 
der Fall iſt. Man braucht vom Senat aus keine Augſt 
zu haben, daß die Lehrlinge in den ſechs Stunden nicht 


wirklich etwas Gutes lernen würden, wenn ſie nur zu den 


Arbeiten herangezogen würden, die ſie als Lehrlinge in 
ihrem Fach zu leiſten haben. Aber heute müſſen ſie noch 
viele andere Sachen 1 80 0 die Laufburſchengänge 
erledigen uſw. Auch dieſe Frage ſoll in dem Geſetz geregelt 
werden. Ich hoffe, daß man es mit dieſem Geſetz nicht ſo 
machen wird, wie mit dem Geſetz der Kammer der Arbeit. 
Auch dies wurde im Ausſchuß angeführt. Im zehnten 
Punkte verlangen wir, daß zur beſſeren Kontrolle auch 
Jugendkommiſſionen gebildet werden, die ſich mit der Kon⸗ 
trolle der Jugendlichen und Lehrlinge befaſſen, und daß 
dieſe Jugendkommiſſionen ebenfalls im Betriebsrat ver⸗ 
treten fein follen. Es war der Abg. Arczynſki, der er- 
klärte, daß wir keine Betriebsräte haben. (Zuruf des Abg. 
Arczynſki.) Wir haben keine Betriebsräte, aber wir wün⸗ 
ſchen, daß die Betriebsräte eingeführt werden. Wir ver⸗ 
langen, daß die Betriebsräte endlich einmal auf die Tages⸗ 
ordnung kommen. Ich erinnere die Abgeordneten daran, 
daß die Sozialdemokraten, ehe ſie in der Regierung waren, 
ſo viel von dem Geſetz der Kammer der Arbeit geſprochen 
haben. Aber nachdem ſie in der Regierung ſind, iſt das 
Geſetz der Kammer der Arbeit für ſie geſtorben. Ich fürchte, 
daß dies Geſetz auch ſo lange tot ſein wird, als die Sozial⸗ 
demokraten in der Regierung ſind, dann wird man erneut 


Entſchließungen einbringen, daß der Senat ein Lehrlings⸗ D) 


geſetz vorlegen ſoll. Man ſoll dann auch verlangen, daß das 


Geſetz ſo ſchnell wie möglich vorgelegt wird. Man ſoll dann 


wirklich den Senat zwingen, dieſes Geſetz vorzulegen. Es 
wäre richtiger geweſen, wenn man wirklich auf den Schutz 
der Jugendlichen bedacht geweſen wäre. Dann hätte man 
alles in dieſes Geſetz hineinarbeiten können. Man hätte 
dann etwas für den Schutz nicht nur der Lehrlinge, ſondern 
be ganzen erwerbstätigen Jugend, die ausgebeutet wird, 
getan. > 

Aber wir wiſſen ganz genau, daß keine Partei, auch 
nicht die Sozialdemokratie, daran denkt, die Lage der Ar⸗ 
beiter und auch nicht die Lage der Jugendlichen zu ver⸗ 
beſſern. Sonſt wären ſie in ihren Forderungen etwas 
anders vorgegangen. Wir wiſſen genau, daß die arbeitende 
Jugend ihre Lage nur beſſern kann, wenn ſie dasſelbe macht, 
wie unſere Brüder in Rußland, d. h. daß man hier, wie in 
Rußland, den Achtſtundentag ſichert, daß man den Jugend⸗ 


lichen Ferien gibt, daß die Berufsausbildung der Jugend⸗ 


lichen in der Art und Weiſe geſchieht, wie es für ſie von 
Vorteil ift ujm. Dann müſſen wir aber erft den Staat 
haben, der nicht bemüht iſt, die Intereſſen der Arbeitgeber 
zu vertreten, ſondern der gewillt ift, die Intereſſen der 
Arbeiter und der Jugendlichen wirklich durchzuführen. 


Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Beſprechung ift geſchloſen. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Der Ausſchuß hat den Antrag abgelehnt und dafür 
eine Entſchließung eingebracht. Um vollkommene Klarheit 
zu haben, ſchlage ich vor, daß wir zunächſt über den An⸗ 
trag abſtimmen und dann über die Entſchließung, da unter 
Umſtänden das Plenum anders entſcheiden könnte als der 
Ausſchuß. Wir kommen alſo zunächſt zur Abſtimmung über 
die Druckſache Nr. 1975, Antrag der Frau Abg. Kreft 
und Fraktion. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 


Antrag zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 


(A 
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(Präſident.) X 
ſchieht.) Das ift die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung über die Ent⸗ 
ſchließung, die ſich auf Druckſache Nr. 2089 befindet: 
Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen: 
1. baldigſt einen Entwurf über ein Lehrlings⸗ 
ausbildungsgeſetz dem Volkstag vorzulegen, 
2, baldmöglichſt eine Geſetzesreglung vorzu⸗ 
nehmen dergeſtalt, daß der Gewerbeinſpektion 
Perſonen aus der praktiſchen Arbeit bei⸗ 
gegeben werden, um die Unfallgefahren auf 
das geringſte Maß herabzudrücken. 
Ich bitte diejenigen, die der Entſchließung zuſtimmen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit. Die Entſchließung iſt angenommen. Wir kommen 
nunmehr zu Punkt 8 der Tagesordnung: ; 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Zahlung einer Wirtſchaftsbeihilſe an hilfsbedürftige 
Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene. Uran⸗ 
trag der Frau Abg. Kreft u. Fr. 
Druckſache Nr. 2090 zu Nr. 2064. Es liegt ſchriftlicher 


Bericht vor. Ich eröffne die Ausſprache zu § 1. Das Wort 


hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 


Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Bei der zweiten Beratung dieſes Antrages muß ich auf die 
Verhandlungen im Ausſchuß zu ſprechen kommen. Beide 
Anträge wurden vor Weihnachten eingebracht. Beide An⸗ 
träge ſollten auf die Tagesordnung einer Sitzung des So- 
zialen Ausſchuſſes vor Weihnachten gebracht werden. Der 
Herr Vorſitzende des Ausſchuſſes hat es ſeinerzeit nicht zu⸗ 
wege gebracht, eine Stellungnahme der Fraktionen vor den 
Weihnachtsferien zu ermöglichen. Außerhalb dieſes Hauſes 
wurde die Meinung vertveten, daß es teilweiſe die perſön⸗ 
liche Abſicht des Vorſitzenden des Ausſchuſſes geweſen wäre, 
daß die Sache vor Weihnachten nicht behandelt wurde. 
Tatſächlich haben aber die Regierungsparteien angegeben, 
daß ſie zu dem Antrage ſelbſt eine Stellungnahme vor den 
Ferien nicht nehmen könnten. Dann kam die Sache in den 
Ausſchuß, wurde nach den Weihnachtsferien beraten, und 
zwar ſehr kurz und ſchnell beraten, indem einfach der Ver⸗ 


treter des Senats erklärte, daß das Geld nicht aufgebracht 


werden könnte. 
Ich möchte mich beſonders an die rechte Seite des 
Hauſes wenden, wie ich es ſeinerzeit ſchon bei der Beſpre⸗ 


chung der Kriegsinvalidengeſetze getan habe. Wenn man 


heute immer wieder den Wehrgedanken im Volke predigt, 
wenn man immer wieder ſagt, das deutſche Volk könne nur 
gerettet werden durch die Fauſt, die Waffen und die Men⸗ 
ſchen, die dazu ausgebildet werden müſſen, muß man auch 
anerkennen, daß diejenigen, die dieſe Pflicht dem Vater⸗ 
lande gegenüber ſchon geleiſtet haben, abgefunden und für 
ihre Taten richtig entſchädigt werden. M. D. u. H.! Dieſer 
berühmte Ruf nach dem Dank des Vaterlandes taucht im⸗ 
mer wieder auf, wenn hier eine Beſprechung der Kriegs⸗ 
invalidenfrage ſtattfindet. Es iſt immer wieder zu be⸗ 
merken, daß ſich gerade die nationalen Kreiſe dieſer von 
ihnen übernommenen Pflicht immer wieder verſchließen. 
Ich wundere mich nicht, wenn ſich die jetzige Regierung, 


beſtehend aus Sozialdemokraten, Demokraten uſw., gegen 


eine Erhöhung der Kriegsrenten oder gegen die Auszahlung 
einer einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe ſtemmt. Wenn ſich 
aber die rechte nationale Seite gegen dieſe Anträge ſtemmt, 
ſo beweiſt das, daß ihr der „Dank des Vaterlandes“ nur 
ein Schlagwort iſt. Sie haben dann nicht das Recht, die 
Leute in einen neuen Krieg zu hetzen und ſie zu veran⸗ 
laſſen, ſich in vaterländiſchen Verbänden zuſammen⸗ 
zuſchließen. Wenn Sie ſich hier im Volkstag, als dem demo⸗ 
kratiſchen Inſtitut des Staates, gegen die Intereſſen dieſer 


Leute wenden, ſo haben Sie das Recht verwirkt, als Führer 


dieſer Leute auftreten zu dürfen. (Sehr richtig! links.) 


Präſident: Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 


Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): „Der Dank des 
Vaterlandes iſt euch gewiß.“ Das wurde eben ſchon von 
meinem Vorredner angeführt. Damals, als man die Sol⸗ 
daten in den Krieg hetzte, als man die Arbeiter hinein⸗ 
jagte, waren es alle Kreiſe, die erzählten, wenn ihr aus 
dem Felde kommt, wird für euch geſorgt werden, dann 
werdet ihr alles bekommen, dann werdet ihr herrlich und in 
Freuden leben können. Wie dieſer Dank des Vaterlandes 
ausſieht, haben die Kriegsbeſchädigten ſchon reichlich et- 
fahren. Alle Parteien erklären ſich nicht für, ſondern gegen 
die Kriegsbeſchädigten. Der Herr Abg. Gebauer, der früher 
als Vorſitzender des Reichsbundes wenigſtens verſuchte, ſich 
für die Intereſſen der Kriegsbeſchädigten einzuſetzen, iſt es, 
der immer wieder den Senat fragt, ob das Geld vorhanden 
iſt. Ob die Kriegsbeſchädigten verhungern oder an den 
Straßenecken zugrunde gehen, iſt den Sozialdemokraten 
anſcheinend gleich. Die Hauptſache iſt für ſie, ob der Staat 
dies tragen kann. Sie fragen nicht mehr nach denjenigen, 
die fie zu vertreten angeben, ſondern nur nach dem Staat. 
Ihnen liegt das Staatsintereſſe höher, und die Geſetze, die 
ſich gegen die Arbeiter wenden, werden angenommen, an⸗ 
ſtatt daß man ein Geſetz oder einen Antrag annimmt, der 
wenigſtens etwas für die Hilfsbedürftigen bringt. Wir ſind 
auch nicht für Wirtſchaftsbeihilfen. Wir wiſſen, daß damit 
nicht ſehr viel geholfen wird. Wir wünſchten lieber, daß die 
Kriegsbeſchädigten ſo geſtellt würden, daß ſie von ihren 
Renten, wie es ihnen vor dem Kriege verſprochen wurde, 
wenigſtens einigermaßen leben können. Weil dem nicht fO 
iſt, weil man immer wieder in Danzig ſagt, in Deutſch⸗ 
land würde auch nicht gezahlt, weil man die Kriegsbeſchä⸗ 
digten immer abwimmelt und es verſtanden hat, ihnen eine 
Erhöhung vorzureden, deshalb muß man das fordern. In 
Wirklichkeit wird die Rentenerhöhung nicht gewährt, fon- 
dern es wird abgezogen. So habe ich in Steegen eine alte 
Frau geſprochen, der wurden am Erſten, wenn ſie die 
Rente erhält, 3 Gulden zugelegt und am 15. ſind ihr bei 
der Zuſatzrente 8 Gulden abgezogen worden. Nun frage 


ich, ift das eine Erhöhung der Renten oder eine Verkür⸗ 


zung? Ebenſo wie es dieſer alten Frau gegangen iſt, iſt es 
ſehr vielen Kriegsbeſchädigten gegangen. , 

Der Herr Regierungsvertreter Hemmen war es auch, 
der im Ausſchuß erklärte, daß verſucht werden ſolle, die 
Zuſatzrenten abzubauen. Wir wollen das auch, d. h. die 
Kriegsbeſchädigten müſſen ſo geſtellt werden, daß ſie ohne 


Zuſatzrenten auskommen und ihnen die Renten gewährt 


werden, die ſie zum Leben gebrauchen. Dann kann die 
Zuſatzrente verſchwinden. Wenn die Zuſatzrenten weſentlich 
abgebaut und die Renten ſelbſt nur um ein paar Pfennige 


erhöht werden, ſo iſt das keine Erhöhung, ſondern ein Ab⸗ 


bau. Desgleichen haben die Kriegsbeſchädigten nach dem 
vorgelegten Geſetz einen Abbau darin erfahren, daß ihre 
Umrechnung um 5 Pfennig herabgeſetzt wird. Auch dadurch 
haben fie ſchon verloren. Deshalb haben fie keinen Zu 
ſchuß, ſondern einen Abbau der Renten erfahren. Weiter 
hat man jetzt den Kriegsbeſchädigten geſagt, daß ſie wieder 
eine Nachzahlung bekämen. Dieſe Nachzahlung geſchieht 
nur für den Monat Dezember und wird nicht ſehr viel 
ausmachen. Die Kriegsbeſchädigten aber als Kartell haben 
dieſen Antrag geſtellt, nachdem fie ſchon wußten, daß u 
Deutſchland dieſer Teuerungszuſchlag gezahlt wird. Aber 
Sie wiſſen, daß die Not der Kriegsbeſchädigten ſo groß At, 
daß eine Wirtſchaftsbeihilfe gewährt werden muß, um eln 
kleines Loch zuzuſtopfen, um der größten Not abzuhelfen. 
Auch diefe Wirtſchaftsbeihilſe ift wieder abgelehnt worden 
Wie ſieht es auf der anderen Seite aus? Seinerzeit hat ma 
gejagt, daß den Kriegsbeſchädigten der Dank des Vater 
landes gewiß ift. Jetzt find es wieder die Kreiſe von rechts 
bis zur Sozialdemokratie, die von neuem auf einen Krieg 
hinarbeiten. Ich erinnere nur an den Vertrag von en 
der einen neuen Krieg, einen neuen Volksmord, bedeuke ö 
Trotzdem ſcheut man ſich nicht, dieſen Vertrag als 
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Mittwoch, den 20. Januar 1926. 


(Kreft, Frau Abgeordnete.) 


a) Vertrag des Friedens hinzuſtellen, der tatjächlich jedoch nur 


den Krieg gegen die Arbeiter auf der ganzen Welt bedeutet. 
Daß er ſtattfindet, daß überall neues Kriegsmorden iſt, be⸗ 
weiſen die Kämpfe in China, Marokko, Syrien und wo ſie 
überall ſtattfinden. Hier ſagt man den Kriegsbeſchädigten 
klar und deutlich, daß man ihnen nichts geben wird. Die 
Kriegsbeſchädigten werden darauf die richtige Antwort 
geben. Alle Parteien ſind nicht gewillt, den Kriegsbeſchä⸗ 
digten zu helfen. Sie brauchen die Arbeiter, um ſie aus⸗ 
zunutzen, um ſie für die Intereſſen des Geldſacks nieder⸗ 
kämpfen zu laſſen. Das werden ſich die Kriegsbeſchädigten 
nicht länger gefallen laſſen. Sie werden erwachen und 
Ihnen auf alle Fragen die richtige Antwort erteilen. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen, wir kommen 
zur Abſtimmung, und zwar ſtimmen wir ab über $ 1 der 
Druckſache Nr. 2064. Ich bitte die Damen und Herren, 
die für § 1 find, fih von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, $ 1 iſt abgelehnt. Ich er⸗ 
öffne die Ausſprache zu § 2. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Ausſprache und darf wohl ohne be⸗ 
ſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß auch § 2 abgelehnt iſt. 
§ 3; abgelehnt. Überſchrift: „Geſetz betreffend Zahlung 
einer Wirtſchaftsbeihilfe an hilfsbedürftige Kriegsbeſchä⸗ 
digte und Kriegshinterbliebene“; abgelehnt. Der Geſetz⸗ 
entwurf iſt damit abgelehnt. Wir kommen zum Punkt 9 
der Tagesordnung: 

Einmalige Wirtſchaftsbeihilſe an Renten⸗ 
empfänger nach den Reichsverſorgungsgeſetzen und 
Kriegsveteranen. Urantrag des Abg. Hohenfeldt u. Fr. 

Druvckſache Nr. 2091 zu Nr. 2070. Schriftlicher Bericht 
liegt vor. Ich eröffne die Ausſprache zu § 1. Wortmeldun⸗ 
gen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die den $ 1 annehmen wollen, fih von ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
§ 1 ift abgelehnt. § 2; abgelehnt. § 3; abgelehnt. Über⸗ 
ſchrift: „Geſetz zur Zahlung einer einmaligen Wirtſchafts⸗ 
beihilfe an Empfänger einer Rente nach den Reichsverſor⸗ 
gungsgeſetzen und an Kriegsveteranen, welche eine Beihilfe 
erhalten“; abgelehnt. Damit ift der Geſetzentwurf ab- 
gelehnt. Wir kommen zum Punkt 10 der Tagesordnung: 
Eingaben laut Druckſache Nr. 2088. Ich mache beſonders 
auf die Eingabe Nr. 12 aufmerkſam, die ich erſt zum 
Schluß vornehmen werde, und auf die Geſchäftsordnung 
§ 43, Ziffer 2. Wenn keine Wortmeldungen und Anträge 
vorliegen, nehme ich an, daß nach dem Antrag des Mus- 
ſchuſſes beſchloſſen iſt. Druckſache Nr. 2088, 1—2; an⸗ 
genommen; 3 bis 5 und 6 bis 11; angenommen; 13—-17; 
angenommen. Wir kommen nun zur Eingabe Nr. 12. 
Bericht des Eingabenausſchuſſes betr. Eingabe 
Nr. 616 des Oberſtadtſekretärs Gehrmann betr, Ein⸗ 


5 und Beſoldung gemäß B. D. E. G. vom 

Der Antrag lautet: „Ungeeignet zur Verhandlung im 
Volkstag.“ Da tritt der § 43, Ziffer 2 unſerer Geſchäfts⸗ 
ordnung ein. Er lautet: 

Der Antrag, eine Eingabe für ungeeignet zur Be⸗ 
ratung zu erklären, wird unter kurzer Angabe des 
Grundes gedruckt, verteilt und wie andere Ausſchuß⸗ 

Di anträge auf die Tagesordnung gelegt. a 
Die Druckſache Nr. 2081 mit Begründung liegt vor Mir 
wurde heute mittag die Frage vorgelegt, ob der Punkt 
einzeln auf die Tagesordnung geſetzt werden könne. Ich 
lofie unter Ausſchußanträgen auch Anträge bei Eingaben 
u Ich glaube daher nicht, daß wir die heutige Abſtim⸗ 
W irgendwie hinauszuſchieben haben. In Zukunft 

ürde ich dem Büro die Anordnung geben, ſolche Eingaben 


aus der Reihe herauszunehmen und einzeln aufzuführen. 


s kann eine nochmalige Beratung in Ausſi i 

j ali atung in Ausficht genommen 
werden. Ziffer 2 des § 43 fährt fort: 
* Die Eingabe iſt nochmals zur Prüfung und zum 


Bericht an den Ausſchuß zu überweſſen, falls ein An- 


trag auf Beratung der Eingabe von ſieben anweſen⸗ 
den Abgeordneten unterſtützt wird, andernfalls gilt 
der Ausſchußantrag ohne Abſtimmung als ange- 
nommen. Eine ſachliche Beſprechung ift in beiden 
Fällen unzuläſſig. 
Ich frage alſo, ob ein Antrag auf Beratung der Eingabe 
und die Unterſtützung von ſieben anweſenden Abgeordneten 
vorliegt. Ein Antrag liegt nicht vor, deshalb iſt der Aus⸗ 
ſchußantrag ohne Abſtimmung angenommen. Wir kommen 
zu Punkt 11 der Tagesordnung: 

Antrag des Abg. Schwegmann betreffend Vor⸗ 
lage einer Denkſchrift über die Ergebniſſe der 
Sozialverſicherung. 

Druckſache Nr. 2077. Das Wort zur Begründung hat der 
Herr Abg. Mayen. 


Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.] Der 
vorliegende Antrag meiner Fraktion will in einer ebenſo 
wichtigen wie umſtrittenen Frage eine Klärung herbei⸗ 
führen. Es kann nicht geleugnet werden, daß die Frage der 
Wettbewerbsmöglichkeit der Danziger Wirtſchaft gegenüber 
dem Auslande von ganz enormer Bedeutung ift. Es iſt 
auch nicht nur der Wunſch der Wirtſchaftskveiſe, etwas 
über die Belaſtung durch die Sozialverſicherung zu hören, 
ſondern es iſt auch der Wunſch weiteſter Arbeitnehmer⸗ 
kreiſe. Dieſer Wunſch hat ſich ja im Deutſchen Reiche be⸗ 
veits zu beſtimmten Unterlagen verdichtet. 

Wenn heute von der Wirtſchaft immer geltend gemacht 
wird, daß die ſozialpolitiſche Belaſtung eine ſolche Höhe 
erreicht hat, daß damit die Konkurrenzfähigkeit aus- 
geſchaltet erſcheint, ſo iſt das vielleicht bis zu einem gewiſſen 
Grade übertrieben. Wir wiſſen, daß andere Faktoren 
innerhalb der Wirtſchaft maßgeblich ſind, die vielleicht noch 
weſentlicher und noch ſtärker die Wirtſchaft belaſten. Ich 
denke an den Steuerdruck, gegen den meine Fraktion ſeit 
Monaten kämpft. Ich denke an die Verkehrspolitik und an 
techniſche Fortſchritte, die ja auch von ſehr großem Gin- 
fluß ſind. 

Im Reich hat man ſich lange den Kopf zerbrochen und 
ſchätzungsweiſe verſucht, die Belaſtung der Sozialpolitik in 
irgendeiner Form zu erfaſſen. Der Streit der Meinungen, 
der dabei entbrannte, brachte Zahlen zutage, die ſich ſehr 
ſcharf und weſentlich gegenüberſtanden. Intereſſant war, 
was der Geheime Kommerzienrat v. Borſig im Jahre 1924 
ausführte, daß der radikale Abbau der Sozialverſicherung 
nicht in der Lage wäve, augenblicklich die Schwierigkeiten 
der Wirtſchaft zu meiſtern. Er ſagte wörtlich: „In den 
mir unterſtehenden Betrieben wird ſelbſt dann, wenn heute 
die Arbeiter und Angeſtellten auf jede Sozialpolitik ver⸗ 
zichten wollten, ja ſelbſt dann, wenn ſie ohne Entgelt arbei⸗ 
ten wollten, das Maß von Rentabilität und Konkurrenz⸗ 
fähigkeit nicht erreicht werden, das die Diktatur des Welt⸗ 
marktes uns vorſchreibt.“ Das ift aus einem jo berufenen 
Munde nicht zu unterſchätzen und erhellt blitzartig die 
Situation. Der Generaldirektor Dr. Piaczek hat verſucht, 
im Jahre 1924 ſchätzungsweiſe die Belaſtung durch die 
Sozialverſicherung zu erfaſſen und hat dabei einen Betrag 
von 3½ Milliarden errechnet. Nicht jo hoch greift der Leit- 
artikler der „Weſerzeitung“, der die Belaſtung auf 1 Mil⸗ 
liarde 560 Millionen ſchätzt. 

Aber dieſe Rechenkunſtſtücke ſind durch die Ausfüh⸗ 
rungen des Reichsarbeitsminiſters widerlegt worden, der 
ſich veranlaßt geſehen hat, einzugreifen. Er hat für das 
Jahr 1924 und inzwiſchen auch für das Jahr 1925 Zahlen 
herausgegeben, die geeignet ſind, die ganze Situation zu 
klären. Er ſagt z. B. für das Jahr 1924, daß die Kranken⸗ 
verſicherung in dieſem Jahr 750 Millionen gegenüber 521 
Millionen im Jahre 1913 erforderte. Bei der Invaliden⸗ 
verſicherung iſt das Verhältnis 330 zu 290 Millionen. 
Bei der Angeſlelltenverſicherung 110 zu 130 Millionen, und 


bei der Unfallverſicherung 100 zu 150 Millionen. Aller⸗ 


dings ſind dieſe Zahlen im Jahre 1925 außerordentlich 
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(Mayen, Abgeordneter.) 
überholt worden. Im Reichsarbeitsblalt wied der Sozial⸗ 
etat in Reichsmark ſeſtgeſtellt. Er jicht jetzt eine Belaſtung 
von 2343,1 Millionen vor. Man ſieht, das ſind ganz 
weſentliche Beträge. Es kommen noch die Ausgaben für 
die Erwerbsloſenfürſorge hinzu. Man hat es im Reich 
für notwendig erachtet, eingehende Erhebungen darüber 
anzustellen. Auch wir in Danzig wünſchen es. Wir wollen 
wiſſen, woran wir ſind, ſei es im Intereſſe der Wirtſchaft, 
ſei es auch im Intereſſe der Arbeitnehmer. 

Meine Fraktion bittet, dieſem Antrage ſtattgeben zu 
wollen. z 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Antrag Schwegmann u. Fr., Druck⸗ 
ſache Nr. 2077. Ich bitte die Damen und Herren, die ihm 
zuſtimmen wollen, fih von den Pläßen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt weitaus die Mehrheit. Er iſt angenom⸗ 
men. Wir kommen zum Punkt 12 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Be⸗ 
ſeitigung von Zuſchlägen zur Stempelſteuer. Ur⸗ 
antrag des Abg. Schwegmann und Fraktion. 

Druckſache Nr. 2079. Das Wort zur Begründung hat der 
Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Deutſchnationale Fraktion hat ſchon ſeit ſehr langer 
Zeit eine grundlegende Reform des Stempelſteuerweſens 
in Danzig gefordert. Wir haben ja in Danzig noch immer 
mit zwei verſchiedenen Stempelſteuergeſetzen zu rechnen, 
einmal mit dem ſogenannten Reichsſtempelgeſetz und da⸗ 
neben mit dem Landesſtempelgeſetz. Dieſe Wünſche auf 
Neuherausgabe dieſer Geſetze haben dazu geführt, daß der 
Senat vor geraumer Zeit dem Volkstag ein neues Stempel⸗ 
ſteuergeſetz vorlegte. Es war ja eine ſehr umfangreiche 
und wiſſenſchaftlich außerordentlich intereſſante und durch⸗ 
gearbeitete Vorlage, aber das Haus kam faſt einmütig zu 
der Überzeugung, daß dieſes neue Geſetz ſo ſtark von fiska⸗ 
liſchen Geſichtspunkten getragen war, daß es abgelehnt 
werden müßte. Das Haus hat dann auf den Antrag der 
Deutſchnationalen beſchloſſen, den Senat zu erſuchen, recht 
bald ein neues Stempelſteuergeſetz vorzulegen. Dieſem 
Antrage iſt bis heute nicht entſprochen worden. 

Wir können heute nur erneut die Forderung erheben 
und wiederholen, daß ſo ſchnell wie möglich eine gründliche 
Reform des Stempelſteuerweſens erfolgt und ein neues 
Geſetz vorgelegt wird. Das neue Geſetz müßte das Reichs⸗ 
ſtempelgeſetz und das Landesſtempelgeſetz vereinigen. Dann 
kämen wir zu einem brauchbaren Ergebnis. 
müßte ferner eine Vereinfachung bringen. Es müßte außer⸗ 
dem Sorge getragen werden, daß dort, wo die Stempel⸗ 
beträge übertrieben ſind, eine Herabſetzung erfolgt. Die 
Stempelbeträge find vielfach übertrieben. Es handelt ſich 
beſonders um einen Zuſchlag von 100 Prozent, der zu allen 
ſogenannten Wertſtempeln erhoben wird. Dieſer Zuſchlag 
iſt in der Inflationszeit eingeführt worden. Man kann 
auch nicht anführen, daß das Deutſche Reich oder Preußen 
dieſe Zuſchläge noch beibehalten hat. Wir brauchen nicht 
alles nachzumachen, was das Deutſche Reich oder Preußen 
auf dieſem Gebiet macht. Ich glaube auch, daß die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe hier ungünſtiger liegen als im 
Deutſchen Reich. 

Daher haben wir noch mehr Grund, darauf zu ſehen, 
daß eine Reform erfolgt. Das vorliegende Geſetz iſt ge⸗ 
wiſſermaßen ein Notgeſetz, das nur dazu dienen ſoll, den 
dringendſten Bedürfniſſen zu genügen. Wir bitten das 
Haus, dieſem Geſetzentwurf in dem Wunſche und der Hoff⸗ 
nung zuzuſtimmen, daß recht bald eine gründlichere Reform 
erfolgt. (Bravo! rechts.) i i 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, 
Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich empfehle die über⸗ 
weiſung an den Steuerausſchuß. Widerſpruch wird nicht 
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laut; es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen zum letzten Punkt © 


der Tagesordnung: 
Antrag des Abg. Dr. Blavier und Gen. betr. 
Verfaſſungsänderungen. : 
Druckſache Nr. 2080. Zur Begründung hat das Wort der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben den Urantrag eingebracht, um endlich einmal 
die ſchon ſeit Jahren von der Bevölkerung gehegten Wünſche 
bezüglich einer grundſätzlichen Anderung der Verfaſſung 
durchzubringen. Es iſt ja nicht der erſte Antrag auf eine 
Verfaſſungsänderung. Schon vor einem Jahr hatten wir 
die Generaldebatte darüber. Es hat ſich damals leider 
herausgeſtellt, daß im Volkstag ſelbſt eine Anderung ſabo⸗ 
tiert wurde, und zwar aus folgendem Grunde: Die Linke 
verlangte eine grundlegende Anderung. Sie verlangte 
nicht nur eine Verminderung der Mandatszahl, ſondern 
auch eine Veränderung des augenblicklichen Senats, eine 
grundſätzliche Veränderung der Regierungsform. Die 
Rechte wollte das nicht mitmachen, und ſo kam das Geſetz 
über die Verfaſſungsänderung nicht zuſtande. 


Inzwiſchen hat ſich durch die wirtſchaftspolitiſche Ent⸗ 


wicklung gezeigt, daß die Verfaſſungsänderung notwendig 
iſt, und daß heute die Bevölkerung geſchloſſen der Auf⸗ 
faſſung iſt, daß ein weſentliches Stück der Schuld an unſerer 
augenblicklichen Lage unbedingt der Verfaſſung, und zwar 
der für Danzig nicht geeigneten Verfaſſung, zuzuſchreiben 
ijt. Insbeſondere muß fich der Volkstag darüber klar fein, 
daß weiteſte Kreiſe des Bürgertums es ſehr vermiſſen, daß 
es nicht bei der alten Magiſtratsverfaſſung geblieben iſt, 
daß wir den Weg verlaſſen haben, der uns eigentlich vor⸗ 
geſchrieben war, lediglich über die Gemeinden hinaus einen 
kleinen Kopf zu ſetzen, der erheblich einfacher hätte ſein kön⸗ 
nen als er geworden ift. Es iſt nicht zu verheimlichen, daß man 
ſich in der Bevölkerung darüber klar iſt: Die Abe 


der Verfaſſung, die Schaffung dieſes großen Apparates t! (1 


im weſentlichen auf höchſt perſönliche Gründe zurückzufüh⸗ 
ren geweſen. Es lag kein Grund vor, die Stadträte und 
den Aufbau der Stadtverfaſſung zu beſeitigen (Sehr 
richtig!) und die Leute in die Penſion zu ſchicken, um dann 


nachher einen nochmaligen Überbau zu geben, einen Über- 


bau, der bei weitem die finanziellen Kräfte des Staates 


überſteigt. Daher müſſen wir uns heute darüber klar ſein, 


daß allein die Verringerung der Mandatszahl nicht das 
Heil bringt. Dadurch werden wohl Diäten und ein paar 
Druckſachen geſpart. Das iſt aber durchaus gleichgültig; 
es ift nur das gute Beiſpiel. Es mag fein, daß die einzel 
nen Parteien bei der Verringerung der Mandate mehr 
Wert darauf legen, Leute aus der Praxis in das Parta- 
ment zu bringen, die mitarbeiten. Es iſt aber ebenſo leicht 
möglich, daß bei einer Verringerung der Mandatszahl, wie 
es ſich bisher gezeigt hat, noch weniger die Herren aus der 
Praxis, die Herren Kaufleute, geneigt ſind, im Volkstag 
zu bleiben, wenn die Arbeitsleiſtung für den einzelnen 
jich ſelbſtverſtändlich mit der Verminderung der Mandate 
erhöht. Gerade diejenigen, die einen Beruf zu erfüllen 
haben, werden dann weniger vertreten ſein, und es wir 
ſich herausſtellen, daß dann der Parteiſekretär und Partiet 


angeſtellte im Volkstag vertreten ſein wird, weil er allein 


in der Lage iſt, im Volkstag zu exiſtieren. ; 

Immerhin iſt die. Verringerung der Mandatszahl nor 
wendig und muß durchgeführt werden. Weſentlicher aher 
ift eine andere Frage, das ift die Auflöſungsfrage. e 
gibt verſchwindend wenige moderne Staaten, die dieſe Muf- 
löſungsmöglichkeit einer Volksvertretung nicht kennen. 
(Abg. Dr. Lembke: Die Vereinigten Staaten.) Bei umjeren 
Verhältniſſen, bei denen man nicht überſehen kann, nme 


die nächſte Zeit bringt, ift es noch weniger am Platze, ſtarr 


an einer einmal gewählten Volksvertretung feftzubalten- 


Die Wahlen finden immer unter gewiſſen Einflüſſen une: ha 


das werden wir nicht verhindern können, unter beftim 


$ 
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Wahlparolen, die zufällig im entſcheidenden Moment der 
einen oder anderen Partei ein paar Mandate mehr zu⸗ 
biegen. Im Laufe der Entwicklung verändert ſich aber das 
Bild, das haben wir in Danzig geſehen. Deshalb iſt es 
im gegenwärtigen Moment durchaus notwendig, daß wir 
in der Lage ſind, die Bevölkerung jeweils zu befragen. 
Daneben ſteht noch eins. Wir kennen in Danzig 
lediglich den Senat. Wir haben wohl einen Senatspräſi⸗ 
denten, der allein primus inter pares iſt, aber er iſt nicht 
Staatspräſident, wir kennen nur den 22köpfigen Senat. 
Das ift zu bedauern. Es iſt auch nichts zu verſtehen, daß 


damals, als die Verfaſſung unter bürgerlichem Einfluß 


oder ſagen wir unter dem Einfluß der ganz rechts ſtehenden 
Parteien geſchaffen wurde, auf die Stelle eines Präſidenten 
verzichtet wurde, d. h. des eigentlichen Trägers der 


Souveränität. 


Ich glaube, gerade von vechts wird doch immer die 
Theorie vertreten, daß weniger das Volk, als der Kopf 
Träger der Souveränität iſt. Daher iſt es eine große Ano⸗ 
malie, daß unſere Verfaſſung nicht einen ſolchen Träger 
hat. Sonſt wird doch immer wieder auf das Mutterland 
Deutſchland hingewieſen. Wir kennen im Deutſchen Reiche 
die ſouveräne Spitze, wir kennen den Staatspräſidenten. 
(Zuruf des Abg. Schwegmann!) Das kommt auf den be⸗ 
treffenden Staatspräſidenten an. Der König von England 
hat auch nichts zu ſagen. Wenn er aber ein Mann iſt, wie 
König Eduard, ſo hat er ſehr viel zu ſagen. Das iſt ledig⸗ 
lich eine Perſönlichkeitsfrage. Wenn man auf dem Stand⸗ 
punkt der Parteien von rechts ſteht, daß gegenüber dem 
Vollstag und der ſouveränen Volksvertretung ein Gegen- 
gewicht geſchaffen werden muß, ſo iſt das doch als geeig⸗ 
netes Moment zu bringen. Der Staatspräſident, der un⸗ 
mittelbar vom Volke gewählt wird, kann hier eine höchſte 
Autorität entfalten und dem gerade von vechts viel ver⸗ 


läſterten Volkstag ein Paroli bieten. Es wäre nicht einzu⸗ 


ſehen, wenn die Parteien von rechts, und wir zählen das 
Zentrum auch zu den rechtsſtehenden Parteien, die Sache 
zum Scheitern brächten und ſich gegen einen ſolchen vom 
Volke gewählten Staatspräſidenten wehren wollten. Wir 
müſſen unbedingt darauf beſtehen. Schon aus dem ein⸗ 
fachen Grunde, weil der Staatspräſident derjenige ſein 
ſoll, der im entſcheidenden Moment den Volkstag aufzulöſen 
hat, der die Verantwortung trägt. 
Alſo ich wiederhole: Die Forderungen hängen jo gu- 
lammen, daß wir unbedingt darauf beſtehen müſſen, daß 
die Wahl des Staatspräſidenten unmittelbar von Volke 
durchgeführt wird, daß die Mandatszahl verringert wird, 
daß der Senat auf eine ganz andere Baſis geſtellt wird. 
Dieſe Miſchung zwiſchen parlamentariſchem Syſtem und 
einer Herrſchaft von acht hauptamtlichen Senatoren iſt eine 
Anomalie, die eine Unmöglichkeit darſtellt, insbeſondere 
wenn man an die Auflöſungsmöglichkeit denkt. Wie ſoll 
es möglich ſein, den Volkstag aufzulöſen, wenn ſofort nach 
einer Neuwahl die acht nichtparlamentariſchen, verantwort⸗ 
lichen Senatoren gleichzeitig den politiſchen Einfluß wah⸗ 
ren können und Leiter der Amter ſind. Darin liegt das 
ngeheuerliche und Widerſinnige der Verfaſſung. Der 
auptamtliche Senator ift heute einerſeits Leiter des Amtes, 
öchſter Staatsbeamter, auf der anderen Seite iſt er politi⸗ 
(der Beamter. Er wird bei ſeinen Entſcheidungen natür⸗ 
ich weſentlich ſeine politiſche Überzeugung mitſprechen 
„allen. Er wird ja auch, wie wir gejehen haben, lediglich 
politiſch und nach politiſchen Geſichtspunkten gewählt. 
Daher muß, wenn die ganze Verfaſſungsänderung 


nicht ein Schlag ins Waſſer fein Jol, unbedingt darauf De- 


anden werden, daß hier an die Spitze des Staates neben 
dem Staatspräſidenten eine kleine Zahl parlamentariſch 
artantwortlicher Senatoren ſteht, die die politiſche Ver⸗ 
ſekmortung haben, und unter denen dann die Unterſtaats⸗ 
1 tetäre ihre Amter wahrnehmen. Das iſt die einzig mög⸗ 
iche Art der Verfaſſung. Geſchieht es ſo, wie bisher, daß 


der Riß zwiſchen parlamentariſchen Senatoren, die die 
Wirtſchaft vertreten 
Senatoren ſo groß wird, daß keiner den andern mehr ver⸗ 
ſteht, und daß gerade in den Momenten der Kriſe der Appa- 
rat von 22 Senatoren nicht in der Lage iſt zu regieren, weil 
die verfaſſungsrechtlichen Vorausſetzungen überhaupt fehlen, 
ſo beſteht zwiſchen Regierung und Volkstag derſelbe Riß. 
Wir haben eben keine parlamentariſche Regierung, wir 
haben auch keine Monarchie, wir haben nichts, wir haben 
ein Zwitterding, das Sie (nach vechts) geſchaffen haben 
und kein anderer, (Nun hört ſich alles auf! vechts.) Es 
muß unbedingt dafür geſorgt werden, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen für ſtaatsrechtliche, wirtſchaftliche Entwicklung 
gegeben werden. Die können nur darin beſtehen, daß dieſe 
Forderungen durchgedrückt werden, und daß der Behörden⸗ 
apparat zurückgeſchraubt wird. Dieſe vielköpfige Zuſam⸗ 
menſetzung der höchſten Spitze muß endlich einmal zurück⸗ 
gebildet werden. * 

Nur dann find die Vorausſetzungen für einen Be- 
hördenabbau gegeben, nur dann werden wir dahin kom⸗ 
men, daß ſchließlich doch der Freiftaat feine Exiſtenzfähig⸗ 
keit behält, und dann werden wir in der Lage ſein, das 
Deutſchtum in Danzig zu bewahren. (Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Die 
Anträge der Deutſch⸗Danziger Volkspartei enthalten das 
Verlangen nach Anderung der Verfaſſung, namentlich in 
bezug auf die Zuſammenſetzung des Volkstages und des 
Senats. Der Herr Antragſteller hat ſich die Sache etwas 
leicht gemacht. Hätte er Geſetzentwürfe vorgelegt, hätte er 
ſich der Mühe unterzogen, ſolche Geſetzentwürfe auszu⸗ 
arbeiten, ſo wäre er wahrſcheinlich auf viele Schwierig⸗ 
keiten geſtoßen, die den Anträgen entgegenſtehen. Er hat 
dieſe Arbeit aber dem Senat überlaſſen und lediglich einige 
Punkte mit agitatoriſcher Witterung dilettantenhaft her⸗ 
ausgegriffen, um parteiagitatoriſchen Bedürfniſſen zu ge⸗ 
nügen. Er hat unter den Punkten, die er herausgegriffen 
hat, noch manche vergeſſen, welche auch durchaus ſchlag⸗ 
kräftig und volkstümlich ſind. Ich erwähne nur eine Be⸗ 
ſchränkung der Immunität der Abgeordneten. (Sehr gut! 
und Heiterkeit rechts.) Die Forderungen ſind bei der Be⸗ 
ratung der Verfaſſung zum größten Teil ſehr eingehend 
erörtert worden (Zwiſchenrufe des Abg. Dr. Blavier), und 
es ſind dieſelben Forderungen auch bei den Beratungen 
über die Verfaſſung von dieſer oder jener Partei aufgeſtellt 
worden. Es hat fich damals bei der Beratung der Ver 
faſſung herausgeſtellt, daß es nach den damaligen Mehr⸗ 
heitsverhältniſſen nicht möglich war, dieſe Forderung 
durchzudrücken. Die Verfaſſung iſt ja eine vereinbarte 
Verfaſſung und enthält die Mängel einer ſolchen. Da⸗ 
mals war freilich Herr Dr. Blavier noch nicht in der poli- 
tiſchen Arena, und ich weiß nicht, ob er die Beratungen 
und die Gründe, die dafür und dagegen geſprochen haben, 
kennt. Ich würde ihm aber empfehlen, die Verhandlungen, 


die doch für die Verfaſſungsänderung von außerordent⸗ 


licher Bedeutung ſind, nachträglich zu ſtudieren. 

Von den Forderungen iſt diejenige hier am meiſten er⸗ 
örtert worden, daß man die Zahl der Abgeordneten ver- 
mindern ſoll. Auch meine Fraktion hat ſchon zweimal 
dahingehende Anträge geſtellt, das letztemal in dieſem 
Volkstag. Es war der erſte Antrag, der in dieſem Volks⸗ 
tag geſtellt wurde. Wir hatten damals die Hoffnung, 
und es ſchien auch, als ob Ausſicht dafür vorhanden war, 
daß unter dem Druck der öffentlichen Meinung, welche ent- 
ſchieden eine Verminderung der Zahl forderte, daß ſich 
eine Mehrheit hierfür finden würde. Das war leider 
nicht der Fall. Wir haben uns nun auf den Standpunkt 
geſtellt (Abg. Mau: Die öffentliche Meinung fordert Be- 
amtenabbaul) Das ift ja jetzt Ihre Aufgabe, es zu machen. 
Wenn wir jetzt erneut bei derſelben Zuſammenſetzung wie⸗ 


Men, und zwiſchen hauptamtlichen 
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derum mit ſolchen Anträgen gekommen wären, hätte man 
uns wohl mit einem gewiſſen Recht den Vorwurf machen 
können, daß wir reine Agitation treiben wollen. Dazu 
wollen wir uns nicht hergeben. Wir haben es darum ver⸗ 
ſucht, auf einem anderen Wege diejenigen Erſparniſſe zu 
erzielen, die, wenn man mit den öffentlichen Mitteln ſpar⸗ 
jam umgehen will — und das muß man —, erzielt werden 
müſſen. Wir haben darum den Antrag auf Herabſetzung 
der Diäten der Volkstagsabgeordneten geſtellt, und wir 
geben uns der Hoffnung hin, daß man bei den augen⸗ 
blicklichen mißlichen finanziellen Verhältniſſen dieſem An⸗ 
trag entſprechen werden wird. Wir ſind natürlich auch 
heute für eine Verminderung. Die Ausführungen, welche 
heute Herr Abg. Dr. Blavier gemacht hat, ſprechen aller⸗ 
dings mehr gegen eine Verminderung, als für eine Ver⸗ 
minderung. Es ſcheint mir, als ob ſeine Anträge mit 
ſeinen Ausführungen in einem unlösbaren Widerſpruch 
ſtehen. Was die Zahl der Senatoren anlangt, ſo wird 
dabei entſcheidend feim, ob eine andere Reglung wird ges 
funden werden können, die eine beſſere Gewähr für eine 
ſachkundige Führung der Staatsgeſchäfte bietet. Was die 
Verminderung der Zahl der Fachſenatoren anlangt, ſo 
wird zu prüfen ſein, ob an Stelle eines oder mehrerer ab⸗ 
gebauter Fachſenatoren Beamte treten müſſen. Es wird 
ſich fragen, ob dabei weſentliche Erſparniſſe erzielt werden 
können. (Zwiſchenruf des Abg. Mau.) Was die Zahl der 
parlamentariſchen Senatoren anlangt, nun komme ich, 
Herr Abg. Mau, auch zu Ihren Senatoren, ſo bin ich der 
Anſicht, daß nach Durchführung der von uns geſtellten 
Anträge auf Herabſetzung der Diäten eine ſehr weſentliche 
Erſparnis auch bei Herabſetzung der Zahl der parlamenta⸗ 
viſchen Senatoren nicht wird gemacht werden können. 
Maßgebend werden dabei Gründe ſein, die aus dem par⸗ 
lamentariſchen Regierungsſyſtem herzuleiten find. 

Was die parlamentariſche Regierung anlangt, ſo 
muß ich hier allerdings ſchon im Namen meiner Fraktion 
erklären, daß wir unter allen Umſtänden gegen die Ein⸗ 
führung des reinen parlamentariſchen Syſtems ſind. (Sehr 
richtig! rechts.) Wir haben, wie der Herr Begründer richtig 


hervorgehoben hat, hier ein gemiſcht parlamentariſches 


Syſtem. Die hauptamtlichen Senatoren ſind während der 
vier Jahre, die ſie im Amt ſind, dem Volkstag nicht in 
dem Sinne verantwortlich, daß ſie auf ein Mißtrauens⸗ 
votum ihr Amt aufgeben müſſen. Die parlamentariſche 
Verantwortung in dieſem Sinne tragen lediglich die par⸗ 
lamentariſchen Senatoren. Wir ſind aber der Auffaſſung, 
daß das parlamentariſche Syſtem überall, wo es eingeführt 
wurde, abgewirtſchaftet hat. Wenn man die Entwicklung 
verfolgt, ſo wird man zugeben müſſen, daß dieſe Meinung 
auch in den Kreiſen, welche noch vor einiger Zeit Anhänger 
des vein parlamentariſchen Syſtems geweſen ſind, ſich 
immer mehr durchbricht. Wir ſehen in der Einführung 
eines rein parlamentariſchen Syſtems hier in Danzig eine 
ganz erhebliche Verſchlechterung der Verhältniſſe. Das 
parlamentariſche Syſtem iſt auf ein Parlament berechnet, 
in dem ſich zwei Parteien gegenüberſtehen, von denen eine 
kraft ihrer Mehrheit während der Dauer der Wahlperiode 
die Regierung führt. Hier kann das parlamentariſche 
Syſtem durchaus funktionieren. Das Land, in dem das par⸗ 
lamentariſche Syſtem zuerſt eingeführt wurde, England, hat 
ja auch gezeigt, daß unter dem Zweiparteienſyſtem eine 
ſtarke und kräftige Regierungsgewalt gebildet werden 
kann, und daß ſehr gut zum Wohle des Landes regiert 
werden kann. Auch in dieſem Lande ſind mit Eintritt 


einer dritten Partei die Grundlagen für dieſes Syſtem er⸗ 


ſchüttert worden. Es gibt engliſche Staatsrechtslehrer, 
welche der Anſicht ſind, daß auch in England die letzten 
Tage des Parlamentarismus geſchlagen haben. (Heiter⸗ 
feit links. — Abg. Mau: Ziehm als Muſſolini! — Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts und Heiterkeit.) Beſonders ungeeignet iſt 
das parlamentariſche Syſtem in einem Lande, in dem, wie 


bei der geſetzgebenden Gewalt liegen, um ſo feſter un 


Entſcheidungen von einem hohen vechtlichen Geſichtspun 


es im Deutſchen Reiche und auch bei uns in Danzig iſt, 0 0 2 


die Parteien fo geſpalten und ſo zerklüftet find, daß es 
unmöglich iſt, eine Mehrheit zu bilden, die während länge⸗ 
rer Zeit, namentlich während einer ganzen Legislatur⸗ 
periode zuſammenhält, und die die Geſchäfte der Regieran 
während der Zeit führen kaun. Das ift aber orausſogung 
für eine ſtarke Regierung. Eine Regierung, die von den 
Launen des Volkstages abhängig, und die kurz nachdem ſie 
gewählt wurde, ſchon den Angriffen einer Oppoſition 


unterliegt, die auf ihren Sturz hinarbeitet, wird niemals 


diejenige Stärke haben können, die ſie zum Wohle des 
Landes haben müßte. In Ländern mit ſo vielen Parteien 
verſagt das parlamentariſche Syſtem folgerichtig. Das 
gilt in beſonderem Maße für uns in Danzig. Bei unſeren 
engen, kleinen Verhältniſſen iſt es ganz beſonders unge⸗ 
eignet. Hier würden die Männer, die die Geſchäfte des 
Staates unter den ſchwierigen Verhältniſſen, unter denen 
wir leben, zu führen und zu übernehmen geſonnen ſind, 
ſich ſehr ſchwer, vielleicht überhaupt nicht finden laſſen, 
wenn ſie erwarten müſſen, daß ſie alle Augenblicke von 
dem Volkstag aus ihrer Stelle herausgeholt werden 
können. Es kommt hinzu, daß hier in Danzig der Senat 
gleichzeitig Verwalter der Stadt iſt, und daß es für die 


ſtädtiſchen Angelegenheiten unerträglich wäre, wenn ein, 


dauernder völliger Wechſel in der Leitung der Stadtver⸗ 
waltung erfolgte. Ich komme noch auf die Anträge der 
Deutſch⸗Danziger Volkspartei hinſichtlich der Stadtver⸗ 
waltung. Was die Auflöſung des Volkstages anlangt, ſo 
ſprechen manche Gründe dafür. Wir würden es begrüßen, 
wenn es möglich wäre, in dieſem Volkstag Elemente aus⸗ 
zuſchalten, die ſich nicht als nützlich erwieſen haben. (Sehr 
gut! rechts. — Insbeſondere auf der äußerſten Rechten! 
links.) Wir würden es begrüßen, wenn dem Volke die 
Möglichkeit gegeben würde, eine geſchloſſene Mehrheit zu 
ſchaffen, die auf rein bürgerlicher Grundlage ſteht und die 
bürgerlichen Intereſſen in anderer Weiſe vertritt, als es 
gegenwärtig der Fall iſt. Es ſtehen aber der Auflöſungs⸗ 
möglichkeit des Volkstages auch große Bedenken entgegen. 
(Aha! links.) Die vierjährige Amtsdauer der Senatoren 
hängt mit der vierjährigen Legislaturperiode des Volks⸗ 
tages zuſammen. Dr. Koening, der früher dem Volkstag an: 
gehört hat, hat in einer ſehr leſenswerten Broſchüre das 
Für und Wider dargelegt. Er kommt nach meiner perſön⸗ 
lichen Auffaſſung mit Recht zu dem Ergebnis, daß man in 
Danzig die Auflöſungsmöglichkeit nicht ſchaffen ſollte. 


Wir werden prüfen müſſen, ob in Danzig eine Auf- 


löſung des Volkstages der Entwicklung der politiſchen 
Dinge zuträglich oder abträglich iſt. Meine Fraktion wird 
ihre Entſcheidung von den weiteren Beratungen in den 
Ausſchüſſen abhängig machen. Ebenſo wie gegen die Ein⸗ 
führung des rein parlamentariſchen Syſtems müſſen wir 
uns auch gegen Beſeitigung des Nachprüfungsrechts der 
Gerichte ausſprechen. Die Prüfung der Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit der Geſetze durch die Gerichte ift ein Korrektiv 
gegen eine unüberlegte und überſtürzte Geſetzesmacherel 
des Volkstages. (Abg. Arczynſki: Beſonders, wenn deutſch⸗ 
nationale Richter zu entſcheiden haben!) Insbeſondere, 
Herr Abg. Arezynſki, wenn die Geſetze des Volkstages bei 
einer Zuſammenſetzung gemacht werden, wie fie gegen? 
wärtig im Volkstag beſteht. Je ſchwankender die Dinge 


ſtärker müſſen die Behörden der Verwaltung und der 
Juſtiz ſein. In den Fällen, in denen die Juſtiz über die 


Verfaſſungsmäßigkeit der Geſetze zu beraten hatte, hat ſie 


fih durchaus der Aufgabe gewachſen gezeigt. (Abg. Schweg 
mann: Sehr richtig!) Sie hat gezeigt, daß ſie nicht leicht 
fertig ein zuſtandegekommenes Geſetz aufhebt, und hat we 

7 
aber auch von einer höheren Warte ſtaatlicher Verant⸗ 
wortlichkeit gefaßt. (Sehr gut! rechts.) 


die Befugniſſe 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter.) 

Was die Magiſtratsverſaſſung anlangt, jo hat der 
Vorſitzende meiner Fraktion am 26. April 1921 ſehr ein⸗ 
gehend den Standpunkt der Deutſchnationalen Fraktion 
hierzu dargelegt. Er hat ausgeführt, daß man die An⸗ 
gelegenheit nicht, wie es gelegentlich geſchehe, mit einem 
kurzen Hinweis auf die Selbſtverwaltung der Städte 
Zoppot, Tiegenhof und Neuteich erledigen könne. Die 
Stadt Danzig umfaſſe ungefähr zwei Drittel der Bewoh⸗ 
ner des geſamten Staates. Damit habe die Stadt Danzig 
eine ganz überragende Bedeutung im Staate, ſie gäbe dem 
Staat ſein Gepräge. Die Aufgaben der Stadt berührten 
ſich vielfach mit den Aufgaben des Staates. 

Ich möchte daran erinnern, daß in beiden Ver⸗ 
faſſungsausſchüſſen der Antrag geſtellt war, die Selbſt⸗ 
verwaltung von Danzig gänzlich zu beſeitigen und ſie auf 
Senat und Volkstag zu übertragen. Mit Ausnahme der 
Deutſchnationalen und Unabhängigen Sozialdemokratie 
ſetzten ſich damals alle anderen Vertreter ſehr energiſch für 
dieſe Anträge ein. Es gelang auch nicht, in der Ver⸗ 
faſſunggebenden Verſammlung etwas daran zu ändern, 
bis zu dem Zeitpunkt, wo ſich eine Koalition zur Schaffung 
der Verfaſſung bildete, als die Verhandlungen auf einem 
Punkt angelangt waren, daß man es nicht mehr für mög⸗ 
lich hielt, ohne Bildung einer ſolchen Koalition eine Ver⸗ 
faſſung überhaupt zuſtandezubringen. In dieſem Moment 
gelang es der Deutſchnationalen Fraktion, von der Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Magiſtratsverfaſſung die Stadtbürgerſchaft 
zu retten. Nach dem Geſetz über die Stadtbürgerſchaft ſind 
der Stadtverordnetenverſammlung im 
weſentlichen auf die Stadtbürgerſchaft übergegangen. Die 
Anträge der Deutſch⸗Danziger Volkspartei gehen im 
weſentlichen dahin, daß ein neuer, beſonderer Magiſtrat 
geſchaffen wird. Diejenigen, welche die vollſte Wieder⸗ 
herſtellung der Magiſtratsverfaſſung für Danzig fordern, 
gehen häufig davon aus, daß damit die Selbſtverwaltung 
der Stadt Danzig geſtärkt und den beſonderen Intereſſen 
der Stadt Danzig gedient würde. Dagegen iſt angeführt 
worden, daß es nicht eine Schwächung der Intereſſen der 
Stadt Danzig bedeute, ſondern eine Stärkung der Inter⸗ 
eſſen, wenn die Stadt von einem Verwaltungskörper ver⸗ 
waltet werde, der gleichzeitig die höchſte Regierungsgewalt 
in ſich vereinige. Darum empfinden gerade die übrigen 
Kommunen dieſe Regelung als eine Benachteiligung für 
fie. Es wird ferner in Betracht kommen, ob durch die 
Abſchaffung des gegenwärtigen Zuſtandes und durch die 
Einführung der Magiſtratsverfaſſung irgendwelche Er⸗ 


ſparniſſe gemacht werden. Wir werden im Ausſchuß Aus- 
kunft vom Senat verlangen und ihn erſuchen, uns mit⸗ 
zuteilen, wie fih die Wiedereinführung eines ſelbſtändigen 


Magiſtrats finanziell auswirken würde. Das ſind Geſichts⸗ 
punkte, die in der heutigen Zeit allen anderen Geſichts⸗ 
punkten vorangeſtellt werden müſſen. 
Weiter kommt in Betracht, wie man bei einer Ein⸗ 
führung des Magiſtvats in Danzig die Auſſicht über den 
Magiſtrat regelt. Man kann darüber nicht ohne weiteres 
inweggehen. Gegenwärtig gibt es keine Kommunal⸗ 
aufſicht für Danzig. Es wird auch nicht unberückſichtigt 
bleiben dürfen, daß in der Zeit, als Senat und Magiſtrat 
nebeneinander beſtanden, in dieſer Zweiteilung die Quelle 
mancher Reibungen lag. Leicht iſt die Aufgabe, die Herr 
r. Blavier der Regierung zugeſchoben hat, nicht. Ich 
nehme an, daß es nicht von heute auf morgen, auch nicht 
von einem Monat zum anderen getan ſein wird, ſondern 
aß es recht langer Zeit bedürfen wird, ehe der Senat 
ii ausgearbeiteten Geſetzentwürfen vor den Volkstag 
. wird. Für uns Deutſchnationale wird maßgebend 
. daß die Reglung der Angelegenheit in der Stadt jo 
folgt, daß dadurch die Intereſſen der Stadt Danzig und 
de Intereſſen des ganzen Freiſtaates gewahrt werden, und 
aß die zum Teil konkurrierenden Intereſſen auch verein: 


bart werden. Die Frage darf keine parteipolitiſche ſein. 


Wir werden die Angelegenheiten im Ausſchuß mit 
allem Grn prüfen und find mit der Überweiſung dieſer 
Angelegenheit an den Ausſchuß durchaus einverſtanden. 
(Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Wagner. 


Dr. Wagner, Abgeordneter (D.Lib.): M. D. u. H.! 
Es unterliegt für uns keinem Zweifel, daß durch die in 
dem vorliegenden Antrag Blavier berührten Verfaſſungs⸗ 
änderungsfragen die weiteſte Offentlichkeit ſtark bewegt ift. 
Wir zweifeln ebenſowenig daran, daß dieſes ſtark auf⸗ 
geregte Intereſſe nicht etwa vorübergehend iſt, ſondern 
nicht eher zur Ruhe kommen wird, bis der Volkstag zu 
wirklich greifbaren Ergebniſſen und Entſcheidungen in 
dieſen Fragen gekommen iſt. Aus dieſer Erkenntnis her⸗ 
aus haben bereits die koalierten Fraktionen ſchon vor län⸗ 
gerer Zeit Fühlung untereinander über etwa vorzuneh⸗ 
mende Verfaſſungsänderungen genommen. Insbeſondere 
hat meine Fraktion, die bereiks im Wahlkampfe unter 
anderem die Forderung nach Verkleinerung des Volkstages 
ſehr energiſch vertreten hat, praktiſche Vorſchläge über die 


Verfaſſungsänderung ausgearbeitet. Sie hat es getan, das 


möchte ich an dieſer Stelle beſonders hervorheben, zu einer 
Zeit, ehe die Blavierſchen Abänderungsanträge bekannt 
waren. 

In welchem Rahmen ſich etwa die Wünſche meiner 
Partei bewegen, hat am Sonnabend der vorigen Woche 
ein längerer Aufſatz der „Neueſten Nachrichten“ im all⸗ 
gemeinen richtig wiedergegeben. Ich möchte mich gerade 
auf dieſen Aufſatz beziehen, da er, wie ich annehme, den 
meiſten von Ihnen bekannt iſt. Ich kann mir dadurch 
manche Ausführungen erſparen. Meine Fraktion hat ſich, 
wie ich ſchon andeutete, ſehr eingehend mit dieſen Fragen 
befaßt. Sie hat dabei die Erfahrung gemacht, daß es, 
wie auch mein Herr Vorredner ſchon andeutete, ein höchſt 
ſchwieriges und kompliziertes Ding iſt, an Verfaſſungs⸗ 
änderungen heranzugehen. Je tiefer man in dieſe Fragen 
eindringt, deſto ſchwerer wird die Entſcheidung, die an⸗ 
fänglich ſo leicht ſchien, nach der einen oder anderen Seite. 
Es iſt durchaus nicht ſo, als ob man Verfaſſungsände⸗ 
rungsfragen mit einer leichten Handbewegung und ge⸗ 
wiſſermaßen nebenher erledigen könnte; denn die Ver⸗ 
faſſung ift ein wohldurchdachtes Ganzes, eine Verteilung 
der verſchiedenen Kräfte in einer äußerſt labilen Gleich⸗ 
gewichtslage. Wird hier nur ein Gewicht verſchoben, 
jo kann es kommen, daß der ganze mühſame Aufbau inë 
Wanken und Schwanken gerät. Gevade die wichtigſten Be⸗ 
ſtimmungen der Verfaſſung ſtehen in ſo enger Beziehung 
zueinander, was manchmal gar nicht ohne weiteres erkenn⸗ 
bar ift, daß es einer gewiſſenhaften Nachprüfung der Folge- 
rungen von etwaigen Anderungen bedarf. 

Wir haben den Eindruck, als ſei für die Herabminde⸗ 
rung der Zahl der Abgeordneten die verfaſſungsmäßig vor⸗ 
geſchriebene Mehrheit in dieſem Haufe nicht ſchwer zu er- 
reichen. Von links und von rechts ſind ja bereits Anträge 
in dieſer Richtung geſtellt worden. Herr Dr. Ziehm hat 
bereits auf die Nr. 1 der Drucksachen dieſes Hauſes aus 
dieſer Wahlperiode hingewieſen, in der von der Deutſch⸗ 
nationalen Partei ein Antrag auf Verminderung der Zahl 
der Abgeordneten geſtellt war. Ebenſo hat im Laufe der 
Tagung unter anderem ein ſozialdemokratiſcher Antrag 
Rahn eine Verminderung der Zahl der Abgeordneten vor⸗ 
geſchlagen. Freilich können wir uns des Eindruckes nicht 
erwehren, daß man es doch mit der Behandlung dieſer 
Fragen nicht ſehr ernſt genommen hat. Jedenfalls iſt man 
dabei über eine recht raſch und mit einer gewiſſen Ver⸗ 
ſchämung erledigte Beſprechung dieſer Fragen nicht hin⸗ 
ausgekommen. Wenn man nun nicht annehmen will. — 
und das ſei durchaus fern von mir —, daß dieſe erwähn⸗ 
ten Anträge nicht Selbſtzweck, ſondern Mittel zu irgend⸗ 
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(A) einem anderen Zwecke gewejen find, dann wird fih ja 


jetzt die Gelegenheit bieten, den Ernſt, mit dem dieſe An⸗ 
träge gemeint ſind, zu beweiſen. 

Denn darauf, m. D. u. H., kommt bei dieſer Frage 
ja jetzt alles an und ſteht im entſcheidenden Mittelpunkt, 
ob wir es wirklich ernſt meinen, ob wir wirklich den Willen 
haben, dieſe Verfaſſungsfragen zu erledigen und die Ver⸗ 
faſſungsſchmerzen, die uns bewegen, zu beſeitigen. Ich 
kann Ihnen verſichern, daß meine Fraktion es durchaus 
ernſt meint. (Hoffen wir das befte!) Sie werden es er⸗ 
leben! Aber auch über die Fraktion hinaus verlangt meine 
Partei mit gebieteriſchem Nachdruck, daß alle entgegen⸗ 
ſtehenden Schwierigkeiten überwunden werden und die 
gewiß recht mühſame Arbeit, die mit Verfaſſungsänderun⸗ 


gen jederzeit verbunden iſt, auch tatſächlich in Angriff ge⸗ 


nommen wird. Sie können ſich darauf verlaſſen, daß meine 
Partei in allen bevorſtehenden Verſammlungen die Frage 
der Verfaſſungsänderung nicht ruhen laſſen und dafür 
ſorgen wird, daß ſie diesmal nicht wieder vorzeitig ein⸗ 
ſchläft. : 
2 25 alſo die Frage nach der Verkleinerung des 
Volkstages am einfachſten zu löſen zu ſein ſcheint, ſo bietet 
die Frage nach der Verkleinerung des Senats doch ſchon er- 
hebliche Schwierigkeiten. Von vornherein möchte ich ge⸗ 


rade in dieſer Frage betonen, daß es nicht richtig iſt, wenn 


man Stärke des Volkstages und Stärke des Senats in 
irgendeinen Zuſammenhang, in irgendeine innere Be⸗ 
ziehung bringt. Infolgedeſſen müſſen auch beide Fragen 
unabhängig voneinander behandelt und gelöſt werden. 
Der Senat in ſeiner heutigen Größe und Zuſammenſetzung 
ift, wie ich glaube, von den Schöpfern der Verfaſſung 
ſicherlich als eine Art von zweiter Kammer gedacht worden, 
ohne die nun einmal parlamentariſch regierte Länder nicht 
auskommen können, auch die nicht, die die größte parla⸗ 
mentariſche Erfahrung haben. (Abg. Arczynſki: Das iſt ein 
Irrtum!) O bitte, England, Frankreich und faſt alle Staa⸗ 
ten haben die zweite Kammer. Ich will mich an dieſer 
Stelle nicht auf den Wert und die Notwendigkeit des 
Zwei⸗Kammer⸗Syſtems einlaſſen. Ich will mich auch nicht 
auf eine Entſcheidung darüber feſtlegen, ob ein Stadtſtaat 
wie Danzig tatſächlich ein Zwei-Kammer⸗Syſtem braucht. 
Aber immerhin wird man an einer Nachprüfung dieſer 
Frage nicht vorbeikommen, wenn man daran geht, den 
Senat wirklich ernſthaft zu verkleinern. Auch die von 
Herrn Dr. Ziehm und Herrn Dr. Blavier behandelte Frage 
der Stadtverfaſſung ſteht zweifellos im engſten Zuſammen⸗ 
hang mit der Größe und Zuſammenſetzung des Senats. 
Ich bin überzeugt, daß man auch gerade die Größe des 
Senats mit Rückſicht auf die ihm zu übertragende Ver⸗ 
waltung der Stadt in dem Umfange geſtaltet hat, wie wir 
jie haben. (Zwiſchenrufe.) 

Meine Frakion hält es für ihre Pflicht, in dieſem 
Augenblick, wo wir im Begriff ſtehen, an Verfaſſungs⸗ 
änderungen heranzugehen, den ſehr ernſthaften Verſuch zu 
machen, das heute beſtehende Verhältniswahlrecht zu 
ändern. Meine perſönliche Einſtellung zum Liſtenwahl⸗ 
recht kennen Sie ja aus meinen früheren Ausführungen, 
die ich als Vertreter der verfloſſenen A. B. A. von dieſer 
Stelle Ende 1924 gemacht habe. Ich darf erwähnen, daß 
die Deutſchliberale Fraktion mit dieſen Ausführungen auch 
heute noch durchaus einverſtanden iſt und für ſie eintritt. 
Wenn wir auch zur Zeit noch nicht in der Lage ſind, Ihnen 
einen feſt ausgearbeiteten Entwurf eines Wahlrechtes, ſo 
wie wir es uns denken, vorzulegen, ſo ſind wir uns doch 
über eins unbedingt klar, daß ſich das Verhältniswahlrecht 
nicht bewährt hat (Sehr richtig! rechts.), weder in Danzig, 
noch in all den anderen Ländern, die das Verhältnis⸗ 
wahlrecht haben und deren Erfahrungen wir beobachten 
konnten. Wir ſehen in der heutigen Form des Liſten⸗ 
wahlrechts eine für das Staatswohl ſchädliche Mechaniſie⸗ 
rung des Wahlbetriebes und eine erſtarrende, wenn ich 
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mich einmal ſo ausdrücken darf, Veramtlichung und Büro⸗ 
kratiſterung der politiſchen Parteien, und zwar ausſchließ⸗ 
lich auf Koſten der Bewegungsfreiheit und Selbſtändigkeit 
der Wähler. Wir halten es geradezu für undemokratiſch, 
wenn durch ein Wahlverfahren das wertvollſte Gut und 
Recht des Staatsbürgers, nämlich das Recht zu wählen, 
auch nur. im mindeſten eingeſchränkt oder beeinträchtigt 
wird. Das geſchieht durch die heutige Form des Liſten 
wahlrechts. Wir müſſen ehrlich genug ſein, das ein⸗ 
zugeſtehen, und entſchloſſen genug, die Folgerungen daraus 
zu ziehen. Erſt wenn wir das Liſtenwahlrecht glücklich los 
ſind, läßt ſich für uns über eine Auflösbarkeit des Volks⸗ 
tages reden. (Welches Wahlrecht wollen Sie an die Stelle 
ſetzen? links.) Wir behalten uns vor, darüber Vorſchläge 
zu bringen. Wir ſind uns noch nicht völlig klar darüber, 
ob man gänzlich ohne Liſten in dieſem kleinen Stadtſtaat 
auskommen wird. Aber aus dieſer Erſtarrung oder aus 
dieſer Mechaniſierung der Liſtenwählerei müſſen wir her- 
aus. (Zuruf des Abg. Schwegmann.) Wir werden ſchon 
damit kommen, wir wiſſen es augenblicklich nur noch nicht 
im einzelnen. (Heiterkeit.) Es iſt eine durchaus ſchwierige 
und wohl zu überlegende Angelegenheit. 

Wir haben die Überzeugung gewonnen, daß das Nach- 
prüfungsrecht des Obergerichts über die Verfaſſungs⸗ 


mäßigkeit von Geſetzen, die hier in dieſem Haufe beſchloſſen 


werden, ſich ebenfalls nicht bewährt hat, und ſind daher 
durchaus bereit, in dieler Frage mit uns reden gu laffen- 

Der Antrag des Herrn Abg. Dr. Blavier wird an den 
Verfaſſungsausſchuß gehen und dort Erörterungen und 
endloſe Reden über ſich ergehen laſſen müſſen. Eins 
ift uns klar, es wird wohl kaum ein Wunſch auf Wer- 
faſſungsänderungen vorgebracht werden können, der nicht 
ſeinerzeit ſchon in dem vorbereitenden Verfaſſungsausſchuß 
und dann auch noch in dem eigentlichen Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß der Verfaſſunggebenden Verſammlung lebhaft er⸗ 


örtert worden wäre. Ich halte es daher für unerläßlich, ( 


daß man, wenn man überhaupt eine Verfaſſungsänderung 
will, die Verhandlungen jener Ausſchüſſe genau fennen- 
lernt. Ich habe ſchon verſucht, an dieſe Sitzungsberichte 
heranzukommen und die Erfahrung gemacht, daß ſie 
nirgends vorhanden zu ſein ſcheinen. Ich weiß nur von 


Sitzungsprotokollen, die ganz mechaniſch geführt find, in 


denen nur Beſchlüſſe ſtehen, aber nicht die Erwägungen 
und Gründe niedergelegt ſind, die die einzelnen damaligen 
Redner hatten, um ſich für und wider zu entſcheiden. (Abg. 
Schwegmann: Solche Berichte gibt es!) Jedenfalls halte 
ich es für ſehr notwendig und nützlich, daß dieſe Berichte 
allen Mitgliedern dieſes Hauſes, zum mindeſten den Mit- 
gliedern des Verfaſſungsausſchuſſes, der ſich nun damit 
zu befaſſen haben wird, in irgendeiner Form zugängig ge⸗ 
macht werden, daß entweder der Senat oder der Vorſtand 
des Volkstages dieſe Berichte vervielfältigen oder, was 
noch beſſer wäre, drucken läßt. Ich weiß nicht, wie lang ſie 
ſind, aber jedenfalls muß man ſie leſen und ſtudieren. R} 

meine auch, die Fragen, um die es hier geht, find wichtig 
und entſcheidend genug, daß man alles einſetzen muß an 
Kraft, gutem Willen, Ernſt, aber auch an Hilfsmitteln 
was nur irgendwie aufgebracht werden kann. (Bravo! 


A ee Splett: Das Wort hat der Herr Abg⸗ 
aſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Wie fih 
die Kommuniſtiſche Partei zu Verfaſſungsfragen ſtellt, 
dürfte allgemein bekannt ſein. Wir ſtehen nach wie vor 
auf dem Standpunkt, daß Verfaſſungsfragen Machtfragen 
ſind. Das trifft beſonders auf eine Verfaſſung zu, die die 
Stütze eines bürgerlichen Staates iſt. Daß man hier au 5 
wieder ſeinen Machtſtandpunkt erweitern will, geht darau 
hervor, daß man die Abgeordnetenzahl abbauen will, b. £ 
nichts anderes, als die Arbeiterſchaft von dem mitren 
vollſtändig auszuſchalten. Wir können uns deshalb abſolut 
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(a) nicht damit einverſtanden erklären, daß die Zahl der Ab⸗ 


geordneten irgendwie reduziert wird. Mit den anderen 
Fragen ſind wir zum Teil einverſtanden. Beſonders wün⸗ 
ſchen auch wir, daß der Staatspräſident durch das Volk 
gewählt wird, um ſo mehr, als wir immer noch auf dem 
Standpunkt des direkten Wahlrechts ſtehen. Dementſpre⸗ 
chend müßte auch die Magiſtratsverfaſſung wieder dahin 
geändert werden, daß die Stadtbürgerſchaftsmitglieder 
nicht durch den Volkstag, ſondern durch das direkte Wahl⸗ 
recht gewählt werden. 

Wir können uns aber nicht damit einverſtanden er⸗ 


daß 


Das 
t 


8 


ich erſt 


ſtimme“ 


n paar ausgemergelte Arbeiter, die werden 


en Volkstag bzw. vor die Regierung ziehen und ihr 


werdet alle zum Teufel gejagt werden!“ Der Senat hatte (C) 


nichts eiligeres zu tun, als den Artikel 84 anzuziehen und 
ſich dieſe Eſelei zuſchulden kommen zu laſſen. Wenn hier 
Remedur geſchaffen werden ſoll, müſſen dieſe Sachen aus 
der Verfaſſung verſchwinden. Das Volk muß in wahrer 
Demokratie regiert werden. Wenn man aber glaubt, mit 
der Diktatur ſpielen zu können, ſo irrt man ſich. Es mag 
ſein, daß es diesmal der Regierung noch gelungen iſt, 
aber in der kommenden Zeit werden ſich die Arbeiter das 
nicht mehr gefallen laſſen. Wir ſagen deshalb, wenn dieſe 
Frage im Ausſchuß behandelt wird, werden wir unſere 
Anträge ſtellen und werden verſuchen, das in die Ver⸗ 
faſſung hineinzuarbeiten, was wir als notwendig erachten. 

Dann möchte ich noch ſagen, daß dieſe Verfaſſung 
für uns nicht maßgebend iſt, weil ſie nur die Intereſſen 
des Bürgertums vertritt, dagegen die Intereſſen der 
Arbeiterſchaft vollſtändig aus den Augen läßt. M. D. u. H.! 
Hier iſt heute im Laufe der Debatte von meiner Kollegin 
Kreft das Jugendfürſorgegeſetz behandelt worden. Die 
Verfaſſung ſagt im Artikel 83: 

Die Jugend iſt gegen Ausbeutung ſowie gegen ſitt⸗ 
liche, geiſtige und körperliche Verwahrloſung zu 
ſchützen. 

Das iſt etwas, womit man die Jugend ſchützen will. Was 
haben Sie heute getan, m. D. u. H., alle, wie Sie hier 
gehacken und gebacken ſind? Sie haben ſich den Dreck an 
die Verfaſſung gekehrt. Sie haben geſagt, das iſt Neben⸗ 
ſache, das Geſetz iſt Unſinn, das ihr haben wollt. Der 
Jugend geht es ſo gut, ſo ſchön, die hat die beſten Tage 
ihres Lebens, hat gute Ernährung und alles mögliche, es 
iſt nicht nötig, daß hier etwas unternommen wird. Alſo, 
wo es in Ihren Kram paßt, ziehen Sie die Verfaſſung 
heran, dann ſtützen Sie ſich auf die Verfaſſung und ſind 


bemüht, ſie nach Ihrem Gutdünken auszulegen, aber wenn 


es ſich um die Intereſſen der Arbeiterſchaft handelt, 
kommen Sie mit dem Ausnahmezuſtand und allem mög⸗ 
lichen, um der Arbeiterſchaft Schwierigkeiten zu machen. 
Wir ſagen, gemach m. H., noch eine Spanne Zeit, dann 
kommt die Arbeiterſchaft heran, und die Verfaſſung der 
Arbeiterſchaft wird ſo ausſehen, daß jeder im Staate leben 
kann, daß ſich jeder im Staate wohlfühlt. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 5 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. z 


Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Eine Verfaſſungsänderung iſt vorgeſchlagen, ſoll beraten 
werden und wird wahrſcheinlich ſehr lange beraten werden. 
Hier ſind alle möglichen Protokolle von der Verfaſſung⸗ 
gebenden Verſammlung angefordert worden. Wahrſchein⸗ 
lich wird der Verfaſſungsausſchuß mit dieſer Frage länger 
tagen als dieſer Volkstag. Ich glaube, die Bevölkerung 
mit ihren Erwartungen auf eine baldige Anderung der 
Verfaſſung bezüglich des Parlaments wird wohl genau ſo 
betrogen werden, wie bisher. Wenn wir heute über» eine 
Verfaſſungsänderung ſprechen, müßte man zum mindeſten 
annehmen, daß alle Verſprechungen, die bisher in der 
Verfaſſung gegeben ſind, bereits erfüllt wären. Wenn 
ſeitens der Kommuniſten auf einen Punkt der Verfaſſung 
hingewieſen wurde — und ſie ſind ja ebenſo Gegner dieſer 
Verfaſſung wie wir —, jo können wir auch nur immer 
darauf hinweiſen, daß eine Reihe von Inſtitutionen in der 
Verfaſſung dem Volke verſprochen ſind, die bis zum heuti⸗ 
gen Tage weder durch die frühere deutſchnationale Regie⸗ 
rung, noch durch die jetzige Regierung, die Weimarer 
Koalition, geſchaffen ſind. Ich erinnere an die Kammer 


der Arbeit, an die man nicht herangehen will, die weder 


von den reaktionären Kreiſen eingebracht wird, noch von 
den angeblich ſozialiſtiſchen Arbeitervertretern. (Heiterkeit 
links.) Man muß ſie ſozialiſtiſch in Gänſefüßchen nennen; 
denn ſozialiſtiſche Tendenzen hat die Partei eigentlich noch 
nicht bewieſen. Ich erinnere an die Stellungnahme 
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bezüglich der Erwerbsloſenunterſtützung, bezüglich der 
Kriegsinvalidenunterſtützung, das genügt. Wenn eine 
ſozialiſtiſche Partei, wie Ihre es ſein will (zu den 
Sozialdemokraten), eine derartige Stellungnahme im 
Volkstag einnimmt, ift fie nicht ſozialiſtiſch. (Abg. Gebauer: 
Die Stellungnahme zu ſozialen Fragen hat mit Sozialis⸗ 
mus nichts zu tun!) Das iſt eine ſehr feine Auffaſſung 
von Ihnen. Sie wollen die Worte ſozial und ſozialiſtiſch 
verdrehen. (Lebhafte Unruhe links.) Das ift Ihre Stellung⸗ 


nahme als Sozialiſten. 


Nun zu dieſem Antrage ſelbſt und der Stellungnahme 


der einzelnen Parteien. Sämtliche Parteien, die bisher 


geſprochen haben, mit Ausnahme der Kommuniſten, ſind 


Befürworter eines gemiſcht⸗parlamentariſchen Syſtems. 
Der Antrag des Abg. Dr. Blavier allerdings will ein rein 
parlamentariſches Syſtem ſchaffen. Wenn dann von einer 
ausgeſprochen demokratiſch⸗parlamentariſchen Partei, wie 
der Liberalen Fraktion, die Erklärung abgegeben wird, 
daß man ſich mit einer Minderung der Abgeördnetenzahl, 
nicht aber mit einer Minderung der Zahl der Senatoren 
einverſtanden erklärt, ſo geht daraus hervor, daß es leider 
zuviel Perſonen gibt, die gern Sengtor werden wollen 
und deshalb gegen eine Verringerung der Zahl der Sena⸗ 
toren ſind. Das iſt auf eine ganz einfache Formel zu 
bringen. Der Abg. Rahn, der heute nicht anweſend iſt, 
ſagte ſeinerzeit bei Ausführungen über die Staatsräte, 
man habe zu Hauſe einen guten Rock, einen Gehrock, den 
man zum Staate anziehe und deshalb Staatsrock nenne. 
Der Senat habe Beamte angeſtellt, die zum Staat da 
wären, das ſeien die Staatsräte. Bei dem Antrag in 
bezug auf den zu ſchaffenden Staatspräſidenten kann man 
auch ſagen, daß man ſich einen Staatspräſidenten ſchaffen 
will, der deshalb ſo heißt, weil er zum Staate da iſt. 
Dieſer Vorſchlag iſt ſo niedlich, daß man ihn eigentlich 
nur mit einem Lächeln verfolgen kann. Es gibt zuviel 
Parlamentarier, die Senatoren werden wollen, und des⸗ 
halb geht man nicht an eine Herabminderung der Zahl der 
parlamentariſchen Senatoren heran. Man will die haupt⸗ 
amtlichen Senatoren abbauen, dann kommt man zu einem 


Zuſtand, wie er in Deutſchland und ſonſtigen parlamen⸗ 


tariſch regierten Staaten Gewohnheit iſt, daß man Monate 
bei einer Regierungskriſe hinbringt und einen Verbrauch 
an Senatoren und Miniſtern in einem ebenſo hohen Maße 
wie dort hat, ſo daß ſchließlich gar keine Leute mehr zu 
finden ſind, die Senatorenpoſten übernehmen wollen. 
Sehen Sie die Miniſterkriſen in Deutſchland. Es iſt nicht 
nur ein Kuhhandel um Miniſterſeſſel, fordern es zeigt 
ſich beinahe ein Mangel an Leuten, die zur Übernahme 
bereit ſind. Das iſt die Folge des ſogenannten parla⸗ 
mentariſchen Syſtems. 

Die Zahl der Abgeordneten ſoll nach dem Antrage 
des Herrn Abg. Dr. Blavier auf 60 herabgeſetzt werden. 
Wir haben dieſe Zahl ſeinerzeit auch genannt, Wir hatten 
im Gegenſatz zur Liberalen Fraktion die Meinung, daß die 
Herabſetzung ſofort geſchehen könnte, vorausgeſetzt, daß die 
Genehmigung aus Genf ſofort folgt. Es hat gar keinen 
Wert, Geſetze zu beſchließen, die nach zwei Jahren in Kraft 
tveten folen. Was nüßt es, die Bevölkerung über die 
Herabſetzung der Abgeordnetenzahl in Aufregung zu brin⸗ 
gen, wenn man das Geſetz erſt nach zwei Jahren in Kraft 
ſetzt. Das bedeutet Demagogie im ſchlimmſten Sinne. 
Nun könnten wir zu der ganzen Angelegenheit als anti⸗ 
parlamentariſch eingeſtellte Fraktion die Rolle des ver⸗ 

gnügten Zuſchauers ſpielen. Dasſelbe trifft in gewiſſer 


Weiſe für die Kommuniſten zu. Wir würden uns dann 


darüber amüſieren können, wie ſich dieſe Arena, nach den 


Worten des Herrn Abg. Dr. Ziehm, ich fage Zirkusarena, 


mit dieſem Geſetzentwurf befaſſen wird. (Zuruf des Abg. 
Ed. Schmidt.) Den Namen hat ſchon einmal einer von 


Ihren Leuten bekommen. Wir können einen Titel nicht 


doppelt verleihen. — Ich erinnere daran, daß ein Antrag 


Sie müßten mit dieſen Widerſtänden rechnen. 


auf Verfaſſungsänderung im Ausſchuß ruht, der nicht 0 


weiter behandelt wird, bis andere Fragen im a 


ſchuß erledigt find. Genau jo wird es mit dieſem Antrag 
gehen. Ich ſpreche dasſelbe aus, was ich am Anfang jagte- 
Dieſer Ausſchuß wird fih mit dieſer Frage länger be⸗ 
ſchäftigen, als die Sitzungsperiode dieſes Volkstages dauert. 
Im Jahre 1928 fällt mit Schluß dieſer Legislaturperiode 
die ganze Angelegenheit unter den Tiſch und ſoll wieder 
neu aufgenommen werden. Dann können beſtimmte parla⸗ 
mentariſche Parteien mit denſelben Gedanken wieder in 
den Wahlkampf gehen. 

So iſt die ganze Debatte, die mit feſten Erwartungen 
von der Bevölkerung begrüßt wurde, nur eine Ausſprache 
profeſſoreller Art, indem einzelne Herren hier ihren akade⸗ 
miſchen Standpunkt zum Ausdruck bringen, auch in der 
Form ihrer Rede. Im übrigen verſpricht die Frage keinen 
Erfolg, ſondern wird im Gegenteil nur dazu ausgewertet, 
um im Volke Demagogie zu treiben. Zu dieſem Beginnen 
der parlamentariſchen Parteien können wir ruhig zuſehen⸗ 
Wir geben Ihnen dann recht, Herr Dr. Wagner, daß ft 
das parlamentariſche Syſtem damit noch mehr herabwirt⸗ 
ſchaften wird. Die Diktatur, die nun von ſeiten der Wirk⸗ 
ſchaftskreiſe gefordert wird, iſt zum mindeſten ſo gut, wie 
eine Diktatur der Kommuniſten oder die Diktatur, die von 
uns gefordert wäre. Was nützt dieſe Diktatur wirtſchaft⸗ 
licher Art, wenn die Betreffenden nicht gleichzeitig DIE 
Machtmittel in die Hände bekommen. Stellen Sie ſich vor, 


die Kommuniſten oder wir würden eine Diktatur errichten. 


Auf der anderen Seite ſtünden dann Schupo, Gericht un 
andere Inſtitutionen des Staates, die anders eingeſtellt 
ſind. Es würde den Kommuniſten gar nicht gelingen, die 
Schupo zu beſeitigen, oder die verfaſſungsmäßig eingerich⸗ 
teten Inſtitutionen des Staates, Gericht uſw. zu beſeitigen. 

Nun ſtelle man ſich eine Wirtſchaftsdiktatur vor, wie 
ſie Herr Brieskorn propagiert, die doch mit dieſen Mitteln 
rechnen muß. Daß ſie dann einen Dreck wert iſt, darüber 
wird ſich auch Herr Abg. Dr. Blavier klar ſein, und auch 
darüber, daß zu dieſer Diktatur, die Herr Brieskorn ver 
langt, mehr gehört als der Volksentſcheid und die Geld 
mittel, die dazu verſchwendet werden müßten. Wenn Sie 
poſitiv als Wirtſchaftler eine gewiſſe Macht haben wollem 
hätten Sie zum Syſtem, das erſtrebt wird, zur Schaffung 
der zweiten Kammer eines Wirtſchaftsrates ſchreiten 
müſſen. Ich warne Sie, dabei einfeitig die Arbeitgeber u 
höven, ohne die Intereſſen der Arbeitnehmer zu berück⸗ 
ſichtigen. Da würde es zu einem Kampfe kommen, de 
energiſcher und ſchärfer geführt wird, als der Kampf im 
Volkstage. Dann träfen die Intereſſen der Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber jo entſetzlich aufeinander, daß es nicht a 
Redereien im Volkstag, ſondern zu Gefechten auf de 
Straße kommen wird. Davor warne ich Sie. (Abg. geh‘ 
männ: Bravo!) i 


Bizepräfident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Ziehm. 


Herr 
5 (Abg. 
u er- 
die 


. 
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riſchen Syſtem, hat auch er geſchwiegen. Von den Herren 
Sozialdemokraten weiß ich, daß das für fie bisher immer 
ein programmatiſcher Punkt war. (Abg. Fooken: Auch 
heute noch!) Dann iſt auch in dieſem Punkte Klarheit ge⸗ 
ſchaffen. Der Herr Abg. Dr. Wagner hat dann zwei Er⸗ 
wägungen in die Debatte geworfen, erſtens das Verhältnis⸗ 
wahlrecht und zweitens die Bildung einer zweiten Kam⸗ 
mer. Er hat allerdings bei beiden eine Einſchränkung ge⸗ 
macht, die ſeinen Bemerkungen jeden Wert nimmt. Er hat 


nämlich bei dem Verhältniswahlrecht wörtlich geſagt: „Wir 
wiſſen aber noch nicht, ob ſich das bei einem ſo kleinen 
Staate wie Danzig wird durchführen laſſen.“ (Zwiſchen⸗ 
ruf des Abg. Dr. Wagner.) Sie perſönlich! Er hat weiter 


geſagt: Wir ſind uns noch nicht darüber klar, ob in einem 
ſo kleinen Staate wie Danzig eine zweite Kammer mög⸗ 


lich iſt. Darauf möchte ich ſagen, wir Deutſchnationalen 


wiſſen ganz genau, daß für Danzig die Einführung einer 
zweiten Kammer notwendig ift. Wir jind uns längſt dar- 
über im klaren. Wir werden beizeiten mit unſeren An⸗ 


trägen herauskommen. Wir können jetzt nur feſtſtellen, 


daß es notwendig ift. (Ekelhaft! links.) Sie können ja 
hinausgehen. „ 7 

Wir halten es für notwendig; daß die Regierungs⸗ 
gewalt von den Launen des Parlaments gelöſt und von 
ihm unabhängiger gemacht wird. Wir lehnen, wie Sie alle 
wiſſen, die formale Demokratie, die aus dem Weſten 
ſtammt und für unſere Verhältniſſe nicht paßt, ab. Wir 
lehnen auch die mit einem Parlamentarismus immer ver- 
bundene Parteiherrſchaft ab. (Zwiſchenrufe links.) Ich 
weiß nicht, wem dieſe Parteiherrſchaft heute noch gefällt. 
Wir lehnen auch den Parteiklüngel ab. (Heiterkeit links.) 
Wir wiſſen aber auch ſehr wohl, daß, ſolange der Parla- 
mentarismus beſteht, dieſes Unweſen nicht beſeitigt werden 
wird. (Abg. Dr. Blavier: Das haben Sie am beſten ge⸗ 
zeigt!) Man wird das Übel mit der Wurzel ausrotten 
müſſen. f 

Weiter wird es weſentlich darauf ankommen, daß 
man der Wirtſchaft einen ſtärkeren Einfuß auf die Geſetz⸗ 
gebung einräumt. Wenn man dieſe Geſichtspunkte bei der 
neuen Umgeſtaltung der Verfaſſung berückſichtigt, ſo bin 
ich mit meinen Parteigenoſſen der Meinung, daß etwas 
Nützliches für den Freiſtaat herauskommen kann, aber auch 
nur dann. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Schlußwort hat der Herr 
Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Der Herr Abg. Dr. Ziehm hat ſich gewundert, daß wir den 


Antrag in dieſer Form eingebracht haben und hat erklärt, 


wir hätten uns die Arbeit leicht gemacht. Er hat dabei 
eins überſehen, daß es uns ebenſo leicht geweſen wäre, 
poſitive Vorſchläge zu bringen. Das wäre aber ein Antrag 
auf Anderung der Verfaſſung geweſen, der die qualifizierte 
Mehrheit hier im Hauſe haben muß. Durch die Form 
unſeres Antrages, daß der Senat erſucht wird, ſolche Vor⸗ 
ſchläge einzubringen, haben wir keine Verfaſſungsänderung 
beantragt, ſondern wir können zunächſt einmal mit den 
normalen Majoritäten arbeiten. Das dürfte ſehr im In⸗ 
ereſſe einer erſprießlichen Arbeit liegen. (Rein akademiſche 
Interhaltung!) Wir wollten ſehen, daß etwas Poſitives 
geſchieht und daß nicht alles von vornherein an der Zwei⸗ 
rittelmehrheit ſcheitert. Was die Immunität anlangt, die 
den Deutſchnationalen auch ſehr ins Auge ſticht, ſo könnten 
wir diefe Immuniät ja beſeitigen. Dann würde der Wunſch 
der Deutſchnationalen erfüllt werden, daß Beamte, die die 
Wahrheit ſagen, beizeiten erledigt werden. Über eins 
wollen wir uns klar ſein, wenn die Immunität nicht wäre, 
würde manches, was ans Tageslicht gekommen iſt, im 

ämmerlein geblieben ſein. 

Ich glaube, der Wunſch nach der Auflöſung war das 
Niedlichſte, was Herr Dr. Ziehm ſich geleiſtet Hat. Auf der 
einen Seite ſagte er, wir wollen auflöſen, um unbequeme 


wertungsgeſetz. 


Leute — und man braucht ja nicht ſehr weit zu ſuchen, (0) 


um die den Deutſchnationalen unbequemen Leute zu fin⸗ 
den — beiſeite zu ſchaffen. Dieſer Lieblingswunſch wird 
nicht in Erfüllung gehen, es jet denn, daß der Fraktions⸗ 
führer Schwegmann mit gewiſſen Leuten, die Broſchüren 


verfaßt haben, Fühlung genommen hat. (Zwiſchenrufe des 


Abg. Dr. Ziehm. — Unruhe.) Wollen Sie es leugnen, 
daß Sie mit den Leuten, die mich mit Schmutz beworfen 
haben, in Verbindung geſtanden haben? (Unruhe und 


Zwiſchenrufe.) Sie haben dort angerufen. Der Drucker 


Bleß ift über drei Dächer und nachher nach Berlin ver- 
ſchwunden, Wollen Sie leugnen, daß Sie von der Bro- 
ſchüre Kenntnis gehabt haben? Eine Partei, die mit ſolchen 
Mitteln arbeitet, die Abgeordnete auf ſolche Weiſe beſeitigen 
will, ſoll ſich nicht deutſchnational nennen. (Zuruf des Abg. 
Schwegmann. — Unruhe und Zwiſchenrufe.) 

Was die Nachprüfung der verfaſſungsmäßig zuſtande⸗ 
gekommenen Geſetze anlangt, ſo muß man ſagen, es iſt 
durchaus nicht wünſchenswert, daß der bisherige Zuſtand 
bleibt. Wir haben ein Muſterbeiſpiel, an dem der Frei⸗ 
ſtaat beinahe zugrundegegangen wäre, das iſt das Auf⸗ 
Der Freiſtaat hat ungefähr dreiviertel 
Jahr unter dem Damollesſchwert der richterlichen Ent⸗ 
ſcheidung geſtanden. Wir find im weſentlichen doch jo 
ſchlecht vom Ausland behandelt worden, weil kein Menſch 
Geld hierhergibt, wenn er weiß, daß die beſtehenden Ge⸗ 
ſetze wieder aufgehoben werden. Im Publikum war das 
bekannt. Ich fragte einen Rechtsanwalt vor drei Wochen: 
„Wie ſteht es mit dem Aufwertungsgeſetz?“ Da ſagte der 
Anwalt: „Drei Richter ſind dagegen, drei dafür, die 
anderen wiſſen noch nicht, wie ſie entſcheiden ſollen.“ Dar⸗ 
über wollen wir uns klar ſein, die Juſtiz kann uns wirt⸗ 
ſchaftlich zugrunde richten. Mit Hangen und Bangen hat 
die Bevölkerung dem Tage entgegengeſehen, wo das Ge⸗ 
richt endlich ſo entſchieden hat, wie das Wirtſchaftsintereſſe 
es verlangt. Es ſtimmt nicht, was Herr Dr. Ziehm ver⸗ 
langte, daß die Gerichte dem Parlament gegenüber eine 
Aufſichtsbehörde bilden ſollten. So kommen wir nicht 
weiter. Wir brauchen Klarheit und Deutlichkeit. 

Der Geſichtspunkt der Sparſamkeit bei Wieder⸗ 
herſtellung der Magiſtratsverfaſſung iſt doch ganz klar. 
Wir haben doch noch die alten Stadträte, die auf ihren 
Gehältern ſitzen. Die Regierung hat doch nur feſtzuſtellen, 
wie der Magiſtrat früher arbeitete und mit welchem Körper. 
Dann hat man zu fragen, welche Staatsaufgaben hinzu⸗ 
gekommen find. Da ift es mir ſchleierhaft, daß Erſparniſſe 
nicht herauskommen ſollen. 

Zu den Ausführungen des Herrn Dr. Ziehm, der den 
Liberalen vorwarf, daß ſie nicht recht heran wollten, und 
der auch den anderen Regierungsparteien vorwarf, daß 
ſie die Verfaſſungsänderung nicht ernſthaft wollten, muß 
ich ſagen, daß man gerade den Deutſchnationalen dieſen 
Vorwurf machen muß. Was hier geſprochen wurde, be⸗ 
weiſt, daß man die Sache ad calendas graecas vertagen 
will, und daß man nicht ernſthaft herangeht. Insbeſondere 
iſt es die Frage des von allen Seiten, insbeſondere auch von 
Herrn Abg. Hohnfeldt angegriffenen Staatspräſidenten, 
der, wenn er tüchtig iſt, durch die Kraft ſeiner Perſönlich⸗ 
keit Parlament und Regierung überzeugt. Ich verſtehe nicht, 
wie Sie bei dem Vorſchlag, den wir gemacht haben, davon 
ſprechen können, daß er nicht parlamentariſch ſei. Er iſt 
im beſten Sinne parlamentariſch. Aber er gibt die Ge⸗ 
wißheit, daß auch monarchiſch und diktatoriſch regiert 
werden kann, wenn der Betreffende die Qualitäten dazu 
hat. Ich glaube, die Stellung des Staatspräſidenten iſt 
wohl das, was allen entſprechen könnte. Sollte es dazu 
kommen, daß im Ausſchuß klar wird, daß man die ganze 
Sache verſchleppen will, dann werden wir trotz aller 
Gegnerſchaft das machen, was allein übrig bleibt: Dann 
werden wir das Volk aufrufen, und dann bekommen wir 
den Volksentſcheid. (Bravo!) 


Vizepräſident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung. Es 5. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. einmalige 
iſt beantragt, die Druckſache Nr. 2080 dem Verfa : Wirtihaftsbeihitfe an Erwerbsloje. Urantrag des 
] gt, druckſach em Verfaſſungs Abg. L ; 
ausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut; es t Ries 
ift jo beſchloſſen. Wir find damit am Schluß der heutigen | 6. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. a: 
Tagesordnung. Ich ſchlage vor, die nüchſte Sitzung am ER Abe A Aan e eee 4 
Mittwoch, dem 27. Januar, 3.30 Uhr, abzuhalten. Als 1 e nn petr 
Tagesordnung geftatte ich mir folgendes vorzuſchlagen: „Große Anfrage des elbe. Dock II und Frakt on den, 
g! Erst 197 ge e 1 5 Se g p 3 Cida agen: Maßnahmen zur Abwendung drohender Gefahren, 
3 (ches Gericht ber Haage Aae Nr en ee a A ra ee a À 
u 3 1 ; $ Ze tt, TL he 5 R 
2. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs < c Mi ur je Er⸗ 
über die Vermögensveranlagung über 120 Jahr 1925 Ferner bitte ich für den Herrn Präſidenten um die Er 
Druckſache Nr. 1976, mächtigung, weitere wichtige Sachen auf die Tagesordnung, 
3. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zu ſetzen, falls ſie noch aus dem Ausſchuß kommen. Wider⸗ 
e A des Vermögensſteuergeſetzes.] ſpruch wird nicht laut; es ift jo beſchloſſen. Ich ſchließe 
Antrag des Abg. Laſchewſkt und Fr. betr. Auflöſung die Sitzung. i ; 
der Einwohnerwehr und Techniſchen Nothilfe, Drud- 
ſache Nr. 2092. a f 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr 50 Minuten.) 


(Druckfehlerberichtigung. 
In dem Bericht der 147. Sitzung muß es im Kopf 
der Seiten ſtatt „Mittwoch, den 19. Dezember“ richtig 
heißen: „Sonnabend, den 19. Dezember 1925“.) 
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Vertagung 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Dr Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Ramminger, Dr. 
Schwartz, Dr Wiereinſki; Staatsrat Lademann, Oberge⸗ 
richtsrat Kettlitz; Oberregierungsrat Dr Hemmen; Re- 
gierungsräte Burmeiſter, Hagemann. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung 
und bitte zunächſt um gütige Nachſicht, wenn die Be⸗ 
leuchtung heute nicht ganz einwandfrei iſt. Ich habe 
den alten Kronleuchter zur Reparatur herabnehmen 
laſſen müſſen, weil die Gefahr des Einſturzes drohte. 
In etwa 8 Tagen werden wir wieder im alten Glanze 
ſtrahlen. Dann möchte ich noch mitteilen, daß Sie auf 
Ihren Plätzen eine Einladung des Senats finden: 

Der Senat beehrt ſich, die Mitglieder des Volks⸗ 
tages auf Donnerstag, den 4. Februar, nachmittags 
4 Uhr, in die Aula der Petriſchule am Hanſaplatz, zu 
einem Lichtbildervortrag des Herrn Senators Runge 
über „Die Elektrizitätswirtſchaft in Danzig unter be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung der Waſſerkraftwerke“ er⸗ 
gebenſt einzuladen. 

Sahm. 


Wir kommen nunmehr zum erſten Punkt der 

Tagesordnung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 

einheitliches Gewicht bei Backwaren. 

Druckſache Nr. 2095. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung, das Wort hat der Herr Abg. Haber, 

Habel, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Der 
Senat hat uns hier einen Geſetzentwurf vorgelegt, der 
ſpeziell bei der Deutſchnationalen Partei die größten 
Bedenken ausgelöſt hat. Man will wieder den kleinen 
Gewerbetreibenden gewiſſermaßen die Zwangsjacke 
anziehen. Man will ſie wieder zwingen, feſte Maße 
und feſte Gewichte zu haben. Wenn man bei dieſen 
Sachen ein feſtes Gewicht haben will, müßte man gleich⸗ 
zeitig einen Einfluß darauf ausüben können, daß die 
Produkte, die dabei verarbeitet werden, ſtets gleich 
bleiben. Der Senat müßte einen Einfluß darauf aus⸗ 
üben, daß das Mehl und andere Produkte, aus denen 
das Brot hergeſtellt wird, keinen Schwankungen im 
Preiſe unterworfen ſind. Wenn ein feſtes Gewicht für 
Backwaren feſtgeſetzt wird, ſo wird immer jemand der 
Leidtragende ſein. Wenn man aber ein Gewicht feſt⸗ 
legt, muß man dem Mehlhändler oder Mehlgroßhänd⸗ 
ler ſagen, er dürfe in der und der Zeit ſeine Mehlpreiſe 
nicht erhöhen oder herabſetzen, ſondern ſtabile Preiſe 
halten. Dementſprechend könnte man auch die Preiſe 
für die Bäcker feſtlegen. j 

Ich glaube, m. D. u. H., dies ift wieder ein ver- 
ſteckter Zug, um allmählich von neuem in die Zwangs⸗ 
wirtſchaft hineinzukommen. An der Zwangswirtſchaft 
haben wir uns doch wohl alle ſozuſagen die Zähne aus⸗ 
gebiſſen. Jeder einzige wird froh ſein, daß er die 
elende Zwangswirtſchaft los iſt. In der Vorlage wird 
geſagt, daß es im Intereſſe des Publikums liegt, daß 
die Preiſe einheitlich ſind. Ich kann mir gar nicht 
denken, daß unſere Wirtſchaftsfrauen ſo einſeitig ein⸗ 
geſtellt ſein ſollten, um nicht herauszufinden, wer das 
beſte und billigſte Brot backt. Sie haben heute ſchon 
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(Habel, Abgeordneter.) 


(% bei verſchiedenen Bäckereien nicht mehr die 4⸗Pfennig⸗ 


Semmel, ſondern ſchon die 3⸗Pfennig⸗Semmel. Wir 
kommen daher zu der Ueberzeugung, daß die Konkur⸗ 
renz der einzelnen Bäckermeiſter untereinander ein 
beſſerer Preisregulator iſt, als alles andere. 

Dasſelbe ſehen wir nicht nur bei dem Brot, fon- 
dern auch ſchon bei dem Fleiſch. Wer hat in früheren 
Jahren daran gedacht, daß ſich auf Langgarten über⸗ 
haupt eine Fleiſchbude auftun könnte, wo Fleiſch ver⸗ 
kauft wird. Heute vormittag ſtanden dort 13 Buden, 
und Sonnabends ſtehen 16 bis 18 Buden dort. Das 
ſind alles Leute, die in Danzig keine offenen Läden 
haben, oder die von außerhalb kommen. An und für 
ſich verkaufen dieſe Leute ihre Fleiſchwaren billiger. 
Wenn es auch nicht viel iſt, ſo ſind es doch pro Pfund 
etwa 10 Pfennig. Das Publikum gewöhnt ſich daran, 
weil es dort das Fleiſch etwas billiger kauft. Die 
Leute haben Abſatz und wirken gleichzeitig preisregu⸗ 
lierend. Die Fleiſcher in der Umgegend müſſen eben⸗ 
falls mit ihren Preiſen heruntergehen, wenn ſie nicht 
wollen, daß ihre Ware nicht verkauft wird und ver⸗ 
dirbt. Deshalb glauben wir, daß der vorliegende Ge⸗ 
ſetzentwurf nicht den Zweck erfüllt, den er erfüllen ſoll. 

Wenn der Senat durch dieſe Vorlage eine Preis⸗ 
ſenkung herbeiführen will, ſo glaube ich nicht, daß ſie 
eintritt. Es wird nur der Denunziation Tür und Tor 
geöffnet werden. Auch wird man noch einige Beamte 
einſtellen müſſen, die ſo viel wie möglich in alle Be⸗ 
triebe hineinſchnüffeln. Man wird alſo keine Preis⸗ 
ſenkung erzielen, ſondern nur dem Denunziantentum 
Tür und Tor öffnen. Man wird auch einige Beamte 
haben müſſen, die die Kontrolle vornehmen. Die 
Bäckerinnung hat bereits vor langer Zeit beantragt, 
mit dem Backen um fünf Uhr morgens anzufangen. 
Dafür ſollte eine Stunde früher aufgehört werden. 


Von der gegneriſchen Seite wurde das mit allen zu. 


Gebote ſtehenden Mitteln zu verhindern geſucht. Man 
ſagte, der Anfang der Arbeitszeit ſei auf 6 Uhr früh 
feſtgelegt, davon laſſe man nicht, ſonſt würde ein Un⸗ 
glück entſtehen. Die Bäckergeſellen ſind jedoch damit 
einverſtanden und wollen ruhig um 5 Uhr anfangen, 
um den Bäckereibetrieb zu heben, da ſie dafür ja eine 
Stunde früher aufhören können. Was das zu bedeu⸗ 
ten hat, iſt daraus erſichtlich, daß z. B. heute kein einzi⸗ 
ges Schulkind in die Schule geſchickt werden kann, das 
eine Semmel bekommt. Sämtliche Kinder müſſen 
mit Stullen zur Schule geſchickt werden, während es 
früher eine Kleinigkeit war, daß ſie morgens friſche 
Semmeln hatten. So wird wieder Sturm dagegen ge⸗ 
laufen, daß die Bäckereibetriebe nicht um 5 Uhr, ſon⸗ 
dern um 6 Uhr geöffnet werden. Wenn ſich heute ein 
Bäckermeiſter dazu verſtiege, um 6 oder vor 6 Uhr 
in ſeinen Betrieb zu kommen oder irgendeine Tätigkeit 
aufzunehmen, ſo wird er angezeigt. In Zoppot iſt es 
vorgekommen, daß einzelne Leute bis zu 1000 Gulden 
Geldſtrafe verurteilt wurden, die etwas früher gear⸗ 
beitet haben als es ſein ſollte. Mit derartigen Maß⸗ 
regeln kommt man heute nicht weiter. Wir müſſen 
freie Wirtſchaft ſchaffen. (Freie Ausbeutung! links.) 
Wenn wir dieſe Zwangswirtſchaft haben, werden wir 
bald ſehen, wo wir hinkommen. (Abg. Brill: Sie ſind 
aber ganz gut durchgekommen!) Deshalb würde ich 
vorſchlagen, machen Sie mit dem vorliegenden Geſetz⸗ 
entwurf kein großes Federleſen und lehnen Sie ihn 
einſtimmig ab. (Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki. : 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Bei 
keinem Gewerbe iſt die Spanne zwiſchen Herſtellungs⸗ 
und Verkaufspreis ſo groß, wie gerade bei den Bäckern 
und Fleiſchern. Es iſt eine bekannte Tatſache, daß die 
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Fleiſcher und Bäcker von der Zeit an, als die Zwangs⸗ (C) 


wirtſchaft aufgehoben wurde, bis heute am meiſten 
verdient haben. Ich kann es aus meiner Praxis be⸗ 
ſtätigen, denn ich habe 1% Jahre in einer Mühle gear⸗ 
beitet. (Zwiſchenrufe rechts.) Ich habe Gelegenheit 
gehabt, in die Bäckereien zu kommen, wo ich das Mehl 
ablieferte. Ich kann mir ein Bild davon machen, ob 
die Bäcker gut oder ſchlecht verdient haben, ſeitdem die 
Zwangswirtſchaft aufgehoben iſt. Ein Bäckermeiſter, 
der in der Vorkriegszeit mit zwei Geſellen und einem 
Burſchen den Betrieb aufrechterhalten hat, fonnte fiH 
höchſtens für 200 bis 300 Mark Mehl anſchaffen. Die 
Konkurrenz ſetzte ein, ſo daß es ihm nicht möglich war, 
mehr Mehl auf Lager zu bringen. In dieſer Zeit 
kann man aber bei mittleren Bäckereien beobachten, 
daß ſie die Backſtube voll Mehl haben. Auch die oberen 
Räume, wo früher eine zwangswirtſchaftsfreie Woh⸗ 
nung war, ſind mit Mehl angefüllt. Wegen Ver⸗ 
größerung des Betriebes hat man die Räume beſchlag⸗ 
nahmt. (Zwiſchenrufe rechts.) Es gibt auch unter 
den Bäckern reelle Leute, von denen will ich jetzt aber 
nicht reden. Die haben noch ein menſchliches Herz und 
ſehen, daß jeder heute zu kämpfen hat. Aber die Mehr⸗ 
zahl der Bäcker und Fleiſcher geht nicht davon aus, 
dem Nächſten zu helfen, ſondern ſagt ſich: „Raffe, was 
du in dieſer Zeit kannſt.“ Ich ſpreche alſo nur von 
denen, denen die Menſchenpflicht Nebenſache iſt. 

Wir können beobachten, daß die Bäcker heute gut 
verdienen. Wir können ſehen, daß viele Bäcker ihre 
Betriebe verpachten. Es kommen Geſellen hinein, die 
ein kleines Betriebskapital haben, und die Bäcker⸗ 
meiſter ſetzen ſich zur Ruhe. Sie erbauen ſich eine 
Villa uſw. Ich weiß, daß ſich in Ohra, wo ich zu 
Hauſe bin, Bäckermeiſter in der Blüte ihrer Jahre zur 
Ruhe geſetzt haben. Früher war es ſo, daß der Menſch, 
der nicht mehr arbeiten konnte, fiH zur Ruhe ſetzte. 
Aber heute tun das kräftige, geſunde Leute, weil ſie 
ein Privileg haben, auf das ich noch zu ſprechen kom⸗ 
men werde. Die Bäcker ſind heute gut organiſiert. 
Daran kann ſich die Arbeiterſchaft ein Beiſpiel nehmen. 
Infolge der ſtraffen Organiſation, und, weil ſie kein 
Pflichtgefühl beſitzen, beuten fie die Konſumenten aus. 
Das ſehen wir daran, daß die Leute in der Blüte ihrer 
Jahre die Bäckereien verpachten, ſich ein Auto und 
eine eigene Villa anſchaffen. Der kleine Gewerbe⸗ 
treibende mit wenigem Kapital muß ſeine Familie 
ernähren und auch noch den Betreffenden, der in die 
Villa gezogen iſt. (Die Zeiten find vorbei! rechts.) 
Nein, das Geſchäft blüht noch immer. Wenn wir keine 
Maßnahmen ergreifen, wird es noch ſchlimmer. Heute 
gilt nicht mehr der Grundſatz der Menſchlichkeit, ſon⸗ 
dern es heißt: „Nach uns die Sintflut!“ 


Weil es ſo iſt, müſſen wir einen Riegel vorſchie⸗ 
ben. Wir bedauern es außerordentlich, daß die 
Zwangswirtſchaft unter dieſen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen überhaupt aufgehoben iſt. Sie kommen 
ohne Zwangswirtſchaft in dieſer miſerablen Wirt⸗ 
ſchaftslage gar nicht aus. Der Senat, der deutſchnatibo⸗ 
nal eingeſtellt ift, (Zwiſchenruf rechts.) deutſch⸗ 
national⸗ſozialiſtiſch, iſt gezwungen, auf Grund der 
realen Tatſachen eine Geſetzesvorlage einzureichen. 
Das ift der befte Beweis dafür, daß es ohne Zwangs“ 
wirtſchaft nicht geht. Es ſtimmt ſchon, wenn mein Herr 
Vorredner jagte, daß es ein Stück Zwangswirtſcha 
iſt. Wir wollen unter den beſtehenden Verhältniſſen 
die Zwangswirtſchaft haben, keine verſteckte, ſondern 
eine offene, damit die Konſumenten vor Ausbeutung 
bewahrt werden. M. D. u. H.! Wir ſehen ein, daß hier 
etwas geſchehen muß. Es ſtimmt nicht, was der 7 
redner ſagte, daß die freie Konkurrenz eine Verbi 5 
gung der Artikel zuſtande bringt. Wir ſind gezwungen, 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter.) 


(A) Brot zu kaufen, und ob wir zu dem einen Bäcker lau- 


fen oder zu dem andern, iſt egal, die Bäcker ſind ſich 
alle einig. Sie wiſſen, was ſie wollen, und wir müſſen 
es bezahlen. Das iſt keine freie Konkurrenz. Das 
nennt man: den Daumen aufs Auge ſetzen. Dagegen 
wehren ſich die Konſumenten mit aller Kraft, die ihnen 
zur Verfügung ſteht. Wir als Vertreter der Arbeiter⸗ 
ſchaft wehren uns ganz entſchieden dagegen. 

M. H. Senatoren und m. H. von den Deutſchnatio⸗ 
nalen bis zu den Sozialdemokraten! Sie werden be⸗ 
treffs der Lebensmittel nicht nur etwas vorſchreiben 
mijjen, ſondern Sie werden überhaupt für alle Artikel 
des täglichen Bedarfs Maßnahmen treffen müſſen. Die 
Ausbeutung der Konſumenten iſt ſo groß, daß ſich nie⸗ 


mand mehr dagegen wehren kann. Uns iſt die Geſetzes⸗ 


vorlage, die vom Senat eingereicht iſt, nicht weitgehend 
genug. (Abg. Habel: Das wußten wir vorher!) Ob 
Sie es wußten oder nicht, iſt egal. Wir ſtützen uns 
nur auf die beſtehenden Tatſachen. In der Inflations⸗ 
zeit war es ſo, daß ſich jeder vor den Geldſtrafen da⸗ 
durch geſchützt hat, daß er die Strafen wieder auf die 
Konſumenten abwälzte. Wenn Sie die Zeitung ver⸗ 
folgt haben, ſo haben Sie beobachten können, daß 
Bäcker⸗ und Fleiſchermeiſter nicht nur einmal beſtraft 
worden ſind, ſondern mehrere Male. Sie bezahlten 
ihre Strafe gern und holten ſie nachher wieder von den 
Konſumenten heraus. Wir ſagen daher, es darf nicht 
ſein, daß man dieſe Vergehen mit Geldſtrafen belegt. 
Wir verlangen, daß dafür Gefängnisſtrafen feſtgeſetzt 
werden. Der Produzent darf nicht in die Lage verſetzt 


werden, die Strafe wieder auf den Konſumenten abzu⸗ 


wälzen. Daher muß für jeden Wucher eine Gefäng⸗ 
nisſtrafe feſtgeſetzt werden. Uns geht diefe Vorlage 
nicht weit genug. Wir haben von der Kriegszeit bis 


heute keine glänzende Wirtſchaftslage gehabt, und ich 
verſtehe nicht, warum der Volkstag es nicht verſtanden 


hat, die Zwangswirtſchaft als Geſetz einzuführen. 
Hier liegt ein Geſetz aus dem Jahre 1921/22 vor, das 
das Umlageverfahren betrifft. Dieſes Umlageverfah⸗ 
ren löſte ſich langſam in Wohlgefallen auf, natürlich 
mit Unterſtützung der Mitglieder dieſes Hauſes, die 
nicht die Intereſſen des Staates, ſondern ihrer 
Innung, der Bäckermeiſter, Fleiſchermeiſter uſw. 
wahrnahmen. Das werden Sie nicht beſtreiten können. 
Als Herr Senator Karow von der Bäckerinnung ſtarb, 
hat ihm niemand ſo viele Tränen nachgeweint, wie 
gerade die Bäckermeiſterinnung 
meiſter. Das Brot hatte ſeinerzeit ein gewiſſes Ge⸗ 
wicht. Allmählich vergaß man aber davon. Der 
Preis blieb derſelbe, aber das Brot wurde immer klei⸗ 
ner. Das war eine Maßnahme des Senators, der die 
Intereſſen der Innung der Bäckermeiſter wahrnahm, 

es Innungsbäckermeiſters Karow. Daher auch dies 
Privileg. Deshalb iſt es natürlich ein Nachteil für die 

äckermeiſter, daß wir keinen Senator haben, der 

äckermeiſter iſt. Das müſſen ſie einſehen, wenn ſie 
mit dieſen Sachen nicht weiterkommen. 

Wir müſſen unbedingt zu Zwangsmaßnahmen 
ſchreiten. Wie ich aber eingangs ausführte, erſcheint 
Uns die Vorlage nicht weitgehend genug. Sie ſprechen 
von einer freien Konkurrenz auf dem Markt. Wie 
ſieht die heute aus. Ein Mitglied des Volkstages hat 
mir mitgeteilt, daß Fleiſchermeiſter, die von auswärts 
amen, um billige Waren auf den Markt zu bringen, 
auf dem Bahnhof verprügelt wurden. Wenn mir das 
ein Mitglied des Volkstages mitteilt, nehme ich es 
ohne weiteres als wahr an. (Zuruf des Abg. Habel.) 
Denn billiger verkauft wird, ſo iſt das ein freies 
Spiel der Kräfte. (Sehr richtig! links.) Kommt 

aber jemand von außerhalb und bringt billige Waren, 
D wird er deshalb verprügelt. (Zuruf des Abg. 


und die Fleiſcher⸗ 


Habel.) Sie ſind ein alter Herr. Ich bin ſonſt nicht (C) 
gehäſſig, aber Sie zwingen mich dazu. Wenn Sie ſagen, 
was ich behaupte, ſei Blödſinn, ſo erwidere ich Ihnen, 
daß Ihnen ebenfalls Ihre Sinne ſchwinden, milde 
ausgedrückt. Sie ſtellen Ihren perſönlichen Stand⸗ 
punkt über das Wohl der Konſumenten. (Widerſpruch 
des Abg. Habel.) Sie wollen beſtreiten, daß jemand, 
der billige Waren hierherbrachte, aus dieſem Grunde 
auf dem Bahnhof verprügelt wurde? (Abg. Karkutſch: 
Hafenarbeiter ſind auch verprügelt worden!) Die 
haben ihre Organiſation, die ſchon dafür ſorgt, daß es 
auch ohne Prügel abgeht. Es ſind mir keine Fälle be⸗ 
kannt, wo Hafenarbeiter verprügelt wurden. Das 
überlaſſen wir den Herren Bäcker⸗ und Fleiſcher⸗ 
meiſtern, mit ſolchen rigoroſen Mitteln vorzugehen, 
wenn man ſeine Exiſtenz verbeſſern will. Aus meiner 
perſönlichen Erfahrung kann ich Ihnen einige Mittei⸗ 
lungen machen. Ein Fleiſchermeiſter war bei der Fu- 
flation vollſtändig kaputtgegangen. Empört ſich nicht 
das menſchliche Empfinden, wenn man ſieht, daß der⸗ 
jerbe Fleiſchermeiſter, dem früher ein Schaf und zwet 
Ziegen gehörten, heute Rennpferde vor ſeinen Wagen 
ſpannt, großartig in der Kneipe eine Lage für alle 
Mann ausgibt und ſo hundert Gulden durchs Fenſter 


werfen kann. Die Leute müſſen ſo viel verdienen, daß 


ſie nicht nur ihre Familie ernähren, ſondern noch Geld 
aus dem Fenſter hinauswerfen können. Da muß ein 
Riegel vorgeſchoben werden. Daß Sie, m. H. Deutſch⸗ 
nationalen, etwas für die Innung tun wollen, iſt ver⸗ 
ſtändlich, weil die Herren Bäckermeiſter der Innung 
meiſt deutſchnational eingeſtellt ſind. Wenn Sie aber 
wirklich etwas nicht nur für die Innung, ſondern 
auch für diejenigen übrig hätten, die angeblich auch 
Ihre Wähler ſind, nämlich die Konſumenten, dann 
würden Sie eine ganz andere Stellung einnehmen. So 
ſieht die Geſchichte im allgemeinen aus. 

Die Allgemeinheit iſt der feſten Ueberzeugung, daß 
ſie von den Fleiſchern und Bäckern benachteiligt wird. 
Wir wollen die Zwangswirtſchaft nicht nur auf die 
Waren der Bäcker und Fleiſcher, ſondern auf alle Be⸗ 
dürfniſſe des täglichen Lebens ausgedehnt wiſſen. Die 
Zwangsmaßnahmen in der Wohnungswirtſchaft ſind 
viel zu lau, ſie müßten bedeutend ſtraffer geſtaltet wer⸗ 
den. Erſt wenn jeder Menſch ſeinem Nächſten entgegen⸗ 
kommt, braucht man mit ſolchen Mitteln nicht zu 
arbeiten. Diejenigen, die Kapital beſitzen, ſind in dieſer 
wirtſchaftlichen Situation zu Tieren geworden. Darum 
muß man einen Riegel vorſchieben, damit dieſe Tiere 
ſich nicht zum Nachteil der Allgemeinheit ausbreiten. 
Deshalb muß entſchieden mehr getan werden als 
bisher. 

Das wäre im allgemeinen das, was ich zu dieſer 
Angelegenheit zu ſagen hätte. Zuſammenfaſſend ſage 
ich folgendes: Der Senat darf nicht bei den Bäcker⸗ 
meiſtern halt machen. Er muß Maßnahmen ergreifen, 
die jeden Bedarf des täglichen Lebens ſchützen. Wenn 
das nicht geſchieht, dann gehen wir unbedingt einer 
noch größeren Kataſtrophe entgegen, als derjenigen, in 
der wir momentan ſtecken. Dann wird der Tag kom⸗ 
men, wo die Maſſe ihrer Empörung Ausdruck verleiht, 
wo fie zu Maßnahmen ſchreitet, die dem Senat unlieb 
ſind. Dann wird man natürlich ſagen, die verfluch⸗ 
ten Bolſchewiſten hätten das Volk aufgehetzt. Solange 
Sie der beſitzenden Klaſſe das Privileg geben, mit den 
Beſitzloſen zu machen, was ſie will, wird keine Gewähr 
vorhanden ſein, daß die Bevölkerung nicht Gegenmaß⸗ 
nahmen ergreift, und ſei es auch gegen den Senat. 
Wenn der Druck nicht mehr auszuhalten iſt, werden 
wir Maßnahmen ergreifen und werden auf jeden ein⸗ 
wirken, der ſich von dem Druck befreien will. Wir 
werden die Wegweiſer in dieſer Situation ſein. Mit 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter.) 


(A) den Arbeitern, dem Mittelſtand, den verarmten Hand- 


und Kopfarbeitern werden wir Hand in Hand arbeiten, 
ſo gut wir können, damit ſie ſich von dem Druck be⸗ 
freien, dem ſie von der beſitzenden Klaſſe ausgeſetzt 
ſind. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Es nimmt wunder, daß die Regierung in dieſem 
Augenblick mit einer Vorlage kommt, die unbedingt 
geeignet iſt, das Wirtſchaftselend zu vergrößern. 
Augenblicklich ſind die Fragen, die die Regierung be⸗ 
ſchäftigen ſollten, eigentlich ganz anderer Art, als ſich 
auf ein Gebiet zu begeben, das für den Staat durchaus 
nicht das Intereſſe haben kann, wie beiſpielsweiſe die 
Anleihe oder die Verhinderung der überhandnehmen⸗ 
den Zwangsverſteigerungen. In dieſem Moment iſt 
es unverſtändlich, wenn hier eine Vorlage kommt, die 
nicht in der Lage ſein wird, etwa das Brot im Konſum 
zu verbilligen. Wenn von dem Herrn Vorredner er⸗ 
klärt worden iſt, es wären ein paar Leute, die billig 
Fleiſch verkaufen wollten, wegen Preisdrückerei ver⸗ 
prügelt worden, ſo kann das einmal vorkommen. Der 
Herr Vorredner braucht ſich aber nur einmal an den 
Markttagen nach Oliva zu bemühen, um zu ſehen, wie 
billiges Fleiſch über die Grenze kommt. Er kann dort 
zu den billigſten Preiſen erſtklaſſiges Schweinefleiſch 
kaufen, ohne daß die Bauern den Betreffenden ver⸗ 
prügeln. Das iſt eine Verkennung der Tatſachen. Die 
ſozial⸗ökonomiſchen Geſetze werden ewig beſtehen 
bleiben. Ein verprügelter Fleiſcher ſpielt da keine er⸗ 
hebliche Rolle. Es liegt heute fo, das muß jeder er- 
kennen, daß durch Aufhebung der Zwangswirtſchaft 
die landwirtſchaftlichen Artikel im Preis geſunken find. 
Wir haben neulich feſtſtellen können, daß in Kalthof 


erſtklaſſiges Rindfleiſch ohne Knochen für 50 Pfennig 
verkauft wird, und daß ſich aus dem Reich jeder einige 
Pfund holt. Tauſende kommen und kaufen das billige 
Fleiſch in der Freien Stadt, ſehr zugunſten der aktiven 
Zahlungsbilanz. Das Entſcheidende iſt, daß die freie 
Konkurrenz Preiſe geſchaffen hat, die weit unter den 


Friedenspreiſen liegen. Wenn ein fünf Zentner 
ſchwerer Bulle für 400 Gulden verkauft wird, alſo für 
25 Goldmarkpfennige pro Pfund, ſo iſt das ein Zeichen 
dafür, daß allein die freie Konkurrenz preisdrückend 
wirkt. : 

Es find allerdings Weltanſchauungsfragen, die bei 
dieſer Gelegenheit geklärt werden müſſen. Wir kön⸗ 
nen es aber, das muß ich bei dieſer Gelegenheit den 
Herren von rechts ſagen, der jetzigen Regierung gar 
nicht ſo verdenken; denn ſie hat leider böſe Beiſpiele 
der alten Regierung zu ſehen bekommen. Das muß 
ich dem Herrn Redner der Deutſchnationalen erklären. 
Herr Abg. Habel, Sie haben ſehr bewegte Worte gegen 
die Zwangswirtſchaft gefunden. Das iſt ja auch Ihr 
eigentliches Herz, das müſſen Sie ja. Aber ich frage 
Sie, gerade weil Sie die Frage der Zwangswirtſchaft 
im allgemeinen angeſchnitten haben, wer hat ſie denn 
in Danzig eingeführt? Die bürgerliche Regierung hat 
beiſpielsweiſe die Zwangswirtſchaft im Wohnungs⸗ 
weſen gebracht und nicht die jetzige. (Widerſpruch 
rechts.) Ich wüßte nicht, wer ſonſt die Verordnungen 
erlaſſen hat, als eine Regierung, unter der der Name 
Leske ſtand, und für die die Deutſchnationale Volks⸗ 
partei und die beiden anderen bürgerlichen Parteien 
verantwortlich zu zeichnen hatten. (Abg. Schwegmann: 
Das iſt nicht wahr! Die deutſche Reichsregierung! rechts. 
Heiterkeit links.) Es iſt hier wirklich nicht der Ort 
für Herrn Habel, die Schuld anderen in die Schuhe zu 
ſchieben. Leider iſt das Böſe bei der bürgerlichen Re⸗ 
gierung derart, daß man jetzt auch folgende Frage nicht 


nicht die Zwiſchenrufe dazu gezwungen hätten. 


ganz verſteht: Sie ſprachen vom Bäckereigewerbe. Sie (C. 


ſprachen von der Einführung einer günſtigen Arbeits⸗ 
zeit von 5 Uhr an. Herr Abg. Habel, ich frage Sie, Sie 
ſaßen doch ſechs bis ſieben Jahre in der Regierung. 
Da beſtand das Backverbot doch auch, und Sie haben 
ſich während Ihrer langjährigen Regierungszeit 
(Dauernd bemüht, es aufzuheben! rechts.) ſich nicht 
bemüht, es aufzuheben. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) 
Herr Abg. Dr. Ziehm, Sie rufen mir eben zu: „Sie 
haben es verhindert.“ Da muß ich Ihnen doch, ſoweit 
meine Erinnerung reicht, ein kleines Beiſpiel bezüg⸗ 
lich der Zwangswirtſchaft anführen Als wir damals 
die Regierung verließen, da geſchuh es mit wegen Tol- 
genden Punktes: Abg. Dr. Ziehm: Wegen der Be- 
amtenbeſoldung!) Wir erkannten, daß die Regierung 
fo auf die Zwangs wirtſchaft eingeſchworen war, daß 
wir ultimativ die Frage ſtellten: Wie denken Sie ſich 
die Löſung des Wohnungsbauproblems? Denken Sie 
es durch die freie Wirtſchaft zu löſen? Da haben Sie, 
Herr Präſident, als verantwortlicher Leiter erklärt: 
„Nein.“ Sie ſind es geweſen, der uns mit aus der 
Regierung getrieben hat, weil Sie ein eingeſchworener 
Freund der Sozialiſierung des Hausbeſitzes waren. 
(Abg. Dr. Ziehm: Es iſt alles Unſinn, nicht ein Wort iſt 
wahr!) Sie, m. H. von rechts, hatten Gelegenheit 
genug, in dieſem Sinne gegen die Zwangswirtſchaft 
zu arbeiten. Ich erinnere auch an Herrn Habel, der 
ſeinerzeit ſehr beweglich gegen die Bekleidungswerk⸗ 
ſtätte bei der Zollbehörde ſprach. Leider ſprach er allein 
dagegen; denn Ihre Regierung hat dieſe Werkſtätten 
beſtehen laſſen. Er ſtand allein auf weiter Flur, wie 
vor ein paar Wochen Herr Abg. Guttzeit, als er es 
wagte, über die Wirtſchaft zu ſprechen. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Reden Sie nicht ſolchen Unſinn!) Ich würde 
dieſe Ausführungen nicht gemacht haben, wenn mich 


(Das 
iſt nicht wahr! rechts.) f 
Meine Partei kann ſelbſtverſtändlich ein ſolches 
Geſetz nicht mitmachen. Es iſt unmöglich, im gegen⸗ 
wärtigen Augenblick durch eine derartige Maßnahme 
das Brot zu verbilligen. Das Brot iſt billig, wenn die 
freie Konkurrenz da iſt. Heute iſt niemand gezwungen, 
zu einem beſtimmten Bäcker zu gehen. Er geht zu 
dem, der die größten Brötchen backt. Die Sache regelt 
fiH von ſelbſt, ohne daß die Wucherpolizei herangeht, 
und ohne, daß Beamte nötig werden, die beſſer für 
andere Zwecke verwandt werden. (Bravo!) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Polſter. 
Polſter, Abgeordneter (b. k. Fr.): M. D. u. H.! Der 
Senat hat vor einigen Wochen einen wunderſchönen 
Erlaß herausgegeben, daß in Zukunft bei wichtigen 
Bekanntmachungen und Erlaſſen immer mit den Füh⸗ 
rern des Handwerks, des Handels und der Wirtſchaft 
vorher Fühlung genommen werden foll. Dieſe Ge⸗ 
ſetzesvorlage iſt wieder einmal zuſtande gekommen, 
ohne die Führer dieſes Gewerbes zu hören. Am letz⸗ 
ten Sonntag hat Herr Vizepräſident Gehl ausgeführt, 
die Wirtſchaft, die ſich über die Einmiſchung der Regie⸗ 
rung beſchwert habe, ſie ſchreie und verlange jetzt Hilfe 
von der Regierung. (Sehr richtig! links.) Nein, 
Herr Vizepräſident Gehl, das ſtimmt nicht. Wir rufen 
der Regierung nur zu: Hände weg, laſſen Sie uns in 
Ruhe und laffen Sie uns arbeiten, wie es uns paßt, 
(Zwiſchenrufe und Unruhe links.) Was die Wirtſchaft 
von der Regierung verlangt, iſt nur, daß ſie den Grund 
und Boden und das Eigentum, das früher den Bür⸗ 
gern gehört hat, und das ſie in der Inflation enteignet 
hat, daß ſie der Wirtſchaft dieſes große Vermögen, 21 
ihr früher dienſtbar war, wieder dienſtbar macht. an 
dieſen Werten, die der Wirtſchaft weggenommen ſind, 
ſoll der Wirtſchaft wieder ein Dienſt geleiſtet werden. 
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(Polſter, Abgeordneter.) 

(Aufwertung! links.) Vor allen Dingen ſcheint diefe 
Geſetzes vorlage daraus entſprungen zu fein, daß man 
hier und da, ſo im vergangenen Jahre, einen größeren 
Aufwand im Gewerbe geſehen hat. Das ſoll zugegeben 
werden. (Abg. Arezynſki: Hört, hört!) Aber, m. D. 
u. H., da liegt der Fehler, der im Gewerbe gemacht 
wurde. Im vergangenen Jahre, als die Getreide⸗ 
und Mehlpreiſe laufend ſtiegen, iſt es einigen weni⸗ 
gen gelungen, ſich rechtzeitig einzudecken und nicht an 
ihrem Gewerbe, ſondern an der Spekulation zu ver⸗ 
dienen. Wegen dieſer wenigen Leute, denen das ge⸗ 
lungen iſt, wollen Sie (nach links.) dem ganzen Ge⸗ 
werbe einen Knüppel zwiſchen die Füße werfen. Herr 
Abg. Spill, die Krankenkaſſe hat 1% Jahre nach dem 
Kriege ſo viel Kapital, daß ſie ſich einen Palaſt bauen 
kann. Das haben Sie zwanzig Jahre vorher nicht ge⸗ 
konnt. Dieſe ſelben Fehler ſind überall gemacht wor⸗ 
den. (Abg. Arezynſki: Was verſtehen Sie davon!) Ich 
kenne das Gewerbe in Danzig genau. 

Wenn der Herr Abg. Liſchnewſki anführte, daß ein- 
zelne Bäckermeiſter ihre Läden verpachtet hätten, ſo 
kann ich beſtätigen, daß das in acht Fällen zutrifft. 
In dieſen acht Fällen ſind allerdings hohe Mieten ver⸗ 
einbart worden. Aber dieſe Mietskontrakte ſind längſt 
durch die Zeit über den Haufen geworfen. Erſt in den 
letzten Tagen ſind wieder zwei ſolcher Betriebe in die 
alten Hände zurückgegangen, weil ſolche Pachten nicht 
aufzubringen ſind. (Sie handeln doch mit Zement, 
was verſtehen Sie vom Bäckergewerbe! links.) Dar⸗ 
aus geht hervor, daß die Verdienſte nicht jo große fein 
können. 

Die Vorlage bedeutet einen Vortrupp zur Wieder⸗ 
einführung der allgemeinen Zwangswirtſchaft. Gehen 
Sie in ein Lokal, ſo bekommen Sie dort ſo viel Fleiſch 
und in einem anderen wieder etwas mehr oder weni⸗ 
ger. Wenn Sie zu Münz gehen, ſo bekommen Sie für 
2,50 Gulden eine ganze Keule. Im Danziger Hof be⸗ 
ommen Sie für dasſelbe Geld weniger. In einem 
okal bekommen Sie für 35 Pfennig vier Zehntel Liter, 
in einem anderen drei Zehntel Liter Bier. Wenn Herr 
Raube im Danziger Hof ſaß, ſo bekam er für 35 Pfen⸗ 
nig nur ein Zehntel Liter. Man braucht ja nicht hin⸗ 
zugehen, wenn das zu teuer iſt, ohne daß man bei die⸗ 
lem Gewerbe einzugreifen braucht. Daß in letzter Zeit 
eine derartige Verbilligung an Backwaren eingetreten 
iſt, zeigt, daß das Haus drüben, die ſogenannte Sieſta, 
beſchlafen hat. Jetzt, nachdem eine ſolche Geſetzgebung 
nicht mehr notwendig iſt, kommt man damit. (Abg. 
Aaſchke: Weshalb regen Sie ſich denn darüber auf?) 
Ich muß bedauern, daß bürgerliche Parteien dieſen 
Anlaß ausſchlachten wollen. In der Frage der 
wangswirtſchaft haben alle bürgerlichen Parteien 
eine Einheitsfront zu bilden. Ich will hoffen, daß alle 
Abeterlichen Parteien dieſen Geſetzentwurf bei der 
bſtimmung von vornherein ablehnen. (Abg. Brill: 
e werden der Einheitsfrontführer!) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Fooken. 
Fonten, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Es 
a ſchon etwas im Bäckergewerbe faul fein, wenn ſich 
e Vertreter der Bäckermeiſter und der Handwerks⸗ 
ammer hierherſtellen, um zu verteidigen, daß die 
gebeermeiſter nicht das Gewicht ihrer Backwaren an⸗ 
Gi en ſollen. Sie reden alle möglichen hohen Töne von 
führung der Zwangswirtſchaft und Wirtſchafts⸗ 
1 aber auf den Kern der Sache gehen ſie nicht ein. 
35 wiſſen ſchon warum. Es kann ſich bei dieſem Ge⸗ 
wirkſch Leben nicht um die Einführung einer Zwangs⸗ 
Mr a handeln, ſondern nur um die Zurückführung 
b Ehrlichkeit im Bäckergewerbe. (Zuſtimmung links. 
eker arkutſch. Was foll das heißen, Ehrlichkeit?) 
un wir heute in verſchiedene Bäckerläden gehen, 
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finden wir, daß das Brot überall annähernd gleich (C) 


groß iſt. Die Gewichtsunterſchiede jedoch ſind bei den 
einzelnen Bäckereien ziemlich erheblich. Je nach dem 
Stadtviertel und dem Stadtteil, wo der Bäckermeiſter 
wohnt, und je nach dem, was er ſeiner Kundſchaft bie⸗ 
ten zu könen glaubt, ſind die Gewichtsunterſchiede bei 
den einzelnen Bäckereien ganz erheblich. Was will 
nun dieſer Geſetzentwurf? Er will, daß Einheitsback⸗ 
waren hergeſtellt werden, ohne daß dabei die Preiſe 
reguliert werden ſollen. Das hat mit der Qualität 
nichts zu tun. Sie können ein Qualitätsbrot zum 
ſelben Gewicht herſtellen. Der Nachbar kann ja das⸗ 
ſelbe Brot aus minder gutem Mehl oder mit Roggen 
gemiſcht herſtellen. Ich bin nicht ſo bewandert in die⸗ 
ſen Sachen, um die Mehlſorten auseinanderhalten zu 
können. Die Bäcker ſind jedenfalls in der Lage, bei 
gleichem Gewicht Unterſchiede in der Qualität herzu⸗ 
ſtellen und infolgedeſſen höhere Preiſe zu nehmen. 
An der Preisfeſtſetzung will der Geſetzentwurf nicht 
rühren, ſondern dem Publikum die Möglichkeit geben, 
das Gewicht feſtzuſtellen und ſo nach den vorhergehen⸗ 
den Erfahrungen zu prüfen, ob es ſich im Vorteil be⸗ 
findet oder nicht. ! 


Das ift in Danzig längſt notwendig geworden, und 
wir begrüßen es, daß ſich die jetzige Regierung endlich 
einmal dazu aufgeſchwungen hat, einen Schritt zu 
gehen, der einen Schritt auf dem Wege zur Beſſerung 
in der Wirtſchaft bedeutet. (Hände weg von der Re⸗ 
gierung! rechts.) Von der Regierung — da haben 
Sie recht. Soll die Danziger Wirtſchaft gefunden, dann 
kann ſie es nur, wenn die übertriebenen Preiſe in der 
Wirtſchaft gründlich und vollſtändig abgebaut werden. 
Im Bäckergewerbe, das hat Herr Abg. Polſter ohne 
weiteres zugegeben, war es längſt notwendig, die 
Preiſe abzubauen, um eine Kontrolle zu haben. Um 
feſtzuſtellen, in welcher Weiſe die Preiſe für die einzel⸗ 
nen Brote feſtgeſetzt werden, iſt es notwendig, eine 
einheitliche Form und einheitliches Gewicht für die 
Backwaren anzugeben. Dafür ſoll das Geſetz die 
Grundlage bieten und darüber hinaus der Regierung 
die Möglichkeit verſchaffen, einzugreifen, wo wuche⸗ 
riſche Maßnahmen von ſeiten des Bäckergewerbes vor⸗ 
liegen. Wir begrüßen den Entwurf und werden uns 
freiten, wenn in anderen Gewerben bald weitere 
Maßnahmen folgen. (Lebhaftes Bravo! links.) i 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Herrmann. 


Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Wir lehnen den Geſetzentwurf betreffend Einheits⸗ 
gewicht für Backwaren ab. Wir begrüßen die freie 
Wirtſchaft, den freien Wettbewerb und wollen nicht 
wieder die Einführung der Zwangswirtſchaft haben. 
(Lebhafte Unruhe links.) Wir ſehen keinen Vorteil 
darin, wenn das Gewicht zwar feſtgeſetzt, die Güte aber 
ganz außer acht gelaſſen wird. (Abg. Mau: Sie unter⸗ 
ſtützen den Betrug) Wir halten das Geſetz für 
einen Rückſchritt. Wir haben den Eindruck, daß der 
Senat nicht mit der Organiſation der Bäcker Fühlung 
genommen hat, bevor er das Geſetz einbrachte. (Abg. 
Arezynſki: Das iſt mit den Bäckergeſellen geſchehen, 
das genügt!) Die Bäckergeſellen ſind nicht maßgebend. 
(Warum denn? links.) Wir halten jedenfalls dies 
Geſetz für einen Fehler und werden dagegen ſtimmen. 
(Abg. Mau: Betrüger ſeid ihr!) 


Präſident: Herr Aba. Mau, haben Sie mit dem 
Ausdruck „Betrüger“ Mitglieder dieſes Hauſes ge⸗ 
meint? (Abg. Mau: Die deutſchſoziale Fraktion!) 
Herr Abg. Mau, ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. 
Rahn: Das ſind ſieben Mitglieder, da muß er ſieben⸗ 
mal zur Ordnung gerufen werden! Heiterkeit.) Das 
Wort hat der Herr Abg. Liſchnewſki. 
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Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Nach den Ausführungen der einzelnen Redner ift fich 
meine Fraktion im klaren, daß die Einheitsfront der 
geſamten bürgerlichen Geſellſchaft in dieſer Frage her⸗ 
geſtellt iſt. Das heißt, die bürgerliche Geſellſchaft be⸗ 
grüßt das freie Spiel der Auswucherung der breiten 
Maſſe. Sie ſind dafür, daß die breiten Maſſen mit allen 
Fineſſen von der heutigen kapitaliſtiſchen Geſellſchaft 
ausgewuchert werden. Darin find Sie fiH einig. Ich 
bedauere, daß ſich die Sozialdemokratie noch immer 
dazu hergibt, dieſer verſumpften bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft Handlangerdienſte zu leiſten. (Das glaubſt du 
doch ſelbſt nicht! links.) Herr Abg. Polſter hat hier 
ſchon zugegeben, daß die Fälle, die ich angeführt habe, 
zutreffen. Er hat zugegeben, daß die Bäckermeiſter es 
nicht mehr nötig haben, ſich die Hände ſchmutzig zu 
machen, daß ſie ihre Betriebe verpachten. (Abg. 
Polſter: Acht Mann haben es gemacht!) Sehen Sie, 
das ſind die Anfänge der Auswüchſe. (Abg. Polſter: 
Nein, das war das Ende!) Wenn keine Maßnahmen 
ergriffen werden, breitet ſich die Sache aus, und die 
kleinen Gewerbetreibenden wirken verteuernd, wäh⸗ 
rend die anderen keinen Finger ins kalte Waſſer 
ſtecken. Sie haben auch zugegeben, Herr Abg. Polſter, 
daß die Bäckereien bis oben mit Mehl vollgepfropft 
‚find, daß oft 100 Zentner Mehl aufgeſpeichert find, Sie 
haben aber erklärt, daß diefe Werte nicht durch Preis- 
ſteigerung bei dem Brot uſw. geſchaffen find, ſondern 
durch Spekulation. Ich überlaſſe es Ihnen, das aus⸗ 
einanderzulegen. Das eine weiß ich beſtimmt, daß es 
zum größten Teil zur Mehranſchaffung von Mehl durch 
Auspowerung der breiten Maſſen und durch Verteue⸗ 
rung der Artikel im Bäckereigewerbe gekommen iſt. 
Was für eine Spekulation ſollte das ſein? Sie kann 
doch nur ſo geweſen ſein, daß man das Mehl gekauft hat, 
als ein Preisſturz eintrat und daß man es nachher als 
teures Brot verkaufte. Wenn das freie Spiel der 
Kräfte am Werk geweſen wäre, dann müßte ſofort, wenn 
ein Preisniedergang des Getreides erfolgte, auch eine 
Ermäßigung im Preiſe der Backwaren erfolgt ſein. Das 
iſt aber nicht der Fall geweſen. Der Preis der Back⸗ 
waren iſt weiter der gleiche geblieben, ob das Mehl 
teurer oder billiger war. 

Wenn wir auch nicht ganz mit den Maßnahmen des 
Senats einverſtanden find, da fie uns nicht weit genug 
gehen, ſo begrüßen wir doch dieſe Vorlage und werden 
ihr zuſtimmen. Die Sozialdemokratie muß ſich aber 
darüber klar ſein, jedesmal, wenn ein Vorſtoß gemacht 
wird, ganz gleich, ob direkt oder indirekt, ſpringt die 
bürgerliche Meute auf und ſagt: „Einheitsfront, freies 
Spiel der Kräfte, größte Ausvowerung der breiten 
Maſſen.“ (Zuruf des Abg. Polſter.) Es iſt kenn⸗ 
zeichnend, daß gerade Sie, Herr Polſter, den Mut fin⸗ 
den, als Vertreter der betreffenden Ausbeuter, der be⸗ 
treffenden Bäckermeiſter, die nicht jo handeln, wie es 
im Intereſſe der menſchlichen Geſellſchaft notwendig iſt, 
hier aufzutreten und dieſe Leute zu verteidigen. Das 
iſt kennzeichnend für Ihre Perſon. Es iſt das alte 
Lied, daß hier Volkstagsmandate nicht vergeben wer⸗ 
den, um die Intereſſen der Allgemeinheit zu wahren, 
ſondern daß hier Volkstags⸗ und Senatorenmandate 
vergeben werden, um die Intereſſen der einzelnen Ge⸗ 
meinſchaften wahrzunehmen. Wir werden über dieſen 
Standpunkt nicht hinwegkommen. Er wird ſolange 
bleiben, ſolange dieſe verfluchte kapitaliſtiſche Geſell⸗ 
ſchaftsoroͤnung beſtehen bleibt. Aber gemach, m. H., jede 
Schraube hat ein Ende. Auch die Schraube der Preis⸗ 
verteuerung wird einmal ein Ende haben. Die 
Spindel läßt ſich nur bis zum letzten Glied drehen. 
Sie haben gedreht und gedreht und das Volk aus⸗ 
gepowert. Aber letzten Endes wird das Volk dieſe Laſt 
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abſchütteln. Wir Kommuniſten hoffen, daß dies bald (C) 
eintreten wird, um Ihnen das heimzuzahlen, was Sie 
uns all die Jahrhunderte aufgedrückt haben. Wir 
wünſchen, daß die arbeitende Bevölkerung es ſich durch 
den Kopf gehen läßt und vor allen Dingen die hinweg⸗ 
räumt, die dieſer kapitaliſtiſchen Geſellſchaft Hand⸗ 
langerdienſte leiſten. Es muß eine Zeit kommen, wo 
auch die Führer der Sozialdemokratie mit einer Hand⸗ 
bewegung hinweggeräumt werden. Die Arbeiter ſind 
treue, brave Mitarbeiter, aber die Führer in der Ge⸗ 
werkſchaftsbewegung, und vor allem die Führer der 
Sozialdemokratie, müſſen mit einer Handbewegung 
beiſeite geſchoben und die Maßnahmen ergriffen wer⸗ 
den, die notwendig ſind, um die kapitaliſtiſche Geſell⸗ 
ſchaftsoroͤnung zu ſtürzen und eine kommuniſtiſche mtf- 
zurichten. Die Leute, die preisverteuernd wirken, 
müſſen endlich beiſeitigt werden. 

Zuſammenfaſſend will ich noch einmal ſagen, daß 
wir die Senatsvorlage, wenn ſie uns auch nicht weit 
genug geht, annehmen werden. Wir wünſthen aber, 


daß die Sache noch einmal im Ausſchuß behandelt wird, i 
damit unſere Wünſche dort erneut zum Ausdruck kom⸗ 
(Bravo! 


men; denn dieſe Vorlage genügt uns nicht. 
bei den Kommuniſten.) 

Präſtdent: Das Wort hat der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. PD.): M. D. u. H.! Es tit 
unbeſtreitbar und nicht etwa eine neue Weisheit. die ich 
hier verkünden will, daß die Kriegs⸗ und Nachkriegs⸗ 
zeit, d. h. die Inflationszeit, demoraliſierend auf ſämt⸗ 
liche Beypölkerungsſchichten gewirkt hat. Das wird nié- 
mand beſtreiten. Was man früher vor dem Kriege nicht 
für möglich gehalten hat, wurde nach dem Kriege zur 
Tagesordnung. Aber eins kann ich nicht recht ver⸗ 
ſtehen, daß hier dieſe Körperſchaft, die dazu berufen iſt, 
fitr das Wohl der Bevölkerung des Frei⸗ 
ſtaats zu ſorgen mit einer Maßnahme nicht einver⸗ 
ſtanden fein will oder fein kann die nichts weiter be⸗ 
zmeckt, als die Ehrlichkeit. die vor dem Krieg galt, 
wieder einzuführen. (Aba. Karkutſch: Die Ehrlich⸗ 
keit?) Herr Abg. Karkutſch. es freut mich daß Sie 
gerade den Zwiſchenruf gemacht haben; denn Sie haben 
bisher für ſich beanſprucht. zu den alten ehrlichen Kauf⸗ 
leuten in Danzig zu rechnen. Das ſoll meinetwegen 
für Sie auch jetzt gelten. Dann allerdings kann t 
Ihren Zuruf nicht verſtehen. der fiH gegen eine Mak- 
nahme richtet, die die Ehrlichkeit wiederherſtellen wi 
(Abg. Plettner: Sehr richtial) Ueberlegen Sie es f 
nun einmal, Herr Aba. Karkutſch. Sie ſelber und Ihre 
Kreiſe haben doch fo pft gegen die unlautere Konkurrenz 
gewettert, und ich gebe zu. in vielen Fällen mit Recht. 
Was ſoll nun durch dieſe Maßnahme geſchehen? Weiter 
nichts als die unlautere Konkurrenz ſoll unterbunden 
werden. (Aba. Karkutſch: Nein. die Zwanaswirtſchaft! 
Das Wort „Zwonaswirtſchaft“ ift für Sie und Ihre 
Kreiſe fetzt gaengu fo ein rotes Tuch, wie vor ungefähr o 
20 Jahren das Wort „Sosialdemokratie“. Wenn Eit 
genau fo viel Zeit brauchen. um hierüber hinweg 
zukommen. merden Sie nach 20 Fahren dem Wort 
-Zmonagswirtſchaft“ genau fo gleichaültia gegenüber; 
tehen. mie dem Wort Sosialdemokrotic“. (Hört, 
hört! bei den Kommuniſten.) Aber es ſtimmt ſchon; 
in Ahren Kreiſen braucht man immer lange Reit, um 
das Richtige erſt begreifen zu lernen. Darum kann E 
es auch veritehen. daß das Wort „Zwonasmirtſchaft 
heute für Sie noch wie ein rotes Tuch wirkt. Aber 
nehmen Sie das Tuch fort. beſehen Sie den Sern, MT 
dann werden Sie als alter, ehrlicher Kaufmann 3 
neben. daß das, mas heute gegen die Vorlage gere G 
wurde. wirklich nicht am Platze mar. die 

Ich betone. dieſes Geſetz will weiter nichts als 7 
Ehrlichkeit im Gewerbe fördern. Und darum möchte I" 
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(Spill, Vizepräſident) 


(A) anſchließend auch meinen Freunden von links jagen, 


daß ihre Beſorgniſſe, die Sozialdemokratie oder Sozial⸗ 
demokratiſche Partei werde ſich in die Reihen der Bür⸗ 
gerlichen ſtellen und das Volk auspowern, vollſtändig 
unbegründet ſind. Ich möchte meinen Freunden von 
links nur ſagen: Nicht derbe und revolutionäre große 
Worte werden der Arbeiterſchaft helfen. Lediglich 
Taten können ihr helfen. (Frau Abg. Kreft: Die 
fehlen gerade! — Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Wenn das wahr iſt, dann freue ich mich, daß wir ein 
Endchen zuſammengehen können. Aber dann müſſen 
Sie uns ſchon auf dem Wege der Taten folgen, und das 
Bramarbaſieren an die Seite ſtellen. Ich ſtehe auf dem 
Standpunkt, daß eine kleine Beſſerung der wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe für die Arbeiterſchaft viel mehr 
wert ſein muß, als wenn man ſich hinſtellt und große 
Wort gebraucht und nur immer auf die Zukunft ver⸗ 
weiſt, wo das Paradies auf Erden erſcheinen ſoll. 
Wenn Sie da mit uns konform gehen und mit Taten 
beſſern wollen, dann wird keine Meinungsverſchieden⸗ 
heit zwiſchen uns beſtehen. Das iſt unſer Standpunkt 
und wird mifer Standpunkt bleiben. Die kleinſte Tat 
iſt viel mehr wert als große, ſchwere Worte. Darum 
halte ich es auch für ſelbſtverſtändlich, daß unſere 
Freunde von links für dieſen Geſetzentwurf ſtimmen. 

Allerdings möchte ich dieſe Gelegenheit gleich pe- 
ungen und mich nach links mit noch ein vaar Worten 
wenden. Es würde manches viel beffer gehen, und ſehr 
oft könnte der arbeitenden Bevölkerung beſſer geholfen 
merden, wenn man bereit wäre, das Mögliche zu er⸗ 
faſſen und nicht immer in höheren Regionen ſchwebte, 
in dem ſogenannten Wolkenkuckucksheim. Dafür iſt bei 
einer realen Wirtſchaft kein Platz. Wenn irgend etwas 
unternommen werden kann, was mit den Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſen — ich nehme keinen Anſtand, das zu be⸗ 


(B) tonen — einigermaßen verträglich ift und zum Beſten 


der arbeitenden Bevölkerung dient, dann, meine werten 
; Freunde von links, werden Sie uns ſtets auf dem Plan 
finden. Wenn allerdings hier Anträge erſcheinen, die 
nicht mehr mit der Vernunft vereinbar ſind, dann wer⸗ 
den Sie uns ebenſo gut hier als Gegner finden, ganz 
unbekümmert um das Geſchrei, das darüber erhoben 
wird. Die Danziger Bevölkerung weiß wohl, was ihr 
frommt. Sie weiß auch ganz gut zu unterſcheiden, was 
Worte und was Taten bedeuten. Darum glaube ich, 
daß das Schon ſtimmt, was ich in meinen einleitenden 
Worten ſagte: Ueber dieſen Geſetzentwurf hätte eigent⸗ 
ich nicht geredet werden dürfen, ſondern jeder vernünf⸗ 
tige Menſch müßte ihn als eine Selbſtverſtändlichkeit 
bezeichnen. Der Geſetzentwurf will weiter nichts als 
ie Ehrlichkeit im Gewerbe herbeiführen, die Ausbeu⸗ 
tung hintanhalten. In dieſem Beſtreben dürften ſich 
alle vernünftigen Elemente der Danziger Bevölkerung 
zuſammenfinden. (Wiederholtes Bravo! links.) 
Präſident: Das Wort hat die Frau Abg. Richter. 
Richter, Frau Abgeordnete (D.Lib.): M. H. u. D.! 


Unſere Fraktion hatte eigentlich nicht die Abſicht, zu 


tefem Geſetzentwurf zu ſprechen, weil wir annahmen, 

aß dieſer Geſetzentwurf nicht eine ſolche Kardinalfrage 

wäre, als die ſie hier im allgemeinen von den Frak⸗ 
naen gekennzeichnet wird. Der Geſetzentwurf will 
er nichts weiter, als daß die notwendigſten Lebens- 
E: el, Brot und Backwaren. auch nach Gewicht verkauft 
übeden. „(Sehr richtial links) Ich wundere mich 
Ger die Aufregung, die hier in Danzig über dieten 
wir oentwurf berrſcht. In Mitteldentſchlond haben 
netan, ackwaren ſchon lange vor dem Kriege nach Gewicht 
. Uns Hausfrauen iſt es ſehr angenehm, wenn 
Schei 55 Brot vorgewogen wird und wir evtl. noch eine 
Das e zubekommen, weil das Gewicht nicht voll iſt. 
$ iſt durchaus keine Rückkehr zur Zwangswirtſchaft. 


Wir als Deutſchliberale Partei würden uns ſchwer (C) 
hüten, zur Zwangswirtſchaft zurückzukehren. Wie Herr 
Abg. Spill bereits angeführt hat, will dieſer Geſetzent⸗ 
wurf nichts weiter, als den reellen Geſchäftsleuten in 
Danzig die Möglichkeit geben, reell weiterzubeſtehen. 
Wenn Herr Abg. Habel ſpeziell die Haufrauen befragt 
hat, ſo möchte ich ihm als Hausfrau die Antwort geben: 
Wir als Hausfrauen in Danzig begrüßen es, daß der 
Senat endlich einmal dieſe Verordnung und dieſen 
Geſetzentwurf eingebracht hat. Ich glaube nicht, daß 
reelle Bäckermeiſter, denen es darum geht, ihre Kund⸗ 
ſchaft zu befriedigen, an dieſem Geſetzentwurf Anſtoß 
nehmen, zumal er nach keiner Richtung hin Preiſe vor⸗ 
ſchreibt. (Bravol) ; 
Präſident: Das Wort hat der Herr Regierungsver⸗ 
treter, Regierungsrat Hagemann. 
h Hagemann, Regierungsrat: M. D. u. H.! Auch ich 
habe den Eindruck, daß der Zweck des Geſetzes voll⸗ 
kommen verkannt wird. Es beweiſt mir dies, daß ſo⸗ 
wohl der Herr Abg. Habel in ſeinen Ausführungen 
immer von zwangsweiſer Preisfeſtſetzung ſprach und 
daß die übrigen Redner von der Wiedereinführung 
bw. von dem Ausbau der Zwangswirtſchaft ſprachen. 
Hieran iſt nicht im entfernteſten zu denken. Der Senat 
meint es ernſt mit ſeinen Maßnahmen zur Stützung 
der Wirtſchaft und hält die Einführung einer Zwangs⸗ 
wirtſchaftsmaßnahme nicht für ein geeignetes Mittel 
hierfür. (Sehr richtig!) Aber wie die Herren Abg. 
Fooken und Spill bereits hervorgehoben haben, handelt 
es ſich nur darum, dem Verbraucher in Zukunft die Ge⸗ 
wißheit zu geben, daß er auch für ſein Geld die Menge 
Brot erhält, die er erwarten darf. (Sehr gut!) 
Dieſe Gewißheit ſoll er einmal dadurch erhalten, daß er 
ſelbſt leichter die Kontrolle ausüben kann, weil es ſich 
mur um wenige Brotgewichte handeln ſoll, und ander⸗ 
ſeits dadurch, daß die Bäcker angeſichts der Strenge der 
Strafe ſelbſt darauf achten, daß das Gewicht vollwertig 
iſt. Das letztere liegt auch m. E. im wohlverſtandenen 
Intereſſe der Geſamtheit der Bäcker, die kein Intereſſe 
an den Berufsgenoſſen haben kann, die durch Manipu⸗ 
lationen unlautere Konkurrenz treiben. Ich bitte 
daher, dem Geſetzentwurf Ihre Zuſtimmung zu geben. 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Polſter. 
Polſter, Abgeordneter (b. k. Fr.): M. D. u. H.! Wenn 
ich mich zu dieſem Punkt nochmals zum Wort melde, 
ſo geſchieht es, weil es ſich um eine äußerſt wichtige 
Frage handelt. (Abg. Kloßowſki: Der Ton paßt doch 
nicht zu Ihrer Figur! — Zwiſchenrufe und große Un⸗ 
ruhe.) M. D. u. H.! In Ihrer Fraktion ſind genau ſo 
Dicke wie ich. (Sehr richtig! rechts.) Der Herr Abg. 
Spill ſagte einganas feiner Rede ziemlich wörtlich: „Es 
iſt unbeſtritten, daß in den Kreiſen der Wirtſchaft 
während und nach dem Kriege eine Demoraliſation ein⸗ 
geriſſen ift. Damit geben Sie zu. daß im Kriege und 
nach dem Kriege. in den Zeiten, als die Zwangswirt⸗ 
ſchaft beſtand, dieſe Demoraliſation eingeriſſen war. 
Nachdem jetzt eine Geſundung der Geſchäftsvraktiken 
eingetreten iſt. und die freie Konkurrenz dafür ſorgt, 
daß jeder für ſein Geld das erhält, was ihm zuſteht, 
braucht man keine Zwangsmaßnahmen. Die Frau Abg. 
Richter faat, wir hätten die Kardinalfrage nicht erkannt. 
Dann muß ich ſagen: „O, du unſchuldsvolles Lamm!“ 
Wenn Frau Richter noch nieht weiß, was dohinter ſteckt, 
kann ſie mir ſamt ihrer Fraktion leid tun. (Was 
ſteckt denn dahinter? Mitte.) Frau Abg. Richter 
führte aus, dem reellen Geſchäftsmann könne es doch 
nur lieb ſein, wenn ihn die Regierung ſchütze. M. D. 
U. H.! Wir verzichten auf den Schutz der Reaterung, 
wir wollen unſere Freiheit wieder haben. (Brano!) 
Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. ; ; et 
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ſagt, daß ich nicht dafür eintreten könnte, daß die 
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Heohufeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Nachdem der Herr Abg. Polſter und ebenſo Ihr Ver⸗ 
treter (zu den Sozialdemokraten) die zweite Redner⸗ 
garnitur begonnen hat, kann ich auch noch einmal dazu 
Stellung nehmen. Die Gegnerſchaft dieſer Vorlage iſt 
aus den Erfahrungen heraus entſtanden, die man 
während und nach dem Kriege mit der Zwangswirt⸗ 
ſchaft gemacht hat. Da muß man dieſen Gegnern ent⸗ 
gegenhalten, daß weit vor dem Kriege in unſerer 
Freien und Hanſeſtadt Danzig gerade im Bäckerei⸗ 
betriebe eine Art Zwangswirtſchaft beſtanden hat. Sie 
find doch alle Lokalpatrioten mit dem Hanſeatengeiſt, 
ich erinnere Sie daran, daß man während des Mittel⸗ 
alters, genau zu der Zeit, als man die eiſernen Ellen an 
das Rathaus anhing, auch für ein gemeinſames Gewicht 
der Backwaren ſorgte. Das war damals notwendig, 
weil es betrügeriſche Elemente gab, bei denen das Brot 
nicht das richtige Gewicht hatte. Genau fo tft es heute. 
Wenn man damals eine Zwangswirtſchaft unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen für ſegensreich erkannte, 
wird man auch heute eine gewiſſe Zwangswirtſchaft 
betreffs der Ehrlichkeit oder Unehrlichkeit der Be⸗ 
treffenden begrüßen können. Halten Sie ſich an dieſen 
geſchichtlichen Hanſeatengeiſt, dann können Sie der 
Vorlage auch zuſtimmen. (Abg. Dr Ziehm: Wir leben 
doch nicht im Mittelalter!) 

Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte ift erſchöpft. 
Das Wort zu einer perſönlichen Bemerkung hat der 
Herr Abg. Dr Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der Herr Abg. Dr. Blavier hat erklärt, (Aharufe! 
ich hätte in einer Unterredung mit ihm ge⸗ 


Zwangswirtſchaft, insbeſondere auf dem Gebiet der 
Wohnungswirtſchaft, aufhöre. Ich erkläre hier, daß 
ich eine ſolche Erklärung niemals abgegeben habe. 
Mein und meiner Fraktion Standpunkt in der 


Zwangswirtſchaft allgemein und in der Wohnungs⸗ 


zwangswirtſchaft insbeſondere iſt von mir in der 
Zeit, als ich in der Regierung war, hier öffentlich 
klargelegt worden. Ich glaube auch, Herr Abg. Dr. 
Blavier könnte ihn kennen. (Aba. Kloßowſki: Was 
hat das mit den Semmeln zu tun?) Wenn Herr Dr. 
Blavier weiter erklärt hat, daß ſeine Fraktion mit der 
Deutſchnationalen Partei und mit dem damaligen 
Senat über Wirtſchoftsfrogen nicht einverſtanden ge⸗ 
weſen fei und daß teine Fraktion deshalb ihre Senn- 
toren aus der Regierung zurückgezogen hahe, fo ift 
dies eine ganz grobe Frreführung. Für den Austritt der 
Deutſch⸗Danziger Senatoren aus dem Senat muß man 
zwei Momente unterſcheiden. Zuerſt iſt Herr Senator 
Briechle ausgetreten; er wurde von Herrn Dr Blapier 
abberufen, weil er mit Herrn Dr Blapier in einer, 
glimpflich ausgedrückt, ſehr heftigen perſönlichen Met- 
nungsverſchiedenheit über die Beamtenvorlage ſtand. 
(Hört. Hört! rechts.) Herr Senator Dr Unger wurde 
von Herrn Dr. Blapier abberufen, weil der Senat die 
Vorlage der Akten im Unterſuchungsgusſchuß Jewe⸗ 
lomſki verweigerte. Aba. Schweamann: Sehr 
richtig!) und Herr Dr Blavier deswegen der Regte- 
rung das Mißtrauen ausſprechen wollte. 

Das waren die Gründe des Austritts der Deutſch⸗ 
Danziger Volkspartei aus der Regierung. (Zwiſchen⸗ 
rufe des Abg. Dr Blavier und links. Große Unruhe.) 
Herr Dr Blapier hat zielbewußt auf den Sturz der 
früheren Regierung hingearbeitet und hat die bürger⸗ 


liche Koalition zerſchlagen. Das war ſein Ziel. Da⸗ 


mit hat er freilich der Wirtſchaft einen ſehr ſchlechten 


Dienſt erwieſen. Insbeſondere iſt er damit dem von 


ihm immer verkündeten Abbau der Zwangswirtſchaft 
ſelbſt am meiſten hinderlich geweſen. 


Vizepräſident Spill: Herr Abg. Dr Ziehm, ich mache 
darauf aufmerkſam, daß Ihre Ausführungen weit 
über den Rahmen einer perſönlichen Bemerkung Hir- 
ausgegangen ſind. Ich werde das in Zukunft nicht 
mehr dulden. Das Wort zur perſönlichen Bemerkung 
hat Herr Abg. Dr Blavier. Ich bitte aber, im Rahmen 
einer perſönlichen Erklärung zu bleiben. fl 

Dr, Blavier, Abgeordneter (D.V.P.): Ich muß den 
Herrn Präſidenten bitten, mir wenigſtens bei der Ent⸗ 
gegnung denſelben Rahmen zu geſtatten, wie dem 
Vorredner, ſonſt kann ich nicht antworten. (Zwiſchen⸗ 
rufe und Unruhe links.) Der Herr Vorredner hat 
hier erklärt, der Austritt der Deutſch⸗Danziger aus 
der Regierung ſei wegen der Vorlage der Akten im 
Unterſuchungsausſchuß erfolgt. Ich muß mich wun⸗ 
dern, daß der Herr Vizepräſident die Staatsgeſchäfte 
geleitet hat und nicht in der Lage iſt, die Urſache des 
Austritts der Deutſch⸗Danziger Volkspartei aus der 
Regierung zu kennen. Ich werde Ihr Gedächtnis 
ſchärfen; denn der Abg. Maier, der Ihnen meine letzte 
Antwort in den interfraktionellen Ausſchuß brachte, 
iſt anweſend. Es iſt allerdings ſo, daß wir bezüglich 
des Wohnungsbaugeſetzes auseinanderkamen. Da er⸗ 
klärte ich Ihnen einmal: „Herr Vizepräſident, es iſt 
nunmehr an der Zeit, daß Sie endlich den Willen zet- 
gen, abzubauen, und daß Sie ſtatt der 50 Prozent 
Miete 70 Prozent bewilligen.“ Das habe ich Ihnen 
gegenüber geſagt. Ich wiederholte meinen Wunſch 
ultimativ in der nächſten Woche. Als ich da wieder 
auf taube Ohren ſtieß, ſchickte ich den Abg. Maier in 
den interfraktionellen Ausſchuß mit einem Schriftſtück, 
das erklären ſollte: Wenn jetzt nicht endlich der Wille 
gezeigt wird, ſehe ich mich leider gezwungen, aus einer 
Regierung auszutreten, die rein ſozialiſtiſch regiert. 
(Hört, hört! links.) Daraufhin zog ich die Konſequenzen 
und zog Herrn Senator Briechle zurück. Sie können 
Herrn Senator Briechle darüber befragen. Es ift wun⸗ 
derbar, Herr Dr Ziehm, wie Sie Staatsgeſchäfte leiten, 
wenn Sie nachher noch den Mut finden, zu beſtreiten 
und Tatſachen entſtellen, die geradezu ans Ungeheuer⸗ 
liche grenzen. (Bravo! und Unruhe.) 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Dr. Blavier, ich 
muß auch hier feſtſtellen, daß Sie nicht im Rahmen 
einer perſönlichen Erklärung geblieben ſind. Ich will 
aber zugeben, daß das Sprichwort gelten darf: „Böſe 
Beiſpiele verderben gute Sitten!“ (Heiterkeit links.) 
Es iſt vorgeſchlagen, die Druckſache Nr. 2095 an den 
Wirtſchaftsausſchuß zu überweiſen. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Abſtimmen]) Ich bitte die Damen und Hers 
ren, die mit der Ueberweiſung der Druckſache Nr, 2095 . 
an den Wirtſchaftsausſchuß einverſtanden find, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, 
das iſt die Mehrheit. Punkt 1 der Tagesordnung iſt 
damit erledigt. Ich rufe auf Punkt 2 der Tages⸗ 
ordnung: 

Erite Beratung eines Geſetzentwurfs über 
Aenderung des Gerichtskoſtengeſetzes und der 
Gebührenordnung für Notare. ; 

Druckſache Nr. 2099. Ich eröffne die allgemeine 
Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Dahſler. 

Dahſler, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Wir 
begrüßen die Senatsvorlage, Druckſache Nr. 2099. Sie 
erſcheint uns geeignet, den Anſtoß zur Erfüllung von 
Wünſchen zu geben, die wir ſchon lange gehegt und 
denen wir ſchon lange Ausdruck gegeben haben. Schon 
in der Regierungsvorlage, Druckſache Nr. 241, von 
Jahre 1924, waren niedrigere Gebührenſätze yoran 
ſehen, als fie heute rechtens find. Dieſe Sätze wurde! 
damals im Ausſchuß gegen unſere Stimmen abgge g 
dert und auf die heutigen Sätze erhöht. In der Vo 3 
ſitzung vom 3. April 1924 hat mein Kollege Dyck den 
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(Dahiler, Abgeordneter.) 


A Hauſe nochmals eindringlich vor Augen geführt, wie 


ſchädlich ſich dieje hohen Gebührenſätze auswirken kön⸗ 
nen. (Sehr richtig! rechts.) Trotzdem wurden die 
Sätze von der Wiehrheit des Volkstages angenommen, 
und zwar gegen unſere Stimmen. Die Mehrheit ſetzte 
ich aus mehreren Parteien, die zur damaligen Regie⸗ 
rungskoalition gehörten, und der Linken zuſammen. 
(Zuruf des Abg. Schilke.) Ein Notar darf die Ge- 
bühren nicht ermäßigen, das dürfte Ihnen bekannt 
jein, Herr Abg. Schilke, ich kann Ihnen ein Beiſpiel 
ſagen. : 

Die jetzt geltenden Säge find augeſichts der allge- 
meinen Notlage der Wirtſchaft durch nichts mehr zu 
rechtfertigen. Die Sätze find in den einigen Fällen, die 


mir zu Ohren gekommen ud, geradezu grotesk. Sie. 


muſſen daher unbedingt herabgeſetzt werden. Dieſem 
Wunſche har auch ſchon ein Urantrag des Herrn Abg. 
Ur Bumte Rechnung getragen, Druckſache 2044, der dem 
RMechrsausſchuß vorliegt und in dem eine Herabſetzung 
der Gebührenſätze nötigenfalls im Wege des Notge⸗ 
jeges gefordert wird. Inwieweit die Regierungsvor⸗ 
lage im einzelnen der Wirtſchaftslage und umjeren 
Wunſchen entſpricht, werden wir noch im Ausſchuß 
nachzuprufen haben. Allerdings muß ich jagen, daß es 
Befremden erregen muß, wenn die Erleichterungen, 
die der Gebührentarif der Vorlage bringt, in einigen 
Fällen durch eine Erhöhung der Gebührenquote wieder 
aufgehoben werden. (Abg. Dr Bumke: Sehr richtig!) 
So gerade in den Fällen, in denen die Wirtſchaft heute 
am meiſten Intereſſe hat. Ich komme nur auf einige 
Einzelheiten zu ſprechen. Bei Eintragungen ehelichen 
Mitbeſitzes im Grundbuch uſw. iſt die Gebühr von 
zwei Zehnteln auf fünf Zehntel erhöht worden. Hier 
herrſchte vor Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
bues allgemeine Gütergemeinſchaft. Deshalb ift es 


3) formal überſehen worden, den Ehegatten mit ins 


Grundbuch einzutragen. Es iſt aber die Vornahme 
irgendeiner Eintragung ins Grundbuch unzuläſſig, 
wenn dem Grundbuchrichter bekannt wird, daß eheliche 
Gütergemeinſchaft beſteht. In allen ſolchen Fällen 
muß die Berichtigung erfolgen. Es handelt ſich nur um 
eine Berichtigung und deshalb iſt ein ſo hoher Ge⸗ 
bührenſatz, wie er in Anrechnung gebracht werden ſoll, 
nicht zu rechtfertigen. 


In den nächſten Paragraphen, im 8 56 und 57, 
handelt es ſich um die Eintragung und Abtretung von 
Hypotheken auf andere Gläubiger. Da iſt die Gebühr 
von drei Vierteln auf die vollen Gebühren erhöht. 
Abgeſehen davon, daß nach dem im Frieden geltenden 
preußiſchen Gerichtskoſtengeſetz im Falle der Abtretung 
die Hälfte des Gebührenſatzes ſchon niedriger war, als 
ziea Gebührenſatz, jol jetzt für die Eintragung einer 
Abtretung derſelbe Gebührenſatz erhoben werden, wie 
ür eine Neueintragung. Das iſt ſchon allein ungerecht⸗ 
fertigt, um ſo mehr als alle Wirtſchaftskreiſe ſich be⸗ 
mühen, der Löſung des Wiederaufbaues des Neal- 
kredits wieder gerecht zu werden. In einem ſolchen 
Zeitpunkt werden dieſe Beſtrebungen nun erſchwert. 


Wir werden uns mit dieſen Gebührenſätzen ein⸗ 


gehend zu befaſſen haben. In einem Punkte freuen 


wir uns, daß unſere Bemühungen doch auch in dieſer 
tegierungsvorlage im gewiſſen Sinne ihren Nieder- 
hiag gefunden haben. Das ift die Herabſetzung der 
ebühr des § 41 für Legaliſierung von Unterſchriſten. 
ir haben damals die Ermäßigung dieſes Gebühren⸗ 
atzes von drei Zehnteln auf ein Zehntel beantragt. 
1 Ahn wurde im Plenum gegen unſere Stimmen abge⸗ 
vo 5 Die Gebührenſätze ſollen jetzt nach der Senats⸗ 
ika age von drei Zehnteln auf zwei Zehntel ermäßigt 
erden. Das iſt für dieſe rein formale Handlung, die 


die Gerichte vorzunehmen haben, über die Maßen 
genug. 

Um dazu beizutragen, die drückendſte Not der 
Wirtſchaft zu erleichtern, werden wir an dem Geſetz 
gern mitarbeiten. Wir hoffen, daß es uns gelingen 
wird, eine wirkliche Beſſerung und etwas Brauchbares 
auf dieſem Gebiete zu erzielen. (Lebhaftes Bravo! 
rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat Herr Abg. Dr. 
Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben im weſentlichen bei der Geſetzesvorlage 
zwei Wünſche vorzubringen, und zwar zunächſt ein⸗ 
mal den Wunſch, daß die Sätze bis zu 3000 Gulden 
ebenfalls ermäßigt werden. Gerade die kleineren Pro⸗ 
zeſſe verſchlucken eine Unmenge von Gebühren. Es 
iſt unverſtändlich, daß gerade dieſe Prozeſſe, die im 
weſentlichen den Mittelſtand berühren, im bisherigen 
Ausmaß belaſtet bleiben ſollen. Es muß da unbedingt 
eine Herabſetzung auf die Friedensſätze eintreten. 
Zweitens müſſen wir unbedingt darauf beſtehen, daß 
mit dem Unfug der Beglaubigungen nach der Höhe 
des Objektes weitergewirtſchaftet wird. Für den Notar 
beſteht bei der Beglaubigung überhaupt kein Unter⸗ 
ſchied, ob das Objekt 100 000 oder 5000 Gulden war. 
Es iſt für ihn dieſelbe Arbeitsleiſtung, und es wäre 
am Platze, damit zu brechen und einfach eine Pauſchale 
für die ganzen Beglaubigungen einzuführen. Dann 
würde der Wirtſchaft ſehr gedient ſein. 

Vizepräſident Spill: Die Wortmeldungen ſind 
erſchöpft, ich ſchließe die Beſprechung. Es iſt beantragt, 
die Druckſache Nr. 2099 dem Rechtsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Widerſpruch wird nicht laut. Ich ſtelle feſt, daß 
das hohe Haus ſo beſchloſſen hat. Ich rufe auf Punkt 3 
der Tagesordnung: 

~ Zweite und dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 

wurfs über die Vermögensſteuerveranlagung 

für 1924. 
Druckſache Nr. 2097 zu Nr. 1976. Es iſt im Aelteſten⸗ 
ausſchuß beſchloſſen worden, daß bei der zweiten Be⸗ 
ratung ſchon die allgemeine Ausſprache erledigt wird, 
die dann natürlich bei der dritten Beratung wegfallen 
kann. (Abg. Rahn: Es wird Widerſpruch erhoben 
gegen die dritte Beratung!) Die dritte Beratung ſteht 
auf der Tagesordnung. Die Tagesordnung liegt feſt. 
Es handelt ſich nur darum, ob jetzt die allgemeine Be⸗ 
ſprechung erfolgt oder bei der dritten Beratung. (Abg. 
Rahn: Die Tagesordnung macht das Parlament!) Die 
Tagesordnung iſt durch Beſchluß des Parlaments feſt⸗ 
geſetzt, Sie waren damals nicht anweſend, Herr Abg. 
Rahn. Ich eröffne die allgemeine Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Doerkſen. : 

Doerkjen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Das 
zur Beratung ſtehende Geſetz iſt nur für einen ver⸗ 
ſchwindend kleinen Teil der Bevölkerung von Bedeu⸗ 
tung. Das Oberverwaltungsgericht hat eine Verord- 
nung des Senats über das Vermögensſteuergeſetz für 
1924 für ungültig erklärt. Der vorliegende Geſetzent⸗ 
wurf will dieſe Ungültigkeitserklärung legaliſieren. 
Soweit haben wir gegen das Geſetz nichts einzuwenden. 
Wir werden aber wegen grundſätzlicher Erwägungen 
gegen dasſelbe ſtimmen, weil einmal der Abzug der 
Schulden nicht geſtattet iſt, und weil zum andern ganz 
allgemein ſtatt des gemeinen Wertes der Ertragswert 
der Ermittlung zugrunde gelegt werden ſoll. Wir ſind 
grundſätzliche Gegner der Zugrundelegung des ge⸗ 
meinen Wertes. Wir ſind dafür, daß, wie es das 
Steuergrundgeſetz vorſchreibt, der Ertragswert bei 
Liegenſchaften zugrunde gelegt wird. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hoffmann. (Abg. Hoffmann: Ich verzichte.) Die 
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(Splett, Vizepräſident.) 

Rednerliſte iſt dann erſchöpft. Ich ſchließe die allge⸗ 
meine Besprechung. Wir kommen zur Einzelberatung. 
Ich rufe auf § 1. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da Worrmeldungen nicht vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dem § 1 der Druckſache Nr. 2097 zuſtimmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ijt die Mehrheit, 8 1 ift angenommen. Ich rufe 
auf § 2. Ich eroffne die Beſprechung und ſchließe ſie, 
da keine Wortmeldungen mehr vorliegen. Ich darf 
wohl feſtſtellen, daß $ 2 mit derſelben Mehrheit an- 
genommen iſt. Das iſt der Fall. Ueberſchrift: „Geſetz 
über die Vermögensſteuerveranlagung fur 1924“; an- 
genommen. Wir kommen zur „Verordnung zur An⸗ 
paſſung des Einkommen⸗, Körperſchafts⸗, Vermögens⸗, 
Umſatz⸗, Gewerbe⸗, Grundwechſelſteuergeſetzes, des Ge- 
ſetzes über die Heranziehung von Handel, Induſtrie 
und Landwirtſchaft zu verſtärkten Steuerleiſtungen 
ſowie des Geſetzes betreffend Erhebung einer beſonde⸗ 
ren Umſatzſteuer für Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften an 
die wertbeſtändige Rechnungseinheit. Vom 26. Ok⸗ 
tober 1923.“ Ich rufe auf $ 7 einſchließlich der Ueber- 
ſchrift: „IV. Vermögensſteuer“, ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung, ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß § 7 angenommen 
ift. Ich rufe auf § 8; angenommen. § 9; angenommen. 
$ 10; angenommen. 8 11; angenommen. $ 12; angenom⸗ 
men. Zu § 13 der Verordnung liegt ein Abänderungs⸗ 
antrag des Abg. Hoffmann u. Fr. vor, Druckſache 
Nr. 2104. f 


In § 13 ift zu ſetzen „10 v. 
20 v. 
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„90 v. T.“ für „9 

„100 v. T.“ für „10 i 

Ich bitte die Damen und Herren, die diejen Ab⸗ 
änderungsantrag zuſtimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur 
Abſtimmung über $ 13 der Vorlage. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem § 13 der Vorlage ihre 
Zuſtimmung geben wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit. § 13 
ift angenommen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß 8 14 
mit derſelben Mehrheit angenommen iſt. Das iſt der 
Fall. § 15; angenommen. $ 16; angenommen. $ 17; an- 
genommen. $ 18; angenommen. Ohne beſondere Ab⸗ 
ſtimmung darf ich wohl feſtſtellen, daß auch die „Ver⸗ 
ordnung über die Abänderung der Verordnung zur 
Anpaſſung, des Einkommen⸗, Körperſchafts⸗, Ver- 
mögens⸗, Umſatz⸗, Gewerbe⸗, Grunddwechſelſteuer⸗ 
geſetzes, des Geſetzes über die Heranziehung von Han⸗ 
del, Induſtrie und Landwirtſchaft zu verſtärkten Steuer⸗ 
leiſtungen ſowie des Geſetzes betreffend Erhebung 
einer beſonderen Umſatzſteuer für Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirtſchaften an die wertbeſtändige Rechnungseinheit. 
Vom 12. November 1923.“ angenommen iſt. Ebenſo 
die „Verordnung über die Bewertung des Vermögens 
bei der Veranlagung der Vermögensſteuer für das 
Kalenderjahr 1924. Vom 12. November 1923“, ſowie die 
„Bewertungsrichtlinien für die Veranlagung der im 
Kalenderjahr 1924 zu entrichtenden Vermögensſteuer.“ 
Das Geſetz iſt ſomit in der zweiten Leſung angenom⸗ 
men. Wir kommen zur dritten Beratung. Da die all⸗ 
gemeine Ausſprache ſchon bei der zweiten Beratung 
erfolgte, rufe ich nun 8 1 auf. Ich eröffne die Be⸗ 


v. 
v. 
v. 
V. 
v. 
v. 
v. 
v. 
v. 


ſprechung, ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 


vorliegen. (En-bloc-Abſtimmungl) 
ſtimmung über das ganze Geſetz beautragt worden. 
Widerſpruch wird nicht laut, ich werde ſo verfahren. 
Ich bitte die Damen und Herren, die den 88 1—52 des 
„Geſetzes über die Vermögensſteuerveranlagung“ ſo⸗ 
wie den in der Anlage der Druckſache Nr. 2097 befind⸗ 
lichen Verordnungen und Bewertungsrichtlinien zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit; angenommen. Ich bitte 
die Damen und Herren, die der Ueberſchrift die Zu⸗ 
ſtimmung geben wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit, ſie iſt ange⸗ 
nommen. Da Abänderungen in der zweiten Leſung 
nicht vorgenommen ſind, ſchreiten wir zur Schluß⸗ 
abſtimmung. Ich bitte diejenigen, die dem Geſetz 
Druckſache Nr. 2097 in der Schlußabſtimmung zuſtim⸗ 
men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Danke, das iſt die Mehrheit. Das Geſetz iſt ſomit end⸗ 
gültig angenommen. Ich rufe auf Punkt 4 der Tages⸗ 
ordnung: . 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs betr. Abänderung des Vermögensſteuer⸗ 
geſetzes. - ; 

Druckſache Nr. 2098 zu Nr. 2044. Hier ſchlägt eben⸗ 
falls der Aelteſtenausſchuß vor, gleich bei der zweiten 
Beratung die allgemeine Ausſprache zu erledigen. Ich 
eröffne die allgemeine Beſprechung. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich erlaube mir, den 
Herrn Vizepräſidenten darauf aufmerkſam zu machen, 


daß unſere Geſchäftsordnung wohl zuläßt, daß bei der 


zweiten Beratung bei § 1 eine allgemeine Beſprechung 
vorgenommen wird. Unſere Gejchäftsordnung ſieht 
aber auch vor, daß bei der dritten Beratung eine all- 
gemeine Beſprechung ausdrücklich eröffnet wird. Da⸗ 
gegen kann bei der zweiten Beratung die allgemeine 
Beſprechung unterbleiben. Wenn die Parteien verein⸗ 
bart haben, daß kein Redner ſpricht, findet eben eine 
allgemeine Beſprechung nicht ſtatt. Vorhin wurde bei 
der dritten Beratung die allgemeine Beſprechung nicht 
eröffnet. Dadurch wurden bindende Vorſchriften der 


Geſchäftsordnung durch Beſchlüſſe des Aelteſtenaus⸗ 


ſchuſſes illuſoriſch gemacht. 

Vizepräſident Spill: Das hohe Haus iſt ſouverän 
und kann beſchließen. Ich habe aber nichts dagegen, 
wir können auch bei der dritten Beratung noch einmal 
die allgemeine Beſprechung eröffnen. Dann wird auch 
der Anſicht des Herrn Abg. Rahn Genüge getan. Das 
Wort hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Das Vermögensſteuergeſetz hat im Ausſchuß nicht 
eine ſolche Geſtalt gefunden, wie wir ſie für richtig un 
für nötig halten. Unſere Abänderungsanträge ſin 
ſämtlich von den Regierungsparteien mit Hilfe der 
Kommuniſten abgelehnt worden. Wir werden ſie jetzt 
im Plenum wiederholen. Die Abänderungsanträge 
erſtrecken ſich hauptſächlich auf zwei Punkte. Erſtens 
verlangen wir für die Bewertung des Vermögens, 
daß die Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes une“ 
geſchränkt Anwendung finden. Dieſe Vorſchriften ſind 
ſeinerzeit ſehr eingehend beraten worden und wurden 
nach reiflicher Ueberlegung in das Geſetz aufge“ 
nommen. Das Steuergrundgeſetz enthält die allge” 
meinen Grundſätze für die einzelnen Steuergeſetze 
In dem Steuergrundgeſetz find beſondere Vorſchriften 
für die Bewertung von Grundſtücken enthalten. Für 
landwirtſchaftliche und gewerbliche Grundſtücke un 
für ſolche Grundſtücke, welche Wohnzwecken dienen, 
ſoll der Ertragswert für die Bewertung zugrunde 
gelegt werden. Dieſe Beſtimmung ſoll jetzt für das 
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Dr. Ziehm, Abgeordneter.) 


E A) Vermögensſteuergeſetz außer Kraft geſetzt werden. 


Ich kann wohl verſtehen, wenn man in das Ver⸗ 
mögensſteuergeſetz für 1924, das ein Uebergangsgeſetz 
war, Uebergangsbeſtimmungen aufnahm, die vor⸗ 
übergehend die Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes 
außer Kraft ſetzen. Wenn man dies aber in einem 
Geſetz, das für die Dauer beſtimmt iſt, tut, ſo kann ich 
einen erſichtlichen Grund dafür nicht finden. 

In dem Erſatz des Ertragswertes für die von 
mir angeführten Grundſtücke durch den gemeinen Wert 
iſt eine ſchwere Beeinträchtigung der Wirtſchaft zu 
erblicken. Der Grund liegt ganz offenſichtlich in rein 
fiskaliſchen Rückſichten. Man fürchtet, daß ſich bei der 
Einſchätzung der Grundſtücke nach dem Ertragswert 
herausſtellt, in wie hohem Maße der Wert der Grund⸗ 
ſtücke geſunken iſt. Man fürchtet, daß dadurch der 
Ertrag der Steuer erheblich herabgeſetzt wird. Man 
will durch dieſe Aenderung künſtlich den Wert der 
Grundſtücke heben und künſtlich höhere Steuern aus 
den Grundbeſitz herauspreſſen. Das wird ſich rächen. 
Der Zuſammenbruch der Grundſtücke wird um ſo eher 
erfolgen, als man auf den Grunoͤbeſitz Laſten legt, die 
der Grundbeſitz nicht tragen kann. Dabei zerbricht man 
der geſamten Volkswirtſchaft das Rückgrat. Damit 
untergräbt man den feſten Boden für den Staat und 
die Staatsfinanzen. $ 

Ich komme zum zweiten Punkt. Wir find ða- 
gegen, daß der Tarif für die Vermögensſteuer gegen⸗ 
über dem jetzt geltenden Tarife erhöht wird. Die Er⸗ 
höhung iſt ſehr erheblich. Ich möchte einige Fälle 
herausheben. Bei 3000 Gulden Vermögen beträgt 
gegenwärtig die Steuer 1% pro Mille. Sie ſoll nach 
der Regierungsvorlage 2 pro Mille betragen. Bei 
einem Vermögen von 50 000 Gulden beträgt ſie jetzt 
2 pro Mille und ſoll in Zukunft 3 vom Tauſend be⸗ 
tragen. Bei Vermögen von 120 000 Gulden ſoll fie 
von 3 auf 4 und bei Vermögen von 250 000 Gulden 
‚bon 4 auf 5 vom Tauſend heraufgeſetzt werden. Das 
iſt eine ſehr beträchtliche Erhöhung. Die deutſch⸗ 
nationale Fraktion hat vor einiger Zeit eine Herab⸗ 
ſetzung der Vermögensſteuer gefordert. Unſer Antrag 
wurde leider abgelehnt. Wir haben aber nicht er⸗ 
wartet, daß in der gegenwärtigen Zeit eine Erhöhung 
der Vermögensſteuer kommen würde. Darin liegt 
nach unſerer Auffaſſung eine Verkennung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe und der Leiſtungsfähigkeit 
des Beſitzes, ja man verkennt die Bedeutung des 
Beſitzes und des Grundbeſitzes für Staat und Wirt⸗ 
ſchaft. Ich habe hier ſeinerzeit ſchon einmal aus⸗ 
geführt, daß man vor dem Kriege eine Vermögens⸗ 
teuer nur als Ergänzung zur Einkommenſteuer er⸗ 
hob, daß man darin nur eine zuſätzliche Belaſtung für 
die fundierten Einkommen ſah, und daß man ſie nur 
in einem ſolchen Maße erhob, daß die Steuer tragbar 
war und aus dem Einkommen aus dem Vermögen 
jelbſt bezahlt werden konnte. Man wollte die für die 

olkswirtſchaft dringend notwendige Erhaltung des 
Kapitals und die Kapitalbildung fördern. Durch die 
lebt beabſichtigte Erhöhung der Vermögensſteuer 
zandelt man den bewährten Grundſätzen entgegen. 
ie Steuerpolitik vor dem Kriege ſeitens der 
preußiſchen Finanzverwaltung war eine außerordent⸗ 
50 kluge und vorſichtige. In der heutigen Zeit ſollte 
5 noch vorſichtiger ſein. Die Vermögen ſtecken 
in ate in Betrieben, jei es in der Landwirtschaft, fei es 
= Handel oder Induſtrie. Es ift bekannt, daß die Be⸗ 
ee heute ſchwer um ihre Exiſtenz ringen, und 
. Einkünfte aus ihnen überhaupt nicht er⸗ 
: werden. Man fann unmöglich auf die Dauer 

euern von der Subſtanz erheben. Dadurch tritt in 


immer ſteigendem Maße eine Erſchöpfung der Steuer⸗ 
quelle ein, der Beſitz vermindert ſich von Jahr zu 
Jahr rapide, und die Eintreibung jeder Steuerquote 
erſchwert durch die eingetretene Erſchöpfung die Ein⸗ 
treibung der nächſten Steuerquote. Man kann voraus⸗ 
ſagen, wann das Vermögen als Quelle der Steuer bei 
einer ſolchen Beſteüerung überhaupt verſiegt. Nun 
hält man uns entgegen, die Erhöhung der Vermögens⸗ 
ſteuer ſei im Intereſſe der Ausgleichung des Etats 
dringend nötig, da auf andere Weiſe ein normales 
Gleichgewicht für den Etat überhaupt nicht zu er⸗ 
zielen ſei. Auf dieſe Weiſe wird aber kein normales 
Gleichgewicht, ſondern ein durchaus anormales Gleich⸗ 
gewicht erzielt. Man kann unmöglich in dieſer Weiſe 
fortfahren. Es kommt noch ein wichtiger Geſichts⸗ 
punkt hinzu. Durch eine zu ſtarke Vermögens⸗ 
beſteuerung wird die Arbeitsmöglichkeit beſchränkt, 
Eine richtige Politik müßte auf Erhaltung und auf 
Stärkung der Arbeitsſtätten, in denen Vermögen in⸗ 
veſtiert iſt, gerichtet ſein. Nur dadurch kann man die 
Zahl der Arbeitsloſen, die für den Staat und für die 
Finanzen furchtbar drückend und auf die Dauer un⸗ 
möglich iſt, vermindern. Die Steuerpolitik hängt eng 
mit der Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik zuſammen. 
Man ſoll nicht glauben, daß man jede für den Staats⸗ 
ſäckel nötige Summe aus dem Vermögen der Staats⸗ 
bürger herauspreſſen kann. Die Vermögensſteuer 
wird heute nicht aus dem Barvermögen genommen. 
Die Barvermögen ſind zum größten Teil verloren. 
Es fehlt den Betrieben an Betriebsmitteln und man 
ſollte daher auf Vermehrung der Betriebsmittel be⸗ 
dacht ſein. Dadurch würde man die Betriebe ſtärken, 
Arbeit ſchaffen und das Heer der Erwerbsloſen ver⸗ 
mindern. Wir werden daher die weitere Erhöhung 
des Tarifs, wie ſie die Regierungsvorlage bringt, 
glatt ablehnen. 


Ich komme endlich zum letzten Punkt. Bisher 
konnte man für jedes Kind 10 Prozent von der 
Steuer abziehen. Das ſoll auf 5 Prozent herabgeſetzt 
werden. Ich bemerke, daß die Regierung früher ſelbſt 
den Satz von 10 Prozent vorgeſchlagen hat. In der 
Herabſetzung liegt nach unſerer Auffaſſung eine Mb- 
kehr von dem Grundſatz, daß man kinderreichen Fa⸗ 
milien ihre Laſten erleichtern ſoll. Sie, meine Herren 
auf der Linken, betonen ja immer die ſozialen Geſichts⸗ 
punkte. Hier ſcheinen Sie mir ſehr unſozial zu han⸗ 
deln. Wir werden beantragen, den Satz auf 10 Prozent 
heraufzuſetzen, Wir wollen Ihnen Gelegenheit geben, 
wieder Ihr ſoziales Herz zu entdecken. Wir werden 
dem Geſetz zuſtimmen, wenn Sie unſere Anträge an⸗ 
nehmen, andernfalls werden wir dem Geſetz unſere 
Zuſtimmung verſagen. (Bravol rechts.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Fooken. 


Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Der Herr Abg. Dr. Ziehm hat in ſeinen Ausführungen 
inſofern recht, als in einer Wirtſchaftskriſe eine über⸗ 
mäßige Beſteuerung von Vermögen ſchwer durch⸗ 
zuführen iſt und zu keinen Erträgniſſen führt. Des⸗ 
halb lehnen wir den Abänderungsvorſchlag der kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion, der eine ganz gewaltige Stei- 
gerung der Vermögensſteuer vorſieht, ab. Aber 
etwas anders verhält es ſich mit der Vorlage der 
Regierung, die nur eine ſehr, ſehr mäßige Heran⸗ 
ziehung der Vermögen zur Steuerleiſtung vorſieht. 
Schon der Unterſchied zwiſchen den Betrieben, die mit 
fremdem Kapital arbeiten müſſen und denjenigen, die 
mit eigenem Kapital arbeiten, iſt ein ſo gewaltiger, 
daß eine Heranziehung dieſer Vermögen zu einem 
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(Fooken, Abgeordneter.) 
(A) Zuſatz zur Einkommenſteuer wohl berechtigt iſt. Der 
höchſte Steuerſatz ift % Prozent, der bei den kleinen 
und mittleren Vermögen noch gewaltig ermäßigt wird. 
Dieſer Steuerſatz ijt ohne weiteres tragbar. Wir 
werden nur für die Vorlage der Regierung ſtimmen. 

Einen beſonderen Einwand hat der Herr Abg. 
Dr. Ziehm gegen den $ 14 erhoben, indem er forderte, 
daß bei Gebäuden und Gebäudeteilen nicht der gemeine 
Wert, ſondern der Ertragswert bei der Einſchätzung 
des Vermögens zugrunde gelegt werden ſoll. Herr 
Abg. Dr. Ziehm, wenn wir uns heute in der Wirtſchaft 
umſehen, ſo ſind Ertragswert und gemeiner Wert innig 
miteinander verbunden, denn der gemeine Wert eines 
Grundſtücks wird in allen Fällen danach feſtgeſtellt, 
welchen Ertrag ein in dieſes Gebäude oder Grund⸗ 
ſtück hineingeſtecktes Vermögen abwirft. (Abg. 
Dr. Ziehm: Dann ſtimmen Sie unſerem Antrag zu.) 
Danach wird der gemeine Wert bemeſſen, wenn es ſich 
nur um einen einem Ertrag gewidmeten Gebäudeteil 
eines Grundſtücks handelt. Aber darüber hinaus gibt 
es eine ganze Reihe von Grundſtücken, die neben dem 
Ertragswert einen höheren Wert in dem gemeinen 
Wert haben. Ich denke an Grundſtücke, die vor den 
Toren liegen uſw., die zurückgehalten werden und bei 
denen es nicht mehr als recht und billig iſt, wenn ſie 
höher zur Steuer herangezogen werden. Der Ertrags⸗ 
wert iſt bei dieſen Gebäuden gleich Null. Dort, wo es 
ſich um Grundͤſtücke und Gebäudeteile handelt, die in 
Gewerbebetrieben und landwirtſchaftlichen Betrieben 
verwandt werden, iſt die Bemeſſung des gemeinen 
Wertes nach dem Ertragswert vorzunehmen, weil ſich 
das eine vom andern nicht trennen läßt. Da die 


Landwirtſchaft und die Betriebe nicht beteiligt werden, 
werden wir für die Regierungsvorlage ſtimmen, weil 


das unſeren Anſichten entſpricht. (Bravo! liuks.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hoffmann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.) :: M. D. u. H.) 
Als vor einiger Zeit die deutſchnationale Fraktion 
einen Antrag einreichte, die Regierung ſollte unbedingt 
eine neue Vorlage zum Vermögensſteuergeſetz ein⸗ 
reichen, haben wir erklärt, daß wir darauf hinarbeiten 
würden, die Vermögensſteuer mindeſtens zu erhöhen. 
Sie wiſſen ja, mit welchen Abſichten ſich die Deutſch⸗ 
nationalen getragen haben, als ſie aus der Regierung 
hinausgingen. Man kam mit Anträgen und verſuchte, 
auf jede Art und Weiſe der Regierung Schwierig⸗ 
keiten zu machen und gewiſſermaßen für die Deutſch⸗ 
nationale Partei Propaganda und Agitation zu 
treiben. Alle Anträge, die von den Deutſchnationalen 
eingingen, waren nur ein Bluff; denn aus den Mu- 
trägen auf Ermäßigung der Umſatz⸗ und Luxusſteuer 
iſt nichts herausgekommen. Wir haben nun momentan 
das Geſetz über die Vermögensſteuer zu beraten. Im 
Ausſchuß iſt die kommuniſtiſche Fraktion ein Nichts. 
Auf die Worte der Kommuniſten wird nichts gegeben. 
Trotzdem muß mau Ihnen in der breiten Oeffentlich⸗ 
keit die Wahrheit ſagen. ; 

Wenn wir uns das Vermögensſteuergeſetz im 
allgemeinen anſehen, ſo finden wir, daß es den Deutſch⸗ 
nationalen noch zu viel iſt, trotzdem das Vermögen 
jo minimal belaſtet wird. Hier wird nicht mit Hro- 
zenten gerechnet, wie beim Arbeiter. Jedem Arbeiter, 
der einen Tag arbeitet, werden durch die Einkommen⸗ 
ſteuer 10 Prozent entzogen. Wenn aber jemand ein 
Vermögen hat und davon lebt, ſo wird von dieſem 
Vermögen nur 1 vom Tauſend erhoben. Wenn alſo 
jemand 20 000 Gulden Vermögen hat, jo ſoll er nur 
20 Gulden im Jahr Steuern zahlen. Der Arbeiter 
aber, der 2000 Gulden verdient, das iſt höchſtens der 


Fall bei einem unter tauſend, muß 200 Gulden Steuern 
zahlen. Die Vermögensſteuer iſt alſo ſo minimal, 
daß Sie keine Urſache haben, dieſe Vorlage zu kriti⸗ 
fieren. Wir jagen, wozu braucht der Staat Steuern. 
Wir wiſſen doch ganz genau, daß das meiſte Geld, das 
an Steuern erhoben wird, von den Arbeitern gezahlt 
wird. Herr Staatsrat Lademann erklärte im Aus⸗ 
ſchuß ausdrücklich, daß durch die Vermögensſteuer nur 
zirka 1200000 Gulden im Freiſtaat einkommen 
würden. Das iſt eine ſehr niedrige Summe. Wir 
ſehen alſo, daß derjenige, der von ſeinem Vermögen 
eine Abgabe gibt, nur ſehr wenig zahlt. Wir ſehen, 
daß die beſitzende Klaſſe nichts dazu beitragen will, um 
den Staat zu erhalten. Sie haben alſo auch kein Recht, 
in Steuerfragen mitzuſprechen. 


Wir Kommuniſten haben deshalb auch Abände⸗ 
rungsanträge eingebracht. Wir wollen in erſter Linie 
den kleinen Mann berückſichtigen. Wir haben dabei 
auch daran gedacht, daß die Wirtſchaft nicht zugrunde 
geht, was jetzt ja immer betont wird. Wir haben 
geſagt, wer ein Vermögen bis zu 30 000 Gulden hat, 
ſoll keine Vermögensſteuer bezahlen. Wir ſehen, daß 
die kleinen Vermögen beſteuert werden ſollen, aber die 
größeren wollen Sie ohne weiteres ermäßigen. Dabei 
gehen die Rechtsparteien ſo rigoros vor, daß ſie dem 
kleinen Mann das abzwacken, was er noch beſitzt. 
Wenn die kleinen Vermögen ſo beſteuert würden, 
würden ſie zugrunde gehen. Wenn jemand ein Ver⸗ 
mögen von 400 000 Gulden hat, ſo ſoll man ihm auch 
etwas nehmen. Ich habe eine Aufſtellung gemacht 
und dabei herausgefunden, daß man nach unſerer Vor⸗ 
lage, trotzdem dann alle Vermögen bis zu 30 000 
Gulden vermögensſteuerfrei blieben, nicht etwa eine 
Summe von 1200 000, ſondern etwa 50 bis 60 Millionen 
für den Staat einnehmen würde. Wenn Herr Staats⸗ 
rat Lademann nach unſeren Grundſätzen eine Auf⸗ 
ſtellung machen möchte, würden Sie daraus erſehen, 
was für eine Summe dabei herauskäme. 


Sie klagen, daß die Wirtſchaft darniederliegt und 
daß der Staat kein Geld für die Erwerbsloſen habe. 
Der Staat könne den Erwerbsloſen in keiner Art und 
Weiſe Hilfe angedeihen laſſen. Bei allen Laſten, die 
der Bevölkerung auferlegt wurden, der Umſatzſteuer 
und den indirekten Steuern, ſehen wir, daß die ärmere 
Bevölkerung am meiſten betroffen wird. Aber bei den 
Laſten, die dem Vermögen vielleicht etwas an die 
Nieren gehen, wollen Sie nichts erheben. Darum 
können wir uns nicht mit der Vorlage einverſtanden 
erklären. Wir verlangen Annahme unſeres Antrages. 
Wir wiſſen, daß er nicht angenommen werden wird. 
Trotzdem werden wir der breiten Oeffentlichkeit ſagen, 
daß Sie den Arbeiter ſo belaſten, daß er nicht weiß, 
wo er ein und aus fol. Hier muß ich auf die Aus⸗ 
führungen des Herrn Abg. Fooken verweiſen. Er er⸗ 
klärte, daß ſeine Fraktion für den Abänderungsantrag 
von der kommuniſtiſchen Fraktion nicht ſtimmen 


(© 


könne. Alſo auch oͤie Sozialdemokraten, die früher immer 


dafür eintraten, daß eine Vermögensabgabe erhoben 
würde, kommen und ſagen jetzt, ſie könnten das Ver⸗ 
mögen nicht höher belaſten. Ich komme auf die Aus 
führungen des Herrn Abg. Fooken im Steuerausſchuß 
zurück. Dort erklärte er, daß es bei einer Herati? 
ſetzung der Vermögensſteuer nur noch mehr Arbeits- 
Ioje geben werde oder aber, die Steuer würde auf den 
Konſumenten abgewälzt. Das ſagen Sie immer. 8 
kennen die Taktik der Sozialdemokratie. Sie verſuch 
immer wieder, die Anträge, die die Kommuniſten ein⸗ 
bringen, ſo umzugeſtalten, daß dadurch vielleicht = 
der Arbeiter belaſtet wird. Meine Herren Soze 
demokraten, Sie ſind in der Regierung. Wenn Sie 
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(Hoffmann, Abgeordneter.) hi 


(A) ein ſteifes Rückgrat hätten, könnten Sie ohne weiteres 


dafür eintreten, daß die Preiſe der Bedarfsartikel 
nicht erhöht werden. Das wollen Sie aber nicht. Sie 
gehen nicht dazu über und wollen keine Ermäßigung 
oder Erleichterungen. Sie haben Gelegenheit genug, 
den Preisabbau ſo vorzunehmen, daß der Arveiter 
davon Vorteil hat. Aber wir ſehen, daß Sie keine 
Erleichterung für die Arbeiter geſchaffen haben. 


Ich erſuche den Herrn Regierungsvertreter, 
Staatsrat Lademann, ſich mit dieſen Fragen eingehend 
zu beſchäftigen, was wir an Steuern einbekommen 
würden, wenn nach dem kommuniſtiſchen Antrage 
1 Prozent des Vermöges eingezogen würde. Als wir 
den Antrag einbrachten, eine 3⸗Millionen⸗Anleihe zum 
Wohnungsbau aufzunehmen, war kein Geld da. Wenn 
Sie die Vermögen nach unſerem Antrag beſteuerten, 
könnte Geld beſchafft werden. Deshalb verlangen 
wir, daß endlich einmal dazu übergegangen wird. Wir 
ſehen das große Heer der Erwerbsloſen, die Sozial⸗ 
rentner, die auf der Straße verrecken. Trotzdem ſollen 
die Vermögen geſchont werden. Wir verlangen, daß 
unſere Anträge angenommen werden. Dem Volke 
werden wir klarmachen, daß Sie (zu den Sozial⸗ 
demokraten) die größten Feinde der Arbeiterſchaft 
ſind. (Bravo! bei den Kommuniſten.) . 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. ; 


Dr, Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Der Geſetzentwurf hat einen ſehr bedenklichen Fehler, 
der im weſentlichen darin beſteht, daß der § 2 die Be⸗ 
ſteuerung des vom Auslande in Danzig inveſtierten 
Vermögens vornimmt. Dieſe Beſteuerung iſt im 
gegenwärtigen Moment ungültig. Man kommt faſt 
auf den Gedanken, daß hier die Anleihen, die ja jetzt 
vom Senat vom Ausland verſchafft werden, beinahe 
ſabotiert werden ſollen. Wir haben es bei den privaten 
Darlehen ſchon mehrfach erlebt, daß Abſchlüſſe und Be⸗ 
leihungen ſowohl des ländlichen wie des ſtädtiſchen 
Grund und Bodens daran ſcheiterten, weil von dieſen 
hypothekariſch geſicherten Darlehen Steuern genommen 
wurden. Der Ausländer, der ſein Geld unterbringt, 
will ſelbſtverſtändlich dabei beſſer fahren, als wenn er 
es draußen anlegt. Auf der andern Seite wirkt dieſe 
Steuer zinserhöhend. Der Ausländer legt die Steuer 
in Form von höheren Zinſen wieder zu, die von der 
mländiſchen Wirtſchaft getragen werden müſſen. 

enn es dem Senat mit den Anleiheplänen ernſt iſt, 
und wenn er nicht verhindern will, daß hypothekariſch 
geſicherte Darlehen nach Danzig kommen, muß er da⸗ 
von abgehen. Er muß das ausländiſche Vermögen, 
as inveſtiert wird, freilaſſen, ſonſt laufen wir Gefahr, 
aß alle ſchönen Anleihepläne zu Waſſer werden. 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Doerkſen. 


hä Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Ich 
Atte mich nicht zum Wort gemeldet, wenn die Aus⸗ 


ührungen des Herrn Abg. Fooken mich hierzu nicht 

genötigt hätten. Der Herr Abg. Fooken hat behauptet, 
m die Steuer mur gering fei. Dem ift durchaus nicht 
9 Die Ergänzungsſteuer hält einen Vergleich mit 
en jetzigen Beſteuerung in keiner Weiſe aus. Auch 
it z man den Wehrbeitrag als Vergleich heranzieht, 

5 5 jetzige Steuer bedeutend höher. Der Wehrbei⸗ 
50000 5 meines Wiſſens bei einem Vermögen von 
alli Mark 5 vom Tauſend und war in drei Jahren 

95 a 00086 erhebt man ſchon bei einem Vermögen 
off b 00 Gulden eine Steuer von 2 vom Tauſend, 
edeutend mehr, und das ſoll andauernd geſchehen. 
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Als der Wehrbeitrag erhoben wurde, war die Reichs⸗ (©) 


regierung ſehr froh, daß die erſte Rate ohne Verzug 
einging. Man befürchtete, es würde ſchwer ſein, das 
Geld einzuziehen. Nun kommen Sie mit dieſer ſehr 
viel höheren Steuer, die einen Vergleich gar nicht aus⸗ 
hält. In Vorkriegszeiten dachte man über die Ver⸗ 
mögensſteuer ganz anders als jetzt. 


Der Herr Abg. Footen hat weiter behauptet, daß 
der Ertragswert mit dem gemeinen Wert gleich ſei. 
Warum ſtimmen Sie dann nicht für unſeren Antrag? 
Der gemeine Wert iſt erheblich höher als heute der 
Ertragswert. Die Differenz iſt ſehr groß. Sie werden 
wiſſen, daß ſowohl der Hausbeſitz wie der ländliche 
Grundbeſitz einen ſehr geringen Ertrag, teilweiſe 
überhaupt keinen Ertrag abwirft. Wenn Sie heute 
den Landwirten die der Vermögensſteuerveranlagung 
zugrunde gelegten Werte zahlten, dann würden alle 
Landwirte ihre Grundſtücke verkaufen, jo ungern fie 
ſich auch von ihrer Scholle treunen. Bei den Fällen, die 
Sie hier annehmen, von vor der Stadt gelegenen 
Grundſtücken, handelt es ſich hier offenbar um Ter⸗ 
rainſpekulationen. Die ſollen ja nach dem Steuer⸗ 
grundgeſetz nicht nach dem Ertragswert, ſondern nach 
dem gemeinen Wert veranlagt werden. Sie ſehen, daß 
Sie keine Veranlaſſung haben, nicht für unſere An⸗ 
träge zu ſtimmen. 


Vizepräſident Spill: Die Wortmeldungen ſind er⸗ 
ſchöpft, ich ſchließe die allgemeine Beſprechung. Ich 
rufe auf § 1, und zwar nach den Beſchlüſſen des 
Steuerausſchuſſes auf Seite 3 der Vorlage. Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die 8 1 auf Seite 3 der Vorlage annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Danke, das iſt die Mehrheit, 8 1 iſt angenommen. Ich 
rufe auf § 2. Ich eröffne die Beſprechung, ich ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich darf 
wohl feſtſtellen, daß 8 2 mit derſelben Mehrheit ange- 
nommen ift. § 3; angenommen. 8 4; angenommen. 
Desgleichen die Abſchnittsüberſchrift „Perſönliche 
Steuerpflicht“. § 5; angenommen. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Doerkſen. 


Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich beantrage 
namentliche Abſtimmung zu unſeren Anträgen zu den 
$$ 14, 17 und 18. R 


Bizepräfident Spill: Soweit find wir noch nicht. 
Ich rufe auf: § 6; angenommen. 8 7; angenommen. 8 8; 
angenommen. § 9; angenommen. $ 10; angenommen. 
$ 11; angenommen. § 12; angenommen. $ 13; angenom⸗ 
men. Zu § 14 liegt ein Abänderungsantrag des Herrn 
Abg. Doerkſen und der übrigen Mitglieder der Deutſch⸗ 


nationalen Volkspartei auf Druckſache Nr. 2105 vor. 


Wir ſtimmen zuerſt über den Abänderungsantrag ab. 
Außerdem liegt noch ein Eventualantrag vor. Es iſt 
beantragt, über den Abänderungsantrag namentlich 
abzuſtimmen. Wird dieſer Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen 
zur namentlichen Abſtimmung über den Abänderungs⸗ 
antrag der Deutſchnationalen Fraktion zu § 14, Drud- 
ſache Nr. 2105: 


$ 14 erhält folgende Faſſung: 


Bei der Bewertung des Vermögens gelten die Vor⸗ 

Ka des Steuergrundgeſetzes über die Wertermitte⸗ 

Ich bitte die Damen und Herren, die Plätze ein⸗ 
zunehmen. Die namentliche Abſtimmung beginnt. 


(Geſchieht.) Wünſcht noch jemand eine Karte abzu⸗ 


geben? Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe die Ab⸗ 
ſtimmung und verkünde das Ergebnis. Es ſind 90 
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(Spill, Vizepräſident.) 5 
Stimmen“) abgegeben worden, davon 57 mit Nein, 32 
mit Ja und 1 Stimmenthaltung. Der Antrag iſt ſomit 
abgelehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung über 
den Eventualantrag auf Druckſache Nr. 2105: 

Bei der Bewertung des Vermögens gelten die Vor⸗ 
ſchriften des Steuergrundgeſetzes über die Wertermitte⸗ 
lung. Der Senat kann mit Zuſtimmung des Finanzrats 
für Grundſtücke und ſolche Gegenſtände, die dauernd dem 
Betriebe gewidmet ſind, beſondere Grundſätze über die 
Wertermittelung erlaſſen. 

Ich bitte diejenigen, die dem Eventualantrag in 
der Druckſache Nr. 2105 ihre Zuſtimmung geben wol- 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Eventualantrag iſt abge⸗ 
lehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über den $ 14 
der Vorlage. Ich bitte die Damen und Herren, die den 
§ 14 annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Mehrheit; $ 14 ift angenommen. 
Ebenſo die Abſchnittsüberſchrift „Steuerbares Ver⸗ 
mögen.“ Ich rufe auf § 15 und ſtelle die Annahme 
feft. Zu § 16 liegt in Druckſache Nr. 2103 ein Abände⸗ 
rungsantrag der kommuniſtiſchen Fraktion vor, unter⸗ 
zeichnet Hoffmann und Fraktion. Wir kommen zur 
Abſtimmung über dieſen Abänderungsantrag. 

In § 16 ift für die Ziffer „10 000“ die Ziffer „30 000“ 
zu ſetzen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die ihm zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Danke, das iſt die Minderheit. (Abg. Bukmakowſki: 
Wo bleiben die Landbundvertreter, die die Kleinbauern 
vertreten?) Wir kommen zur Abſtimmung über 
§ 16 der Vorlage. Ich bitte die Damen und Herren, 
die ihn annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das ift die Mehrheit; $ 16 ift angenom⸗ 
men. Ich rufe auf § 17. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort Herr Abg. Doerkſen. 


Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): Zu § 17 liegt ein 
Abänderungsantrag vor, Druckſache Nr. 2106, der eine 
andere Faſſung geben will. Ich beantrage über dieſen 
unſeren Antrag namentliche Abſtimmung. 

Vizepräſident Spill: Der Antrag iſt hier verkehrt 
zu § 18 eingezeichnet. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raſchke. ' 


Raſchke, Abgeordneter (K.P.): Zu $ 17 liegt von 
uns auch ein Abänderungsantrag, Druckſache Nr. 2103, 
vor, der weitgehender iſt. Ich bitte darüber zuerſt ab⸗ 
ſtimmen zu laſſen. 


Endgültiges Ergebnis: Abgegeben 90 Stimmkarten. In 
32 Stimmen, Nein 57 Stimmen, Enthaltung 1. 

„) Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bahl, Dr. Blavier, Bro- 
dowſti, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Doerkſen, Dyck II, Ehm, 
Eichholtz, Falkenberg, Fiſcher, P., Glombowſki, Frau Grund- 
mann, Guttzeit, Karkutſch, Fr. Knoblauch, Lietzau, Maier, 
Mayen, Fr. Meyer, Mohn, Philipſen, Polſter, Schede, Schütz, 
Schwegmann, Semrau, Senftleben, Dr Wendt, Weſſalowſki, 
Dr. Ziehm. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Arczynſki, Arndt, Beyer, 
Dr. Bing, Brill, Bukmakowſki, Ediger, Dr. Eppich, Frau Falt 

iiher, F. Sonten, Gaikowſti, Gebauer, Gehl, Gerick, Grün- 
hagen, Hennke, Hoffmann, Hoppe, Janzen, Jedwabſki, Jofeph, 
Dr. Kamnitzer, Karſchefſki, Klapps, Kloßowſki, Fr. Kreft, 
Fr. Kuntz, Kuckelkorn, Leu, Liſchnewſki, v. Malachinſki, Frau 
Malikowſti, Mathieu, Mau, Dr. Moczynſti, Mroczkowfki, 
Müller, Dr. Panecki, Plettner, Rahn, Raſchke, Reek, Rehberg, 
Fr. Richter, Schilke, Schmidt, R., Schmidt, E., Schilke, Schulz, 
eu 17 Dr. Wagner, Weiß, Werner, Wierſchowfti, 

r. Buper. 

Der Stimme enthielt ſich: Abg. Dr. Lembke. 


Keine Stimme gaben ab: Abg. Bergmann, Böcker, Böhm, 
Dahfler, Frau Döll, Falk, Förſter, Habel, Harnau, Hermann, 
Hohnfeldt, Frau Kalähne, Klawitter, Klingenberg, Dr. Kubacz, 
Kurowſki, Frau Landmann, Langowfki, Laſchewſti, Lehmann, 
Loops, Lemke, Neubauer, Dr Neumann, Nordwig, Penner I, 
Raube, Rohde, Dr Treichel, Wisniewſti. 


Volkstag Danzig, 149. Sitzung. 


Mittwoch, den 27. Januar 1926. 
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Vizepräſident Spill: Es liegt ein Antrag und auch (C 


noch ein Eventualantrag vor. (Abg. Raſchke: Der Even⸗ 
tualantrag der Druckſache Nr. 2108 iſt zurückgezogen 
und erſcheint in der Druckſache Nr. 21081) Richtig. 
Es liegen ſomit Abänderungsanträge vor: Druckſache 
Nr. 2106 von der Deutſchnationalen Fraktion, und 
Druckſache Nr. 2103 von der Kommuniſtiſchen Fraktion. 
Ich glaube, wir fahren am beſten, zuerſt über den weit⸗ 
gehendſten Antrag abzuſtimmen, das iſt unzweifelhaft 
der kommuniſtiſche Antrag, Druckſache Nr. 2103: 


§ 17, Ziffer 1, erhält folgende Faſſung: 
1. Die Steuer beträgt jährlich: 
wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 20 000 Guld. 
nicht überſteigt 1 v. T. des Vermögens, 


wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 20 000 Guld., 
aber 11 5 40-900 Guld. überſteigt, 144 v. T. des Ber- 
mögens, 


wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 40 000 Guld., 
aber nicht 60 000 Guld. überſteigt, 2 v. T. des Ber- 
mögens, 


wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 60 000 Guld., 
aber nicht 100 000 Guld. überſteigt, 2% v. T. des 
Vermögens, 


wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 100 000 
Guld., aber nicht 150 000 G. überſteigt, 3 v. T. des 
Vermögens, 


wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 150 000 
Guld., aber nicht 200 000 Guld. überſteigt, 3% v. T. 
des Vermögens, 


wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 200 000 
Guld., aber nicht 300 000 Guld. überſteigt, 4 v. T. 
des Vermögens, 


wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 300.000 
Guld., aber nicht 400 000 Guld. überſteigt, 4% v. T. 

des Vermögens, 

wenn das abgerundete ſteuerbaxre Vermögen 400 000 
Guld. überſteigt, 5 v. T. des Vermögens. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dem Abände⸗ 
rungsantrag der kommuniſtiſchen Fraktion zu § 17, 
Druckſache Nr. 2103, zuſtimmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; 
der Antrag iſt abgelehnt. Jetzt werden wir über den 
Eventualantrag der kommuniſtiſchen Fraktion ab⸗ 
ſtimmen. 


§ 17, Abſatz 1, erhält folgende Faſſung: 


1. Die Steuer beträgt jährlich bei einem Vermögen 
von 30 000 Guld. bis 100 000 Guld. 1 v. H. 
von 100 000 Guld. bis 200 000 Guld. 2 v. H. 
von 200 000 Guld. bis 500 000 Guld. 3 v. H. 
von 500 000 Guld. bis 1000 000 Guld. 4 v. H. 
von jeder weiteren Million Guld. 1 v. H. mehr bis 15 v. H. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Even⸗ 
tualantrag, Druckſache Nr. 2108 zuſtimmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit; er iſt abgelehnt. Wir kommen nun zu 
dem Abänderungsantrag der deutſchnationalen Frak⸗ 
tion in Druckſache Nr. 2106: 


In § 17, Abſatz 1, ift zu ſetzen 
ſtatt 1 v. T. 5 v. T. 
ſtatt 2 v. T. 10 v. T. 
itatt 3 v. T. 15 v. T. 
ſtatt 4 v. T. = 20 v. T. 
ſtatt 5 v. T. 25 b. T. 


(Namentliche Abſtimmung! rechts.) Wird der Antrag 
auf namentliche Abſtimmung unterſtützt? (Geichteht.) 
Die Unterſtützung reicht aus. Die namentliche Ab? 
ſtimmung über den Abänderungsantrag der deutsch 
nationalen Fraktion, Druckſache Nr. 2106, nenn 
(Geſchieht.) Wünſcht noch jemand ſeine Stimmkarte 
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Spill, Vizepräſident.) 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall, dann ſchließe ich 
die Abſtimmung. Das Abſtimmungsergebnis iſt fol⸗ 
gendes: Abgegeben find 90 Stimmen“), davon 55 mit 
Nein, 35 mit Ja; der Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 2106 iſt ſomit abgelehnt. Wir kommen zur 
Abſtimmung über $ 17 der Vorlage. Ich bitte die 
Damen und Herren, die $ 17 der Vorlage annehmen 
wollen, fiH vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit; $ 17 ift angenommen. Ich rufe auf 


aea 


$ 18. Zu § 18 liegt ein Abänderungsantrag des Abg. 

Dr. Ziehm und Fraktion vor, der ebenfalls auf Drud- 

ſache Nr. 2106 enthalten iſt: 

ne 7 18, Abſatz 1, iſt an Stelle „5 v. H.“ zu ſetzen 
v. H.“ 


Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die 
Beſprechung. (Namentliche Abſtimmung! rechts.) 
Wird dieſer Antrag auf namentliche Abſtimmung 
Unterſtützt? Danke, die Unterſtützung reicht aus, wir 
ſtimmen namentlich über den Abänderungsantrag der 


Deutſchnationalen Fraktion in Druckſache Nr. 2106 ab. 


Die namentliche Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) 
Wünſcht noch jemand eine Karte abzugeben? Das iſt 
nicht der Fall, ich ſchließe die Abſtimmung. Das Er⸗ 
gebnis ift folgendes: Es find 90 Stimmen“) abgegeben 
worden, davon 53 mit Nein, 37 mit Ja. Der Abände⸗ 
rungsantrag iſt abgelehnt. Wir kommen jetzt zur Ab⸗ 
ſtimmung über $ 18 der Vorlage. Ich bitte die Damen 
und Herren, die $ 18 der Vorlage annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, 


*) Endgültiges Ergebnis: Abgegeben 89 Stimmkarten. 
Ja 35 Stimmen, Nein 54 Stimmen. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bahl, Bergmann, Dr. Bla- 
vier, Brodowſti, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt, Doerkſen, 
Dyck II, Ehm, Eichholtz, Falkenberg, Fiſcher, P., Glombowſki, 
Frau Grundmann, Guttzeit, Herrmann, Karkutſch, Frau Knob⸗ 
Auch, Dr. Lembke, Lietzau, Maier, Mayen, Frau Meyer, Frau 
Mohn, Philipſen, Polſter, Schede, Schütz, Schwegmann, 

emrau, Senftleben, Frl. Wendt, Weſſalowfki, Dr. Ziehm. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Arezynſki, Arndt, Dr. Bing, 
Brill, Bukmakowſki, Ediger, Frau Falk, Fiſcher, J., Fooken, 
Gaikowfki, Gebauer, Gehl, Gerick, Grünhagen, Hennte, Hoff⸗ 
mann, Hoppe, Jedwabſki, Joſeph, Dr. Kamnitzer, Karſchefſki, 
Klapps, Kloßowſki, Frau Kreft, Fr. Kuntz, Kuckelkorn, La- 
ſchewfki, Leu, Liſchnewſki, v. Malachinſki, Frau Malikowſfki, 
athieu, Mau, Dr. Moczkowſki, Mroczkowſki, Dr. Banecti, 
Plettner, Rahn, Raſchke, Reek, Rehberg, Frau Richter, Schilke, 
Schmidt, R., Schmidt, E., Schülke, Schulz, Spill, Splett, Dr. 
agner, Weiß, Werner, Wierſchowfſki, Frau Buper. 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Beyer, Böcker, Böhm, 
Dahiler, Frau Döll, Dr. Eppich, Falk, Aae Habel, Harnau, 
ohnfeldt, Janzen, Frau Kalähne, Klawitter, Klingenberg, 

r. Kubacz, Kurowski, Frau Landmann, Langowfki, Lehmann, 
Loops, Lemke, Müller, Neubauer, Dr. Neumann, Nordwig, 

enner I, Raube, Rohde, Dr. Treichel, Wisniewfki. 
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149. Sitzung. 


Mittwoch, den 27. Januar 1926. 


das ijt die Mehrheit, 8 18 ift angenommen. Ich rufe 
auf § 19. Ich darf wohl feſtſtellen, daß er mit der glei- 
chen Mehrheit angenommen iſt. Desgleichen die Ab⸗ 
ſchnittsüberſchrift: „Berechnung der Steuer.“? Es ijt 
jo beſchloſſen. § 26; angenommen. Ich rufe auf § 21. 
Ich darf wohl feſtſtellen, daß 8 21 ebenfalls angenom⸗ 
men ift. § 22; angenommen. Ich rufe auf § 23. Das 
Wort hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (00. Nat.) M. D. u. H.! 
Der § 23 hat zwei Abſätze. In den erſten Abſatz it die 
Beſtimmung aufgenommen, daß, wenn ſich im Laufe 
des Steuerzeitraumes das Vermögen mindeſtens um 
20000 Gulden vermehrt oder vermindert, eine neue 
Veranlagung erfolgen kann. Das iſt auch früher in 
Preußen geltendes Recht geweſen. Es war auch in 
Danzig geltendes Recht. Gegen Abſatz 1 haben wir 
nichts einzuwenden. Es ift nun aber, und zwar ent- 
gegen dem bisherigen preußiſchen Recht, der Abſatz 2 
aufgenommen worden, der beſagt, daß im Falle das 
Vermögen im Laufe des Steuerjahres ſich um mehr als 
den fünften Teil erhöht, ebenfalls eine Nachveranla⸗ 
gung ſtattfinden ſoll. Wenn man im Steuerrecht nicht 
bewandert iſt, könnte man annehmen, daß darin nur 
das Entſprechende zu Abſatz 1 liegt, und doch ift es nach 
unjerer Auffaſſung eine ſteuerliche Abnormität. Es 
widerſpricht dem Grundfatz, daß das Steuerergebnis 
für den Veranlagungszeitraum zum Nachteil des 
Steuerpflichtigen nicht verändert werden darf. Die 
Fälle, in denen eine Nachveranlagung ſtattfinden darf, 
müſſen in den. Steuergeſetzen genau angegeben wer⸗ 
den. Ein ſo allgemeiner Grundſatz, wie er hier ent⸗ 
halten iſt, iſt ein Verſtoß gegen die Rechtsſicherheit. 

Ich möchte zwei Beiſpiele anführen. Wenn bei je⸗ 
mand, der Vermögen in Aktien beſitzt, die Aktien im 
Laufe des Steuerjahres ſteigen, kann nach dieſer Be⸗ 
ſtimmung eine Nachveranlagung erfolgen. Wenn bei 
einem Kaufmann, Landwirt oder Gewerbetreibenden 
Warenvorräte im Laufe des Steuerjahres im Werte 
ſteigen, ſo kann ebenfalls eine Nachveranlagung ſtatt⸗ 
finden. Vorausgeſetzt, daß die Wertſteigerung die feſt⸗ 
geſetzte Grenze erreicht. Es tritt dadurch Unſicherheit 
und Unruhe im Geſchäftsleben ein. Dies iſt nach unſe⸗ 
rer Auffaſſung nicht gerechtfertigt. Sie enthält einen 
auch durch fiskaliſche Rückſichten nicht gerechtfertigten 
Verſtoß gegen allgemeine ſteuerliche Grundſätze. Wir 
bitten, den Abſatz 2 aus dieſen Gründen abzulehnen. 

Bizepräfident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich 
werde abſatzweiſe abſtimmen laſſen. Wir ſtimmen zu⸗ 
erſt über den Abſatz 1 und dann über den Abſatz 2 ab. 
Ich bitte die Damen und Herren, die den Abſatz 1 des 
$ 23 annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Abſatz 1 iſt ange⸗ 
nommen. Ich bitte diejenigen, die dem Abſatz 2 zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt ebenfalls die Mehrheit. Damit iſt 
§ 23 angenommen. Ich rufe auf § 24. Wortmeldun⸗ 
gen liegen nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Ich 
darf wohl ohne weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß 
$ 24 angenommen ift, $ 25; desgleichen. § 26; ebenſo. 
Desgleichen die Abſchnittsüberſchrift: „Veranlagung.“ 
§ 27; ebenſo. § 28; ebenfalls. Desgleichen die Mb- 
ſchnittsüberſchrift: „Steuerentrichtung.“ 8§ 29; eben- 
falls. § 30; desgleichen. Ebenſo die Abſchnittsüber⸗ 
ſchrift: „Schlußbeſtimmungen.“ Wir kommen nun zu 
der Geſamt⸗Ueberſchrift: „Geſetz zur Abänderung des 
Vermögensſteuergeſetzes vom 30. März 1925 (Geſetz⸗ 
blatt S. 91).“ Ich bitte die Damen und Herren, die 
dieſer Ueberſchrift zuſtimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit. Die Ueberſchrift iſt angenommen. Die dritte 
Leſung ſteht auf der Tagesordnung. Ich gebe vorher 
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(Splett, Vizepräſident.) : 
bekannt, daß zur dritten Leſung ein Antrag der Abg. 
Rahn, Dr. Blavier, Polſter und den übrigen Mitglie⸗ 
dern der Deutſch⸗Danziger Volkspartei vorliegt: 
Ausländiſche Kredite (kurz⸗ und langfriſtig), auch durch 
Hypotheken geſicherte, für gewerbliche Betriebe, Land⸗ 
wirtſchaft und zum Wohnungsbau bleiben von der Ver⸗ 
mögensſteuer frei. ` 
Wir kommen jetzt zur dritten Beratung. Ich er⸗ 
öffne die allgemeine Ausſprache und ſchließe ſie, da 
teine Wortmeldungen vorliegen. Ich rufe auf § 1. Die 
Beratung ift geſchloſſen. Ich darf wohl ohne weitere 
Abſtimmung ſeſtſtellen, daß er angenommen ift. § 2; 
angenommen. (Zuruf des Abg. Rahn.) Ich rufe 
den Paragraphen eben auf. Zu 8 3 liegt der Abände⸗ 
rungsantrag Rahn und Genoſſen vor. Das Wort zur 
Begründung iſt nicht gewünſcht worden. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Antrag Rahn und Genoſſen 
zu § 3. Ich bitte diejenigen, die ihm zuſtimmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um 
die Gegenprobe. (Geſchieht.) Das Büro iſt ſich darin 
einig, daß jetzt die Mehrheit ſteht. Der Antrag iſt ſomit 
abgelehnt. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
$ 3 der Vorlage zuſtimmen wollen, ſich von ihrem 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 
§ 3 ift angenommen. Ich darf wohl die weiteren Para- 
graphen ohne beſondere Abſtimmung als angenommen 
ertlären. Widerſpruch wird nicht laut; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. § 4 und Abſchnittsüberſchrift; angenommen. 
5,86, 8% § 8; ebenfalls angenommen. $ 9, $ 10, 
§ 11, 8 12, § 13, § 14 und Abſchnittsüberſchrift; § 15, 
§ 16, 817, § 18, § 19 und Abſchnittsüberſchrift; § 20, 
§ 21, § 22, § 23, § 24, § 25, § 26 und Abſchnittsüber⸗ 
ſchrift; § 27, § 28 und Abſchnittsüberſchrift; § 29, § 30 
und Abſchnittsüberſchrift; angenommen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die der Geſamt⸗Ueberſchrift zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht,) 
Das iſt die Mehrheit; die Ueberſchrift iſt angenommen. 
Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Diejenigen 
Damen und Herren, die dem Geſetz in der Schlußab⸗ 
ſtimmung zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, damit 
iſt das Geſetz angenommen. Ich rufe auf Punkt 5 der 
Tagesordnung: ; 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab⸗ 
änderung der Gewerbeordnung. ? 
Druckſache Nr. 2101 zu Nr. 2068. Schriftlicher Be⸗ 
richt liegt vor. Ich rufe den einzigen Artikel auf. Ich 
eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die⸗ 
jenigen, die dem einzigen Artikel der Druckſache Nr. 
2068 zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; er iſt angenom⸗ 
men. (Abg. Leu: Beantrage dritte Leſung!!) Wir 
kommen zunächſt zur Abſtimmung über die Ueber⸗ 
ſchrift des Geſetzes in zweiter Beratung: „Geſetz zur 
Aenderung des 8 57 Ziffer 3 der Gewerbeordnung“. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ueberſchrift 
zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt an⸗ 
genommen. Dritte Leſung iſt beantragt und Wider⸗ 
ſpruch nicht laut geworden. Wir ſchreiten zur dritten 
Leſung. Ich rufe den einzigen Artikel auf. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, die Ausſprache iſt geſchloſ⸗ 
ſen. Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung feſt⸗ 
ſtellen, daß der einzige Artikel mit derſelben Mehrheit 
wie in der zweiten Leſung augenommen iſt. Das iſt 
der Fall. Ich bitte die Damen und Herren, die der 
Ueberſchrift in der dritten Leſung zuſtimmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht. Das ift die 
Mehrheit. Das Geſetz iſt ſomit angenommen. Ich rufe 
auf Punkt 6 der Tagesordnung: : 


Zweite Beratung 
Abänderung des Geſetzes über Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung. 

Druckſache Nr. 2100 zu Nr. 2032, (Abg. Gebauer: 
Erſte Beratung!) Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Hier 
im Hauſe befindet ſich eine Delegation der Erwerbs⸗ 
loſen, die heute aus den Reihen der Erwerbsloſen ge⸗ 
wählt wurde. Sie hat die Aufgabe, noch einmal mit 
den Parteien über die 50prozentige Erhöhung der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung Rückſprache zu nehmen. Ich 
beantrage daher, daß dieſer Punkt abgeſetzt wird, und 
daß die Parteien mit der Kommiſſion noch einmal 
Fühlung und deren Wünſche entgegennehmen. 

Vizepräſident Splett: M. D. u. H.! Sie haben den 
Antrag des Herrn Abg. Raſchte auf Abſetzung dieſes 
Punktes von der Tagesordnung gehört. Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abſtim⸗ 


mung. Ich bitte diejenigen, die dieſem Antrag zuſtim⸗ 


men woken, fih vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit. Der Antrag iſt abgeleynt. Wir 
fahren fort in der Beratung des Punktes 6 der Tages⸗ 
ordnung. Das Wort hat der Herr Abg. Gebauer. 
Gebauer, Abgeordneter (S. P. P.): M. D. u. H.! 
Nachdem der Voltstag vor kurzer Zeit eine Erhöhung 
der Wohnungsmieten beſchloſſen hat, hat die Sozial⸗ 
demotratiſche Partei es für notwendig erachtet, darauf 


für Erwerbsloſe eintritt, damit die Erwerbsloſen in 
die Lage verſetzt werden, dieſe Erhöhung der Mieten 
auch ohne Einſchräntung ihres Lebensunterhaltes 


leiſten zu können. Es ift vielfach in der Bevölkerung 


behauptet worden, daß die Erwerbsloſen ſowieſo keine 
Miete bezahlten und daß es deshalb nicht notwendig 
ſei, eine weitere Erhöhung der Unterſtützungsſätze für ( 
Erwerbsloſe eintreten zu laſſen. Dieſe Anſicht zeugt 
aber von einer vollſtändigen Unkenntnis der beſtehen⸗ 
den Verhältniſſe. Die Erwerbsloſen müſſen ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, wie alle anderen, ihre volle Miete entrichten. 
Wenn ſie es nicht tun, werden ſie exmittiert und in 
Notwohnungen untergebracht, die große geſundheit⸗ 
liche Schäden im Gefolge haben. Es muß auch das Be⸗ 
ſtreben aller Kreiſe ſein, die Arbeitskraft der arbeits⸗ 
los gewordenen Arbeiter aufrechtzuerhalten. Das 
kann nur geſchehen, wenn die Schäden vermieden wer⸗ 


eines Geſetzentwurfs zur (C 


W d 


den, die durch Eintritt von Unterernährung leicht mög⸗ 


lich find. Die Sozialdemokratie ſteht auf dem Stand- 
punkt, daß zum Aufbau unſerer Wirtſchaft gerade die 
Erhaltung der Arbeitskraft des Arbeiters notwendig 
iſt; denn ohne eine geiſtig und körperlich kräftig da⸗ 
ſtehende Arbeitermaſſe wird das Wirtſchaftsleben nicht 
zu heben ſein. Im Deutſchen Reiche iſt dieſe Erkeunt⸗ 
nis bereits gekommen, obwohl die wirtſchaftlichen Ver? 
hältniſſe dort nicht viel günſtiger liegen als hier. 


Auch dort hat man vor kurzem die Hauptunterſtützung 


um 20 Prozent, die Familienzuſchläge um 10 Prozen 
erhöht. 

Die Sozialdemokratie hätte es auch gern geſehen, 
wenn eine ähnliche Erhöhung der Unterſtützungsſätze 
in Danzig eingetreten wäre, doch müſſen wir uns hier 
mit dem Erreichbaren begnügen. Immerhin ſind die 
Sätze insbeſondere dann, wenn fie die in dem vorlie⸗ 
genden Geſetzentwurf enthaltene Erhöhung erfahren, 
höher, als ſie für das Gebiet Oſten des Deutſchen Rei⸗ 
ches feſtgeſetzt find, wobei zu bemerken iſt, daß al 
Gebiet Oſten alles gilt, was ſich öſtlich der Linie 
Lübeck—Berlin—Görlitz befindet, wobei Lübeck un 


Görlitz noch in das Gebiet „Oſten“ mit eingeſchloſſer 


ſind. Die in Danzig gezahlten Sätze werden nach de i 
Erhöhung ungefähr dem deutſchen Wirtſchaftsgebie 
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(Gebauer, Abgeordneter.) 
„Mitte“ entſprechen, wozu auch die Stadt Berlin ge⸗ 
hört. Es kommt noch hinzu, daß die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung im Deutſchen Reiche grundſätzlich nur 
für 26 Wochen gezahlt wird. Nur in beſonderen Fällen 
kann die Unterſtützung auf 39 Wochen verlängert wer⸗ 
den. In Danzig iſt eine Grenze für die Gewährung 
der Erwerbsloſennnterſtützung nicht vorgeſehen. Fer- 
ner werden in Danzig während ſieben Monaten Bei⸗ 
hilfen gezahlt, die teilweiſe ſehr beträchtlich ſind, be⸗ 
ſonders da, wo kinderreiche Familien vorhanden 
find. Wir ſtehen auch auf dem Standpunkt, daß die in 
Danzig gezahlten Unterſtützungsſätze nicht derartig 
ſind, daß ſie die Kulturbedürfniſſe befriedigen können. 
Aber trotzdem muß man doch die beſtehenden Tatſachen 
feſtſtellen. Der vorliegende Geſetzentwurf zweier Re⸗ 
gierungsparteien, nach dem eine Erhöhung der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung mindeſtens als Ausgleich der 
Mieterhöhung eintreten ſoll, widerlegt am beſten das 
aus parteiagitatoriſchen Gründen verbreitete Gerücht, 
der Senat beabſichtige, die Erwerbsloſenunterſtützung 
einzuſtellen und die Erwerbsloſen lediglich der kom⸗ 
munalen Fürſorge zu überlaſſen. (Zwiſchenrufe bei 
den Kommuniſten.) 3 
Eine derartige Maßnahme der Einſtellung geſetz⸗ 
licher Verpflichtungen und Ueberweiſung der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge an die Armenpflege wird nicht ein⸗ 
treten, ſolange dieſe Regierungskoalition beſteht, wenn 
auch nicht zu vergeſſen tit. daß bei der furchtbar ange⸗ 
wachſenen Zahl der Arbeitsloſen und insbeſondere bei 
der noch mehr angewachſenen RHL der unterſtützten 
Erwerbsloſen große Sorgen für Senat und Reaie⸗ 
rungsparteien entſtehen müſſen darüber, wie die Mit⸗ 
tel aufgebracht werden können, die für die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge notwendig ſind. i 
Die Zahl der Arbeitsloſen im Gebiete der Freien 
Stadt iſt in letzter Zeit ganz gewaltig geſtiegen. Nach 
Auskunft der Regierungs vertreter zählen wir jetzt in 
Danzig 18 366 erwerbslos gemeldete Perſonen, von 
denen 14322 Unterſtützung erhalten. Es erhalten etwa 
78 Prozent aller erwerbslos gemeldeten Perſonen Un⸗ 
terſtützung. Die Zahl wird mit der Zeit noch ſteigen, 
da Hunderte von Anträgen noch ihrer Erledigung har⸗ 
ten, Wenn man die Verhältniſſe gegenüber früher be⸗ 
rückſichtigt, ſo iſt feſtzuſtellen, daß früher nach den 
ſtatiſtiſchen Angaben nur 50 bis 60 Prozent aller er⸗ 
werbslos gemeldeten Perſonen eine Unterſtützung er⸗ 
teften, zum Teil war dieſer Prozentſatz noch weit 
unter 50 Prozent. Es iſt feſtzuſtellen, daß hinſichtlich 
der Fürſorge fiir die Erwerbsloſen in der letzten Zeit 
1 1 ganz erhebliche Beſſerung eingetreten iſt, (Hört 
ört! links.) die nicht von der Hand zu weiſen iſt. 
ährend vor wenigen Monaten die Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung noch monatlich 200 000 Gulden betrug, 
no zur Zeit etwa 1 Million an Arbeitsloſenunter⸗ 
übung gezahlt. (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) 
Ich habe feſtgeſtellt, in welcher Art und Weiſe die 
Fürſorge für die Erwerbsloſen geſtiegen iſt, und wenn 
te nicht direkt den Tatſachen widerſprechen wollen, 
© wird Ihnen dies Beweismaterial genügen müſſen. 
8 ift ohne Zweifel feſtzuſtellen, daß die Anzahl der 
ünterſtützten Erwerbsloſen prozentual erheblich grö⸗ 
. iſt als früher. Nachdem nun feſtgeſtellt iſt, daß nur 
n ſehr geringer Prozentſatz der Erwerbsloſen keine 
uterſtützung erhält. der ſich auch nach Erledigung 
ter vorliegenden Anträge noch verringern wird, ſo 
trite die Frage einmaliger Unterſtützungen. wie fie 


v - $ 2 
on den Kommuniſten bei einem ſpäteren Tagesord⸗ 


dentasvunkt vorgeſehen ift, von untergeordneter Be⸗ 
1 5 ſein. Wir ſind der Anſicht, daß, wenn ein 
ns and dort entſteht, wo keine Unterſtützung gezahlt 
1 in erſter Linie die kommunalen Wohlfahrtsfür⸗ 
geſtellen verpflichtet ſind, ich ſage ausdrücklich, ver⸗ 


Unruhe.) 


pflichtet find, eine Wirtſchaftsbeihilfe zu zahlen. Eine (C) 


Beihilfe, wie ſie von den Kommuniſten verlangt wird, 
entſpricht nicht den Intereſſen der Arbeitnehmerkreiſe. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe bei den Kommuniſten.) 
Nur durch eine individuelle Reglung der Fürſorge 
kann den Wünſchen dieſer Kreiſe Rechnung getragen 
werden. Wenn Sie auf der einen Seite Widerſpruch 
erheben, ſo kann ich Ihnen aus der Fülle von Praxis 
das Gegenteil beweiſen. Sie wiſſen, daß ich früher der 
Vater derartiger Anträge geweſen bin, und ich kann 
ſagen, daß ich niemals mit dieſen Anträgen Zufrie⸗ 
denheit ſchaffen konnte. In den verſchiedenſten Ver⸗ 
ſammlungen der verſchiedenſten Gruppen Bedürftiger 
ſind mir die bitterſten Vorwürfe gemacht worden. Ich 
habe zuletzt einſehen müſſen, daß man mit nach allge⸗ 
mein feſtgelegten Richtlinien geſtellten Anträgen leider 
nicht den Wünſchen der Betreffenden, denen man helfen 
will, entſpricht. i 

Wenn wir auch feſtſtellen, daß die in letzter Zeit ein⸗ 
getretene Fürſorge bedeutend an Umfang zugenom⸗ 
men hat, ſo müſſen wir uns auch damit abfinden, wenn 
wider unſern Willen die Fürſorge nicht in der Weiſe 
ausgedehnt wird, wie fie von einzelnen gefordert wird. 
Hinſichtlich des Verlangens der Kommuniſtiſchen Par⸗ 
tei nach geſetzlicher Verankerung eines Erwerbs⸗ 
loſenrats müſſen wir erklären, daß wir die Forderung 
der Kommuniſten ablehnen müſſen. Die Vertretung 
der Erwerbsloſen ſtellen die Gewerkſchaften dar» Der 
Senat hat den Gewerkſchaften erklärt, daß er die Ar⸗ 
beitnehmer als vollberechtigte Mitglieder im Wirt- 
ſchaftsprozeß anſieht und daß nicht mehr wie früher 
der Zuſtand beſteht, daß nur die Handelskammer und 
die Arbeitgeberverbände gehört werden. Die Gewerk⸗ 
ſchaften haben hier die Vertretung der Arbeitsloſen in 
die Hand genommen, und mit den Gewerkſchaften zu⸗ 
ſammen wird der Senat die Fürſorge für die Arbeits⸗ 
loſen regeln und ſie zu verbeſſern wiſſen. Würde dem 
Antrag der Kommuniſten entſprochen werden, fo 
würde nicht eine Wahl zuſtande kommen, die ein Spie⸗ 
gelbild von der Zuſammenſetzung der Erwerbsloſen 
gibt. ſondern es würden Elemente gewählt werden, 
die jeder Verantwortung bar ſind. Bei der Wahl des 
Rats der Erwerbsloſen iſt man jetzt dazu übergegan⸗ 
gen. einige Perſonen aus anderen gewerkſchaftlichen 
PRichtungen oder Parteien hineinzunehmen, daß aber 
der größte Einfluß von den Kommuniſten ausgeht, und 
daß die Mitglieder anderer Parteien überſtimmt wer⸗ 
den, ift ſicher. Bei dem fetzigen Syſtem kann es auch 
vorkommen daß zur Führung der Intereſſen der Er⸗ 
werbsloſen Perſonen gewählt werden, die wegen Ver⸗ 
ſchiebung von Lebensmitteln, die ausſchließlich für 
eine arbeitende Berufsgruppe beſtimmt waren, und 
zwar zur Zeit allergrößter Ernährungsſchwierigkeiten, 
zu einer längeren Gefängnisſtrafe verurteilt wurden 
und dieſe auch zum Teil verbüßt haben. (Hört, hört! 
links. Namen nennen! bei den Kommuniſten. Große 
Unruhe.) Verzeihen Sie, daß ich den Namen aus be⸗ 
ſtimmten Gründen nicht nennen will. Es tft eine Mr- 
ſtandspflicht, die ich zu erfüllen habe. (Weil es Un⸗ 
wahrheiten ſind! bei den Kommuniſten. Abg. Liſch⸗ 
newſki: Verleumder!) Ich werde den Namen nennen, 
muß es aber bedauern, daß ich dazu gezwungen werde. 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Liſchnewſki, Sie 
haben den Abg. Gebauer einen Verleumder genannt. 
Ich rufe Sie zur Ordnung. (Frau Abg. Kreft: Wenn 
er ſo etwas faqt. ift er es auch.) 

Gebauer, Abgeordneter: (S. P. D.): Ich will den 
Namen nennen: ich habe es aus einem gewiſſen An⸗ 
ſtandsgefühl bisher vermieden. Es iſt der gewiſſe Herr 
Kuckelkorn. (Den Beweis werden Sie antreten mij- 
ſen! bei den Kommuniſten. Zwiſchenrufe und große 
Es iſt derſelbe Herr, der ſpäter wegen 


Fälſchung feines Gewerkſchaftsbuches aus der Gewerk⸗ 
ſchaft ausgeſchloſſen wurde. Sie ſehen, daß bei einem 
ſolchen Syſtem un verantwortliche Elemente im Er- 
werbsloſenrat tätig ſind, und daß wir alle Urſache 
haben, hier eine Vertretung der Arbeitsloſen zu ſchaf⸗ 
fen, die wirklich Verantwortungsgefühl hat. In die⸗ 
ſer Beziehung ſind die Gewerkſchaften geſchaffen wor⸗ 
den. Der Senat wird mit den Gewerkſchaften alle dieſe 
Fragen beſprechen. Deshalb müſſen wir die Bildung 
einer kommuniſtiſchen Nebenregierung durch Schaffung 
eins Arbeitsloſenrates ablehnen. Außerdem würde 
das zur Folge haben, daß mit derſelben Berechtigung 
andere Kreiſe kommen und die gleiche Vertretung bei 
den Behörden haben wollen, wie die Erwerbsloſen. 
Das iſt nicht opportun, wenn man nicht ein vollſtän⸗ 
diges Syſtem von Vertretungen ſchaffen will. Wenn 
heute einzelne Kreiſe des Volkstages ſich noch nicht zu 
einer Erhöhung der Erwerhsloſenunterſtützung auf- 
raffen können, ſo ift das auf eine oberflächliche Prüfung 
der Angelegenheit zurückzuführen. Wie ich bereits 
ſagte, muß die Arbeitskraft der Erwerbsloſen im Xn- 
tereſſe des Aufbaues der Wirtſchaft erhalten bleiben. 
Aus dieſem Grunde ift es notwendig. einen Ausgleich 
fiir die eingetretene Belaſtung durch Erhöhung der 
Mieten zu ſchaffen. Die Vertreter des Bürgertums 
ſollten im Intereſſe der Hausbeſitzer unſerer Forde⸗ 
rung zuſtimmen, damit die Erwerbsloſen ihrer Ver- 
yflichtung nochkommen können. In dieſem Teil ver- 
einigen ſich die Intereſſen der Arbeitnehmer mit dem 
übrigen Teil der Bevölkernna. Es darf kein Zweifel 
darüber aufkommen daß der Senat dem Beſchluß der 
Mehrheit des Volkstags ſofort Rechnung tragen wird. 
wenn guch in ihm Gedanken vertreten ſind, die eine 
meitere Erhößung der Unterſtützungsſätze fiir Gr- 
merhsloſe, beſünders im Hinhlick auf die hohe Zahl der 


unterſtiftzten Peyſonen, nicht für tragbar halten, damit 
(B) die Erwerbsloſen vom 1. Januar ab in den Genuß der 


erhöhten Unterſtützungsſätze gelangen. 
e8 auch, daß es leider hei den heutigen Verhältniſſen 
und der heutigen Konſtellation nicht mßolich ift. eine 
meitere Erßöhung zu ſchaffen. Ammerhin liegt auch 
dieſe Erhößung im Intereſſe der Erwerhsloſen. Sie 
mird eine kleine Verbeſſerung ihrer Lage bringen. Ich 
hitte Sie deshalb, dieſem Geſetzentwurf des Mira- 
ſchuſſes zuſtimmen. (Wfederholtes Bravo! links.) 

Nizenräſident Splett: Dos Wort hat die Frau 
Abg. Kreft. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. D. u. H.! Wie 
der Volkstag zu der Frage der Erwerbsloſen ſteht, wie 
er die Erwerbsloſen überhaupt behandelt, hat er heute 
wieder gezeigt; denn die Kommiſſion, die die Erwerbs⸗ 
loſen hierher geſchickt hatten, iſt einfach vom Volkstag 
gar nicht anerkannt worden. Die Vertreter der Er⸗ 
merbsloſen wurden einfach von der Türe fortgeſchickt. 
Man findet es nicht für nötig, mit den Erwerbsloſen 
über die Not zu ſprechen. Die Erwerbsloſen waren in 
großer Zahl im Werftſpeiſehaus anweſend. Im ganzen 
Freiſtaat haben die Erwerbsloſen heute zur Erwerbs- 
fofenfrage Stellung genommen, und die Volksvertreter 
hören nicht einmal diejenigen, die die Erwerbsloſen 
vertreten. Die Erwerbsloſen wiſſen ganz genau, daß 
es von der Rechten bis zu den Sozialdemokraten für 
ſie keine Volksvertreter gibt. Sie haben jetzt ebenfalls 
von den Sozialdemokraten die klare Antwort bekom⸗ 
men. Die Sozialdemokraten müßten wenigſtens ſagen, 
daß ſie die Erwerbsloſen anhören wollten. Aber die 
Erwerbsloſen werden Ihnen dafür die Antwort geben; 
ſowohl den Bürgerlichen, als auch den Sozialdemo⸗ 
raten 2 9 

Nun etwas anderes. Der Herr Abg. Gebauer hat 
hier geſprochen, als ſpräche er für die Regierung. Daß 


Wir bedauern 


— —— . lw 


er faſt als Regierungsvertreter, als echter Kapital⸗ 
knecht, als echter Vertreter der Kapitaliſten ſich hin⸗ 
geſtellt hat, hat er voll und ganz bewieſen. Denn das 
Lächeln des Herrn Senators Dr. Wiereinſki bewies, 
daß er vollkommen die Intereſſen des Kapitals vertritt. 
Daß der Herr Senator Dr Wiereinſki es tut, ift klar. 
Seine Machinationen ſind von den Erwerbsloſen durch⸗ 
ſchaut worden. Wenn es nötig iſt, wird er die Antwort 
dafür erhalten. Der Herr Abg. Gebauer betonte, die 
Erwerbsloſen erhielten einen Groſchen mehr. Was 
bedeutet das für die Kinder? Abſolut nichts. Dann 
ſprechen Sie von der großen Wohltat. Schon der Abg. 
Mayen hat Ihnen ſagen müſſen, daß es Demagogie, 
Taktik von den Erwerbsloſen iſt, weil Sie die Erwerbs⸗ 
loſenbewegung zerſchlagen wollen, da Ihnen der Macht⸗ 
apparat der Erwerbsloſen nicht angenehm iſt. Sie ſind 
fetzt in der Regierung und bieten alles auf, um gegen 
die Erwerbsloſen vorzugehen. Sehen Sie ſich die vielen 
Schupos auf den Straßen an. Selbſt berittene Schuvo⸗ 
beamte hat man gegen die Erwerbsloſen losgelaſſen, 
nur deshalb, weil fie Forderungen aufftellen. Nicht 
Kommuniſten ſind es, Sozialdemokraten und Zen⸗ 
trumsvertreter. Eine Schande iſt es, wenn man hier 
ſo tut, als wenn man das Wohl der Erwerbsloſen ver⸗ 
träte und nur Henkerdienſte leiſtet. Daß der Abg. 
Gebauer Henkerdienſte leiſten mußte, wird dadurch 
bewieſen, daß er alles ableſen mußte, weil er alles 
lügen mußte. Wegen dieſer 10 Pfennige ſtellt man ſich 
hierher und macht Lobpreiſungen. Das wird den Er⸗ 
merbsloſen nicht helfen. Die Erwerbsloſen haben er⸗ 
klärt, daß ſie dies nur als Demagogie bezeichnen. Es 
ift eine Schande, daß ſich der Aba. Gebauer hierher 
ſtellte und ſagte, im Gegenſatz zu Deutſchland ſtänden 
die Danziger Erwerbsloſen glänzend da. Das glaubt 
man damit in Einklang zu bringen, was in den „Dan⸗ 
ziger Neueſten Nachrichten“ über den Abbau der Löhne 
ſtand. Danach Sollen nicht nur die Unterſtützungen, ſon⸗ 
dern auch die Löhne abgebaut werden. Die Arbeiter 
ſollen dazu übergehen, für weniger Geld zu arbeiten. 
Der betreffende Artikelſchreiber ſchreibt frei und offen, 
daß ſich die Exwerbsloſen ſelbſt anbieten würden, wenn 
die Erwerbsloſenunterſtützung abgebaut werde. Zu 
ſolchen Taten reichen Sie als Sozialdemokraten und 
Gewerkſchaftsführer die Hand. Die Erwerbsloſen ſollen 
als Lohndrücker und Streikbrecher gebraucht werden. 
Wenn man den Erwerbsloſen nicht zukommen läßt, was 
ſie als Menſchen brauchen, ſo zwingt ſie die Not im 
Haufe, zu Streikbrechern zu werden. Damit zer? 
ſchlagen Sie nicht hre Gewerkſchafts bewegung, ſon⸗ 
dern den einzigen Machtapparat der Arbeiter. Wenn 
Sie ſich ſo den Aufban der Gewerkſchaftsbewegung 
denken, ſo danke ich dafür. Die Arbeiter werden er⸗ 
kennen, daß fie mit ſolchen Gewerkſchaftsfüßrern nicht 
arbeiten dürfen. Ueber dieſen Punkt will ich aber 
nicht weiter repen. Die Sachen werden einzeln be⸗ 
ſprochen, deshalb wird zu dem anderen Punkt ein 
Fraktionskollege ſprechen. Die Sozjaldemokraten tun 
fo. als wenn fie etwas zulegen mollten. Die Erwerbs⸗ 
Ioien verlangen, daß fie von den Gewerkſchaften un 
der SVD. ebenfalls vertreten werden. Sie ſollten nicht 
wegen der 10 Pfennige lobhudeln. ſondern hinter den 
Forderungen der Erwerbsloſen ſtehen, ſtatt in der 
„Volksſtimme“ den Senat aufzufordern, die Demon? 
ſtration der Erwerbsloſen zu verbieten und Schupo 
hinzuſchicken, die fie mit blauen Bohnen Tatt mader 
ſollen. Vom 5. Dezember bis 5. Januar haben Ste ni“ 

Zeit gehabt, fih mit Erwerbsloſenfragen zu beſchäf⸗ 
tigen. Sie mußten im Ausſchuß erklären, die Fragen 
ſollten vertagt werden. Um der 10 Pfennige wille 
brauchten Sie nicht das Haus wochenlang zu vertagen. 
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(Kreft, Abgeordnete.) 

Herr Abg. Spill ſagte, daß man Taten ſehen wolle. 
Wir Kommuniſten ſind gewillt, Taten zu liefern. 
Aber Sie wollen dieſe Taten nicht. Sie wollen nicht 
das Vorwärtsdrängen der Maſſen. Sie find diejenigen, 
die ſich als Kapitalvertreter hinſtellen und die Maſſen 
zurückhalten. Wenn man ſo tut, als wenn man die 
Arbeiter verträte, in Wirklichkeit aber ihre Intereſſen 
verrät, ſo iſt es allerdings ſchlimm genug mit Ihnen 
beſtellt. Machen Sie es ſo, wie Ihre Kollegen in 
Deutſchland, und helfen Sie den Erwerbsloſen. Hier 
find Sie noch nicht fo weit. Aber es wird nicht lange 
dauern, dann werden die Erwerbsloſenvertreter Ihrer 
Partei auch Sie zwingen, mit den Kommuniſten ge⸗ 
meinſame Sache zu machen und nicht die Erwerbsloſen 
zu verraten. i 7 

Selbſt Ihre SPD.⸗Arbeiter haben erklärt, diefe 
10 Pfennige Zulage ſeien für ſie ein Schlag ins Geſicht. 
Alle anderen Erwerbsloſen bekommen nichts. Man 
ſcheint nicht zu begreifen, daß die Zahl der Erwerbs⸗ 
loſen immer noch ſteigt. Der Regierungsvertreter er⸗ 
klärte, daß wöchentlich 1000 Erwerhsloſe hinzukämen. 
Wie kann man ſich dann hier hinſtellen und es als 
eine Wohltat bezeichnen, daß die Erwerbsloſen einige 
Pfennige Unterſtützung mehr erhielten. Dafür nehmen 
die Schikanen der Erwerbsloſen zu. In Steegen und 
Stutthof iſt ſeit langem keine Unterſtützung gezahlt 
worden. In Plehnendorf faat ein Gemeindevorſteher, 
daß die Mädchen täglich 45 Pfennige erhalten ſollten. 
Dieſer Mann nennt ſich noch Vertreter der SPD. Er 
hat dies Rundſchreiben herausgegeben und ſchreibt 
darin, daß ſich die Erwerbsloſen mit einer Unter⸗ 
ſtützung von 45 Pfennigen begnügen könnten. So 
ſieht die Verbeſſerung aus, die Sie hier geprieſen 
haben. Es ſind Verſchlechterungen, die man einführt. 
Auf dem Lande werden die Arbeitsloſen überall 
ſchikaniert. Schert Euch einmal in die Erwerbsloſen⸗ 
konferenzen hinein, dann werdet Ihr hören, wie die Ar⸗ 
beitsloſen ſchikaniert werden. Ich ſagte, die Erwerbs- 
loſenunterſtützung muß ſo hoch ſein, daß die Leute 
nicht gezwungen find, als Streikbrecher aufzutreten. 
Aber dadurch, daß Ihr ſelbſt mithelft, die Unterſtützung 
ſo niedrig wie möglich zu halten, werden auch diefeni⸗ 
gen, die noch in den Betrieben ſind, bedroht werden. 
Dadurch wird man überall die Löhne abbauen. Ihr 
ſeid die Steigbügelhalter. Mit den 10 Pfennig Er⸗ 
höhung wollt Ihr nur Eure Schandtaten verdecken. 
Die Erwerbsloſen werden erkennen, daß die 10 Pfennig 
abſolut nichts find, und fie werden Euch auch in der 
Frage des Erwerbsloſenrats die Antwort geben, die 
Euch gebührt. Sie werden aber auch dem Volkstag die 

utwort geben und ſich nicht abhalten laſſen, einzelne 
Abgeordnete in den Keller zu treiben. wie es fon 
einmal der Fall war. Verlaſſen Sie fiM darauf, daß 
die Erwerbsloſen Ihnen für das Ablehnen ihrer 
eigenen Deputation die Antwort geben werden. die 
Ste verdient haben. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr 
Abg. Spill. RE | 
Spill, Abgeordneter (S. P..): M. D. u. H.! Uns 
zweifelhaft iſt das Arbeitsloſenproblem ſo wichtig und 
dernſt, daß es wohl eigentlich von jedermann mit 
aller Ruhe und Sorgfalt behandelt werden ſollte. Man 
a meinetwegen bei jeder Gelegenheit, wo es günſtig 
scheint, dem Agitationsbedürfnis genügen, aber man 
In die Hände von der Not der Erwerbsloſen meg- 
offen. Mit ſolch einem Vorgehen erweiſt mon meines 
n ens den Erwerbsloſen den ſchlechteſten Dienſt. 
1 man ihnen leiſten kann. Ich weiß mohl, daß es 
ute gibt, die eben klüger ſind, als alle anderen 
enſchen. Ich weiß auch und höre es ja nicht zum 


erſtenmal, daß die Gewerkſchaftsführer im allgemeinen (C) 


und im beſonderen in Danzig die dümmſten Kerle 
ſind, die nichts verſtehen. Ja, man geht noch weiter 
und ſpricht es offen aus, daß es die ſchlimmſten Ver⸗ 
räter ſind, die man kennt. Aber das ſind auch nur 
Worte. Beweiſe hat man dafür bisher noch nicht er⸗ 
bringen können. 

M. D. u. H.! von links, wenn hier jetzt wieder die 
Frage aufgeworfen wurde, was haben die Gewerk⸗ 
ſchaften für die Erwerbsloſen getan, (Abg. Klapps: 
Sie haben ſie verraten, oder war der Aufruf nicht mit 
Kloßowſki unterzeichnet?) dann müſſen Sie mir ge- 
ſtatten, daß ich einiges als Antwort ſage. Wenn 
jemand den Erwerbsloſen beigeſprungen iſt, wenn 
jemand verſucht hat, die wirklich große Not der Ar⸗ 
beitsloſen zu mildern, dann waren es die Gewerk⸗ 
ſchaften. (Dazu ſind ſie verpflichtet! bet den Kom⸗ 
muniſten.) Nicht 10 000, ſondern Hunderttauſende von 
Gulden ſind von den Hauptkaſſen in Deutſchland jetzt 
nach Danzig geholt, um die Not der Arbeitsloſen zu 
mildern. (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten. — Un- 
ruhe.) Da richte ich von dieſer Stelle aus die Frage 
an diejenigen, die da glauben, den Erwerbsloſen allein 
helfen zu können: „Was habt Ihr getan?“ Ich habe 
in meinen Ausführungen zu einem anderen Punkt 
der Tagesordnung geſagt, hier zeigt es ſich, daß ich 
meine Worte wiederholen darf: „Nicht mit Reden kann 
man etwas beſſern, ſondern man muß die Tat in An⸗ 
wendung bringen.“ Jeder, der nur irgend etmas vom 
Gewerkſchaftsleben verſteht, wird zugeben müſſen, daß 
die Gewerkſchaften die äußerſten Anſtrengungen ge⸗ 
macht haben (Wo? bei den Kommuniſten.), jetzt machen 
und auch in Zukunft machen werden, um der Not der 
Arbeitsloſen, ſoweit es möglich tit. zu ſteuern. Ich 
weiß es allerdings, daß man Wünſchen kleiner Kinder 
nicht immer gerecht werden kann. Ich weiß auch, daß 
man Forderungen, die unüberlegt und ohne jede 
Kenntnis der Sachlage geſtellt werden, niemals er⸗ 
füllen kann. Dafür haben wir als Gewerkſchaftler die 
beſten Beiſpiele. Meine Herren von links, wenn 
irgendeine Gewerkſchaft vor der Notmendigkeit ſteht, 
Forderungen ſtellen zu müſſen, dann beruft man die 
einzelnen Vertreter der Gewerkſchaften, die Ver⸗ 
trauensleute, zuſammen. Dann wird erwogen, was bei 
den gegenwärtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen zu 
fordern möglich iſt. Welche Forderungen werden da 
mitunter laut! Ich mache kein Hehl daraus, ich habe 
darauf oft die Antwort gegeben und werde ſie vielleicht 
auch noch in Zukunft geben müſſen: „Ja, es iſt ja ein 
Mundaufmachen, ob man ſagt 1 Gulden oder 3 Gulden.“ 
Zu fordern iſt nicht ſchlimm, dazu bedarf es keiner 
Sachkenntnis und keines Abwägens auf die Durch⸗ 
führbarkeit. Aber Gewerkſchaftler, die Forderungen 
ſtellen, prüfen erſt, ob ſie bei der jeweiligen Wirt⸗ 
ſchaftslage durchführbar ſind. 

M. D. u. H.! von links, daraufhin ſollte man auch 
die Forderung prüfen, die man hier ſtellt. Ich habe 
betont, daß die Not der Erwerbsloſen ſo groß und ſo 
ernſt iſt, daß ich es als ein Verbrechen bezeichnen muß, 
daß dieſe Not nur zur Agitation benutzt wird, daß mit 
den Erwerbsloſen Schindluder getrieben wird. (Un⸗ 
ruhe und Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) Hier 
iſt es notwendig, alle Kräfte zuſammenzufaſſen, die 
helfen wollen und die helfen können. Was würde es 
denn nützen, ich will einmal die Probe aufs Exempel 
machen, wenn der Volkstag ſich einig wäre und ſagte, 
wir wollen die Unterſtützung für die Erwerbsloſen ver⸗ 
doppeln und verdreifachen? Es wäre kein Kunſtſtück, 
den Beſchluß hier herbeizuführen. Aber ich möchte ein⸗ 
mal jemand aus dieſem hohen Hauſe fragen, wo die 
Möglichkeit liegt, den Beſchluß nachher durchzuführen. 


(A 


2188 


Volkstag Danzig. — 149. Sitzung. Mittwoch, den 27. Januar 1926. 


— 


(Spill, Abgeordneter). 

Solange ſpreche ich jedem, der dieſe Frage vorlegt, das 
Recht ab, in dem Ton zu ſprechen, wie ich es hier 
gehört habe. Grundbedingung für jede Forderung 
muß die Prüfung ſein, ob die Durchführbarkeit vor⸗ 
handen iſt. Das iſt ein alter gewerkſchaftlicher Grund⸗ 
ſatz, von dem die Gewerkſchaften nie abgehen werden, 
und der auch für alle Forderungen, ganz egal wo und 
wann ſie geſtellt werden, als Richtſchnur gelten muß. 

Wenn nun hier von der linken Seite geſagt wurde, 
„ja, in Deutſchland iſt es ganz anders, da ſind die So⸗ 
zialdemokraten ganz andere Kerle, da gehen ſie mit 
den Kommuniſten zuſammen und ſetzen ſich für die 
Erwerbsloſen mehr ein.“ ſchön, ſehr lobenswert, das 
tun auch wir, (Lachen hei den Kommuniſten.) dann 
ſtelle ich gleich die Frage hinterher: um wieviel beſſer 
ſtehen denn nun die Erwerbsloſen in Deutſchland als 
die Danziger, die angeblich nach Ihren Behauptungen 
(zu den Kommuniſten) von den Gewerkſchaftlern und 
von der Sozialdemokratiſchen Partei verraten werden? 
Wollen Sie mir nun nachweiſen, daß die Erwerbsloſen 
in Deutichland auch nur um einen Pfennig günſtiger 
ſtehen als hier! Dann ſollen Sie recht haben, dann 
ſollen meinetwegen die Gewerkſchaften und die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei Verräter ſein. (Zuruf des Abg. 
Hoffmann.) Können Sie das nicht, dann geſtehen Sie 
ein, daß Sie nicht bei der Wahrheit bleiben wollen und 
es Ihnen nur daran liegt. Zwietracht zu ſäen und Ver⸗ 
leumdungen in die Arbeitermaſſen hineinzutragen. 
Den Vorwurf können Sie nicht abwehren, den muß; 
ich Ihnen von dieſer Stelle aus machen. (Zuruf des 
Abg. Liſchnewſki.) Die Erwerbsloſen, die auch nur für 
5 Pfennig Vernunft beſitzen, ſprechen nicht ſo, wie Sie. 
Sie werden doch nicht beſtreiten wollen, daß wir mit den 
Erwerbsloſen mehr Umgang haben einfach haben 
müſſen, weil wir ihnen jede Woche an einem beſtimm⸗ 
ten Tage die Erwerbsloſenunterſtützung zahlen. Zu 
Ihnen kommen die Erwerhsloſen nicht nach Unter- 
ſtützung; denn Sie geben ihnen nichts, im Gegenteil, 
Sie ziehen ihnen noch etwas von der Unterſtützung ab. 
[Lebhaftes Hört, hört!) Das heißt doch die Demagogie 
auf die Spitze treiben, in dieſem Ton zu reden und 
nachher denſelben armen Erwerbsloſen noch die paar 
Pfennige Beitrag für die Partei abzuknappſen. Mit 
den Groſchen, die Sie den Erwerbsloſen abknöpfen, 
haben Sie die Zeitung aufgezogen. Ich ſpreche jedem 
Arbeiter das Recht ab, hier als Erwerbsloſenvertreter 
aufzutreten, wenn er ſo handelt, wie Sie bis jetzt ge⸗ 
handelt haben. Daß das ſtimmt, ſagen uns unſere 
Gewerkſchaftsmitglieder, wenn fie von uns an einem 
beſtimmenten Tage ihr Geld abholen. Sie ſagen, ſie 
alauben an die verzapften Phraſen nicht mehr, weil 
ſie davon nicht ſatt werden. Sie ſehen es ein, daß nur 
vernünftige Maßnahmen zu einer Beſſerung führen 
können. ; 

Frau Abg. Kreft hat auch geſagt, die Gewerkſchafts⸗ 
führer würden ‚io weggewiſcht“. Meine Herren von 
ganz links, von dieſem Platz ſtelle ich an dieſem Tage 
an Sie die Frage: Haben Sie auch nur einen einzigen 
Kommuniſten, der in meiner Gewerkſchaft ift, bitte 
nennen Sie einen! Sie ſind dazu nicht in der Lage. So 
geht es in den vielen Gemerkſchaften. Es ſind Phraſen, 
die Sie hier verzapfen. Es ſteht nichts hinter Ihnen, 
als die paar Nicht⸗Organiſierten. (Sehr aut! links. — 
Die Gelben! bei den Kommuniſten.) Alle diejenigen, 
die vor dem Kriege nicht in den Gewerkſchaften waren, 
die nicht für Verbeſſerung ihrer Lage zu bekommen 
waren und die kurz nach dem Kriege in die Gewerk⸗ 
ſchaften hineinſtrömten, die haben Sie geſammelt, 
meine Herren von links. Darüber ſind wir nicht nei⸗ 
diſch. Die gönnen wir Ihnen gern. Gewerkſchaftler, 
die in der Gewerkſchaft ehrlich ſtrebten, die für die 


Verbeſſerung der Lage ehrlich gekämpft haben, haben (C) 


Sie nicht in Ihren Reihen, nicht einen können Sie 
nennen. (Abg. Raſchke: Sie haben ſie hinausgewor⸗ 
fen!) Nennen Sie in meinem Verbande einen, der aus⸗ 
geſchloſſen iſt. (Abg. Raſchke: Fragen Sie einmal 
Arczynſki!) Ich frage Sie. Sie können keine Antwort 
darauf geben, alſo ſtimmt das, was ich ſage, und nicht, 
was Sie behaupten. Meine Herren von links, es iſt 
einmal Zeit, daß die Oeffentlichkeit wirklich erfährt, 
was hinter dem Spuk ſteht, den Sie alle Augenblick 
aufzuführen belieben. Es ſteht nichts hinter Ihnen 
als die paar irregeleiteten Arbeiter, die keine gewerk⸗ 
ſchaftliche Erziehung genoſſen haben. Denen können 
Sie noch mit Ihren Phraſen imponieren. Gewerk⸗ 
ſchaftler {nd ſchon lange aus Ihren Reihen ver- 
ſchwunden! z 
Nun zu der Sache ſelbſt. Gewiß weiß auch ich, daß 
eine Erhöhung der Bezüge um 10 Pfennig nicht viel 
ausmacht. Das iſt richtig. Ich glaube, es befindet ſich 
in dieſem Haufe niemand, der nicht den Wunſch hätte, 
die Bezüge zu erhöhen. Das müßte ein unehrlicher 
Menſch ſein. Aber unſerem Tun iſt in jeder Hinſicht 
eine Grenze geſetzt, über die wir nicht hinwegkommen. 
Toren find es oder meinetwegen gutgläubige Schwär⸗ 
mer, die ſich über die wirtſchaftlichen Grenzen hinweg⸗ 
ſetzen und fordern: „Tiſchlein decke dich.“ Nein, m. D. 
u. H. von links, fo liegen die Dinge leider nicht. Das 
Leben ſieht in Wirklichkeit anders aus. Die Arbeiter⸗ 
ſchaft wird und kann nur vorwärts kommen, wenn ſie 
den gegebenen Verhältniſſen ſtets Rechnung träat und 
das verwirklicht, was zu verwirklichen möglich iſt. 
Was hier zu verwirflichen möglich war, dafür hat 
ſich die Sozialdemokratiſche Partei, mit allem, was fie 
leiſten konnte, eingeſetzt. Ich betone noch einmal, gewiß 
ift die Erhöhung nicht groß, aber immerhin bedeutet es 
fo viel, daß die Bezüge der Erwerbsloſen durch dte Er- 
höhung der Mieten nicht geſchmälert werden und das 
bedeutet auch etwas. Unſere Arbeitsloſen empfinden 
das auch. Nicht einzelne, Hunderte ſind bei mir im Büro 
geweſen und haben die Frage an mich gerichtet, ob es 
möglich ſein werde, die Unterſtützungsſätze für Erwerbs⸗ 
loſe wenfaſtens ſo feſtzuſetzen, daß fie nichts verlieren 
und die Entſchädiaung dafür bekommen, was den Er⸗ 
merbsloſen durch die Mieterhöhung genommen iſt. So, 
n. D. u. H. von links, ſprechen die Erwerbsloſen. Sie 
erkennen es dankbar an, daß es trotz der ſchweren 
Miſere möglich wor, ihnen das zu geben. was erreicht 
worden ift. Und nun Frau Aba. Kreft, die Vertretung 
der Erwerbsloſen. Das kann und darf nur die Gewerk⸗ 
ſchaft ſein. Ich will keine Namen nennen, ob jemand 
Nahrungsmittelſchiebungen gemacht hat. Solange 
Menſchen leben. ſind ſie von Sünden und Fehlern nicht 
frei. Dieſe Leute aibt es vielleicht in anderen Kreiſen. 
Ich will keine Steine werfen. Man kann eher geneiat 
fein, Entſchuldigungen gelten zu laſſen, metl ſich der 
Arbeiter niemals in glänzender Lage befindet. Eins 
ſteht feft. diejenigen, die ſich bisher anmaßten, die 
Rechte der Erwerbsloſen zu vertreten, hatten ſich TO 
nerhalten. daß fie aus den Gewerkſchaften wegen 
Ehrenrühriakeit ousgeſchloſſen werden mußten. (Hört, 
hört!) Kein ehrlicher Gemerkſchaftler ſtellte fih mehr 
an die Seite dieſer Leute. Wenn mir jemand zumutete, 
Herr Kollege Raſchke, Sie waren auch einmal Gewerk⸗ 
ſchaftler, daß ich mit jemand unterhandeln ſollte, den 
ſeine Kollegen nicht für würdig erachtet haben, in der 
gewerkſchaftlichen Organiſation zu bleiben und ihn 
mit Schimpf und Schande hinausgejagt haben, fo lehne 
ich das alatt ab. Dazu werde ich mich nie hergeben. 
Keine Drohung wird mich dazu bewegen, wenn Ste 
uns auch noch ſo viel Zettel in die Briefkäſten werfen 
wir würden erſäuft, gehenkt, oder gerädert. Das wir 
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(Spill, Abgeordneter). 

nichts nützen. Wir werden nach wie vor und in aller 
Zukunft die Rechte der Arbeiterſchaft vertreten, in dem 
Sinne, wie es notwendig iſt. Unbeeinflußt durch jede 
Drohung werden wir den Weg gehen, den wir bei den 
gegebenen Verhältniſſen für den richtigen halten. 
(Wiederholtes Bravo! links.) i 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich hätte beinahe befürchtet, daß mein Herr Vorredner 
ſagte, ihm ſollte auch noch das Fett ausgebraten werden. 
Die Behauptungen, die Sie zum Schluß aufgeſtellt 
haben, und auch ein Teil der vorherigen Behauptungen 
ſind nicht richtig, um es parlamentariſch zu bezeichnen. 
Ich möchte zu der ganzen Frage, die auch in den 
Punkten 8 ud 9 behandelt wird, im Zuſammenhang 


ſprechen, und zwar will ich die Stellungnahme der So⸗ 


zialdemokraten unter einem ganz beſtimmten Geſichts⸗ 
winkel betrachten. Die Stellungnahme der Sozialdemo⸗ 
kraten geht aus zwei Punkten hervor: einmal dem Be⸗ 
ſtreben, die Regierungsſeſſel recht warm zu halten, und 
zweitens dem Beſtreben, die eigenen Gewerkſchaften 
ſchön herauszuſtreichen und ſie ſo weiter arbeiten zu 
laſſen wie bisher. Wenn ich zu den Gewerkſchaften 
ſpreche, Herr Spill, dann möchte ich darauf hinweiſen, 
daß gerade im Ausſchuß Ihre Gewerkſchaftsführer eine 
ſo eigenartige Rolle geſpielt haben, daß, wenn das heute 
den Erwerbsloſen in der Verſammlung geſagt worden 
wäre, fiH niemand von Ihren Leuten in eine Ber- 
ſammlung hineintrauen dürfte. Ich möchte zunächſt 
bemerken, daß derjenige, der Vertagung beantragte, 
und der ſagte, falls die Vertagung abgelehnt würde, 
würde die Sache ſeitens der Sozialdemokraten reſtlos 
abgelehnt werden, Ihr Genoſſe Gebauer war. Ich 
möchte ferner ſagen, daß die Arbeitsloſen nur zum 
geringſten Teil Ihren Gewerkſchaften angehören, und 


daß auch die Arbeitsloſen, für die die Kommuniſten 


ſprechen, nur einen ſehr geringen Prozentſatz aus⸗ 
machen. Dann möchte ich Ihnen ſagen, daß die Ver⸗ 
ſammlung der Erwerbsloſen im Werftſpeiſehaus etwas 
größer geweſen ſein ſoll, als Ihre allgemeine Frie⸗ 
denskundgebung am Sonntag. Ferner iſt zu bemerken, 
daß auch chriſtlich organiſierte Arbeitsloſe im Er⸗ 
werbsloſenrat ſitzen. (Abg. Gaikowſki: Ausgeſchloſſen!) 
ie ſagen ausgeſchloſſen. Ich habe bisher auch noch 
einen Erwerbsloſen gekannt, der es fertig bekommen 
at, in einer Erwerbsloſenverſammlung aufzutreten 
und zu jagen: „Ich bin Chrift und bleibe Ehriſt und bin 
trotzdem im Erwerbsloſenrat.“ Und das iſt neulich der 
all geweſen. Neben mir hat Herr Raſchke geſeſſen 
und auch der Vertreter der „Volksſtimme“. Dieſer 
wird Ihnen den Namen ſagen können, ich kenne den 
Namen des betreffenden chriſtlichen Erwerbsloſenrales 
nicht. Aber der Mann, der neben mir geſeſſen hat, 
war ein chriſtlich organiſierter Erwerbsloſer. Herr 
Abg. Lehmann iſt auch Zeuge. 
Weshalb ſind dieſe Leute, die gewerkſchaftlich or⸗ 
ganiſiert ſind, im Erwerbsloſenrat? Weshalb ſind die 
“tte im Erwerbsloſenrat? Weil fie von Ihrer Seite 
auch keine Unterſtützung bekommen haben, weil ſie mit 
genau denſelben Antworten bedacht werden, weil Sie 
N dieſelbe Antwort gegeben haben, die heute hier 
i de ont wurde: „Wir verhandeln mit keinem Men⸗ 
konnt der nicht in den Gewerkſchaften iſt.“ (Abg. Gai⸗ 
ane Sehr richtig!) Das iſt Ihre chriſtliche Den⸗ 
t oai Herr Gaifomffi. Ich erwähne das, weil ge- 
5 x ſeitens eines anderen Gewerkſchaftsſekretärs ge- 
9: wurde, daß die Gewerkſchaften alles für die Mr- 


dia er tun, was fie können. Die Zahl der Arbeitslosen, 
-Me in die 


Erwerbsloſenverſammlungen kommen, iſt 


ein Beweis dafür, daß ſie mit den bisherigen Er⸗ 
rungenſchaften, wie ſie die Gewerkſchaften gegeben 
haben, nicht zufrieden ſind. Sonſt würde nicht die 
Fülle in den Verſammlungen zu verzeichnen ſein 
wie heute. 


Vor der Beteiligung der Sozialdemokraten an der 
Regierung hörte man andere Töne anſchlagen. Sie 
werden zugeben, Herr Gebauer, daß da auch oft manches 
gefordert wurde, was über die finanziellen Grenzen 
hinausging. Die Kommuniſten werden ſich entſinnen, 
daß ich damals ihren Forderungen oft nicht zuge⸗ 
ſprochen habe. Heute, wo die Sozialdemokraten in der 
Regierung ſind, kommen ſie mit lumpigen 10 Pfennigen 
für den Haushaltungsvorſtand. Heute iſt angeblich 
überhaupt keine Möglichkeit vorhanden, Geld zu geben. 
Ich erinnere Sie daran, daß Sie, als Sie in die Re⸗ 
gierung kamen, verſprochen haben, die Notſtands⸗ 
arbeiten aufzunehmen. Warum iſt damit nicht begon⸗ 
nen worden? Oder nennen Sie es Notſtandsarbeiten, 
wenn im Kraftwerk Bölkau 23 Stunden gearbeitet 
wird? Das ſind die Notſtandsarbeiten, die Sie ver⸗ 
ſprochen haben. Dann wurde von der Beſſerſtellung 
der Erwerbsloſen in Deutſchland geſprochen. Da 
möchte ich Herrn Spill vorhalten: Sind denn in 
Deutſchland die Sozialdemokraten in der Regierung? 
Hier in Danzig ſind ſie drin und haben es fertig⸗ 
gebracht, daß die Arbeitsloſen ſich nicht um einen Pfen⸗ 
nig beſſer ſtehen. Das iſt das Maßgebende, daß bei 
uns Sozialdemokraten in der Regierung ſind. (Zwi⸗ 
ſchenrufe und Unruhe.) Ob Sie dreimal Fatzke rufen, 
iſt egal, damit werden Sie eine Auseinanderſetzung 


nicht erledigen. (Abg. Eduard Schmidt: Sie reden ein⸗ 


mal ſo und einmal ſo!) Ich werde Ihnen ſagen, wer 
einmal ſo und einmal ſo redet. Das iſt Ihr Genoſſe 
Mau. Sie hätten nur hören ſollen, was gewerkſchaftlich 
organiſierte Arbeiter vom Lande erklärt haben, wie ſie 
behandelt wurden und welche Antwort ſie Ihnen in 
der Verſammlung gegeben haben. Ich glaube, Herr 
Mau, Sie gehen zu keiner Verſammlung der Erwerbs⸗ 
loſen hin. Was man über Sie geſagt hat, hat man auch 
über eine Reihe der anderen Sozialdemokraten geſagt. 


Sie haben ferner den Erwerbsloſen vorgeworfen, 
daß ſie ſich eine eigene Zeitung gegründet hätten. Seien 
Sie doch ehrlich, glauben Sie, daß es zum Vergnügen 
geſchehen iſt? Nehmen Sie doch die Nummer 3 und 
leſen Sie die Fälle aus Brunau, Brentau und den 
anderen Orten. Ich habe im Ausſchuß zu dem Regie⸗ 
rungsvertreter geſagt, ich würde beſtimmt bei der Be⸗ 
handlung dieſer Punkte auf die Nummer 3 „des Er⸗ 
werbsloſen“ hinweiſen, und ich hoffte, daß die Regie⸗ 
rung dazu Stellung nehmen würde. Herr Oberregie⸗ 


rungsrat Dr Hemmen ift dabei geweſen. Ich habe ihn 


vor einer Woche oder etwas länger auf dieſe Nummer 
hingewieſen, und ich frage jetzt, ob dieſe Fälle wahr 
ſind. Wenn ſie wahr ſind, iſt es unerhört, daß unter 
einer ſozialdemokratiſchen Regierung ſo etwas möglich 
iſt. Die Höchſtauszahlung betrug in Brunau 3,20 Gul⸗ 
den; 4,50 Gulden wäre der Satz. Die Fälle ſind alle 
namentlich aufgeführt. Ich gebe das Blatt nochmals 
der Regierung, damit ſie zu den Fällen Stellung nimmt. 


Es zeigt ſelbſt für den Fall, daß man zugeben müßte, 


daß kein Geld da iſt, daß bei der Verteilung der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung Zuſtände herrſchen, die man 
vielleicht unter einer reaktionären Regierung für mög⸗ 
lich hielte. Bei Ihnen ſind ſie aber zur Tatſache ge⸗ 
worden. Es kommt hinzu, daß man nicht einmal die 
Delegation der Erwerbsloſen hier empfangen hat. 
Wenn einmal eine Delegation kommt und der Ver⸗ 
treter Ihrer Fraktion zufällig den Präſidenten ver⸗ 
tritt, der nicht da iſt, und man zu ihm ſagt: „Geben 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 
Sie doch einen Saal“, ſo ſchlägt er die Bitte mit der 
Begründung ab, dazu wäre er nicht da. Ich erinnere 
Sie daran, daß früher alle Augenblicke ſolche Verhand⸗ 
lungen mit den Sozialdemokraten waren, als Sie noch 
nicht in der Regierung ſaßen. Jetzt ſitzen Sie zufällig 
drin und brechen die Verhandlungen ab. Herr Gai⸗ 
kowſki hat geſagt, daß Sie nicht mit gewerkſchaftsloſen 
Menſchen verhandeln, dann ſind die anderen, Frau 
Richter uſw. gefolgt. Sie wollen alſo nicht einmal die 
Leute hören. Sie brauchen die Forderungen ja nicht 
zu erfüllen, aber Sie können doch anhören, was die 
Leute ſagen. Es iſt genau dasſelbe wie bei den Kriegs⸗ 
invaliden. Da ließ man die Delegation auch drei Tage 
umſonſt herkommen. Das iſt Ihr chriſtliches und Ihr 
ſozialiſtiſches Verhalten. Von den übrigen Parteien 
will ich nicht ſprechen. ; N 
Wenn Sie nun mit den 10 Pfennigen kommen, ſo 
haben Sie eine Großtat gemacht, die Ihnen die Er⸗ 
werbsloſen ſehr danken werden. Ich will das nicht 


paxteipolitiſch ausnutzen. Für mich ift es gleichgültig, 


ob der Mann chriſtlich oder ſozialdemokratiſch iſt, er 
muß unterſtützt werden. Sie fragen: Iſt er chriſtlich 
organiſiert? Und Sie fragen: Iſt er ſozialdemokratiſch 
organiſiert? Das iſt eine parteimäßige Behandlung 
der Erwerbsloſen hier im Freiſtaat. (Bravo!) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. ; 

Raſchke, Abgeordneter (K.P.): M. D. u. H.] Wenn 
jemand ſonſt große Töne anſchlägt und allerhand Sachen 
vorträgt, die er abſolut nicht beweiſen kann, dann ſagt 
man im Volksmunde: dazu gehört allerhand Mut. Ich 
möchte hier das Gegenteil behaupten und ſagen, es iſt 
eine ziemlich große Feigheit, wenn man ſich hier hin⸗ 


ſtellt und große Töne riskiert, ſich aber nicht dort hin⸗ 


ſchert, wo es nötig iſt. Darin liegt die Feigheit. Die 
Herren Gewerkſchaftsvertreter bringen nicht den Mut 
auf, in die Maſſen zu gehen. (Abg. Lehmann: Die haben 
ja Angſt!) Bis jetzt ſind zwei größere Erwerbsloſen⸗ 
verſammlungen geweſen. Die in der Meſſehalle war 
von 4000 Erwerbsloſen beſucht. Wo blieben die Ver⸗ 
treter der Freien Gewerkſchaften? Heute fand im 
Werftſpeiſehaus eine von ungefähr 2000 Erwerbsloſen 
beſuchte Verſammlung ſtatt. Wo waren die Herren von 
den Gewerkſchaften? Dann kann man hier laut brüllen 
und gröhlen: „Wir Gewerkſchaften vertreten noch 
immer den Standpunkt unſerer Mitglieder.“ Wie Sie 
ihn vertreten, konnte niemand beſſer ſchildern, als es 
heute Herr Abg. Spill getan hat, indem er ſich darauf 
beruft, daß Erwerbsloſenunterſtützung an die Gewerk⸗ 
ſchaftsmitglieder gezahlt wird. Ich frage die Gewerk⸗ 
ſchaftsführer: „Wer bringt dieſes Geld auf? Sind Sie 
es etwa, die die Gewerkſchaften finanzieren oder ſind es 
die Mitglieder?“ Die Mitglieder haben auf Grund des 
Statuts ein Anrecht auf die Erwerbsloſenunterſtützung. 
Es trifft zu, wenn Herr Spill ſagte, er habe Fühlung 
mit den arbeitsloſen Gewerkſchaftsmitgliedern. Wie 
lange haben Sie Fühlung mit ihnen? Solange, bis die 
Erwerbsloſenunterſtützung abgelaufen iſt. Wenn die 
erledigt iſt, dann ſagen Sie zu Ihren Gewerkſchaftsmit⸗ 
gliedern, daß Sie nichts mehr für ſie tun können, die 
Mittel ſeien erſchöpft. 

Das iſt die Taktik der Gewerkſchaftsführer, die 
Taktik der ganzen Gewerkſchaftsbürokratie. Herr Spill 
weiß heute durchaus nicht, wo er die Mittel hernehmen 
kann,. Vorher, als man noch auf dieſen rohen Bänken 
ſaß, wußte man allerhand Mittel und Wege zu finden. 
Da hat man ſo oft Vorſchläge gemacht, dies und jenes 
Geſetz heranzuholen. Das wäre heute aber gar nicht 
nötig, denn im Hauptausſchuß liegt das Beamten⸗ 
gehalts⸗Abbaugeſetz. Herr Abg. Spill, Vorſitzender 
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dieſes Ausſchuſſes, hält es nicht für nötig, den Aus⸗ 
ſchuß zuſammenzuberufen und zu dieſer Vorlage 
Stellung nehmen zu laſſen. Hier könnten Gelder auf⸗ 
gebracht werden. Nicht wir Kommuniſten, ſondern die 
Erwerbsloſen verlangen, daß die Gehälter über 700 
Gulden abgebaut werden, und wir Kommuniſten 
ſchließen uns dem an. Wenn das Wirklichkeit wird, 
kommt eine ſchöne Summe zuſammen, mit der Tau⸗ 
ſende von Erwerbsloſen unterſtützt werden könnten. 


Die Sozialdemokraten waren ſo liebenswürdig 
und haben die tägliche Unterſtützung um 10 Pfennige 
erhöht, damit die Miete gezahlt werden kann, d. h. von 
den jetzt beſtehenden Unterſtützungsſätzen dürfen die 
Erwerbsloſen keine Miete bezahlen. Sind ſich die 
Herren von der Sozialdemokratie auch deſſen bewußt, 
daß die 60 Pfennig am Ende der Woche nicht für die 
Miete weggelegt werden? Das wäre der Fall, wenn 
die Erwerbsloſen im Ueberfluß lebten. Heute aber 
wird jeder Pfennig gebraucht, und die 60 Pfennige 
werden ſofort für ein Brot verſchwinden. Der Wirt 
bekommt ſie nicht, und er braucht auch die Miete der 
Erwerbsloſen nicht zu bekommen. Er brauchte über⸗ 
haupt keine erhöhte Miete zu bekommen. Es iſt De⸗ 
magogie und Gemeinheit, wenn man ſich hier hinſtellt 
und ſagt, die Miete ſolle ausgeglichen werden. Das 
heißt mit anderen Worten: „Wir waren ſo gemein, 
aber nun wollen wir das wieder gut machen, indem 
wir Euch die 10 Pfennige für den Tag zulegen.“ Herr 
Spill glaubte eingangs ſeiner Rede erklären zu 
müſſen: „Nur mit der Ruhe und Sorgfalt.“ So hat 
ſich das bei der Sozialdemokratie herauskriſtalliſiert 
ſeit der Zeit, als die Sozialdemokratie noch eine revo⸗ 
lutionäre Partei war, den Kapitalismus ſchön zu 
ſtützen und die Arbeiter niederzutreten. Das iſt die 
Parole. „Mit den Erwerbsloſen haben wir heute nichts 
mehr zu tun, die gehen mit den Kommuniſten und 
laſſen ſich von denen mißbrauchen.“ ſagt Herr Spill. 
Wie es mit dem Mißbrauch ausſieht, darüber mit 
Ihnen zu ſtreiten, lehne ich ab. Die Antwort werden 
die Erwerbsloſen ſelbſt geben. Wie vertreten Sie 
aber die Intereſſen der Gewerkſchaftsmitglieder? Mit 
aller Ruhe und Sorgfalt, das iſt auch hier wieder die 
Parole. Wenn die Gewerkſchaftsmitglieder Lohn⸗ 
erhöhungen verlangen, fragt man erſt ganz beſcheiden 
bei den Unternehmern an, ob ſie in der Lage ſind, die 
Erhöhung zu zahlen. Wenn der Unternehmer nein 
ſagt, dann können tauſende Gewerkſchaftsmitglieder 
die Erhöhung verlangen, die Führer ſagen: „Ihr ſeid 


meſchugge, Ihr bekommt ſie nicht.“ 


Nennen Sie das etwa Vertretung Ihrer Gemert- 
ſchaftsmitglieder, wenn Sie ſich nur vom Standpunkt 
der Unternehmer leiten laſſen, wenn nur das aus⸗ 
ſchlaggebend iſt, was der Unternehmer ſagt? Dann 
wundern Sie ſich, wenn ſich die Kommuniſten dieſer 
Frage annehmen. Das Gemeine iſt dabei, daß di 
Kommuniſten aus den Gewerkſchaften hinausgeworfen 
werden, wenn ſie ſich dieſer Sache annehmen. Sie 
haben keine Urſache zu erklären, Kommuniſten ſeien 
keine Gewerkſchaftsführer; denn Sie haben alle bin“ 
ausgeworfen. Die wenigen, die es verſtanden haben, 
bei den Gewerkſchaften zu verbleiben, haben alle 
Wünſche in ſchwerem innerlichen Kampf zurückſtecken 
müſſen, die ihre Verbandskollegen hegten. Nur wet 
ſie Mitglied der Gewerkſchaft bleiben wollten, weil ſie 


dort arbeiten wollten, haben fie ihre Wünſche zurück 


geſtellt. Die Feurigen, die drauf und dran ginge. 
haben Sie entfernt und haben jetzt Ihre Gewerlſchaften 
kommuniſtenrein. Jetzt ſehen die Gewerkſchaften, ft 
aus, daß das ſchöne Wort von der Ruhe und Soraa k 
Wirklichkeit geworden ift. Der Unternehmer ſagt N 
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( er findet keine beſſeren Bundesgenoſſen, als die freien 


Gewerkſchaftsführer, die gar nicht ſo rigoros dem 
Unternehmer gegenüber find, dafür aber die Kommu- 
niſten hinausgeworfen haben. Nun ſind die Gewerk⸗ 
ſchaften ſtubenrein, und die Unternehmer brauchen 
keine Angſt mehr zu haben. 


Sehen Sie, meine Herren von den Gewerkſchaften, 
dieſer Geiſt, der heute in den Gewerkſchaften herrſcht, 
muß hinaus. Wir werden es dahin bringen, daß Sie 
alle diejenigen, die Sie hinausgeworfen haben und 
die auf Grund der ſchlechten Wirtſchaftslage ihre Bei⸗ 
träge nicht weiter zahlen können, wieder in die Ge⸗ 
werkſchaften hineinbekommen. Wenn die wieder in den 
Gewerkſchaften ſind, werden ſie Fraktur mit Ihnen 
reden, dann werden ſie Sie hinauswerfen. Herr Abg. 
Spill ſagte, wir könnten uns kein Bild davon machen, 
wie groß die Anſtrengungen der Gewerkſchaften waren 
und was ſie geleiſtet haben. Ich möchte die Herren 
von den Gewerkſchaften einmal fragen: 
Ihnen hat noch nach der Revolution das Gefängnis 
geziert? (Keiner! bei den Kommuniſten.) Wer von 
Ihnen hat noch Blut gelaſſen? (Keiner! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Niemand! Sie waren zu feige, die Inter⸗ 
eſſen der Gewerkſchaftsmitglieder zu vertreten. Immer 
mit Ruhe und Sorgfalt lautete die Parole. Dafür hat 
man Tauſende der Arbeiter niederſchießen laſſen, die 
gewillt waren, für die Intereſſen der Arbeiter ein⸗ 
zutreten. Dafür hat man Tauſende mit Hilfe der Ge⸗ 
werkſchaftsführer ins Gefängnis geſteckt. Wir ſagen 
daher, ſo wie die Gewerkſchaften heute ſind, können 


ſie für die Zukunft nicht bleiben. Sie müſſen das wie⸗ 


der werden, was ſie vor dem Kriege waren. Vor dem 
Kriege waren es klaſſenbewußte Gewerkſchaften. Da 
haben ſie nicht gefragt: „Unternehmer kannſt du zah⸗ 
len?“ Da hieß es: „Du mußt zahlen.“ (Zwiſchenrufe 
rechts.) Sie, meine Herren, ſind noch immer in der 
Lage, zu zahlen. Ich ſage Ihnen, ſolange dieſe beſſern 
Kneipen, dieſe Nachtlokale, beſtehen, die Sie unter⸗ 
ſtützen, die Ihre Verkehrslokale ſind, ſolange können 
Sie noch zahlen. (Raube! rechts.) Solange in den 
Schaufenſtern bei den Fleiſchern noch die ſchönen 
Schinken hängen, die von Ihnen gekauft werden, ſo⸗ 
lange bei den Händlern noch die Rehe und das Wild 
hängen, ſolange können Sie zahlen und müſſen Sie 
zahlen. Solange es noch in den Weinkellern Sekt gibt, 
ſollen Sie zahlen, denn Sie ſaufen den Sekt und nicht 
wir. (Namentlich Raube! rechts.) 


Wir erwarten alſo, meine Herrſchaften, daß der 
Kampf in allernächſter Zeit eine andere Wendung 
nimmt. Die Gewerkſchaften werden und mifen dazu 
übergehen. Wir werden alles daran ſetzen, daß ſie 
wieder Kampforganiſationen, Klaſſenorganiſationen 
werden. Zwiſchen Unternehmern und Arbeitern kann 
es fein Verhandeln, ſondern nur ein Handeln geben. 
eine Herren von rechts, ſchimpfen Sie nicht ſo ſehr 
auf die Sozialdemokratie. Ich ſage Ihnen, Sie haben 
einen guten Helfer in ihr gefunden. Sie ſollten ſich 
nicht hier herſtellen und die Sozialdemokratie be⸗ 
Ampfen, denn Sie find in einer Lauge gewaſchen. 
b enau ſo, wie die Sozialdemokratie Ihre Intereſſen 
Lertritt, müſſen Sie endlich einmal die Intereſſen der 
wiöaldemokratie vertreten. Das iſt für uns ein Ge⸗ 
kenn. Dann wird die Arbeiterichaft erft richtig ‚er 
konnen, wo ihre Intereſſen vertreten werden. Sie 
ben en dann noch eine Zeitlang zuſammen wurſteln, 
Sn nicht mehr lange, denn die Arbeiterſchaft wird 
1 . wo ihr Weizen blüht und wem ſie Ver⸗ 
die zu ſchenken hat. Wir ſind davon überzeugt, daß 
Ricgalrbeiterſchaft in allernächſter Zeit eine andere 
ung einſchlagen wird, und daß ſie nicht nur mit 


Wer von 


den bürgerlichen Vertretern, ſondern auch mit der 
Sozialdemokratie Schluß machen wird. 

M. H., Sie glauben heute noch große Töne ris⸗ 
lieren zu können. Machen wir doch eine Probe aufs 
Exempel. Sie haben hier von rechts bis links, aus⸗ 
geſchloſſen die Kommuniſten, 110 Sitze. Löſen Sie 
morgen den Volkstag auf und machen Sie um drei 
Wochen Neuwahlen. Wir werden dann ſehen, wer in 
dieſem Hauſe recht gehabt hat. Wir ſind gar nicht 
ängſtlich in dieſer Sache. Heran an die Arbeit, dann 
wollen wir ſehen, wer die Intereſſen des Kleinbürger⸗ 
tums, wer die Intereſſen der Arbeiterſchaft vertreten 
hat. Alſo heran an die Arbeit, und wir reden in vier 
bis ſechs Wochen andere Töne. (Zwiſchenrufe rechts.) 
Dann brauchen wir eventuell keinen Kredit mehr, 
dann holen wir das Geld aus Ihren Taſchen. Ich 
glaube, Sie haben auch noch allerhand hinter dem 
Ofen verſteckt. 

M. D. u. H.! Ich will nun noch kurz zu den 
Schmerzen kommen, die Herr Spill in bezug auf Zei⸗ 
tung und Beiträge gehabt hat. Ich kann es mir denken, 
daß eine Zeitung, die den Gewerkſchaftsführern die 
Wahrheit ſagt, nach Meinung der Gewerkſchaftsführer 
kein Recht hat, zu erſcheinen. Mit denſelben gemeinen 
Mitteln, wie vor dem Kriege die ſozialdemokratiſchen 
Zeitungen bekämpft wurden, wird heute von den So⸗ 
zialdemokraten die Zeitung der Erwerbsloſen De- 
kämpft. Damals wurde geſagt: „Für eine Zeitung 
habt Ihr einen Groſchen übrig? Legt ein paar Pfen⸗ 
nige zu, dann habt Ihr wieder ein Brot mehr.“ Das 
wagen heute die Sozialdemokraten zu ſagen. Vorher 
klang es anders. Da hieß es: „Arbeiter, Arbeiter, 
ſteuert dazu bei, daß ihr eine Zeitung bekommt.“ 
Heute, wo dieſelben Arbeiter dazu übergegangen ſind, 
ſich ein eigenes Organ zu ſchaffen, beſchmutzen dieſe 
Leute die Arbeiter. Das ift nicht ſchön und muß auf (D 
das ſchärfſte verurteilt werden. Warum die Zeitung? 
Weil es eben die Zeitung der SPD., die „Volks⸗ 
ſtimme“, noch nie gewagt hat, gegen den Stachel der 
Regierung zu löken. Sie hat noch nie derartige Miß⸗ 
ſtände aufgedeckt. Ihre ganze Aufgabe beſteht darin, 
darüber zu berichten, wenn Herr Abg. Mau ſich hier 
hinſtellt und über die Mißſtände, die durch das Geſetz 
oder durch die verſchiedenartige Auslegung des Ge⸗ 
ſetzes entſtanden ſind, glaubt ſprechen zu müſſen. Wir 
erklären dazu, daß das für uns ſelbſtverſtändlich ift, 
denn die Geſetze ſollen ſo ausgelegt werden, wie ſie die 
Volksvertretung geſchaffen hat. Es iſt eine Gemein⸗ 
heit, wenn die Sozialdemokratie als ſtärkſte Regie⸗ 
rungspartei es zuläßt, daß das Geſetz jetzt noch anders 
ausgelegt wird als wie es ſein ſollte. Ja, mein lieber 
Herr Fiſcher, auch heute noch immer Klagen und immer 
wieder Klagen! Die Gemeindevorſtände haben es noch 
nicht für nötig befunden, dem Geſetz die Achtung beizu⸗ 
bringen und es ſo auszulegen, wie es eigentlich aus⸗ 
gelegt werden ſoll. 


Genau ſo verhält es ſich mit den Beiträgen, die 
von den Arbeitsloſen erhoben werden. Ich kann es 
mir wohl denken, daß es der Sozialdemokratie un⸗ 
angenehm iſt, wenn Beiträge erhoben werden. Denn 
wozu haben die Arbeitsloſen Verſammlungen abzu⸗ 
halten? Weshalb haben ſie Stellung zu nehmen zu 
den Beſchlüſſen des Volkstags? Dann kommt es ja 


ans Licht, wie die SPD. geſtimmt hat, wie ſie die 


Intereſſen der Arbeitsloſen vertreten hat. Da kann 
man ſich denken, daß ſich die Sozialdemokraten mit allen 
Mitteln bemühen, dagegen anzukämpfen. Es iſt ganz 
logiſch, daß, wenn hier und dort nicht nur die Sozial⸗ 
demokraten, ſondern auch die Vertreter der chriſtlichen 
Gewerkſchaften in dieſer Zeitung angegriffen werden, 


(A 
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man ein Intereſſe daran hat, das Blatt verſchwinden 
zu laſſen. Meine Herren von der Sozialdemokratie, 
ich möchte Ihnen etwas ins Gedächtnis rufen. Wer 
hatte denn vor 1918 Ihre Zeitungen zu verbieten? 
Wer war es, der Ihnen Schwierigkeiten in bezug auf 


Propaganda bereitet hat? Es waren Ihre Brüder, 


) 


Ihre Freunde aus der Mitte und von rechts. Heute 
haben Sie (zu den Sozialdemokraten) deren Arbeit 
übernommen. Ich habe in der „Danziger Allgemeinen 
Zeitung“ und in den „Danziger Neueſten Nachrichten“ 
— denen zu Ehren ſei es geſagt — noch nicht gefunden, 
daß ſie in ſo einer gemeinen Weiſe über die Zeitung 
der Erwerbsloſen hergezogen ſind. Alſo, m. H., Sie 
haben dieſen Kreiſen die Arbeit abgenommen. Sie ſind 
es, die die Arbeiter zerreißen, die die Arbeiter zer⸗ 
ſchmettern wollen, um das Kapital hoch zu bringen und 
ſich an ſeiner Krippe dick und voll freſſen zu können. 
(Lebhaftes Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft, 
ich ſchließe die Beſprechung. Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Schwegmann. 


Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich beantrage jetzt Vertagung und beantrage ferner, 
den Herrn Präſidenten zu ermächtigen, Zeitpunkt und 
Tagesordnung der nächſten Sitzung feſtzuſetzen. 


Vizepräſident Spill: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): Der Vertagung 
würde ich nicht widerſprechen, doch würde ich bitten, 
dieſen Punkt der Tagesordnung erſt zu erledigen. 
(Abg. Sprett: Das wollen wir auch!) 


Vizepräſident Spill: Die Antragſteller ſind damit 
einverſtanden. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Laſchewſki. 


Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): Wir haben keine 
Veranlaſſung, auf einen der zur Debatte ſtehenden 
Punkte über die Erwerbsloſenfrage zu verzichten. Sie 
glauben, heute noch Ihr altberühmtes Feſt feiern zu 
müſſen. Weil heute an dieſem als hiſtoriſch bezeichne⸗ 
ten Tage Tauſende von Erwerbsloſen zuſammenge⸗ 
kommen ſind und Forderungen geſtellt haben, würde 
ich Sie erſuchen, daß man den Wünſchen dieſer Maſſen 
Rechnung trägt und die Tagesordnung heute erledigt. 
Wenn Sie es ablehnen ſollten, weiter zu tagen, hoffe 
ich, daß morgen darüber weiter beraten wird. Die 
Vorlage ſoll dann an den Ausſchuß gehen, dort ſchnell 
erledigt werden und ſo ſchnell als möglich wieder im 
Plenum zur Verhandlung gelangen. 

Vizepräſident Spill: Es iſt der Antrag auf Ver⸗ 
tagung mit der Maßgabe geſtellt, daß der jetzige Punkt 
der Tagesordnung noch erledigt und dem Herrn Prä- 
ſidenten Vollmacht gegeben wird, die nächſte Sitzung 
und Tagesordnung feſtzuſetzen. Wer dieſem Autrag 
zuſtimmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Dauke, das ift die Mehrheit. Das hohe 
Haus hat ſo beſchloſſen. Die Beſprechung zu Artikel I 
iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Artikel I der Vor⸗ 
lage, Druckſache Nr. 2100, zuſtimmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die 
Mehrheit; der Artikel I ift angenommen. Ich rufe 
auf Artikel II. Wortmeldungen liegen nicht vor, die 
Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich darf wohl ohne beſon⸗ 
dere Abſtimmung feſtſtellen, daß Artikel II mit der⸗ 
ſelben Mehrheit angenommen iſt. Ich bitte diejenigen, 
die der Ueberſchrift, „Geſetz zur Abänderung des Ge⸗ 
ſetzes über Erwerbsloſenunterſtützung“, zuſtimmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Dritte Leſung 
en bloc! links.) Widerſpruch dagegen wird nicht laut, 
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(Abg. Raſchke: Ich will 
fprecden!) wir kommen zur dritten Beratung. 
eröffne die allgemeine Beſprechung. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
(Zwiſchenruf!) Ich rufe auf Artikel I, (Zwiſchen⸗ 
rufe!) Herr Abg. Liſchnewſki, Sie haben das hohe 
Haus Quaſſelbude genannt, ich rufe Sie zur Ordnung. 
Ich mache darauf aufmerkſam, daß ſolche Rufe eine 
grobe Verletzung der Ordnung darſtellen und weiſe 
Sie auf die Folgen hin. Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Nachdem Sie unſere 
Vorlage über die 50prozentige Erhöhung der Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung abgelehnt haben, möchten wir 
Ihnen noch einmal Gelegenheit geben, Ihrem Herzen 
einen Stoß zu geben und den Erwerbsloſen etwas 
mehr zu bewilligen, als Sie es in dieſem Moment ge⸗ 
tan haben. Wir haben deshalb zur dritten Leſung 
einen Abänderungsantrag zu § 1 geſtellt, der die Er⸗ 
höhung um 25 Prozent der Sätze, wie ſie bisher im 
Geſetz vorgeſehen ſind, will. Demnach kämen für 
männliche und weibliche Perſonen über 21 Jahre, ſo⸗ 
fern ſie nicht im Haushalt eines andern leben, für den 
Tag 2,45 Gulden in Frage. 
ſonen, ſofern ſie im Haushalt eines anderen leben, 2,10 
Gulden, unter 21 Jahre 1,55 Gulden. Die Beihilfen 
ſollen betragen: Für den Ehegatten 75 Pfennig, für 
jedes Kind bzw. unterhaltsberechtigten Angehörigen 
60 Pfennig. Ich glaube, daß es noch möglich iſt, den 
Erwerbsloſen dieſe wenigen Pfennige zukommen zu 
laſſen. Denken Sie daran, daß wir in allernächſter Zeit 
die Vorlage betr. den Beamtenabbau aus dem Haupt⸗ 
ausſchuß zurückbekommen werden. Dadurch werden 
wir Mittel bekommen. Wir haben ferner das Einkom⸗ 
menſteuergeſetz in Bearbeitung. Es wird Aufgabe 
derer ſein, denen die Not der Erwerbsloſen nahe geht, 
die Sätze für die Kreiſe zu erhöhen, die dieſe Mittel 
aufbringen können. 

Die Mittel ſind alſo vorhanden, wenn nur der 
Wille vorhanden iſt. (Frau Abg. Kreft: Sehr richtig!) 
Aber in dieſem hohen Haufe muß man ſchließlich an 
allem verzweifeln. Daher haben wir, wenn Sie dieſe 
Forderungen ablehnen wollten, noch einen Eventual⸗ 
antrag eingebracht. Es iſt ein Hohn, möchte ich ſagen, 
daß wir uns mit dieſem Eventualantrag befaſſen. 
Aber er will wenigſtens etwas, und Sie werden wenig⸗ 
ſtens ſo viel Ehrgefühl haben, dieſes Wenige den Er⸗ 
werbsloſen zu geben. Nach dem Eventualantrag ſollen 
die Sätze derjenigen, die heute 1,95 bekommen, von jetz 
ab 2,15 Gulden betragen. Der Satz von 1,70 ſoll auf 
1,80 Gulden erhöht werden. Das ſind 10 Pfennige für 
den Tag mehr, aber auch für die Kreiſe, die keinen 
ſelbſtändigen Haushalt haben. Dann verlangen m 
noch für die Leute unter 21 Jahren, die bisher 1, 
Gulden bekommen haben, 1,35 Gulden. Weiter verlan⸗ 


Für über 21jährige Per⸗ 


z4 


. 


noch zur dritten Leſung (C7 


D 


gen wir für die Frau, die bis jetzt 60 Pfennige erhal ; 


ten hat, 70 Pfennige, und für das Kind, das bisher 
Pfennige bekam, 55 Pfennige. Es ift alfo, m. D. Uu. 9, 
wie ich ſchon ſagte, ein Weniges, oder beſſer geſagt, gar 
nichts. Wenn Sie das Wenige nicht bewilligen wollen 
dann, glaube ich, platzt die Geduld der Arbeitsloſen 
doch. Wenn die Erwerbsloſen noch ein bißchen Mora 
im Leibe haben, werden ſie ſchließlich einen anderen 
Schritt gehen, den Sie dann zu bereuen haben werden 
und den Sie heraufbeſchworen haben. (Bravo! be 
den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor. Ich ſchließe die allgemeine Befprehund" 
Zu Artikel I liegt ein Abänderungsantrag des A A 
Raſchke und der Kommuniſtiſchen Fraktion vor. 


der Antrag verteilt? (Abg. Raſchke: Nur an die 


| 
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(Spill, Bigepräfident.) 
) Fraktionsvorſitzenden!) 
lautet: 


1. Artikel J erhält folgende Faſſung: 
§ 14, Abſatz 1, des Exwerbsloſenfürſorgegeſetzes vom 
28. 3. 1922 (Geſetzbl. S. 91) in der Faſſung des Geſetzes 
vom 19. 12. 1924 (Geſetzbl. S. 543) und der Verordnung 
vom 13. 3. 1925 (Geſetzbl. S. 76) erhält folgende Faſſung: 
Die Unterſtützung iſt von den Gemeinden nach folgenden 
Sätzen zu gewähren: 

a) für männliche und weibliche Perſonen über 
21 Jahre, ſofern ſie nicht im Haushalt eines 
andern leben 2 A 5 ; 3 2,45 Guld. 

b) über 21 Jahre, ſofern fie im Haushalt eines andern 
leben 5 f A ; ; ; 2,10 Guld. 

c) unter 21 Jahren 1,55 Guld. 


Hinter Artikel] ift folgender Artikel la einzufügen: 
§ 15, Abſatz 2, des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes vom 
28. 3. 1922 uſw. erhält folgende Faſſung: 

Die Familienzuſchläge, die ein Erwerbsloſer erhält, 
betragen: 
a) für den Ehegatten 8 P 0,75 Guld. 
b) für die Kinder und fonftige unterhaltungsberechtigte 
Angehörige x 5 5 ; ; 0,60 Guld. 


Dann liegt weiter ein Eventualautrag vor, den ich 
auch gleich verleſen will, er lautet: 


Bei Ablehnung obigen Antrages beantragen wir: 

1. Im $ 14, Abſatz 1, des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes 
vom 28. 3. 1922 uſw. ift zu ſetzen: für die Ziffer „1,95 Gul⸗ 
den“ die Ziffer „2,15 Guld.“, für die Ziffer „1,70 Guld.“ 
die Ziffer „1,80 Guld.“, für die Ziffer „1,25 Guld.“ die 
Ziffer „1,35 Guld.” 

In § 15, Abſatz 2, des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes vom 
28. 3. 1922 uſw. ift zu ſetzen für die Ziffer „0,60 Guld.“ 
die Ziffer „0,70 Guld.“, und für die Ziffer „0,45 Guld.“ 
die Ziffer „0,55 Guld.“ 

Raſchke u. d. übr. Mgl. d. Komm. Fr. 


Der 


d 


N 


Abänderungsantrag 


Wir ſtimmen zuerſt über den Abänderungsantrag 
zu Artikel I ab. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dem Abänderungsantrag ihre Zuſtimmung geben 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen nun über den verleſenen Eventualantrag ab. 
Ich bitte, die Damen und Herren, die ihn annehmen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, 
das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
jetzt über Artikel I der Vorlage ab. Ich bitte diejeni⸗ 
gen, die Artikel I der Vorlage annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, 
das ift die Mehrheit, Artikel I ijt angenommen. Ich 
rufe auf Artikel II. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich darf wohl feſtſtellen, 
daß Artikel II mit der gleichen Mehrheit angenommen 
iſt. Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz zur Abän⸗ 
derung des Geſetzes über Erwerbsloſenunterſtützung.“ 
Ich bitte die Damen und Herren, die die Ueberſchrift 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Die Ueberſchrift 
it angenommen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die die Vorlage, 
Druckſache Nr. 2100 in der Schlußabſtimmung anneh⸗ 
men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit. Das Geſetz 
ift angenommen. 

Ich bitte Sie nun um die Ermächtigung für den 
Herrn Präſidenten, Tag und Tagesordnung der näch⸗ 
ſten Sitzung anzuberaumen. Widerſpruch wird nicht 
laut; es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 55 Minuten.) 
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x Die Sitzung wird 3 Uhr 35 Minuten durch den 

räſidenten Dr. Treichel eröffnet. 
S Am Regierungstiſch: Senatoren Runge, 
Spwars, Dr. Frank; Oberregierungsrat Mundt; 
ergerichtsrat Kettlitz; Regierungs⸗ und Finanzrat 
odenacker; Regierungsräte Burmeiſter, Dr. 
0 
räſident: M. D. u. H.] Ich eröffne die Sitzung 
8 habe zunächſt einige Mitteilungen zu machen. Der 
Aenderung des Abg. Laſchewski und Fraktion betr. 
erung des Geſetzes betreffend Erwerbsloſenfür⸗ 


Dr; 


- ratung ift gejchlojien. 


jorge iſt zurückgezogen worden. Die Große A 
Nr. 32, Druckſache Nr. 1501 und 1574, betr. Zoll⸗ 
erhöhungen ſeitens der polniſchen Regierung, iſt von 
den Frageſtellern zurückgezogen worden. Ferner ſind 
folgende Schreiben eingegangen: 
Danzig, den 10. Februar 1926 
An den Präſidenten des Volkstags Danzig, 
Danzig. 

Ew. Hochwohlgeboren beehre ich mich ergebenſt 
mitzuteilen, daß ich mich infolge außerordentlich 
ſtarker beruflicher Inanſpruchnahme genötigt ſehe, 
mein Mandat als Volkstagsabgeordneter mit dem 
heutigen Tage niederzulegen. 

Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichſten Hoch⸗ 
achtung verbleibe ich Ew. Hochwohlgeboren erge- 
benſter l Schede. 

Danzig, den 27. Januar 1926. 

An den Präſidenten des Volkstages, Herrn 

Dr. Treichel, 
Danzig. 

Sehr geehrter Herr Präſident! 

Hierdurch teile ich Ihnen mit, daß ich das mir 
vom Volkstag übertragene Mandat als Senator 
der Freien Stadt Danzig zum 1. Februar 1926 nie⸗ 
derlege. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
. Ernſt Loops. 
Wir kommen nunmehr zur Tagesordnung. Im 
Auftrage des Aelteſtensausſchuſſes habe ich Ihnen den 
Vorſchlag zu machen, die Wahl nicht jetzt vorzuneh⸗ 
men, ſondern etwa um 5 Uhr. Da ich es nicht genau 
weiß, würde ich einen Spielraum laffen von 345 bis 
146. Der Aelteſtenausſchuß hat meine Anregung in 
Erwägung gezogen, bei wichtigen Schlußabſtimmun⸗ 
gen ähnlich zu verfahren, damit eine beſtimmte Zeit 
feſtgeſetzt wird und die Herren Abgeordneten ſich da⸗ 
nach einrichten können. (Sehr gut! rechts.) Dieſer 
Anregung folgend, haben wir heute zum erſten Mal 
den Verſuch gemacht. Ich höre keinen Widerſpruch. (D) 
Die Wahl wird alſo ungefähr gegen 5 Uhr ſtatt⸗ 
finden. 
Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung: 
Antrag des Senats auf Strafverfolgung eines 
Abgeordneten. i 
Druckſache Nr. 2102. Ich ſchlage die Weberweijung an 
den Rechtsausſchuß vor. Widerſpruch wird nicht laut; 
es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen zu Punkt 3: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über den 
Ausbau der Angeſtelltenverſicherung. 
Druckſache Nr. 2107. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Be⸗ 
Ich empfehle Ueberweiſung an 
den Sozialen Ausſchuß. Widerſpruch wird nicht laut; 
es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 4 der Tages⸗ 
ordnung: i 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die 
Aufhebung der Pachtſchutzordnung. 
Druckſache Nr. 2110. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich 
empfehle die Ueberweiſung an den Rechtsausſchuß. Ich 
höre keinen Widerſpruch; es ijt jo beſchloſſen. Wir 
kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur wei⸗ 
teren Abänderung des Gewerbeſteuergeſetzes. 


Druckſache Nr. 2113. Ich eröffne die Beſprechung. 


Wortmeldungen liegen nicht vor; ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Ich empfehle Ueberweiſung an den 
Steuerausſchuß. Widerſpruch wird nicht laut; es iſt 
ſo beſchloſſen. Wir kommen zu Punkt 6 der Tages⸗ 
ordnung: ; - 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs zur Aenderung des $ 199 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung. ; 

Druckſache Nr. 2111 zu Nr. 2074. Bericht des Rechts⸗ 


z 
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(Präſident.) 
ausſchuſſes. Es liegt ein ſchriftlicher Bericht vor. Ich 
eröffne die Ausſprache zu dem einzigen Artikel. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, die Beſprechung ift ge- 
ſchloſſen. Ich bitte die Damen und Herren, die den 
einzigen Artikel annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; 
er iſt angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Ge⸗ 
jeg betreffs Abänderung des § 199 der Zivilprozeßord⸗ 
nung.“ Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe 
Ueberſchrift annehmen wollen, iH von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, ſie iſt 
angenommen. Wir kommen zur dritten Beratung. 
Ich eröffne die allgemeine Beſprechung; ich ſchließe ſie, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich eröffne die 
Beſprechung zu dem einzigen Artikel. Wortmeldun⸗ 
gen liegen nicht vor; die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Ich nehme an, daß er mit derſelben Mehrheit ange⸗ 
nommen iſt. Es iſt ſo beſchloſſen. Ueberſchrift ange⸗ 
nommen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Geſetzentwurf 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt ange⸗ 
nommen. Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesord⸗ 
nung: - 
Zweite und dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs betreffend Abkommen zwiſchen Danzig und 

Polen über die gegenſeitige Vollſtreckung von ge⸗ 

richtlichen Entſcheidungen. 
Druckſache Nr. 2112 zu Nr. 2076. Bericht des Rechts⸗ 
ausſchuſſes. 
zigen Artikel. 
Bumke. 

Dr. Bumfe, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Sehr viel lieber, als dieſes Abkommen hätten wir die 
Nachricht vom Senat erhalten, daß Polen endlich das 
Rechtspflegeabkommen zwiſchen Deutſchland und Dan⸗ 
zig ratifiziert hätte. Zwiſchen uns und Polen laufen 
ja allerdings ſehr viele wirtſchaftliche Beziehungen, 
die eine engere rechtliche Annäherung wünſchenswert 
erſcheinen laſſen; aber zwiſchen uns und dem Reich 
laufen daneben doch noch ganz andere Bande, nämlich 
ſolche der gemeinſchaftlichen Kultur, und viele Fami⸗ 
lienbeziehungen. Wir wundern uns, daß der Senat 
die Ratifizierung dieſes Abkommens noch nicht erlangt 
hat; denn es iſt uns bei Antritt der neuen Regierung 
geſagt worden, nun wären alle dieſe Hinderniſſe aus 
dem Wege geräumt, die in dem Verhältnis zwiſchen 
Danzig und Polen infolge der Mitwirkung der Deutſch⸗ 
nationalen in der Regierung noch beſtänden. 

M. D. u. H.! Um auf das uns vorliegende Abkom⸗ 
men zurückzukommen, ſo iſt dieſes in der Preſſe der 
Regierungsparteien, namentlich in der ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Preſſe, als ein beſonderer Erfolg des jetzigen Se⸗ 
nats bezeichnet worden. (Sehr richtig! links. — 
Nicht richtig! rechts. — Abg. Plettner: Ja doch rih- 
tig!) Streiten wir uns nicht darüber, ſondern ſehen 
wir uns die Sache etwas genauer an. Ganz beſonders 
hat die „Volksſtimme“, das Blatt der jetzigen regie⸗ 
renden Partei, dieſes Abkommen als einen beſonderen 
Erfolg des Senats geprieſen. (Sehr richtig! links.) 
Das iſt namentlich in der Nummer vom 4. Dezember 
v. J. geſchehen. Es wird dabei in verſchämter Weiſe 
der Zuſatz gemacht: „An den Verhandlungen hat auch 
der ſozialdemokratiſche Senator Dr. Kamnitzer teilge⸗ 
nommen.“ M. D. u. H.] Nach dieſer Verherrlichung 
des Abkommens und ſeines angeblichen geiſtigen Va⸗ 
ters iſt es ganz beſonders intereſſant, das Abkommen 
einmal vollkommen unvoreingenommen und objektiv 
auf ſeinen Inhalt und ſeine Bedeutung kurz zu prü⸗ 
fen. Das Abkommen nennt ſich ſehr ſtolz „Abkom⸗ 
men zwiſchen Danzig und Polen über die gegenſeitige 
Vollſtreckung von gerichtlichen Entſcheidungen.“ Ich 


Ich eröffne die Ausſprache über den ein⸗ 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. 
f 


ſtehe nicht an zu erklären, daß das Abkommen ſehr viel E 
richtiger heißen müßte „Abkommen über die gegenſei⸗ 
tige Nichtvollſtreckung von gerichtlichen Entſcheidun⸗ 
gen“; denn die Nichtvollſtreckung, m. D. u. H., bleibt 
die Regel. Vollſtreckt können nur Urteile werden auf 
Zahlung von Geld und Herausgabe von Sachen. In 
allen übrigen Fällen gibt es keine Vollſtreckbarkeit. 
Aber auch dieſe Urteile zur Zahlung von Geld uſw. 
find nicht ſämtlich vollſtreckbar; z. B. die Urteile, die 
gegen den Fiskus des einen Staates gehen, ſind nicht 
vollſtreckbar. ; 

Ich weiß nun nicht, ob die Verfaſſer dieſes Abkom⸗ 
mens ſich darüber klargeworden ſind, daß ſie gerade 
mit dieſer Beſtimmung unter Umſtänden wichtige 
Danziger Rechte aufgegeben haben. Heute liegt die 
Sache ſo, daß die Danziger Eiſenbahnbeamten bereits 
in verſchiedenen Fällen gegen den Danziger Eiſen⸗ 
bahnfiskus wegen irgend welcher Gehaltsanſprüche 
haben klagen müſſen. Polen hat die Einwände der 
mangelnden Zuſtändigkeit und der mangelnden Ge- 
richtshoheit vor den Danziger Gerichten erhoben. 
Dieſer Einwand iſt endgültig von dem Obergericht 
Danzigs zurückgewieſen worden, indem feſtgeſtellt iſt, 
daß auf Grund der Konvention und der Ausführungs⸗ 
abkommen der polniſche Eiſenbahnfiskus der Danziger 
Gerichtsbarkeit unterliegt. Infolgedeſſen können nach 
meiner Auffaſſung derartige Urteile gegen den polni⸗ 
ſchen Fiskus auch in Danzig vollſtreckt werden. Das 
wird infolge dieſes Abkommens in Zukunft, wie man 
vielleicht annehmen kann, möglicherweiſe nicht mehr 
möglich ſein. Ich weiß nicht, ob das den Danziger 
Verfaſſern dieſes Abkommens entgangen iſt. Die polni⸗ 
ſchen Verfaſſer werden es ſicher gemerkt haben. Dann, 
m. D. u. H., ſollen auch die Urteile nicht vollſtreckt 
werden, bei denen die Arteilsfindung auf der Feſtſtel⸗ 
lung eines Rechtsverhältniſſes auf dem Gebiet des 
Familien⸗ und Erbrechts beruht und die Entſcheidun⸗ 
gen, die im Konkursverfahren ergangen ſind. Wenn 
aljo in Danzig eine verlaſſene Ehefrau gegen den Che: 
mann in Polen auf Unterhalt klagt, ſo iſt das Urteil 
nicht vollſtreckbar. Wenn der Erbe mit der Erbſchaft 


ihn ein Urteil herbeiführen wollen, 
Rechte in Polen nicht geltend machen. M. D. u. 9 
Aber auch die ganz wenigen dann noch übrig bleiben⸗ 
den Urteile find nicht etwa insgeſamt vollſtreckbar. 
Vollſtreckbar ſind nur die Entſcheidungen, die vom 
Gericht innerhalb ganz beſtimmter, engumriſſener 
Vorausſetzungen erlaſſen ſind. Ich will dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen erſchöpfend garnicht einmal wiedergeben. 
Ich erwähne nur ganz kurz folgendes: Der Beklagte 
muß ſeinen Wohnſitz im Bezirk des erkennenden Ge 
richts haben. Der Beklagte, und das ift etwas ganz 
Ungewöhnliches, was natürlich die Rechtsverfolgung 
gegen Polen außerordentlich erſchweren wird, mu 
ſich ſchriftlich oder telegraphiſch der Zuständigkeit des 
erkennenden Gerichts unterworfen haben. Alſo, m. D. 
u. H., es genügt keinesfalls, wenn er ſich ſtillſchweigend a 
oder mündlich der Danziger Gerichtsbarkeit unterwor⸗ 
fen hat. Wenn ein Verſäumnisurteil in Danzig gegen 
ihn ergangen iſt, ſo iſt eine Vollſtreckung aus dieſe 
Verſäumnisurteil nur dann gegeben, wenn der Pole 
zu eigenen Händen, alſo perſönlich geladen iſt. Wer 
in der Praxis ſteht, oder ſonſt mit derartigen Dingen 
zu tun hat, weiß, daß im gewöhnlichen Rechtsverkehr 
die allerwenigſten Zuſtellungen perſönlich erfolgen. 
Dieſe Zuſtellung erfolgt entweder an die Ehefrau ne 
an Bedienſtete oder Angeſtellte, oder auf eine ſonſtig 
erleichterte Art. Be⸗ 
Das ſoll alles nicht gültig ſein, ſondern der B 0 
treffende muß perſönlich geladen ſein. Es braucht 1 
alſo ein böswilliger Schuldner in Polen nur m 
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rechtem Geſchick dieſer perſönlichen Zuſtellung zu ent- 
ziehen, dann iſt der Gläubiger in Danzig ſeine Rechte 
los. Aus den jo ergehenden Urteilen iſt aber eine 
Vollſtreckbarkeit nicht ohne weiteres gegeben, ſondern 
es muß erſt ein Vollſtreckungsurteil erlaſſen werden. 
In dieſem Verfahren auf Erlaß eines Vollſtreckungs⸗ 
urteils kann der Pole einwenden, daß dem Anſpruch 
im Gebiet der Republik Polen aus Rückſicht auf die 
öffentliche Ordnung, die Sittlichkeit, die Gültigkeit 
oder Klagbarkeit verſagt ſei. Wohin das bei den ver⸗ 
ſchiedenen Auffaſſungen über Sittlichkeit oder Anſitt⸗ 
lichkeit hinführen ſoll, iſt ſehr ſchwer zu ſcheiden. 
Außerdem kann in dieſem Verfahren der Beklagte 
eigentlich noch wieder alle Einwendungen erheben, die 
er in dem Vorverfahren erhoben hat. 

M. D. u. H.! Ich glaube, Sie werden mir nach 
dieſen Feſtſtellungen alle zugeben, daß durch das Mb- 
kommen ſo gut wie garnichts erreicht worden iſt. Wenn 
ich weiter noch berückſichtige, daß aller Erfahrung 
nach Polen in der Ausführung dieſes Abkommens ſich 
weniger korrekt als Danzig verhalten wird, ſo bleibt 
von dem ganzen Abkommen für uns ſo gut wie über⸗ 
haupt nichts übrig. Es kommt ganz darauf an, wie es 
in der Praxis ausgeführt wird. Unſere Danziger Ge⸗ 
richtsvollzieher werden in den Fällen, wo die Anwend⸗ 
barkeit des Abkommens in Frage kommt, angewieſen 
werden, und werden ſich auch danach richten, daß dem 
Schuldner tatſächlich auch perſönlich die Ladung zuge⸗ 
ſtellt wird. Ob das in Polen mit derſelben Zuver⸗ 
läſſigkeit durchgeführt werden wird, oder ſich auch nur 
durchführen läßt, iſt mir außerordentlich zweifelhaft. 

Die Verherrlichung dieſes Abkommens durch die 
ſozialdemokratiſche Preſſe iſt nichts weiter als eine 
bewußte Irreführung der öffentlichen Meinung. Die 


Herren von links glauben es nötig zu haben, der Oef⸗ 
fentlichkeit einmal einen Erfolg vorzuführen. Da er 


nicht vorhanden war, ſo haben ſie ihn ſich ſelbſt er⸗ 
dichtet. (Zuruf des Abg. Plettner.) Es iſt ja 
auch ganz erklärlich. Unter den Vorwänden, die Herr 
Abg. Neumann ſeinerzeit brauchte, um die alte Koali⸗ 
tion zu ſprengen und den Sozialdemokraten in Danzig 
die Macht in die Hände zu geben, bildete auch die Be⸗ 
hauptung einer Rolle, die neue Regierung ohne 
Deutſchnationale werde bei Polen gewiſſermaßen alles 
ſpielend erreichen und das Verhältnis zu Polen in jeder 
Weiſe verbeſſern. Sie brauchen alſo jetzt einen der⸗ 
artigen Scheinerfolg. Jedenfalls iſt Ihnen durch den 
Abſchluß des vorſtehenden Abkommens der Beweis 
nicht gelungen, daß Sie das Verhältnis zu Polen ver⸗ 
beſſert haben. PAR 
Viel richtiger, als die ſozialiſtiſche Preſſe beurteilt 
err Rechtsanwalt Langowski in der polniſchen 
deutſchgeſchriebenen Baltiſchen Preſſe in der Nummer 
vom 10. Dezember v. J. das Abkommen. Er ſagt dort: 
ps ſich für den beiderſeitigen Rechtsverkehr das Ab⸗ 
ommen nicht ſchon jetzt hätte fruchtbar geſtalten 
aſſen, wenn zu dem zweifellos ſchwierigen Vertrags⸗ 
werk beiderſeits Männer der Praxis hinzugezogen 
wären, das bleibe dahingeſtellt“. (Abg. Doerkſen: 
Be, hört!) Das iſt ja vielleicht etwas unfreund⸗ 
510 gegenüber dem Herrn Senator Kamnitzer, dem 
ger gewiſſermaßen die Eigenſchaft als Mann der 
1 abgeſprochen wird, aber im Endergebnis doch 
9 zutreffend. Nun möchte ich aber noch eine an⸗ 
u aus der Baltiſchen Preſſe, und zwar aus 
an ummer vom 30. 11. 1925 zitieren. Da heißt es: 
ae parlamentariſche Senat hat das nötige 
wel un für die Lage und Geſchicklichkeit gezeigt, 
e erſelts von einem weitgehenden Entge⸗ 
übliche men“, — hören Sie zu, m. D. u. H., „und der 
ſchaftsin terohlwollenden Behandlung Danziger Wirt⸗ 
intereſſen, begleitet war.“ Gewiß, m. D. u. H., 


es iſt dieſelbe wohlwollende Behandlung Danziger 
Wirtſchaftsintereſſen durch Polen, die Polen bei der 
Nichtratifizierung des Deutſch - Danziger Abkommens 
gezeigt hat, die Polen in der Frage des Munitions- 
hafens bewieſen hat, in der Beſatzungsfrage, in der 
Briefkaſtenfrage und in vielen andern Fällen. Und 
m. D. u. H., dieſes Abkommen zeugt von derſelben 
„Geſchicklichkeit“ der neuen Regierung, die ſie ſtets bei 
der Abwehr polniſcher Uebergriffe bewieſen hat. 
M. D. u. H.! Es wird unter dieſer Regierung auch in 
Zukunft nicht anders werden! Zu der Erfolgloſigkeit 
auf dem Gebiet der inneren Politik kommt die Erfolg⸗ 
loſigkeit auf dem Gebiet der äußeren Politik! (Sehr 
richtig! rechts. — Das war ſehr mager! links.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. die Beſprechung ijt geſchloſſen. Nach meiner An⸗ 
ſicht liegt in dem Abkommen ein Staatsvertrag vor. 
Darüber wird nach § 25 Ziffer 5 unſerer Geſchäftsord⸗ 
nung im ganzen abgeſtimmt. Eine beſondere Schluß⸗ 
abſtimmung findet nicht ſtatt. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dem Abkommen zuſtimmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit. Wir kommen zur dritten Beratung. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung 
im ganzen. Ich bitte diejenigen, die dem Geſetz in der 
dritten Leſung zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 
Das Geſetz iſt damit auch in dritter Leſung angenom⸗ 
men. Wir kommen nun zu Punkt 7a: 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs be⸗ 
treffend Aenderung des Geſetzes über die Auf⸗ 
wandsentſchädigung, der Abgeordneten. Uran- 
trag des Abg. Dr. Ziehm u. Fr. und des Abg. 
Raſchke u. Fr. ( 

Druckſache Nr. 2120 zu Nr. 2043 und Nr. 2055. Bericht 
des Haupt⸗Ausſchuſſes. Es liegt ſchriftlicher Bericht 
vor. Die beiden Abänderungsanträge ſind wohl auch 
in Ihren Händen, Druckſache Nr. 2122 und Nr. 2125. 
Ich eröffne die Ausſprache zu dem einzigen Artikel. 
Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Wendt. 

Dr. Wendt, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
In den modernen Parlamenten iſt es Brauch, über 
Diätenvorlagen im Plenum nicht zu ſprechen, ſondern 
gewiſſermaßen den zarten Schleier der Diskretion über 
dieſe intimen Angelegenheiten des hohen Hauſes zu 
decken. Es iſt etwas merkwürdig, daß bei anderen An⸗ 
gelegenheiten eine derartige Delikateſſe nicht beliebt 
iſt. Im allgemeinen haben wir uns dieſem Brauch, 
mag er nun gut oder ſchlecht ſein, gefügt. Wenn wir 
dieſes Mal davon abgehen, ſo tun wir es aus Gründen, 
die zwingend ſind. Wie Sie wiſſen, haben wir Ihnen 
den Vorſchlag gemacht, die perſönlichen Ausgaben für 
die Abgeordneten, alſo die Diäten, um zwei Drittel zu 
kürzen. Gegen unſere berechtigte Erwartung hat die 
Mehrheit des hohen Hauſes für unſere Wünſche durch⸗ 
aus kein Verſtändnis gehabt. Sie hat unſere wohlbe⸗ 
gründeten Anträge im Ausſchuß zu Fall gebracht und 
an ihrer Stelle einen Geſetzentwurf eingebracht, der 
den dringlichen Erforderniſſen der äußerſten Spar⸗ 
ſamkeit durchaus nicht gerecht wird. Wir legen Ihnen 
daher unſere urſprünglichen Anträge noch einmal vor, 
in der hoffentlich nicht eitlen Erwartung, im Plenum 
etwas mehr Verſtändnis für unſere Abſichten zu fin⸗ 
den, Abſichten, die, wie Sie wiſſen, von der Bevölke⸗ 
rung gebilligt werden, was auch in der Preſſe zum 
Ausdruck kommt. In dieſem Zuſammenhang muß ich 
auf einen Irrtum in der Volksſtimme vom 8. Januar 
hinweiſen. Ich ſpreche von einem Irrtum, weil ich 
nicht annehmen will, daß es ſich um eine bewußte 
Irreführung der öffentlichen Meinung handelt. Es iſt 
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(Dr. Wendt, Abgeordneter.) 

dort geſagt worden, daß wir dem deutſchnationalen 
Präſidenten eine Entſchädigung von 300 Gulden zu⸗ 
billigen wollten, dem ſozialdemokratiſchen Senats⸗ 
Vizepräſidenten dagegen nur eine ſolche von 140 Gul⸗ 
den. Das iſt natürlich unrichtig. Wir wünſchen die 
Aufwandsentſchädigung für die beiden Herren in glei⸗ 
cher Höhe feſtgeſetzt zu ſehen. Daß wir uns bei unſeren 
Abſichten von parteipolitiſchen Rückſichten hätten 
leiten laffen, ift eine lächerliche Anterſtellung. Wir 
halten eine ausdrückliche Zurückweiſung für über⸗ 
flüſſig, weil unter unſerer Würde. 

Ich möchte noch einen Punkt erwähnen, über den 
bei Beſprechung des Volkstagsetats noch etwas zu 
ſagen ſein wird. Wir wünſchen, daß die koſtenloſe Be⸗ 
nutzung der Autobuslinien auf dem Lande nur den 
Herren geſtattet iſt, die ihren Wohnſitz auf dem Lande 
haben, im übrigen aber den anderen Abgeordneten 
nur dann, wenn ſie im Auftrage des Volkstages oder 
eines ſeiner Ausſchüſſe auf das Land fahren müſſen. 
Meine Fraktion gibt ſich der Hoffnung hin, daß ſie 
noch in letzter Stunde für ihre im Staatsintereſſe lie⸗ 
genden Abſichten in dieſem hohen Hauſe eine Mehr⸗ 
heit finden wird. (Bravo rechts!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter: M. D. u. H.! Die Be- 
ſoldung der Abgeordneten ſollte eigentlich nicht Be⸗ 
ſoldung genannt werden, denn im Hauptausſchuß wurde 
ja erklärt, daß dieſe Tätigkeit nur als eine ehrenamt⸗ 
liche aufzufaſſen ſei. Ich glaube aber, daß es doch die 
Oeffentlichkeit intereſſieren wird, zu erfahren, wie 
dieje ehrenamtliche Tätigkeit ausſteht. Wir finden 
z. B. in dem Geſetz, daß für den Monat bis jetzt 420 
Gulden gezahlt wurden. Daneben liefen die Ausſchuß⸗ 
ſitzungen mit 7, 5 oder 3 Gulden pro Sitzung. Alſo 
einmal 420 Gulden für ehrenamtliche Tätigkeit, das 
andere Mal 350 Gulden ebenfalls für ehrenamtliche 
Tätigkeit. M. D. u. H.! Wir ſagen, daß das nicht mehr 
eine ehrenamtliche Tätigkeit iſt, ſondern ein gut be⸗ 
ſoldeter Poſten. Dieſe gut beſoldeten Poſten ſollen nun 
endlich etwas abgebaut werden. Natürlich will man 
auch hier wieder eine Staffelung vornehmen. Man 
glaubt, bei dieſen Gruppen mit 300 bezw. 350 Gulden 
auszukommen. Wir können darin noch immer keine 
ehrenamtliche Tätigkeit ſehen. Wir ſind der Meinung, 
daß man bei einer ehrenamtlichen Tätigkeit wohl eine 
kleine Entſchädigung zu beanſpruchen hat, aber nicht 
in dem Maße, wie es hier der Fall iſt und wie es hier 
vorgenommen werden ſoll. Auf der anderen Seite iſt 
man dagegen bemüht, denjenigen Abgeordneten, die 
unter der wirtſchaftlichen Not ſchwer zu leiden haben, 
das Leben noch ſchwerer zu machen. Man will ſie ſozu⸗ 
ſagen aus dieſem Hauſe verdrängen. Es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß beſonders die Abgeordneten, die ge⸗ 
wohnt ſind, der Regierung und der bürgerlichen Klaſſe 
die Wahrheit zu jagen, niemals gut angeſchrieben find. 
Weniger in dieſem Hauſe als außerhalb des Hauſes 
find dieſe Abgeordneten allerhand Schikanen ausge⸗ 
ſetzt. Es heißt zwar in der Verfaſſung, daß den Abge⸗ 
ordneten bei Ausübung ihres Mandats keine Schwie⸗ 
rigkeiten gemacht werden dürfen, aber nirgends ſteht 
geſchrieben, daß, wenn dieſe Schwierigkeiten dennoch 
gemacht werden, der Betreffende beſtraft werden kann. 
Man hat eine Handhabe, um dieſe Elemente einmal 
aus der Arbeit hinauszutreiben, zum andern auch 
ſchließlich aus dem Volkstag hinauszuſetzen. Das iſt 
nach unſerm Dafürhalten die Tendenz, wie ſie jetzt 
hier auftritt. Wir wenden uns ganz entſchieden da⸗ 
gegen und ſagen, wenn Sie der Meinung ſind, daß die 
Sache hier ehrenamtlich zu tätigen iſt, ſo ſind wir da⸗ 
mit einverſtanden, ſagen dann aber auch, daß der Satz 
ſo niedrig wie möglich zu halten ift. Auf der anderen 


Seite müſſen wir aber verlangen, daß diejenigen, die 


(0) 
von den Arbeitgebern, der Regierung uſw. verfolgt 
werden, für die Zeit ihrer Tätigkeit im Volkstage ge⸗ 
ſichert ſind. 

Wir haben ſeinerzeit in unſerem Geſetzentwurf 
verlangt, daß an Abgeordnete, die durch ihre Ab⸗ 
geordnetentätigkeit erwerbslos werden, ein Lohnaus⸗ 
gleich gezahlt wird. Der Hauptausſchuß hat das ab⸗ 
gelehnt, und es iſt anzunehmen, daß das Plenum auch 
nicht anders entſcheiden wird. Wir haben deshalb noch 
einmal einen dahingehenden Antrag eingebracht, der 
wenigſtens für die erwerbsloſen Abgeordneten die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung feſtgelegt haben will. Es iſt 
bezeichnend dafür, daß in dem Erwerbsloſen⸗Geſetz von 
den Aufwandsentſchädigungen nichts geſagt worden 
iſt, und daß der Volkstag ſich ſelbſt auf den Standpunkt 
geſtellt hat, dieſe Aufwandsentſchädigung ſei weder 
pfändbar noch ſonſt etwas, es ſei nur ein Aufwand, 
um die durch die Tätigkeit im Volkstag entſtehenden 
Koſten zu beſtreiten. Die hochlöbliche Regierung, be⸗ 
ſonders der ſoziale Senator, ſteht auf dem Standpunkt, 
daß es ein Einkommen iſt, und die Abgeordneten 
keinen Anſpruch auf Erwerbsloſenunterſtützung haben. 
Das ließ ſich ertragen, als die Aufwandsentſchädigung 
180 Gulden betrug. Jetzt aber will man abbauen. Da 
iſt es nicht mehr angängig, daß die Abgeordneten, die 
zum Teil noch ihre Kinder miternähren müſſen, d. h. 
erwachſene Kinder, damit auskommen. Es iſt vor⸗ 
gekommen, daß man Abgeordneten unſerer Fraktion, 
die drei oder vier erwerbslose ſelbſtändige Kinder 
haben, nicht die Erwerbsloſenunterſtützung gezahlt 
hat, ebenſo nicht den Kindern, weil der Vater Abge⸗ 
ordneter ſei und hier die 180 Gulden bekomme. Die Re⸗ 
gierung glaubt, mit dieſen 180 Gulden könne der Ab⸗ 
geordnete ſchließlich noch ein Rittergut kaufen, wie es 
letztens der Senat wieder gekauft hat. 

Dieſe Zuſtände müſſen beſeitigt werden. 
Sie, m. H., nicht den Verdacht auf ſich laden wollen, 
daß Sie beſonders die Abgeordneten der linken Seite 
mundtot machen wollen, dann müſſen Sie unſerm An⸗ 
trag zuſtimmen und müſſen ſozuſagen eine Ausnahme 
ſchaffen. Ich habe im Ausſchuß erklärt, daß es uns 
ebenſo angenehm iſt, wenn keine Aufwandsentſchädi⸗ 
gungen gezahlt werden. Wenn Sie auf dem Stand⸗ 
punkt ſtehen, daß dieſe Tätigkeit ehrenamtlich ſei, dann 
hinweg mit der Aufwandsentſchädigung; denn Sie 
(nach rechts) ſind ſehr gut in der Lage, dieſe Tätig⸗ 
keit unentgeltlich auszuüben, da Sie größtenteils 
einen ſchönen Zivilberuf haben, oder Beamtenſtellen 
bekleiden, die ein ſehr gutes Einkommen abwerfen. 
Wozu ſich noch etwas bezahlen laſſen, was man im 
Intereſſe des Volkes vollbringen will! Ihre nationa⸗ 
liſtiſche Einſtellung aber iſt ſo, daß Sie von einer Ber 
zahlung nicht abkommen werden, und daß Sie bemüh 
find, aus dieſer Tätigkeit ſoviel wie möglich herauszu 
ſchlagen. Wir wollen alſo, daß hier mindeſtens ein 
kleiner Ausgleich geſchaffen wird, und daß die Abge⸗ 
ordneten, die erwerbslos ſind, wenigſtens minima 
unterſtützt werden. s 

Aber eins möchte ich hier noch beſonders erwäh⸗ 
nen. Das iſt der Bericht in der Volksſtimme über die 
diesbezügliche Ausſchußſitzung. Danach erlaubte jih 
der werte Berichterſtatter zu erklären, die tommu’ 
ſtiſche Fraktion werde einem Abbau der Mufmwandsent 
ſchädigung nicht zuſtimmen können. Im ſelben a 
zuge glaubt die Volksſtimme in einem anderen 1 
kel dem Zentrum vorwerfen zu mijjen „Sie lügen WI 
die Teufel und ſchwindeln aus Prinzip“. ene 
keit.) M. H. von der Sozialdemokratie, ſorgen Bis 
dafür, daß dieje Worte nicht auch für Sie gelten. Ai 
jetzt haben Gie ſich jo benommen, wie es die T 
trumspartei auch tut, in dem fie alle möglichen ſchönen 
Lügen auftiſcht. N `j 


Wenn (D) 
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Präſident: Herr Abg. Raſchke, Sie wollten ſagen, 
wie die Zentrumspartei es angeblich auch tut. 

Naſchke, Abgeordneter (K. P.): Jawohl, angeblich 
auch tut, ich danke Herr Präſident. Man kann ſchon 
heute ſagen, daß wenn Sie in Ihrer Preſſe ſo fort⸗ 
fahren, dieſer Ausſpruch auch auf Ihre Tätigkeit 
(zu den Sozialdemokraten) und Ihre Bericht⸗ 
erſtattung zutrifft, ebenſo wie auf die Tätigkeit der 
Zentrumspreſſe. 

Wie geſagt, haben wir Intereſſe daran, daß un⸗ 
ſeren Abgeordneten da Entgegenkommen gezeigt wird. 
Wir ſind ja nicht die allein Leidtragenden. Ich weiß, 
daß auch in anderen Fraktionen erwerbsloſe Abgeord⸗ 
nete vorhanden ſind, denen unſer Antrag auch zugute 
käme. Ein Ausgleich muß hierbei unbedingt geſchaf⸗ 
fen werden. Wenn Sie 350 oder 300 Gulden für 


ehrenamtliche Tätigkeit bewilligen, ſo ſind Sie mora⸗ 
liſch gezwungen, auf der anderen Seite genau dasſelbe 
(Lebhaftes Bravo! bei den Kommuniſten.) 
der Herr Abg. Dr. 


zu tun. 

Präſident: 

Blavier. $ 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben ſchon bei der erſten Leſung darauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht, daß wir den deutſchnationalen Antrag 
für nicht weitgehend genug halten und daß wir in der 
zweiten Leſung eine weitergehende Abänderung be⸗ 
antragen werden. Wir haben dieſen Abänderungsan⸗ 
trag nun eingebracht und wünſchen, daß die Diäten 
für die Beamten und ebenſo für die Staatsangeſtell⸗ 
ten ganz geſtrichen werden, ſo daß für Beamte und 
Staatsangeſtellte Diäten in Zukunft nicht mehr in 
Frage kommen. 

Präſident: Die Beratung iſt geſchloſſen, da keine 
weiteren Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen zur 
Einzelberatung. Ich eröffne die Ausſprache über den 
einzigen Artikel. Ich ſchließe ſie. Ich ſchlage vor, daß 
wir, wie im Hauptausſchuß, zunächſt in der Geſamtheit 
abſtimmen über den Antrag Schwegmann und Frak⸗ 
tion, Druckſache Nr. 2125, dann über die anderen Ab⸗ 
änderungsanträge, zuerſt über den Abänderungsan⸗ 
trag Raſchke, dann über den Abänderungsantrag Bla⸗ 
vier. 

Nach Erledigung dieſer Abänderungsanträge laſſe 
ich dann insgeſamt über die Vorlage des Ausſchuſſes, 
Druckſache Nr. 2120, abſtimmen. Wir kommen alfo 
zunächſt zur Abſtimmung über den Abänderungsan⸗ 
trag Schwegmann und Fraktion, Druckſache Nr. 2125. 
Wir beantragen, der Volkstag wolle das Geſetz 
in folgender Faſſung annehmen: 5 
Artikel 1. 
Das Geſetz vom 2. Februar 1923 betreffend die 
Aufwandsentſchädigung uſw. (Geſetzbl. S. 171) in 
der Faſſung vom 19. Juli 1924 (Geſetzbl. S. 287) 
wird wie folgt geändert: 
In § 2 Abſatz 1 ift zu ſetzen: 
„60,— Gulden ſtatt 180,— Gulden.“ 
„80, — Gulden ſtatt 240,— Gulden.“ 
In Abſatz 2 iſt zu ſetzen: 
„80,— Gulden ſtatt 240,— Gulden.“ 
Die Worte „die beiden Vizepräſidenten 
bis „monatlich“ werden geſtrichen. 
In $ 4 Zeile 2: 
„3,.— Gulden ſtatt 1 Zehntel.“ 
In $ 6 Zeile 2: 
„3.— Gulden ſtatt 1 Sechzigſtel.“ 
n $ 10a iſt zu ſetzen: 
< „140,— Gulden jtatt 420,— Gulden.“ 
h iſt zu ſetzen: 

i > a »100,— Gulden ſtatt 300, — Gulden.“ 
> Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Mb- 
änderungsantra 
erheben. 
probe. 

Abänderu 
kommen 
trag R 


Das Wort hat 


§ 2 des Geſetzes betr. Aufwandsentſchädigung (© 


der Volkstagsabgeordneten und der nebenamtlichen 
Senatoren erhält folgenden Abſatz 4: 
„Abgeordnete und nebenamtliche Senatoren, 
ſoweit ſie Lohn⸗ oder Gehaltsempfänger ſind, er⸗ 
halten bei Erwerbsloſigkeit neben der Muf- 
wandsentſchädigung die geſetzliche Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung.“ 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. (Die ſind alle gut verſorgt, 
die haben einen Poſten in der Gewerkſchaft! bei den 
Kommuniſten.) Wir kommen zur Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag Blavier: 

In § 2 ift dem zweiten Abſatz hinzuzufügen: 
Beamte und Senatsangeſtellte erhalten keine Auf⸗ 
wandsentſchädigung. 

Ich bitte diejenigen, die den Abänderungsantrag 
Dr. Blavier annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. (Geſchieht.) Das Büro iſt ſich einig, daß 
jetzt die Mehrheit ſteht, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
kommen nun zur Abſtimmung über die Vorlage des 
Ausſchuſſes. Ich bitte darauf zu achten, daß auf Seite 2 
ein Druckfehler iſt. Bei § 10a muß es richtig heißen 
ſtatt „420 Gulden“ und nicht „240 Gulden“, ich bitte 
das zu berichtigen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die den Antrag des 
Ausſchuſſes annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er 
iſt angenommen. (Dritte Leſung! links.) Wird 
der dritten Leſung widerſprochen? (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Jawohl!) Es erhebt ſich Widerſpruch, die 
dritte Leſung kann jetzt nicht ſtattfinden. 

Ich möchte meine Mitteilungen von vorhin noch 
ergänzen. Ich habe geſagt, daß der Arantrag des Abg. 
Laſchewski zurückgezogen ſei. Ich mache darauf auf⸗ 
merkſam, daß Punkt 13a der heutigen Tagesordnung 
damit erledigt iſt. Wir kommen nun zu Punkt 8: 
Eingaben laut Druckſache Nr. 2114. Ich möchte vor⸗ 
ſchlagen, die Eingaben, bei denen Wortmeldungen 
vorliegen, oder bei denen Abänderungsanträge ge⸗ 
ſtellt ſind, vorwegzunehmen. Da iſt zunächſt die Ein⸗ 
gabe Nr. 508 der Handwerkskammer Danzig betr. 
„Einſpruch gegen die Errichtung einer Bekleidungsge⸗ 
ſellſchaft der Beamtenſchaft“. Der Antrag des Aus⸗ 
ſchuſſes lautet auf Zurückweiſung. Ich eröffne die 
Ausſprache zu Punkt 7 der Druckſache Nr. 2114. Das 
Wort hat der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.! Die Eingabe wegen der wirtſchaftlichen Betäti⸗ 
gung der Beamtenverbände und der Konſumvereine 
hat doch einen ſehr ernſten Hintergrund. Der Ausſchuß 
hat wohl in der Erwägung, daß formal nicht die Mög⸗ 
lichkeit beſteht, in die wirtſchaftliche Betätigung der 
Beamtenorganiſationen einzugreifen, die Eingabe ab⸗ 
gelehnt. Wir möchten an dieſer Stelle von einem an⸗ 
deren Geſichtspunkt aus die Beamtenorganiſationen 
darauf aufmerkſam machen, daß es in ihrem eigenen 
Intereſſe liegt, wenn ſie die Konſumvereine fallen 
laſſen, wenn ſie insbeſondere von der Idee, eigene 
Verkaufsläden für Bekleidungsgegenſtände einzurich⸗ 
ten, Abſtand nehmen, In der heutigen Zeit, wo die 
Stimmung zwiſchen Beamtenſchaft und Kaufmann⸗ 
ſchaft ziemlich exponiert iſt, iſt es äußerſt unklug, wenn 
die Beamten in dieſem Moment eine wirtſchaftliche 
Betätigung aufnehmen, die ſchon in Vorkriegszeiten 
zu den ſchlimmſten Kontroverſen zwiſchen Beamten⸗ 
ſchaft und Wirtſchaft geführt hat. 82 

Wir haben ſchon bezüglich einer Eingabe der 
Schneiderinnung betreffend die Kleiderwerkſtatt bei 
der Zollbehörde zu Zeiten der früheren Regierung 
Vorſtellungen erhoben. Damals lehnte es die Be⸗ 
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hörde ab, einzugreifen, obwohl ſie es konnte. Heute 
dreht es ſich nicht um ein direktes Eingreifen, aber 
der Volkstag muß von dieſer Stelle der Beamtenſchaft 
klar zu erkennen geben, daß dieſe Betätigung in ihrem 
eigenen Intereſſe unterbleiben muß. Durch die Kon⸗ 
kurrenz, die hier geſchaffen wird, wird abgeſehen von 
den erwähnten Momenten, der Unfrieden noch größer. 
Die Kaufmannſchaft wird durch die Konkurrenz in die 
Defenſive gedrängt. Sie kann die Steuern nicht mehr 
aufbringen. Die Kaufmannſchaft und die Induſtrie 
haben die Gelder aufzubringen. Die Gehälter werden 
davon bezahlt. Man braucht kein Beamtenfeind zu 
ſein, um zu erklären⸗ daß die Quelle allmählich ver⸗ 
ſiegen wird. Die Geſchäfte gehen immer mehr zurück, 
die Kaufleute können nicht zahlen, die Steuerkraft 
wird geringer, und am Ende haben wir das, was 
drohend vor uns ſteht, den Zuſtand, daß der Staat die 
Gehälter nicht mehr bezahlen kann. 

Es liegt daher im eigenen Intereſſe der Beamten⸗ 
ſchaft, wenn ſie auf einen leiſen Druck von ihrem Tun 
abläßt. Es liegt im Intereſſe des Wirtſchaftsfriedens, 
namentlich aber im eigenen Intereſſe der Be⸗ 
amten. (Bravol) 

Präſident: Es bleibt dann alſo bei dem Antrag 
des Ausſchuſſes auf Zurückverweiſung, denn ein ande⸗ 
rer Antrag liegt nicht vor. Widerſpruch wird nicht 
laut, der Antrag iſt angenommen. Wir kommen nun 
zu den Punkten 27, 28, 29. (Zwiſchenrufe und 
Unruhe!) Ich eröffne die Ausſprache. Das Wort 
hat der Herr Abg. Liſchnewski. 

Liſchnewski, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Niemand bedauert mehr, daß wir zu dieſem Tages⸗ 
ordnungspunkt Stellung nehmen müſſen, als die kom⸗ 
muniſtiſche Fraktion. Bei dieſen Eingaben zeigt ſich 
aber der Senat von einer ſolchen Bockbeinigkeit und 
Widerſetzlichkeit, daß man gezwungen iſt, in der Oef⸗ 
fentlichkeit dazu Stellung zu nehmen. Es handelt ſich 
hier um Menſchenleben. Es handelt ſich hier darum, 
Menſchen vom Tode und eventuell vom Verbrechen 
fortzuziehen. Es handelt ſich um die Eingabenberichte 
des Verfaſſungsausſchuſſes Nr. 27, 28, 29. Bei Nr. 29 
handelt es ſich um den ſogenannten Ausländer 
Johannes Richert. Dieſe Eingabe hat ſchon einmal 
das Plenum paſſiert. Der Senat hat aber die Berück⸗ 
ſichtigung zurückgewieſen und dem Mann einen neuen 
Ausweiſungsbefehl zugehen laſſen. Richert iſt mehrere 
Male wegen Bannbruch beſtraft worden, das erſte 
Mal mit ſechs Wochen Gefängnis, das zweite Mal mit 
drei Wochen, und das dritte Mal mit vierzehn Tagen. 
Augenblicklich ſitzt der Mann im Gefängnis; denn er 
iſt wieder zu ſechs Wochen Gefängnis wegen Bann⸗ 
bruchs verurteilt worden. Er iſt mir perſönlich nicht 
bekannt, aber ich habe mich über ſeine Verhältniſſe er⸗ 
kundigt und folgendes erfahren. Richert und auch 
Löſchmann ſind im Jahre 1919 auf Veranlaſſung des 
Arbeitsamts nach dem Ruhrgebiet geſchickt worden, 
um den hieſigen Arbeitsmarkt zu entlaſten. Im Ruhr⸗ 
gebiet wurden damals Arbeiter gebraucht. Als die 
Franzoſen in das Ruhrgebiet eindrangen, haben dieſe 
Leute auch gegen die Franzoſen gekämpft. Nebenbei 
bemerkt ſind es keine Kommuniſten. Wir laſſen uns 
nur vom menſchlichen Standpunkt leiten. Löſchmann 
iſt verheiratet, Richert iſt unverheiratet und im Be⸗ 
griff, ſich zu verheiraten. Dieſe beiden Männer haben 
infolge ihrer Dummheit gegen die Franzoſen mitge⸗ 
kämpft. Als die Franzoſen dann ins Ruhrgebiet ein⸗ 
drangen, mußten ſie flüchten. Die Familie des Löſch 
mann war noch in Danzig anweſend, daher kam er 
hierher. Richert, der hier erzogen worden iſt, floh zu 
ſeinen Pflegeeltern. Beide kamen alſo nach Danzig 
zurück. Jeder vernünftig und rechtlich denkende Menſch 
müßte annehmen, daß die beiden tatſächlich die Danzi⸗ 


* 
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ger Staatsangehörigkeit hätten. Weit gefehlt. Man 
hat ihnen alle möglichen Schwierigkeiten gemacht, 
trotzdem ſie am Stichtage Danziger Staatsangehörige 
waren. 

Ich ſagte ſchon eingangs, dieſer Streit ſei ſchon 
einmal im Volkstag geweſen und iſt in der 107. 
Sitzung am Freitag, den 8. Mai 1925, behandelt wor⸗ 
den. Dazu wurde von ſozialdemokratiſcher, von 
deutſchſozialer Seite uſw. geſprochen. Der Regierungs⸗ 
vertreter Mundt ſtand ſchon damals auf dem Stand⸗ 
punkt, daß dieſen Leuten nicht die Danziger Staats⸗ 
angehörigkeit gegeben werden ſollte. Richert, der das 
Kind einer unehelichen Mutter iſt, iſt von Pflege⸗ 
eltern erzogen worden. Seine Mutter verheiratete ſich 
ſpäter und zog nach Hamburg. Sie hat ſich um den 
Jungen niemals gekümmert. Der Junge iſt von ſeinem 
Großvater erzogen worden, der heute ein alter, ehr⸗ 
würdiger Mann iſt. Als er arbeitsfähig wurde, iſt er 
im Jahre 1919 nach dem Ruhrgebiet ausgewandert. 
Bevor ſich dieſer Menſch wegen Bannbruch verging, 
war er vollſtändig unbeſtraft und hat weder mit der 
Polizei noch dem Gericht etwas zu tun gehabt. Da er 
nicht die Danziger Staatsangehörigkeit beſaß, und auch 
nicht deutſcher Staatsangehöriger war, war er ge 
zwungen, ſeinen Aufenthalt zeitweiſe in Deutſchland 
zu nehmen. Dort wurde er auch ausgewieſen. 
Aeberall, wo er fih ſehen ließ, wurde er verfolgt und 
ausgewieſen. Nun frage ich, iſt das ein menſchlicher 
Standpunkt? Darf man ſich darüber wundern, wenn 
ein ſolcher Menſch zum Verbrecher wird! Ich ſage 
nein, das iſt ihm nicht zu verdenken. 

Ich habe Ihnen noch folgendes mitzuteilen: Weil 
der Betreffende nirgends Staatsangehöriger war und 
daher ſehr ſchlecht Arbeit erhielt, beging er 1923 bei 
der Hafenarbeitsſtelle einen kleinen Diebſtahl, ein ſo⸗ 
genanntes kleines Eigentumsvergehen. (Geruſchelt! 
Mitte.) Jawohl, er hat geruſchelt. Das hat da⸗ 
mals jeder Arbeiter, der für ein Pfund fremdes 
Schmalz die Woche arbeiten mußte, tun müſſen, um 
ſein Leben zu friſten. Auch ich war gezwungen, mir 
ſolche kleinen Eigentumsvergehen zuſchulden kommen 
zu laſſen, weil ich infolge der Inflation nicht in der 
Lage war, meiner Familie die notdürftigſten Lebens⸗ 
mittel zuzuführen. Ich habe Glück gehabt. Aber 
endere haben kein Glück gehabt und find ins Gefäng⸗ 
nis gewandert, wo ſie die Strafe abſitzen. So ſieht die 
Sache aus. Weil der Mann einen ſolchen kleinen 
Diebſtahl begangen hat, erklärte der Senat, er ſei ein 
Verbrecher und bekäme daher nicht die Danziger 
Staatsangehörigkeit. Weiter wurde im Ausſchuß et 
klärt, er lebe nicht einwandfrei. Das jolen fein Groß 
vater und ebenſo feine Tante erklärt haben. Als 
die beiden in dieſer Angelegenheit beſuchte, jagten ſie, 
es tue ihnen in der Seele leid, daß der junge Men 
wie ein Zigeuner, wie ein Verbrecher von einem 
Staat zum andern wandern müſſe und nirgends Ruhe 
finde. Sie haben mir ein Schreiben mit beiden Un⸗ 
terſchriften gegeben. Es ijt geſchrieben, wie es ei 
Arbeiter aus dem Holzſchlorrengymnaſium gelernt hat, 
wo er keine beſſere Bildung erhielt. 

2 - Werter Herr! 

Da mein Neffe Johannes Richert jeit 
Mutter Tode mir nicht zur Laſt geweſen iſt, da 
bei ſeiner Braut geweſen ift und die beiden d 
Willen haben, ſich zu verheiraten, ilt Vater nz, 
ich damit einverſtanden, daß er die Staatsangeh‘” 
rigkeit bekommt, da ex ſich ja ſelbſt ein Heim grün 
den will und wir doch weiter nichts mit ihm ð 
tun haben, da er doch mündig iſt. 

Der Menſch muß ein Unkerkommen haben, 
er verzweifeln muß und dadurch auf alle b bez 
Gedanken kommen kann, weil er feine Arbeit A 
fommt und über drei Sahre fein Geld konnte Last 
dienen. Dadurch iſt er mir und anderen zur 
geweſen. 
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aufgewachſen fein, um zu willen, 


ſich ein Leid antun. M. D. u. H.! Ich appelliere an 
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Die Pflegeeltern begrüßen es alſo, wenn Richert die 
Danziger Staatsangehörigkeit bekäme. Der Mann 
wollte ſich übrigens verheiraten, er iſt wohl 22 oder 
24 Jahre alt. Er kam aufs Standesamt und meldete 
ſeine Trauung an. In Gegenwart ſeiner Braut wurde 
er auf der Stelle verhaftet, weil er nicht die Danziger 
Staatsangehörigkeit beſitzt. Das iſt ein ganz rigoroſer 
Fall und eine Härte, die zum Himmel ſtinkt. Jetzt ſitzt 
der Mann im Gefängnis und richtet folgendes Schrei⸗ 
ben an ſeine Braut: 

Liebe Emma! 

Ich teile Dir mit, daß ich geſund und munter 
bin, hoffe dasſelbe von Dir. Es wäre alles gut, 
wenn ich bloß die Staatsangehörigkeit hätte, dann 
wäre ich zufrieden. Ich wurde vorige Woche von 
der Fremdenpolizei vernommen, 
wenn ich die Strafe umhabe, muß ich wieder raus. 
Ich antwortete darauf, daß ich es darauf ankom⸗ 
men laſſe, mag es kommen, wie es will. Ich habe 
genug trübe Erfahrungen in Deutſchland mitge⸗ 
macht und ich möchte dieſe nicht noch einmal ma⸗ 
chen. Andere Leute freuen ſich, wenn ſie die 
Strafe um haben. Ich habe gar kein Verlangen da⸗ 
nach, denn ſolange ich noch nicht die Staatsange⸗ 
hörigkeit habe, weiß ich gar nicht, ob ich überhaupt 
berechtigt als Menſch lebe. Wann die Strafe um 
iſt, geht wieder das alte Leiden los. Ich möchte 
gern wiſſen, wenn ich endlich Ruhe finden werde. 
Hoffentlich wird ſich die Sache anders wenden, 
ſonſt muß ich ſchließlich ein anderes Los wählen. 
Mit dieſen Worten ſchließe ich. 

Sei gegrüßt von Deinem Hans. 

Sehen Sie meine Damen und Herren, das ſind 
Schreie aus dem Gefängnis. Das ſind die Gefühle 
eines Menſchen, wenn er nicht weiß, wo er hingehört. 


Aehnlich liegt der Fall bei Löſchmann, der ver⸗ 
heiratet ift. Wegen der großen Arbeitslosigkeit zog er 
auch nach dem Ruhrgebiet. Seine Familie blieb hier. 
Weil er von den Franzoſen verjagt wurde und nach 
Danzig zurückkam, war es ihm ſchlecht möglich, Arbeit 
zu bekommen und noch viel weniger, Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung zu erhalten. Die Leute befinden ſich in 
der größten Not. Ihm wird auch die Staatsangehörig⸗ 
keit verweigert. Ich möchte an Sie den Appell richten, 
ſich dieſe Sache reichlich zu überlegen und ſie dem 
Senat zum mindeſten zur Berückſichtigung zu über⸗ 
weiſen. Der Senat muß hier eine andere Stellung 
einnehmen, wie bisher. Sie haben das Los der drei 
Menſchen in den Händen. Man ſoll meines Erachtens 
jedes einzelne Schickſal in die Hand nehmen, wenn 
man einen Menſchen vor einem Verbrechen oder vor 
dem Tode bewahren kann. Wenn es manchesmal auch 
hart auf hart in dieſem Hauſe hergeht, ſo ſind es doch 
meiſtens politiſche Angelegenheiten. Da iſt der Kampf 

ei unſerem Syſtem ſo, daß es manchmal hart auf hart 
zugeht. Wenn es ſich aber um rein menſchliche Ange⸗ 
legenheiten handelt, und dies iſt hier eine ſolche 
ache, dann müſſen Gie es fiH reiflich überlegen und 
nicht einfach ſagen: „Der Ausſchuß beſchließt Zurück⸗ 
weiſung“. Die Zurückweiſung iſt nur auf beſonderen 
Wunſch des Regierungsvertreters erfolgt. Ich ſage, 
ein Regierungsvertreter kann ſich nicht in die Lage 
ines ſolchen geplagten, gequälten und geſtoßenen 

enſchen hineinverſetzen. Man muß in dieſer Klaſſe 
was es heißt, ohne 
lede Anterſtützung leben zu müſſen. 
rei M. D. u. H.] Ich möchte Sie bitten, fih die Sache 
5 zu überlegen und unſerem Antrag zuzuſtim⸗ 
tian, daß die Angelegenheit dem Senat zur Berückſich⸗ 
1 überwiejen wird. Der Senat muß hier eine 
ndere Stellung einnehmen. Ich befürchte, daß der 
u ein Verbrechen begeht, wenn er aus dem Ge- 
Inis kommt. Er wird es tun, um Ruhe vor den 
Verfolgungen der Behörden zu finden. Oder er wird 


da meinte ſie, 


Ihr menſchliches Gefühl und bitte Sie, unſerem An⸗ 
trag zuzuſtimmen. 

Präſident: Die Beſprechung über die Eingaben 
Nr. 27, 28 und 29 iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Abänderungsantrag des Abg. 
Raſchke und der übrigen Mitglieder der kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion, der die Eingaben dem Senat zur Be⸗ 
rückſichtigung überweiſen will. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit. Der Antrag Raſchke iſt abgelehnt. 
Es bleibt bei dem Antrage des Ausſchuſſes. Auch die 
übrigen Eingaben ſind nach den Anträgen des Aus⸗ 
ſchuſſes angenommen. Es iſt ſo beſchloſſen. Ich würde 
nun vorſchlagen, noch Punkt 9 in Angriff zu nehmen 
und dann zur Wahl zu ſchreiten. Oder ſoll die Wahl 
jetzt erfolgen? Wird die große Anfrage lange Zeit in 
Anſpruch nehmen, Herr Abg. Dyck? (Abg. Dyck: 
Nur ſehr kurze Zeit!) Dann wollen wir noch 
Punkt 9 behandeln und dann zur Wahl ſchreiten. Wir 
kommen zu Punkt 9 der Tagesordnung: 

Große Anfrage Nr. 43 des Abg. Dyck u. Fr. 
betr. Maßnahmen zum Schutze des Freiſtaats⸗ 
gebiets vor einer Ueberflutung der Weichſel. 

Druckſache Nr. 2051. Zur Begründung hat das Wort 
der Herr Abg. Dyck. 

Dyck, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H! Es iſt 
wohl noch in aller Erinnerung, wie vor zwei Jahren 
das Hochwaſſer der Weichſel an verſchiedenen Stellen 
die Dämme durchriß und weite Gebiete Polens über⸗ 
ſchwemmte. Auch für uns Danziger war damals die 
Gefahr der Ueberflutung in bedrohliche Nähe gerückt. 
Wäre das Waſſer nur noch wenige Stunden weiter ge⸗ 
ſtiegen oder auch nur auf derſelben Höhe geblieben, ſo 
wäre das Schickſal Danzigs beſiegelt geweſen. Als 
1855 der Durchbruch bei Groß Montau erfolgte, 
viele Menſchen und eine Anzahl Vieh in den Fluten 
umgekommen, abgeſehen von unermeßlichen Material⸗ 
ſchäden anderer Art. Im Jahre 1888 hat ſich etwas 
ähnliches infolge des Durchbruchs bei Jonasdorf mie- 
derholt, und die mehr als 200 Bruchlöcher und ver⸗ 
ſandeten Stellen zeigen auch im Danziger Gebiet noch 
die Spuren jener Kataſtrophen. In dieſem Winter 
haben wir wieder von perheerenden Ueberſchwem⸗ 
mungen am Rhein und in verſchiedenen anderen Ge⸗ 
genden geleſen. Das müßte uns Veranlaſſung geben, 
unſere Aufmerkſamkeit in ganz beſonderem Maße auf 
die Gefahren in unſerem eigenen Gebiet zu richten. In 
früheren Jahren mündete die Weichſel in verſchiedene 

rme aus. Infolgedeſſen konnte ſich das Waſſer vor 
der Ausmündung verteilen. Durch die vor einigen 
Jahren erfolgte Nogatregulierung iſt der Weichſel⸗ 
ſtrom in einen einzigen Lauf zuſammengefaßt. Da⸗ 
durch ſind die Stellen, an denen eine Gefahr erfolgen 
kann, zwar weniger geworden. Aber durch die Zuſam⸗ 
menfaſſung des Weichſelſtroms iſt die Gewalt desſel⸗ 
ben und damit auch die Gefahr des Durchbruchs noch 
erheblich verſtärkt. Dieſe Gefahr wird beſonders dro⸗ 
hend und unmittelbar, wenn durch den Weichſelſtrom 
an der Mündung Sandbänke aufgeworfen werden, — 
was ganz plötzlich geſchehen kann — die ein gleiche 


mäßiges Abfließen der Waſſer⸗ und Eismaſſen ver⸗ 


hindern. Iſt Hochwaſſergefahr an und für ſich ſchon eine 
Sache, der jeder Staat die größte Aufmerkſamkeit wid⸗ 
men muß, jo ift es keine Uebertreibung, wenn ich fage, 
daß ein Durchbruch der Weichſel im Freiſtadtgebiet 
das Ende der Selbſtändigkeit Danzigs bedeuten 
würde. Zwei Drittel unſeres geſamten Gebiets liegen 
unter dem Hochwaſſerſpiegel der Weichſel, die Lang⸗ 
gaſſe fogar ſieben Meter unter demſelben. 

Der frühere Senat hat im Herbſt 1924 als Maß⸗ 
nahme gegen die Hochwaſſergefahr das Arbeitsdienſt⸗ 
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pflichtgeſetz eingebracht. Wir erblickten in dieſem Geſetz 
ein Mittel zur Verhütung der Gefahren genannter 
Art. In Deutſchland und in Polen ſteht zu dieſem 
Zweck Militär zur Verfügung, insbeſondere Pioniere, 
die im Umgang mit den hierzu erforderlichen Werk⸗ 
zeugen geübt ſind. Wir haben Einrichtungen dieſer 
Art nicht. Wir halten es daher für unbedingt erfor⸗ 
derlich, ja ſogar für äußerſt dringend, daß auch hier 
bei uns eine Einrichtung getroffen wird zum Schutz 
gegen die Hochwaſſergefahr, zu der jeder Danziger in 
einem beſtimmten Alter geſetzlich verpflichtet iſt. 
Unſere Schutzpolizei würde in einem ſolchen Augen⸗ 
blick mit anderen Aufgaben vollauf zu tun haben. Der 
neue Senat hat nun das Arbeitsdienſtpflichtgeſetz zu⸗ 
rückgezogen, unſeres Erachtens unter dem Druck der 
Parteien, denen dieſes Geſetz aus parteipolitiſchen 
Rückſichten unbequem war. Es tut mir leid, es ſagen 
zu müſſen, wir haben hier wieder einmal erlebt, daß 
Geſichtspunkte wirtſchaftlicher Art, ja ſogar die Sicher⸗ 
heit eines ganzen Staates Erwägungen parteipoliti⸗ 
ſcher Art geopfert worden ſind. (Sehr richtig! 
rechts.) Deshalb fragen wir den Senat, was er 
nunmehr zu tun gedenkt, um einer etwa drohenden 
Hochwaſſergefahr zu begegnen. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Sena⸗ 
tor Dr, Frank. 

Dr. Frank, Senator: M. D. u. H.! Namens des 
Senats habe ich auf die große Anfrage folgendes zu ant⸗ 
worten: 

Das Geſetz, das dem Volkstage am 20. November 
1924 vorgelegt war und das der Herr Vorredner er⸗ 
wähnt hat, wurde vom Senat nicht, wie er annimmt, 
aus parteipolitiſchen Gründen zurückgezogen, ſondern 
weil der Senat ein ſolches Geſetz nicht für erforderlich 
erachtete. Der Senat iſt an ſich der gleichen Meinung 
wie der Herr Vorredner, daß die Hochwaſſergefahr vom 
ganz außerordentlicher Bedeutung für die Freie Stadt 
Danzig iſt, und daß dieſer Frage die äußerſte Aufmerk⸗ 
ſamkeit zugewandt werden muß. Alle Schutzmaßnah⸗ 
men, die getroffen werden können, müſſen getroffen wer⸗ 
den. Der Senat glaubt aber, daß die ſchon beſtehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen bei zweckmäßiger Hand⸗ 
habung und Durchführung ausreichen, um das zu er⸗ 
reichen, was der Senat in ſeiner früheren Zuſammen⸗ 
ſetzung durch das zurückgezogene Geſetz erzielen wollte. 
Ich darf die ſchon geltenden geſetzlichen Beſtimmungen 
anführen und mit Genehmigung des Herrn Präſiden⸗ 
ten kurz die in Betracht kommenden wichtigſten Para⸗ 
graphen verleſen. 

Maßgebend ſind in erſter Linie die Beſtimmungen 
des Waſſergeſetzes. Dies Geſetz ſagt im § 315: 

Iſt ein Deich bei Hochwaſſer gefährdet, jo mij- 

fen nach Anordnung der Deichpolizeibehörde alle 

Bewohner der bedrohten und nötigenfalls auch der 

benachbarten Gegend zu den Schutzarbeiten unent⸗ 

geltlich Hilfe leiſten und die erforderlichen Ar⸗ 

1 1 und Beförderungsmittel mit zur Stelle 

die Deichpolizeibehörde kann die in einem ſol⸗ 

chen Falle nötigen Maßregeln ſofort durch Zwangs⸗ 

mittel zur Ausführung bringen; ſie iſt befugt, die 

Verabfolgung der zur Abwehr der Gefahr dien⸗ 

lichen Bauſtoffe aller Art, wo ſolche ſich finden 

mögen, zu fordern, und dieſe müſſen mit Vorbehalt 

der Ausgleichung unter den Verpflichteten und 

der Erſtattung des Schadens von den Beſitzern 
verabfolgt werden. 

Ferner ſagt der § 354 des genannten Geſetzes, daß bei 

Gefahr des Eisganges, bei Gefahr einer Ueberſchwem⸗ 

mung, ſowie bei jeder anderen durch außergewöhnliche 

Ereigniſſe entſtandenen Waſſergefahr alle benachbarten 

Gemeinden (Gutsbezirke), auch wenn ſie nicht bedroht 

ſind, verpflichtet find, auf Anordnung der Waſſerpoli⸗ 
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Hilfe durch Hand⸗ und Spanndienſte, ſowie durch Liefe⸗ 
rung von Bauſtoffen und die Stellung von Geſpannen 
zu leiſten. 

Dieſen Beſtimmungen des Waſſergeſetzes entſprechen 
Beſtimmungen im Weichſel⸗Nogat⸗Deichverbandsſtatut, 
das ſeinerzeit durch königliche Verordnung allgemeine 
Gültigkeit erhielt. Auch nach den Beſtimmungen dieſes 
Statuts haben nicht nur die Mitglieder des Deichver⸗ 
bandes und die Gemeinden die erforderlichen Hilfelei⸗ 
ſtungen und Geſtellungen vorzunehmen, ſondern es ſind 
auch im Notfall auf Verlangen des Deichhauptmanns 
alle männlichen Einwohner, ſoweit ſie arbeitsfähig ſind, 
zur perſönlichen und unentgeltlichen Dienſtleiſtung ver- 
pflichtet. Schließlich wiederholt dieſe Vorſchrift drittens 
noch die Eiswachtordnung des Danziger Deichverbandes. 
Sie gibt die weſentlichen Beſtimmungen, wie ich ſie eben 
aus dem Waſſergeſetz und dem Statut angeführt habe, 
nochmals wieder, d. h. die Hilfspflicht aller männlichen 
Einwohner der betroffenen Gegenden im Falle der Not 
und ferner die Verabfolgungspflicht aller vom Deich⸗ 
hauptmann geforderten Materialien. In der Eiswacht⸗ 
ordnung des Marienburger Deichverbandes ift dieje Be- 
ſtimmung allerdings ausdrücklich nicht noch einmal ent⸗ 
halten. Das iſt aber auch nicht notwendig, weil ſchon 
das Geſetz und ferner das Deichſbatut diefe Beſtimmung 
enthält. Aber um die Sache ganz klarzuſtellen, hat der 
Senat eine Polizeiverordnung beſchloſſen, die in den 
nächſten Tagen erſcheinen wird, die nochmals, auch für 
den Marienburger Deichverband, dieſe Beſtimmungen 
Die rechtliche Grundlage für 
eine wirkſame Hilfe und für die Hilfspflicht aller männ⸗ 
lichen Bewohner iſt damit gegeben. Der Senat hat nun 
auf Grund dieſer Beſtimmungen an die Deichverbände 
Anweiſung erlaſſen, daß auf Grund der gegebenen Vor⸗ 
ſchriften, wie ich ſie Ihnen eben bekannt gab, alle Vor⸗ 
kehrungen getroffen werden, die erforderlich ſind, um im 
Notfall die Heranziehung der nötigen Hilfskräfte ſicher⸗ 
zuſtellen. (Abg. Dr. Bumke: Auch Uebungen abzuhal⸗ 
ten?) Es ift dies geſchehen, und es find für jede Ger 
meinde Geſtellungsliſten aufgelegt. In dieſen Geſtel⸗ 
lungsliſten ſind die zu ſtellende Mannſchaft, Wagen und 
notfalls das Material genau aufgeführt. Die Liſten 
enthalten eine große Zahl von Arbeitskräften für jeden 
Ort. Es werden im Notfall auf Grund dieſer Liſten 
mehrere tauſend Mann zur Verfügung ſtehen, und zwar 
ſind das faſt alles oder, man kann wohl ſagen, durch⸗ 
weg Leute, die aus den dortigen Gegenden ſtammend, 
einmal an der Bekämpfung dieſer Gefahr perſönlich in— 
tereſſiert ſind und zweitens Leute, die auch mit Spaten 
und Hacke umzugehen verſtehen. (Hört, hört! links.) 
Dieſe Geſtellungsliſten, von denen ich ſprach, ſind für 
den Marienburger Deichverband fertig aufgeſtellt, für 
den Danziger Deichverband fehlt nur noch für die 
Stadt Danzig die endgültige Fertigſtellung. Wir find 
aber auch da fo weit, daß in Kürze dieje Liften fertig ſind. 
Der Senat glaubt, daß damit alles geſchehen ift, was 
augenblicklich geſchehen kann, und daß auf dieſe Weiſe 
auch ein ausreichender Schutz gewährleiſtet ift und g% 
nügend Hilfsmannſchaften im Falle der Not zur Ber 
fügung ſtehen werden. Im übrigen ift ja Gott Jei Dan 
der Verlauf des diesmaligen Winters bisher ſo, daß 
nach menſchlichem Ermeſſen wohl mit einer unmittelba⸗ 
ren Gefahr für dies Frühjahr nicht zu rechnen ift. 
((Lebhaftes Bravo! links.) 

Vizepräſident Spill: Zur 
Wort der Herr Abg. Dyck. 

Dyck II, Abgeordneter (D. Nat.): Ich beantrage Be 
ſprechung der großen Anfrage. zit? 

Vizepräſident Spill: Wird der Antrag unterſtützt 5 
(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Ich eröffne 
die Beſprechung, das Wort hat der Herr Abg. 


Geſchäftsordnung hat das 


Senft⸗ 
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(2 (Bizepräſident Spill.) 
leben. (Als Eisbrecher müßten Sie Senftleben neh⸗ 
men! bei den Kommuniſten.) 

Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): Die Frage er- 
fordert etwas mehr Ernſt. (Zurufe links.) Ich 
habe nicht Luſt zu ſprechen, wenn Sie Radau machen. 
Sie legen doch Wert darauf, daß Sie Herrn Reek zum 
Senator wählen. Sie kommen aber nicht früher dazu, 
bis ich meine Rede gehalten habe. (Heiterkeit rechts.) 
Verhalten Sie ſich dementſprechend ruhig, deſto ſchneller 
kommen Sie zu Ihrem feierlichen Akt. (Sehr gut! 
rechts. — Sie reden bloß, um Ihr Fett loszuwerden! 
links.) Mich können Sie nicht aus der Ruhe brr- 
gen, das haben Sie doch ſchon 6 Jahre ausprobiert. 
(Zwiſchenrufe links.) 

Vizepräſident Spill: Ich bitte die Geſchäfte des Hau⸗ 
ſes nicht aufzuhalten. (Zuruf des Abg. Brill.) 

Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): Die Angelegen⸗ 
heit erfordert tatſächlich etwas mehr Ernſt, als ihr von 
der Regierungspartei, der Sozialdemokratie, entgegenge⸗ 
bracht wird. (Sehr richtig! rechts.) Wenn die Ver⸗ 
treter dieſer Partei im Senat mit derſelben Oberfläch⸗ 
lichkeit die Angelegenheit behandelt haben, dann begreife 
ich auch die heute vom Senat abgegebene Erklärung. 
Dieſe Antwort genügt uns abſolut nicht. Was der Herr 
Senator hier namens des Senats vortrug, war bekannt, 
auch vorher, als ſeinerzeit das Arbeitsdienſtpflichtgeſetz 
eingebracht wurde. Die vorgetragenen Beſtimmungen 
find die alten Deichſchutz⸗Beſtimmungen, die aber zur 
Vorausſetzung hatten, um ſpeziell auf Danziger Ver⸗ 


hältniſſe einzugehen, daß die Artilleriewerkſtatt, das Ma⸗ 
ſchinenbauamt Krakau und die Danziger Garniſon bei 
dem Schutz gegen die Hochwaſſergefahr mithalfen. Die⸗ 
ſer erweiterte Schutz fällt heute weg, und den können 
Sie nicht einfach durch die papiernen Verordnungen er⸗ 


ſetzen, die Sie im Auge haben. Die Erfahrungen haben 
das gelehrt. Gerade bei dem letzten großen Hochwaſſer 
hat ſich ja erwieſen, daß die Gefahr ins Rieſenhafte 
wächſt, wenn der Staat auf freiwillige Hilfe an= 
gewieſen iſt. Deshalb iſt gerade ſeinerzeit das Geſetz 
über die Arbeitsdienſtpflicht eingebracht worden. Es 
ſollte einen Stamm ausgebildeter und vorgebildeter 
Kräfte für dieſe Arbeit ſchaffen. (Zuruf des Abg. 
Eduard Schmidt.) Wenn ein ſolcher Schutz nicht ge⸗ 
nügend organiſiert iſt; wenn den Leuten nicht durch 
mehrere Uebungen beigebracht wird, wie ſie ſich zu ver⸗ 
halten haben, wird ein wüſtes Durcheinander entſtehen, 
trotz aller ſchönen gedruckten Vorſchriften, die Sie er⸗ 
laſſen und trotz der wohlgemeinten Ratſchläge, die Sie 
den Bewohnern des Werders gedruckt geben. Ein Durch⸗ 
einander iſt aber im Fall der höchſten Gefahr ſehr 
ſchlimm. Wenn es ſoweit iſt, liegt es auch menſchlich 
nahe, daß die betreffenden Beſitzer, die betreffenden Ve- 
wohner des Werders zuerſt an ſich und ihre Familie 
denken. Sie werden den Deich und die Arbeit verlaſſen, 
um zu verſuchen, aus ihrem Hauſe und von ihrer Fa⸗ 
milie zu retten, was möglich iſt. (Lebhaftes Aha! bei 
en Kommuniſten.) Das iſt ſelbſtverſtändlich. (Abg. 
Klapps: Hauptſache ift, daß die ihr Fell retten!) Das 
iſt ganz ſelbſtverſtändlich. (Unruhe! links.) Sie 
werden die Menſchen in der Beziehung nicht ändern. 
Alle Menſchen ſind letzten Endes ſo veranlagt. Aber in 
dieſer Gefahr liegt eben auch der Kernpunkt. Sie wächſt 
ins Ungeheure und geht über die unmittelbaren Grenzen 
maus. Die jetzige Regierung will dem nicht gerecht 
5 aih Es iſt deshalb meiner Ueberzeugung nach nicht 
ür die Regierung ausſchlaggebend geweſen, daß die alten 
; ee für ausreichend erachtet werden, ſondern 
. feſt, daß aus parteipolitiſchen Erwägungen her⸗ 
305 Se es zurückgezogen wurde, das vorher im Ge- 
i ER mit Zuſtimmung anderer bürgerlicher Par⸗ 
als ein notwendiges Mittel betrachtet wurde, um 


große Gefahren vom Freiſtaat abzuwenden. Auch Ar⸗ 
beitervertreter haben ſich ſeinerzeit dafür ausgeſprochen. 
Erſt als die politiſche Agitation einſetzte, als man 
ſagte, das Geſetz wäre ja Arbeitszwang, erging der Ruf: 
das Geſetz muß bekämpft werden. 

Nun noch etwas anderes! Dieſes Geſetz wäre auch 
produktive Erwerbsloſenfürſorge. Wir hätten heute 
mehrere hundert jugendliche Arbeitskräfte, die auf der 
Straße liegen müſſen, in einer ſicheren, zielbewußten Er⸗ 
ziehung zur Arbeit. Das wäre nebenbei ein großer Vor⸗ 
teil, den dieſes Geſetz bietet. Uns haben die Erklärun⸗ 
gen der Regierung nicht befriedigt. Wir werden danach 
trachten, dieſe Beſtimmungen zu gegebener Zeit doch zum 
Geſetz zu machen. Wir ſind überzeugt, daß dies dem 
Wohle der Freien Stadt außerordentlich dienen wird. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Kloſſowski. 

Kloſſowski, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Art der Begründung der Großen Anfrage, die hier 
geſtellt worden iſt, muß jedem Menſchen mit fünf ge⸗ 
funden Sinnen die Anſicht aufdrängen, daß es ſich bei 
Ihnen nicht um den Schutz der an der Weichſel wohnen⸗ 
den Staatsbürger handelt, ſondern daß Ihnen nur dar⸗ 
an liegt, in Ihrer Weiſe Agitation zu treiben und der 
neuen Regierung Schwierigkeiten zu machen. Wir ſpre⸗ 
chen Ihnen das Recht dazu nicht ab. Wir freuen uns 
darüber. Wir ſind aber erſtaunt über die Dummheit, 
mit der Sie die Große Anfrage begründet haben. Wir 
haben uns hier wieder einmal getäuſcht. Herr Abg. 
Senftleben verſteht von dieſer Geſchichte abſolut nichts. 
(Aber Sie! rechts.) Er verſteht nicht einmal etwas 
vom Petroleum, mit dem er handelt; denn der iſt auch 


Wie liegen die Verhältniſſe? Der Durchſtich bei 
Nickelswalde iſt ſeit langen Jahren fertig. Der Strom⸗ 
lauf der Weichſel iſt reguliert. Seit dem Beſtehen dieſes 
regulierten Stromlaufs haben ſich niemals wieder Hoch⸗ 
waſſergefahren eingeſtellt, wie in der Vergangenheit. 
(Auch nicht vor zwei Jahren? rechts.) Ich habe vor 
zwei Jahren auch gelebt und etwas anderes beobachtet 


danach. 


als Sie. Ich bin als Kind der Stadt Danzig mit den 


Verhältniſſen einigermaßen vertraut, beſſer als manch 
einer, der ein Urteil abgeben zu können glaubt, der vom 
Hochwaſſer keine Ahnung hat, der hier hineingeſchneit 
iſt. (Abg. Dr. Ziehm: Ich bin hier geboren, Sie irren 
fih!) Wir beſtreiten nicht, daß eine gewiſſe Höhe der 
Gefahr in Erſcheinung treten kann. Aber mit dieſen 
Verhältniſſen muß jede Regierung rechnen, ob ſie nun 
„ſozialdemokratiſch verſeucht“ iſt oder nicht. Es kommt 
auf die Art und Weiſe an, wie man dieſen Gefahren be⸗ 
gegnet. Ihr Arbeitsdienſtpflichtgeſetz war nicht geeignet, 


auf billige Weiſe den Schutz der Weichſelanwohner zu ge 


währleiſten. Es war geeignet, die Anwohner der Weich⸗ 
ſel von der Aufmerkſamkeit abzulenken, die die Beob⸗ 
achtung des Stromlaufs ſeit Jahrhunderten erfordert, 
ſich auf Faulheit zu beſchränken und ſich auf andere zu 
verlaſſen. (Heiterkeit und Zwiſchenrufe rechts.) 
Herr Abg. Dyck, wenn Sie weniger in der Mennoniten⸗ 


gemeinde predigten und lieber arbeiten lernten, wie man 


Dämme aufwirft, dann würden Sie ſich vielleicht ein 
Verdienſt erwerben. (Pfuirufe und Unruhe rechts.) 

Wenn Sie die Hochwaſſergefahr eindämmen wollen, 
fo arbeiten Sie wie Ihre Vorfahren, aber bringen Sie 
nicht eine Große Anfrage ein, wie dieſe. (Abg. Dyck: 
Sie haben in Ihrem Leben noch nichts getan! Sie leben 
doch von den Arbeitergroſchen! — Unruhe.) Sehr 
gut, Herr Dyck! (Abg. Dyck: Wovon leben Sie denn? 
Von der Verhetzung der Menſchen!) Und Sie von 
der Verdummung der Menſchen! Die Verhetzung hat 
noch immer den Fortſchritt gebracht und die Verdum⸗ 
mungstheorie den Rückſchritt. Denken Sie doch an das 
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(Kloſſowski, Abgeordneter.) 

Mittelalter, an Hexenverbrennung und Folterung. Das 
war Ihr Werk, das möchten Sie noch heute haben. Wir 
predigen die Unzufriedenheit, damit die Menſchheit wei⸗ 
ter kommt. (Abg. Doerkſen: Das werden wir uns 
merken! — Zwiſchenrufe und Unruhe rechts.) Das 
tut der Landbund doch auch. Sie predigen doch, daß die 
Getreidepreiſe nicht hoch genug ſind, und Sie erhoffen 
doch davon einen Fortſchritt für ſich. (Abg. Doerk⸗ 
jen: Wir wollen die Geſtehungskoſtenl) Was Gie wol- 
len, weiß die Arbeiterſchaft, Knechtung und Unter⸗ 
drückung der Arbeiter auf der ganzen Linie und ſcham⸗ 
loſe Bereicherung der Kreiſe, die Sie vertreten. (Zwi⸗ 
Mein lieber Herr Dyck, ich werde 
Ihnen etwas ſagen. (Abg. Dyck: Ich verzichte auf die 
perſönliche Unterhaltung!) Sie müſſen mir fon er- 
lauben, daß ich dieſes Gebiet auch betrete. Wo waren 
Sie während der Kriegszeit, mein verehrter Herr Dyck, 
als die Arbeiterſchaft im Felde ſtand? (Wo waren 
Sie? rechts.) Sie waren Proviantamtsinſpektor in 
der Heimat und haben geſehen, daß Sie Ihren Kohl wei⸗ 
ter bauen konnten. (Abg. Dyck: Das ift eine Unwahr⸗ 
heit!) Das war Ihr Opfer für das Vaterland zu einer 
Zeit als die Arbeiterſchaft verkam. Nun werde ich Ihnen 
etwas aus meiner perſönlichen Vergangenheit ſagen. Sie 
haben mir zugerufen, ich hätte in meinem Leben noch 
nicht gearbeitet und nur von der Verhetzung der Ar⸗ 
beiterſchaft gelebt. Sie wiſſen das wahrſcheinlich alle. 
Von Ihnen weiß wohl keiner, daß ich erſt 1919 nach 
meiner Heimat zurückgekommen bin. Aber lügen können 
Sie! Ich habe 25 Jahre lang mein Handwerk als Zim⸗ 
mermann treu und ehrlich ausgeübt. (Machen Sie 
es doch heute auch! rechts.) Gerade weil Sie es wün⸗ 
ſchen, will ich nicht dabei bleiben. (Abg. Dyck: Dazu 
taugen Sie wahrſcheinlich nicht!) Hören Sie, wenn 
Sie noch ein bißchen holländiſches Blut in Ihren Adern 
hätten, würden Sie ſich ſchämen, ſolche Ausſprüche zu 
tun. Aber ich ſtelle feſt, daß Sie hier im Freiſtaat im 
Geiſte verwahrloſt ſind. (Zwiſchenrufe rechts.) 

Vizepräſident Spill: Ich bitte, mehr bei der Sache zu 
bleiben, Herr Abgeordneter. 

Kloſſowski, Abgeordneter (S. P. D.): Ich will Ihnen 
etwas ſagen: Ich bin durch das Vertrauen der Danzrger 
Gewerkſchaften von Berlin auf dieſe Stelle hier gewählt 
und habe meine Pflicht erfüllt, beſſer als Sie als Pre⸗ 
diger in der Mennonitengemeinde. (Abg. Dyck: Sie 
haben ſich angebettelt!) Seht doch einmal. diefe Ger- 
ſtesverwandtſchaft. Waren Sie ſchon Mitglied unferer 


Gewerkſchaftsbewegung, Herr Abg. Dyck? Ich will Hier- 


mit nur feſtſtellen, daß der Anſtand bei Ihnen zu den 
Hunden entflohen iſt und daß ſich niemand gemeiner 
und erbärmlicher gebärdet als Sie und Ihre Klicke. Da⸗ 
mit ſind Sie für mich und jeden anſtändigen Menſchen 
erledigt. (Zurufe des Abg. Dyck.) i 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Dyck, ich bitte die 
Zwiſchenrufe zu unterlaſſen, ſonſt iſt es nicht mehr mög⸗ 
lich, zu verhandeln. (Abg. Dr. Ziehm: Er ſoll bei der 
Sache bleiben.) Veranlaſſen Sie Ihren Fraktions⸗ 
freund, die Zwiſchenrufe zu unterlaſſen. (Zuruf des 
Abg. Dr. Ziehm.) Herr Abg. Dr. Ziehm, Sie haben 
auch nicht das Wort. (Abg. Dr. Ziehm: Der Redner 
ſoll zur Sache ſprechen.) Darüber habe ich zu wachen. 
(Zwiſchenrufe.) Ich bitte den Redner fortzufahren 
und bei der Sache zu bleiben. 

Kloſſowski, Abgeordneter (S, P. D.): Nach diefer 
kleinen Abſchweifung in die Charaktereigenſchaften der 
Herren, die dieſe Lügen verbreitet haben, will ich weiter 
zur Sache ſprechen. Das wird Ihnen aber auch nichr 
gefallen. Es iſt jedoch nicht meine Aufgabe, eine Rede zu 
halten, die Ihnen gefällt. Meine Aufgabe iſt es, Ihnen 
die erbärmliche Maske vom Geſicht zu reißen. Das will 
ich tun. i 

\ 


Im Verein mit der Regierung, die die Erklärung ab- 
gegeben hat, ſtehen wir nicht nur jetzt auf dem Stand⸗ 
punkt, daß das Arbeitsdienſtpflichtgeſetz ein Unſinn iſt. 
Wir haben dies bereits vor zwei Jahren erklärt und aus⸗ 
führlich unſeren Standpunkt begründet. Wir haben der 
damaligen Regierung Vorſchläge gemacht, die, wenn die 
Regierung ſie akzeptiert hätte, die Hochwaſſergefahr für 
alle Zeiten bannen würden. Wir haben der Regierung 
angeboten, daß die geſamten Gewerkſchaften, wenn die 
Not am Mann iſt, helfend einſpringen. Wir haben bet 
der Abwehr des Geſetzes hunderte von Verſammlungen 
in den einzelnen Ortſchaften abgehalten und haben ſehr 
gute Verſammlungsbeſuche erzielt. Wir haben die Er⸗ 
fahrung der Anwohner und Arbeiter ſprechen laſſen, und 
nicht die der Beſitzer und Ausbeuter. (Abg. Dyck: 
Ausbeuter find Sie!) 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Dyck, Sie haben den 
Redner Ausbeuter genannt, ich rufe Sie zur Ordnung. 
(Lebhafte Zwiſchenrufe rechts.) Herr Abg. Schweg⸗ 
mann, ich rufe Sie wegen ungehörigen Benehmens zur 
Ordnung. (Abg. Dr. Ziehm: Wer hat von Ausbeu⸗ 
tern geſprochen? — Große Unruhe.) Herr Abg. Dr. 
Ziehm, Sie haben Kritik an der Geſchäftsführung des 
Präſidenten geübt, ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. 
Hohnfeldt: Sie find parteiiſch! — Abg. Senftleben: Das 
braucht ſich das Haus nicht lange gefallen zu laffen, — 
Abg. Dr. Ziehm: Unerhört!) 

Kloſſowski, Abgeordneter (8. P. D.): Alſo meine 
Herren, in dieſen Verſammlungen haben uns unſere 
Anhänger erklärt, daß es eines ſolchen Arbeitsdienſt⸗ 
pflichtgeſetzes nicht bedarf, daß ſie ſelbſt mit den Gefah⸗ 
ren des Hochwaſſers der Weichſel genügend vertraut ſind, 
und daß ſie ſeit Jahrzehnten in der ganzen Vergangen⸗ 
heit an der Bekämpfung der Hochwaſſergefahr praktiſch 
teilgenommen und gearbeitet haben, daß ſie auch jetzt 
noch jedesmal im Frühjahr zu dieſen Schutzarbeiten her⸗ 
angezogen werden und daß ſie als Anwohner der durch 
Hochwaſſer bedrohten Gebiete allein in der Lage ſeien, 
den aufkommenden Gefahren zu begegnen. Wenn dieſe 
Leute, die unſere Verſammlungen beſucht haben, auch nur 
Arbeiter, wenn es keine Beſitzer ſind, ſo haben ſie doch 
fünf geſunde Sinne, eine Ueberlegung und praktiſche Er⸗ 
fahrung, die vielfach viel weiter geht als die Erfahrung, 
die Sie (nach rechts) hier oft vortäuſchen. Dieſe Zeu⸗ 
gen haben erklärt, daß es eines ſolchen Aufzuges in Ge⸗ 
ſtalt des Arbeitsdienſtpflichtgeſetzes gar nicht bedarf, und 
daß etwas anderes beabſichtigt worden ſei. Sie erklär⸗ 
ten, auch in Zeiten der beſten Tätigkeit der Landwirt⸗ 


00 


ſchaft wären auf dem Lande Erwerbsloſe in Hülle und 


Fülle vorhanden. Wäre das Arbeitsdienſtpflichtgeſetz 
erft da, dann würden es die Bauern und Beſitzer ver 
ſtehen, Uebungen zu arrangieren, durch die die auf Grund 
des Dienſtpflichtgeſetzes beſtimmten Arbeiten, die ſie jetzt 
bezahlen müſſen, umſonſt gemacht werden, wie die Er⸗ 
weiterung der Abwäſſerungsgräben uſw. Alle dieſe 
Leute, die ſchwer um ihre Exiſtenz ringen, die den Tag 
über für 2 oder 3 Gulden arbeiten müſſen, erblickten in 
dieſem Arbeitsdienſtpflichtgeſetz eine ernſtliche Gefahr für 
ihre eigene Exiſtenz und haben daher den Geſetzentwur 
eifrig bekämpft. Sie verlangten von allen Parteien, da 
ſie ihm ihre Zuſtimmung verſagten. Wir haben im Ein⸗ 
vernehmen mit den Kreiſen der Bevölkerung das getan, 
was wir tun mußten. Wir haben das Geſetz bekämpft 
und würden auch jedes derartige Geſetz bekämpfen, wenn 
es wieder in die Erſcheinung träte. a: 

Weiter haben wir verlangt, daß die Arbeitsloſigkeit 
von der alten Regierung dadurch eingedämmt me 
daß an der Regulierung des Stromes dauernd gearbeite 
wird, daß dauernde Verbeſſerungen an den Buhnen ge 
macht und Schutzbauten errichtet werden ſollten. Diele 


Arbeiten ſollten nicht liegen bleiben, bis fie zur Gefahren- 
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(Kloſſowki, Abgeordneter.) 

quelle bei Hochwaſſer werden. Wir haben verlangt, daß 
die Regierung Mittel und Wege ergreift, damit die un⸗ 
geheuren Sandablagerungen an der Mündung der Weichſel 
nicht entſtehen. Wird das verhindert, fo ift jede Hoh- 
waſſergefahr verbannt. (Abg. Doerkſen: So, jo!) 
Vorbedingung der Bannung einer Hochwaſſergefahr iſt 
in der Hauptſache, daß die ankommenden Strom- und 
Eismengen einen glatten Abzug in das Meer haben. 
Wenn Sie „ſo, ſo“ rufen, ſo zeigen Sie damit, daß Sie 
als Deichhauptmann von der Stromxegulierung keine 
Ahnung haben, ſonſt würden Sie einen ſolchen Zwiſchen⸗ 
ruf nicht machen. (Abg. Doerkſen: Ich bin nicht Deich- 
hauptmann!) Ich habe das ſchon als Abe-Schütze 
in der Schule gelernt. In unſerem Leſebuch hatte ein 
Profeſſor der Naturforſchenden Geſellſchaft einen Auf⸗ 
ſatz geſchrieben, der fih mit Stromregulierungen beſchäf⸗ 
tigte. Das habe ich als Junge meinem Gehirn ſo ein⸗ 
geprägt, daß ich es bis heute nicht vergeſſen habe. Ich 
wünſchte nur, daß Sie eine ebenſolche Hirnmaſſe hätten 
und das behielten, was Sie in der Schule gelernt haben. 
(Zuruf rechts.) Dort wurde als Vorausſetzung der 
Bekämpfung von Hochwaſſersgefahren bei allen Strö⸗ 
men vor allen Dingen eine ungehinderte und ungehemmte 
Mündung der Flüſſe feſtgeſtellt, und zwar in die See 
oder ein Becken. (Abg. Doerkſen: Was Sie hier vor⸗ 
tragen, weiß jeder Menfch!) 

Hier liegt der Krebsſchaden der ganzen Angelegen⸗ 
heit. Auch die Fiſcher, denen Sie gewiß auch nicht Un- 
verſtändnis oder Sachunkenntnis vorwerfen können, die 
mit dem Leben des Stromes feit Jahrhunderten verwa- 
jen find, ſtehen auf dieſem Standpunkt. Sie kleben mrt 
ihrer Kate am Weichſeldamm. Zur Bekämpfung aller 
Hochwaſſersgefahr bei der Weichſel ift die Strommün⸗ 
dung freizuhalten und find die Sandmengen zu beſeiti⸗ 


gen und das möglichſt raſch. Wenn die Fachleute unfeter 
Kreiſe dieſen Standpunkt einnehmen, fo ift uns das mehr 


wert, als wenn Sie das tun. (Abg. Dr. Ziehm: Die 
Fachleute nehmen einen anderen Standpunkt ein!) 
Herr Abg. Dr. Ziehm, Sie haben davon gar keine Wh- 
nung. Sie waren gut als Verwalter der Fettſtelle in der 
Zeit der Zwangswirtſchaft zu gebrauchen, jetzt abſolut 
nicht! (Lebhaftes Bravo! links. — Abg. Doerkſen: 
Sie eignen ſich nach dieſer Leiſtung zum Deichhaupt⸗ 
mann! — Lachen rechts.) 

Wir ſtehen alſo auf dem Standpunkt, daß die beſte⸗ 
henden geſetzlichen Beſtimmungen vollſtändig ausreichen. 
Wir ſtehen aber auch auf dem Standpunkt, daß noch an⸗ 
dere Maßnahmen ergriffen werden müſſen. Andere 
Hilfsfaktoren ſind in genügendem Maße vorhanden. Ich 
verweiſe auf den Jundeutſchlandorden Dieſe jungen 
Leute wollen ſehr gern arbeiten. Sie ſchwärmen natür- 
lich nicht für die Arbeit, ſondern für den militäriſchen 
Klimbim. Mit Pauken und Trompeten ziehen ſie durch 
das Werder. (Sehr gut! rechts.) Bitte fangen 
Sie dieſe jungen Leute dafür ein, und laſſen Sie dieſe 
jungen Kerle arbeiten und laſſen Sie ſie Hauptmann oder 

ajor bei dieſer Garde werden. (Zwiſchenrufe und 
Unruhe! rechts.) Wenn das geſchieht, haben Sie ge- 
nügend Arbeitskräfte, die diefe Arbeit leiſten können. 
Nehmen Sie den Jungdeutſchland⸗Orden, die jungen 
eute wollen gern arbeiten und werden etwas Erkleck⸗ 
iches ſchaffen. Aber darüber hinaus haben Sie noch an⸗ 
dere Vereine. Wie iſt es mit dem großartigen Reiter⸗ 
verein im Großen Werder? Iſt das nicht eine willkom⸗ 
mene Hilfstruppe? Wenn die den Spaten nehmen, 
le es mit dem Teufel zugehen, wenn ſie nicht allein 
Fi Weichſel eindämmten „Stützen Sie ſich nicht auf die 
ine Bevölkerung. Die Arbeiterſchaft, die dort 

Ta und zu uns gehört, wird jede Gefahr bekämpfen. 
He das wollen Sie nicht. Sie wollen andere Kreiſe 
ö ziehen, und zwar nicht zur Bekämpfung der Hochwaſ⸗ 


ſergefahr. 


Sie wollten dieſe jungen Leute militariſie⸗ 
ren. (Zwiſchenrufe rechts.) Neben dem Jung- 
deutſchland⸗Orden und dem Reiterverein ſteht Ihnen noch 
die geſamte Einwohnerſchaft zur Verfügung. Das iſt eine 
Unmaſſe von Menſchen, die wir früher nicht zur Verfü⸗ 
gung hatten. Nutzen Sie alle dieſe Arbeitskräfte richtig 
aus, dann wird jede Gefahr in Bezug auf das Hochwaſſer 
gebannt werden. 

Nun komme ich auf die Pſyche der Bauern im Gro- 
ßen Werder zu ſprechen. Was war 1919 im Weichſel⸗ 
gebiet los? Es war Hochwaſſergefahr. Der preußiſche 
Staat hatte damals an Materialien anfahren laſſen, was 
nur irgend möglich und aufzutreiben war, um die ſtei⸗ 
gende Hochwaſſergefahr zu bekämpfen: Balken, Holz, 
Sand, Säcke, Faſchinen, alles Notwendige war da, um 
der Hochwaſſergefahr gegenüber Abhilfe zu ſchaffen. Es 
kam ja damals nicht darauf an, aus den Heeresbeſtän⸗ 
den konnte ja genügend genommen werden. Zu früheren 
Zeiten ſind nie ſo koloſſale Mengen angefahren worden. 
Das Hochwaſſer lief ab, ohne daß das Material ge⸗ 
braucht wurde. Die Bauern haben aber das ganze Ma⸗ 
terial geſtohlen und unter ſich verteilt. (Hört, hört! 
— Gemeinheit! Sie Lügner! rechts. — Große Unruhe 
und Zwiſchenrufe rechts und links.) í 
Vrigzepräſident Spill: Der Vorſitzende ift hier, er hat aus 
den Ausführungen aber nicht entnehmen können, daß 
der Redner ein Mitglied dieſes hohen Hauſes gemeint 
hat. (Abg. Dr. Ziehm: Einen ganzen Berufsſtand! 
— Die Bauern werden ſich das merken und auch die klei⸗ 
nen Beſitzer! rechts. — Unruhe.) Ich bitte den Red⸗ 
ner, jetzt fortzufahren. 

Kloſſowski, Abgeordneter (S. P. D.): Ich ſage das, 
damit ſich die Bauern das merken. Dieſe Spitzbuben⸗ 
bande ſoll ſich das merken. (Hört, hört! rechts. — 
Große Unruhe.) Zeugen für die Vorgänge ſind die 
ganzen Anwohner des Großen Werders. (Hört, hört! 
rechts. — Große Unxuhe.) Das mußte einmal geſagt 
werden. 

Wir ſtehen alſo auf dem Standpunkt, daß der vor⸗ 
handene Schutz gegen Hochwaſſergefahr vollſtändig aus⸗ 
reichend iſt, wenn alle Maßnahmen ergriffen werden, die 
die beſtehenden Geſetze vorſehen und darüber hinaus die 
verfügbaren Kräfte herangezogen werden, der Jung⸗ 
Deutſchland⸗-Orden, der Reiterverein und die Einwoh⸗ 
ner. Dann wird die Hochwaſſergefahr beſeitigt werden 
können. Wir ſtehen auf demſelben Standpunkt wie da⸗ 
mals, als wir noch nicht in der Regierung waren. Wir 
haben dieſen nicht verlaſſen und werden ihn auch nicht 
verlaſſen, weil er ſich auf die geſunde Anſicht der An⸗ 
wohner des Großen Werders ſtützt. (Abg. Dr. Ziehm: 
Sie werden den Staat zu Grunde richten! — Zwiſchen⸗ 
rufe rechts und links. — Große Unruhe.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Liſchnewski. 

Liſchnewski, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Daß das Arbeitsdienſtpflichtgeſetz eine Militariſierung 
der arbeitenden Bevölkerung bedeutete, darüber waren 
ſich die Arbeiter in Danzig klar. M. D. u. H. von 
rechts, Sie können mit Ihren demagogiſchen Mitteln 
machen, was Sie wollen und die Sache agitatoriſch auf- 
ziehen, aber die Meinung, daß Sie damit eine Militart⸗ 
ſierung der arbeitenden Bevölkerung hervorrufen woll⸗ 
ten, werden Sie nicht aus der Welt ſchaffen. Das Ar⸗ 
beitsdienſtpflichtgeſetz iſt Ihnen flöten gegangen. Es 
ging nicht ſo, wie Sie ſich das gedacht haben. Dadurch 
war ein Agitationsbedürfnis von Ihnen genommen. Um 
wieder einem Agitationsbedürfnis Rechnung zu tragen, 
haben Sie die Große Anfrage im Plenum eingereicht. 
Das geſchah nur aus dieſem Grunde, von anderen Mo⸗ 
tiven laſſen Sie ſich nicht leiten. Sie wußten ja von 
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(A) (Liſchuewski, Abgeordneter.) 
vornherein, daß das Arbeitsdienſtpflichtgeſetz zurückgezo⸗ 


gen war. Aber mit welchen Mitteln kämpfen Sie! Keine 
Flegelei iſt groß genug, wenn Sie nur Ihrem Agita⸗ 
tionsbedürfnis nachkommen. Einer größeren Flegelet 
kann ſich niemand bedienen als Sie. 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Liſchnewski, ich rufe 
Sie wegen dieſes Ausdrucks zur Ordnung, es gibt hier 

keine Flegelei. 

Liſchnewski, Abgeordneter (K. P.): Es war inter⸗ 
eſſant, die Ausführungen zu hören, die von deutſchnatio⸗ 
naler Seite gemacht wurden. Sie haben Ihre Redner 
ſo gewählt, daß die Herren, die hier geſprochen haben, 
von der Hochwaſſergefahr abſolut keine Ahnung haben. 
Ich empfehle dem Herrn Abg. Senftleben, ſich bei Hoch⸗ 
waſſergefahr zur Verfügung zu ſtellen. Dann braucht er 
keine Kur in Karlsbad zu machen. Das würde ausrei⸗ 
chen, um ihm 20 Pfund von ſeinem Fett abzunehmen. 
Ich verſtehe gar nicht, daß Sie einen ſolchen Redner auf 
die Tribüne ſchicken können, da Sie ſonſt Ihre Inter⸗ 
eſſen ſo demagogiſch vertreten. (Abg. Dr. Ziehm: 
Das überlaſſen Sie uns]!) Bei dieſem Tagesordnungs⸗ 
punkt haben Sie gerade Ihre Dummheit gezeigt. 
M. D. u. H.] Im allen Ernſt gefagt, hat der Herr 
Senftleben wirklich ein Intereſſe oder eine Ahnung von 
der Hochwaſſergefahr? Sie müſſen ſich das doch ſelbſt 
ſagen, Herr Abg. Doerkſen. Ihnen traue ich es eher zu, 
weil Sie im Großen Werder groß geworden ſind. Aller⸗ 
dings haben Sie auch niemals einen Spatenſtiel in der 
Hand gehabt, das iſt richtig. Aber theoretiſch würden 
Sie eventuell für dieſe Sachen eher geeignet ſein als der 
Abg. Senftleben. Wir Kommuniſten wußten und ſind 
uns auch heute darüber im klaren, daß Sie ſelbſt bei einer 
Annahme des Arbeitsdienſtpflichtgeſetzes immer noch 
nicht das erreicht hätten, was Sie wollten. Wir hätten 
das getan, was Ihnen nicht gefallen hätte, nämlich die 
ſo mobiliſierte Arbeiterſchaft rebelliſch gemacht. Bei der 
nächſten Hochwaſſergefahr wäre die ganze Maſſe der Ar⸗ 
beiterſchaft bei einer derartigen Bezahlung und Behand⸗ 
lung, wie ſie geplant war, rebelliſch geworden. Dann 
hätte ſie ſich das Arbeitsdienſtpflichtgeſetz in unſerem 
Sinne ausgelegt, 

Nun iſt es zurückgezogen. Wir begrüßen es und 
wünſchen vor allen Dingen, daß dieſe Sache nicht ſo auf⸗ 
gezogen wird, wie es ſich die Regierung jetzt denkt. Die 

Regierung will, daß die Beſitzer in erſter Linie unent⸗ 
geltlich herangezogen werden. In zweiter Linie ver⸗ 
langt ſie, daß auch die Arbeiterſchaft, die hierfür in 
Frage kommt, ohne Bezahlung dieſen Dienſt verrichtet. 
Dagegen wehren wir uns mit aller Entſchiedenheit. Die 
deutſchnationalen Großagrarier haben das größte Inter⸗ 
eſſe daran, daß keine Hochwaſſergefahr eintritt. Die Ar⸗ 
beiter kommen erſt in zweiter Linie. Uebrigens find 
nuch die Arbeiter gar nicht in der Lage, diefe Arbeiten 
mehrere Tage ohne Bezahlung zu verrichten. Alſo wün⸗ 


ſchen wir zum mindeſten, daß dieſen Arbeitern eine gute. 


Bezahlung gewährt wird. Wir begrüßen es, daß die 
Großagrarier und das Großbauerntum herangezogen 
werden, aber nicht ſo, wie ſie das ſeit Jahrzehnten und 
Jahrhunderten gewohnt ſind. Ich erinnere an die Ra⸗ 
daunengefahr, ehe das Kraftwerk errichtet wurde. Da 
wurden die Beſitzer vom Kreiſe Danziger Höhe zur Be⸗ 
kämpfung der Hochwaſſergefahr der Radaune herange⸗ 
zogen. Dieſe vollgefreſſene Geſellſchaft ſteckte die Hände 
bis an die Ellbogen in die Taſche und ließ die Arbeiter 
Tag und Nacht bei der größten Kälte Wache ſtehen und 
ſchwer arbeiten. Ich war damals ein kleiner Junge von 
6 Jahren und mußte meinem Vater warmen Kaffee 
bringen. Die Großagrarier hielten es nicht für nötig, 
den Arbeitern, die tagelang bei der Hochwaſſergefahr be⸗ 
ſchäftigt wurden, warmes Eſſen zuteil werden zu laſſen. 
So denkt ſich der Senat die Sache heute auch noch. Die 


ertrinken?) 
weil ihr keine Hilfsmittel zur Verfügung habt. Das 
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Agrarier werden zugezogen, aber die Arbeiter müſſen 
die Arbeiten verrichten, ohne jede Verpflegung oder Be⸗ 
zahlung. So hat es der Regierungsvertreter von dieſer 
Stelle erklärt. Er ſagte, es ſei Ehrenpflicht eines jeden, 
der ſich von der Hochwaſſergefahr bedroht fühlt, dieſe Ar⸗ 
beit ehrenamtlich zu leiſten. 

So kann die Sache nicht aufgezogen werden. Wir 
verlangen vor allem, daß bei einer Hochwaſſersgefahr 
jeder gleich iſt und jeder ſeine Arbeit zu verrichten hat, 
in erſter Linie diejenigen, die noch niemals gearbeitet 
haben, damit ſie etwas von ihrem Fett verlieren und 
wiſſen, wie ſchwer die Arbeit iſt. Es fehlt vielen Groß⸗ 
agrariern im Kreiſe Danziger Niederung und im Wer- 
der nichts, als eine gehörige mehrwöchige Arbeit, damit 
ſie wieder geſund werden. Wir fordern, daß dieſe 
Leute nicht nur theoretiſch, ſondern auch zu praktiſcher 
Arbeit herangezogen werden und nicht nur: „Jahn, Du 
gehſt dahin, Auguſt, Du gehſt dahin.“ Sie ſollen ſelbſt 
tätig ſein, um zu wiſſen, wie es dem zu Mute iſt, der 
Tag und Nacht beſchäftigt wird. Für die dort tätigen 
Arbeiter verlangen wir eine gute Bezahlung und Ver⸗ 
pflegung. Feldküchen müſſen eingerichtet werden, damit 
die Arbeiter ihre regelmäßigen Mahlzeiten bekommen. 
Wenn es ſo gehandhabt wird, wie ſeinerzeit bei der Ra⸗ 
daunegefahr, wo mein Vater mitarbeitete, ſteht Geſund⸗ 
heit und Leben der Menſchen auf dem Spiel. Daher 
muß für Verpflegung und Unterkunftsräume geſorgt 
werden, wo die Leute bleiben können, wenn ſie vom 
Dienſt abgelöſt werden, um ſich auszuruhen. Das iſt die 
vornehmſte Aufgabe des Senats. 

Dann verlangen wir, daß für die Beſchaffung des 
erforderlichen Materials und Handwerkszeuges Sorge 
getragen, daß es frei und unentgeltlich vom Senat ge- 


ſtellt wird, damit die Arbeiter nicht ihr eigenes Werf- 


zeug verwenden dürfen. Dazu ſind die Arbeiter gar nicht 
in der Lage. Sie ſind viel zu arm, um ſich das leiſten 
zu können. Dann genügt es auch nicht, daß nur die Ar⸗ 
beiter des Werders herangezogen werden. Wir verlan⸗ 
gen produktive Erwerbsloſenfürſorge. Auch die Erwerbs⸗ 
loſen können bei guter Bezahlung für dieſe Arbeiten Ver⸗ 
wendung finden. Der Senat ſpricht von einer allgemei- 
nen Verpflichtung. Die Großagrarier werden ſchon da⸗ 
für ſorgen, daß fie alles Mögliche zur Verfügung haben 
Die Proleten können aber zuſehen, wie ſie fertig werden. 
Meine Herren Sozialdemokraten, wenn Ihnen das Wohl 
der Arbeiter am Herzen liegt, müſſen Pläne ausgearbei⸗ 
tet werden, wonach weitgehend Schutzmaßnahmen für die 
Arbeiter getroffen werden, damit ſie ihr Leben nicht aufs 
Spiel ſetzen. So haben wir uns den Schutz bei Hoch⸗ 
waſſergefahr vorgeſtellt und nicht ſo, wie die Herren 
Deutſchnationalen, die nur gewöhnt ſind, zu befehlen, 
während die Arbeiter gehorchen und ſchwer ſchuften miij- 
ſen. Intereſſant war, daß der deutſchnationale Redner 
erklärte, es wäre zu verſtehen, wenn die Beſitzer bei 
Hochwaſſergefahr ausrückten. (Abg. Doerkſen: Das 
hat er nicht gejagt!) Das war ſeinen Worten zu ent⸗ 
nehmen, leſen Sie das Stenogramm nach. (Abg. 
Doerkſen: Daß er an Haus und Heim denkt, unv fie zu 
ſchützen !) Wir wollen uns nicht darüber ſtreiten, d 
Stenogramm wird es ausweiſen, wie dieſe Worte ge- 
fallen find, — Daher weiß ich auch, daß die Deutſchnatio⸗ 
nalen in ihren Scheunen Kähne haben, die alle Jahre 
überholt werden. Bei einer Hochwaſſersgefahr ſetzen ſi 
alſo die vollgefreſſenen Großagrarier mit Weib und Kind 


in die Kähne, ſtecken den Geldſtrumpf in die Taſche und 


ſuchen das Weite. (Abg. Doerkſen: Sollen Sie denn 
Ihr Arbeiter aber, ihr könnt verſaufen, 


war zu verſtehen. Sehen Sie Herr Abg. Doerkſen, 15 
haben Sie das immer gemacht, in jeder Situation. = 4 
verweichlichten Deutſchnationalen find ſtets zuerſt aus? 
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(A) (Liſchnewski, Abgeordneter.) 
gerückt. Beſehen wir uns den Weltkrieg. Wer Gelegen⸗ 
heit hatte, mit ſolchen Kadetten zuſammenzukämpfen oder 
bei den Pionieren zu arbeiten, konnte erleben, daß dieſe 
Leute, die Ochſen waren und Kräfte wie zwei oder drei 
Proletarier hatten, ſich derartig blöde und derartig faul 
anſtellten, daß ſie für keine Arbeit zu gebrauchen waren. 
Ein Großagrarier war ſo faul, daß er im 18. Lebens⸗ 
jahre nicht einmal das Einjährigenexamen vollendet 
hatte. Das hat mir gezeigt, wie es einem Großagrarier 
geht, wenn ihm nicht die Hilfsmittel zur Verfügung 
ſtehen, die er mit Geld kaufen kann. Dieſer Großagraxier 
wurde zu den Pionieren verſetzt und ſollte mit uns die 
zweijährige Dienſtzeit durchmachen. Dieſer Kerl, der 
Kräfte hatte, wie ein Ochs, war ſo todunglücklich, daß 
er ſich mit Selbſtmordgedanken trug, nur um feiner 
Dienſtpflicht zu entgehen. Sie wollen die Dienſtpflicht 
haben, aber für andere, für die arbeitende Bevölkerung. 
Die Dienſtpflicht wollen Sie haben, aber nur nicht für 
fid, Wenn die praktiſche Arbeit an Sie herantritt, gran- 
ben Sie, daß Sie ſterben müſſen. So ſieht die Geſchichte 
in der Wirklichkeit aus. Daher Ihr Benehmen im Volks⸗ 
tag, wenn es Ihre Intereſſenvertretung anbetrifft. Sie 
wollen nur verdienen und nicht arbeiten, und dazu ſind 
Ihnen die ſchofelſten Mittel recht. Daher dürfen Sie 
es uns nicht verdenken, wenn wir Kommuniſten Ihnen 
gegenüber einen anderen Ton anſchlagen, als im ge 
wöhnlichen Leben. Aber auf einen groben Klotz gehört 
ein grober Keil, und den werden wir anwenden, jo oft 
wir Ihnen gegenüber ſtehen. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Viezpräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schilke. N 


Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Meine 


Fraktion ſteht auf dem Standpunkt, daß die beſtehenden 


Geſetze und Verordnungen, die für den Waſſerſchutz vor⸗ 
geſehen ſind, wenn ſie in genügender Weiſe ausgenutzt 
und praktiſch durchgeführt werden, durchaus genügen, 
und wir ein neues Geſetz abfolut nicht brauchen. M. D. 
u. H.! Wir leben im Zeitalter der Geſetzesmacherei. Jede 
Wache, jeder Tag faſt bringt uns neue Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen. Es gibt eine große Zahl von Staatsbür⸗ 
gern, die nicht einmal den geringſten Teil der Geſetze 
kennen lernen. Ich kann es nicht verſtehen, daß man 
immer wieder neue Geſetze fordert, ohne vorher eingehend 
geprüft zu haben, ob man nicht mit den beſtehenden aus⸗ 
onunt. (Abg. Dr. Ziehm: Das war eingehend ge⸗ 
prüft!) Das war von einem kleinen Kreis eingehend 
geprüft, dem man durchaus ein ſachverſtändiges Urteil 
zumuten kann, der aber meines Erachtens doch ſchließ⸗ 
ich nur das auszuführen hatte, was andere an Anre⸗ 
gungen gaben. Ihre Anregungen halten wir nicht für 
tichhaltig. Wir halten die beſtehenden Geſetze für durch⸗ 

aus ausreichend. 
Es iſt auch nicht richtig, daß das Arbeitsdienſtpflicht⸗ 
geſetz etwa aus parteipolitiſchen Gründen zurückgezogen 
1 Das iſt aus reinen Zweckmäßigkeitsgründen ge- 
chehen. Meine Fraktion hat ja bereits bei der Einbrin⸗ 
gung des Arbeitsdienſtpflichtgeſetzes durch meinen Mund 
und getan, daß wir in dem Geſetz nicht die Form ſehen, 
die unſere Danziger Jugend einen Schritt weiter in der 
ne diehung bringt, wie es von einer Seite ſo mu⸗ 
e dargeſtellt wurde. M. D u. H.] Eine Unifor- 
rung der Jugend bedeutet noch lange nicht eine 
Sn g dev Jugend, und darauf muß es 
Leute etz = Endes ankommen. Es laufen heute genug 
notin, l oaen herum, und es ift abſolut nicht 
rn: Freist 0 wir noch neue Uniformen in un⸗ 
unnötigen N yiten. „Deshalb wollen wir alle diefe 
je der Ruf n ya zurückſtellen, heute wo mehr denn 
immer m ad Sparſamkeit erſchallt. Es heißt doch 
n und nochmals ſparen. Wir ſehen deshalb 


keinen Grund, ein neues Geſetz zu ſchaffen und neue 0 
Koſten zu verurſachen. Darüber müſſen wir uns klar 
ſein. Wenn das Waſſergeſetz und das Deichſtatut ſo aus⸗ 
geführt werden, wie es der Herr Regierungsvertreter 
hier klargelegt hat, ſo ſind wir der felſenfeſten Ueber⸗ 
zeugung, daß es genügen wird, um einen ausreichenden 
Waſſerſchutz zu ſchaffen. Außerdem dürfen wir wohl alle 
zu der Danziger Bevölkerung das Vertrauen haben, daß 
wenn eine derartige Gefahr unſeren kleinen Freiſtaat 
bedroht, die Bevölkerung zu einer Schickſalsgemeinſchaft 
wird, die nicht danach fragt, ob ſie in der Stadt oder 
auf dem Lande lebt, ſondern wo alle Schulter an 
Schulter dieſe Gefahr bannen werden. Deshalb hal⸗ 
ten wir das Geſetz, das vom Senat zurückgezogen wurde, 
nicht für notwendig. Wir begrüßen es, daß der Senat 
zu der Einſicht gekommen ift, daß die beſtehenden Geſetze 
voll und ganz ausreichen. 

Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft. Ich 
ſchließe die Beſprechung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt 
vor, die Große Anfrage dem Wirtſchaftsausſchuß zu 
überweiſen. Ich bitte die Damen und Herren, die die 
Große Anfrage dem Wirtſchaftsausſchuß überweiſen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit. Der Vorſchlag iſt abgelehnt. 
Die Anfrage iſt ſomit erledigt. Wir werden jetzt den 
erſten Punkt der Tagesordnung erledigen: 

Wahl eines Senators im Nebenamt. 
Die Wahl iſt geheim. Es werden die verdeckten Stimm⸗ 
zettel beim Namensaufruf abgegeben. Ich bitte noch 
einen Schriftführer bei der Wahl behilflich zu ſein. 
Bitte mit dem Namensaufruf zu beginnen. (Geſchieht.) 
Ich ſchließe die Stimmabgabe. Die Wahl hat folgenden 
Verlauf genommen: Es ſind 68 Stimmen abgegeben 
worden, davon für den Herrn Abg. Reek 59, für den 
Herrn Abg. Laſchewski 8 und für Herrn Retzkowski 
1 Stimme. Es iſt ſomit der Herr Abg. Reek zum Se⸗ 
nator gewählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt. 
(Abg. Reef; Ja!) Dieſer Punkt der Tagesordnung 
iſt ſomit erledigt. Ich rufe auf Punkt 10: 

Große Anfrage Nr. 46 des Abg. Raſchke und 

Fraktion betr. die Erwerbsloſenverſammlung 

am 7. 1. 1926. 
Drucksache Nr. 2082. Zur Begründung hat das Wort 
der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Be⸗ 
kanntlich befinden wir uns ſeit dem 6. Januar hier in 
Danzig unter dem Ausnahmezuſtand, d. h., daß der 
Polizeipräſident auf Grund einer Verordnung die Ber- 
ſammlungen unter freiem Himmel und Umzüge einfach 
verboten hat. Aus welchem Grunde dieſes Verbot er- 
gangen iſt, hat der Polizeipräſident nicht geſagt, er hat 
eine nähere Begründung dafür nicht gegeben. Wir ſind 
nun begierig zu erfahren, was den Polizeipräſidenten 
veranlaßt hat, die Verſammlungen unter freiem Him⸗ 
mel und Umzüge einfach zu verbieten. Es iſt wohl auf 
Grund der Verfaſſung dem Senat das Recht gegeben, 
derartige Verſammlungen zu verbieten, aber nach Ar⸗ 
tikel 84 nur, wenn Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
vorhanden ift. Wenn der Grund darin liegen folte, vaß 
die Arbeitsloſen eine Demonſtration machen wollten, 


um ihr Elend der Bevölkerung zu zeigen, ſo ſind wir der 


Meinung, daß dieſer Grund abſolut nicht ausſchlagge⸗ 
bend ſein ſollte, zumal die Arbeitsloſen ſchon des öfteren 
auf die Straße gezogen ſind, um ihren Forderungen 
mehr Nachdruck zu verleihen. Da wir nun annehmen, 
daß der Senat dieſes Verhalten des Polizeipräſidenten 
abſolut nicht billigt, ſo hätten wir erwartet, daß min⸗ 
deſtens der Senat hier eingeſchritten wäre und den Poli⸗ 
zeipräſidenten auf das verfaſſungswidrige Verhalten 
aufmerkſam gemacht hätte. Leider ift das bis zum Heu- 
tigen Tage noch nicht geſchehen. Demnach ſcheint der 


9 


handelt hat. 


zu verſammeln. ; 
können durch Reichsgeſetz anmeldepflichtig gemacht und. 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 

Senat mit dieſer verfaſſungswidrigen Handlung des 
Polizeipräſidenten einverſtanden zu ſein. Wir verlangen 
Auskunft darüber, wie der Senat es ſich denkt, und wie 
lange dieſer Ausnahmezuſtand überhaupt noch beſtehen 
bleiben ſoll. 

Dieſe erſte Frage, die natürlich auch ſehr wichtig iſt, 
wird von der zweiten Frage, die wir geſtellt haben, über⸗ 
holt; denn dieſe erſcheint uns noch weit wichtiger. Die 
Arbeitsloſen, die wohl die Abſicht hatten, eine Demon⸗ 
ſtration vorzunehmen, mußten dies unterlaſſen, weil, wie 
geſagt, der Polizeipräſident Demonſtrationen und 
öffentliche Anſammlungen verboten hatte. Darauf ſagten 
die Erwerbsloſen: „Wenn Ihr uns nicht außerhalb eines 
Verſammlungsraumes ſehen wollt, wenn Ihr Angſt vor 
unſerem Elend habt, wenn Ihr der Anſicht ſeid, daß wir 
unſer Elend nicht der Bevölkerung zeigen ſollen, dann 
werden wir in einen geſchloſſenen Raum gehen und un- 
ſere Forderungen aufſtellen. Wir werden beweiſen, daß 
wir hinter unſeren Forderungen, die von der kommu⸗ 
niſtiſchen Fraktion im Volkstag als Antrag der Erwerbs⸗ 
loſen aufgeſtellt wurden, ſtehen.“ Solange der Freiſtaat 
beſteht, und ſolange wir die Revolution von 1918 hinter 
uns haben, iſt die Verſammlungsfreiheit geſichert wor⸗ 
den. Ich weiß keinen Fall, daß dieſe Verſammlungs⸗ 
freiheit in Deutſchland bezw. in Danzig beſchränkt wor⸗ 
den iſt, ausgenommen den Fall in Halle. In Halle 
glaubte der Polizeiminiſter in Deutſchland, Herr Seve⸗ 


ring, dazu übergehen zu müſſen, die Ueberwachung der 


Verſammlungen wieder ſtattfinden zu laffen, Ich 
glaube, es wird noch allen in Erinnerung ſein, daß es 
dabei zu einem Blutbad unter der Arbeiterſchaft kam. 
Allem Anſchein nach hat etwas derartiges auch hier bei 
der Verſammlung in der Meſſehalle dem Senat vorge- 
ſchwebt oder mindeſtens dem Polizeipräſidenten, der ja 
in dieſem Fall wieder mit Einwilligung des Senats ge- 
In dieſer Verſammlung erſchien plötzlich 
ein Polizeileutnant. Das wäre falſch geſagt, der neueſte 
Ausdruck lautet ja Schupo. Es erſchienen alſo ein 
Schupoleutnant und ein Schupowachtmeiſter, wie ſie an⸗ 
gaben „zur Ueberwachung der Verſammlung“. Wir ha⸗ 
ben mit dieſen beiden Herren Rückſprache genommen und 
ihnen erklärt, daß es unzuläſſig ſei, eine öffentliche Ver⸗ 
ſammlung durch Polizei- bezw. Schupomannſchaften zu 
überwachen. Das war vor dem Kriege möglich, als noch 
das Vereinsgeſetz beſtand. Aber nachdem am 9. Februar 
1918 das Vereinsgeſetz aufgehoben wurde, hat die Po⸗ 
lizei kein Recht mehr, derartige öffentliche Verſammlun⸗ 
gen zu überwachen bezw. überhaupt daran teilzunehmen. 
Der Führer dieſer beiden Herren glaubte jagen zu mij- 
ſen: „Jawohl, das Recht beſteht, wir werden aber nicht 
weichen, wir haben den Befehl hierzubleiben, es hat keinen 
Sinn, uns Schwierigkeiten zu machen.“ Er ging in ſeiner 
Erklärung fogar ſoweit: „Wenn Sie uns etwa mit Ge⸗ 
walt hinausbringen wollen, dann werden wir die Wer- 
ſammlung auflöſen.“ Das ift nichts anderes als eine 
Wiederherſtellung der Vorrevolutionszeit. Hiergegen mij- 
ſen wir uns ganz entſchieden wehren. Es gibt keine 
Handhabe, um dies Vorgehen zu begründen. In einem 
telephoniſchen Geſpräch, das ich mit dem Polizeipräſiden⸗ 


ten hatte, glaubte er auf dem Standpunkt ſtehen zu müſ⸗ 


ſen, daß eine Ueberwachung noch zuläſſig ſei. (Hört, 
hört! bei den Kommuniſten.) Er berief ſich dabei auf 
§ 13 des Vereinsgeſetzes vom Jahre 1906. 

Nun wollen wir ſehen, was ſeinerzeit in der Verord⸗ 
nung der Volksbeauftragten geſagt wurde und wie von 
da ab das Vereinsgeſetz auszulegen war. Die deutſche 
Verfaſſung ſchreibt in ihrem Artikel 123 folgendes vor: 
„Alle Deutſchen haben das Recht, ſich ohne Anmeldung 
und ohne beſondere Erlaubnis friedlich und unbewaffnet 
Verſammlungen unter freiem Himmel 


Der Herr Polizeipräſident berief ſich auch auf 


bei unmittelbarer Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
verboten werden.“ 

Wir hier in Danzig können uns in dieſem Hujan 
menhange ja nur auf den Abſatz 1 ſtützen; denn wenn 
ein derartiges Geſetz, das Verſammlungen unter freiem 
Himmel durch Reichsgeletz anmeldepflichtig macht, be⸗ 
ſteht, ſo iſt das erſt nach 1920 geſchehen und hat für 
Danzig keine Gültigkeit. Aber das iſt ja nicht ausſchlag⸗ 
gebend. Ausſchlaggebend iſt für uns, daß alle Deutſchen 
das Recht haben, ſich ohne Anmeldung oder beſondere 
Erlaubnis friedlich und unbewaffnet zu verſammeln. In 
dieſem Zuſammenhang mit Artikel 123 ift das Verein 
geſetz heranzuziehen. Da ſagt Herr Profeſſor Dr. Ger⸗ 
hard Anſchütz in feinem Kommentar zur Reichsverfaſ⸗ 
ſung folgendes zur Auslegung dieſes Artikels: 

Der Aufruf des Rates der Volksbeauftragten 
vom 12. November 1918 verordnet unter Ziffer 2 
mit Geſetzeskraft: „Das Vereins⸗ und Verſamm⸗ 
lungsrecht unterliegt keiner Beſchränkung, auch 
nicht für Beamte und Staatsarbeiter.“ Hierdurch 
wurden alle bis dahin beſtehenden Beſchränkungen 
der Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit bejeitigt. 
Er ſagt weiter im Gegenſatz zu dem Herrn Polizeiprä⸗ 
ſidenten, der ſich auf den § 13 des Vereinsgeſetzes von 
1906 berief: 
Aufgehoben wurde die oben bezeichnete Beſtim⸗ 
mung des Reichsvereinsgeſetzes SS 5, 7, 13, 14—17. 
i einen 
Kommentar, der von Dr. Precht herausgegeben fein ſollte 
und wollte nachweiſen, daß darin das Gegenteil behauptet 
wird. Ich habe dieſen Kommentar nicht geleſen. Er iſt 
im Freiſtaat, möchte ich ſagen, nur in einem einzigen 
Exemplar vorhanden, das ausgerechnet im Beſitz des 
Herrn Polizeipräſidenten ift. Es befindet fich ſazuſagen 
in der Dunkelkammer, kein Menſch bekommt es zu Ge- 
ſicht, kein Menſch kann darin nachſchlagen. Ich glaube 
aber, der ausſchlaggebende Kommentar für die Reichs⸗ 
verfaſſung iſt der von Anſchütz, nach dem die Auslegung 
der deutſchen Verfaſſung geſchieht. Wenn von Seiten der 
Polizei ein anderer Kommentar herangezogen wird, fO 
kann man annehmen, daß das der reaktionärſte ift, Wir 
können uns durchaus nicht damit einverſtanden erklären 
und ſind der Meinung, daß der Kommentar von Anſchütz 
maßgebend iſt. 


Als ſeinerzeit die Be⸗ 


Als der Volksbeauftragte Ebert ; 
ſchränkung der Verſammlungsfreiheit aufgehoben willen 


wollte, hat er, das will ich ihm ſchließlich noch zugute 
halten, als Sozialdemokrat die Ueberwachung der Ber- 
ſammlungen unbedingt beſeitigen wollen. Gerade die 
Sozialdemokratie hat ja vor dem Kriege darunter am 
ſchwerſten leiden müſſen. Die Auslegung des § 13 und 
damit die Ueberwachung politiſcher Verſammlungen durch 
Polizei hatte derartige Formen angenommen, daß es der 
Sozialdemokratie nicht mehr möglich war, politiſche Ver 
ſammlungen abzuhalten. Dieſen Mißſtand wollten die 
Volksbeauftragten beſeitigen, darin gibt uns Dr. Mi 
ſchütz recht. Deshalb können wir es nicht verſtehen, daß 
hier in Danzig noch dieſe reaktionären Beſtimmungen 
Geltung haben ſollten, wie einer der Herren glaubte an 
führen zu müſſen. Es ift bedauerlich, daß bei der jetzt 
gen Regierungskoalition ſo etwas noch eingetreten ift. 
Wir fragen deshalb, ob der Senat auch im zweiten Fa f 
das Verhalten des Polizeipräſidenten ftügt und auf 
welche Geſetzesgrundlage er ſich überhaupt in dieſem 
Falle geſtützt hat und weiter ſtützen wird. Wir jehen det 
Beantwortung der Großen Anfrage durch den Senat eni- 
gegen und werden nachher dazu Stellung nehmen, 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) > 

Mundt, Oberregierungsrat: M. D. u. H.! Ich pin 
beauftragt, im Namen des Senats folgende Erklärung 
vorzuleſen: 


D 
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(A) (Mundt, Oberregierungsrat.) 

Der Senat billigt das Verbot des Polizeipräſi⸗ 
denten. Nach der Art der Ankündigung des De⸗ 
monſtationszuges war zu befürchten, daß bei ſeinem 
Stattfinden Störungen der öffentlichen Sicherheit 
erfolgen würden. (Hört, hört! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Der Senat tritt der Meinung des Po⸗ 
lizeipräſidenten dahin bei, daß in der gegenwärti⸗ 
gen Zeit Verſammlungen unter freiem Himmel ge⸗ 
eignet ſind, die öffentliche Sicherheit zu gefährden. 
Er iſt daher auch nicht in der Lage, mitteilen zu 
können, an welchem Zeitpunkt das Verbot aufgeho⸗ 
ben werden kann. (Die Arbeiter werden es auf⸗ 
heben! bei den Kommuniſten.) 

Die Verſammlung in der Meſſehalle iſt polizei⸗ 
lich überwacht worden, weil ganz beſondere Sicher⸗ 
heitsmaßnahmen geboten erſchienen und es ange⸗ 
bracht war, die Verſammlungsteilnehmer von vorn⸗ 
herein vor Unklugheiten, die leicht zu einer Gefahr 
für Leib und Leben werden konnten, zu warnen. 
Der Polizeipräſident hielt ſich hierzu in“ dieſem Dez 
ſonderen Falle auf Grund der Beſtimmungen des 
Allgemeinen Landrechts und des Reichsvereinsge⸗ 
ſetzes für berechtigt. 

Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raſchke. 7 2 
Naſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage Be- 
ſprechung der Großen Anfrage. 

Vizepräſident Spill: Wird der Antrag unterſtützt? 
(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Ich er⸗ 
. die Beſprechung, das Wort hat die Frau Abg. 

reft. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): Die Ausführun⸗ 
gen des Regierungsvertreters waren ſo reaktionär, 
daß ſie ſchlimmer nicht ſein konnten. Man muß ſich 


wundern, daß dieſer Regierungsvertreter im Namen 
einer Regierungskoalition ſprach, in der auch die So⸗ 
zialdemokraten vertreten ſind, die dafür geſorgt haben, 
daß das Vereinsgeſetz aufgehoben wurde. Dieſe Kreiſe 


laſſen es jetzt zu, daß die Arbeiterverſammlungen von 
Schupo beſucht werden, und daß man es wie in Halle 
arauf abgeſehen hatte, ein Blutbad zu provozieren. 
Ich habe mit dem Leutnant der Schutzpolizei geſpro⸗ 
chen. Dieſer Mann erklärte einfach: „Werde ich aus 
dem Saal entfernt, ſo ſteht nur mein und meines 
Wachtmeiſters Leben auf dem Spiel. Aber drüben 
ind genügend Mannſchaften vorhanden, und die Ver⸗ 
antwortung für das, was dann geſchieht, tragen Sie.“ 
Ich frage alſo: Sind es die Sozialdemokraten, die den 
Senat in dieſer Frage ſtützen, oder iſt die Erklärung 
er Regierung nicht im Einverſtändnis mit der So⸗ 
dtaldemofratie abgegeben worden? Ich glaube aber 
ganz beſtimmt, daß dies der Fall iſt. Das zeigt der, 
Arbeiterſchaft ganz offen, wie reaktionär auch die⸗ 
zenige Partei gegen die Arbeiter vorgeht, die ſich als 
Arbeiterpartei bezeichnet. Sie iſt die Partei, die 
ange vor dem Krieg für die Verſammlungsfreiheit 
gekämpft hat, und ſie deckt es jetzt, daß die Verſamm⸗ 
ungen der Arbeiter überwacht werden. Wenn hier 
geſagt wird, daß die öffentliche Ruhe und Ordnung 
nicht gewahrt war, jo jage ich, daß die Anordnung ja 
eigentlich auf Geheiß der Sozialdemokraten getroffen 
5 denn die Hetze, die in der Volksſtimme vor 
eſer Verſammlung getrieben wurde, war ſo, daß man 
agen kann, daß ſie dem Senat halfen. Warum fürch⸗ 
i man die Erwerbsloſen? Weil man ihre Not bis 
= äußerſte getrieben hat ‚weil man aber die Ans 
= der Erwerbsloſen immer abgelehnt hat, und 
ie man fürchtet, daß fie demonſtrieren würden. Es 
Fa nicht gejagt worden, daß die Arbeitsloſen auf- 
vom teren oder plündern wollten. Der Beweis iſt 
em Polizeipräſidium noch lange nicht erbracht. 
fo 855 Arbeitsloſen ſind in Danzig leider noch immer 
== loa daß ſie ſich alle Schikanen vom Senat gefal- 
ofen 8 ich ſage Ihnen, daß ſich die Arbeits⸗ 
Antwort ie Arbeiterſchaft im allgemeinen mit dieſer 
; tt des Senats nicht zufrieden geben werden. 


Auch die Arbeiter, die in der Sozialdemokratiſchen 
Partei ſind, werden ihre Vertreter im Volkstag fra⸗ 
gen: „Deckt ihr dieſe Ausführungen des Regierungs⸗ 
vertreters? Steht ihr hinter ihnen? Habt ihr den 
Kampf vergeſſen, den ihr ſo lange geführt habt?“ Ich 
glaube ganz beſtimmt, daß ein großer Teil der ſozial⸗ 
demokratiſchen Arbeiter dieſe Meinung nicht vertritt 
und daß ſie ſelbſt den Sozialdemokraten die richtige 
Antwort geben werden. Wenn man weiter gegen die 
Erwerbsloſen in dieſer Art und Weiſe vorgehen wird, 
und wenn man weiter die eigenen Geſetze bricht, wer⸗ 
den die Arbeiter zur richtigen Zeit die Antwort geben, 
die nötig iſt. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg.“ 
Hohnfeldt. 


Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Zu der Ant⸗ 
wort des Senats iſt eigentlich herzlich wenig zu ſagen. 
Die Antwort des Senats iſt in vielen Punkten un⸗ 
verſtändig. Zunächſt wird erklärt, daß der Senat die 
Maßnahmen des Polizeipräſidenten billigt. Der letzte 
Satz aber ſagt, daß der Herr Polizeipräſident ſich auf 
Grund der Beſtimmungen des A. L. R. und des Ver⸗ 
einsgeſetzes für berechtigt dazu halte. Ob der Senat 
dieſes Gefühl des Polizeipräſidenten, dieſes Berechti⸗ 
gungsgefühl, ebenfalls hat, iſt nicht zum Ausdruck ge⸗ 
kommen. Ich fürchte, daß der Senat eine präziſe Stel⸗ 
lung gegenüber der Anfrage der kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion wohl kaum eingenommen hat. Denn wenn der 
Senat poſitiv zu der Anfrage Stellung nehmen ſollte, 
und nicht in einer derart gewaſchenen Erklärung, wie 
ſie hier vorgetragen wurde, würden wahrſcheinlich die 
Komplikationen im Senat noch größer werden, als ſie 
vielleicht ſchon ſind. Soviel ſteht feſt, daß vor dem 
Krieg ſeitens der Sozialdemokratiſchen Partei mit 
allen Maßnahmen gegen das Vereinsgeſetz vorgegan⸗ 
gen wurde. Sie werden ſich alle des berühmten Aus⸗ 
ſpruchs entſinnen, in dem gejagt wurde: „Jeder Ejel 
kann mit dem Belagerungszuſtand regieren.“ Heute 
— ich will durchaus nicht die Mitglieder der Regie⸗ 
rung alle als Eſel bezeichnen — bringt es eine Regie⸗ 
rung, in der Sozialdemokraten ſitzen, fertig, nicht mit 
dem Belagerungszuſtand, aber mit einem Ausnahme⸗ 
zuſtand zu regieren. Wenn das ſeitens der früheren 
ſogenannten deutſchnationalen Regierung geſchehen 
wäre, hätten ſich die Sozialdemokraten, glaube ich, mit 
aller Macht dagegen gejträubt. 


Heute ſitzen Sie in der Regierung, und die Maß⸗ 
nahme des Polizeipräſidenten, die nach der Erklärung 
des Oberregierungsrats Mundt vom Senat gebilligt 
wird, iſt ganz entgegengeſetzt der bisherigen Haltung 
der Sozialdemokraten, als ſie außerhalb der Regierung 
waren. Sie iſt begründet durch die Haltung, die die 
Sozialdemokraten gegenüber dem Ewerbsloſenrat ein⸗ 
zunehmen für richtig befinden. Das hat man aller⸗ 
dings in der Regierungserklärung vermißt. Es wäre 
ganz intereſſant, die Meinung der ſozialdemokratiſchen 
Fraktion als Regierungsfraktion zu hören. Ich glaube, 
daß dann die Erwerbsloſenverſammlungen noch etwas 
intereſſanter bezüglich der ſozialdemokratiſchen Stel⸗ 
lungnahme werden als bisher. Feſt ſteht, daß die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei mit allen Mitteln verſucht, 
die erwerbsloſen Maſſen auseinander zu ſprengen. Be⸗ 
weis, die Verhältniſſe in Zoppot, Beweis das Verbot 
des Erwerbsloſenrats, die Inhaftierung bezw. die Ver⸗ 
folgung des Erwerbsloſenrats. Das geſchieht ſeitens 
der ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften, die es abge⸗ 
lehnt haben, die Intereſſen der Erwerbsloſen ſelbſt zu 
vertreten, die es abgelehnt haben, in den Erwerbs- 
loſenfragen die Führung zu übernehmen. Sie werden 
ferner zugeben müſſen, daß an allen Ecken und Kan⸗ 
ten und gerade von der jetzigen Regierungspartei im⸗ 


(&) 
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Gohnfeldt, Abgeordneter.) 
mer gefordert wurde: „Schafft den Erwerbsloſen Ar⸗ 
beit.“ Was iſt geſchehen? Nichts! 

Was bedeutet die Maßnahme des Polizeipräſiden⸗ 
ten? Ein Schutzmittel für die jetzige Regierung, ein 
Schutzmittel, um den berechtigten Unwillen der Er⸗ 
werbsloſen zurückzuhalten. Berechtigt it der Unwille 
der Erwerbsloſen durch alle Maßnahmen des Senats. 
Warum ſprechen hiervon nicht die übrigen Regierungs⸗ 
parteien? Es iſt ſtets die Forderung erhoben wor⸗ 


den, daß nicht allein Notſtandsarbeiten verrichtet wür⸗ 


den, ſondern daß auch Aufträge hereingebracht werden 
ſollten. Ich will nicht verſäumen, anzuführen, daß 
gerade von den Kreiſen, die für die Herbeiſchaffung 
von Aufträgen geſprochen haben, dieſe Herbeiſchaffung 
ſabotiert worden iſt, und zwar planmäßig. Es ſteht 
feſt, daß Herr Klawitter mehrfach gefordert hat: 
„Schafft Aufträge herein!“ Es ſteht feſt, daß die 
Amerikaniſch-Baltiſche Petroleumgeſellſchaft es für 
nötig befunden hat, ihre Tankſchiffe in Deutſchland 
bauen zu laſſen, eins ungefähr vom Tonnengehalt von 
3000, 3 von 6000 Tonnen. Drei von dieſen Schiffen 
auf die Danziger Werft gelegt, und 3000 Erwerbsloſe 
wären von der Straße gekommen. Es ſteht feſt, daß 
auch von ſeiten der Regierung darüber geklagt wurde, 
daß keine Aufträge nach Danzig kommen. Anderer⸗ 
ſeits ſteht feſt. daß die Regierung nichts gegen die Ar⸗ 
beitslöſigkeit getan hat. Es ſteht ferner feſt, daß die 
Regierung es auch verabſäumt hat, den Demobil⸗ 
machungs ⸗Ausſchuß darauf aufmerkſam zu machen, 
daß wir immer noch zu viel fremde Arbeiter in Danzig 
haben. Weiter ſteht feſt, daß der Inhaber der Firma 
F. G. Reinhold, der frühere Senator Boſſelmann, in 
ſeinem Betriebe nur reichsdeutſche Kapitäne und 
Steuerleute fahren läßt, trotzdem für ſämtliche Stellen 
Bewerbungen Danziger Seeleute vorliegen. (Un⸗ 
ruhe rechts.) So führt ein hier auf der Schichau⸗ 
werft überholtes Schiff ein Lübecker Kapitän, der 
niemals in Danzig gefahren hat. Ich will damit feſt⸗ 
ſtellen, daß die Unruhe unter den Erwerbsloſen be⸗ 
rechtigt iſt. Dann iſt es ſelbſtverſtändlich, daß man 
den Erwerbsloſen Gelegenheit gibt, ſich darüber aus⸗ 
zuſprechen, und es iſt unſtatthaft, daß in einer der⸗ 
artigen Verſammlung Polizeikräfte Spitzeldienſte 
leiſten. Es iſt unſtatthaft, den Leuten nicht Gelegen⸗ 
heit zu geben, ſich offen auszuſprechen. Wenn nun eine 
Regierungserklärung ſagt, daß die Maßnahmen des 
Polizeipräſidenten gebilligt werden, aber nicht dazu 
Stellung nimmt, ob der Polizeipräſident auf Grund 
beſtehender Geſetze mit Recht dieſe Maßnahmen er⸗ 
griffen hat, ſo müſſen wir erklären, daß die Maßnah⸗ 
men, die jetzt vom Senat gebilligt ſind, verfaſſungs⸗ 
widrige Maßnahmen darſtellen. (Den Vorſitz über⸗ 
nimmt Vizepräſident Splett.) Man ſoll jedem 
Bürger die Möglichkeit geben, ſeinen Standpunkt zu 
vertreten, wie er will. Wenn dann ſeitens der Regie⸗ 
rung Steine in den Weg geworfen werden, ſo bedeutet 
das eine Maßnahme eines Syſtems, das verſchwinden 
muß. Da hilft keine Schupo und auch kein derartiger 
(Bravo!) 

> anaana Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 

ahn. 


Ran, Abgeordneter (Soz. P.): M. D. u. H.! 
Es dreht ſich bei der Anfrage der kommuniſtiſchen 
Fraktion nicht um die Frage, ob die Exwerbsloſen 
eine Verſammlung abhalten wollten, auch nicht darum, 
ob die Kreiſe, die im Schützenhaus eine Verſammlung 
abhielten, nachher Herrn Sahm einen Glückwunſch 
überreichen wollten, es dreht ſich auch nicht darum, ob 
Herr Boſſelmann reichsdeutſche Kapitäne auf ſeinen 
Schiffen fahren läßt, ſondern darum, ob ein Grund⸗ 
recht der Danziger Bürger, das in unſerer Verfaſſung 


verankert worden iſt, eigenmächtig durch Organe um⸗ 


geſtoßen werden ſoll, die bei Schaffung der Danziger 
Verfaſſung weder in Danzig anweſend waren, no 
die Verfaſſung genau geleſen haben. Es war außer⸗ 
ordentlich intereſſant, daß der Senatsvertreter, Ober⸗ 
regierungsrat Mundt, hier eine Erklärung abgab, und 
das in einer ſo wichtigen Frage, ob die Danziger Bür⸗ 
ger ſich friedlich und unbewaffnet ohne Polizei ver⸗ 
ſammeln könnten, anſtatt daß der Chef der gegenwär⸗ 
tigen Regierung dazu Stellung nahm und hier die Erz 
klärung abgab. In der Regierungserklärung wurde 
geſagt, die Regierung wäre nicht in der Lage, anzuge⸗ 
ben, wann das Verbot öffentlicher Verſammlungen 
aufgehoben werden könne. Prüfen wir den Artikel 84 
unſerer Verfaſſung auf dieſe Frage hin, dann werden 
wir feſtſtellen, daß Verſammlungen unter freiem Him⸗ 
mel niemals anmeldepflichtig ſind und nur bei unmit⸗ 
telbarer Gefahr für die öffentliche Sicherheit verboten 
werden können. 

Mit welchem Recht maßt ſich der Polizeipräſident 
entgegen der klaren Anordnung des Artikels 84 der 
Danziger Verfaſſung an, generell zu beſtimmen, daß 
Umzüge unter freiem Himmel verboten ſind. Das Wört⸗ 
chen „unmittelbare Gefahr“ ſetzt voraus, daß, nachdem 
eine Anmeldung erfolgt iſt, der Polizeipräſident 
pflichtmäßig zu der Anſicht kommt, daß jetzt unmittel⸗ 
bar eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit vorhan⸗ 
den iſt. Augenblicklich ſind Demonſtrationen gar nicht 
geplant, augenblicklich iſt gar keine Demonſtration 
angemeldet. Mit welchem Recht ſtellt ſich der Vertreter 
der Regierung hier hin und erklärt, die Regierung 
könne nicht ſagen, wann dieſe Anordnung aufgehoben 
wird. Seit wann kann der Polizeipräſident einfach 
den Artikel 84 der Danziger Verfaſſung aus der Welt 
ſchaffen, der nur durch Zweidrittel -Mehrheitsbeſchluß 
des Volkstages mit Zuſtimmung des Senats, und 
letzten Endes des Völkerbundes aus der 
werden kann. Eine derartige Erklärung iſt geradezu 
hahnebüchen und es iſt unverſtändlich, wie eine Partei 
in der Regierung, die alles darangeſetzt hat, daß das 
Demonſtrationsrecht, das in allen Staaten mit demo- 
kratiſcher Verfaſſung ſeit Jahrhunderten vorhanden 
iſt, endlich auch in Deutſchland und Danzig eingeführt 
wird, duldet, daß die Verfaſſung durch irgend einen 
reaktionären Polizeipräſidenten außer Kraft geſetzt 
wird, der fih bereits in Deutſchland bei ſtaatsumſtürz⸗ 
ler Maßnahmen betätigt hat. (Hört, hört! 
inks. ; 
Weiter beruft ſich der Vertreter der Regierung auf 
das Allgemeine Landrecht und das Reichsvereinsgeſetz 
als Grundlage der polizeilichen Bewachung der Er⸗ 
werbsloſenverſammlung. Der Abg. Raſchke berief ſich 
in feiner Begründung auf den Kommentar des Univer- 
ſitätsprofeſſors Anſchütz zur Reichsverfaſſung. Nun, die 
Reichsverfaſſung hat in Danzig nichts zu tun. Sie t 
auch in Danzig nicht maßgebend, da Danzig ja 4 
10. Januar 1920 vom Reiche abgetrennt wurde un. t 
die Reichsverfaſſung erft fünf Monate jpäter in Kraft 
getreten iſt. Aber wir haben ja in Danzig eine Berz 
faſſung und der gleiche Artikel 84, den ich bereits 
zitierte, wonach alle Staatsangehörigen das y 
haben, fih ohne Anmeldung und ohne bejondere Er⸗ 
laubnis friedlich und unbewaffnet zu verſammeln, béi 
ſteht auch hier. Nachdem durch den Rat der Volks > 
auftragten alle Behinderungen der Berjammlundz 
freiheit durch die Verordnung vom November ipes 
bejeitigt waren und durch die Verfaſſung feine e $ 
mungen geſchaffen find, daß durch Geſetz oder ſonſt 95 
eine polizeiliche Beaufſichtigung von Verſammlung, a 
ſtattzufinden hat, ift es außer jedem Zweifel, daß ig 2 
Verordnung vom 9. November, die auch in Dane 
Rechtskraft hat, beobachtet werden muß. S 
richtig! bei den Kommuniſten.) 
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(4) (Rahn, Abgeordneter.) 
Deshalb hat kein Beamter in Uniform in einer 
geſchloſſenen Verſammlung etwas zu ſuchen. Wenn die 
Herren als Bürger der Freien Stadt in ihrer dienſt⸗ 
freien Zeit Erwerbsloſenverſammlungen beſuchen wol⸗ 
len, um ſich dort über die Nöte der Erwerbsloſen zu 
belehren, ſind ſie gern geſehen und niemand wird 
ihnen den Eintritt verwehren. Aber kein Menſch hat 
das Recht, dienſtlich in einer Verſammlung zu erſchei⸗ 
nen und ſie zu beobachten. Die Beſtimmung des 
Reichsvereinsgeſetzes iſt durch die Verordnung vom 
November 1918 zweifellos außer Kraft geſetzt und kein 
Rechtsgelehrter, ſelbſt wenn er noch ſo verballhornt iſt, 
wird ſich auf den Standpunkt ſtellen. Wenn aber der⸗ 
artige Beſtimmungen durch Reichsgeſetz oder Verord⸗ 
nungen mit Geſetzeskraft, wie in dieſem Falle, außer 
Kraft geſetzt ſind und der Polizei frühere Rechte durch 
Geſetz entzogen werden, kann man ſich unmöglich auf 
das Allgemeine Landrecht beziehen, in dem ja noch 
etwas ganz anderes ſtand, als daß die Polizei in Ver⸗ 
ſammlungen gehen konnte. i ; 

Auch in dieſer Beziehung haut die Erklärung des 
Polizeipräſidenten — ich will nicht annehmen, daß 
das eine Erklärung der Regierung war, — daneben 
und es wäre dringend an der Zeit, daß die Herren, die 
von den politiſchen Parteien in die Regierung ent⸗ 
ſandt worden ſind, dort mit größter Beſchleunigung 
nach dem Rechten ſehen und nicht dulden, daß Grund⸗ 
rechte des Danziger Staates ſo mir nichts dir nichts 
aus der Welt geſchafft werden. So liegen die Dinge 
denn doch nicht, daß man ſich alles leiſten kann. 

Auch mein verehrter Vorredner Raſchke irrte ſich, 
wenn er meinte, daß in Danzig ſolche Sachen nicht 
ſchon dageweſen wären. Man hat in Danzig ſchon 
einmal ein ſolches Theater erlebt. Das war am 10. Ok⸗ 
tober 1921, an dem Tage, an dem in Danzig ein 
Schwurgericht gegen den Abgeordneten Schmidt und 
mich tagte. Da waren die damaligen Parteianhänger 
nach dem Werftſpeiſehaus zu einer Verſammlung be⸗ 
rufen worden. Die Polizei ſtand auf dem Stand⸗ 
punkt, es ſollte ein unerlaubter Druck auf die Ge⸗ 
ſchworenen ausgeübt werden. Als die Verſammlungs⸗ 
teilnehmer erſchienen, wurde ihnen der Eintritt ver⸗ 
wehrt, weil ſich Schutzpolizei vor dem Eingang poſtiert 
hatte. Das tat die deutſchnationale Regierung, die auch 
den Gewaltakt im Auguſt 1921 beging, an dem ſich auch 
Herr Oberregierungsrat Mundt reichlich beteiligte, 
indem er ſich an der Tür als Signalgaſt für Herrn 
Schümmer betätigte. Wenn das jetzt aber eine Regie⸗ 
rung tut, an der Parteien beteiligt ſind, wie Sozial⸗ 
demokraten, Zentrum und Liberale Partei, die auf ihr 

anner geſchrieben haben, die demokratiſchen Rechte 
zu ſchützen, wenn ſolche Zuſtände eingeriſſen ſind, dann 
tft es Zeit, daß in den Perſonen, die in den oberen 

olizeiämtern figen, mit größter Beſchleunigung eine 
Aenderung eintritt, und daß die Regierung, die für 
Volksrechte einzutreten vorgibt, das verbürgt, was 
verbürgt iſt und dafür ſorgt, daß dieſe Rechte nicht ge⸗ 
chmälert werden. (Bravo!) f 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. 
Raschke. ſident Sp ; hat 9 bg 
RNaſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Es ift 
intereſſant feſtſtellen zu müſſen, daß beſonders die Par- 
RE die am ſchwerſten unter dieſen Ausnahmegeſetzen ge- 
en: hat, es nicht für nötig befindet, hierzu auch 
9 Standpunkt klarzulegen. Das möchte ich beſon⸗ 
rs feſtgeſtellt haben. Aber ebenſo möchte ich Herrn 
Dabn Jagen, daß ich mich im Falle der Verfaſſung des 
u Reiches nur inſoweit auf fte berufen habe, 
mir u dem Vereinsgeſetz zuſammenhängt. Es kam 
Te arauf an, nachzuweiſen, daß die Aufhebung des 

insgeſetzes nicht ſo auszulegen iſt, wie der Senat 
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möglich war. M. D. u. H.! Wir find alfo der Meinung, 


es tut, ſondern wie jeder objektiv denkende Menſch es 
für richtig hält. 

Die Regierungserklärung mutet inſofern ſonderbar 
an, als Herr Oberregierungsrat Mundt heute nicht mit 
dem Argument kommt, mit dem ſeinerzeit der Herr 
Polizeipräſident kam. Ich war gerade begierig zu 
hören, was Precht über das Vereinsgeſetz in ſeinem 
Kommentar geſchrieben hat, worauf ſich der Herr 
Polizeipräſident berief. Nur um ein Blutbad zu ver⸗ 
hindern, haben wir es vermieden, die beiden Schutz⸗ 
poliziſten aus dem Saal herauszuſchmeißen. Die Ar⸗ 
beiterſchaft war drauf und dran, es zu tun. Sie wäre 
beinahe dieſen beiden Leuten an den Hals geſprungen 
und hätte mit ihnen Schindluder getrieben. Wir woll⸗ 
ten aber nicht die Arbeiter vor die Piſtolen dieſer 
reaktionären Schupobeamten ſchicken. Deshalb haben 
wir geſagt, wir werden das heute noch über uns er⸗ 
gehen laſſen. Wir befinden uns ja unter einer demo⸗ 
kratiſchen Regierung und werden hören, was dieſe 
Herren von Demokratie halten, wie ſie die Verord⸗ 
nungen, die ihre Führer Ebert, Scheidemann und 
Noske herausgegeben haben, halten. Heute hat ſich 
hier erwieſen, daß dieſe Herren, beſonders die Sozial⸗ 
demokraten, alle den Kopf in den Sand ſtecken und 
nicht einmal den Mut haben, aufzuſchauen. 

Meine Herren von der Sozialdemokratie, wenn 
das Ihre Tätigkeit in der Regierung iſt, und das iſt 
doch erſt der Anfang, dann will ich das Ende nicht 
ſehen. Dann werden wir noch ganz andere Zuſtände 
erleben, als wir ſie vor 1918 unter der deutſchnationa⸗ 
len Regierung erlebt haben. Wie kann ſich ein Regie⸗ 
rungsvertreter heute noch auf das Vereinsgeſetz beru⸗ 
fen, das bereits im Jahre 1918 ganz verſchwunden iſt. 
Ich ſage, es kommt nicht nur auf die Erwerbsloſenver⸗ 
ſammlungen, oder auf dieſe oder jene Verſammlung 


an. Es kommt darauf an, wie die Geſetze ausgelegt (p) 


werden und ob überhaupt noch ein Recht beſteht, der⸗ 
artige Verſammlungen zu überwachen. Da ſagen wir 
mit Dr. Anſchütz, der § 13 iſt aufgehoben, und kein 
logiſch denkender Menſch wird ſich dagegen ſtemmen 
können, es ſei denn, daß er genau ſo reaktionär iſt, wie 
die Danziger Regierung. f 

Genau fo ift es mit dem Landrecht. Wir find der 
Meinung, und jo ift es auch immer gewejen, daß im 
Deutſchen Reich das Reichsrecht maßgebend war. In 
dieſem Fall iſt das Reichsrecht bei uns die Danziger 
Verfaſſung, und die iſt ausſchlaggebend. Wenn Sie 
glauben, die Verfaſſung nur gemacht zu haben, um ſie 
bei jeder Gelegenheit zu umgehen, dann ſage ich, haben 
Sie kein Recht, andern, die die Verfaſſung nicht aner⸗ 
kennen, Vorwürfe zu machen. Wir wollen nur auf 
Grund der Verfaſſung unſere Tätigkeit in Bezug auf 
Aufklärung des Volkes handhaben, aber Sie ſind es, 
die die Verfaſſung brechen. Für Sie iſt die Verfaſſung 
nur ein Wiſch und nichts wert. Wenn in der Ver⸗ 
faſſung ſteht, daß jedem das Recht zuſteht, ſich friedlich 
zu verſammeln, und man hinterher in dieſe Verſamm⸗ 
lungen Polizei ſchickt, ſo iſt das ein Bruch der Ver⸗ 
faſſung. Das iſt eine Gemeinheit, wie ſie ſchlimmer 
nicht gedacht werden kann. Genau ſo iſt es mit dem 
Dauerverbot, das bis jetzt beſteht. Wir ſehen keinen 
Grund, weshalb dieſes Verbot jetzt in die Länge ge⸗ 
zogen wird. Nach dem Artikel 84, Herr Abg. Rahn 
hat ganz Recht, kann es ſich nur auf eine Verſammlung 
bezw. eine Demonſtration beziehen. Wenn dieſe De⸗ 
monſtration verboten iſt, und ich habe die Abſicht, mor⸗ 
gen wieder zu demonſtrieren, dann kann man die 
Sache wieder verbieten. Wenn man es aber überhaupt 
nicht zu Demonſtrationen kommen läßt, ſo iſt das mehr 
wie ein Bruch der Verfaſſung. Das iſt eine Ausle⸗ 
gung, wie ſie nur im alten wilhelminiſchen Staat 
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(A (Naſchke Abgeordneter.) 


daß die Sache nicht ſo gehandhabt werden kann, und 
daß man nicht mit zweierlei Maß meſſen darf. 

Der Herr Regierungsvertreter ſagte: „Leben und 
Geſundheit der Bevölkerung ſtand auf dem Spiel“. Ich 
möchte einmal wiſſen, mit welcher Brille denn die Re⸗ 
gierung dieſe eventuellen Gefahren für die Geſundheit 
und das Leben der Bevölkerung geſehen hat. Durch 
eine geſunde Brille ſicher nicht, Herr Oberregierungs⸗ 
rat Mundt, die Brille, durch die Sie geſehen haben, 
iſt lauſig krank geweſen. Das iſt aber auch ein Zeichen 
dafür, daß man die Not der Arbeitsloſen noch mehr 
unterdrücken will, daß man ſie zwingen will, ihre Not 
ſozuſagen hinter dem Ofen wachſen zu laſſen. Hätte 
man Leben und Geſundheit der Bevölkerung im 
Auge, zugegeben, man könnte einen Anſtoß an der 
übergroßen Anzahl der Verſammlungsteilnehmer neh⸗ 
men, dann frage ich: Warum iſt nicht das Maſſen⸗ 
meeting, das von der Sozialdemokratie in der Meſſe⸗ 
halle Technik einberufen wurde, auch verboten worden? 
Auf der einen Seite glauben Sie, das Geſetz ſo aus⸗ 
legen zu müſſen, daß Sie eine Verſammlung von 7000 
Menſchen verbieten. Andererſeits aber, wo vielleicht 
ebenſoviel Leute zuſammen kommen, tut man nichts. 
Es wäre demnach angebracht, auch dieſes andere 
Meeting polizeilich überwachen zu laſſen, da hier auch 
Gefahr für die Bevölkerung vorhanden war. Ich 
glaube, Herr Oberregierungsrat Mundt, Sie ſind kein 
Sozialdemokrat, und der Polizeipräſident zweimal 
nicht, das ift ein ganz deutſchnational⸗ reaktionärer 
Herr. Sie hätten in dieſem Falle auch eine Gefahr für 
die Bevölkerung ſehen müſſen, inſofern, als große 
Kreiſe der Bevölkerung mit dieſem Meeting nicht ein⸗ 
verſtanden waren. Sie werden zugeben, daß Deutſch⸗ 
nationale, Zentrum und Liberale von dieſen inter⸗ 
nationalen Meetings nicht viel halten. Aber hier war 
man nicht ſo rückſichtsvoll, die Geſundheit der Bevölke⸗ 
rung zu ſchützen. Nur bei den Erwerbsloſenverſamm⸗ 
lungen glaubte man, daß Unruhen entſtehen könnten. 
Der wohllöbliche Senat fand mit einem Mal heraus, 
daß die Bevölkerung in Gefahr wäre. So ängſtlich iſt 
die Sache nicht. Ich weiß beſtimmt, daß die Erwerbs⸗ 
loſen gerade durch dieſen Vorgang erkannt haben, wer 
ihre Unterdrücker ſind. Die Erwerbsloſen wollten fried⸗ 
lich durch die Straßen ziehen und dem Bürgertum 
fagen: „Entweder höhere Unterjtügung oder Arbeit.“ 
Denn das iſt ſchließlich immer das Ausſchlaggebende 
bei allen Forderungen der Erwerbsloſen. Wenn Ihr 
nicht in der Lage ſeid, uns Arbeit zu verſchaffen, dann 
gebt uns ſo hohe Unterſtützungen, daß wir leben kön⸗ 
nen. Sollte es Ihnen, m. H. von der Sozialdemokratie, 
nicht bekannt ſein, daß der größte Teil der Erwerbs⸗ 
loſen heute ohne Unterwäſche, ohne Hemd und Unter⸗ 
hoſen herumlaufen muß. Sollte es Ihnen nicht be⸗ 
kannt ſein, daß die Erwerbsloſen heute in ihren Buden 
nicht nur hungern, ſondern auch frieren müſſen. Da⸗ 
gegen erklären Sie aber in Ihrer Zeitung, die Regie⸗ 
rung ſolle aufpaſſen, es ginge etwas vor, die Erwerbs⸗ 
loſen, dieſe Halunken, wollten demonſtrieren, und der 
Regierung eventuell an die Gurgel ſpringen. Das war 


ſchließlich aus den Zeilen der Volksſtimme herauszu⸗ 


leſen. Die Zeitung ſollte ſich ſtatt Volksſtimme lieber 
reaktionäre Stimme nennen. Das wäre der richtige 
Ausdruck für ſie. 

M. H., wir ſind der Meinung, daß die Sache ein⸗ 
mal ganz objektiv geklärt werden muß. Wir können es 
nicht zulaſſen, daß die Angelegenheit mit dieſer Aus⸗ 
ſprache abgetan iſt, beſonders nicht, weil in dieſem 
Falle die letzten Errungenſchaften der Revolution an⸗ 
getaſtet worden ſind, die Sie aus der Revolution ge⸗ 
rettet haben. Denn 99 Prozent aller Rechte ſind mit 
Hilfe der Sozialdemokratie ſchon lange zum Teufel. 


Aber dieſes Recht muß geklärt werden, es muß feſtge⸗ 


Sitzung morgen, 


0) 
ſtellt werden, ob eine reaktionäre Regierung einfach 
mit einem Federſtriche ſagen kann, die Verfaſſung gehe 
ſie nichts an, ſie hole wieder die Geſetze von anno da⸗ 
zumal, die aufgehoben ſind, hervor. 

Wir verlangen daher, daß in dieſem Falle unſere 
Anfrage dem Rechtsausſchuß überwieſen wird, und 
daß ſich der Rechtsausſchuß mit dieſer Materie befäßt. 
Ueberlegen Sie fih die Sache und ſeien Sie ſich deſſen 


bewußt, daß Sie diejenigen ſind, beſonders die Herren 


von der Sozialdemokratie, die für die Verſammlungs⸗ 
freiheit gekämpft haben. Es wäre bedauerlich, wenn 
Sie jetzt erklärten, was Sie erkämpft haben, ginge Sie 
garnichts an, jetzt ſeien andere Zeiten, jetzt müſſe erſt 
der Kapitalismus hochgepäppelt werden. Und zu den 
Arbeitern: „Ihr Arbeiter aber, wenn Ihr hier und da 
von einer Schupofauſt ins Geſicht bekommt, wenn Ihr 
von einer Schupopatrone niedergeknallt werdet, ſagt 
danke ſchön, denn es geſchieht im Intereſſe des Kapitals. 
(Lebhaftes Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat 
Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. PD.): M. D. u. H.! Es 
herrſcht über die eben verleſene Regierungserklärung 
Unklarheit. Sie iſt verſchieden gehört worden. So 
herrſcht z. B. darüber Unklarheit, ob der Herr Regie⸗ 
rungsvertreter ſagte „Der Herr Polizeipräſident hielt 
ich für berechtigt“ oder „hält ſich für berechtigt“. Ich 
richte daher an den Regierungsvertreter, Herrn Ober⸗ 
regierungsrat Mundt, die Frage, ob er geſagt hat, 
„er hält ſich für berechtigt“. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Re- 
gierungsvertreter. 

Mundt, Oberregierungsrat: M. D. u. H.] Auf 
Wunſch habe ich hier nochmals zu erklären, was i 
vorhin ſchon gejagt habe. Ich ſage das Wort, um das 
es ſich handelt, noch einmal: „hielt“. 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es 
iſt der Antrag geſtellt worden, die Große Anfrage dem 
Rechtsausſchuß zu überweiſen. Ich bitte diejenigen, die 
dieſem Antrag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht. — acht Sozialdemokraten] bei 
den Kommuniſten.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Bing. (Zuruf des Abg. 
Dr. Bumkel) 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich ſtelle den Antrag, die Sitzung jetzt zu vertagen, weil 
der Rechtsausſchuß noch eine ſehr wichtige Vorlage zu 
erledigen hat, nämlich die Herabſetzung der Gebühren 
bei Aufwertungsprozeſſen. Die Sitzung des Aus 
ſchuſſes iſt auf 7 Uhr angeſetzt. Außerdem hat die 
Vollſitzung lange genug getagt. i 

Vizepräſident Splett: Es ijt der Antrag auf Ver⸗ 
tagung geſtellt. Diejenigen, die dem Antrag zu⸗ 
ſtimmen wollen, bitte ich, fih vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das ift die Mehrheit. Es ijt jo De 
ſchloſſen. Ich ſchlage Ihnen vor, die nächſt! 
Donnerstag, den 11. Februar, 
- vn 30, mit folgender Tagesordnung abzu⸗ 

alten: l 

1. Einführung eines neuen Senators im Nebenamt. 

2. Reſt von heute. 

3. Neu: Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 

Abänderung des Wechſelſtempelſteuergeſetzes⸗ 

Druckſache Nr. 2121. i 7 

„Als letzten Punkt die Große Anfrage Nr. 45 des 

Abg. Dr. ee betr. Abbau et ee 
zwangswirtſchaft. Druckſache Nr. dee 

Widerſpruch wird nicht laut. Ich ſtelle fejt, daß die 


der Herr 


Tagesordnung ſo beſchloſſen ijt. Ich ſchließe die Sitzung. Pr: | 
: 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 55 Minuten.) 


151. Sitzung. 
Donnerstag, den 11. Februar 1926. 


Eintritt des Abg. Bruno Staähnke 
ccc Er 
Einführung eines Senators im Nebenamt 
Gehl, Vizepräſident des Senats. Tera 
Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr, 
die Ermäßigung von Gerichtskoſten und Stempeln 
für Rechtsvorgänge aus Anlaß des Ausgleichs der 
Geldentwertung. — Urantrag des Abg. Schwegmann 
und Fraktion — (Druckſache Nr. 2108 zu Nr. 1908) 
e e ee 1 4 nee 
Große Anfrage Nr. 39 des Abg. Dr. Blavier und Gen. 
betr. Gerichtskoſten bei Aufwertungsprozeſſen (Druck⸗ 
e LION a E a 
Große Anfrage Nr. 48 des Abg. Schwegmann und 
Fraktion betr. Koſten für den Ausbau des Radaune⸗ 
kraftwerkes Bölkau. — Druckſache Nr. 2086). 2214 D 
ieee ELSE ec EN: 2214 5 
Runge, Senator 2215 B 
Schwegmann (D. N.) 
Burandt (D. Nat.) 
ett!!! a ee eh 
SHOO REPO 8 
Ordnungsruf p den Abg. Liſchnewski (K. P.) 
ergmann (DS)) 
Seren ED) = er. 
Runge, Senator Fr 

Brodowſki (D. Nat.) 

Dr Blavier (D. V. P.) 
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zur Geſchäftsordnung. 


Dr. Blavier (D. V. P.) 
Hoffmann (K. P.) 3 

SPAR SEIT ER I en en, 
Ordnungsruf für den Abg. Kloßowſki (S.P.D.). . 
rdnungsruf für den A es Schmidt (S. P. D.) 


gi Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 

Iepräfidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Vizepräſident des Senats Gehl: 
Senatoren Ernſt, Grünhagen, Dr. Kamnitzer, Reek, 
Re Schwartz, Siebenfreund, Obergerichtsrat Kettlitz; 

egierungsräte Burmeiſter, Dr. Rudzio. 2 
„Vizepräſident Spill: Ich erkläre die Sitzung für 
eröffnet. Ich habe dem hohen Hauſe mitzuteilen, daß 
len den Abgeordneten Schede, der ſein Mandat niederge⸗ 
eat hat, Herr Lehrer Bruns Stahnke aus Neuteich in das 
aus eingetreten iſt. Iſt der neue Abgeordnete hier? 
awohl! rechts.) Dann begrüße ich Sie und wünſche 
innen gedeihliche Mitarbeit in dieſem hohen Haufe. Dann 
folgendes Schreiben des Senats eingegangen: 
An den Herrn Präſidenten des Volkstages i 
: er. 
Auf das Schreiben vom 26. 1. 26 teilen wir 1 1 
mit, daß der Senat dem in der Volkstagsſitzung vom 
21. 1. 26 beſchloſſenen Geſetz zur Abänderung des Geſetzes 
über Erwerhsloſenfürſorge nicht beigetreten ift. 
Nähere Begründung laffen wir folgen. 
Sahm. Dr. Wiereinski. 
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M. D. u. H.! Auf Wunſch des Rechtsdusſchuſes 


ſchlage ich Ihnen vor, noch einen Punkt in die Tages⸗ 
ordnung als Punkt 1a aufzunehmen: Zweite Beratung 
eines Geſetzentwurfs betr. Ermäßigung von Gerichts» 
koſten und Stempeln für Rechtsvorgänge aus Anlaß des 
Ausgleichs zur Geldentwertung. Damit würden wir dann 
gleich die Große Anfrage Nr. 39 zur Erledigung bringen, 
die ja hiermit zuſammenhängt. Widerſpruch wird nicht 
laut, das hohe Haus hat ſo beſchloſſen. Dann ſchlage ich 
vor, den Punkt 11 der Tagesordnung abzuſetzen, weil der 
zuſtändige Senator nicht zu haben iſt, alſo eine Beant⸗ 
wortung heute nicht geſchehen kann. Der anfragende Herr 
hat ſein Einverſtänddnis erklärt. Das hohe Haus erhebt 
keinen Widerſpruch. Somit iſt Punkt 11 der Tages⸗ 
ordnung abgeſetzt. Ich rufe auf Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung: I 
Einführung eines neuen Senators im Nebenamt. 

Dazu hat das Wort der Herr ſtellvertretende Präſi⸗ 
dent des Senats. 

Gehl, Vizepräſident des Senats: M. D. u. H.! (Das 
Haus erhebt fih.) In der geſtrigen Vollſitzung des Volks- 
tages iſt der Herr Abg. Reek zum Senatsmitglied gewählt 
worden. Nach Artikel 28 der Verfaſſung liegt es dem 
Präſidenten des Senats oder deſſen Stellvertreter ob, das 
neu in den Senat eintretende Mitglied in ſein Amt ein⸗ 
zuführen. Herr Senator Reek, ich werde jetzt die Ein⸗ 
führungsformel vorleſen. Ich bitte Sie, dann zu ſagen 
„Ich gelobe es“ und dieſes Gelöbnis durch Handſchlag zu 
beteuern. Die Beifügung einer religiöſen Beteuerung iſt 


zuläſſig: 
Ich werde die mir als Mitglied des Senats obliegenden 
Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt gewiſſenhaft führen, 
die Verfaſſung und die Geſetze beachten, verſchwiegen ſein 
in allem, was geheim zu halten mir geboten wird und das 
Wohl der Freien Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. 
(Senator Reek: Ich gelobe es!) Danke. 

Vizepräſident Spill: Herr Senator Reek, ich erlaube 
mir den Wunſch zu äußern, daß Ihre Mitarbeit im Senat 
zur gedeihlichen Entwickelung unſeres Freiſtaates mit bei⸗ 
tragen möge. — Ich rufe auf Punkt 1a der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
die Ermäßigung von Gerichtskoſten und Stempeln 
für Rechtsvorgänge aus Anlaß des Ausgleichs der 
Geldentwertung. Arantrag des Abg. Schwegmann 
und Fraktion. 

Druckſache Nr. 2108 zu Nr. 1908. 

Ich rufe auf Artikel 1. Das Wort hat Herr Abg. 
Dr. Bumke. 

Dr. Bumle, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 


C 


Wir haben vor einiger Zeit einen Antrag Schwegmann 


aus der Erwägung eingebracht, daß die Koſten in Auf⸗ 
wertungsprozeſſen für die jetzige Wirtſchaftslage nicht 
mehr tragbar ſeinen. Wir haben uns darüber gefreut, daß 
wir für dieſe unſere Anregung allgemeines Verſtändnis 
gefunden haben und daß ſich der Rechtsausſchuß in dieſer 
Angelegenheit übereinſtimmend unſerer Auffaſſung 
anſchloß und zu einem Ergebnis gekommen iſt, das mit 
unſerm Arantrag übereinſtimmt. Wenn Sie die Vorlage, 
wie ſie aus dem Rechtsausſchuß herausgekommen iſt, mit 
unſerm Arantrag vergleichen, ſo können Sie feſtſtellen, daß 
die Artikel 1 und 2 faſt wörtlich übereinſtimmen. In 
Artikel 2 iſt auf eine Anregung, nicht von unſerer Seite, 
ſondern von anderer Seite, eine Einſchränkung gemacht, 
indem dieſe verringerten Koſten nicht für alle Ausgleichs⸗ 
prozeſſe in Anwendung kommen ſollen, ſondern nur für 
die aus § 4 des Geſetzes, alfo inſofern, als eine freie Auf⸗ 
wertung erfolgen ſoll. 

Man kann über dieſe Abänderung des Geſetzent⸗ 
wurfs verſchiedener Anſicht ſein, ich perſönlich halte 
unſeren Arantrag für beſſer und ſehe in der Einſchränkung, 


(A 


(B 


— 


— 
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die der Rechtsausſchuß gemacht hat, an fih keine Ber- 
beſſerung der Vorlage. Wir haben damals, als wir zu 
dem Aufwertungsgeſetz ſprachen, bereits angekündigt, daß 
wir im Rechtsausſchuß noch eine Reihe von neuen An- 
trägen ſtellen würden. Das haben wir auch in ergiebiger 
Weile getan — Erfolg haben wir leider damit nicht ge- 
habt. Es handelte ſich für uns namentlich darum, daß 
wir noch den Abſchluß der Vergleiche in Aufwertungs⸗ 
ſachen nach Möglichkeit begünſtigen wollten. Darüber 
war ſich auch der Rechtsausſchuß in ſeiner Geſamtheit 
einig. Keine Angelegenheit eignet ſich ſo außerordentlich 
zum Abſchluß von Vergleichen, wie gerade die Auf- 
wertungsprozeſſe. Namentlich bei der freien Aufwertung 
iſt dem Sachverſtändnis und dem Gutdünken des Richters 
mehr oder weniger die Entſcheidung in die Hand gegeben. 
Feſte Normen, nach denen man rechnungsmäßig den Auf⸗ 
wertungsbetrag ausrechnen könnte, gibt es dabei nicht. 
Deshalb iſt es viel vernünftiger, wenn ſich die Parteien 
vertragen, als daß fie es auf den Richterſpruch ankommen 
laſſen, der eventuell durch zwei Inſtanzen erfolgen muß. 
Wir wollten deshalb gern, daß in Aufwertungsſachen ein 
Sühneverſuch obligatoriſch gemacht würde. Die Mehrheit 
des Rechtsausſchuſſes ging darauf nicht ein. Es wurden 
auch Gründe dagegen angeführt, auf die ich jetzt im ein⸗ 
zelnen nicht eingehen will. Es handelt ſich dabei um mehr 
kechniſche Fragen, die die Oeffentlichkeit vielleicht weniger 
intereſſieren. Jedenfalls iſt es bei dem heutigen Zuſtande 
geblieben. Die Gerichte machen in allen Fällen, die ſich 
irgendwie zu einem Vergleich eignen, wie es jetzt wohl all⸗ 
gemein geſchieht, ſowieſo einen Vergleichsverſuch. 

M. D. u. H.] Noch etwas anderes. Wir hätten 
gern geſehen, daß nach der Herabſetzung der Koſten auch 
noch eine Herabſetzung des Wertes des Streitgegenſtandes 
gekommen wäre. In der Vorlage, wie ſie aus dem Aus⸗ 
ſchuß gekommen iſt, ſind Prozeß⸗ und Anwaltskoſten ent⸗ 
ſprechend dem deutſchnationalen Antrag auf die Hälfte 
herabgeſetzt worden. Für den Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes hat man im Ausſchuß noch eine Beſtimmung vor⸗ 
geſchlagen, die allerdings nicht angenommen wurde. Anſer 
Vorſchlag ging dahin, daß der Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes gleich der Differenz zwiſchen dem ſein ſollte, was 
der Kläger verlangt und der Beklagte zubilligt. Ich be- 
dauere, daß dieſe Beſtimmung nicht in den Geſetzentwurf 
aufgenommen worden iſt, aber ich habe die ſtarke Zuver⸗ 
ſicht, daß ſich die Praxis auch in dieſer Frage helfen wird. 
Es iſt mir bekannt, daß ſich eine Zivilkammer auf den 
Standpunkt ſtellte, den ich perſönlich auch teile, daß als 
Wert des Streitgegenſtandes nicht das anzunehmen iſt, 
was der Kläger einfordert, ſondern die Differenz, die ſich 
zwiſchen dem ergibt, was der Kläger fordert und der 
Beklagte bewilligt. 

Jedenfalls haben wir die Zuverſicht, daß dies Geſetz 
ſowohl den Intereſſen des Hypothekengläubigers als des 
Hypothekenſchuldners gerecht werden wird. Der Hypo- 
thekengläubiger wird nun durch dies Geſetz, das auf unſere 
Anregung hin ergangen iſt, nicht mehr in die Lage ver- 
ſetzt werden, einen großen Betrag des von ihm ein⸗ 
geklagten und erſtrittenen Betrages, der ja gegenüber dem, 
was er verloren hat, immer noch geringfügig ſein wird, 
nur durch die Prozeßkoſten verzehrt zu ſehen. Der 
Schuldner wird nun nicht unter einer übermäßigen Koſten⸗ 
laſt ganz und gar zuſammenbrechen, wenn dieſes Geſetz erſt 
in Kraft getreten iſt. 

Ich empfehle Ihnen alſo, das Geſetz anzu⸗ 
nehmen. Wir werden unſere weitergehenden Wünſche 
im Intereſſe des ſchnellen Zuſtandekommens dieſes Geſetzes 
zurückſtellen und deshalb auch weiter keine Abänderungs⸗ 
anträge ſtellen. Ich hoffe auch, daß das Haus heute die 
Sache in dritter Leſung verabſchieden wird. (Bravol rechts.) 
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Vizepräſident Spill: Die Beſprechung zu Artikel 1 
ijt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die Artikel 1 annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit! er ift angenommen. Ich rufe auf Artikel II. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe fie, da keine Wort- 
meldungen vorliegen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß 
Artikel II mit derſelben Mehrheit angenommen iſt. Es 
iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe auf Artikel III; angenommen, 
Artikel IV; angenommen; Leberſchrift: Geſetz betreffend 
Ermäßigung von Koſten und Gebühren bei Prozeſſen aus 
§ 4 des Geſetzes vom 7. April 1925 über den Ausgleich 
der Geldentwertung; angenommen. (Abg. Schilke: Ich 
beantrage dritte Leſung und en bloe-Abſtimmung.) Es iſt 
dritte Leſung und en bloc-Abſtimmung beantragt worden. 
Widerſpruch wird nicht laut. Das hohe Haus hat fo be- 
ſchloſſen. Wir kommen zur dritten Leſung. Ich eröffne 
die allgemeine Beſprechung. Ich ſchließe fie, da Mort- 
meldungen nicht vorliegen. Ich rufe auf die Artikel T 
bis IV. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die die Artikel!! 
bis IV annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, fie find angenommen. 
Keberſchrift; angenommen. Wir kommen zur Schluß⸗ 
abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die das 
Geſetz in der Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die 
Mehrheit. Das Geſetz iſt angenommen. Wir haben jetzt 
die Große Anfrage Nr. 39 zu erledigen: 

Große Anfrage Nr. 39 des Abg. Dr. Blavier 
und Gen. betr. Gerichtskoſten bei Aufwertungs⸗ 
prozeſſen. 

Druckſache Nr. 2127 zu Nr. 1907. 

Es liegt ſchriftlicher Bericht vor. Der Rechtsausſchuß 
beantragt, die Große Anfrage nach Annahme des ent⸗ 
ſprechenden Geſetzes als erledigt zu betrachten. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Ich bitte diejenigen, die den Antrag 
des Rechtsausſchuſſes annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. (Geſchieht.) Vorhin ſtand die Mehrheit. Der 
Antrag des Rechtsausſchuſſes ift angenommen worden. 
Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 

Große Anfrage Nr. 48 des Abg. Schwegmann 
u. Fr. betr. Koſten für den Ausbau des Radaune⸗ 
kraftwerks Bölkau. 

Druckſache Nr. 2086. 

Zur Begründung hat das Wort Herr Abg. Lietzau. 

Lietzau, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Die 
außerordentliche Beunruhigung in den weiteſten Kreiſen 
unſerer Bevölkerung bezüglich des Radaunekraftwerks 
Bölkau, die auch wiederholt in der Preſſe zum Ausdruck 
gekommen iſt, gibt meiner Fraktion Veranlaſſung zu der 
Ihnen heute vorliegenden Großen Anfrage. Meine 
Fraktion hält es für ihre Pflicht, zu den umlaufenden Ge⸗ 
rüchten, welche bezüglich der Koſten, der Rentabilität und 
techniſchen Ausführung des Werkes Bölkau die unglaub⸗ 


lichſten Blüten getrieben haben, auf Grund des Elektrizi⸗ 


tätswirtſchaftsgeſetzes Stellung zu nehmen, unter aus“ 
drücklicher Betonung, daß ſie die Rechte und Selbſtändig⸗ 
keit der Stadtbürgerſchaft hierüber nicht in Zweifel zieht. 
Es handelt ſich aber in dieſem Fall um Fragen, die 1 
die Angelegenheiten der Stadt Danzig hinausgehen un 
für die weiteſte Allgemeinheit bedeutungsvoll ſind. 

Das Elektrizitätswirtſchaftsgeſetz wurde durch den 
Volkstag beſchloſſen, und auf Grund eines Welti 
ſchluſſes wurde der Stadt Danzig das Ausnutzung 5 
über die Waſſerkräfte verliehen. Unter dieſen Geſichts 
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(Lietzau, Abgeordneter.) 

punkten erlaubt ſich meine Fraktion folgende fünf Fragen 
an den Senat zu richten, und um deren ausführliche, 
gründliche Beantwortung zu bitten. Wenn auch bereits 
durch den Vortrag, den Herr Senator Runge am 4. Febr. 
in dankenswerter Weiſe für die Mitglieder des Senats 
und dieſes Hauſes in der Petriſchule hielt, die Erkenntnis 
von der Bedeutung des geſchaffenen Waſſerkraftwerks 
Bölkau weitere Kreiſe erfaßt haben dürfte, und auch ver- 
ſchiedentlich weitere Beſprechungen reſp. zur Aufklärung 
gebrachte Artikel in der Preſſe erſchienen ſind, ſo bleibt 
doch eine Reihe von Fragen und geſchaffenen Tatſachen, 
die einer ausführlichen Beantwortung bedürfen. Klarheit 
iſt nur darüber geſchaffen, daß die Vorbedingungen, die 
bei der Bewilligung der Mittel zum Bau des Werkes ge⸗ 
ſtellt wurden, und deren baldige Erfüllung auch in naheſte 
Ausſicht geſtellt wurde, nämlich ſchnellmöglichſte Strom⸗ 
preisermäßigung, vorläufig nicht erfüllt werden können. 
Hiermit geht der Gegenwart das Anrecht auf den Nutzen 
aus den gegebenen Mitteln verloren. Ganz beſonders 
heute bei der kataſtrophalen Wirtſchaftslage dürften dieſe 
berechtigten Forderungen weiteſter Kreiſe nicht unerfüllt 
bleiben; denn durch die hohen Strompreiſe wird jede 
Schulter belaſtet. Es dürfte zweifelhaft ſein, ob die be⸗ 
deutenden Koſten bewilligt worden wären, wenn eine 
Strompreisermäßigung erſt in weite Sicht und lediglich 
für unſere Nachkommen in Ausſicht zu nehmen war. Denn 
gerade zur ſchleunigen Verbilligung der zu liefernden 
Elektrizität wurde das Waſſerkraftwerk geſchaffen, auch 
dürfte ein Vergleich mit den Stromkoſten anderer nach— 
barlicher Dampfelektrizitätswerke in dieſem Falle nicht 
angebracht erſcheinen, da ja eben die billigere Strom⸗ 
erzeugung der Vorzug der Waſſerkräfte iſt, und dieſe Tat⸗ 
ſache muß ſich folgerichtig ergeben, ſofern die Anlagekoſten 
im richtigen Verhältnis zur Leiſtung ſtehen. Wir haben 
gar kein Intereſſe daran, die eine oder andere Streitfrage 
über die Vorgänge oder zweckmäßige Ausführung zu er⸗ 
neuern, ſondern wollen lediglich die berechtigte Klarheit 
ſchaffen, die noch nicht geworden iſt, oder durch Mittei⸗ 
lungen begründet wurde, deren Anklarheiten damit nichl 
beſeitigt ſind. Daher dürfen wir wohl eine baldige, aus⸗ 
führliche Beantwortung unſerer Großen Anfrage Drud- 
ſache Nr. 2086, ſeitens des Senats erwarten. 

Meine Fraktion gibt dem Wunſche Ausdruck, daß das 
ausgeführte Werk Bölkau den zu ſtellenden Erwartungen 
entſprechen und zur wirtſchaftlichen Erleichterung des 
Freiſtaates beitragen möge. (Beifall rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat Herr Senator 
Runge. . 

Runge, Senator: M. D. u. H.! Auf die durch die 
Große Anfrage Nr. 48 vom 12. Januar an den Senat 
gerichteten Fragen betreffend den Ausbau des Radaune- 
kraftwerks in Bölkau habe ich namens des Senats folgende 
Antwort zu geben: 

Zu 1: Die Rechnungen über die Baukoſten des 
Werks ſind noch nicht abgeſchloſſen. Eine verbindliche 
Mitteilung über die Höhe der Baukoſten ift daher zur Zeit 
noch nicht möglich. 

Zu 2: Die Mittel für den Bau ſind durch die Gold⸗ 
anleihe vom September 1923 und durch die engliſche 
Pfundanleihe aufgebracht. 

Zu 3: Die Verzinſung und Tilgung der Baukoſten 
erfolgt durch die Einnahmen aus der Elektrizitäts⸗ 
wirtſchaft. 

Zu 4: Die Preispolitik inbezug auf die Ausgeſtaltung 
der Tarife für elektriſche Lidt- und Kraftverſorgung in der 
Stadt Danzig muß ſich nach den geldlichen Bedürfniſſen 
des ſtädtiſchen Haushaltsplans richten. Ein Abbau der 


Preiſe kann aber erſt dann in Ausſicht geſtellt werden, 
wenn auf die Zuführung erhöhter Aeberſchüſſe aus der 


— s 


Volkstag Danzig. — 151. Sitzung. Donnerstag, den 11. Februar 1926. 


2215 


lektrizitätswirtſchaft an den ſtädtiſchen Haushalt ver- 
zichtet werden kann. Zur Zeit ſchließt die finanzielle Lage 
der Stadt Danzig eine ſolche Maßnahme aus. 

Zu 5: Die Radaunekraftwerke liefern jährlich nur eine 
ganz beſtimmte Anzahl Kilowattſtunden, deren Höhe ab- 
hängig iſt von der Jahreswaſſermenge des Fluſſes. Mit 
dieſer Leiſtung bilden die Radaunewaſſerkraftwerke eine 
Ergänzung des ſtädtiſchen Elektrizitätswerkes. Die 
ſtädtiſchen Anlagen für die Erzeugung von Elektrizität in 
ihrer Geſamtheit ſind an ſich zur Zeit ausreichend, um auch 
außerhalb des Stadtkreiſes gelegene Gebiete des Frei⸗ 
ſtaates mit Elektrizität zu verſorgen. Dies wird auch 
praktiſch ſchon durchgeführt durch Lieferung von Elektrizität 
an die Stadt Zoppot und an das Verſorgungsgebiet des 
Kreiſes Danziger Höhe. Die Lieferung erfolgt in dieſen 
Fällen auf Grund von Verträgen. Die Stadt Danzig iſt 
dazu in der Lage und auch grundſätzlich bereit, an andere 
bisher unverſorgte Gebiete des Freiſtaates die erforder⸗ 
liche Elektrizität zu liefern, ſobald die Vorausſetzungen für 
155 Verbrauch von Elektrizität in dieſen Gebieten gegeben 
ind. 

Statiſtiſche Darlegungen über die techniſchen und 
wirtſchaftlichen Ergebniſſe der Elektrizitätswirtſchaft werden 
bekanntgegeben werden, ſobald das erſte Betriebsjahr, in 
welchem der kombinierte Betrieb aus Dampf- und Waſſer⸗ 
kraftwerken vorliegt, abgeſchloſſen iſt. Eine Vorlage der 
Abrechnungen über den Ausbau der Waſſerkraftwerke er⸗ 
folgt nach Abſchluß der Rechnungen an die Stadtbürger⸗ 
ſchaft, da dieſe, weil es ſich um einen aus ſtädtiſchen 
Mitteln durchgeführten Bau handelt, für die Prüfung und 
Genehmigung der Rechnungen allein zuſtändig iſt. Eine 
Vorlage der Abrechnungen an den Volkstag kann daher 
nicht in Ausſicht geſtellt werden. 

Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich beantrage 
Beſprechung. 

Vizepräſident Spill: Wird der Antrag unterftüßt? 
(Geſchieht.) Die Anterſtützung reicht aus. Ich eröffne 
die Beſprechung der Großen Anfrage. Das Wort hat 
der Herr Abg. Burandt. 

Burandt, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Die 
Antwort des Herrn Senators Runge auf die Große 
Anfrage meiner Fraktion entſpricht natürlich nicht dem, 
was ſich meine Fraktion davon verſprach. (Das war vor⸗ 
auszuſehen! links.) Etwas weſentlich Neues hat der Herr 
Senator nicht vorgebracht; denn es wurde nicht viel mehr 
geſagt, als der Senator Runge bereits des öfteren in vielen 
öffentlichen Verſammlungen ausgeführt bat. Es bürfte 
Herrn Senator Runge aber nicht entgangen ſein, daß 
keine von allen Danziger Zeitungen ſich mit ſeinen Aus- 
führungen zufrieden gab. Nicht nur in den Zeitungen, 
ſondern auch in der großen Maſſe der Bevölkerung war 
ein Anwille über derartige Ausführungen zu erkennen. 
Die Anruhe, die man ſoeben im hohen Hauſe bemerken 
konnte, war auch ein deutliches Zeichen dafür, daß manches 
nicht ſo iſt, wie wir es uns ſeinerzeit vorgeſtellt haben, als 
das Elektrizitätswirtſchafts⸗Geſetz beſchloſſen wurde. Jn- 
folgedeſſen hat meine Fraktion etwas ganz anderes auf die 
Große Anfrage erwartet, als dieſe nichtsſagende Antwort 
des Herrn Senators Runge. (Abg. Arzeynſki: Anerhört!) 

Wer das Werk Bölkau mit eigenen Augen angeſehen 
hat, wird ſich des Eindrucks nicht erwehren können, daß es 
ſich dabei um ein techniſch einwandfreies und impoſantes 
Bauwerk handelt, und daß es für den Staat einen recht 
repräſentablen Wert darſtellt. In Zeiten größter wirt⸗ 
ſchaftlicher Not, wie wir ſie augenblicklich erleben, verfehlen 
aber derartige Eindrücke völlig ihre Wirkung angeſichts 
der Frage, welche Vorteile hat die Maſſe der Bevölkerung 
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vur einen derartigen Bau? Herr Senator Runge hat 
dieje Frage bisher lediglich dahin beantwortet, daß der 
Srrom nach vielen Jahren nach der Amortiſation der An- 
leiye ſeyr billig abgegeben werden konne. Wahrlich, eine 
ſeyr trojtiige Antwort angeſichts unſerer augenblicklichen 
Notlage. 

Die Verhältniſſe liegen in der Tat doch ſo, daß der 
ungeheure Aufwand an Geld in keinem Verhältnis zu dem 
daraus entſtandenen Nutzen ſteht. Meine Fraktion hält 
es deshalb für erforderlich, die ganze Angelegenheit ein⸗ 
gehend zu prüfen und gegebenenfalls die Verantwortlichen 
zur Rechenſchaft zu ziehen. Als Mitglied der Elektrizitäts⸗ 
wirtſchaftsſtelle kann ich heute ſchon aus eigener Erkenntnis 
ſagen, daß die betreffende Stelle des Senats in dieſer gan⸗ 
zen Angelegenheit ſehr diktatoriſch vorgegangen iſt. Bei 
einem Diktator muß man aber ein Verſtändnis für die 
Sache vorausſetzen, und der Erfolg allein rechtfertigt das 
diktatoriſche Vorgehen. Bei Herrn Senator Runge iſt der 
Wille, das Werk prinzipiell für die Stadt auszubauen, 
anſcheinend größer geweſen als das Verſtändnis dafür, 
und der Erfolg iſt ihm ausgeblieben. (Zuruf des Abg. 
Papen 8 Die Konſequenzen wird er alſo zu tragen 
haben. 

Ob die Angelegenheit in der Stadtbürgerſchaft oder 
hier im Volkstag zur Entſcheidung kommen ſoll, iſt fraglich. 


Die ländlichen Bewohner des Freiſtaates legen jedoch be⸗ 


ſonderen Wert darauf, daß die Frage im Volkstag ver⸗ 
handelt wird, da ſie daran ein großes Intereſſe haben. Ich 
möchte die Gelegenheit hier einmal wahrnehmen, in aller 
Oeffentlichkeit klarzulegen, in welcher Weiſe das platte Land 
durch den augenblicklichen Zuſtand benachteiligt worden iſt. 
Schon ſeit über 10 Jahren beſchäftigt fih die Stadtgemeinde 
Danzig mit Projekten für den Ausbau der Waſſerkräfte 
der Radaune zur Elektrizitätsverſorgung. Nachdem der 
Kreis Danziger Höhe im Jahre 1907 das Werk Straſchin⸗ 
Prangſchin ausgebaut hatte, wuchs der Wunſch der Stadt- 
gemeinde nach einem eigenen Kraftwerk an der Radaune. 
Infolgedeſſen wurden langſam Ländereien in der Gegend 
von Kahlbude angekauft. Den Ankauf des Gutes Bölkau 
ließ ſich die Stadtgemeinde Danzig ſeinerzeit entgehen, das 
infolgedeſſen Schichau kaufte. Der Krieg unterbrach vor⸗ 
übergehend alle Pläne. Aber ſchon vor Beendigung des 
Krieges begann die Stadt Danzig von neuem den Streit, 
in deſſen weiterem Verlaufe ſich die Stadtgemeinde Dan⸗ 
zig der Firma Schichau, die das Bölkauer Projekt aus⸗ 
bauen wollte. einerſeits und dem Kreis Danziger Höhe, 
der das Giſchkauerprojekt ausbauen wollte, andererſeits 
gegenüber befand. ' 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Burandt, ent- 
ſchuldigen Sie, daß ich unterbreche. Ich muß Ihnen in 
Erinnerung bringen, daß nach der Geſchäftsordnung das 
Ableſen von Reden nur Abgeordneten geſtattet iſt, die 
der deutſchen Sprache nicht mächtig ſind. Ich bitte den 
Redner fortzufahren, aber nicht weiter die Rede abzuleſen. 

Burandt, Abgeordneter (D. Nat.): Die Firma 
Schichau wollte alſo das Bölkauwerk ausbauen, während 
der Kreis Danziger Höhe ſeinerzeit das Giſchkauer Werk 
auszubauen beabſichtigte. In dieſem Streit waren 
ſich die Parteien, Stadtgemeinde Danzig, Firma Schichau 
und Kreis Danziger Höhe, als juriſtiſche Gegner gleich- 
wertig und die Ausſichten der Stadtgemeinde waren in 
dieſem Streit keine günſtigen. Die Errichtung der Freien 
Stadt Danzig brachte der Stadtgemeinde die erſehnte 
Hilfe. Die Verkuppelung der Verwaltung der Stadtge⸗ 
meinde mit der des Staates und die überwiegende Zahl 
der ſtädtiſchen Wäbler ließen den Wunſch nach dem 
Eloftrizitätswirtſchaftsgeſetz auffommen. (Abg. Arczynſki: 
Sehen Gie fih vor!) Dieſes Geſetz aing durch und nun 
war die Bahn frei, um den Kreis Danziger Höhe, wie 
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auch die Firma Schichau zu Gunſten der Stadtgemeinde 
Danzig an die Wand zu drücken. Nach Zuſtandekommen des 
Geſetzes ereignete fih nämlich das Angeheuerliche, daß nicht 
der Staat, zu deſſen Gunſten das Geſetz gemacht wurde, den 
Ausbauder Waſſerkräfte vornahm, ſondern daß dieſer Staat 
den Ausbau und eigentümlichen Beſitz der Waſſerkräfte 
der Stadtgemeinde übertrug. Nun ſoll die Anlage ein 
werbendes Anternehmen zu Gunſten der Stadtgemeinde 
werden und das platte Land iſt um die Einkünfte aus dem 
Werk betrogen worden. Wenn der Staat ein ſolches Ge⸗ 
ſetz macht, ſo muß es auch allen Bürgern des Staates 
zunutze werden (Abg. Dr. Ziehm: Sehr richtigl), aber nicht 
allein, wie in dieſem Falle, der Stadtgemeinde Danzig. 
Der Ausbau hätte damals niemals der Stadtgemeinde 
Danzig übertragen werden dürfen. Schuld an dieſem Zu⸗ 
ſtand iſt das von meiner Fraktion immer bekämpfte 
Elektrizitätswirtſchaftsgeſetz, nach deſſen Zuſtandekommen 
der Geldbeſchaffung wegen ein anderer Ausweg nicht mehr 
übrig blieb. (Abg. Arzeynſki: Wieviel Blätter haben Sie 
da noch?) ; r 
Eins ift klar, daß das Elektrizitätswirtſchaftsgeſetz 
die Stadtgemeinde ſehr viel Geld gekoſtet hat, das heute 
ſehr viel beſſer hätte angewandt werden können. Weiter⸗ 
hin iſt es klar, daß es wohl im pekuniären, als auch im 
Staatsintereſſe viel beſſer geweſen wäre, wenn man den 
Ausbau der Waſſerkräfte der Firma Schichau und dem 
Kreiſe Danziger Höhe überlaſſen hätte. Wenn dann auch 
der Ausbau in Bölkau nicht ſo großartig ausgefallen wäre, 
wie es jetzt der Fall iſt, ſo wäre doch die Wirtſchaftlichkeit 
eine ſehr viel beſſere geworden und auch in Giſchkau ſtände 
heute ein Werk, das erheblich mehr Elektrizität erzeugen 
würde, als die heutigen veralteten dortigen Werke. 
Ueber die Verſorgung der ländlichen Gebietsteile in 


der weiteren Amgebung von Groß Bölkau mit elektriſchem 
Strom ſpricht heute kein Menſch mehr, obwohl dies damals 


ein Hauptpunkt war. 
Summen für den Ausbau des Hauptwerkes zum Fenſter 
hinausgeworfen hat, kann natürlich nichts mehr aufge⸗ 
wandt werden, um das ländliche Netz weiter auszubauen 
und auch die ländliche Bevölkerung in irgendeiner Weiſe 
an den Segnungen dieſes Werkes teilnehmen zu laſſen. 
Es ſollten ja ſchließlich auch nur Verſprechungen an das 
Land ſein. In Wirklichkeit hat niemand aus der ſtädtiſchen 
Verwaltung daran gedacht, dem Land irgendwelche Ver⸗ 
günſtigungen durch dies Werk zuteil werden zu laſſen. Es 
war von Anfang an geplant, ein ſtädtiſches Werk zu 
bauen, und das Elektrizitätswirtſchaftsgeſetz ift lediglich ein 
Vorwand dazu geweſen. 

In welcher Weiſe bei dem Ausbau des Werkes mit 
dem Gelde gewirtſchaftet iſt, zeigt die dort betriebene 
Lohnpolitik. Die ungelernten Erdarbeiter haben in der 
hauptſächlichſten Arbeitszeit einen Lohn von 1,17 Gulden 
pro Stunde erhalten. Heute bekommen ſie noch mehr. 
Ich gönne jedem einzelnen Arbeiter dieſen Lohn von gan⸗ 
zem Herzen. (Zwiſchenrufe links!) Was follen aber die 
Landarbeiter dazu jagen, die in der Amgebung von Grok” 
Bölkau für 0,40 Gulden pro Stunde die viel längere und 
zum Teil ſchwerere Landarbeit verrichten ſollen? Für 
die Landwirte der dortigen Amgegend ſind durch dieſe 
Lohnpolitik natürlich die größten Schwierigkeiten ent⸗ 
ſtanden. (Zwiſchenrufe links.). Die eigenen Arbeiter gingen 
in teils zuläſſiger, teils aber auch unzuläſſiger Weiſe zu dem 
Kraftwerk, und die Arbeitgeber konnten ſehen, wo ſie 
Arbeiter herbekamen. Die Folge war, daß die Arbeit- 
geber in der dortigen Gegend mehr als je Saiſonarbeiter 
einſtellen mußten. (Zwiſchenrufe links.) Von den dortigen 
ſogenannten ſtädtiſchen Arbeitsloſen iſt ſicher ein großer 
Teil auf dem Lande beheimatet geweſen und hat fih nut 
in der Stadt erwerbslos ſchreiben laſſen, um an dem We 
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Arbeit bekommen zu können. Ich hätte es als Arbeiter 
nicht anders getan. Zweckmäßiger wäre es jedenfalls ge⸗ 
wejen, wenn man von vornherein für die Erdarbeiten den 
ortsüblichen Lohn gezahlt hätte. Dann wäre der Arbeits- 
frieden in der Gegend gewahrt geblieben. Es wären 
weniger Saiſonarbeiter ins Land gekommen, und die Ren⸗ 
2 der Anlage wäre letzten Endes eine beſſere ge⸗ 
weſen. 

Wie ſchon oben geſagt, hält meine Fraktion eine 
eingehende Prüfung der Angelegenheit für erforderlich. 
Ich beantrage namens meiner Fraktion Aeberweiſung der 
19 1 Anfrage an den Wirtſchaftsausſchuß. (Bravo 
rechts. 

Vizepräsident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Neubauer. 

Neubauer, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Die 
Große Anfrage der deutſchnationalen Fraktion gibt auch 
der Zentrumspartei Anlaß, ihren Standpunkt in der 
brennenden Frage des Radaunekraftwerks in Bölkau klar⸗ 
zulegen. M. D. u. H.! Dieſe Frage hat ja genug Zweifel 
und Sorgen bei uns geweckt; das werden wohl alle zugeben. 
Wir als Zentrumsfraktion erklären grundſätzlich zu der 
heutigen Beſprechung, daß wir uns bei der Beurteilung 
der Dinge frei von jeder Polemik um der Polemik willen 
wiſſen. Bei uns ſpielt etwa eine perſönliche Abneigung 
oder irgend eine Art von Intereſſenpolitik überhaupt keine 
Rolle. M. D. u. H., wir wollen ſachlich, wie ich ſchon 
jagte, das Dafür und Dawider erörtern. Aeber den Grund 
unſerer Anruhe aber, die wir nicht verleugnen können, ver⸗ 
langen wir als Zentrumsfraktion aufs entſchiedenſte Klar⸗ 
heit. Wir wiſſen ſehr wohl, daß gewiſſe Geſichtspunkte 
für eine Errichtung des Radaunekraftwerks Bölkau ge⸗ 
ſprochen haben. (Welche denn? links.) Es find die Ge- 
ſichtspunkte der Wirtſchaftspolitik auf weite Sicht, Herr 
Kollege Arczynſki. (Das wiſſen wir ſchon lange! links.) 
Ich habe nur Ihre Frage ſofort beantwortet. Wir wiſſen 
auch ſehr wohl einen gewiſſen Wagemut zu ſchätzen, der 
auch bei jeder großzügigen Unternehmung zur Geltung 
kommt und kommen ſoll! Man erinnert ſich an die Zeit, 
als die Einführung der Kanaliſation für Danzig in Frage 
ſtand, da ſtellte ſich ebenfalls Widerſtand entgegen, aber 
die Ausführung des Planes erfüllt uns heute mit großer 
Freude. Wir denken ferner mit einem gewiſſen Bedauern 
daran, daß die weitſichtigen Pläne für einen Ausbau des 
Danziger Hafens in der Vorkriegszeit nicht mit einem ge⸗ 
wiſſen Wagemut zur Ausführung gekommen ſind. Der 
Güterumſchlag würde ſich heute mit einer viel größeren 
Leichtigkeit bei uns abwickeln. M. D. u. H., wir wollen 
heute auch durchaus nicht den Endzweck erreichen, daß den 
Männern der Verwaltung die Luſt zu großzügigen Plänen 
ein für allemal zerſtört wird. 

M. D. u. H.! Die Frage, die heute zur Debatte ſteht, 
läßt ſich auch nicht lediglich unter dem Geſichtspunkt der 
heutigen allerſchwierigſten Wirtſchaftslage werten und be- 
urteilen. Wir hoffen beſtimmt, daß auch einmal beſſere 
Zeiten kommen werden, in denen das Radaunekraftwerk in 
ſeinem Wert mehr zur Geltung und zum Erfolg kommen 
wird. Aber doch tauchen uns bei unſerer Sleberlegung 
Zweifel auf, ob dieſe ungeheuren Geldſummen vielleicht 
nicht doch zweckmäßiger in dieſer Zeit vom Staat für 
andere Zwecke verausgabt worden wären. Zweifel tauchen 
erner bei uns auf, ob nicht vielleicht das Kraftwerk zweck⸗ 
mäßiger von der Privatinduſtrie erbaut worden wäre, ob⸗ 
dere wir uns der Schwierigkeiten der Geldbeſchaffung, 
er Schwierigkeiten der allgemeinen Zeitperhältniſſe durch⸗ 
aus bewußt ſind. M. D. u. Hl. Dieſe letzten Zweifel, 
te ich ausgeſprochen habe, die uns ſchon vor der Aus- 
1 3 des großzügigen Plans bewegt haben, können 
eute ſelbſtverſtändlich nicht zur Debatte ſtehen. Wir haben 
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ja einmal beſchloſſen zu bauen. M. D. u. H., der ſpringende ! 
Punkt ift aber: wie ift nun die Ausführung des Beſchluſſes 
erfolgt? Iſt uns auch immer in gewiſſenhafteſter Weiſe 
Bericht und Rechnung abgelegt worden? Die Elektri⸗ 
zitätswirtſchaftsſtelle hätte ganz gewiß ſchon früher einmal 
über den Stand der Dinge informiert werden müſſen. 
(Sehr richtig) Die letzte Sitzung hat am 25. Mai 1925 
ſtattgefunden. Aus welchem Grunde hat man unterlaſſen, 
die Elektrizitätswirtſchaftsſtelle weiter zu unterrichten? 
M. D. u. H.? Die Begründung der Ausgaben in der 
Oeffentlichkeit, wie ſie jetzt von Zeit zu Zeit erfolgte, er⸗ 
regte in immer ſteigendem Maße Bedenken. Man kommt 
faft um den Begriff nicht herum, daß ein Herumjonglieren 
mit Zahlen erfolgt iſt. 

Sehen wir uns doch einmal an, wie die Oeffentlichkeit 
eigentlich orientiert worden iſt. Herr Senator Runge 
erllarte in der Sitzung der Stadtbürgerſchaft am 26. Ja- 
nuar d. Js.: „Der eigentliche Koſtenanſchlag belief fih 
urſprünglich auf 5,5 Millionen Gulden.“ Das ſtimmt 
Herr Senator, nicht wahr? Sie wiſſen doch nun aber, 
daß der urſprüngliche Henning'ſche Plan für Bölkau und 
Lappin ausſchließlich Grunderwerb 2 950 000 Goldmark 
beanſpruchte. Dieſer Plan hätte dem Elektrizitätswerk, 
im Elektrizitätswerk gemeſſen, nach den Berechnungen 
17 500 000 KW. Stunden zugeführt. Das neue Projekt, 
jagen wir einmal, das Siemens⸗Rungeprojekt für Bölkau, 
führte dem Elektrizitätswerk, auch wieder im Elektrizitäts⸗ 
werk gemeſſen, nur 12 000 000 KW.-Stunden jährlich zu. 
Wenn für dieſes Projekt, das alſo erheblich weniger 
leiſtete, im Herbſt 1923 2,5 bis 3 Millionen Goldmark als 
Baukoſten genannt wurden, ſo rechnete man doch offen⸗ 
bar in dieſe Summe ſchon eine gewiſſe Verteuerung für 
die Löhne und Materialien hinein. Das ſtimmt doch auch? 
Hat man dies aber nicht getan und will man die ſeit Bau⸗ 
beginn eingetretene Verteuerung wieder als Grund an⸗ 


führen, jo muß man doch von dieſen Ziffern und nicht (D) 


von 5½ oder gar von 6 Millionen Gulden ausgehen, jo 
wie es Senator Dr. Runge in der Sitzung vom 26. Januar 
in der Stadtbürgerſchaft getan hat. Richtig iſt natürlich, 
das gebe ich zu, daß die Löhne vom Oktober 1923 bis 
Juli 1924 um 100 Prozent anzogen. Wenn alſo die 
Verwaltung, ſo will ich weiter logiſch aufbauen, in ihrer 
Preſſenotiz, und das iſt wichtig, vom 9. Auguſt 1924, 
wörtlich erklärte: „Nach unſeren genauen Koſtenanſchlägen 
wird der Ausbau des Radaunekraftwerkes bei Bölkau 
nur etwa 6 Millionen Gulden koſten“, jo waren in dieſer 
Steigerung der Koſten nicht nur die Lohnerhöhungen, 
ſondern auch die bis dahin eingetretenen Materialpreis- 
erhöhungen voll berückſichtigt. Das iſt uns ſeinerzeit auch 
von Ihnen, Herr Senator Runge, erklärt worden. (Abg. 
Rahn: Sind das Staatsmittel, die verausgabt worden 
find? — Nein, ſtädtiſche! links. — Abg. Rahn: Ach jo!) 
Bevor dieſe Notiz ſeinerzeit durch die Preſſe ging, waren 
in manchen Kreijen, jo auch in meiner Fraktion, Beſorg⸗ 
niſſe entſtanden. Es war damals zur Zeit der Preſſefehde 
des Herrn Profeſſor Schulze⸗Pillot. Mit Recht waren 
weite Kreiſe durch die Ausführungen des Profeſſors 
Schulze-Pillot nachdenklich geſtimmt. Damals war meines 
Erachtens eine unbedingt ſichere Preiskalkulation recht 
ſchwer. Deutſchland befand ſich ja noch, wie wir wiſſen, 
in der ſchlimmſten Inflation, und die Amſtellung der ver- 
einbarten Preiſe auf feſte Goldmark war eine recht ſchwie⸗ 
rige Angelegenheit. (Abg. Arczynſki: Warum mußte 
Schichau ſo viel bekommen?) 

Ich führe Sie in dieſe Zeit wieder zurück und erinnere 
daran, daß nach der genannten Preſſenotiz in der Be⸗ 
völkerung doch das Gefühl der Beruhigung Platz griff, 
als dieſe Erklärung am 9. Auguſt 1924 kam. Das Ge⸗ 
fühl der Sicherheit vor unliebſamen Leberraſchungen ver- 
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ſtärkte ſich noch, als zwei Monate ſpäter, nämlich am 
13. Oktober 1924, Herr Senator Runge in den Danziger 
Neueſten Nachrichten erklärte, „bisher Jeten für das halb- 
vollendete Werk 3 Millionen Gulden verbaut worden.“ 
Herr Senator, Sie werben ſich dieſer Notiz erinnern. Ich 
habe die ganzen Notizen bei mir und kann alles belegen, 
was ich jage. (Abg. Arczynſki: Sie haben fih ſchon ſeit 
Jahren auf die Große Anfrage worbereitetl) Ich habe gar 
nicht geglaubt, hier einmal zu der Frage Stellung nehmen 
zu müſſen. Sie werden verſtehen, daß große Beunruhi⸗ 
gung auch bei uns Platz griff und ich daher die Ange⸗ 
legenheit bearbeitete. (Zurufe links.) Hören Sie ſchön 
zu, ſonſt verlieren Sie doch den Faden. 

Ein volles Jahr, alſo ſeit November 1923 bis Mitte 
Oktober 1924, war gebaut worden, und das halbe Werk 
war fertiggeſtellt. In einem weiteren Jahr ſollte das 
ganze Werk vollendet ſein. Nach der Preſſenotiz waren 
die halben Baukoſten, nämlich 3 Millionen Gulden, ver⸗ 
baut. Die Löhne befanden ſich noch in langſamem Steigen, 
aber die großen Sprünge der Inflation und der erſten 
Feſtwährungszeit waren überwunden. Ein ſechswöchiger 
Streik im Baugewerbe halte nur eine 6-prozentige Lohn- 
erhöhung gebracht. Es konnte alſo nicht mehr viel paſſieren. 
Wenn es ſchlimm kam, konnten höchſtens aus den noch zu 
verbauenden 3 Millionen 4 Millionen werden. Insge⸗ 
jamt würde fih alfo die Bauſumme von 7 Millionen 
Gulden ergeben. Ich erinnere an die Hauptausſchuß⸗ 


ſitzung, die wir hatten und in der wir uns ſelbſt dieſe 
7 Mill. Gulden errechneten. Es lag damals kein weiterer 
Anlaß zur Beunruhigung vor. Die Materialpreiſe hielten 
ſich bis zur Beendigung der Bauzeit auf gleicher Höhe. 
Die Löhne erfuhren vom Auguſt 1924 bis Ende der Bau⸗ 
zeit eine allmähliche Steigerung um 20 Prozent. Die 


durchſchnittliche Lohnerhöhung während des 
zweiten Baujahres betrug alſo gegenüber dem Auguſt 
1924 10 Prozent. Das ſtimmt auch. 
Da trifft es uns doch nun wie ein Blitz aus heiterem 
Himmel, daß fih die Baukoſten auf 15½ Millionen 
Gulden belaufen würden. Wo iſt dafür die Begründung? 
Ihre Lichtbildervortäge haben dieje Begründung nicht er- 
bracht. Ich habe ſie mir angeſehen. Es waren wunder— 
bar ausgefallene Lichtbilder, aber das, was wir ſuchten, 
haben dieſe Lichtbilder nicht gebracht. Wenn man die 
2% Millionen Entſchädigung an Schichau abrechnet (Abg. 
Arczynſki: 2,8 Millionen!) oder auch 2,8 Millionen, waren 
nach den genauen Koſtenanſchlägen der Verwaltung aus 
den noch zu verbauenden 3 Millionen nun 10 Milllionen 
geworden, wenn wir rund rechnen. Es waren, damit Sie 
richtig folgen können: 15% Millionen weniger den in der 
erſten Hälfte verbauten 3 Millionen und weniger den 
2% oder 2,8 Millionen für Schichau. Es blieb dann eine 
Summe von rund 10 Millionen übrig. Es iſt eine ganz 
horrende Summe, die da verbaut worden iſt. Im März 
1924, alſo % Jahr vor Inbetriebnahme des Werkes, nach 
Ablauf von Dreivierteln der Bauzeit, erklärte Herr Se⸗ 
nator Runge im Hauptausſchuß wörtlich, der Ausbau 
würde fih gegenüber dem Voranſchlag um etwa 1,8 Mil- 
lionen Gulden verteuern. Stimmt das, Herr Senator? 
Das wiſſen Sie nicht! Was Sie damals geſagt haben, 
habe ich alles ſeſtgelegt. Anter dieſem Voranſchlag ſollte 
man nun eigentlich den letzten Anſchlag vor Beginn der 
Bauzeit verſtehen, der auf etwa 3 Millionen Gulden 
lautete. Aber, m. D. u. H., wenn man ſchon die Worte 
des Herrn Senator Runge auf den Anſchlag vom 9. Au⸗ 
guſt 1924 bezieht, der wie geſagt mit 6 Millionen Gulden 
abſchloß, ſo war ein Anlagekapital von 7,8 Millionen ge⸗ 
meint und vielleicht gerade noch zu tragen. 
Jetzt aber hören wir plötzlich die Summe von 
15% Millionen und mir ſcheint, dies iſt auch noch nicht 
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das Ende. (Zuſtimmung rechts.) Erſt waren es 3 Mil⸗ 
lionen, dann 6, dann 7,8 Millionen und jetzt find es 
15% Millionen. (Zwiſchenrufe.) Wenn uns Herr Senator 
Runge im Auguſt 1924 und dann im Hauptausſchuß im 
März 1925 die tatſächliche Lage genau geſchildert hat, dann 
iſt im letzten Viertel der Bauzeit, überlegen Sie, ſeit März 
1925 eine plötzliche unvorhergeſehene Verteuerung von 
15½ weniger 7,8, alſo insgeſamt im Betrage von 7,7 Mil⸗ 
lionen eingetreten. M. D. u. H., das gibt doch wirklich 
zu denken. Daher iſt es auch zu verſtehen, daß derartige 
Anfragen im Volkstag und in der Stadtbürgerſchaft 
kommen. Wie ſind denn nun, Herr Senator Runge, dieſe 
7,7 Millionen Mehrausgaben zu erklären? Wir bitten 
Sie um Auskunft. 

M. D. u. H., Herr Senator Runge erklärte nun in 
der Sitzung der Stadtbürgerſchaft am 26. Januar 1926, 
die Verteuerung der Materialien und die Erhöhung der 
Arbeitslöhne bewirke eine Aeberſchreitung um 6 Millionen. 
Das haben Sie doch geſagt? Wenn Herr Senator Runge 
das geſagt hat, ſo erkläre ich: die Erhöhung der Löhne 
und der Materialpreiſe hatte Herr Senator Runge doch 
ihon einmal ſeinerzeit als Begründung angegeben, näm- 
lich in der damals viel zitierten Preſſeerklärung vom 
9. Auguſt 1924, daß nach den damaligen genauen Koſten⸗ 
anſchlägen der Ausbau des Radaunekraftwerks bei Bölkau 
nur etwa 6 Millionen koſten würde. Hier ift eine An⸗ 
klarheit, und wir bitten dieſer Anklarheit wegen um Aus- 
kunft, Herr Senator. 

Nun zur Frage der Rentabilität des Kraftwerks. Ich 
erinnere daran, daß bei allen Beratungen über das 
Elektrizitätswirtſchaftsgeſetz und noch im Mai 1924 Herr 
Senator Runge gemäß Preſſenotiz bei einer Führung er- 
klärt hat, daß fich die Möglichkeit ergebe, eine Verbilli— 
gung durch Ausnutzung der Waſſerkräfte und Verzicht auf 
die weit teurere Kohle zu erzielen. Iſt nun in der Tat 
zu erwarten, daß durch Bölkau die Selbſtkoſten der von 
der Stadt gelieferten Kilowattſtunde verbilligt werden? 
M. D. u. H., überlegen Sie einmal, die Verzinſung der 
Baukoſten erfordert nach den Emiſſionsbedingungen der 
Anleihe einſchließlich Bankproviſion etwa 10 Prozent. 
Das wären alſo bis jetzt bei einem Koſtenbetrag von 15½ 
Millionen jährlich 1550 000 Gulden; und dies bedeutet 
bei 12 Millionen Kilowattſtunden ins Elektrizitätswerk 
Danzig übernommener elektriſcher Arbeit 13 Pfennig pro 
Kilowattſtunde. Hinzu treten die direkten Betriebskoſten, 
von Herrn Senator Runge am 26. Januar auf 1,13 Pfg. 
pro Kilowattſtunde angegeben, ohne Abſchreibung und 
ohne Tilgung der Schuld, alſo 14 Pfennige pro Kilowatt⸗ 
ſtunde. Aus dem Geſchäftsbericht des Betriebsamts aber 
für das Jahr, das mit dem 31. März 1925 abſchließt, er⸗ 
rechnen ſich die Selbſterzeugungskoſten der aus Kohle er⸗ 
zeugten Kilowattſtunde, gleichfalls ohne Abſchreibung, 
nur auf zirka 8 Pfennige pro Kilowattſtunde. Die aus 
Bölkau gelieferte Kilowattſtunde wird alſo um 6 Pfennige 
teurer. (Hört, hört! rechts.) Die Erzeugung wird aljo 
bei 12 000 000 Kilowattſtunden um jährlich 720 000 
Gulden verteuert werden. Es ſcheint uns alſo Herr 
Senator, als ob eine Verbilligung gegenüber der Kohle 
bei dieſem Anlagekapital nicht möglich ſein wird. Es wäre 
ſelbſtverſtändlich eine ſehr freudige Aeberraſchung Herr 
Senator, wenn Sie uns eines beſſeren belehren werden. 
(Sie ſind doch Fachmann! links.) Ich habe es mir heraus⸗ 
gerechnet. 

In der Zeit, als über die Frage des Baues noch 
nicht entſchieden war, ſagte uns Herr Senator Runge, 
als wir über das Elektrizitätswirtſchaftsgeſetz berieten, das 
Elektrizitätswerk brauche eine Erweiterung. In wenigen 
Jahren würde es ſeine Leiſtungsgrenze erreicht haben. 
M. D. u. H., für jeden Techniker war es ausgemacht, daß 
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eine Erweiterung auch eine Verbilligung der Selbſtkoſten 
mit ſich bringen müßte, und in Frage kam ſelbſtverſtänd⸗ 
lich die Erweiterung des Dampfkraftwerks. Es wurde uns 
ſeinerzeit erzählt, eine derartige Möglichkeit beſtände nicht. 
Wir haben uns unter dieſen Amſtänden bereit erklärt, 
dem Elektrizitätswirtſchaftsgeſetz die Zuſtimmung zu geben. 
Nachher hat ſich herausgeſtellt, daß eine Erweiterung des 
Kraftwerks ohne weiteres möglich geweſen wäre. So iſt 
uns die Verbilligung der Selbſtkoſten durch Ausbau des 
Dampfkraftwerks entzogen, darüber hinaus aber erleiden 
wir einen Schaden, nach unſerer Berechnung um jährlich 
720 000 Gulden. 

Wir fragen nun zum Schluß Herrn Senator Runge: 
Iſt immer und überall die notwendige Gewiſſenhaftigkeit 
eingehalten worden? Bft immer und überall berechtigter 
Grund für Ihre Maßnahmen vorhanden geweſen, be⸗ 
rechtigter Grund vor allem für die enormen Ausgaben? 
(Abg. Rahn: Ihre Senatoren im vorigen Senat haben das 
doch bewilligt!) In dieſen Zuſammenhang fragen wir 
weiter: Wie ſteht es mit dem Werk in Lappin? Welches 
ſind ſeine Koſten? Hat man die Rentabilität geprüft, 
bevor man an den Bau dieſes Werkes heranging? Sind in 
der genannten Summe von 15% Millionen die geſamten 
Koſten für Bölkau und für Lappin enthalten? Stimmt 
weiter die Nachricht, daß das Lappiner Werk zurzeit wegen 
Waſſermangels ſtillgelegt worden iſt? Wenn Sie uns 
Herr Senator die Sorgen und Zweifel durch klare Belege 
zerſtreuen könnten, würden wir uns außerordentlich darüber 
freuen können. (Bravo! beim Zentrum. Abg. Kloßowſfki: 
Sie find ein feiner Vertreter Ihrer Firma, das muß man 
Tagen!) 5 

Vizepräſident Spill: 
Liſchnewfki. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Ich bin zwar kein 
Vertreter der Allgemeinen Elektrizitätsgeſellſchaft und habe 
kein Intereſſe daran, ob dieſe oder jene Firma das Werk 
gebaut hat oder nicht, aber ich will den Standpunkt der 
werktätigen Bepölkerung klarlegen, ob die Arbeiterſchaft 
einen Vorteil oder Nachteil von dem Werk Bölfau hat. 
Wenn wir uns als kommuniſtiſche Fraktion den Werde⸗ 
gang der Herſtellung des Kraftwerks Bölkau vor Augen 
führen, dann müſſen wir eins feſtſtellen, daß Herr Se- 
nator Runge zum mindeſten ein Senator der Vorſpiege⸗ 
lung falſcher Tatſachen fit. (Abg. Gaikowfki: Anerhört! 
Heiterkeit.) Aus einem Rechenexempel, zu dem Herr 
Senator Runge gekommen iſt und bei dem 7 Millionen 
veranſchlagt wurden, ſind 15 Millionen geworden. Das 
hat man früher auch ſo gemacht. Ich erinnere an die Tätig⸗ 
keit der früheren Kaiſerlichen Werft und der Gewehr⸗ 
fabrik, an die von Wilhelms Gnaden entſtandenen Be⸗ 
triebe. Wenn 1 Million nicht reichte, war die andere da. 
(Zurufe rechts.) Darauf kommt es nicht an. (Heiterkeit 
rechts.) Es kommt vielmehr darauf an, daß dieſe Mil⸗ 
lionen, die in die Betriebe hineingeſteckt wurden, von der 
werktätigen Bevölkerung wieder aufgebracht werden 
mußten. Aus dieſem Grunde kritiſieren wir den Anter⸗ 
ſchied zwiſchen dem Voranſchlag von 7 Millionen und dem 
Herſtellungspreis von 15 Millionen. Deswegen kritiſieren 
wir auch die Tätigkit der damaligen kaiſerlichen Regierung. 
(Abg. Nordwig: Da war die Arbeit nicht teurer!) Das 
ftimmt. Ich bin auf den U-Booten auf der Kaiſerlichen 
Werft in Friedenszeiten beſchäftigt geweſen und weiß 
genau, wie der Voranſchlag und der Koſtenpreis ausſah, 
(Lachen rechts.) Wenn die Millionen nicht reichten, kamen 
weitere Millionen hinzu. Hauptſache war, daß gegen die 
. Bepölferung Mordwaffen hervorgebracht wur⸗ 
e So ſieht die Sache auch heute aus. Dazu braucht 
9 nicht Dr. Ing. zu ſein, das mache ich auch. Wenn 

ine Million nicht ausreicht, fordere ich die zweite an und 
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halte die Bevölkerung in Dummheit, wie das Werk her⸗ 
geſtellt wird. Damit iſt meine Intelligenz erſchöpft. 

3 Das find Tatſachen, die nicht aus der Welt zu 
ſchaffen ſind. Das Werk hat ſich lediglich als erneute Be⸗ 
laſtung der erwerbstätigen Bevölkerung beraus⸗ 
geſtellt. Dazu möchte ich ein paar Worte ſagen. 
Im Kreiſe Danziger Höhe wurde ſeinerzeit das 
Elektrizitätswerk Straſchin⸗Prangſchin errichtet. Der 
Strompreis betrug urſprünglich 15 Pfennig pro Kilowatt⸗ 
ſtunde. Man hat darum gebettelt, daß ſich die werktätige 
Bevölkerung Lampen anſchaffte und Anſchlüſſe machen 
ließ und war froh, daß man Stromabnehmer bekam. Jetzt, 
wo ſich die Bevölkerung dieſe Ausgaben vom Mund 
abgeſpart hat, iſt der Preis geſtiegen, 15 Pfennig, 
28 Pfennig, 31 Pfennig, jetzt 45 Pfennig. (Abg. Harnau: 
65 Pfennigl) Ich komme darauf zurück. 45 Pfennig koſtet 
der Strom im Kreiſe Danziger Höhe infolge der Sau⸗ 
wirtſchaft des Senats. À 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Liſchnewſki, ich rufe 
Sie für dieſen Ausdruck zur Ordnung. — (Abg. Rahn: 
Er meinte damit ja den früheren Senatl) 
Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Die gemachten 
Schiebungen mußten gedeckt werden, daher wurden die 
Strompreiſe erhöht. Getroffen wird aber allein die werk⸗ 
tätige Bevölkerung. Jetzt, wo die Lampen angeſchafft ſind, 
heißt es: Friß Vogel oder ſtirb. Wenn ſich die Betroffenen 
nun noch eine Petroleumlampe oder Karbidlampe an⸗ 
ſchaffen ſollen, ſo entſtehen wiederum neue Ausgaben. Ich 
ſpreche nur von denjenigen, die notgedrungen elektriſches 
Licht brennen müſſen. Jetzt buhlt man um Abnehmer. 

Ich frage Sie, m. D. u. H., ob es einem werktätigen 
Mitgliede der Bevölkerung, das 15, 18 bis 20 Kilowatt⸗ 
ſtunden den Monat verbraucht überhaupt möglich iſt, 
dieſen Strompreis zu zahlen? Ausgeſchloſſen, die ärmere 
Bevölkerung kann ſich dieſen Luxus nicht geſtatten. 
(Senator Runge: Damit habe ich ja garnichts zu tun!) Sie 
ſind als Senator für die Herſtellung und Rentabilität ver⸗ 
antwortlich. (Zuruf) Ich ſpreche jetzt von Ihrer Intelli⸗ 
gena, von Ihrem intelligenten Werk. (Heiterkeit) Die 
werktätige Bevölkerung kann 65 Pfennig Strompreis 
nicht bezahlen. Daß aber Freymann nur 9 Pfennig pro 
Kilowattſtunde berechnet werden, ift eine beſondere 
Intelligenz unſeres heutigen Senats. Wenn ich auch nur 
ein einfacher Arbeiter bin, ſo bin ich mir klar, daß hier 
wieder die Bevorzugung einer beſonderen Klaſſe vor- 
genommen wird. Sie ſagen natürlich, wenn Freymann 
bei ſeinen vielen Lampen 65 Pfennig bezahlte, müßte er 
bankrott machen. Ich glaube, unſere großen Waren⸗ 
häuſer machen noch ganz ſchöne Geſchäfte. Auch bei den 
Aktiengeſellſchaften wird von einer Notlage der Wirtſchaft 
geſprochen und geweimert. Trotzdem kommen 7 bis 12 
Prozent Dividende zur Verteilung. Die großen Geſchäfte 
verdienen noch immer, daher können ſie ebenſogut dieſelbe 
Belaſtung tragen, wie die werftätiae Bevölkerung. Aber 
dieſe Leute faßt man mit Glacsbandſchuben an um Strom- 
abnehmer zu bekommen. Die werftätige Bevölkerung 
bedeutet einen größeren Abnehmerkreis als die Waren⸗ 
häuſer. Blalen Sie ihr das Lebenslicht oder beffer geſagt 
das elektriſche Licht aus, dann erreichen Sie das Gegen⸗ 
foil von dem Gewollten. dann haben Sie abſolut keine 
Abnehmer für Ihre Elektrizität. Wenn Sie alfo auf 
Grund der wirtſchaftſichen Lage ſchon Erleichterungen 
ſchaffen, dann müſſen Sie den wirtſchaftlich Schwachen 
zuteil werden. Das ift eine ſoziale Forderung, die müßte 
fih auch der Senat angelegen ſein laſſen. 2 

Eigentümlich berührt uns Kommuniſten die Stellung⸗ 
nahme der Deutſchnationalen. Es iſt ein beſonderes Ka⸗ 
pitel, wenn dieſelben Deutſchnationalen, die damals in der 
Regierung waren, als das Werk von Bölkau zuſtande 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter.) 

gebracht wurde und die den damaligen und jetzigen Sena⸗ 
tor Runge ſtützten, jetzt in Oppoſition treten. (Zuruf des 
Abg. Dörkſen.) Als Sie im Senat waren, wurde das 
Werk zuftande gebracht. (Abg. Dörkſen: Gegen unſeren 
Willen!) Das zu wiſſen iſt ſehr weſentlich für mich. Das 
Werk iſt gegen den Willen der Deutſchnationalen zuſtande 
gebracht worden, das werden wir buchen. (Heiterkeit 
rechts.) Ich glaube es Ihnen nämlich nicht; denn Sie 
haben immer zwei Geſichter, eins für die Oeffentlichkeit 
und ein egoiſtiſches Geſicht, das nach dem Verdienſt fragt. 
Sie haben ſtets zwei Geſichter in der Weltpolitik und auch 
in der Wirtſchaftspolitik im großen und kleinen gehabt. 
Wir brauchen uns bloß die Frage des Eintritts Deutſch⸗ 
lands in den Völkerbund zu vergegenwärtigen. Erſt waren 
Sie für den Eintritt in den Völkerbund, nachher machten 
Sie einen hübſchen Zurückzieher. Das iſt kennzeichnend 
für Ihre Politik. Aus dieſem einfachen Grunde, weil Sie 
ſtets zwei Geſichter gezeigt haben und ſich ſtets fein aus 
der Schlinge zu winden wußten wenn es brenzlich wurde, 


glaube ich nicht. daß es gegen Ihren Willen geſchah, wenn 


das Werk ſo zuſtande kam, wie es geſchehen iſt. 

Der Herr Abg. Burandt fühlte ſich bemüßigt, zu 
ſagen, er gönne der Arbeiterſchaft einen Verdienſt von 
1,17 Gulden von Herzen. Einen derartigen demagogiſchen 
Ausſpruch würde ich mir als einwandfreier Menſch nicht 
leiſten. Herr Abg. Burandt, Sie ſind doch auch einer 
von denjenigen, die für 30 Pfennige vom Morgen bis 
zum Abend Rüben hacken laſſen. Wer Ihnen glaubt, 
daß Sie dem Arbeiter 1,17 Gulden gönnen, muß dumm 
ſein. Wenn ich mir meine Jugend vor Augen führe, ſo 
haben wir von 6 Ahr morgens bis 8 Ahr abends auf 
Knien und Ellenbogen gelegen und Rüben und Kartoffeln 
hacken müſſen. Ich glaube alſo nicht, daß Sie den Ar⸗ 
beitern 1,17 Gulden gönnen. Sie haben es aber auch ge⸗ 
wagt, die Tätigkeit bezüglich der Arbeitsvermittlung zu 
kritiſieren. Sie haben es ja verſtanden, Ihren Brüdern 
in Chriſto, die Ihnen ans Herz gewachſen ſind, die Sie 
als Stimmvieh benutzen — leider muß es geſagt werden, 
daß es noch dumme Arbeiter gibt, die Ihnen nachlaufen — 
in erſter Linie Arbeit zu vermitteln. Sie haben die Leute 
mit einem Zettelchen zu dem Schachtmeiſter geſchickt, um 
dieſe Objekte eventuell als Streikbrecher zu benutzen. Es 
iſt uns bekannt, daß es gerade durch die Tätigkeit dieſer 
Subjekte nicht möglich war, geregelte Arbeitsverhältniſſe 
im Werk Bölfau zuſtande zu bringen. Es iſt uns be⸗ 
kannt, daß die Arbeiter für eine achtſtündige Arbeitszeit 
gekämoft haben. Die Arbeiter aber, die von Ihnen mit 
einem Zettel zum Schachtmeiſter geſchickt wurden. waren 
es die 14. 16 und IR Stunden gearbeitet haben. (Zwiſchen⸗ 
ruf des Aba. Doerkſen.) Sie aſauben es nicht, Herr 
Dnerfien. daß jomand auch 24 Stunden arbeften kann. Es 
ift aber vorgekommen daß einer für 24 Stunden bezahlt 
bekam Soſche Subiefte haben fih 24 Stunden umber- 
aetriehen und nicht einen Spaten angefaßt. Ich fann be⸗ 
ſtäötjaon daß die Arbeiter erklärt haben. daß das die 
Syeichellecker waren. die von deutſchnationalen Amts- 
vorſtebern hingeſchickt wurden. Dann dürfen Sie ſich als 
einigermaßen aufrechter Menſch bier nicht hinſtellen und 
fo tun als ob Sie etwas für die Arbeiterſchaft übria haben. 
Das iſt das Beſchämende für einen Menſchen, daß er es 
immer wieder wagt. uns auf dieſer Tribüne zwei Geſichter 
zu zeigen. Das haben wir erkannt und werden es ent- 
ſprechend bewerten. 

Das wäre es, was ich im allgemeinen zu dieſer An⸗ 
gelegenheit zu ſagen habe. Auf die Ausführungen des 
Vertreters der Allgemeinen Elektrizitätsgeſellſchaft, der 
vielleicht, ich kann es nicht wiſſen, ein beſonderes Intereſſe 
an der Sache und ſein Material vielleicht aus Berlin be⸗ 
kommen hat, will ich mich nicht einlaſſen. Eins habe 
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ich noch vergeſſen. Gerade die Deutſchnationalen waren 
es, das muß in aller Oeffentlichkeit geſagt werden, die hier 
Agitation getrieben haben und beim zweiten Geſicht alles 
getan haben, um durch dieſes Werk die erwerbstätige Be⸗ 
völkerung zu belaſten. Sehen Sie ſich einmal die Schiebung 
mit Schichau an. Es ſah doch ſo aus, als ob Schichau im 
Intereſſe der Allgemeinheit die betreffenden Ländereien 
abtreten ſollte, wo das Elektrizitätswerk aufgerichtet 
wurde. Da waren Sie es und Ihre Preſſe, die immer 
wieder darauf hinwieſen, Schichau muß das Geld haben. 
Wenn wir uns in die Zeit zurückdenken, als die erſten An⸗ 
fänge dieſes Gedankens in die Welt geſetzt wurden, da 
waren es Ihre Blätter, die immer darauf pochten, nur 
nicht das Eigentumsrecht verletzen, ganz gleich, wie es be- 
zahlt wird. Wie es bezahlt wurde, wiſſen wir. Schichau 
hat dabei ein enormes Stück Geld verdient, ohne einen 
Finger ins kalte Waſſer zu ſtecken. Schichau hat ſich mit 
dieſem Geld geſund geſtoßen, mit dieſem Geld, das er 
heute nicht im Intereſſe der Allgemeinheit verwendet, 
ſondern höchſtens zur Spekulation, zur Ausbeutung der 
werktätigen Bevölkerung. So ſieht die Geſchichte aus. 
Sie haben dem Schichau die 2,8 Millionen in die Taſche 
geſchmuagelt. und jetzt kommen Sie und wollen gegen das 
Werk Aaitation treiben. Sie ſollten lieber den Mund 
halten und ſagen. „Gott ſei mir armem Snüder gnädig“. 
Dann wäre die Geſchichte erledigt. 

M. D. u. H.! Wir ſind davon überzeugt, daß hier mit 
allgemeinen Geldern wild herumgewirtſchaftet worden iſt. 
Allerdings bleibt das Werk beſtehen, und die kommende 
Zeit wird es einſtmals für ſich ausnützen können. Ich emp⸗ 
fehle die Elektriſierung nach ruſſiſchem Muſter. Der Herr 
Senator kann ja ein Studium anſtellen. Ich ſinge kein 
Loblied auf Rußland. habe keine Arſache dazu, ſondern 
Rußland ſpricht für fih. (Alles verwüſtet! rechts.) Das 
eine aber ſteht feft, daß man in Rukland daran gegangen 
ift. die Verſorgung mit eleftriſchem Licht vorzunehmen und 
vor allem die werktätige Bevölkerung mit Licht zu per- 
inraen. Dieſes Problem. die Herſtellunaskoſten und ihre 
Vorwendung bitte ich den Senat zu ſtudieren. Man darf 
nicht willkürlich bauen ſondern muß ſtets der Allgemein⸗ 
beit einen Nuten zuführen. Hier ſoll der Nutzen aber 
nur für eine privilegierte Klaſſe vorhanden fen. Nicht 
der Nuben für die Alſaemeinbeft. ſondern nur der Nutzen 
fiir eine gowiſſe Klaſſe ſpricht mit. Das beweiſt das Bei- 
intel der Marenhäufer uſw. 

Die Bevölkerung wird ſolange mit den Herſtellungs⸗ 
koſten dieſes Werkes belaſtet werden, bis es uns gelingt, 
eine neue Staatsform einzuführen. Sie wird abſolut 
keinen Nutzen haben, ſondern ſtets mit Grauen an die 
Verwendung des Lichtes denken. Aus dieſem Grunde 
kritiſieren wir ſcharf und ſind ſtrenge Gegner der Vor⸗ 
gänge, die ſich bei dieſem Werk abgeſpielt haben. Wir ver⸗ 
urteilen die Einſtellung des Senats betreffend Vor⸗ 
ſpiegelung falſcher Tatſachen auf das ſchärfſte. Denn ein 
Menſch, der in der Oeffentlichkeit tätig iſt, hat die ver⸗ 
dammte Pflicht und Schuldigkeit, zum mindeſten der Volks⸗ 
vertretung die Einnahmen und Ausgaben mitzuteilen. Das 
haben Sie, Herr Senator Runge, nicht für nötig befunden. 
Sie haben alles für ſich im ſtillen Kämmerlein behandelt. 
Daß Sie, m. H. Deutſchnationalen, dabei Ihre Hand im 
Spiel gehabt haben, davon ſind wir trotz Ihrer gegenteili« 
gen Aeußerung überzeugt. (Bravo! bei den Kommuniſten. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Bergmann. E 

Bergmann, Abgeordneter (D.Soz.): M. D. u. H. 
Es iſt an und für ſich dankenswert, daß ſich der Senat 
bereit erklärt hat, auf die Große Anfrage der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion zu antworken. Er hätte das viel⸗ 
leicht von ſich abſchieben und hätte ſagen können, 
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I (4) (Bergmann, Abgeordneter.) 


eine Sache, die vor die Stadtbürgerſchaft gehört. Am jo 
beſſer ift es, daß nun hier auch im Plenum des Bolts- 
tages Gelegenheit gegeben wird, ſich mit der Radaune⸗ 


angelegenheit zu beſchäftigen, einer Angelegenheit, die ja 


in weiten Kreiſen der Bevölkerung lebhafte Beunruhigung 
hervorgerufen hat. Es wäre deshalb von ganz beſonderem 
Intereſſe, wenn in dieſer Angelegenheit einmal endgültig 
Klarheit geſchaffen würde. In den Danziger Neueſten 
Nachrichten erſchien ja vor einiger Zeit ein Artikel, der die 
Aeberſchrift trug: „Klarheit über Bölkau“. Aber, m. D. 
u. H., ich glaube nicht, daß irgend jemand, der ſich ernſt⸗ 
lich mit dieſer Angelegenheit beſchäftigt hat, eine wirt- 
liche Klarheit gewonnen haben wird. Ich möchte ſogar 
das Gegenteil behaupten. Durch die verſchiedenen Ver⸗ 
handlungen iſt darüber noch mehr Anklarheit geſchaffen 
worden. Die Angelegenheit wird ja nicht zum erſten 
Mal behandelt. Meine Fraktion in der Stadtbürgerſchaft 
hatte bereits eine diesbezügliche Anfrage geſtellt, und zwar 
war dieſe Anfrage ganz genau detailliert. Sie wollte auf 
eine ganze Reihe von Einzelfragen möglichſt ausführliche 
Auskunft haben. Wir hatten ſogar den Wunſch geäußert, 
daß uns ſeitens des Senats eine ſchriftliche Antwort aus 
einem ganz beſtimmten Grunde zugehen möchte; denn was 
man ſchwarz auf weiß beſitzt, kann man getroſt nach Hauſe 
tragen, wenn einem aber etwas nur mündlich mitgeteilt 
wird, ſo geht im Laufe der Zeit manches verloren, manches 
wird entſtellt, manches vergeſſen. 

Leider iſt uns dieſer Wunſch nicht erfüllt worden. 
Der Senat berief ſich auf die Geſchäftsordnung, wonach 
er nicht verpflichtet iſt, auf Anfragen eine ſchriftliche Aus⸗ 
kunft zu geben. Am ſo beſſer iſt es, daß nun auch hier dieſe 
Angelegenheit noch einmal aufgerollt wird und ich glaube, 
es wird auch noch nicht das letzte Mal ſein. (Abg. Bahl: 
Das kommt erſt noch!) Es liegt doch vor allen Dingen 
im allgemeinen Intereſſe, daß die Bevölkerung tatſächlich 
einmal darüber aufgeklärt wird, wie es denn in Wirklich⸗ 
keit mit dem Radaunewerke ſteht. Auch der Herr Senator 

unge hat ſich ja wiederholt darüber geäußert. Er hat 
9. B. vor der Deutſch⸗liberalen Partei einen Vortrag ge- 
halten. Er hat dann in der Stadtbürgerſchaft unſere An⸗ 
rage beantwortet. Er hat weiter in der Petriſchule den 
Lichtbildervortrag gehalten. Jetzt reden wir ſchon zum 
vierten Male über dieſelbe Sache. And wenn man fidh 
as Ergebnis bis jetzt anſieht, kann man doch nur ſagen, 
es wird außerordentlich viel herumgeredet. Von dem 
derrn Senator bekommen wir faſt immer dieſelben Ant- 
worten und dieſe Antworten ſind regelmäßig ungenügend 
und unvollſtändig. Er verſchanzt ſich hinter alle möglichen 
“usreden, die Rechnungslegung fei noch nicht erfolgt 
o” Aber wenn wir nun die Behandlung der ganzen 
y ache betrachten, dann müſſen wir eins unbedingt feft- 
ellen: Dem Herrn Senator ſind in ſeinen verſchiedenen 
fi arlegungen mancherlei Irrtümer unterlaufen. Er hat 
ſchi in mancherlei Widerſprüche verwickelt und ver⸗ 
chiedentlich verſchiedene Zahlenangaben gemacht. Es 
el Tte wohl, ſowohl für den Laien, als auch fogar für 
En Sachverſtändigen ſehr ſchwer ſein, fih darin zurecht 
j finden. Der Herr Kollege Neubauer hat ja vorhin 
zon einiges von den Widerſprüchen aufgedeckt. Ich 
e Sie nun, m. D. u. H., mit einer Reihe von anderen 
ale ern und Widerſprüchen bekanntmachen. Aber 
Anh im voraus will ich bemerken, daß wir uns mit dieſer 
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gen werden ch Zu unft ſcharf beobachten un 
ir hatten uns ſeinerzeit auch ſchon im Aelteſten⸗ 
desc mit dem Vortrag des Herrn Senators Runge 
und waren einſtimmig zu dem Ergebnis ge⸗ 


häftigt 


Erlanen, daß dieſer Lichtbildervortrag nicht etwa einen 


rſatz für 


die Große Anfrage bilden ſollte, ſondern daß 
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; ( 
dieſe Anfrage ausdrücklich im Plenum des Volkstages be- 


handelt werden ſollte. 

„Nun, m. D. u. H., möchte ich Sie mit einigen Wider⸗ 
ſprüchen bekannt machen, in die ſich der Herr Senator 
verwickelt hat. Er hat z. B. geſagt, der Voranſchlag für 
das Radaunewerk fei in der Inflationszeit und zwar für 
ein ganz anderes Bauwerk gemacht worden. Aber in 
einer Erwiderung der Verwaltung, auf die auch vorher 
Kollege Neubauer ſchon Bezug genommen hat, die vom 
9. Auguſt 1924 datiert, heißt es: „Nach unſeren genauen 
Koſtenanſchlägen wird der Ausbau des Radaunekraft⸗ 
werkes bei Bölkau nur etwa 6 Millionen Gulden koſten. 
Damals war doch keine Inflationszeit. Wer würde ſich 
während der Inflationszeit überhaupt an ein ſo gewaltiges 
und koſtſpieliges Werk herangemacht haben. (Abg. Beyer: 
Wenn man es nur gemacht hätte!) Verpulvert worden ift 
augenblicklich ſchon genug. Dann hat Herr Senator 
Runge im Lichtbildervortrag in der Petriſchule ausge⸗ 
führt, das Gefälle des Radaunekraftwerks war urſprüng⸗ 


©) 


lich auf 42 Meter berechnet und ift jedoch auf 44,8 Meter 


erhöht worden. Das iſt rund gerechnet eine Vergrößerung 
um 7 Prozent. Er hat weiter behauptet, dadurch wäre 
die Spitzenleiſtung des Werkes von 3700 auf 6720 KW 
geſtiegen. Auch das iſt etwas rätſelhaft, vielleicht kann 
ein Sachverſtändiger das nachrechnen. Jedenfalls iſt es 
für einen Laien auffallend: Auf der einen Seite eine 
Steigerung von 7 Prozent und andererſeits in der Spitzen⸗ 
leiſtung eine Steigerung von faſt 100 Prozent. (Abg. 
Neubauer: 
ſchloſſen hat der Herr Senator angegeben, das ſagte er in 
der Stadtbürgerſchaft, daß die Spitzenleiſtung auf etwa 
10 000 KW zu berechnen wäre. In der Petriſchule hat 
er nur 9000 KW angegeben, das iſt auch eine Differenz 
von 1000 KW, die der Klärung bedarf. Dann hat er 
ferner ausgeführt, wenn man zunächſt mit 5% bis 534 
Millionen Gulden gerechnet hatte, erhöhte ſich der Preis 
durch die Amrechnung und Erhöhung der Leiſtung auf 
11 Millionen. 

Auch dieſe Ausführungen erſchienen mir reichlich 
dunkel. Weiter ſagte er: „Ich habe nachgewieſen, daß 
dieſe Verteuerungen durch die Erhöhung der Löhne und 
Materialien und durch die höhere Leiſtung des Werkes 
entſtanden ſind.“ Ja, m. D. u. H., das ſind doch alles nur 
höchſt ungenaue Angaben ganz allgemeiner Natur. Da⸗ 
mit iſt keinem Menſchen geholfen und dadurch wird für 
die Oeffentlichkeit auch keine Klarheit geſchaffen. Bei In⸗ 
betriebnahme des Radaunewerkes wurden die ſeit dem 
əl. Januar 1923 gezahlten Löhne und Vorlöhne ver- 
öffentlicht. Sie betrugen rund 7,1 Millionen. In der 
Petriſchule gab Herr Senator Runge dieſe Summe mit 
5 Millionen an. Das iſt wiederum ein Anterſchied von 
2,1 Millionen, der auch noch nicht geklärt iſt. 

Nun komme ich auf die Geſamtkoſten zu ſprechen, 
die das Radaunewerk erfordert hat. In dem Vortrag, 
den Herr Senator Runge der Deutſchliberalen Partei 
gehalten hat, hat er angegeben daß die Geſamtkoſten 
einſchließlich Lappin 18 bis 20 Millionen betrügen. (Abg. 
Lehmann: Noch viel mehr!) In der Petriſchule ſagte er 
15% Millionen ohne Lappin. Wir ſehen hier offenbar 
ein Jonglieren des Herrn Senators mit den Millionen, 
das mindeſtens befremden muß. Was die Deckung der 


— 


Das ift ſchon möglich!) Lappin miteinge-⸗ 


D) 


Koſten anbetrifft, jo find dazu verwendet worden die Gold- 


anleihe und die engliſche Pfundanleihe. Es handelt ſich 
um einen Betrag von 13 bis 14 Millionen. Wir er- 


warten, daß uns die genauen Zahlen gegeben werden und 
nicht jo unbeſtimmte Angaben gemacht werden. Herr Se⸗ 
nator Runge hat nach einem Stenogramm ausgeführt, daß 
man ſich ſtändig als Berater des ganzen Lehrkörpers unſe⸗ 
rer Hochſchule bedient habe. Einige Tage ſpäter kam eine 
Berichtigung ſeitens der Hochſchule an die Neueſten Nach⸗ 


— 


(A 


(B) 
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(Bergmann, Abgeordneter.) 
richten, wenn ich nicht iere. Wie mir erzählt worden ift, 
hat ſich die Zeitung mit dem Herrn Senator in Verbin⸗ 
dung geſetzt und ihn gefragt, ob dieſe Berichtigung in die 
Zeitung aufgenommen werden ſollte. Es iſt aber nachher 
nicht geſchehen. (Zwiſchenrufe links.) Ich verweiſe auf 
den Artikel in der „Neuen Zeit“. Da iſt davon die Rede, 
daß der Herr Profeſſor Schulze-Pillot vor der Inangriff⸗ 
nahme des Werkes eindringlich gewarnt habe und zwar mit 
der Begründung, eine ſolche Kapitalanlage würde für den 
Freiſtaat nicht rentabel fein. Wie fih das in Wirklichkeit 
verhält, iſt bis jetzt auch noch nicht geklärt. Jedenfalls 
ſteht ſoviel feft, daß nicht der geſamte Lehrkörper der Hodh- 
ſchule ſtändig beratend zur Seite geſtanden hat. Vor 
allen Dingen ſoll gerade die Fakultät, die hier in erſter 
Linie in Frage kommt, gar nicht befragt worden ſein. 
Nun möchte ich zum Schluß noch auf drei beſonders 
ſchöne Stellen in den Reden des Herrn Senators Runge 
aufmerkſam machen. Er hat in der Petriſchule von der 
Amortiſation geſprochen und geſagt: „Das iſt ja bekannt“. 
Aber meine Damen und Herren, wem iſt das denn be- 
kannt? Dann hat er von der Amortiſationsquote ge⸗ 
ſprochen und geſagt, ſie wäre für den Strompreis tragbar. 
Wie hoch ſich dieſe Quote beläuft, iſt auch nicht angegeben 
worden. Alſo man kann ſich ſeine eigenen Phantaſien 
darüber machen. Endlich hat der Herr Senator geſagt, 
an Unternehmer gezahlte Koſten wären verhältnismäßig 
ſehr gering geweſen, aber auch ohne Zahlenangabe. Alſo 
mit ſolchen allgemeinen Redensarten werden die Hörer 
abgeſpeiſt. Daß dadurch ſelſtverſtändlich, wie ich ſchon 
eingangs betonte, eine Klarheit unmöglich geſchaffen wer⸗ 
den kann, muß jedem ohne weiteres einleuchten. Da uns 
daran liegt, wirklich Klarheit zu ſchaffen, hat meine 
Fraktion in Ausſicht genommen, einen Anterſuchungsaus⸗ 
ſchuß zu beantragen, der von der Stadtbürgerſchaft einzu⸗ 
ſetzen iſt. Wollen wir wirklich etwas erreichen, dann können 
wir uns nicht mit ſolchen nichtsſagenden Antworten be⸗ 
gnügen, wie wir fie beiſpielsweiſe auch heute zu hören be- 
kommen haben. Damit wird doch nichts geleiſtet. Im 
Gegenteil, wer das mitanhört, wird ſich doch nicht im ent- 
fernteſten ein Bild machen können, wie es nun eigentlich 
um die Radaunewerke ſteht. Soviel iſt ja ſicher, daß die 
Koſten ganz kolloſſal weit überſchritten worden ſind. Auch 
eine andere Frage wäre noch zu klären: Es ſind von der 
Stadtbürgerſchaft die urſprünglichen Koſten bewilligt 
worden. Wo kommen die übrigen her? Wer hat die Be⸗ 
willigung zu dieſen Aeberſchreikungen ausgeſprochen? In 
der Stadtbürgerſchaft iſt darüber keine Vorlage geweſen. 
(Zwiſchenrufe Mitte.) Jedenfalls werden die Auf- 
wertungen der Hausbeſitzer dazu verwandt worden ſein. 


Vielleicht können Sie darüber genaueres angeben, Herr 


Kollege Bahl. 

Zum Schluß möchte ich noch einmal betonen: Meine 
Fraktion wird die Sache nicht aus den Augen laſſen, ſon⸗ 
dern wir werden ſie mit aller Aufmerkſamkeit verfolgen 
und immer wieder darauf dringen, daß endlich einmal 
Klarheit geſchaffen wird, damit die große Beunruhigung, 
die ſehr weite Kreiſe der Bevölkerung erfüllt, beſeitigt 
wird. (Bravol) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hennke. 

Hennke, Abgeordneter (D. Lib.) : M. D. u. H.! Die 
Große Anfrage der Deutſchnationalen Volkspartei hat 
ihre Grundlage in dem Geſetz vom 21. Januar 1921 über 
die Bekanntmachung betr. die Neufaſſung des Geſetzes 
über die Elektrizitätswirtſchaft im Gebiet der Freien Stadt 
vom 21. Januar 1921 (Ableſen iſt verboten! links). Ich 
habe lediglich die Aeberſchrift des Geſetzes abgeleſen, und 
das werden Sie mir ſchon geſtatten, meine Herrſchaften. 


Auf dieſem Geſetz, das ſeinerzeit unter vielen Mühen in 
dieſem Hauſe zuſtandegekommen iſt, baut ſich die ganze 
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Elektrizitätswirtſchaft auf. Auf Grund dieſer Unterlagen 
iſt das Werk Bölkau erſt geſchaffen worden. Sie wiſſen 
alle, welcher Streit damals über dieſes Geſetz entſtanden 
iſt. Sie wiſſen auch, daß gerade Sie meine Herrſchaften 
von der Deutſchnationalen Partei, es waren, die damals 
mit allen Mitteln verhindern wollten, daß dies Werk ge- 
baut wurde. Heute werden Sie ſagen: „Wir haben doch 
Recht gehabt, denn das Werk koſtet viel mehr, als man 
ahnen konnte.“ Wenn Sie von dieſem Geſichtspunkt aus 
argumentieren, ſo können Sie Recht haben. Aber die 
Dinge liegen doch etwas anders. Wer von uns in der 
Stadt würde wohl das Werk miſſen wollen? Ich glaube 
keiner, und wenn es wirklich auch teuer geworden iſt, und 
vielleicht auch viel teurer als es veranſchlagt wurde. 

Wie liegen die Dinge hinſichtlich der Koſtenfrage? 
Wäre das Werk in einer Zeit gebaut worden, als wir noch 
nicht den Gulden hatten, wäre das Werk zu einer Zeit 
gebaut worden, als wir es bauen wollten, als wir noch die 
Papiermark hatten, hätten wir das Werk umſonſt gehabt. 
(Aha⸗Rufe rechts.) Gerade auf Ihr Betreiben iſt das 
Werk ſo teuer geworden. (Zwiſchenrufe rechts.) Das 
wollen Sie nicht hören! Wenn man Ihnen die Wahrheit 
ſagt, iſt es Ihnen unangenehm. Ich möchte alſo feſtſtellen, 
daß gerade auf Betreiben der Antragſteller ſo hohe Koſten 
für dieſes Werk entſtanden ſind. 

Im übrigen aber ſtehen wir auf dem Standpunkt, daß 
es müßiges Gerede iſt, die Angelegenheit hier vor dem 
Volkstag zu erörtern. Tatſächlich gehört die Sache vor 
die Stadtbürgerſchaft. Die Stadtbürgerſchaft hat ſich 
dieſes Recht auch an und für ſich gar nicht nehmen laſſen 
wollen. Das geht ſchon daraus hervor, daß gerade Stadt⸗ 
bürgerſchaftsmitglieder aus Ihren Reihen eine ent⸗ 
ſprechende Anfrage in der Stadtbürgerſchaft eingebracht 
haben. Daraus geht ſchon hervor, daß Sie ſich die Kompe⸗ 
tenz, die Sache zu behandeln, vorbehalten haben. Wenn 
wir über die Dinge reden, jo wird doch leeres Stroh ge- 
droſchen. Die Anleihe, die aufgenommen wurde, war 
ſtädtiſches Geld, nicht Staatsgelöb. Aus dieſem Grunde 
werden wir von uns aus die Erörterung der Angelegen- 
heit durch die Stadtbürgerſchaft veranlaſſen und nicht hier, 
wo jede Sitzung dem Staat wieder unnötiges Geld koſtet. 
(Sehr richtig! — Staatsgelder! rechts.) Das ſind Staats⸗ 
gelder, die für dieſe Sitzung bezahlt werden. Es ſind auch 
Staatsgelder, Herr Abg. Karkutſch, die für die Ausſchuß⸗ 
ſitzungen bezahlt werden, die die Angelegenheit noch ver- 
anlaßt. Jede Sitzung, die wir hier abhalten, koſtet dem 
Staat Geld und bringt nichts ein. Daher laſſen Sie die 
Angelegenheit da erörtern, wo ſie hingehört, in der Stadt⸗ 
bürgerſchaft. Die Herrſchaften in der Stadtbürgerſchaft 
arbeiten nämlich umſonſt. (Unruhe rechts.) 


Ich habe Ihnen nur ſagen wollen, das Sie, wie Sie 


es ja ſo häufig tun, mit Ihrer Anfrage lediglich Agitation 
treiben wollen. (Abg. Dr. Ziehm: Das kommt jedes Mal! 
Ich bedaure, Herr Abg. Dr. Ziehm, Ihnen das immer 
wieder ſagen zu müſſen, weil ich immer wieder das Gefühl 
habe, daß Sie ſo ein ſtarkes Bedürfnis nach Agitation 
haben. (Abg. Dr. Ziehm: Weil Sie nichts zur Sache zu 
fagen willen!) And daß es Ihnen nicht darauf ankommt, 
poſitive Arbeit zu leiſten. (Zwiſchenrufe rechts.) Herr 
Abg. Glombowſfki, es gibt einen ſchönen Spruch, den Sie 
ſich bitte merken wollen: 


rechts.) ; 25 
Wir werden von uns aus veranlaffen, daß dieſe Frage 


in der Stadtbürgerſchaft recht eingehend geprüft wird. 


Aber wir ſehen nicht ein, daß Staatsgelder hier wieder 
vergeudet werden. (Zwiſchenrufe rechts.) 


D) 


„Gegen Dummheit kämpfen 
Götter ſelbſt vergebens.“ (Bravo! links. — Zwiſchenruſe 


Vtizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Senator 
Runge. (Abg. Buckmakowski: Nun gibt es billigen 5 


Strom! — Heiterkeit.) 


a 
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Nunge, Senator: Die Frage nach den Baukoſten 
von Bölkau, nach dem Werk ſelbſt und ſeiner Wirtſchaft⸗ 
lichkeit halte ich für durchaus begründet. Das allgemeine 
Intereſſe, das die breiteſte Oeffentlichkeit an dieſer Frage 
nimmt, erklärt vor allen Dingen auch die Bedeutung die⸗ 
ſes Werkes. Die allgemeine Oeffentlichkeit hat die Be⸗ 
deutung des Werkes ſcheinbar richtig erkannt. Ich habe 
mit außerordentlichem Bedauern nachträglich bei mir feſt⸗ 
geſtellt, daß ich mich auf die wiederholten Fragen und 
Anzapfungen nach den Baukoſten und der Wirtſchaftlich⸗ 
keit viel zu früh geäußert habe, nämlich bevor die enb- 
gültige Abrechnung vorliegt. (Abg. Falk: Das nennt man 
verſchleppen!) Sie ſind doch auch aus dem Baufach. 
(Abg. Falk: So gut wie gar nicht mehr, Sie haben mich 
nicht gebraucht!) Selbſtverſtändlich wird die Stadtbürger⸗ 


ſchaft über den Bau eine abſolut vollſtändige Denkſchrift 


(B) 


mit den Abrechnungen bekommen, die den Bau in feiner 
Projektierung, ſeiner Entſtehung und die Abrechnung der 
Baukoſten an dem mißt, was hergeſtellt ift und alle Ber- 
änderungen berückſichtigt, die während der Bauausführung 
durch Erhöhung der Löhne, durch ſonſtige Mehrkoſten, die 
entſtanden find, durch Bauverzögerung und welche Am⸗ 
ſtände irgendwie ſonſt noch von Einfluß ſein könnten, nach⸗ 
weiſen wird. 

Es wird Sache der Stadtbürgerſchaft ſein, dieſe 
Rechenſchaftsberichte, Koſten und Rechnungen zu prüfen, 
die über jede Ausgabe, die gemacht worden iſt, Aufſchluß 
geben werden und wo ſie verwendet wurde, über jeden 
Pfennig, der in das Werk hineingeſteckt iſt. Es iſt gar 
keine Rede davon, daß ich mich perſönlich, meine Ver⸗ 
waltung oder die Herren, die unter mir in der Angelegen⸗ 
heit tätig waren, von irgendeiner Verantwortung Trei- 
ſprechen oder ſie davon entlaſten möchte, daß ſie ſich zu 
verantworten haben. Ich trage die Verantwortung für 
das, was ich getan habe, und werde den Erfolg des Werkes 
durch die Tat beweiſen. Dazu müſſen Sie mir aber Zeit 
laſſen. Es iſt ganz außer jedem Zweifel für mich, daß ich 
durch die wirtſchaftlichen Ergebniſſe des Werkes in der 
Lage ſein werde, zu beweiſen, daß das Werk ſeine Be⸗ 
rechtigung trotz der dafür aufgewandten Koſten hat. Ob 
ich Ihnen das beweiſe oder irgend jemand nach mir: Das 
Werk ſelbſt wird ſeine Berechtigung nachweiſen. (Abg. 
Dr. Wendt: Die Elektrizitätsrechnungen!) Die müſſen Sie 
bezahlen. (Heiterkeit!) Das Werk ſelbſt wird feine Be- 
rechtigung nachweiſen. Ob ich an der Leitung des Werkes 
ſtehe oder jemand anders, ſpielt keine Rolle. Wenn die 
Ergebniſſe gegen mich ſprechen ſollten, dann wird es 
noch Zeit ſein, über mich den Stab zu brechen, dann ſchicken 
Sie mich in die Wüſte oder nach dem Dubashaken. 

Die Ausführungen des Herrn Abg. Bergmann haben 
mir klar bewieſen, daß es ein abſolut vergebliches Anter⸗ 
fangen ift, Laien irgendwelche techniſchen Fragen klarzu⸗ 
machen. Ich kann deshalb auch nicht darauf eingehen, 
weshalb ich mir auch ihon in meinen Ausführungen Be- 
ſchränkung auferlegen muß, weil ich den Volkstag in allen 
den Fragen, die hier berührt ſind, tatſächlich nicht als zu⸗ 
tändig anſehen kann. Die Herren werden ſelbſt größten⸗ 
teils den Eindruck haben, daß fie fih mit Sachen be- 
ſchäftigen, die nicht zu ihrer Kompetenz gehören. (Abg. 
Bahl: Baurat Schulze haben Sie nach drei Tagen ab- 
geſägt!) Das ift unzutreffend. 

„ Alle dieje Andeutungen, die hier gemacht find wegen 
Zeitungsberichtigungen, wegen Inanſpruchnahme der Pro- 


ſeſſoren der Techniſchen Hochſchule, wollen Sie, daß ich 
nen das alles auseinanderſetze? Ich bin dazu bereit, es 
iſt aber leeres Gerede, wenn ich es tue, Sie können mir 


glauben, die Sache iſt in Ordnung. (Heraus mit der 
Ziechnungl) Ich kann eine Rechnung über ein derartiges 
Werk nicht innerhalb 8 Tagen vorlegen, das geht nicht. 


Aber auf eine Frage, die Herr Abg. Burandt angeſchnitten 


hat, und die von Intereſſe iſt, will ich eingehen. Der 
Herr Abg. Burandt hat ausgeführt, daß das Land durch 
den Bau des Radaunekraftwerks benachteiligt ſei. Das 
kann ich nicht anerkennen. Es muß vor allem feſtgeſtellt 
werden, daß das Elektrizitätswirtſchaftsgeſetz, das verſchie⸗ 
dentlich zitiert wurde, überhaupt nicht angewandt worden 


iſt. Wir haben uns mit der Firma Schichau verſtändigt, 


und damit war die Bahn für eine Erledigung des Ver⸗ 
leihungsverfahrens auf Grund der beſtehenden Geſetze 
freigegeben. (Zwiſchenrufe rechts.) Nein, nachher! Das 


Elektrizitätswirtſchaftsgeſetz iſt nicht in Anwendung ge⸗ 


kommen, das betone ich. (Zwiſchenruf des Abg. Schweg⸗ 
mann.) Es ſollte angewendet werden, aber es iſt nicht 
angewandt worden. 

Nun muß mit aller Gründlichkeit betont werden, daß 
es ſich hier um die Erweiterung eines ſtädtiſchen Werkes 
handelt. Ob dieſe Erweiterung innerhalb der Stadtgrenzen 
oder außerhalb vorgenommen tft, ſpielt keine Rolle. 
(Zwiſchenrufe rechts.) Das Land hat nichts damit zu tun. 
Das Land war gar nicht in der Lage, das Werk zu bauen. 
Bilden Sie ſich ein, daß Sie die Mittel hätten aufbringen 
können? Außerdem haben Sie doch den Rutzen davon. 
Ich glaube, es ſind 50 Prozent des ganzen Bedarfs. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts.) Es iſt auch nicht Sache der Stadt, in 
den bisher noch unverſorgten Kreiſen des Freiſtaates die 
Leitungen auszubauen. Wir ſind bereit, an die bisher 
unverſorgten Gebiete Strom zu liefern, wenn die Vorbe⸗ 
dingungen dafür geſchaffen ſind, d. h. wenn Abſatzmöglich⸗ 


keit da iſt. Dieſe iſt aber teilweiſe gar nicht gegeben. 


Der Herr Abg. Neubauer hat nach den Geldſummen 
und ihrer Verwendung gefragt. Er hat eine ganze Reihe 
von Zahlen hier genannt. Ich bin, da ich das Material 
nicht hier habe, nicht in der Lage, auf dieſe Zahlen im ein⸗ 
zelnen einzugehen. Aber ſie werden durch den Rechen⸗ 
ſchaftsbericht erledigt, den wir über das Werk geben wer⸗ 
den. Wenn mir in dem einen oder andern Zeitpunkt nach⸗ 
geſagt wird, ich hätte eine Zahl und dann wieder eine 
andere genannt, dann muß man ſich doch an die Amſtände 
erinnern. Es iſt auch noch feſtzuſtellen, ob ich die Zahlen 
vielleicht aus dem Gedächtnis genannt habe und vielleicht 
zirka geſagt habe. (Das nennt man Gedächtnisſchwäche! 
links.) Die Zahlen ſpielen ja auch gar keine Rolle. (Na, 
na! — Heiterkeit und Anruhe. — Abg. Harnau: Was 
machen 10 Millionen aus!) Die Zahlen ſpielen keine 
Rolle, ob ich nun ſage, die Verteuerung durch die Löhne 
iſt um ſo und ſo viel erfolgt. (Zwiſchenrufe und Anruhe.) 
Der Nachweis wird durch die Abrechnung erbracht wer- 
den, und die muß abgewartet werden. Jedenfalls ſteht 
feft, daß die geſamten Ausbaukoſten des Werks fih inner- 
halb derjenigen Erfahrungen und Zahlen bewegen werden, 
die man für den Ausbau derartiger Waſſerkräfte anzulegen 
pflegt. Auch dieſer Nachweis wird erbracht werden, 
außerdem der Nachweis, daß die Wirtſchaftlichkeit des 
Elektrizitätsbetriebes nicht nur erhalten, ſondern daß ſie 
durch den Ausbau dieſes Werkes gefördert wird. Ich 
babe ſchon einmal in der Stadtbürgerſchaft erklärt, und 
kann es mit gutem Gewiſſen heute wiederholen, daß an 
ſich heute ſchon ein Nachlaß der Strompreiſe möglich wäre, 
wenn nicht die Stadt auf erhöhte Aeberſchüſſe aus dem 
Werk angewieſen wäre. Mehr kann ich doch nicht tun. 

Ich faſſe deshalb meine Ausführungen zu den Dar- 
legungen der verſchiedenen Herren Vorredner zuſammen, 
indem ich ſage, daß eine Abrechnung über das Werk vor⸗ 
gelegt werden wird, ſobald ſie fertig iſt. (Nach zwei 
Jahren! — 21 Millionen! rechts.) Wo haben Sie die 
Zahlen her? (Abg. Arczynſki: Im deutſchnationalen Par⸗ 
leibüro errechnet) Ich muß auf den Zwiſchenruf wieder 
eingehen. Wenn einmal 10, dann 15 und 20 Millionen 
genannt find, fo ift es fraglich, ob dasſelbe damit erfaßt ift. 
Einmal iſt wahrſcheinlich dies dafür gemacht, ein anderes 
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Das Kraftwerk Bölkau ift fertiggeſtellt und in 
geſetzt worden. 


(B 


und eine Lebensſtellung.“ 


Mal etwas anderes. 
die Zahlen jeden Tag willen!) 
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(Runge, Senator.) 


(Abg. Dr. Wendt: Sie müſſen doch 
Der Nachweis über den 
Verbleib der Gelder und die Wirtſchaftlichkeit des Werks 
wird erbracht werden. Das Werk ſelbſt wird ſeine Wirt⸗ 


ſchaftlichkeit in der Praxis erweiſen, und alles andere wird 


abzuwarten ſein. 
Vizepräſident Splett: 
Brodowski. (Abg. Spill: Jetzt kommt 
andige!) 

Brodowfki, Abgeordneter (D. Nat.): 


(Bravol links.) 

Das Wort hat Herr Abg. 
der Sachver- 
DM D u D! 
Betrieb 
(Bravo! links.) Man hat das Land der 
Firma Schichau enteignet, man hat es verſtaatlicht. Aber 
eins hat man bei der Verſtaatlichung vergeſſen. Man hat 
nämlich die Arbeiterſchaft, die in dem früheren Betrieb 
Schichau tätig geweſen iſt, nicht übernommen. Die Leute 
liegen zum Teil auf der Straße. (Zwiſchenrufe links.) Einen 
Teil haben Sie wohl übernommen. (Senator Runge: Der 
eine iſt ein Vetter von Ihnen!) Man hat damals die Leute 
dort hinausgeſchickt mit der Begründung: „Ihr habt Euch 
eine Lebensſtellung erworben. (Du biſt doch auch ver⸗ 
forat! links.) Ihr habt eine Wohnung, ein Stückchen Land 
Jetzt ſind die Leute auf die 


Straße geſetzt worden. (Abg. Liſchnewfki: Du biſt aber 


auch verſorgt!) Den Leuten ift eine Wohnung, ein Stück 


Land und eine Lebensſtellung verſprochen worden. (Abg. 
Spill: Es kann nicht jeder Hausmeiſter werden!) Jetzt 
ſind ſie auf die Straße geſetzt worden. Ich möchte Herrn 
Senator Runge bitten, daß er dieſe vier Leute, die noch 
nicht in die Betriebe mit übernommen ſind, noch nachträg⸗ 
lich übernimmt. Die Firma Siemens hat ſich bis heute 
dieſer Leute angenommen. Zwei ſind wohl augenblicklich 
noch in dem Werk beſchäftigt, und zwar beim Aufbau einer 
Turbine. ) 

Es ſtimmt alfo nicht, daß das minderwärtige Kräfte 
geweſen find. ſonſt würden fie nicht augenblicklich die Tur⸗ 
bine mit aufſtellen helfen. Der Sommer iſt einer von den 
Tüchtigſten. Warum wirft man die Leute auf die Straße! 
Sie ſind von Danzig hinausgeſchickt worden. (Abg. Jul. 
Fiſcher: 20 000 haben wir auf der Straße!) Die Leute 
ſind von der Firma hinausgeſchickt worden, damit ſie eine 
Lebensſtellung hätten, die haben ſie jetzt nicht. Es iſt mo⸗ 
raliſche Pflicht des Senats, ſie zu übernehmen. (Zwiſchen⸗ 
rufe links. — Das find Arbeiterverfreter! rechts.) Regen 
Sie fih gar nicht auf. Dieſe vier Maſchiniſten find Mit- 
glieder des Heizer⸗ und Maſchiniſtenverbandes, alfo der 
freigewerfſchaftlichen Organiſation. (Lebhaftes Hört, hört! 
rechts. — Das hat damit gar nichts zu tun! links.) And 
doch find fie an mich herangetreten und haben mich ge- 
beten, für ſie einzutreten. Das iſt meine Pflicht, genau 
wie es Ihre iſt. Ich möchte daher Herrn Senator Runge 
bitten, wenn es möglich iſt, dieſe Leute zu beſchäftigen und 
nicht auf der Straße zu laſſen. Das haben ſie nicht ver⸗ 
dient. (Wiederholtes Bravo! rechts. — Abg. Jul. Fiſcher: 
Der Renommierarbeiter) Danke ſchön. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 


Dr. Blapier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Die richtige Anſicht, daß das techniſche Detail, das Zahlen⸗ 
material und die Nachprüfung der von der Praxis er⸗ 
hobenen ſchweren Vorwürfe Sache der Stadtbürgerſchaft 
iſt, iſt wohl ſchon geäußert worden. Weiter wird es Sache 
der wiſſenſchaftlichen Diskuſſion mit den betreffenden Pro- 
feſſoren ſein. Hier im Volkstage aber iſt der Ort, auf das 


Grundſätzliche der ganzen Angelegenheit einzugehen. Das 
ſcheint mir doch nicht genügend klargeſtellt zu ſein. Wie 


dem auch ſein mag, der Fall liegt jetzt ſchon ſo, daß wir 
den Beweis in der Hand haben, daß der Staat nicht das 


geeignete Subjekt ift, um Wirtſchaft zu treiben. Daran ift 
gar kein Zweifel. Schon allein deshalb, weil dann dieſe 
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ungeheuren inneren Schwierigkeiten gar nicht gekommen 
wären. Der bauende Privatunternehmer baut auf ſein 
Riſiko. Der Staat aber, der derartige Sachen in die Hand 
nimmt, iſt in einer ſehr üblen Lage. Selbſt bei der beſten 
Abſicht der betreffenden Regierung wird es ſich nicht ver⸗ 
meiden laſſen, daß die Kritik in zehnfacher Form einſetzt, 
weil man zum mindeſten Mißtrauen gegen den Staat hat, 
und heute mehr denn je. 

Der Staat ſoll ſeine Hände von derartigen Sachen 
laſſen. Er ſoll ſich auf das Gebiet zurückbegeben, das er 
zu bearbeiten hat, auf das Gebiet der reinen Verwaltung. 
Der Fall von Bölkau iſt ſymptomatiſch für die Auffaſſung 
des Herrn Senators Runge. Die ganze Abteilung ſcheint 
der Meinung zu ſein, daß ſie durch einen möglichſten Aus⸗ 
bau der ſtaatlichen Kräfte die wirtſchaftlichen Faktoren 
ſtützt. Daher muß in dieſem Zuſammenhange erwähnt 
werden, daß am meiſten darüber Klage geführt wird, daß 
die ſtädtiſchen Werke der Privatinduſtrie immer mehr Ge- 
biete wegnehmen. In den ſtädtiſchen Werken kann man 
bis zum einfachſten Glühkörper alles haben. Es wird da⸗ 
durch alſo die ganze Kaufmannſchaft, die ganze Privat- 
induſtrie, vernichtet, weil der Staat die Neigung hat, den 
Staatsſozialismus in der kraſſeſten Form einzuführen. 
Wir haben denſelben Fall bei der Verſtaatlichung der 
Autobuſſe. Wenn für die aus ſtaatlichen Geldern ange⸗ 
ſchaffenen Wagen beiſpielsweiſe nach Heubude eine 
elektriſche Straßenbahn und Gleiſe gelegt worden wären, 
fo hätte das vielleicht im Sinne der Schaffung von Ar- 
beitsmöglichkeit gelegen. Dadurch wäre der Wirtſchaft 
mehr geholfen, als wenn das Geld für die Autobuſſe ins 
Ausland geht, wodurch, was das Entſcheidende iſt, die 
Zahlungsbilanz des Freiſtaates aufs ſchwerſte gefährdet 
wird. Mit jedem Pfennig, der für derartige Bedürfniſſe 
ins Ausland geht, verſchlechtern wir die Zahlungsbilanz. 
Wir beſchleunigen die Zahlungsmittelverknappung und 
bringen uns künſtlich in eine größere Miſere, als das 
augenblicklich ſchon aus der ſchlechten Wirtſchaftslage 
reſultiert. 

In dieſem Sinne muß man auch die hohen Ausgaben 
für Bölkau werten. Was dafür hinausgegangen iſt, ift 
ebenfalls eine Verſchlechterung der Zahlungsbilanz. Die 
Amortiſationsgelder für die erſtaunlich hohen Summen 
müſſen von der augenblicklich kranken Wirtſchaft getragen 
werden. Da liegt das abſolut Verfehlte dieſer ganzen 
Idee des ſtaatlichen Baues. Die 20 bis 30 Millionen 


fallen jetzt der Danziger Wirtſchaft in den Rücken, weil 


das Geld für Zwecke verwandt worden iſt, die augen⸗ 
blicklich nicht tragbar ſind. Es zeigt ſich die Neigung des 
Staates, die Wirtſchaft zu abſorbieren. Hätte Schichau 
gebaut, jo hätte er als Unternehmer die ganze Laft tragen 
müſſen. Es zeigt ſich hier, daß tatſächlich innerhalb der 
Danziger Regierung ſozialiſtiſche Neigungen ſind, die 
eigentlich für eine bürgerliche Regierung unverſtändlich ge⸗ 
weſen wären. Von dieſem Betracht aus muß man den 
Vorwurf des Abg. Hennke gegenüber den Deutſchnatio⸗ 
nalen werten. Es ſcheint ſo, als wenn die Große Anfrage 
der Deutſchnationalen doch wohl nicht frei von parteipoliti⸗ 


(©) 


(D) 


ſchen Rückſichten iſt. Es ift nämlich eigentlich während der 


ganzen Tätigkeit der verfloſſenen Regierung zum er 
Mal der Fall geweſen, daß fidh die Deutſchnationalen nicht 
den ſozialiſierenden Tendenzen angeſchloſſen haben, die bei 
Herrn Senator Dr. Leske ebenſo vorhanden find. > 

Hier liegt zum erſten Mal der Fall vor, daß die 
Deutſchnationalen ſelbſt den Pferdefuß der Sozialiſterung 
merken. Wir benutzen die Gelegenheit, um noch einma 
feſtzuſtellen: Wir müſſen unbedingt die Verſtaatlichung 


derartiger Betriebe mit allen Mitteln bekämpfen, ebeni? 


wie wir ſie auf allen anderen Gebieten bekämpfen. i 
Schwegmann: Wir haben abgelehnt, Herr Dr. Blavfer) 
Da ſcheint mir der Fall Bölkau mit dem Fall Leste 3 


ak 
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(J) (Dr. Blavier, Abgeordneter.) 


ſammenzugehen, d. h., im Zuſammenhang mit den gerücht⸗ 
weile aufgetauchten Tendenzen zu ſtehen, daß die Staats⸗ 
regierung vorhabe, ſich eine Generalvollmacht für die 
Br Zeit in wirtſchaftspolitiſchen Dingen geben zu 
aſſen. 
klären, daß eine derartige Maßnahme für uns anannehm⸗ 
bar iſt, weil ſie eine Diktatur der acht hauptamtlichen 
Senatoren und eventuell eine vollkommene Sozialiſierung 
der ganzen Danziger Wirtſchaft bedeuten würde. 
(Bravo! — Hu, hu! links.) 
Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeld. (Zurufe.) 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 

Es iſt gut, daß gerade Sie mir zurufen: „Noch ein Gad- 
verſtändiger“. Eine an ſich ſachliche Debatte iſt in partei⸗ 
mäßiges Gezänk und in perſönliche Bemerkungen ausge⸗ 
laufen. Ich ſtelle feſt, daß der Ausgangspunkt hierfür die 
zweite Antwort des Senators Runge war. Während ſich 
die erſte Antwort des Senators zahlenmäßig an den An⸗ 
trag und die Große Anfrage hielt, war ſeine zweite Ant⸗ 
wort nichts weiter, als ein bloßes Geſtammle, eine 
Stellungnahme, wie man ſie ſeitens eines angegriffenen 
hauptamtlichen Senators nicht für möglich halten konnte. 
Man ſtelle ſich vor, daß auf die ſachlich vorgebrachten 
Einwände der Deutſchnationalen einfach erklärt wird, es 
könne keine Antwort gegeben werden, erſtens weil der 
Volkstag nicht zuſtändig ſei, zweitens weil der Senator das 
einſchlägige Material nicht bei ſich habe. Das iſt auch 
eine Eigenartigkeit, über die man nicht ſtill ſein wird. Nun 
wird einem Abgeordneten, der zufällig nicht Elektrizitäts⸗ 
menſch iſt, der Vorwurf gemacht, daß er als Laie über eine 
Sache geſprochen hat. Ich ſtelle feft, daß unter Ihnen 
Leute ſind, die nichts davon verſtehen. Ich ſtelle feſt, daß 
im Senat viele Menſchen ſind, die nichts davon verſtehen. 
Dann ſtelle man ſich vor, daß ein Senator, der ein wich⸗ 
tiges Wirtſchafts⸗Reſſort vertritt, ſagt: „Zahlen ſpielen 
keine Rolle“. Man ſtelle ſich vor: „Zahlen ſpielen keine 
Rolle“ in einer Zeit des wirtſchaftlichen Niederganges, 
in einer Zeit, wo der Senat nicht weiß, wo er das Geld 
herbekommen ſoll. Da ſagt ein Senator: „Zahlen ſpielen 
keine Rolle“. Das iſt ein Skandal erſten Ranges. Es 
handelt ſich nicht um Zahlen, ſondern um das Geld, das 
gezahlt werden ſoll. Das Geld ſpielt eine erhebliche Rolle. 
Das nennt man eine ſachliche Antwort. Von Sachlichkeit 
war bei der zweiten Erklärung nichts zu merken. Es iſt 
doch nicht ſachlich, wenn der Senator ſagt: „Das Werk 
wird für mich ſprechen, und wenn ich nicht da bin, wird 
ein anderer da ſein“. Angriffe ſind heute in Maſſe vor⸗ 
gebracht worden. Wer hat Herrn Senator Runge ver⸗ 
teidigt? Allein ſeine Liberale Fraktion. Was mich 
wundert, iſt, daß Sie (zu den Sozialdemokraten) ihn nicht 
verteidigen. Ich wundere mich, daß Sie für Ihren Be- 
ſucher der Steppuhner Verſammlung nichts geſagt haben. 

as hier vorgebracht wurde, iſt doch ſozialdemokratiſche 
Politik. Das hat mit Wirtſchaftspolitik nichts zu tun. Es 
iſt bedauerlich, daß ſich bei einer das Volk aufs tiefſte auf⸗ 
wühlenden Frage ein hauptamtlicher Senator hinſtellt und 
durch perſönliche Bemerkungen eine ſachliche Antwort 
vermeiden zu können glaubt. (Bravo!) 
R Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Senator 

unge. LANI 


„Runge, Senator: M. D. u. H.! Zu den Aus- 
führungen des Herrn Abg. Hohnfeldt habe ich nochmals 
zu erklären, damit hier keine Legendenbildung entſteht, daß 
ich in meinen Ausführungen, das wird das Stenogramm 


meiner zweiten Rede nachweiſen, geſagt habe, daß ich be⸗ 


gründen. 


reit bin, für alles, was gemacht ift, bis auf den letzten 


fennig Rechnung zu legen und (Zwiſchenrufe rechts“ — 
unterbrechen Sie mich doch nicht — jede Ausgabe zu be⸗ 
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Wir benützen die Gelegenheit jetzt ſchon, zu er⸗ 
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C 
auf das umfangreiche Zahlenmaterial des Herrn Abg. 2 


Neubauer im einzelnen hier einzugehen. Ich habe auch 
eine Andeutung nach der Richtung hin gemacht, ſo will 
ich mich vorſichtig ausdrücken, daß das Haus im Augen⸗ 
blick mit dieſen Zahlen nichts anfangen könne. Ich habe 
das Material nicht bei mir. Ich konnte auch nicht er⸗ 
warten, daß das ganze Material hier erörtert würde. 
Jedenfalls werden Sie in Ihrer Mehrheit mir ſicher 
beipflichten, daß ein derartiges Gremium, wie das hohe 
Haus, nicht der Ort iſt, Abrechnungen über einen Bau, der 
zwei Jahre gedauert und verſchiedene Phaſen durchlaufen 
hat, hier in öffentlicher Sitzung zu erörtern. Ich wieder⸗ 
hole, ich bin bereit, alle Aufklärungen zu geben, die ver⸗ 
langt werden. Ich werde das tun. Ich habe mit keinem 
Wort angedeutet, daß ich irgendeine Aufklärung an einer 
Stelle ſcheue. Wenn ich die Bemerkung gemacht habe, 
Zahlen ſpielen keine Rolle, ſo hat ſich das nicht auf den 
Bau bezogen, ſondern auf Zahlen, die ich in der einen 
oder anderen Angelegenheit genannt habe. Ich habe ge- 
ſagt, es ſei ſelbſtverſtändlich, daß Abweichungen in den 
einzelnen Zahlen vorgekommen ſind, weil ich ſie aus dem 
Kopf genannt habe, wo es auf eine abſolute Zahl nicht 
ankam. Wenn es auf eine abſolute Zahl ankommt, gebe 
ich die Zahlen auch richtig und belege ſie auch. Ich kann 
es aber nicht tun, wenn ich eine Zahl aus dem Kopf nenne. 
Es lag mir daran, feſtzuſtellen, daß ich bereit bin, alles 
was ich getan habe, zu verantworten und zu begründen. 


Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Seitens der Antragſteller iſt beantragt 
worden, die Große Anfrage dem Wirtſchaftsausſchuß zu 
überweiſen. Ich bitte die Damen und Herren, die dafür 
ſind, daß die Große Anfrage dem Wirtſchaftsausſchuß 
überwieſen wird, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Das 
Büro ift ſich nicht einig. Wir kommen zur Aus- 
zählung. Die Auszählung beginnt. (Geſchieht.) Die 
Auszählung iſt geſchloſſen. An der Auszählung haben ſich 
beteiligt 87 Abgeordnete, davon mit Ja 38, mit Nein 48, 
ein Abgeordneter hat ſich der Stimme enthalten. Damit 
ift der Antrag auf Aeberweiſung an den Wirtſchaftsaus⸗ 
ſchuß gefallen. Ich rufe den dritten Punkt der Tages- 
ordnung auf: ` 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr.: 
Aenderung des Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge. 
Arantrag der Frau Abg. Kreft u. Fr. 

Druckſache Nr. 2119. 

Das Wort zur Begründung hat Frau Abg. Kreft. 
(Zurufe bei den Kommuniſten.) Ich möchte das hohe 
Haus befragen, ob es nicht zweckmäßig wäre, in der Be⸗ 
ſprechung den Punkt 4 mit dieſem Punkte zu verbinden. 
Widerſpruch erhebt ſich nicht, es iſt alſo beſchloſſen. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über eine 
einmalige Wirtſchaftsbeihilfe an Erwerbslofe, 
Arantrag des Abg. Laſchewſki und Fraktion. 

Druckſache Nr. 2093. Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. D. u. H.! Wir 
haben Ihnen einen Antrag vorgelegt, in dem wir eine ein⸗ 
malige Wirtſchaftsbeihilfe für die Erwerbsloſen verlangen. 
Dieſer Antrag ift nicht ein Antrag der kommuniſtiſchen 
Fraktion, ſondern es ift der Antrag der Erwerbslosen, der 
in verſchiedenen Verſammlungen, beſonders in der Ver⸗ 
ſammlung in der Meſſehalle gefaßt wurde, wo Tauſende 
von Erwerbsloſen vertreten waren, die immer wieder 
forderten, daß man ihnen dieſe Wirtſchaftsbeihilfe gäbe, 
und zwar Kohlen und Kartoffeln. Wir wiſſen, daß ſich die 
Erwerbsloſen für die geringen Anterſtützungen nichts 
leiſten können. Ganz beſonders jetzt, da der Senat noch 
die 10 Pfennige pro Tag abgelehnt hat, die an ſich ſchon 


Ich erklärte, daß ich nicht in der Lage wäre, wenig befagen, ſo daß die Erwerbsloſen auch noch die 


— 
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Mieterhöhungen bezahlen müſſen, obgleich ihnen ein Aus- 
gleich verſprochen wurde. Amſomehr iſt es nötig, daß man 
auf andere Weiſe Abhilfe ſchafft und den Erwerbsloſen 
eine Wirtſchaftsbeihilfe zukommen läßt. Man ſoll daher 
den Exwerbsloſen als einmalige Beihilfe Kohlen und Holz 
und für ihre Kinder Milch zur Verfügung ſtellen. Letzteres 
iſt verſchiedentlich ſchon gemacht worden, aber im großen 
ganzen bekommen die Erwerbsloſen für ihre Kinder keine 
Milch. Ganz beſonders wirkt ſich das auf dem Lande 
aus. Es ſind immer wieder die Arbeiter, die auf dem 
Lande erwerbslos ſind. Sie ſind an uns herangetreten 
und haben gefordert, der Volkstag möge beſchließen, daß 
die Erwerbsloſen mit Kindern bis zum Alter von 2 Jahren 
täglich 1 Liter Milch und von 2 bis 6 Jahren täglich 
Liter Milch bekämen. 

Es iſt unmöglich, daß die Erwerbsloſen ihren Kindern 
Milch geben können. Die Volksvertreter, die angeblich 
immer für die Kinder ſind, können jetzt den Erwerbsloſen 
helfen, indem man den Kindern Milch zukommen läßt, 
damit ſie gedeihen können. Die Not unter den Kindern 
der Erwerbsloſen iſt beſonders groß, darum können Sie 
dem Antrag zuſtimmen. Die Erwerbsloſen ſind auch nicht 
in der Lage, ſich Kohlen, Kartoffeln und Holz zu kaufen. 
Ich erinnere Sie daran, daß es Erwerbsloſe gibt, die ſchon 
über zwei Jahre erwerbslos ſind. Ich frage Sie, ob die 
Erwerbsloſen etwa mit den paar Pfennigen Anterſtützung 
außer Miete und Eſſen auch noch die Kleidung beſtreiten 
fönnen! Ich möchte einmal durch die Schulen gehen und 
kontrollieren, wieviel Kinder ohne Anterkleidung und ohne 


Hemd zur Schule gehen müſſen, weil die Erwerbslofen- 


(B 


brauchen, damit fie nicht verhungern. 


— 


unterſtützung unmöglich dazu ausreicht, um für ſie etwas 
anzuſchaffen. Weil die Wirtſchaftsbeihilfe in Form von Geld 
abgelehnt wurde, muß den Erwerbsloſen dadurch ge— 
holfen werden, daß man ihnen Holz, Kohlen und Kar- 
toffeln gibt, damit ſie noch etwas übrig behalten, um kleine 
Anſchaffungen für ſich zu machen. 

Ganz beſonders find es die Frauen der Erwerbs- 
lojen, die erklären, daß fie jetzt ſaſt alle ohne Bettbezüge 
ſchlafen und Bettwäſche faſt nicht mehr kennen. Das 
Geld, das die Arbeiter auf dem Lande verdient haben, 
reichte, ebenſo wie in der Stadt, ſchon lange nicht mehr 
dazu aus, um etwas anzuſchaffen. (Abg. Janzen: Sehr 
richtig!) Jetzt find fie infolge der langen Erwerbsiofigfeit 
vollſtändig ohne Wäſche. Wenn im Volkstag immer wie- 
der unſere Anträge abgelehnt werden, ſo wird die Not der 
Erwerbsloſen ſchließlich ſo groß ſein, daß ſie eines Tages 
eine andere Sprache reden werden. Am die Not der Çr- 
werbsloſen wenigſtens einigermaßen zu beheben, muß jetzt 
eine einmalige Wirtſchaftsbeihilfe bewilligt werden, da der 
Volkstag immer wieder die Erhöhung der Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung ablehnt. Wir find dafür, daß die Erwerbs- 
loſen ſo geſtellt werden, daß ſie ſich von der Anterſtützung 
auch etwas kaufen können. Da die Erhöhung der Sätze 
jedoch ſtets abgelehnt wird, wird eine Wirtſchaftsbeihilfe 
beantragt. Nun ſollen die Parteien, die ſich immer als 
Vertreter des Volkes hinſtellen und ſoviel von Nächſten⸗ 
liebe predigen, einmal zeigen, ob es ihnen mit der Liebe 
für den Nächſten ernſt iſt, ob es ihnen mit ihrem Spruch 
ernſt iſt, der da heißt: „Laſſet die Kinder zu mir kommen 
und wehret ihnen nicht“. Gebt den Kindern das, was ſie 
Laßt einmal das 
Herz ſprechen und nicht immer nur den Geldbeutel des 


Staates; denn für alle anderen Sachen iſt Geld vorhanden, 


nur nicht für die Erwerbsloſen. 
In unſerem Antrage, Druckſache Nr. 2119, verlangen 


wir, daß das Erwerbsloſenfürſorgegeſetz einen Zuſatz er- 


hält. 
beitern Eingaben gerichtet, die im Gefängnis waren, und 
denen man jetzt die Erwerbsloſenunterſtützung nicht ge⸗ 
währt. Die Erwerbsloſenräte werden aus dieſem Grunde, 


Immer wieder werden an den Volkstag von Mr- | 
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ebenſo wie einzelne Abgeordnete, immer wieder beſtürmt. 
Wenn der Erwerbsloſe aus dem Gefängnis kommt, ſo er⸗ 
hält er keine Anterſtützung. Und zwar ſtützen ſich die 
Gemeindevorſteher und beſonders Oberregierungsrat 
Dr. Hemmen auf den 8 5 des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes 
und erklären, Erwerbsloſenunterſtützung könne nur gezahlt 
werden, wenn die Erwerbsloſigkeit infolge der ſchlechten 
wirtſchaftlichen eingetreten iſt. Es wird dann geſagt, 
daß dieſer Fall nicht bei denen vorliegt, die aus dem Ge⸗ 
fängnis kommen. Ich will Ihnen einmal beweiſen, daß in 
verſchiedenen Fällen Arbeiter aus ihrem Arbeitsverhältnis 
herausgeriſſen worden ſind und ins Gefängnis geſteckt 
wurden. Mir find zwei Fälle aus Kladau berichtet wor- 
den, wo Arbeiter, die am Kraftwerk Bölkau gearbeitet 


haben, noch Strafen aus den Jahren 1921 und 1923 zu ” 


verbüßen hatten, Strafen, die noch aus der Inflationszeit 
ſtammen. Jetzt hat man den Arbeiter aus der Beſchäfti⸗ 
gung im Kraftwerk Bölkau herausgeriſſen, von der Ar⸗ 
beitsſtätte verhaftet und ins Gefängnis geſteckt. Nachdem 
er im September aus der Haft entlaſſen iſt, erhält er 
keine Arbeitsloſenunterſtützung. Jetzt wendet ſich dieſer 
Mann an uns und fragt, was er tun ſoll. Er ſagt: „Ich 
muß einfach wieder ſtehlen gehen, damit ich mich ernähren 
kann; denn ich habe abſolut nichts“. Die Arbeiter, die ſich 
einmal aus Not vergangen haben, müſſen Anterſtützung er⸗ 
halten. Größtenteils handelt es ſich um Diebſtähle. Ich 
erkläre, daß es die wirtſchaftliche Lage iſt, die den Arbeiter 
zum Verbrechen treibt. Wie ſieht es aus? Die kleinen 
Leute, die im Hafen % Pfund Kaffee oder 4 Pfund Speck 
nach Hauſe gebracht haben, werden mit Gefängnisſtrafen 
von 1 oder 1½ Jahren beſtraft. Aber diejenigen, die 
ganze Fuhrwerke mit Sachen aus dem Hafen heraus⸗ 
ſchaffen, die großen Schieber, ſieht man nicht. Die kleinen 
Leute ſperrt man ein. Wenn ſie aus dem Gefängnis her⸗ 
auskommen, beſtraft man ſie noch einmal, indem man ihnen 
keine Erwerbsloſenunterſtützung gibt. Für dieſe darf dieſer 
Paragraph nicht hinderlich fein. Da es 20—25 000 Er⸗ 
werbsloſe im Freiſtaat gibt, ift es doch ſelbſtverſtändlich, 
daß derjenige, der eben aus dem Gefängnis kommt, nicht 
ſo leicht Arbeit findet. Da es eben ſo viele Erwerbsloſe 


gibt, hat er nicht die Möglichkeit, ſofort Arbeit zu be⸗ 
kommen. Er ift aus dem Arbeitsverhältnis herausge- 


riſſen, infolgedellen ſteht ihm die Erwerbsloſenunterſtützung 
zu. Ich ſage immer wieder, daß nicht die Arbeiter daran 
Schuld ſind, daß dieſe Leute zum Verbrecher werden, 
ſondern das Syſtem iff daran ſchuld, die Kapitaliſten. 
Ferner ſind Volkstag und Senat ſchuld, wenn ſie nicht die 
Möglichkeit ſchaffen, daß den Leuten etwas zur Verfügung 
geſtellt wird. Wenn ſie aus dem Gefängnis kommen, wir 

ihnen geſagt: „Gehen Sie zum Wohlfahrtsamt“. Als 
Armenvorſteher ſetzt man Leute hin, die von der Not des 
Einzelnen nichts wiſſen und die die Arbeitsloſen als Vaga⸗ 
bunden bezeichnen. Ich könnte Ihnen eine ganze Reihe von 
Namen aus Langfuhr uſw. nennen. Den Erwerbsloſen 
wird erklärt: „Sie bekommen von mir nichts, ich zahle 
Ihnen keine Wohlfahrtsunterſtützung“. Wenn die Leute 
dann ſagen: „Sollen wir denn wieder ſtehlen gehen? 

wird ihnen geſagt: „Stehlen Sie wieder, Sie werden do 

wieder ins Gefängnis geſperrt“. So wird für dieje Leute 
geſorgt. Im dies abzuändern, haben wir unſeren Antrag 
geſtellt, der dahin geht, daß die Betreffenden, die aus der 
Strafanſtalt oder aus der Fürſorgeerziehung kommen, 
wenn ſie keine Arbeit nachgewieſen erhalten, die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung bekommen. Sie müſſen wenigſtens etwas 
baben, damit fie nicht gleich wieder zu Verbrechern werden. 
Die Erwerbsloſenunterſtützung reicht zum Leben ſowieſo 
nicht aus. Das Fürſorgegeſetz darf nicht fo ausgelegt wer 
den, daß die Anterſtützung nicht gewährt wird. Es zeig 
ſich aber, daß das Geſetz vom Senat und den Behörden 
immer gegen die Arbeitsloſen ausgelegt wird. Wir ver 


(D) 


(A) Greſt, Abgeordnete.) 
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langen weiter, daß der § 11 geſtrichen wird oder eine 
andere Faſſung erhält. Die Wartezeit muß geſtrichen 
werden, damit der Erwerbsloſe nicht ſechs oder acht Tage 


ſtempeln gehen muß, um ein Anrecht auf die Anterſtützung 


zu haben. Dieſer Paragraph muß abgeändert werden. 
Nun zeigen Sie einmal, daß Sie wirklich gewillt ſind, den 
Kindern zu helfen und daß Sie wollen, daß diejenigen, 
die durch Ihre Schuld zu Verbrechern geworden ſind, 
nicht noch einmal zu Verbrechern werden, ſondern das Sie 
ihnen, wenn fie aus der Strafanſtalt kommen, die Erwerbs- 
„ bewilligen. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
niſten. i ; 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Schütz. 

Schütz, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Die 
Erwerbsloſenfrage iſt in der heutigen Zeit von der wich⸗ 
tigſten Bedeutung. Aber es iſt ein Zeichen der Zeit, daß 
die Regierung der Rettung heute hier nicht vertreten iſt, 
um zu dieſem Problem Stellung zu nehmen und uns Rede 
und Antwort zu ſtehen. (Sehr richtig! rechts.) Es muß 
endlich einmal ein ernſtes Wort zu dieſer Regierung der 
Rettung geſprochen werden, und es muß mit allem Ernſt 
verlangt werden, daß ſie uns Antwort gibt. (Abg. Beyer: 
Die hat im Ausſchuß geſprochen!) 

Am 19. Auguſt vorigen Jahres haben wir eine neue 
Regierung gewählt. Wir Deutſchnationalen haben natür⸗ 
lich nicht mitgewählt. Dieſe Regierung nannte ſich die 
Regierung zur Rettung der Wirtſchaft. Einige Auchwirt⸗ 
ſchaftler haben damals geglaubt, daß dieſe neue Regierung 
(Zwiſchenrufe und Unruhe links.) .. kommen Sie nicht 
zu nahe heran, ſonſt können Sie auch einen Eimer Dreck 
auf den Kopf bekommen. Mehrere Auchwirtſchaftler haben 
geglaubt, nachdem ſie die Deutſchnationalen aus der Re⸗ 
gierung gedrängt hatten, weil dieſe verhaßten Deutſch⸗ 
nationalen nicht gut regiert haben, weil ſie nicht genügend 
für die Arbeiterſchaft und für die Wirtſchaft getan haben, 
daß das Heil kommen würde, wenn man eine neue Re⸗ 
gierung mit ſozialiſtiſchem Einſchlag wählen würde. Auch 
viele Arbeiter haben damals geglaubt, nachdem eine große 
Verhetzungspolitik getrieben wurde, daß, wenn eine ſo⸗ 
zialiſtiſch eingeſtellte Regierung kam, dann die Arbeits- 
loſigkeit behoben würde, daß Handel und Wandel blühen 
und die Not und das Elend gelindert würden. Wir haben 
daran nicht geglaubt. Bezeichnend war es, daß damals 
guch die kommuniſtiſche Fraktion den neuen Wahlſpruch 
mit Lächeln hinnahm, und die Abgeordnete Frau Kreft bei 
der Vereidigung der Senatoren mit einer gelben Blume 
zum Senatsvizepräſidenten ging und ſie ihm mit den 
Worten überreichte: „Es bleibt alles beim Alten“. M. D. 
u. H.! Wenn es wirklich beim Alten geblieben wäre, 
würde man ſagen, die wirtſchaftliche Depreſſion hat es mit 
ſich gebracht, daß wir noch nicht hochkommen können. Aber 
wir können nur feſtſtellen, daß es nicht beim Alten ge⸗ 
blieben iſt, wir auch nicht vorwärts gekommen ſind, ſondern 
einen ganz erheblichen Rückſchritt gemacht haben. (Zwi⸗ 
ſchenrufe links.) Seien Sie doch nicht ſo voreilig, haben 
Sie doch die Ruhe weg! Sie ſind aber immer ſo ſtürmiſch, 
das nützt nichts. Man kann ſich leicht einen Schaden zu⸗ 
ügen. Daß es ſo iſt, beweiſt, daß die Wirtſchaftler eine 
Proteſtkundgebung nach der anderen gegenüber der neuen 
Regferung veranſtalten, und daß die Arbeitsloſen eine De- 
monſtration nach der andern aufziehen. Das geſchieht mit 
vollem Recht, weil die Arbeitnehmerſchaft ſieht, daß es 
don Tag zu Tag immer mehr abwärts geht. 


Ich möchte nun einmal ganz kurz auf das Regierungs- 
err SS 


programm und auf die Rede eingehen, die der 9 
natspräſident Sahm ſeinerzeit hier gehalten hat. Der 
1 Präſident genehmigt vielleicht, daß ich einige Sätze 
is dem Programm verleſe. Herr Senatspräſident Sahm 
erlas damals eine Erklärung der neugebildeten Regierung 
er Rettung. Ich will nur einige Teile herausnehmen und 


dann auf dieſe Punkte eingehen, da die Regierungs- 
erklärung ſehr lang iſt. Dabei möchte ich Ihre Geduld nicht 
zu lange in Anſpruch nehmen. Die Erklärung hat folgen⸗ 
den Wortlaut: : N { 

In ſchwerer Zeit übernimmt der Senat in feiner neuen 
Zuſamenſetzung die Geſchäfte des Staates. Die Wirtſchaft, 
mit der das Leben eines jeden Staates aufs engſte verknüpft 
it, liegt darnieder, die Arbeitsloſenziffer hat eine furchtbare 
Höhe erreicht. Die Urſache hierfür liegt, wie faſt in der 
ganzen Welt, zum Teil in der allgemeinen wirtſchaftlichen 
Depreſſion. Hier kann nur ein allgemeiner Aufbau: und 
Geſundungsprozeß Hilfe bringen. Umſomehr muß die 
Regierung eines Staates darauf ſehen, daß nicht neben 
dieſe allgemeinen, nur allmählich und langſam behebbaren 
Urſachen wirtſchaftlicher Not noch weitere vermeidbare 
Belaſtungen der Wirtſchaft treten, die die Not noch ver⸗ 
größern und den Staat an den Rand des Abgrundes 
bringen. . 

Dann kommt der Herr Präſident des Senats auf die 
Außenpolitik zu ſprechen: 

Für Danzig bedeutet das außenpolitiſch, daß zu der 
Nachbarrepublik Polen ein Verhältyis gefunden werden muß, 
das den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen beider Staaten vollauf 
gerecht wird. Der Senat in ſeiner neuer Zuſammenſetzung 
ſtellt ſich ausdrücklich und klar auf den Boden der durch den 
Vertrag von Verſailles geſchaffenen Verhältniſſe und der 
zur Ausführung dieſes Vertrages zwiſchen Danzig und Polen 
geſchloſſenen Verträge. Er erwartet von der Regierung der 
. Polen die Achtung der ſtaatlichen Selbſtändigkeit 
Danzigs. g Si 

Weiter unten erklärt der Präſident, was ſehr be- 
deutend iſt: 


(00 


Die Regierung betrachtet die Förderung der Wirtſchaft, 7 


als deren Träger fie Arbeitgeber und Arbeitnehmer anſieht, 

als ihre vornehmſte Pflicht. Bei allen Maßnahmen wird 

ſich die Regierung von dem Beſtreben leiten laſſen, Handel 
und Wandel, Arbeit und Verkehr zu fördern. Es ſoll verſucht 
werden, eine weitere Vereinfachung des Steuerſyſtems und 
Entlaſtung der Wirtſchaft, vom Steuerdruck herbeizuführen. 

D. u. H.! Es iſt ja ſelbſtverſtändlich, wenn die 
Außenſtehenden dieſen wunderbaren Worten Gehör ge- 
ſchenkt haben. Wir Deutſchnationalen wußten natürlich, 
daß es nur ſchöne Worte waren und die Taten fehlen 
würden. Nach dem Programm wollte die neue Regierung 
dafür ſorgen, die Erwerbsloſenziffer zu vermindern. Des- 
halb möchte ich Ihnen an Hand der Zahlen, die ich mir 
von der Regierung beſorgt habe, zeigen, wie kataſtrophal 


~ 


D) 


die Wirtſchaftslage und die Notlage der Arbeiterſchaft feit - 


dem Antritt der neuen Regierung vor ſich gegangen iſt. 


Das betonen auch die Kommuniſten mit vollem Recht. In 


dieſer Sache ſind ſie ſehr ehrlich. Sie Sozialdemokraten 

ſind ja immer Lehrer der Kommuniſten. Die Zahlen, die 

et nenne, werden meine Worte von vorhin be- 
ätigen. i ; 


Am 3. Juli 1925 betrug die angemeldete Arbeitsloſen⸗ 


ziffer 6330. (Abg. Kloßowfti: Da war Dr. } 
der Regierung!) Hätten wir noch einen Ziehm in der Re- 
gierung, dann wären wir jetzt nicht jo weit runter. (Zuruf 
links.) Von dieſen 6330 Arbeitsloſen wurden 4842 unter⸗ 
ſtützt (Hört, hört! bei den Kommuniſten.), davon in Danzig 
3074. (Von 6000 nur 4000 unterſtützt! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Warten Sie doch ab, was die ſozialiſtiſche Re⸗ 
gierung tut. Ende Juli betrug die Arbeitsloſenziffer 6633, 
alſo nur 3 mehr, die Zahl der Anterſtützten 4625, davon 


Ziehm noch an 


in Danzig 2939, (Abg. Hoffmann: Schon weniger!). Da- 
mals waren Sie nicht in der Regierung. Am 19. Auguft - 


kam die neue Regierung ans Ruder. Drei Tage nach 


ihrem Antritt, am 21. Auguſt, betrug die Ziffer 6340 Er⸗ 
werbsloſe, 4393 wurden unterſtützt, davon in Danzig 2817. 


(Anruhe links.) Die Zahlen ſind Ihnen ſehr unangenehm, 
ich werde jetzt gleich die neueſten Zahlen ſagen. Einen 


Monat nach dem Regierungsantritt, am 25. September, 


betrug die Arbeitsloſenziffer ſchon 7274 (Abg. Doerkſen: 
Hört, hörtl), davon wurden unterſtützt 4803, hiervon in 
Danzig 2933. Das war Ende September. Vier Wochen 


ſpäter betrug die Arbeitsloſenziffer nicht mehr 7000, ſon⸗ 
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Volk und dann die Partei“. 


dern 10 570. (Hört, hört! rechts.) Hiervon 5975 Anter⸗ 
ſtützungsempfänger, 3492 in Danzig. Nach weiteren vier 
Wochen betrug die Ziffer nicht mehr 10 000, ſondern ſchon 
12 453. (Hört, hört! rechts.) Mfo wieder 2000 mehr. 
Nun ſteigt die Zahl rapide und ich muß wöchentlich an⸗ 
fangen. Am 4. Dezember waren es ſtatt 12 000 Erwerbs⸗ 
loſen 13 879, am 11. Dezember 15 173, am 18. Dezember 
15 807, am 28. Dezember 16 670, am 2. Januar 17 182. 
Abg. Dr. Wendt: Hört, hört!), am 8. Januar 18 440, am 
15. Januar 18 366, am 22. Januar 20 174, am 29. Januar 
20 797, am 4. Februar hat die Ziffer der Erwerbsloſen 
20 964 erreicht. Davon werden unterſtützt 16571, in 


Danzig 8334. 

M. D. u. H.] Ich glaube, daß dieſe Zahlen ſchon 
mehr als Bände ſprechen. Ich gebe zu, daß Sie nicht 
allein die Schuldigen ſind, aber ich ſage, daß zwei Drittel 
Ihrer Wirtſchaftsweiſe dazu beigetragen hat, daß wir dieſe 
Arbeitsloſenziffer erreicht haben. (Abg. Kloßowſki: Sehen 


Sie nach Deutſchland!) Von einer Regierung der Rettung 


iſt mir bis jetzt überhaupt noch nichts bekannt. Die neue 
Regierung hat lediglich ſchöne Worte geprägt. Ich glaube, 
Herr Abg. Kloßowfki, die Koalitionsparteien werden nach 
Ihren geſtrigen Worten ein komiſches Gefühl gehabt haben, 
wenn Sie als Mitglied der ſtärkſten Regierungspartei das 
Wort predigen, die Verhetzung habe immer Fortſchritte ge⸗ 
bracht, darum ſäen Sie Haß und predigen Anzufrieden⸗ 
heit. Ich frage, ob eine Regierung zur Rettung der Wirt- 
ſchaft ſolch ein Wort gebrauchen darf. Will ſie damit die 
Wirtſchaft retten und die Arbeitsloſen von der Straße 
bringen? (Zuruf des Abg. Kloßowſfki.) Es ift klar, daß 
eine Erregung bei den Arbeitsloſen eintritt, wenn etwa 
20 000 Arbeiter aus dem Produktionsprozeß geriſſen wer- 
den und ihre Familien Not und Elend leiden. 

Aber, m. D. u. H., man ſoll dieſe Not nicht dazu aus⸗ 
nützen, damit vielleicht einige dunkle Elemente daraus 
Nutzen ziehen. (Sehr gutl rechts.) Man ſoll in dieſer 
Zeit arbeiten. Es kommt nicht darauf an, daß wir uns 
gegenſeitig die Köpfe einſchlagen. In dieſer Not ſoll uns 
der Wahlſpruch leiten, der im Reichstage über dem 
Sitzungsſaal ſteht: „Erſt das Vaterland und dann die 
Partei“. Hier ſollen wir ſagen: „Erſt unſer Danziger 
(Abg. Leu: Werfen Sie die 
Saiſonarbeiter hinaus!) Aber Sie kehren ſich nicht daran, 
ob der Staat zugrunde geht oder nicht. Sie werden bis 
jetzt gemerkt haben, daß die deutſchnationale Fraktion eine 
ſtaatserhaltende Oppoſition war, daß ſie am Wohle des 
Staates mitgearbeitet hat. Hätte ſie eine ſtaatsvernichtende 
Politik getrieben, dann wäre die jetzige Regierung ſchon 
lange zum Teufel gejagt. Sie haben der vorigen Regierung 
aber die größten Knüppel zwiſchen die Beine geworfen. 
(Abg. Dr. Bumke: Sehr richtig!) Als die Kommuniſten 
im Sozialen Ausſchuß Anträge einbrachten, ſagten Sie, 
Herr Kloßowſki, Sie würden dafür ſtimmen, obwohl Sie 
die Forderungen als Anſinn betrachteten. Die Hauptſache 
iſt, daß Sie nicht dagegen ſtimmen, damit Sie die große 
Kraft der Agitation haben. Da haben Sie aus partei⸗ 
politiſchen Gründen mitgeſtimmt. Sie könnten damals auch 
ehrlich geweſen ſein. Sehen Sie einmal, wie der Kollege 


Brodowſfki vorhin für die Arbeiter in Bölkau eintrat, da 


hatten Sie den Mut, den Mann herunterzuſchreien, damit 
er nicht für die Intereſſen der Arbeiterſchaft ſprechen follte. 
Es darf nicht in die Oeffentlichkeit kommen, daß ein deutſch⸗ 
nationaler Vertreter für die Arbeiter eintritt. (Sehr gut! 
rechts.) Ich ſtehe auf dem Standpunkt, daß die Arbeiter- 
ſchaft draußen jetzt auch ſchon anders ſpricht, als zurzeit 
Ihres Eintritts in die Regierung. Die Arbeiterſchaft will 
heute von der Regierung Taten ſehen und nicht Worte 
hören. Wenn ich den Vergleich ziehe zwiſchen der Arbeits⸗ 
loſenziffer, wie fie bei Ihrem Eintritt in die Regierung war 
und jetzt, ſo muß ich ſagen, daß die deutſchnationale Regie⸗ 
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rung beſtrebt geweſen iſt, die Wirtſchaft zu halten, daß Sie 
aber nicht den Mut gehabt haben, trotzdem Sie in die 
Regierung hineingezogen ſind, durchzugreifen, um das 
Staatsſchiff zu halten. (Sehr richtig! rechts.) 

M. D. u. H.! Wie wollen Sie eigentlich die Wirt⸗ 
ſchaft retten? (Zwiſchenrufe links.) Sie ſind doch die Re⸗ 
gierung der Rettung, laß die Regierung doch etwas ſagen. 
Wir werden mit unſeren Vorſchlägen dam auch kommen. 
Schade, daß die Herren Senatoren heute nicht alle hier 
ſind. Wollen Sie vielleicht die Wirtſchaft dadurch heben, 
daß Sie Plakate ankleben, daß eine Preisſenkungsaktion 
vorgenommen werden ſoll? Die Volksſtimme ſchreibt es 
lih doch als Verdienſt zu, daß die Indexziffer etwas ge- 
fallen iſt. M. D. u. H. von der Regierungspartei, daran 
haben Sie keine Schuld. Das macht nur das Fallen des 
Zlotys. Sie würden es nicht fertiggebracht haben, nach- 
dem Sie der Wirtſchaft dieſe unheimlichen Feſſeln angelegt 
haben. (Was waren das für Feſſeln? Ihre Konkurs- 
maſſe haben wir übernommn! links. — Unruhe) M. H. 
von der Regierung, wollen Sie vielleicht die Wirtſchaft 
retten und die Arbeitsloſigkeit lindern, indem Sie ein Ein⸗ 
heitsgewicht für Brötchen herbeiführen? (Heiterkeit! 
rechts.) Glauben Sie, wenn Sie in Ihren Zeitungen das 
preiſen, was Sie getan haben und wenn Sie ſich einen 
Wirtſchaftsführer aus Polen, Herrn Diamand holen, der 
in der Meſſehalle einen großen Vortrag hielt, die Wirt- 
ſchaft zu retten? Ich bin auch dort geweſen, ich wollte 
hören, was der gute Mann ſagen würde. Aber er wußte 
nichts weiter zu ſagen, als daß in Amerika jeder Fünfte 
ſein Auto hat. Ich möchte dem Herrn Diamand ſagen, daß 
er erft in Polen den Stall reinmachen und klare Verhält⸗ 
niſſe ſchaffen ſoll. Wir haben in unſerem Freiſtaat Köpfe, 
die das können, die natürlich nicht in Ihrem Lager ſitzen. 
(Sehr gut! rechts. — Zwiſchenrufe und Heiterkeit links.) 
Sie haben große Köpfe, aber es iſt nichts drin. Auf die 
ſogenannten Wirtſchaftsführer, die im Schützenhaus die 
große Proteſtverſammlung veranſtalteten, will ich nicht 
näher eingehen. Anter anderm war auch Herr Brieskorn 
dabei, der die Wirtſchaft retten wollte. (Er iſt nicht da! 
rechts.) Er ſoll eine Studienreiſe angetreten haben, um 
ſich neues Material zu holen. Vielleicht intereſſiert ſich 
aber Herr Dr. Blavier dafür, wenn er der Wirtſchafts⸗ 
retter iſt. Herr Brieskorn ſoll ja jeden Tag 150 Gulden 
Schulden in den Kneipen gemacht haben. Es iſt ja eine 
Schande, daß es ſo gekommen iſt. (Zwiſchenrufe links.) 
Es iſt wohl auch nicht richtig, daß Sie einen neuen Preſſechef 
angeſtellt haben? Wenn Sie die Wirtſchaft heben wollen, 
dann machen Sie keine neuen Ausgaben. Tun Sie nur 
das was die Deutſchnationalen wollen, dann wird der 
Staat ſchon gehoben werden. M. D. u. H.! Auf dieſe 
Weiſe werden Sie das Wirtſchaftsprogramm nicht löſen 
und auch das außenpolitiſche Problem nicht. Ich will 
mich darüber nicht auslaſſen, weil ich nicht ein ſo großer 
Außenpolitiker bin wie Ihr Herr Breitſcheid. Dieſer Herr 
hat wunderbar geſprochen. Er ſprach von Völkerver⸗ 
ſöhnung, von Völkerverbrüderung und von den großen 
Errungenſchaften, die durch den Vertrag von Locarno er- 
zielt wurden. (Zwiſchenrufe links.) Er ſprach doch als Ar⸗ 
beiter und ging auf die große Weltverbrüderung ein. Den 
Erfolg von Locarno pries er als den Anfang einer großen 
Sache. Herr Muſſolini hat Herrn Breitſcheid die Antwort 
darauf gegeben. So ſieht es auch in Danzig aus. Sie 
haben die Verſtändigung mit Polen angebahnt. Sie 
rühmen alles, was Sie bei Polen erreicht haben. Aber 
Sie haben es noch nicht einmal fertig gebracht, daß Sie den 
Polen gezwungen haben, daß er bis an die Grenzen des 
ihm zugewieſenen Bezirks die Briefkäſten entfernt. (Run 
Sie doch einmal bei der Erwerbsloſenfrage an! 
inks. 
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Wenn ich nun das Refultat zuſammenziehe, und ich 
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(Schütz, Abgeordneter.) 
habe mit meiner Fraktion unterſucht, was die neue Re⸗ 
gierung getan hat, und wir würden ehrlich ſein, wenn 
einige gute Punkte aufzuweiſen wären, ſo ſehen wir keinen 
Fortſchritt, ſondern einen Rückſchritt. M. D. u. H. vom 
Zentrum! Wenn Sie ſolche Koalitionskollegen haben wie 
Herrn Kloßowſki und wenn Sie auf Ihr Programm ge- 
ſchrieben haben, daß die Verhetzung noch immer Fort⸗ 
ſchritte gebracht hat, ſo predigen Sie den Haß. Ich dachte 


eigentlich, daß Sie, meine Herren vom Zentrum, anders 


eingeſtellt find. Wir Deutſchnationglen ſtehen auf einem 
anderen Standpunkt. Wir ſagen, die Wirtſchaft iſt nur 
zu heben, wenn wir Selbſtloſigkeit, Arbeitsfreude und 
Opferſinn anerkennen und die allgemeine Kriſis dadurch 
erleichtern. In dieſem Sinne frage ich die Regierung, ſie 
iſt ja leider nicht hier, aber es wird ihr überbracht werden, 
im Namen meiner Fraktion, was ſie heute zu tun 
gedenkt, um die Wirtſchaft vor dem völligen Zu- 
ſammenbruch zu retten, und was ſie zu tun gedenkt, daß 
die Arbeitsloſen wieder Brot bekommen und Ruhe und 
Frieden im Staate geſichert ſind. (Lebhaftes Bravo rechts. 
— Schütz, der Retter iſt dal links. 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg Dr. Blavier. 
Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): „Si tacuisses, 
philosophus mansisses“. 
Abg. Schütz, Sie ſind ein guter Kerl, aber ein ſchlechter 
Muſikant. Mit Ihrer Rede haben Sie der Sache wirklich 
keinen Dienſt erwieſen. Am Schluß Ihrer Ausführungen 
haben Sie geſagt, Sie wollten die Verhetzung bekämpfen, 
und Ihre Rede war das Muſterbeiſpiel einer demagogi⸗ 
ſchen Verhetzung. (Sehr gut! links.) Traurig iſt das zu 
ſagen, noch trauriger iſt es, daß ſich Ihre Fraktion bei 
dieſer Muſterhetzrede laufend amüſierte. Ich ſage noch 
einmal: Sie ſind ein guter Kerl, aber wenn jemand über 
Wirtſchaftspolitik ſprechen ſoll, müßte in Ihrer Fraktion 
ein anderer Redner da ſein. Es iſt traurig, daß durch 
Ihre Rede, Herr Abg. Schütz, die Debatte von der Er⸗ 
werbsloſenfrage auf ein Gleis gebracht wird, das gar nicht 
hierher gehört, nämlich auf das Hochpolitiſche. Da muß 
unbedingt im Intereſſe der Wahrheit eins richtiggeſtellt 
werden. Herr Abg. Schütz ſprach immer von einer alten 
und von einer neuen Regierung. Er ſetzte beide in Gegen⸗ 
ſatz und ſagte, die alte Regierung habe es gut gemacht, 
wenn ſie geblieben wäre, hätte ſie es noch beſſer gemacht. 
Er kam mit Zahlen und ſagte, man könne daraus ent- 
nehmen, daß die neue Regierung die Sünden begangen 
habe, die augenblicklich zur Kriſis geführt haben. M. H. 
von den Deutſchnationalen, das iſt eine bewußte Fälſchung. 
(Sehr gut! links.) Sie wiſſen genau, daß wir heute nicht 
eine ſtärkſte Regierungspartei haben. Nicht die Sozial- 
emokraten, ſondern die ſtärkſte Regierungspartei ſind 
eute die hauptamtlichen Senatoren. (Zuſtimmung links.) 
Das iſt das, was vom hochpolitiſchen Geſichtspunkt aus 
ter feſtgenagelt werden muß. Wir haben leider keine 
Mittelkoalition, die im Intereſſe der Wirtſchaft arbeiten 
könnte. Wir haben die alte Regierung, wir haben den 
alten Stamm, wir haben die ſtärkſte Regierungspartei, die 
egierungspartei der Hauptamtlichen. Da liegt die innere 
lrſache, nicht in dem zufälligen Hinzutreten von ſechs ſo⸗ 
gialdemokratiſchen parlamentariſchen Senatoren. Die 
Innen nichts machen, ebenſowenig wie die Liberalen. Die 
tärke liegt in den acht hauptamtlichen Senatoren und in 
en vier Zentrumsſenatoren, die noch zur alten Koalition 
gehörten. 
Ic Die alte Koalition hat heute leider noch das ent- 
bene Wort. Deshalb die Arbeitsloſen, weil es nicht 
A den iſt (nach rechts), Ihre Mißwirtſchaft zu beſeitigen 
bab endlich mit dem aufzuräumen, was Sie verbrochen 
= en. (Sehr richtig! Juruf des Abg. Schütz.) Herr 
Vel Schütz, es gehört Mut dazu, von dieſer Stelle eine 
rſammlung abzutun, in der Herr Jewelowfki und andere 
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Auf deutſch heißt das, Herr 


: 


gar nichts. 
perſönliche Sache, weil der eine Herr, der da auch 
ſprochen haben ſoll, 
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| Senatoren geſprochen haben, indem Sie erklären, das ſei 
Als einzige Begründung bringen Sie eine 
ge⸗ 
eine Sommerreiſe angetreten hat. 


Herr Abg. Schütz, das iſt der Jargon der Straße, das iſt 


der Jargon der Verhetzung, wenn Sie nicht aus dem Per⸗ 


ſönlichen herauskönnen. Ihre Rede wird Ihnen noch lange 
an den Rockſchößen hängen. (Abg. Kloſſowſki: Er bekomm 


fie gut traktiert!) Sie arbeiten niemals mit Argumenten, 


ſondern lediglich mit perſönlicher Verunglimpfung, mit per⸗ 


fönlicher Verhetzung, ſogar To ſchnell, daß Sie ſofort einen 


Fall demagogiſch ausnutzen, der fih heute vormittag abge⸗ 


ſpielt hat. (Sehr richtig! links.) Ich überlaſſe das Urteil 
über Ihre Rede der Zukunft. Eins haben Sie erreicht. Sie 
haben nicht nachgewieſen, daß durch die Maßnahmen der 
neuen Regierung alles verbrochen ſei. Es bleibt bei der 
ewigen Wahrheit: Der Beamtenapparat, der Behörden⸗ 
apparat, der Aufbau des Staates, der heute 30 Millionen 
Gehälter koſtet, ift von Ihnen vorgenommen. (Sehr gut! 
links.) Weil Ihre hauptamtlichen Senatoren im Senat 
ſitzen, verhindern Ihre Leute jeden Abbau, jede Rettung 
der Wirtſchaft. So liegen die Dinge und nicht anders. 
(Lebhaftes Bravol links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Hoffmann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Der 
Herr Abg. Hohnfeldt hat vor einiger Zeit hier geſagt, daß 
man das Haus für politiſche Propaganda benutze. Heute 
kann man ſogar feſtſtellen, daß mit einer Angelegenheit, die 
die Aermſten der Armen in Danzig angeht, nicht nur Pro⸗ 
paganda gemacht, ſondern jogar Schinbluder getrieben 
wird. Hier ſtellt ſich ein Popanz, ein Schütz, ein deutſch⸗ 
nationaler Sozuſagen⸗Arbeiter her und will die Erwerbs⸗ 
loſen in den Dreck ziehen. (Das iſt gar nicht der Fall 
geweſen! rechts. — Frau Abg. Kreft: Na was denn!) Der 
Abg. Schütz hätte es nicht nötig, ſich hierherzuſtellen und 
von der Not und dem Elend der Erwerbsloſen zu ſprechen. 
Er hat es im eigentlichen Sinne auch nicht getan. Durch 
ſeine Worte wollte er nur beweiſen, wie ſchön und gut die 
Deutſchnationale Partei ſeinerzeit geweſen iſt, als ſie noch 
im Regierungsſeſſel ſaß. } 

Dem Herrn Abg. Schütz und der Deutſchnationalen 
Fraktion möchte ich genau dasſelbe ſagen, was der Herr 
Abg. Dr. Blavier bereits ausgeführt hat: Die Deutſch⸗ 
nationalen ſitzen heute noch genau ſo in der Regierung, wie 
vor dem 19. Auguſt. Was haben die Deutſchnationalen 
während ihrer Regierungsperiode vom Jahre 1918/19 bis 
zum Jahre 1925 in der Frage der Erwerbsloſigkeit und in 
allen Fragen getan, die das Elend der Bevölkerung an⸗ 
gehen? Wir wiſſen ganz genau, daß es gerade die Deutſch⸗ 
nationalen in jeder Hinſicht geweſen ſind, die demagogiſch 
gegen die Erwerbsloſen verfuhren. Herr Abg. Schütz hat 
die Arbeiter im Ausſchuß ausdrücklich als rüpelhaftes und 
arbeitsſcheues Geſindel hingeſtellt. ; 

Die Deutſchnationalen haben daher nicht das Recht, 
zu erklären, die ganze Schuld fiele auf die neue Koalition. 
Sie ſelbſt ſitzen noch in der Regierung und haben das 
Zepter in der Hand. Weiſen Sie mir nach, ob während 
der ganzen Zeit des Beſtehens des Volkstages irgendein 


— 


D) 


von den Linksparteien eingebrachter Antrag von den 


Deutſchnationalen angenommen wurde. Sie können es 
nicht. Sie können nicht auf Ihr Ruhmesblatt ſchreiben, 
daß Sie jemals etwas für die Arbeiterſchaft getan hätten. 
Wir haben oftmals geſchildert, wie ſchlecht es den Erwerbs⸗ 


ſoſen, den Kleinrentnern, Witwen und Waiſen geht. Stets, 


wenn wir über das Elend der Erwerbsloſen ſprachen, ſaßen 
die Deutſchnationalen draußen an der Teke und haben ſich 
den Wamſt vollgeſoffen. Sie ſcherten fih nicht daran, ob 
Tauſende von Kindern und Frauen auf der Straße ver- 
reckten. Dann kommt ein Deutſchnationaler her und will 
hier vielleicht dasſelbe tun, was ſeinerzeit die Koalitions⸗ 
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(Hoffmann, Abgeordneter.) 
parteien getan haben, als die Deutſchnationalen in der 
Regierung waren. Wie denkt die Deutſchnationale 
Fraktion das Elend der Erwerbsloſen zu beſeitigen? Denken 
Sie es vielleicht dadurch zu tun, daß Sie noch ein paar 
Fürſten ausfindig machen, denen Sie noch ein paar Mil- 
lionen geben? Oder wollen Sie ein Ermächtigungsgeſetz 
für die Erwerbsloſen herausgeben? Oder denken Sie dar- 
an, das Arbeitsdienſtpflichtgeſetz wieder einzuführen? 
M. D. u. H.! Ich warne Sie, treiben Sie nicht weiter 
Schindluder mit den Erwerbsloſen. Wir haben immer 
darauf hingewieſen, daß, ſolange dieſes privatkapitaliſtiſche 
Syſtem beſteht, für die arbeitenden Schichten nichts her- 
auskommen wird. Heute ſehen wir, daß die Leute, die 
immer alles für die Erwerbsloſen abgelehnt haben, ſich hier 
hinſtellen und für die Leute etwas tun wollen. Heute haben 
Sie Gelegenheit, aber wir wollen ſehen, ob Sie für einen 
Antrag ſtimmen werden. Damals, Herr Abg. Mayen, als 
Sie im ſozialen Ausſchuß verſteckt den Antrag einbrachten, 
das Arbeitsdienſtpflichtgeſetz einzuführen, ſagte ich Ihnen, 
daß Sie die Arbeitsloſen zu dem Schlimmſten treiben 
werden, und daß es für Sie vielleicht noch eine bittere 
Stunde werden wird. Anter Ihrer Regierung hätte ſich 
die Zahl der Erwerbsloſen vielleicht ſchon verdreifacht. Sie 
brauchen keine Propaganda dafür machen, dieſe Regierung 
zu ſtürzen. Dieſe Regierung iſt genau ſo reaktionär, wie 
die vorige. Der geſtrige Tag hat es uns bewieſen, als in 
brutalſter Weiſe die Zenſur gegenüber den Erwrbsloſen in 
der Meſſehalle ausgeübt wurde. Als wir den Antrag 
ſtellten, die Sache im Ausſchuß zu behandeln, da haben die 
Sozialdemokraten gegen unferen Antrag geſtimmt. 

Wir ſehen alſo, daß auch jetzt nichts für die Erwerbs- 
loſen herauskommt. 


unter den Arbeitern Propaganda zu machen, ſo haben Sie 
weit gefehlt. Ans dürfen Sie nicht die Schuld zuschreiben. 
Wir tun nur, was die Erwerbsloſen uns auftragen. Wir 
ſind die Beauftragten der Leute, die heute im Elend ver- 
recken. Aber es wird der Augenblick kommen, wo Ihnen 
die Erwerbsloſen die Quittung geben werden. Wir 
Kommuniſten haben Arſache, dieſen Zeitpunkt zu beſchleu⸗ 
nigen, damit endlich einmal mit einer Sippſchaft Schluß 
gemacht wird, die die Arbeitsloſen ins Geſicht ſchlägt. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (8.P. D.): M. D. u. H.! Ich 
habe mir erlaubt, vor einiger Zeit von dieſer Stelle aus 
zu ſagen, daß ich es für ein Verbrechen halte, wenn die Not 
der Erwerbslofen zu Propagandazwecken benutzt wird. Ich 
muß leider feſtſtellen, daß das, was ich damals verurteilt 
habe, ſich heute noch in weit größerem Maße wiederholt 
hat, einmal durch die Reden, die wir gehört haben und 
zweitens durch den Antrag, der vorliegt. M. D. u. H.! 
Ich lehne es ſtets grundſätzlich ab, gegen einen Arbeiter zu 
polemiſieren, auch ſelbſt gegen einen Arbeiter, der aus An⸗ 
kenntnis und Verirrung gegen ſeine eigene Klaſſe Stellung 
nimmt. Ich gehe noch weiter, ich gehe auch nie gegen einen 
Arbeiter vor, der um perſönlicher Vorteile willen, gegen 
ſeine eigene Klaſſe zu Felde zieht. Ich würde darum auch 
auf die Ausführungen des Herrn Abg. Schütz gar nicht ge⸗ 
antwortet haben, wenn nicht wiederholt erklärt worden 
wäre: „Ich ſpreche hier im Auftrage der Deutſchnationalen 
Fraktion“. (Abg. Schwegmann: Für wen denn ſonſt?) 
Durch dieſen Zwiſchenruf ift feftgeftellt, daß die Deutſch⸗ 
nationale Fraktion die Ausführungen ihres Redners voll 
und ganz billigt. Abg. Dörkſen: Natürlich! Dann fühle 
ich mich allerdings verpflichtet, mich ein klein wenig mit 
dieſen Ausführungen zu beſchäftigen. Der Redner hat mit 
Zahlen operiert. Er hat die Zahl der Erwerbsloſen ge- 
nannt, als die Deutſchnationalen aus der Regierung 
gingen, ich betone das letztere, und er hat dann die Zahl 
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M. D. u. H.] Wenn Gie fid hier 
hinſtellen und große Töne riskieren wollen, in der Abſicht, 
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genannt, die jetzt Platz gegriffen hat. Dem Herrn Redner 
hätte ich dieſe Ausführungen geſchenkt, denn ich weiß, daß 
er von ben wirtſchaftlichen Zuſammenhängen und den 
Folgen, die einzelne Vorgänge auch auf die Danziger 
Wirtſchaft haben mußten, kein Verſtändnis hat. (Sehr 
richtig! links.) Da aber die Deutſchnationale Fraktion 
die Ausführungen billigt, möchte ich der Deutſchnationalen 
Fraktion fagen, daß vor einigen Tagen im Bayeriſchen 
Landtag ein Deutſchnationaler folgenbes geſagt hat: „Ich 
nenne jeden einen Schafskopf, der die jetzige Arbeits⸗ 
loſigkeit auf Maßnahmen einer Regierung zurückführen 
will.“ Herr Abg. Schwegmann, vielleicht entſinnen Sie 
ſich, wer in Bayern in der Regierung ift. Der Herr Red- 
ner ſagte ferner: „Schuld an dieſer großen Arbeitsloſigkeit 
haben die Feſſeln, die der Wirtſchaft angelegt find.” (Sehr 
richtig! rechts.) Wenn das richtig tft, dann ſtelle ich feſt, 
daß die Deutſchnationale Fraktion in den ganzen Jahren ſeit 
Errichtung des Freiſtgates die Führung in der Regierung 
hatte und alle dieſe Feſſeln geſchaffen hat, bei deren Ab⸗ 
bau jetzt die Regierung iſt. (Der Volkstag macht doch die 
Geſetze! rechts.) Die Geſetze für Danzig find in dieſem 
hohen Hauſe gemacht worden. Allerdings hat das Haus 
nicht immer hier getagt, aber es war die Danziger Volks⸗ 
vertretung im Verein mit der deutſchnationalen Regie⸗ 
rung. (Das ſtimmt nicht! rechts.) Dann muß ich Ihrem 
Gedächtnis wieder aufhelfen. Herr Abg. Schwegmann, 
ich nehme eins heraus, das Amſatzſteuergeſetz. Es war in 
der Nacht zum Himmelfahrtstag, da haben wir gegen die 
Feſſeln, die Sie anlegen wollten, Sturm gelaufen. (Leb⸗ 
haftes Sehr richtig! links.) Ich könnte Ihnen noch einiges 
nennen, wenn Sie es wollen, aber das dürfte Ihnen wohl 
genügen. (Abg. Schwegmann: Ich werde Ihnen nächſtens 
etwas erzählen!) Dann werden wir ja etwas hören. 
Schön war auch der Ausdruck „ ſozialdemokratiſche 
Regierung“. Ein Volksvertreter, der hier ſolange in 
dieſem Volkstag gearbeitet hat, kennt noch nicht die Zu- ıp 
ſammenſetzung des Senats. Wenn er fie wüßte, wäre es 
doch ganz unmöglich, dieſen Ausdruck zu brauchen. (Sie 
geben doch den Ton an! rechts.) Den Ton gebe ich jetzt 
an, weil ich hier ſoreche. (In der Regierungl rechts.) Es 
ſti Ihnen doch bekannt, daß dort nur ſechs Sozialdemo⸗ 
kraten figen. Der Senat ift aber 22 Köpfe ſtark, Ihr Ge- 
bilde, das Sie geſchaffen haben. Halten Sie denn die 
Senatoren der Zentrumspartei und der Liberalen Partei 
und die größere Zahl, die der Deutſchnationalen Partei 
angehören, für ſoſche Schafsköpfe, daß fie ſich nur von den 
ſechs Sozialdemokraten lenken und beſtimmen laſſen? Das 
wäre für Ihre Leute nicht ſehr ſchmeichelhaft. Wenn Sie 
aber glauben, Ihre Leute in dieſer Weiſe kennzeichnen zu 
wollen, müſſen Sie das ja am beſten einſchätzen können. 
(Abg. Schwegmann: Das war ſehr ſchwach!) Die Wirt- 
ſchaft, ſagt der Redner, liegt darnieder, ihr müſſe geholfen 
werden, aber man könne ihr doch nicht helfen, wenn man 
ein Einheitsgewicht für das Brot vorſchreibt. Gewiß, da⸗ 
durch kann man der Wirtſchaft nicht auf die Beine helfen, 
aber man kann die Kreiſe, die infolge der Inflation viel⸗ 
leicht etwas in der Ehrlichkeit gelitten haben, wieder zu 
ehrlichen Menſchen machen. Man kann weiter dadure 
die ſo ſchwer ringenden Arbeiter und die ſich in großer 
Not befindlichen Erwerbsloſen vor Betrug fehliten. Das 
ſollte doch auch etwas wert fein. (Zuruf des Abg. Hat“ 
kutſch.) i 
Der neuen Regierung wurde der Vorwurf gemacht 
daß ſie im Grunde genommen eigentlich noch nichts Abe 
hätten, um die große Arbeiksloſigkeit zu beheben. Sre 
Schwegmann: Hat fie auch nicht!) Vielleicht ift das D 
gut, das Ihr Redner im Sozialen Ausſchuß ud 8 
hat, daß man nämlich die ſtaatliche oder korn e 2 
Arbeitsvermittlung abſchafft und wieder konzeſſion oer 
Arbeitsvermittler anſtellt, die die Kräfte, die fie V 


(A) (Spill, Abgeordneter.) 
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mitteln, ganz wo anders herholen, nur nicht aus dem Srei- 
ſtaat. Es ift eine alte Binjenweisheit, das brauche ich 
nicht zu wiederholen, daß in der Deutſchnationalen Frak⸗ 
tion die Landwirtſchaft ausſchlaggebend und beſtimmend iſt. 
(Abg. Doerkſen: Nanul) Ich gebe zu, Herr Abg. Doerk⸗ 
len, das daneben noch die Beamten eine große Rolle 
ſpielen. Wenn das nicht der Fall wäre, würde das Be- 
amtenabbaugeſetz etwas anders ausgeſehen haben. (Sehr 
gut! links.) Dieſe beiden Kräfte wirken ſich in der Deutſch⸗ 
nationalen Partei aus. (Abg. Philipſen: Hat die Deutſch⸗ 
nationale Fraktion die Mehrheit? — Abg. plettner: 
Aber Herr Leutnant!) 

Wie ſtellt ſich die Landwirtſchaft zu der Arbeits⸗ 
loſigkleit? Im Großen Werder haben wir zurzeit 2000 
Arbeitsloſe. (Hört, hört! links.) Im Kreis Danziger 
Höhe 1800, im Kreis Danziger Niederung 1900. Wenn 
die Deutſchnationalen ſo ein warmes Herz für die Er⸗ 
werbsloſen haben, warum werden dieſe Leute denn nicht 
beſchäftigt? (Abg. Doerkſen: Die ſtädtiſchen Arbeiter 
find auf dem Lande nicht zu gebrauchen. — Abg. Kloſ⸗ 
ſowoski: Lügner!) Ich bin nicht gehäſſig und will es nicht 
ſein. Dieſer Zuruf kennzeichnet aber Ihre Intelligenz, 
ſonſt hätten Sie verſtehen müſſen, daß ich ausbrücklich be⸗ 
iont habe, daß die Arbeitsloſigkeit in den Kreiſen Großer 
Werder, Danziger Höhe und Danziger Niederung ſo groß 
iff. Ich bin wenigſtens beſtrebt, ziemlich deutlich zu 
ſprechen. Ob mir das ſoweit gelingt, daß auch ein Herr 
Doerkſen mich verſteht, kann ich nicht beurteilen. (Abg. 
Philipſen: Aeberdies hat die Landwirtſchaft jetzt keine 
Arbeit!) Ich glaube doch, die Landwirtſchaft muß im 
Sommer Arbeit haben, das geben Sie zu. Wie kommt es 
dann, Herr Abg. Doerkſen, daß auch in den Sommer- 
monaten 500 Angehörige des Freiſtaates in den 
Landkreiſen, nicht in der Stadt, arbeitslos ſind? In 
demſelben Augenblick ſind aber in der Landwirtſchaft 
10 800 auswärtige Arbeiter beſchäftigt. (Hört, hört! links.) 
Ich weiß, daß Sie ſchwer begreifen können, Herr Kollege 
Doerkſen, darum wiederhole ich noch einmal, die Arbeits- 
loſen, die ich genannt habe, ſind keine ſtädtiſchen Arbeiter, 
eee von Landarbeitern. Vielleicht begreifen Sie 
etzt. 

Das warme Herz der Deutſchnationalen für die 
Arbeitsloſen wird dadurch gekennzeichnet, daß die Land⸗ 
koirtſchaft, deutſchnationale Landwirte bei einer Arbeits- 
loſenziffer von 30 000 für das nächſte Frühjahr nicht 
weniger als 6300 auswärtige Arbeiter für das Große 

erder angefordert haben. (Zuderrübenbau! rechts.) Für 
en Kreis Danziger Niederung ſind 1700 auswärtige Ar⸗ 
eiter angefordert. (Hört, hört! links), für den Kreis 
Fanziger Höhe 1500. (Abg. Doerkſen. Wer ſoll die 
Juckerrüben bearbeiten!) Eins ſteht feft, Herr Abgeordneter 
Doerkſen, wenn Sie die Zuckerrüben bearbeiten ſollten, 
würden keine gebaut werden. Ebenſo ſteht feft, daß keine 
Juckerrüben gebaut würden, wenn die Landwirte ſelbſt die 
Dade in die Hand nehmen ſollten. Sie haben es bisher 
teck getan und brauchen es nicht zu tun; denn die Arbei⸗ 
er ſind froh, wenn ſie Arbeit haben. Nun, m. D. u. H., 
möchte ich Ihnen gleich das Gegenſtück zeigen. In den 
reiſen ſind zuſammen 9500 Arbeiter angefordert. Zum 
„April ſind aber gleichzeitig 5 bis 6000 Deputanten und 
andarbeiter gekündigt, bitte Herr Doerkſen: Landarbeiter. 
ott, hört! links. — Abg. Doerkſen: Ein Zeichen des 
altserganges der Landwirtſchaft!) Das wollen wir feft- 
16 fach Es ift ein Zeichen des Niederganges der Land- 
orb haft, wenn man 9500 auswärtige Landarbeiter an⸗ 
bi = und 5 bis 6000 einheimiſchen Landarbeitern tün- 
lani Ich ſpinne den Faden noch etwas weiter aus. Sie 
wirtſch das ſei ein Zeichen des Niederganges der Land⸗ 
1 2 (Abg. Doerkſen: Sehr richtig!) Ich bezweifle 
will es aber einmal als wahr annehmen, daß die 
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Landwirtſchaft zurückgeht. Dann geht die nationale Ge- 
ſinnung der Deutſchnationalen ſo weit, daß ſie ſich ſagen, 
ſchön, die Landwirtſchaft geht zurück, ich brauche nicht mehr 
ſoviel Arbeiter, wie ſonſt, aber dieſelbe Menge auswär⸗ 
tiger Arbeiter beſchäftige ich, wenn ich weniger gebrauche, 
werfe ich die Einheimiſchen, meine Landsleute, hinaus. 
(Abg. Eduard Schmidt: Echt deutſchnationall) Sie haben 
ſelber geſagt, es handele ſich um ein Zeichen des Nieder⸗ 
ganges der Landwirtſchaft. Ich habe Ihnen den Gegen- 
beweis mit den Zahlen gebracht. Darüber gibt es keinen 
Streit, die Zahlen ſind authentiſch. (Zuruf des Abg. 
Doerkſen.) Zugegeben, Herr Abg. Doerkſen, Sie würden 
auch Ihre Landsleute beſchäftigen, daran zweifle ich nicht, 
aber nur dann, wenn Sie Ihre Landsleute noch etwas 
mehr ausnutzen könnten, als die fremden Arbeiter. (Sehr 


richtig! links.) Das iſt aber gegenwärtig noch nicht mög⸗ 


lich, da es in Danzig noch Gewerkſchaften gibt, die den 
Schutz der Arbeiter wahrnehmen. Darum verſuchen Sie 
es, ſich in dieſem Jahre auf andere Art und Weiſe zu 
helfen, indem Sie die einheimiſchen Arbeiter hinausſetzen 
und fremde Arbeiter einſtellen. 

And nun noch eins, Herr Abg. Doerkſen, Ihr Redner 


hat geſagt, dadurch, daß ein Pole herkommt und große 


Reden ſchwingt, werden die Dinge nicht gebeſſert. Schön, 
das gebe ich zu. Aber was klang aus den Worten þer- 
aus, was ſollte man darunter verſtehen? Die Abneigung 
gegen unſeren Nachbar, gegen den Nachbar, der eigentlich 
unſer wirtſchaftliches Hinterland iſt. Das Gegenſtück dazu 
iſt die Phraſe: „Danziger Arbeiter, heraus aus den Be⸗ 
trieben, Polen hinein!“ (Sehr gut! links.) Nennt man das 
Nationalismus? Ich ſpreche ſedem, der ſo handelt, das 
Recht ab, ſich national zu nennen, ja, dann kann man ſich 
auch nicht international nennen. Da iſt nur eins als Be⸗ 
zeichnung möglich, ein Egoismus, der ſich nicht überbieten 
läßt, der über Leichen geht, wenn er nur ſeine Vorteile 
erreicht. Ich habe es mir heute nicht zur Aufgabe geſtellt, 
mit Ihnen abzurechnen. Dieſe Aufgabe iſt ja auch ſo 
leicht, daß ſie gar nicht reizt. Aber die Ausführungen, die 
Ihr Redner machte, konnten und durften nicht unwider⸗ 
ſprochen bleiben. Aber damit ſoll es genug ſein. Wenn Sie 
wünſchen, wieder einmal die Wahrheit zu hören, dann 
ſchicken Sie wieder nur einen ſolchen Redner vor. Wir 
werden Ihnen Antwort geben. 

Nun zur Sache ſelbſt. Ich habe ausdrücklich betont, 
daß man die Not der Erwerbsloſen nicht zu e 
zwecken ausnutzen darf. Man kann Propaganda urch 
Reden treiben, aber auch Propagandazwecke verfolgen, in⸗ 
dem man Anträge ſtellt. Da möchte ich meinen Freunden 
von links ſagen: Soweit müßte Ihre Kenntnis von den 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen gehen, daß Sie ſich ſelbſt 
ſagen, daß die Forderungen, die Sie hier aufgeſtellt haben, 
augenblicklich unerfüllbar ſind. Wenn man das weiß, 
dann ſoll man auch den Mut haben, denjenigen, die das 
tatſächlich ſehr nötig brauchen, was hier gefordert wird, 
zu ſagen, das iſt augenblicklich nicht möglich. (Arme 
Sozialdemokraten! bei den Kommuniſten.) Ich weiß 
nicht, ob die Kommuniſtiſche Partei reicher iſt. Wenn ſie 
es aber iſt, dann ſpringen Sie doch in die Breſche und 
helfen Sie. (Arm im Geiſte! bei den Kommuniſten.) Das 
kann ja möglich fein, ich habe vor ein paar Stunden Ge- 
legenheit gehabt, verſchiedene Geiſtesblitze hier anhören zu 
müſſen. (Ihre Rede macht es auch nicht! bei den Kom⸗ 
muniſten.) M. D. u. H.! Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
ſind in Danzig für die Erwerbsloſen beſonders ſchwer, 
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weil hier die Arbeitsloſigkeit erſtens der Zahl nach größer iſt, 


und zweitens länger andauert als in unſeren Nachbar⸗ 


ſtaaten. Wenn die Erwerbsloſigkeit hier viellicht auch 
nicht größer iſt als in Polen, ſo iſt ſie geringer als in 
Deutſchland. Aber die Kriſe trat bei uns früher ein. 
Anſere Arbeitsloſen ſind länger ohne Arbeit. Wenn nun 
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(Spill, Abgeordneter.) 
auch die Sätze, die unſere Arbeitsloſen erhalten, die glei⸗ 
chen ſind, wie in Deutſchland, auch im gegenwärtigen 
Augenblick die Teuerung hier nicht viel größer iſt als in 
Deutſchland, ſo wäre an ſich eine Beſſerſtellung der Dan⸗ 
ziger Arbeitsloſen dadurch berechtigt, weil ſie hier ſchon 
länger in dieſer großen Not leben als in Deutſchland. Ich 
wiederhole aber: Wenn die Möglichkeit, eine Forderung 
zu realiſieren, nicht da iſt, dann ſoll man ſie auch nicht 
ſtellen. Man ſoll das auch im Intereſſe der Arbeitsloſen 
nicht tun. Ich muß das wiederholen, was ich hier ſchon 
ein paarmal ausgeſprochen habe, man dient den Arbeits⸗ 
loſen wirklich nicht damit, daß man durch Stellung von 
Anträgen bei ihnen falſche Hoffnungen erweckt. (Zwiſchen⸗ 
ruf des Abg. Schütz.) Herr Kollege, Ihnen nehme ich 
keinen Zwiſchenruf übel. Ich muß zugeben, daß es mir 
kaum möglich ſein wird, auf Ihre Zwiſchenrufe einzu- 
gehen, weil Ihre Gedanken ſo verworren ſind, daß ich auf 
den verſchlungenen Pfaden nicht mitkann. Ich wiederhole, 
es iſt nicht gut, bei den Arbeitsloſen immer und immer 
wieder vergebliche Hoffnungen zu wecken. Das Los dieſer 
Leute iſt ſo ſchwer, daß es verſtändlich iſt, daß ſie in 
keiner guten Stimmung mehr ſein können. Dieſe Stim⸗ 
mung kann nicht dadurch verbeſſert werden, daß man ihnen 
einen Hoffnungsſchimmer zeigt, der wieder in Nichts zer⸗ 
flattert. Da muß der Peſſimismus immer mehr Platz 
greifen. Nichts iſt verderblicher, als mitzuhelfen, einen 
Menſchen im Peſſimismus, in der Lebensverneinung, zu 
beſtärken. Nur dadurch, daß man immer und immer 
wieder hofft, kann man die Kraft gewinnen, um über miß⸗ 
liche Lagen hinweg zu kommen. Schon aus dieſem Grunde 
halte ich es für verwerflich, bei den Erwerbsloſen Hoff⸗ 
nungen zu erwecken. (Bei dem Warten werden fie ver- 
hungern! bei den Kommuniſten.) Ich ſtehe nicht an, zu er⸗ 
klären, wenn nur eine Möglichkeit vorhanden wäre, etwas 
von dem, was gefordert wird, in die Tat umzuſetzen, wäre 
ich der Erſte, der das täte. (Frau Abg. Kreft: Hört, hört!) 
Frau Abg. Kreft; Sie brauchen nicht „Hört, hört“ zu rufen, 
denn ich glaube, die Not des Lebens etwas länger zu 
kennen, wie Sie. Ich glaube, daß ich lange, lange Jahre 
mit febr viel ſchwierigeren Verhältniſſen zu kämpfen gehabt 
habe, als Sie das gegenwärtig tun. Mir wird niemand 
das Verſtändnis für dieſe Dinge abſprechen können, weil 
ich ſie lange genug, mindeſtens aber ſolange, wie mancher 
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von denen alt iſt, die hier reden, am eigenen Leibe geſpürt 


habe. 

Ich wiederhole, ſo ſchmerzlich es iſt, hier bekennen zu 
müſſen, daß es im gegenwärtigen Augenblick nicht möglich 
iſt, das zu geben, was hier gefordert wird, ebenſo not⸗ 
wendig iſt es, glaube ich, alle Kräfte zuſammenzufaſſen, um 
den Erwerbsloſen das zu geben, was beſſer iſt als Anter⸗ 
ſtützung, Arbeit. Da wende ich mich an die deutſch⸗ 
nationale Fraktion. Ich bitte Sie, auf Ihre Mitglieder 
den Einfluß ausüben zu wollen, daß nicht weiterhin Dan⸗ 
ziger Arbeiter auf die Straße geſetzt und fremde herange⸗ 
holt werden, ſondern daß, wenn die Landwirtſchaft in 
Tätigkeit tritt, Danziger Arbeiter Arbeit finden. (Leb⸗ 
haftes Bravol links.) 

Präſident: Ich habe den Herrn Redner nicht unter⸗ 
brechen wollen, Ich muß nachholen, daß der Herr Abg. 
Kloſſowfſki in bezug auf einen Abgeordneten gejagt hat: 
„Sie Lügner! Erbärmlich ift der Kerl! Er leidet an Ge- 
hirnverkalkung!“ Ich rufe Herrn Abg. Kloßowſki zur 
Ordnung und will einen anderen ebenſo häßlichen Aus⸗ 
druck überhört haben, weil ich ſonſt zwei Ordnungsrufe 
hintereinander erteilen müßte. (Zwiſchenrufe links.) Ich 
bitte, mich nicht zu unterbrechen. Ferner hat der Herr 
Abg. Schmidt in bezug auf einen Abgeordneten geſagt: 
„Sie alter Idiot!“ Ich rufe auch den Serm Abg. Eduard 
Schmidt zur Ordnung. (Abg. Ed. Schmidt: Sie müſſen 
fragen, wen ich damit gemeint habe!) Das Wort hat der 


- und gegen den Locarnopakt wettern kann. 
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Herr Abg. Raſchke. (Zuruf des Abg. Ed. Schmidt.) Herr 
Abg. Schmidt, Sie haben nicht das Wort, Herr Abg. 
Raſchke hat das Wort. (Abg. Raſchke: Sei doch nicht ſo 
gehäſſig. — Abg. Ed. Schmidt: Wenn man die Wahrheit 
ipricht!) Herr Abg. Schmidt, ich mache Sie auf die Ge- 
ſchäftsordnung aufmerkſam, ſtören Sie nicht den Ge- 
ſchäftsgang. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Als 
unſere Rednerin unſeren Antrag begründete und Herr Abg. 
Schütz darauf das Wort nahm, glaubten wir, die Erwerbs- 
loſen könnten ſich freuen, die Deutſchnationalen würden ſich 
für ihre Forderungen einſetzen. Aber leider haben wir 
uns darin ſchwer getäuſcht. Der Herr Abg. Schütz hat 
alles andere herangezogen, nur nicht die Not der Erwerbs- 
loſen. Er hat auch nicht Wege gewieſen, wie ihnen zu 
helfen iſt. Nach ſeinem Programm, das ja ſchon lange 
hätte durchgeführt werden können, als die Deutſch⸗ 
nationalen noch in der Regierung waren, hätte er auch 
nichts erreicht. Selbſtperſtändlich iſt, daß vor einiger Zeit 
die Erwerbsloſigkeit am Weltmaßſtabe gemeſſen, noch nicht 
ſo groß war, wie heute. Es wäre unverſtändlich, wenn 
zurzeit der Regierung der Deutſchnationalen die Erwerbs- 
loſigkeit die heutige Zahl erreicht hätte. 

Aber ich will mich hier nicht zum Verfechter der jetzi⸗ 
gen Regierung aufwerfen. Ich habe gar keine Veran⸗ 
laſſung, die jetzt beſtehende Regierung in Schutz zu neh⸗ 
men. Jedoch das muß und will ich auch der jetzigen Re⸗ 
gierung ſagen, insbeſondere der Sozialdemokratie, daß ſie 
nichts gelernt hat, (Das haben wir ſchon gehört! links) 
und daß fie nichts lernen will. Anterſuchen wir die Arſache 
von unſerem Standpunkt aus, dann ſagen wir nicht etwa, 
dieſe Herumredereien, wie wir ſie heute gehört haben, 
können der Wirtſchaft und damit der Arbeiterſchaft helfen, 
ſondern es muß ein ganz gehöriger Schnitt gemacht 
werden, der ... (Abg. Gebauer: Anblutigl!) Wir find 
nicht ſo unblutig. Wenn es ſein muß, machen wir es auch 
gern blutig. Dieſer Schnitt muß zwiſchen Kapital und 
Arbeit gemacht werden. Erſt wenn ſich die Sozialdemo⸗ 
kratie dazu durchgerungen hat, wir ſtehen ja ſchon auf dem 
Standpunkt, dann wird die ſchaffende Bevölkerung ein 
anderes Los haben. ; 

Am aber zu den Deutſchnationalen zu kommen, ver- 
ſtehe ich es nicht, wie Herr Abg. Schütz ſich hier herſtellen 
Iſt es nicht 
ſeine Partei, die den Locarnopakt und den Völkerbund ge⸗ 
nau ſo unterſtützt, wie die Sozialdemokratie? (Abg. Phi⸗ 
lipſen: Sie haben wohl keine Zeitung geleſen!) Was Ihre 
Zeitung ſchreibt, Herr Abg. Philipſen, iſt natürlich nur für 
die Dummen. (Was ſchreibt Ihre Zeitung? rechts.) Wenn 
man der Sache auf den Grund geht, findet man, daß au 
Sie für Locarno und Völkerbund zu haben ſind, wenn der 
Völkerbund Deutſchland Kolonien zuſpricht. (Abg. Phi- 
lipſen: Da irren Sie febr!) Dann haben Sie Ihre eigenen 
Zeitungen nicht geleſen; denn die Erklärungen Ihrer 
Partei im Reichstag gingen darauf hinaus, den Völker⸗ 
bund und den Locarnopakt anzuerkennen, aber Sie wollten 
wieder Kolonien haben. Was Sie mit den Kolonien 
wollen, m. H. von den Deutſchnationalen, das hat ja die 
Vergangenheit bewieſen. Die Arbeiter nach Strich und 
Faden ausbeuten, Ihre Taſchen füllen, das iſt Ihre Der 
viſe in bezug auf Kolonien. Aber gehen wir etwas weiter 
zurück. Wie war es mit dem Dawespakt? Waren 
nicht diejenigen? (Nein! rechts.) Da ſagen Sie auch Bein 


( 


— 


Nein. Allerdings, für die Oeffentlichkeit nicht. Aber ie 


waren ſchlau genug, die Hälfte Ihrer Abgeordneten abzu⸗ 
kommandieren, um damit dem Dawespakt zur Annahme 
zu verhelfen. (Abg. Schwegmann: Damit waren wir & x 
nicht einverſtanden!) Das heißt nichts anderes, daß Ot 


genau ſo für den Dawespakt zu haben waren, wie a 
anderen Parteien, außer den Kommuniſten, 
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teln Sie nicht mit dem Kopf Herr Abg. Philipſen, Sie find 
genau ſo ſchuld wie die Sozialdemokratie und die Mit⸗ 
telparteien. Die zurzeit beſtehenden Danziger Wirtſchafts⸗ 
f verhältniſſe find die Auswirkungen des Dawespaktes. Die 
f Auswirkungen des Locarnopaktes aber werden wir auch 
noch zu ſchmecken und zu riechen bekommen. Woran liegt 
es denn heute, daß wir die Erwerbsloſigkeit haben, und 
daß ſie immer größere Formen annimmt? Weil die Ver⸗ 
truſtung der Induſtrie zu Angunſten der Arbeiterſchaft 
Fortſchritte macht. Wollen Sie beſtreiten, daß in Ameri⸗ 
ka, in England und in Deutſchland die Technik derart 
verfeinert iſt, daß alle die Kräfte nicht mehr gebraucht 
werden, die heute auf der Straße liegen! Das kann kein 
Menſch leugnen. Wenn Sie hier andere Momente an⸗ 
führen, ſo ſage ich, iſt das an den Tatſachen, an der 
Wahrheit vorbeigegangen. Solange die Induſtrie und die 


keit wird noch anwachſen. Sie wird noch größeren Amfang 
annehmen, als es jetzt der Fall iſt. Th 
M. D. u. H.! Den Erwerbsloſen muß geholfen wer⸗ 
den. Es iſt bedauerlich, daß die Sozialdemokratie, die 
doch alles teilweiſe vorausgeſehen hat, ſich dazu hergege⸗ 
ben hat, den Kapitalismus wieder hochzupäppeln. Wenn 
Sie ſagen, der Arbeiterſchaft könne nicht geholfen werden, 
dann ſagen wir, das ſtimmt nicht. Hätten Sie nur den 
Willen, die Arbeiterſchaft, die heute noch hinter Ihnen 
und uns ſteht, und die ohne für Sie und uns bei der Wahl 
geſtimmt zu haben, in dieſer Situation hinter uns tritt, 
würde ſich ſchon ihr Los erkämpfen. Aber Sie ſind es doch, 
die der Arbeiterſchaft immer wieder Ee „Ruhe, Ruhe, 
Kinder, wir werden es auf anderem Wege ſchaffen.“ Sie 
legen der Arbeiterſchaft ſogar Feſſeln an, wo es irgend an⸗ 
gängig ift. Dafür haben Sie bei Ihrem Eintritt in die 
(h) Regierung der Arbeiterſchaft Illuſionen gemacht. Sie ha- 
ben ihr geſagt, wenn Sie in der Regierung ſeien, werde es 
anders werden. Jetzt erkennt die Arbeiterſchaft, daß das 
Gegenteil eingetroffen iſt. Genau ſo verhält es ſich mit 
der Propaganda, die Sie uns immer vorwerfen. Das iſt 
auch ein typiſcher Beweis dafür, wie Sie, meine Herren, 
zur Arbeiterſchaft ſtehen. Was ift dabei Propaganda? Sft 
es etwa Propaganda, wenn wir verlangen, daß die Leute, 
ie aus dem Gefängnis entlaſſen werden, Anterſtützung 
erhalten ſollen? Wenn Sie ſagen, daß das Propaganda 
iſt, dann ſagen wir, Sie haben überhaupt kein Herz mehr 
für die Arbeiterſchaft, genau ſo wie die Deutſchnationalen 
und die Mittelparteien ſchon lange kein Herz mehr für 
die Arbeiterſchaft haben. 
| Was die andere Forderung, die Wirtſchaftsbeihilfe, 
1. anbetrifft, ja haben denn die Erwerbsloſen in dieſem 
Winter ſchon eine Winterbeihilfe bekommen? Reſolu⸗ 
tionen haben Sie angenommen, die noch lange nicht durch— 
geführt ſind. Was mit den Reſolutionen geſchehen iſt, 
brauche ich Ihnen nicht zu ſagen. Wir wiſſen genau, daß 
dieſe Reſolutionen nur für den Papierkorb angenommen 
werden. Wenn man hier immer glaubt, Danzig und 
| Deutſchland vergleichen zu müſſen, ſo jagen wir, daß es 
en arbeitsloſen Arbeitern in Deutſchland noch weit beffer 
geht, als denen in Danzig. Warum? Nehmen wir nur 
1 eine Stadt wie Danzig, ſo werden wir finden, daß die Er⸗ 
Sirbsloſen nirgends gezwungen ſind, täglich zweimal zum 
=. tempeln zu gehen. In Danzig und in den Landgemein⸗ 
en verlangen die Gemeindevorſteher noch immer, daß die 
rbeiter zweimal täglich ſtempeln gehen. In Deutſchland 
| gt es, wenn der Arbeiter zweimal in der Woche 
j empeln geht. Da kann er noch hin und wieder einen 
o piben nebenbei verdienen. And wenn auch nicht das, 
se ann er doch wenigſtens in feiner Wirtſchaft mehr tätig 
n, als es hier bei uns der Fall ift. Hier in Danzig lockt 


Die Auswirkungen zeigen ſich jetzt in Danzig. Schüt⸗ 


Technik nur im Intereſſe des Kapitals verfeinert werden, 
ſolange werden wir Arbeitsloſe haben. Die Erwerbsloſig⸗ 


Donnerstag, den 11. Februar 1926. 2233 


man z. B. Arbeitsloſe von St. Albrecht nach Altſchott⸗ 
land zum Stempeln. Der Arbeitsloſe, der eine ſaumäßige 
Anterſtützung bekommt, iſt gezwungen, in 14 Tagen ein 
Paar Sohlen zu zerreißen infolge des Weges von Mlt- 
ſchottland nach St. Albrecht. Er kann ſich die Sohlen noch 
nicht einmal ſelbſt unterlegen, wenn er es wollte. Wenn 
Sie ſagen, er kann es abends machen, ſo frage ich, ob ein 
Erwerbsloſer überhaupt in der Lage ift, Licht zu brennen. 
Er kann gar nicht daran denken, eine Petroleumfunzel an⸗ 
zuſtecken, weil die Mittel nicht reichen. Wenn er gar elek⸗ 
triſches Licht hat, dreht der Senat es einfach ab. Die Ver⸗ 
hältniſſe können nur gebeſſert werden, wenn die Wirtſchaft 
eine andere Baſis erhält, wenn ſie nicht auf den Knochen 
der Arbeiterſchaft aufgebaut wird, ſondern im Intereſſe 
der Arbeiterſchaft. Dann werden wir andere Verhältniſſe 
haben. Dann brauchen wir die Erwerbsloſenunterſtützung 
auch nicht in dem Maße, wie heute. Dann brauchen wir 
uns nicht dauernd darum zu zanken, wer eigentlich für die 
Erwerbsloſen eintritt. Dann ſteht die ſchaffende Bevöl⸗ 
kerung in Arbeit. 


M. D. u. H., ich weiß, es iſt nach Ihrer Meinung 
Atopie, wenn wir ſagen, daß ein Weg da iſt, den Erwerbs⸗ 
loſen wirklich zu helfen. Sie haben vor einiger Zeit das 
Vermögensſteuergeſetz verabſchiedet. Da haben wir Ihnen 
gejagt: „Erhöhen Sie die Steuer, um den Erwerbslosen 
etwas mehr geben zu können.“ Wir haben auch andere 
Steuern, z. B. die Erbſchaftsſteuer, die erhöht werden 
könnten. Heute ſchreibt die Volksſtimme, daß dieſe Steuer 
erhöht werden muß. Aber für wen? Wieder um die Wirt⸗ 
ſchaft flott zu machen, d. h. um die Kapitaliſten zu unter⸗ 
ſtützen. Ja, m. D. u. H., wenn Sie ſich ſo die Löſung 
des Erwerbsloſenproblems denken, dann werden Sie aller⸗ 
dings nie etwas für die Erwerbsloſen ſchaffen, dann 
werden Sie den Arbeitsloſen nie etwas geben können. 
Sie machen ſich inſofern ſchuldig, als Sie noch immer ge⸗ 
willt ſind, nur die Kapitaliſten, die Betriebsinhaber, die 
Großagrarier zu unterſtützen. Die Arbeiter laſſen Sie links 
liegen. Wir ſind der Meinung, daß den Arbeitsloſen in 
erſter Linie Arbeit zu geben iſt. Aber ſolange Sie dieſes 
Problem nicht löſen können, ſolange Sie nicht gewillt ſind, 
an dieſes Problem ernſtlich heranzugehen, ſolange werden 
wir immer jagen, den Arbeitsloſen kann nur mit Geld⸗ 
unterſtützungen geholfen werden. Aber ich ſage, es iſt 
Demagogie bei den Deutſchnationalen, wenn ſie glauben, 

ſagen zu müſſen, bei ihnen wäre die Erwerbsloſigkeit nicht 
eingetreten. Ich gebe Ihnen Brief und Siegel, wenn Sie 
heute noch in der Regierung ſäßen, hätten wir nicht 
20 000, ſondern 40 000 Erwerbsloſe. Sie hätten Ihren 
Machtapparat noch weit mehr ausgenutzt, Sie hätten noch 
mehr Betriebe geſchloſſen, als es heute der Fall iſt. Denn 
darauf läuft es doch hinaus, einmal auf die Verfeinerung 
der Technik, und zum andern den Arbeiter auf die Knie 
zu zwingen, d. h. ihn dahin zu bringen, daß ihm die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung entzogen wird und er 12 Stunden 
und mehr arbeiten muß. Da laſſen Sie Ihre Macht 
walten, indem Sie die Betriebe ſchließen, d. h. die Wirt⸗ 
ſchaft ſabotieren. Sie haben kein Recht, ſich hinzuſtellen 
und zu erklären, die Betriebe ſind von andern zu Boden 
gewirtſchaftet worden, Sie find doch die Wirtſchaftler, Sie 
haben die Betriebe in Händen. Warum werden nicht Auf- 
träge herbeigeſchafft, warum nicht Aufträge angenommen? 
Im Gegenteil, Sie lehnen die Aufträge ab, weil Sie nicht 
genug daran verdienen, und für die Arbeiter haben Sie 
nichts übrig. (Sie haben ja keine Ahnung! rechts.) M. D. 
u. H., wir wiſſen genau, daß, wenn Sie Ihre Verdienſtrate 
etwas herabſetzten, auch Arbeit da ſein würde. Wenn man 
aber heute bei Submiſſionen noch immer feſtſtellen muß, 
daß der eine Unternehmer 200 Prozent mehr nimmt als 
der andere, und daß der eine Anternehmer wieder 
100 Prozent mehr nimmt, dann fagen wir, daß das Sabo- 
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tage iſt, daß Sie die Arbeit nicht haben wollen. Sie ſind 
es, die hieran am meiſten Schuld tragen. (Abg. Bahl: Das 
gibt es heute nicht mehr, 100 Prozent!) Reden Sie doch 
nicht, haben Sie nicht vielleicht die Berichte über die Sub⸗ 
miſſion in der Krankenkaſſe geleſen? Iſt es Ihnen gar 
nicht aufgefallen, daß der eine Unternehmer 30 000 Gul- 
den verlangt und der andere für dieſelbe Arbeit 90 000 
Gulden, und einer verlangte ſogar für dieſelbe Arbeit 
120 000 Gulden. (Hört, hört! links. — Zwiſchenrufe des 
Abg. Falk.) Falſch verſtanden? Alſo der, der 30000 Gul⸗ 
den verlangt hat, hat den Koſtenanſchlag falſch verſtan⸗ 
den. Der, der 90 000 Gulden verlangt hat, hat ihn auch 
falſch verſtanden, und nur der, der 120 000 Gulden haben 
wollte, hat ihn richtig verſtanden. (Zwiſchenrufe des Abg. 
Falk. — Unruhe.) 1 i 

Präſident: Ich muß dringend bitten, den Herrn 
Redner nicht zu ſtören. Die Zeit iſt vorgeſchritten, und die 
Zwiſchenrufe halten uns nur noch mehr auf. i 


Raſchke, Abgeordneter (K.P.): Feſt ſteht, daß vor 


dem Kriege derartige Blüten auch an der Tagesordnung 
waren. Wenn die Ausſchreibungen kamen, fand man 
Anterſchiede von mehr als 50 Prozent. Da ſagen Sie, alle 
haben die Sache falſch verſtanden und falſche Angebote 
abgegeben, nur der Höchſtfordernde hat die Sache richtig 
verſtanden. Ich fage, m. H. von rechts bis zur Sozial- 
demokratie, Sie haben wohl erfaßt, was der Wirtſchaft 
nottut, aber einerſeits wollen Sie nicht zurücktreten, an⸗ 
dererſeits haben Sie nicht den Mut, hier ordentlich ein— 
mal einzugreifen. 

Wenn die Sozialdemokratie den Mut hätte, die Ar- 
beiterſchaft aufzufordern: Hinweg mit dieſem Syſtem, 
dann würde durchgegriffen werden. Die Arbeiterſchaft hat 
den Mut dazu und würde dieſen Schnitt auch blutig tun. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Die Beſprechung ift geſchloſſen. Es liegen 
keine Anträge vor. (Abg. Raſchke: Aeberweiſung an den 
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ſozialen Ausfhuß!) Es ift ſoeben der Antrag geſtellt wor- 
den, die Punkte 3 und 4 dem ſozialen Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Ich bitte die Damen und Herren, die dem An- 
trag auf Verweiſung an den ſozialen Ausſchuß zuſtimmen, 
fi) vom Platz zu erheben . (Geſchieht.) Das ift die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. (Zuruf des Abg. 
Naſchke.) Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Schwegmann. 


Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Zeit iſt ſehr vorgeſchritten. Ich möchte daher bitten, 
noch den Punkt 10 der Tagesordnung dadurch zu erledi— 
gen, daß der Geſetzentwurf ohne Ausſprache an den 
Steuerausſchuß verwieſen wird und daß wir uns dann 
auf nächſten Mittwoch vertagen, indem wir dem Präſi— 
denten die Feſtſetzung der Tagesordnung überlaſſen. 


1 Ich möchte zunächſt über den Antrag ab- 
a allen, Punkt 10 an den Steuerausſchuß zu über- 
weiſen. 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab- 
änderung des Wechſelſtempelſteuergeſetzes. 
Druckſache Nr. 2121. 


Erhebt ſich dagegen Widerſpruch, daß dieſe Vorlage 
ohne Ausſprache an den Steuerausſchuß überwieſen wird? 
Ich höre keinen Widerpruch; es iſt ſo beſchloſſen. (Abg. 
Ed. Schmidt: Das iſt auch jo eine Feſſel, die die alte Re- 
gierung angelegt hat und die jetzt beſeitigt werden ſolll) 
Ferner iſt der Antrag auf Vertagung geſtellt. Wird 
der Antrag auf Vertagung unterſtützt? (Geſchieht.) Die 
Anterſtützung reicht aus. Ich ſchlage vor, am nächſten 
Mittwoch den Reſt von heute zu erledigen und die Ans 
ordnung der Punkte mir zu überlaſſen. Ich höre keinen 
Widerſpruch. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Ahr 50 Minuten.) 
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Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ande⸗ 
derung des Geſetzes über die Aufwandsent⸗ 
7 der Abgeordneten (Druckſache 
Nr. . 


Abänderungsantrag des Abg. Raſchke und Frak⸗ 
tion zu 8 2 der Druckſache Nr. 2120 (Druckſache 
ISRN rin et 

Zweite und dritte Beratung a) eines Beamten⸗ 
ruheſtandsgeſetzes, b) eines Beamtenhinter⸗ 
bliebenengeſetzes (Druckſache Nr. 2130 nebſt 


Anlagen zn ß , 
(D.Lib.), zur Geſchäfts⸗ 


Schmidt, 
ordnung 
Damit verbunden: * 
Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Anderung von Beſtimmungen des Be⸗ 
amtenrechts (Druckſache Nr. 2131 zu a) Druck⸗ 
fache Nr. 1491, Geſetzentwurf zur Anderung 
des Beamtenabbaugeſetzes, b) Druckſache Nr. 
1347 desgl. Urantrag des Abg. Dr. Kamnitzer 
And Frafttonn nnn EET sure 
Schmidt, Rob. (D. Lib.) 
Philipſen DN.) 
Knoblauch, Frau (D. Nat. )))) 
Abänderungsantrag der Frau Abg. Knoblauch und 
Gen. zu Anlage M der Druckſache Nr. 2130 
(Druckfache Nr 17 8 
Eventualantrag der Frau Abg. Knoblauch u. Gen. 
zu Anlage Il der Druckſache Nr. 2130 (Druck⸗ 
M re e AE AR 
Entſchließung der Abg. Rob. Schmidt, Dr. Wagner 
und Frakt. zu Druckſache Nr. 2130 (Druckſache 
e HN) se Tre Ra Se 
Antrag des Abg. Laſchewſki und Frakt. betr. Auf⸗ 
löſung der Einwohnerwehr und der Tech⸗ 
niſchen Nothilfe (Druckſache Nr. 2092) Š 
e e a N TA 
Philipſen (D. Nat.) 
Liſchnewſki (K. P.) 
Dr. Schwartz, Senator 
Hohnfeldt (Nat. Soz.) 
Kreft, Frau (K. P.) 
Machte 8 
Antrag der Frau Abg. Kalähne und Fraktion betr. 
Vorlage eines Geſetzes zur Bekämpfung der 
Schmutz⸗ und Schundliteratur (Druckſache 
rr E Maar 
Kalähne, Frau (D. Nat.) 
5 8 r 
We 8 
Dr Blair ! ae 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Beſeiti⸗ 
gung der Prügelſtrafe. — Urantrag des Abg. 
v. Malachinſki und Fraktion — (Druckſache 
r ee OT 
Damit verbunden: 
Antrag des Abg. v. Malachinſki und Fraktion betr. 
aßnahmen gegen Beamte der Erziehungs⸗ 
auſtalt Silberhammer (Druckſache Nr. 2116) 
Antrag des Abg. v. Malachinſki und Fraktion betr. 
Berechtigung der Abgeordneten, Erziehungs⸗, 
Strafanſtalten uſw. unangemeldet zu beſuchen 
Druckſache Nr. 211990 Au 
v. Malachinſki (K. P.) 
Dr. Bing (8. P. P.) 
Dr. Wiereinſki, Senator . 
Dr DaB) er 
rdnungsruf für den Abg. Brill (S. P. D.) 
e N en 
Schmidt, Ed. (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Bert Fooken (S.P.D,) zur Geſchäftsordnung 
rtagung der Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 


— 


Die Sitzung wird 3 U jt 35 Minuten durch den Präſi⸗ 
denten Dr. Treichel eröffnet a 


Rob. 


OSN D waw 
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Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Schwartz, Dr. (0) 


Wiereinſki; Staatsrat Scheunemann; Oberregierungsrat 
Dr. Hemmen; Obergerichtsrat Kettlitz; Regierungsrat Bur⸗ 
meiſter; Regierungsoberinſpektor Voß. 


Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung. Ich 
erlaube mir zunächſt die Mitteilung zu machen, daß Herr 
Abg. Dr. Neumann Urlaub bis zum 1. April beantragt 
hat. Ich höre keinen Widerſpruch, der Urlaub iſt bewilligt. 
Dann mache ich Sie auf Druckſache Nr. 2139 aufmerkſam. 
Wie mir vom Senat der Freien Stadt mitgeteilt wird, 
iſt der Senat dem in der Volkstagsſitzung vom 24. Januar 
beſchloſſenen Geſetz zur Abänderung des Arbeitsloſen⸗ 
fürſorgegeſetzes nicht beigetreten. Es heißt: „Nähere Be⸗ 
gründung laſſen wir folgen.“ Ich will alſo vorläufig noch 
die Begründung abwarten. 

Es ſind folgende Haushaltspläne eingelaufen: Volks⸗ 
tag, Soziales, Handels⸗ und Gewerbeverwaltung, Staat⸗ 
liche Grundbeſitzverwaltung, Landwirtſchaftliche Ver⸗ 
waltung einſchließlich Fiſcherei, Domänen⸗ und Forſt⸗ 
verwaltung. Es beſtand die Abſicht, dieſe Haushalts⸗ 
pläne ſofort in den Hauptausſchuß zu ſchicken und mit 
der allgemeinen Ausſprache zu warten, bis der Haupt⸗ 
haushaltsplan auf der Tagesordnung ſtände. Dem iſt 
heute widerſprochen worden. Wir werden alſo bei der 
Tagesordnung für die nächſte Sitzung vorſchlagen, dieſe 
Haushaltspläne heraufzuſetzen. Vorausſetzung iſt, daß 
keinerlei Ausſprache ſtattfindet und ſie gleich in den Haupt⸗ 
ausſchuß geſchickt werden. Die Ausſprache ſoll bei dem 
Haupthaushaltsplan ſtattfinden. Es wird am Schluß der 
Sitzung bei Feſtſetzung der Tagesordnung noch bekannt 
gegeben werden. 

Wir kommen nun zum 1. Punkt der Tagesordnung: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 

Anderung des Geſetzes über die Aufwandsentſchä⸗ 

digung der Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 2120. Dazu liegt ein Abänderungsantrag 

vor, Druckſache Nr. 2135, der wohl denſelben Wortlaut 
hat, wie der bei der zweiten Leſung geſtellte Antrag: 

§ 2 des Geſetzes betr. Aufwandsentſchädigung der 

Volkstagsabgeordneten und der nebenamtlichen Sena⸗ 

toren erhält folgenden Abſatz 4: 

„Abgeordnete und nebenamtliche Senatoren, ſo⸗ 
weit ſie Lohn⸗ oder Gehaltsempfänger ſind, er⸗ 
halten bei Erwerbslosigkeit neben der Aufwands⸗ 
entſchädigung die geſetzliche Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung.“ 

Raſch ke 


und die übrigen Mitglieder der 


Kommuniſtiſchen Fraktion. 


Ich eröffne die allgemeine Ausſprache. Wortmeldungen 


liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Ich eröffne 
die Ausſprache zu dem einzigen Artikel und mache nochmals 
auf den Abänderungsantrag aufmerkſam. Ich ſchließe die 
Beſprechung, da keine Wortmeldungen vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung, und zwar laſſe ich zunächſt über 
den Abänderungsantrag des Herrn Abg. Raſchke und Frak⸗ 
tion abſtimmen. Ich bitte die Damen und Herren, die für 
den Abänderungsantrag des Herrn Abg. Raſchke find, fih 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über den einzigen Artikel. Ich bitte 
die Damen und Herren, die ihm zuſtimmen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der 
einzige Artikel iſt angenommen. überſchrift: „Geſetz zur 
Herabſetzung der Aufwandsentſchädigung der Volkstags⸗ 
abgeordneten und der nebenamtlichen Senatoren“; an⸗ 
genommen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem Geſetz in der Schluß⸗ 
abſtimmung zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Das Geſetz iſt in 
allen drei Leſungen angenommen. Wir kommen zu Punkt 2 
der Tagesordnung: z 


(Präſi dent.) 
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Zweite Beratung a) eines Beamtenruheſtands⸗ 
geſetzes, b) eines Beamtenhinterbliebenengeſetzes. 
Druckſache Nr. 2130 nebſt Anlagen zu Nr. 1541. Bericht 


des Hauptausſchuſſes. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 


der Herr Abg. Robert Schmidt. 

Schmidt, Robert, Abgeordneter (D.Lib.): Ich bitte, 
die Punkte 2 und 3 der Tagesordnung zu verbinden, da ſie 
in Zuſammenhang ſtehen. 

Präſident: Das iſt ja bei der zweiten Beratung etwas 
ſchwierig, wenn nicht eine allgemeine Ausſprache bei § 1 
ſtattfindet. Nun hat der Alteſtenausſchuß geglaubt, vor⸗ 
ſchlagen zu können, daß bei § 1 eine allgemeine Beſprechung 
erfolgt, jo daß alle Abänderungsanträge, die eventuell ge- 
ſtellt werden, begründet werden können. Dann kann madh- 
her die Abſtimmungsmaſchine hintereinander gehen. Wenn 
kein Widerſpruch erfolgt, werde ich ſo verfahren. Ich höre 
keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe alſo auch 
Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
Anderung von Beſtimmungen des Beamtenrechts. 
Druckſache Nr. 2131 zu: a) Druckſache Nr. 1491, Geſetz⸗ 
entwurf zur Anderung des Beamtenabbaugeſetzes, p) Druck⸗ 
ſache Nr. 1347 desgl. — Urantrag des Abg. Dr. Kamnitzer 
u. Fr. Bericht des Hauptausſchuſſes. Ich eröffne die all⸗ 
gemeine Ausſprache zu den Punkten 2 und 3. Das Wort hat 
der Herr Berichterſtatter Abg. Schmidt. 

Schmidt, Robert, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. H.! 
Das dem Volkstag am 11. Juni 1925 zugegangene Geſetz 
über die Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in 


den Warte- und Ruheſtand nebſt Geſetz über die Verſorgung 


der Hinterbliebenen dieſer Beamten liegt Ihnen heute in 


(B) 


Druckſache Nr. 2130 mit zwei Anlagen zur Beſchlußfaſſung 
vor. Beide Anlagen bilden ein einheitliches Ganzes. 
Infolge der durch die Regierungskriſe unterbrochenen 
Volkstagsarbeit erfolgte die erſte Beratung und Über⸗ 
weiſung des Geſetzes an den Hauptausſchuß erſt am 9. Sep⸗ 
tember, wo es am 31. Oktober 1925 zum erſten Male zur 
Verhandlung ſtand. Zwecks Einziehung eines obergericht⸗ 
lichen Gutachtens über die Verfaſſungsmäßigkeit der Be- 
ſtimmungen hinſichtlich der Verabſchiedung verheirateter 
weiblicher Beamten und aus Gründen, die in einer ein⸗ 
gehenden Nachprüfung materieller Art ihren Niederſchlag 


fanden, mußten die Verhandlungen längere Zeit unter- 


brochen werden. Sie konnten aber nach Klärung aller Diffe⸗ 
renzpunkte nunmehr Ende der letzten Woche verhältnis 
mäßig ſchnell zum Abſchluß gebracht werden. 

Namens des Hauptausſchuſſes habe ich Ihnen die Bitte 
vorzutragen, das Geſetz heute tunlichſt in zweiter und dritter 
Leſung zu verabſchieden, damit das ſeit Jahren und von den 
Penſionären mit Sehnſucht erwartete Geſetz, das endlich die 
notwendige Klärung der rechtlichen Anſprüche der Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten bringt, nunmehr ohne Verzug in 


Kraft geſetzt werden kann. 


Das Geſetz findet ſeine Stütze in den deutſch-preußi⸗ 
ſchen Beſtimmungen über die Verſetzung der Beamten und 
Lehrperſonen in den Warte- und Ruheſtand, ſowie über die 
Verſorgung ihrer Hinterbliebenen. 

Der Senat hat mit Zuſtimmung des Volkstages — 
vorbehaltlich der endgültigen Beſtimmungen durch das 
Danziger Beamten ⸗Ruheſtands⸗ und Hinterbliebenen- 
geſetz — alle bisher in Deutſchland beſchloſſenen Anderun⸗ 
gen auch auf die Danziger unmittelbaren Stagatsbeamten 
im Ruheſtand und die Hinterbliebenen angewendet und ihre 
Verſorgung ſeit dem 1. November 1923 unter Belaſſung 
in ihrer bisherigen Gruppe nud Stufe nach den jeweils 
geltenden Beſoldungsſätzen geregelt. Das Ruhegehalt be⸗ 
trägt hiernach bei einer zehnjährigen oder kürzeren Dienſt⸗ 
zeit 35 Prozent und ſteigt jährlich zunächſt um 2 Prozent, 
ſpäter um 1 Prozent derart, daß mit 40 Dienſtjahren der 
Höchſtbetrag des Ruhegehalts von 80 Prozent des ruhe⸗ 


gehaltsfähigen Dienſteinkommens erreicht iſt. Die vor⸗ 
liegenden Geſetzentwürfe lehnen ſich auch im übrigen im 
großen und ganzen eng an die deutſch⸗preußiſchen Beſtim⸗ 
mungen an. Doch ſind gegenüber dem Senatsentwurf, ab⸗ 
geſehen von kleineren, formalen Abweichungen, einige 
weſentliche Anderungen und Ergänzungen vorgenommen 
worden, auf die ich kurz eingehen möchte. Der Senat hatte 
entſprechend den Beſtimmungen im Reiche und Preußen 
grundſätzlich eine Gleichſtellung der ſogenannten Alt⸗ 
penſionäre (das ſind die vor dem 1. April 1920 in den 
Ruheſtand getretenen Beamten) mit den Neupenſionären — 
unter Zubilligung der Danziger Eingangsgruppe vom 1. No- 
vember 1923 ab —, das Aufrücken in die ſogenannten Auf⸗ 
rückungsſtellen, das nach dem Danziger Beſoldungsdienſt⸗ 
einkommengeſetz nach gewiſſen Dienſtjahren automatiſch er- 
folgt, vom 1. April 1925 ab vorgeſehen, ſo daß hiernach 
allen Penſionären — es kommen insgeſamt 220 Penſionäre 
und etwa 270 Hinterbliebene, insgeſamt 500 Verſorgungs⸗ 
berechtigte, in Frage — erhebliche Nachzahlungen für die 
zurückliegende Zeit zuteil geworden wären. 

Angeſichts der überaus ſchlechten finanziellen Lage des 
Staates, die es erforderlich macht, daß an allen Ecken und 
Kanten unnachſichtig geſpart wird, jogar bei den lebens- 
notwendigſten Bedürfniſſen und Anſchaffungen für Geſund⸗ 
heits⸗ und Wohlfahrtspflege brutale Abſtriche als gwed- 


dienlich und gerechtfertigt gelten läßt, war es leider nicht 


möglich, die im Senatsentwurf enthaltenen Beſtimmungen 
in vollem Umfange zu übernehmen. 

Der Not gehorchend mußte bei der vorliegenden 
Faſſung des Hauptausſchuſſes, bei der von den Parteien 
die vorgenommenen Verſchlechterungen aufrichtig bedauert 
wurden, die Gewährung der Danziger Eingangsgruppe um 
zwei Jahre, d. h. ſtatt auf den 1. November 1923 auf den 
1. Oktober 1925, und die Gleichſtellung der Altpenſionäre 
mit den Neupenſionären hinſichtlich der Aufrückeſtellen ſtatt 
auf den 1. April 1925 gleichfalls auf den 1. Oktober 1925 
hinausgeſchoben werden. Durch dieſe Maßnahmen bleiben 
dem Staat rund 580 000 Gulden an Nachzahlungen er⸗ 
ſpart, ein Betrag, der zwar, weil die Ruheſtandsbeamten 
bisher, des guten Glaubens fein durften, daß fie die in 
Ausſicht genommenen Nachzahlungen erhalten würden, ein 


nicht geringes Opfer für ſie darſtellt, das aber — wie ge⸗ 


0 — unter den obwaltenden Umſtänden gebracht werden 
muß. 

Eine Verſchlechterung gegenüber dem Senatsentwurf 
mußte weiterhin dadurch herbeigeführt werden, daß das in 
§ 1 des Hinterbliebenengeſetzes vorgeſehene beſondere 
Sterbegeld, deſſen Gewährung über die deutſch-preußiſchen 
Beſtimmungen hinausging, aus den angeführten Gründen 
geſtrichen werden mußte. Was die ſonſtigen Anderungen 
gegenüber dem Senatsentwurf anlangt, ſo beziehen ſie ſich 
im weſentlichen auf folgende Punkte: auf die Übernahme 
der auf die Zuruheſetzung Bezug habenden Beſtimmungen 
aus dem Geſetz betr. die Einführung einer Altersgrenze und 
Abänderung von Beſtimmungen des Beamtenrechts zur 
Herabminderung der Perſonalausgaben vom 21. Oktober 
1924, und zwar kommen hierbei in Betracht: die Alters- 
grenze, die freiwillige Verſetzung von über 58 Jahre alten 
Beamten in den Ruheſtand, das Ausſcheiden männlicher 
Beamten mit einer ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit von mehr 


als zehn Jahren im Intereſſe des Perſonalabbaues, das 


Ausſcheiden weiblicher verheirateter Beamten unter Ge⸗ 
währung einer Abfindungsſumme als Entgelt für den Ver- 
luſt des erworbenen Anſpruchs auf Ruhegehalt. 
Was die Altersgrenze anlangt, ſo beſtimmt 8 27 b 
in der Faſſung des Hauptausſchuſſes die „unfreiwillige 
Verſetzung lebenslänglich angeſtellter Beamten in den Ruhe- 
ſtand bei Vollendung des 65. Lebensjahres“, während per 
Senat die Zurruheſetzung in das Ermeſſen der Auffiht”” 
behörde ſtellen wollte. Praktiſch bedeutet Die Zwangs 
penfionierung mit 65 Jahren kaum eine weſentliche Ande⸗ 
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alle B 


(Schmidt, Abgeordneter.) 
rung des beſtehenden Zuſtandes, da die große Maſſe der 
Beamten auch heute ſchon mit 65 Jahren in den Ruheſtand 
verſetzt wurde; ausgenommen hiervon waren in der Regel 
nur Beamte in Sonderſtellungen. 

Bezüglich des Ausſcheidens verheirateter weiblicher 
Beamten bleibt zu bemerken, daß unter ſinngemäßer Be⸗ 
achtung des eingeholten Gutachtens des Obergerichts den 


bis zum 21. Oktober 1924 im Amt geweſenen lebensläng⸗ 


lich angeſtellten weiblichen Beamten freigeſtellt bleiben 
muß, unter den für das Ausſcheiden im § 43 b feſtgelegten 
Grundſätzen aus dem Amt auszuſcheiden oder in ihm zu 
verbleiben, daß dagegen bei allen nach dieſem Termin neu 
eingeſtellten weiblichen Beamten — gleichgültig ob auf 
Kündigung oder lebenslänglich angeſtellt — ſowohl ſeitens 
der Verwaltung als auch ſeitens der Beamtin im Falle 
ihrer Verheiratung dreimonatige Kündigung vorbehalten iſt. 

Sowohl den infolge Verheiratung ausſcheidenden 
weiblichen Beamten wird, ſofern fie einen Penſionsanſpruch, 
erworben, d. h. eine Dienſtzeit von mehr als zehn Jahren 
zurückgelegt haben, nach § 43 b des vorliegenden Geſetzes 
für den Verluſt des Ruhegehaltsanſpruches — nicht um 
ihnen eine Ausſteuer zu gewähren, wie es neulich in der 
Zeitung hieß — eine Abfindungsſumme gezahlt, die für 
jedes vollendete Dienſtjahr das einfache, höchſtens aber das 
fünfzehnfache des ſetzten Monatseinkommens beträgt; die 
Abfindung darf den Betrag von 5000 Gulden nicht über⸗ 
ſteigen. Auch dieſe neue Reglung bedeutet gegenüber den 
bisherigen Beſtimmungen in $ 7 des ſogenannten Perſonal⸗ 
abbaugeſetzes vom 21. Oktober 1924 eine Verſchlechterung 
inſofern, als dieſe Beſtimmungen eine Beſchränkung in der 
Höhe der Abfindungsſumme nicht vorſahen, und die Mb- 
findungsſumme auch den auf Kündigung Angeſtellten oder 
auch weniger als zehn Jahre im Dienſt befindlichen weib⸗ 
lichen Beamten beim Ausſcheiden infolge Verheiratung ge⸗ 
zahlt werden mußte. Dieſe Beſtimmungen konnten — als 
zu weittragend — nicht weiter übernommen werden, kam 
es doch vor, daß einzelnen weiblichen Beamten mit längerer 
Dienſtzeit und in hoher oder höchſter Beſoldungsgruppe 
Abfindungsſummen von über 10000 Gulden gezahlt werden 
mußten. 

Die im a a angeſchnittene Frage, ob die 
Beſtimmungen über das Ausſcheiden und die Abfindung 
männlicher und weiblicher Beamten auch auf die mit Ruhe⸗ 
geldberechtigung Angeſtellten, ſogenannte Dauerangeſtellte, 
Anwendung finden müßten, blieb unerörtert nud ungeklärt. 
Da indeſſen der § 14 der „Grundſätze über die Anſtellungs⸗ 
verhältniſſe der mit Ruhegeldberechtigung Angeſtellten vom 
17. März 1922“ beſagt, daß dieſe Angeſtellten Anſpruch auf 
Ruhegeld und Hinterbliebenenverſorgung nach den für die 
in. den Ruheſtand verſetzten Beamten und deren Hinter- 
bliebenen „jeweils“ geltenden Beſtimmungen haben, ſo 
dürfte es kaum einem Zweifel unterliegen, daß dieſe Be⸗ 
ſtimmungen auch auf die mit Ruhegeldberechtigung An⸗ 
geſtellten anzuwenden ſein werden, da die Abfindung ja 
eine Entſchädigung für das Aufgeben des Ruhegeld⸗ 
anſpruchs in gleicher Weiſe darſtellt, wie bei den Beamten 
der Verluſt des Ruhegehalts. 

Schließlich habe ich noch zu berichten, daß in das 
Beamtenruheſtands⸗ und Hinterbliebenengeſetz auch die 
$ !tglieder des Senats im Hauptamt einbezogen worden 
Ru, wodurch die Beſtimmungen des Geſetzes über das 

lihegehalt und die Hinterbliebenenverſorgung der Mit⸗ 
Ber des Senats im Hauptamt vom 23. März 1923 zu⸗ 
anftig hinfällig werden. Für die Einbeziehung dieſer 
eſtimmungen ſind praktiſche Geſichtspunkte maßgebend 
geweſen, einmal der, die einſchlägigen Beſtimmungen für 
10 des engeunben beieinander zu bekommen, zumal in 
lien es Senatoren⸗Penſionsgeſetzes hinſichtlich der nicht 
haltenen Sonderbeſtimmungen ausdrücklich auf das 
u ane d en e verwieſen worden ift, ferner der 
mjtand, daß auch die Bezüge der hauptamtlichen Sena⸗ 


toren durch das Beamtendienſteinkommengeſetz, das die 
Grundlage auch für das Ruheſtandsgeſetz bildet, geregelt 
worden ſind. Materiell wird übrigens an dem bisherigen 


Zuſtande nichts Weſentliches geändert. 


Das wäre in großen Zügen alles das, was über das 
vorliegende Geſetz zu ſagen iſt. Ich bitte Sie ſchließlich 


nochmals, das Geſetz, das jahrelang auf ſich hat warten 


laſſen, heute endgültig zu verabſchieden, damit hierdurch 
die geſetzliche Grundlage für die rechtlichen Verſorgungs⸗ 
anſprüche der Ruhegehaltsempfänger und deren Hinter⸗ 
bliebenen geſchaffen wird. Es wird dies auch unzweifelhaft 
zu einem weiteren Beamten- und Perſonalabbau führen, 
da anzunehmen ift, daß manche Stelle der in den Ruheſtand 
Tretenden nicht wieder beſetzt zu werden braucht. 


Präſident: Der Herr Berichterſtatter macht darauf auf⸗ 
merkſam, daß in der Berichtigung, die Ihnen vorliegt, noch 
ein Fehler enthalten iſt. Es muß im Abſatz 3 heißen „in der 
6. Zeile“. Die Worte „4. und“ ſind zu ſtreichen. Das 
Wort hat der Herr Abg. Philipſen. 


Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Wir 
bedauern es, daß dieſe beiden Geſetze, das Beamtenruhe⸗ 
ſtandsgeſetz und das Beamtenhinterbliebenengeſetz, erſt jetzt 
zur Verabſchiedung reif geworden ſind. Wir hätten es lieber 
geſehen, wenn die Beratung im Hauptausſchuß ſchneller ab⸗ 
geſchloſſen worden wäre. Durch dieſe Verzögerung werden 
in der Hauptſache die Altruhegehaltsempfänger betroffen. 
Der Herr Berichterſtatter, Kollege Schmidt, hat über alle 
Anderungen, die dieſes Geſetz im Hauptausſchuß erfahren 
hat, einen eingehenden Bericht erſtattet. Ich kann es mir 
daher erſparen, darauf des näheren einzugehen. Wir be⸗ 
dauern es, daß durch dieſe Anderungen inſonderheit die 
Altruhegehaltsempfänger dadurch betroffen werden, daß die 
rückwirkende Kraft für ſie vom 1. November 1923 auf den 
1. Oktober 1925 verlegt iſt. Alle berechtigten Hoffnungen, 
die dieſe Kreiſe ſeit Einbringung des Entwurfes hegten, 
find zerſtört worden. Was den § 43 b anbetrifft, jo haben 
wir dazu einen Abänderungsantrag eingebracht. Meine 
Kollegin, Frau Abg. Knoblauch, wird dazu Stellung 
nehmen, ? 

Präſident: Ich möchte vorſchlagen, daß Frau Abg. 
Knoblauch gleich nach Ihnen ſpricht. Das Wort hat die 
Frau Abg. Knoblauch. x 

Frau Knoblauch, Abgeordnete (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der § 43 b, wie er uns in dem heute zur Beratung ſtehen⸗ 
den Ruheſtandsgeſetz vorliegt, hat den weiblichen Beamten 
Anlaß gegeben, Einwendungen und Beanſtandungen dazu 
zu machen. Schon gelegentlich der Beratung des Geſetzes 
„zur Feſtſetzung einer Altersgrenze und Anderung der Be- 
ſtimmungen des Beamtenrechts“ habe ich an dieſer Stelle 
dieſe Einwendungen gemacht, die dahin gehen, daß wir 
darin, daß der Behörde das Recht zuſtehen ſoll, dem weib⸗ 
lichen Beamten wegen Heirat zu kündigen, eine Ver⸗ 
faſſungswidrigkeit erblicken. Die Danziger Verfaſſung 
ſchafft in mehreren Beſtimmungen Sicherungen für das 
Recht, das ſich die Frauen und ganz beſonders die weib⸗ 
lichen Beamten erworben haben. Dieſe Beſtimmungen ſind 
hier ſo oft erörtert, daß ich heute nicht näher darauf ein⸗ 
gehen will. Soviel ſteht feſt, nach der Verfaſſung ſteht dem 
weiblichen Beamten das Recht zu, nach der Verheiratung 
im Dienſte zu verbleiben. Hier wird über dieſes Recht 
hinweggegangen. Es wird der Behörde das Recht gegeben, 
den weiblichen Beamten im Falle der Verheiratung zu 
kündigen. Wir Frauen wollen die in Jahrzehnten er⸗ 
worbenen Rechte nicht aufgeben. Wir wollen auch nicht 
daran rütteln laſſen, und deshalb erheben wir dagegen 
Einſpruch. Auch die Zweckmäßigkeitsfrage will ich nicht 
berühren. Die weiblichen Beamten wollen, daß die Frau 
im Falle der Verheiratung ausſcheidet. Darum iſt die 
Abfindungsſumme feſtgeſetzt. Auch verliert die Beamtin 


das Recht auf die Abfindungsſumme, wenn ſie nicht inner⸗ 


(©) 


(D) 
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(Knoblauch, Frau, Abgeordnete.) 


(A) halb von ſechs Monaten nach der Verheiratung ausſcheidet. 


Zu 2 ſehen wir weiblichen Beamten darin eine Ge⸗ 
fährdung unſerer Rechte, daß zweierlei Beamte geſchaffen 
werden. Solche, denen man nicht kündigen kann, weil man 
den Verfaſſungsbruch nicht begehen will, und ſolche, für die 
man ein Ausnahmegeſetz ſchafft. Ausnahmegeſetze ſind alle 

nach der Verfaſſung unſtatthaft. Wenn es noch eines Be⸗ 
weiſes bedurft hätte, daß hier ein Eingriff in die Ver⸗ 
faſſung vorgenommen iſt, ſo geſchieht es dadurch, daß 
zweierlei Beamte geſchaffen werden. Was heute die Frauen 
trifft, kann morgen den Männern angetan werden. Daher 
richte ich die Aufmerkſamkeit auch der männlichen Beamten 
auf dieſen Zuſtand, wie er hier geſchaffen wird. Wenn man 
mit einem einfachen Geſetz in verfaſſungsmäßig verbürgte 
Rechte eingreifen kann, ſo kann es geſchehen, daß, ebenſo 
wie man heute den weiblichen Beamten ſagt: „Im Falle 
der Verheiratung müßt ihr ausſcheiden“, vielleicht morgen 
dem männlichen unverheirateten Beamten ſagt: „Du mußt 
aus dem Dienſt ausſcheiden und aus ſozialen Gründen den 
verheirateten Beamten mit viel Kindern Platz machen.“ 
Oder man hebt die lebenslängliche Anſtellung überhaupt 
auf und macht nur Kündigungsbeamte. 

Der dritte Punkt, der in dieſem Paragraphen eine 
Anderung gegenüber dem früheren Geſetz erfahren hat, iſt 
die Herabſetzung der Abfindungsſumme. Da aber Opfern, 
Entſagen und Entbehren Attribute des Beamten ſind, der 
Beamte ſtets zu opfern bereit ift, jo wollen wir uns da- 
gegen nicht wenden. In dieſer Zeit der Not des Staates 
erklären wir uns damit einverſtanden, daß die Abfin⸗ 
dungsſumme nicht, wie in dem früheren Geſetz, ſchon nach 
zwei Jahren gezahlt werden ſoll, ſondern erſt mit dem 
Eintritt der Penſionsfähigkeit oder der lebenslänglichen 
Anſtellung. Aber noch ein weiterer Punkt ift in dem § 43 b 

enthalten: Jawohl, der Herr Finanzſenator hat gejagt, 
„wir müſſen brutale Sparſamkeit üben“. Hier aber ver⸗ 
birgt ſich die Brutalität hinter einem Schafspelz. Ich 
glaube, daß die meiſten Abgeordneten gar nicht wiſſen, was 
der letzte Satz im zweiten Abſatz des § 43 b bedeutet. 
Da wird geſagt, daß in jedem Fall für die Berechnung der 
Abfindungsſumme als letztes Monatseinkommen das Ein⸗ 
kommen gilt, das für den letzten Monat zuſtändig geweſen 
wäre, wenn die Eheſchließung mindeſtens einen Monat 
vor dem Ausſcheiden ſtattgefunden, die Ausgeſchiedene mit 
ihrem Ehemann einen gemeinſamen Haushalt geführt und 
nicht überwiegend den Unterhalt der Familie beſtritten 
hätte. Was heißt das auf gut Deutſch? Das bedeutet, daß 
den weiblichen Beamten bei Ausſcheiden wegen Heirat von 
der Abfindungsſumme 15 Prozent abgezogen werden. Iſt 
ſie alſo ſieben oder acht Jahre im Dienſt, ſo bekommt ſie 
ſchon ein Monatsgehalt weniger, als ihr an anderer Stelle 
im Geſetz zugebilligt wird. Hiergegen wenden fich die weib⸗ 
lichen Beamten, weil das wiederum eine Ausnahme gegen⸗ 
über den männlichen Beamten iſt, die im § 43a ihre 
Beſtimmungen haben. Wir haben deshalb einen Antrag 
eingebracht, der dieſe Bedenken beſeitigen ſoll. Wir haben 
auch noch hinzugefügt, daß im Falle eines Unglücksfalles 
des ausgeſchiedenen weiblichen Beamten, vielleicht bei 
Todesfall des Mannes oder bei Eheſcheidung, ihr der 
Wiedereintritt unter den Bedingungen wie den männlichen 
Beamten, wie es im § 43a Abſatz 4 vorgeſehen ift, gu- 
gebilligt wird. Dann haben wir noch einen Antrag geſtellt, 
der für die Waiſen ſorgen will, die übrig bleiben, wenn der 
weibliche Beamte ſterben ſollte. Wir bitten Sie, den An⸗ 
trag, wie wir ihn in Druckſache Nr. 2137 geſtellt haben, 
anzunehmen. Sollte der Antrag abgelehnt werden, ſo 
möchten wir wenigſtens den zweiten Satz aus Abſatz 2 
von § 43b beſeitigt haben. Ich bitte, in dem Falle den 
Eventualantrag annehmen zu wollen. 
Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kom⸗ 


men zur Abſtimmung. Ich betone nochmals, wie der Herr 
Berichterſtatter es ſchon hervorgehoben hat, daß die Mr- f 


lagen I und II eine Einheit bilden. Nur um Zeit und Geld (©) 


zu ſparen, haben wir von einer nochmaligen Zuſammen⸗ 
ſtellung abgeſehen. Das Geſetz liegt in der Zuſammen⸗ 
ſtellung vor. Es dient auch als Unterlage bei der Schluß⸗ 
abſtimmung. Wir kommen zur Abſtimmung über § 1. Ich 
bitte die Damen und Herren, die § 1 annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. § 1 iſt angenommen. Ich darf wohl jetzt die 
§§ 2 bis 43 a einſchließlich der Abſchnittsüberſchriften zur 
Beſprechung ſtellen und darüber abſtimmen laſſen. Wider⸗ 
ſpruch erhebt ſich nicht; es iſt ſo beſchloſſen. Die Beſprechung 
iſt geſchloſſen, da keine Wortmeldungen vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die die §§ 2 bis 43a annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; 
§§ 2 bis 43 a find angenommen. Wir kommen nun zu 
$ 43 b. Eine Ausſprache erübrigt fich, da fie ſchon ſtatt⸗ 
gefunden hat. Ich ſchlage vor, daß wir zunächſt über den 
Abänderungsantrag der Frau Abg. Knoblauch u. Gen., 
Druckſache Nr. 2137, Teil J, abſtimmen: 

Wir beantragen, den § 43b der Anlage Il zu Druck⸗ 

ſache Nr. 2130 zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: 
§ 43 b 

Weiblichen Beamten, die eine Ehe eingehen, 
ſteht das Recht zu, binnen ſechs Monaten nach er⸗ 
folgter Eheſchließung unter Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt von 3 Monaten aus dem Dienſte 
auszuſcheiden. 

Machen ſie von dieſem Rechte Gebrauch, ſo iſt 
ihnen auf Antrag eine Abfindungsſumme nach 
Maßgabe des $ 43a Abſatz 3 und 4 zu gewähren. 
Bei Verzicht auf die Abfindungsſumme iſt den⸗ 
jenigen weiblichen Beamten, die beim Ausſcheiden 
eine ruhegehaltsfähige Dienſtzeit von wenigſtens 
10 Jahren zurückgelegt haben, bei ſpäterem Ein⸗ 
‚tritt der Dienſtunfähigkeit (§ 9 Abſ. 1) oder nach 
Vollendung des 65. Lebensjahres auf Antrag 
ein Ruhegehalt zu gewähren. § 9 Abi, 2—4 gilt 
ſinngemäß. Bei eintretender Bedürftigkeit, 
beim Sterbefall des Mannes oder Eheſcheidung 
ſteht dem nach Abſatz 1 ausgeſchiedenen weiblichen 
Beamten ein Anſpruch auf Wiedereinſtellung in 
den Dienſt zu. Die Beſtimmungen des § 43a 
Abſatz 6 finden hierbei ſinngemäß Anwendung. 

Kindern unter 18 Jahren aus einer Ehe, die 
der weibliche Beamte während ſeiner Dienſtzeit 
geſchloſſen hat, kann im Falle des Todes der 
Eltern eine Waiſenrente gewährt werden. 

Sollte der abgelehnt werden, ſo würde dann der zweite Teil, 
der Eventualantrag, zur Abſtimmung kommen: 
Wir beantragen, in $ 43b Abſatz 2 den letzten Satz 
zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: 

Als Dienſtjahre ſind die der Berechnung des 
REES zugrunde zu legenden Jahre anzu⸗ 
ehen. 

Wir ſtimmen jetzt ab über den erſten Teil der Druckſache 
Nr. 2137, unterzeichnet Knoblauch, Meyer, Grundmann 
uſw. Ich bitte die Damen und Herren, die für den Antrag 
der Frau Abg. Knoblauch u. Gen. ſind, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Wir kommen zum Eventualantrag auf der? 
ſelben Druckſache Nr. 2137. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dem Eventualantrag zuſtimmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit; er ift abgelehnt. Ich darf wohl jetzt ohne beſondere 
Abſtimmung feſtſtellen, daß § 43 b der. Vorlage angenom⸗ 
men ift. 88 44 bis 59 einſchließlich der Abſchnittsüber⸗ 
ſchriften; angenommen; desgleichen die Überſchrift: „Geſetz 
über die Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in 
den Warte- und Ruheſtand (Beamten⸗Ruheſtandsgeſetß) í 
Es ift jo beſchloſſen. > 

Ich darf wohl gleich zu II b übergehen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die die 95 1 bis 34 einschließlich der 
Abſchnittsüberſchriſten annehmen wollen, fih, von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, ſie 
find angenommen. Überſchrift: „Geſetz über die Verſorgung 
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(Präſtdent.) ; 
der Hinterbliebenen der unmittelbaren Staatsbeamten 
(Beamten⸗Hinterbliebenen⸗Geſetz)“; angenommen. 

Darf ich nun die dritte Leſung des Beamten Ruhe⸗ 
ſtandsgeſetzes vorſchlagen? (Abg. Weiß: En bloc!) Ich höre 
keinen Widerſpruch, wir werden Geſamtabſtimmung vor⸗ 
nehmen. Ich eröffne die allgemeine Ausſprache und ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich rufe auf 88 1 
bis 59 einſchließlich Abſchnittsüberſchriften und Geſamt⸗ 
überſchrift; angenommen. Wir kommen zur Schlußabſtim⸗ 
mung über IIa. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
Geſetz IIa, Beamten⸗Ruheſtandsgeſetz, in der Schlußabſtim⸗ 
mung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit; angenommen. - 

Wir kommen zu II b, Beamten⸗Hinterbliebenen⸗Geſetz. 
Ich rufe auf §§ 1 bis 34 einſchließlich Abſchnittsüber⸗ 
ſchriften und Geſamtüberſchrift; angenommen. Wir kommen 
zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die IIb in der Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
damit iſt das Geſetz angenommen. (Bravol) Soeben iſt 
mir eine Entſchließung eingereicht worden, die zwar vor 
der Schlußabſtimmung zur Abſtimmung gebracht werden 
ſoll, die Geſchäftsordnung⸗ſagt aber „in der Regel“. Wir 
werden darüber jetzt nach der Schlußabſtimmung ab⸗ 
ſtimmen. Es iſt die Entſchließung Druckſache Nr. 2134, 
unterzeichnet Robert Schmidt, Dr. Wagner: 

Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen, 
die zuſtändigen Inſtanzen — insbeſondere den 
Demobilmachungskommiſſar — im Verordnungs⸗ 
wege anzuweiſen, vorübergehend bzw. auf be⸗ 
ſtimmte Zeit bei der Freimachung von Arbeits⸗ 
ſtellen auch die Tätigkeit der Ruheſtandsbeamten, 
⸗Offiziere uſw. in der Privatwirtſchaft zu über- 
wachen und in beſonders kraſſen Fällen die Frei⸗ 
machung von in Frage kommenden Stellen für 
) ſtellenloſe Danziger Staatsangehörige zu bewirken. 
Wir kommen zur Abſtimmung über dieſe Entſchließung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die ihr zuſtimmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit; auch die Entſchließung it angenommen und ſomit 
Punkt 2 der Tagesordnung erledigt. Wir kommen zu 
Punkt 3 der Tagesordnung: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
Anderung von Beſtimmungen des Beamtenrechts. 
Druckſache Nr. 2131. Die Ausſprache hat ja ſchon ſtatt⸗ 
gefunden. Ich rufe auf § 1, und bitte die Damen und 
Herren, die ihn annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, § 1 ift an- 
genommen. §§ 2, 3, 4, 5, 6, 7; angenommen. überſchrift: 
„Geſetz betreffend Anderung von Beſtimmungen des Be⸗ 
amtenrechts“; angenommen. Darf ich auch hier die dritte 
Leſung vorſchlagen? Widerſpruch erhebt ſich micht; es iſt ſo 
beſchloſſen. Die allgemeine Ausſprache ift geſchloſſen, da 
ortmeldungen nicht vorliegen. Ich darf wohl en bloc- 
Abſtimmung vorſchlagen. Es iſt jo beſchloſſen. 88 1 bis 7; 
angenommen. Überjchriftz angenommen. Wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
/ dem Geſetz in der Schlußabſtimmung zuſtimmen wollen, 
N vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehr- 
eit; es iſt angenommen. Damit iſt Punkt 3 der Tages⸗ 
ordnung erledigt. Darf ich bitten, auch zu protokollieren, 
daß die Druckſache Nr. 1491, Geſetzentwurf zur Anderung 
des Beamten⸗Abbaugeſetzes, und Druckſache Nr. 1347, Ur- 
antrag des Abg. Dr. Kamnitzer, hierdurch erledigt ſind! 
Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung: 
Antrag des Abg. Laſchewſki u. Fr. betreffend 
Auflöſung der Einwohnerwehr und der Techniſchen 
Nothilfe. ; 


Druckſache Nr. 2092. 


Das Wort zur Begründung hat de 
Herr Abg. Raſchke. as Wort zur Begründung hat der 


Mittwoch, den 17. Februar 1926. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die Cin- 
wohnerwehr und die Techniſche Nothilfe aufzulöſen wäre 
ſchon deshalb notwendig, weil dadurch eine ganze Summe 
Geld geſpart werden könnte. Wir wiſſen, daß z. B. für 
die Einwohnerwehr im Etat 150 000 Gulden und für die 
Techniſche Nothilfe 35000 Gulden vorgeſehen find. Weiter 
beſteht für dieſe Einrichtungen bei den heutigen Verhält⸗ 
niſſen keine Notwendigkeit. Nicht nur heute, ſondern bereits 
im Jahre 1919, als die Einwohnerwehr gegründet wurde, 
war eine Notwendigkeit dafür abſolut nicht vorhanden. 
(Abg. Liſchnewſki: Sehr richtig!) Sie war ſchließlich nur 
dazu da, um dem Bürgertum wieder aus den Kellerlöchern 
herauszuhelfen und ſich ausſchließlich gegen die Arbeiter⸗ 
ſchaft zu wenden, indem man die Arbeiterſchaft, die die in 
der Revolution erkämpften Rechte feſt verankern wollte, auf 
ganz gemeine und rigoroſe Weiſe niederknüttelte. 

Aber die Einwohnerwehr verblieb ja nicht in dieſem 
Stadium. Sie hat ſich vielmehr ſehr gut gemauſert und ift 
weiter ausgebaut worden. Wir können feſtſtellen, daß ſtets 
dann, wenn die Not des ſchaffenden Volkes am größten iſt, 
die Einwohnerwehr die Arbeiterſchaft auf das ſchwerſte be⸗ 
droht. Wenn die Einwohnerwehr nur dazu da ſein ſollte, 
um Ruhe und Frieden unter der Bevölkerung aufrecht zu 
erhalten, ſo wäre es nach unſerer Meinung nicht notwendig, 
daß ſie ſchwer bewaffnet wird. Die Einwohnerwehr in 
Danzig iſt, was die Bewaffnung anlangt, drauf und dran, 
einen weiteren Ausbau vorzunehmen. Beſonders läßt ſich 
jeden Tag auf dem Lande feſtſtellen, daß dort ſozuſagen mit 
den Waffen herumgeworfen wird. (3wiſchenrufe rechts.) 
Heute find die Waffaͤn bei dem einen Beſitzer, und wenn die 
Arbeiterichaft das ausgekundſchaftet hat, werden fie am 
nächſten Tage bei einem anderen Beſitzer untergebracht. 
Die Waffen liegen jedoch nicht nur maſſenhaft bei den 
Beſitzern herum, ſondern jeder Einwohnerwehrmann hat 
heute ein Gewehr bei ſich zu Hauſe und treibt damit aller⸗ 
hand Unfug. Schließlich find dieſe Leute jo einexerziert 
und gegen die Arbeiterſchaft aufgebracht, daß ſie ohne jede 
Veranlaſſung mit der Waffe auf der Straße herummarſchie⸗ 
ren und dadurch die Arbeiterſchaft provozieren. Wenn auf 
dem Lande ſo ein Trupp Einwohnerwehr mit aufgeſchulter⸗ 
tem Gewehr vorbeizieht, ſieht bebanntlich der Wachtmeiſter 
immer nach der anderen Seite. Er ſieht nur dann ſcharf 
hin, wenn ein Arbeiter es wagt, dieſen oder jenen von der 
Einwohnerwehr anzugraulen oder mit Redensarten zu be⸗ 
läſtigen. Dann iſt der Herr Wachtmeiſter vom Lande 
ſchnell zur Hand, hat dieſen Mann am Kanthaken und ſteckt 
ihn für 24 Stunden ins Gewahrſam. 

Wenn wir uns die Leute der Einwohnerwehr anſehen, 
ſo finden wir, daß die Einwohnerwehr von damals nicht 
Einwohnerwehr geblieben iſt, ſondern daß ſich aus dieſer 
Einwohnerwehr allerhand andere Verbände rekrutieren. 
Wir wiſſen, daß die ſchwarze Reichswehr auch ein Kind 
dieſer Einwohnerwehr iſt. Wir wiſſen, daß die ganzen 
faſchiſtiſchen Verbände Kinder dieſer Einwohnerwehren ſind. 
Heute noch treibt dieſes Einwohnerwehrſyſtem neue Blüten. 
Hat nun die Einwohnerwehr irgendwie zum Wohle des 
Staates gewirkt oder nicht? Wir verneinen das und ſagen, 
das Gegenteil iſt eingetroffen. Lediglich gegen die Arbeiter⸗ 
ſchaft hat ſich dieſe Einwohnerwehr gewandt. Arbeiterblut 
iſt durch ſie vergoſſen worden, das nicht hätte vergoſſen 
werden dürfen. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Es 
iſt nicht von der Hand zu weiſen, daß der Perlbacher 
Arbeitermord, wobei zwölf Arbeiter niedergeknallt wurden, 
eine Tat der Einwohnerwehr iſt. Wenn dort auch faſchiſtiſche 
Verbände daran beteiligt geweſen find, jo ſagte ich ſchon, 
daß das die Kinder der Einwohnerwehr ſind. Daß der⸗ 
artige Auswüchſe bei der Danziger Einwohnerwehr noch 
nicht in die Erſcheinung getreten find, gibt noch lange nicht 
das Recht, die Einwohnerwehr weiterbeſtehen zu laſſen. 
Gerade in dieſer wirtſchaftlich ſchweren Not, unter der die 
Arbeiterſchaft am meiſten zu leiden hat, kann es leicht zu 
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(A) Zuſammenſtößen kommen, um jo mehr, weil die Herren der 


Einwohnerwehr es gerade auf eine Provokation der Ar⸗ 
beiter abgeſehen haben und danach handeln. Iſt es vielleicht 
keine Provokation der Arbeiterſchaft bzw. der ſchaffenden 
Bevölkerung, wenn man auf dem Lande ungeniert Schieß⸗ 
übungen abhält? Glaubt man, daß die Arbeiterſchaft heute 
noch ſo dumm iſt und glaubt, daß die Einwohnerwehr 
geſchaffen iſt, um Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten? 
Die Arbeiterſchaft weiß, daß für dieſen Zweck genug Schupo 
vorhanden iſt. Sie weiß, daß ſich die Einwohnerwehr nur 
gegen die Arbeiterſchaft richtet und ſie bei der geringſten 
Kleinigkeit niederknallen will. Beſonders werden, wie ich 
ſchon ſagte, auf dem Lande Schießübungen abgehalten. Aber 
nicht nur das geſchieht, ſondern man geht auch dazu über, 
Schießſtände zu bauen. Was ſoll das bedeuten? 
Was für einen Zweck ſoll das haben. In Steegen, 
in Fiſcherbabke und auch in Oliva baut man ungeniert 
Schießſtände, damit die Herren der Einwohnerwehr ſich im 
Schießen üben können. Die Arbeiterſchaft auf dem Lande 
hat ſchon gegen dieſe Auswüchſe Stellung genommen und 
hat auch der Behörde Fingerzeige gegeben, wo Waffen 
verſteckt ſind. Was tut aber die Behörde? Anſtatt bei dieſen 
Beſitzern nach Waffen zu ſuchen, geht ſie zu der Arbeiter⸗ 
ſchaft, ſchnüffelt in deren Stuben herum und kramt alles 
mögliche hervor. Die Behörde, die in ſolchen Fällen immer 
ſehr ſchneidig vorgeht, ſieht ſogar in dem Schlachtmeſſer 
eines Arbeiters eine Mordwaffe und beſchlagnahmt es. Es 
iſt in Fiſcherbabke paſſiert, daß einem Arbeiter das Schlacht⸗ 
meſſer, daß jeder Landarbeiter haben muß, der Schweine 
züchtet, weggenommen wurde. : 
„D. u. H.! Das wäre noch zu ertragen, wenn die 
Behörde das in anſtändiger Weiſe macht. Wie wird aber ſo 
etwas zutage gefördert? Man iſt der Meinung, daß Waffen 
ein Verſteck in des Kindes Bett haben könnten. Da ſcheut 
man ſich nicht, zweijährige Kinder aus der Wiege heraus⸗ 
‚zunehmen und die Kinderbetten nach Waffen zu durch⸗ 
ſchnüffeln. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Wenn die 
Behörde einerſeits die Arbeiterſchaft ſo ſchikaniert und 
andererſeits den faſchiſtiſchen Jünglingen freien Lauf läßt, 


dann darf man ſich nicht wundern, wenn die Arbeiterſchaft 


dazu Stellung nimmt, verärgert wird, und ſich ſchließlich zu 
Taten hinreißen läßt, die Ihnen allen wohl nicht ſehr 
angenehm ſein werden. 

Wir fragen weiter, ob es überhaupt noch einen Zweck 
hat, die Einwohnerwehr weiter beſtehen zu laſſen. Die Be⸗ 
gründung dürfte Ihnen ſehr ſchwer fallen, m. H. von der 
Deutſchnationalen Partei. Solange wir einen Freiſtaat 
haben, können wir ſagen, daß es zu Unruhen in dem Maße, 
um die Einwohnerwehr einſetzen zu müſſen, noch nicht ge- 
kommen ift. Wenn Sie gewillt find, die Arbeiterſchaft an- 
ſtändig zu behandeln, wird es dazu auch nicht kommen. 
Das wird ganz von Ihrem Tun und Treiben und be- 
ſonders von den Agrariern abhängen, wie ſie die Arbeiter⸗ 
Schaft behandeln. M. D. u. H.! In letzter Zeit brachten die 
„Neueſten Nachrichten“ einen Artikel, in dem Richtlinien für 
die Gutsbeſitzer angegeben waren, wie fie die Arbeiter behan- 
deln ſollten. Wenn Sie danach handelten, wäre es vielleicht 
möglich, daß ſich die Arbeiterſchaft nicht hinreißen läßt und 


in Ruhe ſo weiterlebt, wie bisher. Aber Sie handeln eben 


nicht danach, und die Arbeiterſchaft hat die gemeinſte Be⸗ 
handlung von ſeiten der Großagrarier auszuhalten. Es iſt 
nichts Neues, daß heute ein Großgrundbeſitzer den Arbeiter 
mit dem Knüppel vom Hofe jagt oder ihn mit Hunden 
forthetzt. Wenn fiH dann der Arbeiter dagegen wehrt, 
dann ſchreien Sie gleich nach der Schupo, nach der Ein⸗ 
wohnerwehr und allen möglichen Hilfsmitteln. Wir ſagen, 
es hat für Danzig keinen Zweck, daß die Einwohnerwehr 
noch weiter beſtehen bleibt, wenn wir nicht ſolche Vor⸗ 
kommniſſe, wie fie in Deutſchland geſchehen find und auch 
heute noch täglich geſchehen, ich erinnere nur an die Feme⸗ 


morde, heraufbeſchwöven wollen. Ich ſage, es ift Zeit, daß 
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die Einwohnerwehr verſchwindet, um der Arbeiterſchaft (0) 


ihre wohlverdiente Ruhe zu gönnen. (Noch mehr Ruhe! 
rechts.) Sie denken natürlich wieder an die Arbeitsruhe. 
Wir haben dabei die geiſtige Ruhe im Auge. Wenn Sie dem 
Arbeiter dieſe nicht gönnen, wenn Sie glauben, daß der 
Arbeiter unter Aufregung leben muß, dann werden Sie es 
ſchließlich auszubaden haben. Das fann ich wohl mit 
ruhigem Gewiſſen behaupten, ſelbſt wenn Sie noch ſo viele 
Hundertſchaften Ihrer Einwohnerwehr auffahren, wenn die 
Arbeiterſchaft gewillt iſt, ihr Recht zu erkämpfen, dann 
nützen Ihnen alle dieſe Hundertſchaften nichts. Dann wird 
die Arbeiterſchaft über Sie hinweggehen und ſich ihr Recht 
trotz alledem erkämpfen. 

M. D. u. H.! Was von der Einwohnerwehr geſagt iſt, 
trifft auch zum größten Teil auf die Techniſche Nothilfe 
zu. Die Techniſche Nothilfe iſt es ja, die von den Bürger⸗ 
kreiſen eingeſetzt wurde, um nach ihrer Meinung eventuell 
wilde Streiks abzuwürgen. Sie haben, ſolange die Tech⸗ 
niſche Nothilſe beſteht, nicht nur wilde Streiks abgewürgt, 
ſondern Sie haben auch verſucht, reguläre Streiks damit 
abzuwürgen. Dabei wird vollſtändig vergeſſen, daß die 


Techniſche Nothilfe wohl den Streik abgewürgt hat, aber 


wieviel Schaden ſie dabei anrichtete, wieviel Menſchenleben 
dabei gefährdet wurden, das ſtellen Sie natürlich nicht in 
Rechnung. Wir wiſſen, daß die Techniſche Nothilfe bei 
ihrem letzten Einſetzen im Gemeindearbeiterſtreik die Ofen 
der Gasanſtalt total ruiniert hat, und daß dabei ſogar 
Menſchenleben gefährdet worden ſind, nachdem die Tech⸗ 
niſche Nothilfe abgezogen war. Aber wir entſinnen uns 
auch noch ganz genau des Streiks der Eiſenbahner und 
wiſſen, daß gerade die Techniſche Nothilfe den größten Teil 
der Lokomotiven bzw. Wagen kaputtgefahren hat. Es iſt 
noch von Glück zu ſagen, daß hierbei nicht auch Menſchen⸗ 
leben zugrunde gegangen ſind. Es ſind zwar auch Menſchen⸗ 
leben vernichtet worden, aber dieſes betrifft die Streik⸗ 
brecherbande ſelbſt. Bei dem letzten Eiſenbahnerſtreik wurde 
nämlich einer dieſer hochlöblichen Streikbrecherherren zu 
Tode gefahren. Wir bedauern das, betonen aber gleich⸗ 
zeitig, daß derartige Elemente vorſichtig ſein ſollen, wenn 
ſie dem Arbeiter in den Rücken fallen. Sie ſollen nicht 
mit ihrem Leben ſpielen und ſich an Arbeiten heranwagen, 
von denen fte fein Verſtändnis haben. Sie, m. H. von 
rechts, ſtehen natürlich auf einem anderen Standpunkt und 
ſagen, es genügt ſchon, wenn dadurch ein Keil in die 
Arbeiterſchaft hineingetrieben wird. Aber wieviel Material, 
wieviel Volksvermögen dabei zum Teufel geht, iſt Ihnen 
vollſtändig gleichgültig. Wie ich ſchon ſagte, ſind die Koſten 
auch ein Grund, um diefe Einrichtungen endlich aufzulöſen. 
Ausſchlaggebend iſt jedoch die Bewaffnung. 

Wir ſcheuen uns nicht, in aller Gffentlichkeit feft- 
zuſtellen, daß die Bewaffnung weit über das Maß deſſen 
hinausgeht, was der Völkerbund erlaubt. Nach einwand⸗ 
freien Informationen ſollen ſogar für die Danziger Ein⸗ 
wohnerwehr Waffen aus Deutſchland herübergeſchoben 
worden fein. (Hört, hört! links. — Zurufe des Abg. Hohn⸗ 
feldt.) Wenn Sie es wünſchen, werden wir den Beweis 
dafür antreten. Es ift feſtgeſtellt, daß auch die Schupo des 
öfteren für dieſe Zwecke herangezogen wird. Mit Laſtautos 
werden die Waffen ins Werder, in die Niederung und na 
dem Kreis Danziger Höhe transportiert. (Zuruf des Abg. 
Karkutſch.) Mit Hilfe der Schupo werden die Waffen einen 
Tag bei dem Beſitzer, den anderen Tag bei einem anderen 
Beſitzer untergebracht. Damit foll die Offentlichkeit hinter 
das Licht geführt werden und die Außenwelt ſoll nich 
erfahren. Die Einwohnerwehr wird weiter von der Regie⸗ 
rung unterſtützt. Ich frage die Regierung, ob fie berufen 
iſt, an die Einwohnerwehr durch ihre Körperſchaften Ein⸗ 
ladungen verteilen zu laſſen. So hat in Tiefenjee und Um 
gebung der Landwachtmeiſter eine Einladung an die Ein⸗ 


wohnerwehrjünglinge hinausgetragen. (Abg. Liſchnewſki: 


Im Dienſtl) Dieſe Einladung hat folgenden Wortlaut: 
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(Raſchke, Abgeordneter.) f 
Einladung zu dem am Sonnabend, den 6. Februar 
d. J. im Reſtaurant von Harwiſch, Drei Schweinsköpfe, 
ſtattfindenden Begrüßungsabend der Jungſturmabtei⸗ 
lung Nr. 78 uſw. 
Dann kommt die Vortragsfolge. A 
Die Nummer 78 ift ziemlich hoch gegriffen. Wenn wir 
ſoviel Jungſturmabteilungen haben und jede zu 100 Mit⸗ 
gliedern, dann werden wir ja letzten Endes den Krieg gegen 
Polen doch noch gewinnen. ( Heiterkeit.) Dieſe Einladung tft, 
wie geſagt, durch den Landjäger von Tiefenſee in der Um⸗ 
gebung von Tiefenſee verteilt worden. (Zuruf des Abg. 
Hohnfeldt.) Wie kommt der Mann dazu? Handelt er im 
Auftrage des Senats bzw. der Landratsämter? Das muß 
er ja, weil er es im Dienſt getan hat. 

Wir verbitten uns derartige Eingriffe und die Be⸗ 

nutzung einer Staatseinrichtung für private Zwecke ganz 
entſchieden. Wenn Sie glauben, daß derartige Dinge von 
Staats wegen erledigt werden können, dann werden wir 
Herrn Senator Dr. Schwartz nächſtens auch ein paar Hand⸗ 
zettel unſerer Partei in die Hand drücken, die geben Sie den 
Schupoleuten, damit ſie ausgeteilt werden. Ich denke, Sie 
machen keinen Unterſchied in bezug auf Parteizugehörigkeit. 
Wir wiſſen aber, daß Sie in dieſem Falle eine krauſe Naſe 
ziehen und ſagen würden, das ginge nicht. Wir haben 
jedoch feſtgeſtellt, daß es doch geht. Der Unfug, der neben⸗ 
bei betrieben wird, muß jeden davon überzeugen, daß die 
Einwohnerwehr und die Techniſche Nothilfe nichts mehr in 
unſerem Staat zu ſuchen haben und daher unbedingt auf⸗ 
gelöſt werden müſſen. Beſonders die jetzige Regierung möchte 
ich warnen. Das provokatoriſche Verhalten der bewaffneten 
Macht in Danzig iſt dazu angetan, das Verhältnis zu Polen 
nicht beſſer zu geſtalten, ſondern zu verſchlechtern. Hier 
können Sie beweiſen, daß Sie alles tun, um Polen ſoviel 
als möglich entgegenzukommen und ihm nicht mit der Waffe 
entgegentreten wollen. Heute ſieht es ſo aus, daß die Be⸗ 
waffnung der einzelnen Vereine derartig überhand gez 
ee hat, daß man dort überhaupt keine Grenze mehr 
ennt. ` . 
63 wäre aljo eine ganze Menge Geldes zu ſparen. 
Andererſeits erreicht man dadurch Ruhe im Lande; denn 
für die Dauer läßt es ſich die Arbeiterſchaft und das 
ſchaffende Volk nicht gefallen, daß ſie ſtändig mit der Waffe 
bedroht werden. Es genügt, wenn einmal ſo ein provozie⸗ 
render Landjäger durch den Ort geht, aber es ich zuviel, 
wenn ſich die ganzen Beſitzer und deren Jünglinge mit 
einem Schießprügel bewaffnen, Schießübungen abhalten, 
um damit die Arbeiterſchaft zu provozieren. Unterlaſſen 
Sie das, Sie werden der Arbeiterſchaft dann auch das 
geben, was ihr zukommt, d. h. Ruhe. Wenn Sie das nicht 
wollen, dann ſeien Sie gewiß, m. H., daß ſchließlich die 
Entwaffnung der Einwohnerwehr nicht ſchwer iſt und daß 
ſich die Waffe dann gegen Sie drehen wird. (Sehr richtig! 
und Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! In 
dem Antrage der Kommuniſtiſchen Fraktion auf Beſeitigung 
der Einwohnerwehr und der Techniſchen Nothilfe ſehen 
meine politiſchen Freunde eine Spekulation der Kommu⸗ 
niſten auf die Zuſammenſetzung der heutigen Regierung. 
(Sehr vichtigl rechts.) Die Begründung, die der Herr Abg. 
Raſchke ſeinem Antrag gab, beſtätigt dieſe unſere Muf- 
ſaſſung in vollem Umfange. Ich will es mir verjagen, Herrn 
Abg. Raſchke zu antworten, ſoweit er die Einwohnerwehr 
= der Außenpolitik in Verbindung brachte und von vor- 

andenen Waffen über das erlaubte Maß hinaus ſprach. 
Hierzu wird doch wahrſcheinlich der zuſtändige Herr Sena⸗ 
zor Stellung nehmen. Wenn Herr Raſchke aber jagt, daß 
ich Einwohnerwehr unſere Bevölkerung provoziere, jo kann 
1 5 ihm ſagen, daß ich noch niemals aus unſeren Bevölke⸗ 
ſi 9 etwas hiervon gehört habe. Provoziert fühlt 
er arh die e nur derjenige, der ein Inter⸗ 
lte an der Störung von Ruhe und Ordnung hat. (Sehr 


richtig! rechts. — Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) (0) 


Wenn der Staat die Einwohnerwehr im Intereſſe der 
Offentlichkeit bewaffnet, jo ift es feine Pflicht, die Mitglieder 
der Einwohnerwehr in der Handhabung der Waffe auch 
durch Schießübungen zu unterrichten. (Abg. Raſchke: Was 
nennen Sie im Intereſſe der Offentlichkeit?) Wenn Herr 
Raſchke in dieſem Zuſammenhang von faſchiſtiſchen Ver⸗ 
bänden ſprach, ſo möchte ich ihm ſagen, daß ich in Danzig 
keine faſchiſtiſchen Verbände kenne. 

Soviel zu den Ausführungen des Herrn Abg. Raſchbe. 
Um nun aber, m. D. u. H., die Bedeutung der Einwohner⸗ 
wehr zu erkennen, iſt es notwendig, auf ihre Entſtehung 
ganz kurz zurückzukommen. Als Danzig nach ſeiner ſtaat⸗ 
lichen Trennung vom Deutſchen Reiche vor die Aufgabe 
geſtellt war, fiH eigene ſtaatliche Sicherheitsorgane zu 
ſchaffen, ging man von dem Grundſatz aus, unter Auf- 
wendung möglichſt geringer finanzieller Mittel die höchſte 
Sicherheit zu erreichen. Aus dieſem Gedanken heraus kam 
man auf die Schaffung einer Einwohnerwehr. Die Ein⸗ 
wohnerwehr iſt eine geſetzliche Einrichtung. Über ihre Orga⸗ 
niſation, Stärke, Ausrüſtung und Bewaffnung herrſcht über⸗ 
all vollkommene Klarheit. Von der Exiſtenz der Einwohner⸗ 
wehr war bei Schaffung der ſtaatlichen Sicherheitsorgane 
die Stärke der Schutzpolizei abhängig. Die Einwohnerwehr 
iſt eine ſehr billige Sicherheitseinrichtung. In dem neuen 
Etat ſind, ſoweit ich unterrichtet bin, etwa 90000 Gulden 
für die Einwohnerwehr vorgeſehen. Die Notwendigkeit zur 
Einrichtung der Einwohnerwehr wurde von dem hohen 
Oberkommiſſar aus dem Verantworlichkeitsgefühl gegen⸗ 
über Danzig, das ihm ſein Amt gab, anerkannt. Wir ſind 
nun der Auffaſſung, daß die Mitglieder dieſes Hauſes doch 
ein höheres Verantwortlichkeitsgefühl gegenüber Danzig 
haben, weil es höheren Motiven entſpringt, und die Not⸗ 
wendigkeit der Einwohnerwehr deshalb erſt recht aner⸗ 
kennen werden. 

Die Techniſche Nothilfe iſt, was ihr Name ſagt, eine 
Nothilfe. Sie iſt nicht dazu geſchaffen, in einen wirtſchaft⸗ 
lichen Streit einzugreifen. Sie iſt lediglich dazu berufen, 
lebenswichtige Betriebe in Gang zu halten, wenn dies not⸗ 
wendig wird, um Leben und Geſundheit unſerer Bevölke⸗ 
rung zu ſchützen. M. D. u. H.! Dieſe Aufgabe hat die 
Techniſche Nothilfe ſchon des öfteren erfüllt (Zwiſchenrufe 
bei den Kommuniſten), und zwar zum Nutzen der geſamten 
Bevölkerung und auch der Arbeiter. (Unruhe und Zwiſchen⸗ 
rufe bei den Kommuniſten.) Denken Sie einmal daran, 
wieviel Geſundheit in Gefahr kommt, wenn z. B. das 
Waſſerwerk auch nur vorübergehende Zeit nicht in Betrieb 
iſt. Wird dann nicht auch die Geſundheit und das Leben 
der Arbeiter davon betroffen? (Zwiſchenrufe rechts.) Wer 
an der Einwohnerwehr und der Techniſchen Nothilfe rüttelt, 
rüttelt an den Sicherheitsorganen und damit auch an den 
Grundlagen des Staates. (Sehr richtigl rechts.) Davor 
möchten wir auch bei dieſer Gelegenheit warnen. Von dem 
Grade der Sicherheit im Staate wird auch die Wirtſchaft 
betroffen. Nur ſolche Länder erhalten ausländiſche Kre⸗ 
dite, in denen Ruhe und Ordnung geſichert ſind. Mehr 
Gefahr aber droht Danzig bei auch nur vorübergehender 
Störung der öffentlichen Ordnung in außenpolitiſcher Be⸗ 
ziehung. Ich brauche dieſes hier nur anzudeuten. Es iſt 
bekannt geworden, daß vor einigen Jahren bei drohender 
Störung der öffentlichen Ordnung der damalige Ober⸗ 
kommiſſar an die damalige Regierung die ſchickſalsſchwere 
Frage richtete, ob ſie unter allen Umſtänden in der Lage 
wäre, Ruhe und Ordnung mit den vorhandenen ſtaatlichen 
Machtmitteln zu garantieren. Die Regierung konnte aus 
tiefſter, innerſter Überzeugung heraus dieje Frage mit 
einem feſten „Ja“ beantworten. Wehe Danzig, wenn dieſe 
Frage noch einmal an eine Danziger Regierung geſtellt 
wird, und die Regierung nicht mit demſelben feſten „Ja“ 
antworten kann. Dann ift es um Danzig geſchehen. Darum: 
Hände weg von den Sicherheitsorganen des Staates! (Leb⸗ 
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(Philipſen, Abgeordneter.) 


(A) haftes Bravo! rechts. — Zwiſchenrufe bei den Kommu⸗ 


miſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Liſchnewſfki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Die Ausführungen 
des deutſchnationalen Redners waren ſo zu verſtehen, als 
ob die Einwohnerwehr und die Techniſche Nothilfe im 
Intereſſe der Allgemeinheit geſchaffen und aufgebaut wor⸗ 
den ſind. Hier muß Klarheit geſchaffen werden, was man 
unter Intereſſe der Allgemeinheit verſteht, ob man unter 
Allgemeinheit die Arbeiterſchaft meint oder ob die Ein⸗ 
wohnerwehr gegen Polen gerichtet iſt. Die Kommuniſtiſche 
Fraktion und die Kommuniſtiſche Partei ſind ſich bewußt, 
daß die Einwohnerwehr damals gegründet wurde, um 
gegen die Arbeiterſchaft losgelaſſen zu werden, wenn ſie 
in politiſcher oder wirtſchaftlicher Art ihre Intereſſen wahr- 
mehmen wollte. Wir betrachten auch heute noch jeden, der 
ſich in die Einwohnerwehr einxeihen läßt, als Klaſſenfeind, 
als Feind der Arbeiterſchaft. Leider iſt es ſo, daß ſich hier 
in Danzig ſogar Arbeiter, zum Teil aus Dummheit oder 
infolge Überredungskunſt, oder vielleicht, weil man ihnen 
einen beſonderen Poſten bei der Schupo oder beim Zoll 
verſprochen hat, verleiten ließen, ſich in die Einwohner⸗ 
wehr einreihen zu laſſen. In letzter Zeit läßt ſich die Ar⸗ 
beiterſchaft allerdings aufklären und läßt ſich ſagen, daß ſie 
nur als Mittel zum Zweck benutzt wird. 

Wenn die Techniſche Nothilfe und die Einwohner⸗ 
wehr in Kraft traten, geſchah es meiſtens in Fällen, die 
ſich gegen die Intereſſen der Arbeiterſchaft richteten. Wir 
bedauern es außerordentlich, daß der Senat keine Stellung 
hierzu nimmt. (Abg. Lehmann: Er wird ſchon Stellung 
nehmen!) Der Senat wird die Einrichtung und den Aus⸗ 
bau von Einwohnerwehr und Techniſcher Nothilfe gut⸗ 
heißen. Wir haben daher mit unſerem Antrage folgende 
Zwecke beabſichtigt: Es muß Klarheit für die Arbeiterſchaft 


geſchafft werden, gegen wen ſich Einwohnerwehr und Tech⸗ 


niſche Nothilfe wenden ſollen. Uns iſt bekannt, daß in 
letzter Zeit ſehr viel Waffen über die Grenze geſchmuggelt 
und an die Bauern verteilt wurden. In Steegen 120 Ge⸗ 
wehre, in Fiſcherbabke 25 Gewehre uſw. Ich habe hier 
etwa 25 Orte verzeichnet, nach denen in letzter Zeit Ge⸗ 
wehre und Munition geliefert wurden, ſo daß die Arbeiter⸗ 
ſchaft es gemerkt hat, wie die Waffen verteilt wurden und 
wo ſie abgegeben worden ſind. (Abg. Lehmann: Platz⸗ 


patronen?) Scharfe Munition, nicht Platzpatronen. Wenn 


wir heute eine Hausſuchung veranſtalteten, wie es z. B. in 
Steegen bei den Arbeitern gemacht wurde, würden wir 
finden, daß pro Mann mindeſtens 20 ſcharfe Patronen 
ausgegeben ſind. Das wiſſen wir. Weil dieſe Bauern⸗ 
lümmel und Großgrundbeſitzer im Beſitz von ſcharfer 
Munition ſind, muß feſtgeſtellt werden, gegen wen die 
ſcharfe Munition verwandt werden ſoll. Es muß hier 
erklärt werden, und zwar vom Senat, ob die ſcharfe Muni⸗ 
tion gegen die Arbeiterſchaft oder eventuell gegen die Polen 
verwandt werden ſoll. Wir wiſſen, daß geheime Fäden 
von Deutſchland nach dem Freiſtaat herübergehen, um die 
faſchiſtiſchen Organiſationen großzuziehen, ſowohl hier als 
auch in Deutſchland. Wir verlangen reinen Tiſch. Wenn 
der Senat eine ausweichende Antwort gibt, werden wir 
mit Material kommen, wie die geheimen Fäden in bezug 
auf Verteilung der Waffen, Verteilung der Munition uſw. 
von Deutſchland nach dem Freiſtaat gehen. Wir behalten 
uns das vor und werden die Antwort des Senats abwarten. 

Es iſt Tatſache, daß in letzter Zeit von Deutſchland 
Munition nach Danzig hereingekommen iſt, ebenſo Waffen. 
Die Arbeiterſchaft iſt darüber außerordentlich beunruhigt. 
Wir als Kommuniſtiſche Partei übernehmen“ keine Verant⸗ 
wortung, wenn ſich die Arbeiter eines ſchönen Tages auf⸗ 
raffen, um dieſe Waffen zu beſchlagnahmen, wenn der 
Staat nicht Mittel und Wege findet, dieſe Waffen aus den 
Händen des Bauerntums zu nehmen. Die Arbeiterſchaft 
wird dann zur Selbſthilfe ſchreiten, und daraus wird ſich 
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etwas entwickeln, was dem Senat nicht angenehm fein wird. (0) 


Wir übernehmen keine Garantie, wenn es dann zu Blut⸗ 
vergießen kommt. Die Arbeiterſchaft iſt gewillt, ſich dieſe 
Provokation nicht länger gefallen zu laſſen. Die Arbeiter⸗ 
ſchaft iſt der Meinung, daß die Waffen gegen ſie verwandt 
werden ſollen, eventuell, wenn ſie ihre gerechten Forderun⸗ 
gen vertritt. Seit der Revolution hat die Erwerbsloſigkeit 
zugenommen, die Arbeiter wollen aber exiſtieren. Die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung wird zum Teil nicht ganz gezahlt, 
zum Teil verweigert. Mit ganz rigoroſen Mitteln wird 
die Erwerbsloſenunterſtützung vorenthalten. Daher greift 
unter der Arbeiterſchaft Empörung Platz. Es iſt ein For⸗ 
dern um Rechte, ein Fordern, um überhaupt leben zu 
können. 

Eigenartig iſt die Stellungnahme der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei. Die Referenten in den Arbeiterverſamm⸗ 
lungen haben jedesmal gefragt, ob und wieviel Waffen 
verteilt worden ſind. Sie haben von der Arbeiterſchaft 
entſprechendes Material verlangt. Nun frage ich die 
Sozialdemokratie, ob Material darüber vorhanden iſt, in⸗ 
wieweit Waffen und Munition in letzter Zeit an die Ein⸗ 
wohnerwehr verteilt wurden. Ich kann nicht annehmen, 
daß die Sozialdemokratie einmal etwas für die Arbeiter⸗ 
ſchaft tut und ſich dann in Stillſchweigen hüllt. Die Sozial⸗ 
demokratie iſt verpflichtet, ihre Stellungnahme kundzutun 
und zu ſagen, ob ſie für die Einwohnerwehr und die Tech⸗ 
niſche Nothilfe iſt. Es geht nicht an, den Arbeitern Wind 
vorzublaſen und zu ſagen, die Sozialdemokratie ſei gegen 
die Einwohnerwehr, wenn aber Anträge vorliegen, hüllt 
man ſich in Stillſchweigen. Die Sozialdemokratie darf 
nicht in den Zeitungen eine gewiſſe Stellung gegen die 
Techniſche Nothilfe einnehmen und unſere Anträge dann 
mit Stillſchweigen übergehen. Alſo bitte, m. H. Sozial⸗ 
demokraten, Ihre Stellungnahme! Vor allen Dingen ſind 
Sie als Gewerkſchaftler verpflichtet, auch Leben und Eigen⸗ 
tum der Arbeiterſchaft in jeder Beziehung zu ſchützen. Es 
ift Ihre verdammte Pflicht und Schuldigkeit. Jetzt ift hier 
die beſte Gelegenheit dazu, indem man die Einwohnerwehr 
und Techniſche Nothilfe verſchwinden läßt. Wenn ſich die 
Deutſchnationale Fraktion für die Einwohnerwehr und 
die Techniſche Nothilfe einſetzt, jo ift das zu verſtehen. 
Aber kein Menſch, der noch etwas auf die ſogenannte 
Demokratie hält, kann ſich damit einverſtanden erklären. 
Durch diefe Einrichtungen wird die Arbeiterſchaft provo- 
ziert. Bei den Deutſchnationalen kann man keine andere 
Stellungnahme erwarten. Aber die Kreiſe, die von Arbei⸗ 
tern gewählt worden ſind, müſſen unbedingt eine andere 
Stellung einnehmen. ; 

Wir verlangen vor allen Dingen eine Stellungnahme 
des Senats und der Sozialdemokratie zur Frage der Gin- 
wohnerwehr und der Techniſchen Nothilfe. Nun m. H., 
machten Sie den Zwiſchenruf betreffs der roten Hundert⸗ 
ſchaften. Ich kann von dieſer Stelle mitteilen, daß es keine 
rote Hundertſchaft, ſondern eine Rote Front iſt, die weiter 
nichts zu tun hat, als ohne Schußwaffen, ohne jede Hilfe 
mittel Leben und Eigentum der Arbeiter zu ſchützen. In 
letzter Zeit iſt es vorgekommen, ich erinnere an die 
faſchiſtiſche Organiſation, an die Deutſchſozialen, daß im 
Werftſpeiſehaus eine Prügelei veranſtaltet wurde. Dadurch 
wurde die Arbeiterſchaft gezwungen, ihr Verſammlungs⸗ 
Ban e e ee 
war. (Abg. Lehmann: Wir brauchen keine Polizei! — 
Abg. Hoffmann: Ihr habt Waffenſcheine, den Arbeitern 
gibt man keine!) Die ſogenannte Rote Front unſerer 
Arbeiter will das Verſammlungsrecht und das Eigentum 
ſchützen. Sie beſitzt keine Waffen und Munition. Es geht 
auch ohne. Ebenſo verlangen wir aber auch, daß der Ginz 
wohnerwehr die ſcharfe Munition und die Waffen ge⸗ 


nommen werden. Wenn ſich der Staat auf die Unſicherheit 


beruft, ſo, m. H. Senatoren, liquidieren Sie, machen 45 
Schluß mit der Regierung, wenn Sie meinen, Ihr Staat 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter.) 

ſyſtem, Ihr Liliputanerſtaat wäre nur mit ſcharfer Muni⸗ 
tion und Waffen aufrechtzuerhalten. (Abg. Klapps: Mit 
den Spitzen der Bajonette!) Es iſt ein altbekannter Aus⸗ 
druck, daß nur Eſel mit derartigen Mitteln, mit Waffen 
und ſcharfer Munition, regieren können. Sollten Sie es 
gutheißen, m. H. Senatoren, daß ſich die Einwohnerwehr 
mit Munition und Waffen verſieht, dann hört ein demo⸗ 
kratiſches Staatsweſen auf. Dann haben wir eine Dikta⸗ 
tur oder, wenn Sie das nicht wollen, müſſen Sie liquidie⸗ 
ren und ſolchen Leuten das Staatsruder überlaſſen, die 
nicht mit ſolchen Mitteln arbeiten. 

Wenn es bis jetzt zu Auseinanderſetzungen in dieſer 
Art und Weiſe noch nicht gekommen iſt, ſo iſt das nur dem 
ganz beſonders ruhigen Verhalten der Arbeiterſchaft zu 
danken. Wenn bis jetzt noch kein Fall vorgekommen iſt, 
jo ſoll man den Brunnen bei Zeiten zudecken. Man fon 
ſich nicht wundern, wenn die Arbeiterſchaft zur Selbſthilfe 
greift. Sie läßt es ſich nicht gefallen, daß ſie auf dieſe 
Weiſe provoziert wird. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Senator 
Dr. Schwartz. 

Dr. Schwartz, Senator: M. D. u. H.! Von den Wor⸗ 
ten des Herrn Abg. Raſchke, von den Behauptungen, die 
er aufgeſtellt hat, kann ich eine nicht unwiderſprochen 
laſſen. Er hat gejagt, daß der Senat mit dem Bezuge von 
Waffen für dje Einwohnerwehr über das hinausgegangen 
jet, was ſeinerzeit an Bedarf festgelegt ift, und daß er aus 
Deutſchland Waffen bezogen habe. Ich erkläre, daß nichts 
Derartiges erfolgt iſt, und daß wir keine Waffen gekauft 
haben, die ſich über das Maß deſſen erſtrecken, was ſeiner⸗ 
zeit mit dem Oberkommiſſar vereinbart worden iſt. Alles 
übrige betreffs der Einwohnerwehr ergibt ſich aus den 
Haushaltsplänen. Ich höre, daß die Anfrage dem Aus⸗ 


ſchuß überwieſen werden ſoll. Dort können wir weiter 


darüber ſprechen. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich möchte die Dispoſition über den vorliegenden Antrag 
anders faſſen, wie die Herren Vorredner. Ich beginne mit 
der Techniſchen Nothilfe und erkläre dabei, daß die Frage 
der Techniſchen Nothilfe eigentlich in ganz kurzen Sätzen 
klarzulegen iſt. Die Techniſche Nothilſe iſt geſchaffen, um 
die für die Allgemeinheit lebenswichtigen Inſtitute im 
Falle eines ſtaatsgefährdenden Streiks aufrechtzuerhalten. 
Gegen dieſe Politik wird ſich wohl niemand im Hauſe 
wenden. Etwas anderes ift es, wenn die Techniſche 
Nothilfe eingeſetzt werden ſollte, um irgendwelche wirt⸗ 
ſchaftlichen Streiks zu bekämpfen. (Abg. Arezynſki: Davon 
verſtehſt du nichts!) Herr Arczynſki, wenn man einen 
Gegner hat, den man madig machen will, dann ſagt man: 
„Davon verſtehſt du nichts!“ Wenn Sie heute erklären, 
ſtaatserhaltend zu ſein, dann iſt es wunderbar, daß Sie 
ſich nicht für Ihre Techniſche Nothilfe einſetzen, trotzdem 
Sie ſie als Regierungspartei nötig haben. Ich möchte 
nicht befürchten, daß die Techniſche Nothilfe in nächſter Zeit 
eingeſetzt werden muß, und zwar im Intereſſe der Allge⸗ 
meinheit, wenn das Waſſerwerk, das Gaswerk verſagen 
ſollten und die Milchzufuhr ſabotiert wird. Sie als Regie⸗ 
rungspartei haben die Ordnung aufrechtzuerhalten und 
werden es ſchwer bedauern, wenn die Techniſche Nothilfe 
dann micht da ift. (Laſſen Sie das unſeve Sorge fein! links.) 
Es iſt Ihre Sorge, aber ich fürchte, daß Sie dieſe Sorge 
nicht ſo im Auge haben, wie es nötig wäre. 
„ Nun zu der Einwohnerwehr. Es iſt ſehr ſchön, die 
Einwohnerwehr als eine Art Kinderſpiel hinzuſtellen. Das 
ſtimmt nicht. Gewiß kommt es darauf an, die Jugend 
auszubilden, ihr das zu geben, was ſie durch den Verluſt 
des Wehrpflichtgeſetzes verloren hat. Die Organisationen 


ſchicken ihre Angehörigen in die Einwohnerwehr, um fie | 


ausbilden zu laſſen. Das ſei offen zugegeben. Geben Sie 
aber auch zu, daß Ihre Organiſationen genau ſo auf⸗ 
gezogen ſind. Denken Sie an Hochſtrieß. Was paſſiert 
dort? Gehen Sie nach 8 Uhr abends nach Hochſtrieß, dann 
treffen Sie alles mit der roten „Fauſt“. (Das muß auch 
ſein! bei den Kommuniſten.) Dort haben Sie einen Mili⸗ 
tärdienſt, einen Drill, wie er in keiner anderen Organiſa⸗ 
tion zu finden ift. (Abg. Liſchnewſki: Aber ohne Waffen!) 
Gut, ohne Waffen! Die Waffen haben Sie im Notfall auch, 
genau ſo, wie Sie Ihre Bekleidung haben. Daß Sie die 
Bekleidung aus Deutſchland bekommen haben, werden Sie 
nicht leugnen wollen. (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) 
Ich habe gehört, daß Sie Ihre Armbinden uſw. aus Deutſch⸗ 
land bekommen haben. Ob ſie den Zoll paſſiert haben oder 
nicht, weiß ich nicht, es intereſſiert mich nicht. (Das macht 
Ihnen Kopfſchmerzen! bei den Kommuniſten.) Die Rote 
Front ſoll nach Auskunft der Polizei, die ſich dafür auch 
intereſſiert, 300 Mann umfaſſen. Von den 300 Mann find 
30 ausgebildete Frontſoldaten, und die übrigen ſind rote 
Jungen. Dasſelbe gilt von den anderen Frontorganiſa⸗ 
tionen. Ich muß betonen, daß ich das Soldatenſpielen als 
ſolches nicht gern ſehe. Ich ſage allerdings, es fehlt etwas 
vom alten Wehrdienſtgeſetz. Unſere Jugend hat viel ver⸗ 
loren an Forſche. (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) 
Das hat mit dem Militarismus nichts zu tun. Wenn Sie 
den ſuchen, brauchen Sie nur nach Rußland zu gehen. Dort 
iſt alles militariſtert, von der Gewerkſchaft bis unten her⸗ 
unter. Das iſt ſehr richtig und ſehr gut, und das wünſchen 
wir für uns auch. Es iſt die Aufgabe des Staates, daß 
der militäriſche Drill, den Sie bekämpfen, wieder ein⸗ 
geführt wird. Da werden wir uns finden, wenn Sie die 
Jugend ausbilden wollen. In welchem Intereſſe ſie nach⸗ 
her eingeſetzt wird, iſt eine andere Frage. Ich ſtelle zu⸗ 
nächſt feſt, daß Sie es für richtig befinden, daß die jungen 
Leute im militariſtiſchen Sinne ausgebildet werden. Sie 
(zu den Sozialdemokvaten) wollten das ja auch, indem Sie 
in Neuteich das Reichsbanner ſchwarz⸗rot⸗gelb einführen 
wollten. Nachher wurde aus ſchwarz⸗rot⸗moſtrich die „Frei⸗ 
ſtadtflagge“ daraus. Einen militäriſchen Drill brauchen 
und wünſchen wir. - 

Es fragt fich nun, wozu werden die Organiſationen 
wie die Einwohnerwehr eingeſetzt? Da wird man ver⸗ 
ſchiedenes unterſcheiden müſſen. Wenn die Einwohner⸗ 
wehr die Ergänzung der Schutzpolizei iſt, dann hat ſie ge⸗ 
nau dieſelben Aufgaben wie die Schutzpolizei. Dann be⸗ 
deutet es, daß ſie eine Organiſation iſt, um Ruhe und Ord⸗ 
nung aufrecht zu erhalten. Wenn die Einwohnerwehr 
aber heute gebraucht werden ſoll, nicht um den Staat und 
die Allgemeinheit zu ſchützen, ſondern das beſtehende Re⸗ 
gierungsſyſtem, dann bedauern wir die Einwohnerwehr, 
wenn ſie heute für dieſes Regierungsſyſtem eingeſetzt wird. 
Ich möchte dabei bemerken: Kommt es heute zu Krawallen 
wirtſchaftlicher Natur, dann wird es eine Reihe von Leuten 
in der Einwohnerwehr geben, die nicht mitmachen werden. 
Wozu wird heute die Einwohnerwehr gebraucht? Geſchieht 
es nur, um den Straßendienſt aufrecht zu erhalten und die 
Schutzpolizei zu erſetzen? Gut, dann wird fie mit Recht 
dazu gebraucht. Geſchieht es aber, daß die Einwohnerwehr 
an der Ecke Neugarten aufgeſtellt wird — Gott ſei Dank 
wurde das ſeinerzeit verhindert — und den Leuten eine 
Waffe in die Hand gedrückt und geſagt wird: „Schießt auf 
die Demonſtranten!“, alſo zum Schutz des Regierungs⸗ 
ſyſtems, dann ſage ich: „Nein, das gibt's nicht!“ Ich bin 
ſelbſt Mitglied der Einwohnerwehr, weiß allerdings nicht, 
ob ich es nach dieſen Worten noch fein werde. Krawalle 
können heute nur wirtſchaftlicher Natur ſein. Wer heute 
gezwungen wird, zum Schutz der Regierung gegen ſeine 
Genoſſen mitzugehen, der iſt ein Lump. Ich glaube, die⸗ 
jenigen, die ſich ſeinerzeit zum Schutze der Allgemeinheit 
zur Verfügung geſtellt haben, werden heute gegen die 
Volksgenoſſen zum Schutze des beſtehenden Regierungs⸗ 
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(A) ſyſtems nicht mehr mitgehen. Das ſind zwei entſcheidende 


(B 


— 


die für die Einwohnerwehr waren, oder die Ausführungen, 


Momente. Jeder ſtaatserhaltende Menſch wird in der 
Einwohnerwehr fein, wenn es fih im Intereſſe der Alge- 


meinheit um Ruhe und Ordnung handelt. Sie als Regie⸗ 


rungspartei aber wollen heute gern die Einwohnerwehr zu 
Ihrem Schutze, denn Sie wollen ihre Erweiterung. 

Nun kommt der außenpolitiſche Punkt. Herr Raſchke, 
Sie haben neulich erklärt, was in Polen paſſiere, intereſſiere 
Sie wicht, denn Polen ſei ein genau ſo kapitaliſtiſcher Staat 
wie Deutſchland uſw. Was haben Sie für Angſt darum. 
Polen wird ſchon wiſſen, wie es ſich ſchützt und zu ſeinem 
Rechte kommt. Das kleine Danzig wird Polen nicht ge⸗ 
fährden. Im übrigen iſt allerdings die Einwohnerwehr 
als Ergänzung der Schutzpolizei ſehr brauchbar, wenn es 
ſich darum handelt, kleine irreguläre Truppen wie die von 
Zeligowſki von Danzig fern zu halten. Sie werden zu⸗ 
geben, daß eine ſchlagkräftige Organiſation, die den Zweck 
hat, den Staat vor Überfällen eines nicht ganz friedlichen 
Nachbarſtaates zu ſichern, wohl geeignet ift, ſolche irregu- 
läten, zuſammengeworfenen Rotten Zeligowſkiſcher Natur 
zu verſcheuchen. Dann ſtellt ſich auch eine Reihe von 
Arbeitern in dieſe Reihen. erade Sie Kommuniſten 
haben keine Urſache, dafür zu ſorgen, daß der überkapita⸗ 
liſtiſche Staat Polen Danzig ſchluckt. Mit Ihrem roten 
Frontkämpferbund werden Sie dann noch nicht ſo weit 
ſein, wie Sie es wünſchen; Sie werden die Jugend nicht 
in ſo kurzer Zeit zu Soldaten ausbilden. 

Warum aber haben Sie dann die Sache angeſchnitten? 
Herr Abg. Philipfen hat erklärt, weil die jetzige Regierung 
Ihnen geeignet ſcheint, die Einwohnerwehr aufzulöſen. 
Die Regierung wird dazu bei der Behandlung des nächſten 
Etats Stellung nehmen müſſen, Herr Senator Dr. Schwartz 


hat erklärt, daß die erforderlichen Summen etatsmäßig 


verankert ſeien. Die Angelegenheit wird alſo bei der näch⸗ 
ſten Etatsberatung nochmals aufgerollt werden, Ich glaube 
nicht, daß die heutige Regierung die Einwohnerwehr be⸗ 
ſeitigen will. Ich glaube im Gegenteil, daß die Herren 
jo regierungs⸗ und ſtaatsfreundlich find, daß fie glauben, 
jih nur mit Hilfe dieſer Organiſationen auf ihren Plätzen 
halten zu können. (Lachen links.) Es find nur Annahmen. 
Nehmen wir einmal an, die bürgerliche Bevölkerung würde 
einmal ſo toll werden, wie ſie es immer von Ihren Arbei⸗ 
tern behaupten. (Toll? links.) Ja, toll, dann würde ich 
einmal ſehen wollen, was Sie ſagen. Wenn jetzt ein Streik 
der Steuerzahler und der Landwirte käme, die ſich weiger⸗ 
ten, ihre Ernteerzeugniſſe abzuführen, was würde der Staat 
machen, und was würde Ihre Regierung machen. Sie würde 
ſich beſtimmt die Einwohnerwehr als Büttel erziehen 
wollen. (Das wäre ein Kaſperle⸗Theater! links.) Glauben 
Sie mit Ihren Gewerkſchaften vorgehen zu können? (Abg. 


Brill: Mit dieſer Einwohnerwehr doch nicht!) Sie iſt in 


dieſer Beziehung dreimal beſſer als Ihre gewerkſchaftlichen 
Leute, die dann das machen würden, was die Herren von 
links prophezeien, den ausgeſprochenen Bürgerkrieg. Für 
ſolche Zwecke iſt allerdings die Einwohnerwehr nicht da, 
das ſoll nicht vergeſſen werden. 

Die Zeiten find fo übel, daß man an allen den Inſti⸗ 
tutionen, die für Ordnung und Ruhe ſorgen folen, nicht 
rühren darf, ſofern das nicht nötig iſt. Ich halte es für 
unverantwortlich, in einer Zeit ſo großer wirtſchaftlicher 
Depreſſion mit ſolchen Mätzchen zu kommen. (Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 
Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. H. u. D.! Wenn 
man die Ausführungen des Herrn Abg. Hohnfeldt angehört 
hat, weiß man nicht, welche die richtigen waren. (Sehr 
gut! bei den Kommuniſten.) Waren es die Ausführungen, 


die ſich gegen die Einwohnerwehr wandten. (Beides! 
links.) Anſcheinend weiß er auch hier nicht genau, wie in 
jeder Frage, ob er fih links oder rechts ſtellen jol. Es gibt 
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da immer nur einen Weg, nämlich den Weg, den die 
Arbeiterſchaft geht, den geraden Weg. Der Weg oder das 
Ziel der Arbeiterſchaft in bezug auf die Einwohnerwehr 
iſt das, was wir Kommuniſten verlangen, die Aufhebung 
der Einwohnerwehr und der Techniſchen Nothilfe. Dieſe 
Forderung iſt nicht nur die Forderung der Kommuniſten, 
ſondern ſie iſt die Forderung der Freien Gewerkſchaften, 
oder, ich will richtiger ſagen, ſie müßte die Forderung der 
Freien Gewerkſchaften ſein, dieſe Organiſationen ſind es ja 
gerade, die den Gewerkſchaften zuerſt in den Rücken fallen. 
Herr Abg. Hohnfeldt erklärte, die Techniſche Nothilfe ſei 
nur dazu da, um bei Kämpfen die lebenswichtigen Be⸗ 
triebe aufrecht zu erhalten. Ich habe bis jetzt in Danzig 
faſt noch keinen Streik erlebt, wo die Arbeiter den Betrieb 
voll und ganz verlaſſen haben. Bis jetzt ſind die Arbeiter 
leider immer ſo human geweſen, den Fortgang der Betriebe 
ſicherzuſtellen. Die Herren der bürgerlichen Kreiſe ſind 
nicht ſo human. Ich erinnere nur an den Arzteſtreik. Die 
Arzte figen nicht in den Reihen der Linksparteien, ſondern 
faſt ausſchließlich in den Reihen der Rechtsparteien. (Sehr 
richtig! links.) Im Arzteſtveik wurden die Arbeiter von der 
Türe gejagt, wenn ſie der Ortskrankenkaſſe angehörten und 
nicht bezahlen konnten. (Zuruf rechts.) Ich glaube nicht, 
daß der Herr Abg. Dr. Bing Arbeiter von ſeiner Türe 
jagen wird. Solche reaktionäre Geſinnung traue ich ihm 
nicht zu. Wir können aber Beweiſe erbringen, daß Ihre 
Arzte aus den Kreiſen von rechts es getan haben. 

Wo war da die Techniſche Nothilfe? Ich glaube ganz 
beſtimmt, daß die Arbeiter bei ihren Forderungen noch 
viel zu human vorgehen; denn die Arbeiter haben nicht 
Gas, Elektrizität uſw. Die Kreiſe der Bürgerlichen würden 
am meiſten darunter leiden, wenn Gas oder Waſſer fehlt; 
denn die Arbeiterfrauen ſind an Arbeit gewöhnt und 
würden ſchon Waſſer bekommen. Die Frauen der Bour⸗ 
gebiſie allerdings, die zu faul find, den Finger ins Waſſer 
zu ſtecken, würden allerdings kein Waſſer holen. (Abg. 
Hoffmann: Sehr richtig!) Mit denen würde es ſehr böſe 
ausſehen. Ich ſage Ihnen, die Techniſche Nothilfe iſt nicht 
für die Arbeiter, ſondern gegen die Arbeiter. Gas und 
elektriſches Licht hat der Arbeiter nur in wenigen Fällen. 
Er brennt zum größten Teil noch Petroleum. Die Frage 
der Techniſchen Nothilfe betrifft alſo weniger den Arbeiter 
als die Bourgeoiſie. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß Sie in 
einem kapitaliſtiſchen Syſtem den bürgerlichen Staat nur 
mit dieſen Inſtituten aufrecht erhalten können, nur durch 
Machtorganiſationen. Außerdem haben Sie noch andere 
Machtmittel, wie Kirche und Schule, die Sie auch in Ihren 
Rahmen einſpannen. Deshalb iſt die Techniſche Nothilfe 
nicht für, ſondern gegen die Arbeiterſchaft. Die geſamte 
freiorganiſierte Arbeiterſchaft und der größte Teil der 
chriſtlich organiſierten Arbeiter wird die Aufhebung der 
Techniſchen Nothilfe verlangen. Die Techniſche Nothilfe 
hat nicht nur in lebenswichtige Streiks eingegriffen. Ich 
erinnere an den Hafenarbeiterſtreik, wo die Techniſche Not⸗ 
hilfe auch eingeſetzt wurde und ſich als Streikbrecher be⸗ 
tätigte. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 

Das beweiſt, daß die Dechniſche Nothilfe ausſchließlich 
eine Streikbrechergarde iſt, um den Kampf der Gewerk⸗ 
ſchaften, den Kampf der Arbeiter abzuwürgen und nieder⸗ 
zuſchlagen. Deshalb hinweg mit der Techniſchen Nothilfe, 
die nur als Kampforgan gegen die Arbeiterſchaft gilt. 
Die Einwohnerwehr iſt ausſchließlich ein Organ gegen DIE 
arbeitende Klaſſe. Weshalb fürchten Sie Unruhen und 
weshalb find Sie nicht ficher, daß Ihr Staatsapparat er- 
halten bleibt. Sie wollen die Arbeiter im kapitaliſtiſchen 
Staat ausbeuten und Ihnen nicht genügend zu verdienen 
geben. Sie laſſen Sie zwar genügend arbeiten, geben 
Ihnen dafür aber nicht ſoviel Lohn, daß ſie ſich ſatt eſſen 
können. Weil Sie das tun, haben Sie ein Heer Arbeits- 
loſe auf der Straße. Deshalb haben Sie Unruhen un 


den Arbeitern. Den Hunger der Arbeiterſchaft ſtillt man 
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nicht, indem man Machtorganiſationen, wie Schupo und 
Einwohnerwehr, ſchafft. Hungrige Mäuler ſtopft man, 
indem man ihnen das zur Verfügung ſtellt, was ſie 
brauchen, um zu leben. Deshalb verwenden Sie die Aus⸗ 
gaben für Einwohnerwehr und Techniſche Nothilfe für die 
Kinder der Erwerbsloſen. Bewilligen Sie dieſe Summe 
für die Kinder der Erwerbsloſen, dann haben Sie etwas 
Beſſeres getan, als wenn Sie die Einwohnerwehr unter⸗ 
halten. Wenn hier gerufen wird, daß das nicht wahr iſt, 
ſo können wir Landarbeiter nennen, die ſelbſt geholfen 
haben, dieſe Waffen zu verladen. Die Landarbeiter wiſſen, 
bei welchen großen Beſitzern und Bauern die Waffen unter⸗ 
gebracht ſind. Gerade die Landarbeiter haben uns auf 
dieſe große Gefahr der Einwohnerwehr hingewieſen. Es 
muß endlich eingegriffen werden; denn die Ausſchreitungen 
auf dem Lande ſind rigoros. In Steegen wird ein Schieß⸗ 
ſtand gebaut, und Schießübungen werden abgehalten. 
Schlimmer ſieht es noch in Paſewark aus. Dort macht man 
Schießübungen, indem man in die Dünen ſchießt. Die 
Fiſcher, die am Strande ſind, ſind ihres Lebens nicht 
ſicher. Gerade die Fiſcher haben uns darauf hingewieſen, 
daß ſie, wenn ſie am Strande ſind, jeden Augenblick 
fürchten müſſen, daß ihr Leben bedroht iſt. 

Weiter ſind in allen Gemeinden in der Niederung 
Waffen verteilt worden. Wir werden Ihnen Material 
darüber bringen, an wen die Waffen verteilt wurden. 
Wir wiſſen aber ganz genau, weil die geſamten oberen 
Behörden mit dabei beteiligt ſind, weil Schupo und Zoll⸗ 
beamte die Waffen verſchoben haben, werden Sie weiter 
verſuchen, die Waffen zu verſchieben. Sie werden alles 
verwiſchen. Es wurde ſchon angeführt, daß auch bei den 
Arbeitern nach Waffen geſucht worden ift, und ſpeziell 
bei denjenigen, die Angehörige der Roten Frontorganiſa⸗ 
tion ſind. Man hat bei dieſen nach Waffen geſucht. Man 
hat jedoch keine gefunden, denn dieſer Rote Frontkämpfer⸗ 
verband, der mit der Kommuniſtiſchen Partei nichts zu tun 
hat, ſondern gegen die Schikanen gegen die Arbeiter vor⸗ 
geht, hat keine Waffen. Gegen dieſe Leute geht man vor, 
weil ſie ſich als echte Kämpfer ihrer Klaſſe zeigen. Die 
Arbeiter brauchen keine Waffen, ſondern ſie verſtehen ſich 
ſehr gut zu verteidigen. 

Wenn hier vom Senat keine klare Stellung win- 
genommen wurde, wenn hier vom Senat nur auf die 
außenpolitiſchen Fragen eingegangen wurde, ſo erkläre ich, 
der Senat kann, weil er an dieſen Organiſationen teil- 
nimmt, der Offentlichkeit nicht klar und deutlich Antwort 
geben. Er kann auch nicht ſagen, weshalb bei den Leuten 
Munition und Waffen verteilt werden. Wir als Kommu⸗ 
niſten haben vor der breiten Offentlichkeit Auskunft zu ver⸗ 
langen, weshalb die Waffen verteilt worden ſind. Weiß 
der Senat von dieſen Waffenverteilungen, und deckt er ſie? 

Herr Abg. Philipſen ſagte, kein internationaler Kapi⸗ 
taliſt würde eine Anleihe nach einem Staat geben, wo die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit nicht gewährleiſtet 
ſind. Daß das der Fall iſt, wiſſen wir. Schaffen Sie aber 
dadurch Ruhe, daß Sie den Arbeitern wirklich das geben, 
was ſie brauchen. Wir Kommuniſten wiſſen ganz genau, 
daß das internationale Kapital ja in ſeinem eigenen Lande 
dieſelben Machtorganiſationen gegen die Arbeiterſchaft an⸗ 
wendet, daß ſich die Kapitaliſten alle in der Unterdrückung 
der Arbeiterklaſſe einig find. Sie wollen nicht nur die 
Arbeiterſchaft Europas unterdrücken, ſondern ſind drauf 
und dran, den einzigen Arbeiterſtaat, Rußland, nieder⸗ 
zuknütteln. Wenn von Herrn Abg. Hohnfeldt erklärt wurde, 
daß in Rußland ein guter Militarismus aufgebaut iſt, ſo 
muß ich ſagen, daß Sie trotz des Völkerbundes nicht ab⸗ 
bauen, ſondern neue Mordinſtrumente gegen Rußland 
ſchaffen. Sie haben den Locarnopakt nur 
rußland geſchloſſen, deshalb dienen die Arbeiter in Ruß⸗ 
land nicht aus Zwang, ſondern nur, um für ihren Arbeiter⸗ 
ſtaat und für ihr Vaterland zu kämpfen. Dieſes Vaterland 


+ 


gegen Sowjet⸗ 


werden die ruſſiſchen Arbeiter beſchützen, deshalb brauchen (0) 


ſie einen Militarismus. Wie ſieht die Diſziplin aus? Sie 
iſt ganz anders als die in Ihrer Einwohnerwehr, in Ihrer 
Schupo oder in Ihrem preußiſchen Kommiß, wo der ein⸗ 
fache Soldat dem Offizier die Stiefel lecken mußte. In 
Rußland haben wir auch die Hochachtung vor dem Offi⸗ 
zier, aber der Offizier ehrt auch den einfachen Mann. Wir 
ſehen, daß nach den Dienſtſtunden kein ruſſiſcher Offizier 
von den Soldaten gegrüßt werden muß. Es herrſcht dort 
ein echt kameradſchaftliches Zuſammenleben, während ſich 
bei uns jeder junge Offizier von einem alten Soldaten 
grüßen ließ. Solch einen Militarismus baut man in Ruß⸗ 
land nicht auf. Dieſen Staat, der die heiligſten Rechte der 
Arbeiter gegen die geſamten internationalen Kapitaliſten 
verteidigen muß, unterſtützen wir. Dieſen Arbeiterſtaat 
wollen wir auch erreichen. Wir Kommuniſten wiſſen, daß 
wenn dieſer Arbeiterſtaat errichtet ſein wird, auch Ruhe 
und Ordnung geſichert ſein werden. In den kapitaliſtiſchen 
Staat werden Ruhe und Ordnung niemals einziehen. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft. Das 
Schlußwort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die 
Stellungnahme zu unſerem Antrag war intereſſant, De- 
ſonders die des deutſchnationalen Abgeordneten Herrn 
Philipſen. Er erklärte, die öffentliche Sicherheit müſſe 
mindeſtens gewahrt ſein. Worin aber die öffentliche Sicher⸗ 
heit beſteht, hat er leider nicht geſagt. Dieſe Meinung klar⸗ 
zulegen, fällt uns nicht ſchwer. Die öffentliche Sicherheit 
von Ihrem Standpunkt aus geſehen heißt, das Ausbeuter⸗ 
tum, den Geldſack ſtützen. Dazu brauchen Sie allerdings 
dieſe Machtapparate. Es fragt ſich aber einmal, ob es 
moch notwendig iſt, neben der Schupo, die in Danzig ſchon 
veichlich vorhanden ift, noch die bewaffnete Macht der 
jungen Bengels, möchte ich ſagen, beſtehen laſſen zu wollen. 
Dieſe Einwohnerwehr hat abſolut kein Verſtändnis für das 
Wohl und Wehe der Arbeiterſchaft. Nur um nach außen 
zu prangen, um zu zeigen, daß Sie es ſind, die Waffen in 
der Hand haben, nur aus dieſem einfachen Grunde ſind Sie, 
zum Teil wenigſtens, Mitglieder der Einwohnerwehr. 
Nützen tun Sie dem Staat abſolut nichts, Ich habe ſchon vor⸗ 
hin geſagt, wenn Sie (nach rechts) glauben, ſich auf die Cin- 


(D) 


wohnerwehr und deren Bewaffnung ſtützen zu können, dann 


ſind Sie ſehr ſchlecht bewahrt, dann iſt Ihr Staatsweſen 
ſchon lange ein Dreckhaufen, wie wir es ja ſchon immer ge⸗ 
ſagt haben. 

M. D. u. H.! Der Herr Abg. Philipſen glaubte beſon⸗ 
ders die Techniſche Nothilfe herausſtreichen zu müſſen, im- 
dem er erklärte: „Was geſchieht, wenn die Arbeiterſchaft 
verſagt und die notwendigen Arbeiten nicht mehr ver⸗ 
richtet?“ Es ift bedauerlich, daß beſonders Herr Philipſen 
dieſe Frage anſchneidet, ſie andererſeits aber nicht beant⸗ 
wortet. Wie ſieht es aus? Gerade die Herren vom Lande 
ſind es geweſen, die die Notſtandsarbeiten durch die 
Arbeiterſchaft verhindert hahen. Die Herren vom Lande 
waren es doch, die die Techniſche Nothilfe heranholten, als 
der Landarbeiterſtreik im Werder tobte, obwohl die 
Arbeiterſchaft die notwendigen Arbeiten vollführen wollte. 
Da ſagten Sie: „Nein, Ihr Arbeiter werdet jetzt hinaus⸗ 


geworfen.“ Erſt dadurch, daß die Techniſche Nothilfe ein⸗ 


geſetzt und die Landarbeiter hinausgeſetzt wurden, kam es 
zu Unruhen. Alſo brauchen wir keine Techniſche Nothilfe; 


dann wird es ruhig zugehen. (Zuruf des Abg. Doerkſen.) 


Beim Landarbeiterſtreik im Großen Werder. Haben Sie 
das auch ſchon wieder vergeſſen? Laſſen Sie ſich begraben, 
Ihr Gehirn iſt verkalkt. (Heiterkeit. ) ; 

So ſieht es in Wahrheit aus. Durch die Techniſche 


Nothilſe wird die Arbeiterſchaft provoziert und wird daran. 


gehindert, die notwendigen Arbeiten fertigzuſtellen. Selbſt 
wenn ſich die Arbeiterſchaft dazu verſteht, der Bourgeoiſie 
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(A) eins auszuwiſchen, beſteht noch keine Veranlaſſung, die Tech⸗ 


niſche Nothilfe einzuſetzen; denn ſoviel ſteht feſt, aus Über- 
mut ſtreikt die Arbeiterſchaft nicht. Nur dann, wenn keine 
anderen Mittel übrig bleiben, um Ihren reaktionären 
Standpunkt zu zerſchlagen, greift die Arbeiterſchaft zu 
dieſem letzten Mittel. Sie wird Sie dann treffen, wo ſie 
will. Herr Abg. Philipſen glaubte ſagen zu müſſen, daß 
Ausbildung und Schießübungen gemacht werden müßten. 
Wie ſieht es damit aus. Wir haben feſtgeſtellt, daß die 
jungen Leute der Einwohnerwehr nicht in der Lage ſind, 
das Gewehr richtig zu handhaben. Sie können das Gewehr 
nicht einmal ſo bedienen, wie es zu ihrer eigenen Sicherheit 
und der Sicherheit anderer notwendig iſt. (Abg. Doerkſen: 
Darum müſſen ſie es lernen!) Dann ſoll man dieſen jungen 
Leuten nicht auf der Straße das Gewehr geben. Ich glaube, 
Sie ſind auch ein alter Soldat. Beim Militär bekommt der 
Rekrut erſt dann Patronen und Gewehr in die Hand, 
wenn er damit umzugehen verſteht. Hier gibt man Gewehr 
und Patronen denjenigen, die noch gar kein Verſtändnis 
dafür haben. (Abg. Nordwig: Aber nicht auf der Straßel) 
Jawohl, auf der Straße, Herr Abg. Nordwig. Wenn Sie 
Zeit haben, gehen Sie einmal am Sonntag aufs Land und 
ſehen Sie ſich den Sport an. Dann werden Sie nicht ſagen 
können, daß das nicht zutrifft. x 

Was ift letzten Endes der Sinn der Ausführung? Man 
will den alten Militarismus in ſeiner Grundidee wieder 


einführen. Nebenbei hat man noch allerlei brotloſe Offi⸗ 


ziere, die hier beſchäftigt werden. Sie ſollen ſich ein paar 
Groſchen hinzuverdienen, weil ſie zu faul ſind, zu arbeiten. 
Darum benutzt man ſie, um dieſe Leute auszubilden. Wenn 
Sie glauben, Ihren Staat nur mit der Waffe erhalten zu 
können, dann befinden Sie ſich auf dem Holzwege. Für die 
Dauer kann Ihnen das nicht helfen. Denn auch dieſe jungen 
Leute lernen erkennen, in welchem Intereſſe ſie ſchließlich 
die Waffen zu gebrauchen haben. Auch ſie haben Hunger, 
auch ſie ſind ſchlecht bekleidet, und fühlen inſtinktiv, daß der 
Kapitalismus geſtürzt werden muß. Sie werden die Waffe 
ſchließlich gegen Sie (nach rechts) ausſpielen. Uns kann es 
recht ſein. Wir werden auch dort hineindringen und dieſe 
Leute über Ihr Verhalten aufklären und ihnen ſagen, was 
ſie eigentlich für eine Dummheit machen, wenn ſie den 
Kapitalismus ſtützen. Dieſe Aufgabe, m. H., iſt zum Teil 
die Aufgabe des Roten Frontkämpferbundes. Die jungen 
Leute, die ſich infolge Ihrer Irreführung vom proletariſchen 
Stande entfernt haben, ſollen wieder zurückgeführt werden. 
Bei unſeren Übungen geht es aber niemals ſo zu, wie bei 
Ihren Übungen. Ich ſage „unſere“, weil ich dieſer Orga⸗ 
niſation auch angehöre. (Na alſo! rechts.) Das hat mit 
Kommunismus nichts zu tun. Genau ſo, wie Sie deutſch⸗ 
national und Stahlhelmer ſein können, kann ich Kommuniſt 
und roter Frontkämpfer ſein. (Abg. Schilke: Welche Front 
meinen Sie!) Wir verſtehen unter Roter Front die 
Arbeiterfront. Alles, was Arbeiter iſt, kann ſich in unſere 
Front einveihen, d. h. alle, die ausgebeutet werden. Wir 
wären ſehr erfreut, wenn Sie dort auch hineinkämen. 
(Heiterkeit. — Abg. Gaikowſki: Dann werden Sie ab⸗ 
geſetzt, wenn er hineinkommt!l) Vielleicht ift er ein beſſerer 
Soldat, ich weiß es nicht. — Unſere Formation baut ſich 
auf freiwilliger Diſziplin auf. Es iſt irreführend, wenn 
Herr Abg. Hohnfeldt ſagt, daß die Angehörigen des Roten 
Frontkämpferbundes zum Militarismus erzogen würden. 
Unſere Übungen erſtrecken ſich nur darauf, einen Zuſammen⸗ 


halt zu erzielen. Aber niemand wird bei uns erleben, daß 


ein Arbeiter dem anderen Befehle erteilt oder eine ſolche 
Ausführung verlangt, wie es früher der Militarismus for⸗ 
derte. Es kommt bei uns nicht vor, Herr Abg. Doerkſen, 
wie es im Militarismus vorkam, daß der Unteroffizier dem 
gewöhnlichen Manne ins Geſicht ſpuckte. Lachen Sie nicht, 
Herr Abg. Doerkſen, ich habe bei den 35er Artilleriſten in 
Graudenz gedient. Da hatten wir einen Wachtmeiſter, der 


wurde wegen dieſer Tat, die er ſchon zwanzigmal vollführt 
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hatte, zu ſechs Monaten Gefängnis verurteilt. (Lebhafte (C) 


Unruhe.) Er hat das alſo getan. Der Mann aber, der ſich 
darüber beſchwert hatte, wurde in den nächſten vierzehn 
Tagen auch mit fünf Tagen ſtrengem Arreſt beſtraft. (Hört, 
hört! — Abg. Doerkſen: Was hatte der verbrochen?) Gar 
nichts hatte er verbrochen. Ich muß ſchon ſagen, Sie ſind 
dumm im Geiſt. (Heiterkeit.) 


Vizepräſident Spill: Herr Abg. Raſchke, ich nehme an, 
ei Sie mit dieſem Ausdruck keinen Abgeordneten gemeint 

aben. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn Sie das an- 
nehmen, habe ich nichts dagegen. Soweit Sie Offizier ſind, 
würde ich Ihnen einmal empfehlen, bei den alten Mann⸗ 
ſchaften nachzufragen, ob nicht derjenige, der es wagte, ſich 
über einen Vorgeſetzten zu beſchweren, in den nächſten 
vierzehn Tagen im Loch jah. Das ift in 99 von 100 Fällen 
eingetreten. War es denn beim alten Militär ſchwer, einen 
Rekruten ins Loch zu bringen? Wenn der Knopf nicht 
richtig geputzt war, nach Meinung des Offiziers, ſo eines 
ſchnoddrigen Bengels, nebenbei bemerkt, ſo ſaß der Mann 
ſchon im Loch. Die Gelegenheit war immer gegeben. Der 
Krieg hat ja bewieſen, daß Sie mit Ihrem Militarismus 
hineingefallen ſind. (Abg. Karkutſch: Ihre Knöpfe waren 
wohl nie geputzt!) Einen derartigen Militarismus gibt es 
bei uns nicht. Unſer Staat wird anders aufgebaut ſein als 
Ihr Staat und länger beſtehen. Diejenigen, die nicht arbei⸗ 
ten wollen, werden nichts zu eſſen bekommen. (Frau Abg. 
Kreft: Sehr richtig!) Die Arbeiter, die arbeiten, werden 
ſich ſatteſſen können. (Zurufe vechts.) In Ihrem Staat hat 
derjenige, der nichts tut, der nicht arbeitet, vollauf zu 
freſſen und zu ſaufen. Derjenige, der arbeiten muß, muß 
hungern und nackt gehen. Darin unterſcheiden wir uns in 
unſerem Staat gegenüber Ihrem Staat. 

M. D. u. H.! Mag es noch eine kurze Weile gehen, 
aber Rußland macht Schule, das ſage ich Ihnen. Rußland 
wird in allernächſter Zeit noch mehr Schule machen, auch 
vielleicht mit Hilfe ſeines Militärs. (Aha! rechts.) Militär 
iſt notwendig. Es wäre traurig, wenn Rußland auf Ihre 
Demagogie eingehen wollte, indem Sie ſagen: „Ihr wart 
doch immer gegen den Militarismus! Warum noch Militär 
in einem Arbeiterſtaat?“ Das könnte Ihnen gefallen, wenn 
Rußland ſein Militär nach Hauſe ſchickte. Dann gingen Sie 
als Hyänen nach Rußland. Wir können es ſehr gut per- 
ſtehen, wenn Ihnen dieſer ruſſiſche Militarismus im Magen 
liegt. Da iſt nicht heranzukommen, da beißen Sie ſich die 
Zähne aus, wenn Sie Ihren kapitaliſtiſchen Staat auch noch 
ſo bewaffnen und noch ſo fein in bezug auf Technik uſw. 
ausbauen. Es wird Ihnen nicht gelingen, den ruſſiſchen 
Arbeiterſtaat niederzuſchmettern. In Ihrem Staat iſt es ja 
ſchon ſo faul, daß kein Arbeiter ſich dazu hergeben wird, 
gegen Rußland zu Felde zu ziehen. 

M. D. u. H.! Nun noch etwas in bezug auf Polen und 
Danzig. Der Herr Abg. Hohnfeldt meinte, wir ſollten doch 
am wenigſten Intereſſe haben, Polen zu ſtützen. Das haben 
wir auch nicht. Wir haben noch nie behauptet, daß wir 
Angſt davor haben, daß Polen Danzig angreifen wird oder 
umgekehrt Danzig Polen. Aber durch die überaus große 
Ausbeutung, die in Polen herrſcht, wird die Danziger 
Arbeiterſchaft betroffen. Sie hat das größte Intereſſe 
daran; denn in Polen gibt es für die Arbeiterſchaft keine 
Freiheit mehr. Wenn dieſe Freiheit den Danziger Arbei⸗ 
tern auch genommen iſt, können Sie ſie mit allen Ihnen 
zu Gebote ſtehenden Mitteln ausbeuten. Das erſtreben 
Sie, und daher das willkürliche Verhalten der Arbeitgeber 
gegen die Arbeiterſchaft im Lande und gegen andere Staats⸗ 
angehörige. Darum die große bewaffnete Macht, die letzten 
Endes ja nur ſcheinbar iſt. Sie hat nur den Zweck, zu 


provozieren. Wir behaupten, daß Sie Polen damit provo⸗ 


zieren wollen, um ihm eine Handhabe zu geben, gegen 
Danzig zu Felde zu ziehen. Dann hat Ihre Stunde ge⸗ 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 


<A) ſchlagen, dann fagen Sie: „Polen kommt herein, jetzt 


können wir Hand in Hand arbeiten, und die Arbeiterſchaft 
können wir ausbeuten.“ (Zwiſchenrufe rechts.) Das iſt der 
Wunſch der bürgerlichen Parteien. (Zwiſchenrufe und Ur- 
ruhe.) Wer hat die beſten Geſchäfte im Kriege gemacht? 
Sind es die Arbeiter geweſen? (Abg. Gaikowſki: Raube 
hat das beſte Geſchäft gemacht!) Wenn Sie nicht beſſere 
Zwiſchenrufe machen können, ſo zeugt das von Ihrer geiſti⸗ 
gen Armut. (Abg. Dr. Bumke: Fragen Sie Raube, was er 
in Polen verdient hat! — Zwiſchenrufe und Unruhe.) Ich 
ſage Ihnen, wenn Sie das durchaus haben wollen, wenn 
Sie durchaus wollen, daß Polen gegen Danzig vorgeht, ſo 
ſind wir auch dagegen gewappnet. Dann wird die Ein⸗ 
heitsfront zwiſchen polniſchen und Danziger Arbeitern zu⸗ 
ſtande kommen, und dann werden die Danziger Kapitaliſten 
und auch die polniſchen zu Boden geſchmettert werden. 
(Oho-Rufe rechts.) Wir jind in dieſer Beziehung bereit und 
werden unſere Intereſſen zu vertreten wiſſen. (Immer noch 
mehr Erwerbsloſe! rechts.) 

Zur Sache ſelbſt möchte ich beantragen, daß unſer An⸗ 


trag dem Hauptausſchuß überwieſen wird, damit dort dazu 


Stellung genommen wird. Anſcheinend will die Sozial⸗ 
demokratie ihren Standpunkt hier nicht klarlegen, aber im 
Hauptausſchuß wird ſie erklären, wie ſie über die Auflöſung 
denkt. Für uns ſteht feſt, daß die Einwohnerwehr und die 
Techniſche Nothilfe in dieſem kleinen Staatsweſen keine Be⸗ 
wechtigung mehr haben. Für uns iſt ſchon die Schupo, die 
Kriminalpolizei, die blaue Wachmannſchaft, und wie ſie alle 
heißen, zuviel. M. D. u. H.! Wir haben ja heute, möchte ich 
ſagen, bald jeden zweiten Mann bewaffnet. Jeder zweite 
Mann hat entweder eine Piſtole oder ein Gewehr. Und das 
ſoll nicht provozierend auf die Arbeiterſchaft wirken? Das 
ſoll nicht provozievend auf unſere Nachbarſtaaten wirken? 
Das können Sie einem erzählen, der am Hut keine Krempe 
hat, aber einem logiſch denkenden Menſchen dürfen Sie mit 
derartigen Geſchichten nicht kommen. (Zwiſchenrufe rechts.) 
Alſo, m. D. u. H., überlegen Sie ſich die Sache. Stimmen 
Sie unſerem Antrag auf Überweiſung an den Haupt⸗ 
ausſchuß zu. Wir werden Ihnen den Beweis bringen, daß 
täglich Waffen verſchoben werden und daß beſonders auf 
dem Lande mehr Waffen vorhanden ſind, als auf Grund der 
Verträge eigentlich vorhanden ſein ſollen. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 


Vizepräſident Spill: Es iſt beantragt worden, die 
Druckſache Nr. 2092 dem Hauptausſchuß zu überweiſen. 
(Abſtimmung! rechts.) Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem Antrage auf Überweiſung an den Hauptausſchuß ſtatt⸗ 
geben wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ift die Minderheit, der Antrag ift abgelehnt. Ich rufe 
auf Punkt 5 der Tagesordnung: 

Antrag der Frau Abg. Kalähne und Fraktion 
betreffend Vorlage eines Geſetzes zur Bekämpfung 
der Schmutz⸗ und Schundliteratur. 
Druckſache Nr. 2109. Das Wort zur Begründung hat Frau 
Abg. Kalähne. 

Kalähne, Frau Abgeordnete (D. Nat.): M. H. u. D.! 
Bereits im alten Volkstag hat unſere Fraktion durch den 
damals noch lebenden Geheimrat Matthaei und mich einen 
Antrag eingebracht, der den Senat erſuchte, uns doch die 
im § 78 der Verfaſſung vorgeſehenen Schutzgeſetze zur Ve- 
kämpfung der Schmutz⸗ und Schundliteratur und zum 
Schutz der Jugendlichen gegen Schauſtellungen und Dar⸗ 
bietungen vorzulegen. Der alte Volkstag hat einem neuen 
Platz gemacht, die alte Regierung ift durch eine neue erſetzt 
worden. Noch immer ſind uns jene Geſetze nicht vorgelegt 
worden, obgleich unſere Verfaſſung nicht eine Kann⸗Vor⸗ 
ſchrift, ſondern eine Muß⸗Vorſchrift in dieſer Beziehung 
enthält. Wir bringen deshalb heute erneut den Antrag ein, 
und bitten den Senat, uns die Geſetze möglichſt raſch, wenn 
möglich alle beide, aber wenigſtens das erſtere vorzulegen. 


Im Deutſchen Reich ift man beveits ſeit längerer Zeit 
bei der Beratung eines derartigen Geſetzes, das zwar nur 
die Jugend vor Schmutz⸗ und Schundſchriften ſchützen will. 
Wir wünſchen das Geſetz weiter gefaßt. Wir wünſchen, daß 
nicht nur die Jugend, ſondern das ganze Volk erfaßt wird, 
und wir wünſchen es nicht nur auf Schriften bezogen, 
ſondern, wie es in der Verfaſſung heißt, auf die geſamte 
Literatur. Wir verſtehen unter Literatur nicht nur Schriften, 
ſondern auch Abbildungen in Schaufenſterauslagen, Poſt⸗ 
karten und derartiges. Im Reiche iſt eine derartige Ein⸗ 
ſchränkung wohl möglich geweſen, weil die geſetzlichen Map- 
nahmen nach der Reichsverfaſſung anders ſind als bei uns. 
In der Reichsverfaſſung heißt es: „Geſetzliche Maßnahmen 
ſind zuläſſig.“ Bei uns heißt es: „Geſetzliche Maßnahmen 
ind zu treffen.“ Das ift ein grundlegender Unterſchied. 
Daß ein derartiger Schutz der Bevölkerung vor Überſchwem⸗ 
mung mit Schmutzlitevatur unbedingt nötig ift, wurde auch 
im Deutſchen Reich anerkannt, und zwar durch eine Ent⸗ 
ſchließung vom April 1920, die die Nationalverſammlung 
ziemlich einſtimmig annahm. Ich glaube, auch bei uns ſind 
nur wenige, die nicht einſehen, daß ein Schutz gegen die 
Überſchwemmung mit Schundliteratur geſchaffen werden 
muß. Strittig wird nur ſein, in welcher Weiſe wir dieſen 
Schutz ſchaffen. Darüber werden wir uns im Ausſchuß zu 
unterhalten haben. 

Heute möchte ich zu der Vorlage nur ſoviel ſagen, 
daß die wenigen Paragraphen des Reichsſtrafgeſetzbuches 
und der Reichsgewerbeordnung, die heute den einzigen 
Schutz bilden, vollſtändig ungenügend ſind. Darüber war 
man ſich auch ſchon vor dem Kriege einig. Der Schutz, der 
ſehr wirkſam während des Krieges durch die ſtellvertreten⸗ 
den Generalkommandos ausgeübt wurde, iſt mit der Auf⸗ 
hebung des Belagerungszuſtandes zu Ende gegangen, ſo daß 
wir heute keine Schutzmaßnahme mehr haben. 

Eigentlich ſollten ja bei einem einheitlichen Volfs- 
empfinden die Begriffe Moral, Sittlichkeit und religiöſes 
Gefühl nicht ſo verſchiedene Auslegung finden, wie es bei 
unſerem, leider durch fremdes Blut und fremden Einfluß 


vergifteten Volkskörper heute der Fall iſt. (Sehr richtig!) 


Wir wiſſen, daß wir das Grundübel durch geſetzliche 
Maßnahmen nicht beſeitigen werden. Wir hoffen aber, daß 
wir mit dem Geſetz eine Handhabe bekommen, um erziehe⸗ 
riſch auf die Volksſeele zu wirken. Wir machen ſo viele 
Geſetze im Volkstage, um die wirtſchaftliche Not, um die 
leibliche Not der Bevölkerung zu heben. Wir ſollten auch 
etwas für die ſeeliſche Not tun. (Zuruf links.) 

Ich möchte heute auf die Einzelheiten unſerer Auf⸗ 
faſſung und die Ausgeſtaltung des Geſetzes nicht eingehen, 
ſondern wir wollen den von der Regierung einzubringenden 
Geſetzentwurf abwarten, um dann bei den Einzelberatungen 
zu den verſchiedenen Fragen Stellung zu nehmen. Wir 
bitten Sie nur, unſeren Antrag auf Einbringung dieſes 
Geſetzes zu unterſtützen. (Wiederholtes Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat Herr Abg. Loops. 
(Abg. Rahn: Komm den Frauen zart entgegen! — Abg. 
Dr. Wendt: Der Herr Senator wird doch zart ſein! — 
Abg. Brill: Wahrſcheinlich nicht ſo roh, wie Sie bei der 
Krankenbehandlung!) l 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Viele 
Ausführungen über dieſen Punkt, die wir vielleicht heute 


hören, ſind ſchon vor Jahrzehnten in weit ausführlicherem 


Maße im Deutſchen Reichstag gemacht worden, und zwar 
damals in den neunziger Jahren, als es ſich um die lex⸗ 
Heinze⸗Angelegenheit handelte. Damals brachten dieſelben 
Parteien, die heute durch die Frau Abg. Kalähne vertreten 
werden, ebenſolche Anträge ein, wie wir ſie jetzt beraten. 


Es handelt ſich nach dieſem Antrag um die Bekämpfung 
von Schund und Schmutz. Es iſt bedauerlich, daß ſich Frau 


Abg. Kalähne nicht etwas näher über diefe beiden Begriffe 


| ausgelafjen hat. Sie hat hier geſagt, es jet bedauerlich, daß 
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man ſich im deutſchen Volke über dieſe Begriffe und über die 
Notwendigkeit der Bekämpfung dieſer Erſcheinung nicht 
einig ſei. Das läge daran, daß wir durch fremdes Blut 
verſeucht wären. Nichts war törichter als dieſer Ausſpruch; 
denn ich werde nachher beweiſen, wie gerade Leute, die wir 
zu den größten Deutſchen rechnen, ſich auf dieſem Gebiete 
Sachen geleiſtet haben, die unter die von Ihnen beantragten 
Strafparagraphen fallen würden. 

Es handelt ſich hier um zwei Sachen: Schund und 
Schmutz. Beim Schund gebe ich zu, daß wir Sozialdemo⸗ 
kraten es außerordentlich begrüßen würden, wenn von 
Staats wegen aufs ſchärfſte dagegen eingeſchritten würde. 
Aber wir haben es in den bisherigen Jahrzehnten geſehen, 
daß das leider nicht in genügendem Maße der Fall iſt. 
Worum handelt es ſich bei der Schundliteratur? Unter 
Schundliteratur verſteht man die Schmöker, die in Form 
billiger Hefte in Winkelbuchhandlungen feilgehalten werden, 
die blutrünſtigen Indianergeſchichten, die Abenteuerromane 
von Karl Mah, von John Reeliff. Hier werden der Jugend 
die blutrünſtigſten Abenteuer in ſchlimmſter Ausmalung 
vorerzählt. In dieſen berüchtigten Abenteurerromanen, wo 
in jedem Kapitel wenigſtens drei Menſchen umgebracht 
werden, brüſtet ſich der Held damit, daß er die Taten be⸗ 
gangen hat. Aber dieſe Erzählungen ſind bisher gerade 
von Ihren Kreiſen (nach rechts) als wichtige Dokumente 
verwandt worden. Ich möchte dabei nur an einen der be⸗ 
rühmteſten Schundromane von John Recliff erinnern, 
deſſen Romankapitel über die Zuſammenkunft der Juden 
in Prag als Protokolle der Weiſen von Zion zu einem 
wichtigen Dokument geworden iſt, das im politiſchen Kampf 
jetzt ſo häufig benutzt wird. Sie ſelbſt haben von dieſem 
Schundkapitel in den letzten Jahren ſehr ausgiebigen Ge- 
brauch gemacht. In bezug auf die Schundliteratur kann ich 
mich den Ausführungen der Frau Abg. Kalähne nur an⸗ 
ſchließen. Es iſt bedauerlich, daß gegen dieſe Schundlitera⸗ 
tur nicht Schon energiſch Front gemacht wurde. Die Schuld 
liegt aber auf Ihrer Seite, dieſer Fall beweiſt es. Die 
frühere Regierung hat es nicht für notwendig befunden, 
dagegen einzuſchreiten, und Sie ſelbſt haben ſolch einen 
Schund gern als Waffe benutzt. (Abg. Eduard Schmidt: 
Der geſtrige Brauſewetter! — Heiterkeit.) Ich will als 
Danziger nicht ſo unhöflich ſein, unſeren Danziger Roman⸗ 
ſchriftſteller zu nennen. Aber ſehen Sie ſich die Zeitſchriften 
an. Die Familienzeitſchriften bringen die berüchtigten 
Romane der Dame Courts⸗Mahler, die die ſeichteſten 
Sachen ſchreibt und die mit Vorliebe Ihren Leſern vorgeſetzt 
werden. Es gibt eine Reihe Ihrer Zeitungen, Herr Abg. 
Dr. Bumke, in denen dieſe Romane abgedruckt werden, 
dort wird das arme tugendſame Bürgermädchen geſchildert, 
das einen Freier findet, der aus adligen Kreiſen ſtammt, 
durch die ſchändliche Revolution aber verarmt iſt und ſich 
herabläßt, das deutſche Bürgermädchen zu freien. Sie ver⸗ 
breiten dieſe Schundromane und nehmen nicht dagegen 
Stellung. Wir haben dieje Romane und Novellen immer 
als Schundliteratur betrachtet. 

Die Detektiv⸗ und Nickarter⸗Geſchichten aber verfolg⸗ 
ten den einzigen Zweck, die Jugend in blutrünſtigem Sinne 
zu erziehen, bei der Jugend das Gefühl zu erwecken, das 
Heldentum beſtehe darin, daß man recht viele Menſchen 
umbringe. Wenn Sie jetzt gegen Schmutz und Schund 
Front machen, weiß ich nicht, ob Sie diefe Literaturerzeug⸗ 
niſſe mit dazu rechnen. Die Tendenzen, die in dieſen 
Schundromanen geprieſen ſind, pflegen Sie. Sie ſehen ja 
gerade das blutrünſtige Heldentum als etwas Vorbildliches 
an. Ich glaube nicht, wenn ein Geſetz, wie es Frau Kalähne 
begründet hat, geſchaffen würde, daß Sie die Schundlitera⸗ 
tur hineinnehmen würden, die zweifellos darunter fällt. Ich 
will mit Erlaubnis des Herrn Präſidenten eine Probe aus 
einer Gedichtſammlung geben, die zugunſten des Roten 
Kreuzes verbreitet wurde und die ſich in nichts von den 
blutrünſtigen Indianergeſchichten unterſcheidet. Es iſt die⸗ 


ſelbe Freude am Menſchenmorden darin enthalten. Die (0) 


plumpeſten Ausdrücke wurden in dieſen Literaturerzeug⸗ 
niſſen, die Sie (nach rechts) verbreitet haben, gebraucht. 
Da heißt es in einem Gedicht: 

„Franzoſ', du Schwein, kommſt nicht über den Rhein. 

Der Zar iſt ein Lump, macht Krieg auf Pump. 

Die Franzoſen, die Lumpen, machen wir kurz und klein 

Und nehmen ſie in die Leberwurſt hinein. 

Der Präſident von Frankreich wird gebacken, wie 

| Brotteig.“ 

(Heiterkeit.) Das ſind einige Literaturerzeugniſſe, deren 
Verbreitung man wohl kaum für möglich hält. Ich glaube, 
auch Sie werden ſie heute kaum zu den erfreulichen Er⸗ 
zeugniſſen Deutſchlands rechnen. Sie aber haben während 
des Krieges dieſe Literatur verbreitet, die nach unſerer 
Meinung ebenfalls unter den Begriff Schundliteratur fällt. 
Ich glaube aber nicht, daß auch Sie hiergegen Front machen 
werden. Ich könnte Ihnen noch eine ganze Reihe don 
Beiſpielen bringen. Gerade mit Ihrer Hilfe wurden ſolche 
Sachen während des Krieges verbreitet. (Abg. Falkenberg: 
Wir verbreiten nur Walter Flex!) Dieſe Gedichtſammlung 
iſt während des Krieges zugunſten des Roten Kreuzes ver⸗ 
breitet worden. Ich kann Ihnen noch mit einem weiteren 
Vers dienen. Da heißt es z. B. in einem Gedicht, das ſich 
ein adliger Herr von Leonhardt während des Krieges ge- 
leiſtet hat: 

„Krieg iſt noch immer ritterlich. 

Ich liebe Mühe, Gefahr und Lärm. 

So reizt es mich, dabei zu ſein 

Und mich mit meinem Degen 

In fremden Menſchenleibern zu bewegen. 

Und alle Frauen warten 

In leeren Häuſern erregt und allein, 

Und draußen, die eroberten Frauen, 

Unzählige würden ſich mir vertrauen. 

Mein Herz iſt voll, ich weiß nicht, wohin ich gehen ſoll.“ 
Das hat ein deutſcher adliger Mann während des Krieges 
gedichtet. Das iſt ſchäbigſte Schundliteratur. (Zwiſchenrufe 
und Unruhe. — Abg. Dr. Ziehm: Hat es in der „Volks⸗ 
ſtimme“ geſtanden?) Es iſt in einer vaterländiſchen Druck⸗ 
anſtalt mit ſchwarz⸗weiß⸗rotem Umſchlag gedruckt worden. 


In der „Volksſtimme“ find ſolche Druckerzeugniſſe bisher 


nicht veröffentlicht worden. Ich glaube alſo kaum, daß hier 
ein einheitlicher Begriff über das Wort „Schundliteratur“ 
entſtehen wird, denn gerade das, was ſicherlich von allen 
menſchlich Denkenden und allen nur einigermaßen künſtle⸗ 
riſch empfindenden Leuten als Schundliteratur betrachtet 
wird, preiſen Sie gerade als die beſten Erzeugniſſe deutſchen 
Geiſtes. 

Ebenſo dehnbar iſt der Begriff Schmutz. Da handelt 
es ſich nicht um die Roheitsliteratur, ſondern um die 
Literatur, die mehr auf das geſchlechtliche Gebiet übergeht. 
Aber auch hier, glaube ich, wird es unmöglich ſein, eine 
einheitliche Meinung über dieſe Art von Literatur herbei⸗ 
zuführen. Es iſt gerade in den letzten Tagen, ich will ein 
Beiſpiel herausgreifen, aus Ihren Kreiſen von den Frauen, 
eine Dame ſitzt in Ihren Reihen, vom Deutſchen Frauen⸗ 
dienſt gegen das Luſtſpiel „Der fröhliche Weinberg“ Front 
gemacht worden, das augenblicklich nicht nur die deutſchen 
Bühnen erobert hat, ſondern weit darüber hinaus auf allen 
europäiſchen Bühnen geſpielt wird. Es wurde alſo in 
Danzig dagegen Front gemacht. Es hieß, es wäre ein 
unſittliches Stück, weil in ihm einige geſchlechtliche Vor⸗ 
kommniſſe behandelt werden. Es werden außerdem kraf 
Ausdrücke gebraucht. Der Frauendienſt hat nun empfohlen, 
man ſolle zu Schiller und Goethe zurückkehren. Es war, 
glaube ich, die Frau Abg. Meyer, die dieſen Aufruf mit 


unterſchrieben hat. Ich glaube kaum, wenn Frau Meyer den 


öffentlichen Inſtanzen dieſen Rat gibt, zu Schiller und 
Goethe zurückzukehren, daß ſie dieſe Dichter kennt. Es gibt 
nämlich eine ganze Reihe Stücke von Schiller und Goethe, 
die genau in derſelben Art geschrieben find, wie es bein 
„Fröhlichen Weinberg“ der Fal it Ich kann hier nicht 


~ 
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(A) das bekannte Zitat aus dem Götz von Berlichingen bringen, 


®) 


ſonſt würde ich mir einen Ordnungsruf des Herrn Präſi⸗ 
denten zuziehen. Aber dieſes Beiſpiel zeigt ſchon, daß ein 
Goethe ſeine Stücke in derſelben volkstümlichen Art ge⸗ 
ſchrieben hat, wie es heute Zuckmeyer von Ihnen zum Vor- 
wurf gemacht wird. Goethe hat die derbe Sprache des 
Volkes gebracht, genau wie es Zuckmeyer tut. Sie brauchen 
auch nur die „Räuber“ zu leſen, da gibt es eine Reihe von 
ſaftigen Stellen. Als die „Räuber“ ſeinerzeit in Mann⸗ 
heim aufgeführt wurden, waren es nicht nur einige Damen, 
ſondern es gab auch einige Männer, die die Offentlichkeit 
mobil machten, damit dieſes „unſittliche Stück“, das „die 
Jugend in ſittlicher und politiſcher Beziehung vergifte“, 
verboten würde. Sie aber ſtellen ſich heute hin und for⸗ 
dern: „Fort vom „Fröhlichen Weinberg“, zurück zu Schiller 
und Goethe.“ Wenn wir dieſen Rat befolgten, würden wir 
dasſelbe erleben, wie wir es hier erlebt haben. Man könnte 
Schiller und Goethe noch weiter darüber unterſuchen, ob ſie 
den von Ihnen gepredigten Anſchauungen von Sitte und 
Moral entſprechen. 

M. D. u. H.! Es iſt nicht ſo, wie Frau Abg. Kalähne 
hier geſagt hat, daß nun das deutſche Volk durch fremde 
Einflüſſe in ſeinen moraliſchen Auffaſſungen vergiftet 
worden ſei. Man kann ſicher wohl ſagen, daß das deutſche 
Volk im Mittelalter von fremden Einflüſſen frei geweſen 
iſt. Ich glaube, die Deutſchſozialen werden beſonders 
jüdiſche Literaturerzeugniſſe nennen. Die hat es im Mittel⸗ 
alter noch nicht gegeben. Sie brauchen ſich aber nur die 
mittelalterlichen Bilder anzuſehen, da wimmelt es von 
Derbheiten, über die Sie ſich jetzt beklagen und den Schutz 
des Staates anrufen. Ich will einige Beiſpiele nennen. 
In Würzburg, das eine Reihe von Kirchen hat, wird in 
einer Kirche ein Gemälde gezeigt, von dem ich glaube, 
wenn es in einer Kunſthandlung ausgeſtellt würde, würde 
Frau Abg. Kalähne auch ſagen, da trifft es zu, daß nicht 
nur die Druckerzeugniſſe, ſondern auch die bildlichen Dar⸗ 
ſtellungen unter das Geſetz fallen müſſen. Ich will das Bild 
nicht näher erläutern, denn da wird die Empfängnis des 
Antichriſten in allen Einzelheiten dargeſtellt. So war die 
Auffaſſung im Mittelalter. Das Mittelalter dachte über 
dieſe Dinge ganz natürlich. Erſt als ſpäter die Vorherrſchaft 
der Fürſten einſetzte, der Hohenzollern, der franzöſiſchen 
Könige, und als ſie für ſich und ihre Maitreſſen einen be⸗ 
ſonderen Sinnenkitzel brauchten, da trat die Entſittlichung 
ein. Nicht durch die fremden Einflüſſe, wie Sie ſagen. 
Auch die Maler der franzöſiſchen Könige, Boucher uſw., und 
die Schriftſteller der damaligen Zeit ſind nicht Juden ge⸗ 
weſen, ſondern echte Franzoſen. In Deutſchland bei den 
Wittelsbachern, Hohenzollern uſw. waren es echt deutſche 
Künſtler. Alſo wir ſehen, daß die Behauptung der Frau 
Abg. Kalähne von den fremden Einflüſſen nicht zutrifft. 
In einer Art iſt es allerdings richtig. Das Land, in dem 
am meiſten Schmutz auf dieſem Gebiete produziert wird, 
iſt das monarchiſtiſche Ungarn. Wir ſind völlig damit ein⸗ 
verſtanden, daß dieſe wirklich unſittlichen Dinge polizeilich 
verboten werden, micht die künſtleriſchen Erzeugniſſe, nicht 
die Literaturerzeugniſſe, ſondern die obſzönen Darſtellun⸗ 
gen. Und die, m. D. u. H., werden in dem monarchiſtiſchen 
Ungarn hergeſtellt. (Abg. Dr. Bumke: Von wem?) Von 
denſelben Kreijen, die ſich bei den Frankenfälſchungen fo 
hervorgetan haben. Die haben ja die Druckmaſchinen und 
‚ind auf dieſem Gebiete außerordentlich bewandert. (Heiter⸗ 
keit links.) Die Ihnen ſo vorbildlich erſcheinenden unga⸗ 
riſchen Barone und Grafen haben es durchaus als vereinbar 
mit ihrer ſonſt ſehr ſtreng kirchlichen Auffaſſung angeſehen, 
fote ſchmutzige Geſchäfte zu machen. Ich hatte Gelegenheit, 
in Berlin als zwanzigjähriger junger Mann wahrzunehmen, 
wo die Schmutzerzeugniſſe abgeſet wurden, nämlich wäh⸗ 
zend der Landwirtſchaftlichen Woche, wenn Ihre Partei- 
freunde in Berlin zuſammenkamen. (Hört, hört! links.) 

Yann kamen aus Ungarn Großlieferanten herüber und 
1 k 
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haben den Berliner Proſtituierten Tauſende dieſer Schmutz⸗ 
erzeugniſſe geliefert, die die Herren Agrarier in ihrer Brief⸗ 
taſche mitnahmen, um ſie am Stammtiſch zu amüſanter 
Abendunterhaltung vorzuzeigen. i 

Dieſelben Herren bekamen es aber fertig, ſich als 
konſervative Abgeordnete im Parlament hinzuſtellen und zu 
fordern, daß das Volk, womit ſie natürlich die Arbeiterſchaft 
meinten, von dieſen unſittlichen Einflüſſen bewahrt bleibe. 
Für ſie, meinten ſie, würde eine Gefährdung des ſittlichen 
Empfindens nicht eintreten, ſie waren dagegen gefeit. 
(Heiterkeit.) Dieſe Beiſpiele zeigen, wie wenig ernſt wir den 
Antrag der Deutſchnationalen nehmen können. 

Frau Abg. Kalähne meinte, die bisherigen geſetzlichen 


Maßnahmen reichten nicht aus, um die verderblichen Ein⸗ 


flüſſe zu bekämpfen. Wir ſind anderer Auffaſſung. Hier in 
Danzig gelten auch die Paragraphen des Strafgeſetzbuches, 


und da heißt es im § 184: 


Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe 
bis zu eintauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen 
wird beſtraft: - 

1. Wer unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Dar- 

ſtellungen feilhält, verkauft, verteilt, an Orten, welche 
dem Publikum zugänglich ſind, ausſtellt oder anſchlägt 
oder ſonſt verbreitet, ſie zum Zwecke der Verbreitung 
herſtellt oder zu demſelben Zwecke vorrätig hält, an⸗ 
kündigt oder anpreift; 

. unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darſtellun⸗ 
gen einer Perſon unter ſechzehn Jahren gegen Ent⸗ 
gelt überläßt oder anbietet; 

3. Gegenſtände, die zu unzüchtigem Gebrauch beſtimmt 
ſind, an Orten, welche dem 
ausſtellt oder ſolche Gegenſtände dem Publikum 
kündigt oder anpreiſt; 

4. öffentliche Ankündigungen erläßt, welche dazu 
ſtimmt ſind, unzüchtigen Verkehr herbeizuführen. 

Neben der Gefängnisſtrafe kann auf Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte, ſowie auf Zuläſſigkeit von 

Polizeiaufſicht erkannt werden. 

In § 184 a und b werden einzelne Fälle herausgegriffen 

und erläutert. Ich will es mir ſchenken, auch noch dieſe 

Paragraphen vorzutragen. Aber ſie zeigen auf jeden Fall, 

daß der Staat, wenn er gegen den von mir vorhin charakte⸗ 

riſterten Schund in den Räuberromanen umd der blut- 
rünſtigen Kriegsliteratur einſchreiten will, durchaus die 

Möglichkeit dazu in den jetzigen geſetzlichen Beſtimmungen 

hat. Aber Ihnen (nach rechts) liegt nichts daran, gegen dieſe 

obſzöne Literatur einzuſchreiten. Ich glaube kaum, daß ſich 
heute in Berlin die Verhältniſſe geändert haben. Was da⸗ 
mals während der Landwirtſchaftlichen Woche der Fall 
war, wird ſicherlich noch heute bei den Tagungen des Land⸗ 
bundes der Fall ſein. Dagegen wollen Sie aber nicht ein⸗ 
ſchreiten. Sie wollen nicht, das hat Frau Abg. Kalähne 
angedeutet, die bewußt obſzöne Literatur treffen, ſondern die 
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Literatur, die es wagt, über die heutigen Probleme, die alle 
Menſchen beſchäftigen, offen und frei zu reden und ſie dar⸗ 


zuſtellen. Wir haben dieſen Fall bereits in dem letzten 
Monat in Deutſchland erlebt, wo eine Verfolgung moderner 
Literatur und Kunſt eingeſetzt hat, und ich brauche nur zu 
erwähnen, daß jetzt ein Novellenbuch in Deutſchland als un⸗ 
ſittlich verboten wurde, das naturgetreu die Verhältniſſe 
wiedergibt, wie ſie ſich während des Krieges in Nordfrank⸗ 
reich und Belgien abgeſpielt haben. Es handelt ſich um ein 
Buch des Schriftſtellers Vogel, in dem er einige Erzählun⸗ 
gen aus der Kriegszeit bringt. Dies Buch wurde vom 
Staatsanwalt als unſittlich beſchlagnahmt. Gegen den Ver⸗ 
faſſer und den Buchhändler wurde ein Verfahren eingeleitet. 
Hier zeigt ſich wieder die Heuchelei, die Ihnen eigen iſt. 
Dieſer Schriftſteller hat nichts anderes getan, als die Ver⸗ 
hältniſſe ſo wiedergegeben, wie ſie während des Krieges 
jeder ſehen konnte, der an der Front war, wo dort von den 
Staatsbehörden Bordelle eingerichtet wurden und die 
Männer fih dort anreihten. Es find dies unerfreuliche Er⸗ 
ſcheinungen, die wirklich bedauerlich ſind, die Sie aber da⸗ 
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Publikum zugänglich find, 
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mals durchaus als etwas Natürliches anſahen. Dem Schrift⸗ 
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(A) fteller wird es aber als Verbrechen angerechnet, wenn er 


die wirklich bedauerlichen Vorkommniſſe der Nachwelt in 
einer Darſtellung erhält. Dann entrüſten Sie ſich, dann iſt 
von Unſittlichkeit die Rede. Daß ſich das während des 
Krieges in Wirklichkeit abgeſpielt hat, darüber wollen Sie 
den Schleier der Vergeſſenheit decken. 

Aus allen dieſen Gründen werden wir auf keinen Fall 
dem Antrage der Deutſchnationalen zuſtimmen können. Ich 
habe bereits charakteriſiert, daß es Ihnen weniger um die 
Bekämpfung des eigentlichen Schundes und Schmutzes zu 
tun ift. (Zuruf des Abg. Dr. Bumke.) Wie Sie die Ver- 
faſſung ausführen, habe ich gezeigt. Aber es iſt alles genau 
ſo, wie damals vor 25 und 30 Jahren. Sie wollen die 
ganze moderne Literatur, die ganze moderne Kunſt durch 
den Staatsanwalt verfolgen laſſen, weil ſie es wagen, die 
Menſchen auch mit den zeitgeſchichtlichen Problemen ver⸗ 
traut zu machen. Das ſehen Sie natürlich als eine Un⸗ 
gehörigkeit an, daß die breiten Volksmaſſen über dieſe Dinge 
aufgeklärt werden, die Sie bisher als Reſervatrecht für ſich 
betrachtet haben. Dagegen werden wir uns mit aller Macht 
zur Wehr ſetzen. Die Sozialdemokratie hat vor 30 Jahren 
den Kampf gegen die dunklen Umtriebe Ihrer Parbei auf- 
genommen. Wir werden das heute ebenfalls tun. Für uns 
gilt heute noch dasſelbe, was vor Jahrzehnten über die 
Sozialdemokratie geſagt wurde, und zwar von bürgerlicher 
Seite: daß Kunſt und Wiſſenſchaft ſich allein unter die 
Fittiche der Sozialdemokratie flüchten mußten. (Wieder⸗ 
holtes lebhaftes Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Hoppe. 


Hoppe, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Meine Frak⸗ 
tion ſtellt ſich, was den uns vorliegenden Antrag angeht, 
auf denſelben Standpunkt, den ſie bei der Behandlung eines 
ähnlichen oder desſelben Antrages bereits vor einigen 
Jahren eingenommen hat. Unſerer Anſicht nach haben wir 
allen Grund, an dem heutigen Kampfe gegen die Im⸗ 
moralität in Wort und Bild Anteil zu nehmen. Ich möchte 
mich, der ich damals auch die Ausführungen zu dieſem 
Antrag machte, heute nicht wiederholen. Ich will nur kurz 
am einiges erinnern. Das Roheſte, das Lächerlichſte und 


Lüſternſte figuriert auf Karten, die heute vertrieben werden 


und die geradezu eine unglaubliche Verheerung anrichten. 
(Pfaffenſpiegel! bei den Kommuniſten.) Auf ein zweites 
möchte ich hinweiſen. Wie oft verbirgt ſich die Pornographie 
nicht unter wiſſenſchaftlicher Maske. Alles muß dazu her⸗ 
halten, die Kulturgeſchichte und das ganze Gebiet der 
Medizin werden in rückſichtsloſeſter Weiſe ausgenutzt. Und 
dieſe Sachen, in Broſchüren behandelt, ſind oft für weniges 
Geld in Antiquariaten, Zeitungskiosken uſw. zu haben. Da 
muß man doch wohl mit Recht an ihrer Wiſſenſchaftlichkeit 
zweifeln. Schon der Titel vieler Broſchüren iſt ein Verderb 
für unſere Jugend. Die wenigſten machen ſich einen Be⸗ 
griff davon, welche Anziehungskraft heute gerade die 
Schundliteratur auf unſere Jugend ausübt. In verſteckter 
Weiſe werden dort Sachen angedeutet, die den Grund zu 
furchtbarer Verirrung legen; für viele liegt der erſte Grund 
zu Diebſtählen, zu Mord uſw. in der Schundliteratur und 
in den Detektivgeſchichten. Die Bewegung, die eine Be⸗ 
ſeitigung des Schundes und Schmutzes verlangt, hat man 
bekämpft und bekämpft ſie auch heute. Man erfand das 
Schlagwort von der Gefährdung der Kunſt. Ich ſage, wir 
wollen die wahre Kunſt nicht treffen. Mag etwas künſtle⸗ 
riſch ausgeführt ſein, dieſe Tatſache berechtigt nicht deſſen 
Daſein, wenn der Gegenſtand unmoraliſch iſt. Kunſt iſt 
unentbehrlich, Literatur iſt für ein Volk unentbehrlich. 
Aber ebenſo unentbehrlich iſt eine geſunde Jugend. Nicht 
die Kunſt, die veredelnd wirkt, wollen wir treffen, ſondern 
das Gemeine, das mit der Kunſt nichts zu tun hat. 

Daß Schund und Schmutz bekämpft werden müſſen, 
darüber iſt man ſich vollkommen einig, aber über die prak⸗ 
tiſche Handhabung gehen die Wege und Meinungen aus⸗ 


3 sur er 
— TE ae DA. 


einander. Insbeſondere wird da die Frage aufgeworfen: (CP 


Wo iſt die Grenze zwiſchen brauchbarer Literatur und 
Schund, und worin beſteht das Weſen der Schundliteratur? 
Dieſe Fragen ſind bisher nicht übereinſtimmend beant⸗ 
wortet worden, und weil ſie es eben nicht ſind, deshalb 
glaubt beſonders unſere Zeit, der Jugend alles bieten zu 
können. Wie wäre es ſonſt möglich, daß die Auslagen 
mancher Geſchäfte in den Großſtädten jeder Beſchreibung 
ſpotten, daß man in den Händen der Jugend Schriften fin⸗ 
det, die an Schamloſigkeit nicht zu überbieten ſind. Für uns 
liegen die Merkmale der Schundliteratur darin, daß es 
ſich niemals um künſtleriſche Sachen handelt, ſondern um 
ein gutes Geldgeſchäft. Man will verdienen. Es ſind Bil⸗ 
der und Darſtellungen, die in Maſſen hergeſtellt werden 
und infolge der Minderwertigkeit und Zuchtloſigkeit geeig- 
net find, die Jugend auf die Bahn des Verderbens zu 
bringen, die ſittkliche und körperliche Entwicklung der 
Jugend gefährden, das Sham- und Sittlichkeitsgefühl ver- 
letzen und Lüſternheit erregen. 

Die Erziehung der Jugend ſoll doch heute darauf ge⸗ 
richtet ſein, ihr Selbſtachtung beizubringen, wie ſie ſich 
ſelbſt vor ſittlichen Gefahren ſchützen ſoll. Sie ſoll lernen, 
daß Bildung nicht heißt, alle modernen Theater und Kinos 
geſehen und alle modernen Bücher geleſen zu haben. Man 
bedenkt nicht, daß denen die Taſchen gefüllt werden, die 
uns ihr falſches Ideal aufdrängen wollen. Auch der Ein⸗ 
fluß des Theaters iſt groß. Bleiben die Theater dadurch 
leer, daß nicht einwandfreie Stücke einfach nicht beſucht 
werden, dann wird man für Texte ſorgen müſſen, die dem 
Publikum dienen, und die auch das Gefallen der reiferen 
Charaktere finden. Wir begrüßen den uns vorliegenden 
Antrag. Die geiſtige Not unſeres Volkes iſt größer als 
früher. Sie wird täglich größer. Sie iſt ſchlimmer als 
die leibliche Not. Der Kampf gegen Schmutz und Schund 
iſt eine unbedingte Notwendigkeit, und unſer Volksleben 
als ganzes fordert einen geſetzlichen Schutz gegen dieſen 
Schund und Schmutz. (Sehr gut! und lebhaftes Bravo!) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir werden und müſſen dieſen Antrag grundſätzlich ab⸗ 
lehnen, und zwar aus folgenden Geſichtspunkten heraus: 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß ſich der Staat weder 
um Wirtſchaftsfragen zu kümmern, noch die Polizei einzu⸗ 
ſetzen hat, um Kunſtpolitik zu treiben. Darauf kommt es 
hinaus. Die Organe, die gegen den Schmutz und Schund 
zu kämpfen haben, find vorhanden, und zwar find ſie ſtark 
organiſtert. Es find die Schule und die Kirche. Es muß 
in Erſtaunen ſetzen, daß gerade aus dieſen Kreiſen hier 
die Verzweiflungsrufe kommen. Ich glaube, der Herr Vor⸗ 
redner iſt wohl in ſeinem Privatberuf Lehrer. Da wirkt es 
doch erſtaunlich, wenn Sie hier erklären, daß die Jugend 
verkommen iſt. Sie ſagen, Sie können ſich nicht weiter 
helfen und rufen die Polizei an, damit fie, Ihnen helfe. 

Dieſer Antrag, ein beſonderes Geſetz ſolle entſcheiden, 
was Schmutz und Schund iſt, iſt undurchführbar. Es hieße 
die Wurzel aus — 1 ziehen, um feſtzuſtellen, wo Schund 
und Schmutz beginnt. So viele Menſchen hier ſind, ſo viel 
verſchiedene Meinungen werden herrſchen. Bei Ihnen 
(nach vechts) beginnt Schund und Schmutz ganz wo anders, 
als z. B. bei einem Mann der ſozialdemokratiſchen Grund⸗ 
auffaſſung. Das kann wohl nicht beſſer dargelegt werden, 
als Herr Loops es getan hat. Das Problem ſteht und 
fällt mit der Frage: Gibt es eine Möglichkeit, hier die 
Grenze zu ziehen? Das Beiſpiel iſt auch ſchon erbracht, 
das haben Sie in Danzig ſchon genießen können. Sie leſen 
wohl den Roman, der von einem erſten Danziger Schr 
ſteller, Brauſewetter, in der Danziger Zeitung erſcheink. 
Sie werden zugeben müſſen, daß die Romanliteratur pe 
größeren Schund überhaupt noch nicht gejehen hat: S 
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iſt geradezu eine Frechheit, wie es ein Pfarrer fertig bringt, 
in einem Schlüſſelroman ſeine ehemaligen Kollegen von 
einm Mädchengymnaſium bloßzuſtellen. Er brüskiert ſeine 
Kollegen, weil er den Religionsunterricht dort wohl nicht 
bekommen hat. e 

Nun kommen die Herren von rechts und verlangen ein 


derartiges Geſetz. Sorgen Sie in Ihren eigenen Reihen 


für die Bekämpfung des Schmutzes und Schundes. Dann 
brauchen Sie beine Polizei heranzuholen. Sie wollen nur 
neue Eingriffe des Staates in das Kunſtleben und höchſtens 
ein paar Beamte mehr anſtellen, die ſehr überflüſſigerweiſe 
beſchäftigt würden. Wir werden daher gegen dieſen Antrag 
ſtimmen. 
Vizepräſident Splett: Die Rednerliſte iſt erſchöpft. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Antrag. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem Antrag zuſtimmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Ich rufe auf 
Punkt 6 der Tagesordnung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Be⸗ 
ſeitigung der Prügelſtrafe. Urantrag des Abg. 

v. Malachinſki u. Fr. 
Druckſache Nr. 2117. Ich ſchlage dem hohen Haus vor, die 
Punkte 6, 7 und 8 in der Ausſprache zu verbinden. Wider⸗ 
ſpruch wird nicht laut. Es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe auf 


Antrag des Abg. v. Malachinſki u. Fr. betr. 
Maßnahmen gegen Beamte der Erziehungsanſtalt 
Silberhammer. . 

Druckſache Nr. 2116, und Punkt 8: 

Antrag des Abg. v. Malachinſki u. Fr. betr. 
Berechtigung der Abgeordneten, Erziehungs⸗, Straf- 
anſtalten uſw. unangemeldet zu beſuchen. 

Druckſache Nr. 2118. Ich eröffne die Beſprechung. 
Wort hat der Herr Abg. v. Malachinſki. 

v. Malachinſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Seit Jahr und Tag befaſſen ſich maßgebende Stellen mit 
einer Reform der Jugenderziehung, d. h. mit derjenigen 
Jugend, die infolge der demoraliſierenden Wirkung des 
verbvecheriſchen kapitaliſtiſchen Krieges auf Abwege ge- 
raten iſt. Im Jahre 1914 bei Ausbruch des Krieges war 
es einer kleinen Schar von Fürſten und Königen möglich, 
im Intereſſe ihrer Maitreſſen Millionen von Menſchen auf 
das Schlachtfeld zu ſchicken. Millionen von Menſchen 
mußten ſich gegenſeitig ermorden und mit allen erdenk⸗ 
lichen techniſchen Mitteln vernichten. Die Zurückgebliebe⸗ 
nen, beſonders die Frauen, waren darauf angewieſen, von 
früh bis ſpät für ihren Unterhalt zu ſorgen. Sie mußten 
in den Munitionsfabriken oder ſonſtigen kapitaliſtiſchen 
Betrieben ſchuften. Ihre Kinder waren der Willkür des 
Kapitals, dem Untergang geweiht. Sie mußten ſingend 
und ſchnurrend durch die Straßen ziehen, um ein Stück⸗ 
chen Brot zu erhalten. Dieſe hungrigen Kinder hatten ſich 
nach dem Geſetz vergangen, indem fié ein Stück Brot oder 
ſonſt etwas genommen haben. Sagen wir einmal, ſie 
haben ſich an dem Überfluß des Reichtums, des Kapitals 


Punkt 7: 


Das 


der Bourgeoisie vergangen, dann wurde ohne Gnade der 


Stab über dieſe Kinder gebrochen. Sollte es der Fall ſein, 
daß dieſer Junge oder dieſes Mädchen das 18. Lebensjahr 
erreicht hatte, ſo wurde mit Zuchthaus nicht geſpart. Aber 
noch viel Schlimmeres konnte man der verhungerten, ver⸗ 
elendeten Jugend antun, indem man ſie nach der Er⸗ 
ziehungsanſtalt Silberhammer brachte. An der Spitze 
dieſes Schandmals der Kultur in der Freien Stadt Danzig 
ſteht ein ganz perverſer Tyrann, Direktor Kohlſchütter. 
Helfersdienſte leiſtet ihm der frühere Hausknecht, Wacht⸗ 
meiſter Weſtphal. Dieſe Beſtien von Menſchen lieben es, 
die Kinder dermaßen zu ſchikanieren und zu maßregeln, 
daß die Notſchreie weit über die Grenzen Danzigs hinaus⸗ 
drangen und dazu Stellung genommen werden mußte. 


Wir wollen aber Tatſachen ſprechen laſſen. Der Herr 
Präsident wird mir erlauben, einen Brief zu verleſen, der 
an mich als Volkstagsabgeordneten gerichtet iſt. An Eides⸗ 
ſtatt erklärt ein früherer Fürſorgezögling: 

Ich war 20 Jahre und 7 Monate alt, als ich dem 
Drang nach Freiheit nicht mehr widerſtehen konnte, 
andererſeits war es mir aber unmöglich, die nicht⸗ 
achtende Behandlung länger zu ertragen. Vielleicht bin 
ich auch einem mir damals noch unbewußten Triebe ge⸗ 
folgt. Kurz, ich wagte zu fliehen. Nach einer Entfer⸗ 
nung von 500 Metern wurde ich wieder ergriffen. Nach⸗ 
dem ich wieder eingebracht war und beſtraft werden 
ſollte, hatte ich das Gefühl, als wenn ich auf einer 
Schlachtbank (wie Haarmann) von Luſtmördern zer⸗ 
ſtückelt werden ſollte, denn man riß mir gewaltſam die 
Kleider vom Leibe und zerrte mich trotz jämmerlichen 
Geſchreies um Hilfe über einen Tiſch. Während mich 
fünf bis ſechs Knechte feſthielten, begann die Tortur. 
Ich ſehe noch heute mit einem ſataniſchen Lächeln in den 
widerlichen tieriſch⸗affenartigen Zügen den Direktor Kohl⸗ 
ſchütter mit der Piſtole am Fenſter ſtehen. Mit einem 
perverſen Lächeln trat der Henkersknecht Weſtphal an 
mich heran, verſetzte mir dann unter jedesmaligem An⸗ 
lauf durch das ganze Zimmer 25 Hiebe mit dem Rohr⸗ 
ſtock, und zwar mit ſolcher Wucht, daß die Haut faſt bei 
jedem dritten Hiebe platzte. Als die Marter kein Ende 
nehmen wollte, verlor ich infolge der raſenden Schmer⸗ 
zen die Selbſtbeherrſchung über meinen Körper. Ich 
weiß nur noch, daß der Kot von mir ging und man 
mich trotzdem noch weiter gequält hat. Als ich am 
anderen Morgen voll meine Beſinnung wieder erlangt 
hatte, befühlte ich meinen Körper und ſtellte feſt, daß 
das Hemd ſtark voll Blut war. Infolge der unmenſch⸗ 
lichen Mißhandlungen habe ich längere Zeit an eitern⸗ 
den Wunden gelitten. Zum Arzt gehen darf man nicht, 
wagt man es aber doch, ſo pinſeln dieſe Beſtien einem 
Jod in die Wunden. Das Gefühl können ſich nur 
menſchlich fühlende Arzte denken. Die Spuren der 
Mißhandlung habe ich noch lange an meinem Körper 
ſehen können und ich weiß auch beſtimmt, daß ein Arzt, 
wenn er will, auch noch heute dasſelbe wird feſtſtellen 
können. 

Mein Leidensgefährte, mit dem ich das „Ver⸗ 
brechen“ verſucht hatte, zur Zeit noch in der Anſtalt, 
erhielt 45 Hiebe. Auch ſein Geſäß und Rücken waren 
blutig zerfetzt, und zwar ſo ſehr, daß er nachts auf dem 
Rücken nicht ſchlafen konnte, ſondern längere Zeit unter 
großen Schmerzen auf dem Bauche liegen mußte. Fer⸗ 
ner hat der Herr Direktor, dieſe Beſtie in Menſchen⸗ 
geſtalt, dem Gequälten bei dem nächſten Vergehen 
100 Hiebe im voraus verſprochen. Ich bin vier Wochen 
fort von dort und weiß daher nicht, ob dieſer Satan 
bereits ſein Verſprechen eingelöſt hat. So, wie ich ihn 
aber kenne, zweifle ich nicht daran. 5 

Ein aus England ausgewieſener Jugendlicher, 
16 Jahre alt, erhielt für die geringſten Vergehen (weil 
er Ausländer war) ſofort Hiebe. Infolge der fortge⸗ 
ſetzten Mißhandlungen war ſein Geſäß ſo grauſam 
zugerichtet, daß man dort keine Hiebe mehr anbringen 
konnte, aber der humane Direktor wußte ſich zu helfen, 
und zwar ordnete er an, daß die Schläge auf dem 
Aaa anzubringen feien, ſolange das Geſäß nicht 
heil ſei. 

Ich erkläre ferner, daß ich bereit bin, dieſe meine 
Ausſage vor dem Gericht zu beeidigen, und fordere, daß 
ein Unterſuchungsausſchuß gebildet wird aus Volks⸗ 
tagsabgeordneten und einem Arzt, wenn es möglich iſt, 
möchte ich Herrn Dr Bing bitten, ſich der Gequälten an⸗ 
zunehmen, die ſich dann die Inſaſſen von Silberhammer 
nackend anzuſehen haben, aber auf der Hut ſein müſſen, 
indem fie ſich alle Inſaſſen laut Einlieferungsliſte vor⸗ 
5 5 laſſen. Dann wird ſich zeigen, ob ich übertrieben 

abe. 


Auf dieſen Notſchrei, der nicht bloß in Danzig, ſon⸗ 
dern auch außerhalb durch die Preſſe ging, wurde die 
Kommuniſtiſche Fraktion durch den Abg. Klapps und meine 
Wenigkeit beim Senator vorſtellig. Der Senator hat der 
Beſichtigung der Anſtalt in dieſem Falle ganz ſeltſamerweiſe 
zugeſtimmt und hat geſagt, wir könnten die Anſtalt unter 
Hinzuziehung eines Arztes beſichtigen. Ich war, da ich 
zu Fuß gehen mußte, als erſter in der Anſtalt und wurde 
von dem bekannten Direktor empfangen. Da ich den Weg 
nicht genau wußte, habe ich unterwegs noch einmal nach 
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der Anſtalt gefragt. Darauf wurde mir geantwortet, wenn 
ich einen rieſengroßen Herrn träfe, mit einem ganz ver⸗ 
ſtellten Geſicht, affenartigen Zügen und einem vorſpringen⸗ 
den Unterkiefer, ſo wäre das der Direktor der Anſtalt. Ich 
habe feſtſtellen können, daß dieſe Beſchreibung zutrifft. Der 
Herr Direktor, der fich Menſch nennt, ift ein rieſengroßer 
Mann mit affenähnlichem, orangutanmäßigem Geſichts⸗ 
ausdruck. Ihm fehlen nur noch die langen Arme, um dies 
Bild zu vervollſtändigen. Sonſt iſt dieſer Menſch ein tier⸗ 
ähnliches Subjekt. Die Kommiſſion, in der die Parteien 
vertreten waren, wurde ins Empfangszimmer der Anſtalt 
geführt. Da wurde uns das Inſtrument gezeigt, der Rohr⸗ 
ſtock, und die Folterkammer, wo die Jungen ihre Schläge 
bekommen. Das erſte, was dort ins Auge fiel, war das 
lebensgroße Bild Kaiſer Wilhelms mit Stahlhelm und 
Knüppel oder Feldmarſchallſtab. Der mußte zuſehen oder 
Nachdruck verleihen: „Ihr habt jetzt, genau wie an anderer 
Stelle, Eure Schläge auszuhalten.“ 

Wir ſind dann weiter gegangen und haben den erſten 
Schlafſaal beſichtigt. Da konnte man feſtſtellen, daß in 
einem ganz kleinen, engen Raum 20 Betten, vielleicht 
auch 25, nebeneinander ſtehen. Die Kommiſſion, die dort 
eintrat, hatte gerade Platz, ſich umzudrehen. In dieſem 
niedrigen, dumpfen Raum mußten 20 bis 25 Zöglinge 
hauſen. Hier hing, was man auf den erſten Blick ſah, 
Jeſus Chriſtus mit der Dornenkrone über den Betten. Wir 
haben die Jugendlichen ſich nackt ausziehen laſſen. Unter 
Beiſein von Dr. Bing und Dr. Stade wurde die Unter⸗ 
ſuchung vorgenommen. Bei der Frage, wer von den Zög⸗ 
lingen noch nicht geſchlagen worden ſei, mußte man feſt⸗ 
ſtellen, daß nur drei Jungen die Hand aufhoben. Von 
20 bis 25 Zöglingen aus einem Saal find alſo 95 Prozent 
mißhandelt worden, abgeſehen von dem kleinen reſtlichen 
Prozentſatz, der nicht mißhandelt wurde oder die Auskunft 
verweigert hat. 

) Ich frage nun, was hat dieſer unwürdige Direktor in 

der Anſtalt zu ſuchen, was hat er zu tun. Da kann man 
feſtſtellen, da die Jungen faſt reſtlos mißhandelt ſind, daß 
er den ganzen Tag nichts weiter zu machen hat, als ſtünd⸗ 
lich den perverſen Torturen beizuwohnen und ſie zu be⸗ 
ſichtigen. Derartige Übelſtände müſſen unbedingt be⸗ 
ſeitigt werden. So iſt es uns in ſämtlichen Abteilungen 
ergangen. Beſonders kraß kam es in der Abteilung zum 
Ausdruck, wo ſich Jungen befinden, von denen es heißt, 
daß fte unverbeſſerlich find. Da hat man feſtſtellen müſſen, 
daß ein Junge, der im Freiheitsdrang über die Mauer 
kletterte, aber ergriffen wurde, ſo mißhandelt wurde, daß 
er die Beſinnung verlor. Als er wieder zur Beſinnung 
gekommen war, wurde er von neuem mißhandelt. Aus 
Wingit und Furcht rückte dieſer Junge in ein anderes Bim- 
mer aus, da geſchah etwas ganz Außerordentliches. Sechs 
bis ſieben Anſtaltsangeſtellte im Beiſein des Herrn Direk⸗ 
tors waren hinter dieſem Jungen her und überfielen ihn. 
Als er ſich trotzdem zur Wehr ſetzte, wurde Schupo geholt. 
Dieſe kam auch, und der Inhaftierte wurde mit Seiten⸗ 
gewehren ſolange mißhandelt, bis er die Beſinnung verlor. 
Einer dieſer edlen Helden ging mit dem Seitengewehr auf 
den Zögling los, und aus ſeinem Hintern wurde Hackepeter 
gemacht. Die Arzte haben ſich davon überzeugen können, 
daß dem ſo war. Dieſer Zögling klagt heute noch über 
Schmerzen. Aber auch wenn man durch die anderen Ab⸗ 
teilungen ging und nachfragte: „Wie kommt es denn, daß 
gerade immer an ein und derſelben Stelle die ſchweren 
fingerdicken Narben ſind?“ wurde geſagt: „Die ſind von 
Karbunkeln.“ Oder es wurde geſagt: „Die Jungen haben 
ſich das ſelbſt beigebracht, um ſich krank zu melden, ſie haben 
ſich das aufgekratzt, und dann kommen die Wunden zum 
Vorſchein.“ Es iſt doch aber ſonderbar, daß bei allen 
Jungen das Karbunkel an derſelben Stelle war. Wie die 
Arzte feſtgeſtellt haben, und beſonders Herr Dr. Bing, ift 


es auch nicht richtig, daß die Wunden von Karbunkeln Her- | 
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rühren, ſondern von Schlägen, die monatelang zurückliegen. 
Teilweiſe liegen ſie auch Jahre zurück. Wie ſie geweſen 
ſein müſſen, können Sie daraus ermeſſen, daß heute noch 
fingerdicke Narben und Wunden zu ſehen ſind. 

Es iſt auch noch zu erwähnen und beſonders wichtig, 
daß der kleinſte Zögling der Anſtalt zu Herrn Dr. Bing 
kam und ſagte: „Ich habe Ihnen etwas zu ſagen.“ Er 
wurde dann in ein anderes Zimmer geführt und hat geſagt, 
mit welchen erzieheriſchen Worten die Kinder erzogen 
werden. Er hat ſich darüber ausgeklagt, daß ſie nur immer 
Ausdrücke hören wie: „Du Schwein! Du Sau!“ uſw. Mit 
dieſen Worten werden die Kinder erzogen. Ein anderer 
Junge ift im Alter von 14 Jahren aus der Anſtalt Tempel- 
burg ausgerückt. Er iſt dann bis jetzt zur See gefahren 
und hat Frau und Kind zu ernähren. Als er ſich erdreiſtete, 
wieder nach Danzig zu kommen, um ſeine Familie zu be⸗ 
ſuchen und ihr Geld zu bringen, wird er aufgegriffen und 
ins Gefängnis, in die Hölle nach Silberhammer gebracht. 
Dieſen Menſchen im Alter von 21 Jahren, der Frau und 
Kind hat, und der ſich von ſeinem 14. Lebensjahre an nichts 
hat zuſchulden kommen laſſen, läßt man nicht heraus. Er 
wollte durch Offnung der Pulsadern Selbſtmord verüben. 
Man hat ihn aber noch gerettet. Dieſer junge Menſch bittet 
flehentlich, man ſolle ihn herauslaſſen, damit er zu Frau 
und Kind kommt. 

Andere Fälle liegen ebenſo kraß. Das Material, das 
hier vorliegt, iſt klar zum Ausdruck gekommen. Ein Junge 
mit Namen Eichholz ift im Jahre 1925 verſtorben, und 
zwar durch die Mißhandlungen innerhalb der Anſtalt. Da 
man ihn nicht rechtzeitig ins Lazarett ſchickte, iſt er an den 
Folgen der Mißhandlungen geſtorben. Warum hat man 
ihn nicht vechtzeitig ins Lazarett geſchickt? Um die Miß⸗ 
handlungen zu verſchleiern, und der junge Menſch iſt elend 
zugrunde gegangen. Der Vater ſteht heute noch wegen 
dieſes Todesfalls mit der Anſtalt vor Gericht in Konflikt. 
(Abg. Bahl: Der Senat streitet alles ab, Sie können jagen, 
was Sie wollen!) Der Senat kann das nicht abſtreiten. 

Wir ſahen dann auch den Spielplatz draußen. Hier 
gehen die Kinder täglich eine Stunde ſpazieren. Man fand 
auf dieſem Hof nicht ein Turngerät. (Wie im Gefängnis! 
links.) Nichts war zu ſehen als ein ſauberer Hof, der auf 
alle Kraft 30—50 Meter im Quadrat groß war. Darauf 
gehen die Kinder, genau wie im Gefängnis einer hinter dem 
andern, den bekannten Gänſemarſch. Das iſt die Erholung. 
M. D. u. H.! Auch dieſer Zuſtand muß beſeitigt werden. 
Der Herr Senator hat, genau wie der Direktor, trotzdem er 
uns die Einwilligung gab, die Anſtalt zu beſichtigen, ge⸗ 
ſagt: „Die ganzen Angaben treffen nicht zu.“ Dasſelbe 
wurde auch von dem perverſen Direktor Kohlſchütter ge⸗ 
ſagt. Der Direktor erklärte, daß alle Angaben unwahr 
wären und ich ruhig nachfragen könnte. Wir haben die 
geprügelten Jungen reſtlos gefragt. Sie haben alle Ge⸗ 
tichte beſtätigt, und die Narben bewieſen ja auch, wie kraß 
die Folterungen vorgenommen worden ſind. 

M. D. u. H.! Unter den einzelnen Briefen iſt noch 
einer zu beachten, der an die Volkstagsabgeordneten ge⸗ 
richtet iſt. Da ſchreiben die Zöglinge, falls keine Abhilfe 


geſchaffen wird, würden ſie ein kraſſes Mittel angeben, da⸗ 


mit jeder Abgeordnete in die Lage kommt, dieſe Folte⸗ 
rungen anzuſehen. Es heißt dort: ee: 
Ich wünſche nicht viel, auch keinem Menſchen etwas 
Böſes, aber ich glaube, wenn jeder Vertreter des Volkes 
die Hälfte von dem bekommen würde, was wir bekom⸗ 
men haben, wäre die Prügelſtrafe innerhalb von 
24 Stunden abgeſchafft BR E 

M. D. u. H.! Auch der Vertreter der Deutfchmattonalen 
Fraktion, der hier anweſend ift, jagte natürlich, daß alles 
nicht ſo wäre, und was die Anſtaltsbeamten wohl madhen 
ſollten, wenn fie nicht mit fo kraſſen Mitteln derten 
würden. Dieſem Herrn von den Deutſchnationaken 


enipfehle ih, wenn er glaubt, daß das nicht wehe tut, ſich 
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(A) die 40—45 Hiebe zuerſt abzuholen. 
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(v. Malachinſki, Abgeordneter.) ; 
Vielleicht kommt er 
dann zu einem anderen Reſultat. (Abg. Raſchke: Aber wir 
müſſen hauen!) Hier ſteht klipp und klar feſt, daß der 
Alteſte aus der Anſtalt dieſe Schläge ſelbſt erteilen will. Es 
ſind noch mehrere Sachen anzuführen, die ſich aber alle 
mit den ſchon vorgetragenen decken. Wir haben folgende 
Anträge eingebracht, die die Herren ja auf ihren Plätzen 
haben, und zwar verlangen wir zuerſt, daß die Prügel⸗ 
ſtrafe, die körperliche Züchtigung in den Schulen, Fürſorge⸗ 
anſtalten und Strafanſtalten weder verhängt noch ge⸗ 
tätigt wird. Ich habe ſchon eingangs geſagt, daß Sie im Irr⸗ 
tum ſind, wenn Sie glauben, daß Sie mit derartigen Mit⸗ 
teln, mit dem Rohrſtock, die Jugend beſſern. Das Geſpräch 
mit den jugendlichen Gefangenen hat uns darin recht ge⸗ 
geben. Sie erklärten, ſie würden nicht als Menſchen er⸗ 
zogen, die ſich in der Offentlichkeit als gleichwertige Men⸗ 
ſchen fühlen und der Sonne und dem Licht entgegenſehen 
können. Sie werden als Verbrecher erzogen. Das dem 
ſo iſt, wird durch die Gedanken bewieſen, mit denen ſich 
diefe Menſchen herumtragen. Lieber wollen fie ins Zucht⸗ 
haus, als in dieſe Anſtalt zurück, als von dieſem perverſen 
Tyrannen, dieſem Orang⸗Utan mißhandelt zu werden. Nach 
unſerem zweiten Antrag werden Zuwiderhandlungen gemäß 
den §§ 222—232 des Strafgeſetzbuches beſtraft. Außer⸗ 
dem muß in jedem Falle auf Amtsenthebung und Neben⸗ 
ſtrafen erkannt werden. Auch dieſe Strafen ſind viel zu 
gering. Es muß ganz kraß durchgegriffen werden. Wenn 
ſich jemand anmaßt, Kinder und Menſchen überhaupt, ſei 
es in der Erziehungsanſtalt oder in einer anderen Anſtalt, 
ſei es in der Schule oder ſonſtwo, zu ſchlagen, muß mit den 
ſchärfſten Mitteln zugegriffen werden, damit dieſe Zuſtände 
nicht einreißen, wie in früheren Jahren, als die Folter⸗ 
kammer im Stockturm angewandt wurde. 

Nach § 3 des von uns beantragten Geſetzes wir die 
gleiche Strafe über diejenigen verhängt, die die in § 1 ge- 
nannten Strafen verhängt haben; desgleichen über diejeni⸗ 
gen Perſonen, die den Mißhandelten wehrlos gemacht 
haben. Auch in dieſer Beziehung muß eingegriffen werden, 
wenn vom Senat ſolche Perſonen beauftragt werden, die 
weder Familie haben noch ſonſt Verſtändnis für Jugend⸗ 
liche aufweiſen. Innerhalb der Anſtalten muß mit eiſernem 
Beſen gekehrt werden, damit das jetzt herrſchende Syſtem 
beſeitigt wird. \ 

M. D. u. H.! Ich rufe Ihnen zum Schluß meiner 
Ausführungen noch einmal zu: Hinweg mit dieſen pervers 
veranlagten Menſchen. Setzen Sie an ihre Stelle die 
Kollegen von den Gewerkſchaften. Wenn wir dieſen armen 
Menſchen in den Anſtalten helfen wollen, dann iſt es an der 
Zeit, daß die Gewerkſchaften die Leitung dieſer Inſtitute 
in die Hände nehmen. Unter politiſcher Leitung der Par⸗ 
teien werden wir unbedingt Remedur ſchaffen. Wenn die 
jetzigen Perſonen dort bleiben, ſo iſt zu befürchten, daß ſie 
ſich zu Mord und Totſchlag an der Jugend hinreißen laſſen. 
Das muß vermieden werden. (Lebhaftes Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Bing. z 


Dr. Bing, Abgeordneter (S-P.D.): M. D. u. H.! Ich 
bin weder ſentimental noch verwöhnt. Ich ſehe manches 
an Mißhandlungen, manches an Narben und Verletzungen, 
was aus dem Familienleben, aus der Schule und aus 
öffentlichen Einrichtungen hervorgeht. Ich habe manche in 
der Schule vorgekommene Verletzung von Kindern nicht 
als eine Mißhandlung, ſondern als einen Unglücksfall auf- 
gefaßt. Was ich aber in Silberhammer geſehen habe, das 
war das Gemeinſte und Schrecklichſte, was bisher an Fol⸗ 
gen von formal richtiger Anwendung von Geſetzen geſchehen 
iſt. (Hört, hört! links.) Von vornherein will ich jagen, 
ich war nach der Beſichtigung von Silberhammer er⸗ 
ſchüttert, daß es möglich ift, daß im Jahre 1926, wo in der 


ganzen Welt Erziehungsprobleme, Probleme des Straf⸗ 
vollzuges geprüft worden ſind und man ſich überall einig 
it, daß nirgendwo mit Brutalität etwas erreicht werden 
kann, hier ein durchaus mittelalterlicher Strafvollzug ge⸗ 
meinſter, brutaler Art in Silberhammer ſtattfindet. (Pfui 
Teufel! links.) Herr Abg. Bürgele, wenn Sie ſolche Schläge 
bekommen hätten, dann würden Sie als Richter kein Ge⸗ 
fühl für Gerechtigkeit mehr haben. Wer ſolche Narben 
von Jugenderziehern bekommen hat, kann nicht gerecht 
ſein, der iſt für ſein Leben erledigt. Ich glaube nicht, daß 
Sie von Ihrer Erziehung her Narben auf dem Körper 
haben, die im Leben nicht vergehen. Zu lachen iſt alſo 
darüber nicht. Es iſt nicht nur mein Zeugnis und mein 
ärzliches Urteil, das in Betracht kommt. Schade, daß 
Herr Staatsrat Dr. Stade nicht anweſend iſt, der ſich auch 
nicht vorgeſtellt hatte, daß Narben von ſieben bis acht Zen⸗ 
timetern Länge und ein bis eineinhalb Zentimetern Breite 
entſtehen, bei denen die Oberhaut vollkommen fort iſt und 
ſich Pigment und Narbengewebe gebildet haben, Narben, 
die niemals vergehen können, die erklärlich ſind, wenn mit 
dem vorgeſchriebenen ein Zentimeter dicken Rohrſtock mit 
Schwung und einer Erfahrung geprügelt wird, die auf 
lange Übung ſchließen läßt, wo die Jugendlichen wie in 
einem Schraubſtock ſeſtgehalten werden und fih nicht regen 
und rühren können. Es iſt uns auch erzählt worden, daß 
die Jungen durch Vorgeſetzte feſtgehalten werden, indem 
man ihren Kopf zwiſchen die Beine nimmt, oder ſie über 
den Tiſch legt und feſthält. Dann werden ſie geprügelt. 

Es handelt ſich um zweierlei Dinge, um das Prinzip 
der Prügelſtrafe als ſolcher und darum, daß das Prinzip 
in dieſer Anſtalt Silberhammer bei Menſchen angewandt 
wird, die gänzlich hilflos ſind, die eine Familie haben, die 
ſich nicht um fie kümmern kann, ſonſt wären fie nicht als 
Fürſorgezöglinge dort. Ich weiß nicht, ob es ſich um Rache 
oder Perverſität handelt (Wolluſt! bei den Kommuniſten), 
ob es Wolluſt oder eine zugeſpitzte Weltanſchauung iſt, die 
dort zum Ausdruck kommen. Jedenfalls ſind die Zöglinge 
hilflos dieſer Behandlung preisgegeben. Ihre Beſchwer⸗ 
den nützen nichts. Was daraus wird, weiß jeder, der in 
dieſen Dingen arbeitet. Es hat keinen Zweck, daß man 
ſich da auf eine Diskuſſion einläßt. Die Jungen ſind hilf⸗ 
los eingeliefert, weil zu Haufe keine Erziehungsmöglich⸗ 
keiten vorhanden ſind. An wen ſollen ſie ſich wenden? Er⸗ 
fahrung haben ſie nicht, Liebe haben fie nie gekannt, ſie 
müſſen ſich alles gefallen laſſen. Es war vielleicht am 
jammervollſten, als ſich in der offenen Abteilung ſo ein 
paar kleine, ſehr elende Jungen an uns wandten und uns 
fragten, ob ſie uns etwas erzählen dürften. Mit Tränen 
in den Augen ſagten ſie, daß ſie es nicht gewagt hätten, 
dem Direktor mitzuteilen, daß die einzelnen Klaſſenerzieher 


oder Beaufſichtiger der Stuben ſie immer mit den elend⸗ 


ſten, niederdrückendſten und unwürdigſten Ausdrücken an⸗ 
ſchreien. Die Kinder zitterten, es dem Direktor zu ſagen. 
Ich war dabei, als der Direktor verſuchte, mit den Jungen 
zu ſprechen. Ich muß ſagen, daß auch nach meiner Anſicht 
der Direktor weder ſeiner Gemütsart nach noch nach ſeiner 
Art und Weiſe des äußeren Auftretens die richtige Perſon 
am richtigen Platz für ein ſolches Haus iſt, wo diejenigen 
hineinkommen, die nicht durch eigene Schuld, es ſind ja 
Jugendliche, ſondern durch die Verhältniſſe eine Not⸗ 
erziehung, eine Zwangserziehung bekommen ſollen. Ich 
bin bereit, zwar nicht in der Öffentlichkeit, aber in einem 
Kreiſe, der fih dafür eignet, eine pſychologiſche Erklärung 
dafür zu geben. Da iſt eine Perſönlichkeit notwendig, die 
vor allen Dingen gütig iſt, die keine Angſt einflößt, vor 
der die Jungen nicht zittern. Es braucht kein Traumulus 
zu ſein, keine komiſche Figur eines Pädagogen, es kann 
ein Mann ſein, der genau weiß, was er will, auch ein 
Mann, der zu ſtrafen verſteht. Aber es darf nicht jemand 
ſein, vor dem die Jugend zittert, wie vor einem Tyrannen. 


Die Anſtalt Silberhammer hat ja ſo unendlich viele 
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(Dr. Bing, Abgeordneter.) 

Schattenſeiten. Es ift ſchon darauf hingewieſen worden, 
daß nur ein ganz kleiner Platz zum Spazierengehen da iſt. 
Für die heranwachſende Jugend iſt die Beſtimmung, ſich 
nur eine Stunde täglich an der Luft zu bewegen, heutzu⸗ 
tage geradezu eine Ironie. Im Deutſchen Reich find der 
Reichsausſchuß für Leibesübungen und der große Ausſchuß 
für die Ertüchtigung des Volkes gebildet worden. Hier 
ift davon geſprochen worden, daß die Einwohnerwehr da 
ſein müſſe, um die ſonſt weggefallene körperliche Ertüchti⸗ 
gung zu erſetzen. Dieſe heranwachſende Jugend wird eine 
Stunde am Tage an die Luft gelaſſen. Da gibt es keine 
Turnſpiele uſw. Den ganzen Tag über ſitzen die Jungen 
und flechten Strohmatten, in Räumen, wo keine Ventila⸗ 
tion vorhanden iſt. Sie können ſich vorſtellen, daß das 
für einen heranwachſenden Körper nicht das richtige Milieu 
iſt. Einigermaßen erträglich war der allgemeine Ernäh⸗ 
rungszuſtand. Einigermaßen erträglich ſchien das Ver⸗ 
hältnis in den Handwerkerſtuben zu ſein, wo die jungen 
Leute ſchneidern und Stiefel machen lernen. 

Schlimm iſt aber folgende Einrichtung: Wie Sie 
wiſſen, beſteht in Silberhammer außer der Zwangsfür⸗ 
ſorgeabteilung auch die Abteilung für jugendliche Straf⸗ 
gefangene, die nicht auf Schießſtange beherbergt werden, 
damit die moraliſche Infektion in der Gemeinſchaftshaft 
ſich nicht auswirkt. Dieſe jugendlichen Strafgefangenen 
ſind zuſammen mit den Zwangsfürſorgezöglingen in einer 
Abteilung. Jeder Zögling, der der Fürſorgeanſtalt über⸗ 
wieſen wird, ganz gleich aus welchem Grunde, kommt zu⸗ 
erſt in die geſchloſſene Abteilung. Er muß alſo zuerſt in 
der Gemeinſchaft mit den Rückfälligen, den ſehr ſchwer Er⸗ 
ziehbaren und den wirklichen Verbrechern ſein. (Hört, 
hört! — Das iſt bisher abgeſtritten worden! links.) Wie 
lange ein derartiges an ſich ſchon ſchlecht bedachtes Indi⸗ 
viduum ſich dieſer Umgebung entziehen kann, werden unſere 
Kriminaliſten am beſten wiſſen. Es werden immer diejeni⸗ 
gen vor Gericht am ſchlimmſten bewertet, von denen es in 
den Strafakten heißt „Fürſorgezögling“. Jeder Fürſorge⸗ 
zögling gilt in der Straflammer als beſonders belaſtet. 
Abgeſehen von allem, was die Jungen dort lernen, welche 
Einflüſſe ſie haben, welche Freundſchaften ſie bekommen, iſt 
es doch wirklich jedem Kriminaliſten und jedem Pädagogen 
bekannt, daß in dieſer Gemeinſchaftshaft, wo außerdem ſo 
wenig für körperliche Bewegung geſorgt wird, die ſexuelle 
Frage in ganz kurzer Zeit zu den widerlichſten Exzeſſen 
führt, wie mir auch von dem Direktor auf meine Frage zu⸗ 
gegeben wurde. Das iſt eine alte Erfahrung der Gemein⸗ 
ſchaftshaft, die im Stvafprozeß in allen Ländern der Welt 
feſtgeſtellt worden iſt, und die man gerade bei dem Schutz 
der Jugendlichen, auf den es ankommt, berückſichtigen ſollte. 

Es wird nun ſicher heißen, daß nicht genügend Räume 
vorhanden ſind. Dann ſoll man die Arbeitsloſen nehmen, 
ſie können Baracken bauen und Vergrößerungen der Anſtalt 
vornehmen, damit dieſes Zuſammenſchmeißen von Men⸗ 
ſchen aus ganz verſchiedenen Altersſtufen und ganz ver⸗ 
ſchiedener Art endlich aufhört. Wenn man bedenkt, wie 
auf ein durchaus noch nicht fertiges Gemüt der Umftand 
wirken muß, daß ein erwachſener 20jähriger Menſch fih 
hilflos prügeln laſſen muß, feſtgehalten von dem alten 
Wachtmeiſter und geprügelt von einem Menſchen mit ſtar⸗ 
ker Muskulatur und einem dicken Stock, ſo wird man wohl 
zugeben, wenn die Prügelſtrafe ſchon etwas außerordent⸗ 
lich Problematiſches iſt, muß ſie die Menſchen in dieſem 
Milieu, wenn noch ein guter Kern in ihnen iſt, unbedingt 
herabſetzen. Das Ziel, Menſchen zu erziehen, die ein Ge⸗ 
fühl für Recht und Unrecht haben, die den Glauben daran 
haben, daß es im Leben weſentlich nur darauf ankommt, 
Recht und Unrecht zu unterſcheiden, wird durch die Be⸗ 
handlung in einer ſolchen Anſtalt unbedingt untergraben. 
Wenn in der Schule auch das Prügeln ſicher eine Sache iſt, 
über die man ſich den Kopf zerbrechen JOM, fo ift doch noch 
der Ausweg da, daß man durch Humor und Ironie, durch 


das perſönliche Verhältnis zwiſchen Lehrern und Schülern 
einen Ausgleich ſchaffen kann. Es können dort die ſeeliſchen 
Wunden, die durch eine ungerechte oder robuſte Strafe ge⸗ 
ſchaffen werden, durch ſeeliſche Momente wieder aus⸗ 
geglichen werden. In dieſer Anſtalt Silberhammer, wo 
die Vorgeſetzten grundſätzlich auf dem Standpunkt ſtehen, 
minderwertiges Menſchenmaterial vor ſich zu haben, und 
glauben, es niederträchtig behandeln zu können, tut man 
eine ungeheure Sünde. Das ſind Dinge, die eigentlich 
ſelbſtverſtändlich ſind. Man hätte von der vorgeſetzten 
Behörde annehmen müſſen, daß ſie das prüfen werde, und 
daß ſie mit Erlaſſen uſw. dafür ſorgt, daß ſo etwas auch 
durchgeführt wird. Aber es wäre zum mindeſten not⸗ 
wendig, Pädagogen und Angeſtellte in dieſen Rahmen zu 
ſetzen, die etwas von der Sache verſtehen. Unverſtändlich 
ift mir aber, wie eine Aufſichtsbehörde, und in dieſem Falle 
die Abteilung des Innern und die Geſundheitsverwaltung, 
nicht ſchon längſt einmal etwas getan haben; denn die Ge⸗ 
rüchte über die Anſtalt Silberhammer gehen ſeit einem 
halben Jahr durch die Bevölkerung. Man hätte längſt 
dazu kommen müſſen, ſich die Körper dieſer Zöglinge ein⸗ 
mal anzuſehen. (Abg. Rahn: Solche Kleinigkeiten! — 
Abg. Raſchke: Iſt da denn keine Kontrolle geweſen?) Wir 
glauben auch, daß die Leitung der Anſtalt unbedingt in 
andere Hände kommen muß. Wir wundern uns, daß der 
Direktor nicht ſchon längſt beurlaubt worden ift: (Abg. 
Gaikowſki: Sit er noch da?) Den Sergeanten Weſtphal, der 
geprügelt hat, das Muskelgenie, hat man verſetzt, aber den 
Leiter, der mitverantwortlich iſt, der mit den Händen auf 
dem Rücken dabei ſtand, wenn der andere ſchlug, hat man 
noch dort gelaſſen. Man ſagt ſich nicht, daß Verdunk⸗ 
lungsgefahr vorliegt, wenn der Herr noch länger da bleibt. 

Was die anderen Anträge der Kommuniſten betrifft, 
die Prügelſtrafe im allgemeinen abzuſchaffen, ſo iſt das eine 
Angelegenheit, über die man ſtundenlang ſprechen kann. 
Die Prügelſtrafe ift etwas Sekundäres, hervorgegangen C 
aus dem Obrigkeitsſtaat, aus den ſchlechten Wohnungs⸗ 
berhältniſſen, aus dem Mangel an Erziehungsmöglichkeit, 
aus der Nervoſität und Reizbarkeit der Großſtadtmenſchen 
und aus den Verhältniſſen, wie ſie die heutige Schule mit 
ſich bringt. Auf dem Lande liegen die Dinge ſo, daß es 
der ländliche Lehrer bei den großen Klaſſen und bei der 
Unmöglichkeit, minderbegabte und geiſtig zurückgebliebene 
Schüler von begabten Schülern zu trennen, im allgemeinen 
außerordentlich ſchwer hat. Da wird man wahrſcheinlich 
zur Zeit noch nicht in der Lage ſein, ohne die Prügelſtrafe 
auszukommen. Feſtzuſtellen iſt aber, daß gute Pädagogen 
heute ſchon ohne Prügelſtrafe auskommen. (Sehr gut! 
links.) Die Sache hängt auch mit der ſozialen Stellung 
eng zuſammen, mit dem Mangel an Autorität und der 
Ausbildung der Lehrer. Es iſt im alten Staate doch ſo 
geweſen, daß der Lehrer in den ländlichen Bezirken, der 
unendlich viel mehr Verantwortlichkeit und Arbeit hatte, 
der viel beſſeve Vorbildung hat, als die Beamten der Nez 
gierung, eine geſellſchaftlich viel niedrigere Stellung hatte, 
als der Landrat. Das iſt ein Widerſpruch, der ſich eben 
aus dem Wertmeſſen des früheren Obrigkeitsſtaates ergibt, 
in dem es nicht auf wirkliche Kultur, ſondern auf Autorität 
ankam. Wir ſind davon überzeugt, daß wenn ſich der 
ganze Lehrerſtand durch Ausbildung, durch geſellſchaftliche 
Qualifizierung uſw. innerlich hebt, die Klagen über Miß⸗ 
handlung durch Prügelſtrafen ſehr viel ſeltener werden. 
Ich kenne eine ganze Anzahl von Pädagogen der Volts- 
ſchule, die nicht daran denken, zu prügeln, die auch nicht 
daran denken, zu Hauſe zu prügeln und doch viele Kinder 
gut erzogen haben. Kein Menſch, der es ehrlich mit der 
Jugenderziehung meint, wird Mißhandlungen dulden. Ein 
Widerſinn ift auch die Einſtellung gegenüber den hohen 
Schulen, Gymnaſien, Lyzeen im Gegenſatz zu den Volks⸗ 
ſchulen. Man ſagt, die hohen Schulen haben als letztes 
Diſziplinarmittel die Möglichkeit, den Jungen von der 
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Schule zu verweiſen, deshalb ſei die Prügelſtrafe nicht not⸗ 
wendig. Das iſt ein falſcher Geſichtspunkt, das iſt ein rein 
empiriſcher Geſichtspunkt, kein pädagogiſch⸗pſychologiſcher 
Geſichtspunkt. Es handelt ſich nicht darum, daß man unter 
Umſtänden erreicht, den Schüler von der Schule zu ver⸗ 
weiſen. Vielmehr handelt es ſich darum, im Rahmen der 
gegebenen Verhältniſſe der Volksſchule möglichſt gleich⸗ 
wertige Perſönlichkeiten mit einem möglichſt ſtarken Ge⸗ 
fühl von Recht und Würde zu ſchaffen. Es iſt ſo lächer⸗ 
lich, immer von Ehre, von Ritterlichkeit und von Männer⸗ 
kraft, Energie uſw. zu ſprechen, wenn man Autorität nur 
durch Prügel erreichen kann. Man muß es anders er⸗ 
reichen können. s 

Wir Sozialdemokraten waren immer der Anſchauung, 
daß die Anwendung von Gewalt ſtets falſch iſt und Folgen 
haben muß, die ſich ſchlecht bewähren. Man kann nicht in 
einen Menſchen das Gefühl der unter allen Umſtänden 
eintretenden reſoluten Kraft hineinbringen, die ſich nichts 
gefallen läßt, wenn man den heranwachſenden Menſchen 
dazu zwingt, Prügel von einem Stärkeren hinzunehmen, 
wogegen er ſich nicht wehren kann. Wenn zu mir jemand 
kommt und sagt, er wird geprügelt, jo fage ich ihm: 
Schlage wieder. Es iſt das lächerlichſte pädagogiſche Mo⸗ 
ment, dann beſonders ſcharfe Strafen zu verhängen, wenn 
ſich jemand gegen Prügel wehrt, ein durchaus natürlicher 
und geſunder Inſtinkt, den man nur unterſtützen ſollte. 

Wir glauben aber, daß die geſetzlichen Grundlagen, 
die heute dafür ſprechen, die Prügelſtrafe in Bauſch und 
Bogen abzuſchaffen, deswegen noch nicht gegeben ſind, weil 
die primären Vorbedingungen, die eine wirklich anſtändige 
und pſychologiſche Pädagogik ermöglichen, noch nicht vor- 
handen ſind. Wir werden uns aber in aller Offentlichkeit 


dagegen wehren, daß das Recht zur Züchtigung irgendwo 


in Mißhandlung übergeht. Wir betonen noch einmal: die 

Verhältniſſe in Silberhammer ſind eine Gemeinheit und 

ein Schandfleck für Danzig. (Lebhaftes Bravo! links.) 
Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Senator 


Dr. Wiereinſki. 


Dr. Wiereinſki, Senator: M. D. u. H.! Weder ich 
noch ſonſt jemand im Senat hat Veranlaſſung, ſich 
vor jemand gu felen, der fih Geſetzes verletzungen, Mik- 
handlungen oder ſonſtige Ausſchreitungen hat zuſchulden 
kommen laſſen. Solche Dinge kann heute noch niemand 
behaupten. (Lebhafter Widerſpruch links.) Auch Herr Abg. 
Dr. Bing hat an dieſer Stelle, wie auch in der „Volks⸗ 
ſtimme“ betont, daß ſich die Ereigniſſe in Silberhammer 
im Rahmen von Vollſtreckungsgeſetzen, formell alfo richtig 
abgeſpielt haben. Ob dieſe Beſtimmungen, dieſe Geſetze 
richtig ſind, iſt eine andere Frage, aber vorläufig kann 
gegen die betreffenden Beamten noch kein Vorwurf er⸗ 
hoben werden. (Das iſt die Nächſtenliebe! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Ich muß deshalb die ans Gemeine grenzenden 
Verunglimpfungen perſönlicher Natur, die hier gegen Be⸗ 
amte erhoben worden ſind, aufs ſchärfſte zurückweiſen. 
(Ach nein! links.) Warten Sie ab, bis das Ergebnis der 
Unterſuchungen vorliegt. (Solche ſtützen Sie! links. — 

bg. Arezynſki: Warum waren Sie nicht bei der Unter- 
ſuchung dabeil) Gegen beide Beamte iſt ein Strafverfahren 
eingeleitet, deſſen Ergebnis abzuwarten iſt. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Fühlen Sie nicht, daß Sie fih lächerlich machen? — 
Abg. Mau: Aber richtig!) Es ift hier Verſchiedenes be- 
hauptet worden, von dem ich annehme, daß es in gutem 
Glauben geſchehen iſt. Ich muß aber wenigſtens einiges 
zurückweiſen, damit nicht falſche Gerüchte in die Welt 
gehen. Auf manches kann ich nicht eingehen, weil ich es 
hier das erſtemal gehört habe. (Abg. Dr. Bing: Ober⸗ 
begierungsrat Hemmen war doch dabei!) Alles was aus 
ieſen Berichten behauptet worden iſt, iſt weit übertrieben, 
rößtenteils aber völlig aus der Luft gegriffen. (Abg. 
Arezynſki: Woher wiſſen Sie das! — Abg. Leu: Wer ha 
Ihnen. das geſagt!) Es ſind nie mehr als zehn Hiebe 
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gegeben worden. (Abg. Dr. Bing: Nein, 15 find gegeben (0) 


worden!) Ich will mich nicht auf die Zahl 10 oder 15 
feſtlegen. Es wurde hier aber die Zahl 25 oder 45 ge⸗ 
nannt. Die trifft nicht zu. (Abg. Eduard Schmidt: Auch 
zehn ſind zuviel, das müſſen Sie ſich merken! — Unruhe.) 

Vizepräſident Splett: Die Damen und Herren, die den 
Ausführungen nicht zuſtimmen, haben die Möglichkeit, nach⸗ 
her von der Tribüne des Volkstages ihre Auffaſſung flar- 
zulegen. Das Wort hat der Herr Senator Dr. Wiereinſki. 


Dr. Wiercinſki, Senator: Es ift ferner nicht richtig, 
daß jemand bis zur Ohnmacht geſchlagen worden iſt. Weiter 
iſt unrichtig, daß die Zöglinge in dunklen, dumpfen Räumen 
ohne Ventilation untergebracht ſind. Es ſind alles helle 
Räume mit Fenſtern. (Abg. Dr. Bing: Keine Ventilation!) 
Es iſt auch nicht richtig, daß die Zöglinge nur eine Stunde 
lang in einem engen Hofe, die Hände auf dem Rücken, 
umhergehen dürfen. Richtig iſt vielmehr, daß ſie ſich dort 
frei bewegen können (Abg. Dr. Bing: Nein!) und daß ihnen 
Turngeräte zur Verfügung ſtehen. Sie wiſſen das nicht, 
Herr Abg. Dr. Bing, die Geräte ſtehen nicht im Hofe, die 
werden hineingeſtellt. (Abg. Dr. Bing: Nein, ich habe mich 
erkundigt! — Abg. Raſchbe: Die hängen wohl am Himmel!) 
Es iſt nicht richtig, daß die Altersſtufen nicht getrennt 
werden. (Widerſpruch des Abg. Dr. Bing.) Es iſt nicht 
richtig, daß Fürſorgezöglinge und Strafgefangene zu⸗ 
fammen untergebracht jind. (Zuruf bei den Kommuniſten.) 
Es iſt nicht richtig, daß die Zöglinge bei der Arbeit mit den 
Strafgefangenen zuſammenkommen, wenn auch zeitweiſe 
eine gleichzeitige Unterbringung der Fall geweſen ſein mag. 
Sie müſſen auch bedenken, daß die Strafgefangenen in der 
Regel harmloſer ſind als die Schwerſterziehbaren, mit 
denen ſie in dem ſogenannten feſten Hauſe gleichzeitig unter⸗ 
gebracht ſind. Die Strafgefangenen haben in der Regel 
ein Delikt auf dem Kerbholz, während die anderen als 
Schwerſterziehbare viel ſchwerer zu beurteilen ſind. 

Ich darf dann auf die einzelnen Anträge eingehen. 
Hinſichtlich des Antrages Druckſache Nr. 2117 ſteht der 
Senat auf dem Standpunkt, daß zur Zeit ein körperliches 
Züchtigungsrecht in dieſen Anſtalten nicht entbehrt werden 
kann. Es iſt zu bedenken, daß hier ein Teil der elterlichen 
Gewalt ausgeübt wird. Wenn ſchon in der Familien⸗ 
erziehung das Züchtigungsrecht in der Regel nicht entbehrt 
werden kann, ſo geht es ohne Züchtigungsrecht erſt recht 
nicht ab bei dieſer Maſſenerziehung in den Anſtalten. Bei 
den Leuten, die beſonders ſchwer zu erziehen ſind, wird es 
am wenigſten zu vermeiden ſein. Der Senat iſt allerdings 
der Anſicht, daß Überſchreitungen auf jeden Fall vermieden 


werden müſſen. Es wird auch geprüft werden, inwieweit 


dieſe Beſtimmungen etwa einer Abänderung unterzogen 
werden können. Wir würden ſehr gern das ganze Fürſorge⸗ 
erziehungsweſen und das Strafvollitredungsmwejen beſon⸗ 
ders für jugendliche Gefangene abändern. Die Bewegungen, 
die auf dieſem Gebiete im Gange ſind, ſind mir wohl 
bekannt. M. D. u. H., das koſtet aber Geld, Geld und 
wieder Geld, denn es müßten dann nicht bloß Baracken 
gebaut werden, die ſind für ſolche Zöglinge kaum an⸗ 
gebvacht, ſondern es müßten Häuſer gebaut werden, und 
nicht nur in Silberhammer, ſondern auch in Tempelburg 
und in den großen Strafanſtalten. Das iſt zwar unſer 
Streben, es läßt ſich aber nicht von heute auf morgen 
durchführen. 

Es iſt ferner behauptet worden, wir hätten nie eine 
Kontrolle ausgeübt. Aber die Kontrolle hat regelmäßig 
ſtattgefunden. Ich brauche nur darauf hinzuweiſen, daß 
in jedem Falle, wo ein Strafgefangener eine erhebliche 
Strafe zu gewärtigen hat, ſtets vorher, hinterher und in 
der Regel auch während des Strafvollzuges der Anſtalts⸗ 
arzt hinzugezogen worden iſt. (Abg. Eduard Schmidt: 
Ihre erzieheriſchen Kenntniſſe ſind nicht gerade be⸗ 
rauſchend!) Se j = ae an 
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(Dr. Wiereinſki, Senator.) 

Solange die Ergebniſſe nicht feſtſtehen, kann ich zu 
dem Antrag Druckſache Nr. 2116 nicht Stellung nehmen. 
Es iſt ein Strafverfahren gegen den Direktor und den 
Vollzugsbeamten eingeleitet worden, außerdem hat der 
Direktor ein Diſziplinarverfahren gegen ich beantragt. 
(Abg. Hohnfeldt: Ein Diſziplinarverfahren und man läßt 
die Leute weiterarbeiten! — Zwiſchenrufe und Unruhe 
links.) Er hat ein Diſziplinarverfahren gegen ſich beantragt. 
Während eines Strafverfahrens kann ein Diſziplinar⸗ 
verfahren nicht durchgeführt werden. (Abg. Hohnfeldt: 
Dann hätte man ihn vom Amt dispenſieren ſollen!) So⸗ 
lange noch nichts feſtſteht, iſt es nicht möglich, die Leute 
aus dem Dienſt zu entlaffen, (Warum nicht? links.) Erſt 
muß die Schuld bewieſen werden. Der Oberwachtmeiſter 
Weſtphal ift nicht entfernt worden, weil ihm etwas mach- 
gewieſen war, ſondern nur, weil die Aufrechterhaltung der 
Diſziplin nach der Unterſuchung vollkommen ausgeſchloſſen 
iſt. (Und der Direktor? links.) Wenn etwas feſtſteht, wird 
gegen ihn eingeſchritten werden. 

Was den Antrag anlangt, Volkstagsabgeordneten 
jederzeit unangemeldet und ohne Aufſicht den Zutritt zu den 
Anſtalten zu geſtatten, ſo iſt der Senat der Anſicht, daß ſich 
dies mit dem Charakter der Anſtalten und mit den Zielen, 
die dort verfolgt werden, nicht verträgt. Dadurch fol 
Volkstagsabgeordneten nicht etwa der Beſuch dieſer An⸗ 
ſtalten verwehrt werden, es iſt nur eine gewiſſe Kontrolle 
nötig und die Genehmigung des zuſtändigen Senators. 
(Zwiſchenrufe links.) Mir iſt nicht bekannt, daß jemals 
einem Volkstagsabgeordneten der Zutritt zu einer Anſtalt 
verwehrt worden ift. (Abg. Raſchke: Mber erft nach drei 
Tagen, wenn alles beiſeite geräumt iſt!) Wenn Sie wollen, 
können Sie jederzeit die Anſtalten beſichtigen, auch unan- 
gemeldet und überraſchend für die Anſtalt. Wenn uns ein 
Abgeordneter Material bringt, daß in einer Anſtalt die 


Sache nicht in Ordnung iſt, wird ihm vom Senat nicht 


verwehrt werden, die Anſtalt zu beſichtigen. Wir haben 
ſelbſt das lebhafteſte Intexeſſe daran, daß es in den AMn- 
ſtalten ordnungsmäßig zugeht. Sie können jedenfalls yor- 
läufig nicht behaupten, daß es jemals anders gemacht 
worden tft. Ich bitte daher, die drei Anträge, die hier 
geſtellt worden ſind, abzulehnen. (Zwiſchenrufe und Un⸗ 
ruhe. — Abg. Hohnfeldt: Iſt das eine Erklärung des 
geſamten Senats oder nur eine Nefjorterflärung?) 

Vizepräsident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Bing. i 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Die 
Ausführungen des Herrn Senators Dr. Wiereinſki beruhen 
ja nicht auf eigener Erfahrung, ſondern auf Mitteilungen, 
die ihm Herr Oberregierungsrat Dr. Hemmen gemacht 
haben muß; denn dieſer iſt bei der Beſichtigung dabei 
geweſen. Das iſt natürlich die pflaumenweiche Art, die 
Dinge halb zu geſtehen und halb zu vertuſchen, die hier 
wieder ſtattgefunden hat. Über alle Punkte, die ſachlich 
beſtritten worden find, hat eine Ausſprache ſtattgefunden. 
Herr Oberregierungsrat Dr. Hemmen iſt dabei geweſen, 
und ich verſtehe nicht, daß hier etwas Gegenteiliges be⸗ 
hauptet werden kann. Der Direktor hat uns erklärt, daß 
auf Verfügung des Landeshauptmanns die Zahl der 
Schläge auf 15 erhöht worden iſt (Zwiſchenruf des Sena⸗ 
tors Dr. Wiereinſki.) bei einer Prozedur. Die Jungen 
haben auch 17 Schläge bekommen. Glauben Sie denn, 15 
wären nicht genug? Sie haben von 10 geſprochen, es ſind 
aber 15 Hiebe an einen Jungen ausgeteilt worden, der 
etwas Butter aus der Küche genommen hat. (Geſtohlen! 
rechts.) Wenn ein fünfzehnjähriges Kind beim Eſſenholen 
etwas Butter nimmt und Sie das Diebſtahl nennen, dann 
ſind wir alle Diebe. Es iſt ausdrücklich feſtgeſtellt worden, 
daß die Indikation zu der Züchtigung, d. h. die Züchtigung 
in lächerlich wahlloſer Weiſe vorgenommen iſt. Einer, der 
ausgerückt war, hat 15 Hiebe bekommen, einer, der eine 
Diſtiplinloſigkeit begangen hat, hat auch 15 bekommen. 


Dann jagen Sie mir, wo die Ventilation in dem Saal 
war, in dem die Matten geflochten wurden. Ich habe aus- 
drücklich gefragt und habe die Antwort bekommen, daß keine 
da wäre. (Senator Dr. Wiereinſki: War kein Feuſter da? — 
Zwiſchenrufe und große Unruhe.) Nennen Sie das Ventila⸗ 
tion? Man muß ſich richtig orientieren. Der Herr Ober⸗ 
regierungsrat Dr. Hoͤmmen iſt viel zu fein, der kann fih 
da nicht hineinverſetzen. (Große Unruhe links.) Dann die 
Altersgrenze! Die Jungen find nicht nach der Miters- 
grenze getvennt. Es waren in einem Raum Jungen von 
16 bis 20 Jahren. (Zwiſchenrufe.) Sie haben mir doch 
gejagt, die Jungen wären getrennt. (Senator Or. 
Wiereinſki: 16 bis 20 Jahre, das ift eine Gruppe!) Dabei 
ſind doch keine Altersſtufen getrennt. (Große Unruhe.) Der 
Direktor der Strafanſtalt Schießſtange war auch dort. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Bahl.) 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Bahl, ich bitte Sie, 
ſich etwas zu mäßigen. 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): Wir haben aus⸗ 
drücklich, das ſtelle ich nochmals feſt, mit den Direktoren von 
Silberhammer wie von Schießſtange über das Unglück ge- 
ſprochen, daß Fürſorgezöglinge und Strafgefangene in 
einem Raum zuſammen ſein müſſen. Das iſt eben von dem 
Herrn Senator beſtritten worden. Es iſt feſtgeſtellt, daß 
jeder, der in die Anſtalt eingeliefert wird, zuerſt in die 
geſchloſſene Abteilung kommt. (Senator Dr. Wiereinſki: 
Schon geändert!) Jetzt erſt, aber es war doch ſo. (Abg. 
Brill: Dann ſtellen Sie Dr. Bing als Lügner hin, frecher 
Burſchel) 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Brill, Sie haben 
den Herrn Senator einen frechen Burſchen genannt, ich 


rufe Sie zur Ordnung. (Abg. Buckmakowſki: Er ift reif für 


Silberhammer und muß jofort abgeführt werden!) 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): Der Direktor hat 
zwar geſagt, im allgemeinen genüge ein Verbleiben von 
vierzehn Tagen in dieſer Abteilung, niemals iſt jedoch ein 
Zögling vor zwei Monaten herausgekommen. Das wurde 
auch beſtätigt. Theoretiſch genügen vierzehn Tage, praktiſch 
iſt es aber anders geweſen. Wenn Sie es mir nicht glauben 
wollen, dann fragen Sie Herrn Dr. Stade oder Oberregie⸗ 
rungsrat Dr. Hemmen, die haben das auch feſtgeſtellt. Sie 
haben nicht ſolche Narben. Wenn das der Fall iſt, dann 
von Menſuren, aber nicht von Stockprügeln. Dann zu 
ſagen, es ſei nichts feſtgeſtellt, iſt eine Gemeinheit. (Senator 
Dr. Wiereinſki: Das ift Geſetz!) Im Geſetz ſteht nichts da? 
von, daß Narben bleiben ſollen. Es iſt lächerlich, etwas 
vertuſchen zu wollen. Es ſoll abgeändert werden, aber uns 
einfach Tatſachen abzuleugnen, iſt gemein. (Zuſtimmung 
und Bravo! links.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Frau Abg. Kreft, 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. H. u. D.! Wenn 
man die Schilderung der Zuſtände in Silberhammer hört, 
glaubt man nicht, daß man ſich im Jahre 1926 befindet, 
ſondern muß annehmen, man ſei im Mittelalter. Wenn ſich 
aber ein Senator hinſtellt und ſich erlaubt, Tatſachen, die 
ſogar von einem Arzte des Geſundheitsamtes feſtgeſtellt 
ſind, als Unwahrheit hinzuſtellen, ſo iſt das der Gipfel der 
Gemeinheit. Schlimmer können die früheren Sklavenhalter 
auch nicht diejenigen verteidigt haben, die ſolche Strafen 
verhängten. Im Sozialen Ausſchuß liegt ſeit Monaten das 
Jugendwohlfahrtsgeſetz, in dem der Abſchnitt über die Für⸗ 
ſorgeerziehung den größten Teil ausmacht. Wenn man 
bedenkt, wie die Fürſorgeerziehung zur Zeit gehandhabt 
wird, muß man zugeben, daß wir recht haben, wenn wir 
ſagen, daß dieſes Geſetz nicht für, ſondern gegen die 
Arbeiterjugend geſchaffen werden ſoll. ' t 

Ich will nun darauf eingehen, weshalb es überhauß 
Fürſorgezöglinge gibt und weshalb wir Zöglinge in den 
Anſtalten haben. Es iſt ſchon angeführt worden, a 
während des Krieges der Vater im Felde war und d 


Volkstag Danzig. — 152. Sitzung. 


2257 


Mittwoch, den 17. Februar 1926. 


(Kreft, Frau Abgeordnete“ 
Mutter Patronen dvehte oder ſonſtige Munition herſtellte. 
Die Kinder waren ſich alſo ſelbſt überlaſſen. Später hat 
die Mutter keine Zeit gehabt, ſich mit den Kindern zu 
beſchäftigen, weil fie mitverdienen mußte, oder von Gez 
ſchäft zu Geſchäft lief, um billiger einzukaufen. Die Kinder 
fielen alſo wieder der Straße anheim. Wenn man weiter 
danach forſcht, in welchen Verhältniſſen die Arbeiterjugend 
aufwächſt, muß man ſagen, nicht die Jungens und Mädels 
ſind ſchuld, daß ſie in Fürſorgeerziehung kommen, ſondern 
das Syſtem. Wie man bei dieſer Unterbringung in Für⸗ 
ſorgeerziehung vorgeht, haben wir in letzter Zeit feſtſtellen 
können. Wegen der kleinſten Vergehen hat man Jugend⸗ 
liche in die Fürſorgeanſtalt geſteckt. Ich erinnere daran, 
daß wir uns im Sozialen Ausſchuß während zweier 
Sitzungen mit einer Fürſorgeerziehungsſache beſchäftigten. 
Da ſtellte ſich der Herr Oberregierungsrat Dr. Hemmen 
als Moralpauker hin. Wenn irgend jemand eine Eingabe 
macht, eine Kriegerwitwe, ein Invalide uſw., ſo iſt es ſtets 
der Oberregierungsrat Dr. Hemmen, der ſich für die perſön⸗ 
lichen Verhältniſſe dieſer Leute intereſſiert und immer 
etwas herausſchnüffelt, daß dieſe Leute moraliſch oder ſitt⸗ 
lich nicht auf der Höhe ſeien. Wenn man immer auf das 
Moraliſche und Sittliche ſieht, ſoll man erſt in die Kreiſe 
hineinriechen, denen man ſelbſt angehört. Schon in der 
Jugend werden dort Schweinigeleien und Unzucht getrie⸗ 
ben. Solche Unmoral finden Sie bei der Arbeiterjugend 
noch lange nicht, trotzdem die Arbeiterkinder mit ihren 
Eltern und zwei oder drei jungen Ehepaaren in einer 
Stube ſchlafen müſſen, ſo daß das ſittliche Gefühl dieſer 
Kinder ein anderes ſein muß, als wenn ſie ein eigenes 
Stübchen hätten, wie die Bourgeoiſieſöhnchen. Dieſer Mann 
intereſſiert ſich in den Ausſchüſſen für die Sittlichkeit, die 
Moral oder die Lebensweiſe der Leute. Als Leiter der 
Fürſorgeekziehungsbehörde ſcheint er ſich aber ſehr wenig 
an ſeine Fürſorgezöglinge zu kehren. Wie die Zöglinge 
vom Direktor und den Wärtern behandelt werden, ſcheint 
ihn ſehr wenig anzugehen. Die größte Schuld an dieſen 
Zuſtänden trifft den Senat, und in allererſter Linie den 
Leiter der Fürſorgeerziehungsbehörde, der ſich dort hätte 
hinſcheren ſollen. Ich will Herrn Oberregierungsrat Dr. 
Hemmen an eine Ausſprache vor etwa zwei Monaten er⸗ 
innern. Wir hatten damals noch kein beſtimmtes Material 
und erklärten daher dem Oberregierungsrat Dr. Hemmen, 
daß in Silberhammer dies und jenes vorgehen ſolle, elf Zög⸗ 
linge ſeien ausgeriſſen, weil ſie dort ſo ſchlecht behandelt 
werden, daß ſie lieber einen Mord begehen, um ins Zucht⸗ 
haus zu kommen, als in dieſer Hölle zu verbleiben. Da 
ſagte der Oberregierungsrat, ſo ſchlimm würde es nicht 
ſein. Ich erzählte ihm auch, daß die Zöglinge dicke Striemen 
hätten, weil wir das ſchon wußten. Darauf meinte er, die 
würden ſich die Jungen bei einer Prügelei ſelbſt bei⸗ 
gebracht haben. Seine Aufgabe wäre es geweſen, fih dort 
hinzuſcheren und die Verhältniſſe nachzuprüfen. 
Wenn ſich heute noch Herr Senator Dr. Wiereinſki 
als Deckmantel für den Leiter der Fürſorgebehörde hin⸗ 
ſtellt, um eventuell die ganze Sache zu vertuſchen, dann ſage 
ich, die Sachen, die ſich dort abgeſpielt haben, ſind eine 
Schande für den Freiſtaat, aber noch eine größere Schande 
ür den Senat. Der Senator, der ſich zu denjenigen zählt, 
die ſo viel chriſtliche Nächſtenliebe üben, verteidigt die Vor⸗ 
gänge. Da muß man ſich doch wirklich fragen, wo die chriſt⸗ 
liche Nächſtenliebe ift. Ich wünſchte Ihnen nur acht von 
dieſen Hieben auf Ihren Hintern, dann würden Sie nicht 
in dieſer Art und Weiſe fortfahren. (Sehr richtig! links.) 
Es iſt eine Schande, daß ſich ein Senator in dieſer dreckigen 
Art und Weiſe hinſtellt und verſucht, das zu vertuſchen, 
was als Wahrheit von den einzelnen Abgeordneten feſt⸗ 
geſtellt ift. (Abg. Rahn: Das ift nur möglich, weil er auf vier 
Fahre angeſtellt ift!) Wenn fich ſolche Vorgänge in Silber- 
ammer abſpielen, wäre es lange Ihre Aufgabe geweſen, 
die Zuſtände zu prüfen. Auch aus Tempelburg ſind Jugend⸗ 


liche zu uns gekommen und haben von ähnlichen Zuſtänden 
berichtet, wenn auch nicht in dieſer kraſſen Art. Vielleicht 
wird ſich der Fürſorgeleiter nach dieſer Anſtalt ſcheren. Jetzt 
werden wir ihn nicht mehr allein hingehen laſſen. Wir 
haben feſtgeſtellt, daß die Tatſachen trotz der Wahrnehmun⸗ 
gen der Kommiſſion verwiſcht werden, obwohl er ſelbſt 
dabei war. 

Wir werden deshalb alle dieſe Anſtalten prüfen und 
werden überall dasſelbe Verfahren durchführen, indem wir 
uns die Jugendlichen vorführen laſſen. Aber nicht nur in 
Tempelburg iſt es ſo, auch in den ſonſtigen Anſtalten, in 
denen ſich gefallene Mädchen befinden, find die gleichen 
Zustände. Wozu werden die Fürſorgezöglinge gebraucht? 
Man will ja in dem Jugendfürſorgegeſetz die Grenze noch 
weiter hinausſchieben, d. h. man will ſich noch weiter Wus- 
beutungsobjekte ſchaffen, die nach Strich und Faden ohne 
Gegenwert ausgebeutet werden. In Silberhammer werden 
die Jungen beſchäftigt. Im Magdalenenſtift müſſen die 
Mädchen waſchen, auch ſchöne Stickarbeiten werden dort 
verrichtet. Was erhalten ſie für einen Lohn? Sie werden 
für zehn Gulden den Monat aufs Land geſchickt, zwanzig⸗ 
jährige Jungen. Herr Oberregierungsrat Dr. Hemmen, 
ſchütteln Sie nicht den Kopf. Ich bin ſelbſt mit folchen Fällen 
bei Herrn Gehrmann geweſen, der mir geſagt hat: „Das iſt 
ungefähr der Satz, der auf dem Lande gezahlt wird.“ 
Ungefähr zehn Gulden ſind für den ganzen Monat gezahlt 
worden. Dieſe zehn Gulden bekommt der Fürſorgezögling 
aber nicht, ſondern ſie bleiben in der Anſtalt. So ſieht die 
Geſchichte aus. In den anderen Anſtalten werden die 
Arbeiten unentgeltlich von den Fürſorgezöglingen verlangt. 
Wir ſagen, daß das der Gipfel der Gemeinheit iſt. Dieſe 
Zöglinge müſſen einen beſtimmten Lohn erhalten, der ihnen 
zuſteht. Sie müſſen auch wirklich eine Ausbildung erhalten, 
damit ſie im ſpäteren Leben Fortſchritte machen. 

Ich erinnere ferner an das Zufluchtsheim am Olivaer 
Tor, das ich auch beſichtigt habe. Es iſt eine alte Bude, 
in die man die Mädchen hineingeſteckt hat. Die innere 
Miſſion hat die Leitung. Auch dort wird mit der Prügel⸗ 
ſtrafe nicht geſpart. Auch dort entfliehen ab und zu Mäd⸗ 
chen, weil ſie die ſchwerſten Arbeiten verrichten müſſen. 
Ich wünſchte, daß Sie ſich einmal die Waſchküchen anſehen 
möchten, in denen dieſe Mädchen arbeiten. Ich erkläre 
Ihnen, daß Sie, wenn Sie ein Jahr in dieſer Midhe ſtehen, 
für Ihr Leben ruiniert ſind, daß Sie Gicht und Rheuma⸗ 
tismus haben werden und völlig erledigt ſind. Die Räume, 
in denen ſich die Mädchen aufhalten, ſind nicht ſo, daß ſie 
für einen Menſchen ausreichen, der im jugendlichen Alter 
ſteht. Aber das ſchlimmſte iſt folgendes: Für 25 Mädchen, 
unter denen ſich auch Tripperkranke und mit ſonſtigen 


Geſchlechtskrankheiten Behaftete befinden, beſteht ein ein⸗ 


ziger Abort. Wir haben den Leiter der Anſtalt, einen Herrn 
Pfarrer, darauf aufmerkſam gemacht, daß das für die 
Geſundheit dieſer Mädchen ſehr gefährlich ijt. Heute ift zu 
verzeichnen, daß der Senat nichts unternimmt, um dieſe 
Zuſtände zu beſſern. i i 

Ich habe jhon mehrfach darauf hingewieſen und er- 
kläre es heute nochmals, in dieſen Anſtalben werden die 
Mädchen nicht gebeſſert, ſondern zu echten Dirnen erzogen. 
Die Schweſtern, die dieſe Mädchen behandeln, benutzen im 
Verkehr die liebenswürdigſten Worte, die ich nicht gern 
ausſprechen möchte, die man den Mädchen auf der Straße 
ſagt, ganz gemeine Sachen. Mit dieſen Worten werden die 
Mädchen angeſprochen. Ich frage, ob das zu der Erziehung 
beiträgt. Einer Mutter, deren Tochter etwas leicht iſt, wird 
vom Pfarrer und von der Gemeindeſchweſter zugeredet, 
ihr Kind doch vier Wochen zur Probe ins Zufluchtsheim zu 
geben. Im guten Glauben tut dies die Mutter. Wie ſieht 
die Geſchichte jetzt aus? Jetzt hat die Fürſorgeerziehungs⸗ 
behörde die Sache in die Hand genommen. Jetzt hat man 
dieſes Mädchen eingeſperrt und der Fürſorge überwieſen. 


Die Mutter weint nun Blutstränen. Ahnlich liegen mehrere 
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(Kreft, Frau Abgeordnete.) 
Fälle. Man bringt die Mädchen ſchnell hinein und nimmt 
den Arbeitern ihre Kinder. 

Ich komme noch einmal auf die Eingabe zu ſprechen, 
die uns ſehr lange beſchäftigt hat. Da iſt auf Klatſch von 
Nachbarsleuten eine Tochter in die Anſtalt gebracht worden, 
trotzdem ſie ſchon eine Stelle außerhalb des Elternhauſes 
angenommen hatte. Außerdem wurde von der Sicherheits⸗ 
polizei und von vielen Leuten erklärt, daß dieſes Mädchen 
abends mit ihrer Mutter ausgehe, und man bezichtigte es 
als Dirne. Es wurde geſagt, daß ſie Geſchlechtsverkehr 
gehabt habe und geſchlechtskrank wäre. Als man ſich von 
dem Kreisarzt Herrn Dr. Roſenbaum ein Atteſt geben ließ, 
ſtellte dieſer feft, daß das Kind noch unberührt war. Trog- 
dem wurde es in die Fürſorgeerziehung geſteckt. (Hört, hört! 
links.) Dann wurde geſagt, die Verhältniſſe in der Familie 
wären jo, daß das ſittliche Wohl des Kindes gefährdet 
wäre. Ich ſage, dann müſſen Sie das kapitaliſtiſche Syſtem 
beſeitigen, dann müſſen Sie die Wohnungsnot beſeitigen, 
dann müſſen Sie dem Arbeiter Gelegenheit geben, nicht in 
ſolchen Verhältniſſen zu leben. Nicht an dieſer einen Stelle 
ift das ſittliche Wohl der Kinder gefährdet, ſondern auch in 
den Wohnungen, in denen drei bis vier Familien in einer 
einzigen Stube ſchlafen, in denen zwei bis drei junge Leute 
im Alter von 18 bis 21 Jahren wohnen und außerdem 
noch weitere Kinder. Wenn Sie dieſe Zuſtände beſeitigen, 
dann wird das ſittliche Wohl der Kinder gehoben werden. 
Aber wenn dieſe Verhältniſſe beſtehen, dann haben Sie als 
oberſte Klaſſe kein Recht, zu erklären, daß das ſittliche Wohl 
der Kinder nicht gewahrt ift. Ich erkläre, wenn auf Grund 
der großen Not die Arbeiterfrau auf einen Weg getrieben 
wird, den ſie nicht gehen ſoll, dann iſt es nicht Schuld der 
Frau, ſondern Ihrer Klaſſe. Ich erinnere Sie daran, daß 
Sie vor kurzem den Antrag für die Strafgefangenen ab⸗ 
gelehnt haben. Ich erinnere Sie, daß Sie alles, was für 
dieſe Leute in Betracht kommt, ablehnen, weil Sie es lieben, 
die Gefängniſſe voll zu haben, weil aus den Gefängniſſen 
ein Vorteil für Sie kommt, weil man die Leute in den 
Gefängniſſen als Ausbeutungsobjekte betrachtet. 

Wir verlangen deshalb in unſerem Antrag, daß die 
Prügelſtrafe beſeitigt wird. Ich kann mich hier nicht hin- 
ſtellen und jagen, die Prügelſtrafe kann noch nicht ver- 


ſchwinden, ſondern ich ſage, ſie muß verſchwinden, wenn 


wirkliche Lehrer vorhanden ſind. Gehen Sie nach Mittel⸗ 
deutſchland, dort werden Sie ſelten einen Lehrer finden, der 
mit dem Stock regiert. Es kommt aber darauf an, daß man 
Leute anſtellt, die mit dem Kinde leben, die die Verhältniſſe 


des Kindes zu Hauſe kennen, die wiſſen, in welchem Elend 


das Kind groß geworden iſt. Stellen Sie nicht nur Ihre 
deutſchnationalen Lehrer an, die nichts weiter wollen, als 
mit dem Kinde „Heil dir im Siegerkranz“ und andere 
patriotiſche Lieder fingen. Wenn es z. B. eine Lehrerin 
gibt, die erklärt: „Ich halte meine Religionsſtunde ſo lange, 
wie ich will“, dann ſage ich, in der Schulbehörde ſieht es 
böſe aus. In der Schule ſind auch noch immer Prügel⸗ 
ſtrafen zu verzeichnen. In der Neuſchottländer Schule iſt 
ein Kind, das ſehr oft im Krankenhaus liegt. Die Mutter 
iſt Witwe, bekommt den ganzen Monat 30 Gulden Unter⸗ 
ſtützung und iſt außerdem taubſtumm. Zwei Jungen ſind 
arbeitslos, ſo daß vier Perſonen von 30 Gulden leben 
müſſen. Selbſtverſtändlich find die Menſchen unterernährt. 
Das Kind wurde in der Schule ſo geprügelt, daß es große 
Striemen bekam. Es hat zu Hauſe nichts erzählt, als aber 
die Nachbarin mit dem Kind zu Dr. Spiegelberg ging, 
fragte er nach acht Tagen: „Was find das für Streifen?“ 
Es ſtellte ſich heraus, daß das Kind in der Schule miß⸗ 
handelt war, nach Anſicht des Herrn Dr. Spiegelberg in der 
ſchlimmſten Art und Weiſe. Man fragt alſo nicht danach, 
ob das Kind wirklich die Fähigkeit dazu hat, alle Sachen 
aufzufaſſen, die dort gelehrt werden. Man ſchaut nicht da⸗ 
nach und beſchäftigt ſich nicht mit dem einzelnen Kinde. 
Weil wir in den Volksſchulen dieſe große Schar von Kin⸗ 


dern haben, kann ſich der Lehrer nicht mit dem einzelnen 
Schüler beſchäftigen. Deshalb wird die Prügelſtrafe an- 
gewandt. Die Prügelſtrafe muß verſchwinden. Wenn man 
den Kindern das, was ſie lernen ſollen, nicht anders bei⸗ 
bringen kann als durch Prügel, ſteht es mit Ihrer Geſchichte 
ſehr ſchlimm. Ich erklärte bereits, daß Kirche und Schule 
ebenfalls zu den Stützen des Staates gehören. Während 
der Pauſe war ich zufällig in einer Schule. Da ließ der 
Lehrer die Kinder vor ſich ſtramm ſtehen und zog ſie an den 
Ohren, weil ein Junge ſich erlaubte, vorbeizugehen. Mit 
dieſem militärischen Drill geht man in der Schule vor. 
Gebt den Kindern lieber Aufklärung über ihren eigenen 
Körper, gebt ihnen Eſſen, damit ſie, wenn ſie in die Schule 
kommen, nicht abgehungert und müde ſind, ſondern daß ſie 
das begreifen können, was in der Schule gelehrt wird. 
Dann brauchen wir die Prügelſtrafe nicht. Deswegen: 
Fort mit der Prügelſtrafe aus der Schule und den anderen 
Anſtalten. 

Wir verlangen, daß in den Schulen und in den Für⸗ 
ſorgeanſtalten Schülerräte gebildet werden, daß die Jugend⸗ 
lichen mit an ihrer Erziehung teilnehmen können. Dadurch, 
daß man ſie mitteilnehmen läßt, beeinflußt man ſie und er⸗ 
zieht ſie zu einem anderen Leben. Aber mit Prügel und 
dem lieben Gott wird man die Kinder keines Beſſeren 
belehren. Weiter dürfen in dieſen Fürſorgeanſtalten keine 
ſolchen Leute angeſtellt werden, wie ein Herr Kohlſchütter. 
Es müßten Lehrer angeſtellt werden, die wirklich päda⸗ 
gogiſch befähigt find, Kinder zu erziehen. Aber Leute vom 
Schlage Kohlſchütter werden niemals in der Lage ſein, 
Kinder zu erziehen. Wir verlangen weiter, daß Arbeits⸗ 
ſchulen eingerichtet werden, daß die Kinder wirklich gu- 
ſammen arbeiten und ſolidariſch erzogen werden. Dieſe 
Fürſorgeanſtalten müßten deshalb dem Jugendamt unter⸗ 
ſtellt werden. Die Gewerkſchaften hätten dann die Kontrolle 
auszuüben. ' 

Das find die Forderungen, die wir auch in das 
Jugendwohlfahrtsgeſetz hineinarbeiten werden. Sie ſollen 
zeigen, ob Sie die Anſtalten ausbauen wollen, um die 
Jugendlichen zu beſſern oder als Prügelanſtalten. Das 
wird in Ihrer Hand liegen. Wir verlangen, daß unſer 
Antrag, Druckſache Nr. 2117, dem Rechtsausſchuß über⸗ 
tiefen wird. Über die weiteren Anträge, Druckſache Nr. 2216 
und 2218, verlangen wir Abſtimmung im Plenum. Weil 
die Mißhandlungen der Fürſorgezöglinge in Silberhammer 
ſtattgefunden haben, verlangen wir, daß diejenigen, die 
daran teilgenommen haben, ſofort zu entlaſſen ſind (Ohne 
Penſion! links.) und daß fie weiter vor ein Gericht geſtellt 
werden. Dadurch, daß man dieſe Leute aus der Anſtalt 
entfernt und ihnen hohe Penſionen bezahlt, werden ſie 
nicht abgeſchreckt. Sie müßten einmal dieſelbe Prügel be 
kommen, die ſie den Leuten verabfolgt haben. Wir ver⸗ 
langen, daß der Leiter der Fürſorgeerziehungsbehörde 
ſeines Amtes enthoben wird. Er hat bewieſen, daß er nicht 
fähig ift, dort hineinzuſehen und feſtzuſtellen, was dort vor⸗ 
geht. Er wagt es nicht, im Volkstag ſelbſt Rede und Ant⸗ 
wort zu ſtehen, ſondern verſchanzt ſich hinter einem anderen. 
Er muß feines Amtes enthoben werden. (Sehr richtig! bei 
den Kommuniſten.) Und es muß ein Mann in ſeine Stelle 
kommen, der ſich in die Lage der Fürſorgezöglinge hinein 
denken kann, der auch die Fürſorgezöglinge als Menſchen 


betrachtet, die zu ehrlichen Mitgliedern der menſchlichen 


Geſellſchaft herangebildet werden ſollen. 

Dazu iſt dieſer Leiter des Fürſorgeerziehungsweſens 
nicht fähig. Deshalb verlangen wir, daß dieſer Mann 7 
fort zu verſchwinden hat. (Abg. Gaikowfki: Wer ift us 5 
Das iſt Oberregierungsvat Dr. Hemmen, der Leiter pa 
Fürſorgebehörde. Weil er dieje Mißſtände zugelaſſen ha 
und nicht offen erklärt, was geſchehen ift, verlangen je 
daß er feines Amtes enthoben und ein Mann an fer 4 
Stelle geſetzt wird, der ſich in die Lage der Kinder verſetze 
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(rejt, Frau Abgeordnete.) 
kann. Wenn das geſchieht, ſo iſt die Gewähr gegeben, daß 
ſolche Zuſtände nicht mehr einreißen. 

Ferner verlangen wir, daß die Abgeordneten des 
Volkstages unangemeldet die Fürſorgeerziehungsanſtalten 
und Strafanſtalten beſuchen können. Hier wird erklärt, die 
Abgeordneten dürften das tun. Sie dürfen aber nicht hin⸗ 
ein, und wenn ſie hineindürfen, dürfen ſie ſich die An⸗ 
ſtalten nicht ſo beſehen, wie ſie es wünſchen. Dann ſagt der 
Direktor: „Iſt dieſe Anſtalt, iſt dieſer Raum nicht ſchön?“ 
Hinter die wahren Zuſtände kommt man alſo nicht, und, 
was das ſchlimmſte iſt, man kann ſich nicht mit denjenigen 
unterhalten, die in der Anſtalt ſind. Man weiß nicht, welche 
Wünſche ſie haben. Das Wohl der Fürſorgezöglinge, die 
auch Menſchen ſind, liegt uns am Herzen, deshalb müſſen 
wir wiſſen, wie es ihnen geht. (Zwiſchenrufe vechts und 
ilnks.) Ihnen, Herr Abg. Habel, ſcheint das Wohl der Für⸗ 
ſorgezöglinge ebenſowenig anzugehen, wie das Wohl der 
Lehrlinge in den verſchiedenſten Betrieben, wo 9, 10 und 
13 Lehrlinge arbeiten, ohne daß ſich jemand um ihre Aus⸗ 
bildung kümmert. (Zuruf des Abg. Habel.) Wir verlangen, 
daß die Abgeordneten unangemeldet in die Fürſorge⸗ 
erziehungsanſtalten hinein dürfen, ebenſo aber auch in die 
Strafanſtalten. 

In den Strafanſtalten ſtinkt es auch ganz mächtig, 
wenn man mit Strafgefangenen ſpricht, die dort heraus⸗ 
kommen. Ich fage, auch dort find Zuſtände, die ebenfalls 
gebeſſert werden müſſen. Wir müſſen deshalb die Klagen 
und Wünſche entgegennehmen und mit dieſen Leuten ver⸗ 
kehren können. Ich glaube ganz beſtimmt, daß dieſe An⸗ 
träge hier wieder in den Wind geblaſen ſein werden, daß 
man ſich wohl darüber empört, daß die Zuſtände beſtehen, 
daß man aber nicht gewillt iſt, ſie abzuſtellen. Vorhin wurde 
geſagt, daß ſchon etwas geändert iſt. Das wird auch das 
einzige ſein. Es wird ſich nicht ändern, wenn nicht die 
Gewerkſchaften die Sache in die Hand nehmen. Weiter 
ſage ich, die Fürſorgeerziehung wird erſt aufhören, wenn 
dieſe verruchte kapitaliſtiſche Geſellſchaft beſeitigt ift, wenn 
ſich nicht mehr ein Pfaffe hinſtellen und mit Hohnlächeln 
zuſehen kann, wie ein Junge geſchlagen wird, bis ihm die 
Haut platzt. Darum ſage ich, ihr Jugendlichen, erkennt auch 
in den Anſtalten, daß es nur einen Weg für euch gibt, 
die Beſeitigung des Kapitals. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 


Vizepräſident Splett: Die allgemeine Ausſprache zu 
den Punkten 6, 7 und 8 iſt geſchloſſen. Es iſt der Antrag 
geſtellt worden, den Antrag von Malachinſki, Druckſache 
Nr. 2117, dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Ich bitte 
diejenigen, die ihm zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. (Demagogen! bei den Kommuniſten.) Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Antrag von Malachinſki, 
Druckſache Nr. 2116. Es iſt der Antrag geſtellt worden, 


gleich hier darüber abzuſtimmen. Ich bitte diejenigen, die 


der Druckſache Nr. 2116 zuſtimmen wollen, ſich von den 


Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. 
Er iſt abgelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Eduard Schmidt. 

Schmidt, Eduard, Abgeordneter (S. P. D.): Es liegt 
wohl ein Irrtum vor. Es war der Antrag geſtellt, die 
Druckſache Nr. 2116 dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. 


Vizepräſident Splett: Herr Abg. Schmidt, bisher iſt 
ein derartiger Antrag nicht geſtellt worden. Ich würde ihn 
ſonſt ſofort zur Abſtimmung gebracht haben. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Wir beantragen, die Druckſache Nr. 2116 dem 
Rechtsausſchuß zu überweiſen!) Der Antrag hat bereits 
ſeine Erledigung gefunden. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Fooken. 


Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): Soviel ich weiß, be⸗ 
ſteht eine Vereinbarung aus dem Alteſtenausſchuß, die 
Druckſache Nr. 2116 dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. 

Vizepräsident Splett: Im Alteſtenausſchuß ift diefe 
Frage gar micht erörtert worden, ſondern wir haben es 
der den Antrag ſtellenden Fraktion überlaſſen, Anträge zu 
ſtellen. Hier iſt ein Antrag nicht geſtellt worden. Mir iſt 
wohl geſagt worden, daß eine Vereinbarung beſtehe, die 
Sache dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen, aber ein for⸗ 
meller Antrag ift hier nicht geſtellt worden. Die Druckſache 
Nr. 2116 iſt damit erledigt. Wir kommen nun zur Ab⸗ 
ſtimmung über die Druckſache Nr. 2118, Antrag des Abg. 
von Malachinſki betr. Berechtigung der Abgeordneten, Er⸗ 
ziehungsſtrafanſtalten uſw. unangemeldet zu beſuchen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrage zuſtimmen 


wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 


die Minderheit, der Antvag iſt abgelehnt. 

Ich möchte Ihnen jetzt vorſchlagen, die Beratung ab⸗ 
zubrechen und die übrigen Punkte für die nächſte Sitzung 
vorzuſehen. Widerſpruch wird nicht laut, die Vertagung iſt 
beſchloſſen. Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung am 
Mittwoch, dem 24. Februar, abzuhalten. Als Tages⸗ 
ordnung empfehle ich: 

Erſte Beratung folgender Haushaltspläne für das Rech⸗ 

mungsjahr 1926: 

a) Volkstag, 

b) Soziales und Geſundheitsweſen, 

c) Handels⸗ und Gewerbeverwaltung, 

d) Staatliche Grundbeſitzverwaltung, 

e) Landwirtſchaftsverwaltung einſchließlich Fiſcherei, 
f) Forſtverwaltung. 
Dann würde ich vorſchlagen, den Reſt von heute zu nehmen 
und im übrigen dem Herrn Präſidenten die Ermächtigung 
zu geben, noch andere Punkte auf die Tagesordnung zu 
ſetzen. Widerſpruch wird nicht laut. Ich ſtelle feſt, daß dem⸗ 
gemäß beſchloſſen iſt. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 8 Uhr.) 
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153. Sitzung. 
Mittwoch, den 24. Februar 1926. 


Geſchäftliches ; 
Antrag des Senats auf Benehmigung zur Strafverfolgung 
eines Mboeorhreten (Druckſache Nr. 2141) 2 
Erſte Beratung folgender Haushaltspläne für das Rechnungs⸗ 
jahr 1926: a) Polkstag, b) Soziales und Geſundbeits⸗ 
weſen, c) Handels⸗ und Gewerbeverwaltung, d) Staatliche 
Grundbeſitzverwaltung, e) Landwortſchaftliche Verwaltung 
einſchließlich Fiſcherei ) Forſt verwaltung 226 
Laſchewſki [K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Rahn (Soz. P.] zur Geſchäfts ordnung 
Fooken (8. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab- 
änderung des Wechſelſtempelgeſetzes [Druckſache Nr. 2149 
zu 2121) 226 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über den Aus bau 
a Angeſtelltenverſicherung (Druckſache Nr. 2139 zu 
r. 2107) 


Raſchke (K. P.) 
Nochmalige Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
rung des Geſetzes iher Erwerbsloſenkürſorge (Druck⸗ 
fahe Nr. 2142 und Nr. 2133) 8 21, Ziffer 2 der Geſchäfts⸗ 
ordnung 2264 


Dr Zehn DN 2264 C 

Spill. FEED) ee en E 2268 A 

Karkutſch (D. Nat.) 

Laſchewſki (K P.) 

Hohnfeldt (Nat. S07.) 

Dr. Blavier (D. V. P.) 

Mayen (D. Nat.) 

Liſchnewſki (K. P.) zur Geihäftsordnung. . . 

Dr. Wiereinſki, Senator 

Werner (S. P. D.) i 

Hoffmann K. P.) 

Weſſalowſki (D. Nat.) 
Ordnungsruf für den Abg. Ed. Schmidt (S. P. D.) 
Zweiter Ordnungsruf für den Abg. Ed. Schmidt (S. P. D. 
Unterbrechung der Sitzung 2284 B 
Wiedereröffnung der Sitzung 2284 B 

Weſalocſzi Nato); 8 2284 B 

Senftleben (D. Nat.) perſönliche Bemerkung . 2284 B 

Hohnfeldt (Nat Soz.) nerjönlihe Erklärung . 2284 D 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 2285 R 

Rahn (Soz. P.) zur Geſchäftsordnung 


Gebauer (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 285 D 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Dr Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Leske, Dr. 
Wiereinſki; Staatsrat Claaßen, Oberregierungsrat Dr. 
Hemmen, Regierungsrat Bock, Oberregierungsinſpek⸗ 
tor Stahlberg. 

Präſident: Ich eröffne die Sitzung. Im Auftrage 
des Aelteſtenausſchuſſes habe ich Sie zu bitten, als 
Punkt 2a die zweite und dritte Beratung eines Geſetz⸗ 
entwurfs zur Abänderung des Wechſelſtempelgeſetzes, 
Druckſache Nr. 2149, die Sie auf den Plätzen finden, zu 
Druckſache Nr. 2121, auf die heutige Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen. Berichterſtatter ift der Herr Abg. 
Lietzau. Wie ich gehört habe, wurde die Vorlage im 
Steuerausſchuß einſtimmig angenommen. Ich möchte 

ie auch meinerſeits bitten, ihr zuzuſtimmen. (Abg. 
Hahn: Hier auf den Plätzen liegt fie nicht!) Ich bitte 
en Amtsgehilfen, dafür zu ſorgen, daß die Herren 
í bgeordneten die Druckſachen haben. (Sie liegt auf 
— Plätzen! rechts.) Widerſpruch gegen meinen 
Ba habe ich nicht gehört; es iſt jo beſchloſſen 


3 


Ferner ſchlage ich Ihnen im Auftrage des Melte- ((C) 


ſtenausſchuſſes vor, die Punkte 4 und 5 der Tagesord⸗ 
nung zu verbinden, ebenſo die Punkte 6 und 7, 
und zwar derart, daß nur die allgemeine Beſprechung 
verbunden wird. Bei den Punkten 4 und 5 würde ich 
vorſchlagen, daß zunächſt der Begründer des deutſch⸗ 
nationalen Antrages ſpricht, dann ein Redner einer 
anderen Fraktion, und daß dann die Reihenfolge nach 
der Stärke der Fraktionen erfolgt. Bei Punkt 6 und 7 
würde natürlich die Abſtimmung auch geſondert ſein 
und nur die allgemeine Ausſprache gemeinſam erfolgen. 
Die beiden Begründer kommen natürlich zuerſt zu Wort, 
und zwar erſt der Begründer des deutſchnationalen 
Antrages, weil er früher eingegangen iſt, dann der 
Begründer des Antrages der Kommuniſten. Ich höre 
gegen meine Vorſchläge, die Punkte 4 und 5 bzw. 6 und 
7 zu verbinden, keinen Widerſpruch; es ift To beſchloſſen. 
Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung: 

Antrag des Senats auf Genehmigung zur 

Strafverfolgung eines Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 2141. Ich ſchlage vor, den Antrag 
ohne Ausſprache dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. 
Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Wir 
kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung: ve tr 

Erſte Beratung folgender Haushaltspläne für 
das Rechnungsjahr 1926: a) Volkstag, b) Sovata- 
les und Geſundheitsweſen, e) Handels⸗ und Ge- 
werbeverwaltung, d) Staatliche Grundbeſitzver⸗ 
waltung, e) Landwirtſchaftliche Verwaltung ein⸗ 
ſchließlich Fiſcherei, k) Forſtverwaltung. 

Zur Geſchäftsorönung hat das Wort der Herr Abg. 
Laſchewfki. er 

Laſchewſki, Abgeordneter :(K.P.): Die kommuniſti⸗ 
ſche Fraktion ſieht in der Handhabung, wie die Haus⸗ 
haltspläne dieſes Jahres behandelt werden ſollen, 
erſtens eine Unfähigkeit der Regierung, (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Sehr richtig!) die Haushaltspläne rechtzeitig ein⸗ 
zureichen, zweitens aber auch einen Verſuch, die arbei⸗ 
tende Bevölkerung wieder zu ſchädigen. Ich möchte 
gerade die ſozialdemokratiſche Fraktion daran er⸗ 
innern, daß es parlamentariſche Sitte iſt, daß vor der 
Ueberweiſung der einzelnen Haushaltspläne an den 
Ausſchuß erſt die Generaldebatte und dann die Einzel⸗ 
beratung in den Ausſchüſſen ſtattfindet. Jetzt ſoll das 
umgekehrt gemacht werden. Wenn z. B. der Haus⸗ 
haltsplan für Soziales und Geſundheitsweſen, der für 
uns ſehr wichtig iſt, vorliegt, ſo können wir nicht einen 
Vergleich mit den Ausgaben für Juſtiz, für Polizei⸗ 
weſen und für Kirchenweſen ziehen. Das tft die Irre⸗ 
führung und der Verſuch. wieder die Maſſen zu ſchädi⸗ 
den. Wir ſtellen ausdrücklich feſt, daß die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Fraktion ebenfalls ihre Zuſtimmung hierz 
gegeben hat. i 

Präfident: Die übrigen Fraktionen waren der 
Meinung, daß mit Rückſicht auf die beſonderen Um⸗ 
ſtände ausnahmsweiſe die Haushaltspläne in den 
Hauptausſchuß gehen ſollten, und daß erſt, ſobald der 
Haupthaushaltsplan vorliegt, die allgemeine Aus⸗ 
ſprache in der erſten Leſung ſtattfindet. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (S0. P.): Die Erläuterung des 
Herrn Präſidenten iſt ja ſehr nett, aber das Plenum 
iſt, da es eine Geſchäftsordnung hat, nun einmal an die 
Innehaltung dieſer Geſchäftsordnung gebunden. Ich 
habe mich in der letzten Sitzung ſehr gewundert, als 
der Herr Vizepräſident Splett eine Anzahl Haushalts⸗ 
pläne anführte und die erſte Leſung für den heutigen 
Tag vorſchlug. Der Haushaltsplan bildet ein einheit⸗ 
liches, ganzes Geſetz. Es geht nicht an, daß man in 
einem Parlament, wenn man es nicht auf weniger als 
eine Stadtverordnetenverſammlung degradieren will, 
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(Rahn, Abgeordneter.) 


(A) Geſetze einfach auseinanderreißt und die erſten fünf 


Seiten dem Parlament einreicht und dann eine erſte 
Leſung auf die Tagesordnung ſetzt, um dieſe Teile 


ſtillſchweigend an den Ausſchuß gehen zu laſſen. Wenn 


die Regierung den Haushaltsplan noch nicht komplett 
hat, ſoll ſie ihn ſchleunigſt fertigmachen und mit der 
Beratung warten, bis er vorliegt. Jetzt kann ſich nie⸗ 
mand, ſolange die einzelnen Etats dem Hauſe noch nicht 
zugegangen find, ein Bild über den Geſamtetat machen. 
Das Recht des Parlaments, die allgemeine Be⸗ 
ſprechung in der erſten Leſung vorzunehmen, wird da⸗ 
durch vollſtändig illuſoriſch gemacht. Ich proteſtiere 
gegen dieſes Verfahren und beantrage, daß die heu⸗ 
tige erſte Leſung dieſes Teilgeſetzes von der Tages⸗ 
ordnung abgeſetzt wird. i 

Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt worden, den 
Punkt 2 von der Tagesordnung abzuſetzen. Wir 
kommen zur Abſtimmung über dieſen Antrag des Abg. 
Rahn auf Abſetzung des Punktes 2 von der Tages⸗ 
ordnung. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
Antrag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P..): Ich beantrage, 
dieſe Vorlage ohne Ausſprache dem Hauptausſchuß zu 
überweiſen. 

Präſident: Es iſt beantragt worden, ſämtliche in 
Punkt 2 aufgeführten Haushaltspläne ohne Ausſprache 
dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen zu 
Punkt 2a der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs zur Abänderung des Wechſelſtempel⸗ 
geſetzes. 

Druckſache Nr. 2149 zu Nr. 2121. Ich eröffne die 
Ausſprache zu Artikel I. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
Artikel I annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit: angenommen. 
Artikel II: mit derſelben Mehrheit angenommen. 
Ueberſchrift: „Geſetz zur Abänderung des Wechſelſtem⸗ 
pelgeſetzes“; angenommen. Wir kommen zur dritten 
Beratung. Ich eröffne die allgemeine Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Artikel I, Artikel II und Ueberſchrift; angenommen. 
Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Geſetz in der Schlußab⸗ 
ſtimmung zuſtimmen wollen. ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz ift an- 
genommen. Wir kommen zu Punkt 3 der Tages⸗ 
ordnung: ? 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über 
den Ausbau der Angeſtelltenverſicherung. 

Druckſache Nr. 2139 zu Nr. 2107. Bericht des Aus⸗ 
ſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten. Ich mache darauf 
aufmerkſam, daß ein Abänderungsantraa des Abg. 
Raſchke und Fraktion in Druckſache Nr. 2145 vorliegt. 

1. In Artikel J Ziffer 2 iſt für die Zahl „7200“ die Zahl 

„10 000“ zu ſetzen. 

2. Artikel J Ziffer 5 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung 

Es beträgt täglich e des zuletzt gezahlten Mto- 
natsbeitrages, jedoch nicht mehr als 8/10 des zuletzt 
bezogenen Einkommens aus der Beſchäftigung. 

g. In Artikel I Ziffer 6 iſt für das Wort „kaun“ das 

Wort „muß“ zu ſetzen. 

4. Artikel I Ziffer 7 erhält folgende Faſſung: 

Der 8 52 erhält folgende walung: ; 

Das jährliche Ruhegehalt beſteht aus dem Grund⸗ 
e Der Grundbetrag iſt für alle Klaſſen 1200 


ſind. Das Geſetz ſieht z. B. vor, 


5. In Artikel I Ziffer 8 iſt für die Zahl „120“ die Zahl (C) 


„150“ zu ſetzen. 
6. In Artikel J Ziffer 11 Abſatz 1 werden die Worte „die 
Hälfte“ geſtrichen. 

Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 

Erhebt die Verſicherte keinen Anſpruch auf Rück⸗ 
erſtattung der Beiträge, ſo bleibt die Anwartſchaft 
ohne Zahlung weiterer Beiträge beſtehen. Wird die 
Ehe gelöſt und it der Anforuch auf Ruhegeld noch 
nicht gegeben, muß die Anwartſchaft durch Weiter⸗ 
verſicherung aufrechterhalten werden. 

Abſatz 3 wird geſtrichen. 

In Abſatz 4 werden die Worte „1 bis 3“ durch die 
Worte „1 und 2“ erſetzt. 

„Artikel I Ziffer 12 erhält folgende Faſſung: 

Der 8 150 erhält folgende Faſſung: 

Die Arbeitgeber bringen die Mittel für die Ver- 
ſicherung auf. Sie entrichten für Zeiten verſicherungs⸗ 
pflichtiger Beſchäftigung und für Krankheitszeiten in 
denen die Verſicherten das Gehalt fortbezogen haben, 
die Beiträge. 

„Artikel I Ziffer 19 erhält folgende Faſſung: 

$ 164 über den Ausbau der Angeſtellten⸗Verſiche⸗ 

rung vom 12. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1199) wird 


aufgehoben. 

Ich eröffne die Ausſprache zu Artikel J. Das 
Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K.P): M. D. u. H.! Wohl 
ein Vierteljahr lang hat die Anſicht in der Bevölkerung 
Platz gegriffen, daß unbedinat an allen Ecken und 
Enden geſpart werden muß. Leider läßt die Regierung 
alle Momente, die dazu angetan ſind, Sparmaßnahmen 
zu ergreifen, an ſich vorübergehen und wurſtelt dau⸗ 
ernd in dem alten Schlendrian weiter. Ein Moment, 
Sparſamkeit üben zu können, wäre auch bei dieſem 
Geſetz betreffend den Ausbau der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung inſofern gegeben, als man beide Verſicherungen 
unbedingt zuſammenlegen könnte. Dann würde ein 
großer Beamtenapparat erſpart und gleichzeitig auch 
die Verſicherungsbeiträge ganz entſchieden verringert 
werden können. Aber die Regierung hat anſcheinend 
kein Intereſſe daran, wirkliche Sparmaßnahmen zu 
ergreifen. Wenn ſie ein Intereſſe daran hätte, dann 
müßte ſie, wie geſagt, jede Gelegenheit benutzen, um 
dem nachzukommen. Aber es ſoll alles jo bleiben, wie 
es bisher geweſen iſt. Wir haben in dieſer Beziehung 
keine Abänderungsanträge geſtellt, weil wir davon 
überzeugt ſind, daß alles Reden keinen Sinn hat, und 
erſt dann andere Zuſtände eintreten werden, wenn die 
ſchaffende Bevölkerung ſelbſt das Heft in die Hand 
nimmt. Wir glauben aber doch, daß unbedingt etwas 
geſchehen muß, und daß beſonders die Härten, die in 
dieſem Geſetz den Angeſtellten zugemutet werden ſol⸗ 
len, beſeitigt werden müſſen. 

Wir finden in Artikel I Ziffer 2 die Summe von 
7200 Gulden als Höchftarenze der Verſicherung. Das 
iſt abſolut zu niedrig. Wenn die Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung erweitert wird, könnte auch eine Erſparnis ſtatt⸗ 
finden. Nehmen wir an, es kämen heute 10 000 Ver⸗ 
ſicherte in Frage, ſo ſind dazu ungefähr 80 Angeſtellte 
bzw. Beamte nötig. Wenn die Verdienſtarenze auf 
10 000 Gulden erhöht würde, würden vielleicht 13 000 
Verſicherte in Frage kommen. Dieſe 13 000 Verſicher⸗ 
ten könnten genau fo von den 80 Beamten und Ange 
ſtellten der Angeſtellten⸗Verſicherung bearbeitet wer⸗ 
den, wie heute die 10 000 Verſicherten. Dadurch könn⸗ 
ten nach unſerem Dafürhalten die Beiträge herabgeſetzt 
werden. Wir verlangen aljo, daß die Verdienſtarenze 
bedeutend erhöht wird, um dadurch dem Ziel näher 
zu kommen, alle gegen Lohn Beſchäftigten der Ver⸗ 
ſicherung zuzuführen. 

Ich möchte nun noch einzelne Härten anführel 
Wir können es nicht verſtehen, daß in Abſatz 5 Ziffer 8 
diejenigen, die ſich freiwillig weiterverſichern, an ur 
bewertet werden folen, als die, die pflichtverſicherk 
daß die Pflichtver⸗ 


IA 


(B 


) 
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Maſchke, Abgeordneter.) 


"sicherten ein Hausgeld von ſechs Zehnteln ihres zuletzt 


bezahlten Monatsbeitrages erhalten ſollen, die frei⸗ 
willig Verſicherten nur vier Zehntel. Wir können 
abſolut nicht verſtehen, warum man hier wieder einen 
Unterſchied machen will. Wir ſind der Anſicht, daß das 
Geld der freiwillig Verſicherten genau ſo bewertet 
werden muß, wie das der Pflichtverſicherten. Wir 
haben daher beantragt, daß die Klaſſenſcheidung weg⸗ 
fällt und alle nach einem Schema behandelt werden. 
Die Ziffer 6 ſpricht in dem Senatsentwurf von der 
Verhütung der Berufsunfähigkeit und will zu dieſem 
Zweck Maßnahmen ergreifen. Es heißt aber dort „ſie 
rann“, das heißt ſoviel, wenn es der Verſicherung hier 
und da beliebt, einzuſchreiten, dann iſt ihr der Weg 
freigegeben. Das ijt ein unhaltbarer Zuſtand, und 
daraus geht hervor, daß auf dem Verſicherungsamt 
auch mit zweierlei Maß gemeſſen wird. Wir ſind der 
Meinung, daß aus dieſer Kannvorſchrift eine Mußvor⸗ 


ſchrift werden muß, d. h. daß bei alen denen, bei denen 


auf Grund ärztlicher Beſcheinigung eine Beſſerung 
ihrer Krankheit eintreten könnte, die Verſicherung un⸗ 
bedingt einſchreiten muß. Wenn man hier aber wie⸗ 
der ſagt „ſie kann“, dann wird die Verſicherung nach 
Belieben handeln. Wir ſagen, daß hier unbedingt eine 
Zwangsvorſchrift eingefuhrt werden muß. Wir ver⸗ 


langen, daß für das Wort „kann“ das Wort „muß“ ge⸗ 


ſetzt wird. Die Ziffer 7 enthält auch inſofern eine 
Klaſſenteilung, als ſie Steigerungsbeträge vorſieht. 
Wir haben uns ſchon bei der Invalidenverſicherung 
gegen dieſe Steigerungsbeträge gewandt. Wir ver⸗ 
langen, daß ſie auch hier bei der Angeſtellten⸗Verſiche⸗ 
rung unbedingt wegfallen. Wir wollen, daß die Ver⸗ 
ſicherung allein auf dem Grundbetrag aufgebaut wird, 


und daß er nicht, wie in der Vorlage des Senats, 600 


Gulden, ſondern 1200 Gulden beträgt, ſo daß alles 
nach einer Klaſſe bewertet wird und alle im Alter, 


wenn ſie nicht gerade Kinder haben, die gleiche Rente 


erhalten. 

Auch in der Ziffer 8 können wir nicht zugeben, daß 
der Betrag ſo niedrig gehalten iſt. Es handelt ſich in 
dieſem Fall um den Kinderzuſchuß. Der Senat ſetzt 
dafür 120 Gulden jährlich, das find 10 Gulden monat- 
lich, ein. M. D. u. H.! Ich frage Sie, ob es heute mög⸗ 
lich iſt, ein Kind mit 10 Gulden monatlich durchzu⸗ 
bringen. Alſo, einmal die niedrige Rente von höchſtens 
68 Gulden, wie der Senatsvertreter im Ausſchuß 
ſagte, wenn die Senatsvorlage durchkommt, und dann 
10 Gulden für das Kind. Wenn, hoch gerechnet, drei 
Kinder in Frage kämen, wären das rund 100 Gulden. 
Ich möchte fragen, wie es heute möglich iſt, mit 100 
Gulden ſich ſelbſt, dann vielleicht noch die Frau und 
drei Kinder durchs Leben zu bringen. Da wird ja ſchon 
die Erwerbsloſenunterſtützung höher bewertet. Hier 
will man den Rentenbeziehern das Leben ſo ſauer 
machen, daß ihnen ſchließlich nur der Strick übrig⸗ 
bleibt. Wir verlangen, daß mindeſtens für die Ziffer 
120 die Ziffer 150 geſetzt wird. Das kann nach unſerem 
Dafürhalten nicht zu hoch ſein, und auch die Ver⸗ 
ſicherung nicht zu ſehr belaſten. Ganz außerordent⸗ 
lich befremdend mutet es uns an, daß nach Ziffer 11 
der Regierungsvorlage diejenigen, die verheiratet ſind 
oder ſich verheiratet haben, die Gelder, die ſie an die 
Verſicherung gezahlt haben, zurückgezahlt erhalten 
ſollen, natürlich nur den Teil, den ſie ſelbſt bezahlt 
haben. Wie kommt die Verſicherung dazu, Anſpruch 
auf den Teil zu erheben, den der Arbeitgeber bezahlt 
hat. Die Koſten, die der Arbeitgeber aufbringt, zieht 
er doch aus den Knochen der Angeſtellten heraus. 
Darum ſagen wir, das ſind die Gelder der Angeſtellten 


und nur ſie allein haben einen Anſpruch darauf, dieſes 


Geld zurückerſtattet zu erhalten. Wir verlangen des⸗ 


halb, daß nicht die Hälfte, ſondern die ganzen Beträge 
an die Angeſtellten zurückgezahlt werden. Wenn 
man entgegenhält, die Verſicherung wolle auch leben, 
ſo ſagen wir, die Verſicherung hat kein Recht, ihre 
Ausgaben auf Koſten der Angeſtellten zu beſtreiten. 
Wir ſind grundſätzlich der Meinung, daß die Gelder 
uberhaupt nicht zurückgezahlt werden ſollen, es wäre 
weit beſſer, wenn die weiblichen Angeſtellten, die ge⸗ 
heiratet haben, dennoch Ausſicht auf eine Rente in 
ihrem Alter hätten. Deshalb verlangt unfer Abände⸗ 
rungsantrag in Ziffer 11, daß die Angeſtellten weiter 
einen Auſpruch auf Rente haben, wenn fie von der 
Rückzahlung feinen Gebrauch machen. Verſetzen Sie 
ſich doch einmal in die Lage einer verheirateten Frau, 
die bis zu ihrer Verheiratung zehn Jahre lang Bei⸗ 
träge geleiſtet hat. Nach drei Jahren wird ſie die 
Hälfte ihres Geldes zurückbekommen, oder, wie wir es 
auch wollen, die ganzen Beiträge. Wir ſind uns dar⸗ 
über klar, daß viele davon Gebrauch machen werden, 
wenn ſie mit dem Geſetz vertraut ſind. Beſonders 
wird es der Teil ſein, der ſich zur Zeit in Not befindet 
oder glaubt, ſein Heim mit dieſen Groſchen beſſer 
ſchmuden zu können. Dieſe Leute überſehen aber nicht 
die Folgen, die dadurch entſtehen können, daß ſie in 
ihrem Alter überhaupt keinen Anſpruch auf Rente 
mehr haben. y 


Es kommt aber oft im Leben anders. Ich denke 
dabei an eine Frau, die zu Unrecht geheiratet hat. 
(Heiterteit.) Es ſtellt ſich heraus, daß die Ehe in die 
Brüche geht. Lachen Sie nicht. Ich weiß nicht, ob Sie 
ſo glücklich geheiratet haben, Herr Abg. Neubauer. 
Vielleicht wären Sie gern auch wieder ledig. (Heiter⸗ 
keit.) Es ſtellt ſich ſehr oft heraus, daß eine Scheidung 
notwendig wird. Nun hat die Frau das Geld abge⸗ 
hoben, muß notgedrungen wieder in Stellung gehen, 
iſt jedoch ihrer Anwartſchaft auf Rente vollſtändig ver- 
luftig gegangen. Da find wir der Meinung, daß in der⸗ 
artigen Fällen die Anwartſchaft wieder aufleben muß, 
und daß der Frau ein Recht auf Rente zuſteht. Darum 
will unſer Antrag, daß die Frau die Anwartſchaft be⸗ 
hält, wenn ſie von dem Rückzahlungsrecht keinen Ge⸗ 
brauch macht. Wenn Sie, m. D. u. H., die Sache objek⸗ 
tiv betrachten, dann müſſen Sie unbedingt dieſem Mp- 
ſatz zuſtimmen, um dadurch die eventuell eintretende 
Not von der Frau abzuwenden. 


Wir haben weiter verlangt, daß in Ziffer 12, die 
von dem Aufbringen der Mittel ſpricht, die Beiträge 
dem Arbeitgeber auferlegt werden, genau ſo, wie wir 
es in der Verſicherung für die Arbeiterſchaft verlangt 
haben, daß die Beiträge voll und ganz von den Arbeit⸗ 
gebern aufgebracht werden. Sie haben abſolut kein 
Recht, zu erklären, daß die Beiträge etwa aus Ihrer 
Taſche gingen. Wir ſind alſo der Meinung, daß be⸗ 
ſonders die Beiträge zur Angeſtellten⸗ und Invaliden⸗ 
Verſicherung allein vom Arbeitgeber getragen werden 
müſſen. Damit ift noch nicht gejagt, daß die Arbeiter 
bzw. Angeſtellten keinen Einfluß auf die Verſicherung 
haben ſollen. Wir ſind vielmehr der Anſicht, daß die 
Arbeitgeber keinen Einfluß haben dürfen, weil die Ar⸗ 
beitnehmer, wie ich nachgewieſen habe, die Beiträge 
aufbringen und bezahlen müſſen. Sie haben deswegen 
das größte Recht auf Mitbeſtimmung. Die Arbeit⸗ 
2 5 dagegen haben durchaus kein Recht, hineinzu⸗ 
reden. 


Das wären die von uns vorgelegten Abänderungs⸗ 
anträge. Wir hoffen, daß Sie geneigt ſind, ſie anzu⸗ 
nehmen. Beſonders möchte ich unterſtreichen, daß die 
Verſicherten, ſoweit ſie ſich verheiratet haben, dennoch 
ein Anrecht auf Anwartſchaft haben, damit auch ihr 
Lebensabend geſichert iſt, damit auch ſie im Alter noch 


©) 


(D) 


(A) einmal eine glückliche Stunde haben. 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 


(Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 


Präſioent: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Besprechung tit geſchloſſen. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Sämtliche Abänderungsanträge auf 
Druckſache yir, 2145 beziehen ſich auf Artikel 1. Sind 
Sie damit einverſtanden, Herr Abg. Rajte, daß ich 
über die Abänderungsantrage im ganzen abſtimmen 
laſſe, oder verlangen Sie Abſtimmung von Ziffer zu 
Ziffer? (Abg. Raſchke: Von Ziffer zu Ziffer!) Wir 
kommen zur Abſtimmung über Druckſache Nr. 2107. 
Es wird ziffernweiſe abgeſtimmt. Wir ſtimmen zu⸗ 
nächſt ab über Artitel 1 Ziffer 1. Zu Ziffer 1 liegt kein 
Abänderungsantrag vor. Ich bitte die Damen und 
Herren, die Artitei 1 Ziffer 1 der Vorlage annehmen 
wollen, ſich von ihren Platzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Die Meyrheit ſteht. Ziffer 1 iſt angenommen. Wir 
kommen zur Abſtimmung über Ziffer 2. Dazu liegt 
ein Abänderungsantrag des Abg. Raſchke, Druckſache 
Nr. 2145, vor. Wir kommen zunachſt zur Abſtimmung 
über dieſen Abänderungsantrag. Ich bitte die Damen 
und Herren, die ihm zuſtimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Abanderungsantrag ijt abgelehnt. Ich darf 
wohl ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß Zif⸗ 
fer 2 der Vorlage angenommen iſt. Ziffer 3; ange⸗ 
nommen. Ziſſer 4; angenommen. Zu Ziffer 5 liegt 
ein Abänderungsantrag des Abg. Raſchtre, Druckſache 
Nr. 2145, vor. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem Abänderungsantrag zuſtimmen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, er tft abgelehnt. Ziffer 5 der Vorlage ift ange- 
nommen. Zu Ziffer 6 negt ein Abäuderungsantrag 
des Abg. Raſchre vor, Druckſache Nr. 2145. Ich bitte 
diejenigen, die deut Abanderungsantrag zu Ziffer 6 
zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Ziffer 6 der 
Vorlage iſt angenommen. Zu Ziffer 7 liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag des Abg. Raſchte vor, ich bitte die 
Damen und Herren, die ihm zuſtimmen, fih von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit; er ift abgelehnt. Ziffer 7 der Vorlage ift ange- 
nommen. Zu Ziffer 8 liegt ein Abänderungsautrag 
des Abg. Raſchre vor. Ich bitte die Damen und Her- 
ren, die ihn annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das ift die Minderheit; er ift 
abgelehnt. Ziſſer 8 der Vorlage ift angenommen. 
Ziffer 9 der Vorlage; angenommen. Ziffer 10 der 
Vorlage; angenommen. Zu Ziffer 11 liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag des Abg. Raſchte, Druckſache Nr. 2145, vor. 
Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, fii von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit; er ift abgelehnt. Ziffer 11 der Vorlage; 
angenommen. Zu Ziffer 12 liegt ebenfalls ein Ab⸗ 
änderungsantrag des Abg. Raſchke, Druckſache Nr. 2145, 
vor. Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Ziffer 12 der Vor⸗ 
lage angenommen. Ziffer 13 der Vorlage; angenom⸗ 
men. Ziffer 14 der Vorlage; angenommen. Ziffer 15 
der Vorlage; angenommen. Ziffer 16 der Vorlage; 
angenommen. Ziffer 17 der Vorlage; angenommen. 
Ziffer 18 der Vorlage; angenommen. Zu Ziffer 19 
liegt ein Abänderungsantrag in der Druckſache Nr. 
2145 vor. Ich bitte die Damen und Herren, die ihn 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. 
Ziffer 19 der Vorlage; iſt angenommen. Ziffer 20 der 
Vorlage; angenommen. Ziffer 21; angenommen. Zif⸗ 
fer 22; angenommen. Ziffer 23; angenommen. Ziffer 
24; angenommen. Artikel II; angenommen. Ueber⸗ 
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ſchrift: „Geſetz über den Ausbau der Angeſtelltenver⸗ (C) 
ſicherung“; angenommen. (Zuruf: Dritte Lejung!) 
Es iſt die dritte Leſung beantragt worden, erhebt ſich 
Widerſpruch? (Abg. Rajte: Wir widerſprechen!) 
Dann kann die dritte Leſung heute nicht ſtattfinden. 
Wir kommen nun zu den Punkten 4 und 5 der Tages⸗ 
ordnung, deren gemeinſame Beſprechung beſchloſſen iſt: 
Nochmalige Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Geſetzes über Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge. 

Druckſachen Nr. 2142 und Nr. 2133 (8 21, Ziffer 2 
der Geſchäftsordnung). 

Antrag des Abg. Schwegmaun und Fraktion 
betr. Erwerbsloſenfürſorge. 

Druckſache Nr. 2144. Zur Begründung des Als 
trages der deutſchnationalen Frattion hat das Wort 
der Herr Abg. Ur Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter: (D. Nat.): M. D. u. H.! 
An Erwerbsloſendebatten hat es hier im Volkstag 
nicht gefehlt. Wir haben faſt in jeder Sitzung eine oder 
mehrere Nummern auf der Tagesordnung, wo über 
die Erwerbsloſenfrage debattiert wird. Es hat ſich 
aber bisher immer um Anträge auf Erhöhung der 
Unterſtützung gehandelt. Noch niemals hat ſich der 
Volkstag mit der Frage befaßt, wie die Erwerbsloſig⸗ 
keit ſelbſt, wenn nicht beſeitigt, ſo doch vermindert wer⸗ 
den kann. Und doch liegt darin der Kern der Frage. 
(Abg. Doertſen: Sehr richtig!) Es iſt erſtaunlich, daß 
der Volkstag der Erörterung dieſes Problems bisher 
immer aus dem Wege gegangen iſt. Gewiß hat der 
Volkstag die Notlage der Wirtſchaft erörtert, und zwar 
ausführlich erörtert. Ich erinnere an die Beratung 
des Volkstags auf unſere Große Anfrage im Dezember 
vorigen Jahres. Gewiß hängt die Frage der Erwerbs⸗ 
loſigteit mit der Frage der Wirtſchaftsnot zuſammen, 
aber die Erwerbsloſigkeit bedarf doch einer ſpeziellen 
Erörterung, denn ſie iſt heute die wichtigſte Frage des 
öffentlichen Lebens, die wichtigſte Frage für die Wirt⸗ 
ſchaft und für den Staat. 

In der Arbeitsloſigkeit liegt die ſchwerſte Gefahr 
für den Staat, für ſeine Finanzen, für ſeine Währung, 
für ſeine Ordnung, ſeine Sicherheit, ja für ſeine 
Exiſtenz. Der Regierung kann der Vorwurf nicht er⸗ 
ſpart werden, daß ſie es bisher verſäumt hat, dieſes 
Problem in der Oeffentlichkeit zu erörtern. (Sie 
meinen Ihre Regierung! links. Abg. Arczynſki: Herr 
Dr. Ziehm, was haben Sie denn getan?) Herr 
Arczynſti, ich habe zu den Fragen der Erwerbsloſig⸗ 
keit wiederholt das Wort genommen, und im übrigen 
weiſe ich darauf hin, daß die Frage der Erwerbsloſig⸗ 
keit heute in ganz anderer Weiſe brennend iſt als vor 
ſechs Monaten. (Brennend war ſie ſchon vor zwei 
Jahren! Was haben Sie als Regierungschef gemacht! 
Wir wollen es hören? links.) Hätte die Regierung 
das getan, dann wäre die in der Bevölkerung herr⸗ 
ſchende Unruhe vielleicht nicht ſo groß geworden, daun 
hätte die öffentliche Erörterung in ruhigere Bahnen 
gelenkt werden können. Dann wäre es nicht vorge⸗ 
kommen, daß der Regierung in der Oeffentlichkeit der 
Vorwurf der Ratloſigkeit gemacht wäre. M. D. u. H. 
Es iſt immerhin ein ſehr ſchwerer Vorwurf, und er 
kann nicht damit abgetan werden, daß von Regierungs⸗ 
ſeite derſelbe Vorwurf gegen führende Männer 
Wirtſchaft und gegen wirtſchaftliche Organiſattonen 
zurückgewarfen wird. (Abg. Rahn: Was zahlt Herr 
Klawitter für die Rede?) Es iſt doch Sache der Re 
gierung, das wird niemand beſtreiten; 

Rahn, auch Sie nicht, daß in dieſer Frage, 

Beſtand des Staates von beſonderer Wichtig | 
Regierung die Führung zu übernehmen hat. Zw ie 
unſeres Antrages, m. D. u. H., ift, hier zu beraten, w 


(A) den Gefahren begegnet werden kann, 
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(Dr, Ziehm, Abgeordneter.) 
und zwar in 
ruhiger und ſachlicher Weiſe. M. D. u. H.! Es ſteht zu 
viel auf dem Spiel, um die Not der Arbeitsloſen dazu 
zu benutzen. die Parteileidenſchaft zu ſchüren uud die 
von der Arbeitsloſigkeit betroffenen weiten Kreiſe noch 
mehr zu erregen. (Sehr richtig!) Die Suche tft fo 
ernit, daß es nicht zuviel iſt, wenn ich ſage: gelingt es 
nicht, die Arbeitsloſigkeit zu vermindern, fo geht der 
Staat daran zu Grunde. Man muß ſich vergegenwär⸗ 
tigen, in welcher rapiden Weiſe die Zahl der Arbeits⸗ 
loſen und die zu ihrer Unterſtützung aufgewandten 
Mittel geſtiegen ſind. Im Laufe des letzten halben 
Jahres ift die Zahl der Arbeitsloſen von 4300, das ift 
die Zahl, dte Herr Senator Dr Volkmann im Dezem- 
ber bei Gelegenheit der Debatte über die Wirtſchafts⸗ 
not fir den Auguſt nannte, auf über 20 000 geſtiegen. 
Die Unterſtützung ift noch in weit ſtärkerem Verhält⸗ 
nia geſtiegen. Während der Etat für das Fahr 1925 
1200 000 Gulden für das ganze Jahr vorſah, und im 
Dezember der Betrag nach den Angaben des Herrn 
Senators Dr Volkmann auf 600 000 Gulden für den 
Monat geſtiegen war, und Herr Senator Dr Volkmann 
dieſe Feſtſtellung mit dem Ausdruck des Entſetzens 
machte, iſt dieſe Zahl in weiteren zwei Monaten von 
600 000 Gulden für den Monat auf das Doppelte ge⸗ 
ſtiegen. (Hört, hört! rechts.) Der Betrag, der für 
das ganze Jahr eingeſetzt iſt, reicht alſo nicht einmal 
für einen Monat. 

Daß der Staat dieſe Mittel auf die Dauer nicht 
aufbringen kann, darüber werden wir uns alle einig 
ſein. Das geht auch aus der Antwort hervor, die die 
Regierung dem Volkstag auf ſeinen Beſchluß über 
Erhöhung der Erwerbsloſenunterſtützung gegeben hat. 
Alſo ſchon die Finanzielle Seite der Frage zwingt zu 
einer ſehr ernſten Prüfung. Die Frage hat aber auch 
noch eine ſehr ernſte ethiſche Seite. Die Erwerbsloſen 
wollen nicht Unterſtützung, ſondern Arbeit. Sie emp⸗ 
finden es als das größte Unglück, daß man ihnen keine 
Arbeit gibt, obgleich ſie arbeiten wollen. Lange Er⸗ 
merbsloſigkeit wirkt niederdrückend auf den Menſchen. 
Die Arbeit ift das lebenserhaltende Element fitr den 
Staat und ſeine Bürger. (Zuruf des Abg. Rahn.) 
Das können Sie nicht begreifen, Herr Abg. Rahn. 
Lange Arbeitsloſiakeit ift geeignet, den Erwerbswillen 
und die Erwerbsluſt des Menſchen zu zerſtören, fir 
wirkt verwahrloſend, (Zwiſchenrufe links.) fie ver- 
leitet den Menſchen zu Unbeſonnenheiten, ſie nährt die 
Unzufriedenheit und bildet eine große Gefahr für die 
Ruhe und Ordnung im Staate. Nun ſoll man ſich ein⸗ 
mal vorſtellen, wie ſich die Sache geſtaltet, wenn der 
Staat nicht mehr in der Lage iſt, die Unterſtützungen 
zu zahlen! Wer hier klar ſehen will, muß ſich dieſe 
Frage notgedrungen vorlegen. Es iſt nicht damit ab⸗ 
getan daß die Regierung erklärt, wie fie es vor etni- 
gen Wochen tat, als die Erwerbsloſenverſammlung 
verboten wurde: „Die Erwerbsloſen haben einen ge⸗ 
ſetzlichen Anſpruch, und darum wird die Unterſtützung 
gezahlt.“ Der Zeitvunkt kann eintreten, und wenn 
nichts geſchieht, wird er eintreten, daß der Staat er⸗ 
klären muß, er zahle die Erwerbsloſenunterſtützung 
nicht mehr, weil er kein Geld habe. 

Wir bitten die Regierung um Auskunft, wie ſie 
üh die finanzieſle Entwicklung denkt. Im Etat für 
1926 wird nur mit einer Durchſchnittszahl von 5000 
Erwerbsloſen und mit einem Zuſchuß von 4638 000 
Gulden für das Jahr gerechnet. Wenn man auch an- 
nehmen kann, daß die Erwerbsloſenziffer im Sommer 
ka rückgehen wird, wenn man dies weniaſtens hoffen 
11 ſo ſoll man ſich doch nicht darüber täuſchen, daß 
3 an, wenn man nicht unvorfichtig fein will, mit einer 
rheblich höheren Durchſchnittsziffer der Erwerbs- 
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loſen und mit einem erheblich größeren Zuſchuß als (C) 


dem hier eingeſetzten Betrage von rund 4% Millionen 
Gulden wird rechnen müſſen, es fet denn, daß es ge- 
lingt, die Erwerbsloſen wieder an ihre Arbeitsſtätten 
zu bringen. Wir bitten die Regierung überhaupt, 
möglichſt bald in ganz ausführlicher und eingehender 
Weiſe ein klares und vollſtändiges Bild über die gegen⸗ 
wärtige Finanzlage zu geben; denn feit Dezember 


vorigen Jahres, als Herr Senator Dr Volkmann hier 


ſeine Darlegungen machte, hat ſich doch verſchiedenes 
geändert, und ich glaube, es wird jeder die Empfindung 
haben, nicht zum Vorteil, ſondern zu einer erheblichen 
Verſchlimmerung unſerer finanziellen Zuſtände. 
Unſer Antrag behandelt zwei Punkte. Er verlangt 
erſtens, die Gewährung der Erwerbsloſenunterſtützung 
ſoll von einer Arbeitsleiſtung abhängig gemacht wer⸗ 
den, zweitens ſollen die für die Erwerbsloſenfürſorge 
aufzuwendenden Mittel ganz oder teilweiſe zur Unter⸗ 
ſtützung für die Beſchaffung von Arbeit verwandt wer⸗ 
den. Wir ſind uns wohl bewußt, daß hiermit das 
Problem nicht vollſtändig gelöſt iſt, daß damit nicht 
alle Mittel erſchöpft ſind, durch die eine Beſſerung her⸗ 
beigeführt werden kann. Wir ſind aber der Anſicht, daß 


die von uns angegebenen Mittel ſehr wichtig und ſehr 


dringend ſind. Ich möchte mit dem zweiten Punkt be⸗ 
ginnen, weil ich ihn für den wichtigeren halte. Der 
erſte Punkt bedeutet nur die Ergänzung und das Mit⸗ 
tel zur Durchführung des zweiten Punktes. Gemäß 
Punkt 2 ſoll Arbeit beſchafft werden und der Staat ſoll 
dazu helfen. Das iſt Pflicht des Staates beſonders in 
Zeiten fo großer Arbeitsnot, wie wir fie heute erleben. 
Er kann natürlich nur nach Maßgabe ſeiner Mittel 
helfen. Gewiß iſt es ein Unglück für den Staat, daß 
aut der Wirtſchaftskriſe die durch den Rückgang der 
Staatseinnahmen perurſachte Finanzkriſe eingetreten 
tit. Die Staatsmittel find alfo. wie ich ſchon ſagte, be⸗ 
ſchränkt. Wir find aber der Anſicht. daß die 1 200 000 
Gulden, die jetzt monatlich für die Unterſtützten aus⸗ 
gegeben werden, und zwar nutzlos, beſſer und nützlicher 
werwandt werden können, als in der Form der rein 
ohne Entgelt gewährten Unterſtützung. Darüber ſind 
mir, wie mir feint. alle einig, daß der Staat Arbeit 
ſchaffen ſoll. Die Meinung geht erſt in der Frage 
auseinander, wie der Staat helfen ſoll. 

M. D. u. H.] Man ſpricht von produktiver Er⸗ 
werhsloſenfürſorge. Der neue Etat für 1926 trennt 
die bisher in einem Anſatz enthaltenen Ausgaben für 
Erwerbsloſenfürſorge und fiir produftine Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge. Während er für die Unterſtützung den 
ſchon genannten Betrag von 4 680 000 Gulden anſetzt, 
betragen die Zuſchüſſe für die produktive Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge 750000 Gulden. Dabei fällt der große 
Unterſchied auf. Eigentlich ſollte doch der Betrag für 
produktive Erwerbsloſenfürſorge höher fein als der 
Betrag für die Unterſtützungen: denn die produktive 
Erwerbsloſenfürſorge dient produktiven Zwecken, die 
Unterſtützung aber nicht. Durch die produktive Er⸗ 
werbsloſenfürſorge wird die Zahl der Unterſtützten 
vermindert. Es wird alſo der vroduktiven Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge unter allen Umſtänden der Vorrang 
eingeräumt werden müſſen. Nun hat der Etat aller⸗ 
dings die beiden Punkte als gegenſeitig deckungsfähig 
bezeichnet, d. h. daß die Mittel für die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge vermindert werden können, und daß die Mit⸗ 
tel für produktive Fürſorge aus dem Titel Unter⸗ 
ſtützung genommen werden können. 

Ueber die Art der produktiven Erwerbsloſenfür⸗ 
forge gehen die Mefnungen ebenfalls ſehr auseinonder. 
Die einen ſagen: „Es iſt Sache des Staates, ſelbſt die 
Arbeit zu beſchaffen.“ Die anderen ſagen, und dazu ge⸗ 
hören meine Freunde und ich: „Der Staat ſoll die auf⸗ 
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(A) zuwendenden Mittel ganz oder teilweiſe zur Unter⸗ 


ſtützung für die Beſchaffung von Arbeit verwenden.“ 
(Zuruf des Abg. Rahn.) Herr Rahn, Sie ſind ja im 
Grunde Ihres Herzen auch derſelben Meinung. (Hei⸗ 
terkeit rechts.) Die von öffentlicher Hand unternom⸗ 
menen Arbeiten nennt man gewöhnlich Notſtands⸗ 
arbeiten. Auch wir ſind der Anſicht, daß es Aufgabe 
des Staates iſt, in Zeiten des Notſtandes Notſtands⸗ 
arbeiten herauszugeben. Daß dieſe Notſtandsarbeiten 
nicht völlig nutzlos verwendet werden dürfen, darüber 
ſind wohl alle einig. Man wird alſo nicht Berge von 
einer Stelle abbauen können, um ſie an einer anderen 
Stelle wieder aufzubauen. So unſinnig wird niemand 
ſein. Die Notſtandsarbeiten müſſen aber auch einen 
wirtſchaftlichen Zweck haben. Es können Chauſſee⸗ 
bauten ſein, die notwendig ſind, Wegeverbeſſerungen, 
die nicht aufgeſchoben werden können, die den Verkehr 
erleichtern und auch in letzter Linie den Zwecken der 
Wirtſchaft dienen. Damit wird die Not der Arbeits⸗ 
loſen in keiner Weiſe gehoben. Notſtandsarbeiten 
kommen erſt in zweiter Linie und dürfen nur aus⸗ 
hilfsweiſe geleiſtet werden. Die Urſache des Uebels 
liegt in der Notlage der Privatbetriebe. Sie ſind die 
eigentlichen Arbeitsſtätten, ſie ſind die Arbeitsſtellen 
und Arbeitsquellen, in ihnen finden die Arbeiter Be⸗ 
ſchäftigung und Lohn. (Für 15 Gulden die Woche, 
wir kennen euch! bei den Kommuniſten.) Ich ſpreche 
nicht über die Höhe des Lohns. Hören Sie nur zu, Sie 
können viel lernen. Dem Staat aber, ſage ich, wird 
und kann es niemals gelingen, das große Heer der 
Arbeitsloſen dauernd zu beſchäftigen. Das liegt ja 
auch in dem Begriff Notſtandsarbeiten, daß der Staat 
nur für Zeiten des Notſtands als Arbeitgeber für Not⸗ 
ſtandsarbeiten auftritt. Das Weſentliche iſt, daß 55 

e 


Betriebe wieder betriebsfähig gemacht werden. 
Urſachen der wirtſchaftlichen Depreſſion ſind mannig⸗ 
fach, ich will gegenwärtig nicht darauf eingehen. Die 
Frage iſt auch eingehend im Dezember erörtert worden. 


Ich komme nur kurz darauf, um zu ſagen, das Ar⸗ 
beitsloſenproblem iſt ein außerordentlich wirtſchaft⸗ 
liches Problem. (Abg. Doerkſen: Sehr richtig!) Der 
Staat muß, um die Frage der Erwerbsloſenfürſorge 
zu löſen, alles tun, um es der Wirtſchaft zu ermög⸗ 
lichen, ihre Unternehmungen, die ganz oder teilweiſe 
geſchloſſen ſind, wieder zu öffnen. (Zwiſchenrufe links.) 
Da muß der Staat in vielfacher Weiſe helfen, insbeſon⸗ 
dere mit Erleichterungen der öffentlichen Laſten. (Abg. 
Liſchnewſki: Wenn Sie dem Staat helfen wollen, ver- 
zichten Sie doch auf Ihr Gehalt!) Verzichten Sie auf 
Ihren Lohn? (Abg. Liſchnewſki: Wenn es ſein muß, 
ja!) Haben Sie ſchon verzichtet? (Abg. Liſchnewfki: 
Sie ſollen mit gutem Beiſpiel vorangehen, dann 
kommen wir Kommuniſten heran!) Wir können das 
Zwiegeſpräch laſſen. (Abg. Liſchnewſki: Hohe Gehäl⸗ 
ter von 4000 Gulden!) Sie irren, ich beziehe noch 
nicht viel mehr als den dritten Teil! Wenn man die 
für die Erwerbsloſen aufgewandten Mittel für wirt⸗ 
ſchaftliche Zwecke verwendet, dann kann man ſchon 
manches leiſten. Wenn man denjenigen Unternehmun⸗ 
gen, welche in der Lage ſind, Erwerbsloſe aufzuneh⸗ 
men, dafür die Erwerbsloſenunterſtützung ganz oder 
teilweiſe gibt, ſo dienen dieſe Mittel der Warenerzeu⸗ 
gung und dem Warenumſatz. Sie dienen dann alſo 
volkswirtſchaftlichen und nützlichen Zwecken. 

M. D. u. H.! Es wird meiſtens gar nicht einmal 
nötig ſein, die Mittel à konds perdu zu geben. Die Unter⸗ 
nehmer werden vielfach in der Lage ſein, die Mittel 
dem Staat wiederzuerſtatten. Man wird ſie ihnen 
gegen erträgliche Zinſen und erträgliche Rückzahlungs⸗ 
begingungen geben können. Vielfach wird es ſchon 
möglich ſein, durch Gewährung von Sicherheitsleiſtun⸗ 


gen die Unternehmungen in den Stand zu ſetzen, daß (C) 


ſie ſich ſelbſt Mittel verſchaffen. M. D. u. H.! Ich will 
Ihnen ein Beiſpiel geben: Der Verband Weichſelhaff⸗ 
kampe beabſichtigt ein Schöpfwerk in Laſchkenkampe zu 
bauen. Dazu ſind 300 000 Gulden nötig. Er kann da⸗ 
bei 300 bis 400 Arbeitsloſe beſchäftigen. (Zwiſchenrufe 
bei den Kommuniſten!) Zufällig find in derſelben 
Gegend gerade 300 bis 400 Erwerbsloſe vorhanden. 
Dem Verband fehlen aber die Mittel. Wenn nun 
der Staat dem Verband die den Arbeitsloſen gewähe⸗ 
ten Mittel gibt, fo finden die Erwerbsloſen Beſchäfti⸗ 
gung. Der Staat bekommt ſpäter das Geld zurück. 
Rechnet man 350 Erwerbsloſe à 3 Gulden, (a 3 Gul- 
den? — Zwiſchenrufe und Unruhe bei den Kommuni⸗ 
ften!) Soviel bekommen die Erwerbsloſen im Durech⸗ 
ſchnitt. Im Etat iſt der Betrag eingeſetzt. (Große 
Unruhe links.) Ich rechne mit den etatsmäßig ein⸗ 
geſetzten Beträgen, anders kann ich doch nicht rechnen. 
Das macht für den Monat 30 000 Gulden. Rechnet man 
mit einer 10monatigen Dauer der Arbeiten für dieſes 
Werk, und würden die Mittel aufgebracht werden kön⸗ 
nen, ſo würden die Arbeitsloſen beſchäftigt werden, 
und man würde außerdem ein gewaltiges Kulturwerk 
ſchaffen. Durch dieſes Werk wird der Ertrag der Böden 


verbeſſert werden. Die Mittel werden vermindert 


werden können, die jetzt für die Entwäſſerung ausge⸗ 
geben werden. Es würde alſo ein wirtſchaftlich nütz⸗ 
liches und außerdem im kulturellen Sinne bedeuten⸗ 
des Werk geſchaffen werden. (Abg. Mau: Da iſt Ihnen 
ein ſchöner Blödſinn aufgebunden worden!) Gehen 
Sie dorthin und ſehen Sie ſich die Sache an! (Zwi⸗ 
ſchenrufe bei den Kommuniſten.) Herr Mau, erkun⸗ 
digen Sie ſich bei Ihren Senatoren, ob das Blödſinn 
iſt. Mir iſt es von den Leuten, die im Vorſtand dieſer 
Genoſſenſchaft fiken, mitgeteilt worden. (Zwiſchenruf 
und Unruhe links.) Ich verſtehe nicht, weshalb Sie 
ſich über dieſes Beiſpiel ſo erregen. Ich glaube, es 
müßte doch in Ihrem Intereſſe liegen, daß Sie die 
Arbeitsloſen von der Straße bekommen, (Aber nicht 
zu Hungerlöhnen! bei den Kommuniſten.) ebenſo wie 
in unſerem Intereſſe. Herr Kloßowſki, ich glaube, Sie 
als Vertreter der Regierungspartei haben noch ein 
viel größeres Intereſſe daran. (Zwiſchenrufe und 
Unruhe links.) Herr Mau, Sie können nachher das 
Wort nehmen. Wenn Sie der Anſicht ſind, daß das 
Blödſinn ift, können Sie es nachher erörtern. (Zwi⸗ 
ſchenrufe des Abg. Kloßowſki.) Auch Sie, Herr 
Kloßowſki, können ſich ja nachher zum Wort melden. 
(Abg. Klapps: Reduzieren Sie doch Ihr Gehalt auf 
3 Gulden den Tag trotz Ihrer Rittergüter und Villen!) 
Ich habe kein Rittergut und keine Villa. 
Präſident: Bitte, ſich nachher zum Wort zu melden. 
Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Ich weiß wohl, 
es iſt nicht möglich, ein für alle Fälle gültiges Rezept 
zu geben, wie verfahren werden muß. Das muß der 
Praxis überlaſſen bleiben. Uns iſt es wichtig, daß der 
Grundſatz durchgeführt wird, daß die für die Erwerbs⸗ 
loſen, wie ich ſchon ſagte, nutzlos aufgewendeten Mitte 


zu praktiſch⸗wirtſchaftlichen Zwecken verwandt werden. 


(Sehr richtig!) Damit wird man insbeſondere der 
Induſtrie und auch der Landwirtſchaft helfen können. 
Dadurch, daß man diefe Betriebe wieder arbeitsfä 19 
macht, baut man die zerſtörten Fundamente der Wirt⸗ 
ſchaft wieder auf, (Sehr richtig! rechts. Abg. Hoff⸗ 
mann: Auf Knochen der Arbeiterſchaft!l) und man wird 
die auf uns allen zentnerſchwer laſtende Wirt we 
frije beſeitigen. (Sie bekommen doch Ihr Gehalt, 15 

werden nicht erwerbslos werden! links.) Herr e 
Kloßowſki, mir ift es in der Tat ernſt. Wenn Sie 15 
Frage ſtellen, ob mich das Problem der Erwerbslose 
unterſtützung bedrückt, könnten Ihnen meine Au 


(D) 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter.) 
führungen den Beweis liefern, daß es mich drückt, 
ſonſt würde ich es nicht mit fo großem Ernſt und fo 
eingehend behandeln. Nur damit packt man das Uebel 
an der Wurzel, nur damit ſchafft man Arbeit für die 
Erwerbsloſen und ſchafft für den Staat, das iſt wichtig, 
wieder ſteuerfähige und ſteuerkräftige Unternehmun⸗ 
gen. Dadurch fördert man den Geſundungsprozeß. 
(Abg. Duck II: Sehr gut!) Wie der Prozeß auch auf 
dem Gebiete der Steuerentlaſtung gefördert werden 
kann, wird beſonders bei den Steuerberatungen zu 
erörtern ſein. Ich möchte nicht verſäumen, bei dieſer 
Gelegenheit auf die wichtigen Maßnahmen hinzuwei⸗ 
ſen, die die Reichsregierung zur Steuerſenkung und, 
wie es heißt, zur „Ankurbelung der Wirtſchaft“ er⸗ 
greift und auf die ſehr intereſſanten Darlegungen, die 
zu dieſem Punkte im Deutſchen Reichstage wiederholt 
gemacht wurden. Sie decken ſich mit den von meiner 
Fraktion oft hier im Volkstag dargelegten Maßnah⸗ 
men. (Aba. Kloßowſki: Sie ſchreiben bloß ab, dafür 
bekommen Sie Ihr Gehalt.) Es müßten dann die 
Herren der Reichsregierung abſchreiben, ich glaube 
aber nicht, daß fie abſchreiben, ich glaube kaum, daß fie 
unſere Verhandlungen Tefen. Herr Abg. Kloßowſfki. 

Der Aufbau der Wirtſchaft iſt jetzt das A und O 
der Staatspolitik: und dazu will unſer Antrag ein klei⸗ 
nes Stück beitragen. (Abg. Mau: Fangen Sie lieber 
bei den Beamten an!) Die Beamtenfrage können wir 
ein andermal regeln und hier beſyrechen, Herr Abg. 
Mau, wenn Sie dem Volkstag die nötigen Anträge 
unterbreiten werden. Es iſt doch nicht unſere Aufgabe, 
in allen Fragen die Initiative zu ergreifen. Wenn wir 
in dieſer wichtigen Frage die Initiative ergriffen 
haben, ſo tun wir das, um die Sache in Gang zu brin⸗ 
gen. Sie können nicht verlangen, daß wir als Oppoſi⸗ 
tionspartei die ganzen Geſchäfte beſorgen, die der Re⸗ 
gierung obliegen. (Abg. Klapps: Für die Intereſſen 
der Geldſäcke wollen Sie das haben!) ; 

Präſident: Ich habe Sie bereits einmal gebeten, 
ſich nachher zum Wort zu melden. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Nicht im Jnter- 
eſſe der Geldſäcke, ſondern der Arbeiter. Vielleicht er⸗ 
regen Sie meine Ausführungen deswegen ſo ſehr, weil 
Sie fühlen, daß man dadurch den Arbeitern wirklich 
hilft. (Zuſtimmung recht.) i 

Ich komme zu dem zweiten Teil unſeres Antrages, 
zu Punkt 1. Bei dem gegenwärtigen Syſtem der Er- 
werbsloſenunterſtützung haben ſich viele Mißſtände 
herausgeſtellt. Die Beſtimmung und die Vorausſetzung 
der Unterſtützung reizen den Erwerbsloſen vielfach 
geradezu dazu auf, die ihm angebotene Arbeit auszu⸗ 
ſchlagen, weil er befürchten muß, daß er dadurch die 
Anwartſchaft auf die Unterſtützung verliert. Auch da⸗ 
für will ich Ihnen ein Beiſpiel geben. Der Hafen war 
in dieſem Winter beſonders und außergewöhnlich gut 
beſchäftigt. Es fehlte ſogar oft an Arbeitern. (Reden 
Sie keinen Unſinn! Woher haben Sie das? links.) 
Ich kümmere mich um das Wirtſchaftsleben. Die Ar⸗ 
beitsmeiſter der Spediteure und Makler hatten manch⸗ 
mal Mühe, die Arbeiter zu beſorgen. Wenn ſie den 
Erwerbsloſen ſagten, fie hätten einen Dampfen zu ent- 
laden und wollten Erwerbsloſe beſchäftigen, iſt es 
vorgekommen, daß ihnen von den Erwerbsloſen er- 
widert wurde — jetzt werde ich einmal plattdeutſch 
ſprechen: „Wie lange ward dat dure?“ Wurde ihnen 
geſagt, ſolange bis der Dampfer entladen ſei, ſo mein⸗ 
ten fie: „Dawege war eck mi mine Kort nich vermaſle.“ 

ba. Arczynſki: Das ift wohl auf dem Büro des 
andbundes fabriziert worden!) Ich glaube, ein 
850 von Ihnen, wenn er ſich um die öffentlichen 
f> nge gefiimmert Hat, und wenn er aufrichtig ift, wird 
us ſeiner eigenen Erfahrung Beiſpiele anführen kön⸗ 


nen, die das beſtätigen, was ich Ihnen mit dieſem (0) 


Beiſpiel vorführen wollte, um das Prinzip zu berühren. 

Es find aljo Mißſtände in der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge vorhanden, die unter allen Umſtänden beſeitigt 
werden müſſen. Ich mache es dem Erwerbsloſen gar 
nicht einmal zum Vorwurf, wenn er ſo handelt. Wenn 
ſich der Erwerbsloſe jagen muß daß er fih ſchadet, 
wenn er die Arbeit übernimmt, ſo gehört in der Tat 
ein ungewöhnliches Maß von Verantwortung dazu, 
das normalerweiſe nicht jedem Menſchen zugemutet 
werden kann, auch in dem Fall zu ſagen: „Trotzdem 
werde ich, um meiner ethiſchen Pflicht zu genügen, die 
Arbeit übernehmen.“ Nein, m. D. u. H., es liegt im 
Syſtem. Das Syſtem iſt falſch und muß unter allen 
Umſtänden geändert werden. (Abg. Klapps: Das 
Fürſorgegeſetz kennen Sie ja gar nicht, dafür haben 
Sie kein Verſtändnis!) Aber auch darüber hinaus 
wird man von den Arbeitsloſen verlangen müſſen, daß 
ſie für die gewährte Unterſtützung Arbeit leiſten, 
(Sehr gut! rechts.) um der Erhaltung des Staates 
und um der Arbeitsloſen willen. Der Staat kann und 
darf nicht an geſunde und erwerbsfähige Menſchen 
Geldunterſtützungen zahlen, ohne Gegenleiſtung zu 
ſordern. Die Erwerbsloſen verlangen ja ſelbſt nach 
Arbeit. Unſer Antrag hat darum einen geſunden wirt⸗ 


ſchaftlichen und einen geſunden ſittlichen Kern. (Sehr 
richtig! rechts.) Es iſt eine grobe Verkennung unſerer 


Tendenz, wenn die „Volksſtimme“ in ihrer geſtrigen 
Nummer unſern Antrag mit der Ueberſchrift bringt: 
„Die Deutſchnationalen für die Verſklapung der Ar- 
beitsloſen“ Was ſoll man dazu ſagen. (Abg. Mau: 
Weiter wollen Sie nichts!) Ich ſelbſt kenne den deut⸗ 
ſchen Arbeiter von Jugend auf zu gut. (Abg. Kloßowfki: 
J wo!) Ich bin von meiner Jugend auf mit den 
Arbeitern aufgewachſen und habe in meiner Jugend 
ſehr oft Schulter an Schulter mit ihnen gearbeitet. 
(Zwiſchenrufe links.) Ich ſage das vor aller Oeffent⸗ 
lichkeit, (Abg. Liſchnewſki: Wer nie hungert, weiß 
nicht, wie einem Hungrigen zumute iſt. Haben Sie 
ſchon einmal in Ihrem Leben gehungert?) Sie ſehen 
doch nicht verhungert aus. (Heiterkeit. Abg. Liſch⸗ 
newſki: Ich bin ſchon verhungert.) 

Vizepräſident Splett: Ich bitte, ſich etwas zu 
mäßigen. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Ich danke es 
meinem Vater, daß er mich mit Arbeitern in Reihlund 
Glied hat arbeiten laſſen. Daraus habe ich viele Er⸗ 
fahrungen für mein Leben gewonnen, für die 50 Pfen⸗ 
nig, die mein Vater mir für meine Tätigkeit gab. (Da 
hat er Ihnen den doppelten Lohn gegeben! bei den 
Kommuniſten.) Wie ich meinen Vater kenne, glaube 
ich nicht, daß er mir den doppelten Betrag gegeben 
hat. — Der deutſche Arbeiter verſteht ſehr gut, daß er 
nicht Geld ohne Arbeitsleiſtung verlangen kann. Und 
jetzt bitte ich Sie, einmal zuzuhören, die ſchärfſte Kritik 


des gegenwärtigen Syſtems der Erwerbsloſenunter⸗ 


ſtützung hört man nicht von Unternehmern, nicht von 
Großagrariern, nicht von Schwerinduſtriellen, ſondern 
die hört man von den arbeitsloſen Arbeitern ſelbſt. 
(Sehr richtig! rechts.) Die Arbeitsloſen, ſoweit ſie 
noch nicht ſittlich verdorben ſind, empfinden es als 
ihrer nicht würdig, daß ſie als geſunde Menſchen eine 
Staatsunterſtützung erhalten, welche die Natur von 
Almoſen hat. Sie wollen, ich wiederhole es, Arbeit, 
und nicht Unterſtützung. 

Ueber die näheren Beſtimmungen des Geſetzes, 
das, wie wir verlangen, der Senat uns vorlegen ſoll, 
wird im Plenum nicht geſprochen werden können. Das 


iſt Sache des Senats und eventuell iſt es Sache des 


Ausſchuſſes, ſich darüber zu verſtändigen. Uns lag 
nur daran, die Tendenz darzulegen, in welcher nach 


— . — — 
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Dr. Ziehm. Abgeordneter) 


(A) unferer Meinung die Geſetzgebung arbeiten muß, und 


hier im Volkstag eine Stellungnahme der Parteien 
herbeizuführen. Da die Regierung ſelbſt dieſe 
Aufgabe nicht erfüllt hat, wie es ihre Pflicht ge⸗ 
weſen wäre, ſo haben wir geglaubt, im Intereſſe des 
Staates nicht länger zögern zu dürfen. Die Sache 
drängt. Regierung und Volkstag ſollten dieſen Din⸗ 
gen beſondere Aufmerkſamkeit zuwenden. Sie ſollten 
die Frage der Erwerbsloſen allen anderen Fragen 
voranſtellen: denn dies iſt in der Tat die wichtigſte 
Frage, die heute die Regierung und den Volkstag be⸗ 
ſchäftigt. (Zwiſchenrufe links.) Wir haben lange 
genug gewartet, ob die Regierung nicht mit ihrem Plan 
herauskommen würde. 

Auf eine klare Entſcheidung hinzuwirken, war 
Zweck unſeres Antrages, mit dem wir geglauht haben, 
dem Staat einen Dienſt zu leiſten. Möge der Volkstag 
zeigen, daß er die ihm geſtellte ſchwierigſte und wich⸗ 
tigſte Frage der Gegenwart löſen kann und ihr ge⸗ 
wachſen tft. Es iſt keine Zeit mehr zu verlieren, m. D. 
u. H. Um ein Thon öfter gebrauchtes Wort anzuwenden: 
Die Uhr ſteht auf fünf Minuten vor Zwölf! (Leb⸗ 
haftes Bravo! rechts.) 


Vizepräſtdent Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
ill 


Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.] Zur 
Begründung des Antrages Druckſache Nr. 2144 hat die 
deutſchnationale Fraktion wohl nicht den Sachverſtän⸗ 
diaſten auf dem Gebiet der Arbeit, aber fte hat den ge⸗ 
ſchickteſten Redner vorgeſchickt, und zwar geſchickt 
darin, der Regierung Seitenhiebe zu verſetzen. Ich 
habe vor einiger Zeit, ſie liegt noch nicht lange zurück, 
hier erklärt, ich hielte es für ein Verbrechen, mit der 
Not der Erwerbsloſen Agitation zu treiben. Man 
ſcheint aber die damals von mir geſprochenen Worte 
nicht beherzigen zu wollen. Ich will zugeben, daß die 
Rede des Herrn Dr Ziehm immerhin maßvoller war, 
als man es ſonſt von einem Redner der Deutſchnatio⸗ 
nalen gewohnt iſt. Aber, wie geſagt, ohne ein paar 
Seitenhiebe ging es nicht, und ich will kurz auf dieſe 
eingehen. Der Herr Vorredner hat von einer ratloſen 
Regierung geſprochen. Ich weiß ganz beſtimmt, daß 
dieſe Worte nicht gefallen wären, wenn die Sozialde⸗ 
mokraten nicht in der Regierung wären. Das weiß ich 
beſtimmt, und daran wird niemand zweifeln. Ich 
möchte nun einmal fagen, mein Herr Vorredner, daß 
z. B. in Enaland die Arbeitsloſigkeit noch etwas größer 
iſt. Da muß denn doch wohl eine noch ratloſere Regie- 
rung ſitzen, und die ſtellt die Konſervative Partei. In 
Deutſchland iſt das Verhältnis nicht viel anders, und 
wie lange ift es her, daß die deutſchnationalen Miniſter 
aus der deutſchen Regierung ausgeſchieden ſind? Das 
hätte Ihnen zu denken geben ſollen, Herr Vorredner. 
Sie hätten daran denken ſollen, ehe Sie von einer rat⸗ 
loſen Regierung ſprachen. 

Nun hat der Herr Vorredner Vorſchläge gemacht, 
er hat wenigſtens angedeutet, wie dem Uebel abge⸗ 
holfen werden könne. Im Punkt a heißt es, daß die 
Gewährung einer Arbeitsloſenunterſtützung von einer 
Arbeitsleiſtung abhängig gemacht werden kann, d. h. 
mit andern Worten, daß die Arbeitsloſen für die 
Unterſtützung, die ſie erhalten, Arbeit leiſten ſollen. 
Richtig iſt, das wird kein Menſch beſtreiten, daß die 
Erwerbsloſen nicht Unterſtützung haben wollen, ſon⸗ 
dern Arbeit. Aber ebenſo richtig iſt es, daß im gegen⸗ 
wärtigen Augenblick dieſe Forderung nicht erfüllt wer⸗ 
den kann. Auch Sie würden das nicht können, Herr 
Abg. Dr Ziehm, wenn Sie noch in der Regierung 
wären. Sie haben ja auch, das will ich zugeben, aus⸗ 
drücklich betont, daß das Uebel dadurch ſtärker gewor⸗ 
den iſt, daß zu der Wirtſchaftskriſe die Finanzkriſe 


hinzugekommen ift. Das tft ja auch die logiſche Fol (C) 


gerung. Die Arbeitsloſen können und wollen aber 
nicht Arbeit leiſten für den Betrag, den ſie jetzt als 
Arbeitsloſenunterſtützung bekommen, das iſt ihnen 
nicht möglich. (Abg. Dr Ziehm: Das habe ich nicht 
geſagt!) Da ſcheiden ſich unſere Wege. Anders ift 
Punkt a des Antrages nicht zu verſtehen. Wenn er 
anders verſtanden werden ſollte, hätte Punkt b nicht 
folgen dürfen. [Abg. Dr Ziehm: Dochl) Ueber 
Punkt b läßt ſich reden, aber es wird Ihnen nicht an- 
genehm ſein, Herr Abg. Dr Ziehm, wenn ich hinzu⸗ 
füge, daß Sie da ein paar Poſttage zu ſpät kommen. 
Soviel ich weiß, beichäftiat ſich die Regierung Teit 
einiger Zeit mit dem Problem, das Sie in Punkt b 
Ihres Antrages bezeichnet haben. (Abg. Dr. Ziehm: 
Das weiß ich doch nicht!) Es iſt zu erwarten, daß in 
nächſter Zeit hier etwas in die Tat umgeſetzt werden 
wird. Ich darf auch im Namen der anderen Koalitions⸗ 
varteien erklären, daß uns Punkt a, wenn mir ihn im 
Gegenſatz zu Punkt b betrachten, unannehmhar iſt. 

Ueber Punkt b läßt ſich reden. Ich muß aber er⸗ 
wähnen, daß er reichlich ſpät kommt. Die Vorarbeiten 
ſind auf dieſem Gebiet ſo ziemlich abgeſchloſſen. Da 
aber Punkt b einen vernünftigen Gedanken enthält, 
find wir gern bereit, dieſen Antrag dem Ausſchuß zu 
überweiſen. Es kann ja möglich ſein, daß noch einige 
verwendbare Gedanken herauskommen. Punkt a wer⸗ 
den wir aber ſtets ablehnen. (Bravo! links.) 


Vizepräſident Sprett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Karkutſch. 


Karkutſch. Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Kaufleute und Induſtrielle, ſowie das Handwerk haben 
oft Kriſenzeiten durchgemacht. Aber fte haben fie, 
ohne nach Staatshilfe zu rufen, durch eigene Kraft mit 
eiſernem Fleiß und der dieſen Berufen eigenen Zöhig⸗ 
keit durchgekämpft. Die Löhne richteten ſich nach An⸗ 
gebot und Nachfrage, d. h. bei gutem Geſchäftsgana 
maren ſie hoch, während in ſchlechteren Zeiten weniger 
hohe Löhne gezahlt werden konnten. Dadurch murden 
die hergeſtellten Produkte bifliger, und die Induſtrie 
konnte ihre Produkte mieder los werden, d. h. ſie hatte 
Abſatz möglichkeiten. Nach der Revolution entſtand der 
Gedanke des Rechtes auf Arbeit, d. h. der Staat hat 
dafür zu ſorgen, daß jeher Staatsbürger Arbeit hat, 
(Aba. Arezynſki: Herr Karkutſch, wo haben Sie die 
Broſchüre gekauft?) andernfalls Erwerbsloſen⸗ 
füürſorge eintritt. Solange die Arbeitsloſigkeft nur in 
kleinem Maßſtabe vorhanden ift, mag dies gehen. aber 
ſobald fie Formen annimmt., wie genenmärtta. ift eine 
derartige Arbeitsloſenfürſorge eine Unmöalichkeit. und 
mit mathematiſcher Sicherheit läßt es ſich errechnen, 
wann der Staat daran zugrunde geht. Der Arbeitgeber 
hat das Intereſſe, feinen Betrieb in Gana zu halten, 
das kann wohl von niemand beſtritten werden. (Abe. 
Arczynſki: Er hat das Intereſſe, Geſchäfte zu machen!) 
Wenn es ihm nicht gelingt, feinen Betrieb aufrechtszu⸗ 
erhalten, dann ift er zunächſt der Meiſtgeſchädigte, me! 
er natürlich Geſchäfte machen und ſich ernähren will. 
Jedenfalls führt ein Stillſtand oder Rückgang im Ge⸗ 
ſchäft ſelbſtverſtändlich zu Arbeiterentlaſſungen. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Kloßowſki.) Das ift gar nicht zu ber 
zweifeln. Man kann nicht ſagen, daß das eine kapita⸗ 
liſtiſche Zeiterſcheinung iſt, ſondern das iſt genau A 
Entgegengeſetzte. Wenn der Arbeitgeber keine Suche 
mehr hat und ſelbſt nichts mehr verdienen ran 
muß er halt dazu ſchreiten, Arbeiter zu entlaſſen. (APR 
Arczynſki: Die Profitwirtſchaft iſt daran ſchuld, 5 
verſtehen Sie allerdings nicht!) Darüber gibt E 
keine Zweifel, die Arbeitnehmer haben das allergröß A 
Intereſſe, die Arbeitsloſigkeit zu beſeitigen, damit au 


[Karkutſch, Abgeo 

) fie verdienen. (Abg. Kloßowſki: Sie find dumm genug, 
das ſelbſt zu jagen!) Das habe ich noch nie beſtritten 
und das wird auch kein Wirtſchaftler beſtreiten. Erſt 
wenn der Betrieb wieder in Gang kommt und Arbeiter 
eingeſtellt werden, gibt es einen Verdienſt für den 
Arbeitgeber. Infolgedeſſen gehen die Intereſſen der 
Arbeitnehmerſchaft mit denen der Arbeitgeberſchaft 
nicht auseinander, ſondern fie find aufs engſte mit⸗ 
einander verknüpft. (Zuſtimmung rechts. — Abg. 
Kloßowſki: Siehe Saiſonarbeiterl) In dieſen ernſten 
Zeiten ſollten die Hetzereien aufhören, Herr Abg. 
Kloßowſki. Wir kommen damit nicht weiter. Was 
kann es uns helfen? (Abg. Kloßowſki: Ich werde ein 
paar Landarbeiter hinſchicken!) Was kann es uns 
helfen, wenn hier geſchrien wird und keine Taten folgen, 
damit wir aus der Not herauskommen. Wir müſſen die 
Preiſe für die Produkte, mit denen wir am Weltmarkt 
konkurrieren wollen, dem Weltmarkt anpaſſen, um 
wieder Arbeit zu beſchaffen, d. h. die Herſtellungskoſten 
erheblich vermindern. (Abg. Kloßowſki: Wer kann 
dann noch etwas kaufen, wenn er umſonſt arbeiten 
muß, dann haben Sie die Wirtſchaft totgejchlagen!) 

Vizepräſident Splett: Ich bitte, fich ein kein wenig 
zu mäßigen. 

Karkutſch, Abgeordneter: (D. Nat.): Wie laſſen ſich 
vie Herſtellungskoſten vermindern? Vornehmlich 
durch Mehrarbeit. Die Beſtimmungen der Arbeits⸗ 
geſetze, die dem Staat ſeit der Revolution das Recht 
geben, die Löhne feſtzuſetzen und in den Wirtſchafts⸗ 
prozeß einzugreifen, ſind unhaltbar, weil bei der Feſt⸗ 
ſetzung auf die Abſatzmöglichkeit der Erzeugniſſe 
teine Rückſicht genommen wird. Nur frei von aller 
ſtaatlichen Bevormundung kann ſich die Induſtrie und 
der Handel wieder entwickeln und wir kommen aus 
der Arbeitsloſigkeit heraus. (Abg. Kloßowſki: Der 
eine verlangt Geld vom Staat und Sie wollen Frei⸗ 
heit haben!) Ferner muß die Regierung alles tun, 
was in ihrer Macht ſteht, um die allgemeinen Unkoſten 
zu vermindern, die die Betriebe zu tragen haben. 
(Zuruf links.) 


Vizepräſident Splett: Herr Abg. Kloßowſki, ich 
bitte Sie zum zweitenmal, ſich zu mäßigen, ich müßte 
ſonſt zu Ordnungsrufen ſchreiten. (Die Sozialiſten 
wollen nicht hören, was die Nationalen fagen!) 

Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): Dahin gehören 
Umſatzſteuer, Luxusſteuer und Deviſenſteuer. Die 
Neubildung von Betriebskapital iſt zu unterſtützen. 
Nur wenn die Betriebe ein ſolches Kapital in Händen 
haben, ſind ſie in der Lage, weiterzukommen. Auch 
die Auftraggeber haben heute kein Geld. Nehmen Sie 
Polen an, nehmen Sie Rumänien an, überall, wo wir 
hinliefern können, iſt kein Geld und man verlangt bei 
Abſchlüſſen Kredit, gewöhnlich einen ſehr langfriſtigen 
Kredit. Wenn die ausländiſchen Firmen einen ſolchen 
Kredit nicht erhalten, ſo ſind ſie nicht in der Lage, zu 
kaufen, oder aber ſie wenden ſich an die Länder, die 
ihnen dieſen Kredit zur Verfügung ſtellen können. Das 
iind im allgemeinen die Länder, die kapitalſtärker find 
als der Freiſtaat. 

Die Arbeitsloſen, m. D. u. H., verlangen Arbeit. 
Dem kommt unſer Antrag nach. Jetzt kommt das, was 
Sie (nach links.) bei mir vermißten. Unterſtützen 

ie die Betriebe, die in der Lage ſind, infolge dieſer 
Unterſtützung Aufträge und damit Arbeit herbeizu⸗ 
Ibaien, Alle Arbeitsloſen werden dadurch natürlich 
eine Beſchäftigung finden. Es wird Sache der Re⸗ 
gierung und der hauptamtlichen Senatoren ſein, die ja, 
han die „Volksſtimme“ ſchreibt, in jo großer Zahl vor- 
1 70 ſind, daß man nicht weiß, wie man ſie alle be⸗ 

äftigen ſoll, ſich mit dieſen Problemen zu befaſſen. 
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Aber was ſagt nun weiter das Parteiorgan der 
größten Regierungspartei, die „Volksſtimme“ hierzu: 
„Für ihre rieſigen Gehälter hätte man erwarten kön⸗ 
nen, daß ſie dies Problem auch einmal eifrigſt ſtudiert 
hätten, um einige brauchbare Vorſchläge zu entwickeln. 
Aber es zeigt ſich immer wieder die Wahrheit unſerer 
Behauptung, daß wir in dieſen Beamten lediglich 
überflüſſige Aufſichtsperſonen haben, aber durchaus 
keine Organiſatoren.“ (Sehr gut!“ links.) Wir 
haben dem nichts hinzuzufügen. Die Mittel, die Ihnen 
zur Linderung der Arbeitsloſigkeit vorgeſchlagen wer⸗ 
den, lehnen Sie ſämtlich ab und halten an Ihren Theo⸗ 
rien feſt. Solange Sie nicht einſehen wollen, daß Sie 
damit nicht weiterkommen, ſondern Schiffbruch gelit⸗ 
ten haben, ſolange kann keine Beſſerung eintreten. 
Wer ſtets den Klaſſenkampf gepredigt hat, wer ſtets 
gegen die Arbeitgeber zu Felde gezogen iſt, für den 
mag es ſchwer ſein, einzugeſtehen, daß die erhobenen 
Forderungen und geweckten Hoffnungen nicht erfüll⸗ 
bar ſind. Es wird Ihnen aber nichts übrig bleiben, 
die Not wird Sie zu dieſer Erkenntnis zwingen. Aber 
bis dahin werden wir, fürchte ich, noch durch viel Elend 
durchzuwaten haben. Wir treten ein für die Gewäh⸗ 
rung der Arbeitsloſenunterſtützung, die von einer 
Arbeitsleiſtung abhängig gemacht werden kann. Dieſe 
Arbeitsleiſtung muß nutzbringend für die Allgemein⸗ 
heit ſein. Nur Arbeit und nochmals Arbeit kann uns 
aus der Not, in die wir geraten ſind, heraushelfen. 
(Iſt das Ihr Organ? links.) Ich finde oft ſchöne 
Stellen, die ich gut anwenden kann. Es geht nicht an, 
weitere Unterſtützungen zu gewähren, die für den 
Staatsſäckel untragbar werden müſſen, ohne daß pro⸗ 
duktiv etwas dafür geleiſtet wird. (Sehr richtig! 
rechts.) Für wirklich produktive Zwecke wird ſich auch 
eine Anleihe finden, und dieſe wird ſich in abſehbarer 
Zeit mit Zinſen zurückzahlen laſſen. 

Wir ſprechen uns aber entſchieden gegen jede 
weitere Sozialiſierung aus. Dem freien Unternehmer⸗ 
tum ſind dieſe Aufgaben vorzubehalten. Der Staat 
darf ſeinen Steuerzahlern nicht in den Rücken fallen. 
Mit Unterſtützung ſämtlicher Parteien, ich rufe ſie alle 
in dieſem hohen Hauſe auf, glauben wir, bei ſtrengſter 
Prüfung der Bedürftigkeit, den Arbeitsloſen mit un⸗ 
ſerm Antrag die beſte Fürſorge, die ſie haben können, 
angedeihen zu laſſen. Stimmen Sie, m. D. u. H., dieſem 
Antrage nicht zu, ſo trifft Sie die volle Verantwortung 
für die Folgen, die eintreten müſſen, wenn dem Staat 
jede weitere Zahlung von Arbeitsloſenunterſtützung 
zur Unmöglichkeit wird, weil kein Geld mehr da iſt. 
(Bravo! rechts. Abg. Arezynſki: Dann werden wir Sie 
enteignen!) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Laſchewſki. (Zwiſchenrufe des Abg. Kloßowſki) Herr 
as Kloßowſki, jetzt hat Herr Abg. Laſchewſki das 

Ort. $ 
Laſchewſki, Abgeordneter (K.P.): M. D. u. H.! Die 
Unruhe, die hier im ſogenannten hohen Hauſe herrſcht, 
iſt etwas Bezeichnendes, denn es wird doch erklärt, daß 
der Staat zugrunde gehe, wenn dieſes Problem nicht 
gelöft werde. Durch den Beſchluß des Volkstages auf 
Erhöhung der Unterſtützung um 10 Pfennig iſt die Ar⸗ 
beiterſchaft verhöhnt worden und beſonders durch die 
Ablehnung des Senats. Der Redner der Sozialdemo⸗ 
kraten hat aber nicht ein einziges Wort über die Zu⸗ 
rückweiſung des Geſetzentwurfs geſprochen, trotzdem 
die Sozialdemokratie der Verhöhnung der Arbeiter⸗ 
ſchaft durch die Bewilligung von 10 Pfennigen zuge⸗ 
ſtimmt hat. So faſſen wir Kommuniſten es auf, und 
ebenſo tun es die geſamten Arbeitsloſen. Die Ver⸗ 
höhnung wurde von Euch mitgemacht. Ihr habt nicht ein 


einziges Wort gefunden, um dem Senat, in dem Ihr. 


(©) 


(D) 


(A) 


(B) 


ſetzt das in die Begründung hinein. 
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vertreten ſeid, in aller Oeffentlichkeit zu erklären, ob 
Ihr dem Beſchluß zuſtimmt, daß die Erhöhung nicht ge⸗ 
zahlt werden ſoll. Der Senat erklärt einfach in der 
Begründung, daß die Unterſtützung aus finanziellen 
Gründen nicht gezahlt werden könne, und zweitens 
liege auch keine Bedürftigkeit vor. Wenn der Senat 
bis heute noch nicht eingeſehen hat, daß bei den Ar⸗ 
beitsloſen Bedürftigkeit vorliegt, dann kann man es 
nicht verſtehen. Das iſt ein Zeichen dafür, daß dieſer 
Senat nicht weiter beſtehen ſoll und kann. Er erklärt: 
„In Deutſchland ſind die Sätze nicht ſo hoch wie in 
Danzig, und die Lebenshaltung in Danzig ſteht auf 
derſelben Stufe wie in Deutſchland.“ Bei den Lebens- 
mitteln kann man das noch annehmen, (Abg. Doerk⸗ 
ſen: Billiger!) aber in bezug auf die Bekleidung iſt 
es nicht der Fall. Ich möchte die Herren von der 
Rechten fragen, weshalb ſie denn nach Deutſchland 
fahren, wenn ſie ſich einen Anzug kaufen. (Es fährt 
feiner! rechts.) Es ift hier im Volkstag erklärt mor- 
den, daß Sie nach Marienburg fahren, und da die 
Preiſe dort ebenfalls hoch ſind, fahren Sie weiter in 
andere kleine Städte, um ſich Ihre Bekleidung zu 
kaufen. Der Arbeiter braucht auch einmal ein Bett⸗ 
laken, und das iſt hier teurer als in Deutſchland. Wenn 
weiter vom Senat geſagt wird, daß im Freiſtaat keine 
Ortsklaſſen beſtänden, jo tit zu jagen, daß hier ſchon 
Ortsklaſſen beſtehen, nur in anderer Form. Das be⸗ 
trifft die Landarbeiter. Faſt in jeder Sitzung ſind 
Schikanen gegenüber den Arbeitsloſen zur Sprache ge⸗ 
bracht worden. Das wirkt ſich hier bei uns viel ſchlech⸗ 
ter aus als in Deutſchland, wo die Ortsklaſſeneintei⸗ 
lung iſt. In der Begründung des Senats heißt es 
weiter: „Dadurch geht der Anreiz zur Wiederaufnahme 
der Arbeit verloren“: Ich möchte gerade Herrn Dr. 


Ziehm ſagen, baß er in ſeinen Ausführungen vorhin 
entweder eine bewußte Unwahrheit geſagt hat, oder es 


hat ihm jemand etwas erzählt, der gelogen hat. (Das 
iſt ungefähr dasſelbe! links.) Das iſt dasſelbe, aber 
es kann jemand etwas als Wahrheit auffaſſen, wenn 
er es von einem anderen erzählt bekommen hat. Wenn 
Sie in den Hafen gehen und ſehen würden, wie Hun⸗ 
derte von Arbeitern dort ſtehen, wenn ein Dampfer 
ankommt und jeder darauf lauert, um nur ein paar 
Tage oder Stunden arbeiten zu können, dann würden 
Sie nicht mit ſolchen Mätzchen kommen, die direkt eine 
Verhöhnung der Arbeiterſchaft ſind. Sie ſagten, der 
Arbeiter ſage, es lohne nicht, daß er arbeite; denn 
„wenn ich arbeite, verſaue ich mir meine Stempel⸗ 
karte.“ Sie kennen die Verhältniſſe abſolut nicht. 
Dem Arbeiter geht kein Tag verloren, er kann bis zu 
6 Wochen arbeiten. Wenn er heute arbeitet, bekommt 
er den Tag nicht bezahlt. Wenn er acht Tage gearbei⸗ 
tet hat und arbeitslos wird, geht er wieder ſtempeln 
und bekommt vom erſten Tage an wieder ſeine Ar⸗ 
beitsloſenunterſtützung. Die Karenzzeit kommt nur 
bei einer längeren Arbeitsdauer in Frage. 


Schämen müßten Sie ſich alſo, die Arbeiterſchaft 
derartig zu verhöhnen und zu beleidigen. Das weiſe 
ich ganz entſchieden zurück. Aus Ihren Kreiſen würde 
zuerſt eine Anzeige beim Arbeitsamt erfolgen, um dem 
Manne wegen Arbeitsverweigerung die Unterſtützung 
zu entziehen. So ſieht die Sache aus. Dann kommt 
die Berechnung, daß z. B. wöchentlich bis 36 Gulden 


Erwerbsloſenunterſtützung gezahlt werden. Man hat 


natürlich den höchſten Satz mit vier Kindern genom⸗ 
men. Dann hat man die Winterbeihilfe berechnet und 
(Abg. Schweg⸗ 
mann: Haushaltsplan!) Man ſagt nicht, daß die 
Winterbeihilfe nur bei einer Karenzzeit von 60 Tagen 
gezahlt wird, und daß ſie nur für die Winterzeit in 


Betracht kommt. Sie müſſen aber auch folgendes be⸗ 


geſtiegen. 


rechnen, daß die wöchentliche Unterſtützung im Durch⸗ 
ſchnitt nicht ausreicht, die Miete zu bezahlen. Der Er⸗ 
werbsloſe bekommt demnach nicht einmal Unter⸗ 
ſtützung für ſeinen Bedarf für drei Wochen, die heute 
ſo gering iſt, daß er ſich dafür nicht einmal die notwen⸗ 
digſten Lebensmittel für ſich und ſeine Familie kaufen 
kann. Dann kommen Sie immer mit der ſchwierigen 
Finanzlage. Das iſt natürlich Ihr altes Problem. Als 
aber im Hauptausſchuß unſer Geſetzentwurf vorlag, 
als Notopfer die Gehälter der oberen Beamten zu 
reduzieren, weil die Not der Freiſtaatbevolkerung ſo 
groß iſt, haben Sie das abgelehnt. Man will ſparen 
und die Einkünfte derjenigen verkürzen, die ſchon faſt 
dem Hungertode nahe ſind. So iſt es heute tatſächlich 
bei den Erwerbsloſen, zum mindſten bei einem großen 
Teil. Davon aber, daß andere Kreiſe durch Abbau der 
Gehälter der oberen Beamten und Reduzierung der 
Beamtenzahl zur Beſeitigung der Not beitragen könn⸗ 
ten, iſt keine Rede. Solange man das nicht durchführt, 
haben dieſe Leute kein Recht, zu ſagen, man ſolle bei 
den ausgebeuteten Erwerbsloſen anfangen, bei den 
Menſchen, die das Unglück nicht verſchuldet haben. Nach 
der Zurückweiſung durch den Senat haben wir noch 
einmal die Forderung geſtellt, die wir heute wieder in 
einem Abänderungsantrag erheben. Dieſe Anträge 
wurden damals von 18 000 bis 20000 Erwerbsloſen 
verlangt. Dieſe Zahl iſt heute mindeſtens auf 28 000 
Im Namen dieſer 28 000 Erxwerbsloſen 
ſtellen wir heute wieder die Forderung auf 50prozen⸗ 
tige Erhöhung der Erwerbsloſenunterſtützung, nicht, 
weil wir wiſſen, daß Sie dieſem Antrag nicht zuſtim⸗ 
men, ebenſowenig die Sozialdemokratie. Die iſt heute 
ſchon jo im Schlepptau der bürgerlichen Koalition, daß 
ſie überhaupt nicht mehr weiß, was Arbeitervertretung 
ift. Aber wir ſtellen den Antrag, um der Arbeiter- 
ſchaft dadurch wieder zu zeigen, daß ſie hier im Volks⸗ 
tag nicht das geringſte Verſtändnis findet. Der An⸗ 
trag der Deutſchnationalen, und beſonders die Be- 
gründung durch den deutſchnationalen Vertreter, zeigt 
ung, daß wir mit unſerer Auffaſſung recht haben. Nicht 
die jetzige Regierung kann das ändern. Auch die 
deutſchnationale Regierung würde es nicht aufgehal⸗ 
ten haben. Die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe iſt nicht 
fähig, die Kriſe zu beſeitigen. (Abg. Liſchnewſki: Sehr 
gut!) Das iſt der Grundkern, und nicht nur in Dan⸗ 
zig. Gegenüber andern Ländern iſt die Prozentzahl 
der Danziger Erwerbsloſen allerdings am höchſten. 
Aber dies Erwerbsloſenproblem beſteht nicht nur in 
Danzig, ſondern in allen europäiſchen Ländern. (Auch 
in Rußland? rechts.) Ich komme ſchon darauf. In 
Rußland iſt die Erwerbsloſigkeit vielleicht auch vor⸗ 
handen. (Aha! rechts.) Aber nicht in dem Maße, 
wie hier. Diejenigen jedoch, die keine Beſchäftigung 
haben, erhalten in Rußland eine angemeſſene Unter⸗ 
ſtützung. Für ſie iſt durch Volksbeſpeiſung, durch Un⸗ 
terhalt der Familien und durch Bekleidung geſorgt. 
Die Ziffer der Erwerbsloſen Rußlands nimmt ſtändig 
ab, während ſie in den kapitaliſtiſchen Ländern Euro⸗ 
pas ſteigt. Das iſt der Unterſchied, Herr Abg. Doerk⸗ 
jen. Dies zeigt uns gerade, wie faul Ihr Syſtem iit- 


In allen Staaten, ob Siegerſtaaten oder Beſiegten⸗ 
ſtaaten, überall herrſcht dieſe furchtbare Arbeitsloſigkeit, 
in Deutſchland genau ſo wie hier. Dort erklärt die Re⸗ 
gierung, man ſtände vor furchtbar ſchweren Zeiten, 
hier dasſelbe. Eins möchte ich Ihnen jagen, Herr Abg. 
Dr. Ziehm. Sie haben in erſter Linie mit Ihrer Frak⸗ 
tion dazu beigetragen, daß die Erwerbsloſigkeit in 
Danzig prozentual am größten iſt. Und zwar dadurch, 
daß Sie in Danzig einen Beamtenſtaat geſchaffen 
haben, der um 50 Prozent zu groß iſt, mindeſtens kei 
Gruppe 10 angefangen. Dadurch iſt folgendes entz 
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(A) ſtanden: Es mußte der Steuerdruck auf die. Wirt- 


ſchaftskreiſe kommen, es mußte alles ausgepreßt wer- 
den, was möglich war, um dieſen Beamtenapparat zu 
bezahlen. Das hat dazu beigetragen, daß Danzig heute, 
was die Erwerbsloſigkeit angeht, an der Spitze ſteht. 
Sie haben kein Recht, den Anſchein zu erwecken, als 
wenn Sie etwas für die Erwerbsloſen tun wollten. 
(Abg. Schütz: Wir waren in der letzten Zeit gar nicht 
in der Regierung! Abg. Hoffmann: Alte Saufnudell) 
Laß ihn ruhig, er geht gleich wieder an die Theke. „Wir 
haben einen Antrag eingebracht, wonach der Senat 
erſucht wird, dem Volkstag unverzüglich ein Geſetz vor⸗ 
zulegen,“ ſo ſagten Sie, „nach dem die Gewährung der 
Erwerbsloſenunterſtützung von einer Arbeitsleiſtung 
abhängig gemacht wird.“ Das iſt Ihr ſoziales Empfin⸗ 
den, das Sie für die Erwerbsloſen ſpüren. Sie wollen 
alſo, daß die Erwerbsloſen für die paar Pfennige, die 
ſie jetzt erhalten, eine beſtimmte Arbeit leiſten. Wie 
lange die Leute und für wen ſie arbeiten ſollen, ſagen 
Sie in dem Antrag natürlich nicht. (Frau Abg. Kreft: 
Herr Schütz, brauchen Sie ein Glas Waſſer? Abg. 
Liſchnewſki: Herr Doerkſen, laſſen Sie den Mann doch 
hinausführen! Abg. Schütz: Sie bringen die Ber- 
hetzung!) Sie erklären weiter, daß Sie dieſen Antrag 
im Intereſſe der Erwerbsloſen eingebracht haben. Alſo 
im Intereſſe der Erwerbsloſen haben Sie einen An⸗ 
trag eingebracht, wonach dieſe Leute eine beſtimmte 


Zeit am Tag arbeiten ſollen. Herr Dr. Ziehm, ich möchte 
Ihnen folgendes raten: Berufen Sie in die Meſſehalle 
eine Erwerbsloſenverſammlung ein. Dann wird die 
Halle voll ſein. Dann richten Sie an die Erwerbsloſen 
die Frage, ob dieſer Antrag in ihrem Intereſſe ſei, 
dann würden Sie die richtige Antwort bekommen. Wir 
wiſſen ja aber, was Sie wollen. Heute wird die Zah⸗ 


lung der ſtaatlichen Unterſtützung auf dem Lande ja 
ſchon ausgenutzt. Wer nimmt heute die Arbeitsloſen 
zur Jagd? Die Amtsvorſteher beſchäftigen ſie mit 
Getreidedreſchen und mit allem möglichen. Das iſt 
heute ſchon ſo. Wenn nun noch eine geſetzliche Hand⸗ 
habe da iſt, daß man die Arbeiter beſchäftigen kann, 
dann würde dieſe Pflichtarbeit nur im Intereſſe Ihrer 
Leute ſein, und das wollen Sie. 


In dem zweiten Abſatz Ihres Antrages wollen 
Sie, daß die Arbeitsloſenunterſtützung, die heute ge⸗ 
zahlt wird, zur Beſchaffung von Arbeit verwandt wird. 
Was Sie darunter verſtehen, iſt folgendes: Das 
iſt überhaupt nicht Ihr Antrag, dieſer Antrag iſt 
ſchon im Friedrich⸗Wilhelm⸗Schützenhauſe geſtellt 
worden. Dort wurde unter Punkt 4 in der Reſolution 
der Wirtſchaftskreiſe ſchon die Forderung erhoben: 
„Umſtellung der Erwerbsloſenfürſorge, insbeſondere 
durch Zuſchüſſe an Betriebe, Abbau der ſozialen 
Laſten.“ Sie wollen Zuſchüſſe für die Betriebe haben, 
und das iſt der Kern, den Ihr Antrag hat. Es iſt rich⸗ 
tig, wie die „Volksſtimme“ ſchrieb, daß durch dieſen 
Antrag die Verſklavung der Arbeiterſchaft vollkom⸗ 
men gemacht werden ſoll. Heute iſt der Arbeiter ſchon 

in direkter Sklave, nur in einer etwa feineren Form 
als früher. Daß die Aufſtellung dieſer Forderung bis 
eute gedauert hat, iſt nur dem Einfluß der Arbeiter 
Snönfchreiben, weil die Arbeiterſchaft damals in 
kaſſenverſammlungen Sturm gegen dieſe Wirtſchafts⸗ 


tatur lief, gegen diefe Umſtellung der Arbeitsloſen⸗ 


baltorge. Die bürgerlichen Parteien wagten es des⸗ 
> nicht, ſonſt würden fie ſchon früher mit dem An⸗ 
fi Se een ſein. Ich fage, die Arbeiterſchaft wird 
ie as nicht gefallen laſſen, damit können Sie rechnen. 
verlalrbeiter werden keine Pflichtarbeit machen. Sie 
Nera Ae ba für Ihre paar Pfennige 
i "An = 3 
ſcaftigung 9 f ndern Sie verlangen überhaupt Be 


Ich ſage Ihnen, 
Wirtſchaftsweiſe ſind nicht imſtande, dieſes Problem 
zu löſen. Wenn es Ihnen vielleicht auch hier in Dan⸗ 
zig gelingen wird, eine Anleihe, ein Tabaksmonopol 
oder etwas anderes einzuführen, ſo wird das auch zu 
einer weiteren Verſklavung, zu einer noch größeren 
Ausbeutung der Arbeiterſchaft führen. Auch dann 
wird der Zeitpunkt kommen, wo wir genau ſo da⸗ 
ſtehen, wie heute. Löſen wird dieſes Problem nur die 
Arbeiterſchaft ſelbſt. Das wird dann geſchehen, wenn 
fie nicht in eine Koalitionsregierung eintritt, ſondern 
ſelbſt die Regierung übernimmt. (Sehr richtig! und 
Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Der Antrag der Deutſchnationalen iſt in der vorliegen⸗ 
den Form geſtellt worden, um im Volkstag eine Ge⸗ 
neraldebatte über das Syſtem der Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung hervorzurufen. Nun wurde von ſeiten der 
beiden bisherigen Redner der Deutſchnationalen Volks⸗ 
partei erklärt, daß die Erwerbsloſigkeit ein allgemeines 
Uebel wäre, ein Uebel, das die geſamte Wirtſchaft, den 
geſamten Staat, die geſamte Bevölkerung treffe. Trotz 
dieſer Erklärung iſt aber in erſter Linie gegen einen 
Stand Front gemacht worden, gegen den Arbeiter. Es 
iſt zwar geſagt worden, daß der Arbeiter als ſolcher das 
größte Intereſſe an einer Umſtellung der Arbeitsloſen⸗ 
unterſtutzung habe, daß der Erwerbsloſe in erſter Linie 
Arbeit verlange. Nach dieſen Worten aber wurde 
ſofort von dem deutſchnationalen Redner geſagt, der 
Arbeiter ſelbſt hat das und das bei dem jetzigen Syſtem 
der Erwerbsloſenunterſtützung getan. Es iſt das 
allgemeine Problem der Bevölkerung ausgenutzt wor⸗ 
den, um gegen einzelne Mitglieder eines Standes Agi⸗ 
tation zu treiben. Angenommen, Herr Dr. Ziehm, Ar⸗ 
beitsloſe haben die Arbeit abgelehnt, ſo geben Sie ja 
ſelbſt einen Grund an, daß die Arbeitnehmer die Be⸗ 
fürchtung haben, daß ihnen nach einer vorübergehenden 
Arbeit die Unterſtützung verlorengehe. Der Redner 
der kommuniſtiſchen Fraktion hat Ihnen ja darüber 
Aufklärung gegeben. Sie ſagen weiter, daß der Ar⸗ 
beiter die Arbeit nicht annimmt, weil er bei einer Voll⸗ 
arbeit faſt mit demſelben Lohn zu rechnen hat, als die 
Erwerbsloſenunterſtützung ausmacht, weil Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung und Löhne faſt ein und dieſelbe 
Grenze erreicht haben. Das ſtimmt, das iſt aber nicht 
ein Vorwurf, den man bezüglich der Höhe der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung machen muß, ſondern da muß 
man ſagen, daß hier eine falſche Lohnpolitik getrieben 
worden iſt. 

Wenn wir heute Arbeiter haben, die lieber 
erwerbslos zu Hauſe ſitzen, als daß ſie für ein paar 
Pfennige mehr ihrer Arbeit nachgehen, ſo iſt daran die 
Lohnpolitik ſchuld, die getrieben wurde. Man hat nach 
der Revolution ein Tarifgeſetz eingeführt, das Mindeſt⸗ 
löhne vorſah. Aus dieſen Mindeſtlöhnen ſind gleich 
nach der Revolution Höchſtlöhne geworden. Das 
geſchah in Betrieben, die zum Teil in der Lage waren, 
höhere Löhne zu zahlen. Die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung iſt infolge der Erhöhung der Bedürfniſſe ge⸗ 
ſtiegen und hat dieſe ſogenannten Mindeſtlöhne, die zu 
Höchſtlöhnen geworden waren, erreicht. Dann kann 
man es allerdings dem Arbeiter nicht übelnehmen, 
wenn er ſagt: „Ich ſitze lieber zu Hauſe und nehme 
meine Erwerbsloſenunterſtützung, als daß ich für die 
paar Groſchen mehr meine Knochen zu Markte trage.“ 
Schuld ſind in erſter Linie die niedrigen Löhne. Es iſt 
ſo, daß der Menſch, der arbeiten will, für ſeine tat⸗ 
ſächlich geleiſtete Arbeit nicht den entſprechenden Lohn 
bekommt. e 


Sie mit Ihrer kapitaliſtiſchen (c) 
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Wenn Sie heute in Ihrem Antrag verlangen, daß 
die Gewährung der Erwerbsloſenunterſtutzung von 
einer Arveltsleiſtung abhängig gemacht werden kann, 
jo wird ausgedruckt, daß fur die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung volle Arbeit geleiſtet werden ſoll. Das bedeutet 
aber, daß man ſich mit dieſen Erwerbsloſen ſozuſagen 
eine Armee von Lohndruckern erzogen hat. Die We- 
werkſchaften werden vald merten, daß man mit dieſen 
aus dem Produktionsprozeß herausgeriſſenen Leuten 
den Lohn der ubrigen Arbeiter drucken will. Das iſt 
die große Gefahr, die aus dieſem Antrag fur die Arbeit⸗ 
nehmer entſpringt. 

Weiter haben Sie heute das Wort Klaſſenkampf 
gebraucht. Ich muß ſagen, daß das jetzige Syſtem der 
Erwerosloſenunterſtutzung unbedingt dazu angetan iit, 
einen Klaſſentampf zu verurſachen, einen ͤelaſſentampf, 
der tatſächlich gegen die Leute gefuhrt werden muß, die 
heute hohe Gehalter einſtreichen ohne zu arbeiten, 
während andere Leute, die ehrlich arbeiten wollen, 
keinen enrſprechenden Lohn bekommen. Wenn Sie 
jagen, eine Lohnerhöhung könne wegen der Sou- 
kurrenzfahigteit nicht vorgenommen werden, ſo ift nicht 
in erſter Linie die Höhe der Löhne an der Konkurrenz⸗ 
unfähigkeit Schuld, ſondern die ubrigen Unkoſten, die 
die Werte auf ſich geladen haben. Denken Sie an die 
Danziger Werft mit ihren 13 oder 14 Direktoren. Die 
Unkoſten dieſer Gehälter ſind dafur maßgebend, daß die 
Danziger Werft nicht mehr konkurrenzfähig iſt. Bei 
der Bolkauaffare muſſen wir vefurchten, daß dem Staat 
bei den Unkoſten auch Schmiergelder angerechnet wur⸗ 
den, vielleicht, daß in den 16 Weillionen 2 Millionen 
Schmiergelder ſtecken. Nehmen wir ein Beiſpiel an: 
Die A. E. G. würde ein Elektrizitätswerk auf einer Do- 
mäne bauen. Das erſte wäre, daß ſie ſich in dem Pächter 
einen Vermittler fur ven Auftrag heranholt, der ſelbſt⸗ 
verſtändlich eine Proviſion fordert. Da jagt die A. E. G., 
das ift viel zu gering, du bekommſt außer dem einen 
Fünftel, das du beizutragen hätteſt, noch deine Kron⸗ 
leuchter und deine privaten elektriſchen Anlagen von 
uns geliefert. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſes eine 
Fünftel und die privaten Anlagen in den Auftrag, 
den die Domänenverwaltung zu erteilen hätte, ein⸗ 
gerechnet wurden. So werden die Koſten geſteigert. 
Auf dieſe Weiſe hat man es heute verſtanden, zu be⸗ 
wirken, daß nach Danzig keine Aufträge hinein⸗ 
kommen. Nicht der hohe Lohn iſt alſo Schuld, ſondern 
die übrigen Unkoſten. Man denke daran, daß bei 
uns in Danzig und in Deutſchland die Löhne nur 
einen Teil des Lohnes betragen, den die Arbeiter 
in Amerika und England bekommen. 

Nun kommen Sie mit Ihrer Feſtſtellung, dort 
werde beſſere Arbeit geleiſtet. Ste haben ſelbſt ſchuld 
daran, wenn der gute Arbeiter auswandert, und zwar 
nach Gebieten, wo er beſſer bezahlt wird. Das bedeutet, 
daß man den guten, leiſtungsfähigen Arbeiter aus 
ſeinem Vaterlande hinauswirft und ihn zwingt, aus⸗ 
wärts zu arbeiten. Amerika kann ſich dieſen guten Ar⸗ 
beiter ſichern, und wir müſſen mit den ſchlechteren 
Arbeitern vorlieb nehmen. 


Nun bezüglich der Aufträge. Glauben Sie, m. H. 
Deutſchnationalen, daß Sie mehr Aufträge allein da⸗ 
durch hineinbekommen, wenn Sie die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung, die augenblicklich für Nichtarbeit gezahlt 
wird, den Werken zuführen, in denen dieſe Erwerbs⸗ 
loſen untergebracht werden? Glauben Sie, daß Sie 
allein mit dieſer Maßnahme Aufträge hereinholen? 
Sie können damit die Löhne drücken und bei einer 
Lohnſenkung die Aufträge etwas konkurrenzfähiger 
ausführen. Aber nicht die Löhne ſind das Maßgebende, 
Hauptſache iſt, daß Sie auch die nötige Arbeit haben, 


wenn Sie dieſe Arbeiter einſtellen wollen. Da haben (C) 


es Ihre Kreiſe verurſacht, daß die eigenen Aufträge 
nicht in Danzig ausgeführt wurden. Wenn die Firma, 
in der der ehemalige Senator Senftleben Direktor ift, 
die Baltiſch⸗Amerikaniſche Petroleumgeſellſchaft, ihre 
vier Tankſchiffe in Deutſchland bauen läßt, ſo bedeutet 
das, daß man hier nicht die Abſicht hat, produktive Er⸗ 
werbsloſenfürſorge in Danzig zu treiben oder zu 
fördern. Herr Senftleben hat als Direktor der Gefell- 
ſchaft einen unbedingten Einfluß in dieſer Sache, oder 
es bedeutet, wenn die Aufträge nach auswärts 
gehen, daß er einer der Direktoren mit hohem Gehalt 
iſt, der nichts zu ſagen hat und daß die Firma ſich dieſen 
Direktor zum Staat angeſchafft hat. Daran denkt die 
Wirtſchaft auch nicht. Die Danziger Werft hat bald 
mehr Direktoren angeſtellt als Arbeiter, Direktoren, die 
nur ihr Gehalt einſtreichen. Ich erinnere daran, daß 
man ſich bei dem „Oikos“ Direktoren aus Lemberg holte, 
die alle Vierteljahr von Lemberg nach Danzig kamen 
und das Gehalt einſtrichen, ohne einen Federſtrich für 
das Werk zu tun. Das find die Direktorenunkoſten, die 
man nicht vergeſſen ſoll. (Zwiſchenrufe!) Der iſt 
perſönlicher Grunder geweſen. Als die Beteiligung der 
Stadt mit 25 Prozent kam, hat man aus dem Arveit- 
geber und Unternehmer eine G. m. b. H. geſchaffen, eine 
Geſellſchaft mit Anteilnehmern, die nicht mitarbeiten 
wollen, was man vom Arbeitgeber in erſter Linie ver⸗ 
langen muß. 


Da haben Sie das typiſche Beiſpiel, daß aus dem 
Unternehmer und Arbeitgeber, der, weil er die Arbeit 
nicht mehr ſchaffen kann, Arbeitnehmer als Mitarbeiter 
heranholt, Geſellſchafter werden, die nicht mehr Mit⸗ 
arbeiter, ſondern nur Nutznießer dieſes Betriebes ſind. 
Das bedeutet dann, der Ausdruck iſt gebraucht worden, 
daß dieſe Leute als Beſitzer des Betriebes die Arbeits⸗ 


kraft des einzelnen Arbeiters wie eine Sache mieten. (D) 


Es iſt doch aber etwas ganz anderes, ob Sie einen Ar⸗ 
beiter einſtellen und arbeiten laſſen, als wenn Sie 
eine tote Sache mieten. Zu einer mietbaren Sache haben 
Sie die Arbeitskraft degradiert und damit den Arbeiter 
erniedrigt. Er iſt nicht mehr der Mitarbeiter und der 
Menſch, der eine Leiſtung vollbringt, ſondern er iſt bei 
dieſem Betrieb nichts weiter als der Handlanger und 
die Nummer. So fieht Ihre Lohn⸗ und Ihre Wirt⸗ 
ſchaftspolitik aus. 


Wenn Sie behaupten, daß Herr Senator Senftleben 
als Direktor der Baltiſch⸗Amerikaniſchen Petroleum⸗ 
geſellſchaft keinen Einfluß darauf habe, daß die not⸗ 
wendigen Tankſchiffe hier gebaut werden, ſo bedeutet 
das, daß er als Direktor umſonſt bezahlt wird. Es iſt 
nicht wahr, daß Sie den Auftrag um des kleinen Profits 
willen nach Deutſchland vergeben haben. Rechnen Sie 
nach, daß bei dieſen Tankſchiffen zu 6000 Tons 2000 
Menſchen von der Straße gekommen wären, deren Fa⸗ 
milien miternährt werden, ſo wären das 2000 Familien 
oder 10000 bis 15000 Perſonen, die wieder als zahlungs⸗ 
fähige Käufer auftreten könnten. Sie hätten damit 
Leute geſchaffen, die in der Lage ſind, in Ihren Ge⸗ 
ſchäften einzukaufen. Sie hätten Umſatz und könnten 
mit den einkommenden Geldern Ihre Steuern be⸗ 
zahlen. Der Staat wäre an Hand dieſer gezahlten 
Steuern in der Lage, ſeinen Verpflichtungen nachsl⸗ 
kommen. Heute iſt die Kurve anders. Heute kommt e 
Ihnen nicht darauf an, produktive Arbeit zu leiſten. 
Wenn Sie einen derartigen Antrag einbringen, RT 
müſſen Sie jagen: „Wie bekomme ich die Aufträge, a 
ichaffe ich Arbeitsmöglichkeit?* Davon haben Sie pojiti 
nichts gejagt und nichts dazu getan. Ich nehme an, daß 


Ihr Arbeitervertreter noch etwas dazu ſagen wird. 


(A) 


(B 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 

Es iſt jedoch bezeichnend, daß bei dieſer Wirtſchafts⸗ 
debatte von Ihrer Seite nicht etwa ein Arbeiter auftrat, 
der Intereſſe daran hatte, die Erwerbsloſen, jeine 


Arbeitsbruder, zu vertreten, ſondern in erſter Linie ein 


Wirtſchaftler und ein Staatsbeamter ſprachen. Ich 
möchte wiſſen, ob deren Intereſſen ſich mit den Inter⸗ 
eſſen der Arbeiter decken. Im Gegenteil, Sie haben mit 
dieſem Antrag die beſten Grundlagen fur einen 
Klaſſenkampf geſchaffen. Nicht mit rhetoriſchen For⸗ 
meln werden Sie den Klaſſenrampf vermeiden, ſondern 
nur dadurch, daß Sie ihm die Grundlagen entziehen. 
Durch ſolche Anträge ſchaffen Sie aver die Grundlage 
fur den Klaſſentampf. Dann ſoll es Ihnen zur War⸗ 
nung dienen, wenn ſich der Klaſſenkampf gegen Sie 
richtet. Sie haben für die Arbeiterſchaft nichts getan. 
Ste ind am unverechtigtſten dazu, zu Jagen, Ste wollten 
produktive Erwerosloſenfurſorge ſchaffen. (Sie ver- 
dauen das gar nicht, was Ste jagen! rechts.) Wenn 
Ihre Ausfuhrungen, Herr Abg. Karkutſch, in gedruckter 


Form unter denarbeitern veroreitet wurden, ſo wurden 


Ihre Leute, glaube ich, gelyncht werden. Ihre Rede 
war eine Verhöhnung der Arbeiter, denn Sie ſagten 
3. B., die meiſten Leute feien mit Abſicht arbeitslos, 
viele Leute ſeien zurückgeblieben, weil die Erwerbs⸗ 
loſenfurſorge ebenſo hoch wäre, wie der Lohn. Um⸗ 
gekehrt iſt es. Es iſt zu wiederholten Malen und auch 
im Ausſchuß von Ihnen geſagt worden, daß die Leute 
nicht arbeiten wollen, weil eben die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtutzung zu hoch wäre. Ich ſage nochmals, ſie arbeiten 
nicht, weil der Lohn zu niedrig iſt. Sie haben alles 
getan, um dieſe Stimmung unter den Erwerbsloſen 
ſelbſt hervorzubringen. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) 
Es macht die Maſſe, wenn 36 Mann da ſitzen. Sie ſind 
die reaktionären Verteidiger eines abgewirtſchafteten 
Wirtſchaftsſyſtems. Sie nationalen Wirtſchaftler ſind 
es, die immer predigen, das Deutſche Volk ſolle frei⸗ 
gemacht werden. Sie werden die nationale Freiheit 
nicht eher bekommen, bis Sie jeden einzelnen Stand in 
Deutſchland, jeden Beruf, jede Klaſſe freigemacht haben. 
Fangen Sie damit an, den Arbeiter freizumachen. 
Geben Sie ihm die Möglichkeit, ſich als Menſch zu 
fuhlen. Dann haben Sie die Möglichkeit, einmal Ihre 
nationale Freiheit zu bekommen. 

Es war zum Schluß geſagt: Warum hat die Re⸗ 
gierung nichts getan? Warum hat ſie nicht die Erwerbs⸗ 
loſen untergebracht? Ich frage Sie: Was haben Sie 
bis zum Auguſt gemacht, Sie, die Sie dieſes Syſtem der 
Arbeitsloſenunterſtützung gemacht und getragen haben? 
(Zwiſchenrufe rechts.) Ihre Pflicht wäre es geweſen, 
in 5 Jahren etwas Poſitives zu tun. (Zwiſchenrufe 
rechts — Unruhe.) Im Auguſt waren noch keine 
20 000 Menſchen arbeitslos. Es genügt ſchon, daß in 
der Zeit, als Sie in der Regierung waren bis zu dem 
Augenblick, als Sie rausgegangen ſind, die Zahl der 
Arbeitsloſen von Monat zu Monat geſtiegen iſt. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Schütz. — Unruhe.) Herr Schütz, 
ich habe nicht die Apſicht gehabt, mich an Ihnen zu 
reiben, ich erkläre aber folgendes: Wenn ein ſoge⸗ 
nannter nationaler Arbeitervertreter in den Volkstag 
kommt, in dem er die Intereſſen ſeiner Arbeiterbrüder 
vertritt, ſo hat er nicht betrunken zu ſein wie Sie. Sie 
haben ſich ſeinerzeit darüber aufgeregt, daß der Abg. 
Hoffmann im Reichstag gerufen hat: „Hier iſt ein 

eſoffner!“ Ich rufe ebenfalls: „Hier ift ein 
etrunkener im Saal.“ (Raus mit ihm! links. — Un- 
ruhe.) Wie kann ein Mann, der nicht nüchtern iſt, 
blerber kommen, Wer für das Volk wirken will, hat in 
Seer Linie nüchtern zu fein, Wenn eine Partei, wie 
i 0 Deutſchnationale Volkspartei, die hier eine Wirt⸗ 
aftsreformation will, einen derartigen Vertreter im 


Plenarſaal läßt, hat ſie die beſten Beweiſe für ihre 
wirtſchaftliche und politiſche Einſtellung gegeben. 
(Bravo! — Zwiſchenrufe und Unruhe.) 

Bizepräjident Splett: Das Wort hat ver Herr Abg. 
Dr. Blavier, 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir müſſen dem Anrrag der Deutſchnationalen Volts⸗ 
partei unbedingt zuſtimmen. Es muß endlich einmal 
vie Arbeitsloſenfürſorge produktiv geſtaltet werden. 
Allerdings muß ich mich dem Herrn Vorredner injo- 
jern anſchließen, als die Deutſchnationale Volkspartei 
die ungeeignetſte Partei iſt, um dieſen Antrag einzu⸗ 
bringen. Es ſtimmt jon, Erwerosloſe hat es zur 
Zeit der alten Regierung immer gegeben. Ich muß als 
ehemaliger Demobilmachungskommiſſar feſtſtellen, daß 
die Zahl der Erwerbsloſen zum Teil erſchreckend hoch 
war. Sie war auch relativ vielleicht ebenſo fühlbar, 
wie heute. Nur wurden die Wirkungen der Erwerbs⸗ 
lojigteit durch die Inflation verſchleiert. Wenn alfo 
heute die Deutſchnationalen mit dem Antrag auf pro⸗ 
duttive Erwerbsloſenfürſorge kommen, jo muß man 
ihnen zurufen: „Weshalb habt Ihr nicht von vorn⸗ 
herein die Erwerbsloſengeſetzgebung nach dieſer pro⸗ 
duktiven Richtung hin geſtalter?“ wieje Frage ſtellen 
bedeutet doch die rein demagogiſche Natur dieſes 
deutſchnationalen Antrags ebenfalls feſtſtellen. 
(Zwiſchenrufe der Abg. Hohnfeldt und Dr. Ziehm.) Ich 
habe jon geſagt, daß wir den Antrag volltommen 
unterſtutzen, und daß wir lediglich feſtſtellen, daß die 
Deutſchnationalen die ungeeignetſte Partei zum Ein⸗ 
bringen dieſes Antrages ſind. 

Darüber hinaus haben wir noch ein Bedenken. 
Wir müſſen die abſolute Garantie haben, daß die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung, die nach Ihrem Willen den 
Betrieben unmittelbar zugeführt werden foll, jo ver- 
teilt wird, wie es im Staatsintereſſe liegt und nicht jo, 
wie es im Intereſſe der Deutſchnationalen Volks⸗ 
partei liegt; denn ich erwähne eins, daß wohl die 
Deutſchnationalen die Regierung verlaſſen haben, daß 
aber ihre acht hauptamtlichen Senatoren und der 
deutſchnationale Behörden- und bürotratiſche Apparat 
weiterexiſtieren und weiter die Aufträge vergeben. 
Ich erwähne in dieſem Zuſammenhang nur die Ver⸗ 
teilung der Wohnungsbauabgabe. Wir werden ja 
ſpäter veim Fall Leske und beim Fall der Vergebung der 
Wohnungsbaugelder an der Kurve darauf zurückrom⸗ 
men, wie die Gelder denen zugebogen wurden, die 
deutſchnationale Parteiangehörige waren. (Sehr 
richtig! bei den Kommuniſten.) Wir haben heute In⸗ 
tereſſe daran, daß die Gelder nicht wieder denen zuge⸗ 
bogen werden, die mit den Deutſchnationalen verwandt 
jind, ſondern notleidenden Betrieben. Deshalb müſſen 
wir Kautelen haben, daß das wirklich geſchieht. Wir 
denten daran, daß die Gelder weniger den Betrieben 
als Zuſchuß gegeben werden, ſondern als Exportprämie 
für den größeren Export. Dann haben wir die Mög⸗ 
lichteit der Kontrolle. Das Geld muß den Betrieben 
gegeben werden, die das Wichtigſte im Freiſtaat tun, 
die nämlich exportieren. 

Ich komme auf ein Problem zu ſprechen, das den 
Herren von der Rechten ſehr nahe liegt, und zwar iſt 
es eine Idee, die wir in der nächſten Zeit dem Volks⸗ 
tag vorlegen werden. Ich erwähne ſie in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang. Was uns not tut, iſt nicht eine Verän⸗ 
derung der Erwerbsloſenunterſtützung, ſondern die 
Schaffung von Arbeit. Nun wiſſen wir, daß die In⸗ 
duſtrie in Danzig niemals exportfähig werden wird, 
auch nicht, wenn wir 12 Stunden arbeiten. Die Roh⸗ 
materialien, Eiſen und Kohle, müſſen eben ſehr weit 
zu uns gebracht werden. Wir haben die allzu hohen 
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Speſen der Naturprodukte zu zahlen. Eine Erzindu⸗ 
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Saal bei den verſchiedenen Rednern ziemlich geleert. (C) 


ſtrie kann hier nicht konkurrieren, weil das Erz zu weit 
Man zeigt überhaupt wenig Intereſſe für die Sache. 


È 
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hergeholt werden muß. Wir müſſen darauf bedacht 
ſein, in unſerem Staat Arbeitsmöglichkeiten zu ſchaf⸗ 
fen. Da gibt uns etwas Mittel und Wege an die Hand. 
Die Landwirtſchaft wird es allein nicht machen. Wenn 
wir die ſtaatliche Selbſtändigkeit weiter bewahren 
wollen, ſind wir auf die Naturſchätze angewieſen, die 
der Freiſtaat zur Verfügung hat. Da gibt Richtlinie 
und Weg die Idee eines genialen Mannes, der einmal 
Weſtpreußen verwaltet hat, des Oberpräſidenten von 
Goßler. (Zwiſchenrufe rechts.) Herr Goßler hätte 
nicht jo regiert, wie im Freiſtaat unter Herrn Dr. 
Ziehm regiert worden iſt. (Er war ſtramm konſer⸗ 
vativ! rechts.) Konſervativ ift etwas ganz anderes, 
als was Sie heute ſind. (Ein anderes Mal behaupten 
Sie das Gegenteil! rechts.) Es dreht ſich um das 
Problem, das Herr von Goßler damals dem Miniſte⸗ 
rium unterbreitet hat. Ich habe mein Material von 
dem Mitarbeiter des Herrn von Goßler, Herrn Ma⸗ 
rineoberbaurat Janke, der damals mit dem Miniſte⸗ 
rium verhandelt hat. Es wurde damals feſtgeſtellt, 
daß der Freiſtaat reich an Naturſchätzen iſt. (Zwi⸗ 
ſchenrufe des Abg. Schütz. Unruhe.) Wiſſen Sie, Herr 
Schütz, Sie haben ja neulich im Namen Ihrer Partei 
eine wirtſchaftspolitiſche Rede gehalten. Halten Sie 
die nachher noch einmal, aber laſſen Sie mich in Ruhe. 
(Er iſt jetzt unter Geſchäftsaufſicht geſtellt! links.) Es 
hat ſich bei den damaligen Unterſuchungen herausge⸗ 
ſtellt, daß die Naturprodukte unter Tage ſo günſtig 
liegen, daß Herr von Goßler damals auf dieſer Baſis 
die Schaffung einer Induſtrie beim Miniſterium 
durchſetzen wollte. Die Sache ift geologiſch eingehend 
unterſucht. Die Mächtigkeit der Kreide⸗ und Ton- 
lagerungen im Freiſtaat in ganz geringer Tiefe unter 
Tage iſt feſtgeſtellt. Es ſind Kreideflöze von 300 bis 
400 Meter Mächtigkeit, wie erſte Fachkundige, u. a. der 
erſte Mitarbeiter des Herrn von Goßler, Marineober⸗ 
baurat Janke, mit der Geologiſchen Anſtalt in Ber⸗ 
lin, feſtgeſtellt haben. Der Abbau dieſer Produkte iſt be⸗ 
ſonders günſtig wegen der nahen Lage des Hafens. 
Sie können daher, es handelt ſich um Zement, der pro⸗ 
duziert werden kann, weil die Kreide erſtklaſſig iſt, 
einen Weg ſchaffen, um durch Export 10 000 bis 15 000 
Arbeiter mit den angegebenen Induſtrien zu be⸗ 
ſchäftigen. Gerade, weil Sie die nahe Verwandtſchaft 
zu Herrn v. Goßler ſo hervorgehoben haben, wäre es 
an der Zeit geweſen, ſich während Ihrer fünfjährigen 
Regierungszeit mit Ihren Parteigenoſſen in geiſtige 
Verbindung zu ſetzen. Statt deſſen haben Sie weiter 
nichts gebaut, als dies berühmte Werk der Talſperre. 
Die 25 Millionen, in dieſen Bergbau hineingeſteckt, 
hätten vielleicht zu ganz anderen Ergebniſſen geführt. 
Im weſentlichen müſſen wir jagen: Der Antrag 
der Deutſchnationalen iſt gut. Er iſt ſo ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß wir uns wundern, daß er bisher von den 
Deutſchnationalen nicht praktiſch durchgeführt wurde, 
als fie in der Regierung ſaßen. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Mayen. 


i Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Ich 
bedaure, daß die Ausſprache über unſeren Antrag der⸗ 
art verflacht iſt. Ich verſtehe auch nicht die Aufregung, 
die ſich auf der linken Seite des Hauſes erhob, als 
mein Fraktionskollege Dr Ziehm den Antrag begrün⸗ 
dete. Man kann doch nur feſtſtellen, daß er dies durch⸗ 
aus ſachlich und objektiv tat, und daß er ſich von allen 
parteitaktiſchen Momenten vollkommen freigehalten hat. 
Wir wollten doch lediglich einmal wieder die Erwerbs⸗ 
loſenfrage zur Diskuſſion ſtellen und wollten im übrigen 
auf das dringliche Problem hinweiſen, deſſen Löſung 
augenblicklich not tut. Aber merkwürdigerweiſe war der 


Die diegierungsparteien haben lediglich eine Er- 
klärung durch Herrn Abg. Spill abgeben laſſen, und 
man muß ſich dann nicht wundern, wenn draußen die 
Meinung entſteht, daß das Gerede von der ſozialiſti⸗ 
ſchen Regierung doch fundiert iſt. (Frau Abg. Kreft: 
Was werden Ihre Angeſtellten ſagen?) Es handelt 
ſich auch nicht um eine Agitation mit der Not der Er⸗ 
werbsloſen. Davon kann gar keine Rede ſein. Wir 
wollen lediglich die Frage erörtern: Wie ſchaffen wir 
endlich Arbeit für die Erwerbsloſen? Noch trauriger 
iſt es, daß der Senat zu dieſer Frage überhaupt keine 
Stellung nimmt. (Abg. Schwegmann: Sehr richtig!) 
Wir hatten erwartet, daß der verantwortliche Senator 
erklären würde, was verſucht worden iſt, und was die 
Regierung noch verſuchen will. Das wäre doch etwas 
in dieſer Frage geweſen. Man hätte dann geſehen, daß 
in dieſen Dingen gearbeitet wird, und daß man ſich be⸗ 
müht, eine Neureglung herbeizuführen. (Abg. Mau: 
Das kann Schütz beſſer machen!) Wenn wir heute 
über 20000 Erwerbsloſe haben, müßten im Reich, 
wenn es verhältnismäßig ebenſo viel Erwerbsloſe 
hätte, 3,6 Millionen Erwerbsloſe vorhanden jein. Das 
Deutſche Reich hat aber noch nicht 2 Millionen Er⸗ 
werbsloſe. Man ſieht alſo, daß die Verhältniſſe dort 
weſentlich günſtiger liegen. Auch in England haben 
ſich die Verhältniſſe in letzter Zeit durchaus gebeſſert. 

Wenn gerade meiner Fraktion der Vorwurf ge⸗ 
macht worden iſt, daß ſie in dieſer Frage niemals die 
Initiative ergriffen hätte, ſo weiſe ich darauf hin, daß 
jetzt die „Voltsſtimme“ einen Artikel gebracht hat, in 
dem ſie ausführte, daß im Januar 1925 9000 Erwerbs⸗ 
loſe vorhanden waren, während bei Antritt der alten 
Regierung nur 4000 vorhanden waren. (Abg. Loops: 
Da war ja der Sommer! Lachen links.) Das iſt 
Ihnen wohl nicht angenehm zu hören? (Abg. Arczynfki: 
Das ift Schwindel, was Sie fagen!) Die Erwerbs- 
loſenfrage iſt ſo weſentlich, daß ſie nicht genug beſpro⸗ 
chen werden kann. Mit theoretiſchen Erwägungen 
kommen wir da nicht zum Schluß. Die Frage iſt nicht 
nur materiell von entſcheidender Bedeutung, ſondern 
auch vom ethiſchen Standpunkt aus zu werten. Gerade 
wir Arbeitnehmer haben daran das größte Intereſſe, 
und ich als Arbeitnehmervertreter in erſter Linie, daß 
an Stelle der Erwerbsloſenunterſtützung Arbeit ein⸗ 
ſetzt. Daß das geſchieht, dafür müſſen zuerſt die ver⸗ 
autwortlichen Stellen der Regierung ſorgen, die haben 
die Frage zu erörtern. (Zuruf des Abg. Leu.) Sie 
wiſſen, daß die Reichsverfaſſung ausdrücklich in ihrem 
§ 163 vorſah, daß jedem Deutſchen die Möglichkeit ge- 
geben werden ſoll, durch wirtſchaftliche Arbeit ſeinen 
Unterhalt zu erwerben. Soweit ihm angemeſſene Ar⸗ 
beitsgelegenheit nicht nachgewieſen werden kann, wird 
für ſeinen Unterhalt geſorgt. Eine gleiche Beſtimmung 
haben wir nicht in unſerer Verfaſſung. Trotzdem ſind 
wir auf geſetzgeberiſchem Wege dem Beiſpiel des Deut⸗ 
ſchen Reiches gefolgt. $ 


Ich will niemand zu nahe treten, wenn ich ſage, 
daß ſich in weiteſten Kreiſen der Bevölkerung der 
Glaube bemerkbar macht, daß heute eine Flucht in die 
Erwerbsloſenfürſorge ſtattfindet. (Hört, hört! links.) 
Das war doch nicht der Zweck der Beſtimmung und 
der Unterſtützung. Sie werden das nicht aus der Mei⸗ 
nung eines großen Teiles der Bevölkerung heraus⸗ 


bringen. Sie müſſen alles tun, um zu verhindern, daß 


ſich eine derartige Auffaſſung in den einzelnen Gemü⸗ 
tern feſtſetzt. Daß dies notwendig iſt, kann nicht ge⸗ 
leugnet werden. (Unruhe links.) Ich mache ledig⸗ 
lich die ſachliche Feſtſtellung, daß heute die Auffaſſung 
zur Erwerbsloſenfürſorge eine andere bei den Maſſen 


en 


a ee 


(Mayen, Abgeordneter.) 


(A) geworden ift, als noch vor vier Jahren, und daß die 


(B 


— 


-n E Y 


ethiſchen Hemmungen, die vor vier Jahren bei An⸗ 
nahme der Erwerbsloſenunterſtützung beſtanden, 
heute vielfach verſchwunden ſind. Darin ſehe ich doch 
eine ganz gewaltige und nicht zu unterſchätzende Ge⸗ 
fahr für den Staat. 

Die Frage iſt nicht nur materiell zu werten, ſon⸗ 
dern auch moraliſch und kulturell. Daher tut es not, 
daß gerade die nationale Arbeitnehmerſchaft die Ini⸗ 
tiative ergreift, und ſie hat ſie bereits ergriffen. Wir 
haben ſchon wiederholt darauf hingewieſen, daß es ſo 
nicht weitergehen kann, ſondern, daß das Prinzip in 
irgendeiner Form fruchtbar geſtaltet werden muß. 
(Abg. Liſchnewſki: Indem wir recht viel Alkohol zu 
uns nehmen, wie Schütz!) Wir ſchätzen die Arbeiter⸗ 
ſchaſt höher ein als Sie. Wir mijen, daß die Arbeiter 
einen bitteren Geſchmack auf der Zunge haben, wenn 
fie die Erwerbsloſenunterſtutzung ohne Arbeit ent- 
gegennehmen. Für diejenigen, die nicht arbeiten wol⸗ 
len, können wir keine Lanze brechen. ; 

Wir wollen die Einreihung der Arbeitermaſſen in 
den Produktionsprozeß. Die Vorſchläge, die bisher 
gemacht worden ſind, waren allerdings noch nicht ſo⸗ 
weit ausgegoren, daß fie als fruchtbar anzuſehen 
wären. Man könnte doch einmal die Wirtſchaftskapi⸗ 
täne zuſammenrufen und ſie fragen, wie weit ſie in 
der Lage ſind, Aufträge überhaupt hereinzubringen 
und wie weit die hieſigen Preiſe gegenüber denen des 
Deutſchen Reiches divergieren. Dann könnte auf 
Grund der Erwerbsloſenfürſorge doch ein Ausgleich 
geſchaffen werden. Wir rufen daher zu einer geſunden 
Wirtſchaftspolitit auf. Wir fordern auch den Beginn 
der Bautätigkeit. Bei dieſem ſchönen Wetter, wie 
heute, kann mit Bauen begonnen werden. Ich bedaure, 
daß nicht der zuſtändige Senator hier iſt; denn die Ge⸗ 
noſſenſchaften warten auf die Richtlinien des Senats 
für das Jahr 1926. Sie wollen mit dem Bau von 
Siedlungswohnungen, Siedlungsheimen und dergl. 
beginnen. Aber es ſieht ſo aus, als behandle man dieſe 
weſentliche Frage dilatoriſch oder ließe die Sache gehen 
nach dem alten Rezept des Gehenlaſſens. (Abg. Rahn: 
Es ſind genug Villen gebaut!) Im Dezember vori⸗ 
gen Jahres hat der Senat die verſchiedenen Kreiſe der 
Wirtſchaft gehört. Auch die Gewerkſchaften waren er⸗ 
ſchienen. Ich bedauere, daß aus dieſen ganzen Be⸗ 
ſprechungen bisher anſcheinend nichts herausgekom⸗ 
men iſt. In keiner Weiſe hat uns der Senat irgend⸗ 
eine Mitteilung über ſeine Auffaſſung zu unſeren 
Vorſchlägen zugehen laſſen. Dieſe Vorſchläge ſind von 
den Kreiſen der Wirtſchaft ebenſo geſtellt worden, wie 
von den Kreiſen der Arbeitnehmerſchaft. Der Deutſche 
Gewerkſchaftsbund hat Vorſchläge gemacht, die ſich 
durch Sachlichkeit und Realiſierbarkeit ausgezeichnet 
haben, im Gegenſatz vielleicht zu den Vorſchlägen der 
freien Gewerkſchaften, die ſich auch diesmal wieder in 
einem unfruchtbaren Radikalismus bewegten. Die Ge⸗ 
fahr liegt nicht nur in der Arbeitsloſigkeit, obgleich 
das vielleicht die größte iſt. Auch unſere ganze Sozial⸗ 
Politit geht zum Teufel, wenn wir nicht wieder zur 

beit kommen. Wir wollen eine Sozialpolitik, die 
nicht den Aſt abſägt, auf dem wir ſitzen. Wir wiſſen, 
aß eine Sozialpolitik, die geſund ſein ſoll, nur in den 
Brenzen des wirtſchaftlich Erreichbaren liegt. M. D. 
dc H.! Ich ſpreche es offen aus, was nützen uns die 
bünſten ſozialpolitiſchen Geſetze, wenn der einzelne 
Irbeitnehmer wegen wirtſchaftlicher Not und aus 
ist! oſterbaltungstrieb heraus nicht mehr in der Lage 
auf die Durchführung der Geſetze zu dringen? 
en hört eben alles auf. M. D. u. H.! Wir haben 
er den Achtſtundentag, die Betriebsausſchüſſe, die 
emobilmachungsbeſtimmungen, die Schlichtungsin⸗ 
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ſtanzen, die Tarifverträge. Ich kann Ihnen aus der 
Angeſtelltenbewegung nur ſagen, es fragt keiner mehr 
nach den Sachen, weil ſie unter den obwaltenden Ver⸗ 
hältniſſen ſchwer durchzuführen ſind. (Da ſind Sie 
ſchuld daran, Ihre Unfähigkeit! links. Große Unruhe.) 
Die Angeſtellten find froh, daß fie figen, Herr Arczyn⸗ 
ſki, ſie ſind froh, daß ſie eine Stelle haben. Sie ſagen 
zu uns: „Rührt nicht dran, ich bin froh, daß ich eine 
Stelle habe.“ Das iſt es doch, mit der Hetzerei kommen 
wir nicht weiter. (Zwiſchenrufe und große Unruhe 
links.) M. D. u. H. von links! Wenn Sie heute eine 
derartige kurzſichtige Haltung einnehmen, ſo liegt das 
daran, weil Sie doch die Hoſen voll haben aus Angſt 
vor den Kommuniſten, und darum ſagen Sie: „Wir 
müſſen uns für die Erwerbsloſen einſetzen, weil uns 
ſonſt die Felle wegſchwimmen.“ (Abg. Ed. Schmidt: 
1919 ſprachen Sie anders im Axtionsausſchuß!) Wenn 
ich damals vielleicht der Meinung war, daß man mit 
dem Radikalismus etwas Beſonderes erreichen kann, 
ſo bin ich im Laufe von wenigen Monaten zu der 
Ueberzeugung gekommen,. (Zwiſchenrufe des 
Abg. Ed. Schmidt.) hören Sie doch zu, Herr Schmidt! 
(Zwiſchenrufe des Abg. Hohnfeldt.) Laſſen Sie mich 
doch ausreden! Ich bin damals zu der Ueberzeugung 
getommen, daß Radikalismus unter zwei Voraus⸗ 
ſetzungen gut ift, (Zwiſchenrufe und große Unruhe.) 
einmal, wenn ich fruchtbare Ideen an die Stelle der 
alten zu ſetzen habe und zweitens, (Fortdauernde 
Unruhe!) wenn ich die Macht habe, dieſe Ideen durch⸗ 
zuſetzen. Wenn ich das nicht habe, nützt mir der ganze 
Radikalismus nichts. Sonſt iſt man radikal aus 
Dummheit. (Bravo! rechts. Zwiſchenrufe und große 
Unruhe! links. Abg. Ed. Schmidt: Das iſt ein Mann, 
der aus Dummheit radikal iſt!) Ich habe rechtzeitig 
gelernt, Sie haben ſich aber vorgedrängt, als der liebe 
Gott die Tugend verteilte, gegen die die Götter ſelbſt 
vergebens kämpfen. Ich komme zu meinem Konzept zu⸗ 
rück und ſage, es hat keinen Zweck, wenn wir uns hier 
in Theorien und Dogmen feſtrennen; ſie ſind eben 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen nicht haltbar. 
Wenn Sie in eine Sackgaſſe gekommen ſind, iſt es 
beſſer, Sie drehen um, als daß Sie ſich an der nächſten 
Straßenecke den Schädel einrennen. (Andauernde 
Zwiſchenrufe und große Unruhel) 

Vizepräſident Spill: So können die Dinge aller⸗ 
dings nicht weitergehen. Ich bin nicht geſonnen, das 
weiter mitzumachen. Wenn Sie glauben, nicht weiter 
geſchäftsordnungsmäßig verhandeln zu wollen, ſo 
werde ich die Sitzung ſchließen. Das Wort hat Herr 
Abg. Mayen. ; 

Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): Wir treten für eine 
geſunde Wirtſchaftspolitik ein und haben das durch 
unſere Anträge in der letzten Zeit bewieſen. Wir 
glauben, daß durch Erleichterungen in der Steuer⸗ 
frage, auch durch den Hinweis auf ein Arbeitsdienſt⸗ 
pflichtgeſetz ſehr viel zu machen iſt. Wenn Sie geleſen 
haben, was der Finanzminiſter im Reiche geſagt hat, 
wie er verſuchen will, die Wirtſchaft anzukurbeln, jo iſt 
das der Weg, den die Deutſchnationalen hier ſeit Mo⸗ 
naten vorſchlagen. 

M. D. u. H. von links! 
die Arbeitnehmer gehörten auch zur Wirtſchaſt. Das 
iſt eine Selbſtverſtändlichkeit, eine Binſenwahrheit, 
über die wir uns tatſächlich nicht zu ſtreiten haben. 
Aber wenn ſie zur Wirtſchaft gehören, dann ſollen die 
Arbeitnehmer auch zeigen, daß ſie wirtſchaften wollen. 
Wirtſchaften heißt arbeiten. (Zwiſchenrufe und Un⸗ 
ruhe!) Ich beantrage, unſern Antrag dem Sozialen 
Ausſchuß zu überweiſen und bitte das Haus, dem 
Antrag zuzuſtimmen. (Lebhaftes Bravo! rechts. An⸗ 
dauernde Zwiſchenrufe und große Unruhel) 


Sie haben immer geſagt, 


(C) 


(D) 


N 


(A) 


(B 


2276 


Volkstag Danzig. — 183. Sitzung. Mittwoch, den 24. Februar 1926. 


Vizepräſideut Spill: Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Ein ganz beſonders trauriger Akt gibt mir Veran⸗ 
laſſung, mich zur Geſchäftsordnung zu melden. Das 
iſt ſolgendes: Die rommuniſtiſche Fraktion übernimmt 
leine Garantie, wenn durch das provokatoriſche Ver⸗ 
halten des Abg. Schütz, der betrunken iſt, die Sitzung 
geſtört wird. Es muß dafür Sorge getragen werden, 
oap er aus dem Saal reſpektive aus dem Haufe ent- 
fernt wird. Wenn die Geſchichte ſo weitergeht, daß 
betruntene Abgeordnete der deutſchnationalen Frat- 
tion ihr Amt als Volksvertreter weiter ausüben, über⸗ 
nimmt die kommuniſtiſche Fraktion keinerlei Verant⸗ 
wortung und wird zu Selbſrmaßnahmen greifen. 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Liſchnewſki, es iſt 
Sache des Präſidenten, die Ordnung hier im Saal 
aufrechtzuerhalten. Sobald ich glaube feſtſtellen zu 
mijjen, daß eine grobe Verletzung der Ordnung vor- 
liegt, werde ich ſofort von den geſchäftsordnungs⸗ 
mäßigen Mitteln Gebrauch machen. Das Wort hat der 
Herr Senator Dr. Wiereinſti. 

Dr. Wiereinſti, Senator: M. D. u. H.! Ich habe 
nicht die Abſicht gehabt, zu dieſem Punkt zu ſprechen. 
Wenn aber aus meinem Schweigen die Schlußfolge⸗ 
rung gezogen wird, daß der Senat oder ich zu diejer 
Frage nichts zu äußern hätten, fo muß ich mich doch 
zum Wort melden. 

Das Problem der produktiven Erwerbsloſenfür⸗ 
jorge hat den Senat jhon in den früheren Jahren be- 
ſchaͤftigt und beſchäftigt ihn in demſelben ſteigenden 
Maße, als die Erwerbsloſenziffer ſteigt. Gerade in 
dieſem Winter haben wir uns die großte Mühe ge- 
geben, irgendeine Löſung, und wenn es auch nur eine 
Teillöſung iſt, zu finden. Aber ſo wenig es in ande⸗ 
ren Ländern gelungen iſt, iſt es auch uns nicht möglich 
geweſen, die Sache reſtlos zu löſen. Es ſind verſchie⸗ 
dene Wege beſchritten worden, teilweiſe mit Erfolg. 
Daß es nicht reſtlos gelungen ift, hat dieſelben Ur⸗ 
ſachen, wie in anderen Ländern, es fehlt an Geld. Es 
iſt eine Wirtſchaftskriſe, und die kann im großen und 
ganzen nur mit Geld bejeitigt werden. Es iſt nicht 
richtig, daß, wie behauptet wurde, in früheren Jahren 
mehr mit Vertretern der Wirtſchaft verhandelt wor⸗ 
den wäre. Ich glaube, es iſt in keinem Jahr ſo viel 
mit den Vertretern der Landwirtſchaft, der Handels⸗ 
kammer uſw. verhandelt worden, wie in dieſem Win⸗ 
ter. Auch mit den Vertretern einzelner Berufe iſt ver⸗ 
handelt worden, um praktiſche Wege zu gehen. 

Für Notſtandsarbeiten erwachſen ganz beſondere 
Schwierigkeiten. Man kann nicht einfach ſagen, man 
ſoll die Mittel, die für die Erwerbsloſenfürſorge an 
ſich ausgegeben werden, nun für Notſtandsarbeiten 
ausgeben. In der Regel koſten Notſtandsarbeiten 100, 
200 und 300 Prozent mehr als die Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge ausmacht, je nachdem, was für Arbeiten als Not⸗ 
ſtandsarbeiten ausgeführt werden. Ich kann aber mit- 
teilen, daß wir hoffen, in allernächſter Zeit praktiſche 
Wege zeigen zu können, um der Wirtſchaft ſelbſt auf⸗ 
zuhelfen, indem ein beſonderes Syſtem der Bezu⸗ 
ſchuſſung der Wirtſchaft eingeſchlagen wird, indem fer⸗ 
ner der Wirtſchaft durch Garantien ermöglicht wird, 
ſich Mittel zu beſorgen. Der letztere Weg iſt ſchon teil⸗ 
weiſe mit Erfolg begangen worden. Ebenſo glaube ich 
erklären zu können, daß wir in kurzem Wege finden 
werden, die auch der Bautätigkeit einen neuen Anreiz 
geben. Im übrigen bin ich der Anſicht, daß man dieſe 
Frage nicht im Plenum des Volkstages, ſondern in 
den Ausſchüſſen erörtern ſolle. Ich bitte daher, die 
Anträge dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. (c) 


Werner. 

Werner, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.] Den 
grundſätzlichen Standpunkt, den meine Fraktion zu 
dem Antrag der Deutſchnationalen einnimmt, hat 
mein Fraktionskollege Spill ſchon in genügender 
Weiſe klargelegt. Aber es ift notwendig, daß die vielen 
irreführenden Ausführungen des Herrn Abg. Dr 
Ziehm in entſprechender Weiſe zurückgewieſen werden. 
Ich perſönlich war früher immer geneigt, den Mus- 
führungen des früheren Senatsvizepräſidenten Dr. 
Ziehm einige Beachtung beizulegen. Nachdem ſich aber 
vie Deutſchnationale Partei jeit Monaten in der Oppo⸗ 
jitionsjtelung befindet, haben feine Ausführungen 
einen mehr demagogiſchen Charakter angenommen. 
Alles das, was er zur Begründung ſeines Antrages 
ausführt, entſtammt nicht ſeinen eigenen Feſtſtellun⸗ 
gen, ſondern iſt zum Teil auf andere Art und Weiſe 
zu feiner Kenntnis gelangt. So hat z. B. der Ab- 
geordnete Dr. Ziehm behauptet, daß der Hafen von 
Danzig gut beſchäftigt fet. Damit hat er zweifelsohne 
gemeint, daß genügend Arbeit für die Hafenarbeiter 
da iſt, die auf dieſe Art und Weiſe lohnenden Ver⸗ 
dienſt erhalten. Wenn man ſich an den grünen Tiſch hin⸗ 
ſetzt und die Zahlen der „Danziger Neueſten Nach⸗ 
richten“ über Ein⸗ und Ausfuhr der Güter ſtudiert, 
dann mag man zu einem ſolchen Schluß kommen. Aber 
dieſe Zahlen ſind von Grund auf falſch, ſo daß die 
maßgebende Behörde ſich zu wiederholten Malen gegen 
dieſe Veröffentlichungen wenden mußte. Es trifft 
micht zu, daß Kohlen z. B. in dem Umfange im Dan- 
ziger Hafen umgeſchlagen werden, wie es die „Dau⸗ 
ziger Neueſten Nachrichten“ behaupten. Außerdem 
müßte jedem von Ihnen, meine Herren, klar ſein, 
daß der Umſchlag von Kohlen in der Hauptſache mit⸗ 
tels maſchineller Einrichtungen erfolgt, und daß bei 


dieſen Arbeiten nur eine ganz geringe Anzahl Ar⸗ 


beiter beſchäftigt werden. Die Höchſtzahl der Hafen⸗ 
arbeiter, die mit dem Umſchlag von Kohlen an den 
höchſtfrequentierten Tagen beſchäftigt wurden, betrug 
180. Im Durchſchnitt werden 120 Hafenarbeiter mit 
dem Umſchlag von Kohlen beſchäftigt. Wenn Sie nun 
dieſe hohe Zahl, es kommen 125 000 Tonnen pro Pto- 
nat in Frage, von dem Geſamtumſchlag im Danziger 
Hafen abziehen, bleibt nicht mehr viel übrig. Mit dem 
Wenigen, was noch übrig bleibt, ſollen 2200 Arbeiter 
beſchäftigt werden. Der Beſchäftigungsgrad im Dan⸗ 
ziger Hafen beträgt etwa 400 bis 450 Mann. Das Mr- 
beiterangebot im Danziger Hafen beträgt 2200. Die 
Beſchäftigungsmöglichkeit für den einzelnen Arbeiter 
beträgt im Durchſchnitt 1 Tag 2 Stunden. Wie ein 
Arbeiter bei einem Tagelohn von 10 Gulden und einer 
Arbeitsleiſtung von einem Tag und 2 Stunden ſein 
Leben friſten ſoll, iſt unerklärlich und es muß energiſch 
zurückgewieſen werden, daß keine Arbeiter im Hafen 
vorhanden ſeien. Es iſt eine bewußte Lüge, die meiner 
Anſicht nach zuerſt bei der Handelskammer fabriziert 
wurde und die in die Weltgeſchichte hinauspoſaunt 
wird, um gegen die Arbeitsloſen und die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge mobil zu machen. Das find die Urſachen, 
die Sie damit treffen wollen. Wenn Sie ſich einma 
der Mühe unterzögen, morgens um 7 Uhr nach dem 
Kaiſerhafen zu gehen, würden Sie finden, daß von 
dort regelmäßig 500—600 Mann ohne Beſchäftigung 
umkehren müſſen, weil keine vorhanden iſt. 

Ebenſo trifft es nicht zu, daß keine Arbeiter vors 
handen wären, wenn ein Schiff einkommt. Es iſt ar 
mehr gar nicht möglich, die Arbeiter abzuzählen, wei 
der Vorarbeiter ſo umringt iſt, daß es mit Seo 
verbunden wäre, abzuzählen, die Leute werden da it 
hochgehoben. Man hat ſich vielfach in letzter Zeit dam 


— 


A) abfinden müſſen, 


Volkstag Danzig. — 153. Sitzung. Mittwoch, den 24. Februar 19265. Mittwoch, den 24. Februar 1926. 


[Werner, Abgeordneter) 

Arbeitsmarken herauszugeben. 
Dieſe Arbeitsmarken, die dieſer oder jener Arbeit er 
erwiſcht, werden ihm weggeſtohlen oder weggeriſſen. 
So groß iſt der Hunger nach Arbeit und die Not der 
Hafenarbeiter. Ich möchte Herrn Abg. Dr Ziehm 
daran erinnern, daß ſich der frühere Senat veranlaßt 
ſah, den Hafenarbeitern dreimal beſondere Unter⸗ 
ſtützungen zuzuweiſen, weil die Not derartig groß 
war, daß die Leute am Verhungern waren. (Hört, 
hört!) Es wird behauptet, die Leute ſeien deswegen 
nicht zur Arbeit zu finden, weil ſie ſich ihre Karte 
oder ihre Erwerbsloſenunterſtützung nicht verderben 
wollten. Die Hafenarbeiter bekommen gar keine Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung. (Hört, hört! links.) Sie 
können ja nicht nachweiſen, daß fie wegen Mangel an 
Arbeit entlaſſen ſind. Sie haben keinen feſten Arbeit⸗ 
geber, ſondern arbeiten bei drei bis vier verſchiedenen 
Arbeitgebern in der Woche. Deswegen kann das, was 
hier behauptet wird, gar nicht zutreffen. daß ſich die 
Leute einfach vor der Arbeit drückten. Wenn ab und 
zu ein Dampfer nachts um 10 Uhr entladen werden 
ſoll, kann es zutreffen, daß keine Arbeiter vorhanden 
find. Aber nachts um 10 Uhr iſt kein Arbeitstag mehr. 
Wenn man dann Arbeiter haben will, muß man ſie 
vorher beſtellen. Die ſtehen nicht nachts über im Hafen 
herum. So liegen die Verhältniſſe und nicht anders. 


Deswegen ſage ich, wenn hier und da ein Arbeiter 
oder 10 Arbeiter fehlten, ſo hat es an der mangelnden 
Organiſation des Hafenbetriebsvereins bzw. der in 
Frage kommenden Firmen gelegen oder daran, daß 
ſolche Beförderungsmöglichkeiten, wie ſie ein großer 
Hafen haben muß, in Danzig fehlen. Was geſagt 
worden iſt, trifft alſo nicht zu, ſondern iſt vielmehr 
entweder böswillige Verleumdung oder beruht auf 
Unkenntnis der Dinge. Genau ſo liegt es auf allen 


(B) Holzlagerplätzen. Die Waggons kommen ganz un⸗ 


regelmäßig. Eine gleichmäßige Zufuhr exiſtiert nicht 
mehr. Abends bekommen die Firmen von der Staats⸗ 
bahn Mitteilung, daß am anderen Morgen etwa 39 
Wagen da ſind. Ja, abends laſſen ſich dann keine Ar⸗ 
beitskräfte mehr beſorgen. Und weil ſie ſich nicht mehr 
beſorgen laſſen, treten Verzögerungen in der Ab⸗ 
ladung der Waggons ein. Wenn Herr Abg. Dr. Ziehm 
derartige Behauptungen aufftellt, hätte er ſich vorher 
mit den maßgebenden Herren des Hafenbetriebsver⸗ 
eins auseinanderſetzen miten, denen dieſe Zuſtände 
genügend bekannt ſind. Es iſt nicht möglich, dieſe 
Arbeitskräfte ſo ſchnell auf dem Arbeitsmarkt zu be⸗ 
ſchaffen, wie es eigentlich notwendig wäre. Das Ar⸗ 
beitsamt vermittelt diejenigen Kräfte, die am läng⸗ 
ſten beſchäftigungslos waren. Die Leute ſind durch die 
lange Arbeitsloſigkeit ſo entkräftet, daß ſie für die 
Arbeiten nicht in Frage kommen. Die Firma Ick hat 
im vergangenen Jahre eine umfangreiche Denkſchrift 
fiber die Erfahrungen mit den Arbeitern ausgearbei⸗ 
tet, die durch das Arbeitsamt zugewieſen werden. Dem 
Senat iſt dieſe Denkſchrift nicht unbekannt geblieben. 
Sie übt eine vernichtende Kritik an dieſer Arbeits⸗ 
vermittlung, wo die Arbeiter nicht ſpezialiſiert 
werden. M. D. u. H.! Dieſe Zuſtände ſind alſo anders, 
als ſie von dem Redner der Deutſchnationalen ge⸗ 
kennzeichnet wurden. Herr Karkutſch ſagte: „Wir als 
Unternehmer haben die größte Intereſſengemeinſchaft 
mit der Arbeiterſchaft.“ Wenn das wahr wäre, Herr 
ehen . dann müßte unſere Wirtſchaft anders aus⸗ 
Ihrer Zunächſt möchte ich feſtſtellen, daß Sie in 
5 rem eigenen Betrieb jugendliche Arbeiter 14 Stun⸗ 
X arbeiten laſſen. (Hört, hört! links.) Herr Qar- 
ſch, wenn Sie ſich hier hinſtellen und ein derartiges 
Be prägen, dann müſſen Sie erft für Reinlichkeit 
Ihrem eigenen Betriebe jorgen. Es iſt feſtgeſtellt 
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worden, und Sie werden dieſe Behauptung hier nicht 
entkräften, Herr Mayen, daß wir wohl den gefetzlichen 
Achtſtundentag haben, aber die Unternehmer fordern 
heute bei der Einſtelluna von Arbeitern, daß fie täg⸗ 
lich 12 und mehr Stunden arbeiten ſollen, ohne den 
tarifmäßigen Zuſchlag zu bekommen. Dieſes bedeutet 
die Außerkraftſetzung geſetzlicher Beſtimmungen. So 
ift es nicht in einem Betrieb. ſondern in vielen. Im 
Hafenarbeitertarif ift die Beſtimmung enthalten, daß 
bei gewiſſen Maſſengütern Schichtarbeit gemacht wird, 
um den Umſchlag bei den geringen Umſchlagsmöalich⸗ 
keiten mit Kränen bewältigen zu können. In dieſer 
Vereinbarung iſt vorgeſehen, daß die Arbeiter nur 
eine Schicht beſchäftigt werden dürfen. Wir verfolgten 
damit die Abſicht, auch dadurch der Arbeitsloſiakeit zu 
ſteuern, indem jeder Arbeiter nur eine Schicht ar- 
beiten ſollte. Was machen die Unternehmer? Die 
Unternehmer verlangen von den Arbeitern bei Maß⸗ 
reolung, daß fie länger arbeiten. indem fie ſagen: 
„Ich kann dich nur zur Arbeit nehmer. wenn du dich 
veryflichteſt. 16 Stunden in meinem Betrieb zu ar⸗ 
heiten, ſonſt kann ich es nicht machen.“ [Hört, hört! 
links.) Wir ſind infolge dieſer Verhältniſſe ſo weit, 
die ganze Schichtarbeft aufhören zu ſaſſen, maa fom- 
men. was da will. Wir wollen die Schichtarbeit nur 
leiſten. um die vorhandene Arbeit auf eine größere 
Anzahl Schultern zu verteilen. Das geſchieht aber 
feitens der Unternehmer nicht weil man die ranten- 
kaſſenbeiträge ſparen will und all die anderen Un⸗ 
koſten. So ſieht es im Hafen aus. 

Die Danziger Werft hat ein neues Syſtem er⸗ 
funden. Gewiß haben wir an dieſer Stelle zum Aus⸗ 
druck gebracht. daß das Snſtem der Lehrlinas ausbildung 
in Lehrlingsmerkſtötten nicht als ideal zu bezeichnen ift. 
Aber in neuerer Zeit hat man aus dieſem Snſtem noch 
etmas anderes gemacht. Die gelernten Arbeitskräfte, 
Schloſſer. Mechaniker uſw. an denen in Danzig iher 
kein Uehberfſuß iſt, find entlaſſen worden. Die Rer- 
linge ſind herausgenommen und werden mit einem 
Geſenen als Kolonne zuſammengeſtellt, um die Mrheit 
der früheren Geſellen zu erledigen. Das iſt die Tätig⸗ 
keit des Herrn Profeſſor Pos, der ſich immer hier Her- 
ſtellte und ſagte: „Ich bin es der die Arbeitsloſen von 
der Straße geſchafft hat. Der Senat war dazu unfäbig.“ 
So wird es gemacht. Außerdem iſt bei der Danziger 
Werft Ueberſtundenarbeit an der Tagesordnung. In 
der norletzten Woche hahen 72 Mann von Sonnabend 
abend bis Montag früh Ueberſtunden gemacht. Kit das 
noch Arbeit oder Raubbau mit der Arbeitskraft, die 
hier getrieben wird? 

So ſehen die Unternehmer aus. Ich glaube nicht, 
daß es den Unternehmern mit der Aufrichtung der 
Wirtſchaft ernſt iſt, ſonſt würden ſie, um die Arbeits⸗ 
loſigkeit einzudämmen, mehr Arbeitskräfte in die Be⸗ 
triebe hineinnehmen, und die Ueberſtundenarbeit ver⸗ 
meiden. Das geſchieht aber nicht, und infolgedeſſen 
nehmen wir an, daß es nur leeres Gerede iſt, wenn 
ſolche Behauptungen hier aufgeſtellt werden. Ich habe 
vor einigen Tagen eine Zuſammenſtellung des Reichs⸗ 
arbeitsminiſteriums geleſen, in welcher Erhebungen 
angeſtellt werden über die Beſchäftigung von Ar⸗ 
beitern und Angeſtellten bei 261 Aktiengeſellſchaften. 
Es wird dort feſtgeſtellt, in welchem Verhältnis die 
Zahl der leitenden Perſönlichkeiten zu den Arbeitern 
und Angeſtellten ſteht. Was mein Fraktionskollege 


Spill geſagt hat, die Ueberorganiſation in den Be⸗ 
trieben ſei ſchuld an den ungeſunden Zuſtänden, wird 
durch dieje Statiſtik vollauf beſtätigt. Bei dieſen 261 
Geſellſchaften ſtieg die Zahl der beſchäftigten Arßeiten 
vom Jahre 1913 bis jetzt um 1,2 Prozent, während 
die Zahl der Direktoren und leitenden Beamten um 


— 


— 
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[Werner, Abgeordneter) 


(A) 62,5 Prozent ſtieg. (Hört, hört! links.) Bei gleich⸗ 


bleibendem Arbeiterſtand wurden 62 Prozent mehr 
Direktoren beſchäftigt. In einer Schuhfabrik, die 1914 
262 Arbeiter beſchäftigte, waren damals ein Direktor, 
drei Prokuriſten, vier Angeſtellte und zwei Steng- 
typiſtinnen beſchäftigt. Im Jahre 1924 beſchäftigte die 
Schuhfabrik 268 Arbeiter, alſo 6 mehr. Sie hatte aber 
drei Direktoren, ſechs Prokuriſten, vier Angeſtellte 
und drei Stenotypiſtinnen. Sie ſehen, daß die Zahl 
der Direktoren verdreifacht und die der Prokuriſten 
verdoppelt wurde. (Achtſtundentag! rechts.) Es wer⸗ 
den aber doch nur 268 Arbeiter beſchäftigt. Im Jahre 
1925 hat dieſe Schuhfabrik die Zahl der Arbeiter bis 
auf 100 abgebaut. Die Zahl der Direktoren iſt die⸗ 
ſelbe geblieben, die Prokuriſten ſind auch geblieben, 
zwei Angeſtellte ſind entlaſſen worden und eine Steno⸗ 
tyviſtin. Sie ſehen, daß der leitende Apparat derſelbe 
geblieben iſt. Die hundert Arbeiter müſſen das Ge⸗ 
halt für dieſe große Anzahl leitender Herren mitver⸗ 
dienen. So ſehen die Verhältniſſe in der Praxis aus. 

Der Herr Abg. Mayen propagierte unlängſt beim 
Senat die Schaffung eines Arbeitsdienſtpflichtgeſetzes. 
Sie wollen jetzt, daß die Arbeitsloſen für die Unter⸗ 
ſtüttzung Arbeit leiſten ſollen. M. D. u. H.! Es gibt 
gar keine Möglichkeit, für dieſe Arbeitsloſen Arbeit 
zu beſchaffen. Das hat auch der Senat eingeſehen, in⸗ 
folgedeſſen auch das damals eingebrachte Geſetz zurück⸗ 
gezogen. Jedenfalls werden wir, wie mein Kollege 
Spill ſchon ſagte, den Antrag ablehnen, während wir 
für die Ausſchußberatung des Antrages b eintreten 
werden. (Lebhaftes Bravo! links.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hoffmann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Wenn die deutſchnationale Fraktion dieſen Antrag, 


(8) Druckſache Nr. 2144, ein Jahr ſpäter eingebracht hätte, 


dann hätten wir fagen können, oder ein Teil der Dan- 
ziger Bevölkerung hätte ſagen können, es wäre ein 
Agitationsantrag. Ich glaube, von den Arbeitern 
wird heute jeder einzige erkennen, wohin Sie mit 
Ihrem Antrag wollen. Mein Fraktionsgenoſſe 
Laſchewſki hat ſchon in ausführlicher Weiſe darauf 
hingewieſen, wie wir zu dieſem Antrag ſtehen. Ich 
möchte aber auf die Ausführungen des Herrn Abg. 
Dr Ziehm eingehen und darauf hinweiſen, daß er 
ſagte, der Volkstag habe ſich noch nie mit der Frage 
des Erwerbsloſenproblems befaßt. Ich glaube, meine 
Wenigkeit iſt es am meiſten geweſen, die immer 
wieder im Volkstag darauf hingewieſen hat, daß dieſes 
Problem der Erwerbsloſigkeit einſtmals dem Fret- 
ſtaat das Genick brechen wird. Wenn mit der großen 
Ziffer der Erwerbsloſen nicht aufgeräumt wird, wer⸗ 
den wir ſehen, daß Ihnen noch die Erwerbsloſen über 
den Kopf wachſen. Es wurde darauf hingewieſen, daß 
wir dies Problem endlich ruhig und ſachlich behandeln 
ſollten. Jedesmal aber, wenn die kommuniſtiſche 
Fraktion Anträge einbringt, die geeignet ſind, das 
Arbeitsloſenproblem zu löſen und für die Erwerbs⸗ 
loſen Arbeit zu ſchaffen, erhebt die deutſchnationale 
Fraktion ihre Bedenken. Ich erinnere mich noch an 
die Worte, die Sie geſagt haben. Sie werden aus die⸗ 
jem Haufe nicht mehr hinguskönnen und die Erwerbs- 
loſen werden vor den Türen ſtehen und werden Sie 
nicht hinauslaſſen, ſondern hinausprügeln. Während 
Ihrer Regierungszeit haben wir geſehen, wie brutal 
Sie die Erwerbsloſen behandelt haben. Sie glauben, 
mit einer Handbewegung über dies Problem hinweg⸗ 
gehen zu können. Der heute eingereichte Antrag ſieht 
genau ſo aus, wie der Antrag des Abg. Mayen, der 
damals im Sozialen Ausſchuß ohne Unterſchrift ein⸗ 
gereicht wurde. Sie wollten ſchon damals die Erwerbs⸗ 


loſen einſchränken, und zwar mit Hilfe des Arbeits⸗ (cd 


dienſtoflichtgeſetzes. Die Frage ift alfo ſchon zur Ge- 
nüge behandelt. Wir haben das Problem erkannt und 
Ihnen geſagt, wie es kommen wird. Heute iſt die 
Ziffer der Erwerbsloſen rapide geſtiegen. Als dieſer 
Volkstag im Januar 1924 zuſammentrat, waren etwa 
2000—3000 Erwerbsloſe vorhanden. Nach Ihrem Aus⸗ 
tritt aus der Regierung waren fetzt im Januar zirka 
9000—11 000 Erwerbsloſe. Während Ihrer Regte- 
rungszeit konnten im letzten Winter, der ja bekannt⸗ 
lich ſehr milde war, alle Arbeiten ausgeführt werden, 
insbeſondere Bauarbeiten, es wurde aber nichts für 
die Exwerbsloſen getan. Wir haben immer betont, 
daß die Erwerbsloſen in den Produktionsprozeß ein- 
bezogen werden müßten. Da haben Sie geſagt, es 
ginge nicht. Trotzdem die große Arbeitsloſigkeit He- 
ſtand, iſt, wie Sie wiſſen, auf der Werft nicht nur acht 
Stunden, ſondern 10, ja 18 Stunden gearbeitet worden. 
Gerade Herr Nos ging dozu über. ſo viel Erwerbsloſe 
zu ſchaffen, indem er nach Deutſchland ſchickte und ſich 
von dort Arbeiter herholen ließ, weil auf der Danziger 
Werft eine Bewegung zuſtande kam, daß die Arbeiter 
nicht mehr für einen Hungerlohn arbeiten wollten. Da 
beſorgte ſich die Direktion Hunderte von Arbeitern 
aus Deutſchland und unſere Arbeiter wurden auf die 
Straße geworfen. Wir wiſſen ganz genau, daß durch 
den Antrag, wie Sie ihn eingebracht haben, nur noch 
mehr Erwerbsloſe geſchaffen werden. Wenn Sie dazu 
übergingen, eine produktive Erwerbsloſenfürſorge 
einzurichten, ſo würden die Erwerbsloſen für ein 
paar Pfennige Erwerbsloſenunterſtützung arbeiten. 
Sie werden die Sache jo drehen, daß der Großagrarier 
Arbeitskräfte bekommt und vom Staate Geld erhält, 
ſie zu bezahlen. So denken Sie ſich die produktive Er⸗ 
werbsloſenfürſorge. Sie ſchütteln mit dem Kopf, Herr 


Abg. Doerkſen. Wir mifen genau daß die Sache auf (p) 
dem Lande zum großen Teil ſo beſtellt iſt. Mein Ge⸗ 


noſſe Laſchewſki hat darauf hingewieſen, daß ſich ein 
großer Teil der Gutsbeſitzer mit den Gemeindevor⸗ 
ſtehern in Verbindung ſetzen, damit ſie Arbeitskräfte 
gegen Erſtattung der Erwerbsloſenunterſtützung be⸗ 
kommen. 6 a 

Mit dieſem Syſtem muß aufgeräumt werden. Sie 
werden damit nicht durchoringen. Die Erwerbsloſen 
werden Ihnen ſelbſt auf den Hals kommen. Aber 
eins möchte ich bemerken. Herr Abg. Mayen erklärte, 
wir hätten den Achtſtundentag und Betriebsausſchüſſe. 
Aber wie ſteht die Frage? Wir haben die Dinge be⸗ 
reits im Volkstag behandelt, als wir das Geſetz der 
Kammer der Arbeit berieten. In allen dieſen ſozialen 
Fragen haben Sie jedesmal dem Arbeiter den Rücken 
gekehrt und ſind nicht für ihn eingetreten. Ich möchte 
der Regierung ſagen, daß ſie nichts an dieſem Syſtem 
ändern wird, trotzdem ſich die Sozialdemokraten in der 
Regierung befinden. Für die Erwerbsloſen wird 


nichts herauskommen, wenn nicht endlich mit dem 


gegenwärtigen privatkapitaliſtiſchen Syſtem aufge⸗ 
räumt wird. Wenn Sie vom Achtſtundentag reden, 
ſo wiſſen wir genau, daß der Achtſtundentag in den 
meiſten Betrieben durchbrochen wird. Das ift ge⸗ 
nügend bewieſen. Wenn der Herr Abg. Werner dat“ 
auf hinwies, wie in Danzig Ueberſtunden geſchunden 
werden, ſo möchte ich fragen: Die ſozialdemokratiſche 
Fraktion ift doch in der Regierung, warum nimmt ſie 
nicht dazu Stellung, damit endlich mit der Ueber⸗ 
ſtundenarbeit aufgehört wird? 11 
Sehen wir uns den Fall Bölkau an. Dort 15 
21 bis 23 Stunden, zwei bis drei Schichten hintere 
ander gearbeitet worden, obwohl Tauſende von we 
werbsloſen vorhanden waren. Sind Sie als et $ 
ſchaftler dafür eingetreten? Nein! Auch die Sozig 


8 


— 
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[Hoffmann, Abgeordneter.) 


(A) demokratiſche Partei, auch die heutige Koalition wird 


an dem Erwerbsloſenelend nichts ändern, wenn ſich 
nicht die Erwerbsloſen mit den in den Betrieben 
ſtehenden Arbeitern zur Beſeitigung des Syſtems zu⸗ 
ſammenſchließen. Gehen Sie dazu über, den Acht⸗ 
ſtundentag zu reduzieren und führen Sie nicht, was 
Sie beabſichtigen, den Zehn⸗ und Zwölfſtundentag 
ein. Die Zahl der Stunden muß auf ſieben oder ſechs 
reduziert werden, damit alle Erwerbsloſen in den 
Produktionsprozeß eingereiht werden. Dann machen 
wir den Vorſchlag der 15prozentigen Vermögens⸗ 
abgabe. Die das Geld haben, müſſen das Geld her⸗ 
gehen. Dann werden Sie ohne weiteres das Problem 
der Erwerbsloſigkeit regeln. Aber ſo, wie Herr Abg. 
Spill z. B. ſagte, mit vielen Worten und Phraſen läßt 
ſich nichts ſchaffen. Hat die Sozialdemokratie denn 
fiberhaupt ſchon etwas zur Löſung des Erwerbsloſen⸗ 
problems getan? Ich glaube nicht. Nur als die Re⸗ 
gierung die 10 Pfennig Erhöhung ablehnte, haben Sie 
hierzu Stellung genommen. Sonſt hat die Sozial⸗ 
demokratie in keiner Frage reagiert und iſt nicht dafür 
eingetreten, daß für die Arbeiter eine beſſere Lage 
geſchaffen wird. 

Mit dieſem Syſtem muß endlich aufgeräumt wer⸗ 
den. Der Arbeiter wird ſich einzig und allein damit 
retten, wenn er das Heft ſelbſt in die Hände nimmt. 
(Lebhaftes Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft, 
das Schlußwort hat der Herr Abg. Weſſalowſki. 

Weſſalowſki, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Erwerbsloſenangelegenheit iſt hier in Danzig ein 
ſo ernſtes Problem, daß man bedauern muß, daß ſich 
hier im Hauſe derartige Plänkeleien abſpielen. Ich 
glaube, daß es jedem Volksvertreter blutiger Ernſt 
ſein müßte bei einer Angelegenheit, wie es heute die 
Arbeitsloſigkeit in Danzig iſt. (Fragen Sie einmal 
Dyck und Ihre Kreiſe! bei den Kommuniſten.) Ihnen 
iſt die Sache lange nicht ernſt. Ich hätte mich überhaupt 
nicht zum Wort gemeldet, denn es wird hier in dieſem 
hohen Hauſe genug leeres Stroh gedroſchen, hier hört 
man genug leere Worte, doch der Taten ſind es wenig. 
(Zwiſchenruf des Abg. Dr. Blavier.) Melden Sie ſich 
doch zum Wort, Herr Dr. Blavier, ich habe Sie auch 
nicht unterbrochen. (Abg. Dr Blavier: Sie müſſen 
Ihren Paſſus nicht ableſen, das macht ſich ſchlecht!) Ich 
werde meinen Paſſus nicht ableſen. Bevor ich zu dem 
komme, was ich eigentlich ſagen wollte, möchte ich eini⸗ 
ges aus den Ausführungen meines Vorredͤners mider- 
legen. Herr Abg. Werner behauptete von dieſer Stelle 
aus, daß in vielen Betrieben heute zu viel Direkto⸗ 
ren, Beamte und Angeſtellte ſeien. Ich als Landarbeiter 
habe nun weniger Ahnung von ſtädtiſchen Betrieben. 
(Abg. Bukmakowſki: Du biſt doch Chauſſeearbeiter und 
nicht Landarbeiter!) Arbeit ſchändet nicht, und wenn 
Sie, Herr Bukmakowſki, Vertreter der Landarbeiter 
ſind, werden Sie ſich über mich nicht luſtig machen, daß 
e als Chauſſeearbeiter auch einmal zum Wort 
melde. 

05 Es wurde hier von dem Abg. Werner behauptet, 
aß jetzt in den Betrieben bedeutend mehr Direktoren 
N Beamte uſw. feien. Da will ich noch einmal tagen, 
aß ich über die ſtädtiſchen Verhältniſſe nicht im Bilde 
885 aber ich will ein Beiſpiel aus der Landwirtſchaft 
führen. Die heutigen ſozialen Geſetze, die heutige 
teuerpolitik zwingen jeden Betrieb, eine ganze Menge 
eine htele mehr zu beſchäftigen als früher. Es iſt 
muß Notwendigkeit, die die Betriebe dazu zwingt. Es 
58 heute alles gebucht werden. Es müſſen die Steuer⸗ 
eu geführt werden. (Abg. Fooken: Alle Jahre 
Ahnun! Sie haben von der Landwirtſchaft gar keine 
mung! Sie haben vielleicht jo viel Ahnung, daß Sie 


das, was der Landarbeiter ſchafft, zu konſumieren ner- (C) 
ſtehen. (Abg. Fooken: Ich berufe mich auf das Zeug⸗ 
nis Ihres Herr Burandt.) Der Herr Senator Dr. 
Wiereinſki hat geſagt: „Es find bereits Erwägungen im 
Gange, und es iſt bereits darüber nachgedacht worden, 
wie man heute die Erwerbsloſenunterſtützung in eine 
produktive Erwerbsloſenfürſorge umwandelt.“ Wir 
begrüßen das. Wir Deutſchnationalen wollen hier 
keine Partei angreifen. Wenn hier irgendein Antrag 
der Deutſchnationalen Volkspartei eingebracht wird, ſo 
ſtellen ſich die anderen Parteien mit einer gewiſſen 
Eiferſucht hin und ſuchen die Sache fo zu drehen. als 
ob fie einen Schachzug gegen die Arbeiterſchaft darſtelle. 
[Frau Abg. Kreft: Das iſt ein ganz großer! Wieviel 
Arbeiter ſind ſchon im Landbund? bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Das geht Sie nichts an. Das heutige Verhal⸗ 
ten von Senat und Reaierungsparteien zeugt davon, 
daß der Senat und die Regierungsparteien ratlos find 
und nicht wiſſen. wie fie der heutigen kataſtrophalen 
Arbeitsloſigkeit ſteuern ſollen. (Abg. Doerkſen: Sehr 
richtig! Zwiſchenrufe des Abg. Gehl.) Seien Sie 
ruhig, Herr Gehl! Gerade die Linksparteien, die ſich 
ſtets auf dem Lande ſo dick tun, daß ſie die Intereſſen 
der Landarbeiter vertreten, machen fiH hier luſtig. 
wenn ſich hier einmal ein Landarbeiter zum Wort 
meldet. (Abg. Eduard Schmidt: So naiv find die 
Landarbeiter nicht, wie Sie ſich anſtellen! Da können 
wir andere Landarbeiter aufſtellen, die mit Ihnen ab⸗ 
fahren! Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Schmidt, Sie haben 
nicht das Wort. (Abg. Eduard Schmidt: Der nennt 
ſich Arbeiter, ein deutſchnationaler Säugling iſt das!) 

Weſſalowſki. Abgeordneter (D. Nat.): Es dürfte 
einem jeden Volksvertreter heute einleuchten, (Zwi⸗ 
ſchenrufe des Abg. Eduard Schmidt.) 


Vizepräſident Spill: Herr Abg. Schmidt, ich muß (D) 


dieſen Ausdruck rügen. Bitte, Herr Redner, ſprechen 
Sie weiter. 

Weſſalowſki, Abgeordneter (D. Nat.): Es dürfte 
einem jeden Volksvertreter klar ſein, daß der Zuſtand, 
der heute in Danzig beſteht, auf die Dauer untragbar 
iſt, und daß dieſer Zuſtand, wenn Regierung und 
Volkstag nicht rechtzeitig Maßnahmen treffen, eines 
Tages ein Ende mit Schrecken nimmt. (Zwiſchenruf 
des Abg. Laſchewſki.) Warten Sie ab, das kommt noch. 
Es iſt bedauerlich, daß gerade Sie unſeren Antrag ſo 
hinſtellen, als ob er ein Schachzug gegen die Arbeiter⸗ 
ſchaft ſei. Er iſt nichts weiter als ein Antrag im In⸗ 
tereſſe der Arbeiterſchaft: denn jeder Erwerbsloſe iſt 
heute Arbeiter, ganz gleich, welchen Beruf er hat. (Abg. 
Laſchewſki: Er ſoll doch für die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung Arbeit leiſten!) Es iſt hier viel von den Ver⸗ 
hältniſſen der Arbeiterſchaft geſprochen worden. Ueber 
die Landarbeiterverhältniſſe iſt bisher nichts geſagt 
worden. Abg. Doerkſen: Sehr richtig!) Das iſt der 
Grund, weshalb ich mich zum Wort gemeldet habe. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe links.) Ich habe Zeit. 
(Das merkt man! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Ich bitte den Herrn Redner, 
fortzufahren, oder zu ſagen, wenn er zu Ende iſt. 
(Abg. Dr Ziehm: Laßt die doch die Unterbrechungen 
aufhören! Abg. Eduard Schmidt: Die Zurufe müſſen 
ihm über ſeine Pauſen hinweghelfen, ſonſt hätte er gar 
nichts zu jagen!) 

Weſſalowſki, Abgeordneter (D. Nat.): Das Erwerbs- 
loſenverſicherungsgeſetz bedeutet ein Ausnahmegeſetz 
für die Landarbeiter und muß daher geändert werden. 
Ich will nichts gegen die Erwerbsloſenfürſorge, auch 
nichts gegen die Höhe der Erwerbsloſenunterſtützung 
ſagen. Aber da der Landarbeiter durch dieſes Geſetz in 
einen Ausnahmezuſtand verſetzt wird, jo muß es ge⸗ 
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ändert werden. 
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(Muſſalpwſki. Abgeordneter 
[(Zurufe links.) 
Landarbeiter mit vier Kindern bezieht eine Erwerbs- 
loſenunterſtützung von 2,40 Gulden täglich. Abg. Liſch⸗ 
newſki: Das ift doch himmelſchreiendl) Das iſt viel 
zul wenig. (Sehr gut! bei den Kommuniſten.) Warum 
bezieht der Erwerbsloſe eine ſolche niedrige Unter⸗ 
ſtiitzung? Weil ein Landarbeiter nach dem Geſetz nicht 
mehr als 80 Prozent des ortsüblichen Lohnes veſp. des 
larifmäßigen Lohnes haben darf. Wenn ein erwerbs⸗ 
loſer Landarbeiter ſechzig Tage erwerbslos tft. dann He- 
zieht er in dieſen 60 Tagen feiner Erwerbsloſiakeft cinc 
Unterſtützung von insgeſamt 144 Gulden. Wenn ein 
Induſtriearbeiter, mag er auf dem Lande wohnen, mag 
er der Nachbar dieſes erwerbsloſen Landarbeiters feir, 
mag er ſelbſt früher Landarbeiter geweſen fein, 
ermerbslos wird, fo hat er Anſpruch auf eine 
höhere Erwerbsloſennnterſtützung, ſofern er nicht 


aus einer Landarbeit. ſondern aus einer Rn- 
duſtriearbeit, 2. B. bei der Talſperre erwerbs⸗ 
los wurde. In letzterem Falle erhält ein er- 


werhsloſer Mann mit Ehefrau und vier Kindern 435 
Gulden täglich. Er bezieht alfo in 60 Tagen eine Er- 
werbsloſenunterſtützuna von 261 Gulden. (Hört, 
hört! rechts.) Meiterhin hat dieſer Induſtriearbei⸗ 
ter, wenn er 60 Tage erwerbslos war. Anſpruch auf 
eine Winterbeihilfe von 34.80 Gulden. (Abg. Liſchnew⸗ 
ifi: Iſt das zuviel?) Ich wende mich nicht gegen die 
Höhe der Erwerbsloſenunterſtützung. Das macht zu⸗ 
ſammen 295,80 Gulden Erwerbsloſenunterſtützung in 
60 Tagen der Erwerbsloſiakeit. Wefterhin hat dieſer Er⸗ 
werbsloſe Anſpruch auf Milchlieferung und bei den 
nier Kindern eines Arbeiters iſt ganz entſchieden ein 
Säugling darunter. Dann kämen. wenig gerechnet, 
noch 10 Gulden für die Milch dazu, die diefer Erwerbs⸗ 
loſe erhält. Das wären 305,80 Gulden Erwerbsloſen⸗ 
Unterſtützung. Der Landarbeiter aber, der dieſelbe Zeit 
tiber mit derſelben Familie erwerbslos war, bezieht 
nach dem Geſetz nur 144 Gulden, alſo ein Minus von 
161,80 Gulden. ö 

Dieſer Zuſtand iſt unhaltbar. Er drückt die Land⸗ 
arbeiter in eine zweite Klaſſe des Arbeiterſtandes. 
Gerade Sie, meine Herren von links, ſind immer für 
Gleichheit aller Arbeiter und für Arbeiterſolidarität 
eingetreten. Aendern Sie einmal dieſen Paſſus. (Zwi⸗ 
ſchenrufe!) Ich komme jetzt auf die Löhne. (Abg. La⸗ 
ſchewſki: Hoffentlich nimmt Ihre Fraktion das an, was 
Ste ſprechen!) Ein Landarbeiter, gleichgültig, wie groß 
ſeine Familie iſt, hat in den Wintermonaten pro Tag 
3 Gulden verdient, wenn er Arbeit hatte, teilweiſe 
weniger, teilweiſe vielleicht auch mehr. Aber 3 Gulden 
war der Durchſchnittslohn eines Landarbeiters pro 
Tag. (Abg. Liſchnewſki: Iſt das nicht eine Schande?) 
In 60 Arbeitstagen verdiente dieſer Landarbeiter 180 
Gulden. Davon wurden ihm für Sozialverſicherung, 
Krankenkaſſe und Invalidität 19 Gulden abgezogen, 
fo daß noch 161 Gulden übrig blieben. Bei Witterungs⸗ 
einflüſſen, wie ſie auf dem Lande vorkommen, hat der 
Betreffende vielleicht noch wegen des ſchlechten Wetters 
einige Tage zu Hauſe bleiben müſſen, ſo daß die Summe 
noch geringer ſein dürfte. Nun ſtellen Sie einen Ver⸗ 
gleich an. Ein erwerbsloſer Induſtriearbeiter erhält 
in 60 Tagen ſeiner Erwerbsloſigkeit 305,80 Gulden. 
Ein Landarbeiter, der Beſchäftigung hat, verdient 161 
Gulden. 

Nun frage ich Sie, m. H., welchem Erwerbsloſen 
will es jemand von Ihnen übelnehmen, wenn er mit 
allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln darauf hin⸗ 
arbeitet, daß er auch erwerbslos bleibt, und daß er ſei⸗ 
nnen Beruf als Landarbeiter meidet und Induſtrie⸗ 
arbeiter werden möchte. (Zuruf des Abg. Eduard 
Schmidt!) Wenn das Geſetz weiterbeſteht, ſo iſt die 


Ein erwerbsloſer 


Ahnung. 


Folge, daß wir in Zukunft keine Landarbeiter mehr im (C) 


Freiſtaat haben werden. (Abg. Doerkſen: Sehr richtig!) 
Nun find Sie gerade diejenigen, die heute immer auf 
die Saiſonarbeiterfrage hinweiſen. (Abg. Liſchnewfki: 
Weſſalowſki, ift das nicht eine Anklage gegen Ihre 
Freunde?) Jawohl ich komme darauf. (Abg. Leu: 
Hört, hört! Sehen Sie, Herr Dr Ziehm, was Sie ange⸗ 
richtet haben? links.) Jetzt komme ich darauf, was 
das Organ der Sozialdemokratiſchen Partei, alfo einer 
der Regierungsparteien, ſchreibt. In dieſem Artikel 
ſteht: 
Der letzte Bericht über den Stand der Arbeitsloſig⸗ 
fait im Freiſtagt zeigt, daß auch auf dem Lande die 
RIRI der Erwerßsloſen erſchreckend hoch it. Die hald 
einſetzende Frühjahrsbeſtellung müßte hierin eigentlich 
Wandel ſchaffen wenn die Landmirte ihre ſelbſtverſtänd⸗ 
liche Pflicht. den einheimiſchen Landarbeiter zu beſchäf⸗ 
tigen, üben. Die Landwirte klagen wohl über die 
Loſten der Erwerhsloſenfürſorge fordern ihren Ahhbau. 
denken aher nicht daran mitsuhelfen, daß das Elend 
gemildert wird. Was ſchert fe die Not der einheimi⸗ 
ſchen Landarßeiter Trotz allem Kampf für Volks⸗ 
nemeinſchaft haben fie eine unbezwinaliche Vorliebe für 
nolniſche Safſongrbeiter, die He ſchrankenlos ausbeuten 
können. Im vergangenen Sommer, in der Zeit der 
großen Nrheitslaſigkeit wurden nicht einheimiſche, 
arheitswillige Landarbeiter heſchäftigt, ſondern Tait- 
ſende von ſandfremden Arbeitern murden von dieſen 
deutſchen Londwivten in Moſchäftigung geugmmen 
(Abg. Liſchnewſki: Sehen Sie, meine Herren! Abg. 
Hohnfeldt: Das iſt die „Volksſtimme“!) Wenn wir 
auf dem Lande keine Erwerbsloſen haben ſollen, wenn 
die Arbeiter die heute auf dem Lande wohnen, wirklich 
in der Landwirtſchaft beſchäftigt werden ſollen, daun 
wäre es Pflicht, daß ihnen ein Verdienſt geboten wird, 
der höher ift. als die Arbeitsloſenunterſtützung, die ein 
Induſtriearbeiter hat. Wenn wir dies ſchaffen, dann 
hört die Arbeitsloſigkeit auf dem Lande auf, dann 
braucht Danzig bedeutend weniger Saiſonarbeiter. 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Woran liegt 
das ꝰ (Abg. Liſchnewſki: An Ihren Freunden!) 
M. D. u. H.! Sie haben von der Landwirtſchaft keine 
(Abg. Doerkſen: Sehr richtia!l) Lafen Sie 
mich reden, ſtellen Sie ſich heute einen Betrieb vor. wir 
wollen einen Schuhmacher nehmen. Mit den Löhnen, 
die er ſeinen Geſellen zahlt, koſtet ein Paar Schuhe, das 
er fabriziert, mehr als er erhält, wenn er die Schuhe 
nerkauft. Da frage ich, wer von Ihnen, mag er auf dem 
kommuniſtiſchen oder auf dem ſozialdemokratiſchen 
Standpunkt Stehen, wird dann, wenn er etwas beſttzt, 
ſich dieſem Riſiko ausſetzen, daß er fein Kapital in einen 
Betrieb ſteckt, von dem er vorher ſchon weiß. wann er 
pleite macht. Wenn ſein Geld reſtlos aufgebraucht iſt, 
iſt er ein armer Mann. (Sehr richtig! rechts.) Wenn 
der Landarbeiter den Lohn haben ſoll, den er braucht, 
um angemeſſen leben zu können, muß er mindeſtens 
8 Gulden pro Tag verdienen. Dann käme er erſt dahin, 
daß er ein Intereſſe hat, Beſchäftigung zu bekommen, 
(Abg. Liſchnewſki: Kit das zuviel, Herr Weſſalowſki?] 
Das iſt durchaus nicht zuviel. Aber der Landarbeiter 
kann es heute nicht verdienen, weil die Preiſe für die 
Erzeugniſſe zu niedrig ſind. (Abg. Doerkſen: Sehr 
richtig) Das iſt die Urſache, und das wiſſen Sie 
m. D. u. H. von links, genau ſo wie ich, aber Sie wollen 
es nicht wiſſen, (Sehr richtig! rechts.) weil Sie die 
Landarbeiter nicht aufwecken wollen. (Abg. Eduard 


Schmidt: Ein Pfund Butter 2.70 Gulden und eine 
Mandel Eier 2.80 Gulden, da fagen Sie, das it zu 


wenig? Aber Sie find zu dumm und machen ſich Ihre 


eigenen Gedanken über dieſes Wirtſchaft aprobfem!) 
der Sozialdemokratie 
grarier 


16 bis 18 Gulden 
wenn 


Herr Abg. Kloßowſki von e 
ſagte einmal von dieſey Stelfe aus: „Ihr Grona 
möchtet, daß der Zentner Roggen 
koſtet.“ Das ift noch kein angemeſſener Preis, 


— 


D) 


(A 


(B) Stubben roden, neben der Erwerbsloſenunterſtützung 
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(Weſſalowſki, Abgeordneter) Fi 

die Arbeitsſtunde eines Arbeiters angemeſſen bezahlt 
werden ſoll. (Abg. Doerkſen: Sehr richtig!) Sie 
wiſſen nicht, was es heute koſtet, einen Zentner Kar⸗ 
toffeln oder einen Zentner Korn zu erzeugen, ein 
Schwein zu mäjten oder ein Pfund Butter herzuſtellen 
und dergleichen. Davon haben Sie, m. H. von links, 
keine Ahnung, weil Sie keine Landarbeiter ſind. (Sehr 
ritig! rechts.) Wir ſtehen heute in Danzig wirt- 
ſchaftlich ſchlecht da. (Das iſt eine alte Wahrheit! lints.) 
Aber niemand will die Opfer bringen, die gebracht wer⸗ 
den müſſen, wenn wir der Verhältniſſe Herr werden 
wollen. (Das müſſen Sie Dr. Ziehm jagen! links.) 
Es wird einfach gewerkſchaftlich und geſetzrich beſtimmt, 
die Löhne müſſen die und die Höhe haben, die Erwerbs⸗ 
loſen⸗Unterſtutzung muß die und die Höhe haben. Ganz 
entſchieden, wer leben will, muß einen angemeſſenen 
Lohn oder Unterſtutzung haben. Wo es aber herkom⸗ 
men ſoll, danach fragt niemand. (Abg. Doerkſen: Sehr 
richtig!) Bisher hat niemand gefragt, wo es per- 
kommen ſou. Ich habe als Gemeindevorſteher einer 
kleinen Gemeinde meyr Einblick in die ländlichen Ver⸗ 
hältniſſe als Sie. Ich werde ein Beiſpiel anführen. 
Landarbeiter, die das Glück hatten, bei der Talſperre 
anzutommen, zählen fi zu den Induſtriearbeitern 
und wurden nun arbeitslos. Mit Rucſicht auf die 
finanzieue Notlage der Gemeinde habe ich zu ihnen ge⸗ 
jagt: „Ich zahle euch 80 Prozent des ortsüblichen Lohns, 
ganz gleich, welchem Beruf ihr angehört.“ Ich ſtehe 
nicht auf dem Standpunkt, daß du und du mehr haben 
ſollſt wie z. B. die drei oder vier Arbeitsloſen, die wirk⸗ 
lich Landarbeiter ſind. (Abg. Liſchnewſki: Das Geſetz 
iſt doch maßgebend!) Ihr ſollt alle gleiche Unter⸗ 
ſtützung haben. Weiter tomme ich euch entgegen und 
will dafür ſorgen, daß ihr Gelegenheit habt, euch für 
das ganze Jahr mit Brennmaterial zu verſorgen. (Wo 
denn? Imis.) Ihr könnt in den ſtaatlichen Forſten 


von 80 Prozent des ortsüblichen Tagelohns der Land⸗ 
arbeiter. Dafür dürft ihr nicht zum Stempeln kommen, 
ſondern könnt jeden Sonnabend einmal Beſcheid 
ſagen.“ In einer kleinen Gemeinde bin ich über die 
Verhältniſſe der einzelnen im Bilde. Ich weiß, ob die 
Leute Arbeit haben oder nicht. (Nenne uns lieber die 
Ziffer! Wieviel haben fie bekommen? links.) 2,80 
Gulden iſt der Lohn der Landarbeiter, davon haben ſie 
80 Prozent bekommen; Sie können es ſich ſelbſt aus⸗ 
rechnen. (Abg. Liſchnewſki: 2,10 Gulden!) Es iſt 
Gelegenheit gegeben, noch zwei oder drei Gulden zu 
verdienen. Ich habe weiter geſagt: „Wenn Sie noch 
mehr Stubben roden als Sie brauchen, nehme ich den 
Reſt für die Gemeinde ab, und verteile ihn an die 
Ortsarmen. Es war alſo den Landarbeitern Gelegen⸗ 
heit geboten, noch etwas nebenbei zu verdienen. Sie 
waren damit einverſtanden und zufrieden. Was geſchah 
weiter? An einem Sonntag war eine Verſammlung 
im Ort. (Hört, hört! rechts.) Der Referent war 
Herr Abg. Liſchnewſki. Am Montag kamen die Leute 
zu mir und ſagten: „Wir erhalten zu wenig Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung. (Abg. Liſchnewſki: Das ſtimmt 
auch!) Wir wollen nicht weiter in den Wald gehen, 

ir haben Anſpruch auf Erwerbsloſenunterſtützung 
in der und der Höhe. Wir haben auch Anſpruch auf 
Winterbeihilfe.“ (Abg. Liſchnewſti: Das haben fie!) 
ch babe es nicht beſtritten und jagte: „Selbſtverſtänd⸗ 
lich habt ihr das.“ Ich ſagte ihnen auch, daß ſie die 
Unterſtützung nach dem Geſetz haben ſollten. (Abg. 
elchnewſki: Dann find Sie auch mein Freund! Heiter⸗ 

t!) Nun möchte ich Ihnen ein Beiſpiel geben: 80 
Ben aller Haushaltungsvorſtände der Gemeinde 
So leſchkau find Sozialrentner und Landarbeiter. Die 

ötalrentner beſitzen meiſt ein kleines Grundſtück, 
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eine Strohkate mit 1, 2, 3 bis 4 Morgen Land, und (C) 


können keinen Geſchäften mehr nachgehen. Außerdem 
haben wir vier Landwirte mit 40 Morgen Land und 
eine Gaſtwirtſchaft. Dieſe kleinen Leute müſſen ein 
Sechſtel der ganzen Erwerbsloſenlaſten aufbringen. 
(Abg. Doertſen: Hört, hört!) 400 Prozent Zuſchläge 
habe ich in der Gemeinde bisher erhoben. Wenn ich 
geſetzmäßig die Erwerbsloſenfürſorge durchführen ſoll, 
ſo brauchen wir weitere 1000 Prozent Zuſchläge. 
(Hört, hört! rechts.) Bei der Einziehung der 400 Pro⸗ 
zent ſind alte gebrechliche Leute mit dem Geld zu mir 
gekommen aus Furcht, daß ihnen durch Zwangsmaß⸗ 
nahmen irgend etwas gepfändet wird. Mit Tränen in 
den Augen haben ſie ihr Geld hingelegt und geſagt, das 


ſei alles, was ſie beſäßen, ſie könnten kein Brot mehr 
kaufen. 


So ſehen die Verhältniſſe aus. Auf der einen 
Seite ſollen die Beſtimmungen durchgeführt werden, 
andererſeits muß das Geld von ebenſo notleidenden 
Leuten erpreßt werden. Urteilen Sie, ob meine Maß⸗ 
nahmen, die ich zur Erleichterung der Gemeinde und 


gleichzeitig zur Erleichterung des Staates getroffen 


habe, richtig ſind, wenn Erwerbsloſe eine Teilunter⸗ 
ſtützung erhalten und das Weitere ſich ſelbſt verdienen 
ſollen. Es handelt ſich um junge, geſunde, kräftige 
Leute. Verurteilen Sie mich, wenn ich nicht gerecht 
gehandelt habe. Ich bringe es nicht fertig, den kleinen, 
notleidenden Sozialrentnern und Kleinkätnern das 
Letzte auszupreſſen oder zwangsweiſe wegzunehmen. 
(Abg. Liſchnewſki: Da muß der Staat eingreifen und 
helfen!) Genau ſo, wie ich hier die Verhältniſſe der 
Gemeinde geſchildert habe, daß die kleinen Leute den 
Reſt hergeben müſſen, genau ſo ſieht es aus, wenn der 
Staat eingreifen ſoll, da werden ebenſo die letzten 
Groſchen erpreßt. Sie, m. D. u. H., predigen ſtets den 
Achtſtundentag und ſetzen ſich für tarifmäßige Löhne 
und geſetzmäßige Erwerbsloſenunterſtützung ein. 
(Sie nicht? bei den Kommuniſten.) Ich anch. Aber 
andererſeits haben die Leute, die heute ſelbſtändig ſind, 
die kleinen Gewerbetreibenden und kleinen Landwirte, 
die die Steuern aufbringen müſſen, keine Ahnung, wie 
ſie ſich durchringen ſollen. Sie müſſen nicht nur acht, 
ſondern ſechzehn Stunden arbeiten. (Abg. Liſchnewſki: 
Der von Gr.⸗Saalau hat ſich ein Rennauto zugelegt!) 
Da arbeitet nicht nur der Ehemann und die Ehefrau, 
da arbeiten noch die Kinder. (Warum? links.) Sie 
wollen ſich nicht reſtlos auf Staatskoſten verſorgen 
laſſen. (Abg. Dr. Wendt: Sehr gut!) 


Ich kaun Ihnen ein weiteres Beiſpiel von dem 
Sohn eines kleinen Landwirtes mit 12 Morgen Beſitz 
bringen. Hier fiel einmal das Wort Bauernlümmel. 
Ich möchte Ihnen nun das Benehmen eines ſolchen 
Bauernlümmels ſchildern. Er war nach dem Geſetz 
berechtigt, die Erwerbsloſenunterſtützung zu beziehen. 
Was ſagte dieſer „Bauernlümmel“ zu mir? „Ich fühle 
mich zu ſtolz, mich vom Staate verſorgen zu laſſen. Ich 
bin den Sommer über an der Talſperre in Bölkau be⸗ 
ſchäftigt geweſen und habe ſo viel geſpart, daß ich noch 
Jahr, und wenn es fein muß ein ganzes Jahr, ohne 
Beſchäftigung leben kann. Bis dahin werde ich wohl 
wieder Beſchäftigung haben, mögen das Geld, das mir 
zuſteht, diejenigen bekommen, die wirklich in Not ſind.“ 
So benehmen ſich „Bauernlümmels“. (Bravo! und 
ſehr gut! rechts. — Abg. Raſchke: 24 Stunden hat er 
den Tag gearbeitet! — Abg. Eduard Schmidt: Dieſer 
Bauernlümmel hat anderen, die es nötig hatten, die 
Arbeit weggenommen!) 


ſich Bauernlümmel beim Radaunekraftwerk Bölkau zur 
Arbeit gedrängt haben, um dort etwas zu verdienen. 
Damit hätten ſie Arbeitern Brot und Beſchäftigung 


Es iſt geſagt worden, daß 


— 


D) 


P 


„ 


(Weſſalowſfi, Abgeordneter) i 
weggenommen. Landwirte, die 12, 15 Morgen Land 


im Kreiſe Danziger Höhe haben, haben dadurch ein 


Durchſchnittseinkommen von etwa 2 Gulden pro Tag. 


Wenn deren erwachſene Söhne ſich bemuhen, Beſchäf⸗ 


tigung zu bekommen, danat fie die Eltern, Geſchwiſter 


und ſich ſelbſt ernahren und unterſtützen können, woten 
Sie das verurteilen? Auch dieje Leute haben ein Recht 


zum Leben, auch der Kleinkätner, der Kleinbauer will 


( 


— 


leben, genau wie Sie. 
langen keſtloſe Erpreſſung, tommen ste hinaus und 


Standpunkt ſtehe ich. 


vorher!) 
Stunden uſw. 


ralien. 
arbeitet acht, zehn und elf Stunden. 


(Bravol rechts.) Sie ver⸗ 
jepen Sie ſich die Verhaltniſſe auf dem Lande au. Weun 
Sie Verständnis fur die Landwirtſchaft hatten, wurden 
Sie ſchweigen. (Du meinſt doch die Gutsbeſitzer! bei 
den Fcommuniſten. — Abg. Eduard Schmidt: Wenn 
Ste ſich morgen anſehen werden, was Sie zuſammen⸗ 
geſchwatzt haben, wird Ihnen ſchlecht und ven Steno⸗ 
graphen wird bei dieſen Weärchenerzählungen ebenfalls 
ſchlecht, ich habe jhon nach der Töpfergaſſe telephoniert, 
der Wagen kommt ſchon! — Abg. Peau: Noch einmal 
die „Voltsſtimme“, die „Volksstimme“ ijt die beſte 
Zeitung.) Ich nehme wiederum die „Volksſtimme“. 
Die Ueverſchrift lautet: „Die Deutſchnationalen für 
Versklavung der Erwerbsloſen.“ (Abg. Leu: Sie 
haben felt. beſtätigt, daß das der Fall tft!) Hier 
ſchreiben Sie von der Verſklavung der Arbeitsloſen. 
Sie wollen, daß in Danzig keine Saiſonarbeiter be⸗ 
ſchäftigt werden, ſondern daß die Arbeiten, die in 
der Landwirtſchaft gemacht werden muſſen, reſtlos von 
den Danziger Arbeitern ausgeführt werden. (Sie 
haben ſeloſt verſprochen, dafur einzutreten, daß die 
Saiſonarbeiter hinauskommen! lints.) Auf dieſem 
(Abg. Eduard Schmidt: Fragen 
Sie, ob Herr Doerkſen auch auf dem Standpunkt ſteht!) 
Warten Sie ab, es kommt. (Was denn? bei den Kom⸗ 
muniſten.) Jemand, der aus ſeinem Beruf als Land⸗ 
arbeiter hinausgeſchlupft iſt, will heute nicht wieder in 
die Landwirtſchaft hinein, weil die von mir vorhin an⸗ 
geführte Ausnahmeſtellung für die Landarbeiter be⸗ 
ſteht. Sie predigen dauernd den Achtſtundentag. Das 
ijt ſogar geſetzlich feſtgelegt. (Abg. Kloßowſki: Schon 
Wie lange arbeitet der Arbeiter auf dem 
Lande? Vier Monate acht Stunden, vier Monate zehn 
Weiter hat jeder Landarbeiter fein 
Stückchen Land. Sein Lohn beſteht teilweiſe aus Natu⸗ 
(Zuruf des Abg. Leu.) Dieſer Landarbeiter 
(Leider! bei den 
Kommuniſten.) Seine Ehefrau und ſeine Kinder 
müſſen mitarbeiten. (Abg. Leu: Sie fallen uns ja 
immer in den Rücken mit Ihren Organiſationen! — 
Unruhe und Zwiſchenrufe.) Warum ſetzen Sie es nicht 
durch, daß die Landarbeiter nur acht Stunden arbeiten? 
(Weil Sie das nicht wollen! links. — Abg. Eduard 
Schmidt: Sie ſchaffen mit den Leuten eine Streikbrecher⸗ 
Organiſation! Zu Ihrer Dummheit kommt noch eine 
ganze Portion Frechheit! Sie elender Lump, ſchämen 


Sie fiH! — Glocke des Präſidenten. — Andauernde 


Unruhe.) 
Vizepräſident Spill: Wenn die Glocke des Präſiden⸗ 


ten ertönt, hat alles zu ſchweigen. Herr Abg. Schmidt, 


Sie haben den Redner einen Lumpen genannt, ich rufe 
(Abg. Ed. Schmidt: Er hat es jelbit | 
Ich rufe Sie zum zweitenmal zur Ord⸗ 


Sie zur Ordnung! 
beſtätigtl) 
nung! (Abg. Mau: So ein Geſindel treibt ſich hier 


noch herum!) 


Weſſalowſki, Abgeordneter (D. Nat.): Ein Land- 
arbeiter hat nicht die Zerſtreuung wie die ſtädtiſchen 
Arbeiter. Wenn er ſeine Arbeit ausgeführt hat, 
braucht er Ruhe. Glauben Sie, daß die ſtädtiſchen Ar⸗ 


beiter, die ſechs bis acht Stunden ſaubere Arbeit haben, 


die geſäuberte Straßen und gute Beleuchtung haben, 
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der Induſtrie, dann werden Sie ſehen!) 
Landwirtſchaft beſtehen, wenn jie mit Leuten verſorgt 


zwangsweiſe aufs Land georacht 


dreimal! 


Ich weiſe auf die Wohnungsbauabgabe hin. 


auf das Land gehen werden, um Landarbeiten zu ver⸗ (C) 
richten? ] 
ruhe links. — Wer arbeitet in Danzig ſechs Stunden? 
links. — Abg. Ur Ziehm: Sie wollen nicht die Wahrheit 


(Abg. Doerkſen: Sehr richtig! — Große Un⸗ 


hören!) Wer die ländlichen Verhältniſſe kennt, wird 


wohl einſehen, daß ein Arbeiter, der aus der Stadt 


aufs Land herausgebracht wird, um dort zu arbeiten, 
unbrauchbar tft, Wenn er widerwillig arbeitet, wird er 
es absichtlich jo anſtellen, daß er entlaſſen werden muß. 


Seloſt wenn die Lohne ſo hoch wären wie in der Stadt, 


würde die ſtädtiſche Arbeiterſchaft verzichten, Landarbeit 
zu verrichten, weil dies eine ſchwere Arbeit iſt. Wer 


von der Wite auf nicht dieje Arbeit gewöhnt ijt, kann 


(Abg. Leu: Arbeiten Sie nur in 
Wie ſoll die 


jte nicht verrichten. 


wird, die widerwillig aufs Land gebracht werden! Das 
bedeutet ja eine Verſklavung der Arbeiter, wenn jie 
werden. (Abg. 
Mau: Ganz klar ſcheint es bei Ihnen nicht zu ſein im 
Bberſtübchen! Sie widerſprechen fiH in zwei Minuten 
— Abg. Doerkſen: Niemals! — Abg. Ed. 
Schmidt: Die Rede werde ich in den Wahlverſammlun⸗ 
gen benutzen, ſehr fein ift die! — Abg. Dr. Ziehm: Sehr 
gut, das tönnen Sie!) 

Ich habe Ihnen wiederholt bewieſen, daß der Land⸗ 


arbeiter in Danzig als ein rückſtändiger Arbeiter be- 


handelt wird. (Abg. Kreft: Durch die Großagrarierl) 


Ich möchte Sie darauf hinweiſen: Warum haben Sie 


nicht in der Zeit, da Sie im Senat ſind, dahin gearbeitet, 
daß die Löhne der Landarbeiter geſetzmäßig feſtgelegt 
werden? (Große Heiterkeit lints.) Warum haben 


Sie nicht dafur geſorgt, daß der Wirtſchaft Erleichterun⸗ 


gen gewährt werden? Sie wiſſen ganz genau, daß ein 
unrentabler Betrieb heute nicht mehr in der Lage iſt, 
Löhne zu zahlen, und auf dem Lande iſt das wirklich 
der Fall. (Zwiſchenrufe links.) Sie, Herr Kloßowſki, 


haben es von dieſer Stelle aus geſagt: „Wenn erſt die 
Betriebe ſo mit Steuern belaſtet werden, daß ſie es 


nicht mehr tragen können, wird es immer zum Schaden 
der Arbeiter ſein, weil nichts mehr für die Löhne übrig 
bleibt.“ (Widerſpruch des Abg. Kloßowſki.) Sie 
haben nichts zur Erleichterung der Landarbeiter getan. 
(Abg. 
Liſchnewſki: Iſt Ihnen bekannt, daß ſich der Groß⸗ 
Salauer ein Rennauto zugelegt hat neben ſeinem an⸗ 


dern Auto? — Abg. Dr. Ziehm: Was hat das damit zu 
tun? — Die notleidende Landwirtſchaft! links.) 


Als 
das Geſetz hier durchging, wurde von der linken Seite 
des Volkstages ganz ſcharf gegen dieſes Geſetz vorge 
gangen, weil die Landwirtſchaft nicht ſo zu der Woh 
nungsbauabgabe herangezogen werden konnte, wie Sie 
es wollten. 

Wenn Sie über die ländlichen Verhältniſſe im 
Bilde find, dann wijfen Sie ganz genau, daß die Woh⸗ 


nungsverhältniſſe auf dem Lande heute ſehr tranti 
ſind. 


(Abg. Kloßowſki: Speziell bei den Beſitzern 
acht Zimmer für 20 Gulden Miete!) Wer ſorgte . 
die Intereſſen der Landarbeiter? Von ſetten 


m 
bleibt 


ROTEN 4 Be i en auf 
ſelbſtverſtändlich nichts übrig, um die e beits⸗ 


(P) 


die Kreiskaſſen, damit Wohnungen gebaut werden, aber 


IB 
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24. Februar 1928. 


(Weſſalowfti, Abgeordneter) 


(% nicht fo weit wie die Induſtrie, daß fie in jedem Be- 


trieb eine Menge von Angeſtellten hat. die die ſchrift⸗ 
lichen Arbeiten erledigen. In der Landwirtſchaft wer⸗ 
den die Bücher höchſtens am Sonntag geführt. Wenn 
es heißt, es müſſen Steuern bezahlt werden, ſchreckt der 
Landwirt ſchon ſofort davor zurück, Leute einzuſtellen. 
Das ift Schon immer fo geweſen! links.) Was hat der 
neue Senat getan? Vom 1. April 1926 fließen wieder 
die Wohnungsbauabgabe und die Lohnſummenſteuer in 


nicht auf dem Lande, ſondern in der Stadt. Dieſe 
Steuern, die von der Landwirtſchaft erhoben werden, 
kommen der ſtädtiſchen Bevölkerung zugut, damit dort 
Wohnungen gebant werden. (Zwiſchenrufe des Abg. 
Dr. Blavier!) Herr Regierungsrat. Sie bekommen 
ſtets, wenn der Monat herum iſt, Ihr Gehalt. Sie 
haben überhaupt keine Ahnung von dem Elend, das 
auf dem Lande herrſcht. (Aber Dr Ziehm! — Von 
mem bekommſt du dein Gehalt. Menſch? links. — 
Große Unruhe.) Ste ſind am allerwenigſten berechtiat, 
hier etwas zu ſagen. (Abg. Dr. Blavier: Ihre Leute 
haben die Wohnungsbaugbgabe eingeführt! — Abg. 
Mau: Wer war am 1. April in der Reajerung?) Sie 
haben es gemacht, daß vom 1. April 1926 die Lohnſum⸗ 
menſteuer und Wohnungsbauabgabe nicht mehr den 
Gemeinden verbleiben, fordern an die Kreiſe abgeführt 
merden müſſen. (Zuruf des Abg. Gebauer. — Abg. 
Mau: Was verſteht er davon?) 


Nun will ich noch einmal auf die Saiſonarbeiter ein⸗ 
gehen. Immer wieder haben Sie die Saiſonarbeiter⸗ 
frage gegen die Deutichnationale Volksvartei aus⸗ 
geſpielt. (Abg. Laſchewſki: Das Haft du ſchon 
einmal geſagt!) Wir brauchen ſie, das iſt die 
Anſicht aller arbeitenden Landarbeiter, nicht Ihre An- 
ſicht. Aber jeder Landarbeiter iſt derſelben Meinung 
wie ich. Jeder Landarbeiter jagt. wir können die ſtäd⸗ 
tife Arbeiterſchaft nicht gebrauchen. (Abg. Doerkſen: 
Sehr richtig!) Beim Rübenbau und bei den Ernte- 
arbeiten im Sommer werden Mädchen und Burſchen 
beſchäftigt. Wenn ſtädtiſche Arbeiter aufs Land geſchickt 
würden, die dieſe Arbeit verrichten follten. dann wäre 
das ein Erſchlagen des Rübenbaues der geſamten Dan⸗ 
ziger Landwirtſchaft. (Abg. Doerkſen: Sehr richtig!) 
Was iſt die Folge, wenn der Rüben bau aufhört? Dann 
find ſämtliche Zuckerfabriken in Danzig ſtillgelegt. Da- 
durch tritt ein weiterer Ausfall und weitere Erwerbs⸗ 
loſigkeit ein. Sie ſind doch dafür, daß die produktive 
Erwerbsloſenfürſorge gefördert werden ſoll. Es wäre 
erfreulich wenn Sie es fertig brächten, daß die Lage 
auf dem Lande ſich beffert, und daß auch die Landarbeiter 
der ſtädtiſchen Arbeiterſchaft gleichgeſtellt werden. Aber 

ie find keine Hexenmeiſter. Sie wollen die Urſachen 
dieſer Notlage, die Urſache der Rückſtändigkeit der länd⸗ 
lichen Bevölkerung, obſchon Sie ſie kennen, nicht erken⸗ 
nen. Sie ſchüren ſyſtematiſch und aus Prinzip den 
Klaſſenkampf gegen die beſitzende Klaſſe. Nach Ihrer 
einung iſt jeder Beſitzende auf dem Lande, wenn er 
SH einen Morgen Land beſitzt, ſchon ein Kapitaliſt. 
Widerſpruch des Abg. Bukmakowfki.) Sie bekämpfen 
le geſamten Bauern. Dadurch erſchlagen Sie die 
abbens möglichkeit des Landarbeiters. Für Sie iſt es 
wer ein Vorteil, wenn die Landarbeiterſchaft nicht aus 
Laer jetzigen Notlage herauskommt: denn ſobald die 
andarbeiterſchaft wirtſchaftlich beſſer ſtände, würden 
SEN (nach links) nicht fo viel Anhang unter der 
ter one etteeithaft Haben. Es ift parteipolitiſches In⸗ 
= e, daß Sie auf der einen Seite die Landwirtſchaft 

N mpfen, damit ſie in ihrer Notlage verbleibt, damit 

€ 1 wieder Stimmvieh aus der Landarbeiter⸗ 

aft zur Verwirklichung Ihrer parteipolitiſchen In⸗ 


tereſſen herausholen. Das iſt die Urſache. Ste bekämp⸗ (C) 


fen die Landwirtſchaft, damit Sie Stimmvieh für Ihre 
Partei haben. (Abg. Bukmakowſki: Weſſalowſki, was 


machſt Du im Landbund? — Abg. Hoffmann: Gehen 


Sie auf Ihren Antrag ein!) ' 
Ich will die ſtädtiſchen Verhältniſſe nicht weiter be⸗ 


leuchten. Wenn der Landarbeiterſchaft geholfen werden 


ſoll, dann muß in erſter Linie die Landwirtſchaft ge⸗ 
ſchützt werden. (Abg. Doerkſen: Sehr richtig!) Ich 
weiſe Sie auf England hin. Als England ſeinerzeit 
in den ſechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts die 


Schutzzölle aufhob, was war da die Folge? Die Folge 


mar die Umſtellung der engliſchen Landwirtſchaft in 


Weidewirtſchaft. Die weitere Folge war die, daß Hun⸗ 


derttauſende von Landarbeitern erwerbslos geworden 
find. (Abg. Doerkſen: Hört, Hört!) 
folgte damit einen anderen Zweck. Diele Leute man- 
derten zum Teil in die Induſtrie ab und fanden dort 
Beſchäftigung. Zum Teil wanderten ſie hinaus in die 
engliſchen Kolonien. Das hatte für den Staat den 
RR (Abg. Fooken: Wer hat dir das aufgeſchrie⸗ 

n?) 
Clementen durchſetzt wurden. Wenn wir in Danzig 
unſere Landwirtſchaft nicht ſchützen, dann wird es in 
Danzig genau ſo werden. (Zuruf des Abg. Bukma⸗ 
kowſfi. — Heiterkeit.) Werden Landarbeiter erwerbs⸗ 
los, ſo finden ſie keine Beſchäftigung in der Landwirt⸗ 


ſchaft. Die Induſtrie kann fie auch nicht aufnehmen. 


Sie hat ſelbſt Erwerbsloſe. Die Folge iſt die, daß nicht 
der Erwerbsloſigkeit geſteuert wird, ſondern daß ſie 
dadurch gefördert wird. i 

Wenn wir in einem Monat über eine Million allein 
an Erwerbsloſe auszahlen. dann können wir der Er- 
werbsloſigkeit in der Weiſe ſteuern, daß wir an Be⸗ 
triebe, die heute nicht mehr weiter können, Unter⸗ 


ſtützung zahlen. Wenn wir gerecht fein wollen, muß (o) 


jeder Landarbeiter in den Genuß der Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung kommen, genau wie der ſtädtiſche Ar⸗ 
beiter. Wenn die Landarbeiter im Genuß der Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung ſind, wie die ſtädtiſchen Arbeiter, 
dann werden ſie ſich nicht mehr von der Landwirtſchaft 
entfernen. Mögen Sie auch die Sache verlachen. Wir 
kommen nicht über den Ernſt der Lage hinaus. Wir 
kommen nicht mit dem Prinzip der Erhöhung der Er⸗ 


werbsloſenunterſtützung weiter. Gehen Sie hinaus 
auf das Land und fragen Sie die Landarbeiter, wie 


verbittert ſie ſind. Sie müſſen für einen Lohn tätig 
ſein, der geringer iſt als die Erwerbsloſenunterſtützung 
der ſtädtiſchen Arbeiterſchaft. Unterſtützen Sie die Be⸗ 
triebe, damit ſie ſämtliche Erwerbsloſe aufnehmen 
können. Schützen Sie ſie vor übermäßigen Steuern, 
dann wird die Erwerbsloſigkeit auf dem Lande auf⸗ 
hören, dann iſt das eine Förderung der produktiven 
Erwerbsloſenfürſorge. (Abg. Rahn: 
Schluß! — Heiterkeit. — Abg. Beyer: Wir wollen das 
Licht abdrehen!) Wir haben Tauſende von Erwerbs⸗ 
loſen auf dem Lande, die heute nichts machen. 
(Lärm.) Unſeren ſeinerzeit geſtellten Antrag, anſtatt 
des Stempelns gemeinnützige Arbeiten zu verrichten, 
muß ich unterſtreichen. Sie mögen dies nicht wollen. 
Aber jeder Landarbeiter, der heute weiß, daß er von 
der Rentabilität ſeines Betriebes abhängt, unterſtreicht 
das, was ich ſage. Nicht einer, Tauſende von Land⸗ 
arbeitern haben zu mir geſagt: „Warum können die 
Erwerbsloſen nicht eine Stunde beſchäftigt werden, und 
zwar im Intereſſe des Staates, anſtatt daß ſie ſich mit 
der Stempelkarte hinſtellen und nichts tun; es müßten 
Arbeits möglichkeiten eingerichtet werden, damit jeder 
Erwerbsloſe, der keine Beſchäftigung hat, ſich an der 
betreffenden Stelle meldet und einige Stunden arbei⸗ 
tet.“ Gerade auf dem Lande könnten in mehreren Ort⸗ 
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England ver⸗ 


daß die engliſchen Kolonien mit nationalen 


Mach endlich 
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(Bellalowfti, Abgeordneter) 


(A) ſchaften Stellen eingerichtet werden, in denen die Er⸗ 


(B 


— 


werbsloſen, anſtatt daß ſie ſtempeln gehen, einige Stun⸗ 
den für ihre Unterſtützung arbeiten. (Abg. Kloßowſki: 
Das wäre ja ein idealer Zuſtand! Das wären ja ſchöne 
Zuſtände!) Kommen Sie aufs Land und ſehen Sie 
ſich die Wege an. Wenn Sie hunderttauſend Gulden 
an Erwerbsloſenunterſtützung ausgeben, (Abg. Rahn: 
Machen wir doch ſtörende Unruhe, Zylinder! Schluß! 
— Sehen Sie ſich die Geſichter Ihrer Fraktion an, 
lauter Leichen! Abg. Dr Ziehm: Darum die Wut! An⸗ 
dauernde Zwiſchenrufe links. — Große Unruhe.) 

Es iſt ein leichtes, ſich hier luſtig zu machen, da 
Sie nichts von der Not und dem Elend der ländlichen 
Bevölkerung verſtehen. Wenn es Ihnen damit Ernſt 
wäre, der notleidenden Bevölkerung zu helfen, wir- 
den Sie nicht lachen, ſondern mit Ihren Vorſchlägen 
kommen. Wenn Sie mit beſſeren Vorſchlägen kommen 
können wie wir. dann bitte ſchön! Wir Deutſchnatio⸗ 
nalen ſtehen nicht auf dem Standpunkt, daß. wenn gute 
Vorſchläge von Ihrer Sefte kommen, wir ſie aus var⸗ 
tetpolitiſchen Gründen ablehnen. (Lebhafter Wider- 
ſpruch! links.) Wir müſſen gemeinſam arbeiten zur 
Erhaltung des Staotsmeiens, zur Erhaltung unſerer 
Selbſtändigkeit. (Zwiſchenrufe und große Heiterkeit! 
links.) 

Zur prouktiven Erwerbsloſenfürſorge gehört 
weiter der Bau von Straßen. Hommen Sie hinaus in 
den Kreis Danziger Höhe. dort ſind ganz unpaſſierbare 
Wege. Es ift dringend notmendig daß die Landmirt⸗ 
ſchaft, die ihre Produkte zur Staßt fährt. beſſer mit der 
Stadt verbunden mird, daß Chauſſeen gebaut merden. 
Wenn wir hier Hunderttauſende zwecklos hinaus⸗ 
merfen. dann kann der Senat auch dazu übergehen, daß 
eine Summe zum Bau von Chauſſeen verwandt wird. 
Das tft dann produktive Erwerbsloſenfürſorge. (Zwi⸗ 
ſchenrufe und Heiterkeit! links.) Mögen Sie lachen, 
ſoviel Sie wollen. Ihnen kommt die Frage lächerlich 
vor, weil Sie an der Futterkrippe ſitzen. (Andauernde 
Zwiſchenrufe, große Heiterkeit. — Unruhe.) 

Vizepräſident Spill: Laut 8 50 der Geſchäftsord⸗ 
nung vertage ich die Sitzung auf 10 Minuten. 

(Unterbrechung der Sitzung 7 Uhr 55 Minuten.) 


Die Sitzung wird 8 Uhr 5 Minuten durch den Vize- 
präfidenten Spill wieder eröffnet. 

Vizepräſident Spill: Ich erkläre die Sitzung wieder 
für eröffnet und bitte den Herrn Redner, in ſeinem 
Schlußwort fortzufahren. 

Weſſalowſki, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Unſer Antrag iſt Ihnen unangenehm geweſen, aber ich 
mache Sie darauf aufmerkſam, wenn Sie heute davon 
auch nichts wiſſen wollen, mit Ihrem bisherigen Syſtem 
der Erwerbsloſenfürſorge haben Sie Schiffbruch gelit⸗ 
ten. Wenn Sie bisher noch nicht gänzlich Schiffbruch 
gelitten haben, kommt er ganz entſchieden, denn er iſt 
unvermeidlich. Er führt zu einem Staatsbankrott. 
Was Sie heute noch nicht glauben wollen, werden Sie 
einſtmals ſelbſt beantragen, wenn die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe, wenn die Verhältniſſe des Freiſtaats Dan⸗ 
zig über Ihren Kopf hinaus Sie dazu zwingen werden. 
Dann werden Sie vielleicht ſelbſt mit dem Antrag kom⸗ 
men, den Sie heute noch verlachen. (Lebhaftes Bravo! 


rechts.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort zu einer perſön⸗ 
lichen Bemerkung hat der Herr Abg. Senftleben. 

Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): An fiH kann 
es nicht Uebung im Volkstag werden, daß man über 
geſchäftliche Dinge, die unter Umſtänden geheimgehal⸗ 
ten werden müſſen, hier Auskunft gibt. Da aber der 
Herr Abg. Hohnfeldt hier einen Vorfall zur Sprache 


gebracht hat, der die Baltiſch⸗Amerikaniſche Petroleum (C) 
geſellſchaft betrifft und der ſchon einmal in der „Volks⸗ 
ſtimme“ gegen mich und meine Partei ausgenutzt wer⸗ 
den ſollte. nehme ich Veranlaſſung, dieſen Fall auch 
vor dem Hauſe richtigzuſtellen. Ich habe bereits ſeiner⸗ 
zeit der „Volksſtimme“ eine Berichtigung geſchickt, die 
ſie auch gebracht hat. Ich erkläre in Uebereinſtimmung 
mit dieſer Berichtigung, daß ich auf die Vergebung der 
Aufträge gar keinen Einfluß gehabt habe. Ich konnte 
das auch gar nicht; denn als dieſe Aufträge vergeben 
wurden, war ich weder Geſchäftsführer noch Direktor 
der Baltiſch⸗Amerikaniſchen Petroleumgeſellſchaft. Ich 
bin es erft ſpäter geworden. Ich habe auch inſofern 
keinen Einfluß auf die Vergebung dieſer Aufträge ge⸗ 
habt. weil ſelbſtverſtändlich bei einem Bau von 10 bis 
12 Schiffen fremdes Kapital in erheblichem Maße in 
Anſpruch genommen werden mußte. das ſich den ent- 
ſcheidenden Einfluß auf die Vergebung der Aufträge 
gewahrt hatte. (Aba. Ed. Schmidt: Deutſchnationale 
internationale Kapftaliſtenl) Herr Aba. Schmidt, Sie 
mögen ja ein ganz tüchtiger Chauffeur bei der „Volks⸗ 
timme” fein, aber von geſchöftlichen Dingen verſtehen 
Sie abſolut nichts. Das haben Sie ſchon früher be⸗ 
wieſen. Sie ſind ja non Ihrer Partei in ziemlich talt- 
geſtelt. Wenn Sie ſich nun ab und zu durch unzweck⸗ 
mäßige Zwiſchenrufe bemerkbar machen io gönne ich 
Ahnen das Veranſtgen, aber ich merde mich nicht darauf 
einlaſſen. — Ich habe mich alſo dann bemüht, von die⸗ 
ſen Schiffen einige nach Danzig zu bekommen. Das 
iſt mir anch geglückt. und das iit durchaus erfreulich 
für Danzig. Dadurch arbeitet fremdes Kapital, und 
zwar einige Millionen, hier bei uns. Es werden 
daraus Steuern gezahlt. (Wer hat den Löwenanteil? 
links.) Das iſt nicht ſo wie bei der kommuniſtiſchen 
Fraktion. daß Sie Prämien bekommen, wenn Sie den 
Mund auftun. Ich bekomme nur mein Gehalt, ganz 
aleich. ob die Schiffe hier eingetragen find. oder nicht, 
und habe mich im Intereſſe des Freiſtagtes um die 
Schiffe bemüht. Der Freiſtaot kann ſtolz darauf fein, 
daß ſolche Schönen. aroßen Schiffe unter feiner Flagge 
fahren. Damit it dem Freiſtaot nicht nur durch 
Steuern gedient, die im Betrage von rund einer Viertel 
Million eingehen. fordern das dient dem Ansehen Dan- 
zigs in der Welt. Es kommen ferner die Gebühren hinzu, 
die infolge der Eintragung ins Regiſter uſw. gezahlt 
werden. 

So ſieht praktiſche deutſchnationale Wirtſchafts⸗ 
volitik aus. Wenn Sie aber verhüten wollen, daß dieſe 
Schiffe nach Danzig kommen, dann iſt es für mich 
eine Kleinigkeit, eine derartige Anregung zu geben. 
Es reißen ſich viele Staaten in Europa darum, dieſe 
neuen ſchönen Schiffe zu bekommen. Glauben Sie der 
Sache zu dienen, wenn Sie mich angreifen, weil das 
fremde Kapital in Danzig arbeitet? Die in Frage 
kommenden Stellen werden dann ſagen: „Wir gehen 
nach Staaten, die das mehr zu würdigen wiſſen. 
(Bravo! rechts.) ; 


Vizepräſident Spill: Das Wort zur perſönlichen 
Erklärung hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): (Zwiſchen⸗ 
rufe.) Ich bin vollkommen von der Erklärung be⸗ 
friedigt. Ich bin der feſten Meinung, daß das inter⸗ 
nationale Kapital in ganz beſonderem Maße am Wer = 
geweſen ift, um die Danziger Schiffahrt nicht in de 
Grade zu unterſtützen, wie wir es wünſchen würden. 
Ich habe jedenfalls geſagt, daß ich befriedigt bin, 
habe jedoch noch zu etwas anderem zu ſprechen. Du 


p) 


— 


die Verbindung der Punkte 4 und 5 iſt dem He 
Präſidenten die Möglichkeit gegeben worden, wort 
Schlußwort zu erteilen. An ſich wäre das Schluß 


(A 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 
nur möglich geweſen für den Punkt 5, da Punkt 4 eine 


Regierungsvorlage ift. Nun ift mir durch die Erklä⸗ 
rung des Herrn Präſidenten die Möglichkeit gegeben, 


zu Punkt 4 etwas zu ſagen, und zwar muß ich mich 
gegen einen Ausdruck perſönlicher Art wenden, den der 
Herr Abg. Mayen gebraucht hat. Er hat erklärt, daß 
eine Erhöhung der Erwerbsloſenunterſtützung die 
Flucht in die Erwerbsloſigkeit unterſtützen würde. Er 


hat das zwar nicht von ſich aus geſagt, ſondern in ein 


angebliches Gerücht umgewandelt, das umlaufen ſoll. 
Da ich dieſen Ausdruck noch nie in einer Rede oder 
Zeitung gefunden habe, muß ich annehmen, daß er heute 
von dem Herrn Abg. Mayen geprägt worden 
iſt. Die perſönliche Prägung des Abg. Mayen 
bedeutet einen Schlag ins Geſicht eines jeden, 
der poſitiv mitarbeiten will, der Erwerbsloſigkeit zu 
ſteuern. Er bedeutet gleichzeitig aber auch einen Schlag 
ins Geſicht der Arbeiterſchaft. Deshalb hat jeder Ab⸗ 
geordnete das Recht, ſich gegen dieſen perſönlichen Aus⸗ 
druck zu wenden. Der Ausdruck des Abg. Mayen ift 
auch bezeichnend für die Stellungnahme der Regierung. 
Weil ein Bedürfnis nicht vorliegt, erfolgt Ablehnung. 
Mit anderen Worten, es würden ſich Arbeiter finden, 
die nicht mehr arbeiten wollen, weil die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung zu hoch ift. 


Der Antrag der Deutſchnationalen in Abſatz a) be⸗ 
ſagt, daß die Arbeiter ebenfalls verhindert werden 
ſollen, Erwerbsloſenunterſtützung zu beziehen, wenn ſie 
irgendeine Arbeit verweigert haben. Es iſt jedoch ſchon 
im Strafgeſetzbuch darauf hingewieſen, daß die Arbeiter, 
die keine Arbeit annehmen wollen, die in Müßiggang 
gekommen ſind und ſich nicht ſelbſt unterhalten, im 
Falle der Unterſtützung durch eine öffentliche Hand be- 
ſtraft werden können. Es ſind alſo alle Vorbeugungs⸗ 
mittel vorhanden. In Zoppot iſt der Fall ſchon zwei⸗ 
mal dageweſen, daß Erwerbsloſe beſtraft wurden. Alfo 
iſt dieſer Abſatz des deutſchnationalen Antrages un⸗ 
nötig. 

Vißzepräſident Spill: Ich ſtelle feft, daß Sie weit 
über den Rahmen einer perſönlichen Erklärung hinaus⸗ 
gegangen ſind. Ich kann das nicht weiter dulden. 


Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat, Soz.): Jedenfalls 
finde ich es unangebracht, daß ein Arbeiter⸗ oder An⸗ 
geſtelltenvertreter hier einen derartigen Ausdruck vor 
der Flucht in die Erwerbsloſigkeit gebraucht. (Das 
kümmert Sie gar nichts! rechts.) 


Vizepräſident Spill: Die allgemeine Beſprechung 
über Punkt 4 und 5 ift geſchloſſen. Zu Punkt 4 der 
Tagesordnung liegt ein Antrag des Abg. Schilke und 
Fraktion vor, die Druckſachen Nr. 2142 und 2133 noch 
einmal dem ſozialen Ausſchuß zu überweiſen. (Abg. 
Rahn: Wozu?) Ich bitte die Damen und Herren, die 
dieſem Antrag ſtattgeben wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo 
beſchloſſen. Zu Punkt 5 der Tagesordnung wurde von 
der deutſchnationalen Fraktion der Antrag geſtellt, und 
zwar durch den Redner, die Druckſache Nr. 2144 eben⸗ 
falls dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dieſem Antrag ſtattgeben 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
ijt die Mehrheit. Die Druckſache ift jomit dem Sozialen 
Ausſchuß überwieſen. 7 


M. D. u. H.! Es beſtand die Verabredung im 
Aelteſtenausſchuß, daß heute eigentlich ſchon um 7 Uhr 
Schluß gemacht werden ſollte. Ich ſchlage darum im Auf⸗ 
trage des Aelteſtenausſchuſſes Vertagung vor. 
Widerſpruch wird nicht laut, das hohe Haus hat ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich ſchlage vor, die näch ſte Si tzung 


nicht vor, das Büro hat ihn noch nicht!) 


Tagesordnung: 

1. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über 

Aenderungen des Gerichtskoſtengeſetzes und der Ge⸗ 
bhührenordnung für Notare. i 

2. Reſt von heute. 

3. Druckſache Nr. 2153 zu Nr. 2099. 

Dazu liegt noch die Entſchließung Druckſache Nr. 2157 
vor, dann, weil das damit zuſammenhängt: 

4. Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des Abg. 
Dr. Bumke und Fraktion betr. Ermäßigung der Ge- 
richtskoſten. 

(Druckſache Nr. 2155 zu Nr. 2099.) 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Rahn. i 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Wenn ich den Herrn 
Vizepräſidenten richtig verſtanden habe, will er an den 
Anfang der morgigen Sitzung die zweite und dritte 
Leſung eines Geſetzes ſtellen, deſſen Druckſache den Ab⸗ 
geordneten bisher noch nicht zugegangen iſt, auch noch 
nicht zugegangen ſein kann, weil die Angelegenheit 
noch im Rechtsausſchuß ruht. Nach meinen Infor⸗ 
mationen haben die Deutſchnationalen eine zweite 
Leſung beantragt, und man iſt ſich noch nicht einig, ob 
ſie ſtattfindet oder nicht. Man kann doch nicht in einer 
derartigen Weiſe verfahren, daß man Geſetze in der⸗ 
artigem Galopptempo macht und ſchon die zweite und 
dritte Leſung auf die Tagesordnung ſetzt, bevor die 
Vorlage aus dem Ausſchuß herausgekommen iſt. Das 
Geſetz, das wir morgen beraten ſollen, iſt doch ſo wichtig, 
daß man es als Abgeordneter mindeſtens leſen muß. 
Es geht nicht, daß Geſetze auf die Tagesordnung kom⸗ 
men, die die Mitglieder des Hauſes weder perſönlich 
geleſen, noch in den Fraktionen beraten haben. Ich 
kann mir nicht vorſtellen, daß die Bevölkerung eine 
derartige Geſetzesmacherei will. Dann iſt es kein Wun⸗ 
der, wenn draußen in der Bevölkerung kein Vertrauen 
herrſcht. Wir hätten alles zu tun, um das Galopp⸗ 
tempo, das unter der vorigen Regierung eingeriſſen 
war, fallen zu laſſen und die Geſetze gründlich zu be⸗ 
raten. 


Vizepräſident Spill: Ich habe einen Bericht des 
Vorſitzenden des Rechtsausſchuſſes erhalten. Nach die⸗ 
ſem Bericht iſt das Geſetz im Ausſchuß erledigt. 
(Nein!) Ich ſage ja. Ich habe den Bericht erhalten. 
(Abg. Rahn: Der Bericht aus dem Ausſchuß liegt noch 
Auf Grund 
dieſes Antrages des Vorſitzenden des Rechtsausſchuſſes 
habe ich mir erlaubt, dieſen Vorſchlag zu machen. Ich 
glaube doch annehmen zu dürfen, daß jeder Abgeord⸗ 
nete die Geſchäftsordnung kennt. Wenn Widerſpruch 
wegen der Friſtenkürzung erfolgt, brauchen wir nicht 
lange zu ſtreiten. Soll ich Ihre Erklärung als Wider- 
ſpruch auffaſſen, Herr Abg. Rahn? (Abg. Rahn: Ja⸗ 
wohl, ſolange ich keine Druckſache habe, kann ich über 
kein Geſetz beraten!) Die Geſchäftsordnung jagt, daß 
die Friſt gewahrt werden muß, wenn ein Abgeordneter 
widerſpricht. Dieſes Geſetz kommt dann nicht auf die 
Tagesordnung. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Gebauer. 


Gebauer, Abgeordneter (S. P. D.): Soeben hat das 
Plenum den Antrag Druckſache Nr. 2142 dem Sozialen 
Ausſchuß überwieſen. Dieſer Ausſchuß iſt für morgen 
früh einberufen worden, um die Frage zu regeln. Es 
iſt die Abſicht der Parteien, daß dieſe Druckſache morgen 
auf die Tagesordnung der Sitzung kommt. Der 
Bericht wird dann morgen mittag vorliegen. j 


Vizepräſident Spill: Es wird der Antrag geſtellt, 
die Druckſache Nr. 2142 zu Nr. 2133 morgen auf die 


— 


D) 


| 


morgen 3.30 Uhr abzuhalten, und zwar mit folgender (C) N 
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A) Tagesordnung zu ſetzen. Ich men darauf aufmerk⸗ Nr. 2142 zu Nr. 2133 auf die Tagesordnung. Wider⸗ (B) 
jam, daß der Widerſpruch eines Abgeordneten genügt. ſpruch gegen die vorgeſchlagene Tagesordnung wird 


Wird dem Antrag widerſprochen? Ich ſtelle feft, daß | nicht laut, das Haus hat fo beſchloſſen. Ich ſchließe die 
das nicht der Fall ift. Das hohe Haus hat jo beſchloſſen.] Sitzung. 
Für den abgeſetzten Geſetzentwurf kommt die Druckſache (Schluß der Sitzung 8 Uhr 20 Minnten.) 
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154. Sitzung. 
Donnerstag, den 25. Februar 1926. 


Mayen (D. Nat.) perſönliche Erklärung 

Nochmalige Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abänderung 
des Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge. (Druckſache 
Nr. 2159 zu Nr. 2142 und Nr. 2133.)))) 0. 2287 

Antrag des Abg. Buckmakowski und un! betr. Ges 
währung von Erwerbsloſenunterſtützung an berufs⸗ 
mäßige Fiſcher. (Druckſache Nr. 21362 2287 D 

verbunden mit: 

Antrag des Abg. Böhm und Fraktion betr. vorſchußweiſe 
Bewilligung von 60 000 G. zur Beſchaffung von 
Fiſchereigeräten. (Druckſache Nr. 2124) 

Böhm (D. Nat.) Antragſteller 

Buckmakowski (K. P.) Antragſteller 
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Dr. Blavier (D.V.P.) 
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Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Beſeitigung der 
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Antrag des Abg. von Malachinski und Fraktion betr. Maß⸗ 
nahmen gegen Beamte der Erziehungsanſtalt Silber⸗ 
hammer. (Druckſache Nr. 2140.) ; 2292 

Rafchke (K. P.) Antragſteller 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aufhebung 
der Umſaß⸗ und Luxusſteuer. Arantrag des Abg. 

Böcker und Fraktion. (Druckſache Nr. 2129.) . . . 2292 © 
/ re re 2292 0 
Winter, Oberfinanzrat 8 
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(B) Große Anfrage Nr. 45 des Abg. Dr. Blavier und Gen. betr. 
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154. Sitzung. 
Donnerstag, den 25. Februar 1926. 


„Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Splett eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Leske, Dr. 
Strunk, Dr. Wiercinski; Oberregierungsräte Brieſe⸗ 
witz, Dr. Hemmen, Winter; Regierungsoberinſpektor 
Stahlberg. 

N Vizepräſident Splett: Ich eröffne die 144. Sitzung 
es Volkstages. Zu einer perſönlichen Erklärung 
außerhalb der Tagesordnung hat der Herr Abg. Mayen 
as Wort. Die perſönliche Erklärung hat mir vorge- 


legen. 

D Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
er Herr Abg. Hohnfeldt hat mich geſtern in einer 
derſönlichen Bemerkung in einer Aeußerung ſeiner 
9 apoſtrophiert. (Er iſt noch nicht dal) Es 
b rd ihm mitgeteilt werden. Seine Behauptungen 
eruhen auf einem Irrtum. An Hand des Steno⸗ 
gramms meiner Rede ſtelle ich feſt, daß ich geſagt habe: 


Ich will niemand zu nahe treten, wenn ich 
ſage, daß ſich in weiteſten Kreiſen der Bevölkerung 
der Glaube bemerkbar macht, daß heute eine Flucht 
in die Exwerbsloſenfürſorge ſtattfindet. Wir müſ⸗ 
ſen alles tun, um zu verhindern, daß ſich eine der⸗ 
9 Auffaſſung in den einzelnen Gemütern feſt⸗ 


Es war alſo gar nicht nötig, daß ſich Herr Abg. 
Hohnfeldt in der Poſe des Beſchützers aufſpielte. Ich 
habe im Verlauf meiner Rede die Ehre des Arbeiters, 
alſo auch die des Arbeitsloſen, ſo hoch geſtellt, daß 
Herr Hohnfeldt mit ſeinen Ausführungen nicht heran⸗ 
reicht. Ich überlaſſe es dem Hauſe, zu beurteilen, ob 
ein ſachlicher Grund zu der Aeußerung des Abg. Hohn⸗ 
feldt vorgelegen hat oder ob nicht Agitationsbedürf⸗ 
me das Entſcheidende bei feinen Ausführungen gewe- 
en iſt. 

Vizepräſident Splett: Ich rufe auf Punkt 1 der 
Tagesordnung: ; k 

Nochmalige Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Geſetzes über Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge. 

Druckſache Nr. 2159 zu Nr. 2142 und Nr. 2133. Be⸗ 
richt des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten. Der 
Bericht des Ausſchuſſes liegt Ihnen unter Druckſache 
Nr. 2159 vor. Ich eröffne die allgemeine Beſprechung. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Ausſprache iſt 
geſchloſſen. Wir kommen zu Artikel 1. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Ich bitte die Damen und Herren, die Ar⸗ 
tikel 1 zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; Artikel 1 ift an- 
genommen. Ich rufe auf Artikel 2. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die Artikel 2 annehmen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; Artikel 2 iſt angenommen. Ich 
darf wohl ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß 
Artikel 3 mit derſelben Mehrheit angenommen iſt. 
Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz zur Abänderung 
des Geſetzes über Erwerbsloſenunterſtützung“. Ich 
bitte die Damen und Herren, die die Ueberſchrift an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; angenommen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem Geſetz in 
der Schlußabſtimmung zuſtimmen wollen, ſich von den 

lätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit; das Geſetz iſt in der Schlußabſtimmung an⸗ 
genommen. Ich rufe auf Punkt 2 und 3 der Tages⸗ 
ordnung, da im Aelteſten⸗Ausſchuß vorgeſehen iſt, daß 
dieſe Punkte mit einander verbunden werden jollen: 

Antrag des Abg. Buckmakowski und Frak⸗ 
tion betr. Gewährung von Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung an berufsmäßige Fiſcher. 

Druckſache Nr. 2136. 

Antrag des Abg. Böhm und Fraktion betr.: 
Vorſchußweiſe Bewilligung von 60 000 G. zur 
Beſchaffung von Fiſchereigeräten. : 

Druckſache Nr. 2124. Das Wort zur Begründung hat 
der Herr Abg. Böhm. 

Böhm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Die 
außerordentliche Not der Fiſcher hat meine Fraktion 
und mich veranlaßt, den unter Druckſache Nr. 2124 
vorliegenden Antrag einzubringen, für die Fiſcher 
vorſchußweiſe eine Beihilfe von 60 000 Gulden zu bez 
willigen zwecks Beſchaffung von Fiſchereigerät und 
dieſen Betrag von 60 000 Gulden in den Haushalts- 
plan für 1926 einzuſetzen. Die Not der Fiſcher hat 
eine nicht mehr zu erreichende oder zu überſteigende 
Kurve der Anerträglichkeit erreicht, und die ği- 
ſcher ſind in letzter Zeit, beſonders ſeit Dezem⸗ 
ber vorigen Jahres in eine derartig ſchlimme Lage 
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geraten, daß die Summe im Hinblick auf die Notlage 
der Fiſcher einen geradezu winzig kleinen Betrag dar⸗ 
ſtellt. Wer die große Not und das Elend der Fiſcher 
aus eigener Erfahrung kennt, wer mit eigenen Augen 
geſehen hat, wieviele Fiſcherfamilien buchſtäblich hun⸗ 
gern müſſen, und wer weiß, daß die Fiſcher nicht durch 
ihr Verſchulden, trotz aller ihrer Arbeit, trotz ihrer 
gefahrvollen Arbeit, will ich lieber ſagen, in dieſes 
Elend geraten ſind, der wird ſich der Tatſache nicht 
verſchließen können, daß hier ſofort geholfen werden 
muß, wenn man nicht will, daß ein für die Volkswirt⸗ 
ſchaft ſo bedeutungsvoller Beruf zugrunde geht. Seit 
Jahrzehnten iſt in der Geſchichte der Fiſcher eine ſolche 
Not nicht zu verzeichnen geweſen. Es gibt Fiſcher, 
welche buchſtäblich ſeit Weihnachten vorigen Jahres 
nicht einen gebogenen Pfennig verdient haben. Da⸗ 
für, daß ich nicht übertreibe, ſondern daß meine Be⸗ 
hauptung den Tatſachen entſpricht, einige Beiſpiele 
aus dem amtlichen Material, das ich mir habe geben 
laſſen, feſtgeſtellt durch die Zollbehörde und durch die 
Fiſchmeiſter im Freiſtaat. Von den 21 Fiſcherdörfern 
mit 3000 Fiſchern, die wir im Freiſtaat haben, ſind, 
ſage und ſchreibe, von Weihnachten bis jetzt verein⸗ 
nahmt worden 63 878 Gulden. Verteilen wir nun 
dieſe Summe auf 3000 Fiſcher, ſo hat jeder durch⸗ 
ſchnittlich 21,20 Gulden pro Monat verdient, ich hebe 
hervor, pro Monat. Das iſt ein Betrag, mit dem 
man natürlich nicht auskommen kann. Da gebe ich 
noch zu bedenken, daß dies der Durchſchnittsverdienſt 
der Fiſcher iſt, nicht die Einnahme jedes einzelnen 
Fiſchers. Man muß in Betracht ziehen, daß es auch 
Fiſcher gibt, die, wie ich vorhin ſchon hervorhob, 
nichts verdient haben. Der eine hat etwas mehr, der 
andere etwas weniger eingenommen. Aber es gibt 


auch Fiſcher, die nicht einen Pfennig verdient haben 


und darum der Not und dem Elend aufs Aeußerſte 
ausgeſetzt ſind. Es iſt kein Wunder, daß die Nah⸗ 
rungsſorgen der Fiſcher ſo groß ſind, daß viele der Ver⸗ 
zweiflung nahe ſind. Erſt vorgeſtern habe ich wieder 
einen Brief eines Fiſchers erhalten, der mich um eine 
Kleinigkeit bittet, um wenigſtens für die Kinder Brot 
kaufen zu können. Er ſagt: 

Ich möchte bitten um eine kleine Gabe, da ich 
heute noch 80 Pfennig habe, um das letzte Brot zu 
kaufen. Was dann wird, weiß ich nicht, zumal 
keine Verdienſtmöglichkeit vorhanden iſt, da der 
Kutter bereits ſeit vier Wochen koputt iſt. 

So drückt er ſich aus. Aus anderen Fällen iſt mir be⸗ 
kannt, daß die Fiſcher für ihre Säuglinge Zuckerwaſſer 
in die Flaſche ſchütten mußten, um den Hunger ihrer 
Kinder zu ſtillen. (Abg. Buckmakowski: Heutige Kul⸗ 
tur!) Das ift ein Zuſtand, der unbedingt abgeſtellt 
werden muß. Nachdem ich wiederholt, ſchon ſeit Ende 
November, auf die Notlage der Fiſcher hingewieſen 
habe, hat die Behörde das ſchreiende Elend anerkannt, 
das unter den Fiſchern herrſcht, und ſich jetzt bereit er⸗ 
klärt, auf kommunalem Wege für dießiſcher einzutreten, 
weil die Erwerbsloſenfürſorge nicht eintreten kann. 
Die Fiſcher wollen auch gar keine Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung. (Hört, hört! bei den Kommuniſten. Gottes 
Wort wollen fie!) Das wollen fie, das ſtärkt und 
hebt fie über die große Not hinweg, die jetzt unter den 
Fiſchern herrſcht. Das iſt das einzige, was ihnen ge⸗ 
blieben iſt, ſonſt müßten ſie verzweifeln. (Zuruf der 
Frau Abg. Kreft,) 

Was hat die Regierung mir geſagt, als ich am 
28. Dezember dort war? Herr Pfarrer, wir verkennen 
nicht die Notlage der Fiſcher, wir wiſſen, daß unter 
den Fiſchern Not herrſcht, aber es ſtehen uns keine 
Mittel für dieſen Zweck zur Verfügung, 
Fonds, um den Fiſchern zu helfen; wenn den Fiſchern 
geholfen werden ſoll und wenn die Not der Fiſcher 


aus der Erwerbsloſenunterſtützung, 


auch kein 


wirklich ſo groß iſt, müſſen ſie ſich an die Kommunen 
wenden. Aber, m. D. u, H., wer iſt die Kommune? 
Die Kommune beſteht aus den Fiſchern. Alſo ſie ſol⸗ 
len ihre eigene Unterſtützung aufbringen. Da das 
nicht möglich iſt, iſt mir geſagt worden, müſſe der 
Landarmenverband eintreten, mit anderen Worten, 
der Staat. Der Staat erklärte mir, er habe keine Mit⸗ 
tel, da müßte der Kreis eintreten. Der Kreis ſagt, er 
habe keine Mittel und könne der Gemeinde nichts 
geben. Kurzum, es war ein ewiger Kreislauf, ich 
wurde von einem zum anderen geſchickt, ohne irgend⸗ 
welche Hilfe zu erreichen. Da haben wir uns am 
8. Februar aufgemacht, Vertreter der Fiſcher und ich, 
und ſind beim Senat vorſtellig geworden, um endlich 
dieſer Not abzuhelfen, die ohne Zweifel vorliegt. Da 
wurde mir geſagt, es wird in der Weiſe gemacht wer⸗ 
den, daß ſich die Fiſcher an die Gemeinden wenden. 
Sind die Gemeinden nicht in der Lage, dann muß der 
Staat eintreten. Es ſollte nun eine Liſte der Bedürf⸗ 
tigſten unter den bedürftigen Fiſchern aufgeſtellt wer⸗ 
den. Dieſe Hilfsaktion iſt im Gange und ich will 
hoffen, daß auf dieſe Weiſe wenigſtens die augenblick⸗ 
5155 Not und die Verzweiflung der Fiſcher beſeitigt 
wird. 

Es iſt zu begrüßen, daß der Landrat unſeres 
Kreiſes aus dem Ausgleichsfonds den Fiſchern eine 
Brotzulage gewährt und an die einzelnen Fiſcher⸗ 
dörfer eine Kleinigkeit überwieſen hat. Ich ſage ab⸗ 
ſichtlich eine Kleinigkeit; denn was iſt das, wenn 
3. B. für Nickelswalde an 121 Fiſcher 1000 Gulden 
verteilt werden. Wie ſoll dieſe Verteilung gerecht 
vollzogen werden. Man hat vier Gruppen gebildet 
und hat geſagt, verheiratete Fiſcher bekommen 6 Gul⸗ 
den, wenn ein Kind vorhanden iſt, mit zwei Kindern 
8 Gulden, mit drei Kindern 10 Gulden. Die vierte 
Gruppe erhält 12 Gulden. Das iſt vorläufig die Un- 
terſtützung der Fiſcher. Daß den Fiſchern nun noch 
andere Mittel zur Verfügung geſtellt werden müſſen, 
iſt klar. Ich verkenne durchaus nicht die Notlage des 
Staates. Ich weiß, daß der Staat immer bewilligen 
ſoll, aber nicht weiß, wo er die Mittel hernehmen 
kann. Aber das können die Fiſcher nicht verſtehen, 
daß, wenn über 1 Million für Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung ausgegeben wird, für die Fiſcher nicht eine 
Beihilfe übrig bleiben ſollte. Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung wollen und können ſie aus dem einfachen 
Grunde nicht haben, weil ſie nicht im geſetzlichen Sinne 
Arbeitnehmer ſind. Den Fiſchern geht es ſo ſchlecht, 
daß ſie nicht einmal ſo viel beſitzen, ſich Brot zu kaufen. 
Aber morgen kann es ſchon ſein, daß ein Fiſcher durch 
einen Fang ſo viel hat, daß er wenigſtens die drin⸗ 
gendſten Lebensbedürfniſſe befriedigen kann. Daher 
geht mein Antrag und mein Vorſchlag dahin, die 
Fiſcher nicht einmalig zu unterſtützen, um die Nah⸗ 
rungsſorgen zu beſeitigen, ſondern wie es jetzt auch 
vom Senat vorgeſchlagen wurde, ſich an die Kommu⸗ 
nen zu wenden, jedesmal wenn die Not da iſt. Wenn 
dieſe nicht in der Lage ſind, die vorübergehende Unter⸗ 
ſtützung zu gewähren, muß der Staat eintreten. Die 
Gemeinden werden nicht in der Lage ſein, denn ſte 
ſind noch nicht einmal in der Lage, die ſozialen Laſten 
der Armenpflege 
und der Kleinrentnerfürſorge zu tragen. Infolgedeſſen 
wird hier der Staat eintreten müſſen. Wie ich ſchon 
hervorgehoben habe, iſt ja auch eine Hilfsaktion des 
Staates bereits im Gange. it 

Das ift die wirtſchaftliche Not der Fiſcher! Mi 
dieſer Not aber verknüpft ſich noch eine andere cop 
der Fiſcher, das ijt die Beſchaffung der Fiſchereigernne 
Was nützt dem Fiſcher eine Unterſtützung, um edis 
Lebensbedürfniſſe zu befriedigen, wenn er ni 


Möglichkeit, das Werkzeug hat, feinen Beruf auzat * 


(A) (Böhm, Abgeordneter.) 
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üben. Er iſt nach dieſen Schilderungen 
ſeiner mißlichen wirtſchaftlichen Lage nicht imſtande, 
ſich aus eigener Kraft und eigenen Mitteln Fiſcherei⸗ 
geräte zu beſchaffen. Darum habe ich zuſammen mit 
meiner Fraktion den Antrag geſtellt, 60 000 Gulden 
für Beſchaffung von Fiſchereigeräten in den Haus⸗ 
haltsplan für 1926 einzuſetzen, damit der Fiſcher we⸗ 
nigſtens die Möglichkeit hat, ſeiner Arbeit nachzu⸗ 
gehen. Ohne Fiſchereigeräte, ohne Fiſcherutenſilien 
kann er ſeinen Beruf überhaupt nicht ausüben. Der 
Fiſcherberuf liegt ja ganz anders als jeder andere 
Beruf. Jeder andere Menſch kann mit Hilfe ſeiner 
10 Finger ſeine Familie ernähren. (Das ſtimmt 
nicht! links.) Das kann aber kein Fiſcher. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Kloſſowski.) Er kann 10 geſunde 
Finger haben, er kann noch ſo viel arbeiten, er iſt doch 
nicht in der Lage, ſeine Familie zu verſorgen, wenn er 
nicht die Fiſchereigeräte hat. Im vorigen Jahre hat 
man die Notlage der Fiſcher anerkannt und für dieſen 
Zweck 150 000 Gulden in den Etat eingeſtellt. Ur⸗ 
ſprünglich wurden 40 000, dann 100 000 und ſchließlich 
150 000 Gulden für dieſen Zweck bewilligt. Was hat 
man in dieſem Jahre gemacht? Man hat dieſen 
Poſten von 150 000 Gulden einfach im Etat geſtrichen, 
obgleich dieſer Teil des Etats einen Ueberſchuß von 
280 000 Gulden hat. Dieſen Betrag wird man ja nicht 
ganz für die Fiſcher geben können, obgleich es wün⸗ 
ſchenswert wäre. Aber etwas von dieſem Veberſchuß 
möchte ich bitten, den notleidenden Fiſchern zur Be⸗ 
ſchaffung von Fiſchereigerät zur Verfügung zu ſtellen, 
und zwar als Beihilfe. Im vorigen Jahr hat man 
Darlehen gegeben. Die Darlehen waren zu verzinſen 
und teilweiſe zurückzuzahlen. Wenn der Fiſcher nichts 
verdient, kann er weder Zinſen noch Darlehen zurück⸗ 
geben. Darum iſt gebeten worden, den Fiſchern eine 
Beihilfe zu geben. 60 000 Gulden, wie ich urſprüng⸗ 
lich beantragt habe, werden, wie ich jetzt feſtgeſtellt 
habe, nicht im entfernteſten ausreichen. Ich behalte 
mir deshalb vor, einen Abänderungsantrag zu ſtellen, 


der dieſe Summe von 60 000 Gulden mindeſtens um 


das Doppelte erhöht. Den Nachweis dafür will ich 
führen. Wenn 60 000 Gulden auf 3000 Fiſcher verteilt 
werden, dann kommen auf jeden Fiſcher 20 Gulden. 
Für 20 Gulden bekommt der Fiſcher aber noch nicht 
einmal ein halbes Netz. (Abg. Kloſſowski: Dann 
müſſen wir 20 Millionen geben!) Der Fiſcher will 
nur die Möglichkeit haben, leben zu können, wie Sie, 
Herr Kloſſowski. Er will arbeiten, und daß er arbei⸗ 
ten will, hat er bewieſen! Sie haben in der Zeitung 
von Sturm⸗ und Eisfahrten geleſen, die die Nickels⸗ 
walder und Bodenwinkler Fiſcher gemacht haben. Sie 
haben Ihnen bewieſen, daß die Leute vor keiner Ar⸗ 


beit und Gefahr zurückſchrecken. Wodurch haben die 


Fiſcher die Netze verloren? Weil ſie von den Gedan⸗ 
en getrieben werden: „Meine Familie hungert, du 
mußt hinaus!“ Wer tut das? Der Fiſcher macht es aus 
Liebe zu ſeinem Beruf und aus Liebe zur Arbeit! 
(Bravo! rechts.) Darum werde ich, wie ich ſchon 
ſagte, den Abänderungsantrag einbringen, die bean⸗ 
tragte Summe um 60 000 Gulden zu erhöhen. Ich 
itte Sie, damit wir uns über Mittel und Wege klar 
werden, wie die Fiſcher aus dieſer Not heraus kommen 
nnen, dieſen Antrag meiner Fraktion an den Aus⸗ 
ſchuß zu verweiſen. (Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Splett: Das Wort zu Punkt 2 hat 
Herr Abg. Buckmakowski. 3 
Buckmakowski, Abgeordneter (K. P.): Wir haben 
eben die Ausführungen des Herrn Abg. Böhm gehört. 
in Menſch, der einigermaßen Einblick in das Fi⸗ 
Wereigewerbe gewonnen und in dem letzten halben 


der 


Jahr eingeſehen hat, wie es um die Exiſtenz der Fi⸗ 


auf Grund 


ſcher heute beſtellt iſt, muß ſagen, daß die Fiſcher im 5 
Grunde genommen diejenige Volksſchicht ſind, die am 
ſchlechteſten exiſtieren kann. Es iſt ein Trauerſpiel, 
daß nicht ſchon Vorkehrungen getroffen ſind, damit die 
Fiſcher entſprechend unterſtützt werden. Unferes Er- 
achtens müſſen die Fiſcher, ebenſo gut wie andere, Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung erhalten. Der Herr Abg. 
Böhm hat es ſchon angeführt, und ich ſelbſt habe in 
mehreren Fiſcherdörfern Rückſprache genommen, und 
die Leute haben mir bekundet, daß ſie vom Heiligen 
Abend bis jetzt 40 Gulden Einkommen gehabt haben. 
Es iſt zu beklagen daß die Fiſcher gezwungen ſind, ihre 
Fänge an die Händler abzugeben, die niedrige Preiſe 
geben, die mit den Fiſchern Schindluder treiben. Ha⸗ 
ben die Fiſcher einmal mehr Fiſche gefangen, dann ge⸗ 
ben ihnen die Händler weniger. Zu der Kalamität 
der Fiſcher iſt noch folgendes zu ſagen: Je nach dem 
die Fanggeräte ſind, müſſen die Fiſcher noch immer 
Abgaben zahlen, für ein Schleppnetz z. B. 30 Gulden. 
In einer ſo ſchlechten Zeit wie jetzt müßte die Regie⸗ 
rung ſchon ſoviel Einſehen haben und dieſes Geld ſtrei⸗ 
chen. Das iſt ein grober Fehler. Die Fiſcher müſſen 
die Gewäſſer freibekommen. Es iſt nicht nötig, daß 
die Mündungsfiſcher noch Abgaben bezahlen müſſen, 
um ihr Gewerbe ausüben zu können. Wir haben in 
unſerm Antrag, Druckſache Nr. 2136, beantragt, daß 
die Fiſcher die Erwerbsloſenunterſtützung erhalten und 
ferner, um ihnen ſofort zu helfen, die Gewährung einer 
Wirtſchaftsbeihilfe beantragt. Wie Sie wohl alle 
wiſſen, liegt der Satz in unſerem Antrag vor. Es iſt 
verwunderlich, daß der Herr Abg. Böhm garnicht auf 
den Antrag einging, den die Kommuniſten eingebracht 
haben. Es handelt ſich doch darum, daß den Leuten 
geholfen wird. Verſchiedene Fiſcher ſind durch die Not 
ſchon ſo verelendet, daß man ſie ſchon gar nicht mehr 
als Menſchen betrachten kann. Wir bitten Sie, unſern 
Antrag dem ſozialen Ausſchuß zu überweiſen. (Bravo! 
bei den Kommuniſten!) 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir müſſen den Antrag des Herrn Abg. Böhm voll⸗ 
kommen unterſtützen und ſchließen uns ihm in jedem 
Punkte an. Wir müſſen aber hierbei ſchon wieder ein⸗ 
mal feſtſtellen, daß den Fiſchern viel früher hätte ge⸗ 
holfen werden können, daß die 60 000 oder 120 600 
Gulden Zuſchuß jetzt als Geſchenk nicht erforderlich ge⸗ 
weſen wären, wenn damals bei derBeſchlußfaſſung über 
das Wohnungsbaugeſetz der Antrag der Beutſch⸗Dan⸗ 
ziger Volkspartei durchgegangen wäre, der die Woh⸗ 
nungen der Hauseigentümer von der Beſteuerung frei⸗ 
laſſen wollte. Da es mir oft paſſtert iſt, daß der Herr 
Abg. Dr. Ziehm mir bei ſolchen kleinen Erinnerungs⸗ 
verſuchen zugerufen hat „Lüge, Verleumdung“, habe 
ich das Stenogramm mitgebracht. Ich muß das Ge⸗ 
dächtnis des Herrn Böhm ſtärken. Es handelt ſich 
um den Antrag, der in der Auswirkung für die Fi⸗ 
ſcher, die auch zu den kleinen Hausbeſitzern gehören, 
von beſonderem Intereſſe iſt, da dieſe von der Woh⸗ 
nungsbauabgabe beſonders ſchwer getroffen werden. 
Es kommt bei den 1400 Fiſchern ungefähr die Summe 
von 80—120 000 Gulden heraus, eigentlich noch etwas 
mehr, aber ich nenne bloß dieſe Summe. Wenn da⸗ 
mals unſere Anträge durchgegangen wären, wären die 
Fiſcher ſchon heute im Beſitz dieſer Summe. Ich leſe 
mit Genehmigung des Herrn Präſidenten etwas aus 
dem ſtenographiſchen Bericht von damals vor. Bei 
dieſem Paragraphen haben wir den Antrag geſtellt, 
daß der Hauseigentümer von der Wohnungsbauabgabe 
befreit ſein ſoll. Ich habe damals geſagt: 


— 
oe 
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Wir dürfen nicht vergeſſen, daß der Hauseigen⸗ 
tümer nicht Mieter iſt. Da möchte ich vor allen 
Dingen den Herrn Pfarrer aus Bohnſack darauf 
aufmerkſam machen. Seine Wähler ſitzen in Schie⸗ 
wenhorſt, Bohnſack, Steegen uſw. Der Fiſcher wird 
am empfindlichſten getroffen, wenn er für ſeine ver⸗ 
fallene Bude noch eine Abgabe bezahlen Joll. 

Damals machte Herr Abg. Böhm noch einen ſehr 
üblen Zwiſchenruf. Es ſtimmt bedenklich, wenn die 
Deutſchnationalen jetzt mit dieſem Antrag kommen. 
Sie hatten es damals ſo ſchön in der Hand, auf die 
beſte Weiſe den Fiſchern das Geſchenk zu machen. Jetzt, 
nachdem Sie den Fiſchern das nicht gegeben haben, 
wenden Sie ſich an die jetzige Regierung, damit 
ſie Ihre Sünden wieder gut machen ſoll. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts.) Wir werden für den Antrag ſtim⸗ 
men, hielten es aber für unſere Pflicht, auf das de⸗ 
en Vorgehen der Deutſchnationalen hinzuwei⸗ 
en 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Rob. Schmidt. 

Schmidt, Robert, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. 
u. H.] Auch wir haben für die Notlage der Fiſcher 
durchaus Verſtändnis und Mitgefühl. Das beweiſt 
ſchon der Umſtand, daß wir im vorigen Jahre im 
Haushaltsplan den Betrag von 50 000 auf 100 000 
bezw. 150 000 Gulden heraufzuſetzen beantragten. Die⸗ 
ſer Antrag hat auch ſeinerzeit die Zuſtimmung des 
Volkstages gefunden. Der Betrag iſt auch reſtlos zu 
Darlehnszwecken verausgabt worden. Die Finanzlage 
des Staates iſt aber in dieſem Jahre äußerſt kritiſch 
und es wird nach unſerer Meinung zunächſt eingehend 
bei Beratung des Haushaltsplanes geprüft werden 
müſſen, ob ſich noch an irgend einer Stelle Abſtriche 
machen laſſen, die es ermöglichen, dem Antrag auf 
Gewährung von Darlehen auch in dieſem Jahre zu ent⸗ 
ſprechen. Wir können dem Antrag auf vorſchußweiſe 
Bewilligung von 60 000 Gulden erſt dann näher tre⸗ 
ten, wenn im Haushaltsplan entſprechende Mittel vor- 
geſehen ſind. In der Form, wie der Antrag vorliegt, 
iſt er natürlich unannehmbar. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich wundere mich, daß der Herr Abg. Dr. Blavier wie⸗ 
der einmal den Mut aufbringt, die tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe in der gröblichſten Weiſe zu entſtellen. (Abg. 
Dr. Blavier: Leſen Sie die Berichte durchl) Die 
Deutſchnationale Volkspartei iſt von jeher mit Ent⸗ 
ſchiedenheit dafür eingetreten, daß das flache Land 
überhaupt von der Wohnungsbauabgabe freigelaſſen 
werde. Sie hätten dafür ſorgen ſollen, daß unſer An⸗ 
trag durchgegangen wäre, dann hätten wir es nicht 
nötig, uns jetzt darüber zu unterhalten. Als das letzte 
Wohnungsbaugeſetz verabſchiedet wurde, hat meine 
Fraktion für den Antrag des Abg. Harnau geſtimmt, 
der die Befreiung der kleinen Hausbeſitzer von der 
Wohnungsbauabgabe verlangte. Der Herr Abg. Har⸗ 
nau nickt mir zu. Es iſt alſo eine gröbliche Entſtel⸗ 
lung, wie ſie des Abg. Dr. Blaviers würdig iſt, wenn 
er derartige Behauptungen wiedergibt. (Abg. Buck⸗ 
makowski: Wo die Schäflein alle weglaufen, kommen 
Sie dahinter!) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. 855 
Die Nervoſität des Abg. Schwegmann ſpricht für ſein 
Anrecht. Gewiß haben Sie bei der Beratung der Er⸗ 
höhung der Wohnungsbauabgabe bei dem Antrag, den 
wir auch geſtellt haben, den Eigentümer frei zu laſſen, 
mitgeſtimmt. Damals aber, als Sie das Wohnungs⸗ 
baugeſetz überhaupt ge ſchaffen haben, iſt mein Antrag, 
den ich eingebracht habe, grundſätzlich den Eigentümer 


( 
frei zu laſſen, ſogar noch unter einem Hohnlächeln des 
Herrn Abg. Dr. Ziehm durchgefallen. Das ift, Der 
Fluch der böſen Tat, daß fie weiter das Böſe zeugt! 
Jetzt nützen alle demagogiſchen Mittel nichts: Sie ha⸗ 
ben das Geſetz geſchaffen, Sie haben dafür geſtimmt. 
(Unruhe rechts.) 

Vizepräſident Splett: 
Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Wir haben ſchon bei vielen Gelegenheiten gehört, daß 
der Herr Abg. Dr. Blavier immer wieder ſeine Zu⸗ 
flucht zu falſchen Behauptungen nehmen muß, um ſeine 
Wähler noch zuſammen zu halten. Herr Abg. Dr. Bla⸗ 
vier, mit den Druckſachen können Sie nichts beweiſen. 
Die Abſtimmung lag ſo, daß wir geſchloſſen für den 
Antrag geſtimmt haben. In welcher Weiſe Sie aber 
arbeiten, zeigt, daß Sie jedesmal die Partei angrei⸗ 
fen, die ſich am ſtärkſten für den Hausbeſitz eingeſetzt 
hat. Darum bewahrheitet ſich das, was mir von 
Herrn Schröder aus Oliva geſagt wurde. Dieſer Herr 
hat, wie er uns mitteilte, nach einer Hausbeſitzerver⸗ 
ſammlung an Herrn Dr. Blavier die Frage gerichtet, 
ob er glaube, alles das erfüllen zu können, was er an 
dem Tage den Hausbeſitzern verſprochen habe. Dar⸗ 
auf die Antwort des Herrn Abg. Dr. Blavier: „Dann 
habe ich ja keinen Köder mehr!“ Das iſt Herr Dr. 
Blavier! (Zwiſchenrufe und lebhafte Unruhe.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 


Das Wort hat Herr Abg. 


Dr. Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.) Herr Abg. 
Philipſen! Sie haben ſich einen ſchlechten Zeugen aus⸗ 
geſucht. Dieſer Zeuge iſt der berühmte anonyme De⸗ 
nunziant, der hinter der bekannten Schmutzbroſchüre 
ſteht, und der mit Ihrem Herrn Fraktionsvorſitzenden 
verhandelt hat. Dieſer Herr hat mehrfach Briefe ge⸗ 
fälſcht und im Namen von anderen geſchrieben. Es iſt 
alſo ein ſchlechter Kronzeuge. Aber daß die Deutſch⸗ 
nationalen zu angeblichen Aeußerungen eines Man⸗ 
nes, der mich bei der Kriminalpolizei denunziert hat, 
ihre Zuflucht nehmen, ſpricht Bände. Im übrigen iſt 
das ein Herr, der ſehr ſtark im Verdacht 1 ai Falle 
Kuhn einen Meineid geleiſtet zu haben. Falle 
Kuhn war nämlich der Eid Schröder ſehr bedenklich 
Das Gericht war derſelben Meinung. 

Aber wir haben uns nicht über die Kronzeugen der 
Deutſchnationalen, ſondern über die Abſtimmung zu 
unterhalten. Der Antrag Blavier auf Freilaſſung des 
Eigentümers von der Wohnungsbauabgabe iſt mit 
Ihren Stimmen abgelehnt, Sie alle haben mit 
nein geſtimmt. (Was ſteht da? rechts.) Mit 
nein haben Sie geſtimmt. (Wieviel? Aha! rechts.) 
Sie alle, ſonſt wäre das Geſetz gar nicht durchgegangen. 
(Leſen Sie vor! rechts.) 
Abſtimmung, wie kann ich da das Abſtimmungsergeb⸗ 
nis vorleſen. Aber, m H. von rechts, wie ſollte das 
Geſetz denn durchgegangen ſein, wenn Sie anders ge⸗ 
ſtimmt hätten. Wo wäre dann die Mehrheit geweſen. 
Das Wohnungsbaugeſetz iſt mit Ihrer Regierungskoa⸗ 
lition durchgegangen, den Stimmen des Zentrums, der 
Liberalen und Ihren Stimmen. (Abg. Gaikowski: 
Wo ſteht das?) Wenn Sie anders geſtimmt hätten, 
wäre das Geſetz nicht durchgekommen. (Lärm rechts.) 


A 1 Splett: Das Wort hat Frau Abg. 
re 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. D. u. H.! 
Bei dieſem Tagesordnungspunkt kommt es mir ſo vor, 
als wenn die Beutſchnationalen, insbeſondere der Abg. 
Böhm, ebenſo wie Petrus auf den Fiſchfang ausgegat 
gen find. Es iſt ihnen aber bei dieſem Fiſchfang nich 
allzu gut gegangen, es ſind nicht die Fiſche, ſondern 
die Fiſcher, die ihnen davon liefen. Weil die Fiſcher 
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( (Kreft, Frau, Abgeordnete.) 


® 


aber nicht richtig. wenn Sie jagen, daß die Fiſcher die 
ch 


. poi jo ift fie jo allgemein bekannt, daß fie 


ihnen zuſammenkommt. 


wiſſen, daß er als Fiſcher und Räucherer die Fiſcher 
nicht ſo vertritt, wie es nötig iſt, ſind ſie aus ſeinem 
Fiſcherverband ausgerückt. Jetzt iſt es der Abg. Böhm, 
der mit ſeiner deutſchnationalen Fraktion den An⸗ 
trag bringt, den Fiſchern etwas zu geben. Den Deutſch⸗ 
nationalen iſt es bei dieſer Sache ſehr ernſt und ſie 
ziehen alles heran, um die Fiſcher noch einmal zu ge⸗ 
winnen, indem ſie einer nach dem andern auffahren. 
Aber wenn der Herr Abg. Böhm ſchon als Fiſcher zu 
den Fiſchern geht und mit ihnen ſpricht, muß er ſich 
darüber klar ſein, daß die Fiſcher in Paſewark, Nickels⸗ 
walde, Steegen und Stutthof an den Senat Eingaben 
gerichtet haben, in denen ſie die Gewährung der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung fordern. Wenn Herr Abg. 
Böhm erklärte, die Fiſcher verlangten keine Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung, ſo zeigt das, wie wenig er ſich mit 
den Fiſchern befaßt und wie wenig er überhaupt mit 
Die Fiſcher verlangen, daß 
man ihnen die Erwerbsloſenunterſtützung gibt. Ich 
kenne Fälle, wo Fiſcher die ganze Woche über 2 Gul⸗ 
den verdient haben. Deshalb iſt es notwendig, den 
Fiſchern auch die Unterſtützung zu geben. Wenn hier 
geſagt wird, daß ſich die Fiſcher an die Gemeindevor⸗ 
ſteher wenden ſollen, ſo kann ich Ihnen genügend Fälle 
bringen, in denen ſich die Fiſcher an die Gemeindevor⸗ 
ſteher gewandt haben, aber mit ihren Geſuchen ein- 
fach abgelehnt wurden. Das iſt in Paſewark, Junker⸗ 
acker und in Stutthof geſchehen. In Stutthof hat der 
Gemeindevorſteher zu einem Fiſcher geſagt: „Wenn 
Ihr Sohn aus dem roten Frontkämpferbund austritt, 
bekommen Sie Erwerbsloſen⸗ und auch Armenunter⸗ 
ſtützung. Weil aber Ihr Sohn bei den Roten iſt, be⸗ 
kommen Sie nichts.“ Das ſind Ihre Machinationen. 
Der Amtsvorſteher iſt ein Deutſchnationaler, er er⸗ 
laubt ſich mit der Not der Fiſcher ſolche Agitation zu 
treiben. Wenn Sie ſo arbeiten, ſo werden die Fiſcher 
ſchon wiſſen, wofür Sie eintreten, wenn Sie auch fetzt 
mit dem Antrag auf Bewilligung von 60 000 Gulden 
kommen. Wir werden dem Antrag zuſtimmen. Es ift 
Erwerbsloſenunterſtützung ablehnen. Die Fiſcher for⸗ 
dern die Unterſtützung und auch eine Wirtſchaftsbei⸗ 
hilfe. Das iſt ihr gutes Recht. Deshalb ſage ich, 
wenn man ſchon auf Fiſchfang ausgeht, ſoll man es jo 
machen, daß die Fiſchchen nicht wegſchwimmen. 
Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schwegmann. X 
Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 9: 
Es ift ja eigentlich lächerlich, daß dieje Fiſcherſache mit 
der Wohnungsbauabgabe l 
wird. Hierbei kann man wieder erkennen, was in 
einem Parlament möglich iſt. Die Erörterung hat er⸗ 


in Verbindung gebracht 


geben, daß Herr Abg.⸗Dr. Blavier einer glatten Uns, 
wahrheit überführt iſt. Er hat verſchwiegen, daß wir 
geſchloſſen für den Antrag Harnau, die beantragte Be⸗ 
freiung der kleinen Hausbeſitzer von der Wohnungs⸗ 


bauabgabe, geſtimmt haben. (Zwiſchenrufe des Abg. 
Dr. Blavier.) Das iſt durch Zeugen bewieſen, wie 
Herr Harnau mir zu erkennen gegeben hat. Ich habe 
ihm vor der Abſtimmung damals geſagt, daß unſere 
Fraktion für ſeinen Antrag ſtimmen werde. b 

Dr. Blavier: Das iſt eine Lügel) 

Vizepräfident Splett: Herr Abg. Dr. Blavier! Sie 
haben den Redner einer Lüge geziehen. Ich rufe Sie 
zur Ordnung. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Im übri⸗ 
gen ſind eine Menge anderer Zeugen vorhanden. Ich 
ſtelle fejt, daß Herr Abg. Dr. Blavier in einer weſent⸗ 
lichen Tatſache der Unwahrheit vor dem Hauſe über⸗ 
führt worden iſt. Was unſere frühere Haltung i 

au 
haben 


Ye 


errn Dr. Blavier bekannt fein ſollte. Wir 


von jeher die Wohnungsbauabgabe für das flache 
Land, und Bohnſack gehört zum flachen Land, be⸗ 
kämpft. In der Danziger Volksſtimme vom 9. Fe⸗ 
bruar 1926, welche mir gerade vorliegt, wird geſagt: 
„Bei der Wohnungsbauabgabe arbeiten die Deutſch⸗ 
nationalen mit allen Mitteln darauf hin, daß das 
flache Land von der Wohnungsbauabgabe befreit 
wird.“ Wir wollen nicht die Beweiskraft dieſes Ar⸗ 
tikels bezweifeln, der vom 9. Februar datiert, alſo vor 
wenigen Wochen geſchrieben iſt. Ich ſtelle feſt, daß 
Herr Abg. Dr. Blavier die Unwahrheit geſagt hat. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Es erübrigt 
ſich eigentlich jeder Streit, denn in der entſcheidenden 
interfraktionellen Sitzung, in der ich dabei war, hat 
Ihr Senator Dr. Leske erklärt: „Wenn der Haus⸗ 
eigentümer nicht mitbeſteuert wird, habe ich kein In⸗ 
tereſſe. Das Geſetz ſteht und fällt mit der Beſteue⸗ 
rung des Eigentümers.“ Sie rücken jetzt von Ihrem 
Senator Dr. Leske ab. Wenn Sie aber ernſthaft die 
Befreiung des Hauseigentümers gewollt hätten, dann 
hätten Sie das Wohnungsbaugeſetz in der Schlußab⸗ 
ſtimmung ablehnen können. Sie haben es nicht abge⸗ 
lehnt, und das beweiſt, daß das nicht ſtimmt, was Sie 
geſagt haben, und daß Ihre angeblichen Zeugen keine 
Beweiskraft haben. i 

Vizepräſident Splett: Die Beratung iſt geſchloſſen, 
da Wortmeldungen nicht mehr vorliegen. Der Aelte⸗ 
ſtenausſchuß empfiehlt Ihnen Punkt 2 — Antrag des 
Abg. Buckmakowski — an den Sozialen Ausſchuß zu 
überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt dem⸗ 
gemäß beſchloſſen. Im Aelteſtenausſchuß iſt ferner ver⸗ 
einbart worden, Punkt 3 — Antrag des Abg. Böhm — 
dem Hauptausſchuß zur Beratung beim Etat zu über⸗ 
weiſen. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt jo beſchloſ⸗ 
ſen. Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Beleitigung der Prügelſtrafe. — Urantrag des 
Abg. v. Malachinski und Fraktion. — 
Druckſache Nr. 2117. Ich rufe auf $ 1. Das Wort hat 
Frau Abg. Kreft. 
Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): Schon einmal 
hat der Volkstag dieſen Antrag behandelt. Trotzdem 
überall ein gewiſſes Aufbäumen gegen dieſe Behand⸗ 
lung der Fürſorgezöglinge zu merken war, haben wir 
doch geſehen, daß bei der Endabſtimmung der Volkstag 
nicht voll und ganz gewillt war, die Mißſtände in Sil⸗ 
berhammer aufzuheben und auch durch Zuſtimmung 
zu dem Antrag, Druckſache Nr. 2117, nicht wollte, daß 
die Prügelſtrafe auch in allen übrigen Anſtalten aufge⸗ 
hoben wurde. Was ſich in Silberhammer abgeſpielt 
hat, war keine Beſſerung, ſondern eine Verſchlechterung, 
und zwar ſind die Jungen, nachdem die Kommiſſion 
dort war, in gröblichſter Art und Weiſe weiter- 
geprügelt worden. Heute habe ich von einem Für⸗ 
ſorgezögling, der aus der Anſtalt entlaſſen iſt, erfahren, 
daß man fie nicht nur mit Stöcken geprügelt hat, ſon⸗ 
dern daß man ſie nackend auf den Tiſch geſchnallt und 
mit naſſen Handtüchern geprügelt hat. (Hört, hört! 
links.) Das ſind Zuſtände, die ſich in Silberhammer 
abgeſpielt haben. (Senator Dr. Wiereinski: Beweis ?) 
Wenn Sie wollen, wird der Junge noch nähere Angaben 
machen. Ich werde Gelegenheit ſuchen, in den nächſten 
Tagen mit dieſem Zögling zuſammen zu kommen. Die 
Zuſtände dort find wirklich fo, daß fie unbedingt gebeſ⸗ 
ſert werden müſſen. Wenn nun geſagt wird, daß der 
Direktor ſchon abberufen oder beurlaubt iſt, ſo iſt uns 
das noch lange nicht genug. Wir verlangen nicht nur, 
daß dieſer Mann feines Amtes entſetzt und eventuell 
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(Kreft, Frau, Abgeordnete.) 
penſioniert wird, ſondern daß er völlig ſeines Amtes 
enthoben, und was das wichtigſte iſt, beſtraft wird. 
Das ſoll auch mit allen Wärtern geſchehen, die bei den 
Züchtigungen dabei geweſen ſind. In dem Antrag wird 
weiter verlangt, daß betreffs des Leiters der Fürſorge⸗ 
behörde eine andere Regelung vorgenommen wird. 
Dort wird immer noch weiter ſo gearbeitet. Wir bean⸗ 
tragen noch einmal, daß zu dem Antrag Stellung ge⸗ 
nommen und daß er dem Sozialen Ausſchuß überwie⸗ 
ſen wird. Dann haben die einzelnen Fraktionen Gelegen⸗ 
heit, dazu Stellung zu nehmen. Der Volkstag muß be⸗ 
weiſen, daß er wirklich gewillt iſt, dieſen Mißſtänden 
abzuhelfen und daß nicht nur Reden gehalten werden. 
Vizepräſident Splett: Sie meinen die Druckſache 
Nr. 2117? (Frau Abg. Kreft: Nein, Nr. 21401) 
Jetzt ſteht doch der Geſetzentwurf Druckſache Nr. 2117 
zur Beratung. Die Beſprechung iſt geſchloſſen, da 
keine Wortmeldungen mehr vorliegen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die § 1 zuſtimmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit; $ 1 ift abgelehnt. Ich rufe auf § 2. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Ich bitte die Damen und Her⸗ 
ren, die § 2 zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; § 2 
iſt abgelehnt. Ich darf wohl feſtſtellen, daß § 3 eben⸗ 
falls abgelehnt ift, ebenſo $ 4. Ich bitte die Damen 
und Herren, die die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, die Ueberſchrift iſt abgelehnt. Damit 
iſt der Geſetzentwurf endgültig erledigt. Ich rufe auf 
Punkt 5 der Tagesordnung: 


Antrag des Abg. v. Malachinski und Frak⸗ 


tion betr. Maßnahmen gegen Beamte der Er⸗ 
ziehungsanſtalt Silberhammer. 


Druckſache Nr. 2140. Das Wort hat der Herr Abg. 


Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Bei der letzten Be⸗ 
ratung waren inſofern Meinungsverſchiedenheiten vor⸗ 
handen, als die Partei der Liberalen dieſen Antrag dem 
ſozialen Ausſchuß überweiſen wollte, wir aber ſofortige 
Abſtimmung wünſchten. Das wurde abgelehnt. Darum 
haben wir den Antrag heute noch einmal aufgenommen 
und nunmehr Ueberweiſung an den ſozialen Ausſchuß 
beantragt. Die Ausſprache hat ja ergeben, daß in die⸗ 
ſen Anſtalten ungeheuere Mißſtände geherrſcht haben, 
beſonders in der Anſtalt Silberhammer. M. D. u. H.! 
Es kann uns abſolut nicht genügen, daß der Eine oder 
der Andere, der dieſe Mißſtände verurſacht hat, ſeines 
Amtes enthoben wird. Wir wiſſen ganz genau, daß bei 
den Herren, die dieſe höheren Poſten bekleiden, eine viel 
ſtärkere Solidarität vorhanden iſt, als in den Kreiſen 
der Arbeiterſchaft. Auf Grund dieſer Solidarität wird 
ſich der nächſte Beamte, der in dieſen Poſten eingeſetzt 
wird, rächen, weil ſein Vorgänger von einer Seite ſozu⸗ 
ſagen kaltgeſtellt wurde. Dieſe Seite ſind ja ſchließlich 
die Zöglinge, die ſich zu dieſen Angaben durchgerungen 
haben. Dann wird man, wie es auch ſchon meine Vor⸗ 
rednerin geſagt hat, in der entſprechenden Weiſe, d. h. 


in der rigoroſeſten Weiſe weiter gegen dieſe Zöglinge vor⸗ 


gehen. 


nur abgeſetzt, ſondern daß ſie beſtraft werden, und zwar 
ganz kategoriſch beſtraft werden, damit für die Nade 
folger ein abſchreckendes Beiſpiel vorhanden iſt. Wir 
erwarten, daß auch Sie ſich zu dieſer Anſicht durchrin⸗ 
gen und daß die Parteien dieſen unſeren Antrag anneh⸗ 
men werden, damit die Leute ihre wohlverdiente Strafe 
erhalten. 

Vizepräſident Splett: Es liegt der formelle Antrag 
des Abg. Laſchewski und Fraktion vor, die Druckſache 


Darum müſſen wir verlangen, daß dieſe Leute nicht 


dem Sozialen Ausſchuß zu über weiſen. 
Weitere Wortmeldungen liegen zu Punkt 5 der Tages⸗ 
ordnung nicht vor. Diejenigen, die für Ueberweiſung 
des Antrages an den Sozialen Ausſchuß ſind, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit; der Antrag iſt an den Sozialen Ausſchuß 
überwieſen. Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aufhebung der Umſatz⸗ und Luxusſteuer. Ar⸗ 
antrag des Abg. Böcker und Fraktion. 
Druckſache Nr. 2129. Wir kommen zur allgemeinen 
Ausſprache, das Wort hat der Herr Abg. Böcker. 
Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): Bei den Debatten 
über die Behebung der augenblicklichen Wirtſchaftsnot 
hat man leider in letzter Zeit von einer der Hauptfor⸗ 
derungen, wie ſie vor wenigen Monaten noch recht ſcharf 
erhoben wurde, faſt gar nichts mehr gehört, der For- 
derung, die dahin ging: Schnellmöglichſter Abbau der 


öffentlichen Laſten, ſchnellmöglichſte Verringerung der 


Steuerlaſten. Unſere verſchiedenen dahingehenden An⸗ 
träge, die von allen Seiten am meiſten bekämpfte 
Steuer, die Umſatz⸗ und Luxusſteuer, zu beſeitigen oder, 
wenn das nicht möglich ſein könnte, ſie wenigſtens noch 
erheblich herabzuſetzen, haben leider nicht zu einem Er⸗ 
folg geführt. Wir haben uns deshalb erlaubt, noch ein⸗ 
mal die Anregung in Druckſache Nr. 2129 zu geben, die 
Umſatz⸗ und Luxusſteuer ab 1. März dieſes Jahres zu 
beſeitigen. Wir ſind uns der Bedeutung dieſes Antra⸗ 
ges für den Staatshaushalt, für die Staatsfinanzen 
wohl bewußt. Wir wiſſen wohl, daß es augenblicklich 
außerordentlich ſchwer ſein wird, zu irgend einem merk⸗ 
baren Abbau der Steuern zu kommen. Aber wir hal⸗ 
ten es trotzdem für unbedingt notwendig, dieſe Frage 
zu ventilieren, damit der unbedingt erforderliche Abbau 
nicht vollkommen unterbleibt und vergeſſen wird. Denn, 
m. D. u. H., darüber müſſen wir uns klar ſein, wenn 
es mit allen anderen Mitteln gelingen ſollte, die Wirt⸗ 
ſchaft wieder in Fluß zu bringen: zur Blüte fann fie 
erſt dann kommen, wenn die Steuerlaſten auf ein er⸗ 
trägliches Maß herabgeſetzt ſind. (Abg. Guttzeit: Sehr 
richtig!) 

Die Steuerlaſten, die heute zu leiſten ſind, kann 
keine Wirtſchaft ertragen, und den Zuſammenbruch, den 
wir haben, haben wir mit als Folge der enorm hohen 
Steuerlaſten zu verzeichnen. M. D. u. H.! Sie haben 
geleſen, daß im Deutſchen Reiche dieſelben Fragen in 
dieſen Tagen ebenfalls wieder angeſchnitten ſind. Sie 
haben geleſen, daß der Reichsfinanzminiſter weitgehende 
Zuſagen bezüglich Abbaues der Umſatzſteuer gemacht 
hat, daß er beſonders verbindliche Zuſagen für die Be⸗ 
ſeitigung der Umſatz⸗Luxusſteuer gemacht hat. Un⸗ 
ſere Wünſche gehen dahin, daß die allgemeine Umſatz⸗ 
und Luxusſteuer, wie ſie heute mit 1 Prozent erhoben 
wird, ſo ſchnell als möglich vollkommen beſeitigt wird. 
Wir würden es nicht für zweckmäßig halten, an dem 
einen Prozent jetzt noch herumzudoktern und einen 
nochmaligen Abbau von ½ Prozent vorzunehmen. Wir 
glauben, daß der ausfallende Betrag von 3 Millionen 
bei den Rieſenſummen, mit denen unſer Staatsweſen 
arbeitet, nicht ſolche bedeutungsvolle Rolle ſpielt. Wenn 
nur der Wille da iſt, wird ſich die Beſeitigung die⸗ 
ſes letzten Prozentes ſchon vornehmen laſſen. Auf der 
andern Seite wird der Wirtſchaft durch die Beſeitigung 
der einprozentigen Umſatzſteuer eine erhebliche, fühlbare 
Entlaſtung erteilt. (Sehr richtig!) Was für die all 
gemeine Umſatzſteuer gilt, gilt ganz beſonders auch je 
die zehnprozentige Luxusſteuer. Es ift bei den frühe⸗ 
ren Behandlungen dieſes Gegenſtandes ja immer wieder 
darauf hingewieſen worden, daß dieſe Steuern, ſowohl 
die Umſatzſteuer als auch die Luxusſteuer, Juflations⸗ 
produkte waren. Als ſolche haben wir fie ſeinerzeit an 
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(A) (Böčer, Abgeordneter.) 


te 


geſehen. Sofort, als wir eine feſte Währung bekamen, 
Ende 1923, haben wir die erſten Anträge geſtellt, die) 
Steuern zu beſeitigen. Wenn eine ſofortige Beſeitigung 
nicht möglich war, forderten wir doch eine Ermäßigung. 
(Abg. Rahn: Erzählen Sie keine Märchen!) Das 
ſind keine Märchen! Ich kann Ihnen an Hand der 
amtlichen Protokolle nachweiſen, daß wir bereits am 
23. Dezember 1923 den erſten diesbezüglichen Antrag 
geſtellt haben. Der Antrag war mit Boecker und Frak⸗ 
tion unterzeichnet. In der Folge haben wir weiter am 
23. Januar 1924, alſo ſofort nach Einführung der 
neuen Währung, einen erneuten Vorſtoß gemacht. (Abg. 
Rahn: Sie waren doch in der Regierung!) Ein gro⸗ 
ßer Teil Ihrer Leute hat nicht dafür geſtimmt, ſonſt 
wäre unſer Antrag damals durchgekommen. Die Re⸗ 
gierung, in der wir noch einen Einfluß hatten, hat rich⸗ 
tig erklärt, daß fie bereit fei, die Umſatzſteuer abzu⸗ 
bauen bzw. zu beſeitigen. Wir ſind der feſten Mei⸗ 
nung, wenn wir heute noch maßgebenden Einfluß in 
der Regierung hätten, ſo wäre die Umſatzſteuer längſt 
beſeitigt. (Abg. Mau: Er lügt öffentlich!) 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Mau! Sie haben 
gejagt, der Redner lüge öffentlich. (Zwiſchenrufe! 
links.) Ich werde mir das Stenogramm vorlegen 
laſſen. 

Boecker, Abgeordneter (D. Nat.): | 
für mich, auf dieſen Zwiſchenruf einzugehen. Meine 
Ausführungen gehen dahin, die Umſatzſteuer und die 
zehnprozentige Luxusſteuer zu beſeitigen. Die zehn⸗ 
prozentige Luxusſteuer trägt noch mehr als die Umſatz⸗ 
ſteuer den Stempel des Inflationsproduktes. 

Seitens der alten Regierung und auch ſeitens der 
ſogenannten neuen Regierung ſind ja auch nach dieſer 
Richtung hin verſchiedene Verſprechungen gemacht wor⸗ 
den, die leider bisher nicht durchgeführt ſind. Es iſt die 
allerhöchſte Zeit, daß dieſes alte Luxusſteuergeſetz von 
Grund aus reformiert wird, am beſten dadurch, daß 
man die ganze Luxusſteuer beſeitigt. M. D. u. H.! 
Sie werden zugeben müſſen, wenn in der heutigen Zeit 
der Handwerker für Reparaturen an Möbeln, für Auf⸗ 
polieren, 10 Prozent Luxusſteuer bezahlen ſoll, dann 
iſt es kein Wunder, wenn ſich dieſe Steuer beſonders in 
den handwerksmäßigen Betrieben bemerkbar macht. 
Was iſt denn heute Luxus? Darüber läßt ſich ſtreiten. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Leu.) Herr Leu iſt auf die⸗ 
ſem Gebiet beſonders ſachverſtändig, aber auch er wird 
mir zugeben müſſen, daß die Durchführung des Luxus⸗ 
ſteuergeſetzes für die kleinen und mittleren Betriebe 
eine außerordentliche Belaſtung bedeutet. Jeder kleine 
Konditor, der ein paar Bonbons verkauft, kommt aus 
der Kontrolle nicht heraus . (Zwiſchenrufe und Un- 
ruhe links.) Ich erſuche Sie daher, unſerm Antrag 
zuzuſtimmen bzw. der Ueberweiſung an den Steueraus⸗ 
chuß, damit dort die Angelegenheit eingehend durchge⸗ 
ſprochen werden kann. ; 

Präſident: Das Wort hat Herr Oberregierungsrat 
Winter. 

Winter, Oberfinanzrat: M. D. u. H.! Der Senat 
hat zur Umſatzſteuer wiederholt erklären laſſen, daß er 
ereit jei, diefe Steuer aufzuheben, daß es aber erft ge- 
ſchehen kann, wenn die finanzielle Lage es zuläßt. Seit 
dieſen Erklärungen iſt die finanzielle Lage des Staats 
und der Kommunen aber nicht beſſer geworden, ſon⸗ 
dern eher ſchlechter. Der vorliegende Antrag ſchlägt 
vor, den Gemeinden von der Einkommenſteuer 60 Pro⸗ 
zent zu überlaſſen, d. h. 12 Prozent mehr als bisher, 
denn bisher bekamen ſie 48 Prozent. Tatſächlich be⸗ 
deutet die Umſatzſteuer im Haushalt der Gemeinden 

anaig, Neuteich, Tiegenhof uſw. eher etwa 30 Prozent 
er Einkommenſteuer Durch die Ueberweiſung von 


Es erübrigt ſich 


nur 10 Prozent mehr würde der Ausfall alſo nicht voll 
ausgeglichen werden. Leider iſt der Staat zur Zeit 
nicht in der Lage, weder auf 12 Prozent mehr zu ver⸗ 
sichten, geſchweige denn auf 30 Prozent zu Gunſten der 
Gemeinden. Es kann nun die Frage aufgeworfen wer⸗ 
den, ob die Kommunen allein in der Lage wären, aus 
eigener Kraft dieſen Ausfall der Umſatzſteuer zu er⸗ 
tragen. Ich möchte zunächſt ſprechen von dem Haus⸗ 
haltsplan der Stadtgemeinde Danzig, die ja am ſtärk⸗ 
ſten durch die Umſatzſteuer betroffen wird. Für den 
Haushalt der Stadt Danzig würde ein Ausfall an Um⸗ 
ſatzſteuer in Höhe von 3 100 000 Gulden entſtehen. 
Dieſen Ausfall kann die Stadt nicht tragen. Es iſt all⸗ 
gemein bekannt, daß der Etat der Stadt Danzig für 
1926 infolge der ungünſtigen Wirtſchaftslage gegen das 
Vorjahr erheblich geſtiegene Aufwendungen für Arbeits⸗ 
loſen⸗, Armenunterſtützung, für Kleinrentner uſw. er⸗ 
fordert. Nach dem neueſten Etat ſind für das Wohl⸗ 
fahrtsamt und das Jugendamt 974 000 Gulden mehr 
als bisher nötig. Um dieſen Ausgleich im ſtädtiſchen 
Etat herbeizuführen, ſind Sparſamkeitsmaßnahmen im 
weiteſten Umfang erfolgt. Alle Etats ſind ſo weit wie 
möglich zuſammengeſtrichen. Anſätze einmaliger Art 
ſind meiſtens unterblieben, auch beim Etat für den Tief⸗ 
bau. Nur bei wenigen Etats, z. B. dem Krankenhaus, 
haben wir Mehrforderungen konzedieren müſſen. An⸗ 
dererſeits werden von den Einnahmepoſten die Steuern 
zum Teil erheblich geringere Erträge bringen. Das 
wird der Fall ſein bei der Grundwertſteuer, der Gewerbe⸗ 
ſteuer, der Luſtbarkeitsſteuer uſw. Wenn nun noch die 
Umſatzſteuer mit einem Betrag von 3 100 000 Gulden 
fortfiele, wäre es unmöglich, eine Etatsbalance für die 
Stadt zu erzielen. Auch wenn wir mit der Umſatz⸗ 
ſteuer rechnen, iſt es doch fraglich, ob wir den ſtädtiſchen 
Etat balanciert bekommen. Aber nicht nur bei Danzig, 
auch bei den übrigen Kommunen des Freiſtaats zeigt 
ſich, daß die geſteigerten Laſten für ſoziale Zwecke es 
unmöglich machen, die Etats zu balancieren. 

Wenn die Kommunen aus eigener Kraft dieſen Aus⸗ 
fall nicht tragen können, fragt es ſich, ob der Staat 
nicht dadurch helfen könnte, daß er den Kommunen 
nicht 12, ſondern 30 Prozent aus der Einkommenſteuer 
neu zuweiſt, um dadurch die kommunalen Etats zur 
Balance zu bringen. Nach dem ſtaatlichen Etat für 1926 
fließen den Gemeinden 90 Prozent der Umſatzſteuer zu, 
10 Prozent behält der Start für Verwaltungskoſten, 
die 90 Prozent betragen 4 300 000 Gulden. Auf dieſe 
Summe müßte alſo der Staat verzichten und den Ge⸗ 
meinden aus der Einkommenſteuer zuweiſen. Wenn 
das möglich wäre, wäre den Gemeinden geholfen. Es 
iſt aber dem Staat nicht möglich. Gerade beim Staat 
wirken ſich die erhöhten Aufwendungen für Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge nur noch viel ſtärker aus als bei den Ge⸗ 
meinden. Es iſt bekannt, daß der Staat fünf Sechstel 
der Ausgaben für die Erwerbsloſen trägt, während die 
einzelnen Gemeinden nur ein Sechstel tragen. Um 
dieſer Situation Rechnung zu tragen, hat der ſtaatliche 
Etat für Soziales einen Mehrbedarf von J 
Gulden gegen das Vorjahr einſtellen müſſen. 6 080 000 
Gulden müſſen alſo beim Staatsetat mehr aufgebracht 
werden als bisher, um die Balance im Etat zu erhalten. 


Es ſind auch beim ſtaatlichen Etat die bekannten Ab⸗ 


ſtriche vorgenommen worden. Ueberall ſind die ſäch⸗ 
lichen und perſönlichen Ausgaben, bei denen Rechts⸗ 
gründe nicht entgegenſtehen, um 25 Prozent gegen das 
Vorjahr gekürzt worden. Die einmaligen Ausgaben 
find auf ein Mindeſtmaß beſchränkt worden. Ob ſchließ⸗ 
lich die Balance beim Staatsetat erreicht wird, iſt im 
Augenblick noch ganz ungewiß, insbeſondere wegen der 


Geſtaltung der Zolleinnahmen. Bei den Zöllen iſt 


6 080 000 


(©) 
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(Winter, Oberfinanzrat.) 

Ihnen befannt, daß drei Faktoren maßgebend find, ein- 
mal der noch immer andauernde Wirtſchaftskrieg zwi⸗ 
ſchen Deutſchland und Polen, dann die Geſtaltung des 
Zlotykurſes und die Ungewißheit, wie der Zollvertei⸗ 
lungsſchlüſſel ausfallen wird. 

Bei dieſer Sachlage iſt es für den Staat nicht mög⸗ 
lich, den Ausfall von 4 Millionen im Staatsetat zu 
tragen. Berückſichtigt man alle dieſe Gründe, ſo wird 
man es verſtehen, wenn die Regierung bedauert, erklä⸗ 
ren zu müſſen, daß es mit Rückſicht auf die kommunalen 
Etats und den Staatsetat unmöglich iſt, im jetzigen Au⸗ 
genblick auf die Umſatzſteuer zu verzichten, wenn man 
nicht die Etats dieſer Körperſchaften in Unordnung 
bringen will. ; 

Präſident: Das Wort hat der Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Nach der Erklärung des Herrn Senatsvertreters er⸗ 
übrigt ſich wahrſcheinlich eine Stellungnahme der Re⸗ 
gierungsparteien. Die Stellungnahme meiner politi- 
ſchen Geſinnungsfreunde iſt Ihnen bekannt. Sie haben 
von vornherein gegen das Umſatzſteuergeſetz und die 
Umſatzſteuer, als fie noch 2 Prozent betrug, gekämpft. 
Sie haben als Gegner diejenige Fraktion gefunden, die 
heute die Aufhebung wiederum verlangt. Damals kam 
ein Antrag unſererſeits, daß die Umſatz⸗ und Lurus- 
ſteuer ſofort aufgehoben werden und nicht, wie der An⸗ 
trag der damaligen Regierung lautete, prozentweiſe 
abgebaut werden ſollte. Dieſer Antrag wurde abgelehnt. 
Man ſagte einen langſamen Abbau zu. Dieſer lang⸗ 
ſame Abbau iſt ſtehen geblieben, als die neue Regierung 
ins Amt kam, Da kam wiederum ein Antrag der 
Deutſchnationalen, der jetzt eine völlige Aufhebung der 
Umſatzſteuer haben wollte. Jetzt ſtellten ſich die So⸗ 
zialdemokraten und die Regierungsparteien der Auf⸗ 
hebung der Umſatzſteuer mit der Begründung entgegen, 
daß der Staatshaushaltsplan ein derartiges Loch nicht 
vertragen könne. In dieſem Augenblick änderte meine 
Fraktion ihre bisherige Stellungnahme, das wird offen 
zugegeben, und zwar ebenfalls mit der Begründung, 
daß bei einer derartig verſchlechterten Lage des Staates 
die Aufhebung der Umſatzſteuer nicht möglich wäre. Alſo 
genau dieſelben Momente, die heute der Herr Negie- 
rungsvertreter vorgetragen hat, waren damals für uns 
beſtimmend, gegen die Aufhebung der Umſatzſteuer zu 
ſtimmen. (Zuruf des Abg. Fooken.) Es kam noch 
hinzu, daß der einprozentige Abbau nach unſerer Mei⸗ 
nung, damals wie heute, nicht mehr viel für die Konju- 
menten erreichen würde. 

Die Verhältniſſe haben ſich aber zwiſchen dem da⸗ 
maligen Antrag der Deutſchnationalen und ihrem heu⸗ 
tigen Antrag geändert. So ſchwer es einem als Mit⸗ 
glied einer Partei, die ſtaatserhaltend ſein will, auch 
werden kann, irgenwie die Finanzen des Staates noch 
weiter zu gefährden, als es vielleicht heute ſchon der Fall 
iſt, fo müſſen wir doch erklären, daß nach einer derarti⸗ 
gen Verſchwendung von Staatsgeldern, wie ſie in der 
letzten Zeit aufgedeckt wurde, es eine Rückſichtnahme 
auf die Lage des Staates und insbeſondere der jetzigen 
Regierung nicht mehr geben kann. Ich erinnere Sie 
daran, daß die Affäre Bölkau erwieſen hat, daß zum 


mindeſten mit ſtädtiſchen Geldern eine Verſchwendung, 
gar nicht mehr 


getrieben wurde, die bei dieſem Etat 
gutgemacht werden kann. Wenn der Herr Regierungs⸗ 
vertreter darauf hinwies, daß gerade die Stadt Danzig 
am ſchwerſten durch die Aufhebung der Umſatzſteuer be⸗ 
troffen würde, dann haben wir zu erklären, daß die 
Stadtgemeinde Danzig es nicht verſtanden hat, ihre 


eigenen Finanzen in Ordnung zu halten und ſie durch 


Mißwirtſchaft gefährdet hat. Man wendet ein, man habe 


das Kraftwerk in Bölkau mit einer Anleihe gebaut, aber 


man hat dieſe Anleihemittel doch in höchſtem Maße an⸗ 


geſtrengt. Man hätte nicht alle Mittel hineinſtecken, S 
ſondern die Kalkulation einigermaßen einhalten follen. 
Gehen wir weiter zur Poſtverwaltung. Die Poſtver⸗ 
waltung hat es fertig bekommen, nicht nur die Fern⸗ 
ſprechämter mit Zubehör aus den laufenden Etatsmit⸗ 
teln zu bauen, ſondern ſie hat ſogar aus laufenden. 
Geldmitteln eine Großfunkſtation gebaut. Das bedeu⸗ 
tet einen Bruch mit dem bisherigen berechtigten und 
vernünftigen Wirtſchaftsſyſtem. Derartige einmalige 
Ausgaben müſſen durch Anleihen gedeckt werden und 
nicht aus laufenden Einnahmen. 

Weil man eine derartige Mißwirtſchaft ſeitens Ge⸗ 
meinde und Staat getrieben hat, deshalb ſind wir nicht 
in der Lage, uns ſchützend vor dies Loch der Finanzen 
zu ſtellen. Wir ſind der Meinung, daß, nachdem die 
Regierung jetzt den guten Willen hat vermiſſen laſſen, 
die Finanzen der Stadt und Gemeinden zu ordnen, die 
Umſatzſteuer abgebaut werden muß. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor; 
die Beſprechung ift geſchloſſen. Der Aelteſten-Ausſchuß 
empfiehlt Ueber weiſung an den Steuer⸗ 
ausſchuß. Widerſpruch höre ich nicht; es iſt jo De- 
ſchloſſen. Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung: 

Eingaben. x 

Es liegen Wortmeldungen zu 4 und 9 vor. Ich mache 
darauf aufmerkſam, daß eine Berichtigung erfolgt iſt, 
daß es bei Eingabe 5 nicht heißen ſoll „Berückſichti⸗ 
gung“, ſondern „Zurüchweiſung“. Ich rufe auf Gin- 
gaben 1 bis 3; nach den Beſchlüſſen des Ausſchuſſes 
angenommen. Zu lfd. Nr. 4 Eingabe Nr. 614 des 
W. Kolley hat das Wort Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. H. u. D.! 
Dieſe Eingabe hat den Sozialen Ausſchuß in zwei 
Sitzungen beſchäftigt, und zwar handelt es ſich hier um 
eine Gerda Kolley, die in Fürſorgeerziehung gegeben 
wurde. Dieſe Eingabe ifl ein Beweis dafür, wie man 
mit den Kindern der Arbeiter verfährt, um ſie in Für⸗ 
ſorgeerziehung zu bringen. Dies Mädchen iſt auf An⸗ 
gaben von Nachbarn hin in die Fürſorge geſteckt wor- 
den. Diejenigen, die man ſeinerzeit als Zeugen ver⸗ 
nahm, erklären, wie man jetzt hört, daß ſie nicht frei⸗ 
willig Ausſagen dieſer Art gemacht haben, ſondern daß 
man ſie dazu gezwungen hat. Im Anfang hieß es, daß 
das Mädchen, das noch nicht 16 Jahre alt war, mit 
ihrer Mutter viel ausging, daß in dem elterlichen Hauſe 
Herren aus- und eingingen und daß außerdem die Git- 
tenpolizei geſchrieben hatte, man nähme an, Mutter 
und Tochter trieben gewerbsmäßige Unzucht. Die El⸗ 
tern dieſes Kindes verlangten von der Staatsbehörde, 
daß das Kind unterſucht würde. Aber niemand hat 
darauf reagiert. So haben die Eltern die Ausgabe nicht 
geſcheut und haben das Kind unterſuchen laſſen. Es liegt 
ein ärztliches Zeugnis vom Kreisarzt Dr. Roſenbaum 
vor, der feſtſtellte, daß die Unterſuchung ergeben habe, 
daß das Mädchen unberührt iſt. Daraufhin ſind die 
Beſchuldigungen gegen das Mädchen zuſammengefallen. 

Nun heißt es einfach, das Mädchen wird in Für⸗ 
ſorgeerziehung geſteckt, weil das Wohl des Kindes im 
Haufe nicht geſtchert fei. Die Nachbarn ſchreiben, 
dieje Leute, trotzdem der Mann lange erwerbslos war, 
ein Leben geführt haben, wie fie es ſich als Erwerbslose 
nicht leiſten konnten. Die Mutter dieſes Kindes war 
dieſer Tage bei mir und erklärte, daß ſie Verwandte 
habe, die ſie unterſtützt hätten. Sie hätte es bisher 
nicht nötig gehabt, den Nachbarn oder anderen Leuten 
Aufklärung über ihre Familienverhältniſſe zu geben, ſie 


ſei aber bereit, vor Gericht zu erklären und zu beweiſen, 


daß ſie von den einzelnen Verwandten unterſtützt wor 
den iſt. Es wurde geſagt, daß die Mutter mit der oes 
ter öffentlich zum Tanz gingen uſw. Nächtlich ginge 


(A) (Kreft, Frau, Abgeordnete.) 
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Herren in dem Hauſe 
ſtändlich, daß Leute nachts ein⸗ und ausgingen, oder 
ſpät abends, weil die Leute Zimmer vermietet hatten. 
Die Mutter hat ſich von den Aftermietern, die bei ihr 
gewohnt haben, Schreiben und Zeugniſſe beſorgt. Z. B. 
hat dort ein Oberkellner mit ſeiner Frau gewohnt, und 
es ift ſelbſtverſtändlich, daß dieſer Oberkellner auch 
nachts und gegen morgen nach Hauſe gekommen iſt. 
Weiter hat die Frau ein Schriftſtück von einer Familie 
und weiter von einem Herrn, die dort ebenfalls als 
Aftermieter gewohnt haben. Sie erklären, daß ſie nichts 
Anſtößiges in dieſer Familie geſehen haben und daß 
auch die Angaben der Nachbarn nicht richtig fein kön⸗ 
nen, daß oft Zank und Streit zwiſchen den Eheleuten 
beſtände, im Gegenteil hätten ſie ein friedliches Beiſam⸗ 
menſein geſehen. Außerdem haben junge Leute bei die⸗ 
ſer Familie zu Tiſch gegeſſen, ſodaß auch dieſe Herren, 
die auch abends zu Tiſch waren, ein- und ausgehen muß⸗ 
ten. Ferner hat ſich dieſe Frau noch von einer alten 
Frau ein Schreiben geben laſſen, die mehrere Jahre bei 


ihr als Wärterin tätig geweſen ift und gleichfalls beſtä⸗ 


tigen kann, daß der Lebenswandel und überhaupt die 
Verhältniſſe in der Familie nicht ſo ſind, wie ſie geſchil⸗ 
dert wurden. Außerdem liegen Schreiben von Ver⸗ 
wandten vor, die gleichfalls darauf hinweiſen, daß ſie 
der Familie Unterſtützungen zukommen ließen und ihr 
abgelegte Kleider zur Verfügung geſtellt haben. Die 
Frau hat dieſe abgelegten Kleider für ſich und ihre Toch⸗ 
ter umgearbeitet und ausgebeſſert. Wenn wirklich die 
Verhältniſſe ſo liegen, daß gegen dieſe Familie irgend 
ein Einwand vorliegen ſollte, ſo kann man doch nicht 
die Tochter in Fürſorgeerziehung ſtecken und das Mäd⸗ 
chen dadurch Zeit ihres Lebens ruinieren. Das Mäd⸗ 
chen wird in der Anſtalt zu dem erzogen, was es nicht 
werden ſoll und wovor es die Mutter bis jetzt behütet 
Das Schlimmſte bei der Sache iſt, daß die Eltern, 
vorher das Kind in einer Familie untergebracht hatten. 
Es war dort als Kindermädchen angeſtellt. Man hat 
es einfach durch Kriminalbeamte herausgeholt, indem 
man erklärte, daß der Vater warte. Man hat 
es alſo nicht offen, ſondern hinterrücks aus der Woh⸗ 
nung herausgelockt und nach dem Magdalenenſtift in 
Ohra gebracht. Später iſt es dann vom Magdalenen⸗ 
Stift nach dem Zufluchtsheim am Olivaer Tor über⸗ 
wieſen worden. Ich habe ſchon oft darauf hingewieſen, 
daß die Zuſtände im Zufluchtsheim am Olivaer Tor 
nicht beſſer find- als im Magdalenen⸗Stift. Auch dort 
find leider Mädchen untergebracht, die ſchon vielfach ge- 
fallen ſind, nicht durch ihre Schuld, ſondern durch die 
Schuld des kapitaliſtiſchen Syſtems, indem man ihnen 
nicht die Möglichkeit gibt, als Menſchen zu leben. Nicht 
Arbeiter, ſondern größtenteils Vertreter der Klaſſe, die 
mit Fingern auf dieſe Mädchen zeigt, ſind es, die ſie in 
dieſen Abgrund geſtoßen haben. Wenn man dieſe An⸗ 
ſtalten beſichtigt, wird man nicht ſehen, daß ſich ein ein⸗ 
ziges häßliches Mädchen dort befindet. Es find durd- 
ſchnittlich bildſchöne Mädchen, die in den Anſtalten ſind. 
Gerade dieſe Mädchen werden von denen gekauft und 
bezahlt, die die Möglichkeit haben, ſich die Kinder armer 
Eltern zu kaufen. Wir erflärefl, daß es nicht fo angeht, 
aß man die Kinder einfach in Fürſorgeerziehung ſteckt. 
Das Mädchen wurde in die Anſtalt gebracht und iſt 
noch jetzt im Zufluchtsheim am Olivaer Tor. 
1. März ab ſoll es in eine Oberförfterei nach Prangenau 
ommen. Man ſtaune, wozu man die Fürſorgezög⸗ 
inge braucht, ſie ſoll unentgeltlich in dieſer Oberförſterei 
arbeiten. Wie ſich das die Leute denken, daß man heute 
ein 16jähriges Mädchen unentgeltlich unterbringt, kann 
ich nicht begreifen. Das beweiſt nur immer wieder, daß 
man Fürſorgezöglinge als Ausbeutungsobjekte ge- 


braucht. Was hat man aber von Anfang an getan? 


ein und aus. Es iſt ſelbſtver⸗ 


Vom 


Man hat, trotzdem der & 4 des Fürſorgegeſetzes fordert, 
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daß die Eltern vorher vernommen werden, die 
Eltern gar nicht gehört. Man hat die Eltern einfach 
beiſeite gelaſſen, trotzdem die Möglichkeit beſtand, ſie zu 
hören, da ſie am Ort ſind. Da dieſe Mißgriffe vorkom⸗ 
men und man immer mit den größten Schikanen gegen 
dieſe Leute vorgeht, erſuchen wir, dieſe Eingabe dem 
Senat nicht zur Erwägung, ſondern zur Berückſichti⸗ 
gung zu überweiſen. Im Ausſchuß zeigte ſich, wie ich 
ſchon neulich anführte, daß es gerade der Regierungs⸗ 
vertreter Dr. Hemmen iſt, der ſich in die perſönlichen 
Verhältniſſe der einzelnen Einſender der Eingaben hin⸗ 
einmiſcht. Ich erinnere an die verſchiedenen Eingaben 
der Kriegsbeſchädigten, der Kriegerwitwen, die bisher 
im Sozialen Ausſchuß zur Verhandlung kamen. Da 
war es immer der Herr Dr. Hemmen, der als Moral⸗ 
pauker, als Moralprediger auftrat. Er ließ ſich die 
Akten über Eheſcheidungen uſw. geben, erkundigte ſich 
auch bei den Nachbarn, wie ſich die Leute benehmen. Er 
kam ſehr oft mit der Ausrede: „Das moraliſche Leben 
dieſer Leute iſt nicht ſo, daß ſie berechtigt ſind, eine Un⸗ 
terſtützung zu erhalten.“ Immer wieder iſt es der 
Oberregierungsrat Dr. Hemmen, der ſich in die perſön⸗ 
lichen Verhältniſſe der Leute hineinmiſcht und auf dieſe 
Art und Weiſe verſucht, alle Eingaben zurückzuſtellen. 
Deshalb ſage ich: „Wie hat ein junger Mann, wie es 
der Regierungsrat Dr. Hemmen iſt, das Recht, ſich in 
jede perſönliche Angelegenheit jedes einzelnen Menſchen 
hineinzumiſchen?“ Ich glaube nicht, daß der Lebens⸗ 
wandel des Herrn Regierungsvertreters Hemmen ſo 
iſt, daß nichts daran zu mäkeln wäre. Er ſoll deshalb 
in ſeinen Kreiſen ſuchen, wie ſich die Leute benehmen, 
was ſie in ihren Abendgeſellſchaften tun und ſoll nicht 
hinter den armen Menſchen her ſein, die Eingaben an 
den Volkstag richten. Er ſoll nicht die Gerichtsurteile 
und Scheidungsklagen hervorholen, um eine Möglichkeit 
zu haben, die Eingabenſender einfach abzuwimmeln. 
Mit dieſer Tendenz muß endlich aufgeräumt werden. 
Es muß den Einſendern von Eingaben wirklich die Ge⸗ 
nugtuung gegeben werden, daß man nicht nach ihrem 
moraliſchen Leben fragt, ſondern danach, was gerecht iſt. 
Wir bitten deshalb, dieſe Eingabe zur Berückſichtigung 
zu überweiſen. 


Präſident: Frau Abg. Kreft! Ich muß es rügen, 
daß ſie den Lebenswandel des Regierungsvertreters Dr. 
Hemmen nicht für einwandfrei erklärten oder daran 
Zweifel gehegt haben. (Zwiſchenrufe bei den Kommu⸗ 
niſten.) Wir kommen zur Abſtimmung über den An- 
trag, die Eingabe ſtatt zur Erwägung zur Berückſichti⸗ 
gung zu überweiſen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die den Antrag der Frau Abg. Kreft annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich 
bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Es ſteht jetzt 
die Mehrheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ziffer 5 iſt 
nach dem Antrag des Ausſchuſſes angenommen. Ziffer 
6 angenommen, Ziffer 7 angenommen, Ziffer 8 ange 
nommen. Zu Ziffer 9, Eingabe Nr. 560 des Franz 
Brettin, hat das Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. 


Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 91 
Ich möchte mich den letzten Ausführungen der Frau 
Abg. Kreft anſchließen, daß die Behandlung der meiſten 
Eingaben im Sozialen Ausſchuß wie im Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß nach den Geſichtspunkten des Geldbeutels ent⸗ 
ſchieden wird. Der vorliegende Fall, die Eingabe Bret⸗ 
tin, betrifft einen Arbeiter, der im Jahre 1898 in Bruns⸗ 
büttel geboren iſt, 1918 nach Danzig kam und hier die 
Tochter eines Arbeiters aus Lauental, alſo eines Danzi⸗ 
gers, heiratete. Da er hier keine Arbeit bekam, mußte 
er nach dem Ruhrgebiet auswandern. Er holte ſich 
ſeine Frau nach, hob alſo ſeinen hieſigen Wohnſitz auf. 


— —— 


N 


( 


2296 


Volkstag Danzig. — 154. Sitzung. Donnerstag, den 25. Februar 1926. 


(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 
Am 13. Februar 1920, aljo 1 Monat nach dem be⸗ 
rühmten Termin der Umbürgerung von Deutſchen in 
Danziger, kam er nach Danzig zurück, meldete ſich am 
13. Februar polizeilich an und wohnte zunächſt bei den 
Schwiegereltern in Lauental. Er hat dann ſpäter recht⸗ 
mäßig eine zwangsbewirtſchaftete Wohnung bekommen. 
Nun kommt er nach fünf Jahren um ſeine Einbürge⸗ 
rung ein. Die Einbürgerung iſt vom Ausſchuß abge⸗ 
lehnt worden, weil der Regierungsvertreter erklärte, daß 
der Mann nicht in der Lage wäre, für ſeinen Unterhalt 
und den ſeiner Familie zu ſorgen. Es wurde damit be⸗ 
gründet, daß er als Gelegenheitsarbeiter in die Lage ver⸗ 
ſetzt war, für eine kurze Zeit Erwerbsloſenunterſtützung 
zu beziehen. Es genügt, wenn ein Mann, der Gelegen⸗ 
heitsarbeiter iſt, einmal keine Arbeit hat und Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung bezieht, der aber eine Danzigerin zur 
Frau hat und zu den Leuten gehört, die ins Ruhrgebiet 
gingen, dieſem die Staatsangehörigkeit nicht zu gewäh⸗ 
ren. Wenn aber ein Schieber aus Galizien kommt, Í 
erhält er infolge ſeines Geldbeutels die Einbürgerung; 
denn er iſt in der Lage, nachzuweiſen, daß er für ſeinen 
Lebensunterhalt ſorgen kann. Ich kenne die Familie 
Brettin als eine durchaus ruhige und anſtändige Fami⸗ 
lie. Der Hauswirt, der ſonſt vielleicht nicht mit jedem 
Mieter einverſtanden iſt, hat ſich gerade über dieſen Ein⸗ 
wohner in anerkennenswerter Weiſe geäußert. Der 
Mann iſt während der ganzen Zeit in Arbeit geweſen. 
Er hat, nachdem ihm von mir der Beſchluß des Aus⸗ 
ſchuſſes mitgeteilt wurde, nicht einen einzigen Tag Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung bezogen. Mir iſt ſeitens des 
Senats verſprochen worden, daß der Mann, wenn er 
einige Zeit ohne Erwerbsloſenunterſtützung leben würde, 
die Einbürgerung bekommen würde. Dieſe Zeit iſt ver⸗ 
ſtrichen. Seitdem find wieder ein paar Monate vergan- 
gen. Die Ausſchußberatung hat ja am 30. Oktober 
ſtattgefunden. Seitdem iſt der Mann dauernd in Be⸗ 
ſchäftigung geweſen. Ich frage den Senat — der Re⸗ 
gierungsvertreter fehlt wieder bei der Sache — ob er 
jetzt gewillt iſt, dieſem Mann, der ſich bemütht hat, der 
Allgemeinheit nicht zur Laſt zu fallen, der ein ehrlicher, 
unbeſtrafter Mann iſt, die Staatsangehörigkeit zu geben. 
Wenn das nicht der Fall ſein ſollte, wenn ſich hier Par⸗ 
teien finden ſollten, die dieſem Mann nur auf Grund 
einer einmaligen Erwerbsloſigkeit das Recht auf Ein⸗ 
bürgerung nicht zugeſtehen wollen, nur mit der Begrün⸗ 
dung, der Staat kann die Einbürgerung geben, 
dann erkläre ich, daß hier Geldbeutelintereſſen 
vorherrſchen, daß hier ein Mann, der ehrlich ar⸗ 
beitet und kein Vermögen hat, nicht eingebürgert wird, 
daß man aber dieſe Rückſicht nicht kennt, wenn ein Schie⸗ 
ber herkommt, der Geld hat. Wir haben deshalb den 
Antrag eingebracht, in dem Antrag des Ausſchuſſes das 
Wort „Erwägung“ in „Berückſichtigung“ umzuwandeln. 


Prüſident: Wortmeldungen liegen nicht mehr vor; 
die Beſprechung ift geſchloſſen. Wir kommen zur Mb- 
ſtimmung. Es iſt der Antrag geſtellt, für das Wort 
„Erwägung“ das Wort „Berückſichtigung“ zu ſetzen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem Antrage 
Hohnfeldt zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Abg. Hohnfeldt: Die Sozialdemokraten haben 
im Ausſchuß mitgeſtimmt!) Darf ich wiederholen: 
Ich laſſe abſtimmen über den Antrag Hohnfeldt, in 
Eingabe 9 für das Wort „Erwägung“ das Wort „Be⸗ 
rückſichtigung“ zu ſetzen. Ich bitte alſo nochmals die 
Damen und Herren, die für den Antrag Hohnfeldt ſind, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich 
bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Die Mehr⸗ 
heit ſteht jetzt, der Antrag iſt abgelehnt. (Zuruf des 
Abg. Buckmakowski). Wir kommen zu Punkt 8 der 
Tagesordnung: 


und Deutſch⸗Danziger abgelehnt 


Große Anfrage Nr. 45 des Abg. Dr. Blavier ; 
und Gen. betr. Abbau der Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft. 

Druckſache Nr. 2075. Das Wort zur Begründung hat 
der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (PD. V. P.): M. D. u. H.! 
Ich muß leider im Intereſſe der politiſchen Sauberkeit, 
nachdem hier wieder einmal von deutſchnationaler Seite 
in einer unglaublichen Weiſe überfallartig Tatſachen er- 
funden worden ſind, aktenmäßig vorleſen, worum es 
ſich handelt. Es handelt ſich hier um die Frage, ob die 
Deutſchnationale Volkspartei bei den Beratungen zum 
Wohnungsbaugeſetz auf den Antrag Blavier, die Haus⸗ 
beſitzer bezüglich der eigenen Wohnung von der Steuer 
freizulaſſen, mit ja oder nein geſtimmt haben. Die 
Deutſchnationale Volkspartei hat dieſen Punkt vorhin 
breitgetreten und mir den Vorwurf gemacht, daß ſei die 
übliche Lüge von mir. Man hat drüben auf der rechten 
Seite dabei mit den verwerflichſten Mitteln gearbeitet. 
Ich bringe jetzt den Beweis, wie die Dinge liegen. Lei⸗ 
der hat eine namentliche Abſtimmung nicht ſtattgefun⸗ 
den, ſonſt würde ich die Namen verleſen können. Es er⸗ 
gibt ſich aber, daß die Deutſchnationalen damals für die 
Beſteuerung des Eigentums geſtimmt haben. Erſtens 
wäre es ſonſt gar nicht möglich, daß ich damals die Rede 
gehalten und dem Abg. Böhm gejagt hätte, er fole fid 
vor ſeinen Fiſchern in Acht nehmen, wenn er für die 
Beſteuerung des Eigentums ſtimme, habe er feine Wah- 
ler verloren. Nun liegen mir zwei Zeitungen vor. Die 
Danziger Allgemeine Zeitung und die Neue Zeit. In 
der Neuen Zeit erſchien am Tage nach der Verabſchie⸗ 
dung des Geſetzes ein Artikel mit folgendem Satz: 

Entſcheidend bei der Abſtimmung über das 

Wohnungsbaugeſetz iſt folgendes: Wie haben ſich 

die Deutſchnationalen einſchließlich des Herrn 

Ziehm zu den Anträgen der Deutſch⸗Danziger 

Volkspartei geſtellt? 

1. Der Hausbeſitzer hat von der in ſeinem eigenen 

Hauſe bewohnten Wohnung keine Steuer zu 
zahlen. 

2. Von der 20 prozentigen Mietserhöhung be⸗ 
kommt der Staat 10 Prozent, 10 Prozent der 
Hauseigentümer. 

Die Hälfte der Steuereinnahmen iſt der freien 
Bautätigkeit und dem Privatunternehmen zur 
Verfügung zu ſtellen. 


4. Das Geſetz tritt nach 
Kraft. 

Dieſe vier Anträge ſind, wie die D. N. N. jubelnd 
feſtſtellen, unter großen Heiterkeitsausbrüchen des 
geſamten Hauſes einſchließlich der Deutſchnationalen 
mit allen Stimmen gegen die Stimmen der Deutſch⸗ 
Danziger Volkspartei und des Abg. Harnau abge⸗ 

> lehnt worden. g ; 3 - 
(Hört, hört!) Die Deutſchnationalen bringen in 
ihrer Zeitung die Notiz, daß alle Abänderungsanträge 
der Kommuniſten, Sozialdemokraten, Deutſch⸗Sozialen 
und nur ihre ange⸗ 
nommen jind. Sie hätten es in ihrer Zeitung jagen 
üffen, wenn fie unſern Antrag unterſtützt und für die 
Befreiung des Eigentums geſtimmt hätten. Außerdem 
find wir in den folgenden Tagen in Bohnſack geweſen. 
Es wäre recht eigenartig, wenn der Herr Abg. Böhm 


einem Jahre außer 


nicht ſofort Stellung genommen hätte, als wir dort be⸗ 


tonten, daß die Deutſchnationalen das Eigentum ver⸗ 
kauft haben. (Sehr richtig!) Ich glaube, der Beweis 
ift fo einwandfrei geführt, daß endlich einmal feſtgeſtellt 
iſt, mit welchen Mitteln die Deutſchnationale Parteilei⸗ 
tung arbeitet. (Sehr gut!) 

Zu unſerm Antrag ſelbſt habe ich 


zu bemerken: Es 
hat im Deutſchen Reiche vor etwa 2 oder 3 Monaten der 
Gedanke kurſiert, den Abbau der Wohnungszwangswirk⸗ 


ſchaft auf die Weiſe zu beginnen, daß von oben her die 
größeren Wohnungen frei gelaſſen werden. Es beſteht 


Volkstag Danzig. — 154. Sitzung. Donnerstag, den 25. Februar 1926. 


2297 


(Dr, Blavier, Abgeordneter.) 

kein Zweifel, daß eine gewiſſe Berechtigung hierzu vor⸗ 
liegt. Wenn wir uns heute den Wohnungsmarkt be⸗ 
trachten, ſo können wir durch Umfrage bei den Spedi⸗ 
teuren feſtſtellen, daß bei Fünf⸗ und Sechszimmer⸗Woh⸗ 
nungen der Bedarf nicht mehr vorhanden iſt. Die Leute, 
die eine Sechszimmer⸗Wohnung zugewieſen bekommen, 
laſſen die Möbel beim Spediteur ſtehen. Ich kenne 
einen Spediteur, der Möbel von 7, 8, 9 Parteien ſtehen 
hat, wo die Betreffenden die ihnen zugewieſene Sechs⸗ 
zimmer⸗Wohnung nicht beziehen und nicht bezahlen 
können. Da iſt es natürlich ein Gedanke, hier von oben 
her abzubauen, da ja effektiv die Zwangswirtſchaft für 
dieſe Räume nicht mehr beſteht und gar keinen Sinn 
ergibt. 
nicht nur auf dieſes Gebiet begeben. Was wir wollen, 
iſt folgendes: Wir wünſchen jetzt eine Klarſtellung, wie 
ſich die Regierung überhaupt die weitere Entwickelung 
denkt. Daß wir ſoweit gekommen ſind, iſt ſehr betrüb⸗ 
lich. Wir haben jetzt das Material, ich werde es in 
nächſter Zeit noch im Detail bekommen, wie es in Ita⸗ 
lien zur Aufhebung der Zwangswirtſchaft gekommen 
iſt. Der italieniſche Generalkonſul war ſo freundlich, 
mir einige Daten über die Verhältniſſe in Italien zu 
geben. Dabei muß man feſtſtellen, daß Italien auf 
einem ganz anderen Wege zur Löſung des Wohnungs⸗ 
problems gekommen ift. Es hat ſich herausgeſtellt, daß 
Italien dadurch, da es eine Aufwertung überhaupt nicht 
mitmachte, das Kapital intereſſiert hat und daß zweitens 
der Wohnungsbau in großem Umfange einſetzte, als 
der italieniſche Staat jeden Neubau auf 25 Jahre von 
jeder Steuer befreite, ſowohl von den Grundwert⸗ 
ſteuern, als auch Einkommenſteuern und ſonſtigen 
Steuern, die ſcharf auf uns laſten. 

Infolge dieſer Steuerfreiheit hat eine derartige Bau⸗ 
tätigkeit eingeſetzt, daß nach der Aeußerung des italieni⸗ 
ſchen Generalkonſuls in Genua, in Neapel und Rom, 
ebenſo in Mailand, augenblicklich ein Ueberangebot von 
Wohnungen beſteht, ſodaß die italieniſche Regierung 
nunmehr dazu übergegangen ift, dies 25jährige Steuer- 
privileg zu ſtreichen und für die in Zukunft neugebau⸗ 
ten Wohnungen dies Privileg nicht mehr für nötig hält. 
Die Miete bewegt ſich etwa auf 150 Prozent der Frie⸗ 
densparität. Wir ſehen alſo, daß es wohl Mittel und 
Wege gibt, die doch zur Aufhebung der Zwangswirt⸗ 
ſchaft führen können. 

— An dieſem Beiſpiel ſehen wir, daß wir ſo nicht wei⸗ 
ter kommen, wie wir bisher gearbeitet haben. Wir brau⸗ 
chen nur das Wohnungsbaugeſetz zu betrachten. Die 
Lieblingsidee des Senators Dr. Leske, das Problem 
durch die Wohnungsſteuer zu löſen, iſt durchaus ver⸗ 
fehlt. Beiſpielsweiſe hat Italien nie eine Wohnungs⸗ 
bauſteuer gehabt. Die Mittel ſind anders aufgebracht 
worden, und zwar aus einem allgemeinen Fonds. Wir 
leben jetzt ſchon erhebliche Zeit unter dem Wohnungs⸗ 
augeſetz. Den Effekt, den wir ſehen, können wir nur 
aus tiefſtem Herzen bedauern. Von irgend einer Löſung 
des Wohnungsproblems iſt überhaupt noch nichts zu 
verſpüren. Wir wiſſen aus dem Munde des Senators 
Dr. Leske, daß die Wohnungsbauabgabe für dieſes 
Jahr bereits verpulvert iſt. Wir ſehen, daß die Ge⸗ 
noſſenſchaften alle vor der Pleite ſtehen. Insbeſondere 
muß man auch betonen, daß die Art und Weiſe der Ver⸗ 
gebung der Arbeiten an Genoſſenſchaften etwas höchſt 
Bedenkliches iſt. Wir haben uns immer gegen den 
bürokratiſchen und ſtaatlichen Bau gewandt, aber der 
Bau durch Genoſſenſchaften enthält eigentlich eine Ueber⸗ 
bürokratiſterung, denn einmal miſcht ſich der ſtaatliche 
Apparat hinein, er weiſt den einzelnen Genoſſenſchaften 
die Gelder zu, und dieſe ſind ihrerſeits wieder ein büro⸗ 
kratiſcher Apparat mit Aufſichtsrat und Vorſitzendem. 
Es iſt alſo eine Ueberbürokratiſierung. Es iſt klar, daß 


Wir wollen uns aber mit der Großen Anfrage 
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hier nichts herauskommen kann. Ich glaube, wir haben 


keine Genoſſenſchaft, bei der es nicht kracht. 
nungen ſind gebaut worden, und zwar 
einem falſchen Geſichtspunkt heraus. Man 


Die Woh⸗ 
immer von 
betrachtet 


die Wohnungsbauabgabe nicht als etwas, was die Woh⸗ 


nungsnot beheben ſoll, ſondern als etwas, das das 
Wohnungselend beheben ſoll. Wohnungsnot und Woh⸗ 
nungselend ſind die entſcheidenden Merkmale 
für zwei Zuſtände, einmal des Zuſtandes im 
Frieden und des Zuſtandes jetzt. Wir hatten im Frie⸗ 
den ein Wohnungselend ebenſo wie heute. Das Woh⸗ 
nungselend beſtand darin, daß die Leute, wie jetzt in 
Berlin, in Müllgruben und in naſſen Kellern wohnten 
Das geſchah nicht etwa, weil es nicht genug Wohnungen 
gab, ſondern weil die Einkommensverhältniſſe gewiſſer 
Schichten ſo tief ſtanden, daß es ihnen nicht möglich war, 
die Wohnungen zu bezahlen. Das Wohnungselend iſtz 
ein Erzeugnis der allgemeinen ökonomiſchen wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe. Dagegen iſt die Wohnungsnot eine 
ſpezifiſche Erſcheinung der Nachkriegszeit, daraus reſul⸗ 
tierend, daß im Kriege nichts gebaut iſt und ſich die 
Menſchen trotz der vielen Verluſte im Kriege nicht ver⸗ 
ringerten. Es ſind tatſächlich zu wenig Wohnungen vor⸗ 
handen, ohne Rückſicht auf die Einkommensverhältniſſe, 
ohne die Beziehungen zwiſchen Einkommen und Woh⸗ 
nung. Nun iſt es das Schlimme, daß man, entweder 
abſichtlich, oder ich glaube faſt, es geſchieht, weil man 
ſich nicht darüber logiſch klar iſt, Wohnungsnot und 
Wohnungselend miteinander vermengt. Man will mit 
den ſtaatlichen Mitteln nicht nur die Wohnungsnot der 
Nachkriegszeit beſeitigen, ſondern gleichzeitig das Woh⸗ 
nungselend löſen, indem man die Mittel aus der Woh⸗ 
nungsbauabgabe, die ſpezifiſch nur da ſein ſollen, um 
die Wohnungsnot zu beſeitigen, benutzt, um auch dem 
Wohnungselend abzuhelfen. So kommen wir aus dieſer 
Wirtſchaft niemals heraus. Das Wohnungselend wird: 
niemals durch die Hauszinsſteuer, durch Abgaben und 
Wohnungsbauten beſeitigt werden. Wir ſehen es ja, 
die Bauten der Siedlungsgeſellſchaften ſtehen leer, weil 
jte nicht mehr bezahlt werden können, weil die Menſchen 
nicht da find, die hineinziehen können. Es ift erſtaun⸗ 
lich, daß man dieſen ſchwerſten logiſchen Fehler der gan⸗ 
zen Leskeſchen Idee nicht erkannt hat. Wir kommen 
ſo nicht weiter. Aber das Schlimmſte iſt, daß man das 
Wohnungselend, welches man durch den Bau von vie⸗ 
len Kleinwohnungen vielleicht hätte beſeitigen können, 
durch den Bau von Luxuswohnungen aller Schichten 
noch großgezogen hat. Man verrennt ſich in die Idee, 
daß jeder ein Recht auf ein Eigenheim hat. Die Be⸗ 
rechtigung hierfür wird nicht beſtritten, wenn in einem 


Staate die ſoziale ökonomiſche Lage ſo iſt, daß die Ver⸗ 


dienſtmöglichkeiten da ſind, wie z. B. in England oder 
Amerika. Wenn aber nicht ſo verdient wird, dann kann 
auch nicht bei einer gedrückten ökonomiſchen Lage das 
Wohnungselend beſeitigt werden und noch viel weniger 
ein Wohnungsluxus groß gezogen werden. In dieſem 
Zuſammenhang ſtehen zweifellos die anderen ſtaatlichen 
Mißerfolge. Jeder ſtaatliche Bau muß zu Erſcheinun⸗ 
gen führen, die nicht erſprießlich ſind. Herr Senator 
Dr. Leske hat neulich einmal in einer Debatte beſtrit⸗ 
ten, daß dieſe Art und Weiſe der Vergebung der Mittel 
an die Genoſſenſchaften und Private, zur Korruption 
führt. Ich glaube, er wird ſich inzwiſchen eines beſſeren 
belehrt haben. Als ich damals ſagte, daß die Woh- 
nungsbauabgabe nicht dazu beitragen werde, das Woh⸗ 
nungselend zu beſeitigen, ſondern nur gewiſſen Leuten, 
die Beziehungen haben, Wohnungen bereit zu ſtellen, 
hat er es beſtritten. Ich trete noch heute den Beweis 
an. In der Stadtbürgerſchaft ift es bekannt geworden, 
daß das Rechnungsprüfungsamt bei dem Bericht der Ab⸗ 
teilung O herangeſchrieben hat: „Uns ſcheint das 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter.) 

Staatsintereſſe nicht gewahrt.“ Man muß den Mut des 
Rechnungsprüfungsamts bewundern. Es handelt ſich 
um den Vorfall an der Kurve, bei dem der 
Wohnungsbaugelder an ſtaatliche Beamte vergeben hat 
und an Leute, die erhebliche Beziehungen hatten. Das 
Geld iſt kurz vor der Einführung der neuen Währung 
am 8. Auguſt in Papiermark zurückgezahlt worden, und 
löſchungsfähige Quittungen des Staates wurden drei 
Tage darauf vorbehaltlos erteilt. Die Leute haben die 
Häuſer für den Betrag von 178 bis 200 Gulden nach 
unſerer Berechnung bekommen. Merkwürdig iſt, daß 
Herr Senator Dr. Leske erklärt hat, es iſt alles in Ord⸗ 
nung. Gewiß, die Rückzahlung iſt formell in Ordnung, 
die löſchungsfähige Quittung iſt formell in Ordnung. 
Ich glaube, Herr Berent iſt Syndikus der Abteilung O. 
Herr Berent als kluger Juriſt hat im Juli erklärt, daß 
jeine Sparkaſſe Rückzahlungen zwar annehme, und etwa 
2 Monate ſpäter eine löſchungsfähige Quittung den 
Schuldnern üherfandte und dazu erklärte: Ich erteile 
die löſchungsfähige Quittung nur unter Vorbehalt.“ 
Wenn Herr Senator Dr. Leske nun dabei nichts findet, 
daß er für ſeine guten Bekannten einen ſolchen Vorbe⸗ 
halt nicht mag, ſo iſt das merkwürdig. Das iſt das, was 
man mit Vetternwirtſchaft und Korruption bezeichnet. 
Wenn er die Gelder noch weiter mißbrauchen will, wer⸗ 
den wir noch ſchärfer als bisher ſeinen Weg bekämpfen, 
Herr Dr. Leske hat ſich in dieſen Weg verrannt, er ſieht 
leinen anderen. Er kämpft für ihn wie ein Löwe. 
Selbſt ſeine engeren Kollegen ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkt, daß er nicht der richtige Mann iſt. Ich erinnere 
an ein Geſpräch bei einer Artushof-Einladung zu Neu⸗ 
jahr. Da erklärte einer der erſten Danziger Architekten, 
der auch in der ganzen Wohnungsbewegung eine ent⸗ 


ſchiedene Rolle ſpielt, hinſichtlich der Art und Weiſe und 
des Weges: „Ich verſtehe den Weg auch nicht. 


Herr Dr. 
Leske kümmert ſich zu viel um die Details, um das 
Büromäßige unter Vernachläſſigung der Idee.“ Es 
muß ein großer Schritt irgendwo getan werden. Es 
muß eine Entſcheidung nach einer Richtung hin gefällt 
werden. Wir wünſchen vom Senator Auskunft, wie er 
ſich in Zukunft die Entwicklung denkt. Wir haben ſchon 
ſeit einem Jahr gepredigt, nur eine Anleihe zu Woh⸗ 
nungsbauzwecken kann es ſchaffen. Dieſe Art und 
Weiſe, wie hier das Wohnungsbauproblem gelöſt wer- 
den ſoll, iſt unmöglich. Damals wurde erklärt, daß es 
eine Anleihe zu dieſem Zweck nicht gäbe. Heute er⸗ 
zählen es fich die Spatzen auf den Dächern, daß wohl 
eine Anleihe für den Wohnungsbau da ſei und daß dieſe 
Anleihe auf einer ft ) 
nungsbauabgabe fundiert werden ſolle. Herr Dr. Leske 
wird uns ja fagen, was daran wahr ift. Dieſe Idee 
iſt etwas, was wir mit allen Mitteln bekämpfen werden. 
Sie bedeutet eine Verewigung des falſchen Syſtems, das 
nur zum Bankrott der Genoſſenſchaften geführt hat 
und ſchließlich zum Bankrott des Staates führen wird. 
Deshalb müſſen wir von Herrn Senator Dr. Leske 
Aufklärung verlangen, ob er dieſen Weg, auf dem un⸗ 
möglich weiterzukommen iſt, verlaſſen will und ſich an 
Methoden anſchließen will, die beiſpielsweiſe in Italien 
erprobt find, oder ob er in der Lage ift — dazu ijt er 
als verantwortlicher Senator verpflichtet —, uns einen 
anderen Weg zu zeigen, wie er das Wohnungsbau⸗ 
problem zu löſen gedenkt. Ich ſage noch einmal, es iſt 
vielleicht nicht eiumal ganz der richtige Weg, von oben⸗ 
her die großen Wohnungen abzubauen. Günſtiger iſt 
es, wenn wir durch eine großzügige Belebung des Bau⸗ 
marktes, durch eine Intereſſierung der privaten Bau⸗ 
tätigkeit weiterkommen. Ich weiſe noch einmal darauf 
hin, daß Italien viel erreicht hat, weil die private Bau⸗ 
tätigkeit einſetzte, weil die Umwege über den Staat ver⸗ 
mieden wurden, weil man das Privatkapital am Bau 


Senat 


10 jährigen Verewigung der Woh⸗ 


Endziel zu bemerken wäre. 


intereſſierte. Wir wünſchen, daß Herr Senator Pr. ; 
Leske ebenfalls das private Baukapital intereſſiert, daß 
er das Bauen rentabel macht, ſonſt werden wir mit al⸗ 
len Mitteln dafür kämpfen, daß die Zwangswirtſchaft 
zum Heil des Staates in einem Jahre zuſammengebro⸗ 
chen ſein wird. (Lebhaftes Bravo!) 

Präſident: Zur Beantwortung der Großen An⸗ 
frage erteile ich das Wort dem Herrn Senator 
Dr. Leske. — 

Dr. Leske, Senator: Die Große Anfrage Nr. 45 
lautet im erſten Abſatz: 

Sit dem Senat bekannt, daß in Deutſchland die 
Zwangswirtſchaft für Fünf⸗ und Sechs⸗Zimmer⸗ 
wohnungen aufgehoben worden iſt? 


Ich habe namens des Senats zu erwidern, daß das 


dem Senat nicht bekannt iſt; denn es iſt nicht wahr. 
(Erwägungen! rechts.) Der zweite Abſatz lautet: 
Was gedenkt der Senat zu tun, um in Danzig 

mit dem Abbau der Zwangswirtſchaft im Intereſſe 

einer Belebung des Geldmarktes zu beginnen? 
Dieſe Anfrage ift ja etwas unklar. Herr Abg. Dr. 
Blavier hat fih damit geholfen, daß er ſagte, der zu- 
ſtändige Senator ſei dafür verantwortlich, Vorſchläge 
zu machen, wie wir aus dieſer Wohnungswirtſchaft 
herauskommen. Ich habe oft Gelegenheit gehabt, 
nicht nur in dieſem hohen Hauſe, ſondern auch an⸗ 
dernorts in der Oeffentlichkeit meine Auffaſſung über 
die Wohnungszwangswirtſchaft auszuſprechen. Ich 
nehme keinen Anſtand, das, was ich unendlich oft ge⸗ 
ſagt habe, wenigſtens in ganz kurzen Worten hier zu 
wiederholen. Ich möchte allerdings annehmen, daß 
Herrn Abg. Dr. Blavier dieſe Auffaſſung des Senats 
bekannt ſein müßte. 

Es iſt auch für mich ſelbſtverſtändlich, daß eine 
endgültige Beſeitigung der Wohnungsnot nur da⸗ 
durch erfolgen kann, daß die Privatwirtſchaft in 
hohem Maße baut. Das habe ich immer wieder be⸗ 
tont. Genau ſo ſelbſtverſtändlich iſt es für jeden, der 
überhaupt wirtſchaftlich denken kann, daß die Privat⸗ 
bauwirtſchaft erſt dann in ausreichendem Maße bauen 
kann, wenn das Bauen wieder ein rentables Geſchäft 
iſt. Das iſt Binſenwahrheit. Daraus folgt ohne wei⸗ 
teres theoretiſch, daß wir uns bemühen müſſen, die 
Zwangswirtſchaft abzubauen, ſo ſchnell es geht, da⸗ 
durch, daß wir die Miete auf eine rentable Höhe brin⸗ 
gen. Daß dies das Endziel jedes denkenden Menſchen 
auf dieſem Gebiet ſein muß, ift ohne weiteres ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Daß wir im Augenblick nicht in der Lage 
ſind, die Mieten auf das Zweifache der Friedensmiete 
heraufzuſetzen oder auf noch höhere Sätze, iſt ebenſo 
ſelbſtverſtändlich. Infolgedeſſen iſt der Weg, den nicht 
nur der Senat, ſondern alle Regierungen in gleicher 
Lage gegangen ſind, ohne weiteres feſt vorgezeichnet, 
nämlich derf die Mieten in dem Maß heraufzu⸗ 
ſetzen, wie es der allgemeinen Wirtſchaftslage nach 
möglich iſt, damit man in abſehbarer Zeit zu dem 
Ziele kommt, wirtſchaftliche Mieten zu erhalten, die 
die private Bauwirtſchaft veranlaſſen, von ſelbſt zu 
bauen. Leider liegen die Verhältniſſe auf dem Woh- 
nungsmarkt ſo, daß wir es uns nicht leiſten können, 
bis zum Eintritt dieſes Zeitpunktes die Hände in den 
Schoß zu legen. 8 a 

Um das Allernotwendigſte zu machen, iſt bei uns 
die Wohnungsbauabgabe durch Geſetz feſtgelegt, da⸗ 
mit wir wenigſtens einige Hunderte von Wohnungen 
bauen können, um dem allergrößten Elend zu ſteuern. 
Das wäre kurz das gejagt, was allgemein über das 
Selbſtverſtändlich bin ich 
mir darüber klar, wie ich es zu Anfang betonte, da 
ich damit nichts Neues ſage, auch nicht Herrn DE 
Blavier, der mir einen anderen Weg ebenfalls nicht 
nennen kann. 


2 
(Abg. Dr. Blavier: Ich habe geſagt 2 


= 
(a) (Dr. Leske, Senator.) 
eine Anleihe!) Sie haben mir keine Anleihe em- 
pfohlen, ſondern nur geſagt, ich müſſe dazu Stellung 
nehmen. Zunächſt iſt es mir außerordentlich inter⸗ 
eſſant, von Ihnen zu hören, daß ich jetzt in Berlin 
eine Anleihe bekommen habe. Ich bin aber nicht zu 
dieſem Zweck in Berlin geweſen und habe auch nicht 
zu dieſem Zwecke verhandelt. Wer Ihnen dieſe Mär⸗ 
chen zugetragen hat, weiß ich nicht. Der Senat ſteht 
auf dem Standpunkt, daß es trotz mancherlei Beden⸗ 
ken wünſchenswert wäre, eine Wohnungsbauanleihe 
zu bekommen. Daß ſich ſeine Bemühungen ſeit Jahren 
in dieſer Richtung bewegen, iſt Ihnen ebenſo be⸗ 
kannt, wie daß es außerordentlich ſchwierig, bis vor 
kurzem ſicherlich ausgeſchloſſen war, vielleicht auch 
heute noch ausgeſchloſſen iſt, eine Anleihe zum Woh⸗ 
nungsbau zu bekommen. Jedenfalls können auch Sie 
mir bis heute nicht eine einzige Stadt nennen, die 
eine Wohnungsbauanleihe bekommen hat. Der Herr 
Abg. Rahn hat bei der letzten Debatte über das gleiche 
Thema, als ich ihn immer wieder anzapfte, er ſolle 
mir eine ſolche Stadt nennen, die Stadt Köln ge⸗ 
nannt. Wir haben ſofort an den Oberbürgermeiſter 
in Köln einen Brief gerichtet und angefragt, wie es 
ſich mit der Anleihe verhielte. Er hat uns ſelbſtver⸗ 
ſtändlich die Antwort gegeben, eine Anleihe ſei ganz 
ausgeſchloſſen, er hätte keine bekommen und werde 
keine bekommen. 8 

Leider werden durch ſolche immer wieder in die 
Welt geſetzten Märchen die Meinungen erweckt, als ob 
es an dem notwendigen Eifer des Senats mangele. 
(Abg. Rahn: An dem böſen Willen des Senats liegt 
es ſogar!) 

Präſident: Böſen Willen wollen wir einem Se⸗ 
nator nicht vorwerfen. (Abg. Rahn: Doch, doch, 
ſiehe Leske, Volkmann und Genoſſen!) 

Dr. Leske, Senator: Selbſtverſtändlich wird jeder 
Weg weiter verfolgt, um doch durch eine Anleihe zu 
Mitteln für ſchnellen Wohnungsbau zu kommen. Das 
iſt gerade in der heutigen Zeit aus dem Grund außer⸗ 
ordentlich wünſchenswert, weil ſelbſtverſtändlich die 
produktive Erwerbsloſenfürſorge par excellence der 
Wohnungsbau iſt. 

Ich könnte damit ſchließen, möchte aber noch auf 
einiges mehr Perſönliche aus den Ausführungen des 
Herrn Abg. Dr. Blavier zurückkommen. Die Methode 
der unentwegten Bekämpfer der Zwangswirtſchaft hat 
im Laufe der Jahre gewechſelt. Noch vor gut einem 
Jahre ging der Weg dahin, daß man die Wohnungs⸗ 
zwangsbewirtſchaftung, die Wohnungsämter, Beamte 
und Angeſtellte fir korrupt erklärte, Behauptungen 
aufſtellte, es würde jede Wohnung nur durch Schie⸗ 
bung vergeben. Dadurch brachte man die Bevölkerung 
in eine derart verhetzte Stimmung, daß damals die 
Mehrzahl der Bevölkerung daran glaubte. Es haben 
ih fogar zwei Abgeordnete in dieſem Haufe Hinge- 
ſtellt, die dadurch, daß ſie eine lange Liſte von Ein⸗ 
zelfällen vorlaſen, abſichtlich den Eindruck erweckten, 
als ob ſie in der Tat in der Lage wären, derartige 
zehauptungen durch Beweiſe zu erhärten. Die Stadt⸗ 
bürgerſchaft, die für dieſe Angelegenheit zuſtändig iſt, 
at es ſich nicht nehmen laſſen, alle dieſe Vorwürfe ge⸗ 
naueſtens zu prüfen, und zwar durch einen eigens für 
ieſen Zweck eingeſetzten Ausſchuß aus den politiſchen 

arteien, mit dem alſo die Verwaltung nichts zu tun 
hatte. Dieſer Ausſchuß hat ſich mit großer Gründlich⸗ 
keit etwa 1 Jahr nicht nur mit der geſamten Einrich⸗ 
tung des Wohnungsamts beſchäftigt, ſondern auch mit 
en einzelnen hier angeführten Fällen. Er iſt nach 
Anterſuchung einer großen Reihe von Fällen zu dem 
Öffentlich bekanntgegebenen Urteil gekommen, daß 
nicht in einem einzigen Fall ein Vorwurf gegen einen 
ngeſtellten des Wohnungsamts zu erheben war. Ich 
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ſage dies jetzt hier als Antwort auf die Ausführungen f 
der beiden Abgeordneten, und möchte mich den Aus⸗ 
führungen anſchließen, die in der Stadtbürgerſchaft 
laut geworden ſind, daß es unverantwortlich iſt, wenn 
unter dem Schutz der Immunität derartige Behaup⸗ 
tungen aufgeſtellt werden, für die jegliche Spur eines 
Beweiſes fehlt. Nachdem man nun auf dieſem Weg, 
die Zwangs wirtſchaft zu unterhöhlen, nicht vorwärts 
gekommen iſt, iſt nun das neueſte Schlagwort, ich habe 
es auch in der letzten Stadtbürgerſchaftsſitzung, von 
einem Ihrer Freunde, Herr Dr. Blavier, gehört: „Die 
Wohnungsbauabgabe hat verſagt.“ Wir werden das 
Schlagwort jetzt noch öfter zu hören bekommen. Man 
will aus dem Schlagwort die Folgerung ziehen, daß 
alles nichts nützt, man könne nur die Zwangswirt⸗ 
ſchaft abbauen. Leider jtimMmen die Vorausſetzungen 
nicht. Die Wohnungsbauabgabe hat nicht verſagt, 
wenn man ſich nicht das Ziel ſtellt, mit den Mitteln 
dieſer Steuer in wenigen Jahren ſämtliche fehlende 
Wohnungen zu bauen. Das iſt ſelbſtverſtändlich aus⸗ 
geſchloſſen. Wie ich anfangs ausführte, ſoll die Woh⸗ 
nungsbauabgabe nur dazu dienen, die allergrößten 
Notſtände zu beſeitigen, ſolange bis die private Bau⸗ 
tätigkeit wieder in der Lage iſt, den Wohnungsbau 
ſelbſt zu übernehmen. Herr Abg. Dr. Blavier iſt dann 
weiter gegangen und hat die Behauptung, daß die 
Wohnungsbauabgabe verſagt hätte, damit erhärten 
wollen, daß er behauptete, die Vergebung der Woh⸗ 
nungsbaudarlehen wäre auf korruptem Wege erfolgt. 
Mir wurde mitgeteilt, daß Herr Abg. Dr. Blavier 
geſtern in anderem aaea die Erklärung ab- 
gegeben hat, daß die Wohnungsbkugelder in korrupter 
Weiſe deutſchnationalen Parteiangehörigen zugebogen 
worden ſind. Ich kann Ihnen, Herr Dr. Blavier ſa⸗ 
gen, ich bin feſt davon überzeugt, daß Sie nicht den 


Mut haben würden, eine derartige ehrenrührige Be- (D) 


leidigung auszusprechen, wenn Sie nicht wüßten, daß 
Sie unter dem Schutz der Immunität für mich unan⸗ 
greifbar ſind. (Abg. Dr. Blavier: Eine Unver- 
ſchämtheit iſt das! Abg. Rahn: Dazu hat der Abge⸗ 
ordnete die Immunität! Unruhe.) Man kann ja 
verſchiedener Meinung darüber ſein. Wenn hier durch 
einen Zwiſchenruf eben erklärt wurde, daß der Abge⸗ 
ordnete dazu ſeine Immunität habe, ſo möchte ich das 
feſtnageln. (Pfuirufe rechts.) Wenn der Abge⸗ 
ordnete ſeine Immunität dazu hat, um anderen Leu⸗ 
ten die Ehre abzuſchneiden, dann iſt das eine eigene 
Auffaſſung. (Zwiſchenrufe und große Unruhe. Abg. 
Rahn: Unverantwortlicher Kerl!) l 
Präſident: Herr Abg. Rahn! Haben Sie den Herrn 
Senator damit gemeint? (Abg. Rahn: Jawohl!) 
Ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. Rahn: Ich be⸗ 
kenne mich ſtets zu meinen Ausführungen!) 
Dr. Leske, Senator: Der Herr Abg. Dr. Blavier 
iſt dann auf eine Angelegenheit zurückgekommen, die 
in der Stadtbürgerſchaft geſpielt hat, auf eine Rück⸗ 
frage der Rechnungsprüfungsſtelle. Er hat die An⸗ 
gelegenheit ſo geſchildert, als ob durch dieſes Monitum 
des Rechnungsprüfungsamts eine Korruption nachge⸗ 
wieſen wäre. Ich bin in all dieſen Fragen ganz außer⸗ 
ordentlich vorſichtig. Wenn auch nur ein Schein be⸗ 
ſtehen konnte, daß der Bauverwaltung etwas vorzu⸗ 
werfen wäre, habe ich mich ſtets bemüht, die Ange⸗ 
legenheit genau klären zu laſſen. Ich lege Wert dar⸗ 
auf feſtzuſtellen, daß der von der Stadtbürgerſchaft 
eingeſetzte Ausſchuß, in dem alle Parteien vertreten 
waren, die Angelegenheit bereits geprüft und erle⸗ 
digt hat. Er hat den Standpunkt vertreten, daß der 
Bauverwaltung kein Vorwurf in der Angelegenheit 
zu machen iſt. Ich weiß zwar, aus welchen Quellen 
die Angaben des Herrn Dr. Blavier ſtammen, kann 
mir auch vorſtellen, in welcher ſchiefen Form ſie ihm 
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vorgetragen find, ſodaß darin vielleicht eine Entſchul⸗ 
digung für ihn zu erblicken iſt, daß er ſolche längſt er⸗ 
ledigten Sachen hier vorträgt. Jedenfalls erkläre ich, 
m. D. u. H., am Schluß meiner Ausführungen (Zwi⸗ 
ſchenrufe und Unruhe), daß ich mir auf das Aller⸗ 
entſchiedenſte die Behauptung des Herrn Abg. Dr. 
Blavier verbitte, daß in der Bauverwaltung Korrup⸗ 
tion beſteht. Ich bitte, den Beweis anzutreten, wenn 
Sie das können. (Abg. Dr. Blavier: Leugnen Sie 
das?) Ich leugne in jeder Form, daß der Bau⸗ 
verwaltung irgendein Vorwurf zu machen iſt. (Zwi⸗ 
ſchenruf des Abg. Dr. Blavier.) Herr Dr. Blavier, 
bitte, machen Sie ſich die Mühe und ſehen Sie ſich 
die Sachen an, ehe Sie hier reden. (Sehr gut! 
rechts.) Ich möchte weiter ſagen: Ein anderer Weg 
zur Bekämpfung und Unterhöhlung der Zwangswirt⸗ 
ſchaft, der von dieſen Unentwegten begangen wird, 
deſſen Ziel ich allerdings nicht recht verſtehe, iſt es, 
nicht die Sache, ſondern die Perſon anzugreifen. Ich 
ſehe nicht ein, was Herr Dr. Blavier ſich davon ver⸗ 
ſpricht, wenn er die beteiligten Beamten und den zu⸗ 
ſtändigen Senator perſönlich mit Beleidigungen über⸗ 
häuft. (Abg. Dr. Blavier: Beleidigungen?) Iſt 
es keine Beleidigung, wenn Sie mir Beſtechung vor⸗ 
werfen? Herr Dr. Blavier, ſelbſt wenn Sie das Ziel 
erreichen und ich meinen Poſten verlaſſe und Sie das 
als einen Erfolg Ihren Anhängern gegenüber dar⸗ 
ſtellen, in der Frage der Wohnungszwangswirtſchaft 
ändert ſich dadurch garnichts. Zum Vorteil oder 
Nachteil Ihrer Anhänger ändert das nichts. Es ge⸗ 
hört zu dem neuen Ton im parlamentariſchen Betrieb, 
wenn man ſachliche Gründe nicht hat, die Perſon an⸗ 
zugreifen. Herr Dr. Blavier hat in ſeiner Rede die 
Behandlung der Zwangswirtſchaft als eine perſönliche 
Aktion von mir dargeſtellt. Ich muß feſtſtellen, daß 
ſowohl der alte wie der neue Senat in allen Maß⸗ 
regeln, die ich getroffen habe, ſtets mit mir einig ge⸗ 
weſen iſt. (Bravo! rechts. Zwiſchenrufe des Abg. 
Dr. Blavier.) 

Präſident: Es iſt der Antrag auf Beſprechung ge⸗ 
ſtellt worden. Wird er unterſtützt? (Geſchieht.) 
Das iſt der Fall, wir kommen zur Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Eichholtz. 

Eichholtz, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Es iſt hochintereſſant, Herrn Dr. Blavier und kurz 
darauf Herrn Senator Dr. Leske über die Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft ſprechen zu hören. Den Phantaſten 
Dr. Blavier nimmt, glaube ich, niemand im Hauſe 
ernſt, außer er ſich ſelbſt. Das was Herr Dr. Leske 
geſagt hat, war ſo, als wenn der Arzt ein Pfläſter⸗ 
chen auf die Wunde legen will. Ganz ſo unſchuldig 
ſteht bei der Frage der Wohnungszwangswirtſchaft 
der Senat doch nicht da, wie Herr Dr. Leske es ſchil⸗ 
derte. Geſtatten Sie, da ich nicht ſo vom Thema ab⸗ 
weichen möchte, wie Herr Dr. Blavier es getan hat 
und wie er es meiſtens tut, denn er kam auf die Sied⸗ 
lung an der Kurve zu ſprechen, ſtatt auf die Freigabe 
der 5⸗Zimmerwohnungen uſw., näher zu definie⸗ 
ren, wie wir zu der Wohnungszwangswirtſchaft und 
zum Wohnungsbaugeſetz gekommen ſind. Die Große 
Anfrage Nr. 2075 iſt, wie geſagt, von der Deutſch⸗ 
Danziger Volkspartei geſtellt worden. Ich möchte zu⸗ 
nächſt auf die Zwangswirtſchaft näher eingehen, und 
die Frage, welche ganz entſchieden noch immer zu Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten Anlaß gibt, klären, wer an der 
Wohnungszwangswirtſchaft bezw. daran die Schuld 
trägt, daß wir noch immer keine Erleichterungen in 
der Wohnungszwangswirtſchaft haben. M. H.! Ich 
kann nicht umhin, jagen zu müſſen, daß nach meiner 
und meiner Fraktion Anſicht die Hauptſchuld der Se⸗ 
nat trägt. Denn ebenſo, wie er zum Abbau der er⸗ 
ſchrecklich hohen Erwerbsloſenziffer noch immer nicht 


Stellung genommen hat, ebenſo hat er zum Abbau der 
Wohnungszwangswirtſchaft, was ſeine Pflicht geweſen 
wäre, noch nicht die Initiative ergriffen. Er hätte 
uns Wege zeigen müſſen, wie man aus dieſem doppel⸗ 
ten, für die Dauer untragbaren Elend herauskommt. 
Wenn ich nun frage, was in dieſen beiden zur Kata⸗ 
ſtrophe angewachſenen Fällen vom Senat geſchehen iſt, 
ſo müſſen wir die Frage dahingehend beantworten: 
ſcheinbar nichts. 


Ich möchte nur einen Fall, der die Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft betrifft, herausgreifen, es iſt das 
Leiſtungswuchergeſetz. Es ſchreibt vor, daß auch die 
der Zwangswirtſchaft nicht unterliegenden nach 1918 
erbauten Wohnungen der Bauabgabe unterliegen. 
Das Wohnungsbaugeſetz muß man doch aber dem 
Geiſte und dem Sinne nach auslegen, wie ſeinerzeit 
der Siedlungs⸗Ausſchuß, das Plenum und auch der 
Senat die Auslegung ſich gedacht haben, d. h., daß 
die nach dem 1. Juli 1918 gebauten Wohnungen, Lä⸗ 
den uſw. der freien Vereinbarung zwiſchen Mieter 
und Vermieter unterliegen. Wie können dieſe zwangs⸗ 
wirtſchaftsfreien Wohnungen dem Leiſtungswucherge⸗ 
ſetz unterworfen werden? Was heißt überhaupt Wu⸗ 
cher? Unter Wucher iſt doch zu verſtehen, daß die Not⸗ 
lage eines Menſchen ausgenutzt wird und das trifft 
hier doch nicht zu, wo es ſich um Angebot und Nach⸗ 
frage handelt. Wie können Privatgelder zu Häuſern 
für die Folge hergegeben werden, wo dieſe unſicheren 
Verhältniſſe der Mietshöhe beſtehen und wo in allen 
Schichten die Moral mehr und mehr geſunken iſt bei 
einer ſolchen Auslegung des Geſetzes? Angenommen, 
ich bekomme Privatgeld auf mein Haus, werde mit 
meinen Mietern über die zu zahlende Miete einig, die 
Mieter ziehen ins Haus und nach einem Monat, meiſt 
ohne den Hausbeſitzer zu fragen, klagen ſie dann den 
Hausbeſitzer wegen „Leiſtungswucher“ an. Wie 
mich beim Stadtbauamt erkundigt habe, ſind bei dem 
zuſtändigen Baurat die Wucheranzeigen in erſchrecken⸗ 
der Höhe eingelaufen, ſo daß er kaum ihrer Herr wer⸗ 
den kann. Der Vermieter ſagt ſich, er verlangt und 
braucht für die Wohnung vielleicht 2000 Gulden 
Miete; der Mieter hat ſich damit einverſtanden er⸗ 
klärt, verklagt den Wirt aber nach einem Monat und 
kommt dann ein Vergleich auf 1500 Gulden zuſtande. 
Das iſt eine ungeſunde Sache. Daß der Herr Senator 
hier Abhilfe ſchaffen muß, zumal wo er derjenige war, 
der ſtets dafür eintrat, daß Wohnungen und Läden, 
nach 1918, erbaut von der Wohnungszwangswirtſchaft, 
frei ſeien, iſt klar. : 


Dies jei nur eins von vielen Beijpielen. — Die 
„Wohnungsfrage“ ijt nach meiner Ueberzeugung die 
ſozialſte Frage unſerer Zeit, das werden Sie 
wohl alle zugeben müſſen. — Nun möchte ich zur 
„Wohnungszwangswirtſchaft“ kommen. Die Woh⸗ 
nungszwangswirtſchaft iſt ein Wort, das heute, bald 
acht Jahre nach dem Kriege, wohl jeden im Wirt⸗ 
ſchaftsleben Stehenden in Deutſchland und in unſerem 
kleinen Freiſtaat Danzig unangenehm berührt, da nur 
die freie Wirtſchaft (Abg. Kloſſowski: Freier Wu⸗ 
cher!) im Wohnungsweſen Wohnungen ſchaffen, 
Arbeit und Geldumlauf wieder herſtellen kann. Sie, 
die Wohnungszwangswirtſchaft, iſt unter dem Ein⸗ 
fluß des liberaldemokratiſchen Herrn Rathenau wäh⸗ 
rend des Krieges eingeführt worden. — Ihre Abſchaf⸗ 
fung war infolge der abſoluten ſozialiſtiſchen Herr⸗ 
ſchaft bis jetzt völlig ausgeſchloſſen. Dadurch wurde 
das Wohnungselend nur verſchlimmert und die Los⸗ 
löſung aus den Feſſeln der Zwangswirtſchaft immer 
ſchwieriger. (Abg. Kloſſowski: Kriegerwitwen wäh⸗ 
rend des Krieges hinausgeworfen!) Nur bewußt ge 
wollte Irreführung der öffentlichen Meinung kann 


ich O 


dies Wohnungsbaugeſetz, 
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über diefe Tatſachen hinwegtäuſchen. Jetzt, immer wie- 
der muß es gejagt werden, nachdem mit Hilfe des 
Herrn Abg. Dr. Blavier der Sozialdemokratie in Dan⸗ 
zig zur Macht verholfen iſt, (Sehr richtig! rechts.) 
ſind natürlich die Ausſichten auf eine Geſundung auf 
dieſem Gebiete und auf einen Abbau der Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft in Danzig geringer denn je. Eine 
Auswirkung der Wohnungszwangswirtſchaft iſt bei 
uns in Danzig das Wohnungsbaugeſetz und ſtammt 
der Gedanke, ſogenannte künſtliche Mieten zu erheben 
und die Spanne zwiſchen den künſtlichen und den na⸗ 
türlichen Mieten zum Wohnungsbau zu benutzen, vom 
Senator Dr. Leske. Dieſer Gedanke iſt, ſolange die 
Spanne für Hausbeſitzer, Wirtſchaft und Mieter trag⸗ 
bar iſt, gut, und iſt die Bauabgabe leider nicht zu um⸗ 
gehen; denn Geld zum Bau von Wohnungen muß ir⸗ 
gendwo hergenommen werden. Das Wohnungsbau⸗ 
geſetz, das während der Inflation abgeſchafft wurde, 
war auf dieſer Spanne aufgebaut, es wurde durch die 
Inflation gegenſtandslos. Der Senat hat nun im 
Frühjahr des Jahres 1924, am 26. 3., eine neue Vor⸗ 
lage, Druckſache 243, eingebracht, die eine Miete von 
75 v. H. der Friedensmiete vom 1. Mai 1924, und 
100 v. H. vom 1. Auguſt 1924 ab vorſah, und die das 
Ziel hatte, die Zwangswirtſchaft durch allmähliche Er⸗ 
höhung der Mieten, zu Gunſten der Hausbeſitzer, all⸗ 
mählich abzubauen. Die Idee Dr. Leskes und des 
Siedlungs⸗Ausſchuſſes war, wie gejagt, damals ſchon 
in ſeiner Mehrheit, die Zwangswirtſchaft allmählich 
abzubauen und der Senat ſah bereits damals ein, daß 
ein umfangreicher Wohnungsbau nur durch Wiederbe⸗ 
lebung der privaten Bautätigkeit und durch allmäh⸗ 
liche Lockerung der Wohnungszwangswirtſchaft mög⸗ 
lich iſt. Dr. Leske ſagte hierzu am 28. 5. 1924 in einer 
Erklärung wörtlich: 

Um den Bau von Wohnungen lohnenswert zu 
machen, iſt es erforderlich, die Mieten auf das 
richtige Maß heraufzuſetzen; denn nur, wenn die 
ee rentierlich werden, wird das Bauen 

ei 2 
Dieſen auf einer breiten Baſis ſich aufbauenden, in 
der Durchführung viele, doch nicht zu umgehende Här⸗ 
ten enthaltenden und wohlannehmbaren Regierungs⸗ 
entwurf, Druckſache Nr. 243/279, haben in ſeiner Mehr⸗ 
zahl der Siedlungs⸗Ausſchuß und ſpäter die den Re- 
gierungsparteien nicht angehörenden Parteien in der 
berühmten und berüchtigten Vollſitzung vom 11. April 
1924 ſabotiert, einen Geſetzentwurf, der bei Annahme 
eine größere Wohnungsbautätigkeit ſchon im Jahre 
1924 zur Folge gehabt hätte. Auch heute, wo Herr 
Dr. Blavier, ſich, was die Wohnungsbauwirtſchaft an⸗ 
betrifft, ſo gern reinwaſchen will, möchte ich feſtſtellen, 
daß die am 11. 4. 1924 abends gegen 10 Uhr nach 
langen leidenſchaftlichen Debatten in der Vollſitzung 
vorgenommene namentliche Endabſtimmung die Be⸗ 
ſchlußunfähigkeit des Hauſes ergab, da die Linke und 
die außerhalb der Regierung ſtehenden Parteien nicht 
mitſtimmten. Abgegeben wurden damals 57 Stimmen. 
er alſo die Schuld, wer die Verantwortung dafür 
trägt, daß im ganzen Jahre 1924 nicht gebaut wurde, 
war diesmal allerdings nicht die Partei Blavier, ſon⸗ 
ern allein die Deutſchliberale Fraktion, die unter der 
Führung ihres damaligen geiſtigen Leiters, des Abg. 
z Neumann die Beſchlußunfähigkeit des Hauſes Her- 
eiführte. (Abg. Hennke: Er ift nie Fraktionsfüh⸗ 
1195 geweſen!) Sprechen Sie Herr Hennke doch höch⸗ 
tens pon der Schupo, denn das iſt das einzige Reſſort, 
as Sie kennen und ſelbſt das noch unvollkommen. 
(Abg. Kloſſowski: Grobe Beleidigung! Nachdem 
gung!) 

Ya dieſer Regierungsentwurf, 
lipe oh tragbar war, durch die Schuld der Deutſch⸗ 
$ eralen Fraktion endgültig abgelehnt worden war, 

M der Senat auf den Gedanken, eine andere Löſung 


in der Wohnungsbaufrage darin zu finden, daß er 
unter dem 9. Januar 1925 die Druckſache Nr. 977 vor⸗ 
legte, ein kurz gefaßtes Geſetz, das die Feſtſetzung der 
Mieten und die Feſtſetzung der Wohnungsbauabgabe 
nach beſtimmten Grundſätzen den Gemeinden zuwies. 
Auch dieſer Vorſchlag war ein gangbarer und vielleicht 
der gerechteſte und beſte Weg einer gerechten Vertei⸗ 
lung der Wohnungsbauabgabe auf die einzelnen Mie⸗ 
ter. Mit allen, gegen die Stimme der Deutſchnationa⸗ 
len, wurde auch dieſe vom Senat eingebrachte Vorlage 
vom Siedlungsausſchuß in der Sitzung vom 31. Ja⸗ 
nuar 1925 abgelehnt. M. D. u. H.! Ich glaube, daß 
dieſe vom Senat eingebrachte Geſetzesvorlage vom 9. 
Januar 1925 wahrſcheinlich nicht ſo ſcharf von allen 
Fraktionen, außer der Deutſchnationalen Fraktion, 
welche ſich grundſätzlich mit der Faſſung des Entwurfs 
einverſtanden erklärte, bekämpft und glatt, faſt ohne 
Ausſprache, abgelehnt worden wäre, wenn nicht inzwi⸗ 
ſchen beim Volkstag von der Deutſchliberalen Fraktion 
ein Urantrag — Druckſache Nr. 1030 — eingebracht 
wäre, welcher eine große Anzahl der Härten, welche 
der alte von ihr ſ. Zt. abgelehnte Regierungsentwurf 
enthielt, nicht mehr und wenn, dann nur in abge⸗ 
ſchwächtem Maße, enthalten ſollte? Ich möchte, m. D., 
m. H., hier nicht die Frage aufwerfen, ob zur Ein⸗ 
bringung von Geſetzen überhaupt eine Fraktion da iſt. 
M. E. iſt Geſetze auszuarbeiten allein die Aufgabe des 
Senats. M. D. u. H.! Jetzt kommt die Frage, was 
dieſer neue, volksbeglückende Urantrag, Druckſache 
1030, der Deutſchliberalen Fraktion enthielt? Er 
ſollte der Danziger Wirtſchaft, dem Danziger Haus⸗ 
und Grundbeſitz, die Rettung bringen. Es war aber 
die alte vom Senat ſeinerzeit ausgearbeitete und vom 
Volkstag in ſeiner Mehrheit als untragbar angeſehene 
alte Vorlage, nur mit dem Anterſchied, daß dieſer Wr- 
antrag Förſter und Fraktion den Hausbeſitz und die 
Wirtſchaft ungeheuer mehr belaſtete, als es beim alten 
Geſetz der Fall war. (Sehr richtig! rechts.) Der 
Antrag der Deutſchliberalen Fraktion verlangte im 
§ 9 die wirklich untragbar hohe Wohnungsbauabgabe 
von 40 Prozent der Friedensmiete vom 1. Juli 1925 
ab und außerdem in § 3 die Beſtimmung, daß alle ge- 
werblichen und kaufmänniſchen Räume der Beſteue⸗ 
rung mit unterliegen ſollten, auch die kleinſten Werk⸗ 
ſtätten, wie endlich ſämtliche landwirtſchaftlichen 
Wirtſchaftsgebäude. Nach hartem Kampf iſt es dann 
der Deutſchnationalen Fraktion gelungen, dieſe wirt⸗ 
ſchaftsfeindlichen Vorſchläge der Deutſchliberalen Frak⸗ 
tion zu Fall zu bringen und ein einigermaßen erträg⸗ 
liches Wohnungsbaugeſetz, das Geſetz, welches wir jetzt 
haben, durchzudrücken, allerdings nicht mit der fetzt 
widerrechtlich unſeres Erachtens verlangten und erho⸗ 
benen 30prozentigen Wohnungsbauabgabe. Jedenfalls, 
Sie, Herr Hennke, und die Deutſchliberale Fraktion 
tun gut daran, wenn vom Wohnungsbaugeſetz geſpro⸗ 
chen wird, ſich ganz ſtill zu verhalten, denn Sie haben 
gerade auf dieſem Gebiet ein ſchweres Sündenregiſter. 

Nun kommt die Große Anfrage Nr. 2075, welche 
Ihnen vorliegt und die ich wohl nicht vorzuleſen 
brauche. Als ich dieſe Anfrage vor guten acht Tagen 
las, mußte ich mich freuen, denn dieſe neue Anfrage 
der Deutſch⸗Danziger Volkspartei enthielt die Wünſche, 
welche von meiner Fraktion am 9. Dezember vorigen 
Jahres, die Lockerung der Wohnungszwangswirtſchaft 
betreffend, eingebracht worden waren, und welche, weil 
wir nun mal Deutſchnationale Fraktion ſind und uns in 
der Oppoſition befinden, abgelehnt worden ſind. Meine 
Fraktion verlangte damals bereits die Freigabe der 
Fünf⸗Zimmerwohnungen und die Erlaubnis, daß 
Danziger Staatsangehörige im Freiſtaatgebiet nach 
vorheriger Mitteilung an das Wohnungsamt ihre 
Wohnungen tauſchen dürften. Anſere diesbezügliche 
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Anfrage bezw. Entſchließung bezweckte vor allem eine 
allmähliche Lockerung der Wohnungszwangswirtſchaft. 
Als ich damals von dieſer Stelle aus die Entſchließung 
begründete, hat Herr Senator Dr. Leske gejagt, daß es 
auf einem Irrtum beruhe, daß in Deutſchland die fünf⸗ 
und Mehr⸗Zimmerwohnungen freigegeben wären. Wir 
haben uns damals mit dieſer Auskunft beruhigt, Herr 
Dr. Blavier hat ſie heute von neuem aufgenommen. 
Ich möchte Herrn Dr. Blavier bitten, nicht von dema⸗ 
gogiſchen Anträgen und von Agitationsreden einer an- 
deren Fraktion zu ſprechen, da er, wie ich ſchon ausge⸗ 
führt habe, allein die Schuld daran trägt, daß die 
heutige Regierung beſteht, weil er und ſeine Fraktion 
ſte mit gewählt haben, die heutige Regierung, in der 
die Sozialdemokraten die Führung haben. (Abg. 
Kloſſowski: Das iſt furchtbar!) Daß, ſolange 
dieſe Regierung beſteht, die Wohnungszwangswirt⸗ 
ſchaft wohl nicht abgeſchafft werden wird, iſt begreif⸗ 
lich. (Zwiſchenrufe! links.) Ich will Sie nun 
nicht mehr lange aufhalten. Ich bitte aber zu einer 
kleinen Ausführung noch um Ihr Gehör. Viele von 
Ihnen werden wahrſcheinlich nicht wiſſen, wie ſchwer 
der Baumarkt, die Wohnungsfrage, die Wohnungsnot 
heute liegt. Da habe ich mit großem Intereſſe anfangs 
dieſes Monats in den Neueſten Nachrichten einen Vor⸗ 
trag des Herrn Dr. Leske geleſen, welcher die Bauent⸗ 
wicklung Danzigs behandelt. M. D. u. H.! Geſtatten 
Sie mir Ihnen nur zwei Sätze dieſes Vortrages her⸗ 
auszugreifen. Ich glaube, diejenigen, die jetzt eben 
gelacht haben, werden zu lachen aufhören, wenn ſie von 
der Schwere und dem Ernſt der Wohnungsnot aus die⸗ 
ſem Vortrage des Dr. Leske etwas hören: Herr Pr. 
Leske ſagt: „Die Hochbauverwaltung iſt heute die un⸗ 
glückliche Beſitzerin von 1874 Wohnungen, die von ihr 
erbaut bezw. zu verwalten ſind.“ Das iſt ein Zuſtand, 
den der Bauſenator als höchſt unſympathiſch empfindet 
und verändern möchte, weil Unterhaltung und Koſten 
naturgemäß viel teurer ſind als im Privatbeſitz. M. D. 
u. H.] 1874 Wohnungen! Vor ca. 14 Tagen ift im 
Bauausſchuß der Stadtbürgerſchaft ferner be⸗ 
ſchloſſen worden, daß für 1,6 bis 1,8 Millionen von 
der Stadt Wohnungen gebaut werden, welche gleich⸗ 
falls in den Beſitz und die Verwaltung der Stadt über⸗ 
gehen ſollen. (Abg. Hennke: Das wollen Sie doch 
haben!) Wer hat Sie gefragt? Sie Herr Hennke, 
gehören auch zu den ganz klugen Herren des Volks⸗ 
tages. M. D. u. H.] Wenn für diefe 1,6 oder 1,8 
Millionen wieder vom Staat gebaut wird und die 
Wohnungen in dem Beſitz des Staates verbleiben, 
dann haben wir über 2000 Wohnungen, die der Hoch⸗ 
bauverwaltung gehören, das iſt ungeſund. 

Heute morgen las ich einen Aufſatz von der Deutſch⸗ 
liberalen Partei in der Zeitung, welchen die Nartei 
wahrſcheinlich vor einem Jahr nicht eingeſetzt hätte. 
Sie hat ſich etwas gemauſert und hat eingejehen. daß 
das deutſchnationale Vorgehen richtig geweſen iſt. Sie 
jaat jetzt, es ift unmöglich, daß heutzutage Genoſſen⸗ 
ſchaften und Privatleute bauen können, was durchaus 
angeſtrebt werden muß. M. D. u. H.] Wenn 2000 
Wohnungen der Stadt gehören und im Haushaltsplan 
ſteht, daß 25 Prozent der Mieten allein für Unterhal- 
tung und Verwaltung gerechnet werden, und wenn 
heute in dem Aufſatz der Deutſchliberalen Fraktion in 
der Zeitung ſteht, daß viele Genoſſenſchaften ſich freuen 
würden, wenn ſie weiter 10 000 Gulden Zuſchuß pro 
Wohnung bekämen, und ſie gerne bauen möchten, und 
wenn nun der Senat ſelbſt zugibt, daß er eine Zwei⸗ 
Zimmer⸗Wohnung für 13 000 Gulden baut, ſo macht 
das Bauen des Staates zirka 20 Prozent mehr aus, 
als wenn Private oder Genoſſenſchaften für 10 000 
Gulden pro Wohnung bauen. Der Bau der Wohnun⸗ 
gen muß alſo wieder in die Hand von Genoſſenſchaf⸗ 
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ten und Privatunternehmern gelegt werden. Aber noch 
einſchneidender iſt der zweite Satz im Vortrage Dr. 
Leskes, von dem ich Ihnen Kenntnis geben möchte. 
Er ſprach dann auch über die Wohnungsſchließungen 
durch die Baupolizei, 1921 zwei Wohnungen, 1922 
elf, 1923 neununddreißig, 1924 neunundfünfzig, 1925 
einhundertundfünf. Das macht durchſchnittlich pro 
Jahr die doppelte Anzahl Wohnungsſchließungen des 
vergangenen Jahres. Wo ſoll das hinführen? Nun 
kommt aber das Wichtigſte: Die Diagramme des Woh⸗ 
nungsweſens zeigen, ſagt Dr. Leske weiter, daß die 
Zahl der ſchadhaften Wohnungen, die geſchloſſen wer⸗ 
den müſſen, in rapider Weiſe zugenommen hat. Sie 
zeigt, daß die Räumungen der Wohnungen, die gericht⸗ 
lich erzwungen werden, in ſteigendem Maße erfolgen, 
daß aber der Prozentſatz der Urteile, die nicht vollſtreckt 
werden können, weil keine neuen Wohnungen da ſind, 
im Wachſen iſt und daß ſelbſt baufällige, gefährliche 
Wohnungen nicht geſchloſſen werden können. Die ge⸗ 
fährdeten Wohnungen, die nicht geräumt werden kön⸗ 
nen, weil keine neuen Wohnungen da find, müſſen jetzt 
alſo ſchon bewohnt beſtehen bleiben. Es geſchieht trotz⸗ 
dem zum Abbau der Wohnungszwangswirtſchaft nichts. 
(Abg. Gaikowski: Sollen die Katen noch 500 Jahre 
ſtehen?) Ich möchte Ihnen zum Schluß noch einen 
Satz des Reichswirtſchaftsminiſters vorleſen, der in 
voriger Woche über dieſes Thema in Berlin ſprach. 
Er ſagte: Ohne Brot und Wohnung keine Kultur. Wer 
daher das letztere will, muß zunächſt bereit ſein, alles 
daran zu ſetzen, um das erſtere zu ſchaffen. (Bravo! 
rechts.) Dieſer Satz gilt wahrlich auch für unſer 
wohnungsarmes Danzig. 

Meine Fraktion wird der Ueberweiſung der Gro⸗ 
ßen Anfrage, Druckſache Nr. 2075 der Deutſch⸗Danziger 
Volkspartei, zuſtimmen, da wir nicht Agitation trei⸗ 
ben, nicht, weil die Anfrage von Herrn Dr. Blavier (9) 
kommt, (Abg. Kloſſowski: Warum nicht!) auch 
nicht, weil wir, wie Herr Dr. Blavier ſagt, demago⸗ 
giſch eingeſtellt ſind, ſondern weil wir ſehen, daß die 
Anfrage den allmählichen Abbau der Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft bezweckt, weil die Anfrage verlangt, 
daß der Senat endlich Farbe bekennt und die Anfrage 
ihn aufrüttelt, zum Abbau der Wohnungszwangswirt⸗ 
ſchaft endlich Wege zu weiſen und drittens, weil dieſe 
Anfrage von meiner, der Deutſchnationalen Fraktion, 
bereits Anfang Dezember 1925, geſtellt worden iſt. 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Bahl: 

Bahl, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! Am 
16. Dezember habe ich bereits von dieſer Stelle geſagt: 
„Wenn Sie mit der Wohnungsbauabgabe ſo weiter 
wirtſchaften und den Hausbeſitzer immer mehr aus⸗ 
preſſen wollen, werden Sie mit den Hausbeſitzern 
bald ebenſo weit ſein, wie Sie heute mit der Wirtſchaft 
ſind.“ Nun möchte ich Herrn Senator Leske einige 
Tatſachen in Erinnerung rufen. Am 28. Februar 
1922 habe ich im Schützenhauſe in einer 1½ſtündigen 
Rede verlangt und die Verſammlung hat den in einer 
Reſolution zuſammengefaßten Forderungen zugeſtimmt, 
daß die Zwangswirtſchaft abgebaut werden ſoll. Im 
November 1923, als die Aufwertung begann, hat uns 
Herr Senator Dr. Leske im Oktober 7 Proz., im Novem⸗ 
ber 9, ſo war es wohl, dann 11 oder 12 Prozent Miete 
in Gulden zugeſichert. Als wir die 7 Prozent Miete im 
Oktober bekamen, bezahlten die Einwohner für ein 
Zimmer 95 Pfennig bis 1 Gulden. Da wir einſahen, 
daß wir dabei nicht weiterkamen, ſandte der Verband 
5 Herren zu Herrn Senator Leske. Herr Senator Dr. 
Leske hat damals im November 1923 faſt denſelben 
Satz gebraucht, den er heute nach 2½ Jahren wieder 
ausſprach. Er ſtand auf dem Standpunkt, daß es jo 
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nicht weitergehen könne und daß wir in 6 bis 9 Mona⸗ 
ten 150 Prozent der Miete haben müßten. (Abg. 
Kloſſowski: Das hat er nicht geſagt!) Wir wollten 
im Dezember eine Mieterhöhung von 11 auf 12 Pro⸗ 
zent, die gab es nicht mehr. Vom 1. Jan. ab wurde die 
Miete aber erheblich erhöht, weil Herr Senator Dr. Leske 
wohl einſah, daß es mit dem geringen Prozentſatz nicht 
mehr ging. Das war Neujahr 1924. Dann blieb die 
Miete und es wurde nichts gemacht. Ein Jahr ſpäter 
bekamen wir 10 Prozent mehr, das waren die 60 
Prozent. (Abg. Kloſſowski: Allerhand!) Im 
Frühjahr vorigen Jahres fing die Sache mit dem ſoge⸗ 
nannten Wohnungsbaugeſetz an. Das iſt wohl von 
der Deutſch⸗Liberalen Partei eingebracht worden. (Zu⸗ 
ſtimmung des Abg. Robert Schmidt. Abg. Kloſſowski: 
Ein gutes Werk!) Von Ihrem Standpunkt geſehen, 
ja. Ab April machte das 20 Prozent aus. Ich möchte 
noch einmal betonen, vor zwei Jahren hatte derſelbe 
Senator geſagt, die Hausbeſitzer müßten im ſelben Jahre 
noch 150 Prozent haben, er wolle es jo machen, daß 
der Bauende beſtehen könne. Herr Eichholtz ſagte, ein 
Narr iſt, wer heute für eigene Rechnung eine Wohnung 
oder ein Zimmer baut. Das hat bereits Herr Abg. 
Eichholtz detailliert. \ 

Nun die 20 progentige Bauabgabe. Am 16. Dezem⸗ 
ber 1925 haben Sie ſtatt der Mieterhöhung, die uns 
nach dem Aufwertungsgeſetz zuſtand, wieder 10 Prozent 
bewilligt. Wer hat daran ſchuld, daß wir die 
Mietzulage zum Ausgleich des Aufwertungsgeſetzes in 
neun Monaten bekommen? (Senator Dr. Leske: Ich 
natürlich!) Sie nicht, aber Sie, meine Herren (nach 
rechts), Sie haben damals in der Regierung geſeſſen. 
Weshalb haben Sie damals die Vorlage von einer Aus⸗ 
ſchußſitzung zur anderen immer liegen laſſen, bis Sie 
nicht mehr da waren? Da können Sie ſchön auf die 
jetzige Regierung ſchimpfen. Das haben Ste aber Der- 
bruddelt, Sie haben den Hausbeſitzer ſo weit gebracht, 
daß die kleinen Hausbeſitzer ſich vor Gericht verteidigen 
müſſen. Drei bis vier Jahre ſind die Zinſen nachzu⸗ 
zahlen. Sehen Sie ſich die Zeitungen an. Alle Tage 
find zwei bis drei Zwangsverſteigerungen von Grund⸗ 
stücken; abgeſehen von den kleinen Leuten, die überhaupt 
nicht weiterkommen, können die puia nicht bezahlt 
werden, weil die Miete nicht gleich itu April rejp. im 
Ueberall, wo die Zinſen nicht be⸗ 


Mai erhöht wurde. 
Nun kommt die 


zahlt werden, ſind ſie ihren Beſitz los. 
Aufwertung der jetzigen Regierung im Dezember. 
Was machen Sie, damit wir wenigſtens unſere Frie⸗ 
densmiete bekommen, was uns, das behaupte ich von 
dieſer Stelle, vor der Wahl der Senatoren ſo gut wie 
zugeſagt war? (Abg. Liſchnewski: Hört, hört!) 
Was taten die Herren? Der Herr Senator Dr. Leske 
ſetzte ſich zum zweiten Mal mit der Deutſchliberalen 
Partei in Verbindung und ſagte, die 20 Prozent ſind 
für den Hausbeſitz zu viel, wir wollen ihm nur 10 Pro⸗ 
gent geben, mir gebt 10 Prozent, ich habe das ganze 
Geld bis Oktober 1926 verpulvert. Wir haben eine 
Anfrage eingebracht, der Senat ſolle ſich äußern, wie 
weit das Geld verpulvert iſt. Das wollen wir hören, 
aber davor drückt ſich der Senator Dr. Leske. Wir 
wollen wiſſen, wieviel eingekommen und verausgabt 
wurde. Es kommt uns nicht auf 10- oder 50 000 Gul- 
den an, wieviel iſt bis zum 1. Januar 1926 bewilligt 
und verausgabt? Das habe ich Ihnen am 16. Dezem- 
ber ganz klar geſagt. Was Herr Senator Dr. Leske ge⸗ 
macht hat, bedeutet für einen Privatmann Die, Anmel⸗ 
ung der Pleite. Um ſich zu retten, haben Sie (nach 
kinks) ihn mit den 10 Prozent vom 1. April weiter un- 


terſtützt. Wie die Wohnungsbauabgabe in dieſem Jahre 


einkommen wird, werden Sie bald ſehen. 
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Herr Senator Dr. Leske ſagte, die Ausführungen g 
zweier Abgeordneter, nämlich des Herrn Abg. Harnau 
und meiner Wenigkeit, über das Wohnungsamt ſeien 
nicht ſtichhaltig. (Abg. Harnau: Ich werde ihm ant⸗ 
worten! Heiterkeit.) Weshalb ſind ſie nicht ſtich⸗ 
haltig? Wenn die betreffenden Beamten einige Sachen 
auf dem Kerbholz haben, dann verſchwinden ſie in einer 


anderen Abteilung, und dann kommen neue, die wieder 


eine weiße Weſte haben ſollen. Ich war am 15. dieſes 
Monats vom Schöffengericht in der Sache eines Haus⸗ 
beſitzers geladen, der in einem Schreiben das Woh⸗ 
nungsamt beleidigt hatte, in dem er geſagt hatte, daß 
es ein Schieberamt wäre. Anders kann man es ja 
nicht nennen, es iſt die übliche Sache. Da ſagte der 
Richter kurz und bündig folgendes: „Es iſt feſtgeſtellt, 
daß Leute, die Geld haben, eine Wohnung bekommen. 
Diejenigen aber, die keins haben, können jahrelang 
laufen.“ Herr Harnau war auch als Zeuge, er kann 
beſtätigen, daß der Richter dies geſagt hat. (Abg. 
Harnau: Ja!) In dieſem Fall war an einen Mieter 
im April 1923 das Räumungsurteil ergangen. Seit 
1923 ſoll es nicht möglich ſein, dem Mann vom Alten 
Roß eine Einzimmerwohnung zuzuweiſen. Daher ſagt 
der Richter: „Wer Geld hat, kriegt vom Wohnungsamt 
eine Wohnung.“ Das möchte ich nur behaupten. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat Frau Abg. 
Kreft. = ; 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): So, wie Die 
Frage der Arbeitsloſigkeit den Zerfall des kapitaliſti⸗ 
ſchen Staates zeigt, ſo zeigt die Wohnungsnot dieſelbe 
Tendenz. Ich erkläre, daß es genau wie in der Arbeits⸗ 
loſenfrage auch in der Wohnungsfrage der Regierung 
nicht gelingen wird, dieſe Not zu beſeitigen. Dieſe 
Frage ift meines Erachtens ebenſo ſchwerwiegend, ich 
möchte ſagen, noch viel ſchwerwiegender als die Frage 
der Arbeitsloſigkeit, weil bei der Wohnungsnot die 
Moral und die Geſundheit eines großen Teiles der Be⸗ 
völkerung auf dem Spiele ſtehen. In der heutigen De⸗ 
batte erleben wir nun nicht etwa, daß man für die Be⸗ 
ſeitigung der Not eintritt, ſondern es werden nur Ein⸗ 
zelintereſſen verſchiedener Gruppen vertreten. Es ent⸗ 
ſpinnt ſich ein Streit zwiſchen Deutſchnationaler und 
Deutſch⸗Danziger Volkspartei, wer die Schäfchen der 
Hauswirte unter ſeinem Zepter hat und wer ſie am mer⸗ 
ſten für ſich gewinnen will. Man fragt nicht danach,. 
wie den Wohnungsloſen geholfen werden ſoll, ſondern 
man fragt nur: Wie kann meim Geldſäckel gefüllt ter- 
den? Was zeigt ſich dabei? Da im kapitaliſtiſchen 
Staat auch die Wohnungsfrage nur eine Profitfrage iſt, 
daß man nur bauen läßt, wenn man eine recht hohe 
Miete bekommt. Man fragt nicht danach, ob Hunderte 
oder Tauſende Menſchen bei dieſem Elend zugrunde ge⸗ 
hen. Das iſt das Syſtem des Kapitalismus, das in 
jeder Frage auf Profit aufgebaut ift. 

Nun iſt heute ſoviel von dem Wohnungsbaugeſetz 
geſprochen worden, und wir alle erinnern uns daran, 
daß es uns damals von den verſchiedenſten Parteien als 
das ſeligmachende Geſetz geprieſen wurde. Ein Teil der 
Wohnungsloſen glaubte, daß er nun eine Wohnung be⸗ 
kommen würde, wenn man ſich auch die Mietserhöhung 
abhungern müßte. Was erleben die Wohnungsloſen 
heute? Sie ſtehen genau ſo wohnungslos da, wie bei 
Annahme des Wohnungsbaugeſetzes. Nichts oder nur 
ſehr wenig iſt geſchaffen worden. Die Wohnungsnot 
beſteht in noch größerer Form als damals. Als die 
Sozialdemokraten die Regierung übernahmen, wurde 
erklärt, daß die Wohnungsfrage die wichtigſte Frage für 
die Regierung ſein werde. Bis jetzt hat ſie noch nicht 
bewieſen, daß fie auch nur ein I⸗Tüpfelchen an der 


Wohnungsnot gebeſſert hat, ſondern daß ſie weiter be⸗ 
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ſteht. Die Wohnungsloſen haben alſo von der Regie⸗ 
rung der Rettung noch ſehr wenig Rettung verſpürt. 

Es wurde damals auch erklärt, die Wohnungsbau⸗ 
abgabe würde Arbeit ſchaffen. Was erlebten wir? Die 
Bauarbeiter waren zum großen Teil gerade im letzten 
Sommer arbeitslos, ſodaß die Wohnungsbauabgabe alſo 
nicht Arbeit geſchaffen hat. Es iſt wohl ein Verwal⸗ 
tungsapparat da, der viel Geld ſchluckt, und eventuell 
find noch mehr Regierungsräte angeſtellt worden. Es 
iſt aber ſehr wenig mit dieſer Wohnungsbauabgabe ge⸗ 
baut worden. Das Geſetz iſt alſo nicht für, ſondern ge⸗ 
gen die Arbeiter ausgenutzt worden. 

Nun zu der Großen Anfrage betr. Aufhebung der 
Zwangswirtſchaft für Fünf⸗ und Mehrzimmer⸗Woh⸗ 
nungen. Ich erkläre, daß wir nie und nimmer einer 
Aufhebung der Zwangswirtſchaft zuſtimmen werden, 
ſolange überhaupt noch eine Wohnungsnot beſteht. Ich 
werde ſpäter darauf hinweiſen, in welch kraſſer Form 
heute noch die Wohnungsnot in Danzig beſteht. Was 
bezweckt man mit der Aufhebung der Zwangswirtſchaft 
für die Fünf⸗ und Mehrzimmer⸗Wohnungen? Man 
will nur erſt eine Lockerung der Zwangswirtſchaft ha⸗ 
ben. Wenn man dem Teufel den kleinen Finger gibt, 
dann nimmt er gleich die ganze Hand. So wird es auch 
in dieſer Frage ſein. Deshalb ſage ich, daß man hier⸗ 
bei nicht ſtehen bleiben würde, ſondern die Zwangswirt⸗ 
ſchaft würde bald auf der ganzen Strecke aufgehoben 
ſein. Rabiater, wie jetzt von Hausbeſitzerkreiſen und 
auch von dem Senat als Wirt vorgegangen wird, kann 
wirklich nicht vorgegangen werden. Wir haben heute 
ſchon 68 obdachloſe Familien nur in Danzig, und zwar 
das ſchon am 1. Januar. Täglich werden neue Räu⸗ 
mungsklagen gefällt, und immer mehr Leute fliegen 
aufs Straßenpflaſter. Im Senat iſt ja die Tendenz 
maßgebend, daß nur der, der zahlt, eine Wohnung be⸗ 
kommen kann. Wer nicht zahlt, braucht keine. Mir iſt 
vom Senat, erklärt worden, wer die neuen Wohnungen 
nicht bezahlen kann, braucht ja nicht einzuziehen. Alfo 
Arbeiter, wenn Du kein Einkommen haſt, wenn Du er⸗ 
werbslos biſt, oder wenn auf den Werften uſw. ein 
Lohn gezahlt wird, mit dem Du die Miete nicht bezah⸗ 
len kannſt, kannſt Du auf der Straße verretfen. Es 
gibt alſo keine Aufhebung der Zwangswirtſchaft. Wir 
verlangen im Gegenteil noch eine weitere Verſtärkung 
der Zwangswirtſchaft, und zwar wollen wir nicht eine 
Freigabe, ſondern eine Beſchlagnahme der großen Woh⸗ 
nungen von fünf und ſechs Zimmern, damit der Woh⸗ 
nungsnot mehr geſteuert wird. Wenn von dieſen Krei⸗ 
fen darauf hingewieſen wird, daß nur die Privatfirmen 
bauen dürfen, ſo erklären wir, nein, im Gegenteil, es 
muß von Staatswegen gebaut werden. Wir verlangen 
immer wieder kommunalen Wohnungsbau. Aber wir 
wollen nicht, daß beim Wohnungsbau immer mehr 
Leute untergebracht werden, als Verwalter in den Häu⸗ 
ſern des Senats uſw., die noch nebenbei Gehälter be⸗ 
kommen, ſondern wir verlangen, daß die Verwaltung 
der Häuſer ſo billig wie möglich geſtaltet wird. Schaf⸗ 
fen Sie Mieterräte, dann brauchen Sie nicht eine jo 
hohe Verwaltung für die Häuſer, die dem Staat ge⸗ 
hören zu bezahlen. Aber auch dieſe Häuſer ſind für die 
Senatsſäuglinge, für die Angeſtellten, die dem Senat 
lieb ſind. Man ſucht Stellen, wo man einen hinein⸗ 
ſtecken kann. Man braucht zum Verwalten der Grund⸗ 
ſtücke noch ein paar Regierungsbauräte uſw. Darum 
find dieſe Wohnungen fo teuer, und darum follen fie an- 
ſcheinend nicht rentabel ſein. 

Ich erklärte ſchon, daß der Senat ſich ſehr reaktionär 
zeigt und den Mietern, die nicht zahlen können, an⸗ 
droht, ſie auf die Straße zu werfen. Er hat das ſelbſt 
bei Familien verſucht, wo ſieben und acht Kinder waren, 
wenn ſie die Miete nicht zahlen konnten. Wenn der Se⸗ 


* 


nat mit ſolchem Beiſpiel vorangeht, ſieht es ſehr ſchlimm 
aus. Wenn hier geſagt wird, daß die Wohnungsbau⸗ 
abgabe gebraucht wird, um der größten Not zu ſteuern, 
ſo frage ich, ob der Herr Senator die Sommerwohnun⸗ 
gen auf Stolzenberg meint. Die Wohnungen, die man 
zum Notbehelf auf Stolzenberg errichtet hat, ſind keine 
Wohnungen, es ſind Sommerwohnungen. Die Arbei⸗ 
terfrauen haben erklärt, daß ſie pro Tag einen Zentner 
Kohlen verbrauchten. Trotzdem ſeien die Kinder mit 
eiskalten Füßen und Händen umhergelaufen. Wenn 
Sie ſolche Sommerwohnungen errichten, in denen die 
Arbeiter ihre Kinder nicht warm halten können, dann 
ſage ich, auf ſolche Notwohnungen, wo das Leben und 
die Geſundheit der Kinder nicht geſichert iſt, pfeifen die 
Arbeiter. Im Sommer mögen ſie ganz gut ſein. Aber 
der Arbeiter hat nicht ſo viel Geld, daß er ſich neben 
einer Wohnung noch eine Sommerwohnung halten kann. 
Wenn Sie von der Wohnungsbauabgabe Wohnungen 
ſchaffen, dann ſolche, wo die Arbeiter auch während des 
Winters wohnen können. Ich will noch einmal auf die 
große Wohnungsnot zu ſprechen kommen, wie ſie heute 
beſteht. Ich habe amtliches Material vom Wohnungs⸗ 
amt. Wir haben am 1. Januar 1926 8905 Haupt⸗ 
mieter und 4694 wohnungsloſe Untermieter, Leute, 
die vollſtändig ohne Wohnung ſind, alſo zuſammen 
13 599 Wohnungsloſe. Davon ſind auf der Dringlich⸗ 
keitsliſte, die heute abſolut nicht mehr berückſichtigt 
wird, im ganzen 9703 Familien. Davon ſind 3983 
Wohnungsloſe auf der B.⸗B.⸗Liſte, d. h. beſonders zu 
berückſichtigen, 1372, davon 229 vollſtändig Wohnungs⸗ 
loſe. Aber nun kommt das Furchtbarſte. Auf der So⸗ 
fort⸗Liſte ſind Leute, denen ſofort eine Wohnung ge— 
geben werden müßte, tuberkuloſe Leute, Leute in bau⸗ 
fälligen Häuſern, Gerichtsparteien, Schwerkriegsbeſchä⸗ 
digte und ähnliche ſchwere Fälle. Wir haben hier 2042 
Hauptmieter und 4082 Untermieter, d. h. vollſtändig 
Wohnungsloſe, alſo im ganzen 6124 auf der Sofort- 


Liſte. Von dieſen Sofort⸗Fällen ſind 46 Fälle, die ſich 


bereits vom Jahre 1921 auf der Sofort⸗Liſte befinden. 
Die Familien warten alſo ſeit 1921 auf eine Wohnung. 
Sie haben ärztliche Atteſte, und es wird ihnen von der 
Baupolizei erklärt, daß ſie die Wohnung nicht einen 
Tag länger bewohnen dürfen. 
5 oder 6 Jahre auf eine neue Wohnung warten, ſpricht 
Bände davon, wie die Wohnungsnot in Danzig aus⸗ 
ſieht. Und doch finden ſich Leute, die jetzt verlangen 
können, daß die Zwangswirtſchaft aufgehoben werden 
ſoll. Neben dieſen Sofort-Fällen haben wir in Danzig 
68 obdachloſe Familien, die ſich mit ihren Kindern, 
5, 6, 7 an der Zahl, auf der Straße herumdrücken. 
Gehen Sie morgens auf das Wohnungsamt und ſehen 
Sie ſich die Gerichtsparteien an. Sie ſitzen mit ihren 
Kindern, mit ihren Möbeln, mit Sack und Pack auf dem 
Wohnungsamt, bitten und weinen nach einer Wohnung. 
Und täglich müſſen dieſe Mütter mit ihren Kindern ab⸗ 
viiden, ohne eine Wohnung bekommen zu haben. Kön⸗ 
nen Sie fich in die Lage dieſer Mütter hineindenken? 
Mit dem Säugling auf dem Arm marſchieren ſie jeden 
Tag nach dem Wohnungsamt und kommen jeden Tag 
wieder ohne Wohnung nach Hauſe. Dabei ſpielen ſich 
die furchtbarſten Szenen ab. 

Nun die baufälligen Häuſer. In Langfuhr, am 
Heiligenbrunnerweg, ſind 3 oder 4 Häuſer ſo baufällig, 
daß die Baupolizei jeden Tag das Wohnungsamt an⸗ 
ruft, die Häuſer müßten geräumt werden. (Ant 
Thornſchen Weg auch! links.) Jeden Tag beſteht die 
Gefahr, daß die Häuſer zuſammenbrechen. Baufällige 
Wohnungen ſind auch in Schidlitz, auf Langgarten und 
Sandweg. Ueberall ſehen wir den Zuſammenfall der 
Häuſer. In dieſen Wohnungen befinden fich Familien. 
mit 7 und 8 Kindern, ſodaß die Gefahr beſteht, daß 


t 


Daß fie aber trotzdem 
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(Kreft, Frau, Abgeordnete.) 

16 Familien mit einmal verſchüttet werden können. 
Wie man dann Aufhebung der Zwangswirtſchaft ver⸗ 
langen kann, verſtehe ich nicht. Ich würde es verſtehen, 
wenn erklärt würde, die großen Zimmer ſollen zur Ver⸗ 
fügung geſtellt werden. Eine einzelne Perſon mit einem 
Hund braucht nicht 6 bis 7 Zimmer und kann ſie für 
ſolche Zwecke zur Verfügung ſtellen. Wenn wir dieſe 
Fälle zuſammenzählen und daran denken, daß ſich in 
den verſchiedenſten Wohnungen drei bis vier verheira⸗ 
tete junge Ehepaare befinden, daß in dieſen Zimmern oft 
drei bis vier junge Leute im Alter von 17 bis 21 Jah⸗ 
ren ſind, weiter noch Kinder, dann haben Sie kein Recht, 
von Sitte und Moral zu ſprechen. Sie können dann 
auch nicht davon reden, daß das Wohl der Kinder dort 
noch gewährleiſtet ſei. In allen dieſen Häuſern, wo die 


Kinder zuſammenwohnen, iſt ihr ſittliches Wohl gefähr⸗ 


det. All dies müſſen Sie abſchaffen, damit Sie kein 
Recht haben, Arbeiterkinder in Fürſorgeerziehung zu 
ſtecken. i 


Aber alle dieje Fragen gehen die Volksvertreter 
nichts an. Alle dieſe Volksvertreter denken nur daran, 
wieviel Profit ſie einſtecken können. Niemand denkt 
aber daran, wie die Not der ſchaffenden Bevölkerung 
gemindert werden kann. Mit Löhnen will man ſparen. 
Da will man dem Arbeiter nichts geben. Hohe Mieten 
aber will man haben. Wenn man hört, daß von ſozial⸗ 
demokratiſcher Seite geſagt wird, die Hausbeſitzer wür⸗ 
den langſam 150 Prozent der Friedensmiete bekom⸗ 
men, dann frage ich die Herren: Seid Ihr auch als Ge⸗ 
werkſchaftsvorſitzende gewillt, die Löhne ſo zu ſteigern, 
daß der Arbeiter die hohe Miete bezahlen kann? Aber 
in dieſer Frage ſind die Herren Gewerkſchaftsführer und 
Sozialdemokraten nicht drauf und dran, die Löhne zu 
erhöhen, ſondern ſie ſagen, es könne jetzt nicht geſtreikt 
werden, höhere Löhne können nicht erkämpft werden. 
Trotzdem erklärt hier ein Gewerkſchaftsführer, langſam 
würden die Hausbeſitzer ihre erhöhte Miete bekommen. 
Wir ſagen nein! Solange der Arbeiter keine erhöhte 
Einnahme hat, ſolange der Erwerbsloſe die paar Pfen⸗ 
nige bekommt, ſolange kann es keinen Aufbau der Mie⸗ 
ten geben, ſondern Abbau. Wenn hier erklärt wird, 
daß die kleinen Hausbeſitzer nicht auskommen können, 
ſo ſagen wir: O, Ihr kleinen Hausbeſitzer, warum 
quält Ihr Euch mit Euren Buden? Gebt ſie dem Staat 
und laß der ſie ſo ausbauen, wie es erforderlich iſt, wenn 
ſie wirklich verfallen. Aber das wollen ſie nicht, ſie wol⸗ 
len die Häuſer nicht hergeben, weil fie daran hängen 
und doch noch etwas daran verdienen. Wir ſagen, ſo⸗ 
lange ſie die Häuſer noch behalten, ſolange iſt ihr Profit 
noch geſichert. Wir erklären, daß wir keiner Mieterhö⸗ 
hung zuſtimmen werden. Wir werden auch nicht unſere 
Zuſtimmung geben, daß die Zwangswirtſchaft aufge⸗ 
hoben wird. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. pr 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat.Soz.): M. D. u. H.! 
Das Bedauerliche an der ganzen Angelegenheit iſt, daß 
mit viel Worten Häuſer gebaut werden ſollen, wie ganz 
richtig geſagt wurde. Wir alle ſind der Meinung, daß 
aus den Wortgefechten keine Häuſer entſtehen. Aber 
wenn immer wieder auf die Zwangswirtſchaft eingegan⸗ 
gen wird, muß etwas faul ſein, was großen Teilen der 
Bevölkerung nicht entſpricht. Man muß der Sache auf 
den Grund gehen. : 

Was heißt zunächſt Wohnungszwangswirtſchaft, und 
in welcher Form kann die Wohnungszwangswirtſchaft 
behoben werden? Die Wohnungszwangswirtſchaft drückt 
ich einmal aus als Zwang zur Vermietung an Par⸗ 
teien, die den Hauswirten zugewieſen werden. Das 
andere Mal iſt die Wohnungszwangswirtſchaft die Feſt⸗ 


ſetzung eines Mietshöchſtpreiſes. Nun fragt es fi, ob 


ſich beide Teile aufheben laſſen. Bezüglich des Zwangs 
zur Vermietung wird man zugeben, daß jetzt die Muf- 
hebung dieſer Zwangs wirtſchaft nicht möglich ift, weil 
in vielen Fällen der Hausbeſitzer, der Pole iſt, die Mie⸗ 
ter, die Danziger Staatsbürger ſind, auf die Straße 
ſetzen würde. In dieſem Fall würde der Hausbeſitzer 
ſich die Mieter ausſuchen, die ihm gefallen. Der eigent⸗ 
liche Bedürftige würde nicht berückſichtigt werden. 
Bezüglich des Höchſtpreiſes müſſen wir ſagen, daß 
die bisherige Zwangswirtſchaftspolitik nicht die richtige 
iſt. Sie drückt ſich in erſter Linie in der Schaffung des 
Wohnungsbauabgabengeſetzes aus. Als die Wohnungs⸗ 
bauabgabe eingeführt wurde, wurde behauptet, daß der 
Mieter nicht in der Lage wäre, einen erhöhten Miets⸗ 
zins zu zahlen. Bei dem jetzigen Stand der Löhne und 
bei der großen Arbeitsloſigkeit muß das zugegeben wer⸗ 
den. Dann kann man aber nicht eine Wohnungsbau⸗ 
abgabe fordern, die doch eine Erhöhung der Mieten dar⸗ 
ſtellt, die zwar nicht dem Hausbeſitzer, aber dem Staat 
zufließen. Wenn die Leute in ſchwerer Not die erhöhte 
Miete aufbringen, bezw. der Staat ſie aufbringen muß, 
dann könnten ſie mit Recht verlangen, daß ihre Woh⸗ 
nungen inſtand gehalten werden. Da aber die Miete dem 
Staat zufließt, iſt der Hauswirt nicht in der Lage, die 


Wohnungen inſtand zu ſetzen. Die Wohnungsbauabgabe 


iſt die unſozialſte Steuer, die man ſich denken kann. Sie 
fordert in erſter Linie Opfer, und zwar von beiden Tei⸗ 
len. Wenn aber Opfer gefordert werden, jo iſt zu er⸗ 
warten, daß ſie nicht umſonſt gebracht werden. 

Nun hat Herr Senator Dr. Leske behauptet, daß 
keine Unregelmäßigkeiten bei der Wohnungszwangswirt⸗ 
ſchaft vorgekommen find. Er beſtreitet das, was die 
Abg. Harnau und Dr. Blavier hier ſeinerzeit vorge⸗ 
bracht haben. Die Art und Weiſe, wie Herr Dr. Leske 
nicht ſeine Beamten, ſondern das Syſtem verteidigt, iſt 
geeignet, von neuem Widerſpruch zu erwecken. Herr Dr. 
Leske, Sie gehen gegen den einzelnen Abgeordneten vor, 
der ſo etwas unter dem Schutz der Immunität hier vor⸗ 
bringt. Sie vergeſſen, daß es Pflicht der Abgeordneten 
iſt, Mißſtände aufzudecken. Sie brauchen das Wort 
„Frechheit“ nicht, aber was Sie in Ihren Ausführungen 
tun, iſt Frechheit. 

Vizeprüſident Spill: Herr Abg. Hohnfeldt! Sie Ha- 
ben dem Herrn Senator Frechheit vorgeworfen, ich rufe 
Sie zur Ordnung. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich muß be⸗ 
haupten, daß die Aeußerungen des Herrn Senators Dr. 
Leske nichts weiter bedeuten, als ebenfalls eine Verleum⸗ 
dung. Sie ſollen beſagen, daß die betreffenden Abgeord⸗ 
neten zu feige wären, ihre Ausführungen in der Oef⸗ 
fentlichkeit zu machen. 

Es iſt weiter beſtritten worden, daß an der Kurve 
Unregelmäßigkeiten paſſiert ſind. Das iſt eine Sache, 
die in erſter Linie die Stadtbürgerſchaft angeht. Es 
ſteht feſt, daß die Bauprojekte von einem gemeinſamen 
Unternehmer ausgearbeitet jmd, und daß fie dem Se- 
nat und der Stadtbürgerſchaft zur Genehmigung vor⸗ 
gelegt wurden. Trotzdem in dieſen Zeichnungen, ich 
glaube, 150 Quadratmeter Wohnraum feſtgelegt waren, 
hat es Leute gegeben, die darüber hinaus gebaut haben. 
Das iſt mit den Zuſchüſſen geſchehen, die die Stadt ge⸗ 
geben hat. Wenn Sie dies beſtreiten wollen, weiſe ich 
auf den Fall Klawitter, Jackſch hin. Jackſch ift es ge- 
weſen, der das Projekt ausgearbeitet und das Land ge- 
geben hat. Jackſch baute ſein Haus größer als geneh⸗ 
migt über das erſte Stockwerk hinaus. Es ſind alſo Un⸗ 
regelmäßigkeiten vorgekommen. Das ift bei einer Ge- 
ſellſchaft geſchehen, in der auch Angehörige Ihres Se⸗ 
nats find, unter anderm Herr Chariſius, auch ein Bau⸗ 
rat Rulff iſt da, von dem Sie wohl geſagt haben, Sie 
würden mit dieſem Herrn nicht in eine Genoſſenſchaft 
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gehen wegen feiner Perſon. (Senator Dr. Leske: 
Das iſt mir niemals eingefallen!) Gut, wenn Sie 
behaupten, das nicht geſagt zu haben, dann iſt es ein 
Ausſpruch der Leute, die mir das erzählt haben. Herr 
Jackſch alſo hat die Projekte eingereicht. Ihm iſt der 
Bauzuſchuß unter der Bedingung genehmigt worden, 
daß die und die Form eingehalten würde. Die Form 
wurde nicht eingehalten, es wurde trotzdem mit den ſtäd⸗ 
tiſchen Geldern gebaut. Als es entdeckt wurde, nicht 
etwa von Herrn Chariſius, ſondern von Außenſtehen⸗ 
den, wurde zwar für dieſen Bau das Geld ſeitens der 
Stadt entzogen. Als aber ein anderer aus der Genoſ⸗ 
ſenſchaft ausſchied, ich weiß nicht, ob es ſich um den 
Oberregierungsrat Dr. Gallaſch handelte oder einen an⸗ 
deren Genoſſen, kaufte Klawitter dieſes angefangene 
Haus, baute es ebenfalls mit Zuſchüſſen der Stadt zu 


Ende, verkaufte es dann wieder und baute das anfangs 


) 


mit dem Wohnungsbauzuſchuß gebaute Haus weiter. Er 
hat alſo durch eine Schiebung, anders kann ich mich nicht 
ausdrücken, indem er ſtädtiſche Gelder unrechtmäßig ver⸗ 
wandte, erreicht, daß er das unrechtmäßig angefangene 
Haus fertig baute. Die übrigen Sachen werden bei 
einem Beleidigungsprozeß herauskommen. Einer armen 
Witwe gingen 20 000 Mark verloren, während Chari- 
ſius und Rulff weiterbauten, trotzdem ſie auch keine Ein⸗ 
lagen gemacht hatten. Nun iſt ſonderbar, daß nicht die 
ganze Genoſſenſchaft die Löſchung bewilligt bekam, ſon⸗ 
dern nur die Herren, die richtig informiert waren. Sie 
geben doch zu, daß Ihnen das bekannt iſt? (Sena⸗ 
tor Dr. Leske: Ich habe keine blaſſe Ahnung.) Dann 
muß ich ſagen, daß die Ausführungen in der Stadtbür⸗ 
gerſchaft au Ihrem Ohr verbeigegangen ſind. Der Fall 
Klawitter / Jackſch ift ſtadtbekannt. Er ift in der Art, 
wie er mir dargeſtellt wurde, als eine Schiebung zu be⸗ 
zeichnen. (Zwiſchenrufe! links.) 

Ich will nicht weiter über Ihr Reſſort reden, ich will 
nur feſtſtellen, daß auf der einen Seite durch die Woh⸗ 
nungsbauabgabe Opfer gebracht werden, und daß auf der 
anderen Seite die Opfer nicht ſo verwandt werden, wie 
es ſein muß. Es geht nicht an, daß 4000 Familien 
wohnungslos ſind. Jung verheiratete Perſonen aber 
haben Geld zum Bau von Einzelhäuſern bekommen. 
Mit dem Einzelhäuſerbau werden wir keinen Erfolg ha— 
ben und nicht die 4000 wohnungsſuchenden Perſonen 
von der Straße bringen können. Ich kenne einen Fall, 
wo ſich das Ehepaar nur ſtandesamtlich trauen ließ, um 
den Bauzuſchuß der Stadt zu erhalten. Die kirchliche 
Trauung wurde erſt nachgeholt, als die Wohnung fertig 
war. Deshalb iſt die Bevölkerung ſo enttäuſcht und 
entrüſtet. 

Nun werden durch die Beihilfen Häuſer gebaut, die 
zwangswirtſchaftsfreie Wohnungen enthalten. In Dies 
ſen zwangswirtſchaftsfreien Wohnungen werden zum 
Teil Mieten verlangt, die Wucher ſind. Jetzt kommt der 
Antrag des Herrn Abg. Dr. Blavier auf Aufhebung des 
Leiſtungswuchergeſetzes und gerade unter Berückſichti⸗ 
gung dieſes Punktes: Leiſtungswucher bei den Mieten 
für zwangswirtſchaftsfreie Wohnungen. Herr Abg. Bür⸗ 
gerle erklärte im Ausſchuß, daß er ebenfalls für die Auf⸗ 
hebung des Leiſtungswuchergeſetzes bezüglich der zwangs⸗ 
wirtſchaftsfreien Wohnungen einträte, weil es ſogar 
Akademiker gäbe, die trotz des Wuchers in eine ſolche 
Wohnung einzögen, um dann gleich die Wucherklage an⸗ 
zuſtrengen. Nun fragt es ſich, ob man den Wucher bei 
einer derartigen Wohnungsnot beſtehen laſſen ſoll oder 
ihn eindämmt, indem man die Leiſtungswucherklage an⸗ 
ſtrengt. Das Primäre ift der Wucher. Infolgedeſſen 
werden wir nicht für Aufhebung des Leiſtungswucher⸗ 
geſetzes ſein. $ 

Wenn wir in dieſer Beziehung das Leiſtungswucher⸗ 
geſetz aufhöben, würde ſehr bald danach geſtrebt werden, 
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den Mietszins auch in ſämtlichen anderen Wohnungen ; 
hinaufzutreiben. Der Senat geht dabei mit beiten: Vei- 
ſpiel voran. Er baut Wohnungen und vermietet ſie zu 
einem Preiſe, daß der gewöhnliche Arbeiter nicht in ſolche 
Wohnungen einziehen kann. Dabei werden Sie zugeben 
müſſen, daß fih unter den Wohnungsloſen überwiegend 
Arbeiter finden. Wer Geld beſitzt, hat die Möglichkeit, 
ſich ein Eigenhaus zu bauen. Alſo kommt nur die ar- 
beitende Bevölkerung in Betracht, die nicht mit Woh⸗ 
nungen befriedigt wird. Wenn der Senat ſelbſt eine 
ſolche Politik betreibt, muß man ſagen, dieſe Politik iſt 
abwegig und falſch. l 


Kann man aber auch weiter eine Politik des Senats 
unterſtützen, die darin beſteht, Eigenhäuſer zu bauen, 
zu vermieten und zu verwalten. Mißſtände haben wir 
da auch ſchon gehabt, z. B. iſt die Verwaltung in Neu⸗ 
fahrwaſſer nicht ſo, wie ſie es bei Häuſern in Privat⸗ 
beſitz wäre. Der Senat kann ſich eben nicht um alle 
Sachen kümmern, oder er muß das Perſonal vergrö⸗ 
ßern. Das will keiner. Wenn Häuſer mit Mitteln der 
öffentlichen Hand gebaut worden ſind, ſo wäre es ange— 
bracht, einem Vorſchlag zu folgen, den die „Danziger 
Neueſten Nachrichten“ brachten. Darin wurde geſagt: 
Wenn ſich kein Privatunternehmer findet, der Häuſer 
baut, ſo gibt es doch Leute, die Häuſer kaufen. Dann 
ſoll der Senat ſolche von ihm gebauten Häuſer zum Ver⸗ 
kauf ſtellen. Das wäre zweckmäßig, um einen erhöhten 
Verwaltungsapparat und eine vergrößerte Wohnungs⸗ 
wirtſchaft des Staates zu vermeiden. (Abg. Habel: 
Es wird ſich keiner finden, der die Häuſer kauft!) Docht 
Als neulich jemand für ſein Haus eine Hypothek ſuchte, 
meldeten ſich 48 Leute mit recht klotzigen Geldern. Das 
waren faſt alles Beamte. Die Leute haben das Geld in 
Hypotheken anlegen wollen, um ſicher zu gehen. Wenn 
fie die Möglichkeit hätten, würden fie ebenſo Grund- (DJ 
beſitz erwerben, wenn ſie in dem betreffenden Hauſe ihre 
eigene Wohnung beziehen könnten. Wenn jemand eine 
zwangsbewirtſchaftete oder zwangswixtſchaftsfreie Woh- 
nung in irgend einem Hauſe innehat und er kauft ſich 
ein Eigenhaus, ſo ſoll man ihm die Möglichkeit geben, 
dort einzuziehen. Soweit muß die Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft zu Gunſten des Hauseigentümers geändert 
werden. i 


Nun ift der Antrag auf Aufhebung der Wohnungs- 
zwangswirtſchaft bei Wohnungen von mehr als 5 Zim⸗ 
mern geſtellt. Es gibt Fälle, bei denen man fagen 
könnte, es wäre ein Verbrechen, wenn für 5⸗Zimmer⸗ 
wohnungen die Zwangswirtſchaft aufgehoben werden 
würde. In Zoppot gibt es eine Reihe von Villen, die 
ſeit Jahren unbewohnt ſind. Ich erinnere an die Villa 
eines Herrn aus Kokoſchken. Die Villa ſteht feit eini- 
gen Jahren leer. Der Herr hat beſtimmte Gelder ge⸗ 
zahlt und ſein Haus iſt zwangswirtſchaftsfrei. Es iſt 
ſchade, daß man in dieſes Haus keine Mieter hinein⸗ 
ſetzen hann. Weiter iſt es ſchade, daß der Senat ein 
Haus in der Ankerſchmiedegaſſe beſitzt, das nicht bezogen 
wird. (Iſt bezogen!) Ich bin neugierig, ob zu 
Wohnungs- oder zu Bürozwecken. Wenn der Herr Se 
nator ſagt: zu Wohnzwecken, ſo bin ich ihm für die 
Auskunft dankbar. Weiter gibt es noch eine Reihe von 


Wohnungen, die leer ſtehen, auch Wohnungen des Mie⸗ 


terverbandes, die er ſelbſt gebaut hatte, weil niemand 
die 1500 Gulden Kaution ſtellen konnte. Heute iſt man 
ſchon auf 300 Gulden heruntergegangen. Es gibt alſo 
tatſächlich noch unbezogene Wohnungen. Daneben gibt 
es Fälle, wo ein einzelner Wohnungsinhaber noch zwei 
bis drei Wohnungen nebenbei hat, jo in Zoppot. (Abg⸗ 
Bahl: Das iſt alles nachher nicht wahr!) Ein Be⸗ 
amter. der Steuerverwaltung beſitzt vier Wohnungen, 
er hat ſie vermietet und im Sommer im Ziegenſtall ge⸗ 


| 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 

ſchlafen. Dann hat er in eine Wohnung ſeines Schwa⸗ 
gers ſeine Mutter hineingeſetzt, damit er ſelbſt nicht be⸗ 
läſtigt würde. Anzeigen nach Zoppot ſind bereits er⸗ 
ol; t. 

i Was find Mißſtände trotz der Zwangswirtſchaft, die 
der Staat ausübt. Deshalb iſt die Kritik der Zwangs⸗ 
wirtſchaft berechtigt. Verantwortlich dafür, daß ſolche 
Zuſtände herrſchen, ift Herr Dr. Leske. Das iſt keine 
perſönliche Spitze gegen ihn; denn wenn jemand für 
etwas verantwortlich iſt, muß er für alles ſtramm ſte⸗ 
hen, was unter ſeiner Verantwortlichkeit paſſiert. 
(Abg. Bahl: Sie haben ihn gewählt!) Das ſtimmt 
nicht, der 56., der ihn wählte, war Herr Abg. Ehm von 
den Deutſchnationalen, vergeſſen Sie nicht die Zeitge⸗ 
ſchichte. Soviel ſteht feſt, daß Herr Dr. Leske ſchon mit 
vielen Programmen und Entwürfen herausgekommen 
iſt. Herr Senator Dr. Leske wird zugeben müſſen, daß 
der erſte Entwurf des Bauabgabengeſetzes verwäſſert 
worden iſt, weil die Liberale Fraktion eine neue Idee 
hineintrug. Es ſteht weiter feſt, daß ſich Herr Senator 
Df Leske für den neuen Entwurf einſetzte, trotzdem fein 
eigener verwäſſert worden war. Warum haben Sie ſich 
nicht hingeſtellt und erklärt, da es ja nicht mehr Ihr 
Entwurf war, daß Sie mit dem Wohnungsbauabgaben⸗ 
geſetz nicht einverſtanden ſeien. (Senator Dr. Leske: 
Haben Sie noch nie Geſetze im Volkstag mitgemacht?) 
Ich habe aber gefunden, wenn Kritik an dem Woh⸗ 
nungsbauabgabengeſetz geübt wird, halten Sie zu den⸗ 
jenigen, die das Geſetz verteidigen. Sie machen es na⸗ 
türlich aus fiskaliſchen Gründen. Das zeugt nicht von 
einer perſönlichen Ueberzeugung. (Senator Dr. 
Leske: Geben Sie mir etwas Beſſeres!) Wenn Sie 
ſagen „Geben Sie etwas Beſſeres“, ſo erklären Sie da⸗ 
mit, daß Sie ſich nicht zu helfen wiſſen, oder daß auch 
Ihr erſter Entwurf nicht gut war. (Zuruf.) Ich 
gehe auch auf dieſen Einwurf ein: Sie nehmen die 
Mehrheit ſo gut wie Sie ſie bekommen. Sie nehmen 
ſie alſo, wo Sie ſie herbekommen. Wenn Sie Manns 
genug geweſen wären, hätten Sie ſich gegen den Geſetz⸗ 
entwurf, wie er von der Liberalen Fraktion kam, ge⸗ 
wehrt. Sie ſagen aber, mich trifft 
tung, der Volkstag macht es. Ich kenne aber Fälle, daß 


z. B. Herr Senator Dr. Volkmann für feine Vorſchläge 


beſonders energiſch eingetreten iſt. Herr Senator Dr. 
Leske hat dieſen perſönlichen Mut noch nicht gehabt. So 
treibt Herr Dr. Leske einmal auf dieſer Mehrheit, ein⸗ 
mal auf jener. Er iſt einmal abhängig von der Lin⸗ 
ken, einmal von der Rechten. Die Perſon des Herrn Dr. 
Leske iſt die eines Mannes, der ſich nicht zu helfen 
weiß. Unter dieſen Umſtänden müſſen wir ſagen, daß 
dieſe Perſon nicht geeignet ijt, eine Zwangswirtſchaft in 
Danzig zu betreiben. Eine Zwangswirtſchaft iſt unter 
gewiſſen Verhältniſſen gut, ſie muß aber von einem 


Mann geführt werden, der etwas davon verſteht. Das 


muß ein eiſerner Kerl ſein, und das iſt Herr Dr. Leske 
nicht. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Uns allen iſt wohl noch der Kampf in Erinnerung, der 


vor einem Jahr und länger um das Wohnungsbaugeſetz 


geführt wurde, und zwar um den Entwurf des Herrn 
bgeordneten Robert Schmidt. Dieſer Entwurf rief 
alle wirtſchaftlichen Organiſationen, ja die geſamte 


Wirtſchaft der Freien Stadt auf den Plan. Die Zei⸗ 
ungen waren mit Artikeln über den Kampf gefüllt, der 
um dieſen Entwurf geführt wurde. Der Geſetzentwurf 
verlangte nicht mehr und weniger, als für viele Jahre 
außerdem 

| gewerblichen 

Die Deutſchnationale Volkspartei hat ſich in 


Räumen. 


eine 40prozentige Wohnungsbauabgabe und 
e Erhebung der Abgabe auch von den 


iſt nun für den Hausbeſitzer frei. 


keine Verantwor⸗ 


ihrem Kampf um das Wohnungsbaugeſetz ſtets von dem 
Grundſatz leiten laſſen, daß ein Weg angebahnt wer⸗ 
den muß, der zur freien Wirtſchaft als Endziel führt. 
(Sind Sie auch Hausbeſitzer? links.) Von dieſem 
Grundſatz ging fie aus, als fie den Kampf um den Ent⸗ 
wurf Schmidt führte. Dieſen Kampf hat ſie mit einer 
ſolchen Entſchloſſenheit geführt, daß der wirtſchafts⸗ 
feindliche Entwurf Schmidt lediglich durch die Deutſch⸗ 
nationale Volkstagsfraktion zum Scheitern gekommen iſt. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe! links.) Nur weil 34 Ab⸗ 
geordnete der Deutſchnationalen Volkstagsfraktion, nicht 
ein einziger fehlte, bei der entſcheidenden Abſtimmung 
hier im Saale waren, iſt der Geſetzentwurf gefallen. 


(Wir find doch nicht auf dem Kaſernenhof! Zwiſchen⸗ 
rufe und große Unruhe! links.) . Damit hat die 


Deutſchnationale Volkstagsfraktion unſerer Wirtſchaft 
einen großen Dienſt erwieſen. M. D. u. H.] Wie ſähe 
es wohl um die Wirtſchaftskataſtrophe aus, die wir heute 
in Danzig haben, wenn jeder leerſtehende Speicher, wenn 
alle Ställe und Scheunen, die leerſtehenden Werkſtätten 
der Induſtrie, der Schichau⸗ und der Danziger Werft 
von der Wohnungsbauabgabe erfaßt wären? Dann 
wäre unſere Wirtſchaft ſchon lange zum Erliegen ge⸗ 
kommen! Durch unſere Stellungnahme haben wir aber 
auch dem Hausbeſitz in ſeinem ſchweren Kampf um ſeine 


Exiſtenz einen großen Dienſt erwieſen, denn die Abgabe, 


die man von den gewerblichen Räumen erheben wollte, 
£ Wer heute die De- 
batten in dieſem Hauſe und auch außerhalb des Hauſes 


in der Oeffentlichkeit die Reden des Herrn Blavier hört, 


kann den Eindruck erhalten, als ob lediglich Herr Dr. 
Blavier und ſeine Herren hier die Intereſſen der Haus⸗ 
beſitzer vertreten. Derjenige aber, der etwas tiefer ſieht, 
weiß, daß die Aeußerung richtig war, die mir über Herrn 
Blavier zugetragen wurde, und die das wahre Geſicht 
des Herrn Dr. Blavier zeigt. (Andauernde Zwiſchen⸗ 
rufe und Unruhe!) Herr Abg. Dr. Blavier reibt ſich 
ſtets an denen, die in richtiger Erkenntnis der Bedeu⸗ 
tung des Grundbeſitzes für jeden Staat den Weg, der 
endlich zur Freiheit führt, mit Entſchloſſenheit gehen 
wollen. Diejenigen aber, die die Zwangswirtſchaft ver⸗ 
ewigen wollen, hebt er in den Sattel und läßt ſie ihr 
Weſen weiter treiben. (Sehr gut! rechts.) M. D. 
u. Hl. Das iſt ja aber nicht der alleinige Beweis für 
die hausbeſitzerfeindliche Politik des Herrn Blavier. 
Herr Dr. Blavier erſchien vorhin bewaffnet mit den Be⸗ 
richten unſerer Sitzungen, vor allem der 99. Sitzung 
und wollte den Beweis führen, wer die Gegner des 
Hausbeſitzes ſind. Dieſer Beweis iſt ihm allerdings 
mißlungen. Er konnte auch der Aufforderung, doch wei⸗ 
ter zu leſen, nicht nachkommen, weil die Berichte gegen 
ihn ſprachen. Ich habe mich nun der Mühe unterzogen, 
dieſe Berichte noch einmal durchzuleſen. M. D. u. H.! 
Sie werden aus dem, was dieſe Berichte zu ſagen haben, 
den Beweis erhalten, daß die Bemerkung, die Herr Dr. 
Blavier gegenüber Herrn Schröder getan hat, obgleich 
er es leugnet, das wahre Geſicht des Herrn Dr. Blaviers 
war. In der 99. Sitzung ſind eine Anzahl namentlicher 
Abſtimmungen geweſen. Niemals iſt über ein Geſetz, 
das für den Hausbeſitz von ſo einſchneidender Bedeu⸗ 
tung war wie dieſes, beraten worden. Nun mußte man 
doch annehmen, daß die Freunde des Herrn Dr. Blavier 
und er ſelbſt vollzählig auf dem Plan ſein würden und 
hier für das, was ſie den Hausbeſitzern verſprochen hat⸗ 
ten, auch eintreten würden. Aber, m. D. u. H., weit 
gefehlt. Es fanden damals eine ganze Anzahl nament⸗ 


licher Abſtimmungen ſtatt. Bei der erſten Abſtimmung 


fehlten von der Gruppe Blavier die Herren Bahl, Dr, 
Blavier, Falk, Maier, Frau Mohn, nur Herr Polſter 
war da. Das war die erſte Abſtimmung. Bei der zwei⸗ 
ten Abſtimmung fehlten, (Abg. Dr. Blavier: Alle!) 
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(E) (Das iſt Ihnen unangenehm! rechts.) 
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{A) hilipfen, Abgeordneter.) 


ja, es fehlten alle. Ich bitte nachzuleſen auf Seite 1429 
der ſtenographiſchen Berichte. Dann kam die dritte Ab⸗ 
ſtimmung. Es waren alles für den Hausbeſitz einſchnei⸗ 
dende Anträge. Die ganze Gruppe Blavier iſt abwe⸗ 
ſend. Vierte Abſtimmung, Gruppe Blavier fehlt ge⸗ 
ſchloſſen. Dann erſchien Herr Dr. Blavier im Saal, 
begründete feinen Antrag, der auf Seite 1432 ſteht und 
verſchwand dann ſchnell wieder. Namentliche Abſtim⸗ 
mung: Sämtliche Mitglieder der Deutſch⸗Danziger 
Volkspartei fehlen. Dann kam es zur Abſtimmung 
über den Antrag des Herrn Abg. Blavier. Darüber 
ſagt der Volkstagsbericht auf Seite 1432 links oben, 
ich darf es wohl kurz verleſen, Herr Präſident: 

„Wir kommen zur Abſtimmung über den Abän⸗ 


derungsantrag Blavier, Druckſache Nr. 1248. Die 
Damen und Herren, die dieſen Antrag annehmen 


wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 


ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt.“ 
M. D. u. H.! Die Minderheit waren die Deutſch⸗ 


nationalen. Nach einem Aktenvermerk, den mein 
Freund Senftleben damals zu den Akten gemacht hat, 
war Herr Dr. Blavier mit ſeinen Leuten abweſend, 
ebenſo auch bei der ſechſten Abſtimmung. So geht es 
weiter. (Große Unruhe und Zwiſchenrufe!) Ich 
mache dieſe Ausführungen nur, um zu zeigen, wie Herr 
Dr. Blavier ſeine Verſprechungen gegenüber den Haus⸗ 
beſitzern erfüllt und wie ſein wahres Geſicht bei der 
Vertretung der Intereſſen der Hausbeſitzer ausſieht. 
(Bravo! rechts.) ; 0 , 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hennke. 

Hennke, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. H.! Iſt 
es nicht vollkommen zwecklos, ſich einen ganzen Tag 
mit Dingen zu beſchäftigen, die weit zurückliegen und 
die wirklich 
nicht dazu angetan ſind, das Wohnungselend zu beſei⸗ 
tigen. Die Frage geht tatſächlich nicht darum, wie 
man hilft, ſondern man ſtreitet ſich darüber, wie man 
am beſten die Stimmen der Hausbeſitzer einfangen 
kann. Leider Gottes wird auch die vorliegende Frage 
wieder zu dieſen Zwecken ausgenutzt. Bis jetzt ſind tat⸗ 
ſächlich praktiſche Vorſchläge nicht gemacht worden. 
(Von Herrn Abg. Eichholtz! rechts.) Herr Abg. Eich⸗ 
holtz, Sie haben auch keine praktiſchen Vorſchläge ge⸗ 
macht. Die Große Anfrage ſelbſt erklärte im erſten 
Teil, daß die Zwangswirtſchaft hinſichtlich der 5 und 
Berlin bereits aufgehoben 
worden ſei. Herr Senator Dr. Leske antwortete, daß 
dieſes nicht der Fall iſt. Ich glaube, damit dürfte die 
Anfrage eigentlich erledigt ſein. Auch Herr Dr. Bla⸗ 
vier hat letzten Endes nicht beſtritten, daß in Berlin 


noch die volle Zwangswirtſchaft beſteht. Es wäre mei⸗ 
ner Meinung nach aber richtiger, ſich vorher zu infor⸗ 
mieren, ehe man ſolche Dinge in die Oeffentlichkeit 


ſetzt, um nicht in Kreiſen, die ein Intereſſe an der 
Sache haben, Hoffnungen zu erwecken, die ſich tatſäch⸗ 
lich bei dem jetzigen Stande der Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft nicht erfüllen laſſen. 

Iſt es denn überhaupt möglich, die Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft aufzuheben? Wenn Sie objektiv 
und offen ſein wollen, werden Sie zugeben müſſen, 
daß das in dem jetzigen Augenblick nicht möglich iſt. 
Wir können nur auf Mittel und Wege ſinnen, die uns 
dahin führen, die Zwangswirtſchaft ſo ſchnell als mög⸗ 
lich zu beſeitigen. Das kann aber doch immer erſt dann 
geſchehen, wenn genügend Wohnräume geſchaffen ſind, 
um alle Wohnungsloſen unterzubringen. Wer die Zu⸗ 
ſtände bei den Wohnungsloſen kennt und wer gezwun⸗ 
gen war, die heutige Debatte mit anzuhören, wird feſt⸗ 
ſtellen können, daß alles das zutrifft, was Frau Abg. 
Kreft mit Bezug auf das Elend der Wohnungsloſen 


(Hat keiner behauptet! rechts.) 


ſagte. Es trifft zu, daß auf einer kleinen Bodenfläche 
von 6 bis 7 Quadratmeter drei Familien hauſen. Wie 
Sie ſich dann noch hier herſtellen und erklären können, 
man müſſe die Wohnungszwangswirtſchaft aufheben, 
das verſtehen wir 
nicht. Es iſt das doch z. Zt. ein Ding der Unmöglich⸗ 
keit. (Zuruf des Abg. Eichholtz.) Ich kann Ihnen 
nur mit Ihren eigenen Worten antworten: „Ich habe 
Sie nicht gefragt, warten Sie ab bis Sie gefragt wer⸗ 
den und bis Sie an der Reihe ſind, melden Sie ſich 
zum Wort, dann werden Sie reden können.“ Wir kön⸗ 
nen nicht einmal daran denken, jetzt ſchon die 5 und 6⸗ 
Zimmerwohnungen frei zu geben. Wenn das möglich 
wäre, wären wir die erſten, die das täten. Aber ſind 
es nicht ſehr viele Kleinrentner, die heute auf die kärg⸗ 
lichen Mieten aus den 5 und 6⸗Zimmerwohnungen an⸗ 
gewieſen ſind! Wollen Sie dieſe Leute auf die Straße 


drängen und ſie dort ihrem Schickſal preisgeben. Ich 


will garnicht davon reden, daß man dieſen Leuten mit 
dem Aufwertungsgeſetz großes Unrecht zugefügt hat. 
Wollen Sie jetzt noch weiter gehen und dieſe Leute 
auch noch wohnungslos machen? Das wäre brutal, 
das können wir nicht mitmachen. 

Dasſelbe Spiel, das ſich bei der Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft zeigt, denſelben Film gewiſſermaßen, haben 
wir heute bei einem anderen Punkt der Tagesordnung 
erlebt, nämlich bei der Umſatzſteuer. Es iſt dauernd 
ein Kämpfen um taktiſche Erfolge für die Oeffentlich⸗ 
keit, aber kein ſachliches Arbeiten. Das iſt etwas ganz 
außerordentlich bedauerliches. Sie werden geſehen 


(0) 


haben, daß ſich unſere Redner an dieſen unſachlichen 


Debatten aus dem einfachen Grunde nicht beteiligten, 
weil wir ſie für ganz zwecklos halten, weil dadurch 
nichts gebeſſert wird. 

Nun möchte ich einige Ausführungen des Herrn 


Abg. Eichholtz nicht unwiderſprochen laſſen. Sein Ge- (D) 


dankengang war kraus, wüſt und wirr. (Lachen 
rechts.) Das werden Sie gleich an den Punkten er⸗ 
kennen, die ich nacheinander vornehme. Herr Eichholtz 
ſagte, der Senat habe zu der Wohnungsfrage keine 
Stellung genommen, ebenſowenig wie zu der Erwerbs⸗ 


loſenfrage. Wer objektiv iſt, muß das beſtreiten. Der 


Senat beſchäftigt ſich nicht nur tagelang, ſondern ſogar 
nächtelang mit der Erwerbsloſenfrage. Der Senat be⸗ 
ſchäftigt ſich auch mit der Wohnungsfrage. Es iſt alſo 
eine Ungerechtigkeit, wenn Sie dem Senat in dieſer 
Hinſicht Vorwürfe machen. Zeigen Sie Wege, geben 
Sie Geld, dann werden Wohnungen geſchaffen. Dann 
hat Herr Abg. Eichholtz als zweiten Punkt das Lei⸗ 
ſtungswuchergeſetz behandelt. Was hat das Leiſtungs⸗ 
wuchergeſetz mit dieſer Frage zu tun? Ich gebe zu, daß 
das Leiſtungswuchergeſetz vielleicht abänderungsbe⸗ 
dürftig iſt, aber mit der Frage der Aufhebung der 
Wohnungszwangswirtſchaft hat das abſolut nichts zu 
tun. (Das begreifen Sie nicht! rechts.) Nein, die 
Klugen ſind ja Sie nur allein! — Herr Eichholtz hat 
weiter erklärt, die Wohnungszwangswirtſchaft ſei von 
dem liberaldemokratiſchen Miniſter Rathenau einge⸗ 
führt worden. Sie müſſen ſich beſſer informieren, Sie 
ſind durchaus nicht im Bilde. Während der Kriegs⸗ 
zeit iſt Herr Rathenau gar nicht Miniſter geweſen. Er 
hat eine Kriegsrohſtoffſtelle verwaltet und beſaß kei⸗ 
nen Einfluß auf die Wohnungszwangswirtſchaft. Spä⸗ 
ter, als er Miniſter wurde, hat er das Miniſterium 
des Aeußeren gehabt. Das dürfte Ihnen auch nicht 
unbekannt ſein. Aber hier öffentlich unwahre Tat⸗ 
ſachen zu behaupten und ſie ſozuſagen aus dem Aermel 
zu ſchütteln, (Abg. Mau: Das iſt bei den Deutſch⸗ 
nationalen Syſtem!) das iſt nicht fair. Dieſe 
Kampfesweiſe verbitten wir uns. (Abg. Rahn: 
Herr Abg. Hennke, nehmen Sie den Namen Rathenau 
nicht für ſich in Anſpruch!) Das will ich auch nicht. 
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(A) (Hennke, Abgeordneter.) 


(Abg. Rahn: Er war Demokrat und ein anſtändigerer 
Kerl, als die Liberalen.) Mag ſein, kümmert uns 
nichts. Herr Abg. Eichholtz hat ſich weiter darüber 
beklagt, daß die Liberalen ſeiner Zeit das alte Woh⸗ 
nungsbaugeſetz abgelehnt haben, wie es von der da⸗ 
maligen Regierung unter Führung der Deutſchnatio⸗ 
nalen eingebracht wurde. Das war doch kein Wunder, 
wenn Sie ein Geſetz einbringen, das eine ganze Schicht 
der Bevölkerung von der Abgabe freilaſſen will, das 
Land, und das lediglich die paar Steuerzahler in der 
Stadt heranziehen wollte. Ein ſolches Geſetz haben 
wir natürlich nicht gewollt. Aus dieſem Grunde ha⸗ 
ben wir gegen das Geſetz gearbeitet. Hätten Sie da⸗ 
mals unſere Verbeſſerungsvorſchläge angenommen, ſo 
hätte ſich über die Dinge reden laſſen. (Sie waren 
nicht dabei! rechts.) Gewiß war ich dabei. Sie 
haben weiter geſagt — und das kennzeichnet wieder 
Ihren Gedankengang — nicht die Fraktionen ſeien 
zum Einbringen der Geſetze da. Wer ſoll denn die 
Geſetze einbringen, wenn ſie der Senat nicht ein⸗ 
bringt? Die Geſchäftsordnung läßt dieſes ſehr wohl 
zu und ich kann es nicht verſtehen, wie Sie einer Frak⸗ 
tion die Berechtigung abſprechen wollen, Geſetzesvor⸗ 
lagen einzubringen. Wir ſind froh, daß wir das Geſetz 
damals eingebracht haben und wir ſind diejenigen, die 
es uns zuſchreiben, daß im vergangenen Jahre endlich 
Taten gefolgt ſind, daß alſo wirklich gebaut wurde. 
(Zuruf rechts.) Leſen Sie die Stenogramme nach, 
Sie behaupten dauernd Tatſachen, die nicht wahr ſind. 
(Abg. Eichholtz: Wann find Sie Volkstagsabgeordne⸗ 
ter geworden?) Als ich Volkstagsabgeordneter 
wurde, haben Sie noch garnicht an den Volkstag ge⸗ 
dacht. Hätten wir das Wohnungsbaugeſetz nicht ge⸗ 
macht, ſo wäre heute eine große Anzahl von Familien 
wohnungslos, und wenn Sie damals zugeſtimmt hät⸗ 


(B) ten, von vornherein 40 Prozent zu erheben, hätte mehr 


geſchaffen werden können. Vom 1. April ab werden nun 
doch mit Ihrer Zuſtimmung 100 Prozent erhoben. Das 
iſt etwas, was wir damals ſchon gewollt haben. Das 
lag auch im Intereſſe des Hausbeſitzes ſelbſt. Hätten 
wir damals anſtatt 20 Prozent 40 Prozent der Woh⸗ 
nungsbauabgabe verbauen können, ſo hätten wir noch 
mal ſo viel Wohnungen geſchaffen, wie das bis heute 
geſchehen iſt. (Dann hätten Sie auch noch eine 
Villa bekommen! rechts.) Beruhigen Sie ſich, ich 
bekomme ſie im nächſten Jahr! Wenn es möglich wäre, 
eine Anleihe aufzunehmen, ſo wäre das gut. Die Mög⸗ 
lichkeit beſteht doch aber nicht. Es ſind alle möglichen 
Anſtrengungen unternommen worden, bis jetzt iſt 
aber alles reſultatlos verlaufen. Wenn wir alſo kei⸗ 
nen anderen Weg ſehen, bleibt die Bauabgabe alſo 
nur übrig, wir müſſen doch etwas zur Linderung der 
Not tun. Hätten Sie von vornherein der 40 prozen⸗ 


tigen Abgabe zugeſtimmt, ſo könnten wir ſchneller von 


der Zwangswirtſchaft freikommen. Wir hätten dann 
ein Jahr früher ſagen können: „Wir heben die 
Zwangswirtſchaft auf.“ 

Mit Bezug auf die 1800 Wohnungen, die Herr 
Senator Dr. Leske in ſeinem Vortrag ſeinerzeit er⸗ 
wähnt hat, möchte ich ſagen, daß Herr Eichholtz das 
an und für ſich mit vollem Recht kritiſiert hat. Wir 
ſind der Anſicht, daß es nicht richtig und gut iſt, wenn 
der Staat ſolche Wohnungen für ſich in eigener Regie 
baut. Ihre Ausführungen, Herr Eichholtz, ſtehen aber 
in einem glatten Widerſpruch zu den Ausführungen 
Ihrer Danziger Allgemeinen Zeitung. Geſtatten Sie, 

err Präſident, daß ich den Artikel aus der Zeitung 


borleſe. Sie ſchreiben unter der Ueberſchrift „Eine 
unverſtändliche Anfrage“: 

„Die deutſchliberale Fraktion des Volkstages 

hat an den Senat eine kleine Anfrage gerichtet, in 

wird, daß der Bauausſchuß der 


der behauptet 


geſagt. 


Stadtgemeinde Danzig aus der Wohnungsbauab⸗ 
gabe für 1926 rund 1,5 Millionen für Kleinwoh⸗ 
nungen bereitgeſtellt habe, welche die Verwaltung 
ſelbſt bauen und nach Fertigſtellung in eigene Ver⸗ 
waltung nehmen will. Dieſe Behauptung, welche 

in der betreffenden Anfrage die Grundlage für ver⸗ 
ſchiedene Bemängelungen bildet, iſt völlig unzu⸗ 
treffend, denn der Bauausſchuß hat durchaus nicht 
beſchloſſen, daß die Stadtgemeinde die betreffenden 
Wohnungen ſelbſt bauen ſoll, ſondern die betreffen⸗ 
den Bauten ſollen im Wege der Ausſchreibung an 
private Unternehmer vergeben werden.“ 

M. D. u. H.! Das Bild wird hier doch auf den 
Kopf geſtellt. (Abg. Eichholtz: Ich habe nur be⸗ 
hauptet, daß 1871 Wohnungen dem Senat gehören.) 
Ich will Ihnen beweiſen, daß ſich Ihre Anſicht an und 
für ſich mit der unſrigen deckt, daß aber offenbar in 
Ihren Kreiſen eine ganz andere Anſicht herrſcht. Tat⸗ 
ſache iſt, daß der Stadtausſchuß 1,5 Millionen zum 
Bau von Wohnungen ausgeworfen hat. Alſo der Se⸗ 
nat will die Wohnungen wohl von privaten Unter⸗ 
nehmern herſtellen laſſen, er will ſie aber ſelbſt ver⸗ 
walten. Es kommen alſo zu den 1800 Wohnungen, die 
Sie bemängelt haben, noch weitere hinzu. Das iſt es, 
was wir mit unſerer Anfrage verhindern wollten. Wie 
Sie darüber ſchreiben können: „Eine unverſtändliche 
Anfrage“, iſt uns nicht verſtändlich. So etwas kann 
auch nur in dieſem Blatt paſſieren. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Herr Senftleben, die Richtigſtellung finden 
Sie am beſten in den Neueſten Nachrichten und in der 
Danziger Zeitung. (Zwiſchenrufe und Unruhe 
links.) Sie leſen bloß Ihr Landwirtſchaftsblatt, 
nun gut, dann ſind Sie eben unbelehrbar. 

Die zweite Anfrage bezog ſich auf die Siedlungs⸗ 
genoſſenſchaften. Uns kann es recht ſein, wenn die 
Genoſſenſchaften recht viel bauen, und wenn private 
Leute recht viel bauen. Uns kann es aber nicht recht 
ſein, wenn der Staat und die Kommunen ſelbſt bauen 
und Häuſer in eigene Verwaltung nehmen, wodurch 
dem Staat wieder ungeheure Koſten verurſacht wer⸗ 
den. Zum Schluß haben Sie geſagt, Herr Eichholtz: 
„Ohne Brot und Wohnung keine Kultur.“ Das iſt 
ſelbſtverſtändlich ein Satz, den wir unterſchreiben. 
Aber wie deckt ſich das mit Ihren Ausführungen? Sie 
wollen die Zwangswirtſchaft aufheben. (Abg. Eich⸗ 
holtz: Nicht aufheben, ſondern allmählich erleichtern!) 
Das iſt etwas anderes, das haben Sie bisher nicht 
Es freut mich, daß ich feſtſtellen kann, daß 
Sie ſagen, Sie wollen allmählichen Abbau und Er⸗ 
leichterungen. Darüber läßt ſich reden, dem werden 
wir zuſtimmen können. Aber die Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft kurzweg zu beſeitigen, iſt unmöglich. Sie 
haben zum Schluß geſagt, daß Sie die große Anfrage 
annehmen werden. Ich weiß nicht, was das heißen 
ſoll, denn eine Große Anfrage kann man nicht anneh⸗ 
men. — Sie müſſen ſich die Geſchäftsordnung anſehen. 
Wir werden im Gegenteil verſuchen, Mittel und Wege 
zu finden, die das Elend ſo ſchnell wie möglich beſei⸗ 
tigen helfen. Erſt wenn die Wohnungsloſen Woh⸗ 
nungen haben, wird es Zeit ſein, die Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft aufzuheben. Vorher können wir 
uns nicht darauf einlaſſen, etwas an den Dingen zu 
ändern. (Zwiſchenrufe des Abg. Bahl.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. (Zwiſchenruf des Abg. Bahl.) Herr 
Abg. Bahl, ich habe Ihnen nicht das Wort erteilt. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Die Antwort des Herrn Regierungsvertreters war 
alles andere als befriedigend. Sie wiederholte das, 
was uns ſchon ſeit zwei Jahren immer wiedererzählt 
wird, aber ein Eingehen auf die von mir gemachten 
Anregungen habe ich durchaus vermißt. Ich habe doch 
ſehr poſitiv gejagt, um was es ſich dreht, und was man 
tun kann. Ich habe von der vollkommenen Steuer⸗ 
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(Dr. Blavier, Abgeodneter.) 
freiheit für Neubauten geſprochen. 
daß die Gelder 


Ich habe geſagt, 
der Wohnungsbauabgabe, wenn ſi 
ſchon erhoben werden, unmittelbar an den Privat⸗ 
unternehmer vergeben werden, der mit beſonderen 
Verpflichtungen beauftragt wird, Wohnungen herzu⸗ 
ſtellen. Ich habe geſagt, daß wir gegen die Luxus⸗ 
bauerei ſind, welche durch villenartige Anlage der 
Wohnungen die Straßenanliegerkoſten verteuert. Ich 
habe auch davon geſprochen, daß man ähnlich wie in 
Italien mit einem radikaleren Abbau anfangen kann. 
Ich habe davon geſprochen, daß in Deutſchland geplant 
war, zunächſt die Fünf⸗ und Sechs⸗Zimmerwohnungen 
abzubauen. Der Vorſchlag iſt dageweſen. Mehrere 
Gemeinden wollten die Sache durchführen, aber ver⸗ 
ſchiedene Regierungsſtellen haben das inhibiert. 
Nichts von alledem. Nach den Ausführungen des 
Herrn Vertreters der Liberalen Fraktion ſcheint es 
ſo, als wenn man bei dieſem Weg geblieben wäre. Es 
gibt aber noch mehrere andere Dinge, die hier eine 
Erleichterung ſchaffen können. Dieſe ſind im Aus⸗ 
ſchuß zu unterſuchen. Eine Milderung kann ſehr wohl 
eintreten. Wir können zunächſt die Machtbefugniſſe 
des Wohnungsamtes erheblich herunter ſchrauben. Ich 
erwähne nur einen Fall. Statt der jetzt laufend zu 
Reibereien führenden Methode, daß man Leute in 
die Wohnungen ſetzt, die unmögliche Mieter ſind, die 
keine Miete bezahlt haben, ſollte man die Möglichkeit 
geben zu wählen. Wenn jemand bei den Siedlungs⸗ 


bauten 300 Gulden zahlt und Mitglied wird, dann 


kann er ſiedeln. Das ſind doch koloſſale Erleichterun⸗ 
gen, um das Privatkapital zu intereſſieren und die 
ganze Geſchichte ein wenig mehr in Fluß zu bringen. 


Es find dfjo erhebliche Dinge, die nicht fo einfach ab- 


zutun ſind, wie mit der Erklärung des Senats. Wir 
müſſen die rentierlichen Mieten haben. Vorher iſt 


(B) gar nicht daran zu denken. Da kommen wir immer 


wieder auf dasſelbe Problem. Rentierliche Mieten 
müſſen da ſein. Die Wohnungsbauabgabe iſt die un⸗ 
gerechteſte Steuererhebung, die es gibt. Durch die 
Erhebung der Wohnungsbauabgabe werden die klein⸗ 


-ften Hausbeſitzer am ſchwerſten und die größten Haus- 


beſitzer am wenigſten betroffen. Bei den Mietern 
liegt es ähnlich. Unſere Idee war ſchon damals bei 


Einführung des Wohnungsbaugeſetzes, daß wir eine 


Erhebung durch prozentuale Anteile der Miete ableh⸗ 
nen und daß die Mietsſätze vollkommen dem Haus⸗ 
eigentümer zufließen. Der Steuerfiskus liegt ſowieſo 
auf der Lauer und kann ſich durch das Mittel der Ver⸗ 
mögensſteuer und der Einkommenſteuer die notwen⸗ 
digen Einnahmen verſchaffen. Dann wären wir heute 
ſchon bei der rentierlichen Miete, dann wäre der 
Kampf nicht entbrannt. Wogegen der Hausbeſitz 
kämpfen muß, iſt die Idee der Wohnungsbauabgabe, 


die Idee der ungerechteſten Laſtenverteilung innerhalb 


des Hausbeſitzes. Das wäre ein Weg geweſen. Sie 
haben ihn nicht eingeſchlagen. Wenn die Debatte über 
die Große Anfrage dahin führte, daß die ganze Sache 


insbeſondere von deutſchnationaler Seite in eine große 


Rechtfertigung der Deutſchnationalen gegenüber dem 
Hausbeſitz ausartete, ſo kommt das recht ſpät und ſehr 
post festum. Der ganze Vortrag des Herrn Abg. Eich⸗ 
holtz war doch ſehr zerflattert. Wie liegen die Tat⸗ 
ſachen? Das Wohnungsbaugeſetz in dieſer Form ift 
doch nun einmal von den bürgerlichen Fraktionen mit 
den Stimmen der 34 Deutſchnationalen angenommen 


worden. Wie kann man ſich hinſtellen und aus irgend 


welchen Angaben Sachen herausleſen, daß man da⸗ 
gegen geweſen ſei und keine Schuld an dem ganzen 
Wohnungsbaugeſetz hat. Dazu gehört ein ziemlicher 
Mut der rechten Seite. 

Herr Senator Dr. Leske hat nun geſagt, der Kampf, 
den wir führten, ſei ein Kampf, den wir mit perſön⸗ 


lichen Mitteln gegen ihn führten. Dem müſſen wir 
entgegenhalten, daß das nicht ſtimmt. Selbſtverſtänd⸗ 
lich kämpft man nicht anders, als daß man den Trä⸗ 
ger der offiziellen Politik verantwortlich macht. Wir 
haben immer wieder betont, der Krebsſchaden im 
Freiſtaat liegt im Syſtem der hauptamtlichen Sena⸗ 
toren. In anderen Staaten beſteht, wenn ein parla⸗ 
mentariſcher Senator nach Meinung einer Mehrheit 
verſagt, die Möglichkeit, daß er nicht mehr die poli⸗ 
tiſche Verantwortung weiter tragen darf! Hier iſt 
das nicht gegeben. Das iſt der beſte Beweis dafür, 
daß dies Syſtem der Verfaſſung falſch iſt. Wenn die 
Mehrheit des Volkstages zu dem Ergebnis käme, daß 
Ihre Politik, Herr Senator Dr. Leske, falſch iſt, ſo 
beſtände nicht die Möglichkeit, das Syſtem zu beſeiti⸗ 
gen. Ueber eins ſind wir uns im Klaren. Bei den 
interfraktionellen Beratungen über das Wohnungs⸗ 
baugeſetz, bei denen wir ap zugegen waren, da 
wir in der Regierung vertreten waren, hat ſich ge⸗ 
zeigt, daß Sie mit der Hauptwiderſtand waren. Es 
kam vor, daß man bei den interfraktionellen Beſpre⸗ 
chungen weiter kam, dann waren Sie, Herr Senator 
Dr. Leske, derjenige, der dem geſamten Senat gegen⸗ 
über ſeine Meinung aufdrückte. Wir wiſſen ja, wie 
groß der Einfluß der hauptamtlichen Senatoren iſt. 
Was die wollen, geht durch. (Senator Dr. Leske: 
Ich denke, dem Senator fehlt der eiſerne Wille!) Die 
Deutſchnationalen haben ſich hier reingewaſchen. Ich 
muß leider trotz der vorgerückten Stunde darauf zu- 
rückkommen. Es tut mir leid, daß die mutigen Käm⸗ 
pen, u. a. Abg. Philipſen, Oberleutnant der Reſerve, 
verſchwunden ſind. Ich bedaure es lebhaft, daß auch 
Herr Abg. Schwegmann verſchwunden iſt, ebenſo Herr 
Dr. Ziehm. Es ſind perſönliche Angriffe gegen mich 
gerichtet worden. Schließlich wiſſen die Herren, daß 
mein Name darunter ſteht, und daß ich die erfriſchende 
Rede des Abg. Philipſen unbedingt beantworten 
werde. Mir ſcheint, daß man in dieſem Moment nicht 
den Mut hat, hier zu ſitzen. (Lachen rechts.) Trotz⸗ 
dem ſehe ich mich gezwungen, zunächſt in der Frage des 
Durchbringens des Geſetzes über die Wohnungsbau⸗ 
abgabe folgendes zu konſtatieren: Es ſtimmt, ant⸗ 
worte ich Herrn Abg. Philipſen, daß wir bei den ge⸗ 
ſamten Abjtimmudgen nicht in dieſem Haufe anweſend 
waren. Wir waren anweſend, wir waren auch im 
Saal, wir haben aber bei den namentlichen Abſtim⸗ 
mungen keine Stimme abgegeben. Herr Abg. Phi⸗ 
lipſen hat eigentlich nur die Wahl, unendlich töricht 
zu ſein oder in einer Weiſe Demagogie zu treiben, die 
alle Grenzen verletzt. Sie wiſſen als Parlamentgrier, 
wenn man gegen ein Geſetz iſt, und wir waren gegen 
das Geſetz und haben kein Hehl daraus gemacht, daß 
wir dagegen waren, daß man, um ein Geſetz zu ver⸗ 
hindern, nicht etwa gegen das Geſetz ſtimmt. Soweit 
ſollte es Herr Abg. Philipſen in ſeiner Abgeordneten⸗ 
karriere bereits gebracht haben. Wenn man ernſthaft 
ein Geſetz ablehnen will, macht man das Haus be⸗ 


ſchlußunfähig. Das iſt die einzige Möglichkeit. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Senftleben.) Sie ſind ſogar Senator 
geweſen und müßten daher die fundamentalen 


Grundſätze im Hauſe kennen. Wenn man bei einem 
Geſetze mitſtimmt, iſt nichts dagegen zu machen. Wenn 
man dagegen ſtimmt, kann einer umkippen und dann 
kann man etwas zu Fall bringen. Es iſt erſtaunlich, 
mit welchem Mut und Aufwand an Blutzulauf zum 
Kopf, ſich Herr Abg. Philipſen hier herſtellt, um zu er⸗ 
reichen, daß er morgen mit der bekannten deutſchnatio⸗ 


(©) 


(D) 


ra 


nalen Wahrheitsliebe in der Zeitung ſchreiben fann: | 


„Das iſt Dr. Blavier, der den Hausbeſitz damals ſchon 
verraten hat.“ 5 


Ich habe noch eine betrübende Mitteilung für 


Herrn Abg. Dr. Ziehm. Er leugnete, daß die Partei 
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gegen den Antrag Blavier und gegen die Freilaſſung 
des Hauseigentümers war. Ich bin inzwiſchen in 
der Lage geweſen, mir ſeine Rede zu holen. Dort 
ſteht, 99. Sitzung, Seite 14, 15: „Dr. Ziehm, Abgeord⸗ 
neter: Was die Anträge der Deutſch⸗Danziger Volks⸗ 
partei angeht, ſo ſind wir nicht in der Lage, ihnen zu⸗ 
zuſtimmen.“ (Hört, hört! links.) Es erübrigt 
fich nunmehr jede weitere Debatte über dieſen Punkt. 
Ich glaube, ärger kann ſich niemand als Lügner 
brandmarken. (Abg. Mau: Bravo!) Was das 
Perſönliche angeht und die Art und Weiſe, die Herr 
Senator Dr. Leske rügte, daß gegen ihn perſönlich mit 
kleinlichen Mitteln gearbeitet würde, ſo muß ich ihm 
umgekehrt eine Sache in Erinnerung rufen. Das iſt 
die berühmte Strafverfolgung gegen den Abg. Bahl 
wegen Meineides oder falſcher eidesſtattlicher Verſiche⸗ 
rung. Dieſe Anzeige iſt in Ihrem Reſſort entſtanden. 
Sie iſt nachweislich aus dem Bedürfnis entſtanden, 
einen Abgeordneten zu erledigen, alſo rein perſönlich. 
Die Gerichte haben einwandfrei nachgeprüft, der Ein⸗ 
ſtellungsbeſcheid liegt vor. Es iſt kein Einwand zu 
erheben. Wen trifft die Schuld? Nicht die Richter, 
ſondern eine Verwaltung, die fünf Jahre zurückgeht, 
um einen Abgeordneten feſtzunageln, der auf der Po⸗ 
lizei etwas geſagt hat, was angeblich im Widerſpruch 
mit dem ſteht, was er 6 Jahre ſpäter ſagte. Der Rich⸗ 
ter war zu vernünftig, um auf dieſe Art und Weiſe 
einzugehen. Wir könnten uns deshalb ebenſo beſchwert 
fühlen, wie die Herren von rechts. Was heute hier 
von den Herren von rechts geſprochen wurde, überſteigt 
wirklich alle Grenzen. Die Rede des Abg. Philipſen 
muß natürlich in der Zeitung ſtehen, auch ſeine Aeu⸗ 
kerung, daß ich gejagt haben ſoll, meine Tätigkeit be⸗ 
ſtehe darin, daß ich Demagogie treibe. Es iſt wunder⸗ 
bar, an dieſer Stelle einmal in die Tiefen der deutſch⸗ 
nationalen Arbeit zu ſteigen. Das Schickſal hat es 
nämlich gefügt, daß der Herr Abg. Maier im Saal iſt, 
der Zeuge in den ganzen ſchmutzigen Niederungen der 
Partei iſt, die ſich mit dem Zeugen Paul Schröder ab⸗ 
geſpielt haben. Das hängt mit der anderen Strafan⸗ 
zeige zuſammen, die von demſelben Herrn Schröder 
anonym gegen mich losgelaſſen war. Das iſt ein Mann, 
der während er mein Freund war, anonyme Briefe 
an Herrn Dr. Ziehm ſchrieb und von Herrn Maier 
verlangte, er ſolle ſie mit ſeinem eigenen Namen 
decken. Dieſer Herr iſt der Kronzeuge der Deutſch⸗ 
nationalen Partei in dem neuen Schmutzkampf, der 
gegen mich erfolgt iſt. Das ſpricht Bände. Sie wollen 
das Deutſchtum retten und arbeiten mit dieſen Mit⸗ 
teln. Noch vorhin riefen Sie mir zu, Herr Senft⸗ 
leben: „And die anonyme Broſchüre?“ Sie mijjen 
doch, daß derſelbe Schröder mit anderen Perſonen zu⸗ 
ſammen gearbeitet hat. (Mit Ihrem Abgeordneten 
Maier! rechts. Zwiſchenrufe der Abg. Maier, Senft⸗ 
leben und Bahl.) Große Unruhe. Abg. Mau: 
Schnell nach der Meſſehalle, da wird gerungen.) 


Vizepräſident Spill: Herr Abg. Bahl! Ich frage 
Sie, ob Sie mit Ihrem Ausdruck hier einen der Her⸗ 
ren Abgeordneten belegen wollten. (Abg. Bahl: Ja, 
Herrn Schwegmann!) Ich rufe Sie zur Ordnung 
und warne Sie, damit ich nicht eine grobe Verletzung 
der Ordnung feſtſtellen muß. 


Dr. Blapier, Abgeordneter (D. V. P.): Der Herr 
Abg. Senftleben hat durch ſeine intime Unterhaltung 
bewieſen, daß die trübe Quelle der Broſchüre, die 
damit beginnt, daß ich Homoſexueller ſei und 
als Bürgermeiſter von Oliva abgelehnt wäre, Herr 
Schröder iſt. (Zwiſchenrufe des Abg. Senftleben! 
Unruhe!) Herr Abg. Senftleben, es ift unmöglich 
bei der Stufe, auf der dieſes Schmutzwerk ſteht. Herr 
Staatsrat Scheunemann hat Leute darüber vernom⸗ 


g 0 
men, ob nicht anderen Leuten etwas vorgeworfen wer⸗ £ 


den kann. Dieſe Arbeit ift eines Deutſchen unwürdig. 
Anwürdig iſt es, wenn Herr Schwegmann auf den An⸗ 
ruf dieſes Schröder in zwei bis drei Minuten da war, 
nur weil Material gegen mich verſprochen war. Es 
iſt unerhört, wenn unter dieſen Amſtänden von der 
Rechten in dieſer Weiſe hier gearbeitet wird. Wenn 
Sie eins m. H. Deutſchnationalen, mit dieſer wirklich 
niederträchtigen Arbeit erreichen werden, dann wird 
es das ſein, daß Sie das Deutſchtum im Freiſtaat 
gründlich vernichten und zwar ſo gründlich, daß es ſich 
nicht mehr retten kann. (Bravo!) i 
Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Mroczkowski. 5 
Mroczkowski, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. H.! 
Auf der Tagesordnung ſteht doch zur Beratung „Ab⸗ 
bau der Wohnungszwangswirtſchaft“ (Ach wo! 
links.) Wenn man aber den Ausführungen der 
Deutſchnationalen, außer Herrn Eichholtz und denen 
der Deutſch⸗Danziger Abgeordneten hier zugehört hat, 
dann muß man ſich fragen, ob man ſich im Volkstags⸗ 
gebäude in einer Plenarſitzung befindet oder in einer 
Hausbeſitzerverſammlung, in der ſich die beiden poli⸗ 
tiſchen Parteien jetzt den Spiegel vorhalten. (Abg. 
Bahl: Oder in einer Mieterverſammlung!) Noch 
nicht in einer Mieterverſammlung, aber in einer Haus⸗ 
beſitzerverſammlung ſind wir heute. Man muß ſagen, 
daß die Angelegenheit von den Herren wenig ernſt ge⸗ 
nommen wird und wenig durchdacht iſt. Mit der 
Ueberſchrift: „Abbau der Wohnungszwangswirtſchaft“ 
iſt es nicht getan. Das waren aber die tiefgründigen 
Ausführungen der Herren, die von der Sache nur für 
ſich einen perſönlichen Profit erwarten, um die Aus⸗ 
beutung in vollem Maße eintreten zu laſſen. Das iſt 
hier treffend zum Ausdruck gebracht worden. Ueber 


Wohnungsnot und Wohnungselend haben wir uns ge⸗ (D) 


nügend unterhalten, aber wenn man dem, was heute 
geſagt wurde, nachgegangen iſt, dann muß man ſich 
darüber klar ſein, daß zurzeit an den Abbau der Woh⸗ 
nungszwangswirtſchaft nicht gedacht werden kann. Es 
iſt richtig, was Frau Abg Kreft ſagte, daß das nur 
der Anfang ſein ſoll. Iſt der Anfang erſt gemacht, 
dann ſoll es weiter gehen. Aber ob die Zeit wirklich 
ſchon gekommen iſt, um dieſen Anfang zu machen, ha⸗ 
ben weder Herr Blavier, noch Herr Bahl unterſucht. 
Sie haben nicht poſitiv nachgewieſen, daß die Zeit da 
iſt, daß ein Abbau vorgenommen werden kann. Nur 
Beſchimpfungen, Verdächtigungen und Verleumdun⸗ 
gen wurden zum Ausdruck gebracht, aber keine ſach⸗ 
lichen Momente angeführt, um das Haus in der Tat 
zu überzeugen, daß die Zeit gekommen iſt und die Not⸗ 
wendigkeit beſteht, daß man an dieſe Forderung her⸗ 
antreten muß. Wer die Ausführungen des Herrn Se⸗ 
nators Dr. Leske vor 14 Tagen gehört hat, nicht nur 
das, was in der Preſſe ſtand, ſondern ſeine vollen Aus⸗ 
führungen, der mußte ſagen, daß hier endlich Material 
aufgedeckt worden iſt, wie es wirklich ſteht. Im Jahre 
1910 wurden über 800 Wohnungen in einem Jahr ge⸗ 
baut. Das wiſſen ja auch die Herren, die ſich mit der 
Frage beſchäftigt haben. Wenn man dann im Her⸗ 
ſtellen von Wohnungen bis auf ein Nichts herunter⸗ 
gegangen iſt, dann muß eine Wohnungsnot eintreten, 
das iſt ganz klar. Ein Wohnungselend beſteht in 
Danzig ſeit vielen Jahren, weil hier die Bauweiſe 
eine andere iſt, wie in anderen Städten, infolge der 
engen Straßen. Das Wohnungselend iſt ſozuſagen 
verewigt worden. Unter dieſem Wohnungselend ha⸗ 
ben wir heute zu leiden. Wir werden ſolange darunter 
zu leiden haben, wie die Altſtadt beſtehen wird. Man 
behandelt hier nebenſächliche Fragen und bekämpft 
das, was die Wohnungsnot und die augenblickliche 
Zwangsbewirtſchaftung beheben könnte, nach allen 
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Regeln der Kunſt. Man gibt aber nicht den wahren 
Grund an, weshalb man das tut. Man ſpricht von 
Raub und dergleichen aber ſagt nicht, daß es auch 
Raub ijt, wenn man den Hypothekengläubigern 76 
Prozent ihres Vermögens genommen und in die Ta⸗ 
ſchen geſteckt hat. Auf der anderen Seite rufen die, 
die hier im Hauſe ſind „Raub“ und: „Das iſt nicht zu 
recht geſchehen.“ Deshalb ſollte man eingehender dar⸗ 
über nachdenken und ſich darüber klar ſein, daß die 
Zeiten noch nicht gekommen ſind, die Wohnungs⸗ 
zwangsbewirtſchaftung aufzuheben. Darum richte ich 
die dringende Bitte an ſämtliche Abgeordneten von 
der äußerſten Linken bis zur äußerſten Rechten, alle, 
die ſich mit dieſer Frage ernſtlich beſchäftigt und dar⸗ 
über nachgedacht haben, die Große Anfrage heute als 
erledigt zu betrachten und die Große Anfrage abzu⸗ 
lehnen. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat Herr Abg. 
Senftleben. 

Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der Herr Abg. Schwegmann hat zu einer Verſamm⸗ 
lung gehen müſſen, um dort ſeinen Vortrag zu halten. 
Er iſt nicht, wie Herr Abg. Dr. Blavier in ſeiner 
Ueberhebung annimmt, ausgerückt. (Er iſt noch 
draußen geweſen! bei der D. V. P.) Er hat es nicht 
nötig auszurücken. Mit Herrn Dr. Blavier werden wir 
jederzeit fertig. (Erzählen Sie keine Märchen, Herr 
Dr. Ziehm ſitzt draußen! bei der D. V. P.) Ich 
ſpreche von Herrn Abg. Schwegmann. Ihre Verdre⸗ 
hungskunſt reicht ſo weit, daß Sie Herrn Schwegmann 
mit Herrn Dr. Ziehm verwechſeln. Es kann nicht meine 
Aufgabe ſein, auf die Ausführungen des Herrn Abg. 
Dr. Blavier einzugehen; denn Herr Abg. Schwegmann 
wird das ſelbſt tun. Ich habe die Bemerkung von vor⸗ 
hin wegen der Zuſammenkunft gemacht, weil der Abg. 


(B) Bahl, der im Haufe genügend bekannt ijt, mir gemein- 


ſam mit einem anderen Abgeordneten der Deutſch⸗ 
Danziger Volkspartei zurief, Herr Abg. Schwegmann 
habe an der Broſchüre mitgewirkt. Wer die Broſchüre 
und Herrn Schwegmann kennt, wird wiſſen, daß er ſich 
nicht dazu hergibt. (Widerſpruch des Abg. Dr. Bla⸗ 
vier.) Für ſo dumm können nur ſolche Leute wie 
Sie ihn halten. (Abg. Maier: Drei Tage hat er 
die Broſchüre zu Haufe gehabt!) ~ Meine Rede fön- 
nen Sie nicht durch Brüllen übertönen. (Abg. Mau: 
Wer Schmutz anfäßt, beſudelt ſich.) Ich kenne Ihre 
Methoden. Ich mache das Haus darauf aufmerkſam, 
daß durch dieſe Methoden wieder verſucht werden ſoll, 
das zu vertuſchen, was zur Klarſtellung der Sache 
dient. Herr Abg. Schwegmann wird die Sache ſelbſt 
klarſtellen und wie ich die Angelegenheit kenne, wird 
dieſe Klarſtellung nicht zum günſtigſten für Sie aus⸗ 
fallen. Wenn Herr Abg. Dr. Blavier behauptet, es 
würde mit perſönlichen Angriffen gegen ihn vorgegan⸗ 
gen, ſo trägt er ſelbſt daran die Schuld. Herr Abg. 
Dr. Blavier! Sie find von der geſamten unjtändigen 
Preſſe des Freiſtaates aufgefordert worden, ſich die 
reine Weſte zu beſchaffen. (Abg. Dr. Blavier: Seit 
drei Monaten wird unterſucht und nichts gefunden!) 
Sie haben Zeit genug dazu gehabt, aber nicht den 
richtigen Weg gewählt, den ein Abgeordneter gehen 
müßte, nämlich gegen ſich ſelbſt Strafverfolgung zu be⸗ 
antragen. (Das hätte Ihnen ſo gepaßt! Lebhafte 
Zwiſchenrufe.) Dann hätte ſich das Haus längſt 
von Ihrer Unſchuld überzeugt. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Abg. Dr. 
Blavier. f i 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Es gehört 
eigentlich ein trauriger Mut dazu, von Ihnen, Herr 
Abg. Senftleben, ſich hierherzuſtellen und das alte 
Märchen zu wiederholen, ich hätte mich irgendwie der 


Nachprüfung entzogen. Wir haben den Beweis, daß g 
wir recht hatten. Der Strafantrag gegen Herrn Abg. 
Bahl und der gegen mich ſind zu gleicher Zeit einge⸗ 
gangen. Sie ſind auf den Beſchluß hin zurückgegangen, 
es ginge nicht, daß die Abgeordneten auf irgend einen 
beliebigen Antrag hin vor der Oeffentlichkeit bloßge⸗ 
ſtellt werden, und zwar von einer Preſſe, wie die Ihre. 
Wir wollten haben, daß zunächſt, wenn eine Anzeige 
eingeht, wie es auch bei Ihrem Abg. Böhm jetzt ge⸗ 
ſchehen iſt, unterſucht wird. Es ſoll nicht eine 
einſeitige Anzeige, ſondern das Material vorgelegt 
werden, alſo gerade das Gegenteil, von dem was Sie 
in Ihrer echt demagogiſchen Art erreichen wollten. Den 
Erfolg ſehen Sie. Herr Abg. Bahl iſt vollkommen 
ſchuldlos. Das Verfahren iſt eingeſtellt. Was iſt durch 
Ihre Demagogie erreicht? Daß der Mann dreiviertel 
Jahr von Ihnen mit der berühmten Hetze als mein⸗ 
eidig hingeſtellt wurde. Jetzt ſtellt ſich heraus, daß 
nichts Wahres daran iſt. Dann wagen Sie es in 
Ihrer Kläglichkeit, ſich hier hinzuſtellen, obgleich Sie 
ſelbſt genau wiſſen, daß die Anzeige gegen mich ſeit 
drei Monaten unterſucht wird. Ich teile Ihnen mit, 
daß Ihr Geſchöpf, das Mitglied Ihres deutſchnationa⸗ 
len Hauptvorſtandes, Staatsanwalt Muhl beim Prä⸗ 
ſidium, der nur dorthin gekommen iſt, um die Gruppe 
13 zu erreichen, alles Mögliche getan hat, um die Be⸗ 
laſtungszeugen zu vernehmen. Alle find vernommen 
worden, nur einer nicht, ich, weil ich durch den ganzen 
Wuſt durchſchauen würde. Sie belügen die Oeffent⸗ 
lichkeit, wenn Sie erklären, daß ich die Strafverfol⸗ 
gung gehindert hätte. Fragen Sie Herrn Mupi. 

Vizepräſident Spill: Ich kann nicht zugeben, daß 
Sie einem Abgeordneten Lüge vorwerfen und muß die⸗ 
ſen Ausdruck rügen. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Sie haben 
verſucht, die Oeffentlichkeit zu täuſchen und ein voll⸗ 
kommen unwahres Bild zu bieten. Sie haben behaup⸗ 
tet, ich hätte die Strafverfolgung behindert. Ich habe 
den Nachweis gebracht, daß eins Ihrer Geſchöpfe, 
Staatsanwaltſchaftsrat Muhl, den Sie ins Polizeipräſi⸗ 
dium verſchoben haben, um ihm die Gruppe 13 zuzu⸗ 
biegen, den Vorfall eingehend unterſucht hat. 

Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte ift erſchöpft, 
ich ſchließe die Beſprechung. (Abg. Dr. Blavier: Ich 
beantrage Ueberweiſung an den Siedlungsausſchuß.) 
Es iſt der Antrag geſtellt, die Große Anfrage dem Sied⸗ 
lungsausſchuß zu überweiſen. (Abg. Dr. Wendt: 
Wir bitten um Abſtimmung.) Ich bitte die Damen 
und Herren, die die Große Anfrage dem Siedlungsaus⸗ 
ſchuß überweiſen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Gemäß Vereinbarung des Aelteſtenaus⸗ 


ſchuſſes ſchlage ich vor, die heutige Sitzung zu vertagen. 


Widerſpruch erhebt ſich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
ſchlage vor, die nächſte Sitzung am kommenden 
Mittwoch, 3,30 Uhr, mit folgender Tage sor De 
nung abzuhalten. (Unruhe.) Ich habe niemand 
das Wort erteilt als mir ſelbſt. (Abg. Dr. Lembke: 
Bravo!) 
1. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ausbau 
der Angeſtelltenverſicherung. Druckſache Nr. 2107. 
2. Zweite und dritte Beratung eines Geſezen zone 
betr. Aenderung des Gerichtskoſtengeſetzes. Beri t 
des Rechtsausſchuſſes. Druckſache Nr. 2153 zu Nr. 
2099. Berichterſtatter: Abg. Schilke. 
„Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des Abg. 
Dr. Bumke u. Fr. betr. Ermäßigung der Gerichts⸗ 
5 Druckſache Nr. 2155 zu Nr. 2041. Bericht⸗ 
erſtatter: Abg. Dr. Bumke. 
Zweite Beratung 
Bericht des Steuerausſchuſſes. 


eines Einkommenſteuergeſetzes 
Druckſache Nr. 2138 

zu Nr. 2057. Berichterſtatter: Abg. Ediger. Hierzu 

Abänderungsantrag Druckſache Nr. 2161. 
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e A S = gung von Mitteln für die Abgebrannten in Brens 
7. Wiederholte Beratung eines Vermögensſteuer⸗ tau. Drucksache Nr. 2151. 
geſetzes. Druckſache Nr. 2158 zu Nr. 2097. „Antrag des Abg. Schmidt, Robert, u. Fr. betr. Bore 
Dann folgt der Reſt von heute: lage eines Geſezes als Crjah für den vom Dber 
8. Große Anfrage Nr. 42 des Abg. Schwegmann u. Fr. gericht als een e erklärten 8 9 des Auf- 
betr. Verwendung von Anleihemitteln zur Ver⸗ wertungsgeſetzes. Druckſache Nr. 2156. 


beſſerung des Danziger Hafens. Druckſache Nr. 2050. Widerſpruch gegen die vorgeſchlagene Tagesord⸗ 


9. Große Anfrage Nr. 49 des Abg. Böhm u. Gen. betr. ; : 5 
Umwandlung des Lyzeums. Druckſache Nr. 2123. nung wird nicht laut. Das hohe Haus hat jo beſchloſ⸗ 


10. be ne e 9 i en s 1 5 5 dr jen. Ich ſchließe die Sitzung. 
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155. Sitzung. 
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Schwegmann (D.-Nat.) perſönliche Erklä⸗ 
AI — 

Erſte Beratung der Haushaltspläne für 1926 und zwar: 
a) Kirchenweſen, b) Betriebe, Verkehr und Arbeit, 
e) Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfes betr.: Ausbau der 
Angeſtelltenverſicherung (Druckſache Nr. 2107) 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr.: 
Aenderung des Gerichtskoſtengeſetze (Druckſache 
Nr 21858 zu Nr. 20990) Er AR 

Dr. Bumke (D.-Nat.) 
Raſchke (K. P.) 8 
S s E a A R s 

Abänderungsantrag des Abg. Raſchke und Fraktion (Druck⸗ 
Tate r i N TE ERR 

Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann und Fraktion 
ane e rtr a e a 

Entſchließung der Abg. Schilke, Dr. Bing, Hennke und 
Fatto (Druckſache Rr 1 8 

Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des Abg. 
Dr. Bumke und Fraktion betr.: Ermäßigung der 
Gerichtskoſten (Druckſache Nr. 2155 zu Nr. 2041) 

Zweite Beratung eines Einkommenſteuergeſetzes (Druckſache 
Nr. 8 e er e nn 

Hoffmann (K. P.) 
Dr. Ziehm (D.-Nat.) 
Fooken (S. P. D.) 
r Dre: 

Abänderungsantrag des Abg. Doerkſen und Fraktion zu 

ache , 8 
Doerkſen (D.⸗Nat.) zur Geſchäftsordnung 

Namentliche Abſtimmung über den Abänderungsantrag 
des Abg. Doerkſen und Fraktion zu 77 

Abänderungsantrag des Abg. Doerkſen und Fraktion zu 
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Dr. Ziehm (D.⸗Nat.) zur Geſchäftsordnung 

Namentliche Abſtimmung über den Abänderungsantrag 

des Abg. Doerkſen und Fraktion zu § 8a 
, nie 
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Abänderungsantrag des Abg. Doerkſen und Fraktion zu 
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Abänderungsantrag des Abg. Doerkſen und Fraktion zu 
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Abänderungsantrag des Abg. Doerkſen und Fraktion zu 
Duca , 8 

Doerkſen (D.-Nat.) . An E een 

Abänderungsantrag des Abg. Doerkſen und Fraktion zu 

§ 23 (Druckſache Nr. 2161) E 
Dyck II (D.⸗Nat.) 
Foken (S. FP. D.) 
Doreen r ee 

Abänderungsantrag des Abg. Fooken, Mathieu. Ediger 
u. Frakt. zu $ 23 a (Druckſache Nr. 21677 

Abänderungsantrag des Abg. Doerkſen und Fraktion zu 
a -lsly =... > 5 an md 

Abänderungsantrag des Abg. Hoffmann und Fraktion zu 
$ 43 (Druckſache Nr. 2168) r 

Boecker (D.⸗Nat.) 
Lademann, Staatsrat 

Dr. Ziehm (D.-Nat.) 
Jollen (S PD), 

Ver ee e ern, 
1 der Sitzung infolge Unruhe und Wieder⸗ 
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Abänderungsantrag des Abg. Doerkſen und Fraktion zu 
55 VVV 
änderungsantrag des Abg. Hoffmann und Fraktion 
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Die Sitzung wird 3 Ahr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Dr. Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Staatsrat Lademann, Ober⸗ 
gerichtsrat Kettlitz. 

Präſident: M. D. u. H.! Vor Eintritt in die Tages⸗ 
ordnung gebe ich Herrn Abg. Schwegmann zur Abgabe 
einer perſönlichen Erklärung das Wort. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Herr Abg. Dr. Blavier hat es für richtig gehalten, mich 
in der Sitzung am vorigen Donnerstag, den 25. Februar 
1926, in ſpäter Abendſtunde in einer Weiſe anzugreifen, 
die nicht unwiderſprochen bleiben darf. Ich ſtelle zu⸗ 
nächſt feſt, daß, wie mein Fraktionsfreund, Herr Senft⸗ 
leben, bereits ausgeführt hat, ich dies Haus bereits ver⸗ 
laſſen hatte, um in einer Parteiverſammlung in Oliva zu 
ſprechen. Die Behauptungen des Herrn Abg. Dr. 
Blavier zwingen mich, in der Oeffentlichkeit die Her⸗ 
gänge klarzuſtellen. 


Inm vorigen Sommer wurde ich von einem Herrn, der 
ſich als unſern Parteifreund bezeichnete und der mir auch 
aus einer früheren Wahlbewegung als ſolcher bekannt war, 
durch Fernſprecher angerufen. Derſelbe teilte mir mit, daß 
er mir belaſtendes Material gegen die Deutſch⸗Danziger 
Volkspartei und Herrn Dr. Blavier übergeben wolle. Ich 
erwiderte dem betreffenden Herrn, ich gäbe ihm anheim, zu 

mir zu kommen und mir das Material zu übergeben. 
Darauf entgegnete er mir, daß er das aus beſonderen 
Gründen nicht gut könne und bat mich, bei ihm vorbei⸗ 
zukommen, wobei er mir mitteilte, daß er in einen Hauſe 
Sandgrube ſich aufhalte, alfo in der allernächſten Nähe 
meines Geſchäftszimmers. Ich erwiderte darauf, daß ich jo 
wie ſo außerhalb zu tun hätte und bei ihm vorbeikommen 
würde. Als ich zu dieſem Herrn nach der Sandgrube kam, 
fand ich dort zu meiner Ueberraſchung außer dem erwähn⸗ 
ten Herrn nicht nur Herrn Schröter, ſondern auch eine 
Dame vor, vor allen Dingen aber, was mich beſonders in 
Erſtaunen ſetzte, Herrn Abg. Maier. Die Herren trugen 
mir ſchwere Beſchuldigungen gegen Herrn Dr. Blavier an 
der Hand von Schriftſtücken vor, die ſie in Händen hatten. 
Sie verſicherten dabei, daß alle behaupteten Tatſachen wahr 
ſeien. Ich erwiderte ihnen, daß ſie verſtehen müßten, daß 
ich mir beſondere Zurückhaltung in dieſen Dingen auferlege. 
Sie wüßten ja ſelbſt, was ſie tun könnten. Wenn ihnen 
daran läge, die Beſtrafung des Beſchuldigten herbeizuführen, 
könnten ſie ſich ja an die Staatsanwaltſchaft wenden. Sie 
könnten, ſoweit ſie eine öffentliche Erörterung für richtig 
hielten, ſich an Herrn Redakteur Brödersdorff von den 
Danziger Neueſten Nachrichten wenden. Ich ſetzte dabei 
hinzu, daß die Beſchuldigungen ſo ſchwerwiegender Art 
wären, daß im Intereſſe der Reinlichkeit des öffentlichen 
Lebens eine Klärung geboten erſcheine. Nach einigen Be⸗ 
merkungen gaben ſie mir das ſchriftliche Material, nachdem 
ich mir die Erlaubnis erbeten hatte, dieſes mit einem Par⸗ 
teifreunde durchzuſehen. Das iſt geſchehen. Ich habe dann 
das Material nach ein paar Tagen den betreffenden Herren 
zurückgegeben. Damit war für mich die Angelegenheit er⸗ 
ledigt. Ich habe auch mit keinem anderen Parteimitglied 
dieſe Sache erörtert. Umſo mehr wunderte ich mich, daß 
nicht lange darauf eine Broſchüre, die im Straßenhandel 
verkauft wurde, erſchien. die fih gegen Herrn Dr. Blavier 
richtete. Dieſe Broſchüre enthielt ſehr ſchwerwiegende, mit 
hohen Strafen bedrohte Beſchuldigungen, wie fie auch z u m 
Teil in den mir zugegangenen Schriftſtücken enthalten 
waren. Der Wortlaut war ein völlig anderer. Dieſe Bro⸗ 
ſchüre habe ich vor der Veröffentlichung nicht geſehen. Wie 
dieſer Sachverhalt ergibt, und wie ich ausdrücklich erkläre, 
ſtehe ich der Veröffentlichung einer ſolchen Schrift völlig 
fern. Sie werden mich nicht für ſo dumm halten, daß ich 
an der Veröffentlichung einer ſolchen Schrift mitwirke; 
andererſeits hatte ich keine Veranlaſſung, die Entgegennahme 
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der Mitteilung abzulehnen. Ich habe dieſe ganze Angele⸗ 

genheit damit als erledigt angeſehen. 

Nun hat Herr Dr. Blavier, nachdem er bereits vor 
kurzem hier in dieſem Hauſe entſprechende Andeutungen 
gemacht hatte, es für richtig befunden, auch dieſe Sache hier 
in dieſem Hauſe vorzutragen. Ich kann es getroſt dem 
Urteil dieſes Hauſes und der Oeffentlichkeit überlaſſen, dar⸗ 
über zu befinden. Ob Herr Dr. Blavier ſich damit einen 
guten Dienſt erwieſen hat, überlaſſe ich Ihrer Beurteilung. 
Andererſeits muß ich mich doch wundern, daß Herr 
Dr. Blavier derartige Dinge hier vorbringt. Jedenfalls 
werfen die Dinge ein mehr als eigenartiges Licht auf die 
Verhältniſſe innerhalb der Deutſch⸗Danziger Volkspartei. 
Meine Sache wird es ſein, das in meinen Händen befindliche 
Material zu verwerten,, wie ich es für richtig halte. Dies 
zur Steuer der Wahrheit. 8 

Verwundern muß es allerdings, daß Herr Dr. Blavier 
in den inzwiſchen vergangenen Monaten es nicht für nötig 
gehalten hat, ſich wegen der in der Broſchüre enthaltenen 
ſchwerſten Beſchuldigungen durch gerichtliche Feſtſtellungen 
zu entlaſten. r 
Präſident: Im Auftrage des Aelteſtenausſchuſſes 

habe ich vorzuſchlagen, jetzt nur die Punkte 1—7 zu be- 
handeln und morgen mit den Großen Anfragen anzu⸗ 
fangen, damit ſowohl die Redner, als auch die Negie- 
rungsvertreter wiſſen, wann die Großen Anfragen hier 
behandelt werden. Ich höre keinen Widerſpruch, 
werden ſo verfahren. Ferner habe ich bekanntzugeben, 
daß folgende Haushaltspläne für das Rechnungsjahr 
1926 dem Hauſe zugegangen ſind: 

a) Kirchenweſen, 

b) Betriebe, Verkehr und Arbeit, 

c) Poft- und Telegraphenverwaltung. 

Der Herr Vorſitzende des Hauptausſchuſſes hat mich 
bitten laſſen, dahin zu wirken, daß wir dieje Haushalts- 
pläne ohne Ausſprache an den Ausſchuß ſchicken, damit 
der Ausſchuß ſchon am Sonnabend in die Beratung der 
Pläne eintreten kann. Ich möchte dieſem Wunſche nicht 
nur entſprechen, ſondern ihn auch kräftig unterſtützen 
und Sie bitten, dieſe drei Haushaltspläne dem Ausſchuß 
ohne Widerſpruch zu überweiſen. Ich höre einen Wider⸗ 
ſpruch, es iſt ſo beſchloſſen worden. Wir kommen zum 
erſten Punkt der Tagesordnung: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 

Ausbau der Angeſtelltenverſicherung. 
Drucksache Nr. 2107. Ich eröffne die allgemeine Aus- 
ſprache zu Artikel I. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Ausſprache ift geſchloſſen. Wir kommen zur Ab- 
ſtimmung über Artikel I. Ich bitte die Damen und 
Herren, die Artikel I annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 
Artikel I iſt angenommen. Ebenſo darf ich ohne beſon⸗ 
dere Abſtimmung feſtſtellen, daß Artikel II angenommen 
iſt. Aeberſchrift: angenommen. Wir kommen zur Schlußz⸗ 
abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
Geſetz in der Schlußabſtimmung zuſtimmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit. Das Geſetz ift in allen drei Leſungen angenom⸗ 
men. Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetz⸗ 

entwurfs betr. Aenderung des Gerichtsloſten⸗ 

geſetzes. 
Drucksache Nr. 2153 zu Nr. 2099. Es liegt dazu ein 
Abänderungsantrag Schwegmann vor, weiter ein Ab⸗ 
änderungsantrag Raſchke und eine Entſchließung 
Nr. 2157. Ich eröffne die Ausſprache zu Artikel I. Das 
Wort hat der Herr Abg. Dr. Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): Wir werden 
dem Ausſchußantrag zuſtimmen, d. h. das Geſetz in der 
Faſſung annehmen, wie es aus dem Ausſchuß heraus⸗ 
gekommen iſt. Wir bitten nur, zuvor unſern Antrag, 
Drucksache Nr. 2164, anzunehmen. Dieſer Antrag be- 
zweckt nichts weiter, als dem Senat eine Ermächtigung 
zu geben, das Geſetz vollſtändig in einer überſichtlichen 
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Faſſung nochmals zu verkünden, ſonſt kann ſich der Be⸗ 
amte und das Publikum, die mit dem Geſetz zu tun 
haben, nicht herausfinden. Dieſe ganze Koſtenmaterie 
iſt an ſich ſehr verwickelt und es muß eine neue Publi⸗ 
kation erfolgen. Ich möchte noch etwas hinzuſetzen. Wir 
find an ſich nicht mit der Faſſung einverſtanden, die die 
Koſtengeſetze im Ausſchuß erhalten haben. Ans erſchei⸗ 
nen die Sätze, die dieſe Geſetzentwürfe vorſchlagen, 
immer noch viel zu hoch und wir haben verſucht, im 
Ausſchuß zu erreichen, daß die Mehrheitsparteien ſich 
heute ſchon für eine niedrigere Anſetzung der Sätze ein⸗ 
ſetzen. Das war nicht zu erreichen. Die Regierungs⸗ 
parteien haben allerdings erklärt, daß ſie die jetzige 
Faſſung auch nur als ein Proviſorium anſehen, daß ſie 
alſo, wenn namentlich im Reiche eine Neuordnung er⸗ 
folgen ſollte, mit uns zuſammenarbeiten würden, um eine 
weitere Herabſetzung der Gebühren und Koſten zu er⸗ 
zielen. Das hat uns dazu bewogen, dem Geſetz zuzu— 
ſtimmen; denn die Hauptſache iſt, daß recht ſchnell 
wenigſtens eine gewiſſe Herabſetzung erfolgt. Wir 
wollen hoffen, daß namentlich im Intereſſe der notleiden⸗ 
den Wirtſchaft ſehr bald eine weitere Herabſetzung er- 
folgt; denn, wie geſagt, wir ſind immer noch der Anſicht, 
daß die jetzigen Sätze von der Wirtſchaft nicht getragen 
werden können. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Das 


Einfachſte wäre ja überhaupt, keine Gerichtsgebühren zu 


erheben. Wir ſtellen uns vor, daß das angängig iſt und 
daß der Weg begangen werden kann. Wenn Sie glau⸗ 
ben, daß das Publikum dadurch Luſt hat, ſich des öfteren 
auf dem Gericht ſehen zu laſſen, ſo bin ich der Meinung, 
daß Sie ſich irren. Heute will jeder Menſch ſeine Ruhe 
haben und hat gar kein Verlangen, nach dem Gericht zu 
laufen, wenn nicht wichtige Gründe vorliegen. 
der Zuſammenſetzung der heutigen geſetzgebenden Kör⸗ 
perſchaften wird dieſer Weg wohl nicht beſchritten 
werden. Wir haben auch keine Hoffnung, daß dieſer 
Sell eintreten könnte. Aber dennoch find wir der Mtei- 
nung, daß beſonders für die ärmere Bevölkerung die 
Gerichtskoſten, wenn auch nicht ganz aufgehoben, ſo doch 
erbeblich herabgeſetzt werden müſſen. Wir verlangen 
deshalb in unſerm Antrage, daß Prozeſſe bis zu einem 
Objekt von einſchließlich 500 Gulden von allen Gerichts- 
koſten freizulaſſen ſind. Es wurde uns im Ausſchuß 
entgegengehalten, daß teilweiſe heute ſchon ein derartiger 
Zuſtand beſtände und man verwies auf das Armenrecht. 
M. D. u. H.! Es mag wohl fein, daß es einem oder 
dem andern gegeben iſt, das Armenrecht nachzuſuchen, 
vielen aber nicht. Die holen, um zu ihrem Recht zu 
kommen, den letzten Groſchen aus der Taſche und wollen 
nicht betteln gehen. Schließlich ift das nur ein Bettel- 
gang, der da gegangen werden muß. Aber wenn ſchon 
das Armenrecht gewährt wird, ſo iſt damit noch nicht die 
Koſtenfreiheit ausgeſprochen; denn auf jeden Fall wird 
das Gericht verſuchen, auch dieſe Koſten einzutreiben. 
Wenn das nun Leute trifft, die weniger Einkommen als 
3000 Gulden jährlich haben, fo werden diefe ſehr ſchwer 
getroffen. Auch in dieſer Beziehung geht das Gericht 
bzw. der eintreibende Beamte ſehr ſcharf vor. Wenn 
der Betreffende vielleicht einen Spiegel oder eine Ahr 
an der Wand hängen hat, wird das noch als Luxus be- 
trachtet und ein Siegel wird daraufgeklebt. Der Mann 
iſt verpflichtet, die Koſten zu zahlen, wenn er nicht dieſen 
Gegenſtand aus ſeiner Wohnung herausſchleppen laſſen 
will. Wir ſind dafür, daß die Prozeſſe, deren Obje 

bis 500 Gulden beträgt, koſtenfrei gelaſſen werde, 
wenn das Einkommen des Betreffenden nicht mehr die 
3000 Gulden beträgt. Andererſeits jagen wir, daß DI 


Koſten für die höheren Beträge, vielleicht bis 20 000 
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Maſchte, Abgeordneter.) 


(A) Gulden und mehr, in der heutigen Zeit etwas herauf⸗ 


geſetzt werden könnten. Wir verlangen deshalb in 
unſerm Abänderungsantrag, daß für die Ziffer „14“ im 
letzten Satz des Artikels J die Ziffer „20“ geſetzt wird. 
Wenn Sie mit uns in bezug auf Gebührenfreiheit nicht 
konform gehen wollen, erſuchen wir Sie wenigſtens, 
unſerm Abänderungsantrag zuzuſtimmen, damit beſon⸗ 
ders die kleinen Leute von den hohen Gerichtskoſten be⸗ 
freit werden. Sie werden damit der Bevölkerung eine 
Wohltat erweiſen und ihr den Weg zum Gericht etwas 
erleichtern. 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Schilke. 
Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Die Be⸗ 
ratung dieſes Geſetzes im Rechtsausſchuß hat ergeben, 
daß nicht nur die Deutſchnationale Partei, ſondern 
ſämtliche Fraktionen dieſes hohen Hauſes in dem Gedan⸗ 
ken einig ſind, daß die Gerichtskoſten und ebenſo die An⸗ 
waltsgebühren ſo ſchnell wie möglich herabgeſetzt werden 
müſſen. Es kommt nur darauf an, welchen Weg man 
dabei einſchlagen will. Es gibt eine Möglichkeit, ſofort 
rapide herunterzugehen, das heißt, die jetzigen Gerichts- 
koſten oder Anwaltsgebühren, um es prozentual auszu⸗ 
drücken, um 50 Prozent herabzuſetzen, oder eine weitere 
Möglichkeit, dieſe Ermäßigung ſchrittweiſe vorzuneh⸗ 
men. Wenn wir uns die Steuergeſetzgebung anſehen, 
werden wir leicht zu dem Reſultat kommen, daß ein 
ſchrittweiſer Abbau auch im Intereſſe der Wirtſchaft 
durchaus vorzuziehen iſt. Deshalb haben ſich auch die 
Regierungsparteien zu dieſem Schritt entſchloſſen. Herr 
Abg. Dr. Bumke hat mit Recht darauf hingewieſen, daß 
dieſes Geſetz nur als eine Zwiſchenlöſung anzuſehen iſt. 
ie Regierungsparteien gedenken den Weg zu gehen, daß 
die Gerichtskoſten und die Anwaltsgebühren ſchrittweiſe 
abgebaut werden. Wir hatten mit Rückſicht darauf, daß 
in Preußen wie auch im Reich eine Neuregelung bereits 
im Gange iſt, vorgeſehen, die Beratung dieſes Geſetzes 
auszuſetzen, bis in Preußen bzw. Deutſchland die Neu- 
regelung erfolgt ift. Da nach den neueſten Auskünften, 
die wir von dort bekommen haben, dieſe Neuregelung 
noch einige Wochen, vielleicht auch Monate — bei parla⸗ 
mentariſchen Arbeiten kann man nicht mit beſtimmten 
Zeiten rechnen — dauern wird, jo ijt der Rechtsausſchuß 
zu dem Entſchluß gekommen, daß es ſich empfiehlt, hier 
eine Zwiſchenlöſung vorzunehmen. Als eine ſolche 
Zwiſchenlöſung iſt das Geſetz anzuſehen. 
Was die Abänderungsanträge anlangt, ſo ſtimmen 
wir, das darf ich wohl im Namen der Regierungs- 
parteien erklären, dem Antrag Schwegmann zu. Es iſt 
richtig, daß ſich eine Neufaſſung und eine Neuveröffent⸗ 
lichung empfiehlt, damit die jetzige Faſſung des Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes klar wird. Anſchließend möchte ich noch 
das Erſuchen an die Juſtizverwaltung bzw. an den Senat 
richten, daß nicht nur die Neuveröffentlichung erfolgt, 
ſondern daß auch von Amts wegen eine einheitliche Auf⸗ 
ſtellung der Tarife erfolgt, und zwar im Intereſſe der 
Juſtizverwaltung, wie auch der in Frage kommenden 
Rechtsanwälte und Notare. Gerade bei der letzten Ab⸗ 
Anderung des Gerichtskoſtengeſetzes hat ſich herausgeſtellt, 
daß mehrere Wochen hindurch verſchiedene Tarife in 


enutzung waren, die es natürlich mit ſich brachten, 


daß bei der Prüfung der Anfäge bei Koſtenfeſtſetzungen 
erhebliche Rückfragen erfolgten. Deshalb wird es ſich 
empfehlen, daß man die Sätze genau ſo wie ein Poſt⸗ 
tarif dem Publikum nach außen kenntlich macht, daß ſich 
auch die Yuftigverwaltung dazu aufſchwingt, dieſen Tarif 
durch eine Druckerei, vielleicht die der Strafanſtalt oder 
ſonſtwo drucken zu laſſen. Dieſer Tarif könnte dann 
gegen geringes Entgelt dem Publikum zugänglich ge⸗ 
macht werden. 

Ferner möchte ich bei dieſer Gelegenheit nochmals 
darauf hinweiſen, es wird ja beim Juſtizetat noch mehr 


darüber zu reden ſein, daß man ſich mit dem Gedanken 
der Koſtenmarken, z. B. bei der Einziehung der Gerichts- 
koſten⸗Vorſchüſſe, mehr vertraut machen und dieſes 
Problem zur Löſung bringen möchte. Es iſt ein Ge⸗ 
danke, der ſeit Monaten erwogen wird, aber immer noch 
nicht in die Tat umgeſetzt iſt. Ich halte die Verwirk⸗ 
lichung dieſes Gedankens für einen großen Fortſchritt 
und eine Entlaſtung der ganzen Kaſſengeſchäfte der Juſtiz⸗ 
verwaltung. Natürlich müßte die Sache mit den Koſten⸗ 
marken ſo aufgezogen werden, daß ſie nicht nur bei der 
Gerichtskaſſe erhältlich ſind, ſondern auch bei allen Poft- 
anſtalten, damit das Publikum die Möglichkeit hat, ſich 
überall mit Koſtenmarken einzudecken. Das empfiehlt 
ſich beſonders, weil beim Prozeß die Schnelligkeit mit 
das Wichtigſte iſt. Jeder, der eine Klage einreicht, muß, 
wie die Vorſchrift beſagt, erſt den Vorſchuß zahlen. Es 
wird ſolange gewartet, bis der Vorſchuß eingezahlt iſt, 
wodurch immer eine erhebliche Verzögerung verurſacht 
wird. Dieſe könnte behoben werden, wenn dieſer Weg 
beſchritten wird. Ich bitte, dieſen Weg zu begehen und 
nicht länger mit der Verwirklichung zu warten. 

Den Antrag Raſchke werden wir ablehnen, weil 
er weder im Sinne der ärmeren Bevölkerung liegt, noch 
das erreicht, was Herr Raſchke will. Herr Abg. Raſchke 
iſt auf die Bewilligung des Armenrechts eingegangen. 
Er glaubt, wenn das Armenrecht auch bewilligt, die be- 
treffende Partei doch nicht von der Koſtenlaſt befreit ift. 
Das iſt ein Irrtum. Herr Abg. Raſchke verwechſelt die 
Gerichtskoſten mit den außergerichtlichen Koſten. Wenn 
einer Partei das Armenrecht bewilligt iſt und ſie den 
Prozeß verliert, kann das Gericht ſie nicht davor ſchützen, 
daß der gegneriſche Anwalt verſucht, von ihr feine Ge- 
bühren einzutreiben. Das hat mit den Gerichtskoſten 
nichts zu tun. Würden wir den Antrag Raſchke anneh⸗ 
men, würde dieſer Schutz durchaus nicht erreicht werden. 
Deshalb bitte ich, den Antrag Raſchke abzulehnen. 

Präſident: Die Beſprechung zu Artikel I ift ge⸗ 
ſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich ſchlage 
vor, daß wir zuerſt über den Abänderungsantrag des 
Herrn Abg. Raſchke abſtimmen: 

1. In Artikel, I Ziffer 6 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
„Gegenſtände im Werte bis einſchl. 500 Gulden ſind ge⸗ 
bührenfrei, ſofern das Einkommen des Antragſtellers 
weniger als 3000 Gulden beträgt.“ 

2. Satz 2 der Ziffer 6 wird Satz 3. ' 

3. Im letzten Satz der Ziffer 6 ift für die Zahl „14“ die 
Zahl „20“ zu ſetzen. 

Ich darf wohl über die Ziffern 1, 2 und 3 zuſammen 
abſtimmen laſſen, fie gehören zuſammen. (Abg. Raſchke: 
Jawohll) Wir kommen zur Abſtimmung über die Drud- 
ſache Nr. 2166, Abänderungsantrag zu Artikel I, 
Ziffer 6. Ich bitte die Damen und Herren, die ihm zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Abänderungs⸗ 
antrag Raſchke iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über Artikel I der Vorlage. Ich bitte die Damen 
und Herren, die Artikel 1 annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
Artikel I ift angenommen. Artikel II; angenommen. 
Artikel III:; angenommen. Artikel IV; angenommen. 
Artikel V; angenommen. Artikel VI; angenommen. Zu 
Artikel VII liegt ein Zuſatzantrag des Herrn Abg. 
Schwegmann vor, Druckſache Nr. 2164, den ich zuerſt 
zur Abſtimmung bringe. 

Wir beantragen, der Volkstag wolle folgende Abänderung 

beſchließen: i 
Artikel VII erhält folgenden neuen Abſatz: 

Der Senat wird ermächtigt, die durch dieſes Geſetz 
abgeänderten Geſetze in der Faſſung neu zu verkünden, 
die ſich aus dieſem Geſetze ergibt. $ 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem Abände⸗ 
rungsantrag zuſtimmen wollen, Ti) von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, er ift an- 
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(Präſident.) 
\) genommen. Artikel VII; angenommen. Aeberſchrift: 
„Geſetz über Aenderungen des (preußiſchen) Gerichts- 
koſtengeſetzes vom 27. März 1923, der Gebührenord— 
nung für Notare vom 27. März 1923, des (deutſchen) 
Gerichtskoſtengeſetzes vom 14. Juni 1923, der Gebüh⸗ 
renordnung für Rechtsanwälte vom 20. Mai 1898, der 
Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher vom 14. Juni 
1923 und der Hinterlegungsordnung vom 21. April 1913 
in den für Danzig geltenden Faſſungen“; angenommen. 
Wir kommen zur 
dritten Leſung. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Artikel I bis VII; ange- 
nommen. Aeberſchrift; angenommen. Wir haben nun 
noch die Entſchließung, Druckſache Nr. 2157: 
Wir beantragen: ER 
Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu erſuchen, 
zwecks weiterer Ermäßigung der Gerichtskoſten und An⸗ 
waltsgebühren einen dementſprechend neuen Geſetzentwurf 
dem Volkstage vorzulegen, falls das preußiſche oder 
deutſche Gerichtskoſtengeſetz durch den preußiſchen Land⸗ 
tag bezw. deutſchen Reichstag entſprechend gemindert 
werden ſollte. 
Danzig, den 24. Februar 1926. 


‚hilfe 
und die übrigen Mitglieder der Zentrums = Fraktioır. 


Dr. Bing ; 
und die übrigen Mitglieder der Sozialdem. Fraktion. 


ennke 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchliberal. Fraktion. 
Ich bitte diejenigen, die die Entſchließung annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, die Entſchließung iſt angenom⸗ 
men. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, | € 
abſtimmung zuftimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz 
n {ft in der Schlußabſtimmung angenommen. Wir kommen 
zu Punkt 3 der Tagesordnung: 
Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des 
Abg. Dr. Bumke u. Fr. betr. Ermäßigung der 
Gerichtskoſten. f 
Druckſache Nr. 2155 zu Nr. 2041. Berichterſtatter Abg. 
Dr. Bumke. 
Der Ausſchuß beantragt Ablehnung. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Da der 
Ausſchußantrag auf Ablehnung lautet, halte ich es 
für richtig, über den Antrag ſelbſt abſtimmen zu laſſen, 
alſo poſitiv abzuſtimmen. Ich laſſe über den Arantrag 
ahftimmen. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
Arantrag Dr. Bumke zuſtimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit; der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zu 
Punkt 4 der Tagesordnung: 
Zweite Beratung 


geſetzes. 

el Nr. 2138 zu Nr. 2057. Es find die Abände- 
rungsanträge Druckſache Nr. 2161 mit nachträglicher 
Aenderung, Druckſache Nr. 2167 und Nr. 2168 einge⸗ 
laufen. Ich möchte noch bemerken, daß der Aelteſten⸗ 
ausſchuß empfiehlt, eine allgemeine Beſprechung bei § 1 
abzuhalten. Ich eröffne die allgemeine Beſprechung zu 
$ 1 und bitte, 

reichen. Das Wort hat der Herr Abg. Hoffmann. 
Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Der 
jetzt aus dem Ausſchuß zurückgekommene Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzentwurf hat fih im weſentlichen nicht von dem 
geändert, wie er bei der erſten Beratung dem Volkstage 
vorgelegt wurde. Wir Kommuniſten ſtehen ſeit jeher auf 
dem Standpunkt, ſolange wie dieſes privatkapitaliſtiſche 
Hyſtem beſtehen bleibt, müſſen wir ohne weiteres dazu 
übergehen, die einſchneidenſte Steuer, die Einkommen⸗ 


eines Einkommenſteuer⸗ 


die dem Geſetz in der Schluß⸗ 


die Wortmeldungen rechtzeitig einzu⸗ 


ſteuer, ebenſo wie alle anderen Steuern auf diejenigen zu 
übertragen, die ein Intereſſe daran haben, dies Staats- 
weſen weiter aufrecht zu erhalten. Deswegen erklären wir 
Kommuniſten, daß die ärmeren Schichten der Bevölke— 
rung durch das Einkommenſteuergeſetz nicht betroffen 
werden dürfen. Wir haben dementſprechende Anträge 
im Ausſchuß eingebracht und ſie dort beſprochen. Aber 
wir haben geſehen, daß gleich im Steuerausſchuß ein 
harter Kampf zwiſchen den Regierungsparteien und den 
Deutſchnationalen entbrannte. Die Deutſchnationalen 
ſtanden auf dem Standpunkt, daß auch dies Geſetz, das 
Einkommenſteuergeſetz, trotzdem es ſie ſo minimal zu den 
Abgaben heranzieht, ein Ausnahmegeſetz gegen die 
Agrarier und gegen die Bemittelten ſei. Wir erklären 
folgendes: Wenn Sie wollen, daß dies privatkapitaliſtiſche 
Syſtem weiterbeſtehen bleibt, das doch Ihr Syſtem iſt, 
dann müſſen Sie dazu übergehen, die Laſten des Staates 
auch auf die Schultern derjenigen zu legen, die überhaupt 
die Laſten tragen können. Wir ſind nicht der Meinung, 
daß der Arbeiter auch nur einen Pfennig Einkommen- 
ſteuer zu bezahlen hat. Wir wollen nicht gleich rigoros 
vorgehen und erklären, daß jeder einzige der Betriebe 
dieſe oder jene Stufe bezahlen müſſe. Wir wollen viel- 
mehr verſuchen, den mittleren Schichten eine Erleichte— 
rung zu verſchaffen. Das Geſetz ſagt aber, jeder einzige 
hat 10 Prozent Steuern abzuführen. Wir erklären, daß 
zum mindeſten das Exiſtenzminimum eines Arbeiters oder 
kleinen Bauern freibleiben ſoll. Deswegen haben wir 
unſeren Abänderungsantrag zu § 43 eingebracht, anſtelle 
der Ziffer 240 die Ziffer 3000 zu ſetzen. Das beſagt, 
daß Einkommen bis 3000 Gulden pro Jahr ſteuerfrei 
bleiben ſollen. 

Wenn wir auf die Vorkriegszeit zurückblicken, kön⸗ 
nen wir feſtſtellen, daß etwa 3000 Mark, nicht wörtlich 
gedacht, frei blieben. Sie müſſen in Betracht ziehen, 
daß heute die Lebenshaltung eines Arbeiters, kleinen Be⸗ 
amten und Angeſtellten, ſowie eines Kleinbauern viel 
ſchwieriger iſt als vor dem Kriege. Die Lebensmittel 
find heute um 100, die Bedarfsartikel um 200—300 
Prozent geſtiegen. (Zwiſchenruf rechts.) Dafür können 
wir Ihnen Beiſpiele anführen. Wenn Sie in Friedens- 
zeiten für 1 Pfund Fleiſch 60 Pfennige gezahlt haben, ſo 
zahlen Sie heute 1,20 Gulden. Wenn Sie früher für 
J Paar Schuhe 7,50 Mark zahlten, jo war das ein febr 
guter Schuh. Heute zahlen Sie für denſelben Schuh 
35 Gulden bis zu 50 Gulden, wenn Sie einen anſtän⸗ 
digen Schuh haben wollen. Beſehen Sie ſich die Artikel, 
die der Arbeiter braucht. Eine Bluſe, von denen er 
jährlich 3 bis 4 benötigt, koſtete in Friedenszeiten 1,25 
Mark, heute zahlen Sie für dasſelbe Stück 6 Gulden. 
Wenn Sie erklären, das fei nicht wahr, jo mag es viel- 
leicht fein, daß Sie als Erzeuger in der Landwirtſchaft 
die Ware genau ſo billig bekommen, wie vor dem Kriege. 


Lebensmittel und Bedarfsartikel muß der Arbeiter aber 


100 und mehr Prozent teurer bezahlen als in Friedens⸗ 
zeiten. 


Wenn wir ſagen, daß Steuerfreiheit bis zu 3000 
Gulden nicht zu hoch iſt, können wir das mit gutem Recht 
vertreten. Ein Kleinbauer, der nur ein Einkommen bis 
3000 Mark hat, muß ſteuerfrei bleiben. Die Herren 
Deutſchnationalen ſtanden auf dem Standpunkt, daß jeder 
einzige, der ein Einkommen von 3000 Gulden hat, ſteuer⸗ 
frei bleiben ſolle. Ich will mich nicht feſtlegen. Gewiſſer⸗ 
maken ift jeder Arbeiter und auch der Kleinbauer infolge 
dieſes Geſetzes bis 1300 Gulden ſteuerfrei. Das beſagt 
gar nichts. Wenn Sie wüßten, was ein Arbeiter heute 
zum Lebensunterhalt braucht, würden Sie nicht ſagen, 
daß 3000 Gulden zu hoch ſeien. Dann verlangen wk, 
daß bei der Frau, ftatt „360“ „1000“ zu ſetzen find. Wei 


dies gewiſſermaßen für den Staat einen Ausfall durch 
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das Einkommensſteuergeſetz ſein würde, haben wir auch 
noch weitere Amſtände berückſichtigt. Das geſchieht aber 
nicht, weil wir als ſtaatserhaltende Partei fungieren 
wollen. Wir können heute feſtſtellen, daß die Steuer 
aus dem Einkommen der Beamten, Angeſtellten und Ar⸗ 
beiter über 50 Prozent des Geſamtaufkommens einbringt. 
Alſo ſehen wir, daß die Laſten gerade den ärmeren 
Schichten der Bevölkerung aufgehalſt werden, während 
ee die die Laſten tragen könnten, davon befreit 
ind. 
wenn dies oder jenes Einkommen zuſtande gebracht wird, 
wenn es da iſt, wird die Steuer erhoben. Das ſteht aus⸗ 
drücklich im Geſetz. Beim Arbeiter ſieht es ganz anders 
aus. Ich möchte noch auf eins zurückkommen. Weil der 
Staat durch die Annahme unſeres Antrages einen Mits- 
fall erleiden würde, beantragen wir, den Beſitz etwas 
mehr zu belaſten. Gerade der Beſitz hat ein Intereſſe 
daran, daß das privatkapitaliſtiſche Syſtem weiter be⸗ 
ſtehen bleibt. Er ſoll daher auch die Laſten tragen, die 
zur Erhaltung des Staates notwendig ſind. Deswegen 
haben wir Ihnen in dem Antrag, Druckſache Nr. 2168, 
ganz klar geſagt, wie wir den § 47 abgeändert haben 
wollen. Ich will weiter nicht darauf eingehen. Wenn 
Sie das Rechenexempel machten, würde der Staat mehr 
einnehmen, als Sie aus dem Arbeiter herausſchinden 


wollen, aus dem Sie jo wieſo nichts mehr heraus⸗ 


ſchinden können. Wir wiſſen, daß alle Anträge, die die 
Kommuniſtiſche Fraktion eingereicht hat, abgelehnt worden 
ſind. Weiter haben wir einen Antrag eingereicht, end⸗ 
lich einmal mit dem 10 %igen Lohnabzug aufzuräumen. 
Da haben wir geſehen, daß wir von einer Seite, den 
Deutſchnationalen, unterſtützt wurden. Aber in welcher 
Art und Weile! Sie haben nicht daran gedacht, den 
Arbeiter zu entlaſten, ſondern wollten ihn nur noch mehr 
belaſten. Sie haben geſehen, daß durch den 10 igen 
Lohnabzug nicht mehr ſo viel aus dem Arbeiter heraus⸗ 
geſchunden wird, weil die ſozialen Ermäßigungen dabei in 
Frage kommen, die nach Anſicht der Deutſchnationalen zu 
hoch ſind. Wir ſehen alſo, auf welche Art und Weiſe die 
Deutſchnationalen verſuchten, unſere Anträge zu unter- 
ſtützen. Wir Kommuniſten ſtehen aber auf einem anderen 
Standpunkt. Ich glaube, Sie werden ſich alle an die 
große Bewegung erinnern, als ſeinerzeit der 105 ige 
Lohnabzug beſchloſſen wurde. Da haben ſich die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei und die Gewerkſchaften dafür ein⸗ 
geſetzt, daß dies nicht durchgeführt wurde. Jetzt ſagte der 
Herr Abg. Gebauer im Ausſchuß: „Die Arbeiter ſagen, 
daß es das beſte Syſtem iſt, um von den Arbeitern die 
Steuer zu erhalten. Es ermöglicht dem Arbeiter am 
leichteſten, ſeine Steuer zu zahlen.“ Wir haben kein 
Intereſſe daran, dieſen Staat weiter zu erhalten. Aber 
die Sozialdemokraten ſind heute in der Regierung 
und müſſen alles tun, um den Staat zu er- 
halten. Ich möchte dem Herrn Abgeordneten Ge— 
bauer einmal den Rat geben, ſeine Wähler zu 
einer Maſſenverſammlung einzuberufen. Er ſoll ihnen 
dann die Frage vorlegen, ob ſie damit einverſtanden ſind, 
daß ihnen 10 % des Lohnes abgezogen werden. Ich 
glaube, er wird die gebührende Antwort bekommen. Ich 
will darauf nicht weiter eingehen, aber es iſt klar, daß die 
Sozialdemokraten, ſeitdem ſie in der Regierung ſind, von 
ihrem Programm abweichen. Die Sozialdemokraten 
haben früher immer auf dem Standpunkt geſtanden: 
„Fort mit dieſem Syſtem“. Ich glaube, in Verſamm⸗ 
lungen werden die Sozialdemokraten immer dafür ein⸗ 
treten, dieſem kapitaliſtiſchen Staat das Genick zu brechen, 
aber bei dem Einkommenſteuergeſetz ſehen wir, daß ſie mit 
beiden Händen zugreifen, um dieſes Syſtem zu erhalten. 
Wir erklären, daß die Arbeiter jagen, mit dem 105 igen 

ohnabzug muß aufgeräumt werden. Aber etwas anderes 
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In dieſem Geſetzentwurf ſteht ausdrücklich drin, 
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möchte ich noch erwähnen. Herr Staatsrat Lademann (C 


erklärte, daß der Arbeiter nicht 10 % zu zahlen hat, ſon⸗ 
dern höchſtens 3 oder 212%. Wie es aber in Wirklichkeit 
ausſieht, wird nicht beleuchtet. Ich möchte kurz auf diefe 
Frage eingehen. Ein lediger Bauarbeiter hat z. B. heute 
einen Verdienſt von ſagen wir rund 60 Gulden die Woche. 
Das wären im Monat zirka 250 Gulden. 100 Gulden 
find für den Arbeiter im Monat ſteuerfrei. Da möchte 
ich den Staatsrat Lademann fragen, wieviel Steuern 
dieſer Bauarbeiter noch pro Woche zahlen müßte. Er hat 
im Monat noch 15 Gulden zu zahlen. Wie ſah es vor 
dem Krieg aus? Sie haben im Ausſchuß darauf hin⸗ 
gewieſen, daß jemand, der ein Einkommen von 250 Mark 
hatte, im Monat 14 Mark Steuern zahlte. Wie ſieht es 
heute aus? Wir müſſen aber immer in Betracht ziehen, 
wie früher die Verhältniſſe lagen und heute. Früher hat 
ein Arbeiter keinen Verdienſt von 250 Mark gehabt. 
Wenn der Verdienſt hoch war, hatte ein qualifizierter 
Arbeiter ungefähr im Monat 160 Mark. Nun erklären 
Sie, wiepiel Steuern er dann bezahlt hat? (Staatsrat 
Dr. Lademann: 8,38 Markl!) Heute zahlt er aber 
15 Gulden, trotzdem die Verhältniſſe ganz anders liegen. 
Was braucht der Menſch heute zum Leben? Wir ſagen, 
daß die Lebensmittel zum Teil um 100 % und die Be- 
darfsartikel um 200 % geſtiegen find. Wir ſehen aber, 
daß der Lohn, den heute ein Arbeiter hat, um 50 unter 
dem Friedensreallohn ſteht. Wir wiſſen ganz genau, daß 
dieſes Geſetz es der rechtsſtehenden Klaſſe ermöglichen 
wird, ſich von der Steuer zu befreien. Wie ſieht es aber 
für den Arbeiter aus? Im 8 72 wird darauf hingewieſen, 
daß auch der Arbeiter reklamieren kann, wenn er zuviel 
Steuern im Jahre gezahlt hat. Wie ſieht es aber in 
Wirklichkeit aus? Vor dem Krieg war es ſo, daß einem 
Arbeiter, der nachweiſen konnte, daß er ſechs Wochen 
arbeitslos geweſen war, ein Quartal Steuern geſtrichen 
wurde. Heute iſt das nicht ſo. Der Arbeiter kann zwar 
reklamieren, ich möchte aber wiſſen, welcher Arbeiter 
dieſes Geſetz überhaupt zu Geſicht bekommen wird. Es 
wird nur ein ganz kleiner Bruchteil fein, der fih das Ge- 
ſetz hier und da beſchaffen kann. Wenn heute ein Arbeiter, 
vielleicht im April, drei Wochen arbeitet und einen Wochen⸗ 
verdienſt von 50 Gulden hat, das wären 200 Gulden im 
Monat, dann müßte er zum mindeſten 10 Gulden Steuern 
zahlen. In dieſer Stufe wurden im Vierteljahr vor dem 
Kriege 4,80 Mark. an Steuern bezahlt. Heute ſoll der 
Arbeiter pro Monat 10 Gulden Steuern zahlen, das ſind 
im Vierteljahr 30 Gulden. Die Steuer ift alſo ſechsmal 
io hoch wie in Friedenszeiten. Hatte der Arbeiter im 
Frieden 6 Wochen keine Arbeit, wurde ihm die Steuer 
für ein Quartal geſtrichen. Heute wird ihm dieſe Steuer 
vom Lohn abgezogen, und damit baſta. Ob er dann eine 
Reklamation einreicht oder nicht, liegt an dem Arbeiter. 
Da aber heute große Arbeitsloſigkeit herrſcht, werden wir 
ſehen, daß heute jemand, der vielleicht ein paar Wochen 
arbeitet, das Geld ſchwer zurückbekommen wird. Wir 
haben ſchon beim Problem der Arbeitsloſigkeit darauf hin⸗ 
gewieſen, daß ein großer Teil der Arbeiter verſuchen 
muß, das Leben irgendwie zu friſten. Wir ſehen, daß 
viele Arbeiter hinter Gefängnismauern ſitzen, und ein 
großer Teil verſucht, anderswo Anterkunft zu finden, 
vielleicht auf dem Lande. Der Arbeiter iſt nicht ſo ge⸗ 
ſchult, er denkt vielleicht gar nicht daran, eine Reklamation 
einzulegen. Das ift eine große Ungerechtigkeit für die 
geſamte Arbeiterſchaft. Wir beantragen deshalb, daß 
der Abſatz über den 10% igen Lohnabzug aus dieſem Ge⸗ 
ſetz geſtrichen wird. Wir wiſſen ja, daß die Anträge der 
Kommuniſtiſchen Fraktion nichk ohne weiteres ange⸗ 
nommen werden. Deſſen ungeachtet haben wir unſeren 
Antrag geſtellt, um der Bevölkerung immer wieder zu be⸗ 
weiſen, wo ihre Feinde ſitzen. Ich glaube ſicher, daß aus 
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dem Geſetz vielleicht mehr für die Deutſchnationalen 
herauskommen wird als für die Arbeiter. Alſo muß mit 
dieſem Syſtem einmal aufgeräumt werden. Wir haben 
den Arbeitern zu erklären: Von der jetzigen Regierung 
habt Ihr ebenſo wenig zu hoffen, wie von der deutſch⸗ 
nationalen. Alſo hinweg mit dieſem Syſtem, dann wird 
es beſſer für die Arbeiterſchaft werden. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich habe bei der erſten Beratung des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes hier im Plenum erklärt, daß wir an der Er⸗ 
ledigung dieſes Geſetzes, das ſowohl für die Staats⸗ 
finanzen, wie auch für die Wirtſchaft von ſehr großer 
Bedeutung iſt, mitarbeiten werden und auf eine Be⸗ 
ſchleunigung hinwirken wollen. Wir haben im Ausſchuß 
ein ganzes Bündel von Abänderungsanträgen geſtellt, die 
wir für notwendig hielten, um der beengten Wirtſchaft die 
ihr perſprochenen Erleichterungen auch wirklich zu ver- 
ſchaffen und um ſteuerliche Angerechtigkeiten, die dies 
Geſetz enthält, zu beſeitigen. Jeder, der unſere Anträge 
aufmerkſam durchgeleſen hat und jeder, der unſere Be⸗ 
gründung im Ausſchuß mit anhörte, wird uns beſtätigen, 
daß wir die Anträge im Rahmen des Möglichen und nach 
unſerer Anſicht ſogar im Rahmen des abſolut Not⸗ 
wendigen gehalten haben, und daß wir die Anträge ſach⸗ 
lich und ſehr eingehend begründet haben. (Abg. Buckma⸗ 
kowſki: Zugunſten der Großagrarier!) Es wird uns 
immer, wenn wir hier als Oppoſitionspartei Anträge 
ſtellen, entgegengehalten, die Anträge ſeien nur agita⸗ 
toriſch. Auch hier bei dieſem Geſetz iſt uns dieſer Ein⸗ 
wand entgegengehalten worden, und ich muß es feſtſtellen, 
er ift mir gegenüber auch von Seiten des Herrn Re- 
gierungsvertreters erhoben worden. Es iſt das aus dem 
Munde eines Regierungsvertreters ein unerhörter Bor- 
wurf (Dr. Bumke: Sehr richtig!), den ich mir, und ich 
muß das im Namen und im Auftrage meiner Fraktion 
erklären. ausdrücklich verbitte. (Abg. Philipſen: Sehr 
gut!) Der Vorwurf iſt um fo unberechtigter, als unſere 
meiſten Anträge weiter nichts enthalten, als was im 
Deutſchen Reiche die Regierung vorgeſchlagen hat, und 
was dort von allen Parteien angenommen wurde. (Abg. 
Dörkſen: Sehr richtig! — Abg. Dr. Bumke: Hört, hört! — 
Zuruf des Abgeordneten Mau.) 

Leider ſind unſere Anträge meiſtens, und gerade die 
wichtigſten, von der Regierung und den Regierungs- 
parteien abgelehnt worden. Auf unſere ſachlichen, tief in 
den Stoff eindringenden Begründungen iſt vielfach von 
den Regierungsparteien überhaupt nicht eingegangen 
worden. (Abg. Dörkſen: Sehr richtig!) Wir hatten den 
den Eindruck, nehmen Sie es uns nicht übel, meine Herren, 
als wenn Sie darauf nicht eingehen wollten, als wenn 
Sie unſere Ausführungen überhaupt nicht hören wollten. 
Wir finden eine Beſtätigung dieſer unſerer Auffaſſung 
barin, daß bei Beratung febr wichtiger Anträge und bei 
der Begründung Vertreter einer bürgerlichen Partei den 
Ausſchuß verließen und erſt zurückkehrten, als ſie zur Ab⸗ 
ſtimmung herangerufen wurden. (Abg. Dörkſen: Hört, 
- bört!) Damit entwürdigt man das parlamentariſche 
Syſtem. (Abg. Philipſen: Sehr gut!) Damit entwürdigt 
man es zu einem geiſtloſen Mechanismus. (Zuftimmung! 
rechts.) Auch unſer Antrag, eine dritte Leſung vorzu⸗ 
nehmen, um die Arbeit im Plenum zu entlaſten, iſt ab⸗ 
gelehnt worden. Darum bleibt uns nichts anderes übrig, 
als die Anträge hier zu wiederholen und vor aller Oeffenk⸗ 
lichkeit zu begründen. Das find wir den Steuerpflichtigen 
ſchuldig, für die der Entwurf zum Teil eine Vergewal⸗ 
tigung bedeutet. Das ſind wir der geſamten Wirtſchaft 


— ſchuldig, die die Belaſtung nicht tragen kann, das find wir 


dem Staat ſchuldig, der letzten Endes den Schaden hat. 


M. D. u. H.! In formeller Beziehung haben wir an (0) 


dem Geſetzentwurf im Ausſchuß ausgeſetzt, und das des 
Näheren begründet, daß er ſich vielfach mit ſeiner eigenen 
Begründung in Widerſpruch ſetzt. Das gilt zunächſt für 
die formelle Anlehnung an die deutſchen Beſtimmungen. 
Die Begründung zum Entwurf erklärt, daß zur Erſparnis 
von Arbeitskraft und Geld die möglichſte Anlehnung an 
deutſche Beſtimmungen angeſtrebt ſei. Die Begründung 
weiſt mit Recht darauf hin, daß dadurch die deutſche Fach⸗ 
literatur und Rechtſprechung der Danziger Bevölkerung 
nutzbar gemacht werde. Ich möchte noch hinzufügen, daß 
das große Deutſche Reich ganz andere Kräfte zur ſyſtema⸗ 
tiſchen und wiſſenſchaftlichen Durcharbeitung der Geſetze 
hat, als wir in unſerem kleinen Staate. (Abg. Dyck II: 
Sehr gut!) Wir haben doch oft die Erfahrung gemacht, 
meine Damen und Herren, daß ein Verſuch, hier eigene 
Wege gehen zu wollen, mit einem Mißerfolg bezahlt 
worden iſt. (Zuſtimmung! rechts.) Das gilt beſonders 
auf dem Gebiete des Steuerweſens, wo hier in der Ver⸗ 
waltung die Kräfte zur Verwirklichung eigener geſetz⸗ 
geberiſcher Ideen unzulänglich ſind (Abg. Dyck II: Sehr 
gut! — In Ihrer Fraktion! bei den Kommuniſten), und 
wo ein bedenkliches Maß von Weltfremdheit gegenüber 
den wirtſchaftlichen Dingen herrſcht. 


Wenn ich von Anlehnung an die deutſchen Be- 
ſtimmungen ſpreche, ſo meine ich in erſter Linie eine for⸗ 
melle Anlehnung. Da, wo eine ſachliche Abweichung aus 
den beſonderen Verhältniſſen unſeres Freiſtaates heraus 
notwendig iſt, iſt dagegen natürlich nichts einzuwenden. 
Wir haben im Ausſchuß an vielen Stellen nachgewieſen, 
daß die Abweichung vom deutſchen Muſter, dem man ſich 
im übrigen angeſchloſſen hat, erfolgt iſt, ohne daß ein 
Grund erſichtlich war, und ohne daß ein Grund angegeben 
werden konnte. Beſonders fühlbar zeigt ſich, daß die 
Regierung verſucht hat, auf dem Gebiete der Beſteuerung 
der Landwirtſchaft eigene Wege zu gehen (Sehr richtig! 
rechts), die, wie wir nachgewieſen haben, ſehr unglückliche 
Wege ſind und zu den ſchwerſten Erſchütterungen führen 
können und wie wir überzeugt ſind, führen werden. (Abg. 
Dörkſen: Sehr richtig) Es find Irrwege, die ſicherlich 
nicht zu dem Ziel führen werden, das Sie, m. H., er- 
ſtreben. (Abg. Buckmakowſki: Was haben Sie 1924 ge- 
tan?) In der Begründung des Entwurfs heißt es, daß 
künftig Einkommenſteuer von ſolchen Betrieben nicht mehr 
erhoben werden ſoll, die kein Einkommen haben. Nach 
dem Geſetzentwurf ſelbſt aber hat die Regierung einen 
Berufsſtand, die Landwirtſchaft, weiterhin einer Ein⸗ 
kommenſteuer unterworfen, auch wenn fie Verluſte hat. 
(Sehr richtig! rechts.) Wir werden auch dies des Näheren 
nachweiſen. Der Geſetzentwurf läßt nach den im Aus⸗ 
ſchuß erfolgten geringen Abänderungen die nötige Rück⸗ 
ſicht auf die Wirtſchaftslage vermiſſen und ſetzt ſich mit 
der eigenen Erklärung der Regierung in Widerſpruch, die 
ſie in ihrem Wirtſchaftsprogramm abgegeben hat und 
worin ſie feierlich verſicherte, daß ſie den tatkräftigen 
Abbau der Steuern als ihre vornehmſte Pflicht anfäbe. 
Ich wiederhole: tatkräftiger Abbau’ und vornehmſte 
Pflicht! Dieſes Geſetz bringt den verſprochenen tat- 
kräftigen Abbau der Steuern in keiner Weiſe. Im Gegen⸗ 
teil, es bringt eine ſehr erhebliche Mehrbelaſtung. Es 
bringt in den meiſten Stufen eine Erhöhung der Steuer 
um 5—12 % gegenüber der bisherigen Steuer. Wo bleibt 
da das Verſprechen? (Sehr gut! rechts.) Dazu kommt, 
darauf muß ich hinweiſen, daß ſich die Regierung in der 
Begründung ausdrücklich vorbehalten hat, nachträglich 
eine weitere Steigerung des Steuerertrages zu bean- 
tragen, falls die Bemühungen, den Haushaltsplan ohne 
Vermehrung des Steuerdrucks ins Gleichgewicht zu 
bringen, keinen Erfolg haben ſollten. In der ſozialiſtiſchen 
Preſſe haben wir ja auch bereits geleſen, daß man eine 


Volkstag Danzig. — 155. Sitzung. 


Mittwoch, den 3. März 1926. 


(Dr. Ziehm, Abgeordneter.) 


A) Erhöhung der Einkommen- und Vermögensſteuer bringen 


müſſe, um die Koſten für die Erwerbsloſen aufzubringen. 
M. D. u. H.] Ich möchte es nicht unterlaſſen, an dieſer 
Stelle auf das Wirtſchaftsprogramm der deutſchen 
Reichsregierung hinzuweiſen. Die Reichsregierung hat 
dem Reichstag ein Wirtſchaftsprogramm vorgelegt und 
hat es durch den Reichskanzler, den Reichsfinanzminiſter 
und den Reichswirtſchaftsminiſter begründen laſſen. Der 
weſentlichſte Punkt dieſes Wirtſchaftsprogramms iſt eine 
Steuerſenkung. Es iſt intereſſant, wie die Reichsregierung 
das begründet. Sie hat ſich nach ihrer eigenen Erklärung 
zu dieſen Steuerſenkungen nicht etwa entſchloſſen, weil die 
Finanzen des Deutſchen Reiches beſonders günſtig ſeien, 
ſondern weil die Regierung, wie ſie erklärt, davon über⸗ 
zeugt iſt, daß Deutſchlands Wirtſchaft ſo in Not iſt, daß 
eine Herabſetzung der Steuern zu ihrer Erholung abjolut 
notwendig iſt. Wie der Reichsfinanzminiſter erklärte, 
hofft man dadurch zu einer Beſſerung der Wirtſchafts⸗ 
kriſe zu kommen. Die Reichsregierung verſpricht ſich da⸗ 
von auch, das iſt ausdrücklich ausgeſprochen, einen finan⸗ 
ziellen Erfolg, indem ſie davon ausgeht, daß die Er⸗ 
holung der Wirtſchaft die Gefahr der Steuereinbuße 
kompenſieren wird. Das ſind die Worte des Reichsfinanz⸗ 
miniſters. Der deutſche Reichskanzler hat erklärt, nur ſo 
wäre es möglich, der großen Maſſe der Notleidenden, ins⸗ 
beſondere den Erwerbsloſen, wirklich zu helfen. Ein er⸗ 
hebliches Hindernis für die Erholung der Wirtſchaft liegt, 
wie der deutſche Kanzler ſagt, in den über das erträgliche 
Maß hinausgehenden Steuern. Er fährt fort: „Wenn das 
richtig iſt, dann muß man auch die Folgerung daraus 
ziehen, daß die Steuerſenkung das Ergebnis zur Anter⸗ 
bindung der Not iſt.“ Die Steuerermäßigung ſoll der 
Antrieb für die Ankurbelung der Wirtſchaft ſein. Das 
ſind dieſelben Gedankengänge, denen wir Deutſchnationale 
hier wiederholt, leider ohne Erfolg, Ausdruck gegeben 
haben. In Danzig, das wird niemand leugnen, geht es 
der Wirtſchaft noch viel ſchlechter als im Deutſchen Reich. 
Nun kommen Sie, m. D. u. H.], von den Regierungs- 
parteien, mit einer Erhöhung der Steuer, insbeſondere 
hier mit einer Erhöhung der Einkommenſteuer. (Abg. 
Plettner: In Deutſchland 14 %, hier 30!) Die Wirtſchaft, 
namentlich die kleinen Gewerbetreibenden können jetzt 
ſchon die beſtehenden Steuern nicht tragen (Sehr richtig! 
rechts), und Sie wollen noch mehr Laſten auf die Shul- 
tern der Wirtſchaft legen und glauben trotzdem Ihr Pro⸗ 
gramm aufrechterhalten zu können, daß Sie der Wirt- 
ſchaft helfen wollen. Für uns beſteht da ein Gegenſatz, 
der uns nicht verſtändlich iſt. Aber damit nicht genug, 
m. D. u. H., auch da, wo das finanzielle Ergebnis nicht 
den Ausſchlag gibt, lehnen Sie Forderungen der Wirt⸗ 
ſchaft ab und ſchieben ſteuertechniſche Gründe vor. Ich 
frage: Hat die Steuertechnik ſich der Wirtſchaft anzupaſſen, 
oder foll es umgekehrt fein? (Sehr gut! rechts.) Be⸗ 
ſonders ſchwer verfündigen Sie ſich in dieſer Beziehung 
an der Landwirtſchaft. (Zwiſchenrufe links.) Ich gehe auf 
Ihre Zurufe nicht ein (Bravo! rechts), ſonſt könnte ich 
nachweiſen, in welcher Weiſe wir, als wir in der Regie⸗ 
rung waren, den Steuerabbau vorgenommen haben. 
(Zwiſchenrufe und Anruhe links.) 

Präſident: Ich bitte, ſich ſich doch zum Wort zu 
melden und nachher zu ſprechen. 


Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Die Landwirte 
wünſchen als Steuerabſchnitt das für ſie übliche Wirt⸗ 
ſchaftsſahr vom 1. Juli bis zum 30. Juni. (Abg. Dyck: 
Sehr richtig!) Das ift der Zeitpunkt, an dem fih das 
Wirtſchaftsergebnis überſehen läßt. In dem Kalender- 
jahr, das am 31. Dezember abſchließt, iſt die Ernte noch 
nicht verwertet, und der Landwirt weiß noch nicht, wie 
boch ſein Einkommen iſt. Im Deutſchen Reich hat des⸗ 
bald die Reichsregierung als Steuerabſchnitt für die 


Landwirtſchaft dieſen Zeitpunkt in das Geſetz eingeſtellt. 
(Hört, hört! rechts.) Der Reichstag hat dem, ohne daß 
von einer Seite Widerſpruch erhoben wurde, zugeſtimmt. 
(Abg. Doerkſen: Hört, hört!) Sie, m. D. u. H., von den 
Regierungsparteien, lehnen dieſen Wunſch der Landwirt- 
ſchaft, obwohl er nichts koſtet, aus ſteuertechniſchen 
Gründen ab. Die Wirtſchaft fordert ferner den drei⸗ 
jährigen Durchſchnitt als Grundlage der Einkommen- 
beſteuerung. Der Volkstag hat vor längerer Zeit ein⸗ 
mütig eine Entſchließung gefaßt, daß man ſo bald wie 
möglich zu dem dreijährigen Durchſchnitt zurückkehren 
möge. Sie, m. D. u. H., erklären, daß Sie im Prinzip 
für den dreijährigen Durchſchnitt ſind, Sie ſagen aber, 
wir befinden uns noch in einer Aebergangszeit und können 
deshalb den dreijährigen Durchſchnitt noch nicht einführen. 
Wir haben dem Rechnung getragen und eine Hebergangs- 
beſtimmung vorgeſchlagen. Sie haben ſie abgelehnt. Nun 
frage ich Sie: Soll man in einem Geſetz, das wie dieſes, 
für die Dauer beſtimmt ift, die Verhältniſſe zugrunde 
legen, welche vorübergehend find, oder Verhältniſſe, 
welche dauernd ſind? Wir ſind der letzteren Anſicht, Sie 
ſind der erſteren Anſicht. M. D. u. H.! Sie haben eine 
Entſchließung vorgeſchlagen. Wir haben, offen ge⸗ 
ſtanden, zur Verwirklichung dieſer Entſchließung nicht das 
Vertrauen, nachdem Sie eine Entſchließung, welche vom 
Volkstag einmütig gefaßt worden war, und die dahin 
ging, daß die Amſatzſteuer beſeitigt werden ſollte, nicht 
verwirklicht haben. Die Beſtimmungen über die Be⸗ 
ſteuerung der Landwirtſchaft laſſen, das iſt im Ausſchuß 
des Näheren dargelegt worden, jedes Verſtändnis für die 
landwirtſchaftlichen Verhältniſſe vermiſſen. (Sehr richtig! 
rechts.) Sie bedeuten, auch dem wurde Ausdruck ge- 
geben, eine rohe Vergewaltigung der Landwirtſchaft. 
(Sehr wahr! rechts.) Sie enthalten, das iſt des Näheren 
begründet worden, ein Ausnahmerecht gegenüber der 
Landwirtſchaft. (Abg. Plettner: Weil ſie Steuern zahlen 
ſoll.) Nein, weil von Ihnen eine Einkommenſteuer auch 
da gefordert wird, wo kein Einkommen da iſt. (Sehr 
wahr! rechts.) M. D. u. H., ich ſpreche das nicht leichten 
Herzens aus, ſondern aus voller Aeberzeugung und im 
Bewußtſein der von mir damit übernommenen Verant⸗ 
wortung. Sie haben zwar unſeren Antrag angenommen, 
auch dem Landwirt, ebenſo wie jedem anderen Steuer ⸗ 
pflichtigen, die Anrechnung der ſozialen Abzüge für Frau 
und Kinder zuzubilligen, dafür haben Sie die Sätze für 
die Abgeltung des eigenen Verbrauchs und der eigenen 
Wohnung in einer ſolchen Höhe neu feſtgeſetzt, daß es 
zu ganz unmöglichen Ergebniſſen führt. Wir haben 
Ihnen ſchon im Ausſchuß geſagt, daß das unmöglich auf- 
recht erhalten werden kann. Ich habe nun heute auf 
meinem Platz den Antrag der Regierungsparteien ge⸗ 
ſehen, daß ſie ſich entſchloſſen haben, dieſe Sätze herab⸗ 
zuſetzen. Aber auch dieſe Herabſetzung iſt, wie Ihnen 
von ſachkundiger Seite dargelegt werden wird, noch nicht 
den wirklichen Verhältniſſen entſprechend. (Abg. Dörkſen: 
Sehr richtig! — Zuruf des Abg. Fooken.) Die Herren 
werden ja ihren Antrag begründen und wir würden uns 
darüber freuen, wenn Sie ſachlich dazu Stellung nehmen. 
Die Beſtimmungen über Buchführung find auf unjeren 
Hinweis über den Widerſinn der erſten Beſtimmungen 
etwas abgeändert worden. Arſprünglich lautete die Be⸗ 
ſtimmung jo: „Wenn ein Landwirt Bücher führt, fo fol 
er nach dem Ergebnis der Bücher und nicht nach dem 
Pauſchwert veranſchlagt werden.“ Dagegen iſt nichts 
einzuwenden. Jetzt kommt aber der Haken: „Wenn aber 
das Ergebnis der Buchführung nicht den Pauſchſätzen 
entſpricht, ſo ſollen die Pauſchſätze gelten.“ 

M. D. u. H.! Ift es uns übel zu nehmen, wenn 
wir erklärt haben, das klinge wie eine Verhöhnung? Jetzt 
haben Sie die Beſtimmung geändert, jetzt haben Sie vor⸗ 
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(A) gefchrieben, die Buchführung ſoll dann nicht gelten, wenn 


ihr Ergebnis im GGegenſatz zu den Erträgen gleichartiger land- 
wirtſchaftlicher Betriebe ſteht. Auch das iſt, ich bitte, mir den 
Ausdruck nicht übel zu nehmen, ein Anſinn. (Abg. Doerkſen: 
Sehr richtig! Lachen links.) Jedenfalls iſt es nicht mit dem 
„Prinzip vereinbar, daß die Einkommenſteuer das inbi- 
viduelle Einkommen des einzelnen Steuerpflichtigen er⸗ 
fallen ſoll. (Abg. Philipſen: Sehr gut!) Mutet man 
auch anderen Berufen zu, daß ihre Buchführung dann 
nicht gelten ſoll, wenn das Ergebnis nicht dem entſpricht, 
was gleichartige Betriebe abwerfen. (Sehr gut! rechts.) 
Veranlagt man einen Reeder, einen Spediteur, einen 
Handwerker oder einen Arzt deshalb höher, weil andere 
Reeder, andere Spediteure, andere Handwerker oder 
andere Aerzte ein höheres Einkommen haben! Bei dieſen 
Berufen denkt kein Menſch, nehmen Sie es mir nicht übel, 
an ſolchen Anſinn, warum bei der Landwirtſchaft? (Zu- 
ruf!) Weiß man nicht, daß der eine Landwirt, fei es in⸗ 
folge natürlicher Einwirkungen, ſei es infolge größerer 
Tüchtigkeit, mehr aus ſeinem Gut herauswirtſchaftet, als 
ein anderer mit gleichartigem Betrieb! Warum macht 
man ferner bei der Landwirtſchaft die Berückſichtigung der 
Buchführung von einem beſonderen Antrag abhängig, 
während die Buchführung bei allen anderen Berufen ohne 
weiteres ohne einen ſolchen Antrag berückſichtigt wird. 
(Abg. Plettner: Man traut eben der Landwirtſchaft 
nicht) Daran liegt es, Herr Abg. Plettner, gut, daß Sie 
das gejagt haben. Man traut der Landwirtſchaft nicht. 
Das iſt das, was die Landwirte ſo in Erregung bringt, 
daß man einen ganzen Berufsſtand unter ein Ausnahme⸗ 
recht ſtellt, einen Berufsſtand, der für die Erhaltung des 
Staates von der größten Bedeutung iſt, daß man einen 
ganzen Berufsſtand als Betrüger hinſtellt. (Abg. 


Liſchnewſki: Früher hat der Arbeiter mehr Steuern bezahlt 
als der Gutsbeſitzer) Das find Ausnahmebeſtimmungen 
(B) gegen die Landwirtſchaft, die, wie meine Freunde an- 
nehmen, auf einer feindſeligen Einſtellung gegenüber der 
Landwirtſchaft beruhen, die eine ſteuerliche Angerechtig— 
keit bedeuten. 


Zu meinem Bedauern hat auch der Herr Leiter des 
Landesſteueramtes es gar nicht verſucht, auf die Re- 
gierungsparteien dahin einzuwirken, unſeren berechtigten 
Anträgen zu entſprechen. Wir ſind davon überzeugt, daß, 
wenn Herr Senator Dr. Volkmann nicht erkrankt wäre, 
wenn er bei den Beratungen hätte zugegen ſein können, 
es nur fünf Minuten gedauert hätte, daß Herr Senator 
Dr. Volkmann Sie von der Berechtigung unſerer Anträge 
überzeugt hätte. (Abg. Brill: War das nicht etwas un⸗ 
vorfihtig!) Dann hat man die Pauſchſätze, um einen 
Ausdruck aus der Revolutionszeit zu benutzen, im Geſetz 
verankert. M. D. u. H.! Das iſt unpraktiſch, das wider⸗ 
ſpricht auch der gewöhnlichen geſetzlichen Aebung. Die 
Pauſchſätze gehören nicht in das Geſetz, ſie gehören in die 
Ausführungsbeſtimmungen (Sehr richtig! rechts), wo ſie 
früher immer enthalten waren, und wo ſie ſich auch heute 
noch im Deutſchen Reiche befinden. Die lange Erörterung 
im Steuerausſchuß hat, glaube ich, jeden überzeugen 
können, daß Steuerausſchuß und Plenum des Volkstages 
nicht der geeignete Ort ſind, um Beſtimmungen über die 
Pauſchſätze zu treffen. (Sehr richtig! rechts.) Das ift 
eine Arbeit der Verwaltung und nicht der Geſetzgebung. 
(Wo Sie fiken, Sie und Dr. Volkmann! links. — Abg. 


Liſchnewſki: Das kann nur Seine Majeſtät von Gottes 


Gnaden machen, die anderen find zu dumm!) Es müſſen 
die verſchiedenen örtlichen Verhältniſſe berückſichtigt 
werden und auch die verſchiedenen zeitlichen Verhältniſſe. 
Darum hat man das im Deutſchen 
Grunde den Ausführungsbeſtimmungen überlaſſen. In 
Danzig hat man das nicht getan. Im Steuerausſchuß und 
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zur Feſtſtellung ſolcher Sätze notwendigen ſteuerlichen (C 


Beweiserhebungen erfolgen. Dazu iſt der Geſetzgeber 
auch nicht da. Das iſt Aufgabe der Verwaltung. Wir 
bitten Sie daher, die ganzen Beſtimmungen über die 
Pauſchſätze aus dem Geſetz zu entfernen. Ferner: die 
Pauſchſätze ſind nach ihrer Natur nicht Steuerſätze, die 
unanfechtbar ſind, ſondern ſie ſollen nur Hilfsmittel 
zur Feſtſtellung des Einkommens ſein. (Sehr richtig! 
rechts.) M. D. u. H.! Sie haben in Ihrem Geſetz Be- 
ſtimmungen getroffen, die die Nachprüfung dieſer Pauſch⸗ 
ſätze im Rechtsmittelverfahren entziehen. Wir verlangen 
für die Landwirtſchaft kein Ausnahmerecht zu ihren 
Gunſten. Wir verlangen aber, daß ſie nicht ſchlechter 
geſtellt wird als andere Steuerpflichtige. Wir verlangen, 
daß den ſteuerpflichtigen Landwirten wie jedem anderen 
Steuerpflichtigen der Rechtsmittelweg offen bleibt und der 
Beweis darüber nicht abgeſchnitten wird, daß eine von 
den Pauſchſätzen abweichende Schätzung geboten iſt. Nun 
haben Sie im Ausſchuß zwar die urſprüngliche, ſtarre 
Beſtimmung etwas gemildert, was ich feſtſtelle, Sie haben 
aber dem Landwirt den Beweisantritt nur in beſchränkter 
Weiſe zugeſtanden, wenn er fortlaufend Aufzeichnungen 
über ſeine Einnahmen und Ausgaben macht, und Sie 
haben dazu noch die Einſchränkung hinzugefügt, daß die 
Behörden die Aufzeichnungen als vollſtändig und richtig 
anerkennen müſſen und endlich, daß nur eine erhebliche 
Abweichung von den Pauſchſätzen berückſichtigt wird. 

M. D. u. H., dann bleibt es ziemlich beim alten. Auch 
dann iſt dem Landwirt verwehrt, was jedem anderen 
Steuerpflichtigen offen ſteht, nämlich der freie Beweis. 
durch jedes wie auch immer geartete Beweismittel, daß 
ſeine Heranziehung zur Einkommenſteuer auf Grund der 
Pauſchſätze unrichtig iſt und ſeinem wirklichen Einkommen 
nicht entſpricht. Das Geſetz bietet alfo auch nach den Ab- 
weichungen hin den Charakter eines rechtswidrigen Aus⸗ 
nahmegeſetzes. (Sehr richtig! rechts.) Ausnahmegeſetze 
ſind aber nach ausdrücklicher Vorſchrift der Verfaſſung 
unzuläſſig. 

M. D. u. H., wir bitten Sie dringend, unſeren An- 
trägen hier im Plenum zu entſprechen. Täuſchen Sie ſich 
bitte, nicht über die Wirkungen der von Ihnen ein- 
genommenen ablehnenden Haltung! Es geht der Qand- 
wirtſchaft, wie niemand beſtreiten kann, zur Zeit ſchlecht, 
bitter ſchlecht. Sie ringt um ihre Exiſtenz. Eine ein⸗ 
ſichtige Regierung ſollte alles tun, um ihr den ſchweren 
Kampf ums Daſein zu erleichtern. M. D. u. H., Sie 
werden praktiſch auch nichts erreichen. Die Beſtimmungen 
ſind nur zum Teil ausführbar. Es iſt nicht möglich, die 
Steuer auch da herauszupreſſen, wo nichts vorhanden iſt. 
So wenig wie es Ihnen gelungen iſt, im vergangenen 
Jahr mit dem berüchtigten und von uns ſehr ſcharf be- 
kämpften § 16 über die Mindeſtſteuer, etwas ins Gewicht 
Fallendes für den Steuerfiskus herauszubringen, eben- 
ſowenig wird es Ihnen gelingen, aus der für die Land⸗ 
wirtſchaft verſteckt aufrechterhalten gebliebenen Be- 
ſtimmung über die Mindeſtſteuer etwas für die Staats⸗ 
kaſſe zu erreichen. (Sehr richtig! rechts.) Fordern Sie, 
bitte, nichts Unmögliches, Sie erreichen weiter nichts als 
Verbitterung. M. D. u. H.! Mag Ihnen der Anſturm 
der 2000 Winzer auf das Steueramt in Bernkaſtel eine 
Warnung ſein. (Sehr gut! rechts. — Zwiſchenrufe links.) 
Anſere Landwirte ſind freilich nicht ſo leicht erregbaren 
Gemüts wie unſere Landsleute an der Moſel. Anſere 
Landwirte an der Weichſel haben ſchwereres Blut, ſie 
ſind ruhig und beſonnen. Wenn ſie aber die Empfindung 
haben, daß ihnen Anrecht geſchieht, können ſie noch 
rabiater werden wie die Bewohner an der Moſel. (Ab⸗ 
Warten! ins, 5 en : S r s 

M. D. u. H.] Sie ſollten unſere wohl überlegten 


auch hier im Plenum iſt es ja nicht möglich, daß hier die und eingehend begründeten Anträge nicht mit gleich⸗ 


Bolkstag Danzig. 
Dr. Ziehm, Abgeordneter.) 


(A) gültiger Miene beiſeite ſchieben. Eine kluge Regierungs⸗ 


politik ſollte der Oppoſition Brücken bauen. Sie ſollte 
ſich freuen, wenn die Oppoſition ſachlich mitarbeitet, zu⸗ 
mal die Regierung auf ſie angewieſen iſt. Das ſollte umſo 
leichter ſein, wenn die Anträge nicht einem politiſchen 
Dogma entſpringen oder auf einem Gegenſatz politiſcher 
Anſchauungen beruhen, ſondern lediglich dem einen Ge⸗ 
danken entſprungen ſind, daß ſie eine wirtſchaftliche Not⸗ 
wendigkeit find, und daß fie eine ſteuerliche Angerechtig⸗ 
keit beſeitigen ſollen, welche mit dem Grundſatz eines 
Rechtsſtaates unvereinbar iſt. (Sehr gut! Bravo! rechts.) 
Wenn Sie die Anträge ablehnen, ſo werden Sie dafür 
a a zu tragen haben. (Lebhaftes Bravo! 
rechts. 
Präſident: Das Wort hat der Abg. Fooken. 
Foolen, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Als 
einen nicht zu unterſchätzenden Erfolg kann die neue Re⸗ 
gierung für ſich buchen, daß ſie in dem neu vorliegenden 
Einkommenſteuergeſetz den § 16 beſeitigt hat, der im alten 
Steuergeſetz enthalten war, und der von der alten Regie⸗ 
rung eingebracht worden iſt. (Sehr gut! links.) Der § 16 
enthält eine Beſtimmung der alten Regierung, daß ſowohl 
Gewerbetreibende, wie Handel, Induſtrie und Landwirt⸗ 
ſchaft zu einer Mindeſtſteuer herangezogen werden, auch 
wenn ſie keinerlei Einkünfte gehabt haben, ja auch dann, 
wenn fie mit Verlust gearbeitet haben. (Hört, hört! links.) 
Ein Erfolg der neuen Regierung iſt es, daß in dieſem 
Steuergeſetz eine derartige Beſtimmung nicht wiederkehrt. 
(Das hat Volkmann gebracht! links.) Wenn man mit auf- 
merkſamen Ohren in die Kreiſe der Steuerzahler hinein⸗ 
hört, dann iſt das neue Steuergeſetz mit großer Be⸗ 
friedigung in faſt allen Kreiſen der Bevölkerung auf⸗ 
genommen worden. Nur eine Kategorie haben wir, die 
mit dem Steuergeſetz nicht zufrieden iſt, und das dind die 
Herren von der Landwirtſchaft. (Sehr richtig! rechts.) 
Sie bezeichnen das vorliegende Geſetz als ein Ausnahme⸗ 
geſetz, das gegen die Landwirtſchaft gerichtet iſt. (Sehr 
richtig! rechts.) M. D. u. H.! Wenn Sie es als ein 
Privileg der Landwirtſchaft betrachten, daß ſie keine 
Steuern zu zahlen hat, dann, m. D. u. H., haben Sie recht. 
(Sehr gut! links.) Dann iſt dieſes Geſetz ein Ausnahme⸗ 
geſetz gegen die Landwirtſchaft, weil ſie, wie alle übrigen 
Bewohner des Freiſtaates, zur Steuer herangezogen 
wird. (Sehr richtig! links.) Sie klagen über die Not 
der Landwirtſchaft, ja, m. D. u. H., ſehen Sie nach links, 
ſehen Sie die Not der Arbeiterſchaft, glauben Sie, daß die 
freudig gewillt iſt, die Steuern zu bezahlen! Sehen Sie 
hinein in die gewerblichen Betriebe, ſehen Sie die Not 
der kleinen Handwerker! Fragen Sie Herrn Habel, der 
in Ihren Reihen ſitzt, ob die Not dort nicht ebenſo groß 
iſt, wie in der Landwirtſchaft. Auch hier iſt man be⸗ 
trübt, wenn man zum Amt wandern und ſeinen Obulus 
abladen muß. Sehen Sie in Handel und Induſtrie, auch 
dort werden Sie keine Kreiſe finden, die erklären, daß 
die Not, die auf der geſamten Bevölkerung laſtet, dort 
nicht ebenſo zu Hauſe iſt, wie in der Landwirtſchaft. Die 
Landwirte erklären: „Das mag alles richtig ſein, aber bei 
uns arbeitet man mit Verluſt.“ (Abg. Dörkſen: Sehr 
richtig) „Sehen Sie unſere Bankbücher durch, und Sie 
werden feſtſtellen, daß wir jetzt höhere Bankſchulden 
haben, als wir ſie vor einigen Jahren bei der Beendigung 
der Inflation hatten.“ (Das ſtimmt! rechts.) Wenn 
man dieſe Behauptung aufſtellt, muß man den Arſachen 
nachgehen, warum die Landwirtſchaft höher verſchuldet ift, 
als gleich nach der Beendigung der Inflation. Sie wiſſen 
alle, m. D. u. H., daß die Inflation im Herbſt des Jahres 
1923 ihrem Ende entgegenging, nachdem es die Land⸗ 
wirtſchaft verſtanden hatte, während der Inflation und 
bei ihrer Beendigung ſich eine große Anzahl Sachwerte 
an Maſchinen, Hausgerät, Ausſteuern uſw. zuzuführen, 
nicht aber darauf bedacht war, flüffige Mittel in die Hand 
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zu bekommen, um auch für die nächſten Jahre wirt- (0) 
ſchaften zu können. Aus dieſen Arſachen heraus und 
nicht aus dem Grunde, weil die Landwirtſchaft keinen 
Ertrag mehr liefert, iſt eine große Anzahl von Ihren 
Herren heute den Sparkaſſen verſchuldet und muß für die 
aufgenommenen Schulden Zinſen bezahlen. Das wird 
auch niemand von uns beſtreiten. Aber auf der anderen 
Seite werden Sie feſtſtellen müſſen, daß die Herren, die 
vorſichtig genug waren, Betriebskapital zurückzubehalten, 
und die heute keine Bankſchulden haben, nach wie vor eine 
einigermaßen geſunde Landwirtſchaft haben. (Zwiſchen⸗ 
rufe rechts.) Die gibt es auch in Ihren Kreiſen (Abg. 
Dörkſen: Zeigen Sie mir welche), genau ſo gut, wie ſie 
in Handel und Induſtrie zu finden ſind. Dann, meine 
Herren, klagen Sie über die hohen für die nichtbuchfüh⸗ 
renden Landwirte feſtgeſetzten Pauſchalſätze und ſagen, 
es ſei eine Ausnahme, daß die Landwirte nach Pauſchal⸗ 
ſätzen veranlagt werden follen, während alle übrigen Be- 
rufe das Recht haben, ihr Einkommen zu deklarieren. In 
den anderen Berufen iſt das genau ſo. Gehen Sie hin 
zu den kleinen Ladenbeſitzern, gehen Sie hin zu 
den Handwerktreibenden, gehen Sie, wohin Sie wollen. 
Aeberall dort, wo die Steuerbehörde keine Buh- 
führung vorfindet, werden Normalſätze, Pauſchalſätze an⸗ 
genommen. Nach dieſen Pauſchalſätzen werden die betref⸗ 
fenden Handwerker und Gewerbetreibenden zur Steuer 
veranlagt. (Abg. Dyck: Nach dieſem Geſetz nicht!) In 
der Praxis ja. (Zuruf des Abg. Dyck II) Sie ſagen, 
die Landwirte könnten gegen dieſe Pauſchalſätze nicht 
reklamieren, ihnen ſei jedes Beweismittel abgeſchnitten 
worden. Ins Geſetz iſt hineingearbeitet worden, daß 
ſelbſt diejenigen Landwirte, die keine regelrechte Buch⸗ 
führung haben, die nur regelrechte Aufzeichnungen über 
ihre Einkommen machen, auf Grund der regelmäßigen 
Aufzeichnungen in der Lage ſind, den Nachweis zu führen, 
daß die aus den Pauſchalſätzen herausgerechneten Beträge 
nicht als Einnahmen zu gelten haben. (Abg. Dyck II: 
Die jederzeit angefochten werden können!) Zwiſchen Auf⸗ 
zeichnungen und Buchführung ift ein gewaltiger Ylnter- 
ſchied, nicht nur bei den Gewerbetreibenden, ſondern auch 
bei der Landwirtſchaft. Buchführende Landwirte, d. h. 
diejenigen, die genau wie Handel und Induſtrie regelrechte 
Bücher führen, werden nach dem Geſetz genau fo be- 
handelt, wie Handel und Induſtrie, d. h. ihre Bud- 
führung ift die Grundlage für die Steuerveranlagung, es 
jet denn, daß aus dem Ergebnis offenſichtlich zu erſehen 
iſt, daß die Buchführungsergebniſſe ſoweit von den üb⸗ 
eigen Ergebniſſen abweichen, daß ein Blinder mit dem 
Krückſtock fühlt, daß es gelogen iſt. (Abg. Dr. Ziehm: 
Das ſteht nicht im Geſetzl) Das ſteht nicht im Geſetz, 
aber das iſt der Sinn des Geſetzes. (Abg. Mau: Es ſoll 
weiter geſchwindelt werden!) Wie hoch iſt die Höhe der 
Pauſchalſätze? Die Herren von der Landwirtſchaft 
kommen aus gewiſſen Gründen nicht mit Zahlen, ſonſt 
würden ſie nachweiſen können und müſſen, daß ein weſent⸗ 
licher Teil der kleineren und mittleren Betriebe genau ſo, 
wie die Gewerbetreibenden mit kleinem Einkommen von 
der Steuer befreit ſind. Nehmen Sie die Steuerſätze zur 
Hand, dann müſſen Sie feſtſtellen, daß ein Landwirt, der 
Boden fünfter Klaſſe hat, 50 Hektar, 200 Morgen, be- 
wirtſchaftet, im ganzen Jahr 170 Gulden Steuern be⸗ 
zahlt. Wer annimmt, daß das eine für die Landwirt⸗ 
ſchaft unannehmbare Belaſtung wäre, dem wird man in 
Arbeiterkreiſen entgegenhalten, daß es nicht ſtimmt. Es 
iſt uns bei den Beratungen entgegengehalten worden, daß 


ein Poſtbote mehr Steuern zu bezahlen hat, als ein 


Landwirt mit 200 Morgen Land mit durchſchnittlich 
fünfter Bodenklaſſe. Außerdem haben wir durch den 
Steuerausſchuß, durch die Beratungen, die eingehender 
Natur waren, eine ganz erhebliche Anzahl Erleichte⸗ 
rungen in das Steuergeſetz auch für die Wirtſchaft hinein⸗ 


Volkstag Danzig. — 


(Booten, Abgeordneter.) 

gearbeitet. Arſprünglich ſah das Steuergeſetz keine Er- 
mäßigungen für Frauen und Kinder, ſog. ſoziale Er⸗ 
mäßigungen, vor. Die Pauſchalſätze waren ſo angeſetzt, 
daß man annahm, daß der Eigenverbrauch und der Wert 
der eigenen Wohnung gleichzuſetzen ſei dem Wert der 
ſozialen Ermäßigungen. Das kann zu einer Angerechtig⸗ 
keit auch bei der Landwirtſchaft führen, und die Koalitions⸗ 
parteien waren es, die Ihren Wünſchen entſprechend An- 
träge einbrachten, um dieſe ſich ergebenden Angerechtig⸗ 
keiten zu meiden. (Zwiſchenruf! des Abg. Dyck II.) 
Einerſeits iſt der Landwirtſchaft die Möglichkeit gegeben, 
entſprechend ihrer Kinderzahl ebenfalls die ſozialen Ab⸗ 
züge in Anrechnung zu bringen. Auf der anderen Seite 
iſt naturgemäß der Eigenverbrauch zu den Pauſchalſätzen 
hinzuzurechnen. Die zunächſt in Ausſicht genommenen 
Pauſchalſätze umfaßten nicht nur die Pauſchalſätze für 
den Eigenverbrauch, ſondern auch für die eigene Woh⸗ 
nung. (Abg. Dörkſen: Das war ein ſchöner Unfinn!) 
Das war ein Widerſpruch, das gebe ich ohne weiteres 
zu: (Abg. Dörkſen: Na alfo!) Aus dieſem Grunde liegt 
Ihnen heute ein Antrag vor, der die Pauſchalſätze jo er- 
mäßigt, daß in den Pauſchalſätzen der Wert der eigenen 
Wohnung nicht mehr enthalten iſt, ſondern durch den 
Steuerzenſiten ſelber angeſetzt wird und die Begutachtung 
durch die Steuerausſchüſſe erfolgt. 

Sie jeben alfo, daß auch die Koalitionsparteien 
Ihren Wünſchen ſo weit entgegengekommen ſind, als ſie 
ſich nur irgendwie mit dem Steuergeſetz vereinbaren 
ließen. Aber auch mit dieſen Ermäßigungen ſind die 
Landwirte nicht zufrieden. Sie haben heute durch Ihren 
Redner Dr. Ziehm vortragen laſſen, daß dies Geſetz der 
Landwirtſchaft keine Befriedigung bringt, ſondern haben 
in Ausſicht geſtellt, daß der Geiſt der Erregung genau 
ſo in der Landwirtſchaft einziehen würde, wie es bei den 
Ausſchreitungen der Winzer in Bernkaſtel der Fall ge⸗ 
weſen ift. (Abg. Kloſſowſki: Feine Begründung!) Im 
Anfang ſeiner Begründung hat uns der Herr Abg. 
Dr. Ziehm erklärt, daß man in Danzig verſuchen müßte, 
das deutſche Geſetz genau zu kopieren, und in Deutſchland 
ſehen wir, daß dort die Winzer ſich gegen das Geſetz 
wenden, das wir in Danzig auf Wunſch der Landwirt⸗ 
ſchaft einführen wollen. Alſo es ſtimmt ſchon etwas nicht, 
Herr Abg. Dyck. Man wird zu der Heberzeugung kommen 
müſſen, daß Steuergeſetze, die für ein großes Land, wie 
Deutſchland mit ſeinem Oſten, Weſten, Süden und 
Norden, die landwirtſchaftlich ganz unterſchiedliche Ber- 
hältniſſe haben, geſchaffen werden, ganz anders ſein 
müſſen, als für einen ſo kleinen, winzigen, von einer 
Zentralſtelle aus zu überſehenden Bezirk, wie es Danzig 
ift. (Abg. Dyck: Das wird durch die Veranlagungs⸗ 
praxis geregelt, durch Sachverſtändige, nicht durch Laien!) 

Aus dieſem Grunde haben die Koalitionsparteien es 
nicht für richtig gehalten, das deutſche Geſetz fo unbe- 
ſehen zu kopieren, ſondern haben das Danziger Geſetz ſo 
aufgeſtellt, wie es den praktiſchen Bedürfniſſen der Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft entſpricht. (Bravo! links.) Erfreulich 
ijt es, daß auch in den Kreiſen der Landwirte diefe Auf- 
faſſung vorhanden iſt, was eine Reihe von Zuſchriften an 
uns beſtätigen. (Abg. Dörkſen: Die wollte ich fehen!) 
Vor mir liegt ein Brief eines Landwirts, der Ihnen 
Wahrheiten ins Stammbuch ſchreibt. Wenn der Herr 
Präſident geſtattet, möchte ich den Brief, der nicht gar zu 
lang ift, verleſen. (Abg. Dyck: Aber mit Unterfehrift!) Wir 
kennen Ihre Abſicht, Herr Dyck, daß Sie einen Land- 
wirt, der uns ſolche Briefe ſchreibt, unmöglich machen 
würden. (Verhauen! rechts.) Sie werden geſtatten 
müſſen, daß ich Ihnen den Namen des Briefſchreibers 


nicht nenne. Sie werden aus den Worten hören, daß der 


Brief nicht in der Stadt verfaßt iſt. 
arit) Einen Beitrag zu dem Sparen der Landwirte möchte ich 
als alter Kenner wie folgt liefern. Bin über 60 Jahrs hier, 
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als Bauernkind groß geworden, 
Beſitzung von 3½ Hufen, 


Das ſind 210 Morgen, alſo kein kleiner Beſitzer. 


mittleren Boden und haben gut gewirtſchaftet. Wir waren 
zwei Brüder und eine Schweſter, mußten auch früh und ſpät 
mitarbeiten. Die Schweſter mußte mit den beiden Dienſt⸗ 
mädchen Kühe melken und Käſe machen. Der Vater hat die 
Schweine gefüttert und Kälber beſorgt. Heute haben es die 
Herren Landwirte nicht nötig, dazu müſſen Melker feir. 
Jeder Melker bekommt pro Tag 6 bis 8 Liter Milch, was er 
mehr nimmt, iſt ſeine Sache; denn der Herr Landwirt nennt 
ſich heute Chef, ſchläft bis 10 Uhr. Der Inſpektor oder der 
Eleve hantiert mit den Leuten, es iſt aber keine richtige Auf⸗ 
ſicht da. Mein Vater ſtand früh am Tor und paßte auf, ob 
die beiden Männer, die wir im Inſthauſe hatten, pünklich zur 
Arbeit kamen. Vorher hatte er die beiden Jungen geweckt 
und die Dienſtmädchen, ebenſo die Schweſter, die zum Mel⸗ 
ken ging. Die Mutter ging zum Stall, um das Melken zu 
beaufſichtigen. Mein Vater gönnte fi noch ein Stündchen 
Ruhe. Dann wurden die beiden jungen Herren geweckt. So 
ging die Wirtſchaft. Wir ſind nach Vaters Tode Erben 
geworden und haben trotz der Inflation uns zu halten gewußt 
zwar nicht als Bauern, denn vor zwei Jahren haben wir 
unſeren Hof verkauft (Aha! rechts) leben beſcheiden im benach⸗ 
barten Markflecken und gönnen uns die Ruhe, die wir wohl⸗ 
verdient haben. Unſere Kinder erfreuen ſich ihrer dankbaren 
Eltern. Zwar ſind meine Kinder in die Landſchule gegangen, 
wie wir auch. Unſere guten Eltern waren wohlerzogen und 
Geld wurde geſpart. Heute müſſen die Kinder der Herren 
Landwirte in die Stadtſchule gehen, oder Lehrer und Lehre⸗ 
vinnen zu Haufe haben. Du lieber Gott, das koſtet Geld und 
Aufwand. Außerdem reiſen die Herren Landwirte ins Bad, 
machen Vergnügungsreiſen nach Italien uſw. Sie haben den 
Keller gefüllt mit geiſtigen Getränken. Der Hof kann das 
nicht lange ertragen. Einige Höfe prangen ſogar im Schmuck 
; er Na Dann heißt es aber Not der Landwirte 
aft! 
Wenn mein Vater zur Stadt mit Getreide fuhr, nahm er 
eine Liſchke mit Speck und Brot mit. Er kaufte in der Stadt 
für die Leute einen halben Liter Schnaps und für ſich ein 
Glas Bier, kaufte etwas für die Wirtſchaft und brachte 
Mutter Kuchen mit. Heute iſt das Getreide ſchon auf dem 
Halm verkauft, und zum Winter macht ſich Futter⸗ und 
Deputatmangel bemerkbar. Aber wenn heute die Herren 
Landwirte zur Stadt fahren, kehren ſie in einem feinen 
Kaffee, in Weindielen und Bars ein. Sie laſſen ihren 
Schmuck glänzen, wiſſen aber nicht, daß dort auch höhere 
Beamte ſitzen, die das ſehen und ihnen die übliche Steuerlaſt 
aufbürden, welche die Herren Landwirte nicht gut zahlen 

wollen und ſich mit Einwänden aus der Schlinge ziehen. Alle 
meine Darſtellungen beruhen auf Wahrheit, und es wäre 
wünſchenswert, das der Oeffentlichkeit bekannt zu geben. 
Aus meinem Schreiben können Sie liebe Herren erſehen, daß 
viele hinter Ihnen ſtehen. 

z M. D. u. H.! Ich kann Ihnen das eine ſagen, dieſer 
Brief iſt nicht von einem Sozialdemokraten geſchrieben, 
ſondern von einem deutſchnationalen Landwirt, der mit 
dem Treiben des Landbundes draußen auf dem Lande 
nicht einverſtanden ift und fih von dieſem Treiben ab⸗ 
lehrt. (Er iſt heute nicht mehr Landwirtl rechts.) Seine 
Söhne ſind heute noch Landwirte. (Zwiſchenruf des 
Abg. Dyck.) Es iſt Ihnen unangenehm, daß Sie von 
Ihren Kollegen in dieſer Weiſe beurteilt werden. Es 
ſind nicht wenige Kreiſe draußen auf dem Lande, die mit 
den Anträgen, wie Sie fie eingebracht haben, nicht ein⸗ 
verſtanden ſind. Sie werden als Anträge bezeichnet, die 
zu dem Zweck eingebracht find, um die Landwirtſchaft 
gänzlich von der Steuer zu befreien. Steuerdrückerei 


will ich dabei nicht geſagt haben. So werden die Anträge 


draußen auf dem Lande aufgefaßt. Ich habe Gelegen- 
heit genommen, einer ganzen Reihe von Landwirten 
dieje Steuerſätze vorzulegen, und fie haben mir ausnahms⸗ 
los erklärt: „Wenn es nicht ſchlimmer kommt, dieſe 
Steuerſätze find für uns tragbar. Wir haben die Abſicht, 
als Landwirte zu den Laſten und Koſten des Staates bei⸗ 
zutragen. Sehen Sie ſich die Abänderungsanträge an. 
Mit Ausnahme der kommuniſtiſchen Anträge, die kein 
Menſch ernſt nimmt, ſind es nur Anträge, die von Seiten 
der Landwirtſchaft geſtellt worden find. Von Handel, 
Induſtrie uſw. ſehen Sie keine Anträge, auch nicht von der 


mein Vater hatte eine (C) 
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(A) Arbeiterſchaft und der Bevölkerung, die Lohn erhält. Alle 


dieſe Kreiſe ſind gewillt, zu den Laſten des Staates beizu⸗ 
tragen. Ausgerechnet die Herren von der Landwirtſchaft, 
die von jeher das Privileg gehabt haben, von der Steuer 
in weitgehendem Maße befreit zu werden, ſind es, die 
Sturm laufen. (Abg. Dörkſen: Ein Ausnahmegefeg!) 
Sie wollen das Geſetz vielleicht nicht zu Fall bringen, 
aber doch möglichſt lange hinausſchieben. Sie ſind es, die 
durch Ihre Abänderungsanträge die langen Beratungen 
im Ausſchuß hervorgerufen haben. Sie wollen ver⸗ 
hindern, daß dies Geſetz erledigt wird zum Schaden von 
Handel und Induſtrie. Dieſe Kreiſe haben heute noch die 
erhöhten Vorauszahlungen zu leiſten, die auf Grund der 
Veranlagungen für 1924 zu zahlen find. Dieſe Kreiſe 
wären froh, wenn dieſes Geſetz ſchnell nuter Dach und Fach 
gebracht werden würde, um nicht auch für 1926 zu den 
erhöhten Veranlagungen herangezogen zu werden. Aber 
Sie, m. H. von der Landwirtſchaft (Vom Landbund! 
links. — Abg. Dyck: Gegen den Anſinn müſſen wir uns 
wehren), wollen Vorteile, ganz gleichgültig, was mit den 
übrigen Bevölkerungsſchichten geſchieht: M. D. u. H., 
geben Sie heute den Deutſchnationalen die richtige Ant⸗ 
wort, indem Sie die eingereichten Anträge ablehnen. 
Geben Sie den Landwirten den Rat, die alte preußiſche 
Sparſamkeit wieder einzuführen, wie ſie ihr eigener Be⸗ 
rufskollege empfiehlt, dann werden ſie auch in der Lage 
ſein, Steuern zu bezahlen. (Bravo! links.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Doerkſen. 


Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Der 
Herr Vorredner hat ja eine ſolche Anmenge Anſtimmig⸗ 
keiten vorgebracht, daß es mir gar nicht möglich ift, fie. 
hier gleich zu widerlegen. Ich behalte mir das für ſpätere 
Zeiten vor. Nur einiges möchte ich gleich richtig ſtellen. 
Sie haben den Deutſchnationalen den Vorwurf gemacht, 


(B) daß ihre Regierung den § 16 im alten Einkommenſteuer⸗ 


geſetz eingebracht hat. Ich ſtelle feſt, daß wir den § 16 
auch gegen unſere Regierung auf das allerſchärfſte be⸗ 
kämpft haben. Das werden Sie nicht widerlegen können. 
Dann ift mein Fraktionskollege Dr. Ziehm ſchon auf den 
einen Abſatz zu ſprechen gekommen, den Sie in den § 23 
aufgenommen haben, der den Landwirten eine Erleichte⸗ 
rung bringen foll, die ihnen möglich machen foll, nachzu⸗ 
weiſen, daß ſie zu hoch veranlagt ſind, bzw. daß ſie kein 
Einkommen hatten. Die Ziffer 4 des § 23 lautet: 

Das Verfahren der Abſätze 1 bis 3 findet keine Anwen⸗ 
dung, wenn der einzelne Steuerpflichtige durch fortlaufende 
geführte, vom Steuerausſchuß oder vom Steuergericht als 
vollſtändig und richtig anerkannte Aufzeichnungen ſeiner 
Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben den Nachweis er⸗ 
bringt, daß das Betriebsergebnis in dem maßgebenden 
Kalenderjahr von dem auf Grund der Pauſchſätze ermittel⸗ 
ten erheblich abweicht. § 9 Abſatz 2 gilt inſoweit nicht. 

Ja, m. H., wer dieſe Aufzeichnungen über Ausgaben 
und Einnahmen hat, der führt doch Buch. Was iſt die 
Buchführung denn anders. Dieſer ganze Paragraph be- 
weiſt nichts weiter als eine ſchöne Geſte gegenüber der 
Landwirtſchaft, die praktiſch ohne jede Bedeutung ift. 
(Sehr richtig! rechts.) Wer Aufzeichnungen über Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben macht, dem fehlt weiter nichts als 
der Jahresabſchluß. Da wird er nicht fo dumm fein, 
ihn nicht zu machen. Mit der Buchführung machen Sie 
alle möglichen Schwierigkeiten. Im Deutſchen Reich wird 
erjenige, der eine Buchführung hat, nach der Bud- 

rung eingeſchätzt, wenn ſie als richtig anerkannt iſt. 
Nr muß er zwar angeben, wenn er eine Buchführung 
at, und fein Einkommen aus der Buchführung feſtſtellen, 
ann kommt die Sache aufs Steueramt. Das Steuer⸗ 
ye ſagt: Mich geht die Sache gar nichts an, ich ſchätze 
bih erft nach dem Pauſchalſatz ein, der wird wahrſchein⸗ 
ich höher ſein. Der Landwirt kommt darauf aufs Steuer⸗ 
amt und beantragt Stundung; denn Sie können nicht ver- 


| 


langen, daß er das Ergebnis, das differiert, gelten laffen 
ſoll. Tatſächlich wird alſo nichts erreicht, die Angelegen⸗ 
heit wird nur verzögert. Dann wird hernach noch die 
Buchführung nachgeprüft, obwohl die meiſten Landwirte 
Buchführungsſtellen angeſchloſſen ſind, die die Buch⸗ 
führung ſehr genau kontrollieren. Wenn die Buchführung 
in ihrem Ergebnis nicht mit den Pauſchalſätzen überein⸗ 
ſtimmt, ſoll der Landwirt den Nachweis führen, daß 
gleichartige Betriebe nicht höhere Einkommen gehabt 
haben als er. Jeder Betrieb iſt doch verſchieden, und jeder 
Betrieb muß individuell eingeſchätzt werden. Das läßt ſich 
auch von Sachverſtändigen gar nicht ſo leicht feſtſtellen, 
wer größere und wer kleinere Einnahmen hat. (Wer die 
größten Kartoffeln hat! links.) Wir weigern uns nicht, 
Steuern zu zahlen, wollen aber nicht Steuern von Ein⸗ 
kommen zahlen, die wir nicht gehabt haben. (Abg. 
Eduard Schmidt: Sie leben von der Luft!) Wir leben 
von der Subſtanz, es wird gepumpt. (Abg. Kloſſowfki: 
Hundert Jahre!) Wenn Sie noch nicht eingeſehen haben, 
daß die Landwirtſchaft in einer mißlichen Lage iſt, ſo iſt 
Ihnen nicht zu helfen. Ich möchte Sie auf die Rede hin⸗ 
weiſen, die Ihr Fraktionsvorſitzender Abg. Gehl auf dem 
Parteitag der Stadt Danzig hielt. Da hat er ausgeführt, 
daß die Landwirtſchaft in einer mißlichen Lage ſei. Er 
hat dann allerdings geſagt, geholfen werden kann ihr nicht, 
fie muß fih allein helfen. Das ift für einen Vizeprä⸗ 
ſidenten des Senats ein Zeichen großer Ohnmacht. Die 
Landwirtſchaft muß wenigſtens in ihren Beſtrebungen, ſich 
ſelbſt zu helfen, unterſtützt werden. Wir weigern uns 
nicht, Steuern zu zahlen, aber nicht von Einkommen, die 
nicht da ſind, das will der Regierungsentwurf. Es heißt 
ausdrücklich in der Begründung auf Seite 37: Es ſoll 
nicht mehr vorkommen, daß Steuerpflichtige, die ein Ein⸗ 
kommen nicht gehabt haben, dennoch Steuern zahlen ſollen. 
Die Landwirtſchaft macht zweifellos eine Ausnahme. Sie 
wird nach Pauſchalſätzen veranlagt. Die Pauſchalſätze 
ſind außerordentlich hoch, wie wir durch unſere Buch⸗ 
führungsſtellen feſtgeſtellt haben. In der Regierungs- 
vorlage werden die Abzüge mit 40 bis 60 % der geſamten 
Ausgaben berechnet, während ſie nach den Prüfungen 
durch unſere Buchführungsſtellen nur 25 % betragen. Wer 
hat die ganzen Pauſchalſätze feſtgeſtellt? Das hat Herr 
Staatsrat Lademann im Steueramt gemacht. (Abg. 
Kloſſowſki: Ihre Genoſſen auf dem Lande!) Ich ſtelle feft, 
Herr Abg. Kloſſowſki, daß die Landwirte nicht gehört 
worden ſind. (Doch! links.) Wenn die Landwirte gehört 
worden wären, wären die Sätze anders ausgefallen. Das 
iſt das Anerhörte bei der Aufſtellung der Pauſchalſätze, 
daß ſie vom Steueramt allein für die Ernte des Jahres 
1925 feſtgeſetzt ſind, und zwar muß das geſchehen ſein 
ſpäteſtens Anfang November, als ſich das Ergebnis der 
Ernte noch gar nicht überſehen ließ. Für die folgenden 
Jahre foll der Steuerausſchuß die Säße feſtſtellen, man 
macht ihm dann allerdings noch alle möglichen Schwierig⸗ 
keiten, jo daß wir befürchten müſſen, es wird bei dem bis- 
herigen Verfahren ſein Bewenden haben. Wie ſchlecht es 
der deutſchen Landwirtſchaft geht, dafür möchte ich Ihnen 
als Beweis eine Notiz der Danziger Neueſten Nachrichten 
anführen, die doch ganz gewiß kein agrariſches Blatt ſind. 
(Widerſpruch links.) Wir können die Danziger Neueſten 
Nachrichten als agrariſches Blatt nicht anerkennen. Hier 
heißt es unter der Heberfchrift, „Die Notlage der Land- 
wirtſchaft“: Auf eine Kleine Anfrage eines preußiſchen 
Landtagsabgeordneten antwortet der preußiſche Finanz. 
miniſter, daß von den Großgrundbeſitzern 60 v. H. frei 
veranlagt worden ſind, 20 v. H. ſind zur Einkommenſteuer 
herangezogen, bei weiteren 20 v. H. ſchwebt das Ver⸗ 
fahren. Die freie Veranlagung der bezeichneten 60 v. H. 


iſt faſt ausnahmslos auf die Verordnung zurückzuführen. 


Bei fämtlichen frei veranlagten Großgrundbeſitzern find 
die Schulden im Wirtſchaftsjahr 1924/25 erheblich ge- 


(A 


(B 


— 


— 
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(Doerkſen, Abgeordneter.) 
ſtiegen, und zwar teilweiſe um mehr als 100 000 Mark.“ 
Das iſt in Deutſchland, wo die Verhältniſſe der Landwirt⸗ 
ſchaft weſentlich günſtiger liegen als bei uns, weil die Land⸗ 
wirte im Weſten ſehr viel mehr für ihre Produkte erhalten 
als wir, und weil die Ausgaben, die ſie haben, auf der 
anderen Seite geringer ſind als unſere. Bei Beratung 
unſerer Großen Anfrage bin ich bereits auf dieſe Sache 
zu ſprechen gekommen. Das hat auch Herr Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſter Dr. Frank in ſeiner Rede anerkannt. 


Was nun dieſe Berechnung des Eigenverbrauchs an= 
belangt, ſo trug ſie von vornherein den Stempel der 
Torheit an der Stirn. (Meinen Sie Ihre! links.) Nein, 
Ihre! Es iſt Ihnen unangenehm, wenn ich Ihnen Ihre 
Schandtaten vorhalte. Wie man den Mietswert der 
Wohnung nach Köpfen berechnen kann, iſt mir unver⸗ 
ſtändlich. Meine Vorhaltungen haben Erfolg gehabt. 
(Abg. Fooken: Na alfo!) Was aber die Berechnung des 
eigenen Bedarfs anlangt, ſo iſt das Problem ein recht 
ſchwieriges und nicht fo einfach zu löſen. Es ift nur ba- 
durch zu löſen, wenn man richtig treffen will, daß man 
jeden Betrieb individuell veranlagt. Sie werden mir zu⸗ 
geben müſſen, daß ein Gemüſebauer, der zwei Hektar Ge- 
müſeland hat, nur febr wenig aus feinem Betriebe heraus- 
ziehen kann. Ich kenne Gemüſebauern, die weder eine 
Kuh haben, noch einen Morgen Roggen bauen. Sie 
ziehen aus ihrem Betriebe nur die paar Köpfe Kohl ber- 
aus. Der Eigenverbrauch iſt daher ein geringer. Sie 
werden doch nur für den Verbrauch Steuern einziehen 
können, den der Landwirt aus ſeinem Betriebe nimmt. 
Das werden Sie bei jedem anderen Gewerbetreibenden 
auch gerechterweiſe nur machen können. Sie werden dem 
Fleiſcher nur das Fleiſch, das er ſelbſt verbraucht, in An— 
rechnung bringen können, dem Bäcker das Brot und dem 
Landwirt die Früchte, die er ſelbſt aus ſeiner Wirtſchaft 
entnimmt. Sie können einem Bauer auf der Höhe keinen 
Weizen in Anrechnung bringen, wenn er keinen Weizen 
baut. Er muß ihn eben kaufen wie jeder andere. Das 
Problem iſt ein außerordentlich ſchwieriges. Darüber 
müſſen Sachverſtändige gehört werden. Jedenfalls ſind 
die Koalitionsparteien der Regierung keine Gadver- 
ſtändigen, das möchte ich hier ausdrücklich feſtſtellen. 
(Welche Keberhebungl links.) Das ift keine Aeberhebung. 


Wenn hier weiter darauf hingewieſen wurde, daß 
Handel und Induſtrie keine Beſchwerde gegen das Geſetz 
erhoben haben, ſo ſtimmt das allerdings. Sie haben auch 
keine Arſache dazu. Wir erheben nur Einſpruch dagegen, 
weil nach unſerem Dafürhalten und nach den Ausfüh- 
rungen des Herrn Dr. Ziehm zweifellos feſtſteht, daß das 
Geſetz ein Ausnahmegeſetz iſt, ein Ausnahmegeſetz aller⸗ 
ſchlimmſter Sorte. Daß wir uns gegen dieſes mit Händen 
und Füßen wehren müſſen, iſt uns nicht zu verdenfen. 


Bolkstag Danzig. — 


Das iſt unſere verdammte Pflicht und Schuldigkeit. 


Zum Schluß noch ein paar Worte über den famoſen 
Sachverſtändigen des Herrn Fooken. Herr Fooken, geben 
Sie mir den Brief, den Sie hier verleſen haben, ich werde 
ihn im Landbund veröffentlichen. Es handelt ſich zweifel⸗ 
los um einen Mann, der ſo dämlich geweſen ift, fein 
Grundſtück in der Inflation zu verkaufen. (Abg. Fooken: 
Vor zwei Jahren!) Das war eine furchtbare Torheit. 
Nun ift er darüber entrüſtet, daß er alles verloren hat. 
(Das ift er nicht! links. Zwiſchenrufe.) Wenn er die Be- 
ſitzung behalten hätte, wenn ſie auch nicht viel wert iſt, ſo 
hätte er doch vorläufig zu eſſen gehabt. Mit dieſem Sach⸗ 
verſtändigen legen Sie keine Ehre ein, wie mit dem ganzen 
Geſetz nicht, das Sie beſchloſſen haben, und das wohl an⸗ 
genommen werden wird. Ich fürchte, daß Sie die An⸗ 
nahme dieſes Geſetzes, auch mit Ihrem Abänderungs⸗ 
antrag, einmal ſchwer bereuen werden. (Bravo! rechts. 
Zwiſchenrufe links.) 


155. Sitzung. Mittwoch, den 3. März 1926. 


Vizepräſident Spill: Wortmeldungen liegen nicht 
mehr vor, ich ſchließe die allgemeine Beratung. Ich er⸗ 
öffne die Einzelbeſprechung und rufe $ 1 auf. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, die Beſprechung iff ge- 
ſchloſſen. Ich bitte die Damen und Herren, die § 1 an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. § 1 iſt angenommen. 
Ich rufe auf § 2. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich darf 
wohl feſtſtellen, daß 5 2 mit derſelben Mehrheit ange⸗ 
nommen worden iſt. Ich rufe auf § 3. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß § 3 mit der⸗ 
ſelben Mehrheit angenommen worden iſt. Ich rufe auf 
SA Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe fie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Ich darf wohl feſt⸗ 


ſtellen, daß 8 4 mit derſelben Mehrheit ange- 
nommen iff. Ich rufe auf § 5. Ich eröffne 


die Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
ſchließe die Beſprechung. Ich darf wohl die Annahme des 
& 5 feſtſtellen. § 6 ebenfalls angenommen. Zu 8 7 liegt 
ein Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 2161 vor. 


In 8 7 Abſatz 1 ift an Stelle der Worte „nach § 21 ....“ 
„Geſchäftsjahr“ zu ſetzen „Steuerabſchnitte (8 a) 


Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Doerkſen. 


Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich beantrage 
namentliche Abſtimmung über den Abänderungsantrag. 


Vizepräſident Spill. Wird der Antrag auf nament- 
liche Abſtimmung unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unter- 
ſtützung reicht aus. ir ſtimmen namentlich ab über den 
Abänderungsantrag zu § 7, Druckſache Nr. 2161. Ich 
bitte die Damen und Herren die Plätze einzunehmen. Die 
Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand 
von den Damen und Herren eine Stimme abzugeben. 
(Abg. Splett: Jawohl!) Bitte ſehr! Die Abſtimmung 
ift jetzt geſchloſſen. Sie hat folgendes Ergebnis: Es ſind 
34 Stimmen mit Ja und 61 Stimmen mit Nein abgegeben 
worden.“) Der Abänderungsantrag zu 8 7 iſt ſomit ab⸗ 
gelehnt. Ich darf wohl feſtſtellen, daß 8,7 der Vorlage 
angenommen ift. Widerſpruch wird nicht laut. 
rufe auf 8 8. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich darf 
auch hier feſtſtellen, daß § 8 angenommen ift. Dann 
wird in Druckſache Nr. 2161 durch den Abg. Doerkſen u. 
Fraktion ein § 8a beantragt: 


*) Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Bahl, Dr. Blavier, 
Boecker, Böhm, Brodowfſki, Bürgerle, Dr. Bumfe, Burandt, 
Dörkſen, Dyck II, Ehm, Eichholtz, Falkenberg, Fiſcher, P., Arch, 
Grundmann. Guttzeit, Habel, Frau Kalähne, Karkuütſ I 
Frau Knoblauch. Maier, Mayen, Frau Mohn, Penner T, Philip“ 
ion, Schüb. Schwegmann, Semrau, Senftleben, Stahnke, Dr. Tret 
bel, Dr. Wendt, Weſſalowſki, Dr. Ziehm. 


Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Arezyuski. Arndt, Bi} 
mann, Beyer, Brill, Buckmakowski, Ediger, Dr. Eppich, Frau Jack 
Fiſcher, J., Förſter, Fooken, Gaikowski, Gebauer. Gehl, Geld, 
Grünhagen, Harnau, Hennke, Herrmaun, Hoffmann, Hohnfee. 
Hoppe, Janzen, Dr. Kamnitzer, Karſchefſti, Klapps, Klawitte 
Klingenberg, Kloßowſki. Frau Kreft, Frau Kuntz, Kuckelkorn, Ff 
Landmann, Dr. Lembke, Liſchnewſki, Loops. Frau Mafttorffl 
Mathieu, Mau, Moczynfki, v. Malachinſki. Mroczkowski, Mü Be 
Neubauer, Nordwig, Dr. Paneckt, Plettner, Raſchke, Rehberg, Fett 
Richter, Schilke, Schmidt R., Schmidt E., Schülke, Spill, Spiel 
Dr. Wagner, Weiß, Wisniewſki, Frau Buper. 


Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Dabilen, dot, 
Döll, Falt, Glombowfki, Jedwabski, Joſeph, Dr. Kubach, ar 5 
Langowſki, Laſchewſki, Lehmann, Leu, Lietzau, Lemke, Fr. Schulz 
Dr. Neumann, Polſter, Rahn, Raube, Rect, Rohde, ; 
Werner, Wierſchowfki. 


— 


— 


c) 


p) 


(A) 


) 


Bolkstag Danzig. 155. Sitzung. 
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(Spill, Bizepräfident.) = Fe Fe 
Hinter § 8 ift folgender neuer § 8a einzufügen: 


8 8a 
1. Stenerabfchnitt ift, 

a) bei Steuerpflichtigen, die Einkünfte aus Qand- und 
Forſtwirtſchaft (8 6 Abſatz 1 Nr. 1) beziehen, das 
Wirtſchaftsſahr vom 1. Juli bis 30 Juni; als Wirt- 
ſchaftsjahr in dieſem Sinne gilt auch das Wirtſchafts⸗ 
jahr, für das regelmäßige Abſchlüſſe in der Zeit vom 
24. Juni bis 6. Juli einſchließlich auf einen anderen 
Tag als den 30. Juni gemacht werden: 
bei Gewerbetreibenden, die Handelsbücher nach den 
Vorſchriften des Handelsgeſetzhuches zu führen per- 
pflichtet find, oder, ohne dazu verpflichtet zu fein, 
Handelsbücher nach den Vorſchriften des Handels⸗ 
geſetzbuches tatſächlich führen, das Wirtſchaftsjahr, für 
das ſie regelmäßige Abſchlüſſe machen; 

e) bei den übrigen Steuerpflichtigen das Kalenderjahr. 
2. Hat ein Steuerpflichtiger neben Einkünften aus Land⸗ 

und Forſtwirtſchaft oder Gewerbebetrieben noch Einkünfte 

anderer Art, ſo iſt auch für die Einkünfte der Abſchnitt 
maßgebend, der nach Abſatz 1 für die Einkünfte aus Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft oder Gewerbebetrieben gilt. Hat ein 

Steuerpflichtiger mehrere Betriebe mit verſchiedenen 

Wirtſchaftsjahren der im Abſatz 1 a, b bezeichneten Art, 

ſo iſt Steuerabſchnitt das Wirtſchaftjahr, das als letztes 

im Kalenderjahr endet; in dieſem Falle ſind bei der Ein⸗ 

kommensermittlung die Einkünfte aus einem Betriebe, 

deffen Wirtſchaftsjahr mit dem Steuerabſchnitt nicht 
übereinſtimmt, nicht mit dem in dieſem Steuerabſchnikt 
erzielten, ſondern mit dem im Wirtſchaftsjahr erzielten 

Betrag einzuſetzen. 

3. Hat die Steuerpflicht nicht während des ganzen Kalender⸗ 
oder Wirtſchaftsjahres beſtanden, ſo verkürzt ſich der 
Steuerabſchnitt entſprechend. 1755 ; 

Im Falle der Annahme dieſes Antrages ift in dem ganzen 
Geſetz an Stelle der Worte „Kalender-“ oder „Wirtſchafts⸗“ 
oder „Geſchäftsjahr“ jowie an Stelle der Zuſammenfaſſung 
dieſer Worte zu ſetzen „Steuerabſchnitt“. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (PD. Nat.): Ich beantrage 
namentliche Abſtimmung. 

Vizepräſident Spill: Wird der Antrag unterſtützt? 
Die Anterſtützung reicht aus. Wir ſtimmen über den be⸗ 
antragten § 8a der Druckſache Nr. 2161 namentlich ab. 
(Geſchieht.) Hat noch jemand ſeine Stimmkarte abzu⸗ 
geben? Das ift nicht der Fall. Die Abſtimmung ift ge⸗ 
ſchloſſen. Es ſind 91 Stimmen abgegeben, davon 56 
mit Nein, 35 mit da”) 

Der beantragte § 8a ift abgelehnt. Ich rufe auf 
$ 9 und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Penner. x 

Penner, Abgeordneter, (D. Nat.): M. D. u. H.“ In 
Druckſache Nr. 2161 hat meine Fraktion die Streichung 
des Abſatzes 2 im $ 9 beantragt. Dieſer Abſatz 2 lautet: 

Ernteerzeugniſſe im Betriebe einer inländiſchen Land⸗ 
wirtſchaft gelten in dem Kalenderjahre als zugeſchloſſen in 
dem ſie von Grund und Boden getrennt ſind. 


h 


— 


= 


*) Geſtimmt haben mit „Ja“: 


9 Abg. Bahl, Dr. Blapier, 
Border, ‚Böhm, Brodowski, Bürgerle, 


Dr. Bumke, Burandt, 


Doörkſen, Dyck II, Ehm, Eichholz, Falkenberg, Fiſcher, P., Frau 


kundmann, Guttgeit, Habel, Harnau, Frau Kalähne, Karkutſch, 
rau Knoblauch, Maier, Mayen, Frau Mohn, Penner I, Philip⸗ 
E Schütz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, Stahnke, Dr. Trei- 
hel, Pr. Wendt, Weſſalowſki, Dr. Ziehm. i 
pa Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Arcezynski. Arndt, 
cher, Brill, Buckmakowſki, Ediger, Dr. Eppich, Frau Falk, 
© J., Förſter, Fooken, Gaikowski, Gebauer, Gehl, Gerick; 
künhagen, Hennke, Hoffmann, Hoppe, Janzen, Dr. Kamnitzer, 
Klapps, Klawitter, Klingenberg, Kloßowſki, Frau 
Mo Frau Kuntz, Kuckelkorn, Lehmann, Liſchnewſki, Loops, Frau 
f alikowſki, Mathieu, Mau, Dr. Moczynski, v. Malachinſki, Mrocz⸗ 
poſki, Müller, Neubauer, Dr. Panecki, Plettner, Raſchke, Rehberg, 
Goßde, Frau Richter, Schilke, E. Schmidt, R. Schmidt, Schülke. 
pill. Sprett, Dr. Wagner, Weiß, Wisniewski, Frau Buper. 
Da Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bergmann, Dr. Bing, 
J. Diler, Frau Döll, Falk, Glombowski Herrmann, Hohnfeldt, 
Jabwabſti, Joseph, Dr, Kubacz, Muromi, Frau Landmann, 
Neger Laſchewſti, Leu, Lietzau, Lemke, Fr. Meyer 
Werner, Wiens Nordwig, Polſter, Rahn, Raube, Reek, Schulz; 


Mittwoch, den 3. März 1926. 


Wer die Verhältniſſe in der Landwirtſchaft kennt, (©) 


weiß, daß bejonders auf den Gütern und größeren Grund- 
tücken, aber auch bei vielen kleinen trifft es zu, ein großer 
Zeil der Halmfrüchte wegen Arbeitsüberhäufung nicht im 
Herbſt und Vorwinter des Kalenderjahres gedroſchen und 
abgeſetzt werden kann, ſondern daß dieſe Arbeiten ſich 
häufig bis in das Frühjahr des nächſten Kalenderjahres 
hinziehen. Ferner wird der größte Teil der Kartoffeln 
zu Gaat- und Nutzzwecken erft im Frühjahr des nächſten 
Jahres verkauft, ſobald das Wetter es geſtattet, die 
Mieten zu öffnen. 

Nun dürfte es allgemein bekannt fein, daß febr häufig, 
bei ſchlechter Haltbarkeit der Früchte ein großer Teil der⸗ 
ſelben verfault und der Landwirt lange nicht die erhoffte 
und von der Steuerbehörde geſchätzte Einnahme von 
dieſen hat. Selbſt von der Zuckerrübe, die doch im Herbſt 
und Vorwinter zur Fabrik geliefert werden muß, weiß 
man bis zum abgelaufenen Kalenderjahre nicht, welchen 
Ertrag ſie bringen wird, da die Reſtzahlungen ſich bis zum 
Juni des nächſten Jahres hinziehen. Wird dieſer Abſatz 
des J 9 nicht geſtrichen, jo ift die Steuerbehörde wieder 
auf Schätzung angewieſen. Was wir Landwirte dann zu 
erwarten haben, iſt uns nur zu klar; wiſſen wir doch, daß 
der Leiter des Steueramtes, Herr Staatsrat Lademann, 
nicht nur nicht ein warmes, ſondern überhaupt kein Herz 
für die Landwirtſchaft hat. Ja, ich gehe noch weiter: Wer 
dieſes Geſetz genauer durchlieſt, muß zu der Leberzeugung 
kommen, daß Herr Staatsrat Lademann direkt ein Feind 
der Landwirtſchaft iſt. (Hört, hört! rechts.) — Lebhafte 
Anruhe.) Die Folge wird ſein, daß Schätzungsnormen 
vorgeſchrieben werden, die eine Summe ergeben, die weit 
über die tatſächliche Einnahme hinausgeht. Wir haben 
jo etwas ja bereits aus der Ernte 1925 erlebt. Auch wir 
Landwirte glaubten im Frühjahr vergangenen Jahres, 
daß wir eine gute Ernte haben würden und hofften, einen 


kleinen Teil unſerer Schuld damit abdecken zu können. (D) 


Doch kam es leider ganz anders. Durch tieriſche und 
pflanzliche Schädlinge wurde die Ernte derartig im Er- 
trage geſchmälert, ſo beim Weizen und beſonders bei der 
Gerſte, daß ſie kaum an die der ſchlechten Ernte des 


Jahres 1924 heranreichte. Zur Steuervorauszahlung ſind 


wir aber veranlagt, als ob wir eine glänzende Ernte ge⸗ 
habt hätten. So wird es der Landwirtſchaft auch in Ju⸗ 
kunft ergehen, wenn dieſer Abſatz nicht aus dem Gefetz 
verſchwindet. Wir ſind der Willkür der uns in keiner 
Weiſe günſtig gefinnten Steuerbehörde ausgeſetzt, und wir 
können uns ſchon den Tag berechnen, an dem der letzte 
Landwirt ſeine Scholle verlaſſen wird. (Ach wo! links.) — 
ie können mit mir tauſchen! bei den Kommuniſten.) 
Ich bitte Sie, nehmen Sie unſere Anträge an. Sie 
werden ſich ein Verdienſt um die Landwirtſchaft, und da⸗ 
mit um den ganzen Freiſtaat erwerben. (Bravo! rechts. — 
Abg. Brill: Wer hat feſtgeſtellt, daß der Staatsrat kein 
Herz hat, Herr Dr. Wendt? — Unruhe.) 
Vizepräſident Spill: Es liegen keine Wortmeldungen 
mehr vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen zur 
Abſtimmung. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) Die Debatle 
it geſchloſſen. Zum § 9 find zwei Abänderungsanträge 
geſtellt, und zwar: 
In 8 9 ift Ziffer 2 zu ſtreichen. 
n § 9 Ziffer 3 iſt an Stelle der Worte „Nr. 2“ zu 
ſetzen „Nr. 1 bis 3“. h 
Wir werden poſitiv abſtimmen. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Doerkſen. 5 
Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): Der Antrag zu 


3.9 Ziffer 3 ift durch die Druckſache Nr. 2165 zurück⸗ 


gezogen. 

Vizepräſident Spill: Dann haben wir nur einen An- 
trag zu § 9, Ziffer 2. Ich laſſe zuerſt über § 9, 
Ziffer 2 abſtimmen. Durch die Abſtimmung wird 


der Abänderungsantrag erledigt, Ich bitte die Damen 


i 
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— 
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(Spill, Vizepräſident.) 

und Herren, die § 9, Ziffer 2 annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehr- 
heit. Ziffer 2 iſt angenommen. Wir kommen nun zur 
Abſtimmung über die übrigen Ziffern des § 9, da keine 
Abänderungsanträge hierzu vorliegen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die § 9 annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehr⸗ 
heit. § 9 iſt angenommen. Dann iſt in der Druckſache 
Nr. 2161 vom Herrn Abg. Doerkſen und Fraktion be⸗ 
antragt, einen $ 9 a einzufügen. 

es 8 9 ift folgender 8 9a einzufligei: 
A 


J. Bei Steuerpflichtigen im Sinne des $ 8 a Abſatz la und 


b ift der Veranlagung der Gewinn zugrunde zu legen, der 

ſich als Druchſchnitt aus dem Gewinn des laufenden 

Steuerabſchnittes und den Gewinnen der beiden unmittel⸗ 

bar vorhergehenden Steuerabſchnitte ergibt. 

2. Die Vorſchrift des Abſatz 1 findet erſtmalig für das Ver⸗ 
anlagungsjahr 1926 ſtatt. Für das Veranlagungsjahr 

1925 iſt außer dem Steuerabſchnitt für dies Jahr der für 

das Jahr 1924 miteinzubeziehen. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beſprechung 
iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem beantragten § 9a die Zuſtimmung 
geben wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit. Der beantragte § 9a iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich rufe auf § 10. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe fie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ab- 
änderungsanträge ſind hierzu nicht geſtellt. Ich darf wohl 
die Annahme von § 10 feſtſtellen. Widerſpruch wird nicht 
laut. Ich rufe auf § 11; angenommen. 12; an⸗ 
genommen. § 13; angenommen. § 14; angenommen. 
$ 15; angenommen. 5 16; angenommen. § 17; an- 
genommen. § 18; angenommen. Aeber § 19 müſſen wir 
poſitiv abſtimmen, da beantragt iſt, in dieſem Paragraphen 
Ziffer 2 zu ſtreichen. Wir werden deshalb genau wie 
vorhin zuerſt über Ziffer 2 abſtimmen und dann über den 
geſamten Paragraphen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die Ziffer 2 des § 19 laut Vorlage annehmen wollen, fi 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, ſie iſt angenommen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die § 19 zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, § 19 iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe auf § 20. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es liegt ein 
Abänderungsantrag des Abg. Doerkſen und Fraktion vor, 
über den wir zuerſt abſtimmen, Druckſache Nr. 2161. 

In 8 20 tft folgender neuer Abſatz hinzuzufügen: 

Die Vorſchriften der Abſätze 1 bis 3 gelten nicht für Ein⸗ 
künfte der in $ 6 Abſatz 1 Nr. 3 und 4 bezeichneten Art, die 
die Ehefrau aus der Beſchäftigung in einem dem Ehemann 
fremden Betriebe bezieht. 

Ich bitte diejenigen, die dem Abänderungsantrag zu⸗ 
ſtimmen, fih von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 


Das iſt die Minderheit, der Abänderungsantrag iſt ab⸗ 


gelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Doerkſen. 

Doerlkſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich möchte dar- 
auf aufmerkſam machen, Herr Präſident, daß unſer An⸗ 
trag 20a und 20 b zurückgezogen iſt. 

Vizepräſident Spill: Das iſt mir bekannt, danke 
ſchön. Ich bitte die Damen und Herren, die den ſo 
veränderten § 20 annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Er iſt 
angenommen. Ich rufe auf $ 21. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es liegt hier 
ebenfalls 
Doerkſen vor, Druckſache Nr. 2161. 

8 21 Abſatz 2 bis 3 erhält folgende Faſſung: 

2. Fällt der Steuerabſchnitt mit dem Kalenderjahr 

oouo gammen oder endet er in der zweiten Hälfte des 
> ee jo wird die Einkommenſteuer nach Ab- 
lauf dieſes Kalenderjahres veranlagt. 


ein Abänderungsantrag des Herrn Abg. 


3. Endet der Steuerabſchnitt in der erſten Hälfte des Kalen⸗ 
derjahres, ſo wird die Einkommenſteuer nach Ablauf des 
erſten Kalenderhalbjahres veranlagt. 

Fällt die Steuerpflicht weg oder ändert fich der Steuer- 
abſchnitt durch Eintritt oder Wegfall der Vorausſetzung 
der 88 8a Abſatz 1 a, b, § 20 Abſatz 1, § 20a Abſatz 1, 
ſo iſt das Einkommen, das bis zum Wegfall der Steuer⸗ 
pflicht oder bis zum Beginn des künftig maßgebenden 
Steuerabſchnittes bezogen wird, bei der nächſten regel⸗ 
mäßigen Veranlagung zu veranlagen, ſoweit es bisher 
noch nicht veranlagt iſt. Dies gilt nicht, ſoweit die in dieſer 
Zeit bezogenen Einkünfte des künftig maßgegebenden 
Steuerabſchnittes hinzugerechnet werden. 

5. Iſt bei Wegfall der Steuerpflicht oder im Falle des 
Abſatz 4 eine ſofortige Veranlagung erforderlich, ſo kann 

ſie alsbald vorgenommen werden. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag 
annehmen wollen, fih von den Plätzen zu erheben. (Ge- 
ſchieht.) Das ift die Minderheit, der Abänderungsantrag 
iſt abgelehnt. Wir ſtimmen ab über § 21 der Vorlage. 
Ich bitte die Damen und Herren, die § 21 annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe auf 8 22. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Hier liegt ebenfalls ein Abänderungsantrag 
des Herrn Abg. Doerkſen und Fraktion in Druckſache 
Nr. 2161 vor. 

8 22 erhält folgenden Abſatz 3: 

3. Bei der Ermittlung der Einkünfte aus Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft ſind einzubeziehen: der Wert der Nutzung der 
Wohnung des Unternehmers, ſoweit ihr Umfang bei 
Betrieben gleicher Art üblich iſt. 

Wir ſtimmen zuerſt über dieſen Abänderungsantrag 
ab. Ich bitte die Damen und Herren, die ihn annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit. Der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen jetzt ab über § 22 der Vorlage. Ich bitte Die- 
jenigen, die ihn annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Er iſt 
angenommen. Ich rufe auf § 23 und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Doerkſen. 

Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H! Der 
Herr Abg. Fooken hat uns vorhin den Vorwurf gemacht, 
daß wir Obſtruktion treiben wollten. (Iſt das nicht wahr? 
links.) Das iſt nicht wahr. Als Beweis dafür möchte ich 
anführen, daß ich auf die Wortmeldung zu § 23 verzichten 
will, da ich meine Ausführungen zu § 23 ſchon vorhin 
gemacht habe. Ich möchte Sie nicht mit einer Wieder- 
a langweilen. (Bravo! Das war eine ſchöne Rede! 

nts. 

Vizepräſident Spill: Die Beſprechung iſt geſchloſſen, 
da keine Wortmeldungen mehr vorliegen. Wir kommen 


(C) 


— 


D) 


zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 


dem Abänderungsantrag des Abg. Doerkſen und Fraktion 
zu 8 23 8 

8 23 erhält folgende Faſſung: 

Zur Ermittlung des Gewinnes aus den Betrieben der 
Landwirtſchaft können Durchſchnittsſätze für das Einkommen 
oder für feine Ermittlungsgrundlage feſtgeſetzt werden, Diele 
Ermittlungsſätze find Hilfsmittel für die Veranlagung? 
behörden. Bei Aufitellung der Durchſchnittsſätze find die zu 
ſtändigen Steuerausſchüſſe zu beteiligen. Die Durchſchnitts⸗ 
ſätze ſind der Feſtſtellung des Einkommens zugrunde zu legen, 
es fei denn, daß der Steuerpflichtige in feiner Steuer⸗ 
erklärung abweichende Angaben macht und ſie entweder 
beweiſt oder fo belegt, daß eine von den Durchſchnittsſätzen 

abweichende Schätzung geboten iſt. 

Im Falle der Ablehnung des vorſtehenden Paragraphen 
find im § 3 Zeile 5 die Worte „und 43“ zu ſtreichen. 


zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht) 
Das ift die Minderheit, er ift abgelehnt. Wir [timmen 
nun ab über $ 23 der Vorlage. Ich bitte die Damen un 


Herren, die ihn annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 


erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, § 23 ber 
Vorlage iſt angenommen. (Abg. Gehl: Da liegt no ein 


Abänderungsantrag vor!) Das Wort hat der Herr Abg- 
Dyck II. ; ee 
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Dyck II, Abgeordneter (P. Nat.): Wir bitten, den 
8 23 a zu ſtreichen, weil er für jeden ſachlich denkenden 
Menſchen geradezu eine Anmöglichkeit ift, Im Ausſchuß 
erklärte zwar ein Sozialdemokrat auf unſere Beſtrebungen, 
ein vernünftiges Geſetz zuſtande zu bringen, daß wir uns 
gar keine Mühe geben ſollten, die Regierungsparteien 
hätten ſich bereits über alle Beſtimmungen des Geſetzes 
geeinigt und würden geſchloſſen dafür ſtimmen. (Abg. 
Dr. Wendt: Hört, hört!) Während der früheren Ne- 
gierungsmehrheit war es üblich, daß getroffene Verein⸗ 
barungen faſt ſtets von einer gewiſſen Seite durchbrochen 
wurden, jo daß dadurch ſchon damals bei wichtigen Ge- 
ſetzen der Einfluß der Sozialdemokratie zur Geltung kam. 
(Lebhaftes Hört, hört! links. Abg. Gehl: Auch bei der 
Amſatzſteuer?) Auch heute unterliegen die jetzigen Re⸗ 
gierungsparteien durchweg dem beherrſchenden Einfluß 
der Linken. (Sehr richtig! rechts. Anruhe links. Abg. Gehl: 
Hetzen Sie doch nicht!) Ich will Ihnen gleich den Beweis 
liefern, für das, was ich ſagte. Herr Fooken brüſtete ſich 
damit, daß es der jetzigen Regierungsmehrheit zu ver- 
danken ſei, daß der § 16 des früheren Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes in der damaligen Form jetzt geſtrichen iſt. Wir 
waren damals die einzigen, die gegen dieſen Paragraphen 
trotz Regierungspartei geſchloſſen geſtimmt haben, und es 
war die bürgerliche Mitte im Verein mit der Sozialdemo⸗ 
kratie, der die geſamte Wirtſchaft den § 16 zu verdanken 
hat. (Sehr richtig! rechts.) Es war intereſſant, wie Herr 
Abg. Fooken ausführte, daß Handel, Gewerbe und Indu- 
ſtrie mit dem gegenwärtigen Einkommenſteuergeſetz zu⸗ 
frieden ſeien. Das beweiſt, daß Sie keine Fühlung mit den 
wirklichen Vertretern von Handel und Induſtrie haben. 
Jeder vernünftig denkende Menſch (Abg. Brill: Er nimmt 
das nur für fih allein in Anſpruchl) kann in Zeiten des 
wirtſchaftlichen Niederganges, wie wir ſie haben, nicht 
einer ſtärkeren Anziehung der Steuerſchraube das Wort 
reden, das iſt eine Anmöglichkeit. 

Wir geben die Hoffnung nicht auf, daß ſich wenigſtens 
die bürgerliche Mitte unſeren ſachlichen Gründen nicht 
verſchließen und dieſem Geſetz, insbeſondere dem § 23 a 
ihre Zuſtimmung verſagen wird. Nach dieſem § 23a 
jollen zu dem Einkommen des Landwirtes für ihn ſelbſt, 
für ſeine Ehefrau und für ſeine Kinder Zuſchläge für den 
eigenen Verbrauch und für den Mietswert der eigenen 
Wohnung gemacht werden. Dieſe letzte Beſtimmung iſt 
ja durch den Abänderungsantrag der Regierungsparteien 
zurückgezogen. Aber auch die Beſteuerung nach dem 
eigenen Verbrauch bedeutet eine Belaſtung gerade der 
kinderreichen Familien und des kleinen Grundbeſitzes. 
Gerade im kleinen Grundbeſitz beſuchen die Kinder in der 
Regel die Schule, und auch nach ihrem Abgange aus der 
Schule bleiben ſie in der Regel im Elternhauſe und ſind 
in der eigenen Wirtſchaft tätig. Für alle dieſe Kinder iſt 


von dem kleinen Mann die Beſteuerung des Eigenver⸗ 


brauchs in voller Höhe zu tragen und bedeutet für ihn eine 
ganz außerordentliche Belaſtung. Der größere Beſitz 
ſchickt ſeine Kinder, ſobald ſie das ſchulpflichtige Alter 
erreicht haben, in der Regel in Penſionen und bringt ſie 
nachher in Stellungen. Gerade für den größeren Beſitz 
ſpielt die Beſteuerung nach dem Eigenverbrauch eine ſehr 
unweſentliche Rolle. ; 
Geradezu eine Unmöglichkeit war die frühere Abſicht 
der Regierungsmehrheit und der Regierung auch den 
Mietswert der eigenen Wohnung nach der Kopfzahl der 
Familien zu bemeſſen. Wie hoch die Belaſtung durch den 
eigenen Verbrauch in einzelnen Fällen ſein kann, dafür 
p ore ich ein Beiſpiel geben. Wir haben es bereits in 
er Ausſchußſitzung angeführt, ich möchte es vor dem 


Pienum noch einmal wiederholen. Bei einer Familie mit 


ünf Kindern betragen die foztalen Abzüge nach den im 
Dusſchut angenommenen Beſtimmungen 5760 Gulden. 
as Grundſätzliche, Herr Abg. Fooken, die Beſteuerung 
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nach dem eigenen Verbrauch, ift beſtehen geblieben. 
iſt etwas gemildert worden. Sie haben den Abänderungs⸗ 
antrag in letzter Stunde eingereicht. Es iſt nicht möglich 
geweſen, nachzurechnen, wie ſich die Sätze auswirken, die 
Sie hineingenommen haben. Jedenfalls werde ich Ihnen 
nachher den Nachweis erbringen, daß auch dieſe Sätze er⸗ 
heblich zu hoch ſind. Die ſoziglen Abzüge bei einer Familie 
mit fünf Kindern betragen alſo 5760 Gulden. Die Be⸗ 
laſtung für Eigenverbrauch und Wohnung hingegen bei 
einem Beſitz von über 50 Hektar 6752 Gulden. Das iſt 
eine Mehrbelaſtung von 792 Gulden. (Abg. Brill: Das 
ſtimmt nicht mehr!) Es ift etwas weniger geworden. Ich 
werde den Nachweis erbringen, daß die Beſtimmungen, 
die Sie hineingebracht haben wollen, zu hoch ſind. Bei 
einem kinderloſen Ehepaar mit gleich großem Beſitz be⸗ 
tragen die ſozialen Abzüge 600 Gulden, Mehrbelaſtung 
durch Eigenverbrauch 2190 Gulden. Bei einem Beſitz im 
ſandigſten Teil des Kreiſes Danziger Höhe, angenommen 
von 51 Hektar, beträgt der Eigenverbrauch für den Mann, 
die Frau und ein Kind über 16 Jahren, ſowie fünf Per⸗ 
ſonen unter 16 Jahren 7800 Gulden. (Zuruf des Abg. 
Fooken.) Der Betreffende muß das, was Sie ihm für 
den eigenen Verbrauch anrechnen, herauswirtſchaften. 
(Abg. Kloſſowſki: Das muß jeder andere auh!) Es ift bei 
einem Grundſtück von 51 Hektar nicht möglich, 7800 
Gulden herauszuwirtſchaften. Das Grundſtück hat einen 
Wert von höchſtens 50 000 Gulden. Der Eigenverbrauch 
würde hier eine mehr als 155 ige Verzinſung bedeuten. 
Diele Zahlen beweiſen zur Genüge die Haltloſigkeit 
der in § 23 a getroffenen Beſtimmung. Wir find der An- 
ſicht, daß, wenn der Eigenverbrauch beſonders berechnet 
wird, auch die in Ihrem Abänderungsantrag angeſetzten 
Zahlen viel zu hoch gegriffen ſind. In Friedenszeiten, vor 
dem Kriege, rechnete man bei einem landwirtſchaftlichen 
Gutsbeamten als Beköſtigung und Wohnung täglich eine 
Goldmark. 
rechnete, ſo würde das eher zu hoch als zu niedrig ge⸗ 
rechnet ſein. Bei Kindern über 16 Jahre iſt der Betrag 
2 Gulden (Abg. Fooken: 1 Gulden!) Nein, 2 Gulden. 
(Zuruf des Abg. Raſchke. Abg. Fooken: 2 Gulden über 
100 Hektar!) Was ſind 100 Hektar auf der Höhe. Der 
Betreffende kann ſich dabei auch nur ſatteſſen. Nach 
unſeren Berechnungen beträgt der Eigenverbrauch 
1,20 Gulden. (Für das Dienſtmädchen? links.) And 
zwar ſtellt ſich die Berechnung folgendermaßen: 250 Gr. 
Fleiſch und Fett 35 Pfennig, 50 Gr. Butter 20 Pfennig, 
500 Gr. Roggen 8 Pfennig, 250 Gr. Weizen 7 Pfennig, 
250 Gr. Gerſte 4 Pfennig, 12 Liter Butter- und Mager- 
milch 8 Pfennig (Unruhe und Zwiſchenrufe links), Ge- 
müſe, Erbſen 10 Pfennig, macht zuſammen 1,06 Gulden. 
Ich runde die Summe für die Kinder über 16 Jahre und 
den Landwirt ſelbſt auf 1,20 Gulden ab. Alles, was er 
darüber hinaus verbraucht, muß er außerhalb ſeiner 
Wirtſchaft kaufen. Das unterliegt nicht der Beſteuerung 
im eigenen Verbrauch. Wir haben natürlich die Preiſe 
eingeſetzt, wie ſie der Landwirt ſelbſt für ſeine Produkte 
bekommt. Man kann doch nicht den Landwirt, wie Sie 
es im Steuerausſchuß beabſichtigten, für den verfeuernden 
Zwiſchenhandel perantwortlich machen oder ihn gar noch 
dafür beſtrafen, daß er feine Erzeugniſſe fo niedrig bezahlt 
bekommt. Im übrigen halten wir es überhaupt für 
richtiger, den Eigenverbrauch in die Pauſchalſätze hinein⸗ 
zurechnen. Dadurch wird eine Benachteiligung der 
kinderreichen Familien und des kleinen Grundbeſitzes ver- 
mieden. Wir bitten Sie, den $ 23 a abzulehnen. Wir 
ſtehen auf demſelben Standpunkt auch Ihrem Abände⸗ 
rungsantrag gegenüber, da er keine grundſätzliche 
Aenderung bedeutet, ſondern nur eine Ermäßigung, die 
nach unſerem Dafürhalten nicht genügt. 
8 ee Spill: Das Work hat der Herr Abg. 
Fooken. 


Sie (C) 


Wenn man heute 20 Gulden hierfür be⸗ (D) 


Bollstag Danzig. 


Soofen, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Ich be- 
dauere unſeren Kollegen Dyck außerordentlich, daß er ſeine 
ſchöne Rede fertiggemacht hat, ehe er unſeren Abände⸗ 
rungsantrag geleſen hat. Alle Sätze, die er ſo ſchön vor⸗ 
getragen hat, entbehren der Wirklichkeit, weil ſie nicht 
mehr zutreffend ſind. Herr Abg. Dyck, eine Zahl will ich 
nennen: Die Dienſtboten im Großen Werder bekommen 
für Koſt und Logis 1,50 Gulden abgezogen. Stimmt es? 
(Zwiſchenruf des Abg. Dyck.) Keine Antwort, iſt auch 
eine Antwort. Im Steuerausſchuß wurde hinzugefügt: 
„Für den Steuerpflichtigen, deſſen Ehefrau, ſonſtige im 
Haushalt lebende erwachſene Perſonen und die im Haus⸗ 
halt lebenden Kinder über 16 Jahre bei Beſitzungen bis 
50 Hektar 1 Gulden, bis 100 Hektar 1,50 Gulden, über 
100 Hektar 2 Gulden, für die im Haushalt lebenden 
Kinder unter 16 Jahren 75 Pfennig bei 50 Hektar, und 
erſt bei Beſitzungen über 100 Hektar, das ſind 400 Morgen, 
für das Kind 1,50 Gulden.“ (Zwiſchenruf des Abg. 
Dyck.) Bei allem, was Sie vorgetragen haben, haben 
Sie den Schlußſatz fallen laſſen, was der Mann an 
Steuern bezahlt, was zwiſchen Daumen und Zeigefinger 
gerührt werden muß. Wenn Sie uns die Sätze vor⸗ 
getragen hätten, wären alle die Fälle, die Sie angeführt 
haben, ſteuerfrei. (So iſt es! links.) i 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Doerkſen. ; : 

Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.] Wir 
hätten uns dieſe Debatten hier erſpart (Sehr richtig! 
links), wenn Sie dieſe Pauſchalſätze dort hingebracht 
hätten, wo ſie hingehören. Wollen wir uns heute dar— 
über unterhalten, was der Mann verzehren kann und was 
das, was er verzehrt, wert iſt? Die Ausführungen des 
Herrn Fooken ſind abwegig, denn bei der Beköſtigung der 
Dienſtboten kommen hinzu das Brennmaterial, die Woh⸗ 
nung (Anhaltende Heiterkeit! links), die Beleuchtung 
(Heiterkeit! links), ferner (Die friſche Luft kommt hinzu! 
bei den Kommuniſten) was an Lebensmitteln noch hinzu⸗ 
gekauft wird, und das iſt ganz erheblich. Man muß ferner 
die Mühe in Anrechnung bringen, die die Herſtellung der 
Speiſen koſtet. Bei den Saiſonarbeitern kann man zum 
Beiſpiel die Kochfrau mit 20 Pfennig pro Tag und Kopf 
berechnen. Gegen die Zahlen, die Herr Dyck angeführt 
hat, werden Sie nichts ins Feld führen können. Die ſind 
recht hoch gegriffen, es ſind pro Kopf ſieben Zentner an 
Getreide pro Jahr angenommen. Das kann überhaupt 
niemand aufeſſen. Wenn Sie nun ſagen, der große Be— 
ſitzer lebt üppiger, der ißt viel mehr, ſo trifft das auch nur 
in beſtimmtem Amfange zu, denn er braucht dafür 
weniger an Kartoffeln (Zwiſchenrufe links) und auch an 
Getreide. Die Differenz beträgt vielleicht 20 Pfennig 
pro Kopf und Tag. Ich bin gern bereit, mich im Aus⸗ 
ſchuß des Näheren darüber mit Ihnen zu unterhalten. 
(Abg. Kloſſowſki: Wir werden einen Nahrungsmeſſer an 
dem Bauch eines jeden Landwirts anbringen laſſen, um 
feſtzuſtellen, wie viel er ißt!) Das können Sie tun. In 
der Landwirtſchaft wird nicht üppiger gegeſſen, wie in der 
Stadt, das kann ich Ihnen ſagen. Man ißt im Gegenteil 
auf dem Lande ganz außerordentlich ſparſam. (Frau 
Abg. Kreft: Deshalb haben auch die Gutsbeſitzer alle einen 
ſo dicken Bauch!) Was die Sätze betrifft, die Sie an⸗ 
geführt haben, ſo ſind ſie viel zu hoch. Sie haben einen 
Betrag von 2 Gulden pro Tag berechnet, das iſt viel zu 
viel. Das, was ein großer Beſitzer an Nahrungsmitteln 
aus dem eigenen Betrieb verbraucht, beträgt vielleicht 
1,20 Gulden. Ich glaube, daß Ihnen die Aufnahme dieſes 
Paragraphen noch recht viel Schmerzen bereiten wird. 
Ich wünſche Ihnen viel Glück dazu. (Abg. Kloſſowfki: 
Glück muß der Landwirt haben und große Kartoffeln!) 

Vizepräſident Spill: Die Wortmeldungen ſind er⸗ 
ſchöpft, ich ſchließe die Beſprechung zu § 23a. Es liegen 
zwei Abänderungsanträge vor, der eine verlangt den § 23a 
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zu ſtreichen, der andere ihn zu verändern. 
zuerſt über den Abänderungsantrag Druckſache Nr. 2167 
abſtimmen. 

§ 23 a. 

J. Zu dem nach den Vorſchriften des § 23 ermiittelten Gin- 
kommen für den einzelnen Betrieb treten zur Abgeltung 
des Eigenverbrauchs (§ 10 Abſatz 2 Satz 2) folgende 
Zuſchläge: 

für den Tag 


bei Be⸗ bei Be- 
ſitzungen ſitzungen 
über 50 Über 
bis 100 ha 100 ha 


—— — 


bei Be⸗ 
ſitzungen 
bis 50 ha 


für den Steuerpflichtigen deſſen 
Ehefrau, ſonſtige im Haushalt 
lebende erwachſene Perſonen 
und die im Haushalt lebenden 
Kinder über 16 Jahre je . 1.— G 
für die im Haushalt lebenden 
Kinder nnter 16 Jahren je. | 0.75 G 
für d. im Haushalt des Steuer⸗ 
pfitchtigen ganz oder über⸗ 
wiegend tätigen Dienſtboten je 


1. 1.— G 1.— 6 
2. Zu dem nach den Vorſchriften des § 23 ermittelten Cin- 
kommen für den einzelnen Betrieb iſt weiter hinzuzuſetzen 
der Mietwert der Wohnung des Betriebsinhabers, ſeiner 
Familie und der zu feiner Familie gehörigen Perſonen. 
Danzig, den 3. März 1926. 
A. Foo ken 
und die übrigen Mitgl. der Sozialdemokratiſchen Fraktion. 
Mathieu 
und die übrigen Mitglieder der Zentrums-Fraktion. 
Ediger 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchliberalen Fraktion. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihm zuſtimmen 
wollen, fih von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, der Abänderungsantrag iſt an⸗ 
genommen. Wir ſtimmen jetzt über den ſo veränderten 
§ 23a ab., Ich bitte diejenigen, die dem jo veränderten 
§ 23 a zuſtimmen wollen, fih von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, § 23 ift angenommen. 
Ich rufe auf § 24. Wortmeldungen liegen nicht vor, die 
Beſprechung ift geſchloſſen. (Abg. Doerkſen: Der Ab- 
änderungsantrag zu § 24 iff zurückgezogen.) Ich darf 
wohl die Annahme des § 24 feſtſtellen. § 25; ich ſtelle 
auch die Annahme des § 25 feft. Ich rufe auf § 26. Es 
liegt da in Druckſache Nr. 2161 ein Abänderungsantrag 
des Abg. Doerkſen und Fraktion vor. 
§ 26 erhält folgende Faſſung: 
Werden von dem Steuerpflichtigen aus den Betrieben der 
Qand- und Forſtwirtſchaft ordnungsmäßige, den Reinertrag 
nachweiſende Bücher geführt, ſo iſt der Gewinn auf Grund 
der Abſchlüſſe dieſer Bücher zu ermitteln; die Bücher gelten 
vorbehaltlich der Prüfung des Inhalts als ordnungsmäßig, 
wenn ſie 
1. alle geſchäftlichen Vorgänge des Betriebes nach beſtimm⸗ 
ten Grundſätzen geordnet, mit ihrem Geldwert in Erſchei⸗ 
nung bringen, insbeſondere auch die Beziehung des 
Betriebsunternehmers zum Betriebe (Eigenverbrauch, 
Entnahme, Zuſchüſſe zum Betriebe aus anderen Ver⸗ 
mögensbeſtandteilen), fortwährend verzeichnen; ; 
2. auf Grund einer jährlichen Juventur die Aenderung der 
einzelnen Beſtandteile des im Betrieb angelegten Ver 
mögens darſtellen. P 
Im Falle der Ablehnung des vorſtehenden Antrages 
find folgende Aenderungen im § 26 der Ausſchußvorlage 
vorzunehmen: Be 
Im Abſatz 2 jind die Worte „der die Ernte aufweiſt 
bis Schluß zu ſtreichen. ; 
In Abſatz 3 iſt Ziffer 3 zu ſtreichen. 
Ju Abſatz 4 Satz 1 ijt ſtatt der Worte o if 
läufige Veranlagung als endgültig zu erklären! Au lle 
„To erfolgt die endgültige Veranlagung nach den für alte 
Steuerpfichtigen maßgebenden Grundſätzen“. 


Wir ſtimmen ab über den Abänderungasntrag. 2 2 
bitte die Damen und Herren, die ihn annehmen wollen, | 


ijt die vor⸗ 
zu jepen 


Wir werden (©) 
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(Spill, Vizeprüſident.) 

ſich von ihren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit. Der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. 
Wir ſtimmen ab über § 26 der Vorlage. Ich bitte die 
Damen und Herren, die § 26 der Vorlage annehmen 
wollen, ſich von ihren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, § 26 iſt angenommen. Ich rufe 
auf § 27; angenommen, § 28; angenommen, § 29; an- 
genommen, § 30; angenommen, $ 31; angenommen, $ 32; 
angenommen, § 33; angenommen, § 34; angenommen, 
$ 35: angenommen, § 36, angenommen, $ 37; angenom- 
men, § 38; angenommen, 39; angenommen, § 40; ange⸗ 
nommen, $ 40a; angenommen, § 41; angenommen, § 42; 
angenommen. Zu 8 43 ift der Abänderungsantrag des 


Abg. Hoffmann und Frakt., Druckſache Nr. 2168 geſtellt: 
In 8 43 Abſatz J iſt für die Ziffer „240“ zu ſetzen „3000“ 
„360“ ;1000” 
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Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir fommen zur 
Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die den 
Abänderungsantrag annehmen wollen, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir ſtim⸗ 
men ab über § 43 der Vorlage. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dem § 43 der Vorlage zuſtimmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, er ift angenommen. § 44; angenommen, § 45; 
angenommen. Zu § 46 liegt ein Abänderungsantrag des 
Abg. Doerkſen und Frakt. in Druckſache Nr. 2161 vor, 
den Abſatz 1 zu ſtreichen. Wir ſtimmen poſitiv ab. Ich 
bitte die Damen und Herren, die § 46 annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, § 46 iſt angenommen. Zu $ 47 eröffne ich 
die Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Boecker. . 

Boecker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Wir 
legen Ihnen in unſerer Druckſache Nr. 2161 einen Ab- 
änderungsantrag zu § 47 vor. Es iſt in den meiſten 
Kreiſen der Wirtſchaft, von Handel, Induſtrie, Land⸗ 
wirtſchaft, Gewerbe und Handwerk außerordentlich un- 
angenehm aufgefallen, daß in einer Zeit ſchweren wirt⸗ 
ſchaftlichen Niederganges, in einer Zeit, wo Hoffnungen 
und Verſprechungen auf Steuerabbau an der Tages- 
ordnung ſind, daß in dieſer Zeit bei den wichtigſten und 
fundamenkalſten Steuergeſetz eine Mehrbelaſtung vor⸗ 
genommen wird. Gegenüber dem Einkommenſteuergeſetz 
von 1924 ſieht das vorliegende Geſetz bei allen Einkom⸗ 
men über 10 000 Gulden eine weſentliche Mehrbelaſtung 
vor. Wir erſuchen Sie dringend, unſeren Abänderungs⸗ 
antrag zum § 47, der dieje Mehrbelaſtung ablehnt und 
nur die bisher gewährten Sätze beibehalten will, zuzu⸗ 
timmen. 

M. D. u. H.] Wer den Dingen näher ſteht, wer 
weiß, wie unendlich ſchwer es allen Kreiſen der Wirt⸗ 
ſchaft fällt, die gegenwärtige Steuerbelaſtung zu ertragen 
Abg. Kloßowſki: Ach wol), der kann es einfach nicht 
derſtehen, wie man hier leichten Sinnes eine weſentliche 

Nehrbelaſtung vornimmt. (Sehr richtig! rechts.) Cr- 
undigen Sie ſich doch einmal bei der Steuerbehörde nach 
em Stand der Dinge. Laſſen Sie ſich ſagen, wie hoch 
die geſtundeten Beträge find, laſſen Sie ſich einmal 
ſagen, welch hohen Betrag die uneinbringlichen Steuern 
dereichen, laſſen Gie. fih erzählen, wie hoch die Summe 
Ber Einſprüche und Reklamationen gegenüber dem bis- 
Jerigen Veranlagungsverfahren, gegenüber dem bis- 
herigen Syſtem ift. Bei Hebernahme der Regierung war 
es eins Ihrer größten Verſprechen, Abbau der Belaſtun⸗ 
DEN ger Wirtſchaft. Bisher haben wir nichts davon ge⸗ 
Sa Bei jeder Gelgenheit bringen Sie eine neue Be- 
F ung — Vermögensſteuergeſetz. Hier bei dem funda- 
en aliten Steuergeſetz, bei dem Einkommenſteuergeſetz 
teenſo. (Abg. Mau: Was bilden Sie fih ein, die Arbei⸗ 
t müſſen auch ihre Steuern zahlen) Mit ſolchen 


ER 


Schlagworten können Sie im Volkstag nichts mehr er- 
reichen. Hier in dieſem Hauſe müßten ſich alle Anwe⸗ 
jenden über die Auswirkung der ſozialen Abzüge voll- 
kommen im klaren ſein. Ich ſtelle mich hier nicht hin und 
ſage, daß die Steuern der Arbeiter zu niedrig ſeien. Ich 
habe aber das Recht zu ſagen: Die Steuern für die Wirt⸗ 
ſchaft find zu hoch. (Hört, hört! links. Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Staats- 
rat Lademann. 

Lademann. Staatsrat: M. D. u. H.! Ich wollte mir 
zunächſt erlauben, eine Ausführung des Herrn Abg. 
Dr. Ziehm richtig zu ſtellen. Er ſagte, die Steigerung 
des neuen Tarifs beliefe fih ungefähr auf 5 bis 12 %. 
Ich möchte ihn bitten, Seite 40 des Regierungsentwurfs 
aufzuſchlagen, in dem die bisherigen Danziger Steuerſätze 
den neuen gegenübergeftellt find. Bis zu 15 000 Gulden 
hat ſich nichts geändert. Bei Einkommen über 15 000 
Gulden iſt eine Aenderung eingetreten. Bitte das zu 
verfolgen. Bei 25 000 Gulden bisheriger Satz 12%, 
jetziger 13 9, geändert um 1%. (Zwiſchenrufe rechts. 
Das iſt eine Erhöhung von 8 %, Herr Staatsrat! rechts.) 
Bei 50 000 Gulden war der frühere Satz 15 , jetzt 
16,5 %, alio um 1,5 mehr. Bei 100 000 Gulden ift 
der bisherige Satz von 20,25 %, der jetzige 21,13 %. 

Wenn Sie nun damit die deutſchen Sätze in den ent- 
ſprechenden Stufen vergleichen, dann werden Sie ſehen, 
daß die deutſchen Sätze noch viel höher ſind. Ich wollte 
Ihnen nur zu erkennen geben, daß die hier vorgeſchlagene 
Erhöhung keine übermäßige iſt. Im übrigen, unterziehen 
Sie einmal die Einkommen über 15 000 Gulden einer Be- 
trachtung. Es ſind ungefähr 26 000 Leute im Freiſtaat, 
abgeſehen von den Arbeitnehmern, die zur Steuer veran⸗ 
lagt ſind. Davon gibt es nur 1000, die mit Einkommen 
über 15000 Gulden im Jahr herangezogen werden. 
(Steuerbetrüger! links. Das zeigt, wie arm wir ſind! 


rechts.) Der Mittelſtand, das mittlere Handwerk wird (p) 


durch die neue Steuererhöhung nach meiner Anſicht und 
der Auffaſſung des Senats in feiner Weiſe in Mitleiden⸗ 
ſchaft gezogen. (Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Ziehm. 

‚ Dr Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Ich 
bin leider gezwungen, dem Herrn Vertreter der Steuer- 
verwaltung zu ſagen, daß ſeine Ausführungen falſch 
waren. (Donnerwetter! Wie immer! links.) Ich habe 
vorhin erklärt, daß die Erhöhung der Einkommenſteuer 
5—12% der gegenwärtigen Steuer beträgt. (Abg. 
Schwegman: Sehr richtig!) Herr Staatsrat Lademann 
hat es beſtritten. Ich werde es in den einzelnen Stufen 
beweiſen, und zwar, indem ich ſeine eigenen Ausführungen 
und die in der Begründung gegebene Tabelle zugrunde 
lege. Bei einem Einkommen von 18 750 Gulden, das iſt 
die zweite Stufe, betrug die Steuer bisher 2087,40, jetzt 
2187,40, alfo 100 Gulden mehr, das find 5 % Bei der 
nächſten Stufe betrug die Steuer bisher 2625 Gulden, 
jetzt 2812 Gulden, macht nach Adam Rieſe 9 mehr. 
(Heiterkeit und Zwiſchenrufe! links.) Bei der nächſten 
Stufe: bisher 3000 Gulden, jetzt 3250 Gulden, 250 
Gulden mehr, macht nach Adam Rieſe 9 % Prozent mehr. 
In der nächſten Stufe: bisher 3960, jetzt 4375 Gulden, 
macht 10%. Bei der folgenden Stufe find es 11 5, bei 
der nächſten Stufe 12%. Herr Staatsrat Lademann 
verwechſelt die Erhöhung der Prozente des Einkommens 
mit der Erhöhung der Prozente von der Steuer. Es 
kommt den Steuerzahlern darauf an, wie hoch iſt die Er⸗ 
höhung gegenüber der bisher gezahlten Steuer. (Aha! 
und Anruhe links.) Wenn Herr Staatsrat Lademann 
der Auffaſſung iſt, daß die Erhöhung der Einkommen⸗ 
ſteuer, wie er meint, nicht weſentlich ſei, ſo bin ich aller⸗ 
dings anderer Auffaſſung. Ich bin der Meinung, daß 
Herr Staatsrat Lademann beſſer getan hätte, meine Aus⸗ 


— 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter.) 

führungen nicht zu beanſtanden. Ich ſchließe damit: 
wenn er doch lieber. geſchwiegen hätte! (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (Soz.); M. D. u. H.] Als die 
neue Regierung ihr Amt antrat, hat ſie verſprochen, die 
Danziger Wirtſchaft durch Abau der Steuern zu ent⸗ 
laſten. Wenn man an dieſes Problem herangeht, muß 
man ſich fragen, wo zunächſt eine Entlaſtung kommen 
muß. Nach meinem Dafürhalten bei der Amſatzſteuer, 
der Wechſelſtempelſteuer uſw. Es gibt noch eine ganze 
Reihe von Steuern, bei denen eine Entlaſtung in aller⸗ 
erſter Linie erfolgen muß. Soll das geſchehen, ſoll der 
Staat ſeine Aufgabe erfüllen können, dann muß in ge⸗ 
lindem Maße die Steuerquelle dort eingeſetzt werden, wo 
Einkommen⸗ und Verdienſtüberſchuß vorhanden iſt. Das 
iſt bei der Einkommenſteuer. Aus dieſem Grunde haben 
die Koalitionsparteien erſt bei einem Einkommen von 
15 000 Gulden die Steuerſchraube etwas angezogen und 
eine ganz leichte Erhöhung eintreten laſſen. Aber mit 
dieſer Erhöhung bleiben die Steuerſätze hinter den deut⸗ 
ſchen Sätzen bei weitem zurück, und das deutſche Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz haben Sie uns doch vorhin als Ideal 
bingejtellt.. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 


Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Herr Dr. 
Ziehm, ich muß meine Verwunderung darüber aus⸗ 
ſprechen, daß Sie ein Mißverſtändnis des Herrn Staats⸗ 
rat Lademann benutzen, um mit Zahlen zu jonglieren. 
Wenn Sie behaupten, daß es nicht angeht, daß ein Teil 
der Bevölkerung eine erhöhte Einkommenſteuer von 8 % 
bezahlt, dann bedeutet es, daß Sie mit dieſen Zahlen 
gegen die betreffende Behörde hetzen wollen. (Zwiſchen⸗ 
rufe! rechts.) Wenn Sie jagen, eine Erhöhung von 
8 oder 12%, jo hätten Sie hinzuſetzen müſſen: „zu der 
erhöhten Steuer“. Das haben Sie nicht geſagt. (Abg. 
Dr. Ziehm: Das habe ich geſagt! Das iſt unerhört! 
links. Anruhe.) Ich habe genau auf Ihre Erwiderung 
aufgepaßt. (Zwiſchenrufe und Unruhe!) Sie haben in 
Ihrem Schlußwort gejagt, daß es fih um eine 1295 ige 
Erhöhung handelt, aber nicht: „zu der bisherigen Steuer“. 
(Abg. Doerkſen: Das hat er geſagt! Abg. Philipſen: 
Sind Sie Anwalt?) Ich bin inſofern Anwalt, weil die 
Bevölkerung mit dieſen Zahlen aufgehetzt werden ſoll. 
(Abg. Dr. Ziehm: Am 12 der bisherigen Steuer! Mn- 
ruhe.) So, wie Sie es geſagt haben, bedeutet es eine 
Verhetzung der Bevölkerung. Das haben Sie getan. 
(Anwahrheit! rechts. Hier wird die Wahrheit geſagt! 
links. Andauernde Zwiſchenrufe und große Unruhe!) 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Mau! Sie haben 
nicht das Wort. Sie haben auch kein Vorrecht. Die 
Wortmeldungen zu § 47 ſind erſchöpft, die Beſprechung 
ift geſchloſſen. (Abg. Hohnfeldt macht erregte Zwiſchen⸗ 
rufe zu den Deutſchnationalen. Große Unruhe!) Ich 
bitte die Damen und Herren, die den Abänderungs⸗ 
antrag zu § 47 annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Große Unruhe.) Ich vertage die Sitzung um 
10 Minuten, da keine Abſtimmung möglich iſt. 

(Vertagung der Sitzung 6 Ahr 40 Minuten.) 

Die Sitzung wird 6 Ahr 45 Minuten durch den Vize⸗ 
präſidenten Spill wieder eröffnet. 

Am RNegierungstiſch: Staatsrat Lademann. 

Vizepräſident Spill: Ich eröffne die Sitzung wieder. 
Wir wiederholen die Abſtimmung über den Abänderungs⸗ 
antrag zu § 47. (Zuruf des Abg. Plettner.) Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem Abänderungsantrag des 
Abg. Doerkſen und Fraktion ae 
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$ 47 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 
Die Einkommenſteuer beträgt jährlich 
für die erſten angefangenen oder vollen 10 000_G 
des ſteuerpflichtigen Einkommens ESE" 10 b. H. 
für die weiteren 10 000 G 12,5 v. H. 
N E 10 000 @ 15 v. §. 
577 ` 10000 G 17 v. H. 
1 r 10 000 G 20 v. H. 
en 5 10 000 G 22,5 v. H. 
1 10 20 000 G 25 v. H. 
8 7 20 000 G 27,5 v. H. 
für die weiteren Beiträge . 30 v. 9. 
zuſtimmen wollen, ſich vom Platze zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Minderheit, er ift abgelehnt. 


Wir ſtimmen nun über den zweiten Abänderungsantrag 
ab des Abg. Hoffmann und Fraktion, der in Druckſache 
Nr. 2168 enthalten iſt. 


In § 47 Abſatz 1 ift für die Ziffer „12,5“ zu ſetzen „4% 
15“ 


LS U) 17 5“ ” » 285 
” »” ” "ag" ” ” 105 
nu n "9 54 n n „400 
” ” 7 „25% „ » 50% 
„ 1 ” n n » 


» yY n 27,5“ ’ n „60“ 

Für die Worte „weitere Beträge“ und die Ziffer „30 v. H.“ 

jind die Worte „Einkommen uber 700000 G werden reſtlos eine 
gezogen“ zu ſetzen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag zu⸗ 

ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 

ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich 
bitte die Damen und Herren, die § 47 der Vorlage an- 
nehmen wollen, ſich vom Platze zu erheben. (Geſchieht.) 

Das iſt die Mehrheit. Er iſt angenommen. Zu 8 48 

liegt wiederum ein Abänderungsantrag des Abg Doertjen 

und Fraktion vor: 

§ 48 erhält folgende Faſſung: 

J. Zur Abgabe einer Steuererklärung ſind verpflichtet: 

1. Steuerpflichtige, deren Einkommen im Steuerabſchnitt 

den Betrag von G 10 000 überſtiegen hat: 

2. ohne Rückſicht auf die Höhe des Einkommens Steuer⸗ 
pflichtige, bei denen der Gewinn auf Grundlage des 
Abſchluſſes ihrer Bücher zu ermitteln iſt; 

8. ohne Rückſicht auf die Höhe des Einkommens, Steuer⸗ 
pflichtige, die hierzu vom Steueramt beſonders auf⸗ 
gefordert werden. 

Im übrigen beſtimmt das Steueramt den Umfang und 
Inhalt der Steuererklärung. Die Verpflichtung kann auf 
die Abgabe einer Erklärung über die Höhe des Verbrauchs 
ausgedehnt werden. Steuerpflichtige, die zur Abgabe 
einer Steuererklärung nicht verpflichtet ſind. können 
innerhalb der für die Abgabe von Steuererklärungen 
allgemein feſtgeſetzten Friſt eine Steuererklärung abgeben. 

Zur Vorbereitung der Feſtſetzung von Durchſchnittsſätzen 
(F 23) können die Steuerämter auch jhon vor Beginn 
der Steuerveranlagung Auskünfte, Gutachten und andere 
Unterlagen einfordern. Sämtliche Rechte, die den 
Steuerämtern in Steuerermittlungs⸗ und Steuerauf⸗ 
ſichtsverfahren zuſtehen, können von den Steuerbehör⸗ 
den für die Vorbereitung der Feſtſetzung von Durch⸗ 
ſchnittsſätzen ſinngemäß ausgeübt werden. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag 
annehmen wollen, ſich vom Platze zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen ab 
über 8 48 der Vorlage. Ich bitte die Damen und Herren, 
die 8 48 der Vorlage annehmen wollen, fih vom 1 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Er ft 
angenommen. Dann wird in Druckſache Nr. 2161 ber 
antragt, einen § 48 a einzufügen. 

Hinter 8 48 ift folgender § 48a einzuſchalten: . 

1. Nach näherer Beſtimmung des Senats hat Jeder darüber 

Aufſchluß zu geben, ob er zur Einkommenſteuer für den 

letzten Steuerabſchnitt veranlagt worden iſt und für 
den laufenden Steuerabſchnitt zu Vorauszahlungen oder 
zum Steuerabzuge herangezogen wird. Durch dieſe 


oo 
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Beſtimmungen können Meldepflichten und beſondere Aus⸗ 
weiſe über die Erfüllung der ſteuerlichen Verpflichtung 
vorgeſchrieben werden. 
2. Der Senat regelt das bei der Durchführung der Vor⸗ 
5 ſchrift des Abſatzes 1 zu beobachtende Verfahren. ; 
3. Die im Abſatz 1, 2 vorgeſehenen Beſtimmungen bedürfen 
k der Zuſtimmung des Finanzrates. g 


D) 


— 


` 


(A 


(B 


— 
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(Spill, Vizepräſident.) 

Ich bitte die Damen und Herren, die den beantragten 
§ 48 a annnehmen wollen, fih von den Plätzen zu er- 
heben. (Geſchieht.) Das ift die Minderheit, er ift ab- 
gelehnt. Ich rufe auf § 49; angenommen, $ 50; an= 
genommen, § 51; angenommen, § 52; angenommen, 
§ 53; angenommen, § 54; angenommen. Dann ift in 
Druckſache Nr. 2168 beantragt, den ganzen Abſchnitt 
„Steuerabzug vom Arbeitslohn zu ſtreichen“. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dieſem Antrag Folge geben 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich rufe auf 
§ 55; angenommen, § 56; angenommen, § 57; ange⸗ 
nommen, § 58; angenommen, § 59; angenommen, $ 60; 
angenommen, § 61; angenommen. Ich rufe auf § 62 
und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Burandt. ; - 

Burandt, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der Herr Abg. Boecker hat vorhin ausgeführt, daß die 
Arbeiterſchaft im allgemeinen heute keine Steuern mehr 
bezahlt. Ich kann das beſonders bei der Landarbeiter⸗ 
ſchaft unterſtreichen. Die Landarbeiterſchaft zahlt heute 
Gott ſei Dank keine Steuern mehr. Wir ſind leider nicht 
in der Lage, den Landarbeitern einen derartigen Lohn zu 
geben, daß ſie von dieſen kümmerlichen Löhnen Steuern 
zahlen könnten. Wenn die Landarbeiter keine Steuern 
bezahlen, ſo iſt auf dem Lande das Syſtem der Steuer⸗ 
bücher vollkommen überholt. Zunächſt verurſacht die 
Ausgabe der Steuerbücher, Druck uſw. dem Staat un⸗ 
nötige Koſten und zweitens belaſtet es die Landwirtſchaft 
über Gebühr und vollkommen unnötig. In meinem Be⸗ 
triebe zahlen von 50 Arbeitnehmern nur zwei Steuern, 
das ſind der Gutsſekretär und die Wirtſchafterin, die nur 
dadurch Steuern zahlen, daß ihnen freie Station über 
Gebühr hoch angerechnet wird. Ich habe mich im Aus- 
ſchuß überzeugen können, daß auch in ſtädtiſchen Be⸗ 
trieben die überwiegende Zahl der Arbeitnehmer keine 
Steuern mehr bezahlt. In meinem Betriebe wären 
allein von 50 Steuerbüchern 48 zu ſparen. Die Be⸗ 
laſtung der Arbeitgeber iſt nicht ſo gering, wie im all⸗ 
gemeinen angenommen wird. Die größeren Betriebe 
müſſen ſich eine beſondere Kraft halten, die die Steuer⸗ 
bücher ausfüllt, die ſozialen Laſten berechnet ujw. Die 
großen Betriebe ſind bei der Ausfüllung der Steuer⸗ 
bücher im allgemeinen auf dem Laufenden. Staatsrat 
Lademann hat im Ausſchuß in Ausſicht geſtellt, daß bei 
der Ausfüllung der Steuerbücher weitgehendſte Rückſicht 
auf den Arbeitgeber genommen wird, daß nicht wöchent⸗ 
lich auszufüllen iſt, ſondern in größeren Zeitabſchnitten. 
Das genügt aber nicht für den kleinen Landwirt, der ab 
und zu mit den Arbeitern wechſelt. Im allgemeinen 
bleiben die Landarbeiter das ganze Jahr in Arbeit oder 
jedenfalls größere Zeiträume, ſo daß der kleinere Land⸗ 
wirt öfter nachfragen muß, beim Nachbarn oder ſonſtwie, 
wie das Geſetz ſteht. Ich erinnere daran, daß der Arbeit⸗ 
geber die Steuerbücher aufzubewahren hat und ſie nach 
Löſung des Dienftverhältnilfes zurückgeben muß. Ber- 
reiſt der Arbeitnehmer nach auswärts, d. h. außerhalb 
des Gebietes der Freien Stadt Danzig, ſo darf das 


Steuerbuch nicht an den Arbeitnehmer abgeliefert werden, 


ſondern an das Steueramt. Wenn der Arbeitgeber auf 
dem Lande die Bücher aufzubewahren hat, ſo muß noch 
in Betracht gezogen werden, daß er meiſt kein beſonderes 
Büro beſitzt. 
eines Steuerbuches zu beantragen, wenn er Arbeiter an⸗ 
nimmt. Das ſind alles vollkommen unnötige Be⸗ 
laſtungen der landwirtſchaftlichen Arbeitgeber. 

Wenn Sie, m. H., beſondersvon der Regierungskoalition, 
Iparen wollen, fo ift hier ein kleines Mittel, die Sparſam⸗ 
keit zu fördern, und es geht bei gutem Willen. Im 


Steuerausſchuß habe ich jedoch wieder erfahren, daß 
einem vom Regierungsvertreter geantwortet wird, wenn 
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es die Wirtſchaft angeht, es ſei nicht angängig. Darum (0) 


iſt auch dieſe Anregung nicht auf fruchtbaren Boden ge⸗ 
fallen. Wir haben daher auch keine Abänderungsanträge 
geſtellt, weil eine derartige Aenderung das ganze Steuer⸗ 
ſyſtem ändern würde und müßte und infolgedeſſen eine 
o eo des ganzen Geſetzes notwendig gemacht 
ätte. 

Infolgedeſſen wollte ich mir im Namen meiner 
Fraktion geſtatten, eine Anregung zu geben, damit bald⸗ 
möglichſt dieſer Aufwand mit den Steuerbüchern ab- 
geſchafft wird. 

Vizepräſident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung 
über § 62. Abänderungsanträge ſind nicht geſtellt. Ich 
darf wohl Annahme feſtſtellen. Es iſt ſo beſchloſſen. 
$ 63; angenommen, § 64; angenommen, § 65 angenommen, 
$ 66; angenommen, § 67; angenommen, § 68; angenommen, 
$ 69; angenommen, § 70; angenommen, $ 71; angenommen. 
Wir kommen zu § 72. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Burandt. 

Burandt, Abgeordneter (P. Nat.): M. D. u. H.! 
Auch hier wieder ein kleines Hilfsmittel für die Wirt⸗ 
ſchaft, das ja natürlich wie die anderen kleinen Hilfsmittel, 
von Ihnen abgelehnt werden wird. Es handelt ſich darum, 
daß die Steuervorauszahlung für die Steuerpflichtigen, 
die hauptſächlich Landwirtſchaft betreiben, am 15. Auguſt 
ausgeſetzt wird und am 15. November wieder beginnt. 
Im Kreiſe Danziger Höhe wächſt bekanntlich Raps und 
Wintergerſte ſehr wenig. Alſo ſind die Leute nicht in der 
Lage, am 15. Auguſt das Geld zu bezahlen. In Deutſch⸗ 
land iſt es auch ſo, daß die Rate am 15. Auguſt ausfällt. 
Aber in Danzig iſt es ja immer anders, wenn es gegen die 
Wirtſchaft geht. Zwangsvollſtreckungen nach dem 
15. Auguſt werden ſehr geringe Ausſicht auf Erfolg haben. 
Deshalb würden Sie es leichter haben, wenn erſt am 
15. November die Steuer bezahlt werden könnte. 

„Vizepräſident Spill: Wortmeldungen liegen nicht 
weiter vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag des Abg. 
Doerkſen und Fraktion auf Druckſache Nr. 2161 zu 8 72 
der Vorlage. 
§ 72 erhält folgenden Zuſatz: 
Steuerpflichtige, die hauptſächlich Einkünfte aus Landwirk⸗ 
ſchaft beziehen, haben die Vorauszahlungen am 15. Novem⸗ 
ber in Höhe der Hälfte, am 15. Februar und am 15. Mai 
in Höhe von je einem Viertel der zuletzt feſügeſtellten Steuer- 
ſchuld zu entrichten. Eine Vorauszahlung gilt als eine Vor⸗ 
auszahlung für den Steuerabſchnitt, in den der maßgebende 
Zahlungstag fällt. 

Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich bitte die 
Damen und Herren, die § 72 der Vorlage annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ift die Mehrheit. Er ift angenommen. § 73; an- 
genommen, § 74; angenommen, $ 75; angenommen, § 76; 
angenommen, § 77; angenommen, § 78; angenommen, 

79; angenommen, § 80; angenommen, $ 81; ange⸗ 
nommen, § 82; angenommen. Zu 8 83 liegt ein Mb- 
änderungsantrag Druckſache Nr. 2168 vor, den Para⸗ 
graphen zu ſtreichen. Wir ſtimmen poſitiv ab. Ich bitte 
die Damen und Herren, die § 83 der Vorlage annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ift die Mehrheit, § 85 ift angenommen. 8 84; an- 
genommen, § 85; angenommen, § 86; angenommen, 8 87; 
angenommen, § 88; angenommen, 8 89; angenommen, 
§ 90; angenommen, § 91; angenommen, 8 92; ange- 
nommen. Ich eröffne die Beſprechung zu $ 93. Das 
Wort hat der Herr Abg. Doerkſen. 

Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.)? M. D. u. H.! 
Dieſer Paragraph iſt für die Landwirtſchaft der wichtigſte 
aus dem ganzen Geſetz und der am meiſten bekämpfte. 
Dieſe Pauſchſätze ſind unabänderlich und daher von 


(D) 
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(Doerkſen, Abgeordneter.) à 

(A großer Bedeutung. Wer hat dieſe 
geſtellt? Sind Sachverſtändige gehört worden? Nein! 
Sie ſind lediglich vom Steueramt aufgeſtellt worden, und 
zwar zu einer Zeit, als das Ergebnis der Ernte noch gar 
nicht zu überſehen war. (Das iſt immer ſo bei Ihnen! 
links.) Sie können ſpäteſtens Anfang November auf⸗ 
geſtellt werden. Dann ' ging das Steueramt von der An⸗ 
ſicht aus, daß das Ergebnis der Ernte ein beſſeres ſein 
würde, als 1924. Mein Kollege Penner hat ſchon vor- 
hin ausgeführt, daß das Ergebnis der Ernte ſehr ent⸗ 
täuſcht hat. Wenn mit Hinzuziehung von Sachver⸗ 
ſtändigen dieſe Sätze aufgeſtellt wären, wäre man wahr⸗ 
ſcheinlich zu einem ganz anderen Ergebnis gekommen. Sie 
ſind von der Erwägung ausgehend aufgeſtellt, daß die Ab⸗ 
züge, die das Geſetz geſtattet, 65 % betragen, während 
nach den Ermittelungen, die die Buchführungsſtelle aus⸗ 
gerechnet hat, dieſe Bezüge in vielen Fällen nur 25 % 
betragen. Zu welchen Ungerechtigfeiten das führt, können 
Sie ſich denken. Es wäre nötig geweſen, daß dieſer Tarif 
unter Hinzuziehung von Sachverſtändigen aufgeſtellt 
wäre. Ich möchte darauf hinweiſen, daß das für die Zu- 
kunft ausdrücklich vorgeſehen iſt. Was für die Zukunft 
vorgeſehen iſt, ſollte auch für dieſes Jahr gelten. Ich darf 
wohl nicht hoffen, daß Sie den Antrag annehmen. 


Vizepräſident Spill: Wortmeldungen liegen nicht 
weiter vor. Wir kommen zur Abſtimmung. (Abg. 
Doerkſen: Ich beantrage namentliche Abſtimmung!) Wird 
der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Die Anterſtützung 
reicht aus. Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag des Herrn Abg. Doerkſen 
zu § 93. 

§ 93 iſt zu Streichen. 
Faſſung: 
Bei der Veranlagung für das Jahr 1926 betragen die nach 
8 23 für die landwirtſchaftlichen Betriebe vorgeſchriebenen 
Durchſchnittsſätze: 
bei Grundſtücken der Bodenklaſſe 11 


” n 7 n 


Eventuell erhält § 95 folgende 


120—90 G pro ha 
100—80 G pro 


60—40 G pro 
50—30 G pro 


Ergibt fich, daß in einem Betriebe ein ſteuerbares Gin- 
kommen in der Höhe der Durchſchnittsſätze nicht oder ein 
ſteuerbares Einkommen überhaupt nicht erzielt worden iſt, 
ſo iſt der Steuerpflichtige entſprechend niedriger zu ver⸗ 
anlagen oder frei zu ſtellen. 

„Ich bitte die Karten einzuſammeln. (Geſchieht.) 
Wünſcht noch jemand eine Stimme abzugeben? Das iſt 
nicht der Fall, dann ſchließe ich die Abſtimmung. 


80 Stimmen abgegeben worden. 30 mit Ja, 50 mit 


Pauſchſätze auf- 


Es ſind 
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Nein.“) Der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. 
darf menl feſtſtellen, daß § 93 der Vorlage angenom- 
men iſt. i . 

Ich rufe auf § 94; angenommen, § 95; angenommen, 
8 96; angenommen. Ich rufe die Aeberſchrift auf. Wort- 
meldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung. 
Wir ſtimmen ab. Ich bitte die Damen und Herren, die 
der Leberſchrift zuſtimmen wollen, fih vom Platze zu er- 
heben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit, ſie iſt 
angenommen. Das Geſetz iſt ſomit in zweiter Leſung er⸗ 
ledigt. (Abg. Beyer: Ich beantrage die dritte Leſung.) 
Im Auftrage des Aelteſtenausſchuſſes ſchlage ich Ber- 
tagung vor, weil noch eine Sitzung des Vorſtandes des 
Volkstages ſtattfindet. Widerſpruch wird nicht laut. Es 
ift jo beſchloſſen. Ich ſchlage vor, die n á d fte Sitzung 
morgen nachmittag 3 Ahr 30 Min. mit folgender 
Tagesordnung abzuhalten: 


1. Große Anfrage Nr. 42 des Abg. Schwegmann und Fraktion 


betr. Verwendung von Anleihemitteln zur Verbeſſerung des 
Danziger Hafens. Druckſache Nr. 2050. 

Große Anfrage Nr. 49 des Abg. Böhm und Genoſſen betr. Um; 
wandlung des Lyzeums. Druckſache Nr. 2123. 

3. Große Anfrage Nr. 50 des Abg. Guttzeit und Fraktion betr. 
Beſetzung der Preſſeſtelle des Senats. Druckſache Nr. 2132. 

. Erite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aenderung des 
Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot. (Wohnungsbau⸗ 
geſetz) — Urantrag des Abg. Raſchke und Fraktion — Drud- 
ſache Nr. 2150, 

. Antrag des Abg. Laſchewſki und Fraktion betr. Bewilligung 
von Mitteln für die Abgebrannten in Brentau. Druckſache 
Nr, 2151. 

Antrag des Abg. Robert Schmidt und Fraktion betr. Vorlage 
eines Geſetzes als Erſatz für den vom Obergericht als ver⸗ 
faſſungswirdrig erklärten § 9 des Auſwertungsgeſetzes. Drud- 


ſache Nr. 2156. 
Dann den Reſt von heute. Widerſpruch wird nicht 


kaut, es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 7 Ahr 8 Minuten.) 


*) Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Bahl, Dr. Blavier, Boecker, 
Böhm, Brodowski, Bürgerle, Burandt, Doerkſen, Ehm, Eichholtz, 
Falkenberg, Fiſcher P., Frau Grundmann, Guttzeit, Habel, 
Karkutſch, Frau Knoblauch, Lietzau, Maier, Frau Meyer, Frau 
Mohn, Philipſen, Schütz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, 
Stahnke, Dr. Treichel, Dr. Wendt, Weſſalowſti. 

Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Arezynski, Arndt, Beyer, 
Brill, Ediger, Dr. Eppich, Frau Falk, J. Fiſcher, Förſter, Fooken, 
Gebauer, Gehl, Gerick, Grünhagen, Hennke, Hoffmann, Hoppe, 

anzen, Dr. Kamnitzer, Karſchewſki, Klapps, Klawitter, Klingenberg, 
Floßowſkti, Frau Kuntz, Kuckelkorn, Laſchewſki, Liſchnewſti, Loops, 
Lemke, Frau Malikowſki, Mathieu, Mau, v. Malachinſki, Müller, 
Neubauer, Plettner, Rahn, Rehberg, Rohde, Frau Richter, Schilke, 
R. Schmidt, E. Schmidt, Schülke, Spill, Splett, Dr. Wagner, Weiß. 
Frau Zuper. j 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bergmann. Dr. Bing, 
Buckmakowſki, Dr. Bumke, Dahiler, Frau Döll, Dyck II, Falk, 
Gaikowſki, Glombowſki, Harnau, Herrmann, Hohnfeldt, Jedwabſki, 
Joſeph, Frau Kalähne, Frau Kreft, Dr. Kubacz, Kurowſki, Frau 
0 Langowſli, Lehmann, Leu, Dr. Lembke, Mayen, 
Dr. Moczynſki, Mroczkowſki, Dr. Neumann, Nordwig, Dr. Panecki, 
Penner T, Polſter, Raſchke, Raube, Reed, Schulz, Werner, Wier- 
ſchowſki, Wisniewski, Dr. Ziehm. 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 35 Minuten durch den Vize⸗ 
präſidenten Spill eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Vizepräſident des Senats Gehl; 
Senator Dr. Strunk; Staatsräte Evert, Gall, Lademann. 
Vizepräſident Spill: M. D. u. H.! Ich eröffne die 
156. Vollſitzung. Ehe wir in die Tagesordnung eintreten, 
möchte ich folgendes ſagen: In der 150. Vollſitzung ging 
es hier im Saal ſehr lebhaft zu, das werden die Damen 
und Herren noch in Erinnerung haben. Es mußten auch 
inige Ordnungsrufe erteilt werden. Infolge der großen 
neuhe war es hier oben nicht möglich, die Worte der 


Redner genau zu verfolgen. So iſt es hier oben entgangen, 
daß z. B. der Herr Abg. Kloßowſki Redewendungen ge: 
braucht hat, die unbedingt eine harfe Rüge erforderlich 


machen. Nachdem durch den Sitzungsbericht feſtgeſtellt iſt, 


welchen Wortlaut die Rede des Abg. Kloßowſki hatte, muß 
ich einiges hervorheben. Er hat z. B. den Herrn Abg. 
Dyck „erbärmlich“ genannt. Er hat außerdem eine ganze 
Bevölkerungsſchicht „Diebesbande“ genannt. Wenn mit 
dieſer letzten Außerung auch nicht unbedingt Abgeordnete 
gemeint ſein werden, ſo kann es keineswegs angängig ſein, 
daß die Abgeordneten unter dem Schutz ihrer Immunität 
eine ganze Bevölkerungsſchicht in dieſer Weiſe beleidigen. 
Ich rufe daher den Herrn Abg. Kloßowſki zweimal nach⸗ 
träglich zur Ordnung. 

Außerdem habe ich durch den Sitzungsbericht feft- 
geſtellt, daß der Herrn Abg. Hohnfeldt der Leitung hier 
oben zugerufen hat: „Sie ſind parteiiſch.“ Es kann keines⸗ 
wegs angehen, daß die einzelnen Abgeordneten aus der 
Sitzung heraus Kritik an der Sitzungsleitung nehmen. 
Wenn ein Abgeordneter glaubt, daß nicht unparteiiſch 
gehandelt wird, oder die Leitung der Sitzung nicht richtig 
gehandhabt wird, hat er das Recht, auf dem geſchäftsord⸗ 
nungsmäßigen Wege Kritik zu üben. Keineswegs iſt es 
zuläſſig, dies aus der Sitzung heraus zu tun. Ich muß 
deshalb den Herrn Abg. Hohnfeldt nachträglich zur Ord⸗ 
nung rufen. Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich 
rufe auf Punkt 1: 

Große Anfrage Nr. 42 des Abg. Schwegmann 
und Fraktion betr. Verwendung von Anleihemitteln 
zur Verbeſſerung des Danziger Hafens, 

Druckſache Nr. 2050. Zur Begründung hat das Wort der 
Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Die Große Mi- 
frage Nr. 42, Druckſache Nr. 2050, ſtammt, wie das Datum 
zeigt, bereits vom 8. Dezember 1925. Sie hat ihren Ur⸗ 
ſprung in Erörterungen, die im Hauptausſchuß ſtattgefun⸗ 
den haben. Dort wurde von mehreren Seiten gefragt, 
wie es ſich eigentlich mit der Verwendung der Anleihe⸗ 
mittel zum Zweck des Hafenbaues verhalte. Ihnen allen 
iſt bekannt, daß aus der von der früheren Regierung für 
die Stadt Danzig beſchafften Anleihe der Betrag von 
8 Millionen Gulden dem Hafenausſchuß für die Zwecke des 
Hafens überwieſen worden iſt. Im Hauptausſchuß wurde 
uns die Auskunft erteilt, daß von dieſem Betrag nichts 
oder faſt nichts für die Zwecke des Hafens verwandt wäre. 
Das hat naturgemäß im Hauptausſchuß einige Verwunde⸗ 
rung erregt, weil gerade damals die Geldmittel vorhanden 
waren, und es notwendig ift, die Bauten im Intereſſe der 
Erwerbsloſen und im Intereſſe des Ausbaues des Hafens 
auszuführen. l 

Aus dieſen Vorgängen ift die Große Anfrage ent- 
ſprungen. Es wurde damals geſagt, daß man mit den 
Angelegenheiten des Hafens nicht vorwärts käme, weil 
man ſich mit Polen nicht verſtändigen könnte. Man könnte 
ſich nicht über die Beſetzung einer untergeordneten Stelle 
einigen. Auch das hat naturgemäß Verwunderung hervor⸗ 
gerufen, daß eine Auseinanderſetzung über eine minder⸗ 
wichtige Frage ein Hindernis für den Ausbau des Hafens 
ſein ſollte. 

Wir fragen nunmehr den Senat: Aus welchen Grün⸗ 
den ſind die bereiten Mittel zur Verbeſſerung des Hafens 
bisher von dem Hafenausſchuß nicht verwendet worden? 
Was hat der Senat bisher getan und was gedenkt er in 
Zukunft zu tun, um die Arbeiten, für welche die Anleihe⸗ 
mittel beſtimmt ſind, ſobald als möglich zur Ausführung 
zu bringen? Ich habe nachträglich unter der Hand gehört, 
daß Bauten ausgeführt worden ſind. Ich möchte an⸗ 
nehmen, daß das die Folge der Erörterungen von damals 
geweſen iſt. Es iſt damals auch in der Preſſe etwas mit⸗ 
geteilt worden. Sollte das der Fall geweſen ſein, ſo wäre 
ja die Erörterung zum Segen geweſen (Bravo! vechts.) 
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Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Staats⸗ 
rat Evert. ; . 

Evert, Staatsrat: M. D. u. H.! In Beantwortung 
der von dem Herrn Abg. Schwegmann und ſeiner Fraktion 
geſtellten Anfrage habe ich im Auftrage des Senats fol⸗ 
gendes zu erklären: ; 

Zum erſten Teil der Anfrage: Bei einem Effeftivbetrag 
der Anleihe von 8 Millionen Gulden ſind bis jetzt Arbeiten 
vergeben worden im Betrage von 3126000 Gulden, und 
es ſind von dieſem Betrag für ausgeführte Arbeiten bereits 
1530000 Gulden bar ausgezahlt worden. Weitere Arbei⸗ 
ten im Betrage von 1,4 Millionen Gulden ſtehen inner⸗ 
halb vier bis fünf Tagen vor der Vergebung. 

Zu Punkt 2 der Anfrage iſt zu bemerken, daß der 
Senat durch ſeine Vertreter im Hafenausſchuß dahin wirkt 
und dahin wirken laſſen wird, daß im Rahmen der Anleihe 
alle nur möglichen Verbeſſerungen und Moderniſierungen 
im Hafen mit größter Beſchleunigung vorgenommen wer⸗ 
den. Im einzelnen möchte ich die Arbeiten nennen, die bis 
jetzt vergeben ſind: Zunächſt ein Eisbrecher für den Hafen, 
er iſt bereits fertiggeſtellt, dann ein Schwimmkran von 
25 Tons Tragkraft. Er iſt in der Ausführung begriffen. 
Dann ein Unterwaſſerſchallſignal. Daß es ausgeführt iſt, 
davon können ſich die Bewohner Danzigs bei Nebel über⸗ 
zeugen. Außerdem ſollen weitere zehn Kräne angeſchafft 
werden. Davon ſind vier Schwerlaſtkräne auf der Nord⸗ 
ſeite des Freibezirks bereits in Betrieb. Sie fördern außer⸗ 
ordentlich den Kohlenumſchlag, der für unſeren Hafen von 
großer Bedeutung iſt. (Abg. Hohnfeldt: Wieviel Tonnen 
pro Tag?) Die Zahlen ſind nicht für den Freibezirk, ſon⸗ 
dern für den geſamten Hafen feſtgeſtellt, ungefähr 8000 
bis 10000 Tons. Es wechſelt je nach den Kohlen und je 
nach den Schiffen, aber das iſt ungefähr die Durchſchnitts⸗ 
ziffer. Die ſechs anderen Kräne ſind Leichtlaſtkräne von 
drei Tonnen Tragkraft. Sie kommen auf der Nord⸗ und 
Südſeite des Freibezirks zur Aufſtellung. In der Aus⸗ 
führung begriffen iſt ferner eine 395 Meter lange Kai⸗ 
mauer am Weichſeluferbahnhof und eine Kaimauer im 
Holmhafen. Das find die Arbeiten, die vergeben und in 
der Ausführung begriffen bzw. fertiggeſtellt ſind. 

Unmittelbar vor der Vergebung ſteht ein moderner 
Schuppen für die Südſeite des Freibezirks an Stelle einer 
Reihe kleiner Schuppen, welche abgebrochen werden, fer⸗ 
ner ſechs 7-Tonnen⸗Kräne für den Weichſeluferbahnhof, 
damit auf dem Weichſeluferbahnhof der Kohlenumſchlag 
mehr einſetzen kann als bisher. Dieſe beiden Arbeiten 
zuſammen, die in vier bis fünf Tagen vergeben werden, 
betragen 1,4 Millionen Gulden. Weitere Arbeiten ſind 
geplant. Sie werden von der techniſchen Direktion des 
Hafſenausſchuſſes mit möglichſter Beſchleunigung aus⸗ 
gearbeitet. Es iſt im allgemeinen zu bemerken, daß die 
Moderniſierungsarbeiten im Danziger Hafen, ſoweit ſie 
nicht nur in der Aufſtellung von Kränen beſtehen, darunter 


leiden, daß ſie in den Hafen, der voll in Betrieb iſt, ein⸗ 


gefügt werden müſſen, und daß der volle Betrieb im Hafen 
darunter möglichſt micht leiden ſoll. Infolgedeſſen können 
ſolche Teilarbeiten, wie fie noch beabſichtigt werden, natür⸗ 
lich nicht ſo ſchnell durchgeführt werden, als wenn ein 
neues Baſſin völlig abſeits von den andern Anlagen ge⸗ 
baut wird. Trotzdem iſt zu hoffen, daß die Mittel der 
Anleihe bald zum Beſten des Danziger Hafens verbraucht 
werden, um ihn auf eine Leiſtungsfähigkeit zu bringen, 
die den Intereſſen Danzigs in vollem Maße Rechnung 
trägt. Was die Vergebung der Arbeiten betrifft, ſo ſind 
jie an deutſche Induſtrien, Danziger Industrien und pol- 
niſche Induſtrien gegangen. Die Danziger Delegation 
iſt naturgemäß bemüht, der Danziger Induſtrie möglichſt 
viele Aufträge zuzuführen, um die Arbeitsloſigkeit zu 
lindern. 

Was ſpeziell die Kräne anbetrifft, jo find die vier 
beveits fertiggeſtellten Kräne von Danziger Induſtrien im 


Zuſammenwirken mit deutſchen Kranbaufirmen ausgeführt. (O 
Bei den ſechs Leichtlaſtkränen iſt entgegen den Wünſchen 
der Danziger Delegation durch Entſcheidung des Präſi⸗ 
denten beſtimmt worden, daß die Kräne von einer pol⸗ 
niſchen Eiſenfabrik im Zuſammenwirken mit einer deutſchen 
Kranbaufirma ausgeführt werden. Ich habe bereits er⸗ 
klärt, daß die Danziger Delegation ſtets mit aller Energie 
darauf dringt, daß die Danziger Induſtrien mit Rückſicht 
auf die Arbeitsloſigkeit herangezogen werden. 


Vizepräſident Spill: Punkt 1 der Tagesordnung iſt 
erledigt. Ich rufe auf Punkt 2. ? 
Große Anfrage Nr. 49 des Abg. Böhm u, Gen. 
betr. Umwandlung des Lyzeums. 
Druckſache Nr. 2123. Ich eröffne die Beſprechung. Das 
Wort zur Begründung hat der Herr Abg. Semrau. 

Semrau, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Auf 
dem Gebiete des höheren Mädchenſchulweſens, das ja von 
jeher bei uns in Danzig recht ſtiefmütterlich behandelt 
worden iſt, droht in aller Stille und Verborgenheit zum 
1. April d. J. eine Umwandlung vollzogen zu werden, ſo 
grundſätzlicher und einſchneidender Art, daß namhafte 
Pädagogen die Auswirkungen dieſer Umwandlung gerade⸗ 
zu als ein Hinſterben der Lyzeen bezeichnet haben. Es 
handelt ſich darum, ein Schulklaſſe und ein Schuljahr der 
bisherigen Ausbildungszeit einfach zu ſtreichen und das 
bisher ſiebenklaſſige Lyzeum in ein ſechsklaſſiges umzu⸗ 
wandeln. 

Wie es heißt, hat die Behörde dieſe Umwandlung 
bereits feſt beſchloſſen und die Durchführung auch ſchon in 
die Wege geleitet. (Abg. Plettner: Gott fei Dant!) Daß 
eine ſolche, für die meiſten völlig überraſchend geplante 
Umänderung (Abg. Beyer: Seit der Konferenz geplant!) 
eines ſeit vielen Jahren in ſeiner Eigenart bewährten 
Schulſyſtems immerhin zum mindeſten große Beunruhi⸗ 
gung, ſowohl in den Kreiſen der Pädagogen als auch in 
den Elternkreiſen erregen muß, liegt auf der Hand. 

Natürlich fragt man zunächſt nach den Gründen dieſer 
Umwandlung. Und da bei Schulreformen ſelbſtverſtänd⸗ 
lich pädagogiſche Gründe ausſchlaggebend ſein müßten, ſo 
ſucht man zuerſt nach ihnen. Um ſo mehr iſt man erſtaunt, 
wenn man hört, daß gerade die Fachleute, d. h. die Päda⸗ 
gogen, nicht bloß in Danzig, ſondern auch überall in 
Deutſchland mit geradezu erdrückender Majorität ſich aus 
pädagogiſchen Gründen gegen dieſe Umwandlung und 
gegen den Abbau der ſiebenten Klaſſe ausgeſprochen haben. 
Auch die Danziger Lehrerkammer für höhere Schulen hat 
einmütig und dringend davor gewarnt und erblickt in dem 
Abbau des ſiebenten Lyzeumsſchuljahres eine ſchwere Schä⸗ 
digung nicht nur des Schulſyſtems, ſondern vor allem auch 
des Schülerinnenmaterials. Und dieſes Urteil wird verz 
ſtärkt durch Stimmen aus den Reihen der Arzte, die ange⸗ 
ſichts der Beſonderheit der weiblichen Entwicklung eine 
Zuſammendrängung des ſiebenjährigen Lehrganges auf 
ſechs Jahre als einen Raubbau an der Geſundheit der 
Mädchen und damit der kommenden Mütter bezeichnen. 

Mag man zu der Frage ſtehen wie man wolle, daß 
ſolche Urteile aus den Kreiſen der Pädagogen und der 
Arzte zu denken geben ſollten, iſt doch ſelbſtverſtändlich, 
und ebenſo ſollte man darüber doch nicht einfach mit einem 
behördlichen Federſtrich hinweggehen. (Sehr gut! rechts.) 

Wenn nun die Schulbehörde darauf hinweiſt, daß in 
Preußen das ſechsklaſſige Lyzeum bereits eingeführt iſt, 
ſo iſt darauf zu erwidern: Wir ſind doch wirklich nicht ver⸗ 
pflichtet, jede Dummheit nachzumachen, die heute in Pren 
ßen gemacht wird. (Zuruf.) Alles prüfen, aber nur das 
Gute nachmachen. (Abg. Beyer: Was iſt gut?) Das 
wollen wir eben prüfen, daher bringen wir die Angelegen⸗ 
heit hier vor. Ferner iſt zu bemerken, daß die Verhältniſſe 
in Preußen anders liegen, ſo daß hier ſelbſt bei einem 
ſiebenjährigen Lyzeum die meiſten Danziger Mädchen 
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(Semrau, Abgeordneter.) 


(A) keine längere Schulzeit haben als die preußiſchen bei einem 


ſechsjährigen Lyzeum. Schließlich ſollten die Erfahrungen, 
die der preußiſche Kultusminiſter mit der Einführung des 
ſechsjährigen Lyzeums gemacht, und der Widerſpruch, der 
ſich dagegen erhob, hier in Danzig vor übereilten Schritten 
warnen. x ya 
Es wäre nun noch möglich, daß die Senatsabteilung 
dieſen Abbau aus Sparſamkeitsrückſichten geplant hat und 
vollziehen will. Aber, m. D. u. H., was wird hierbei 
wirklich geſpart? Die Schulbehörde gibt ſelbſt, wenn ich 
richtig orientiert bin, an, daß 15 weibliche Lehrkräfte da⸗ 
durch abgebaut und eingeſpart werden könnten. Alſo um 
15 Lehrerinnen, die vielfach bereits jahrelang an den 
Privatlyzeen für unſere Stadt und unſeren Staat wert⸗ 
volle Dienſte geleiſtet haben, rückſichtslos auf die Straße 
ſetzen zu können und erwerbslos zu machen, dazu gegen 
die Stimmen der Pädagogen und Arzte ein bewährtes 
Schulſyſtem umzuſtürzen, das wäre doch eine Sparmaß⸗ 
nahme, die zum mindeſten höchſt eigenartig genannt werden 
müßte. Und das um ſo mehr, als ſelbſt dieſe 15 Lehre⸗ 
rinnengehälter nicht reſtlos geſpart werden können. Denn 
bei den eigenartigen Beziehungen, die zwiſchen Privat⸗ 
lyzeen und Staat in Danzig einmal beſtehen, wäre eine 
Entſchädigung für die abgebauten Lehrkräfte nicht bloß aus 
moraliſchen, ſondern auch aus ſachlichen Gründen dringend 
zu fordern. Und ſelbſt wo man das rücksichtslos ablehnen 
wollte, würden die meiſten von ihnen dann der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge und damit wieder der Allgemeinheit zur Laſt 
fallen. (Wenn ſie heiraten, nicht! links.) Haben Sie 
Männer für ſie? — Daß außerdem dieſe angebliche Spar⸗ 
maßnahme des Abbaus eines Schuljahres und 15 Lehre⸗ 
rinnen gerade für die Übergangszeit mit überfüllten Schul⸗ 


klaſſen in Schulräumen, die ſchon an ſich vielfach unzu⸗ 


reichend find, und mit mancherlei anderen Nachteilen teuer 
erkauft würde, ſei hier nur nebenbei erwähnt. (Sehr 
richtig! rechts.) ; 

Aus ſolchen Erwägungen heraus haben wir unſere 
Große Anfrage an den Senat gerichtet. Vor allem aber 
geht es nicht an, eine ſo grundſätzliche, in ein geſetzlich 
feſtgelegtes Schulſyſtem einſchneidende Umwandlung ein⸗ 
fach auf behördlichem Verordnungswege zu vollziehen und 
die geſetzgebende Körperſchaft, d. h. den Volkstag, dabei 
völlig zu übergehen. 
ſich doch nicht bloß um eine einfache Verwaltungsangelegen⸗ 
heit, ſondern um ein Stück grundſätzlicher Schulreform, 
was jeder Pädagoge ſicher anerkennen wird. Genau ſo, 
wie ſeinerzeit der Abbau der drei Vorſchulklaſſen hier vom 
Volkstag durch ein beſonderes Geſetz geregelt wurde (Nein! 
links), genau ſo, wie in Preußen die Umwandlung in enger 
Fühlung zum mindeſten mit dem Landtag vollzogen iſt, 
ſo muß auch ein Abbau der ſiebenten Lyzeumsklaſſe, der 
jetzt geplant ift, der Beratung und Beſchlußfaſſung des 
Volkstages vorgelegt werden. ; 
M. D. u. H.L Die Schule hat doch zum guten Teil 
unſeres Volkes Schickſal, denn ſie hat unſeres Volkes Zu⸗ 
kunft in Händen. Jede Art Schulveform ift daher mwih- 


tigſte Volksſache, die ſelbſt da, wo jemand noch ſo viel Ver⸗ 


trauen zur Schulbehörde hätte, nie hinter ihren verſchloſſe⸗ 
nen Türen ohne Mitwirkung der berufenen Volksvertreter 
vollzogen werden kann. (Abg. Beyer: Wiſſen Sie nichts 


von der Schulkonferenz in Danzig? — Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Senator 
Dr. Strunk. 

Dr. Strunk, Senator: M. D. u. H.! Es iſt zutreffend, 
daß der Senat das ſiebenjährige Lyzeum im Zuſammen⸗ 
hang mit der Neuordnung des höheren Schulweſens in 
ein ſechsjähriges umgewandelt hat, was im letzten Staats⸗ 
anzeiger durch einen Erlaß des Senats öffentlich bekannt⸗ 
gemacht worden iſt. Es iſt zwar richtig, daß ein Teil der 

ltern, der Lehrer und der Arzte ſich gegen dieſe Anderung 
erklärt hat. Andererſeits hat der Leiter des Geſundheits⸗ 


(Sehr richtig! rechts.) Es handelt 


weſens erklärt, daß nach ſeiner Meinung geſundheitliche 
Bedenken gegen dieſe Maßnahmen nicht vorliegen; auch 
haben ſich viele Erziehungsberechtigte für die Kürzung aus⸗ 
geſprochen. Die Berechtigung zu dieſer Maßnahme iſt 
meines Erachtens ohne weiteres gegeben und kann gar 
nicht angezweifelt werden, wie es ſoeben geſchehen ift, 
(Abg. Schwegmann: Verfaſſung!) Nach dem am 10. Ja⸗ 
nuar 1920 geltenden Recht war es ſelbſtverſtändlich, daß 
der Kultusminiſter in Preußen oder das preußiſche Geſamt⸗ 
miniſterium das Recht hatte, das geſamte Schulweſen zu 
leiten, einzurichten und zu beaufſichtigen. Dieſes Recht iſt 
auf den Senat übergegangen und ſogar noch durch ein 
beſonderes Geſetz beſtätigt worden, das als Staatsrats⸗ 
verordnung im Jahre 1920 erſchienen iſt. Darüber hin⸗ 
aus iſt dieſes Recht noch durch die bekannten Artikel der 
Verfaſſung beſtätigt worden, in denen das Recht der Re⸗ 
gierung zu ſolchen Maßnahmen feſtgelegt iſt. Ebenſo iſt 
es ja auch bei dem Erlaß dieſer Beſtimmungen in Preußen 
geweſen, genau in derſelben Weiſe. l 

Der Volkstag der Freien Stadt hat natürlich das 
Recht und die Pflicht, ſich mit allen dieſen Angelegenheiten 
zu beſchäftigen. Er tut es ja auch in Form von Anträgen, 
in der Form der Erledigung von Eingaben, in der Form 
von Großen und Kleinen Anfragen. Aber es iſt ganz 
ſicher, daß der Senat ebenſo das Recht hat, ſeine Exeku⸗ 
tive aufrechtzuerhalten und ſich darin nicht ſtören zu laſſen. 
Der Senat hat übrigens dieſen Vorgang bei der Neurege⸗ 
lung des Lyzealweſens in Preußen durch beſondere Nach⸗ 
frage beſtätigt gefunden. Auch dort iſt es genau ſo ge⸗ 
weſen, wie hier, der preußiſchen Kultusminiſter hat näm⸗ 
lich dieſe Regelung im Rahmen der Neuordnung des höhe⸗ 
ren Lehrweſens vorgenommen, die wir nach längerer Prü⸗ 
fung und Beobachtung dann für uns übernommen haben. 
Außerdem möchte ich darauf hinweiſen, daß die Freie Stadt 
auf dieſem Gebiet ſelbſt bereits eine ausreichende Praxis 
hat. Es iſt doch nicht das erſtemal, daß die Regierung 
wichtige Neuregelungen im Schulweſen aus ihrem Recht der 
Exekutive vornimmt, ſondern es iſt ſchon häufig geſchehen, 
3. B. bei der Regelung der Grundſchule — denn ein darüber 
erlaſſenes Geſetz betrifft ja lediglich die Entſchädigung von 
Lehrperſonen, die durch den Abbau von Vorſchulklaſſen 
freigeworden find —, ferner bei der Regelung des Sprach⸗ 
Unterrichts in den Mittelſchulen, ferner bei der Regelung 
der Fördereinrichtungen im Schulweſen. Schließlich iſt 
auf einem Gebiet, das mindeſtens ebenſo wichtig iſt, näm⸗ 
lch auf dem Gebiet der Volksſchule, im Jahre 1923 durch 
die Regierung das ganze Volksſchulſyſtem neugeregelt mor- 
den. Die Beſtimmungen, die 50 Jahre für das Volks⸗ 


ſchulweſen maßgebend waren, ſind allein durch Regelung 


der Regierung umgeändert worden. Das iſt doch minde⸗ 
ſtens eine ebenſo wichtige und ebenſo tief einſchneidende 
Regelung, wie die der Kürzung einer Klaſſe der Lyzeen. 
Damals hat es jeder für richtig befunden und hat unſer 
Recht nicht angezweifelt. (Da handelte es ſich nur um 
die Volksſchule! links.) i m 

Die Durchführung der Umgeſtaltung, nach der in der 
Anfvage gefragt worden iſt, iſt eine ſchultechniſche Ange⸗ 
legenheit, die unter Mitwirkung von Männern und 
Frauen, die auf dem Gebiet des Mädchenſchulweſens eine 
große Erfahrung haben, geregelt werden wird. Für einen 
Übergangslehrplan, der im ganzen vier Jahre umfaſſen 
wird, find die Richtlinien bereits gegeben. 

Was nun die Frage anlangt, wie weit der Senat die 
movalifche Pflicht hätte, für die Lehrerinnen zu ſorgen, die 
durch dieſe Maßnahme ſtellenlos oder entbehrlich werden, 
ſo liegt eine rechtliche Verpflichtung für den Senat nicht 
vor. Der Artikel 105 der Verfaſſung kann in dieſem Fall 
nicht herangezogen werden, denn dieſe Frage bezieht ſich 
nicht auf eine allgemeine ſchulorganiſatoriſche Maßnahme 
wie hier, durch die ſowohl die öffentlichen wie die privaten 
Lyzeen getroffen werden, ſondern es kommt nach den Be⸗ 
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(Dr. Strunk, Senator.) } ; 
ſtimmungen der Verfaſſung über das Privatſchulweſen nur 
in Betracht, daß, wenn Privatſchulen beſeitigt werden, da⸗ 
für eine Entſchädigung feſtgeſetzt werden ſoll. Der Fall 
liegt hier durchaus nicht anders, wie bei den vielen anderen 
Kündigungen, zu denen der Senat leider durch die Not der 


Zeit gezwungen worden iſt, weil die Mittel nicht aus⸗ 


reichen, um die Staatsangeſtellten zu beſolden. Wenn ich 
z. B. daran denke, welche Anderung durch die Umwandlung 
des Fernſprechweſens in Selbſtanſchlußämter eintreten 
wird, und ich mir vorſtelle, wieviele Perſonen da notwen⸗ 
digerweiſe ihren Dienſt aufgeben müſſen, ſo iſt das viel 
tiefer einſchneidend in einen großen Kreis von Angeſtellten, 
wie unſere Schulmaßnahme. Es handelt ſich übrigens um 
eine Maßnahme, die ſich auch erſt langſam auswirkt. Ich 
habe es auch ermöglichen können, daß ein großer Teil der 
Lehrerinnen, die gekündigt worden ſind, wieder in irgend⸗ 
einer Weiſe Beſchäftigung gefunden hat. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich meine Pflicht, mich darum zu bemühen, daß 
verdiente und tüchtige Lehrerinnen, die ſchon lange für 
die Jugend gewirkt haben, nicht unverſorgt bleiben und 
ihrem Beruf ganz entzogen werden. Ich werde nach dieſer 
inneren Verpflichtung, die ich empfinde, handeln. Ich 
habe auch bereits Erfolge erzielt, aber es iſt natürlich nicht 
möglich, die ganze Sparmaßnahme dadurch wieder illuſo⸗ 
riſch zu machen, daß man etwa neue Stellen ſchafft, die 
genau denſelben Aufwand erfordern. (Die Kinder ſind 
das ungeeignetſte Objekt zum Sparen! rechts.) Bei den 
Kindern wird nicht geſpart, ſondern es wird ein Perſonal 
entlaſſen, das micht mehr für den Betrieb einer Unterrichts⸗ 
anſtalt notwendig ift. Es braucht Dadurch durchaus keine 
Schädigung für die Kinder einzutreten. 

Nun hat der Herr Abg. Semrau nach den Gründen 
gefragt, die den Senat bewogen haben, 1 1 Umwandlung 
vorzunehmen. Es iſt natürlich eine ganze Reihe von Grün⸗ 
den, die dazu geführt haben. Wir haben längere Zeit die 
Verhältniſſe beobachtet und waren lange ſchwankend, ob 
wir dieſen Schritt tun ſollten. Wir ſind ſchließlich bei 
dieſem Schwanken doch letzten Endes dazu gekommen, den 
ſechsjährigen Lehrgang einzuführen, zum Teil auch wieder 
gedrängt durch die Not der Verhältniſſe. Ein wichtiger 
Grund für unſere Maßnahme war der, daß ja Preußen 
und faſt alle anderen Staaten des Deutſchen Reiches den 
ſechsjährigen Lehrgang des Lyzeums eingeführt haben. 
Da wir das größte Gewicht darauf legen, in enger Kultur⸗ 
gemeinſchaft mit dem Deutſchen Reiche zu bleiben, konnten 
wir uns in einer ſo weſentlichen Sache nicht trennen. 
Es iſt auch nicht richtig, daß in Preußen die Verhältniſſe 
darum geändert wären, weil dort eine vierjährige Grund⸗ 
ſchule beſtände, während hier die Möglichkeit beſteht, nach 
drei Jahren aus der Grundſchule herauszukommen, ſondern 
es iſt gerade jetzt dieſe Frage endgültig durch ein Ab⸗ 
kommen zwiſchen allen deutſchen Staaten geklärt worden, 
durch das eine gleichmäßige Reglung für den Übergang 
von der dreijährigen Grundſchule in die ſechſte Klaſſe des 
Lyzeums und anderer weiterführender Bildungsanſtalten 
getroffen iſt. Die Sache liegt in Danzig vom 1. April 
ab genau ſo, wie in Preußen. (Abg. Dr. Treichel: Und die 
Sabotage des preußiſchen Unterrichtsminiſters?) Das 
Staatsminiſterium in Preußen hat ſich dem Abkommen der 
deutſchen Länder angeſchloſſen, nachdem das neue Grund⸗ 
ſchulgeſetz eingeführt iſt. (Die Kinder monatelang herum⸗ 
laufen laſſen? rechts.) Das war im vorigen Jahr richtig. 
Dieſer Zwieſpalt iſt glücklicherweiſe durch eine Reglung be⸗ 
ſeitigt worden, die auch für Preußen bindend ift. Es ſteht 
alſo feſt, daß die Verhältniſſe hier genau ſo liegen, wie in 
Preußen, und wir müſſen ſchon wegen der Anerkennung 
der Zeugniſſe und der Gleichmäßigkeit in den Schulbüchern 
uns einem ſolchen preußiſchen oder veichsdeutſchen ſechs⸗ 

jährigen Lehrgang anſchließen; denn es würde ſonſt der 
Wechſel, der häufig zwiſchen Danzig und Städten des 
Reiches ſtattfindet, immer zu einer unangenehmen Hinde⸗ 
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rung führen und die Kinder, die von einer zur anderen (0) 


Schule übergehen, ſtets ſchädigen. 

Wir können uns eine ſolche Abweichung nicht leiſten. 
Schließlich iſt auch noch das wirtſchaftliche Moment zu 
beachten. Es iſt doch ſo, daß jetzt die Mädchen dasſelbe 
Ziel in ſechs Jahren erreichen, was ſie bisher in ſieben 
Jahren erreichten (Auf Koſten ihrer Geſundheit! rechts.), 
ohne vermehrte Stundenzahl, ohne ſtärkeve Belaſtung in- 
folge der Anderung der ganzen Beſtimmungen und einer 
anderen Handhabung der Lehrpläne. Sie können alſo ein 
Jahr früher als bisher in die weiterführenden Bildungs⸗ 
anſtalten eintreten, können ſich ein Jahr früher als bisher 
dem Erwerbsleben zuwenden, wenn ſie darauf angewieſen 
find. Darum ſparen die Eltern bei der Ausbildung nach 
dieſer Reglung ſehr viel, und es iſt beinahe zu ſagen, daß es 
dadurch erſt vielen ärmeren Leuten möglich iſt, ihre Kinder 
überhaupt das Lyzeum beſuchen zu laffen. (Abg. Kloßowſfki: 
Sehr gut!) Wenn man ein ganzes Jahr dabei ſpart, ſo 
kann ſich jemand den Lyzeumsbeſuch eher leiſten als in dem 
Falle, daß es ſtatt ſechs Jahren ſieben ſind. 

Auch geſundheitlich kann man nicht ſagen, daß die 
Neureglung den Mädchen zum Nachteil gereichen würde; 
ich glaube, daß wohl manches für eine Ausdehnung des 
Lehrganges ſpricht, aber andererſeits mehr dagegen. Es 
iſt, glaube ich, beſſer, daß die Mädchen im Entwicklungs⸗ 
alter ein Jahr früher aus der Schule kommen. (Dann 
werden fie überanſtvengt! rechts.) Da muß abgewogen 
werden, was ſchwerer iſt, ob ſie dies Jahr mehr in der 
Schule ſind oder ob ſie im nächſten Jahre für ihre Geſund⸗ 
heit viel mehr tun können, als wenn ſie noch die Schulbank 
drückten. Außerdem fällt die Verſtärkung des Lernſtoffes 
nicht in die Zeit des Entwicklungsalters, ſondern in die 
Zeit vor ihm, und da ſind die Mädchen bekanntlich außer⸗ 
ordentlich leiſtungsfähig. Das ſind die Gründe, die dazu 
geführt haben, das Lyzeum aus einem ſiebenjährigen zu 
einem ſechsjährigen zu machen. Ich hoffe, daß auch Sie dem 
zuſtimmen werden. Ich gebe zu, daß manche Gründe für 
die Beibehaltung des ſiebenklaſſigen Lyzeums ſprechen, aber 
darüber herrſcht kein Zweifel, daß mindeſtens ebenſo gute 
Gründe für die Abſchaffung der ſiebenten Klaſſe vorzubrin⸗ 
gen find. (Bravo! links.) 

85 ge: Spill: Das Wort hat Herr Staatsrat 
Ga 


Gall, Staatsrat: M. D. u. H.! Wenn wir dieſe Frage 
der Reform des Mädchenlyzeums genauer betrachten 
wollen, ſo müſſen wir auf die früheren Verhältniſſe zurück⸗ 
gehen. Bis zum Jahre 1894 gab es keine Regelung des 
Mädchenſchulweſens. 1872 iſt zum erſtenmal eine ober⸗ 
Nächliche Regelung geſchehen und 1894 haben wir dann 
in den Maibeſtimmungen eine grundlegende Ordnung des 
höheren Mädchenſchulweſens gehabt. Vorher waren die 
höheren Mädchenſchulen keine höheren Schulen, und auch 
im Jahre 1894 wurden die höheren Mädchenſchulen noch 
nicht als eine höhere Schule im Sinne des Geſetzes an⸗ 
erkannt. Im Jahre 1894 gab es nur 9 Klaſſen mit Vor⸗ 
ſchule, heute nun eine zehnte Klaſſe, und eine ſiebente Klaſſe 
wurde als Selekta geduldet. Das ift im Jahre 1898 neu 
geregelt worden, indem überall geſtattet wurde, daß die 
Selekta angeſetzt wird. Die Selekta hat keinen weiteren 
Lehrplan gehabt, ſie hat nur die Stoffe vertieft und hat 
5 Kenntniſſe in Kunſtgeſchichte und Weltgeſchichte ge⸗ 
geben. 

Im Jahre 1909 kam eine Neuregelung des Mädchen⸗ 
ſchulweſens und von dieſem Zeitpunkt an iſt die Schule als 
höhere Schule anerkannt. Im Widerſtreit der Meinungen 
zwiſchen ſechſter und ſiebenter Klaſſe kam es dann dahin, 
daß man ſich ſchließlich für die ſiebente Klaſſe entſchied. 
Aber in der Weiſe, daß die ſiebente Klaſſe nichts anderes 
ſein ſollte, als eine Vertiefung des Lehrſtoffes und Lern⸗ 
ſtoffes der früheren Jahre. Das iſt ausdrücklich in den 
Beſtimmungen vom Jahre 1908 geſagt. Man iſt natür⸗ 
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(Gall, Staatsrat.) 3 
lich im Laufe der Jahre immer weiter gegangen, nament- 
lich auf mathematiſchem und naturwiſſenſchaftlichem Ge⸗ 
biet, weil es die Zeit forderte. 

Warum hat man die zehnte Klaſſe verlangt? Bis 
zum Jahre 1894 war es Sitte, die Mädchen nach Abſol⸗ 
vierung der höheren Mädchenſchule in die Penſion, in die 
Schweiz, nach Weimar oder ſonſtwohin zu ſchicken. Da 
ſagten die Eltern, ſie müßten unbedingt verlangen, daß 
die Mädchen zu Hauſe bleiben könnten und hier eine weitere 
Bildung bekämen. Wir haben dann die zehnte Klaſſe all⸗ 
gemein eingeführt, die ſiebente Klaſſe, und dadurch den 
Penſionen, namentlich in der franzöſiſchen Schweiz und 
anderswo, ſtarken Abbruch getan. Wenn man jetzt wieder 
zu dem urſprünglichen Syſtem von ſechs Klaſſen ſtatt ſieben 
Klaſſen zurückkehrt, ſo wird dadurch der Stoff verringert 
und nicht vermehrt. (Abg. Rahn: Da muß man uns die 
koſtbare Zeit wegnehmen! — Abg. Mau: Muß das hier 
im Plenum erörtert werden?) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat Herr Staatsrat 
Gall, nicht Sie, Herr Abg. Mau. 


Gall, Staatsrat: Das war unbedingt zur Klärung der 
Verhältniſſe nötig. Der Lehr- und Lernſtoff iſt im weſent⸗ 
lichen genau derſelbe, wie er bei ſieben Klaſſen war. Die 
ſiebente Klaſſe war lediglich eine Repititionsklaſſe; die 
fällt fort. Die Mädchen kommen dadurch ein Jahr früher 
zur Ausübung ihrer Erwerbstätigkeit. Diejenigen, die 
eine weiterführende Bildungsanſtalt beſuchen wollen, wer⸗ 
den ein Jahr früher fertig, wenn ſie veranlagt ſind. Nicht 
veranlagte Mädchen ſollen das Lyzeum nicht beſuchen. 
Dann haben ſie ein Jahr gewonnen und kommen eher ins 
Erwerbsleben, ſind früher von dem Portemonnaie des 
Vaters unabhängig und können ſelbſt verdienen. In der 
jetzigen Zeit ſtreben die Mädchen im allgemeinen danach, 
ſich nicht mit der Lyzeumsbildung zu begnügen. Sie wollen 
weitergehen und die Reifeprüfung beſtehen. Wir haben 
jetzt im Oberlyzeum in der oberſten Klaſſe 47 Anmeldun⸗ 
gen, während wir im Vorjahre ſechs hatten. Das Streben 
der Mädchen geht dahin, die Bildung genau ſo zu voll⸗ 
enden, wie die Knaben. Wenn man ſagt, daß die Mädchen 
ſchwerer lernen, ſo wird das nicht anerkannt werden kön⸗ 
nen. Wir behaupten, daß die Mädchen in ſprachlicher Hin⸗ 
ficht viel aufnahmefähiger find. Auch in Mathematik tön- 
nen ſie dasſelbe leiſten wie die Knaben. Wir haben die 
Erfahrung gemacht, daß hier an der Studienanſtalt die 


arbeiten. 


Mädchen die Reifeprüfung in Mathematik meiſtens beſſer, 


mindeſtens aber ebenſo gut wie die Knaben beſtehen. Die 
Stundenzahl wird nicht vermehrt werden. Ich möchte 
Sie alſo bitten, daß Sie der Verordnung zuſtimmen, die 
uns ſchwere Bedenken gemacht hat. $ 
Ich möchte noch eins erwähnen, was allerdings nicht 
hierher gehört. Wir haben uns überlegt, ob wir die ſiebente 
Klaſſe beibehalten ſollen. Da ſtießen wir auf große Schwie⸗ 
rigkeiten im Lehrplan. Wir haben dadurch, daß wir nun 
nur ſechs Klaſſen haben, den Lehrplan vereinfachen können. 


Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Schwegmann. : 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich beantrage 
Beſprechung der Großen Anfrage. 

Vizepräſident Spill: Wird der Antrag unterſtützt? 
(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat die Frau Abg. Grundmann. 


Grundmann, Frau Abgeordnete (D. Nat.): M. D. 
U. H.] Unſere Bedenken in der zur Debatte ſtehenden 
Frage haben die Darlegungen der Herren Regierungsver⸗ 
treter nicht zu zerſtreuen vermnocht. Wenn wir auch nicht 
der Meinung find, daß ie Frage, ob jechs- oder ſieben⸗ 
klaſſige höhere Lehranſtalten für Mädchen hier im Plenum 
zu löſen iſt, wenn wir vielmehr der Meinung ſind, daß 
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dieje Frage im Unterrichtsausſchuß mit größtem Ernſt ge- (C) 


prüft werden muß, ſo wollen wir doch, ohne auf Einzelheiten 
einzugehen, ſchon heute einige unſerer Bedenken äußern. 
Die Schulbehörde hat ſich bis zum Dezember vorigen Jah- 
res für die ſiebente Klaſſe des Lyzeums eingeſetzt, hat dann 
plötzlich ihr Herz für die ſechsklaſſige höhere Mädchenſchule 
entdeckt und im Verordnungswege die ſiebente Lyzealklaſſe 
abgebaut. Dieſe Maßnahme bedeutet eine organiſatoriſche 
Veränderung des Schultyps, welche nur durch Geſetz 
möglich iſt. Der Verordnungsweg iſt durch Artikel 102 
Abſatz 1 unſerer Verfaſſung verlegt. Was bedeutet nun 
die Anderung, die von der Schulbehörde vorgeſehen iſt? 
Das Lyzeum nimmt mit der Verteilung ſeines Lernſtofſes 
über ſieben Jahre Rückſicht auf das hevanwachſende junge 


Mädchen; in Zukunft ſoll jede Rückſichtnahme fortfallen. 


Die ſiebenklaſſige höhere Mädchenſchule erſtrebt eine Aus⸗ 
bildung zu geiſtiger Selbſtändigkeit, wobei das Gedächtnis 
der Lernenden nicht zu ſtark in Anſpruch genommen wird. 
Man arbeitet langſam und gründlich. In Zukunft ſoll es 
nur noch höhere Schulen geben ohne Unterſchied des Ge⸗ 
ſchlechts, die Mädchen ſollen in demſelben Tempo aus⸗ 
gebildet werden wie die Knaben. Man wird höchſtens 
einige Frauenintereſſen in den Mädchenſchulen betonen. 
M. H. u. D., das geſchieht zum Schaden der Mädchen. 
Beim heranwachſenden Menſchen unterſcheidet man zwei 
Streckperioden, die erſte zwiſchen ſechs und ſieben Jahren, 
die zweite in den Jahren von zwölf bis vierzehn. Etwa 
in die zweite Streckperiode fällt die Zeit der Geſchlechts⸗ 
reife. In dieſer Zeit macht der weibliche Körper beſonders 
große Veränderungen durch. Die Mädchen haben in dieſen 
Jahren nicht die volle geiſtige Spannkraft. Das hat mit 
Begabung nichts zu tun Hier zeigt es ſich, daß ein Jahr 
mehr für die Ausbildung der Mädchen notwendig iſt. Ihre 
Ausbildung muß in langſamerem Tempo erfolgen, als die 
der Knaben. Geſchieht das nicht, ſo können ſchwere kon⸗ 
ſtitutionelle Störungen die Folge für die Mädchen ſein. 
Die Natur kann nicht beides auf einmal leiſten, ſie kann 
nicht den Körper aufbauen und gleichzeitig geiſtig ſchwer 
Schon jetzt findet man bei Schulkindern in 
einem hohen Prozentſatz eine Erkrankung, welche in unſerer 
Gegend als konſtitutionelle zu bezeichnen iſt. Der Danziger 
Chirurg Dr. Liek jagt in ſeiner leſenswerten Arbeit über 
die Häufigkeit der großen Schilddrüſe in der norddeutſchen 
Tiefebene: „Die großen Schilddrüſen ſind ungefähr gleich⸗ 
mäßig auf Knaben und Mädchen verteilt, wenigſtens in 
den Volksſchulen. In den höheren Lehranſtalten, deren 
Juſaſſen über das 14. Lebensjahr hinaus die Schule be- 
ſuchen, iſt der Prozenſatz der Mädchen höher. Gymnaſium 
Zoppot: 379 Schüler, 13,5 Prozent große Schilddrüſen; 
Lyzeum Zoppot: 351 Schülerinnen, 16,8 Prozent große 
Schilddrüſen; Lyzeum Oliva: 203 Schülerinnen, 19 Pro⸗ 
ut große Schilddrüſen. Dieſer Unterſchied ift erklärlich 
durch die ſtärkere Einwirkung der Pubertät auf den weib⸗ 
lichen Körper, insbeſondere auf die Schilddrüſe.“ Wenn 
nun die Anforderungen an die Mädchen in den fraglichen 
Jahren noch durch Einſparung eines Schuljahres geſteigert 
werden, ſo werden dieſe Zahlen noch größer werden. 

M. H. u. D.] Nur ein Fünftel aller höhere und mitt- 
lere Schulen beſuchenden Mädchen geht in ſtädtiſche An⸗ 
ſtalten. Vier Fünftel gehen in die ſtädtiſchen Privatſchulen 
un in die wirklichen Privatſchulen. Durch den Abbau der 
ſiebenten Lyzealklaſſe erfolgen Zuſammenlegungen von 
Kleſſen. Man fann nicht behaupten, daß die Schule an 
ſich der Geſundheit förderlich iſt. Das viele Sitzen in 
engen Räumen, in verbrauchter Luft, iſt nicht jedem Kinde 
zuträglich. Die ſtädtiſchen Privatſchulen und die wirklichen 
Privatſchulen verfügen nun meiſt nicht über große luftige 
räume. Ihre Klaſſenzimmer werden jetzt überfüllt mer- 
den. Die Lehrerinnen wiederum werden in den über⸗ 


können, und jo bedeutet diefe Abbaumaßnahme des Senats 
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füllten Klaſſen nicht alle Schülerinnen gleichmäßig fördern 
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(Grundmann, Frau Abgeordnete.] 

eine Schädigung der minderbemittelten Kreiſe, welche die 
für ihre Kinder notwendig werdenden Nachhilfeſtunden 
nicht bezahlen können. Für den Senat mag ja die ſechs⸗ 
klaſſige höhere Mädchenſchule billiger werden, für die Eltern 
wird ſie durch Arztkoſten, Nachhilfeſtunden und Sitzenblei⸗ 
ben beurer. 

Ich komme nun zum Abbau der Lehrerinnen. 25 Leh⸗ 
rerinnen iſt zum 1. April 1926 gekündigt worden, und zwar 
wahllos. Tüchtige, bewährte Kräfte will man entlaſſen, 
alte abgearbeitete, die gern in den Ruheſtand treten wür⸗ 
den, wenn ihre Zukunft geſichert wäre, müſſen bleiben. 
Einzelne Kündigungen ſind dann ſpäter zurückgezogen 
worden, woraus erhellt, wie unſicher man in dieſer Ange⸗ 
legenheit iſt. Wir ſtehen auf dem Standpunkte, daß weder 
mit Erwerbsloſenfürſorge, noch mit Gewährung eines 
Wartegeldes, noch mit Belaſſung einer halben Stelle, noch 
mit einem Plätzchen auf der Anwärterliſte, die nichts bietet, 
den Lehrerinnen gedient iſt. Die Forderungen des Ar⸗ 
tikels 105 der Verfaſſung ſind damit ebenfalls nicht erfüllt. 
Auch dieſe Frage wird uns im Ausſchuß noch ernſthaft be⸗ 
ſchäftigen müſſen, da wir ja anderer Meinung ſind als der 
Herr Senatsvertreter. Wenn ich hier eine Bemerkung ein⸗ 
ſchalten darf, die Damen, die ſeinerzeit auf dem Fernſprech⸗ 
amt überflüſſig wurden, waren Beamtinnen und wurden 
wo anders untergebracht. Das iſt ja eine ganz andere 
Frage; denn den Beamtinnen iſt gar nicht mehr zu findi- 
gen. Nun möchte ich auf einige Außerungen des Herrn 
Senators Dr. Strunk im beſonderen eingehen. Der Herr 
Senator ſagte, eine vermehrte Stundenzahl käme nicht in 
Frage, der Unterricht würde mit demſelben Erfolg erteilt, 
ohne die Zahl der Stunden zu vermehren. Wenn derſelbe 
Stoff in kürzerer Zeit ohne vermehrte Stundenzahl ver⸗ 


arbeitet werden ſoll, ſo gibt es doch nur zwei Möglich⸗ 


keiten. Entweder muß die geiſtige Schulung leiden oder 
die Schularbeiten müſſen ſich vermehren. Infolgedeſſen 
wird der Schwerpunkt der Arbeit, der jetzt vielleicht zum 
großen Teil in der Schule ruht, ins Elternhaus verlegt, 
wieder zum Schaden der ärmeren Bevölkerungsſchichten, 
die aus ihren Kreiſen vielleicht zum erſtenmal ein Kind in 
die höhere Schule ſchicken und nicht ſo mit Nachhilfe be⸗ 
wandert ſind, wie das in den höheren Schichten der Fall iſt. 

Zweitens ſoll der Übergang von Danzig nach Preußen 
bei der Einſchulung Schwierigkeiten machen. Wenn unſere 
Lyzeen eine gründlichere Ausbildung und beſſere Schulung 
bieten, ſo werden die von hier nach Preußen gehenden 
Kinder ſchon den entſprechenden Klaſſen zugeteilt werden. 
Ich habe aber die Überzeugung, daß die Schulbehörde in 
ihrer Sorge für die Kinder, die umgeſchult werden müſſen, 
etwas zu weit gegangen iſt, zumal im Reiche noch nicht ein⸗ 
mal alle Länder die ſechsklaſſige höhere Mädchenſchule ein⸗ 
geführt haben. (Zwiſchenrufe links.) Mecklenburg und 
Bayern doch noch nicht. (Abg. Beyer: Und das iſt das 
bedeutendſte Land in Deutſchland!) Da ſieht man doch, 
daß Ausnahmen möglich ſind. Im übrigen beſtehen Aus⸗ 
nahmen in den Lehrplänen; denn geſtern habe ich zu meiner 
Freude von Herrn Profeſſor Köhler gehört, daß Danzig 
in bezug auf den Lehrplan in der Biologie mit Bremen 
und Hamburg an erſter Stelle marſchiert, während 
Preußen zurück ift. Ja, wenn ſowieſo Unterſchiede in den 
Lehrplänen zwiſchen Preußen und uns beſtehen, dann iſt 
nicht einzuſehen, warum ſie hier nicht auch möglich ſein 
jollen, Um einiger Ausnahmen willen, die ihren Wohn- 
ſitz verlegen und deshalb umgeſchult werden müſſen, ſollte 
man doch nicht einen ganzen Schultyp ändern. (Abg. 
Mau: Die Unterhaltung iſt ja einzig!) Im Ausſchuß 
werden wir des Näheren auf alle Außerungen eingehen, 
die heute gemacht worden ſind. Aber betonen will ich nur 
noch eins. Es handelt ſich in der Tat um eine organiſato⸗ 
riſche Veränderung des Schultyps. Man will das Lyzeum 
abſchaffen, d. h. die ſiebenklaſſige höhere Mädchenſchule. 
Man will die Realſchule für Mädchen gründen, die ſechs⸗ 


klaſſig iſt, dieſelbe, die zur Zeit die Knaben durchmachen. 
(Abg. Laſchewſki: Das ift furchtbar!) Die Mädchen können 
das nicht auf die Dauer ertragen. (Frau Abg. Kreft: Dann 
müſſen Sie an die Volksſchule denken! — Abg. Liſchnewſki: 
Wie iſt es mit der Einheitsſchule?) Glauben Sie vielleicht, 
wenn alle Kinder in dieſelbe Schule gingen, daß alle das⸗ 
ſelbe leiſteten? Da ſind Sie ſchwer im Irrtum (Ihre ſind 
klüger? links.) Das ſind ſie. Sehen Sie ſich die Statiſtik 
an. Nur etwa 1 Prozent der Kinder der ungelernten 
Arbeiter kommt in ſtudierte Kreiſe. Die übrigen kommen 
nicht etwa deshalb nicht weiter, weil ſie kein Geld haben, 
um ſich ausbilden zu laſſen, ſondern weil ſie keine größere 
geiſtige Begabung haben. Die Ausleſe kommt erſt mit der 
Zeit zuſtande, und nicht von heute auf morgen. (Abg. 
Raſchke: Für die Kinder iſt die Straße die Erziehung, für 
Ihre Kinder die Gouvernante!) Was Sie reden, glauben 
jie ſelbſt nicht! Sie machen nur Zwiſchenrufe, um die 
Tribüne etwas zu ergötzen. Alſo bitte ſchön! 

Man wird den Gedanken nicht los, Herr Senator, 
daß es ſich bei dieſem Abbau um reine Sparmaßnahmen 
handelt und daß pädagogiſche Gründe herangezogen 
werden, um die Maßnahmen den Eltern ſchmackhafter zu 
machen. Ferner haben wir die Überzeugung, daß gerade die 
minderbemittelten Kreiſe durch dieſe Sparmaßnahmen aufs 
ſchwerſte betroffen werden. Die Schule wird für ſie nicht 
billiger fein, wie es jetzt den Anſchein hat, ſondern fie wird 
teurer werden. Wir beantragen nun, da moch ſehr viel 
über dieſe Angelegenheit zu reden iſt, daß das hohe Haus 
ſich damit einverſtanden erklärt, daß die weitere Beratung 
im Unterrichtsausſchuß erfolgt. (Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft, ich 
ſchließe die Beſprechung. Es iſt beantragt, die Große 
Anfrage Nr. 49 dem Unterrichtsausſchuß zu überweiſen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrage zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. 
Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

Große Anfrage Nr. 50 des Abg. Guttzeit u. Fr. 
betreffend Beſetzung der Preſſeſtelle des Senats. 
Druckſache Nr. 2132. Das Wort zur Begründung hat der 
Herr Abg. Falkenberg. 


Falkenberg, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Als die Deutſchnationale Fraktion ſich entſchloß, in Sachen 
der Preſſeſtelle des Senats eine Kleine Anfrage an die 
Regierung zu richten, gab ſie ſich der Hoffnung hin, eine 
überzeugende Rechtfertigung dieſes die Kritik heraus⸗ 
fordernden Falles zu erhalten. Die Antwort konnte un⸗ 
möglich genügen, war ſie doch nicht nur inhaltlich voll⸗ 
kommen unzulänglich, ſondern auch in der Form ſcharf 
zurückweiſend, verletzend, brüsk, von oben herab gehalten, 
als wollte man das Wort wahr machen, das hier einma 
geſprochen wurde: „Der Senat iſt kein Briefkaſten.“ Wegen 
der Mangelhaftigkeit der Antwort mußten wir uns ent⸗ 
ſchließen, eine Große Anfrage an den Senat zu richten, 
damit der Senat Gelegenheit habe, hier die Begründung 
ausführlich zu geben, und damit das Haus in der Lage 
ſei, in die Beſprechung dieſer Angelegenheit einzutreten. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr ftell- 
vertretende Präſident des Senats. 

Gehl, ſtellvertretender Präſident des Senats: M. D. 
u. H.! Im Namen des Senats habe ich auf die Große 
Anfrage Nr. 50 des Herrn Abg. Guttzeit folgendes zu er⸗ 
widern: Die Große Anfrage Nr. 50 des Abg. Guttzeit 
nimmt Bezug auf die Kleine Anfrage Nr. 281 desſelben 
Abgeordneten und nimmt an, daß der Senat dieſe Kleine 
Anfrage nicht beantwortet habe. Dieſe Annahme trifft 
nicht zu. Die Antwort des Senats datiert vom 12. Februar 
1926 und lautet: 

1. Nach Artikel 39 der Verfaſſung hat der Senat das 
Recht, Beamte und Angeſtellte zu ernennen. 


Volkstag Danzig. — 156. Sitzung. 


Donnerstag, den 4. März 1926. 2341 


(Gehl, ſtellv. Präſident des Senats.) 
2. In Ausübung dieſes Rechtes hat er Herrn 
Dr. Wagner als Leiter der Preſſeſtelle des Senats 
angeſtellt. 
3. Die Auſtellung erſchien im Staatsintereſſe geboten. 
4. Die Beſoldung erfolgt aus Erſparniſſen des 
Senats. 
Dieſer Antwort hat der Senat nichts hinzuzufügen. 
(Bravo! links.) 
Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Schwegmann. 
Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich beantrage 
Beſprechung der Großen Anfrage. 


Vizepräſident Spill: Wird der Antrag unterſtützt? 
(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Die deutſchnationalen Anträge zeigen in letzter Zeit immer 
mehr, daß die Partei lediglich gewillt iſt, Agitation zu 
treiben. Nachher wird ſelbſtverſtändlich in der den Deutſch⸗ 
nationalen naheſtehenden Preſſe breitgetreten werden, von 
mir ginge das Perſönliche aus. Wir haben doch hier den 
Beweis, daß es ſich bei der Großen Anfrage lediglich um 
eine perſönliche Agitation der Deutſchnationalen dreht; 
denn wenn man etwa zu Zeiten der alten Regierung bei 
jeder Stelle hätte fragen ſollen, nach welchen Geſichts⸗ 
punkten ſie beſetzt worden iſt, ſo könnte man darüber nicht 
nur eine Stunde, ſondern drei Tage ſprechen. Es iſt 
zweifellos, daß dieſe Beſetzung vielleicht nicht erforderlich 
geweſen wäre. Wir hätten weiter ohne die Stelle aus⸗ 
kommen können. Aber unerhört iſt es, wenn die Deutſch⸗ 
nationalen hier in dieſem Moment mit einer derartigen 
Anfrage kommen. Ich will nur ein paar Fälle der ganz 
einſeitigen Stellenbeſetzung durch die Deutſchnationalen er⸗ 
wähnen. Ein Muſterbeiſpiel, das Bände ſpricht, iſt die 
Beſetzung des Polizeipräſidiums mit einem Leiter der 
) Kriminalpolizei. Wer auch nur einmal das Vergnügen 
hatte, auf der Polizei zu arbeiten, wie ich, der muß feſt⸗ 
ſtellen, daß im Präſidium bereits eine Überbeſetzung vor⸗ 
handen iſt; denn ehemals beſtand das Polizeipräſidium aus 
dem Polizeipräſidenten Früngel, ſozialdemokratiſchen An⸗ 
gedenkens, und einem Regierungsrat. Das waren die 
Stellen, die offiziell beſetzt waren. Heute beſteht das 
Polizeipräſidium unter Ihrem Regime, m. H. von rechts, 
aus folgenden Herren: Aus einem ſachkundigen Polizei⸗ 
präſidenten, während ehedem dort ein Laie ſaß, und zwei 
Referenten. Das iſt aber noch nicht genug, es mußte noch 
der Ihrer Partei angehörende Staatsanwaltſchaftsrat 
Muhl als Leiter der Polizeibehörde ins Polizeipräſidium 
verſetzt werden. (Zwiſchenrufe und große Unruhe.) Es iſt 
nachweislich der Fall, daß Sie einen Ihrer Parteiangehö⸗ 
rigen ins Präſidium verſetzt haben. Man wird die Ver⸗ 
mutung nicht los, obwohl Sie wieder ſagen werden, daß 
es nur Böswilligkeit von mir iſt, daß dieſes geſchehen ſei, 
um Muhl langſam in die XIII. Gruppe hineinzubringen. 

Es iſt unverſtändlich, daß, obgleich wir drei Juriſten 
auf dem Polizeipräſidium haben, dann noch eine Stelle der 
Gruppe XII oder XIII neu eingerichtet wird. Die 
Arbeitsteilung iſt doch ſo, kommt ein Fall komplizierter 
juriſtiſcher Natur vor, dann erledigt ihn die Sbaatsanwalt⸗ 
ſchaft nach formalen juriſtiſchen Grundſätzen. Die Kri⸗ 
minalpolizei hat feit altersher die Aufgabe, kechniſch ein 
Verbrechen feſtzuſtellen. Die Arbeitsteilung hat fih ja be- 
währt. Weshalb wird nun noch ein Volljuriſt ins Polizei⸗ 
präſidium geſetzt? Es kann ſich höchſtens darum handeln, 
ſo wird wohl die Begründung lauten, daß bei der kriminal⸗ 
techniſchen Unterſuchung, fagen wir eines Mordfalles, der 

riminaltechniker über die vechtlichen Beſtimmungen nicht 
ganz orientiert wäre. Er hat ſich das aber ſchon an den 
Schuhſohlen abgelaufen. Wenn z. B. bei der Mord⸗ 
Tommilfion noch ein Juriſt Hin- und herläuft, fo ift das die 
eſte Art und Weiſe, um etwaige Spuren des Mordes noch 


zu verwiſchen. (Heiterkeit.) Darüber herrſcht gar kein 
Zweifel, daß Herr Staatsanwaltſchaftsrat Muhl vom rein 
Techniſchen keine Ahnung hat. Das hat die Kriminal⸗ 
polizei nach ihren kriminalpolizeilichen Geſichtspunkten zu 
erledigen. ‚Sie müſſen zugeben, daß dieſer Fall geradezu 
Bände ſpricht. Er ſpricht Bände dafür, wie Sie die Stellen 
beſetzten. Es iſt doch auch eigentümlich, daß bei der Schutz⸗ 
polizei ein Hauptmann vorhanden iſt, der der Bruder 
Ihres Herrn Burandt iſt. Der betreffende Herr wurde 
hergeholt, doch nicht zufällig, ſondern zweifellos, weil er 
große verwandtſchaftliche Beziehungen hat. (Hört, hört! 
links.) Ich erinnere weiter an den Fall der Stellenbeſetzung 
einer Kriminalkommiſſarſtelle. Da handelte es ſich um 
eine freiwerdende, an ſich ſehr angenehme Stellung. Sie 
wurde von ſehr vielen begehrt. Ich habe hinterher er⸗ 
fahren, daß ſich ein zweifellos ſehr geeigneter Herr um dieſe 


Stelle beworben hat. Er war zwar nicht Volljuriſt, hatte 4 


aber längere Zeit bei der Staatsanwaltſchaft gearbeitet 
und war abgebaut worden. Er war Offizier geweſen, hatte 
das Eiſerne Kreuz I. Klaſſe und war formell durchaus 
geeignet, die Stelle auszufüllen. Er bekam aber die Ant⸗ 
wort auf ſeine Bewerbung: „Die Stelle können wir nicht 
mit Ihnen beſetzen, Sie ſind dafür nicht geeignet.“ Dafür 
müſſen wir aber feſtſtellen, daß ein zweiter Bruder des 
Herrn Burandt für dieſe Stelle auserſehen war. Der 
Polizeipräſident war drauf und dran, den zweiten Bruder 
des Herrn Burandt von Berlin hier herzuholen und hier 
anzuſtellen. Wir haben es durch eine Kleine Anfrage ver⸗ 
te (Da kommt die ganze Familie ran! — Unruhe 
inks. i 

Es ift nicht jo, daß wir mit den perjönlichen Sachen 
hierher kommen, aber im Zuſammenhang mit dieſer Art 
und Weiſe Ihres Arbeitens ſteht beiſpielsweiſe die geſtrige 
perſönliche Erklärung, die Sie abgegeben haben. Es dreht 
ſich bei Ihnen alles um rein perſönliche Agitation. (Sehr 
richtig! links.) Der Bevölkerung gegenüber behaupten Sie, 
daß Sie ſachliche Arbeit leiſten. Das iſt unverſtändlich; 
denn die geſtrige Erklärung war ein typiſches Beiſpiel von 
der Verquickung Ihrer perſönlichen Parteiintereſſen mit 
allen möglichen freien Erfindungen. Sie waren es, Herr 
Abg. Schwegmann, der in der perſönlichen Erklärung 
bezüglich der Broſchüre ſagte: „Verwundern muß es aller⸗ 
dings, daß Herr Dr. Blavier in den inzwiſchen vergangenen 
Monaten es nicht für nötig gehalten hat, ſich wegen der 
in der Broſchüre enthaltenen ſchwerſten Beſchuldigungen 
durch gerichtliche Feſtſtellungen zu entlaſten.“ Es wäre ja 
auch möglich, daß Sie das vorher getan hätten, da Sie 
Beziehungen zu manchen Dienſtſtellen haben und ſich er⸗ 
kundigt haben, da hätten Sie erfahren, daß auf meinen 
Antrag der Senat veranlaßt hat, daß das Offizialverfahren 
ſchon ſeit zwei Monaten gegen die mutmaßlichen Verfaſſer 
durchgeführt wird. Es iſt ja nur der eine da, einer von 
Ihren Gewährsleuten. Der Drucker Bleß iſt ja, nachdem 
er ſeine Maſchinen ſechsmal verpfändet hat, verhaftet 
worden. Es iſt reizend, zu ſehen, in welcher Geſellſchaft 
Sie ſind. (Große Unruhe und Heiterkeit.) Was da vor⸗ 
liegt, wiſſen Sie. Die Broſchüre beginnt ja mit der fulmi- 
nanten Behauptung, daß ich homoſexuell fei, aljo 175er. 
Wie dem auch ſein mag, dieſe perſönliche Erklärung, die 
Sie geſtern abgegeben haben, belaſtet Sie ſehr ſchwer. 
Sie erklären, einer Ihrer ehemaligen Parteifreunde, der 
einmal bei Ihnen Wahldienſte geleiſtet hat, hätte Sie an⸗ 
gerufen. Ich glaube, der betreffende Herr hat fih große 
Beziehungen bei uns zu verſchaffen verſucht, um Ihnen 
als Spitzel zu dienen. (Sehr gut! links.) Wie kommt es, 
daß der betreffende ehemalige Angehörige Ihrer Partei 
Sie anruft. Sie ſind gar ein unſchuldsvoller Engel. Nach⸗ 
dem ein x⸗beliebiger Mann erklärt: „Ich habe Material,“ 
ſind Sie in drei Minuten dort. Es ſteht auch in Wider⸗ 
ſpruch mit Ihrer ganzen vornehmen Geſinnung, daß Sie 
das Material mitnehmen und ſelbſtverſtändlich zu Hauſe 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter.) 
abgeſchrieben haben. Sie haben eben in Ihrem Partei⸗ 
büro unendlich viel Zeit. Sie ſagen, die Broſchüre ſei 
Ihnen vollkommen unbekannt, Sie hätten nichts damit zu 
tun gehabt. Ich weiß aber, daß der Stadtbürgerſchafts⸗ 
vorſteher Brunzen zwei bis drei Tage vor dem offiziellen 
Erſcheinen die Broſchüre in der Stadtbürgerſchafts⸗ 
verſammlung hatte und winkte: „Hier haben wir jetzt 
etwas.“ Es iſt auch eigenartig, daß die Annoncierung der 


Broſchüre in der „Danziger Allgemeinen Zeitung“ vor fich . 


ging. Es war eine ſehr ſchöne Annonce, Blek hat fie ſicher 
nicht bezahlt. (Heiterkeit. ) 

Die ganze Sache wirkt doch zweifellos komiſch. Die 
Rechtfertigung, die Sie vornehmen, iſt keine. Mit dem 
betreffenden Mann, mit dem Sie ſich in Verbindung ge⸗ 
ſetzt haben, und der Ihr Gewährsmann iſt, haben Sie 
koloſſales Pech. Er wird Ihnen durchaus nichts beſtätigen 
können. Sie ſind ja auf alles mögliche genau ſo herein⸗ 
gefallen. Der betreffende Herr hat ſich ja auch an den da⸗ 
maligen Senatsvizepräſidenten Dr. Ziehm gewandt. 

Vizepräſident Spill: Herr Abgeordneter, ich bitte, 
nicht ſo ſehr perſönlich zu werden. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Ich werde dann 
hier abbrechen und die Geſchichte mit Ihrem Gewährs⸗ 
mann und Ihrer Methode an einer beſonderen Stelle be⸗ 
ſprechen. Für heute haben wir nur eins feſtzuſtellen, die 
Art und Weiſe Ihres politiſchen Arbeitens; die Art und 
Weiſe, wie Sie verſuchen, in die Machtſtellungen Leute 
Ihrer Partei hineinzubekommen, müſſen wir bekämpfen. 
Gelingt es Ihnen aber, daß Sie wieder die Macht im 
Staate bekommen, dann geſchieht das, was Sie der jetzigen 
Regierung vorwerfen. Dann geht die Stellenbeſetzung 
wieder nach parteipolitiſchen Geſichtspunkten vor ſich, wie 
es früher üblich war. (Lebhaftes Bravo! links.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 


(8) Falkenberg. 


Falkenberg, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich will mich dem Punkt 3 der Tagesordnung zuwenden. 
Die Frageſtellung ergibt ſich ganz von ſelbſt. 1. War die 
Gründung oder Einrichtung der neuen Stelle notwendig? 
2. War ſie in dem gegenwärtigen Zeitpunkt unerläßlich? 
3. Iſt bei der Berufung die Eignung maßgebend geweſen? 
Um mit 2. zu beginnen, ſo iſt zu ſagen, daß der gegen⸗ 
wärtige Zeitpunkt ſo unglücklich wie nur möglich gewählt 
ift, um eine neue Stelle der Gehaltsgruppe XII oder XIII 
einzurichten. Das bedarf keines Beweiſes in einer Zeit, 
wo der Senat in dem Stellenabbau fortſchreitet und fort⸗ 
ſchreiten muß, wo eine Anſtellungs⸗ und Beförderungs⸗ 
ſperre verordnet iſt, wo etatsmäßige Stellen, z. B. im 
Schuldienſt der Stadt Danzig allein 17 etatsmäßige 
Stellen, geſtrichen wurden, wo den Lehrerinnen an den 
Privatſchulen, wie wir vorhin gehört haben, mit der Ent⸗ 
laſſung gedroht wird. Wenn trotzdem in dieſem Zeitpunkt 
eine neue Stelle eingerichtet wird, muß das die Kritik 
herausfordern und in der Bevölkerung die Meinung auf⸗ 
kommen laſſen, der Senat hat Geld im Überfluß. Das 
größte Unrecht iſt der Widerſpruch. Wer in die Regierung 
eingetreten iſt mit der Abſicht, brutalſte Sparſamkeit 
walten zu laſſen, wer, wie die Deutſchliberale Fraktion, die 
Regierung geſtürzt hat, weil ſie nach ihrer Anſicht in dem 
Stellenabbau nicht ſtreng genug und ſchnell genug vor⸗ 
ging, darf ſich nicht wundern, wenn man nachher an der 
Aufrichtigkeit der Grundſätze zweifelt und vielleicht nach 
anderen Motiven ſucht. Wenn man im Auguſt vorigen 
Jahres geäußert hätte, die neue Regierung wird neue 
Stellen einrichten, ſo hätte das paradox geklungen, aber 
jetzt beſtätigt es die Zeit. - 7 

Was den dritten Punkt anbetrifft, ob die Eignung 
maßgebend geweſen ſei, ſo kann ich mich auf die Außerun⸗ 
gen und Entſchließungen der Preſſevertreber der Stadt 
Danzig berufen. Die Preſſevertreter der Stadt Danzig 


Volkstag Danzig. — 156. Sitzung. Donnerstag, den 4. März 1926. 


haben einſtimmig eine Entſchließung gefaßt, in der ſie (0) 


ausdrücken, 1. daß fie eine neue Stelle nicht eingerichtet 
wiſſen wollen, 2. daß ſie mit einer Reorganiſation der vor⸗ 
handenen Stelle zufrieden wären, und 3. daß die in Aus⸗ 
ſicht genommene Perſon ſich nicht für das Amt eignet, weil 
ſie die Vorkenntniſſe und Erfahrung hierfür nicht beſitzt. 
Das haben die Preſſevertreter dem Senat einmütig in einer 
Entſchließung ausgeſprochen. Was den erſten Punkt an⸗ 
langt, betreffend die Begründung für die Einrichtung der 
Stelle, ſo iſt die Begründung in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage nicht enthalten. Wir müſſen ſie an einer 
anderen Stelle ſuchen. Eine ausführliche Begründung gibt 
das Regierungsorgan in Nr. 39 unter der Überſchrift: 
„Das Sprachrohr des Senats.“ In vier Abſchnitten wird 
eine ausführliche und eingehende Begründung gegeben. 
Danach ſoll die neue Preſſeſtelle zunächſt das Dunkel auf- 
hellen, das über Danzig im Auslande herrſcht. Dann ſoll 
die Literatur über Danzig durchgeprüft und umgearbeitet 
werden. Zuletzt ſoll das Publikum aufgeklärt und politiſch 
erzogen werden, und ſchließlich wird von der Einrichtung 
behauptet, ſie ſei ein politiſcher Akt. 

Um bei dem erſten anzufangen, daß die Preſſeſtelle 
nun das Dunkel über Danzig aufhellen müſſe, ſo iſt das 
doch ein ſchwerer Vorwurf gegen den Senatspräſidenten 
Herrn Sahm. Er wird beſchuldigt, denn er iſt der ver⸗ 
antwortliche Leiter der äußeren Politik, daß er es in 
Genf, London, Paris, Warſchau und Berlin an der nötigen 
Information und Aufhellung habe fehlen laſſen. Dieſe Be⸗ 
hauptung iſt ganz unrichtig; denn gerade dank der charak⸗ 
tervollen und energiſchen Tätigkeit des Senats mußte ſich 
der Völkerbund in jeder einzigen Tagung mit Danziger 
Fragen befaſſen. Wenn der Senatspräſident und der alte 
Senat nicht ſo charaktervoll und feſt die kümmerlichen 
Rechte Danzigs, die in den Friedensverträgen feſtgelegt 
ſind, vertreten hätte, ſo wäre auf den Völkerbunds⸗ 
verſammlungen natürlich nichts von Danziger Angelegen⸗ 
heiten zu hören geweſen. Dann wären wir längſt unter- 
gegangen. (Lachen links.) Das Lachen iſt ja außerordent⸗ 
lich ſchön, aber die Tatſachen beweiſen es doch. Das Dunkel 
iſt aufgehellt. Es gibt faſt keine Stadt in der ganzen 
Welt, über die ſo viel Tatſachen verbreitet ſind, wie gerade 
über Danzig. (Widerſpruch links. — Abg. Leu: Welche 
Tatſachen?) 

Vizepräſident Spill: Ich bitte, es dem Redner nicht 
unmöglich zu machen fortzufahren. 

Falkenberg, Abgeordneter (D. Nat.): Sie wiſſen, was 
die Indianer ſagen, wenn einer einem anderen in die 
Rede fällt . .. Der Danziger Senat hat es auch nicht 
an Informationen des Auslandes fehlen laſſen. Sonſt 
wäre es doch nicht möglich, daß in den Schriften und 
Zeitungen des Auslandes und der ausländiſchen groß⸗ 
ſtädtiſchen Preſſe Nachrichten über Danzig erſcheinen. 
Ich glaube behaupten zu können, daß die Welt niemals 
über dies kleine Fleckchen ſo aufgeklärt worden iſt, wie 
gerade jetzt. (Abg. Mau: Falſch informiert!) Informiert 
alfo doch. Ich ſtelle feft, daß Sie zugeben, daß informiert 
worden iſt. Wenn nicht mit großem Geräuſch informiert 
worden iſt, ſo iſt das wohl auf die diplomatiſchen Ge⸗ 
pflogenheiten zurückzuführen. Zuviel Geſchäftigkeit iſt 
mißlich. Ein Diplomat ſoll nicht mit Trompeten und 
Pauken die Welt erſchüttern. ö 

Dann kommt der Punkt, den Sie vor allen Dingen 
angreifen, die Methoden der Information des alten Senats 
wären falſch. Dieſe Methoden ſollen grundſätzlich ge⸗ 
ändert werden. Mir iſt in keinem Falle bekannt, daß der 
alte Senat irgendwie unkorrekt im diplomatiſchen Ver ehr 
gehandelt hätte. (Da hätten Sie im Haußtausſchuß ſein 
mijen! links.) Da bin ich geweſen, wenn auch nicht in 
allen Sitzungen. Es ift nicht ſo gehandelt worden, wie der 


litauiſche Vertreter im Völkerbund verfuhr, der heftige 


Vorwürfe gegen den Völkerbund ſchleuderte, mit der Fauſt 
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) auf den Tiſch ſchlug und ſchließlich die Tür hinter ſich zu⸗ 
ſchlug. Herr Präſident Sahm hat nicht ſo gehandelt. Und 
es iſt mir nicht bekannt, daß der alte Senat irgendwie die 
Grenzen der geſellſchaftlichen Höflichkeit überſchritten 
hätte. Etwas anderes wird der neue Preſſechef des neuen 
Senats auch nicht tun können. Er wird ſich nur in den 
ne des Anſtandes halten können. (Zuruf des Abg. 

Au. 

Ich komme zu dem zweiten Punkt, der für mich der 
wichtigſte iſt. Er betrifft einen ſcharfen Angriff gegen das 
hieſige Staatsarchiv und die Danziger Stadtbibliothek. Es 
ſollen nämlich die vorhandenen Ergebniſſe der hiſtoriſchen 
Forſchung über Danzig geprüft und umgearbeitet werden. 
Das iſt ein ganz ungeheuerlicher Ausſpruch. Es wird 
behauptet, erſtens, die Literatur über Danzig beſtehe nur 
aus einigen Heftchen über die Geſchichte und die Ver⸗ 
faſſung Danzigs. Zweitens, dieſe Literatur ſei außer⸗ 
ordentlich langweilig, ſie ſei ſchlecht ausgeſtattet, und der 
neue Vertreter würde mit der Aufgabe betraut werden, 
dieſe Literatur zu prüfen und umzuarbeiten. Iſt denn dem 
Verfaſſer dieſes Artikels gänzlich unbekannt, welche reiche 
Literatur über Danzig beſteht? Ich will gar nicht an die 
älteren Werke denken. Gehen Sie in die Stadtbibliothek, 
da finden Sie einen gewaltigen Folioband mit vielen 
tauſend Nummern, und dieſer Band trägt die Überſchrift 
„Gedanensis“. Ich will nur die neueſten Arbeiten er⸗ 
wähnen: Erich Keyſer: „Geſchichte Danzigs“, Klöppel: 
„Das Weichſel⸗Nogat⸗Delta“, La Baume: „Vorgeſchichte 


Weſtpreußens“, Archiv „Urkunden über Weſtpreußen“. 
Das find nicht Heftchen, die Werke find auch micht ſchlecht 
ausgeſtattet, ſondern gut, mit Bildwerken verſehen, ſogar 
mit einem roten Deckel. (Große Heiterkeit links.) Das 
„Weichſel⸗Nogat⸗Delta“ hat ſogar einen blauen Deckel; es 
iſt alſo für alle Farben geſorgt. Wenn man ſagt, die 
Literatur ſei langweilig zu leſen, ſo richtet ſich das nach dem 


Geſchmack. In dem Ton manches Parlaments, dieſes 
Parlament z. B. iſt ausgeſchloſſen, ein Schriftſtück abzu⸗ 


faſſen, iſt kurzweilig, aber nicht jedermanns Sache. Eine 


ernſthafte Sache muß ernſthaft traktiert werden. Wenn ge⸗ 
jagt wird, dieje Literatur jet parteiiſch, fo ift das ein 
ſchwerer Vorwurf. Ein Gelehrter iſt nicht ein Schäfer. 
(Zwiſchenrufe links.) Sie müſſen das Ende abwarten, das 
Prädikat. Ein Schäfer ſucht nur die Kräuter für ſeine 
Schafe aus, die den Schafen dienlich ſind, aber ein 
Pflanzenkenner ſucht alle Pflanzen aus, auch die giftigen. 
Er beſchreibt ſie und ordnet ſie, damit ſie jedermann zu⸗ 
gänglich ſind. 

Wer die Behauptung aufftellt, die Literatur fei pole- 
miſch abgefaßt, vergleicht den Gelehrten mit einem Schäfer 
und verlangt von ihm, daß er einer Zeitſtrömung zuliebe, 
etwa der politiſchen Zweckmäßigkeit oder einer Zeitungs⸗ 
meinung wegen ſeine Schriften abfaßt und die Quellen 
verarbeitet. Das darf ein Gelehrter nicht tun. Ein Ge⸗ 
lehrter muß alles zu Rate ziehen und auf Grund der 
Quellen die Zeit auffaſſen und darſtellen. Er kann nicht 
der politiſchen Zweckmäßigkeit oder einer Zeitungs⸗ und 
Ideenſtrömung einer Zeit dienen. Cr ift zeitlos, er dient 
der Wahrheit. Wenn nun tatſächlich verlangt wird, der 
neue Chef ſolle die vorhandenen Werke prüfen und um⸗ 
arbeiten, ſo wird von ihm etwas außerordentlich Schlechtes 
verlangt. Er kann ſich doch unmöglich dazu hergeben, 
dieje Schriften teilweiſe abzuſchreiben, ‚etwas auszuschalten 
und etwas Tendenziöſes, etwa Polen Genehmes, hinein⸗ 
zuarbeiten. Das wäre geiſtiger Diebſtahl. Dieſer iſt ebenſo 
ſtrafbar wie Diebſtahl an Sachen. Es wäre gut, wenn in 
das Strafgeſetz ein Paragraph hineingearbeitet würde, der 
ſich auf den geiſtigen Diebſtahl bezieht. Plagiator will der 


neue Preſſechef doch nicht werden. Abſchreiben iſt ver⸗ 


boten. Die Autoren werden es nicht geſtatten, daß man 
ihre Schriften umbiegt. (Abg. Kloßowfki: Behandeln Sie 
doch die Sache mit dem notwendigen Ernft!)\ Die Sache 


iſt mir ſehr ernſt. (Bis jetzt noch nicht! links.) Es iſt mir 
eine ſehr ernſte Sache. (Heiterkeit links.) So iſt es in der 
Tat. (Zwiſchenrufe des Abg. Kloßowſfki.) 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Kloßowſki, Sie haben 
nicht das Wort. Ich bitte, nicht zu weit zu gehen, das 
Wort hat der Herr Abg. Falkenberg. 

Falkenberg, Abgeordneter (D. Nat.): Man kann es 
doch keinem Autor zumuten, daß er ſein Werk verderben 
läßt. Von dem neuen Preſſechef kann ich durchaus nicht 
annehmen, daß er etwa Polen zuliebe die Geſchichte 
Danzigs fälſchen werde. Noch müſſen die Hiebe brennen, 
die 1920 polniſche Fäuſte ihm in Neuſtadt in das Geſicht 
geſchmettert haben. 

In der Begründung wird zum Schluß geſagt, die 
neue Preſſeſtelle müſſe das Publikum aufklären. Wenn 
aber daraus die Folgerung gezogen wird, daß die Ver⸗ 
handlungen hier verkürzt werden, daß etwa die Kommu⸗ 
niſtiſche Partei oder die Rechtspartei ihre beſonderen An⸗ 
träge unterlaſſen dürften, ſo wäre das eine ganz voreilige 
Schlußfolgerung. (Warten Sie ab! links.) Weder die Kom⸗ 
muniſten noch wir werden uns von Anträgen abhalten 
laſſen. Wenn weiter gefordert wird, daß der neue Preſſe⸗ 
chef die politiſche Erziehung in die Hand nehmen ſoll, ſo 
iff das ſehr ſchön, wenn man ein Ideal hat. Die deutſche 
Bevölkerung hat aber nicht ein Ideal, und deshalb kann 
ſie nicht erzogen werden. Sie kann nur unterrichtet werden. 
Tatſachenmaterial fann verbreitet werden, aber die Er⸗ 
ziehung muß man ſchon anderen Faktoren überlaſſen. Die 
Einheit der Nation herzuſtellen iſt eine Frage einer ſpä⸗ 
teren Zeit. (Iſt das eine Vorleſung? links.) Aber vielleicht 
ſoll es heißen, daß der neue Preſſechef die Bevölkerung 
parteipolitiſch beeinfluſſen ſoll. Das wird an dem Wider⸗ 
ſtand der Bevölkerung ſcheitern. Wenn zum vierten be⸗ 
hauptet wird, die Einrichtung ſei ein politiſcher Akt, ſo 
ſtummen wir dem völlig zu. Die Einrichtung iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich ein politiſcher Akt. Im Mittelalter gab es 
einmal eine Zeit, in der eine Maßnahme dieſer Art auch 
zu heftigem Streit Veranlafjung gab. Der deutſche Kaiſer 
ſuchte ſich, um ſich gegen die Territorialherren, gegen die 
Herzöge zu halten, Hilfsgenoſſen. Dieſe Hilfsgenoſſen 
waren die Biſchöfe. Er ſtellte die Biſchöfe an, die ihm 
getreu waren, und erwartete von ihnen Gefolgſchaft. Sie 
ſollten das Gegengewicht bilden. Sie bekamen dieſe Stelle 
entweder aus Freundſchaft des Kaiſers oder auch ſogar, 
weil ſie eine kleine Bezahlung leiſteten. Dagegen wandte 
ſich der päpſtliche Stuhl und nannte dieſen Handel mit 
Amtern die Simonie. Der neuzeitliche Parlamentarismus 
kennt auch die Simonie. Sie iſt überall in der neuzeit⸗ 
lichen Parlamentsgeſchichte zutage getreten, d. h. es hat 
ein Handel mit Amtern Platz gegriffen. (Große Unruhe 
und Zwiſchenrufe links.) Ich bin ganz unſchuldig, ich habe 
kein Amt bekommen, ich will auch keins. (Zwiſchenrufe 
links.) Selbſtverſtändlich werde ich ausführlich ſagen, was 
ich zu ſagen habe. Ich werde das ſagen, was ich ſagen will. 
(Abg. Kloßowſki: Sehen Sie ſich nur in Ihren Kreiſen 
um!) Dieſe Simonie wird das politiſche Leben zerſetzen und 
wird ſchließlich den Parlamentarismus ſelbſt ſtürzen. 

Die Beſetzung der Preſſeſtelle iſt auch ein politiſcher 
Akt, weil der neue Geiſt der Zeit durch dieſe Stelle nach 
außen und innen verbreitet werden ſoll. Dieſer Geiſt iſt 


es, deſſen geographiſche Verbreitung nur auf Deutſchland 


beſchränkt iſt, wo anders exiſtiert dieſer Geiſt nicht. (Reden 
Sie nicht ſolchen Unſinn! links.) Wir erheben Einſpruch 
gegen eine ſolche Beſetzung der Stelle, die nur deshalb er⸗ 
folgt, weil man die Unterſtützung von drei. Abgeordneten 
haben mußte, haben wollte. Das iſt auch ein Stück des 
neuzeitlichen Parlamentarismus, daß die kleinen Gruppen 
eine gewiſſe Stärke bekommen, weil ſie zur Unterſtützung 
gebraucht und deshalb entſchädigt werden müſſen. Wir 
ſagen, die neue Preſſeſtelle des Senats iſt nicht nötig, ſie 
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ſtellt eine Vergeudung von Mitteln dar, und wir ver⸗ 
wahren uns dagegen, daß gegen verdienſtvolle Gelehrte 
zu Felde gezogen wird, und daß man einen Geiſt ver⸗ 
breiten will, der unſerem Geiſt direkt widerſpricht. (Bravo! 
rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 


Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Die ganze Große Anfrage und die Antwort des Senats 
können auf eine ganz knappe Formel gebracht werden. Von 
einer politiſchen Richtung wird gegen die Ernennung des 
Herrn Abg. Dr. Wagner zum Preſſechef proteſtiert, und 
zwar einmal aus Gründen der Wirtſchaftlichkeit, d. h. man 
wendet ſich gegen die Neuſchaffung einer Stelle, dann aus 
Gründen der mangelnden Geeignetheit der betreffenden 
Perſon und ſchließlich aus politiſchen Gründen. Der Grund 
der Wirtſchaftlichkeit wird immer herangezogen, wenn in 
dieſer Zeit Leute aus ihren Amtern, wenn Angeſtellte aus 
ihren Stellen entlaſſen werden, und andererſeits in neue 
Amter beliebige Perſonen hineingeſteckt werden. Das ift 
gewiß ein Grund, der Argernis erregen kann, und ich 
glaube, es wird auch mancher von der linken Seite Proteſt 
dagegen erheben, daß hier eine neue Stelle geſchaffen 
wurde. Alſo etwas zum Ausſetzen iſt geblieben. 

Aber gehen wir zunächſt zu der Urſache der Über- 
raſchung der rechten Seite über die Wahl des Dr. Wagner. 
In erſter Linie wird der Proteſt der Danziger Preſſe heran⸗ 
gezogen, die Dr. Wagner nicht als geeignet zum Preſſechef 
anerkennt. Da muß man allerdings ſagen, daß es eine 
ſchwierige Situation für den neuen Preſſechef iſt, wenn 
ſeine Wahl unter dem Proteſt derjenigen Leute erfolgt, 
mit denen der Senat und dieſe Dienſtſtelle dienſtlich ver⸗ 
kehren ſoll. Wenn die Danziger Preſſe der Meinung iſt, 
daß Herr Dr. Wagner nicht geeignet ſei, ſo iſt zu er⸗ 
warten, daß dem neuen Preſſechef Schwierigkeiten er⸗ 
wachſen werden. Dieſe Schwierigkeiten werden durch die 
Beſprechung der Angelegenheit in den Tageszeitungen noch 
vergrößert. Von der rechten Seite, aber auch von den 
„Danziger Neueſten Nachrichten“ und von der „Danziger 
Zeitung“ iſt gegen die Wahl des Dr. Wagner Proteſt er⸗ 
hoben. Ich hoffe, daß ſich dieſe Stellungnahme, nachdem 
Dr. Wagner nun einmal zum Preſſechef gemacht worden 
iſt, nicht derartig auswirken wird, daß der Preſſeſtelle ſelbſt 
in ihrer Tätigkeit irgendwelche Schwierigkeiten bereitet 
werden. 

Es bleibt nun noch der politiſche Grund. Da hat Herr 
Abg. Falkenberg mit Recht geſagt, daß man hier von 
Simonie ſprechen kann. Dr. Blavier hat darauf hin⸗ 
gewieſen, daß dieſe Simonie auch von der Gegenſeite ge⸗ 
trieben wurde. Wenn dieſe Simonie ſeitens der früheren 
Regierungsparteien mitunter auch nicht poſitiv erfolgt iſt, 
ſo muß man doch feſtſtellen, daß ſie zum mindeſten negativ 
betrieben wurde. Es ſteht feſt, daß in der ſogenannten 
Präſidialabteilung des Senats recht oft nach parteipoli⸗ 
tiſchen Geſichtspunkten gearbeitet wird. Das muß feſt⸗ 
geſtellt werden. Ich habe dem Senatsvizepräſidenten Gehl 
ſeinerzeit einmal geſagt: „Herr Senatsvizepräſident, ich 
glaube, daß Sie nicht ſo unterrichtet werden, wie es not⸗ 
wendig ift, weil die Beamten Ihres Perſonalreſſorts noch 
mit beiden Füßen auf dem Boden der alten politiſchen 
Konſtellation ſtehen.“ Dieſe Beamten laſſen ſich nicht her⸗ 
ausdrängen, fie find Dauerbeamte und ſtehen heute noch 
mit der alten Regierung in feſter Verbindung. Ich meine 
dabei gar keine beſonderen Perſonen, ſondern das ganze 
Syſtem der Perſonalabteilung, der Präſidialabteilung und 
auch manch einer anderen Behörde ſpricht dafür, daß dieſe 
nicht kündbaren Beamten feſt auf dem Boden der alten 
Regierung ſtehen. Somit wird von dieſer Seite aus auch 
parteipolitiſch gearbeitet, und zwar in der alten Richtung 
auch noch heute unter dem neuen Senat. 


Ich muß jedoch feſtſtellen, daß die Wahl eines Preſſechefs (0) 
die Wahl einer parteipolitiſchen Perſönlichkeit iſt. Sämt⸗ 
liche Regierungen parlamentariſch regierter Staaten können 
ſchließlich nicht über dieſe Form des Staates und der 
Regierung hinweg. Ein jeder parlamentariſch regierte 
Staat hat immer einen Preſſechef, der der betreffenden 
Regierung naheſtehen ſoll. Ich erinnere an das Beiſpiel 
in Deutſchland, an die Perſon des Herrn Dr. Kiep und des 
Herrn Meißner, welch letzterer allerdings von Hindenburg 
übernommen iſt. Das ſind zwei parteipolitiſche Perſonen 
die weiter nichts ſein ſollen als Verbindungsperſonen des 
beſtehenden Syſtems mit der Öffentlichfeit. Dieſen An⸗ 
ſpruch einer parteipolitiſchen Regierung, eines parlamenta⸗ 
riſchen Syſtems kann man nicht zurückweiſen, ſolange man 
dies parlamentariſche Syſtem duldet. Es iſt die notwendige 
Folge des parlamentariſchen Syſtems, daß ſich jede parla⸗ 
mentariſche Regierung ein Sprachrohr ſchafft, und zwar 
muß dieſes Sprachrohr folgerichtig aus ihren eigenen 
Reihen gewählt ſein. 

Nun kommt die Perſon des Herrn Dr. Wagner, nicht 
die Parteirichtung als A. B. A.⸗Mann oder Liberaler, fon- 
dern lediglich ſeine Perſon. Er hat bewieſen, daß er das 
Vertrauen der deutſchen Bevölkerung in Danzig verdient, 
ſonſt hätten alle Deutſchnationalen und die anderen Par⸗ 
teien, die im Danziger Heimatdienſt ſind, gegen ihn als 
Führer des Danziger Heimatdienſtes proteſtieren müſſen. 
Das iſt nicht erfolgt. Herr Dr. Wagner hat in der Aus⸗ 
übung ſeines Amtes und infolge ſeiner perſönlichen An⸗ 
ſchauungen auch Anfeindungen ſeitens Polen erlitten. Die 
Vorwürfe des Herrn Abg. Falkenberg hinſichtlich der ge⸗ 
wählten Perſönlichkeit find alfo nicht jo ſchwerwiegend. 
Herr Falkenberg unterſtreicht den Vorwurf der Simonie. 
Aber da muß anerkannt werden, daß dies die weitere Folge 
des parlamentariſchen Syſtems iſt. Man muß das Syſtem 
beſeitigen, bevor man gegen die Folgen vorgeht. 

Zu der Wirtſchaftlichkeit iſt noch zu bemerken, daß es 
beſſer geweſen wäre, die Stelle nicht zu ſchaffen, weil da⸗ 
durch Unruhe unter die Bevölkerung gebracht wurde. Ich 
bin der Meinung, daß der eine oder andere der drei oder 
vier Herren, die bei der Abteilung des Außeren arbeiten, 
ſich hätte für den Poſten eignen müſſen. Es ſind An⸗ 
geſtellte auf Privatdienſtvertrag, keine Beamte. Ich kenne 
zwei davon. Dieſe beiden Herren kann die jetzige Regie⸗ 
rung jederzeit loswerden und ſich einen Parteipolitiker 
hinſetzen. Sie hat ſie gelaſſen. Deshalb muß ich an⸗ 
erkennen, daß der neue Senat die Herren in ihrer Stellung 
gelaſſen hat, trotzdem er ihre parteipolitiſche Stellung 
kannte. Wenn die Deutſchnationalen gegen die jetzige Regie⸗ 
rung Oppoſition treiben wollen, ſo müſſen ſie in dieſer 
Sache ſelbſt reine Finger haben. (Sehr richtig! links.) 
Auch wenn die Abſicht, die fie haben, lauter und rein iſt, 
kann man doch niemals eine Oppoſition mit Erfolg treiben, 
ſobald man ſich ſelbſt in dieſen Sachen irgendwie ver⸗ 
unreinigt hat. (Abg. Schwegmann: Das verbitten wir uns 
von Ihnen!) Herr Abg. Schwegmann, Sie haben bereits 
in der „Allgemeinen Zeitung“ geſchrieben, daß ich Herrn 
Dr. Ziehm gegenüber ungehörig aufgetreten ſei. Ich glaube, 
Sie wollen jetzt dasſelbe ausdrücken, daß ich zu jung fet 
Sie kennen meine Stellung zum Marxismus, dazu bin ich 
Ihnen nicht zu jung. Sie kennen meine Tätigkeit als 
Soldat, dazu war ich ebenfalls nicht zu jung. Aus den⸗ 
ſelben Gründen maße ich es mir an, zu politiſchen Dingen 
zu ſprechen. Sie bringen ſich ſelbſt in Bedrängnis, wenn 
Sie mit unſachlichen Gründen vorgehen. Treiben Sie 
richtig Oppoſition, wenn Sie dazu fähig ſind. Sie haben 
in der alten Regierung ſämtliche Stellen, wo es irgend 
möglich war, mit Ihren Beamten beſetzt, und werfen jetzt 


der neuen Regierung bei der Wahl eines politiſchen An⸗ 


geſtellten Knüppel zwiſchen die Beine. Das Syſtem, das 
Sie ſeinerzeit angewandt haben, rächt ſich an Ihnen und 
vielleicht ſogar an der Allgemeinheit. Ich nenne dabei 
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CA) keine Perſon. Herr Abg. Schwegmann, wenn Sie eine 


bewußte Oppoſition gegen das jetzige Regierungsſyſtem 
treiben wollen, ſo zeigen Sie, wo dies Regierungsſyſtem 
falſche Wege gegangen iſt und wo man einſetzen muß, damit 
Sie Ihr Programm zur Durchführung bringen. Sie 
ſuchen heute etwas heraus, was nicht einen wirkungsvollen 
Angriff darſtellt, ſondern Sie wollen mit allen, auch un⸗ 
brauchbaren Mitteln gegen dieſe Regierung hetzen. Sagen 
Sie der Sozialdemokratie, daß Sie eine ſozialdemokratiſche 
Regierung nicht wollen. Das wollen auch wir nicht, und 
das wollen auch die bürgerlichen Leute nicht. Sie dürfen 
aber nicht grundlos gegen dieſe Regierung, nur weil Sozial⸗ 
demokraten darin ſind, vorgehen, ſolange dieſe Regierung 
nicht das ſozialdemokratiſche Programm zur Durchführung 
zu bringen verſucht. Das haben die Sozialdemokraten 
und die jetzige Regierung noch nicht getan, Gott ſei Dank. 
Wenn Sie zur vechten Zeit Oppoſition machen, ſollen Sie 
unſere Unterſtützung haben, aber hierbei nicht. (Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Ediger. 3 N 
Ediger, Abgeordneter (D.Lib.): M. D. u. H.! Wenn 

bei einem Punkt der Tagesordnung in erſter Linie die Be⸗ 
ſetzung einer Stelle angegriffen wird, die nebenbei bemerkt, 
aus Beſoldungsgruppe XI bezahlt wird, und zwar die 
Stelle eines Angeſtellten, nicht eines Beamten, dann darf 
man ſagen, daß der Schwerpunkt in einem von Verwal⸗ 
tung überfreſſenen Staat, den wir den Deutſchnationalen 
zu verdanken haben, nicht auf der wirtſchaftlichen Seite 
liegt. Es handelt ſich vielmehr um die politiſche Seite. 
(Abg. Bahl: Daran gehen wir zugrunde!) Ich muß mich 
ſehr wundern, entweder über die Naivität oder die Dreiſtig⸗ 
keit der Deutſchnationalen, die dieſe Anfrage ſtellten, wäh⸗ 
rend ſie jahrelang planmäßig ihre Leute in alle möglichen 
Stellen gebracht haben, die keine politiſchen Fähigkeiten 
erforderten, ſondern alle möglichen Beamtenſtellen waren, 
die von einem beliebigen Verwaltungsbeamten übernom⸗ 
men werden konnten. Sie wurden aber ſelbſtverſtändlich 
von Deutſchnationalen beſetzt. Das iſt uns nicht etwa ver⸗ 
borgen geblieben. Aber es gibt in unſeren Reihen ein 
Wörtchen, das Sie nicht kennen, das heißt: Toleranz. Wir 
haben jahrelang mitangeſehen, wie Sie die Deutſchnatio⸗ 
nalen in alle maßgebenden Stellen geſteckt haben und haben 
nichts dazu geſagt. (Abg. Rahn: Leider!) Ja, leider! 
Heute handelt es ſich um die Beſetzung eines politiſchen 
Poſtens. Die Regierung muß eine Perſon auf dieſen 
Poſten ſetzen, die dort auf dem richtigen Fleck iſt. Sie 
wagen es, die Beſetzung dieſer Stelle, und zwar vorzugs⸗ 
weiſe aus wirtſchaftlichen Gründen anzufechten. Der Herr 
Abg. Falkenberg hat ſeine Ausführungen mit den Worten 
geſchloſſen: „Die Deutſchnationalen wenden ſich allerdings 
gegen einen Geiſt, der dem deutſchnationalen Geiſt wider⸗ 
ſpricht.“ Er hat zwar nicht geſagt „dem deutſchnationalen 
Geiſt widerſpricht“ aber er hat geſagt „der unſerm Geiſt 
widerſpricht“. Ich kann es durchaus verſtehen, daß Sie 
ſich gegen einen Geiſt wenden, der dem deutſchnationalen 
widerſpricht. Sie werden es aber einer Mittelregierung 
nicht verdenken, wenn ſie auf einen politiſchen Poſten, einen 
anerkannt politiſchen Poſten, einen der ihrigen fegt. 

Sie wollen doch nicht behaupten, daß die Preſſeſtelle, 
die bisher beſtand, etwa nicht den Geiſt Ihrer Regierung 
in der Offentlichkeit zu verbreiten ſuchte. Ich will nur 
ein Streiflicht darauf werfen. Selbſtverſtändlich iſt, daß 
eine Senatspreſſeſtelle ſich ſelbſt informiert, wenn ſie die 
Welt informieren will. Ich kann Ihnen verraten, daß 
außer deutſchnationalen Zeitungen in der Preſſeſtelle keine 
anderen Zeitungen gehalten wurden. Keine „Tägliche 
Rundſchau“, kein „Berliner Tageblatt“, kein „Vorwärts“, 
dine „Germania“, keine derartige Zeitung wurde geleſen. 
kur eine einzige „Voſſiſche Zeitung“ war da, die man um- 
ſonſt bekan, man konnte ſie nicht gut zurückweiſen. Das 
war der Geiſt, der bisher in der Preſſeſtelle geherrſcht hat. 


Nun ſchloß Herr Abg. Falkenberg ſeine Ausführungen mit (0) 


den Worten, daß Sie einen Geilt bekämpfen werden, der 
dem Geiſt widerſpricht, der von der Preſſeſtelle bisher ver- 
breitet wurde. Ich weiß nicht, wo da die Logik ſein ſoll. 

M. D. u. H. Sie haben ferner die Preſſe ſelbſt gegen 
Herrn Dr. Wagner ausſpielen wollen. Ich möchte da auch 
Herrn Abg. Hohnfeldt antworten. Soweit ich informiert 
bin, ſind die rein ſachlichen Differenzen, wie ich auch im 
Namen einiger Herren der Preſſe erfläven darf, ſo gut wie 
überwunden. Es darf nicht befürchtet werden, daß die 
öffentliche Information unter dieſem fachlichen Gegenſatz 
leiden wird. Soweit ich Herrn Dr. Wagner kenne, iſt er 
der Mann dazu, ſolche ſachlichen Gegenſätze auszugleichen. 
Ich bin davon überzeugt, daß er binnen kurzem gut in der 
Lage ſein wird, mit der Preſſe zu arbeiten, vielleicht beſſer 
als bisher. 

M. D. u. H.] Ich möchte Ihnen nicht eine Lifte von 
Beamten verleſen, ich bin nicht ſo gehäſſig, von denen wir 
wiſſen, daß es fih um deutſchnationale Parteimitglieder 
handelt. Ich erinnere Sie an die Offiziersecke in der Zoll⸗ 
verwaltung, ich erinnnere Sie an einige Regierungsräte, die 
deutſchnationale Vorſtandsmitglieder ſind, und die man in 
die Steuerverwaltung geſteckt hat, ich erinnere Sie an ver⸗ 
ſchiedene Herren, die in der allgemeinen Verwaltung ſind, 
von denen man ganz offen ſagt, ſie ſeien Korpsbrüder eini⸗ 
ger Herren der Regierung oder ſtänden mit ihnen ſonſt in 
näheren Beziehungen (Zwiſchenrufe rechts und links.) Das 
pfeifen alle Spatzen von den Dächern. Wir haben das 
bisher nicht öffentlich behandelt. Wir müſſen uns aber 
ſehr wundern, daß Sie angeſichts dieſer Tatſachen, die Sie 
nicht verſchweigen können, über die Beſetzung der Preſſe⸗ 
ſtelle durch Herrn Dr. Wagner auch nur den Mund auf⸗ 
machen. Ich kann Ihnen nur zurufen: Wer im Glas⸗ 
haus ſitzt, ſoll nicht mit Steinen werfen. (Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Bing. f 

Dr. Bing, Abgeordneter (S.P.D.): M. D. u. H.! Ich 
möchte von vornherein betonen, daß wir nicht in der Lage 
der Deutſchnationalen ſind, uns eventuell gegen den Vor⸗ 
wurf der Simonie verteidigen zu müſſen. Der Fall Wagner 
iſt überhaupt nicht mit der parteipolitiſchen Beſetzung von 
Beamtenſtellen durch Parteimitglieder zu vergleichen, ſon⸗ 
dern es iſt ein Sonderfall, der außerhalb aller ſonſtigen 
Anſtellungen liegt. Es handelt ſich, wie ſchon von mehre⸗ 
ren Rednern betont worden iſt, um eine rein politiſche 
Sache, die höchſtens von Herrn Abg. Falkenberg deswegen 
einer Kritik unterzogen werden konnte, weil ſie ihm partei⸗ 
politiſch nicht angenehm war. Im Prinzip gibt er doch 
ſicher die Notwendigkeit der Beſetzung einer ſolchen Stelle 
zu. Daß es parteipolitiſch richtig war, dieſe Stelle mit 
einem Vertrauensmann der Regierung zu beſetzen, hätte 
Herr Falkenberg zugeben müſſen, wenn er ſich einmal um 
die ausländiſche Preſſe gekümmert hätte. Er hat hier an⸗ 
geführt, daß der alte Senat die ausländiſche Pveſſe infor⸗ 
miert hat, natürlich in der Politik des alten Senats. Worin 


beſtand dieſe? a) In der grundſätzlichen Gegnerſchaft gegen 


den Verſailler Vertrag. b) In der grundſätzlichen Beto- 
nung der Gegnerſchaft gegen Polen. Das ſind zwei Sachen, 
die nicht ohne Schädigung des Anſehens Danzigs in Polen 
durchgeführt werden können, und die wiederholt dazu ge⸗ 
führt haben, daß der „Matin“ ... (Ausgerechnet! rechts.) 
Darauf kommt es nicht an, es handelt ſich um die Preſſe⸗ 
ſtelle. Es handelt ſich darum, das Ausland richtig zu in⸗ 
formieren und nicht falſch. (Zwiſchenrufe rechts und links. 
— Abg. Dr. Ziehm: Der „Matin“ wird keine Auffätze von 
Dr. Wagner nehmen.) Der „Matin“ wird ſich beeinfluſſen 
laſſen und jedenfalls nicht in ſo falſcher Richtung wie bis⸗ 
her, wo er dauernd darauf hingewieſen hat, daß das ganze 
Beamtenheer in Danzig nichts weiter als eine Filiale der 
ſchwarzen Reichswehr ſei. (Abg. Dr. Ziehm: Das haben 
Sie wohl erzählt! — Unruhe.) Dieſer ſchmutzige Zwiſchen⸗ 
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ruf iſt wirklich überflüſſig. — Es iſt ſicher der Fall, daß 
unſere Streitigkeiten in Genf zum Teil deswegen ſo ſchlecht 
ausgelaufen ſind, weil man dieſes ewige durch die deutſch⸗ 
nationale Regierung inaugurierte Vorgehen gegen den 
Tatbeſtand des Verſailler Friedensvertrages nicht mehr 
anhören wollte. Es hat nicht der litauiſche Geſandte bei 
den Danziger Verhandlungen mit der Fauſt auf den Tiſch 
geſchlagen, ſondern Chamberlain. Er hat geſagt: „Nun 
wollen wir endlich einmal bei den Tatſachen des Verſailler 
Friedensvertrages bleiben“, als wieder und wieder die 
Frage der Danziger Souveränität in Genf von unſern 
Vertretern zur Sprache gebracht wurde. Aber die Leute 
ſind ja nicht genügend informiert worden. Auch der Skan⸗ 
dal zwiſchen Muſſolini und Streſemann iſt nur mangels 
einer ungenügenden Information der deutſchen Preſſeſtelle 
entſtanden. Die ganze Sache wäre nicht zu einer derarti⸗ 
gen Blamage für Streſemann verlaufen, wenn die Preſſe 
des ganzen Deutſchen Reiches richtig informiert hätte. (Die 
deutſchnationalen Abgeordneten verlaſſen den Saal. — 
Raus! links.) Tauſende von deutſchen Minderheiten in 
Tirol haben ſich an das Auswärtige Amt in Berlin ge⸗ 
wandt und haben ſich über die Information der deutſchen 
Preſſe beklagt. Es handelt ſich um die Frage, ob die Preſſe 
den notwendigen Takt hat, die Linke ſo zu behandeln, wie 
ſie behandelt werden muß. Deswegen iſt natürlich auch die 
Entſchließung des Verbandes Danziger Preſſe bezügl. der 
Beſetzung des Poſtens vollkommen hinfällig. Es Handelt fih 
nicht um einen Journaliſten, ſondern um einen Diplo⸗ 
maten, um eine Perſon, die mit dem notwendigen Takt 
und der nötigen Sachkenntnis politiſche Dinge behandeln 
ſoll, nicht vom Standpunkt irgend einer engen Partei⸗ 
politik aus. Es kann den Deutſchnationalen wirklich nicht 
darauf ankommen, in dieſem Zuſammenhange unter die 
Naſe gerieben zu bekommen, daß Herr Dr. Ziehm Staats⸗ 
rat wurde, ohne ſeine Tätigkeit auszuüben, Herr Dr. Bumke 
Landgerichtsdirektor, Herr Bürgerle ebenſo, Herr Philip⸗ 
jen ... (Unruhe rechts.) Dann haben Sie Herrn Hoppen- 
rath angeſtellt. Das kann ihnen doch nicht angenehm ſein, 
wenn die Offentlichkeit all die Namen erfährt. Warum 
ſtellen die Deutſchnationalen die Anfvage? Die Sache hat 
ganz andere Gründe. Die Anfrage ſoll ein Angſtmachen 
bedeuten, weil ſich die Regierung der Mittelparteien eini⸗ 
germaßen ficher fühlt. Deshalb der Donquichote-Galopp 
des Herrn Fallenberg bezüglich des Artikels in der „Volks⸗ 
ſtimme“. Da ſteht: i 
Es wird ferner notwendig fein, daß die vorhan⸗ 
dene Literatur über Danzig einer ſorgfältigen Durch⸗ 
ſicht und Überarbeitung unterzogen wird. Denn was 
bisher auf di ſem Gebiete geleiſtet worden iſt, iſt nicht 
gerade erhebend. Wohl gibt es einige Heftchen, die 
über Geſchichte und Verfaſſung Danzigs das Not⸗ 


wendigſte bringen, aber man findet häufig in dieſen 


Broſchüren eine gänzlich überflüſſige Polemik, die uns 
bei Ausländern, für die fie ja beſtimmt iſt, ſicherlich 
wenig nützt, häufig aber durch ungeſchickte Form den 
1 der Parteilichkeit erweckt und uns dadurch 
0 et. 

Alſo von Geſchichtsforſchung, von Schäfern, von Dietrich 
Schäfer und Giftmiſchern iſt nicht die Rede. Ich verſtehe 
gar nicht den Aufwand. Die paar harmloſen Zeilen richten 
ſich gegen die kleinen Broſchüren, die in der Welt herum⸗ 
kurſieren und die nicht authentiſch find. Daß man ſich Hier- 
herſtellt und ſagt, daß die Geſchichtsforſchung objektiv und 
unangreifbar fei, as ſoll ein Mann, der wie der Sprecher 
ſelbſt wiſſenſchaftlich tätig iſt, doch wirklich nicht hier öffent⸗ 
lich verkünden. Werden nicht Gelehrte, wie der Geſchichts⸗ 
forſcher Ludendorff oder der Geſchichtsforſcher Reventlow, 
ebenſo die Objeltivität für ſich in Anſpruch nehmen wie 

ulaire oder Wuri t oder Lamprecht oder Marx oder fon- 
Kine Geſchichtsſchreiber, die die Geſchichte von irgendeinem, 
anderen Standpunkt verlaufen ſehen. Wie man derartig 
auf die Gehirne der Zuhörer wirken will, iſt mir nicht klar, 
das verſtehe ich insßeſondere nicht von einem Mann der 


Wiſſenſchaft. Es ſind Gründe, die an den Haaren herbei⸗ 0 


geholt ſind und nichts damit zu tun haben. 

Die Rechtfertigung der Anſtellung des Herrn Dr. 
Wagner braucht abſolut nicht nach der negativen Seite ge⸗ 
ſucht zu werden. Das heißt, es ſoll nicht geſagt werden, 
daß die Deutſchnationalen irgendwie die Herren Bürgele, 
Dr. Bumke, Dr. Ziehm, Brodomffi bevorzugt haben. Wir 
haben Herrn Dr. Wagner die Leitung der Preſſeſtelle über⸗ 
geben, da wir Sozialdemokraten es für die Pflicht einer 
ſelbſtbewußten politiſchen Regierung halten, ein Sprach⸗ 
rohr der öffentlichen Meinung zu ſchaffen, wie es ihr fehlt 
und wie es ihrem Selbſtbewußtſein und ihrer Kraft zu⸗ 
kommt. Das nicht zu ſagen und nicht zu tun, wäre ein Zu⸗ 
rückweichen. 

Es iſt noch ein Punkt in Ihrer Anfrage, der außer⸗ 
ordentlich wichtig iſt. Da ſteht unter Nr. 4, ob dem Senat 
bekannt ſei, daß genügend vorgebildete Beamte und Ange⸗ 
ſtellte vorhanden ſind, ein derartiges Amt auszuüben. Das 
heißt unter den deutſchnationalen Beamten; denn die ande⸗ 
ren Beamten müſſen ſich unter den Schutz der Abgeordne⸗ 
tenimmunität begeben, damit ſie leben können. Glauben 
Sie, daß es hier Beamte gibt, die objektiv ſein können? 
(Hört, hört!) An ſich ſollte ja der Beamte unpolitiſch und 
objektiv ſein. Das wäre ein idealer Beamter, zu dem man 
Vertrauen haben könnte. Aber dies Beamtentum gibt es 
nicht mehr, ſeit es preußiſche Korps und entſprechende 
wiſſenſchaftliche Verbindungen gibt, aus denen nach Mei⸗ 
nung der Frau Abg. Grundmann die begabten Kinder her⸗ 
vorgehen (Heiterkeit und Bravo! links), die dann auf dem 
Wege über die höhere Schule durch das Korps mit genü⸗ 
gend Bier und genügendem wiſſenſchaftlichen Einfluß die 
notwendigen Poſten ergattern. 

Alſo die Vorausſetzung, daß genügend Beamte da 
ſind, um eine der jetzigen politiſchen Richtung des Senats 
entſprechende Meinung zu vertreten, ſtimmt nicht. Damit 
find auch alle anderen Forderungen hinfällig, die in dieſer ( 
Frage geſtellt werden. Hätten die Deutſchnationalen durch 
ihre Regierung das Beamtentum nicht derartig verdorben, 
jo wäre der Fall Wagner niemals aktuell geworden. (Sehr 
richtig! links.) Aber einer Beamtenſchaft, die ſich derartig 
durch Poſtenjägerei, Unbeliebtheit und Mißtrauen im Aus⸗ 
lande unmöglich macht, kann man nur allergrößtes Miß⸗ 
trauen entgegenbringen. (Abg. Dr. Wendt: Das wird ſich 
die Beamtenſchaft merken!) Das weiß die Beamtenſchaft, 
das brauche ich ihr gar nicht mehr zu ſagen. (Zuruf des 
Abg. Hohnfeldt.) Es iſt gar nicht notwendig, das der 
Offentlichkeit noch mitzuteilen (Abg. Dr. Wendt: Laſſen 
Sie fich von Hohnfeldt beraten!) Herr Abg. Hohnfeldt ift 
ein Ableger Ihres Baumes und nicht eine Frucht von 
uns. Er iſt kein Findling, wie Sie ſo viele in Ihren Kreiſen 
haben, die zufällig bei Ihnen Eingang gefunden haben, 
weil fie demſelben Korps angehörten, dasſelbe Bier ger 
trunken haben und denſelben Mangel an Begabung zeigten. 
(Bravo! links.) 


Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. Laſchewfki. 


Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die 
Kommuniſtiſche Fraktion hält die Beſetzung der Preſſeſtelle 
für überflüſſig. Man kann es nicht verantworten, daß man in 
einer Zeit, wo nur die unteren Beamten und Angeſtellten 
entlaſſen werden, noch Stellen ſchafft, die aus der 
Gruppe XI beſoldet werden. Der Herr Senatsvizepräſi⸗ 
dent hat eine Erklärung abgegeben, in der er ſagte, die An⸗ 
ſtellung wäre im Staatsintereſſe erfolgt. Wir ſehen darin 
nur folgendes: daß die Koalition durch die Anſtellung von 
Dr. Wagner eine Feſtigung ihrer Stellung vornimmt. Das 
iſt das Staatsintereſſe, wie wir es auffaſſen. Der Herr 
Senatsvizepräſident hat weiter erklärt: „Die Beſoldung 
erfolgt aus Erſparniſſen des Etats.“ Das iſt jonderbat. 
Wenn Anträge für Kleinrentner, Erwerbsloſe oder andere 
minderbemittelte Schichten vorliegen, dann wird immer 


(Laſchewſki, Abgeordneter.) 


(A) vom Senat erklärt, daß keine Mittel vorhanden find. Wenn 


aber ein Poſten mit einem Parteiangehörigen oder dem 
Mitglied einer befreundeten Partei beſetzt werden ſoll, dann 
ſind Mittel da. Man will damit die Koalition feſtigen. 
Das iſt der ganze Sinn dieſer Maßnahme, indem man 
einen prominenten Führer der Deutſchen Partei auf dieſen 
Poſten geſetzt hat. 

Die Deutſchnationalen, beſonders Herr Falkenberg, 
ſprachen hier viel von der Beſetzung nach parteipolitiſchen 
Grundſätzen. Da muß ich den Deutſchnationalen ſagen, 
nichts kann demagogiſcher fein, als wenn Sie hier eine Der- 
artige Sprache führen. Weſſen Geiſt beherrſcht heute die 
Verwaltung? Trotz Koalitionsregierung und trotz der 
Einſtellung während der ganzen Jahre nach dem Krieg 
haben wir hier den Geiſt der Deutſchnationalen und der 
Faſchiſten. Die ganze obere Beamtenſchaft iſt deutſch⸗ 
national und faſchiſtiſch. Deshalb darf ja in der Verwal⸗ 
tung kein anderer Ton durchdringen. Wagt es einmal 
jemand, ſo werden ihm von den oberen Beamten Knüppel 
zwiſchen die Beine geworfen oder man findet Wege, den 
Mann abzuſchieben. Weshalb ſind heute die unteren Be⸗ 
amten und die Angeſtellten Anhänger der Deutſchnatio⸗ 
nalen Partei? Nicht aus Überzeugung, ſondern weil fie 
dazu gezwungen ſind. Die ganze obere Beamtenſchaft iſt 
nur parteiiſch zuſammengeſetzt. Heute machen die Koali⸗ 
tionsparteien das Gleiche. Wie Sie aber, meine Herren 
Deutſchnationalen, in der Regierung waren, haben Sie 
es erſtklaſſig verſtanden, die ganze Verwaltung, die oberen 
Beamtenſtellen, mit Deutſchnationalen zu beſetzen. Sie 
ſind die Totengräber des Danziger Freiſtaats (Sehr 
richtig! links), weil Sie den Verwaltungsapparat mit 50 
Prozent deutſchnationalen, oberen Beamten beſetzt haben. 
(Sehr gut! links.) 

Da ſtellen Sie ſich hin und führen heute eine ſolche 
Sprache wegen der Beſetzung dieſer einen Stelle. Sie 
haben kein Recht dazu, ſo zu reden, weil Sie mit gutem 
Beiſpiel vorangegangen ſind. Ich ſagte vorhin, daß wir 
die Beſetzung der Stelle ablehnen, weil das gegenüber den 
vielen Entlaſſungen der unteren Beamten und Angeſtellten 
nicht zu verantworten iſt. Es wäre die Möglichkeit ge⸗ 
weſen, aus den Kreiſen der Beamten und Angeſtellten einen 
Mann zu nehmen, der Ihre Auffaſſung in dieſer Frage 
vertreten hätte. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Präſident: Das Wort hat der Abg. Dr. Ziehm. 


Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Wir 
haben dieſe Große Anfrage nicht eingebracht, um gegen die 
Perſon desjenigen, der dieſe Stelle erhalten hat, irgendeine 
Attacke zu reiten, ſondern deshalb, weil wir dieſe Stelle 
an ſich nicht für notwendig halten. Ich glaube, daß wir 
hierin mit dem weit überwiegenden Teil der Danziger Be⸗ 
völkerung übereinſtimmen. Ich habe mich aber zum Wort 
gemeldet, weil ich namens meiner Fraktion zu einem Vor⸗ 
wurf Stellung nehmen muß, der gegen meine Fraktion ge⸗ 
richtet worden iſt und der dahin geht, daß wir, als wir in 
der Regierung waren, unſere Stellung dazu mißbraucht 
hätten, um aus parteipolitiſchen Gründen ... (Abg. 
Kloßowſki: Das weiß jedes Kind in Danzig. Wiſſen Sie 
das nicht? Sie waren doch der Schieber! — Unruhe links.) 
tat Präſident: Ich bitte doch ſolche Ausdrücke zu unter- 
qen. >» > 
Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Dieſer Vorwurf 
iſt völlig unberechtigt; ich werde es beweiſen. Die weit 
überwiegende Zahl der Beamtenſtellen iſt in der erſten Zeit 
des Beſtehens der Regierung beſetzt worden. Das iſt natür⸗ 
lich. Damals waren außer uns und dem Zentrum auch die 
Liberalen in der Regierung. Mir ift fein Fall bekannt, 
im dem gegen die Beſetzung irgendeiner Stelle von irgend⸗ 
einem Mitglied des Senats, ſei es einem hauptamtlichen 
oder einem parlamentariſchen Mitglied, Widerſpruch er⸗ 
hoben worden iſt, weil eine Beſetzung aus parteipolitiſchen 
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Gründen erfolgt wäre. (Ahnungsvoller Engel! links) Der (0) 


alte Senat hat ſehr ſorgfältig und ſehr objektiv die Be⸗ 
ſetzung der Stellen vorgenommen, und zwar lediglich aus 
dem Geſichtspunkt, ob die betreffenden Perſonen für die 
Stellen nach Vor⸗ und Ausbildung, nach Begabung und per⸗ 
ſönlicher Befähigung geeignet waren. M. D. u. H.! Wenn 
hier davon geſprochen worden iſt — es iſt das auch eine 
der üblichen Übertreibungen — die Deutſchnationalen 
wären ſchuld an dem von der Verwaltung überfreſſenen 
Staat — ſo ähnlich drückte ſich einer der Herren Vorredner 
aus —, ſo würde ſich dieſer Vorwurf nicht gegen meine 
Fraktion, ſondern gegen den Geſamtſenat und gegen alle 
im Senat vertretenen Parteien richten. Der Vorwurf iſt 
zwar oft erhoben worden, aber völlig abwegig. 

Sodann ſind hier zwei beſondere Namen genannt wor⸗ 
den, einmal Herr Muhl als Chef der Kriminalpolizei und 
dann Herr Burandt als Hauptmann der Schutzpolizei. Zu 
dem Fall Muhl möchte ich folgendes jagen: Herr Muht 
hat ſich ſelbſt um die Stelle nicht beworben. (Abg. Klo⸗ 
ßowſki: Nein, das braucht er gar nicht, das machen Sie 
ſchon! — Wie iſt es mit dem Fall Ziehm? links.) Die 
Stelle iſt eingerichtet worden, weil die Aufgaben der Kri⸗ 
minalpolizei in einem ganz gewaltigen Umfang geſtiegen 
ſind. Es ſind zum großen Teil Aufgaben von der Staats⸗ 
anwaltſchaft auf die Kriminalpolizei übergegangen. Die 
Ermittlungen erfolgen heute in weit größerem Maße als 
bisher durch die Polizei anſtatt durch die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft. Hier hat keine Vermehrung der Stellen ſtattgefun⸗ 
den, ſondern nur ein Wechſel, indem ein Herr von der 
Staatsanwaltſchaft nach der Polizei hinübergeführt wor⸗ 
den iſt. Dieſe Einrichtung, die übrigens dem preußiſchen 
Muſter nachgebildet iſt, hat ſich außerordentlich gut be⸗ 
währt. Wir ſind Herrn Muhl zu Dank verpflichtet, daß 
er ſich für dieſe wichtige Stelle zur Verfügung geſtellt hat. 
(Sehr richtig! rechts.) Dann iſt hier Herr Hauptmann 
Burandt genannt worden. Dieſer wurde ausgewählt, weil 
er die nötige Vorbildung und Eignung hat. (Was macht der 
Hauptmann Burandt, jagen Sie das doch einmal! links.) 
Soweit können wir allerdings in unſerer Selbſtverleug⸗ 
nung nicht gehen, daß wir Beamte deswegen ablehnen, 
weil ſie ſich zur Deutſchnationalen Partei bekennen. Das 


können Sie nicht verlangen. Es handelt ſich bei der Be⸗ 


ſetzung auch dieſer beiden Poſten durchaus um Beamte, 
welche ihrer Stellung gewachſen und welche dafür geeignet 
ſind. Es handelt ſich um Stellen, die nicht entbehrt werden 
können und die notwendig ſind. (Wie war es mit dem 
Fall Ziehm! links.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 


Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich habe ſachlich zur Großen Anfrage ſebſt recht wenig mehr 
zu ſagen. Wenn ich vorhin den Deutſchnationalen zu⸗ 
gerufen habe, ſie ſollten die Oppoſition beginnen, wenn 
Material von der jetzigen Regierung vorläge, das Urſache 
zum Vorgehen gegen dieſe Regierung bietet, ſo muß ich 
ſagen: jetzt hatten Sie eine Möglichkeit, vorzugehen, näm⸗ 
lich nach der Rede des Herrn Abg. Dr. Bing. Das hätte 
Herr Dr. Ziehm jetzt ſchon machen können. Es iſt eine 
Unſchicklichkeit nicht nur der Regierung, ſondern ſpeziell 
einer Regierungspartei, einen Juden als Vertreter der 
Danziger Außenpolitik hinzuſtellen. Da hätten Sie mit 
Recht einſetzen können. Den Mut dazu haben Sie nicht 
gehabt, ebenſo wenig wie die Herren, die bei Ihnen ſitzen 
und Korpsſtudenten ſind, den Mut haben, ihre Korps zu 
verteidigen. Ich erinnere daran, daß gerade ein Korps⸗ 
ſtudent, nämlich Bismarck, es war, der Deutſchland groß 
gemacht hat. Es iſt traurig, daß hier Korpsſtudenten ſind, 


die ſich nicht verteidigen. Ich tue das, obwohl ich es nicht. 


mehr bin. (Abg. Spill: Haben wir hier Juden oder Ab- 
geordnete, Herr Präſident? ) 

Präſident: Ich muß es rügen, daß die Bekenntniſſe 
der Abgeordneten in die Debatte hineingezogen werden. 
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(Präſident.) 


A) (Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) Das Wort hat der ſtellver⸗ 


tretende Präſident des Senats, pa 


Gehl, ſtellvertretender Präſident des Senats: M. D. 
u. H.! Ich habe vorhin die Aufgabe gehabt, im Namen des 
Senats die Große Anfrage Nr. 50 des Abg. Guttzeit zu 
beantworten. Geſtatten Sie mir jetzt einige perſönliche 
Bemerkungen zu dieſer Angelegenheit. Ich möchte zunächſt 
feſtſtellen, daß der Herr Abg. Dr. Bing meiner Auffaſſung 
nach in der Beurteilung des Berufsbeamtentums weit über 
das Ziel hinausgeſchoſſen ift: (Sehr richtig!) Wie die 
Regierungskoalition zu dem Berufsbeamtentum ſteht, haben 
wir in unſerer Regierungserklärung zum Ausdruck gebracht. 
Daran hat ſich nichts geändert. Wir wollen niemand ſeine 
politiſche Überzeugung nehmen und nicht auf ihn einwirken, 
daß er eine andere politiſche Überzeugung vertreten ſoll. 
Das fällt uns gar nicht ein. Aber, m. D. u. H., es kann 
uns niemand verdenken, daß wir darauf bedacht ſind, daß 
die Preſſeſtelle des Senats mit einem Mann beſetzt wird, 
von dem wir wiſſen und annehmen müſſen, daß er die 
Politik der Regierung nach außenhin vertritt. (Sehr 
richtig! links.) : ae 
Beurteilen Sie die von mir eben gemachten Bemer- 
kungen gerecht, ſo werden Sie finden, daß die Regierungs⸗ 
koalition, die eine andere außenpolitiſche Linie gezogen hat, 
als die frühere Regierung, mit der Anſtellung eines Ver- 
trauensmannes richtig gehandelt hat. M. H. von den 
Deutſchnationalen, was würden Sie getan haben, wenn, 
nehmen wir einmal an, was theoretiſch ſchließlich möglich 
iſt, die Preſſeſtelle bisher mit einem Kommuniſten beſetzt 
geweſen wäre und Sie in die Regierung eingetreten wären? 
(Zuruf des Abg. Schwegmann!) Die Kommuniſten be⸗ 
wegen ſich nicht außerhalb der Staatsordnung, ſie ſind hier 
im Volkstag und arbeiten an den Geſetzen mit. Ich glaube, 
Herr Abg. Dr. Ziehm, Sie hätten ſehr ſchnell Remedur ge⸗ 
ſchaffen und einen Mann hineingeſetzt, von dem Sie 


wußten, daß er Ihre Politik vertritt. Etwas anderes 


haben wir nicht getan. ; 

Wenn wir das der Öffentlichkeit jagen, wird fte das 
verſtehen. Und in dieſem Fall begrüße ich es, daß Sie Ihre 
Große Anfrage geſtellt haben, damit man Gelegenheit hat, 
zu der Öffentlichkeit in dieſem Sinne zu reden. Damit 
habe ich eigentlich alle Fragen, die der Interpellant Herr 
Abg. Falkenberg geſtellt hatte, beantwortet. Aber ich habe 


: doch noch einiges zu dieſer Angelegenheit zu ſagen. Herr 


Falkenberg ſagte eingangs ſeiner erſten Rede, wegen der 
Mangelhaftigkeit der Antwort auf die Kleine Anfrage habe 
ſich die Deutſchnationale Fraktion veranlaßt gefühlt, die 
Große Anfrage einzubringen. Das ſtimmt nicht, bitte 
leſen Sie die Große Anfrage. (Zurufe rechts.) „Der 
Senat hat dieſe Anfrage nicht beantwortet, inzwiſchen iſt 
aber die Beſetzung der Stelle öffentlich bekannt geworden: 
Indem wir die Kleine Anfrage vom 26. Januar 1926, 
welche nicht beantwortet iſt, zurückziehen, fragen wir uſw.“ 
Nach dieſem Wortlaut Ihrer Großen Anfrage ſoll der 
Senat keine Antwort erteilt haben. Die Antwort des 
Senats findet aber Herr Abg. Falkenberg recht mangelhaft. 
Das iſt ein Widerſpruch. Da ſage ich: „Erkläre mir, Graf 
Orindur, dieſen Zwieſpalt der Natur.“ Abg. Schweg⸗ 
mann: Leſen Sie doch das zweite Schreiben vor, da iſt 
noch ein zweites Schreiben vorhanden!) Das habe ich nicht, 
das fenne ich nicht. (Aha! rechts.) M. H.! Zeigen Sie 
es mir, dann werde ich dazu Stellung nehmen. Ich habe 
auch keins im Senat zu ſehen bekommen. Wenn ich von 
keinen Schreiben weiß, kann ich nicht dazu Stellung nehmen. 
M. D. u. H.! Es iſt dann gefragt worden, ob die 
jetzige Zeit geeignet ſei, eine neue Stelle zu ſchaffen. Dieſe 
Frage habe ich ſchon vorhin beantwortet. Wenn die Stelle 
aus den vorhin angeführten Gründen notwendig iſt, muß 
die Beſetzung auch in dieſer Zeit erfolgen. Das kann ja 
gar nicht anders ſein. Herr Abg. Falkenberg ſagte, es fei 
die Beamtenſperre eingetreten und deshalb dürfte die Be⸗ 


d k 


ſetzung nicht erfolgen. Gewiß iſt die Sperre beſchloſſen. 00 


Wir wollen ſie auch unnachſichtlich aufrecht erhalten, ſoweit 
nicht unter gewiſſen Umſtänden eine Durchbrechung not- 
wendig wird, Beiſpielsweiſe, wenn ein Lehrer ſtirbt, müßte 
wohl die Lücke ausgefüllt werden. Die Kinder müſſen 
unterrichtet werden, das iſt ſelbſtverſtändlich. In dieſem 
Falle wird wahrſcheinlich die Sperre nicht aufrechterhalten 
werden können. Es heißt aber in der betreffenden Ver⸗ 
fügung, daß der Senat berechtigt ift, Ausnahmen zu machen, 
Warum alſo der große Lärm! Es wird geſagt, der Ver⸗ 
band der Preſſe wolle keine neue Stelle haben. M. D. u. H.! 
Das ſtimmt auch nicht. Ich habe die Entſchließung des 
Verbandes der Preſſe hier. Ich will Ihnen einen Satz 
daraus vorleſen: 
„„um eine Stelle zu ſchaffen, die unter der Leitung 
eines Preſſefachmanns ſteht und die Aufgabe hat, 
direkt mit den einzelnen Behörden, mit dem Senat 
ſelbſt und mit der Preſſe zu arbeiten, das heißt, ſowohr 
mit den Redaktionen der hieſigen Tageszeitungen wie 
auch der auswärtigen Tageszeitungen in Füh⸗ 
lung zu bleiben. Der Verband der Preſſe erwartet 
eine Beachtung dieſer Anregung. Wenn keine Be⸗ 
achtung eintritt, ſo iſt die Preſſe nur ſchwer in der 
Lage, die Verantwortung dafür zu tragen, daß die 
Intereſſen des Staates in der Öffentlichkeit gewahrt 
werden. Den Ausbau der Stelle muß der Verband 
dem Senat überlaſſen. 
Auch in dem letzten Schreiben, das vom 13. Januar datiert, 
das der Verband der Preſſe auf ein Schreiben des Senats⸗ 
präſidenten als Antwort gegeben hat, ſteht etwas von der 
Neubeſetzung der Preſſeſtelle. Ich könnte es auch vorleſen, 
aber es geht zu weit. (Abg. Schwegmann: Leſen Sie doch 
das Schreiben vom 31. Januar vor!) Davon habe ich 
keine Mitteilung. (Abg. Schwegmann: Es iſt eigentümlich, 
daß das immer fehlt!) Vielleicht unterhalten wir uns ein⸗ 
mal darüber, vielleicht kommt auch die Zeit, daß ich Ihnen 
ſage, weshalb ich dieſes Schreiben nicht habe. (Sehr gut! 
links.) Die Zeit kommt ſicher. Í ; 
Herr Abg. Falkenberg hat hier zum Ausdruck gebracht, ( 
daß die Preſſeſtelle einen Geiſt verbreiten werde, der ſeinem 
Geiſt direkt widerſpricht. Er meinte den Geiſt, den die 
Deutſchnationale Fraktion pflegt und verbreitet. M. D. 
u. H.! Der Geiſt, der jetzt in außenpolitiſcher Beziehung die 
Koalition beherrſcht, iſt ein anderer, als der von Ihnen 
propagierte nationaliſtiſche Geiſt, das wiſſen Sie genau ſo 
gut wie ich. Weil wir nicht wollen, daß der nationaliſtiſche 
Geiſt im Auslande und hier weiter verbreitet wird, daher 
die neue Beſetzung der Preſſeſtelle mit Herrn Dr. Wagner. 
(Sehr gut! links.) Wir ſind der Meinung, daß Herr Dr. 
Wagner den Beweis bringen wird, daß er der geeignete 
Mann für dieſe Preſſeſtelle iſt. Wir haben dieſe eine Stelle 
mit einem Vertreter der Koalitionsparteien beſetzt, nur dieſe 
eine Stelle (Sehr gut! links), und Sie machen ſofort einen 
ſehr großen Lärm. Ich hätte Sie, m. D. u. H. von der 
Deutſchnationalen Fraktion nicht für ſo kleinlich gehalten, 
wie Ihre Agitation es jetzt beweiſt. In dem Augenblick, 
wo der Hohe Kommiſſar des Völkerbundes nach Danzig 
kommt und ſeine Tätigkeit aufnimmt, haben Sie nichts 
anderes zu tun, als dem Senat eine derartige Interpella⸗ 
tion an den Hals zu bringen. Wie das wirken wird, kön⸗ 
nen Sie ſich ſelbſt ausmalen. Ich glaube, wir haben 
andere Dinge nötiger zu beſprechen als dieſe Kleinlich⸗ 
keiten. (Lebhaftes Bravo! links.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Schwegmann. 


Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H. 
Durch meine Zwiſchenrufe habe ich vorhin ſchon meiner 


Verwunderung darüber Ausdruck gegeben, daß der Herr 


Vizepräſident des Senats nicht einen wichtigen. (Lauter, 
lauter! — Zwiſchenrufe und Unruhe) $ 
i Präſident: Ich bitte, doch die Zwiſchenrufe zu unter 
aſſen. RN APES 5 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich habe vor“ 
hin ſchon meiner Verwunderung darüber Ausdruck ge⸗ 


(Schwegmann, Abgeordneter.) 


(A) geben, daß der Vizepräsident des Senats wichtige Schrift⸗ 


ſtücke nicht hat. Zunächſt hat er nicht das zweite Schreiben, 
das von unſerer Fraktion an den Volkstag gerichtet iſt. 
(Zwiſchenrufe links.) Das iſt das Schreiben, das in Betracht 
kommt. Darin iſt ausdrücklich geſagt worden, daß uns die 
Antwort des Senats nicht genügt, und daß wir infolge⸗ 
deſſen die Große Anfrage aufvechterhalten. Die Sachlage 
war ſo: Als wir die Große Anfrage einbrachten, war uns 
die Antwort auf die Kleine Anfrage noch nicht bekannt. 
Wir haben die Große Anfrage an den Senat gerichtet, 
weil wir noch keine Antwort auf die Kleine Anfrage be⸗ 
kommen hatten. Dann lief die Antwort ein. Wir haben 
aber damals geſagt, daß wir unſere Große Anfrage auf⸗ 
rechterhalten, weil wir die Antwort des Senats auf die 
Kleine Anfrage nicht als genügend betrachtet haben. In⸗ 
folgedeſſen iſt richtig, was von unſerem Redner ausgeführt 
wurde. Ich bedauere, daß der Herr ſtellvertretende Präſi⸗ 
dent des Senats das Schriftſtück nicht in Händen hat. 

Ferner habe ich mich gewundert, daß er die Ent⸗ 
ſchließung des Verbandes der Danziger Preſſe vom 31. Ja⸗ 
nuar 1926 nicht hat. (Stellvertretender Präſident des 
Senats Gehl: Ich habe ſie wirklich nicht, Herr Schweg⸗ 
mann!) Die Entſchließung lautet: > 

Der Verband Danziger Preſſe bringt dem Senat 
zur Kenntnis, daß der Verband eine Neubeſetzung der 
Preſſeſtelle des Senats als verfrüht anſieht, ſolange 
die fachlichen Grundforderungen des Verbandes, wie 
ſie dem Senat mündlich und ſchriftlich dargelegt ſind, 
betreffs einer Neuorganiſation der Preſſeſtelle noch 
nicht erfüllt find. 2 ` 

Der Verband weiſt jede Verantwortung von ſich, 
wenn neue ſtaatliche Mittel für eine Preſſeſtelle auf⸗ 
gewendet werden, die nicht den Wünſchen und Bedürf⸗ 
niſſen der Preſſe entſpricht. 

(Hört, hört! rechts.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, 
die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen zu Punkt 4 
der Tagesordnung: j 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
Anderung des Geſetzes zur Bekämpfung der Woh⸗ 
nungsnot. (Wohnungsbaugeſetz.) — Urantrag des 
Abg. Raſchke und Fraktion. 

Druckſache Nr. 2150. Ich eröffne die Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Laſchewfki. 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die 
Kommuniſtiſche Fraktion hat einen Geſetzentwurf ein⸗ 
gebracht, wonach die Miete am 1. April ermäßigt werden 
ſoll. Als im vorigen Jahre die Miete zum 1. Januar auf 
90 Prozent und zum 1. April auf 100 Prozent feſtgeſetzt 
wude, geſchah dies aus zwei beſonderen Vorausſetzungen. 
Die erſte Vorausſetzung war, daß ſich die wirtſchaftliche 
Lage der Bevölkerung, beſonders der arbeitenden, beſſern 
würde. Zweitens war auch in Deutſchland beabſichtigt, vom 
1. April ab die Friedensmiete zu erheben. Das waren die 
Vorausſetzungen, von denen ſich der Ausſchuß leiten ließ, 
als er der Mieterhöhung zuſtimmte. Ich ſtelle jetzt feſt, 
daß beide Vorausſetzungen nicht eingetroffen ſind. Die 
wirtſchaftliche Lage der arbeitenden Bevölkerung hat ſich 
bis jetzt nicht gebeſſert, und es iſt auch keine Ausſicht 
vorhanden, daß ſie ſich vom 1. April ab, wo die hundert⸗ 
prozentige Miete erhoben werden ſoll, beſſern wird. Die 
arbeitende Bevölkerung verslendet im Gegenteil immer 
mehr. Die Verarmung iſt heute nicht nur bei den Klein⸗ 
rentnern zu finden, ſondern auch bei den kleinen Gewerbe⸗ 
treibenden und bei den kleinen Kaufleuten. Eine Gruppe 
hat höchſtens keinen Verluſt durch die Mieterhöhung, das 
find die Beamten. Sie erhalten mit der Feſtſetzung der 
Friedensmiete auch die volle Beſoldung. Andererſeits aber 


muß das Geld durch die Allgemeinheit aufgebracht werden, 


damit die Miete gezahlt werden kann. Sch Í i 

$ ie; g en kann. Ich ſagte vorhin 

zob "beide Vorausſetzungen nicht eingetreten find. In 
eutſchland hat die Sozialdemokratiſche Fraktion einen 


* 
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hatte, daß zum 1. April in allen Ländern die Friedens⸗ 
miete erhoben werden ſollte. Der Antrag ſah vor, daß man 
die Heraufſetzung der Miete auf 100 Prozent hinaus⸗ 
ſchieben ſollte. Dieſem Antrage ſchloß ſich die Zentrums⸗ 
fraktion an, ſoweit es ſich um die Zahlung der Friedens⸗ 
miete handelte. Seitdem iſt die wirtſchaftliche Not in 
Deutſchland und in Danzig weiter geſtiegen. Die Mieten 
können bis zum 1. Juli nicht erhöht werden. 

Wir zahlen hier in Danzig bereits viel höhere Mieten 
als in Deutſchland gezahlt werden. Die Miete in Preußen 
beträgt heute nur 84 Prozent. Ich möchte das gerade den 
Hausbeſitzern ſagen. In Hamburg beträgt die Miete 
85 Prozent, in Baden 86, in Sachſen und Bayern 
87 Prozent. Wir in Danzig zahlen heute ſchon 90 Prozent. 
(70 Prozent! rechts.) Es liegt ſchon der Geſetzentwurf vor, 
daß zum 1. April 100 Prozent gezahlt werden ſollen. 
(Abg. Bahl: Wir wollen die 10 Prozent zum April gar 
nicht haben!) Dies wollen wir durch unſeren Geſetzentwurf 
verändern. Der Antrag der Sozialdemokratie in Deutſch⸗ 
land war noch weitgehender und wollte noch nicht einmal 
zum 1. Juli die Friedensmiete haben. Die Zentrums⸗ 
fraktion im Reichstag betonte, daß bis zum 1. Juli die 
Miete nicht erhöht wird, weil die wirtſchaftliche Not ge⸗ 
ſtiegen iſt und aller Vorausſicht nach noch mehr ſteigen 
wird. Genau dieſelben Vorausſetzungen liegen hier in 
Danzig noch in viel ſchärferem Maße vor. (Sehr richtig!) 
Man ſoll nicht irgendwie denken, daß den Arbeitern durch 
die geplanten Notſtandsarbeiten, für die Hungerlöhne ge⸗ 
zahlt werden, etwas geholfen wird. Wenn es auch manchem 
Arbeiter gelingt, für acht Tage oder ein paar Wochen 
Arbeit zu erhalten, dann iſt er durch ſeine vorherige Er⸗ 
werbsloſigkeit ſoweit verſchuldet, daß er wirtſchaftlich fo- 
2 5 ne ift. Deswegen haben wir dieſen Antrag 
geſtellt. - 


Ich glaube nicht, daß jemand im Saale ift, der er- (DJ 


klären könnte, die Lebenshaltung der Danziger Bevölke⸗ 
rung ſei günſtiger als in Deutſchland. (Zwiſchenruf 
rechts.) Wenn Sie ſagen, die Löhne ſeien höher, ſo ſind 
Sie ſchlecht hierüber informiert. Gerade unſer kleines 
Fleckchen iſt für die Arbeiter beſonders ungünſtig. Die 
Arbeit iſt durch die engen Grenzen beſchränkt. In Deutſch⸗ 
land kann ſich der Arbeiter eher nach anderen Gebieten 
begeben, um dort Arbeit zu erhalten. Aus dieſen Gründen 
haben wir unſeren Geſetzentwurf eingebracht, damit erſtens 
die zehnprozentige Bauabgabe nicht gezahlt wird, zweitens 
die Mieten wieder auf 80 Prozent herabgeſetzt werden, 
weil die Verelendung größer geworden iſt und die Haus⸗ 
beſitzer für die 10 Prozent, die ſie am 1. Januar erhalten, 
doch keine Reparaturen machen. Wir beantragen, daß unſer 
Geſetzentwurf dem Siedlungsausſchuß überwieſen wird. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Mroczkowſti. 
Mroczkowſki, Abgeordneter (M. P.): Bereits am 
16. Dezember habe ich bei der letzten Beratung über die 
Neugeſtaltung der Miete zum Ausdruck gebracht und das 
hohe Haus gebeten, von einer Erhöhung der Mieten Ab⸗ 
ſtand zu nehmen und ſie für ſpäter zurückzuſtellen. Man 
iſt meinem Wunſche leider nicht gefolgt, ſondern beſchloß 
ſchleunigſt eine Erhöhung zum 1. Januar, gleichzeitig eine 
zweite Erhöhung mit dem 1. April. Alle Hinweiſe auf die 
wirtſchaftliche Lage Danzigs und auf die kommende Zeit 
nützten nichts. Ein Vergleich mit anderen Staaten des 
Deutſchen Reiches, wie ihn mein Herr Vorredner machte, 
hatte auch keine Wirkung. Man hat die Erhöhung vor⸗ 
eiligſt beſchloſſen. Heute können die Kreiſe, die von der 
Mieterhöhung betroffen ſind, die Erhöhung nicht zahlen. 
Selbſt die Regierungsparteien haben erkannt, daß man in 
dieſer Frage der Maſſe der Arbeitsloſen entgegenkommen 
muß, indem man die Arbeitsloſenunterſtützung um zehn 
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(Mroczkowſki, Abgeordneter.) 
Pfennig zu erhöhen beabſichtigte, damit dieſe Kreiſe die 
Miete bezahlen konnten. Der Senat hat das aber auf 
Grund ſeiner finanziellen Lage abgelehnt, ſo daß dieſe 
Kreiſe die Erhöhung doch nicht erhalten haben. Alſo man 
ſieht, daß nicht einmal die Möglichkeit beſtand, 10 Pfennige 
zu bewilligen, damit die Maſſen vor Exmiſſionen bewahrt 
blieben. Der Staat konnte ſelbſt nicht helfen. Ebenſowenig 
haben aber auch die Arbeitgeber der Mieterhöhung Reh- 
nung getragen. Ich möchte den Arbeitgeber ſehen, der 
ſagen kann, er habe ſeinen Arbeitern und Angeſtellten auf 
Grund der vom Volkstag beſchloſſenen Mieterhöhung einen 
Pfennig zugelegt, um dieſe Ausgaben auszugleichen. Ich 
habe das ſeinerzeit gleich bezweifelt. 

Es iſt ſo gekommen, wie wir es ſeinerzeit ſchon zum 
Ausdruck brachten. Ich bat Sie, Sie ſollten die Erhöhung 
bis zum 1. April zurückſtellen, weil man dann die Ver⸗ 
hältniſſe beſſer überſehen könnte. Man ſagte damals aber, 
die Hausbeſitzer befänden fich in ſolch einer großen Not, 
daß ſie die 10 Prozent am 1. Januar haben müßten. In 
was für einer Not ſich die Hausbeſitzer befinden, beweiſt 
der heutige ſchwunghafte Handel mit Grundſtücken. Es 
werden dabei Grundſtücke mit 18- und 20prozentiger Ver- 
zinſung angeprieſen. (Zuruf des Abg. Habel.) Die Grund⸗ 
ſtücke werden ſo angeboten, alſo müſſen doch die Einnahmen 
derartig groß ſein, daß ſich das Kapital in dieſer Höhe 


verzinſt. Wenn der Nachweis dafür nicht erbracht wird, 


ſo wird ſich kein Käufer finden, oder es iſt an ſich Vor⸗ 
ſpieglung falſcher Tatſachen. Dies tun heute alſo die 
Hausbeſitzer. Sie locken vielleicht Ausländer heran und 
ſpiegeln ihnen die hohe Verzinſung nur vor. Das iſt ja 
möglich, aber leider machen wir die Wahrnehmung, daß ſie 
in dieſer Form ihre Grundſtücke anbieten. Sehen Sie ſich 
den Haus⸗ und Grundbeſitzmarkt in den „Danziger Neueſten 
Nachrichten“ an, dann werden Sie dieſe Angaben finden. 

Daher erſcheint es nicht mehr als gerechtfertigt, daß 
der kommuniſtiſche Antrag noch einmal zur Beratung ge- 
ſtellt wird. Ich empfehle Ihnen auch, daß wir in eine 
Reviſion des Beſchluſſes vom 16. Dezember eintreten, und 
daß wir das wieder gutmachen, was damals bei dem 
ſchnellen Tempo verdorben wurde. Ich bitte das hohe Haus, 
die Druckſache Nr. 2150, den Antrag der Kommuniſtiſchen 
Fraktion, dem Siedlungsausſchuß zu überweiſen. 

Präſident: Es ift der Antrag geſtellt worden, den Ur- 
antrag Raſchke, Druckſache Nr. 2150, dem Siedlungs⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die für den Antrag ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt ab- 
gelehnt. (Aha, die Arbeitervertreter! bei den Kommuniſten.) 
Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

Antrag des Abg. Laſchewſki u. Fr. betreffend 
Bewilligung von Mitteln für die Abgebrannten in 
Brentau. 

Druckſache Nr. 2151. Das Wort zur Begründung hat der 
Herr Abg. Laſchewſki. 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): Die Kommuniſtiſche 
Fraktion hat Ihnen einen Antrag eingereicht, damit den 
elf Familien, die in Brentau abgebrannt find und ihr 
Hab und Gut verloren haben, geholfen wird. Es wird 
wohl vom Senat erklärt werden, daß das Sache der Kom⸗ 
munen wäre, daß die Gemeinde den Abgebrannten helfen 
tolle. Wir haben aber durch die Preſſe erfahren, wie die 
Gemeinde Brentau finanziell daſteht, daß ſie eine Zeitlang 
nicht einmal im Stande war, die Wohlfahrtsrenten zu 
zahlen. Wir verlangen vom Senat und vom Volkstag, 
daß für die Abgebrannten Mittel zur Verfügung geſtellt 
werden. Unſer Antrag will, daß für die 11 Familien 20 000 
Gulden gegeben werden ſollen und daß durch eine Kom⸗ 
miſſion, die von der Gemeindeverwaltung Brentau ge⸗ 
wählt wird, eine gerechte Verteilung nach Kinderzahl und 
Bedürfniſſen vorgenommen wird. Vor allem iſt hier aber 
ſchnelle Hilfe nötig. 5 : 
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Wir erſuchen daher den Volkstag, daß er ſich der Not 
der Abgebrannten annimmt und beantragen, daß dieſer An⸗ 
trag dem Sozialen Ausſchuß überwieſen wird. Sollte dieſer 
Antrag angenommen werden, müßte der Soziale Ausſchuß 
ſchnell zuſammentreten und darüber beraten. (Hauptaus⸗ 
ſchuß! rechts.) Wir können auch den Hauptausſchuß nehmen, 
es liegt uns nur daran, daß ſchnell geholfen wird. Den 
Leuten iſt alles verbrannt, die meiſten ſind arbeitslos. Sie 
befinden ſich in einer furchtbaren Notlage. Wir beantragen 
alſo, daß unſer Antrag dem Hauptausſchuß überwieſen 
wird und daß der Vorſitzende des Hauptausſchuſſes dieſen 
ſo ſchnell als möglich zuſammenberuft und unſeren Antrag 
auf die Tagesordnung ſetzt. (Bravo! links.) 

Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt worden, die 
Druckſache Nr. 2151 dem Hauptausſchuß zu überweiſen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dafür ſind, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
der Antrag iſt angenommen. Wir kommen zu Punkt 6 der 
Tagesordnung: 


Antrag des Abg. Robert Schmidt u. Fr. be⸗ 


treffend Vorlage eines Geſetzes als Erſatz für den 


vom Obergericht als verfaſſungswidrig erklärten 
8 9 des Aufwertungsgeſetzes. ; 


Druckſache Nr. 2156. Das Wort zur Begründung hat der 


Herr Abg. Robert Schmidt. 

Schmidt, Rob., Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. H.! 
Der Antrag bedarf keiner beſonderen Begründung. Er ſpricht 
für ſich ſelbſt. Er ſollte auch nur eine Anregung ſein, um den 
Senat zu veranlaſſen, möglichſt ſchnell für den als ver⸗ 
faſſungswidrig erklärten $ 9 desGeſetzes über den Ausgleich 
der Geldentwertung Erſatzbeſtimmungen vorzulegen, damit 
endlich Klarheit über das ganze Geſetz herbeigeführt wird. 
Es muß unbedingt ſchleunigſt die erfonderliche Rechts⸗ 
ſicherheit hergeſtellt werden, nachdem nunmehr elf Monate 
ſeit der Verkündung des Geſetzes verfloſſen ſind und nie⸗ 
mand weiß, was mit dem Auſwertungsgeſetz los iſt, welche 
Paragraphen gültig und welche ungültig ſind. Hat ſich doch 
inzwiſchen herausgeſtellt, daß vom Obergericht auch der § 6, 
Abſatz 2 für verfaſſungswidrig erklärt worden iſt. Man 
ſieht aus dieſer Tatſache, wie wichtig es iſt, daß die Geſetze 
nachgeprüft werden. Ich bin allerdings der Anſicht, daß 
man ſie vor der Verkündung prüfen ſollte, nachdem ſie im 
Hauptausſchuß gewiſſermaßen fertig durchberaten find. Wenn 
es hinterher geſchieht, bleibt die Unſicherheit, die man be⸗ 


ſeitigen will, monatelang beſtehen. Das iſt ein Zuſtand, 


den man wirklich nicht gutheißen kann. Unſer Antrag will 
den Senat erſuchen, ſchleunigſt die erforderlichen neuen Be⸗ 
ſtimmungen einzureichen. Soviel ich gehört habe, iſt er 
bereits mit dem Entwurf beſchäftigt. Es haben ſchon Er⸗ 
wägungen mit den Sparkaſſen darüber ſtattgefunden, wie 


man die Sache hinſichtlich der Sparkaſſenguthaben regeln 


ſoll. Der Senat wird jedenfalls die Gelegenheit benutzen, 
gleich den § 6,2, der die Stadtanleihen betrifft und 
der — wie erwähnt — auch als verfaſſungswidrig erklärt 
worden iſt, verfaſſungsmäßig zu regeln. Ich glaube, eine 
Überweiſung des Antrages an einen Ausschuß iſt nicht nötige 
ich bitte, ihn ſo anzunehmen. 


Präſident: Ich bringe den Antrag des Herrn Abg. 


Rob. Schmidt, Drucksache Nr. 2156, zur Abſtimmung und 


bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Der 
Antrag iſt angenommen. Wir kommen zu Punkt 7 der 
Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Körperſchaftſteuergeſetzes. 
Druckſache Nr. 2147 zu Nr. 2045. Bericht des Steuer⸗ 


ausſchuſſes. Der Bericht liegt vor. Ich eröffne die Aus“ 


ſprache zu § 1. Ich ſchließe fie, da Wortmeldunſſen nicht 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die § 1 der Druckſache Nr. 2045 anz 
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(Präſident.) 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, § 1 iſt angenommen. Ich darf wohl 
feſtſtellen, daß $ 2 ebenfalls angenommen ift. $ 3; an- 
genommen, § 4; angenommen, ebenſo die Unterüberſchrift 
„J. Steuerpflicht“; angenommen, § 5; angenommen, $ 6; 
angenommen, § 7; angenommen, § 8; angenommen, $ 9; 
angenommen; Unterüberſchrift „II. Einkommen und Ein⸗ 
kommensarten“; angenommen, § 10; angenommen, § 11; 
angenommen und die Unterüberſchrift „III. Steuertarif“; 
angenommen, $ 12; angenommen, $ 13; angenommen, 
§ 14, 8 15, § 16 und die Unterüberſchrift „IV. Verfahren, 
Entrichtung der Steuer, Steueranteile der Gemeinden und 
Gemeindeverbände, Strafvorſchriften und Übergangs- 
vorſchriften“; angenommen, § 17, 8 und die Unter⸗ 
überſchrift „V. Schlußvorſchrift“; angenommen, Geſamt⸗ 
überſchrift: „Körperſchaftſteuergeſetz“!; angenommen. (Abg. 
Fooken: Ich beantrage dritte Leſung! — Abg. Rahn: Ich 
widerſpreche, nur keine Galoppgeſetzgebung!) Gegen die 
dritte Leſung iſt Widerſpruch erhoben worden. Wir kommen 
zu Punkt 8 der Tagesordnung: ; 

Zweite Beratung eines Gejeßentwurfes zur 

weiteren Abänderung des Gewerbeſteuergeſees. 


Drucksache Nr. 2148 zu Nr. 2113. Bericht des Steuer⸗ 


ausſchuſſes. Der Bericht liegt vor. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache zu Artikel I. Wortmeldungen liegen nicht mehr 
vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über Drucksache Nr. 2113, Artikel I. Ich bitte 
die Damen und Herren, die Artikel I annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit. Artikel I ift angenommen. Artikel II; angenommen, 
Uberſchrift: „Geſetz zur weiteren Abänderung des Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetzes vom 8. Mai 1923 — Geſetzbl. S. 563 —; an- 
genommen. (Dritte Leſung!) Wird der dritten Leſung 
widerſprochen? Das iſt nicht der Fall. Wir kommen zur 
dritten Leſung. Ich eröffne die allgemeine Ausſprache. Ich 


(B) ſchließe fie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Artikel I, 


Artikel II, überſchrift; angenommen. Wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem Geſetzentwurf in der Schlußabſtimmung zuſtimmen 
wollen, ſich von ihren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit; angenommen. Wir kommen zum letzten 


Punkt der Tagesordnung: 


Wiederholte Beratung eines Vermögensſteuergeſetzes. 
Druckſache Nr. 2158 zu Nr. 2098. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Ich 
möchte beantragen, daß dies Geſetz in den Ausſchuß zurück⸗ 
verwieſen wird. Es ſind von dem Finanzrat ſehr erhebliche 
Einwendungen gemacht und Vorſchläge unterbreitet 
worden, die doch ſehr beachtlich ſind. Der Senat hat zu 
dieſen Einwendungen ſeinerſeits eingehend Stellung ge⸗ 
nommen. Er hat einen Teil der Einwendungen und Vor⸗ 
ſchläge für berechtigt erklärt und ſeinerſeits wieder von dem 
Finanzrat abweichende Vorſchläge gemacht. Wir haben 


unſererſeits auch Abänderungsvorſchläge geſtellt. Ich möchte 
deshalb zur Abkürzung und zur Entlaſtung der Arbeit im 
Plenum empfehlen, daß die Sache in den Ausſchuß zurück⸗ 
verwieſen wird, weil dort der geeignete Ort iſt, die An⸗ 
gelegenheit zu erörtern. 


Präſident: Es ift der geſchäftsordnungsmäßige Antrag 
geſtellt worden, die Druckſache dem Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Darf ich um die Gegenprobe bitten. (Geſchieht.) Ich möchte 
doch lieber auszählen laſſen, das Ergebnis war zweifelhaft. 
Die Auszählung beginnt. (Geſchieht.) Es ſind. 74 Stimmen 
abgegeben worden, 31 mit ja und 43 mit nein, der Antrag 
iſt abgelehnt. Ich eröffne die allgemeine Ausſprache. Ich 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. (Abg. 
Schwegmann: Ich beantrage namentliche Abſtimmungl) 
Wir kommen zu § 1. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Es iſt namentliche Abſtimmung beantragt worden. 
Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Er iſt genügend 
unterſtützt. Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung. 
(Geſchieht.) Wünſcht noch jemand eine Karte abzugeben? 
Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe die Abſtimmung. Es 
ſind im ganzen 42 Stimmen abgegeben worden, das Haus 
iſt beſchlußunfähig. Damit iſt die Sitzung ge⸗ 
ſchloſſen. Ich habe nur noch die Tagesordnung für die 
nächſte Sitzung zu verkünden. Ich ſchlage vor Mittwoch, 
den 10. März, zur gewohnten Zeit und als Tagesordnung: 

1. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
die Aufhebung der Pachtſchutzordnung (Druckſache 
Nr. 2171 zu Nr. 2110). 

2. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
Anderung des Reichsſtempelgeſetzes und des Grund⸗ 
wechſelſteuergeſetzes. — Urantrag des Abg. Schweg⸗ 
mann und Fraktion — (Druckſache Nr. 2172 zu 
Nr. 1823). i 

8. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
Beſeitigung von Zuſchlägen zur Stempelſteuer. 
— Urantrag des Abg. Schwegmann und Fraktion —. 
(Druckſache Nr. 2173 zu Nr. 2079), 

4. Bericht des Steuerausſchuſſes zum Urantrag des 
Abg. Schwegmann und Fraktion betreffend Vor⸗ 
lage eines Stempelſteuergeſetzes (Druckſache 

Nr. 2174 zu Nr. 1916). 

Dritte Beratung eines Einkommenſteuergeſetzes 
(Druckſachen Nr. 2138 und 2175). 

. Wiederholte Beratung eines Vermögensſteuer⸗ 
geſetzes (Druckſache Nr. 2158 zu Nr. 2098). 

Dritte Beratung eines Körperſchaftsſteuergeſetzes 
(Druckſache Nr. 2147 zu Nr. 2045). 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegen⸗ 
heiten zum Antrag des Abg. Schwegmann und Frak⸗ 
tion betr. Erwerbsloſenfürſorge (Druckſache Nr. 2176 
zu Nr. 2144). 

Widerſpruch gegen die vorgeſchlagene Tagesordnung 
wird nicht laut, ſie iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 40 Minuten.) 
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Erite Beratung der Haushaltspläne für 1926, und zwar: 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, Betriensmitiel: 
verwaltung, Allgemeine Verwaltung 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die 
Aufhebung der Pachtſchutzverordnung (Druckſache Nr. 2171 
zu Nr. 2110) r 2353 
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Reichs ſtempelgeſetzes und des Grundwechſelſteuergeſetzes. 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den (C) 


Präſidenten Dr. Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senator Dr. Wiereinſki; 
Staatsrat Lademann; Oberregierungsräte Brieſewitz, 
Dr Hemmen; Obergerichtsrat Kettlitz. 

Präſident: Ich eröffne die Sitzung. Ich gebe 
zunächſt bekannt, daß im Aelteſtenausſchuß Verein⸗ 
barungen darüber getroffen ſind, daß wir am Montag, 
den 22. März, nachmittags 3,30 Uhr, ausnahmsweiſe 
eine Sitzung abhalten, um die Etatsrede des Herrn 
Präſidenten des Senats anzuhören. Darauf wird die 
Sitzung vertagt, und die Beſprechung über die Haus⸗ 
haltspläne ſoll am Donnerstag und Freitag ſtatt⸗ 
finden. Ferner ſind folgende Haushaltspläne für 
1926 dem Hauſe zugegangen 

Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, Be⸗ 
triebsmittelverwaltung, Allgemeine Verwaltung. 
frage an, ob fih dagegen Widerſpruch er- 
hebt, daß auch dieſe Haushaltspläne ſofort in den 
Hauptausſchuß geſchickt werden, da der Vorſitzende des 
Hauptausſchuſſes mir gegenüber dieſen Wunſch ge- 
äußert hat. Ich höre keinen Widerſpruch, das Haus 
beſchließt, die drei genannten Haushaltspläne dem 
Hauptausſchuß zu überweiſen. 

Wir kommen zum erſten Punkt der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
die Aufhebung der Pachtſchutzverordnung. 

Druckſache Nr. 2171 zu Nr. 2110. Bericht des Haupt⸗ 
ausſchuſſes. Eine Berichtigung finden Sie bei den 
Druckſachen. Ich eröffne die Ausſprache zu $ 1. Wort- 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die den 8 1 annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit; er iſt angenommen. Ich darf wohl feſtſtellen, 
daß auch $ 2 mit derſelben Mehrheit angenommen ift. 
§ 3 ebenſo; es iſt jo beſchloſſen. Ueberſchrift: „Geſetz 
betreffend die Aufhebung der Pachtſchutzverordnung 
vom 6. Juni 1923“; angenommen. (Dritte Leſung! links.) 
Der Aelteſtenausſchuß empfiehlt Ihnen, die dritte 
Leſung vorzunehmen. Widerſpruch höre ich nicht; es iſt 
ſo beſchloſſen. Ich eröffne die allgemeine Ausſprache. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt 
geſchloſſen. § 1; angenommen. § 2; angenommen. 8 3; 
angenommen. Ueberſchrift; angenommen. Wir 
kommen zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dem Geſetz in der Schlußabſtimmung 
Ihre Zuſtimmung geben wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das tft die Mehrheit. Das 
Geſetz iſt in allen drei Leſungen angenommen. Wir 
kommen zum nächſten Punkt der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aenderung des Reichsſtempelgeſetzes und des 
Grundwechſelſteuergeſetzes. Urantrag des Abg. 
Schwegmann und Fraktion. 

Druckſache Nr. 2172 zu Nr. 1823. Bericht des Steuer- 
ausſchuſſes. Der Aelteſtenausſchuß empfiehlt Ihnen, 
die Punkte 2, 3 und 4 zuſammenzufaſſen und eine allge⸗ 
meine Ausſprache ſtattfinden zu laſſen. Ich höre keinen 
Widerſpruch; es iſt jo beſchloſſen. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Beſeitigung von Zuſchlägen zur Stempelſteuer. 
Urantrag des Abg. Schwegmann und Fraktion. 

Druckſache Nr. 2173 zu Nr. 2079. Bericht des Stener- 
ausſchuſſes. 

Bericht des Steuerausſchuſſes zum Urantrag 
des Abg. Schwegmann und Fr. betr. Vorlage 
eines Stempelſteuergeſetzes. 

Druckſache Nr. 2174 zu Nr. 1916. Ich eröffne die allge⸗ 
meine Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. 
Schwegmann. . 
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Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Deutſchnationale Fraktion hat Ihnen die unter 
Nr. 2, 3 und 4 der Tagesordnung aufgeführten An⸗ 
träge und Vorlagen vorgelegt. Es handelt ſich darum, 
das Stempelſteuerweſen im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig recht bald einer gründlichen Reform zu unter⸗ 
ziehen. Darauf zielt zunächſt der Antrag unter Nr. 4 
der Tagesordnung hin, der die baldige Vorlegung 
eines Stempelſteuergeſetzes verlangt. Ein derartiger 
Beſchluß iſt ja bereits vor ungefähr einem Jahr auf 
unſeren Antrag in dieſem Hauſe gefaßt worden. Es iſt 
ja auch jetzt bei den Beratungen im Steuerausſchuß 
keinerlei Widerſpruch dagegen erhoben worden, daß 
der Senat erſucht werden ſoll, baldmöglichſt einen 
Geſetzentwurf vorzulegen, der eine gründliche Reform 
des Stempelſteuerweſens zum Gegenſtand haben ſoll. 
Es handelt ſich dabei darum, daß ſowohl das 
übernommene preußiſche Landesſtempelgeſetz, wie 
auch das Reichsſtempelgeſetz einer Erneuerung zu 
unterwerfen iſt. Dieſe beiden Geſetze werden nach 
Möglichkeit zu verſchmelzen ſein. Es wird auch Sorge 
zu tragen ſein, daß die Stempelſätze ermäßigt, die Be⸗ 
ſtimmungen vereinfacht und überſichtlicher geſtaltet 
werden. 

Gegen dieſen unſern Antrag hat ſich Widerſpruch 
nicht erhoben. Anders verhält es ſich mit den beiden 
anderen Vorlagen, nämlich den Geſetzentwürfen zu 
Nr. 2 und 3 der Tagesordnung. Bei Nr. 2 wird ver⸗ 
langt, daß einige Vorſchriften des Reichsſtempel⸗ 
geſetzes und in Verbindung damit auch eine Beſtim⸗ 
mung des Grundwechſelſteuergeſetzes geändert werden 
ſollen. Bei Nr. 3 handelt es ſich um die Beſeitigung 
des 100prozentigen Zuſchlages zur Landesſtempelſteuer. 
Dieſe beiden Geſetze ſind gewiſſermaßen als Notgeſetze 
anzuſehen. Solange die vorhin erwähnte gründliche 
Reform des Stempelſteuerweſens nicht ſtattgefunden 
hat, ſollen wenigſtens nach unſeren Wünſchen einige 
der gröbſten Härten beſeitigt werden, ſo z. B. die Er⸗ 
mäßigung der Gründungsſtempel bei Gründungen 
von Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, außerdem 
die Ermäßigung einer Anzahl von Mindeſtſtempeln, 
die im Reichsſtempelgeſetz genannt ſind. 

Jetzt, in einer Zeit, wo ſich nach Beendigung der 
Inflation viele gewerbliche und geſchäftliche Unter⸗ 
nehmungen neu einrichten müſſen, ſich auch auf neue 
rechtliche Grundlagen ſtellen müſſen, ift es unbedingt 
notwendig, daß auch hier der ſchweren Notlage der 
Wirtſchaft Rechnung getragen wird. Die Aenderung 
dieſer Beſtimmungen im Reichsſtempelgeſetz hat für 
den Staat keine allzu große finanzielle Bedeutung, 
iſt aber geeignet, Härten zu beſeitigen. Tatſächlich 
liegt die Sache ſo, daß hier unter Umſtänden Stempel 
in Anſatz kommen können, die höher ſind als der Wert 
des Gegenſtandes ſelbſt. Das trifft z. B. zu bei der 
Abtretung von Geſchäftsanteilen in Fällen, wo die 
Umſtellung auf Gulden dieſe niedrigen Beträge herbei⸗ 
geführt hat. (Sehr richtig! rechts.) Trotz dieſer 


überzeugenden Gründe hat der Steuerausſchuß ent⸗ 


gegen unſern Vorſchlägen dieſe Vorlage abgelehnt. 
Wir haben dafür kein Verſtändnis. Hier könnten Sie 
wenigſtens den guten Willen zeigen, etwas zu tun, um 
die Lage der Wirtſchaft zu erleichtern. Sie können auf 
dem Gebiet wirklich nicht finanzielle Gründe vor⸗ 
fchützen; denn die finanziellen Auswirkungen dieſer 
kleinen Geſetze ſind ſo gering, daß Sie ſehr wohl dieſe 
Notgeſetze annehmen könnten. 

Sie haben es anders gewollt und haben ferner die 
Vorlage zu Nr. 3 der Tagesordnung abgelehnt, die 
dahin geht, daß der 100prozentige Zuſchlag zu dem 
preußiſchen Landesſtempel beſeitigt werden ſoll. Dieſer 


100prozentige Zuſchlag ift in der Zeit der Inflation 
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eingeführt worden und ift nach unſerer Auffaſſung (C! 


heute nicht mehr zeitgemäß. Er muß recht bald be⸗ 
ſeitigt werden. Ich hoffe, m. D. u. H., daß Sie 
wenigſtens zu einem Teil heute noch einſehen werden, 
daß unſere Anträge durchaus berechtigt ſind und daß 
es nicht angeht, mit der Erfüllung dieſer beſcheidenen 
Wünſche zu warten, bis die Vorlage des neuen 
Stempelgeſetzes erfolgt. Denn die Ausarbeitung 
dieſes Geſetzes iſt eine ſehr zeitraubende und umfang⸗ 
reiche Arbeit, ſo daß wir noch eine Weile auf Vor⸗ 
legung dieſes Geſetzes warten müſſen. ' 
Ich muß zu den einzelnen Geſetzen noch einige 
allgemeine Bemerkungen hinzufügen. Neuerdings iſt 
uns in der Preſſe, insbeſondere der ſozialiſtiſchen, die 
Auffaſſung begegnet, als ob wir erſt jetzt, wo wir 
Oppoſitionspartei ſind, im Begriff wären, zu Steuer⸗ 
ermäßigungen überzugehen. Das iſt eine ganz falſche 
Auffaſſung. Wer das behauptet, hat offenbar vergeſſen, 
was geweſen iſt, oder er ſpekuliert nur auf die Vergeß⸗ 
lichkeit der Bevölkerung. (Sehr gut! rechts.) Ich 
will deshalb wenigſtens hier vor der Oeffentlichkeit all 
denen, die das, was geweſen und geſchehen iſt, vergeſſen 
haben, das Gedächtnis ein wenig ſchärfen. Daß in der 
Inflation die Steuerſätze als ſolche erhöht worden ſind, 


iſt zu natürlich. Meiſtenteils handelt es ſich um 


ziffernmäßige Erhöhungen. Letzten Endes wurden die 
Steuern in ſo entwertetem Gelde bezahlt, daß wir von 
einer wirklich ſchweren Belaſtung heute kaum ſprechen 
können. Als dann die neue Währung eingeführt 
wurde, war es ebenſo jedem Einſichtigen klar, daß hier 
zunächſt erhebliche Eingriffe in die Subſtanz erfolgen 
müßten. Es iſt meines Wiſſens nirgendwo vorge⸗ 
kommen, daß man von einer verdorbenen, inflatio⸗ 
niſtiſchen Währung zu einer feſten übergegangen 
iſt, ohne daß Opfer gebracht worden ſind. So 
iſt auch dieſe höhere Beſteuerung, die im An⸗ 
fang der neuen Währung ſtattgefunden hat, 
durch den Gedanken hervorgerufen, daß zunächſt 
unbedingt eine Stabiliſierung, ſowohl der Staats⸗ 
finanzen als auch der Währung, erfolgen müßte. 
(Sehr richtig!!) Außerdem kann ja offen zugegeben 
werden, daß ſich in der erſten Zeit, wo man jeden 
Maßſtab verloren hatte, naturgemäß mancherlei 
Mängel in die Steuergeſetzgebung einſchleichen mußten. 
Nachdem aber die Zeit weiter vorgeſchritten war, 
mußte jeder Einſichtige erkennen, daß nunmehr 
ſchleunigſt eine gründlichere Reform des Steuerweſens 
erfolgen und an eine Ermäßigung der Steuerlaſten 
gedacht werden müßte. 

Das iſt von vornherein die Auffaſſung ſowohl des 
früheren Senats, wie auch der Parteien geweſen, die 
den früheren Senat geſtützt haben. Es iſt nicht nur 
bei Worten geblieben. Die frühere Regierung hat in 
Verbindung mit den ſie ſtützenden Parteien tatkräftig 
daran gearbeitet, die Steuern zu ermäßigen und zu 
ſenken. Ich will nur ganz kurz einige Tatſachen auf⸗ 
zählen, die meine Behauptung klar erweiſen. Es hat 
ſehr bald ſchon eine ſtarke Ermäßigung der Erbſchafts⸗ 
ſteuer ſtattgefunden. Der 100prozentige Zuſchlag zur 
Vermögensſteuer, die hier einmal eingeführt wurde, 
um die Brotverbilligung durchzuführen, iſt beſeitigt 
worden. Es hat eine ſehr ſtarke Ermäßigung der Ver⸗ 
mögensſteuer ſtattgefunden und eine ſehr ſtarke Er⸗ 
mäßigung der Einkommenſteuer. Die Grundwechſel⸗ 
ſteuer iſt von 20 Prozent auf 5 Prozent ermäßigt 
worden. Die Umſatzſteuer wurde von 2% auf 1 Prozent 
abgebaut. Ebenſo ſind mehrere kleinere Steuern, wie 
die Mineralwaſſerſteuer, beſeitigt worden. Man kann 


feſtſtellen, daß eine ganze Menge auf dieſem Gebiet 


geſchehen iſt. Der Herr Finanzſenator Dr. Volkmann 
hat ſeinerzeit feſtgeſtellt, daß die Steuerermäßigungen 
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(Schwegmann, Abgeordneter.) 

ungefähr den Betrag von 15 Millionen Gulden aus⸗ 
machen. Bei unſeren Etatsverhältniſſen iſt das ein 
hoher Betrag. Dieſe Arbeit iſt ſeit dem Amtsantritt 
des neuen Senats ins Stocken gekommen. Es ſind im 
Gegenteil Steuererhöhungen vorgenommen worden. 
Sie wollen ja gerade heute die Vermögensſteuer er⸗ 
höhen. Von einem Steuerabbau haben Sie nichts 
merken laſſen. Wir wollen hoffen, daß Ihnen noch eine 
beſſere Einſicht kommen wird. Zur Stunde können 
wir feſtſtellen, daß Sie auf dieſem Gebiete nichts ge⸗ 
leiſtet haben. Deshalb ſollte ſich auch die Preſſe der 
Parteien, die heute die Regierung vertreten, etwas 
in acht nehmen und nicht ſo tun, als ob die Deutſch⸗ 
nationalen erſt heute mit dem Steuerabbau beginnen 
wollen. Wir ſetzen unſere Arbeit zielſicher und ziel⸗ 
bewußt fort, die planmäßig darauf gerichtet war und 
iſt, einen Abbau der Steuern, die die Wirtſchaft zu 
ſtark belaſten, herbeizuführen, zum Segen von Staat 
und Volk. (Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. es 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.) M. D. u. Het 
Beim zweiten Punkt der Tagesordnung liegt uns ein 
Antrag der Deutſchnationalen Fraktion auf Aenderung 
des Reichsſtempelgeſetzes und des Grundwechſelſteuer⸗ 
geſetzes vor. Der Steuerausſchuß hat dieſen Urantrag 
nicht abgelehnt, weil er ihn für ungerechtfertigt hielt, 
ſondern weil der Steuerausſchuß es nicht für ange⸗ 
bracht hält, eine Poſition zu ändern, ſondern es für 
dringend notwendig hält, daß beide Geſetze einer ein⸗ 
gehenden Durchſicht unterzogen werden. Sowohl nach 
der Höhe wie nach den einzelnen Beſtimmungen der 
Steuerſätze müſſen beide Geſetze einer gründlicheren 
Reform und Ermäßigung unterzogen werden. Die 
Koalitionsparteien empfehlen Ihnen deshalb heute, den 
Urantrag Schwegmann und Fraktion nicht anzu⸗ 
nehmen, vielmehr eine Entſchließung anzunehmen, die 
die Regierung auffordert, in kürzeſter Zeit eine Reform 
dieſer Geſetze vorzunehmen. 

Genau ſo verhält es ſich mit den Anträgen, die 
unter Punkt 3 und 4 der Tagesordnung erledigt 
werden ſollen. Auch hier handelt es ſich um Anträge, 
die dem Senat zur ſchleunigſten Erledigung überwieſen 
werden ſollen. Wir bitten Sie alſo, den Urantrag 
unter Punkt 2 der Tagesordnung abzulehnen und 
dafür die Entſchließung anzunehmen, bei Punkt 3 
den Antrag abzulehnen und Punkt 4 der Tagesordnung 
anzunehmen. : 

Nun einiges zu den Worten, die Herr Abg. Schweg⸗ 
mann ſeiner Begründung der Anträge angehängt hat. 
Er glaubte durch das Aufzählen einiger Steuerermäßi⸗ 
gungen dem hohen Hauſe (15 Millionen! rechts.) 
erzählen zu können, daß dieſe Steuerermäßigungen ein 
Erfolg der Deutſchnationalen Fraktion ſind. (Sind 
ſie auch! rechts.) Ach nein, ein weſentlicher Teil der 
Steuerermäßigungen iſt auf Antrag der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei gegen den Widerſtand der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion erfolgt. (Sehr richtig! links.) 
Es iſt weiter zu ſagen, daß die heutige Regierung auf 
dieſem Weg unzweifelhaft größere Fortſchritte gemacht 
hätte, wenn Sie, m. H. von der Deutſchnationalen 
Fraktion, das Staatsſchiff nicht in einer Situation ver⸗ 
laſſen hätten, wo die Mittel des Staates ſo gering ge⸗ 
worden ſind, daß an einen weiteren Abbau nicht gedacht 
werden kann. (Abg. Dr Ziehm: Herr Senator 
Dr. Volkmann hat Ihnen ſehr gute Finanzen hinter⸗ 
laſſen.) Herr Abg. Dr. Ziehm, die geordneten Finanzen 
beſtanden darin, daß die Einnahmen des Staates zu 
einem weſentlichen Teil auf den Zöllen aufgebaut 
waren und dieſe nicht in Danzig beſtimmt werden, 
ſondern daß darüber der polniſche Staat zu beſtimmen 
hat. Das iſt die Krankheit, an der unſere Staats⸗ 


finanzen ſchon lange leiden, und die Aufgabe der (C) 


neuen Regierung wird es ſein, an Stelle der aus⸗ 
fallenden Zölle infolge des Wirtſchaftskrieges mit 
Deutſchland die Steuergeſetze ſo zu faſſen, daß hier Er⸗ 
träge herauskommen, die es geſtatten, das Staatsſchiff 
zu lenken. 

Auf der anderen Seite haben Sie es aber, m. D. 
u. H. (nach rechts) wunderbar verſtanden, die Ausgaben 
des Staates ſo zu fixieren, daß an einen weſentlichen 
Abbau der Staatsausgaben, insbeſondere bei den 
Beamtengehältern, nicht gedacht werden kann. Alſo, 
auf der einen Seite feſtgelegte Ausgaben, auf der 
anderen Seite ſchwindende Einnahmen. Wie man in 
einer ſolchen Lage einen weſentlichen Abbau der 
Steuern verlangen kann, iſt ein Rätſel, das Sie auch 
nicht zu löſen imſtande ſind. Es bleibt zunächſt weiter 
nichts übrig, als die Steuergeſetzgebung ſo zu refor⸗ 
mieren, daß ſie den Bedürfniſſen der Wirtſchaft ange⸗ 
paßt wird, um die Aufgaben, die dem Staat geſtellt 
ſind, zu erledigen. (Bravo! links.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur 
Abſtimmung über Artikel I der Druckſache Nr. 1823. 
Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel I an- 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Die Mehrheit ſteht jetzt. Artikel J iſt abgelehnt. Ich 
darf dann wohl ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, 
daß auch Artikel II abgelehnt iſt. Artikel III; abgelehnt. 
Ueberſchrift: „Geſetz betreffend Aenderung des Reichs⸗ 
ſtempelgeſetzes und des Grundwechſelſteuergeſetzes“; 
abgelehnt. Damit iſt die Vorlage endgültig abgelehnt. 
Wir haben nun, da eine dritte Leſung wegfällt, über 
die Entſchließung Druckſache Nr. 2172 abzuſtimmen: 

Der Volkstag erkennt an, daß beide Geſetze 
reformbedürftig ſind. Es iſt aber nicht zweckmäßig, 
einzelne Teile dieſer Geſetze einer Aenderung zu 
unterziehen, wie es der Antrag Schwegmann will. 
Der Senat wird erſucht, unter genauer Prüfung der 
ee e e ee e an 

Ich bitte die Damen und Herren, Sie diefe Eik 


ſchließung annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 


erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, ſie iſt 
un Punkt 2 der Tagesordnung ift damit 
rledigt. ' 


Wir kommen zu Punkt 3: Zweite Beratung eines 
Geſetzentwurf betr. Beſeitigung von Zuſchlägen zur 
Stempelſteuer. Ich eröffne die Ausſprache über den 
einzigen Artikel der Druckſache Nr. 2079 und ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. (Abg. 
Schwegmann: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Wir kommen zur Abſtimmung über den 
einzigen Artikel der Druckſache Nr. 2079. Es iſt 
namentliche Abſtimmung beantragt worden. Wird der 
Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung 
reicht aus. Wir ſchreiten zur namentlichen Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte, die Stimmzettel einzuſammeln. 
(Geſchieht.) Wünſcht noch jemand ſeine Karte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall, dann ſchließe ich die 
Abſtimmung. Das Ergebnis*) ift folgendes: Es ſind 
*) E ilti Abſtimm is: Apae 
egg m Ya 10 ER W e Abgegeben 90 

eſtimm haben mit Ja: Abg. ahl, Beram— Dyr 
Blavier, Böcker, Böhm, do We 
Burandt, Doerkſen, Dyck II, Ehm, Eichholtz, Falkenberg, 
Fiſcher, Paul, Frau Grundmann, Guttzeit, Habel, Harnau, 
Herrmann, Frau Kalähne, Karkutſch, Frau Knoblauch, 
Lehmann, Dr. Lembke, Lietzau, Maier, Mayen, Frau Meyer, 
Trau Mohn, Nordwig, Philipfſen, Schütz, Schwegmann, 
Semrau, Senftleben, Stahnke, Dr. Treichel, Weſſalowſki, 


Dr. Ziehm. 
Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Aresyniki, Arndt, 
Dr. Eppich, Frau Falk, 


Beyer, Bukmakowſki, Ediger, 


(D) 
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(Präſident.) 

90 Stimmen abgegeben, 40 mit Ja und 50 mit Nein; der 
einzige Artikel iſt abgelehnt. Ueberſchrift: „Geſetz 
betreffend die Beſeitigung von Zuſchlägen zur Stempel⸗ 
ſteuer“; ebenfalls abgelehnt. Damit iſt das Geſetz 
erledigt. 

Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung: Be⸗ 
richt des Steuerausſchuſſes zum Urantrag des Abg. 
Schwegmann und Fraktion betreffend Vorlage eines 
Stempelſteuergeſetzes, Druckſache Nr. 2174 zu Nr. 1916. 
Der Steuerausſchuß empfiehlt Annahme des Ur⸗ 
antrages. Ich ſchließe die Beſprechung, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die den Ausſchuß⸗ 
antrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Er iſt 
angenommen. Wir kommen zu Punkt 5 der Tages⸗ 
ordnung: 

Dritte Beratung eines Einkommenſteuergeſetzes. 
Druckſachen Nr. 2138 und 2175. Ich eröffne die allge⸗ 
meine Ausſprache, das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Bei der zweiten Leſung haben Sie unſere Anträge, die 
wir zur Senkung der Steuer, zur Erleichterung der 
Wirtſchaft und zur Beſeitigung der im Geſetz ent⸗ 
haltenen Ungerechtigkeiten geſtellt haben, abgelehnt. 
Sie haben es für richtig gehalten, in der jetzigen Zeit 
der ſchwerſten Wirtſchaftsnot die Einkommenſteuer 
erheblich zu erhöhen, zum Teil bis zu 12 Prozent der 
gegenwärtigen Steuer, ſtatt der Wirtſchaft die ver⸗ 
ſprochene Entlaſtung zu bringen. Sie haben es für 
richtig gehalten, die Ihnen nachgewieſenen Unge⸗ 
rechtigkeiten, die in dem Geſetz enthalten ſind, (Die 
Sie eingeführt haben! bei den Kommuniſten) gegen⸗ 
über einem wichtigen, um ſeine Exiſtenz ringenden 


(B) Berufsſtand im Geſetz ſtehen zu laſſen und der Land⸗ 


wirtſchaft zu verweigern, was jedem anderen Steuer⸗ 
zahler freiſteht. Durch die Mehrbelaſtung der Wirt⸗ 
ſchaft tragen Sie dazu bei, die ſchwere Wirtſchaftskriſe 
zu verſchärfen. Daß Sie damit dem Staat und den 
Finanzen nichts nützen, ſondern ſchaden, wird ſich ſehr 
bald zeigen. (Sehr richtig! rechts.) Durch die im 
Geſetz enthaltenen Ungerechtigkeiten erſchüttern Sie 
das Vertrauen der Bevölkerung und geben ſelbſt die 
Urſache zu einer nicht zu unterſchätzenden Erregung 
und Empörung. Die Verantwortung dafür, m. D. 
u. H., (nach links), werden Sie zu tragen haben, die 
Sie die Anträge abgelehnt haben. 


Wir werden davon Abſtand nehmen, unſere An⸗ 
träge in dritter Leſung zu wiederholen, weil wir 
wiſſen, daß Sie ſie doch ablehnen wollen und weil wir 
nicht zweckloſe Anträge ſtellen wollen. (Mit einem⸗ 
mal? links.) Wir ſind dabei überzeugt, daß Sie das 
Geſetz, das in vielen Punkten ganz unausführbar iſt, 
in kurzer Zeit werden abändern müſſen. (Sehr richtig! 
rechts.) Wir werden das Geſetz, deſſen Schädlichkeit 
und Ungerechtigkeit wir in zweiter Leſung ſehr ein⸗ 


Fiſcher, Jul., Förſter, Fooken, Gaikowſki, Gebauer, Gehl, 
Gerick, Grünhagen, Hennke, Hoffmann, Hoppe, Janzen, 
Joſeph, Karſchewſki, Klapps, Klawitter, Klingenberg, 
Kloßowſki, Frau Kreft, Kuckelkorn, Frau Kuntz, Frau Land- 
mann, Laſchewſki, Leu, v. Malachinſki, Mathieu, Mrocz⸗ 
kowſki, Neubauer, Plettner, Rahn, Raſchke, Reet, Rehberg, 
Richter, Schilke, Schmidt, Rob., Spill, Schülke, 
1. Wagner, Weiß, Wierſchowſki, Wisniewſki, Frau Buper. 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Dahiler, Frau Döll, Falk, Glombowſki, Hohnfeldt, Jedwabſki, 
Dr. Kamnitzer, Dr. Kubacz, Kurowſki, Langowſki, Lemke, 
Liſchnewſki, Loops, Frau Malikowſki, Mau, Dr. Moczyuſki, 
Müller, Dr Neumann, Dr. Panecki, Penner I, Polſter, 
Raube, Rohde, Schmidt, Ed., Schulz, Splett, Dr. Wendt, 
Werner. i 


gehend nachgewieſen haben, 
(Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Hoffmann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Schon in der zweiten Leſung haben wir Kommuniſten 
ganz klar und deutlich darauf hingewieſen, daß dies 
Einkommenſteuergeſetz für die unteren und mittleren 
Schichten der Bevölkerung eine ſchwere Belaſtung be⸗ 
deutet. Daran, daß bereits in der zweiten Leſung von 
der ſozialdemokratiſchen Seite erklärt wurde, unſere 
im Ausſchuß eingereichten Anträge würden nicht ernſt 
genommen, können wir ſehen, daß die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei vollſtändig von den Arbeitern abge⸗ 
rückt ift. Es ift leicht erklärlich, da die Sozialdemo⸗ 
kraten im Ausſchuß erklärt haben, daß es dem Arbeiter 
ein leichtes ſei, den 10prozentigen Lohnabzug vor⸗ 
nehmen zu laſſen. Sie haben alſo vollſtändig den 
Boden verlaſſen, auf dem ſie früher geſtanden haben. 
Wenn unſere Anträge, die wir zur dritten Leſung ein⸗ 
gebracht haben, nicht berückſichtigt werden, werden wir 
das Geſetz ablehnen. Wir werden die Bevölkerung 
darauf hinweiſen, daß eine Mittelkoalition mit den 
Sozialdemokraten keine Beſſerung bringt und daß das 
einzige ſein wird, daß die Arbeiter ſelbſt das Heft in 
die Hand nehmen, um ihr Los zu verbeſſern. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Das 
Nichteinbringen von Abänderungsanträgen, ſowohl 
auf der rechten, wie auf der linken Seite des Hauſes 
hat uns eins bewieſen. (Die liegen da! bei den 
Kommuniſten.) 

Präſident: Darf ich Sie unterbrechen, Herr Abg. 
Fooken, und die eben eingegangenen Abänderungs⸗ 
anträge gleich verleſen! Es iſt folgender Abände⸗ 
rungsantrag eingegangen: 

1. In 8 43, Abſatz I, iſt für die Ziffer „240“ zu ſetzen 

„3000“, für die Ziffer „360“ zu ſetzen „1000“. 

2. In § 47, Abſatz l, ift für die Ziffer „12“ zu ſetzen „15“, 
für die Ziffer „15“ zu ſetzen „20“, für die Ziffer „17,5“ 
zu ſetzen „25“, für die Ziffer „20“ zu ſetzen „30% für 
die Ziffer „22,5“ zu ſetzen „40“, für die Ziffer „25“ zu 
jeben „50“, für die Ziffer „27,5“ zu ſetzen „60“. 

Für die Worte „weitere Beträge“ und die Ziffer 
„30 v. H.“ ſind die Worte „Einkommen über 100 000 
Gulden werden reſtlos eingezogen“ zu ſetzen. 

3. Der Abſchnitt „Steuerabzug vom Arbeitslohn“ wird 
geſtrichen. 

4. Der $ 83 wird geſtrichen. ; 

U. d. übr. Mgl. d. 


off mann K. Fr. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): Nach Bekannt⸗ 
werden dieſes Abänderungsantrages muß ich meine 
Worte inſoweit revidieren, daß kein Abänderungs⸗ 
antrag von der rechten Seite des Hauſes eingegangen 
iſt und nur die Kommuniſten die Abänderungsanträge 
wiederholt haben, von denen ich ſchon bei der vorigen 
Beratung dieſes Geſetzes geſagt habe, daß ſie niemand 
im Hauſe, mit Ausnahme der Kommuniſten, ernſt 
nimmt. Wenn z. B. im Abänderungsantrag geſagt 
wird, daß ſtatt 240 Gulden Ermäßigung 3000 Gulden 
geſetzt werden ſollen, dann geht daraus hervor, daß 
dieſer Abänderungsantrag am wenigſten denjenigen 
zugute kommt, denen Sie, m. H. von der kommu⸗ 
niſtiſchen Fraktion, helfen wollen. Er dient am 
wenigſten den Arbeitern, weil dadurch die Sätze ſo 
erhöht werden, daß nicht diejenigen, die am wenigſten 
Steuern bezahlen, noch eine Ermäßigung erfahren, ſon⸗ 
dern die Leute, die ein gutes Gehalt oder hohen Lohn 
beziehen, ebenfalls von der Steuer befreit werden. Dazu 
liegt meines Erachtens kein Grund vor. Es trifft alſo 
zu, daß die Abänderungsanträge, die von Ihnen, 
m. H., geſtellt find, nicht durchdacht find, ſonſt könnte 


rundweg 


meines Erachtens eine Arbeiterpartei ſolche Anträge 
nicht hier im Hauſe einbringen. 


(Sehr richtig! links.) 


ablehnen. (C) 
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(Fooken. Abgeordneter.) 

Nun zu den Anträgen, die von der deutſchnatio⸗ 
nalen Fraktion nicht eingereicht ſind. Ich nehme an, 
daß ſich inzwiſchen bei der deutſchnationalen Fraktion 
eine ſtille Wandlung vollzogen hat, (Heiterkeit 
rechts.) daß man allmählich dazu übergegangen iſt, 
einmal ernſthafter in dieſes Geſetz hineinzuſteigen, den 
Rechenſtift zur Hand genommen und berechnet hat, 
was an Steuerlaſt für die Landwirtſchaft übrig 
geblieben iſt. Sie werden mir beſtätigen müſſen, daß 
von der von Ihnen ſo arg kritiſierten Steuerlaſt wenig 
zurückbleibt, und daß die Landwirte, ſoweit ſie kleinere 
und mittlere Betriebe bewirtſchaften, gerade ſo wie die 
handwerksmäßigen Betriebe in der Stadt, wenn ſie 
eine beſtimmte Größe nicht überſchreiten, von der 
Steuer befreit ſind. Ich kann es mir denken, m. H. 
von rechts, daß Sie ſich hier nicht hinſtellen wollen 
und ſagen: „Wir haben uns davon überzeugt, daß 
dieſes Geſetz keine Härten für die Landwirtſchaft 
bringt.“ (Abg. Doerkſen: Davon find wir nicht über⸗ 
zeugt!) Ich bin davon überzeugt, daß Sie ſich nicht 
hier hinſtellen und das erklären werden. Darum haben 
wir mit Vergnügen Ihr Rückzugsmanöver geſehen und 
verzeichnen die Tatſache, daß inzwiſchen auch die 
Deutſchnationalen und mit ihnen die Landwirte 
Freunde des Geſetzes geworden find. (Bravo! links. 
— Zwiſchenrufe rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Es gehört wirklich Mut dazu, (Jawohl! rechts) 
gegenüber unſeren eingehenden Begründungen in der 
zweiten Leſung und gegenüber unſeren ſehr eingehenden 
Ausführungen im Ausſchuß hier aus unſerem Nicht⸗ 
ſtellen von Anträgen den Schluß ziehen zu wollen, daß 
inzwiſchen bei uns, wie Herr Fooken ſich ausgedrückt 
hat, eine Wandlung vorgekommen ſei, daß wir hier 
ein Rückzugsmanöver vornehmen. Das falende 
Lachen auf unſerer Seite hat Ihnen, Herr Fooken, 
wohl die richtige Antwort gegeben. Es iſt eben dieſe 
Aeußerung von Ihnen wohl nicht ernſt zu nehmen. 
Wenn Sie aber weiter erklärten, daß wir, wenn wir 
in das Geſetz tiefer hineingeſtiegen wären, hätten er⸗ 
kennen müſſen, daß keine ſchweren Belaſtungen und 
Ungerechtigkeiten vorliegen, dann kann auch dies von 
Ihnen nicht ernſt genommen werden. Oder ſind Sie 
der Anſicht, daß es keine ſchwere Belaſtung der Wirt⸗ 
ſchaft bedeutet, wenn in der heutigen Zeit die Steuer 
um 12 Prozent erhöht wird? (Sehr richtig rechts.) 
Und find Sie wirklich der Anficht, daß es keine Unge⸗ 
rechtigkeit iſt, wenn einem Stande das verweigert 
wird, was jedem anderen Stande offen ſteht? Es liegt 
darin ſogar ein Ausnahmegeſetz für einen ganzen 
Stand. (Sehr richtig! rechts.) Ich glaube, Herr 
Fooken, wenn Sie und Ihre Herren tiefer in das Ge⸗ 
ſetz hineingeſtiegen wären, ſo hätten Sie ſich unſeren 
Anträgen nicht verſchließen dürfen. (Bravo! rechts. 
— Abg. Kloßowfſki: Unerhört ift das!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Hoffmann. 

Hoffmann, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Wenn der Herr Abg. Fooken hier erklärt, daß unſere 
Anträge, die wir jetzt einreichen, genau jo wie die bei 


der zweiten Leſung von niemand anders ernſt ge⸗ 


nommen werden, als von der kommuniſtiſchen Fraktion 
ſo kann ich erklären, daß wir mit den Arbeitern draußen 
eingehend über dieſes Einkommenſteuergeſetz ge⸗ 
ſprochen haben. Wenn der Herr Abg. Fooken meinte, 
daß bei einem Einkommen von 3000 Gulden wenig 
Arbeiter in Frage kämen, ſo muß ich ſagen, daß die 
Sozialdemokraten heute gar nicht wiſſen, was für 
Löhne in den einzelnen Branchen gezahlt werden. 
Vielleicht ſtehen Sie heute ſchon auf dem Standpunkt, 


kommen dürfe. Wir fejen es ja auch bei dem Arbeits⸗ (C) 


loſenfürſorgegeſetz, daß die Sozialdemokraten voll⸗ 
ſtändig von der Arbeiterſchaft abgerückt ſind. Wir 
müſſen aber erklären, daß durch das Einkommenſteuer⸗ 
geſetz die Arbeiter noch ſehr ſtark belaſtet werden. Ich 
habe in der zweiten Leſung ſchon darauf hingewieſen, 
daß heute jemand, der einen Wochenlohn von 30 Gul⸗ 
den erhält, noch Steuern bezahlen muß. Wenn ein 
Arbeiter heute den richtigen Verdienſt hätte und ſo 
leben würde, wie in der Vorkriegszeit, würde er keine 
Steuern bezahlen. Wenn wir heute ſehen, daß die 
Lebenshaltung viel ſchwieriger iſt als vor dem Krieg 
und der Friedenslohn noch nicht erreicht iſt, ſo ver⸗ 
ſtehen wir nicht, daß die Sozialdemokraten erklären, 
daß die Arbeiter damit einverſtanden ſind, daß ihnen 
10 Prozent des Lohnes abgezogen werden. Aber wir 
wiſſen, daß heute die Sozialdemokraten die Steig⸗ 
bügelhalter der Reaktion und des Kapitals ſind. 
(Heiterkeit links.) Sie haben es bewieſen. Sehen Sie 
ſich die geſtrige Stadtbürgerſchaftſitzung an, dann wer⸗ 
den Sie erkennen, daß Ihre Fraktion in der Stadt⸗ 
bürgerſchaft nicht mehr mit den Grundſätzen der 
Sozialdemokratiſchen Partei konform geht. Ich habe 
ſchon bei der zweiten Leſung darauf hingewieſen, daß 
ein Arbeiter, der 30 Gulden pro Woche verdient, 
Steuern bezahlen muß. Ich möchte denjenigen von der 
Sozialdemokratiſchen Partei ſehen, der ein Gehalt von 
130 Gulden hat und noch Steuern bezahlen ſoll. Da 
Sie aber heute gar nicht mehr im Prodpktionsprozeß 
ſtehen und keine Fühlung mit den Arbeitern haben, 
deshalb ſehen Sie heute das Elend der Arbeiter nicht 
mehr. Deshalb erklären Sie, daß es für den Arbeiter 
ein leichtes iſt, wenn man ihm 10 Prozent ſeines 
Lohnes abzieht. Wenn wir uns die Lage der Bau⸗ 
arbeiter, der Maurer, Schloſſer, Zimmerer, Tiſchler 
uſw. betrachten, ſo können wir ſehen, welchen Wochen⸗ 
lohn dieſe Arbeiter erhalten. Sie verdienen etwa 
65 Gulden pro Woche, das ſind 260 Gulden Verdienſt 
im Monat. Die Unverheirateten ſtehen genau ſo 
ſchlecht da, wie die Verheirateten. Wenn ein Arbeiter 
100 Gulden den Monat ſteuerfrei hat, ſo muß er von 
den 160 Gulden, die er verdient, noch 13 Gulden 
Steuern zahlen. Ich habe ſchon in der zweiten Leſung 
darauf hingewieſen, wenn er denſelben Verdienſt hätte, 
den er vor dem Kriege gehabt hat, ſo hätte er nach den 
Steuerſätzen von vor dem Kriege nur einen ganz 
minimalen Satz pro Vierteljahr zu bezahlen. Heute 
ſehen wir, daß der Arbeiter ſeine Steuer ſofort be⸗ 
zahlen muß. Weiter beſtanden für den Arbeiter vor 
dem Kriege in Steuerfragen noch andere Vergünſti⸗ 
gungen. Wenn der Arbeiter arbeitslos war, wurde 
ihm ein Quartal der Steuer geſchenkt. Heute ſehen 
wir, daß der Arbeiter, wenn er wieder zwei Tage 
arbeitet, ſofort dem 10prozentigen Abzug vom 
Arbeitslohn unterliegt. 


Im Ausſchuß wurde darauf hingewieſen, daß der 
Arbeiter eine Reklamation einreichen könne. In 
Tauſenden von Fällen werden aber ſolche Reklama⸗ 
tionen nicht eingereicht, weil der Arbeiter über das 
Steuergeſetz nicht ſo genau im Bilde iſt. Deswegen 
muß man ohne weiteres dazu übergehen, die Ein⸗ 
kommen bis 3000 Gulden ſteuerfrei zu laſſen. Wir 
wollen dabei nicht nur den Arbeiter erfaſſen, ſondern 
auch die Kleinbauern. Mit 3000 Gulden Einkommen 
kommt ein kleiner Bauer, das dürfte allgemein be⸗ 
kannt ſein, nicht vorwärts. Gerade unſere Inter⸗ 
eſſenten haben nachgewieſen, daß 3000 Gulden für den 
Landwirt ſehr wenig bedeuten, und der kleine Land⸗ 
wirt iſt noch viel ſchwieriger dran, als der Groß⸗ 
agrarier. Wir haben geſehen, wie ſich gerade die 


daß ein Arbeiter nur 50 Pfennige pro Stunde be⸗deutſchnationalen Großagrarier gegen dies Steuer⸗ 
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(Hoffmann, Abgeordneter.) s 
geſetz gewandt haben. Wir wollen auch für den Ar⸗ 
beiter den 10prozentigen Lohnabzug beſeitigen. Das⸗ 
ſelbe Syſtem wie vor dem Kriege muß Platz greifen, 
damit derjenige, der heute arbeitslos wird, wenigſtens 
für die erſte Zeit geſichert iſt, wenn er wieder Arbeit 
bekommt. Wir wollen nicht, daß dem Arbeiter, nach⸗ 
dem er jahrelang arbeitslos geweſen iſt, ſofort wieder 
10 Prozent ſeines Lohnes abgezogen werden. Wir 
ſehen, daß die beſitzende Klaſſe nicht ſo rigoros behandelt 
wird, wie die Arbeiter. Deshalb verlangen wir die 
Bejeitigung. des 10prozentigen Lohnabzugs. Dieſe 
Paragraphen müſſen geſtrichen werden. Wenn das 
nicht geſchieht, ſo werden wir ſehen, was die Arbeiter 
dazu ſagen werden. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Fooken. 
Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Das, 
was der Herr Abg. Dr. Ziehm ausgeführt hat, veranlaßt 
mich nicht, noch einmal das Wort zu ergreifen. Ich laſſe 
es gelten, daß man auf dieſe Art und Weiſe ſeinen 
Rückzug antritt. Das, was mich nochmals hierher führt, 
iſt das, was der Herr Abg. Hoffmann ſagte. Intereſſant 
war es für mich zu hören, daß die Arbeiter derartig hohe 
Löhne erhalten, daß ſie in ihrer Mehrzahl durch Steuer⸗ 
veranlagung zur Steuer herangezogen werden ſollen. 
(Zuruf des Abg. Hoffmann.) Ich kann das am aller⸗ 
beſten beurteilen, weil ich in einem Betriebe beſchäftigt 
bin, wo die Angeſtellten mit am beſten in Danzig bezahlt 
werden. Die Steuerfreiheit beträgt für einen Ledigen 
100 Gulden, für einen Verheirateten 130 Gulden, für 
einen Verheirateten mit einem Kind 180 Gulden, 
mit zwei Kindern 230 Gulden. Das wiſſen auch 
unſere Arbeiter. Diejenigen, die vernünftig genug 
ſind, die ſich von den Kommuniſten nicht einſeifen 
laſſen, und es ſind erfreulicherweiſe die allerwenigſten 
in Danzig, die den kommuniſtiſchen Phraſen noch nach⸗ 


(B) laufen, die find auch gewillt, ihren Teil zu den Laſten 


des Staates beizutragen, und die haben ſich gefreut, als 
ich das vorige Mal erklärte, daß auch ſie gewillt ſind, 
zu den Laſten des Staates mit beizutragen. 

Und nun, Herr Kollege Hoffmann, zu der ſchönen 
Phraſe, daß die Sozialdemokratie die Fühlung mit den 
Arbeitern verloren habe. Geſtern zogen durch die 
Straßen der Stadt Danzig Leute mit Plakaten, die für 
die Kommuniſtiſche Partei werben ſollten. Sie hatten 
nicht den Mut, den kommuniſtiſchen Mantel umzu⸗ 
hängen, ſondern nahmen ſozialdemokratiſche Schilder 
mit, um unter der Maske der Sozialdemokratie für die 
Kommuniſten zu werben. So ſieht die Kommuniſtiſche 
Partei im Freiſtaat Danzig aus, daß ſie ihr eigenes 
Aushängeſchild ſcheut und unter unſerer Firma für die 
eigene Partei wirbt. Das zur Illuſtration. (Bravo! 
bei den Sozialdemokraten. — Frau Abg. Kreft: Setzen 
Sie ſich eine ſcharfe Brille auf, Sie leſen ſchlecht! Un⸗ 
ruhe links.) 3 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Es hat 
doch etwas für ſich, wenn von unſerer Seite das Ver⸗ 
halten der Sozialdemokratie gebrandmarkt wird, inſo⸗ 
fern nämlich, als dann die Herren etwas nervös wer⸗ 
den. Wollen Sie etwa beſtreiten, daß dies Steuergeſetz 
ein Ausnahmegeſetz gegen die Arbeiterſchaft iſt? (Ja⸗ 
wohl! bei den Sozialdemokraten.) Dann haben Sie 
damals ziemlich demagogiſch gearbeitet, als Sie dieſen 
Steuerabzug für die Arbeiterſchaft ebenfalls be⸗ 


kämpften. Dann ſind Sie diejenigen, die zwei Seelen 


in der Bruſt haben. (Sehr richtig! bei den Deutſch⸗ 
nationalen. — Heiterkeit bei den Sozialdemokraten. — 
Abg. Spill: Der Kontakt mit rechts iſt wiederher⸗ 
geſtellt!) Die Arbeiterſchaft in ihrer großen Mehrzahl 
ſteht nach wie vor auf dem Standpunkt, daß das gegen⸗ 


Bolkstag Danzig. — 157. Sitzung. Mittwoch, den 10. März 1926. 


wärtige Einkommenſteuergeſetz mit zweierlei Maß (C) 


mißt. Nur mit Hilfe der Sozialdemokratie iſt ſeiner⸗ 
zeit durch ihr Verhalten im Reichstag dies zweierlei 
Maß eingeführt worden. (Zwiſchenruf links.) Ich 


denke, Sie ſind international, meine Herren, oder 


haben Sie die Zweite Internationale auch ſchon auf⸗ 
gegeben. Allerdings iſt an ihr nichts mehr dran. Ich 
wundere mich gar nicht, wenn Sie ſchon ausgetreten 
ſind oder ihr nicht mehr angehören. Aber ſoviel ſteht 
feſt, daß die deutſche Sozialdemokratie und die Dan⸗ 
ziger noch unmittelbar zuſammenhängen. Damals, als 
dieſes Geſetz Geſetz wurde, hatten wir ja noch gar nicht 
den Freiſtaat, da waren Sie auch noch deutſche Sozial⸗ 
demokraten. Heute ſind Sie nur noch Danziger. Da⸗ 
mals wurde mit Ihrer Hilfe beſchloſſen, daß der Lohn⸗ 
ſteuerabzug durchgeführt wurde. Sie haben ſich dagegen 
natürlich geſträubt, aber nur ſo ete petete. Wenn es 
Ihnen ernſt geweſen wäre, hätten Sie damals die Mr- 
beiterſchaft aufgerufen. Das Geſetz wäre dann nicht 
Geſetz geworden. Da haben Sie zurückgezoppt. Das 
ging über Ihren Horizont. Wie kann man Arbeiter 
auch auffordern, in den Kampf zu treten? Das iſt doch 
ziemlich revolutionär und ziemt ſich heute nicht mehr 
für die Sozialdemokratie. (Sehr gut! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Es kommt hier ſchließlich nicht darauf an, wer 
Steuern bezahlt und wie hoch die Löhne ſind, und wie 
auf Grund des Gehalts die Steuer berechnet wird, 
ſondern es kommt lediglich darauf an, daß hier mit 
zweierlei Maß gemeſſen wird und daß dem Arbeiter 
jeder Pfennig beſteuert wird, während Sie ſelbſt zu⸗ 
laſſen, daß die beſitzende Klaſſe den Staat nach allen 
Regeln der Kunſt be.. . — entſchuldigen Sie, ich muß 
mich revidieren, — betrügt, ich wollte etwas anderes 
ſagen. (Heiterkeit.) 

Sehen Sie, meine Herren, daran liegt es, wenn 
man einerſeits dem Arbeiter alles beſteuert und an⸗ 
dererſeits der beſitzenden Klaſſe ſoviel wie möglich ent⸗ 
gegenkommt, und noch mit Hilfe der Arbeitervertreter. 
Dann iſt es ſo weit gekommen, wie es ſchließlich nicht 
weiter kommen konnte. Sie brauchen ſich gar nicht mehr 
zu entlarven, meine Herren von der Sozialdemokratie. 
Es ſteht feſt, daß Sie für die Arbeiterſchaft abſolut 
nichts übrig haben. Wenn Sie glauben, wir benutzten 


das Schild der S. P. D., um Propaganda zu machen, jo 


würde ich Ihnen raten, ſoweit Sie Brillen tragen, ſich 
noch eine zuzulegen, und ſoweit Sie keine haben, ſich 
ſchleunigſt eine anzuſchaffen, damit Sie beſſer leſen und 
beſſer ſehen können, was auf der Straße vorgeht. Wir 
wären ja Trauerklöße und ganz miſerable Kerle, wenn 
wir unter Ihrem Schild marſchieren wollten. Das 
wäre ja Betrug an der Arbeiterſchaft. Da müßten wir 
ja die Arbeiterſchaft genau ſo betrügen, wie Sie es 
getan haben. Das machen wir nicht mit, meine Herren 
von der Sozialdemokratie. Wir können mit offenem 
Viſier kämpfen und ſind bereit, überall mit offenem 
Viſier zu kämpfen. Es wird uns nicht einfallen, unter 
der Flagge der Sozialdemokratie zu marſchieren. Da 
haben Sie ſich verkannt, meine Herren. Was ſteht da 
drauf? (Abg. Spill: S. P. D. und darunter K. P. D.) 
Sie haben es ſchwer verkannt. Es wäre Zeit, daß Sie 
uns erkennen und nach unſeren Grundſätzen handeln. 
Bis jetzt hieß es noch immer, mit dem Bürgertum zu⸗ 
ſammenzugehen und die Arbeiterſchaft ſozuſagen an 
die Wand zu ſtellen. Das iſt Ihr Vorzug und darin 
find Sie groß. (Abg. Spill: S. P. D. ſteht drauf, was 
bedeutet das?) Ich will mich darauf nicht einlaſſen. 
(Aha! links.) Wenn ich ſage, es ſtehen andere Buch⸗ 
ſtaben drauf, ſo werden Sie es wohl auch nicht 
glauben. Aber wenn Sie ſo liebenswürdig wären, ſich 
auf unſer Parteibüro zu begeben und es Ihnen ge⸗ 


D) 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 


(A) lingen ſollte, ein derartiges Schild bei uns zu finden, 


dann ſollen Sie recht haben. (Abg. Spill: Auf der 
Straße aber hatten Sie es!) Gegen Dummheit 
kämpfen Götter ſelbſt vergebens. Was ſoll ich Ihnen 
noch viel erzählen, Sie laſſen ſich doch nicht überzeugen. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Hohnfeldt.) Dann ſoll der 
gute Mann doch den Beweis erbringen. Wenn ich es 
ihm erzähle, glaubt er es nicht. A 

Wozu noch die vielen Worte? Ich fage, er ſoll den 
Beweis antreten, daß dort S. P. D. geſtanden hat. Er 
ſagte, wir gingen unter der Flagge der S. P. D. Wenn 
die Frage ſchon aufgeworfen iſt, ſo haben wir uns an 
die Arbeiter der S. P. D. gewandt. (Zwiſchenrufe 
links.) Die Arbeiter der S. P. D. find uns liebe, gute 
Freunde, Blut von unſerm Blut. Das ſind Arbeiter, 
mit denen wir zuſammengehen. Aber mit den Führern 
der S. P. D. können wir nichts gemein haben. Ich jage 
Ihnen, 90 Prozent Ihrer Anhänger haben nichts mehr 
mit Ihnen gemein. (Abg. Kloßowſki: 99 Prozent!) 
Die haben ſchon lange Ihre Fahne mit Füßen getreten. 
Um dieſe Leute nicht dem Faſchismus zuzuführen oder 
ſie im Landbund untergehen zu laſſen, wenden wir uns 
als aufrichtige Vertreter an ſie, um ſie zuſammen zu 
bekommen. Unter der Flagge ſchwarz⸗rot⸗Moſtrich — 
nein, nein! Wir kennen nur eine Fahne und das iſt 
die rote. 

M. D. u. H.! Um auf das Steuergeſetz zurückzu⸗ 
kommen, möchte ich mir noch ein paar Worte in bezug 
auf die Deutſchnationalen erlauben. Bei der zweiten 
Leſung ging wie ein roter Faden durch die ganzen 
Reden, daß Sie (nach rechts) für die Großagrarier die 
Befreiung von jeder Steuer wollten. An die kleinen 
Landwirte, an die landarme Bevölkerung haben Sie 
micht gedacht. Von denen wollen Sie nichts wiſſen. In 
Ihren Agitationsanträgen bringen Sie für die kleinen 
Leute nichts. Sie wollen auch gar nichts tun, denn es 
wäre Ihnen ſchon oft dazu Gelegenheit gegeben. Immer 
wieder ſind Sie es geweſen, die derartige Anträge ab⸗ 
gelehnt haben, d. h. daß Sie von dieſen Kreiſen nichts 
wiſſen wollen. Leider laſſen ſich die Landarbeiter und 
die kleineren und mittleren Bauern immer noch von 
Ihnen als Vorſchub benutzen. Aber es geht ihnen ſchon 
ein Licht auf, ſie haben auch ſchon erkannt, daß Ihre 
Anträge nur darauf hinauslaufen, das Los der Groß⸗ 
agrarier zu erleichtern. 

Das ſind die beiden Momente, die ſich hier im 
Steuergeſetz bemerkbar machen, und die trotz Ihrer Ab⸗ 
änderungsanträge zur Durchführung kommen ſollen. 
Die Großagrarier ſind heute ſchon ſo von den Steuern 
befreit, daß ſelbſt diejenigen, die 100 Morgen und mehr 
haben, keine Steuern bezahlen dürfen. (Das haben 
Sie ja beantragt! links.) Sie haben es meiſterhaft 
heraus, den Staat zu betrügen. Aber die Arbeiter, die 
nicht in der Lage ſind, dieſen Betrug fertig zu bekom⸗ 
men, müſſen blechen, genau ſo wie die kleinen Land⸗ 
wirte, die Landarbeiter und die kleinen Gewerbe⸗ 
treibenden. Alle dieſe Schichten werden in erſter Linie 
von dem Steuergeſetz betroffen. Das ſind die Leute, 
die bluten müſſen. Sie ſind die Nutznießer des Staates 
und die Nutznießer der Steuern. Ich ſtelle es noch⸗ 
mals feſt, daß die Sozialdemokratie dieſen Rummel mit⸗ 
macht und daß ſie die Intereſſen der Arbeiter und der 
kleinen Leute verrät. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 
Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich beantrage, über 
die Paragraphen en bloc abzuſtimmen, ſoweit nicht Mb- 
änderungsanträge eingegangen ſind. 


Präſident: Das 


nicht der Fall. Wir ſtimmen zunächſt ab über die 


$$ 1—42, bei denen keine Abänderungsanträge vor⸗ 


liegen, dann weiter über § 43, bei dem ein Abände⸗ 
rungsantrag geſtellt iſt, dann weiter über die 
88 44 46, zu denen keine Abänderungsanträge vor- 
liegen. Zu § 47 liegt ein Abänderungsantrag vor. 
Daun kämen die $$ 48—54 ohne Abänderungsanträge. 
Dann kommt der Antrag, die 88 55—66 zu ſtreichen. 
Da müſſen wir poſitiv abſtimmen. Dann kommen die 
$8 66 84, dann der Abänderungsantrag zu § 84, dann 
die 88 84 bis zum Schluß. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bin mit 
dieſer Abſtimmung durchaus einverſtanden, möchte 
aber bitten, die Schlußabſtimmung namentlich vorzu⸗ 
nehmen. 

Präſident: Wir können das vorweg nehmen. Wird 
der Antrag auf namen iche Schlußabſtimmung unter- 
ſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. 
Ich eröffne jetzt die Ausſprache über die 88 1—42. Wort- 
meldungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die die 88 1—42 einſchließlich der 
Abſchnittsüberſchriſten annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit; die $§ 1—42 find angenommen. Ich rufe auf 
§ 43. Da liegt ein Abänderungsantrag der fommu- 
niſtiſchen Fraktion vor, den ich bereits vorhin verleſen 
habe. Wir ſtimmen zunächſt über dieſen Abänderungs⸗ 
antrag ab. Ich bitte die Damen und Herren, die ihm 
zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Abände⸗ 
rungsantrag ift abgelehnt. § 43 der Vorlage ift ſomit 


angenommen. Ich rufe die 88 44—46 und die Abſchnitts⸗ (D) 


überſchrift auf und darf wohl erklären, daß ſie ange⸗ 
nommen find. Zu § 47 liegt ebenfalls ein Abänderungs⸗ 
antrag der kommuniſtiſchen Fraktion vor. Wir ſtimmen 
über dieſen Antrag zunächſt ab. Ich bitte die Damen und 
Herren, die ihn annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
su ‚erheben. (Geſchieht.) Das ift die Minderheit. 
Er ift abgelehnt. § 47 ift damit in der Faſſung der Bor- 
lage angenommen. Ich rufe die SS 48—54 nebſt Mb- 
ſchnittsüberſchriften auf und darf wohl feſtſtellen, daß 
ſie angenommen ſind. Nun liegt ein Abänderungs⸗ 
antrag der kommuniſtiſchen Fraktion vor, die 88 55 
bis 66 zu ſtreichen. Wir müſſen alſo über dieſe Para⸗ 
graphen abſtimmen. Ich bringe die 88 55—66 cin- 
ſchließlich der Abſchnittsüberſchriften zur Abſtimmung 
und bitte die Damen und Herren, die ſie annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. (Das iſt der Lohnabzug! bei den 
Kommuniſten.) Die 88 55—66 einſchließlich Ab⸗ 
ſchnittsüberſchriften ſind angenommen. Dadurch iſt der 
kommuniſtiſche Antrag abgelehnt. Ich rufe auf die 
88 67—82 einſchließlich der Abſchnittsüberſchriften; 
angenommen. Bei 8 83 liegt wiederum ein kommu⸗ 
niſtiſcher Antrag vor. Ich laſſe poſitiv abſtimmen und 
bitte die Damen und Herren, die den § 83 annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
(Das ift die Kirchenſteuer! bei den Kommuniſten, — 
Abg. Gaikowfki: Das ift der Bubikopf!) Das iſt die 
Mehrheit. § 83 ift angenommen, damit iſt der kommu⸗ 
niſtiſche Antrag gefallen. 88 84—96 einſchließlich Mb- 
ſchnittsüberſchriften; angenommen. Ueberſchrift: Ein- 
kommenſteuergeſetz“; angenommen. 
Wir kommen zur Entſchließung: 
Der Senat wird erſucht, mit dem Jahr 1926 be⸗ 
ginnnend, die Beſteuerung nach dem dreijährigen 
Durchſchnitt wieder einzuführen. 


kommt meinem Wunſche ent⸗ (C) 
gegen. Ich hoffe, daß kein Widerſpruch erfolgt. Das iſt 
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94 Stimmen, mit Ja 62, mit Nein 32. 
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(Rräfident.) 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ent- 
ſchließung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Die Entſchließung iſt ange⸗ 


‚nommen, Wir kommen zur Schlußabſtimmung, und 


— 


Frau Meyer, v. 


zwar findet namentliche Abſtimmung ſtatt. Ich bitte 
die Stimmkarten einzuſammeln. (Geſchieht.) Wünſcht 
noch jemand feine Stimmkarte abzugeben? Das ift 
nicht der Fall, dann iſt die Abſtimmung geſchloſſen. 
Es find 95 Stimmzettel“) abgegeben, 42 mit Nein, 53 mit 
Ja, die Vorlage iſt angenommen. Wir kommen zu 
Punkt 6 der Tagesordnung: : 

Wiederholte Beratung eines 

ſteuergeſetzes. 

Druckſache Nr. 2158 zu Nr. 2098. Es liegt ein Mb- 
änderungsantrag vor, der wohl ſchon in Ihren Händen 
iſt. (Abg. Rahn: Wir waren bei der namentlichen 
Abſtimmung ſtehen geblieben, bei Punkt 6 der 
Tagesordnung waren wir beſchlußunfähig geworden, 
infolge der Verweigerung der Stimmabgabe durch die 
Deutſchnationalenl) Herr Abg. Rahn hat recht. 
Wir befinden uns in der namentlichen Abſtimmung 
über § 1 des Vermögensſteuergeſetzes. Ich bitte, die 
Stimmkarten einzuſammeln. (Geſchieht.) Wünſcht 
noch jemand ſeine Stimmkarte abzugeben? Das iſt 
nicht der Fall. Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind 
94 Stimmen) abgegeben worden, davon 32 mit Nein, 


Vermögens⸗ 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 
95 Stimmkarten, mit Ja 53, mit Nein 42. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Arndt, Beyer, 
Ediger, Dr Eppich, Frau Falk, Fiſcher, J., Förſter, Fooken, 
Gaikowſki, Gebauer, Gehl, Gerick, Grünhagen, Hennke, 
Hoppe, Janzen, Joſeph, Dr. Kamnitzer, Karſchefſki, Klawitter, 
Klingenberg, Kloßowſki, Frau Kuntz, Kuckelkorn, Frau 
Landmann, Leu, Loops, Frau Malikowſki, Mathieu, Mau, 
Dr. Moczynſki, Mroczkowſki, Müller, Neubauer, Plettner, 
Rahn, Reek, Rehberg, Rohde, Frau Richter, Schilke, 
Schmidt, E., Schmidt, R., Schülke, Spill, Sprett, Dr. Wagner, 
Weiß, Werner, Wierſchowſki, Wisniewski, Frau Super. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bahl, Dr. Blavier, 
Böcker, Böhm, Brodowſki, Bukmakowſki, Bürgerle, Dr. 
Bumke, Burandt, Doerkſen, Dyck II, Ehm, Eichholtz, Falken⸗ 
berg, Fiſcher, P., Frau Grundmann, Guttzeit, Habel, Hoff⸗ 
mann, Frau Kalähne, Karkutſch, Klapps, Frau Knoblauch, 
Frau Kreft, Laſchewſki, Lietzau, Liſchnewſki, Maier, Mayen, 
) ; Malachinſki, Frau Mohn, Philipſen, 
Raſchke, Schütz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, Stahnke, 
Dr. Treichel, Weſſalowſki, Dr. Ziehm. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bergmann, Dr. Bing, 
Brill, Dahſler, Frau Döll, Falk Glombowſki, Harnau, Herr- 
mann, Hohnfeldt, Jedwabſki, Dr Kubacz, Kurowſki, Lan⸗ 
gowſki, Lehmann, Dr Lembke, Lemke, Dr Neumann, Nordwig, 
Dr. Panecki, Penner I, Polſter, Raube, Schulz, Dr. Wendt. 


zee) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegeben 


Abgegeben 


Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Beyer, Buk⸗ 
makowſki, Ediger, Dr Eppich, Frau Falk, Fiſcher, J., 


Förſter, Fooken, Gaikowſki, Gebauer, Gehl, Gerick, Grün⸗ 


agen, Hennke, Hoffmann, Hohnfeldt, Hoppe, Janzen, Joſeph, 
J. Kamnitzer, Karſchefſki, Klapps, Klawitter, Klingenberg, 
Kloßowſki, Kreft, Frau Kuntz, Kuckelkorn, Landmann, 
Laſchewſki, Leu, Liſchnewſki, Loops, Frau Malikowſkt, 
Mathieu, Mau, Dr. Moezynſki, v. Malachinſki, Mroczkowſfki, 
Müller, Neubauer, Plettner, Rahn, Raſchke, Reek, Rehberg, 
Rohde, Frau Richter, Schilke, Schmidt, E., Schmidt, R., 
Schulz, Schülke, Spill, Splett, Dr. Wagner, Weiß, Werner, 
Wierſchowſki, Wisniewski, Frau Zuper. 


Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bahl, Dr. Blavier, 
Böcker, Böhm, Brodowski, Bürgerle, Burandt, Dyck II, 
Ehm, Eichholtz, Falkenberg, Fiſcher, P., Frau Grundmann, 
Guttzeit, Habel, Frau Kalähne, Karkutſch, Frau Knoblauch, 
Lietzau, Maier, Mayen, Frau Meyer, Frau Mohn, 
Philipſen, Schütz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, 
Stahnke, Dr Treichel, Weſſalowſki, Dr. Ziehm. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Arndt, Bergmann, 
Dr. Bing, Brill, Dr. Bumke, Dahfler, Frau Döll, Doerkſen, 
Falk, Glombowſki, Harnau, Herrmann, Jedwabſki, Dr. 
Kubacz, Kurowſki, Langowſki, Lehmann, Dr. Lembke, Lemke, 
Dr. Neumann, Nordwig, Dr. Paneeki, Penner I, Polſter, 
Rauhe, Dr. Wendt. ; 
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62 mit Ja. § 1 ift angenommen. Ich eröffne die Aus⸗ (C) 


ſprache zu § 2. Das Wort hat der Herr Abg. Lietzau. 

Lietzau, Abgeordneter (D. Nat.) M. D. u. H.! 
Meine Fraktion hatte Anträge zur Vermeidung einer 
Erhöhung der Sätze des Vermögensſteuergeſetzes ein⸗ 
gebracht, die von Ihnen leider abgelehnt worden ſind, 
obgleich ſie ſeitens des Finanzrates zum Teil Beach⸗ 
tung fanden. Das Geſetz wurde ſo, wie es heute vor⸗ 
liegt, gegen die Stimmen der Deutſchnationalen ange⸗ 
nommen. Wir legen großen Wert darauf, daß unſere 
Anträge, die wir inzwiſchen zur Verteilung gebracht 
haben, Beachtung finden und empfehlen Ihnen ihre An⸗ 
nahme. Das Ziel unſerer Steuerpolitik muß fein, 
einen Steuerabbau zur Behebung und Linderung 
unſerer Wirtſchaftsnot herbeizuführen. Sie brauchen 
nur die Steuerpolitik des Deutſchen Reiches zu ver⸗ 
folgen. (Abg. Rahn: Das tft doch nicht zu § 2!) 

Präſident: Herr Abgeordneter, Sie hätten ſich zu 
§ 23 melden folen. Wir haben jetzt die Ausſprache 
über $ 2. Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ein Volk, das einen 
Krieg, ein großes Stahl bad, mitgemacht hat, in dieſem 
Stahlbad beinahe untergegangen wäre, das durch die 
Unfähigkeit ſeiner Staatsmänner eine Inflation durch⸗ 
gemacht hat, wie das deutſche und in Verbindung damit 
währungspolitiſch auch Danzig, ſollte alles tun, um 
die Aufnahme von Geld aus dem Ausland nach Mög⸗ 
lichkeit zu erleichtern. Wenn man hier in Danzig nach 
dieſem vorliegenden Vermögensſteuergeſetz das in 
Danzig inveſtierte ausländiſche Kapital, das ſich in der 
Form gewerblicher Betriebe betätigt, zur Vermögens⸗ 
ſteuer heranzieht, ſo iſt dagegen nichts einzuwenden. 
Es iſt im Gegenteil im Intereſſe der Konkurrenz⸗ 
fähigkeit der inländiſchen Unternehmer noch zu be⸗ 
grüßen, daß die ausländiſchen Unternehmer, die hier 
Handel, Gewerbe und Induſtrie treiben, für ihr Be⸗ 
triebsvermögen und die Grundwerte zur Steuer her⸗ 
angezogen werden. Wenn man aber, nachdem die 
flüſſigen Mittel faſt völlig verwandt ſind, hier in 
Danzig auch diejenigen Gelder, die zu irgendwelchen 
Zwecken in Hypothekenform hereinkommen oder in in⸗ 
duſtriellen oder Handelsbetrieben, geſichert durch 
Hypotheken, vorhanden find oder in Form von fo- 
genannten eingefrorenen Krediten, deren zwangsweiſe 
Eintreibung aufgeſchoben wird und nur eine Sicherung 
durch Sicherheitshypotheken oder Grundſchuld erfolgt, 
auch zur Vermögensſteuer heranzieht, ſo iſt das 
ein grober Unfug. Grober Unfug iſt es ferner, 
wenn jemand, der in dieſer bedrängten Zeit 
bereit iſt, Gelder nach Danzig zu geben, um hier eine 
Anzahl Arbeiter und Angeſtellte zu beſchäftigen, zur 
Vermögensſteuer herangezogen wird. Ich war vor 
14 Tagen in Berlin und verhandelte wegen der Her⸗ 
gabe von Geld an kaufmänniſche Großbetriebe, die 
großen Grundbeſitz haben. Da wurde mir von den 
Geldgebern geſagt: „In Danzig wird ja Vermögens⸗ 
ſteuer erhoben, da haben wir kein Intereſſe daran, 
Gelder nach Danzig zu geben, wenn wir % Prozent 
von der Summe Vermögensſteuer bezahlen ſollen. Wir 
haben in Deutſchland genügend große und gute Objekte, 
die wir ausnutzen können.“ Es wäre deshalb ſehr gut, 
wenn man in Danzig auch die aus dem Auslande her⸗ 
einkommenden Geldmittel von Leuten, die hier nicht 
gewerbliche Betriebe unterhalten, ſondern nur Gel 
an Handel und Induſtrie geben, von der Vermögens⸗ 
ſteuer freilaſſen wollte. (Den Vorſitz übernimmt 
Vizepräſident Splett.) Vor allen Dingen ſollten wir 
aber die Grundſchulden bzw. Sicherheitshypotheken 
freilaſſen, die von Danziger Schuldnern beſtellt worden 


| find, die infolge der Kriſe und der Schwierigkeiten des 


DJ 


(A) polnischen Wirtſchaftsgebietes nicht 


{B) 


(Rahn, Abgeordneter.) 

zahlungsfähig 
ſind und denen jetzt, wie man ſich vulgär ausdrückt, nur 
das Gas nicht abgedreht wird, weil die ausländiſchen 
Gläubiger nachſichtig ſind und ſich zu dem Zweck mit 
der Beſtellung von Grundſchuld und Sicherheitshypo⸗ 
theken zufriedengegeben haben. 

Es liegt eine große Ungerechtigkeit darin, daß man 
einem ausländiſchen Kreditgeber, der Waren gegeben 
hat und Forderungen an Danziger Unternehmungen 
beſitzt, die eingefrorenen Kredite als Vermögen be⸗ 
ſteuert. Wer weiß denn, ob dagegen nicht Bankver⸗ 
pflichtung auf der anderen Seite, in England, Holland 
uſw. beſteht. Ich fage das aus Erfahrung. Ich weiß, 
daß ein großer Teil der engliſchen und holländiſchen 
Firmen, die in Danzig mit Beträgen feſtliegen, die 


ſchwierigſten Verhältniſſe mit den dortigen Kredit⸗ 


gebern haben. Ich habe keinen formellen Abänderungs⸗ 
antrag zum Geſetz geſtellt, da die Zeit zu weit vor⸗ 
geſchritten war und bei der Schwerfälligkeit der inter⸗ 
fraktionellen Beſprechungen kaum mehr auf ein poſi⸗ 
tives Ergebnis zu rechnen ift. Aber da der 8 4 eine 


Beſtimmung enthält, daß der Senat ermächtigt wird, 


weitere Befreiungen von der Vermögensſteuerpflicht 
zu gewähren, ſo habe ich mir erlaubt, mit Unterſtützung 
einiger Kollegen von der Deutſch⸗Danziger Volkspartei 
und des Herrn Abg. Hohnfeldt eine Reſolution zu 8 4 
einzubringen, in der der Senat erſucht wird, dieſe Er⸗ 
mächtigung zur Befreiung von der Vermögensſteuer⸗ 
pflicht nach 8 4 Abſatz 2 auch auf diejenigen Fälle ans- 
zudehnen, die ich vorhin kurz ſkizziert habe. Der An⸗ 
trag lautet: 

Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen, von der Ermächtigung des § 4 Abſatz 2 Gebrauch 
zu machen: Bei ausländiſchen Krediten (kurz⸗ und 
langfriſtig), auch durch Hypotheken geſicherte, wenn die 
Kredite für gewerbliche Betriebe, an die Landwirt⸗ 
ſchaft oder zum Wohnungsbau gegeben worden ſind 
oder gegeben werden. 

Der Senat kann alſo prüfen, ob es ſich um die von 
mir kurz aufgeführten Fälle handelt, ob ſie im Inter⸗ 
eſſe der Danziger Wirtſchaft liegen oder ob es ſich bei 
der Hergabe von Geldern aus dem Auslande lediglich 
um Mittel handelt, die man bei ſehr hoher Verzinſung 
in Danzig anlegen wollte, um dadurch eine höhere 
Rentabilität des Kapitals herauszuſchlagen. Wo dieſe 
Fälle vorliegen, hat der Senat es auf Grund der Er⸗ 
mächtigung in der Hand, die Befreiung auszuſchlagen. 


Aber in den Fällen, in denen eine tatſächliche Notlage 


vorliegt, wäre es eine ſehr grobe Ungerechtigkeit, wenn 
die Beſteuerung erfolgte. Augenblicklich beſtimmt das 
Geſetz es und die Steuerbehörde muß dementſprechend 
veranlagen. Einer unſerer erſten Danziger Juriſten, 
Rechtsanwalt Roſenbaum, der mit derartigen Dingen 
ſehr viel zu tun hat, hat mich dieſer Tage interpelliert 
und gefragt, ob die Danziger Volksvertreter noch bei 
Groſchen wären, um in einer derartigen Zeit in Danzig 
Beſtimmungen zu treffen, nach denen Sicherheitshypo⸗ 
theken für eingefrorene Kredite vermögensſteuer⸗ 
pflichtig ſind. : 

Sie ſehen, daß eine derartige Beſtimmung, wie wir 
ſie haben und wie ſie wieder verankert werden ſoll, zu 
den tollſten Ungerechtigkeiten führt. Ich bitte Sie des⸗ 
halb, meiner Reſolution zuzuſtimmen, durch die der 
Senat in Einzelfällen vollkommen Entſcheidung dar⸗ 
über hat, ob Gerechtigkeit Platz greifen kann oder ob 
durch derartige Anträge lediglich verſucht werden ſoll, 
ſich um die Steuer zu drücken. 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen zu 
8 2 liegen nicht vor. Ich bitte diejenigen, die den § 2an- 
nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Der $ 2 ift angenommen. Ich 
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darf wohl ohne weitere Abſtimmung feititellen, daß auch (C) 


$ 3 mit derſelben Mehrheit angenommen ift. Es iſt fo 
beſchloſſen. Zu § 4 liegen Wortmeldungen nicht vor, 
die Beratung iſt geſchloſſen. Es wird zweckmäßig ſein, 
die Reſolution am Schluß zu behandeln. 8 4; ange- 
nommen, ebenſo die Abſchnittsüberſchrift, § 5; ange⸗ 
nommen. $ 6; angenommen. § 7; angenommen. 8 8; 
angenommen, § 9; angenommen. § 10; angenommen, 
$ 11; angenommen. $ 127 angenommen. $ 13; ange⸗ 
nommen. Ich eröffne die Beſprechung zu § 14. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Wir kommen zu den Ab⸗ 
änderungsanträgen, wie ſie in Druckſache Nr. 2169 vor⸗ 
liegen. 
§ 14 erhält folgende Faſſung: A 

Bei der Bewertung des Vermögens gelten die 
Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes über die Wert⸗ 
ermittlung. j 

Eventualantrag. 
Falls vorſtehender Abänderungsantrag abgelehnt 
wird, erhält § 14 folgende Faſſung: 

Bei der Bewertung des Vermögens gelten die 
Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes über die 
Wertermittlung. Der Senat kann mit Zuſtim⸗ 
mung des Finanzrats für Grundſtücke und ſolche 
Gegenſtände, die dauernd dem Betriebe gewidmet 
ſind, beſondere Grundſätze über die Wertermitte⸗ 
e e Yy 

4 r. Ziehm u. d. übr. g. d. D.⸗Nat. Fr. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem Abän⸗ 
derungsantrag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Der 
Antrag iſt abgelehnt. Dann iſt nach Ablehnung dieſes 
Antrages ein Eventualantrag geſtellt. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dieſem Eventualantrag zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ift die Minderheit; er ift abgelehnt. $ 14 ein- 
ſchließlich Abſchnittsüberſchrift?; angenommen. Ich 
rufe auf § 15, Abänderungsanträge liegen nicht vor. 
Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, 
daß der $ 15 angenommen ift. § 16; angenommen. Zu 
§ 17 liegt wieder ein Abänderungsantrag des Abg. 
Dr Ziehm und Fraktion vor. 


$ 17, Ziffer 1, erhält folgende Faſſung: 
1. Die Steuer beträgt jährlich: 

wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 20 000 
Gulden nicht überſteigt, 1 v. T. des Vermögens, 

wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 20 000 
Gulden, aber nicht 40000 Gulden überſteigt, 
1% v. T. des Vermögens, 

wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 40 000 
Gulden, aber nicht 60000 Gulden überſteigt, 
2 v. T. des Vermögens, i g 

wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 60 000 
Gulden, aber nicht 100000 Gulden überſteigt, 
2% v. T. des Vermögens, a 

wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 100 009 
Gulden, aber nicht 150000 Gulden überſteigt, 
3 v. T. des Vermögens, > E 

wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 150 000 
Gulden, aber nicht 200000 Gulden überſteigt, 
3% v. T. des Vermögens, $ 

wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 200 000 
Gulden, aber nicht 300 000 Gulden überſteigt, 
4 v. T. des Vermögens, N 

wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 300 000 
Gulden, aber nicht 400 000 Gulden überſteigt, 
4% v. T. des Vermögens, 

wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 400 000 
Gulden überſteigt, 5 v. T. des Vermögens. 


— 


D 


(Abg. Dr. Ziehm: Ich beantrage namentliche Abſtim. 


mung über unſeren Abänderungsantrag Druckſache 
Nr. 2170.) Wird der Antrag unterſtützt? Die Unter⸗ 
ſtützung reicht hin. Wir kommen zur namentlichen 
Abſtimmung über den Abänderungsantrag der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion in Druckſache Nr. 2170. Die 
namentliche Abſtimmung beginnt. Ich bitte die Stimm⸗ 
karten einzuſammeln. (Geſchieht.) Wünſcht noch 


jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, 
dann iſt die Abſtimmung geſchloſſen. An ihr haben ſich 


x 


(A) 


(B) 


parteien. 
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[Präſident.) 
101 Damen und Herren beteiligt“). Davon ſtimmten 
mit Ja 37, mit Nein 64. Der Abänderungsantrag zu 
§ 17 , Druckſache Nr. 2170, ift abgelehnt. Ich bitte die 
Damen und Herren, die § 17 der Vorlage annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ift die Mehrheit; $ 17 ift angenommen. Ich rufe 
auf § 18. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe fie, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Zu § 18 liegt 
ebenfolls ein Abänderungsantrag des Abg. Dr. Ziehm 
und Fraktion vor; 

In 8 18, Abſatz 1, iſt an Stelle „5 v. H.“ zu ſetzen 


„10 v. H. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Abände⸗ 
rungsantrag zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Ich darf wohl ohne weitere Abſtimmung 
feſtſtellen, daß § 18 der Vorlage angenommen iſt. Ich 
rufe § 19 auf. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
fie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich darf wohl 
ohne Abſtimmung feſtſtellen, daß § 19 einſchließlich der 
Abſchnittsüberſchrift angenommen ift. § 20; desgleichen. 
§ 21; ebenſo. $ 22; ebenfalls. Zu $ 23 liegt ein Abän⸗ 
derungsantrag Druckſache Nr. 2185 vor. 
In $ 23, Abſatz 1, find die Worte: 
„Mindeſtens aber um 20000,— Gulden“ 
zu ſtreichen. 
In § 23, 1, find die Worte: 
„mit Wirkung vom Beginn des auf den Zeit⸗ 
punkt der Verkündung folgenden Kalender- 
vierteljahres ab“ 
die Worte zu ſetzen: 
„mit Wirkung vom 1. des auf die Verkündung 
folgenden Kalendervierteljahres ab...” 
In § 23, 2, find hinter den Worten: 
„im Laufe eines Veranlagungszeitraums“ 
die Worte einzuſchalten: x 
„durch Erbanfall, Vermächtnis, Schenkungen, 
Altenteil oder Ueberlaſſungsverträge zwiſchen 
Eltern und Kindern oder Verheiratung.“ 
i ‚Dr. Zieh m u. d. übr. Mal. d. D.⸗Nat. Fr. 
Ich eröffne die Ausſprache zu §S 23. Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr Ziehm. 
Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Es iſt das Weſen des Parlamentarismus, daß die Re⸗ 
gierungsparteien das durchzuſetzen ſuchen, was die 
Regierung wünſcht, darum nennt man ſie Regierungs⸗ 
Hier in Danzig ſcheint das anders zu ſein. 
Der Senat, alſo die Regierung, empfiehlt Ihnen Ab⸗ 
änderungen, Sie gehen darauf nicht ein. Es war ſchon 
eine Nichtachtung gegenüber den von Ihrer Regierung 
aufgenommenen, nach meiner Auffaſſung ſehr beach⸗ 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegeben 
101 Stimmen, mit Ja 37, mit Nein 64. 
Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bahl, Dr. Blavier, 
Böcker, Böhm, Brodowſki, Bürgerle, Burandt, Doerkſen, 
Dyck II, Ehm, Eichholtz, Falk, Falkenberg, Fiſcher, P., Grund⸗ 
mann, Guttzeit, Habel, Harnau, Frau Kalähne, Karkutſch, 
Frau Knoblauch, Lehmann, Liebau, Magier, Mayen, Frau 
Meyer, Frau Mohn, Nordwig, Penner I, Philipſen, Schütz, 
Schwegmann, Semrau, Senftleben, Stahnke, Weſſalowſki, 
Dr. Ziehm. à > 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Arczynſki, Arndt, 
Beyer, Dr Bing, Bukmakowſki, Ediger, Dr. Eppich, Frau 
Falk, Fiſcher, J., Förſter, Fooken, Gaikowſki, Gebauer, 
Gehl, Gerick, Grünhagen, Hennke, Hoffmann, Hohnfeldt, 
Hoppe, Janzen, Joſeph, Dr. Kamnitzer, Karſchefſki, Klapps, 
Klawitter, Klingenberg, Kloßowſki, Frau⸗Kreft, Frau Kuntz, 
Kuckelkorn, Frau Landmann, Laſchewſki, Leu, Liſchnewfki, 
Loops, Frau Malikowſki, Mathieu, Mau, Dr. Moczynſki, 
v. Malachinſki, Mroezkowſki, Müller, Neubauer, Plettner, 
Rahn, Raſchke, Reek, Rehberg, Rohde, Frau Richter, Schilke, 
Schmidt, Ed., Schmidt, R., Schülke, Schulz, Spill, Splett, 
nn Wagner, Weiß, Werner, Wierſchowſki, Wisniewſki, Frau 
Buper. i 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bergmann, Brill, 
Dr. Bumke, Dahſler, Döll, Glombowfki, Herrmann, Jed- 
wabſkt, Dr Kubacz, Kurowſki, Langowſki Dr. Lembke, Lemke, 
DE Pe eya Dr. Panecki, Polſter, Raube, Dr. Treichel, 

r. Wendt. 
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tenswerten Vorſchlägen des Finanzrates, daß Sie es (C) 


ablehnten, über dieſe Vorſchläge des Senats überhaupt 
im Ausſchuß zu beraten. Es iſt eine noch größere Nicht⸗ 


achtung, daß Sie es gar nicht für nötig erachten, dieſe 


Vorſchläge des Senats in Form von Anträgen hier 
aufzunehmen. Ihre Regierung hat die Vorſchläge ſehr 
eingehend begründet, auch der Finanzrat hat in ganz 
eingehender Weiſe ſeine mit der Regierung überein⸗ 
ſtimmende Anſicht begründet. Sie gehen über beides 
wortlos hinweg. Das iſt eine Nichtachtung. 

Wir haben bei den Beratungen auf dieſe Bedenken 
hingewieſen, Sie ſind aber auf unſere Einwendungen 
nicht eingegangen. Ihre Regierung hat aber unſere 
Einwendungen für berechtigt erklärt. M. D. u. H.! 
ſollte das etwa der Grund ſein, weshalb Sie in dieſem 


Fall Ihrer Regierung nicht folgen, ſondern fiH ihr 


gegenüber völlig ablehnend verhalten? Das erinnert 
mich an einen Ausſpruch von Bismarck, der ſich als 


Mitglied des Bundestages in Frankfurt am Main ein⸗ 


mal ſcherzhaft dahin ausſprach, er richte ſich bei der 
Abſtimmung nicht danach, wie ſich ſeine Freunde ver⸗ 
hielten, ſondern nach dem Verhalten ſeiner Gegner. 
Das waren damals die Freiſinnigen. Er ſagte: „Die 
paſſen beſſer auf. Ich tue immer das Gegenteil von 
dem, was die vorſchlagen.“ So ſcheint es auch bei Ihnen 
zu ſein. Sie ſcheinen ſich bei Ihren Abſtimmungen 
nicht nach dem zu richten, was Ihre Regierung Ihnen 
empfiehlt, ſondern in Gegenſatz zu dem zu ſtellen, was 


wir vorſchlagen. Wir haben jetzt die Anträge aufge⸗ 


nommen und ſind neugierig, wie Sie ſich zu ihnen bei 
der Abſtimmung verhalten werden. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr 
Abg. Fooken. 


Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Die 
Herren von der Deutſchnationalen Partei ſcheinen ſich 
heute in allen möglichen Rollen zu gefallen, augenblick⸗ 
lich als Schirmherren der neuen Regierung. Wie liegen 
die Dinge? Man kann ſehr im Zweifel ſein, ob der 
Finanzrat berechtigt war, dieſes Geſetz überhaupt dem 
Volkstag zurückzugeben. Laſſen wir einmal die Dinge 
chronologiſch an unſerem Auge vorüberziehen. Da 
ſtellen wir feſt, daß der Senat das Geſetz ausgearbeitet 
und dem Finanzrat zur Begutachtung eingereicht hat. 
Der Finanzrat hat dazu Stellung genommen und eine 
einzige Abänderung vorgeſchlagen, die der Senat noch⸗ 


mals geprüft hat. Er erklärte, daß er dieſem Wunſche 


des Finanzrates nicht beiträte. So ſteht es in der Vor⸗ 
lage. Dieſe Vorlage geht an den Volkstag, an den 
Steuerausſchuß. Der Steuerausſchuß ändert an der 
Vorlage des Senats nichts, ſondern arbeitet die Vor⸗ 
lage in das alte Geſetz hinein. Dieſes ſo fertiggeſtellte 
Geſetz geht über den Senat an den Finanzrat. Der 
Finanzrat nimmt nun nicht zu den neuen Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes Stellung, ſondern nimmt die 
alten Beſtimmungen des Geſetzes vor und wüuſcht 
daran Abänderungen. M. D. u. H.! Ich bin der An⸗ 
ſicht, daß die Verfaſſung hier ein deutliches, klares Wort 
ſpricht, und zwar heißt es im § 56 der Verfaſſung, daß 
die Zuſtimmung des Finanzrates einzuholen iſt, wenn 
es ſich um neue Steuern handelt. Allerdings iſt durch 
eine Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts aus⸗ 
gelegt worden, daß man darunter auch neue Steuer⸗ 
geſetze zu verſtehen habe. Dazu, nämlich zu dem neuen 
Steuergeſetz, nimmt der Finanzrat aber nicht Stellung. 
Selbſt einmal die Form iſt nicht gewahrt, ſondern das 
alte Steuergeſetz iſt es, das es dem Finanzrat angetan 
hat. Das alte Steuergeſetz ſoll abgeändert werden, zu⸗ 
dem werden Wünſche geäußert, was abgeändert werden 
ſolle. Die Vorlage geht an den Senat zurück. Der Senat 
überreicht die Wünſche des Finanzrates dem Volfs- 


D} 


— 
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(Fooken. Abgeordneter.) 

tage, fügt hinzu, ohne Anträge zu ſtellen, daß der Senat 
nichts dagegen hätte, wenn es erwünſcht ſei, das Geſetz 
zr ändern. (Abg. Dr Ziehm: Er ſchlägt vor!) Ich 
bin der Anſicht, nachdem, wie es im Artikel 43 der 
Danziger Verfaſſung heißt, der übereinſtimmende Be⸗ 
ſchluß des Volkstages und des Senats vorliegt, daß der 
Senat kein Recht hatte, dies Geſetz dem Volkstag zurück⸗ 
zugeben, ſondern daß er verpflichtet war, das Geſetz 
einfach zu verkünden. (Sehr richtig! links. — Zuruf 
des Abg. Schwegmann.) Nein, Herr Abg. Schweg⸗ 
mann, es liegen übereinſtimmende Beſchlüſſe des 
Senats und des Volkstages vor. Die Verſaſſung iſt 
nicht gebrochen, aber das Recht des Volkstages iſt es, 
eine ſolche Vorlage zurückzuweiſen. Aus dieſem Grunde, 
Herr Abg. Schwegmann, haben wir dieſe Vorlage auch 
nicht an den Ausſchuß gehen laſſen. Um aber alle Weit⸗ 
läufigkeiten zu vermeiden, um allen Streitigkeiten vor 
dem Obergericht aus dem Wege zu gehen, haben wir 
uns bereit erklärt, dieſes Geſetz noch einmal, wie es die 
Geſchäftsordnung vorſieht, in der Form der dritten 
Leſung paſſieren zu laſſen, aber es abzulehnen, irgend⸗ 
welche Aenderungen an dem Geſetz vorzunehmen. 
(Bravo! links.) 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
zu $ 23 liegen nicht vor. Wünſcht die antragſtellende 
Partei Einzelabſtimmung oder ſoll der Antrag als 
Ganzes aufgefaßt werden? (Abg. Dr. Ziehm: Einzeln!) 
Im 8 23 Abſatz 1 ſind die Worte „Mindeſtens aber um 
20000 Gulden“ zu ſtreichen. Da müſſen wir poſitiv 
abſtimmen. Die Damen und Herren, die dem Wortlaut 
bezüglich der 20 000 Gulden, wie er im § 23 der Geſetzes⸗ 
vorlage vorliegt, zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 
Angenommen. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem zweiten Teil des Abänderungsantrages zuſtimmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Dann heißt es 
weiter: „In 8 23, 2 find hinter den Worten uſw.“ Die 
Damen und Herren, die dieſem Abänderungsantrag 
zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem $ 23 der Vor⸗ 
lage zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, § 23 iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe auf 8 24. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Ich darf wohl ohne 
beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß $ 24 angenommen 
iſt. Das iſt der Fall. § 25; angenommen. $ 26 ein⸗ 
ſchließlich Abſchnittsüberſchrift; angenommen. 8 27; 
angenommen. 8 28 nebſt Abſchnittsüberſchrift; ange- 
nommen. § 29; angenommen. 8 30 und Abſchnitts⸗ 
überſchrift; angenommen. Diejenigen, die der Ueber⸗ 
ſchrift zuſtimmen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, ſie ift angenommen. 


Dann liegt noch die Entſchließung Rahn und Genoſſen 


vor: 

Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen, von der Ermächtigung des § 4 Abſatz 2 Gebrauch 
zu machen: Bei ausländiſchen Krediten (kurz⸗ und 
langfriſtig), auch durch Hypotheken geſicherte, wenn die 
Kredite für gewerbliche Betriebe, an die Landwirt⸗ 
ſchaft oder zum Wohnungsbau gegeben worden ſind 

£ oder gegeben werden, 9 20 ; 

Ich bitte diejenigen, die der Entſchließung zuſtimmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Abg. 
Rahn: Endlich iſt das ganze Haus einig!) Das iſt 
die Mehrheit, die Entſchließung ift angenommen. Wir 
kommen zur Schlußabſtimmung. Diejenigen, die dem 
Geſetz in der Schlußabſtimmung zuſtimmen wollen, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 


Das iſt die Mehrheit. Das Geſetz iſt angenommen. Ich 
rufe auf Punkt 7 der Tagesordnung 


| 


Dritte Beratung eines Körperſchaftsſteuer⸗ (C) 


geſetzes. 

Druckſache Nr. 2147 zu Nr. 2045. Ich eröffne die all⸗ 
gemeine Ausſprache zu § 1. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Diejenigen, 
die $ 1 annehmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Ich 
rufe auf $ 2, Wortmeldungen liegen nicht vor. Die 
Beratung iſt geſchloſſen. Ich darf wohl ohne beſondere 
Abſtimmung die Annahme dieſes und der folgenden 
Paragraphen einſchließlich der Abſchnittsüberſchriften 
mit derſelben Mehrheit feſtſtellen. 88 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 
9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 17, 18; angenommen. Die⸗ 
jenigen, die dem Geſetz in der Ueberſchrift „Körper⸗ 
ſchaftsſteuergeſetz“ zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit; angenommen. Die Damen und Herren, die das 
Geſetz in der Schlußabſtimmung annehmen wollen, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit; angenommen. Ich rufe auf Punkt 8 
der Tagesordnung: 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegen⸗ 
heiten zum Antrag des Abg. Schwegmann und 
Fraktion betr. Erwerbsloſenfürſorge. 

Druckſache Nr. 2176 zu Nr. 2144. Das Wort hat der 
Herr Abg. Karkutſch. 

Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Wenn der Senat auch in geringem Umfange unſerem 
Antrag ſtattgegeben hat, ſo können wir trotzdem nicht 
anerkennen, daß unſere Anträge, wie in der „Volks⸗ 
ſtimme“ zu leſen war, überholt ſeien. Zugegeben, daß 
es beſſer iſt, Arbeiten zu leiſten, als Unterſtützungen 
ohne jede Arbeitsleiſtung zu zahlen, ſo können wir 


uns nur mit ſolchen Notſtandsarbeiten einverſtanden 


erklären, die einen ſofort realiſierbaren Wert dar⸗ 


ſtellen. Sind die Mittel für die Erwerbsloſenfürſorge 


ſchon nicht mehr aufzubringen, jo fragt mn ſich, wo 
der Senat die um 50 Prozent höheren Koſten für dieſe 
Notſtandsarbeiten hernehmen will. Es wäre uns lieb, 
vom Senat zu hören, woher die Mittel genommen 
werden ſollen, wenn, wie vom Senat bisher behauptet 
wird, eine Anleihe nicht erhältlich iſt. Jedenfalls ſehen 


wir nicht, wie die Finanznot dadurch behoben oder auch 


nur wenigſtens gebeſſert werden könnte. Die in An⸗ 
griff genommenen Erdarbeiten und Straßenbauten 


können nicht als „produktiv“ bezeichnet werden. (Sie 
mollen die Arbeiter in die Betriebe Haben! bei den 
Kommuniſten.) Das wird auch dazu kommen. Eine 


Verzinſung der dabei feſtgelegten Staatsgelder wird 
ſich ſobald nicht verwirklichen laſſen. Bei unſerer 
außerordentlichen Notlage fragt es ſich, ob es ratſam 
ift, Gelder auf fo weite Sicht feſtzulegen, die ſicherlich 
an anderer Stelle in abſehbarer Zeit ganz dringend 
benötigt werden. 

Die Beſtimmungen für die Erwerbsloſenfürſorge 
ſind entweder reformbedürftig oder ſie werden nicht 
befolgt. Es darf keinesfalls vorkommen, daß ein Ar⸗ 
beiter bei achtſtündiger Arbeitszeit weniger verdient 
als ein Erwerbsloſer Unterſtützung bezieht, wie es 
jetzt in der Landwirtſchaft und in der Induſtrie oft der 
Fall iſt. (Erhöhen Sie doch die Löhne! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Dadurch wird die Moral der Arbeits⸗ 
willigen unterbunden. Ein Arbeitsloſer mit Frau und 
zwei Kindern, alſo vier Köpfe, erhält je Woche 28,85 
Gulden oder je Monat mit 25% Arbeitstagen 122,57, 
(Wieviel wird abgezogen? links.) mithin für den 
Arbeitstag 4,80 Gulden für eine vierköpfige Familie, 


‚ohne daß die von Fall zu Fall bewilligten beſonderen 


Zuwendungen hierbei berückſichtigt ſind. Dagegen ver⸗ 
dient ein Hof⸗ oder Transportarbeiter ete. im Alter 


ni, 


IA 


— 
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[Karkutſch. Abgeordneter.) 

von 20 Ihren durchſchnittlich 4,88, wovon noch Kran⸗ 
kengeld, Invalidenverſicherung uſw. in Höhe von 43 
Pfennigen abgehen. Demnach erhält ein ungelernter 
Arbeiter über 21 Jahren bei achtſtündiger Arbeitszeit 
täglich 4,45, gleichviel ob er ein, zwei oder mehr Kinder 
zu ernähren hat, (Zwiſchenrufe bei den Kommu⸗ 
niſten) während ein Arbeitsloſer mit zwei Kindern 
täglich 4,80, alfo 35 Pfennige mehr 
viel? bei den Kommuniſten.) erhält. Ebenſo ſind die 
Verhältniſſe in der Landwirtſchaft, auch hier über⸗ 
ſteigen die Erwerbsloſenunterſtützungen oft die Löhne 
der Landarbeiter. (Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 
Aufgabe der Regierung iſt es, hierin ſchleunigſt Wan⸗ 
del zu ſchaffen und das Mißverhältnis zu beſeitigen. 
Es darf nicht dahin kommen, daß die Arbeitsſtätten 
verlaſſen werden, weil die Erwerbsloſenunterſtützung 
höher ift als gezahlte Arbeitslöhne. Gerade im Inter⸗ 
eſſe der Arbeiter muß hier ſchleunigſt Wandel ge⸗ 
ſchaffen werden. (Zwiſchenrufe bei den Kommu⸗ 
niſten.) 

Wir fragen den Senat, was er zu tun gedenkt, 
um dieſe Mängel abzuſtellen, und welche geſetzlichen 
Maßnahmen oder Beſtimmungen er zu treffen ge⸗ 
denkt, um dieſe Auswüchſe zu beſeitigen. Wir halten 
an unſerem Antrag, Druckſache Nr. 2144, feſt, daß die 
Gewährung der Erwerbsloſenunterſtützung von einer 
Arbeitsleiſtung abhängig gemacht werden kann. 
(Das könnte Euch ſo paſſen! links.) Wir verlangen 
die Einſtellung von Erwerbsloſen in die Betriebe 
(Abg. Liſchnewſki: Hört, hört! Solche Schweinehunde! 
Eine Gemeinheit ſondergleichen!!) von Handel, Hand- 
werk, Landwirtſchaft und Induſtrie derart, 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Liſchnewſki, ich 
bitte Sie, fich zu mäßigen. (Abg. Liſchnewſki: Das tjt 
ganz egal!) Herr Abg. Liſchnewſki, ich rufe Sie zur 
Ordnung. 

Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): daß die für die 
Erwerösloſenfürſorge aufzuwendenden Mittel ganz 
oder teil, weiſe den Betrieben zugeführt werden, die in 
der Lage ſind, Erwerbsloſe einzuſtellen. (Welche ſind 
das? links. — Unruhe.) Dieſe Maßnahme führt zu 
einer Verbilligung der Produktion, die dadurch Abſatz⸗ 
möglichkeiten erhält. (Frau Abg. Kreft: Warum 
ſtellen Sie die Arbeiter nicht ein, wenn Sie Arbeits⸗ 
möglichkeiten haben?) Sie entſpricht andererſeits 
dem Preisſenkungsbeſtreben des Senats, da hierdurch 
am eheſten eine allgemeine Senkung der Preiſe ein⸗ 
treten wird. Nur ſo wird ſich eine produktive, realiſier⸗ 
bare Werte ſchaffende Erwerbsloſenfürſorge allmäh⸗ 
lich herausbilden laſſen. Darüber, m. D. u. H., dürfte 
in dieſem hohen Hauſe wohl Uebereinſtimmung 
herrſchen, daß eine 1,2 Millionen für den Monat er⸗ 
fordernde Erwerbsloſenfürſorge für unſere Freie 
Stadt Danzig auch nur auf kurze Dauer untragbar iſt. 
(Sehr richtig! rechts.) Auch iſt die Befürchtung nicht 
von der Hand zu weiſen, daß die Erwerbsloſenziffer 
noch zunimmt. Es müſſen Wege geſucht werden, in 
welcher Weiſe wir die Zahl der Erwerbsloſen vermin⸗ 
dern und wieder Arbeitswilligkeit und Arbeitsfreudig⸗ 
keit in die Reihen der Erwerbsloſen bringen können. 
(Frau Abg. Kreft: Seien Sie nur arbeitsfreudig und 
nicht jo arbeitsſcheu, dann wird es beſſer werden!) 
Nur durch engſte Zuſammenarbeit des Senats mit den 
Unternehmerverbänden und der Handelskammer wird 
ein Weg gefunden werden können. Wir erſuchen noch⸗ 
mals den Senat, ein unſerem Antrag entſprechendes 
Geſetz vorzulegen zum Segen unſerer Freien Stadt 
Danzig. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr 
Abg. Arczynſki. 


(Sit das denn zu. 


‚unterbrechen, 


Arczynſki, Abgeordneter (S. P. P.): 
Ich möchte mir einige wenige Bemerkungen zu dem 
Antrag auf Druckſache Nr. 2144 erlauben. Was ver- 
langen die Deutſchnationalen? a) Daß die Gewährung 
einer Erwerbsloſenunterſtützung von einer Arbeits⸗ 
leiſtung abhängig gemacht werden kann und daß b) die 
für die Erwerbsloſenfürſorge aufzuwendenden Mittel 
ganz oder teilweiſe zur Beſchaffung von Arbeit ver⸗ 
wendet werden ſollen. 

Ich will zunächſt die Frage a einer kritiſchen Be⸗ 
trachtung unterziehen. Ich nehme an, daß die Herren 
Deutſchnationalen unſere Verfaſſung kennen. Im 
Artikel 110 ſteht geſchrieben: „Das Eigentum iſt ge⸗ 
währleiſtet.“ Der Arbeiter, der Angeſtellte hat weiter 
nichts als die Arbeitskraft. Das iſt ſein Eigentum, 
ſeine Ware, die er verkauft. Wenn man jemand ent⸗ 
eignet, ihm ſeine Ware wegnimmt, muß ihm eine an⸗ 
gemeſſene Entſchädigung gezahlt werden. Wenn man 
alſo den Arbeiter zwangsläufig enteignet, ihm die freie 
Beſtimmung über ſeine Arbeitskraft nimmt, dann muß 
logiſcherweiſe dafür eine Entſchädigung gezahlt 
werden. Das, was die Deutſchnationalen wollen, iſt 
weiter nichts wie eine Durchbrechung des Artikels 110 
der Verfaſſung. Ich glaube, wenn wir ſo kurzſichtig 
wären und den Punkt a der deutſchnationalen Forde⸗ 
rung annähmen, würde das Obergericht ſicher eine 
Nachprüfung vornehmen und dem Volkstag beſchei⸗ 
nigen, daß er hier wieder einmal die Verfaſſung ge⸗ 
brochen hat. (Aha! rechts.) Meine Herren Deutſch⸗ 
nationalen, es bleibt dabei, nämlich bei der Ablehnung 
Ihres Punktes a. (Zwiſchenrufe rechts.) Es bleibt 
dabei. (Abg. Senftleben: Das werden wir abwarten!) 
Ich kann Ihnen die beſtimmte Verſicherung geben, 
daß an eine Aenderung nicht gedacht werden kann. 
M. D. u. H., in denſelben Fehler verfallen auch die 
Arbeitgeberverbände der Freien Stadt, die in einer 
beſonderen Eingabe, die wohl allen Abgeordneten zu⸗ 
geſtellt worden iſt, dieſelben Gedankengänge bringen, 
915 Herr Abg. Karkutſch ſie hier eben wiedergegeben 

at. 
Arbeitgeber in Zeiten der wirtſchaftlichen Kriſen ver⸗ 
ſuchen, auf Koſten der Erwerbsloſenfürſorge ihre Be⸗ 
triebe geſund zu machen. M. D. u. H., davon kann gar 
keine Rede ſein, daß allgemeine Steuergelder zur Ge⸗ 
ſundung eines einzigen privatkapitaliſtiſchen, banke⸗ 
rotten Unternehmens verwandt werden. (Sehr 
richtig! links.) Es kann nur eins geben: entweder 
erhält ſich der einzelne kapitaliſtiſche Betrieb oder er 
geht zu Grunde. Die Erwerbsloſigkeit iſt heute doch 
weiter nichts als eine krankhafte Erſcheinung der kapi⸗ 
taliſtiſchen Wirtſchaftsordnung, die ſich bei uns genau 
ſo zeigt, wie in allen anderen kapitaliſtiſch regierten 
Ländern. Davon ſind faſt alle Länder der Welt be⸗ 
troffen, große ſowohl wie kleine Staaten. (Zwiſchen⸗ 
rufe bei den Kommuniſten.) Ich bitte, mich nicht zu 
(Frau Abg. Kreft: Wenn man er- 
kennt, daß der Kapitalismus daran ſchuld iſt, darf man 
ihn nicht ſtützen, wie Sie es tun!) Schließlich bin ich 
zu einer Stütze des Kapitalismus geworden! (Abg. 
Raſchke: Schon langel) Ich glaube, daß dieſer 
Zwiſchenruf vollſtändig deplaciert iſt. 


M. D. u. H.] Die Arbeitgeberverbände erkennen 
das in ihrer Eingabe auch an, indem ſie erklären, daß 
es kein Mittel gebe, um die Arbeitsloſigkeit zu be⸗ 
ſeitigen. Auf Seite 1 der Eingabe geſtehen ſie das ein. 
Wenn es alſo ſo iſt, ſo iſt damit die Unfähigkeit der 
gegenwärtigen Träger der kapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
weiſe bewieſen, dieſe Erwerbsloſigkeit dauernd zu 
beſeitigen. Sie wird nur verſchwinden, wenn Menſchen 
nicht mehr für den Profit des einzelnen oder der ein⸗ 


Es iſt mir durchaus erklärlich, daß die Herren. 


> 


M. D. u. H.! (CY 
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zelnen, ſondern für den Verbrauch der Geſamtheit des 


{B 


Volkes oder der Völker produzieren. Erſt dann, wenn 
es keinen Profit mehr gibt, erſt dann wird die Arbeits⸗ 
loſigkeit naturnotwendig verſchwinden. (Zuruf der 
Frau Abg. Kreft. — Abg. Dr Ziehm: Rußland!) Es 
iſt nicht meine Aufgabe, Ihnen einen Vortrag über 
Rußland zu halten. Die Urſachen unſerer Arbeits⸗ 
loſigkeit ſind zweierlei, einmal eine äußere und 
zweitens eine innere. Die Auswirkung der allge⸗ 
meinen Weltwirtſchaftskriſe geht an den Toren Dan⸗ 
zigs nicht vorüber. Das iſt jedem Volkswirtſchaftler 
ohne weiteres verſtändlich. Und da Danzig zum Teil 
wenigſtens für den europäiſchen oder den Weltmarkt 
produziert, ſo iſt es klar, daß die Auswirkungen ſich 
bei uns ebenſo wie in allen anderen Staaten zeigen 
müſſen. Die innere Urſache iſt auf die beſonderen, 
ſchlechten wirtſchaftlichen Verhältniſſe unſeres Nach⸗ 
barſtaates Polen zurückzuführen, mit dem wir zwangs⸗ 
läufig wirtſchaftlich verbunden ſind. Es kommt hinzu, 
daß das Wirtſchaftsgebilde Danzigs die engen politiſchen 
und Zollgrenzen nicht vertragen kann. Ich glaube, wir 
müſſen unſer Augenmerk mehr auf dieſe Tatſache 
lenken, als uns in kleinlichen inneren Kampf in dieſer 
großen ſozialen Frage zu verlieren. Ich glaube, nach 
fünf, ſechs Jahren der Freiſtaatherrlichkeit können wir 
heute ungefähr überſehen, ob das Wirtſchaftsgebilde 
Freiſtaat Danzig dieſelben wirtſchaftlichen Lebens- 
grundlagen hat, wie etwa die Freie Stadt Danzig vor 


100 und mehr Jahren. Damals war es vielleicht mög⸗ 


lich, ein ſolches Gebilde lebensfähig zu erhalten. Heute, 
im Zeichen des Hochkapitalismus, kann dieſe Wirt⸗ 
ſchaft, genannt Freie Stadt Danzig, dieſe engen Zoll- 
grenzen nicht vertragen. 

Damit will ich ſagen: reißt die engen Zollgrenzen 
in Europa nieder und Ihr werdet ſehen, zu welcher 
Blüte das wirtſchaftliche Leben in Danzig gelangt. 
Aber auf dieſe Dinge haben wir im Volkstag nur einen 
ſehr bedingten Einfluß. Ich möchte wünſchen, daß die 
berufenen Stellen dieſe Fragen einmal prüfen und an 
der maßgebenden Stelle entſprechend zum Vortrag 
bringen. Es gibt allerdings für uns viele Möglich⸗ 
keiten, die Arbeitsloſennot zu lindern und mit dieſen 
will ich mich ein wenig beſchäftigen. Als eine der erſten 
Möglichkeiten dazu haben wir die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
einigungen der Arbeitnehmer. Die Arbeitnehmer 
haben die Möglichkeit, ſich durch Organiſierung in den 
einzelnen Arbeiterverbänden auch gegen die Not und 
Arbeitsloſigkeit zu ſchützen. Ich will Ihnen nur einige 


Zahlen nennen. Sechs der größten Danziger Arbeiter⸗ 


verbände, der Baugewerksbund, der Verkehrsbund, 
der Metallarbeiterverband, Holzarbeiter⸗, Fabrik⸗ 
arbeiter⸗ und Malerverband haben im letzten Quartal 
1925 an Unterſtützung weit über eine halbe Million 
Gulden ausgegeben. 

M. D. u. H.! Sie werden fragen, woher dieſe 
Gelder gekommen ſind. Iſt es möglich, daß die finan⸗ 
zielle Kraft der Danziger Arbeiterſchaft noch ſolche 
Summen aufbringen kann? Das iſt die Verbindung 
mit den deutſchen Gewerkſchaften, die ſich ſolidariſch 
auch auf dieſem Gebiet für die Danziger Arbeitsloſen 


auswirkt. Ich möchte ſagen: Die deutſchen Gewerk⸗ 


ſchaften tragen Woche für Woche Hunderttauſende von 
deutſchen Reichsmark in das Wirtſchaftsgebiet Danzig 
zur Unterſtützung der in Not Geratenen. Bei dieſer 


Gelegenheit möchte ich die Arbeitgeber an ihre ſchofle 
Kampfesweiſe erinnern, die dahin ging, daß man die 
anziger Gewerkſchaften als ausländiſche Gewerk⸗ 
ſchaften bezeichnete, mit ihnen nichts zu tun haben 
wollte, weil ſie noch Glieder der deutſchen einheitlichen 
Gewerkſchaftsbewegung ſind. . 


Eine zweite Möglichkeit, die Arbeitsloſennot zu 
lindern, beſteht in der Arbeitsloſenverſicherung. Viel 
von dieſem kleinlichen, häßlichen Kampf, den wir bei 
dieſer Frage auf allen Seiten erleben, würde erſpart 
bleiben, wenn die Arbeitsloſenverſicherung bei uns 
durchgeführt wäre. Ich erkenne die Schwierigkeiten, 
beſonders im gegenwärtigen Augenblick an. Wenn ich 
die vielen Plagen betrachte, denen ſich der Arbeitsloſe 
heute bei Gewährung der Arbeitsloſenunterſtützung 
ausſetzen muß, dann ziehe ich die Verſicherung vor, 
wo jeder Arbeiter ſelbſt mit zu raten und zu taten hat, 
wo er beteiligt iſt, entſprechend ſeinen ſtarken oder 
ſchwachen Kräften. Das halte ich für die beſte, 
dauernde Löſung. Da wir ſie nicht haben, müſſen wir 
verſuchen, mit dem vorhandenen Geſetz auszukommen. 
Das find die zwei Möglichkeiten, die für eine dauernde 
Milderung der Arbeitsloſennot in Frage kommen. 

Ich betone dabei ausdrücklich, daß die Arbeits⸗ 
loſigkeit als ſolche damit nicht beſeitigt wird und nicht 
beſeitigt werden kann, weil die kapitaliſtiſche Wirt⸗ 
ſchaftsweiſe ein natürliches Intereſſe an der Erhaltung 
einer induſtriellen Reſervearmee hat, ſchon aus dem 
Grunde, um beſſer wirtſchaften zu können. Nun ver⸗ 
langen die Deutſchnationalen in Abſatz b, daß die für 
die Erwerbsloſenfürſorge aufzuwendenden Mittel ganz 
oder teilweiſe zur Unterſtützung für die Beſchaffung 
von Arbeit verwandt werden ſollen. Die Herren Ar- 
beitgeber haben in dieſer Eingabe ganz deutlich zum 
Ausdruck gebracht, daß ſie die Mittel, nehmen wir ein⸗ 
mal an bis 1 Million pro Monat, vom Staat haben 
wollen, damit ſie ihren Betrieb in Gang bringen. Sie 
bieten dafür an, daß ſie Arbeitsloſe in ihre Betriebe 
aufnehmen würden. Das muß rundweg abgelehnt 
werden. Die Arbeitgeber bleiben bei dieſer Forderung 
auf halbem Wege ſtehen. Wenn die Arbeitgeber all⸗ 
gemeine Mittel anfordern, müſſen ſie auch konſe⸗ 
quenterweiſe einen Schritt weitergehen und ſagen: 
„Wir geſtatten jetzt dem Staat, daß er ſich in unſere 
private Wirtſchaft einmiſcht,“ d. h. daß der Staat Teil⸗ 
haber aller Betriebe und aller Einrichtungen wird. 
Denn das iſt ja klar, wo der Staat Gelder gibt, muß 
er ein Kontrollrecht haben. In dem Augenblick, wo 
man dieſe weitere Konſequenz zöge, würden die Herren 
Arbeitgeber aber ſagen, ſie ließen ſich nicht in ihre 
eigenen Angelegenheiten hineinreden. Die produktive 
Erwerbsloſenfürſorge kann ſich alſo niemals in einem 
privaten Betriebe auswirken, ſondern vielmehr nur 
in Arbeiten, die die Gemeinde oder der Staat in An⸗ 
griff nimmt. Dort kann man die Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge produktiv geſtalten. 

Nun, m. D. u. H., zu dieſem Kapitel einige Worte. 
Was heißt: die Arbeitsloſenfürſorge produktiv ge⸗ 
ſtalten, was ſind überhaupt Notſtandsarbeiten? Jede 
Arbeit hat doch einen ganz realen Wert. Nur läßt ſich 
zuweilen dieſer Wert der Arbeit nicht augenblicklich 
ausmünzen. Aber einen Wert, und zwar einen 
dauernden, realen Wert hat die Notſtandsarbeit. Für 
dieſe Notſtandsarbeiten ſollen nur Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützungsſätze gezahlt werden? Dieſe Frage ift unter 
allen Umſtänden zu verneinen. Denn der augenblick⸗ 
lich von den Arbeitsloſen geſchaffene Wert wird doch 
früher oder ſpäter durch die Gemeinden oder den Staat 
irgendwie nutzbar gemacht werden. Es ſind alſo Ar⸗ 
beiten, die notwendig und geſellſchaftlich nützlich ſind. 
Es wäre, wollte man nur die Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützungsſätze zahlen, eine Ausbeutung der Notlage 
der Arbeitsloſen durch die Gemeinden und durch den 
Staat. So etwas kann es nicht geben. Das würde ſich 
mit den guten Sitten, die wir im allgemeinen in 
unſerem Leben hochzuhalten pflegen, nicht vereinbaren. 
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Es muß alſo für dieſe Arbeiten ein beſtimmter 
Lohnſatz gezahlt werden. Man kann das ja auch als 
einen Tariflohn bezeichnen. Da bei den Notſtands⸗ 
arbeiten viele Berufe zuſammengeworfen werden, ſo 
ift klar, daß man nicht einen x-beliebigen geltenden 
Tarif anwenden kann, ſondern daß man verſuchen 
muß, möglichſt diejenigen Lohnſätze als Richtſchnur zu 
nehmen, denen dieſe Arbeiten am nächſten kommen. 
Oder aber, man muß den Weg wählen, daß man einen 
Durchſchnittslohn aus den verſchiedenen Tarifen in 
Anwendung bringt, die in den einzelnen Gewerben für 
die Kategorie der ungelernten Arbeiter vorhanden 
ſind. Ich will damit nicht ſagen, daß die gegenwärtige 
Bezahlung für die Notſtandsarbeiten, insbeſondere 
vom gewerkſchaftlichen Standpunkt aus, als ange- 
meſſen bezeichnet werden kann, durchaus nicht. Ich bin 
der Auffaſſung, daß die Arbeit beſſer bezahlt werden 
müßte. Ueber dieſe Frage wäre an anderer Stelle zu 
reden. Wenn der Herr Abg. Karkutſch dann noch in 
ſeinen Ausführungen betont hat, daß heute noch ein 
Widerſinn bei unſerer Erwerbsloſenfürſorge feſtzu⸗ 
ſtellen ſei, daß der Erwerbsloſe mehr Unterſtützung 
bekomme als ein Arbeiter an Lohn, ſo beweiſt das, daß 
der Herr Kollege Karkutſch das Arbeitsloſenfürſorge⸗ 
geſetz nicht kennt. (Zwiſchenruf des Abg. Karkutſch.) 
Nein, Herr Kollege, ſonſt müßten Sie wiſſen, daß dort 
eine Beſtimmung beſteht, daß ein Arbeitsloſer auf 
keinen Fall mehr als 80 Prozent des jeweiligen Tarif⸗ 
lohnes erhalten darf. (Abg. Karkutſch: Das wird 
nicht angewandt!) Wenn ein Erwerbsloſer z. B. 
einen ſehr ſchlechten Tariflohn hat, z. B. 1 Gulden pro 
Tag, dann dürfen ihm nur 80 Pfennig an Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung ausgezahlt werden. Es iſt eine 
lange Kette von falſchen Behauptungen, die ſich letzten 
Endes gegen die Erwerbsloſen richten und die damit 
ſchließlich als Faulpelze verſchrien werden, die das 
Geld des Staates wegnehmen, nichts tun wollen, und, 
wie Herr Abg. Böhm im Ausſchuß ſagte, dicke Zigarren 
und Zigaretten rauchen. Es iſt aber ſehr betrübend, 
daß dieſe Anſicht über die Lage der Erwerbsloſen 
beſteht. M. D. u. H.! Hüten wir uns davor, falſche 
Behauptungen über die Erwerbsloſen aufzuſtellen, 


bleiben wir bei der bisherigen Fürſorge und verſuchen 


wir, ſie auszubauen. Handel und Induſtrie, die doch 
keine Hemmungen im wirtſchaftlichen Leben haben, 
müſſen verſuchen, ihre Betriebe hochzubringen, ſie zu 
moderniſieren und ſich der allgemein veränderten 
techniſchen Lage auf dem Weltmarkt anzupaſſen. Wenn 
dann noch etwas nicht lebensfähig iſt, dann muß es 
ſterben, dann hat es keinen Raum in der kapita⸗ 
liſtiſchen Entwicklung. 

Ich bin am Ende meiner Ausführungen und er⸗ 
kläre, daß wir die Anträge der Deutſchnationalen zu 
a) und b) ablehnen werden. (Bravo! links.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Gaikowſki. 


Gaikowſki, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Bu- 
nächſt eine Richtigſtellung gegenüber den Ausfüh⸗ 
rungen des Herrn Abg. Karkutſch, damit nicht Irr⸗ 
tümer, die hier im hohen Hauſe von Abgeordneten 
geſprochen werden, unwiderſprochen in die Oeffentlich⸗ 
keit hinausgehen. Der Satz: „Die Arbeiter verlaſſen 
die Arbeitsſtätten, weil die Erwerbsloſenunterſtützung 
höher iſt, als der tägliche Verdienſt des Arbeiters“ iſt 
unzutreffend. Das kann auf Grund des Geſetzes nicht 
in Erſcheinung treten. Es iſt hier bereits zum Aus⸗ 
druck gekommen, daß diejenigen, die eine Arbeitsſtätte 
verlaſſen, nicht aus Mangel an Arbeit, ſondern weil 
ſie für den Betrieb nicht geeignet ſind und ordnungs⸗ 


——— —————— —tl —— men nm 


mäßig entlaſſen werden, überhaupt nicht in den Genuß (C 


der Erwerbsloſenunterſtützung kommen. Es iſt not⸗ 
wendig, daß das immer und immer wieder betont 
wird, damit nicht falſche Gerüchte verbreitet werden. 


Auf Grund des Antrages Druckſache Nr. 2176 zu 
Nr. 2144 wird die Arbeitsloſenfrage erneut aufgerollt. 
Seit Ende des Krieges iſt in dieſer Angelegenheit, mit 
Ausnahme einer ganz kurzen Unterbrechung, kein 
Stillſtand eingetreten. Aller Vorausſicht nach wird 
auch bei den wirtſchaftlichen Verhältniſſen in abſeh⸗ 
barer Zeit keine Beſſerung eintreten. Die Zentrums⸗ 
fraktion hat mit voller Energie an der Löſung des 
Problems, Verringerung der Erwerbsloſenzahl, feit 
Beſtehen des Geſetzes mitgearbeitet. Wir waren uns 
bewußt, daß die Erwerbsloſenfrage nicht mit ſchönen 
Reden, auch nicht mit Schimpfen gelöſt werden kann. 
Hervorgerufen iſt die Erwerbsloſigkeit durch die rohe 
Zertrümmerung des Wirtſchaftsorganismus, Haß der 
Völker untereinander und gegeneinander. Hinzu 
kommt das Mißtrauen einzelner Völker unterein⸗ 
ander und zueinander, das eine Geſundung der Wirt⸗ 
ſchaft verhindert. Danzig ſt als kleiner Staat von zwei 
größeren Staaten umgeben, wovon der eine faſt völlig 
induſtrialiſiert iſt und der andere zu einem Drittel, 
es ringt nach Abſatzmöglichkeiten, die nicht vorhanden 
find.” Danzig war jahrzehntelang auf eine Produktion 
eingeſtellt, die heute vollſtändig ſtill liegt. Es iſt dies 
der Schiffbau, der in der ganzen Welt keine Aufträge 

hat, und der Waggonbau, der ebenfalls faſt völlig ruht. 

Eine Umſtellung dieſer Betriebe zur Fabrikation von 
anderen Artikeln iſt faſt unmöglich. Soweit es mög⸗ 
lich war, iſt es in Danzig geſchehen. 


Die geldlichen Verhältniſſe tragen mit dazu bei, 
daß in Europa eine noch nicht dageweſene Zahl von 
Erwerbsloſen vorhanden iſt. Nicht nur der Staat, 
ſondern jeder einzelne Staatsbürger iſt verpflichtet, an 
der Geſundung dieſer Kriſe mitzuarbeiten. Staat 
und Gemeinden verſuchen durch Gewährung der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung an die ſchuldlos arbeitslos 
gewordenen Arbeiter helfend einzugreifen. Die zur 
Zeit dafür notwendigen Mittel haben den Betrag von 
1 Million pro Monat erreicht, wenn nicht ſchon über⸗ 
ſchritten. Es find bereits 22000 Erwerbsloſe ge⸗ 
meldet, -eine Zahl, die uns im Vergleich zu den Ein- 
wohnern des Freiſtaats zu denken gibt. Ganz ent⸗ 
ſchieden wehre ich mich gegen eine Herabſetzung der 
Erwerbsloſenunterſtützung und fordere volle Er⸗ 
füllung des Geſetzes. So, wie es bisher gegangen iſt, 
kann es auf die Dauer nicht gehen. Die uns zuge⸗ 
gangenen Etats geben Zahlen an, die zu denken geben. 
Aufgabe der Induſtrie und des Handels iſt es nun⸗ 
mehr, alle Nerven anzuſpannen, damit neue Verbin⸗ 
dungen angeknüpft werden und Arbeitsaufträge 
hereinkommen. Durch eine kluge Wirtſchafts⸗ und 
Arbeiterpolitik wird von der Mitarbeit und von der 
Betätigung der im Betriebe tätigen oder neu anzu⸗ 
fordernden Arbeiter das denkbar Mögliche zu erreichen 
ſein. Bei voller Gleichberechtigung der Arbeiter als 
Menſch werden ſich die Arbeiter und auch die Gewerk⸗ 
ſchaften den Bedürfniſſen der Zeit nicht verſchließen 
können. Der Staat hat bereits durch Steuererleichte⸗ 
rungen für die Betriebe die Grundlage zur Beſſerung 
der Verhältniſſe geſchaffen. Der Staat wird aber dabei 
nicht ſtehen bleiben können, ſondern weitere Schritte 
tun müſſen, damit Arbeit geſchaffen wird. Die Er⸗ 
werbsloſenfürſorge iſt ein Notbehelf, Arbeit iſt not⸗ 
wendig, um Werte zu ſchaffen. Notwendig iſt, daß die 
Schlüſſelinduſtrie, das iſt das Baugewerbe, neu belebt 
werde. Die private Bautätigkeit muß wieder einſetzen, 
um ſo die ganze Wirtſchaft zu beleben. 
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(Gaikomſki, Abgeordneter.) 

Leider bemühen ſich ja einzelne Zeitungen, die Auf⸗ 
faſſung zu vertreten, daß Wohnungsbauten in der 
gegenwärtigen Zeit zu den unerwünſchten Arbeiten 
wirtſchaftlicher Betätigung gehörten. Die Zeitſchrift 
„Magazin der Wirtſchaft“ vom 28. 1. 26 war es, die 
ſogar vor Kapitalaufwendungen zum Wohnungsbau 
warnte. (Hört, hört!) Daß der Wohnungsbau durch 
die Aufnahme einer Anleihe für Danzig gefördert wer⸗ 
den kann, erſcheint zur Zeit unmöglich. Es geht aber 
nicht an, daß die Bauhandwerker und Bauarbeiter bis 
in den Sommer hinein ohne Beſchäftigung ſind; denn 
dann iſt die gute Zeit der Bauarbeiter vorbei. (Die 
iſt ſchon verſchiedene Male vorbeigegangen! links.) 
Da die Erwerbsloſigkeit zum Teil auch darauf zurück⸗ 
zuführen iſt, daß die notwendigen Kredite fehlen, ſoll 
der Staat ſich für Beſchaffung einer Anleihe verbürgen. 
Jedoch kann das Geld nicht einfach von der Induſtrie 
aufgeſogen werden, um aus dem Vollen zu ſchöpfen, 
ſondern ſie muß auch ſelbſt mitarbeiten, um die Ver⸗ 
bindungen mit dem Auslande zu erhalten und dadurch 
neue Aufträge nach Danzig zu bringen. 

Zuſchüſſe in Form der produktiven Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge gewähre man nicht dem Arbeitgeber, ſondern 
dem Arbeitsauftraggeber, ähnlich, wie es in England 
bereits geſchehen iſt, und in einem anderen Lande, wo 
die Arbeitsauftraggeber die Zuſchüſſe nicht als Ge⸗ 
ſchenk, ſondern als Anleihe gegen geringfügige Ver⸗ 
zinſungen erhalten haben. Die Zulaſſung von Saiſon⸗ 
arbeitern auf dem Lande iſt auf die denkbar möglichſte 
Zahl zu beſchränken, um auf dieſe Weiſe der heimiſchen 
Arbeiterſchaft Arbeit zu geben. Jedoch muß der Land⸗ 
wirtſchaft mehr Augenmerk zugewendet werden, damit 
in den ländlichen Bezirken die Zahl der Arbeitsloſen 
verringert wird. 

Daß dies alles Genannte nicht zureicht, um die 
22 000 Arbeitsloſen in Arbeit zu bringen, ift mir be- 
kannt. Wir begrüßen daher die Einrichtung der Not⸗ 
ſtandsarbeiten, die vom Senat eingerichtet ſind. Auf 
Grund dieſer Notſtandsarbeiten werden Werte ge⸗ 
ſchaffen, die wieder den Gemeinden oder dem Staate 
zugute kommen. Da die Einwohner einer Gemeinde 
und eines Staates erſt die Gemeinde oder den Staat 
bilden, ſo kommt das, was an Notſtandsarbeiten Gutes 
geſchaffen wird, uns wieder zugute. (Abg. Raſchke: 
Auf Knochen der Arbeiter für billiges Geld!) Aber 
auch die moraliſche Seite bei Ausführung dieſer Not⸗ 
ſtandsarbeiten für den Arbeiter kann nicht unbe⸗ 
ſprochen bleiben. Hier ſteht der Arbeiter, der durch 
ſeine Arbeitsleiſtung den dafür vereinbarten Lohn 
erhält. Vor mir ſteht das Beiſpiel aus meiner Lehr⸗ 
lingszeit. Ich hatte für den Zeichenunterricht in der 
Fortbildungsſchule einen Profeſſor als Lehrer. Dieſer 
zeigte uns Jungens eines Vormittags während der 
Schulzeit ſeine Uhr an einer ſeidenen Schnur. Dabei 
ſagte er, auf dieſe Uhr blickend: „Auf dieſe Uhr bin ich 
ſtolz. Ich habe ſie nicht geerbt, ich habe ſie nicht geſchenkt 
erhalten, ſondern durch mein eigenes verdientes Geld, 
das ich als Student durch Stundengeben verdient habe, 
habe ich mir dieſe Uhr erworben.“ 

Dieſe Worte ſchweben mir in meinem Leben ſtets 
vor und ſind mir Richtſchnur geweſen. So wie ich 
darüber denke, werden es tauſende Arbeiter ebenfalls 
tun, die kein Geſchenk, ſondern Arbeit haben wollen. 
Aber auch dieſe vom Senat eingeführten Notſtands⸗ 
arbeiten werden noch nicht allen Erwerbsloſen Beſchäf⸗ 
tigung geben und ſo die Not lindern. Ein großer Teil 
Arbeit zur Linderung der Not bleibt jedem einzelnen 
überlaſſen. Groß iſt die Not der Arbeitsloſen, groß iſt 
aber auch die Not der Kurzarbeiter, an die unter allen 
Umſtänden gedacht werden muß. Jetzt gilt es nicht, 
große Töne zu reden, ſondern einzugreifen in die 


Speichen des Rades, um vorwärts zu kommen. Vor⸗ (CH 


wärtskommen iſt das Gebot der Stunde. Den Antrag 
der deutſchnationalen Fraktion lehnen wir ab, weil er 
überholt ift. (Bravo! im Zentrum. — Abg. Hoffmann: 
In Ewigkeit, Amen!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
v. Malachinſki. 

v. Malachinſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Als der Antrag der deutſchnationalen Fraktion im 
Ausſchuß zur Sprache kam, wurde er nach eingehender, 
ſtürmiſcher Debatte abgelehnt. Zürnen Sie darüber 
nicht, daß das geſchehen iſt und daß der Antrag auch 
heute wieder abgelehnt wird. Ihr Schutzengel, meine 
Herren von rechts, der Senat, iſt Ihnen höflich zur 
Seite geſprungen und hat eine viel wichtigere Sache 
eingebracht, die bereits geſtern in der Stadtbürgerſchaft 
zur Verhandlung und Beratung kam. Erſt Probe⸗ 
mobilmachung mit 1000 Mann, wenn das gelingt, d. h. 
wenn das ausgepowerte Proletariat, die Arbeitsloſen, 
ſich nicht zur Wehr ſetzen, wenn die hübſch friedlich und 
ſtill arbeiten, dann Lohnabbau auf der ganzen Linie. 

Das iſt der Grundſatz der „notleidenden Wirt⸗ 
ſchaftsführer“. Ich erinnere an den Wirtſchaftsführer 
Klawitter, der zu wiederholten Malen in den Zeitungen 
ſchrieb und darüber ſprach, daß ſich die Wirtſchaft nur 
erholen könne, wenn das Danziger Volk für billigere 
Löhne arbeite, wenn die Löhne auf der ganzen Linie 
abgebaut würden. Aber dieſen Schritt zu gehen, wagte 
man nicht. Man fürchtete damals den Zentral⸗ 
erwerbsloſenrat. Unter deſſen guter Führung konnte 
man dieſen Schritt nicht tun. Nun kommt die Regie⸗ 
rung zur Rettung. Sie ſpringt ein, und der Senat 
macht die Vorlagen. Die Kommuniſten haben immer 
geſagt, daß genug Arbeit da iſt. Aber die Arbeitgeber 
haben keine Luſt, dem Proletariat Arbeit zu geben, 
ſondern ſie wollen erſt verſuchen, es durch Hunger auf 
die Knie zu zwingen. Sie ſagen ſich: Wenn wir das 
getan haben, werden wir euch Arbeit geben. Man 
glaubt jetzt, daß der Moment gekommen iſt, daß das 
Proletariat zur Arbeit geholt werden wird. 

M. D. u. H., nun zu den Ausführungen, die im 
Parlament von der chriſtlichen und von der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei vorgebracht wurden. Herr 
Kollege Arczynſki, paffen Sie auf, das ift Ihre Sache! 
— Geſtern wurde in der Stadtbürgerſchaft von den 
Sozialdemokraten, dem Zentrum und den Kommu⸗ 
niſten gegen das Schandwerk gekämpft, das unter dem 
Danziger Proletariat angerichtet werden ſoll. Die 
Kommuniſten brachten einen wichtigen Antrag ein, der 
dahin ging, daß man den Arbeitern, die bei den Not⸗ 
ſtandsarbeiten beſchäftigt würden, den tarifmäßigen 
Lohn geben ſollte. Das, was Herr Kollege Arezynſki 
vorgebracht hat, war ein Hohn auf die Arbeitsloſen, 
eine Verhöhnung, eine Herausforderung. Dieſe 
Herren, die ſich mit aller Macht dafür einſetzen ſollten, 
um die Löhne hochzutreiben, wofür ſie jahrelang ge⸗ 
kämpft haben, lehnten dieſen Antrag mit einem Schlage 
ab. Der ſchwarz⸗rot⸗goldene Satan lehnte es ab. Es 
wurde geſagt, was von den Kommuniſten verlangt 
würde, wäre alles Bluff. Die Arbeiterſchaft wolle 
arbeiten und ſie freue ſich, daß ſie endlich von der 
Straße komme. Ja, m. D. u. H., auch die kommuniſti⸗ 
ſchen Arbeiter verlangen Arbeit, aber was ſie auch noch 
verlangen, das iſt der tarifmäßige Lohn. Solange 
dieſer Lohn nicht gezahlt wird, werden wir uns mit 
aller Macht ganz entſchieden dagegen wehren. Wie 
weit die Sache vorgeſchritten iſt, geht daraus hervor, 
daß eine Abordnung von ſämtlichen Bauſtellen Dele⸗ 
gierte ſchickte, die gegen das Syſtem, das die Deutſch⸗ 
nationalen eingeführt haben wollen, und das von den 
Sozialdemokraten unterſtützt wird, Sturm liefen. Wir 
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haben die ſozialdemokratiſchen Kollegen in der Stadt⸗ 
hürgerſchaft noch einmal aufgefordert: ſorgt dafür, daß 
die tarifmäßigen Löhne bezahlt werden. Das wurde 
mit Lächeln abgelehnt. Nun bedauere ich das, Herr 
Kollege Arezynſki, was Sie vorhin gejagt haben. In 
Wirklichkeit iſt das, was hier gefordert wird, genau 
dasſelbe, was Sie wollen. (Abg. Arczynſki: Du biſt 
unbelehrbar!) Es wird hier dasſelbe verlangt, wie 
in der Stadtbürgerſchaft. M. D. u. H., wenn die 
Sozialdemokraten noch ein kleines bißchen Ehrgefühl 
hätten, würden ſie dafür ſtimmen. Ich meine die Ge⸗ 
werkſchaftskollegen, und nicht die anderen Herren aus 
der Sozialdemokratiſchen Partei, die in der Regierung 
der Rettung ſitzen, an dieſe richte ich den Appell, daß 
ſie ſich dafür einſetzen, daß mit aller Macht darauf hin⸗ 


gearbeitet wird, daß unbedingt die richtigen Löhne ge⸗ 


zahlt werden, wie die Kollegen in den Gewerkſchaften 
ſie gefordert und erkämpft haben. Wenn die große 
Maſſe ſieht, daß das in der Stadtbürgerſchaft abgelehnt 
wurde und jetzt hier das gleiche geſchehen wird, dann 


werden Sie mit ſchuld daran haben, wenn die Ge⸗ 


werkſchaften auseinandergejagt werden. 
den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Herr v. Malachinſki hat ganz richtig darauf hinge⸗ 
wieſen, daß die Erwerbsloſen in erſter Linie Arbeit 
verlangen. Die zweite Forderung beſteht aber darin, 
daß dieſe Arbeit aber nicht etwa als eine minderwertig 
bezahlte Arbeit gelten ſoll, ſondern nach den tarif⸗ 
mäßigen Löhnen bezahlt werden muß. Wenn wir uns 
nun den Antrag der deutſchnationalen Fraktion an⸗ 
ſehen, in dem der Senat erſucht wird, dem Volkstag ein 
Geſetz vorzulegen, nach welchem die Gewährung einer 
Erwerbsloſenunterſtützung von einer Arbeitsleiſtung 
abhängig gemacht werden kann, ſo wird man im Inter⸗ 
eſſe der Steuerzahler und der Allgemeinheit dieſem 
Punkt unbedingt zuſtimmen müſſen. Es iſt richtig, daß 
Ausgaben ſeitens des Staates nicht gemacht werden 
ſollen, ohne daß dafür eine Gegenleiſtung erfolgt. Aber 
der ſpringende Punkt iſt bei der ganzen Debatte, daß 


(Bravo! bei 


man dieſe Arbeit für die Erwerbsloſenunterſtützung 


verrichten laſſen und daß man damit die tarifmäßigen 
Löhne drücken will. Wenn noch ein Zweifel über die 
Auswirkungen des Antrags beſtand, ſo gibt uns ein 
Artikel in den „Danziger Neueſten Nachrichten“ heute 
abend Aufklärung darüber, was in vollem Maße mit 
dieſem Antrag bezweckt wird, und was die Arbeitgeber⸗ 
kreiſe in Danzig verlangen. Der Artikel ſteht heute 
in den „Danziger Neueſten Nachrichten“ unter der 
Ueberſchrift: „Tarife und Erwerbsloſigkeit.“ Zunächſt 
wird geſagt, daß die Handelskammer die „Danziger 
Neueſten Nachrichten“ auf einen Artikel in der Zeit⸗ 
ſchrift „Nachrichtendienſt für Wirtſchaft, Finanz⸗ und 
Steuerweſen“, aufmerkſam gemacht habe, der Forde⸗ 
rungen enthalte, die auch in Danzig erhoben würden. 
Dieſe Forderungen zielen darauf hin, daß die Produk⸗ 
tion durch Abbau der Löhne verbilligt werden müſſe. 
Das iſt der ſpringende Punkt. Die „Danziger Neueſten 
Nachrichten“ geben zu, daß es dazu zwei Wege gibt. 
Der eine ſei der, daß der Arbeitgeber einen minderen 
Lohn zahle, und daß ein Ausgleich durch den Staat 
gegeben werde. Der zweite iſt der, daß der Arbeitgeber 
einen minderen Lohn zahlt, ein Ausgleich aber nicht 
ſtattfindet. Letzteres kommt darauf hinaus, die Löhne 
auf jeden Fall zu drücken. Es iſt bezeichnend, daß 
dieſer von den „Neueſten Nachrichten“ beſprochene 
Artikel mit den ſchärfſten Ausdrücken auf einen Kampf 
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern hiuwirkt, 


und zwar bezüglich der Lohnfeſtſetzung und der Arbeits⸗ 


zeit. Es wird dort geſagt, daß aus Unternehmerkreiſen (C) 


das Verlangen laut werde, der Staat möge die Tarife 
preisgeben und den Unternehmern dadurch den Lohn⸗ 
abbau ermöglichen, weil ſonſt die Betriebe nicht mehr 
rentabel bzw. konkurrenzfähig wären. Dann wird 
geſagt, wenn die Arbeiter nicht von ihrer Tarifpolitik 
ließen und mit den einzelnen Arbeitgebern in Ver⸗ 
handlungen träten, der Arbeitgeber gezwungen wäre, 
einen offiziellen Kampf gegen die Tarifpolitik der Ge⸗ 
werkſchaften zu führen. Wenn das dem Arbeitgeber 
nicht gelänge, wäre der Staat verpflichtet, von den 
Tariflöhnen abzurücken. Dazu wäre ſchon Gelegenheit 
geboten durch die letzten Entſcheidungen der Gerichte. 

Nun iſt es intereſſant, daß die „Danziger Neueſten 
Nachrichten“, die man beſtimmt nicht als arbeiter⸗ oder 
tariffreundlich bezeichnen kann, dazu einen Kommen⸗ 
tar geben. (Abg. Rahn: Polemiſieren Sie nicht gegen 
die „Neueſten Nachrichten“!) Die „Neueſten Nach⸗ 
richten“ haben ſich ein Geſicht gegeben, das ich ihnen 
nicht zutraute; denn ſie ſagen bezüglich der Verteue⸗ 
rung der Produktion allein durch die Löhne: „Die 
entſcheidende Frage bleibt alſo offen.“ Die „Neueſten 
Nachrichten“ ſtellen feſt, daß in Danzig 80 leitende An⸗ 
geſtellte von Banken und ſonſtigen Betrieben ein Ein⸗ 
kommen von 40000 bis 70 000 Gulden verſteuern. 
Bekanntlich werden die Aufwandsentſchädigungen der 
Direktoren und Prokuriſten nicht verſteuert. Bekannt⸗ 
lich wird außerdem eine ganze Rehe von Beträgen 
gezahlt, die nicht zur Verſteuerung gelangen. Wenn 
es nicht Aufwandsentſchädigungen ſind, dann ſind es 
Entſchädigungen für Reiſen uſw. Sie werden nicht 
verſteuert, werden aber ausgezahlt. Infolgedeſſen ift 
das Einkommen höher als 40 000 bis 70000 Gulden. 
(Abg. Rahn: Welchem Glaubensbekenntnis gehören 
die an?) Darauf kommt es nicht an. Hier kommt es 


auf die Frage der Tarifpolitik an, die Sie als Sozialiſt (o; 


unterſtreichen werden. Dieſe Summen von 40 000 bis 
70 000 Gulden bilden nach den „Neueſten Nachrichten“ 
nur das verkleinerte Spiegelbild der Unternehmer⸗ 
gewinne, die in dieſem Jahre verbucht worden ſind. 
Das kann man nur unterſtreichen. „Dieſe Summen 
belaſten natürlich genau ſo die Produktion wie die 
Tariflöhne.“ Alſo ſehen Sie nicht auf die Arbeiter⸗ 
löhne, ſehen Sie darauf, wieviel Gehalt die Betriebe 
ihren leitenden Herren zahlen. Dieſe Summen ſind 
meiner Anſicht nach noch ſchwerwiegender. Der Herr 
Abg. Werner hat ſeinerzeit das Beiſpiel einer Schuh⸗ 
fabrik genannt, in der im Jahre 1922 etwa 258 Arbeiter 
beſchäftigt wurden, im Jahre 1923 waren es acht 
Arbeiter mehr, während die Zahl der leitenden Per⸗ 
ſonen um zwei Direktoren und einen Prokuriſten zu⸗ 
genommen hatte. Das war bei zirka 200 Aktiengeſell⸗ 
ſchaften 60 Prozent Aufbau bei der Betriebsleitung 
und 1,6 Prozent Aufbau bei den ſonſtigen Arbeit⸗ 
nehmern. 
Nun ſagen die „Danziger Neueſten Nachrichten“ 
metter: Der Staat wird daher Forderungen, wie den in 
jenem zitierten Artikel erhobenen, nur daun ſein Ohr 
leihen können, wenn ihm der Nachweis erbracht wird, 
daß die Reutabilitätsberechnung der in Frage fom- 
menden Betriebe nicht etwa jo ausſieht: „Zuerſt hat 
der Betrieb einen Unternehmergewinn abzuwerfen, der 
den leitenden Angeſtellten Einnahmen von 40 000 bis 
70.000 Gulden pro Jahr ſichert. Laſſen ſich dann noch 
die tariflichen Löhne zahlen, ohne das Arbeitsprodukt 
zu teuer werden zu laſſen, ſo werden die bisherigen 
Löhne weitergezahlt. Würde das Arbeitsprodukt ſich 
ſebvch zu teuer ſtellen, ſo muß der Staat die Tarife 
beſeitigen, um den Lohnabbau zu ermöglichen, oder 
Zuſchüſſe an die Betriebe zahlen. 7 
Das ift das, was jener Artikel, den ſich die Handels- 
kammer zu eigen gemacht hat, fordert. Dazu ſagen die 
„Danziger Neueſten Nachrichten“: 


{A) 


{B) 


mehr als frechl) 
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(v. Malachinſki, Abgeordneter.) 

Daß eine ähnliche Reutabilitätsberechnung vom 
Staat nicht anerkannt werden könnte, liegt auf der 
Hand. Klärung von Fall zu Fall könnte aber nur eine 
unparteiiiche Kontrolle bringen, und da die Unter- 
nehmer ſich gegen eine ſolche ſtaatliche Betriebskon⸗ 
trolle ſtets mit größtem Nachdruck geſträubr haben, jo 
bleibt letzten Endes die Frage der Durchführung der 
in dem zitierten Artikel erwähnten Forderungen eine 
Machtfrage. 

Dem kann man voll und ganz zuſtimmen. In 
dieſem Falle handelt es ſich letzten Endes um Macht⸗ 
fragen des Staates gegenüber den renitenten Arbeit⸗ 
gebern. Es wird tatſächlich ſeitens der Arbeitgeber 
eine Politik getrieben, die eine Verhetzung der Arbeit⸗ 
nehmer bedeutet. Schon die Forderung an ſich, daß die 
22 000 Arbeitsloſen im Freiſtaat Danzig zu untertarif⸗ 
mäßigen Löhnen oder für die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung arbeiten ſollen, bedeutet, daß man den Staat 
zwingen will, dieſe als Lohndrücker zu beſchäftigen, 
um dann die in Arbeit ſtehenden Arbeiter um ihren 
wohlverdienten Lohn zu bringen und zu zwingen, 
ebenfalls für billigere Löhne zu arbeiten. Das iſt das, 
was ich ſeinerzeit den Gewerkſchaften ſagte. Gerade 
durch die große Erwerbsloſigkeit hat man es ver⸗ 
ſtanden, ſich ein großes Heer von Lohndrückern zu 
ſchaffen. Das bedeutet, daß an dem Tage, an dem man 
von den Tariflöhnen abweicht und die Tarifpolitik 
durchbricht, der gewöhnliche Arbeitnehmer überhaupt 
nicht mehr die Möglichkeit hat, ſich für ſeine Arbeit den 
notwendigen und gleichwertigen Lohn zu ſichern. 

Wenn ich nun den Antrag der deutſchnationalen 
Fraktion noch einmal prüfe, werde ich unbedingt zu⸗ 
geben müſſen, daß es nicht richtig iſt, daß der Staat 
Leiſtungen aus der Erwerbsloſenunterſtützung ohne 
Gegenleiſtung zahlt, daß er gewiſſermaßen den Be⸗ 
trieben entgegenkommen muß, die Erwerbsloſe ein⸗ 
ſtellen, indem man ihnen die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung zuführt. Da gibt es zwei Wege, von denen der 
erſte nicht gangbar iſt. Der zweite aber iſt gangbar, er 
bildet die Ergänzung des Punktes a des deutſchnatio⸗ 
nalen Antrages. Wenn der Punkt b des deutſchnatio⸗ 
nalen Antrages ernſt gemeint iſt, daß die Werke ver⸗ 
pflichtet werden, Aufträge heranzuholen, und daß der 
Staat aus der Erwerbsloſenunterſtützung Zuſchüſſe 
geben ſoll, um durch die für die Werke, nicht aber für 
die Arbeiter ſelbſt herabgeſetzten Löhne die Betriebe 
rentabel zu geſtalten und die Produkte billiger auf 
den Weltmarkt zu werfen, kann man dafür eintreten. 
Es muß ohne Hinterhältigkeit geſchehen. Sobald die 
Hinterhältigkeit, wie in dem bewußten Artikel, den ſich 
die Handelskammer zum Vorbild genommen hat, zum 
Durchbruch kommt. müſſen wir einen ſolchen Antrag 
der deutſchnationalen Fraktion ablehnen. (Bravo!) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die 
Begründung des Antrages durch Herrn Abg. Kar⸗ 
kutſch hätte beſſer in einer öffentlichen Erwerbsloſen⸗ 
verſammlung geſchehen müſſen; denn dann hätten wir 
dieſen werten Herrn nicht mehr in unſerem hohen 
Haufe. Die Erwerbsloſen, glaube ich ſicher, hätten ihm 
das Leder derartig warm gemacht, daß er überhaupt 
nicht mehr daran gedacht hätte, Volkstagsabgeordneter 
zu fein. (Abg. Klapps: Sehr richtig!!) Mit welch 
zyniſcher Frechheit es ſich dieſer Herr erlaubte 


Vizepräſident Spill: Herr Abg. Raſchke, Sie haben 
einem Abgeordneten Frechheit vorgeworfen, ich rufe 
Sie zur Ordnung. (Frau Abg. Kreft: Der iſt noch 
Frau Abg. Kreft, Sie haben den 
Ausdruck noch verſtärkt, ich rufe Sie ebenfalls zur 
Ordnung. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): 
hervor, daß Herr Abg. Karkutſch, als der Zuruf kam: 
„Sie wollen die Arbeiter für die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung in die Betriebe haben,“ erwiderte: „Kommt 
auch noch!“ Das heißt nichts anderes, als daß die 
Unternehmer die Macht in den Händen hätten. Ich 
ſage das beſonders zu den Gewerkſchaftsführern, daß 
die Arbeiter ſchließlich für die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung arbeiten müſſen. Der Anſtoß iſt ja ſchon 
gegeben. Es iſt heute nicht nur bei den Notſtands⸗ 
arbeiten jo, ſondern es ift ſchon viel ſchlechter; denn 
die Entlohnung für die Notſtandsarbeiten erreicht 
heute teilweiſe nicht einmal die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung. 


Man hat ſchon in dieſer Beziehung klein bei⸗ 
gegeben und hat ſchon den Arbeitsloſen bzw. den bei 
den Notſtandsarbeiten Beſchäftigten die Milchkarte 
wieder zugeſprochen. Aber was weiter daraus folgert, 
iſt, daß die Herren Unternehmer jetzt ganz kategoriſch 
dazu übergehen, den noch in den Betrieben Beſchäf⸗ 
tigten zu erklären: „Wollt ihr für den Satz arbeiten, 
wie er für die Notſtandsarbeiten gezahlt wird, dann 
könnt ihr arbeiten, wenn nicht, dann haben wir keine 
Beſchäftigung.“ Die Firma Continental hat es fertig 
bekommen, ihren Arbeitern einen Lohn von 95 
Pfennig anzubieten. Das ſind die Auswüchſe der jetzt 
beginnenden Notſtandsarbeiten. 

Ebenſo intereſſant waren die Ausführungen des 
Herrn Abg. Gaikowſki, der auf dem Standpunkt ſteht, 
daß alle dieſe Not ſchließlich darauf zurückzuführen iſt, 
daß wir heute nicht mehr Kriegsprodukte herſtellen 
können. (Abg. Gaikowſki: Das habe ich nicht gejagt!) 
Sie haben erklärt, daß früher Schiffe gebaut wurden, 
ma ja, Schiffe haben wir im Kriege gebraucht. (Abg. 
Gaikowſki: Nein, zum Verkehr mit den anderen Völ⸗ 
kern!) In der Beziehung werden auch heute noch 
Schiffe gebaut. Aus Ihren Worten klang aber ſehr 
deutlich heraus, daß Sie die Kriegsſchiffe meinten. 
(Abg. Gaikowſki: wie baut Rußlandl) Es wäre 
beſſer, wenn Sie nach Rom ſchauten und das Tun und 
Treiben Ihres Muſſolini verfolgten, der ja in Rom 
ſitzt. (Abg. Gaikowſki: Das ift nicht unſer Muſſolinil) 
Ich brauche mich nicht zu ſcheuen, auf Rußland ein⸗ 
zugehen, aber ich glaube, ich habe Ihnen ſchon genug 
Beweiſe geliefert. (Zuruf der Frau Abg. Kreft. — 
Abg. Gaikowſki: Ich danke, Frau Bubikopf!) Wenn 
Sie glauben, nur mit der Kriegsproduktion etwas er⸗ 
reichen zu können, ſo ſage ich Ihnen, daß Sie direkt 
erklären, daß der kapitaliſtiſche Staat verſumpft iſt und 
nicht mehr gehoben werden kann. Gewiß, Sie wollen 
ihn wieder heben und Ihre Freunde von links, die 
Sozialdemokraten, wollen dasſelbe tun. Herr Arczynſki 
jagte, die Zollgrenze müſſe verſchwinden. Nur dadurch, 
daß wir ſo eingeengt ſeien, ſei es nicht möglich, die 
Wirtſchaft neu zu beleben. Er hat geſagt, der kapita⸗ 
liſtiſche Staat ſei kaputt, aber kein Wort davon, daß 
es nun an der Zeit ſei, dieſes kapitaliſtiſche Syſtem 
zu ſtürzen. Das war früher eine Tendenz der Sozial⸗ 
demokraten. Sie waren die Vorläufer und erklärten 
immer: Hinweg mit dieſem kapitaliſtiſchen Syſtem, 
denn es iſt verfault! Es kann nur auf Koſten der Ar⸗ 
beiterſchaft aufgebaut und befeſtigt werden. Das haben 
die Herren jetzt vergeſſen. Sie wollen den kapita⸗ 
liſtiſchen Staat aufbauen, auch wenn dabei Millionen 
= Arbeitern, Millionen von Kindern zum Teufel 
gehen. 

M. D. u. H.! Wenn hier weiter gejagt ift, daß das 
Fürſorgegeſetz vorſchreibt, daß 80 Prozent des ver⸗ 
dienten Lohnes an Unterſtützung gezahlt werden 
müſſen, ſo möchte ich fragen, wie es damit ausſieht. 
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Das geht daraus (C) 
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Es werden nicht überall 80 Prozent gegeben. Aus 
vielen Orten kommen Klagen, daß das Geſetz in dieſer 
Beziehung nicht eingehalten wird. Ja, man geht jetzt 
dazu über, daß Gemeindevorſteher und Gutsbeſitzer 
neue Löhne, und zwar ganz hundsmiſerable, verein⸗ 
baren. Für den Tag werden ſage und ſchreibe 3,50 
Gulden an einen Mann gezahlt, deſſen Familie nicht 
weniger als acht Köpfe beträgt. Unter ſolchen Bedin⸗ 
gungen nimmt man den Arbeiter in Arbeit, beſchäftigt 
ihn 14 Tage, wirft ihn dann wieder hinaus, und wenn 
er dann nach Unterſtützung kommt, erhält er 80 Prozent 
auf Grund des Geſetzes, trotzdem er jahrelang als 
freier bzw. Induſtriearbeiter beſchäftigt war. So 
liegen die Verhältniſſe in bezug auf die 80 Prozent. 


Weiter wurde von Herrn Abg. Gaikowſki gejagt, 
daß die Betriebsinhaber eventuell Zuſchüſſe bekommen 
werden, vielmehr die Auftraggeber. Hier will man auch 
nur eine Verſchiebung durchführen. Das Geld, das den 
Erwerbsloſen zuſteht, will Herr Gaikowſki nicht der 
einen Gruppe der Kapitaliſten geben, ſondern der 
anderen. Vielleicht hat er von der einen etwas mehr 
als von der anderen, ich weiß es nicht. Man will aber 
das Geld den Kapitaliſten zuſchieben, das iſt der Sinn 
der ganzen Sache. Wir ſagen: Unter dieſen Umſtänden 
kann die Wirtſchaftsnot nicht behoben wren. Wenn 
man die Not wirklich beſeitigen will, kann man es auch 
nicht, wie der Herr Abg. Arczynſki hier erklärt hat, mit 
dem Erwerbsloſenfürſorgegeſetz oder vielmehr mit der 
Erwerbsloſenverſicherung tun. Sie ſagen: „Der Staat 
kann dadurch von den Abgaben, die er heute an die 
Erwerbsloſen zu zahlen hat, entlaſtet werden.“ Das iſt 
aber auch wieder eine neue Belaſtung, die Sie dem 
Arbeiter aufhalſen wollen. Wie ſieht es mit der Ar⸗ 
beitsloſenverſicherung aus? Wir haben in Deutſch⸗ 
land ſehr gute Erfahrungen mit dieſem Erwerbsloſen⸗ 
verſicherungsgeſetz gemacht. Sie gehen dahin, daß, 
trotzdem in Deutſchland die Wirtſchaft am Boden liegt 
und die Arbeiter auch Jahr und Tag arbeitslos ſind, 
ſie nur für ein halbes Jahr Erwerbsloſenunterſtützung 
bekommen, Das wollen Sie hier auch einführen und 
nach Ihrer Meinung die Wirtſchaft dadurch neu be⸗ 
leben. Nein, nein, m. H., es hilft nichts, wenn die Zoll⸗ 
grenzen beſeitigt werden, auch die Erwerbsloſenver⸗ 
ſicherung hilft nichts. Es gibt nur ein Radikalmittel: 
Beſeitigung des Kapitalismus. Erſt wenn der Kapi⸗ 
talismus durch das Volk abgeſchafft iſt, wird eine 
andere Zeit für die Arbeiter anbrechen. M. D. u. H.! 
Iſt es Ihnen nicht bekannt, daß die Unternehmer auf 


dem Standpunkt ſtehen, daß, wenn aus Danzig 8000 


Arbeiter auswanderten, ſie nie zurückverlangt würden. 


Ich hatte Gelegenheit, mit einem Herrn über dieſe 
Angelegenheit zu ſprechen. Er erklärte mir, wenn wir 
uns einen Dampfer charterten und 8000 Arbeiter hin⸗ 
einladen würden, (Abg. Werner: Solche Dampfer 
gibt es nicht!) — dann könnnen es auch drei fein, 
einen können Sie herſtellen, Herr Werner — würde man 
dieſe Arbeiter nicht wieder zurückhaben wollen. Das 
iſt für Danzig ebenſo, wie ſeinerzeit der Arzt für 
Deutſchland erklärte: „Erft wenn in Deutſchland 15 Mil- 
lionen Menſchen verreckt ſind, (Das hat Clemenceau 
gejagt! rechts.) wenn 15 Millionen Menſchen gu- 
grunde gegangen ſind, kann Deutſchland eventuell 
wieder auferſtehen.“ Hier will man 8000 Arbeiter hin⸗ 
auswerfen, nach denen man überhaupt nie mehr Ver⸗ 
langen hat. Das heißt doch klar und deutlich, daß auch 
in Danzig die Wirtſchaft nie neu belebt werden kann, 
es ſei denn auf Koſten der Arbeiter. Das wollen natür⸗ 
lich nicht nur die deutſchnationalen Kreiſe, das wollen 
nicht nur die bürgerlichen Parteien, das wollen auch 
die Sozialdemokraten. Sie haben es mit Ihren Not⸗ 
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ſtandsarbeiten, wie ich bereits ſagte, 
daß die Arbeiter heute weniger verdienen, als ſie an 
Erwerbsloſenunterſtützung zu bekommen haben. 


Wie ſieht es mit den Tariflöhnen aus? Dafür nur 
ein kleines Beiſpiel. Heute zahlt man den Bauarbeitern 
bei den Notſtandsarbeiten 50 bis 65 Pfennig Stunden⸗ 
lohn. Der eigentliche Tarif ſieht aber 1,28 Gulden 
vor. Wenn Abbrucharbeiten in Frage kommen, bei 
denen Maurer beſchäftigt werden, haben ſie nach dem 
Tarif 1,44 Gulden zu verlangen. (Die Zeiten ſind 
vorbei! rechts.) Sehen Sie, Herr Abg. Polſter, die 
Zeiten ſind vor ei Das müſſen ſich die Gewerkſchaften 
ins Stammbuch ſchreiben. Das heißt nichts anderes, als 
daß die Herren heute frei und offen erklären können, 
die Gewerkſchaftsführer ſeien null und nichtig, es 
werde gezahlt, was den Unternehmern beliebt. (Frau 
Abg. Kreft: In welcher Gruppe ſind Sie, XIII oder 12 
— Abg. Förſter: Sie können mich ja befördern!) 
Die Arbeiterſchaft wird ſich dies nicht lange gefallen 
laſſen. Die Arbeiterſchaft, die heute bei den Notſtands⸗ 
arbeiten beſchäftigt wird, hat ſchon erkannt, wo die 
Reiſe hingehen ſoll. Sie hat ſchon eingeſehen, daß 
auch hier wieder nur auf ihre Koſten das Staatsſchiff 
flottgemacht werden ſoll. 


Ich möchte aber noch zum Schluß den Notſtands⸗ 
arbeitern ſagen: Es tut mir außerordentlich leid, daß 
ſie nicht ſo frech ſind, wie Wilhelm der Letzte, der eine 
monatliche Erwerbsloſenunterſtützung von jage und 
ſchreibe 50 000 Rentenmark verlangt. Dieſes Beiſpiel 
ſollten ſich die Erwerbsloſen zu Herzen nehmen, danach 
ſollten ſie handeln und alles, was ſich ihnen in den 
Weg ſtellt, ſollten ſie beſeitigen und an die Wand 
ſtellen. Dann erſt werden andere Zeiten kommen, dann 
erſt werden ſie erkennen lernen, daß es eine beſſere 
Zukunft gibt. (Zuruf beim Zentrum. — Frau Abg. 
Kreft: Sie hängen zuerſt am Laternenpfahl. — Abg. 
Gaikowſki: Sie gehen mit!) Herr Gaikowſki, für Sie 
iſt der Laternenpfahl viel zu ſchade. (Abg. Gaikowſki: 
Das meine ich auch!) Sie kommen auf den Kirchturm 
der Olivaer Kirche. (Abg. Gaikowſki: Dann kommen 
Sie mit!) Sie werden vorgehen. (Abg. Gaikowſki: 
Von Ihrer Sorte nehme ich drei mit!) Ich ſage: Wenn 
die Arbeiterſchaft dieſen Weg gehen wird, wenn ſie 
alles das wegräumt, was ſich ihr in den Weg ſtellt, 
werden für ſie andere Verhältniſſe kommen. Dann 
wird die Arbeiterſchaft endlich erkennen und muß es 
erkennen, daß der Staat der Arbeiterſchaft gehört und 
nicht den Kapitaliſten. Solange es noch einen Staat 
der Kapitaliſten gibt, ſolange werden Not, Elend und 
Hunger nicht zu beſeitigen ſein. Aber mit dem 
Moment, wo die Arbeiterſchaft dieſen kapitaliſtiſchen 
Staat beſeitigt, mit dem Moment, wo ſie den Arbeiter⸗ 
und Bauernſtaat aufrichtet, wird ſie erſt wieder Sonne 
über ſich haben, dann wird erſt wieder Arbeit ſein, wie 
es den Arbeitern geziemt und jedem anſtändigen 
Arbeiter zukommt. Dieſes Los ſoll er ſich erkämpfen 
und erwirken. Aber nicht mit Hilfe der heutigen Ge⸗ 
werkſchaftsführer, ob ſchwarz, ob rot, ſondern die 
Arbeiter in Stadt und Land müſſen ſich zuſammen⸗ 
finden und, Herr Abg. Karkutſch, wenn die Arbeiter in 
dieſem Staat auch 12 Stunden arbeiten, dann wiſſen 
ſie, daß ſie es für die Arbeiterſchaft tun, aber nicht für 
vollgefreſſene Bourgeois. (Lebhaftes Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 


Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erjöpit, 
ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen zur 
ſtimmung über die Druckſache Nr. 2144. Antrag des 


Abg. Schwegmann und der übrigen Mitglieder der 


deutſchnationalen Fraktion. Ich bitte die Damen un 
Herren, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen, ſich vom 


dahin gebracht, (C) 
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(A) Platz zu erheben. 
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(Spill, Vizepräſident.) 
(Geſchieht.) 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. 
der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aenderung des Geſetzes zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot. (Wohnungsbaugeſetz.) Ur⸗ 
antrag des Abg. Raſchke und Fraktion. — 

Druckſache Nr. 2150. Ich rufe auf Artikel I und er- 
öffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Laſchewſki. 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Die kommuniſtiſche Fraktion hat einen Geſetzentwurf 
eingebracht, wonach die Miete am 1. April vermindert 
werden ſoll. Insbeſondere ſoll dadurch die Erhöhung 
der Miete verhindert werden, die zum 1. April geplant 
und beſchloſſen iſt. Ich möchte feſtſtellen, daß die 
ſozialdemokratiſche Fraktion eine gegenſätzliche 
Stellung zur ſozialdemokratiſchen Fraktion im Reichs⸗ 
tag in dieſer Frage einnimmt. Nach dem „Vorwärts“, 
dem ſozialdemokratiſchen Parteiorgan in Deutſchland, 
iſt im Steuerausſchuß des Reichstages beſchloſſen 


Das iſt die Minder⸗ 
Ich rufe auf Punkt 9 


worden, daß die von der deutſchen Reichsregierung zum 


B 


— 


1. April beſchloſſene Mieterhöhung auf 100 Prozent auf 
weite Sicht hinausgeſchoben wird, weil die Wirtſchafts⸗ 
not in Deutſchland fo rapide geſtiegen ift, Die 
Zentrumsfraktion im Reichstag brachte einen Abände⸗ 
rungsantrag ein, der verlangte, daß die Miete bis zum 
1. Juli nicht erhöht werden ſoll. Dieſer Antrag wurde 
im Steuerausſchuß des Reichstages laut „Vorwärts“⸗ 
Bericht angenommen von den Sozialdemokraten, der 
Zentrumspartei, zwei Mitgliedern der Deutſchnatio⸗ 
nalen und ſelbſtverſtändlich der kommuniſtiſchen 
Fraktion. i 

Hier in Danzig find die Mieten ſchon jetzt be- 
deutend höher, als im Deutſchen Reiche. In Preußen 
werden 84 Prozent, in Hamburg 85, in Baden 86, in 
Sachſen und Bayern nur 87 Prozent der Vorkriegs⸗ 
mieten erhoben. Hier in Danzig werden ſchon jetzt 
90 Prozent bezahlt, obwohl die wirtſchaftliche Lage der 
werktätigen Bevölkerung hier doch bedeutend ſchlechter 
iſt als in Deutſchland. Hier haben die Koalitionsregie⸗ 
rung und die Deutſchnationale Partei es noch nicht 
einmal für notwendig befunden, unſeren Geſetz⸗ 
entwurf, der zur erſten Beratung ſtand, einem Aus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Hier zeigt ſich gerade die Stellung 
der Sozialdemokratie. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) In Deutſchland haben wir eine reaktio⸗ 
näre Regierung, in Danzig eine Koalitionsregierung, 
in der die Sozialdemokraten mitwirken. Hier wurde 
von Ihnen doch gejagt, daß Sie in die Koalitions⸗ 
regierung hineingingen, damit das bürgerliche Pack 
den Arbeitern nicht die Rechte nähme. Ihr habt es 
aber abgelehnt, daß dieſer Antrag einem Ausſchuß 
überwieſen wurde. Warum? Weil Ihr im Schlepptau 
der bürgerlichen Parteien ſeid, die auch in der Koali⸗ 
tionsregierung find, ganz beſonders aber, weil Ihr nur 
55 Stimmen habt und von den Hausbeſitzern abhängig 
ſeid. Ihr habt die werktätige Bevölkerung verkauft. 
Ihr habt nicht danach gefragt, ob ſie in der Lage iſt, 
eine weitere Erhöhung der Miete aufzubringen. Rück⸗ 
ſichtslos wurde die Miete erhöht. Nur um Eure 
Koalition zu halten, verratet Ihr die Intereſſen der 
werktätigen Bevölkerung. Oder wollt Ihr vielleicht 
ſagen, daß hier die Lage der Arbeiter beſſer iſt als im 
Deutſchen Reich? Mit dieſem Argument begründen 
die deutſchen Sozialdemokraten ihren Antrag, auch die 
Zentrumsfraktion hat in Deutſchland zugeſtimmt, daß 
mindeſtens bis zum 1. Juli die 100prozentige Miete 
70 erhoben wird. Hier geht Ihr rückſichtslos darüber 
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Dies iſt wieder ein Moment, woran die Arbeiter⸗ 
ſchaft Euch erkennen wird. Ihr werdet ſchon die 
Quittung bekommen. Macht nur weiter ſo mit dieſer 
Arbeit für die werktätige Bevölkerung. Die Abrech⸗ 
nung wird ſchon kommen. Wir haben in den letzten 
Wochen geſehen, wie Ihr mit dem Staatsapparat gegen 


die Körperſchaften vorgeht, die die Erwerbsloſen ſich 


geſchaffen haben. Heute beſteht doch immer noch der 
kleine Belagerungszuſtand. Heute kann ſich die 
Arbeiterſchaft noch nicht auf offener Straße ver⸗ 
ſammeln. Das ſind die Ergebniſſe Eurer Arbeit. Das 
ſind die Zeichen der Furcht. (Abg. Liſchnewſki: Furcht 
haben ſie nicht, aber ſie haben Angſt um ihre Gehälter, 
Herr Genoſſe! — Heiterkeit.) Wir wollen deshalb 
heute bei der zweiten Beratung ausdrücklich darauf 
hinweiſen, um zu jagen, was für die werktätige Be⸗ 
völkerung auf dem Spiel ſteht. Andererſeits wollen 
wir die Arbeiter darüber aufklären, wie ihre Intereſſen 
in dieſem Volkstag vertreten werden. Wir haben des⸗ 
halb den Antrag geſtellt, daß die Miete vom 1. April 
ab auf 80 Prozent der Friedensmiete feſtgeſetzt wird. 

Sollten Sie dieſem Antrag nicht zuſtimmen, ſo 
wollen wir, daß die Miete von 90 Prozent beſtehen 
bleibt und die Wohnungsbauabgabe nur 20 Prozent 
betragen ſoll. Wenn die Sozialdemokraten auf dem 
Standpunkt ſtehen, daß durch die Wohnungsbauabgabe 
Wohnungen geſchaffen werden und dadurch Arbeits⸗ 
möglichkeit, dann wollen wir erſt einmal den Beweis 
haben, daß durch die bisherige Wohnungsbauabgabe 
die Wohnungsnot gelindert ift und Wohnungen ge- 
ſchaffen wurden. Der beſte Beweis war der vorige 
Punkt der Tagesordnung mit den Klagen der Gewerk⸗ 
ſchaftsführer, daß 22 000 Erwerbsloſe vorhanden find, 
Das iſt ein Zeichen dafür, daß die Wohnungsbauabgabe 
nicht zur Linderung der Arbeitsloſigkeit beiträgt. Man 
muß dabei noch erwähnen, für wen eigentlich die Woh⸗ 
nungen geſchaffen ſind. Nur für die höheren Staats⸗ 
beamten, die ſich ein paar Villen gebaut haben. 
Arbeiterwohnungen ſind nicht geſchaffen worden. Da 
dies alſo eine ungerechte Abgabe iſt, verlangen wir, 
daß die Mieten am 1. April nicht erhöht werden. (Abg. 
Bahl: Wer redet Ihnen das ein, daß das eine unge⸗ 
rechte Abgabe iſt?) Reden Sie nicht, Herr Bahl! Sie 
find der rabiateſte Hausbeſitzer im ganzen Freiſtaat, 
das iſt die Meinung der Olivaer Bevölkerung über 
Sie. Sie müßten ſich ſchämen, hier als Volksvertreter 
aufzutreten. Solange Sie Hausbeſitzer ſind, haben Sie 
mit jedem Einwohner Streit. Sie liegen mit Ihren 
Einwohnern ſtändig vor Gericht. Ja, Sie haben ſogar 
verhauen. Es ſtimmt doch? Ihr Zwiſchenruf paßte mir, 
um Ihnen zu ſagen, was Sie ſind: Sie ſind der 
rabiateſte Hausbeſitzer im ganzen Freiſtaat. S 

Wir beantragen, daß dieſer Antrag dem Siedlungs⸗ 
ausſchuß überwieſen wird. Zum Schluß will ich noch 
einmal darauf hinweiſen, wie die Stellung der ein⸗ 
zelnen Parteien im Deutſchen Reich geweſen iſt. Die 
Lage der werktätigen Bevölkerung iſt hier viel ſchlechter 
als in Deutſchland, und es iſt unbedingt notwendig, 
daß die Miete am 1. April nicht auf 100 Prozent er⸗ 
höht, ſondern abgebaut wird. Sie muß auf 80 Prozent 
ermäßigt werden, oder mindeſtens auf 90 Prozent. 
Eine Erhöhung auf 100 Prozent kann nicht in Kraft 
treten. Das bezwecken wir mit unſerem Antrag und 
erſuchen Sie, ihn dem Siedlungsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vigepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Mroczkowſki. 

Mroeczkowſki, Abgeordneter (M. P.): M. D. u. H.! 
Bereits vor acht Tagen habe ich zu dieſer Angelegen⸗ 
heit das Wort genommen und habe die gleichen Aus⸗ 
führungen wie der Herr Vorredner gemacht. Auch ich 


— 
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(Mrocakowſki, Abgeordneter.) ; 
habe das Hope Haus gebeten, den Antrag dem Sied- 
lungsausſchuß zu überweiſen, um dem Ausſchuß Ge- 
legenheit zu geben, den Beſchluß, der im Dezember 
gefaßt wurde, zu revidieren. Leider ſind die Parteien 
dieſem Wunſch nicht nachgekommen. Dieſes will ich 
von dieſer Stelle aus feſtſtellen. Alle Parteien, von 
den Sozialdemokraten bis zu den Deutſchnationalen, 
waren es, die eine Reviſion des Wohnungsbaugeſetzes 
verhindert haben, um die Mieten zeitgemäß zu ge⸗ 
ſtalten. Heute bietet ſich noch einmal Gelegenheit, das 
Verſäumte nachzuholen. Ich bitte Sie, jetzt in dieſem 
Sinne Ihre Entſcheidung zu treffen, und nicht etwa 
durch eine gleiche Stellungnahme wie vor acht Tagen 
den Antrag zu Fall zu bringen. 

Ich möchte gleichzeitig noch etwas anderes be⸗ 


rühren: Es wird dringend notwendig fein, im Sied- 


lungsausſchuß über andere Dinge zu ſprechen, und 
zwar den Senat zu bitten, über das Aufkommen aus 
der Wohnungsbauabgabe und über ihre Verwendung 
einmal dem hohen Hauſe Bericht zu erſtatten. Die 
Stadtbürgerſchaft hat ſich ja geſtern mit den Wohnungs⸗ 
baugenoſſenſchaften beſchäftigt. Man pflegt aber immer 
zu ſagen, daß es nicht die ſchlechteſten Früchte ſind, an 
denen die Weſpen nagen. Geſtern haben ſich Herr 
Kunze von den Sozialdemokraten und Herr Steinhoff 
von der Deutſch⸗Danziger Volkspartei eingehend mit 
den Dingen beſchäftigt. Dieſe Herren haben es aber 
als ihre Aufgabe angeſehen, die Sache auf ein anderes 
Gleis zu ſchieben, da dieſes Gleis doch ein verdecktes 
geweſen iſt und die Ausſprache in der Stadtbürgerſchaft 
die Sachlage nicht geklärt hat, iſt es notwendig, daß 
dieſe Klarſtellung einmal erfolgt. Es muß einmal 
feſtgeſtellt werden, was an dem dort Vorgebrachten 
Wahres iſt. Darum kündige ich heute ſchon an, daß 
ich in der kommenden Zeit, wenn dieſe Frage zur 
Debatte ſtehen wird, mit Tatſachenmaterial aufwarten 
werde, wenn der Senat uns nicht klipp und klar über 
die beiden Fragen, über das Aufkommen aus der 
Wohnungsbauabgabe und ihre Verwendung, Auf- 
ſchluß gibt. 


Ich will Ste nicht lange aufhalten und bitte Sie 


zum Schluß, den Antrag auf Ueberweiſung an den 
Es muß revi⸗ 
diert werden, daß die Miete am 1. April auf 100 Pro- 
zent geſteigert wird. Es kann auch bei den 90 Prozent 
verbleiben. Ich muß das, was Herr Kollege Laſchewſki 
in bezug auf die Höhe der Mieten zum Ausdruck ge⸗ 
bracht hat, unterſtreichen. Ich habe auch bereits im 
Dezember das gejagt, was Herr Kollege Laſchewſfki 
heute hier angeführt hat. Die Stellungnahme in 
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Deutſchland iſt auch klar. 
Antrag ſtattzugeben. 


Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft. 
Die Beſprechung zu Artikel I iſt geſchloſſen. Es iſt der 
Antrag geſtellt worden, die Druckſache Nr. 2150 dem 
Siedlungsausſchuß zu überweiſen. Die Möglichkeit 
dazu beſteht. Ich bitte die Damen und Herren, die für 
Ueberweiſung dieſer Druckſache an den Siedlungs⸗ 
ausſchuß ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen nun ab über Artikel J. Ich 
bitte die Damen und Herren, die Artikel I annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ift die Minderheit. Artikel I ift abgelehnt. Ich 
rufe auf Artikel II. Nach $ 34 unſerer Geſchäftsord⸗ 
nung wird über Artikel II nicht mehr abgeſtimmt. Ich 
rufe auf Artikel III. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen mehr vorliegen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel III an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 


ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Artikel III iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz 


betreffend Aenderung des Geſetzes zur Bekämpfung 
der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetz) vom 27. März 
1925 (Geſetzbl. S. 79) in der Faſſung vom 23. Dezember 
1925 (Geſetzbl. S. 359).“ Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſe Ueberſchrift annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit. Sie iſt abgelehnt. Die Vorlage iſt ſomit 
in der zweiten Leſung endgültig erledigt. Die Tages⸗ 
ordnung ift damit erſchöpft. Ich ſchlage vor, die 
nächſte Sitzung am Mittwoch, den 17. März, 3,30 Uhr, 
mit folgender Tagesordnung abzuhalten: 


1.—4 Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des 

8 Senats auf Strafverfolgung gegen Abgeordnete. 
der Börſenumſatzſteuer. (Druckſache Nr. 21 

6. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs pait: den Ver- 
gleich zur Abwendung des Konkurſes. (Druckſache 
Nr. 2183.) 

7. Eingaben. (Druckſache Nr. 2177.) 

8. Bericht des Unterrichtsausſchuſſes zur Großen Au- 
frage Nr. 49 des Abg. Böhm und Gen. betr. Umwand⸗ 
Ka des Lyzeums. Druckſache Nr. 2179 zu Nr. 2123.) 


9. Große Anfrage Nr. 51 des Abg. Dr. Blavier und Gen. 


betr. Ausweiſung des Heilkundigen Flakowſfki. 
ſache Nr. 2162.) 


Widerſpruch gegen die vorgeſchlagene Tagesord⸗ 
nung wird nicht laut, das hohe Haus hat ſo e 
Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 10 Minuten.) 


(Druck⸗ 


Ich bitte Sie deshalb, dem (C) 


5. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 1 2 ang (D} 
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‚Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Präſidenten Dr. Treichel eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Senator Dr. Schwartz; Ober⸗ 
gerichtsrat Kettlitz; Regierungs⸗ und Medizinalrat 
Dr. Roſenbaum; Regierungsrat Dr. Schimmel. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung. 
Es ſind, wie der Senat mitteilt, heute die freiſtaatli⸗ 
chen Haushaltspläne 

Verwaltung des Innern, Juſtizverwal⸗ 
tung, Oeffentliche Arbeiten, Steuerverwal⸗ 
tung, Zollverwaltung, Haupthaushaltsplan 

eingegangen. Ich ſchlage vor, dieſe Haushaltspläne 
ohne Ausſprache dem Sauptausſchuß zu überweiſen. 
Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. 
Wenn ich jetzt zur Tagesordnung übergehen darf, ſo 
möchte ich bemerken, daß ich die Punkte 10 bis 14 
nachträglich auf die heutige Tagesordnung geſetzt 
habe, um unter Umſtänden eine ſchnelle Erledigung 
der Punkte herbeizuführen. Hierzu iſt die Zuſtimmung 
des Volkstages erforderlich. Der Aelteſtenausſchuß 
hat ſich mit dieſer Anordnung einverſtanden erklärt. 
Ich höre keinen Widerſpruch, das hohe Haus iſt alſo 
auch damit einverſtanden. 

Ferner hat geſtern im Aelteſtenausſchuß die kom⸗ 
muniſtiſche Fraktion gebeten, den Urantrag des Abg. 
Laſchewski betr. Zahlung tarifmäßiger Löhne für 
Notſtandsarbeiten heute noch auf die Tagesordnung 
zu ſetzen. Wir waren uns einig, daß wir dieſen Ur⸗ 
antrag heute als Punkt 15 behandeln. Weiter ſchlägt 
der Aelteſtenausſchuß vor, heute den vorläufigen 
Haushaltsplan als Punkt 1 zu beraten oder vielmehr 
ohne Beſprechung in den Ausſchuß zu ſchicken: 

Erſte Beratung eines vorläufigen Haus⸗ 
haltsgeſetzes für das Rechnungsjahr 1926. 
Druckſache Nr. 2192. Ich möchte im Auftrage des 
Aelteſtenausſchuſſes vorſchlagen, dieſen vorläufigen 
Haushaltsplan ohne Ausſprache dem Hauptausſchuß 
zu überweiſen. Ich höre auch hier keinen Widerſpruch; 

es iſt ſo beſchloſſen. i 

Der Aelteſtenausſchuß denkt fiH den Arbeitsplan 
folgendermaßen: Wir hoffen, heute mit der Tages⸗ 
ordnung fertig zu werden. In dieſer Woche ſoll dann 
weiter keine Sitzung ſtattfinden. Wir würden dann 
am Montag, bevor wir die Rede des Herrn Präſiden⸗ 
ten des Senats hören, die zweite und unter Umſtän⸗ 
den die dritte Leſung des Etatsnotgeſetzes vornehmen. 
Dann würden ſich Sitzungen am Dienstag und Mitt⸗ 
woch nächſter Woche erübrigen, und die Ausſprache 
über den Etat würde am Donnerstag und Freitag er⸗ 
folgen. Sollten noch kleinere Vorlagen, z. B. der 
kommuniſtiſche Antrag oder das Wuchergeſetz vorlie⸗ 
gen, ſo würde ich vorſchlagen, ſie eingangs der Sitzung 
am Donnerstag zu erledigen, am Freitag wollen wir 
dann in die Ferien gehen und uns bis zum 21. April 
der Erholung widmen. So ungefähr iſt unſer Plan. 
Ich darf jetzt wohl zur Tagesordnung übergehen. Wir 
kommen zu den Punkten 1 bis 4: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag 
des Senats auf Strafverfolgung gegen Ab⸗ 
geordnete. 

Druckſache Nr. 2160 zu Nr. 1587; Nr. 2180 zu Nr. 
2047; Nr. 2181 zu Nr. 2102; Nr 2182 zu Nr. 2141. 
Ich eröffne die Beſprechung zu Punkt 1. Das Wort 
hat der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Dieſer Punkt der Tagesordnung ſtellt uns wieder ein⸗ 
mal vor die Notwendigkeit, uns über das Syſtem der 
Strafverfolgungen 
unterhalten. Es dreht ſich hier um eine Strafverfol⸗ 
gung, die eine von denjenigen iſt, die mit der größten 
Vehemenz und mit aller Energie vor einem halben 


Jahr in Szene geſetzt wurden, und zwar iſt es die 


Strafverfolgung gegen mich wegen Körperverletzung 
und Beleidigung. Die Strafanträge von damals ſind 
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und über die Konſequenzen zu 
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(Dr. Blavier, Ubgeodneter.) 
inzwiſchen eingehend unterſucht worden. Der eine 
gegen Herrn Abg. Bahl und der gegen mich ſind in⸗ 


zwiſchen zurückgenommen und haben ſich als vollkom⸗ 


mener Unſinn erwieſen. Das Jubelgeheul der Herren 
von rechts und das Jubelgeheul der Neueſten Nach⸗ 
richten hat ſich wieder einmal als etwas ſehr Uebles 
herausgeſtellt. Die Herren haben damals unter wohl⸗ 
wollender Aſſiſtenz verſchiedener Leute gehandelt, 
vielleicht ſind die Beziehungen genau ſo, wie die zu 
Herrn Schröder. 

Die Anzeige iſt jetzt zurückgenommen worden, und 
zwar unter folgenden Umſtänden: Es heißt hier: „In 
der Klageſache Otto Friedrich und E. Friedrich gegen 
Herrn Regierungsrat Dr. Blavier wird das Verfahren 
gegen Dr. Blavier eingeſtellt, da die Friſt zur Einzah⸗ 
lung eines Gebührenſatzes von 50 Gulden nicht ge⸗ 


wahrt iſt.“ Wenn die betreffenden Herren ſich Herrn 


— 


iſt unerhört. 


Dr. Roſenbaum als Anwalt nehmen konnten, bei dem 
ſie mindeſtens 400 bis 500 Gulden Vorſchuß zahlen 
mußten, und jetzt das Verfahren nicht weiter geführt 
werden kann, weil 50 Gulden nicht bezahlt werden, ſo 
ſtecken die Machinationen von Leuten dahinter, denen 
gewiſſe Herren von rechts nicht ferne ſtehen. Wir 
behaupten, daß dieſe Beziehungen beſtehen. Es iſt 
eine Riederträchtigkeit von gewiſſen Leuten, (Zwi⸗ 
ſchenruf des Abg. Senftleben.) Ich ſage ganz offen 
der Herren von rechts, die ſich der Juſtiz bedienen, um 
Abgeordnete ein halbes Jahr lang in den Schmutz zu 
ziehen. Sie haben damals, als die Strafverfolgung 
gegen den Herrn Abg. Bahl wegen Meineids einge⸗ 
leitet wurde, in den lieben Neueſten Nachrichten und 
in Ihrem Schmutzblatt, das Sie als Parteiorgan 
haben, immer wieder darauf hingewieſen: „Da ſteht 
der Meineidige.“ 

Ein halbes Jahr lang haben Sie dieſe vornehme 
Kampfesweiſe gepflogen. Jetzt hat ſich herausgeſtellt, 
daß hinter der ganzen Anzeige nichts weiter als eine 
Machination des Herrn Senators Dr. Leske ſteckt, der 
Akten, die fünf Jahre zurückliegen, daraufhin nachge⸗ 
prüft hat, ob nicht irgendwie ein Widerſpruch zwiſchen 
Aeußerungen beſteht. Eine ſolche Ausnutzung der 
Juſtiz, wie Sie fie gepflogen haben, m. H. von rechts, 
Sie entwürdigen die Juſtiz. Es iſt 
traurig, daß ſich die Juſtiz mit derartigen demagogi⸗ 
ſchen Strafverfolgungen beſchäftigen muß. 

Präsident: Das Wort „RNiederträchtigkeit“, das 
offenbar gegen Mitglieder des Hauſes gemeint war, 
muß ich unbedingt rügen. Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor, die Beſprechung zu den Punkten 1 
bis 4 iſt geſchloſſen. (Abg. Plettner: Ich beantrage 
die Punkte 3 und 4 an den Rechtsausſchuß zurückzu⸗ 
verweiſen!) Wir kommen zur Abſtimmung, und 
zwar ſtimmen wir einzeln ab. Zu Punkt 1 lautet der 
Antrag des Ausſchuſſes: „Der Antrag ift als erledigt 
zu betrachten.“ (Widerſpruch rechts.) Druckſache 
Nr. 2160 gehört nach meiner Anſicht zu Punkt 1 der 
Tagesordnung, und da liegt der Antrag des Aus⸗ 
ſchuſſes vor, die Sache als erledigt zu betrachten. Ich 
muß alſo doch über den Antrag des Ausſchuſſes ab⸗ 
ſtimmen laſſen. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem Antrag des Ausſchuſſes zuſtimmen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Der Antrag iſt angenommen. Wir kom⸗ 
men zu Punkt 2. Da liegt der Antrag in Druckſache 
Nr. 2180 vor: „Der Ausſchuß hat den Antrag durch⸗ 
beraten und beantragt, die Strafverfolgung zu ge 
nehmigen.“ Wir ſtimmen über den Antrag des Aus⸗ 
ſchuſſes ab. Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Dr. Blavier.) Herr Abg. 
Dr. Blavier, ich möchte Sie darauf aufmerkſam 


machen, daß wir heute die Tagesordnung erledigen 
wollen. Wir kommen nun zu dem Antrag des Herrn 
Abg. Plettner, die Punkte 3 und 4 an den Ausſchuß 
zurückzuverweiſen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die für den Antrag des Herrn Abg. Plettner 
ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen 
zu Punkt 5 der Tagesordnung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
f Aufhebung der Börſenumſatzſteuer. 
Druckſache Nr. 2178. Ich eröffne die allgemeine Be- 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Ich empfehle die Ueberweiſung dieſer 
Vorlage an den Steuerausſchuß. Ich höre keinen 
Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. 
Wir kommen zu Punkt 6 der Tagesordnung: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes. 
Druckſache Nr. 2183. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Der Aelteſtenausſchußß war im Zweifel 
darüber, ob wir vorſchlägen ſollten, die Sache dem 
Rechtsausſchuß oder dem Wirtſchaftsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Von der Rechten war der Wirtſchaftsaus⸗ 
ſchuß beantragt, weil der Rechtsausſchuß überlaſtet 
wäre. Es wurde geſagt, man könne ja juriſtiſche Be⸗ 
rater in den Wirtſchaftsausſchuß entſenden. (Zwi⸗ 
ſchenrufe.) Ich ſtelle ganz anheim. (Rechtsaus⸗ 
ſchuß! links.) Ich werde darüber abſtimmen laſſen, 
ob Rechtsausſchuß oder Wirtſchaftsausſchuß. 
Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Spill. N 
Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Es wird notwen⸗ 


dig ſein, den Grund mitzuteilen, warum ſich der Ael⸗ 


teſtenausſchuß für die Ueberweiſung an den Wirt- 
ſchaftsausſchuß entſchied. 
bekannt wurde, der Rechtsausſchuß ſei überlaſtet. Jetzt 
hat ſich herausgeſtellt, daß dies eine irrtümliche An⸗ 
nahme geweſen iſt. Deshalb wird es zweckmäßig ſein, 
die Sache dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. 

Präſident: Ich laſſe darüber abſtimmen, ob die 
Vorlage dem Rechtsausſchuß überwieſen werden ſoll 
und bitte die Damen und Herren, die dieſem Vorſchlag 
zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Die Ueberweiſung 
an den Rechtsausſchuß iſt beſchloſſen. Wir kommen zu 
Punkt 7 der Tagesordnung: Eingaben laut Druckſache 
Nr. 2177, Ich eröffne die Beſprechung. Es liegen 
weder Wortmeldungen noch Abänderungsanträge 
vor. Ich möchte vorſchlagen, dem alten Brauche zu 
folgen und die Anträge des Ausſchuſſes anzunehmen. 
Ich höre auch hier keinen Widerſpruch; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen worden. Wir kommen zu Punkt 8 der Tages⸗ 
ordnung: 


Bericht des Anterrichtsausſchuſſes zur 
Großen Anfrage Nr. 49 des Abg. Böhm und 


Gen. betr. Umwandlung des Lyzeums. 
Druckſache Nr. 2179 zu Nr. 2123. Der Ausſchuß be⸗ 
richtet, daß ein Antrag vorgelegen habe, der im Aus⸗ 
ſchuß abgelehnt ſei. Derſelbe Antrag iſt jetzt als 
Druckſache Nr. 2196, unterzeichnet Falkenberg und Fr., 
eingelaufen: 9 

*Der Volkstag wolle beſchließen, das ſiebenklaſ⸗ 
fige Lyzeum beſtehen zu laſſen, bis genügende Er⸗ 
fahrungen aus dem Reich vorliegen, die den 5 
bau der fiebenten Klaſſe des Lyzeums wünſchens⸗ 

wert erſcheinen laſſen. „ 
Ich eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung ijt geſchloſſen. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Antrag Falkenberg u. Fr. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. Es ſteht 
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jetzt die Mehrheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 


kommen zu Punkt 9 der Tagesordnung: 
Große Anfrage Nr. 51 des Abg. Dr. Bravier 
u. Gen. betr. Ausweiſung des Heilkundigen 
Flalowski. - 
Druckſache Nr. 2162. Zur Begründung hat das Wort 
Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Die Affäre Flakowski iſt geeignet, von dieſer Stelle 
einmal in die Ausweiſungspraxis der zuſtändigen 
Behörden hineinzuleuchen. Es beſteht gar kein Zwei⸗ 
fel darüber, daß in der Bevölkerung ein immer mehr 
zunehmender Unwille vorhanden iſt, weil dieſe Aus⸗ 
weiſungen in vollkommenſter Abgeſchiedenheit in den 
geheimnisvollen Kammern des Polizeipräſidiums und 
der Senatsabteilung des Innern vor ſich gehen. Es 
iſt bedauerlich, daß der Einfluß von links es in der 
neuen Regierung nicht dahin gebracht hat, hier 
gründlich Remedur zu ſchaffen. Es liegt heute ſo, daß 
jeder dieſem Verfahren wehrlos ausgeliefert iſt, wenn 
er vielleicht aus Verſehen vergeſſen hat, einen Waffen⸗ 
ſchein zu nehmen und dabei ertappt wird, oder wenn 
er ſich das Geringſte zu Schulden kommen läßt. Das 
wird in den Akten notiert. Er braucht ſich nur das 
Mißwollen gewiſſer Leute in Danzig zuzuziehen, ſo 
wird der Apparat in Bewegung geſetzt, der Mann 
fliegt hier hinaus und iſt erledigt. 

Inſofern iſt der Fall Flakowski ſymptomatiſch für 
die Art und Weiſe, wie man hier bei den Ausweiſun⸗ 
gen verfährt. Es iſt unmöglich, daß man wehrloſe 
Leute, die in Danzig ihre Exiſtenz gefunden haben, 
einfach auf die Straße ſetzt, weil irgendeinem Nach⸗ 
barn, der Beziehungen hat, die Naſe dieſes Betreffen⸗ 
den nicht gefällt. Aus dieſem Grunde haben wir die 
Anfrage eingebracht, um der Regierung endlich ein⸗ 
nal klar zu machen, daß mit dieſem Verfahren ge⸗ 
brochen werden muß. Bei den einzelnen Ausweiſun⸗ 
gen müſſen unbedingt die Gründe angegeben werden, 
ſonſt kommen wir in den Ruf, daß wir nicht ein 
Rechtsſtaat ſind, ſondern daß bei uns nach Willkür ge⸗ 
handelt wird, Flakowski ſelbſt ijt zweifellos für große 
Teile der Bevölkerung ein Mann, der Vertrauen ge⸗ 
nießt und den die Bevölkerung haben will. Der Staat 
ſollte ſich hier wieder nicht in Konkurrenzfragen hin⸗ 
einmiſchen. Die freie Konkurrenz mag entſcheiden, ob 
das Publikum zum akademiſch gebildeten Arzt mehr 
Vertrauen hat als zu dieſem Heilgehilfen. 

Es dreht ſich im weſentlichen darum, daß man auch 
hier die freie Konkurrenz nicht ausſchalten darf. Das 
iſt unſer Geſichtspunkt, den wir immer wieder vertre⸗ 
ten: Freiheit auf jedem Wirtſchaftsgebiete, alſo auch 
Freiheit hier. Die Frage, ob die Heilkunde des Herrn 
Flakowski oder die Medizin das Richtige iſt, ſoll der 
Staat nicht unterſcheiden, indem er zu dem Mittel der 
Ausweiſung greift. Er ſoll ſie entſcheiden laſſen, indem 
er die Tüchtigkeit fördert. Das geſchieht nicht, wenn 
ein Mann ohne weitere Angaben von Gründen auf 
die Straße geſetzt wird, nachdem er ſich hier eine 
Exiſtenz geſchaffen hat. 


Daher wünſchen wir, daß die Sache im Ausſchuß 


eingehend unterſucht wird, um ſo mehr, da der Volks⸗ 
tag den Senat erſucht hat, die Ausweiſung zurückzuneh⸗ 
men, ſo daß ſich der Senat hier in ſtriktem Gegenſatz 
zum Volkstag ſetzte. Das zeigt, daß wir keine Regie⸗ 
rung der Mitte haben, ſondern daß wir leider nach 
wie vor eine deutſchnationale Regierung inſofern 
haben, daß alle maßgeblichen Beamtenſtellen nach wie 
vor mit Ihrer (nach rechts) Klicke beſetzt ſind. So⸗ 
lange das andauern wird, wird ſich die Regierung 
derartige Niederlagen zuziehen, daß die acht haupt⸗ 
amtlichen Senatoren Beſchlüſſe der Mittelregierung 


es an dem Handwerkszeug. 


zunichte machen. (Bravo! — Abg. Maier: Ich be⸗ 
antrage Beſprechung der Großen Anfragel) 
Präsident: Nach meiner Anſicht müſſen wir erft die 
Antwort des Senats hören, dann käme die Beſpre⸗ 
chung. Das Wort hat der Herr Senator Dr. Schwartz. 
Dr. Schwartz, Senator: M. D. u. H.! Auf die 
Große Anfrage habe ich im Namen des Senats zu⸗ 
nächſt folgendes zu erklären: Die Ausweiſung des 
Naturheilkundigen Flakowski iſt vom Senat im Hin⸗ 
blick darauf verfügt worden, daß durch die Art und 
Weiſe der Ausübung ſeines Berufes ſchwere Schädi⸗ 
gungen der Danziger Bevölkerung zu befürchten 
waren. Auch bei erneuter eingehender Prüfung des 
Falles, wie fie durch die dem Senat zur Berückſichti⸗ 
gung überwieſene Eingabe veranlaßt worden iſt, 
haben ſich keine Momente ergeben, die die Angelegen⸗ 
heit in anderem Lichte hätten erſcheinen laſſen. 

Es ſind alſo lediglich geſundheitliche Gründe ge⸗ 
weſen, die den Senat zu ſeinem Beſchluß veranlaßt 
haben. Da ſie in gleicher Weiſe für die Folgezeit vor⸗ 
liegen, ſo kommt nach Anſicht des Senats auch eine 
Bewährungsfriſt nicht in Frage. Die Gründe, die im 
einzelnen zu dem Beſchluß des Senats geführt haben, 
wird noch ein Vertreter der Geſundheitsverwaltung 
darlegen. Der Herr Vertreter der Geſundheitsver⸗ 
waltung iſt noch nicht anweſend. Ich bitte daher das 
Haus, die weitere Beſprechung der Anfrage bis zu 
deſſen Anweſenheit auszuſetzen, 

Präſident: Ich würde mich dieſem Vorſchlag an- 
ſchlteßen, da wir ſchnell gearbeitet haben und der Re⸗ 


um 4 Uhr bei Punkt 9 der Tagesordnung ſein würden. 
Darf ich vorſchlagen, daß wir dieſen Punkt zurück⸗ 
etzen, bis wir die Antwort des Regierungsvertreters 
gehört haben! Dann bitte ich, die Beſprechung zu be⸗ 
antragen. Erhebt ſich gegen dieſen Vorſchlag Wider⸗ 
ſpruch? Das iſt nicht der Fall. Wir ſtellen alſo vor⸗ 
läufig die Anfrage zurück und werden darauf zurück⸗ 
kommen. Ich rufe auf Punkt 10 der Tagesordnung: 

2 Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angele⸗ 
genheiten zum Antrag des Abg. Buckmakomski 
u. Fr. betr. Zahlung der Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung an berufsmäßige Fiſcher. 

Druckſache Nr. 2190 zu Nr. 2136. Ich eröffne die Mus- 
ſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Der ſoziale Ausſchuß hat unſeren Antrag mit der Be⸗ 
gründung abgelehnt, daß die Berufsfiſcher eine Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung nicht haben wollen. Der Herr 
Abg. Böhm glaubte, ganz energiſch dagegen vorgehen 
zu müſſen und war der Meinung, man dürfte den er⸗ 
werbslos gewordenen Fiſchern nicht zumuten, ſich von 
Staatswegen unterſtützen zu laſſen. Nach ſeiner Mei⸗ 
nung wären die Fiſcher bereit, zu arbeiten, nur fehlte 
Nun, wir ſind in dieſer 
Beziehung anders unterrichtet. Soweit wir mit 
Fiſchern in Verbindung ſtehen, geht ihre Meinung 
dahin, daß ſie, ſelbſt wenn ſie das Werkzeug haben, 
dennoch nichts erwerben können, weil der Fiſchzug 
nicht in dem Maße einſetzt, wie er erwünſcht iſt. Trotz 
aller Arbeit bleiben ſie immer noch ohne jeglichen 
Verdienſt. Sie haben keine Mittel, um ſich ſelbſt er⸗ 
nähren zu können. Darum müßte nach unſerem Da⸗ 
fürhalten hier der Staat eingreifen, um den Anter⸗ 
halt der Fiſcher ſicher zu ſtellen. 

Genau ſo ein Moment, das dagegen ſprechen ſollte 
und von der Regierung vorgebracht wurde, war, daß 
dadurch das Erwerbsloſenfürſorgegeſetz völlig illu⸗ 
ſoriſch gemacht oder aber ſehr erweitert würde. Man 
glaubt, daß die Fiſcher einen ſelbſtändigen Beruf 
haben, und wenn man den Fiſchern die Erwerbsloſen⸗ 


( 


~ 


©) 


gierungsvertreter nicht wiſſen konnte, daß wir ſchon 


D) 


9 


2 


2376 


Volkstag Danzig. — 158. Sitzung. Mittwoch, den 17. März 1926. 


(A) (Naſchke, Abgeordneter.) 

unterſtützung zahlen würde, würden auch alle anderen 
Berufe kommen und dasſelbe verlangen. In dieſer Be⸗ 
ziehung ſtehen wir auf dem Standpunkt, daß diejeni⸗ 
gen Berufe, die auf Grund der wirtſchaftlichen Lage 
ihre Tätigkeit nicht mehr ausüben können, oder trotz 
ihrer Tätigkeit nicht in der Lage ſind, ſich durchs Leben 
zu ſchlagen, auch Erwerbsloſenunterſtützung erhalten 
müſſen. Es wäre ſehr angebracht, beſonders in dieſer 
ſchweren wirtſchaftlichen Zeit, denjenigen eine Unter⸗ 
ſtützung zu geben, die ſeinerzeit einmal ſelbſtändig ge⸗ 
arbeitet haben. M. D. u. H., ich möchte Sie einmal 
fragen, wovon all die Kleinhändler, die heute ihrem 
Beruf nicht mehr nachgehen können, oder die, trotzdem 
ſie auf der Straße ſtehen, täglich noch nicht 5 Pfennig 
verdienen, eigentlich leben ſollen. Es kommen nicht 
nur die Fiſcher in Frage, ſondern das Geſetz muß un⸗ 
bedingt dahingehend erweitert werden, daß auch die 
Kreiſe, die auf Grund ihrer Selbſtändigkeit heute nicht 
mehr in der Lage ſind, leben zu können, eine Unter⸗ 
ſtützung bekommen. Darum find die Einwendungen des 
Herrn Abg Böhm und der Regierung für uns hinfäl⸗ 
lig. Wir ſtehen nach wie vor auf dem Standpunkt, daß 
den Leuten geholfen werden muß, beſonders in dieſem 
Fall den Fiſchern, wo nachgewieſen iſt, daß ſie trotz 
ſchwerer Arbeit nichts verdienen. Auch wo kein 
Gerätemangel vorhanden iſt, haben ſie nichts einge⸗ 
nommen. Darum muß dieſen Leuten unbedingt ge⸗ 
holfen werden. 

Ich bitte Sie im Intereſſe der Fiſcher, unſerm An⸗ 
trag zuzuſtimmen, der dahin geht, daß den berufs⸗ 
mäßigen Fiſchern die Erwerbsloſenunterſtützung ge⸗ 
zahlt und ihnen andererſeits eine Wirtſchaftsbeihilfe 
gewährt wird. M. D. u. H., wenn Sie glauben, daß 
Ihr ſoziales Herz noch ſchlägt, dann ſetzen Sie ſich 
hierfür ein. Jonglieren Sie nicht immer mit Theo⸗ 
rien. Sie ſagen, daß Sie gern helfen wollen, aber das 
Geſetz laſſe es nicht zu. Wo ein Wille iſt, iſt auch ein 
Weg. Wir haben Ihnen gezeigt, wie die Mittel auf⸗ 
gebracht werden können. Wir haben Ihnen auch ge⸗ 
zeigt, daß das Geſetz nicht allein ausſchlaggebend ſein 
darf, um die Leute dem Hungertode preiszugeben, Das 
Geſetz muß ſo geſtaltet werden, daß die Leute in den 
Genuß der Erwerbsloſenunterſtützung kommen. Wenn 
Ihr ſoziales Herz noch nicht ganz in die Brüche gegan⸗ 
gen iſt, dann raffen Sie ſich noch einmal auf und 
ſtimmen Sie unſerem Antrag zu, um den Leuten, die 
bisher ſelbſtändig waren, über den Berg zu helfen. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rehberg. 

Rehberg, Abgeordneter (S. P. ID.): M. D. u. H.! 
Ich glaube, daß in dieſem hohen Hauſe ſehr wenige 
über das Leben der Fiſcher informiert ſind, vielleicht 
außer Herrn Abg. Böhm, der in der Gegend wohnt. 
Unter den Fiſchern gibt es zweierlei Gruppen. Es gibt 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Es gibt die Groß⸗ 
fiſcher, die mit ihren ein bis zwei Kuttern und dem 
Fanggerät fiſchen und dazu ihre Arbeitnehmer, die 
Kleinfiſcher, haben. Was iſt bisher bei Hilfsaktionen 
für die Fiſcher geſchehen? Es wurden Darlehen gege⸗ 
ben, die an die Großfiſcher verteilt wurden, die ſich 
dafür Kutter, Motore und Fanggeräte angeſchafft 
haben. Die Fiſcher, die als Arbeiter zu bezeichnen 
find, gingen leer aus. Wenn eine Unterſtützung von 
Staatswegen gegeben wird, muß ſie in erſter Linie den 
Leuten zukommen, die in Not ſind, bei denen die Ge⸗ 
fahr beſteht, daß ſie mit ihren Familien hungern 
müſſen. Ich möchte einmal fragen, wieviel der Senat 
von den bisherigen Darlehen zurückbekommen hat. 
Ich will hierbei betonen, daß ich für meine Perſon der 
feſten Meinung bin, daß der Staat nie etwas zurück⸗ 
bekommen wird. Gerade die Großfiſcher ſind es gewe⸗ 


ſen, die dem Staat noch niemals Steuern zahlen 


* 


wollten. Die kleinen Fiſcher mußten Steuern zahlen, 
weil die Großfiſcher in den Fiſchergemeinden die 
Macht haben. Das Bild iſt ungefähr ſo, wie es in der 
Landwirtſchaft mit den Arbeitern iſt. Genau ſo ſieht 
es auch im Fiſcherberuf aus. Hier muß erwogen wer⸗ 
den, wo die Hilfe einzuſetzen hat. Das kann nicht durch 
Darlehen geſchehen, die nur die Großfiſcher bekommen, 
wie Herr Abg. Böhm es wollte. Die Kleinfiſcher 
müſſen auch etwas erhalten. Wenn wir einen großen 
Sack Geld hätten, wäre das nicht ſo ſchlimm. Wir 
würden ſehr gern auch an die Betriebe Darlehen ge⸗ 
ben. Zuerſt muß man aber die Not lindern, und das 
kann man nicht mit Darlehen machen. 

Man muß weiter fragen, wie die Gelder verteilt 
werden. Da möchte ich den Senat bitten, Prüfungen 
anzuſtellen. Es ſind in letzter Zeit einige tauſend Gul⸗ 
den durch die Kommunen, durch die Kreiſe, an die 
Fiſcher zur Verteilung gelangt. Nach meiner Erfah⸗ 
rung hat ſich dabei herausgeſtellt, daß die Günſtlinge 
gerade die Großfiſcher ſind, die den Löwenanteil be⸗ 
kommen haben. Es würde ſonſt nicht möglich ſein, 
daß eine arme Fiſcherfamilie nur 5 Gulden bekommen 
hat, während pro Familie ungefähr 20 Gulden ver⸗ 
ausgabt wurden. Die Angelegenheit muß geprüft wer⸗ 
den. Es liegt ſelbſtverſtändlich an den Gemeinden, 
wie fie dieje Anterſtützung verteilen. Der Antrag, den 
Fiſchern eine Erwerbsloſenunterſtützung zu geben, iſt 
nicht übel, aber hier muß noch ganze Arbeit geleiſtet 
werden, daß auch wirklich die Arbeitnehmer unter den 
Fiſchern dieſe Unterſtützung bekommen. So, wie die 
Behörden vielfach arbeiten, und wie gerade in den 
Fiſchergemeinden die Gemeindevertretungen aus⸗ 
ſehen, beſteht die Befürchtung, daß auch wieder die 
Großfiſcher in erſter Linie unterſtützt werden, damit 
ſie ſich mehr Fanggeräte anſchaffen können. Dies be⸗ 


darf einer guten Vorarbeit. Es würde ein gangbarer (D) 


Weg ſein, um den wirklichen Fiſchern zu helfen. 

Es muß Aufgabe des Senats ſein, in der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge nach dieſer Richtung hin für die Zus 
kunft etwas Gutes zu tun. Ich glaube, daß auch der 
kommuniſtiſche Antrag nicht will, daß die ſogenannten 
Großagrarier unter den Fiſchern unterſtützt werden 
und daß man den Arbeiter ⸗HFiſchern nur das gibt, 
was übrig bleibt. Es iſt unbedingt notwendig, daß 
ſachgemäße Vorarbeit geleiſtet wird, um nach dieſer 
Richtung hin Abhilfe zu ſchaffen. So ſieht es in dem 
Beruf der Fiſcher aus, mit denen ich groß gewachſen 
bin. Wir ſind dazu da, Tatſachen feſtzuſtellen. Herrn 
Abg. Böhm nehme ich es nicht übel, daß er ſolche An⸗ 
träge ſtellt; denn es wird jedem im Leben einmal 
paſſieren, daß er verlaſſen wird. Um wieder eine Ge⸗ 
ſellſchaft um ſich zu ſammeln, muß etwas geſchehen. 
Aber eins kann ich Ihnen ſagen, Herr Abg. Böhm. 
Die Fiſcher haben Sie ziemlich ſchwer auf dem Magen, 
daß Sie ſie ſo verlaſſen haben und ins deutſchnatio⸗ 
nale Lager hinübergegangen ſind, obgleich Sie vorher 
verſprochen haben, als echter Demokrat an der Spitze 
der Fiſcher zu marſchieren. Daß Sie nicht mehr viel 
Sympathie bei den Fiſchern haben, iſt nun einmal 
Tatſache. Aber ich glaube, Sie werden mit dieſen An⸗ 
trägen nichts mehr daran ändern. Sie werden die 
Dinge ſchon ſo geſchehen laſſen müſſen, wie ſie ver⸗ 
laufen. Vielleicht erfinden Sie bei nächſten Wahlen 
etwas anderes, um Ihre Anhänger wieder zu ſam⸗ 
meln. Ich als Arbeiter denke über die Fiſcher anders. 
Ein kleiner Teil, den ich ſchon immer hervorhebe, die 
Arbeiter bei den Fiſchern, leiden genau ſo wie jeder 
andere Arbeiter. 

Aber die Großfiſcher ſind ebenſo, wie unſere land⸗ 
wirtſchaftlichen Unternehmer nach einem Muſter ge⸗ 
formt. In der Zeit der Inflation konnte man bei den 
Großfiſchern genau dasſelbe feſtſtellen, wie in der 
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Landwirtſchaft. Den Arbeitern wurde mit den Preiſen ie nicht als Erwerbsloſe anzuſprechen feien. Ich habe 
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das Fell über die Ohren gezogen, es wurde auf den 
Arbeiter geſchimpft, der nicht mehr zahlen wollte und 
angeblich Millionen verdiente. Es wurde in Saus 
und Braus gelebt, nicht Schnaps wurde getrunken, 
ſondern Wein. Jetzt, wo ſie unter den Nachwehen der 
Inflation zu leiden haben, wie die Landwirte, geht es 
den Großfiſchern genau ſo. Dem Arbeiterfiſcher wollen 
wir helfen. Da wollen wir arbeiten, um ihn unter das 
Erwerbsloſenfürſorgegeſetz zu bringen. (Bravo! 
links.) 

Präſident: Das Wort hat Frau Abg. Richter. 

Richter, Frau, Abgeordnete (D. Lib.): M. H. u. D.! 
Zu dem Antrag des Herrn Abg. Buckmakowski und Ge⸗ 
noſſen möchte ich nur jagen, daß wir auch im Ausſchuß 
den Standpunkt vertreten haben, daß die Fiſcher als 
ſelbſtändige Gewerbetreibende nicht unter das Erwerbs⸗ 
loſenfürſorgegeſetz fallen. Das war für uns auch der 
Grund, weshalb wir den Antrag Buckmakowski abgelehnt 
haben. Es war aber von der deutſchnationalen Frat- 
tion etwas ſehr ſtark demagogiſch, daß ſie einen Antrag, 
der in der Sitzung am 25. Februar dem Hauptausſchuß 
zur Bearbeitung überwieſen worden war, im ſozialen 
Ausſchuß wieder einbrachte. Die Koalitionsparteien 
hielten es deshalb für ihre Pflicht, dieſen Antrag im ſo⸗ 
zialen Ausſchuß nicht zu behandeln, ſondern die Bera⸗ 
tung abzulehnen, da der Hauptausſchuß noch keinen end⸗ 
gültigen Beſchluß darüber gefaßt hatte. Es iſt ſehr be⸗ 
dauerlich, daß die deutſchnationale Fraktion durch ihre 
Vertreter nun bei den Fiſchern Agitation gegen die Koa⸗ 
litionsparteien treibt, die dieſen Antrag nicht deshalb 
ablehnten, weil ſie für die Fiſcher nichts übrig haben 
oder ihnen nicht in irgend einer Form helfen wollen, 
ſondern lediglich deshalb, um eine Materie nicht in zweit 
Ausſchüſſen zu behandeln. Ich möchte von dieſer Stelle 
aus feſtſtellen, daß gerade die liberale Fraktion es war, 
die die erſten Schritte zu einer Hilfsaktion für die Fiſcher 
in die Wege geleitet hat. Ich bedauere außerordentlich, 
daß die deutſchnationale Partei dann, wenn andere Par⸗ 
teien aus rein ſachlichen Gründen zur Ablehnung eines 
Antrages kommen, nun gegen dieſe Parteien Stellung 
nimmt, um einen Vorteil für ſich dabei herausholen, ob⸗ 
wohl Sie (nach rechts) ganz genau wiſſen, aus welchen 
Gründen der Antrag im ſozialen Ausſchuß abgelehnt 
wurde. i 

Wir find auch der Anſicht, daß der Weg zur Hilfe, 
wie er bisher durch Gewährung von zinsloſen Darlehen 
beſchritten wurde, nicht der geeignete iſt, um den Fiſchern 
aus ihrer Not zu helfen. Wir ſind ſelbſtverſtändlich da⸗ 
für, daß Mittel und Wege gefunden werden, um in erſter 
Linie der Arbeitnehmergruppe unter den Fiſchern in ir⸗ 
gend einer Form zu helfen. Nach dieſer Richtung hin 
werden wir unſere Beſtrebungen und unſere Arbeiten 
auch einteilen. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Böhm. 

Böhm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Die 
Notlage der Fiſcher iſt hier bereits in einer der vorigen 
Sitzungen geſchildert worden. Es erübrigt ſich deshalb 
wohl, da ſie von allen Parteien anerkannt iſt, darauf 
noch einmal einzugehen. Es iſt auch im Hauptaus⸗ 
ſchuß zum Ausdruck gekommen, daß die Fiſcher ſich in 
ſolcher Not befinden, daß unbedingt geholfen werden 
muß. Aufgabe des Hauptausſchuſſes war es nun, einen 
Weg zu finden, um zum Ziel zu kommen und die Frage 
zu klären, wie die Mittel aufzubringen find, um den Fir 
ſchern zu helfen. Der Weg der Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung wurde von allen Parteien, mit Ausnahme der 
kommuniſtiſchen Partei abgelehnt, weil — das iſt heute 
bereits hervorgehoben worden — den Fiſchern auf ge⸗ 
ſetzlichem Wege in dieſer Hinſicht nicht zu helfen iſt, da 


ſchon wiederholt hervorgehoben, erwerbslos ſind die Fi⸗ 
ſcher nicht, fte arbeiten Tag und Nacht, aber ihr Erwerb 
bringt nicht ſo viel ein, daß ſie davon leben 
Darum muß von ſtaatlicher Seite Hilfe kommen, wie ſie 
jeder andere Staatsbürger erfährt, wenn er nicht ſoviel 
verdient, daß er leben kann. Das iſt auch anerkannt 
worden und wir haben auch einen Weg gezeigt, um zum 
Ziele zu gelangen. Der Herr Regierungsvertreter hat 
uns ebenfalls vor Augen geführt, wie es möglich iſt, die 
augenblickliche Not der Fiſcher zu lindern. Ich habe 
ſchon damals hervorgehoben: heute hat der Fiſcher nicht 
ſo viel, daß er ſich ein Brot kaufen kann; aber es kann 
ſein, daß er morgen ſchon wieder ſo viel hat, um ſich ein 
Brot zu kaufen und vielleicht noch etwas anderes dazu. 
Deshalb müßten in jeder Notlage die Gemeinden in 
erſter Linie eintreten und wenn ſie nicht leiftungsfährg 
ſind, der Staat. Darüber waren wir uns auch alle 
einig. Der Antrag ift aber, das hebe ich nochmals her- 
vor, abgelehnt worden, weil die Fiſcher nicht nach dem 
Geſetz als erwerbslos anzuſprechen Find, 

Wie iſt nun den Fiſchern zu helfen? Nur dadurch, 
daß man ihnen die Möglichkeit gibt, ihren Beruf aus⸗ 
zuüben. Wie können ſie ihren Beruf ausüben? Indem 
ſie Fiſchereigeräte haben. Die Fiſchereigeräte fehlen den 
Fiſchern, weil fie infolge der heftigen Stürme in dieſem 
und im vergangenen Jahre große Verluſte hatten, ſo daß 
es heute Fiſcher gibt, die nicht über ein einziges Netz 
verfügen. Erſt in der Nacht vom 14. zum 15. März 
d. J. — alſo vor wenigen Tagen — hat der Sturm 
eine derartige Verwüſtung unter den Netzen der Fiſcher 
angerichtet, daß die Fiſcher, wenn ſchon viele erwerbslos 
waren, jetzt erſt recht erwerbslos geworden ſind. Nach⸗ 
dem ihnen nun auch noch der Reſt der Netze genommen 
iſt, gilt es, den Schaden wieder gutzumachen, indem man 
den Fiſchern Unterſtützungen bewilligt, damit ſie ſich 
neue Netze anſchaffen können. Das iſt nur auf dem 
Wege von Darlehen möglich, da ſich die Fiſcher die Netze 
nicht aus eigenen Mitteln beſchaffen können. Ich hatte 
Beihilfen beantragt. Den Unterſchied zwiſchen Beihil⸗ 
fen und Darlehen brauche ich wohl nicht näher klarzule⸗ 
gen. Wenn aber Beihilfen nicht gegeben werden kön⸗ 
nen, dann mag man den Fiſchern zinsloſe Darlehen ge⸗ 
ben. Nun hat heute Herr Abg. Rehberg hervorgehoben, 
daß es ſchwer ſein würde, gerade den Bedürftigen dieſe 
Darlehen zuteil werden zu laſſen. Er beliebte immer, 
von Großfiſchern und Agrariern unter den Fiſchern zu 
ſprechen. Ja, meine Damen und Herren, ich habe unter 
den Fiſchern noch keine Großfiſcher geſehen. Mir iſt es 
auch nicht bekannt, daß es Fiſcher mit zwei oder drei 
Kuttern gibt. Ich weiß nur, daß ſich Fiſcher mit Hilfe 
von, Staatsdarlehen einen Kutter gekauft haben und daß 
zu jedem Kutter mindeſtens vier Leute zur Bemannung 
gehören. Dieſe vier Mann tun ſich zuſammen. Der 
angebliche Großfiſcher, der Beſitzer des Kutters, geht un⸗ 
ter den Fiſchern herum und fragt: „Wer will mit mir 
fiſchen?“ Dann ſagen die Fiſcher: „Ich habe ein Netz, 
zwei Netze, drei Netze. Wir wollen die Sache zuſam⸗ 
menlegen und gemeinſam mit dem Kutter fiſchen.“ Der 
Fang wird dann in folgender Weiſe verteilt: der Pio- 
torkutterbeſitzer bekommt zwei Teile, der Partfiſcher je 
einen Teil. So arbeiten alle zuſammen. Mam kann 
alſo nicht ſagen, daß es Großfiſcher und Kleinfiſcher 
gibt oder daß es Arbeitnehmer unter den Fiſchern gibt. 
So etwas gibt es nicht. Es iſt ein freiwilliger Zuſammen⸗ 
ſchluß der Fiſcher zur gemeinſamen Mitarbeit. Der 


Fang wird geteilt. Es ift alfo ganz verkehrt, wenn ge- 
ſagt wird, es bleibe zu erwägen, ob man nicht den „Ar⸗ 
beitnehmern“ unter den Fiſchern eine Erwerbsloſenun⸗ 
terſtützung zahlt. Es wird immer wieder mit dieſer Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung, ich möchte jagen, hauſieren ge 
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gangen. Man will 'gewiſſermaßen die Fiſcher damit kö⸗ 
dern und ſagt: „Wie alle anderen Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung bekommen, ſo könnt ihr ſie auch beanſpruchen.“ 
Nach dem Geſetz iſt das aber, wie wir hörten, nicht mög⸗ 
lich. Bei unſern perſönlichen Vorſtellungen wurde uns 
immer wieder von den Senatsvertretern geſagt: „Es 
iſt ausgeſchloſſen, daß die Fiſcher auf dieſem Wege etwas 
bekommen können.“ 

Den Fiſchern iſt nur dadurch zu helfen, das möchte 
idi immer wieder betonen, m. D. u. H., daß man ihnen 
Fiſchereigeräte gibt und die Zahl der Motorkutter er⸗ 
höht. Das iſt aber nur möglich mit Hilfe des Staates. 
Allein kann der Fiſcher ſich niemals einen Kutter be⸗ 
ſchaffen, auch in dieſer großen Not niemals die Netze. 
Darum hat meine Partei folgende Entſchließung einge— 
bracht: 3 
beſchließen, den Senat zu 

erſuchen, den berufstätigen Fiſchern die Koſten für 
die fehlenden Fiſchereigeräte aus Staatsmitteln 
mit größter Beſchleunigung zur Verfügung zu ſtel⸗ 
len. Bei Unmöglichkeit aus finanziellen Gründen 
jind zinsloſe Darlehen zur Verfügung zu ſtellen. 
Wenn die Regierung nun kommt und ſagt, daß ihr 
keine Mittel zur Verfügung ſtehen, ſo verſtehen das die 
Fiſcher nicht. Ich habe im Hauptausſchuß die Herren 
gefragt: „Wie wollen Sie es den Fiſchern klar machen, 
daß für die Erwerbsloſenunterſtützung im Monat 
1200 000 Gulden zur Verfügung ſtehen, aber für die 
Fiſcher noch nicht einmal 120000 Gulden, d. h. der 
zehnte Teil?“ Was haben mir die Herren darauf ge⸗ 
antwortet? Nichts, ſie ſchwiegen, weil ſie darauf nichts 
antworten können. Iſt für die Erwerbsloſen etwas 
übrig, dann muß auch für die Fiſcher etwas übrig ſein. 
Von dem Herrn Vertreter der Kommuniſtiſchen Partei 
wurde uns vorhin zugerufen: „Wenn Sie ein ſoziales 
Herz haben, dann ſtimmen Sie für die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung.“ Ich jage: Wenn Sie noch einen Funken 
von Mitgefühl haben, dann ſtimmen Sie für die Ent⸗ 
ſchließung, damit den Fiſchern umgehend zinsfreie Dar- 
lehen, wenn nicht Beihilfen, zur Verfügung ] 


Der Volkstag wolle 


geſtellt 
werden, damit ſie endlich aus der Not herauskommen. 
Sie werden ja in der nächſten Zeit hören, wieviel Un⸗ 
heil der letzte Sturm in der Nacht vom 14. zum 18. 
März angerichtet hat. (Abg. v. Malachinski: Konnten 
Sie dem nicht abhelfen?) Nein, Herr v. Malachinski, 
ich konnte es nicht, und Sie können es auch nicht. Man 
kann nicht von Großfiſchern ſprechen, die Fiſcher ſind 
alle gleich. Es gibt keinen Fiſcher, der über ein wenn 
auch nur kleines Vermögen verfügt. 

Hier möchte ich etwas erwähnen, was ich in den 
Pfarr⸗Akten gefunden habe. Vor 30 Jahren hat mein 
Amtsbruder in die Akten geſchrieben: „Ich weiß buch— 
ſtäblich nicht, wovon die Fiſcher leben.“ Wo ſind die mei⸗ 
ſten Fiſcher geſtorben? Im Armenhaus oder unter den 
dürftigſten Verhältniſſen. So iſt es den Fiſchern ſchon 
immer gegangen. Es gibt nicht Groß- und Kleinfiſcher, 
Herr Abg. Rehberg, ſondern es gibt nur Fiſcher, arme 
Fiſcher, wie wir ſie ſchon aus der Zeit Jeſu kennen. 
(Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Gaikowski. 

Gaikowski, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Es 
muß der Abe Fraktion doch bekannt ſein, 
daß das Arbeitsloſenfürſorgegeſetz nicht zuläßt, eine Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung an ſelbſtändige Gewerbetrer⸗ 
bende zu zahlen. Unverſtändlich iſt mir auch, daß man 
die Not eines Standes zu Agitationszwecken ausnutzt. 
(Unverſchämtheit, ſo etwas zu behaupten! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Wir alle wiſſen, daß es den Fiſchern nicht 
gut geht. Es gibt wohl keinen Stand, der unter der 
Not der jetzigen Zeit ſo ſchwer zu leiden hat, wie die 
Fiſcher. Schon während des Krieges, es war im Jahre 
1916, hatten ſich die Fiſchereivereine hier im jetzigen 


delt wurde. 


Freiſtaat zuſammengetan, um bei dem damaligen Re⸗ 
gierungspräſidenten Förfter eine Hilfsaktion nachzu⸗ 
ſuchen, weil die Not der Fiſcher ſo groß war, daß eine 
Staatshilfe notwendig war. 

Wir fragen: Woher kommt die große Not? Sie 
kommt erſtens durch die ſchlechten Fänge. Je nach der 
Windrichtung werden die Fiſche zu- oder abgetrieben. 
Weil gerade in den letzten Jahren ſchlechte Fänge zu Der- 


zeichnen waren, iſt die Not der Fi ſcher ſo groß. Es 
kommt hinzu, daß das geſamte Handwerkszeug, d. h. 
die Fiſchereigeräte, während des Krieges vollſtändig 


aufgebraucht ſind. Eine Erneuerung war nicht mög⸗ 
lich. Da auch der hohe Zoll auf den Rohmaterialien 
liegt, ift es faſt unmöglich, neue Materialien zur Anfer⸗ 
tigung von Geräten hereinzubringen. Aus dieſem 
Grunde ergibt ſich die große Not der Fiſcher. Wollte 
man den Antrag des Herrn Abg. Buckmakowski anneh⸗ 
men, wäre eine Aenderung des Exwerbsloſenfürſorgege— 


ſetzes notwendig. Der Antrag der deutſchnationalen 
Fraktion, Druckſache Nr. 2193, wurde ja dem Aus⸗ 


ſchuß bereits als Entſchließung unterbreitet. Die ge⸗ 
fonten Mitglieder des Ausſchuſſes haben die Not der 
Fiſcher anerkannt und zum Ausdruck gebracht, daß jie 
den Fiſchern helfen wollen. Dann iſt der Weg, den wir 
Ihnen als Regierungspartei vorſchlagen, der beſte, der 
kürzeſte, der zuerſt erreichbare. Da dieſes eine Ginang- 
frage iſt, muß dieſer Antrag nämlich an den Hauptäus- 
ſchuß gehen. Wir haben das auch mit aller Freundlich⸗ 
keit, aber auch mit aller Deutlichkeit, den Herren von 


der deutſchnationalen Fraktion im Sozialen Ausſchuß 


geſagt. Wir haben ihnen ſogar die Möglichkeit gegeben, 
dieſen Antrag, Druckſache Nr. 2193, im Hauptausſchuß 
nochmals zur Beratung zu ſtellen, weil ja die zweite Le⸗ 
ſung des Etats für Forſt⸗ und Landwirtſchaft behan⸗ 
Bei dieſer Gelegenheit hätte die Summe, 
die der Herr Abg. Böhm gefordert hat, bei Beratung 
des Etats nochmals in cinem Antrag gefordert werden 
können zwecks Einſtellung in den Etat, damit die Not 


der Fiſcher gelindert werden konnte. (Bravo!) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Blavier. 


” 
Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 


Wir bedauern ſehr, daß die Entſchließung im Ausſchuß 


nicht angenommen wurde. Die Lage der Fiſcher ift tat- 
ſächlich ſo, daß unbedingt geholfen werden muß. Wir 
wiſſen ja auch, daß bei beſonderen Notſtänden Un⸗ 
terſtützungen gegeben werden können. Wir find drauf 
und dran, die Erwerbsloſenunterſtützung zu verwenden, 
um ſchwache Unternehmen zu ſtützen und ſie dadurch 
exportfähig zu machen und in das Rad der Wirtſchaft 
einzureihen. 

Genau ſo liegt es bei den Fiſchern. Es iſt kein weg⸗ 
geworfenes Geld, es iſt lediglich ein zinsloſes Darlehen. 
Wenn es auch vielleicht nicht zurückgezahlt wird, ſo wird 
doch mehr produziert, es werden Fiſche gefangen, wo⸗ 
durch der Lebensmittelmarkt verbilligt wird. Wenn 
Ware auf den Markt kommt, ſinken die Lebensmittel⸗ 
preiſe. Bei der gegenwärtigen Lage kann man das Geld 
unbedenklich geben. Es geſchieht niemand ein Unrecht, 
die Staatsmittel werden aufs beſte verwandt und gerade 
im Sinne der Verbraucher ift das das einzige Mittel, 
um den Konſum zu verbilligen. Es liegt nicht nur im 
Intereſſe der notleidenden Fiſcher, ſondern es liegt im 
Staatsintereſſe, im Intereſſe der Allgemeinheit, daß 
eine Verbilligung der Lebensmittel eintritt. (Bravol) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Der 
Herr Vorredner jagte eben, er bedauere es, daß die ein⸗ 
gebrachte Entſchließung im Hauptausſchuß nicht ange⸗ 
nommen wurde. Das kommt nur daher, daß der Herr 
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(B 


— 


Abg. Dr. Blavier nicht im Hauptausſchuß iſt. Er kann 
darum auch nicht die Gründe kennen, die den Haupt- 
zusſchuß beſtimmten, die Entſchließung abzulehnen. Der 
Hauptausſchuß hat damit keineswegs ſagen wollen, daß 
den Fiſchern nicht geholfen werden ſoll. Im Gegenteil, 
es wurde dort zum Ausdruck gebracht, daß die Regie⸗ 
rung erſt die notwendigen Erhebungen anſtellen müſſe. 
Es kann doch keineswegs ſo gehen, daß irgendein Volks⸗ 
vertreter im Hauptausſchuß ſagt, ſo und ſo liegen die 
Dinge und daß auf Grund dieſer Erklärungen weit⸗ 
gehende Beſchlüſſe gefaßt werden. Es müſſen erſt die 
notwendigen Unterlagen beſchafft werden, darum hat 
der Hauptausſchuß dieſe Frage offen gelaſſen. (Zuruf.) 
Herr Abg. Dy. Blavier, fie ift ja noch nicht erledigt, fon- 
dern die Frage blieb offen, ſie ſoll erneut geprüft wer⸗ 
den. Sobald der Haupthaushaltsplan da iſt, aus dem 
zu überſehen iſt, wie weit noch Ausgaben geſchehen kön⸗ 


nen, ſoll die Nachprüfung vorgenommen werden. Aus 
dieſen Gründen, nicht etwa, weil die Fiſcher nichts be⸗ 


kommen ſollen, wurde die Sache im Hauptausſchuß zu- 
rückgeſtellt. Deshalb mußte die Entſchließung abgelehnt 
werden, da die Sache im Hauptausſchuß bei der end⸗ 
gültigen Beratung des Etats behandelt wird. 
Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, 
die Beſprechung ift geſchloſſen. Wir kommen zur MD- 
ſtimmung. Ich ſchlage vor, über den Urantrag des 
Herrn Abg. Buckmakowski, Druckſache Nr. 2136, abzu⸗ 
ſtimmen. Sollte der abgelehnt werden, fo würde ich 
über die Entſchließung des Herrn Abg. Schwegmann 
abſtimmen laſſen. Ich bringe den Urantrag des Abg. 
Buckmakowski zur Abſtimmung und bitte die Damen 
und Herren, die dieſen Urantrag annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über die Druckſache Nr. 2193, 
Entſchließung Schwegmann und Fraktion: 

Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu 
erſuchen, den berufstätigen Fiſchern die Koſten für 
die fehlenden Fiſchereigeräte aus Staatsmitteln mit 
größter Beſchleunigung zur Verfügung zu ſtellen. 
Bei Unmöglichkeit aus finanziellen Gründen ſind 
zinsloſe Darlehen zur Verfügung zu ſtellen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Entſchließung 


annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Darf ich um die Gegenprobe bitten? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Herren Beiſitzer ſind ſich nicht einig, ich 
möchte bitten auszuzählen. Die Auszählung be⸗ 
ginnt. (Geſchieht.) Die Auszählung iſt geſchloſſen. 


Es ſind 90 Stimmen abgegeben worden, davon 42 mit 
Ja, 48 mit Nein. Die Entſchließung iſt damit abge⸗ 
lehnt. (Pfui! rechts.) Wir kommen zu Punkt 11 
der Tagesordnung. Nach Punkt 11 käme dann die 
Fortſetzung der Beratung des Punktes 9: 
Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angele⸗ 
genheiten zum Antrag des Abg. v. Malachinski 
u. Fr. betr. Maßnahmen gegen Beamte der 
Anſtalt Silberhammer. 
Druckſache Nr. 2188 zu Nr. 2140. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. v. Malachinski. 
v. Malachinski, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Der kommuniſtiſche Antrag verlangt, daß der verant⸗ 
wortliche Leiter der Fürſorgeerziehungsbehörde ſeines 
Amtes ſofort zu entheben iſt und zweitens der Anſtalts⸗ 
leiter der Erziehungsanſtalt Silberhammer, Direktor 
Kohlſchütter, ſowie die an der Mißhandlung Beteiligten 
ſofort aus dem Dienſt zu entfernen ſind. Ferner ver⸗ 
langt der Antrag, daß die unter 2 genannten Perſonen 
wegen Körperverletzung nach $ 223 des Strafgeſetz⸗ 
buches vor ein ordentliches Gericht geſtellt und abgeur⸗ 
teilt werden. M. D. u. H., wenn wir uns die letzte Be⸗ 
ſprechung vor Augen halten und die Auseinanderſetzun⸗ 
gen innerhalb des Ausſchuſſes, ſo müſſen wir zu der 


Ueberzeugung gelangen, daß man hier keine Verbeſſe⸗ 
rung geſchaffen hat oder ſchaffen will, ſondern daß wei⸗ 
ter geprügelt werden kann. Der Senatsvertreter, Herr 
Dr. Wiereinski, erklärte, daß ein Proviſorium geſchaffen 
wäre, bis andere Kräfte gefunden wären. Dies Proviſo⸗ 
rium ſolle die Anſtalt Silberhammer übernehmen und 
leiten. Unter Punkt 3 fordern wir in unſerem Antrag, 
daß die Schuldigen vor ein ordentliches Gericht zu ſtel⸗ 


len ſind und abgeurteilt werden. Der frühere Ange⸗ 
ſtellte Weſtphal unterliegt auch ſchon einem Strafver⸗ 


fahren, aber meine Anfrage, ob auch der Direktor Kohl⸗ 
ſchütter dieſem Strafvollzug unterzogen werde, wurde 
verneint. Bei dieſem Proviſorium handelt es ſich dar⸗ 
um, daß man einen früheren Lehrer der Anſtalt Tem⸗ 
pelburg einfach nach Silberhammer verſetzt hat. Der 
Lehrer, dem dieſe Menſchen durch die Hände gelaufen 
iind, hat feſtgeſtellt, daß fie unerziehbar ſind. Er geht 
nun nach Silberhammer und wird dieſelben Mißhand⸗ 
lungen ausführen, wie ſein Vorgänger. Auch dieſer hat 
einen anderen Poſten bekommen, man hat ihn nach 
einer anderen Strafanſtalt geſchickt, damit er ſein blu⸗ 
tiges Handwerk weiterführen kann. Herr Senator Dr. 
Wiereinski erklärte, daß der Direktor der Anſtalt erft 
beurlaubt würde, da man einen anderen Poſten für ihn 
ſuchen müſſe. Ich habe vorgeſchlagen, da momentan 
nichts anderes für ihn da iſt, daß ſich die betreffenden 
Herren mit dem Direktor des Schlacht⸗ und Viehhofs 
in Verbindung ſetzen ſollten, da dieſer geklagt hat, daß 
er zu wenig Perſonal in ſeiner Abteilung habe. Dort, 
wo ſolch blutiges Handwerk getrieben wird, wäre für ihn 
Platz. Das geſchieht aber nicht, ſondern er kommt an 
eine Anſtalt, wo er weiter Menſchen ſchikanieren kann. 

Weiter muß ich feſtſtellen, daß ich beſonders Herrn 
Dr. Bing zugetraut hätte, daß er den Mut aufbringen 
würde, weiter ſeinen Mann zu ſtehen und trotz Beſchluß 
der Koalitionsparteien dafür zu ſtimmen, daß dieſe Ge⸗ 
ſellſchaft beſeitigt wird. Bei der erſten Beratung iſt er 
doch auch dafür eingetreten. Herr Dr. Bing 
daß die Prügelſtrafe abgeſchafft werden müſſe. Er war 
aber auch damit einverſtanden, daß man mit drei Schlä⸗ 
gen uſw. anfangen kann. Er gibt zu, daß drei Schläge 
ruhig verabfolgt werden können. Das iſt direkt eine 
Verhöhnung. Das iſt eine Sache, die noch mehr als 


Demagogie iſt. Wenn die Sozialdemokraten ſo weit ge⸗ 


kommen ſind, daß ſie ſich hier hinſtellen und mit aller 
Macht dagegen proteſtieren, dann aber im Ausſchuß er⸗ 
klären, daß alles beim alten bleiben ſoll, ſo iſt das ein 
Ding aus dem Tollhaus. Ich erſuche Sie, m. D. u. H., 
unſerm Antrag unbedingt zuzuſtimmen. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) z 

Vizepräſident Spill: 
Dr. Bing. 

Dr. Bing, Abgeordneter (8. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Kommuniſten haben ja manchmal ſehr gute Ideen, 
aber wenn man etwas Vernünftiges daraus machen 
will, fangen ſie an, zu toben. Ich möchte den Kommu⸗ 
niſten raten, ihren formell unmöglichen Antrag jetzt 
noch zurückzuziehen, damit es nicht notwendig iſt, ihn 
abzulehnen. So, wie er gefaßt iſt, kann man ihn nicht 
annehmen. Ich kann keinem Antrag zuſtimmen , in 
dem der Volkstag beſchließt, einen Beamten abzuſetzen. 
Das iſt Nonſens, und Unſinn mache ich nicht mit. Ich 
habe im Ausſchuß ausdrücklich erklärt, daß ich im Prin⸗ 
zip dafür bin, daß die Prügelſtrafe ganz abgeſchafft 
wird, daß ich aber, wenn ſich eine Mehrheit für dieſen 
Gedanken nicht findet, jeden Schlag über drei Schläge 
als eine Mißhandlung betrachte. Wenn drei Schläge ge⸗ 
geben werden, dürfen ſie auch niemals ſo ſtark ſein, daß 
Narben entſtehen. (Aber ſie dürfen gegeben werden! 
bei den Kommuniſten.) Ich habe gejagt, wenn ſchon 


Das Wort hat der Herr Abg. 


erklärte, 
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die Dinge jo liegen, ich kann doch nicht die Sachen um⸗ 
krempeln, mit dem Maul allein geht es nicht. (Heiter⸗ 
keit.) Ich habe dem Herrn Senator Dr. Wiercinski 
eine Anzahl präziſer Fragen vorgelegt, und es iſt uns 
verſprochen worden, in allernächſter Zeit den Strafvoll- 
zug und die Anſtaltsordnung uſw. in Silberhammer 
vollſtändig zu ändern und auf eine neue Baſis zu ſtel⸗ 
len. Ich kann natürlich nicht verlangen, daß die Dinge 
nach einer ſolchen Beſprechung im nächſten Moment wie 
auf einen elektriſchen Druck anders werden. Ich habe 
erklärt, daß ich mir die Sache in den nächſten Monaten 
wieder anſehen würde. Dann wird Gelegenheit ſein, 
poſitive Anträge zu ſtellen und nicht ſolche unmöglichen 
Anträge, wie es die Kommuniſtiſche Partei tut. 
Ich kann nicht annehmen, daß Beamte, die ſelbſt 
eingeſehen haben, wie weit ſie hinter den Anſchauungen 
der Zeit nachhinken, die Dinge treiben laſſen werden. 
Es ift geſchichtlich ſehr intereſſant, daß der Landeshaupt⸗ 
mann von Weſtpreußen auf die Anregung des preußi⸗ 
ſchen Miniſteriums vom 25. Dezember 1910, worin die 
Prügelſtrafe in der größten Höhe von 10 Schlägen als 
ſechs⸗ſtrengſte Strafe angeregt war, wahrſcheinlich mit 
Rüchſicht auf die Achtung, die er vor feinen kaſſubiſchen 


Landeskindern hatte, die Erlaubnis gegeben hat, die 
vom Miniſter mit höchſtens 10 Schlägen vorgeſehene 


Prügelſtrafe auf 20 Schläge zu erhöhen. Das iſt für die 
Geſchichte und die Entwickelung Weſtpreußens ſehr in⸗ 
tereſſant, und es ijt notwendig, in all die Abgründe, die 
ſich hier hiſtoriſch entwickelt haben, hineinzutauchen, um 
Remedur zu ſchaffen. Ich glaube aber, daß wir ſo viel 
Einfluß in der Regierung haben, und es wäre ein Ar⸗ 
mutszeugnis, wenn wir das nicht annähmen, daß wir 
diejenigen Geſichtspunkte, die wir pädagogiſch, ethiſch 
und hygieniſch für notwendig halten, auf die Dauer 
auch durchſetzen werden. Daß das bei der Verfeinerung 
der Geiſter durch höhere Erziehung und höhere Beein⸗ 
fluſſung nicht ſo ſchnell möglich iſt, wie man es gern 
haben möchte, iſt ſelbſtwerſtändlich. Daß die Dinge in 
Silberhammer anders werden, dafür find wir da und 
dafür garantieren wir. (Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchbe. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.); M. D. u. H.] Ich 
kann es verſtehen, wenn Herr Dr. Bing hier erklärt, 
unſer Antrag wäre Unſinn. Unſinn ift er, wenn wir 
uns im bürgerlichen Staat bewegen, Herr Dr. Bing, 
den Sie ja auch zu ſchützen berufen ſind. Aber wir als 
Kommuniſten haben gar kein Intereſſe dieſen bürger⸗ 
lichen Staat zu ſtützen und uns an ſeine Geſetze gebun⸗ 
den zu fühlen. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Bedauerlich iſt Ihre jetzige Stellungnahme, da Sie ja 
auch hier und da durchblicken laſſen: „Was heißt wohl⸗ 
erworbene Rechte der Beamtenſchaft!! Da paßt es 
Ihnen nicht, wenn der Beamte kommt und ſagt, mein 
wohlerworbenes Recht darf nicht angetaſtet werden. 


Dann ſpringen Sie auf und erklären: „Dummheit, wohl⸗ 


geſchlagen worden ſind, 


erworbene Rechte gibt es nicht!“ Hier ſtellen Sie ſich aber 
wieder hin und ſagen: „Das ſind wohlerworbene Rechte 
der Beamten und dieſe dummen Kommuniſten wollen 
ſie antaſten.“ 

So iſt es doch, Herr Abg. Dr. Bing. Wenn Sie erſt 
dann einen Beamten abbauen oder zum Teufel jagen 
wollen, wenn er ſich einer Zuchthausſtrafe ſchuldig ge⸗ 
macht hat, dann wären die wohlerworbenen Rechte 
ſchließlich auch im bürgerlichen Staat aufgehoben. Aber 
hier, wo unſchuldige, wehrloſe Menſchenkinder derartig 
daß Gefängnisſtrafe darauf 
ſteht, da wollen Sie nicht abbauen. (Abg. Dr. Bing: 
Warten Sie ab!) Wenn Sie etwas anderes machen 
wollen, können Sie die Sachen nur in unſerem Sinne 
handhaben, dann können Sie nur den Beamten im 


Wege des Disziplinarverfahrens abſetzen, oder Sie kön⸗ 
nen kategoriſch verlangen, daß der Beamte aus der Be⸗ 
amtenſchaft verſchwindet. Das will doch unſer Antrag 
nur. (Abg. Dr. Bing: Das will Ihr Antrag nicht, 
lejen Sie ihn doch durch!) Ich weiß dann nicht, wer 
beſſer lieſt. Vielleicht geſtatten Sie mir mit Genehmi⸗ 
gung des Herrn Präſidenten, daß ich ihn ganz langſam 
vorleſe: 

Dieſe Mißhandlungen ſind heute wie damals 
unter Beiſein und mit Zuſtimmung des Anſtalts⸗ 
leiters gutgeheißen und vom Wachtmeiſter Weſtphal 
vollzogen worden. Wir beantragen daher: 

1. Der verantwortliche Leiter der Fürſorgeer⸗ 
ziehungsbehörde iſt ſeines Amtes ſofort zu ent⸗ 

eben. = 
Was heißt das, Herr Abg. Dr. Bing? Dieſer Beamte 
muß entfernt werden. (Abg. Dr. Bing: Das können 
wir nicht beſchließen!) Ich habe bereits eingangs mei⸗ 
ner Rede erklärt, daß Sie hier wieder die wohlerworbe⸗ 
nen Rechte der Beamtenſchaft im Auge haben. Wir 
Kommuniſten können das nicht mitmachen. Wir kennen 
keine wohlerworbenen Rechte der Beamtenſchaft. Des⸗ 
wegen wollen wir die Amtsenthebung, um wieder ein⸗ 
mal zu zeigen, wie die Sozialdemokratie abſchwenkt, wie 
ſie andere Wege geht, ſeit ſie in der Regierung iſt, nicht 
im Intereſſe des Proletariats, ſondern Wege im Jn- 
tereſſe des Bürgertums. Weil Sie ſo ſchlecht von Begriff 
ſind, entſchuldigen Sie, Herr Dr. Bing, müſſen wir das 
immer wiederholen und Sie immer wieder darauf hin⸗ 
weiſen, daß Sie von dem Weg abgewichen ſind, den ſich 
die Sozialdemokratie geſteckt hat. Daher unſere An⸗ 
träge. Genau ſo der zweite Punkt: 

2. Der Anſtaltsleiter der Erziehungsanſtalt Sil⸗ 
berhammer, Direktor Kohlſchütter, ſowie die an 
der Mißhandlung Beteiligten ſind ſofort aus 
dem Dienſt zu entfernen. 

(Abg. Dr. Bing: Das ift geſchehen!) Hinweg mit 
den wohlerworbenen Rechten der Beamtenſchaft! Wir 
ſagen aber weiter im Abſatz 3, daß dieſe Perſonen auch 
vor den Strafrichter gebracht werden folen. (Abg. 
Dr. Bing: Das ift geſchehen!) Wenn ich richtig un⸗ 
terrichtet bin, ſo ſind ſie in eine andere Strafanſtalt als 
Erzieher gekommen. Ein Prozeß iſt ihnen aber nicht 
gemacht worden. Wenn der Prozeß fortſchreitet, dann 
iſt es doch nicht ſchlimm, den Antrag anzunehmen, dann 
iſt das erreicht, was wir wollen. Wenn Sie den Antrag 
annehmen, treffen Sie unſere Meinung und ſagen der 
Regierung: „Alter Freund, da wird nicht abgewichen, 
der Mann muß vor den Strafrichter gebracht werden.“ 
Ich weiß beſtimmt, daß Herr Kohlſchütter ſehr ſanft an- 
gefaßt werden wird. (Abg. Dr. Bing: Das werden 
wir abwarten!) Herr Abg. Dr. Bing, wir ſind der 
Meinung, Sie und die bürgerlichen Parteien vergeben 
ſich nichts, wenn Sie den ernſtlichen Willen haben, dieſe 
Mißſtände zu beſeitigen, wenn Sie dieſen Antrag an⸗ 
nehmen. Das ift dann eine Warnung für die Regie⸗ 
rung, in einem etwa auftretenden neuen Fall vorſich⸗ 
tiger zu ſein. Wenn Sie ſagen, es ſei hier und dort 
ſchon in dieſem Sinne durchgegriffen, ſo weiß ich be⸗ 
ſtimmt, daß der Leiter der Erziehungsanſtalten noch im⸗ 
mer im Amt iſt und daß Dr. Hemmen von den Maß⸗ 
nahmen der Regierung abſolut nicht berührt wurde. Herr 
Dr. Hemmen, der Leiter der Fürſorgeanſtalten, iſt nach 
wie vor im Amt und lacht über unſere Anträge, weil er 
ſich das auf Grund der Einſtellung der ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei erlauben kann. 

Sehen Sie, Herr Abg. Dr. Bing, darin liegt der Un⸗ 
terſchied. Man ſoll hier nicht nur wieder den Kleinen 
greifen, den Weſtphal, der ſich zwar vergangen, aber im 
Auftrage der Anſtaltsleitung gehandelt hat, während 
man andererſeits den eigentlich Verantwortlichen, Ober- 
regierungsrat Dr. Hemmen, frei ausgehen läßt. Sie 


werden nicht beſtreiten können, daß dieſer Herr genau 
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ſo Schuld an den Vorgängen hat, wie der Wachtmeiſter 
Weftphal. Er muß deshalb genau fo beſtvaft und ge- 
nau ſo ſeines Amtes enthoben werden, wie Weſtphal 
und Kohlſchütter ihres Amtes enthoben worden ſind. 
Das will unſer Antrag nur. Sie wollen der Gerechtig⸗ 
keit nicht zum Siege verhelfen, Sie fallen ihr in den 
Arm. Das verurteilen wir und verurteilen wir W 
mehr, wenn Sie auch dieſen Antrag ablehnen und dami 
dem Bürgertum den Beweis liefern, daß Sie nicht ge⸗ 
willt find, für die Arbeiterſchaft etwas zu tun. (Bravo 
bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Bing. 8 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Wenn Herr Raſchke im Au ſchuß geweſen wäre, würde 
er wiſſen, daß ich alles getan habe, um die Ablehnung 
des Antrages zu vermeiden. Ich habe den kommuniſti⸗ 
ſchen Vertreter darauf aufmerkſam gemacht, daß der An⸗ 
trag in dieſer Form unmöglich iſt. Ich habe die Abſicht 
gehabt, hier eine Reſolution einzubringen und ſie zur 
Annahme zu empfehlen, die das ausſpricht, was Herr 
Abg. Raſchke in ſeinem letzten Satz geſagt hat, daß wir 
zu der Leitung der Abteilung für ſoziale Arbeiten im 
Freiſtaat kein Vertrauen haben und die Regierung er⸗ 
ſuchen, dieſen Poſten anders zu beſetzen. Aber nehmen 
wir an, der ganze Volkstag wäre betrunken und nähme 
den Antrag an, ſo hätte er doch keine Wirkungsmöglich⸗ 
keiten, da wir kein parlamentariſches Syſtem haben. Da 
wir eine Beamtenregierung haben und mit den Dingen 
rechnen müſſen, wie ſie ſind, können wir weiter nichts 
tun als der Regierung das und das zu empfehlen. 

Daß die Reſolution nicht kam, liegt daran, daß Sie 
(zu den Kommuniſten) ſo bockbeinig ſind, daß Sie nicht 
hören wollen, wenn wir Ihnen ſagen, Sie ſollen einen 
Antrag, der unmöglich ift, zurückziehen und eine Reſolu⸗ 
tion einbringen, die man annehmen kann. Es iſt aber 
nicht nötig, daß wir uns bei der Angelegenheit mit 
Preſtige Gründen herumſchlagen. Es ift gut, daß Sie 
die Angelegenheit hier vor die Oeffentlichkeit gebracht 
haben. Wir werden alles tun, damit die Sache gebeſſert 
wird. Mit großen Reden iſt es aber nicht getan, ſon⸗ 
dern man muß immer dahinterhaken und ſehen, ob die 
Dinge in Ordnung ſind. Hätten Sie nicht den Antrag 
in der erſten Wut hingeſchmiert, dann wäre heute die 
Diskuſſion nicht nötig geweſen. So, wie die Dinge Tie- 
gen, müſſen wir Ihren Antrag ablehnen, trotzdem wir 
ihn movaliſch für richtig halten. 

Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft. 
Ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Der Ausſchuß hat Ablehnung beantragt, wir 
werden aber poſitiv abſtimmen, d. h. über den Urantrag 
ſelbſt, Druckſache Nr. 2140. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dem Urantrag zuſtimmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 


Minderheit. Der Antrag ift abgelehnt. 


Wir kehren nun zu Punkt 9 Große Anfrage Nr. 51, 
der Tagesordnung zurück. Das Wokt hat der Herr Re⸗ 
gierungs⸗ und Medizinalrat Dr. Roſenbaum. , 

Dr. Roſenbaum, Regierungs- und Medizinalrat: 
M. D. u. H.! Die Geſundheitsverwaltung hat die 
Pflicht, die ſogenannten Kurpfuſcher zu überwachen und 
zu bekämpfen. Wir verſtehen unter Kurpfuſcher jeden, 
der ohne die nötige Fachkenntnis das Heilgewerbe aus⸗ 
übt, Es wird Ihnen wohl auch bekannt fein, daß neben 
anderem unerwünſchtem Zuzug gerade der Zuzug von 
Kurpfuſchern nach Danzig außerordentlich ſtark gewe⸗ 
ſen iſt. Aus Warſchau, aus Polen, überall ſind Leute 
hergekommen, ſogar ein gewiſſer Nachtmann, Adept aus 
Indien, die mit allen möglichen betrügeriſchen Mitteln 
die Bevölkerung auszunutzen verſucht haben. Aus 


Dieutſchland find leider Gottes auch verſchiedene gekom⸗ 


auf die Menſchheit losgelaſſen wird, 


men. Es wird Ihnen auch bekannt ſein, daß jeder, der 
heute ein Handwerk ausüben will oder jeder, der z. B. 
als Chauffeur fahren will, eine Prüfung ablegen muß. 
Er muß einige Kenntniſſe haben. Wenn aber jemand 
di ſo iſt es anders. 
Nach der Gewerbeordnung, die heute noch in Gültigkeit 
iſt, kann jeder ſeine Mitmenſchen mehr oder weniger ge⸗ 
ſchickt behandeln. Vor einiger Zeit kam z. B. jemand 
zu mir und ſagte, daß er das Heilgewerbe ausüben 


wolle. Ich fragte ihn, was er denn bis jetzt geweien 
wäre. Er ſagte: „Kaufmann.“ Er fügte hinzu: „Ich 


will es ja gar nicht lange machen, aber ich bin ſtellungs⸗ 
(08, ich habe eine Familie, die ich ernähren muß, da will 
ich etwas verdienen. Lange wird es nicht dauern. Spä⸗ 
ter will ich wieder brav und ordentlich Kaufmann ſpie⸗ 
len.“ Es ſtehen auch oft Annoncen in den Zeitungen, 
in denen es heißt: „Gegen Einſendung von 5 Gulden 
weiſe ich Ihnen eine ſichere Zukunft nach.“ Wenn der 
Betreffende 5 Gulden eingeſchickt hat, bekommt er einen 
gedruckten Zettel, auf dem u. a. ſteht: „Mache ein 
Schild an der Tür an, daß Du Dich als Naturheilkundi⸗ 
ger niedergelaſſen haſt. Oberhalb des Bauches wird 
das verjchrieben, unterhalb des Bauches wird das ver- 
ſchrieben. Du kommſt fein durch, aber 10 Prozent von 
Deinen Einnahmen mußt Du mir abgeben.“ 

Der Fall Flakowski iſt der Geſundheitsverwaltung 
lange bekannt geworden, und zwar nicht durch Meitter: 
lungen der Aerzteſchaft, ſondern durch Mitteilungen von 
Patienten. Es hat ſchon vor Jahren eine Hausſuchung 
ſtattgefunden. Es herrſchte eine große Unſauberkeit bei 
ihm, alles lag durcheinander. Inſtrumente, die er ab⸗ 
nutzte, waren verroſtet. Es wurden auch Uebertretun⸗ 
gen verſchiedener Art von Verordnungen feſtgeſtellt 
und ein Strafverfahren eingeleitet. Er hat ſich 
damals der Verfolgung entzogen. Das Straf⸗ 
verfahren kam nicht zur Durchführung. Jetzt haben wie⸗ 
der Hausſuchungen ſtattgefunden, und dabei hat ſich 
herausgeſtellt, daß er auch mit Giften gearbeitet hat. 
Es wurden 30 Gramm Kalomel gefunden, das iſt eine 
Queckſilberverbindung, die nur in ganz kleinen Doſen 
verabfolgt werden darf. Es wurde auch eine Reihe 
von Medikamenten gefunden, die nur auf Rezepte in 
den Apotheken verabfolgt werden. Ich möchte hierbei 
daran erinnern, daß in Zoppot ein Kurpfuſcher einer 
zuckerkvanken, Frau Paracodin verordnet hat. Die 
Frau neigte zu dem Schlafzuſtand, dem Koma. Sie 
ſtarb nach 24 Stunden. Sie ſehen daraus, welche Ge- 
fahren bei der Ausübung des Gewerbes vorhanden ſind. 

Nun handelt es ſich darum: Wie hätte man gegen 
den Mann vorgehen können? Wenn ein Strafverfah⸗ 
ren gegen ihn eingeleitet wäre, wäre er vielleicht zu 
60 Gulden Geldſtrafe verurteilt worden. Er hat ſelbſt 
erzählt, daß er monatlich 300 Gulden Steuer zahle. Da 
würde ihn eine ſolche Strafe wenig treffen. Es gab 
nur ein Mittel, dieſen Mann unſchädlich zu machen und 


ihn ſein Heilgewerbe nicht ausüben zu laſſen, und das 


war die Ausweiſung. Andere Beſtimmungen gab es 
nicht. Die Gewerbeordnung ermöglicht es jedem, ſich als 
Naturheilkundiger niederzulaſſen. Infolgedeſſen“ hat die 
Geſundheitsverwaltung nach pflichtgemäßer Prüfung 
den Wunſch geäußert, den Mann unſchädlich zu machen, 
wenn es nicht anders geht, durch ſeine Ausweiſung. 
Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Maier. ; 
Maier, Abgeordneter (D. V. P.): 
Beſprechung der Großen Anfrage. i 
5 Vizepräſident Spill: Der Antrag bedarf der Unter- 
ſtützung von ſieben Abgeordneten. Wird er unterſtützt? 


Ich beantrage 


(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht us. Ich eröffne 
e Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Kla⸗ 
witter. ' 
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Klawitter, Abgeordneter (2): M. D. u. H.! Wenn 
ein Fall Spott und Fröhlichkeit hervorrufen dürfte, 
dann meine ich, dürfte dazu gerade der Fall Flakowski 
angetan ſein. (Abg. Dr. Moczynski: Warum dann ſo 
ernſt?) Der Humor kann ja vielleicht noch kommen. 
Wir haben im Ausſchuß, dem die Eingabe überwieſen 
war, auch die Verteidigungsrede des Herrn Regierungs⸗ 
vertreters und auch des Herrn ⸗Medizinalrats Dr. Jo- 
ſenbaum für die Ausweiſung gehört. Im Ausſchuß 
haben ſich 10 Stimmen für die Belaſſung des Flakowski 
in Danzig ausgeſprochen, d. h. ſie haben den Antrag ge⸗ 
ſtellt, dem Senat dieſe Eingabe zur Berückſichtigung zu 
überweiſen. Ich hatte damals die Abſicht, als die Ein⸗ 
gabe aus dem Ausſchuß zurückkam, im Volkstag meine 
Gründe für die Unterſtützung der Eingabe zum Vortrag 
zu bringen. Das war aber überflüſſig, weil das hohe 
Haus einſtimmig, ja ohne Widerſpruch, den Beſchluß 
des Ausſchuſſes ſanktionierte. Es ift im allgemeinen ja 
ſo üblich, daß wir die Beſchlüſſe der Ausſchüſſe hier im 
Plenum einfach ſanktionieren. Nur ſelten iſt es vor⸗ 
gekommen, daß an einem ſolchen Ausſchu Fbeſchluß noch 
eine Aenderung vorgenommen wurde. Bevor die Ein⸗ 
gabe an den Volkstag kam, habe ich mich als Anhänger 
der Homöopathie und der Naturheilkunde, gedrängt 
durch das Erſuchen vieler Hunderter von Bekannten und 
Freunden, dazu aufgeſchwungen, diefe Angelegenheit et⸗ 
was genauer zu verfolgen. Wenn ich mich je im Leben 
und das iſt nicht wenig geſchehen, mit einer Sache, die 
ich für ein Unrecht hielt, eingehend beſchäftigt habe, dann 
iſt es dieſe Sache geweſen. Es haben mich, ſowohl wie 
auch die anderen Herren Kollegen im Ausſchuß, die Aus⸗ 
führungen der Herren Senatsvertreter nicht überzeugen 
können, daß hier auch nur der leiſeſte Grund vorlag, 
dieſen Mann, der ein Reichsdeutſcher iſt, aus den Gren⸗ 
zen der Freien Stadt Danzig auszuweiſen. 

Es fiel mir auf, daß der Senatsvertreter ſagte, vor 
Jahren ſei bei Flakowski eine Hausſuchung abgehalten 
worden. Genau ſo leichtfertig, wie die Behauptung des 
Herrn Medizinalvats hier ausgeſprochen wurde, genau 
ſo leichtfertig iſt er mit der Ehre eines Nebenmenſchen, 
eines Reichsdeutſchen imm Ausſchuß umgeſprungen. Ich 
muß mich zuſammenreißen, um nicht das Wort beim 
richtigen Namen zu nennen.“ Genau dieſelben kleinen, 
netten Geſchichtchen von einem Liter Olivenöl gegen 
Gallenſteine, von dieſen Annoncen, von der wahnſinni⸗ 
gen Menge der Gifte, hat uns der Herr Medizinalrat 
im Ausſchuß vorgetragen. Ich habe darauf den iront 
ſchen Zwiſchenruf gemacht: „Der Mann wollte ſich ver⸗ 
giften, weil Sie ihn ſtändig verfolgt haben.“ Die Straf⸗ 


verfolgungen gegen dieſen Mann haben ſich gehäuft. 
Wohl hat man Herrn Flakowski einmal gelegentlich 


einer Hausſuchung, als man bei ihm verſchiedene Prä⸗ 
parate fand, in Haft genommen und hat ihn vier Tage 
feſtgehalten. Inzwiſchen hat man eine weitere Haus⸗ 
ſuchung vorgenommen, und die dort vorhandenen In⸗ 
ſtrumente ſind dann in einem roſtigen Zuſtande aufge⸗ 
funden worden. . 

M. D. u. H.] Wir haben uns im Ausſchuß recht 
eingehend, ich glaube, in 10½ſtündiger Verhandlung, mit 
dieſer ganzen Materie beſchäftigt. Wenn ich heute zur 
Sache das Wort ergreife, ſo leitet mich folgender Ge⸗ 
danke. Die Ausführungen und Begründungen der Her⸗ 
ren Regierungsvertreter im Ausſchuß waren nicht dazu 
angetan, die Volksvertreter zu überzeugen, daß hier tat⸗ 
ſächlich eine große Gefahr für die Geſundheit unſerer 
Danziger Bevölkerung vorlag. Es wird mir natürlich 
außerordentlich ſchwer, hier ſo zu ſprechen, wie ich gern 
möchte. Ich muß mir große Beſchränkung auferlegen. 
(Abg. Liſchnewski: Dann ſind wir Kommuniſten beſſer 
dran! — Heiterkeit.) Es gibt noch einen geſellſchaft⸗ 
lichen Anſtand. (Abg. Liſchnewski: Man kann ſagen, 
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was man auf dem Herzen hat, das ift Menſchenpflicht.] 5 


Vielleicht komme ich auch zu Ihnen, vielleicht lockt mich 
das noch. Sie dürfen überzeugt ſein, daß ich nicht aus 
Feigheit das zurückhalte, was ich gern ſagen möchte, 
ſondern daß mich lediglich der geſellſchaftliche Anſtand 
dazu verpflichtet. Ich habe aber hier, m. H., eine An⸗ 
sch! Fragebogen, die dem betreffenden Naturheilkundi⸗ 
. freien Stücken überſandt worden ſind, der Herr 
Medizinalrat ſagt „Kurpfuſcher“. Es würde Sie lang⸗ 
weilen, wenn ich Ihnen aus dieſen vielen Hundert Fra⸗ 
gebogen auch nur einen Bruchteil zur Kenntnis gäbe. 
Ich werde mir das vielleicht für die ſpätere Diskuſſion 
vorbehalten, wenn ich verpflichtet bin, noch einmal da⸗ 
zu das Wort zu ergreifen. Ich habe leider mit meinem 
Wunſche, dieſe Große Anfrage noch einmal dem Ver⸗ 
faſſungsausſchuß zu überweiſen, keine Gegenliebe gefun⸗ 
den, weil eine große Anzahl der Herren der Meinung 
war, daß man die Regierung unbedingt in ihren Beſtre— 
bungen unterſtützen müſſe. Wenn aber ein offenbares 
Unrecht geſchieht, dann haben wir als Volksvertreter die 
Verpflichtung, uns dagegen gufzulehnen. Wenn die 
Beſchlüſſe des Ausſchuſſes und des Volkstages in dieſer 
Weiſe von der Regierung nicht beachtet oder bewertet 
werden, dann habe ich die Verpflichtung, Ihnen hier 
offen zu erklären, daß es mit meiner Unterſtützung der 
gegenwärtigen Regierung aus iſt. (Hört, hört! Der 
den Kommuniſten.) Wir können dann unſere Aus⸗ 
ſchüſſe nach Hauſe ſchicken. (Abg. Bahl: Endlich hat 
der Bock gemeckert! — Heiterkeit.) 

Wenn wir in einem Ausſchuß einen Beſchluß faſſen, 
dann gehen wir an die einzelnen Fragen mit ernſthaf⸗ 


ter Prüfung heran. Wenn wir einen Beſchluß gefaßt 
haben, ſo wurde er nach meiner Meinung nicht ober⸗ 


flächlich gefaßt, ſondern es liegen tiefe Gründe dafür 
vor. Wenn dann der Senat die Abgeordneten, die Ver⸗ 
treter des Volkes, in dieſer Weiſe behandelt, dann darf 
er ſich nicht wundern, daß derartige Fragen immer tvie- 
derkehren. Ich erkläre Ihnen heute, m. H. von der Re⸗ 
gierung, wenn hier nicht ein Vermittlungsweg beſchrit⸗ 
ten wird, dann wird dieſe Frage nicht von der Tages⸗ 
ordnung der nächſten Verſammlungen verſchwinden. Es 
handelt ſich gar nicht mehr um dieſen Mann, den man 
Dinausgeworfen hat. Es handelt fih um viele Hun- 
derte und Tauſende von Einwohnern, die den Wunſch 
haben und die Forderung erheben, daß dieſer Mann in 

Danzig belaſſen wird, weil er nichts verbrochen hat. 
Mit Genehmigung des Herrn Präſidenten werde ich 
mir erlauben, hier eine Zuſchrift ſeines Herrn Vertre— 
ters vorzuleſen. Er ſchreibt unter dem 16. 3. an mich: 
In Sachen Flakowski mache ich Ihnen noch 

folgende Mitteilungen: 
1. In Marienburg iſt Flakowski durch Arteil des 
chöffengerichts vom 14. 12. 25 von der Anklage 
wegen Jolldefraudation und verbotenen Han⸗ 
dels mit Arzneimitteln rechtskräftig freige⸗ 
ſprochen worden. Ich habe Flakowski daſelbſt 
perſönlich vertreten. 
2. In Danzig ſchwebt gegen Flakowski einmal 
ein Verfahren wegen verbotenen Handels mit 
Arzneimitteln. Es handelt ſich hierbei lediglich 
um eine einfache Uebertretung, die notfalls mit 
Haft oder Geldſtrafe beſtraft werden kann. Der 
gegen Flakowski erlaſſene Strafbefehl in dieſer 
Sache, gegen den ich Einſpruch erhoben habe, 
lautete auf Zahlung von 150 Gulden. À 
3. Es ſchwebt gegen Flakowski des weiteren ein 
Zollſtrafverfahren. Gegen den Strafbeſcheid vom 
21. Juni 1921, lautend auf Zahlung von etwa 
3000 Gulden, habe ich Antrag auf gerichtliche 
Entſcheidung geſtellt, da meines Erachtens höch⸗ 
ſtens 400 Gulden hinterzogener Zoll in Frage 
kommen kann. Von ſonſtigen Strafverfahren, 
= die gegen Flakowski geſchwebt haben oder zur⸗ 
3 zeit ſchweben, iſt mir nichts bekannt. 

Auf die zahlreichen Anzeigen gegen Flakowski, insbe⸗ 
ſondere auch unter Berufung auf § 218 des Strafgeſetz⸗ 
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(A) (Klawitter, Abgeordneter.) 


buches, hat die Staatsanwaltſchaft nichts veranlaſſen 
können, da keiner der Anzeigenden einen Beweis für die 
Anſchuldigungen erbringen konnte. Ein Angeſtellter 
Flakowskis, der ihm 4000 Gulden geſtohlen hat, hat in 
der Hauptſache die zahlreichen Anzeigen gegen Fla⸗ 
kowski im Gefängnis gefertigt, augenſcheinlich, um ſich 
an ihm zu rächen. (Hört, hört!) Wenn Sie die Bei- 
tungen verfolgen, ſo werden Sie bei jeder Gelegenheit 
Inſerate von Naturheilkundigen, von Homöopathen 
leſen. Sie werden auch geleſen haben, daß in der ver⸗ 
gangenen Woche vom Deutſchen und auch vom Danzi⸗ 
ger Drogiſtenverband eine große Ausſtellung von Kräu⸗ 
tern ſtattgefunden hat. Man konnte überall in den 
Schaufenſtern der Drogiſten große Ausſtellungen ſehen, 
und jeder, der ſich dafür intereſſierte, hatte ein reiches 
Studium. Um nun auf den Kurpfuſcher Flakowski 
zurückzukommen, ſo haben wir aus der Zuſchrift ſeines 
Rechtsanwalts gehört, daß gegen ihn ſonſtige Anklagen 
wegen ſogenannter ſchwerer Verbrechen nicht vorliegen. 
Man hat den Mann vor das Gericht gezerrt. Man 
wollte ihm auf Grund des § 218 den Prozeß machen. 
Die Zeugen wurden ihm gegenübergeſtellt, doch hat man 
ihm nichts nachweiſen können. Der Herr Regierungs⸗ 
vertreter ſagte eingangs ſeiner Ausführungen, daß hier 


geſundheitliche Schädigungen der Mitmenſchen zu be⸗ 
fürchten wären. M. D. u. H. ich nehme an, daß Sie 


meinem Antrag auf Ueberweiſung der Großen Anfrage 
mr den Verfaſſungsausſchuß zuflimmen werden. Wenn 
Sie das nicht tun, dann dokumentieren Sie nach meiner 
feſten Ueberzeugung, daß Sie die Würde dieſes Hauſes 
gegenüber den entgegengeſetzten Maßnahmen des Senats 
nicht in Schutz nehmen wollen. ' 

Als ich dieſen Dingen nachging, hatte ich zunächſt 
mit dem Vertreter der Regierung eine Beſprechung. Ich 
erkundigte mich nach den Gründen, die dazu geführt 
hätten, den Beſchluß des Senats auf Ausweiſung des 
Flakowski herbeizuführen. Da fiel mir eine Bemerkung 
des Herrn Regierungsvertreters auf: „Ich glaube, Herr 
Klawitter, Sie ſetzen ſich hier für eine nicht gerade 
ſchöne Sache ein. Ich empfehle Ihnen lieber, die Fin⸗ 
ger davon zu laſſen. Sie glauben ja gar nicht, was die⸗ 
ſer Kerl uns ſchon geärgert hat.“ M. D. u. H., ein 
Regierungsvertreter darf ſich nicht von ſolchen klein⸗ 
lichen Geſichtspunkten leiten laſſen. Dieſer Mann, der 
aus dem Freiſtaat hinausgeworfen wird, hat fih in 
jahrelanger Praxis nicht nur Hunderte von Patienten 
erworben, ſondern er hat viele Hunderte von glänzen⸗ 
den Heilerfolgen zu verzeichnen. Die Oeffentlichkeit drau⸗ 
ßen wird Ihnen den Beweis liefern. Es ſind an mich ſchon 
Danziger Mitbürger in großer Zahl herangetreten, die 
mich aufforderten, Petitionsliſten auszulegen. Das 
zeugt davon, wie groß die Zahl der Anhänger der Na⸗ 
turheilkunde und der Homöopathie iſt und wie man die 
Ausweiſung des Flakowski als eine perſönliche Ange⸗ 
legenheit auffaßt. Ich ſtehe auf demſelben Standpunkt, 
wie die Anhänger der Homöopathie und wie jeder recht⸗ 
lich denkende Menſch, ich will mich nach der Methode 
behandeln laſſen, die ich für meinen Körper haben will. 


Wenn ich mich ſelbſt kuriere, und wenn ich Sand kaue, 


dieſe Methode einſchlagen. 


laſſen, dann fol man ihn beſtrafen. 


wenn ich annehme, daß es mir bekommt, dann will ich 
Da ſoll mir nicht ein Re⸗ 
gierungsvertreter als Allvater in den Arm fallen. Wenn 
ſich Flakowski Uebertretungen hat zuſchulden kommen 
Man hat ihn aber 


nicht beſtrafen können. Bei der Hausſuchung hat man 


Präparate gefunden 


Gebiet umgeſehen hat, wird mir zugeben müſſen, 


ý (Kukirol! links. — SHeiterfeit.), 
die in der Potenz etwas ſtärker waren, als ſie ſonſt in 
der Apotheke von den anderen Aerzten verſchrieben 
werden. Aber jeder, der ſich ein klein wenig auf dieſem 
daß 
auch in den Apotheken manches geſchieht, was nicht im⸗ 
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des vorgeſchriebenen Präparats oder der vorgeſchriebe⸗ 
nen Medizin von dem Apotheker immer aus den be⸗ 
ſtimmten, vorgeſchriebenen Beſtandteilen genommen 
wird oder ob der Herr Apotheker nicht einmal zu einer 
anderen Flaſche greift, vielleicht aus Verſehen oder 
vielleicht auch, weil er das Zeug, das er braucht, nicht 
da hat, dürfen wir, glaube ich, nicht näher 
unterſuchen. Der geſunde Menſchenverſtand ſagt uns 
das. Aber es iſt gerade von der Naturheilkunde und 
von den Homöopathen feſtgeſtellt, daß nach der Richtung 
in den Apotheken und bei den Drogiſten außerordent⸗ 
lich geſündigt wird. Es ift unbedingt notwendig, daß 
derjenige, der die Verantwortung für den Menſchen hat, 


der ſich ſeiner Heilung anvertraut, letzten Endes die Ge⸗ 


währ hat, daß die Präparate, die zu ſeiner Heilung er⸗ 
forderlich ſind, die richtigen ſind und daß er ſie auch 
ſelbſt verabfolgen kann. In Deutſchland haben wir ja 
nach der Richtung hin eine Gewerbefreiheit. Es beſteht 
das Beſtreben, dieſe Freiheit einzuſchränken. 

M. D. u. H., es handelt ſich bei dem Homöopathen 
Flakowski um einen Augendiagnoſtiker. Die Natur⸗ 
heilkunde iſt älter als die mediziniſche Wiſſenſchaft, das 
wird Ihnen wohl allen bekannt ſein. Flakowski iſt 
Augendiagnoſtiker. Es wurde gerade im Ausſchuß über 
dieſe Feſtſtellung gelächelt. Mich hat die rechte Empö⸗ 
rung ergriffen, als ich das hörte, weil ich mich vom Ge⸗ 
genteil überzeugen konnte. Ich habe nicht ſtupide Men⸗ 
ſchen, ſondern intelligente Männer und Frauen, Be⸗ 
kannte von mir, zu Flakowski geſchickt und bin dabei 
geweſen, als er die Augendiagnoſe ſtellte. Alle Bekann⸗ 
ten und Freunde waren einfach erſtaunt, um im Volks⸗ 
munde zu reden, platt, wenn. fie von Flakowski ver- 
mittels der Augendiagnoſe erfuhren, wo ſie Schmerzen 
hatten und welche Krankheiten er feſtſtellte, ohne ſie zu⸗ 
nächſt körperlich zu unterſuchen. Dann hat Flakowski 
aber eine körperliche Unterſuchung vorgenommen, und 
zwar eine recht eingehende. Flakowski hat eine acht⸗ 
jährige Praxis im Rheinland hinter ſich, und dieſe 
Fragebogen hier ſprechen Bände für ſeine Erfolge. Ge⸗ 
wiß ſtimmt das, daß jeder, der ein Handwerk ausüben 
will, erſt lernen muß. Es iſt noch kein Meiſter vom 
Himmel gefallen. Aber dieſer Mann hat ebenfalls eine 
Schule durchgemacht, und zwar eine harte Schule. Jeder, 
der mit Flakowski in Berührung gekommen iſt, war er⸗ 
ſtaunt über das koloſſale Wiſſen und die Fähigkeiten 
dieſes Mannes. M. D. u. H., ich möchte mir vorbehal⸗ 
ten ‚meine Beweismittel noch einmal im Ausſchuß den 
Ausſchußmitgliedern zu übermitteln. Ich möchte es un⸗ 
terlaſſen, ſie hier vorzutragen, weil letzten Endes der 
Sache damit nicht gedient iſt. 

Werden Sie meinem Antrag nicht zuſtimmen kön⸗ 
nen, dann wird damit die Frage nicht erledigt ſein, ſon⸗ 
dern ſie wird wiederkehren, und zwar von außen her, 
weil ich annehme, daß die Danziger Bevölkerung es ſich 
nicht gefallen laſſen wird, wenn hier in einer Weiſe von 
Seiten der Regierung vorgegangen wird, die jedenfalls 
den Wünſchen und der Auffaſſung von vielen Hunderten 
und Tauſenden unſerer Danziger Mitbürger entgegen⸗ 
ſteht. Ich bitte Sie deshalb nochmals, meinem Antrag 
zuzuſtimmen und dieſe Große Anfrage dem Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. (Bravo!) 1 
— Spill: Das Wort hat Herr Abg. 

pulg. 

Schulz, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ich 
will mich hier nicht mit den mediziniſchen Ausführun⸗ 
gen des Herrn Senatsvertreters beſchäftigen, aber es 
ſteht feſt, daß ſich im Ausſchuß die überwiegende Mehr⸗ 
heit der Parteien dagegen ausgeſprochen hat, daß Fla⸗ 


kowski ausgewieſen wird und daß auch im Ausſchuß 


der Herr Regierungsvertreter mit denſelben Gründen 


~ 
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operierte, wie hier. Trotzdem hat ſich der Ausſchuß 


damals auf den Standpunkt geſtellt, daß alle dieſe 
Angaben des Regierungsvertreters nicht ſtichhaltig 
wären, irgendeine Ausweiſung zu rechtfertigen. Wenn 
wirklich irgend eine Perſon durch die Behandlung des 
Herrn Flakowski körperlichen Schaden erlitten hätte, 
ſo glaube ich, daß nach den Geſetzesbeſtimmungen Mit⸗ 
tel und Wege vorhanden ſind, um dieſen Mann un⸗ 
ſchädlich zu machen. Daß man aber dazu übergeht, 
trotz des Beſchluſſes des Ausſchuſſes dieſen Mann aus⸗ 
zuweiſen, zeugt wieder davon, daß der Senat ſich nicht 
an die Beſchlüſſe des Volkstages kehrt, wie er es wie⸗ 
derholt gemacht hat, daß die Beſchlüſſe des Volkstages, 
wie in verſchiedenen Fällen, null und nichtig ſind. Ich 
erinnere an den Fall Richert. Es war derſelbe Fall, 
daß der Mann ausgewieſen wurde, obwohl es nicht 
gerechtfertigt war. Ich wende mich entſchieden gegen 
das Syſtem, daß der Senat als ſolcher den Volkstag 
nicht reſpektiert. Seinerzeit hat ein Abgeordneter ge⸗ 
ſagt, der Volkstag ſei ein Kasperletheater. Durch dieſe 
Handlungsweiſe des Senats wird das Anſehen des 
Volkstags nicht geſtärkt werden, ſondern man wird 
den Volkstag nicht als das anſehen, was er ſein ſoll. 
Deshalb wende ich mich auch ganz entſchieden dagegen, 
weil der Senat in Zukunft, wenn jetzt kein Wider⸗ 
ſpruch erfolgt, dazu übergehen wird, ſich eigenmächtig 
über die Beſchlüſſe des Volkstages hinwegzuſetzen. Das 
iſt wiederholt vorgekommen. Ich erinnere an den Be⸗ 
lagerungszuſtand bei den Erwerbsloſenverſammlun⸗ 
gen, wo der Senat auch eigenmächtig gehandelt hat. 
So wird es in Zukunft immer wieder vorkommen, daß 


der Senat die Beſchlüſſe des Volkstages nicht reſpek⸗ 


tiert. 
Es iſt eigenartig, daß ſämtliche Parteien, die ſich 

gegen die Ausweiſung ausgeſprochen haben, mit Aus⸗ 
nahme des Abg. Klawitter, der vielleicht in dieſem 
Falle perſönlich intereſſiert iſt, weniger allerdings 
wenn es Arbeiterfragen angeht, hier nicht aufgetreten 
find. Das zeugt davon, daß der deutſchnationale Senat 
die Regierung der Mitte in der Hand hat und daß die 
Regierung der Mitte kuſchen muß, wenn der deutſch⸗ 
nationale Senat ſpricht. Herr Abg. Dr. Blavier hat 
Recht. Trotzdem eine Regierung der Mitte gebildet 
iſt, regiert der deutſchnationale Senat. Das iſt typiſch. 
Meine Fraktion und ich ſtehen auch auf dem Stand⸗ 
punkt, daß unbedingt an den Beſchlüſſen des Volks⸗ 
tages und des Ausſchuſſes feſtgehalten werden muß, 
ſonſt macht ſich der Volkstag lächerlich. (Bravo! bei 
den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. f 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Es iſt immer ein kitzliches Ding, wenn einem Beſchluß 
des Ausſchuſſes vom Senat nicht- entſprochen wird. 
Man muß natürlich in erſter Linie die Stellungnahme 
der Parteien im Ausſchuß betrachten. Es war ganz 
bezeichnend, daß von den jetzigen Regierungsparteien 
zwei gegen die Durchführung des Senatsbeſchluſſes 
und für die Nichtausweiſung des Herrn Flakowski 
ſtimmten. Dazu gehörte das Zentrum und die Sozial⸗ 
demokratie. Die Sozialdemokratie hat gegen die Aus⸗ 
weiſung Flakowskis geſtimmt, trotzdem Herr Abg. 
Dr. Bing als ihr Vertreter einen langen Artikel in 
der Volksſtimme losgelaſſen hatte. Es wurde ausdrück⸗ 
lich von Herrn Abg. Beyer erklärt, daß die Fraktion 
in ihrer Mehrheit den Beſchluß gefaßt habe, daß die 
Ausweiſung des Flakowski verhindert werden müſſe, 
trotz der Stellungnahme ihres Spezialmediziners. 
Beim Zentrum war es ſo, daß ſich der Herr Abg. Kla⸗ 
witter für den Antrag auf Hierbehaltung des Fla- 
kowski einſetzte, obwohl von Seiten ſeiner Partei auf 
ihn ein Druck ausgeübt wurde, dieſe ſeine Stellung⸗ 


+ 


nahme nicht zum beiten zu geben. Ich bin der feſten ' 
Ueberzeugung, daß, wenn das Haus hier die Aus- 
führungen und Beiſpiele des Herrn Abg. Klawitter 
hörte, die er im Ausſchuß gegeben hat, die Stellung⸗ 
nahme des Plenums zu dieſer Nichterfüllung der For⸗ 
derung des Ausſchuſſes durch den Senat eine weſentlich 
andere ſein würde. 

Was der Herr Senatsvertreter Dr. Roſenbaum be⸗ 
züglich der Tätigkeit des Flakowski ſagte, war belang⸗ 
los. Was er als erſchwerend anführte, war nur, daß 
Flakowski Medikamente in ſeiner Behauſung gehabt 
hat, die nicht mehr tauglich waren, und daß er ferner 
Inſtrumente aufbewahrt hat, die nicht geſäubert wor⸗ 
den waren. Das ſind aber Zuſtände, die man auch bei 
Berufsärzten erleben kann. Hinzu kommt, daß Herr 
Flakowski einen Vertreter hatte, der ihm ſein Geſchäft 
ſozuſagen verdorben hat. Ich glaube, daß Herr Dr. 
Roſenbaum andere und ſchwerwiegendere Momente 
heute auch nicht vorbringen kann. Ferner bin ich auch 
überzeugt, daß er die Stellungnahme, die er im Aus⸗ 
ſchuß äußerte, im Senat nicht ſo vorgetragen hat, ſonſt 
könnte der Senat und die beiden Regierungsparteien, 
Zentrum und Sozialdemokratie, nicht umgekippt ſein. 

Es handelt ſich um den prinzipiellen Kampf des 
Berufsmediziners gegen die Kurpfuſcher. Das ging 
aus dem Artikel des Abg. Dr. Bing hervor, ebenſo aus 
Aeußerungen anderer Aerzte dieſes Hauſes. Man ſcheut 
den Kurpfuſcher. Dabei haben wir in allen möglichen 
Berufen Leute, die man als Kurpfuſcher bezeichnen 
kann und gegen die nicht eingeſchritten wird. Ich 
nenne das Beiſpiel eines Maurers, der ſeinen „Geſel⸗ 
len“ macht und ein Haus aufführt, das nach einem 
halben Jahre zuſammenbricht. Weshalb tritt der 
Senat dort nicht auf! Hier tut er es, weil die Maſſe 
der Aerzte auftritt, die den Konkurrenten hinaus⸗ 
werfen will. Ich will nicht viel Beiſpiele für Fla⸗ 
kowski aufführen, nur eines: daß z. B. der Rabbiner 
Dr. Kaelter durch die Behandlung des Flakowski eine 
Erleichterung bei ſeinem Leiden gefunden haben ſoll. 
(Zurufe.) Sein Sterben wäre vielleicht hinausgezö⸗ 
gert worden, wenn er die weitere Hilfe des Flakowski 
gehabt hätte. (Zurufe links.) Ich ſage das, was 
ich für richtig halte, und will mich weder über Fla⸗ 
kowski, noch Dr. Kaelter luſtig machen. Hinzu kommt, 
daß Herr Abg. Klawitter Fälle erzählt hat, wie Fla⸗ 
kowski ſeinen Familienmitgliedern geholfen habe, 
während die Aerzte deren Leiden nicht erkannten. Es 
ſind ſchließlich Tauſende, die zu Flakowski gegan⸗ 
gen ſind. 

Was wird dem Flakowski weiter vorgeworfen? 
Wollen Sie ihm vorwerfen, daß er billige Preiſe ge⸗ 
nommen oder daß er gewöhnliche Medikamente ver⸗ 
ordnet hat im Gegenſatz zu den Aerzten, die teuere 
Medizin verſchreiben? Sie können ihm Kurpfuſcherei 
und Unſauberkeit vorwerfen. Das kommt bei Aerzten 
auch vor. Wie oft bleibt eine Pinzette oder eine 
Klammer im Leib des Operierten. Es gibt Fälle, wo 
Aerzte fahrläſſig den Tod eines Patienten verurſacht 
haben. Solche Fälle, daß Flakowski das Ableben eines 
Menſchen herbeigeführt hat, ſind nicht aufgeführt wor⸗ 
den. Dieſe Fälle wären allerdings ſchwerwiegend ge⸗ 
nug. Was vorgebracht wurde, ſind Kleinigkeiten. Es 
kommt hinzu, daß Flakowski recht viele mildtätige 
Stiftungen gemacht hat. Es iſt auch Tatſache, daß er 
viele ſeiner Patienten umſonſt behandelt hat. Den 
Schaden davon, daß irgendein Heilkundiger auftritt 
und Patienten umſonſt behandelt, haben doch viel⸗ 
leicht nur die Herren, die Einnahmen aus Kranken⸗ 
kaſſen haben. Die Krankenkaſſeneinnahmen der 
Aerzte ſind hoch. Herr Dr. Bing wird es beſtreiten. 
Aber er wird zugeben, daß eine Reihe von Aerzten 
ihre Haupteinnahme aus den Krankenkaſſen haben. 
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en ijt durch die Tätigkeit des Flakowski nie- 
mand. ; 

Nun hat man eine amtliche Unterſuchung gegen 
Flakowski eingeleitet, ohne ihn davon in Kenntnis zu 
ſetzen. Die Maßnahmen des Senats waren rigoros. 
Seine Wohnung wurde durchſucht und durchſchnüffelt. 
Das wird bei Aerzten nicht gemacht. Es iſt dabei feſt⸗ 
geſtellt, daß Flakowski eine große Menge von ſtarken 
Giften gehabt hat. Ich frage Sie, welcher Arzt hat 
nicht Gifte in großen Quantitäten? Befürchten Sie 
nun, daß dieſer Mann aus Unkenntnis oder Böswillig⸗ 
keit die Gifte anwenden würde? Dafür haben Sie 
keinen Beweis. Da die Stellungnahme des Senats den 
Eindruck der Gehäſſigkeit macht, und da der Senat von 
allen möglichen mediziniſchen Fachkreiſen unterſtützt 
wurde, ſo muß angenommen werden, daß nur der reine 
Konkurrenzneid der Mediziner die Urſache des Vor: 
gehens gegen Flakowski geweſen iſt. 

Es kommt ferner das Moment in Betracht, das 
ſchon Herr Abg. Schulz angeführt hat. Der Senat hat 
den Volkstag ſchon oft wie eine Geſellſchaft von dum⸗ 
men Jungens behandelt. Wir haben hier eine Reihe 
von Beſchlüſſen gefaßt, die der Senat nicht durchge⸗ 
führt hat. Wenn das öfter der Fall iſt, dann frage ich: 
Von welcher Stelle geht die Gewalt im Volke aus? 
Geht ſie vom Volk aus oder vom Senat, in dem eine 
ſozialdemokratiſche Partei vertreten ift? Man müßte 
annehmen, daß Sie, ebenſo das Zentrum und die 
Liberalen die demokratiſche Geſinnung neu aufbügeln 
und erklären, daß die Gewalt vom Volke ausgeht. Da⸗ 
von iſt bei uns in Danzig aber keine Rede. Wir ſehen, 
wenn ich Herrn Dr. Blavier kopieren ſoll, eine Dikta⸗ 


tur von Leuten, die ſich über die Stimmung des Vol⸗ 


kes hinwegſetzt. Wenn das in einer rein perſönlichen 
Angelegenheit geſchieht, die mit großem Pomp vom 
Senat aufgezogen wird, dann befürchte ich, daß die 
Staatsnotwendigkeiten nicht ſo vertreten werden, wie 
man es annehmen muß. Was iſt ſchließlich die Perſon 
des Flakowski und ſeine Tätigkeit für die Allgemein⸗ 
heit? So ſchwerwiegend, wie ſie der Senat mit ſeiner 
Aktion gemacht hat, iſt ſie nicht. 

Wir werden dem Antrag des Herrn Abg. Klawit⸗ 
ter auf Ueberweiſung an den Ausſchuß zuſtimmen. 
(Bravol) 

Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft, 
die Beratung iſt geſchloſſen. Es iſt der Antrag geſtellt, 
die Große Anfrage dem Verfaſſungsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Ich bitte die Damen und Herren, die dafür 
ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich 
rufe auf Punkt 12 der Tagesordnung: 

Bericht des Hauptausſchuſſes zum Antrag 
des Abg. Laſchewski und Fraktion betr. Bewil- 
ligung von Mitteln für die Abgebrannten in 
Brentau. 


Druckſache Nr. 2186 zu Nr. 2151. Ich eröffne die Bes, 


ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Es iſt ſchon ſo, daß 
ein Unglück ſelten allein kommt, ſo auch in dem Fall 
Brentau. Dort hat das Unglück beſonders arbeitsloſe 
Familien betroffen. Sie ſind durch das Feuer voll⸗ 
ſtändig mittellos geworden. Es iſt ihnen das Notwen⸗ 
digſte, was ein Menſch zum Leben braucht, geraubt 
worden. Aus dieſem Grunde haben wir beantragt, 
daß der Senat eine Summe von 20 000 Gulden für die 
Brentauer auswirft, um ihnen Gelegenheit zu geben, 


fiH das Notwendigſte für die Wirtſchaft anſchaffen zu 


können. Leider haben ſich die Parteien auch wieder 
auf den entgegengeſetzten Standpunkt geſtellt. Sie er⸗ 
klärten, man ſolle ſich gegen Feuer verſichern, dann 
würden ſolche Notſtände nicht eintreten. M. D. u. H., 
es iſt nicht von der Hand zu weiſen, daß die Feuerver⸗ 


ſicherung wohltätig ſein kann. Ich möchte aber gleich 
ſagen, daß das für uns weniger in Frage kommt, zu⸗ 
mal die Feuerverſicherung heute nicht ſo iſt, wie wir 
jie uns denken. Wir müſſen feſtſtellen, daß diefe Ge- 
ſellſchaften ſich mit den Geldern, die ihnen zufließen, 
gute Tage verſchaffen, und daß die Aktionäre in Bezug 
auf Dividende ſozuſagen Schule machen. Es iſt doch 
nichts Neues, daß beſonders die Feuerverſicherungen 
Dividenden von 25 Prozent und mehr verteilen. 

Hier handelt es ſich aber um gegebene Tatſachen. 
Ich glaube, die ſozialdemokratiſche und auch die bür⸗ 
gerlichen Parteien werden durch dieſe Anregung, ſich 
gegen Feuer zu verſichern, das Elend der Leute in 
Brentau nicht ändern können. Aber wie dem auch ſei, 
ob ſich nun die Leute gegen Feuer verſichert haben 


(©) 


oder nicht, wir find der Meinung, daß das feine Strafe 


für ſie ſein darf. Wenn ich nicht irre, ſind wohl zwei 
Familien gegen Feuer verſichert. Die Verſicherung hat 
2000 Gulden ausgezahlt. 1000 Gulden find durch 
Sammlungen aufgebracht worden. Ob im Laufe der 
Zeit, wie die Parteien annahmen, weitere Mittel ein⸗ 
gegangen ſind, entzieht ſich meiner Kenntnis. Aber ich 
kann wohl annehmen, daß auf dieſem Wege nichts 
weiter eingegangen iſt, ſodaß der Notſtand nach wie 
vor beſteht. Das Charakteriſtiſche iſt, daß unſer Antrag 
nicht etwa beſitzende Kreiſe unterſtützen und ihnen 
dieſe Summe als Beihilfe gewähren will, ſondern es 
kommen, wie ich ſchon ſagte, lediglich Arbeiterfamilien 
in Frage, die auch noch zurzeit arbeitslos ſind. M. D. 
u. H., wenn Sie ſich in die Lage dieſer Familien ver⸗ 
ſetzen, dann müſſen Sie doch zu der Anſicht kommen, 
daß dieſen Leuten geholfen werden muß. Man darf 
ſie nicht in ihrer Not ſtrafen, indem man ſagt, weil ihr 
nicht gegen Feuer verſichert ſeid, deshalb müßt ihr 
dieſe Not über euch ergehen laſſen. Das wäre eine 
Härte, wie ſie nicht ſchlimmer ſein kann. Ich möchte 
deshalb nochmals die dringende Bitte an Sie richten, 
unſerm Antrag ſtattzugeben. Der Ausſchuß ſtellte ſich 
auch auf den Standpunkt, daß geholfen werden ſoll. 
Aber unter welchen Bedingungen und Umſtänden? 
Leider kam auch wieder eine Entſchließung zur An⸗ 
nahme, mit der abſolut nichts anzufangen iſt und die 
ſich dahin auswirken wird, daß die Leute, die in der 
Gemeinde gut angeſchrieben find, etwas bekommen. 
Diejenigen, die hier und da vielleicht mit den Geſetzen 
in Konflikt gekommen ſind oder es gewagt haben, 
irgendwie gegen die Gemeindevertretung oder das 
Oberhaupt vorzugehen, werden wohl nichts bekommen. 
Wir haben tauſendfältige Erfahrung, daß bei ſolchen 
Anläſſen nie unparteiiſch gehandelt wird. Darum 
ſagen wir, mit dieſer Entſchließung, wie ſie der Haupt⸗ 
ausſchuß gefaßt hat, iſt abſolut nichts anzufangen. Hin⸗ 
zu kommt, daß man mit dieſer Entſchließung nicht in 
dem Maß helfen will, wie wir es uns gedacht haben 
und wie es unbedingt notwendig iſt. Man 
wird eine Hilfe ſchon darin ſehen, daß man dem einen 
oder anderen Abgebrannten einen Küchentiſch oder 
eine Bank gibt. Auf Grund der Entſchließung wird 
man vollſtändig unberückſichtigt laſſen, daß den Fami⸗ 
lien das ganze Mobiliar abgebrannt iſt. Wenn einer 
Familie der Kleiderſchrank, Wäſcheſchrank und andere 
derartige Sachen verbrannt ſind, gibt man ihr auf 
Grund dieſer Entſchließung vielleicht ein Rahmenbett 
oder noch einen Kaſten, worin ſie ihre Wäſche aufbe⸗ 
wahren kann, vielleicht noch ein Geſtell für Kleider. 
So wird die Wohlfahrt und Anterſtützung auf 
Grund dieſer Entſchließung ausſehen. Darum können 
wir uns mit dieſer Entſchließung abſolut nicht einver⸗ 
ſtanden erklären, werden ihr aber notgedrungen zu⸗ 
ſtimmen, falls Sie unſern Antrag ablehnen. Ich 


glaube auch ſchon behaupten zu können, daß das Haus 
keinen anderen Entſchluß faßt als den des Hauptaus⸗ 
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ſchuſſes. Ich möchte nochmals dringend an Ihr ſozia⸗ 
les Empfinden appellieren. Beſonders diejenigen, die 
am ſchwerſten betroffen ſind, wird wohl niemand aus⸗ 
ſchalten wollen. Sie müſſen einen Betrag erhalten, um 
ihre Wirtſchaft neu aufzubauen. Wir dürfen doch nicht 
vergeſſen, daß das ſeeliſche Leben der betroffenen Fa⸗ 
milien durch das Feuer total erſchüttert iſt. Eine 
Beſſerung tritt nicht ein, wenn die augenblickliche Not⸗ 
lage nicht behoben wird Ihre Meinung ſcheint zu 
ſein, daß man dieſe Leute nicht nur materiell, ſondern 
auch ſeeliſch zugrunde gehen laſſen ſoll, weil ſie ſich nicht 
gegen Feuer verſichert haben. Ich will nicht unterſu⸗ 
chen, ob dieſe Leute gewillt waren, den bürgerlichen 
Verſicherungsgeſellſchaften das Geld hinzubringen 
oder ob andere Momente mitſprachen. Aber ich ſage 
noch einmal: Nachdem die Leute von der Verſicherung 
keinen Gebrauch gemacht haben, muß der Staat unbe⸗ 
dingt helfen. Er darf nicht zuſehen, wie dieſe Familien 
zugrunde gehen. Es kommen nicht nur etwa Frau und 
Mann in Betracht, es kommen auch Kinder in Frage. 
Die zehn abgebrannten Familien ſetzen ſich aus fünfzig 
Köpfen zuſammen. Jede Familie hat durchſchnittlich 
bis zu vier Kindern. Alſo nicht nur die Eltern, ſondern 
auch die Kinder ſind von dem Unglück betroffen. 

Ich glaube, es iſt unſere heiligſte Pflicht, in dieſem 
Falle einzugreifen und den Kindern, ſowie den Eltern 
das zu geben, was ſie als Menſchen brauchen. Ich bitte 
Sie darum nochmals, im Sinne unſeres Antrages zu 
beſchließen. 20 000 Gulden ſind für den Freiſtaat kein 
Geld. Andererſeits kann dieſen zehn Familien damit 
geholfen werden und ſie kommen aus der Not heraus, 
ſie werden wieder Menſchen unter Menſchen. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft, 
ich ſchließe die Beſprechung. Der Hauptausſchuß hat 


(B) Ablehnung beantragt. Wir ſtimmen poſitiv über den 


Urantrag ab. Sollte der abgelehnt werden, ſo bringe 
ich die Entſchließung zur Abſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Urantrag, Druckſache Nr. 
2151, zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. (Das iſt die ſoziale Einſtel⸗ 
lung im Volkstag! bei den Kommuniſten.) Wir 
kommen zur Abſtimmung über die Entſchließung 
Drucksache Nr. 2186. 

Der Volkstag erſucht den Senat, im Rahmen 
der ihm für außerordentliche Notfälle zur Verfü⸗ 
gung ſtehenden Mittel den Abgebrannten von 
Brentau auf Antrag Unterſtützungen zu gewähren, 
ſoweit die Notfälle durch Unterſtützungen der Ge⸗ 
meinde und des Kreiſes nicht behoben ſein ſollten. 

Ich bitte die Damen und Herren, die die Entſchließung 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Die Entſchlie⸗ 
zung iſt angenommen. Somit iſt Punkt 12 der Tages⸗ 
ordnung erledigt. Ich rufe auf Punkt 13: 

Antrag des Abg. Naſchke und Fraktion betr. 
Aufhebung des Verbots für Verſammlungen 
uſw. unter freiem Himmel. 

Druckſache Nr. 2187. Das Wort zur Begründung hat 
der Herr Abg. Liſchnewski. 

Liſchnewski, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Sie werden ſich wundern, daß ich zu meinen Ausfüh⸗ 
rungen recht viel Material brauche. Aber unſere ganze 
Regierung beſteht ja aus viel Material und viel Beam⸗ 
ten, viel Gewalt und wenig Geiſt. Weil dem ſo iſt, 
müſſen wir Kommuniſten uns leider mit dieſem vielen 
Material beſchäftigen, um es zu beherrſchen. Das be⸗ 
deutet für uns natürlich eine Verſchwendung und Ver⸗ 
geudung von Zeit. (Abg. Dr. Moczynski: Und Geiſt!) 
Wir in der ſogenannten Freien Stadt Danzig, von Völ⸗ 
kerbundsgnaden geſchaffen, befinden uns im Belage⸗ 


tionen hat, 


ME a (©) 
rungszuſtand. Das wiſſen Sie, m. D. u. H., und doch 


unternimmt von den ſogenannten Demokraten niemand 
etwas dagegen. Jahrzehntelang haben Sie für das de⸗ 
mokratiſche Syſtem gekämpft, damit jeder freie Staats⸗ 
bürger das Recht auf Verſammlungen und Demonſtra⸗ 
Jetzt, wo Sie das in die Tat umſetzen ſol⸗ 
len, fehlt Ihnen der Mut. Sie greifen zu demſelben 
Knüppel, den man Jahrhunderte anwandte, um die ar⸗ 
beitende Bevölkerung im Schach zu halten. Das iſt 
kennzeichnend für die jetzige Regierung, das ift fenn- 
zeichnend für das demokratiſche parlamentariſche Sy⸗ 


ftem, (Abg. Hennke: Keine zügelloſe Freiheit!) Alſo 
keine Freiheit — über die Zügelloſigkeit werden wir 


noch ſprechen. Was Sie darunter verſtehen, umhängen 
Sie mit dem ſogenannten demokratiſchen Mäntelchen, 
um andere Leute mit Dummheit zu ſchlagen. 

Wir wenden uns ganz entſchieden gegen den Belage— 
rungszuſtand. Auch das Ausland iſt bereits darauf 
aufmerkſam geworden, daß wir uns im Belagerungs⸗ 
zuſtand befinden. Damit die Oeffentlichkeit erfährt, 
was geſpielt wird, werde ich eine Verordnung des Se— 
mats reſp. des Polizeipräſidenten verleſen. Die große 
Oeffentlichkeit und das Ausland ſollen erfahren, mit 
welcher brutalen Dumanheit hier regiert wird. Eine 
Verordnung des Herrn Polizeipräſidenten vom 7. 1. 
lautet folgendermaßen — dieſe Verordnung iſt darauf 
zurückzuführen, daß die Erwerbsloſen am 7. Januar 
friedlich, wie es leider im ſogenannten demokratiſchen 
Staat verlangt wird, ohne Waffen, ohne jede Gemalt- 
mittel demonſtrieren wollten. Sie wollten ſich das 
Recht erkämpfen, von der Regierung Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung zu erhalten. Daß man mit der Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung geſpielt hat und daß der Gedanke 
betr. Herabſetzung der Erwerbsloſenunterſtützung im Se⸗ 
nat behandelt worden iſt, iſt eine Tatſache, die nicht aus 
der Welt zu ſchaffen iſt. Es ifi auch Tatſache, daß die 
Erwerbsloſenunterſtützung dem Senat ſchon lange ein 
Dorn im Auge iſt. Heute ſchicken Sie die Erwerbsloſen 
für 65 Pfennige im Kreis Danziger Höhe und auf den 
Wällen zur Arbeit. Sie ſind mit ihren zerriſſenen 
Schuhen und Kleidern Wind und Wetter ausgeſetzt. 
Man muß es ſelbſt durchgemacht haben, um zu wiſſen, 
was es heißt, in dieſer Jahreszeit, wo es einmal regnet 
und einmal ſchneit, ohne warmen Kaffee uſw., ohne je- 
den Schutz vor Regen zu arbeiten. Arbeiter mußten jetzt 
auf den Wällen von Bauten, die in der Nähe lagen, 
Steine ſtehlen, um ſich einen kleinen Herd bauen zu 
können, auf dem ſie ihren Kaffee warm machen. Sie 
waren für 65 Pfennige Erwerbsloſenunterſtützung Wind 
und Wetter ausgeſetzt. 

Dieſe Notſchreie wollen Sie aber nicht hören. 
halb unterdrücken Sie jede Verſammlung der Erwerbs⸗ 
loſen. Sie genehmigen unter keinen Umſtänden, daß 
die Arbeiter für ihr Recht demonſtrieren. Wenn Sie 
Menſchen ſind, werden Sie wiſſen, daß jeder das Recht 
zum Demonſtrieren haben fol. Bekanntlich find Be⸗ 
gräbniſſe manchmal auch eine Demonſtration mit Krie- 
gervereinen uſw. Aber die Arbeiter wollen Sie nicht 
demonſtrieren Laffen, damit fie nicht gegen die Perwal- 
tung Stellung nehmen. Das geſtatten Sie nicht. Man 
hat in der letzten Zeit auf Grund dieſer Verordnung, 
die ich noch verleſen werde, auch nicht geſtattet, daß die 
Kommuniſtiſche Partei einen Fackelzug machte. Das tik 
die Höhe bei einem ſogenannten demokratiſchen Syſtem. 
Dagegen wenden wir uns mit aller Entſchiedenheit und 
mit aller Macht, die uns zur Verfügung ſteht. Wir 
werden dagegen kämpfen. Ich will die Verordnung 
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vorleſen, die auf Grund der beabſichtigten Demonſtra⸗ 


tion am 7. Jauuar erlaſſen wurde. Trotzdem niemand 
demonſtrieren will, trotzdem keine Umzüge ſtattfinden, 
beſteht dieſe Verordnung noch. Sie lautet: 
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(A) (Liſchnewski, Abgeordneter.) 


— 


rungszuſtand ift ſpäteſtens 


Die in dem Aufruf des „Zentralerwerbsloſen⸗ 
rates“ für Donnerstag, den 7. Januar, in Ausſicht 
genommenen Verſammlungen und Umzüge unter 
freiem Himmel verbiete ich wegen unmittelbarer 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit. Ferner ver⸗ 
biete ich aus dem gleichen Grunde bis auf weiteres 
alle ſonſtigen Verſammlungen und Aufzüge unter 
freiem Himmel. Verſuche der Zuwiderhandlung ge⸗ 
gen dieſes Verbot werden mit allen ſtaatlichen 
Machtmitteln unterdrückt. 

Dieſe Verordnung beſteht heute noch, 


trotzdem kein 


Menſch an Gewalttätigkeiten uſw. denkt. Dieſe Verord⸗ 


nung iſt gegeben auf Grund der Verfaſſung, alſo bei 
ummittelbarer Gefahr. Dieſe unmittelbare Gefahr iſt 
nur jeweilig gegeben. Es kann nicht ſo weitergehen, 
daß man dieſes Verbot auf Monate hinaus aufrecht er- 
hält. Was bedeutet das Verbot? Es bedeutet nichts 
anderes als den Belagerungszuſtand. Das iſt das, wo⸗ 
mit die früheren Eſel regiert haben. Jede freie Wilens- 
äußerung wurde durch brutale Willkür gehemmt. Das 
ift leider jetzt auch noch jo, Der Artikel 84 unſerer Ver- 
faſſung lautet: 

Alle Staatsangehörigen haben das Recht, ſich 
ohne Anmeldung und ohne beſondere Erlaubnis 
friedlich und unbewaffnet zu verſammeln. Ver⸗ 
ſammlungen unter freiem Himmel find anmelde- 
pflichtig und können bei unmittelbarer Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit verboten werden. Zum 
Schutze des Volkstages können beſondere Beſtim⸗ 
mungen erlaſſen werden. Kirchliche Umzüge find 
nicht anmeldepflichtig. l 

M. D. u. H., kirchliche Umzüge ſind nicht anmeldepflich⸗ 
tig. Treiben Sie es nicht ſo weit, daß man auch kirch⸗ 
liche Verſammlungen verbieten muß. Ich erinnere dar⸗ 
an, daß der Zar ſeinerzeit in kirchliche Veranſtaltungen 
hineinſchießen ließ und Hunderte Opfer auf dem Stra⸗ 
ßenpflaſter liegen blieben. Sorgen Sie dafür, daß das 
Volk das Recht ſeiner freien Willensäußerung zum Aus⸗ 
druck bringen kann. Dieſe Verordnung wird Ihnen 
nichts nützen. Kirchliche Umzüge ſind nicht anmelde⸗ 
pflichtig. Auch die kirchlichen Arbeiter ſind, wie die an⸗ 
dere, Sturm und Wetter, Not und Elend ausgeſetzt. 

Sorgen Sie dafür, daß es nicht ſo geht, wie in Rußland 
unter dem zariſtiſchen Regime. Wir haben einen Uran⸗ 
trag eingereicht, der folgendermaßen lautet: 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
Der aus Anlaß der am 7. 1. 26 ſtattgefundenen Er⸗ 
werbsloſenverſammlung in der Meſſehalle durch 
Verordnung des Polizeipräſidenten verhängte Be⸗ 
lagerungszuſtand wird mit ſofortiger Wirkung 
aufgehoben. 

Wir verlangen, daß dieſe Maßnahme des Senats reſp. 
des Polizeipräſidenten zurückgenommen wird und daß 
wieder Gelegenheit gegeben wird, die freie Willensäuße⸗ 
rung auf der Straße kundzutun. Wir verlangen, daß 
das Recht, das ſich die Arbeiter und die Demokraten von 

1848 — heute ſind es keine Demokraten mehr, ſondern 
nur nachgemachte, vergeſſen Sie das nicht, m. D. u. H., 
daß Sie nur nachgemachte Demokraten ſind, wir wiſſen, 
Sie hängen ſich ſo gern das demokratiſche Mäntelchen 
um — erkämpft haben, auch durchgeführt wird. Die 
Proletarier mußten ihr Blut dafür laſſen, daß die freie 
Willensäußerung auf der Straße, unter freiem Himmel, 
zum Ausdruck gebracht werden konnte. Die Demokra⸗ 
ten haben 1848 auch für die freie Willensäußerung ge- 
kämpft, und ich hoffe, daß Sie ihr nun auch Geltung 
verſchaffen werden. 

Sollte dieſer Antrag abgelehnt werden, haben wir 
einen Eventualantrag geſtellt, der beſagt: „Der Belage⸗ 
am 1. Mai d. J. aufzu⸗ 

eben.“ M. H. Sozialdemokraten, wie denken Sie ſich 
die freie Willensäußerung auf der Straße, unter freiem 
Himmel? Wollen Sie noch länger den Belagerungszu⸗ 
ſtand haben? Dann wird der Arbeiter nicht einmal in 
der Lage ſein, den heiligſten Arbeiterfeiertag, den 1. Mai, 
zu feiern. Wollen Sie es ſo weiter treiben, daß die 


Arbeiter am 1. Mai nicht feiern können? (Unter chriſt⸗ 
lichen Fahnen! links.) Dann kann es eintreffen, daß 
Sie einen Pfarrer unter den Demonſtranten finden. 
(Zwiſchenrufe links.) Das wären dann Volksvertre⸗ 
ter, wie es eigentlich die Geiſtlichen ſein ſollen. Sie 
find aber nicht Diener des Staates, ſondern das Gegen- 
teil davon. Wir bitten Sie nicht, ſondern als freie Bür⸗ 
ger fordern wir, daß das Recht, das ſich die Arbeiter in 
jahrzehntelangen Kämpfen geſichert haben, zur Geltung 
gebracht wird. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Der Aelteſten⸗Ausſchuß ſchlägt 
vor, den Urantrag, Druckſache Nr. 2187, dem Ver⸗ 
faſſungsausſchuß zu überweiſen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dieſem Antrag zuſtimmen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Antrag iſt angenommen. Ich rufe auf 
Punkt 14 der Tagesordnung: 

Antrag des Abg. Lietzau u. Fr. betr. Her⸗ 
abſetzung der Telephongebühren. 
Druckſache Nr. 2184. Das Wort hat Herr Abg. Kar⸗ 
kutſch zur Begründung. 

Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Daß die Fernſprechgebühren verhältnismäßig hoch ſind, 
wird niemand beſtreiten. Andererſeits iſt auch der 
Stand der Wirtſchaft heute ſo, daß dieſe hohen Fern⸗ 
ſprechgebühren unbedingt als drückend empfunden wer⸗ 
den. Wenn wir den Haushaltsplan der Poſt durch⸗ 
ſehen, ſo finden wir einen Ueberſchuß von 1,9 Millio⸗ 
nen. Als dieſe 1,9 Millionen genannt wurden, wurde 
angenommen, daß ſie dem Ausbau des automatiſchen 
Fernſprechamtes dienen ſollten. Nunmehr haben die 
Lieferfirmen einen Kredit gewährt und dieſe 1,9 
Millionen werden zum Ausbau nicht benötigt. (Abg. 
Fooken: Die find eingefroren!) Ich glaube auch. 
Für das platte Land ſind dieſe hohen Fernſprechgebüh⸗ 
ren noch drückender, da die Grundgebühr, die doch hier 
in Danzig wenigſtens etwas zur Geltung kommt, für 
das platte Land nicht in Frage kommen kann, weil ſie 
ſich dort nicht ſo auswirkt, wie bei uns. Die Beſitzer 
kennen keinen Ortsverkehr, wie er in Danzig beſteht. 

Unſere Bitte geht darum dahin, der Senat möge 
ſein größtes Augenmerk darauf richten, die Gebühren 
für das Fernſprechweſen zu ermäßigen. Ich bitte Sie, 
unſeren Antrag, Druckſache Nr. 2184, dem Hauptaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.] Dem Antrag müſſen wir uns vollkommen an⸗ 
ſchließen. Aber auch bei dieſer Gelegenheit müſſen wir 
den Herren Antragſtellern immer wieder ſagen, es be⸗ 
rührt eigentümlich, daß ſie jetzt ex post, hinterher, mit 
den fabelhaft guten Ratſchlägen kommen, Ihr gutes 
Herz für die Wirtſchaft entdecken und der zehnmal ver⸗ 


fluchten ſozialdemokratiſchen Regierung ſagen, wie ſie 


es machen ſoll. Sie haben in der Regierung geſeſſen 
und Ihre jetzigen Ratſchläge nicht durchgeführt. Was 
Sie machen, grenzt an Naivität. Unter Ihrer Regie⸗ 
rung hat die Poſt derartig übergewirtſchaftet, daß ſie 
Geld an die Kreisbank Danziger Höhe auslieh, die 
das Geld an Labudda verborgte. Das Geld iſt nun 
fort. Das hat die Poſt unter Ihrem ſchönen Regime 
gemacht. Da iſt das Geld aus der Wirtſchaft heraus⸗ 
geſogen worden. Jetzt kommen Sie mit Ihrer Naivi⸗ 
tät her und erklären, die neue Regierung müſſe die 
Telephongebühren herabſetzen. Wir ſchließen uns dem 
Antrage an, die Telephongebühren find vernichtend. 
(Zuruf rechts.) 1 haben Sie es nicht ge⸗ 
tan, dann wäre es nicht nötig, daß Sie jetzt Anträge 
ſtellten. Dann hätte die Wirtſchaft ſchon lange die 
Erleichterungen geſpürt. (Unruhe und Bravo!) 


(©) 
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Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 


) 


SD, 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): So ſympathiſch uns 
auch der Antrag iſt, ſo können wir doch nicht umhin, 
zu erklären, daß der Ueberſchuß der Poſtverwaltung 
nicht auf Grund der hohen Telephongebühren Heraus- 
gewirtſchaftet iſt, ſondern durch die unteren Beamten. 
Wir wiſſen, daß das Gehalt der unteren Beamten ein 
ſaumäßiges iſt. Wir wiſſen weiter, daß die unteren 
Beamten, beſonders bei der Poſt, noch immer neun 
Stunden Dienſt machen müſſen. M. H. von der 
dadurch hat man dies Geld erſpart. 
Gehen Sie dazu über, auch dieſen Beamten den acht⸗ 
ſtündigen Dienſt zu geben, dann werden Sie mehr 
einſtellen müſſen, dann werden Sie nicht ſo viel Ueber⸗ 
ſchüſſe erzielen. Dasſelbe trifft auch für die Zollver⸗ 
waltung zu. Auch dort müſſen die unteren Beamten 
noch immer neun Stunden Dienſt machen. Niemand 
von Ihnen regt ſich darüber auf, trotzdem auch für 
Danzig geſetzlich der Achtſtundentag feſtgelegt iſt. 

lſo, m. H., wenn Sie ſparen und den hohen 
Ueberſchuß reduzieren wollen, dann nicht weiter auf 
Koſten der Beamtenſchaft. Geben Sie den Beamten, 
was ihnen zukommt. Wenn dann noch etwas übrig 
bleibt, ſollen die Telephongebühren herabgeſetzt wer⸗ 
den. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Die Rednerliſte iſt erſchöpft. 
Es iſt der Antrag geſtellt, die Druckſache Nr. 2184 dem 
Hauptausſchuß zu überweiſen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dem Antrag ſtattgeben wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 15 
der Tagesordnung: 

Urantrag des Abg. Laſchewski u. Fr. betr. 
Zahlung tarifmäßiger Löhne für Notſtands⸗ 
arbeiten. ee. 
Druckſache Nr. 2191. Das Wort zur Begründung Hat 
der Herr Abg. Laſchewski. 

Laſchewski, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Die jetzige Regierung hat, wie ſie ſagt, zur Behebung 
der Erwerbsloſigkeit, mit Notſtandsarbeiten begonnen 
und hat einen Teil Arbeiter eingeſtellt. Dieſen Arbei⸗ 
tern mutet ſie zu, daß ſie für die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung ſechs Stunden arbeiten ſollen. Tatſache iſt, 
daß die in Frage kommenden Arbeiter ſchon mit zwei 
Kindern für die Erwerbsloſenunterſtützung arbeiten 
müſſen, wenn man noch die Winterbeihilfe und die 
Milch berechnet, die die Kinder dieſer Erwerbsloſen 
erhalten. Bezeichnend iſt, daß ſich Gewerkſchaftsführer 
dazu hergeben, zu erklären, daß für dieſe Arbeit nicht 
Tariflohn in Frage kommt. Die Sozialdemokratie hat 


ebenfalls ihre Zuſtimmung gegeben, daß die Arbeiter 


für weniger Lohn als die Exwerbsloſenunterſtützung 
beträgt, arbeiten ſollen. Die Arbeiter mit mehr als 
zwei Kindern erhalten für ſechsſtündige Arbeitszeit 
alſo eine geringere Entlohnung, als ſie vorher Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung bekamen, und weniger als 
diejenigen, die jetzt nicht in Arbeit ſind und Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung bekommen. 

Solch eine Ungerechtigkeit hat die Sozialdemokra⸗ 
tie mit durchgeführt. Hier iſt die Forderung erfüllt, 
die im Dezember im Friedrich Wilhelm ⸗ Schützenhaus 
aufgeſtellt wurde. Hier iſt auch die Forderung erfüllt, 
die die Deutſchnationalen zum Antrag erhoben haben, 
daß für die Erwerbsloſenunterſtützung eine Arbeits⸗ 
leiſtung erfolgen ſoll. Die Sozialdemokratie hat nicht 
nur dieſe Forderung erfüllt, ſondern ſie iſt noch weit 
darüber hinausgegangen. Die Deutſchnationalen 
verlangten, daß, wie in Deutſchland eine Pflichtarbeit 
geleiſtet wird. In Deutſchland beträgt ſie 4 Stunden, 
während man hier 6 Stunden eingeführt hat. Die 
in Frage kommenden Arbeiter müſſen 6 Stunden für 


das Geld arbeiten, das fie vorher an Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung bezogen haben. Sie ſind alſo über den 
Satz, der in Deutſchland gilt, hinausgegangen. (Abg. 
Mau: Die Erwerbsloſen fordern acht Stunden!) Das 
habt Ihr Sozialdemokraten hier in Danzig durchge⸗ 
führt. Intereſſant iſt der heutige Artikel in der 
Volksſtimme. Die Volksſtimme ſchreibt, daß jeder 
Arbeitsloſe grundſätzlich bei dieſen Arbeiten mehr 
verdienen ſoll, als ſeine bisher bezogene Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung beträgt. Der Arbeiter ſoll alſo 
grundſätzlich mehr verdienen. Das iſt ein ſchöner Zug. 
Ferner fordern Sie ſtatt ſechs Stunden acht Stunden 
Arbeit. Es ſollen keine Tariflöhne gezahlt werden; 
denn durch den Artikel in der Volksſtimme wird be⸗ 
ſtätigt, daß die Löhne hoch genug ſind. (Den Vor⸗ 
ſitz übernimmt Vizepräſident Splett.) Es iſt ja zu 
ſehen, was die Gewerkſchaftsführer für ein Intereſſe 
daran haben und wie ſie zu dieſer Frage Stellung 
nehmen. Ich möchte von dieſer Stelle beſonders an⸗ 
führen, daß nicht nur für die jetzt dort beſchäftigten 
Arbeiter eine große Gefahr zutage tritt, ſondern für 
die geſamte Danziger Arbeiterſchaft. 

Da dies Vorgehen gegen die Arbeiter unter Bei⸗ 
hilfe und Zuſtimmung der ſozialdemokratiſchen Partei 
in Danzig vor ſich geht, ſo hat ſchon ein Teil der Un⸗ 
ternehmer mit der Kündigung ihrer Arbeiter begon⸗ 
nen. Sie haben den Arbeitern Reverſe zur Unter⸗ 
zeichnung vorgelegt, worin es heißt, daß den Arbei⸗ 
tern gekündigt wird, wenn ſie nicht gewillt ſind, für 
den Lohn, der für die Notſtandsarbeiten in Frage 
kommt, zu arbeiten. Ich erinnere an die Firmen 
Continental, A. W. Müller uſw. Die Arbeiter ſollen 
gezwungen werden, ihre Arbeit für dieſen Lohn weiter 
zu verrichten. Dies iſt die große Gefahr, auf die ich 
von dieſer Stelle hinweiſen will. Ich will die Danzi⸗ 
ger Arbeiterſchaft ſchon heute 
machen, was hier entſtehen wird. Dies iſt das Mittel, 
um den Unternehmern zum Lohnabbau zu verhelfen, 
der auf der ganzen Linie vor ſich gehen ſoll. Ihnen 
ſind doch wohl ſchon die Schiedsſprüche bekannt, die in 
der Metallbranche gefällt ſind, wo der Lohn um 7 
Pfennig abgebaut werden ſoll. Dadurch, daß Ihr nicht 
die tarifmäßigen Löhne zahlt, habt Ihr der Danziger 
Arbeiterſchaft einen ſehr ſchlechten Dienſt erwieſen. 
Das wird ſich bitter rächen. Dadurch werden die Un⸗ 
ternehmer veranlaßt werden, die Löhne abzubauen, 
was ihre Forderung auch in Danzig iſt. Das Sonder⸗ 
bare iſt, daß Eure Senatsvertreter in der Regierung 
dafür ſtimmen, während Ihr als Führer der Gewerk⸗ 
ſchaften gegen den Lohnabbau ſeid oder ſein wollt. 
Andererſeits unterſtützt Ihr derartige Machenſchaften, 
bei denen die Arbeiterſchaft um den wohlverdienten 
Lohn betrogen wird. Was hier einzelne Firmen ge⸗ 
macht haben, werden in kurzer Zeit auch andere tun. 

Wir wollen durch unſeren Antrag, daß für die Ar⸗ 
beiten der tarifmäßige Lohn gezahlt wird. Man kann 
einem Arbeiter nicht zumuten, daß er z. B. eine Erd⸗ 
arbeit zu einem niedrigeren als dem tariflichen Lohn 
verrichten ſoll. Man müßte eigentlich erwarten, daß 
ſich gerade die Gewerkſchaftsführer bis zum Aeußerſten 
in dieſer Frage einſetzten, damit hier der Lohn ge⸗ 
zahlt wird, der tariflich in Frage kommt. Die Gewerk⸗ 
ſchaften haben aber im Gegenteil erklärt, daß die 
Löhne hoch genug ſeien. Wir wollen, daß für dieſe 
Arbeiten der tarifliche Lohn gezahlt wird. Wenn z. B. 


0) 


darauf aufmerkſam (D) 


eine Mauer abgebrochen wird und Handwerker dabei 


beſchäftigt werden, ſoll man ihnen den Bauhandwer⸗ 
fer = Tariflohn geben. Die Erdarbeiten follen unter 
den Lohn für Tiefbauarbeiter kommen. Ferner wollen 
wir, daß acht Stunden gearbeitet wird. Wenn Sie 
denken, daß man die Leute nur ſechs Stunden arbeiten 
laſſen ſoll und mehr Arbeiter beſchäftigt, ſo muß ihnen 
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für die ſechs Stunden der Lohn für acht Stunden ge- 
zahlt werden, und zwar der Tariflohn. Der Tariflohn 
der Tiefbauarbeiter ſtellt heute noch lange nicht das 
Exiſtenzminimum eines Arbeiters dar. Um feine 
Exiſtenz als Menſch zu erhalten, muß er den Lohn für 
acht Stunden bekommen. 

Sie haben heute von der Deputation der Not⸗ 
ſtandsarbeiter die Forderungen gehört. Sie haben 
auch vernommen, welchen Schikanen die Arbeiter auf. 
den Arbeitsſtellen ausgeſetzt ſind. Die Forderungen 
der Arbeiter haben wir Ihnen in unſerem Antrag 
dargelegt. Sie verlangen, daß der Lohn der Tiefbau⸗ 
arbeiter für dieſe Arbeiten gezahlt wird und bei den 
anderen Arbeiten der Lohn derjenigen Berufsgruppe, 
in die die Arbeiten hineingehören. Die Arbeiter ver⸗ 
langen ferner, daß acht Stunden gearbeitet wird. Da 
Ihre Vertreter, die heute mit der Deputation verhan⸗ 
delt haben, den Forderungen der Notſtandsarbeiter 
wohlwollend gegenüberſtanden, nehmen wir an, daß 
der Antrag im ſozialen Ausſchuß beraten werden wird 
und daß der ſoziale Ausſchuß ſo ſchnell wie möglich 
zuſammentritt, mindeſtens morgen oder übermorgen. 
Die heutige Deputation hat auch verlangt, daß dieſen 
Arbeitern eine Wirtſchaftsbeihilfe gegeben wird. Die 
Forderung wurde auch begründet. Die Arbeiter haben 
vor allem keine Schuhe. Sie haben auch gehört, daß 
dieſe Arbeiten ſchlecht ohne Schuhe verrichtet werden 
können, und barfuß können die Arbeiter heute noch 
nicht gehen. Deswegen hat die Deputation der Not⸗ 
ſtandsarbeiter heute eine Wirtſchaftsbeihilfe verlangt. 
Die aufſichtsführenden Leute auf den Arbeitsſtellen 
glauben, jetzt mit den Notſtandsarbeitern machen zu 
können, was ſie wollen, weil der Notſtandsarbeiter 
ſofort entlaſſen wird, wenn er ſich irgendwie auflehnt 
und dann keine Erwerbsloſenunterſtützung erhält. 
Dieſe Notſtandsarbeiter werden wie Sklaven behan⸗ 
delt. Weil fie keine Unterftügung erhalten, wenn fie 
die Arbeitsſtelle verlaſſen, wird dies von den auf⸗ 
ſichtsführenden Bauführern oder wie ſie ſich nennen, 
ausgenutzt, um die Arbeiter wie Sklaven zu behan⸗ 
deln. Ich will bloß Einzelfälle anführen. Die Ar⸗ 
beiter einer Stelle hatten ſich einen kleinen Vorſchuß 
von 20 Gulden erwirkt. Sie haben den Bauführer ge⸗ 
beten, ihnen den Vorſchuß mit wöchentlich 5 Gulden 
abzuziehen. Rückſichtslos iſt ihnen der Vorſchuß aber 
in einer Woche abgezogen worden. Der aufſichts⸗ 
führende Beamte oder Bauführer konnte das Geld 
zweifellos auch in Raten abziehen. Es iſt nichts weiter 
als eine Schikane gegen die Arbeiter, weil man ſich 
mit dem Gedanken trägt, der Mann müſſe arbeiten, er 
könne nicht weg, ſonſt erhält er keine Unterſtützung 
und verhungert. 

Deswegen erwarten wir, daß auch der ſoziale 
Ausſchuß und die einzelnen Fraktionen dazu Stellung 
nehmen. Die Regierungsparteien haben die Möglich⸗ 
keit, eine Anweiſung an die Bauſtellen ergehen zu 
laſſen, daß dieje Tyranniſierung, möchte ich fajt jagen, 
der Arbeiter beſeitigt wird. Der Arbeiter iſt dort 
nicht als Sklave für den Bauführer oder Schacht⸗ 
meiſter tätig, ſondern er hat dasſelbe Recht, wie die 
anderen. Er macht ſeine Arbeit und dann ſoll man ihn 
entſprechend behandeln. Ich nehme an, daß Sie heute 
unſerem Antrag zuſtimmen, weil Sie den Notſtands⸗ 
arbeitern, die heute als Deputierte hier waren, auch 
keine ablehnende Antwort gaben und daß Sie im 
ſozialen Ausſchuß für unſeren Antrag ſtimmen werden, 
damit der Tariflohn gezahlt wird, der in Frage 
kommt. Man kann den Arbeitern nicht zumuten, daß 
ſie für die Erwerbsloſenunterſtützung arbeiten ſollen. 
Das trifft tatſächlich ſchon auf die Verheirateten mit 
zwei Kindern zu, wenn wir die Winterbeihilfe und 
Milch hinzurechnen. Ich habe hier einen Fall eines 


Mannes mit ſieben Kindern. Bis vier Kinder wird die 
geſetzliche Erwerbsloſenunterſtützung gezahlt. Kran⸗ 
kenkaſſe und Invalidenverſicherung werden ihm abge⸗ 
zogen. Nach dieſen Abzügen erhält der Mann als Lohn 
für ſechs Tage 31,71 Gulden. Die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung beträgt, wenn man die Winterbeihilfe auf 
vier Wochen verteilt, 36,— Gulden. Er erhält für 
ſeine Arbeit alfo faſt 5.— Gulden weniger, als die 
Erwerbsloſenunterſtützung vorher betrug. Sie werden 
doch nicht ſagen, daß die Erwerbsloſenunterſtützung 
ausgereicht hat, damit die Familie ihr Leben als 
Menſch friſten kann. Die Erwerbsloſenunterſtützung 
iſt ſo gering, daß die Menſchen langſam dabei ver⸗ 
kommen. Der Lohn für 6 Stunden Arbeit beträgt 
jetzt faſt 5 Gulden und weniger als die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung. Außerdem ift zu bedenken, daß Der- 
jenige, der 6 Stunden in freier Natur Erdarbeiten 
1 mehr Nahrung braucht als ein Erwerbs- 
oſer. 

Aus dieſem Grunde erwarten wir die Annahme 
unſeres Antrages. Wir ſind aber ſicher, daß daraus 


garnichts oder wenig wird, weil ſchon in der Volks⸗ 


ſtimme ſtand, wie die Frage gelöſt werden ſoll. Wir 
machen von dieſer Stelle ganz beſonders die Gewerk⸗ 
ſchaftsführer darauf aufmerkſam, ebenſo die Danziger 
Arbeiter, welche Gefahren ihnen hier drohen. Sie 
m. H. von der S. P. D., werden die Verantwortung 
dafür tragen, weil Sie hier mitgeholfen haben, die 


Löhne abzubauen. Die Danziger Arbeiterſchaft in den 


Gewerkſchaften wird Ihnen die Quittung dafür geben. 
Wir beantragen Ueberweiſung unſeres Antrages an 
den Sozialen Ausſchuß. (Bravo! bei den Kommu⸗ 


niſten.) 


5 1 Splett: Das Wort hat Herr Abg. 
pill. 


Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich möchte meinem Herrn Vorredner beſcheinigen, daß 
wir eigentlich bald zum Ueberdruß immer und immer 
wieder gehört haben, daß alle Parteien die Arbeiter 
betrügen und nur die Kommuniſten die einzigen Ret⸗ 
ter der Arbeiterſchaft ſind. Sonderbar dabei iſt aller⸗ 
dings, daß die Arbeiter ſelber das nicht glauben. 
(Die glauben das ſchon! bei den Kommuniſten.) 
Wenn ſie das glaubten, müßten ſie in einer anderen 
Zahl bei Ihnen ſein, als es jetzt der Fall iſt. Das Ar⸗ 
beitsloſenproblem iſt eine Sache, die nicht aus dem 
Handgelenk erledigt werden kann. Auch der vorlie⸗ 
gende Antrag ſcheint mir nicht richtig durchdacht. Ich 
glaube auch nicht, daß er ſo angenommen werden kann. 
Daß in Danzig die Dinge etwas ſchwieriger liegen, 
als in den angrenzenden Staaten, wiſſen wir ja alle. 
Das liegt an der Eigenart dieſes kleinen Staates. 
Daß es für die Danziger Regierung ein ganzes Teil 
ſchwerer ſein muß, dieſe Dinge zu meiſtern, ſollte jeder 
wiſſen. Ebenſo ſollte bekannt ſein, daß es nicht immer 
glatt geht, wenn etwas Neues unternommen wird. 
Daß ſich Unzuträglichkeiten herausſtellen, iſt natürlich. 

aß vieles von dem, was hier vorgebracht wurde, be⸗ 
rechtigt iſt, wird niemand beſtreiten. Die Frage iſt 
nur die, wie am beſten Abhilfe geſchaffen werden kann. 

In dem Antrag heißt es, die Arbeitszeit ſolle acht 
Stunden dauern. Ich weiß nicht, ob das richtig iſt. 
Wenn man von dem Gedanken ausgeht, daß ſo viel 
Arbeiter wie möglich beſchäftigt werden ſollen, dann 
wird man die Stundenzahl nicht bis auf die Spitze 
treiben können. Die Arbeiter ſelbſt fordern Arbeit. 
Sie wollen die Erwerbsloſenunterſtützung garnicht 
haben, ſie wollen Arbeit haben. (Und verdienen! 
bei den Kommuniſten.) Ich bin noch nicht ganz zu 
Ende, ich komme ſchon darauf. Es wird ihnen doch 
damit gedient ſein, daß ſoviele ihrer Kollegen wie nur 
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möglich in Arbeit kommen. Je länger die Arbeits⸗ 
zeit ausgedehnt wird, um ſo weniger Leute werden 
natürlich beſchäftigt werden, das ſteht ohne Zweifel 
feſt. Die Frage wird natürlich ausſchlaggebend ſein 
müſſen, wie die meiſten Arbeiter beſchäftigt werden 
können. Die Beantwortung dieſer Frage wird bei 
Feſtſetzung der Stundenzahl ausſchlaggebend ſein 
müſſen und nichts anderes. - 

Nun zu der Entlohnung. Da heißt es in Ziffer 2 
des Antrages: „Die Entlohnung iſt nach dem beſtehen⸗ 
den Tarif der einzelnen Berufsgruppen zu gewähren.“ 
Man kann erſt nach langem Nachdenken dahinter 
kommen, was mit dieſem Satz gemeint iſt. Wenn man 
es lieſt, iſt es nicht ohne weiteres klar. Man kann z. B. 
annehmen, daß jeder Arbeiter den Lohn bekommen 
ſoll, den er in ſeinem Beruf bekam, weil es heißt „Nach 
den beſtehenden Tarifen“. Das heißt, der Tiſchler 
würde die Tiſchlerlöhne bei der Erdarbeit bekommen, 
die Schloſſer den een ujw. So wollen, glaube 
ich, die Kommuniſten die Sache nicht aufgefaßt ſehen. 
Es war aus den Ausführungen des Begründers des 
Antrags ſchon zu entnehmen, was mit dem Satz ge⸗ 
meint ſein ſoll. Ich habe aus dem Satz entnommen, 
und glaube es richtig verſtanden zu haben, daß die 
Erdarbeiten nach dem Tarif für Tiefbauarbeiten be⸗ 
zahlt werden. Dann müßten das meines Erachtens 
alles Tiefbauarbeiter ſein. (Abg. Laſchewski: Das 
iſt nicht nötig!) Ich habe immer noch feſtſtellen 
können, daß der Wille und ſelbſt der beſte Wille allein 
doch nichts ſchaffen kann, ſondern daß bei allen Ver⸗ 
richtungen eine beſtimmte Geſchicklichkeit notwendig 
iſt. Es wird nicht beſtritten werden können, daß ein 
Schloſſer, der vielleicht noch nie einen Spaten in der 
Hand gehabt hat, nicht die Arbeit wird leiſten können, 
die ein Tiefbauarbeiter verrichtet, der vielleicht 10 
Jahre dieſe Arbeit gemacht hat. (Abg. Naſchke: Er 
hat es doch im Krieg machen müſſenl!) Ich weiß 
nicht, ob alle diejenigen, die bei dieſer Arbeit beſchäf⸗ 
tigt werden, Unterſtände gebaut haben. Das werde ich 
nicht und Sie auch nicht unterſuchen können. Da iſt es 
doch richtig, was ich geſagt habe, das kann nicht wider⸗ 
legt werden. Es wird meines Erachtens auch nicht 
gut gehen, daß bei Arbeiten, die doch nur aus Not 
verrichtet werden, für die ein Bedarf nicht vorliegt, 
höhere Löhne gezahlt werden, als die Arbeiter erhal⸗ 
ten, die gebraucht werden. Ich nehme an, daß ein 
qualifizierter Arbeiter vielleicht 65, 67, meinetwegen 
auch 70 Pfennig für die Stunde verdient und hier für 
die Notſtandsarbeiten, ich betone das Wort „Not⸗ 
ſtand“, ſoll der Arbeiter vielleicht 1 Gulden oder 1,20 
Gulden erhalten. Da würden doch die Leute, die im 
Betriebe ſtehen, ſagen: „Das iſt eine ſchöne Geſchichte“. 
(Es ſind ja keine im Betrieb! bei den Kommuniſten.) 
Ja, es ſind noch einige in den Betrieben. Sie werden 
ſagen: „Ich mache die Arbeit jahraus, jahrein, habe, 
um dieſe Arbeit machen zu können, vielleicht eine vier⸗ 
jährige Lehrzeit durchgemacht, und nun wird für eine 
Notſtandsarbeit ein höherer Lohn gezahlt.“ (Zwi⸗ 
ſchenrufe bei den Kommuniſten.) Ich habe am 
Montag, in einer Verſammlung der bei den Not⸗ 
ſtandsarbeiten Beſchäftigten über dieſe Dinge geſpro⸗ 
chen, und ich muß ſagen, daß ich Verſtändnis für meine 
Ausführungen gefunden habe. Die Notſtandsarbeiter 
haben ſelbſt eingeſehen, daß das, was hier verlangt 
wird, unter keinen Amſtänden durchgeführt werden 
kann. Ob nun, wie es in Ziffer 3 heißt, die Vollarbei⸗ 
ter den Lohn vom 18., 20. oder 17. Lebensjahr erhal- 
ten ſollen, dürfte keine ausſchlaggebende Frage ſein, 
darüber wird ſich wohl eine Einigung erzielen laſſen. 

Auch ich ſtehe auf dem Standpunkt und betone das⸗ 
ſelbe, was mein Vorredner geſagt hat, daß die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung, die bis jetzt gezahlt wird, 


nicht zu hoch iſt. 
macht, ſondern immer wieder geſagt, wenn irgend eine 
Möglichkeit vorhanden iſt, muß dieſe Unterſtützung 
aufgebeſſert werden. Darum halten wir es für ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß derjenige, der arbeiten muß, wenn 
auch die Arbeit nicht gleich gebraucht wird, vielleicht 
nicht ganz zweckmäßig iſt, unter keinen Umſtänden 
weniger erhalten darf als derjenige, der nicht arbei⸗ 
tet und ſeine Unterſtützung erhält. Das muß für jeden 
vernünftigen Menſchen eine Selbſtverſtändlichkeit fein. 
(Abg. Laſchewski: Die ſind aber nicht ſo vernünftig!) 
Für ſo vernünftig halte ich jeden Menſchen, ſelbſt die 
Kommuniſten. Wenn ſich nun herausſtellt, daß tatſäch⸗ 
lich der Mann, der arbeitet, weniger erhält als der⸗ 
jenige, der unter denſelben Verhältniſſen, Kinderzahl 
uſw. die Unterſtützung bezieht, ſo muß Abhilfe geſchaf⸗ 
fen werden. Ich gehe noch weiter und ſage, es muß 
nicht nur dasſelbe für die Arbeit bezahlt werden, was 
er ſonſt erhält, er muß mehr erhalten, er hat größeren 
Kleiderverſchleiß, er muß Arbeitskraft aufwenden, er 
muß ſeinen Körper mehr Nahrung zuführen als bis⸗ 
her, wo er nur die Karte vorlegte und ſich einen Stem⸗ 
pel hierauf aufdrücken ließ. 

Die Frage muß erwogen werden, was zweckmäßiger 
iſt, die Dauer der Arbeitszeit auszudehnen oder auf 
irgend einem anderen Wege das Unrecht zu beſeitigen, 
d. h. die Dinge einzurenken. Das ſind Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeiten, die ſchließlich zur Erledigung kommen 
müſſen. Ob die Arbeitszeit auf 8 Stunden verlängert 
wird und der Arbeiter dadurch mehr erhält, oder ob er 
zu dem Lohn für 6 Stunden einen Aufſchlag erhält, 
ſind Dinge, die ſich hier nicht werden entſcheiden laſſen. 
Die Frage wird geprüft werden müſſen, ob es nicht 
beſſer ift, 6 Stunden arbeiten zu laſſen und den Leuten 
einen beſtimmten Aufſchlag zu geben, oder ob es 
richtiger iſt, 8 Stunden zu arbeiten. Das ſind aber 
Fragen, die ſich hier nicht entſcheiden laſſen, ſondern 
darüber wird eingehend beraten werden müſſen. Mit 
der Entlohnung wird es meines Erachtens ſo bleiben 
müſſen. Wenn der qualifizierte Arbeiter an vielen 
Stellen nur 65 Pfenng erhält, 
auf Koſten der Arbeiterſchaft! bei den Kommuniſten) 
können die Erwerbsloſen nicht mehr bekommen. Wir 
erwarten, daß wir uns darüber klar werden, wie wir 
die Wege ſuchem damit geholfen werden kann. 

Wenn nun behauptet wird, daß die Dinge von dem 
aufſichtsführenden Beamten nicht richtig gemacht, daß 
die Leute ſchikaniert werden, ſo muß eben Abhilfe ge⸗ 
ſchaffen werden. Das wird daher kommen, weil dieſer 
Karren ſich noch nicht eingelaufen hat, weil das noch 
etwas Neues iſt. Ich kann mir nicht vorſtellen, daß 
irgendwo der Wunſch beſteht, die Leute, die arbeiten 
wollen und arbeiten, zu ſchikanieren. Wenn da Be- 
ſchwerden vorliegen, ſo muß für Abhilfe geſorgt wer⸗ 
den. Es jol Firmen geben, die fagen, wir entlaſſen 
die Arbeiter und ſtellen ſie wieder zu den Löhnen für 
Notſtandsarbeiter ein. Das haben die Arbeiter und 
die Gewerkſchaften in der Hand. Das wäre ein Unfug, 
wie er nicht ſchlimmer ſein könnte. So ſtark iſt die 
Arbeiterſchaft in Danzig immer noch, daß ſie ſolchem 
Unfug ſteuert. Die Frage, die in den Verſammlungen 
der Notſtandsarbeiter eine große Rolle ſpielt, iſt die, 
ob bei dieſen Maßnahmen den Unternehmern be⸗ 
ſondere Gewinne zufließen ſollen. Es wird nicht mög⸗ 
lich ſein, daß ſämtliche Wegearbeiten ausgeführt wer⸗ 
den, weil es an dem Material, Schienen, Loren uſw. 
mangelt. Aber dann muß verſucht werden, dies Ma⸗ 
terial, wenn auch leihweiſe, zu beſchaffen. Die Arbei⸗ 
ten, die jetzt verrichtet werden, bedürfen keiner beſon⸗ 
deren techniſchen Beaufſichtigung, ſodaß die Tiefbau⸗ 
verwaltung ohne weiteres in der Lage ſein müßte, die 
erforderliche Leitung zu ſtellen. Es wäre allerdings 
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(Spill, Abgeordneter.) 

ein Unding, daß die Unternehmer bei 
ſtandsarbeiten noch beſondere Gewinne 
Darin gehen wir wohl alle einig. 

Es iſt bereits beantragt, die Druckſache Nr. 2191 
dem ſozialen Ausſchuß zu überweiſen. Ich möchte das 
befürworten; denn im kleinen Kreiſe iſt eher die Mög⸗ 
lichkeit gegeben, das Zweckmäßige herauszunehmen. 
Es wird nicht gut gehen, den Antrag ohne weiteres 
anzunehmen; denn man muß doch exit feſtſtellen, was 
zweckmäßiger iſt, mehr Arbeiter zu beſchäftigen, kürzere 
Arbeitszeit einzuführen, den Betreffenden dafür mehr 
zu geben oder acht Stunden arbeiten zu laſſen uſw. 
Alle dieſe Fragen werden im Ausſchuß mit den zu⸗ 
ſtändigen Stellen eingehend durchgeſprochen werden 
müſſen. Dann wird das Beſte herauszuſchälen ſein. 
Dabei müſſen wir bleiben, es kann nicht angehen, daß 
der Arbeiter, der Arbeit zu leiſten hat, weniger erhält 
als derjenige, der ſich nur die Unterſtützung abholt. 
(Bravo! links.) 

Vizepräsident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Liſchnewski. 

Liſchnewski, Abgeordneter 
arbeiten für die Erwerbsloſen. M. D. u. H.! Haben 
Sie ſich ſchon einmal bemüßigt gefühlt, dort hinzu⸗ 
gehen, wo jetzt die Erwerbsloſen beſchäftigt werden? 
Eigentlich müßten Sie es doch als Volksvertreter tun, 
da es ſich um ſtaatliche Angelegenheiten handelt. Wenn 
das Wohl und Wehe Tauſender in Frage ſteht, müßten 
ſich die Volksvertreter ein bis zwei Stunden Zeit 
rauben, um die Arbeiten in Augenſchein zu nehmen. 
Vor allen Dingen Sie, m. H. Gewerkſchaftsführer, 
ſollten mit den Arbeitern perſönlich ſprechen, "um zu 


dieſen Jot- 
einheimſen. 


RES): Notſtands⸗ 


erfahren, was dort los ift und was ihnen am Herzen. 


liegt. Nichts von alledem. Ich wette eins gegen zehn, 
daß noch nicht ein einziger Gewerkſchaftsführer es für 
nötig befunden hat, ſich an dieſe Arbeitsſtellen hinzu⸗ 
bemühen, um mit den Arbeitern perſönlich zu ſprechen 
und zu ſehen, wie dort bei der Entlohnung und der 
Arbeitsweiſe der Erwerbsloſen Schindluder getrieben 
wird. Ich habe ſchon vorher geſagt, daß ich Gelegen⸗ 
heit habe, von meiner Arbeitsſtelle aus die Arbeiten 
zu beobachten und mit den Erwerbsloſen zu ſprechen. 
Ich ſagte auch ſchon in meiner vorigen Rede, daß die 
Erwerbsloſen gezwungen ſind, ſich von den Bauſtellen 
Ziegelſteine zu ſtehlen, um einen kleinen Herd herzu⸗ 
ſtellen, auf dem fie fiH den Kaffee warm machen fön- 
nen. Der Maurerpolier hat Strafantrag geſtellt, daß 
die Erxwerbsloſen Ziegelſteine geſtohlen haben, und 
die Arbeiter werden zum mindeſten beſtraft werden. 
Nun frage ich die Herren Gewerkſchaftsführer: Wo 
bleibt das Wohl und Wehe derjenigen, die Sie ver⸗ 
treten wollen? Sie fühlen ſich nicht bemüßigt, mit den 
Erwerbsloſen zu ſprechen, um ihrer Notlage abzuhel⸗ 
fen. Bei den Arbeitsſtellen befinden ſich auch keine 
Unterkunftsräume. Vor fünf oder ſechs Tagen ſchneite 
es ſo ſehr, daß es unmöglich war, ſich im Freien aufzu⸗ 
halten. In dieſem Schneegeſtöber mußten die Leute 
arbeiten, und wehe denen, die ſich von der Arbeits⸗ 
ſtelle rührten. Wir Arbeiter, die dort in der Nähe be⸗ 
ſchäftigt waren, konnten nicht arbeiten und mußten 
unſere Tätigkeit eine Stunde unterbrechen. Wir haben 
einen Stundenlohn verloren. Weil man den Erwerbs⸗ 
loſen androhte, daß ſie keine Unterſtützung bekämen, 
mußten ſie an der Arbeitsſtelle aushalten. Iſt das auch 
ein menſchliches Empfinden und eine Fürſorge des 
Senats? Das iſt kennzeichnend für den Senat und das 
ſoziale Gefühl in dieſem ſogenannnten demokratiſchen 
Staatsweſen. Der Senat, der dieſe Sache vertreten 
ſoll, fühlt ſich garnicht veranlaßt, hier zu erſcheinen, 
um die Klagen entgegenzunehmen und ſeine Stellung: 
nahme zu erklären. Wenn es ſich um einzelne Ober⸗ 
beamte handelte, iſt manchmal der ganze Senat ange⸗ 


tanzt. Wenn es ſich aber um tauſende Menſchen han⸗ 
delt, iſt der Senat nicht anweſend. Das iſt bezeichnend 
für das ſogenannte demokratiſche Syſtem. fe 
Der Herr Abg. Spill ſtellte fiH hierher und quälte 
ſich, wenigſtens ſo zu tun, als wenn er für die Er⸗ 
werbsloſen etwas übrig hätte. Wenn die Erwerbs⸗ 
loſen Gelegenheit gehabt haben, dieſem Schauſpiel bei⸗ 
zuwohnen, ſo werden ſie geſehen haben, daß man nur 
jo tut, als wenn man etwas für die Erwerbsloſen 
übrig habe. Sie als Abgeordnete müßten ſich in erſter 
Linie dorthin ſcheren, um mit den Leuten perſönlich 
Rückſprache zu nehmen. Aber Sie beſchauen ſich das 


nur von hoher Warte, weil das angenehmer iſt. Ich 
kann Ihnen verraten, Herr Abg. Spill, auch von 
Ihrer Branche verrichten Leute Erdarbeiten und 


ſeufzen unter dem Los, wie die anderen Branchen. Sich 
dann hier herzuſtellen und zu ſagen, ein Schloſſer 
könne keine Erdarbeiten leiſten und habe daher nicht 
die tarifmäßigen Löhne für Erdarbeiten zu beanſpru⸗ 
chen, iſt lachhaft. Erdarbeiten kann jeder verrichten. 
Vor allen Dingen möchte ich den Herren Gewerf- 
ſchaftsführern ſagen, ſich in die Verſammlungen der 
Notſtandsarbeiter zu bemühen. Fürchten Sie etwa, 
den Arbeitern entgegen zu treten? Die Arbeiter ſind 
zu gut gewerkſchaftlich erzogen, als daß Sie um Ihr 
Leben fürchten müßten. Warum gehen Sie nicht hin! 

Vizepräſident Splett: Bitte den Herrn Redner, fiH 
mehr an die Vorlage zu halten. 

Liſchnewski, Abgeordneter (K. P.): Das ſteht mit 
den tarifmäßigen Löhnen im Zuſammenhang. Ich be⸗ 
greife allerdings, daß man ſchnell Schluß machen will. 
Wir können nicht oft genug in die Oeffentlichkeit hin⸗ 
ausrufen, daß die Arbeiter begreifen müſſen, wer ſie 
bedrückt und bis aufs Mark ausſaugt. Wir freuen uns 
ja über dieſe Entwicklungsſtufe der Weltgeſchichte, aber 
es iſt ſo bitter ſchwer, dieſe Zeit durchzumachen. Wir 
ſind zielbewußte Arbeiter und freuen uns über dieſe 
Entwicklung, aber wir fühlen mit denen mit, die noch 
niedergehalten werden, die politiſch und gewerkſchaft⸗ 
lich noch nicht ſo erzogen ſind, daß ſie wiſſen, daß wir 
jetzt einen Wendepunkt in der Weltgeſchichte erleben. 
Wir wiſſen, wie bitter ſchwer es iſt, dieſe Zeit durch⸗ 


zuhalten. Darum rufen wir den Arbeitern zu, ſie 
möchten doch endlich begreifen, daß ſie dieſes Blut⸗ 
ſaugerpack niederknütteln und ſich einen Staat er⸗ 


kämpfen, in dem die Arbeiter ſind. 
(Bravo! bei den Kommuniſten,) 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Antrag, die Druckſache 
Nr. 2191 dem ſozialen Ausſchuß zu überweiſen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dafür ſind, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, es ift jo beſchloſſen. Wir find am Ende 
unſerer Tagesordnung. Ich empfehle Ihnen, die 
nächſte Sitzung am Montag, den 22. März, = namit- 
tags 3.30 Uhr, mit folgender Tagesordnung abzu⸗ 


freie Menſchen 


(D) 


halten: 
1. Zweite und dritte Beratung eines vorläufigen 
Haushaltsgeſetzes. Druckſache Nr. 2198 zu Nr. 
2192. 


2. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr.: Abänderung der Verordnung gegen Preis⸗ 
treiberei. Druckſache Nr. 2197. 

3. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Feſt⸗ 
ſtellung des Staatshaushaltsplanes für das Rem- 
nungsjahr 1926. Druckſache Nr. 2194. 

Nur Entgegennahme der Rede des Herrn Senats⸗ 
präſidenten. — Die Ausſprache darüber findet am 
Donnerstag, den 25. März, und Freitag, den 26. 
März, ſtatt. Widerſpruch gegen die vorgeſchlagene 
Tagesordnung wird nicht laut. Ich ſtelle feſt, daß ſie ſo 
beſchloſſen iſt. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 7 Uhr 10 Minuten.) 
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(A) genommen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich (C) j 
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Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Feſtſtellung 
des Staatshaushaltsplanes für das Rechnungsjahr 1926 
(Drückſache N 24) - Br: 

Dr. Sahm, Präſident des Senats 

Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 


Die Sitzung wird 3 Ahr 35 Minuten durch den 
Präſidenten Dr. Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. Sahm; 
ftellvertretender Präſident des Senats Gehl; Senatoren 
Bötzel, Dr. Kamnitzer, Dr. Leske, Ramminger, Runge, 
Sawatzki, Dr. Schwartz, Dr. Strunk, Dr. Wiercinski; 
Staatsräte Kraefft, Lademann, Dr. Stade; Obergerichts⸗ 
rat Kettlitz; Oberregierungsrat Winter; Oberbaurat 
Virus; Regierungsrat Burmeiſter; Regierungsober⸗ 
inſpektor Brockſch. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Bergmann. 

Bergmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
In Ihren Händen iſt die Druckſache Nr. 2199, unſer An- 
trag, daß den Erwerbsloſen, die mit Notſtandsarbeiten 
beſchäftigt werden, eine einmalige Wirtſchaftsbeihilfe ge⸗ 
währt wird. Ich möchte Sie bitten, dieſen Antrag heute 
auf die Tagesordnung zu ſetzen und ihn ohne Ausſprache 
ſoſort in den Sozialen Ausſchuß zu ſchicken. 

Präſident: Sie haben den geſchäftsordnungsmäßigen 
Antrag gehört. Es genügt der Widerſpruch eines Ab- 
geordneten, um dieſen Antrag zunichte zu machen. Ich 
ſelbſt würde den Antrag unterſtützen, da ich in ſolchen 
Fällen, in denen eine Ausſprache nicht ſtattfindet, bereit 
bin, die Vorlage an den Ausſchuß zu ſchicken. Erhebt ſich 
Widerſpruch gegen dieſen Antrag? Das iſt nicht der Fall, 
die Druckſache Nr. 21992 

Antrag des Abg. Lehmann u. Fr. auf Ge⸗ 
währung einer Wirtſchaftsbeihilfe an Erwerbsloſe, 
die mit Notſtandsarbeiten beſchäftigt werden, 

iſt dem Sozialen Ausſchuß überwieſen worden. Wir 
kommen zum 1. Punkt der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines vorläufigen 
Haushaltsgeſetzes. 

Druckſache Nr. 2198 zu Nr. 2192. Schriftlicher Bericht 
liegt vor. Ich eröffne die Ausſprache zu dem einzigen 
Artikel. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beſprechung 
iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem einzigen Artikel zu- 
ſtimmen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Ebenſo die 


Aeberſchrift: „Vorläufiges Haushaltsgeſetz für das Red- 
nungsjahr 1926.“ Wir kommen zur dritten Leſung. Ich 
eröffne die allgemeine Ausſprache. Wortmeldungen liegen 
nicht vor; die Beſprechung ift geſchloſſen. Ich rufe den 
einzigen Artikel auf; angenommen. Aeberſchrift; an⸗ 
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bitte die Damen und Herren, die dem Geſetz in der Schluß⸗ 
abſtimmung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Das Geſetz iſt in allen 
drei Leſungen angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs betr. Abänderung der Verordnung gegen 
Preistreiberei. 

Druckſache Nr. 2197. Ich eröffne die Aussprache zu 
Artikel I. Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Es iſt tief bedauerlich, daß unſer Antrag auf vollkommene 
Beſeitigung der Wuchergeſetzgebung leider keine Mehr⸗ 
heit gefunden hat. In einer Handelsſtadt iſt es nicht am 
Platze, mit derartigen Mitteln augenblicklich die Wirt- 
ſchaft beeinfluſſen zu wollen. Vielleicht war die Wucher⸗ 
geſetzgebung als Sicherheitsventil unter den früheren Ver⸗ 
hältniſſen erforderlich, obwohl wir das auch beſtreiten. 
Augenblicklich, wo die Konkurrenz eine derart ſcharfe iſt, 
iſt das Geſetz vollkommen überflüſſig. Ich verweiſe nur 
auf die Konkurrenz auf dem Lebensmittelmarkt und in 
vielen anderen Geſchäftsbranchen. Es führt nur dazu, 
daß Kriminalbeamte überflüſſig beſchäftigt werden und 
ſich überflüſſig in wirtſchaftliche Vorgänge hineinmiſchen. 
In der Inflationszeit hat einmal ein kluger Mann geſagt, 
derjenige ſei ein Schieber, der Geld verdient und deſſen 
Naſe ihm nicht gefalle. So iſt es heute auch. Derjenige 
iſt ein Wucherer, der mehr verdient als üblich und bei 
dem dem einen oder anderen das nicht gefällt, ſo daß 
er ihn anzeigt. 

So liegen die Dinge. Es iſt bedauerlich, daß wir 
das Geſetz nicht zu Fall gebracht haben. Wir werden 
dennoch dem Geſetz in der Faſſung zuſtimmen, die es im 
Ausſchuß gefunden hat, und zwar aus dem Grunde, weil 
wenigſtens der ſchlimmſte Auswuchs der Wuchergeſetz⸗ 
gebung beſeitigt wird, nämlich der Einfluß der Wucher⸗ 
geſetzgebung auf dem Wohnungsmarkt. Hier liegt die 
Sache ſo, daß die zwangswirtſchaftsfreien Räume allen 
Beeinfluſſungen des Staates entzogen wurden. Dadurch 
wurde die freie Bautätigkeit in günſtigem Sinne beein= 
flußt. Wenn wir jetzt mit der Wuchergeſetzgebung fort⸗ 
fahren, führen wir die Zwangswirtſchaft für zwangswirt⸗ 
ſchaftsfreie Räume wieder ein. Das würde, abgeſehen 
von allen perſönlichen ſchweren Angerechtigkeiten dazu 
führen, daß das Ausland jedes Vertrauen zu uns verliert, 
und daß wir auf Kredite für den Wohnungsbau und 
ſonſtige Kredite nicht rechnen können. 

Auf dem gleichen Wege könnte man die Zwangs⸗ 
wirtſchaft für Lebensmittel einführen. Das iſt ein Weg, 
der eines Handelsſtaates unwürdig iſt. Wir werden die 
Vorlage in der Faſſung des Ausſchuſſes annehmen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich muß dem Antrag des Ausſchuſſes widerſprechen. 
Das Wuchergeſetz beſteht bekanntlich noch nicht lange. 
Aber ſchon ſeit dem erſten Tage des Inkrafttretens hat ſich 
eine ſtarke Oppoſition dagegen geltend gemacht. Woran 
lag das? An dem Geſetz ſelbſt oder an der Handhabung 
und Auslegung des Geſetzes durch die Gerichte! Wenn man die 
einzelnen Arteile der Gerichte über die Vermietung von Klein- 
wohnungen oder möblierten Zimmern nadlieft, jo wird 
man zu dem Schluß kommen, daß das Wuchergeſetz teil⸗ 
weiſe von den Gerichten ſelbſt gemeingefährlich ange⸗ 
wandt worden iſt. Wenn nun im Ausſchußantrag außer 
den zwangswirtſchaftsfreien Wohnungen auch noch das 
Arbeitsvertragsverhältnis und deſſen Vergütung von 
einer Wucherbeſtrafung freigelaſſen worden iſt, ſo bedeutet 
Fr Letztere einen Hohn auf die Arbeit und die Arbeits- 
löhne. 
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(Hohnſeldt, Abgeordneter.) 

Der jetzige Antrag will alſo erſtens die Mieten und 
Pachten von Wohn- und Geſchäftsräumen nicht als 
Wucher anſehen. Selbſtverſtändlich kommen nur die 
zwangswirtſchaftsfreien Wohnungen in Frage. Ich bin 
der Meinung, daß die Verzinſung für die neugebauten 
Häuſer von Gerichtswegen geprüft werden kann, daß alſo 
uͤbermäßige Zinſen durch das Gericht verhindert werden 
können und daß andererſeits den Hausbeſitzern kein An⸗ 
recht geſchieht. Bei der jetzigen Faſſung des Wucher⸗ 
geſetzes wird es beſtimmt dazu kommen, daß die Woh⸗ 
nungsmieten ſteigen. Wenn Herr Abg. Schmidt von der 
ſozialdemokratiſchen Fraktion erklärt, daß eine Reihe von 
Wohnungen leerſtehen, ſo mag das daran liegen, daß die 
Hauseigentümer lieber die Wohnungen unbewohnt laſſen, 
als daß fie die Mieten ſenken. 

Dann kommt zweitens die Antervermietung von möb⸗ 
lierten oder freien Räumen in Frage. Da haben wir ge⸗ 
ſehen, daß das Gericht ſehr ſcharf durchgegriffen hat, wäh⸗ 
rend es gegenüber den Hausbeſitzern, die Wucher treiben, 
nicht ſo vorgeht. Dann bleiben noch die Läden. Es gibt 
heute wohl kaum einen Fall, daß Läden freiſtehen. Es 
werden heute alle Preiſe bezahlt, die von den Haus⸗ 
beſitzern verlangt werden, weil jeder hofft, aus dem Laden 
doch noch Vorkeile zu ziehen. Ich erinnere an den Fall 
in Zoppot, wo für einen kleinen Budikerladen 800 Gulden 
bezahlt werden. (Abg. Bahl: Das iſt einmal gewejen!) 
Das ift noch der Fall. Der Mann muß es bezahlen, ſonſt 
verliert er ſeine Exiſtenz. (Zwiſchenrufe.) Wenn Sie das 
mit den Läden nicht einſehen, dann ſuchen Sie einen Men⸗ 
ſchen, der unter den jetzigen Ladenpreiſen noch ein Ge⸗ 
ſchäft aufmachen kann. Fragen Sie, ob ein Kaufmann bei 
den heutigen ſchlechten Verdienſtmöglichkeiten die unge⸗ 
heure Ladenmiete bezahlen kann. Ich behaupte, daß Sie 
mit Ihren Anträgen genau das Gegenteil von dem er⸗ 
reichen, was Sie wollen. Sie werden erreichen, daß eine 
Reihe von Geſchäftsleuten Pleite macht. (Abg. Bahl: 
Sie werden ſtempeln gehen!) Sie wiſſen doch, Herr Bahl, 
daß die Hausbeſitzer ebenſo wie die Ladeneigentümer 
nicht ſtempeln gehen können. Ich wünſchte, daß Sie ein⸗ 
mal zum Stempeln kämen, dann würden Sie darüber 
nicht mehr lachen. Ich behaupte, daß der Wucher in 


keiner Weiſe mehr beſtraft wird, wenn das Geſetz in der 


jetzigen Aenderung angenommen wird. Ich bin dagegen 
der Aeberzeugung, daß der Wucher fo hoch wie möglich be- 
ſtraft werden muß. (Abg. Dr. Blavier: Was iſt Wucher?) 
Die Auslegung für Wucher iſt den Gerichten überlaſſen. 
Sie können aber nichts machen. Wenn Sie ſagen, daß die 
jetzigen Beſtimmungen genügen, ſo ſage ich, daß ſie 
nicht genügen, denn die Richter ſtreiten ſich über 
den Begriff des Wuchers immer herum. Hier iſt 
aber eine Definition im Geſetz gegeben, die etwas ſchärfer 
iſt als die, die Sie in Ihrem Abänderungsantrag ein- 
bringen. Was bedeutet es z. B., wenn es in Ihrem An⸗ 
trag heißt: 

Ein Vergehen gegen die Vorſchrift der Ziffer 2 liegt nich 
vor, wenn die Vergütung in einem Arbeitsvertrage zwiſchen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer oder in einem Vertrag betreffs 
miet⸗ oder pachtweiſe Ueberlaſſung von Wohn⸗ oder Geſchäfts⸗ 
räumen feſtgeſetzt werden ſoll. 

„Was bedeutet dieſe ganze Sache? Das iſt doch nichts 
weiter als Theater. Wenn dann noch von liberaler 
Seite geſagt wird, daß dieſes ganze Leiſtungswuchergeſetz 
nichts weiter als eine Demonſtration iſt, dann beweiſen 
Sie es durch dieſen Abänderungsantrag. Das ganze Ge⸗ 
ſetz iſt ein Aufputſchen aller Richtungen, ſowohl der 
Mieter wie der Hausbeſitzer, und ſomit hat es eine ge⸗ 
wiſſe Aehnlichkeit mit dem Geſetz über die Mietzinsſteuer, 
das ja bekantlich aber auch aus Ihren Reihen gekommen iſt. 

Was Sie mit dem Abänderungsantrag weiter haben 
wollen, iſt aber noch ſchlimmer. Ich behaupte, daß gerade 
dieſer Paſſus vom Arbeitslohn nichts weiter bedeutet als 


treiberei“; angenommen. 
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einen Hohn auf die gezahlten Arbeitslöhne. Iſt ſchon ein- 
mal mit Arbeitslöhnen überhaupt gewuchert worden? Es 
ſieht ſo aus, als ob hier in Danzig Wucherlöhne gefordert 
werden. (Zwiſchenrufe.) Es iſt von den Regierungs- 
parteien eingebracht worden. (Nein! links.) Jawohl! 
Dies iſt weiter nichts als die Zuckerſtange, die Sie den 
Sozialdemokraten gegeben haben. (Heiterkeit.) Sie 
wollen die Sozialdemokraten dazu bringen, daß ſie auch 
dafür ſtimmen. (Abg. Fooken: Das ſteht im alten Geſetz 
auch drin!) Aber etwas anders. Ein Wucher liegt darin, 
wenn heute die Hauptangeſtellten, die Prokuriſten uſw. ein 
Gehalt von 200 000 Gulden bekommen. Wenn Herr 
Dr. Meißner 96 000 Gulden Gehalt hat, jo liegt Wucher 
vor. Was im übrigen vorliegt, war und iſt höchſtens ein 
Wucher mit der Arbeitskraft, und den wollen Sie noch 
mit dieſem Geſetz verewigen. Das Geſetz wird von uns 
in dieſer Form abgelehnt. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke, 

Raſchle, Abgeordneter (K. P.): Im Gegenſatz zu 
Herrn Dr. Blavier müſſen wir bedauern, daß dieſes 
Wuchergeſetz überhaupt angetaſtet worden iſt, umſomehr, 
weil nach dem jetzt abgeänderten Geſetz dem Mietwucher 
Tür und Tor geöffnet ſind. Es ſpottet nach unſerem Da⸗ 
fürhalten jeder Beſchreibung, daß Sie in der heutigen 
wirtſchaftlichen Not dem Volkstag ſo etwas vorlegen. Es 
iſt beſchämend, daß ſich auch wieder die Sozialdemokratie 
dafür hergibt. Gegen wen wird fih dieſes Geſetz aus- 
wirken? Etwa gegen die Großgrundbeſitzer? Die 
brauchen keine Miete zu zahlen, ſie haben ſelbſt Häuſer 
und wohnen in Wohnungen von 10 oder 15 Zimmern. 
Das Geſetz wird ſich nur gegen die Arbeiterſchaft aus⸗ 
wirken. Hier ift der befte Weg zur Aufhebung der 
Zwangswirlſchaft überhaupt gegeben. Die Arbeiterſchaft 
wird dieſen Wucherzins zahlen müſſen; trotzdem der Lohn 
heute ein ſaumäßiger iſt, kommt man her und gibt dem 
Vermieter ſozuſagen eine Handhabe, um dem Arbeiter 
noch den letzten Groſchen aus der Taſche zu holen. Das 
Gelet ift dazu angetan, die Arbeiter noch mehr auf die 
Straße zu werfen, d. h. noch mehr wohnungslos zu 
machen. (Zwiſchenruf des Abg. Dr. Blavier.) Herr 
Dr. Blavier, wir haben heute ſchon tauſende Arbeiter, die 
nicht in zwangsbewirtſchafteten Wohnungen wohnen, und 
dieſe trifft das Geſetz. Das Geſetz ſagt, daß beim Ver⸗ 
mieten don Wohnungen und Geſchäftsräumen kein 
Wucher vorliegt. Das iſt doch der Sinn der Sache. 

„Wir ſagen: Wenn Sie den Arbeiter weiter ſo 
ſchikanieren, wenn Sie ihn auf die Straße werfen und 
weiter obdachlos machen, dann werden Sie ſchließlich doch 
einmal die Koſten zahlen müſſen. Die Koſten werden höher 
ſein, als das, was Ihnen durch das Geſetz zufließt. M. D. 
u. H., ich bin nicht gewohnt, zu warnen, es hat auch 
ſchließlich keinen Zweck, hier Warnungen auszuſprechen, 
die ſind Ihnen gegenüber doch nur in den Wind geſprochen. 
Aber wenn die Zeit kommt, wenn die Arbeiterſchaft das 
Heft umdreht, dann kommen Sie nicht zu uns, um ſich zu 
beklagen. Ich ſage Ihnen, m. D. u. H., wir werden Sie 
nicht in den Kellerlöchern ſitzen laſſen, wie es 1918 der 
Fall war, ſondern wir werden Ihnen das Fell gerben, 
daß Ihnen Hören und Sehen vergeht. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen, da keine 
Wortmeldungen mehr vorliegen. Wir kommen zur Mb- 
ſache Ne. und zwar ſtimmen wir über Artikel I der Drud- 
ache Nr. 2197 ab. Ich bitte die Damen und Herren, die 
Artikel I annehmen wollen, fih von den Plätzen zu er- 
heben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, Artikel 1 if 
angenommen. Artikel II; angenommen. Aeberſchrift: 
„Geſetz zur Abänderung der Verordnung gegen Preis- 
Wir kommen zur dritten Be⸗ 
ratung. Ich eröffne die allgemeine Ausſprache. Wort⸗ 
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(Dr. Treichel, Präftdent.) 
(A) meldungen liegen nicht vor, die Beratung ift geſchloſſen. 


Ich rufe auf Artikel I; angenommen, Artikel II; ange⸗ 
nommen. Leberſchrift; angenommen. Wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dem Geſetz in der Schlußabſtimmung zuſtimmen 
wollen, fih von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt in allen drei Leſungen 
angenommen. 
Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Feſtſtellung des Staatshaushallsplanes für das 
Rechnungsjahr 1926. 

Druckſache Nr. 2194. Ich erteile das Wort dem Herrn 
Präſidenten des Senats. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. H.! 
Die erſte Beratung des Haupthaushaltsplanes des Srei- 
ſtaates hat die Regierung in den vergangenen Jahren ſtets 
zum Anlaß genommen, zu den wichtigſten Fragen der ge⸗ 
ſamten Danzig berührenden Außenpolitik Skellung zu 
nehmen und einen Geſamtüberblick hierüber zu geben. Im 
Anſchluß daran iſt dann die Einführung in den Etat durch 
den Finanzſenator erfolgt. Seit Anfang Januar hat 
ſchwere Krankheit den Finanzſenator Dr. Volkmann von 
der Wahrnehmung ſeiner Dienſtobliegenheiten fern- 
gehalten. Gerade in dieſen Zeiten ſchwerer finanzieller 
Sorgen für Staat und Wirtſchaft hat ſich das Fehlen 
dieſes jo ſachkundigen und erfahrenen Fachmannes be- 
ſonders fühlbar gemacht. In Lebereinſtimmung nicht nur 
mit dieſem hohen Hauſe, ſondern auch mit weiten Kreiſen 
der Bevölkerung, die ihre lebhafteſte Anteilnahme be⸗ 
kundet hat, darf ich die Hoffnung und den herzlichen 
Wunſch ausſprechen, daß unſerem Finanzſenator recht 
bald völlige Heilung zuteil werde, damit er mit friſchen 
Kräften an die Erledigung ſo vieler und ſo bedeutſamer, 
ſeiner harrenden Aufgaben herangehen kann. (Bravo! 
rechts. — Abg. Raſchke: Er ſoll nach Italien fahren!) 
Ich ſelber habe die ſchwere Bürde der Vertretung des 
Finanzſenators, die wohl wichtigſte Aufgabe in dieſen 
trüben Zeiten, auf mich genommen in voller, klarer Er- 
kenntnis der ungeheuren Verantwortung, und ich muß 
offen geſtehen und zum Ausdruck bringen, daß dieſes Ge⸗ 
fühl ſtärkſter Verantwortlichkeit auf mir noch ſchwerer ge- 
laſtet hat als die Fülle der Arbeit, die ich für Danzig 
gern und freudig geleiſtet habe und nach beſten Kräften 
weiter leiſten werde. In Erfüllung der Doppelaufgabe, 
die ich heute dem Volkstag gegenüber durchzuführen habe, 
muß ich ganz naturgemäß in der Behandlung des erſten 
Teils, der auswärtigen Politik, mir eine gewiſſe Beſchrän⸗ 
kung auferlegen, um mich ganz beſonders der in dieſem 


Jahre beſonders ſchwierigen Darlegung Der- Etats- 
probleme deſto ausführlicher widmen zu können. Aber 


auch aus ſachlichen Motiven iſt es mir möglich, auf dem 
Gebiet der Außenpolitik mich kürzer als ſonſt zu faſſen. 
Aus rechtlichen und tatſächlichen Gründen ergibt es ſich 
von ſelbſt, daß an die Spitze dieſer Betrachtungen der 
Völkerbund zu ſtellen iſt. Mit geſpannter Aufmerkſam⸗ 
keit hat die Staatsregierung die letzten Verhandlungen 
des Völkerbundes in Genf verfolgt. Wir hoffen, daß der 
Völkerbund die ihm auferlegte Kraftprobe beſtehen und 
die unzweifelhaft vorhandene Krije zum Segen Des all- 
gemeinen Weltfriedens überwinden werde. In der Per- 
ſon des Hohen Kommiſſars des Völkerbundes iſt vor 
wenigen Wochen ein Wechſel eingetreten. Nach drei⸗ 
jähriger Tätigkeit hat Herr Mac Donnell ſeinen Poſten 
verlaſſen; in einer der Oeffentlichkeit bekannt gegebenen 
Rede habe ich namens der Danziger Regierung ſeine 
Tätigkeit gewürdigt. Sein Nachfolger, Herr Profeſſor 
Dr. van Hamel, hat uns in der kurzen Zeit ſeines Aufent⸗ 
halts gezeigt, mit wie großem Intereſſe er bemüht ift, ſich 
einen allgemeinen Aeberblick über die derzeitige Lage zu 
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verſchaffen. Bei dem Scheiden des Hohen Kommiſſars (C 


Mac Donnell iſt von uns eine Statiſtik über die Zahl und 
den Inhalt der von ihm in den drei letzten Jahren ge- 
fällten Entſcheidungen der Oeffentlichkeit zugänglich ge- 
macht worden, die in mehr als einer Hinſicht intereſſant 
ſein dürfte. Während in den beiden Jahren 1923 und 
1924 nicht weniger als 24 Entſcheidungen ergangen ſind, 
ift im Jahre 1925, nur eine Entſcheidung gefällt. Man 


kann wohl nicht mit Anrecht zunächſt den Schluß daraus 


ziehen, daß durch die Entſcheidungen viele Fragen grund⸗ 

ſätzlicher Natur gelöſt ſind, wodurch in den davon be- 

rührten Gebieten ein praktiſches Arbeiten, ein Weiter⸗ 
bauen auf dem ſo gewonnenen Fundament, ermöglicht iſt. 

Man kann aber auch weiter daraus entnehmen, daß die 

Zeit der zahlreichen Völkerbundsentſcheidungen vorbei iſt. 

Namens der Danziger Regierung habe ich dem Hohen 

Kommiſſar bei ſeinem Antrittsbeſuche, den er dem Senat 

machte, folgendes erklärt: 

Wir hoffen, daß ohne Inanſpruchnahme der Organe des 
Völkerbundes es gelingen wird, möglichſt ſchnell und einfach 
alle Fragen im Wege des Vertrages mit der Republik Polen 
zu klären. Sollte aber dieſer Weg trotz gegenſeitigen guten 
Willeus nicht möglich ſein, ſo würden wir es dankbar 
begrüßen, wenn der Hohe Kommiſſar entſprechend ſeinen bis⸗ 
herigen Erklärungen, den Weg der Vermittelung anſtreben 
würde. Für die Danziger Regierung kann ich die Erklärung 
abgeben, daß ſie — wie auch bisher ſchon — ſtets zu Ver⸗ 
handlungen in dieſem Sinne bereit tft. 

Heber eine große Zahl außerordentlich wichtiger Mn- 


gelegenheiten ſind in den letzten Monaten Verhandlungen 


mit der Republik Polen geführt. Bei einem Teil, ich er⸗ 
innere an die gegenſeitige Rechtshilfe, die Frage der Ein⸗ 
ſuhrkontingente, die Ausfuhr von Getreide, find Verein- 
barungen zuſtande gekommen. Bei dem weitaus größeren 
Teil ſind die Verhandlungen teils ſchon aufgenommen, 
jeils nahe bevorſtehend. Der bisherige Gang der Ber- 
handlungen, und zwar ſowohl die Art und Weiſe der Ber- 
handlungen wie auch der Verlauf hinſichtlich des mate⸗ 
riellen Teils, berechtigt zu der Hoffnung, daß es trotz im 
einzelnen beſtehender großer Schwierigkeiten gelingen 
wird, zu einem Einvernehmen zu kommen. Es läßt ſich 
wohl als allgemeines Kennzeichen aus den Verhandlungen 
hervorheben, daß ſie lebendiger geworden ſind, daß die 
Fühlungnahme lebendiger geworden iſt. Gerade dieſe 
Feſtſtellungen nötigen aber auch dazu offen auszusprechen, 
daß die Erwartungen und Hoffungen, mit denen die neue 
Regierung die Verhandlungen eingeleitet hat, nicht ent- 
täuſcht werden mögen. 

Mit der diplomatiſchen Vertretung der Republik 
Polen iſt ein Programm für die mündlichen Verhand⸗ 
lungen vereinbart worden. Dieſes Programm umfaßt 
bisher folgende Punkte: 

Zollverteilungsſchlüſſel, 

Monopol und indirekte Steuern, 

Polniſcher Poſtdienſt im Hafen von Danzig, 

Verkehrserleichterungen, 

Schuppen des Hafenausſchuſſes, 

Manipulationsgebühren im Veredelungsverkehr, 

Vermeidung der Doppelbeſteuerung auf dem Gebiete der Erb⸗ 

ſchaften und Wechſelgebühren. 

Ohne die Bedeutung der einzelnen Punkte dieſes Pro- 
gramms gegeneinander abwägen zu wollen, möchte ich 
einen beſonders hervorheben, weil er gerade für den 
ſpäter zu behandelnden Staatshaushaltsplan von be⸗ 
ſonderer Bedeutung iſt, ich meine den Zollverteilungs⸗ 


— 


D) 


ſchlüſſel. Der Volkstag und namentlich der Hauptaus⸗ 


ſchuß des Volkstages iſt über dieſe ſo unendlich ſchwierige 
Materie von der Regierung eingehend unterrichtet wor⸗ 


den. In mühſeliger Arbeit ift von Danziger Seite reiches 


Material zur Begründung des Danziger Standpunktes 
zuſammengetragen und der Gegenſeite überreicht worden. 
Ich darf in dieſem Zuſammenhange mit beſonderer Dank⸗ 


barkeit das verdſenſtvolle Werk des Leiters des 
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niſche Zollunion, der bisherige und der künftige Zollver⸗ 
teilungsſchlüſſel“ hervorheben, das kürzlich im Druck er⸗ 
ſchienen iſt. Trotz eingehender Verhandlungen, die von 
der neuen Regierung erneut aufgenommen ſind, kann ich 
heute nur das eine feſtſtellen, daß die Frage noch ungelöſt 
iſt. Es beſteht der tatſächliche Zuſtand, daß den Berech⸗ 
nungen der frühere Zuſtand zugrunde gelegt iſt, und, da 
keiner der beiden Teile einen Antrag auf Entſcheidung 
durch den Hohen Kommiſſar des Völkerbundes geſtellt hat, 
iſt es berechtigt, die Einſtellungen in den Haushaltsplan 
der Zollverwaltung entſprechend dem bisherigen Ver⸗ 
teilungsſchlüſſel vorzunehmen. 

Neben dem durch die Verträge geſchaffenen und be⸗ 
dingten Verhältnis zu der Republik Polen kommt in erſter 
Linie ein — ich möchte es nennen — natürliches, auf un⸗ 
geſchriebenem Recht beruhendes Verhältnis zum Deutſchen 
Reich und darüber hinaus zum deutſchen Weſen in Be⸗ 
tracht. An dieſem Verhältnis hat ſich ſeit dem 10. 
Januar 1920 nichts verändert und wird ſich auch nichts 
ändern. Die Pflege des kulturellen und völkiſchen Zu⸗ 
fammenhanges mit dem deutſchen Volke ift jedem deutſchen 
Danziger ins Herz geſchrieben. Wer hieran rühren will, 
wird auf Granit beißen. (Lebhaftes Bravo!) | Zwei Er⸗ 
eigniſſe möchte ich in dieſem Zuſammenhange beſonders 
hervorheben: die kulturelle Einheit mit dem deutſchen 
Volke hat in der letzten Zeit einen ſichtbaren Beweis darin 
gefunden, daß die jetzt abgeſchloſſene Veror dnung 
über das Schulweſen ſich völlig in den wichtigſten 
Punkten der deutſchen Regelung angeſchloſſen hat. Wir 
wollen auf dem Gebiete deutſcher Bildung mit den 
Brüdern im Reiche Schritt halten und nicht hinter ihnen 
zurückbleiben. And noch eines zweiten wichtigen Ereig⸗ 
niſſes muß ich gedenken, beffen Zeuge ich in den letzten 
Tagen war, das für mich wie für alle Teilnehmer eine 
unauslöſchliche Erinnerung für das ganze Leben ſein 
wird: der Stapellauf der neuen, ſchönen Schiffe für die 
Seeverbindung Swinemünde — Danzig — Königsberg. 
Dank, herzlicher Dank dem Deutſchen Reiche für dieſe 
Tat, Dank nicht minder dafür, daß das eine dieſer Schiffe 
den Namen führen darf: „Hanſeſtadt Danzig“. 
(Bravol) Der freie Weg zur See, der einſt zu Danzigs 
Gründung und in den Zeiten der Hanſa zur Macht ge⸗ 
führt hat, iſt nun in neuzeitlicher Weiſe ſicher geſtellt. 

Dieſe Verkehrserleichterung, die vom 


Deutſchen Reiche für den Seeweg nach Danzig geſchaffen 


ift, gibt mir berechtigte Veranlaſſung, noch einmal zu dem 
Programm zurückzukehren, das ich vorher für die Ver⸗ 
handlungen mit Polen genannt habe. Auch auf dieſem 
Programm ift ein Punkt vorhanden, ber fih Verkehrs- 
erleichterung nennt. Hier handelt es ſich um den Ver⸗ 
kehr zu Lande mit der Eiſenbahn. Es muß einmal mit 
aller Offenheit und allem Freimut ausgeſprochen werden, 
daß es wirklich an der Zeit iſt, daß die Erſchwerungen, 
unter denen Danzig nun ſeit ſechs Jahren leidet und duldet, 
ao a beſeitigt werden. (Lebhaftes Bravo! Sehr 
richtig! 

Man ſpricht ſo gern von dem Jahrhundert des 
Verkehrs; was wir hier haben, ſind aber mittelalterliche 
Verhältniſſe. (Sehr gut!) Eine Großſtadt, eine See⸗ 
ſtadt, eine Handelsſtadt, die Seebäder an unſerer ſchönen 
Küſte, ſie alle entbehren eines direkten, durch Paß⸗ und 
Zollſchwierigkeiten ungehemmten Verkehrs mit dem 
Weſten Europas, mit dem Weſten Europas, in dem alle 
Nationen bemüht ſind, die Verkehrsverhältniſſe ſo zu ge⸗ 
ſtalten, wie ſie vor dem Kriege beſtanden haben. Iſt es 
nicht ein Anding, daß Danzig keinen direkten Nachteiſen⸗ 
bahnverkehr mit dem Welten hat? (Sehr richtig!) Jff es 
nicht unerträglich für Handel und Verkehr, daß ein pol⸗ 
niſches Viſum nötig iff, wenn man fih nach Danzig be- 
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geben will, das freie Einreiſeerlaubnis von Anfang an ge⸗ 
geben hat? Bit es nicht ein Anding, daß man für den 
Abendſchnellzug von Berlin über Dirſchau nach Marien⸗ 
burg fahren und dann nach Amſteigen dieſelbe Strecke 
nach Dirſchau zurückfahren muß? (Unerhört! rechts.) Hier 
muß ſo ſchnell wie möglich Wandel geſchaffen werden, und 
es kann Wandel geſchaffen werden. Wir haben ja das 
Vorbild in den Tranſitzügen nach Oſtpreußen. Es muß 
ein Leichtes ſein, dieſelbe Regelung auch für den Verkehr 
nach Danzig einzuführen. Schon an dieſer Stelle richte 
ich einen Appell an die Regierung der Republik Polen, 
dieſen mehr als berechtigten Wünſchen Danzigs entgegen 
zu kommen, und ich erhoffe auch, daß der Hohe Kommiſſar 
des Völkerbundes, auf deſſen Programm ja auch die Verein⸗ 
fachung der Paßförmlichkeiten und die Erleichterung des 
Verkehrs ſteht, feine guten Dienſte einer wirklich guten 
Sache zur Verfügung ſtellen wird. Nicht nur die Freie 
Stadt Danzig wird davon Vorteil und Segen haben, 
ſondern alle Nationen, welche durch ihre Konſulate in 
Danzig ihr Intereſſe an der Entwicklung unſeres Staats⸗ 
weſens bekunden und betätigen. Dieſes dauernd gewahrte 
und gepflegte Intereſſe hier beſonders hervorzuheben, iſt 
mir eine beſonders angenehme Pflicht. 

Ich komme nunmehr zu dem zweiten Teile meiner 
Ausführungen, zu der Einführung des Etats und in den 
Etat. Die Regierung bedauert es aufs lebhafteſte, daß 
widrige, nicht in ihrer Macht liegende Verhältniſſe fie ver⸗ 
hindert haben, den Etat ſo rechtzeitig einzubringen, daß 
ſich ein Etatsnotgeſetz vermeiden ließ. Es iſt rechtzeitig 
im Spätherbſt mit der Aufſtellung der Etats begonnen 
und alle Anzeichen ſprachen dafür, daß, wie im Vorjahre, 
Anfang Januar mit der Etatsberatung begonnen werden 
könnte. Ein großer Teil der Etats war bereits vom Senat 
fertiggeſtellt und lag im Druck vor. Da warf die Wirt- 
ichafts- und Finanzkriſe, die jeit Beginn des Jahres 1925 
in ſtändig und immer ſteiler ſteigender Kurve ſich zeigt, 
alle Berechnungen über den Haufen. Die Etats mußten 
an die Einzelverwaltungen zurückgegeben werden, um 
den neu entſtandenen Verhältniſſen entſprechend unter 
Anwendung äußerſter Sparſamkeit umgearbeitet zu 
werden. Es hieß jetzt die Mahnung in die Tat umzuſetzen, 
die der Finanzſenakor Dr. Volkmann in ſeiner großen 
programmatiſchen Rede am 16. Dezember v. Is, aus- 
geſprochen hatte: 

Kleine Ausgaben, kleine Einnahmen und mit kleinen 

Einnahmen möglichſt große Nutzeffekte. 

Mit größter Anſpannung aller Kräfte iſt es möglich ge⸗ 
macht, dem Volkstage bis heute den geſamten Haushalts- 
plan vorzulegen. Es iſt mir ein Bedürfnis, meinen Mit⸗ 
arbeitern aus der Finanzabteilung, den Herren Ober- 
regierungsrat Winter und Regierungsoberinſpektor 
Brockſch, den beſonderen Dank für ihre treue und uner⸗ 
müdliche Mitarbeit an dieſer Stelle auszuſprechen. 

Ich habe von einer Wirtſchafts⸗ und Finanzkriſe ge⸗ 
ſprochen. Ihren Gründen und Erſcheinungen nachzu⸗ 
gehen, dürfte ſich heute erübrigen, nachdem die Senatoren 
Dr. Frank und Dr. Volkmann in ihren Erklärungen vom 
16. Dezember 1925 ausführlich zu den Problemen namens 
der Regierung Stellung im Volkstage genommen haben. 


Heute möchte ich aber doch noch einmal folgendes hervor⸗ 


heben, indem ich zunächſt mich der Worte bediene, die der 
Präſident der Bank von Danzig Dr. Meißner bei der 
Generalverſammlung geſprochen hat, und denen ich dann 
eine gewiſſe Einſchränkung zufüge: 

Es handelt ſich nicht um eine Danziger, nicht um eine 
deutſche, es handelt fih um eine europäiſche und eine Welt⸗ 
kriſe, unter der wir ſeit mehreren Jahren leiden. Sie begann 
als Stabiliſierungskriſe, alfo als eine Kriſe, die von der Geld⸗ 
ſeite ausging. Das ijt nun längſt nicht mehr. Heute handelt 
es fi um eine außerordentliche ſchwere Abſatzkriſe, durch die 
wir hindurch müſſen. : 


(©) 


(D) 


Bolkstag Danzig. — 


(Dr. Sahm, Senatspräſident.) 


(A) Wenn ich vorher davon geſprochen habe, daß ich mit 


einer gewiſſen Einſchränkung mich dieſer Worte bediene, 
ſo hat dies darin ſeine Begründung, daß ich der Auf⸗ 
faſſung bin, daß innerhalb der durchaus zutreffend ge- 
ſchilderten Weltkriſe die Danziger Kriſe eine ganz be⸗ 
ſonders ſchwere iſt, die wieder in den beſonders geſtalteten 
Danziger Verhältniſſen ihre Arſache hat. Ich möchte zur 
Belegung dieſer Behauptung dreierlei anführen, Gründe, 
für die keine Regierung, wie ſie auch geſtaltet ſein möge, 
verantwortlich iſt: 

1. Infolge der Zoll- und Wirtſchaftsgemeinſchaft mit 
Polen iſt die Rückwirkung der Wirtſchaftslage dieſes 
Landes auf den Freiſtaat beſonders ſchwer. Eine 
eingehende Darſtellung dieſer durch den Vertrag von 
Verſailles geſchaffenen Situation hat Senator 
Dr. Frank in feiner großen, oben erwähnten De- 
zemberrede gegeben. Ich darf darauf Bezug nehmen. 

2. Ein kleines Staatsweſen erfordert beſonders große 
und unvermeidbare Ausgaben, die im gewiſſen 
Sinne als unproduktiv bezeichnet werden müſſen, 
weil ihr Nutzeffekt gering iſt. Es findet eine 
Energieverſchwendung ſtatt, die ſich letzten Endes in 
den Jahlen des Haushaltes auswirken muß. In 
einem kleinen Staatsweſen iſt es aber auch ſchwierig, 
ja faſt unmöglich, in ſolchen Zeiten wie den heutigen 
einen Ausgleich durch Verſchiebung und Wanderung 
der berufstätigen Bevölkerung zu ſchaffen. 

3. Bei der Abtrennung vom Deutſchen Reiche hat der 
Freiſtaat eine Bevölkerungszahl übernommen, die 
künſtlich überſteigert und für die es ſchwer, ja viel⸗ 
fte unmöglich iſt, auf die Dauer Beſchäftigung zu 

nden. 
Ich habe dem Statiſtiſchen Landesamt die Frage vor⸗ 
gelegt, ob in der Kriegszeit zugewanderte Arbeiter, ins⸗ 


= (B) beſondere Metallarbeiter, auch nach dem Kriege in Danzig 


verblieben ſind. Zur Beantwortung dieſer Frage ſtehen 
die Ergebniffe der polizeilichen Meldungen der Zu- und 
Fortzüge aus der Stadt Danzig und die Berufszählungen 
zur Verfügung. 

Nach den polizeilichen Meldungen betrug der 
Wanderungsgewinn bezw. Wanderungsverluſt der Stadt⸗ 
gemeinde Danzig 


An: in den Jahren: 
1914—17 1918 -19 1920—23 1924—25 
Metallarbeitern und 
Shiffszimmerern .. + 4933 +1665 -+660 — 706 
ſonſtigen gelernten 
Arbeitern ＋ 3128 -+1803 +392 4 153 
ungelernten Arbeitern ＋ 2365 4 2531 4 121 — 159 


Bis zum Jahre 1923 iſt demnach eine Wanderungs⸗ 
zunahme mit insgeſamt 17.598 Arbeitern zu verzeichnen 
(Hört, hörtl), demgegenüber der mit dem Jahre 1924 ein- 
ſetzende Wanderungsverluſt von rund 700 Perſonen nicht 
in Betracht kommt. ö 

Die angeführten Zahlen ſind jedoch hinſichtlich der 
Kriegszeit von geringer Zuverläſſigkeit, da die Ein⸗ 
ziehungen zum Militär und die Entlaſſungen aus dem 
Heeresdienſt und Kommandierungen zur Arbeit in den 
Kriegsbetrieben in den Melderegiſtern wahrſcheinlich nur 
zum geringſten Teil erſcheinen. Auch iſt zu beachten, daß 
der Ausfall von Arbeitskräften durch Tod im Felde und 
Kriegsverſtümmelungen in den genannten Zahlen nicht 
enthalten iſt. 

Immerhin dürfte feſtſtehen, daß ein erheblicher Zu⸗ 
zugsüberſchuß an Arbeitern vorhanden iſt, zumal die 
Kriegsverluſte der in den Kriegsbetrieben beſchäftigt ge- 
weſenen Arbeiter wegen der zahlreichen Reklamationen 
Wi Kommandierungen ſicher geringer find als die anderer 
hie (Abg. Arczynski: Das ift eine Kom⸗ 
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Aber auch nach den Ergebniſſen der Berufszählungen 
von 1907 und 1923 hat ſich die Zahl der Metallarbeiter 
gegenüber der Vorkriegszeit ſtark vermehrt. 

In den Berufen der Metallverarbeitung und der 
Induſtrie der Maſchinen, Werkzeuge und Apparate ein⸗ 
1 80 Schiffbau betrug die Zahl der erwerbstätigen 

erſonen: 


1907 1923 Zunahme: 
In der Stadt Danzig 8370 12766 -+ 4396 = 52,5 % 
im übrigen Staatsgebiet 2946 3455 + 509 = 17,3% 
Zufommen: 11316 16221 4905 = 43,8 % 


(Inflation! links.) 
Die Geſamtbevölkerung iſt in dem gleichen Zeitraum 


gewachſen: 
In der Stadt 
Danzig von 158 035 auf 203 164, alfo um 45 129 == 28,6 % 
im übrigen 
Staatsgebiet „ 158347 „ 163566 „ „ 5219 3,3%, 
Zuſammen: „ 316382 „ 366730 „ „ 50348 = 15,9 % 


Aus der Gegenüberſtellung der beiden Schlußzahlen, 
Zunahme der Metallarbeiter um 43,3%, Zunahme der 
Geſamtbevölkerung um 15,9%, geht hervor, daß die ge⸗ 
nannten Berufe zu Ende des Jahres 1923, alſo bei Be⸗ 
ginn der Stabilifierungkriſe, weſentlich ſtärker beſetzt 
waren als vor dem Kriege; es läßt ſich nicht leugnen, daß 
eine Aeberbeſetzung vorliegt. Bei der Beurteilung der 
hieraus ſich ergebenden Fragen darf nicht außer acht ge⸗ 
laſſen werden, daß die unzweifelhaft im Aebermaß vor⸗ 
handene Vermehrung des Angebots an Arbeitskräften 


zum Teil auch hervorgerufen iſt durch den Fortfall des 


ſtehenden Heeres und der Marine. (Sehr richtig! rechts.) 

Aus dieſen Darlegungen ergibt fih die Feſtſtellung 
daß die allgemeine Weltkriſe ſich in Danzig infolge der 
neuen politiſchen Geſtaltung beſonders ſtark und nach⸗ 
haltend auswirken mußte. Für die Aufſtellung der Etats 
ergibt fih daraus aber die Notwendigkeit, dieſen Am⸗ 


— 


C) 


ſtänden Rechnung zu tragen, um — ſoweit es irgend mög⸗ (D) 


lich De aus eigenen Kräften über die gegenwärtige 
Situation hinwegzukommen. Wir wiſſen, daß wir einem 
kranken und durch Krankheit geſchwächten, aber hoffentlich 
heilungsfähigen Wirtſchaftskörper gegenüber ſtehen. (Abg. 


NRNaſchke: Nein, nein, der ift nicht mehr zu heilen) Aus 


dieſem Wirtſchaftskörper ſoll der Staat für ſeine Bedürf⸗ 
niſſe möglichſt wenig herausnehmen. Auch für die Freie 
Stadt gelten die Worte aus der Etatsrede des deutſchen 
Reichsfinanzminiſters: 

Es wird deshalb auf finanziellem Gebiet die Haupt⸗ 
aufgabe dieſes Jahres ſein müſſen, das Verhältnis zwiſchen 
der Leiſtungsfähigkeit der Wirtſchaft wie des einzelnen 
Steuerzahlers und dem geſamten Staatsbedarf der öffent⸗ 
a Hand nachzuprüfen, um folgenden Zweck zu era 
reichen: 

Ausgleich zwiſchen Steuerbedürfnis und Steuerkraft. 
Das Steuerbedürfnis ergibt fih aus der Notwendig⸗ 

keit, einen durch die Ausgaben des Staates hervor- 
gerufenen Fehlbetrag zu decken. Je geringer die Aus⸗ 
gaben, deſto geringer das Steuerbedürfnis und dement⸗ 
ſprechend deſto geringer die Anſpannung der Steuerkraft. 

Es galt alſo zu ſparen. Das Sparprogramm des 
Senats teilte ſich in drei Gruppen: 

1. Abbau der Aufgaben, 

2. Verminderung der ſachlichen Ausgaben, 

3. Verminderung der perſönlichen Koſten durch verſtärkten 

Abbau ſowie Anſtellungs⸗ und Beförderungsſperre. 

In allen Einzelhaushaltungen kann der ſachkundige 
Leſer der Etats dieſe Grundſätze verwirklicht finden. Die 
auf dieſe Weiſe erreichten Erſparniſſe betragen ſchon im 
laufenden Jahre 6 Millionen Gulden und werden zum 
Teil erſt in weiterer Zukunft ſich auswirken. Ganz be⸗ 
ſonders hervorzuheben ſind die Erſparniſſe bei den Per⸗ 
ſonalausgaben. Nachdem ſchon zum vorjährigen Etat ein 
Abbau von 25% der Beamten und Angeſtellten erfolgt 
war, mußte naturgemäß ein weiterer von 5%, wie er vom 


(A 


(B 


— 


— 
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(Dr. Sahm, Senatspräſident.) 
Senat angeordnet wurde, beſonders ſchwierig ſein. Tat⸗ 
ſächlich iſt aber eine Zahl von 5,14% erreicht worden. 
Nach den Haushaltsplänen betrug die Zahl der Beamten 
und Angeſtellten: 


= 


1923 9343 
1925 7438 
7163 


1926 
Die Zahl der Beamtenſtellen, die als künftig fort⸗ 
ſallend in den Haushaltsplänen bezeichnet ſind, beträgt 


197. Beſonders groß iſt die Perſonalerſparnis beim Etat 


des Innern (Polizei), wo nicht weniger als 150 Stellen 
eingeſpart ſind. (Abg. Raſchke: Was haben die denn bis⸗ 
her gemacht?) Man ſoll, wenn man alle dieſe Zahlen 
hört, aber das eine nicht vergeſſen, daß die zu leiſtende 
Arbeit doch nur zu einem geringen Teil durch Verminde⸗ 
rung der Staatsaufgaben weniger geworden iſt, während 
die Bevölkerungszahl und damit die Aufgaben wieder 
ſtändig wachſen. Es werden an die Arbeitskraft und 
Arbeitsfreudigkeit der Beamten und Angeſtellten erhöhte 
Anforderungen geſtellt. Durch die Anſtellungs⸗ und Be⸗ 
förderungsſperre iſt manche Hoffnung getäuſcht. Ich bin 
aber überzeugt, daß unſere Beamtenſchaft in traditioneller 
Treue ihr Beſtes hergeben wird, um in ſchwerſter Zeit 
dem Staate zu dienen. Wenn es eine Zeitlang ſo ſchien, 
als ob ein klaffender Gegenſatz zwiſchen Wirtſchaft und 
Beamtentum vorhanden wäre, ſo dürfte dies im weſent⸗ 
lichen auf Mißverſtändniſſe zurückzuführen ſein. Ich hoffe, 
dieſe Zeit liegt hinter uns. Wir wollen getroſt die Akten 
darüber ſchließen. (Bravol) 

Wie in allen Etatsreden, ſo muß auch in dieſem Jahre 
auf die für Danzig ſo wichtige Frage der Belaſtung auf 
Grund des Verſailler Vertrages mit einigen Worten ein⸗ 
gegangen werden. Dieſe ſogenannten Reparationslaſten 
Danzigs beſtehen bekanntlich aus fünf unter ſich ſehr ver⸗ 
ſchiedenartigen Poſten. In ihrer Geſamthöhe überſteigen 
dieſe Laſten, ſoweit ſie ſich heute ziffernmäßig überſehen 
laſſen, weitaus die finanzielle Leiſtungsfähigkeit der Freien 
Stadt. (Hört, hört! links.) Der Senat hat am 10. Jan. 1925 
über dieſe Laſten eine Denkſchrift ausgearbeitet und dem 
Hauptausſchuß des Volkstages und dem Finanzkomitee 
des Völkerbundsrates vorgelegt. Auf Grund dieſer Denk⸗ 
ſchrift haben Beſprechungen über eine weſentliche Er- 
mäßigung der Geſamthöhe ſtattgefunden und über die 
Möglichkeit der Aufſtellung eines Zahlungsplanes. Bei 
dieſen Beſprechungen iſt erfreulicherweiſe von Seiten der 
Zahlungsberechtigten ein Entgegenkommen in Ausſicht 
geſtellt worden. Freilich müßte dieſes Entgegenkommen 
außerordentlich weit ſein, wenn die künftig feſtzuſetzenden 
Jahresleiſtungen der finanziellen Leiſtungsfähigkeit Dan- 
zigs angemeſſen ſein ſollen. Einſtweilen haben dieſe Be⸗ 
ſprechungen noch nicht zu einem Ergebnis geführt. Sie 
konnten es auch nicht, weil für einige wichtige Forderungen 
die ziffernmäßige Höhe noch immer nicht endgültig feſt⸗ 
geſtellt iſt. Auch die Regelung der Beziehungen zu dem 
Wiedergutmachungsausſchuß, dem Hafenausſchuß und 
den beiden Mitgliedsſtaaten im Hafenausſchuß unterliegt 
noch Erörterungen. 

Inzwiſchen hat Danzig, um ſeinen guten Willen zu 
zeigen, alles, was innerhalb ſeiner Leiſtungsfähigkeit ge⸗ 
ſchehen kann, um dieſe Verpflichtungen zu tilgen, im 
Oktober des Jahres 1925 zwei der fünf Forderungen be⸗ 
reits getilgt. Es ſind dies allerdings die beiden ihrem 
Geſamtbetrage nach geringſten Forderungen, aber an eine 
Abdeckung der anderen Poſten konnt⸗ vorläufig nicht ge⸗ 
dacht werden. Die Zahlung iſt aus dem Anſatze des 
Hauptetats zur Erfüllung der auf dem Friedensvertrage 
beruhenden Verpflichtungen zu Laſten des Rechnungs⸗ 
jahres 1924 erfolgt. 

Dieſe Zahlung darf umſomehr Anſpruch auf all- 
gemeine Beachtung erheben, als, abgeſehen von Deutſch⸗ 
land, Leiſtungen finanzieller Art auf Grund des Sriedens- 
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vertrages von Verſailles bisher von anderen Staaten nur 
in kaum nennenswertem Amfange erfolgt ſind. (Hört, 
hört! rechts.) 

Seit dieſer Zahlung haben ſich die Verhältniſſe aber 
leider weſentlich zu Angunſten von Danzig verſchoben. 
Die Einnahmen find im Zuſammenhang mit der Ber- 
ſchlechterung der Wirtſchaftslage, mit dem ſinkenden 
Volkseinkommen, mit dem Schwund am National- 
vermögen, mit der ſteigenden Verſchuldung an das Aus⸗ 
land, vor allem aber in unmittelbarem Zuſammenhang 
mit der Entwertung der polniſchen Valuta derartig zu⸗ 
rückgegangen, daß keine andere Ausgabe geleiſtet werden 
konnte, geleiſtet werden kann und auf abſehbare Zeit 
wird geleiſtet werden können als ſolche Ausgaben, welche 
unerläßlich notwendig ſind für die Erhaltung des Da— 
ſeins von Staat und ſeinen Bewohnern. Die Einſtellung 
eines Anſatzes für weitere Zahlungen auf Grund des 
Vertrages von Verſailles war im Haushaltsplan für 
1926 nicht möglich und es wird im Laufe des Red- 
nungsjahres 1926 leider auch der Standpunkt des Ge- 
nats der ſein müſſen, daß eine auf das Aeußerſte ange- 
ſpannte ſtaatliche Finanzlage und eine ſchwerkranke 
Volkswirtſchaft nicht imſtande ſind, weitere Zahlungen zu 
leiſten. Aeber dieje Finanz- und Wirtſchaftslage wird 
der Senat die beteiligten Stellen in Genf und Paris 
informieren. Er läßt aber durch mich von dieſer Stelle 
aus die Bitte und den Appell an die Oeffentlichkeit laut 
werden: Nehmt Rückſicht auf den ſchweren Daſeinskampf, 
den das unter dem Schutze des Völkerbundes ſtehende 
Danzig durchzukämpfen hat und legt der Freien Stadt 
keine Laſten auf, welche ſie nicht tragen kann. (Sehr gut! 
Bravol) 

Nach dieſer allgemeinen Einleitung kann ich nunmehr 
zu der Erläuterung der einzelnen Poſitionen des Geſamt⸗ 
haushaltsplans ſelber übergehen. Für die Beratungen 
des Volkstages dürfte weſentlich zur Erleichterung bei⸗ 
tragen, daß das Etatsſchema gegenüber dem früheren 
Etat keine Veränderung aufweiſt. Im Vorjahre war zu 
Anfang des Haushaltsplans unter der Bezeichnung 
„Ausgleichsmaſſe“ ein Leertitel eingeführt. Als Zweck 
ergab ſich aus der Erläuterung: „die rechnungsmäßigen 
Aeberſchüſſe werden einer Ausgleichsmaſſe zugeführt, 
welche auch künftige Aeberſchüſſe erhalten und anderer⸗ 
ſeits Fehlbeträge decken ſoll“, alſo ein Ausgleich bei 
ſchwankender Wirtſchaftslage. Wie richtig die Schaffung 
eines derartigen Fonds war, ergibt ſich daraus, daß man 
ſchon in dieſem Jahr auf ihn zurückgreifen muß. 

Nach Abwicklung der Reſte im Laufe des Rech— 
nungsjahres 1924 ſtellt fih der Aeberſchuß aus 


1923 auf 750000 G 
1924 „ 2375000 „ 
3125000 G 


Hiervon ſoll 1 Million zur Balanizerung des vor- 
liegenden Etats dienen, während der verbleibende Betrag 
zur u der Mehrausgaben des Jahres 1925 benötigt 
wird. 

Der Haupthaushaltsplan ſchließt in Einnahme und 
Ausgabe mit rund 117,3 Millionen ab gegenüber 
113,7 Millionen im Vorjahre. Man muß hierbei be⸗ 
denken, daß alle Ausgaben, die auf Grund geſetzlicher Be- 
ſtimmungen vom Staate zu leiſten ſind, infolge der wirt⸗ 
ſchaftlichen Notlage um ein Beträchtliches geſtiegen find. 
So ſchließt allein der Etat für Soziales um mehr als 
8 Millionen ungünſtiger gegenüber dem Vorjahr ab. 
Man kann daher mit Befriedigung feſtſtellen, daß die 
Sparmaßnahmen der Regierung dieſes Etatsbild ermög⸗ 
licht haben. 


Die Beteiligung der einzelnen Verwaltungen bezw.“ 


Verwaltungsgruppen an den Nettozahlen des 


Haupthaushaltsplans weiſt gegenüber dem Vorjahre ſehr 


~ 


— 


C) 


D) 


(A) 


(B) 


(Dr. Sahm, Senatspräſident.) 
erhebliche Verſchiebungen auf. Indem ich auf die dem 
Hauſe gedruckt vorliegende Zuſammenſtellung „Vermerk 
zum Haushaltsplan verweiſe, möchte ich zunächſt von den 
Zuſchußverwaltungen einige Zahlen bervpr- 
heben. 

An der Spitze erſcheint die Abteilung für Soziales, Geſund⸗ 

heits- und Kirchenweſen mit einem Zuſchuß von 


1d. 21,1 Millionen = 45,8 % : 32,65 %, 
Wiſſenſchaft, Kunſt⸗ 
und Voltsbildung 12,17 5 RR 
Inneres 5,8 j 12,6 % : 19,7 % 
Juſtiz 2,18 „ 4,6 % : 3,2 % 
Allgemeine Verwaltung 1,72 „ = 3,7% : 4,3 % 


Auf die übrigen Zahlen darf ich wohl zur Erleichterung 
des Verſtändniſſes auf die Druckſache verweiſen. 


Dieſe Zuſammenſtellung ergibt, daß faſt die Hälfte 
der geſamten durch Einnahmen aufzubringenden Zuſchüſſe 
die ſozialen Leiſtungen erfordern und unter dieſen wieder 
allein für die Erwerbsloſenfürſorge. Die hierfür ein- 
geſtellten Beträge bedürfen noch einer gewiſſen Er⸗ 
läuterung. Bei der einige Monate zurückliegenden Be- 
ſchlußfaſſung im Senat über dieſen Etat wurde mit einer 
durchſchnittlichen Zahl von 5000 Erwerbsloſen für das 
Haushaltsjahr 1926 gerechnet. Nachdem in der Zwiſchen⸗ 
zeit die Zahl der Anterſtützungsfälle infolge wachſender 
Arbeitslofigkeit Tih erheblich vermehrt hatte, mußte ſich 
der Senat entſchließen, den einzuſtellenden Betrag erheb- 
lich zu erhöhen, nämlich um 50%, um weitere 2,3 Mil- 
lionen, ſodaß nunmehr die Mittel für 7500 Erwerbsloſe 
zur Verfügung ſtehen. Auch dieſe Zahl beruht natur- 
gemäß auf einer Schätzung. Man wird ſie dann für zu 
gering halten, wenn man in peſſimiſtiſcher Weiſe an⸗ 
nimmt, daß die gegenwärtige Wirtſchaftslage unverändert 
fortbeſtehen wird. Allein es ſprechen doch gewiſſe An- 
zeichen dafür, daß der tiefſte Stand erreicht iſt, und daß 
es langſam bergauf geht. Es wird naturgemäß haupt- 
ſächlich davon abhängen, wie ſich die Wirtſchaftslage in 
Polen geſtalten wird und namentlich, ob der Zollfrieg mit 
dem Deutſchen Reich bald ein Ende finden wird. tnab- 
hängig von dieſen Tatſachen, auf welche die Danziger 
Regierung keinen Einfluß hat, wird der Senat bemüht 
bleiben, im Rahmen der finanziellen Leiſtungsfähigkeit 
des Staates die Erwerbsloſenfürſorge produktiv zu ge⸗ 
ſtalten. (Ahal bei den Kommuniſten.) Für die ſtädtiſche 
Induſtrie wird das Hauptbeſtreben des Senats darauf 
gerichtet ſein, der Induſtrie das Hereinnehmen von Aus⸗ 
landsaufträgen zu ermöglichen, wie es auch große Reiche 
tun, wie z. B. das Deutſche Reich für Werften und 
Reedereien und Großbritannien für den Bergbau. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Liſchnewſki.) In welcher Art dieje Form 
der produktiven Erwerbsloſenfürſorge zu geſtalten ſein 
wird, wird immer von der Lage des Einzelfalles ab⸗ 
hängen müſſen; generelle Grundſätze darüber aufzuftellen, 
würde verkehrt ſein. Für das platte Land werden vor- 
zugsweiſe ſolche Arbeiten in Betracht kommen, welche, 
wie Entwäſſerungsanlagen, für die allgemeine Volks⸗ 
wirtſchaft dauernd von Nutzen ſein werden. 


Der Zuſchuß zu den Koſten des Ausſchuſſes für den 
Hafen und die Waſſerwege von Danzig hat ſich gegenüber 
dem Vorjahre von rund 150 000 Gulden auf 375 000 
Gulden erhöht. Es zeigt ſich bei dieſem Mehrbetrag die 
Verzinſung und Tilgung der Anleihe, die für die Hafen⸗ 
verbeſſerung aufgenommen ift und über deren Verwen— 
dung erſt kürzlich hier im Volkstage Bericht erſtattet iſt. 
Anſer Hafen bietet äußerlich ein recht belebtes Bild, her⸗ 
borgerufen durch die Steigerung der Kohlenausfuhr. 
Man darf indes daraus nicht etwa den Schluß ziehen 
wollen, als ob dadurch etwa der Handel Danzigs eine 
weſentliche Belebung erfahren hat und große Beſchäk⸗ 
kigungsmöglichkeit für die Arbeitsloſen erreicht wird. 
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Die Statiſtik zeigt leider mit erſchreckender Deutlich⸗ (C) 


keit, daß die weitaus größte Zahl der einlaufenden Schiffe 
leer ankommt. Die aus der Anleihe beſchafften Kräne 
— ſo notwendig für den Export von Maſſengütern ſie 
auch ſein mögen — bedeuten eine verminderte Notwendig⸗ 
keit der Inanſpruchnahme menſchlicher Arbeitskraft, eine 
Erſcheinung, die auch ſonſt für die Löſung des Problems 
der Arbeitsloſenfürſorge von nicht zu unterſchätzender Be⸗ 
deutung iſt. 

Anter den Aeberſchußverwaltungen ſind beſonders 
folgende zu nennen, und zwar in der Reihenfolge ihrer 
Bedeutung für den Etat: 

Indirekte Steuern, 

ölle, 

direkte Steuern, 

Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. 

Sie alle erfordern noch nähere Darlegungen. 

Ich beginne der Reihenfolge nach mit den indirekten 
Steuern. In der bisherigen Faſſung des Haushaltsplans 
waren mit Rückſicht auf die Perſonalunion in der Ver⸗ 
waltung Zölle und indirekte Steuern unter der einheit⸗ 
lichen Bezeichnung „Zollverwaltung“ zuſammengefaßt. 
Dieſe Bezeichnung hat häufig, in der letzten Zeit noch in 
des früheren Hohen Kommiſſars Mac 
Donnell an den Rat des Völkerbundes, zu dem Irrtum 
Anlaß gegeben, als ob die in dem Etatstitel „Zollver- 
waltung“ enthaltenen Einnahmen lediglich aus Zoll- 
erträgen beſtänden. Zur Verhütung eines derartigen 
Mizßverſtändniſſes ift jetzt die Zweiteilung vorgenommen, 
wie ein Blick in den Haupthaushaltsplan zeigt. Es iſt damit 
auch die überragende Bedeutung der indirekten Steuern 
gegenüber den Nettoerträgen der reinen Zollverwaltung 
in, das rechte Licht gerückt. Der Nettoüberſchuß der Zölle 
beträgt 10,58 Millionen, während die indirekten Steuern 
einſchließlich der Mehreinnahmen aus der Monopolabgabe 
mit 23,17 Millionen Gulden veranſchlagt ſind. 

Das bedeutet, daß mehr als 50 der Geſamtein⸗ 
nahmen der Aeberſchußverwaltungen hierdurch gedeckt 
werden. 

Die letzte Summe ſetzt ſich zuſammen aus: 

Beſtehende indirekte Steuern 18,17 Millionen 
Monopolabgabe 5 Millionen 

Was bedeutet nun der Etatstitel: „Mehreinnahme 
bei der Zollverwaltung aus der Monopolabgabe?“ Das 
will beſagen, daß der Senat entſchloſſen iſt, zur Deckung 
des Defizits Monopole einzuführen, und zwar in erſter 
Linie das Tabakmonopol und wahrſcheinlich auch das 
Spiritusmonopol. (Abg. Liſchnewſki: Das kann ja recht 
heiter werden!) Br 

Am dem Volkstage die Beſchlußfaſſung über die Çin- 
ſtellung eines jo hohen Betrages von 5 Millionen Gulden 
in den Etat zu ermöglichen, erſcheint es notwendig, ſchon 
jetzt eingehende Aufklärung über die Stellungnahme des 
Senats zu geben. Schon im Artikel 17 des Danzig⸗ 
polniſchen Vertrages von Paris vom 15. November 1920 
iſt beſtimmt, daß zwiſchen der Freien Stadt und Polen 
Verhandlungen ſtattzufinden haben, die zum Jiele haben, 
der polniſchen Geſetzgebung ſoweit als möglich die Dan⸗ 
ziger Geſetzgebung anzupaſſen, ſoweit fie ſich auf die 
Monopole und im allgemeinen alle indirekten Steuern 
bezieht. Auch in dem Danzig⸗polniſchen Vertrage von 
Warſchau vom 24. Oktober 1921 ſind im Artikel 207 Be⸗ 
ſtimmungen getroffen, welche bis zu dem Zeitpunkte gelten, 
wo die Geſetze der Freien Stadt den Geſetzen der Re⸗ 
publik Polen über Monopole und indirekte Steuern an⸗ 
gepaßt ſein werden. Dieſe Beſtimmungen haben dadurch 
eine erhöhte Bedeutung gewonnen, daß der polniſche Zoll⸗ 
tarif eine Zollbefreiung für die eingeführten Waren vor⸗ 
ſieht, welche den Gegenſtand eines Staatsmonopols 


bilden. Infolgedeſſen ift der nach Polen eingeführte Tabak, 


— 


D) 


(B 


von 5 Millionen Gulden richtig gegriffen ift. 


Zwangslage geſchaffen ift. 
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(4) da Polen feit längerer Zeit ein Tabaksmonopol beſitzt, 


zollfrei, während der nach Danzig eingeführte Rohtabak 
einem Zoll unterliegt. Nun betrug dieſer Zoll bis zum 
1. Januar 1926 — 210 Zloty für 100 Kilogramm und ift 
ſeitdem um das achtfache erhöht. (Hört, hörtl rechts.) 
Wenn bisher in den Preiſen für die Tabakfabrikate ſich 
die ungeheure Erhöhung dieſes Zolls noch nicht ausgewirkt 
hat, ſo iſt dies darauf zurückzuführen, daß vor dem 
1. Januar mit Rückſicht auf die bevorſtehende Zoll⸗ 


erhöhung erhebliche Mengen von Rohtabak eingeführt find, 


welche aber in abſehbarer Zeit aufgebraucht ſein werden. 
Es wird dann der Zeitpunkt eintreten, daß aller Tabak, 
der nach Danzig eingeführt wird, mit dieſem rieſigen 
Zolle belegt wird, und daß von dieſem Zolle Danzig nur 
etwa 8% erhält, während der Reſt von 92 % der Dan- 
ziger Wirtſchaft entzogen und Polen zugeführt würde. 
Es liegt auf der Hand, daß hierdurch für Danzig eine 
Man mag zu einem Tabak⸗ 
monopol ſtehen, wie man will, Danzig iſt aus tatſächlichen 


Rund rechtlichen Gründen gezwungen, ein Tabakmonopol 


— 


einzuführen. Es zwingen aber auch finanzielle Gründe, 
wie ſich allein ſchon daraus ergibt, daß ohne die Ein⸗ 
ſtellung der genannten fünf Millionen der Etat nicht 
balanziert werden kann. Der Senat wird beſtrebt ſein, 
in Auslegung der Vertragsworte „anpaſſen ſoweit als 
möglich“ die Regelung ſo zu geſtalten, daß auf die be⸗ 
ſonderen Danziger Verhältniſſe Rückſicht genommen wird 
und vor allem, daß der blühenden Zigaretteninduſtrie ihr 
Abſatzgebiet nach Möglichkeit gewahrt wird. Nach den 
bisherigen Verhandlungen, bei denen ſtets mit Inter⸗ 
eſſenten Fühlung genommen worden ift, wird vorausſicht⸗ 
lich das Monopol ſich erſtrecken auf Einfuhr, Anbau und 
Handel, nicht aber auf Induſtrie, vielmehr wird beabſichtigt, 
dieſe im Wege der Lohnarbeit für das ſtaatliche Monopol 
arbeiten zu laſſen. b ; 

Zwecks Feſtſtellung einiger noch zweifelhafter Fragen 
haben in den letzten Wochen ſehr eingehende Verhand- 
lungen mit der Republik Polen über die Frage des Tabak⸗ 
monopols ſtattgefunden, welche bisher einen befriedigen⸗ 
den Verlauf genommen haben, und von denen man er- 


warten kann, daß ſie ſehr bald zu einer vollen Einigung 


führen werden. Im Rahmen dieſer Verhandlungen über 
das Tabakmonopol find auch andere Monopolfragen be- 
handelt worden, und zwar vorzugsweiſe die Frage eines 
Spiritusmonopols. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß auch 
für Spiritus an die Einführung eines Monopols ge— 
gangen werden muß. Die Wahrnehmung der Danziger 
Intereſſen drängt mehr und mehr dazu, die Löſung dieſer 
Frage auf dem Wege eines Monopols zu ſuchen. Man 
kann darüber zweifelhaft ſein, ob der eingeſtellte Betrag 
Wir ſind 
dabei vollſtändig auf Schätzungen angewieſen, glauben 
aber doch, daß bei Einführung eines Tabak- und Spiritus- 
monopols es möglich ſein wird, dieſen Betrag zu er- 
reichen. Es läßt ſich jedoch nicht verkennen, daß dieſe 
Zahl nur dann erreicht werden wird, wenn die geſetz⸗ 
geberiſchen Vorarbeiten mit größter Beſchleunigung 
durchgeführt werden. 

Die Nettoerträge aus der Zollverwaltung find mit 
10,58 Millionen Gulden eingeſetzt, und zwar unter Be⸗ 
rückſichtigung des bisherigen Verteilungsſchlüſſels, wie 
ich am Anfange meiner Darlegungen auseinandergeſetzt 
habe. Man kann zweifelhaft ſein, ob hier nicht die Zahlen 
zu hoch gegriffen ſind. Ich verweiſe im einzelnen auf die 
Erläuterungen, die in dem Einzelhaushaltsplan der Zoll⸗ 
verwaltung über die bisherigen Einnahmen enthalten ſind. 
Bei einem Vergleich mit den Zahlen von 1925 muß man 
in Rückſicht ziehen, daß die Einſtellungen in den Etat 1925 
ſehr vorſichtig geweſen ſind. Ich habe noch die Brutto⸗ 


zahlen der Einnahmen für die erſten 2½ Monate des 
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Jahres 1926 ermittelt und ſtelle dieſe in Vergleich zu den 
Zahlen von 1925. Dann ergibt ſich folgendes Bild: 

Januar 1925 5550000; Januar 1926 2550000 

Febrnar 1925 4586000; Februar 1926 2313000 

der halbe März 1925 2850000; der halbe März 1926 1750000 

12986000; 6613000 
Es ſtehen alfo den Zahlen von 1925 mit 12986 000 
Gulden nur 6 613 000 Gulden, aljo ungefähr die Hälfte, 
gegenüber. (Hört, hört! rechts.) Man wird indeſſen auch 
hierbei annehmen müſſen, daß im Laufe des Rechnungs- 
jahres ſich die Situation freundlicher geſtalten wird, zeigt 
ſich doch auch ſchon in den beiden erſten Wochen des März 
eine gewiſſe Beſſerung, die hoffentlich, aus ähnlichen 
Gründen, wie ich ſie oben angegeben habe, anhalten wird. 
Es ergibt ſich jedoch gerade bei dieſer wichtigen Poſition, 
wie eng die finanzielle Lage Danzigs von der Wirtſchafts⸗ 
lage Polens abhängig iſt. Ich darf mir noch die Be⸗ 
merkung erlauben, daß man auch bei den Etatszahlen 
über die Zolleinnahmen ſehr häufig dem Irrtum begegnet, 
daß die Bruttozahlen mit den Nettozahlen verwechſelt 
werden. So ſtellte noch am Sonnabend eine hieſige 
Zeitung an erſter Stelle mit Fettdruck feſt, daß die 
Summe, die auf Grund des Zollverteilungsſchlüſſels 
Danzig im laufenden Jahre von Polen zugewieſen werden 
ſoll, im Etat der Freien Stadt auf 15 600 000 Gulden 
abgeſchätzt worden iſt. Es iſt hierbei überſehen, daß 
Danzig auf Grund der Verträge ſich verpflichtet hat, die 
Koſten der Zollverwaltung zu tragen, und wenn man 
dieſe von der Bruttozahl abzieht, dann ergibt ſich eine 
Summe von 10,58 Millionen. 

Ich komme nunmehr zu dem Haushaltsplan der 
Steuerverwaltung. Auch hier hat die bisherige Art der 
Nennung der Zahl im Haupthaushaltsplan oft zu Irr- 
tümern und Mißverſtändniſſen Anlaß gegeben. So habe 
ich kürzlich noch in der angeſehenen Schweizer Zeitung 
„Berner Bund“ einen Aufſatz über Danzig gefunden, in 
dem es folgendermaßen heißt: 

Der Verwaltungsapparat Danzigs tft bis in die füngſte 

Zeit hinein zu groß geweſen. Zur Illuſtrierung ein Bei⸗ 

ipiel: Die Steuereinnahmen der Freiſtadt betrugen 

38 325.000 Gulden, davon verſchlang die Unterhaltung des 

Beamtenapparats dieſes Verwaltungszweiges 29 168 000 

Gulden. 

Das „Journal de Gendpe“ verwendet dieſelben falſchen 
Zahlen zu einem ganz ungewöhnlich ſcharfen Angriff 
gegen die bisherige Regierung und ſpricht von einem 
Skandal. Es liegt zweifellos in dieſen Preſſeangriffen 
gegen Danzig ein Syſtem, das öffentlich an den Pranger 
geftellt werden muß. Die allgemeine Tendenz dieſer 
Artikel zeigt deutlich, welcher Quelle ſie entſtammen. 
(Sehr gut! rechts.) 

Nach den geltenden Steuergeſetzen hat der Staat von 
einer Reihe von Steuern, und zwar von den wichtigſten 
erhebliche Beträge an die Kommunalverwaltungen ab⸗ 
zuführen. Ich erinnere an die Einkommenſteuer, Am⸗ 
ſatzſteuer und Luxusſteuer. Am für die Zukunft von vorn⸗ 
herein Irrtümer, wie ſie vorgekommen ſind, auszu⸗ 
ſchließen, ſind in dem vorliegenden Haupthaushalts⸗ 
plan voneinander getrennt die Nettoziffern, alſo die 
reinen Staatseinnahmen, und die durchlaufenden Poſten, 
d. h. ſolche Einnahmen, welche wieder in gleicher Höhe 
durch Abführung an die Gemeinden verausgabt werden. 
Während die letzteren mehr als 24 Millionen Gulden be⸗ 
tragen, verbleibt für den Staat eine Einnahme von 
10,4 Millionen, welche nach Abzug der Ausgabe von 
2,3 Millionen für die Verwaltung einen Aeberſchußz von 
rund 8 Millionen ergibt. Wie ſich aus dem Einzelhaus⸗ 
haltsplan der Steuerverwaltung ergibt, ſind dieſe Zahlen 
mit größter Vorſicht aufgeſtellt und unzweifelhaft ſicherer 
als die Einnahmen der Zollverwaltung, ſie enthalten 
aber auch leider keine Reſerven. Auf das Problem des 


(©) 


(D) 
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(4) Steuerabbaues werde ich ſpäter noch in anderem Zu- 


ſammenhange eingehen. 

Die dritte Stelle in den Leberſchußverwaltungen 
nimmt in dieſem Jahre die Poft- und Telegraphenver⸗ 
waltung ein mit einem Leberſchuſſe von 1 942 400 Gulden. 
Ich erkläre offen, daß mit der Einſtellung dieſes Betrages 
das bisher vom Senat geübte Prinzip verlaſſen iſt. Früher 
wurden die von dieſer Verwaltung erzielten Aeberſchüſſe 
für die eigenen Zwecke der Verwalkung ſelber aufgebracht, 
d. h. für die Herſtellung des Selbſtanſchlußnetzes, für die 
Errichtung der Funkenſtation und für andere Erneue⸗ 
rungen und Erweiterungsbauten. In dieſem Jahre zwang 
uns die Notlage des Geſamtetats dazu, dieſes Prinzip 
aufzugeben. Es dürfte dies aber nicht im Widerſpruch 
ſtehen mit den Grundſätzen einer geſunden Finanzwirt⸗ 
ſchaft. Es iſt abſolut nicht nötig, daß in ſchwerer Wirt⸗ 
ſchaftszeit ein Jahr allein die Laſten trägt von ſolchen An- 
lagen, die für die Dauer beſtimmt ſind. Es handelt ſich 
faſt durchweg um Anlagen, für die febr wohl Anleihe- 
mittel in Anſpruch genommen werden können. Es dürfte 
daher nicht unbillig ſein, wenn man die Baulaſt auf zwei 
oder drei Jahre verteilt. 


Ich komme nunmehr zu der bedeutſamen Frage des 
Steuerabbaues, welche ſchon in dem Programm der neuen 
Regierung erwähnt war und auch in der Dezember⸗Er⸗ 
klärung der Regierung betont worden iſt. Ich weiſe dar⸗ 
auf hin, daß der Senat ſich bei der Regelung der Frage 
des Steuerabbaues von dem Prinzip hat leiten laſſen, 
welches ich oben vorangeſtellt habe, nämlich dem Aus⸗ 
gleich zwiſchen Steuerbedürfnis und Steuerkraft. Der 
Volkstag hat in den letzten Wochen mit größten An- 
ſtrengungen die geſetzgeberiſchen Arbeiten für das Ein⸗ 
kommen⸗, Körperſchafts⸗ und Vermögensſteuergeſetz 
fertiggeſtellt. Dieſe Geſetze verkörpern in ihrer neuen 


(œ) Faſſung den Gedanken des Steuerabbaues, wenn auch 


nicht ohne weiteres an den Zahlen des Etats ſich ziffern⸗ 
mäßig erkennen läßt, in welchem Amfange der Steuer- 
abbau erfolgt iſt. Es dürfte aber unbeſtreitbar ſein, daß 
in dieſen Geſetzen ein Steuerabbau entſprechend den Be⸗ 
dürfniſſen der Wirtſchaft zu finden iſt. (Im Gegenteil! 
rechts.) Bei dem ſonſtigen Steuerabbau, der in der 
letzten Zeit von der Regierung vorgenommen iſt, iſt dies 
beſſer erkennbar. Ich weiſe auf folgende Maßnahmen 
hin: die Betriebseröffnungsſteuer iſt durch Geſetz vom 
4. März mit Wirkung vom 1. Januar d. Is. aufgehoben. 


In dem gleichen Geſetz ift eine Abänderung der Gewerbe- | 


ſteuer enthalten, die einem Teile der Zenfiten nicht uner⸗ 
hebliche Ermäßigungen bringt. Die Wechſelſtempelſteuer⸗ 
ſätze ſind mit Wirkung vom 1. März erheblich herab⸗ 
geſetzt. Dem Volkstage liegt ein Geſetzentwurf vor, wo- 
nach die ſo viel bekämpfte Deviſenumſatzſteuer mit Wir⸗ 
kung vom 1. April aufgehoben werden ſoll. In dem vor⸗ 
liegenden Haushaltsplan iſt der Ertrag dieſer Steuer 
bereits abgeſetzt worden. Die Gerichtskoſten und die Ge⸗ 
bühren für Notare und Rechtsanwälte ſind erheblich er⸗ 
mäßigt, ſodaß auch dieſe Tarife der Bevölkerung er⸗ 
wünſchte Erleichterungen bringen. In Vorbereitung iſt 
eine Aenderung der Reichsſtempelgeſetzes und bereits 
vom Senat beſchloſſen, wodurch die Gründungskosten für 
Geſellſchaften ermäßigt werden. Leider hat es ſich noch 
nicht ermöglichen laffen, die Amſatzſteuer, die im Vorjahre 
von 2% auf 1% ermäßigt war, weiter herabzuſetzen. 
Sehr gern wäre auch der Senat dem Vorbild des Deut⸗ 
ſchen Reiches gefolgt und hätte die Amſatzſteuer auf 0,6 % 
herabgeſetzt und die Luxusſteuer gänzlich abgebaut. Sie 
werden aber, m. D. u. H., aus den Zahlen des Haupt⸗ 


haushaltsplanes entnehmen, daß die Finanzlage eine der⸗ 
artige Maßnahme leider nicht geſtattet. Ans ſtehen An⸗ 
leihegelder und ein neuer Münzgewinn leider für ſolche 
Zwecke nicht zur Verfügung. Es kommt noch hinzu, daß 
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die Rückwirkung auf die Gemeinden, welche faſt durchweg 


ihre Etats bereits fertiggeſtellt haben, in Betracht ge- 
zogen werden muß. Die Umſatzſteuer ift mit 3,5 Millionen, 
die Luxusſteuer mit 1 Million veranſchlagt. Da man 
aber dieſe Beträge unmöglich den Gemeinden entziehen 
kann (Sehr gut! beim Zentrum), ſo müßten ſie in dem 
Staatshaushaltsplan anderweit aufgebracht werden. 
Dies iſt leider nicht möglich geweſen. Dem Senat ſchwebt 
auch weiterhin als Ideal vor die gänzliche Aufhebung der 
Amſatzſteuer und ganz beſonders lebhaft bedauert er es, 
daß die Luxusſteuer nicht ſchon jetzt beſeitigt werden kann 
(Sehr richtig!); denn gerade bei der Luxusſteuer ſprechen 
ſo ſehr viele Gründe für die Aufhebung. Die Luxusſteuer 
bildet ein Hindernis für die Beförderung und Belebung 
der Qualitätsarbeit im Freiſtaat. Die Erfaſſung iſt be⸗ 
ſonders bei gemiſchten Betrieben außerordentlich ſchwierig, 
führt zu einer Verärgerung des Publikums und erfordert 
zahlreiche Beamte. Ferner iſt bei der Luxusſteuer gerade 
die Gefahr des Schmuggels außerordentlich groß. Es iſt 
daher wünſchenswert, daß möglichſt bald ein Weg ge- 
funden werden möge, um dieſe Steuer aufzuheben. 
(Jwiſchenrufe rechts.) Bei einer Herabſetzung der Am⸗ 
ſatzſteuer, wie fie im Reiche von 1% auf 0,6% beab- 
ſichtigt iſt, muß ferner in Berückſichtigung gezogen 
werden, daß eine Senkung der Preiſe dadurch ſicherlich 
nicht herbeigeführt wird. Es würde ſich tatſächlich um ein 
Geſchenk an die Wirtſchaft handeln und wenn auch die 
Wirtſchaft, um ein in der letzten Zeit aufgekommenes 
Wort anzuwenden, es nötig hat, daß man fie ankurbelt, 
ſo müſſen in dieſem Falle doch die Staatsfinanzen in 
erſter Linie berückſichtigt werden. Wir hoffen, im näch⸗ 
ften Jahre, ſobald es möglich fein wird, einen Leberblick, 
über die Einnahmen aus den Monopolen zu erhalten, die 
Amſatzſteuer einſchließlich der Luxusſteuer ganz beſeitigt 
werden wird. ; 

In der erwähnten Regierungserklärung hat neben 
dem Steuerabbau eine beſondere Rolle die Preisſenkungs⸗ 
altion geſpielt. Sie iſt viel angefeindet worden, aber 
wenn man ſie richtig verſteht, dann iſt dieſe Aktion doch 
durchaus berechtigt geweſen und hat tatſächlich Erfolge 
aufzuweiſen. (Hört, hört! links.) Sie zeigen fih am 
beſten in dem Senken des Index der geſamten Lebens⸗ 
haltung, der betragen hat: 


Oktober 142 

November 139,7 
Dezember 135,3 
Januar 183,6 


Februar 133,1 
März (ſoweit feſtſtellbar) 131,0 

Für den Geſundungsprozeß, in dem ſich hoffentlich 
unſer Wirtſchaftsleben befindet, iſt mit beſonderer Freude 
zu begrüßen, daß der Diskont⸗ und Lombardſatz herab⸗ 
geſetzt werden konnte, und daß auch die Sparkaſſen und 
die Vereinigung der Banken und Bankiers die Einlage⸗ 
zinſen herabgeſetzt haben. Nach unſeren Erkundigungen 
ſind auch die Debetzinſen analog den Kreditzinſen geſenkt, 
und wenn auch immer noch zwiſchen dieſen beiden Zinſen 
eine ſehr hohe Spanne iſt (Sehr richtigl rechts), ſo zeigt 
fih auch hier eine fortſchreitende Beſſerung. 

In a Zuſammenhange möchte ich hinweiſen auf 
das erfreulichſte Kapitel in unſerer Finanzentwicklung: 
unſere Währung. Die Währung hat ſich auf das beſte 
bewährt und alle die Hoffnungen in ſchwerſter Zeit er⸗ 
füllt, die an ſie geſtellt wurden. Es iſt mir ein Bedürfnis, 
dem Leiter unſeres Zentralnoten⸗Inſtituts, Dr. Meißner, 
für ſeine ebenſo vorſichtige wie ſachgemäße Politik an 
dieſer Stelle den Dank der Regierung auszuſprechen. 
Seiner Initiative und ſeinen Erfahrungen auf dem Ge⸗ 
biete des internationalen Geldmarktes iſt es ferner in 
erſter Linie zu verdanken, daß die Hypothekenbank eine ſo 
erfreuliche Entwicklung genommen hat, wodurch es ge⸗ 
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(4) lungen ift, den Realkredit wieder in Fluß zu bringen und 


namentlich unſerer jo ſchwer bedrängten Landwirtſchaft 
neue Mittel, wenn auch immer noch nicht in ausreichen— 
dem Maße, zuzuführen. Ich komme dabei von ſelbſt auf 
die Frage der Anleihen zu ſprechen, die in der Oeffentlich⸗ 
keit wiederholt erörtert worden iſt und unzweifelhaft das 
regſte Intereſſe verdient. Ich muß an dieſer Stelle mit- 
teilen, daß der Senat aus verſchiedenen Gründen nicht in 
der Lage geweſen iſt, für die von der Landwirtſchaft ge- 
plante amerikaniſche Anleihe die Garantie auszuſprechen, 
da die Bedingungen nicht den Grundſätzen entſprachen, 
die in der Neujahrserklärung der Regierung feſtgeſetzt 
worden ſind und daher vom Staate nicht erfüllbar ſind. 
(Abg. Buckmakowſki: Die Kleinbauern zahlen die An⸗ 
koſten!) Ich möchte aber bei dieſer Gelegenheit einen 
Warnruf an die Bevölkerung erlaſſen, mit dem Anleihe- 
Gedanken nicht zu ſehr zu ſpielen. Es liegt hier un- 
zweifelhaft eine gewiſſe Suggeſtion vor, die zu ernſtlichem 
Nachdenken zwingt. Man darf nicht die Sache fo an- 
ſehen, als ob es in erſter Linie darauf ankommt, Geld aus 
dem Auslande hereinzunehmen, ſondern man muß in 
erſter Linie prüfen, ob die Wirtſchaft in der Lage iſt, eine 
angemeſſene Rente aus dem Gelde herauszuwirtſchaften, 
welches aus dem Auslande entliehen wird. (Lebhaftes 
Sehr richtig! rechts.) Es darf keine Verſchlechterung 
unſerer Bilanz ſtattfinden. Dies gilt auch für die Woh⸗ 
nungsbauanleihe, nach der ſo viel gerufen wird. So 
wünſchenswert es unzweifelhaft iſt, die Wohnungsnot 
dur die Herſtellung neuer Wohnungen baldigſt zu be- 
ſeitigen, ſo muß man ſich doch darüber klar ſein, daß die 
Aufnahme einer Wohnungsbauanleihe zur unbedingten 
Vorausſetzung die geſetzliche Feſtlegung der Wohnungs- 
bauabgabe auf lange Sicht hat, und dies muß in einer 
Form geſchehen, welche nach den Grundſätzen unſerer 
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l Verfaſſung eine Abänderung durch einen Beſchluß eines 


etwa anders zuſammengeſetzten Volkstages ausſchließt. 
Aus alledem möchte ich den Schluß ziehen, daß die Frage 
der Auslandsanleihen nach wie vor mit größtem Intereffe, 
mit größtem Ernſt, aber auch mit größter Vorſicht ver- 
ſolgt werden muß. 

Ich bin am Ende meiner Ausführungen. (Zuruf des 
Abg. Rahn.) Die Regierung legt dem Volkstage den 
Haushaltsplan vor, welcher trotz der ſchweren Wirtſchafts⸗ 
kriſe zum Ausgleich gebracht werden konnte. Es iſt dies 
ein Ergebnis, welches nicht von allen Staaten erreicht 
worden iſt, und welches mit einer gewiſſen Befriedigung, 
aber auch mit Hoffnung für eine beſſere Zukunft erfüllen 
muß. Der Haushaltsplan zeigt, daß entgegen unvor⸗ 
ſichtigen und unbegründeten Stimmen Danzig nicht vor 
dem Bankrott ſteht, ſondern daß die geſetzgebenden Fak⸗ 
toren des Staates bemüht ſind, die Finanzlage des Staates 
auf ſolidem Fundament aufzubauen. Wir alle haben 
wohl frühere Träume, unſerem Staate und ſeiner Be- 
völkerung einen Platz an der Sonne zu verſchaffen, unter 
dem ſchweren Drucke der Wirtſchaftslage aufgeben müſſen. 
Wir wollen aber auch nicht im Schatten leben, ſondern 
wir wollen das, was wir von unſeren Vorfahren in nun⸗ 
mehr 700jähriger Geſchichte ererbt haben, mit Arbeit, 
Reblichkeit und Gottvertrauen beſitzen: nämlich zu atmen 
in freier, deutſcher Luft. (Lebhafter Beifall.) 


Präſident: Gemäß der Vereinbarung im Aelteſten— 
Ausſchuß ſchlage ich vor, daß wir uns nunmehr ver- 
tagen und die Beratung am Donnerstag, den 25. März, 
nachmittags 3,30 Ahr, fortſetzen. Ich höre keinen Wider- 
ſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 4 Uhr 20 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den Prä⸗ 
ſidenten Dr. Treichel eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. Sahm; 
Senatoren Boetzel, Dr. Leske, Dr. Schwartz, Dr. Strunk, 
Dr. Wiereinſki; Staatsräte Lademann, Dr. Stade; Ober⸗ 
gerichtsrat Kettlitz; Regierungsrat Dr. Schimmel. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die Sitzung. Der 
Senat hat mitgeteilt, daß er den dem Volkstag unter dem 
8. Mai 1925 vorgelegten Entwurf über Anderung eines 
Geſetzes betr. das Pfandleihgewerbe, Druckſache Nr. 1383, 
zurückgezogen hat. Der Entwurf liegt zur Zeit im Rechts⸗ 
ausſchuß. Wir kommen zur Tagesordnung. M. D. u. H.! 
Ich habe mir erlaubt, auf den dringenden Wunſch des Vor⸗ 
ſitzenden des Steuerausſchuſſes den Punkt 1 eigenmächtig 
auf die Tagesordnung zu ſetzen. Ich bitte um nachträgliche 
Genehmigung. Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 1: 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 

betr. Aufhebung der Börſenumſatzſteuer. 

Druckſache Nr. 2202 zu Nr. 2178. Bericht des Steuer⸗ 
ausſchuſſes. Ich eröffne die Ausſprache zu Artikel 1. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die Artikel I annehmen wollen, fih von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
Artikel I ift angenommen. Artikel II; angenommen. 
Überſchrift: „Geſetz über Aufhebung der Börſenumſatzſteuer 
für Anſchaffungsgeſchäfte über ausländiſche Zahlungs⸗ 
mittel“; angenommen. Wir kommen zur dritten Beratung. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Artikel I; angenommen. Artikel II; 
angenommen. überſchrift; angenommen. Wir kommen 
zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dem Geſetz in der Schlußabſtimmung zuſtimmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 


Mehrheit, das Geſetz iſt in allen drei Leſungen an⸗ 


genommen. 
Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung: 
Fortſetzung der erſten Beratung über die Feſt⸗ 


ſtellung des Staatshaushaltsplans für das Rech⸗ 


nungsjahr 1926. 
Druckſache Nr. 2194. Ich bitte, die Wortmeldungen ſo ein⸗ 
zurichten, daß ich die Reihenfolge nach der Stärke der 


Fraktionen beſtimmen kann. Das Wort hat der Herr Abg. 
Schwegmann. l 

Schwegmann, Abgeordneter (JD. Nat.): M. D. u. H.! 
Der Herr Präſident des Senats hat ſeine Rede zum Staats⸗ 
haushaltsplan mit dem Bedauern eingeleitet, daß Herr 
Senator Dr. Volkmann infolge ſeiner Erkrankung nicht in 
der Lage fei, den Staatshaushaltsplan vor dem Volkstag 
zu vertreten und daran den Wunſch geknüpft, daß er recht 
bald wieder von ſeiner ſchweren Krankheit vollkommen 
geneſen möchte. Wir können uns dieſem Wunſch nur auf⸗ 
richtig anſchließen und auch unſererſeits Herrn Senator 
Dr. Volkmann eine recht baldige Heilung wünſchen. 

Die Ausführungen des Herrn Präſidenten des 
Senats zum Staatshaushaltsplan haben uns ein wenig 
erfreuliches Bild über unſere politiſche und wirtſchaftliche 
Lage geboten. Was die außenpolitiſchen Darlegungen an⸗ 
langt, ſo ſtellen ſie einen Rechtfertigungsverſuch der 
Politik des neuen Senats dar, die unter dem Stichwort 
„Verſtändigung mit Polen“ geführt worden iſt. Dem⸗ 
gegenüber möchten wir dieſer Politik die Kennzeichnung 
geben: Hoffnungen, Wünſche, Erwartungen, Enttäuſchun⸗ 
gen. Enttäuſchungen weniger für uns, wie für den 
größten Teil der Danziger Bevölkerung. Der Herr Prä- 
ſident des Senats hat ſeine Betrachtungen begonnen mit 
dem Hinweis auf den Völkerbund und auch von der Kriſis 
des Völkerbundes geſprochen. Wir verſagen es uns, heute 
näher auf die letzten Verhandlungen in Genf hier ein⸗ 
zugehen. Dazu wird ſich an anderer Stelle Gelegen⸗ 
heit bieten. Wir müſſen aber doch folgendes feſtſtellen: 
Wir und mit uns der größte Teil der Danziger Bevölke⸗ 
rung haben niemals ein erhebliches Vertrauen zum 
Völkerbund und deſſen Beſchützerrolle gehabt. (Das 
ſtimmt nicht! links.) Die Erfahrungen der Jahre, die 
hinter uns liegen, haben uns leider nur zu Recht gegeben. 
In zahlreichen Fällen hat der Völkerbund Entſcheidungen 
getroffen, die eine ſchwere Schädigung der Danziger 
Intereſſen bedeuten und in den wichtigſten Fällen, nach 
unſerer Auffaſſung, geradezu eine Verletzung der ab- 
geſchloſſenen Verträge darſtellen. Es muß immer wieder 
hingewieſen werden auf die Entſcheidungen des Völker⸗ 
bundes in der Frage des Munitionshafens und der 
Militärwache auf der Weſterplatte und des polniſchen 
Poſtdienſtes. Wir werden niemals aufhören, dieſe Ent⸗ 
ſcheidungen als zu unrecht ergangene Vergewaltigungen 
Danzigs zu bezeichnen. (Sehr richtig! rechts.) Auch ſonſt 
hat nur zu oft der Völkerbund völlig verſagt, wenn es 
galt, Danzigs Rechte gegenüber Polen zu ſchützen. Die 
letzten Ergebniſſe in Genf ſind wahrlich nicht geeignet, das 
Vertrauen der Danziger Bevölkerung zum Völkerbund zu 
ſtärken. (Sehr wahr! rechts.) ; 

Was dieſe Verhandlungen betrifft, jo muß auf einen 


Punkt beſonders hingewieſen werden, weil er Danzig 


unmittelbar angeht: Polen iſt beſtrebt, einen Sitz im 
Völkerbundsrat zu gewinnen und es ſcheint auch, daß 
mehrere Mächte dieſes Verlangen unterſtützen. Sollte es 
Polen gelingen, zu ſeinem Ziele zu kommen, ſo bedeutet 
dieſes eine weſentliche Verſchiebung der rechtlichen 
Stellung Danzigs, und zwar zu ſeinen ungunſten. (Sehr 
richtig! rechts.) Dem Völkerbund ift, nach den ab- 
geſchloſſenen Verträgen, der Schutz Danzigs anvertraut. 
Er hat als Schiedsrichter bei Streitigfeiten zwiſchen 
Danzig und Polen zu entſcheiden. Hieraus ergibt ſich die 
Tatſache, daß Polen bei ſeiner Aufnahme in den Völker⸗ 
bund in Danziger Streitſachen Richter und Partei zu⸗ 
gleich ſein würde. Wir erwarten, daß der Senat in dieſer 
Hinſicht mit allem Nachdruck Danzigs Rechte wahrt, und 
unter keinen Umſtänden zuläßt, daß Polen in Danzig⸗pol⸗ 
niſchen Angelegenheiten irgendwie mitwirkt. Wir müſſen 
es bedauern, daß der Senat mit keinem Wort dieſe für 
Danzig ſo bedeutſame Angelegenheit berührt hat. Was die 
Entſcheidungen des Völkerbundes in Danziger Angelegen⸗ 
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(Schwegmann, Abgeordneter.) : 

heiten anlangt, jo liegt es allewdings in der Natur der 
Sache, daß die Zahl der Streitfälle und Entſcheidungen 
mit der Zeit geringer wird, nachdem viele Fragen geregelt 
ſind. Wenn aber die Zahl der Entſcheidungen im letzten 
Jahr jo gering war, wie mitgeteilt wurde, jo liegt das 
daran, daß tatlächlich eine erhebliche Anzahl zu erledigen- 
der Streitfragen zum Schaden Danzigs unerledigt ge⸗ 
blieben ſind. (Sehr richtig! rechts.) 

Der Herr Präſident des Senats hat dann Ausführun⸗ 
gen über die Beziehungen Danzigs zu Polen gemacht. Es 
wurde darauf hingewieſen, daß es gelungen ſei, mit Polen 
das Abkommen über die gegenſeitige Vollſtreckung von 
Urteilen abzuſchließen, und daß ferner erreicht wurde, daß 
Ausfuhrkontingente in beſtimmtem Umfange von der Aus⸗ 
fuhrabgabe befreit find. Wenn der Herr Präſident des 
Senats dieſe beiden Punkte beſonders hervorgehoben hat, 
ſo erkennnt man daran, wie beſcheiden man im Senat mit 
ſeinen Anſprüchen iſt. Die Minderwertigkeit und Mangel⸗ 
haftigkeit des Abkommens über die Vollſtreckung von Ur⸗ 
teilen iſt ja hier vor kurzem klargelegt worden, und die 
Offentlichkeit hat auch ihre Meinung in dieſer Frage deut⸗ 
lich genug geäußert. (Sehr richtig! rechts.) Der Senat 
täte unſerer Auffaſſung nach beſſer daran, über dieje Dinge 
möglichſt wenig zu reden; denn fie find durchaus kein 
Ruhmesblatt des Senats. Was die Einfuhrkontingente 
und die Ausfuhr von Getreide anlangt, ſo iſt das, was 
erreicht worden iſt, im erſten Falle eine unmittelbare 
Folge der bisherigen Verträge, in letzterem Falle eine 
leichte Abſchwächung einer durch die polniſche Ausfuhr⸗ 
ſperre am Danziger Handel von Polen vorgenommenen 
brutalen Vergewaltigung. (Sehr richtig! rechts.) Die Wb- 
ſchwächung iſt übrigens in ſtarkem Maße den unmittel⸗ 
baren Bemühungen der beteiligten Wirtſchaftskreiſe zu 
verdanken. (Sehr gut! rechts.) Ich glaube. daß die Be- 


ſeitigung des gröbſten Unrechtes auf dieſem Gebiet weſent⸗ 
lich auf die Initiative dieſer Perſönlichkeiten zurück⸗ 
zuführen iſt. Jedenfalls darf man unter keinen Umſtänden 


von Erfolgen ſprechen. Es handelt ſich nach unſerer 
Meinung um nichts weiter, als die Erfüllung verbürgter 
Rechte. 

Sind ſo die außenpolitiſchen Erfolge des Senats 
mehr als dürftig, ſo hat in den Ausführungen des Herrn 
Präſidenten des Senats einen breiten Raum die Mit⸗ 
teilung über Verhandlungen, die teils eingeleitet ſind, teils 
eingeleitet werden ſollen, eingenommen. Der Senat ſcheint 
alſo in der bloßen Tatſache, daß Verhandlungen einge⸗ 
leitet worden ſind, ſchon einen Erfolg zu erblicken. Wir 
können nur ſagen: beſcheiden, mehr als beſcheiden! Die 
Danziger Bevölkerung hat jedenfalls noch nichts davon 
gemerkt, daß dieſe Verhandlungen ihr irgendeinen Vorteil 
erbracht hätten, hat auch von der gerühmten Lebendigkeit 
der Verhandlungen nichts beobachten können; denn ſonſt 
müßten die Verhandlungen über den Zollverteilungs⸗ 
ſchlüſſel bereits weitergediehen ſein. (Sehr richtig! rechts.) 
Der alte Senat hat beſtens vorbereitetes Material hinter⸗ 
laſſen, aus dem ſich ohne weiteres die Rechtfertigung des 
Anſpruchs Danzigs auf höhere, doppelte, Beteiligung an 
den Zolleinnahmen ergibt. Der neue Senat hat in dieſer 
Frage jedenfalls nichts erreicht. Gegen eines möchten wir 
uns mit aller Entſchiedenheit verwahren, daß die Verhand⸗ 
lungen etwa zu dem Ende geführt werden, daß es bei der 
bisherigen Beteiligung bleibt. Das würde eine ganz uner⸗ 
hörte Beeinträchtigung der Danziger Intereſſen und Rechte 
ſein. Das iſt heute in ganz andekem Maße der Fall als 
früher. Zu all den im Material vorhandenen Gründen 
kommt noch hinzu, daß durch Abdroſſelung der polniſchen 
Einfuhr bei gleichzeitiger Freilaſſung von Kontingenten 
für Danzig allmählich in ſteigendem Maße die Danziger 
Bevölkerung die Zölle zu tragen hat, die Polen zugute 
kommen. Polen beveichert ſich alſo in ſteigendem Maße auf 
Koſten Danzigs. Konnte man ſich früher im Hinblick auf 


die ſtarke Einfuhr nach Polen mit dem bisherigen Zoll (C) 


verteilungsſchlüſſel vorläufig abfinden, ſo hat ſich auch dies 
Verhältnis bei gleichbleibenden Koſten der Verwaltung und 
ſtark herabgeminderten Zollerträgen völlig zuungunſten 
von Danzig verſchoben und entſpricht in keiner Weiſe 
mehr den Danziger Verhältniſſen. Um ſo mehr liegt Ver⸗ 
anlaſſung vor, daß der Senat dieſe Verhandlungen weiter⸗ 
führt und dieſe Verhandlungen ſchleunigſt zum Abſchluß 
bringt. Unſere Lage läßt es nicht mehr zu, daß dieſe Frage 
offen bleibt. Wir vermiſſen unter den Fragen, die Gegen⸗ 
ſtand der Verhandlungen fein follen, mehrere: Wie ftaht 
es mit den Erleichterungen auf dem Gebiete des Geld⸗ 
und Deviſenverkehrs, die ſo dringend im Intereſſe unſeres 
Wirtſchaftslebens erforderlich ſind? Der Senat hat ja aus⸗ 
drücklich in ſeiner Regierungserklärung dahingehende Ver⸗ 
ſprechungen abgegeben. 

Der Senat duldet nach wie vor das unrechtmäßige 
Verbleiben der polniſchen Eiſenbahndirektion für die pol⸗ 
niſchen Linien in Danzig, wie auch den polniſchen Poſt⸗ 
dienſt, der über die in Genf gezogenen Grenzen hinaus⸗ 
geht. Das kann man nur als eine Verſtändigungspolitik 
bezeichnen, die lediglich geſchehene Tatſachen, entgegen 
dem feſtſtehenden Recht, hinnimmt zum Schaden Danzigs. 
Wir legen weniger Wert auf Lebendigkeit der Verhandlun⸗ 
gen, als auf den Erfolg der Verhandlungen. (Sehr gut! 
rechts.) Von Erfolg kann aber nach allem, was ich bisher 
ausgeführt habe, keine Rede ſein. Im Gegenſatz dazu 
waren im früheren Senat nicht nur die Verhandlungen 
lebendig, ſondern auch in großem Umfang erfolgreich: Ich 
erinnere nur an die umfangreichen Vertragswerke in 
Warſchau. (Abg. Dr. Ziehm: Sehr richtig!) 

In der Etatsrede iſt zutreffend auf die mittelalter⸗ 
lichen Verkehrsverhältniſſe hingewieſen. Auch nach unſerer 
Auffaſſung ſind dieſe Verkehrsverhältniſſe geradezu unge⸗ 
heuerlich. Hier helfen der Danziger Bevölkerung aber nicht 
Klagen und Appelle an den guten Willen Polens. Die 
Danziger Bevölkerung will eine Verbeſſerung der Ver⸗ 
kehrsverhältniſſe ſehen, beſonders ſeitdem in den Nachbar⸗ 
ſtaaten überall Erleichterungen zu verzeichnen ſind. Er⸗ 
hebliche Beſchwerden müſſen wir auch hinſichtlich des Eiſen⸗ 
bahnverkehrs innerhalb des Freiſtaates vorbringen: 
Schlechte Verbindungen, viel zu hohe Tarife im Vorort⸗ 
verkehr. Auch hier kann feſtgeſtellt werden, daß Polen in 
keiner Weiſe ſeiner Verpflichtung nachkommt, die Inter⸗ 
eſſen der Danziger Bevölkerung gebührend zu berückſichti⸗ 
gen. Der Senat hat nichts mehr erreicht, es iſt nur immer 
ſchlimmer geworden. 

Die Etatsrede hat dann die kulturelle und völkiſche 
Verbindung mit dem Deutſchen Reiche hervorgehoben. Wir 
erblicken darin immerhin einen Fortſchritt gegenüber der 


Regierungserklärung vom Auguſt 1925, die bekanntlich 


das Deutſche Reich beiſeite ſetzte. Wir ſind allerdings der 
Meinung, daß der Hinweis auf die Neureglung des 
Mädchenſchulweſens kein beſonders glücklicher iſt; denn 
gerade dieſe Neureglung iſt auch im Deutſchen Reich, wie 
in Danzig ſtark angefochten worden. Beſte Eltern- und 
Lehrerkreiſe, die davon betroffen ſind, lehnen dieſe Neu⸗ 
reglung vollkommen ab, weil fie darin eine Beeinträchti⸗ 
gung der geiſtigen und körperlichen Entwicklung der Sehit- 
lerinnen erblicken. i 

Ich komme nun zu den Ausführungen zu dem Staats⸗ 
haushaltsplan ſelbſt und damit zu unſerer Wirtſchafts⸗ und 
Finanzlage. Hier iſt das Bild, das ſich aus den Zahlen des 
Haushalts ergibt, ein geradezu beſorgniserregendes. Wir 
müſſen im höchſten Maße unſer Befremden darüber zum 
Ausdruck bringen, daß der Senat es unterlaſſen hat, eine 
Überſicht über die Finanzlage des Staates zu geben. Wir 
vermiſſen eine Mitteilung über das Ergebnis der Rechnung 
für das Jahr 1925. Derartige Mitteilungen hat der frit- 
here Senat niemals verabſäumt. Dieſes neue Verfahren 
ſteht im Widerſpruch zu der Art der Einführung des Staats- 
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(A) haushaltsplanes, nicht nur dem bisherigen Verfahren bei 


uns, ſondern auch gegenüber anderer Länder. (Sehr richtig! 
rechts — Lachen links.) So viel können wir aber ſchon 
jetzt den Haushaltsplänen entnehmen, daß trotz der vorlie⸗ 
genden Aufſtellung des Haushaltsplanes für 1925 der Ab⸗ 
ſchluß im höchſten Maße beunruhigend iſt; denn dies ergibt 
ſich ſchon aus der Erläuterung zu dem Staatshaushalts⸗ 
plan, wonach zur Deckung der Mehrausgaben gegenüber der 
Rechnung des Jahres 1925 ein Betrag von über 2 Millio⸗ 
nen Gulden aus der Ausgleichsmaſſe entnommen worden 
iſt. (Abg. Dr. Ziehm: Hört, hört.) 

Als wir im Auguſt des vorigen Jahres aus der Re⸗ 
gierung ausſchieden, konnte feſtgeſtellt werden, daß die Fi⸗ 
nanzen der Freien Stadt geſund waren und daß auch die 
Finanzverwaltung eine gute und geſunde war. 

Noch im Dezember des verfloſſenen Jahres machte 
Herr Finanzſenator Dr. Volkmann hier die Mitteilung, daß 
Reſerven in Geſtalt von Steuer- und Zollſtundungen im 
Betrage von etwa 14 Millionen vorhanden wären. Wir 
möchten die Frage an die Regierung richten, ob und in 
welcher Höhe dieſe Beträge eingegangen ſind und ob und 
in welcher Höhe ſie verbraucht worden ſind. Wir erbitten 
auch Auskunft darüber, wie es mit dem aus der Währungs⸗ 
reform herrührenden Münzgewinn ſteht und ob und in 
welcher Höhe dieſer Gewinn verbraucht iſt. Jedenfalls er⸗ 
gibt ſich ſchon aus den ſpärlichen Mitteilungen des Geſamt⸗ 
haushaltsplanes das eine klar, daß die Regierung ſeit 
Übernahme der Geſchäfte die Finanzverwaltung nur da⸗ 
durch hat aufrechterhalten können, daß ſie die von der frü⸗ 
heren Regierung infolge vorſichtiger Finanzgebahrung er⸗ 
zielten Erſparniſſe ſtark angegriffen oder beſſer verbraucht 
hat (Sehr richtigl rechts), daß ſie den Fehlbetrag nur durch 
Verwendung der von der früheren Regierung erſparten 
Mittel hat zum Ausgleich bringen können. (Sehr richtig! 
rechts.) Auf alle Fälle fordern wir einen klaren und voll⸗ 
ſtändigen Überblick über das Ergebnis von 1925. Den Aus⸗ 
führungen über die gut gelungene Währung ſchließen wir 
uns an. ; 1 

Zur Begründung der üblen Finanzlage hat die Etats⸗ 
rede auf die ſchwere Belaſtung durch die Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge hingewieſen. Es iſt durch ſtatiſtiſches Material der 
Nachweis geführt worden, daß gegenüber dem Jahre 1914 
die Zahl der nach Danzig zugewanderten Arbeiter ſo groß 
geworden ſei, daß ſie eine für Danzig kaum tragbare Höhe 
erreicht hat. Dies Ergebnis iſt für jemand, der die wirt⸗ 
ſchaftliche Entwicklung Danzigs verfolgt hat, micht neu. In 
dieſem Zuſammenhang darf hervorgehoben werden, daß er⸗ 
kennbar geworden iſt, welch ungeheure Bedeutung das 
preußiſche Heer und die Reichsmarine auf die wirtſchaftliche 
Entwicklung der Freien Stadt gehabt haben. Es darf ge⸗ 
ſagt werden, daß die Zerſchlagung dieſer Einrichtungen 
durch die Sozialdemokratie vielleicht letzten Endes der 
Hauptgrund des wirtſchaftlichen Elends iſt. (Sehr richtig! 
rechts — Heiterkeit links.) Wenn man den Schluß zieht, 
daß die Geſamtzahl der Arbeiter in Danzig dauernd nicht 
wird beſchäftigt werden können, ſo muß man ſich die Frage 
vorlegen, was zur Löſung dieſes Problems geſchehen fon. 
Jedenfalls hat die Regierung in dieſer Richtung nichts ge⸗ 
tau. Man kann die Dinge doch unmöglich ſo weiter laufen 
laſſen. Das könnte leicht Zuſtände herbeiführen, die wir 
alle nicht wünſchen. Die ſchwere Belaſtung durch die Er⸗ 
werbsloſenfürſorge ift aber nicht allein auf dieſe Urſache 
zurückzuführen. Das ergeben ſchon die in der Etatsrede an⸗ 
gegebenen Zahlen. Hauptſchuld wird man dem falſchen 


Syſtem in der Erwerbsloſenfürſorge geben müſſen, welches 
keinen Anreiz für die Erwerbsloſen bietet, ſich ſelbſt Arbeit 
zu beſorgen. Im Gegenteil, die Beſtimmungen ſind eher 
dazu angetan, die Leute von der Arbeit abzuhalten. Was 
der Senat auf dem Gebiet der ſogenannten produktiven Er⸗ 
werbsloſenfürſorge getan hat, iſt auch nicht geeignet, die 


Finanzlage des Staates zu beſſern. Im Gegenteil werden 
durch die Notſtandsarbeiten die Mittel des Staates in noch 
erheblich höherem Maße angeſpannt als durch die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung ſelbſt, ohne daß die geſchaffenen Werte 
volkswirtſchaftlich von Bedeutung find. Man kann höchſtens 
davon ſprechen, daß durch die Schaffung von Promenaden— 
und Luxuswegen, von Straßen, die vielleicht in ferner Zu⸗ 
kunft bebaut werden ſollen, Ausgaben geſchaffen ſind, die 
jedenfalls jetzt einen reellen volkswirtſchaftlichen Wert nicht 
haben. Für Luxusausgaben iſt heute aber nicht die Zeit ge⸗ 
geben. Schwere Bedenken ſind auch dagegen zu erheben, daß 
die Beträge für die Erwerbsloſenunterſtützung für nur 
rund 7500 Erwerbsloſe eingeſetzt find. Wenn man berid- 
ſichtigt, daß durch die Notſtandsarbeiten eine finanzielle 
Entlaſtung des Staates überhaupt nicht eintritt, ſo wird 
dieſe Ziffer ſelbſt bei größtem Optimismus als erheblich zu 
gering bezeichnet werden müſſen. Wir müſſen der Befürch⸗ 
tung Ausdruck geben, daß ſich dieſer Optimismus ſehr bald 
in einer für die Staatsfinanzen verhängnisvollen Weiſe 
rächen wird, wenn es nicht gelingt, das falſche Syſtem der 
Erwerbsloſenfürſorge durch energiſche Maßnahmen von 
Grund aus zu ändern. (Sehr wahr! rechts.) Dazu gehören 
energiſche Maßnahmen, die wir von der gegenwärtigen Re⸗ 
gierung nicht erwarten, denn wir ſind nicht der Überzeu⸗ 
gung, daß fie die dazu nötige Energie aufbringen wird. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Das Bild iſt hiernach traurig genug. Der ganze Etat 
ruht nach unſerer Auffaſſung auf ſchwankendem Grunde, 
und die Etatsrede trägt einen durch die Verhältniſſe in 
keiner Weiſe begründeten roſigen Optimismus. In dem 
Etat ſind die Einnahmen zu hoch geſchätzt, andererſeits ſind 
die Ausgaben zu niedrig eingeſetzt. Wir fürchten, daß ſich 
ſehr bald zeigen wird, daß die auf der allgemeinen Anord⸗ 
nung der Herabſetzung der ſachlichen Ausgaben um 25 Pro⸗ 
zent beruhende Verminderung der Etatsziffern den wirk⸗ 


lichen Erforderniſſen und Verhältniſſen wicht gerecht wird, (D) 


weil die Verhältniſſe vielfach ſtärker ſein werden wie der 
gute Wille. Wir fürchten ferner, daß ſich Fehr bald zeigen 
wird, daß die Einnahmen in der geſchätzten Höhe nicht ein⸗ 
gehen werden. Das gilt ganz beſonders für die Steuern, 
bei denen die wirtſchaftliche Lage nicht genügend berück⸗ 
ſichtigt worden iſt. (Sehr gut! rechts.) Wenn die Haus⸗ 
haltsrede von Steuererleichterungen geſprochen hat, welche 
von der neuen Regierung gebracht worden find und wenn 
zum Beweiſe dafür auf die Einkommenſteuer und die Ber- 
mögensſteuer hingewieſen worden ift, fo hat dies bei uns, 
und wie wir annehmen, im ganzen Hauſe, ſtarkes Staunen 
hervorgerufen. Es ſollte den Herren im Senat doch bekannt 
ſein, daß die neuen Einkommen⸗ und Vermögensſteuerge⸗ 
ſetze der Danziger Bevölkerung einen vermehrten Steuer⸗ 
druck gebracht haben. Die Tarife ſind erhöht worden. Das 
ift bei der Beratung dieſer Steuergesetze hier im Plenum 
von uns mit ſolcher Deutlichkeit ausgeſprochen worden, daß 
man annehmen ſollte, daß auch die Regierung darüber un⸗ 
terrichtet iſt. Demgegenüber ſpielen die geringen Steuerer⸗ 
mäßigungen bei der Gewerbeſteuer und die von uns längſt 
geforderte Beſeitigung der Deviſenſteuer keine Rolle. Außer⸗ 
dem find ja bekanntlich die Gerichtskoſten ermäßigt. Die Er⸗ 
mäßigungen ſind zu gering, als daß ſie für die Wirtſchaft 
die Erleichterungen bringen, auf die ſie Anſpruch hat. Da⸗ 
gegen ſind durch die Erhöhung der Wohnungsbauabgabe 
und der ſozialen Laſten der Wirtichaft neue Schwere Laſten 
auferlegt worden. (Sehr richtig! rechts.) Es kann alſo von 
einem wirklichen Steuerabbau keine Rede ſein. Im Gegen⸗ 
teil, die Steuerlaſt iſt in nicht tragbarem Maße erhöht 
worden. Die in dem Haushaltsplan enthaltene Erklärung, 
daß an einem Abbau der für die Danziger Wirkſchaft fo 
überaus ſchädlichen Umſatz⸗ und Luxusſteuer nicht gedacht 
werden kann, wird in der Danziger Bevölkerung kein Ver⸗ 
ſtändnis finden. Die Steuer wird um ſo unerträglicher, je 
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mehr ſie in den Nachbarländern, mit denen wir auf den 
Warenaustauſch angewieſen ſind, abgebaut wird, und je 
mehr die Belaſtung der Danziger Wirtſchaft durch die ſtei⸗ 
gende Höhe der polniſchen Zölle belaſtet wird. 

Unſer Erſtaunen haben auch die Ausführungen der 
Haushaltsrede über die Auswirkungen der Preisſenkungs⸗ 
aktion hervorgerufen. Es war wohl nicht gut überlegt, 
wenn man die bereits ſeit Juli vorigen Jahres ein⸗ 
getretene ſtetige Senkung der Indexziffern auf den erft im 
Dezember erfolgten Erlaß der Preisſenkungsaktion zu⸗ 
rückzuführen ſucht. (Sehr richtig! rechts). Jedenfalls find 
wir davon überzeugt, daß dieſe Preisſenkungsaktion auch 
nicht den geringſten Einfluß auf die Indexziffern gehabt 
hat. 
weſen, weil ſie keinen Nutzen geſtiftet, ſondern nur 
unnötige Beunruhigung hervorgerufen hat. ; 

Der Staatshaushalt hat nur dadurch zum Ausgleich 
gebracht werden können, daß man in die Einnahmen einen 
Betrag von 5 Millionen für ein Tabakmonopol eingeſetz“ 
hat. Nach unſerem Dafürhalten widerſpricht es einer ge⸗ 
ordneten Finanzgebahrung, wenn man in den Haushalts⸗ 
plan Einnahmen einſetzt, ohne daß dafür die geſetzlichen 
Unterlagen vorhanden ſind. Iſt die Regierung ihrer 
Sache ſo ſicher, daß ſie für das von ihr beabſichtigte Tabak⸗ 
monopol im Volkstage eine Mehrheit findet? Hierbei 
müſſen wir unſerer höchſten Verwunderung Ausdruck 
geben, daß das Monopol in den Staatshaushaltsplan 
eingeſetzt worden iſt, bevor die Regierung dem Volkstag 
von dieſem Plan irgendeine Mitteilung gemacht hat. Es 
widerſpricht den früheren Gepflogenheiten, daß man es 
unterläßt, in ſo wichtigen innen- und außenpolitiſchen An⸗ 
gelegenheiten den Hauptausſchuß zu informieren, obwohl 
ſeit langem wichtige Verhandlungen darüber mit der Re⸗ 
publik Polen geführt worden ſind. Wir haben alsbald, 
nachdem wir von dieſen Verhandlungen durch die Preſſe 
Kenntnis bekommen haben, die Regierung gebeten, im 
Hauptausſchuß die erforderlichen Aufklärungen zu geben. 
Darüber iſt man einfach hinweggegangen, (Abg. Rahn: 
Und mit gutem Recht!) Wir können unſere ſchwere Sorge 
nicht unterdrücken, daß die Verhandlungen einen Weg 
gehen, der nicht zum Wohle unſeres Staates führt. Aus 
den Darlegungen der Haushaltsrede ergibt ſich ſchon, daß 
die Verhandlungen von Danziger Seite unter doppelt 
ſchwerem Druck geführt werden, einmal dem von Polen in 
brutaler Weiſe ausgeübten Druck der um das achtfache 
erhöhten Zölle auf den eingeführten Tabak, und dann 
unter dem Druck einer vollſtändig verfahrenen Finanz⸗ 
lage. Es iſt kein Zeichen einer wohlwollenden Haltung 
von ſeiten Polens gegenüber Danzig, wenn die Zoll⸗ 
beſtimmungen über die Erhöhung des Tabakzolles ein⸗ 
ſeitig gegen Danzig erlaſſen worden ſind. Es iſt doch 
klar, daß ſich dieſe Zölle ganz allein gegen Danzig richten 
und offenſichtlich nur zu dem Zweck erhöht find, um Danzig 
bei den Verhandlungen über die Anpaſſung an die polni⸗ 
ſchen Beſtimmungen gefügig zu machen. (Sehr richtig! 
rechts.) Wir ſind über die Einzelheiten des beabſichtigten 
Monopols nicht unterrichtet. Wir hegen aber die ſchwere 
Befürchtung, daß der für das Rechnungsjahr 1925 ein⸗ 
geſetzte Betrag von 5 Millionen nicht erreicht werden 
wird. Die Erfahrung zeigt, daß ſich die Bevölkerung vor 
einer zu 1 en erheblichen Erhöhung der Preiſe für 
längere Ze mit Waren eindeckt. 

Noch auf andere Bedenken müſſen wir in dieſem Hu- 

ſammenhange hinweiſen. Außer dem erwähnten Betrag 
von 5 Millionen für das Tabakmonopol ſind in den Haus⸗ 
haltsplan der Zollverwaltung 3,1 Millionen Gulden Ein⸗ 
nahmen aus der Zigarettenſteuer enthalten. Dieſer Be⸗ 
trag iſt gegenüber dem Vorjahre um ein Drittel erhöht 
worden. Wir richten an die Regierung die Trage: be⸗ 
abſichtigt ſie auch neben dem Tabakmonopol die beſtehende 
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Zigarettenſteuer beizubehalten? Iſt beides miteinander 
überhaupt vereinbar? Oder beruht es etwa auf einem Ver⸗ 
ſehen, daß man die Zigarettenſteuer aus dem Haushalts⸗ 
plan nicht geſtrichen hat, nachdem man das Monopol ein- 
geſetzt hat? Jedenfalls erbitten wir hierüber ausgiebige 
Aufklärung. 

Was das angekündigte Spiritusmonopol anlangt, ſo 
richten wir an die Regierung die dringende Aufforderung, 
ſich hier nicht ebenſo wie bei dem Tabakmonopol von Polen 
in eine Notlage bringen zu laſſen. Ferner bitten wir, in 
dieſer Frage rechtzeitig dem Volkstage die nötigen Mit⸗ 
teilungen über den Stand der Verhandlungen zu machen. 

Um den Haushalt zum Ausgleich zu bringen, hat man 
bei der Poſtverwaltung annähernd 2 Millionen als Über- 
ſchuß ausgewieſen. Wenn die Etatsrede davon ausgeht, 
daß ein ſolches Verfahren den Grundſätzen einer geſunden 
Finanzwirtſchaft entſpreche, ſo ſind wir leider gezwungen, 
dieſer Auffaſſung entgegenzutreten. Die Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenverwaltung iſt als ein Verkehrsunternehmen nicht 
dazu berufen, dem Staat Überſchüſſe für feine Haushalts- 
pläne abzuwerfen. Sie dient dem Staate und der Wirt⸗ 
ſchaft dadurch am beſten, daß fie ihre Leiſtungen der Be- 
völkerung zu möglichſt niedrigen Gebührenſätzen bietet. 
Man könnte es wohl verſtehen, wenn die Koſten für die 
notwendige Erneuerung und Moderniſierung für das 
Fernſprechweſen uſw. aus laufenden Mitteln genommen 
würden, obwohl auch dies Verfahren wirtſchaftlich anfecht- 
bar wäre. Vollſtändig unverſtändlich iſt es aber, wenn 
man die Mittel für die notwendige Erneuerung und 
Moderniſierung, insbeſondere die Herſtellung eines brauch- 
baren Fernſprechnetzes mit Selbſtanſchlüſſen, wie es jetzt 
beabſichtigt iſt, auf Kredit entnimmt, und trotzdem nicht die 
für die Bevölkerung viel zu hohen Gebühren ermäßigt. 
Es wird von der Poſtverwaltung verlangt, daß fie die 
erhöhten Gebühren beibehält, um einen ſo hohen Betrag 
für allgemeine Staatszwecke abzuführen und damit zum 
Ausgleich zu bringen. Jedenfalls ift das ein Verfahren, 
das wir entſchieden mißbilligen müſſen. 

Die in der Etatsrede erwähnte Herabſetzung des Per⸗ 
ſonals und die dadurch herbeigeführte Erſparnis bedarf 
einer beſonderen Betrachtung. Wir ſind überzeugt, daß es 
in der gegenwärtigen Zeit einer ſchweren Finanz⸗ und 
Wirtſchaftsnot unbedingt erforderlich iſt, daß der Staat 
ſeine Bedürfniſſe auf das äußerſte einſchränkt und ſeine 
Ausgaben nach den Einnahmen richtet. Es muß aber her⸗ 
vorgehoben werden, daß im Gegenſatz zu dem bisherigen 
Perſonalabbau, der nach den Erklärungen der Etatsrede 
25 vom Hundert beträgt, unter der neuen Regierung die 
weitere Herabſetzung um 5 vom Hundert überwiegend auf 
die Verminderung des Beſtandes der Schutzpolizei zurück- 
zuführen iſt. Wir haben wiederholt davor gewarnt, daß 
man in Zeiten, wie wir ſie jetzt durchleben, an derartigen 
bewährten Einrichtungen, wie die des ſtaatlichen Schutzes 
und der ſtaatlichen Sicherheit, rüttelt. Hat man die Tage 
der Unruhen vom Juli 1920 vergeſſen, wo es an einer 
ausreichenden und gut ausgebildeten Polizeitruppe fehlte 
und die geſamte Bevölkerung damals das dringende Ver⸗ 
langen ſtellte, eine derartige Polizeieinrichtung zu ſchaffen? 
Hat man vergeſſen, daß im Falle, daß die eigene Polizei 
nicht ausreicht um Unruhen zu vermeiden, Polen die Auf⸗ 
gabe zufallen kann, hier Ruhe und Ordnung zu ſchaffen? 
(Der Stahlhelm iſt da! links.) Iſt man ſich darüber nicht 
klar, daß eine Schwächung der Sicherheitstruppe für die 
innere Sicherheit Danzigs und für den Beſtand des Staa⸗ 
tes eine Gefahr bedeutet? Neben der Verminderung der 
Zahl liegt eine Schwächung auch in der beabſichtigten 
Organiſation, die, wenn ſie nach den im Volkstag wieder⸗ 
holt erörterten Plänen der Liberalen und Sozialdemokra⸗ 
ten erfolgt, eine Lockerung der Disziplin und eine Ver⸗ 
ringerung der Schlagfertigkeit der Schutzpolizei bedeutet, 
ohne daß man dadurch auch nur einen Mann erſpart. 
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(Schwegmann, Abgeordneter.) 

Solche Experimente erfüllen uns mit ſchwerſter Sorge und 
wir ſind mit der großen Mehrheit der Danziger Bevölke⸗ 
rung einig, wenn wir ſagen, daß man von der bewährten 


Einrichtung unſerer Schutzpolizei die Finger laſſen und 


ſie nicht zu Experimenten benutzen ſoll. 

x Ich komme jetzt zum Schluß. Das Bild, das uns die 
vorgelegten Haushaltspläne von unſeren Finanzen bieten, 
iſt ein überaus trübes. Wir können den Optimismus, der 
aus der Etatsrede herausklingt, nicht teilen. Wir können 
die Hoffnungen auch nicht teilen, die ſich auf eine baldige 
Beſſerung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe in Polen rich⸗ 
ten. Nach den bisherigen Erfahrungen ſind wir der Mei⸗ 
nung, daß ſich dort die Verhältniſſe eher verſchlechtern 
werden und einer Kataſtrophe zutreiben. Uns kann nur 
helfen, daß wir uns nicht auf die Hoffnungen mit Polen 
einſtellen. Wir dürfen uns nicht Illuſionen hingeben, daß 
Polen überhaupt die Abſicht hat, uns irgendwie zu helfen, 
auch wenn es dazu in der Lage wäre. Die Entwicklung der 
Dinge unter der neuen Regierung bietet keinerlei Anzeichen 
dafür, daß in den Beziehungen zu Polen eine Beſſerung 
zugunſten Danzigs eintritt und daß die Haltung Polens 
gegenüber Danzig eine andere als früher werde. Im 
Gegenteil, wir haben den Eindruck, daß die Schwäche der 
gegenwärtigen Regierung, ihr mangelnder Widerſtand 
gegenüber den Machtanſprüchen Polens und ihre grund⸗ 
ſätzliche Bereitwilligkeit, unter allen Umſtänden ein gutes 
Einvernehmen herbeizuführen und Konflikte zu vermeiden, 
Danzig nur ſchaden kann. (Sehr wahr! rechts.) In dieſer 
Auffaſſung ſind wir durch die Ausführungen der Etats⸗ 
vede nur beſtärkt worden. Es bleibt nichts anderes übrig, 


als daß Danzig ſich auf die eigene Kraft verläßt, und die 


eigenen wirtſchaftlichen Kräfte nach jeder Richtung ent⸗ 
wickelt und ſtärkt. Unſere eigene Wirtſchaft iſt von Natur 
aus geſund. Ihre Schwächen liegen in der Verkopplung 
mit Polen und in den Zwangsvorſchriften, die aus der 
Revolutionszeit übriggeblieben find. (Sehr richtig! rechts.) 

Zur Geſundung der Wirtſchaft und zur Beſſerung der 
Finanzlage des Staates bedarf es tatkräftiger Arbeit und 
kraftvoller Entſchlüſſe. Dazu bedarf es anderer Auffaſſun⸗ 
gen, als ſie in der Partei vertreten ſind, die die jetzige 
Koalitionsregierung beherrſcht. (Sehr richtig! rechts.) Der 
tiefe Verfall der Wirtſchaft und der Staatsfinanzen, der 
in der Zeit des Beſtehens der neuen Regierung in unſerem 
Freiſtaat eingetreten iſt, zeigt, daß die Regierung die 
Dinge nicht meiſtern kann. Wir haben nicht das Ver⸗ 
trauen, daß ſich die Verhältniſſe unter dem gegenwärtigen 


Senat beſſern werden. Wir haben nicht das Vertrauen und. 


nicht die Hoffnung, daß die Schwierigkeiten der Wirt⸗ 
ſchafts- und Finanzlage unter dem gegenwärtigen Senat 
überwunden werden. Wir müſſen die Mitverantwortung 
für die Führung der Staatsgeſchäfte auf dieſer Grundlage 
ablehnen und ſind nicht in der Lage, dem uns vorgelegten 
Haushaltsplane zuzuſtimmen. (Lebhaftes wiederholtes 
Bravo! rechts.) : 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Seit 
Beſtehen der Freien Stadt hat noch niemals die Regierung 
den Haushaltsplan unter ungünſtigeren wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen vorlegen müſſen, als die jetzige es leider tun 
mußte, die von meinem Vorredner ja immer als die ſoge⸗ 
nannte „neue Regierung“ bezeichnet worden iſt. (Zwiſchen⸗ 
rufe rechts) Schön, wir kommen auf das Wort „neue“ 
noch zurück. Ich glaube, daß jeder Kritiker, der ernſt ge⸗ 
nommen werden will, bei der von ihm geübten Kritik dieſem 
Umſtand Rechnung tragen muß. Ich muß leider feſtſtellen, 
daß mein Herr Vorredner dieſen Dingen auch nicht im ge⸗ 
ringſten Rechnung getragen hat. Darum werde ich bei 
meinen Ausführungen etwas andere Worte wählen müſſen, 
als es von vornherein meine Abſicht war. Ich bin keines⸗ 
wegs gewillt, hier eine große Verteidigungsrede für die 
Regierung zu halten. Das iſt nach meiner Auffaſſung 


nicht notwendig; denn mit der Oppoſitionsrede, die wir 
hier ſoeben gehört haben, wird die Regierung ſchon fertig 
werden. (Sehr gut! links.) 

Der Herr Präſident des Senats hat ſeine Einfüh⸗ 
rungsrede in zwei Teile zerlegt. Im erſten Teil be- 
handelte er die auswärtige Politik, im zweiten die inneren 
Angelegenheiten. Ich will dieſem Beiſpiel folgen und mich 
ganz kurz zuerſt zu der Außenpolitik wenden. Wenn hier 
von dieſer Stelle aus das Wort „Außenpolitik“ gebraucht 
wird, ſo hat es ſelbſtverſtändlich nicht die Bedeutung, als 
wenn es von der Rednertribüne irgendeines anderen, 
großen Staates gebraucht wurde (Sehr gut! links): denn 
die Vertretung Danzigs nach außen hat Polen. Wenn 
wir trotzdem von der Außenpolitik reden, ſo kann in erſter 
Linie immer nur das Verhältnis Danzigs zu Polen ge⸗ 
meint ſein. Aber gerade dieſes Verhältnis, das wir hier 
mit dem Wort Außenpolitik bezeichnen wollen und be⸗ 
zeichnen müſſen, hat auf die inneren Verhältniſſe Danzigs 
die ſtärkſte Wirkung. Darum war es ſehr bemerkenswert 
in den Ausführungen des Präſidenten des Senats, daß er 
ſeſtſtellen durfte, daß die Verhandlungen mit Polen pe- 
züglich der einzelnen ſtrittigen Punkte in ein ganz anderes 
Fahrwaſſer gekommen ſind. (Abg. Doerkſen: In ein lang⸗ 
ſameres!) Ich komme noch darauf zurück, ſeien Sie nicht 
ſo voreilig. — Der Herr Präſident des Senats ſagte, der 
bisherige Stand der Verhandlungen, und zwar ſowohl der 
Stand der Verhandlungen wie der Verlauf, berechtigten 
zu der Hoffnung, daß es trotz der einzelnen beſtehenden 
großen Schwierigkeiten gelingen wird, zu einem Einver⸗ 
nehmen zu kommen. i É 


Es läßt ſich als allgemeines Anzeichen aus den Ver- 
handlungen hervorheben, daß ſie lebendiger geworden ſind, 
daß die Fühlungnahme lebendiger geworden iſt. Das iſt 
eine Feſtſtellung, dig wir wohl alle mit großer Genug⸗ 
tuung begrüßen können. Wir ſind nun einmal auf Grund 
der Folgen des Weltkrieges zu einer wirtſchaftlichen Ein⸗ 
heit mit Polen gekommen. Es liegt nichts näher, als daß 
das Beſtreben nun vorherrſchend fein muß, die Verhältniſſe 
mit dem wirtſchaftlichen Hinterlande ſo nutzbringend wie 
möglich zu geſtalten. (Sehr richtig! links.) Hier hat der 
Herr Senatspräſident den Finger in die Wunde gelegt, 
die leider für Danzig zu lange offen geblieben iſt. Wenn 
man auch mit in Rechnung ſtellen kann oder ſtellen muß, 
daß es für die alte, im Gegenſatz zu der neuen, Regierung 
wohl ziemlich ſchwer war, ſich in die neuen Verhältniſſe, 
weil es eine alte Regierung war, hineinzufinden und ihr 
Verhalten entſprechend einzurichten, ſo hätte doch der 
Großmachtdünkel, der bei jeder Gelegenheit hervorbrach, 
nicht ſo weit führen dürfen, daß man ſelbſt die vitalſten 
Intereſſen der Danziger Wirtſchaft aufs Spiel ſetzte. (Leb⸗ 
haftes Bravo! links.) Es war dieſen Herren ſchlechter⸗ 
dings nicht möglich, von dem hohen Roß herunterzuſteigen 
und den Ton zu finden, der angebracht erſcheint, wenn ein 
Staat von zirka 380000 Einwohnern mit einem Staat 
von 28 Millionen Einwohnern in Verhandlungen tritt. 
(Immer ſtolz! rechts.) Wohin der Stolz geführt hat, ſpürt 
jetzt die Danziger arbeitende Bevölkerung am eigenen 
Leibe. (Sehr richtig! links.) Man konnte von der alten 
Methode des ſogenannten Notenwechſelns einfach nicht 
loskommen. Man kannte nicht Verhandlungen von Mund 
zu Mund. (Na, na! rechts.) Man war immer noch der 
Meinung, daß man als Vertreter einer Freien Stadt 
genau die gleichen Allüren anwenden konnte, wie die Ver⸗ 
treter des früheren großen Deutſchen Reiches. Das hat 
die Danziger Bevölkerung ſchwer büßen müſſen. (Sehr 
wahr! links.) Daß die Reden früherer Mitglieder der 
Regierung, ausſchlaggebender Mitglieder, ich verweiſe nur 
auf die Rede des früheren Herrn Senatsvizepräſidenten 
Dr. Ziehm in Marienburg (Hört, hört! links), nicht dazu 
beitragen konnten, ein freundſchaftliches Verhältnis 
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zwiſchen den durch die Zollunion vereinigten Staaten her⸗ 
beizuführen, iſt ſelbſtverſtändlich, d. h. allerdings nur für 
vernünftige Menſchen. Es ſcheint ſo, Herr Abg. Dr. Ziehm, 
daß von Ihrer Seite den Dingen nicht der nötige Ernſt 
entgegengebracht worden iſt. Das iſt auch erklärlich, weil 
Sie ſich bisher nur als deutſcher Beamter und nicht 
als Danziger gefühlt haben. (Bravo! links. — Abg. Dr. 
Ziehm: Machen Sie ſich doch nicht lächerlich!) Wenn 
immer wieder betont wurde: „Wir ſtellen uns nur ge⸗ 
zwungenermaßen auf den Standpunkt der gegebenen Ver⸗ 
hältniſſe“, was ſollte man dann ſagen? Daß das Be⸗ 
ſtreben, die Anſicht im Innern, dahingeht, dieſe Dinge ſo 
Schnell wie möglich wieder zu ändern. Daß ſolche Auße⸗ 
rungen natürlich ein Entgegenkommen von der anderen 
Seite nicht herbeiführen konnten, dürfte ganz begreiflich 
erſcheinen und verſtändlich ſein. (Sehr wahr! links.) Es 
iſt ſchon richtig, und ich ſcheue mich nicht es hier aus⸗ 
zuſprechen, daß die deutſchen Danziger an der Kultur⸗ 
gemeinſchaft mit Deutſchland feſthalten (Sehr gut! links.) 
Das deutſche Fühlen in der Bruſt wird bleiben. (Sehr 
gut! links.) Ich glaube auch nicht, daß vernünftige An⸗ 
gehörige eines anderen Staates, einer anderen Nation, 
uns dieſes Gefühl etwa aus der Bruſt herausreißen 
wollen. Für ſo unvernünftig halte ich niemand, weil man 
das innere Gefühl ja ſowieſo niemand nehmen kann. Aber 
wenn man bei jeder möglichen und unmöglichen Ge⸗ 
legenheit das Wort „deutſch“ auf der Zunge hat (Abg. 
Dr. Ziehm: Genieren Sie ſich denn?), dann iſt man noch 
immer kein Deutſcher. Wer das Deutſchtum am feſteſten 
gehalten hat, hat die vergangene Zeit gezeigt. Ich ver⸗ 
weiſe nur auf das Verhalten der deutſchen Arbeiterſchaft 
bei den ſogenannten Ruhrkämpfen im Saargebiet. (Sehr 
richtig! links.) Aber in demſelben Augenblick verweiſe ich 
auf das Verhalten der Kapitaliſten, die nicht ſchnell genug 
zu den Beſatzungstruppen übergehen konnten und ver⸗ 
ſuchten, ſie gegen die eigenen Landesgenoſſen, die Arbeiter, 
zu verwenden. (Abg. Plettner: Und ſich dafür 700 Mil⸗ 
lionen zahlen ließen!) Solch ein Deutſchtum wollen wir 
nicht vertreten. (Abg. Dr. Ziehm: Sprechen Sie doch zur 
Etatsrede! — Abg. Arczynſki: Das iſt Ihnen un⸗ 
angenehm!) Ein Deutſchtum, das darin ausklingt, daß 
man ſich für mehr hält als die Angehörigen anderer 
Staaten und Raſſen, ſolch ein Deutſchtum lehnen wir ab. 
Darum find wir auch der Meinung, daß es nicht notwendig 
iſt, immer wieder zu betonen: Wer uns das Deutſchtum 
rauben will, beißt auf Granit, nein, das innere Deutſch⸗ 
tum, das in uns wohnt, nimmt uns niemand. (Abg. 
Dr. Ziehm: Denken Sie an Graudenz und Thorn!) 


Als weiterer Beweis für einen anderen Kurs, den die 
ſogenannte neue Regierung“ ſteuert, muß die Feſtſtellung 
des Herrn Präſidenten des Senats gelten, daß in den bei⸗ 
den Jahren 1923 und 1924 nicht weniger als 24 Entſchei⸗ 
dungen des Hohen Kommiſſars erfolgen mußten, im Jahre 
1925 aber nur eine. Gewiß kann zugegeben werden, was 
der Herr Vorredner ſtreifte, daß die Differenzpunkte zwi- 
ſchen den beiden Staaten allmählich abgenommen haben. 
Andererſeits wird aber auch zugegeben werden müſſen, daß 
ausſchlaggebend hierfür das Verhalten der neuen Regie⸗ 
rung geweſen iſt. (Sehr richtig! links — Abg. Dr. Ziehm: 
Leſen Sie noch einmal, was Herr Sahm geſagt hat!) Meine 
politiſchen Freunde und ich ſprechen von dieſer Stelle aus 
den lebhaften Wunſch aus, daß die Regierung auf dieſem 
Wege weitergehen möge, um durch Verhandlungen von Mund 
zu Mund das Verhältnis zwiſchen den beiden Staaten im⸗ 
mer mehr zu klären; denn ſo werden unzweifelhaft die Jn- 
tereſſen der Danziger Wirtſchaft am beſten gewahrt. (Sehr 
gut! links.) Wenn bisher vielleicht in der Danziger Be⸗ 
völkerung noch Zweifel darüber beſtanden haben, ob es 
richtig war, eine neue Regierung zu ſchaffen, einen neuen 
Kurs zu ſteuern, die Oppoſitionsrede des deutſchnationalen 


Redners hat jetzt wohl zur Evidenz bewieſen, daß es höchſte (0) „ | 


Zeit war, daß die Regierung abtrat. (Sehr richtig! links.) 
Ich glaube, der Wunſch wird überall lebhaft hervortreten, 
nach dem, was wir heute gehört haben, daß eine Regie⸗ 
rung, wie ſie früher war, ſobald nicht wiederkommen möge. 
(Abg. Dörkſen: Da werden Sie ſich täuſchen!) Die Über⸗ 
heblichkeit, wie ſie aus den Handlungen der alten Regierung 
überall hervorleuchtete, hat der Redner der ſtärkſten Oppo⸗ 
ſitionspartei heute in ganz ungewöhnlichem Maße hier zum 
Ausdruck gebracht. Wir wollen hoffen, daß die noch ſchwe⸗ 
benden Streitpunkte mit Polen durch freundſchaftliche Ver⸗ 
handlungen zur Erledigung kommen. Wir ſtehen aber kei⸗ 
neswegs auf dem von dem Herrn Vorredner gekennzeichne⸗ 
ten Standpunkt, daß wir ſchutzlos daſtehen, wenn die Ver⸗ 
handlungen kein Ergebnis zeitigen. Wir nehmen dem Völ⸗ 
kerbund gegenüber eine andere Stellung ein und hegen die 
feſte Zuverſicht, daß der Völkerbund, vertreten durch ſeinen 
Hohen Kommiſſar, die Rechte dieſes kleinen Freiſtaates, 
eine Schöpfung des Völkerbundes, auch in Zukunft wahr⸗ 
nehmen wird. (Bravo! links — Abg. Nafte: Bis jetzt war 
es ſehr mau!) i 

Dies, m. D. u. H., in kurzen Worten zu der Außen⸗ 
politik. Zu der Innenpolitik, zu den Etats ſelbſt, ift aller- 
dings noch etwas mehr zu ſagen. Ich habe ſchon in meinen 
erſten Ausführungen betont, daß die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe Danzigs in ſehr ſtarker Weiſe durch das Verhält⸗ 
nis Danzigs zu Polen beeinflußt werden. Daß das geſche⸗ 
hen iſt, hat die Danziger Wirtſchaft deutlich zu ſpüren be⸗ 
kommen. Ich erinnere nicht nur an die Boykottdrohung, 
ſondern auch an den leider teilweiſe ausgeführten Boykott. 
Daß die wirtſchaftlichen Verhältniſſe Danzigs als kleiner 
Staat, der in erſter Linie auf das wirtſchaftliche Hinterland 
angewieſen iſt, mehr beeinflußt werden, als in Staaten, wo 
immerhin noch eine eigene Wirtſchaft herrſcht, iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich. Trotzdem können wir feſtſtellen, daß das Heer der 
Arbeitsloſen hier auch nicht größer iſt, als ſonſt überall und 
auch in Deutſchland. (Zurufe bei den Kommuniſten und 
rechts.) Sie dürfen nicht Oho ſagen, hier darf nicht das Ge⸗ 
fühl ausſchlaggebend ſein, ſondern der Verſtand, der mit 
Zahlen rechnet. (Jawohl! rechts.) Wenn Sie Zahlen Tejen 
können, werden Sie meine Ausführungen nicht widerlegen 
können. (Abg. Philipſen: Sehr ſtarkl) Die brennendſte 
Frage, die ja natürlich nicht nur in Danzig vorliegt, ift die, 
wie können die wirtſchaftlichenVerhältniſſe gebeſſert werden, 
wie kann das Heer der Erwerbsloſen vermindert werden. 
Auf dieſe Frage haben wir ſchon manche Antwort gehört. 
Auch die ſogenannten Wirtſchaftsführer haben es ja nicht 
unterlaſſen, hierauf Antwort zu geben. Sie haben auch 
Vorſchläge gemacht, die Linderung bringen und dem Übel 
abhelfen ſollen, aber wir können wohl ſagen, daß dieſe Vor⸗ 
ſchläge auch danach ſind. 

Als erſtes wird Erleichterung des Steuerdrucks ge⸗ 
fordert. Es iſt richtig und unbeſtreitbar, daß in Danzig 
der Steuerdruck viel ſchärfer als in den umliegenden Staa⸗ 
ten iſt. Z. B. bewegt ſich in Deutſchland der Steuerſatz 
pro Kopf der Bevölkerung auf 158 Mark gleich 197,50 
Gulden, in Polen 78 Zloty, ungefähr 55 Gulden, in 
Danzig 316 Gulden pro Kopf der Bevölkerung. (Hört, 
hört!) Daß die Wirtſchaft hier ſchwer darunter leidet, iſt 
ſelbſtverſtändlich. Aber es iſt ſonderbar, daß die Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe, die jetzt nach Erleichterung vom Steuerdruck 
ſchreien, ſelbſt dieſen Steuerdruck herbeigeführt haben. 
(Sehr wahr! links.) Nicht die ſogenannte neue, die jetzige 
Regierung, hat den Danziger Staat aufgebaut und die 
Einrichtungen geſchaffen, die nun unterhalten werden 
müſſen (Beamtenheer! links), ſondern Sie, m. H., von 
rechts, Sie haben das getan. Da hat der Großmachtdünkel 
auch wieder eine ganz erhebliche Rolle geſpielt. (Sehr gut! 
links.) Oder es reichte ſchließlich der Blick dafür nicht aus, 
wie man im Gegenſatz zu größeren Staaten die Einrich⸗ 
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tung eines kleinen Stadtſtaates ſchaffen ſollte. Eins von 
beiden kann nur richtig ſein, oder, und ich neige dem letzte⸗ 
ren zu, daß beides von mir gekennzeichnete hier eine erheb⸗ 
liche Rolle geſpielt hat. Wir glauben annehmen zu dürfen, 
daß ſehr viele Einrichtungen einfacher ſein könnten, viel⸗ 
leicht auch gar nicht da ſein dürften. (Abg. Kloßowſki: Be⸗ 
zirksausſchuß!) Ich will auf das einzelne nicht eingehen, 
ſonſt könnte ich hier manches nennen, das nicht nur nach 
unſerer Auffaſſung überflüſſig und nicht notwendig iſt, das 
jetzt auch die Anhänger der Deutſchnationalen Partei als 
überflüſſig und ſchädlich empfinden. (Hört, hört! links.) 
3. B. jagte der Handelskammerpräſident Herr Klawitter, 
der nicht Mitglied der Sozialdemokratie, aber Mitglied der 
Deutſchnationalen Partei iſt, in Nr. 2 der „Danziger Wirt⸗ 
ſchaftszeitung“ unter der Überſchrift „Ein Notſchrei“: 
„Erlöſt endlich die Wirtſchaft von der latent gewordenen 
Mißwirtſchaft des aufgeblähten Verwaltungsapparats.“ 
(Hört, hört! links.) Das ſagte nicht ein Sozialdemokrat, 
aber ein Mitglied der Deutſchnationalen Partei, die dieſen 
Verwaltungsapparat geſchaffen hat. (Abg. Kloßowfki: 
Das iſt bezeichnend! Das iſt unangenehm!) Herr Kla⸗ 
witter ſagte noch etwas anderes, und zwar war das am 
10. März: „Heute iſt die Wirtſchaft auf Gnade und Un⸗ 
gnade der Überbeſteuerung, die lediglich eine fortſchreitende 
Vermögensenteignung darſtellt, ausgeliefert.“ M. D. 
u. H. Wer hat die Steuern geſchaffen, über die jetzt der 
Handelskammerpräſident Klawitter klagt und einen Not⸗ 
ſchrei nach dem andern ertönen läßt? Die eigenen politi⸗ 
ſchen Freunde, die Deutſchnationale Partei war es. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts.) Nein, die Sünden reichen ſchon etwas 
weiter zurück. Sie gehen ſo weit zurück, wie der Freiſtaat 
exiſtiert. Schon beim Aufbau des Grundgeſetzes für den 
Danziger Freiſtaat brachten Sie zum Ausdruck, daß die 
Linke von den Dingen gar nichts verſtände, das wäre ihre 
Arbeit. Trotz aller Mühe, die ſich die Linke bei dieſer Ar⸗ 
beit gegeben hat, wurde nichts davon verwirklicht, ſondern 
das Grundgeſetz des Freiſtaats iſt ſo aufgebaut, wie Sie 
es wünſchen, und jetzt klagt die Wirtſchaft über die Feſſeln, 
die durch das Grundgeſetz der Danziger Wirtſchaft auf⸗ 
erlegt ſind. Ich möchte Ihnen nur ein paar Worte ins 
Gedächtnis rufen, die der damalige Redner der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei bei der Kritik der Verfaſſung 
äußerte. Es war mein Parteifreund Dr. Zint. Er ſagte: 
„Demokratie und auch wieder nicht Demokratie, halb und 
halb, fo ſieht die Danziger Verfaſſung aus.“ Das, m. D 
u. H., ift die Einſtellung der Deutſchnationalen Partei. 
(Sehr gut! links.) 

Nun der Aufbau des Staates. Es iſt ja jetzt ſo leicht, 
alles auf die Inflation zurückzuführen. Das machen Sie 
nicht allein jo. Ich glaube, der Gutsbeſitzer, deſſen Gut 
eben verkauft wurde, wird auch ſagen, daß die Inflation 
daran ſchuld iſt. Aber, m. D. u. H., der Staat wurde 1920 
aufgebaut, und wie damals die Verhältniſſe lagen, brauche 
ich Ihnen wohl nicht ins Gedächtnis zu rufen. Da wäre 
es die Pflicht eines weit vorausſchauenden Politikers ge⸗ 
weſen, den Staat ſo aufzubauen, daß bei einer Umände⸗ 
rung der Wirtſchaft auch die Einrichtungen des Staates 
geändert werden konnten. Wie ſind die Dinge gekommen? 
Jetzt, wo es notwendig iſt, hier und da abzubauen, wo das 
Staatsweſen die Laſten der Verwaltung nicht mehr tragen 
kann, da beißt man auf Granit. Da iſt jeder Ausweg ver⸗ 
ſchloſſen und verrammelt durch die Geſetzgebung, durch das 
Grundgeſetz, das Sie geſchaffen haben. (Sehr gut! links.) 
Mein Herr Vorredner ſagte, daß eine Entlaſtung von dem 
Steuerdruck noch nicht eingetreten wäre, da habe die neue 
Regierung noch nichts getan. Wenn ich gehäſſig wäre, 
würde ich das als Demagogie bezeichnen. Sie können es 
doch nicht leugnen, daß gerade die Linke der Über⸗ 
beſteuerung, die Sie einführten, den ſchärfſten Kampf ent⸗ 
gegengeſetzt hat. Ich verweiſe auf die Schaffung der Um⸗ 
ſatzſteuer. Meine Freunde ſitzen noch hier, die ſechs⸗ und 


achtſtündige Reden gehalten haben, um die Sache hinaus⸗ 
zuſchieben, und um Ihnen die Möglichkeit zu geben, Ein⸗ 
ſicht in die Dinge zu bekommen. Nichts hat geholfen. Die 
Deutſchnationalen wollten es, und ſo wurde es gemacht. 
Jetzt ift die Umſatzſteuer herabgeſetzt worden, und wir 
ſehen, daß dieſelbe Partei, die ſie in viel ſchärferer Weiſe 
geſchaffen hat, über diefe Steuer klagt. (Dr. Ziehm ſchwitzt 
Blut! links.) In der kurzen Zeit, da die neue Regierung 
am Ruder iſt, iſt eine Ermäßigung der Gewerbeſteuer ein⸗ 
getreten. Um 50 Prozent iſt die Wechſelſtempelſteuer er⸗ 
mäßigt worden. Aber was dem deutſchnationalen Redner 
ſehr weh getan hat, das iſt nicht, daß einzelne Steuern 
noch nicht abgebaut wurden, er hat ganz vergeſſen, daran 
zu denken, daß auch die Betriebseröffnungsſteuer abgebaut 
wurde. (Das hat keine Bedeutung! rechts.) Die Lohn⸗ 
ſummenſteuer iſt um 50 Prozent ermäßigt, ebenſo die 
Deviſenſteuer vom 1. April ab, das alles gilt bei Ihnen 
nichts. (Und die Einkommenſteuer, die Wohnungsbau⸗ 
abgabe? rechts.) Die Einkommenſteuer iſt zuſtande⸗ 
gekommen. Das Einkommenſteuergeſetz iſt durch die neue 
Regierung auch erleichtert worden. (Erhöht! rechts.) Herr 
Abg. Philipſen, ehe man ſolche Zurufe macht, muß man 
ſich das Geſetz erſt anſehen. (Abg. Philipſen: Ich kenne 
es!) Wenn Sie es kennen, werden Sie zugeben, daß nach 
dem alten Steuergeſetz laut § 16 auch Steuern bezahlt 
werden mußten, wenn kein Einkommen da war. (Abg. 
Doerkſen: Die Landwirtſchaft auch jetzt noch! — Die Qand- 
wirtſchaft will überhaupt keine Steuern zahlen! links.) 
In dem jetzigen Steuergeſetz iſt der § 16 geſtrichen worden, 
und jeder zahlt nur ſoviel Einkommenſteuer, wie ſeinem 
Einkommen entſpricht. (Abg. Doerkſen: Und die Pauſch⸗ 
ſumme?) Der Unterſchied liegt darin, daß jetzt auch die⸗ 
jenigen Einkommenſteuer bezahlen mijjen, die früher nie 
daran gedacht haben. (Sehr gut! links.) Die Steuerſcheu 
der Danziger Agrarier iſt ja weltbekannt, und die neue 
Regierung kann es ſich als ein Verdienſt anrechnen, hier 
Remedur geſchaffen zu haben. Daß das einer Partei wehe 
tut, in der die Großagrarier führend ſind, iſt zu verſtehen. 
Aber die Danziger Bevölkerung ſetzt ſich nicht nur aus 
Agrariern, aus Landwirten zuſammen. Ich meine, die 
Volksvertretung hat die Pflicht, nicht nur für einen ein⸗ 
zelnen Stand zu ſorgen, für ihn Privilegien zu ſchaffen, 
ſondern das Wohl des geſamten Volkes im Auge zu behal⸗ 
ten. Das hat unzweifelhaft die neue Regierung getan. 
Sie iſt auch bemüht geweſen, durch andere Maßnahmen 
Abhilfe zu ſchaffen, ſoweit es ging. Die Führer der Wirt- 
ſchaft im deutſchnationalen Lager rufen nach Abbau des 
aufgeblähten Verwaltungskörpers. Der Redner der 
Deutſchnationalen Fraktion bedauert, daß Beamte und 
Angeſtellte abgebaut ſind. (Abg. Dörkſen: Bei der Schutz⸗ 
polizei!) Die Schutzpolizei war Ihr Steckenpferd, das 
muß auch von dieſer Stelle aus geſagt werden. Wenn 
irgendwo im Reiche ein Anhänger der Deutſchnationalen 
Partei kein Unterkommen finden konnte, wurde er in die 
Danziger Schutzpolizei hineingeſteckt. Daß das wehe tut, 
daß Ihnen dieſe Verſorgungsanſtalt genommen wurde, iſt 
zu verſtehen. Aber daran wird nichts mehr geändert 
werden. Der Danziger Bevölkerung ſind allmählich die 
Augen aufgegangen. Die Privilegien der Deutſchnatio⸗ 
nalen Partei, früher der Konſervativen Partei, gingen ſo⸗ 
weit, daß ſelbſt ein Nachtwächter nicht angeſtellt werden 
konnte, wenn er nicht das deutſchnationale Parteibuch vor⸗ 
legte. Die Zeit iſt vorbei. (Sehr gut! links. — Das 
glauben Sie ſelbſt nicht! rechts.) Ich glaube nicht an das, 
was Sie ſagen. Vor einigen Tagen hat eine Rednerin 
Ihrer Fraktion erklärt, es ſei ſelbſtverſtändlich, daß 
„unſere Kinder“, d. h. die Kinder der Beſitzenden, mehr 
begabt ſeien, als die Arbeiterkinder. Daß aber das Ver⸗ 
ſtändnis dieſer Frau nicht ſoweit ging, um zu erkennen, 
wie groß der Gegenſatz in der Erziehung der Arbeiter⸗ 
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(Spill, Abgeordneter.) 

kinder und der Kinder der beſitzenden Klaſſe iſt, legt Zeug⸗ 
nis für ihre Kurzſichtigkeit ab. Dieſe Überhebung beſteht 
noch. 

Darum tut es weh, daß dieſe Privilegien gefallen ſind. 
Sie ſind in Deutſchland lange beſeitigt. In Deutſchland 
können Sozialdemokraten nicht nur Nachtwächter werden, 
ſondern ſie können bis zu den höchſten Stellen gelangen. 
Die letzte Enklave, die Sie in Danzig feſtgehalten haben, 
ift nun auch gefallen. (Zuruf des Abg. Klokomifi.) 

Der Vorredner ſagte, der Etat werde nicht ſtimmen, 
beim Sozialen Etat ſei zu wenig eingeſetzt, die Ausgaben 
würden ſteigen, und die Einnahmen weniger bringen. 
Warum ſind die Ausgaben für den Sozialen Etat ſo ge⸗ 
ſtiegen? Weil die große Arbeitsloſigkeit herrſcht. Aller⸗ 
dings ſoll nicht ein falſches Bild entſtehen. Die Ausgaben, 
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die im Sozialen Etat vorgeſehen find, werden nicht nur. 


für die ſozialen Zwecke der Bevölkerung aufgewandt, ſon⸗ 
dern ſie ſchließen auch noch die ganzen Offizierspenſionen 
ein. (Sehr wahr! links.) Leider haben wir hier in Danzig 
40 Prozent der Penſionen zu bezahlen, darunter die Penſio⸗ 
nen für zehn Generäle. Das iſt für den Danziger kleinen 
Staat eine ziemlich ſtarke Belaſtung, fie muß aber getragen 
werden. Umſomehr ſollten alle Kräfte zuſammengefaßt 
werden, um die Arbeitsloſigkeit einzudämmen, ſo weit es 
möglich iſt. Aber was ſehen wir bei den Unternehmern nicht 
nur auf dem Lande, ſondern auch in der Induſtrie? Wo es 
irgend möglich iſt, werden fremde Arbeiter herangeholt und 
die Danziger werden auf das Straßenpflaſter geworfen. 
Für die muß Erwerbsloſenunterſtützung gezahlt werden. 
Das faßt man nachher mit dem Namen zuſammen: 
„Staatserhaltende Oppoſition.“ 

Auch uns gefällt es nicht, daß wir uns dem Zwange 
fügen mußten, die Etats durchweg um 25 Prozent zu kür⸗ 
zen. Dabei find alle einmaligen Ausgaben für Bauten uſw. 
geſtrichen worden. Wir glauben, daß die Sparſamkeit hier 
nicht am rechten Platz ausgeübt wird. Wir müſſen uns aber 
den Notwendigkeiten fügen und können darum nur wün⸗ 
ſchen, daß ſich die Dinge bald ändern. Der Herr Vorredner 
meinte betonen zu ſollen, die eigene Danziger Wirtſchaft 
könne ſich allein helfen und brauche nicht Polen. Das kann 
meines Erachtens nur jemand ſagen, der entweder wider 
beſſeres Wiſſen Behauptungen aufſtellt oder mit den wirt⸗ 

ſchaftlichen Verhältniſſen wenig vertraut ift. Danzig hatte 
früher ein wirtſchaftliches Hinterland von etwa 5,1 Milli⸗ 
onen. Heute iſt das wirtſchaftliche Hinterland, das ihm zu⸗ 
gewieſen iſt, viel größer, etwa 28 Millionen. Die Gründe, 
weshalb dieſer Unterſchied gegenwärtig nicht in Erſcheinung 
treten kann, kennen wir. Wir wiſſen, daß die Wirtſchaft Po⸗ 
lens auch noch am Boden liegt und dies Gebiet für Danzig 
noch nicht aufnahmefähig ift. Aber ich glaube, es wäre 
töricht, mit Beſtimmtheit behaupten zu wollen, daß es ſo 
bleibt, wie es in Polen ausſieht. Mit demſelben Recht könnte 
man das eher von anderen Staaten annehmen; denn Polen 
iſt nicht arm an Naturſchätzen. Es hat Holz, Eiſen, Kohle, 
und die Möglichkeit dieſe Naturſchätze auszunutzen, iſt ge⸗ 
geben. Mit dem Augenblick, wo ſich die Wirtſchaft Polens 
belebt, werden ſich zwangsläufig auch die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe Danzigs ändern. Soweit es außerdem möglich 
iſt, die Eigenwirtſchaft Danzigs, ſo klein ſie auch iſt, zu be⸗ 
leben, ſollte es geſchehen. Da begrüßen wir es, daß auch die 
neue Regierung auf dieſem Gebiete tätig geweſen iſt und 
mitgeholfen hat, Aufträge für die Danziger Arbeiter nach 
Danzig hereinzuſchaffen und ſomit der Arbeitsloſennot ab⸗ 
zuhelfen. ; 

Wir wünſchen nur, daß nach dieſer Richtung hin noch 
mehr als bisher geſchieht. Wenn alle Kräfte angeſpannt 
werden, die eigene Wirtſchaft, ſoweit es für den kleinen 
Staat möglich iſt zu beleben, und das Ziel im Auge behal⸗ 

ten, daß wir unſere Einrichtungen immer auf das wirt⸗ 


ſchaftliche Hinterland einſtellen müſſen, dann glauben wir 
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wohl den Worten des Herrn Senatspräſidenten folgen zu 


können, als er ſagte: „Wir werden vielleicht, wenn auch 


nicht bald, den Platz an der Sonne haben. Wir wünſchen 
aber in Danzig atmen zu können, und wir werden die 
Möglichkeit haben, hier atmen zu können.“ Wir werden die 
Haushaltspläne annehmen, um eine ungeſtörte Wirtſchaft 
7 20 5 5 zu ermöglichen. (Lebhaftes wiederholtes Bravo! 
inks. l 
Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Neubauer. 

Neubauer, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Die 
Etatsberatungen geben die Möglichkeit, bei den ent⸗ 
ſprechenden Etatstiteln den Wünſchen, Beſchwerden und 
Hoffnungen der freiſtaatlichen Bevölkerung Ausdruck zu 
geben. Wenn ich im Namen meiner politiſchen Freunde 
das Wort in dieſer wichtigſten Debatte des Jahres er⸗ 
greife, ſo beherrſcht mich ein Leitgedanke: Es kommt dar⸗ 
auf an, daß die Erkenntnis der Not uns alle im gleichen 
Maße durchdringt, und daß wir uns hier, wie auch die 
kommunalen Körperſchaften, die über Ausgaben zu beſtim⸗ 
men haben, bewußt ſind, daß von der Anpaſſung der Aus⸗ 
gaben an unſere Leiſtungsfähigkeit unſer wirtſchaftliches, 
und meiner Überzeugung nach auch unſer politiſches 
Schickſal abhängt. Ich möchte mich nicht in die Details der 
Etats vertiefen, es kommt bei dieſen Dingen nicht allzu 
viel heraus. Außerdem iſt das Sache des Hauptausſchuſſes. 

Wir müſſen heute vielmehr Stellung zu den grundfätz⸗ 
ſätzlichen und entſcheidenden Fragen des Haushaltsplanes 
und unſerer Finanzen überhaupt nehmen. M. D. u. H., 
der erſte Etatstitel Ia, der die Verpflichtungen und Laſten 
nach dem Friedensvertrag betrifft, gibt mir auch an erſter 
Stelle Gelegenheit, unſere außenpolitiſchen Verhältniſſe 
einer kurzen Betrachtung zu unterziehen. Wir haben allen 
Grund, als der Freiſtaat, deſſen beſonderer Schutzherr der 
Völkerbund iſt, uns über die jüngſten Vorgänge in Genf 
unſere Gedanken zu machen. Wir bedauern die Niederlage, 
die die Völkerbundsidee erlitten hat. Wir haben das 
ſtärkſte Intereſſe daran, daß der Völkerbund ein erhabenes 
und kraftvolles Inſtrument darſtellt, geeignet, Hader und 
Ränkeſpiel zwiſchen den Nationen zu verhindern oder aus 
der Welt zu ſchaffen. Es iſt unſere innige Hoffnung, daß 
dem Völkerbund als unſerem Schutzherrn nach dieſen trau⸗ 
rigen Erfahrungen nunmehr durch um ſo größeres Geſchick 
und um ſo beſſeren Willen der beteiligten Faktoren eine 
ähnliche Kriſe erſpart bleibt. Der Amtsantritt eines neuen 
Hohen Kommiſſars des Völkerbundes, des Herrn Profeſſor 
Dr. van Hamel, gibt uns Veranlaſſung, die fefte Hoffnung 
auszuſprechen, daß er in getreuem Sinne der Völkerbunds⸗ 
idee in den uns betreffenden Fragen und Streikigkeiten 
der Verſtändigung oder wenigſtens doch dem Recht zum 
Siege verhilft. Wenn Briand am Schluß der Genfer 
Sitzung ſagte, daß im Völkerbund ein Geiſt der Gleichheit 
herrſche, und daß man innerhalb des Bundes Parteihader 
eines Staates gegen den anderen nicht kenne, ſo wünſchen 
wir herzlich, daß dieſe Worte in wirklich zutreffender Art 
Geltung auch auf das Bundesverhältnis, das zwiſchen Dan⸗ 
zig und Polen beſteht, haben möchten. 

Polen und Danzig bilden einen wirtſchaftlichen Bund, 
und die ſchwere Kriſe, die zur Zeit faſt auf der ganzen 
Weltwirtſchaft, beſonders aber auf Danzig und Polen 
laſtet, ſollte uns lehren, miteinander in verſöhnlichem Geiſt 
und gemeinſam gegen die gemeinſame Not anzukämpfen. 
Wir wollen Polen als Zugang zum Meere nützen, und 


Polen ſoll gleichfalls unſeren Lebensbedingungen Rechnung 


tragen. Es muß wenigſtens das zu erreichen ſein, und 
es iſt nunmehr auch ſchon erreicht worden, daß wir kühl 
und ſachlich zuſammenarbeiten, daß wir uns nicht mehr 
den Luxus leiſten, dieſe Arbeit durch hitzige, gefühlsmäßige 
Voreingenommenheiten oder Unbeſonnenheiten zu ſtören. 
Wir wünſchen ein enges wirtſchaftliches Zuſammen⸗ 
arbeiten, und wir hoffen von den Unterhändlern, die 
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ſowohl die Danziger wie die polniſche Regierung mit den 
wichtigen Verhandlungen betraut, daß ſie in dieſem Geiſte 


ein ſachliches Verhalten zeigen und fachliche Arbeit leiſten. 


Wir machen den Senat dafür verantwortlich, daß er eine 
geſchickte Auswahl unſerer Unterhändler trifft, und daß 
er gegebenenfalls Herren, die ſich als ungeeignet erweiſen, 
als Danziger Vertreter ausſchaltet. Bei dieſer Gelegenheit 
iſt es mir ein Bedürfnis feſtzuſtellen, daß der Präſident 
des Senats, Herr Dr. Sahm, ſich in den mehr als fünf 
Jahren des Beſtehens der Freien Stadt Danzig als kluger 
und ſtaatsmänniſch geſchickter Repräſentant der Freien 
Stadt gezeigt hat und daß er jeweils die gegebene außen⸗ 
politiſche Linie unſerem Sinne entſprechend mit Zähigkeit 
und Gewandtheit eingehalten hat. 

Unſere Einſtellung Polen gegenüber als diejenige zu 
einem Arbeitskameraden, gewiſſermaßen zu einem Mit⸗ 
arbeiter in den Tagen ſchwerer Not, wird uns nicht Hin- 
dern, wenn ich ſo ſagen darf, uns an unſeren Feiertagen 
den Luxus eines deutſchen Gemüts zu leiſten, d. h. unſere 


Freude an ſtarken geiſtigen und wirtſchaftlichen Beziehun⸗ 
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gen zum alten Mutterlande zu pflegen. Wir freuen uns, 
daß es uns durch die vielſeitigen Mittel deutſcher Verkehrs⸗ 
politik, wie etwa durch die Seeverbindung, durch die Ab⸗ 
haltung von Kongreſſen in Danzig, durch die Beteiligung 
der Danziger an billigen Ferienſonderzügen und anderes 
mehr, ermöglicht wird, in einem gewiſſen Grade perſön⸗ 
lichen Kontakt mit unſeren Landsleuten im Reich zu 
halten. Daß die gleiche entgegenkommende Verkehrspolitik 
auch von den polniſchen Eiſenbahnbehörden uns gegen⸗ 
über eingehalten werden möchte, iſt unſer auch ſchon von 
dem Herrn Präſidenten des Senats ausgedrückter Wunſch. 
Die polniſche Eiſenbahndirektion würde dann nur die Ver⸗ 
pflichtungen erfüllen, die ihr gemäß Entſcheidung des 
Hohen Kommiſſars des Völkerbundes vom 5. September 
1921 obliegen. Dabei kommt es uns nicht nur darauf an, 
daß die Verkehrsintereſſen des Freiſtaates wahrgenommen 
werden, ſondern daß beſonders auch die Intereſſen der 
übernommenen Eiſenbahnbedienſteten nicht verletzt wer⸗ 
den. (Sehr gut! beim Zentrum.) Die Danziger Eiſenbahn⸗ 
bedienſteten deutſcher Sprache werden nach unſeren Feſt⸗ 
ſtellungen durchaus benachteiligt. Wir verlangen, daß 
unſer Delegierter bei der polniſchen Eiſenbahndirektion ein 
wenig nachdrücklicher unſere Rechte betont. (Sehr gut! 
beim Zentrum.) Aufs Außerordentlichſte würden wir es 
begrüßen, wenn die polniſche mit der deutſchen Eiſenbahn⸗ 
verwaltung ins Einvernehmen kommen würde, ſo daß wir 
Oſtländer durch beſſere Verkehrsmöglichkeiten in die Lage 
verſetzt würden, unſeren Geſchäften und unſeren kulturellen 
Intereſſen in den Beziehungen zum Weſten in einer be⸗ 
quemeren Weiſe nachzugehen. Es iſt unſer dringendſter 
Wunſch, daß ſich auch auf anderen Gebieten unſere beiden 
großen Nachbarländer auf dem Wege der Verſtändigung 
finden, zunächſt auf dem Gebiete des Handelsvertrages. 
Wir wiſſen, daß ein Handelsvertrag zwiſchen den beiden 
Ländern Polens Wirtſchaft beleben würde — und daran 
ſind wir im Intereſſe der Belebung unſerer Wirtſchaft ſehr 
ſtark intereſſiert. Wir wiſſen ferner, daß eine Einfuhr an 
zollverbilligten deutſchen Fertigartikeln unſere Lebens⸗ 
haltungskoſten verringern würde. Aus dieſen praktiſchen 
Erwägungen, und nicht nur aus Wünſchen außenpolitiſcher 
Art, würden wir einer Verſtändigung zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Polen ſehr herzlich das Wort reden! 

Gehen wir nun zur Beſprechung der Dinge über, 
denen wir nicht wie in den eben erwähnten Fällen, als 
paſſiver Teil oder als Zuſchauer gegenüberſtehen, ſondern 
auf die wir den maßgebenden Einfluß haben. Das iſt vor 
allem das Gebiet unſerer Innenpolitik. Unſere Innen⸗ 
politik hat die Aufgabe, die Staatsordnung zu feſtigen, 
und das Staatsgefüge auszubauen, ſo daß wir uns ohne 
jede Störung zu einem wirklichen Kulturſtaat weiter ent⸗ 
wickeln können. 


Dabei iſt die Grundlage unſerer Arbeit die Ver⸗ 
faſſung. Und es ergibt ſich das Problem, ob unſere Ver⸗ 
faſſung nach der bisherigen Entwicklung der Dinge wirt- 
lich eine gute Grundlage für unſeren Aufſtieg ift. Ergibt ſich 
aber das Problem einer Anderung der Verfaſſung, jo 
denken wir zunächſt an uns ſelbſt, als Träger der Geſetz⸗ 
gebung, an den Volkstag. Eine ſtarke Strömung geht da⸗ 
hin, Volkstag und Senat in der Mitgliederzahl zu 
mindern. Teils ſprechen Erſparnisrückſichten dafür, teils 


auch die Erwägung, daß bei einer zahlenmäßigen Ver⸗ 


minderung die durchſchnittliche Qualität einen höheren 
Rang haben würde. Wir ſind der Anſicht, daß aus dieſen 
Gründen eine Verminderung der Mitgliederzahl durchaus 
ſpruchreif iſt. Die Verringerung der Kopfzahl in Parla⸗ 
ment und Regierung in einem Maße, wie es die Bedürf⸗ 
niſſe unſeres Staatsweſens geſtatten, wird unſere Billigung 
finden. Was die Frage der Diäten betrifft, ſo iſt es 
natürlich nicht zutreffend, und darf es auch nicht der Fall 
ſein, daß der Inhaber eines Parlamentsmandats eine 
Sinekure mit hohen Diäten hat. Wir brauchen bei uns 
keine Berufsparlamentarier, die allein von hohen Diäten 
leben, andererſeits aber muß es auch dem einfachen Manne 
mit geringem Verdienſt ermöglicht werden, ins Parlament 
zu kommen und für die Intereſſen ſeiner Wähler unbehin⸗ 
dert durch drückende Brotſorge arbeiten zu können. Der 
Volkstag hat nur dann das moraliſche Recht, Sparſamkeit 
von anderen zu verlangen, wenn er ſelbſt ſparſam ift. 
Wenn wir uns den Etat des Volkstages anſehen, jo 
können wir leider nicht ſagen, daß der Volkstag, der doch 
mit gutem Beiſpiel vorangehen müßte, an ſich ſelbſt viel 
Sparſamkeitsſinn gezeigt hat. Dieſer große Apparat ver⸗ 
einbart ſich nicht mit der ſchwierigen Finanzlage, auch nicht 
mit dem Umfang unſeres Staatsweſens. 

M. D. u. H.] Wir haben mit Befriedigung von den- 
jenigen Ausführungen des Herrn Präſidenten Dr. Sahm 
Kenntnis genommen, die ſich auf die Verringerung der 
Staatsausgaben, vor allem auf die Verminderung der 
perſönlichen Koſten bezogen. Wir warnen hier nur vor 
einem ſchematiſchen Abbau, der ſich vielfach aus beamten⸗ 
politiſchen Geſichtspunkten heraus nicht empfiehlt und die 
Gefahr in ſich birgt, daß aus arbeitenden Gehaltsempfän⸗ 
gern nicht arbeitende Penſionsempfänger werden. Wir 
wollen einen möglichſt kleinen Beamtenapparat, dann iſt 
die Gefahr auch nicht ſo groß, daß manch unnötiges Geſetz, 
manch überflüſſige Verordnung, manch unbrauchbarer Erlaß 
ins Land hinausgeht. Wir wollen ein Minimum von 
Beamten und dieſes Minimum ſoll anſtändig bezahlt 
werden. Mit dieſem Standpunkt können ſich ſowohl Be⸗ 


amte, wie Wirtſchaft einverſtanden erklären. Wenn wirk⸗ 


lich die Gegenſätze zwiſchen dieſen beiden ſozialen Schichten, 
zwiſchen Beamtentum und Wirtſchaft, jetzt in den Hinter⸗ 
grund getreten ſind, ſo begrüßen wir dies im Intereſſe 
unſeres inneren Friedens auf das lebhafteſte, als ein 
Zeichen dafür, daß ſich in unſeren Volksſchichten allmäh⸗ 
lich doch ein Gefühl des gegenſeitigen Verbundenſeins, des 
Aufeinanderangewieſenſeins durchringt. Wir Freiſtaaat⸗ 
bürger bilden ſeit 1920 eine Schickſalsgemeinſchaft und fo 


ſollen wir endlich lernen, die Not nicht nur als perſönliche 


Not, als Not unſerer Klaſſe, ſondern als gemeinſame Not 
der Danziger Volksgemeinſchaft zu empfinden. Wenn wir 
dieſe Empfindung gewinnen, dann werden wir auch bei 
der Wahl und bei der Beurteilung von Maßnahmen zur 
Behebung dieſer Not in Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik uns 
von gerechten Geſichtspunkten leiten laſſen. 

Einer der wichtigſten Punkte in dem ganzen Fragenkom⸗ 
plex, der ſich auch bei der Aufſtellung des Etats infolge feiner 
überragenden Bedeutung in den Vordergrund ſchiebt, iſt 
das Problem der steuerlichen Belaſtung bzw. die Minderung 
des Steuerdrucks. Unſere grundſätzliche Einſtellung iſt dieſe: 
man muß bei Maßnahmen zur Minderung des Steuer⸗ 
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druckes vorſichtig abwägen, wie weit dadurch den wirtſchaft⸗ 
lichen Kreiſen, an deren Erhaltung die Allgemeinheit wich⸗ 
tiges Lebensintereſſe hat, geholfen wird; man muß anderer⸗ 
ſeits Sorge tragen, daß lebensunfähige, lediglich ausSpeku⸗ 
lationswut eröffnete Unternehmungen ſich nicht noch wei⸗ 
ter mühſam durchſchleppen, zum Schaden der Geſamtwirt⸗ 
ſchaft. Auch in anderen Ländern hat man ſich zu dem harten 
Prinzip durchgerungen, daß dieſe wankenden Unternehmun⸗ 
gen die vom Staat in Angriff genommene Löſung des Kre⸗ 
ditproblems nicht zu ſehr belaſten, oder gar etwa unmöglich 
machen ſollen. 
Der Einkommenſteuer muß die überragende Stellung 
im Steuerſyſtem erhalten bleiben. Sie ſteht an der Spitze 
der geſamten Steuern. Die Grundſätze der Allgemeinheit 
und Gleichmäßigkeit der Beſteuerung ſowie der gerechten 
Verteilung der Steuerlaſten können ja bei keiner Steuer Jo 
zur Geltung kommen, wie bei der Einkommenſteuer. Vor⸗ 
ausſetzung ift dabei, daß die Einkommen richtig erfaßt mwer- 
den und wir legen der Regierung nahe, dieſe Steuer ſorg⸗ 
fältigſt auszubauen. Jeder Staatsbürger ſoll ſeiner Lei⸗ 
ſtungsfähigbeit entſprechend Steuern zahlen. Zur Frage der 
Steuermoral müſſen wir ſagen, daß Steuernzahlen eine 
verdammte Pflicht gegen die Allgemeinheit iſt, daß 
Steuernzahlen ganz gewiß zur Staatsgeſinnung gehört. 
Steuernzahlen ift jedenfalls nationaler als dreimal täglich 
ein nationales Lippenbekenntnis zu wiederholen. Es kann 
nur dort eine Grenze gezogen werden, wo es die Erhaltung 
des Exiſtenzminimums und das ſoziale Intereſſe des Staates 
gebieten. Ein beſonderes Augenmerk ſoll die Finanz⸗ 
verwaltung auch auf die reſtloſe und vollſtändige Erfaſſung 
der freien Einkommen richten. Aber auch der Pflege der 
übrigen Steuern, ſo weit ſie ſachlich berechtigt und nicht aus 
der Not der Zeit geborene Nachkriegs⸗ und Inflations⸗ 
ſteuern ſind, muß Aufmerkſamkeit geſchenkt werden. Bei 
uns ſteht ja die Verwaltung der indirekten Steuern unter 
den Überſchußverwaltungen an erſter Stelle. Diejenigen 
Steuern, die nicht unbedingt zur Aufrechterhaltung der 
kommunalen Finanzwirtſchaft notwendig ſind, müßten tun⸗ 
lichſt bald abgebaut werden. Vor allem iſt hier der Abbau 
der Luxus⸗ und Umſatzſteuer zu fordern und wir begrüßen 
die einſchlägigen Abſichten des Senats. Es ſcheint mir ſo, 
daß man ſich bei der Luxusſteuer vielleicht nicht ſo ſehr über 
die Belaſtung als über die Beläſtigung ärgert. Denn eine 
Grenze zwiſchen Luxus- und Gebrauchsgegenſtand ift unge- 
heuer ſchwer zu ziehen. Außerdem bringt dieſe Steuer eine 
Gefährdung unſerer Luxusartikelinduſtrie mit fich. 

Soweit es jedenfalls die Rückſicht auf die Vermeidung 
einer ſtaatlichen Defizitwirtſchaft und auf die Vermeidung 
einer Zerrüttung der kommunalen Finanzen geſtattet, ſo 
weit müſſen Steuererleichterungen und Steuerabbau gehen. 
Dabei wird die Regierung erwägen müſſen, durch welche 
Maßnahmen das durch die Wegnahme des Beſteuerungs⸗ 
rechtes ſehr eingeengte Finanzhoheitsrecht der ſelbſtändigen 
Gemeinden des Freiſtaates erneut wieder hergeſtellt werden 
kann. Vor einer überhaſteten Geſetzesmacherei müſſen wir 
uns dabei allerdings hüten. Im allgemeinen kann geſagt 
werden, daß die Steuern, die der Kapitalbildung und dem 
Kapitalumſatz hinderlich ſind, von der Regierung einer 
ſorgfältigen Überprüfung im Intereſſe der Belebung von 
Handel und Gewerbe unterzogen werden müſſen, da es die 
Notlage unſerer Geſamtwirtſchaft heute doch gebietend ver⸗ 
langt. Auch eine Lockerung des Steuerdruckes nur für eine 
befriſtete Zeit kann ins Auge gefaßt werden. 

Bei dem im Senat vorliegenden Plan, die Verwal⸗ 
tungsgerichte an die ordentliche Gerichtsbarkeit anzuglie⸗ 
dern, muß es ſich meiner Anſicht nach ermöglichen laſſen, 
das Steuergericht ganz wegfallen zu laſſen und ſeine Funk⸗ 
tionen dem geplanten neuen Senat beim Obergericht (dem 
Oberverwaltungsgericht) zu übertragen. Dadurch wäre 
eine unabhängige gerichtliche Inſtanz für Steuerſachen ge⸗ 


geben und dieſer Weg würde keine Verſchlechterung beden- (0) 


ten. Der Erfolg zumal wäre in dieſem Fall wirklicher Be⸗ 
hördenabbau, alſo Erſparniſſe. 

M. D. u. H.! Überſchüſſe bringen uns nach den Ver⸗ 
brauchs⸗ und Verkehrsſteuern an zweiter Stelle die Zölle, 
und zwar mit 102 Millionen Gulden. Wir hegen die Cr- 
wartung zu dem ſachlichen und rechtlichen Empfinden der 
polniſchen Regierung, daß ſie bei den Verhandlungen über 
den neuen Zollverteilungsſchlüſſel nicht nur unſern Bedürf⸗ 
niſſen, ſondern vor allem unſern zahlenmäßig begründeten 
Anſprüchen Anerkennung zollt. Ich glaube, daß es von 
großer Bedeutung für eine gute Geſtaltung der Beziehungen 
zwiſchen Danzig und Polen ſein wird, wenn wir in dieſer 
Frage zu einer für beide Teile befriedigenden Löſung 
kommen. 

Der Herr Präſident des Senats gab hier die Čr- 
klärung ab, daß wir zum Zwecke der Vermeidung eines 
Defizits von 5 Millionen Gulden auf das Tabak⸗ und 
vielleicht auf das Spiritusmonopol nicht werden verzichten 
können. Dieſe Monopole ſind m. E. doch recht ſaure Apfel, 
die uns der Herr Präſident des Senats nicht ungeſchickt 
mundgerecht zu machen verſuchte. Und wir werden wohl 
in dieſe ſauren Apfel aus Mangel an anderen Ernährungs⸗ 
quellen für unſeren Staatsmagen hineinbeißen müſſen. 
Würde ſich allerdings noch ein anderer Ausweg finden 
laſſen, der für Tabakhandel und -induftrie und auch für 
den Verbraucher erfreulicher wäre, ſo würden wir gern in 
neue Erörterungen dieſes Problems treten. Allerdings 
zweifeln wir an der Möglichkeit neuer Löſungen, da be⸗ 
ſtimmend für die Reglung der Frage auch die Ent⸗ 
ſcheidungen Polens ſind. Nun iſt es ja noch ein großes 
Rätſel, in welchem Ausmaße die Monopole Einnahme⸗ 
quellen für den Staat bilden werden. Die Gründe aller⸗ 
dings, die im weſentlichen darin beſtehen, daß wir von 
unſerem Tabakverbrauch nicht überaus große Summen, 
nämlich 92 Prozent des Zollaufkommens für den lediglich 
von uns verbrauchten Tabak an Polen abzugeben genötigt 
ſind, dieſe Gründe, mehr negativer Art, ſprechen allerdings 
für Einführung des Monopols. . 

M. D. u. H.! Als Überſchußverwaltung erſcheint jetzt 
auch endlich einmal in nennenswertem Maße die frei⸗ 
ſtädtiſche Poſt. Wir ſtimmen dem Vorſchlage zu, daß aus 
der Poſt eine möglichſt hohe Summe herausgeholt werden 
ſoll. Es wäre erfreulich, wenn die Poſt eine hinreichend 
hohe Anleihe erhielte, damit ſie Verbeſſerungen und 
Neuanlagen auf dieſe Art durchführen kann und aus 
den Betriebseinnahmen dem Staate zur Entlaſtung ſeines 
Haushaltes größere Summen zuzuführen in der Lage 
iſt. Denn es iſt tatſächlich nicht einzuſehen, warum 
wir die ohnehin ſchwere Gegenwart zugunſten der Zukunft 
noch mehr belaſten ſollen. Neben dem Etat der Poſtver⸗ 
waltung ſteht in ſachlichem Anſchluß der Etat der Abteilung 
für Betriebe, Verkehr und Arbeit. Wir wünſchen, daß 
dieſe Abteilung unſeren bereits mannigfach geäußerten 
Wünſchen nach moderner großzügiger Ausgeſtaltung des 
Verlehrsweſens im Freiſtaat im Rahmen der Möglichkeit 
nachkommt. Da ſich die Eiſenbahnverhältniſſe in unſerem 
Gebiet vielfach ſchon infolge der Gleisführung als unzu⸗ 
länglich erwieſen haben, ſo muß zur Beſſerung der Ver⸗ 
bindung hauptſächlich mit unſerem Landgebiete rechts der 
Weichſel der Autobusverkehr beſſer ausgebaut werden. Wir 
wünſchen ferner auf das nachdrücklichſte, in Vorausſicht der 
kommenden großen Entwicklung, daß kraftvolle Maß⸗ 
nahmen zur Förderung des Luftfahrweſens von Danzig 
aus gemacht werden. 

Herrn Senator Runge rechnen wir es zum Verdienſt an, 
daß er die Wärmewirtſchaftsſtelle eingerichtet hat. Wenn 
wir auch der Anſicht ſind, daß etwas Derartiges viel 
eher hätte unternommen werden müſſen, ſo erkennen wir 
doch an, daß die Einrichtung neuer Dienſtſtellen in jetziger 
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(A) Zeit beſonderen Mut erfordert, ſelbſt wenn über die Not⸗ 


(B 


— 


wendigkeit an ſich abſolute Klarheit beſtehen ſollte. Von 
einer rationellen Wärmewirtſchaft hängt ſehr viel ab und 
jeder Fachmann weiß, daß wir in bezug auf die Brenn⸗ 
ſtoffwirtſchaft eine unerhörte Verſchwendung treiben. 
80 Prozent unſerer Brennſtoffe gehen nutzlos verloren. 
Ihr Einkauf verſchlechtert die Handelsbilanz. Die Wärme⸗ 
wirtſchaftsſtelle ſoll durch zweckmäßige Umgeſtaltung der 
beſtehenden Wärmeverbrauchsſtellen, ferner durch ſach⸗ 
kundige Beeinfluſſung der Neueinrichtungen, ſchließlich 
durch dauernde Kontrolle des Betriebes und des Ver⸗ 
brauches Wandel in dieſer Verſchwendungswirtſchaft 


ſchaffen. Das fegt voraus, daß diefe Stelle nicht nur gut- 


achtlich gehört wird. Es muß gefordert werden, daß bei 
Neuanlagen von der erſten Ausarbeitung bis zur Auftrags⸗ 
erteilung bzw. bis zur Betriebsübernahme die Wärme⸗ 
wirtſchaftsſtelle ausſchlaggebend iſt. Durch Kompetenz⸗ 
fragen darf die Tätigkeit der Wärmewirtſchaftsſtelle unter 
keinen Umſtänden irgendwie beeinträchtigt werden. 

M. D. u. H.] Mit der Abteilung für Betriebe, Ver⸗ 
kehr und Arbeit bin ich bereits zu der Reihe der Ver⸗ 
waltungen gekommen, die einen Zuſchu ß erfordern. Cr- 
fordert dieſe Verwaltung allerdings, die im Zuſammen⸗ 
hang mit der Erörterung wirtſchaftlicher Bedürfniſſe und 


Vorgänge genannt wurde, nur einen ganz geringen. 


Prozentanteil von der General⸗Zuſchußſumme des Haus⸗ 
haltes, ſo komme ich jetzt in der Überleitung von wirtſchaft⸗ 
lichen auf ſoziale Probleme zu derjenigen Verwaltung, die 
an der Spitze der Zuſchuß⸗Etats ſteht, nämlich zur Ab⸗ 
teilung für Soziales und Geſundheitsweſen. Unter den 
ſozialen Einrichtungen können wir insbeſondere aus der 
Sozialverſicherung erſehen, wie groß unſer wirtſchaftliche 
und finanzielle Notlage geworden iſt. Hinter dieſem Haus⸗ 
haltsplan ſtehen mit unerbittlichen Forderungen unſere 
Arbeitsloſen, unſer armen und ſchwächlichen Kinder, unſere 
ſchwer gefährdete Jugend, unſere Kriegsopfer, unſere Alten 
und Kranken und Hilfsbedürftigen aller Art. Durch die 
Verfaſſung iſt allen Staatsbürgern ein menſchenwürdiges 
Daſein gewährleiſtet (Abg. Hoffmann: Das haben wir ſchon 
gemerkt!), und unſere Arbeit muß dahin gehen, ſoweit die 
Finanzverhältniſſe unſeres Staates es erlauben, dies zu 
ermöglichen. Die größten politiſchen Rechte ſind ja von 
wenig Wert, wenn keine Arbeit und kein Brot vorhanden 
iſt. Als erſte Folge der ſchwierigen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe ſehen wir die Arbeitsloſigkeit an. Sie iſt die 
folgenſchwerſte, wenn auch unverſchuldete Krankheit des 
Freiſtaates. Tauſende jind an der Löſung dieſes Problems 
direkt intereſſiert, alle Staatsbürger aber werden indirekt 
davon betroffen. 8 

Die Ausführungen des Herrn Präſidenten des Senats 
haben ſchon davon Kunde gegeben, daß wir mit einer ge⸗ 
wiſſen und zwar bedeutenden Zahl von Arbeitsloſen auch 
in Zukunft werden rechnen müſſen. Die Unterſtützung, 
die gegeben werden kann, iſt unſeres Erachtens nur ein 
Linderungsmittel, ein Nothehelf. Dieſer Notbehelf aber 
muß den arbeitswilligen Bedürftigen ſchon im Intereſſe 
der Wirtſchaft zur Erhaltung ihrer Arbeitskraft gegeben 
werden. Soweit alſo die Leiſtungsfähigkeit des Staates, 
die wieder abhängt von der Leiſtungsfähigkeit der Steuer⸗ 
kraft, in der Lage iſt, dieſe ſoziale Belaſtung zu ertragen, 
ſoweit müſſen die Mittel zur Verfügung geſtellt werden. 
Wir ſind aber dabei zu der Überzeugung gekommen, daß 


das jetzige Syſtem der Erwerbsloſenfürſorge — einzig 


und allein durch die Unterſtützung — ſchwerlich zu tragen 
ſein wird, da dieſe Unterſtützungen naturgemäß eine un⸗ 
produktive Ausgabe darſtellen. 

So muß unſere Politik dahin gehen, die Unterſtützung 
durch Ar beitsbeſchaffung abzulöſen, die Erwerbs⸗ 
loſen alſo in den Wirtſchaftsprozeß einzureihen. Staat und 
Gemeinden können dieſe dauernde unproduktive Belaſtung 


nicht tragen. Auch aus ideellen Gründen wirkt ſich die 
dauernde Arbeitsunmöglichkeit ſchädlich aus, da ſie demo⸗ 
ralilſierend und familienzerrüttend wirkt. In der Frage 
der Beſchaffung der Arbeitsmöglichkeit möchten wir den 
bereits von Herrn Präſidenten Dr. Sahm erwähnten Ge⸗ 
ſichtspunkt betonen, daß man in erſter Linie diejenigen 
Bemühungen um Auftragsbeſchaffung unterſtützen foll, die 
die Leiſtung von Arbeit und Gütern für das Ausland zum 
Ziele haben. Da wir für Leiſtungen an das Ausland das 
Geld von anderen Wirtſchaften in unſere eigene Wirtſchaft 
hereinbekommen, ſo iſt eine ſolche Beſchäftigung der Ar⸗ 
beitsloſen wirklich produktiv und auch wirklich blutbildend 
für unſeren Wirtſchaftskörper. 

M. D. u. H.! Das überaus ſchwierige Problem der 
Beſchäftigung zahlreicher Erwerbsloſer läßt mich Ihnen 
gegenüber einen perſönlichen Gedanken äußern. Der Herr 


Präſident des Senats rechnete für das kommende Etats⸗ 


jahr mit einer ſtändigen Zahl von 7500 Erwerbsloſen. 
Wenn kein anderer Ausweg bleibt, möchte ich doch die 
Möglichkeit zu erwägen geben, ob nicht einer Zahl von Er⸗ 
werbsloſen, ſoweit ſie junge Leute ſind, Gelegenheit ge⸗ 
geben werden ſollte — da unſere Heimat nicht für das 
Brot ausreicht — etwa durch Auswandern Brot und Arbeit 
zu verſchaffen? (Zurufe des Abg. Raſchke und des Abg. 
Hohnfeldt.) Sollte der Freiſtaat, etwa durch Vermittlung 
des Völkerbundes, nicht ein beſtimmtes geeignetes Aus⸗ 
wanderungsgebiet zugewieſen erhalten können? Sollte der 
Völkerbund — um dieſen perjönlichen Gedanken weiter 
auszuſpinnen — nicht uns das Mandat auch für ein klei⸗ 
nes Kolonialgebiet geben können? (Abg. Hohnfeldt: Wir 
haben ja die Reichskolonie! Heiterkeit.) M. D. u. H.! Das 
Problem erſcheint mir ſo wichtig, daß ich dieſe, wenn auch 
vielleicht ſchwer realiſierbaren Möglichkeiten andeuten zu 
müſſen glaubte. (Sehr richtig! beim Zentrum.) 

Einen Abbau in ſozialpolitiſcher Beziehung etwa dem 
Reiche gegenüber wollen wir in Danzig keineswegs, im 
Gegenteil, wir wollen Schritt halten mit dem Reiche. Was 
wir insbeſondere wünſchen, iſt, daß die ſoziale Fürſorge 
frei ſei von bürokratiſcher Kleinlichkeit. Der Erfolg hängt 
von den Perſönlichkeiten ab, die die Organiſationen leiten 
und die den Geſetzesbeſtimmungen erſt das Leben geben 
jollen. Gerade dieje Perſönlichkeiten müſſen beſonders ge- 
eignet ſein, in ſozialem Sinne Hilfe zu ſchaffen. Und wir 
fordern daher von den in der Fürſorge tätigen Perſonen 
vor allem ſoziale Einſtellung und gute ſoziale Ausbildung. 
Wir legen beſonders Wert auf die Mitarbeit der Frau in der 
öffentlichen Wohlfahrtspflege, und zwar auch in leitenden 
Stellungen. Die bisherigen Hilfsmaßnahmen haben die Ver⸗ 
elendung beſonders des Kleinrentnerſtandes nicht aufzu⸗ 
halten vermocht. Die Not in dieſen Kreiſen, die infolge der 
Geldentwertung um die geſamten Erſparniſſe ihrer Lebens⸗ 
arbeit gebracht ſind, iſt beſonders groß. Es muß unſeres 
Erachtens hier ein Weg gefunden werden, Abhilfe zu 
ſchaffen. | | 

Wir ſprechen ferner den Wunſch aus, daß die Be- 
kämpfung der Volksſeuchen, die in unſerer Nachkriegszeit 
die größten Verheerungen am Körper unſeres Volkes an- 
richten, mit allen Mitteln gefördert werde. Den minder⸗ 
bemittelten Klaſſen müſſen Beratungsſtellen offenſtehen, in 
denen ihnen in taktvoller, durchaus nicht überheblicher 
Weiſe der Weg zur Geſundung von Körper und Seele ge⸗ 
zeigt wird. Dieſe Fürſorge ſoll ſich auf alle Geſchlechker 
und auf alle Altersſtufen ausdehnen, beſonders aber muß 
die Schulfürſorge, die Schulgeſundheitspflege ganz bedeu⸗ 
tend ausgebaut werden. (Sehr gut! beim Zentrum.) Und 
es iſt heute nötig, daß ſie namentlich in den Schulen der 
Kleinſtädte und des flachen Landes Eingang finden. Die 


Landluft kann bei den durch den Krieg geſchädigten Kin⸗ 


dern nicht allein heilenden Einfluß ausüben. Überall in 


den Bildungsanſtalten muß praktiſcher Geſundheitsunter⸗ 
richt geboten werden. Stets hat ſich als ein deutlich fühl⸗ 
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barer Mangel bemerkbar gemacht, daß Pflege und Für⸗ 
jorge in den einzelnen Fällen hauptſächlich für die Jugend⸗ 
lichen nicht einheitlich geordnet ſind, daß alſo zu viel ver- 
ſchiedene Stellen mit dem einzelnen Fall zu tun haben. 
Wir hoffen, daß durch ſchleunige Verabſchiedung des 
Jugendwohlfahrtsgeſetzes dieſe Lücken beſeitigt werden 
und daß dieſes Geſetz im Freiſtaat einen Markſtein in der 
Entwicklung der Jugendwohlfahrtspflege bildet. Wir ſind 
der Meinung, daß in der Frage der Ertüchtigung der Ju⸗ 
gend gar nicht genug geſchehen kann, Turnen und Sport, 
Spiel und Wandern follen gepflegt werden. Höher als das 
Wiſſen ſteht die Geſundheit, und Vorbeugen iſt beſſer als 
Heilen. Und eine richtige Jugendflege wird es auch ver⸗ 
ſtehen, die Auswüchſe im Sport, vor allem die Rekord⸗ 
leidenſchaft, zu bekämpfen. Wir hoffen, daß dieſe Auswüchſe 
ſchon durch den geſunden natürlichen Sinn unſerer Jugend 
ſich nicht tragiſch auswirken werden. Daß den Beſtrebun⸗ 


gen der freiwilligen Wohlfahrtsflege größtes Verſtändnis 


und Unterſtützung entgegengebracht wird, erachten wir als 
etwas Selbſtverſtändliches. Wir ſind den freien Ver⸗ 
einigungen Dank ſchuldig, die in aller Stille mit hingeben⸗ 
der Treue ſich ihren ſchweren Aufgaben unterziehen und 
dadurch dem Staate die größten Dienſte erweiſen. 

Unter den heutigen Verhältniſſen iſt auch eine überaus 
wichtige ſoziale Aufgabe die Bekämpfung des Alkohol⸗Miß⸗ 
brauches. (Sehr richtig! beim Zentrum.) Eine weſentliche 
Einſchränkung des Alkoholgenuſſes liegt ſelbſtverſtändlich 
im geſundheitlichen und kulturellen Intereſſe unſerer Be⸗ 
völkerung. (Sehr richtig!) Allen Beſtvebungen, die auf dieſes 
Ziel hinarbeiten, liegt ein hoher ſittlicher Wert bei. Dieſes 
Ziel zu erreichen, ſcheint mir aber in erſter Linie und im 
Kern eine Aufgabe der Volkserziehung und nicht der Geſetz⸗ 
geber zu fein (Sehr wahr!), denn ganz grundſätzlich, vor 
allem aber auf dieſen Fall geprägt, ein Wort: Moral läßt 
ſich niemals durch Geſetz oder durch Politik erſetzen, ſondern 
läßt ſich nur fördern und ſchützen. Es iſt erfreulich zu ſehen, 
daß aus unſerer Jugend heraus ſelbſt ſtarke Strömungen 
gegen den Mißbrauch des Alkohols angehen. Durch Schule, 
durch Haus, durch Selbſterziehung gilt es hier, das Volks⸗ 
erziehungsziel zu erreichen, daß die Jugend die Mäßigkeit 
als eine ſittliche, körperliche, nationale und volkswirtſchaft⸗ 
liche Lebensnotwendigkeit um ihrer ſelbſt willen erkennt. 

Eines der beſten Mittel, den Alkoholmißbrauch zu be⸗ 
kämpfen, namentlich in unſerer minderbemittelten Bevöl⸗ 
kerung, iſt die Beſchaffung von guten Wohnſtätten. Auf 
dem Gebiet des Siedlungsweſens, auf dem Gebiet der 
Schaffung von Kleinwohnungen muß unendlich viel mehr 
bei uns getan werden. ' 

Wenn der Herr Präſident des Senats jagte, daß Geld- 
mittel auf dem Anleihewege für den Zweck des Wohnungs⸗ 
baues nur unter ſchwierigen Vorausſetzungen, nämlich bei 
geſetzlicher Feſtlegung der Wohnungsbauabgabe auf lange 
Sicht, zu erhalten wären, ſo werden wir eben alles tun 
müſſen, um dieſer Schwierigkeiten Herr zu werden. Wir 
erſuchen um neue gangbare Vorſchläge in dieſer Richtung 
und zwar ſofort, da die Bauperiode bald einſetzt. Schon 
zur Behebung der Arbeitsloſigkeit wünſchen wir ſchleunige 
Anregungen für die Bautätigkeit. Hier iſt genug beraten 
und geſchrieben worden über die mannigfachen Wege, die 
der Staat zur Belebung der Bautätigkeit beſchreiten kann. 
Jetzt wollen wir endlich Taten ſehen! 

Der Löſung all der berühmten ſozialen Fragen dienen 
kulturelle Einflüſſe, vor allem der Einfluß der Kirche. Die 
Frage der kirchlichen Verwaltung — ſoweit die katholiſche 
Kirche in Frage kommt — iſt einer günſtigen Löſung ent⸗ 
gegengeführt. Die Form der Löſung bedeutet eine Aner⸗ 
kennung der ſtaatlichen Selbſtändigkeit Danzigs und iſt 


auch ſonſt in verſchiedentlicher Hinſicht für Danzig politiſch 


günſtig. Es iſt wohl anzunehmen, daß die Neuordnung die 
allgemeine Zufriedenheit der katholiſchen Bevölkerung des 


Freiſtaates gefunden hat. Die Abſicht der Errichtung eines 
Reſtaurationsbetriebes im Schloß neben der Kathedrale 
zu Oliva hat nicht gerade als Anerkennung und als Wohl⸗ 
wollen gegen die katholiſche Kirche und den katholiſchen 
Volksteil angeſehen werden können. i 

M. D. u. H! Meine letzten Ausführungen leiten mich 
ganz auf das kulturelle Gebiet über. Gerade in Zeiten 


politiſcher und wirtſchaftlicher Not müſſen wir 12 80 aller 
Armut von Staats wegen dafür ſorgen, daß wir die Kultur⸗ 


aufgaben erfüllen, daß das Feuer des Geiſteslebens, das 
in dieſer traurigen Zeit infolge der ſtarken wirtſchaftlichen 
Beanſpruchung jedes einzelnen faſt am Erlöſchen iſt, 
wenigſtens glimmend erhalten bleibt, bis es in beſſeren 
Zeiten einer glücklicheren Bevölkerung wieder einmal auf⸗ 
flammen kann. Mittel, die dafür im Rahmen unſerer 
Möglichkeit zur Verfügung geſtellt werden, ſtellen meiner 
Überzeugung nach werbende Anlagen im beſten Sinne des 
Wortes dar. Wir ſchaffen die Überwindung der Not nur 
durch eine Mobiliſierung der religiöſen, geiſtigen und ſitt⸗ 
lichen Kräfte unſerer Bevölkerung. Darum ſetzen wir als 
Zentrumspartei uns ein für allemal für eine chriſtliche 
Erziehung unſerer Jugend ein, für den Frieden unter den 
Konfeſſionen und Klaſſen. Die chriſtlichen Konfeſſionen 
ſollen doch um Himmel willen keinen Kampf miteinander 
führen, ſondern im edlen Wettſtreit miteinander ringen, 
um die Wunden zu heilen, die Krieg und Nachkriegszeit 
unſerer Bevölkerung geſchlagen haben. Die Gegenſätze 
zwiſchen Kapital und Arbeit, zwiſchen Arbeitern und Unter⸗ 
nehmern waren, ſind und werden ſein. Sie brauchen aber 
in dem Sinne nicht ſo ſcharf zu ſein, wie ſie bei uns ſind. 
Denn über den materiellen Gegenſätzen gibt es noch Dinge, 
die uns höher, wichtiger und heiliger ſind als die Standes⸗ 
intereſſen. Dieſe Ziele laſſen ſich durch die Worte „chriſt⸗ 
lich“ und „deutſch“ umſchreiben. (Sehr gut! beim Zen⸗ 
trum.) Es iſt zu bedauern, daß die notwendige Sparſam⸗ 
keit, bei uns nunmehr im Gegenſatz zu früheren Jahren 
auch auf die Aufwendungen für kulturelle Zwecke hat aus⸗ 
gedehnt werden müſſen. Wir geben uns der Erwartung 
hin, daß es ſich um eine Übergangsmaßnahme handelt und 
daß hier am eheſten wieder weitere Mittel zur Verfügung 
geſtellt werden. 

Wenn wir heute bei den Beamten in Lehrtätigkeit 
nicht abbauen können, ſo iſt u. E. ein Abbau im Büro der 
Schulverwaltung möglich. Bei der Schulverwaltung ſind 
zwei Juſtitiare, einer für Schul-, einer für Kirchenweſen. 
Wir ſind der Überzeugung, daß für die Erledigung beider 
Zweige ein Regierungsrat genügt. Ferner find in dieſer 
Verwaltung zwei Amtsräte für ein Arbeitspenſum, das 
ſehr wohl von einem Amtsrat erledigt werden könnte. Die 
ſpeben herausgegebene amtliche Schulſtatiſtik bringt wert⸗ 
volle Zahlenangaben und gibt Anlaß zu einigen Bemer⸗ 
kungen über Paritätsverhältniſſe; denn dem Prozentanteil 
der katholiſchen Schüler entſpricht bei weitem nicht der An⸗ 
tel der katholiſchen Lehrkräfte. Bei den Volksſchulen in der 
Stadtgemeinde Danzig mag es im allgemeinen angehen. 
Viel ungünſtiger liegt es auf dem Lande. Wohl können 
die alten Mißverhältniſſe nicht plötzlich ausgeglichen 
werden. Wenngleich ein gewiſſes Bemühen in dieſer Rih- 
tung von uns nicht verkannt wird, ſo könnte doch ein etwas 
lebhafteres Tempo nichts ſchaden. Die Mittelſchulen aber 
bringen auf dieſem Gebiete eine Ungeheuerlichkeit. In der 
Statiſtik ſind Knaben⸗ und Mädchenſchulen zuſammenge⸗ 
nommen, dadurch werden die gröbſten Dinge verdeckt. Die 
Knabenſchulen ſind ſtädtiſch und man darf annehmen, daß 
hier die Zahlen ähnlich wie in den Volksſchulen annähernd 
einander entſprechen. Die Mädchenſchulen aber ſind durch⸗ 
weg privat. Es iſt kein Geheimnis, daß hier die katholiſchen 
Lehrperſonen mit der Laterne geſucht werden müſſen. Die 
evangeliſchen Leiterinnen dieſer Schulen nehmen das 
Recht der Stellenbeſetzung für ſich in Anſpruch. Das iſt 
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(A) berechtigt, ſofern es ſich tatſächlich um Privatſchulen han⸗ 


( 


— 


delt. Dies trifft jedoch bei den hohen Zuſchüſſen nur noch 
der Form nach zu. Die Behörde muß ſich ein Mitbeſtim⸗ 
mungsrecht bei der Berufung der Lehrperſonen ſichern. Sie 
tut es talſächlich auch; nur in der einen genannten Bezie- 
hung dringt ſie anſcheinend nicht durch. Weiterhin iſt nach 
unſerer Anſicht eine ſtaatliche Mittelſchule für Mädchen in 
voller Ausgeſtaltung wohl am Platz und, ſobald nur 
irgendwie die Mittel dafür aufgebracht werden können, 
verlangen wir, daß dieſer Notwendigkeit Rechnung getra⸗ 
gen wird. Bei den höheren Schulen liegt es in bezug auf 
die Paritätsverhältniſſe kaum weniger im Argen. Was 
die Statiſtik ſagt, iſt ſchon rein zahlenmäßig im allge⸗ 
meinen ungünſtig für die Katholiken; aber was ſie nicht 
beantwortet, iſt die Frage, in welchen Stellen ſind die Ka⸗ 
tholiken, wieviel Katholiken ſind in den leitenden und ihnen 
nebengeordneten, wieviel in den minderbezahlten Stellen, 
wieviel nicht feſtangeſtellt oder nebenamtlich? In bezug 
auf das höhere Schulweſen glauben wir hier in der Offent⸗ 
lichkeit erwähnen zu müſſen, daß der Senat nunmehr die 
volle Reglung des höheren Schulweſens für Knaben und 
Mädchen mit Oſtern 1926 durchgeführt hat. Die entſpre⸗ 
chende Denkſchrift geht wohl dem Volkstag in den nächſten 
Tagen zu. Für die Mädchen bedeutet das einen großen 
Einfluß in der Entwicklung der Bildungsmöglichkeiten, 
denn das bisherige Lyzeum von 7 Jahren für die Erlan⸗ 
gung der „mittleren Reife“ wird nunmehr in ein 6jähriges 
in Angliederung an die höheren Knabenſchulen umgewan⸗ 
delt. Unter den gegebenen Verhältniſſen finden wir uns 
damit ab, erwarten aber, daß jede Härte gegen die betrof- 
fenen Lehrenden (Privatlehrerinnen) vermieden wird. Bei 
den Berufsſchulen ſcheint es ſo zu ſein, als ob eine Angabe 
der Konfeſſion überhaupt nicht nötig ſei, ſo daß man hier 
eine Kontrolle nicht hat. Wir werden jeder Hemmung des 
Fortbildungsunterrichtes durch Sparmaßnahmen möglichſt 
entgegenwirken, um die Aufwärtsentwicklung der Jugend⸗ 
lichen nicht zu hindern. Die Einführung eines geregelten 
Fortbildungsunterrichtes für Knaben und Mädchen auf 
dem Lande iſt anzuſtreben. Unſere beſondere Forderung iſt 
hierbei ein den Jugendlichen angepaßter konfeſſioneller 
Religionsunterricht. 

M. D. u. H.! Nach dem Etat des Sozialen und dem 
Kultusetat ſteht an dritter Stelle mit einem Zuſchuß von 
5,8 Millionen Gulden der Etat des Innern einſchließlich 
Polizei⸗ und Gewerbeweſen. Der Polizeietat ſteht im 
Zeichen der Umorganiſation, die durch die Finanzlage des 
Staates diktiert wird. Politiſche Gründe ſcheiden für meine 
Fraktion als Grund aus. Wir empfehlen, hierbei dem 
Sparſamkeitsgedanken Rechnung zu tragen, ſoweit die 
Ruhe, Ordnung und Sicherheit gewährleiſtet ſind. Die 
Beamten, die von dieſer Maßnahme betroffen werden, 
bitten wir, den Staatsgedanken obenan zu ſtellen und in 
dieſem Sinne kleine Opfer zu bringen, die manchem durch 
die Umorganiſation auferlegt werden. 

M. D. u. H.! Ich möchte zum Schluß noch die Ver⸗ 
hältniſſe bei der Zuſchußverwaltung, die nach der Höhe des 
Zuſchuſſes an vierter Stelle ſteht, nämlich bei der Juſtiz⸗ 
behörde, einer kurzen Betrachtung unterziehen. Wir be⸗ 
dauern es, daß die Strafprozeßreform, die für den Juſtiz⸗ 
etat manche finanzielle Entlaſtung hätte bringen können, 
noch nicht verabſchiedet worden iſt. Die Arbeitsüberlaſtung 
der Prozeß⸗ und Strafabteilung wird daher zunächſt auf 
anderem Wege behoben werden müſſen. Als ſolche Wege 
ſchlagen wir vor: Weitere Erhöhung der Zuſtändigkeit der 
Amtsgerichte und insbeſondere der Amtsanwaltſchaft. Iſt 
es dem Senat bekannt, daß neben den ſechs Staatsanwälten 
noch zwei Aſſeſſoren beſchäftigt werden, während die Amts⸗ 
anwälte nicht voll beſchäftigt ſind und andererſeits ſich 
Richtermangel bemerkbar macht? Während im Reich die 
Zuständigkeit der Amtsanwaltſchaft bis 300,— Mark 
reicht, hat man hier bei 200,— Gulden, alſo etwa bei der 
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Hälfte die Grenze gezogen. Ich bitte ferner um Aufklärung 
über einige Fragen, die den Juſtitzetat direkt oder indirekt 
betreffen. Wie gedenkt der Senat denjenigen Staats⸗ 
bürgern den Vorteil der Geldſtrafengeſetze zuteil werden zu 
laſſen, die vor Inkrafttreten dieſer Geſetze die Straftat be⸗ 
gangen haben? Auf Grund welcher Beſtimmungen ſind in 
den Etat 18 500 Gulden für den Jugendfürſorgeverein 
enthalten, während für den Charitasverband kein Pfennig 
enthalten iſt? Wann gedenkt der Senat die Gerichtskoſten⸗ 
marken einzuführen? Über dieſe Fragen haben wir bisher 
keine befriedigende Auskunft erhalten. 

Die Etatsberatungen geben uns Volksvertretern die 
Möglichkeit, in alle Ecken der Regierungsmaſchinerie mit 
der Laterne hineinzuleuchten. Mehr denn je haben wir 
es heute notwendig, uns genau über jeden eingeſetzten Gul⸗ 
den zu unterrichten. Denn das iſt u. E. der einzige Weg, 
mit einem Mindeſtmaß an Mitteln ein Höchſtmaß von 
Leiſtungen zu erzielen. Wir mahnen unſere Finanzverwal⸗ 
tung zu äußerſter Vorſicht, denn das Programm des Etats 
iſt nur dann durchführbar, wenn es von allergrößter Spar⸗ 
ſamkeit getragen wird. Geben Sie, meine Herren von der 
Finanzverwaltung, ein gutes Beiſpiel, das wird auch auf 
die anderen Organe und Behörden wirken. Wenn wir wie 
im Privathaushalt jeden einzigen Pfennig umdrehen, be⸗ 
vor wir ihn ausgeben, dann iſt das ſchon der erſte und 
vielleicht der einzige Weg, aus der Not herauszukommen. 
Nur auf dieſem Wege gelingt es, eine Geſundung unſerer 
wirtſchaftlichen und finanziellen Verhältniſſe herbeizufüh⸗ 
ren. Mir ſcheint es, als ob im großen und ganzen in dem 
vorliegenden Etat der ernſte Wille zur Sparſamkeit zum 
Ausdruck kommt. Und dieſes bereits nehme ich als Zeichen 
einer tatſächlichen Beſſerung unſerer Verhältniſſe. 

Sinn und Zweck aber der Etatsreden iſt, nicht viel 
roſige Dinge zu verſprechen; das iſt in dieſer Kriſenzeit ein 
unnützes Unterfangen. Aber der Sinn iſt, ein ehrliches 
Bemühen dahin, daß wir unſerer notleidenden Bevölke⸗ 
rung die Möglichkeit zum Aufſtieg, die Möglichkeit zu 
beſſeren Daſeinsſormen auf der alten Heimatſcholle geben. 
Wir wollen in der Arbeit an dieſer Entwicklung, die ſich 
um den Etat und unſere Finanzen gruppiert, nach beſtem 
Können und Gewiſſen unſere Pflicht tun und dadurch 
zeigen, daß für uns die Begriffe Verantwortungsfreudig⸗ 
keit und Verantwortungsgefühl, Heimatliebe und Pflicht⸗ 
bewußtſein nicht nur leere Worte, ſondern das Kennzeichen 
ernſteſten Willens zur Tat bedeuten. (Lebhaftes Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Wagner. 
Dr. Wagner, Abgeordneter (D.Lib.): Die Deutſch⸗ 
liberale Fraktion hat mit großer Befriedigung die erſte 
Etatsrede der neuen Regierung aufgenommen und mit Ge⸗ 
nugtuung feſtgeſtellt, daß der Herr Senatspräſident für 
ſeine Rede auch eine gute Preſſe gehabt hat. Wir ſind über⸗ 
zeugt davon, daß die Rede über die Grenzen Danzigs hin⸗ 
aus, vor allem in den beiden Nachbarländern Deutſchland 
und Polen große Aufmerkſamkeit erregt und ſtarken Bei⸗ 
fall gefunden hat. Wir halten ſie in vorzüglichem Maße 
dafür angetan, daß ſie im Auslande das Vertrauen zu 
Danzig und ſeiner Wirtſchaft, das durch mancherlei Vor⸗ 
kommniſſe einer unbeſonnenen und unklugen politiſchen 
Agitation und durch tendenziöſe, der Freien Stadt abträg⸗ 
liche Artikel in ausländiſchen Zeitungen ins Wanken ge⸗ 
bracht zu werden begann, wiederhergeſtellt und befeſtigt. 
Als Zwiſchenbemerkung möchte ich übrigens hier einſchal⸗ 
ten, daß dieſe Zeitungsartikel über Danzig durchaus nicht 
immer in bewußter und böswilliger Abſicht geſchrieben zu 
ſein brauchen. Auch aus Danzig ſelbſt und von durchaus 
gutmeinenden Danzigern werden oft genug aus einer engen 
einſeitigen Einſtellung zum Völkerbunde, zu Polen und zu 
der jetzigen Regierung heraus Außerungen verbreitet und 
Darſtellungen gegeben, aus denen das Ausland höchſt be⸗ 
denkliche und für Danzig gefährliche falſche Folgerungen 
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über die politiſche und wirtſchaftliche Entwicklungsfreiheit 
und Bewegungsmöglichkeit der Freien Stadt ziehen mußte 
und tatſächlich auch zum Schaden Danzigs zieht. Dieſen 
unwillkommenen und bedauerlichen Auswirkungen wird, 
ſo hoffen wir zuverſichtlich, durch die Rede des Senats⸗ 
präſidenten erfolgreich entgegengetreten, denn aus dieſer 
Rede gewinnt jeder verſtändige Menſch, der offene Augen 
und Ohren und die Fähigkeit ſachlichen, unvoreingenomme⸗ 
nen Urteils hat, einen zuverläſſigen und recht guten Ein⸗ 
blick in das ehrliche und tapfere Bemühen unſeres kleinen 
Staates und ſeiner Regierung, der ſchlimmen Wirtſchafts⸗ 
und Finanznot mit dem Aufgebot aller Kräfte Herr zu 
werden. Schon allein die Tatſache, daß es uns auch dies⸗ 
mal wieder und gerade in dieſer Zeit des, wie wir mit dem 
Senatspräſidenten gern annehmen wollen, tiefſten Standes 
unſerer Wirtſchaftslage gelungen iſt, die Einnahmen und 
Ausgaben des Staats im Gleichgewicht zu erhalten, wird 
zur Folge haben, daß die Achtung vor unſrerem Freiſtaat 
und den Leiſtungen ſeiner Regierung und Bevölkerung ge⸗ 
hoben und geſtärkt wird. i 
Ich bin damit ſchon mitten in der Erörterung meiner 
eigentlichen heutigen Aufgabe, nämlich der Fragen außen⸗ 


politiſcher Art. Dem zweiten Redner meiner Fraktion 


wird es obliegen, ſich mit unſeren wirtſchaftlichen Forde⸗ 
rungen auseinanderzuſetzen. Uns hat als eine für die 
Regierung mitverantwortliche Partei der Teil der großen 
Sahmſchen Rede mit ganz beſonderer Genugtuung erfüllt, 
der von dem Verhältnis Danzigs zur Nachbarrepublik 
Polen handelt. In den Feſtſtellungen des Herrn Senats⸗ 
präſidenten über die lebendiger gewordenen Verhandlungen 
zwiſchen Danzig und Polen, über die enger gewordene 
Fühlungnahme und über die teils bereits erzielten, teils 
mit Sicherheit in Ausſicht ſtehenden Ergebniſſe dieſer neuen 
Art in der Behandlung und Erledigung der zahlreichen 
noch auf lange Zeit hinaus immer wieder notwendigen 
Verhandlungspunkte — Feſtſtellungen, die durch die Mäßi⸗ 
gung im Ton und die borfichtige, mitunter durch Cin- 
ſchränkungen noch ſehr gedämpfte Zurückhaltung zum min⸗ 
deſten frei ſind von dem Verdacht übertriebener Schön⸗ 
färberei —, in dieſen Feſtſtellungen aljo ſieht die Deutſch⸗ 
liberale Partei eine ſehr nachdrückliche Beſtätigung für die 
Richtigkeit ihres Eintretens für dieſen ſogenannten neuen 
Kurs. In allerlei Märzbriefen ſucht die deutſchnationale 
Oppoſtition ihre braven Anhänger in den April zu ſchicken 
(Heiterkeit!) mit dieſem neuen Kurs und feiner Tragweite 
und Bedeutung für unſeren Freiſtaat. Es ift natürlich das 
gute Recht der Oppoſition, die Erfolge der Regierung nach 
Kräften zu verkleinern, und es ſchadet auch nichts, wenn 
das mit einem ſehr vernehmbaren Unterton der Ver⸗ 
ärgerung und Enttäuſchung geſchieht. (Sehr richtig!) Aber 
ein ebenſo gutes Recht der Regierungsparteien ift es, wenn 
fie latſächliche Erfolge unterſtreichen und in das rechte 
Licht rücken. 

Als ich im Auguſt vorigen Jahres die Stellungnahme 
meiner Fraktion zu der Programmrede der eben in Tätig⸗ 
keit getretenen Regierung hier vortrug, glaubte man auf 
Oppoſitionsſeite mit einer gewiſſen Schadenfreude aus 
einer Bemerkung von mir entnehmen zu können, meine 
Fraktion oder ich perſönlich glaubten nicht an einen langen 
Beſtand dieſer Regierung. Was ich damals tatſächlich 
ſagte, nämlich daß dieſe Regierung gewiß nicht ewige Dauer 
haben werde, trifft auch heute noch zu. Aber keiner von 
uns allen, die wir an der Bildung dieſer Regierung betei⸗ 
ligt waren, hat jemals den geringſten Zweifel darüber ge⸗ 
habt, daß ſie zum allermindeſten bis zum Ablauf dieſer 
Wahlperiode am Ruder bleiben werde. Sie hat in den jetzt 
mehr als 7 Monaten ihres Beſtehens gezeigt, daß ſie ihr 
Geſchäft verſteht, fogar ausgezeichnet verſteht. (Eigenlob! 
rechts — Heiterkeit.) Wenn ſie ſo fortfährt, wird ſie mit 
einer recht verheißungsvollen Parole in den Wahlkampf 
ziehen, und es wird ſich herausſtellen, daß ſie auch für die 


kommende Wahlperiode das einzig Gegebene ſein wird. (C) 
Auch nach dieſer Richtung hin laſſen die erwähnten Feſt⸗ 
ſtellungen des Senatspräſidenten berechtigten Hoffnungen 
Raum, wie ja überhaupt dieſer ganze erſte Haushaltsplan 
der jetzigen Regierung einen neuen Grundſtein zu ihrem 
Beſtande legt. (Abwarten! rechts.) 

Daß der neue Kurs, mit anderen Worten der Ent⸗ 
ſchluß der Regierung, mit Polen in ein von allen unſach⸗ 
lichen Schärfen freies, auf gegenſeitiger, ehrlicher Verſtän⸗ 
digung beruhendes Verhältnis zu kommen, nicht ſo ſehr 
aus allgemein politiſchen wie faſt ausſchließlich aus wirt⸗ 
ſchaftlichen Bedürfniſſen und Notwendigkeiten heraus ent⸗ 
ſtanden war, iſt von uns wiederholt dargelegt und klar⸗ 
geſtellt worden. Wir haben tatſächlich ernſt gemacht mit 
der gerade aus dem Kreiſe der Wirtſchaft oft und nach⸗ 
drücklich erhobenen Forderung: Mehr Wirtſchaft, weniger 
Politik. Im Sinne und Geiſte dieſer Forderung ſind ja 
dann auch — das hat man ebenfalls ſehr deutlich aus den 
Ausführungen des Senatspräſidenten herausfühlen können 
— die Verhandlungen mit Polen von Danzig geführt 
worden. Es geht einfach nicht, aus wirtſchaftlichen Lebens⸗ 
notwendigkeiten eines Staates in Zeiten, in denen dieſe 
Notwendigleiten wie gegenwärtig aufs äußerſte in Frage 
geſtellt ſind, nach politiſchen Geſichtspunkten geregelt oder 
durch das Hineinbringen ſolcher politiſchen Fragen er⸗ 
ſchwert werden. Dieſer Grundſatz läßt ſich ſehr wohl durch⸗ 
führen, auch ohne daß politiſche Rechte des einen oder 
anderen Verhandlungsteiles verletzt oder gar preisgegeben 
werden. Es braucht nur beiderſeitig der Wille und Vor⸗ 
fag zu herrſchen, alle politiſchen Fragen vor den Türen 
ſtehen zu laſſen, hinter denen über entſcheidende wirtſchaft⸗ 
liche Dinge verhandelt wird. Das wirtſchaftliche Leben 
und ſeine Entwicklung hat eben ſeine eigenen Geſetze und 
nimmt aus ſich heraus den Weg praktiſchen Ausgleichs nach 
ſachlichen wirtſchaftlichen Vorausſetzungen und Bedingun⸗ 
gen. Gewiß kann es vorkommen, daß unter zwei Staaten 
politiſche Machtmittel zur Durchſetzung wirtſchaftlicher For⸗ 
derungen benutzt werden. Aber auch da ſiegt letztlich immer 
die praktiſche wirtſchaftliche Vernunft über die künſtlichen 
politiſchen Hemmungen. Für Danzig vollends liegt ein Ver⸗ 
ſuch auf ſolchem Wege gänzlich außer dem Bereich der Mög⸗ 
lichkeit, ja allein ſchon des Gedankens daran. Wohl aber 
hoffen wir, daß der deutſch⸗polniſche Wirtſchaftskrieg recht 
bald ſeine kriegeriſche Schärfe verliert und auf die allein 
ausſchlaggebende wirtſchaftliche Grundlage kommt. Denn 
es kann keinem Zweifel unterliegen, daß nach einer gründ⸗ 
lichen wirtſchaftlichen Verſtändigung zwiſchen Deutſchland 
und Polen auch Danzigs Wirtſchaftslage eine merkbare 
Belebung und Beſſerung erfahren muß. 


Neben dieſen politiſchen Geſichtspunkten ſind es oft 
und ebenſo ſtörend juriſtiſche Erwägungen, die dem Zu⸗ 
ſtandekommen einer Vereinbarung über wirtſchaftliche 
Lebensfragen hinderlich im Wege ſtehen. Als wir unter der 
früheren Regierung im Hauptausſchuß Berichte über den 
Stand und Fortgang von wirtſchaftlichen Verhandlungen 
zwiſchen Danzig und Polen hörten, war uns oft genug be⸗ 
klommen zu Mute, wenn ſich der ſchier unüberſteigbare 
Berg von juriſtiſchen Schwierigkeiten vor uns auftat, über 
den die Fragen, um die es ſich eigentlich handelte, die Fra⸗ 
gen nämlich, wie man zu einer wirtſchaftlichen Verſtändi⸗ 
gung zum Nutzen beider Parteien praktiſch gelangen könne, 
einfach nicht hinwegkamen. Es machte oft genug den Ein⸗ 
druck, als ſei der wirtſchaftliche Ausgangspunkt gänzlich 
unter den Händen der Verhandelnden im Geſtrüpp juri- 
ſtiſcher Spitzfindigkeiten zerronnen. Ich führe nur ein 
kleines, aber, wie mir ſcheint, recht charakteriſtiſches Bei⸗ 
ſpiel mit dem dazu gehörenden Gegenbeiſpiel an. Wohl 1½ 
Jahre lang war zwiſchen Danzig und Polen über die Zoll⸗ 
abrechnung für das letzte Vierteljahr 1923 und für das erſte 
Vierteljahr 1924 verhandelt worden. Die Verhandlungen 
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waren vor lauter Rechtsfragen zum Verſanden gekommen 
und der eigentliche Verhandlungspunkt ein Gegenſtand der 
beiderſeitigen Verärgerung geworden. Die neue Regie⸗ 
rung, die dieſen Fall aus der großen Erbſchaftsmaſſe mit⸗ 
übernahm, ſtellte ſich entſchloſſen auf den Standpunkt: was 
ſollen uns alle dieſe juriſtiſchen Klügeleien, laſſen wir ſie 
doch einfach beiſeite und ſehen wir zu, wie wir anderweitig 
zu einer praktiſchen, befriedigenden Löſung kommen. Und 
fiehe da, in wenig Tagen war die Geſchichte aus der Welt 
geſchafft. (Abg. Philipſen: Und der Zollverteilungs⸗ 
ſchlüſſel?) Der kommt ſofort, Herr Philipſen, hören Sie 
nur ruhig zu. 

Weſentlich ſchwieriger iſt naturgemäß die Regelung 
des Zollverteilungsſchlüſſels und der Monopolfragen, an 
denen gegenwärtig die Offentlichkeit ein geſteigertes Inter⸗ 
eſſe hat. In der deutſchnationalen Agitation wird mit 
Vorliebe der Zollverteilungsſchlüſſel als eine vermeintliche 
Waffe gegen die Regierung benutzt. Sie weiſt mit einer 
Art hämiſcher Schadenfreude darauf hin, daß noch immer 
die Höhe des Verteilungsſchlüſſels unbeſtimmt ſei, und 
wirft ſich ſtolz in die Bruſt bei der Behauptung, daß unter 
ihrer Regierung ein doppelt ſo günſtiger Zollſchlüſſel als 
der bisherige gefordert und als notwendig nachgewieſen 
worden jei. Die jetzige Regierung aber begnüge ſich ſtill 
und beſcheiden mit dem alten Verteilungsabkommen. 
(Abg. Dr. Ziehm: Wollen Sie das aufgeben?) So ohne 
weiteres gewiß nicht. — Hier muß ich Sie aber doch 
wirklich einmal danach fragen: ja, wo iſt er denn, der 
von Ihnen fo hochgeprieſene und als notwendig nachge- 
wieſene Zollverteilungsſchlüſſel, warum haben Sie ihn 
denn nicht gebracht? Sie hatten ja doch lange genug Zeit 
dazu, Sie haben ja wahrhaftig ausgiebig genug deswegen 
verhandelt. Sind Sie wirklich ſo beſcheiden, allein ſchon 
in der Aufftellung einer Forderung einen großen Erfolg 
zu ſehen? (Heiterkeit links.) Schamhaft verſchweigen Sie, 
daß Ihrer Regierung von Polen nicht einmal die Hälfte 
des alten Zollſchlüſſels zugeſtanden wurde. Die Verhand⸗ 
lungen Ihrer Regierung waren Hann ſchließlich, als Sie ab- 
berufen wurden, ſo gut wie gänzlich erledigt (Abg. Schweg⸗ 
mann: Stimmt nicht!), und es wurde der letzte Notweg ins 
Auge gefaßt, dem Völberbund die Entſcheidung darüber zu 
überlaſſen. Welche Erfolge aber gerade Sie beim Völker⸗ 
bund gehabt haben, das zeigen Ihnen ja doch die Weſter⸗ 
platte und die Briefkäſten und ſo vieles andere, woran wir 
Danziger nicht gerne denken. (Große Unruhe rechts.) Wie 
kann man einen anderen „Eſel“ nennen, wenn man der⸗ 
artig lange Ohren hat wie Sie? (Bravo! Große Heiter⸗ 
keit links.) Wir ſehen es ohne Einſchränkung als ein Ver⸗ 
dienſt und zwar ein tatſächliches Verdienſt der Regierung 
an, daß es ihr gelungen iſt, zunächſt einmal die abgebro⸗ 
chenen Verhandlungen wieder in Gang zu bringen und ſich 
in Verfolg davon berechtigt geſehen hat, den bisherigen 
Zollverteilungsſchlüſſel als Grundlage für die Berechnun⸗ 
gen der Danziger Zolleinnahmen in den Haushaltsplan ein⸗ 
zuſtellen. (Abg. Dr. Ziehm: Wollen Sie ſich damit abfinden?) 
Wir hoffen, daß auch auf dieſem überaus ſchwierigen Ge⸗ 
biete eine Verſtändigung und eine praktiſch befriedigende 
Vereinbarung fern von allen unſachlichen Umwegen und 
mit dem guten Willen zum gegenſeitigen Geltenlaſſen der 
gerechten Einwände des anderen Teiles erzielt wird. (Abg. 
Dr. Ziehm: Damit dienen Sie Danzigs Intereſſen ſehr 
ſchlecht, Herr Dr. Wagner!) 

Einen der Punkte auf dem Verhandlungsprogramm, 
das die Regierung mit Polen vereinbart hat, wollen wir 
mit demſelben Nachdruck, wie es in der Regierungserklä⸗ 


rung geſchehen iſt, unterſtreichen. Das iſt die Verkehrs⸗ 


erleichterung, die wir fordern müſſen, oder beſſer geſagt, 
die unerträgliche Verkehrserſchwerung, unter der Danzig 
leidet und wegen deren es faſt in der ganzen Welt ſchon 
ſprichwörtlich geworden iſt. Jeder Menſch, der aus der 


weiten Welt einmal nach Danzig kommt, ſei es aus Ame⸗ 
rika, oder England, oder Südafrika, oder woher Sie wollen, 
und der dann das Bedürfnis hat, über ſeine Danziger Ein⸗ 
drücke und Erlebniſſe in Briefen oder Zeitungen zu berich⸗ 
ten, kommt auf unſere geradezu monſtröſen Verkehrshem⸗ 
mungen durch Paß⸗ und Zoll⸗ und Zuganſchlußgeſchichten 
zu ſprechen. (Zurufe des Abg. Rahn.) Es wird nirgends 
verſtanden, daß eine Stadt von der Bedeutung Danzigs 
nun ſchon an die 6 Jahre lang in den natürlichen Bedürf⸗ 
niſſen des Verkehrs ſo augenfällig vernachläſſigt und wie 
ein Aſchenbrödel behandelt wird. Alle Fremden empfinden 
das und nehmen daran Anſtoß und ſehen darin eine Rück⸗ 
ſtändigkeit, die mit den Anforderungen der modernen Zeit 
in unvereinbarem Widerſpruch ſteht. Wenn ſie etwas Hu⸗ 
mor haben, dann reden ſie von dieſen Verhältniſſen als 
einem Stück aus einem Raritätenkabinett. Für uns Dan- 
ziger aber iſt das alles um ſo unerträglicher, als es uns 
ſelbſt an der Möglichkeit fehlt, hier unmittelbar eine Ande⸗ 
rung zu ſchaffen, und als wir obendrein noch ſo weit ge⸗ 
gangen ſind, von einem Paßzwang für Einreiſende nach 
Danzig abzuſehen. Wir vertrauen auf die Bemühungen 
der Regierung und auf die Einſicht Polens, daß ſehr bald 
die Beſeitigung dieſer Zuſtände, die ja doch im Grunde ge⸗ 
nommen jeden inneren Sinnes entbehren, erreicht wird. 

Was unſer Verhältnis zum Völkerbund angeht, ſo 
hängt das ja aufs engſte mit unſerem Verhältnis zu Polen 
zuſammen. Der Völkerbund hat ja gerade jetzt ſeinen 
großen Kopf ſo voller anderer Sorgen, daß für Danziger 
und Danzig⸗polniſche Dinge ſowieſo kaum noch Raum 
bleibt. Je weniger wir den Völkerbund zu beläſtigen 
brauchen, deſto zufriedener wird er mit uns und deſto beſſer 
wird unſer Verhältnis zu ihm ſein. Solange die Regierung 
fortfährt, alle auftauchenden Schwierigkeiten mit Polen 
auf dem Wege friedlicher Verſtändigung und freiwilligen 
Übereinkommens raſch und ſicher aus der Welt zu ſchaffen, 
ſo lange werden wir zum mindeſten keine Enttäuſchungen 
durch den Völkerbund zu befürchten haben. (Lachen rechts.) 
Wir hoffen, daß auch die Bereitſchaft des Hohen Rom- 
miſſars des Völkerbundes, vermittelnd zwiſchen Danzig 
und Polen zu wirken, nicht allzu oft in Anſpruch genom⸗ 
men zu werden braucht und ſomit ſein Amt möglichſt be⸗ 
quem und unbeſchwerlich werde. i 

Unſer Verhältnis zum Deutſchen Reich endlich ift ſo 
klar und eindeutig, daß es mir überflüſſig erſcheint, Dar- 
über noch beſondere Worte zu verlieren. Die Zeiten ſind 
ja glücklich vorüber, wo es als ein unerläßliches Merkmal 
jedes deutſchen Menſchen in Danzig galt, viele Worte und 
Lippenbekenntniſſe über ſein Deutſchtum zu machen. Dieſe, 
wie ich ſagen möchte, nervöſe Deutſchtumsſtimmung hat, 
wie mir ſcheinen will, doch langſam einem ruhigen gegen⸗ 
ſeitigen Vertrauen auf die Selbſtverſtändlichkeit deutſcher 
Weſensart bei deutſchen Menſchen Platz gemacht. Wenn 
wir erft ganz damit aufgehört haben, uns gegenſeitig Man- 
gel an Deutſchheit und Deutſchtum vorzuwerfen, dann wird 
es auch geſchehen, daß man auch außerhalb Danzigs den 
deutſchen Charakter des Staates und des überwiegend größ⸗ 
ten Teiles ſeiner Bewohner als eine Selbſtbverſtändlichkeit, 
über die nicht mehr geredet und geſchrieben zu werden 
braucht, anerkennt und hinnimmt. Man wird es dann auch 
als politiſche Klugheit und Reife und als ein Fortfahren im 
Geiſte jener mächtigen, ſelbſtbewußten Danziger aus frühe⸗ 
ren Jahrhunderten beurteilen, wenn das Danzig von 
heute ſeine Politik nach eigenen Geſetzen und Bedürfniſſen 
macht und aus den Verhältniſſen und geſchichtlichen Be⸗ 
gebenheiten, die es ja nun doch einmal beim beſten Willen 
nicht ändern kann, das macht, was zum Heile der Bevölke⸗ 
rung, zur Aufwärtsentwicklung unſerer Wirtſchaft, zur 
Erhaltung und Vertiefung unſerer Eigenart dient. In die⸗ 
ſem Bemühen wiſſen wir uns einig mit den beiden Koali⸗ 
tionsparteien und der Regierung, und hoffentlich kommt 
recht bald einmal die Zeit, wo wir uns Danziger alle mit- 
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einander einig fühlen werden. (Lebhaftes Bravo! — Fr. 
Abg. Knoblauch: Niemals!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Moczynſki. 

Dr. Moczynſki, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! Im 
Deutſchen Reich wurde ſeinerzeit ein Mann zum Reichs⸗ 
kanzler ernannt, der in ſeinem Militärverhältnis Haupt⸗ 
mann war. Auf Wunſch des Kaiſers wurde er ſofort außer 
der Reihe in die Klaſſe der Stabsoffiziere hineinbefördert, 
um angeblich die nötige Eignung zur Bekleidung eines 
politiſchen Poſtens zu erhalten. Dieſer Mann war Beth⸗ 
mann⸗Hollweg. Er hat ſich in feiner Tätigkeit als ver- 
antwortlicher Politiker eines unverantwortlichen Herr⸗ 
ſchers über den Zuſammenhang ſeiner Beförderung der⸗ 
maßen gewundert, daß er ſich einmal im Reichstage zu dem 
Ausruf hinreißen ließ, der ſpäter ein geflügeltes Wort 
geworden iſt, über die „gottgewollten Abhängigkeiten und 
Zuſammenhänge“, welche jeder Mann mit einer gewiſſen 
Ergebenheit tragen müſſe. Als ich dem Expoſs des Senats⸗ 
präsidenten am Montag zuhörte, konnte ich mich eines Ber- 
gleichs zwiſchen ihm und Bethmann-Hollweg nicht erwehren. 
Auch hier traten die durch Gottes unergründlichen Rat⸗ 
ſchluß von Gott gewollten Abhängigkeiten und Zuſammen⸗ 
hänge ſo ſehr zutage, daß es doch beſſer geweſen wäre, wenn 
nicht der unpolitiſche Staatsſekretär, was Herr Sahm doch 
nach der Verfaſſung im Grunde genommen ſein ſollte (Das 
ift falſch! rechts), ſondern der für dieſes Reſſort verantwort⸗ 
liche Senatsvizepräſident die politiſchen Darlegungen der 
neuen Regierung gemacht hätte. So aber mußten wir 
Zeugen der Tatjache fein, daß das Expoſé der Regierung 
mit kühler Reſerve der Regierungsparteien aufgenommen 


wurde, während der Beifall vereinzelt bei der Oppoſition 


erſcholl. 

Es ſoll mir fern liegen, bei Herrn Sahm, den wir 
alle als einen aufrechten Mann kennen, hierbei eine falſche 
Abſicht zu konſtruieren. Wir alle wiſſen aber auch, daß 
Herr Sahm politiſch ſicher nicht der Mann der neuen 
Regierung iſt. Es wäre auch verwunderlich, wenn ein 
Mann wie Sahm nicht eine gute Portion Überzeugungs⸗ 
treue beſäße, die der politiſche Gegner achten muß, aber 
bekämpfen kann. Gerade aber dadurch, daß ſich die neue 
Regierung dieſes alten Sprachrohrs bediente, iſt eine Diſſo⸗ 
nanz entſtanden, die jeder verſtehen wird, der bei Regie⸗ 
rungsantritt der neuen Regierung die warmen Worte des 
Danzigers Gehl gehört hat, die mit den wie ein Verhäng⸗ 
nis kalten gottgewollten Zuſammenhängen und Abhängig⸗ 
feiten des Preußen Sahm zuſammenſtehen. 

Der preußiſche Kraftton in der Politik hat niemals 
zu Erfolgen geführt, es ſei denn, er ſtützte ſich auf ein Heer 
von Bajonetten, welche ſogar gegen Vater und Mutter 
zu richten waren. (Unerhört! rechts.) Den profeſſionellen 
Granitbeißer im Zeitalter der künſtlichen Gebiſſe, im Zeit⸗ 
alter von Locarno in die Schranken zu fordern, wirkt er⸗ 
heiternd, es ſei denn, daß man in dem Geiſt von Locarno 
höchſtens ein Geſpenſt erblickt. (Zwiſchenruf des Abg. 
Dr. Ziehm.) Unter Ihrem Stuhl iſt die Fledermaus hoch— 
geflogen (Heiterkeit), ein Sinnbild der Reaktion und der 
Zauberei. — Dieſer Geiſt, den die Welt ſeit Locarno als 
den Umgangston im internationalen Salon bei politiſchen 
Verhandlungen — und der Volkstag iſt doch wohl ſo ein 
Salon — ſich zu betrachten gewohnt hat, hätte es dem 
Senatspräſidenten verbieten ſollen, von Intrigen zweier 
Schweizer Blätter als Tatſachen zu ſprechen, zumal derſelbe 
Irrtum auch deutſchen Zeitungen unterlaufen iſt, anſchei⸗ 
nend auf Grund ähnlicher Ausführungen des Syndikus 
der Danziger Handelskammer. Wenn man dabei bedenkt, 
daß das „Journal de Genève” den Völkerbundskreiſen 
poi nahe ſteht und der „Berner Bund“ ein öffiziöſes 

rgan der Schweizeriſchen Bundesregierung iſt, ſo kann 
man ſich aus taktiſchen Gründen eines gewiſſen Unbehagens 


nicht erwehren. Freilich paßt es vorzüglich in preußiſche (0) 


Gedankengänge, alle Mißerfolge auf politiſche Intrigen 
der Gegner zurückzuführen, doch bleibt vorher die Frage 
zu erörtern, inwieweit an ſolchen und ähnlichen Miß⸗ 
erfolgen die perſönliche politiſche Ungeſchicklichkeit ſchuld 
ſei. Ungeſchickt iſt es von einem leitenden Staatsmann auf 
jeden Fall, Gegenſätze zu konſtruieren, wo ſolche vielleicht 
gar nicht vorhanden ſind, zumal bei Organen des Völker⸗ 
bundes oder ſolchen, die dem Völkerbund nahe ſtehen, da 
dieſer Völkerbund doch nicht Gegner Danzigs, ſondern ſein 
Protektor iſt. 

Überhaupt konnte man bei Anhören des politiſchen 
Teils der Senatsrede glauben, daß die Welt von Feinden 
Danzigs ſtrotze, die dem armen Lande alles rauben wollen 
und nur bemüht ſind, das deutſche Herz aus der Bruſt 
des Herrn Sahm zu reißen. Wo ſind dieſe Feinde? Wie 
heißen ſie? Von wo kommen ſie? Zeigen Sie ſie uns, Herr 
Senatspräſident, damit wir uns abwehrluſtig und kampf⸗ 
bereit auf die Hinterbeine ſetzen können. Wenn Sie, Herr 
Senatspräſident, auf meine Frage die Antwort ſchuldig 
bleiben werden, ſo tun Sie ein Unrecht an der Danziger 


Bevölkerung, die Ihre Rede geleſen hat. Sie müſſen ſich 


doch klar darüber fein, daß nach einer ſechsjährigen poli- 
tiſchen Hetze des alten Senats gegen alles was polniſch 
iſt, der Leſer Ihrer Rede doch nur Unheil in der Richtung 
wittern kann, wo es ihm bisher ſtändig gezeigt wurde. 
Haben Sie es dagegen jemals für nötig befunden, weite 
Bevölkerungskreiſe Danzigs darüber aufzuklären, daß 
Polen Mitglied des Völkerbundes und dementſprechend 
auch Garant der Rechte Danzigs iſt? Aus meinem Munde, 
als dem maßgebenden Vertreter der polniſchen Bevölkerung 
Danzigs, falls ſie von dieſer Seite Unheil wittern ſollten, 
haben Sie vor zwei Jahren, alſo noch zur Zeit der ſeligen 
Regierung, ein offenes Bekenntnis im Geiſte von Locarno 
gehört, trotzdem ich damals noch nicht einmal den Namen 
dieſes Neſtes kannte. Oder ſind das alles, Herr Sahm, 
ebenfalls Intrigen A la „Berner Bund“ und à la „Jour⸗ 
nal de Geneve“? Dann ift die Sachlage klar und die Dis⸗ 
kuſſion hört auf. Man muß aber dem Gegner gegenüber 
den Mut haben, zu ſagen, wenn man ihn für einen 
Schweinehund hält. Warum ſagen Sie nichts in Ihrer 
Rede von einem „Danziger“ Geiſt? Warum gebrauchen 
Sie nicht dieſen von mir vor Jahren gebrauchten und von 
Herrn Dr. Neumann und Herrn Gehl akzeptierten Begriff, 
auf den wir uns alle ſofort einigen könnten? Haben Sie 
Angſt vor einem Zwiſchenrufe Hohnfeldts oder vor einem 
Stirnrunzeln Falkenbergs oder haben Sie Angſt, daß 
Herrn Dr. Ziehm der Schlaganfall treffen könnte? (Heiter- 
keit.) Wer ſoll Ihnen die deutſche Kultur rauben, wenn 
Sie ſie ſelbſt nicht preisgeben werden? Haben Sie zu der 
werbenden Kraft und der Selbſterhaltungsfeſtigkeit der 
deutſchen Kultur ein ſo geringes Vertrauen, daß Sie ihr 
durch immer neue Poſaunenſtöße nachhelfen müſſen? Soll 
eine Kultur wirklich ſo wenig inneren Wert haben — ſie 
würde nicht wert ſein, künſtlich erhalten zu bleiben. Sie 
ſollten ſich ein Beiſpiel an uns Polen nehmen, die eine 
150jährige Knechtſchaft nicht ihrer Kultur berauben konnte. 
(Zwiſchenrufe rechts.) Auch die dümmſten Zwiſchenrufe 
ſind nicht geeignet, die Wahrheit feſtſtehender Tatſachen 
abzuleugnen! — Kein ruſſiſcher Galgen, kein Sibirien, 
kein Moabit, keine Anſiedlungskommiſſion kann jemand 
ein ideales Gut aus dem Herzen reißen, wenn es darin 
feſtgewurzelt iſt. Würden Sie mich von dieſer Stelle als 
Vertreter der polniſchen Minderheit ſprechen hören, wo 
ich ſelbſt in Danziger Gefängniſſen als politiſcher Häftling 
geſeſſen habe? 

Wenn wir nun, m. D. u. H., dem von Herrn Sahm 
vermiedenen, aber von Herrn Gehl als verantwortlichen 
politiſchen Senatsvizepräſidenten gebrauchten Begriff des 
Danziger Geiſtes weiter nachgehen, ſo iſt es wirklich nicht 
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klar, warum die Verordnung über das Schulweſen der 
deutſchen Geſetzgebung entlehnt werden ſoll. Es würde ſo⸗ 
gar dieſem Geiſte widerſprechen, wenn die Lehrmittel und 
anderen Methoden den deutſchen ſklaviſch angepaßt wären. 
Es hat dies abſolut nichts mit der deutſchen Kulturpflege 
zu tun. Sollte dem Danziger Kinde die Liebe zur Oſtſee 
und zur Marienkirche nicht näher liegen als die Wacht 
am Rhein und der Kölner Dom? Auch iſt dem Danziger 
Kinde eine größere Portion Weltbürgertum anzuerziehen, 
als das deutſche Kind nötig haben wird, das zu 90 Prozent 
niemals über die Grenzen des Vaterlandes hinauskommen 
wird, während der Danziger als Weltbürger ſozuſagen in 
die Welt geſetzt wird. 

Leider ſollen bei Beratung des Schuletats im Haupt⸗ 
ausſchuß heitere Sachen ans Tageslicht gekommen ſein, 
wonach alte Kaiſer⸗ und Hohenzollernbilder in den Schul⸗ 
klaſſen herumhängen und die Erziehungsmethode ganz in 
preußiſchem, nationaliſtiſchem und monarchiſtiſchem Sinn 
unentwegt weitergeht. Herr Rektor Falkenberg ſoll ſogar 
ſo weit gegangen ſein, daß er erklärte, er denke ja gar nicht 
daran, von dieſem Syſtem abzuweichen. Wenn dies der 
Fall iſt — und ich bitte den Senat hier ausdrücklich um 
klaren Wein —, ſo liegt hierin eine Gefahr, und zwar 
eine grundlegende Gefahr für den Danziger Geiſt. Sollte 
die neue Regierung auf dem Gebiete der Ausmerzung des 
preußiſchen Geiſtes nicht durchdringen können, ſo würden 
wir trotz des größten Bedauerns gezwungen ſein, unſer Ver⸗ 
hältnis zu dem neuen Regime einer grundlegenden Reviſion 
zu unterziehen. (Lebhafte Bewegung rechts.) Es gibt 
Sachen, in denen Kompromiſſe ausgeſchloſſen ſind. Der 
andere Punkt der neuen Regierung iſt doch das Aufgeben 
des Preußengeiſtes und ein freimütiges Bekenntnis zum 
Danziger Geiſt. Hier liegt die Gefahr neuer Konflikt⸗ 
ſtoffe, die wirklich einmal für Danzig eine untragbare 
Belaſtungsprobe darſtellen können. Die Gefahren für Dan⸗ 
zig können heute nur im Innern liegen und ſind nicht 
von außen zu erwarten. Dieſen Gefahren durch ein ver⸗ 
nünftiges Danziger Erziehungsſyſtem des kommenden Ge⸗ 
ſchlechtes vorzubeugen, ſollte oberſte Pflicht und Aufgabe 
aller ehrlich ſtaatserhaltenden Elemente ſein. 

Als ein beſonders charakteriſtiſches Symptom der Rede 
des Senatspräſidenten muß ich es bezeichnen, wenn darin 
im Gegenſatz zu der ſeinerzeitigen Eingangsrede des Herrn 
Gehl alles vermieden wurde, was das Verhältnis der 
Regierung zu den nationalen und religiöſen Minderheiten 
erwähnt hätte. Wir find in letzter Zeit Zeugen von Hinder- 
nijjen geweſen, die der freien Entwicklung der polniſchen 
Minderheit auf dem Gebiete des Schulweſens gemacht 
wurden. Ich brauche wohl nicht zu unterſtreichen, daß 
wir hierin vollkommene Gleichberechtigung fordern müſſen 
und fordern. Im Schuletat für die Volksſchulen, der der 
Stadtbürgerſchaft vorliegt, betragen die Ausgaben der 


polniſchen Klaſſen nur wenig über 2 Prozent der Geſamt⸗ 


ausgaben. (Es ſind nur 2 Prozent polniſche Schüler! 
vechts.) Gerade das unnötige Unterſtreichen der bekannten 
und von keiner Seite bezweifelten Tatſache, daß die ge⸗ 
waltige Majorität Danzigs nicht zur deutſchen Kultur⸗ 
gemeinſchaft gehört, macht es mir zur Pflicht, hervorzu⸗ 
heben, daß ich Vertreter einer anderen Kulturgemeinſchaft 
bin, der das Recht hat, mit polniſchem Munde und pol⸗ 
niſcher Lunge in Danzig keine deutſche Luft zu atmen, wie 
ſich der Senatspräſident auszudrücken beliebte, ſondern 
reine und unverfälſchte Danziger Seeluft. Gerade nach 
der letzten Rede Sahms find mir in dieſer Beziehung er- 
hebliche Zweifel an dem guten Willen der neuen Regierung 


aufgeſtoßen. Ich werde darum nicht umhin können, den 


ehrlichen Willen der Regierung in dieſer Hinſicht in der 
nächſten Zeit auf verſchiedene Proben zu ſtellen, die die 
Wahrheit werden bringen müſſen. Von den Entſcheidungen 
der Regierung wird unſere künftige Stellungnahme ab⸗ 
hängen. - 
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Mit aufrichtiger Freude hörten wir aus dem Munde 
des Senatspräſidenten, daß die Reibungsflächen mit Polen 
ſich ſtark verringert haben und ein großer Teil Konflikt⸗ 
ſtoff auf friedlichem Wege erledigt werden konnte. Unver⸗ 
ſtändlich ſind aber gerade darum die ſcharfen Worte be⸗ 
züglich der Verkehrsſchwierigkeiten. Daß dieſe Zuſtände 
nicht paradieſiſch find, unterliegt wohl bei niemand einem 
Zweifel, doch muß mit Deutlichkeit feſtgeſtellt werden, daß 
ſie lediglich eine Auswirkung der, gelinde geſagt, minder 
lebhaften Beziehungen der alten Regierung zu Polen dar⸗ 
ſtellen. (Hört, hört! links.) Iſt denn die Materie wirklich 
ſo ſchwer in ein vernünftiges Gleis zu bringen? 


Vielleicht iſt es intereſſant, daß wir uns bei dieſer 
Gelegenheit gerade mit der Materie der Monopole be⸗ 
ſchäftigen, die auf die alte Regierung ein ganz eigentüm⸗ 
liches Licht wirft. Wir müſſen uns vor allem vergegen⸗ 
wärtigen, daß jeder Danziger für jede gerauchte Zigarre 
ungefähr 10 Pfennig polniſchen Zoll zu bezahlen hat. Von 
dieſen 10 Pfennigen erhält Danzig auf Grund des Zoll⸗ 
verteilungsſchlüſſels nur zirka 0,8 Pfennig, während der 
Löwenanteil von 9,2 Pfennig in den polniſchen Staats⸗ 
ſäckel fließt. (Zwiſchenrufe.) Auf Grund des Danzig⸗War⸗ 
ſchauer Abkommens und namentlich des polniſchen Zoll⸗ 
tarifes iſt jedoch Tabak zur Monopolfabrikation zollfrei. 
Wie nun neulich Herr Jewelowſki erzählte, hat er ſchon 
vor Jahren ein Monopolprojekt in Anlehnung an die pol⸗ 
niſche Monopolgeſetzgebung bearbeitet. (Zwiſchenrufe.) 
Dieſes Monopolprojekt baſierte auf einer damals von der 
polniſchen Regierung zugeſtandenen Kontingentsziffer von 
750 000 Verbrauchern in Danzig. Auf dieſe Weiſe wäre 
es Danzig jahrelang erſpart geblieben, nicht nur die 
9 Pfennige für jede gerauchte Zigarre an den polniſchen 
Staatsſchatz abzuführen, ſondern es würde noch ein ganz 
erheblicher Nutzen für Danzigs Finanzen aus dem Mehr⸗ 
kontingent herausgewirtſchaftet ſein. (Hört, hört! links.) 
Das Projekt wurde jedoch von dem alten Senat zurückge⸗ 
wieſen, gerade wegen der in ihm vorherrſchenden politiſchen 
Orientierung, die für alle wirtſchaftlichen Vorteile Danzigs 
die Augen verſchloß, ſelbſt auf die Gefahr hin, aus Danzigs 
Wirtſchaft einen Trümmerhaufen zu machen. (Wer hat 
Ihnen das erzählt? rechts.) Jewelowſki! Der Senat hat 
übrigens das alte Projekt wieder eingefordert. (Von wem? 
rechts.) Von Jewelowſki. Heute find aus der kataſtrophalen 
Finanzlage heraus dieſe Verhandlungen neu aufgenommen, 
doch werden die Vorteile bezüglich des Tabakmonopols, 
namentlich bezüglich des erhöhten Kontingents, von Polen 
wohl kaum durchzuholen fein. Dieſes ift ein Schulbeiſpiel 
der alten Regierung, die ſich gegen alle Bindungen mit 
Polen mit Händen und Füßen gewehrt hat. Es wäre gut 
geweſen, wenn die Senatsrede über ſolche Momente Auf⸗ 
klärung gebracht hätte, anſtatt daß der Politiker Sahm ſich 
in eine Korrektur der Ausführungen des Finanzſachver⸗ 
ſtändigen Dr. Meißner eingelaſſen hätte, um deſſen Auz- 
führungen über eine allgemeine Weltkriſe in der Richtung 
der polniſchen Kriſe zu korrigieren. 

Zu ähnlichen Schlußfolgerungen müſſen wir kommen, 
wenn wir die einzelnen Etats durchgehen. Die ganzen Er⸗ 
ſparniſſe ſind mit Ausnahme des Volkstages zum großen 
Teil leider auf Koſten der ſachlichen Ausgaben gemacht, 
was man bei manchen Etats, z. B. beim Kultusetat, beſon⸗ 
ders zu bedauern hat. Dagegen ſind die perſönlichen Aus⸗ 
gaben trotz der geringfügigen Abbaumaßnahmen ganz ge⸗ 
waltig gewachſen. Die Urſachen ſind in der als Abſchieds⸗ 
maßnahme bewilligten Gehaltserhöhung des ſcheidenden 
Senats an die Beamten zu ſuchen. Wenn wir alſo heute 
vor einem Etat ſtehen, von dem es nur ſehr zweifelhaft 
iſt, ob ſeine Ausbalancierung nicht lediglich auf dem Papier 
ſteht, ſo trägt auch hieran die alte Regierung die Schuld 
und mit ihr Sie, meine Herren vom Zentrum! Freilich 
ſoll der Beamte ein gutbezahltes und zufriedenes Organ 
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jedes Staates ſein, doch iſt es ein Unding, daß es in einem 
Staatsweſen des Kaufmanns und des Arbeiters, wie es 
Danzig nun einmal ſein ſollte, nur den Beamten gut geht, 
während alle anderen Bevölkerungsſchichten Not, zum Teil 
bittere Not leiden. (Sehr richtig! links.) Aus dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt heraus werden wir jede Maßnahme der Re⸗ 
gierung billigen, die den Beamtenabbau fördert. 

Wenn ich von einem lediglich problematiſchen Aus⸗ 
balancieren des Haushaltsplans geſprochen habe, ſo zweifle 
ich in erſter Linie an dem Ausreichen der Quote von 
2,3 Millionen, welche als Zuſchuß für die Erwerbsloſen 
eingeſetzt iſt. Wenn wir auch die produktive Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge in Betracht ziehen und ferner den Umſtand, daß 
in dem Haushaltsplan der polniſchen Regierung 3 Millio⸗ 
nen für Eiſenbahnarbeiten im Gebiete der Freien Stadt 
Danzig vorgeſehen ſind, ſo glaube ich trotzdem, daß dieſe 
Ziffer eine ſtarke Korrektur wird benötigen müſſen. 


Bei dieſer Gelegenheit möchte ich um Auskunft bitten, 


wie es mit einer Summe von 6 Millionen ſteht, die ſchon 
einmal von dieſer Stelle hier erwähnt wurde und die ich 
in dem vorliegenden Haushaltsplan vermiſſe. Es handelt 
ſich um annähernd 6 Millionen Danziger Schatzwechſel, 
die durch die Girozentrale bei der Preußiſchen Seehand⸗ 
lung diskontiert wurden. Wie iſt dieſe Anleihe zuſtande 
gekommen, wofür wurde ſie verwandt, und wie denkt ſich 
der Senat ihre Tilgung? 

Nebenbei möchte ich den Poſtetat ſtreifen. Wenn Herr 
Sahm über die unmöglichen Verkehrsverhältniſſe klagt, ſo 
hätte er die Danziger Poſt in erſter Linie erwähnen müſſen. 


Da, wo die Konkurrenz der polniſchen Poſt in Erſcheinung 


(B) 


getreten ift, find die Gebühren ermäßigt worden. Die an- 
dern Gebühren, z. B. die Telephongebühren, [potten jeder 
Kritik. Der Grundſatz, den Staat auf Koſten der not⸗ 
leidenden Wirtſchaft zu bereichern, muß ſchleunigſt revidiert 
werden, mag es koſten was es wolle. 

Im großen und ganzen gibt es wohl keine Partei im 
hohen Haus, welche nicht den vorliegenden Haushalts⸗ 
plänen mit großen Bedenken gegenüberſteht, doch muß ſich 
jeder vor Augen halten, daß gerade dieſer Etat eine Illu⸗ 
ſtration der Wirtſchaft des früheren Senats bedeutet, auf 
den ſelten gut das Dichterwort paßt: „Dies iſt der Fluch 
der böſen Tat, die fortzeugend Böſes muß gebären.“ 
(Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Bergmann. 

Bergmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Die Rede des Herrn Senatspräſidenten hat uns, wie dies 
auch ein Zuruf von der linken Seite des hohen Hauſes be⸗ 
ſtätigte, im wesentlichen nicht ſehr viel Neues gebracht. Sie 
war, wie wir anerkennen, nüchtern und ſachlich gehalten 
und nicht dazu angetan, beſondere Senſation hervorzurufen. 
Allerdings iſt von vornherein ein Unterſchied zwiſchen den 
früheren Etatsreden feſtzuſtellen, inſofern nämlich, als ſie 
ſich nicht nur mit den allgemeinen politiſchen Ausführungen 
beſchäftigte, ſondern auch mit den finanziellen der Freien 
Stadt. Das erklärt ſich aber ohne weiteres durch die 
ſchwere Erkrankung des Herrn Finanzſenators Dr. Volk⸗ 
mann. ; 

Im großen und ganzen kann man ſich wohl mit den 
uns gemachten Angaben einverſtanden erklären, aber es 
findet ſich doch eine Anzahl von Punkten, die zur Kritik her⸗ 
ausfordern bzw. nähere Auskunft erfordern. Der Herr Se⸗ 
natspräſident ſprach von einer Doppelaufgabe, die er heute 
dem Volkstag gegenüber zu erfüllen habe. Ich habe ja ſchon 
darauf hingewieſen, daß wir infolge dieſer Doppelaufgabe 
auch unſere Antwort darauf einſtellen müſſen. Es handelt 
ſich zunächſt um die auswärtige Politik. Wenn der Herr 
Präſident geſagt hat, daß er ſich darin eine gewiſſe Beſchrän⸗ 
kung auferlegen müſſe, ſo iſt das in einer Weiſe wohl zu 
verſtehen, aber andererſeits iſt es doch wiederum zu bedau⸗ 


ern, denn es iſt dadurch dem Volkstage, alſo der berufenen (0) 


Vertretung der geſamten Bevölkerung der Freien Stadt, 
nicht möglich, fich ein klares Bild von der tatſächlichen Lage 
der außenpolitiſchen Beziehungen zu machen. Unſere Be⸗ 
ziehungen zum Völberbund, dem angeblichen Protektor, d. h. 
auf deutſch „Beſchützer“ der Freien Stadt, ſind doch in Wirk⸗ 
lichkeit nicht derartig, daß wir, wie der Herr Präſident in 
ſeiner vorjährigen Etatsrede ſagte, voller Vertrauen zu ihm 
aufblicken können. Ich erinnere nur an das Munitions⸗ 
lager auf der Weſterplatte, das doch nicht bloß die Berau⸗ 
bung der Danziger um eines ihrer ſchönſten Bäder bedeutet, 
ſondern auch die Vertreibung der Bewohner, ſomit Erhö⸗ 
hung der Wohnungsnot und die furchtbare Gefahr für die 
anliegenden Gebietsteile. Daß dies nicht etwa eine über⸗ 
triebene Angſtmeierei iſt, beweiſen die Kataſtrophen, die ſich 
im vorigen Jahr in verſchiedenen Ländern ereignet haben. 
Wir begrüßen es, daß ſich nach der vom Herrn Präſidenten 
angegebenen Statiſtik die Entſcheidungen des Oberkom⸗ 
miſſars ſtark vermindert haben, ſo daß 1925 nur eine 
einzige gefallen iſt. 

Wir hoffen darin ein Zeichen dafür erblicken zu 
können, daß ſich das Verhältnis zwiſchen Danzig und Polen 
auf dem Wege der Beſſerung befindet. Beide Staaten ſind 
nun einmal aufeinander angewieſen und müſſen darauf 
hinarbeiten, wenigſtens in ein erträgliches Verhältnis zu 
kommen. Möge es dem neuen Oberkommiſſar, der ja bis⸗ 
her ein reges Intereſſe für die Danziger Angelegenheiten 
gezeigt hat, die tatſächliche Lage der Freien Stadt kennen 
zu lernen, gelingen, die gegenſeitigen Beziehungen beider 
Staaten ſo erträglich wie möglich zu geſtalten. Ebenfalls 
iſt es erfreulich, daß über die gegenſeitige Rechtshilfe, die 
Einfuhrkontingente und die Ausfuhr von Getreide Verein⸗ 
barungen getroffen ſind. Hoffentlich werden auch die noch 


Auch wir teilen dieſe Bedenken und es dürfte ange⸗ 
bracht ſein, ſich nicht allzu großen Hoffnungen hinzugeben. 
Ein. Beweis dafür ſind zu einem Teil ſchon die Punkte, die 
Gegenſtand mündlicher Verhandlungen bilden ſollen. Da 
iſt zunächſt der Zollverteilungsſchlüſſel. In dieſer Bezie⸗ 
hung iſt, trotzdem ſchon lange Zeit darüber verhandelt 
worden iſt, noch keine Einigung erzielt. Im Gegenteil, 
Polen hat jogar dem bisherigen Schlüſſel gegenüber nur 
etwa die Hälfte angeboten, eine offenbare ſchwere Schädi⸗ 
gung Danzigs. Wenn der Herr Präſident dann auf das Ver⸗ 
hältnis zum Deutſchen Reiche kommt, ſo ſtimmen wir ihm 
von Herzen darin bei, daß dies auf einem natürlichen, unge⸗ 


ſchriebenen Recht beruht und vor allen Dingen ſich auf das 


„deutſche Weſen“, nicht nur auf das Staatsgebilde erſtreckt. 
Wir ſtimmen ihm ferner darin bei, daß die Frage des kul⸗ 
turellen und völkiſchen Zuſammenhangs mit dem deutſchen 
Volke jedem Danziger ins Herz geſchrieben iſt. Möge ſein 
Wort Wahrheit werden, daß der, welcher hieran rühren 
will, auf Granit beißen wird, auch bei einer Linksregierung. 

Aber bei Gelegenheit dieſes kulturellen Zuſammen⸗ 
hanges kommen wir jetzt ſchon auf einen Gegenſatz. Das 
betrifft die Verordnung über das Schulweſen. Da iſt vom 
Senat angeordnet, und leider hat ſich die Mehrheit des 
Volkstages dem angeſchloſſen, daß das ſiebenklaſſige Lyzeum 
in ein ſechsklaſſiges umgewandelt wird, und zwar nach dem 
Vorgang im Deutſchen Reiche. Es trifft das aber nicht für 
alle deutſchen Bundesſtaaten zu. Wenn bei der Beratung 
im Unterrichtsausſchuß vom Regierungsvertreter darauf 
hingewieſen wurde, daß ſich Schwierigkeiten beim Verzug 
einer Familie nach Preußen ergeben würden, falls das 
Mädchenſchulweſen nicht konform behandelt würde, ſo iſt 
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(A) dem entgegenzuhalten, daß ein Danziger etwa auch nach 
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Bayern ziehen könnte und dann würden ſich allerdings 
Schwierigkeiten ergeben; denn Bayern und mehrere andere 
ſüddeutſche Staaten haben ſich dem Vorgehen Preußens 
micht angeſchloſſen. 

Noch ein anderer Umſtand kommt hinzu. Preußen hat 
eine vierklaſſige Grundſchule, Danzig eine dreiklaſſige. In 
Preußen wird auch bei einem ſechsklaſſigen Lyzeum kein 
Schuljahr erſpart. Es bleibt bei einem 10jährigen Schul⸗ 
beſuch. In Danzig ergibt ſich ein neunjähriger. Soll das⸗ 
ſelbe an Leiſtungen in kürzerer Zeit erreicht werden, ſo be⸗ 
deutet das eine Mehrbelaſtung der Kinder und wir ſollten 
doch mit einem ſolch koſtbaren Gut nicht leichtfertig um⸗ 
gehen. Noch ein weiterer Punkt der Verhandlungen zwiſchen 
Danzig und Polen verdient Beachtung. Das iſt die „Ver⸗ 
kehrserleichterung“. Wir ſtimmen dem Herrn Präſidenten 
vollkommen bei, daß alle Plackereien im Eiſenbahnverkehr 
endlich einmal beſeitigt werden müſſen. Als die Paß⸗ und 
Zollſchranken zwiſchen den deutſchen Staaten etwa vor 100 
Jahren zum größten Teil fielen, da herrſchte allgemeiner 
Jubel und man freute ſich dieſer Errungenſchaften und be⸗ 
grüßte ſie als einen ganz weſentlichen Fortſchritt. Und 
heute hat man das alles wieder aufgerichtet und uns da⸗ 
durch in mittelalterliche Zuſtände zurückverſetzt. Wir 
zweifeln allerdings daran, daß in dieſer Beziehung Polen 
das erforderliche Entgegenkommen zeigen wird. Andere 
Staaten, z. B. Deutſchland und die Schweiz, haben dieſe 
gegenſeitigen Beläſtigungen bereits beſeitigt. Auch die 
Verkehrsverhältniſſe zwiſchen Danzig und dem Reiche be⸗ 
dürfen einer erheblichen Verbeſſerung. In allen dieſen Be⸗ 
ziehungen hat uns auch die neue Regierung noch feine Beffe- 
rung ſchaffen können. 

Auf die Haushaltspläne im einzelnen will ich nicht 
näher eingehen, da wir uns darüber noch ſpäter unter⸗ 
halten werden. Ich will nur einiges herausgreifen. Der 
Herr Präſident ſprach von einem Ausgleich zwiſchen Steuer⸗ 
bedürfnis und Steuerkraft. Das iſt ſelbſtverſtändlich unbe⸗ 
dingt wünſchenswert. Man kann ſogar noch weiter gehen 
und jagen, es ift unbedingt notwendig. Wir haben uns vor 
einigen Tagen in der Stadtbürgerſchaft mit dem Steuer⸗ 
haushaltsplan beſchäftigt. Und da kamen mannigfache Be⸗ 
ſchwerden zutage; es wurde geklagt über die Rigoroſität der 


Steuereintreibungen, über zahlreiche Pfändungen uſw.; 


dann bei den Verſteigerungen über das Verſchleudern der 
gepfändeten Sachen, die zu Preiſen abgegeben werden, die 
die Koſten der Steuerverwaltung nicht im geringſten 
decken. Ahnliche Klagen find mir auch aus anderen Teilen 
des Freiſtaates zugegangen. Es iſt an der Zeit, daß hier 
Abhilfe geſchaffen wird und daß man nicht nutzlos und wo⸗ 
möglich noch zum Schaden des Staates Exiſtenzen brotlos 
macht. Daß der Senat ſparen will, iſt ſelbſtverſtändlich. 
Es jol aber am rechten Ort geſchehen. In dieſer Beziehung 
wird nach unſerer Anſicht noch vecht viel geſündigt. Spar⸗ 
ſamkeit muß am rechten Ort geübt werden. Wenn z. B. 
beim Etat des Innern (Polizei) 150 Stellen geſpart 
werden können, ſo muß man doch vor allen Dingen die Ge⸗ 
wißheit haben, daß dies nicht auf Koſten der öffentlichen 
Sicherheit geſchieht. (Sehr richtig!) Es werden ſicher nicht 
150 höhere Beamte ſein, die abgebaut werden. Da es ſich 
um Beamte handelt, nehme ich Bezug auf die Stelle der 
Etatsrede, wo von einem klaffenden Gegenſatz zwiſchen 
Wirtſchaft und Beamtenſchaft die Rede iſt. Ich kann dem 
Herrn Präſidenten ſagen, daß das heute noch nicht über⸗ 
wunden iſt. Geſpräche mit Arbeitern, Handwerkern und 
Gewerbetreibenden werden das ohne weiteres beſtätigen. 
Daß faſt die Hälfte der geſamten Einnahmen, die durch Zu⸗ 
ſchüſſe aufzubringen ſind, für ſoziale Leiſtungen aufge⸗ 
wendet werden, iſt einerſeits bedauerlich, andererſeits aber 
erfreulich. Bedauerlich, weil ein Drittel der Ausgaben für 
Erwerbsloſe erfolgt iſt, ein beredtes Zeugnis für die trau⸗ 
rige Lage unſerer Wirtſchaft. Erfreulich inſofern, als es ein 


Zeugnis dafür iſt, daß der Staat ſich ſeiner ſozialen Auf⸗ 
gaben und Verpflichtungen bewußt iſt. 

Die Schätzung der Erwerbsloſenzahl auf 7500, für 
welche Mittel zur Verfügung ſtehen, iſt natürlich viel zu 
gering, und die Hoffnung auf eine baldige Beſſerung der 
Wirtſchaftslage erſcheint mir reichlich optimiſtiſch, hoffentlich 
nicht überhaupt, wenigſtens für abſehbare Zeit, utopiſtiſch. 
Aufs höchſte befremdet hat uns die Mitteilung des Herrn 
Präsidenten, daß die Einführung von Monopolen beabſich⸗ 
tigt iſt. Gerüchte darüber laufen freilich ſchon ſeit längerer 
Zeit, und von beteiligter Seite ſind auch eine ganze Reihe 
von Eingaben gegen die Einführung gemacht worden. Wenn 
uns nun aber geſagt wird, daß die geſetzgeberiſchen Vor⸗ 
arbeiten mit größter Beſchleunigung durchgeführt werden 
ſollen, ſo iſt das doch ein ſtarkes Stück. Soll das heißen, 
daß der Volkstag mit dieſer ſo ungeheuer wichtigen und 
einſchneidenden Maßnahme überrumpelt werden ſoll? Dieſe 
Maßnahmen erfordern doch eine ſehr eingehende und ſorg⸗ 
fältige Behandlung und Überlegung und dürfen auf keinen 
Fall übers Knie gebrochen werden. Iſt dem Senat klar, 
daß naturgemäß durch die Monopole eine erhebliche Anzahl 
von Perſonen brotlos werden und das Heer der Erwerbs⸗ 
loſen vermehrt wird? Außerdem wäre es wünſchenswert, 
daß wir nähere Einzelheiten darüber zu hören bekommen, 
wie ſich der Senat die Einführung denkt, welche Ausgaben 
durch Entſchädigungen, etwa mehr notwendigwerdende 
Aufſichtsbeamte uſw. erforderlich find, Es ift ferner zu be- 
denken, ob nicht eine Verteuerung und Verſchlechterung der 
Waren dadurch eintritt, die dann ſelbſtverſtändlich auch 
einen verminderten Verbrauch zur Folge hat. Wir glauben 
nicht, daß man dem kranken Staat und der kranken Wirt⸗ 
ſchaft mit ſolcher Medizin auf die Beine hilft, und das alles 
für 5 Millionen, wobei von vornherein ſchon zugegeben 
wird, daß die Zahl vielleicht zu hoch gegriffen iſt. Meine 
Fraktion lehnt die Einführung von Monopolen ab und be⸗ 
trachtet ſie als einen Eingriff in die freie Wirtſchaft. 

Ein etwas betrübendes Kapitel iſt der ſehr bedeutende 
Rückgang der Zolleinnahmen. Wir wollen mit dem Herrn 
Präſidenten uns der Hoffnung hingeben, daß ſich die Lage 
im Laufe des Jahres erfreulicher geſtalten werde, mögen 
wir uns zum Beſten unſeres Staates darin nicht täuſchen. 
Wenn in ausländiſchen Blättern wie „Berner Bund“ und 
„Journal de Geneve“ Schwindelnachrichten über die 
Finanzlage Danzigs verbreitet werden ſo iſt das allerdings 
recht bedauerlich und nicht geeignet, den Ruf Danzigs im 
Auslande zu heben. Es wird ſich aber nicht verhindern 
laſſen, falls nicht die Regierung in der Lage iſt, ihrerſeits 
Artikel in die Preſſe zu bringen, die die Wahrheit über 
Danzig ans Licht bringen. Intereſſant wäre es, etwas 
Näheres über die nur zart angedeutete Quelle dieſer Nach⸗ 
richten zu hören. ` 

Nun möchte ich dem Haushaltsplan des Poſt⸗ und 
Telegraphenweſens noch einige Worte widmen. Er gehört 
ja glücklicherweiſe zu den Überſchußverwaltungen. Daß 
dieſe Überſchüſſe nicht mehr von der Verwaltung ſelbſt ver- 
braucht werden, billigen wir. Sie kommen auf dieſe Weiſe 
der Allgemeinheit zugut. Aber auf etwas möchten wir noch 
hinweiſen. Wodurch wird ein ſolcher Überſchuß bei der Poſt 
erreicht? Dadurch, daß ſämtliche Beamte neunſtündigen 


Dienſt machen, z. B. auch die Briefträger. Wäre das nicht 


der Fall, ſo müßte man eine erhebliche Anzahl von Beam⸗ 
ten mehr anſtellen, und die Überſchüſſe würden dann ver⸗ 
ringert werden. Sympathiſch iſt uns und ja ſchon wieder⸗ 
holt von uns angeſtrebt der Steuerabbau. Daß die Luxus⸗ 
und Umſatzſteuer noch nicht beſeitigt werden kann, iſt zu be⸗ 
dauern. Ob ſie aber die veranſchlagte Höhe erreichen wird, 
erſcheint doch zweifelhaft. Eines beſonderen Wohlwollens 
erfreuen ſich beide bei der Bevölkerung nicht. Ihre end⸗ 
gültige Beſeitigung wird auch ſernerhin unſer Ziel fein. 
Von einem Eingehen auf andere Einzelheiten will ich 
nunmehr abſehen und komme zum Schluß meiner Ausfüh⸗ 
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rungen. Es iſt mit Genugtuung zu begrüßen, daß es dem 
Senat gelungen iſt, trotz mannigfacher Schwierigkeiten den 
Haushaltsplan der Freien Stadt ins Gleichgewicht zu brin⸗ 
gen. Wir glauben freilich nicht, daß es ein Verdienſt der 
gegenwärtigen Regierung iſt, ſondern im weſentlichen der 
Arbeit der hauptamtlichen Senatoren zugeſchrieben werden 
muß. 

ben wir frühere Träume, wie ſich der Herr Präſident 
ausdrückte, aufgeben mußten, ſo geht aus ſeinen Worten 
hervor, daß er auch von der augenblicklichen Koalition 
keinen Platz an der Sonne erhofft. Bei der Erwähnung 
der ſiebenhundertjährigen Geſchichte Danzigs haben wir 
allerdings den Hinweis darauf vermißt, daß dieſe Vor⸗ 
fahren immer Deutſche geweſen find, niemals Fremdländer, 
und daß zur Zeit der Hanſa der Danziger Kaufmann ein 
voll⸗ und ſelbſtbewußter Deutſcher geweſen iſt, der ſogar 
einen Stammesgenoſſen, der ſich mit einer Ausländerin 
verheiratete, aus ſeinen Reihen ausſtieß. Daß wir hier in 
Danzig trotz aller Schwierigkeiten und Hinderniſſe, die uns 
bereitet werden, in freier deutſcher Luft atmen wollen, ift 
auch unſer Herzenswunſch. (Bravol) 


Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Die neue Regierung hat ſeinerzeit ſofort verkündet, daß ſie 
ſich bei aller Wahrung des kulturellen und geſchichtlichen 
Zuſammenhanges mit dem Deutſchtumeloyal auf den Boden 
der Tatſachen ſtellen und das Verhältnis zu unſerem pol⸗ 
niſchen Nachbarn zu einem friedlichen und freundlichen zu 
geſtalten mit allen Kräften bemüht ſein würde. Niemand 
außer den nationaliſtiſchen Heißſpornen wird an dem ehr⸗ 
lichen Willen zur Durchſetzung dieſer Politik Zweifel haben 
dürfen. Aber nirgends in der Welt iſt es Sitte, daß man 
bei ſo grundlegender Anderung in der Richtung der Politik 
die Durchführung des neuen Kurſes demſelben Außen⸗ 
miniſter überträgt, welcher, wie in unſerem Fall, bis Mitte 
des vorigen Jahres noch in der Außenpolitik vollkommen 
den deutſchnationalen Standpunkt vertreten hat. Es iſt 
unſeres Erachtens ein ſchwerer Konſtruktionsfehler von 
allem Anfang an geweſen, die Außenpolitik gerade Herrn 
Sahm vertreten zu laſſen. Auf jeden Fall aber iſt es heute ein 
Verſtoß gegen die Logik und gegen die Staatsintereſſen, daß 
die neue Regierung jungen Wein in alte Schläuche füllt, was 
nicht nur bibliſch, ſondern auch im Hinblick auf die Reſultate 
unzweckmäßig iſt. Wir haben bereits ſeit längerer Zeit 
immer dringender darauf hingewieſen, daß im Intereſſe 
unſeres Freiſtaates die Verwaltung der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten in ſolche Hände gelegt werden müſſe, welche 
Garantie für diplomatiſche Behandlung bieten und nicht im 
voraus bei den Nationen, auf deren Verhalten ſoviel an⸗ 
kommt, mehr oder minder ſcharfe Ablehnung finden. War 
es notwendig, für die Finanzen, die Stelle des Notenbank⸗ 
präſidenten und für die des Gerichtspräſidenten geeignete 
Fachleute aus dem Reiche zu holen, um wieviel mehr iſt es 
dann notwendig, das auch mit dem Leiter unſerer auswär⸗ 
tigen Geſchäfte zu tun, und um wieviel unverſtändlicher iſt 
es, daß wir es noch nicht getan haben. Es iſt ein Faktum, 
daß man kaum annehmen barf, daß ein derart mißliebiger 
Vertreter nun der richtige Mann ſein kann, der zum Ver⸗ 


handeln mit den anderen Nationen der geeignetſte wäre. Und 


der Geeignetſte iſt für uns gerade gut genug. 

Herr Sahm hätte das als kluger Mann, der er iſt, 
ſelbſt erkennen müſſen. Er hätte pflichtgemäß auf andere 
Beſetzung des Poſtens für auswärtige Angelegenheiten 
drängen müſſen. Daß er das nicht getan hat, trotz aller 
Mißerfolge in Warſchau und Genf, machen wir ihm zum 
Vorwurf. Wir hoffen, daß die Herren parlamentariſchen 
Senatoren den Mut finden, hier das Perſönliche vom 
Sachlichen und Notwendigen zu trennen und die uns un⸗ 
bedingt und ſchnellſtens notwendig erſcheinende Reform 
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durchzuſetzen. Wir müſſen auch in unſeren auswärtigen 
Beziehungen endlich umlernen und dafür die allgemein 
gültigen Formen anwenden. Fragt man doch ſogar bei 
Beſetzung von Konſular⸗, Geſandten⸗ uſw. Stellen immer 
vorher nach der Zuſtimmung der Regierung, bei der die 
Herrſchaften akkreditiert werden ſollen, um wieviel mehr iſt 
man ſchon aus praktiſchen Gründen gehalten, ſich als Unter⸗ 
händler nicht Leute auszuſuchen, deren Perſon für den 
Mißerfolg ihrer Sendung im voraus bürgt. Wir haben 
auch mit Rußland ſo undiplomatiſch wie nur möglich 
in der Frage des Konſulats-Gebäudes gehandelt. 

Es wird höchſte Zeit, daß die Rückſicht auf Erforder⸗ 
niſſe der Wirtſchaft ſtärker betont wird und letzten Endes 
den Ausſchlag gibt. Dieſe Rückſicht auf die Wirtſchaft hätte 
aber eine total andere Haltung in der Konſulatsfrage er- 
fordert. Gerade der Umſtand, daß das vom gegenwärtigen 
Leiter unſerer auswärtigen Geſchäfte nicht erkannt wurde, 
ſpricht außerordentlich dafür, daß der Herr Senatspräſi⸗ 
dent von den auswärtigen Angelegenheiten entlaſtet mer- 
den muß. Sowohl er, wie der Staat werden dabei ge⸗ 
winnen. Der Herr Senatspräſident Sahm hat in feiner 
Rede erklärt, daß Danzig nicht vor dem Bankerott ſtehe— 
Er beſtreitet die Richtigkeit der aus der Wirtſchaft immer 
lauter und eindringlicher kommenden Warn- und Hilfe- 
rufe. Und es iſt ein ſehr ſonderbares Zuſammentreffen, 
faſt ein Treppenwitz der Geſchichte, daß juſt am Morgen 
desſelben Tages, an dem Herr Sahm dieſe ſeine Anſicht 
in der Regierungserklärung des Senates ausſprach, die 
Zeitungen in großen Veröffentlichungen und mit einer 
Unterſchriftsliſte, die auch für den Senat etwas Über- 
zeugendes haben müßte, die Gründung des Notbundes der 
Erwerbsſtände anzeigen. Und dieſe Veröffentlichung, der 
unbedingt eine gewiſſe Autorität innewohnt, beſagt: „Die 
Gefahr iſt aufs höchſte geſtiegen.“ Wir müſſen leider aus 
unſerer Kenntnis der Dinge der Meinung des Notbundes 
beipflichten. Es iſt bedauerlich, daß der Senat an den 
Erfahrungen aus dem Jahre 1924 noch nicht genug hat. 
Damals trat Herr Senator Dr. Frank mit großem Nach⸗ 
druck und gegenüber Kennern der Wirtſchaft mit der Be⸗ 
hauptung auf, daß das Schlimmſte bereits überwunden 
jet. Und zwar berief er fih darauf, daß er als Handels- 
ſenator das beſſer beurteilen könne. Und der Reinfall 
nachher! Das gibt zu denken, wenn jetzt Herr Sahm da- 
von ſpricht, daß die Kriſe abflaut und Anzeichen der Beſſe⸗ 
rung — allerdings nur dem Senat! — erkennbar ſeien, 
und zur ſelben Stunde ſich die geſamte produzierende Wirt⸗ 
ſchaft zu einem Notbund der Erwerbsſtände zuſammen⸗ 
findet, um zu verſuchen, den Zuſammenbruch abzuhalten. 

Wir bedauern diefe ſchwere Lage der Wirtſchaft und 
bedauern auch außerordentlich, daß augenſcheinlich der 
Senat nicht das richtige Verſtändnis dafür aufbringt, wenn 
er die Dinge als bereits im Gleiſe anſieht. Der Vor⸗ 
anſchlag für 1926 wird ſich unſeres Erachtens in vielen 
Poſitionen als viel zu optimiſtiſch aufgeſtellt erweiſen. 
Wir fürchten, daß ſowohl die Ausgaben für die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge uſw. größer, wie auch die Einnahmen an 
Steuern ufto, bedeutend kleiner als eingeſtellt fein werden. 
Darüber wird bei dey einzelnen Poſitionen zu ſprechen 
ſein. Intereſſant war die Mitteilung des Herrn Senats⸗ 
präſidenten, daß es nicht dazu gekommen ift, daß der Senat 
die angebotene Garantie für Kredite der Wirtſchaft tat⸗ 
ſächlich geleiſtet hat, weil prinzipielle Bedenken wegen der 
Kreditbedingungen dagegen geſprochen haben. Von uns iſt 
das Garantieangebot von allem Anfang an nicht ſehr ernſt 
genommen worden; denn wir wußten im voraus, daß bei 
Verbot der Eintragung von Dollarhypotheken uſw. nicht 
ohne und nicht mit Senatsgarantie Dollaranleihen erhält⸗ 
lich wären. Aber es muß ernſtlich gefragt werden, ob der 
Hausbeſitz ſich dieſe Vergewaltigung, Geld aufzunehmen, 
wie er es wünſcht, aus gänzlich veralteten Anſichten und vor⸗ 
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getäuſchten währungstechniſchen Bedenken auch weiter ge⸗ 
fallen laſſen muß. Jedem Nichthausbeſitzer iſt es unver⸗ 
boten, Wechſel und andere Verpflichtungen in jeder Höhe 
und in jeder Währung und auf jeden Termin einzugehen, 
ohne daß deshalb die geringſten Einwendungen von der 
Notenbank erhoben werden. Nur dem Grundbeſitz legt 
man ſolche Feſſeln an und das, trotzdem der Staat ſich 
gegen dieſen Grundbeſitz ſeit Jahren auf das allerſchwerſte 
mit der Geſetzgebung verſündigt hat. Es muß ernſtlich ge- 
fragt werden, ob tatſächlich damals, als die Regierung 
unter dem Druck der großen Verſammlung im Schützen⸗ 
hauſe ſtand und ihre Meinung über die Kredite in der 
Zeitung veröffentlichte, Herr Senator Dr. Volkmann es 
mit der Beſchaffung von Krediten ernſt meinte. Wir 
haben den unglaublichen Mißerfolg der Anleiheverſuche 
der Landwirtſchaft jetzt erleben müſſen. An dieſer Stelle 
nimmt es uns wunder, daß der Herr Vertreter der Deutſch⸗ 
nationalen auch nicht ein Wort des Tadels für dieſe Hand⸗ 
lungsweiſe, an der im weſentlichen der Direktor der Bank 
von Danzig, Meißner, ſchuldig iſt, gefunden hat. 

Meine Herren von rechts, Sie ſind diejenigen, die im 
weſentlichen immer die Vertretung der Landwirtſchaft dar⸗ 
ſtellen wollen. Hier handelt es fih um einen derartigen 
Schlag gegen die Landwirtſchaft, von dem ſie ſich kaum 
erholen wird. Sie haben ſich hingeſtellt und geſagt, wenn 
am 1. April die Kredite für die Landwirtſchaft nicht da 
ſein werden, ift der Zuſammenbruch der Landwirtſchaft 
nicht mehr aufzuhalten. Jetzt verweigert Ihnen, im weſent⸗ 
lichen unter dem Einfluß des Bankdirektors Meißner, die 
Regierung die Garantie. Wie kommt es, daß Sie ſich jetzt 
nicht hier herſtellen, obgleich der 1. April vor der Tür ſteht, 
um dagegen zu ſprechen. Sie ſchlucken aber beruhigt dieſe 
bitterſte Pille für die Landwirtſchaft. Das werden wir 
ihr ſagen. (Hypothekenbank! rechts.) Die Herren, die 
drüben in Amerika geweſen ſind, hatten den Kredit in der 
Taſche, wobei die Landwirtſchaft höchſtens auf 814 Prozent 
Zinſen gekommen wäre. Der Kredit durch die Hypotheken⸗ 
bank und Herrn Dr. Meißner kommt auf 1215 Prozent. 
(Zurufe rechts.) Wenn Sie die Parität mit dem Ausgabe⸗ 
kurs berechnen, kommen Sie auf 121% Prozent. (Abg. 
Dr. Moczynſki: Stimmt!) Herr Abg. Schwegmann, ver⸗ 
ſuchen Sie nicht, durch Zwiſchenrufe die Wahrheit zu unter⸗ 
drücken. Es iſt unerhört, daß dieſelbe Partei, die ſich der⸗ 
artig für die Kredite einſetzte und die Landwirtſchaft mobil 
machte, jetzt, wo das Schiff mit zerbrochenen Segeln aus 
Amerika zurückkommt, wo Herr Dr. Niehuus daſteht und 
das Erhaltene zurückſchicken muß, weil es Herrn Dr. Meiß⸗ 
ner jo gefällt, hier nicht auftritt. (Abg. Doerkſen: Der 
Landbund!) Aber Herr Abg. Doerkſen, Sie find doch im 
Landbund. Auf dem Lande erzählen Sie, daß Sie die 
einzigen Vertreter der Landwirtſchaft ſind. Hier erzählen 
Sie, Sie hätten mit der Landwirtſchaft nichts zu tun. Den 
wahren Grund werde ich Ihnen nennen. Das iſt derſelbe 
Grund, mit dem Sie die Wirtſchaft ſchon immer angeführt 
haben. Weshalb nehmen Sie nicht Stellung gegen Herrn 
Dr. Meißner? Weil die maßgeblichſten Vertreter Ihrer 
Partei, Herr Bankdirektor Schede und Herr Handelskam⸗ 
merpräſident Klawitter, auf die Rediskonten von Herrn Dr. 
Meißner angewieſen ſind. (Hört, hört! links.) Weshalb 
bewilligt man Herrn Dr. Meißner ein Gehalt nach dem 
andern? Weil Ihre Herren dort ſitzen. Weshalb hallen 
Sie den Mund und nehmen die Ohrfeige, die Sie bekom⸗ 
men haben, ruhig hin? Weil Ihre Herren nicht den Mut 
aufbringen, wenn Sie die Macht haben, wirklich etwas für 
die Landwirtſchaft zu tun. 

Aber es muß ernſtlich gefragt werden, ob der Haus⸗ 
beſitz ſich das weiter gefallen laſſen wird. Auch das muß 
geſagt werden, daß das Angebot der Kredite an die Wirt⸗ 
ſchaft unmöglich gemacht iſt und wir daran zweifeln, ob 
Herr Senator Dr. Volkmann dies Angebot ernſt gemeint 


hat oder nur für ein Vierteljahr Sand in die Augen der 
Landbevölkerung ſtreuen wollte. Hier wäre der Platz für 
Sie, meine Herren von rechts, nationale Oppoſition zu 
treiben. Da halten Sie aber Ihren zuckerſüßen Mund und 
reden gar nichts. (Heiterkeit.) Am vielen Lachen erkennt 
man den Narren. y 

Es iſt dann die Rede von Monopolen geweſen, zu- 
nächſt von dem beſtimmt kommenden Tabakmonopol und 
dann von dem wahrſcheinlich kommenden Spiritusmono⸗ 
pol. Wir bedauern es tief im Intereſſe der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft, aber was unumgänglich notwendig iſt, wird ja wohl 
geſchehen müſſen. Wir müſſen aber Wert darauf legen, 
daß die Regierung und auch Polen Einſehen haben und 
daß man eine Danziger Induſtrie nicht vernichten kann. 
Dies gilt ſowohl von der Tabakinduſtrie, wie von der 
Spritinduſtrie. Eine Monopoliſierung des reinen Sprits, 
des Rohſprits, iſt ſogar von den Intereſſenten erwünſcht. 
Aber das Weſentliche bei beiden Monopolen iſt folgendes: 
Wir dürfen unter keinen Umſtänden die Selbſtändigkeit der 
Produktion berühren. Wir müſſen Wert darauf legen, 
daß hier die Eigenart gerade auch bei der Spritinduſtrie 
gewahrt wird, daß eine alte Danziger weltberühmte In⸗ 
duſtrie nicht vollkommen vernichtet wird. Dies werden im 
weſentlichen die Geſichtspunkte ſein, auf die man wird Wert 
legen müſſen. } 

Die Zolleinnahmen betragen weniger als im vorigen 
Jahr, und wir haben die Befürchtung, daß es noch jchlim- 
mer werden wird. Das iſt um ſo kataſtrophaler, als der 
Beamtenapparat unter Rücksichtnahme auf die politiſche 
Vorbildung der Beamten zuſammengeſetzt iſt, ſo daß es 
heute keine Möglichkeit geben wird, den Zoll zu einer 
aktiven Bilanz zu bringen. Wir fürchten, daß dieſer Etat 
zu einem konſumierenden wird. 

Es iſt bedauerlich, daß Schweizer Blätter falſche An⸗ 
gaben über unſern Haushaltsplan machen. Man hätte aber 
das betreffende Ausland beſſer informieren müſſen. Es iſt 
ſchon von einem der Herren Vorredner gejagt worden, 
Herr Senatspräſident, es war leichtſinnig, hier mit ver⸗ 
ſteckten Worten fremden Nationen und fremden Vertretern 
etwas in die Schuhe ſchieben zu wollen, was in Danzig 
geſchehen iſt. Herr Heinemann hat in ſeiner Wirtſchafts⸗ 
zeitung dieſe Behauptung als erſter aufgeſtellt. Wenn das 
Ausland ſie übernimmt, dann kann man nur ſagen, es iſt 
unverantwortlich, wenn Sie hier als Leiter der Staats⸗ 
geſchäfte den Vorwurf nach auswärts tragen. Das iſt alte 
deutſchnationale Politik, den Gegner ſofort zu verdächtigen. 
Hier haben Sie einen Reinfall erlebt, der Sie hoffentlich 
von dieſer deutſchnationalen Art und Weiſe abbringen 
wird. Sie werden hoffentlich in Zukunft nicht ſo leicht⸗ 
fertig ſein, wie Sie es unter der rein deutſchnationalen 
Regierung ſein durften. > 

Im einzelnen haben wir folgende Wünſche bei den 
Etats: Abgebaut muß werden, das wiſſen wir. Gerade 
Sie, meine Herren von rechts, die Sie die Einkommen⸗ 
ſteuer ſo ſehr als belaſtend empfinden, müſſen ſich doch 
ſagen, daß die Einkommenſteuer nur reduziert werden 
kann, wenn Abſtriche gemacht werden. So denkt jeder 
Kaufmann. Aber Sie müſſen fih doch jagen, daß die letzten 
Gehaltserhühungen, die Sie durchbringen mußten, da Sie 
eine reine Beamtenpartei ſind, daß die 9 Millionen der 
letzten Gehaltserhöhung ausgereicht hätten, um die geſamte 
Einkommenſteuer zu ſtreichen. Alſo, meine Herren von 
rechts, treiben Sie nicht gegenüber der jetzigen Regierung 
Demagogie und kommen Sie nicht mit Krokodilstränen 
gegenüber der Landwirtſchaft. Im einzelnen iſt bei der 
Poſt zu ſagen, daß es anerkennenswert iſt, daß der Herr 
Präſident endlich einmal die Worte gefunden hat, daß dieſe 


(©) 


(D) 


Mißwirtſchaft der Verwendung einkommender Gelder zu 


laufenden Zwecken des Etats aufhören muß. Die Poſt hat 
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gierung, fünf Jahre lang dieje Überſchüſſe verwandt, um 
Luxusausgaben zu machen. Jetzt will man fie auf drei 
Jahre verteilen. Man will die Organiſation des Poſt⸗ 
weſens durchführen, um die Überſchüſſe auf drei Jahre zu 
verteilen. So etwas darf ein Staat nicht mitmachen. Das 
geſamte Soll muß für die geſamten Staatszwecke verwandt 
werden. Wir können mit der einen Million, die die Poſt 
verbrauchen will, ja faſt die geſamte Umſatzſteuer ſtreichen. 

Der Herr Präſident hat den richtigen Weg gewieſen, 
den der Etat zu gehen hat. Er hat geſagt, daß eine Ver⸗ 
minderung der perſönlichen Ausgaben ſelbſtverſtändlich iſt. 
Die perſönlichen Ausgaben können noch erheblich mehr 
reduziert werden. Wir werden beim Etat der Schutzpolizei 
insbeſondere nachweiſen, daß dieſe Art und Weiſe der Um⸗ 
organiſation geradezu ein Hohn iſt. (Sehr richtig!) Es 
iſt, wie immer, bei ein paar Unterbeamten abgebaut wor⸗ 
den, oben hat man alles gelaſſen, da iſt alles beim alten 
geblieben. (Abg. Maier: Es werden noch ein paar Major⸗ 
ſtellen eingerichtet!) Es wird ſogar zu erwarten ſein, daß 
gewiſſe Herren, die dran ſind, zu Majoren befördert wer⸗ 
den. Das darf unter keinen Umſtänden gemacht werden. 
Inwieweit hier noch immer rein deutſchnationale Politik 
getrieben wird, geht aus der Tatſache hervor, daß die 
Polizeikommiſſare bei der jetzigen Vereinigung glücklich 
als Oberleutnants eingereiht werden. Alte, verdiente, er⸗ 
fahrene Polizeifachleute werden einem reinen militäriſchen 
Dienſtgrad unterſtellt. Das machen wir unter keinen Um⸗ 
ſtänden mit. Wir wundern uns, daß es möglich iſt, einen 
Etat in dieſer Form vorzulegen, d. h. wir wundern uns 
kaum mehr, denn es muß einmal geſagt werden, daß wir 
leider eine Regierung der Mitte überhaupt nicht haben. 
(Zwiſchenrufe links.) N 
A Wir ſtellen bei den Etats feft, daß wir den Eindruck 
haben, als ob nicht neue Etats vorgelegt werden, ſondern 
als ob bei den Etats nur der Einfluß der alten, haupt⸗ 
amtlichen Senatoren ausſchlaggebend geweſen iſt. Inſofern 
iſt es ein ſchweres Unrecht, wenn die Herren Deutſchnatio⸗ 
nalen heute in die Oppoſition gehen und dieſe Etats ab⸗ 
lehnen. Das können Sie eigentlich gar nicht, wenn Sie 
ehrlich ſein wollen; denn dieſer Etat, den Sie ablehnen 
wollen, ift im weſentlichen Ihr Etat geblieben. Die Deutſch⸗ 
nationalen ſitzen nicht in der Oppoſition, ſondern die haupt⸗ 
amtlichen Senatoren ſind voll beteiligt. Sie müſſen die 
Verantwortung ſo lange tragen, als Sie nicht Ihre Sena⸗ 
toren zur Niederlegung ihrer Amter veranlaſſen. Aus 
dieſem Grunde erklärt es ſich, daß alles wiederkehrt, daß 
der geſamte Büroapparat, der rein parteipolitiſch deutſch⸗ 
national eingeſtellt iſt, bleiben muß. Von deutſchnationaler 
Seite wird wohl behautet, daß man dieſe Regierung be⸗ 
kämpfe, man iſt aber heilfroh, daß dieſe Regierung bleibt, 
da die hauptamtlichen Senatoren als politiſche Vertreter 
in dieſem Senat ſitzen und jede Entwicklung nach der Rich⸗ 
tung der Wirtſchaft hin verhindern. Sonſt könnte es gar 
nicht möglich ſein, daß trotz der ſchönen Worte des Herrn 
Präſidenten mit den andern Programmpunkten, Vermin- 
derung der Staatsausgaben, überhaupt in keiner Weiſe 
der Anfang gemacht worden iſt. Wir müſſen eins feſt⸗ 
ſtellen: Es iſt doch ſo geweſen, daß die Aufgaben des 
Staates erheblich vermehrt worden find. Es find bei den 
einzelnen Abteilungen Staatsaufgaben herangezogen wor⸗ 
den, die im Wege der freien Konkurrenz viel beſſer hätten 
durchgeführt werden können. 

Ich verzichte, auf die geradezu kataſtrophale Woh⸗ 
nungsbaupolitik des Herrn Senators Dr. Leske ein⸗ 
zugehen, deſſen ganze Weisheit darin beſtand, die freie 
Wirtſchaft auszuſchalten und mit der Unſumme von ſechs 
Millionen nichts zu leiſten, höchſtens ein paar Luxuswoh⸗ 
nungen zu ſchaffen, die heute leer ſtehen. Das iſt die un⸗ 
mögliche Politik, die wir auch bekämpfen. Wir müſſen 
aber auch hier erklären, daß der Redner der Deutſchnatio⸗ 
nalen ſchwer unrecht hat, wenn er ſagte, ſie hätten gegen 


die Wohnungsbauabgabe geſtimmt, fie empfänden eine Be- (0) 


laſtung von 30 Prozent als zu hoch. Das hätten Sie 
früher ſagen ſollen, dann wäre es nicht ſo weit gekommen. 
Aber ich muß das Gehör der Herren Schwegmann und 
Dr. Ziehm, die aus begreiflichen Gründen nicht hier ſind, 
ſchärfen. Sie ſind es, die mit Herrn Senator Dr. Leske 
ein Geſetz eingebracht haben, wonach die Wohnungsbau⸗ 
abgabe 47 v. H. erreichen ſollte. Wenn heute von der rech⸗ 
ten Seite jo. gearbeitet wird, jo muß man fagen, Ihr hättet 
alles viel beſſer machen können, Ihr hättet vorarbeiten 
können, aber Ihr habt es nicht getan. Ihr habt jetzt kein 
Recht, mitzuſprechen. 

Wir müſſen immer wieder betonen, daß die wirtichaft- 
lichen Faktoren in Danzig ſo lange nicht mitzureden haben, 
bis die Verfaſſung grundſätzlich geändert iſt. Grundſätzlich 
leiden wir die ganzen Jahre darunter, daß hier nicht eine 
Politik nach den Grundſätzen und Wünſchen der offiziellen 
Wirtſchaftsvertretungen geführt wird, ſondern daß ſich 
dieſe auf ſchöne Worte und auf Proteſte beſchränken müſſen, 
daß man aber in den entſcheidenden Verbänden nicht den 
Mut gefunden hat, das Syſtem zu ändern. 

Ich habe ſchon vorhin bei Erwähnung der Bank von 
Danzig geſagt, es ſei leicht begreiflich, daß Herr Handels⸗ 
kammerpräſident Klawitter immer wieder den Mut findet, 
in der Handelskammer zu ſprechen, es müſſe abgebaut wer⸗ 
den. In deutſchnationalen Verſammlungen ſpricht er aber, 
die Beamten müßten erhalten werden. Alſo je nachdem, 
wie er von Herrn Dr. Ziehm bearbeitet worden iſt. Das 
iſt das Grundelend. 

Die Etats werden für uns ſo lange unannehmbar ſein, 
ſolange die Gewalt der acht hauptamtlichen Senatoren 
andauert, die im weſentlichen die alte Regierung repräſen⸗ 
tieren, wie die Rede des Senatspräſidenten zeigt. Wir 
werden dieſe Etats bekämpfen, nicht etwa deshalb, weil 
wir Mißtrauen gegen die parlamentariſchen Senatoren 
haben. Wir werden dieſe Etats nur dann annehmen, wenn 
ſie grundſätzlich geändert werden. Wir werden, falls wir 
die Etats nicht annehmen, ſie lediglich aus dem Grunde 
zurückweiſen, weil ſie ein Produkt der alten deutſchnatio⸗ 
nalen Regierung, der acht hauptamtlichen Senatoren ſind. 
(Bravol) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat Herr Abg. 
Raſchke. : 

Raſchle, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die 
Rede des Präſidenten klang wie die Sonntagsrede eines 
Pfarrers mit dem Schluß: „Harren und hoffen, bis endlich 
erſoffen.“ Dies Motto hat nicht nur aus dieſer Rede her⸗ 
ausgeklungen, ſondern man kann behaupten aus jeder Rede, 
die bis heute von den Danziger Staatsmännern gehalten 
worden iſt. Daß die ſchaffende Bevölkerung dem Ertrinken 
nahe ift, hat ja auch der Senatspräſident nicht beſtritten. 
Aber immer noch finden die Staatsmänner einen Stroh⸗ 
halm für das Volk. Leider wird dieſer Strohhalm noch 
immer ergriffen, anſtatt daß man ſich, bildlich geſprochen, 
eines ſturmerprobten Dampfers bedient, damit man endlich 
feſten Boden unter den Füßen erreicht, indem man die 
Arbeiter- und Bauernregierung als Steuermann wählt 
mit dem Ziel: Handel mit Rußland unter Ausſchaltung 


der imperialiſtiſchen Kapitaliſten. (Sehr richtig!) 


Gehen wir den Ausführungen des Senatspräſidenten 
nach, dann finden wir, daß als erſte Illuſion der Völkerbund 
und Genf verzeichnet find. Mit dem Wunſch des Senat- 
präſidenten, daß der Völkerbund den Segen des Weltfrie⸗ 


dens herbeiführen möge, iſt wohl wenig anzufangen. Das 


kann aus dem Munde eines bürgerlichen Staatsmannes 
nur als Ironie ausgelegt werden. Als Ironie inſofern, 
als dieſe Herren genau vom Gegenteil überzeugt ſind oder 
ſein müßten. Oder iſt es etwa Weltfrieden, wenn heute 
Kolonialkriege in verſchiedenen Weltteilen beſtehen und 
neue entbrennen? Was iſt in Genf vorgegangen? Wie hat 
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man Deutſchland behandelt? Wie einen Hund hat man es 
vor die Tür geſetzt: „Warte bis du herankommſt.“ Man 
hat Deutſchland nach Hauſe geſchickt. So ſieht der Völker⸗ 
bund aus, der für Frieden eintritt. 

Iſt es weiter Weltfrieden, wenn Millionen von Men⸗ 
ſchen von tonangebenden Staaten des Völkerbundes ihrer 
nationalen Gefühle beraubt werden? Die Vorgänge in 
Elſaß⸗Lothringen beweiſen das Gegenteil. Noch nie hat 
der Völkerbund den Schutz der Minderheiten wahrge⸗ 
nommen. = 

Tatſache ift, daß der Völkerbund nicht ein Inſtrument 
des Friedens, ſondern ein Inſtrument für diejenigen iſt, 
die Kriege führen und neue anzetteln. Aber nicht nur ein 
Werkzeug für andere, ſondern der Völkerbund als ſolcher 
iſt ſelbſt der Kriegsſchürer, beſonders gegen Rußland, das 
Land der Arbeiter und Bauern. In Rußland gibt es 
keinen international⸗kapitaliſtiſchen Raubzug und deshalb 
der Haß des imperialiſtiſchen Völkerbundes gegen Rußland. 
Der Anfang iſt ſchon gemacht, indem man verſucht, den 
Vertrag über die Oſtbahn mit China, welcher auf der 
Grundlage der Gleichberechtigung beider Staaten aufge⸗ 
baut war, zu beſeitigen. Und wenn der Wunſch des Senats⸗ 
präſidenten dahin ging, Deutſchland in den Völkerbund 
aufzunehmen, ſo können wir als Kommuniſten nur wün⸗ 
ſchen, daß dies ein Wunſch für alle Ewigkeit bleiben möge, 
weil dies nämlich Krieg gegen Rußland bedeutet. Wir 
wünſchen aber und hoffen es, daß es der deutſchen Arbeiter⸗ 
ſchaft und mit ihr der internationalen gelingen möge, bis 
zur nächſten Tagung des Völkerbundes den Eintritt Deutſch⸗ 
lands und der übrigen Länder in den Völkerbund zu ver⸗ 
hindern. Nicht nur das, m. H., ſondern es iſt Zeit, aus dem 
Völkerbund der imperialiſtiſchen Räuber einen Völkerbund 
der ſchaffenden Stände zu ſchaffen. Dann wird erſt Völker⸗ 
und Weltfrieden vorhanden ſein, und an einen derartigen 
Völkerbund, geſchaffen durch die werktätige Bevölkerung, 
hat auch die Danziger Bevölkerung ein Intereſſe. Kein 
Intereſſe hat ſie an einem Völkerbund, der die Freie Stadt 
Danzig zu einem Hexenkeſſel macht, indem man ihr Pulver 
und Dynamit auf der Weſterplatte hinlegt und polniſches 
Militär aufoktroyiert. Sie kann und will nicht Militär⸗ 
baſis und Aufmarſchgebiet für polniſche und andere Impe⸗ 
rialiſten gegen Sowjetrußland werden. Aber gemach, m. 
H., noch gibt es Kommuniſten in allen Ländern, auch in 
Polen, und wir werden Ihnen die Suppe verſalzen, der⸗ 
artig verſalzen, daß ſie an dem daraus entſtehenden Durſt 
verrecken ſollen. : 8 

Was die Politik gegenüber Polen anlangt, ſo möchte 
ich betonen, daß der Freiſtaat heute, wie in Zukunft und 
auch in der Vergangenheit der Betrogene iſt und war. Aus 
dem Rückgang der Entſcheidungen kann wohl auch mit 
Recht der Schluß gezogen werden, daß die Danziger Re⸗ 
gierung vieles zurückgeſteckt hat. Wo nichts zurückgeſteckt 
werden kann, dauern die Verhandlungen jahrelang. Der 
beſte Beweis dafür iſt ja die Verhandlung wegen des Zoll⸗ 
verteilungsſchlüſſels, des polniſchen Poſtdienſtes im Hafen 
und der Verkehrserleichterungen. So hat der Freiſtaat 
nicht nur durch die ihn umgebenden Staaten und deren 
Wirtſchafts⸗ und Finanzkriſen zu leiden und deren Schi⸗ 
kanen zu ertragen, ſondern noch viel ſchwerer und uner⸗ 
träglicher wird das Los der ſchaffenden Danziger Bevöl⸗ 
kerung durch eine unfähige „Regierung der Rettung“, wie 
es ſo ſchön bei ihrem Antritt ertönte. Aber auch nur in 
Danzig kann ſich eine derartige Regierung ihres Lebens 
erfreuen, eine Regierung, die nur auf den Schultern des 
ſchaffenden Volkes in Stadt und Land ruht und dennoch 
deren Intereſſe mit Füßen tritt. 

Wenn der Senatspräſident ſich auf die kulturelle Ein⸗ 
heit mit dem deutſchen Volk beruft, ſo doch nur ſoweit, als 
alles das, was reaktionär und arbeiterfeindlich in Deutſch⸗ 
land geſchaffen wurde, von der Danziger Regierung mit 


Handkuß übernommen iſt. Noch heute werden im Frei⸗ 
ſtaat Geſetze auf Grund des deutſchen Ermächtigungsgeſetzes 
übernommen. Der letzte Stoß iſt die Strafprozeßordnung. 
Auch ſie iſt ein Exemplar, das damals auf Grund des Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes geſchaffen wurde. 

Aber nicht nur in politiſcher Beziehung iſt dieſer Kurs 
eingeſchlagen, ſondern noch wiel mehr in der Wirtſchaft und 
beſonders dann, wenn die Intereſſen der Arbeiter, Ange⸗ 
ſtellten und Beamten zur Beratung ſtanden. Trotz wieder- 
holter Hinweiſe, daß die unteren Beamten gezwungen ſind, 
9 Stunden Dienſt zu machen, iſt man mit einer Handbe⸗ 
wegung darüber hinweggegangen. Es waren ja auch nur 
untere Beamte. Bei den oberen Beamten iſt man mit der 
deutſchen Kultur mitgegangen und läßt es mit 6 Stunden 
Dienſt bewenden. Trotz Demobilmachungskommiſſar und 
Verordnungen der Volksbeauftragten müſſen Angeſtellte 
und Arbeiter 9 bis 10 Stunden in der kapitaliſtiſchen Fron 
Knechtsdienſte leiſten. Iſt das die kulturelle Einheit? Ein 
treudeutſcher Mann, der Profeſſor Noé, der größte Men- 
ſchenſchinder neben Klawitter und Konſorten, läßt ſeine 
s a 10 Stunden am Tage für Hungergehälter 
arbeiten. 


Vizepräsident Spill: Herr Abg. Raſchke, Sie haben 
außerhalb dieſes Hauſes ſtehende Perſonen mit einem 


Namen belegt, den ich nicht durchgehen laſſen kann. Ich er 


teile Ihnen eine Rüge. 


. Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Kein Demobilma⸗ 
chungskommiſſar ſchreitet dagegen ein, trotzdem es die 


Spatzen von den Dächern pfeifen. Es läßt ſich noch manches 


aus der Vergangenheit der allen Ständen gegenüber „un⸗ 
parteiiſchen Regierung“ anführen. Erinnern wir uns der 
vor kurzem beſchloſſenen Einkommenſteuer und mit ihr des 
Steuerabzuges vom Lohn. Dadurch werden die Selbſt⸗ 
einſchätzer geſchont und dem Staat die Mittel vorenthalten, 
die er braucht. Die Umſatz⸗ und Luxusſteuer wird erhalten, 
damit nicht die Körper⸗ und Erbſchaftsſteuer zu drückend 
auf die notleidenden Argrarier und Induſtriellen wirken. 
Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 

Und nicht nur in bezug auf die Steuern hat man ſo un⸗ 


parteiiſch gehandelt, ſondern auch auf das leibliche Wohl und 
Wehe war man bedacht, d. h. derartig bedacht, daß Dieb⸗ 


ſtähle und Selbſtmorde heute noch mehr denn je an der 
Tagesordnung ſind, abgeſehen von denen, die durch „Hand⸗ 
aufhalten“ ihr Leben friſten. 

War es doch die Regierung der Rettung genau ſo wie 
die der nationalen Belange, die jede Erhöhung der Renten-, 
Wohlfahrts⸗ und Erwerbsloſenunterſtützungen ablehnte, 
dafür aber dem Armſten der Armen den letzten Groſchen 
aus der Taſche zog, indem ſie die Mieten auf den Friedens⸗ 
ſtand brachte und die Invalidenbeiträge erhöhte. Noch 
immer beſtehen im Freiſtaat mit der Weimarer Koalitions⸗ 
regierung die Schandparagraphen 218 und 219. Man 
zwingt freie Menſchen zur Gebärmaſchine herab. Wir ha⸗ 
ben keinen Schutz der erwerbstätigen Jugend, dafür be⸗ 
waffnete Horden in Geſtalt von Einwohnerwehr und tech⸗ 
niſcher Nothilfe, die mit Karabinern Schießübungen machen 


dürfen, für welche fie noch 50 Pfennig bekommen, und die 


die Arbeiterſchaft niederknütteln und provozieren. Das 
waren die acht Monate der Vergangenheit, und wie wird 
die Zukunft ſein? Kleine Ausgaben, kleine Einnahmen, 
möglichſt große Nutzeffekte, daß ſoll die Parole ſein, mit 
andern Worten kleiner Verdienſt, viel Arbeit, wenig Eſſen. 
Glaubt denn die Regierung, daß dieſe Mahnung bei den 
rechten Kreiſen etwas nützen wird? Ich ſage nein. Die 
Regierung will auch gar nicht dietdveiſe, die mehr von ihrem 
Verdienſt ablaſſen und arbeiten könnten, die auch weniger 
eſſen könnten, treffen. Hätte fie die Abſicht, dann müßte fie 
ſchon längſt die Gehälter der oberen Beamten abgebaut 
haben. Dann hätte ſie auch für dieſe Herren den Acht⸗ 
ſtundentag einführen müſſen und die Einkommen-, Ver⸗ 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 
mögens- und Körperſchaftsſteuer bedeutend erhöhen müſſen. 
Sie hätte ferner einen großen Teil oberer Beamten ab⸗ 
bauen können. Es ſind aber im Gegenteil neue Beamten⸗ 
ſtellen geſchaffen worden. Die Beſitzſteuer wurde ermäßigt. 
Für dieſe Kreiſe gilt die Parole nicht, für ſie bleibt alles 
beim alten. Dagegen geht man nach alten preußiſchen Me⸗ 
thoden gegen die andere Seite ſchneidig vor, d. h. gegen 
untere Beamte, Angeſtellte und Arbeiter. Keine Gehalts 
aufbeſſerung der unteren Beamten trotz Steigerung aller 
Bedarfsartikel um 25 Prozent feit der letzten Gehaltsauf- 
beſſerung. Für ein Monatsgehalt von 70 und 80 Gulden 
müſſen Angeſtellte 10 Stunden täglich und ſchließlich noch 
Sonntags Frondienſte leiſten, und kein Senat, kein De⸗ 
mobilmachungskommiſſar kümmert fih darum. Die Löhne 
der Arbeiter ſollen auf der ganzen Linie mit Hilfe der Re⸗ 
gierung abgebaut werden, von einer Regierung, in deren 
Mitte Vertreter der Arbeiterſchaft ſitzen. 

Aus der Rede des Senatspräſidenten klang das Wort 
„produktive Erwerbsloſenfürſorge“, und im Etat für So⸗ 
ziales iſt eine derartige Poſition enthalten. Man wird alſo 
dem Wunſch der Unternehmer, der dahin geht, die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung an die Betriebsinhaber zu zahlen, gern 
entgegenkommen. Überhaupt iſt der jetzige Etat mit ſeinen 
25 Prozent Erſparnis eine gute Empfehlung für die bür⸗ 
gerlichen Kreiſe, dagegen eine Kampfanſage an die Arbeiter⸗ 
ſchaft. Nun, die Arbeiterſchaft wird den Kampf aufnehmen 
und bis zum ſiegreichen Ende durchführen. Noch iſt die 
Arbeiterſchaft im Sammeln begriffen, und ſie wird ſich 
daran nicht hindern laſſen, auch nicht trotz Notſtands⸗ 


arbeiten. Im Gegenteil, dadurch wird die Arbeiterſchaft 


— 


auf dem Wege des Kampfes gegen die Ausbeuter neuen 
Mut ſchöpfen. Sie wird auch nicht zulaſſen, daß 8000 
Arbeiter des Freiſtaats nach dem Friedhof auswandern, 
wie der Senatspräſident in feinem Zahlenmaterial bewieſen 
hat; denn daß Arbeiter im kapitaliſtiſchen Fveiſtaat zu viel 
ſind, ging aus den Ausführungen des Senatspräſidenten 
hervor. Wir Kommuniſten brauchen in unſerm Staat 


Arbeiter im Intereſſe und zum Wohle der Arbeiterſchaft, 


Darum ſagen wir: Hinweg mit dieſem kapitaliſtiſch⸗ 
imperialiſtiſchen Staat und insbeſondere mit der jetzigen 
Danziger Regierung. Wir werden den Etat ablehnen und. 
verlangen Auflöſung des Volkstages und Schaffung einer 
Arbeiter⸗ und Bauernregierung, für die wir kämpfen 
werden. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Präfi- 
dent des Senats Dr. Sahm. 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. H.] Der 
Herr Vorredner hat ſoeben von einem Völkerbund der im⸗ 
perialiſtiſchen Räuber geſprochen. (Das iſt er auch! bei den 
Kommuniſten.) Mit Rücksicht auf die Beziehungen, welche 
zwiſchen der Freien Stadt auf der einen Seite und den 
Mitgliedſtaaten und dem Völkerbund ſelbſt auf der anderen 
Seite beſtehen, weiſe ich dieſen Ausdruck namens der Re⸗ 
gierung auf das ſchärfſte zurück. (Bravo! — Zwiſchenruf 
des Abg. Buckmakowſfki.) 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Buckmakowſfki, ich rufe 
Sie wegen dieſes Ausdrucks zur Ordnung. (Abg. Buckma⸗ 
kowſki: Das war kein Koalitionsbruder!) Ich rufe Sie 
zum zweitenmal zur Ordnung und mache Sie auf die 
weiteren Folgen aufmerkſam. Das Wort hätte jetzt der Herr 
Abg. Hohnfeldt. Er hat mir aber mitgeteilt, daß er jetzt 
nicht ſprechen kann und bittet, daß ſeine Wortmeldung für 
morgen gilt. (Abg. Schwegmann: Vertagung!) Die Wort⸗ 
meldungen ſind auch jetzt erſchöpft. Zu einer perſönlichen 


Bemerkung hat das Wort Frau Abg. Grundmann. 


$ 


— 


Grundmann, Frau Abgeordnete (D. Nat.): M. H. u. (0) 


D.! In ſeiner heutigen Rede hat der Herr Abg. Spill Aus⸗ 
führungen gemacht, aus denen hervorgeht, daß er meine 
Rede vom 4. März nicht vollkommen verſtanden hat, denn 
ich möchte ihm nicht unterſtellen, daß er abſichtlich eine 
ſchiefe Darſtellung meiner Ausführungen gegeben hat. wie 
Bemerkung des Herrn Abg. Spill klang ſo, als ob ich in 
bezug auf die Begabung der Arbeiterkinder etwas Falſches 
gejagt hätte, und als ob diefe falſche Anſicht der deutſchnatio⸗ 
nalen Weltanſchauung entſpräche. (Sie haben das geſagt! 
links.) Ich habe wohl gejagt, daß nicht alle Kinder gleich be- 
gabt ſind, und das iſt eine Tatſache, der ſich niemand ver⸗ 
ſchließen kann. Aber ich habe auch geſagt, daß eine Ausloſe 
mit der Zeit zuſtande kommt, und daß in der Tat Kinder 
aus den unterſten Schichten, d. h. Kinder der ungelernten 
Arbeiter bis in die ſtudierten Kreiſe hineinkommen, unter 
Umſtänden erſt nach Jahrhunderten, manchmal nach 30, 
40, 60 oder 80 Jahren. (Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 

Es iſt als Tatſache nachgewieſen, daß das der Fall iſt. 
Bei einer Unterſuchung der Volksſchulkinder in Sachſen 
find 18 657 Kinder auf ihre Befähigung hin unterſucht 
worden. Es iſt bewieſen worden, daß die Akademiker und 


die Volksſchullehrer die begabteſten Kinder haben. Das 


kommt daher, weil die Volksſchullehrer eine Ausleſe 
der Begabteſten aus kleineren Ständen bedeuten. Ihre 
Kinder find im Prozentſatz chenjo begabt wie die Kinder der 
Akademiker. Dann kommen in deutlichem Abſtand alle 
anderen Stände, und am Schluß die Kinder der ungelern- 
ten Arbeiter. Der Prozentſatz, den ich Ihnen neulich für 
dieſe angab, iſt noch zu hoch. Ein Schulmann Danzigs hat 
mir geſagt, daß nur 0,2 Prozent in Betracht kommen. 
Dieſe Tatſache hat nichts mit deutſchnationaler Weltan⸗ 
ſchauung zu tun. Wir ſind die letzten, die die Arbeiter⸗ 
kinder nicht fördern wollen. Im Gegenteil wir wollen jede 
Begabung fördern, wo und wie es nur möglich iſt. (Zuruf 
des Abg. Dr. Blavier.) Aber die Tatſachen fo hinzuſtellen, 
als wenn ſie der deutſchnationalen Weltanſchauung ent⸗ 
ſprächen, finde ich von Ihnen höchſt unrecht. (Bravo! rechts 
— Unruhe links.) 


Vizepräſident Spill: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Laſchewſki. 


Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): Mein Fraktionskol⸗ 
lege Buckmakowſki hat einen zweiten Ordnungsruf erhalten, 
weil er geſagt hat: „Er iſt nicht ein Koalitionsbruder.“ 
(Protektionsbruder! links.) Wir proteftieren dagegen. 


Vizepräſident Spill: Ich laffe dieſe Ausführungen, 
über meine Geſchäftsführung heute nicht zu und verweiſe 
Sie auf den geſchäftsordnungsmäßigen Weg. Damit ſind 
die Wortmeldungen erledigt. (Abg. Schwegmann: Ich be⸗ 
antrage Vertagung!) Es iſt der Antrag auf Vertagung 
geſtellt. Widerſpruch erhebt fich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. 
Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung morgen mit folgender 
Tagesordnung abzuhalten: 

1. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 

betr. den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes. 

2. Fortſetzung der erſten Beratung über die Feſt⸗ 
ſtellung des Staatshaushaltsplanes. 

3. Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten 
betr. Gewährung tarifmäßiger Löhne an Erwerbs⸗ 
loſe, die mit Notſtandsarbeiten beſchäftigt werden. 

Widerſpruch wird nicht laut, die Tagesordnung iſt ſo 
beſchloſſen, ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 55 Minuten.) 
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N 1 


Geſchäftliches 2 

Erfte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Rechts verhältniſſe 
von Pfandbriefen, die auf deutſche Mark lauten (Druck⸗ 
ſache Nr. 2205) 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ber- 
gleich zur Abwendung des Konkurſes (Druckſache Nr. 2206 
zu Nr. 2183) 

Schwegmann (D. Nat.) 

Fortſetzung der erſten Beratung über die Feſtſtellung des 
Staatshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1926 
(Oruckſache Nr. 2194) 

En ſtellvertr. Präfident des Senats 
DOHHTEIDEUNALSOZ.) - 04 a... and ame 2429 A 
Ordnungsruf für den Abg. Hohnfeldt (Nat Soz.) 
Zweiter 5 I den un Hohnfeldt 


Freitag, den 26. März 1926. 


Galkowſef Z) 

Ediger (D. Lib.) 

v. Malachinſki (K P.) 
Dr. Blavier (D. V. P.) 

Hohnfeldt (Nat Soz) 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten zum 
Antrag des Abg. Laſchewſki u. Frakt. betr. tarifmäßige 
1 pr Noiſtandsarbeiten (Druckſache Nr. 2207 zu 

r. 219 


jhke (K 2450 
Eventualantrag des dbo. Laſchewſki u, Frakt. (Druckſache 
Nr. 2191) 2⁴ 

Bericht des Steuerausſchuſſes zum Antrag des Abg. Förſter 
u. Frakt. betr. Abbau der Deviſenumſatzſteuer. (Druck⸗ 

ſache Nr. 2203 zu Nr. 1118) 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. e der 

Deviſenumſatzſteuer — Urantrag des Abg. Rahn u. Ben. — 
(Druckſache Nr. 2204 zu Nr. 1423) 

Vertagung 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Splett eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Sahm; 


Vizepräſident des Senats Gehl; Senatoren Boetzel, 
Runge, Dr. Strunk, Dr Wiereinſki; Staatsrat Dr Stade; 
Amtsgerichtsdirektor Dr. Draeger; Obergerichtsrat 
Kettlitz; Regierungsrat Burmeiſter. 

Bizepräfident Splett: Ich eröffne die 161. Sitzung 
des Volkstags. Im Einvernehmen mit dem Aelteſten⸗ 
ausſchuß habe ich der Tagesordnung einige Punkte zu⸗ 
geſetzt; Punkt 1 Rechtsverhältniſſe von Pfandbriefen, 
die auf deutſche Mark lauten. Die Vorlage ſoll ohne 
Ausſprache dem Hauptausſchuß überwieſen werden. 
Weiter ſind Punkt 5 und 6 nachträglich auf die Tages⸗ 
ordnung geſetzt worden. Widerſpruch höre ich nicht; es 
kann ſo verfahren werden. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Rechtsverhältniſſe von Pfandbriefen, die auf 
deutſche Mark lauten. 

Druckſache Nr. 2205. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Der Alteſtenausſchuß empfiehlt, die Vorlage an den 
Hauptausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch iſt nicht 
laut geworden; ich ſtelle feſt, daß demgemäß beſchloſſen 
iſt. Ich rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs betr. Vergleich zur Abwendung des Konz 
kurſes. 

Druckſache Nr. 2206 zu Nr. 2183. Ich rufe auf 8 1. Das 
Wort hat der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Außergewöhnliche Zeiten erfordern außergewöhnliche 
Mittel. Unter dieſem Geſichtspunkt kann man es be⸗ 


> 


grüßen, daß diefe Vorlage dem Volkstage zugegangen (C) 


iſt, und man kann die Hoffnung hegen, daß es mit Hilfe 
des Vergleichs zur Abwendung des Konkurſes, wie er 
in dem Geſetzentwurf vorgeſehen iſt, gelingt, manches 
wirtſchaftliche Unternehmen in Danzig zu retten, das 
ſonſt dem Untergang anheimfallen müßte. Aus dieſem 
allgemeinen Grunde wird meine Fraktion dem Geſetz⸗ 
entwurfe zuſtimmen. Das kann uns aber nicht hindern, 
immerhin dieſer Vorlage einige Worte der Kritik mit 
auf den Weg zu geben. 

Zunächſt müſſen wir es auch hier beanſtanden, daß 
dieſe Vorlage in einer Weiſe behandelt worden iſt, wie 
man es wirklich mit ſo ſchwierigen und wichtigen Din⸗ 
gen nicht tun ſollte. Die Vorlage hat ſehr lange im 
Schoße des Senats gelegen und wird nun im Volkstag, 
man kann ſagen, durchgepeitſcht. Das entſpricht nicht 
der Bedeutung dieſer ſchwierigen und wichtigen 
Materie. Es ſind auch nicht genügend Sachverſtändige 
gehört worden. Wohl iſt, wie mir mitgeteilt wurde, 
die Handelskammer gehört worden. Ich begrüße es, 
daß das geſchehen iſt. Es iſt gewiß anzuerkennen, daß 
die Sachkunde von dieſer Seite bei der Herſtellung des 
Geſetzes mitgewirkt hat. Andere Kreiſe, die ebenſo 
hätten herangezogen werden müſſen, ſind aber nicht ge⸗ 
hört worden. So iſt die Anwaltskammer nicht gehört 
worden, obwohl doch die Rechtsanwaltſchaft in ſtarkem 
Maße bei der Ausführung dieſes N zur Mit⸗ 
wirkung berufen iſt. 


Die Vorlage enthält eine Menge ſchwerwiegender 
Bedenken. In dieſer vorgerückten Zeit, wo wir den 
Ferien zueilen, will ich nicht auf alle dieſe Bedenken 
eingehen. Immerhin will ich feſtſtellen, daß in juriſti⸗ 
ſcher Hinſicht ſehr ſchwere Bedenken gegen dies Geſetz 
vorliegen, da es ſehr bedenkliche Lücken enthält, die 
ausgefüllt werden müßten. Es darf als bekannt vor- 
ausgeſetzt werden, daß ſich dieſer Geſetzentwurf ſtark an 
den Geſetzentwurf anlehnt, der ſich im Deutſchen Reiche 
in der Bearbeitung befindet. Dieſer Geſetzentwurf im 
Reiche iſt einer ſehr ſcharfen Kritik unterzogen worden. 
Die nach meinem Empfinden ſchärfſte Kritik hat Herr 
Profeſſor Dr. Jaeger geübt, der hervorragendſte FaH- 
mann, der auf dem Gebiete des Konkursrechtes vor⸗ 
handen iſt und von dem ja, wie vielen bekannt jein 
wird, der hervorragende Kommentar zur Konkurs⸗ 
ordnung ſtammt. Er hat eine ſcharfe Kritik an dieſem 
Geſetzentwurf geübt. Ich will einige Punkte hervor⸗ 
heben. 

Es iſt ſicherlich ernſtlich die Frage zu prüfen, ob 
das Verfahren, wie es jetzt vorgeſehen iſt, zweckmäßig 
iſt. Das Verfahren vollzieht ſich im weſentlichen unter 
dem Ausſchluß der Oeffentlichkeit. Man kann in Danzig 
Bedenken haben, ob es richtig iſt, dies Verfahren, das 
die Oeffentlichkeit ausſchließt, namentlich im Hinblick 
auf deutſche Gläubiger anzuwenden, die in Betracht 
kommen können. Ich will nicht verkennen, daß es auch 
Geſichtspunkte gibt, die für die Nichtöffentlichkeit des 
Verfahrens ſprechen, die nach der Richtung gehen, daß 
es wünſchenswert iſt, derartige Vergleiche geräuſchlos 
und ſchnell zum Abſchluß zu bringen. Es darf auf die 
Notwendigkeit von Beſtimmungen über die Anfechtung 
von Rechtshandlungen des Schuldners hingewieſen 
werden. Sie fehlen vollkommen im Entwurf. Das 
kann ſehr leicht dazu führen, daß auch bei dieſer Ge⸗ 
legenheit irgendwelche Maßnahmen vorkommen, die 
jedenfalls nicht der Sachlage entſprechen und unter Um- 
ſtänden geeignet ſind, die Gläubiger zu benachteiligen. 
Wenn ich das hier ganz kurz ſage, ſo liegt es mir voll⸗ 
kommen fern, eine erſchöpfende Kritik an dieſem Geſetz⸗ 
entwurf üben zu wollen. Das bedürft 115 viel längerer 
Ausführungen. Ich will das nur hervorheben, damit 
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(Schwegmann, Abgeordneter.) 8 
man nicht annimmt, daß dieſer Geſetzentwurf voll⸗ 
kommen kritiklos durch dies Haus gegangen iſt. 

Wir werden dem Geſetzentwurf im Hinblick auf die 
furchtbare Notlage der Wirtſchaft zuſtimmen und 
hoffen, daß trotz der Mängel etwas Brauchbares aus 
dieſem Geſetzentwurf durch die Praxis gemacht werden 
wird. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen zu 
§ 1 liegen nicht vor, die Beratung ift geſchloſſen. Ich 
bitte diejenigen, die dem § 1 zuſtimmen wollen, fih vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die große 
Mehrheit; er ift angenommen. Ich rufe auf § 2. Wort- 
meldungen liegen nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. 
Ich darf wohl ohne weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß 
§ 2 mit derſelben Mehrheit angenommen ift. Ich rufe 
auf § 3. Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beratung 
ift geſchloſſen, 8 3 einſchließlich der Abſchnittsüberſchrift 
„1 Allgemeine Vorſchriften“ ift angenommen. Zu 8 4 
liegen keine Wortmeldungen vor, § 4 ift angenommen. 
Ich ſtelle feft, daß auch § 5 mit derſelben Mehrheit an- 
genommen ift, § 7 ebenfalls. Ich darf wohl die Mn- 
nahme der folgenden Paragraphen mit derſelben Mehr⸗ 
heit feſtſtellen: 88 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 17, 18, 
einſchließlich der Abſchnittsüberſchrift „IL. Zulaſſung 
und Eröffnung des Verfahrens“, 19, 20, 21, 22. Ich 
bitte im § 22 gegebenenfalls die Korrektur vorzu⸗ 
nehmen. Statt „zurückgetretenen“ ſoll es heißen „zu⸗ 
rückgeſetzten“. 88 23, 24, einſchließlich der Abſchnitts⸗ 
überſchrift „III. Vergleichstermin“, 25, 26, 27, 28, 29, 
einſchließlich des Abſchnittsüberſchriften: „IV. Beſtäti⸗ 
gung des Vergleichs. Wirkungen des beſtätigten Ver⸗ 
gleichs“, 30, 31, einſchließlich der Abſchnittsüberſchrift 
„V. Einſtellung des Verfahrens“, 32, 33, 34, 35, 36, ein⸗ 
ſchließlich der Abſchnittsüberſchrift „VI. Ueberleitung 
des Vergleichsverfahrens in das Konkursverfahren“, 


(B) 37, 38, 39, 40, einſchließlich der Abſchnittsüberſchrift 


„VII. Beſondere Beſtimmungen“, 41, 42, 43, 44, 45, ein⸗ 
ſchließlich der Abſchnittsüberſchrift „VIII. Straf⸗ und 
Schlußbeſtimmungen“. Ich ſtelle die Annahme dieſer 
Paragraphen feſt. Ich bitte diejenigen, die der Ueber⸗ 
ſchrift: „Geſetz über den Vergleich zur Abwendung des 
Konkurſes“ zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. Das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt ange⸗ 
nommen. Die dritte Leſung ſteht auf der Tages⸗ 
ordnung. Wir kommen zur dritten Leſung. Ich er⸗ 
öffne die allgemeine Ausſprache. Wortmeldungen 
liegen nicht vor, Ich darf wohl die 88 1 bis 45 ain- 
ſchließlich der Abſchnittsüberſchriften als angenommen 
erklären; es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über die Ueberſchrift. Ich bitte die Damen 
und Herren, die ihr zuſtimmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Die 
Ueberſchrift iſt angenommen. Ich bitte diejenigen, die 
der Vorlage in der Schlußabſtimmung zuſtimmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit. Das Geſetz iſt in allen drei Leſungen 
angenommen. Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 
Fortſetzung der erſten Beratung über die Feſt⸗ 
ſtellung des Staatshaushaltsplans für das Rech⸗ 
nungsjahr 1926. 
Druckſache Nr. 2194. Das Wort hat der Herr ſtellver⸗ 
tretende Präſident des Senats. 
Gehl, ſtellvertretender Präſident des Senats: M. 
D. u. H.! Bei der geſtrigen Etatsdebatte bin ich ver⸗ 
ſchiedentlich apoſtrophiert worden. Ich ergreife gerne 
die Gelegenheit, um von dieſer Stelle aus die Politik 
der jetzigen Regierung zu vertreten. Ich will meine 
Ausführungen nicht ſo verſtanden wiſſen, als ob ich 
damit den Rednern recht gäbe, die einen unüberbrück⸗ 
baren Gegenſatz zwiſchen haupt⸗ und nebenamtlichen 


Senatoren konſtruieren wollen. Ein ſolcher Gegenſatz (C) 


darf nach der Verfaſſung, die den Senat nur als einheit⸗ 
liche Körperſchaft kennt, nicht beſtehen. Es iſt verſtänd⸗ 
lich und natürlich, daß nicht alle diejenigen, die jahre⸗ 
lang den alten Kurs mit vertreten haben — und es 
gilt dies nicht nur für Senatoren, ſondern für einen 
großen Teil der Beamtenſchaft überhaupt — nicht ſofort 
und vorbehaltlos Freunde des neuen Kurſes geworden 
ſind. Aber wir ſind der Hoffnung, daß ſie eines Tages 
erkennen werden, daß unſere Politik die für Danzig 
einzig richtige iſt, und daß ſie dann gern und freudig 
mit uns arbeiten werden. 

Herr Abg. Schwegmann hat geglaubt, unſere Po⸗ 
litik als eine Politik der Hoffnungen, Wünſche, Erwar⸗ 
tungen und Enttäuſchungen bezeichnen zu ſollen. 
Gerade Herr Abg. Schwegmann hätte das nicht ſagen 
dürfen, denn, wenn wir heute nicht ſchon noch mehr Er⸗ 
folge aufzuweiſen haben, als wir ſie bereits erzielen 
konnten, ſo iſt dies die Schuld der Deutſchnationalen. 
(Sehr richtig! links. — Heiterkeit rechts.) Man muß 
ſich darüber klar ſein, daß wir, als wir zur Regierung 
kamen, nicht gleich aufbauen konnten, ſondern daß wir 
erſt die Mauer des Mißtrauens und der Unduldſamkeit 
niederreißen mußten und müſſen, die die Deutſch⸗ 
nationalen in jahrelanger Tätigkeit zwiſchen Danzig 
und Polen errichtet haben, um aufbauen zu können. 
Danzig und Polen müſſen aber freundſchaftlich zu⸗ 
ſammenarbeiten, wenn ſie nicht beide Schaden erleiden 
wollen. Dieſer Leitſatz, den ich ſchon oft hervorgehoben 
habe, bleibt nach wie vor das außenpolitiſche Grund⸗ 
geſetz der jetzigen Regierung. In unſerer unbeirr⸗ 
baren Ueberzeugung von der Richtigkeit dieſes Grund⸗ 
ſatzes ſind wir dadurch beſtärkt worden, daß hervor⸗ 
ragende Mitglieder des Völkerbundes, dem wir volles 
Vertrauen entgegenbringen, unſere Politik für die 
einzig richtige halten. - 


0 
Wenn ich mich nun kurz zur Innenpolitik wende, 


ſo will ich es mir verſagen, auf Einzelfragen einzu⸗ 
gehen, da hierzu von den Reoͤnern der Regierungs- 
parteien bereits das Notwendige und Richtige geſagt 
worden iſt. Ich will hier nur ein großes und wichtiges 
Problem herausgreifen. Es wird in letzter Zeit ver⸗ 
ſucht, einen Gegenſatz zwiſchen Regierung und Wirt⸗ 
ſchaft zu konſtruieren. Ein ſolcher Gegenſatz beſteht 
nicht. Keine Regierung kann und wird bei ihren Maß⸗ 
nahmen an den Bedürfniſſen der Wirtſchaft vorbei⸗ 
gehen, wobei jedoch allzu leicht überſehen wird, daß die 
Regierung nicht das Recht hat, ihre Maßnahmen nach 
den Bedürfniſſen einzelner Wirtſchaftskreiſe zu treffen, 
(Sehr gut! links.) ſondern daß ſie vielmehr die 
Pflicht hat, einen Ausgleich zwiſchen ſämtlichen Kreiſen 
der Bevölkerung zu ſuchen. (Sehr richtig! links.) 
Dieſer Erkenntnis dürfen ſich die Wirtſchaftskreiſe nicht 
verſchließen, es ſei denn, daß ſie die gegenwärtige all⸗ 
gemeine Wirtſchaftsnot dazu benutzen wollen, um trotz 
aller entgegengeſetzten Beteuerung mit ihren Wirt⸗ 
ſchaftsforderungen Politik zu treiben. (So iſt es! 
links.) Dies tun leider zum Schaden Danzigs und 
der Wirtſchaft berufene Organe der Danziger Handels⸗ 
kammer. (Sehr richtig! Sehr gut! links.) Sie 
haben es durch ihre einſeitige Oppoſitionsſtellung dahin 
gebracht, daß ihre Aeußerungen nicht mit demjenigen 
ſachlichen Ernſt bewertet werden können, (Sehr gut! 
links) der ihnen zukommt. Oder kann man jemand 
ſachlich ernſt nehmen, wenn er noch in neueſter Zeit 
ſchreibt, daß an der ganzen jetzigen Wirtſchaftskriſe, die 
ja nach Anſicht aller Sachverſtändigen eine Weltwirt⸗ 
ſchaftskriſe iſt, einzig und allein die Sozialdemokratie 
ſchuld ſei? Keiner bedauert dieſes geſpannte Verhältnis 
zur Wirtſchaft mehr als die Regierung. Wir wollen 
gern und mit allen Kräften der Wirtſchaft helfen, aber 
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[Gehl, ſtellvertretender Präſident des Senats.) 

ſie muß es lernen, ſich von Führern frei zu machen, 
die die vielfach politiſch indifferenten Kreiſe der Wirt⸗ 
ſchaft dazu mißbrauchen, um ihrem parteipolitiſchen 
Fanatismus Vorſpanndienſte zu leiſten. (Sehr gut! 
links.) 

Mehr denn je brauchen wir heute den Zuſammen⸗ 
ſchluß aller für den Staat wichtigen Erwerbsſtände. 
Die Regierung iſt bereit, mit jedem zuſammenzu⸗ 
arbeiten, der ihre Handlungen nicht nur unfruchtbar 
und aus einſeitiger Einſtellung kritiſiert, ſondern der 
willens iſt, ihr ernſt und ſachlich bei der Löſung ihrer 
ſchweren Staatsaufgaben zu helfen. Je breiter dieſe 
Baſis iſt, deſto eher wird es ihr gelingen, dieſe Löſung 
zu finden, zum Wohle der Geſamtheit, zum Wohle 
Danzigs. (Lebhaftes Bravol) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich habe die recht zweifelhafte Ehre, nach dem Herrn 
Senatsvizepräſidenten zu ſprechen, der als zweiter 
Redner den Etat der Regierung hier vertreten hat. 
Wenn der erſte Vertreter des Etats mit Hoffnungen 
uſw. aufwartete, ſo hat ſich der zweite Vertreter des 
Senats als der geprügelte Knabe hingeſtellt, der dar⸗ 
über verärgert iſt, daß er zu Recht geprügelt iſt. Den 
Gegenſatz zwiſchen Wirtſchaft und Senat, den er nicht 
haben will, hat er mit ſeinen Ausführungen doppelt 
unterſtrichen. (Was verſtehen Sie davon? links.) 
Gehen wir zunächſt die Reihenfolge, die der Herr Präſi⸗ 
dent Sahm wie auch Ihr Vertreter eingehalten hat, 
durch. Behandeln wir zuerſt die Stellungnahme des 
Senats zur Außenpolitik und dann die innern Fra⸗ 
gen. Die Stellung Danzigs zum Völkerbund wurde 
in erſter Linie von dem Zentrumsabgeordneten Nen- 
bauer beſonders freundſchaftlich behandelt, und auch der 


B) Herr Vizepräſident des Senats hat es für nötig be- 


funden, das ganz beſondere Vertrauen der Danziger 
Bevölkerung auf den Völkerbund kundzutun. Da bei 
bin ich der feſten Ueberzeugung, daß keine Hoffnung 
trügeriſcher iſt, als gerade die Hoffnung der Freien 
Stadt auf den Völkerbund. Ich bin ferner der Mei⸗ 
nung, daß einer der vernünftigſten Ausdrücke, die 
geſtern hier gefallen ſind, der Ausdruck des Herrn Abg. 
Raſchke war, wenngleich der Herr Präſident des Senats 
es angeſichts der Anweſenheit des Völkerbundskom⸗ 
miſſars für nötig befand, dieſen Ausdruck zu rügen. 
Ich möchte dabei bemerken, daß die Regierungsparteien 
und ein offiziöſes Zeitungsblatt in Danzig, die „Volks⸗ 
ſtimme“, Deutſchland den Rat gegeben haben, anläßlich 
der Genfer Verhandlungen beſtimmt in den Völker⸗ 
bund einzutreten, weil dadurch auch die Lage Danzigs 
erleichtert werden könnte. Wir haben als Danziger 
gar keine Urſache, unſer altes Heimatland in dieſem 
Bunde von Schacherern und ſonſtigen hinterliſtigen 
Verdrehungskünſtlern zu ſehen. (Unerhört! links.) 

Vizepräſident Splett: Ich bitte den Redner, ſich 
in ſeinen Ausdrücken etwas zu mäßigen. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich ſtelle genau 
dasſelbe feft, was franzöſiſche Blätter feſtſtellen, die fich 
über den Völkerbund luſtig machen. Der Völkerbund 
hat ſich nicht allein blamiert, wie es in Frankreich heißt, 
fondern er hat ſich fogar als öffentliches Aergernis Hin- 
geſtellt. Nicht Weltfriede iſt es, was er vertritt, ſondern 
eher alles andere. Der Senatspräſident trat dafür ein, 
daß Deutſchland einen Sitz im Völkerbund bekommt, 
trotz der Erfahrungen, die er als Vertreter Danzigs in 
Genf mit dem Völkerbunde gemacht hat. Dabei möchte 
ich darauf aufmerkſam machen, daß kein Staat ſo be⸗ 
trogen worden iſt, wie gerade die Freie Stadt Danzig. 
Nun ſoll unſer altes Vaterland Deutſchland in den 


Völkerbund hineingetrieben werden, angeblich, weil 
Danzig dann eine Verbeſſerung ſeiner Lage erhoffen 
darf. Wir ſind der Anſicht, daß Deutſchland ſeine 
Stimme im Völkerbund gar nicht erheben könnte. In⸗ 
folgedeſſen wollen wir das Opfer gar nicht haben. 

Nun bleibt als Vermittlungsorgan der Völker⸗ 
bundskommiſſar. Die Stellungnahme des Senats zum 
Völkerbundskommiſſar war die eines Anzapfenden. 
Wenn der Senatspräſident von dieſem Platz den Herrn 
Völkerbundskommiſſar auf alle möglichen Wünſche auf⸗ 
merkſam machte, ſo war das eine Anzapfung, die man 
gewöhnlich an anderen Orten zu tun pflegt, aber nicht 
von der Tribüne eines Regierungsgebäudes aus. — 
Die Vorgänger des Völkerbundskommiſſars haben der 
Freien Stadt Danzig gegenüber eine verſchiedene Stel⸗ 
lung eingenommen. Ein Teil der Völkerbunds⸗ 
kommiſſare, die Engländer waren, waren gewiß neu⸗ 
tral. Sie haben dieſe Neutralität aus dem einfachen 
Grunde bewahrt, weil England an dem Beſtehen der 
Freien Stadt Danzig intereſſiert war. Als der 
Schacher Englands mit Frankreich in Genf begann, ließ 
das Intereſſe Englands an Danzig nach. Wenn feſt⸗ 
geſtellt wurde, daß im Jahre 1925 nur eine einzige Ent⸗ 
ſcheidung des Völkerbundskommiſſars gefallen iſt, was 
lobend für die neue Regierung hervorgehoben wurde, 
ſo möchte ich ſagen, daß es bei dieſer einen Entſcheidung 
wahrſcheinlich deshalb geblieben iſt, weil der Völker⸗ 
bundskommiſſar zunächſt es nicht für angebracht hielt, 
daß man ſeine Entſcheidungen durch den Völkerbund 
nicht deckte. Zum anderen fehlte ihm bereits das 
Intereſſe daran. Nun kommt der neue Völkerbunds⸗ 
kommiſſar van Hamel. Sie ſtellen an ihn alle möglichen 
Wünſche und ſprechen verſchiedene Hoffnungen aus. 
Ich bin der Meinung, daß man einen Menſchen nicht 
von vornherein ſchlecht machen ſoll, ohne ihn zu kennen. 
Ich halte auch nicht das Beiſpiel der „Danziger Neueſten 
Nachrichten“ für angebracht, die ihn anfänglich als 
deutſchfeindlich hinſtellten und ihn nachher, als er hier⸗ 
her kam, verherrlichten, weil er die Behörden aufgeſucht 
und ſeine Naſe dort hineingeſteckt hatte. Das mag ſein 
gutes Recht ſein und äußerlich als ein gewiſſes Inter⸗ 
eſſe an dem Behördenbetriebe erſcheinen. 

Wir werden abwarten müſſen, wie ſich der neue 
Völkerbundskommiſſar zu der Frage: Danzig und 
Polen ſtellen wird. Die Frage iſt heute von dem Herrn 
Vizepräſidenten des Senats genau ſo behandelt worden, 
wie vom Senatspräſidenten: Zwiſchen Danzig und 
Polen iſt alles in ſchönſter Butter. Man hat die Hoff⸗ 
nung, daß dies Verhältnis ſo ſchön ausarten wird, daß 
auch die Gegner der Politik des jetzigen Senats mit ihm 
in dieſer Frage zuſammenarbeiten. Was iſt aber er⸗ 
reicht worden? Was haben die Redner der Regierungs⸗ 
parteien zu dieſem Punkte geſagt? Es wurde geſagt, 
daß Verhandlungen aufgenommen worden ſind oder 
werden konnten, die, wie ſich die Regierungsparteien 
ausdrücken, vorher abgebrochen waren. Das war im 
Grunde genommen alles, was man über das ſchöne 
Verhältnis Danzigs zu Polen ſagen kann. Das iſt 
wirklich recht mager und beſcheiden dargeſtellt. 

Wenn Sie etwas energiſcher und überzeugender die 
Außenpolitik Danzigs vertreten hätten oder es tun 
wollen, ſo würden Sie in allererſter Linie die Verbin⸗ 
dung Danzigs mit Deutſchland behandeln und nicht in 
letzter Linie. Dieſe Verbindung iſt durch die erſte Er⸗ 
klärung des Vizepräſidenten des Senats, Gehl, in 
dieſem Hauſ reſtlos vernichtet worden, ſie iſt dadurch in 
Grund und Boden gewirtſchaftet worden. Der Vize⸗ 
präſident des Senats, Gehl, hat ſich ſeinerzeit auf dieſen 
Platz geſtellt und erklärt, mit der bisherigen Politik 
der Wiederangliederung Danzigs an das Deutſche 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 


(A) Reich muß gebrochen werden, um Polen entgegenzu⸗ 


(B) 


kommen. (Abg. Gehl: Das hat fein Menſch gejagt, 
das lebt nur in Ihrer Phantaſie!) Ich wundere mich, 
daß Sie mir das heute zurufen; denn ich habe das ſchon 
einmal hier ausgeführt. Tatſache iſt, daß nach dieſer 
Aeußerung das Auswärtige Amt in Berlin ganz 
weſentlich anderer Meinung geworden iſt, was die Ver⸗ 
bindung mit Danzig anlangt. (Woher wiſſen Sie das! 
links.) Den beſten Beweis haben Sie in der Handels⸗ 
politik Deutſchlands gegen Danzig. Es iſt Tatſache, daß 
ſeitens Deutſchlands in Danzig eine gewiſſe Handels⸗ 
ſpionage getrieben wird. Das geſchieht auf Grund der 


Verärgerung, die Sie herbeigeführt haben. Es iſt Tat⸗ 


ſache, daß ſich deutſche Pferde- und Rindviehzüchter 
darüber beſchwert haben, daß das Deutſche Reich dieſe 
Tiere nicht in genügendem Maße ausführen könne. 
(Zurufe links.) Das hat mir Herr Ziehm nicht er⸗ 
zählt. In Deutſchland iſt die Bemerkung gefallen, daß 
die Ausfuhr dieſer Tiere aus Deutſchland durch die 
eigene Ausfuhr aus Danzig verhindert werde. Vier⸗ 
zehn Tage ſpäter hat das deutſche Generalkonſulat in 
Danzig an den Senat die Anfrage geſtellt, wieviel Stück 
Vieh aus Danzig ausgeführt werden. Ich behaupte, 
daß das ausgeſprochene Handelsſpionage iſt. Den 
Grund zur Verärgerung hat die Bemerkung des 
Senatsvizepräſidenten gebildet. 

Wenn man die Verbindung mit Deutſchland auf⸗ 
rechterhalten wollte und will, ſo hätte man in erſter 
Linie die deutſchen kulturellen Belange etwas ſtärker 
vertreten müſſen. Kultur läßt ſich nicht durch Geſetze 
ſchaffen, ſondern kann höchſtens durch Geſetze geſchützt 
werden. Wenn wir aber einen Kultusſenator haben, 
unter dem ſolch ein Sauſtück, wie der „Fröhliche Wein⸗ 
berg“ ungehindert über die Bühne gehen kann, ſo iſt 
das empörend. (Heiterkeit links.) Von der Polizei⸗ 
behörde könnte man auch anderes verlangen. Aber 
man hätte vom Kultusſenator zunächſt erwarten 
können, daß er gegen dieſen Schund und Dreck auftrete. 
Schließlich iſt er für die Erziehung der Jugend und 
Aufrechterhaltung der Sittlichkeit verantwortlich. 
(Hohnfeldt als Sittlichkeitsſchnüffler! links.) Ich 
möchte ferner bemerken (Abg. Gehl: Sie eignen 
ſich ausgezeichnet als Sittlichkeitsſchnüffler!) Können 
Sie mir etwas vorwerfen? Sonſt würde ich Ihnen 
aus Ihren Reihen einige Leute bezüglich ihrer Mora⸗ 
lität nennen. Ich glaube, daß Sie dabei ſtill ſein wer⸗ 
den. Sie können gleich in ihrer erſten Reihe einige 
ſolcher Leute ſehen. (Nennen Sie welche! links.) Den 
Geſetzentwurf zu verteidigen, wonach Kinder unter 
achtzehn Jahren nicht ins Kio dürfen, überläßt der 
Herr Kultusſenator untergeordneten Stellen. Es iſt 
dann weiter kein Wunder, daß der Kultusſenator ſeine 
Wahl auf einen Juden als Dirigenten der Oper fallen 
ließ, wie das geſchehen iſt. (Haben Sie den „fröhlichen 
Weinberg“ geſehen? links.) Nein, ich habe ihn nicht 
geſehen. (Zwiſchenrufe links.) Ich habe das Buch 
mit den geſtrichenen Stellen geleſen, weil es mir Schau⸗ 
ſpieler überbracht haben. Es genügt, daß ich den 
Schund geleſen habe. Wenn Sie die Hälfte davon ge⸗ 
leſen haben, haben Sie genug. Wenn Sie ſich zu Hauſe 
mit derartigen Schweineausdrücken befaſſen, iſt das 
Ihre Sache. Wenn ſie aber auf öffentlicher Bühne ge⸗ 
ſprochen werden, ſo iſt das Sache des Volkes. (Abg. 


Spill: Leſen Sie einmal die Ausdrücke nach, die Sie 


heute gebraucht haben!) Wenn Sie mich auch unter- 


brechen, ſo komme ich doch auf mein Thema zurück. 
(Abg. Arczynſki: Es lebe der „fröhliche Weinberg“) 
Ich möchte nochmals feſtſtellen, daß der Kultusſenator 
als erſten Kapellmeiſter des Theaters einen Herrn 
hierhergeholt hat, der zwei Jahre lang unbeſchäftigt 


war und der für dieſen Poſten beſonders qualifiziert (C) 


erſchien, weil er Jude war. Genau ſo intereſſiert ſich 
der Kultusſenator für die Philharmoniſche Geſellſchaft, 
Herrn Prins und Abraham. Das iſt kein Wunder; denn 
der Kultusſenator iſt Mitglied des Hauptvorſtandes der 
Liberalen Partei. Wir haben nun in Danzig Aus⸗ 
ſtellungen des Völkiſchen Jugendwerkes gehabt mit 
Werken von Fidus und Fahrenkrog, Bilder eindeutiger 
Art und völkiſcher Kultur. Was tat der Kultusſenator 
in Danzig? Trotz mehrfacher Aufforderung kam er 
erſt zum Schluß der Ausſtellung, ging einmal durch den 
Saal und dann hinaus, ohne einen Ton zu ſagen. Für 
ihn war die Sache damit erledigt, trotzdem er darauf 
hätte aufmerkſam machen können, daß hier wahre 
deutſche Kultur war. Das kennt allerdings ein Herr 
von der Liberalen Partei, der im Senat mit Anders⸗ 
raſſigen zuſammenſitzen muß, nicht. Der Senat betreibt 


alfo eine Kulturpolitik, der wir durchaus kein Ver⸗ 


trauen entgegenbringen können. Dann kommt ſeine 
Schulpolitik, und da iſt der Geſetzentwurf mit der Ab⸗ 
ſchaffung der ſiebenten Lyzeumsklaſſe genügend be⸗ 
ſprochen worden. Wenn geſtern von dem Herrn Abg. 
Neubauer erklärt wurde, daß er vor allem Sorge tragen 
will, daß die Lehrkräfte beim Abbau infolge dieſes 
Geſetzentwurfes geſchützt werden, ſo müſſen wir ſagen, 
daß das eine Verkennung der Tatſachen iſt, wenn man 
ſich nicht in erſter Linie für die Schüler einſetzt. Be⸗ 


züglich der Schulpolitik des Senators Dr Strunk kön⸗ 


nen wir ebenfalls kein beſonderes Vertrauen haben. 


Zur Hebung der Kultur und allgemeinen Moral 
iſt es notwendig, daß die Wohnungsverhältniſſe ge⸗ 
beſſert werden. Was iſt getan, um die vielen und 
kinderreichen Familien, die in kleinen Löchern wohnen, 
aus dieſen Löchern herauszubringen? Was hat man 
in dieſer Beziehung getan? Es iſt eine altgewohnte 
Tatſache, daß bei einer Beſprechung des Etats in erſter 
Linie Herr Senator Dr Leske ſeinen Teil abbekommt. 
Herr Dr. Leske ift nicht hier, das ift gewöhnlich der Fall. 
Ich habe auch keine Urſache, mich mit Herrn Dr Leske 
beſonders auseinanderzuſetzen. (Sie Wichtigtuer! 
links.) Bei Ihnen ſind noch viel mehr Wichtigtuer! 
Wollen Sie leugnen, daß die Verhältniſſe der Woh⸗ 
nungspolitik in Danzig nicht jeder Beſchreibung 
ſpotten? Wir wollen uns einmal die Verteilung der 
Bauten anſehen. Wir wollen ſehen, wie die freie Bau⸗ 
tätigkeit in Danzig gefördert wird. Ich glaube, Herr 
Senator Dr Leske wird ſich ſehr gewundert haben, daß 
er von einer ſeiner Regierungsfraktionen einmal an⸗ 
gegriffen wurde, nämlich von dem Herrn Abg. Schmidt, 
der anfragte, ob auch in der nötigen Art und Weiſe bei 


öffentlichen Ausbietungs verfahren nach der Reihe vor- 


gegangen wäre und ob die Mindeſtangebote berück⸗ 
ſichtigt würden. Herr Senator Dr. Leske hat bereits 
eine Antwort gegeben. Ich habe ſie in der Hand. Sie 
iſt von ihm zuſammen mit der Unterſchrift von Herrn 
Sahm gezeichnet. Eine erneute Eingabe bezüglich der 
Berückſichtigung nur der Höchſtangebote und ins⸗ 
beſondere der Bevorzugung des Herrn Lapuſe iſt mit 


der Antwort des Senats nicht einverſtanden, ſondern 


ſie ſtellt heute noch feſt, daß in einzelnen Fällen die 
Senatsabteilung des Hochbauamts nicht das geringſte 
Gebot berückſichtigt hat, ſondern nur die Höchſtgebote 
und immer wieder dieſen Herrn Lapuſe, trotzdem feſt⸗ 
geſtellt iſt, daß dieſer ſchlechte Materialien zum Bau 
genommen hat. Er hat auch ſpäter Zuſchüſſe bekommen. 
Wir möchten wiſſen, warum dieſer Herr immer bevor⸗ 


— 


zugt wurde. Gewiß wird Herr Senator Dr Leske jagen, . 


daß er etwas leiſtungsfähiger und vermögender als die 
übrigen ſei. Ich ſtelle aber feſt, daß dieſer Herr jochen 
mit 50 Prozent in den Zwangsvergleich gegangen ift, 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 
und daß dieſer Entſchuldigungsgrund des Herrn Dr. 
Leske damit nicht ſtichhaltig iſt. i 

Nun kommt der Neubau der Häuſer durch den 
Senat. Die Notwendigkeit des Bauens durch den 
Senat möchte ich nicht beſtreiten. Der einzige Weg zum 
Aufbringen der Mittel dazu iſt die Wohnungsbau⸗ 
abgabe. Die Wohnungsbauabgabe wird von der 
deutſchſoztalen Fraktion immer wieder bekämpft, 
weil ſie die unſozialſte Steuer iſt. Wir erwarten, daß 
dieſe Steuer unter denen ift, die man nach dem Ber- 
ſprechen des Senats beſeitigen will. (Wer ſagt das? 
Sagen Sie das allein oder die Fraktion? links.) Die 
Fraktion, ich habe doch geſagt, die deutſchſoziale 
Fraktion. (Abg. Spill: Ihr Redner hat doch geſtern 
geſprochen!) Herr Gehl ift aber der Meinung, daß 
ich zur zweiten Garnitur gehöre. Sie haben zwar 
graues Haar, Herr Spill, ſind aber genau ſo dumm wie 
mancher andere Zwiſchenrufer. k 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Hohnfeldt, ich rufe 
Sie wegen dieſes Ausdrucks zur Ordnung. (Abg. 
Spill: Das iſt die heutige Jugend! Abg. Gehl: Hohn⸗ 
feldt ift eine Garnitur für fi!) 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Nun kommen 
die Ausgaben für die Bauten und die öffentlichen Ar⸗ 
beiten. Da iſt zunächſt die Frage Bölkau zu erörtern. 
Sie iſt genügend im Volkstag behandelt worden. Wir 
müſſen aber feſtſtellen, daß auch liberale und ſozial⸗ 
demokratiſche Zeitungen darauf hingewieſen haben, daß 
ſie ein beſonderes Vertrauen z. B. zu Herrn Senator 
Runges Fernheizplänen nicht hätten. Es wurde geſagt, 
daß Senator Runge nicht geeignet wäre, genau zu 
kalkulieren und ſeine Bauten mit Sicherheit durch⸗ 
zuführen. 

Wenn man heute von Staats wegen eine freie Bau⸗ 
tätigkeit befürwortete und unterſtützen würde, ſo wäre 
damit auch ein Mittel gefunden, um einen Teil der 
Erwerbsloſen von der Straße zu bringen. Nun kam 
Herr Abg. Neubauer mit ſeinem Vorſchlag der Kolonie 
Danzigs. Es wurde darüber viel gelacht. Etwas 
Gutes mag dabei gedacht ſein. Ich ſtelle jedoch feſt: 
wird ein Vorſchlag gemacht, daß man die 7000 Erwerbs⸗ 
loſen, die wir alljährlich nach Meinung des Herrn 
Senatspräſidenten als allgemeine Laſt zu unterhalten 
haben, in eine Kolonie hinausſchicken ſoll, ſo bedeutet 
das, daß der Staat die Garantie für Leib und Leben 
der betreffenden Perſonen zu übernehmen hat. Wenn 
Deutſchland heute nicht einmal in der Lage iſt, ſeine 
Staatsangehörigen zu verteidigen, wenn es vorkommt, 
daß in Oberſchleſien deutſche Staatsangehörige er⸗ 
ſchlagen werden, ohne daß Deutſchland in der Lage iſt, 
dafür eine Entſchuldigung und Genugtuung zu er⸗ 
halten, dann können wir als kleiner Staat es uns nicht 
erlauben, unſere Leute in das Ausland zu ſchicken, 
weil wir ihnen nicht das Verſprechen geben können, 
daß ſie von uns geſchützt werden. Wir brauchen nur 
daran zu denken, daß bei Reiſen nach Deutſchland und 
ſonſt ins Ausland Leben und Geſundheit der Danziger 
in den Händen der polniſchen Republik liegen. Wie 
dieſe Vertretung uns genützt hat, darüber nachzudenken 
überlaſſe ich Ihnen. Dieſes Projekt mag vom Herrn 
Abg. Neubauer gut gemeint ſein. Ich halte es aber in 
dem Augenblick für verfehlt, wo der Staat nicht in der 
Lage iſt, ſeine Staatsangehörigen zu ſchützen. Das 
würde auch die große Gefahr bedeuten, daß dieſe Leute, 
die von ihrem Staat nicht unterſtützt werden können, 
gezwungen find, in die Fremdenlegion einzutreten. 

Nun kommen die übrigen Hilfen, die der Senat zur 
Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit verſprochen hat. Ge⸗ 
halten iſt davon recht wenig, mit Ausnahme der be⸗ 
gonnenen Notſtandsarbeiten, zu denen man die Leute 
zwingt, indem man ſagt: „Entweder macht ihr Not⸗ 


ſtandsarbeiten unter Tariflohn, oder ihr bekommt keine 
Erwerbsloſenunterſtützung.“ Das iſt ein ſehr einfaches 
Mittel. Man geht ſo weit, daß man den Leuten die 
Anſchaffung ihrer Spaten und des Arbeitszeugs über⸗ 
läßt. Das geſchieht bei einer Regierung, die ſich rühmt, 
eine ſozialiſtiſche zu ſein. (Das ſtimmt nicht! links.) 
Sie ſitzen ja in der Regierung drin, es müßte denn ſein, 
daß Ihre Richtlinien nicht zur Durchführung kommen. 
Sie haben ja aber ſeinerzeit auch Freiheit, Gleichheit 
und Brüderlichkeit verſprochen. Wie Sie das gehalten 
haben, beweiſt die Ueberwachung der Arbeitsloſen⸗ 
verſammlungen. In dieſe Verſammlungen ſchicken 
Sie Schutzpolizei hinein. Ich Frage Sie, ob Sie in die 
Handelskammerverſammlungen auch eine Schutz⸗ 
polizeiwache ſchicken. Dort macht man es nicht. Aber 
wenn ſich die Arbeiter über ihre Erwerbsloſigkeit 
unterhalten, dann ſchickt man eine Wache hinein. Das 
geſchieht bei Ihnen, die Sie Vertreter des Standpunkts 
find, daß mit dem Belagerungszuſtand Eſel regieren 
können. Es muß demnach bei Ihnen viele davon geben. 

Dieſe Regierung „zur Rettung der Wirtſchaft“ hat 
noch andere Pläne gehabt und auch zur Ausführung 
gebracht. Unter anderem gehörte dazu der Ausbau des 
Hafens. Im Hafen regiert der Hafenausſchuß, der zur 
Hälfte aus Danziger, zur Hälfte aus polniſchen Dele⸗ 
gierten beſteht. An ſeiner Spitze ſteht ein „ſee⸗ 
erfahrener“ Schweizer. Die Danziger Delegation legte 
Wert darauf, die Hafeneinrichtungen zu verbeſſern. 
Man hat im Freihafen 13 Kräne aufgeſtellt. Bei dieſen 
13 Kränen hat man nur 2 Kranmeiſter, die andern ſind 
ungelernte Leute. Nach dem September⸗Abkommen 
ſollen mindeſtens 50 Prozent Polen und 50 Prozent 
Danziger ſein; ſoweit polniſche Bewerber nicht vor⸗ 
handen ſind, kommen Danziger in Frage. Nun hat 


Polen dort unter anderem einen Rumänen eingeſtellt, 


der kein Wort Deutſch ſpricht. Der Mann erhält eine ( 
Stelle am Kran und erhält einen Kranmeiſter zur Aus⸗ 
bildung. Dem Kranmeiſter quetſcht er den großen Zeh 
ab, arbeitet aber trotzdem weiter. Bei der nächſten Ge⸗ 
legenheit ſetzt er einem Arbeiter die Dreizentnerkippe 
auf die Bruſt. Nur dem Umſtande, daß ſich die Kippe 
auf den Wagen ſetzte, iſt es zu verdanken, daß der Mann 
vor dem Erdrücken bewahrt blieb. Der Kranführer 
hatte zwar dieſem Rumänen zugerufen, er möchte 
ſtoppen, aber der Rumäne verſteht ja kein Wort Deutſch. 
Der zweite Fall iſt der Todesfall des Arbeiters Kreft. 
Auch hier hat der Mann nicht gehört, daß geſtoppt wer⸗ 
den ſollte, und jo wurde dem Arbeiter Kreft der Kopf 
eingedrückt. Man müßte erwarten, daß techniſche 
Leiter die Verantwortung haben. Statt deſſen ſind 
Bürokräfte angeſtellt, bei dreizehn Kränen ſind nur 
zwei Kranmeiſter vorhanden. Bei zwei bis drei Schich⸗ 
ten ſind die Kranmeiſter überarbeitet, und es kann nicht 
das geſchafft werden, was geſchafft werden ſollte. Hat 
man die Verbeſſerungen am Hafenkai geſchafft, ſo iſt die 
Verbeſſerung der Eiſenbahnverbindung noch im Rück⸗ 
ſtand. Wer in Neufahrwaſſer wohnt und dort zu tun 
hat, wird ſehen, daß ſich die Eiſenbahnwaggons zu⸗ 
ſammenſtauen und die Dampfer einige Tage warten 
müſſen, um beladen zu werden. 


Neben dem Ausbau des Hafens hat man weitere 
Maßnahmen geplant, um den Verkehr und damit die 
Wirtſchaft zu heben. Man ift dazu gezwungen worden, 
weil die Handelskammer und die Wirtſchaftskreiſe dieſe 
Forderungen immer wieder erhoben haben. Ich möchte 
gleich ſagen, daß dieſe Kreiſe zwar vom Senat ver⸗ 
langen, er möge ihnen helfen, Aufträge zu beſorgen, 
daß aber im Gegenſatz hierzu Danziger Firmen ihre 
eigenen Aufträge ins Ausland vergeben. So iſt neu⸗ 
lich wieder ein Danziger Dampfer in Amſterdam re⸗ 
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pariert worden. Sämtliche Reparaturen wurden in 
Amſterdam vorgenommen, trotzdem die Reederei Rein⸗ 
hold alle Urſache gehabt hätte, die Reparaturen in 
Danzig ausführen zu laſſen. Der Senat hinwiederum 
richtet ſeine Wirtſchaftspolitik ſo ein, daß er die eigenen 
Danziger Betriebe ruiniert. Die Frage der ſtädtiſchen 
Ziegeleien iſt bereits in der Stadtbürgerſchaft behandelt 
worden. Die ſtädtiſchen Ziegeleien ſind nicht geeignet, 
die Herſtellung der Ziegel billiger zu geſtalten. Viel⸗ 
mehr ſind die ſtädtiſchen Ziegel teurer geweſen, trotz⸗ 
dem der Senator und der Oberbaurat verſprochen 
hatten, daß die Ziegel bei dem billigen Verkehr auf 
dem Waſſerweg billiger als die Fabrikate der privaten 
Ziegeleien fein ſollten. Nun verlangt der Senat, daß 
die Siedler, die einen Zuſchuß von der Stadt oder vom 
Staat erhalten, einen Teil davon in Ziegeln annehmen. 
Es iſt ein Druck auf die Siedler ausgeübt worden, 
daß ſie ſtädtiſche Ziegel kaufen. Das bedeutet, daß der 
Senat in feiner Funktion als Leiter der Stadtver- 
waltung dazu übergegangen iſt, den privaten Be⸗ 
trieben ſchwerſte Konkurrenz zu machen. Das alles bei 
einer Regierung, die ſich Regierung „zur Rettung 
Danzigs“ nennt. 

Die Hauptkalamität in Danzig iſt die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge. Die Ziffer der Erwerbsloſen und damit 
die Unterſtützungsbeträge ſind im letzten Jahre ganz 
beſonders geſtiegen. Die Sache iſt ſo geregelt, daß man 
jetzt nicht weiß, ob morgen noch die Unterſtützung ge⸗ 
zahlt werden kann. Seinerzeit iſt es vom alten Senat 
unterlaſſen worden, zur rechten Zeit die Erwerbsloſen⸗ 
verſicherung einzuführen. Wenn der Senatspräſident 
der Hoffnung iſt, daß im Sommer nur noch 7500 Per⸗ 
ſonen erwerbslos bleiben und alle übrigen eine Tätig⸗ 
keit bekommen, ſo erwarten wir, daß mit dem Ausbau 
und der Schaffung einer Erwerbsloſenverſicherung be⸗ 


(B) gonnen wird, wenn dieſe Leute in Arbeit find. Dann 


iſt es auch leichter, die Verſicherung einzuführen, was 
ſonſt bei ſteigender Erwerbsloſigkeit nicht mehr möglich 
wäre. Wir ſtellen weiter und immer wieder die For⸗ 
derung, die Arbeiter- und Angeſtelltenkammer zu 
bringen. In Bremen iſt dieſe Kammer ſchon ſeit dem 
Jahre 1921 geſchaffen und hat ſich zur Zufriedenheit 
der Angeſtellten und Arbeiter bewährt. Wir hoffen 
dasſelbe auch hier für Danzig. Ich bin fogar der Mei- 
nung, daß die Kammer der Arbeit, wie es in der Ver- 
faſſung heißt, geeignet wäre, in gewiſſer Weiſe auch den 
Berufsfrieden in Danzig wiederherzuſtellen. Deshalb 
geht unſer Verlangen dahin, daß die neue Regierung 
ſich bemühen ſoll, die Kammer der Arbeit ſo ſchnell wie 
möglich zu bringen. 

Zu den ſozialen Laſten zählen außer der Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung noch die Kriegsrenten, Unter⸗ 
ſtützungen für Kleinrentner uſw. Die Unterſtützung 
der Kleinrentner iſt unter den heutigen Verhältniſſen 
viel zu gering. Die Anträge der Deutſchnationalen 
auf Erhöhung der Kleinrentnerbezüge ſind vollkom⸗ 
men berechtigt und werden von uns unterſtützt wer⸗ 
den. Wir nehmen an, daß ein Senat, der aus einem 
„moraliſch“ beeinflußten Zentrum und einer Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei zuſammengeſetzt iſt, zum min⸗ 
deſten geneigt iſt, dieſe Forderungen für die Klein⸗ 
rentner von ſich aus zu erfüllen. 

Selbſtverſtändlich bedingen nun dieſe Ausgaben 
auch die nötigen Einnahmen. Die Einnahmen, die 
man uns in den Etats angibt, ſollen aus den Zöllen, 
den Verbrauchsabgaben, indirekten Steuern, hier⸗ 
unter der Umſatzſteuer und den Monopolen hervor⸗ 
gehen. Ueber die Höhe des Ertrages der Zölle kann 
man unter den heutigen Verhältniſſen keine beſtimm⸗ 
ten. Angaben machen. Es ift verkehrt, eine Zahl als 
Zolleinnahme feſt zu umreißen, wenn die Zolleinnah⸗ 


men infolge der mangelnden Einfuhr nach Polen gu- (©) 


rückgehen. Solange es in Polen Kaufleute gibt, die 
ihre Einkäufe nicht bezahlen können oder wollen, wird 
ſich die Einfuhr nach Polen nicht vermehren. Ein Teil 
der Einnahmen wird durch die Verbrauchsabgaben 
und indirekten Steuern erzielt. Die indirekten 
Steuern ſind aber gerade von den Sozialdemokraten 
ſehr bekämpft worden, weil hierzu der kleine Mann, 
der gewöhnliche Arbeiter, der nur ein geringes Ein⸗ 
kommen hat, genau jo viel beitragen muß wie der 
Reiche mit großem Einkommen. Wir hoffen deshalb, 
daß bei einem Steuerabbau in erſter Linie die in⸗ 
direkten Steuern eine Verringerung erfahren. Außer⸗ 
dem verlangen wir die Aufhebung der Umſatzſteuer. 
Daß die Umſatzſteuer ſeinerzeit nicht vollkommen ab⸗ 
gebaut wurde, hat ja leider die damalige Regierung 
verhindert. Heute ſcheint die neue Regierung eben⸗ 
falls auf dem Standpunkt zu ſtehen, daß die Umſatz⸗ 
ſteuer unter den jetzigen Verhältniſſen nicht abgebaut 
werden kann. Nach den Erfahrungen mit der Wirt⸗ 
ſchaft des Senats ſind wir nicht in der Lage, den Senat 
in dieſer Hinſicht zu decken und werden für die Auf⸗ 
hebung der Umſatzſteuer ſtimmen. : 

Nun kommen die Einkommen⸗ und die Vermögens⸗ 
ſteuer, die nach dem Etat nicht viel weniger bringen 
ſollen als im Vorjahre. Wenn man die Zahlen lieſt, 
wird man der Annahme ſein, daß die Einkommens⸗ 
verhältniſſe in Danzig glänzend ſind. Man vergißt 
dabei nur einen Artikel in der „Danziger Zeitung“ 
aus Handelskreiſen, der darauf einging, wie weit man 
die Einkommenſteuer einbekommen wird. Vielleicht iſt 
man ſo optimiſtiſch und glaubt, daß der polniſche 
Artikel über die guten Zuſtände in Danzig, ebenfalls 
in der „Danziger Zeitung“, zutreffend iſt. Ich möchte 
ſtark bezweifeln, daß die Einkommenſteuer mit der 
angenommenen Summe von 14 Millionen einkommt, 
und befürchte, daß auch die Körperſchaftsſteuer zu 
hoch angeſetzt iſt. 

Wenn die Einnahmen eines Staates zweifelhaft 
ſind, ſo muß er ſich neue Einnahmequellen ſchaffen. 
Das will der Senat in erſter Linie durch Monopole 
erreichen. Von dieſen Monopolen, die in Danzig ei- 
geführt werden ſollen, hat der Volkstag die geſetz⸗ 
gebende Körperſchaft, nicht früher etwas zu hören 
bekommen, als bis es einem der liberalen Senatoren 
richtig erſchien, ſich in einer Parteiverſammlung über 
das zu ſchaffende Tabakmonopol auszulaſſen. Das 
Tabakmonopol, wie es von Herrn Senator Sieben⸗ 
freund dargeſtellt wird und zum Teil von Herrn 
Senatspräſidenten Sahm angedeutet wurde, beſteht 
zunächſt aus einem Einfuhrmonopol und dann aus 
einem Verteilungsmonopol. Das Einfuhrmonopol ſoll 
ſich auf Rohtabak und Fertigfabrikate erſtrecken. Auf 
Fertigfabrikate ſoll eine gewiſſe Monopolabgabe ge⸗ 
legt werden. Ueber die Einfuhr von Rohtabak ſoll der 
Senat durch einen Monopolkommiſſar verfügen und 
die Rohtabakmengen den einzelnen Fabriken zur 
Lohnarbeit übergeben. Nehmen wir an, die Fabriken 
bekommen dieſen Tabak vom Staat überwieſen, den 
der Staat eingekauft hat. Die Fabriken ſind dann nicht 
mehr in der Lage, ihre eigenen Tabakſorten einzu⸗ 
kaufen und müſſen alſo die Qualitäten verändern. 
Mein Fraktionskollege Bergmann hat bereits dar⸗ 
gelegt, daß ſich die Qualitäten damit verſchlechtern 
würden. Nun kommt hinzu, daß der Staat nach 
Fertigſtellung der Tabakwaren die Verteilung über⸗ 
nimmt. Er hat es alſo in der Hand, an die einzelnen 


Zigarren⸗ und Zigarettenhändler den Tabak abzu⸗ 


geben. Die Enteignung der Zigarren⸗ und Zigaretten⸗ 


händler iſt nicht möglich, weil der Staat nicht in der 
Lage iſt, die Betreffenden zu entſchädigen. Es muß 
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dabei bleiben, daß die einzelnen Zigarren- und Biga- 


rettenhändler beſtehen. Aber aller Wahrſcheinlichkeit 
nach hat der Senat nicht die Abſicht, alle Zigarren⸗ 
und Zigarettenhändler am Leben zu erhalten. Es iſt 
heute eine Kleinigkeit, von Staats wegen zu dem ein⸗ 
zelnen Tabakhändler zu ſagen: „Du biſt deiner Steuer⸗ 
pflicht nicht nachgekommen, du erſcheinſt in unſeren 
Augen nicht leiſtungsfähig, infolgedeſſen liefere ich 
dir nicht unſeren Monopoltabak.“ Mit anderen 
Worten, der Senat hat es in der Hand, den einzelnen 
Tabakhändler totzumachen. Das iſt die Befürchtung, 
die wir an dieſem Platz ausſprechen möchten. Wer hat 
dieſes Monopol entworfen? Der Herr Abg. Dr. Mo- 
ezynſki meinte, der Plan ſtamme von Herrn Jewe- 
lowſki. Es iſt erfreulich, daß Herr Dr. Moczynſki 
mit dieſer Namensnennung herauskam. Die Gerüchte 
darüber waren ſchon im Umlauf. Aber noch eine 
andere Perſon wird genannt, Herr Nathan von der 
Firma Heineberg, Meyer & Cie., ein Tabakfachmann, 
der große Quanten von Rohtabak angeſammelt hat. 
Dieſer Herr Nathan ſoll es geweſen ſein, der die erſten 
Verhandlungen mit Polen unternommen hat, und 
außerdem noch Herr Adam, Zigarrenhändler. Wir 
haben die drei Perſonen, Nathan, Adam und Jewe⸗ 
lowſki. Ueber die Raſſezugehörigkeit dieſer Herren 
brauche ich nichts zu ſagen, die Namen ſprechen für 


ſich. Herr Nathan iſt ſo gutmütig und bemüht ſich für 


(Ë) 


den Danziger Staat um die Schaffung eines Tabat- 
monopols. Da wir nach den Erklärungen des Herrn 
Senators Siebenfreund annehmen müſſen, daß dieſes 
Tabakmonopol eine fertige Sache iſt, ſo iſt wohl auch 
vorgeſehen, daß Herr Nathan der kommende Monopol⸗ 
kommiſſar werden ſoll. Wir hoffen, daß der Senat eine 
Erklärung abgibt, und daß dieſes Gerücht, falls es 
falſch ſein ſollte, richtiggeſtellt wird. Zunächſt wird 
behauptet, daß Herr Nathan als Tabakintereſſent 
ſeine Sorten an den Staat abgibt, daß er das gut be⸗ 
zahlte Amt eines Monopolkommiſſars bekommt und 
die Einkaufs möglichkeiten für den Staat hat. Was be- 
ſagt das? Er wird in der Lage ſein, ſeine bisherigen 
Lieferanten zu bevorzugen. Es iſt überhaupt eine Ge⸗ 
fahr, einen in Danzig anſäſſigen Geſchäftsmann mit 
der Angelegenheit zu beauftragen, denn er wird 
immer ſeine Lieferanten bevorzugen. Wir hoffen, daß 
der Senat dieſe Befürchtungen, die die Bevölkerung 
hat, richtigſtellt. Ich glaube, daß das Tabakmonopol 
auch einen rieſigen Beamtenapparat erfordern wird. 
Es iſt zu fürchten, daß neue Beamtenſtellen geſchaffen 
werden müſſen, während man vielleicht bei einer ein⸗ 
fachen Verbrauchsabgabe, wie man ſie in England hat, 
dieſen Apparat hätte erſparen können, indem man 
einfach auf dem üblichen Wege wie beim Zoll die Ab⸗ 
gabe erhoben hätte. Das Monopol geht aus der Ein⸗ 
nahmeangſt des Staates hervor, der nicht mehr weiß, 
woher er ſeine Einnahmen nimmt. Andererſeits will 
man vielleicht die durch die Zolleinnahmen nach Polen 
wegfließenden Gelder dem eigenen Staat erhalten. 
Wenn das Tabakmonopol eine fertige Sache ſein ſollte, 
ſo hoffen wir zum mindeſten, daß man über das 
Spiritusmonopol rechtzeitig den Volkstag unter⸗ 
richtet. 

Außer dieſer neuen Einnahmequelle hat der Senat 
früher verſprochen, Sparmaßnahmen zu ergreifen, 
und er glaubt ſie auch bereits zur Wahrheit gemacht 
zu haben. Er jpart in erſter Linie an Perſonalaus⸗ 


gaben, in zweiter Linie an ſachlichen Ausgaben. Es 
iſt hier über die bisherige Wirtſchaft beim Poſtetat 
geſprochen worden, bei der ſämtliche Ueberſchüſſe ſo⸗ 
fort verwandt wurden, um Anſchaffungen einmaliger 
Art zu erledigen. Wir begrüßen es, daß man mit 
dieſer Reglung gebrochen hat und die einzelnen Aus⸗ 


gaben auf verſchiedene Jahre verteilen will. Es wäre (C) 


noch wünſchenswerter, wenn ſich dieſe reichlichen 
Ueberſchüſſe in der Form der Ermäßigung des Poſt⸗ 
tarifs ausdrücken würden. Dann ſollen Sachausgaben 
angeblich beim Zolletat erſpart ſein. Bei der Zoll⸗ 
verwaltung hat man jedoch unter anderem ein neues 
Motorboot angeſchafft, das man in Deutſchland kaufte, 
weil man in Danzig ein derartiges Boot nicht her⸗ 
ſtellen könnte, und das ſeine Leiſtungsfähigkeit da⸗ 
durch bewies, daß es von Zoppot bis Neufahrwaſſer 
20 Minuten brauchte, um den betreffenden Herrn der 
ee der in Zoppot wohnt, von Zoppot nach 

Neufahrwaſſer und wieder zurückzubringen. Es war 
ſchon eine Reihe von Motorbooten vorhanden. Die 
Anſchaffung des neuen Bootes war alſo überflüſſig, 
es war auch bereits kaputt und mußte repariert werden. 
Nun die Perſonalausgaben und die Erſparniſſe. Man 
ſpart beim Zoll z. B. die mittleren Stellen, die zur 
Beförderung der unteren Beamten dienen könnten, 
trotzdem man nach einer Statiſtik feſtſtellen kann, daß 
gerade in Danzig die Zahl der unteren Beamten eine 
bedeutend größere als in Deutſchland iſt. Die Zahl 
der mittleren Beamten dagegen iſt in Deutſchland 
größer wie bei uns. Die Beamtenzahl beim Zoll be⸗ 
läuft ſich in Deutſchland bei der mittleren Beamten⸗ 


ſchaft auf 78 Prozent, bei uns auf 36. Die unteren Be⸗ 


amten betragen in Deutſchland 5 Prozent und in 
Danzig 56 Prozent. Man ſollte in erſter Linie in 
Danzig nur Feſtangeſtellte beſchäftigen und die übri⸗ 
gen kündbaren Angeſtellten loswerden. Die Strei⸗ 
chungen werden nicht unten gemacht, ſondern man hält 
die Arbeiter, die nichts koſten, während man die mitt⸗ 
leren Stellen kürzt. Es wäre beſſer, wenn man die 
unterſten Stellen ſtriche. Die weiteren Reduzierungen 
bei den Perſonalausgaben haben bei der Schutzpolizei 
ſtattgefunden. Das iſt die übelſte Streichung, die man 
beim Etat an Perſonalausgaben machen konnte. Dabei 
möchte ich auf die Etatsberatungen im Jahre 1925 
zurückkommen und möchte feſtſtellen, daß gerade über 
dieſer Frage der alte Senat in die Brüche ging. Da⸗ 
mals trat die liberale Partei mit dem Vorſchlag auf, 
daß man die grüne und die blaue Polizei zuſammen⸗ 
legen müßte. Heute, nach acht Monaten, frage ich die 
neue Regierung, was aus der berühmten Zuſammen⸗ 
legung geworden iſt. (Leſen Sie den Etat! links.) Was 
iſt aus der ganzen Reglung dieſer Stellen geworden? 
Sie haben die Zahl der Oberleutnants vermehrt, dar- 
unter ſind acht Kommiſſare, das ſind Herren, die viel⸗ 
leicht dasſelbe Dienſtalter haben wie der Herr Haupt⸗ 
mann Siemon. Dasſelbe gilt für den Kommiſſar Her⸗ 
zog, trotzdem er auf Grund ſeiner Dienſtjahre ſchon 
Major ſein müßte. Wir möchten gern den Dienſtplan 
als ſolchen ſehen. Es fragt ſich, ob man die blaue 
Polizei wieder einkleiden will. Den blauen Polizei⸗ 
offizieren nahm man ſeinerzeit die Uniform ab und 
gab ihnen dafür 100 Gulden. Nun fragt es ſich, ob 
ſie ſich die Uniform von ihrem eigenen Gelde an⸗ 
ſchaffen ſollen. Richtiger wäre es, wenn der Staat 
ihnen für jene lumpigen 100 Gulden die Uniform 
gäbe. (Lumpige 100 Gulden? links.) Sie ſind inſo⸗ 
fern. für den Betreffenden lumpig, weil er für ſeine 
eigenen Anſchaffungen mehr Geld ausgegeben hat. 
(Zwiſchenrufe links.) 

Der Senat hat alſo Sparmaßnahmen ergriffen 
und die Perſonalausgaben in erſter Linie verringert. 
Nun kommt noch eine weitere Hoffnung auf Ein⸗ 
nahmen — und aus Hoffnungen beſteht ja dieſer 
Senat —, und das iſt die Hoffnung auf eine Anleihe. 


Herr Dr Blavier wird über die ſchlechte Antwort, die 


ihm der Senatspräſident gegeben hat, nicht erbaut ge⸗ 
mefen fein, und er wird nun zur Ablehnung des Etats 


~ 
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kommen. Die „Neueſten Nachrichten“ befürchten heute 
in einer Zuſammenſtellung, daß die Etats kippen wer⸗ 
den. Wenn das der Fall iſt, wird dann die neue Re⸗ 
gierung genau ſo zurücktreten wie die alte? Oder 
werden wir die reaktionäre Geſellſchaft noch weiter 
hier haben? Es iſt gerade bei der Rede des Zentrums⸗ 
vertreters der ſchwarze Vogel, jene Fledermaus, auf- 
geflogen, und die „Danziger Neueſten Nachrichten“ 
haben ihn als den Vogel der Reaktion bezeichnet. Sie 
von den Regierungsparteien haben eine Beſſerung 
der Verhältniſſe verſprochen und dies Verſprechen 
nicht eingehalten, und trotzdem wollen Sie weiter⸗ 
regieren. Sie ſind alſo reaktionär, und Sie zu beſei⸗ 
tigen, wird unſere Aufgabe ſein. Wenn Sie ver⸗ 
ſprechen, die Bevölkerung aus dem Elend herauszu⸗ 
führen, müſſen Sie dieſen Verſprechungen wenigſtens 
ein klein wenig nachkommen. Sie haben Ihre Ver⸗ 
ſprechungen aber außer acht gelaſſen und unter Ihrer 
Regierung, meine Herren von links, haben ſich die 
Verhältniſſe noch verſchlechtert. Es nützt nichts, auf 
den alten Senat zu ſchimpfen. Sie vergeſſen dabei 
ganz und gar, daß Sie damit den hauptamtlichen 
Senat mit beſchimpfen. Manche Wendung aus Ihrer 
geſtrigen Stellungnahme trifft den Präſidenten des 
Senats Sahm mehr als die alte nebenamtliche Regie⸗ 
rung. Die Politik, die man als falſche Außenpolitik 
der früheren Regierung kritiſierte, trifft Herrn Sahm 
viel mehr als den alten Senat, in dem ja auch das 
Zentrum vertreten war und zu gewiſſer Zeit auch die 
Liberalen. ; 

Nun haben Sie erklärt, die Verhältniſſe hätten ſich 
außenpolitiſch weſentlich gebeſſert. Wir ſagen Ihnen, 
daß dieſe Erklärungen unwahr ſind. Nach unſeren 
Feſtſtellungen iſt eine derartige Beſſerung nicht er⸗ 
kennbar. Was Sie bezüglich der Beſſerung der Lage 
der Wirtſchaft verſprochen haben, iſt ebenfalls nicht 
eingetroffen. Herr Präſident Sahm ſagte, der Ban⸗ 
krott Danzigs wäre fern. Darüber denkt man recht 
verſchieden. Es iſt ſehr leicht, wiederum die gute 
Währung vorzuführen und zu ſagen, es geht uns in 
dieſer Beziehung gut. Man vergißt dabei ganz und 
gar, daß im übrigen nicht von einer guten Lage 
Danzigs geſprochen wird und geſprochen werden kann. 
Eine Regierung, die trotz nichteingehaltener Verſpre⸗ 
chungen noch in den Seſſeln ſitzt, dieſe reaktionäre Re⸗ 
gierung ſollte ſich ſchämen, einer alten Regierung Seß⸗ 
haftigkeit vorzuwerfen, obwohl ſie ſelbſt ſo verfährt. 
Aus dieſem Grunde werden wir der Regierung in- 
folge dieſer Skrupelloſigkeit die Etats ablehnen. 

Vizepräſident Splett: Herr Abg. Hohnfeldt, Sie 
haben der Regierung Skrupelloſigkeit vorgeworfen, ich 
rufe Sie zum zweiten Male zur Ordnung und mache 
Sie auf die Folgen eines eventuellen dritten Ord⸗ 
nungsrufes aufmerkſam. — Das Wort hat der Herr 
Abg. Dr Ziehm. (Zwiſchenruf links. — Abg. Hohn⸗ 
feldt: Ob Sie mir mit Entlaſſung drohen, iſt mir piep⸗ 
ſchnurtzegall) } 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der Herr Vizepräſident des Senats hat hier ein kurzes 
Expoſé gegeben und wollte damit auf die Erklärungen 
eingehen, die geſtern abgegeben wurden. Er hat das 
nach meiner Meinung mit keinem Worte getan. Das 
einzige, was er geſagt hat, war: „Wenn wir noch nicht 
zu größeren Erfolgen in der gegenwärtigen Regierung 
gekommen ſind, ſo ſind die Deutſchnationalen daran 
ſchuld.“ Meine Herren von der Linken, ich möchte 
fragen, wie lange Sie die Deutſchnationalen für Ihre 
Mißerfolge verantwortlich machen wollen. Sie ſind 
jetzt neun oder acht Monate in der Regierung. Nach 
den Erklärungen des Herrn Abg. Dr Wagner iſt an⸗ 


zunehmen, daß Sie mindeſtens bis zum Ablauf dieſer 


Legislaturperiode auf Ihren Seſſeln bleiben werden. 
Wollen Sie bis in alle Ewigkeit für alle Mißerfolge, 


die Ihnen noch bevorſtehen, die Deutſchnationalen ver⸗ 


antwortlich machen? (Zuruf bei der Deutſch⸗Danziger 
Volkspartei.) Werden Sie auch dann, wenn Ihnen 
ein kleiner Erfolg beſchieden iſt, dafür die Deutſch⸗ 
nationalen verantwortlich machen? Das nehmen Sie 
dann als einen großen Erfolg, den Sie errungen haben, 
für ſich ſelbſt in Anſpruch. 

Der Herr Vizepräſident des Senats hat ſich auch 
mit ſeiner eigenen Logik in ſeiner kurzen Rede in 
Widerſpruch geſetzt. Er hat ſehr richtig gejagt, für die 
Politik iſt der Geſamtſenat verantwortlich. Aber, 
Herr Vizepräſident des Senats, was Sie jetzt für ſich 
in Anſpruch nehmen, laſſen Sie für den alten Senat 
nicht gelten. Da machen Sie nicht den Geſamtſenat 
verantwortlich, ſondern Sie ſprechen, Sie müßten das 
Mißtrauen niederreißen, das die Deutſchnationalen, 
nicht der alte Senat, verurſacht haben. (Zurufe 
links.) Im übrigen iſt das eine Frage, auf die ein⸗ 
zugehen es kaum lohnt. Viel wichtiger iſt ein anderer 
Ausſpruch des Vizepräſidenten des Senats. Er er- 
klärt, die Regierung brauchte den Zuſammenſchluß 
aller Erwerbsſtände in dieſer ſchwierigen Zeit. (Sehr 
richtig! links.) Aber mit demſelben Atemzug greift 
er in einer ganz unerhörten Weiſe die berufene Ver⸗ 
tretung einer der allerwichtigſten Erwerbsſtände un⸗ 
ſeres Freiſtaates an. (Abg. Gehl: Nur die Organel) 
Eine berufene Vertretung, Herr Vizepräſident des 
Senats, wird tätig durch ihre Organe. (Sehr gut! 
rechts.) Etwas anderes iſt nicht möglich. Sie ſagen, 
die Handelskammer, die Sie angreifen, arbeite nicht 
mit dem nötigen Ernſt, der der Sache zukommt. (Das 
iſt auch richtig! links.) Ich möchte darauf hinweiſen, 
daß hinter den berufenen Organen der Handelskammer 
die geſamte Handelswelt, die geſamten Kaufleute 
ſtehen. (Sehr richtig! rechts. Lebhafter Widerſpruchl! 
links.) Noch etwas anderes. Sie haben geſagt, die 
Handelskammer müſſe ſich von ihren Führern frei⸗ 
machen. Wenn Sie weiter nichts zu ſagen haben, dann 
möchte ich Sie darauf hinweiſen, daß das nicht Sache 
des Senats, ſondern Aufgabe der Handelskammer 
ſelbſt iſt, ſich ihre Führer zu wählen. Und ich ſagte 
ſchon, hinter ihren Führern ſteht die geſamte Handels⸗ 
kammer. (Das ſtimmt nicht! links.) Allerdings be⸗ 
ſtehen Gegenſätze, wie mir bekannt iſt, zwiſchen der 
Handelskammer und anderen Erwerbsſtänden, die ſich 
zu einem Notbund zuſammengeſchloſſen haben und 
zwiſchen der Politik der Regierung. (Unruhe links.) 
Meine Herren Sozialdemokraten, werden Sie nicht ſo 
nervös. Ich will gleich hinzufügen, dieſe Gegenſätze 
ſind ſachlicher Art. Aber wenn der Herr Vizepräſident 
des Senats dann erklärt, daß die Gegenſätze auf einer 
perſönlichen, engſtirnigen politiſchen Auffaſſung dieſer 
Erwerbsſtände beruhen, ſo muß ich erklären, daß der 
Herr Vizepräſident des Senats einen ſachlichen Gegen⸗ 
jag, der in der Tat beſteht, durch ſolche Erklärungen 
vertieft und daß er ſeine hohe Staatsſtellung, die ihm 
Reſerve und Mäßigung auferlegt, zu einer partei⸗ 
politiſchen Rechtfertigung für ſich und ſeine Partei 
gegenüber dieſer Berufsvertretung, der Handels⸗ 
kammer, mißbraucht. (Lebhaftes Bravo und Zuſtim⸗ 
mung! rechts. — Zwiſchenrufe links.) 

Es wäre richtiger geweſen, wennn der Herr Ver⸗ 
treter des Senats auf die vielen Fragen eingegangen 
wäre, die an die Regierung geſtellt worden ſind. Das 
hat er mit keinem Wort getan, vielleicht nicht tun 
können. Vielleicht liegt darin ein ſtilles Eingeſtändnis 
der Richtigkeit der gegen die Regierung erhobenen For⸗ 
derungen. M. D. u. H.! Ich lege mir gern eine gewiſſe 


Reſerve auf, wenn ich mit meinem Nachfolger in einem 


B) uns zu fügen. 


2435 


Volkstag Danzig. — 161. Sitzung. Freitag, den 26. März 1926. 


(Dr, Ziehm, Abgeordneter) \ 


(A) ſchweren, verantwortungsvollen und wie ich gern zu⸗ 


gebe, undankbaren Amte Auseinanderſetzungen habe, 
aber ich möchte es hier doch offen ausſprechen, es wäre 
beſſer geweſen, wenn der Herr Vizepräſident des 
Senats dieſe Rede, die vielleicht noch unglücklicher war 
als viele ſeiner bisherigen Reden, (Sehr gut! rechts.) 
auch nicht gehalten hätte. Die Ausführungen meines 
Parteifreundes Schwegmann in ſeiner geſtrigen 
großen Rede ſind, wie ich feſtſtelle, in keiner Weiſe hier 
von irgendeiner Seite entkräftet worden. Das gilt 
beſonders von den, den überwiegenden Teil ſeiner 
Rede betreffenden Ausführungen über die Unzuläng⸗ 
lichkeit des Staatshaushalts und die ganze innere 
Politik. 

Die Redner des geſtrigen Tages haben ſich haupt⸗ 
sächlich mit der Außenpolitik, d. h. mit unſerm Ver- 
hältnis zu Polen und zum Völkerbund befaßt. Da 
wurde nun, wie ich feſtſtellen muß, vieles geſagt, was 
nicht unwiderſprochen bleiben darf. Ich möchte Ver⸗ 
anlaſſung nehmen, unſer Verhältnis zu beiden grund⸗ 
ſätzlich darzulegen. Leider wird hier im Volkstag über 
Außenpolitik viel zu wenig geſprochen. Das liegt 
daran, daß uns über die Außenpolitik, wie ja ſchon 
geſtern von meinem Freunde Schwegmann feſtgeſtellt 
wurde, in der Zeit, ſeitdem die neue Regierung beſteht, 
überhaupt nicht Auskunft gegeben worden iſt. (Sehr 
gut! rechts.) Was den Völkerbund anlangt, fo ift er 
nach den Beſtimmungen des Verſailler Vertrages, die 
unſere Stadt geſchaffen haben, unſer Schutzherr und 
die entſcheidende Inſtanz in dem Streit mit Polen. 
M. D. u. H! Wir ſind nicht ſolche politiſchen Kinder 
oder Narren, daß wir dieſe Beſtimmungen verkennen. 
Wir wiſſen, daß uns Danzigern nach der uns gegen 
unſeren Willen aufgezwungenen Abtrennung vom 
Deutſchen Reich ja gar nichts anderes übrigbleibt, als 
(Abg. Kloßowſki: Na alfo! Was 
wollen Sie denn?) Mäßigen Sie Ihre Neugierde, 
Sie werden noch manches Erfreuliche hören. — Es 
wäre lächerlich zu glauben, daß das kleine Danzig mit 
ſeinen 370 000 Einwohnern imſtande wäre, mit Gewalt 
eine Aenderung herbeizuführen. (Zwiſchenrufe des 
Abg. Kloßowſfki.) 


Bizepräfident Splett: Herr Abg. Kloßowſki, ich 
bitte Sie, ſich ein wenig in Ihren Zwiſchenrufen zu 
mäßigen. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Es wäre Wahn⸗ 
finn, daraufhin Verſchwörungen anzuzetteln, wie man 
mitunter in der polniſchen Preſſe lieſt. Solche Ge⸗ 
danken ſind der deutſchnationalen Bewegung ganz 
fern. (Heiterkeit links.) Bitte, decken Sie doch die 

Verſchwörungen auf! (Zwiſchenrufe links.) Meine 
Herren Polen, wir treiben praktiſche Politik, die in den 
Grenzen der Möglichkeit liegt. Das Deutſche Reich er⸗ 
klärt, daß es zwar nicht auf eine Reviſion ſeiner Oſt⸗ 
grenzen verzichte, es hat aber bei den Verhandlungen 
in Locarno erklärt, daß es dieſe Reviſion in dem im 
Verſailler Vertrag vorgeſehenen Verfahren erſtrebt 
und an eine gewaltſame Reglung nicht denkt. In dem 
Sinne der Veränderung der Grenzen gibt es über⸗ 
haupt keine Danzig⸗polniſche Frage, ſondern nur eine 

deutſch⸗polniſche Frage. (Sehr richtig! rechts.) Das 
iſt, wie mir bekannt iſt, die Auffaſſung der maß⸗ 
gebenden Stellen des Völkerbundes. Wir glauben 
auch nicht, daß Polen eine gewaltſame Veränderung 
der durch den Verſailler Vertrag geſchaffenen politiſchen 
Geſtaltung unſeres Freiſtaats plant oder auch in der 
Vergangenheit geplant hat. Dahingehende Aeuße⸗ 
rungen und Drohungen polniſcher Politiker haben 
wir nie für Ernſt gehalten. (Vormittags haben wir 
es anders gehört, Herr Ziehm! links.) Auch in Zeiten, 


in denen Gerüchte einer militäriſchen Beſetzung Dan⸗ (C) 


zigs durch Polen die Danziger und polniſchen Gemüter 
erregt haben, iſt von autoritativer Stelle die Ver⸗ 
ſicherung abgegeben worden, daß die Gerüchte der 
Grundlage entbehren. Ernſthafte Politiker haben 
dieſen Gerüchten niemals Glauben geſchenkt. (Dann 
geben Sie zu, daß Sie die Danziger Bevölkerung be⸗ 
ſchwindelt haben! links.) Ich habe es niemals geſagt, 
daß Polen Danzig gewaltſam beſetzen werde. Ich ver⸗ 
ſtehe alſo Ihren Zuruf nicht, daß ich die Danziger Be⸗ 
völkerung beſchwindelt haben jollte, Ich glaube, daß 
auch Polen ein Lebensintereſſe daran hat, daß durch 
ſolche Unbeſonnenheiten kein neuer Weltbrand entfacht 
wird. Trotzdem wiſſen wir aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des neuen Polen und des Freiſtaats Danzig, 
daß Polen mit der Schaffung des Freiſtgats nicht ein- 
verſtanden geweſen iſt. Das von den Polen bei den 
Vorverhandlungen des Verſailler Vertrages der 
Entente überreichte und der Oeffentlichkeit bekannt⸗ 
gegebene Material beweiſt, daß Polen die Einver⸗ 
leibung Danzigs in den polniſchen Staat verlangte. 
Wir wiſſen auch aus der Entwicklung der Dinge in den 
uns benachbarten ehemals preußiſchen, jetzt polniſchen 
Gebietsteilen, daß die Unterwerfung eines Gebiets⸗ 
teiles unter polnische Herrſchaft die Durchführung 
der Poloniſierung und die Durchführung der Ent⸗ 
deutſchung bedeutet. Die Beiſpiele der früheren mit 
uns zu einer Provinz verbundenen deutſchen Städte, 
alles deutſche Gründungen und vor dem Kriege alle 
überwiegend deutſchen Charakters, reden eine 
mahnende und ſehr beredte Sprache. Mit allen den 
Polen zur Verfügung ſtehenden Mitteln wird dort das 
Deutſchtum unterdrückt, trotz des beſtehenden Minder⸗ 


heitenſchutzgeſetzes, trotz der Schutzbeſtimmungen der 


polniſchen Verfaſſung über die Rechte freier Betäti⸗ 
gung der nichtpolniſchen Bevölkerung. M. D. u. H.! 
Dasſelbe Schickſal droht uns, wenn wir in den pol⸗ 
niſchen Staatsverband eingegliedert werden ſollten. 
Das ſehen wir klar. Darum werden ſich alle Danziger, 
und zwar aller Parteirichtungen, einmütig gegen eine 
ſtaatliche Verbindung mit Polen auflehnen. Bei 
einer Volksabſtimmung gegen eine ſolche Verbindung 
würde keine Stimme für die Verbindung abgegeben 
werden. Ich nehme an, daß ſelbſt viele von Ihnen, 
meine Herren Polen, ſich dagegen wenden würden. 
Sie haben ja auch allen Grund, ſich hier bei uns in 
Danzig recht wohl zu fühlen. 

Polen erſtrebt aber in Danzig ſeit Beſtehen des 
Freiſtaats zäh und konſequent und auch heute unver⸗ 
mindert die Durchſetzung des Danziger Deutſchtums 
mit polniſchen Elementen, die Zerſetzung des Deutſch⸗ 
tums durch Schüren von Gegenſätzen. (Sehr richtig! 
rechts.) Die Rede des Herrn Abg. Dr Moczynifi hat 
mir Veranlaſſung dazu gegeben. — Für die Durch⸗ 
dringung der Handelsniederlaſſungen ſind die heutigen 
Zeiten freilich nicht günſtig. Dieſer Plan ſteht Polen 
offen. Danzig hindert keinen Polen daran, ſich hier 


zu friedlicher Arbeit niederzulaſſen und beachtet die 


darüber abgeſchloſſenen Verträge gewiſſenhaft, loyal 
und liberal. Das hat auch der frühere Oberkommiſſar 
des Völkerbundes, Reginald Haking, gegenüber der 


früheren Regierung offen in einem Bericht an den 


Völkerbund zugeſtanden. Polen verſucht aber die 
Eroberung der politiſchen Macht in Danzig auf alle 
mögliche Weiſe. (Abg. Kloßowſki: Mit 5 Abgeord⸗ 
neten!) Es iſt lehrreich, ſich vorzuhalten, wie es in 
den hinter uns liegenden Jahren von Anbeginn an 
hierauf hingearbeitet hat. (Zwiſchenruf des Abg. 
Kloßowſki.) Das iſt auch für Sie ſehr lehrreich, Herr 
Kloßowſki. Als es in Genf abgelehnt wurde, Polen 


den militäriſchen Schutz über Danzig zu übertragen 


(B 


(A) 


— 


2436 


(Dr, Ziehm, Abgeordneter.) } 
und eine polnische Garniſon in Danzig zu begründen, 
verſuchte es dies mit der Transportwache in Neufahr⸗ 
waſſer. Dann kam die Verſtärkung des diplomatiſchen 
Perſonals. Der Hohe Kommiſſar des Völkerbundes 
Haking hielt ſieben Perſonen für ausreichend, um die 
Geſchäfte der diplomatiſchen Vertretung Polens zu er⸗ 
ledigen. Ich glaube, Herr Haking hatte recht, die ſieben 
Perſonen hätten ausgereicht. Der Völkerbund hat auf 
die Vorſtellungen Polens hin das diplomatiſche Per⸗ 
ſonal auf 60 erhöht. (Hört, hört! rechts.) Ich hebe 
ausdrücklich hervor: Das ſind nur diejenigen Per⸗ 
ſonen, die diplomatiſchen Charakter haben. Die Per⸗ 
ſonen, die nicht mit diplomatiſchem Charakter verſehen 
find, die nicht diplomatiſchen Hilfsperſonen, dürften 
etwa das Doppelte dieſer Zahl betragen. Das find die 
Perſonen, die den amtlichen diplomatiſchen Verkehr 
zwiſchen Danzig und Polen beſorgen ſollen. Die Ge⸗ 
ſchäfte zwiſchen Danzig und Polen werden nach der 
immer weiter fortſchreitenden Reglung der Verhält⸗ 
niſſe immer geringer. Ich habe aber noch nicht gehört, 
daß der hier ſehr ſtark aufgeblähte Beamtenapparat bei 
der diplomatiſchen Vertretung der Republik Polen 
irgendwie abgebaut worden iſt. (Abg. Dr Moczynſki: 
Das ift doch nicht Sache des Volkstages!) Wenn man 
uns von feiten Polens eine Aufblähung unſerer 
Behördenorganiſationen vorwirft, (Zwiſchenruf bei 
den Polen.) auch von Ihrer Seite, ſo möchte ich 
darauf hinweiſen, daß, wenn Sie immer die Deutſch⸗ 
nationalen dafür verantwortlich machen, in Zukunft 
der Herr Vizepräſident des Senats ſeine Fraktion 
wohl darüber unterrichtet, daß dafür der Geſamtſenat 
verantwortlich iſt, die in dem Senat vertretenen Par⸗ 
teien zuſammen mit den hauptamtlichen Senatoren. 
Ich möchte beſonders darauf hinweiſen, daß der Aufbau 
in der Vergangenheit ſicher keine leichte Aufgabe war. 
Wenn er in der Weiſe vor ſich gegangen iſt, ſo meiſt auf 
Vorſchlag des zuſtändigen Reſſortvertreters. Die 
Schaffung der Stellen und ihre Beſetzung iſt immer 
nach der Eignung der Perſonen (Lachen links.) und 
nach der Vorbildung erfolgt. Sie mögen lachen ſoviel 
Sie wollen. Niemals iſt nach politiſcher Ueberzeugung 
gefragt worden. Fragen Sie doch die Herren aus der 
Liberalen Partei, fragen Sie die Herren aus dem Zen⸗ 
trum, die mit uns in der Regierung waren, als ſich 
dieſer Aufbau vollzog. (Abg. Schwegmann: Sehr 
richtig!) 

Polen hat dann hier eine Militärabteilung einge- 
richtet. Was hat hier in Danzig, frage ich, eine Militär⸗ 
abteilung zu ſuchen. Danzig darf nach der Danziger 
Verfaſſung und der Beſtimmung des Völkerbundes 
kein Militärſtützpunkt werden. Die Danziger Bevölke⸗ 
rung aber hat ſeinerzeit in die Tätigkeit dieſer Militär⸗ 
abteilung einen Einblick bekommen, als durch die 
Preſſe bekannt wurde, daß ſie mit den Agenten in Zu⸗ 
ſammenhang ſteht, die die Unterſchrift des Oberſten der 
Schutzpolizei gefälſcht haben. (Abg. Dr Bumke: Hört, 
hört!) Polen hat ferner in Danzig eine pomme⸗ 
relliſche Eiſenbahndirektion eingerichtet, wie in Genf 
feſtgeſtellt worden iſt, zu Unrecht. Dazu gehören eben⸗ 
falls mehrere hundert Perſonen. Polen nimmt auch 
nach der Entſcheidung, die feſtgeſtellt hat, daß die Eiſen⸗ 
bahndirektion hier zu Unrecht beſteht, die Behörde nicht 
fort. Sie kann ihre Geſchäfte ebenſogut von einem 
Ort in Pommerellen regeln. (Sie will es aber nicht! 
rechts.) Für den Verkehr Danzigs bedeutet das, Herr 
Abg. Dr Moczynſki, keinerlei Verluſt. Es ift für den 
Verkehrs Danzigs gänzlich ohne Bedeutung. Das 
beweiſen die geſtern hier von allen Seiten hervor⸗ 
gehobenen miſerablen Eiſenbahnlinien Danzigs. Ich 
werde Ihnen ſagen, warum die Eiſenbahndirektion 
hier nicht weggenommen wird, und warum Polen ſie 
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hier behält. Die Eiſenbahndirektion dient politiſchen (g 
Zwecken! (Sehr richtig! rechts.) 

Wir verlangen, daß die Regierung Maßnahmen 
trifft, daß die hier nicht berechtigten Behörden ſo bald 
als möglich aus Danzig entfernt werden. (Zuſtim⸗ 
mung rechts. — Sie haben ſo lange Zeit gehabt! links.) 
Wir haben lange genug darauf hingearbeitet. (Leb⸗ 
hafte Zwiſchenrufe links.) 

Präſident: Herr Abg. Kloßowſki, ich rufe Sie zur 
Ordnung und erſuche Sie, in Zukunft die andauernden 
Zwiſchenerufe zu unterlaſſen. (Zuruf des Abg. 
Kloßowſki.) Herr Abg. Kloßowſki, ich habe Sie ein⸗ 
mal zur Ordnung gerufen! 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Von uns 
ſtammt der Beſchluß des Senats nicht, daß mit Polen 
vereinbart wird, daß die Poſtverwaltung auch an den⸗ 
jenigen Stellen, die der Völkerbundrat für unzuläſſig 
erklärt hat, noch ferner beibehalten wird. (Hört, hört! 
rechts.) Warum hat Polen ſeinerzeit jo um dieſe 
Poſt gekämpft? Warum ſchmäht Polen, und geſtern 
der Abg. Dr Moczynſki, die vorzüglichen Einrichtungen 
der Danziger Poſt? (Was ſagt die Handelskammer! 
links.) Er ſchmäht aus politiſchen Gründen. Es wird 
beabſichtigt, noch tiefer in das Gefüge unſerer Poſtver⸗ 
waltung einzudringen. Nach der polniſchen Poſt er- 
ſchien die Pommerelliſche Seekammer, eine Konkur⸗ 
renz unſeres Seeamtes. Ich frage, wo leitet Polen 
das Recht zu dieſer neuen Behörde her. Wir ver⸗ 
langen vom Senat, daß er uns von dieſer nicht hierher 
gehörenden Behörde befreit! (Sehr gut! rechts.) 


Dann weiſe ich ferner auf das Munitionslager 
und den Munitionshafen hin, der Millionen koſtet, 
wovon Danzig die Hälfte bezahlen muß. Warum bes 
ſteht Polen auf dieſen für Danzig überaus ſchädlichen 
Einrichtungen? Warum gibt es dafür ſo ungeheuere 
Summen aus, die für Polen wirtſchaftlich ganz ohne 
Bedeutung find? Ich werde es Ihnen fagen. Es find 
politiſche Gründe, die Polen veranlaſſen, die Einrich⸗ 
tungen hier zu treffen. Polen hätte, wenn es aus 
wirtſchaftlichen Gründen handelte, wie es von Danzig 
verlangt und wie es fälſchlich vorgibt, daß es ſelber 
danach handelt, dieſen Munitionshafen auf ſeinem 
eigenen Lande in Gdingen anlegen und ſomit Danzig 
von dieſer Laſt befreien können. (Sehr richtig! rechts.) 


Polen hat ſich in Danzig eine große Preſſe in 
polniſcher und deutſcher Sprache zugelegt. Die „Bal⸗ 
tiſche Preſſe“ wird von der diplomatiſchen Vertretung 
Polens mit bedient. Der erſte Leiter gehört der pol⸗ 
niſchen diplomatiſchen Vertretung an und unterſteht 
diplomatiſchem Schutz. Der zweite Beamte iſt Mitglied 
des Hafenausſchuſſes. Die Preſſe koſtet Polen ſehr viel 
Geld. Aber Polen läßt ſich Danzig etwas koſten. Polen 
iſt trotz ſeiner ganz miſerablen Finanzlage geneigt, 
jede Summe für Danzig auszugeben, (Sehr richtig! 
rechts.) nicht zur Hebung der wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen Danzigs, ſondern zur politiſchen Durchdringung 
Danzigs mit polniſchem Einfluß. (Sehr richtig! 
rechts.) Jetzt erſtrebt Polen in Danzig ein Tabak⸗ 
und Spiritusmonopol. Auch das bedeutet eine Ver⸗ 
größerung des polniſchen Machteinfluſſes in Danzig, 
ohne daß Danzig in Zukunft irgendeinen Vorteil 
davon haben wird. Danzig würde bei der gegen⸗ 


wärtigen Geſtaltung der Tabakinduſtrie einen erheblich 


größeren Vorteil haben. Ich weiß wohl, daß das in 
den Pariſer Verträgen vorgeſehen wurde, und ich weiß 
wohl, daß es auch in dem Warſchauer Abkommen auf⸗ 
geführt wurde. Ich führe es nur in dem Zuſammen⸗ 
hang an, in welcher Weiſe und in welchem Maße Polen 
hier in Danzig feine Macht zu erweitern ſucht. 
(Zwiſchenrufe links.) Die polniſchen Ziele in Danzig 


(A) find ganz überwiegend politiſcher Art. 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter) 

(Sie haben 
doch die Verträge abgeſchloſſen, gerade Sie! links.) 
Nein, der Vertrag iſt in Verſailles abgeſchloſſen. Herr 
Abg. Kloßowſki, ich habe bei dem Verſailler Vertrag 
nicht mitgewirkt. (Bei dem Warſchauer Abkommen 
1921 waren Sie dabei! links.) Ja, Herr Abg. Arczynſki, 
der Verſailler Vertrag wäre beſſer ausgefallen, wenn 
ich dabei geweſen wäre. (Sehr richtig! rechts. — 
Zwiſchenrufe links.) Polen erſtrebt einen weit größe⸗ 
ren Einfluß auf die deutſche Zollverwaltung in Danzig. 
Die Danziger Zollverwaltung iſt ihm ein Dorn im 
Auge. Es mußten die erbittertſten Kämpfe geführt 
werden, um dieſe Behörde Danzig zu erhalten. 

M. D. u. H.! Warum halte ich Ihnen das alles 
hier vor? Um an der Hand von Tatſachen zu zeigen, 
wohin die Beſtrebungen Polens gehen. Ich halte es 
für beſonders wichtig, in der jetzigen Zeit darauf hinzu⸗ 
weiſen, (Sehr richtig! rechts.) weil die neue Re⸗ 
gierungskoalition es fih zur Aufgabe gemacht hat, mit 
Polen zu einer Verſtändigung zu kommen (Zwiſchen⸗ 
rufe links.) und alle Streitigkeiten zu vermeiden. 
Aus Meinungsverſchiedenheiten, hat der Herr Senats⸗ 
vizepräſident geſagt, ſolle kein Streitfall entſtehen. Ich 
vermag mir darunter nicht viel vorzuſtellen, aber es 
bezeichnet das Beſtreben der neuen Regierung, unter 
allen Umſtänden zu einem Einvernehmen mit Polen 
zu kommen. (Abg. Kloßowſki: Das ift Ihr größter 
Aerger!) Nein, auch wir Deutſchnationalen und der 
früher von Ihnen zu Unrecht geſchmähte alte Senat hat 
immer auf eine Verſtändigung mit Polen hinge⸗ 
arbeitet. (Mit untauglichen Mitteln! links.) Das 
zeigen die vielen mit Polen ohne Mitwirkung der 
Völkerbundinſtanzen geſchloſſenen Verträge. Wir 
Deutſchnationalen wiſſen, daß wir unter den gege- 
benen Verhältniſſen wirtſchaftlich auf Polen ange⸗ 


(8) wieſen find. Freilich wiſſen wir auch, daß die Danziger 


Wirtſchaft bisher aus der Verbindung mit Polen mehr 
Berlufte als Gewinne erzielt hat, und daß auch in der 
nächſten Zukunft, jedenfalls im nächſten Etatsjahr, 
worauf es für den Staatshaushaltsplan doch ankommt, 
mit einer erheblichen Beſſerung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe und mit einer erheblichen Verbeſſerung 
der Finanzlage nicht zu rechnen iſt. (Sehr wahr! 
rechts.) Warum werden nun die Gemüter in Danzig 
in dieſer Weiſe um die alte und neue Regierung auf⸗ 
einandergehetzt? (Zwiſchenruf des Abg. Kloßowſki.) 
Sie, meine Herren von links, ſchmähen uns, weil wir 
zuſammen mit den früher mit uns in der Regierung 
verbundenen Parteien in den fünf ſchweren Jahren 
die Aufgabe der Reglung der Grundgeſetze mit Polen 
nicht ſo verſtanden haben, daß wir mit Polen in ein 
freundſchaftliches Verhältnis gekommen ſind. Wir, 
meine Damen und Herren, werfen Ihnen vor, daß es 
eine Illuſion tft, fih bei voller Wahrung der Danziger 
Intereſſen mit Polen zu verſtändigen, und daß dabei 

die große Gefahr beſteht, daß aus dem Beſtreben der 
Einigung und aus der Vermeidung des Schiedsver⸗ 
fahrens die Danziger Intereſſen zu kurz kommen. 
(Sehr richtig! rechts.) Sie, meine Herren von links, 
ſagen, daß wir zu viel Politik und zu wenig Wirtſchaft 
gemacht haben. Ich ſagte ſchon, daß die Polen dasſelbe 
ſagen. M. D. u. H.! Ich habe auch nachgewieſen, daß 
bei den Polen das Gegenteil der Fall iſt. Ich be⸗ 
haupte aber auch, daß die Reglung der Danzig⸗polni⸗ 
ſchen Frage gar nicht ohne politiſche Rückſicht auf das 
Danzig⸗polniſche Verhältnis erfolgen kann. Die Nen- 
reglung und Schaffung eines ſolchen Verhältniſſes iſt 
eine eminent politiſche Aufgabe. (Sehr richtig! 
rechts.) Es ſtehen die höchſten und wichtigſten poli⸗ 
tiſchen Intereſſen Danzigs dabei in Frage. (Abg. 
Kloßowſki: Sie haben rückſichtslos während der fünf 
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Jahre im Porzellanladen Herumgetobt!) Bei der 
Reglung des Verhältniſſes zu Polen laſſen ſich Politik 
und Wirtſchaft überhaupt nicht trennen. Die Frage iſt, 
wie ich ſchon ausgeführt habe, für Danzig von ganz 
beſonderer politiſcher Bedeutung. M. D. u. H.! Ich 
bitte Sie, halten Sie ſich vor, was Polen in der hinter 
uns liegenden Zeit verlangt hat und welche Anſprüche 
es erhoben hat, und geben Sie uns eine Antwort, ob 
es möglich war, in den hinter uns liegenden fünf 
Jahren dieſen Anſprüchen immer zu entſprechen. Es 
wäre nach meiner Auffaſſung ein Verbrechen an Dan⸗ 
zigs Selbſtändigkeit geweſen, wenn man aus dem Be⸗ 
ſtreben, die Freundſchaft mit Polen nicht zu ſtören, 
allen Anſprüchen immer nachgegeben hätte. (Sehr 
gut! rechts.) Widerſpricht man aber den Anſprüchen 
Polens, auch wenn man dieſe Anſprüche für völlig un⸗ 
berechtigt hält, ſo iſt der Streitfall gegeben. Es wird 
von Polen eine Feindſchaft künſtlich konſtruiert. Sie, 
meine Herren von links, die Sie neu in die Regierung 
eingetreten ſind, kennen nicht den Gang der vielen 
Verhandlungen, die in all den unzählig vielen Fragen 
ausgefochten werden mußten, und die auch in den 
Danzig⸗polniſchen Grundverträgen vorgeſehen ſind. 
Darin liegt die Grundurſache der erbitterten politi⸗ 
ſchen Fehde, die jetzt in Danzig herrſcht, und die Danzig 


(©) 


in feiner gegenwärtigen gefährlichen Lage ohne Scha⸗ 


den nicht ertragen kann. Danzig kann aber auch unter 
keinen Umſtänden eine wirklich ernſtgewollte Aende⸗ 
rung der von der früheren Regierung eingenommenen 
korrekten Haltung, die auf den Verträgen beruht und 
bei der Ausführung der Danzig⸗polniſchen Verträge 
loyal gehandhabt wurde, vertragen. In der Wahrung 
der Rechte und der Selbſtändigkeit unſeres Staates 
gegenüber den polniſchen Machtbeſtrebungen ſollten 
ſich alle deutſchen Parteien Danzigs einig ſein. Mit 
der von Ihnen, meine Herren von links, auf die Fahne 
geſchriebenen Parole wird, wenn die Parole befolgt 
wird, der ſo notwendige Kampf um die Rechte Danzigs 
unmöglich. Die Parole gibt nicht in den unvermeid⸗ 
lichen Streit den nötigen Mut und die nötige Kraft, 
ſondern ſie erfüllt mit Zagheit und mit Schwäche. 
(Sehr gut! rechts.) Der Wille zum Nachgeben ver⸗ 
leitet zu einem Aufgeben der Danziger Intereſſen und 
zur Schwäche. (Zwiſchenrufe links.) Schwäche iſt in 


der Politik immer Gefahr. 


Nun hat Herr Abg. Spill uns geſtern vorgeworfen, 
wir hätten Großmannsſucht. Sie haben überzeugend 
geſagt, wir hätten Danzig in die Kataſtrophe geführt. 
(Abg. Spill: Sehr richtig!) Herr Abg. Spill, ich nehme 
an, daß das heißen ſoll, daß wir kein richtiges Augen⸗ 
maß für unſere eigene Kraft haben. (Das ſtimmt! 
links.) Wir ſind uns, meine Herren Sozialdemo⸗ 
kraten, unſerer Kraft ſehr wohl bewußt und ebenſo der 
kleinen Grenzen unſerer Kraft. Unſere Kraft liegt 
lediglich in unſerem Recht und in dem unerſchütter⸗ 
lichen Entſchluß der Wahrung unſeres Rechtes. 
(Bravo! rechts.) ; 

Zum Schutz unſeres Rechtes ift nach dem Verſailler 
Vertrag der Völkerbund eingeſetzt. Halten Sie es für 
Großmannsſucht, Herr Abg. Spill, wenn man ſich in 
Fällen, wo es nicht möglich iſt, nachzugeben und wo wir 
nicht nachgeben wollen, an den zur Entſcheidung von 
Streitfällen eingeſetzten Richter wendet? (Abg. Spill: 
Wenn man in Marienburg Reden ſchwingt, ſo iſt das 
Großmannsſucht!) Ich komme noch darauf. — Halten 
Sie es für ein Unrecht, wenn man es ablehnt, Polen 
einen Platz nach dem andern einzuräumen, lediglich 
zur Erweiterung der politiſchen Machteinflüſſe! (Zu⸗ 
ruf links.) Sie haben meine Ausführungen nicht 
verſtanden, das beweiſt Ihr törichter Zwiſchenruf. — 
Es iſt mir perſönlich von den Sozialdemokraten wieder⸗ 
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Danziger Staatsangehörige ausgewieſen. 


2438 


Volkstag Danzig. — 161. Sitzung. Freitag, den 26. März 1926. 


Dr. Ziehm, Abgeordneter) : 

holt vorgeworfen worden, daß ſich in einer von mir an 
Polen gerichteten Note, in der Polens Forderungen 
abgelehnt worden ſind, eine Wendung befindet: „Die 
Danziger Bevölkerung empfindet dieſe Zumutung als 
eine Erpreſſung.“ Dieſe Note iſt von den Herren 
Sozialdemokraten wiederholt erwähnt und mir zum 
Vorwurf gemacht worden. Ich ſchäme mich dieſer Note 
nicht. Sie hat übrigens die Zuſtimmung des Geſamt⸗ 
ſenats gefunden, der nach Ihren Ausführungen, Herr 
Vizepräſident des Senats, die politiſchen Richtlinien 
feſtzuſetzen hat. Die Sache lag damals ſo: Polen hatte 
Wir ver- 
langten, daß Polen dieſe Ausweiſungen zurücknehme. 
Polen erklärte, das täte es nur, wenn Danzig in den⸗ 
jenigen Forderungen nachgäbe, die Polen zur Poloni⸗ 
ſierung der Danziger Zollverwaltung geſtellt habe und 
die Stellung aufgäbe, die Danzig zur Wahrung ſeiner 
Rechte in der Frage der Ein- und Ausfuhr einnehmen 
mußte. M. D. u. H., war das nicht eine Erpreſſung? 
Als ich dieſe Note im Hauptausſchuß vortrug — damals 
wurden auch ſelbſt ſolche Noten vorgetragen, ehe ſie 
abgingen, — hat der Hauptausſchuß keinen Wider⸗ 
ſpruch erhoben. Polen hat damals die Note zurück⸗ 
geſchickt. Das hat uns ſicherlich nichts geſchadet. In 
Genf wurde man infolge dieſer Sprache hellhörig, und, 


ich bitte zuzuhören, Polen erklärte ſich in Genf bereit, 


(B) 


geſchützt wird. 


die Ausweiſung der Danziger Staatsangehörigen 
zurückzunehmen. (Sehr gut! rechts.) In ſolchen 
Fällen iſt es ehrlicher und erfolgreicher, eine ſcharfe 
Sprache zu führen. (Sehr gut! rechts.) Man iſt in 
der Politik zuweilen dazu gezwungen und, wenn Sie 
noch lange in der Regierung ſind, m. D. u. H., ſo wer⸗ 
den Sie auch nicht darum herumkommen, wenn Sie 
die Rechte Danzigs richtig wahren wollen. Das ent⸗ 
ſpricht doch ſicherlich nicht einer Großmannsſucht, Herr 
Abg. Spill, die liegt uns ganz fern. Es entſpricht dem 
Verantwortungsgefühl zur Wahrung der Rechte des 
eigenen Staates. Es gehört allerdings mehr Mut dazu, 
eine ſolche Note abzuſchicken, als nachzugeben. Danzig 
kaun nicht darauf verzichten, den Völkerbund anzu⸗ 
rufen, auch wenn die Anrufung des Völkerbundes, wie 
ſich geſtern Herr Abg. Dr Wagner ausdrückte, als Be⸗ 
laſtung empfunden wird. Herr Abg. Dr. Wagner meinte, 
je weniger wir den Völkerbund beläſtigen, um ſo be⸗ 
liebter würden wir ſein und um ſo weniger Ent⸗ 
täuſchungen würden wir erleben. Herr Abg. Dr. Wag⸗ 
ner, es kommt weniger darauf an, ſich beliebt zu 
machen, als darauf, die Rechte Danzigs energiſch zu 


wahren. Wenn man nicht zu einer Einigung kommt, 


ſo muß man von der Anrufung des Schiedsrichters 
Gebrauch machen. Danzig hat ſonſt nicht viel Mittel 
zur Wahrung ſeiner Rechte. Dies Mittel aber iſt 
Danzig gegeben worden, damit es von den Polen nicht 
vergewaltigt wird, damit Danzig Polen gegenüber, 
gegenüber dem Machtſtreben Polens, in ſeinen Rechten 
Wenn Danzig in vielen Fällen, in 
denen es den Völkerbund anrief, enttäuſcht wurde, ſo 
liegt das doch wahrhaftig nicht daran, daß wir den 
Völkerbund zu viel angerufen haben. Mir iſt per⸗ 
ſönlich von einem maßgebenden Vertreter, vielleicht 
dem maßgebendſten Vertreter des Völkerbundes, ge⸗ 
ſagt worden, daß man in Genf nicht daran denke, es 
Danzig zu verübeln, wenn es, falls es nicht zu einer 
Einigung mit Polen kommt, die Inſtanzen des Völker⸗ 
bundes anruft. Der betreffende Herr hat mir geſagt: 
„Wir ſind dazu da, in ſolchen Fällen die Entſcheidung 
zu fällen!“ (Abg. Dr Moczynſki: Was ſollte er Ihnen 
denn antworten?) Er hat mir eine ganz richtige 


Antwort gegeben. Wenn Sie der Meinung ſind, man 


ſollte von dieſem Recht in Zukunft keinen Gebrauch 
mehr machen, man ſollte mit Polen eine Verſtändigung 


} 


um jeden Preis herbeiführen, fo liegt darin eine Ge- (C) 


fahr für Danzig. 

Vor dieſer Gefahr, m. H., warne ich in pflicht⸗ 
mäßiger Ausübung meines Mandates als Redner der 
Oppoſitionspartei, die die Kontrolle auszuüben hat. 
Nun Herr Abg. Spill, komme ich auf Ihre berühmte 
Marienburger Rede. Ich habe, es ſind einige Jahre 
her, als Vertreter der Deutſchnationalen Volkspartei 
in Marienburg an den Feldmarſchall von Hindenburg 
einige Worte der Begrüßung gerichtet. Ich bin in der 
Lage, ſie Ihnen nach dem Wortlaut vorzutragen. (Um 
Gottes willen! links.) Herr Abg. Spill hat darauf 
hingewieſen und ich glaube, Sie müſſen ſie mit⸗ 
anhören. Jetzt wird es Ihnen vielleicht peinlich. 
(Nein, nein! links.) Die Worte lauteten: 2 

Gegen unferen Willen vom Deutſchen Reiche ab⸗ 
getrennt, verbinden uns doch Bande des Blutes und 
der Kultur. Das Deutſchtum in Danzig zu wahren iſt 
unſere erſte Pflicht. Das Euer Exzellenz zu geloben, 
der Sie für das deutſche Volk das Sinnbild der Treue 
und Kraft ſind, iſt der innerſte Grund, der uns Dan⸗ 
ziger zu Ihnen nach Marienburg führt. 

(Wiederholtes Bravo! rechts.) M. D. u. H.] Haben 
Sie dagegen etwas einzuwenden? (Abg. Spill: Nicht 
als Vertreter Danzigs!) 
dagegen einzuwenden zu haben. Wenn Herr Gehl das 


geſagt hätte, hätte ich geſagt: „Bravo, Herr Gehl.“ Ich 


glaube, ſo weit ſind wir noch nicht, daß wir es uns ver⸗ 
ſagen müſſen, einem Deutſchen von dem Anſehen und 
von der Bedeutung für das deutſche Volk, wie es der 
Feldmarſchall von Hindenburg iſt, einige freundliche 


Worte der Begrüßung zu ſagen. M. D. u. H.! Haben 
Sie auch etwas dagegen einzuwenden, daß der Feld⸗ 


marſchall vor ein oder zwei Jahren den Danziger 
Boden betrat? Haben Sie die Begeiſterung vergeſſen, 
die das ganze deutſche Volk in Danzig erfaßte? (Sehr 
richtig! Sehr gut! rechts. 


wohl verſtehen, aber daß Deutſche bei ſolchen Worten 
die Schamloſigkeit beſitzen, dazu zu lachen, dafür fehlt 
mir jedes Verſtändnis. 
Frechheit! Das 
Arezynſki: 
M. D. u. H.! Die Polen haben ſeinerzeit wegen meiner 
Rede in Marienburg, die nur eine kurze Begrüßungs⸗ 
anſprache war, hier im Volkstag eine Große Anfrage 
eingebracht. Dieſe Anfrage iſt nicht zur Ausſprache 
gekommen, weil die Polen ſie zurückzogen. Ich nehme 


iſt Gemeinheit! links. — Abg. 


an, daß es ihnen unangenehm war, dieſe Verhand⸗ 


lungen hier im Volkstag vor aller Oeffentlichkeit zu 
führen. (Das iſt unwahr! bei den Polen.) Mir 
perſönlich, meine Herren Polen, wäre es eine Freude 
und eine Genugtuung geweſen, dieſe Große Anfrage 
hier beantworten zu können. (Bravo! rechts.) M. 
D. u. H.! Soll man denn als Deutſcher in Danzig ſein 
Deutſchtum nicht mehr bekennen können? Nun hat 
Herr Dr. Wagner geſtern von einem Lippenbekenntnis 
geſprochen. Herr Dr Wagner meinte, politiſche Klugheit 
und Reife müßten davor abhalten. (Aug. Brill: Wo 
waren Sie, als das Deutſchtum in Gefahr war?) Das 
war kein glückliches Wort. Nennen Sie das immer 
erneute Gelöbnis zum unverbrüchlichen Feſthalten an 
unſerm Deutſchtum, das Bekenntnis zur Treue und 
zur Liebe zu unſerm Mutterland ein Lippen⸗ 
bekenntnis? (Abg. Spill: Jawohl) Das Wort 
„Jawohl“ richtet Sie, Herr Spill. (Wo haben Sie die 
Treue geübt, als das Deutſchtum in Gefahr war? Bei 
der Fettſtelle! links. — Abg. Spill: Wir haben es be⸗ 


wieſen, wo waren Sie?) Herr Spill ging jo weit, daß 


er die Aeußerung des Präſidenten des Senats, es beiße 
jeder auf Granit, der es zulaſſe, daß man an dem 
Deutſchtum Danzigs rüttle, als abwegig ablehnte. 


Herr Spill ſcheint etwas 


(Pfuirufe rechts. — Das iſt 
Haben Sie das Deutſchtum gepachtet?) 


— Zwiſchenrufe links.) (D) 
Wenn die Herren Polen darüber lachen, ſo kann ich es 


* 


{A) (Hört, hört! rechts.) 


(B) in der Fettſtelle gearbeitet. 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter.) 

Das feierliche Bekenntnis zum 
Deutſchtum (Abg. Kloßowſki: Hurra, hurra!) ift 
nicht ſelbſtverſtändlich, es ift den Auslandsdeutſchen, 
zu denen wir auch gehören, ein Herzensbedürfnis. 
(Bravol rechts.) Es iſt zur Erhaltung des Deutſch⸗ 
tums notwendig. (Bravol rechts.) Verbieten Sie 
das Lippenbekenntnis, dann erſtirbt es auch im Herzen. 
(Bravo! rechts. — Abg. Kloßowſki: Dann ift es ſchon 
lange geftorben!) 

Präſident: Herr Abg. Kloßowſki, Sie haben wirk⸗ 
lich nicht das Wort. Herr Abg. Brill, wenn ich recht 
gehört habe, ſo haben Sie den Herrn Abg. Ziehm einen 

Heuchler genannt. Ich rufe Sie zur Ordnung. (Der 
Redner provoziert! links. — Abg. Kloßowſki: Er pe- 
kommt gut dafür bezahlt!) Herr Abg. Kloßowſki, ich 
mache Sie darauf aufmerkſam, daß Sie fon einen 
Ordnungsruf erhalten haben, Sie wiſſen, was nach dem 
zweiten Ordnungsruf folgt. (Zwiſchenruf des Abg. 
Arezynſki.) Ich führe die Geſchäfte des Hauſes Herr 
Abg. Arezynſki. (Abg. Arczynſki: Das wiſſen wir, 
das haben Sie ſchon lange bewieſen!) Herr Abg. 
Arczynſki, ich warne Sie noch einmal, meine Geſchäfts⸗ 
führung anzutaſten. Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Herr Dr. 
Wagner war es, der von dem Lippenbekenntnis 
ſprach. Wenn ich darauf eingehe, ſo heißt es, ich pro⸗ 
voziere. Nein, ich antworte auf Ihre Provokation. 
(Sehr gut! rechts.) M. D. u. H.! Wir haben es in 
Danzig wahrlich nötig, hier das Deutſchtum zu pflegen. 
Seien wir uns doch darüber klar, daß wir auf einem 
bedrohten Poſten und auf gefährdetem Gebiet ſtehen. 
(Abg. Spill: Wo ſtanden Sie, als Deutſchland be⸗ 
droht war? — Bei der Fettſtelle! links.) Herr Abg. 
Spill, ſoviel ich mich erinnere, haben wir zuſammen 

(Heiterkeit rechts. — 
Abg. Spill: Als der Krieg beendet war!) Sie waren 
mein Aufſichtsbeamter. — Wem das noch nicht klar 
geworden iſt, dem muß das Verſtändnis aus der 
geſtrigen Rede des Abg. Dr Moczynſki gekommen fein. 
Aus ihr ſprach Haß gegen das Deutſchum und Haß 
gegen diejenigen, welche ihr Deutſchtum hier zäh ver⸗ 
tetdigen, M. D. u. H.! Die Rede folte Ihnen doch 
Anlaß zum Nachdenken geben, ob Sie mit Ihrer 
Parole: „Verſtändigung um jeden Preis!“ auf dem 
richtigen Wege find. Warum greift Herr Abg. Dr. Mo⸗ 
czynfki Herrn Präſidenten Sahm farf an? Warum 
ſtellt er Herrn Gehl das Zeugnis löblichſten Wohlver⸗ 
haltens aus? (Abg. Dr Moczynſki: Weil Herr 
Sahm aus Bochum gekommen iſt und nichts von 
Danzig verſteht!) Und woher ift Herr Gehl ge- 
kommen? (Aus Weſtpreußen! links. — Was wollten 
Sie damit ſagen? links.) Er ſieht in Herrn Sahm 
den gefährlichen Verteidiger Danziger Rechte und in 

Herrn Gehl den nachgiebigen Mann, mit dem man 
leicht fertig wird. (Sehr gut! rechts.) Im übrigen, 
Herr Abg. Dr. Wagner, ſind Sie ſich auch nach dieſer 
Rede des Herrn Dr Moczynſki und nach der Unter⸗ 
ſtützung dieſer Rede durch feinen Adjudanten Dr Bla⸗ 
vier (Heiterkeit! rechts.) ganz klar darüber, daß 
die Regierung bis zum Abſchluß dieſer Legislatur⸗ 

periode ſtandhalten wird? Herr Abg. Dr. Moczynſki 
fordert von Danzig die Ablehnung des preußiſchen 

Geiſtes und die Aneigung eines weltbürgerlichen 
Geiſtes. (Abg. Dr Moczynſki: Danziger Geiſt!) 
Sie haben ausdrücklich geſagt: „Wir Danziger ſind 

als Weltbürger auf die Welt gekommen.“ (Zuruf.) 

Sie haben es aber geſagt. In der polniſchen Preſſe 
lieſt man oft von einem kreuzritterlichen Geiſt. Das 
klingt für Sie fürchterlich, gemeint iſt aber in beiden 
Fällen dasſelbe. Damit fordert man von uns Ab⸗ 


Dr. Moczynſki: 


lehnung unſerer völkiſchen Zuſammenhänge, Auf⸗ (C) 


hiſtoriſchen Vergangenheit. (Abg. 
Kulturelle Zuſammenhänge!) Ich 
weiſe auf den völkiſchen und hiſtoriſchen Zuſammen⸗ 
hang hin. Herr Abg. Dr Moczynſki weiß vielleicht 
nicht, daß Danzig unter der Herrſchaft des Ordens 
ſeine erſte große Blütezeit durchgemacht hat, daß es 
von allen preußiſchen Städten wohl am längſten und 
treueſten am Orden hing. Er weiß wohl nicht, daß 
Danzig das Haupt des ſpäteren preußiſchen Bundes 
war. Er kennt wohl nicht die Aufſchrift, die man 
beim Verlaſſen des Danziger Rathauſes in der Rats⸗ 
ſtube über der Türe lieſt. Sie können ja Lateiniſch, 


geben unſerer 


Herr Abg Dr Moczynſki. Sie lautet auf deutſch: „Von 


allen Städten, welche Preußen enthält, hat Danzig 
einen überragenden, ruhmvollen Namen.“ Und Herr 
Abg. Dr. Moczynſki, Sie kennen vielleicht nicht den 
alten Danziger Wappenſpruch: „Die Krone in deinem 
Wappen weiſt, daß du die Krone von Preußen ſeiſt.“ 
Herr Dr. Moczynſki weiß als Pole gewiß, daß in der 


[Pflege der geſchichtlichen Zuſammenhänge die wich⸗ 


tigſte Stütze zur Erhaltung des Volkstums liegt, das 
iſt auch der Grund, Herr Dr Moczynſki, warum Sie 
die Forderung an uns ſtellen, wir ſollten den preu⸗ 
ßiſchen Geiſt aufgeben. Wir denken nicht daran, Ihnen 
dieſe Forderung zu erfüllen. (Bravo! rechts.) Im 
Gegenteil, wir gedenken mit Stolz unſerer früheren 
Zuſammengehörigkeit zu Preußen, dem der deutſche 
Oſten und insbeſondere Danzig ihren großen Auf⸗ 
ſchwung zu verdanken haben, den größten Aufſchwung, 
den ſie jemals in der Geſchichte gehabt haben. (Bravo! 
rechts.) Wir bekennen uns zum Preußengeiſt, zum 
preußiſchen Weſen, zu preußiſcher Art. 

Darin, m. D. u. H., liegen die Wurzeln unſerer 
Kraft. Es iſt der Geiſt der Treue, der Pflichterfüllung, 


der herben, ſtrengen Arbeit, der Hingabe an den Staat, (D) 


der Aufopferung für den Staat. Der Preußengeiſt hat 
Preußen groß gemacht. Er hat durch Preußen das 
Deutſche Reich zu der Höhe geführt, die es vor dem 
Kriege innehatte. Wir wiſſen, daß das deutſche Volk 
und mit ihm auch wir Deutſche in Danzig nur wieder 
hoch kommen können durch den Preußengeiſt und nicht 
durch den von Herrn Abg. Dr Moczynſki von uns ge- 
forderten und uns empfohlenen, verweichlichenden und 
erſchlaffenden Weltbürgergeiſt. (Sehr richtig! rechts.) 
Geben wir, m. D. u. H., den Preußengeiſt auf, ſo geben 
wir Deutſche in Danzig uns ſelbſt auf. (Beifall rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Loops. 


Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Muf- 
gabe der Etatsberatung iſt es einmal, daß die verſchie⸗ 
denen Parteien ihre Vorſchläge machen können, 
andererſeits, daß die Oppoſition Gelegenheit hat, an 
den Maßnahmen der Regierung Kritik zu üben. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Arczynſki.) 

Präfident: Herr Abg. Arczynſki, ich bitte Sie, ſich 
zu mäßigen. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Wir haben die 
Ausführungen der Oppoſition von rechts und von 
links gehört. Um ſich ganz kurz mit den Ausführun⸗ 
gen zu beſchäftigen, die geſtern von der linken Seite 
gefallen ſind, ſo möchte ich nur das eine feſtſtellen, daß 
es ja unſere Kommuniſten in der Hand gehabt hätten 
(Zuruf des Abg. Dr Bumke) — uuſere Kommuniſten 
im Volkstag —, ihrer Meinung auch durch die Tat 
Ausdruck zu geben. Ich möchte nur das eine feſtſtellen, 
ich glaube, daß ſie ſelbſt das allergrößte Intereſſe 
daran haben, daß die jetzige Regierung am Ruder 
bleibt, weil ſie ſich immerhin als Vertreter einer 
Arbeiterpartei betrachten. Das haben ſie auch ver⸗ 
ſchiedentlich zum Ausdruck gebracht. Ich möchte dann 
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(Loops, Abgeordneter.) 
nur auf den Widerſpruch hinweiſen, der zwiſchen 
dieſen Ihren Taten (zu den Kommuniſten) und der 
wüſten Agitationsrede beſteht, die Sie gegen Senat 
und Sozialdemokratie gehalten haben. Wir haben 
jetzt zwei Oppoſitionsreden von deutſchnationaler 
Seite gehört. Gegenüber der, das muß ich ſchon ſagen, 
überaus ſchwächlichen Rede, die geſtern der Herr Abg. 
Schwegmann gehalten hat, hat heute Herr Abg. Dr. 
Ziehm eine ſchärfere Klinge geführt. Wir waren 
geſtern der Meinung, daß die Deutſchnationalen kein 
Intereſſe daran hätten, dieſen Eindruck konnte man 
wenigſtens aus der Rede des Herrn Abg. Schweg⸗ 
mann gewinnen, jetzt einen Regierungswechſel ein⸗ 
treten zu laſſen. Zum mindeſten war es auffällig, daß 
ein überaus frajer Unteeſchied zwiſchen den Ausfüh⸗ 
rungen des Herrn Abg. Schwegmann hier im Volks⸗ 
tage und zwiſchen den Verſammlungsreden der 
Deutſchnationalen draußen bei Agitatfousverſamm⸗ 
lungen beſteht. 

Das iſt durchaus erklärtlich; denn ſchließlich iſt 
die jetzige Situation für jede Regierung ſo außer⸗ 
ordentlich ſchwer, daß die Deutſchnationalen wahr⸗ 


ſcheinlich glauben, ſie tun beſſer, eine günſtigere Zeit 


abzuwarten. Dieſelbe Taktik verfolgen die Deutſch⸗ 
nationalen im Deutſchen Reiche. Dort gehen ſie aus 
der Regierung heraus, wenn es gilt, irgendwelche 
ſchwierigen Entſcheidungen zu treffen. Sie ſind aber 
gern wieder bereit, in die Regierung einzutreten, 
wenn andere Parteien dieſe Entſcheidung, wie z. B. 
den Locarno⸗Vertrag, gefällt haben. Dann jagen ſie, 
ſie müßten ſich mit den Tatſachen abfinden. Das iſt 
auf die Dauer eine Taktik, die nichts mit ſtaatsmänni⸗ 
ſchen, insbeſondere nichts mit ſtaatserhaltenden Mo⸗ 
menten und ſtaatserhaltender Oppoſition zu tun hat, 
die ſie hier dauernd predigen. 

Nun möchte ich auf die Ausführungen eingehen, 
die in bezug auf den Völkerbund, wie überhaupt zur 
Außenpolitik des Senats, gemacht wurden. Geſtern 


wurde der Völkerbund von kommuniſtiſcher Seite als 


eine Gemeinſchaft imperialiſtiſcher Räuber bezeichnet. 
Dabei kann geſagt werden, daß Sowjet⸗Rußland 
genau ſolche imperialiſtiſchen Kriege führt, wie 
andere kapitaliſtiſche Staaten. Sie brauchen nur an 
Georgien zu denken, wo man Krieg ausſchließlich 
wegen der Oelfelder geführt hat. Viel wichtiger und 
verhängnisvoller aber waren für Danzig die Aus⸗ 
führungen, die die Deutſchnationalen zur Völker⸗ 
bundsfrage machten. Es iſt charakteriſtiſch, daß ſich die 
offiziellen Redner, insbeſondere Herr Abg. Dr Ziehm, 
heute nicht über dieſe Punkte ſo genau ausgelaſſen 
haben, wie es notwendig wäre. Vielleicht glaubt er 
doch wieder einmal in nicht allzu ferner Zeit den 
Platz des Seuatsvizepräſidenten einzunehmen und 
will ſich deshalb die Gunſt des Völkerbundes micht 
allzu ſehr verſcherzen. Ich muß auch hier feſtſtellen, 
daß in dieſem Punkt die Ausführungen des offiziellen 
deutſchnationalen Redners im Volkstage in ganz 
kraſſem Widerſpruch zu den beſchimpfenden Reden 
ſtehen, die von außenſtehenden führenden Deutſch⸗ 
nationalen dauernd gegen den Völkerbund gehalten 
werden. Da ſind Ausdrücke gefallen, daß der Völker⸗ 
bund z. B. nur eine Gemeinſchaft von Räubern ſei, 
die Deutſchland ausplündern wollten, genau ſo, wie 
es hier die Kommuniſten geſagt haben. Das bedauer⸗ 
liche iſt, das muß ich hier feſtſtellen, darauf muß ich 
den Senat aufmerkſam machen, daß dieſe feindſelige 
Einſtellung gegen den Völkerbund auch immer wieder 
in den Schulen Danzigs gepredigt wird. Der Völker⸗ 
bund iſt noch vor wenigen Tagen in Danziger höheren 
Bildungsanſtalten eine G. m. b. H. zur Beraubung 
Deutſchlands genannt worden. (Unerhört! links.) Es 


wurde begrüßt, daß ſich die Genfer Verhandlungen (©) 


zerſchlagen hätten, weil Deutſchland damit nur feine 
Freiheit eingebüßt hätte. Dieſe Freiheit aber brauche 
es, wenn es ſich in einem ſpäteren Kampfe wieder 
aufrichten wolle. Das ſind Aeußerungen, die hier von 
Studienräten gegenüber 12- und 13 jährigen Schülern 
gemacht werden, (Unerhört! links.) und die wir auf 
das allerſchärfſte verurteilen müſſen. Ich habe dieſe 
Fälle bereits dem Herrn Kultusminiſter mitgeteilt, 
und wir erwarten, daß eventuell durch eine Verord⸗ 
nung des Senats zuerſt einmal ganz allgemein gegen 
dieſe Politik in den Schulen eingeſchritten wird. Aber, 
m. D. u. H. von den Deutſchnationalen, Sie können 
ſolche Kritik am Völkerbund üben. Auch wir wollen 
den Völkerbund heute noch nicht als das Ideal hin⸗ 
ſtellen. Es iſt unmöglich, daß er ſich in den ſechs oder 
ſieben Jahren ſeines Beſtehens ſchon zu dem Ideal 
entwickelt hat, das er ſein ſoll. Sie brauchen ſich nur 
einmal die Geſchichte Deutſchlands anzuſehen. Deutſch⸗ 
land hat ſieben Jahrzehnte gebraucht, um zu einem 


einigen Deutſchen Reich zu kommen. Die deutſchen 


Staaten haben, als ſie einen Staatsbund hatten, ge⸗ 
nau wie der Völkerbund, untereinander Kriege ge- 
führt. Die Preußen ſchimpften auf die Bayern, und 
von einem einigen Deutſchland wollte man nichts 
wiſſen. Ihre Parteizeitung, die „Kreuzzeitung“, 
ſchrieb noch in den vierziger Jahren den Vers: 

Wir wollen Preußen bleiben, 

Der Teufel hol das Treiben, 

Das Deutſchland fabriziert 

Und Preußen ruiniert. 


Das möchte ich gegenüber den Aeußerungen des Herrn j 


Abg. Dr. Ziehm anführen, die er über den preußiſchen 
Geiſt gemacht hat. Die Geſchichte Deutſchlands hätte 


eine beſſere Entwicklung genommen, wenn fih diefer, 


preußiſche Geiſt nicht ſo verhängnisvoll in der Ge⸗ 


ſchichte betätigt hätte. Wir ſehen, daß der Widerſtand (D) 


gegen ein einiges Deutſchland gerade von dieſem preu⸗ 
ßiſchen, partikulariſtiſchem Geiſt ausging. Dieſes 
Treiben macht ſich auch bei Ihnen bemerkbar. Da iſt 
es eine hiſtoriſche Torheit, wenn Herr Dr Ziehm nun 
einen Vers anführte, der der Wahlſpruch der alten 
Danziger geweſen ſei: „Die Krone in deiner Flagge 
weiſt, daß du die Krone Preußens ſeiſt.“ M. D. u. H.! 
Als die Krone in die Danziger Flagge hineinkam, war 
Preußen, ſowohl Weſt⸗ als Oſtpreußen, ein Teil von 
Polen. (Sehr gut! links.) Dieſer Ausſpruch be⸗ 
zieht ſich auf das damalige polniſche Preußen. Es iſt 
töricht, daß das angeführt wird, daß Danzig damals 
die Krone im polniſchen Preußen war. Wenn man 
ſchon mit hiſtoriſchen Dingen hier ankommt, muß man 
die Geſchichte beſſer verſtehen und ſie nicht in dieſer 
Form vorbringen. 7 

M. D. u. H.! Ich möchte noch eine Bemerkung zu 
den Ausführungen des Herrn Senatspräſidenten 
Dr. Sahm machen. Sie waren in einer außerordent⸗ 
lich korrekten Form gehalten. Er brachte auch zum 
Ausdruck, daß Danzig hoffe, daß der Völkerbund die 
ſchwere Kriſe überwinden werde, in der er ſich jetzt 
befinde. Aber das eine habe ich vermißt, das eine, 


das ſich in den letzten Monaten in den Reden anderer 
Staatsmänner findet. Unſer Senatspräſident iſt doch 


nicht Oberbürgermeiſter im alten Sinne, ſondern, 
wenn auch für die Danziger Verhältniſſe berechnet, ein 
Staatsmann. Die europäiſchen Staatsmänner haben 
in den letzten Monaten bei jeder Gelegenheit immer 
wieder auch den europäiſchen Geiſt zum Ausdruck ge⸗ 
bracht. Das hat mau in Frankreich getan. Briand, der 
in einem Lande lebt, in dem der Nationalismus und 
das nationale Empfinden ſicher nicht gering ſind, er⸗ 
klärte gegenüber den Nationaliſten von rechts, die ge⸗ 
fordert hatten, er ſollte eine energiſche franzöſiſche 
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(A) Sprache führen: „Wir müſſen in Zukunft mehr euro- 


päiſch reden.“ In Polen hat ſich Miniſterpräſident 
Skrzynſki ähnlich ausgedrückt. Und ſelbſt in Deutſch⸗ 
land hat ſich ein Mann wie Luther, der den Rechts⸗ 
parteien angehört, genau ſo geäußert, ebenſo auch der 
preußiſche Miniſter Streſemann. Es wäre Danzig nur 
dienlich geweſen, wenn eine ſolche europäiſche Note, 
ſolch ein Bekenntnis zu der europäiſchen Notgemein⸗ 
ſchaft, auch von ſeiten unſeres verantwortlichen Lei⸗ 
ters der Außenpolitik und des Senats gefallen wäre. 
Das wäre für Danzig beſonders begrüßenswert ge⸗ 
weſen, weil gerade Danzig hier auf dieſem Poſten, 
wo es an der Grenzſcheide zwiſchen zwei Völkern ſteht, 
die Aufgabe hat, ſolch einer europäiſchen Notgemein⸗ 
ſchaft, die einmal kommen muß, wenn wir nicht zu⸗ 
grunde gehen wollen, durch die Anbahnung einer Ver⸗ 
ſtändigung zwiſchen Deutſchland und Polen den Weg 
vorzubereiten. 

M. D. u. H.! Wenn hier die Außenpolitik des 
Senats angegriffen wurde, ganz beſonders ausführ⸗ 
lich durch Herrn Dr Ziehm, ſo iſt es bedauerlich, daß 
er leider die Flucht ergriffen hat, da ich ihm antworten 
will. Wenn man hier den Senat und eine der größten 
Parteien des Senats in der Weiſe angreift, wie es 
Herr Abg. Dr Ziehm getan hat, dann darf man nach⸗ 
her nicht feige die Flucht ergreifen. ; 

Präſident: Sie dürfen einem Abgeordneten nicht 
Feigheit vorwerfen. (Abg. Arezynſki: Was iſt das 
denn anders als Feigheit?) Ich verbitte mir die 
Kritik meiner Geſchäftsführung. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Abg. Dr Ziehm 
hat eine Anzahl Ausführungen gemacht, die wir auf 
keinen Fall unwiderſprochen durchgehen laſſen können. 
Ich möchte einige der weſentlichſten Punkte heraus⸗ 
greifen: Herr Dr Ziehm ſprach davon, daß ſich der 


(5) frühere Senat, und insbeſondere natürlich die Deutſch⸗ 


nationalen, bei dem Aufbau des Beamtenapparates 
nie um die Parteizugehörigkeit des einzelnen Be⸗ 
amten gekümmert hätten. Das ſei ſchon deshalb un⸗ 
möglich geweſen, weil der Senat nicht allein aus 
Deutſchnationalen beſtanden hätte. Herr Abg. Philipſen 
hat nun geſtern gerufen, wir ſollten doch einmal die 
Reden der früheren Jahre durchleſen. Das haben wir 
getan, und da fanden wir z. B. bei der Beratung des 
vorvorjährigen Etats, daß ſich ein anderer Redner 
der Koalitionsparteien, der Herr Abg. Weiß, in ſeiner 
Etatsrede darüber beſchwerte, daß bei der Anſtellung 
der Beamten leider die Parität nicht gewahrt würde. 
Das wurde von einem Redner der Zentrumspartei 
zum Ausdruck gebracht, dem man wirklich nicht den 
Vorwurf machen kann, daß die Zentrumspartei in 
dieſen Fragen zu radikal oder agitatoriſch und dema⸗ 
gogiſch vorgehe. Wenn alſo ſelbſt von einem ſo ruhigen 
Zentrumspolitiker dieſe Feſtſtellung gemacht wird, 
daß der Beamtenapparat einſeitig aufgezogen iſt, daß 
keine Parität dabei geherrſcht hätte, dann iſt das 
nach meiner Meinung der beſte Beweis dafür, wie 
falſch die Ausführungen des Herrn Dr Ziehm waren. 
Wenn hier als logiſcher Beweis für die Untätigkeit 
des jetzigen Senats auf dem Gebiete der Außenpolitik 
angeführt wurde, der Senat habe es noch nicht einmal 
fertiggebracht, die polniſche Eiſenbahndirektion aus 
Danzig zu entfernen, ſo iſt den Deutſchnationalen ja 
bereits entgegengehalten worden, warum ſie es in den 
langen Jahren ihrer Herrſchaft nicht getan haben. 
Da iſt es den Deutſchnationalen nicht eingefallen, 
darauf zu dringen. Es hatte ſicher ſeine beſonderen 
Gründe; denn gerade die Kreiſe, auf die Sie ſich (nach 
rechts) auch ſo ſehr ſtützen, die Wirtſchaftskreiſe, die 
Handelskreiſe, haben das allergrößte Intereſſe daran, 
daß dieſe Entſcheidung, die zu den wenigen Entſchei⸗ 


dungen des Völkerbundes gehört, die für uns günſtig (C) 


waren, nicht ausgeführt wird. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, das iſt auch von den füh⸗ 
renden Wirtſchaftskreiſen zum Ausdruck gebracht wor⸗ 
den, daß dadurch die Handelsbeziehungen Danzigs und 
ihre Abwicklung nur erſchwert würden, wenn ſich die 
polniſche Eiſenbahndirektion in Bromberg oder ſonſt⸗ 
wo befände. Wenn ſie ſich bei jeder Gelegenheit immer 
als die Vertreter der Wirtſchaft ausgeben, dann dür⸗ 
fen Sie doch dem jetzigen Senat nicht den Vorwurf 
machen, daß er hier den Willen der Wirtſchaft erfüllt 
hat. Das haben Sie in früheren Jahren ſelbſt getan. 
Es iſt nur Parteiagitation, wenn Sie jede Gelegenheit 
ergreifen, auch die, die dazu am wenigſten geeignet iſt, 
um dem jetzigen Senat Vorwürfe zu machen. Das 
kommt in einer Reihe anderer Fragen auch noch zum 
Ausdruck. Ich will nur ganz wenige Behauptungen 
des Herrn Abg. Dr. Ziehm richtigſtellen, die ſehr ſchief 
waren. Es iſt der Sozialdemokratie und wohl auch 
den anderen Parteien, die jetzt im Senat vertreten 
find, niemals eingefallen, Herr Abg. Dr. Ziehm, eine 
Verſtändigung um jeden Preis mit Polen herbeizu⸗ 
führen. Das hat niemand von uns zum Ausdruck 
gebracht. Aber es iſt natürlich ein gewaltiger Unter⸗ 
ſchied bei ſolchen Verhandlungen. Sie ſind nicht dazu 
in der Lage geweſen, meine Damen und Herren von 
rechts, in den ganzen Jahren Verhandlungen mit 
Polen zu führen. Wenn Sie ſich nun darauf berufen, 
wir hätten ja die Schlichtungsinſtanzen, ſo beweiſt das 
nur, daß dieſe Schlichtungsinſtanzen, auch die des 
Völkerbundes, gerade nicht ſehr erfreulich für Danzig 
gewirkt haben. Jedenfalls haben Sie ſich da mit den 
Entſcheidungen nicht einverſtanden erklärt und ſie 
aufs heftigſte angegriffen. Es wäre ein beſſerer Weg 
geweſen, wenn man vorher durch Verhandlungen mit 
Polen ſolche Entſcheidungen verhindert hätte. 
haben Sie aber nicht getan. Dazu haben Ihnen die 
diplomatiſchen Fähigkeiten und auch der gute Wille 
gefehlt. Das iſt nämlich das Entſcheidende. Das haben 
auch Politiker Ihrer Seite, die allerdings außerhalb 
dieſes Hauſes ſtehen, zum Ausdruck gebracht. Unſer 
Streben müßte vielmehr darauf gerichtet ſein, ſo 
wurde betont, zu einer möglichſt baldigen Wieder⸗ 
vereinigung mit Deutſchland zu kommen. Wenn das 
das Leitmotiv Ihrer Politik iſt, m. H. von rechts, ſo 
war es Ihnen natürlich unmöglich, eine verſtänvige 
Verhandlung mit Polen zu führen. (Sehr richtig! 
lins.) Wenn Sie wegen dieſer Politik aber be⸗ 
haupten, daß der jetzige Senat, beſonders die Sozial⸗ 
demokratie, die kulturellen Intereſſen des Deutſch⸗ 
tums vernachläſſigte, ſo iſt das auch, glaube ich, in 
Ihren Augen nur eine agitatoriſche Unwahrheit; 
denn die Fragen, gerade die Kulturfragen, ich erinnere 
an die Schulfrage, die in den letzten Wochen behandelt 
worden ſind, beweiſen, daß man dahin ſtrebt, die kul⸗ 
turellen Zuſammenhänge mit Deutſchland aufrechtzu⸗ 
erhalten. Allerdings haben Sie ja ſelbſt hier zum 
Ausdruck gebracht, wie es um Ihr Deutſchtums⸗ 
bekenntnis beſtellt iſt. Herr Abg. Dr Ziehm, Sie haben 
dauernd davon geſprochen: „Soll uns ein Lippen⸗ 
bekenntnis zum Deutſchtum verwehrt werden?“ Das 
war der richtige Ausdruck. Ihr Bekenntnis zum 
Deutſchtum iſt immer nur ein Lippenbekenntnis ge⸗ 
weſen. Sie hätten ſehr vielen Abgeordneten auf der 

linken Seite den Vorwurf nicht machen dürfen, daß 
ſie ihr Deutſchtum nicht verteidigt haben, wo ſehr viele 
dieſer Abgeordneten vier Jahre an der Front waren 
und ſich die Kugeln um die Ohren haben pfeifen laſſen 
müſſen, wo mehrere Abgeordnete mit der damaligen 
Kriegsauszeichnung geſchmückt wurden, die ſie ſich 
nicht in der Etappe, ſondern an der Front geholt 
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(Loops, Abgeordneter.) 


(A) haben, während Sie ſich, Herr Abg. Dr Ziehm, und eine 


(B 


— 


ganze Reihe Ihrer Leute, während des Krieges in 
Danzig bei der Fettſtelle auf einem ſehr ruhigen 
Poſten befanden oder in ſehr guten Etappenſtellungen. 
Wenn man gerade in der Zeit, wo es darauf ankam, 
ſein Leben für ſein Deutſchtum in die Schanze zu 
ſchlagen, zu Hauſe war, ſo darf man anderen Leuten, 
die ihr Leben aufs Spiel geſetzt haben, nicht den Vor⸗ 


wurf machen, daß ſie für ihr Deutſchtum nichts übrig 


hätten. Daß unſere Forderung, die ich vorhin zum 
Ausdruck brachte, daß der europäiſche Geiſt und die 
Bereitwilligkeit zu einer europäiſchen Notgemeinſchaft 
mehr zum Ausdruck kommen ſolle, von Ihnen als ein 
verweichlichter Weltbürgergeiſt angeſehen wird, iſt 
bei Ihrer Einſtellung durchaus erklärlich. Wir befin⸗ 
den uns da in guter Geſellſchaft. Die größten Deut⸗ 
ſchen, allerdings nicht Kriegshelden, aber die größten 
Geiſtesgrößen, ſo Goethe und Schiller, haben ſich mit 
Stolz als Weltbürger bezeichnet. Sie wiſſen ja, daß 
ſich ein Goethe darüber luſtig gemacht hat, wenn vor 
dem Befreiungskriege nur durch die kleinlichen Inter⸗ 
eſſen der deutſchen Fürſten und ihre Kriegführung 
eine Einigung Deutſchlands verhindert wurde. Das 
hat gerade Goethe ausgeſprochen. Alſo die größten 
Geiſter Deutſchlands haben ſich im Gegenſatz zu 


Ihrem engſtirnigen Nationalismus ſchon vor hundert 


Jahren für ein Weltbürgertum ausgeſprochen. Wenn 
damals die Zeit nicht gekommen war, ſo iſt ſie heute 
unbedingt gekommen. 

Wohin wir mit dem engſtirnigen Nationalismus 
gekommen ſind, zeigt die Kataſtrophe von 1914 bis 
1918. Alle europäiſchen Völker, nicht nur das deutſche, 
hätten das allergrößte Intereſſe daran, ſich von dieſem 
Nationalismus freizumachen, um, wenn nicht zu dem 
großen, weltumfaſſenden Völkerbund, ſo zuerſt zu 
einer Notgemeinſchaft zu kommen. Das muß hier in 
Danzig auch an dieſer Stelle geſagt werden, weil nach 
unſerer Meinung gerade Danzig berufen iſt, in dieſer 
Hinſicht beſonders vorbildlich zu wirken. Es wurde 


geſtern von dem Redner der Deutſchnationalen zum 


Ausdruck gebracht, die Erfolge des jetzigen Senats in 
der Außenpolitik ſeien außerordentlich trüb. Da iſt 
es intereſſant, ſich eine Redewendung aus den vor⸗ 
jährigen Reden des deutſchnationalen Redners heute 
ins Gedächtnis zu rufen. Derſelbe deutſchnationale 
Redner, der geſtern von der trüben Lage Danzigs 
ſprach, wofür er nur dem jetzigen Senat die Schuld 
beimaß, erklärte damals: 

Das Bild, das uns der Herr Senatspräſident Sahm 
entwickelt hat, iſt nicht ſehr beſonders erfreulich, ich 
möchte ſogar ſagen außerordentlich bedrohlich und 
veranlaßt uns zu außerordentlicher Beſorgnis. So 
iſt die Lage Danzigs auf keinen Fall roſig zu nennen. 

Das wurde bereits im vorigen Jahre von deutſch⸗ 
nationaler Seite zum Ausdruck gebracht. Damals 
ſaßen Sie in der Regierung. Heute, wo ſich die Lage 
Danzigs nicht ſo bedrohlich geſtaltet, wo ſich die Außen⸗ 
politik bedeutend gebeſſert hat, werfen Sie (nach rechts) 
die Schuld dafür, daß es noch nicht beſſer geworden iſt, 
dem jetzigen Senat vor. 

Es iſt ein müßiges Beginnen, auf all das einzu⸗ 
gehen, was hier die verſchiedenen Redner der deutſch⸗ 
nationalen Fraktion ausgeführt haben. Ich möchte nur 


ganz wenige Punkte herausgreifen, die zeigen, daß ſich 


die Deutſchnationalen bei ihrer Agitation nicht im ge- 


ringſten an Wahrheit und Ehrlichkeit halten. Es iſt 


geſtern von dem deutſchnationalen Redner kritiſiert 
worden, daß der Senat die Erſparniſſe des früheren 


Senats aufbrauche und nicht im geringſten daran denke, 


daß er nun das Steuerprogramm, den Abbau der 
Steuern durchführe. Es wurde geſtern die eine Steuer 
genannt, die eine große Rolle geſpielt hat, die Umſatz⸗ 


| agitation recht iſt. 


und Luxusſteuer. Da iſt es auch gut, die Mahnung des 
Herrn Abg. Philipſen zu befolgen, der ſagte, leſen Sie 
die früheren Reden durch. So hat am 19. Dezember 
1924 Herr Abg. Schwegmann, der geſtern nicht ſchnell 
genug den Abbau der Umſatzſteuer in der jetzigen 
ſchweren Zeit befürworten konnte, erklärt: 

Meine Fraktion hat aus den Darlegungen, die uns 
geſtern ſeitens des Senats gegeben wurden, doch die 
Ueberzeugung gewonnen, daß es nicht möglich iſt, 
die Umſatzſteuer ſchon jetzt völlig abzubauen. Die 
ſofortige Aufhebung würde die Gemeindefinanzen der 
Stadt Danzig, aber auch die anderer Gemeinden, ſowie 
Olivas, Zoppots uſw. in heilloſe Verwirrung bringen. 

Und Herr Dr Ziehm hat am 18. Dezember 1924 geſagt: 

Soviel fei jedoch ſchon heute gejagt, daß beſonders 
die Gemeinden durch eine völlige Aufhebung der Um⸗ 
ſatzſteuer in Mitleidenſchaft gezogen ſind, denen 90 Pro⸗ 
zent der geſamten Einnahmen zufließen. Für die Stadt 
Danzig bedeutet die volle Aufhebung der Umſatzſteuer 
einen Ausfall von 4 Millionen Gulden im Jahr. 

Wenn Sie ſich in einer Zeit, als die Finanzen viel 
beſſer waren, nicht dazu aufraffen konnten, ſo kann man 
es nur als Demagogie bezeichnen, wenn Sie heute die 
Aufhebung vom jetzigen Senat trotz der furchtbaren 
Kriſe nicht ſchnell genug fordern können. Es wurde 
von Herrn Abg. Schwegmann bei den innenpolitiſchen 
Angelegenheiten noch zum Ausdruck gebracht, das ſollte 
ein beſonderer Vorwurf für den jetzigen Senat ſein, 
daß die Finanzen dadurch verſchwendet würden, daß 
man das Syſtem der Erwerbsloſenunterſtützung in 
dieſer Form hätte ausarten laſſen. Dieſes Syſtem 
müſſe radikal geändert werden. Dazu iſt aber der 
gegenwärtige Senat nicht imſtande. Ich muß feſtſtellen, 
daß die Deutſchnationalen es bisher unterlaſſen haben, 
hier irgendeinen poſitiven Vorſchlag zu machen. Sie 
haben ſich in dieſer wichtigen und für die Freiheit 
Danzigs, möchte ich ſagen, wichtigſten Frage nur darauf 
beſchränkt, mit ſolchen törichten Agitationszahlen zu 
kommen, wie ſie geſtern vorgebracht wurden. Es iſt ein 
leichtes Kunſtſtück zu ſagen, im Juni dieſes Jahres 
war die Erwerbsloſenziffer ſo groß und jetzt iſt ſie ſo 
groß. M. D. u. H.] In Verfolg deffen wurde der jetzige 
Senat beſchuldigt, daß er für die Wirtſchaftskataſtrophe 
verantwortlich ſei. Das ſagen nicht nur die Kreiſe der 
Handelskammer, ſondern das haben Sie ſelbſt zum 
Ausdruck gebracht. Da iſt es bemerkenswert, wenn 
man den Rat von Herrn Philipſen befolgt und ſich eine 
Rede von Herrn Schwegmann aus dem vorigen Jahr 
anſieht. Damals erklärte er: 

Ich glaube aber, daß die Dinge in Danzig ähnlich 
wie in allen Nachbarländern liegen. Danzig iſt als 
kleines Gebiet unmittelbar in dieſe Entwicklung hinein⸗ 
gezogen worden. Man ſoll ja nicht glauben, daß fih 
Danzig eine eigene Wirtſchaftspolitik leiſten kann. 
Danzig kann keine eigene Wirtſchaftspolitik treiben. 
(Hört, Hört! links.) Dazu iſt es von ſeinen Nachbarn 
zu ſehr abhängig. Es kann ſich gar nicht den Folgen 


der Entwicklung entziehen. 

Das wurde im vorigen Jahr zum Ausdruck gebracht, 
und das entſprach durchaus 110 volkswirtſchaftlichen 
Einſicht. Wenn Sie heute das Gegenteil behaupten und 
wenn Sie heute dieſe Abhängigkeit Danzigs von der 
Wirtſchaftslage in den anderen Ländern leugnen, dann 
zeigt das nur, daß Ihnen jedes Mittel zu Ihrer Partei⸗ 
(Sehr gut! links.) 

M. D. u. H.! Ich möchte nicht im einzelnen auf die 
ganzen Finanzfragen und auf die Vorwürfe eingehen, 
die dem Senat von der Oppoſition gemacht wurden. 
Ich möchte nur das eine betonen, daß es uns auch not⸗ 
wendig erſcheint, daß die Sparſamkeit im Staatshaus⸗ 
halt auch überall durchgeführt wird, wo ſie nur durch⸗ 
geführt werden kann. Das iſt in einem noch größeren 
Maße bei dem Etat des Innern notwendig. Es geht 
nicht an, daß hier die Verhältniſſe vollſtändig in der 
bisherigen Art und Weiſe bleiben, daß man bereit war, 


(O) 


(D) 
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{A) im Kultusetat bei den Lehrern Abſtriche zu machen, 


daß man auf allen anderen Gebieten Abſtriche macht, 
daß ſich weite einflußreiche Wirtſchaftskreiſe dafür ein⸗ 
ſetzen, daß die ſozialen Ausgaben gekürzt werden 
folen, daß man aber dann den ungeheuren Schupo⸗ 
apparat aufrechterhält. Das ift um jo weniger möglich 
und um ſo weniger verantwortlich, als ſich gerade bei 
dieſer Einrichtung, die geſtern noch von deutſchnatio⸗ 
naler Seite geprieſen wurde, von der geſagt wurde, daß 
ſie zum Schutz des Staates notwendig ſei, Einflüſſe be⸗ 
merkbar machen, die dieſe Aufgabe unterbinden ſollen. 
Ich habe heute von einem Schupobeamten erfahren, daß 
man eine Agitation eingeleitet hat, um eine Miß⸗ 
trauenserklärung gegen den Senat oder gegen die 
Sozialdemokratie in Umgang zu ſetzen und annehmen 
zu laſſen. (Hört, hört! links.) Es iſt ein Skandal 
ſondergleichen, daß ſich Schupooffiziere ſo etwas her⸗ 
ausnehmen, daß ſie durch Agitation in der Verwaltung 
und durch Mißbrauch einer Einrichtung, die zum Beſten 
der Wirtſchaftsintereſſen geſchaffen iſt, die Mann⸗ 
ſchaften zu einer eigenen Schupopolitik brauchen wollen. 
Ich muß es offen ausſprechen, daß wir uns von der 
Schupo nicht ſolche Allüren gefaſſen laſſen, wie ſie ſich 
die deutſche Reichswehr in der deutſchen Republik er⸗ 
laubt. 

M. D. u. H.! Es iſt hier ferner in der Rede des 

Herrn Senatspräſidenten und ſicher mit Recht zum Aus⸗ 
druck gebracht worden, daß eine Verbeſſerung der Ver⸗ 
kehrsverhältniſſe für Danzig unbedingt notwendig ift. 
Darüber dürfte bei allen Parteien im Hauſe Einſtim⸗ 
migkeit herrſchen. Wenn man ſich aber darüber auf⸗ 
regt, daß eine Fahrt von Danzig nach Berlin ſo unge⸗ 
heuer lange Zeit in Anſpruch nimmt, dann müßte man 
mit gutem Beiſpiel vorangehen und dafür ſorgen, daß 
wenigſtens eine Reiſe von Danzig nach Marienburg, 
alſo auf Danziger Gebiet, nicht ſo ſehr lange dauert. Die 
Züge, die innerhalb des Freiſtaates verkehren, müſſen in 
Hohenſtein ſowohl als an der Marienburger Grenze 
eine halbe Stunde zubringen, ſo daß eine Reiſe nach 
Marienburg 2 Stunden dauert. Die großen Pauſen 
ſind auch auf Danziger Gebiet. Da ſollten wir mit 
gutem Beiſpiel vorangehen und dafür ſorgen, daß 
wenigſtens auf unſerem Gebiet die langen Pauſen und 
die Paßkontrollen in Wegfall kommen. Dann würden 
wir eine beſondere Waffe in der Hand haben, wenn wir 
ſolche Forderungen an Polen ſtellen. 
M. D. u. H.! Ich möchte zum Schluß zum Ausdruck 
bringen, daß dem Senat von beiden deutſchnationalen 
Rednern die verſchiedenſten Vorwürfe gemacht wurden. 
Herr Abg. Dr Ziehm hat ſich ja heute in ganz ausführ⸗ 
licher Weiſe gegen die Außenpolitik des Senats aus⸗ 
gelaſſen. Ihre Außenpolitik beſteht darin, Vorwürfe 
zu machen, wie es vor einigen Tagen in der Rede eines 
flihrenden deutſchnationalen Senators geſchehen iſt. 
Da wurde geſagt, von dem verſprochenen beſſeren Ver⸗ 
hältnis zu Polen, das die neue Regierung anbahnen 
wollte, ſei noch nichts zu bemerken. Es ſeien weder die 
außerhalb der Hafenzone befindlichen polniſchen Brief⸗ 
käſten entfernt worden, noch denke Polen daran, den 
Zollanteil Danzigs zu erhöhen oder die Zollſchwierig⸗ 
keiten zu beſeitigen. 

Das ſind Erwartungen, die man nur als dema⸗ 
gogiſch bezeichnen kann. Bei der jetzigen Kriſe, in der 
ſich nicht nur Danzig, ſondern auch Polen befindet, bei 
der jetzigen Kriſe der dortigen Staatsfinanzen, iſt kaum 
damit zu rechnen, daß wir das Doppelte der jetzigen 
Zollanteile erhalten, wenn wir nur dieſe Forderung 
aufſtellten, wie ſich geſtern ein deutſchnationaler Redner 
auszudrücken beliebte. Das zeigt doch nur, wie wenig 
Sie geeignet ſind, eine für Danzig erfolgreiche Außen⸗ 
politik zu führen. Damit, wie von Ihrer Seite beab⸗ 


zudrücken, ſo zeigt das doch die wahre Einſtellung der 


ſichtigt war, in dieſer Frage eine Entſcheidung des 


Völkerbundsrates herbeizuführen, wäre Danzig der 


allerſchlechteſte Dienſt erwieſen. Denn wir glauben 
mit gutem Grunde ſagen zu können, daß dann der 
Anteil Danzigs noch viel geringer geworden wäre, als 
es jetzt der Fall iſt. Wenn es dem jetzigen Senat ge⸗ 
lungen iſt, den bisherigen Zollverteilungsſchlüſſel auf⸗ 
rechtzuerhalten, ſo iſt das durchaus ein Erfolg, den der 
jetzige Senat erzielt hat. Daß man ſagt, wir hätten 
Danzig überhaupt noch nicht aus dem polniſchen Zoll⸗ 
netz befreit, iſt auch eine törichte Demagogie. Es iſt 
auch den Deutſchnationalen während ihrer Senatszeit 
niemals eingefallen, die Forderung aufzuſtellen, 
Danzig müßte aus dem polniſchen Zollnetz befreit wer⸗ 
den. Auch darüber, m. H. von rechts, ſind die Meinungen 
durchaus geteilt. Weite Wirtſchaftskreiſe Danzigs 
würden darin ein ſchweres Verhängnis für Danzig 
ſehen. Ich brauche nur daran zu erinnern, daß ſich der 
Leiter der Danziger Werft, immerhin eines der größten 
Betriebe, Herr Prof. Dr. Noé, ganz entſchieden gegen 
eine ſolche Loslöſung ausgeſprochen hat, ebenſo eine 
Reihe anderer Wirtſchaftler Danzigs. 

Solange wir noch nicht zu dem europäiſchen Zoll⸗ 
bunde gekommen ſind, ſolange werden wir mit den 
jetzigen Verhältniſſen rechnen müſſen, obgleich es nicht 
ſehr erfreuliche Zuſtände ſind. Ich habe mit heute, das 
will ich betonen, auf eine Polemik beſchränkt, weil es 
natürlich wenig zweckmäßig iſt, bei der Generaldebatte 
alle Einzelfragen zum Ausdruck zu bringen und mit 
Vorſchlägen zu kommen, um ſo weniger, als auch von 
ſeiten der Oppoſitionsparteien in beiden Reden keine 
praktiſchen Vorſchläge gemacht worden ſind. Ich möchte 
nur noch eins herausgreifen, was am beſten zeigt, wie 
wenig die Deutſchnationalen geeignet waren, eine für 
Danzig erfreuliche Außenpolitik zu führen. Das ging 
aus einer Rede des früheren Senators Senftleben 
hervor, der in einer Verſammlung ſeine Rede mit dem 
Hinweis ſchloß, „eine reine Freude würden wir erſt 
empfinden,“ indem er auf die Befreiung des Rhein⸗ 
landes von der fremden Beſatzung hinwies, worüber 
wir uns mit unſeren rheiniſchen Brüdern freuten, 
„wenn auch vom Straßburger Münſter und von der 
Danziger Marienkirche verkündet würde, Deutſchland 
ſei frei.“ Das iſt die wahre Einſtellung. Wenn ſich 
auch Herr Abg. Dr. Ziehm bemüht hat, ſich über das 
Verhältnis zum Völkerbund und zu den maßgebenden 
Inſtanzen der europäiſchen Politik ſehr vorſichtig aus⸗ 


deutſchnationalen Außenpolitik. 

Das iſt der beſte Beweis dafür, wie ſehr unſer 
Redner Spill geſtern recht hatte, als er die Deutſch⸗ 
nationalen für die verhängnisvolle Außenpolitik, wie 
ſie in den letzten Jahren hier geführt wurde und ſich 
auswirkte, verantwortlich machte. (Sehr gut! links.) 
Als ich heute zum Volkstag kam, wehte von den offi⸗ 
ziellen Gebäuden die Danziger Flagge. Danzig feiert 
einen Geburtstag, ich weiß nicht, ob es der ſieben⸗ 
hundertſte iſt. So alt iſt es aber etwa. Die Geſchichte 
Danzigs iſt in den früheren Jahrhunderten ſehr ab⸗ 
wechſlungsreich geweſen, und es gab Perioden, in denen 
ſich die Bevölkerung Danzigs zu einer Notgemeinſchaft 
zuſammengeſchloſſen hat. Die Perioden, die den Stem⸗ 
pel des Herrſchertums trugen, waren manchmal für 
kurze Zeit für Danzig erfolgreich, hatten dann aber um 
ſo ſchlimmere Nachwirkungen und waren vor allen 
Dingen für die Danziger arbeitende Bevölkerung, die 
Handwerkerkreiſe, von der ſchlimmſten wirtſchaftlichen 
Bedrückung. Die Zeiten aber, in denen ſich Danzigs 
Bevölkerung durch eine Niederhaltung der Herren⸗ 
gelüſte zu einer Notgemeinſchaft zuſammentat, haben 
Danzig nicht nur außenpolitiſch genützt, ſondern haben 


(A 


— 


(B 


= 


durch die wirtſchaftliche Lage. 


2444 


(Loops, Abgeordneter.) ; 

ihm auch innenpolitiſch einen Aufſchwung gebracht. Der 
jetzige Senat iſt nach unſerer Ueberzeugung ſolch eine 
Notgemeinſchaft. Die Deutſchnationalen vertreten, das 
haben ihre Redner auch heute zum Ausdruck gebracht, 
noch den Herrenſtandpunkt, den Standpunkt der Ge⸗ 
waltpolitik. Dieſe blinde Gewaltpolitik wird niemals 
Erfolge erzielen. Sie iſt 1918 ſowohl für Deutſchland 
als auch in den letzten Jahren für Danzig ſehr ver⸗ 
hängnisvoll geweſen. 

Die jetzige Koalitionsregierung iſt nach unſerer 
Meinung eine ſolche Notgemeinſchaft, die ſich durch 
gegenſeitige Verſtändigung zuſammengefunden hat, 
und die berufen iſt, Danzig über die furchtbare Kriſe, 
in der es ſich jetzt befindet, hinwegzuhelfen. Wenn uns 
das gelingt, und wir haben die Hoffnung, daß die jetzige 
Koalition die Geſchicke Danzigs immerhin noch eine 
längere Zeit wird leiten können, dann wird diefe 
Periode, ſo ſchwierig ſie auch äußerlich durch die Wirt⸗ 
ſchaftskriſe erſcheinen mag, in einer ſpäteren geſchicht⸗ 
lichen Betrachtung immerhin als ein Segen für Danzig 
angeſehen werden können. (Lebhaftes wiederholtes 
Bravo! links.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Gaikowſki. 

Gaikowſki, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Der 
Haushaltsplan für das neue Etatsjahr ſieht die von 
Senat und Bürgerſchaft erwünſchten Sparmaßnahmen 
vor. Bedingt wurden dieſe Sparmaßnahmen durch die 
Verhältniſſe der Zeit. Eine Periode, die jetzt 12 Jahre 
zurückliegt, erfüllt mit Sorge, Kummer, Elend und 
Arbeitsloſigkeit bei der geſamten Bevölkerung, haben 
wir erlebt. Sie diktierte die Lebensweiſe und Lebens⸗ 
verhältniſſe der Bevölkerung. Auch das neue Etats⸗ 
jahr läßt noch keinen Optimismus aufkommen. Dafür 
waren die Anforderungen, die an das geſamte Volk 
geſtellt wurden, zu groß. Dennoch dürfen wir nicht 
peſſimiſtiſch ſein. Peſſimismus iſt der Totengräber 
eines Volkes. Wir müſſen uns daher ſtets einen ge⸗ 
ſunden Optimismus erhalten. 

Die Sparmaßnahmen des Senats, wie ſie im Etat 
zum Ausdruck kommen, waren von ſtarken Entlaſſun⸗ 
gen von Angeſtellten und Arbeitern in ſtädtiſchen und 
Staatsbetrieben begleitet. An dieſer Stelle möchten 
wir den Senat bitten, bei beſſeren wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen auf dieſe Entlaſſenen, ſoweit ſie noch im 
arbeitsfähigen Alter ſind, zuerſt zurückzugreifen. Dieſe 
Sparmaßnahmen dürfen nicht ſo weit gehen, daß die 
Sicherheit der Einwohner gefährdet iſt. Der Etat iſt 
nach dem Vorbild eines klugen Familienvaters auf⸗ 
geſtellt, der bei Unglücksfällen in der Familie alles 
daranſetzt, um Einnahmen und Ausgaben in Einklang 
zu bringen. Bedingt wurden dieſe Sparmaßnahmen 
Unſere geſamte Wirt⸗ 
ſchaft iſt krank. Mit aller Deutlichkeit hat das der Herr 
Senatspräſident hier in ſeinen Ausführungen zum 
Haushaltsplan zum Ausdruck gebracht. Nicht nur 
Danzig, ſondern die geſamten Völker der Erde, be⸗ 
ſonders die europäiſchen Völker, leiden unter dieſer 
Wirtſchaftskriſe, hervorgerufen durch die rauhe Ver⸗ 
nichtung der Wirtſchaftsgeſetze, dieſes feinen Organis⸗ 
mus, den man nicht mit rauher Hand behandeln darf. 

In Danzig iſt die Wirtſchaftskriſe auf Maßnahmen 
zurückzuführen, die im Friedensvertrag von Ver⸗ 
ſailles liegen, wodurch eine Reihe von Betrieben, die 
ihre Abſatzmöglichkeiten im Reiche ſelbſt hatten, ein⸗ 
geſtellt werden mußten. Die Umſtellung ſelbſt ging, 
gemeſſen an der Wirtſchaftskriſe der europäiſchen 
Völker, nicht ſo ſchnell vor ſich, wie es im Intereſſe der 
Bevölkerung notwendig iſt. Bis jetzt war vornehmlich 
das Hinterland Polen das Abſatzgebiet für Danziger 
Waren, deſſen wirtſchaftliche Lage zur Zeit ſchlecht iſt, 
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wodurch Danzig ebenfalls in Mitleidenſchaft gezogen 
wird. Neue Abſatzgebiete neben dem natürlichen Ab⸗ 
ſatzgebiet Polen zu finden, ift Aufgabe der Wirtſchafts⸗ 
führer. Durch eine kluge Verhandlung des Senats mit 
der Republik Polen muß verſucht werden, auf dem 
Gebiet des Zolls Erleichterungen für die Danziger 
Wirtſchaft herbeizuführen, die eine Verbilligung der 
Produkte und dadurch die Konkurrenzfähigkeit Dan⸗ 
ziger Wirtſchaftler mit dem Auslande ermöglichen. 
Danzig hat nicht die natürlichen Bodenſchätze, wodurch 
eine Konkurrenzmöglichkeit, die die Vorausſetzung für 
die Verbilligung der Produktion iſt, gegeben iſt. Die 
Anſchaffung von Rohſtoffen bedingt für Danzig er⸗ 
höhte Ausgaben für Fracht uſw., wodurch eine Ver⸗ 
teuerung der Produkte ganz natürlich eintritt. Bei 
einigermaßen gutem Willen und Verſtändnis für die 
Bedürfniſſe des Nachbarn, der mit uns durch die Zoll⸗ 
union verbunden iſt, können Erleichterungen geſchaffen 
werden. Danzig hat zwar nicht das Recht, in außen⸗ 
politiſchen Angelegenheiten, die Polen angehen, mitzu⸗ 
ſprechen. Im Intereſſe einer wirtſchaftlichen Geſun⸗ 
dung der europäiſchen Wirtſchaft wäre es aber not⸗ 
wendig, daß eine Verſtändigung zwiſchen Polen und 
Deutſchland auf dem Gebiete des Zolls und des Han⸗ 
dels einträte, wodurch Danzig natürlich zweifellos 
profitieren würde. 

M. D. u. H.! Auf dem Gebiet der Bevölkerungs⸗ 
politik iſt es notwendig, daß für jeden die Möglichkeit 
angemeſſener Ernährung und Wohnung gegeben iſt. 
Ohne dieſe Vorausſetzungen iſt eine wirkliche Bevölke⸗ 
rungspolitik nicht zu treiben. Die Sterblichkeitsziffer 
unſerer Kinder und Erwachſenen muß auf eine Zahl 
gebracht werden, wie wir ſie bei guter ärztlicher Ver⸗ 
ſorgung vor dem Krieg zu verzeichnen hatten. Wöch⸗ 
nerinnen⸗ und Mutterſchutz müſſen unbedingt aus⸗ 
gebaut werden. Durch die Geburt von geſunden Kin⸗ 
dern werden die Ausgaben des Staates vermindert. 
Nach einer Periode von zehn Jahren, wie wir ſie jetzt 
hinter uns haben, kann leider einer weiteren Sozial⸗ 
politik nicht das erſte Wort geredet werden. Jedoch 


dürfen bei dieſer allgemeinen Not Wöchnerinnen und 


Kinder nicht zugrunde gehen. Auf dem Gebiet der Ge⸗ 
ſundheit ift es notwendig, daß in den Schulen das er- 
denklich Mögliche geleiſtet wird. In der Schule iſt der 
Unterricht über Geſundheitsweſen und die Anſteckun⸗ 
gen mit den verheerenden und verderblichen Folgen 
für das ganze Leben zu erteilen. Sind es doch die 
Krankenkaſſen, die für die Geſundung unſeres Volkes 
ſorgen und dadurch dem Staat in der Geſunderhaltung 
der Bevölkerung helfend beiſpringen. Im Freiſtaat 
Danzig wurden im Jahre 1925 an Krankenkaſſen⸗ 
beiträgen rund 11 Millionen Gulden aufgebracht. Für 
die Ausgaben wurde das geſamte Geld gebraucht. Dieſe 
Krankenkaſſenbeiträge wurden zu zwei Dritteln von 
den Arbeitern aufgebracht, eine Summe, die zur Er⸗ 
haltung und Geſundung unſerer Bevölkerung ange⸗ 
wandt wurde. Wenn die Arbeitnehmer eine ſo große 
Summe an Beiträgen für die Erhaltung und Geſun⸗ 
dung unſeres Volkes aufbringen, ſo ſieht man das 
rechte Verſtändnis der Arbeiterſchaft dafür, wie not⸗ 
wendig eine geſunde Bevölkerung iſt. Die Arbeit⸗ 
nehmer ſind ſich ihrer Pflicht bewußt und handeln nach 
dem Grundſatz „Hilf dir ſelbſt, ſo hilft dir Gott.“ Viel⸗ 
leicht iſt es nötig, die Einnahmen für das Geſundheits⸗ 
weſen zu vermehren. Es wird Klage geführt, daß 
wertvolle Nahrungs- und Genußmittel verbrannt wer⸗ 
den, weil die Empfänger den notwendigen Zoll nicht 
bezahlen. Wäre es nicht möglich, daß dieſe Gegenſtände 
verkauft werden und der Erlös den Wohlfahrtsein⸗ 
richtungen oder dem Krankenhauſe zugute käme? 
Bevor ich zu dem Kapital „Arbeiterrecht“ übergehe, 
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(Gaikomſki. Abgeordneter.) i 
habe ich noch eine Pflicht zu erfüllen. Mein Fraktions⸗ 
kollege Neubauer und die geſamte Fraktion waren er⸗ 
ſtaunt darüber, daß bei den Ausführungen, die geſtern 
der Abg. Neubauer auf dem Gebiet der Kulturfrage 
machte, der Kultusſenator abweſend war. Es wäre 
notwendig, daß bei ſolchen wichtigen Fragen auch der 
zuſtändige Herr Senator zur Stelle wäre. 

Ich komme nunmehr zu dem Arbeiterrecht. Der 
Herr Senatspräſident hat in ſeiner Rede über das Ver⸗ 
hältnis der Beamten zur Wirtſchaft geſprochen, jedoch 


ſind die Arbeiterrechte nicht dabei berührt worden. Es 


iſt unbedingt notwendig, daß bei der Etatsrede auch 
über die Lage der Arbeiterſchaft und ihre Rechte ge⸗ 
ſprochen wird. Seit längerer Zeit bemüht man ſich in 
Deutſchland in Erkenntnis der großen Bedeutung, die 
die Arbeiterſchaft im Wirtſchaftsleben hat, um die 
Schaffung eines einheitlichen Arbeiterſchutzgeſetzes. 
Durch die politiſchen Vorgänge im Deutſchen Reich iſt 
zur Zeit ein Abſchluß dieſes Arbeiterſchutzgeſetzes noch 
nicht zuſtande gekommen, jedoch ſteht feſt, daß Deutſch⸗ 
land auf dem Gebiet des Arbeiterrechts allen andern 
europäiſchen und nicht europäiſchen Staaten weit vor- 
aus iſt. Arbeitgeber und Arbeitnehmer haben aner⸗ 
kannt, daß durch die Zuſammenarbeit zwiſchen Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitnehmern der Aufbau und die gedeih⸗ 
liche Entwicklung der Betriebe gegeben iſt. Auch im 
Freiſtaat Danzig iſt es notwendig, daß ſich der Gedanke 


des Zuſammenarbeitens der beiden Kontrahenten, 


Arbeitgeber und Arbeitnehmer, der eine Naturnot⸗ 
wendigkeit iſt, durchſetzt. Ich habe vor nicht allzu 
langer Zeit von dieſer Stelle bereits zum Ausdruck 
gebracht, daß durch eine kluge Arbeiter⸗ und Wirt⸗ 


ſchaftspolitik unſere Danziger Arbeiterſchaft die Er- 
ſchütterungen der Wirtſchaft überwinden wird. Not- 
wendig iſt aber auch, daß man ſich nicht nur auf einen 


einſeitigen Standpunkt ſtellt, ſondern Rechte und 
Kontrahenten bei gegenſeitiger 
Eine Zuſammenarbeit zwiſchen 


Arbeitsgemeinſchaft iſt möglich und bei gutem Willen 
durchführbar. Durch die Arbeitsgemeinſchaft werden 
wir die Nöte beider Kontrahenten kennen lernen und 


einen tiefen Einblick in die Schwierigkeit der Wirt⸗ 


ſchaftsführung gewinnen und bei der Arbeiterſchaft 
volles Verſtändnis dafür finden. Neben der Arbeits⸗ 
gemeinſchaft muß den Gedanken zur Errichtung einer 
Arbeitskammer und Errichtung der Angeſtellten⸗ 
kammer, wie ſie in der Verfaſſung des Freiſtaats 
Danzig verankert ſind, ein breiter Raum gelaſſen wer⸗ 
den. Sollte die Möglichkeit beſtehen, bei den jetzt be⸗ 
ſtehenden Kammern, Handwerkskammer, Handels⸗ 
kammer den noch außenſtehenden Arbeitnehmern durch 
Hinzuwahl der Arbeiter und Angeſtellten in die bereits 
beſtehenden Kammern einen den Arbeitnehmern ge⸗ 
bührenden Platz einzuräumen, wären wir ſchnell mit 
dieſem Problem fertig. Sollten jedoch die Hemmungen, 
eine Einigung zu erzielen, ſo groß ſein, daß ſie unüber⸗ 
briickbar erſcheinen, jo ift es erforderlich, daß der Ver- 
faſſung Genüge geleiſtet wird und dieſe Kammern ge⸗ 
ſchaffen werden. Ein einheitliches Zuſammenarbeiten 
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern in der Hen- 
tigen Zeit iſt aber auch erforderlich, damit Aufrufe, wie 
ſie in der letzten Zeit von Arbeitgeberſeite gekommen 
ſind, unterbleiben. Auch der jetzt bereits eingeſetzte 
Lohnabbau, der, wie mir mein Kollege von den Trans⸗ 
portarbeitern heute mitteilte, bereits in aller Form in 


Höhe von 7 Prozent vom Schlichtungsausſchuß aus⸗ 


geſprochen wurde, trägt nicht dazu bei, eine Verſtändi⸗ 
gung zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern herbei⸗ 
zuführen. Während es in Deutſchland möglich iſt, bis 
zum September 1926 die bisher beſtandenen Löhne 


weiter beſtehen zu laſſen, finden wir hier im Freiſtaat (C) 


Danzig bei viel niedrigeren Löhnen bereits den Abbau 
der Löhne. Dadurch wird nicht die Kaufkraft des Ar⸗ 
beiters erhöht und ein Wohlſtand in Handel und Ge⸗ 
werbe nicht erzielt. (Abg. Raſchke: Das haben Sie mit 
der Notſtandsarbeit heraufbeſchworen!) Sie haben ja 
keine Ahnung davon. (Abg. Raſchke: Jetzt ſind die 
Arbeitgeber keß geworden, das iſt Ihr Verdienſt, ſchrei⸗ 
ben Sie fih das ins Stammbuch.) Mißverſtändniſſe 
können zu ſchweren Erſchütterungen des Wirtſchafts⸗ 
lebens führen. Darum möchte ich es noch einmal ganz 
kurz ſagen, daß die Schaffung einer Arbeitsgemeinſchaft 
mit gleichen Rechten, aber auch mit gleichen Pflichten 
für Arbeitgeber und Arbeitnehmer eine Naturnot⸗ 
wendigkeit bedeutet. 

Unſer erſter Redner hat bereits über die Sozial⸗ 
politik eingehend geſprochen. Ich will nur einige 
Fragen noch näher erläutern. Der Etat für ſoziale 
Angelegenheiten gibt uns zu denken. Mehr als ein 
Drittel der geſamten Ausgaben ſtehen unter Ausgaben 
für Sozialpolitik. Mit ſchwerer Beſorgnis ſehen wir 
die große Arbeitsloſigkeit im Jahre 1925 und 1926. 
Waren es 1925 5 560 000 Gulden, die an Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung ausgezahlt wurden, nicht eingerechnet 
die große Summe für die Winter⸗ und Wirtſchafts⸗ 
beihilfen und die vom Wohlfahrtsamt gegebenen 
Unterſtützungen, ſo iſt für 1926 eine Summe von mehr 
als 12 Millionen Gulden für die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung in Anſchlag gebracht. Hier eine Beſſerung zu 
ſchaffen, iſt Pflicht aller Staatsbürger. Möglich iſt eine 
Beſſerung, wenn wir den Arbeitsloſen nicht Unter⸗ 
ſtützung, ſondern Arbeit geben. Zur Hebung der großen 
Wohnungsnot iſt die Belebung des Baumarktes eine 
Notwendigkeit, den privaten Wohnungsbau zu fördern, 
eine Pflicht. Durch den Bau von Wohnungen wird das 
Baugewerbe als Schlüſſelinduſtrie den Arbeitsmarkt 
beleben und dadurch die Induſtrie der Klein⸗ und 
Fertigwaren, für die Abſatzmöglichkeiten geſchaffen 
werden. Bereits beim Wohnungsbaugeſetz, das vor 
nicht ganz einem Jahr angenommen wurde, kam dies 
deutlich zum Ausdruck, daß die Bauinduſtrie, das Bau⸗ 
gewerbe zur Belebung unſerer Wirtſchaft und zur 
Verminderung der Arbeitsloſigkeit beitragen werde. 
Konnte man vor wenigen Monaten noch erklären, daß 
flüſſige Gelder zum Bauen nicht vorhanden feien, jo 
weiſe ich heute darauf hin, daß Banken und auch die 
Sparkaſſen flüſſige Gelder haben und ſichere Kunden 
ſuchen. Mir iſt bekannt, daß eine Danziger Bank zur 
Weiterführung des Baues der Allgemeinen Ortskran⸗ 
kenkaſſe einen Betrag von rund % Millionen Gulden 
zu einem mäßigen Zinsfuß zur Verfügung geſtellt hat. 
Mir iſt auch bekannt, daß auch die Sparkaſſe der Stadt 
Danzig bereit war, ähnliches Kapital herzugeben. Vor⸗ 
bedingung für die Hergabe und Entnahme des Geldes 
iſt natürlich die Höhe des Zinsfußes. Wir freuen uns, 
daß die Zinsſätze in letzter Zeit bedeutend gefallen ſind. 

Auf dem Gebiete der Sozialpolitik konnte nicht 
alles geſchaffen werden, aber unſere von der Not der 
Zeit getroffenen Einwohner müſſen vor der größten 
Not geſchützt werden. Unſere Invalidenrenten⸗ 
empfänger ſollen die Vorteile des Invalidengeſetzes 
voll genießen. Wurden doch 1925 aus Beiträgen der 
Invalidenverſicherung 4 780 000 Gulden eingenommen. 
Dieſe Einnahmen bringen zur Hälfte die Arbeiter auf. 


Wir verkennen durchaus nicht, daß die Ausgaben in 


Höhe von 4600000 Gulden auch den Arbeitern wieder 
zugute gekommen ſind. Wie groß die Anſpannung der 
Arbeitnehmer auf dem Gebiete der Sozialpolitik iſt, 
geht daraus hervor, daß bei den Krankenkaſſen inner⸗ 
halb des Freiſtaates eine Einnahme von rund 11 Mil⸗ 
lionen Gulden zu verzeichnen war. Nicht eingerechnet 


D) 
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Summe ſind die Beiträge, die an die frei⸗ 
willige Krankenkaſſe gezahlt werden. Rechnen wir die 
Summe, die auf die Invalidenverſicherung in Höhe 
von 4 780 000 Gulden kommt, hinzu, und weiter, daß bei 
der Angeſtelltenverſicherung 2 495 000 Gulden Gin- 
nahme waren, ſo glauben wir mit Beſtimmtheit aus⸗ 
ſprechen zu können, daß die Arbeitnehmer volles Ver⸗ 
ſtändnis für die Fortführung der Sozialpolitik haben. 
Dieſe Beträge ſind zur Hälfte reſp. zwei Dritteln von 
den Arbeitnehmern aufgebracht. Mit Stolz blickt die 
Arbeiterſchaft auf dies Werk. Staat und Gemeinden 
müſſen aber auf dem Gebiete der Sozialpolitik auch das 
Menſchenmöglichſte tun. Ich denke dabei an unſere 
Kleinrentner, die in früheren Jahren beſſere Tage ge⸗ 
ſehen haben, ich denke an unſere Staatsanvaliden, un⸗ 
ſere Kriegsbeſchädigten uſw., ich denke dabei an unſere 
Armengeldempfänger, daß auch ſie die Not der Zeit 
überwinden müſſen und eine dementſprechende Be⸗ 
handlung auf dem Wohlfahrtsamte genießen. (Zuruf 
des Abg. Raſchke.) Sie haben zum Geldaufbringen 
nichts getan, Sie haben nur geſchimpft. Ich glaube, Sie 
geben dem Bettler, der an Ihre Tür klopft, noch nicht 
5 Pfennig. (Abg. Raſchke: Hier eine große Klappe zu 
riskieren, ift nicht ſchwer, laſſen Sie Ihren Worten die 
Taten folgen!) 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Raſchke, Sie haben 
nicht das Wort. 

Gaikowſki, Abgeordneter (Z.): Auf dem Gebiet der 
Sozialpolitik liegt auch die Fürſorge für unſere heran⸗ 
wachſende Jugend. Nach Beendigung des Krieges iſt 
eine Beſſerung in der Erziehung unſerer Kinder ein⸗ 
getreten. Der Verwahrloſung der Jugend muß ent⸗ 
gegengearbeitet werden. Einen Stillſtand darf es hier 
nicht geben. M. D. u. H.! Mit der Frage der Sozial- 
politik iſt die Frage eng verknüpft: Wie bringen wir 


die Mittel auf? Bei voller Arbeit aller Staatsbürger 


iſt das Soll der Steuereinnahmen geſichert. Bei der 
Arbeitsloſigkeit, wie ſie jetzt beſteht, erhält der Soll⸗ 
poſten ein großes Loch. Zum mindeſten iſt die Berech⸗ 
nung der Einnahmen aus Steuererträgen unſicher. 
Hebung des Innenmarktes und Hebung der Kaufkraft 
ſind erforderlich. Hierbei denke ich nicht nur an unſere 
Induſtrie und unſeren Handel, ſondern hierbei denke 
ich auch an unſere Landwirtſchaft. Mit Schrecken 
müſſen wir feſtſtellen, daß eine Ueberverſchuldung un⸗ 
ſerer Landwirtſchaft eingetreten iſt. Hier helfend ein⸗ 
zugreifen, iſt ein Gebot der Stunde. Kein Menſch 
behauptet, daß es die Schuld der Landwirtſchaft allein 
iſt, daß dieſe miſerablen Zuſtände eintreten konnten. 
Zur Zeit ſtehen die land wirtſchaftlichen Erzeugniſſe 
zum Herſtellungspreis in keinem Verhältnis. Der 
Roggenpreis hat eine Tiefe, wie er ſie vor hundert 
Jahren gehabt hat, erreicht. Der Aufruf des Senats, 
an der Verbilligung der Lebensmittel helfend mitzu⸗ 
wirken, iſt nicht ſo durchgeführt worden, wie es ſein 
müßte. Alle landwirtſchaftlichen Produkte ſtehen im 
Erzeugerpreis gegenüber den Fertigfabrikaten und 
deren Preiſen in keinem Verhältnis. Ich ſchneide dieſes 
nur an, um erneut darauf hinzuweiſen, wie notwendig 
es iſt, daß ſich alle Kreiſe auf die Not der Zeit beſinnen. 
Auch die Landwirtſchaft hat ein Recht zu leben. Ernährt 
der Grund und Boden ſeinen Beſitzer nicht mehr, ſo hat 
er kein Intereſſe an dieſem Boden, ganz abgeſehen 
davon, daß die Landwirtſchaft vor dem Krieg der beſte 
Abnehmer landwirtſchaftlicher Maſchinen war. Dieſe 


Möglichkeit iſt zur Stunde nicht gegeben. Da hat der 
Staat die Verpflichtung, helfend einzugreifen. Durch 
die Abnahme der landwirtſchaftlichen Maſchinen wären 
die in Danzig vorhandenen Maſchinenfabriken voll be⸗ 
ſchäftigt, während ſie jetzt ruhen. 


Bei all dieſen Maßnahmen muß jedoch hervor⸗ C) 


gehoben werden, daß ſich die Berufe nicht nur auf den 
Staat verlaſſen dürfen. Der Staat iſt nicht der Nacht⸗ 
wächter und darf nicht der Nachtwächter aller ſein, ſon⸗ 
dern zuerſt muß die Selbſthilfe einſetzen. Auch hier gilt 
das Wort, das ich vorhin von den Arbeitern geſagt habe: 
„Hilf dir ſelbſt, dann hilft dir Gott.“ Dieſes alte Wort 
iſt auch heute noch wahr. 

Die Abgeordneten der Zentrumsfraktion cr 
mit einem geſunden Optimismus in das neue Etats⸗ 
jahr 1926 hinein und hoffen, daß die Schwere der Zeit 
ihren Höhepunkt erreicht hat. Mögen Volkstag und 
Senat mithelfen und mitwirken, im neuen Geſchäfts⸗ 
jahr die Bevölkerung einer neuen Morgenſonne ent⸗ 
gegenzuführen. (Lebhaftes Bravo! beim Zentrum.) 

Vizepräſident Spill: Kan Wort hat der Herr Abg. 
Ediger. 

Ediger, Abgeordneter (D.Lib.): M. D. u. H.! Nach 
den allgemeinen zuſtimmenden Ausführungen, die 
mein Fraktionskollege Dr Wagner geſtern gemacht hat, 
möchte ich mich auf einige kurze Betrachtungen und 
Wünſche in der wirtſchaftlichen Richtung beſchränken. 

Der Haushaltsplan für dieſes Jahr muß mehr als 
bisher alle andern Haushaltspläne unter dem Geſichts⸗ 
winkel der Wirtſchaftsnot betrachtet werden. Wenn 
ſeine Zahlen höher ſind als im vorigen Jahr, ſo hängt 
das eben auch mit der ſchlechten Wirtſchaftslage und den 
ſich daraus für den Staat ergebenden Folgen zuſammen. 
Um ſo mehr muß erwartet werden, daß der Staat ſich 
in ſeinen Ausgaben einerſeits größte Beſchränkung 
auferlegt, andererſeits alles unternimmt, um der Wirt⸗ 
ſchaft Erleichterung zu verſchaffen und letzten Endes 
damit ſeine eigenen Einnahmen zu vergrößern. Wir 
begrüßen die Beſtrebungen des Senats, größeren Be⸗ 
trieben Zuſchüſſe aus den Mitteln der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge und auf dieſe Weiſe die Möglichkeit der Herein⸗ 
holung von Auslandsaufträgen zu geben. Dieſe Art 
der produktiven Erwerbsloſenfürſorge, die der Wirt⸗ 
ſchaft hilft und gleichzeitig Verbindung mit dem Aus⸗ 
lande anknüpft, halten wir für ſehr wichtig. Wir haben 
mit großer Freude davon gehört, daß die Regierung in 
mehreren Fällen bereits Gebrauch von ihr gemacht hat 
mit dem Erfolg, daß die Betriebe Aufträge erhielten 
und damit den Arbeitsmarkt entlaſten konnten. 

Im übrigen muß verſucht werden, die Erwerbs⸗ 
loſen bis zur allgemeinen Beſſerung der Wirtſchafts⸗ 
lage durchzuhalten. Welche Art der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge man auch wählt, die Ausgaben werden bei 
dieſem hohen Stand der Erwerbsloſenziffer immer 
außerordentlich groß ſein und es muß nur geprüft 
werden, wie das verausgabte Geld im Intereſſe des 
Staates am beſten angelegt iſt. Deshalb begrüßen wir 
es auch, daß die Regierung in größerem Umfang Not⸗ 
ſtandsarbeiten eingeleitet hat. Dieſe Notſtands⸗ 
arbeiten können indeſſen nur als ein Uebergang bis zu 
einer beſſeren Wirtſchaftslage angeſehen werden. Es 
muß eben verſucht werden, die Staatseinnahmen bis 
zu dieſem Zeitpunkt ſo hoch zu halten, daß eine Be⸗ 
friedigung aller Anforderungen an den Staat möglich 
iſt. Die Haupteinnahmen des Staates beſtehen in 


direkten und indirekten Steuern und Zöllen. Wir ſind 


der Regierung dafür dankbar, daß ſie eine Reihe von 
läſtigen Steuerarten bereits abgeſchafft hat. Wenn die 
Einkommenſteuer noch nicht ermäßigt werden konnte, 
weil das Steuerbedürfnis infolge der angeſpannten 
Lage des Staates noch zu groß iſt, ſo ſtellen wir doch 
mit Genugtuung feſt, daß die Einkommenſteuer in 
Danzig trotz der überaus ſchlechten Lage des Staates 
immer noch geringer iſt als in unſern Nachbarländern 
Deutſchland und Polen. 
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(Ediger, Abgeordneter.) 

Die Aufhebung der Umſatz⸗ und Luxusſteuer iſt 
ſtets das Ziel der deutſchliberalen Fraktion geweſen. 
Sie wird der Aufhebung dieſer Steuern in dem Augen⸗ 
blick zuſtimmen, in dem die Regierung den Wegfall für 
einigermaßen tragbar erklärt. Als dringend erwünſcht 
muß eine Vereinfachung der Steuerhandhabung pe- 
zeichnet werden. Die zahlreichen Steuerarten erfordern 
eine außerordentlich große Verwaltungsarbeit und be⸗ 
läſtigen gleichzeitig die betroffenen Steuerzahler. 

Die Einführung von Monopolen für Tabak und 
Spiritus halten wir nach den bisherigen Darlegungen 
in der Oeffentlichkeit, insbeſondere aber auch nach dem 
Urteil der Intereſſenten, für unabwendbar. Der Herr 
Senatspräſident hat in ſeiner Rede erklärt, daß Danzig 
aus tatſächlichen und rechtlichen Gründen gezwungen 
iſt, ein Tabakmonopol einzuführen. Nach den bis⸗ 
herigen Verlautbarungen dürfte mit einem baldigen 


Abſchluß der Monopolverhandlungen zwiſchen Polen 


und Danzig zu rechnen ſein. Wir nehmen deshalb auch 
keinen Anſtoß daran, daß die Regierung einen Betrag 
von 5 Millionen als Einnahme aus der Monopolabgabe 
in den Haushaltsplan eingeſtellt hat. Wenn wir richtig 
informiert ſind, ſollen die augenblicklich noch für die 


Zigaretten⸗Banderolenſteuer eingeſetzten 2% Millionen 


Gulden ebenfalls aus der Monopolverwaltung heraus⸗ 
gewirtſchaftet werden, ſo daß die Regierung mit einer 
Einnahme von 7% Millionen Gulden für das Jahr 
1926 aus der Monopolverwaltung rechnet. Es war der 
deutſchliberalen Fraktion angenehm zu hören, daß eine 
Verſtaatlichung der Fabriken nicht geplant iſt. Man 
darf die Hoffnung haben, daß die qualitative Leiſtungs⸗ 
fähigkeit und die individuelle Unterſchiedlichkeit der 
Fabriken und ihrer Fabrikate auf dieſe Weiſe nach 
Möglichkeit erhalten bleiben werden. Wie man hört, 
haben ſich die Intereſſenten gegen die von der Regie⸗ 
rung in Vorſchlag gebrachten Lohnaufträge gewehrt 
und verlangen ihrerſeits die Verſtaatlichung der Fa⸗ 
briken. Wir bedauern dies, weil die von der Regierung 
geplanten Abſichten dadurch geſtört werden und weil 
andererſeits die dann nach Artikel 112 der Verfaſſung 
notwendige Entſchädigung der Fabriken auf längere 
Zeit einen Teil der Einnahme aus dem Monopol auf⸗ 
zehrt. 

Bei dieſer Gelegenheit ſprechen wir auch den 
Wunſch aus, daß die Regierung in fo wichtigen mirt- 
ſchaftlichen Fragen, wie den Monopolverhandlungen, 
in ſtändiger Fühlungnahme mit den wirtſchaftlichen 
Verbänden bleibt. In dem vorliegenden Falle hat ſich 
die für die Verhandlungskommiſſion unangenehme 
Tatſache erſt kürzlich herausgeſtellt, daß die Inter⸗ 
eſſenten eine ihnen von der Kommiſſion zugedachte 
Freiheit nicht haben wollen, und die Kommiſſion nun 


unter Umſtänden während der Verhandlungen ihre 


Taktik ändern muß. Im allgemeinen ſehen wir alſo 
ein, daß die Einführung der beiden Monopole aus 
wirtſchaftlichen und ſtaatlichen Bedürfniſſen dringend 
notwendig geworden iſt. 

Hinſichtlich der Frage des Zollverteilungsſchlüſſels 
möchte ich der Auffaſſung des deutſchnationalen Redners 
entgegentreten, daß die Aufrechterhaltung des bis⸗ 
herigen Zuſtandes ein Mißerfolg ſei. Selbſtverſtänd⸗ 
lich iſt die Aufrechterhaltung des bisherigen Zollver⸗ 
teilungsſchlüſſels keine abſolute Verbeſſerung. Es iſt 
aber zu berückſichtigen, daß die Gegenſätze zwiſchen 
Polen und der alten Regierung hinſichtlich des Zoll⸗ 
verteilungsſchlüſſels außerordentlich groß waren. 


Während die alte Regierung die Berechtigung von 15 
Prozent aller Zolleinnahmen nachzuweiſen ſuchte, wur⸗ 
den von ſeiten Polens nur 3 Prozent angeboten. Da 
eine Einigung nicht zu erzielen war, wollte die alte 


Regierung die Entſcheidung des Völkerbundskom⸗ (CY 


miſſars oder des Völkerbundes anrufen. 

Wie dieſe Entſcheidung ausgefallen wäre, kann 
man ſich bei all den ungünſtigen Entſcheidungen, die 
zur Zeit der alten Regierung gefällt wurden, lebhaft 
denken. Die jetzige Regierung kam gerade noch zur 
rechten Zeit, um die Abſendung der Note zu verhin⸗ 
dern. Wir ſtehen ebenſowenig wie die Deutſchnatio⸗ 
nalen auf dem Standpunkt, daß der jetzige Zollver⸗ 
teilungsſchlüſſel ausreichend iſt und eine gerechte Lö⸗ 
ſung bildet. Wir betrachten aber die einſtweilige Auf⸗ 
rechterhaltung dieſes Schlüſſels im Verhältnis zu der 
mutmaßlichen Entſcheidung des Völkerbundes oder 
ſeines Hohen Kommiſſars nicht als einen Mißerfolg, 
wie es die Deutſchnationalen tun. 5 

Viel wichtiger als die Erhöhung des Zollvertei⸗ 
lungsſchlüſſels um einige Prozent iſt der Umſtand, daß 
durch eine Beſſerung der Wirtſchaftslage Polens und 
die Stabiliſierung ſeiner Währung eine Steigerung der 
Zolleinnahmen möglich iſt. Die Feſtſtellung des 
Senatspräſidenten, daß gerade bei dieſer wichtigen 
Poſition die finanzielle Lage Danzigs eng von der 
Wirtſchaftslage Polens abhängig iſt, iſt durchaus zu⸗ 
treffend. Wir haben infolgedeſſen alle Urſache, der 
Wirtſchaftslage in Polen baldige Beſſerung zu wün⸗ 
ſchen. Es iſt ſinnlos, gute wirtſchaftliche Verhältniſſe 
zu Polen durch Verhetzung ſtören zu wollen. Die Tat⸗ 
ſache der Wirtſchafts- und Zollgemeinſchaft mit Polen 
iſt nicht wegzuleugnen. Wer alſo die Beziehungen 
zwiſchen Danzig und Polen ſtört, ſchädigt allein die 
Wirtſchaft. 

Von der Beendigung des Zollkrieges zwiſchen 
Deutſchland und Polen verſprechen wir uns eine Be⸗ 
lebung der Danziger Wirtſchaft. Danzig hat alles 
Intereſſe daran, daß beide Staaten möglichſt ſchnell zu 
einer Einigung kommen. In jedem einzelnen Falle 
muß die politiſche Haltung jeder einſichtigen und ver⸗ 
nünftigen Partei in erſter Linie durch die wirtſchaft⸗ 
lichen Erforderniſſe beſtimmt ſein. Der Staat hat 
heute mehr denn je die Aufgabe, der ſchwer leidenden 
Wirtſchaft zu helfen und ihr Erleichterungen zu ver⸗ 
ſchaffen. Dabei darf kein Unterſchied zwiſchen Stadt 
und Land gemacht werden. Wir fragen die Regierung, 
ob die Abſicht beſteht, der Landwirtſchaft in ihrer Ver⸗ 
ſchuldung zu helfen. Bei der Beratung des Einkom⸗ 
menſteuergeſetzes hat die Verſchuldung der Landwirt⸗ 
ſchaft, die von keiner Seite beſtritten worden iſt, eine 
große Rolle geſpielt. 


Die Aufrechterhaltung der Zuckerſteuer geſchieht 


vorzugsweiſe ebenfalls im Intereſſe der Landwirt⸗ 
ſchaft, ebenſo wie die Aufrechterhaltung der Ver⸗ 
brauchsſteuer für polniſche Branntweine und das ge⸗ 
plante Spiritusmonopol. Wir lehnen es ab, die Not 
der Zeit dazu zu benutzen, die Stände und Berufe 
gegeneinander aufzuhetzen. Die deutſchliberale 
Fraktion wird es immer als ihre Aufgabe betrachten, 
durch nüchterne Realpolitik dem Allgemeinwohl zu 
dienen. Sie ſieht den Haushaltsplan, den die Regie⸗ 
rung dem Volkstag vorgelegt hat, als eine Erfüllung 
dieſer Auffaſſung an und wird ihm deshalb zuſtimmen. 
(Lebhaftes Bravol) a 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. v. Mala⸗ 
chinſki. 

v. Malachinſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Der Herr Abg. Spill ſagte geſtern in ſeiner Rede, daß 
die Schuld an den gegenwärtigen ſchlechten Verhält⸗ 
niſſen die Deutſchnationalen trügen. Die Danziger 
Regierung hat vor Monaten ihre Unfähigkeit im Poſt⸗ 
konflikt bewieſen. Wenn ſie zugelaſſen hätte, daß die 
polniſchen Briefkäſten abgeriſſen worden wären, dann 
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(v. Malachinſki, Abgeordneter.) 
hätten wir vielleicht dasſelbe erlebt, wie im Jahre 1914, 
daß durch das kleine Ländchen Serbien Europa in 
Brand geſteckt wurde und Millionen von Menſchen auf 
das Schlachtfeld geführt wurden. 

Durch den Niedergang der Wirtſchaft infolge der 
deutſchnationalen Politik wurden die ſchlechten Ver⸗ 
hältniſſe verſchuldet und es mußte wieder eine Rettung 
gefunden werden. Genau ſo wie im Jahre 1914, genau 
ſo wie im Jahre 1918/19 ſprang die Sozialdemokratie 
wieder ein und wollte eine Verbeſſerung in der Lage 
des Danziger Proletariats bringen. In der Tat hat 
die Sozialdemokratie eine Veränderung gebracht, in⸗ 
dem ſie ſich vor allen Dingen dafür einſetzte, daß der 
Belagerungszuſtand verkündet wurde, den die Deutſch⸗ 
nationalen nicht auszuſprechen wagten. Die Sozial⸗ 
demokraten gingen ſogar ſo weit, daß das Arbeitsdienſt⸗ 
pflichtgeſetz in verſteckter Form eingeführt wurde. 
Man ging weiter dazu über, die 88 218/19 zu befeſtigen. 
Mit Hilfe der Sozialdemokratie ging man ferner dazu 
über, das, was das Proletariat in jahrelangen Kämpfen 
errungen hatte, wieder abzubauen, z. B. tarifmäßige 
Löhne. 

Das war die Verbeſſerung, die die jetzige Koa⸗ 
litionsregierung mit Hilfe der Sozialdemokratie ge⸗ 
bracht hat. Der Herr Abg. Neubauer erklärte, daß der 
Völkerbund als Schutzherr allein imſtande ſei, Staat 
und beſonders Kirche zu ſchützen. Her Abg. Neubauer, 
Sie ſind im Irrtum. Das Weltproletariat wird ſich 
einen neuen Völkerbund auf Grund des Zuſammen⸗ 
ſchluſſes zwiſchen Arbeitern und Bauern bilden, der 
wie eine Lawine entſtehen wird, um dem jetzigen 
Völkerbund die Zähne zu zeigen. Ich gehe ſogar ſo 
weit, zu erklären, daß die Arbeiter und Bauern dieſem 
Völkerbund, wie er jetzt zuſammengeſtellt iſt, durch 
Bürgerkrieg auf der ganzen Linie entgegentreten wer⸗ 
den. Dann wird dem Aufmarſch, wie er gegen Sowjet⸗ 
Rußland geplant iſt, durch die Bauern und Arbeiter 


aller Länder ein Damm entgegengeſtellt werden. 


Herr Abg. Loops führte aus, die Kommuniſten 
hätten ſich gefreut, daß die Sozialdemokratie jetzt in der 
Regierung ſei. Nein, Herr Abg. Loops, die Kom⸗ 
muniſten freuen ſich nicht. Aber eins iſt feſtzuſtellen. 
Auch der letzte Arbeiter im Betriebe hat infolge Ihrer 
Machinationen im Parlament eingeſehen, daß Ihre 
ganzen Verhandlungen ein glatter Verrat des Prole⸗ 
tariats ſind. Der letzte Arbeiter ſieht jetzt ein, daß mit 
der Sozialdemokratie nichts anderes zu machen iſt, als 
mit der deutſchnationalen Regierung. Das ganze 
Danziger Proletariat muß ſich zuſammenſchließen, 


damit endlich einmal mit dieſer Koalitionsregierung 


Schluß gemacht wird und damit wir eine Regierung 
aus dem Volke, aus Arbeitern und Bauern zuſam⸗ 
mengeſetzt, bekommen. Mit Hilfe des geſamten inter⸗ 
nationalen Proletariats werden wir dann eine Beſſe⸗ 
rung unſerer Lage erreichen. (Bravo! bei den Kom⸗ 


muniſten.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Der Herr Senatspräſident hat in ſeiner Rede auch von 
dem Hauptproblem der Etats geſprochen, das heißt von 
der Frage des Beamtenabbaus und des Verhältniſſes 


zwiſchen Beamten und Staat. Er hat hierbei erklärt, 


daß ein Gegenſatz zwiſchen Beamtenſchaft und Wirt⸗ 
ſchaft vorhanden geweſen ſei, und ſich ſo ausgedrückt, 
daß dieſer künſtlich konſtruiert ſei, daß er jetzt aber 
erledigt und von ihm zu den Akten geſchrieben ſei. 
Dieſe Anſicht des Herrn Senatspräſidenten enthält 
ſehr ſchwere Irrtümer. Ein Gegenſatz zwiſchen Be⸗ 
amtenſchaft und Wirtſchaft iſt niemals zu konſtruieren, 
er ſoll auch nicht da ſein. Aber eins iſt für die Dan⸗ 


ziger Verhältniſſe feſtzuſtellen, daß dieſe unverant⸗ 
wortliche deutſchnationale Regierung, die dieſen Be⸗ 
amtenapparat geſchaffen hat, durch ihr Wirken dieſen 
Gegenſatz künſtlich hervorgebracht hat. Wir können 
uns hier erzählen, was wir wollen, wenn die Staats⸗ 
ausgaben nicht zurückgeſchraubt werden, müſſen die 
Steuern aufgebracht werden. Aber darüber hinaus 
beſteht zwiſchen Beamtenſchaft und Wirtſchaft aller⸗ 
dings ein erheblicher Gegenſatz, und der iſt leider von 
der Beamtenſchaft ſelbſt hineingetragen worden, die in 
der Hand un verantwortlicher Führer ift und die bisher 
nur für die höhere Beamtenſchaft Dienſte geleiſtet hat. 
So iſt es leider gekommen, daß eine Verhetzung in die 
Kreiſe der Beamtenſchaft hineingetragen iſt, die alles 
Maß überſteigt. Die Schützenhausverſammlung der 
Beamtenſchaft iſt eigentlich der Urgrund dieſes Zwiſtes, 
und die Verantwortung dafür tragen die Führer, und 
insbeſondere die Herren, die dazu von rechts her die 
Anleitung gegeben haben. Weiterhin muß es immer 
wieder betont werden, daß die Beamtenſchaft, falls ſie 
weiter fortfährt, den Gegenſatz künſtlich hervorzurufen, 
ſich ſelbſt das Grab gräbt. Wir haben an dieſer Stelle 
ſchon einmal darauf hingewieſen, daß es unmöglich iſt, 
daß die Beamtenſchaft mit ihren Organiſationen der 
Wirtſchaft Konkurrenz macht. 
der Beamtenbund ein Konſumgeſchäft nach dem andern 
aufmacht. Das iſt eine Unmöglichkeit. Wenn heute 
die Angeſtelltenſchaft dazu übergeht, ſo iſt es etwas 
anderes, denn die Mittel werden von den Leuten ſelbſt 
aufgebracht. Wenn aber die Beamtenſchaft große Kon⸗ 
ſumgeſchäfte für Bekleidung, für Kolonialwaren uſw. 
einrichtet, ſo iſt das ein Verbrechen, das die Beamten⸗ 
ſchaft an der Wirtſchaft und damit am Staat begeht. 
Die Beamtenſchaft wird von der Wirtſchaft beſoldet. 
Sie darf nicht denjenigen, die die Steuern aufzubringen 
haben, die Geſchäfte fortnehmen. Wenn die Beamten⸗ 
ſchaft jetzt erklärt: „Beamte, kauft in unſerm Konſum⸗ 
geſchäft und nicht bei den Kleingewerbetreibenden,“ 
dann hat es die Beamtenſchaft ſich ſelbſt zuzuſchreiben, 
wenn die Wirtſchaft das als feindſelige Maßnahme be⸗ 
trachtet und zu Gegenmaßnahmen ſchreitet. Leider iſt 
dieſes Vorgehen der Beamtenorganiſationen ja weiter 
nichts als ein Nachahmen der allgemeinen, von der 
vorigen Regierung beliebten Art und Weiſe, die gan⸗ 
zen Aufträge an den Staat zu ziehen, anſtatt ſie an das 
Gewerbe zu vergeben. Das war die berühmte Art 
und Weiſe, wie man bei der Zollbehörde eine Beklei⸗ 
dungsſtelle einrichtete, dann bei der Schutzpolizei, 
überall in ſtaatlichen Räumen mit ſtaatlicher Beleuch⸗ 
tung uſw. Man produzierte ſelbſt und nahm den Ge⸗ 
werbetreibenden auf dieſe Weiſe das Brot. Hierbei 
muß der Mittelſtand zugrunde gerichtet werden, ſo 
kommen wir ſelbſtverſtändlich nicht weiter. Das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Beamtenſchaft und Wirtſchaft wird 
erſt dann ein beſſeres werden, wenn die Beamtenſchaft 
ſelbſt das Einſehen hat, daß ſie zunächſt einmal Rück⸗ 
ſicht auf die wirtſchaftlichen Möglichkeiten der gewerbe⸗ 
treibenden Stände zu nehmen hat. 


— 


Die Art und Weiſe, wie heute Herr Abg. Dr Ziehm 
hier die Wirtſchaftspolitik beleuchtet hat, iſt bezeichnend 


für den vollkommen falſchen Weg, den er ſelbſt bisher 
gegangen iſt. Eine von ſeinen Behauptungen ſpricht 
Bände für die deutſchnationale Betrachtung wirtſchaft⸗ 
licher Vorgänge. Herr Dr Ziehm hat hier erklärt, es 


ſei ein Programmpunkt der Deutſchnationalen, und 
man müßte unbedingt darauf beſtehen, die polniſche 
Eiſenbahndirektion von Danzig wegzubringen, da ſonſt 
die Gefahr beſtände, daß allmählich das Deutſchtum 
Danzigs polniſch durchſetzt würde. Dieſe wirtſchafts⸗ 
politiſche Auffaſſung iſt allerdings nicht preußiſch, ſie iſt 
zum mindeſten engherzig bürokratiſch; denn Herr Dr 


Das geſchieht, wenn 
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Dr. Blavier, Abgeordneter.) 

Ziehm muß ſich doch ſagen, daß im ſelben Moment, in 
dem die Eiſenbahndirektion von Danzig fortgeht, auch 
die 600 Beamten und Angeſtellten verſchwinden, die 


ungefähr ein Jahreseinkommen von 3 Millionen in 
Aber das iſt Ihre Auffaſſung, meine 


Danzig laſſen. 
Herren von rechts, Sie wollen das Deutſchtum mit 
dieſen geradezu unmöglichen Mitteln halten. Herr 
Dr. Ziehm mußte doch wiſſen, daß dieſe 3 Millionen die 
Zahlungsbilanz Danzigs aufs erheblichſte tangieren, 
denn die Gehälter werden aus der polniſchen Wirt⸗ 
ſchaft in die freiſtädtiſche gepumpt. Auch diejenigen, 
die ihre Lebensmittel verkaufen wollen, die Landwirte, 
die angeblich hinter den Deutſchnationalen geſchloſſen 
ſtehen, bekommen einen Prozentſatz von den 3 Mil⸗ 
lionen ab. Es iſt geradezu unverſtändlich, wie der 
verantwortliche Leiter der Innenpolitik eine ſolche 
wirtſchaftspolitiſche Auffaſſung hier vertritt und in 
dieſer Weiſe ganz einſeitige bürokratiſche Politik 
treibt. Aber es iſt ja nicht verwunderlich und auch 
ganz ſelbſtverſtändlich, daß Herr Dr Ziehm als ein⸗ 
ſeitiger Bürokrat über dieſe Auffaſſung nicht hinweg⸗ 
kommen kann. Leider iſt der Grundſatz, den er mir 
gegenüber einmal ausgeſprochen hat, nur zu einem Teil 
durchgeführt worden und nicht zu dem andern. Herr 
Dr. Ziehm hat einmal in einer Unterhaltung über die 
ſtaats rechtliche Stellung des Beamten und feine Be- 
fugniſſe zu mir erklärt, daß der Beamte die Regierung 
nicht angreifen dürfe. Er hat ſich ja inzwiſchen bekehrt 
und tut das ja jetzt in ziemlich erheblichem Maße. Aber 
damals erklärte er: „Es kommt nicht darauf an, die 
verfaſſungsmäßigen Rechte des Beamten zu wahren, 
es kommt darauf an, das Staatsintereſſe zu ſichern.“ 
Es iſt ſchade, daß Herr Dr Ziehm nicht hier iſt. Er ver⸗ 
ſchwindet immer, wenn er geſprochen hat. Dieſer 
ſchöne Grundſatz, den er ſelbſt vertreten hat, iſt aber 
bei der Frage der Gehaltsreduzierung nicht durch⸗ 
geführt worden. Auch heute ſcheitert nach der Auf⸗ 
faſſung der Deutſchnationalen eine Gehaltsreduzierung 
an den wohlerworbenen verfaſſungsmäßigen Rechten 
der Beamten. Das ſind grundſätzliche Fälle, die ich 
bringe, um zu beweiſen, daß die ganze Art des Kampfes 


von rechts nichts weiter als reine Demagogie iſt. Ich 


muß das um jo mehr hier betonen, als Herr Dr. Ziehm 
es fertig bekommen hat, mich einen Adjutanten des 
Herrn Abg. Dr. Moczynſki zu nennen. Es iſt ja ſelbſt⸗ 
verſtändlich in Danzig, daß eine gewiſſe Preſſe, wie 
3. B. die „Neueſten Nachrichten“, mit dieſem Mittel der 
Verleumdung, mit dieſem Mittel der niederträchtigen 
Ehrabſchneidung 


Präſident: Herr Abgeordneter, die Preſſe hat 
keinen Platz, um ſich zu verteidigen. Könnten Sie nicht 
Ihre Ausdrücke etwas vorſichtiger wählen? 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Ich werde 
mich der mildeſten Ausdrücke befleißigen. Es fällt 
einem natürlich ſchwer, wenn einem von der Preſſe die 
Ehre abgeſchnitten wird, wenn mit unverblümten 
Worten heute in den „Neueſten Nachrichten“ ſteht, daß 


meine Rede und die des Herrn Dr Moczynſki aus der⸗ 


ſelben Quelle ſtammen, das heißt auf deutſch, daß ich 
nichts weiter als ein Redner der Polen bin. Wenn 
eine ſo finſtere Beleidigung von einer angeblich maß⸗ 
gebenden Preſſe kolportiert wird, muß ich für mich 
das Recht in Anſpruch nehmen, hier zu erklären, daß 
dieſe Preſſe eine Schmutzpreſſe iſt. Dieſe Zeitung hat 
um ſo weniger das Recht, andern Leuten vorzuwerfen, 
daß ſie im Solde Polens ſtehen, als dieſe Zeitung mit 
27 000 Exemplaren in Polen verboten ift und finanziell 
ſchwer dadurch getroffen iſt, da die Annoncen dement⸗ 
ſprechend nachlaſſen. Dieſe Preſſe antichambriert nun, 
mie man täglich ſehen kann, mit allen Redakteuren 


bei den Polen, um die Erlaubnis für Polen wieder zu (C) 


bekommen. 

So ſehen die „Neueſten Nachrichten“ aus, ſo ſehen 
die Nationaliſten aus. Sie tun ſo, als wenn ſie das 
Deutſchtum bewahren. Für die Zulaſſung nach Polen 
opfern ſie ſchließlich ihr Deutſchtum. (Gut ſo! rechts.) 
Wenn das eine Preſſe tut, kann man es immerhin ver⸗ 
zeihen, dagegen ift es unverzeihlich, wenn Herr Abg. 
Dr. Ziehm ſich hier hinſtellt und mit der Biedermanns⸗ 
miene des preußiſchen Beamten, vielleicht auch des 
preußiſchen Offiziers, dieſe niedlichen Verleumdungen 
aufbringt. 

Präſident: Herr Abg. Dr. Blavier, einem Abgeord⸗ 
neten dürfen Sie Verleumdungen an dieſer Stelle 
nicht vorwerfen. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Ich nehme 
das Wort Verleumdung zurück: der in dieſer vor⸗ 
nehmen Art Behauptungen aufſtellt. Es ift auffallend, 
daß er den Mut nicht aufgebracht hat, mir zu ſagen, 
was er auf dem Lande hat verbreiten laſſen, und was 
neulich Herr Abg. Schütz als Argument auf meine 
wirtſchaftspolitiſchen Darlegungen erklärte: „Herr 
Blavier, Sie ſind ein bezahlter Agent Polens.“ 

Es iſt unwürdig, mit dieſen Mitteln zu kämpfen. 
Wir haben bisher wirklich das Perſönliche durchaus 
hintangeſtellt. Jetzt endlich müſſen wir den Herren 
von rechts eins ſagen, und das ſtimmt: Das Deutſch⸗ 
tum iſt allerdings niemals mit Kraftworten zu ver⸗ 
teidigen, mit den immer wiederkehrenden Lippen⸗ 
bekenntniſſen, wie Sie Herr Abg. Dr Ziehm gebraucht. 
Nein, Herr abweſender Abg. Dr. Ziehm, (Heiterkeit) 
es ſtimmt ſchon, wie es in der Bibel ſteht: „Ihr ſollt 
das Wort Gottes nicht im Munde, ſondern im Herzen 
tragen.“ Da zwei Pfarrer in Ihrer Partei ſind, wer⸗ 
den Sie für dieſes Wort wohl Verſtändnis haben. Es 
iſt ſchade, daß Herr Abg. Dr. Ziehm nicht anweſend iſt. 
Ich würde ihm dann ſagen, wenn er für ſich in An⸗ 
ſpruch nimmt, Alleinträger des Deutſchtums zu ſein, 
indem er immer wieder mit den kraftvollſten Worten 
betont, er ſei der alte preußiſche Beamte, der mit dem 
Herzen am Deutſchen Reiche feſthält, dann würde ich 
Herrn Abg. Dr Ziehm ſagen: Mit Ihrer preußiſchen 
Ehre, mit Ihrem Preußentum ſteht es tatſächlich nicht 
ſo roſig, ſonſt würden Sie es, wenn Sie alter Preuße 
von echtem Schrot und Korn wären, nicht den übrigen, 
kleinen Staatsbürgern nachmachen, die über die Grenze 
Waren ſchmuggeln. (Hört, hört! links.) Herr Abg. 
Dr. Ziehm, ein preußiſcher Beamter würde niemals 
mit ſeinen Damen nach Berlin fahren, ſeidene Kleider 
einkaufen — und dann die Sperre paſſieren, weil die 
Zollbeamten auf den diplomatiſchen Paß hin ſagen: 
„Jawohl, Herr Präſident“, und ihn ohne Kontrolle 
durchlaſſen, ſo daß ſich die Damen rühmen, daß ſie die 
Kleider geſchmuggelt haben. 


Ein gewöhnlicher Staatsbürger, der das tut, han⸗ 
delt vielleicht einwandfrei, aber ein Staatspräſident 
mit 2000 Gulden monatlichem Einkommen, der das tut 
und die Danziger Handwerker ſchädigt und mit Hilfe 
des diplomatiſchen Paſſes Schmuggel betreibt, ſoll ſich 
hier nicht hinſtellen und ſagen, er ſei der Vertreter des 
alten Preußentums. Nein, Herr Abg. Dr. Ziehm, ſo 
war das alte Preußentum wirklich nicht. Nun noch 
das große Gerede von der unauslöſchlichen Vaterlands⸗ 
liebe, die Herr Abg. Dr Ziehm in eineinhalbſtündigem 
Vortrag zum beſten gab. Sie ſteht auch in ſchroffem 
Gegenſatz zu den Handlungen. Herr Abg. Dr Ziehm, 
es iſt ein Verbrechen, wenn einem Abgeordneten vor⸗ 
geworfen wird, er ſei Landesverräter und verkaufe 
ſeine Meinung. Dazu, Herr Abg. Dr Ziehm, müßten 
Sie genau ſo wie unſereiner jahrelang den Krieg in 
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Dr. Blavier, Abgeordneter.) 

vorderſter Reihe mitgemacht haben und nicht in der 
Fettſtelle. Nicht dadurch rettet man hier das Deutſch⸗ 
tum, das Vaterland, daß man, wie Herr Oberpoſt⸗ 
inſpektor, Oberleutnant Abg. Philipſen es tut, der das 
Heiligſte, was es für einen Offizier gibt, das E. K. I 
zum Bürgerrock anlegt. Nein, Herr Abg. Oberleutnant 
Philipſen, 

Präſident: Herr Abg. Dr. Blavier, Sie wiſſen, daß 
es hier nur Abgeordnete gibt. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Herr Abg. 
Philipſen, Sie werden als Offizier wiſſen, daß man das 
E. K. I nur zum Frack bei feierlichſten Gelegenheiten 
trägt und damit ſein Deutſchtum dokumentiert. Man 


geht aber nicht, Herr Abg. Philipſen, mit dem E. K. I 


am ſchlichten Bürgerrock angetan, betrunken in Dir⸗ 


nenlokale und ſingt: „Ich bin des Königs Grenadier.“ 


Solche Preußen und Offiziere haben wir früher nicht 
gehabt. (Hört, hört! links.) 

Ich hätte dies kleine Regiſter aus den Mitteilungen 
von Ihrer Seite, meine Herren Deutſchnationalen, 
nicht gebracht, wenn Sie ſich nicht hier hingeſtellt 
hätten, um die Ehre eines alten Frontſoldaten, der 
drei Jahre lang als einziges Kind ſeiner Eltern in 
vorderſter Linie ſtand, anzugreifen. Weil Sie die Ehre 
beſchmutzt haben, Herr Abg. Dr Ziehm, deswegen habe 
ich dieſe kleinen Muſterbeiſpiele aus Ihrem ſittlichen 


Leben gebracht, um Ihnen zu zeigen: Richtet nicht, auf 


daß Ihr nicht gerichtet werdet. 


Wenn mir der ehe⸗ 
malige Vizepräſident, jetzige Abgeordnete und Partei⸗ 
führer Dr Ziehm, den Vorwurf machen will, daß ich 
von Polen gekauft bin und ein unehrlicher Deutſcher 


ſei, ſo habe ich auf ſo etwas nur das Wort: Derjenige, 


(B) 


der das behauptet, ift ein Lump! 
links. — Zwiſchenrufe rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Nachdem der 
Herr Abg. Dr Blavier das eigentlich zur Beſprechung 
ſtehende Thema verlaſſen hat, fühle ich mich veranlaßt, 
zum Etat zurückzukommen. Der Senat weiß nicht, wie 
er die Einnahmen mit den Ausgaben in Einklang 
bringen ſoll. Daher ſchlage ich vor, für den Volkstag 
Luſtbarkeitsſteuer zu erheben und für die Reden des 
Herrn Abg. Dr Blavier ein doppeltes Entgelt. 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
empfehle Ihnen, die Vorlage Druckſache Nr. 2194 mit 
den ſchon überwieſenen Haushaltsplänen dem Haupt⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Widerſpruch; 
es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen zu Punkt 4 der 
Tagesordnung: 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegen⸗ 
heiten zum Antrag des Abg. Laſchewſki und 
Fraktion betr. tarifmäßige Löhne für Notſtands⸗ 
arbeiten. 

Druckſache Nr. 2207 zu Nr. 2191. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache, das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Wenn 
unſer Antrag über Notſtandsarbeiten und tarifmäßige 
Löhne auch im Ausſchuß von allen Parteien abgelehnt 
wurde, ſo hat er doch ein Gutes gehabt, nämlich feſt⸗ 
zuſtellen, daß die bürgerlichen Parteien einſchließlich 
der Sozialdemokratie auf dem Standpunkt ſtehen, daß 
derjenige, der vom Staat etwas bekommt, verpflichtet 
iſt, zu arbeiten. Dieſer von den bürgerlichen Parteien 
eingenommene Standpunkt bedeutet nicht mehr und 
nicht weniger, als das für die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung gearbeitet werden muß. Es wird die Zeit 
nicht fern fein, wo man auch die Sozial rentenempfän⸗ 
ger zur Arbeit heranzieht. Da im Freiſtaat Danzig 
alles möglich iſt, ſo haben wir die Gewißheit, daß das 


(Lebhaftes Bravo! 


in allernächſter Zeit eintritt. Ich ſage alſo, inſofern 


Ich 


hat unſer Antrag etwas Gutes für ſich. Nicht allein 


die bürgerlichen Parteien mit Einſchluß der Sozial⸗ 


demokratie haben dieſen Standpunkt eingenommen, 
ſondern die Deutſchnationalen ſind noch weitergegan⸗ 
gen und haben unſeren Antrag als Blödſinn bezeich⸗ 
net. M. H. Deutſchnationalen, wenn Sie das Ver- 
langen des Arbeiters, redlich entlohnt zu werden und 
den Achtſtundentag zu haben, als Blödſinn bezeichnen, 
dann laſſen Ihnen die Arbeiter durch meinen Mund 
erklären, daß Sie noch mehr als Blödſinn im Kopf 
haben. 

M. D. u. H.! Der Antrag wurde mit der Begrün⸗ 
dung abgelehnt, daß Mittel nicht vorhanden wären 
und daß ſchließlich das, was jetzt durchgeführt werde, 
nur Notſtandsarbeiten wären. Man will damit ſagen: 
Wir hätten es eigentlich gar nicht nötig, arbeiten zu 
laſſen, aber weil wir den Notſtand der Arbeiter er⸗ 
kennen, wollen wir ihn beheben und Gelegenheit zur 
Arbeit geben. Man vergißt dabei völlig, daß dieſe 
Arbeiten wohl dazu angetan ſind, kleine Gruppen der 
Arbeiterſchaft aus der Not herauszureißen. Aber dem 
größten Teil der Arbeiter wird damit abſolut nicht 
gedient, weil die Not der Arbeiter durch dieſe Arbeit 
nicht behoben wird. M. D. u. H.! Es ſteht feſt, daß die 
Erwerbsloſenunterſtützung die Not der Arbeiter nicht 
beheben konnte. Das Elend iſt bei den Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützungsempfängern genau jo ſchlimm, wie es 
bisher geweſen iſt. Wenn man nun dieſen Arbeitern 
nicht mehr gibt, als die Erwerbsloſenunterſtützung 
betrug oder im Gegenteil noch weniger gibt, dann iſt 
es auch Demagogie, wenn man behauptet, man wolle 
die Not der Arbeiter beheben. Inſofern kann es keine 
Notſtandsarbeit ſein. Andererſeits glaubt man, ſagen 
zu müſſen: Jawohl, wir laſſen arbeiten, aber notwendig 
iſt die Arbeit nicht. Ich habe im Ausſchuß erklärt, 
daß das zutreffen mag, aber ſoviel uns bekannt iſt, 
trifft auch zu, daß die Arbeit, die heute geleiſtet wird, 
wenn ſie auch vielleicht nicht heute zum Wohle des 
Staates dient, ſo doch in allernächſter Zeit dem Staat 
zugute kommen wird. Weil diefe Arbeit dem Staate 
zugute kommt, habe ich erklärt, und erkläre es auch 
hier, daß die Arbeiter gar kein Intereſſe daran haben, 
dieſen Staat zu ſtützen, und ihre Arbeitskraft im 
Intereſſe dieſes Staates derartig billig zu verkaufen, 
daß ſie von dem, was ſie erhalten, nicht leben können. 
Wir erklären frei und offen und haben es immer wie⸗ 
der erklärt, daß die Arbeiter an dieſem Staat keine 
Intereſſen haben, da ſie allein die Gedrückten, die Ge⸗ 
peinigten und die Ausgeſogenen ſind. Oder wollen 
Sie, meine Herren von rechts, beſtreiten, daß nur Sie 
die Nutznießer ſind. Nur Sie können auf Roſen ge⸗ 
bettet ſein, während die Arbeiter auf den Dielen lie⸗ 
gen müſſen. 


Das können Sie nicht beſtreiten, und deshalb haben 
die Arbeiter kein Intereſſe, dieſen Staat noch zu er⸗ 
halten. Wenn man ſchon das ſoziale Herz ſprechen 
laſſen will, dann müßte man doch mindeſtens zu dem 
Standpunkt kommen, daß nicht nur für die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung gearbeitet werden darf, ſondern 
daß darüber hinaus noch etwas gezahlt werden muß. 
Wie ſieht es aber in Wirklichkeit aus? Der Senat 
erklärt bereits ſeit 14 Tagen, daß dort, wo der Lohn 
die Erwerbsloſenunterſtützung nicht erreicht, ſofort 
Abhilfe geſchaffen werden ſoll. Geſtern erklärte wie⸗ 
der der Senat: „Wir ſind noch nicht ſoweit, das macht 
allerhand Aufſtellungen erforderlich. Wir müſſen 
jeden einzelnen heranziehen, um feſtzuſtellen, wieviel 
Erwerbsloſenunterſtützung er bekommen hat, und wir 
müſſen feſtſtellen, wie nunmehr ſein Verdienſt ge⸗ 
ſtaltet werden muß.“ Man hat ſich nicht geſcheut, zu 
dieſem Zweck nach Angabe des Senats acht neue Kräfte 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 
Ich glaube, daß dieſe noch nicht aus⸗ 
reichen werden, um alle Berechnungen aufzuſtellen. 
Durch dieſe Notſtandsarbeiten ſpart nun der Staat 
nichts, ſondern das Gegenteil iſt eingetreten. Wegen 
der Notſtandsarbeiten müſſen noch acht oder zehn 
Leute angeſtellt werden. Dieſe Herren bekommen 
natürlich das reguläre Gehalt, müſſen alſo vom Staat 
unterhalten werden. Anſtatt den praktiſchen Weg zu 
wählen und den Arbeitern dieſe Groſchen zukommen 
zu laſſen, hat man wieder den bürokratiſchen Weg ge⸗ 
wählt und geſagt: „Du Arbeiter bekommſt nicht einen 
Pfennig mehr. Wir werden jetzt genau errechnen, wie⸗ 
viel du an Erwerbsloſenunterſtützung beziehſt, und 
das ſollſt du jetzt auch bekommen.“ Wegen dieſer Be⸗ 
rechnungen müſſen wir noch ein paar hunderttauſend 
Gulden im Jahre hinauswerfen. Man ſollte dafür 
lieber den Arbeitern etwas mehr geben. 

Ich will vorläufig noch von unſerem Antrag ab⸗ 
ſehen, der den tarifmäßigen Lohn für die einzelnen 
Gruppen vorſieht. Wie iſt es aber heute? Wir haben 
bei den Notſtandarbeiten drei Gruppen, die Gruppe 
unter 21, die Gruppe über 21 Jahre und die Gruppe 
der Verheirateten. Die Leute unter 21 Jahren er⸗ 
halten 50 Pfennig. Nach dem Erwerbsloſenfürſorge⸗ 
geſetz bekommt der Erwerbsloſe unter 21 Jahren 
1,70 Gulden; bei der Notſtandsarbeit bekommt er 
50 Pfennig pro Stunde, alſo für ſechs Stunden 3 Gul⸗ 
den, das macht für den Tag 1,30 Gulden mehr, für die 
Woche 7,80 Gulden. Das ſind die Unverheirateten. Die 
unverheirateten Arbeiter über 21 Jahre erhalten 
65 Pfennig pro Stunde, das macht pro Tag 3,90 Gul⸗ 
den. Wären fie erwerbslos, bekämen ſie 1,90 Gulden, 
ſie erhalten alſo pro Tag 2 Gulden oder pro Woche 
12 Gulden mehr. Bei den Verheirateten aber mit 
2 bis 3 Kindern wird die Erwerbsloſenunterſtützung 
auf Grund der tarifmäßigen Notſtandsarbeiten er- 
rechnet. Und hier liegt die überaus große Gemein⸗ 
heit der ſozialen Abteilung. Gerade den verheirateten 
Familienvätern will man nicht 5 Pfennige mehr geben, 
als die Erwerbsloſenunterſtützung beträgt. Auf der 
anderen Seite gibt man 12 Gulden mehr. Um nicht 
falſch verſtanden zu werden, ſagen wir, daß die verhei⸗ 
rateten Leute ohne Kinder oder die Unverheirateten 
abſolut nicht beneidet werden, aber wir müſſen ver⸗ 
langen, daß hier auch der ſoziale Ausgleich eintritt. 
Dazu wäre nach meinem Dafürhalten notwendig, daß 
beſonders Verheiratete mit 3, 4 und mehr Kindern 
mindeſtens 12 bis 15 Gulden mehr Lohn bekommen, 
als die Erwerbsloſenunterſtützung beträgt. 


M. H. vom Zentrum! Ihr Vertreter hat beim 
vorhergehenden Punkt der Tagesordnung ſo warm 
für alle Bevölkerungsklaſſen geſprochen, am wärmſten 
für die Arbeiterſchaft. Sie möchte ich beſonders auf 
dieſen Widerſinn aufmerkſam machen, der ſich bei den 
Notſtandsarbeiten bemerkbar macht. Verlangen Sie 
von dem Verheirateten mit Kindern, daß er nur für 
die Erwerbsloſenunterſtützung arbeiten ſoll, ſo ſieht 
es mit Ihrem ſozialen und mit Ihrem chriſtlichen 


Herzen ſehr miſerabel aus. Aber im Ausſchuß hat ja 


Ihr Herr Gaikowſfki erklärt, die Arbeiter müßten 
arbeiten, wenn ſie vom Staate Unterſtützung ver⸗ 
langen. So findet man, daß hier letzten Endes immer 
nur mit Worten jongliert, daß der Bevölkerung nur 
Sand in die Augen geſtreut wird. In Wirklichkeit 
will man an dem beſtehenden Elend abſolut nichts 
ändern. Wenn die Zuſtände bei den Notſtandsarbeiten 
heute derartig ſind, wäre es dann nicht beſſer und an⸗ 


gebracht, daß man dieſen Arbeitern, um über dieſe 


Mißſtände hinwegzukommen, den tarifmäßigen Lohn 
zahlte, wie ſie ihn zu verlangen haben. Ich ſagte 
ſchon, daß, wenn die Notſtandsarbeiten heute weniger 
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zum Wohle des Staates dienen, ihr Nutzen aber in 
allernächſter Zeit für den Staat zutage tritt. Man 
läßt bei dieſen Notſtandsarbeiten aber nicht nur eine 
planmäßige Arbeit verrichten, ſozuſagen eine geiſt⸗ 
tötende Arbeit, indem man Erde bewegt, ſondern 
man iſt auch dazu übergegangen, die gelernte Arbeits⸗ 
kraft auszunutzen. In dieſer Beziehung verlangen 
wir, daß der Arbeiter den tarifmäßigen Lohn erhält. 
Wir haben feſtgeſtellt, daß bei den Notſtandsarbeiten 
Zimmerer beſchäftigt werden, nicht etwa, um Erde 
wegzuſchaufeln, ſondern als Zimmermann. Sie haben 
hier ſo oft erklärt: Der Beamte, der akademiſch vorge⸗ 
bildet iſt, muß mehr Gehalt bekommen, als derjenige, 
der aus dem Arbeiterſtand hervorgegangen iſt. In 
dieſem Falle müſſen Sie doch einſehen, daß die Arbeits⸗ 
kraft eines gelernten Arbeiters höher zu bewerten iſt, 
als die eines ungelernten, von Ihrer Seite aus. Wir 
ſelbſt finden darin keinen großen Unterſchied. Aber 
wenn Sie nach Ihrem Staatsſyſtem die Welt regieren 
wollen, ſo müſſen Sie dieſen Grundſatz bei den Not⸗ 
ſtandsarbeiten auch verwirklichen. 
Darum ſagen wir, wo der gelernte Arbeiter ſeine 
Konter Kraft hergibt, muß er auch entſprechend ent⸗ 
punt werden. Aber Sie beſtimmen, der Arbeiter, der 
Erde ſchaufelt, bekommt genau ſo viel wie der, der 
eine Baubude, eine Baracke als Zimmermann, d. h. 
als gelernter Arbeiter aufrichtet. (Das iſt doch 
Gleichheit! rechts.) Sie wollen doch einen Unter⸗ 
ſchied machen. Wir verlangen doch nur, daß Ihre An⸗ 
ſicht zur Geltung kommt. Mfo zahlen Sie den Arbei⸗ 
tern die tarifmäßigen Löhne, dann wird die Arbeiter⸗ 
ſchaft für die jetzige Zeit zufrieden ſein. Genau ſo 
liegt es beim Altersunterſchied. Wir verlangen, daß 
der Arbeiter nach Vollendung des 18. Lebensjahres 
als VBollarbeiter gilt. Wir find der Meinung, daß der 


Arbeiter vom 18. Lebensjahr, auch wieder bei dieſen (p) 


Notſtandsarbeiten, ebenſoviel ſchafft, wie der ältere 
Arbeiter. Das werden Sie auch nicht widerlegen 
können. Man hat aber auch hier einen Unterſchied 
gemacht, um in die Arbgiterjchaft ſchließlich einen Keil 
hineintreiben zu können. Man will wieder die billigen 
Arbeiter gegenüber den teueren bevorzugen. Man will 
eine Gruppe ſchaffen, die ſich gegen die Verheirateten, 
gegen die Familienväter, ausſpielen läßt. Darum 
ſagen wir, daß das 18. Lebensjahr genügen muß, da 
der Arbeiter ſich dann im Beſitz ſeiner vollen Kraft 
befindet. Aber ich weiß, daß Sie das alles nicht über⸗ 
zeugen wird, unſerem Antrag zuzuſtimmen. 

Es iſt bedauerlich, daß die Regierungsbänke wieder 
leer ſind, denn ich habe noch einige Mißſtände, die 
jetzt bei den Notſtandsarbeiten vorhanden ſind, auf⸗ 
zudecken. Unſer Antrag wird abgelehnt werden und 
es wird bei der jetzigen Entlohnung bleiben. Gerade 
darum möchte ich von dieſer Stelle aus Gelegenheit 
nehmen, auf die Mißſtände hinzuweiſen, die mir noch 
vor zwei Tagen gemeldet wurden. Ich habe ſie ſchon 
im Ausſchuß zur Sprache gebracht. Ich erklärte im 
Ausſchuß, daß man nicht nur auf Grund dieſer miſe⸗ 
rablen Entlohnung verſucht, alles aus dem Arbeiter 
herauszuſchinden, ſondern daß man ſogar dazu über⸗ 
gegangen iſt, Penſumarbeit zu fordern, wie man ſie 
von den Gefängnisinſaſſen verlangt. In der Kleinen 
Molde fordert man von den Arbeitern, daß ſie mit 
zwei Mann 34 Loren oder mit einem Mann 17 Loren 
pro Tag füllen. Wer weniger leiſtet, fliegt auf die 
Straße und bekommt keine Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung. Hierin liegt Syſtem, Syſtem inſofern, als 
man beim Sozialen Etat 25 Prozent Erſparniſſe erzielt 


und mit allen möglichen Mitteln verſucht, hier den 


Sparhebel anzuſetzen, indem man ſyſtematiſch die 
Arbeiterſchaft vom Bezug der Erxwerbsloſenunter⸗ 
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) ſtützung ausſchalten will. Wenn die Arbeiter alfo das 


ihnen vorgeſchriebene Penjum, wie auf Schießſtange, 
micht erreichen, dann fliegen ſie hinaus und verlieren 
die Erwerbsloſenunterſtützung. Noch gemeiner und 
rigoroſer geht man auf der Arbeitsſtelle Neuſchott⸗ 
land vor. Dort hat man 24 Loren für den Tag feſt⸗ 
geſetzt. Jede weitere Lore wird mit 30 Pfennig be⸗ 
zahlt. Es iſt alſo das beſte Antreiberſyſtem, das über⸗ 
haupt erdacht werden kann. Man ſpielt nicht nur die 
Arbeiter unter ſich und gegeneinander aus, ſondern 
man hetzt dieſen Arbeitern noch andere aufs Fell, in⸗ 
dem man dem Kutſcher für den 31. Zug einen Gulden 
gibt. Er hat 30 Züge zu fahren und für den 31. be⸗ 
kommt er einen Gulden. M. D. u. H.! Wer die Arbeit 
kennt, es iſt bedauerlich, daß die Rechte, die Deutſch⸗ 
nationalen, keine Arbeit kennen, (Sie doch auch 
nicht! rechts.) ſonſt würden ſie auch einmal ein 
Wort ertönen laſſen. Herr Habel, wenn ich ſo alt 
wäre wie Sie, hätte ich auch mehr gearbeitet. Ich be⸗ 
haupte, wenn wir unſer Alter und unſere Arbeit pro⸗ 
zentual berechnen, dann kann ich mit ruhigem Ge⸗ 
wiſſen erklären, daß für meinen Teil 100 Prozent 
mehr herauskommen. (Das wird wieder nicht iting 
men! rechts.) 

Man hat hier in raffinierteſter Weiſe ein Syſtem 
ausgeklügelt, um den Arbeiter von der Arbeitsſtelle 
zu treiben und ihm die Erwerbsloſenunterſtützung zu 
entziehen. Glauben Sie nicht, daß der Kutſcher mit 
allen Mitteln beſtrebt ſein wird, 2 oder 3 Gulden den 
Tag mehr zu verdienen? Wir nehmen es ihm nicht 
übel. Ihre gemeine Wirtſchaftsweiſe verführt ihn 
dazu. Es iſt gemein von der Behörde, daß ſie ein 
ſolches Syſtem einführt. Nun die Unterkunftsräume. 
Wir haben bis jetzt noch einigermaßen annehmbares 
Wetter gehabt, aber die Frühjahrsſtürme ſtehen noch 
bevor. Wie denken Sie es ſich, wenn die Arbeiter vom 
Regen überraſcht werden, der im Frühling vielleicht 
tagelang anhält? Wo ſollen die Arbeiter bleiben, 
ſollen ſie auf der Straße im Regen bleiben? Es iſt 
notwendig, daß Unterkunftshbaracken hergeſtellt mwer- 
den, damit ſich die Arbeiter nicht an der Arbeitsſtelle 
in einen Sandhaufen ſetzen müſſen, um ihr Mittag⸗ 
brot zu verzehren. Pfui Teufel, ſage ich, daß noch 
immer ſolche Zuſtände beſtehen. Wir müſſen ver⸗ 
langen, daß der Arbeiter auf der Arbeitsſtelle an 
einem Tiſch ſein Mittageſſen und ſein Frühſtücksbrot 
verzehren kann. Ihre Wirtſchaftsweiſe verlangt aber 
noch immer vom Arbeiter, daß er ſich wie das Vieh auf 
die Erde ſetzt und ſein Mittagbrot verzehrt. Das ſind 
Zuſtände, die heute in einem freien Staat nicht mehr 
herrſchen ſollten. 

Wenn Sie unſeren Antrag ablehnen, ſo ſorgen 
Sie wenigſtens dafür, daß die verheirateten Arbeiter 
mit vielen Kindern nicht für die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung arbeiten müſſen. Bei den Verheirateten ohne 
Kinder iſt zu verzeichnen, daß der Verdienſt höher iſt, 
aber bei denen mit Kindern müſſen wir feſtſtellen, daß 
die Erwerbsloſenunterſtützung höher iſt, als der für 
die Arbeit ausgeſetzte Lohn. Ich erkläre deshalb noch 
einmal, daß die Arbeiter kein Intereſſe daran haben, 
für dieſe Bettelpfennige zu arbeiten. Wenn ſie heute 
noch die Not dazu zwingt, ſo können wir mit ruhigem 
Gewiſſen ſagen, daß ſich die Arbeiterſchaft das nicht 
mehr lange gefallen laſſen wird. Wenn hier nicht Ab⸗ 
hilfe geſchaffen wird, dann werden Sie die Rechnung 
bezahlen müſſen. Schließlich werden Sie diejenigen 


ſein, die die Sache auszubaden haben, die Sie ſich ein⸗ 
gebrockt haben. en 

Wir möchten an diefer Stelle noch einmal unſere 
warnende Stimme erheben und Ihnen erklären, 
ſpannen Sie den Bogen nicht allzu ſtraff. Glauben 
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Sie nicht, daß der Arbeiter noch immer der Michel iſt, (C) 


der er vor 1914 war. Durch Ihre Wirtſchaftsweiſe er⸗ 
kennt er immer mehr, daß ſein Los ein anderes wer⸗ 
den muß und er wird letzten Endes erkennen, daß es 
nur dann anders wird, wenn er es ſich ſelbſt erkämpft. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung, da weitere Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Da ein Eventualantrag zu Abſatz 1 
vorliegt, denke ich ſo vorzugehen, daß ich zunächſt über 
Abſatz 1 abſtimmen laſſe. Wird er abgelehnt, kommt 
der Eventualantrag zur Abſtimmung. Dann kann ich 
wohl über die Abſchnitte 2 und 3 zuſammen abſtim⸗ 
men laſſen. Wir haben die Druckſache Nr. 2191, die 
drei Abſchnitte enthält. Ich laſſe zunächſt über den 
Abſchnitt 1 abſtimmen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die Abſchnitt 1 annehmen wollen, fich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit. Abſatz 1 iſt abgelehnt. Ich bringe nun den 
Eventualantrag zu Abſatz 1, Druckſache Nr. 2191: 

Bei Notſtandsarbeiten des Staates und der Kom⸗ 

munen ſind die Arbeiter 8 Stunden zu beſchäftigen 

zur Abſtimmung und bitte die Damen und Herren, die 
ihn annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Eventual⸗ 
antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung 
über Abſchnitt 2. Ich bitte die Damen und Herren, die 
ihn annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, Abſchnitt 2 iſt 
abgelehnt. Wir kommen zu Abſchnitt 3. Ich bitte die 
Damen und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, Abſchnitt 3 iſt abgelehnt. Somit iſt dieſer 


Punkt der Tagesordnung erledigt. Die Punkte 5 und 


6 ſind eigentlich durch die Annahme des Geſetzes über 


die Aufhebung der Börſenumſatzſteuer erledigt. Ich 
möchte aber normal verfahren und die beiden Punkte 

zur Abſtimmung bringen. Ich rufe auf Punkt 5: 
Bericht des Steuerausſchuſſes zum Antrag des 
Abg. Förſter und Fraktion betr. Abbau der 
Deviſenumſatzſteuer. 25 
Druckſache Nr. 2203 zu Nr. 1118. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Wir kommen zur Abſtimmung über den Ur⸗ 
antrag, Druckſache Nr. 1118. Ich bitte die Damen und 
Herren, die ihn annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. Er iſt abgelehnt. Wir kommen zu Punkt 6: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aufhebung der Deviſenumſatzſteuer. Urantrag 

des Abg. Rahn u. Gen. ; 
Drucjahe Nr. 2204 zu Nr. 1423. Bericht des Steuer⸗ 
ausſchuſſes. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die die Druckſache Nr. 1423 annehmen wollen, ſich von 

den Plätzen zu erheben. Sie iſt abgelehnt. 

Wir ſind am Schluß unſerer Tagesordnung. Der 
Aelteſtenausſchuß ſchlägt Ihnen vor, bis Mittwoch, 
den 21. April, Ferien zu machen. Ich bitte, die Feſt⸗ 


— 


5 


ſetzung der Tagesordnung mir zu überlaſſen. Ich höre 


keinen Wiberſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Ich möchte 
die Sitzung nicht ſchließen, ohne Ihnen recht frohe 
Erholung in den Ferien zu wünſchen. (Danke, 
gleichfalls!) ; 


(Schluß der Sitzung 8 Uhr.) 


Dem 
Präſidenten des Volkstages 


Oberſtudiendirektor 


Dr. Adolf Treichel 
zum Gedächtnis 


+ 1. April 1926 


162. Sitzung 


Mittwoch, den 14. April 1926 


Trauerſitzung des Volkstages der Freien Stadt 
Danzig anläßlich des Todes ſeines Prä äſidenten 


Tagesordnung: 
1. Eröffnung der Sitzung 
2. Trauermarſch aus Eroika » „„ „ D. Beethoven 
Danziger Stadttheater⸗ Orcheſter, Dirigent drehe Kun. . 
3. Lamentatin n v. Melchior⸗Frank (1573— ee 


Dr. Adolf Treichel 


Danziger Männergeſang⸗ Verein, Dirigent Muſtkdirektor Stange. 


4. Anſprache des Erſten Vize⸗Präſidenten des Volkstages 


Gnädig und barmherzig 


v. Eduard Grell (1800—1886) 
Danziger Wännerggteng⸗ Verein, Are Muſikdirektor Stange. 


‚As Todd s „„ eg 
Danziger Stadttheater- Orcheſter, Dirigent Operndirettor Kun. 
Schluß der Sitzung 
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162. Sitzung 


Mittwoch, den 14. April 1926. 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. 
Sahm; Senatoren Dr. Bail, Bötel, Ernſt, Formell 
Dr. Frank, Fuchs, Grünhagen, Dr. Kamnitzer, Dr. Leske, 
Dr. Neumann, Ramminger, Reef, Runge, Dr. Schwartz, 
Siebenfreund, Dr. Strunk, Dr. Wiercinſki; Präſident 
des Finanzrats Dr. Dolle, Mitglieder des Finanzrats 
Oberregierungsrat Alter. Knauer; Gerichtspräſident 
Dr. Cruſen, Oberbürgermeiſter Dr. Laue, Zoppot, 
Staatsräte Gall, Kraefft, Zander Prorektor Prof. Dr. 
Sommer, Staatsräte Scheunemann, Dr. Stade, Polizei⸗ 
präſident Froböß. Staatsrat Lademann, Oberbaurat 
Virus, Oberſt v. Heydebreck, Landrat Walzer, Regie⸗ 
rungsräte Hinz, Armſtedt. — In der Diplomatenloge: 
Die Hinterbliebenen des verſtorbenen Präſidenten, der 
Hohe Kommiſſar des Völkerbundes. Prof. Dr. van Ha- 
mel und die in Danzig tätigen Vertreter auswärtiger 
Staaten. Generalſuperintendent D. Dr. Kalweit, Biſchof 
Graf O'Rourke, Stadtbürgerſchaftsvorſteher Brunzen. 

Das Präſidium iſt mit Immergrün und Oſterlilien 
geſchmückt. Auf dem Präſidentenſtuhl liegt die Kranz⸗ 
ſpende des Volkstags und auf dem Abgeordnetenplatz 
des verſtorbenen Präſidenten ein Blumenſtrauß mit 
Trauerflor. Das Orcheſter des Stadttheaters iſt auf der 
Zuhörertribüne untergebracht, der Danziger Männer⸗ 
geſang⸗Verein hat im Erfriſchungsraum des Volkstags 
Aufſtellung genommen. 


Anſprache des Erſten Vizeprüfidenten Spill. 

M. D. u. H.! Das hohe Haus iſt zu der heutigen 
Sitzung zuſammengetreten, um dem verehrten Heim⸗ 
gegangenen, dem verſtorbenen Präſidenten des Danzi⸗ 
ger Volkstages Herrn Adolf Treichel, die letzte Reve⸗ 
renz zu erweiſen. Als ich durch das Vertrauen dieſes 
hohen Hauſes in mein Amt als erſter Vizepräſident 
berufen wurde, glaubte ich nicht, daß ich ſchon nach 


ſo kurzer Zeit infolge eines ſolch traurigen Anlaſſes 


hier dem Hauſe als Sprecher würde dienen müſſen; 
denn der Verſtorbene ſtand in der Vollkraft ſeiner 
Mannesjahre, im beſten Alter und noch nicht lange iſt 
es her, als er hier oben pflichtgetreu ſeines Amtes 
waltete. 

Darum waren wir wohl alle bis ins tiefſte Innere 
durch die Nachricht betroffen: Der Präsident Dr. Adolf 
Treichel iſt nicht mehr. Am wieviel mehr aber mußte 
ſeine Familie durch das jähe Hinſcheiden tief und 
ſchmerzlich betroffen werden, ſeine Familie,. die dar 
durch ſchon viel entbehren mußte, weil er im öffent⸗ 
lichen Leben ſtand. Als Dr. Adolf Treichel im Jahre 
1920, trotz ſeines hohen Berufes als Erzieher und 
Bildner der Jugend, als Stadtverordneter in das 
Stadtparlament eintrat, mußte die Familie zurücktre⸗ 
ten und von der Familiengemeinſchaft ging viel ver⸗ 
loren. Am ſo mehr verſtärkte ſich dies als Dr. Treichel 
in die Verfaſſunggebende Verſammlung eintrat und in 
treuer, aufopferungswürdiger Arbeit an dem Grund 
gefetz an unſerer Verfaſſung mitſchuf. i 

Als nun gar am 29. September 1921 das Danziger 
Volk, vertreten durch feine Abgeordneten, ihn in das 
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höchſte, ehrenvollſte Amt berief, das das Volk zu ver 


geben hat um wieviel mehr mußte da noch die Familie 
zurücktreten; denn von da ab war ſein Leben mit dem 
Dienſt in der Oeffentlichkeit ausgefüllt, mit dem Dienſt 
am Volke. Darum gilt unfer tiefſtes Mitgefühl in erſter 
Linie der Familie, ebenſo ſeiner Partei und der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion; denn ſie hat einen ihrer Beſten 
verloren. Voll Stolz mußte dieſe Partei hier nach oben 
blicken. Sie wußte, wo Dr. Adolf Treichel ſeines Amtes 
waltete, da war die Würde des Hauſes gewahrt. Wohl 
iſt es das höchſte, das ehrenvollſte Amt, das das Volk zu 
vergeben hat, aber es iſt auch ein ſehr ſchweres, ver⸗ 
antwortungsreiches Amt. Um wieviel mehr mußten 
wir, die wir doch noch ein ſehr junges Parlament ſind, 
und die wir — ich glaube es ſagen zu dürfen — immer 
noch mit den Kinderkrankheiten zu kämpfen haben, die⸗ 
ſen Verluſt empfinden. Adolf Treichel hat die ihm ge⸗ 
ſtellte Aufgabe meiſterhaft erfüllt, er konnte es, denn 
er brachte reiche Geiſtesgaben für dieſes Amt mit. Ne⸗ 
ben ſeinem großen, umfaſſenden Allgemeinwiſſen war 
es ſeine Bescheidenheit, fein Liebenswürdigkeit. die ihm 
überall den Weg ebnete. Er verſtand es, in jeder Si⸗ 
tuation, mochte ſie noch ſo heikel ſein, das rechte Wort 
zu finden. Er war ein Meiſter darin, Gegenſätze aus⸗ 
zugleichen und Klüfte zu überbrücken. Wenn es mit⸗ 
unter in den Sitzungen des Aelteſten⸗Ausſchuſſes ſchier 
unmöglich ſchien die auseinandergehenden Meinungen 
und Anſichten zuſammenzubringen, fand er immer das 
rechte Wort, er zeigte den rechten Weg. 


Weil er es wie kein anderer am beſten verſtand, 
den Menſchen immer vor den Politiker vor den Prä⸗ 
ſidenten, zu ſtellen, ſo wuchs natürlich auch das Ver⸗ 
trauen in ihn und ſeine Amtsführung immer mehr und 
mehr. Die Eigenſchaft, die zur Führung des hohen 
Amtes als Präſident unerläßlich iſt, die Gerechtigkeit 
und Anparteilichkeit, ihm war fie in höchſtem Maße 
eigen. Soweit es überhaupt möglich ift, den Menſchen 
gerecht zu fein, hat er es verſtanden, er ſtellte die Un- 
parteilichkeit allem voran. 


Wenn ich hier den Charakter des Verſtorbenen mit 
ganz kurzen Worten kennzeichnen ſoll, dann darf ich nur 
die wenigen Worte gebrauchen und ſagen: Er war ein 
vornehmer Menſch, vornehm in ſeiner Geſinnung und 
darum auch ſtets vornehm in ſeinem Handeln. Er war 
jeder Phraſe, jeder Ueberheblichkeit abhold. darum 
glaube ich auch, daß wir den hohen Verſtorbenen nicht nur 
durch Worte ehren wollen. Worte bleiben Worte, wenn 
fie auch in der ehrlichſten Ueberzeugung, geſprochen aus 
dem tieſſten Inneren kommen. Wir wollen den veriter- 
benen Präſidenten Dr. Adolf Treichel durch die Tat 
ehren, indem wir ſeinen hier unauslöſchlich eingedrückten 
Spuren folgen, indem wir leben wie er, das eigene Ich 
zurückſtellend, nur das Allgemeinwohl im Auge habend 
unſere ganzen Kräfte für die Arbeit am Volke einſetzen. 

So werden wir den Verſtorbenen am beſten ehren, 
jo handeln wir in ſeinem Sinn. Für alle Zeiten wird 
5 Andenken in unſerer Parlamentsgeſchichte fort⸗ 

ben. 


M. D. u. H.! Durch Ihr Erheben haben Sie zum 
Ausdruck gebracht, daß Sie ſich meinen Worten an⸗ 
ſchließen. Ich danke Ihnen. 


(Schluß der Sitzung 4 Uhr 30 Minuten.) 


— 


(A) 


Volkstag Danzig. — 163. Sitzung. 


163. Sitzung. 
Mittwoch, den 21. April 1926. 


Seite 
2457 B 
2457 C 


Geſchäftliches E ; 
Eintritt des Abgeordneten Kochanski 8 
Antrag des Senats auf Genehmigung der Strafverfolgung 
gegen einen Abgeordneten — (Druckſache Nr. 2195 und 
Nr. 1530) ES RB ])]. — 
Antrag des Senats auf Genehmigung der Strafverfolgung 
gegen einen Abgeordneten — (Druckſache Nr. 2220) 
e Beratung eines Luftverkehrsgeſetzes — (Druckſache 
/ arg mr Teer 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Verlängerung 
der Gültigkeit des Geſetzes über die Regelung des 
Zuckerumſatzes — (Druckſache Nr. 211) . . 2 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Erſtattung 
von Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen — (Druck⸗ 
E/ ann 
Eile Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abänderung 
des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
— (Druckſache Nr. 2214) . 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aenderung des 
Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 
(Geſetzbl. S. 91). Druckſache Nr. 2213). Damit 


2457 


verbunden: 7%7%%%%ͥ A EAN; 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs auf Aenderung des 
Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge. — Urantrag des 
Abg. Raſchke und Fraktion. — (Druckſache 2216) 
Antrag des Abg. Raſchke und Fraktion betr. Stempeln der 
Erwerbsloſen⸗Vormerkkarten. — (Druckſache Nr. 2219) 
r a a a 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr die Rechtsver⸗ 
hältniſſe von Pfandbriefen, die auf deutſche Mark 
lauten. — (Druckſache Nr. 2215 zu Nr. 2205) 
Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann und Fraktion 
zu § 10 der Druckſache Nr. 2205 — (Druckſache Nr. 2221) 
Schwegmaun (D. N.) zur Geſchäftsordnung. 
Rahn (S02,P.) zur Geſchäftsordnung 
Eingaben laut Druckſache Nr. 2218 
r e a A 
Große Anfrage Nr. 52 der Frau Abg. Kalähne und Frat- 
tion betr. Erhöhung der Rente für Kleinrentner. 
Druckſache Nr. 21890) CAT 
Kalähne, Frau (D. Nat.) 
Dr. Wierenten Seni 
Kalähne, Frau (D. Nat.) zur Geſchäfts⸗ 
ordnung FVV 
Laſchewski (K. P.) zur Gechäftsordnung 
Antrag des Abg. Maier und Genoſſen betr. Erhebung der 
Weinſteuer vom Kleinhandel, 
(Druckſache Nr. 2200.) et E A 
Dr. Blavier (D. V. P.)) e 
Antrag des Abg. Klawitter und Genoſſen betr. Aufhebung 
der Ausweiſungsverfügung gegen den Heilkundigen 
Flakowski. 
Drueſache Nr. 0 n 
Klawitter (Z.) zur Geſchäftsordnungg . 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurſs auf Einführung des 
1. Mai als Feiertag. ; s 
— Urantrag des Abg. Raſchke und Fraktion — 
(Druckſache Nr. 2217.) TE 
Raſchke (K. P.) 
Vertagung. r 


Die Sitzung wird 3 Ahr 45 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Spill eröffnet. N 

Am Regierungstiſch: Senator Dr. Wiereinski; Amts- 
gerichtsdirektor Dr. Draeger; Oberregierungsrat Meyer⸗ 
Barkhauſen; Regierungs- und Medizinalrat Dr. Klud; 
Regierungsrat Dr. Schimmel. à 

Vizepräſident Spill: M. D. u. H.! Ich eröffne die 
163. Sitzung. Vor Eintritt in die Tagesordnung möchte 
ich bekanntgeben, daß aus Anlaß des Todes des Herrn 
Präſidenten Dr. Treichel dem Volkstage ſehr viele Bet- 
leidsſchreiben zugegangen ſind. Sie liegen im Zimmer 
des Herrn Direktors zur Einſicht für die Herren Abge- 
ordneten aus. Der Aelteſten-Ausſchuß ſchlägt vor, den 
Punkt 15 der Tagesordnung als Punkt 8 a zu behandeln, 


und zwar follen bei der Beſprechung die Punkte 7, 8 und (0) 
Sa verbunden werden. Widerſpruch wird nicht laut, 
das hohe Haus hat ſo beſchloſſen. Weiter habe ich be⸗ 
kanntzugeben, daß anſtelle des Herrn Abg. Dr. Treichel 
Herr Abg. Kochanski in das Haus eingetreten ift. Ift 
Herr Kochanski anweſend? (Nein! rechts.) Wir treten 
in die Tagesordnung ein. Ich rufe auf Punkt 1: 
Antrag des Senats auf Genehmigung der 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 2195 und Nr. 1530. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Beſprechung 
iſt geſchloſſen. Der Aelteſten-Ausſchuß ſchlägt vor, die 
Angelegenheit dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Wider⸗ 
ſpruch wird nicht laut, es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe auf 
Punkt 2 der Tagesordnung: 

Antrag des Senats auf Genehmigung der 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 2220. 

Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Es wird vorgeſchlagen, den 
Antrag ebenfalls dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. 
Widerſpruch wird nicht laut, es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Luftverkehrsgeſetzes. 
Druckſache Nr. 2201. 

Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Der Aelteſten⸗Ausſchuß 
ſchlägt vor, dies Geſetz dem Haupt⸗Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt ſo beſchloſſen. 


Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Verlängerung der Gültigkeit des Geſetzes über 
die Regelung des Zuckerumſatzes. ; 

Druckſache Nr. 2211. 

Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Der Aelteſten⸗Ausſchuß 
ſchlägt vor, das Geſetz dem Wirtſchaftsausſchuß zu iber- 
weiſen. Widerſpruch wird nicht laut; es iſt ſo beſchloſſen. 
Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in 
Armenſachen. 

Druckſache Nr. 2212. 

„Ich eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Der Aelteſten⸗ 
Ausſchuß ſchlägt vor, dieje Druckſache dem Rechtsaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt 
jo beſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Abänderung des Ausführungsgeſetzes zum Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetz. ; 

Druckſache Nr. 2214. 8 i ; 

Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe fie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Der Aelteſten-Ausſchuß 
ſchlägt vor, die Geſetzesvorlage dem Rechtsausſchuß zu 
überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 7 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aenderung des Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge 
vom 28. März 1922 (Geſetzbl. S. 91). 

Druckſache Nr. 2213. 

Wir verbinden die Ausſprache der Punkte 7, 8 und 
Sa. Ich rufe alfo noch Punkt 8 und 8 a auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs auf 
Aenderung des Geſetzes über Erwerbsloſen⸗ 

N fürſorge. Arantrag des Abg. Raſchke u. Fr. 
Druckſache Nr. 2216. 

Antrag des Abg. Raſchke u. Fr. betr. 

Stempeln der Erwerbsloſen⸗Vormerkkarten. 
Druckſache Nr. 2219. 
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(Spill, Vizepräſident.) 

Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Abg. Laſchewski 

Laſchewski, Abgeordneter (K. P.): Da eine furchtbare 
Ungerechtigkeit in Bezug auf die Erwerbsloſenfürſorge 
herrſcht, hat meine Fraktion ſich veranlaßt geſehen, zu bean⸗ 
tragen, das Erwerbsloſenfürſorgegeſetz zu beſeitigen. Trotz⸗ 
dem der Herr Senator Dr. Wiereinſki dem Volkstag zugeſagt 
hat, daß er die Schikanen, die auf dem Lande ſeitens der 
Guts⸗, Gemeinde- und Amtsvorſteher geſchehen, beſeitigen 
würde, iſt in dieſer Frage faſt gar nichts gemacht worden. 
Bei jedem Beſuch auf dem Lande können wir feſtſtellen, 
daß die Gemeinde- und Amtsvorſteher die geſetzlichen 
Beſtimmungen ſo auslegen, wie ſie wollen und je nach⸗ 
dem, wie der Arbeiter politiſch eingeſtellt iſt. Ganz be⸗ 
ſonders wird der § 15, Abſatz 2, angewandt, nach welchem 
die Anterſtützung bis zu 80 Prozent des bisherigen Lohn- 
ſatzes gezahlt werden ſoll. Dadurch kommt es, daß die 
Arbeitsloſen⸗Unterſtützung in manchem Fall für einen 
Familienvater mit 4 Kindern auf 2,20 Gulden herabge⸗ 
drückt wird. Hinzu kommt, daß die Winterbeihilfe eben⸗ 
falls eingerechnet wird, ſo daß die Landarbeiter von der 
Winterbeihilfe, die in Danzig gezahlt wird, überhaupt 
nichts haben. 

Wir ſehen nicht ein, weshalb die Landarbeiter, die 
an und für ſich noch weniger verdienen als die ſchlecht— 
bezahlten Danziger Arbeiter, noch eine ſolche Angerechtig⸗ 
keit auf die Dauer dulden ſollen. Wir haben deshalb den 
Antrag geſtellt, daß dieſe Pararaphen geändert werden. 
Ferner haben wir den Antrag geſtellt, daß die zweimalige 
tägliche Kontrolle beſeitigt wird. In Deutſchland findet in 
den meiſten Städten, beſonders in den Großſtädten, die 
Kontrolle nur dreimal wöchentlich ſtatt, während man in 
Danzig täglich eine zweimalige Kontrolle eingeführt hat. 
Wir halten eine einmalige Kontrolle für unbedingt aus⸗ 
reichend. Wir haben mit dem Arbeitsamt zu tun, und 
wiſſen, daß die Behörde es ſofort erfährt, wenn ein Arbei⸗ 
ter einmal einen Tag arbeiten ſollte, denn leider muß ich 
ſagen, denunzieren ihn die anderen Arbeiter ſofort. Er kann 
dann von der Behörde zur Verantwortung gezogen werden. 

Ganz beſonders kraß iſt auch die Sache mit St. 
Albrecht, die hier ſchon einmal erwähnt wurde. In St. 
Albrecht ſind 165 Arbeitsloſe, die täglich bis nach Stadt⸗ 
gebiet zur Kontrolle gehen müſſen. Das iſt ein Marſch 
hin und zurück von 3 Stunden. Man muß die Ausgaben 
für Schuhſohlen und Kraftvergeudung dabei berüd- 
ſichtigen. Dies könnte ſehr leicht beſeitigt werden, wenn der 
Senat jemand beſtimmte, der die Kontrolle übernimmt. 
Das wurde hier ſchon einmal angeführt, aber es wurde 
erwidert, daß das wieder mehr Ausgaben erfordere und 
nicht ausgeführt werden könne. Ich ſehe nicht ein, wes⸗ 
halb der Amtsvorſteher nicht die Kontrolle bei 165 Leuten 
einmal ausüben kann. Wir ſehen, daß der Senat hier 
im Volkstag ſagt, er werde es verſuchen. Wenn man 
aber nachher hinſieht, iſt in dieſer Frage nichts geſchehen. 
Es iſt unbedingt richtig, daß eine einmalige Kontrolle 
ausreicht. ? 

Ich möchte bei dieſer Frage auf ein ganz beſonderes 
Moment hinweiſen, nämlich daß der Senat den Beamten, 
die in den einzelnen Gemeinden tätig ſind, andere In⸗ 
ſtruktionen gibt oder daß er die Kreisfürſorge⸗Ausſchüſſe 
auflöſt. Wir können feſtſtellen, daß die Beſchlüſſe, die 
vom Kreisfürſorgeausſchuß gefaßt wurden, von den Beam⸗ 
ten in den einzelnen Gemeinden nicht durchgeführt werden. 
Was den Beamten von den Beſchlüſſen des Kreisfürſorge⸗ 
ausſchuſſes nicht paßt, wird einfach zum Senat geſchickt. 
Der Senat tritt dann ſelbſtperſtändlich auf die Seite 
dieſer Beamten und die Beſchlüſſe des Fürſorgeausſchuſſes 
ſind dann null und nichtig. (Zuruf.) Herr Senator Dr. 
Wiercinski, Sie wiſſen doch, daß ſogar in einer vom Land⸗ 
rat des Kreiſes Danziger Höhe eingeleiteten Anterſuchung 


feſtgeſtellt wurde, wieviele von dieſen Beſchlüſſen, die der (0) 


Kreisfürſorgeausſchuß gefaßt hat, nicht durchgeführt wor⸗ 
den ſind, und daß man dieſe Körperſchaft als eigentlich 
überflüſſig bezeichnet hat. Bei der Zuſammenſetzung dieſes 
Ausſchuſſes aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern und 
unter dem Vorſitz eines Beamten iſt doch Ihre Auffaſſung 
in Bezug auf geringe Erwerbsloſenunterſtützungen ge⸗ 
ſichert. Wenn der Fürſorgeausſchuß nun Beſchlüſſe faßt, 
ſo ſoll man ſie durchführen und es nicht jedem beliebigen 
Anterbeamten überlaſſen, Diele. Beſchlüſſe durchzuführen 
oder nicht, gerade wie es ihm paßt. 


Dasſelbe haben wir auch im Kreiſe Danziger Nie- 
derung zu verzeichnen. Entweder muß es an dem Land— 
rat oder am Kreisſekretär liegen. In jeder Verſammlung 
werden in jedem Ort, in den man kommt, dauernd Be- 
ſchwerden über Schikanen vorgebracht. Es iſt, als ob 
dort abſichtlich in dieſer Weiſe gearbeitet wird. And es 
wäre an der Zeit, daß ſich der Landrat dazu bequemt, den 
einzelnen Guts- und Amtsvorſtehern Informationen über 
die geſetzlichen Beſtimmungen zu geben. 

Wir erſuchen den Volkstag, für die einmalige Stem⸗ 
pelung einzutreten und dafür, daß in § 19 des Erwerbs⸗ 
loſenfürſorgegeſetzes vom 28. März 1922 die Ziffer „80“ 
durch die Ziffer „100“ erſetzt wird. Dann möchte ich Sie 
noch auf etwas aufmerkſam machen. Ich glaube (zu Se⸗ 
nator Dr. Wiercinski), Sie haben den damals gefaßten 
Beſchluß gar nicht verſtanden, der die 10 Pfennige Er- 
höhung betrifft. Dieſe Erhöhung ſollte ein Mietsausgleich 
für die 10 Prozent ſein, die am 1. Januar an die Haus⸗ 
beſitzer gezahlt wurden. Von dieſer Erhöhung werden 
aber gerade die ausgeſchloſſen, die eine große Familie 
haben. Die Erwerbsloſen mit vier Kindern und mehr 
haben dieſe 10 Pfennige nicht bekommen. (Zuruf des Se⸗ 
nators Dr. Wiercinſti.) Diejenigen, die den Höchſtſatz der 
Anterſtützung ſchon erhalten, haben die Erhöhung nicht 
mehr bekommen. Wenn Sie das beſtreiten, ſo zeigen Sie da⸗ 
mit, daß Sie nicht darüber im Bilde ſind, was beſchloſſen 
worden iſt. Die Erwerbsloſen, die vorher die Höchſt⸗ 
unterſtützung erhielten, bekamen nicht die 10 Pfennige Er⸗ 
höhung, weil ausdrücklich in dieſem Geſetz erklärt wird, 
als Höchſtſatz wird das und das gezahlt. Das war Ihre 
Begründung, derzufolge die Erhöhung in dieſem Falle 
nicht gezahlt wurde. Die Abſicht des Volkstages war 
aber eine andere, Die 10 Pfennige Erhöhung, die damals 
als Mietsausgleich beſchloſſen wurde, ſollte für alle 
diejenigen ſein, die einen eigenen Haushalt haben. Wenn 
ein Erwerbsloſer ſechs unterſtützungspflichtige Kinder bis 
im Alter bis zu 14 Jahren hat, ſo erhält er für vier Kinder 
Anterſtützungen. Für zwei Kinder erhält er aber keine 
Anterſtützung. Dieſe Leute ſind jetzt von der damals be⸗ 
ſchloſſenen Erhöhung von 10 Pfennigen ausgeſchloſſen. 
Auch das ift eine Angerechtigkeit, die abſolut nicht in der 
Abſicht des Volkstages gelegen hat. 


Dies hat uns mit dazu veranlaßt, daß wir die be- 
treffenden Geſetzesparagraphen beſeitigen wollen, damit 
dieſe Leute in den genannten Fällen 10 Pfennig mehr er⸗ 
halten. Beſonders muß die Angerechtigkeit auf dem Lande 
aufhören. Die Landarbeiter müſſen dieſelbe Anter⸗ 
ſtützung erhalten, wie die Arbeiter in der Stadt. Die 
Landarbeiter ſtehen fih nicht beſſer, ſondern im Gegenteil 
viel ſchlechter als die Arbeiter in der Stadt. Deswegen 
ſollen ſie dieſelben Anterſtützungsſätze erhalten, wie die 
ſtädtiſchen Arbeiter. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen liegen 


nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Der Aeltejten-Aus- 


ſchuß ſchlägt vor, die Tagesordnungspunkte 7, 8 und 8 a 
dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch wird 
nicht laut, es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich rufe auf 
Punkt 9 der Tagesordnung: ee 


6 


(B 


) 


— 


(Spill, Vizepräſident.) 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
die Rechtsverhältniſſe von Pfandbriefen, die auf 
deutſche Mark lauten. 

Druckſache Nr. 2215 zu Nr. 2205. 

Ich eröffne die Beſprechung und rufe auf 8 1. Wort- 
meldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Besprechung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die § 1 annehmen wollen, 
fih von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das 
ift die Mehrheit, § 1 ift angenommen. Ich rufe auf § 2. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beratung ift ge- 
ſchloſſen. Ich ſtelle die Annahme des § 2 feft. § 3: an- 
genommen; § 4: angenommen; § 5: angenommen; § 6: 
angenommen; § 7: angenommen; § 8: angenommen; § 9: 
angenommen. Zu § 10 liegt folgender Abänderungsantrag 
des Abg. Schwegmann u. Fr. vor: 

Wir beantragen, in § 10 ſtatt „1. Januar 

1927“ zu ſetzen: „30. Juni 1926”. 

(Abg. Rahn: Druckſache Nr. 2221.) Ich bin Ihnen ſehr 
dankbar, daß Sie mich unterſtützen. Wortmeldungen 
liegen nicht vor, wir kommen zur Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag zu § 10. Ich bitte diejenigen, die die 
Druckſache Nr. 2221 annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
der Abänderungsantrag iſt angenommen. Ich darf feſt⸗ 
ſtellen, daß $ 10 mit der Abänderung angenommen iſt; 
es ift jo beſchloſſen. § 11: angenommen; § 12: ange- 
nommen; § 13: angenommen; $ 14: angenommen; § 15: 
angenommen; § 16: angenommen; $ 17: angenommen. 
Wir kommen zur Aeberſchrift: „Gelek, betreffend die 
Rechtsverhältniſſe von Pfandbriefen, die auf deutſche 
Mark lauten.“ Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe 
Aeberſchrift annehmen wollen, fih vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt damit in 
zweiter Leſung angenommen. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Bei der Ein⸗ 
mütigkeit der Annahme beantrage ich die dritte Leſung und 
en bloc⸗Abſtimmung. 

Vizepräſident Spill: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Da die antragſtellende 
Fraktion den Abänderungsantrag zu § 10 nicht begründet 


hat, und man aus dem Verlauf der jetzigen Abſtimmung 


nicht erfahren kann, weshalb die Regierungsvorlage auf 
ein halbes Jahr zurückrevidiert worden iſt, widerſpreche 
ich der dritten Leſung. 

Vizepräſident Spill: Der dritten Leſung iſt wider- 
ſprochen worden, ſie kann nicht ſtattfinden, ich rufe auf 
Punkt 10 der Tagesordnung: Eingaben laut Druckſache 
Nr. 2218. a 

Mir werden wie bisher verfahren, daß bei Eingaben, 
bei denen keine Wortmeldungen vorliegen, die Beſchlüſſe 
der Ausſchüſſe beſtätigt werden. Zur Ziffer 16: „Eingabe 
Nr. 675 des Bundes Deutſcher Radfahrer, Gau Freie 
Stadt Danzig, betr. Regelung des Radfahrverkehrs“ hat 
das Wort der Herr Abg. Leu. 

Leu, Abgeordneter (8.P. D.): M. D. u. H.] Die 
organiſierten Radfahrer in der Freien Stadt haben eine 
Eingabe gemacht, die folgendes enthält: Erſtens wünſchen 
ſie, daß der Richtungsverkerhr, wie er vom Polizeipräſi⸗ 
denten in ſeiner Verordnung für die Freie Stadt Danzig 
eingeführt worden iſt, für die Radfahrer außer Kraft 
geſetzt wird. Der Radfahrer bildet, wenn er dem Ridh- 
tungsverkehr folgen ſoll, z. B. von der Langgaſſe in die 
angrenzenden Gaſſen, ein größeres Verkehrshindernis, 
wenn er ſein Rad an der Hand führt, als wenn er auf dem 
Rade ſitzt. Der Radfahrer bildet, wenn er auf ſeinem 


Rad fikt, nicht ein jo großes Verkehrshindernis, als wenn 
er es an der Hand führt. Der Richtungsverkehr, wie er 
für Langfuhr vorgeſchrieben iſt, iſt direkt lachhaft; denn 
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wenn die Straße vollſtändig frei iſt, müſſen die Radfahrer 
doch dem Richtungsverkehr, der für die Autos eingeführt 
ift, folgen. Sie müſſen abſteigen und können nicht auf dem 
Wege von Danzig nach Langfuhr durch die Hauptſtraße 
fahren, vielmehr müſſen ſie hinten herum fahren. An 
Markttagen iſt dort ein reger Verkehr, ſo daß ſie dort 
ſchlechter durchkommen, als wenn ſie die Hauptſtraße ent⸗ 
lang fahren. Die Radfahrer haben eine Eingabe an den 
1 gemacht, bisher aber keine Antwort zr- 
alten. 

Die Radfahrer wünſchen weiter, daß die Radfahr⸗ 
wege verbeſſert werden, ſoweit fie jetzt beſtehen. Wenn 
wir die anderen Städte des Oſtens mit Danzig vergleichen. 
dann kann man tatſächlich ſagen, daß für die Radfahr⸗ 
wege in Danzig ſehr wenig getan iſt. Die Wege, die wir 
haben, find in einem ſchlechten Zuſtand. Der Radfahr⸗ 
weg von Danzig nach Obra kann überhaupt nicht be- 
fahren werden. Tagtäglich kommen Rad- und Nahmen- 
brüche vor. Bei dem Richtungsverkehr, der ſtreng inne 
gehalten wird, darf der Radfahrer nur auf dieſem Weg 
fahren. Tatſächlich werden die Autos ſoweit rechts biri- 
giert, daß den Radfahrern nichts anderes übrig bleibt, 
als den Radfahrweg, der von Löchern durchſetzt iſt, zu be⸗ 
nutzen, auf dem ſie ſich tatſächlich die Knochen kaputt⸗ 
fahren und die Räder nicht heil bleiben. Dieſer Zuſtand 
des Weges iſt ein Verkehrshindernis größter Art und 
muß unter allen Amſtänden beſeitigt werden. Bei einiger- 
maßen gutem Willen iſt es möglich, daß der Weg in 
Ordnung gebracht wird. Wir haben einige Straßen, in 
denen Asphalt gelegt iſt. Die dort vorhandenen Steine 
könnten zur Ausbeſſerung der vorhandenen Radfahrwege 
mit geringen Koſten verwandt werden. Es iſt dringend 
notwendig, daß nicht nur die Wege für die Automobil- 
beſitzer inſtand gehalten werden, ſondern daß man auch 
dem Verkehrsmittel des armen Mannes, der arbeitenden 
Bevölkerung, entgegenkommt. Für die Radfahrer wird 
in dieſer Beziehung ſo gut wie nichts getan. Der Weg 
von Langfuhr nach Bröſen iſt ebenfalls ſchlecht. Nicht 
viel beſſer iſt auch der Weg von Langfuhr nach Oliva, der 


zum Teil Staatschauſſee ift, er ift auch ſehr reparaturbe⸗ 


dürftig. Bei einigermaßen gutem Willen läßt ſich auch 
hier etwas machen. 

Der Ausſchuß ſtand auf dem Standpunkt, daß er auf 
Grund der Geſchäftsordnung nichts anderes machen 
könnte, als dieſe Eingabe der Regierung als Material zu 
überweiſen. Wir find der Anſicht, und ſämtliche Aus- 
ſchußmitglieder waren der gleichen Meinung, daß hier Ab- 
hilfe geſchaffen werden mußz. Andererſeits wünſchen auch 
die Radfahrer, die z. B. in Zoppot wohnen und in Bröſen 
oder in Neufahrwaſſer arbeiten, daß fie die Strand⸗ 
promenade benutzen können. Sie müſſen jetzt über Lang⸗ 
fuhr nach Bröſen fahren. Das Befahren der Strand⸗ 
promenade iſt ihnen nicht geſtattet. Die Radfahrer 
wünſchen, daß außerhalb der Badeſaiſon die Strand- 
promenade von Zoppot nach Bröſen für ſie freigegeben 
wird. Dadurch gewinnt die arbeitende Bevölkerung min⸗ 
deſtens eine Stunde Zeit, da dieſer Weg viel kürzer iſt. 
Dieſer Zeitgewinn liegt im Intereſſe der Familie, wie im 
Intereſſe der Allgemeinheit. ; 20 

Außerdem wünſchen die Radfahrer, daß bei der An- 
legung von Sportplätzen auch ihrer gedachk wird, daß 
Plätze eingerichtet werden, wo fie ihre Aebungen machen 
können. Es iſt bisher noch in keinem einzigen Ort des Frei⸗ 
ſtaates damit der Anfang gemacht worden. Die Nab- 
fahrer ſtehen nicht auf dem Standpunkt, daß eine Rad⸗ 
rennbahn geſchaffen werden ſoll. Das Kapital iſt nicht 
vorhanden, um eine ſolche zu errichten. Es beſteht auch 
nicht die Ausſicht, daß ſie ſich rentiert. Sie wünſchen aber 
eine gepflaſterte Bahn, eine Sportbahn, die mit ganz ge⸗ 
ringen Mitteln angeſchafft werden kann. Sie dient zur 


— 
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(Leu, Abgeordneter.) 

weiteren Ausbreitung des geſunden Radfahrſports. Es 
iſt dringend notwendig, daß die Regierung bei der An- 
legung von Sportplätzen dieſen Wünſchen der Radfahrer 
nachkommt. Wir hätten, wie geſagt, im Ausſchuß gern 
eine etwas präziſere Einwirkung auf die Regierung aus- 
geübt, aber leider ſind wir dazu nicht in der Lage, weil die 
Geſchäftsordnung das nicht ermöglicht. Wir wünſchen aber, 
daß die von mir angeführten Punkte das Intereſſe der 
Regierung erwecken, und daß die Regierung für dieſe 
Punkte eintritt. (Bravol) 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Abänderungs⸗ 
anträge ſind nicht geſtellt, ich darf feſtſtellen, daß das hohe 
Haus ſich die Beſchlüſſe der einzelnen Ausſchüſſe zu eigen 
gemacht hat. Damit iſt dieſer Punkt der Tagesordnun 
erledigt. Ich rufe auf Punkt 11: J 


Große Anfrage Nr. 52 der Frau Abg. 
Kalähne u. Fr. betr. die Erhöhung der Renten 
für Kleinrentner. 
Druckſache Nr. 2189. 

Das Wort zur Begründung hat Frau Abg. Kalähne. 
Kalähne, Frau Abgeordnete (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Zur Begründung unſerer Großen Anfrage betr. Erhöhung 
der Anterſtützung der Kleinrentner hätte ich folgendes zu 
ſagen: Die Not der Kleinrentner hat, wie wir alle wiſſen, 
in der letzten Zeit eine derartige Steigerung angenommen, 
daß eine Erhöhung ihrer Anterſtützungen unbedingt not⸗ 
wendig erſcheint. Ein Satz von 35 Gulden für die ein⸗ 
zelne Perſon monatlich und von 45 Gulden für 2 Perſonen 
reichte vor einem Jahr knapp aus, um die nötigſten 
Nahrungsmittel zu beſchaffen und dabei nicht zu ver- 
hungern. (Abg. Beyer: Es iſt doch alles billiger ge- 
wordenl) Heute ſoll dieſe Summe nicht nur für die nötigen 
Nahrungsmittel reichen, ſondern auch dazu, um Wohnung 
und Kleidung zu beſchaffen. Dazu iſt ſie völlig unge⸗ 
nügend. Wir wiſſen alle, daß die Kleinrentner in den 
meiſten Fällen aus früheren, beſſeren Zeiten größere 
Wohnungen innehaben. Sie zahlten bis vor Jahresſchluß 
aus dem Ertrage des Abvermietens dieſer Wohnungen 
die Miete und konnten auf dieſe Weiſe, man kann ſagen, 
mietsfrei wohnen. Nun iſt im Januar und April eine 
Mietserhöhung erfolgt. Die Mietsbeihilfe erhalten die 
Kleinrentner nicht. Sie wird anderen ſozialen Schichten 
unſeres Volkes gewährt. Die Kleinrentner gehen leer 
aus. Aber nicht nur dieſe Mietserhöhung iſt erfolgt und 
muß von den Kleinrentnern getragen werden, ſondern in 
ſehr vielen Fällen ſtehen heute die Wohnungen leer und 
die Kleinrentner haben nicht vermietet. Man kann wohl 
ſagen, 60 Prozent von ihnen haben heute ihre Wohnungen 
nicht vermietet und ſehen auch dem Sommer mit banger 
Sorge entgegen, weil ſie fürchten, daß auch dann nur 
wenige vermieten werden. Noch ſchlimmer iſt, daß in ſehr 
vielen Fällen die Mieter die Miete nicht mehr bezahlen 
und es nicht leicht iſt, ſolche unliebſamen Mieter aus der 
Wohnung zu entfernen. Mir ſind mehrere Fälle aus der 
Gemeinde Oliva bekannt, daß Oſtjuden, die ſolche Ge- 
ſchäfte beſonders gern machen, ihre Miete nicht bezahlen, 
angeblich weil ſie nicht können, daß ſie nicht einmal den 
Anteil an Gas und elektriſchem Licht, der auf ihren Ber- 
brauch kommt, begleichen. Der Kleinrentner muß alſo 
außer der ganzen Miete noch das elektriſche Licht und das 
Gas für die Mieter bezahlen, wenn er nicht Gefahr laufen 
will, daß ihm Gas und elektriſches Licht geſperrt werden. 
Erſt nach langen Verhandlungen gelingt es dann, durch 
die Polizei ſolche unliebſamen Mieter zu entfernen, ganz 
zu ſchweigen davon, was durch ſolche Mieter an Bekten, 

Möbeln und Geſchirr der Kleinrentner ruiniert wird. 
Noch etwas anderes darf bei dieſer Frage nicht un⸗ 
erwähnt bleiben: Die Kleinrentner haben, je länger deſto 


mehr, ihren Vorrat aus der alten Zeit an Kleidern, (C) 
Schuhzeug und Hausgerät verbraucht und eine Er— 
neuerung iſt dringend notwendig geworden. (Zuruf links.) 
Sie können, wenn Sie glauben, daß die Kleinrentner 
beſſer geſtellt ſind, nachher reden, Herr Abg. Bing. Ihr 
Zwiſchenruf iſt ein Zeichen, daß Sie von der Lage der 
Kleinrentner nicht die blaſſeſte Ahnung haben. Der Stand 
der Kleinrentner gehört neben den Kriegshinterbliebenen 
und Kriegsinvaliden zu den bedauerlichſten Kriegsopfern, 
die wir haben. Alt und ſchwach, wie ſie ſind, ſollen ſie, 
die früher die beſten und pünktlichſten Steuerzahler waren, 
heute von Almoſen leben, die geringer ſind, als ſie ein 
Armengeldempfänger in Danzig erhält und die zum Leben 
nicht reichen. Die letzte Hoffnung haben fie auf die Auf- 
wertung geſetzt. Dieſe Hoffnung ſchwindet mehr und mehr 
dahin, weil noch immer das Aufwertungsgeſetz nicht in 
allen Punkten in Kraft iſt, wir wiſſen ja, daß wieder eine 
Entſcheidung des Obergerichts gefallen iſt, die in die ganze 
Frage eine neue Anſicherheit hineinbringt, ſo daß viele 
jener Kreiſe, die den Genuß davon haben ſollen, bis dahin 
geſtorben find und kaum in nennenswertem Maße aus der 
Aufwertung ihr Eigentum zurück erhalten werden. 

Man ſoll ſich einmal klar machen, was es heißt, 
wenn Leute, die ihr Leben lang geſpart und gearbeitet 
haben, um in ihrem Alter von dem Erſparten leben zu 
können, jetzt dem Hunger und der bitterſten Not ausge— 
ſetzt ſind. (Zuruf des Abg. Beyer.) Wenn es auch in 
dieſem Hauſe Mitglieder gibt, und es ſcheint ja, daß Herr 
Abg. Bing zu dieſen Mitgliedern gehört, die das be— 
zweifeln . . . (Abg. Plettner: Der tft ja gar nicht hier! — 
Abg. Beyer: Wie können Sie meinen Namen vergeſſen!) 
Ich bedaure, Herr Abg. Beyer, daß Sie zu denen ge— 
hören, die dieſer Not lächelnd und ablehnend gegenüber— 
ſtehen. (Abg. Beyer: Nein, überlegend!) Die Klein⸗ 
rentner ſind Kreiſe, auch das ſoll hervorgehoben werden, 
die ſich nicht auf die Straße ſtellen und ihr Anglück laut 
in die Welt hinausſchreien oder Demonſtrationszüge 
formen. Aber wer ſehen will, ſieht. Wenn Herr Abg. 
Beyer ſehen wollte, würde er die Not der Kleinrentner 
auch erkannt haben. Einer nach dem andern dieſer armen 
Menſchen, die einſt wertvolle Mitglieder des Staates 
waren, ſterben in Verzweiflung und Gram hinweg. 
Außerdem iſt zu berückſichtigen, daß es nicht erzieheriſch 
auf unſer Volk wirkt, wenn einerſeits der Sparſinn ge- 
weckt werden ſoll und andererſeits dem Volke das Schickſal 
dieſer alten Sparer vor Augen geführt wird, die doch einſt 
die Träger der beſten Eigenſchaften unſeres Volkes 
waren; hier fand man Pflichttreue, Arbeitſamkeit, Spar- 
ſinn und Opfermut. 

Wir fragen deshalb den Senat, was er zu fun ge- 
denkt, und wie er der Notlage der Kleinrentner, die heute 
ſchlimmer daſtehen als die Armengeldempfänger, ab- 
helfen will. Die Armengeldempfänger empfangen an 
Geldbeihilfen dasſelbe, wie die Kleinrentner. Nebenher 
erhalten ſie aber noch eine Mietbeihilfe und haben nicht 
die großen Ausgaben für die Wohnung. Wir wiſſen ſehr 
wohl, daß ſich der Staat in ſchwerer wirtſchaftlicher Not⸗ 
lage befindet. Wir wiſſen, daß die ſozialen Laſten, die 
die ungeheure Menge Erwerbsloſer dem Staat auferlegen, 
ſehr ſchwere ſind. Anſere Vorſchläge, die Zahl der Er— 
werbsloſen zu mindern, ſind ja leider abgelehnt worden. 
Wir glauben, daß dieſe Bezüge, die die Erwerbsloſen er- 
halten, zum Leben nicht zu hoch ſind. Von vielen Kreiſen, 
wenigſtens von einigen Kreiſen dieſes Hauſes, wird aber 
behauptet, daß ſie zu gering ſeien. Wir haben noch 
heute von dieſem Platze derartige Ausführungen gehört. 
Man bedenke, daß die Kleinrentner von weit, weit weniger 
leben ſollen. Am ſatt zu werden, gebrauchen wohl alle 
dasſelbe. Man verſuche daher wenigſtens eine An⸗ 
näherung der Bezüge der Kleinrentner an die der Erwerbs- 


~ 


(Kalähne, Abgeordnete.) 


` (A) loſen zu ſchaffen, um den Kleinrentnern jo aus der aller- 


(B 


— 


ſchlimmſten Not zu helfen. 

Weiter bitten wir in unſerer Großen Anfrage, ſchul— 
pflichtigen Kindern eine Kinderbeihilfe zu gewähren. Es 
handelt ſich nur um ganz wenige Fälle, etwa um 10 oder 
12 Kinder im ganzen Freiſtaat, da es alte Leute ſind und 
nur in ſeltenen Fällen ſchulpflichtige Kinder vorhanden 
ſind. In dieſen Fällen ſollte eine Beihilfe gewährt 
werden. Mir iſt geſagt worden, auf Antrag würde ſie 
jetzt ſchon bewilligt. Die Kommunen müßten dann vom 
Senat davon unterrichtet werden, daß ſie eine derartige 
Beihilfe zahlen dürfen. Wie ich mich geſtern früh in 
Oliva erkundigt habe, war man dort auf dem Wohlfahrts- 
amt nicht unterrichtet, daß man den Kleinrentnern, wenn 
fie ſchulpflichtige Kinder haben und fih in einer Swangs- 
lage befinden, eine Beihilfe zahlen kann. 

Das ſind in kurzen Zügen unſere Forderungen. Wenn 
ich auch aus den Zwiſchenrufen von links geſehen habe, 
daß ſich einige Parteien unſeren Forderungen nicht an- 
ſchließen werden, ſo müſſen wir das doch von der Mitte des 
Hauſes annehmen, die früher immer ſo ſprach, als wenn 
ſie warm für dieſe Kreiſe eintrete. Es muß endlich für 
die am ſchwerſten leidenden Kreiſe in unſerem Staate 
Hilfe geſchaffen werden. (Bravo rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat Herr Senator 
Dr. Wiercinfki. 

Dr. Wiereinfki, Senator: Auf die Große Anfrage 
Nr. 52 habe ich ſolgende Erklärung abzugeben: Dem 
Senat iſt die unter den Kleinrentnern herrſchende Not 
wohl bekannt. Es kommen zur Zeit immer noch 2100 
Kleinrenter im Freiſtaat Danzig in Frage. Trotz des er- 
heblichen Abganges infolge des hohen Alters der Klein⸗ 
rentner iſt eine Minderung der Zahl bisher nicht ein— 
getreten, da im ſelben Amfang ein Zugang durch die⸗ 
jenigen erfolgt, die nach Aufzehrung des Reſtes ihres 
Vermögens unter die Bedürftigkeitsgrenze gelangen. Es 
iſt dem Senat weiterhin bekannt, daß der durch die Auf- 
wertung in vielen Fällen erlangte Vorteil, ſoweit er bei 
der Rente nach dem Geſetz nicht in Anrechnung gebracht 
wird, durch die Erhöhung der Miete größtenteils aus⸗ 
geglichen wird, da Mietsbeihilfen nur ſelten in Frage 
kommen. Der Senat iſt jedoch durch ſeine finanzielle Not- 
lage gehindert, jetzt eine Erhöhung der Renten vorzu— 
nehmen. 

Bei einer Aufbeſſerung der Einzelrente von 10 Gulden 
für den Kleinrentner und 15 Gulden für das Ehepaar 
würde dies eine Mehrbelaſtung von einer Viertelmillion 
Gulden im Jahr bedeuten, für die eine Deckung nicht vor- 
handen iſt. Hinſichtlich der Kinderzahl wird in der Praxis 
bereits ſo verfahren, wie es in der Anfrage gewünſcht iſt. 

Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Frau Abgeordnete Kalähne. 

Kalähne, Frau, Abgeordnete (D. Nat.): Wir bitten, 
daß die Große Anfrage dem Sozialen Ausſchuß iber- 
wieſen wird. 3 

Vizepräſident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Laſchewſfki. 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): 
Beſprechung der Großen Anfrage. 

Vizepräſident Spill: Wird der Antrag auf Be⸗ 
ſprechung unterſtützt? (Geſchieht.) Die Anterſtützung 
reicht nicht aus, die Beſprechung findet demnach nicht ſtatt. 
Es ift beantragt worden, die Große Anfrage dem Aus- 
ſchuß für Soziale Angelegenheiten zu überweiſen. Wider⸗ 
ſpruch wird nicht laut; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe auf 
Punkt 12 der Tagesordnung: 

Antrag des Abg. Maier und Gen. betr. Er⸗ 
hebung der Weinſteuer vom Kleinhandel. 
Druckſache Nr. 2200. Das Wort zur Begründung hat 
der Herr Abg. Dr. Blavier. ; 


Wir beantragen 
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Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! (C) 


Wir haben ſchon vor einiger Zeit dieſen Antrag in Form 
einer Kleinen Anfrage eingebracht und die Antwort be- 
kommen, daß der Senat die Sache damals nicht für ſpruch— 
reif hielt. Es beſtanden Bedenken, die Steuer in der gegen- 
wärtigen Form weiter zu erheben. Inzwiſchen haben ſich 
die Verhältniſſe geändert. Im Reich iſt man ſchon davon 
abgegangen, die Steuer beim Verbrauch zu erheben. Das 
liegt im Intereſſe der betreffenden Gaſtwirte und der 
Händler wie auch im Staatsintereſſe; denn die Erhebung 
beim Konſum bringt viele Angelegenheiten mit ſich. Die 
Anzahl der Beamten, die dabei beſchäftigt ſind, und deren 
Koſten man in fachkundigen Kreiſen mit 100 000 Gulden 
anſetzt, kann in Fortfall kommen. Es geht vielleicht noch 
beſſer, wenn der Staat die Weinſteuer beim en gros-Öe- 
ſchäft erhebt oder vielleicht ſogar bei der Verzollung. Es 
gibt Mittel und Wege, um dem Staat das Einkommen 


aus der Steuer viel beſſer zuzubringen als in der gegen- 


wärtigen Form. Es würden dann vor allem die in der 
heutigen Zeit unmöglichen Plackereien bei der Beſtands⸗ 
aufnahme mit den Beamten wegfallen. Es würde ein 
Gewerbezweig beruhigt werden. Man braucht nicht den 
Gegenſatz zwiſchen Staat und Gewerbetreibenden noch 
mehr zu betonen, indem man die Betreffenden verärgert. 

Wir bitten, den Antrag dem Steuerausſchuß zu über— 
weiſen. Wir werden die Regierung davon überzeugen, 
daß ſie dieſen Stein des Anſtoßes entfernen muß. Ich 
beantrage Aeberweiſung an den Steuerausſchuß. 

Vizepräſident Spill: Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt 
vor, dieſen Antrag dem Wirtſchaftsausſchuß zu überweiſen. 
Sind Sie damit einverſtanden? (Abg. Dr. Blavier: Ja⸗ 
wohl!) Widerſpruch gegen den Antrag des Xeltejten- 
ausſchuſſes wird nicht laut. Der Antrag iſt ſomit dem 
Wirtſchaftsausſchuß überwieſen. Ich rufe auf Punkt 13: 
Punkt 13: 

Antrag des Abg. Klawitter und Gen. betr. Auf- 
hebung der Ausweiſungsverfügung gegen den Heil⸗ 
kundigen Flakowſfti. 

Druckſache Nr. 2209. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Klawitter. 

Klawitter, Abgeordneter (Z.): Ich beantrage zu— 
gleich namens der anderen Anterzeichner, dieſen Punkt 
von der Tagesordnung abzuſetzen. 

Vizepräſident Spill: Es iſt ein Antrag auf Ab- 
änderung der Tagesordnung geſtellt worden. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem Antrag zuſtimmen, dieſen 
Punkt von der Tagesordnung abzuſetzen, ſich von den 
plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
Punkt 13 iſt ſomit von der Tagesordnung abgeſetzt. Ich 
rufe auf Punkt 14: : 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs auf Ein- 
führung des 1. Mai als Feiertag. Arantrag des 
Abg. Raſchke und Fraktion. f 

Druckſache Nr. 2217. Ich eröffne die allgemeine Be- 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Rad- 
dem wir im bürgerlichen Staat bald mehr Feiertage als 
Arbeitstage haben, ſind wir der Meinung, daß es auf 
einen Tag mehr oder weniger nicht ankommt. Allerdings 
darf dieſer 1. Mai, wenn er Feiertag werden ſoll, nicht 
mit den Feiertagen des Bürgertums in einen Topf ge— 
worfen werden. Wir ſind der Meinung, daß der 1. Mai 
für die ſchaffende Bevölkerung von weit größerer Be- 
deutung iſt, als das Oſterfeſt oder das Weihnachtsfeſt. 
Darum verlangen wir, daß dieſem Tage mehr Bedeutung 
beigemeſſen wird. (Zwiſchenruf des Abg. Neubauer.) 


— 


Herr Neubauer, mit Ihnen darüber zu ſtreiten, wäre 
müßig. Soviel ſteht aber feſt, daß die Arbeiterſchaft dieſen 
Tag weit mehr zu ſchätzen weiß, als Sie vielleicht Ihr 
Oſterfeſt. 


Steber die Bedeutung des 1. Mai in dieſem 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 

Haufe zu ſprechen, wird ſich nach meinem Dafürhalten er- 
übrigen. Es kommt uns lediglich darauf an, daß der 1. Mai 
auch dem Bürgertum die Erkenntnis gibt, daß dieſer Tag 
ein Tag der Arbeiterſchaft iſt. Die Arbeiter verlangen, 
daß an dieſem Tage das Bürgertum, beſonders die Kauf- 
leute, ihre Buden ſchließen, genau ſo wie es am Sonntag 
und an anderen Feiertagen geſchieht. Damit ſoll den 
Bürgern gejagt werden, daß fie die Feiertage des Ar- 
beiters genau ſo zu achten und zu ehren haben, wie es das 
Bürgertum von den Arbeitern verlangt. 

Wir ſtehen nicht an, zu erklären, daß dieſer Tag 
ſchließlich durch die Arbeiterſchaft erkämpft werden wird. 
Die Arbeiterſchaft iſt gewillt, ſich dieſen Tag als Feiertag 
zu erkämpfen. Wir müſſen andererſeits ſagen, daß die 
Arbeiter ſich dieſen Tag ſchon erkämpft hatten, er iſt nur 
in dem Moment nicht als Feiertag erklärt worden, wie es 


eigentlich hätte geſchehen müſſen. Aus verſchiedenen An- 


läſſen, beſonders aber am 9. November 1918, war die 
Arbeiterſchaft der Meinung, daß die Beauftragten des 
Volkes dieſen Tag zu einem Ruhetag erheben würden. 
Das iſt leider nicht geſchehen. Die Arbeiterſchaft muß 
dieſen Weg noch einmal gehen. Sie muß ſich dieſen Tag 
noch einmal erkämpfen. 

Wenn wir heute unſeren Antrag eingebracht haben, 
jo geſchah es, weil das Unternehmertum noch immer be- 
ſonders gegen die Arbeiter, die dieſen Tag als Feiertag 
begehen, in der rigoroſeſten und gemeinſten Weiſe vor⸗ 
geht. Wir haben zu verzeichnen, daß nicht nur vor dem 
Krieg, ſondern auch in der Nachkriegszeit, beſonders in 
der letzten Zeit, Arbeiter gemaßregelt worden ſind. Sie 
wurden aus ihren Arbeitsſtellen verdrängt, weil ſie den 
1. Mai als Feiertag geachtet haben. Um dies zu ver⸗ 
meiden, um die Arbeiter nicht auf die Straße werfen 
zu laſſen, und damit das Bürgertum nicht willkürlich 
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handeln kann, verlangen wir, daß der 1. Mai als geſetz- (B) 


licher Feiertag erklärt wird. Inwieweit im Deutſchen 
Reiche oder in den einzelnen Staaten des Deutſchen 
Reiches dieſer Tag als Feiertag erklärt wurde, geht dar⸗ 
aus hervor, daß Sachſen und Thüringen dieſem Wunſch 
der Arbeiterſchaft nachkamen und den 1. Mai auch als ge- 
ſetzlichen Feiertag erklärt haben. In dieſen Ländern 
waren auch Sozialdemokraten in Parlament und Re- 
gierung. Sie haben dafür geſorgt, daß dieſer Tag geſetz— 
lich feſtgelegt wird. 

Wir erwarten, daß die Sozialdemokratie auch hier 
ihren Einfluß geltend macht, um dieſem Tag die wohl- 
verdiente Achtung, beſonders beim Bürgertum, zu ver— 
ſchaffen. Ich hoffe, daß ſich auch die Mittelparteien 
unſerem Antrag anſchließen werden und daß dieſer An- 
trag Annahme findet. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

„Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, dieſen Antrag 
dem Hauptausſchuß zur Erledigung zu überweiſen. (Zu- 
ruf des Abg. Rahn.) Widerſpruch wird nicht erhoben, 
das hohe Haus hat ſo beſchloſſen. Damit iſt die heutige 
Tagesordnnug erledigt. Es ift möglich, daß der Haupt- 
ausſchuß noch in dieſer Woche die Beratungen des Haus- 
haltsplans beendigt und daß wir in der nächſten Woche 
mit der Beratung des Haushaltsplans im Plenum be— 
ginnen können. Beſtimmtes läßt ſich aber erſt ſagen, 
wenn die Vorlagen den Ausſchuß ſchon paſſiert haben. 
Ich bitte daher um die Ermächtigung, die nächſte Sitzung 
und Tagesordnung im Einvernehmen mit dem Aelteſten⸗ 
ausſchuß feſtzuſetzen. Widerſpruch wird nicht laut, die 
Ermächtigung iſt gegeben. Ich ſchließe die heutige 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 4 Ahr 35 Minuten.) 
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verhältniſſe von Pfandbriefen, die auf deutſche 
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Abänderungsantrag der Frau Abg. Kreft zu Anlage 
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Haushaltsplan für Kirchenweſen (Druckſache 
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Haushaltsplan für Oeffentliche Arbeiten (Druck⸗ 
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Abänderungsantrag des Abg. Laſchewſki zu Anlage VI 
zu Druckſache Nr. 2194 (Druckſache Nr. 2256) 
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kung (Druckſache Nr. 2235 zu Nr. 2194) 
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VIb zu Druckſache Nr. 2194 (Druckſache Nr. 2257) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Vizepräsidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. 
Sahm; Senatoren Dr. Frank, Dr. Leske, Runge, Dr. 
Schwartz, Dr. Strunk, Dr. Wiercinſti; Staatsräte Stade, 
Kraefft; Oberregierungsrat Dr. Hemmen; Regierungs⸗ 
räte Burmeiſter, Hagemann. 

Vizepräſident Spill: M. D. u. H.! Ich eröffne die 
164. Sitzung. Ich rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
die Rechtsverhältniſſe von Pfandbriefen, die auf 
deutſche Mark lauten. 

Druckſache Nr. 2245 zu Nr. 2205. Hierzu Eingabe Nr. 
723 des Danziger Hypothekenvereins betr. Aenderung 
des § 10 des Geſetzes über die Rechtsverhältniſſe von 
Pfandbriefen, die auf deutſche Mark lauten. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Naſchte, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.] Die 
heulige Tagesordnung ſieht als Punkt 1a die zweite 
und dritte Beratung eines Geſetzentwurfes vor. Auf 
Grund der Geſchäftsordnung kann die Friſtenkürzung 
nur dann ſtattfinden, wenn der Volkstag es beſchließt. 
Wir ſind der Meinung, daß in dieſem Falle der Präſi⸗ 
dent nicht ſelbſtändig handeln kann und wollen daher, 
daß die dritte Beratung des Geſetzentwurfs von der 
heutigen Tagesordnung abgeſetzt wird. 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Rajte, das hätten 
wir einfacher haben können. Sie hätten nur der dritten 
Beratung widerſprechen dürfen. Wenn Ihr Wider⸗ 


ſpruch von ſieben Abgeordneten unterſtützt wird, ſo kann 
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(Spill, Vizepräſident) 


Œ) die dritte Beratung nicht ſtattfinden. Zur Geſchäfts⸗ 


ordnung hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Es 
kommt mir bei dieſer Sache darauf an, daß die Unter⸗ 
ſtützung von ſieben Abgeordneten nicht notwendig ift, 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Denn im § 29 
unſerer Geſchäftsordnung heißt es: „Der Volkstag kann 
bet Feſtſtellung der Tagesordnung beſchließen, die Friſt 
zwiſchen der erſten und zweiten Beratung zu kürzen 


over aufzuheben“. Das darf nur der Volkstag und niez | 


mals der Präſident ſelbſtändig tun. Hier hat der Prä⸗ 
dent ſelbſtändig die dritte Beratung angeſetzt und dar⸗ 
um verlange ich nicht etwa mit 7 Abgeordneten, ſondern 
ich allein, daß die dritte Beratung auf Grund der Ge⸗ 
ſchäftsordnung abgeſetzt wird. Die Ermächtigung, auf 
die ſich der Herr Präſident beruft, iſt ja ſchließlich auch 
in der Geſchäftsordnung feſtgelegt, und zwar wird dar⸗ 
über in § 46, Abſatz 4 gejagt: 

In den Fällen der Abſätze 2 und 3 können Rechte, die 
nach § 29 und 49 verletzt ſind, noch bei Eintritt in die 
Beratung des Gegenſtandes geltend gemacht werden. 
Ich für meine Perſon muß in dieſem Falle geltend 

machen, daß die dritte Beratung abgeſetzt wird. Wird 
meinem Verlangen nicht entſprochen, ſo werden wir den 
Widerſpruch mit ſieben Abgeordneten erheben, ſtellen 
dann aber feft, daß hier die Geſchäftsordnung vergewal⸗ 
tigt, gebrochen werden ſoll. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Vizepräſident Spill: Ich ſtelle folgendes feſt. In 
der letzten Sitzung gab das hohe Haus dem Präſidenten 
die Ermächtigung, die Tagesordnung im Einvernehmen 
mith dem Aelteſtenausſchuß ſelbſtändig feſtzuſetzen. Das 
iſt geſchehen. Es liegt nun allerdings zwiſchen der zwei⸗ 


G) ten und dritten Beratung nicht die nach der Geſchäfts⸗ 


ordnung vorgeſehene Friſt. Wenn ſieben Abgeordnete 
der dritten Beratung widerſprechen, darf ſie nicht ſtatt⸗ 
finden. (Abg. Raſchke: Einer genügt hierbei!) Ich kann 
nichts zurücknehmen, ich muß nach der Geſchäftsordnung 
verfahren. (Abg. Rajte: Der Aelteſtenausſchuß hat 
auch nicht das Recht dazu!) Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Wortmeldungen zu Punkt 1 der Tages- 
ordnung liegen nicht vor. Ich ſchließe die allgemeine 
Beſprechung. Wir kommen zur Einzelberatung. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung zu § 1. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Ich bitte die 


Damen und Herren, die 8 1 annehmen wollen, fid vo 


den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit; er iſt angenommen. Bei $ 2 darf ich wohl An⸗ 
nahme mit derſelben Mehrheit feſtſtellen. Das iſt der 
Fall. § 3; angenommen, $ 4; angenommen, $ 5; an- 
genommen, § 6; angenommen, $ 7; angenommen, § 8; 
angenommen, $ 9; angenommen, $ 10; angenommen, 
§ 11; angenommen, $ 12; angenommen, 8 13; ange⸗ 
nommen, § 14; angenommen, 8 15; angenommen, 
$ 16; angenommen, § 17; angenommen. Wir kommen 
zur Ueberſchrift: „Geſetz betreffend die Rechtsverhält⸗ 
niſſe von Pfandbriefen, die auf deutſche Mark lauten.“ 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Ueberſchrift 
annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, ſie iſt angenommen. Da 
Aenderungen nicht vorliegen können wir zur Schluß⸗ 
abſtimmung ſchreiten. Ich bitte die Damen und Herren, 
die der Vorlage in der Schlußabſtimmung zuſtimmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, das Geſetz iſt damit angenommen. Ich 
rufe auf Punkt 1a der Tagesordnung: 


Zweite und dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs betr. Verlängerung der Gültigkeit des 


Geſetzes vom 1. Oktober 1925 über die Rege- (O 


lung des Zuckerumſatzes. 

Druckſache Nr. 2247 zu Nr. 2211. Ich rufe den ein⸗ 
zigen Paragraphen auf und eröffne die Beſprechung. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem einzigen Paragraphen 
zuſtimmen wollen ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Ich ſtelle die Annahme fejt. Wir kommen zur Ueberſchrift: 
„Geſetz betr. die Verlängerung der Gültigkeit des Ge⸗ 


ſetzes vom 1. Oktober 1925 über die Regelung des 


Zuckerumſatzes.“ Ich bitte die Damen und Herren, die 
die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz 
ijt in zweiter Leſung angenommen. (Abg. Naſchke: 
Wir widerſprechen der dritten Leſung!) Gegen die 
dritte Beratung wird Widerſpruch erhoben. Wird dieſer 
Widerſpruch unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung 
reicht aus, die dritte Leſung darf nicht ſtattfinden. Wir 
kommen zum nächſten Punkt der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die Feſtſtellung des Stantshaushaltsplaus für 
das Rechnungsjahr 1926 nebſt Anlagen. 

Drucksache Nr. 2246 zu Nr. 2194. Ich rufe den 
Abſchnitt 1 auf: ü 

Haushaltsplan des Volkstags. 

Druckſache Nr. 2226 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
ſchließe die Beſprechung. Es liegen zwei Abänderungs⸗ 
anträge vor, Druckſache Nr. 2253 und Nr. 2267. Wir 
ſtimmen zunächſt über den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 2253 ab.: 

In Abſchnktt II, Stelle 5 der Ausgaben ift ſtatt „336“ 
zu jegen „528“ und in der Spalte Erläuterungen: für die 
Ziffer „12“ die Ziffer „24“ 

Schulz. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Abän⸗ 
derungsantrag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Ab⸗ 
änderungsantrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt ab 
über den Abänderungsantrag in Drucksache Nr. 2267: 

Wir beantragen: Ausgabe Abſchnitt 1 Stelle 2 hat 
zu lauten: 

Reiſekoſten und Fahrgelder 4000 
Danach Summe Abſchnitt I = 239 500 
Schwegmann u. d. über Mgl. d. D. Nat. Fr. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag 
annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich 
bitie die Damen und Herren, die dem unveränderten 
Abſchnitt des Haushaltsgeſetzes, Haushaltsplan des 
Volkstags, zuſtimmen wollen, fiH vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Abſchnitt 
iſt angenommen. Ich rufe auf Ziffer 2: 

Haushaltsplan der Allgemeinen Verwaltung. 

Druckſache Nr. 2227 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Naſchke, Abgeordneter: (K. P.) M. D. u. H.! In 
allen Etats finden wir, daß die Anterſtützungsſätze für 
die Beamten für das Jahr 24 Gulden betragen, 
während die Angeſtellten nur mit 12 Gulden abge⸗ 
funden werden folem, Wir können nicht einſehen, daß 
die Notlage bei den Beamten größer ſein ſoll, als bei 
den Angeſtellten und ſind der Meinung, daß deshalb die 
Unkerſtützungsſätze für die Angeſtellten genau jo hoch 
ſein müſſen, wie für die Beamten. Wir haben deshalb 
beim Etat der Allgemeinen Verwaltung beantragt, daß 
die Anterſtützungsſätze für die Angeſtellten genau ſo 
hoch ſind wie für die Beamten. Wir erwarten, daß das 


Haus dieſem Antrag zuſtimmen wird. 
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Vizepräſident Spill: Die Wortmeldungen ſind er⸗ 
ſchöpft, ich ſchließe die Beſprechung. Zu dieſem Haus⸗ 
haltsplan liegt ein Abänderungsantrag des Abg. 
Raſchke vor, Druckſache Nr. 2254. a 

In Abſchnitt AI Stelle 9b der Ausgabe iſt ſtatt 

„516“ zu ſetzen „1 032“ und in der Spalte Erläuterung: 

„für die Ziffer „12“ die Ziffer „24“. 

Ich bitte die Damen und Herren, die ihm zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. Wir ſtimmen jetzt über die Berichtigung zu 
Drudiahe Nr. 2227 Druckſache Nr. 2270 ab. 

Bei Abſchnitt A I, Stelle 1, Ausgabe, ift nicht „1 Re- 
gierungsrat“ zu jtreichen, ſondern „1 Regierungsamtsrat“. 
Das Wort hat der Herr Abg. Robert Schmidt. 

Schmidt, Rob., Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. H.! 
Ich glaube, damit keine Anklarheit entſteht, bemerken 
zu jollen, daß in der Textſpalte bei „künftig fortfallend“ 
nicht ein Regierungsrat zu ſtreichen iſt, ſondern ein 
Regierungsamtsrat. 

Vizepräſident Spill: Wir ſtimmen über die Be⸗ 
richtigung Druckſache Nr. 2270 ab. Ich bitte die Damen 
und Herren, die ſie annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
die Berichtigung iſt angenommen. Wir kommen jetzt 
zur Abſtimmung über den Haushaltsplan der Allge⸗ 
meinen Verwaltung, der abgeſehen von dieſer Berichti⸗ 
gung unverändert geblieben iſt. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dem Haushaltsplan der Allgemeinen 
Verwaltung zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Er iſt angenommen. 
Ich rufe auf Ziffer 3: 

Haushaltsplan für Soziales und Geſund⸗ 
heitsweſen. 

Druckſache Nr. 2228 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Es ſind zu dieſem Haushalts⸗ 
plan zahlreiche Abänderungsanträge von der Fr. Abg. 
Kreft geſtellt worden. Wir werden der Reihe nach über 
die einzelnen Anträge abſtimmen. Der erſte Abände⸗ 
rungsantrag der Frau Abg. Kreft Druckſache Nr. 2248 
lautet: 

1. In Abſchnitt A I, Ausgabe, Stelle 1, ift für die Ziffer 

„3000“ die Ziffer „30 000“ zu ſetzen. 

Ich bitte diejenigen, die dieſen Antrag annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
15 10 Minderheit. Er iſt abgelehnt. Dann wird bean⸗ 
ragt: 

2. In Abſchnitt A I Stelle 4 ift für die Ziffer „4680 000“ 

510 000 000“ zu ſetzen. $ 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag 
zuſtimmen, fih von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Der 
dritte Antrag der Frau Abg. Kreft lautet: 

3. Abſchnitt A I Stelle 5 wird geſtrichen. 

Wir ſtimmen poſitiv ab. Ich bitte die Damen und 
Herren, die Abſchnitt A I, Stelle 5 des Haushaltsplanes 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Mehrheit, die Poſition ift ange 
nommen. Der Antrag iſt abgelehnt. Dann liegt der An⸗ 
trag vor: f 

4. Abſchnitt A I Stelle 15 wird geſtrichen. 

Wir ſtimmen poſitiv ab. Ich bitte diejenigen, die 
Abſchnitt A I, Stelle 15 des Haushaltsplanes annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Die Poſition des Haushaltsplanes 
iſt angenommen. Damit iſt der Abänderungsantrag ge⸗ 
fallen. Ferner wird beantragt: 

5. In Abſchnitt A III Stelle 11 ift die Ziffer „4125“ durch 

die Ziffer „8 000“ zu erſetzen. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Ab⸗ 
änderungsantrag zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt ab⸗ 
gelehnt. Der ſechſte Antrag der Frau Abg. Kreft 
lautet: \ 

6. In Abſchnitt A III Stelle 16 ift zu ſtreichen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die Abſchnitt 
A III, Stelle 16 des Haushaltsplanes annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, die Stelle iſt angenommen und der Abän⸗ 
derungsantrag damit abgelehnt. Antrag 7 lautet: 

7. In Abſchnitt K III Stelle 18 iſt für die Ziffer „650“ zu 

ſetzen „1000“. i 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Ab⸗ 
änderungsantrag zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Der nächſte Antrag lautet: 

8. Abſchnitt A IV Stelle 10 iſt zu ſtreichen. 

Ich bitte diejenigen, die Abſchnitt A IV, Stelle 10 
des Etats annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Der Abän⸗ 
derungsantrag iſt ſomit gefallen. Antrag 9 der Frau 
Abg. Kreft lautet: 

9. In Abſchnitt A V Stelle 1 ijt für das Wort „Direktor“ 

zu ſetzen das Wort „Lehrer“. 

Ich bitte diejenigen, die dieſen Abänderungsantrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Der 
10. Antrag lautet: 

10. In Abſchnitt A V Stelle 15 ift fün die Ziffer „3 940“ 

die Ziffer „7000“ zu ſetzen. 

Ich bite diejenigen, die dieſen Abänderungsantrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Antrag 11 lautet: 

11. Abſchnitt A V Stelle 23 ift zu ſtreichen. 

Wir ſtimmen poſitiv ab. Ich bitte die Damen und 
Herren, die Abſchnitt A V Stelle 23 des Etats annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, der Abänderungsantrag iſt damit 
e Der nächſte Antrag der Frau Abg. Kreft 
autet: . ' 

12. In Abſchnitt A V Stelle 24 ift für die Ziffer „5 000“ 

hen ii N ee ft für die Ziffer „5 000“ zu 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem Abän⸗ 
derungsantrag zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Der folgende Abänderungsantrag der Frau 
Abg. Kreft lautet: . 

13. In Abſchnitt A VI Stelle 14 ift für die Ziffer „22 500“ 

zu ſetzen die Ziffer „40 000“. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Ab⸗ 
änderungsantrag zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt ab⸗ 
gelehnt. Antrag 14 lautet: 

14. In Abſchnitt A VI Stelle 15 ift anſtatt 3 000“ zu 

legen „6 000“. 

Ich bitte diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Antrag 15 lautet: 

15. In Abſchnitt A VI Stelle 16 iſt anſtatt „9 000“ zu 

legen „1200“. 

Ich bitte die Damen und Herren, die diefen Antrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Der nächſte Antrag lautet: 

16. Abſchnitt A VI Stelle 22 wird geſtrichen. 

Wir ſtimmen poſitiv ab. Ich bitte diejenigen, die 
Abſchnitt A VI, Stelle 22 des Etats annehmen wollen. 
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(Spill, Vizepräſident.) 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht. Abg. Hohn⸗ 
feldt: Ich bitte um die Gegenprobe!) Ich bitte um die 
Gegenprobe. (Geſchiehl — Abg. Hohnfeldt: Das ift ſehr 
zweifelhaft) Warten Sie auf die Entſcheidung des 
Büros. Das Büro iſt ſich nicht einig, wir kommen zur 
Auszählung. Ich bitte, den Saal zu verlafjen. Die- 
jenigen, die dem Antrag zuſtimmen, bitte ich durch die 
Ja⸗Tür, die ihn ablehnen durch die Nein⸗Tür, und die 
ſich der Stimme enthalten wollen durch die Enthalte⸗ 
mich⸗Tür wieder einzutreten. Die Auszählung beginnt. 
(Geſchieht.) Die Auszählung iſt geſchloſſen. Ich bitte 
um Bekanntgabe der Stimmen. (Geſchieht.) Das Ab⸗ 
ſtimmungsergebnis iſt folgendes: 55 Stimmen mit Ja, 
13 mit Nein, 7 mit Enthalte mich. Der Abſchnitt A 6, 
Stelle 22 iſt ſomit angenommen. Antrag 17: 


17, In Abschnitt A VI Stelle 23 ift anſtatt „4000“ zu jegen | 
„8 000“. 


Diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Antrag 18: 

18. In Abſchnitt A X Stelle 5 iſt anſtatt „84“ zu ſetzen 

„144“. In der Erläuterung ſtatt „12“ zu ſetzen „24“, 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Mb- 
änderungsantrag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Antrag 19: 

19. In Abſchnitt A XI Stelle 6 ijt für die Ziffer „100 000“, 

die Ziffer „50 000“ zu ſetzen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Mb- 
änderungsantrag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abge⸗ 
lehnt. Antrag 20: 


20. In Abſchnitt B J Stelle 11 ift anſtatt „2 250“ zu ſetzen 
0.000“. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt ab⸗ 
gelehnt. Antrag 21: : 


21. In Abſchnitt B II Stelle 12a ift anſtatt „108 700° zu 
jegen „107 700“. In Spalte Erläuterung ift zu ſtreichen | 


„2 Pfarrer nebenamtlich 1000 G“. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag 
zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 

Somit ſind alle geſtellten Abänderungsanträge zu 
dem Etat erledigt. Wir kommen zur Abſtimmung über 


den Etat ſelbſt, der unverändert geblieben iſt. Ich bitte 


die Damen und Herren die dem Etat für Soziales und 
Geſundheitsweſen zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, ich ſtelle die 
Annahme feſt. (Abg. Rahn: Liegen Anträge auf 
en bloc-Abſtimmung vor?) Wir ſtimmen abſchnitts⸗ 
weiſe über das Haushaltsgeſetz ab, und zwar haben wir 
über den Abſchnitt, der dem Haushaltsplan für Soziales 
und Geſundheitsweſen betrifft, abgeſtimmt. Wir 
kommen zu Ziffer 4: i ö 
Haushaltsplan für Kirchenweſen. 
Druckſache Nr. 2229 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Schwegmann. 


Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Ich möchte den Antrag Druckſache Nr. 2268 mit einigen 
Worten begründen. Es handelt ſich hierbei um die Er⸗ 
höhung des Betrages für die Zuſchüſſe des Staates zu 
den Gehältern der evangeliſchen Geiſtlichen, und zwar 
fordern wir die Erhöhung des eingeſetzten Betrages um 
95 000 Gulden. Ich darf dabei bemerken, daß wir be- 
reit find, den entſprechenden Erhöhungen auch für die 
katholiſche Kirche zuzuſtimmen, wenn uns die zahlen⸗ 
mäßigen Unterlagen gegeben werden. 
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Meinung, daß es 


Dieſer Antrag iſt bereits im Haushaltsausſchuß be- 


handelt und dort abgelehnt worden. Die Parteien der 
Regierungskoalition haben an ſich durchaus anerkannt, 


daß es nötig iſt, diejenigen Beträge in den Haushalts⸗ 
plan einzuſetzen, die notwendig ſind, um die Gehälter 
der evangeliſchen und katholiſchen Geiſtlichen zu be⸗ 
zahlen. Der Ausſchuß hat ohne Widerſpruch anerkannt, 
daß der Staat verpflichtet iſt, den ſogenannten privile⸗ 
gierten Kirchen die Zuſchüſſe für die Pfarrerbeſoldung 
zu geben, die die Gemeinden nicht aufbringen können. 
Gleichwohl iſt der Antrag auf Erhöhung um 95 000 
Gulden im Ausſchuß abgelehnt worden. An ſeiner Stelle 


wurden die Bemerkungen hineingebracht, die ſich in der 


Druckſache Nr. 2229 finden und die lauten: 

Da die Höhe der Zuſchüſſe für die Beſoldung der 
evangeliſchen und katholiſchen Geiſtlichen im Rechnungs⸗ 
jahr 1926 nicht feſtſteht, hat der Senat dieſe Zahlungen, 
ſoweit ſie auf geſetzlicher Grundlage beruhen, über den 
Etatsanſatz hinaus zu leiſten. 


Entſprechendes wurde auch bei B VII, Stelle 1 ein⸗ 


gefügt. Es fand ſchon im Ausſchuß eine Ausſprache dar- 


über ſtatt, welche Bedeutung dieſe Anmerkungen haben. 
Im Ausſchuß iſt insbeſondere verlangt worden, daß der 
Senat eine Klärung der Frage herbeiführe, in welchem 
Umfange die Haushaltspläne, wie wir ſie verabſchieden, 
zu verkünden ſind. Es kann aber wohl nicht beſtritten 
werden, daß die Bemerkungen nicht zu dem Teil der 
Haushaltspläne gehören, die Geſetzeskraft haben. Wir 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß dieje Anmerkungen 
nicht in den Haushaltsplan hineingehören. Nach den 
klaren Beſtimmungen der Verfaſſung müſſen alle Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben des Staates im voraus veran⸗ 


ſchlagt und im Staatshaushaltsplan zuſammengeſtellt 


werden. Daraus ergibt ſich klar, daß der Haushaltsplan 
ziffernmäßig alle Zahlen enthalten muß, die der Nie⸗ 
derſchlag beſtehender Geſetze ſind. Es iſt demnach ein 


Widerſpruch mit der Verfaſſung und mit den Gewohn⸗ 


heiten bei der Aufſtellung der Haushaltspläne, wenn 
man derartige Bemerkungen in die Haushaltspläne hin⸗ 
einſchreibt. Man iſt ſich bewußt, daß die Beträge nicht 
genügen, man zieht aber nicht die Schlußfolgerung, die 
Beträge hineinzuſetzen, die hineingeſetzt werden müſſen. 
Wir wollen das nachholen. Wir können uns jedenfalls 
mit dieſer Regelung nicht zufrieden geben. Wir ſind der 
; der Bedeutung der Kirche nicht ent- 
ſpricht, wenn ſie unter Hinweis auf dieſe Anmerkungen 
zum Senat gehen und um Zuſchüſſe bitten muß. Das 
Haushaltsgeſetz muß ihnen die Zuſchüſſe gewähren. 

Wir bitten Sie, aus dieſen ſachlichen Gründen, den 
berechtigten Antrag anzunehmen und. ſich nicht darauf 
zu verſteifen, das lediglich die Bemerkungen in den 
Haushaltsplan aufgenommen werden. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schilke. , 

Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Die Yus- 
führungen des Herrn Abg. Schwegmann⸗ſind bereits im 
Hauptausſchuß erörtert worden. Herr Schwegmann hätte 
Recht, wenn ſein Antrag den klippen und klaren Wortlaut 
hätte, daß tatſächlich aus dieſen Zahlen erſichtlich wäre, 
daß ſie hinreichen würden, um die Beträge zu decken, 
die für dieſes Jahr notwendig ſind. Dieſe Beträge ſind 
aber nicht feſtſtellbar, wie die Feſtſtellungen der Regie⸗ 


rung ergeben haben. Aus dieſem Grunde haben die 


Regierungsparteien den Antrag eingebracht, dem Senat 
die Ermächtigung zu geben, aus dem Fonds auch über 
den Etatsanſatz hinaus Beträge zu leiſten. Es läßt ſich 
nicht feſtſtellen, ob der Getreidepreis in dieſem Jahr 
ſinkt oder ſteigt. Davon hängt es ab, ob die Beträge aus⸗ 
reichen werden oder nicht. Es ijt nich! richtig, daß der 
Betrag, der jetzt eingeſetzt werden ſoll, gerade ſchon aus⸗ 


(©) 
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(Schilke, Abgeordnete.) 


(A) reichen wird. Es kann auch jein, daß dieſer Betrag über⸗ 


ſchritten werden muß. Auf der anderen Seite ſteht nicht 
feſt, ob der jetzt eingeſetzte Betrag nicht doch ausreicht. 

Aus dieſem Grunde haben die Regierungsparteien 
es für richtig gehalten, die Ermächtigung zu geben, die 
erforderlichen Beträge zu zahlen. Dieſe Ermächtigung it 
protokollariſch im Hauptausſchuß feſtgelegt. Ich glaube 
nicht, daß das etatsrechtlich angreifbar iſt. Herr 
Abg. Schwegmann hat bereits ſelbſt darauf hin⸗ 
gewiefen, daß noch nicht feſtſteht, ob nicht auch 
die Erläuterungen zum Etat etatsrechtlich ein 
Stück des Etats darſtellen. Das ſteht noch 
nicht feſt. Wir haben hier meines Erachtens ein 
Wortgefecht um Sachen, die noch nicht feſtſtehen. Seden- 
falls kommt es auch gar nicht darauf an, ob hier defini⸗ 
tive Beträge eingeſetzt werden, ſondern letzten Endes 
kommt es darauf an ob der Senat gewillt iſt oder ge⸗ 
zwungen wird, das, was dem Geiſtlichen rechtlich zuſteht, 
zu zahlen. Der Senat iſt daran gehalten, weil es auch 
protokollariſch feſtgelegt iſt, deshalb haben die Regie⸗ 
rungsparteien den Antrag eingebracht, den Sie in der 
Anlage finden. 

Wir ſind daher nicht in der Lage, dem Antrag der 
Deutſchnationalen zuzuſtimmen. 

eoriet Sin: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schwegmann. 

ý Seawai Abgeordneter (D. Nat.): Die Ein⸗ 
wendungen des Herrn Abg. Schilke kann ich beim 
beſten Willen nicht gelten laſſen. Sie wurden auch im 
Ausſchuß vorgebracht. Wenn Sie dieſer Beweisführung 
folgten, täten Sie am beſten daran, den ganzen Haus⸗ 
haltsplan ſo aufzuſtellen: „Der Senat wird ermächtigt, 
die Ausgaben zu leiſten, zu denen er auf Grund der Geſetze 
verpflichtet iſt. Sie müſſen alle Ausgaben zahlenmäßig 
feſtlegen und beſtimmte Ziffern in den Haushaltsplan 


hineinſchreiben. (Zwiſchenrufe beim Zentrum.) Sie 


haben nicht begrenzte Ziffern hineingeſchrieben, ſondern 
eine allgemeine Bemerkung. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) 
Wenn ſich im Laufe des Rechnungsjahres die Notwen⸗ 
digkeit zu Ueberſchreitungen des Haushaltsplanes her⸗ 
ausſtellt, ſo ermächtigt der Artikel 54 der Verfaſſung den 
Senat ſowieſo zur Ueberſchreitung der Haushaltspläne. 
Wenn Sie nur das wollen, können Sie ſich die Anmer⸗ 
kungen ſparen. Es handelt ſich darum, klares Recht zu 
ſchaffen und den Kirchen das zu geben, worauf ſie An⸗ 
ſpruch haben. 
Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 
ee, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.] Wenn 
es ſich nicht gerade um den Kirchenetat handelte, dann 
würden wir Ihnen ſagen, daß Sie mit Ihrer Meinung, 
durch Erläuterungen den Etat ergänzen zu können, auf 
einem falſchen Wege find. Es ift jo, daß Sie die Summe 
nicht überſchreiten dürfen, wenn ſie einmal feſtgeſetzt iſt. 
Sie wollen bei den Pfarrern keinen Betrag einſetzen und 
immer feſte darauf loswirtſchaften. Soviel, wie der gute 
Mann braucht, muß er haben, und wenn es in die 
Millionen geht. Wenn es den Pfarrern einfallen ſollte, 
in nächſter Zeit einen Streik zu inſzenieren und wenn 
ſie dann 2 Millionen Jahresgehalt verlangen, ſo muß 
ihnen das nach Ihrer Entſchließung auch bewilligt werden. 
M. D. u. H.! Es iſt doch wirklich zu begrüßen, daß 
in dieſem Fall die Sozialdemokratie, die Kirche und 
Religion als Privatſache erklärt hat, wieder einmal 
umgefallen iſt. In dieſem Jahre erleben wir, daß die 
Sozialdemokratie auch dem Kirchenetat zuſtimmt und 
den Pfarrern die ſchönen, fetten Pfründe zubiegt. Es 
iſt ja ſchließlich nichts Neues, daß bei der Sozialdemo⸗ 
kratie heute dieſer, morgen jener Standpunkt vorherrſcht. 
Wie ſie das gegenüber ihren Wählern rechtfertigt, iſt 


nicht unſere Sache und ſie wird ſelbſt mit ihnen fertig 
werden müſſen. Wir können zum Etat für Kirchenweſen 
nur erklären, daß wir für dieſe Zwecke abſolut nichts 
übrig haben. Wenn die Herren Pfarrer glauben, daß 
ſie noch nicht genug Gehalt haben, dann ſollen ſie ſich 
einmal zur Arbeit ſcheeren und poſitive Arbeit leiſten. 
Die Arbeit, die jetzt von den Herren geleiſtet wird, iſt 
unſeres Erachtens nur negativ. Negativ inſofern, als 
jie die Menſchen verdummt, ja, als fie die Menſchen zu 
Verbrechern erzieht. (Abg. Gaikowſki.: Pfui!) Das hat 
der Krieg bewieſen, Herr Abg. Gaikowſki. 

Vizepräſident Spill: Herr Abg. Raſchke, ich kann 
die Behauptung nicht durchgehen laſſen. Ich bitte Sie, 
ſich in Zukunft zu mäßigen. (Abg. Raſchke: Ich kann 
nichts zurücknehmen!) Herr Abg. Raſchke, ich rufe Sie 
für dieſen Ausdruck zur Ordnung. (Unruhe bei den 
Kommuniſten.) 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Die Pfarrer hielten 
nicht allein für den Krieg ſtundenlange Predigten, 
ſondern haben noch die Waffen geſegnet, die benutzt 
wurden, um ſie dem Gegner in den Leib zu rennen. 
Soweit iſt es leider gekommen. Für eine ſolche Gruppe 
der Bevölkerung können wir nichts übrig haben. Wir 
müſſen ſie mit allen Mitteln bekämpfen, die uns zur 
Verfügung ſtehen, und wir werden ſie bekämpfen bis 
aufs Meſſer. (Bravo bei den Kommuniſten.) ` 
Vizepräſident Spill: Die Wortmeldungen ſind er- 
ſchöpft, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter, (D. Nat.): Ich bean⸗ 
trage namentliche Abſtimmung über den Antrag Druck⸗ 
ſache Nr. 2268. 

Vizepräſident Spill: Wir kommen zur Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 2268. 

Zu Ausgabe A III, 1. 
Wir beantragen, zu ſetzen: 
» fatt G 500 000. — G 595 000.— 
ſtatt G 150 000 — G 245 000,— 

4 Schwegmann 

Es iſt namentliche Abſtimmung beantragt. Wird 
der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung 
reicht aus. Wir ſtimmen jomit namentlich über die Drui- 
ſache Nr. 2268 ab. Ich bitte die Damen und Herren die 


Plätze einzunehmen. Die namentliche Abſtimmung be⸗ 


ginnt. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe die Ab⸗ 
ſtimmung. Sie hat folgendes Ergebnis: Abgegeben ſind 
88 Stimmen, davon 30 mit Ja, 58 mit Nein. Der Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 2268 iſt ſomit ab⸗ 
gelehnt“). Wir kommen zur Abſtimmung über den Haus- 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegeben 88 Stimm⸗ 
karten, 30 mit Ja, 58 mit Nein. ? 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bergmann, Böcker, Böhm, 
Brodowſki, Bürgerle, Dr. Bumke, Dahiler, Doerkſen, Dyck U, 
Falkenberg, Fiſcher, P., Glombowſti. Frau Grundmann, Gutt- 
zeit, Habel, Harnau, Herrmann, Hohnfeldt Karkutſch, Frau 
Knoblauch, Lehmann, Dr. Lembke. Nordwig, Penner T, 
Philipſen, Schütz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, Stahnle. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Arczynſki, Arndt. Beyer, 
Dr. Bing, Buckmakowſki, Frau Döll, Ediger, Dr. Eppich, Frau 
Falk, Fiſcher, Jul., Förſter, Fooken, Gaikowſki Gebauer, Grin- 
hagen Hennke, Hoffmann, Hoppe, Janzen, Jedwabſki, Joſeph. 
Dr. Kamnitzer, Karſchewſti, Klapps, Klingenberg, Kloßowfki, 
Frau Kreft. Kuckelkorn. Frau Kuntz, Frau Landmann, 
Langowſki, Laſchewſli, Lemke Leu, Liſchnewſki, Loops, v. Mala- 
chinſki, Frau Malikowſti, Mathieu, Mau, Dr. Moczynſki, Neu⸗ 
bauer. Dr. Panecki Plettner, Rahn, Naſchke, Reef, Rohde. 
Schilke, Schmidt, R. Schülke, Schulz. Spill, Splett, Weiß, 
Werner, Wisniewſki, Frau Buper. 

Keine Stimmkarle gaben ab: Abg. Bahl, Dr. Blavier, Brill, 
Burandt. Ehm, Eichholtz, Falk, Gehl, Gerick, Frau Kalähne. 


Klawitter, Kochanſki, Dr. Kubacz,. Kurowſli, Lietzau. Maier, 


Mayen, Frau Meyer, Frau Mohn, Mroczkowſki, Müller, Dr. 
Neumann Polſter, Raube, Nehberg, Frau Richter, Schmidt, Ed., 
Dr. Wagner, Dr. Wendt. Weſſalowſki, Wierſchowſki, Dr. Ziehm. 
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(Spill, Vizepräſident.) 
haltsplan für Kirchenweſen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dem unveränderten Etat zuſtimmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Haushaltsplan für Kirchenweſen iſt ange⸗ 

nommen. Wir kommen zu Punkt 5: 
Haushaltsplan für die Verwaltung des 

Innern. 

Druckſache Nr. 2231 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Liſchnewſfi. 
Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die 


beſten Machtmittel des heutigen kapitaliſtiſchen Staates 


ſind Kirche und Polizei. Den Etat für Kirchenweſen 
haben Sie bewilligt. Beim Etat für die Verwaltung des 
Innern ſollen die Koſten für Einwohnerwehr und Tech⸗ 
niſche Nothilfe bewilligt werden. Das ſind die mar⸗ 
kanteſten Sätze dieſes Etats. Es handelt ſich hierbei um 
zwei Machtmittel, die ausſchließlich gegen die Arbeiter⸗ 
ſchaft gerichtet ſind. Damit ſtellen Sie dem Staat 
wiederum für ein Jahr die Machtmittel zur Verfügung, 
um die Arbeiterſchaft mit Gewalt niederzuhalten. Das 
ſage ich beſonders den Herren Sozialdemokraten, die 
doch auf ihr Programm geſchrieben haben, daß Kirche 
und Staat getrennt werden follen. Ich erinnere an den 
Ausſpruch Ihres hervorragenden Führers Bebel, der 
einmal ſagte, Kirche und Sozialismus verhielten ſich 
zueinander wie Feuer und Waſſer. Bei der Bewilligung 
des Etats für Kirchenweſen haben Sie Feuer und 
Waſſer vermiſcht. Das iſt eine beſondere Kunſt, die den 
Sozialdemokraten vorbehalten bleibt. 


Ich komme jetzt zu den einzelnen Poſitionen des 
Etats des Innern zu ſprechen, und zwar zunächſt zu DI, 
Stelle 1, Beiträge der Gemeinden zu den Koſten der 
Polizei. Früher war es in den einzelnen Vorortgemein⸗ 
den ſo, daß jede Gemeinde eine eigene Polizeiverwal⸗ 
tung hatte. Damit iſt man ausgefommen, In neuerer 
Zeit hat man die Polizei vereinheitlicht. Man hat die 
berühmte Schupo in den Vorortgemeinden eingebürgert. 
Die Polizeikoſten betragen nur für Ohra 60 000 Gulden. 
Dieſe werden den Arbeiterfamilien vom Verdienſt abge⸗ 
zogen, damit man die Polizei bezahlen kann. Das ſind 
außerordentlich hohe Sätze, deshalb verlangen wir ihre 
Streichung. Wir wollen, daß die Polizeiverwaltung in 
den einzelnen Gemeinden ſo ſein ſoll, wie früher. 

Ich komme nun zu E I, Stelle 1—4 Einwohnerwehr, 
Einnahme 2 150 Gulden, Techniſche Nothilfe Einnahme 
6 000 Gulden. Die Ausgaben für die Techniſche Nothilfe 
betragen 21 075 Gulden und die Ausgaben für die Ein⸗ 
wohnerwehr 61 012 Gulden. Dieſe Summe wird für die 
Einwohnerwehr im Jahre 1926 ausgegeben. Ich frage 
vor allem die Sozialdemokratie, für wen die Einwohner⸗ 
wehr da iſt. Iſt ſie gegen die Polen gerichtet, falls die 
einmal hier einrücken oder gegen die Arbeiterſchaft? 
Wenn es eine Maßnahme gegen die Polen ſein ſoll, ſo iſt 
das lächerlich. Wenn die Polen einmarſchieren, ſo 
werden ſie das auch trotz der Einwohnerwehr tun. Die 
Einwohnerwehr iſt nur gegen die Arbeiterſchaft ge⸗ 
ſchaffen worden. Wir wollen in unſerem Abänderungs⸗ 
antrag, daß dieſe Ausgabe von 61 012 Gulden geſtrichen 
wird, weil wir die Einwohnerwehr nur als ein Inſtru⸗ 
ment betrachten, das ausſchließlich gegen die Arbeiter⸗ 
ſchaft gerichtet iſt. i 

Das Gleiche gilt für die Techniſche Nothilfe. Die 
Techniſche Nothilfe iſt in den Nachwehen der Revolu⸗ 
tionszeit von der Sozialdemokratie geſchaffen worden. 
Jetzt wächſt ſie ſich aber gegen die Arbeiter aus, wenn 
fie durch Streiks uſw. ihre Lebenshaltung aufrechter⸗ 
halten oder verbeſſern wollen. Wir kennen den Werde⸗ 
gang der Techniſchen Nothilfe in Danzig. Wir haben 


geſehen, daß ſie mehr Werte vernichtet als aufgerichtet 
hat. Ich erinnere an die Gasanſtalt, wo die Techniſche 
Nothilfe großen Schaden anrichtete und wo auch Un⸗ 
glücksfälle vorgekommen ſind, die der Staat nachher 
bezahlen mußte. Bei der Einwohnerwehr beſteht auch 
eine große Gefahr, abgeſehen von den Koſten. Die Ein⸗ 
wohnerwehr fühlt ſich heute unter der neuen Koalitions⸗ 
regierung ſo wohl, daß ſie es wagt, auf öffentlichen 
Plätzen Schießübungen zu veranſtalten. Ich erinnere 
an Steegen, wo die Einwohnerwehr am hellen Tage 
Schießübungen auf den Dämmen vornahm, die mit 
Lebensgefahr für die Menſchen verbunden waren. Das 
iſt nicht nur in Steegen paſſiert, ſondern auch in 
mehreren anderen Landgemeinden. Wir haben die 
Arbeiterſchaft darauf aufmerkſam gemacht, daß die Ein⸗ 
wohnerwehr ein Inſtrument gegen ſie iſt. Auch die 
Sozialdemokratie hat Fälle geſammelt, bei denen das 
Leben und die Sicherheit der Einwohner gefährdet 
waren. Trotzdem ſie die Adreſſen hat, geht die Sozial⸗ 
demokratie heute in der neuen Koalitionsregierung 
ſoweit, daß ſie die Mittel für die Einwohnerwehr und 
die Techniſche Nothilfe bewilligt. Ich habe entſprechende 
Ausführungen ſchon im Ausſchuß gemacht, aber ich 
fühle mich veranlaßt, immer wieder darauf aufmerkſam 
zu machen, was hier für die Arbeiterſchaft auf dem 
Spiele ſteht. 
Betreffs der Polizei haben wir folgendes zu be⸗ 
merken: Die Polizei erfordert eine Ausgabe von 
5 595 810 Gulden, für 1926 ein Mehr von 781 497 
Gulden. Seitdem die Sozialdemokratie in der Regierung 
iſt, ſind die Ausgaben für die Polizei um 781 497 
Gulden vermehrt. Das muß der Arbeiterſchaft geſagt 
werden. Die Sozialdemokratie hat immer geſagt, es 
werde ihre vornehmſte Aufgabe ſein, die Arbeiterſchaft 
von dieſen enormen Polizeikoſten zu befreien, ſoweit es 
in ihren Kräften ſteht. Hier müſſen wir feſtſtellen, daß 
eine Mehrausgabe von 781 497 Gulden eingetreten iſt. 
Das iſt ein Zeichen dafür, wie weit man kommt, wenn 
man ſich dem Reformismus hingibt, wenn man nicht die 
Tradition aufrechterhält. Das iſt ein Hinabgleiten in 
das bürgerliche Lager. Die Arbeiterſchaft muß darauf 
aufmerkſam gemacht werden. Sie kann nicht dafür, daß 
ſie zum großen Teil noch ihre Stimme der Sozialde⸗ 
mokratie gibt. Die Arbeiterſchaft weiß erſtens, daß die 
Sozialdemokratie eine alte Tradition hat. Sie glaubt, 
daß ſie noch in den Fußſtapfen der früheren Zeit wan⸗ 


delt. Weit gefehlt! Die Arbeiterſchaft muß die Ein⸗ 


heitsfront über die Führer hinweg herſtellen und muß 
gemeinſam gegen die Regierung vorgehen. Die Maß⸗ 
nahmen der Polizei ſind immer gegen die Arbeiterſchaft 
gerichtet. Wir haben feſtſtellen müſſen, daß ſogar ein 
gewiſſer Belagerungszuſtand aufrecht erhalten wurde. 
Die Arbeiterſchaft wurde eine Zeit lang niedergehalten, 


bis ſich die Regierung bequemte, den Belagerungszu⸗ 


ſtand wieder aufzuheben. 
Ich komme nun zu den Ausgaben für die Landrats⸗ 


ämter. Es wurde ſeinerzeit in allen hieſigen Zeitungen, 


der Danziger Zeitung, den Neueſten Nachrichten, der 
Volksſtimme uſw. darauf aufmerkſam gemacht, daß 
Danzig vor einer großen Eingemeindung ſtehe. Wir 
als Kommuniſten ſind eigentlich für eine Eingemein⸗ 
dung der Vororte und für ein Groß⸗Danzig. Man beein⸗ 
flußt die Arbeiterſchaft in verſchiedenen Verſammlungen 
und ſagt, die Landratsämter müſſen verſchwinden, damit 
eine einheitliche Verwaltung im Freiſtaat geſchaffen 
wird. Wenn man aber in der Regierung ift, unter- 
nimmt man nichts und läßt alles beim alten. Das 
nennen wir Demagogie. Das iſt die richtige Bezeichnung 
für eine derartige Handlungsweiſe. 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter.) 

Die Eingemeindung ſchreitet durchaus nicht vor⸗ 
wärts, ſie iſt vielmehr auf einem toten Punkt ange⸗ 
langt. Wenn Oliva nicht das Unglück gehabt hätte, in 
dieſe Miſere hineinzugeraten, dann wäre eine Einge⸗ 
meindung von Oliva nicht eingetreten. 
daran, daß Oliva ein Drittel der Kreisabgaben des 
Kreiſes Danziger Höhe aufzubringen hatte. Oliva iſt 
fortgefallen und damit dieſes eine Drittel der Kreis⸗ 


abgaben. Trotzdem ſoll der Kreis beſtehen. Es iſt logiſch, 


daß ſich der Ausfall auf die anderen Inſaſſen des 


Eingemeindung nichts unternommen wird, dann geht 
der Kreis Danziger Höhe, die Gemeinden und die Vor⸗ 
ſtände der Güter, dem Ruin entgegen. Mit Wonneberg 
wurden vor ſieben Monaten Verhandlungen gepflogen, 


die bis heute noch auf einem toten Punkt ſind. Auch mit 
der Gemeinde Ohra ſind Eingemeindungsverhandlungen 


gepflogen, die infolge der Sabotage der Regierung noch 
nicht weitergekommen ſind. Mir entzieht ſich, aus 
welchen Gründen. Es müßte ſich doch eine Verbilligung 
der Verwaltung erzielen laſſen. Um den Kreis Danziger 
Höhe nicht vor Ruinen zu ſtellen, müßte die Regierung 
die Initiative ergreifen und eine Eingemeindung nach 
Groß⸗Danzig vornehmen. Weit gefehlt. Der Ober⸗ 


regierungsrat Berent hat ſich als ein gewiſſer Saboteur 


der Eingemeindung erwieſen. Es ſcheint, daß die Regie⸗ 
rung nicht Intereſſe hat, die Intereſſen der Gemeinden 
der Freien Stadt Danzig wahrzunehmen, ſondern die 
Intereſſen der Beamten, der Bürgermeiſter uſw., die 
heute noch im Kreiſe Danziger Höhe beſchäftigt werden. 
damit dieſe fetten Pfründe erhalten bleiben. 


Wir wehren uns mit aller Entſchiedenheit dagegen 


und wünſchen einen ſchnelleren Fortgang der Einge⸗ | 


meindungsverhandlungen. Der Kreis Danziger Höhe 
hat noch nicht ſeinen Etat fertiggeſtellt. Der Etat iſt 
überhaupt noch nicht aufgeſtellt. Er iſt noch nicht zur 


Beratung gekommen und den Abgeordneten des Kreiſes 


noch nicht vorgelegt worden. Man kann keinen Etat auf⸗ 
ſtellen, weil man gar nicht weiß, was in Bezug auf 
Eingemeindung noch geſchieht. Aus allen dieſen Grün- 
den ſind wir dafür, daß dieſe Sache ins Rollen gebracht 
wird. Wenn der Kreis Danziger Höhe aufgelöſt und 
die Poſition geſtrichen wird, die für den Staat eine 
Ausgabe von 58 240 Gulden bedeutet, ſo wiſſen wir, daß 
die Sache dann ins Rollen kommt. Mit der Eingemein⸗ 
dung ſind auch die Kreiſe erledigt. Dann wird eine 
einzige Landgemeinde Danzig beſtehen. Außerdem die 
Stadtgemeinde, im ganzen alſo zwei Gemeinden. Das 
wiſſen wir genau. Aus dieſem Grunde hütet man ſich 
vor der großen Eingemeindung. (Zuruf rechts.) Sie 
werden ſich doch, Herr Abg. Doerkſen mit aller Ent⸗ 
ſchiedenheit gegen eine Verſchmelzung des Kreiſes 
Danziger Höhe mit dem Kreis Danziger Niederung 
wehren, und zwar aus beſonderen Gründen, die ich 
nicht feſtlegen will. (Abg. Doerkſen: Aus welchen?) Die 
ind Ihnen ebenſogut bekannt, wie mir. Der Kreis 
Danziger Niederung wird auch keinen Befähigungsnach⸗ 
weis erbringen können. 

Verſchiedene Regierungsſtellen ſind nicht von einer 
großen Eingemeindung erbaut, weil ihre Brüder in 
Chriſto und in politiſcher Hinſicht in den Kreiſen als 
Gemeindevorſteher tätig ſind und innerhalb der Gemein⸗ 
den kleine Könige bedeuten. Dieſe Gemeindevorſteher 


haben erſtens gute Einnahmen, zweitens können ſie wie 


Könige herrſchen. Um ſich nicht dies Vorrecht nehmen zu 
laſſen, gehen die Hintertüren dauernd, damit keine Cin- 


Ich erinnere 
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gemeindung jtattfindet. Wenn Ohra eingemeindet wird, 
dann hört dort die Bürgermeiſterſtelle auf. Das möge 
auch Ihnen gejagt fein, m. H. Sozialdemokraten. daß 


der dortige Bürgermeiſter ein Gehalt von 17 000 Gulden 


erhält. Das bedeutet, Gehaltsgruppe XIII und die Ent⸗ 
ſchädigung als Senator, zuſammen eine Aufwandsent⸗ 
ſchädigung von annähernd 2000 Gulden. 

Es geht nicht um das Intereſſe des Staates und der 
Gemeinden, es geht um die Bezahlung der fetten 


> i Pfründen. Daher find wir der Anſicht, daß eine Cinge- 
Kreiſes Danziger Höhe auswirkt, die entſprechend höhere meindung nicht zuſtande kommen wird. G ſo liegt 
Abgaben zahlen müſſen. Die Gemeinden ſind bereits Buche auf : . 
durch die Polizeikoſten und ſonſtigen Verwaltungskoſten 


außerordentlich hoch belaſtet. Wenn in Bezug auf die ihren Vorrechten, die längſt veraltet ſind, nichts ab⸗ 


es im Kreiſe Danziger Niederung. Die Gemeindevor⸗ 
ſteher, die heute kleine Könige darſtellen, wollen von 


geben. Die Bürgermeiſter ſtehen in Fühlung mit der 


Regierung, weil ſie deutſchnational ſind. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Ausſchlaggebend ſind die hauptamtlichen Se⸗ 
natoren, die zum größten Teil deutſchnational ſind. Wir 
fennen die engen Beziehungen der Gemeindevorſteher 
von Danziger Höhe und Niederung zur Regierung zu 
genau, um zu mijjen, daß man fih mit aller Entſchieden⸗ 
heit gegen eine Eingemeindung von Groß⸗Danzig wehrt. 
Wir weiſen es mit aller Entſchiedenheit zurück, daß hier 
Parteiſüppchen gekocht werden und daß Sabotage ge⸗ 
übt wird wenn die Sache in die Tat umgeſetzt werden 
ſoll. Es ſollte die vornehmſte Aufgabe der Sozialdemo⸗ 
kratie ſein, dafür zu ſorgen, daß die Eingemeindung 
ſchneller vonſtatten geht. Das wäre im allgemeinen das, 
was ich zu dem Etat zu ſagen hätte. Es ſind außerdem 
noch eine Reihe von Schäden vorhanden, die wir auf⸗ 
decken könnten. Wir können uns das aber erſparen, da 
wir ja immer an taube Ohren appellieren. Zum Haus⸗ 
haltsplan der Verwaltung des Innern haben wir vor 
allen Dingen in bezug auf die Polizei folgende Ent⸗ 
ſchließung gebracht: ; 

Sämtliche Beamte und Angeſtellte der Schutzpolizei 
ſind, ſoweit ſie nicht verheiratet und eigene Wohnung ha⸗ 
ben, in Einzelquartieren außerhalb der Kaſernements 
unterzubringen. Der Dienſt der Beamten darf nur inſo⸗ 
weit in geſchloſſenen Formationen ſtattfinden, als es zur 
Sicherheit des Publikums (Unterricht) erforderlich ift. 
Im übrigen darf der Dienſt den Rahmen einer Po⸗ 
lizeimannſchaft entſprechend nicht überſchreiten. 

Wir haben dieſe Entſchließung eingebracht, weil 
wir wiſſen, daß ſich die Schutzpolizeibeamten, dieſe Auch⸗ 
proletarier, gar nicht als Menſchen fühlen, wenn ſie in 
die Kaſernen verſetzt werden, ſondern nur als Soldaten. 
Die ganze Handhabung vom Offizier abwärts bis zum 
Unterrichtsleiter iſt darauf eingeſtellt, dem Schutzpoli⸗ 
zeibeamten einzuimpfen, daß er ein Inſtrument des 
Staates gegen die Arbeiterſchaft darſtellt. Dagegen wen⸗ 


den wir uns, weil junge und unreife Menſchen einge⸗ 


ſtellt werden, die es nicht erfaſſen können, wie einem 
Familienvater zumute ift, der für ſeine politiſche Frei- 
heit, für ſein Stückchen Brot kämpft. 


Aus dieſen Gründen wünſchen wir, daß die Schupo⸗ 
beamten in den Familien wohnen und mit ihnen enge 
Fühlung haben, damit ſie feſtſtellen können, wie ſie 
ihren Dienſt verrichten müſſen. Aber alle die Ueber⸗ 
griffe, die manchmal gar nicht ſein dürften, ſind nur 
vonſtatten gegangen, weil man die Polizei jo einſtellt, 
um ſie recht gehäſſig gegen die Arbeiterſchaft darzuſtellen. 

Ich habe Kritik geübt, wie wir zu dieſem Etat des 
Innern ſtehen. Wir ſind überzeugt, daß Sie ein Inter⸗ 
eſſe daran haben, die Geſchichte ſo zu laſſen, wie ſie ſich 
in dieſem Etat ausdrückt. Wenn die Sozialdemokratie 
mit den Maßnahmen, die im Etat aufgeſtellt ſind, zu⸗ 
frieden iſt, ſo iſt das ihre Sache. Die Arbeiterſchaft 
wird ſich trotz Polizei, trotz Kirche, das hat die Vergan⸗ 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter.) 
genheit bewieſen, von dieſem Joch befreien. Uns als 
Kommuniſten kommt es nur darauf an, daß wir den 
Golgathaweg der Arbeiter ſo viel wie möglich abkürzen. 
Sie müſſen gegen den Staat aufmarſchieren. Wir benutzen 
daher bei jeder Gelegenheit die Oeffentlichkeit, um den 
Arbeitern zu ſagen, daß ſie ſich ſelbſt befreien müſſen. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Herrmann. 

Herrmann, Abgeordneter (D. S0z.): M. D. u. H. 
Der Haushaltsplan für die Verwaltung des Innern iſt 
es ja, bei dem im vergangenen Jahr die Regie⸗ 
rungskriſe einſetzte. Die Linksparteien hofften durch 
Unterſtützung des Antrages der Deutſch⸗liberalen Frak⸗ 
tion auf Abſtrich von etwa 100 Beamten der Schutz⸗ 
polizei erreichen zu können, daß die Regierung gezwun⸗ 
gen würde, eine Umorganijation oder Neuorganiſierung 
des Polizeiweſens vorzunehmen. Der ſozialdemokratiſche 
Redner führte damals aus, daß wir mindeſtens die 
Hälfte der oberen Beamten der Polizei ſparen könnten. 


ganz gleich, welche Titel ſie führten, ob Hauptmann, 


Oberleutnant, Major, Polizeikommiſſar, Oberkom⸗ 


miſſar, Polizeiinſpektor uſw. bei einheitlicher Organi⸗ 


ſation, das ſteht unzweifelhaft feft. Die Linksregierung 


(B 


= 


haben wir ja dann befommen. Geit vielen Monaten 
arbeitet fie an der gewollten Umorganijation. Die alte 
Regierung hat uns im Hauptausſchuß eingehend dar⸗ 
gelegt, daß durch die Zuſammenlegung von Schupo und 
blauer Polizei an ſich keine Beamten erſpart werden, 
daß vielmehr jede Streichung von Polizeibeamten bei 
der vorgeſchlagenen Organiſationsänderung ſich aus⸗ 
ſchließlich auf Koſten der Zahl der für den Sicherheits- 
grad in erſter Linie maßgebenden Beamten des Stra- 
ßendienſtes auswirken werde. Die alte Regierung hat 
uns ferner Vergleiche mit den Polizeikräften der Städte 
Königsberg, Bremen, Stettin und Halle ausgehändigt, 
aus denen hervorgeht, daß im allgemeinen ſowohl an 
höheren, wie auch an unteren Beamten die Polizeikräfte 
in Danzig an Zahl geringer wären als die der Ber: 
gleichsſtädte. Was hat nun die neue Regierung durch 
ihre Umorganiſation bisher erreicht? Eine Frage, ob 
durch die Umorganiſation an ſich Beamtenkräfte erſpart 
ſeien, hat der Herr Senator im Hauptausſchuß vorſichtig 
dahin beantwortet, daß er das noch nicht überſehen 
könne. (Iſt das eine Vorlesung? links.) 

Aus der erwarteten großen Erſparnis ſcheint alſo 
nichts werden zu wollen. Es wird ſchließlich noch auf 


eine Verſchlechterung des früheren bewährten Zuſtandes 


herauskommen, bei dem vielleicht ſogar noch Mehraus⸗ 
gaben entſtehen. Uns ſcheint nicht die Umorganiſation 
notwendig zur Erſparnis von Beamten, ſondern ein Ab⸗ 


bau der Aufgaben. Dann wird ſich der Abbau der Be⸗ 


amten von ſelbſt ergeben. Bei der Schutzpolizei iſt es 
aber umgekehrt. Hier iſt der Aufgabenkreis ſtändig ver⸗ 
größert worden, ſowohl in räumlicher, wie in ſachlicher 
Beziehung. Von einem ſozialdemokratiſchen Polizeiprä⸗ 
ſidenten wurde im Jahre 1919 eine Schutzpolizei von 
1400 Mann für erforderlich gehalten. Inzwiſchen hat 
ſich Danzig räumlich beträchtlich ausgedehnt. (Abg. Leu: 
Das war eine andere Zeit!) Neue Wohnviertel, ich 
nenne die zahlreichen Siedlungen, wie auch neue Indu⸗ 
ſtrieviertel, z. B. an der Pommerſchen Chauſſee in Lang- 
fuhr, und in Weichſelmünde, ſind geſchaffen worden 
und verlangen polizeilichen Schutz. Die örtliche Zuſtän⸗ 
digkeit der Schutzpolizei iſt auf Zoppot, Oliva und Ohra 
ausgedehnt worden, und ſtändige Kommandos werden 
im Kreiſe Werder, in Tiegenhof und Kalthof unterhal⸗ 
ten. Der Aufgabenkreis der Polizei iſt durch Erweite⸗ 
rung der örtlichen Zuſtändigkeit weſentlich erhöht. Wei⸗ 
ter ift auch der ſachliche Aufgabenkreis weſentlich ermet- 


tert worden. Ich erwähne in erſter Linie die Verkehrs⸗ 
regelung. Während früher, wie auch bereits im Haupt- 
ausſchuß angeführt wurde, vom Bahnhof bis zum 
Langenmarkt drei Poſten zur Aufrechlerhaltung der 
Ordnung und Sicherheit notwendig waren, ſtehen heute 
allein ſieben zur Verkehrsregelung. Das iſt natürlich 
nur möglich durch Entblößung anderer Stadtteile vom 
polizeilichen Schutz. i 

Während man alſo auf der einen Seite die Muf- 
gaben der Schutzpolizei vermehrt hat, hat man die Be⸗ 
amten jedoch abgebaut. Während z. B. Königsberg mit 
270 000 Einwohnern eine Schutzpolizei von 1525 Mann 
hat für einen räumlichen Tätigkeitsbereich von 4400 
Hektar, hat die Danziger Polizei für einen Wirkungs⸗ 
kreis von 10 000 Hektar allein für das Stadtgebiet und 
außerdem noch 180 000 Hektar für das Staatsgebiet nur 
1200 Mann. Dieſe Zahlen müßten eigentlich jedem 
ſachlichen Beurteiler dieſer Frage, vor allem aber den 
Herren der Wirtſchaft, die unter dem immer geringer 
werdenden Polizeiſchutz am meiſten zu leiden haben, 
ſehr zu denken geben, vor allem, wenn man berückſichtigt, 
daß die Schutzpolizei unſer einziger Machtfaktor dieſer 
Art für das geſamte Freiſtaatgebiet ift, (Abg. Arczynſki: 
Der wirtſchaftliche Machtfaktor die Schutzpolizei?) nein 
hören Sie nur weiter, während Deutſchland als letzte 
Reſerve bei größeren Unruhen noch immer die Reihs- 
wehr im Hintergrunde Hat, 

Ich komme dann zu den Abſtrichen an Schupo⸗ 
Offizieren. Während Königsberg, wo die Polizei nur 
für die Stadt zuſtändig iſt, über 57 Offiziere verfügt, hat 
Danzig nur 29, alſo gerade die Hälfte. Auch hier wer⸗ 
den ſich die Abſtriche an dem geringeren Grade der 
Sicherheit fühlbar machen; denn bei ungenügendem 
Ausbildungs⸗ und Aufſichtsperſonal muß die Qualität 
der Polizei leiden. Dieſe wird ſich wiederum im Außen⸗ 
dienſt auswirken. Nun reden die Vertreter des Schupo⸗ 
Abbaus von einem Nachlaſſen der Kriminalität. Dieſe 


Behauptung iſt ein Trugſchluß. Infolge des ſtarken po⸗ 


lizeilichen Schutzes, den die bisherige Schutzpolizei ge⸗ 
währleiſtet hat, hat die Kriminalität tatſächlich 
nachgelaſſen, wofür wir der Polizei für ihre ſchwere 
Tätigkeit nur dankbar ſein müſſen. (Sehr gut!) Sie 
wird aber ſofort zunehmen, wenn die Polizei abgebaut 
wird. (Zwiſchenrufe.) Die Verhältniſſe im Hafen be- 
weiſen das. Danzig ſtand bezüglich der Hafendiebſtähle 
früher beſſer als alle übrigen Oſtſeehäfen. Damals ſtan⸗ 
den aber auch beiſpielsweiſe in einem der Hauptlade⸗ 
zentren in Neufahrwaſſer an der Hafenſtraße allein ſechs 
Beamte, während jetzt ein einziger Einzelpoſten vor⸗ 
geſehen iſt. Weichſelmünde hatte früher eine beſondere 
Wache. Jetzt, wo ſich ein Holzfeld neben dem anderen 
aufgetan hat, und wo zahlreiche neue Unternehmungen 
entſtanden ſind, iſt trotz zahlreicher Hilferufe der 
dauernd beſtohlenen Handelsniederlaſſungen und Ein⸗ 
wohner von Weichſelmünde keine beſondere Wache mehr 
vorhanden, weil eben nicht genügend Leute da ſind. 
(Abg. Klapps: Iſt auch nicht notwendig! — Weitere 
Zwiſchenrufe von links.) Ohne Polizeibewachung wer⸗ 
den Sie jedenfalls auch nicht arbeiten können. (Zuruf 
des Abg. Klapps.) Nur ſo iſt es erklärlich, daß die Dieb⸗ 
ſtähle im Danziger Hafen ſo überhand nehmen, daß die 


Verſicherungsgeſellſchaften für Danziger Schiffe, wie das 


bereits im Hauptausſchuß ausgeführt wurde, einen be⸗ 


ſonderen Zuſchlag verlangen. (Das hat Ihr deutſchnatio⸗ 


naler Bruder auch geſagt! bei den Kommuniſten.) Ich 
wiederhole es noch einmal, damit es nicht in Vergeſſen⸗ 
heit gerät. Letzten Endes iſt alſo auch hier wieder die 
Wirtſchaft der leidtragende Teil. (Abg. Klapps: Sie 
wollen die Aufſich! der Polizei bei den Arbeiten!) Das 
will der vernünftige Arbeiter auch. 


(C) 


(D) 


(A) 


B 


— 


dieſen erweiterten Aufgaben ſteht der Abbau und die 
Umorganiſation. (Sehr richtig! rechts.) Wir haben die 
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(Herrmann, Abgeordneter). 

Man kann ſich nicht genug wundern, daß gerade die 
Partei der führenden Wirtſchaftskreiſe, in dieſem Falle 
die deutſch⸗liberale Fraktion, für den Abbau der Schupo 
eintritt,, da ſie ja doch die Erſparniſſe an dieſem Haus⸗ 


haltsplan mehrfach an den Schäden zulegt, die ſie durch 


mangelnden Polizeiſchutz erleidet. Wir weichen mit die⸗ 
ſer Umorganiſation und mit dem Abbau der Schupo von 
dem bewährten Vorbilde Deutſchlands ab. Wir ſind in 
letzter Zeit bereits in der Aufwertungsfrage einen an⸗ 
deren Weg als Deutſchland gegangen, und zwar in der 
Aufwertung der Sparkaſſeneinlagen und der bereits ab⸗ 
gezahlten Hypotheken. (Abg. RNaſchbe: Bei den Beam- 
tengehältern ſind wir auch abgewichen, hier haben Sie 
mehr bekommen!) Im allgemeinen haben die Beamten 


noch nicht mehr. Die Schwierigkeiten haben wir ja jetzt. 


Es iſt wohl kein Geheimnis mehr, daß in der Schutz⸗ 
polizeibeamtenſchaft jeit Wochen eine bedenkliche Un- 
ruhe über die Art und Weiſe gärt, wie ſie zum Objekt 
parteipolitiſchen Kuhhandels gemacht wird, und wie 
man nicht auf die warnende Stimme wirklicher Sach⸗ 
verſtändiger hört, ſondern ſich von den Geſichtspunkten 


vermeintlicher Fachleute leiten läßt, um die ſich bisher 
in jeder Weiſe bewährende Organiſation zu zerſchlagen. 
Dieſe Unruhe iſt verſtändlich, weil die Beamtenſchaft 


fühlt, daß ſie ſowohl durch den zahlenmäßigen Abbau, 
wie auch durch die Umorganiſation nicht mehr in der 
Lage iſt, ihren polizeilichen und ſtaatserhaltenden Auf⸗ 


gaben im gleichen Maße gerecht zu werden, wie bisher. 


Sie verliert dadurch den Glauben an die eigene Kraft 
und damit die erſte Vorbedingung für ihre hohe Auf⸗ 
gabe, Staat und Regierung zu ſchützen. Dieſe Tatſache 
ſollte allen ſtaatserhaltend eingeſtellten Staatsbürgern 
zu denken geben und ſie veranlaſſen, die Schutzpolizei⸗ 
frage von höherer Warte aus zu betrachten, als es tat⸗ 
ſächlich geſchieht. 

Es muß hierbei einmal offen ausgeſprochen werden, 
daß die Danziger Schutzpolizei neben ihrer allgemeinen 
polizeilichen Tätigkeit eben auch noch andere, höhere Auf- 
gaben zu erfüllen hat, Machtinſtrument der Regierung 
zu ſein. (Frau Abg. Kreft: 
Schießereien!) Ohne dieſes Machtinſtrument würden Sie 
(zu den Kommuniſten) auch nicht regieren können. Dieſe 
Aufgaben kann die Schutzpolizei nur in ihrer bisherigen 
truppenmäßigen Organiſation erfüllen, die allein eine 
körperlich ertüchtigte, gut diſziplinierte und jederzeit 
einſatzfähige Beamtenſchaft gewährleiſtet. (Zuruf der 
Frau Abg. Kreft.) Hinausgeworfen wird niemand. Die 
jetzige Umorganiſation ijt der erſte Eingriff in die bis⸗ 
herige bewährte Organiſation, da jie die Beamtenſchaft 
der Einwirkung ihrer bisherigen Führer entzieht und 


dadurch die einheitliche Ausbildung und Diſziplinierung 


gefährdet. Meine Fraktion ſieht in dem Abbau und der 
Umorganiſation der Schutzpolizei eine Gefährdung 
unſeres Freiſtaates. Wir lehnen daher den Haushalts⸗ 
plan für die Verwaltung des Innern ſowohl auf Grund 
der zahlenmäßigen Abſtriche wie auch der organiſato⸗ 
riſchen Umänderungen der Schutzpolizei ab. (Bravo! — 
Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) 

Bizepräjident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Doerkſen. 

Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Ich 
ſtimme mit dem Herrn Vorredner darin überein, daß 
bei keiner anderen Verwaltung der Aufgabenkreis ſo 
gewachſen iſt, wie gerade bei der Schutzpolizei. (Sehr 
richtig! rechts.) Ich verweiſe auf unſere Ausführungen 
im Hauptausſchuß und erinnere an die anderweitige 
Verkehrsregelung. In umgekehrtem Verhältnis zu 


Sie meinen allerhand 


und insbeſondere auch 


Befürchtung, daß die Schutzpolizei, nachdem ſie abge⸗ 
baut iſt, in ſchweren Zeiten ihren Aufgaben nicht mehr 
wird nachkommen können. (Was hat ſie für Aufgaben? 
bei den Kommuniſten. — Abg. Buckmakowſki: Sie 
haben genügend Waffen im Landkreis!) s 
Nun zu einer anderen Frage. Die Frage der Cinge- 
meindung der Vororte und die Vereinigung der beiden 
Landkreiſe zu einem beſchäftigt die Gemüter des Frei⸗ 
ſtaates ſolange, wie der Freiſtaat beſteht, ohne daß 
dabei bisher irgendetwas erreicht worden wäre. Wenn 
Oliva durch die unglücklichen Manipulationen ſeiner 
Sparkaſſe nicht in die Lage gekommen wäre, ſeine Ein⸗ 
gemeindung nach Danzig nachzuſuchen, dann wären wir 
heute, glaube ich noch nicht einen Schritt weiter ge⸗ 
kommen. Ich halte dieſe Frage nicht für eine Partei⸗ 
frage, ich halte ſie für eine Zweckmäßigkeitsfrage. (Sehr 
richtig!) In kommunalen Angelegenheiten ſollte man 
überhaupt jede Parteipolitik ausſchalten. Ich will mich 
daher nicht darüber äußern, ob ich mich für oder gegen 
eine Eingemeindung ausſpreche. Das iſt noch nicht be⸗ 
ſtimmt, ich laſſe die Frage offen. Wenn es zweckmäßig 
iſt, werde ich dafür ſein. Die Sozialdemokratie hat dieſe 


Frage auf ihrem letzten Parteitag zwar zu einer Partei- 


frage gemacht, aber es haben ſich dort auf dem Partei⸗ 
tag doch wohl Stimmen dagegen erhoben. (Woher 
wiſſen Sie das? links.) Es iſt ein ſehr heißes Eiſen, 
wenn man dieſe Frage zu einer Parteifrage macht. 
Jedenfalls richte ich an den Herrn Senator des 
Innern die Bitte, daß hier ſobald als möglich Klarheit 
geſchaffen wird. Dieſe Unentſchiedenheit wirkt lähmend 
auf alle Beteiligten. Die beiden Landkreiſe und eine 


große Anzahl von Gemeinden ſind davon betroffen. Eine 


möglichſt baldige Entſcheidung tut dringend not. (Ihre 
Parteimitglieder im Höhenkreiſe wollen ſelbſt nicht mehr 
die Eingemeindung! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir hatten eigentlich nicht die Abſicht, heute noch ein⸗ 
mal dieſes Gebiet der Polizei hier zu bearbeiten; denn 
der Worte ſind eigentlich genug gewechſelt. Nur die 
Denkſchrift, die der Herr Abg. Herrmann im Auftrage 
irgendeines Senatsbeamten, wahrſcheinlich eines höhe⸗ 
ren Schupobeamten, verleſen hat, zwingt mich, dazu 
Stellung zu nehmen. Die Ausführungen die ich hier als 
die Ausführungen der intereſſierten Schutzpolizeikreiſe 
des Herrn Referenten werte, find 
doch durchaus nicht zutreffend geweſen. Es wurde hier 
geſagt, gerade die Wirtſchaft, die Kaufmannſchaft, die 
Induſtrie ſind am lebhafteſten daran intereſſiert, daß bei 
der Polizei nichts abgebaut wird. Man malt mit den 
finſterſten Farben die drohende Beunruhigung Danzigs 
an die Wand. Ye 

Das ift ein Verfahren, das unverantwortlich ift. Ich 
nehme an, daß nicht ein Vertreter der Regierungs⸗ 
parteien dieſe Worte geſprochen hat, ſondern der Herr 
Abg. Herrmann. Es iſt unmöglich, daß Polizeikreiſe in 
die Welt hinausſchreien, wenn bei den Beamten oben 
abgebaut werde, werde die öffentliche Ordnung in 
Danzig bedroht. Das iſt eine Art und Weiſe, die in 
Beamtenkreiſen nicht üblich iſt, daß man ſich hinſtellt 
und ſagt, von jetzt ab ſind Ordnung und Sicherheit be⸗ 
droht. Das war zweifellos der Grund, weshalb die alte 
Regierung nicht zuſammenhielt. Es dreht ſich hier gar 
nicht um die öffentliche Ruhe und Sicherheit. Die 
iſt in Danzig auch gewährleiſtet, wenn wir ſtatt 1800 
nur 1300 Beamte haben. Der Danziger iſt im allge⸗ 
meinen ſehr friedlich. Ich erwähne, wie friedlich man 
ſchon manchesmal in Danzig Unruhen zuſammengehauen 
hat. Ich muß immer daran erinnern, wie der alte 


(©) 
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Dr. Blavier, Abgeordneter.) 


A ſfPolizeikommiſſar Flöhr mit 30 Leuten den Platz vor 


(B 


— 


der Markthalle ſäuberte, und wie die alten Mottlau⸗ 


ſpucker riefen: „Aber Herr Flöhr, nicht ſo doll.“ Man 


ioll nicht den Teufel an die Wand malen. In den 
ſchwierigſten Situationen wird niemand in Danzig 
daran denken mit Gewalt gegen die Polizei vorzugehen. 
Höchſtens iſt die Stimmung auf dem Lande vielleicht ſo 
geworden, Herr Abg. Doerkſen, daß der Staat die Schutz⸗ 
polizei gegen die Bauern brauchen wird. 

Alſo weg mit der Idee, daß die Polizei dem Staat 
helfen kann. Der Staat wird nur bedroht, wenn die 


wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſo werden, daß ſie nicht 


mehr haltbar find. Die ganze Umorganijation hat unter 


dem alten Geſichtswinkel ſtattgefunden, daß eine ein⸗ 


mal eingehaltene Sache auch weiter gehalten werden 
muß, und daß der Referent der die Polizei aufgebaut 


hat, mit allen Faſern daran klebt. Er will nicht etwa 
den Nachweis der Nichtbefähigung bringen und nicht 


erklären, daß bei einer Zuſammenlegung etwas Gutes 
herauskommen kann. Man braucht ſich nur über dieſe 
Handlungen zu erkundigen, die hinter den Kuliſſen ge⸗ 
ſchwebt haben. Es ijt hier weiter nichts als der Kampf 


um die Stellung. Die entſcheidende Frage ift die Ber- 


waltungsorganiſation, nicht die Frage ob ein Beamter 
geſtrichen wird. Es kommt auf den Geiſt der Aenderung 
an, und der findet in dem Sinne ſtatt, indem man ſagt, 
es kann nicht geſpart werden. Um was dreht es ſich? 
Es dreht ſich bei der Zuſammenlegung der Polizei, für 
den betreffenden Herrn Referenten darum: Wie rangiert 
der betreffende Oberleutnant der Schutzpolizei ein, wie 
rangiert man die Kriminalkommiſſare ein? Darüber 
hat man fiH die Köpfe eingeſchlagen, und es ift Heraus- 
gekommen, daß die Polizeikommiſſare heruntergefallen 
find, und daß alle beſſeren Stellen der Schutzpolizei zu⸗ 
fielen. Der Außendienſt, der der ruhmreichere iſt, wird 
von der Schutzpolizei wahrgenommen. Die 
Kommiſſare ſitzen in den Büros und vertreten höchſtens 
die anderen. An dieſen Verhältniſſen kranken wir, das 
ſpricht Bände. Man braucht nur eine Verlobungsanzeige 
oder eine Geburtsanzeige in der Zeitung zu leſen, dann 
bemerkt man folgendes: Ein Zollkontrolleur zeigte z. B. 
neulich die Geburt einer Tochter an, da ſchrieb er in dem 
Inſerat „Major a. D.“, ohne zu ſagen, daß er Zollkon⸗ 
trolleur iſt. Es iſt ja ſo üblich, daß man den Beruf 
ſchreibt und darunter ſetzt „Major a. D.“ oder „Leutnant 
a. D.“ uſw. Aber wenn das in Danzig ſo geht, daß die 
angeſtellten Beamten ſich nur als Offiziere fühlen, trotz⸗ 
dem ſie das Gehalt vom Staat bekommen, ſo läßt das 
Schlüſſe zu, die durchaus kein gutes Licht auf den 
ganzen Geiſt in der Verwaltung werfen. 

So iſt es auch bei der Organiſation der Schutz⸗ 
polizei. Der militäriſche Dienſtgrad iſt an ſich immer 
das Entſcheidende. Wir kommen auf eine ganz ſchiefe 
Ebene, die uns viel Geld koſtet. Das müſſen wir be⸗ 
kämpfen. Es wird um jede einzelne Stelle gekämpft. 
Es wird immer erklärt, daß man nicht abbauen könne. 
Ich nenne nur die Polizeiſchule. Es iſt wirklich unver⸗ 
ſtändlich, daß die Polizeiſchule überhaupt hauptamtliche 
Stellen braucht, die einen militäriſchen Dienſtgrad 
haben. Als Leiter einer Polizeiſchule kann man ſich doch 
nur einen Polizeitechniker vorſtellen, aber nicht jemand, 
der fih vielleicht in einem Kurjus die Kenntniſſe geholt 
hat. Der wird das nicht machen können. Man ſoll den 
älteſten Polizeikommiſſar nehmen. Der wird aus ſeiner 
langen Praxis den jungen Leuten ſchon etwas bei⸗ 
bringen. Für die betreffenden Zivilbeamten iſt es eine 
Abwechflung, wenn fie unterrichten, aber es hat keinen 
Sinn, wenn beiſpielsweiſe ein Hauptmann der Schutz⸗ 
polizei über Kriminalrecht oder Staatsrecht lieſt, das 


kann ein Staatsanwalt machen. Es iſt eine künſtlich 


Herren 


aufgeblähte Sache, die keine ſachliche Berechtigung hat. 
Die Praxis lernt der junge Schutzpolizeibeamte ſowieſo. 
Das immerhin erforderliche Militäriſche wird man ihm 
ja beibringen. Wozu hat man in der Schule noch zwei 
oder drei Kräfte, die in der heutigen Zeit zweifellos 
geſpart werden können? Es iſt leider nicht zu machen 
geweſen. Das Beharrungsvermögen der alten Auf⸗ 
faſſung ift nun einmal da. Unſer Standpunkt ijt De- 


kannt. Wir ſehen den Mißerfolg im weſentlichen darin, 


daß das ganze Syſtem, wie wir immer wieder betont 
haben, morſch iſt. Es iſt im Ausſchuß glücklich erreicht 
worden, daß vier bis fünf Stellen wegfallen. Zum 
erſten Mal iſt hier gezeigt worden, daß man abbauen 
kann, daß nicht geſagt wurde, man dürfe bei den oberen 
Beamten der Schutzpolizei überhaupt nicht ſtreichen. Vor 
nicht langer Zeit haben die Herren von rechts erklärt, 
jede Streichung eines höheren Schutzpolizeibeamten 
würde für ſie die Kabinettsfrage bedeuten. 

Das iſt der Geiſt, den wir bekämpfen müſſen. So 
geht es nicht. Die Frage, ob wir den Polizeietat ab⸗ 
lehnen werden, iſt dahin zu beantworten: Wenn wir 
wüßten, daß wir durch eine ſtrikte Ablehnung des Etats 
tatſächlich andere Verhältniſſe ſchüfen, daß hier im 
Sinne einer Umorganiſation tatſächlich größere Erſpar⸗ 
niſſe gemacht würden, dann hätte es einen Zweck. Die 
Streichung der fünf oberen Beamten und der 145 an- 
deren Schutzpolizeibeamten iſt immerhin etwas. Sie 
beweiſt wenigſtens den guten Willen, der da iſt und es 
iſt zweifellos, daß wir unbedingt darauf Wert legen, 
daß bei der Verwaltungsumorganiſation nicht die 
Diktatur der betreffenden Referenten und Intereſſenten 
im Senat die Entſcheidung bringt, ſondern ſachliche 
Erwägungen. 

$ In dieſem Sinne kann, wenn die Organiſation ver⸗ 
nünftig ſtattfindet, zum nächſten Etat erheblich abge⸗ 
baut werden. Dann kann der Etat ganz anders aus⸗ 
ſehen. In dieſem Sinne ſehen wir wenigſtens die 
Streichung dieſer Beamten als ein Zeichen des guten 
Willens zum Abbau an und werden dieſen Etat an⸗ 
nehmen. (Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. ; 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Der Herr Abg. 
Dr. Blavier hat eingangs ſeiner Ausführungen erklärt, 
der Worte ſeien genug gewechſelt. Aber nach ſeinen 
eigenen Ausführungen muß man noch Verſchiedenes 
hinzufügen. Zunächſt hat der Herr Abg. Dr. Blavier 
ſelbſt zugegeben, daß in den Polizeiverhältniſſen viel zu 
reformieren ſei. Die Anträge und die jetzige Etats⸗ 
geſtaltung zeigen nichts von Reformation, ſondern viel⸗ 
mehr einen glatten Abſtrich, den man ſehr ſtark be⸗ 
dauern muß und den, ich möchte das wiederholen, was 
mein Fraktionsgenoſſe Herrmann geſagt hat, gerade 
die Wirtſchaft am meiſten bedauern müßte. Warum gibt 
es denn in Danzig zwei Wachgruppen, warum gibt es 
private Polizeikräfte, wenn nicht der mangelnde Polizei- 
ſchutz es erforderte? (Die gibt es überall! bei den 
Sozialdemokraten.) 

; Sie ſelbſt, Herr Dr. Blavier, geben zu, daß der 
Staat dann gefährdet iſt, wenn die Wirtſchaft aufs 
ſchwerſte gefährdet iſt. Herr Abg. Dr. Blavier, Sie 
haben ſo oft in öffentlichen Verſammlungen erklärt, die 
Wirtſchaft ſei aufs äußerſte gefährdet. Alſo müßten wir 
an dieſe Erklärung, die Sie in öffentlichen Verſamm⸗ 
lungen abgegeben haben, anknüpfen und ſagen, es iſt 
notwendig die Polizeikräfte zu erhalten. (Zuruf des 
Abg. Loops.) Das wäre logiſch. Aber Herr Abg. 
Dr. Blavier hat ſich mit ſeinen eigenen Worten wider⸗ 
ſprochen. Nun kommt hinzu, Herr Abg. Dr. Blavier, es 
handelt ſich ja gar nicht um die paar Stellen der oberen 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 

Beamten. Das wollen Sie fingieren. Es handelt ſich 
tatſächlich, wie von Herrn Abg. Herrmann gejagt wurde, 
um die Wachkräfte, um den Straßendienſt, um die Auf⸗ 
rechterhaltung von Ruhe und Ordnung auf der Straße, 
die Sie vermindern wollen. Von Seiten der Sozial⸗ 
demokratie wurde beſtritten, daß der Schutz in Weichſel⸗ 
münde nicht ausreichend ſei. Wer in Weichſelmünde 
oder Neufahrwaſſer wohnt, weiß, daß es dreiviertel 
Stunde dauert, wenn es in Weichſelmünde Klamauk 
gibt, bis die betreffenden Wachbeamten vom Weichſel⸗ 
bahnhof bis zur Fähre Weichſelmünde kommen. Dann 
warten ſie 15 Minuten, bis ſie übergeſetzt ſind, und 


wenn ſie ankommen, iſt alles vorbei, iſt alles kleinge⸗ 
ſchlagen und im übrigen kann die Polizei nichts mehr 


machen. 

Es wäre nötig, eine dauernde Streife für Weichſel⸗ 
münde einzuſetzen, einen dauernden Schutz dort einzu⸗ 
richten. Auch in Emaus und Schidlitz, wo Sie am 
meiſten die Ruhe und Ordnung ſtören (zu den Kom⸗ 
muniſten.) wäre die Einrichtung einer ſtändigen Sicher⸗ 
heitswache ſehr gut. (Zwiſchenrufe der Kommuniſten.) 
Bei den Notſtandsarbeiten arbeiten Ihre Leute und 
unſere Leute zuſammen. (Das iſt ſehr anmaßend! bei 
den Kommuniſten.) Sie kennen fie ja ſelbſt! — Sie 
benutzen die Arbeitsſtellen zu Propagandazellen Ihrer 
Partei. Unſere Leute werden es genau ſo machen. Was 
iſt die weitere Folge? Daß es dort zu Schlägereien 
kommt. Sie haben das veranlaßt. Da der Antrag auf 
Streichung von Stellen von Ihnen befürwortet wird, 
ſo iſt es am meiſten verwunderlich, daß ſich eine bürger⸗ 
liche Partei, wie die des Herrn Abg. Dr. Blavier, Ihnen 
anſchließt. Das ijt bezeichnend für das Staatserhaltende 
dieſer Partei. Sie ſtellen ſich, Herr Abg. Dr. Blavier, in 
öffentlichen Verſammlungen ſo hin, als ob Sie in 
dieſen Punkten mit den anderen bürgerlichen Parteien 
zuſammengingen, wo es ſich um die öffentliche Ruhe 
und Ordnung im Staate handelt. Wenn ſich der Abge⸗ 
ordnete Maier hier oben hingeſtellt hätte, um gegen die 
Schutzpolizei zu ſprechen, ſo hätte ich das verſtanden. Sie 
als Polizeifachmann — den Abgeordneten Maier be⸗ 
trachte ich nicht als ſolchen, — hätten anders reden 
können. Sie behaupten zu Ihren Gunſten, daß Sie |. Zt. 
dabei geweſen ſeien, als die Polizei nach dem Kriege 
aufgebaut wurde, und daß Sie mit Tatkraft organiſiert 
hätten, was vorher bei dem ſozialdemokratiſchen Polizei⸗ 
präſidenten nicht klappte. Trotzdem jetzt auf der Straße 
mehr Unruhe iſt als früher, trotzdem gerade nach Ihren 
eigenen Ausführungen Staat und Wirtſchaft heute aufs 
ſchwerſte gefährdet ſind, wollen Sie die Polizei abbauen. 
Das iſt für uns unbegreiflich. Da ſind wir der Meinung, 
daß rein perſönliche Momente Ihre Gruppe veranlaſſen, 
für die Streichung im Etat zu ſtimmen. 

Das werden ſich die bürgerlichen Parteien ſehr 
hinter die Ohren ſchreiben müſſen und Ihnen bei den 
Wahlen zu verſtehen geben. (Zurufe.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Werner. 

Werner, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Herr Abg. Herrmann hat den Standpunkt vertreten, 


daß ein Abbau der Polizeikräfte nicht möglich ſei und | 


darauf hingewieſen, daß die Diebſtähle im Hafen im 
Zunehmen begriffen ſind, und daß aus dieſem Grunde 
an einen Abbau der Polizeikräfte nicht zu denken ſei. 
Ich möchte feſtſtellen, das ſchon ſeit etwa 2 Jahren von 
Diebſtählen im Hafen kaum die Rede ſein kann. (Abg. 
Hohnfeldt: Vorgeſtern zwei Mann je 25 Pfund Zucker 
geklaut! — Allgemeine Heiterkeit.) Vielleicht iſt die 
Sache ſo, daß bei der Firma Polbal 25 Pfund Zucker 


geſtohlen wurden und der Abg. Hohnfeldt dieſen Zucker 
gekauft hat. Er muß ja die Sache genau wiſſen. (Abg. 
Hohnfeldt: Die Schieber gibt es nur bei den Barma⸗ 
tinen!) Jedenfalls wird Ihnen die Polizeibehörde De- 
ſtätigen, daß in heutiger Zeit im Hafen außerordentlich 
wenig Diebſtähle vorkommen. Ich kann Ihnen aus Er⸗ 
fahrung jagen, daß ſich Diebſtähle im Hafen gar nicht 
vermeiden laſſen. (Abg. Hohnfeldt: Dann können Sie 
nicht beſtreiten, daß ſie nicht ſtattfinden!) Vor kurzer 
Zeit hat eine Firma mir mitgeteilt, daß aus verſchiede⸗ 
nen Schiffen ſeit Juli 13 Diebſtähle zu verzeichnen 
waren; 76 Pfund Roſinen, 20 Pfund Kaffee uſw. 
Glauben Sie, die Polizei könnte feſtſtellen in welchem 
Hafen dieſe Diebſtähle paſſiert ſind? Für den Schutz des 
Eigentums, ſowohl bei der Ladung als auch in den 


Speichern, muß die Firma ſchon ſelbſt ſorgen. (Sehr 


richtig!) Es gehört nicht zu den Aufgaben des Staates. 
etwa die Heringe zu bewachen, die im Kielgraben ge⸗ 
löſcht werden und nachts über dort lagern. Dazu werden 
ſchon Bewachungsinſtitute fein müſſen, wie die Wach⸗ 
und Schließgeſellſchaft. i 

Die Danziger Wachgruppe, die in den Jahren 1921 


und 22 einen Stamm von 130 Wachleuten hatte, iſt 


heute auf 19 zuſammengeſchrumpft und der Betrieb 
ſteht vor der Auflöſung. (Hört, hört links.) Die letzten 
Leute werden der Wach- und Schließgeſellſchaft über⸗ 
wieſen. Schon aus der Tatſache, daß auch die Privat⸗ 
wirtſchaft, die Schiffsreeder, die Holzhändler, dieſe 
Kräfte nicht mehr gebrauchen, geht zur Genüge hervor, 
daß die Diebſtähle faſt vollſtändig aufgehört haben. 
(Sehr richtig!) Ich jagte bereits, Diebſtähle laſſen ſich 
im Hafen nicht vermeiden. Bei den Diebſtählen, die 
ab und zu gemeldet werden, läßt ſich gar nicht feſtſtellen 
ob ſie im Danziger oder einem anderen Umſchlaghafen 
ausgeführt ſind. Alle die Stückgüter, die in den Danziger 
Hafen kommen, kommen nicht direkt vom Urſprungsland 
hierher, ſondern werden in Rotterdam, in Hamburg 
oder Bremen umgeſchlagen. Schon dort können die 
Diebſtähle vorgenommen worden ſein. Ich kann Ihnen 
ſagen, das die Reeder das größte Intereſſe daran haben, 
dieſen Uebelſtand zu beſeitigen. Als dieſe Beſchwerden 
vorlagen, wurde der Antrag geſtellt, zur Tagesordnung 
überzugehen, die Firma ſolle erſt einmal der Polizei 
Anzeige erſtatten. (Abg. Hohnfeldt: Sind fie gefaßt 
worden?) Es gibt andere Diebe, die Fahrräder klauen, 


dieſe Diebſtähle liegen in der Not der Zeit begründet. 


Was kommt heute im Danziger Hafen überhaupt 
noch an? Kohlen zu ſtehlen lohnt nicht. Es iſt unmöglich, 
einen Sack Kohlen aus dem Freibezirk zu ſchleppen. 
Auf Stückgüter, auf wertvolle Sachen paßt der Reeder 
heute ſehr genau auf, ſo daß es unmöglich erſcheint, Dieb⸗ 
ſtähle auszuführen. Das Argument zieht nicht, wenn 
man hierher kommt, um den Nichtabbau der Polizei 
damit zu begründen, daß die Diebſtähle zugenommen 
haben ſollen. Sie können auch bei den Gerichten feſt⸗ 
ſtellen, daß wegen Diebſtähle im Hafen die Strafver⸗ 


fahren ſehr zurückgegangen ſind. Nur höchſt ſelten werden 


heute noch Diebſtähle feſtgeſtellt. Wenn Sie nun ſagen, 
daß in Weichſelmünde öfters Klamauk iſt und daß dort 
Polizeimannſchaften gebraucht würden, ſo iſt darauf 
zu erwidern, daß hierzu keine Notwendigkeit vorliegt. 
Wenn z. B. in Neufahrwaſſer eine Raufe ~ vorkommt 
ſieht man die Schutzpoliziſten meiſtente ; 
andern Ende gehen. Man macht die 
daß fie ſich nicht in den Skandal inei 
ziehen ſich lieber vom Klamauk weg, í 
gehen. Ich glaube, die Verhältniſſe im ! 

jo ruhig und ſicher, daß ein Abbau 

ohne weiteres ſtattfinden kann. Die V 


keineswegs ſchlimmer als in jedem an 
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wundern uns gar nicht, wenn Herr Abg. Hohnfeldt hier 
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Laufe der Zeit mußten die früheren unſicheren Ver⸗ | 


hältniſſe ſowieſo aufhören, das lehrt die Erfahrung auch 
in anderen Hafenorten. Es lohnt heute gar nicht mehr 
zu ſtehlen. Einen Beutel Mehl zu ſtehlen bringt bei dem 
geringen Wert nichts mehr ein; denn das Pfund Mehl 
koſtet heute 20 Pfennig. (Zuruf des Abgeordneten Hohn⸗ 
ſeldt.) Die Sache liegt heute ganz anders. Es ijt gar nicht 
mehr möglich, Diebſtähle in der Form durchzuführen, 
wie es eine Zeitlang der Fall war. Schon der Abbau der 
privaten Wachmannſchaften beweiſt, daß es heute gar 
nicht mehr nötig iſt, ſolche Leute zu haben, weil nichts 
mehr geſtohlen wird. (Bravo! links.) a 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.] Wir 
für die Schupobeamten eintritt. Gerade für ſeine 


Partei ſind ſie ja unbedingt notwendig. Nur mit der 
Schupo, Herr Hohnfeldt, ift es Ihnen möglich, irgend 


elwas zu erreichen. Das ſollte Ihnen doch bekannt ſein. 


8 


— 


Daher Ihr ſcharfes Eintreten für die Schupo. (Abg. 
Fiſcher: Sie ſind ihnen ja ſchon weggelaufen!) Wenn 
Schupo für Diebſtähle herangeholt werden ſoll, ſo 
empfehle ich Ihnen, Herr Hohnfeldt, auch für Unter- 
ſchlagungen Schupo heranzuholen. Dann müßte ein 
ganzes Dutzend für Ihre Partei angeſtellt werden, denn 
es iſt nicht mehr neu, daß Studienräte aus Ihrer 
Partei 13 000 Gulden Schulgelder unterſchlagen haben. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Dieſe Leute 
müßten in erſter Linie einen Schupobeamten hinter 
ſich haben. 

Was die Notſtandsarbeiten anbetrifft, Herr Hohn⸗ 
feldt, fo ſollte Ihnen doch bekannt fein, daß Ihre 
Partei bei den Notſtandsarbeiten mit ganz gemeinen, 
demagogiſchen Mitteln vorgeht. Sie verſucht, in die 
Arbeiterſchaft einen Keil hineinzutreiben. Halten Sie 
es etwa für recht und billig, wenn Sie Arbeitern Stellen 
verſprechen, die Sie ihnen nie geben können? (Abg. 
Hohnfeldt: Wer verſpricht? — Sie verſprechen, aber 
Sie halten es nicht! links.) Wir haben einen Notſtands⸗ 
arbeiter in unſerer Partei gehabt. Dieſer Arbeiter hat 


ſich mit Ihrem Abgeordneten Lehmann in Verbindung 


geſetzt. (Zwiſchenruf des Abg. Hohnfeldt.) Ich glaube, 
Herr Hohnfeldt, in Ihrer Fraktion ſind ſieben Parteien 
vertreten. (Abg. Hohnfeldt: Zwei Parteien!) Sie 
können nicht mehr zählen, trotzdem Sie beim Steueramt 
beſchäftigt ſind. Dieſer werte Herr Lehmann hat es 
fertig bekommen, — er iſt doch Ihr Vertreter Herr 
Hohnfeldt, das können Sie nicht abſtreiten? — einem 
Notſtandsarbeiter Vollarbeit auf einem Bagger zu ver⸗ 
ſprechen. Er wartet heute noch darauf. Er wartet und 
hofft noch immer in den Genuß dieſer Stellung 


der Partei erkenntlich zeigen. Auf alle mögliche Weiſe 
verſucht er, mit denſelben demagogiſchen Mitteln Ar⸗ 
beiter auf ſeine Seite herüberzuziehen. (Abg. Hohnfeldt: 
Sagen Sie doch den Namen!) Ich habe den Abg. 
Lehmann genannt. Das könnte Ihnen ſo paſſen, wenn 
ich Ihnen den Namen nennen würde. Ich weiß nicht, 
ob Sie auch zu den Femerichtern gehören. Mir ſcheint 
es ſo, als ob Sie den Mann auch kalt machen würden, 
dazu iſt er mir zu ſchade. Wir wiſſen, daß er von Ihnen 
nur am Narrenſeil herumgeführt wird. Er wird in 
nächſter Zeit wieder dort hingehen, wo er hingehört, 


zu 
kommen. Nun muß ſich dieſer Mann ſelbſtverſtändlich 
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parteien und die Sozialdemokratiſche Partei. Leider 
muß man das ſagen. Es iſt ſo, daß ſich auch heute die 
ſozialdemokratiſche Partei um das Wohl und Wehe der 
Arbeiter, beſonders der Notſtandsarbeiter, nicht mehr 
kümmert. (Abg. Hohnfeldt: Und Sie auch nicht!) Wir 
haben bis jetzt unſere Pflicht erfüllt. Wenn die kom⸗ 
muniſtiſche Partei nicht wäre und die Notſtandsarbeiter 
unterſtützte, müßten fte heute vielleicht ſchon acht 
Stunden für 2,50 Gulden arbeiten. Das iſt eine Tat⸗ 
ſache, die Sie nicht wegleugnen können, Herr Hohnfeldt. 
Reden Sie hier nicht davon, daß wir die Arbeiter auf⸗ 
putſchen. (Abg. Hohnfeldt: Das ift Tatſache!) Wenn 
wir es tun, ſo haben hir unſere guten Rechte dazu. 
Aber wenn Sie die Arbeiter aufputſchen und ſich noch 
der Schupo dabei bedienen, dann iſt das umſo gemeiner 
von Ihnen. (Zwiſchenruf des Abg. Hohnfeldt.) Sie 
brauchen nicht die Schupo? Sie haben doch das Werft⸗ 
ſpeiſehaus immer mit Schupo beſetzt! 

Vizepräsident Splett: Sie haben einem Abgeordne⸗ 
ten Gemeinheit vorgeworfen, ich rüge dieſen Ausdruck. 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, die allge⸗ 
meine Ausſprache zum Etat des Innern iſt geſchloſſen. 
(Abg. Philipſen: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 
mung über den Haushaltsplan der Verwaltung des 
Innern!) Wir ſind noch nicht ſo weit. Zunächſt haben 
wir die Abänderungsanträge zu erledigen. Ihnen liegt 
die Druckſache Nr. 2265 vor, in der die Abänderungs⸗ 
Tr des Herrn Abg. Liſchnewſki enthalten find. Da 
teht: 


A. Ausgabe. 
1. In Abſchnitt K III Stelle 1 ift anſtatt „668“ zu 

ſetzen „1200“, 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Ab⸗ 
änderungsantrag zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt 
abgelehnt. 

2. In Abſchnitt K III Stelle 3 ift anſtatt „400“ zu 

ſetzen „1000“. 

Diejenigen, die für dieſen Abänderungsantrag des 
Abg. Liſchnewfſki find, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. 
Wir kommen zur Ziffer 3 des Abänderungsantrages 
Druckſache Nr. 2265: 

3. Abſchnitt BI, — (MI) und Abſchnitt CI, Stelle 

1—9 werden geſtrichen. G 

Diejenigen, die dieſem Abſchnitt im Etatsentwurf 
zuſtimmen wollen — wir ſtimmen poſitiv ab — bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. Das iſt die Mehrheit, der 
Etatsabſchnitt iſt angenommen und damit der Abände⸗ 
rungsantrag abgelehnt. Wir kommen zu Ziffer 4 des 
Antrages: 

4. Abſchnitt EI — (VID und Abſchnitt FI—V werden 
geſtrichen. 

Diejenigen, die dem entſprechenden Abſchnitt des 
Etatsentwurfs zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der 
der Abſchnitt im Etatsentwurf iſt angenommen und 
der Abänderungsantrag abgelehnt. Wir ſtimmen über 
Ziffer 5 des Abänderungsantrages ab: 

2 B. Einnahme. 
5. Die Abſchnitte BI EI, FI werden geſtrichen. 

Diejenigen, die dem entſprechenden Abſchnitt des 
Etatsentwurfs zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der 
entſprechende Etatsabſchnitt iſt angenommen der Ab⸗ 
änderungsantrag iſt damit abgelehnt. Wir kommen zur 
Abſtimmung über den Haushaltsplan für die Ver⸗ 


waltung des Innern. (Abg. Philipſen: Ich beantrage 
namentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag unterſtützt? 
(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen 


(C) 


(D) 


— 


(A) zur namentlichen Abstimmung. Diejenigen, 


(B) 
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(Splett, Vizepräſident.) 
die dem 
Haushaltsplan zuſtimmen wollen, bitte ich eine Ja⸗ 
Karte, diejenigen, die ihn ablehnen eine Nein⸗Karte 
und die ſich der Stimmen enthalten wollen, eine Karte 
mit Enthalte mich abzugeben. Die namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beginnt. (Geſchieht.) Hat noch jemand ſeinen 
Stimmzettel abzugeben? Das iſt nicht der Fall, dann 
iſt die namentliche Abſtimmung geſchloſſen. An ihr 
haben fih 97 Abgeordnete beteiligt.) Es haben mit 
Ja geſtimmt 53 Abgeordnete, mit Nein 44. Der Etat 
iſt damit angenommen. Ich rufe auf den 
Haushaltsplan der Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
verwaltung. 

Druckſache Nr. 2232 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
allgemeine Ausſprache. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Ausſprache ift geſchloſſen. In Druckſache Nr. 
2255 liegt ein Abänderungsantrag des Abg. Raſchke vor: 

In Abſchnitt A II Stelle 4 der Ausgaben iſt ſtatt 

„36“ zu ſetzen „48“. 

Diejenigen, die dieſem Abänderungsantrag zu⸗ 
ſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 


(Eeſchieht.) Das ift die Minderheit, der Antrag ift ab- 


gelehnt. Weitere Abänderungsanträge liegen nicht vor. 
Diejenigen, die dem Haushaltsplan der Handels⸗ und 
Gewerbeverwaltung im Entwurf zuſtimmen wollen, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe auf den 
Haushaltsplan für Oeffentliche Arbeiten. 
Druckſache Nr. 2234 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung. Vortmeldungen liegen nicht 
vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. In Druckſache Nr. 
2256 liegt ein Abänderungsantrag des Abg. Laſchewfki 


vor. Wir kommen zur Abſtimmung über Ziffer 1, 
Ausgaben. | 
1. In Aſchnitt 1 Stelle 3, 5 ift zu ſetzen ſtatt „192“ 


„264“. i 
Diejenigen, die dieſem Abänderungsantrag zuſtim⸗ 
men wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir 
kommen zur Abſtimmung über Ziffer 2: 5 
2. In Abſchnitt II Stelle 11 iſt zu ſetzen ſtatt „24“ 
Diejenigen, die dieſem Abänderungsantrag zu⸗ 
ſtimmen wollen, bitte ich ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 


Ziffer 3: z 5 
3. In Abſchnitt III Stelle 5 iſt zu ſetzen ſtatt „284“ 
82 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegeben 97 Stimm⸗ 
karten, 53 mit Ja, 44 mit Nein. i 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Arndt. Beyer, 
Dr. Bing, Dr. Blapier, Ediger, Dr. Eppich, Fall, Frau Falk, 
Jul. Fiſcher, Fooken, Gaikowſki. Gebauer, Gerick, Grünhagen, 
Hennke, Hoppe, Janzen, Jofeph, Dr. Kamnitzer, Karſchewfki, 
Klawitter, Klingenberg, Kloßowſki. Kuckelkorn, Frau Kuntz, 
Frau Landmann, Lemke, Leu, Loops, Maier, Frau Malikowſli, 
Mathieu, Mau, Frau Mohn. Mroczkowſti, Müller, Neubauer, 
Plettner, Rahn, Neek, Rehberg, Schilke, E. Schmidt, R. Schmidt, 
Spill, Splett. Schülke, Weiß, Werner, Wierſchowſki, Wisniewſki, 
Frau Zuper. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bergmann, Boecker, Böhm, 
Brodowſki, Buckmakowſki, Bürgerle, Dr. Bumke, Burandt. Fr. 
Döll, Doerkſen. Dyck II, Falkenberg, Glombowſki, Fr. Grund- 
mann, Guttzeit, Habel, Harnau. Herrmann, Hoffmann, Hohn⸗ 
feldt, Karkutſch, Klapps, Fr. Knoblauch. Fr. Kreft, Kochanſki, 
Laſchewſli, Lehmann, Dr. Lembke, Lietzau, Liſchnewſki, v. Mala⸗ 
chinſki, Nordwig, Dr. Panecki. Penner I, Philipſen, Raſchke, 
Schütz. Schulz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, Stahnke, 
Dr. Wendt, Weſſalowſki. 0 i 

Keine Stimme gaben ab: Abg. Bahl, Brill, Dahſler, Ehm, 
Eichholtz. Paul Fiſcher, Förſter, Gehl, Jedwabſki. Fr. Kalähne, 
Dr. Kübacz, Kurowſki, Langowſki, Mayen, Fr. Meyer, Dr. 
ca, Dr. Neumann, Polſter, Raube, Rohde, Fr. Richter, 
Dr. Wagner, Dr. Ziehm. 


Diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, der Abänderungsanrtag ift abgelehnt. 

Zu 1) ift in Spalte Erläuterungen für die Ziffer 
„12“ die Ziffer „24“ zu ſetzen. 

Diejenigen, die dieſem Abänderungsantrag zuſtim⸗ 
men wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Weitere 
Abänderungsanträge liegen nicht vor. Diejenigen, die 
dem Haushaltsplan für Oeffentliche Arbeiten zuſtim⸗ 
men wollen, wie er im Entwurf vorliegt, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit; er iſt angenommen. Ich rufe auf: 

Haushaltsplan der Staatlichen Grund beſitz⸗ 
verwaltung. 

Druckſache Nr. 2235 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Ausſprache. Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Aus⸗ 
ſprache iſt geſchloſſen. Es liegt Ihnen ein Abänderungs⸗ 
antrag in Druckſache Nr. 2257 vor, unterzeichnet Buck⸗ 
makowfki. Er beſagt: 

In Abſchnitt 1 Stelle 6 der Ausgaben iſt ſtatt „254“ 
zu ſetzen „360“. 

Diejenigen, die dieſem Abänderungsantrag zuſtim⸗ 
men wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. 
Weitere Abänderungsanträge liegen nicht vor. Die 
Damen und Herren, die dem Haushaltsplan der Staat⸗ 
lichen Grundbeſitzberwaltung zuſtimmen wollen, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, der Haushaltsplan der Staatlichen Grund⸗ 
beſitzberwaltung iſt damit angenommen. Wir kommen 
zum 

Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen Ber- 
waltung, einſchließlich Fiſcherei⸗ und Domänen⸗ 
verwaltung. 

Druckſache Nr. 2242 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
allgemeine Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. 
Böhm. 

Böhm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Der 
Hauptausſchuß hat in ſeiner Sitzung am 21. d. Mts. 
einen Antrag meiner Partei, in Ausgabe B II unter 
Nr. 5 120 000 Gulden als Beihilfe für die Fiſcher ein⸗ 
zuſetzen, abgelehnt. Ein Eventualantrag, falls es nicht 
möglich wäre, dieſe Beihilfe zu gewähren, ſie in zins⸗ 
loſe Darlehen umzuwandeln, wurde vom Hauptausſchuß, 
wie ich glaube, einſtimmig angenommen. Es iſt eine 
große Hilfe für die Fiſcher, daß ſie zinsfreie Darlehen in 
Höhe von 120 Gulden zur Beſchaffung von Fiſchereige⸗ 


räten erhalten ſollen. Wer aber ſieht, wie die Not der 


Fiſcher von Tag zu Tag ſteigt, der wird verſtehen, wenn 


ich noch einmal den Volkstag bitte, unſern Abänderungs⸗ 
antrag anzunehmen, dieſe zinsfreien Darlehen in Bei⸗ 
hilfen zu verwandeln. Ich wäre Ihnen im Intereſſe der 
Fiſcher dankbar, wenn Sie dieſen Abänderungsantrag 
annehmen wollten. Wie ſehr die Not der Fiſcher in der 
letzten Zeit geſtiegen ift, will ich hier nicht weiter aus- 
führen. Sie alle ſind ja davon überzeugt, daß die Not 
der Fiſcher groß iſt. Ich möchte Ihnen aber die Not 
noch durch zwei Bilder vor Augen führen. Was bewegt 
die Fiſcher, immer wieder auf die hohe See trotz Sturm 
und Wetter hinauszufahren? Es iſt die Not, die in den 
einzelnen Fiſcherhäuſern ſo groß iſt, daß ſich die Leute 
nicht einmal ein Brot kaufen können. Das Bild, daß ich 
vor Ihnen entrollen möchte, zeigt, daß ein Fiſcher am 
Sonnabend vor Oſtern, der nur 60 Pfennige zu Hauſe 
hatte, es trotz Sturm und Wetter gewagt hat auf die 
hohe See zu fahren. Man hat dieſen Mann zurückhalten 
wollen. Man hat ihm geſagt: „Die See iſt heute un⸗ 
ruhig, und es kann dein Leben koſten.“ Nichtsdeſto⸗ 


(©) 


(D) 
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(Böhm. Abgeordneter.) 


(&) weniger fuhr er hinaus, weil er noch zum Feſt etwas 


(B 


— 


verdienen wollte; und er fuhr ſehr zeitig hinaus, um 
noch die Möglichkeit zu haben, am Sonnabend vor⸗ 
mittag die Fiſche in Danzig verkaufen zu können. Die 
See rollte, und der Fiſcher kam an eine Stelle, wo die 
Brandung ſo groß war, daß Sturzwelle über Sturzwelle 
über den Kahn ſchlug und Kahn und Fiſcher begrub, 
Wir alle ſtehen noch unter dem erſchütternden Eindruck 
dieſer Nachricht. 

Ich glaube, wer ſich dieſes Bild vor Augen hält, 
wie der Fiſcher von der Not getrieben hinausgefahren 
iſt, um für die Familie Brot zu ſchaffen, und dabei den 
Tod fand, der wird wohl zugeben müſſen, daß hier un⸗ 
bedingt Hilfe nottut und zwar in Form von Beihilfen. 
Die Fiſcher können, auch wenn fie zinsfreie Darlehen 
erhalten, in nächſter Zeit die Darlehen doch nicht ab⸗ 
zahlen und es würde keine allzu große Hilfe für ſie be⸗ 
deuten, wenn ſie immer wieder daran denken müßten, 
das Kapital in abſehbarer Zeit zurückzuzahlen. Darum 
bitte ich das hohe Haus, unſerm Abänderungsantrag 
zuzuſtimmen und ſtatt der zinsloſen Darlehen den 
Fiſchern Beihilfen in Höhe von 120 000 Gulden zu He- 
willigen. 

Was mich weiter bewogen hat, zuſammen mit 
meiner Partei dieſen Antrag zu ſtellen, iſt noch ein 
zweites Bild. Wenn Sie jetzt durch unſere Dörfer gehen 
oder fahren, werden Sie Fiſcherfrauen ſehen, die an 
einem Strick über der Schulter einen Karren durchs 
Dorf ziehen. Sie haben auf dem kleinen Karren ein 
bis zwei Eimer Fiſche — in der Hauptſache Flundern — 
die ſie an den Türen anbieten, und für die ſie pro Pfund 
10 und 15 Pfennig bekommen. Es iſt ein Bild des 
Sklaventums. Anders kann ich mir die Zeit des Sklapen⸗ 
tums nicht denken. Man könnte fragen, warum fahren 
die Fiſcher nicht mit den Fiſchen nach Danzig? Weil ſie 
dort noch weniger bekommen. Geſtern erzählte mir eine 
Fiſcherfrau, daß ſie einen großen Hecht, den ſie in Danzig 
preiswert verkaufen wollte, nachher faſt hat verſchenken 
müſſen, um ihn nur los zu werden. (Zwiſchenrufe.) 
Wir ſehen, wenn die Fiſcher noch etwas fangen, daß 
dann die Fiſche nichts preiſen. So ſteigt die Not der 
Fiſcher und ſie ſind nicht in der Lage, ſich aus eigenen 
Mitteln Fiſchereigeräte anzuſchaffen. 

Ich bitte daher das hohe Haus, und ich wende mich 
an Sie m. H. von der Linken, ſtimmen Sie dieſem An⸗ 
trag zu und lindern Sie die Not der Fiſcher dadurch, 
daß Sie die zinsfreien Darlehen in Beihilfen 
wandeln. a 

Ich hatte noch einen anderen Antrag auf Bewilli⸗ 
gung von 100 000 Gulden für Motorkutter geſtellt. 
Dieſen habe ich in Anbetracht der Notlage des Staates 
fallen laſſen müſſen. Aber dieſe 120 000 Gulden bitte ich 
den Fiſchern als Beihilfen zu gewähren, und ich bitte 
Sie um Annahme des Antrages. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Splett: Bevor ich dem nächſten 
Redner das Wort gebe, möchte ich bemerken, daß eine 
Berichtigung zu dem Antrag Böhm und Schwegmann, 
Druckſache Nr. 2269 vorliegt. Es iſt da ein Irrtum 
unterlaufen, es ſoll ſtatt 12 000 Gulden 120 000 heißen. 
Das Wort hat der Herr Abg. Buckmakowſfki. 

Buckmakowſki, Abgeordneter (K. P.): Die kommu⸗ 
niſtiſche Fraktion hat zu dieſem Etat auch Abänderungs⸗ 
anträge eingebracht. Die Notlage der geſamten Fiſcher 
iſt ſchon geſchildert worden. Es wird hier viel geſprochen 
aber wenig ausgeführt. Es ſcheint heute das Schweine⸗ 
veſper ſehr eingeſetzt zu haben, denn die Hälfte der Ab⸗ 
geordneten iſt nicht zugegen. Daraus kann man erſehen, 
wie ſich die Abgeordneten gerade für die unterſten 


Schichten der Bevölkerung intereſſieren. Das Schweine⸗ 


veſper geht vor, erſt muß der eigene Magen gefüllt 
werden, Geholfen wird den Leuten doch nicht, denn ich 
weiß ganz genau, daß ſolche Anträge, wie wir ihn ein⸗ 
gebracht haben, abgelehnt werden. (Zwiſchenrufe und 
Unruhe.) Man kommt hierher und bewilligt für den 
lieben Gott und deſſen Seelſorger enorme Summen, 
die in die Millionen gehen, aber nicht 15 000 Gulden, 
die wir verlangen. 

Ich will noch hinzufügen, daß wir den Antrag be⸗ 


züglich der Unterſtützung verdoppeln wollen. Im Kreis 


Danziger Höhe iſt es vorgekommen, daß ſich die Land⸗ 
jäger, alſo Staatsbeamte, an die Wohlfahrtsunteraus⸗ 
ſchüſſe um eine Unterftügung gewandt haben, wahr⸗ 
ſcheinlich, um von dem Spelunkengeld aus Zoppot zu er- 
halten. Man hat den Leuten auch etwas bewilligt. Man 
gibt alſo zu, daß bei ihnen eine Not vorliegt. Viel 
ſchlechter ſind doch aber die Fiſcher heute geſtellt. Sie 
hätten viel eher eine Unterſtützung nötig. Ich ſtelle 
Ihnen hiermit anheim, dieſem Antrag, der gar nicht 
ſo große Koſten verurſacht, zuzuſtimmen. (Bravo! bei 
den Kommuniſten.) ; 

Vizepräſident Splett: 
liegen nicht vor, die Ausſprache iſt geſchloſſen. Es liegt 
der Abänderungsantrag des Herrn Abg. Buckmakowſfki, 
Druckſache Nr. 2258 vor: 

In Abſchnitt BI Stelle 6 iſt ſtatt „48“ zu ſetzen „96“. 

Diejenigen, die dieſem Abänderungsantrag zuſtim⸗ 
men wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. (Herr Pfarrer Böhm, wo bleiben Sie als Fiſcher? 
bei den Kommuniſten.) Wir kommen zu dem Abände⸗ 
rungsantrag Böhm und Schwegmann, Druckſache Nr. 
2269, Ziffer 1: 

Wir beantragen: 1. Bei Einnahme Abſchnitt B II Ber- 
zinſung und Tilgung der an Fiſcher gegebenen Dar⸗ 
lehen, den eingeſtellten Betrag von 50 600, — G zu be- 
laſſen und die Erhöhung von 20 000. — G zu ſtreichen. 

Diejenigen, die dem Etatsentwurf nach der Vor⸗ 


lage zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 


ver⸗ 


heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt ange⸗ 
nommen und damit der Abänderungsantrag abgelehnt. 
Wir kommen zur Ziffer 2 der Druckſache Nr. 2269: 

2. bei der Ausgabe Abſchnitt B II, Stelle 5 (neu) 
an Stelle von „zinsloſen“ Darlehn zu ſetzen: „Beihilfe zur 
Beſchaffung von Fiſchereigerüten G 120 000,—“. 

Diejenigen, die dieſem Abänderungsantrag zuſtim⸗ 
men wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Die 
Abſtimmung iſt zweifelhaft, wir müſſen zur Auszählung 
kommen. Die Auszählung beginnt. (Geschieht. Die 
Auszählung ift geſchloſſen. Geſtimmt haben 86 Abge⸗ 
ordnete, mit ja 40, mit nein 46, der Antrag iſt ſomit ab⸗ 
gelehnt. (Zurufe bei den Kommuniſten.) Weitere Mb- 
änderungsanträge liegen nicht vor. Diejenigen, die dem 
Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen Verwaltung, 
einſchließlich Fiſcherei⸗ und Domänenverwaltung zuſtim⸗ 
men wollen, wie er vorliegt, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, er ift an- 
genommen. Ich rufe auf den 

Haushaltsplan der Forſtverwaltung. 

Druckſache Nr. 2237 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Ausſprache, Wortmeldungen liegen nicht vor, die Be⸗ 
ſprechung iſt geſchloſſen. Es liegt der Abänderungsantrag 
des Herrn Abg Laſchewſki. Druckſache Nr. 2259 vor: 
o Abſchnitt I Stelle 9 ift zu ſetzen ſtatt „1008“ 

„ U. 

Diejenigen, die dieſem Abänderungsantrag zuſtim⸗ 
men wollen, bitte ich ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Die⸗ 
jenigen, die dem Haushaltsplan der Forſtverwaltung 


Weitere Wortmeldungen 


(C) 


D) 
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(Splett, Vizepräſident.) 


(A) zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 


) 


(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. 


Wir kommen zum 


Haushaltsplan für Betriebe, Verkehr und 
Arbeit. 

Druckſache Nr. 2238 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
allgemeine Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. 
Karkutſch. 

Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Unter E Einmalige Ausgaben waren im Haushalts⸗ 
plan 1925 112 500 Gulden für die Oikos, Danziger 
Möbel⸗Induſtrie⸗ und Holzbearbeitungs⸗G. m. b. H. in 
Langfuhr eingeſetzt. Meine Partei hat ſich gegen die 
Staatsbeteiligung mit allem Nachdruck ausgeſprochen. 
Wie gegen jede Staatsbeteiligung an gewerblichen oder 
induſtriellen Unternehmungen waren wir beſonders in 
dieſem Falle gegen eine finanzielle Beteiligung des 
Staates, weil wir die zu dieſem Zweck hinzugebende 
Summe von vornherein als verloren betrachteten. Im 
Ausſchuß wurde von Seiten der Regierung die zeitige 
Geſchäftslage als zufriedenſtellend geſchildert. Aber 
nach den von uns ſeitdem angeſtellten Ermittelungen 
iſt die Lage troſtlos. Wie traurig ſie auch vom Senat 
bereits bei Einbringung dieſes Etats angeſehen wird, 
erhellt aus den unter D eingeſetzten Einnahmen aus 
dieſem Betriebe mit 1500 Gulden d. h. 1,3 v. H. für 
das Jahr für die geliehenen 112 500 Gulden. Und 
ſelbſt dieſe eingeſetzte Einnahme wird wohl kaum ein⸗ 
gehen. Mit Bedauern ſtellen wir feſt, daß unſere Be⸗ 
nn leider jo ſchnell eingetroffen find. (Bravo! 
rechts. ' 

Vizepräſident Splett: Wortmeldungen liegen nicht 
mehr vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es liegt ein 
Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewfki, Druckſache Nr. 
2261 vor: . 

1. In Abſchnitt AI Stelle 6 ift ſtatt „36“ zu ſetzen „72“. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Weiter liegt der Antrag des Abg. 
Liſchnewſki vor: 

D In Aſchnitt BI Stelle 5 iſt ſtatt „144“ zu Jegen 

„aloe 

Ich bitte die Damen und Heren, die dem Abäade⸗ 
rungsantrag zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das ift die Minderheit, er ift abgelehnt. 
Weiter liegt der Antrag vor: 

3. In Aſchnitt BI ift eine neue Stelle 6 einzufügen: 

„Staatliche Kraftfahrer, Lehr⸗ und Prüfungsſchule 

10 000 6“. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Minderheit; er iſt abgelehnt. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Haushal'splan 
für Betriebe, Verkehr und Arbeit nach der Vorlage zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. Ich 
rufe auf Ziffer 12: 


Haushaltsplan der Poſt⸗ und Telegraphenver⸗ 


waltung. 
Druckſache Nr. 2239 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Allgemeine Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. 


Karkutſch. 


Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Im Etatsjahr 1924 wurde ein Aeberſchuß von 24 570 
Gulden nachgewieſen, 
liegenden Haushaltsplan als Ueberſchuß 1 942 400 
Gulden angegeben werden. Zunächſt war von der Ver⸗ 


während in dem uns jetzt vor⸗ 


j 
li 


| 
t 


waltung beabſichtigt, dieſen Ueberſchuß für die Einrich⸗ 


tung des Selbſtanſchluß⸗Amtes zu verwenden. Durch 


Kreditgabe der Lieferfirmen hat ſich dies nicht als er- (C) 


forderlich herausgeſtellt. Trotzdem hat man es bei dieſem 
Ueberſchuß belaſſen und will ihn für allgemeine Zwecke 
verwenden. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß die 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung als Verkehrsinſtitut 
keinesfalls geeignet iſt, aus ihrem Betrieb Ueberſchüſſe 
herauszuwirtſchaften, am allerwenigſten in ſolchen 
Zeiten, in denen es der Wirtſchaft ſo ſchlecht geht, wie 
gegenwärtig. Die ungeheuer hohen Ferngeſprächge⸗ 
bühren, die allein einen Ueberſchuß von 1 409 800 
Gulden abwerfen, müſſen ermäßigt werden. Die hohe 
Belaſtung von Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft 
durch die Fernſprechgebühren iſt untragbar. Beſonders 
beklagen ſich unſere Freunde auf dem Lande über die 
enorme Höhe der Grund- und Veberleitungsgebühren, 
ſowie über die ungleiche Gebührenberechnung für die 
verſchiedenen Ortſchaften. Die Einnahmen aus dem 
Fernſprechweſen werden mit 7 292 300 Gulden nachge⸗ 
wieſen, während die Ausgaben 5 882 500 Gulden be- 
tragen follen, wovon ein großer Teil für die Eiarich⸗ 
tung des Selbſtanſchlußamtes Verwendung findet. Dieſe 
rund 7 Millionen Gulden müſſen hauptſächlich die Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe aufbringen, (Sehr richtig! rechts) denen der 
Senat in jeder Beziehung Unterftügung zugeſagt hat. 
Viel einträglicher und dem allgemeinen Verkehr dienen⸗ 
der würde unſeres Erachtens ein weſentlicher Abbau der 
Gebühren ſein; denn je größer die Zahl der Teilnehmer, 
deſto größer die Einnahmen aus dem Fernſprechweſen. 
Der vollkommene Zweck des Fernſprechweſens wird erſt 
erfüllt, wenn jedes Haus im Freiſtaat Danzig ſeinen 
Anſchluß hat. Dieſem Ziel mag die Verwaltung zu⸗ 
ſtreben durch weſentliche Herabſetzung der Fernſprech⸗ 
gebühren. (Bravo! und Sehr gut! rechts.) 
Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. : 
Raſchke, Abgeordneter (K.P.): M. D. u. H.] Ich 


möchte nicht in den Fehler meines Vorredners verfal⸗ 
len, indem ich erkläre, die Poſtverwaltung hat ſchön ge⸗ 


ſpart, nun kann ſie dies Geld für andere Zwecke an⸗ 
legen. Wenn ſchön geſpart iſt, dann möchte ich einmal 
fragen, Herr Abg. Karkutſch, auf Koſten welcher Knochen 
man geſpart hat. (Abg. Karkutſch: Das iſt doch der neue 
Etat!) Nun ja, ich glaube, wir verſtehen uns. Die Poſt 
hat die Abſicht, für das nächſte Jahr annähernd 2 Mil⸗ 
lionen zu erſparen. Es fragt ſich, auf weſſen Knochen die 
Erſparniſſe erzielt worden ſind. Wenn Sie glauben, daß 
das ſchließlich nur auf Grund der rationellen Wirtſchaft 
geſchehen iſt, ſo befinden Sie ſich im Irrtum. Man hat 
beſonders bei den unteren Beamten abgebaut und da⸗ 
durch Erſparniſſe gemacht. Wir können das abſolut nicht 
mitmachen. Wir verlangen, daß die unteren Beamten 
entſprechend beſoldet werden. Sie müſſen mindeſtens die 
Möglichkeit haben, daß ſie aufrücken können. Das iſt 
hier nicht der Fall. Man hat im Ausſchuß darüber ge⸗ 
ſprochen, daß auch beim Zoll ein Teil unterer Beamte 
ſind, die ſich in Gruppe III befinden. Selbſt der Senats⸗ 
präſident war der Ueberzeugung, daß das für einen Be⸗ 
amten keine Entlohnung wäre. Wenn bei der Poſt auch 
vielleicht nicht ſo viel Beamte in Gruppe III vorhanden 


ſind, ſo hat man hier einen anderen Weg eingeſchlagen 


Man läßt die unteren Beamten den Dienſt der mitt⸗ 
leren Beamten machen, zahlt ihnen aber nur das Ge⸗ 
halt der unteren Beamten. (Hört, hört! links.) Wir 
hatten im vorigen Jahr z. B. 229 Oberpoſtſchaffner, in 
dieſem Jahr nur 217. Im vorigen Jahr hatten wir 253 
Poſtſchaffner, in dieſem Jahr 241. Daraus geht klar 
und deutlich hervor, daß man gerade bei den unteren 
Gruppen ſpart, und daß man ihnen keine Aufrückmög⸗ 
lichkeiten gegeben hat. Dieſer Verwaltung iſt inſofern 
der Senat zur Hilfe gekommen, als er die Beförderungs⸗ 


(D) 
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Maſchke, Abgeordneter.) 


(A) ſperre nicht nur auf die Gruppen bis VIII von oben her⸗ 


ab ausgedehnt hat, ſondern auf alle Gruppen. Solange 
war der Verwaltung das Recht gegeben, bis zur 
Gruppe VII bzw. VIII zu befördern. Heute ſagt der Se⸗ 
nat: „Das darfſt du nur noch mit meiner Einwilligung.“ 

Dafür ein Beiſpiel. Wir haben bei der Poſt Be⸗ 
triebsaſſiſtenten, die nicht nur Aſſiſtentendienſt machen, 
ſondern heute gezwungen find, Oberaſſiſtentendienſt und 
Oberſekretärdienſt zu machen. Bezahlt werden dieſe 
Kräfte aber immer noch für den Dienſt des Betriebs⸗ 
aſſiſtenten. Was vom Zoll geſagt worden iſt, daß man 
bei der Entlohnung, die die unteren Beamten erhalten, 
nicht Pflichttreue erwarten kann, trifft auf dieſe Beam⸗ 
ten genau ſo zu. Wenn der Staat ſchließlich noch ein 
bißchen Moral im Leibe hätte, dann müßte er ſagen, daß 
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jeder, der die Arbeit leiſtet, entſprechend entlohnt wer⸗ 


den muß. Hier ſpart man wieder auf Koſten der unteren 


Beamten, wie man andererſeits auf Koſten der Arbeiter 


— 


alles erſpart hat. 

Wir können uns nicht mit der im Hauptausſchuß 
gefaßten Entſchließung einverſtanden erklären, ſondern 
wir haben poſitive Anträge geſtellt und verlangen, daß 
die angenommen werden. In Abſchnitt I der Ausgaben 
verlangen wir, daß für 5 Poſtaſſiſtenten 9 geſetzt werden, 
und daß die 5 Poſtbetriebsaſſiſtenten geſtrichen werden. 
Hier ſollen alſo die Poſtbetriebsaſſiſtenten eine Gruppe 
höher rücken; denn der größte Teil dieſer Leute macht 
den Dienſt der Poſtaſſiſtenten. Folglich haben ſie auch 
das Gehalt zu beanſpruchen. Wir verlangen weiter, daß 
für die drei Poſtſchaffnerſtellen nunmehr fünf Poft- 
ſchaffnerſtellen geſchaffen werden und die beiden Amts⸗ 
gehilfen wegfallen. Wir haben leider auch hier bei der 
Poſt zwei Amtsgehilfen, die nach Gruppe IH oder IV be- 
ſoldet werden. Das iſt genau ſo, wie beim Zoll. Man 
darf ſich gar nicht wundern, wenn bei dieſen Beamten 
Unterſchlagungen vorkommen und fih dieſe Beamten an 
fremden Geldern vergehen. Sie haben kein Recht, über 
dieſe Beamte den Stab zu brechen und ſie dem Kadi aus⸗ 


zuliefern. Bezahlen und entlohnen ſie die Beamten an⸗ 


ſtändig, dann wird Derartiges nicht vorkommen. Wenn 
es dann noch vorkommt, ſo wird es nur in den oberen 
Kreiſen in die Erſcheinung treten. Bei Abſchnitt II Ver⸗ 
kehrsämter hat man ganz rapide abgebaut. Wir haben 
108 Poſtaſſiſtenten in Gruppe VI und verlangen, daß 


dieſe Zahl auf 132 erhöht wird. Dafür ſollen an die ; Bor ET | i 
Stelle von 48 Poſtbetriebsaſſiſtenten 24 kreten. Auch Wortlaut der Vorlage bes Musichufjes gujtimmen morten, 


hier finden wir, daß die Poſtbetriebsaſſiſtenten den Poſt⸗ 
aſſiſtentendienſt machen müſſen, ja ſogar den Sekretär⸗ 
dienſt. Jedermann iſt ſeines Lohnes wert, warum nicht 
auch in dieſen Gruppen! 

Genau ſo verhält es ſich mit den Poſtſchaffnern und 
Oberpoſtſchaffnern. Wir verlangen deshalb, daß für 
217 Oberpoſtſchaffner 229 geſetzt werden. Dagegen ſollen 
bei den Poſtſchaffnern Stellen entſprechend geſtrichen 
werden. 

M. D. u. H.! Wenn Sie der Meinung ſind, daß die 
Poſt ein rentabler Betrieb iſt und das iſt er ja, dann 
jol man ſchließlich auch die Kräfte, die daran beteiligt 
ſind, ſo entlohnen, wie es ſich gehört. Man ſoll nicht nur 
immer den oberen Beamten die beſten Stellen geben, 
ſondern man ſoll auch die unteren Beamten berückſich⸗ 
tigen. Aber noch eins und das iſt auch etwas, wo man 
geſpart hat, das ſind die mittelbaren oder nicht plan⸗ 
mäßigen Beamten, darunter ſind teilweiſe Beamte, die 
ſich ſchon 10 Jahre in dieſer Gruppe befinden und keine 
Möglichkeit haben, aufzurücken. Hier beutet man nach 
allen Regeln der Kunſt die Arbeitskraft der Beamten 
aus. Das muß unbedingt verhindert werden. Die Be⸗ 
amten müſſen ſo beſoldet werden, wie es einem bürger⸗ 
lich⸗kapitaliſtiſchen Staat zukommt. Es iſt traurig, trifft 


| 


aber tatſächlich zu, daß Sie ſich nur auf die unteren Be- 
amten ſtützen. Die oberen Beamten kommen ja nur den 
Tag einmal zur Behörde, leiſten ihre Unterſchrift und 
dann gehen ſie promenieren. Sie beſtellen ihre Frau, 
ihr Auto uſw., alles, was nach deren Meinung zum Le⸗ 
bensunterhalt gehört. 

Auf dieſe Gruppe der oberen Beamten kann ſich 


der Staat abſolut nicht ſtützen. Das waren auch die⸗ 


jenigen, die im Jahre 1918 zuerſt das Haſenpanier er⸗ 
griffen. Nur die unteren Beamten blieben auf ihren 
Poſten und haben ihren Dienſt verſehen. Die oberen 
ſaßen in ihren Kellerlöchern. Dafür werden ſie auch be⸗ 
lohnt. Sie ſchlucken das meiſte Geld. Die unteren Be⸗ 


amten müſſen nach wie vor Hunger leiden und ſich mit 


Wenigem zufrieden geben. Wenn Sie noch etwas für 
die Beamten tun wollen, beſonders für die Beamten der 
Poft und des Zolls, auf die wir noch zu ſprechen kommen 
werden, dann ſtimmen Sie unſerem Antrage zu und 
ſchaffen Sie einen Verdienſt und eine Lebensweiſe, die 
dem heutigen Staate entſpricht. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) - 


Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor, die allgemeine Ausſprache iſt geſchloſſen. 
Es liegt der Abänderungsantrag Druckſache Nr. 2262 des 
Abg. Raſchke vor; er enthält eine Reihe von Abände⸗ 
rungsanträgen, über die ich einzeln abſtimmen laſſe: 

In Abſchnitt J Stelle 1 ſind zu ſetzen: 
1. für „5 Poſtaſſiſtenten“ „9 Poſtaſſiſtenten“. 

Diejenigen, die dem zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. 

2. Für „5 Poſtbetriebsaſſiſtenten“ „1 Poſtbetriebs⸗ 
aſſiſtenten“. 

Diejenigen, die dem zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. 

3. Für „3 Poſtſchaffner“ „5 Poſtſchaffner“. 

Diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. 

4. 2 Amtsgehilfen ſind zu ſtreichen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Stelle 

des Abſchnitts I des Haushaltsplans, Stelle 1 nach dem 


ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, damit ift der Antrag Raſchke abgelehnt. 

In Abſchnitt II Stelle! find zu ſetzen: 

1. für „108 Poſtaſſiſtenten“ „132 Poſtaſſiſtenten“. 

Diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen. 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit; er iſt abgelehnt. 

2. Für „48 Poſtbetriebsaſſiſtenten“ „24 Poſthetriebs⸗ 
aſſiſtenten“. 

Diejenigen, die für dieſen Antrag ſind, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ijt die Minders 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. 

3. Für „42 Telegraphenaſſiſtenten“ „63 Telegraphen⸗ 
aſſiſtenten“. ! 

Diejenigen, die dem Antrag zuſtimmen wollen, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht. — Abg. 
Raſchke: Hier ſind 3 obere Beamte von der Poſt, die 
ſitzen wie die Mauerblümchen; ſo vertreten Sie die 
Intereſſen Ihrer unteren Beamten, Herr Förſter?) Herr 
Abg. Raſchke, Sie haben nicht mehr das Wort. (Abg. 
Raſchke: Ich dachte, ich hätte das Wort! — Heiterkeit.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 

4. Für „42 Telegraphenbetriebsaſſiſtenten“ „21 Tele⸗ 
graphenbetriebsaſſiſtenten“. 


(C) 


G 


{A) 


(B) 
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(Splett, Vizepräſident.) 
Diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen, 

bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 

die Minderheit, er iſt abgelehnt. 

5. Für „217 Oberpoſtſchaffner“ 


ſchaffner“. 


„229 Oberpoſt⸗ 


Diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen, 


bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
6. Für „253 Poſtſchaffner“ „241 Poſtſchaffner“. 
Die dem zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. i 


Diejenigen, die dieſem Abänderungsantrag zuſtim⸗ 
men wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Wei⸗ 
tere Abänderungsanträge liegen zum Haushaltsplan der 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung nicht vor. Ich bitte 
diejenigen, die dem Haushaltsplan der Poft- und Tele: 
graphenverwaltung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe auf den 
Haushaltsplan der Steuerverwaltung. 

Druckſache Nr. 2240 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
allgemeine Ausſprache. Wortmeldungen liegen nicht vor, 
die allgemeine Ausſprache iſt geſchloſſen. Unter Druck⸗ 
ſache Nr. 2250 liegt ein Abänderungsantrag des Abg. 
Hoffmann vor: 

1. In Abſchnitt III Stelle 1 der Ausgaben ſind zu 
ſetzen ſtatt „14 Vollſtreckungsſekretäre“ „18 Vollſtreckungs⸗ 
ſekretäre“. 

Diejenigen, die dem zuſtimmen wollen, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. 

ſtatt „18 Vollſtreckungsaſſiſtenten“ „14 Vollſtreckungs⸗ 
aſſiſtenten“. 

Diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, der Antrag ift abgelehnt. 

ſtatt „3 Oberamtsgehilfen“ „6 Oberamtsgehilfen“. 

Diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen, 
bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit. Der Antrag iſt abgelehnt. Dann heißt es in dem 
Antrag: 

„3 Amtsgehilfen werden geſtrichen“. 

Wir ſtimmen über den Wortlaut der Vorlage ab. 
Diejenigen, die dem Haushaltsplan zuſtimmen wollen, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, die Faſſung des Haushaltsplans iſt an⸗ 
genommen. Der Antrag iſt abgelehnt. 

2. In Abſchnitt III Stelle 4 iſt zu ſetzen ſtatt „7 800“ 
„10 400“, 

Diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen, 


bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 


die Minderheit, er iſt abgelehnt. Weitere Abände⸗ 
rungsanträge liegen zum Haushaltsplan der Steuer⸗ 
verwaltung nicht vor. Ich bitte diejenigen, die dem 
Haushaltsplan der Steuerverwaltung zuſtimmen wollen. 
jih vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
Mehrheit, er ift angenommen. Ich rufe auf den 
Haushaltsplan der Zollverwaltung. 


Druckſache Nr. 2241 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 


allgemeine Ausſprache, das Wort hat der Herr Abg. 
Doerkſen. 

Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Für die Zucker⸗ und Süßſtoffſteuer ift in dieſem Jahr 
eine Mehreinnahme von 650 000 Gulden in den Etat 
eingeſetzt. Dieſer Betrag ift unter Einnahmen geſetzt, 


3. In Abſchnitt III, Stelle 6b ift zu ſetzen ſtatt „7 300“ 
0% 


it die 


weil die Steuer im vorigen Jahr diefe Höhe erreicht 
hat. Ich mache ſchon heute darauf aufmerkſam, daß dieſe 
Summe nicht erreicht werden wird, da wir mit einem 
Minderanbau von Zuckerrüben zu rechnen haben. Das 
liegt an der ungünſtigen Konjunktur. in der ſich die 
Zuckerinduſtrie befindet. Die Preiſe, die für die Zucker⸗ 
rüben bezahlt werden, ſind abſolut unzulänglich. Es 
liegt zum Teil aber auch daran, daß man ſich in der 
Landwirtſchaft infolge ihrer ungünſtigen Lage gezwun⸗ 
gen ſieht, zum extenſiven Betrieb überzugehen. Zum 
dritten liegt es daran, weil das Geſetz über den Zucker⸗ 
umſatz ſolange unentſchieden geblieben iſt. Es iſt ja 
auch heute noch nicht verabſchiedet worden. Jetzt iſt die 
Beſtellung der Rüben zum größten Teil beendet. Es iſt 
nicht mehr damit zu rechnen, daß der Anbau vergrößert 
werden wird. Wenn das Geſetz rechtzeitig verabſchiedet 
worden wäre, wäre zweifellos mit einem größeren An⸗ 
bau zu rechnen. Das iſt ſehr bedauerlich. (Abg. Fooken: 
Im Gegenteil!) Wenn wir auch wiſſen, daß die Regie⸗ 
rungsparteien mit dem Geſetz einverſtanden find, jo 
glauben die Landwirte uns doch nicht. Sie haben zu 
wenig Vertrauen zu den Beſchlüſſen des Volkstages. 

Bei den Verkehrsſteuern möchte ich Ihre Aufmerk⸗ 
ſamkeit auf zwei Steuern richten, das ſind die Frachtur⸗ 
kundenſteuern, die mit 500 000 Gulden in Anſatz ge⸗ 
bracht ift und die Beförderungsſteuer mit 1 400 600 
Gulden. Dieſe Steuern ſind außerordentlich hoch und 
lähmen den Verkehr in ganz unglaublicher Weiſe. Mir 
iſt von der Kleinbahn mitgeteilt worden, daß die 
niedrigſte Fracht 40 Pfennige beträgt und der Stempel 
ebenfalls 40 Pfennige, alſo 100 Prozent. 

Vizepräſident Splett: Herr Abgeordneter, ich 


glaube, Sie irren in dem Thema. Wir ſind bei der Zoll⸗ 


verwaltung. 
Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich komme zur 


Beförderungsſteuer. Hier wird beſonders die Kleinbahn 


hart betroffen, und zwar deshalb, weil die Steuer in 
derſelben Höhe erhoben wird, ganz gleichgültig, wieviel 
Tragfähigkeit der Waggon beſitzt. So kommt es, daß ein 


Kleinbahnwaggon mit 100 Zentner Tragfähigkeit — 


die meiſten Waggons haben nur dieje Tragfähigkeit, — 
jo viel an Steuern bezahlen muß wie ein Waggon der 
Normalbahn, der 600 Zentner Tragfähigkeit beſitzt. 
Mir iſt von der Kleinbahn mitgeteilt worden, daß 
jemand für eine Kalkſchlammſendung 48 Gulden an 
Fracht zu bezahlen hatte und 32 Gulden an Beförde⸗ 
rungsſteuer. Das ſind Zahlen, die ganz unerhört ſind, 
und die den Verkehr auf dem Lande, wie den Geſamt⸗ 
verkehr außerordentlich einſchränken. Es iſt dringend 


nötig, daß dieje Steuern abgebaut werden. Mir iſt auch 


mitgeteilt worden, daß die Aktiengeſellſchaft Weichſel 
ein ſo ſchlechtes Ergebnis gehabt hat, weil die Beför⸗ 
derungsſteuer zu hoch iſt. Ich richte die Aufmerkſam⸗ 
keit des hohen Hauſes auf dieſe Steuern hin, die unbe⸗ 
dingt abgebaut werden müſſen. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P): Hier handelt es ji 
ebenſo wie bei der Poſt im beſonderen um die unteren 
Beamtenſtellen. Wir haben noch 168 Zollwachtmeiſter 
und 37 Zollunterwachtmeiſter, die ſich in der Gruppe III 
befinden. Wie ich ſchon beim Poſtetat hervorgehoben 


habe, verlangen wir, daß dieſe Stellen mindeſtens in 
Zollwachtmeiſterſtellen umgewandelt werden. Aber ich 
möchte hier noch etwas in Bezug auf die Stelle des 
Staatsrats betonen die wir natürlich geſtrichen haben 
wollen. M. D. u. H.! Wohl keiner der Herren, die den 
einzelnen Reſſorts vorſtehen, iſt ſo ungeſchickt, wie ge⸗ 
rade dieſer Herr. Es mag ihm zugute gehalten werden, 
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Naſchke. Abgeordneter.) 


daß er 64 Jahre auf dem Buckel hat. Er kritt in 


65. Jahr, wo er der Penſionierung verfällt. 
Vizepräſident Splett: Ich bitte, ſich ein klein wenig 


in der persönlichen Beurteilung des Herrn Staatsrats 


zu mäßigen. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich weiß nicht, wie 
ich mich noch freundlicher ausdrücken ſoll. Es iſt meine 
perſönliche Meinung, und nach Vortrag meiner Fraktion 
gegenüber hat fie ih auch auf den Standpunkt geſtellt. 
daß dieſer Herr wohl nicht mehr in der Lage iſt, dieſen 
Poſten zu bekleiden. Das hat ſich beſonders im Haupt⸗ 
ausſchuß bei der Stellungnahme zu dem Motorboot 
gezeigt, das angeſchafft wurde, um die Verfolgung des 
Spritſchmuggels vornehmen zu können. Seine Stellung⸗ 
nahme war eine ziemlich unglückliche, je, ich möchte 
ſagen, eine ungeſchickte. Es wurde behauptet, das Boot 
wäre beſtellt und bezahlt. Dann war es nicht bezahlt, 
dann war es in Reparatur, alles durcheinander. Dieſe 
Stelle kann ſehr gut geſpart werden. 


Wir ſind der Meinung, daß es dem hohen Hauſe | 


nicht allzu ſchwer fallen wird, unſerm Antrag zuzu⸗ 


ſtimmen. Die Koalitionsparteien haben ſich ja auf den 


Standpunkt geſtellt, daß beſonders bei den unteren Be⸗ 
amten ein anderes Verhältnis in Bezug auf Entloh⸗ 
nung eintreten muß. Sie haben in der Entſchließung 
niedergelegt, daß bei der Grenz⸗ und Schiffsbewachung 
entſchieden abgebaut werden muß. Wir haben da z. B. 


10 Oberzollkontrolleure in Gruppe IX. Im Hauptaus⸗ 
ſchuß wurde geſagt, daß dieſe Herren abſolut nichts zu 


tun haben. Wenn viele von ihnen Beſchäftigung hätten, 
dann wären es drei. (Abg. Liſchnewſki: Die Spitzbuben 
fahren mit der Kutſche durchs Dorf!) Das wurde im 
Hauptausſchuß von der ſozialdemokratiſchen Partei zum 
Ausdruck gebracht. Ferner haben wir da 11 Zollaſſiſten⸗ 
ten. Auch hier hieß es. 6 wären genug. Die Kontrolle 
könne auch mit ſechs durchgeführt werden. Was machen 
aber die Koalitionsparteien? Sie reichen Entſchlie⸗ 
kungen ein. Wie die Koalitionsparteien zu den Ent⸗ 
ſchließungen ſtehen geht aus der Entſchließung in Druck⸗ 
ſache Nr. 2241 hervor. Da heißt es: „Trotz der vom 
Volkstag bei der Etatsberatung angenommenen Ent⸗ 
ſchließung, die Außenhandelsſtatiſtik des Landeszoll⸗ 


amts mit dem Statiſtiſchen Landesamt zu verbinden, 


iſt dem bisher nicht entſprochen worden.“ 


Da jagen die Koalitionsparteien, ihr habt unſere 
zuſtimmen 


Entſchließung in den Papierkorb geworfen, ihr habt 
euch gar nicht danach gekehrt, trotzdem werden wir aber 


zwei neue Entſchließungen einbringen. Das kann doch 


nichts anderes ſein, als der Bevölkerung Sand in die 
Augen ſtreuen zu wollen. Nach außen hin will man 
zeigen. wie gut man es meint, damit man Unter- 
ſtützung und Stimmen erhält. Dieſe zweite Entſchlie⸗ 
kung beſagt denn auch wieder in Bezug auf die Erhö⸗ 
hung der unteren Beamten: i 
Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er- 
ſuchen, die von Regierungsſeite gelegentlich der Bera⸗ 
tung des Haushaltsplanes in Ausſicht geſtellte Umorganj. 
ſation der Zollverwaltung, insbeſondere der unteren 
Zollbeamtenſchaft, ſowie eine Vereinfachung der Grenz⸗ 
kontrolle mit größtmöglichſter Beſchleunigung zur Durch⸗ 
führung zu bringen. 

Das heißt, die untere Zollbeamtenſchaft ſoll in eine 
höhere Gruppe kommen. Das legt man wieder in einer 
Entſchließung nieder und ſagt damit, daß man gar nicht 
daran denkt, den unteren Beamten zu helfen. Für die 
oberen Beamten wird dieſe Entſchließung ſehr annehm⸗ 
bar ſein. Daraufhin wird der Senat auch nicht ein⸗ 
ſchreiten und die 10 Oberzollkontrolleure, die nebenbei 
geſagt, alles weggejagte Offiziere ſind, werden ihre 


Stellen weiter behalten trotz der Entſchließung, die die 


Koalitionsparteien vorgelegt haben. Wir ſagen des⸗ 
halb, daß hier unbedingt Remedur geſchaffen werden 
muß und legen poſitive Vorſchläge vor. 

Wenn Sie es ernſt mit den unteren Beamten 
meinen und dafür find, daß die Oberzollkontrolleure 
etwas tun, dann müſſen Sie unſeren Anträgen zuſtim⸗ 
men, dann müſſen Sie der Verwaltung dokumentieren, 
daß dieſe Stellen eingeſpart werden ſollen, und daß den 
unteren Beamten, die heute noch den Hungerlohn der 
Gruppe III beziehen, geholfen wird. Wenn Sie nicht 
dieſen Willen haben und unſeren Antrag ablehnen. 
dann wird die untere Beamtenſchaft Ihnen auch endlich 
einmal einen Denkzettel verſetzen, an dem ſie lange zu 
tragen haben werden. (Bravo!) 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es 
liegt ein Abänderungsantrag des Herrn Abg. Raſchke, 
Druckſache Nr. 2251: 

In Abſchnitt 1 Stelle 1 (Zentralverwaltung) iſt zu 
ſtreichen: „1 Staatsrat (Einzelgehalt II)“. j 
Da wir poſitiv abſtimmen, bitte ich die Damen und 

Herren, die für Beibehaltung dieſer Beſtimmung im 
Haushaltsplan ſind, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die große Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. 

Statt „1 Oberamtsgehilfe“ „3 Oberamtsgehilfen“. 

Diejenigen, die dieſem Abänderungsantrag zuſtim⸗ 
men wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
2 5 Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abge⸗ 

ehnt. 
5 „2 Amtsgehilfen“ find zu ſtreichen. j 

Wir ſtimmen poſitiv ab. Diejenigen, die der be- 
treffenden Beſtimmung im Haushaltsplan zuſtimmen. 
bitte ich, fih vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ift 
die Mehrheit, die Poſition iſt angenommen. In Ziffer 
2.) des Antrages des Herrn Abg. Raſchke. Druckſache 
Nr. 2251 heißt es: 

2. In Abſchnitt I Stelle 1 (Zölle und Verbrauchsab⸗ 
gaben) iſt zu ſetzen: ſtatt „168 Zollwachtmeiſter“ „203 
Zollwachtmeiſter“. 

Diejenigen, die dieſem Abänderungsantrag zuſtim⸗ 
men wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ijt die Minderheit, der Antrag iſt ab- 
gelehnt. 

„37 Zollunterwachtmeiſter“ ſind zu ſtreichen. 
Diejenigen, die der Beſtimmung im Haushaltsplan 

wollen, bitte ich, iih vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Poſition iſt ange⸗ 
nommen und damit der Abänderungsantrag abgelehnt. 

Statt „6 Oberamtsgehilfen“ „10 Oberamtsgehilfen“. 

Diejenigen, die dieſem Abänderugsantrag Raſchke 
zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. 

„4 Amtsgehilfen“ ſind zu ſtreichen. 

Diejenigen. die der betreffenden Beſtimmung im 
Haushaltsplan zuſtimmen wollen bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die 
Poſition ift angenommen. Damit ift der Abänderungs⸗ 
antrag abgelehnt. Wir kommen zu Ziffer 
ſache Nr. 2251: 

In Abſchnitt I Stelle 1 (Grenz und Schiffsbewachung. 
Paßkontrolle) ſind zu ſetzen ſtatt: „10 Oberzollkontrol⸗ 
leure“ — „3“. 

Diejenigen, die dieſem Abänderungsantrag zuſtim⸗ 


men wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 


ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Statt „34 Zollwachtmeiſter“ — „64“. 
Diejenigen, die dieſem Abänderungsantrag zuſtim⸗ 
men wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. 


3.) der Druck⸗ 
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„30 Zollunterwachtmeiſter“ ſind zu ſtreichen. 

Die Damen und Herren, die der Beſtimmung im 
Haushaltsplan zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; ſie 
iſt angenommen. Damit iſt der Abänderungsantrag 
gefallen. Wir kommen zur Abſtimmung über Ziffer 4.): 

4. In Abſchnitt I Stelle 9e und d ift zu ſetzen ſtatt 
„2928“ „5 856“ und ſtatt „360“ „720°. 

Diejenigen. die dieſem Abänderungsantrag zu⸗ 
ſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Abänderungs⸗ 
antrag iſt abgelehnt. 

Weitere Abänderungsanträge liegen nicht vor. 
Die Damen und Herren, die dem Haushaltsplan der 
Zollverwaltung zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. er 
iſt angenommen. — Ich rufe auf den 

Haushaltsplan der Betriebsmittelverwal⸗ 
tung. 

Druckſache Nr. 2236 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
allgemeine Ausſprache. Wortmeldungen liegen ni 
vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Abänderungsan⸗ 
träge liegen zu dieſem Haushaltsplan auch nicht vor. 
(Widerſpruch des Abg. Raſchke.) Ich verbitte mir jede 
Kritik meiner Amtsführung. In meinem Aktenſtück 
befindet ſich auch nicht ein Abänderungsantrag, er 
müßte dann erſt jetzt eingereicht ſein. (Abg. Raſchke: 
Ich glaubte, wir wären bei der Juſtizverwaltung!) Sie 
glaubten. Mag Sie dieſer Glaube ſelig machen. (Heiter⸗ 
keit.) Abänderungsanträge ſind alſo nicht geſtellt. Die 
Damen und Herren, die dem Haushaltsplan der Be⸗ 
triebsmittelverwaltung zuſtimmen wollen, bitte ich. ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Haushaltsplan der Betriebsmittelverwaltung 


G) iſt angenommen. Ich rufe auf den 


Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung. } 

Drudiahe Nr. 2230 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
allgemeine Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Panecki. \ 

Dr. Panecki, Abgeordneter (P): M. D. u. H.] Der 
Schutz der nationalen Minderheiten, ijt ein Problem. 
welches die Sympathie eines jeden Kulturmenſchen bes 
ſitzt. Die Löſung dieſer Frage muß als unabwendbares 
Erfordernis internationaler Verhältniſſe im allgemei⸗ 
nen, und des Danzig⸗polniſchen Verhältniſſes im be⸗ 
ſonderen, betrachtet werden. ; 

Wird im Speziellen irgendwelche Gewalt gegen 
den freien Gebrauch der Mutterſprache angewandt, tritt 
auch nur irgendwelche Benachteiligung berechtigter In⸗ 
tereſſen auf dieſem Gebiete ein, jo kann von Verſöhnung 
oder Ausgleich kaum noch die Rede jein. Die polniſche 
Minorität in der Freiſtadt iſt gegen eine Gefährdung 
der Mutterſprache in Kirche, Schule, Verwaltung. Ge⸗ 
richt und öffentlichem Leben nicht im mindeſten ge: 
ſichert, und zwar weder rechtlich noch tatſächlich. 

Die Rechte der polniſchen Minderheiten der Frei⸗ 
ſtadt Danzig haben ihre Baſis: 

1. In der Verfaſſung — Artikel 4. 2.) im Friedens- 
vertrag von Verſailles — Artikel 104, Punkt 5. 3.) in 
der Pariſer Konvention Artikel 33., 4.) im Warſchauer 
Abkommen — Artikel 225 bis 233 nebſt Anlagen. 

Alle dieſe Artikel beherrſcht der Grundſatz, daß die 
Segnungen der freiheitlichen, völkiſchen Kultur den 
Danziger Bürgern polniſcher Nationalität allſeitig und 
ohne Vorbehalt zuteil werden müſſen. 

Und wie iſt in Wirklichkeit nun tatſächlich der 
Fall? Die geſchriebenen Rechte der Minoritäten, Ge⸗ 
ſetze und Verträge, Abkommen haben nur dann reellen 
Wert. wenn ſie vom Geiſt von Locarno beſeelt ſind, und 


wenn der gute Wille vorhanden ijt jie auch tatſächlich (© 


zu erfüllen. Nun der Geiſt von Locarno hat über 
Danzig ſeine Schwingen noch nicht gebreitet, und der 
gute Wille gegenüber der Minorität fehlt hier voll⸗ 
ſtändig. Ich möchte heute die ſehr zahlreichen Einzelfälle 
meines Beweismaterials nicht aufzählen. (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Wollen Sie nicht erzählen, wie es im polniſchen 
Gymnaſium ausſieht?) Ich habe auch nicht die Abſicht, 
die Taktloſigkeiten, Ungerechtigkeiten einzelner Hyper- 
nationaliſtiſcher Beamten oder Bürger gegenüber dem. 
Danziger Polentum zu unterſuchen. Ich möchte viel⸗ 
mehr dem unverkennbar polenfeindlichen genius loci, 
wie er ſich hier auf Schritt und Tritt allſeitig der 
polniſchen Bevölkerung gegenüber offenbart, feſtnageln. 

Wir wollen gern zugeben, daß der modus vivendi 
in letzter Zeit, jeit dem Antritt des neuen Senats, im 
Verhältnis zu der polniſchen Regierung bedeutend 
milder geworden iſt. Er iſt aber der polniſchen Minori⸗ 
tät gegenüber im allgemeinen derſelbe geblieben, wie 
er in der preußiſchen Zeit war. Vor allem in den 
Schulen und in der Hochſchule iſt er polenfeindlich, 
unfreundlich, gehäſſig geblieben. 

M. D. u. H.! Wer ſich der Mühe unterziehen will. 
die Berichte der Plenarſitzungen der früheren Jahr⸗ 
gänge durchzuleſen, der wird feſtſtellen können, daß wir 
ſchon ſehr oft, beſonders aber bei Etatsberatungen, Be⸗ 
ſchwerden und Klagen über Verletzung der Rechte der 
poliſchen Bevölkerung von dieſer Stelle aus vorge: 
tragen haben. 

Im beſonderen laſſen die Verhältniſſe im polni⸗ 
ſchen Schulweſen der Freiſtadt ſehr viel zu wünſchen 
übrig, worüber die polniſche Bevölkerung ſehr empört 
iſt. Auffallen muß es, daß der Senatspräſident noch 
niemals in ſeinen vielſeitigen Etatsreden ein Wort 
über das Verhältnis des Senats zur polniſchen Minori⸗ 
tät gefunden hat. Das Problem der Minorität in der 
Freiſtadt ſcheint für den Senat nicht zu exiſtieren. So 
waren wir gezwungen, eine entſprechende Denkſchrift 
auszuarbeiten und ſie dem früheren Oberkommiſſar zu 
übereichen. Indeſſen ſcheint der hohe Herr in Anbetracht 
der zahlreichen Entſcheidungen keine Zeit für unſere 
Not gefunden zu haben. Wir nehmen an, daß der neue 
Oberkommiſſar die Denkſchrift in den Akten findet. 
Wir hegen die Zuverſicht, daß er dieſe Angelegenheit 
wohlwollend prüfen wird. Die polniſche Bevölkerung 


in Danzig ſteht zwar nicht auf der Genfer Liſte der⸗ 
jenigen Minoritäten, welche entſprechend dem Minori- 
tätsvertrag der Obhut des Völkerbundes pflichtgemäß 
unterſtellt find, aber wir find der Anſicht, daß der 
Völkerbund nicht nur der Beſchützer der Rechte der 
Freiſtadt ſondern auch der Garant der Pflichten iſt, 
welche die Freiſtadt verfaſſungs⸗ und vertragsgemäß 
anderen. aljo auch der polniſchen Minorität gegenüber 
zu erfüllen hat. 

Ich ſtelle feft daß unſere Geduld dem Senat gegen⸗ 
über in dieſer Angelegenheit ſehr groß war. Aber die 
Geduld darf nicht in Schwäche ausarten. Sollten 
unſere Wünſche auch fernerhin vom Senat ignoriert 
werden, ſo wären wir zu unſerem Bedauern gezwungen, 
den Weg nach Genf über Warſchau zu nehmen. Wir 
werden außerdem die polniſche Regierung an ihre 
Pflicht erinnern, welche ihr uns gegenüber aus Artikel 
104 Punkt 5 des Friedensvertrages reſultiert. Durch 
dieſen Artikel iſt dem polniſchen Staat völkerrechtlich 
eine formelle Schutzverpflichtung der polniſchen Be⸗ 
völkerung der Freiſtadt auferlegt worden. Polen iſt auf 
Grund des Friedensvertrages zum Wächter der pol⸗ 
niſchen Bevölkerung in Danzig beſtellt worden. Wir 
werden an den Generalkommiſſar der polniſchen Re⸗ 
publik einen Ruf richten, daß man in Warſchau in An⸗ 
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betracht des ſchlechten Willens unſerer eigenen Ne⸗ 
gierung endlich den obligaten Schutz der polniſchen 
Minorität in Danzig auch durchführt. 
Es dürfte bekannt ſein, daß ich ſeinerzeit bei der 
Ratifikation des Warſchauer Abkommens im Namen 
der polniſchen Fraktion die Artikel 225 bis 233 als 
abſolut unzulänglich und minderwertig gerügt habe. Ich 
habe damals der Hoffnung Ausdruck gegeben, daß dieſe 
Artikel bei nächſter Gelegenheit einer Reviſion unter- 
zogen und entſprechend den völkiſchen Bedürfniſſen der 
polniſchen Bevölkerung korrigiert und erſetzt werden. 
Was ſpeziell das polniſche Schulweſen anlangt, jo 
will ich die großen Mängel und Fehler desſelben kurz 
ſtizzieren und heute nur die Linien andeuten, auf 
welchen ſich unſere Wünſche bewegen werden. D 
polniſche Schule iſt in zwei Gebäuden untergebracht, in 
der Niederſtadt, in der Reitergaſſe und in der Johan⸗ 
nisgaſſe. Beide Gebäude find unhygieniſch und für eine 
Volksſchule abſolut unpaſſend. Namentlich in der 
Niederſtadt ſind die Schulzimmer ſo dunkel, daß die 
Kinder am hellen Tage bei künſtlichem Licht arbeiten 


war, wurden vorher ſchon deutſche Privatſchulen unter⸗ 
gebracht. Aber die Mängel erwieſen ſich als jo bedeu⸗ 
tend, daß man nach kurzer Zeit das Gebäude ſchon 
wieder verlaſſen hat. Der Umſtand, daß die polniſche 
Volksſchule in zwei Teile, welche räumlich weit von⸗ 
einanderliegen, zerriſſen iſt, hat zur Folge, daß ſowohl 
der Unterricht als auch die Aufſicht ſehr darunter leidet. 
Wir werden verlangen, daß die polniſche Volksſchule 
in einem, und zwar geeigneten und hygieniſchen Ge- 
bäude untergebracht wird. 

Der Lehrkörper iſt teilweiſe ungeeignet und un⸗ 
fähig, den polniſchen Unterricht zu erteilen. Obgleich in 
Danzig polniſche Lehrkräfte vorhanden waren, nahm 
man deutſche Optanten, die zwar aus Polen gekommen 
find, aber die polniſche Sprache nur mangelhaft, be- 
herrſchen und außerdem dem Polentum feindlich geſinnt 
ſind. Dementſprechend iſt auch der einſeitig gefärbte 
Charakter des Unterrichtens. Es gibt nur deutſche und 
Danziger Geſchichte; — von der polniſchen keine Spur. 
Ebenſo ſind die Bücher in den Schulbibliotheken nicht 
im geringſten den völkiſchen Bedürfniſſen des polniſchen 
Kindes angepaßt. Ueber die Schiebungen des Senats, 
um die Gründung neuer polniſcher Schulen zu verhin⸗ 
dern, werden wir demnächſt bei unſerm Antrag auf ein 
beſonderes polniſches Schulgeſetz ausführlich ſprechen. 

Im Geſetz vom 20. Dezember 1921 müſſen die 
88 1—5 von Grund aus geändert reſp. vollſtändig be⸗ 
ſeitigt werden. Sie haben den Zweck, die Eltern, welche 


die Aufnahme ihrer Kinder in die polniſche Schule be⸗ 


antragen — auf Gnade und Ungnade den amtierenden 
Rektors auszuliefern. Es ſtehen uns zahlreiche Bei⸗ 
ſpiele zur Verfügung, in denen die Eltern durch An⸗ 
drohung wirtſchaftlicher und anderer Nachteile einge- 
ſchüchtert und zur Zurückziehung des Antrages um Auf⸗ 
nahme veranlaßt wurden. Zur Illuſtration des Tat⸗ 
beſtandes werde ich nun zwei Fälle anführen. Einer 
Kriegerwitwe in Neufahrwaſſer wurde neulich ange⸗ 
droht. daß ſie ihre Witwenunterſtützung verlieren 
würde, falls ſie nicht den Antrag auf Aufnahme ihres 
Kindes in die polniſche Schule zurückziehe. (Von wem?) 


Das werde ich Ihnen heute nicht jagen. (Nennen Sie 


doch den Namen!) Die Frau ließ ſich nicht einſchüchtern. 
Wir wollen abwarten, ob in Danzig die Unkultur ſo⸗ 
weit vorgeſchritten iſt, daß die Kinder eines für 
Deutſchland gefallenen Polen in dieſer barbariſchen 


Weiſe ſtraflos ſchikaniert werden kann. In Gr. Tramp- 


ken wurde den Waldarbeitern in ſchroffſter Weiſe ge⸗ 
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droht, daß ſie die Arbeit im Walde verlieren werden, 
wenn ſie ihre Anträge nicht zurückziehen. 

M. D. u. H.! Wir werden uns die größte Mühe 
geben, dieſes unmoraliſche Geſetz zu unterdrücken und 
den Hakatiſten der Schulbehörde das Handwerk zu legen. 
Im beſonderen werden wir einen eingehenden Bericht 
über den Rektor der polniſchen Volksſchule in Danzig 
verfaſſen. Seine ausgeſprochene polenfeindliche Tätig⸗ 
keit darf nicht länger geduldet werden. 


; M. D. u. H.! Nur einige Worte darüber, was wir 
gegen die ſkandalöſen Verhältniſſe im polniſchen Schul⸗ 
weſen zu tun gedenken. Es dürfte dem Senat, ſpeziell 
dem Herrn Senatspräſidenten aus ſeiner Warſchauer 
Zeit bekannt ſein, daß der Generalgouverneur von 
Warſchau, General von Beſeler, im September 1917 ein- 
deutſches Schulgeſetz für die deutſche Minderheit im 
damaligen Kongreßpolen erlaſſen hat. Dieſes deutſche 
Schulgeſetz, im Verordnungsblatt des damaligen Gene⸗ 
ralgouvernements Warſchau vom Jahre 1917 unter 
Nr. 87 abgedruckt, verdient, der Vergeſſenheit entriſſen 


X 0 i zu werden. Es wurde von deutſchen Männern ausae- 
müſſen. In dieſem Gebäude, das früher eine Kaſerne ; ſch (r 3 


arbeitet, welche aus eigener Erfahrung das Leben und 
Kämpfen der Minderheiten kennen gelernt haben. 

Dieſes Geſetz ſtellt gewiſſermaßen das Ideal dar, 
nach welchem die Minderheiten in ihrem Kampf um 
die eigene Schule ſtreben ſollten. Wir haben die Abſicht, 
dieſes vorzügliche deutſche Schulgeſetz in Warſchau, 
mutatis mutandis und ſinngemäß geändert, als polni⸗ 
ſches Schulgeſetz in Danzig vorzuſchlagen. (Auch für die 
Deutſchen in Polen! rechts.) Ein Beiſpiel. Den Artikel 
6 dieſes deutſchen Schulgeſetzes würden wir wörtlich 
wie folgt in das polniſche Schulgeſetz in Danzig über⸗ 
nehmen: 

Für jede Volksſchule der polniſchen Minderheiten der 
Freien Stadt Danzig iſt ein Schulvorſtand zu bilden, 
deffen Mitglieder derſelben Mutterſprache angehören 

müſſen, wie die Kinder. Der Schulvorſtand beſteht aus 
zwei Mitgliedern, die von den Eltern der Schulkinder 
auf die Dauer von drei Jahren gewählt werden; ferner 
aus einem, von der Schulbehörde aus dem Kreiſe der 

Eltern ernannten Mitgliede; ſchließlich aus dem Leiter 

der Schule. 

Lehrkräfte müſſen derſelben Mutterſprache angehören, 
wie die Schulkinder. Sie werden von dem Schulvorſtand 
aus der Zahl der geeigneten Bewerber vorgeſchlagen und 
vom Senat ernannt. 

Ich glaube, ſchon aus dieſem einen Artikel kann 
man die Zweckmäßigkeit und Verſöhnlichkeit des Ge- 
ſetzes erkennen. 

M D. u. H.! Zum Schluß möchte ich noch einen 
Punkt aus dem Etat zur Sprache bringen. Die Ge⸗ 
ſamteinnahmen des Etats für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung betragen 1900 400 Gulden. Hiervon find 
nach dem Voranſchlag 639 000 Gulden von der polni⸗ 
ſchen Eiſenbahndirektion zu tragen, alſo faſt ein Drittel 
der Geſamteinnahmen. Für das Schuljahr 1923/24 find 
der polniſchen Eiſenbahndirektion 448 000 Gulden für 
2870 Kinder der Eiſenbahner in Rechnung geſtellt 
worden. Das bedeutet zirka 150 Gulden pro Kopf. Für 
das Jahr 1924/25 verlangt der Senat 700 000 Gulden, 
alſo faſt 230 Gulden pro Kopf. Darunter iſt die Zahl 
der Volksſchulkinder 2011. Unter dieſen befinden ſich 
ſchätzungsweiſe nur höchſtens 10 Prozent Kinder nicht 
Danziger Staatsangehörigkeit. Die übrigen 90 Prozent 
ſind Kinder Danziger Bürger. Von dieſen find 
ſchätzungsweiſe 70 Prozent Kinder deutſcher Sprache 
und nur 20 Prozent polniſcher Sprache. Man bedenke, 
daß der Artikel 103 unſerer Verfaſſung u. a. beſtimmt: 

Die Unterhaltung der öffentlichen Schulen iſt Sache 


des Senats. Der Unterricht und Lernmittel ſind unent⸗ 
geltlich. j / 


(C} 


(D) 


— 


(A) 


(B) Kinder kommuniſtiſch 
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(Dr. Panecki, Abgeordneter.) 

Hieraus iſt die logiſche Folgerung zu ziehen, daß 
erſtens das Danzig⸗polniſche Eiſenbahnabkommen vom 
23. 9. 21. ſoweit es die Erſtattung der Schullaſten be⸗ 
handelt, in kraſſem Widerſpruch zu unſerer Verfaſſung 
jteht. zweitens, daß die polniſche Staatsbahn der 
Freien Stadt Danzig jährlich ein königliches Geſchenk 
in den Schoß legt. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat die Frau Abg. 
Kreft. 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): M. H. u. D.! Wir 
haben zu dieſem Etat einige Abänderungsanträge ge⸗ 
ſtellt. Der zweite Abänderungsantrag verlangt, daß die 


Worte „Kronprinz Wilhelm“ geſtrichen werden. Das 
trifft auf das Kronprinz⸗Wilhelm⸗Realgymnaſium zu. 


Wir verlangen die Streichung dieſer Worte, weil die 


Fürſten, frech wie ſie in Deutſchland waren, auch die 


Frechheit beſitzen könnten, Anſprüche auf dieſes Dan⸗ 


ziger Gebäude zu erheben. das ihren Namen trägt. 


Danzig hat mit dem Kronprinzen und mit dem Kaiſer 
nichts mehr zu tun. Danzig iſt eine Republik, ein freier 


Staat. Deshalb haben Worte mie Kronprina in Ab: | Bat fih mit der Frage der Minderheiten beidäftigt, So 


zu verſchwinden. Weiter verlangen wir, 


| 
| 
| 
| 


ſchnitt D III, Stelle 4 die Worte „und würdige“ ge⸗ | 
ſtrichen werden. Es handelt fih hier um die Unter- | 
ſtützung für bedürftige Kinder. Wenn es heißt „ber 


dürftige“ Kinder, dann genügt das ſchon. Wir fragen, 


welche Kinder mit den „würdigen“ Kindern gemeint 
ſind. Sind die Kinder etwa nicht würdig, deren Vater 
einer linksgerichteten Partei angehört, was wir leider 
ſehr oft feſtgeſtellt haben. (Abg. Hoppe: Wo denn?) 
Kinder dieſer Richtung wurden ſchlecht behandelt und 
allerhand Schikanen ausgeſetzt. Als Beiſpiel will ich 
nur die Schulen Zigankenberg und Neuſchottland an- 
führen. Dort werden die Kinder freireligiöſer und die 
oder ſozialiſtiſch organiſierter 
Eltern ſchlecht behandelt. Sie werden geprügelt und zu⸗ 
rückgeſetzt. Von den Lehrern wird den armen Kindern 
eingeredet, daß ſie die Kinder dieſer Eltern als Heiden 
und ſonſt etwas bezeichnen müſſen, jo dak fih diefe 
Kinder nicht recht wohl fühlen können, und oft nicht 
den rechten Nutzen vom Unterricht haben. Aus dieſem 
Grunde verlangen wir, daß auch dieſe Worte geſtrichen 
werden. Lernmittel müſſen an bedürftige Kinder ge⸗ 


ſprechen. Wenn man Unterſtützungen gibt, müſſen fie 
alle Kinder bekommen. 


Dann verlangen wir weiter, daß neue Stellen ein⸗ 


Stelle 12 a mit folgendem Wortlaut einzufügen: „Für 


Lernmittel 100 000 Gulden“. Wir verlangen für die 
Kinder, die Volks⸗ und Mittelſchulen beſuchen, unent⸗ 
geltliche Lernmittel. Heute ſind die Eltern der Arbeiter⸗ 
kinder nicht ſo geſtellt, daß ſie ihren Kindern Lernmittel 


und Bücher kaufen können. Deshalb verlangen wir, daß D 


der Staat die Verpflichtung hat, allen Arbeiterkindern hört! re MJ s 


und allen Kindern. die die Volks⸗ und Mittelſchulen 
beſuchen, Lernmittel zur Verfügung zu ſtellen. ; 
Weiter fordern wir, daß an alle Kinder Schulſpei⸗ 


ſo daß Nerven und Geiſt nicht aufnahmefähig ſein 
können. Deshalb müſſen für alle Kinder Schulſpeiſungen 
eingerichtet werden. Gewiß wird heute ſchon Schulſpei⸗ 
ſung gegeben. Aber dabei wird nicht ſo verfahren, wie 
es dringend notwendig iſt. Ich kenne verſchiedene Fälle, 
in denen Kinder total krank ſind und doch nicht in den 
Genuß der Schulſpeiſung kommen, weil ſich hier wie⸗ 
der zeigt, daß danach gefragt wird: „Was ift dein Vater, 
welche Richtung vertritt dein Vater?“ (Abg. Hoppe: 
Das iſt Unſinn!) Ich kann verſchiedene Fälle nach⸗ 
weiſen, wo die Kinder krank ſind und Schulſpeiſung be⸗ 
kommen ſollen dafür aber nicht in Frage kommen. 

Es iſt deshalb nötig, daß alle Kinder Schulſpeiſung 
erhalten, um dieſe Ungerechtigkeit aus dem Wege zu 
räumen. Nehmen Sie unſeren Antrag an, dann werden 
Sie den Aermſten der Armen etwas geben. (Bravo! bei 
den Kommuniſten.) 


Vizepräfident Splett: 
Senator Dr. Strunk. 
Dr. Strunk, Senator: Der Herr Abg. Dr. Panecki 


Das Wort hat der Herr 


weit ſie eine allgemeine Frage iſt, iſt ſie ja durch die 
Regierungserklärung vor einiger Zeit behandelt wor⸗ 
den. Der Senat hat jederzeit nach dieſer Erklärung ge⸗ 
handelt. Der Herr Abg. Dr. Panecki hat aber einige 
Behauptungen über das Schulweſen aufgeſtellt, die ich 
zurückweiſen muß. In einem Fall ift er um Beweis ge⸗ 
beten worden, hat aber den Beweis abgelehnt. Das 
kennzeichnet die Art der Behauptung. (Zwiſchenruf des 
Abg. Dr. Panecki.) Wir haben in Danzig vertragliche 
Verpflichtungen für das Gebiet des Schulweſens und 
haben uns nach dieſen ſelbſt die Richtlinien für die Be⸗ 
handlung der polniſchen Minderheit durch ein Geſetz 
gegeben, das die einmütige Billigung aller Parteien 
gefunden hat. Nach dieſem Geſetz gehen wir ganz loyal 
vor. Es iſt jo, daß die polniſche Minderheit auf dem 
Gebiet des Schulweſens unter denſelben rechtlichen, 
wirtſchaftlichen und unterrichtlichen Richtlinien gebil⸗ 
det wird, wie die deutſchen Kinder in ihren Schulen. 
Das iſt ein Beweis dafür, daß die von uns übernom⸗ 
menen Verpflichtungen von uns voll erfüllt ſind. Ich 
glaube, daß die Minderheiten in anderen Staaten glück⸗ 


2 lich fein würden, wenn fie jo behandelt würde as i 
geben werden. Das „Würdige“ hat dabei nicht mitzu⸗ 5 fie jo behandelt würden, (Das iſt 


ſehr wahr! rechts.) und wenn ſie ein Schulweſen hätten, 
wie es die polniſche Minderheit in Danzig hat. 


Was den Betrag anlangt, den die Eiſenbahn⸗ 


: 5 direktion Pol but ragen Ka e 
geſetzt werden, und zwar ift im Abſchnitt E I. eine neue Polens beizutragen hat, jo möchte ich darauf 


hinweiſen, daß die Bedingungen in dem Abkommen von 
1921 feſtgelegt ſind, als die Eiſenbahn in polniſche Ver⸗ 
waltung gegeben wurde. Unter Zuſtimmung des 
Völkerbundes hat die polniſche Regierung die Be⸗ 
dingung angenommen, die Laſten zu tragen, die dadurch 
entſtanden ſind, daß die polniſche Eiſenbahndirektion in 

anzig frei von allen ſteuerlichen Laſten iſt. (Hört, 
hängt in keiner Weiſe mit 
unſerer verfaſſungsmäßigen Schulunterhaltungspflicht 


zuſammen. 


ſungen ausgegeben werden und wünſchen die Einſetzung 
einer Summe von 1 Million Gulden für dieſen Zweck. 
Wer heute die Not der Volksſchulkinder kennt, wer ſieht, 


wie die Kinder müde und abgeſpannt zur Schule gehen 


müſſen, ohne ein Stück Brot, das der Vater ihnen nicht 
geben kann, weil er keine Arbeit hat oder weil die 


Verdienſtverhältniſſe jo ſchlecht find, der wird die Not⸗ 


wendigkeit von Schulſpeiſungen einſehen. Die Verdienſt⸗ | 
verhältniſſe der Arbeiter ſind ſo ſchlecht, daß fie ihre 


Kinder nicht ſo ernähren können, wie es nötig iſt. Die 
Kinder müſſen mit leerem Magen zur Schule gehen, 


Vizepräſident Splett: Das 


Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Wir 
Sozialdemokraten ſind ſtets für die Rechte der nationa⸗ 
len Minderheiten eingetreten und bedauern deshalb 
den negativen Ton der eigentlich in der Rede des Abg. 
Dr. Panecki vorhanden war. Wenn es ſich darum dreht, 
Verbeſſerungen für die polniſche Minderheit im Schul⸗ 
weſen Danzigs herbeizuführen, würden wir derartige 
Beſtrebungen ſtets unterſtützen, ſchon mit Rückſicht auf 
die großen deutſchen Minderheiten, die wir in Polen 


Wort hat der Herr 


(D) 


(A) 


(B) 


9484 
(Mau, Abgeordneter.) 
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zu verzeichnen haben. Als wir ſeinerzeit über die Schul⸗ 


rechte verhandelten, habe ich als Vorſitzender des Unter⸗ 
richtsausſchuſſes zum Ausdruck gebracht, daß wir ruhig 
über die Schulbeſtimmungen, die durch die Konvention 
feſtgelegt ſind, hinausgehen ſollen, daß wir den polni⸗ 
ſchen Minderheiten größere Rechte geben ſollten, als fie 
den Deutſchen in Polen gegeben werden. Wir haben 
dieſen Standpunkt vertreten, weil wir die Hoffnung 
hegten, daß ſich dieſe Rechte auf die Schulrechte der 
nationalen Minderheiten in Polen übertragen würden. 


Wenn die Ausführungen des Herrn Dr. Panecki 
ſo verſtanden ſein ſollen, wird er ſtets unſere Unter⸗ 
ſtützung haben und ich glaube, auch die Unterſtützung der 
großen Mehrheit dieſes Hauſes. Wir wiſſen ja. daß wir 
nach dem Abkommen verpflichtet ſind, an Schulrechten 
mindeſtens dasſelbe für die nationalen Minderheiten 
zu gewähren, als durch die Schulverordnung in Polen 
für die dortigen nationalen Minderheiten gewährt wird. 
Wir haben den Wunſch, daß die Schulrechte der natio⸗ 
nalen Minderheiten in Polen ganz gewaltig verbeſſert 
werden. Das würde zwangsweiſe eine Erweiterung der 
Schulrechte der nationalen Minderheiten in Danzig 
mit ſich bringen. Meine Fraktion vertritt den Stand⸗ 
punkt, daß wir mit gutem Beiſpiel vorangehen müßten, 
weil das Los derjenigen, die in Polen unter ſchlechten 
Schulbeſtimmungen leiden, zahlenmäßig die nationale 
Minderheit in Danzig überſteigt. Aus dieſem einfachen 
Grunde müßten wir ſo loyal wie möglich vorgehen. 

Wenn wirklich Mißſtände vorhanden ſein ſollten. 
ſo wären wir begierig, einige poſitive Angaben zu er⸗ 
fahren, weil wir gern Gelegenheit nehmen wollen, dieſe 
Mißſtände abzuſtellen, falls ſolche vorhanden ſind. Wir 
wiſſen, daß wir damit nicht nur unſere Rechte, ſondern 
die Rechte der nationalen Minderheiten in Polen zu 
gleicher Zeit mitvertreten. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich habe nicht nötig. als Mitglied irgend einer Regie⸗ 
rungspartei der polniſchen Flügelgruppe gegenüber 
Rückſicht zu üben. (Abg. Ed. Schmidt: Gut deutſch alle⸗ 
wege!) Das gilt für Sie allerdings nicht. Herr Abg. 
Mau hat ſoeben ein Klagelied der pazifiſtiſchen Regie- 
rungspartei, der Sozialdemokraten angeſtimmt, wie 
ſchön er es mit den Rechten der Polen meint und wie 
groß der Undank ſeitens der Polen iſt. Das macht uns 
eine rieſige Freude. Das iſt geradezu ein glänzender Be⸗ 
weis dafür, wie wenig dieſer Pazifismus, den Sie üben 
wollen, irgendwie geſchätzt und geachtet wird. Pazifis⸗ 
mus iſt in dieſer Zeit an ſich ſchon ein Nonſens. Den 
beſten Beweis geben uns die polniſchen Nachbarn in 
ihrem eigenen Lande. Und da ſtellen Sie ſich hin und 
wollen den Polen Vorrechte einräumen. wo die Polen 
jeden Tag das Deutſchtum zu knechten verſtehen. 

Wenn Herr Dr. Panecki ſich über den ſchlechten Zu⸗ 
ſtand der polniſchen Schule in Danzig beklagt, ſo ſtehe 
ich auf dem Standpunkt, daß eine jede nationale Min⸗ 
derheit den Schulkultus haben wird, in dem ſich ihre 
Kultur befindet. Wenn es in Ihren polniſchen Schulen 
ſchlecht geht, jo liegt das an der Unfultur in Ihren 
eigenen Reihen. Wenn die nationalen Minderheiten 
des Deutſchtums z. B. im Baltenland fih halten können, 
ſo liegt es an ihrer hohen Kultur. Ihrer polniſchen 


Minderheit fehlt es an ſolcher Kultur. Darüber klagen 
die Eltern der polniſchen Schüler, die ihre Kinder ins 
Gymnaſium ſchicken ja ſelbſt. Sie klagen darüber, daß die 
Schüler trotz der guten Lehrkräfte keine Ausſicht haben 
vorwärts zu kommen, weil die polniſche Examinas zu 
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minderwertig ſind. Die Examen, die abgelegt werden, 
ſind lächerlich und unkulturell. Sie wollen polniſche 
Volksſchulen, Gymnaſftum uſw. aber Sie find nicht in 


der Lage, kulturell Ihre eigenen Anſtalten zu halten. 


Wenn Sie dazu in der Lage wären, dann brauchten Sie 
nicht die Unterſtützung dieſes Staates. Zeigen Sie als 
nationale Minderheit der Polen in Danzig exit daß Sie 
ſelbſt ſoviel Kultur im Leibe haben, um ſich ſelbſt zu 
erhalten. (Bravo!) 


Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Es liegt 
ein Abänderungsantrag des Abg. Raſchke Druckſache 
Nr. 2252 vor. Wir kommen zur Abſtimmung über 
Ziffer 1 

ER In Abſchnitt A I Stelle 7b ift zu ſetzen ſtatt „96“ 

Diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen. 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 

2. In Abſchnitt D Il ſind die Worte „Kronprinz Wil⸗ 
helm“ zu ſtreichen. : 

Diejenigen, die der Beſtimmung im Haushaltsplan 
zuſtimmen wollen bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Faſſung des Haus⸗ 
haltsplans iſt angenommen. Damit iſt der Abände⸗ 
rungsantrag abgelehnt. 

3. In Abſchnitt D III Stelle 4 ſind die Worte „und 
würdige“ zu ſtreichen. 

4. Abſchnitt E 1 Stelle Sa wird geſtrichen. 

5. In Abſchnitt E [Stelle 12 find die Worte „würdige 
und“ zu ſtreichen. 


Diejenigen Damen ind Herren, die für die betref- 


fenden Beſtimmungen bes Haushaltsplans find, bitte 
ich, fih vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das in 
Mehrheit, die Beſtimmungen des Haushaltsplans ſind 
fen Die Abänderungsanträge ſind damit ge⸗ 
allen. 

6. In Abſchnitt E I ift eine neue Stelle 12a mit fol- 

gendem Wortlaut einzufügen: „Für Lernmittel 100 000 

Gulden“. a 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Ab⸗ 
änderungsantrag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. ; 

7. In Abſchnitt E II ift eine neue Stelle 12b mit fol- 
gendem Wortlaut einzufügen: „Für Schulſpeiſung 

1000 000 G“. 

Diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen. 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit; er iſt abgelehnt. Weitere Abände⸗ 
rungsanträge ſind nicht geſtellt. Diejenigen, die dem 
Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbil⸗ 
dung einſchließlich Staatsarchiv zuſtimmen wollen bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe auf den 

Haushaltsplan der Juſtizverwaltung. 

Druckſache Nr. 2233 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
allgemeine Ausſprache. das Wort hat der Herr Abg. 
Liſchnewfki. 

Liſchnewfki, Abgeordneter: (K. P.): M. D. u. H.! 
Die Ausgaben für Obergericht, Landgericht und Amts⸗ 
gericht betragen für Beſoldung zuſammen 2 396 000 
Gulden. Es iſt hier ſo wie bei allen anderen Etats, daß 
die oberen Beamten gut und die unteren ſchlecht beſoldet 
werden. Wir haben auf Grund perſönlicher Fühlung⸗ 
nahme mit den Juſtizwachtmeiſtern und Oberwachtmei⸗ 


ſtern feſtgeſtellt. daß ſie niemals ſoviel Dienſt gehabt 


haben, wie jetzt. Sie haben uns mitgeteilt, daß die 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter.) $ 


oberen Beamten eine gewiſſe Sabotage innerhalb des] maßen geſunden Menſchenverſtand beſitzen, erklären aber, 


Amts⸗ und Landgerichts ausüben, indem einfach die Ge⸗ 
ſchäfte des Amis- und Landgerichts liegen bleiben. Das 
kam ja auch in einem Antrag der Regierung zum Aus⸗ 
druck, wonach außerhalb des Haushaltsplanes Beamte als 
Richter fungieren follen. Im Rechtsausſchuß ſtimmten 
die Koalitionsparteien und die Deutſchnationalen dafür, 
daß dadurch ein Ventil geſchaffen wird, daß ausnahms⸗ 
weile auch Nicht⸗Richter an dieſem hohen Amt teil- 
nehmen können. 


Wie ſieht es nun mit dieſem hohen Amt aus? Es 
iſt uns bekannt. daß in dieſem Etat Abſtriche gemacht 
worden ſind. Es iſt uns weiter bekannt, daß verſchiedene 
Verwaltungsbeamte juriſtiſche. Vorbildung beſitzen. 
Dieſen Beamten mit juriſtiſcher Vorbildung in den 
höheren Gehaltsklaſſen ſoll Gelegenheit gegeben werden, 
aushilfsweiſe im Richteramt tätig zu ſein. Damit wird 
dem Staat Gelegenheit gegeben, einzelne Beamten, die 
in verſchiedenen Etats abgebaut wurden, hier zu be⸗ 
ſchäftigen. Dagegen müſſen wir uns mit aller Ent⸗ 
ſchiedenheit wehren. Herr Abg. Schilke hat im Rechts⸗ 
ausſchuß ganz richtig zum Ausdruck gebracht, man ſolle 
auch den mittleren Beamten Gelegenheit geben. in die 
höheren Aemter zu kommen. Das iſt eine vollkommen 
berechtigte Forderung; denn wenn bei den mittleren 
Beamten Stellen frei werden, können untere Beamte 
in die mittleren Stellen aufrücken. 


Das will die Regierung nicht. Die Regierung will 
den oberen Verwaltungsbeamten mit juriſtiſcher Vor⸗ 


bildung mit allem Nachdruck Gelegenheit geben, hin⸗ 


einzuſchlüpfen, um wieder den Staat zu belaſten. Man 
nimmt den unteren und mittleren Beamten jede Ar⸗ 
beitsfreudigkeit und drängt ihnen Beamte auf, die 
eigentlich nicht in dieſe Stellen hineingehören. Niemals, 
ſagen die Juſtizwachtmeiſter und Oberwachtmeiſter 
hätten ſie ſo ſchweren Dienſt gehabt, wie gerade jetzt. 
Die oberen Beamten üben eine gewiſſe Sabotage, um 
die Regierung zu zwingen, obere Beamte einzuſtellen. 
Dagegen wehren wir uns mit aller Entſchiedenheit. Im 
allgemeinen können wir ja dagegen nichts machen. Wir 
wünſchen aber zum mindeſten, daß der eine Juſtizunter⸗ 
wachtmeiſter, der allein in Frage kommt, zum Juſtiz⸗ 
wachtmeiſter aufrückt. Das haben wir in unſerem Ab⸗ 
änderungsantrag gefordert. 


Ich komme jetzt zum Gefängnisweſen, das bei uns 
jehr im argen liegt. Einzelne Abgeordnete haben bei 
einer perſönlichen Beſichtigung feſtgeſtellt. daß in den 
alten Gefängniszellen keine Spülkloſette vorhanden 
ſind. Dieſe Leute verrichten ihre Notdurft in der Zelle. 
Des Morgens werden ſämliche Eimer entleert. Das 
muß ich hier ſagen, weil in dieſer Beziehung abſolut 
nichts gemacht wird. Die betreffenden Beamten. die 
dort ihr Amt ausüben, erklären, es ſei ein derartiger 
Geſtank, daß es beinahe nicht zum Aushalten ſei. Damit 
müſſen die Beamten natürlich vorlieb nehmen, ebenin 
die Gefangenen. Das ſind mittelalterliche Zuſtände. 
Wir wünſchen, daß fie beſeitigt werden. Wir wünſchen, 
daß Mittel zur Verfügung geſtellt werden, damit Spül⸗ 
kloſetts für alle Strafgefangenen im Gefängnis einge⸗ 
baut werden, damit endlich dieſe mittelalterlichen Zu⸗ 
ſtände aufhören. Ferner fordern wir, daß ſämtliche 
Milchglasſcheiben in den Gefängniſſen verſchwinden. 
Der Herr Abg. Rahn, hat von dieſer Stelle zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß es menſchenunwürdig ſei, daß 
Menſchen ihre Haft unter ſolchen Scheiben und ſolchen 
Verhältniſſen abſitzen. Ich muß ſagen, daß ich leider noch 
nicht perſönlich mit dieſen Gefangenen habe Fühlung 
nehmen können. Alle Gefangenen, die noch einiger⸗ 


daß ſie ſich nicht als Vieh betrachten laſſen wollen, daß 
es unter aller Menſchenwürde und nicht auszuhalten iſt, 
unter Milchglasſcheiben die Haft abzuſitzen. Wir haben 
daher beantragt, daß in dem Gefängnis in erſter Linie 
Spülkloſetts eingeführt werden und daß die Milchglas⸗ 
ſcheiben durch gewöhnliche Glasſcheiben erſetzt werden. 


Bei den ſachlichen Ausgaben müſſen wir z. B. bei 
der Gefangenenpflege feſtſtellen, daß dieſe zu wünſchen 
übrig läßt. Es iſt nicht ſo, wie es ein Regierungsver⸗ 
treter an dieſer Stelle erklärt hat, daß die Gefangenen 
außerordentlich an Gewicht zunehmen. Wir müſſen bei 
jedem Gefangenen, der ein oder zwei Jahre dort ſitzt. 
feſtſtellen, daß eine Abnahme des Gewichts zu ver⸗ 
zeichnen iſt. Die Menſchen haben ein krankhaftes Aus⸗ 
ſehen. Daraus iſt zu ſchließen, daß die Verpflegung zu 
wünſchen übrig läßt. Wir haben daher eine Erhöhung 
der Verpflegungsſätze beantragt. Die ärztliche Behand⸗ 
lung läßt auch zu wünſchen übrig. Ein Gefangener hat 
an Mittelohrentzündung gelitten. Er bekam einen drei⸗ 
tägigen Urlaub, weil ein Kind von ihm geſtorben war. 
Er ging zu einem Spezialarzt und ließ ſich das Ohr 
unterſuchen. Von dem Spezialarzt wurde feſtgeſtellt, daß 
eine Operation notwendig war. Der Mann ging dann 


nach dem Gefängnis zurück und ſtellte ſich erneut. Auf 


einen neuen Antrag erhielt er eine weitere Beurlau⸗ 
bung. Es wurde aber gleichzeitig geſagt, daß das Ge⸗ 
fängnis für feine Koſten auflromme. Wer ſoll die 
Koſten tragen? Der Mann iſt ohne Arbeit. Er iſt aus 
dem Gefängnis entlaſſen und hat keine Mittel. Ich 
möchte noch bemerken, daß ſeine Frau an Tuberkuloſe 
leidet, fie wird in kurzer Zeit verſcheiden. Ein Kind iſt 
eben begraben worden ein anderes ſoll in die Heilſtätte 
kommen. Der Mann, der an einer Mittelohrentzündung 
leidet und operiert werden foll, fällt der Gemeinde zur 
Laſt. Die Gemeinde muß es bezahlen. Es wurde ihm 
geſagt, er ſollte ſich an die Wohlfahrtsfürſorge wenden. 
Wenn Sie aber die Etats in den Gemeinden ſehen, ſo 
werden Sie finden, daß überall Abſtriche gemacht wer⸗ 
den. Die Leute werden abgewieſen. Dieſer Mann läuft 
nun von Pontius zu Pilatus, um ſich operieren laſſen 
zu können. Jeder weiſt ihn ab. Dadurch. daß das Ge- 
fängnis die Operation abgelehnt hat. iſt er vielleicht 
zum Tode verurteilt. Es iſt ihm nicht Gelegenheit ge⸗ 


boten, die Mittelohrentzündung operieren zu laſſen. 


Wir wünſchen daher ein beſſere ärztliche Behand⸗ 
lung der Gefangenen. Die Behandlung läßt viel zu 
wünſchen übrig. Es kurſiert darüber eine kleine Epiſode. 
Menſchen, die aus dem Gefängnis kamen, haben folgen⸗ 
des erklärt, was allerdings etwas draſtiſch klingt, aber 
auch ſehr wahrſcheinlich: Ein Tuberkuloſer. der mehrere 
Jahre abgeſeſſen hatte, lag im Sterben. Der Gefäng⸗ 
nisarzt kam zu ihm und ſagte: „Der Mann iſt tot, er 
kann heruntergebracht werden.“ Bekanntlich iſt es bei 
den Tuberkuloſen jo, daß fie noch in den letzten Minuten 
bei Beſinnung ſind. Der Arzt unterſuchte ihn, fühlte den 
Puls. Der Mann war ſchon kalt, und der Arzt ſagte: 
„Der Mann iſt tot.“ Darauf ſchlägt der Mann die 
Augen auf und jagt: Noch bin ich nicht tot.“ „Halten Sie 
den Mund Kerl, das muß ich beſſer wiſſen“ jagt darauf 
der Arzt. (Große Heiterkeit.) Sie mögen darüber lachen. 
aber wenn Sie mit den Gefangenen ſprechen, jo klingt 
das wahrſcheinlich, wenn man ſich die ärztliche Behand- 
lung vor Augen hält. Der Gefangene, der mir das er⸗ 
zählte, wollte damit ſagen, wie die Behandlung der Ge⸗ 
fangenen iſt. Das ſpricht Bände. Ein Arzt kann behutſam 
mit einem Kranken umgehen, aber auch roh. Darin 
liegt der Anterſchied. Das wollte der Gefangene zum 
Ausdruck bringen. Sie lachen und wiſſen nicht warum. 
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(Liſchnewfli, Abgeordneter.) 
M. D. u. H.! Wir kritiſieren wiederum das Gehalt 
des Organiſten. Ihre chriſtliche Nächſtenliebe in allen 
Ehren, aber die chriſtliche Nächſtenliebe darf nicht jo 
weit gehen, daß man den Leuten mit Gotteswont und 
Orgelton eine Stimmung beibringt. Die chriſtliche Näch⸗ 
ſtenliebe müßte ſich lieber bei den jugendlichen Gefan⸗ 
genen ausdrücken. Bekanntlich iſt es ſo, daß Jugendliche 
ziemlichen Lerneifer haben. Bei dieſen Leuten, die 
weiter nichts zu tun haben, iſt der Geiſt ſehr fähig, 
etwas aufzunehmen. Daher wünſchen wir, daß man den 
jungen Leuten dazu Gelegenheit gibt. Es iſt doch ſo daß 
jemand um ſo mehr geläutert wird, je mehr er lernt und 
von der Kultur und vom geſchichtlichen Werdegang 
weiß. 
Pi meiſten Straftaten beruhen doch nur auf Un⸗ 


kultur und Anwiſſenheit. Daher wollen wir nicht, daß 


man den Leuten etwas mit Gotteswort beibringt, ſon⸗ 
dern es iſt beſſer, wenn fie Unterricht in Kultur und 
über den Werdegang des ganzen Weltalls erhalten. 
(Zwiſchenruf des Abg. Neubauer.) Sie faſſen Gottes⸗ 
wort ganz anders auf, wie wir, aber wenn wir auf 
Grund der Wiſſenſchaft aufbauen wollen, dann ge⸗ 
raten Sie ſehr weit ins Hintertreffen. Fragen Sie die 


Senatoren, die in der Regierung ſind, ob ſie Gotteswort 


ſo auffaſſen wie Sie. Die Geſchichte lehrt, daß das, was 
Sie lehren, eine Lüge iſt. M. D. u. H.] Ich brauche 
keine Religion. um ein guter Menſch, ein ethiſcher 
Menſch zu ſein. Für den geſtrichenen Organiſten wollen 
wir einen Lehrer mehr haben, um den Jugendlichen Ge⸗ 
legenheit zu geben, ihren Lerneifer zu entfalten. An 
Einnahmen ſind 350 000 Gulden aus der Beſchäftigung 
der Gefangenen in den Etat eingeſetzt. Als Ausgabe iſt 
an Bewilligungen für Gefangene aus dem Arbeitsver⸗ 
dienſt der Betrag von 50 000 Gulden vorgeſehen. 


Wie ſieht der Verdienſt der Gefangenen im allge⸗ 
meinen aus. Mit der Arbeit der Gefangenen wird eine 
Schleuderware auf den Markt geworfen, ſeien es Tüten 
oder andere Ware. Durch dieſe billigen Arbeitskräfte 
entgeht dem Arbeiter ein großer Teil des Verdienſtes. 
Gefangene, das habe ich jhon gejagt, jollen lernen, fie 
ſollen ſich bilden und läutern, um beſſere Menſchen zu 
werden. Aber die Gefangenen ſind nicht dazu da, um 
Schleuderwaren auf den Markt zu werfen oder den 
Arbeitern, die ſich in der Freiheit befinden das Brot 
zu nehmen. Daher haben wir beantragt, daß den Ge⸗ 
fangenen ein angemeſſener Verdienſt gewährt wird. Sie 
mijen zum mindeſten jo entlohnt werden, wie der 
freie Arbeiter, damit kein Schund auf den Markt gewor⸗ 
fen wird. Die Verpflegung habe ich ſchon angeführt. 
Nun komme ich zu der Förderung der Fürſorge der aus 
der Strafanſtalt Entlaſſenen. Weiter nichts als eine 
Heuchelei. Die dafür vorgeſehene Summe von 4000 


Gulden iſt lächerlich gering. Ich ſagte bereits, daß die 


meiſten Vergehen gegen die beſtehende Geſellſchafts⸗ 
ordnung immer auf Not und Elend zurückzuführen ſind. 
Je mehr Not und Elend fteigen, deſto mehr füllt fiğ das 
Gefängnis. Wenn ſie einen aus der Strafanſtalt ent⸗ 
laſſenen Menſchen wieder in die Not und das Elend zus 
rücklaſſen, ſo wird er wieder ins Gefängnis zurückkom⸗ 
men, weil er dort wenigſtens ernährt wird, obwohl das 
auch miſerabel genug iſt. Er wird lieber ins Gefängnis 
zurückwandern, als lebendig auf der Landſtraße zu ver⸗ 


hungern. Der Privatfürſorge gibt man einen ſtaatlichen 


Zuſchuß von 4000 Gulden. Das iſt eine lächerliche 


Summe. Wenn man den Menſchen helfen will, ſoll man 


ihnen helfen. bA N 
Wie helfen Sie den Strafgefangenen? Wenn der 
Strafgefangene aus der Strafanſtalt entlaſſen wird bes 
kommt er drei Monate keine Erwerbsloſenunterſtützung. 
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Er iſt der Wohlfahrtspflege anheimgegeben. Wie ſieht 
die Wohlfahrtspflege aus? Auf Grund der Sparſam⸗ 
keit des neuen Senats ſind 25 Prozent Abſtriche ge⸗ 
macht worden. Der betreffende Strafgefangene muß oft 
wochenlang hin und her laufen, ehe er etwas bekommt. 
Ich habe Beweije, daß Strafgefangene wochenlang ohne 
jede Unterſtützung waren. Sie ſind zur kommuniſtiſchen 
Fraktion gekommen und haben gebeten, wir möchten 
etwas für ſie unternehmen. Wir ſind perſönlich beim 
Senator Dr. Wiercinfki vorſtellig geworden, um etwas 
herauszuholen. Der Volkstagsabgeordnete ſoll ſo arbei⸗ 
ten, als wenn von dem einzelnen Fall das Wohl der 
Allgemeinheit abhinge. Wie die Allgemeinheit bedacht 
wird, ſehen wir an den Haushaltsplänen. Für die⸗ 
jenigen, die genug Geld haben, die von ihren Gehältern 
noch Kapital zurücklegen können und die 80 Prozent des 
Gehalts bekommen, wenn ſie ſich penſionieren laſſen, 
ſchafft man Verdienſtmöglichkeit auf Verdienſtmöglich⸗ 
keit. 17 000 Gulden, 20000 Gulden Jahresverdienſt 
ſpielt bei ihnen keine Rolle. Aber den Aermſten der 
Armen Gelegenheit zu geben, notdürftig das Leben zu 
friſten dazu finden Sie nicht Gelegenheit. Dieſe Seelen 
gehen verloren. Aber es kommt bei Ihrer perſönlichen 
Stellungnahme nicht darauf an. Das wäre im allge⸗ 
meinen Das. was ich dazu zu jagen hätte. 

Wir wünſchen im Grunde genommen, daß den 
Strafgefangenen eine beſſere Verpflegung zuteil wird. 
Es iſt unzutreffend, wenn der Senator erklärt, daß die 
Gefangenen an Gewicht zunehmen. Wir wünſchen ferner, 
daß der menſchenunwürdige Zuſtand, der jetzt beſteht, 
aufhört und daß in den einzelnen Gefängniszellen 
Spülkloſetts eingerichtet werden. Der gegenwärtige Zu⸗ 
ſtand iſt unter aller Würde. Jetzt müſſen die Leute mit 
ihrem Dreck zum Ausgießen gehen. Es herrſcht dabei ein 
ganz großer Geſtank. Ich frage, ob es nicht Pflicht des 
Staates ift, für die Beamten zu ſorgen. Sie müſſen 
doch immer dabei ſein. Der Geſtank hält zwei Stunden 
an, bis es überhaupt zum aushalten iſt. Das ſagen nicht 
die Gefangenen, ſondern die Beamten. 

Wir wünſchen alſo beſſere Verpflegung, Spülkloſetts 

und Beſeitigung der Milchglasſcheiben, damit die 
Menſchen mehr Luft und Licht haben und nicht krank 
werden. Wir wünſchen ferner Bereitſtellung von Lehr⸗ 
mitteln. Den Gefangenen foll nicht nur die Bibel, 
ſondern auch die Literatur zur Verfügung geſtellt 
werden, Das ſind im allgemeinen unſere Vorſchläge. 
Ich bitte Sie, unſere Abänderungsanträge anzunehmen. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) ; 

Vizepräſident Splett: Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Es liegt der Abände⸗ 
rungsantrag des Herrn Abg. v. Malachinſki vor, Drud- 
ſache Nr. 2249. Wir kommen zur Abſtimmung über 
Ziffer 1.: i 

Ausgabe. 

, 1. In Abſchnitt A I Stelle 1 iſt zu ſetzen ſtatt 

„20 Juſtizwachtmeiſter“ — „21“. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag 
zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 

„1 Juſtizunterwachtmeiſter“ ift zu ſtreichen. 
l Diejenigen, die der entſprechenden Beſtimmung im 
Haushaltsplan zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
ſie iſt angenommen. Der Antrag iſt abgelehnt. 

2. In Abſchnitt B Stelle 1 ſind die Worte „und Or⸗ 

ganiſt“ zu ſtreichen. ; 

Ich bitte diejenigen, die der betreffenden Beſtim⸗ 
mung des Haushaltsplans zuſtimmen wollen, ſich vom 
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(Splett, Vizepräſident.) 


() Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ijt die Mehrheit, fie 


iſt angenommen. Damit iſt der Abänderungsantrag 
abgelehnt. 


Dafür iſt zu ſetzen „2 Strafanſtaltslehrer“. 


Diejenigen, die dieſem Abänderungsantrag zuſtim⸗ 
men wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Abänderungsan⸗ 
trag iſt abgelehnt. Wir kommen zu Abſtimmung über 
Ziffer 3: 

3. In Abſchnitt B I, Stelle 5, 1 find zu ſetzen ſtatt 

„225 000“ „350 000“. 

Ich bitte diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 

In Abſchnitt B I, Stelle 5,2 find zu ſetzen ſtatt 

„100 000“ „160 000“. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Antrag 
zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 

In Abſchnitt B J. Stelle 5,3 find die Worte Seel- 
ſorge und“ zu ſtreichen. 


Diejenigen, die der Beſtimmung des Haushalts⸗ 


planes zuſtimmen wollen, bitte ich, fih vom Platz zu | 


erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, die Poſition 
des Haushaltsplanes iſt angenommen. Damit iſt der 
Abänderungsantrag gefallen. 
5 595 Abſchnitt B J. Stelle 5,4 find zu ſetzen ſtatt „1 000“ 
„5 Ki 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem zuſtim⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Abänderungsantrag iſt abge⸗ 


lehnt. 
In Abſchnitt B I Stelle 5,5 find zu jegen ſtatt „12 000“ 
„180 000“. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem Antrage 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Er iſt abgelehnt. 
Ferner liegt der kommuniſtiſche Antrag vor: 

In Abſchnitt B I Stelle 7 find zu ſetzen ſtatt „50 000“ 
„75 000“. 


Ich bitte, die Damen und Herren, die den Antrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Er iſt abgelehnt. Wir 
kommen zu dem nächſten Antrag: 

In Abſchnitt B I Stelle 11 find zu ſetzen ſtatt „4 000“ 
„12 000“. 

Ich bitte, die Damen und Herren, die den Antrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Er iſt abgelehnt. Dann 
liegt folgender Antrag vor: 

In Abſchnitt B (IX) find zu jegen „65 000“. 


Ich bitte, die Damen und Herren, die den Antrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir 
kommen zu dem nächſten Antrag der Kommuniſtiſchen 
Fraktion. 

In Spalte Erläuterung: Für Einrichtung von Spül⸗ 
kloſetts und Erſetzung der inneren Milchglasſcheiben in 
den Zellen durch Fenſterglas. 

Ich bitte, die Damen und Herren, die den Antrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 

Unter Einnahme heißt es: 


„450 00 


In Abſchnitt B I Stelle 1 ift zu ſetzen ſtatt „350 000“ 
er 0“, 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem Ab⸗ 
änderungsantrag des Herrn Abg. von Maladinjfi zu- 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Minderheit, er ift abgelehnt. Wei- 
tere Abänderungsanträge liegen nicht vor. Ich bitte die 
Damen und Herren, die den Haushaltsplan der Juſtiz⸗ 
verwaltung, wie er vorliegt, annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, er iſt angenommen. Ich rufe auf Punkt 18 der Ta⸗ 
gesordnung: f 

Haupthaushaltsplan. 


Druckſache Nr. 2243 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
ſchließe die Beſprechung. Abänderungsanträge ſind nicht 


geſtellt. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die den vorliegenden Haupthaus⸗ 


haltsplan zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Seſchieht.) Das ijt die Mehrheit. (Abg. Senftleben: 
Eine klägliche Zahl!) Er iſt angenommen. Damit iſt die 
Tagesordnung für heute erſchöpft. Ich ſchlage folgende 


Tagesordnung für morgen. 3,30 Uhr, vor: 


1. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Verlänge⸗ 
rung der Gültigkeit des Geſetzes betr. die Regelung des 
Zuckerumſatzes. ; 

2. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aufwertung 
bereits gezahlter Hypothelen. — Urantrag des Abg. 
Blavier und Gen. Druckſache Nr. 2222. 

3. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abänderung 
des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot. — Ur⸗ 
antrag des Abg. Harnau und Fraktion. 

Antrag des Abg. Maier und Gen. betr. Aufhebung der 
Alkoholſperre für Sonnabend / Sonntag. Druckſache 
Nr 2225 

5. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abände⸗ 
rung des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungs⸗ 

geſetz. Druckſache Nr. 2272 zu Nr. 2214. 

6. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Rechtsan⸗ 
970 „ in Armenſachen. Druckſache Nr. 2273 zu 


Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
n. 


A 


ot 


Rah 
Rahn, Abgeordneter (Soz.P.); Der dritten Leſung 


des Zuckergeſetzes iſt heute widerſprochen worden. Wenn 


morgen die dritte Leſung ſtattfinden foll, ift die ge⸗ 
ſchäftsordnungsmäßige Friſt nicht gewahrt. Man kann 
nicht in der einen Sitzung etwas ablehnen und dann 
dasſelbe für den nächſten Tag beſchließen. Dann noch 
etwas anderes. Unſer Präſident iſt ſeit drei Wochen 
tot. Das Haus hat ſeitdem keinen Präſidenten. Morgen 
iſt ſchon die dritte Plenarſitzung ſeit ſeinem Tode. Ich 
vermiſſe nun noch den Punkt auf der Tagesordnung: 
Wahl eines neuen Präſidenten. 


Vizepräſident Splett: Herr Abg. Rahn, wir haben 
uns im Aelteſtenausſchuß mit dieſer Frage beſchäftigt. 
Die Deutſchnationalen haben geſtern im Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß den Wunſch ausgeſprochen, die Sache vorläufig 
nicht auf die Tagesordnung zu ſetzen, da ſie noch nicht in 
der Lage ſind, Vorſchläge zu machen. (Abg. Liſchnewſti: 
Dann ſpringe ich ein! — Große Heiterkeit.) Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Da es jhon etwas 
ſpät ijt, ift es wohl erflärlich, daß die Abſtimmung über 
das Feſtſtellungsgeſetz vergeſſen iſt. Der Fehler liegt 
wohl daran, daß der Herr Direktor es nicht auf die Ta⸗ 
gesordnung geſetzt hat. Da wir die ganzen Haushalts⸗ 
pläne in zweiter Leſung angenommen haben, iſt es 
nötig, das Feſtſtellungsgeſetz jetzt zu nehmen. Es iſt eine 
einfache Abſtimmung. Dazu kann nicht geredet werden. 

Vizepräſident Splett: Sie haben den Vorſchlag des 
Herrn Abg. Spill gehört. Ich glaube, Widerſpruch da⸗ 


(C) 


(D) 
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(Splett, Vizepräſident.) 


(A) gegen erhebt ſich nicht. Zur Geſchäftsordnung hat das 


, 


Wort der Herr Abg. Rahn. l 

Rahn, Abgeordneter (Soz.P.): Nachdem der Prä- 
ſident verkündet hat, daß die Tagesordnung erledigt ijt. 
kann ſie nicht plötzlich wieder aufleben. Das muß mor⸗ 
gen als erſter Punkt der Tagesordnung nachgeholt wer⸗ 
den. Wir haben dann bis zur nächſten Woche bis zur 
dritten Leſung Zeit. ; 

Vizepräſident Splett: Ich trete dieſer Auffaſſung 
bei. Ich bitte um Ihre Aeußerung betr. den Wider⸗ 
ſpruch des Herrn Abg. Rahn bezüglich der dritten Leſung 


e 


des Zuckerumſatzgeſetzes. Ich glaube, nachdem Herr Abg. (C 


Rahn Einſpruch erhoben hat, ift es nicht möglich, die 
Sache morgen auf die Tagesordnung zu ſetzen. Wir ſind 
gezwungen, den Punkt abzuſetzen. Ich bitte, das zur 
Kenntnis zu nehmen. Als erſter Punkt kommt morgen 
noch nachträglich auf die Tagesordnung das Feſtſtel⸗ 
lungsgeſetz für den Haushaltsplan für 1926. Wider⸗ 


ſpruch wird nicht laut. Ich ſtelle feſt, daß die Tages⸗ 
ordnung jo. wie ich fie vorgeſchlagen habe, beſchloſſen. 


iſt. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 8 Uhr.) 


PD 


(A) 


(B 


* 
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165. Sitzung 


Donnerstag, den 29. April 1926. 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die Feſt⸗ 
ſtellung des Staatshaushaltsplans für das Rech⸗ 


nungsjahr 1926 (Druckſache Nr. 2246 zu Nr. 2194) 2489 B 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aufwertung 
bereits gezahlter Hypotheken. — Arantrag des 

Abg. Dr. Blavier und Gen. (Druckſache Nr. 2222.) 2489 B 

Dr. Blavier TBN pß 88 2489 C 

Die Bunte Da 8 2490 A 

open S p 8 2490 6 

Rühn (Sog ;; rn As ir 2490 D 

Schmidt, Rob, (D. Lib) 2492 B 

/ 2492 B 

Dr. Sahm, Präſident des Senats 2492 C 

e , ann ea: 2493 K 

Die nn el: ur. ©2403: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfes zur Abänderung 
des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungs nok. 
— Urantrag des Abg. Harnau u. Fr. — (Druck⸗ 

er aeg „22494 

Horna (DED) rn va au 2494 A 

Kreft Fa ( ; ee 2494 D 

Dr. Biante B P'Pß 8 2495 A 

Mroczkowſli (M. P.) 7 2 2495 C 
Antrag des Abg. Maier u. Gen. betr. Aufhebung der 
Alkoholſperre für Sonnabend / Sonntag (Druckſache 

Nr. 2225 „„ Be 2 

Dr. Planer N 8 2495 D 

, Malachinſtßd G Pp) EI 2496 D 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abände⸗ 
rung des Ausführungsgeſetzes zum Gerichts⸗ 

verfaſſungsgeſetz (Druckſache Nr. 2272 zu Nr. 2214) 2497 A 

Dr Bunte Da) A a 2497 B 

Liſchnewſti (KP) 2497 C 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Rechts⸗ 
anwaltsgbühren in Armenſachen (Druckſache Nr. 

ee I: ne a 2498 A 

Liſchnewſki (K. P.)) 71. 87 2498 B 

Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 2498 © 


Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Splett eröffnet. 795 

Am Negierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Sefa oren Dr. Schwartz, Dr. Wiercinſki; 
Oberregierungsrat Brieſewitz; Regierungsrat Dr. 
Schimmel. 

Vizepräſident Splett: Ich eröffne die 165. Voll⸗ 
ſitzung und rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes für 
das Rechnungsjahr 1926. 

Druckſache Nr. 2246 zu Nr. 2194. Bericht des Haupt⸗ 
ausſchuſſes. Ich eröffne die Ausſprache zu § 1. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Die Beratung ijt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dem 8 1 des Staatshaushaltsplanes zuſtim⸗ 
men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben | (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. Ich rufe auf 
§ 2. Ich eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Ich darf wohl ohne weitere 
Abſtimmung feſtſtellen, daß § 2 mit derſelben Mehrheit 
angenommen iſt. Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz 
über die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes der 
Freien Stadt Danzig für das Rechnungsjahr 1926.“ Ich 
bitte die Damen und Herren, die diefe Ueberſchrift an- 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, fie ift angenommen. Ich 
rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 


Aufwertung bereits gezahlter Hypotheken. 
Urantrag des Abg. Dr. Blavier und Gen. Druckſache 
Nr. 2222. Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Blavier. 
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Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben dieſen Antrag im Verfolg des Urteils des 


Obergerichts eingebracht. Die Angrlegenheit iſt ja ſchon 


in der Preſſe und den Verſammlungen eingehend ffiz- 
ziert worden. Es herrſcht wohl kaum, höchſtins mit Mus- 
nahme in den Gläubigerkreiſen, eine andere Auffaſſung, 
als daß hier unbedingt eine Aenderung geſchaffen wer⸗ 
den muß. Wie das geſchieht, iſt eine Frage, die aller⸗ 
dings nicht ſofort beantwortrt werden kann, und die 
eingehend im Ausſchuß unterſucht werden muß. Es ſind 
ja in der Preſſe und in den Verſammlungen viele Wege 
gezeigt worden. Man hat davon geſprochen, daß das 
Obergericht bei derartigen Entſcheidungen eine qualifi⸗ 
zierte Mehrheit haben müſſe oder daß das Obergrricht 
für ſolche Wirtſchaftsfragen aus Richtern und Wirt- 
ſchaftlern zuſammengeſetzt ſein müſſe. Es gibt eine große 
Reihe von Möglichkeiten. Alle laufen auf eine Ver⸗ 
faſſungsänderung hinaus. Bevor die durchgebracht iſt, 
vergehen mehrere Monate. Daher haben wir das Sperr⸗ 
geſetz eingebracht, das den Vorgängen bei der Inflation 
entſpricht. Die Bedenken, die man haben könnte, daß ein 
ſolches Sperrgeſetz verfaſſungswidrig ſein könnte, ſind 
hinfällig. Dann müßte das Sperrgeſetz am Ende der 
Inflation auch hinfällig geweſen ſein. Es iſt damals 
zweifellos nicht als verfaſſungswidrig betrachtet worden. 


Daher beſtehen keine Bedenken unſer Geſetz hier durch⸗ 


zubringen. Es iſt die Möglichkeit gegeben, die Aende⸗ 
rung auf dem ſchnellſten Wege zu machen. 

Dieſe Entſcheidung des Obergerichts gibt aus 
mehreren Gründen Anlaß zu ſchwerſten Bedenken gegen 
die Rechtſprechung. Insbeſondere macht uns das, was 
mehrere Oberrichter in der Preſſe veröffentlicht haben, 
ſtutzig. Der Gläubigerverband veröffentlicht die Tat⸗ 
ſache, daß zwei Oberrichter nach Leipzig gefahren ſind 
und ſich in Deutſchland an der Quelle orientiert haben. 
Es iſt eigentümlich, daß der Gläubigerverband das 
genau weiß, während ſelbſt die Anwälte darüber nicht 
informiert waren. In weiten Kreiſen der Bevölkerung 
macht ſich eine Beunruhigung darüber geltend daß der 
Gläubigerverband beſſer informiert geweſen iſt, als die 
Juriſten. Darüber hinaus haben wir folgende Bedenken: 
Einer der Herren Oberrichter erklärte in der Preſſe, es 
wäve gar nicht ſo ſchlimm mit den wirtſchaftspolitiſchen 
Folgen; denn man könne in dieſem Fall ja immerhin 
ſagen, daß die Auswirkungen nur zum Teil in Erſchei⸗ 
nung treten, weil die ganze Geſetzgebung im § 1 eine 
Anerkennung der bereits ans Reich zurückgezahlten Hypo- 
theken doch vorſieht. Ich glaube, es würde Einſtimmig⸗ 
keit im Volke herrſchen. Wenn das Obergericht entſchie⸗ 
den hätte, daß die an das Reich zurückgezahlten Hypo⸗ 
theken hier aufgewertet werden müſſen, dann hätte das 
Aufwertungsgeſetz unbedingt geändert werden müſſen. 
Jetzt ſtellt ſich das Obergericht in der Preſſe mit einigen 
Mitgliedern auf den Standpunkt, daß das Geſetz für die 
zurückgezahlten Reichshypotheken eine Regelung dahin 
vorſieht, daß fie an das Reich zurückgezahlt werden 
müſſen. Das iſt ein großer Prozentſatz der Hypotheken. 
Er betrifft namentlich die großen Hypotheken der Ban⸗ 
ken. Es iſt unſeres Erachtens unzuläſſig, daß ein Richter 
vorweg entſcheidet und ſagt: „Wir werden ſowieſo unter 
allen Umſtänden in dieſem Sinne entſcheiden.“ Das geht 
unter keinen Umſtänden. Es find ſchwerſte Bedenken, die 
gegen die Rechtſprechung vorliegen. » 

Wir jehen zweifellos die ganze Angelegenheit von 
dm Standpunkt an, daß es fih hier darum handelt, 
Klarheit in den Rechtsverhältniſſen zwiſchen Volkstag 
und Obergericht zu ſchaffen. Es iſt unmöglich, daß das 
Obergericht ſich wirtſchaftspolitiſch diktatoriſch Befug⸗ 
nijje zumißt. Dazu kommen wir allmählich; denn die 


D) 


(A) 


(B) 
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(Dr. Blapier, Abgeordneter) 

ganze Verwaltung ſteht auf ſchwachen Füßen, wenn die 
Rechtſprechung in dieſer Weiſe allmählich fortgeht, daß 
ſie juriſtiſch geſprochen die Souveränität verſchiebt. Der 
Volkstag iſt zunächſt Träger der Souveränität. Der 
Volkstag hat dieſes Geſetz beſchloſſen. Wenn wir in 
dieſer Weiſe in Danzig arbeiten, weiß im Ausland kein 
Menſch, was wir für eine Verfaſſung haben und wer 
eigentlich regiert. Das ſind Fragen, die unterſucht 
werden müſſen. Vir werden unter allen Umſtänden zu 
einer Verfaſſungsänderung kommen müſſen. 

Wir haben dieſes Sperrgeſetz beantragt, damit zu⸗ 
nächſt die üblen Folgen ausbleiben. Es hat ſich ſchon 
herausgeſtellt, daß ungezählte Prozeſſe drohen, und daß 
die Gläubiger mit einſtweiligen Verfügungen kommen. 
So kommen wir in ein Chaos. Daher iſt dieſes Sperr⸗ 
geſetz notwendig bevor wir über die Verfaſſungsände⸗ 


rung entſcheiden. Ich bitte, den Antrag dem Hauptaus⸗ 


ſchuß zu überweiſen. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Bumke. 

Dr. Bumke, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Auch meine Fraktion iſt der Anſicht, daß in dieſer Lage, 
die durch das Urteil des Obergerichts geſchaffen worden 


iſt, ſchnell etwas geſchehen muß, um der Rechtsunſicher⸗ 


heit Einhalt zu gebieten. In welcher Form das zu ge⸗ 
ſchehen hat, ob etwa in der Form eines Sperrgeſetzes, 
kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls ſind wir durch⸗ 
aus damit einverſtanden daß dieſer Entwurf des Herrn 
Abg. Dr. Blavier dem Hauptausſchuß überwieſen wird. 
Wir werden im Hauptausſchuß an dieſem Entwurf, wie 
an den weiteren Entwürfen, die etwa notwendig 
werden ſollten, ſehr eifrig mitarbeiten. Wir werden ſie 
in einem Sinne zu geſtalten ſuchen, der ſowohl unſerer 
11 wie auch den Wirtſchaftsintereſſen gerecht 
wird. 7 / 

Ich möchte allerdings auf das ſchärfſte ablehnen, 
mit Herrn Abg. Dr. Blavier hier in eine Kritik des 
Obergerichtsurteils einzutreten. Man mag über dieſes 
Urteil denken, wie man will, mich an einer Kritik zu 
beteiligen, wie ſie Herr Blavier beliebt hat, lehne ich 
auf das ſchärfſte ab. Herr Abg. Dr. Blavier hat es für 
richtig gehalten, von unzuläſſigen Beziehungen zu 
ſprechen, die zwiſchen dem Obergericht und dem Gläu⸗ 


bigerverband beſtehen ſollten. Was er ſich dabei denkt, 


hat er nicht näher ausgeführt, ſondern er hat es wieder 
in der von ihm beliebten Art bei einer dunklen Andeu⸗ 
tung gelaſſen. Ich weiſe einen derartigen unerhörten 
Vorwurf auf das ſchärfſte zurück. Ich glaube aber, daß 
das Obergericht, über das in dieſen Tagen ſo viel Unan⸗ 
genehmes geſagt worden iſt, ſich freuen kann, von einem 
Herrn Dr. Blavier beſchimpft zu werden, denn das iſt 
eine Ehre. 

Vizepräfident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Fooken. i 

Fooken, Abgeordneter (S.P.D.) M. D. u. H.! Wohl 
ſelten hat ein Urteil ſoviel Verwirrung in die Danziger 
Wirtſchaft hineingetragen wie das Urteil des Oberge⸗ 
richts, das die Verfaſſungswidrigkeit des $ 12 des Auf 
wertungsgeſetzes erklärt. Wenn wir uns heute im 
Blätterwalde umſehen, dann tönt von links nach rechts 
die allgemeine Forderung, daß die hier angerichtete 
Verwirrung ſo ſchnell als möglich beſeitigt wird denn 
die Folgen, die ſich aus dieſem Urteil ergeben, ſind für 
die Danziger Wirtſchaft untragbar. Zu wiederholten 
Malen erklärten uns die Herren Landwirtſchaftsver⸗ 
treter mit beredetem Munde. daß fih die Landwirtſchaft 
in einer fo ſchlechten Lage befände daß fie eine weitere 
Belaſtung nicht tragen könne. Man kann das bis zu 
einem gewiſſen Grade als berechtigt unterſtellen. Aber 


Tatſache, 


Donnerstag, den 29. April 1926. 


wohin ſoll der Weg dann führen, wenn zu dieſer Be⸗ 
laſtung noch die Belaſtung für die aufzuwertenden und 
ſchon zurückgezahlten Hypotheken hinzu kommen ſoll? 
Die Verhältniſſe müßten ſich dann noch weit ungün⸗ 
ſtiger geſtalten, als ſie es ſchon heute auf dem Lande 
ſind. Die Arbeitsloſigkeit, die dahin geführt hat, daß 
nur in den allerdringenſten Fällen die landwirtſchaft⸗ 
lichen Arbeiter beſchäftigt werden, müßte nach dem Zeit⸗ 
punkt, wo das zur Wirklichkeit würde, was durch das 
Urteil des Obergerichts ausgedrückt worden ijt, noch 


weit ſchlimmer werden. Genau jo ſieht es im ſtädtiſchen 


Hausbeſitz aus. Wenn ſchon zurückgezahlte Hypotheken 
aufgewertet werden ſollen, wird eine weitere Belaſtung 
der Mieter und damit der Danziger Wirtſchaft zu ver⸗ 
zeichnen fein. Die Unficherheit, die durch dies Urteil 
herbeigeführt worden iſt, muß ſo ſchnell als möglich be⸗ 
ſeitigt werden. : 

Das Urteil des Obergerichts geht von dem Gefichts- 
punkt aus, daß alle Bürger des Freiſtaates gleichberech⸗ 
tigt ſind, vergißt aber bei der Urteilsbemeſſung, daß von 
einer Gleichheit gar nicht die Rede ſein kann, daß auch 
dieſes Geſetz, welches zur Aufwertung der Hypotheken 
geſchaffen wurde keine Gleichheit aller herbeiführen 
konnte, weil es ſich dann auf den Grundſatz hätte 
ſtellen müſſen, daß 1000 Mark der Vorkriegszeit auch 
1000 Mark der Nachkriegszeit wären. Das kann das 
Obergericht nicht tun, weil das eine weitere Verſchlech⸗ 
terung bedeuten würde, Das Geſetz, das hier angefochten 
worden iſt, iſt ein Geſetz des wirtſchaftlichen Ausgleichs. 
Das neue Recht, das in dieſem Geſetz vorhanden iſt, iſt 
die Grundlage der Beurteilung der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe. Dieſe Beurteilung, die damals bei der Ab⸗ 
faſſung dieſes Geſetzes vorhanden war. jo ſchnell als 
möglich wiederherzuſtellen, iſt notwendig. 

Aber das Arteil iſt gefallen; was ſoll nun ge⸗ 


ſchehen? Man kann da ſeine Betrachtungen nach ver⸗ 


ſchiedener Richtung hin aufſtellen. Eins dürfte bei allen 
Parteien als Grundſatz aufzustellen ſein, nämlich daß 
die ſich aus den Arteilen ergebenden vielen Prozeſſe 
und Rechtsſtreitigkeiten unter allen Umſtänden ver⸗ 
mieden werden müſſen. Dazu iſt notwendig, daß der 
$ 12 umgearbeitet wird, und zwar möglichſt ſorgfältig. 
Dieſe Umarbeitung wird nicht in einigen Tagen gez 
ſchehen können. Diejenigen, die glauben, Anſprüche aus 
dem 8. 12 erheben zu können, werden ſich beeilen. ihre 
Anſprüche geltend zu machen, um nach Ausfüllung 
dieſer vorhandenen Geſetzeslücke ihre ſcheinbaren An⸗ 
ſprüche angemeldet zu haben. Dieſe Lücke muß ſo ſchnell 
als möglich geſchloſſen werden. Wir ſehen keinen Weg, 
die Amarbeitung des § 12 in wenigen Tagen zu er⸗ 
ledigen. Daher iſt meine Fraktion damit einverſtanden, 
daß zunächſt einmal das Sperrgeſetz geſchaffen wird und 


daß dazu der Geſetzentwurf des Abg. Dr. Blavier, in 


den Hauptausſchuß geſchickt wird, um ſo ſchnell als 
möglich in ein Sperrgeſetz verwandelt zu werden. 
Das darf unter keinen Amſtänden bedeuten, daß 
dieſer Zuſtand durch die Inkraftſetzung eines Sperrge⸗ 
ſetzes auf längere Zeit hinaus verzögert wird. Vielmehr 
müſſen die rechtlichen Verhältniſſe, die hier angeführt 
wurden, jo ſchnell wie möglich durchgearbeitet werden, 
damit die Rechtsſicherheit im Danziger Wirtſchafts⸗ 
leben wieder herbeigeführt wird. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Abg. 
Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): M. D. u. H.! Die 
, daß das oberſte Gericht der Freien Stadt 
die 88 12 und 6 des Aufwertungsgeſetzes als verfaſ⸗ 
ſungswidrig erklärt hat, macht es notwendig, daß mit 
größter Beſchleunigung etwas geſchieht. Der Antrag des 


© 
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(Rahn, Abgeordneter) 


Herrn Abg. Dr. Blavier und ſeiner Freunde, der auch wegen des Finanzrats und auch der Herren Verwal- (C) 


meine Unterſchrift gefunden Hat, ſoll dazu dienen, die 
Rechtsunſicherheit zu beheben, die augenblicklich einge⸗ 
treten ift und zwar durch die Form eines Sperrgeſetzes. 
Ob die von der Oeffentlichkeit und den Intereſſenten⸗ 
kreiſen vorgeſchlagenen Maßnahmen, die teilweiſe auch 
in den politiſchen Parteien und politiſchen Fraktionen 
dieſes Hauſes erörtert worden ſind, die Beſeitigung des 
Artikels 91 der Danziger Verfaſſung — nach dem den 
Gerichten, bezw. nach unſerem Geſetz vom vorigen 
Jahre, dem Plenum des Obergerichts das Nachprü⸗ 
fungsrecht über die Verfaſſungsmäßigkeit von Geſetzen 


zuſteht —, alſo die Entziehung dieſes Rechtes oder ob 


die Kammer, die darüber zu entſcheiden hat anders zu⸗ 
ſammenzuſetzen iſt, darüber lohnt es im Moment noch 
nicht, zu ſtreiten. Ich würde jedenfalls einer Beſeitigung 
des Nachprüfungsrechts der Danziger Geſetze durch die 
Gerichte auf das ſchärfſte widerſprechen und widerraten. 

In demokratiſchen Ländern, in denen Koalitions⸗ 
regierungen regieren, oder in denen auch einſeitige 
Mächte regieren, neigen dieſe Mächte ſehr häufig dazu, 
die Rechte der Bürger einſeitig zu benachteiligen, wenn 
die Rechtsunſicherheit ihnen in ihren Kram paßt. Es iſt 
deshalb ein alter demokratiſcher Grundſatz der von ver⸗ 
ſchiedenen Staaten aus den amerikaniſchen Verfaſſungen 
übernommen worden iſt, den Bürger gegenüber der Ge⸗ 
ſetzgebung dadurch zu ſchützen, daß der Richter das Recht 
hat, die Geſetze auf ihre Verfaſſungsmäßigkeit nachzu⸗ 
prüfen. Das haben wir in den Vereinigten Staaten, 
das haben wir in der Schweiz, das haben wir auch in 
Danzig ausdrücklich in der Verfaſſung beſtimmt und das 
haben wir auch wenn auch nicht ausdrücklich, in Deutſch⸗ 
land feſtgelegt. Der entſprechende Antrag bei der dritten 
Leſung der deutſchen Reichsverfaſſung fiel, aber das 
deutſche Reichsgericht hat fih zu der Auffaſſung bekannt, 
daß es befugt ijt, die Geſetze auf ihre Rechtsmäßigkeit 
nachzuprüfen. 

Wenn man dieſer Anſicht huldigt, dann kann man 
einer Verfaſſungsänderung in dieſer Frage nicht das 
Wort reden. Aber etwas anderes kann man tun, und 
das iſt höchſtwahrſcheinlich notwendig. Das Geſetz, 
welches die Nachprüfung der Danziger Geſetze auf das 
Plenum des Obergerichts feſtlegt, kann einer Aende⸗ 
rung unterzogen werden, und zwar in dem Sinn, wie 
ich das im vorigen Jahre anläßlich der Einbringung 
dieſes Geſetzes durch die Regierung öffentlich propa⸗ 
gierte, daß man in einer ſpeziellen Frage. in der die 
Richter des geſamten deutſchen Reiches und auch die 
Richter in Danzig jahrelang verſagt haben, da ſie in 
ihrer Unkenntnis der wirtſchaftlichen Verhältniſſe Mark 
Mark ſein ließen, den Richtern, die heute immer er⸗ 
klären Mark ſei Mark und nichts iſt daran zu ändern, 
dem Plenum des Obergerichts die Rechtſprechung in 
dieſer Frage entzieht, genau jo wie es notwendig ift, 
daß man Richtern, die Staatsbeamte find. das Recht 
nimmt, in Fragen der Beamtenſchaft, wie das im vori⸗ 
gen Jahr geſchehen ift Recht zu ſprechen, in Dingen, in 
denen ſie befangen ſein müſſen. Ich kann mir nicht vor⸗ 
ſtellen daß ein Richter, der auf den Richterſtand etwas 
hält. in einer Frage, die ſeine Anſtellung angeht, Recht 
ſprechen kann, ohne ſich befangen zu fühlen. 

N Wir haben aus dieſen Fällen, einmal der Ableh⸗ 
nung der Rechtmäßigkeit der Beamtenverordnung und 
aus der Aufwertungsſache die Lehre zu ziehen und 
müſſen uns entſcheiden. Vor einer Verfaſſungsänderung 
wird gewarnt. Eine andere Zuſammenſetzung der 
Kammer muß unbedingt erfolgen. Da iſt am beſten, 
wenn man neben dem rechtsgelehrten Element eine 
Portion dem Leben angehörender Elemente unter Aus⸗ 
ſchluß der Herren Senatoren, Abgeordneten, meinet⸗ 
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tungsbeamten hinzufügt, um jo eine Körperſchaft zu 
ſchaffen, die wirklich Recht ſprechen kann. 

Wenn man die Aufwertungsfrage betrachtet, ſo war 
es ja klar, daß die Angelegenheit mit der Verabſchiedung 
des Geſetzes nicht ruhen würde. Wir ſehen jetzt in 
Deutſchland, daß man ſogar zu einem Volksentſcheid 
ſchreiten will und daß die irrſinnigſten Meinungen 
ſeitens der Aufwertungsfreunde Ausdruck finden. Wenn 
noch geſtern im Berliner Tageblatt der projektierte Ge⸗ 


ſetzentwurf veröffentlicht wurde, in dem der öffentliche 


Glaube des Grundbuches angezweifelt wird, daß in 
Zukunft nichts mehr gelten ſolle, ſo hört die Geſchichte 
letzten Endes auf. Wenn aber auch unſere Dan: 
Richter für Recht befinden daß eine am 4. Auguſt 1921 
gezeichnete oder erworbene Stadtanleihe, die am da⸗ 
maligen Tage 88,50 Mark für 100 Mark in Berlin 
koſtete, wofür bei einem Dollarkurs von 81 alfo 3 60 
Mark für 100 Mark gezahlt wurden, wenn man dann 
für Recht befindet, daß dieſe jederzeit veräußerbare 
Obligation für 25 Gulden aufgewertet wird, alſo zu 
einem 600 Prozent höheren Betrag, als der Goldwert 
ſeinerzeit inveſtiert wurde, dann hört das Recht auf. 
Wenn man weitergeht bis 1923. wo 1000 Mark Dan⸗ 
ziger Stadtanleihe an der Berliner Börſe für den 
Bruchteil eines Danziger Pfennigs gezahlt wurden, ſo 
hört das Recht gleichfalls auf und wird Irrſinn. Ich 
weiß nicht ob die Frage der Stadtanleihen in Danzig 
noch praktiſche Gültigkeit hat. Jedenfalls ſcheint die 
Tatſache, daß jemand gegen die Stadt klagt, zu be⸗ 
weiſen, daß noch eine Reihe Stadtanleihen im Umlauf 
find. Aber ſelbſt wenn derartige Anleihen im Umlauf 
ſind und Klagen angeſtrengt werden, jo müßte aus 
Rechtsgründen ein Gericht da fein, daß derartige Ur 
teile wie es das Obergericht gefällt hat, unmöglich 
macht. $ 
Das Obergericht jtellt jih andererſeits auf den 
Standpunkt, daß eine Enteignung vorliegt, wenn es 
auch diefe Frage nicht hauptſächlich behandelt. M. D. 


u. H.] Eine Enteignung kann eine Geldentwertung, wie 


wir ſie erlebt haben, nie darſtellen, weil nichts mehr da 
war. Die Inflation, die wir durchgemacht haben, war 
eine höhere Gewalt für die niemand etwas konnte. 
Wenn morgen der Himmel einfällt, kann das Oberge⸗ 
richt oder ein anderes Gericht nicht befinden, daß die 
Betreffenden, denen der Himmel auf den Kopf gefallen 
iſt, nun enteignet worden ſind. Wenn man ſich auf den 
Standpunkt ſtellt, daß alles vor dem Geje gleich ſein 
ſoll, ſo empfehle ich den Danziger Oberrichtern, die nach 
Leipzig gefahren ſind, und die ſich ſehr leicht die Reichs⸗ 
gerichts⸗Entſcheidungen beſorgen können, den Band 
111 Seite 320 aus dem April v. Is. zu ſtudieren. 
Da hat ſich das Reichsgericht auf den genau 
entgegengeſetzten Standpunkt geſtellt, als es das 
Danziger Obergericht getan hat. Man verweiſt 
ſo gern auf ſolche Reichsgerichts Entſcheidungen, 
obgleich die Verhältniſſe vielfach infolge unſerer 
ſtaatsrechtlichen Stellung und der Entwicklung, die 
wir ſeit der Abtrennung durchgemacht haben, andere 
find. Aber in dieſer Frage, auf die ſich das Obergericht 
ſtützt, ſcheint man den Band 111 nicht gefunden zu 


haben. Es iſt das eine Reichsgerichtsentſcheidung, die 


ſehr intereſſant iſt, und in der alle Fragen betreffend 
Aufwertung und Enteignung enthalten find. Es wäre 
zu begrüßen, wenn die Herren des Danziger Oberge⸗ 
richts auch dieſe Reichsgerichtsentſcheidung ſtudierten, 
wenn ſie ſie für Danzig für anwendbar hielten und im 
Danziger Recht auch anwendeten. Ich perſönlich finde 
es nicht ſehr nett, wenn ſich das Obergericht eines 
Staates allzuoft auf Entſcheidungen eines Nachbar⸗ 
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Volkstag Danzig. — 165. Sitzung. 
(Rahn, Abgeordneter) 
landes beruft. Es könnten in Warſchau evtl. auch 
oberſte Entſcheidungen getroffen werden, die uns manch⸗ 
mal angenehm oder auch unangenehm ſind. Die Richter 
eines ſo kleinen Staates wie Danzig haben vielfach 
nicht den Ueberblick, was in den großen Nachbar⸗ 
ſtaaten zweckmäßig oder rechtens iſt. Deshalb wäre es 
beſſer, wenn man ſich zwar die wiſſenſchaftliche Lehre 
derartiger Urteile dienen ließe, aber ſich nicht allzuoft 
in den Urteilen darauf berufen würde. 

Wie die Dinge gegenwärtig liegen, wird nicht 
anders übrigbleiben als mit größter Beſchleunigung zu 
verhindern, daß jetzt eine Flut von Prozeſſen herein⸗ 
bricht. und daß da jeder Landrichter weiß, daß das 
Obergericht dieſen berühmten Paragraphen für ver⸗ 
faſſungswidrig erklärt hat, dieſe ganze Geſchichte dem 
Obergericht zur Entſcheidung zugeſchoben wird. Es 
wird wie geſagt, notwendig ſein, daß hier einmal 
ſchnelle Arbeit gemacht wird, obgleich ich ſonſt ein 
Gegner der ſchnellen Geſetzesmacherei bin . Ich bin 
dafür, daß die geſetzgebenden Körperſchaften recht ſorg⸗ 
fältige Arbeiten leiſten was in dieſem Hauſe vielfach 
nicht der Fall geweſen iſt. Man hat gewöhnlich nur 
das, was iH im Volksleben als Uſance herausgebildet 
hat, zum Geſetz erhoben, um es allgemein gültig zu 
machen und den Leuten die ſich der allgemeinen Gültig⸗ 
keit nicht anſchließen zu können glaubten, auf den 
Finger zu klopfen. 

In dieſem Falle iſt es dringend notwendig, daß 
eine Rechtsſicherheit hergeſtellt wird und daß es bis zu 
einer definitiven Klärung unmöglich gemacht wird, eine 
Unſumme von Prozeſſen anzuſtrangen. Ich empfehle 
Ihnen wenn dieſes Sperrgeſetz durch iſt, mit größter 
Sorgfalt die Frage zu prüfen und zu einer Entſcheidung 
zu gelangen, die die Frage der Geſetzmäßigkeit der ver⸗ 
abſchiedeten Geſetze einem oberſten Gericht der Freien 
Stadt anvertraut, wie es unſere Verfaſſung vorſieht, 
und wie es Ihnen bereits ſeinerzeit in einem Geſetzent⸗ 
wurf, der noch im Rechts⸗ oder Verfaſſungsausſchuß 
liegt, von mir vorgeſchlagen wurde. 


Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 


Robert Schmidt. 

Schmidt, Robert, Abgeordneter (D. Lib.) ? M. D. 
u. H.] Auch wir bedauern daß durch das Urteil des 
Obergerichts eine neue Rechtsunſicherheit herbeigeführt 
worden iſt, die wir durch das ſeit einem Jahr in Kraft 
befindliche Aufwertungsgeſetz beſeitigt glaubten. Wir 
ſind der Ueberzeugung daß dieſe Rechtsunſicherheit 
eine ſchwere Bedrohung der Danziger Wirtſchaftsver⸗ 
hältniſſe bedeutet. Wir bedauern dies umſomehr, da 


der bisherige Zuſtand in der Tat ſchon eine gewiſſe Be⸗ 


unruhigung in allen Kreijen der Danziger Berölkerung 
hatte eintreten laſſen. (Sehr richtig!) Daß ſchleunigſt 
eine vorübergehende Regelung geſchaffen werden muß, 
wird letzten Endes niemand beſtreiten können. Es iſt 
unbedingt nötig, daß ſchleunigſt etwas für ſolange ge⸗ 
ſchieht, bis eine neue geſetzliche Grundlage einen end⸗ 
gültigen Zuſtand herbeiführt. Wir ſehen jedenfalls in 
einem Sperrgeſetz den einzigen Weg und das geeignete 
Mittel, aus der Klemme herauszukommen. Wir werden 
für ein ſolches Geſetz eintreten und an der Schaffung 
eines ſolchen mitarbeiten. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Neubauer. 

Neubauer, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Ich 
habe im Namen meiner politiſchen Freunde zu er⸗ 
klären, daß wir für die Ueberweiſung des Urantrages, 
Drucksache Nr. 2222 an den Hauptausſchuß ſtimmen 
werden. Auch wir ſind der Ueberzeugung, daß im Hin⸗ 
blick auf das ergangene Arteil des Obergerichts in der 
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Aufwertungsfrage recht bald etwas geſchehen muß um 
aus dieſer tragiſchen Situation herauszukommen. Bon 
Senat erwarten wir, daß er mit größter Beſchleunigung 
die in Vorbereitung befindlichen Geſetzentwürfe ein⸗ 


bringt, damit der Volkstag bezw. Hauptausschuß fo 


ſchnell wie möglich dazu Stellung nehmen können. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr 
Präſident des Senats. 

Dr. Sahm „Präſident des Senats: M. D. u. H.! 
Mit ſämtlichen Rednern, die heute zu dieſer Sache ge⸗ 
ſprochen haben, iſt ſich der Senat darin einig. daß es ſich 
hierbei um eine Frage handelt, die für das Wirtſchafts⸗ 
leben der Freien Stadt von ganz außerordentlicher Be⸗ 
deutung iſt. Ich möchte hinzufügen daß dies eine Frage 
iſt, die keine politiſche iſt, ſondern bei der nach meiner 
Anſicht ſämtliche Parteien dieſes hohen Hauſes im 
gleichen Geiſte zuſammen arbeiten müſſen, um ein Un⸗ 
heil von Danzig abzuwenden. Die Duplizität der Fälle 
bringt es mit fiH, daß gleichzeitig im Deutſchen Reiche, 
zwar nicht durch eine Entſcheidung eines Gerichts, fon- 
dern durch eine Agitation von Freunden einer höheren 
Aufwertung eine ähnliche Situation entſtanden iſt. Es 
war mir außerordentlich intereſſant, zu dem Entwurf 
eines Geſetzentwurfs im Deutſchen Reiche über die 
Aenderung der Verfaſſung hinſichtlich des Volksent⸗ 
ſcheides eine Begründung zu leſen, die abgewandelt auch 
für Danzig Geltung haben kann. In dieſer Begründung 
war geſagt, daß die für die Aufwertung geſetzlich ge- 
ſchaffene Regelung die Grundlage für die geſamte 
öffentliche Wirtſchaft, für die Staatsfinanzen für den 
Haushalt des Staates, der Gemeinden und für den 
Finanzausgleich zwiſchen Staat und Gemeinden, ſchließ⸗ 
lich auch die Grundlage für die Währung bildet. 

Wenn man das vergleichsweiſe auf Danzig anwen⸗ 
det, dann ergibt ſich daraus, welche ungeheuere Bedeu⸗ 
tung dieſe Frage für uns hat und man wird es auch ver⸗ 
ſtehen, daß in dieſer Frage heute hier eine nicht allzu 
häufig beobachtete Einigkeit bei den Parteien hervor⸗ 
getreten iſt. Der Senat iſt gleichfalls der Anſicht daß 
zunächſt eine proviſoriſche Maßnahme zu treffen iſt, 


nämlich eine Art Sperrgeſetz. Dem Senat liegt bereits 


ein Referentenentwurf vor, den er am letzten Dienſtag 
in erſter Leſung behandelt hat und der wahrſcheinlich in 
der morgigen Sitzung verabſchiedet werden wird, ſo daß 
die Möglichkeit beſteht, daß er dem Volkstag ſchon An⸗ 
fang nächſter Woche zugeht. Ein derartiges Sperrgeſetz 
iſt aus den Gründen notwendig, die hier ſchon wieder⸗ 
holt zitiert worden ſind, nämlich, um Raum und Zeit 
für eine recht ſorgfältige Arbeit zu ſchaffen, die ſich mit 
den großen Problemen beſchäftigt, die heute bereits hier 
von verſchiedenen Rednern geſtreift ſind. 

Es ijt mir nicht möglich, heute ſchon zu den Fragen 
die Stellungnahme des Senats zu bekunden weil es 
trotz eifriger Beratung dem Senat bisher noch nicht 
möglich war, zu einer Klärung zu kommen. Ich will 
nur andeuten, in welcher Richtung der Weg gehen kann. 
Man kann ſich entweder damit beſchäftigen, durch eine 
Aenderung der Verfaſſung den Zuſtand zu beſeitigen, 
wie er durch die Urteile des Obergerichts geſchaffen iſt, 
wobei es wieder möglich iſt, dieſe Aenderung radikal 
dadurch zu ſchaffen, daß man die Nachprüfung der Gül⸗ 
tigkeit verfaſſungsmäßig zuſtandegekommener Geſetze 


den Gerichten entzieht oder, daß man eine mehr kaſu⸗ 


iſtiſche Regelung trifft. 

Wofür ſich der Senat entſchließen wird ſteht noch 
nicht feſt. Sollte aber eine Verfaſſungsänderung nicht 
beabſichtigt ſein, ſo ergibt ſich die Notwendigkeit eine 
Novelle zum Aufwertungsgeſetz einzubringen, die ein⸗ 
mal den Entſcheidungen des Obergerichts Nechnung 
trägt und ferner einige Unebenheiten und Unklarhei⸗ 
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(A) ten bejeitigt, die fi gezeigt haben. Dabei muß ich 


darauf hinweiſen, daß ſich doch ſchon in einzelnen Be⸗ 
ſtimmungen eine Reformnotwendigkeit dieſes Geſetzes 
herausgeſtellt hat. L 

Ich bin mit dem Haufe in dem Wunſche einig, daß 
dieſe Arbeit ebenſo ſchnell wie ſorgfältig gemacht werden 
möge. (Lebhaftes Bravo!) 

Vizepräfident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. U. H.! 
Den Worten des Herrn Senatspräſidenten iſt mit 
großer Aufmerkſamkeit gefolgt worden. Wir hätten keine 
Urſache, jetzt ſachlich zu dem Antrag des Herrn Abg. 
Dr. Blavier Stellung zu nehmen, wenn nicht der Herr 
Senatspräſident ſelbſt eine Erklärung bezüglich einer 
Stellungnahme des Sparerbundes in Deutſchland abge⸗ 
geben hätte ſowie des neu eingebrachten Geſetzentwurfs 
über eine neue Aufwertung der vom Sparerbund zur 
Volksabſtimmung gebrachk werden ſoll. Der Herr 
Senatspräſident hat behauptet. daß in der Begründung 
geſagt worden ſei, daß der vorgelegte Geſetzentwurf in 
keiner Weiſe mit dem Haushaltsplan in Verbindung 
ſtände. (Präſident des Senats Dr. Sahm: Das iſt ein 
Irrtum!) Dann möchte ich feſtſtellen, daß ſich gerade der 
Geſetzentwurf, der von jeiten dieſer Aufwertungs⸗Volks⸗ 
begehrer gebracht worden iſt, in keiner Weiſe weder 
auf die beſtehenden Abgabegeſetze, noch auf den Etat des 
Staates, noch auf den Ausgleich zwiſchen Staat und 
einzelnen Gemeinden bezieht. Im Gegenteil: es iſt in 
der Erklärung glattweg geſagt worden, daß das Auf⸗ 
wertungsbegehren des Sparerbundes den Haushalts⸗ 
plan und die Abgabegeſetze nicht betrifft. 

Dabei iſt auch etwas anderes geſagt worden. Es iſt 
unrichtig, daß durch das Volksbegehren des Sparerbun⸗ 
des die Kreditwirtſchaft und die Grundlagen der Wäh⸗ 
rung erſchüttert werden könnten. 

Dieſe Aeußerungen und Bedenken ſind hier von 
feiten der Hausbeſitzer, der Landwirtſchaft und der 
übrigen Schuldnerverbände in den öffentlichen Ver⸗ 
ſammlungen gebracht worden. Man hat in erſter Linie 
erklärt daß die Aufhebung des § 12 dazu führen würde. 
daß die allgemeine Kreditwirtſchaft und die Grund⸗ 
lagen der Währung gefährdet würden. Wir ſind der 
Meinung, und unſere Meinung wird durch die Aus⸗ 
führung bedeutender Wirtſchaftler aus Deutſchland 
unterſtützt, daß eine Neuregelung und Reorganiſation 
der Aufwertung nicht eine Aenderung und Gefährdung 
der Währung oder Kreditwirtſchaft bedeutet, ſondern 
daß im Gegenteil Staat und Wirtſchaft die bisherige 
ungerechte Aufwertung nicht vertragen können. Der 
Herr Senatspräſident Dr. Sahm hat ſelbſt erklärt daß 
das Danziger Aufwertungsgeſetz in einigen Punkten 
reformbedürftig jet. Wir find der feſten Ueberzeugung, 
daß auch der Punkt der ohne Widerruf gelöſchten Hypo⸗ 
theken irgendwie verbeſſert und geändert werden muß. 
Herr Abg. Dr. Blavier hat nicht Recht, wenn er erklärt, 
daß man nur bei den Gläubigerverbänden für die Auf⸗ 
hebung des § 12 geweſen ift. Es gibt auch eine Reihe 
von Schuldnern, die lieber jagen, fie machten ihr Grund- 
ſtück mit Recht frei von Hypotheken als mit Unrecht. 
Die Regelung des Aufwerkungsgeſetzes oder, wie wir 
ſagen, des Abwertungsgeſetzes in Danzig iſt in jedem 
Fall Unrecht. i 

Wir find ferner der Meinung, daß die Kaufkraft 
der Maſſen geſteigert werden muß Die Kaufkraft der 
Majen, d. h. in erſter Linie: die Kaufkraft der 
Gläubiger und Sparer, die früher immerhin gewohnt 
waren, mit ihren erſparten Vermögen wirtſchaftlich zu 
verfahren. Wenn dicie alten Sparerkreiſe zu dem 
Ihrigen kommen, ſo find fie beſtimmt diejenigen, die auf 


Grund des Zurückerhaltenen 


etwas aujbauen, etwas 
hinzuſparen können. Bezeichnend iſt, daß die erſte 
Stimme gegen Aufhebung des § 12 von den Banken, 
und zwar von der Dresdener Bank ausging. Bezeich⸗ 
nend iſt weiter, daß in den Zeitungen, z. B. den „Dan⸗ 
ziger Neueſten Nachrichten und der „Danziger Allge⸗ 
meinen Zeitung“, darauf hingewieſen wurde, (Zuruf 
des Abg. Rahn) daß man auch dem Gericht die Mög⸗ 
lichkeit gebe, zu den Ausführungen in der Preſſe 
Stllung zu nehmen. In den Erklärungen: „Audiatur 
et altera pars“ in den „Danziger Neueſten Nachrichten“ 
fehlte der Teil, daß gerade die vermögenden Schuldner 
ſich einer Aufwertung verſchließen. Dieſer Paſſus der Er⸗ 
klärung ſtand zwar in der „Danziger Allgemeinen 
Zeitung“, nicht aber in den „Danziger Neueſte Nachrich⸗ 
ten“. Das iſt bezeichnend. Es ſind ja diejenigen Schuld⸗ 
ner, die ihr Vermögen gerettet haben. 

Weiter ift bezeichnend, wenn Herr Abg. Dörkſen in 
einer öffentlichen Verſammlung erklärte, der Wert der 
Wirtſchaft im Freiſtaat ſei von 400 auf 300 Millionen 
zurückgegangen. (Widerſpruch des Abg. Dörkſen.) Sie 
haben zu dem Artikel in den „Danziger Neueſten Nach⸗ 
richten“ keine Berichtigung gebracht. Es heißt da: „Vor 
dem Kriege betrug der Wert der Landwirtſchaft 400 
Millionen die Verſchuldung der Landwirtſchaft drei 
Viertel. Heute ſind es 300 Millionen.“ Ein großer Teil 
der Landwirtſchaft, Herr Abg. Dörkſen ſucht mit aller 
Macht ſeine Schulden mit Kleinigkeiten los zu werden. 
Gerade Ihre Kreiſe find es geweſen, die ihre Vermögen 
ſchuldenfrei bekamen. (Zuruf des Abg. Doerkſen.) Da 
muß ich noch einmal die „Allgemeine Zeitung“ leſen, die 
wird ja genau Beſcheid wiſſen. Wenn Sie 300 Mil⸗ 
lionen ſagen, haben Sie die Goldmillionen. Sie ge⸗ 
hören zu den Kreisen, die etwas gerettet haben. Sie 
haben immer noch 100 Goldmillionen da, während Sie 
diejenigen, die Hypotheken hatten, mit einer Sau oder 
einem Stück Rindvieh abgefunden haben. Das iſt ein 
Anrecht, Deshalb ſind wir der Ueberzeugung, daß den⸗ 
jenigen, die Ihnen ſeinerzeit ihr erſpartes Vermögen 
fortgegeben haben geholfen werden muß. Das liegt 
auch im Intereſſe der Wirtſchaft. Ich habe Ihnen ge⸗ 
ſagt, daß die Leute, die als alte Sparer einen Teil 
ihres Vermögens zurückbekommen, geeignet ſein werden, 
dafür zu jorgen, daß neu geſpart wird. Anter der 
jetzigen Regelung der Aufwertung werden die mert 
vollſten Kreiſe der Sparer ausgeſchaltet. Es fällt nie- 
mandem ein, zu ſparen oder den Banken das Geld hin⸗ 
zutragen und in den Nachen zu werfen. 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Abg. 


Doerkſen. ; 


Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich habe gejagt: 
wie Herr Abg. Hohnfeldt hier eben ausgeführt hat daß 
der Wert der landwirtſchaftlichen Beſitzungen im Frei⸗ 
ſtaat vor dem Krieg etwa 400 Millionen betrug. Das 
habe ich allerdings erklärt. Ich habe aber geſagt, daß 
die Verſchuldung dreiviertel davon, alſo 300 Millionen 
betrug. Der jetzige Wert der Grundſtücke iſt gegenüber 
der Zeit vor dem Kriege außerordentlich zurückgegangen. 
Das landwirtſchaftliche Vermögen war bei der Ver⸗ 
mögensſteuerveranlagung 1924 auf 220 Millionen 
Gulden angegeben. Alſo vor dem Krieg 400 Millionen 
Mark, 1924 220 Millionen Gulden. Seit dieſer Zeit 
iſt das Vermögen noch viel mehr zurückgegangen. 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Von dem 
Herrn Antragſteller wurde beantragt, den Geſetzentwurf 
dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch wird 
nicht laut. Ich darf wohl ohne weitere Abſtimmung 
feſtſtellen, daß das Haus damit einverſtanden iſt, daß dei 
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(Splett, Vizepräſident.) 
Antrag an den Hauptausſchuß geht. Ich 
Punkt 3 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab⸗ 
änderung des Geſetzes zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot. — Urantrag des Abg. Harnau 
und Fraktion. , 

Druckſache Nr. 2244. Zur Begründung hat das 
Wort der Herr Abg. Harnau. 

Harnau, Abgeordneter (D. S0 z.): Ich habe den 
Urantrag Druckſache Nr. 2244 mit meiner Fraktion ge⸗ 
ſtellt. Er will, daß die Hauseigentümer, die Häuſer mit 
Einzimmerwohnungen haben, von der Wohnungsbau⸗ 
abgabe befreit werden. Ich begründe dieſen Antrag wie 
folgt: Zunächſt will ich hervorheben, daß ich den An⸗ 
trag nicht aus Parteipolitik oder aus Agitation einge⸗ 
bracht habe, ſondern nur aus reinem menſchlichem Ge⸗ 
rechtigkeitsgefühl; denn wir waren uns bei der Bera⸗ 
tung des Wohnungsbaugeſetzes von links bis rechts alle 
einig daß die größte Wohnungsnot bei dem kleinen 
Hausbeſitz beſtand. Das ſind die Wohnungen, in denen 
heute die Arbeiterſchaft wohnt. In dieſen kleinen Woh⸗ 
nungen haben vor 20 Jahren die Eltern gewohnt. Ich 
kann Ihnen Hunderte von Fällen nennen wo unter⸗ 
deſſen die Kinder groß geworden ſind und die Söhne und 
Töchter ſich verheiratet haben. Eine eigene Wohnung 
bekommen ſie nicht. Der Vater und die Mutter ſind ver⸗ 
pflichtet, die verheirateten Kinder bei ſich zu behalten. 
Somit haben wir heute in den kleinen Wohnungen zwei 
bis drei Familien. Zwei bis drei Partien wohnen 
heute in einer Stube und Küche. Wohin das führt, 
können Sie ſich wohl denken. Die Kinder ſind verheira⸗ 
tet, haben wieder Kinder, und heute leben in einer 
Wohnung drei Generationen. 

Ich zweifle daran, ob jeder ſeine Kinder kennt, 
wenn fie noch klein jind. Das Schlimmſte iſt, daß bis 
heute noch keine kleinen Wohnungen gebaut ſind. Ich 
habe mich dafür intereſſiert, aber ich glaube daß noch 
kein Menſch daran gedacht hat, Einzimmerwohnungen 
zu bauen. Das iſt heute nicht mehr modern. Heute ſoll 
jeder zwei oder drei Zimmer haben oder auch vier. Von 
den drei Familien, die bei mir in einer Stube und Küche 
wohnen, hat ſich die eine ſchon ſeit fünf Jahren auf 
dem Wohnungsamt um eine Wohnung bemüht. Sie 
erhält aber keine. Wenn jede von dieſen drei Partien 
eine Stube und Küche bekäme. wären fie zufrieden. 
Das könnten ſie auch bezahlen. Sie werden aber wiſſen, 
was heute eine neue Zweizimmer⸗Wohnung koſtet. 
Einem Einwohner bei mir wurde eine Dreizimmer⸗ 
Wohnung im Mirchauer Promenadenweg zugewieſen. 
Er hat ſich darauf eingerichtet, daß er eine Wohnung 
von einer Stube und Küche bekommt. Was foll der 
Mann mit einer Dreizimmer⸗Wohnung? Wer ſoll die 
Miete bezahlen. (Abg. Arczynſki: Das intereſſiert uns 
nicht!) Ich kann mich nicht nach Ihnen richten. Ich habe 
bloß das Holzkorkengymnaſium beſucht, Sie ſind auf 
Koſten der Allgemeinheit, der Arbeiterſchaft, in eine 
höhere Schule gegangen. — Sie können ſich denken, wie 
die Wohnungen verfallen, in denen 12 bis 14 Köpfe 
wohnen. Der Hauswirt möchte gern etwas in Ordnung 
bringen laſſen. Er möchte z. B. das Dach reparieren 
laſſen. Aber wovon ſoll er es bezahlen? Die paar Mark, 


rufe auf 


die er einbefommt, reichen bei weitem nicht dazu. Die 


kleinen Hausbeſitzer ſind meiſtens Arbeiter. Die Hälfte 
der kleinen Hausbeſitzer iſt heute arbeitslos. Sie er⸗ 
halten aber keine Erwerbsloſenunterſtützung. Zu ihnen 
wird geſagt: „Du bekommſt nichts, Du biſt ja Hausbe⸗ 
ſitzer.“ Er muß aber für ſeine Wohnung auch noch die 
Wohnungsbauabgabe zahlen. Für eine Wohnung, die im 
Frieden 10 Mark koſtete, erhält er heute 12,50 Gulden. 


niſcher Expedient dieſe Wohnung 


Volkstag Danzig. — 165. Sitzung. Donnerstag, den 29. April 1926. 


Zum größten Teil zahlen die Mieter keine Miete. Der (C) 


Senat muß dem Wohlfahrtsamt den Zuſchuß für die 
Wohnungsbauabgabe liefern. 

Ich habe nun den Antrag geſtellt. dieje Wohnungen 
von der Wohnungsbauabgabe frei zu laffen. Da könnte 
dem Hausbeſitzer, der dem Arbeiterſtand angehört, noch 
etwas übrig bleiben, damit er ſein Haus einigermaßen 
vor dem Verfall retten kann. Mir kommt es nor. als 
wenn das Abſicht vom grünen Tiſch iſt, ſonſt müßten 
ſchon längſt ſolche Wohnungen gebaut werden, die am 
nötigſten ſind. Aber da werden Vierzimmer⸗Wohnungen 
und Villen gebaut. In meiner Nachbarſchaft in Bröſen 
hat ein Arbeiter 20 000 Gulden bekommen. Er hat ſich 
eine zweiſtöckige Villa gebaut, in jedem Stockwerk eine 
Vierzimmerwohnung. Eine davon hat er eingenommen, 
da er reichlich Möbel beſitzt. Er reflektiert darauf im 
Sommer an Ausländer zu vermieten. Iſt damit denn 
unſerer Wohnungsnot gedient? Ich kann ſolche Zuſtände 
nicht verantworten. Die obere Wohnung war noch nicht 
vermietet. Geſtern hörte ich, daß ein ruſſiſcher oder pol- 
mieten will, die 
110 Gulden koſtet. Die Möbel will ſich dieſer Expedient 
auf Abzahlung uſw. beſchaffen. Wenn der betreffende 
Arbeiter, der die 20 000 Gulden bekommen hat ſtatt der 
Villa mit zwei Wohnungen ein Haus mit ſechs Arbeiter⸗ 
wohnungen gebaut hätte, ſo wäre uns in Bröſen damit 
etwas gedient geweſen. 

Was nützt uns die Wohnungsbauabgabe, wenn ſie 
ſo verwandt wird. Darum bitte ich Sie, für meinen An⸗ 
trag zu ſtimmen, damit dem kleinen Hausbeſitzer die 
paar Pfennige bleiben die er einbekommt. Dann kann 
er das Haus für die zwölf bis fünfzehn Menſchen, die 
jetzt darin wohnen, dicht halten. Jetzt wird dem Haus⸗ 


beſitzer das Geld wegkaſſiert. Die Wohnungen verfallen. 
gebaut werden keine, dadurch wird die Wohnungsnot 
nie gelindert werden. Ich glaube, daß das Abſicht vom 


grünen Tiſch iſt, um die Zwangswirtſchaft zu verewigen; 


denn es iſt Tatſache, daß die Leute die neuen Woh⸗ 


nungen nicht bezahlen können, 
werden. Sie bleiben lieber 


die ihnen zugewieſen 
im Elend ſitzen. Die 


4Zimmer⸗Wohnungen bleiben leer. Man kann vielfach 


in den Zeitungen leſen daß die Drei⸗ und Vier⸗Zimmer⸗ 
Wohnungen leer ſtehen. Die Arbeiterſchaft kann ſie 
heute nicht bezahlen. Darum bitte ich Sie, meinem An⸗ 
trag zuzuſtimmen. Ich bitte um Ueberweiſung der Druck⸗ 
ſache Nr. 2244 an den Hauptausſchuß, weil ſich der 


Hauptausſchuß mit der Wohnungsbaugeſetzgebung ſeit 


Jahr und Tag beſchäftigt hat. (Bravo!) 
a N Splett: Das Wort hat Frau Abg. 
reft. 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): Wir haben das 
Wohnungsbaugeſetz abgelehnt, weil es für die Arbeiter⸗ 
ſchaft nicht von Vorteil iſt. Durch die Abgabe iſt nichts 
geſchaffen worden, den Arbeitern wurde damit nicht ge⸗ 
holfen. Auch jetzt, wenn das Geld einkaſſiert ift, wird 
mit dem Wenigen, das nach Bezahlung der Verwaltung 
bleibt. auch nichts für die Arbeiter getan. Vielmehr 
gibt man das Geld den höheren Beamten, damit ſie ſich 
eine Villa bauen können. 

Da wir das Wohnungsbaugeſetz ablehnen, weil es 
nichts bietet, lehnen wir auch dieſen Antrag ab. Wir 
würden dem vorliegenden Antrag zuſtimmen, wenn er 
dahin lautete, daß alle Einzimmerwohnungen von der 
Mietabgabe befreit jein jollen, nicht aber, daß man den 
Hausbeſitzern dies Geld gibt. Die Arbeiter, die in 
dieſen Wohnungen wohnen, können auch nicht die er- 
höhte Miete bezahlen. Wenn das Geld einkommt, ſoll 
es nicht den kleinen Wirten gehören, ſondern muß auch 
abgeliefert werden. Deshalb werden wir ebenſo wie wir 
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(Kreft, Frau, Abgeordnete) 


(A) das Wohnungsbaugeſetz abgelehnt haben, auch dieſen 


B) 


Antrag ablehnen. (Abg. Harnau: Das iſt doch nicht 
nötig!) 

Vizepräſident Splett: 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben den Antrag in einer erweiterten Form ſchon 
vor zwei Monaten durchbringen wollen, in der Form, 
daß die Zwei- und Einzimmerwohnungen von der Woh- 
nungsbauabgabe befreit werden ſollten und daß die 
Mittel dafür im Intereſſe einer Sanierung der Woh⸗ 
nungen verwandt werden ſollten. Es war uns damals 
nicht gelungen, eine Mehrheit für die Freilaſſung von 
Zweizimmerwohnungen zu finden, weil die Regierung 
erklärte, das wäre ein zu großer Ausfall. 

Grundſätzlich ſtehen wir auf dem Standpunkt, daß 
das vollkommen unerheblich iſt. Es liegt heute tatſäch⸗ 
lich ſo, daß bei den kleinen Wohnungen, den Ein⸗ und 
Zweizimmerwohnungen in den Vororten uſw., der Ver⸗ 
fall der Häuſer ſo rapide fortſchreitet, daß ſich die Regie⸗ 
rung am Ende der ganzen Wohnungszwangswirtſchaft 
vor der Tatſache ſehen wird, daß ſie zwar neue Häuſer 
gebaut hat, daß aber die Geſamtheit der alten Woh⸗ 
nungen verfallen iſt, daß die Altſtadt und Mittelſtadt 
total erledigt ſind, und daß auch auf dem flachen Lande 
alles verfällt. 

Wir haben uns perſönlich davon bei Reijen in das 
Werder überzeugen können, daß in den Fiſcherdörfern 
die ganzen Häuſer nahe am Zuſammenbruch ſind, daß 
die Dächer verfallen und alles zuſammenſtürzt bis in 
den Keller. Es iſt nicht zutreffend, was Frau Abg. 
Kreft ſagte, daß die Gelder nicht entſprechend ange⸗ 
wandt würden, wenn ſie dem Hauseigentümer zu⸗ 
fließen. Da kennen Sie nicht die Liebe dieſer Bevölke⸗ 
rung, die ja aus Arbeitern beſteht, zu ihren Häuſern. 
Die Hausbeſitzer, die in der Niederung wohnen, ſind 
Arbeiter und Fiſcher. Alſo die Gelder fließen ja gerade 
Ihren Kreiſen zu. Dadurch wird die Liebe des alten 
Hausbeſitzes zu den kleinen verfallenen Häuſern unie- 
ſtützt. Die Aufrechnungen, die uns laufend in den 
Sprechſtunden und in den Verſammlungen unterbreitet 
werden, zeigen erſchreckend, daß der Zuſtand unhaltbar 
wird. In Ohra müſſen die Leute infolge der erhöhten 
Laſten für Deichabgaben und alle möglichen Ausfälle 
eine Sicherung haben, ſonſt verzweifeln fie. Die Ar⸗ 
beitsloſenunterſtützung wird grundſätzlich keinem Ar⸗ 
beiter gegeben, der ſogenannter Hausbeſitzer iſt, obwohl 
er von ſeinem Hauſe eine Unterbilanz hat. Er bekommt 
keine Erwerbsloſenunterſtützung, weil er Hausbeſitzer 
iſt. Wenn er zur Behörde geht und etwas für die Woh⸗ 
nung haben will, ſo wird geſagt, er ſei Arbeiter und be⸗ 
ziehe Erwerbsloſenunterſtützung. So geht das Fang⸗ 
ballſpiel in Ohra beiſpielsweiſe hin und her. Der Leid⸗ 
tragende iſt nicht der Hausbeſitzer, der vollkommen ver⸗ 
zweifelt, ſondern derjenige, der nachher die Sache wird 
ausbaden müſſen. Das iſt unbedingt der Staat. Ich 
kann hier allen Ernſtes ſagen, diesmal möchte ich die 
Abteilung Leske dafür intereſſieren und die Einzim⸗ 
merwohnungen von der Abgabe freilaſſen. Dieſe paar 
Pfennige ſind für den Hausbeſitzer unbedingt notwen⸗ 
dig. Für den Senat macht die Summe nicht gerade 
enorm viel aus, wenn die Wohnungsbauabgabe für die 
kleineren Leute geſtrichen wird. Für dieſe bedeuten 4 
oder 5 Gulden aber bereits Erhebliches, da ſie im Mo⸗ 
nat nur etwa 30 bis 40 Gulden Einkommen haben. Die 
5 Gulden ſind nötig, um die dringendſten Reparaturen 
machen zu laſſen. Wir warnen tatſächlich noch einmal, 
ich glaube zum fünften Mal, die Regierung davor, mit 
einem Achſelzucken über die Sache hinwegzugehen. 


Das Wort hat Herr Abg. 


Laſſen Sie zunächſt die Einzimmerwohnungen frei. Sie 
werden den guten Erfolg verſpüren. Wenn Sie das 
nicht tun, werden Sie ſpäter die Verantwortung dafür 
zu tragen haben, daß Sie ſo kurzſichtig gehandelt haben. 

Vizepräsident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Mroczkowſfki. 

Mroczkowſki, Abgeordneter (M. P.): M. D. u. H.! 
Von Zeit zu Zeit haben wir Gelegenheit, uns mit dem 
Wohnungsbaugeſetz zu beſchäftigen. Andauernd werden 
Anträge auf Abbröcklung desſelben geſtellt, und zwar dort, 
wo das Einkommen feſtgelegt iſt, ſo daß man der Woh⸗ 
nungsbauabgabe keine Mittel zukommen laſſen will, um 
die Wohnungsnot zu beheben. Wenn man die Woh⸗ 
nungsnot ſchildern wollte. müßte man tauſend Fälle 
aufzählen, wie ſie ſich im Leben abſpielen. Nach außen 
hin wird ein Anſchein erweckt, der bezeichnend iſt, man 
will von dem Einkommen nur Abſtriche machen, um 
einen perſönlichen Vorteil aus der Sache zu haben. Ein⸗ 
mal ſollen die kleinen Hausbeſitzer gegenüber den größe⸗ 
ren ins Vortreffen geſchickt werden. Natürlich wird es 
dabei nicht bleiben. Werden erſt einmal die Haus⸗ 
bejiger, die Einzimmer⸗Wohnungen beſitzen, von der Mb- 
gabe frei gelaſſen, dann werden die Hausbeſitzer mit 
Zweizimmer⸗Wohnungen kommen und ſagen: „Jetzt ſind 
wir dran. Wir ſind ebenſo berechtigt wie jeder andere.“ 
(Abg. Dr. Blavier: Sie haben bloß Angſt, daß der Erfolg 
da ſein wird dann bricht die ganze Zwangswirtſchaft 
zuſammen!) Sie wollen an dem einen Ende beginnen. 
Das erkennen wir und müſſen auf der Hut ſein, um 
nicht überrumpelt zu werden. 

Ich will nicht viele Worte verlieren, ſondern nur 
bemerken, daß es ſonderbar berührt, daß der Herr 
Kollege Harnau den Antrag dem Hauptausſchuß über⸗ 
weiſen will. Dieſes Geſetz hat doch der Siedlungsausſchuß 
gemacht. (Abg. Harnau: Nein!) Die Reparaturarbeiten 
werden im Hauptausſchuß vorgenommen. Ich will nur 
bemerken daß das Geſetz ſelbſt der Siedlungsausſchuß 
bearbeitet hat. Es wäre zweckentſprechend, daß auch die 
Abänderungsanträge dem Siedlungsausſchuß über⸗ 
wieſen werden. Ich ſtelle den Antrag, die Druckſache 
Nr. 2244 dem Siedlungsausſchuß zur Beratung zu über⸗ 
weiſen. 

Bizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor die Beratung iſt geſchloſſen. Es liegen 
zwei Anträge vor, ſeitens des Herrn Abg. Harnau die 
Vorlage dem Hauptausſchuß zu überweiſen und ſeitens 
des Herrn Abg. Mroczkowfki, fie an den Siedlungs⸗ 
ausſchuß zu ſchicken. (Abg. Harnau: Mir ift es gleich, ich 
ziehe den Antrag zurück!) Herr Abg. Harnau hat feinen 
Antrag zurückgezogen. Dann bleibt nur der Antrag des 
Herrn Abg. Mroczkowfki, die Sache dem Siedlungs⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch gegen dieſen An⸗ 
trag wird nicht laut es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich 
rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 
Antrag des Abg. Maier und Gen. betr. Auf⸗ 
hebung der Alkoholſperre für Sonnabend⸗ 
Sonntag. 


(0 


(D) 


Druckſache Nr. 2225. Das Wort hat der Herr Abg. 


Dr. Blavier. 

„ Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben dieſen Antrag hier eingebracht, weil er für 
und von grundſätzlicher Natur iſt. Es handelt ſich hier um 
die Grundauffaſſung über die Aufgaben der Polizei. 
Wir wollen nachweiſen, daß in letzter Zeit, beſonders in 
der Nachkriegszeit die Polizei dazu übergegangen iſt auf 
Grund des C 217 des Allgemeinen Landrechts ſich all⸗ 
mählich eine Machtbefugnis anzueignen, welche die Poli⸗ 
zei früher nicht gehabt hat. Wir kannten im Frieden nicht 
ein poſitives Eingreifen der Polizei in das Wirtſchafts⸗ 
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leben, ſondern nur ein negatives. Jeder Profeſſor hätte 
den Kopf geſchüttelt, wenn ein Student erklärt hätte, 
daß die blaue Polizei jo eingreifen könnte. wie es jetzt 
täglich geſchieht. Ich möchte auf die Aufgaben der Po⸗ 
lizei zurückkommen und auf die verheerende Praxis des 
Danziger Polizeipräſidiums und der Danziger Polizei 
behörde. Aus dem C 217 des Allgemeinen Landrechts 
hat ſich eine aktive Politik entwickelt. Der Idee nach hat 
die Polizei lediglich negativ einzugreifen, d. h. ſie hat 
zu verhindern, daß die öffenliche Ruhe und Sicherheit 
bedroht werden. Wenn im Frieden ein Haus baufällig 
wurde, kam die Baupolizei und ſagte: „Hier kommen alle 
Mieter heraus, das Haus wird geſchloſſen.“ Erft dem 
Danziger Polizeipräſidium war es vorbehalten hier eine 
vollkommene Aenderung zu ſchaffen. Das Baupolizei⸗ 
amt iſt allmählich dazu übergegangen aus dieſem nega⸗ 
tiven Eingreifen ein poſitives zu machen und nicht etwa 
zu erklären: „Das Haus muß geräumt werden, oder der 
Faſſadenanſtrich oder Dachreparaturen haben die Ge⸗ 
fährdung des Hauſes hervorgerufen und die Einwohner 
müſſen raus,“ ſondern man ging dazu über zu erklären: 
„Ich verordne auf Grund von C 217. daß du Eigen⸗ 
timer die Geſchichte in Ordnung bringſt.“ Man ging 
ſoweit, wenn in einer Wohnung ein Ausguß entzwei ge⸗ 
gangen war oder die Waſſerleitung kaputt war, dann 
kam die Polizei und verordnete auf Grund von C 217: 
„Du haſt ſofort den Ausguß in Ordnung zu bringen.“ 
Ich kenne einen Fall, wo ein Kehrichtshaufen auf dem 
Dach lag, und der Hauseigentümer wurde gezwungen. 
(Zwiſchenrufe.) Sie hätten zuhören müſſen, ich ſagte, 
daß ich grundſätzlich auf die Aufgaben der Polizei ein⸗ 
gehen will und auf die falſchen Uebergriffe um dann zu 
dem Alkoholſperrverbot des Polizeipräſidenten zu 
kommen. Ich will das nicht herunterhaſpeln, ſondern ich 
will meine Angriffe auf die Polizei logiſch begründen. 
Aber Sie ſcheinen die Sache ſo aufzufaſſen wie die be⸗ 
rühmte Danziger Preſſe. Das fällt aber nur auf Sie zu⸗ 
rück. Im übrigen liegt es ſo, daß wir eine aktive Wirt⸗ 
ſchaftspolitik des Polizeipräſidenten haben, der ſich in 
die Wohnungswirtſchaft einmengt. Dazu iſt natürlich 
ein beſonderes Geſetz nötig; denn wenn der Polizei⸗ 
präſident verordnet: „Das Haus iſt baufällig und du 
haft das baufällige Haus wieder herzuſtellen“, dann 
würde die Wohnung leer ſtehen. Der Hauseigentümer 
würde ganz glücklich darüber fein. Um diefe Konſequenz 
zu vermeiden, ſetzt die Zwangsverfügung ein, allerdings 
bei gewiſſen Leuten nicht. Beiſpielsweiſe kennen wir 
Fälle auf der Hinterfront der Danziger Neueſten Nach⸗ 
richten, wo allerdings die Verfügung anders durch⸗ 
geführt wird. Im großen und ganzen müſſen wir aber 
ſtrikt dazu Stellung nehmen, daß die Aufgaben der Po⸗ 
lizei theoretiſch ins Gegenteil verkehrt werden. Mit 
dieſer kautſchukartigen Ausdehnung könnte man die 
ganze Geſetzgebung aus den Angeln heben. Mit O 217 
kann die Polizei ſchließlich alles machen. Eine Folge 
dieſer grundſätzlich verfehlten Auffaſſung der Danziger 
Polizei iſt auch dieſe Verordnung der Alkoholſperre. 
Schon als ſie eingeführt wurde, war die ganze Geſchichte 
nichtig. Es iſt bedauerlich, daß die Sache nicht bis zu 
dem höchſten Gericht getrieben wurde. Was bedeutet es, 
wenn der Polizeipräſident den Alkoholausſchank am 
Freitag und Sonnabend von 2 bis 8 Uhr mit der Begrün⸗ 
dung verbieten kann die öffentliche Ordnung, Ruhe und 
Sicherheit ſeien bedroht. Iſt denn noch ein Hindernis 
vorhanden, daß er nicht auch ſagt: „Ich verbiete den 
Ausſchank die ganze Woche, ich verbiete ſchließlich den 
Alkoholgenuß überhaupt.“ (Zwiſchenrufe links.) Beneh⸗ 
men Sie ſich doch nicht wie die Kinder! Wenn das die 
Neueſten Nachrichten machen brauchen wir es doch nicht 
auch zu tun. Es ſcheint ſo, als ob Sie nicht in der Lage 
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find, einem logiſchen Gedanken ganz zu folgen. Es dreht (O) 


ſich um folgendes: Man könnte auf dem Umwege über 
die Polizei elwas tun, was der Geſetzgebung vorbehalten 
bleiben muß und der Polizeipräſident könnte im Ver⸗ 
waltungswege den Geſetzgeber inhibieren. 

Dagegen müſſen wir den ſchärſſten Widerſpruch 
leiſten. Sie ſehen an den Konſequenzen, daß es ſo nicht 
geht. Man mag über den Alkoholkonſum denken, wie 
man will. Daß ſich ſeine Einſchränkung nicht im Wege 
einer Verwaltungsverfügung durchführen läßt, müſſen 
Sie mir eigentlich zugeben, wenn Sie überzeugter So⸗ 
zialdemokrat find. Herr Abg. Leu. Wir wenden uns 
grundſätzlich, wie immer gegen derartige Verfügungen. 
Dazu kommt noch, daß wir grundſätzlich gegen jeden 
Zwang ſind. Deshalb ſind wir auch hier gegen den 
Zwang. Sie mit Ihren Organiſationen (zu den Sozial⸗ 
demokraten) und Ihrer Aufklärungsarbeit ſind dazu da. 
Die Polizei iſt nicht dazu da, Wohlfahrtspolitik zu trei⸗ 
ben. Deshalb müſſen wir darauf beſtehen, daß die 
rechtswidrig erlaſſene Verfügung aufgehoben wird um 
ſo mehr, als das Gaſtwirtsgewerbe wiederholt den Nach⸗ 
weis erbracht hat, daß der Alkoholverbrauch trotz des 
Verbots korrupt hinter den Türen geſchieht und daß die 
Zuſtände am Sonnabend und Sonntag unerhört ſind. 
Es herrſcht ein Spitzelweſen und eine ſchwere Benach⸗ 
teiligung der Gaſtwirte tritt ein, die fürchten müſſen, 
(Das ift der ſpringende Punkt! links) das ift nicht der 
ſpringende Punkt, Herr Abg. Liſchnewfki. Sie haben vor 
hin, als ich die Rechtsdeduktion machte gar nicht zu⸗ 
hören können. Immerhin kommt hinzu, daß die Ver⸗ 
ordnung nicht nur rechtswidrig ſondern auch voll⸗ 
kommen verfehlt iſt. Sie erreicht nicht ihren Zweck, ſon⸗ 
dern im Gegenteil nur das, daß der Alkoholkonſum viel 
ſchlimmere Formen annimmt und ſich die Arbeiter den 
Alkohol flaſchenweiſe kaufen, oder ſich infolge des Al⸗ 
koholgenuſſes in Deſtillen Krankheiten zuziehen. 

Aus dieſen rechtlichen und tatſächlichen Gründen 
beantragen wir. daß der Volkstag den Polizeipräſiden⸗ 
ten veranlaßt, die Verfügung aufzuheben und bitten, 
den Antrag dem Wirtſchaftsausſchuß zu überweiſen. 
(Bravo und Zwiſchenrufe!) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
von Malachinſki. ; . 

v. Malachinſki, Abgeordneter (K.P.): M. D. u. H.! 
Als die Alkoholſperre einſetzte, atmete die ganze Dan⸗ 
ziger Bevölkerung, beſonders die Hausfrauen, auf. Es 
war nicht mehr ſchön, daß man anſehen mußte, wie ſich 
in den Straßen Hunderte von Bourgeoiſieſöhnen, Män⸗ 
ner der beſitzenden Klaſſe, betrunken und halb verrückt 
in den Straßen herumwälzten. Die Polizei konnte es 
nicht ſchaffen, die Schupo reichte nicht aus, um die be⸗ 
trunkenen verrückten Bourgeois aufzuſammeln. (Hei⸗ 
terkeit!) Nun glaubte die Danziger Bevölkerung, beſon⸗ 
ders die Hausfrauen, daß die Alkoholſperre vollſtändig 
eingetreten wäre, als die Verordnung in Kraft trat. 
Aber man ſah ſich wieder getäuſcht. Dies Gift, das der 
Bevölkerung jahrelang eingeimpft wurde, das ſchon 
kleinen Kindern beigebracht wird, wurde weiter ver⸗ 
kauft. Die Bevölkerung gab ſich damit zufrieden, daß 
der Verkauf wenigſtens an zwei Tagen eingeſchränkt 
war, und glaubte nun, daß die Behörde die Alkohol⸗ 
ſperre allmählich ganz durchführen würde. Jetzt liegt 
auf einmal ein Antrag von der Seite vor, die am mei⸗ 
ſten Alkohol trinkt, (Heiterkeit!) die Alkoholſperre auf⸗ 
zuheben. Sehen Sie ſich doch einmal die Folgen an. 
(Abg. Arczynſki: Bei Dr. Blavier! — Heiterkeit.) In 
dieſem betrunkenen Zuſtand ereignen ſich Revolver⸗ 
Notzucht und Sittlichkeitsverbrechen, 
Meſſerſtechereien auf der anderen Seite. Wenn wir die 
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(v. Malachinſti, Abgeordneter) 

Gegenſeite betrachten, ſo müſſen wir feſtſtellen, daß ein 
ganz kleiner, verſchwindender Teil unter den unorgani⸗ 
fierten Arbeitern für beſondere Arbeitsleiſtung von den 
Arbeitgebern mit Schnaps beſoffen gemacht wird, da⸗ 
mit er in der Verdummung erhalten wird. 

Dieſer Zuſtand muß beſeitigt werden. Ich fordere 
die anweſenden Damen und Herren auf, dieſen Antrag 
Maier und Trinker abzulehnen. (Heiterkeit!) a 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Der Herr Be⸗ 
gründer der Vorlage hat den Antrag geſtellt, die Vor⸗ 
lage dem Wirtſchaftsausſchuß zu überweiſen. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dieſem Antrag zuſtimmen 


wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte 
um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Es ſtand die Mehr⸗ 
heit. Es iſt beſchloſſen, den Antrag an den Wirtſchafts⸗ 


ausſchuß zu überweiſen. Ich rufe auf Punkt 5 der Ta⸗ 
gesordnung: 


Abänderung des Ausführungsgeſetzes zum Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetz. 

Druckſache Nr. 2272 zu Nr. 2214. Ich eröffne die 
Beſprechung zu § 1. Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Bumke. 

Dr. Bunte, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Wir werden dem Geſetzentwurf zuſtimmen. Man kann 
vielleicht im einzelnen über die Vorlage verſchieden den⸗ 
ken, aber jedenfalls iſt zur Zeit der Richtermangel ein 
ſo außerordentlich großer, daß ſchleunigſt Abhilfe ge⸗ 
ſchaffen werden muß. Wenn heute die Geſchäfte bei den 
Gerichten nicht ſchon völlig ſtocken, ſo liegt das nur 
daran, daß die Richter ihre Kräfte in einer Weiſe an⸗ 
ſpannen, daß ſie ſchließlich unter der Laſt zuſammen⸗ 
brechen müſſen. 
Landgericht in der Woche etwa 90 Sachen zu bearbeiten 
hat, ſo geht das über die Kraft der ſtärkſten und ar⸗ 


ich, muß auf die Dauer unter dieſem Uebermaß von 
Arbeit auch die Güte der Rechtſprechung leiden. 

Bis heute ſind die Geſchäfte ja noch einigermaßen 
pünktlich erledigt, obwohl man nicht verſchweigen darf, 
daß ſchon Klagen aufgetaucht ſind. Daß die Geſchäfte 
in Zukunft gut und pünktlich erledigt werden, nament⸗ 
lich die Termine in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, 


woran heute ſo außerordentlich viel gelegen iſt, recht 


kurz angeſetzt werden, dazu wird unzweifelhaft der vor⸗ 
liegende Geſetzentwurf beitragen. Allerdings ſoll man 
ſich nicht der Hoffnung hingeben, daß man allein durch 
eine Vermehrung der Nichterſtellen den heutigen Miß⸗ 
ſtänden abhelfen kann. Nach meiner Meinung, die jeder 
teilen wird, der in den Geſchäften bewandert iſt, wird 
es auch erforderlich ſein, daß auch die in den Büros be⸗ 
ſchäftigten Kräfte vermehrt werden, ſobald es irgend⸗ 
wie die Finanzlage zuläßt; denn dieſe Beamten brechen 
heute unter dem Uebermaß der Arbeit auch ſchon zuſam⸗ 
men. Auch hier muß unter allen Amſtänden mit dem 
törichten, ſchematiſchen Abbau endlich einmal aufgehört 
werden. (Beim Gericht iſt ja angefangen worden! 
rechts.) 

Eins hat der jetzige Zuſtand gezeigt, nämlich den 
vollkommenen Wahnſinn des Altersgrenzengeſetzes. Erſt 
macht der Volkstag trotz unſerer eindringlichen Warnun⸗ 
gen ein Geſetz, durch das noch vollkommen arbeitsfähige 
und arbeitswillige Kräfte brachgelegt werden und wo⸗ 
durch, was in der jetzigen Finanzlage außerordentlich 
wichtig iſt, unnötige Koſten verurſacht werden, und 
dann muß man ſich ſchließlich in der Not entſchließen, 
dieſe Kräfte wieder zu bitten, nachdem ſie eben aus der 


einen Tür hinausgeworfen ſind, doch wieder durch die 


Wenn z. B. eine Zivilkammer beim 


andere Türe einzutreten, um die Arbeit zu leiſten. 
(Sört, hört! rechts.) Man muß mit Hilfsrichtern arbei⸗ 
ten, nachdem man die erfahrenen und feſtangeſtellten 
Richter, die eine ganz beſondere Gewähr für die Unab- 
hängigkeit und Güte der Rechtſprechung bilden, auf die 
Straße geſetzt hat. (Zuſtimmung und Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Splett: Das Wort hat der Herr Abg. 
Liſchnewſti. 

Liſchnewſki, Abgeordneter: (K. P.) M. D. u. H.! 


Ich habe ſchon bei der Beratung des Juſtizetats aus⸗ 


geführt, daß eine gewiſſe Sabotage ausgeübt wird, weil 
die Beamten fürchten, daß ſie bald penſioniert werden. 
Die Arbeiter können ſich ein Beiſpiel daran nehmen, 
welche Solidarität unter den oberen Beamten vorhanden 
iſt. Sie ſabotieren die Arbeit, um dem Staat zu be⸗ 
weiſen, daß es ohne ſie abſolut nicht geht. Wenn es nach 
uns ginge, müßte man die ganzen oberen Beamten, 


wie ſie gehacken und gebacken ſind, zum Teufel jagen. 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 


Eher wird im Freiſtaat keine Ordnung und Arbeits⸗ 
freudigkeit herrſchen. (Zwiſchenrufe rechts.) Sie ſpre⸗ 
chen von Arbeitsfreudigkeit der oberen Beamten! Iſt 
es ein Zuſtand, wenn die oberen Beamten um 10 oder 
11 zum Dienſt kommen, eine Unterſchrift leiſten und um 
1 Uhr mit dem Auto ſchon zu Tiſch fahren? Das iſt keine 
Arbeitsleiſtung in dieſer Wirtſchaftslage, in der wir 
uns jetzt befinden. Die oberen Beamten leiſten Sabo⸗ 
tage, um dem Staat zu beweiſen daß es ohne ſie nicht 
geht. Der Staat iſt gezwungen, Mittel und Wege zu 
finden, um die Beamten wieder in den Dienſt hineinzu⸗ 
bugſieren. Die Regierung gibt klein bei, weil es Blut 
von ihrem Blut iſt, Fleiſch von ihrem Fleiſch. Die Re⸗ 
gierung gibt durch eine Geſetzesvorlage bekannt, daß 
Beamte mit juriſtiſcher Vorbildung ausnahmsweiſe zum 
Nichteramt berufen werden können. Das ift eine Sa⸗ 
botage der oberen Beamten. Wenn die Regierung wirk⸗ 
lich Rückgrat hätte würde ſie die Beamten zwingen. 


Seksheibieken Nichte Binge, And schließlich für, , en K 


entwurf vor. daß Perſonen, die juriſtiſche Vorbildung 
ausnahmsweiſe zum Richteramt berufen werden 


ent 
haben, 


können. Durch die jetzige Wirtſchaftslage wird ſoviel 


Elend und Not hervorgerufen, daß ſich die Arbeit bei 
den Gerichten häuft. Man folte aber den mittleren 
Beamten Gelegenheit geben, in die Breſche zu ſpringen 
und ſie werden freudig das Richteramt ausüben. Die 
wirklich Ausübenden ſind die mittleren Beamten. Die 
oberen Beamten leiſten nur ihre Anterſchrift. Sie er- 
ſcheinen erſt um 11 Uhr und gehen um 2 Uhr wieder zu 
Tiſch. Man würde die Arbeitsfreudigkeit der mittleren 
Beamten heben, wenn man ſie zum Richteramt zuließe. 
Außerdem könnten die unteren Beamten in die Stellen 
der mittleren aufrücken. Aber bei Ihnen herrſcht der 
Grundſatz: „Wer Knecht iſt, ſoll Knecht bleiben“. (Sehr 
richtig! bei den Kommuniſten.) Es geht nicht nach dem 
Modus, daß der Intelligente, der Arbeitsfreudige in 
höhere und höchſte Stellungen kommt. Es geht heute 


nach Gehaltsklaſſen. 


Dagegen wenden wir uns mit Entſchiedenheit. 
Freie Bahn dem Tüchtigen! Wir können es nicht jo zum 
Ausdruck bringen wie wir es wünſchen, aber man ſollte 
den Tüchtigen Gelegenheit geben, ſich zu betätigen. 
(Abg. Nordwig: Wie die Volkskommiſſare in Ruf 
land!) Ich will Ihnen ſagen, daß gerade in Rußland 
Arbeiter Poſten am Gericht bekleiden. Es ſind auch Ar⸗ 
beiter im Kommiſſariat vorhanden. (Abg. Nordwig: 
Nur die Juden!) Sie wiſſen nicht einmal, was im Frei⸗ 
ſtaat paſſiert und erſt recht nicht, was in Rußland vor 
ſich geht. — Wir wenden uns mit aller Entſchiedenheit 
dagegen, daß hier ein Ventil geſchaffen wird, daß man 
den abgebauten Verwaltungsbeamten mit juriſtiſcher 
Vorbildung Gelegenheit geben will, hier unterzu⸗ 


(A) 


(B 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter.) 
ſchlüpfen. Es ſteht feſt, daß man verſchiedene obere Be⸗ 
amte abgebaut hat. Bei der Zollverwaltung wußte man 
von einem höheren Beamten nicht, wo er überhaupt be⸗ 
ſchäftigt war. Nachher hat man ihn gefunden. Dieſen 
oberen Verwaltungsbeamten mit einer gewiſſen Vorbil⸗ 
dung will man Gelegenheit geben, wieder hineinzu⸗ 
ſchlüpfen. Das machen die Brüder unter ſich. Dagegen 
wenden wir uns mit aller Entſchiedenheit. 

Wir wünſchen, daß die mittleren Beamten auf⸗ 


rücken und die unteren Beamten in die Stellen der 


mittleren kommen. Deshalb lehnen wir dieſen Geſetz⸗ 
entwurf mit aller Entſchiedenheit ab. (Bravo bei den 
Kommuniſten.) 

Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen 
liegen zu dem einzigen Artikel dieſes Geſetzentwurfs 
nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
einzigen Artikel zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Er iſt 
angenommen. Wir kommen zur Abſtimmung über die 
Ueberſchrift: „Geſetz betreffend Abänderung des Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz.“ Ich 
bitte die Damen und Herren, Die dieje Ueberſchrift an- 
nehmen wollen ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Mehrheit, fe it angenommen. 
(Abg. Schilke: Ich beantrage dritte Leſung! — Wir 
widerſprechen! bei den Kommuniſten) Die dritte Leſung 
iſt infolge Widerſpruchs nicht möglich. Ich rufe auf 
Punkt 6 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen. 

Druckſache Nr. 2273 zu Nr. 2212. Bericht des Rechts⸗ 
Ausſchuſſes. 

Ich eröffne die Beſprechung, das Wort hat der Herr 
Abg. Liſchnewfki. > 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K.P.): Wir haben bei 
dem zweiten Tagesordnungspunkt, der erſten Beratung 
eines Geſetzentwurfs betr. Aufwertung bereits gezahl⸗ 
ter Hypotheken geſehen, daß man ſich für die Aufwer⸗ 
tung warm einſetzt. Dieſe Geſetzesvorlage betr. Rechts⸗ 
anwaltsgebühren in Armenſachen iſt auch eine Geſetzes⸗ 
vorlage der Regierung. Sie beſagt, daß von jetzt ab 
Rechtsſtreitigkeiten in Armenſachen nur bis 800 Gulden 
erledigt werden. Früher war es ſo, daß jeder Arme, der 
ein Wertobjekt von ungefähr 1500 Gulden hatte, die ge⸗ 
naue Zahl iſt mir entfallen, aber eine Zahl über 1000 
war es, durch die Wohlfahrtspflege einen Rechtsanwalt 
zur Verfügung geſtellt bekam. Jetzt, wo man der Bevöl⸗ 
kerung durch die Inflationszeit die Mittel geſtohlen 
hat, will man ihr nicht die Gelegenheit geben, ihr Recht 
zu vertreten, Ich ſtelle ausdrücklich feſt, daß die kleinen 
Sparer, die durch die Inflation um ihr Vermögen be⸗ 
trogen worden find, heute in die Reihen des Proleta- 
riats geſtoßen ſind. Von deutſchnationaler Seite wurde 
hier geſagt, daß man ein warmes Herz für die Klein⸗ 
rentner uſw. haben ſollte. Die Kleinrentnernot iſt groß 
und man ſoll verſuchen, durch Wohlfahrtsmittel Abhilfe 
zu ſchaffen. Man will mit Einfluß der Deutſchnatio⸗ 
nalen dieſen Armen, die unverſchuldet in eine große 
Not geraten ſind, die Möglichkeit nehmen, durch einen 
Rechtsanwalt ihre Rechte zu wahren. Hier wird als 
Höchſtſatz angegeben 4800 Gulden. Wenn ein Wert⸗ 
objekt mehr beträgt, können keine Armenrechte geltend 
gemacht werden. 

Dagegen wenden wir uns mit aller Entſchieden⸗ 
heit. Wir wünſchen, daß zum mindeſten der alte Satz 
beſtehen bleibt, wie er urſprünglich war. Dieſe Geſetzes⸗ 
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zu erheben. 


Donnerstag, den 29. April 1926. 


vorlage iſt im Rechtsausſchuß behandelt worden. Alle 
haben ſich damit einverſtanden erklärt, weil der Staat 
im Jahre 1925 nicht weniger als 92 000 Gulden für 
Rechtsangelegenheiten in Armenſachen ausgegeben hat. 
Das iſt keine Begründung. Wo ſollen die Leute ihre 
Rechte denn ausklagen? Man nimmt ihnen jetzt jede 
Möglichkeit, zu ihrem Recht zu kommen. In Zukunft 
wird es ſo ſein, daß derjenige, der mehr als 800 Gulden 
aufgewertet haben will, keinen Rechtsanwalt zur Ver⸗ 
fügung geſtellt erhält. Dagegen wenden wir uns ganz 
entſchieden. 

Aus dieſen Gründen lehnen wir die Vorlage der 
Regierung ab. Wir wollen, daß jedem Menſchen, der 
ohne Verſchulden verarmt iſt, und der Forderungen hat, 
zu ſeinem Rechte verholfen wird. Wenn er ſelbſt zu arm 


iſt, ſoll der Staat einſpringen. Das iſt die verdammte 


Pflicht und Schuldigkeit des Staates, der ihn arm ge⸗ 
macht hat. Daher lehnen wir die Geſetzesvorlage der 
Regierung ab. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Vizepräſident Splett: Weitere Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor, die allgemeine Ausſprache iſt geſchloſſen. 
Ich rufe auf § 1. Wortmeldungen liegen nicht vor, die 
Beratung ift geſchloſſen. Ich bitte diejenigen, die 8 1 
annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. Ich 
rufe auf § 2 und eröffne die Ausſprache. Wortmeldun⸗ 
gen liegen nicht vor, die Ausſprache iſt geſchloſſen. Ich 
darf wohl ohne weitere Abſtimmung feſtſtellen, daß 82 
mit derſelben Mehrheit angenommen iſt. Ich rufe auf 
$ 3 und eröffne die Ausſprache. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich darf wohl ebenfalls ohne beſondere Ab⸗ 
ſtimmung die Annahme des 8 3 feſtſtellen. § 4; ange- 
nommen. In 8 5, Zeile 1 muß nach Druckſache Nr. 2273 
hinzugeſetzt werden: „Tage der Verkündung“. Ich darf 
wohl ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß der 
8 5 in dieſer Form angenommen iſt. Ich rufe die Ueber⸗ 
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ſchrift auf: „Geſetz über die Erſtattung von Rechtsan⸗ 


waltsgebühren in Armenſachen.“ Ich bitte diejenigen, 
die der Ueberſchrift zuſtimmen wollen, ſich vom Platz 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die 
Ueberſchrift iſt angenommen. Wir kommen zur dritten 
Beratung. (Wir widerſprechen! links.) Die dritte Be⸗ 
ratung kann wegen Widerſpruchs nicht ſtattfinden. Wir 
ſind damit am Schluß der Tagesordnung. Ich ſchlage 
die nächſte Sitzung für Mittwoch, den 5. Mai, nachmit⸗ 
tags 3.30 Uhr, mit folgender Tagesordnung vor: 
Wahl eines Präſidenten des Volkstags. 


1 
2. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr.: Verlänge⸗ 


rung der Gültigkeit des Geſetzes über die Regelung des 


Zucke rumſatzes. Druckſache Nr. 2247 zu Nr. 2211. 

3. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfes betr.? Abände⸗ 
rung des Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge. Bericht 
des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten. Druckſache 
Nr. 2276 zu Nr. 2213. 

Dritte 1 eines Geſetzentwurfes betr.: Abände⸗ 
rung des Ausführungsgeſetzes zum 
geſetz. Druckſache Nr. 2272 zu Nr. 2214. 

5. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfes betr.: Rechts⸗ 
anwaltsgebühren in Armenſachen. Druckſache Nr. 2273 
zu Nr. 2212. ' 

6. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfes über die Feſt⸗ 
ſtellung des Stagtshaushaltsplanes für das Rechnungs⸗ 
jahr 1926 nebſt Anlagen. Druckſache Nr. 2246 zu Nr. 2194. 


Dann erbitte ich die Ermächtigung, 
Sachen, die noch der Erledigung harren, auch auf die 
Tagesordnung ſetzen zu dürfen. Widerſpruch wird nicht 
laut. Ich ſtelle feft, daß demgemäß beſchloſſen ift. Ich 
ſchließe die Sitzung. - 


Aa 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr 25 Minuten.) 
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Schmidt, Robert (D.Lib.) zur ng ae 
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Raſchte (& P)) 
Zweite a Seiden eines Geſetzentwurfs betr. 
Abänderung des Geſetzes über die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge (Druckſache Nr. 2276 zu Nr. 2218) * 
rr areko aig 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abänderung 


des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungs⸗ 


eſetz. (Druckſache Nr. 2272 zu Nr. 2214.) re 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Rechts⸗ 
anwaltsgebühren in Armenſachen. (Druckſache Nr. 
2273 zu Nr. 2212.) 
Dritte Beratung eines 


ch 
nungsjahr 1926 nebſt Anlagen. (Druckſache Nr. 2246 
zu Nr. i cn re e a irea 
Senftleben (D. Nat.) 
Spill (S. P. D. i 
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e 
Haushaltsplan des Volkstages. (Druckſache Nr. 2226 
A ee 
Entſchließung des Hauptausſchuſſes zu Anlage Id zu 
Druckſache Nr. 2194. (Druckſache Nr. 2226.) 
Haushaltsplan der Allgemeinen Verwaltung 
(Druckſache Nr. 2227 zu Nr. 2194.) 
Haushaltsplan für Soziales und Geſundheitsweſen 
(Druckſache Nr. 2228 zu Nr. 2194.) 

Kreft, Frau (K. P.)) e eee 
Abänderungsantrag der Frau Abg. Kreft zu Anlage 
Ia zu Druckſache Nr. 2194 (Drudjahe Nr. 2281.) 
Haushaltsplan für Kirchenweſen. (Druckſache Nr. 
2229 zu Nr. 2194.) 1 
Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann und Fr. 
zu Anlage IIb zu Druckſache Nr. 2194 (Druckſache 
e eee e N REN 
Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung ehe Staatsarchiv. (Druckſache Nr. 

r. 2194. 


2280 zu r 
Entſchließung des Abg. Brodowſki und Fr. (Druckſache 
Nr. 2275.) 


Haushaltsplan für die Verwaltung des Innern. 
(Druckſache Nr. 2231 zu Nr. 2194.) 
Fallenberg (D. Nat. 
Bergmann (D. Soz)))))) 
Herrmann (D. Soz.) zur Geſchäftsordnung 
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Entſchließung des Abg. v. Malachinſti u. Fr. zu Anlage 
V gu Druckſache Nr. 2194 (Druckſache Nr. 2283.) 
Haushaltsplan für Oeffenkliche Arbeiten. (Druck⸗ 

ech r er, E 
Haushaltsplan der Staatlichen Grundbefitzverwal⸗ 
tung. (Druckſache Nr. 2235 zu Nr. 2194.) 
Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen Verwal- 
tung, einſchl. Fiſcherei⸗ und Domänenverwal⸗ 
tung. (Druckſache Nr. 2242 zu Nr. 2194.) 

Abänderungsantrag der Abg. Böhm, Schwegmann u. 
Fr. zu Anlage VII a zu Druckſache Nr. 2194 (Druck⸗ 
re ee 
Haushaltsplan der Forſtverwaltung. (Druckſache Nr. 
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2518 A 
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2237 BU NT- AFA) 2518 B 
Buckmakowſti (K. P.)) 232518 B 
Entſchließung des Abg. Laſchewſti zu Anlage VII b zu 
Druckſache Nr. 2194. (Druckſache Nr. 20 Zui Is 
Haushaltsplan für Betriebe, Verkehr und Arbeit. > 
(Druckſache Nr. 2238 zu Nr. 2194.) er 


RUNDREISEN TEE 4 ee N EN 
Entſchſießung des Abg. Liſchnewſki u. Fr. zu AMn- 
. zu Druckſache Nr. 2194 (Druckſache Nr. 
Haushaltsplan der Poft- und Telegraphenverwal⸗ 
tung. (Druckſache Nr. 2239 zu Nr. 2194.) 
Haushaltsplan der Steuerverwaltung. (Druckſache 
e, e e e e e 
Entſchließung des Hauptausſchuſſes zu Anlage IXa zu 
Druckſache Nr. 2194. (Druckſache Nr. 2240.) 
Haushaltsplan der Zollverwaltung. (Druckſache Nr. 
2241 zu Nr. 2194.) 
Herrmann (DiSo )))): y 
Rahn (Soz. P.) zur Geſchäftsordnung 
Eni un 1. und 2. des Hauptausſchuſſes zu Anlage 
Ib zu Druckſache Nr. 2194 (Druckſache Nr. 2241.) 
batisplan d. Betriehsmittelverwaltung. (Druck⸗ 
ſache Nr. 2236 zu Nr. 2194. )))) 
Haupthaushaltsplan. (Druckſache Nr. 2243 zu Nr. 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Spill eröffnet. N 
Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senatoren Dr. Leske, Runge, Dr. Schwartz, 
Dr. Strunk, Dr. Wiercinſti; Oberregierungsrat 
Winter; Regierungsräte Burmeiſter, Dr. Schimmel. 
Vizepräſident Spill: Ich eröffne die 166. Sitzung. 
Ich möchte bekanntgeben, daß auf Wunſch des Senats 
noch der Punkt 1a auf die Tagesordnung kommen ſoll. 
Es handelt ſich dabei um das ſogenannte Sperrgeſetz. 
Bei dieſer Vorlage ſind allerdings die Friſten nicht ge⸗ 


wahrt, ſo daß ein Widerſpruch von ſieben Abgeordneten 


genügt, wenn der Punkt nicht zur Behandlung kommen 
ſoll. Widerſpruch wird nicht laut. Ich ſtelle feſt, daß die 
heutige Behandlung dieſes Punktes nachträglich ge⸗ 
nehmigt iſt. Wir kommen zum erſten Punkt der Tages⸗ 
ordnung: i 
Wahl eines Präſidenten des Volkstages. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Deutſchnationale Fraktion ſchlägt für das Amt des 
erſten Präſidenten den Herrn Abg. Semrau vor. 
Vizepräfident Spill: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Schmidt. 

Schmidt, Robert, Abgeordneter (D.Lib.): Ich be⸗ 
antrage Wahl durch Zuruf. 

Vizepräfident Spill: Es ift Wahl durch Zuruf be 
antragt. Das kann geſchehen, wenn kein Abgeordneter 
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widerſpricht. Widerſpruch wird nicht laut, die Wahl er⸗ 


folgt ſomit durch Zuruf. Zum erſten Präſidenten des 
Volkstages iſt Herr Abg. Semrau vorgeſchlagen. Wider⸗ 
ſpruch wird nicht laut. Ich ſtelle die Wahl des Herrn 
Abg. Semrau zum Präſidenten des Volkstages feſt. 
(Wiederholtes Bravo! — Das Haus erhebt ſich.) Herr 
Präſident, ich habe die Ehre, Sie als erſter in Ihrem 
neuen Amte zu begrüßen und wünſche, daß es Ihnen 
lange vergönnt ſein möchte, zum Wohl der Danziger 
Bevölkerung Ihr Amt auszuüben. Ich bitte Sie, Ihren 
Platz einzunehmen. 

Präſident: Sehr geehrter Herr Vizepräſident! Wer 
ein ſchweres Amt antritt, der iſt beſonders empfänglich 
für ein freundliches Wort, das ihn an der Schwelle ſei⸗ 
ner Tätigkeit begrüßt. Ihnen dafür zu danken, iſt mir 
daher erſtes und inneres Bedürfnis. Möge Ihr freund⸗ 
liches Wort der Begrüßung und die dankbare Auf⸗ 
nahme in mir ein erſtes Band für unſere gemeinſame 
Tätigkeit in dieſem Hauſe ſein, das ſich zwiſchen Menſch 
und Menſch knüpft, zwiſchen Ihnen und ich darf wohl 
auch bitten, zwiſchen dem Herrn zweiten Vizepräſiden⸗ 
ten und mir. Denn ich bin mir in dieſer Stunde wohl 
bewußt: Nur wo man als Menſch dem Menſchen ent⸗ 
gegenkommt, ihn zu verſtehen und zu werten verſucht, 
wird man nicht gegeneinander, auch nicht bloß neben⸗ 
einander, ſondern wirklich gedeihlich miteinander ar⸗ 
beiten können. 

Und nun geſtatten Sie ein kurzes Wort an das 
hohe Haus ſelbſt. Ein Wort des Dankes muß es auch 
hier ſein. Nicht bloß, weil es die Sitte ſo vorſchreibt, 
ſondern weil aufrichtiges Empfinden mich dazu treibt. 
Sie haben ſoeben das höchſte Ehrenamt, das eine Volks⸗ 
vertretung zu vergeben hat, in meine Hände gelegt. Ein 
Vertrauen iſt mir damit bekundet worden, das mich — 
ich geſtehe es offen — faſt niederdrückt. Meine Freunde 
wiſſen, daß ich das hohe, ſchwere Amt nicht für mich ge⸗ 
ſucht und nimmer begehrt habe. Ich würde es gern par⸗ 
lamentariſch bewährteren Kräften überlaſſen. Ich habe 
ja immer in dieſem hohen Hauſe zu den Stillen in der 
Kampfarena der Geiſter gehört. Anlage und Beruf 
haben es mich ſtets vermeiden laſſen, irgendwie Front⸗ 
kämpfer im parlamentariſchen Leben zu werden. Ich 
bin daher den meiſten von Ihnen nur wenig bekannt. 
Das eine aber darf ich für mich in Anſpruch nehmen, 
daß ich, wo ich hier in dieſem Hauſe einmal hervorge⸗ 
treten bin, niemals und niemand perſönlich oder par⸗ 
teiiſch verletzt, ſondern rein ſachlich meine Ueberzeugung 
vertreten habe. 

Dieſe Sachlichkeit, die auch bei den Anderen jede 
ehrliche Ueberzeugung anerkennt und achtet, die daher 
gewillt iſt, Gerechtigkeit walten zu laſſen, ſoweit es 
Menſchen vermögen, das iſt die innere Einſtellung und 
Geſinnung, die ich mit gutem Gewiſſen von mir be⸗ 
kennen und Ihnen heute hier verſprechen kann. Was 
vor dem Eingang unſerer Langgaſſe auf dem Hohen Tor 
geſchrieben iſt: „Justitia et pietas, duo sunt regnorum 
omnium fundamenta“, es laute auf mein ſchweres Amt 
angewandt und frei überſetzt: Gerechtigkeit und Ehr⸗ 
furcht vor der Ueberzeugung, die anderen heilig iſt, 
ſollen die Grundpfeiler meiner Geſchäftsführung ſein. 
Freilich, ich weiß natürlich ſehr wohl, daß die Ge⸗ 
ſinnung allein noch nicht für den Präſidenten genügt. 
Kenntnis, Erfahrung, Sicherheit, Sachbeherrſchung in 
vielen praktiſchen und geſchäftlichen Dingen müſſen hin⸗ 
zukommen. Und da bitte ich herzlich, Nachſicht zu haben, 
wenn es daran bei mir zunächſt noch fehlen ſollte. 
Denken Sie daran, daß ein Anfänger niemals den 
Meiſter erſetzen kann. Was unſer heimgegangener Prä⸗ 
ſident Dr. Treichel uns hier geweſen iſt, was ihm das 
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zen Hauſes erworben hat, das kann ich höchſtens im (00 


allmählichen Wirken werden, wenn Sie mir mit freund⸗ 
lichem Willen helfen. 

So bitte ich Sie: Haben Sie Vertrauen zu meiner 
Geſinnung, haben Sie Nachſicht mit meiner Geſchäfts⸗ 
führung, wenn ich als Anfänger aus Unkenntnis oder 
mangelnder Erfahrung fehle. Damit übernehme ich das 
mir verliehene Amt des Präſidenten dieſes hohen 
Hauſes, gewillt, es zu führen ohne Anſehen der Perſon 
und der Parteien. (Beifall.) À 

Ich rufe auf Punkt 1a der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Ausſetzung gerichtlicher Verfahren in Auſwer⸗ 
tungsangelegenheiten. 

Druckſache Nr. 2280. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt 
Ihnen vor, die Vorlage ohne Ausſprache dem Haupt⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Widerſpruch; 


es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 2 der Tages⸗ 


ordnung: 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Verlängerung der Gültigkeit des Geſetzes über 
die Regelung des Zuckerumſatzes. 

Druckſache Nr. 2247 zu Nr. 2211. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung. Das Wort hat Herr Abg. 
Raſchke. l i 
Naſchke, Abgeordneter (K.P.D.): M. D. u. H.! Als 
uns im vorigen Jahr dieſes Geſetz betr. den Zuckerum⸗ 
ſatz vorgelegt wurde, haben wir ganz energiſch dagegen 
Stellung genommen. Wir haben nachgewieſen, daß auf 
Grund dieſes Geſetzes unſer Zucker im Auslande pro 
Kilo mit 48 Pfennig verkauft wird, während unſere 
Bevölkerung hier für das Kilo Zucker 1,10 Gulden zahlen 
muß. Das hat Sie natürlich nicht rühren können. Sie 
haben trotzdem dem Geſetz zugeſtimmt und damit der 
Bevölkerung den Zucker um 100 Prozent verteuert. Wir 
haben weiter damals eine Entſchließung eingebracht, 
die auch angenommen wurde. Ich möchte aber den 
Senat fragen, was in dieſer Beziehung geſchehen iſt. 
Die Entſchließung wollte, daß mit Polen Verhand⸗ 
lungen in Bezug auf Zollerleichterungen begonnen 
werden ſollten, und daß der Zucker aus Deutſchland der 
freien Einfuhr unterliegt. Ich glaube, daß in dieſer Be⸗ 
ziehung abſolut nichts getan iſt. Wir haben auch nicht 
viel Vertrauen in die Regierung geſetzt. Meine poli⸗ 


tiſchen Freunde und ich ſind aber der Meinung, wenn 
derartige Entſchließungen angenommen werden, die 


das Leben der Bevölkerung erleichtern können, daß dann 
auch etwas getan werden muß. 

Wie bei allen Entſchließungen, ſo iſt es auch mit 
dieſer, ſie wandern ſelbſtverſtändlich in den Papierkorb. 
Wir können deshalb nicht zulaſſen, daß das Geſetz, das 
auf ein Jahr abgeſchloſſen war, noch weiter verlängert 
wird. Die wirtſchaftliche Lage läßt es abſolut nicht zu, 
daß auf Koſten der ſchaffenden Bevölkerung Zucker im 
Auslande um 100 Prozent billiger verkauft wird. Wenn 
Sie die freie Konkurrenz, für die Sie ja immer zu 
haben waren, auch in dieſem Fall walten ließen, 
würden wir den Zucker ganz entſchieden billiger kaufen. 
Aber hier, wo Ihre Intereſſen in Frage kommen, ganz 


(D) 


bejonders die Intereſſen der Induſtriellen, wird die 


freie Konkurrenz unterbunden. Nur auf Grund dieſes 
Geſetzes iſt es Ihnen möglich, den Zucker zu Wucher⸗ 
preiſen umzuſetzen. Die ſchaffende Bevölkerung pro⸗ 
teſtiert auf das Entſchiedenſte gegen die Verlängerung 
des Geſetzes. Sie will, daß dieſes Geſetz aufgehoben und 
der Zucker dadurch verbilligt wird. 

Präſident: 
vor, die allgemeine Ausſprache iſt geſchloſſen. Ich eröffne 


Vertrauen, die Hochſchätzung und Anerkennung des gan⸗ die Einzelberatung über den einzigen Paragraphen. Ich 


Weitere Wortmeldungen liegen nicht 


(A 


(B) 


— 
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ſchließe fie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den einzigen Para⸗ 
graphen. Ich bitte die Damen und Herren, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich 
rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz betr. die Verlängerung 
des Geſetzes vom 1. Oktober 1925 über die Regelung des 
Zuckerumſatzes.“ Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich 
darf wohl ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß 
die Ueberſchrift angenommen iſt. Wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dem Geſetz in der Schlußabſtimmung zuſtimmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ijt die Mehrheit, das Geſetz ift damit angenom⸗ 
men. Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Abänderung des Geſetzes über Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge. : 

Druckſache Nr. 2276 zu Nr. 2213. Ich eröffne die 
Beſprechung über den einzigen Paragraphen. Das 
Wort hat die Frau Abg. Kreft. : 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K.P.): Bei der Ein- 
bringung des Geſetzes oder vielmehr dieſer Geſetzes⸗ 
änderung ſcheint bei dem Senat ein lichter Augenblick 
geweſen zu ſein. Aber dieſer lichte Augenblick iſt nur 
ſehr kurz geweſen, es heißt nur, daß die Zuſatzrenten 
nicht angerechnet werden dürfen. Von unſerm Stand⸗ 
punkt aus dürften alle Renten bei der Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung nicht angerechnet werden. Nach dem 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetz von 1896 dürfen die 
Renten beim Arbeitslohn nicht in Abzug gebracht 
werden. Infolgedeſſen dürfen auch die Kriegsbeſchä⸗ 
digtenrenten, ſowohl bei der Invalidenrente wie bei 
der Auszahlung der Erwerbsloſenunterſtützung nicht in 
Anrechnung gebracht werden. Hier ſehen wir, daß eine 
Kleinigkeit hingeworfen wird. Man 
zeigen, daß der Senat auch einmal ein warmes Herz 
gehabt hat. In der Begründung ſchreibt er, daß er es 
machen kann, weil nur wenige Perſonen davon be⸗ 
troffen werden und weil die Ausgaben dafür nur 
niedrig ſind. Wir werden dieſem Antrag zuſtimmen, 
aber wir müſſen immer wieder verlangen, daß die 
ganzen Renten auf die Anterſtützung nicht angerechnet 
werden. x 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die den 
einzigen Paragraphen des Geſetzes annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung über die Ueberſchrift: „Geſetz betr. Aenderung 
des Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 
1922 (Geſetzbl. S. 91).“ Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich 
darf wohl feſtſtellen, daß die Aeberſchrift an- 
genommen iſt. (Ich beantrage dritte Beratung! 
links.) Es wird die dritte Beratung beantragt. 
Widerſpruch erhebt ſich nicht. Ich eröffne die all⸗ 
gemeine Ausſprache zur dritten Beratung. Ich 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich 
eröffne die Beſprechung über den einzigen Artikel und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die den einzigen Artikel annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt 
die Mehrheit; er iſt angenommen. Ich darf wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß die Ueberſchrift mit derſelben Mehrheit an⸗ 
genommen iſt. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die das Geſetz in 


ſetz“, mit derſelben Mehrheit angenommen iſt. 


tut es nur, um zu 
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der Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich von den 
Plahen zu en (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit. 
Das Geſetz iſt damit angenommen. Ich rufe auf 
Punkt 4 der Tagesordnung: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Abänderung des Ausführungsgeſetzes zum Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetz. À . 

Druckſache Nr. 2272 zu Nr. 2214. Ich eröffne die 
allgemeine Beratung. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Beratung. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung über den einzigen Artikel. Wortmeldungen 
liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die den einzigen Artikel annehmen wollen, ſich dom den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das ift die 
Mehrheit, er iſt angenommen. Ich darf wohl anneh⸗ 
men, daß die Ueberſchrift „Geſetz betreffend Aenderung 
des Ausführungsgeſetzes zum eee 

11 
kommen zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die den Geſetzentwurf in der Schlußab⸗ 
ſtimmung annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit. Das 
Geſetz iſt in der Schlußabſtimmung angenommen. Ich 
rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: i 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen. 

Druckſache Nr. 2273 zu Nr. 2212. Ich eröffne die 
allgemeine Ausſprache, Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich ſchlieze die allgemeine Ausſprache. Wir 
treten in die Einzelberatung ein. Ich rufe auf § 1 und 
eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe fie; da keine Wort- 
meldungen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung 
über § 1. Ich bitte die Damen und Herren, die § 1 an- 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit, § 1 ift angenbm⸗ 
men. Ich eröffne die Ausſprache zu § 2, und ſchließe fie, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich darf wohl 
ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß § 2 mit 
derſelben Mehrheit angenommen iit. Ich eröffne die 
Ausſprache zu § 3 und ſchließe fie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß aut 
§ 3 angenommen ift. Ich eröffne die Ausſprache zu § 4, 
ich ſchließe fie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich 
darf wohl feſtſtellen, daß § 4 mit derſelben Mehrheit 
angenommen ijt. Ich eröffne die Ausſprache zu § 5. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die B- 
ſprechung. Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung 
feſtſtellen, daß 8 5 mit derſelben Mehrheit angenommen 
iſt. Ich rufe die Ueberſchrift auf: Gefetz über die 
Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armen⸗ 
lachen.“ Ich eröffne die Beſyrechung und ſchließe fie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die das Geſetz in der Schlußabſtimmung annehmen 
wollen, fih von den Plätzen zu erheben. (Geſchſeht.) 
Danke ſehr, das Geſetz iſt in der Schlußabſtimmung 
angenommen. Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über 


die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes für, 


das Rechnungsjahr 1926 nebſt Anlagen. 

Druckſache Nr. 2246 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung, die gleichzeitig mit der Be⸗ 
ſprechung über das Feſtſtellungsgeſetz verbunden wer⸗ 
den ſoll. Das Wort hat der Herr Abg. Senftleben. 

Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die dritte Beratung des Haushaltsplans gibt uns Ver⸗ 
anlaſſung, noch einmal Stellung zu ihm zu nehmen. 
Wir haben bei der erſten Beratung durch die Rede 


unſeres Fraktionsvorſitzenden Herrn Abg. Schwegmann 


(C) 


(D) 
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und die Rede meines Fraktionskollegen Herrn Abg. 
Dr. Ziehm eingehend unſere Beanſtandungen zum 
Haushaltsplan und unſere Befürchtungen über ihn be⸗ 
gründet. Ich kann mit Genugtuung feſtſtellen, daß die 
beiden Reden außerhalb des Hauſes weitgehendſte Be⸗ 
achtung gefunden haben, während die vernünftigſten 
Vorſchläge von uns, obgleich ſie wohlbegründet waren, 
ſowohl bei den Ausſchußberatungen als auch hier im 
Plenum keine Berüdfihtigung und kein Verſtändnis 
fanden. Ich ſtelle dies ausdrücklich feſt, damit man 
außerhalb des Hauſes weiß, daß nicht ſachliche Geſichts⸗ 
punkte bei einer ſo wichtigen Beratung, wie ſie doch die 
Beratung des Haushaltsplanes darſtellt, im Hauſe 
maßgebend ſind, ſondern parteipolitiſche Rückſichten 
maßgebend find, die Bedingungen, auf die fih die Re- 
gierungskoalition unter ſich geeinigt hat, (Hört, hört! 
rechts.) ganz gleich, ob dies zu Nutz und Frommen der 
Freien Stadt Danzig ausfällt oder nicht. (Abg. Klapps: 
Das haben die von Ihnen gelernt!) 


Wie geringſchätzig man dieſen Haushaltsplan be⸗ 
urteilt hat, ging daraus hervor, daß die Regierungs- 
parteien bei der zweiten Leſung ſo jämmerlich ſchwach 
vertreten waren, obwohl doch ein Haushaltsplan 
ſeitens der Regierungsparteien eine ſtärkere Beachtung 
und eine ſtärkere Wertſchätzung finden müßte, als dies 
geſchehen iſt. Ich bin nicht ſo naiv, anzunehmen, daß ich 
Sie nun durch meine dritte Rede in Ihrer Taktik um⸗ 
ſtimmen könnte. (Ausgeſchloſſen! Mitte.) Sie haben 
Recht! Ausgeſchloſſen und bezeichnend, wenn gerade der 
Zwiſchenruf von bürgerlicher Seite erklingt. — Wir 
haben feſtſtellen müſſen, daß die bürgerlichen Koalitions⸗ 
parteien bei ſehr wichtigen Punkten des Etats darauf 
verzichtet haben, das Wort zu nehmen und das einfach 
der Sozialdemokratie überließen. 


Da zeigt ſich eben, daß die Sozialdemokratie die 
führende Stellung innerhalb der Koalition hat. Wenn 
einmal in den Regierungsgeſchäften eine unbequeme 
Situation vorliegt, dann leugnet man das bei der So⸗ 


zialdemokratie. Aber wenn es ſich auch nur um ver- 


meintliche Erfolge handelt, bezieht man das ausſchließ⸗ 
lich auf die Tätigkeit der Sozialdemokratie. (Abg. 
Plettner: Woher wiſſen Sie das?) Aus Ihrem Partei⸗ 
tag. Wenn Sie den Bericht darüber leſen, können Sie 
ſehen, daß meine Behauptungen richtig ſind. Es war 
auch zu drollig, daß die Sozialdemokratie dort den 
Verſuch gemacht hat, zu beweiſen, daß ſie auch etwas für 
die Wirtſchaft übrig hat. Sie kann aber doch gar nicht 
leugnen, daß ſich ihr ganzes Wirken, ſeitdem ſie ſich in 
der Koalition an der Regierung betätigt und daß ſich 
ihre Einſtellung auch auf dem Parteitag ausſchließ⸗ 
lich nach dem ſozialiſtiſchen Geſichtswinkel richteten. 

Wenn ſich bürgerliche Blätter darüber aufregen, 
daß auf dem Parteitag Forderungen aufgeſtellt worden 
ſind, die dem Abkommen der Koalition widerſprechen 
und ſich nicht mit dieſem Abkommen vertragen, ſo 
ſpricht das lediglich dafür, wie ſtark ſich die Sozialdemo⸗ 
kratie innerhalb der Koalition fühlt, namentlich ſeit 
der Zeit, ſeitdem der Herr Abg. Dr. Wagner hier er⸗ 
klärt hat, die Koalition würde bis zum Ende dieſes 
Volkstages dauern. Ob er Recht behalten wird, laſſe 
ich dahingeſtellt; denn die „Danziger Zeitung“ ſchreibt 
über den Beſchluß auf dem Parteitage: „Arbeiter⸗ und 
Angeſtelltenausſchüſſe unter Anlehnung an das deutſche 
Betriebsrätegeſetz zu ſchaffen“ doch etwas anderes. Sie 
ſagt ſehr deutlich, daß dieſe Forderungen gegen die 
Abmachungen innerhalb der Koalition verſtoßen. (Abg. 
Arczynſki: Das iſt ja nicht wahr!) Die Volksſtimme 
hat dieſelbe Flunkerei verſucht, Herr Abgeordneter, 
Die „Danziger Zeitung“ weiſt aber nach, daß die 


daß die Regierung in der 
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„Volksſtimme“ ein ſehr kurzes Gedächtnis hat und 
ſpricht ganz deutlich aus: „Wenn das kommt, dann iſt 
der Bruch der Koalition da; denn bürgerliche Abge⸗ 
ordnete werden dieſen Schritt niemals mitmachen. Es 
iſt ja auch an ſich, wenn man die Sozialdemokratie und 
die Bedeutung des Parteitages als Parteiinſtitution 
kennt, eine ſehr bedenkliche Sache für die bürgerlichen 
Parteien, wenn die leitenden und führenden Kreiſe der 
Sozialdemokratie dieſer höchſten Parteiinſtanz gegen⸗ 
über das feierliche Verſprechen abgeben, daß im 
nächſten Jahre die Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe 
kommen, aber unter Anlehnung an das deutſche Be⸗ 
triebsrätegeſetz. (Abg. Loops: Das hat ja der Deutſch⸗ 
nationale Handlungsgehilfenverband vor 5 Jahren be⸗ 
grüßt!) Der Deutſchnationale Handlungsgehilfenver⸗ 
band wird natürlich im Deutſchen Reiche die Betriebs⸗ 
rätegeſetzgebung zu halten verſuchen, wie ſie dort be⸗ 
ſteht. Aber was er verurteilt — leſen Sie die „Han⸗ 
delswacht“ und die maßgebenden Schriften darüber — 
iſt das agitatoriſche Treiben der linken Kreiſe innerhalb 
der Betriebsräte, das eine Schädigung der Betriebe mit 
ſich bringt. Das wollen wir von den Danziger Betrieben 
ſelbſtverſtändlich abwenden. 

Auch durch dieſe Aeußerung auf dem Parteitage, 
die man vielleicht heute lieber ungeſchehen machen 
möchte, kommt zum Ausdruck, daß ſich der Einfluß der 
Sozialdemokratie innerhalb der Koalition in der Rich⸗ 
tung eines ausgeſprochen ſozialiſtiſchen Linkskurſes 
auswirkt, mit allen Schäden für die Freie Stadt 
Danzig, wie wir das prozhezeit haben. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Sehr gut!) Das kommt ferner auch bei den 
Etats zum Ausdruck. Wenn Sie ſich dieſen Haushalts⸗ 
plan einmal vornehmen und mit dem vorjährigen ver⸗ 
gleichen, jo ſpringt auch dem Ankundigſten die Tatſache 
in die Augen, daß ſeine zahlenmäßigen Grundlagen in 
vielen Punkten durchaus anfechtbar ſind. Das kann 
man ſowohl für die Einnahmeſeite, wie auch für die 
Ausgabeſeite feſtſtellen. 

Wir haben in einer Reihe von Fällen auf die Un⸗ 
zuverläſſigkeit der Zahlengrundlagen hingewieſen, ohne 
age war, unſere Einwände 
zu entkräften. Wir bleiben auch heute dabei und be- 
tonen nochmals ausdrücklich bei der dritten Leſung, daß 
die Einnahmenſeite zu hoch und die Ausgabenſeite zu 
niedrig angeſetzt iſt. Die Rechnungslegung über dieſen 
Haushaltsplan wird uns ſpäter Recht geben. Das Er⸗ 
gebnis wird in feiner nackten Wirklichkeit erſchütternd 
ſein — gegenüber dem bei ſeiner Aufſtellung zugrunde⸗ 
gelegten, unberechtigten Optimismus der Regierung, 


Ich nenne einige Fälle aus unſeren Beanſtandungen. 
Auf der Ausgabenſeite ſpielt die 25prozentige Ein⸗ 


ſchränkung der ſachlichen Ausgaben, die ziffernmäßig 
im Haushaltsplan durchgeführt iſt, eine erhebliche 
Rolle. Trotzdem ſind ſich wohl alle Parteien im Hauſe 
darüber klar, daß dieſe ſchematiſche Sparweiſe nicht in 
dem Umfange die Sparwirkung haben wird, wie ſie im 
Haushaltsplan zum Ausdruck kommt, weil ſich die Aus⸗ 
gaben auf eine ſolche Weiſe nicht derart beſchränken 


laſſen. Das weiß auch die jetzige Regierung genau. Sie 


rechnet, wie das auch zugegeben worden iſt, bei dieſen 
Poſitionen mit Etatsüberſchreitungen. Das ift aber 
unverantwortlich, wenn auf der Gegenſeite keine ſtillen 
Reſerven in Form von zu erwartenden höheren Ein⸗ 
nahmen ſtehen. Es iſt verwerflich, der großen Oeffent⸗ 


lichkeit gegenüber hier ein Sparen vorzutäuſchen und 


mit ſolchen Kunſtſtückchen in der Abſicht zu operieren, 
den Etat zu balancieren. 

Daß die Ziffern für die Erwerbsloſenfürſorge trotz 
der inzwiſchen eingeſetzten Erhöhung zu niedrig ge⸗ 
griffen ſind, iſt auch nur geſchehen, um vorzutäuſchen, 
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daß der Haushalt balanciert. Man halte ſich vor Augen, 
daß mit einer Erwerbsloſenziffer von 7500 gerechnet 
wird. Dabei iſt die tatſächliche Ziffer augenblicklich über 
einmal ſo groß, und dies in einer Zeit, wo ſonſt erfah⸗ 
rungsgemäß die Arbeitsloſigkeit auf den niedrigſten 
Stand zurückgeht. Es muß ferner dabei berückſichtigt 
werden, daß Notſtandsarbeiten eingeleitet worden ſind, 
die ſich, wie kürzlich in einer Beſprechung mit den Ge⸗ 
werkſchaften vom Vertreter der Regierung erklärt 
wurde, um 76 Prozent teurer ſtellen, als die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge. Man kann es ſchon verſtehen, daß dabei 
einem der Anweſenden die unbeabſichtigten Worte ent⸗ 
ſchlüpften: „Dann ſind die deutſchnationalen Vor⸗ 
ſchläge über Arbeitsdienſtpflicht ujw. ja bedeutend 
beſſer geweſen, als die jetzigen Maßnahmen der Regie- 
rung.“ (Abg. Arczynſki: Das war wohl Herr Mayen!) 
Nein, es war einer von Ihren Herren. Er hat ſofort 
auf der Stelle die Rüge des vorgeſetzten Gewerkſchafts⸗ 
beamten ſozialiſtiſcher Einſtellung erhalten. (Wer war 
das? links.) Das wiſſen Sie ganz genau, laſſen Sie 
es fih von Ihrem Gewerkſchaftsführer erzählen. Ich 
ſtelle nicht gern Leute bloß, die einmal die Wahrheit 
ſprechen. Ich tue es Ihnen gegenüber deshalb nicht 
gern, weil ich weiß, was das in Ihren Kreiſen für den 
Betreffenden für Folgen haben kann. Ich freue mich aber 
über ſolche entſchlüpften Aeußerungen, weil ſie aus dem 
Herzen kommen und der Wahrheit näher kommen, als 
Ihre Entſchuldigungs⸗ und Ableugnungsverſuche. (Zu⸗ 
ruf links.) 

Es ſind alſo Ziffern in den Etat eingeſetzt, die zu 
niedrig ſind. Hierbei kommt die ganze innere Schwäche 
der jetzigen Regierung zum Ausdruck. An eine Aende⸗ 
rung des Syſtems der Erwerbsloſenfürſorge traut ſich 
niemand heran, d. h. es darf ſich niemand herantrauen, 
weil die in der Regierung ſitzenden Sozialdemokraten 
ihre warnende Stimme dagegen erheben. Warnende 
Stimmen ſind auch, aber nach der anderen Seite, aus 
den Kreiſen der bürgerlichen Koalition laut geworden, 
Stimmen, die eigentlich wegen ihrer Bedeutung gehört 
werden müßten. Dieſe Urteile gehen dahin, daß das 
Syſtem unſerer Erwerbsloſenfürſorge falſch ift und den 
Staat ruiniert. Auf dieſe Stimmen wird aber, wie ge⸗ 
ſagt, nicht gehört, und die Sozialdemokratie macht ſich 
über dieſe ernſten Männer noch luſtig. a 

M. D. u. H.! Ein Haushaltsplan, der feinen Zu⸗ 
ſchuß ſo verteilt, daß auf zwei Gebiete, nämlich auf 
„Soziales“ und „Schule“, allein über 70 Prozent ent⸗ 
fallen, und davon wieder über zwei Drittel auf „So⸗ 
ziales“, ſchließt ganz offenbare Ungerechtigkeiten ein. 
Er enthält eine Ueberſpannung der Ausgaben auf ſo⸗ 
zialpolitiſchem Gebiet und auf dem Gebiet des Schul⸗ 
weſens. (Abg. Dr. Ziehm: Sehr richtig!) Das hat zur 
Folge, daß andere Haushaltspläne mehr als ſtiefmüt⸗ 
terlich behandelt werden, (Sehr wahr! rechts.) trotz⸗ 
dem dort die Ausgaben produktiver für den Staat ſein 
würden. Aus dieſem Grunde erklärt ſich auch die nicht 
verſtändliche Ablehnung unſeres Antrages in der zwei⸗ 
ten Leſung, den Fiſchern nicht Darlehen, ſondern Bei⸗ 
hilfen in Höhe von 120 000 Gulden zu gewähren. Mit 
einer weiteren Verſchuldung iſt den Fiſchern nicht ge⸗ 
dient. Sie brauchen das Geld zur Anſchaffung von Be⸗ 
triebsmitteln. Hier würde das Geld ſofort produktiv 
angelegt ſein. (Zwiſchenrufe links.) 0 

Eine andere Einſchränkung der Ausgaben im 
Haushaltsplan iſt in dem Etat für Kirchenweſen zu 
verzeichnen. Die evangeliſche Kirche hatte einwandfrei 
einen Mehrbedarf nachgewieſen. Dieſer Mehrbedarf 
iſt nicht eingeſetzt worden, weil ſich die Sozialdemo⸗ 
kratie dagegen ausgeſprochen hat und ſich das Zentrum 
unbegreiflicherweiſe, dieſen Vorwurf kann ich ihm nicht 


erſparen, dem Machtwort der Sozialdemokratie gefügt 
hat. Es darf der Oeffentlichkeit nicht verſchwiegen wer⸗ 
den, wie ſich im Ausſchuß die Dinge zugetragen haben. 
Als die Deutſchnationalen im Ausſchuß die Einſetzung 
der 95 000 Gulden beantragten, und ſich bei den bür⸗ 
gerlichen Parteien eine gewiſſe Geneigtheit zur An⸗ 
nahme dieſes Antrags zeigte, da ſagte der ſozialdemo⸗ 
kratiſche Vertreter, dieſes würde einen Bruch der Koa⸗ 
lition bedeuten und die Sozialdemokratie würde den 
ganzen Haushaltsplan ablehnen. (Das iſt unwahr! 
links.) Darauf iſt dann der merkwürdige Beſchluß zu⸗ 
ſtandegekommen, die in der zweiten Leſung von uns 
gerügte Bemerkung in den Haushaltsplan aufzuneh⸗ 
men. Tatſächlich iſt dieſer für die Kirche unwürdige 
Ausweg nur zuſtande gekommen infolge des kirchen⸗ 
feindlichen Verhaltens der Sozialdemokratie. Wenn 
die bürgerlichen Parteien etwa der Meinung ſind, daß 
durch das Zuſammenarbeiten mit der Sozialdemokratie 
dieſe ſich in ihrer kirchenfeindlichen Einſtellung etwas 
ändern würde, dann ſind Sie auf dem Holzweg. (Abg. 
Weiß: Das hat niemand erwartet!) Doch, Sie haben 
es erwartet; ich werde dies gleich nachweiſen. Man leſe 
einmal ſozialiſtiſche Zeitungen aus dem Reich. Immer 
wieder wird in der unflätigſten Weiſe die chriſtliche 
Kirche beſchimpft. Die „Volkszeitung“ druckt die kir⸗ 
chenfeindlichen Ausführungen des Profeſſors Hartwig 
im Werftſpeiſehaus ab. Der Artikel fängt an: „Uns 
wird geſchrieben.“ Das iſt eine ganz mit Abſicht ange⸗ 
wandte Methode und auf dieſe fallen noch immer bür⸗ 
gerliche Kreiſe hinein. „Uns wird geſchrieben“ und 
dann werden die ſtärkſten Angriffe abgedruckt. Zum 
Schluß heißt es: „Der Saal war überfüllt und immer 
wieder ſetzten Beifallsſtürme ein.“ Wie wirkt das auf 
den Leſerkreis! Als die Koalition kaum zuſtande ge⸗ 
kommen war, brachte die „Volksſtimme“ ein Bild, das 
eine kirchliche Auffaſſung der katholiſchen Kirche ver- 
unglimpfte. (Abg. Weiß: Das war vor der Koalition!) 
Es ſpielt keine Rolle, ob die Koalition ſchon perfekt 
war. Nach dem Stande der Verhandlungen war ſie 
ſchon perfekt, oder wollen Sie mir glauben machen, daß 
ähnlich wie die polniſche Regierung mit der Zoll⸗ 
erhöhung, die Sozialdemokratie etwa mit dem Bilde 
einen Druck auf Sie ausüben wollte? Damals ſagte 
mir ein angeſehenes Mitglied Ihrer Fraktion: „Das 
wird nicht wieder vorkommen.“ Darin liegt doch die 
vorhin beſtrittene Hoffnung auf Beſſerung der Sozial⸗ 
demokratie. Sehen Sie ſich nun das Bild in der „Volks⸗ 
ſtimme“ in der Mainummer an. Da finden Sie in 
einem Kehrichthaufen, den ein Sozialdemokrat zuſam⸗ 
menſchiebt, neben anderen Sachen, die ſich auf das 
Bürgertum an ſich beziehen — jetzt ſage ich dem Zen⸗ 
trum eine bittere Wahrheit — auch Gegenſtände, die 
die Kirche ſymboliſieren. Es wird alles in die Goſſe ge⸗ 
ſchoben. (Abg. Gaikowſki: Das haben wir gejehen!) 
Darunter befindet ſich auch ein Bürger mit 1000 Gul⸗ 
den und einem Beutel in der Hand. Ich nehme an, daß 
das der Mann iſt, der die vielen bürgerlichen Inſerate 
aus der „Volksſtimme“ bezahlen ſoll. Dem geſchieht 
ſchon recht für ſeine Gedankenloſigkeit. (Abg. Loops: 
Da find Sie neidiſch!) 

Dieſes Bild hat eine ſehr ernſte Seite. Es zeigt 
mit aller Deutlichkeit das wahre Geſicht der Sozial⸗ 
demokratie. Die bürgerlichen Regierungsparteien wer⸗ 
den ihre helle Freude daran gehabt haben. Wir auch! 
Ich habe vorhin behauptet, daß der vorliegende Haus⸗ 
haltsplan einſeitig zwei Ausgabegebiete bevorzugt, 
während andere bis zur Bedeutungsloſigkeit zu kurz 
dabei wegkommen. Für die Handels⸗ und Gewerbever⸗ 
waltung z. B., deren Bedeutung man im Freiſtaat ſicher⸗ 
lich nicht unterſchätzen kann, bleiben nicht ganze 200 000 
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(Senftleben, Abgeordneter.) 

Gulden von dem Geſamtzuſchußbedarf von 46 Mil: 
lionen übrig. Außerordentlich ſchlecht kommt auch die 
Landwirtſchaft weg. 

Was nun die Einnahmenſeite anlangt, ſo liegt in 
vielen Fällen eine Ueberſchätzung vor. Insbeſondere 
werden die Einnahmen aus den Steuern und den Zöl⸗ 
len unſerer Auffaſſung nach nicht erreicht werden. Trotz⸗ 
dem reichen die Beträge nichts aus, um das Kunſtſtück 
eines balancierenden Haushaltsplanes zu zeigen, des⸗ 
halb ſind als Einnahme 5 Millionen Gulden aus „Mo⸗ 
nopolabgaben“ unter Zölle eingeſetzt. Wir haben ſchon 
wiederholt erklärt und wiederholen das in dieſer 
Stunde, daß wir eine derartige Methode nicht für zu⸗ 
läſſig halten, weil dieſe Einnahme der geſetzlichen 
Grundlage entbehrt. Sie iſt auch zu einem Zeitpunkt 
eingeſetzt worden, wo ſich die Regierung über die Ge⸗ 
ſtaltung der Monopole abſolut noch im Ungewiſſen be⸗ 
fand. Auch heute weiß ja die Regierung noch nicht, ob 
die Monopole überhaupt kommen und wie ſie ausſehen 
werden. Die Mitglieder des Hauſes ſollten ſich über 
folgendes aber klar ſein. Wenn der Haushaltsplan der 
Zollverwaltung ſo angenommen wird, dann legen Sie 
ſich auf dieſe Monopole gewiſſermaßen feſt und erteilen 
der Regierung eine Blanko⸗Vollmacht. Dies iſt eine 
unerhörte Art, die Rechte des Parlaments einzuſchrän⸗ 
ken, die in parlamentariſch regierten Ländern, m. H. 
von links, nicht vorkommen ſollte. Kein Abgeordneter 
darf ſeine Zuſtimmung zu ſolchen Methoden geben. 
(Zwiſchenrufe links.) Iſt denn vielleicht unter den be⸗ 
rühmten „lebendigen Verhandlungen“ mit den Polen 
der Druck polniſcherſeits ſchon ſo ſtark geworden, daß 
die Regierungsparteien zu ſolchen Mitteln greifen 
müſſen. Wir möchten in dieſem Augenblick aber unſere 
warnende Stimme auch deshalb erheben, weil die Be⸗ 
denken, die gegen die in Ausſicht ſtehenden Monopole 
von fachmänniſcher Seite erhoben werden, ſtark find. 
Sie find vielleicht ſtärker als die Gründe, die die Re- 
gierung dafür vorgebracht hat. Warum ſoll das Ta⸗ 
bakmonopol z. B. eingeführt werden. Erſtens aus fol⸗ 
gendem ſtaatswirtſchaftlichem Grunde: Man kann den 
Haushaltsplan nicht mehr balancieren, muß Geld ſchaf⸗ 
fen, alſo her mit dem Monopol. Laſſen ſich höhere Ein⸗ 
nahmen, wenn ſchon der Tabak herhalten ſoll, nicht 
auch auf andere Weiſe erzielen? Fachkreiſe haben der 
Regierung den Weg gezeigt. (Petroleum! links.) Wenn 
Danzig ein Tabakmonopol bekäme, m. H. von links, 
ſollte es nach einer Ankündigung eines Ihres promi⸗ 
nenteſten Regierungsmitglieder nach den Plänen der 
Regierung für einen weiteren Steuerabbau nutzbar ge⸗ 
macht werden, insbeſondere zur Beſeitigung der Umſatz⸗ 
und Luxusſteuer dienen. Jetzt wird die Summe von 
5 Millionen als Einnahme aus Monopolen in den Etat 
eingeſetzt, ohne daß nur im leiſeſten daran gedacht wird, 
dieſe Pläne zu verwirklichen. Die 5 Millionen würden 
völlig ausreichen, um die unbeliebte Umſatzſteuer und 
die das Gewerbe lähmende Luxusſteuer zu beſeitigen 
und damit belebend und produktiv für den Handel und 
das Gewerbe ſein. (Sehr richtig! rechts.) 

Der zweite Grund zur Einführung des Tabak⸗ 
monopols iſt außenpolitiſcher Art. Polen verlangte die 
Schaffung eines Tabakmonopols und ſtützt ſich hierbei 
auf Artikel 17 der Pariſer Konvention. Um die Ver⸗ 
handlungen in dieſem Punkte lebendiger zu geſtalten, 
übt Polen einen erpreſſeriſchen Druck auf den kleinen 
Freiſtaat aus, indem eine fajt ausſchließlich Polen zu: 
gute kommende außergewöhnliche Zollerhöhung auf Ta⸗ 
bak von Polen feſtgeſetzt bzw. damit gedroht wird. Der 
Artikel 17 der Pariſer Konvention beſagt aber aus⸗ 
drücklich, daß Danzig lediglich zu Verhandlungen mit 
dem Ziel verpflichtet iſt, die Danziger Geſetzgebung in 
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Fragen der Monopole und indirekten Steuern der pol⸗ 
niſchen Geſetzgebung anzupaſſen, ſoweit dies „Danzig 
nach ſeinen wirtſchaftlichen Erforderniſſen möglich iſt“. 
Polen ſoll alſo nicht das Recht haben, eine Gleichſtel⸗ 
lung der Geſetzgebung zu erzwingen. 

In dieſer Angelegenheit ſieht man deutlich den 
neuen Kurs. Danzig duckt ſich vor Polen und macht 
auch nicht den leiſeſten Verſuch, etwa durch den Völker⸗ 
bund klarzuſtellen, ob Polen zu dieſem brutalen Schritt 
berechtigt iſt. Wir Deutſchnationalen legen Verwah⸗ 
rung gegen den offenkundigen Verſuch ein, die Dan⸗ 
ziger Rechtsgrundlagen zu verwäſſern. Unter den Zoll⸗ 
angelegenheiten im Danzig⸗Warſchauer Abkommen, Ar⸗ 


tikel 197 Abſchnitt 5 heißt es ferner wörtlich: „Die Re⸗ 


gierung Polens wird in ihren Zollgeſetzen die Inter⸗ 
eſſen der Freien Stadt Danzig nach Möglichkeit 
ſchützen.“ Iſt das Vorgehen Polens mit dem Geiſt die⸗ 
ſer Beſtimmung auch nur im geringſten vereinbar? Po⸗ 
len ſtellt ſich natürlich auf den Standpunkt und will 
nicht gutheißen, daß Artikel 17 der Pariſer Konvention 
Danzig geſtattet, im Rahmen ſeiner Intereſſen die Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen. Dieſem Einſpruch fügt man ſich 
widerſpruchslos. Das geht deutlich aus einem am 


20. Februar in der „Volksſtimme“ enthaltenen Artikel: 


„Vor der Entſcheidung in der Monopolfrage“ hervor. 
Es heißt darin: 

Aber, wie es auch ſei, jetzt kommt es auf den Buch⸗ 
ſtaben des Geſetzes nicht mehr an. Beide Parteien zeigen 
Entgegenkommen, und auf einen baldigen Abſchluß iſt zu 
hoffen. 

Am 14. April 1926 ſchreibt dann das Blatt: „Die 
Verhandlungen haben dahin geführt, das Danziger Ge⸗ 
ſetz dem polniſchen Geſetz vollſtändig anzupaſſen. 

So ſieht das beiderſeitige Entgegenkommen aus. 
Danzig hat einſeitig nachgegeben. Das haben wir 
immer behauptet. Nebenbei iſt es beluſtigend, daß ſich 
eine polniſche Zeitung bei dieſer Gelegenheit darüber 
beſchwert hat, daß die jetzige Regierung — man höre 
und ſtaune — die Verhandlungen ſabotiere. Man 
pocht in Polen ſchon jetzt darauf, daß von polniſcher 
Seite die klägliche, ſchwächliche Haltung der jetzigen Re⸗ 
gierung ausgenützt wird. Was die Behauptung an⸗ 
langt, daß das Danziger Geſetz dem polniſchen vollſtän⸗ 
dig angepaßt iſt, ſo wundere ich mich außerordentlich 
darüber. Ich möchte annehmen, daß dies den Ereigniſſen 
vorauseilt. Ich denke doch, daß auch nach ſozialiſtiſcher 
Auffaſſung der Volkstag einen Einfluß auf die Geſtal⸗ 
tung dieſes Geſetzes haben müßte. Oder gibt man da⸗ 
mit zu, was ich ſchon vorhin ſagte, daß die Einſtellung 
der 5 Millionen in den Etat den Volkstag verpflichtet, 
ſich unbeſehen dieſer Diktatur zu unterwerfen und un⸗ 
beſehen einen Teil polniſcher Geſetzgebung zu Danziger 
Geſetzen zu machen? (Hört, hört! rechts.) Es iſt für 
uns wertvoll, zu wiſſen, das nächſtens der polniſche 
Sejm einen Teil der Danziger Geſetzgebung macht und 
nicht mehr der Volkstag. 

Mag eine ſolche Regierung ſtützen wer will. Dieſe 
Arbeit des Volkstages werden wir ablehnen und drau⸗ 
ßen die Bevölkerung lehnt ſie auch ab. Ob die 5 Mil⸗ 
lionen durch Monopole aufzubringen ſein werden, hat 
auch der Herr Präſident Sahm in ſeiner Rede in Zweifel 
geſtellt. Von fachmänniſcher Seite wird dieſer hohe Er⸗ 
trag ebenfalls beſtritten. Alſo heraus mit dieſem Poſten 
aus dem Haushaltsplan, in dem er ohne Berechtigung 
ſteht. Ein ſolches Verfahren, das der Würde Danzigs 
nicht entſpricht, muß abgelehnt werden. Es verträgt 
ſich auch nicht, worauf Sie, als Demokraten, Wert legen 
müßten, mit den demokratiſchen Grundſätzen. (Sehr 
gut! rechts.) Rückſicht auf die Dringlichkeit brauchen 
wir nicht zu nehmen. Wenn Polen vorgibt, daß der 


0 


Volkstag Danzig. — 166. Sitzung. Mittwoch, den 5. Mai 1926. 


(Senftleben, Abgeordneter.) 

Schmuggel in Tabakfabrikaten nach Polen außerordent⸗ 
lich ſtark und für Polen läſtig ſei, ſo mag es zweckmäßige 
Abwehrmaßnahmen treffen. Soweit Polen zu ſolchen 
berechtigt iſt, ſind ſie im Warſchau / Danziger Abkommen 
ausdrücklich niedergelegt. Der Hauptſchwerpunkt liegt 
aber darin, daß Polen den Schmuggel bekämpfen 
könnte, indem es preiswertere und beſſere Tabakfabri⸗ 
kate auf den Markt bringt. Hier zeigt ſich der Pferde⸗ 
fuß, der ſich auch für Danzig zeigen wird. Auch für 
Danzig werden die Fabrikate viel ſchlechter und teurer 
werden. Sie müſſen es, weil man das Dreifache auf 
den Kopf der Bevölkerung herausholen will. (Zwi⸗ 
ſchenrufe links.) Dann werden wir auch in Danzig den 
Schmuggel haben. Sie rufen mir zu „Oeſterreich“. Es 
wäre gut, wenn die Regierung das Gutachten des Fach⸗ 
mannes, den ſie ſich vom „öſterreichiſchen Tabakmono⸗ 
pol“ verſchrieben hatte, veröffentlichte. Die Fachkreiſe 
haben darum ſchon in Zeitungsartikeln und auf ande⸗ 
rem Wege erſucht. Ans wäre es auch ſehr lieb, wenn 
wir dieſes Gutachten einmal zu Geſicht bekämen. Nach 
dem heutigen Stand der Verhandlungen begeht man 
ſicher keinen Vertrauensbruch, und dem Hauptausſchuß 
könnte die Regierung dieſes Material ſchon einmal 
unterbreiten. Seitdem wir aber den neuen Kurs haben, 
geht man mit einer gewiſſen Nichtachtung über den 
Volkstag hinweg. 

Ich behaupte, daß andere Fragen, die ſich auch im 
Stadium lebendiger Verhandlungen mit Polen befin⸗ 
den ſollen, ohne Zweifel viel dringlicher für uns ſind 
als dieſe Monopolfrage, die wir auch auf anderem 
Wege löſen können. Der Herr Präſident des Senats 
hatte in ſeinem Programm folgende ſieben Punkte auf⸗ 
geſtellt: 1 Zollverteilungsſchlüſſel, 2. Monopol und 
indirekte Steuern, 3. polniſcher Poſtdienſt im Hafen 
von Danzig, 4. Verkehrserleichterungen, 5. Schuppen 
des Hafenausſchuſſes, 6. Manipulationsgebühren im 
Veredelungsverkehr und 7. Vermeidung der Doppelbe⸗ 
ſteuerung auf dem Gebiete der Erbſchaften und Wechſel⸗ 
gebühren. Wir haben es ſehr bedauert, daß ſich dar⸗ 
unter nicht die in der Regierungserklärung als ſofort 
und dringend notwendig bezeichneten Beſtrebungen der 
Danziger Regierung befinden, einen erleichterten Zah⸗ 
lungsverkehr zwiſchen Danzig und Polen herzuſtellen. 
Danzig hat ein lebhaftes Intereſſe daran, daß die der 
Danziger Wirtſchaft ſchuldigen Beträge endlich einmal 
eingehen. Nichts Durchgreifendes iſt in der Zwiſchen⸗ 
zeit von der Regierung erfolgt. Im Gegenteil, dieſen 
ſo wichtigen Punkt hat man außerhalb des Programms 
der direkten Verhandlungen mit Polen geſtellt. Es 
ſcheint ſo, daß wenn geldliche Verpflichtungen Polens 
Danzig gegenüber in Frage kommen, Polen ſich auf den 
Standpunkt ſtellt: „In Geldſachen hört die Lebendig⸗ 
keit und Freundſchaftlichkeit bei den Verhandlungen 
auf!“ (Sehr gut! rechts.) Faſt ſieben Wochen ſind ſeit der 
Rede des Herrn Präſidenten ins Land gegangen. Ich 
bitte mir zu ſagen, welcher von den ſieben Punkten ſeine 
Erledigung gefunden hat, bei denen das Danziger In⸗ 
tereſſe überwiegend iſt. Keiner! (Sie haben ja in ſechs 
Jahren nichts ſchaffen können! links.) In der Frage 
der Verkehrserleichterungen iſt allerdings etwas ge⸗ 
ſchehen. Aber es iſt bezeichnend, daß da wieder Danzig 
hinſichtlich der Paßkontrolle vorangegangen und Polen 
nicht gefolgt iſt. Dabei handelt es ſich um Selbſtver⸗ 
ſtändlichkeiten, die Polen keine großen Schmerzen be⸗ 
reiten würden. Aber Polen denkt nicht daran, zur glei⸗ 
chen Zeit wie Danzig etwas zu tun. Polen läßt die 
neue Regierung die Stellung ſchon fühlen, in die Dan⸗ 
zig durch den Regierungswechſel hineingekommen iſt. 
Politik iſt eben eine reale Sache und hat mit Gefühls⸗ 
duſelei nichts zu tun. ; i 


jagt er etwas anderes, 


Recht deutlich ſprechen für die deutſchnationale 
Auffaſſung auch die Ausführungen des Herrn Abg. 
Dr. Panecki. Wir wundern uns über ſeine Rede nicht, 
weil ſie eben nur die Konſequenz des Regierungswechſels 


iſt. Nur für Dumme kann noch die Ausrede gelten, daß 


an dem mangelnden Entgegenkommen Polens jetzt noch 
die Haltung der früheren Regierung ſchuld ſei. Ich 
kann mit vollem Recht eher behaupten, daß neben an⸗ 
deren Gründen auch das in den nationalpolniſchen 
Kreiſen vorhandene Mißtrauen gegenüber dem jetzigen 
ſozialiſtiſchen Kurs in der neuen Regierung Schuld iſt. 
Es iſt den Deutſchnationalen niemals eingefallen, ſich 
in die inneren Angelegenheiten Polens hineinzu⸗ 
miſchen, wie etwa in Regierungskriſen. Das offizielle 


Organ der Regierungspartei iſt über den Ausgang der 


Regierungskriſe in Polen aber aus dem Häuschen und 
miſcht ſich damit in innere Verhältniſſe Polens ein. Der 
Artikel iſt überſchrieben: „Die polniſche Kriſenkomödie, 
Skrzynſkis Blamage uſw.“ Damit tritt deutlich zutage, 


daß die Sozialdemokratie nicht lediglich vom Danziger 


wirtſchaftlichen Standpunkt aus, wie die bürgerlichen 
Koalitionsparteien angenommen haben, den Regie⸗ 
rungskurs geändert hat, ſondern ſie hat internationale, 
ſozialiſtiſche Pläne dabei verfolgt. Das wiſſen natür⸗ 


(C) 


lich die nationalpolniſchen Kreiſe, die jetzt am Ruder 


find, ganz genau. (Bis zu Muffolini! links.) Das 
kommt auch noch dazu. Die Auswirkung davon wird 
Danzig ſchon zu ſpüren bekommen, auch wenn es nicht 
unter ſo deutlicher Ankündigung erfolgt, wie Italien 
dies Danzig hat wiſſen laſſen. „Verhöhnung des Bür⸗ 
gertums“, wie in der Mainummer der „Volksſtimme“, 
„Außenpolitik“ im internationalen ſozialiſtiſchen Geiſt, 
das iſt das wahre Geſicht der Sozialdemokratie, der 
ſtärkſten Partei der Koalitionsregierung, in der die 


bürgerlichen Mitglieder zu Vaſallen herabgedrückt ſind. 


Eine ſolche Regierung kann nicht das Vertrauen 
der Danziger Bevölkerung haben. Es geht nicht, daß 
der Haushaltsplan ihr die Mittel zur Verwirklichung 
ihrer Politik in die Hände gibt. Wir lehnen den Haus⸗ 
haltsplan ab und wiſſen uns eins mit dem größten und 
beiten Teil der deutſchen Danziger Bevölkerung (Leb⸗ 
haftes Bravo! rechts. — Ironiſche Hurrarufe! links. — 
Abg. Weiß: Das Letzte meinen Sie wohl nicht ganz ernſt!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Mein 
Herr Vorredner hat allerdings ſehr viele Worte ge⸗ 
braucht, daran hat er nicht geſpart. Gedanken waren in 
ſeiner Rede aber ſehr wenig enthalten. Wenn man dieſe 
Rede auf eine ganz kurze Form bringen will, dann war 


nichts weiter geſagt, als daß man klipp und klar der 


jetzigen Regierung eine gewiſſe Roßtäuſcherpolitik vor⸗ 
wirft. Wenn man dieſes Wort braucht und nachprüft, 
auf welcher Seite die Roßtäuſcherpolitik liegt, Herr Abg. 
Senftleben, dann werden Sie zugeben müſſen, daß das 
bei Ihnen der Fall iſt. (Wir ſind doch nicht in der Re⸗ 
gierung! rechts. Sie möchten aber gern hinein! 
links.) Sie ſind nicht in der Regierung, das wiſſen wir. 
Daß es bei Ihnen Leute gibt, die ſehr vielſeitig ſind, 
wiſſen wir ſehr lange. Daß mein Vorredner immer zu 
denjenigen gehört hat, wiſſen wir. Sonſt wäre es ganz 
unmöglich, die Politik hier ſo zu vertreten, wie er es 
getan hat. Aber in den Angeſtelltenverſammlungen 
(Abg. Senftleben: Ich denke 
gar nicht daran!) Allerdings, da befinden wir uns im 
Gegenſatz, Herr Abg. Senftleben. Wenn Sie hier immer 
von dem wahren Geſicht der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei reden, ſo können Sie auch einen anderen Ausdruck 
gebrauchen und von dem einzigen Geſicht ſprechen, das 
die Sozialdemokratiſche Partei hat. Wir haben kein 
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(Spill, Abgeordneter.) 
wahres und kein falſches Geſicht, ſondern ſprechen das 
ſtets aus, was wir immer ausgeſprochen haben. Darum 
wird Ihnen auch all das Gruſeligmachen wenig nützen; 
denn die Danziger Bürgerſchaft iſt vielleicht in dieſen 
Dingen etwas beſſer informiert als Sie. Die weiß, daß 
hier nicht ein wahres und ein falſches Geſicht gezeigt 
wird, ſondern daß die Sozialdemokraten immer Sozial⸗ 
demokraten bleiben und auch bleiben werden. (Hört, 
hört! rechts.) Haben Sie von uns ſchon etwas anderes 
gehört? Sehen Sie! Alſo, hier gibt es kein falſches und 
wahres Geſicht, aber auf Ihrer Seite, da iſt es vor⸗ 
handen. 

Nun eins, m. H. Vorredner, wenn dieſe Regierung 
angeblich ſolch eine Roßtäuſcherpolitik treiben ſollte, wie 
Sie das hier gemalt haben, ſo verſtehe ich wirklich nicht, 
daß die ehrlichen Deutſchnationalen ſolche Politik mit⸗ 
machen; denn, mein Herr Vorredner, Ihre Partei ſelbſt 
iſt für dieſe Politik mit verantwortlich; denn Ihre Mit⸗ 
glieder, Ihre Parteimitglieder, ſitzen ja doch in der Re⸗ 
gierung und machen dieje angebliche Roßtäuſcherpolitik 
mit. Wie ſoll man das mit Ehrlichkeit in Einklang 
bringen, wenn die Regierung ſolche Wege geht, von 
denen Sie ſehen, daß die Wirtſchaft zugrunde geht, daß 
Danzig aufhören muß, zu beſtehen und Sie laſſen Ihre 
eigenen Leute ſolche Politik mitmachen. Ja, das kann 
man dann wohl kaum mehr als ehrlich bezeichnen. Son⸗ 
dern da kann man, Herr Abg. Senftleben, von einem 
wahren und von einem falſchen Geſicht ſprechen. (Sehr 
gut! links.) 

Sie ſind ſehr vielſeitig und können oft verſchieden 
reden. Ich glaube, Sie ſelbſt waren es, Sie haben 
immer und immer wieder betont, Danzig müſſe ſich nun 
einmal, ſoweit es möglich iſt, der deutſchen Geſetzgebung 
anpaſſen, alle Rechtseinheit müſſe beſtehen bleiben. So 
ungefähr waren Ihre Ausführungen. Jetzt auf einmal, 
als der Plan auftaucht, auch das Betriebsrätegeſetz, das 
hier nicht den Namen Betriebsrätegeſetz auf Grund 
unſerer Verfaſſung haben darf, zur Einführung zu brin⸗ 
gen — es ſteht noch gar nicht einmal fejt — da laufen 
Sie Sturm dagegen, da paßt Ihnen die deutſche Geſetz⸗ 
gebung nicht. (Abg. Arczynſki: Das iſt echt deutſchnatio⸗ 
nale Art. — Zuruf des Abg. Schwegmann.) Ach nein, 
Herr Abg. Schwegmann, wenn die Sozialdemokratiſche 
Partei dies Geſetz in Deutſchland geſchaffen hätte, 
würde es etwas anders ausſehen. (Abg. Schwegmann: 
Wir haben es abgelehnt!) Dieſes Geſetz kann, wenn 
Parteien zuſammen regieren, nur ein Kompromiß ſein, 
nun fürchten Sie das. Die deutſchen Geſetze bezeichnen 
Sie alle als gut, nun fürchten Sie das, was in Deutſch⸗ 
land gut iſt. 

Da kam ſo richtig der ehemalige Arbeitervertreter 
zum Vorſchein, Herr Abg. Senftleben. (Abg. Plettner: 
Sehr gut!) Da allerdings unterſcheiden wir uns; denn 
darin haben wir nur ein Geſicht. Wir machen nie ein 
Hehl daraus, daß wir es als vornehmſte Aufgabe be⸗ 
trachten, auch die Intereſſen des arbeitenden Volkes zu 
vertreten, weil nach unſerer Auffaſſung — da Herr Abg. 
Senftleben gehen wir wieder auseinander — gerade 
die Arbeiterſchaft der wichtigſte Faktor in der Wirtſchaft 
iſt, der viel mehr wert iſt, als ein Petroleumhändler 
und dergleichen. (Abg. Beyer: Sehr gut!) 

Nun m. H., mit dem Etat ſind Sie nicht zufrieden. 
Das kann man verſtehen. Der Etat könnte etwas anders 
ausſehen, darin gebe ich Ihnen Recht, wenn Sie m. H. 
von rechts nicht ſechs Jahre in Danzig regiert hätten. 
(Sehr richtig! links.) Wenn Sie nur ein klein wenig 
Ehrlichkeit aufbringen wollen und können, dann müſſen 
Sie doch zugeben, daß Sie genau ſo im Staate gewirt⸗ 
ſchaftet haben, wie mancher einzelne Wirtſchaftler, d. h. 
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von dem Millionenfimmel vollſtändig ergriffen ſind. 
(Abg. Schwegmann: Sie leben von der Vergangenheit!) 
Sie haben nie daran gedacht, daß eine andere Zeit 
kommen würde, wo man nicht nach Millionen und Mil⸗ 
liarden rechnet. Wenn Sie ehrlich ſein wollen, müſſen 
Sie zugeben, daß es eine Zeit gab, wo man den Wert 
des Geldes nicht mehr ſchätzen konnte. Das hat dazu 
beigetragen, daß jetzt einzelne Wirtſchaftler vollſtändig 
am Ende ſind. In derſelben Form haben Sie gewirt⸗ 
ſchaftet, m. H. von rechts. Beim Aufbau des Staates 
kam es Ihnen nicht darauf an, wie groß der Aufbau 
war; denn die Papiermillionen hatten keinen Wert. Es 
wäre ſonſt nicht möglich geweſen, einen Apparat auf⸗ 
zuziehen, den tatſächlich dieſer kleine Staat nicht tragen 
kann. (Abg. Dr. Ziehm: Ohne den Apparat können Sie 
gar nicht regieren!) Gewiß brauchen wir einen Regie⸗ 
rungsapparat, darin haben Sie Recht. Aber eins kann 
ich Ihnen ſagen, Herr Abg. Dr. Ziehm, wenn dieſe Re⸗ 
gierung den Apparat aufgezogen hätte, dann ſähe er 
anders aus, er würde nicht ganz ſo koſtſpielig ſein. Nur 
ein kleines Beiſpiel dafür, daß Sie nicht rechnen konn⸗ 
ten: Alle Beamtengehälter ſind eine Gruppe höher als 
in Deutſchland. Umrechnungsſatz zur Feſtſtellung der 
Gehälter eine Mark gleich 1,33,4 Gulden. (Abg. 
Dr. Ziehm: Da haben Sie mitgeſtimmt!) Ich habe 
allerdings noch nicht gewußt, daß wir damals in der 
Regierung ſaßen. Da erzählen Sie etwas Neues. (Abg. 
Dr. Ziehm: Der Volkstag!) Wer hatte im Volkstag die 
Mehrheit? Wenn wir mitgeſtimmt haben, haben wir 
dagegen geſtimmt. 

Ich werde Ihnen noch etwas anderes erzählen. 
Welche Steuern führten Sie ein, um ſolche Ausgaben 


zu decken! Ihr Vorredner ſprach wieder von der Luxus⸗ 


und von der Umſatzſteuer. Herr Abg. Dr. Ziehm, wer 
hat ſich hier in der heftigſten Weiſe in der Nacht zu Him⸗ 
melfahrt gegen die Einführung dieſer Steuern gewehrt? 
M. H., das waren wir! Nun machen Sie uns zum Vor⸗ 
wurf, daß die Steuer noch beſteht, die Sie eingeführt 
haben. (Abg. Schwegmann: Damals war ſie berechtigt!) 
Sie war inſoweit berechtigt, als Ihre Kurzſichtigkeit 
es nicht zuließ, zu erkennen, daß der Millionenfimmel 
bald ein Ende nehmen würde. Wenn Sie nur ein klein 
wenig über Ihre Naſenſpitzen hätten hinausſehen kön⸗ 
nen, wäre manche Maßnahme unterblieben, das wiſſen 
wir ganz genau. 

Nun zum Gruſeligmachen der „Volksſtimme“. Ich 
bin ſtolz darauf, daß ſich die „Volksſtimme“ in Danzig 
einen Platz erobert hat, vor dem ſelbſt Abg. Senftleben 
Reſpekt hat. Wenn das nicht ſo wäre, Herr Abg. Senft⸗ 
lebend, hätten Sie gar keine Arſache, die Dinge ver- 
dreht darzuſtellen. Das Blatt muß Ihnen ziemlich ge- 
fährlich vorkommen, weil Sie auch hier wieder nicht bei 
der Ehrlichkeit bleiben konnten. Was brachte denn das 
Blatt am 1. Mai? Sie werden doch zugeben, Herr Abg. 
Senftleben, daß wir vielleicht etwas richtiger unſer 
Blatt leſen können, als Sie es verſtehen, weil Sie doch 
ſonſt meiſtenteils nur deutſchnationale Blätter leſen. 
Das Blatt beſchäftigte ſich nicht etwa mit der Kirche. Es 
hat nicht mit einem Wort daran gedacht. Das Bild, 
das Sie geſehen haben, ſollte etwas anderes bedeuten, 
nämlich die Juſtiz, den monarchiſtiſchen Gedanken. Dies 
alte Gerümpel ſollte ausgefegt werden. (Aber auch 
Kreuze! rechts.) Die jetzige Juſtiz war damit gemeint, 
die in Deutſchland die Schandurteile gefällt hat. (Aber 
das Kreuz! rechts.) Wenn Sie ein ſolches Zeichen als 
Kirche auffaſſen, dann, Herr Abg. Dr. Bumke müſſen Sie 
öfter nach der Kirche gehen, um ſolche Zeichen zu ver⸗ 
ſtehen. Wir verſtehen unter dieſem Zeichen einen Para⸗ 
graphen. Sie ſind allerdings Rechtsgelehrter. (Das iſt 
die Fraktion der Köpfe! links.) 


(Spill, Abgeordneter.) 

Recht wunderbar hörten ſich die Ausführungen des 
Herrn Abg. Senftleben über den Parlamentarismus an. 
Er beklagt ſich darüber, daß die Sozialdemokratie den 
Parlamentarismus nicht achte, und daß dem Volkstag 
das Recht genommen werden ſolle, über das eventuell 
einzuführende Monopol die Entſcheidung herbeizufüh⸗ 
ren. Haben Sie nicht ſelbſt gefühlt, wie ſchön ſich dieſe 
Ausführungen in Ihrem Munde machten? Kam Ihnen 
das nicht ein klein wenig zum Bewußtſein? Oder 
halten Sie das Danziger Volk für ſo dumm, Herr 
Senftleben! Wenn Sie jetzt noch nicht wiſſen, wie die 
Sozialdemokratiſche Partei zu dieſer Frage ſteht, dann 


iſt Ihnen wirklich nicht zu helfen. Ehrlichkeit iſt ein 


ſchönes Ding. (Abg. Senftleben: Halten Sie den Abſo⸗ 
lutismus für richtig?) Reden hören ſich aber manchmal 
ſchöner an, wenn man es mit der Ehrlichkeit nicht ſo 
ganz genau nimmt. Wer ſagt Ihnen denn, daß auf 
Drängen der Sozialdemokratiſchen Partei der Kirchen⸗ 
etat geſchmälert wurde? Das iſt eine Behauptung, die 
aus der Luft gegriffen iſt. (Sie wollen den Etat doch 
ablehnen lrechts.) Die Sozialdemokratiſche Partei hat den 
Etat ſo angenommen, wie er von der Regierung aufge⸗ 
ſtellt war. Sie hat keinen Ton dafür und keinen Ton da⸗ 
gegen geſagt. Wir haben uns geſagt, wenn wir in die Re⸗ 
gierung gehen, müſſen wir auch den Kirchenetat bei den 


jetzigen Verhältniſſen annehmen. Wir haben uns nur 


gegen Ihren Antrag gewandt, der 95 000 Gulden über 
den Etat hinaus geben wollte. (Abg. Senftleben: Das 
habe ich auch nur behauptet!) Nein, Sie haben etwas 
anderes behauptet. Es iſt ſchwer, ehrlich zu ſein, aber 
wenn Sie den Verſuch machen, werden wir es glauben. 
Die anderen Parteien werden Ihnen Wort für Wort 
beſtätigen müſſen, was ich hier geſagt habe. Wir machen 
aus unſerer Geſinnung gegenüber der Kirche keinen 
Hehl. Wir wiſſen, daß wir auch den anderen Parteien 


Rechnung zu tragen haben. Daher haben wir gegen den 
Etat nicht ein Wort geredet, ſondern ihn ſo angenom⸗ 


men, wie er von der Regierung aufgeſtellt war. Sie 
ſehen, es ſtimmt nicht ſo, wie Sie es hier dargeſtellt 
haben. Sie ſagen das nur, weil es Ihnen in den Kram 
paßt. Sie können ſo und auch wieder anders. (Abg. 
Robert Schmidt: Das gehört zur Oppoſition!) Ich bin 
der Meinung, daß die Oppoſition ein klein wenig ehr⸗ 
lich ſein ſoll, um ſo mehr, wenn ſie immer erklärt 
hat, daß ſie ſtaatserhaltende Oppoſition treibe. Wenn 
das richtig iſt, müſſen Sie Ihre Oppoſitionsarbeit ein 
klein wenig anders einrichten. (Abg. Dr. Ziehm: Das 
überlaſſen Sie uns!) Das können Sie halten, wie Sie 
wollen. Dann kommen wir nicht in die Verlegenheit, 
unſer Urteil über Sie zu revidieren. Dann bleibt es be⸗ 
ſtehen. Wer weiß, wie lange die Geſchichte dauern wird. 

Herr Abg. Senftleben, was klang aus Ihren 
Worten heraus? Doch nur der ſehnſüchtige Wunſch: „Ach 
Zentrumspartei, Liberale, macht doch ein Ende und 
kommt zu uns“. Ich kann es verſtehen, daß jeder für 
ſeine Ideen und Anſichten werben muß. Aber wir würden 
uns genieren, es ſo offenſichtlich zu tun. Wie lange die 
Koalition dauern wird, Herr Senftleben, darüber 
brauchen Sie ſich am wenigſten den Kopf zu zerbrechen. 
Das überlaſſen Sie ruhig den Parteien, die in die Koa⸗ 
lition hineingegangen ſind. Wenn Sie glauben, daß es 
nicht mehr zweckmäßig erſcheint, werden ſie ſelbſt ein 
Ende machen. (Abg. Dr. Ziehm: Wenn Sie mit Ihrem 
Latein am Ende ſind!) Ich hatte nicht die Abſicht, alte 
Dinge wieder hervorzufehren, Herr Dr. Ziehm, aber 
wenn Sie es wünſchen, will ich Ihnen das nicht ſchenken 
Wer ging aus der Regierung heraus, als man ſah, 
was eintreten würde? (Das iſt unwahr! rechts.) Das 
waren Sie. Sie hatten nicht den Mut, in der ſchwerſten 
Zeit die Verantwortung zu übernehmen. M. D. u. H. 
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Ich erinnere Sie an voriges Jahr, an den Auguſt. Um 


was drehte es ſich? Um einen Abſtrich von 120 Schupo⸗ 


beamten. Das nahmen Sie als Anlaß aus der Regie⸗ 
rung herauszugehen. (Abg. Kloſſowſki: Das war an den 
Haaren herbeigezogen!) Heute ſind ſchon über 300 
Schupobeamte geſtrichen, und der Staat ſteht noch und 
wird auch ſtehen. Sie können ruhig ſchlafen gehen, 
Ihnen wird nichts paſſieren. Sie werden zugeben 
müſſen, daß das nicht der Anlaß zu Ihrem Rücktritt 
war. Sie müſſen es ſich ſchon gefallen laſſen, daß man 
die Behauptung aufitellt, daß Sie die Zeit fürchteten, 
die Sie herannahen ſahen. Sie fürchteten die Zeit um 
ſo mehr, weil Sie mit die Veranlaſſung waren, daß die 
Kriſe in Danzig weit ſchärfer in Erſcheinung trat, als 
in den umliegenden Staaten. Sie hatten den Aufbau 
des Staates in der Weiſe gemacht, daß es ein Zurück 
nicht gab und ein Einſchränken der Ausgaben nicht 
möglich war. Das iſt Ihre Schuld, die Ihnen niemand 
abnehmen wird. Sie würden der Danziger Bevölkerung 
einen größeren Dienſt leiſten, wenn Sie ſagten, wir 
waren uns damals nicht klar darüber, was dieſer Staat 
tragen konnte oder nicht. Dann könnte man Sie für 
ehrliche Menſchen halten. Wenn Sie aber auch heute auf 
dem Standpunkt ſtehen, daß das, was Sie gemacht 
haben richtig war, dann, nehmen Sie es mir nicht 
übel, kann dieſe Bezeichnung für Sie nicht mehr gelten. 

Die Steuern, die jetzt noch beſtehen, hat die neue 

Regierung nicht eingeführt. Meines Wiſſens, und ich 
glaube mich richtig zu erinnern, hat die neue Regie⸗ 
rung noch nicht eine einzige Steuer eingeführt. Sie hat 
aber eine Unmenge Steuern abgebaut. (Na, na! 
rechts.) Nun iſt es leicht, trotzdem man weiß, welche 
Ausgaben der Staat zu leiſten hat, zu ſagen: herunter 
mit den Steuern. Das kann man nur als Demagogie 
bezeichnen. Das ift keine ſtaatserhaltende Oppoſition. 
(Abg. Dr. Ziehm: Wenn man nichts zu ſagen hat, 
ſchimpft man!) Dann müſſen Sie ſich an Ihren Redner 
halten, dann haben Sie recht. Seine ganze Rede be⸗ 
ſtand darin, daß er auf die Sozialdemokratiſche Partei 
ſchimpfte. Daß er auf die anderen Parteien nicht 
ſchimpfte, kann man verſtehen. Meine Aufgabe kann 
nur ſein, das richtigzuſtellen. 
Zu dem Etat noch etwas zu ſagen, halte ich für 
überflüſſig. Sie wiſſen, unter welchen Umjtänden dieſer 
Etat aufgeſtellt werden mußte. Ich habe bei der erſten 
Leſung geſagt, wenn an dieſem Etat Kritik geübt wird, 
dann muß und kann ſie nur unter dem Geſichtswinkel 
der jetzt beſtehenden Kriſe geſchehen. Das haben Sie 
unterlaſſen. Daran haben Sie nicht mehr gedacht, 
darum iſt Ihre Kritik falſch. Wir müſſen die Angriffe, 
die ſich auf die Sozialdemokratiſche Partei bezogen, 
zurückweiſen. (Bravo! links — Sehr ſchwach! rechts! — 
Heiterkeit — Abg. Loops: Der Schulmeiſter!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wenn man die Kritik unterſucht, die von der ganz 
Rechten des Hauſes an dem Etat geübt wurde, ſo kann 
man ſagen, daß ſie in vielen Punkten abſolut zutreffend 
iſt. Es iſt richtig, daß die Etats untragbar ſind. Es iſt 
ferner richtig, daß es unmöglich iſt, dieſe Etats wahr⸗ 
ſcheinlich durch Steuern aufzubringen. Wir ſind genau 
derſelben Anſicht und trennen uns nur in einem: Das 
iſt der Begriff der Oppoſition. Das ſchöne Wort von der 
ſtaatserhaltenden Opposition des Abg. Dr. Ziehm hat 
ſich hier allerdings in den Begriff der demagogiſchen 
Oppoſition gewandelt. Denn demagogiſche Oppoſition 
iſt es, wenn man das, was man ſelbſt verordnet hat, 
nunmehr anderen in die Schuhe ſchieben will. Das iſt 
ſo demagogiſch, daß man eigentlich keiner Partei, die 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 

das Deutſchtum mit allen Faſern zu verteidigen vor⸗ 
gibt, eine andere Staatsauffaſſung zutrauen müßte. 
(Abg Spill: Sehr gut!) Aber, wir haben es ja immer 
gejagt, die Bevölkerung wird hier mit Phraſen einge- 
bettet. Die Bevölkerung ift tatſächlich 6 Jahre lang von 
Ihnen, m. H. von ganz rechts, in einer unverantwort⸗ 
lichen Weiſe hinter das Licht geführt worden. Sie haben 
ſo regiert, wie Sie es der jetzigen Regierung vorwer⸗ 
fen, Sie haben nämlich rein ſozialiſtiſch regiert. (Leb⸗ 
hafte Bewegung.) ‘ 

Das ijt das Eigentümliche. Sie von ganz rechts, 
Sie haben hier das getrieben, was Sie ſonſt der Gegen⸗ 
ſeite vorwerfen. (Abg. Senftleben: Herr Spill, was 
jagen Sie nun!) Sie haben hier den Staatsſozialis⸗ 
mus in der ſchönſten und blühendſten Form hingeſtellt, 
daß die Kathederſozialiſten aus meiner Studentenzeit 
ſagen würden, es gäbe keine glänzendere Herſtellung 
der ſtaatsſozialiſtiſchen Auffaſſung. Natürlich iſt es 


nicht der marxiſtiſche Sozialismus, ſondern es iſt der 


Sozialismus, der in überbetonter Ausprägung des 
preußiſchen Staatsgedankens hier in dieſem Wirt⸗ 
ſchaftsrat Danzig jo regiert hat, als wenn die alte 
Idee der preußiſchen Staatsauffaſſung hier noch zu 
entſcheiden hätte. 

Das iſt der ſchwere Vorwurf, daß Sie nicht erkannt 
haben, wie total verfehlt dieſer Staatsaufbau iſt. Wir 
müſſen doch die Etats von dem Geſichtspunkt aus be⸗ 
trachten, daß Abſtriche gemacht werden ſollen. Da gibt 
es doch nur ein Mittel, Abbau der Ausgaben. Aber es 
iſt ſelbſtverſtändlich ein Kunſtſtück, wenn der Staats⸗ 
apparat, der Beamtenapparat nun einmal da iſt. Es 
ſteht auch ſo im Widerſpruch mit Ihren Ausführungen, 
daß Sie hier einen Abänderungsantrag für den Haus⸗ 
haltsplan der Verwaltung des Innern einbringen, 
unterzeichnet Guttzeit, Schwegmann. Dort ſteht, daß 
Sie ſtatt 8 Leutnans 9 Leunants beantragen, ſtatt 48 
Zugwachtmeiſter 49 uſw. 

Wir haben allerdings den dringenden Verdacht, 
daß die anderen Ziffern dazu da find, um den einen 
Leutnant zu halten, der abgebaut werden ſoll. 
(Zwiſchenrufe rechts.) Was das mit der Rede zu tun hat? 
Erſt erklären Sie, die Etats ſeien untragbar, dann be⸗ 
antragen Sie neue Stellen. Zu welchem Zwecke? Iſt 
die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit bedroht, 
wenn der eine Leutnant nicht da iſt, oder wollen Sie 
einen Verwandten von Herrn Burandt oder einen an⸗ 
deren Angehörigen von Ihrer Partei wieder bei der 
Schupo unterbringen? (Abg. Schwegmann: Die Stelle 
iſt ja beſetzt!) Meine Behauptungen, daß Sie in der 
ganzen Zeit Ihrer Regierung in einer unverantwort⸗ 
lichen Weiſe dem Staat Aufgaben zugebogen haben, 
die er nicht erfüllen kann, iſt doch zur Evidenz erwieſen. 
Darauf muß man immer wieder hinweiſen. Sie und 
Ihr Senator Dr. Leske ſind es, die den Sozialismus 
auf dem Gebiete des Wohnungsweſens in Danzig ein⸗ 
geführt haben. (Zurufe rechts.) 

M. D. u. H.! Von dieſem Geſichtspunkt ausgehend 


muß man die Etats betrachten. Wir insbeſondere haben 
zu erklären, die Etats ſind tatſächlich untragbar. Wahr⸗ 


ſcheinlich werden die Steuern nicht einzutreiben ſein, 
wahrſcheinlich werden wir in ſehr ſchwere Zeiten kom⸗ 
men. Aber dennoch müſſen wir erklären, wenn man es 
durch ſtrikte Ablehnung der Etats erreichen könnte, daß 
ſie abgebaut werden, daß andere Verhältniſſe eintreten, 
dann würden wir ſofort in die ſtrikteſte Oppoſition gehen 
und alles ablehnen. Da wir aber erkennen, daß der 
Beamtenapparat, der Behördenapparat, der die 40 
Millionen verſchlingt, nicht abgebaut werden kann, 
weil Sie die Gegner des Abbaues find, ſehen wir keine 
Möglichkeit, irgendwie weiter zu kommen. 


in eine Regierungskriſis kommen, wenn die 


Herr Abg. Dr. Ziehm, die Gehaltserhöhung, die 
10 Millionen ausmacht, iſt mit Ihrem Einverſtändnis 
erfolgt. Jetzt kann ſie nicht beſeitigt werden, weil das 
verfaſſungswidrig iſt. (Abg. Dr. Ziehm: Sie haben da⸗ 
für geſtimmt!) Das zu behaupten iſt allerdings eine 
reichliche Unverſchämtheit. — Wir werden insbeſon⸗ 
dere in dieſem Augenblick bei dieſer Wirtſchaftslage 
nicht gegen die Etats ſtimmen, ſondern wir werden 
dieſe Regierung aus einem einfachen Grunde am Leben 
erhalten. Wir ſtehen vor der für die Wirtſchaft gerade⸗ 
zu vernichtenden Entſcheidung des Obergerichtes. Nach 
den Urteilen aller Kenner der Danziger wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe würde dies Urteil, wenn es beſtehen 


bliebe, die Wixrtſchaft in ihren Grundfeſten erſchüttern. 


Insbeſondere würde die Landwirtſchaft vernichtet 
werden. Sie wäre erledigt, wenn jetzt nicht der Volks⸗ 
tag ein verfaſſungänderndes Geſetz durchbringt ebenſo 


das Sperrgeſetz. 


F Von dieſem Geſichtspunkt aus müſſen wir erklären, 
daß wir Ihre Stellungnahme zu den Etats, m. H. von 
ganz rechts, nicht verſtehen. Sie wiſſen genau, eh 15 
stats 
fallen. Dann ſchwebt Danzig ein halbes oder ganzes 
Jahr unter dieſer Entſcheidung des Obergerichts. Wenn 
Sie, die Sie angeblich die Landwirtſchaft vertreten 
wollen, jetzt in dieſem Moment durch die Ablehnung 
der Etats die Regierungskriſe herbeiführen wollen, 
dann vernichten Sie die Wirtſchaft, dann iſt es un⸗ 
möglich, wenn die Koalition geſprengt wird, dies Ge⸗ 
ſetz durchzubringen. Da trennen ſich die Wege, Herr 
Abg. Dr. Ziehm, von Ihrer demagogiſchen Oppoſition 
und unſerer ſtaatserhaltenden. ; 

Wir können es in dieſem Moment nicht verant- 
worten, die Landwirtſchaft und den ſtädtiſchen Beſitz in 
das Chaos zu führen. Daher werden wir trotz der aller⸗ 
ſchwerſten Bedenken, trotz der gefährlichſten Bedenken 
für die Wirtſchaft die Etats nicht zu Fall bringen, 
weil wir die Verantwortung in dieſem Moment für 
eine Kriſis nicht tragen können. (Lebhaftes Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rajte. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Ich 
möchte in erſter Linie doch einmal die Sozialdemokra⸗ 


ten darauf aufmerkſam machen, was für Schindluder 


mit dem Sozialismus getrieben wird. Herr Abg. 
Dr. Blavier behauptet, die Deutſchnationalen hätten 
den Sozialismus eingeführt. Herr Abg. Senftleben 
wieder erklärt, die Sozialdemokraten haben den So⸗ 


zialismus eingeführt. Daher müßte es für die Sozial⸗ 


demokratie eigentlich höchſte Pflicht fein, ſich ganz ent- 
ſchieden dagegen zu wehren, daß man mit dem heiligen 
Sozialismus ſo Schindluder treibt. Zu den Etats ſelbſt 
haben auch wir zu erklären, daß ſie für uns unannehm⸗ 
bar ſind, umſomehr, als wir uns nicht etwa auf 
Zahlen, ſondern auf die Tätigkeit der jetzigen Regie⸗ 
rung ſtützen. Auch hier möchte ich Herrn Senftleben 
ſagen, daß es mit dem Betriebsrätegeſetz nicht ſo 
ſchlimm iſt. Man muß leider von der Sozialdemokratie 
heute ſagen: Nach außen ſtarke Worte, nach innen tut 
ſie nichts. Nach außen hin muß man ſeine Zeitung 
vollſchmieren, da muß man der Bevölkerung alles Mög⸗ 
liche unter die Naſe ſetzen, aber mit der Durchführung 
ſieht es ſehr beſchämend aus. Wenn Sie Ihre Zeit ge⸗ 
nutzt und den aufrichtigen Willen hätten, der Arbeiter⸗ 
ſchaft au helfen, dann hätte das Betriebsrätegeſetz ſchon 
hier liegen müſſen. Aber Sie laſſen ſich ins Schlepptau 
der bürgerlichen Parteien nehmen. 

Das werden Sie nicht beſtreiten. Wollen Sie etwa 
ſagen, daß Ihr Standpunkt noch in der Regierung ver⸗ 
treten wird? Ach nein, meine Herren von der Sozial⸗ 


demokratie. Kein Menſch nimmt Sie ernſt. Die Bürger⸗ 
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lichen haben einen ſehr guten Bundesgenoſſen in Ihnen 
inſofern gefunden, als die Sozialdemokratie bemüht 
iſt, die Arbeiter in ihren gerechten Forderungen zurück⸗ 
zuhalten. Darin haben die bürgerlichen Parteien in 
Ihnen einen ſehr guten Bundesgenoſſen gefunden. Iſt 
es nicht Ihre Aufgabe, nun endlich auch den Achtſtun⸗ 
dentag für die Beamten einzuführen? Bei der vorigen 
Etatsberatung haben wir eine Entſchließung einge⸗ 
bracht, die von Ihnen und den bürgerlichen Parteien 
angenommen wurde, wonach den Beamten der Acht⸗ 
ſtundentag gegeben werden ſoll. Iſt er ſchon durchge⸗ 
führt? Nein, Sie ſcheuen ſich, dieſe minimale Forderung 
der Arbeiter, Angeſtellten und Beamten durchzuführen, 
darum haben Sie kein Recht, durch Ihren Redner er⸗ 
klären zu laſſen, Sie hätten nicht zwei Geſichter. Ja, 
Sie haben zwei Geſichter, (Hört, hört! rechts) ein Ge⸗ 
ſicht der Arbeiterſchaft gegenüber und ein Geſicht 
gegenüber dem Bürgertum. Dem Bürgertum müſſen 
Sie in allen Sachen beiſtehen und damit die Arbeiter⸗ 
ſchaft ſozuſagen verraten. M. D. u. H.! Seitdem Sie 
in der Regierung ſind, haben Ihre Vertreter auf dem 
Lande immer wieder geſagt, daß ſie den Landräten, die 
heute noch mit den erwerbsloſen Landarbeitern 
Schindluder treiben, und dem Geſetz nicht Genüge ge⸗ 
ſchehen laſſen, einmal die Fleck reinmachen werden. Das 
haben ſie geſagt. Aber was haben ſie getan? Gar 
nichts! Die Landräte ſind nach wie vor noch immer in 
der Lage, den Erwerbsloſen die Unterſtützung vorzu⸗ 
enthalten. Man kann ſich die Finger wundſchreiben 
mit Beſchwerden, die Herren Landräte lachen nur 
darüber. Sa,es ijt jo, daß teilweiſe den Landräten diefe 
Beſchwerden gar nicht vorgelegt werden. Der Sekretär 
wird beauftragt, es zu erledigen. Der gute Mann weiß 
aber nichts beſſeres zu tun, als ſolche Beſchwerden ſo 
ſchnell wie möglich in den Papierkorb zu werfen. Wenn 
Sie etwas tun wollen, möchte ich Ihnen den Herren 
Amtsrat oder wie er ſich nennt, Schulz von der Dan⸗ 
ziger Niederung empfehlen. Dieſer Herr bekommt es 
fertig, auf Beſchwerden ſechs Wochen lang keine Ant⸗ 
wort zu geben. Wenn man nachfragt, iſt die Beſchwerde 
nicht mehr da. Das iſt nicht nur einmal vorgekommen, 
ſondern in Hunderten von Fällen, und das iſt gerade 
unter Ihrer Regierung zutage getreten. Nicht nur die 
Landräte machen es ſo, ſondern auch die Gemeindevor⸗ 
ſteher. Es ſpottet jeder Beſchreibung, was ſich dieſe 
Herren herausnehmen. Aus Marienau liegt eine Be⸗ 
ſchwerde vor. Es iſt wert, ſie zu verleſen. Der gute 
Genoſſe ſchreibt folgendes: 

In der Gemeinde Marienau werden die Erwerbsloſen 
derartig ſchikaniert. Der Hofbeſitzer . läßt die Erwerbs- 
loſen beim Stempeln in zwei Gliedern antreten. Dann 
kommt das Kommando: Hände an die Hoſennaht. Pfeife 
aus der Schnauze. 

Meine Herren Sozialdemokraten, was halten Sie 
davon? (Heiterkeit rechts.) Grinſen Sie nicht ſo dreckig, 
Herr Doerkſen! Da können Sie noch lachen! (Zwiſchen⸗ 
rufe!) Das iſt nicht unwahr, dieſe Leute ſaugen ſich 
nichts aus den Fingern. 

Hierauf holt der Argrarier die Lijte und wie ein Res 
gimentsaffe — ſehr guter Ausdruck — ruft er dann die 
Leute auf. Werden nicht während des Stempelns alle 
gegebenen Kommandos ausgeführt, jo wird den Leuten 
die Unterſtützung ſofort geſperrt. Einem gelernten Schuh⸗ 
macher, welcher in ſeinem Beruf keine Arbeit finden kann 
und ſchon ſechs Jahre anderweitig beſchäftigt iſt, wird die 
Anterſtützung mit dem Bemerken nicht ausgezahlt, daß 


er gelernter Schuhmacher iſt und als Erwerbsloſer nicht 
in Frage komme. 


Dieſe eine Beſchwerde charakteriſiert das Verhalten 
der Gemeindevorſteher und beſonders auch der Land⸗ 
räte. Führt man Beſchwerden in dem Sinne, dann 
wandern ſie unweigerlich in den Papierkorb. Kein 
Hahn kräht danach, ob die Arbeitsloſen leben können. 


* 


Vor zwei Tagen iſt folgender Fall paſſiert: Ein 
Arbeiter kam in unſer Büro und beſchwerte ſich, daß er 
keine Erwerbsloſenunterſtützung bekomme. Wäre an 
dem Tage Volkstagsſitzung geweſen, ſo hätte ich den 
Mann hierher gebracht. Sie hätten ſich überzeugen 
können, wie der Mann ausſah. Er hatte keine Kleider 
an, nur Koddern. Barfuß kam er hierher. Warum? 
Weil er trotz ſeiner Arbeit nicht in der Lage war, 
Kleider kaufen zu können. Trotzdem er lange Zeit ge⸗ 
arbeitet hat, verweigert man ihm jetzt wieder die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung. Das ſind Zuſtände, die mit 
Hilfe der Sozialdemokratie heraufbeſchworen ſind. Da⸗ 
rum fage ich, Sie haben keine Urſache zu jagen, daß Sie 
nicht zwei Geſichter haben. 

Weiter möchte ich einen ſehr draſtiſchen Fall in 
Bezug auf das Geſundheitsweſen anführen. Ich möchte 
ihn beſonders der Regierung ans Herz legen. Mein 
Fraktionskollege Liſchnewſki hat ſchon in der vorigen 
Sitzung einen Fall aus dem Gefängnis geſchildert, der 
ſehr draſtiſch war. Dieſer aber iſt traurig. Ein Mann 
aus Bürgerwieſen, Hechler heißt er, meldete ſich am 
24. April krank. Die Ortskrankenkaſſe ſchickte den Mann 
zum Vertrauensarzt Dr. Scharffenorth, dieſer ſchrieb 
den Mann geſund. In derſelben Nacht muß der Mann 
noch ins Lazarett gebracht werden, und geſtern Nacht iſt 
er geſtorben. Auf Grund des Geſundſchreibens des Ver⸗ 
trauensarztes Dr. Scharffenorth iſt die Familie des 
Ernährers beraubt worden. Iſt das nicht ein Schande, 
eine Gemeinheit, daß ſo mit Menſchen verfahren wird! 
Pfui Teufel für eine ſolche Handlungsweiſe, pfui Teufel 
für ſolch einen Staat. Kommen Sie nicht her und ſagen 
Sie, daß alles ſchön und gut iſt. Wir ſagen, es iſt faul, 
ſehr faul in dieſem Staat. Es iſt Zeit, daß dieſer Staat 
verſchwindet. Aber Sie, meine Herren, haben gar keine 
Urſache, fih irgendwie aufzuregen. Sie ſollten der 


Sozialdemokratie dankbar ſein; denn beſſer haben Sie 


auch nicht die Arbeiter ſchinden können, beſſer haben 
Sie ſie auch nicht um die Arbeitsloſenunterſtützung be⸗ 
trügen können, als es die jetzige Regierung tut. 

Aber iſt denn Ihre Lage wirklich eine ſo bedauer⸗ 
liche? Ach nein, meine Herren! Wenn ein Kaufmann 
13 000 Gulden aus feiner Kaffe nicht vermißt, die ihm 
ſo nebenbei in kurzer Zeit geſtohlen werden, kann die 
Lage des Kaufmannsſtandes und der Wirtſchaftskreiſe 


nicht ſo ſchlecht ſein. Es wird Ihnen doch bekannt ſein, 


daß die Neueſten Nachrichten von dieſer Gerichtsver⸗ 


handlung gemeldet haben, aus der hervorging, daß es 


einem Lehrmädchen möglich war, in kurzer Zeit 
13 000 Gulden zu unterſchlagen. Der Geſchäftsinhaber 
hatte davon abſolut nichts gemerkt. Das nennen Sie 
Notlage. Da wollen Sie uns hier erzählen, Sie be⸗ 
fänden ſich in einer ſehr großen Notlage. Ich frage Sie, 
hätten Sie es beſſer gemacht, wie es die jetzige Regie⸗ 
rung macht? Hätten Sie das Gehalt der oberen Be⸗ 
amten abgebaut? 

Sie hätten es auch nicht getan und dieſe Regie⸗ 
rung hat es ebenfalls nicht getan, trotzdem wir es be⸗ 
antragt haben, trotzdem wir geſagt haben, hier habt 
ihr Mittel, herunter mit den Gehältern der oberen Be⸗ 
amten. Aber die Regierung ſagt nein, die treuen 
Schäfchen, dieſe Offiziere, Hauptleute und wie das 
ganze Geſchmeiß heißt, können nur notdürftig mit dem 
Gehalt auskommen und ſollen uns nicht nachſagen 
dürfen, daß wir ihnen das Gehalt geſchmälert haben. 
Schimpfen Sie nicht, m. H. von rechts, Sie hätten es 
in der Beziehung auch nicht beſſer gemacht. 

Wenn auf Polen hingewieſen und geſagt wird, 
daß fih die Sozialdemokratie die Sache evtl. in Polen 
verſcherzen könnte, ſage ich nein, auch das trifft nicht 
zu. In Polen dient auch die polniſche Sozialdemokratie 


(A) 
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als ſehr gute Stütze. Ich glaube, es wird ſelten eine 
Partei, wenigſtens nicht in Arbeiterkreiſen geben, die 
auf Arbeiter ſchießt, wie die Wilden. Die Maifeier 
in Polen hat gezeigt, daß die polniſche Sozialdemokra⸗ 
tie eine Stütze für Polen iſt, wie ſie noch niemals vor⸗ 
handen war und wie ſie ſich noch keine andere Partei 
hat leiſten können. Gerade die polniſchen Sozialdemo⸗ 
kraten waren es, die auf die kommuniſtiſchen Arbeiter 
losgeknallt haben, die die kommuniſtiſchen Arbeiter bei 
der Maifeier totſchoſſen. Was war denn hier in Danzig 


bei der Maifeier? Was gibt Ihnen denn Veranlaſſung, 


auf die Sozialdemokratie zu ſchimpfen. Es war doch 
nur Arbeitsruhe empfohlen. Niemand dachte bei der 
Sozialdemokratie daran, den revolutionären Willen 
der Arbeiter zutage zu fördern, der vollſtändige Ar⸗ 


beitsruhe am 1. Mai fordert. Auch hier zwei Geſichter, 


(B) 


m. H. von der Sozialdemokratie, auch hier zwei Seelen 
in einer Bruſt. Sie haben ſich ſehr gut gemauſert, das 
muß ich ſagen, denn vordem war es anders, da hatten 
Sie noch Courage und ſagten: „Heraus aus den Be⸗ 
trieben am 1. Mai.“ 

Heute ſagen Sie, nein, lieber nicht, da könnte die 
Wirtſchaft, da könnte der bürgerliche Staat zugrunde 
gehen. Aber anderſeits auch Ihnen m. H. von rechts, 
ſoll es geſagt ſein, glauben Sie nicht, daß ſich die Ar⸗ 


beiterſchaft eine Verlängerung der Arbeitszeit, einen 


Abbau des Lohnes gefallen laſſen wird. Schauen Sie 
heute nach England. 5 Millionen Arbeiter ſtehen auf 
der Straße. Unſere Danziger und deutſchen Arbeiter 
werden davon lernen und werden endlich dahin kom⸗ 
men, wenn ſie den Angriff wagen wollen, Sie dahin zu 
treiben, wo Sie hingehören, nämlich auf den Miſt⸗ 
haufen. Steuerabbau hat die Sozialdemokratie nicht 
gebracht. Wenn Sie ſich darüber aufregen, ſage ich 
Ihnen, daß Sie Agitation treiben wollen. Beſſer als 
die Sozialdemokratie und mit ihr die bürgerlichen 
Parteien hätten Sie, m. H. von rechts, die Steuern, die 
beſonders die beſitzenden Kreiſe drücken, auch nicht ab⸗ 
bauen können. Aber wir fragen die Sozialdemokratie, 
welche Steuern, die die Arbeiter belaſten, ſie abgebaut 
hat. Sehen wir uns den Zolletat an. Die Zigaretten⸗ 
ſteuer ſoll in dieſem Jahr 770 000 Gulden mehr ein⸗ 
bringen. In der Hauptſache rauchen Arbeiter die 
Zigaretten und nicht die beſitzenden Kreiſe. Wenn die 
reichen Leute Zigaretten rauchen, dann ſolche für 5 und 
10 Pfennig, die nicht in dem Maße der hohen Ziga⸗ 
rettenſteuer unterliegen, wie die 2 Pfennig⸗Zigaretten. 
Zuckerſteuer und Süßſtoffabgabe follen 650 000 Gulden 
bringen. Wer braucht den Zucker? Die arme Bevölke⸗ 
rung braucht ihn in erſter Linie. 

Wir haben beim erſten Punkt der Tagesordnung 
geſehen, wie Sie das Los der Arbeiter erleichtern 
wollen, indem Sie den Danziger Zucker in England an 


die Schweine verfüttern laffen. Wir in Danzig müſſen 


den Zucker zu einem weit höheren Preiſe kaufen, als 
der Erzeugerpreis beträgt. Die Salzſteuer, die im 
vorigen Jahre 200 000 Gulden einbringen ſollte, iſt 
in dieſem Jahre mit 300 000 Gulden eingeſetzt, alſo 
mit 100 000 Gulden mehr. Auch die Bierſteuer foll 
100 000 Gulden mehr einbringen. An den Abbau dieſer 
Steuern, die die Arbeiterſchaft belaſten, hat kein 
Menſch gedacht, auch nicht die Sozialdemokratie. Unſere 
Vorſchläge, durch ſchärfere Heranziehung der Vermögen 
einen Ausgleich zu ſchaffen, wurden abgelehnt, ebenſo 
der Vorſchlag, die Einkommenſteuer in ihren höchſten 
Stufen vollſtändig wegzuſteuern. Dafür waren keine 
Worte vorhanden. Hier aber ſtellt man ſich hin und 
ſagt, man hätte Steuern abgebaut. Jawohl, im Inte⸗ 
reſſe der beſitzenden Klaſſe, aber nicht im Intereſſe der 
Arbeiterſchaft. Darum können Sie, m. H. 


von der 


Sozialdemokratie niemals behaupten, daß Sie nicht (0) 


zwei Geſichter haben. (Abg. Arczynſki: Zwei Hälften!) 
Das eine widerlegt Sie ſchon, da Sie dem Kirchenetat 
zugeſtimmt haben. Als Sie noch nicht in der Regierung 
waren, haben Sie wenigſtens geſagt, Religion ſoll 
Privatſache ſein. Jetzt ſind Sie auch davon abgekom⸗ 
men, jetzt haben Sie in vollem Umfange den Kirchen 
ihre Pfründe bewilligt, d. h. den Pfarrern das gege⸗ 
ben, was das Bürgertum verlangt. Ihren Wahlſpruch 
„Religion iſt Privatſache“ haben Sie auch unter den 
Tiſch fallen laſſen und haben ihn abſolut nicht gehalten. 
Wir ſind der Meinung und haben die felſenfeſte Ueber⸗ 
zeugung, daß die Arbeiter doch endlich mit dieſem 
Syſtem Schluß machen werden. 

Der Kampf in England, der ſich jetzt abſpielt, läßt 
darauf ſchließen, daß ſich die Arbeiterſchaft nicht mehr 
niederknütteln läßt. Was in England heute geſchieht, 
wird morgen oder übermorgen in Deutſchland und auch 
in Danzig geſchehen. Inſofern iſt die Sachlage reif. Sie 


wollen das Syſtem nicht ändern. Nun gut, dann wird 


es die Arbeiterſchaft ſelbſt tun. Dann wird die Arbei⸗ 
terſchaft von ihrem Recht Gebrauch machen und ſich die 
Macht erobern, zu Nutz und Frommen der Arbeiter⸗ 
ſchaft. (Lebhaftes Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Aa 
Rahn, Abgeordneter (Soz.P.): M. D. u. H.! Auf 
der li in Danzig beendeten Kochkunſtausſtellung 
iſt die Marzipanfigur unſeres Herrn Senatspräſidenten 


mit einer Prämie ausgezeichnet worden. Ich hätte ge⸗ 
wünſcht, daß es dem Volkstag vergönnt geweſen wäre, 


ihm bei ſeinem erſten Etat des Freiſtaates, den er auf⸗ 


geſtellt hat, ebenfalls eine Prämie zu erteilen. Daß der 


Volkstag dazu nicht in der Lage iſt, liegt weniger an 
der Nichtbeſchäftigung mit derartigen Etatsdingen in 
den vergangenen Jahren — da ja Herr Dr. Volkmann 
die Angelegenheit behandelt hat und in dieſem Jahre 
durch einen unglücklichen Umſtand verhindert ift, die 
Arbeiten zu machen — ſondern es liegt an den Ver⸗ 
hältniſſen, unter denen die neue Regierung zu arbeiten 
hatte und unter den Verhältniſſen, die die neue Re⸗ 
gierung vorgefunden hat. Leider kann man bei beſten 
Willen, wenn man dieſer Regierungskoalition auch 
freundſchaftlich gegenüberſteht, nicht ſagen, daß dieſer 
Etat gut aufgeſtellt iſt oder auch nur ſcheinbar balan⸗ 
ciert. Bei einer ſcheinbaren Balancierung des Etats 
dürfen die Mängel nicht ſo offenſichtlich gemacht werden, 
wie fie hier vorliegen. Der Etat fah zunächſt einmal 
einen Poſten von 5 Millionen als Monopolabgabe vor. 
Da man einjah, daß das jo nicht ging ſchmuggelte man 
dieſen Poſten bei den Etatsberatungen in den Zoll⸗ 
etat hinein. 
M. D. u. H.! Solange wir nicht ein Geſetz über das 
Monopol haben, iſt es ſtaatsrechtlich unmöglich, Ein⸗ 
nahmen in den Etat einzuſtellen. Das iſt eine Taſchen⸗ 
ſpielerei ſchlimmſter Art, die hier begangen worden iſt. 
Man darf ſo nicht verfahren. Wer gibt Ihnen die Ga⸗ 
rantie, daß dieſes Monopol in Danzig beſchloſſen wird. 
Von dem Staatsvertrag, den die Regierung mit der 
polniſchen Regierung abzuſchließen im Begriff iſt, ſteht 
noch nicht feſt, daß er eine Mehrheit in dieſem Hauſe 


findet. Wenn die deutſchnationale Fraktion, die Deutſch⸗ 
Sozialen, die Blavier⸗Gruppe und die Kommuniſten, 
die ſich gegen die Monopolabgabe ausſprechen, dem 


Staatsvertrag mit der Republik Polen nicht zuſtim⸗ 
men, dann kann das Monopol in Danzig nicht zuſtande 
kommen. Die Einnahmen ſtehen dann nur auf dem 


Papier. Es wäre deshalb beſſer geweſen, wenn man 


ſtatt eine fiktive Summe aus der Luft zu greifen und 
den Etat auszugleichen, bekannt hätte: „Wir ſind 
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Ruhe und Freundſchaft der polniſchen Regierung klar⸗ 


Willen durchzuſetzen, dann haben wir ja eine friedliche 


(Rahn, Abgeordneter) ; 
unter den Verhältniſſen, unter denen wir die Regie- | 
rung vorgefunden haben, nicht in der Lage, den Etat zu 
balancieren, wenn wir nicht Maßnahmen treffen, die 
die Ausgaben verringern oder die Einnahmen durch 
Steuern erhöhen. BEN 

Daß Steuergeſetze ſolcher Art in Danzig nicht ge⸗ 
ſchaffen werden können, unterliegt keinem Zweifel. Es 
muß deshalb die Möglichkeit geſucht werden, die Aus⸗ 
gaben herabzuſetzen. Eine pflichtbewußte Regierung 
ſollte ſich nicht hinter der Beſtimmung verſtecken, daß 
die Beamten auf Lebenszeit angeſtellt ſind und wohl 
erworbene Rechte haben. Man glaubt, das Obergericht 
würde eine Beſtimmung, daß auch die Beamten auf 
das Maß deſſen abzubauen ſind, das der kleine Frei⸗ 
ſtaat mit feinen 380 000 Einwohnern benötigt, nicht 
durchſetzen. Eine pflichtbewußte Regierung müßte in 
einem ſolchen Fall an das Volk appellieren und durch 
Volksentſcheid eine Verfaſſungsänderung herbeiführen. 
Ich bin nicht einen Moment im Zweifel, daß ein ſolches 
Geſetz die Sanktion des Oberkommiſſars und auch die 
Sanktion des Völkerbundes finden würde; denn man 
hat in Genf ein ſehr feines Verſtändnis für Staaten 
und Regierungen, die überorganiſiert ſind und denen 
zu helfen iſt. Die Maßnahmen in Oeſterreich und ver⸗ 
ſchiedene Maßnahmen, die ſich in Deutſchland im An⸗ 
ſchluß an das Dawes⸗Abkommen abgeſpielt haben, 
zeigen, wie Staatsausgaben, die in keinem Verhältnis 
zu der Leiſtungsfähigkeit des Staates ſtehen, wieder 
abgebaut werden können. 

Wir haben ferner zu beobachten, daß das War⸗ 
ſchauer Abkommen und der Pariſer Vertrag abſolut 
nicht Danzig zwingen, wie es Herrn Kraefft letztens 
nach Zeitungsberichten im Hauptausſchuß auszuführen 
gepaßt hat, ſich der polniſchen Monopolgeſetzgebung an⸗ 
zupaſſen. Man darf es natürlich nicht ſo machen, wie 
einer der Vorredner, der von einer erpreſſeriſchen 
Handlungsweiſe der Republik Polen ſprach, ich glaube 
aber, wenn man der Republik in ruhiger Weiſe klar⸗ 
macht, daß es im Intereſſe Polens liegt, wenn in Dan⸗ 
zig die Lebenshaltung niedrig gehalten wird, man in 
der Lage iſt, den Umſchlag für die Republik in nie⸗ 
drigſter Weiſe herzuſtellen. Man wird dann auch gegen⸗ 
über den Häfen Königsberg und Stettin konkurrenz⸗ 
fähig fein, weil bei Maſſenartikeln wie Kohle uſw. 
ſelbſt Bruchteile eines Pfennigs beim Umſchlag ſchon 
nennenswerte Beträge ausmachen, die die Konkurrenz⸗ 
fähigkeit des Danziger Hafens gegenüber Stettin uſw. 
herbeiführen können. Wenn in der Vorkriegszeit 
von Stettin nach Oberſchleſien, bzw. von 
Danzig nach Oberſchleſien mit einem Bruchteil vom 
in Konkurrenz ſtand, ſo können Sie 
ermeſſen, wie es in Danzig iſt, wenn es im Verhält⸗ 
nis zur polniſchen Zollgeſetzgebung beſſer abſchneidet. 

Eins ſchickt ſich nicht für alle. Was ſich für das 
polniſche Agrarland ſchickt, ſchickt ſich nicht für Danzig. 
Wir müſſen andere Wege ſuchen. Das muß man in 
machen. Wenn trotzdem verſucht werden ſollte, den 
Vorſchrift in dem Pariſer Abkommen. Durch die Ent⸗ 
ſcheidung des Völkerbundes iſt nachzuprüfen, was im 
Intereſſe Danzigs liegt. Ich bin davon überzeugt, daß 
die Intereſſen Englands, Hollands und teilweiſe auch 
Frankreichs hier in Danzig ſo bedeutend ſind, daß die 
Völkerbundsmächte im Intereſſe des Danziger Handels 
ſich nicht ohne weiteres zu der Anſicht bekennen wer⸗ 
den, daß Danzig alles, was Polen in Bezug auf Mono⸗ 
pole und indirekte Steuern macht, übernehmen muß. 

Deshalb muß ſich auch die Danziger Regierung in 
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durchzuführen, ſo möchte ich von dieſer 


der Frage der Zollerhöhungen, die wieder in Ausſicht 


ſtehen, in ruhiger Form und freundſchaftlichſter Weiſe 
mit der polniſchen Regierung auseinanderſetzen. Wenn 
dieſe Verhandlungen nicht zu dem gewünſchten Ziele 
führen, muß ſeitens der Danziger Regierung der 
Völkerbund in dieſer Frage angerufen werden. Wenn 
jetzt plötzlich verlautet, daß ein Goldzollzuſchlag von 
50 Prozent erhoben werden ſoll und daß gleichzeitig eine 
100prozentige Erhöhung der ſo erhöhten Zölle, alſo 


ein 400prozentiger Zoll gegenüber jetzt in allernächſter 


Zeit durchgeführt werden ſoll, und wenn das durch 
Dekret der zuſtändigen Miniſter gemacht werden ſoll, 
ſo führt das zu Zuſtänden, die unerträglich ſind, und 
die das Danziger Wirtſchaftsleben, Handel und Indu⸗ 
ſtrie und auch das arbeitende Volk zur Verzweiflung 
bringen werden. Die Regierung ſollte nicht den Kopf 
in den Sand ſtecken und ſich überraſchen laſſen. Die 
Publikationen in der polniſchen Preſſe ſind ſo deutlich, 
daß es Zeit iſt, Verhandlungen einzuleiten und die 
nötigen Maßnahmen zu treffen. 


Wenn ſich nun heute der Redner der deutſchnatio⸗ 
nalen Fraktion, der Herr Abg. Senftleben, auf das 
Warſchauer Abkommen berief, durch welches Danzig 
nicht gezwungen wäre, die von Polen angeregten 
Wünſche in Bezug auf Monopole und indirekte Steuern 
Stelle aus 
ſagen, daß es beſſer geweſen wäre, wenn ſich der 
Redner der deutſchnationalen Fraktion nicht auf dieſes 
Warſchauer Abkommen berufen hätte. Denn ſeiner⸗ 
zeit war es die Regierungskoalition unter Führung der 
Deutſchnationalen Partei, die dieſes Abkommen vom 
Oktober 1921 mit der polniſchen Regierung geſchloſſen 
hat. Die Mitglieder des hohen Hauſes, die damals ſchon 
hier waren, werden fih entſinnen, daß ich bei der Rati- 
fizierung dieſes Abkommens eindringlichſt gebeten habe, 
Herrn Senator Jewelowſki, der das Abkommen gezeich⸗ 
net hat, aber natürlich nicht im ganzen Umfange und 
allein dafür verantwortlich war, das war der Geſamt⸗ 
jenat, Herr Senator Jewelowſki über die Klinge ſprin⸗ 
gen zu laſſen, das Abkommen nicht zu ratifizieren und 
erneute Verhandlungen mit der Republik Polen aufzu⸗ 
nehmen. Dann wären die Beſtimmungen über die Mo⸗ 
nopole, über die indirekten Steuern und verſchiedene 
andere Dinge, die in dem Warſchauer Abkomen ſtehen, 
vermieden worden. Aber wie immer hat unſere da⸗ 
malige Regierung den Kopf in den Sand geſteckt und 
war ſtolz auf das, was ſie bei den Verhandlungen er⸗ 
zielt hatte. Bei Licht beſehen ſtellte ſich ſchon für die⸗ 
jenigen, die damals bereits keine Lupe brauchten, her⸗ 
aus daß man uns ganz gehörig über den hölzernen 
Löffel barbiert hat. 


Wenn nun der Redner der deutſchnationalen Frak⸗ 
tion hier ſo beſonders den ſozialiſtiſchen Einfluß der 
gegenwärtigen Regierungskoalition kritiſiert hat, ſo 
bin ich der Auffaſſung, daß man davon eigentlich nicht 
reden kann; denn der ſozialiſtiſche Einfluß ſcheint mir 
bei dieſer Regierungskoalition recht wenig in Erſchei⸗ 
nung zu treten. Wenn man ſieht, daß Teile der Re⸗ 
gierung hinter dem Rücken der ſozialdemokratiſchen 
Senatoren verhandeln und Maßnahmen treffen, wenn 
man erlebt, daß entgegen der Danziger Verfaſſung Ver⸗ 
ſammlungen und Demonſtrationen verboten werden 
können, wenn man jetzt am 1. Mai erlebt, daß in 
Zoppot einem ſozialiſtiſchen Abgeordneten, der 
dort ſprechen ſollte, eine 10⸗Minutenredeerlaubnis 
erteilt wird, wenn man ſieht, wie bei dem Umzug der 
organiſierten Arbeiterſchaft am 1. Mai die Polizei den 
Zug auseinandertrennt, um eine Elektriſche Straßen⸗ 
bahn vorbeiziehen zu laſſen, wenn derartige kleine 
Sachen nicht einmal durchgeſetzt werden, um den Schein 
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(Rahn, Abgeordneter) z 
zu wahren, dann kann von einem ſozialiſtiſchen Cin- 
fluß eigentlich nicht geſprochen werden. 

Ich würde wünſchen, daß der ſozialiſtiſche Einfluß 
in der Regierung etwas ſtärker wäre und daß meine 
früheren Fraktionskollegen durchdringen würden und 
etwas mehr ſozialiſtiſcher Einfluß in der Regierung 
vorhanden wäre. Ich würde das beſonders aus dem 
Grunde begrüßen, weil die Arbeiterſchaft in ihrem 
Gros hinter der ſozialdemokratiſchen Partei ſteht (Abg. 
Raſchke: Es war einmal!) ſchon mit dieſer allzu vor⸗ 
ſichtigen Taktik der Senatoren und der S. P. D. unzu⸗ 
frieden zu werden beginnt. 

Wenn man ferner beobachtet, wie in den Etats, die 
bei der Gründung der neuen Regierung und bei den vor⸗ 
herigen Etatsberatungen beſprochenen Verbeſſerungen 


im Juſtizetat, wie die Frage der Verbeſſerung des Ge⸗ 


fängniſſes, der Beſchaffung der Waſſerkloſetts für die Ge⸗ 
fangenen jetzt wiederum vergeſſen worden iſt und ver⸗ 
ſchiedene andere Dinge außer Acht geblieben worden 
ſind, wovon damals eine Kommiſſion die Ueberzeugung 
gewann, daß die Verhältniſſe geradezu haarſträubend, 
unhygieniſch und ſchädlich für die dort untergebrachten 
Menſchen ſind, dann müßte man eigentlich erwarten, 
daß es der Sozialdemokratie geglückt wäre, ſich dieſen 
kleinen Einfluß zu verſchaffen und den Etat durchzu⸗ 


ſetzen. Die Sozialdemokratie als Gegnerin der Zuge⸗ 


hörigkeit der Kirche zum Staat muß in dieſer Koali⸗ 
tion vieles ſchlucken, was entgegen ihrem Programm 
und ihrer ideellen Auffaſſung über teligiöjes Glaubens- 
bekenntnis und Staat zuſammenhängt. Während der 
Zentrumsfraktion und den Liberalen manches Entge⸗ 
genkommen bewieſen werden muß, wird in dieſen 
kleinen Fragen nicht einmal ſo viel Entgegenkommen 
bewieſen, wie es nötig wäre. Wenn man noch ferner 
beobachten muß, daß die Maßnahmen in Bezug auf 
produktive Erwerbsloſenunterſtützung von den Koali⸗ 
tionsgenoſſen ſabotiert werden, daß die Arbeiten einge⸗ 
ſtellt worden ſind und daß man einem Erwerbsloſen 
bis zu 21 Jahren, der 9 Mark Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung bekommt, pro Stunde 45 Pfennig Lohn geben 
will gegenüber dem vor kurzem feſtgeſetzten ſehr ſpär⸗ 
lichen Stundenlohn von 65 Pfennigen bei einer ſechs⸗ 
ſtündigen Arbeitszeit und die Löhne, die jetzt gezahlt 
werden ſollen, unter die Erwerbsloſenunterſtützung her⸗ 
abgeſetzt werden follen, ſo glaube ich, daß man von 
einem nennenswerten Einfluß der Sozialdemokratie in 
der Regierung nicht ſprechen kann. 

Ich gebe Ihnen Brief und Siegel, daß die Deutſch⸗ 
nationale Fraktion in der alten Koalition 1000 Pro⸗ 
zent mehr Einfluß beſeſſen hat als die Sozialdemokratie 
in der gegenwärtigen Regierung. Es war ja auch kein 
Wunder, weil die Geſamtvertreter der Deutſchnatio⸗ 
nalen Fraktion damals mit den hauptamtlichen Sena⸗ 
toren im Senat, die mit ein oder zwei Ausnahmen 
auch deutſchnational ſind, eine abſolute Mehrheit in 
der Regierung hatten und tun und laſſen konnten, was 
ſie wollten. 

Aber trotz alledem ſage ich, daß es ſehr gut iſt, daß 
die Sozialdemokratie in der Regierung iſt, nicht aus 


dem Grunde, den die Kommuniſten immer ſehr gern 


anführen, daß ſie ſehen wollen, wie die Sozialdemo⸗ 
kratie vor den Arbeitermaſſen abwirtſchaftet. (Zuruf 
des Abg. Buckmakowfſki.) Wenn die Sozialdemokratie 
nicht in die Regierung eingetreten wäre, wären die 
Verhältniſſe für die arbeitenden Maſſen ſehr viel 
ſchlimmer geworden. (Sehr richtig!) Die Sozialdemo⸗ 
kratie hat das Dienſtpflichtgeſetz, dieſes wahre Schand⸗ 
geſetz, das deutſchnationalen Gehirnen entſprungen 
war, nach dem Eintritt in die Regierung niedergeſchla⸗ 
gen. Das Arbeitszwangsgeſetz, das vorgelegt werden 
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ſollte, iſt dank der Tätigkeit der Sozialdemokratie nicht 
in Erſcheinung getreten. Der Abbau der ſozialen Geſetz⸗ 
gebung wäre erſchreckend vorgenommen worden, wenn 
die Sozialdemokratie nicht in die Regierung einge⸗ 
treten wäre. 

So ließen ſich noch eine ganze Anzahl Dinge an⸗ 
führen, die der Sozialdemokratie in ihr Kredit zu 
buchen ſind und die die arbeitende Maſſe der Sozial⸗ 
demokratie zu verdanken hat, dadurch, daß ſie in die 
Regierung eingetreten iſt. Wenn wir noch ferner be⸗ 
rückſichtigten, daß unſer Verhältnis außenpolitiſcher Art 
ſeit der Zeit, daß diejenigen Leute ausgeſchieden ſind, 
die heute hier von erpreſſeriſcher Methode unſerer Nach⸗ 
barrepublik Polen ſprechen, ſich gebeſſert hat, ſo ſollten 
wir das anerkennen und wünſchen, daß die Sozialdemo⸗ 
kratie noch recht lange in der Regierung bleibt. Es iſt 
vorhin auf Verhandlungen mit der Republik Polen 
hingewieſen worden. Ich bitte, dieſes an ſich verſtän⸗ 
dige Verhältnis nicht zu trüben. Man iſt in Warſchau 
zu derartigen Verhandlungen gern bereit, wenn man 
auf der Gegenſeite den Eindruck hat, daß man mit ver⸗ 
ſtändigen, vernünftigen Menſchen zu tun hat. Wenn 
man in Polen allerdings weiß, daß jene Hakenkreuz⸗ 
und Hakatiſtengeſellen, die in der Vorkriegszeit für die 
preußiſche Krone in den Oſtmarken tätig waren, in der 
Regierung ſind, (Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) dann iſt 
es kein Wunder, daß mit ſolchen Leuten keine Gemein⸗ 
ſchaft beſtehen kann und derartige Leute nichts erzielen 
können, als eine Verſchärfung der Situation. 

Bei dieſer Gelegenheit möchte ich unſerer Regie⸗ 
rung noch einmal die ſeinerzeit im Ausſchuß für aus⸗ 
wärtige Angelegenheiten der Verfaſſunggebenden Ver⸗ 
ſammlung in die Debatte geworfene Frage ans Herz 
legen, die dann hier bei der Regierungsbildung von 
Herrn Abg. Dr. Wagner aufgegriffen worden iſt, näm⸗ 
lich die Frage, ob es nicht im Intereſſe Danzigs und 
Polens angezeigt und möglich wäre, den in Danzig vor⸗ 
handenen Freibezirk derart zu erweitern, daß das ganze 
Gebiet der Freien Stadt Danzig ein Freibezirk wird 
und die Republik Polen dann an ihren Grenzen Zoll⸗ 
grenzen errichten und Paßkontrollen vornehmen kann 
und mag, wie es ihr beliebt. Ich glaube, daß dies ein 
gangbarer Weg iſt, daß die Verträge eine derartige 
Auslegung ohne Zweifel zulaſſen, und daß das zum 
Segen der Danziger Wirtſchaft und zum Segen des 
Danziger Volkes ausſchlagen würde. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die allgemeine Ausſprache. Wir treten 
in die Einzelberatung ein. Ich rufe Nr. 1 auf: 

Haushaltsplan des Volkstages. 

Druckſache Nr. 2226 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
ſchließe die Beſprechung. Nach unſerer Geſchäftsordnung 
wird im Ganzen abgeſtimmt. Wir ſtimmen alſo ab 
über die Druckſache Nr. 2226. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſe Druckſache annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Haushaltsplan des Volkstages iſt angenom⸗ 
men. Hierzu liegt noch eine Entſchließung vor, Druck⸗ 
ſache Nr. 2226. 

Der Präſident wird gebeten, zu prüfen, ob es an⸗ 
gängig tft, die im Angeſtelltenverhältnis befindlichen 
Amtsgehilfen in das Beamtenverhältnis zu überführen 
und gegebenenfalls entſprechende Stellen in den nächſt⸗ 
jährigen Haushaltsplan einzuſtellen. 


Ich bitte die Damen und Herren, die die Entſchlie⸗ 
Bung annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, ſie iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe auf Nr. 2: 


Haushaltsplan der Allgemeinen Verwaltung. 
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(Präſident.) 

Druckſache Nr. 2227 zu Nr. 2194. Außerdem liegt 
eine Berichtigung, Druckſache Nr. 2270, vor. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung zu dieſem Haushaltsplan. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die den Haushaltsplan der Allgemeinen 
Verwaltung mit der Berichtigung annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe auf Nr. 3: 

Haushaltsplan für Soziales und Geſund⸗ 
heitsweſen. : > 

Druckſache Nr. 2228 zu Nr. 2194. Dazu liegt ein 
Abäderungsantrag der Frau Abg. Kreft und der Kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion, Druckſache Nr. 2281, vor. Das 
Wort hat die Frau Abg. Kreft. 8 f 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): Wir ſind nicht 
der Anſicht der Deutſchnationalen Fraktion, insbeſon⸗ 
dere des Herrn Abg. Senftleben, daß die Ausgaben für 
Soziales zu hoch ſind, ſondern wir finden, daß ſie im 
Gegenteil zu niedrig ſind, ganz beſonders wenn man 
die Not betrachtet, die augenblicklich herſcht. Wir ha- 
ben deshalb verſchiedene Abänderungsanträge geſtellt. 
Wenn Sie den Etat für die Kirche, der ja leider neu⸗ 
lich von der Sozialdemokratie angenommen wurde, 
allem Anſchein nach auch jetzt annehmen werden, ſo 
vertreten Sie den Standpunkt, daß durch Gottes Wort 
die Menſchen ſatt werden. Wenn Sie dann weiter die 
Etats für Polizei und Juſtiz annehmen, dann haben 
Sie allerdings keine Mittel übrig, um die ſoziale Not 
der Bevölkerung zu beheben. Wir haben deshalb Ab⸗ 
änderungsanträge geſtellt, und zwar verlangen wir, 
daß in Ausgabe A I, Stelle 1 die Ausgabe für die 
Wohlfahrtspflege von „3 000“ auf „30 000“ Gulden 
erhöht wird. Wenn man die Not betrachtet, die jetzt 
vorhanden iſt, wenn man bedenkt, daß gerade im ver⸗ 
gangenen Jahr verſchiedentlich ſchwere Unglücksfälle 
vorlagen und es nicht möglich war, zu helfen, ſo ſehen 
wir, daß die 3 000 Gulden, die zur Verfügung geſtellt 
werden, eine lächerlich geringe Summe ſind, die bei 
weitem nicht ausreicht und deshalb erhöht werden muß. 
Weiter verlangen wir, daß in dem Abſchnitt A I, 
Stelle 4 für die Ziffer „4680 000“ die Zahl 
„10 000 000“ geſetzt wird. Dieſe Summe iſt für die 
Erwerbsloſenfürſorge beſtimmt. Wer die große Zahl 
der Erwerbsloſen kennt und weiß, wie groß die Not 
iſt, der wird ſagen, daß dieſe Summe zu gering iſt. Wir 
beantragen deshalb, daß ſie auf 10 Millionen er⸗ 
höht wird. 

Weiter wollen wir, daß die Summe im Ab⸗ 
ſchnitt A I, Stelle 5 geſtrichen wird. Wir Kommuniſten 
verlangen für die Erwerbsloſen Arbeit, aber keine pro⸗ 
duktive Erwerbsloſenfürſorge. Die Arbeiter wollen 
Arbeit zu tarifmäßigen Löhnen, aber nicht zu den 
Sätzen, die für die Notſtandsarbeiten gezahlt werden 
und die auch verſchiedentlich als tarifmäßige Löhne er⸗ 
klärt worden find. Man hat den Arbeitern gejagt: „Ihr 
bekommt ja tarifmäßige Löhne.“ Die Arbeiter erklären 
immer wieder, daß dies keine tarifmäßigen Löhne ſind, 
ſondern, daß bei den Notſtandsarbeiten der Tarif der 


Tiefbauarbeiter ausſchlaggebend ſein müßte. Deshalb 


verlangen wir, daß dieſe Stelle 5 geſtrichen wird, weil 
wir mit einer produktiven Erwerbsloſenfürſorge nichts 
zu tun haben wollen. 

Wir verlangen weiter, daß im Abſchnitt A I die 
Stelle 15 geſtrichen wird. Dieſe Stelle betrifft die Lei⸗ 
tung der Anſtalt Konradshammer. Dieſe Anſtalt iſt 
vor kurzem eröffnet worden. Man las in der Zeitung, 
daß in die Anſtalt Schweſtern zum guten Hirten ein⸗ 
gezogen ſind. Man konnte nicht genug des Lobes ſingen, 
wie gut es die gefallenen Mädchen haben. Die Anſtalt 
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beſteht erſt kurze Zeit, aber ebenſo groß iſt ſchon die 
Zahl der Beſchwerden aus dieſer Anſtalt. Die Mädchen 
erklären, daß ſie lieber im Magdalenenſtift unterge⸗ 
bracht werden wollen, als unter den frommen Schwe⸗ 
ſtern, die ſie wie Tiere behandeln. Die Mädchen ver⸗ 
langen zum großen Teil, daß ſie wieder nach dem Mag⸗ 
dalenenſtift kommen, wo auch die ſchlimmſten Zuſtände 
herrſchen. In der letzten Zeit habe ich Briefe erhalten, 
worin die Zuſtände ähnlich denen in Silberhammer 
geſchildert werden. Wenn ſich trotzdem dieſe Mädchen 
nach dem Magdalenenſtift zurückſehnen, ſo können wir 
von dieſer Anſtalt wirklich nichts erwarten. Wir kön⸗ 


nen für dieſe Anſtalt nichts bewilligen, ſondern er⸗ 


klären, wenn dieſe Anſtalt beſteht, ſoll ſie unter ſtaat⸗ 


licher Leitung beſtehen. Dann iſt es jederzeit möglich, 


eine Kontrolle durchzuführen. Wenn im Sozialen Aus⸗ 


ſchuß erklärt wurde, daß dieſe Anſtalt, die unter der 
Obhut der Kirche ſtehe, gut aufgezogen ſei, ſo verlangen 
wir, daß ſie nicht unter kirchlicher, ſondern unter ſtaat⸗ 
licher Regie ſteht, damit wir Gelegenheit haben, dieſe 


Anſtalt in Augenſchein zu nehmen. (Abg. Gaikowſfki: 
Gehen Sie nur hin, Sie brauchen ſich nicht anzu⸗ 
melden!) 0 

Wir wollen weiter, daß im Abſchnitt A III, 
Stelle 11 die Ziffer „4125“ durch die Ziffer „8000“ er- 
ſetzt wird. Wenn man betrachtet, daß immer erklärt 
wird, daß beim Etat geſpart werden muß, ſo ſehen wir, 
daß auf eine ganz beſondere Art und Weiſe geſpart 
werden ſoll, und zwar an Kleidung und Wäſche. Ich 
weiß es nicht, ob es angeht, daß man an dieſer Stelle 


noch Abſtriche macht. Anſcheinend ſollen die Blinden, 


die nicht ſehen können, was ſie für Kleider und Wäſche 
haben, ſparen. Wir verlangen, daß hier nicht geſpart 
wird, ſondern, daß die Summe noch erhöht wird. Aber 
man iſt der Anſicht, daß die Blinden ſehr wohl geiſtliche 
Verſorgung brauchen. Deshalb bringt man in Stelle 16 
80 Gulden für die geiſtliche Verſorgung. Die geiſtliche 
Verſorgung für die Blinden iſt nicht nötig. Dieſe 
80 Gulden braucht der Staat nicht aufzuwenden. Wir 
Kommuniſten vertreten den Standpunkt, wer doch geiſt⸗ 
lichen Anterricht braucht, ſoll ihn ſich anderweit ver⸗ 
ſchaffen. Die Blinden haben Gelegenheit, die Kirche zu 
beſuchen und infolgedeſſen brauchen dieſe 80 Gulden 


nicht ausgeworfen zu werden. 


i Auf der anderen Seite ſehen wir, daß für die 
Weihnachtsbeſcherung geſpart werden ſoll. Deshalb ver⸗ 
langen wir, daß dieſe Summe, die nichts beſagt, erhöht 
wird. Weiter verlangen wir die Streichung der 
Stelle 10 in Abſchnitt A IV. Dieſe Ziffer betrifft Ver⸗ 
eine, die Jugendſchutz betreiben. Es iſt aber ſo, daß die 
Vereine, die unter proletariſcher Regie ſtehen, nichts 
von dieſem Betrag erhalten. Dieſe Beihilfen werden 
nur an Vereine gegeben, die gegen die Arbeiterſchaft 
eingeſtellt ſind. Deshalb können wir für dieſe Vereine 
nichts bewilligen und wollen daher die Streichung die⸗ 
ſes Poſtens. Wir verlangen weiter, daß in Abſchnitt V 
die Stelle 1 der „Direktor“ geſtrichen wird und dafür 
ein „Lehrer“ geſetzt wird. Dieſe Stelle betrifft die 
Fürſorgeanſtalt Silberhammer. Wir haben ſchon bei 
der Beſprechung der Zuſtände in Silberhammer ver⸗ 
langt, daß an die Stelle des Direktors ein Lehrer tritt, 
der ſich wirklich mit den Fürſorgezöglingen befaſſen 
kann, der verſteht, die Kinder zu wirklichen Menſchen zu 
erziehen. Aber man ſieht hier wieder, daß es nur dar⸗ 
auf ankommt, wenn eine Perſon vorhanden iſt, die die 


(C) 


(D) 


Zöglinge nicht als Menſchen, jondern als Menjen 


zweiter Klaſſe betrachtet. 

Aus Stelle A V Stelle 15 ift erſichtlich, daß an der 
Reinigung der Körper und Inſtandhaltung der Wäſche 
und Kleider geſpart werden ſoll. Das können wir als 


— 


(A) 


(B) 
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(Kreft, Frau, Abgeordnete) 
Kommuniſten nicht gutheißen. Wir können nicht bil⸗ 
ligen, daß hierbei geſpart wird. Sollen die Fürſorge⸗ 
zöglinge die Hemden jetzt zwei Wochen tragen und ſie 
in der dritten Woche wenden, damit an Wäſche geſpart 
wird? Für geiſtliche Verſorgung werden aber wieder⸗ 
um 700 Gulden eingeſetzt. Für den Unterricht hingegen 
hat man nur 5000 Gulden. Wir verlangen deshalb, 
daß die Stelle 23 geſtrichen wird und dafür Stelle 24 
erhöht wird. 

Ferner fordern wir, daß in Abſchnitt VI Stelle 14 
für die Ziffer 22 500 die Ziffer 40 000 geſetzt wird. 
Hier ſoll wieder an Kleidung und Wäſche geſpart wer⸗ 
den und ein Abbau gegenüber dem Vorjahr erfolgen. 
Das können wir nicht verantworten. Wir wünſchen, 
daß der Poſten in Stelle 16 des Abſchnitts V, Kranken⸗ 
pflegekoſten, erhöht wird. Mit dem Betrage, der dort 
eingeſetzt iſt, iſt es nicht möglich, ſo für die Geſundheit 
zu ſorgen, wie es dringend notwendig iſt. Wir verlan⸗ 
gen dann weiter, daß in Abſchnitt VI Stelle 15 ſtatt 
der Zahl 3 000 die Zahl 6 000 geſetzt wird. (Wir wa- 
ren ſchon bei Stelle 17! beim Zentrum.) Außerdem 
wünſchen wir, daß in Abſchnitt A X in Stelle 5, Unter⸗ 
ſtützungen, anſtatt der Ziffer 84 die Ziffer 144 geſetzt 
wird. Das betrifft wieder die Beamten, da in den ver⸗ 
ſchiedenſten Etats verlangt wurde, daß Beamten und 
Angeſtellten die gleiche Unterſtützung gewährt wer⸗ 
den ſoll. 

In Abſchnitt XI Stelle 6 fordern wir, ſtatt der 
Ziffer 100 000 die Ziffer 50 000 zu ſetzen. Es handelt 
ſich hier um das Geld, das der Poſt für den Vertrieb 
der Invalidenverſicherungsmarken zugewieſen wird. 
Wir ſind der Anſicht, daß 50 000 Gulden für dieſen 
Zweck genügen. ; 

Dann fordern wir, daß in B Abſchnitt I Stelle 11 
ſtatt 2 250 Gulden 10 000 Gulden geſetzt wird. Dieſe 
Stelle betrifft die geſundheitliche Aufklärung der Be⸗ 
völkerung. Auch hierin wird immer noch zu wenig ge⸗ 
tan. Deshalb verlangen wir, daß dieſer Poſten erhöht 
wird. Wir wollen dann weiter, daß in Abſchnitt B II 
die Stelle 12 a um die 1000 Gulden gekürzt wird, die 
dort für 2 Pfarrer im Nebenamt ausgegeben werden 
ſollen. Wir ſehen nicht ein, warum für die Staatliche 
Frauenklinik zwei Pfarrer im Nebenamt noch 
1000 Gulden erhalten ſollen und fordern daher die 
Streichung dieſes Betrages. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Ausſprache, wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimung. Ich bringe zuerſt den Abänderungsantrag, 
Druckſache Nr. 2281, der Frau Abg. Kreft zur Mb- 
ſtimmung. 

Ausgabe. 

1. In Abſchnitt A I Stelle 1 ift für die Ziffer „3 000“ die 
Ziffer „30 000“ zu ſetzen. ; 
2. In Abſchnitt A I Stelle 4 ift für die Ziffer „4680000“ 

„10 000 000“ zu ſetzen. 

3. Abſchnitt A I Stelle 5 wird geſtrichen. 

4. Abſchnitt A I Stelle 15 wird geſtrichen. 

5. In Abſchnitt A III Stelle 11 iſt die Ziffer „4 125“ durch 

die Ziffer „8 000“ zu erſetzen. 

6. Abſchnitt A III Stelle 16 ift zu ſtreichen. 

7. In Abſchnitt A III Stelle 18 iſt für die Ziffer „650“ 

zu ſetzen „1000“. 

8. Abſchnitt A IV Stelle 10 iſt zu ſtreichen. 

9. In Abſchnitt A V Stelle 1 ift für das Wort „Direktor“ 

zu ſetzen das Wort „Lehrer“, 

10. In Abſchnitt A V Stelle 15 ift für die Ziffer „3.940“ 

die Ziffer „7 000“ zu ſetzen. 

11. Abſchnitt A V Stelle 23 ift zu ſtreichen. 

12. In Abſchnitt A V Stelle 24 ift für die Ziffer „5 000“ zu 

ſetzen die Ziffer „10000“. 5 

13. In Abſchnitt A VI Stelle 14 iſt für die Ziffer „22 500“ 

zu ſetzen die Ziffer „40 000°. 
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14. In Abſchnitt A VI Stelle 15 ift anſtatt „3 000“ zu ſetzen (C) 
6 000“ 


15. In Abſchnitt A VI Stelle 16 iſt anſtatt „9 000“ zu 
jegen „1 200“. 

16. Abſchnitt A VI Stelle 22 wird geſtrichen. 

17. In Abſchnitt A VI Stelle 23 ift anſtatt „4000“ zu ſetzen 


„8.000“, 
18. In Abſchnitt A X Stelle 5 ift anſtatt „84“ zu ſetzen 
„144“. In der Erläuterung ſtatt „12“ zu ſetzen „24“. 

19. In Abſchnitt A XI Stelle 6 iſt für die Ziffer „100 000“ 

die Ziffer „50 000“ au jesen. 
20. In Abſchnitt B I Stelle 11 ift anſtatt „2 250“ zu ſetzen 
„10 000% 

21. In Abſchnitt B II Stelle 12a ift anſtatt „108 700, zu 
jegen „107 700“, In Spalte Erläuterung ift zu ſtreichen 
„2 Pfarrer nebenamtlich 1000 G.“ 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men jetzt zur Abſtimmung über den Haushaltsplan. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Haushaltsplan 
für Soziales und Geſundheitsweſen, Druckſache 


Nr. 2228, zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 


(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Der Haushaltsplan 
iſt angenommen. Ich rufe auf Nr. 4: 

Haushaltsplan für Kirchenweſen. 

Druckſache Nr. 2229 zu Nr. 2194. Dazu liegt ein 
Abänderungsantrag des Herrn Abg. Schwegmann und 
Fraktion in Druckſache Nr. 2288 vor. 

Zu Ausgabe A III, 1. 

Wir beantragen, zu ſetzen: 
ſtatt 500-000, — G 595 000 — G 
ſtatt 150 000,— G 245 000,— G 
Ich eröffne die Ausſprache. Wortmeldungen liegen 

nicht vor, ich ſchließe die Ausſprache. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Ich bringe zuerſt den Abänderungsan⸗ 
trag, Druckſache Nr. 2288, zur Abſtimmung. Wer für 
dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Ich bringe den Haushaltsplan 
für Kirchenweſen zur Abſtimmung. Wer für dieſen 
Haushaltsplan iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. 
Ich rufe auf Nr. 5: 

Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und 

Volksbildung einſchl. Staatsarchiv. 

Druckſache Nr. 2230 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
allgemeine Ausſprache. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich kann die Beſprechung ſchließen. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Haushaltsplan ſelbſt. Wer 
für den Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung einſchl. Staatsarchiv nach den Vorſchlä⸗ 
gen des Ausſchuſſes iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Danke, das iſt Mehrheit, er iſt an⸗ 
genommen. Zu dieſem Haushaltsplan liegt noch eine 
Entſchließung in Druckſache Nr. 2275 vor: 

Der Senat wird erſucht, die 11 Vorhandwerker der 
Techniſchen Hochſchule, die in Laboratorien der Profeſſo⸗ 
ren als Stundenlöhner tätig ſind, in das Angeſtellten⸗ 
verhältnis zu übernehmen. 

Brodowſki u. d. übr. Mol. D. Nat. Fr. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die dieſe 
Entſchließung annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Abg. Spill: Einſtimmig abgelehnt!) Die Ent⸗ 
ſchließung iſt abgelehnt. Ich rufe auf Nr. 6: 

Haushaltsplan für die Verwaltung des 

Innern. 

Druckſache Nr. 2231 zu Nr. 2194. Dazu liegen zwei 
Abänderungsanträge vor, Druckſache Nr. 2289 und 
Nr. 2291. Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat 
der Herr Abg. Falkenberg. 

Falkenberg, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der Antrag bezweckt die Erhaltung der Schutzpolizei⸗ 


(D) 


(A) 


(B) 
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(Falkenberg, Abgeordneter.) 

kapelle. Dieſer Antrag ändert natürlich nichts an 
unſerer grundſätzlichen Stellung zu dem Abbau bei der 
Schutzpolizei. Hier handelt es ſich aber um einen Ab⸗ 
bau, der dazu führt, daß die Kapelle der Schutzpolizei 
verſchwinden muß; denn wenn bei dem Abbau, der 
durch den Ausſchuß durchgeſetzt iſt, die Aufgaben der 
Schutzpolizei erfüllt werden ſollen, ſo muß ſie auf die 
polizeilich vorgebildeten Beamten der Kapelle zurück⸗ 
greifen. Die Kapelle muß dann ihre Aufgaben entweder 
einſchränken oder einſtellen. Ich weiß aber, daß ſich in 
dieſem Hauſe eine große Anzahl von Abgeordneten be⸗ 
findet, die die Erhaltung der Schutzpolizeikapelle 
wünſcht. Die Kapelle hat nicht nur bei wohltätigen 
Veranſtaltungen mitgewirkt und dadurch den Wohl⸗ 
tätigkeitsvereinen eine große Summe, 25 000 Gulden 
bei 42 Veranſtaltungen, zugeführt und Platzkonzerte 
unentgeltlich ausgeführt, ſie hat auch volkstümliche 
Konzerte veranſtaltet. Zuletzt iſt es nur durch die Ka⸗ 
pelle möglich geweſen, die großen ſymphoniſchen Kon⸗ 
zerte, die das Stadttheaterorcheſter durchführt, und die 
großen Opernaufführungen im Stadttheater aufzufüh⸗ 
ren. Wenn die Schutzpolizeikapelle verſchwindet, iſt es 
unmöglich, die großen Symphoniekonzerte durchzuführen. 
(Das ſtimmt nicht! links.) Dann iſt es auch unmöglich, 
die großen Opern aufzuführen. (Abg. Dr. Bing: Das 
ſind Sentimentalitäten!) Wenn die Schutzpolizeikapelle 
verſchwindet, dann kann die Kapelle des Stadttheaters 
nicht ſo verſtärkt werden, daß große Opern aufgeführt 
werden können. 

Dies iſt der praktiſche Grund, der uns bewogen 
hat, dieſen Antrag zu ſtellen und darum zu bitten, daß 
das Haus ſich entſchließen möge, wenigſtens den Abbau 
joweit einzuſchränken, daß die Schutzpolizeikapelle er- 
halten bleibt. Es handelt ſich nicht, wie ich dem Herrn 
Abg. Dr. Blavier verſichern möchte, um die Erhaltung 
einer Leutnantsſtelle. Für uns handelt es ſich darum, 
die Kapelle in ihrem jetzigen Beſtande lebensfähig zu 
erhalten. Wenn Sie den Abbau durchführen, ſo iſt uns 
von ſachverſtändiger Seite mitgeteilt worden, daß die 
Kapelle ihre nebenamtliche Tätigkeit nicht mehr auf⸗ 
rechterhalten kann. Wir bitten Sie daher, unſeren An⸗ 
trag anzunehmen. (Bravo! rechts.) | 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Berg⸗ | 
mann. | 

Bergmann, Abgeordneter (D.Soz.): M. D. u. H.! 
Nach den Ausführungen des Herrn Abg. Falkenberg 
wäre es eigentlich überflüſſig, daß ich noch dazu beſon⸗ 
ders ſpreche. Aber ich kann ſeine Angaben in manchen 
Punkten noch ergänzen. Ich nehme zunächſt Bezug auf 
die Kleine Anfrage des Herrn Abg. Philipſen, daß in 
der Bevölkerung wegen der gänzlichen Beſeitigung der 
Schupokapelle Befürchtungen ausgeſprochen ſind. Es iſt 
ferner in der Kleinen Anfrage hervorgehoben worden, 
daß ſich die Kapelle bei der Bevölkerung einer großen 
Beliebtheit erfreue. Ich kann das nur beſtätigen. 
Weite Kreiſe unſerer Bevölkerung möchten die Schupo⸗ 
kapelle nicht gern miſſen. 

Es iſt nun vom Senat beabſichtigt, die Kapelle ab⸗ 
zubauen. Wie ich weiß, ſind dazu ſeitens des Senats 
vier Fragen an die Schupokapelle gerichtet worden. Ich 
kann Ihnen auch den Inhalt dieſer vier Fragen mit⸗ 
teilen. Die erſte bezieht ſich auf die Tätigkeit der Ka⸗ 
pelle vom 1. April 1925 bis zum 31. März 1926. Die 
zweite Frage bezieht ſich auf die derzeitigen Koſten, die 
die Kapelle verurſacht. Die dritte Frage bezieht ſich 
darauf, wieviel Beamte mehr eingeſtellt werden müß⸗ 
ten, wenn die Kapelle nur mit Muſikangelegenheiten 
beſchäftigt wird und auf die Koſten. Viertens wird ge⸗ 


fragt, welche Koſten entſtehen würden, wenn die Ka⸗ 


pelle als Staatskapelle etatiſiert würde. Die Antwor⸗ 
ten, die auf dieſe Fragen eingegangen ſind, behandeln 
folgendes: Zunächſt einmal das unentgeltliche Spielen 


der Schupokapelle bei Staats⸗ bzw. ſtädtiſchen Veran⸗ 


ſtaltungen auf Anweiſung des Senats, ferner die un⸗ 
entgeltliche Mitwirkung eines Teiles der Schupokapelle 
im Stadttheater. Sie hat ſich mit 17 Köpfen an 71 
Proben beteiligt, und zwar koſtenlos. (Sie bekommt 
doch Gehalt! links.) Insgeſamt hat ſie 85 koſtenloſe 
Veranſtaltungen gegeben, und zwar, ohne daß irgend⸗ 
wie auswärtige Kräfte hinzugenommen werden muß⸗ 
ten. Sie hat das mit ihren eigenen Kräften geleitet. 


Dann hat ſie bei zahlreichen Vereinsveranſtaltungen, 


beſonders wohltätiger Art, mitgewirkt, ſie hat ſich in 
der angegebenen Zeit an 42 Veranſtaltungen koſtenlos 
beteiligt. Ferner hat ſie Platzmuſik, und zwar in 32 
Fällen, ausgeführt. Sie hat ferner gegen Bezahlung 


geſpielt, und zwar auf eigenes Riſiko. Da hat fie nur 
zur Deckung der Unkoſten Eintrittsgeld erhoben, aber 
nicht etwa, um für ſich ſelbſt Einnahmen herauszu⸗ 


ſchlagen. Dann hat ſie auf Engagement geſpielt, (Klein⸗ 
hammerpark! links.) während der Kurſaiſon in Zop⸗ 
pot, und zwar mit 28 Vorführungen. Was die Koſten 
anbetrifft, ſo gehen ſie allerdings aus dem Etat nicht 
hervor; denn die Schupokapelle führt keine beſondere 
Poſition, vielmehr ſind die Unkoſten, die ſie verurſacht, 


in dem allgemeinen Satz mit eingeſchloſſen. (Den Vor⸗ 


ſitz übernimmt Vizepräſident Spill.) Sie betragen 


nach dem, was mir mitgeteilt wurde, 108 106 Gulden, 


und zwar als prozentualer Anteil. Es kommt noch hin⸗ 
zu, daß Mittel für Inſtrumente und Noten in dem Etat 
nicht enthalten ſind, ſondern daß die Koſten für die 
Unterhaltung der Kapelle muſikaliſch ſächlicher Art 
durch die Tätigkeit der Kapelle aufgebracht werden. 
Sämtliche Inſtrumente und Noten ſind Privateigen⸗ 
tum der Beamten bzw. des Leiters der Kapelle. Letz⸗ 
terer hat allein ein Inſtrumenten⸗ und Noteninventa⸗ 
rium von 8—10 000 Gulden zur Verfügung geſtellt. 
Was nun die Beantwortung der Frage 3 betrifft, 
ſo entſtehen da an perſönlichen Ausgaben 72 840 Gul⸗ 
den und an ſächlichen Ausgaben 7267 Gulden. Das 
ſind zuſammen 80 107 Gulden. Wenn die Mitglieder 
der Schupokapelle von jeder dienſtlichen Verwendung 
befreit würden, ſo würde das zu einer weiteren Ver⸗ 
mehrung von Stellen führen und infolgedeſſen auch die 
Unkoſten erhöhen. Was die Frage 4 anbetrifft, die 
Koſten, die eine ſtaatliche Kapelle bei Aufhebung der 
Schupokapelle verurſachen würde, (Abg. Kloßowſfki: 
Stadtkapelle meinen Sie doch!) Umwandlung in eine 
Staatskapelle, nicht ſtädtiſche, — dann würden ſich die 
Unkoſten von 108 106 Gulden auf 164 256 Gulden er- 
höhen. (Abg. Gaikowſki: Das wijfen wir alles!) 
Wenn man mit dem Grunde kommen wollte, die 
Schupokapelle ſoll zum Zweck der Erſparnis aufgelöſt 
werden, dann geht aus dieſen Zahlen hervor, daß das 
nicht zutrifft. (Abg. Beyer: Wer hat die Zahlen auf⸗ 
geſchrieben?) Im Gegenteil, die Koſten würden ſich be⸗ 
deutend erhöhen. Ich möchte noch darauf aufmerkſam 
machen, daß die Schupokapelle auch Straßendienſt aus⸗ 
übt. Ich habe mich perſönlich davon oft genug über⸗ 
zeugen können, z. B. an der Kreuzung der Hundegaſſe 
mit der Melzergaſſe und der Matzkauſchengaſſe habe ich 
ſehr oft einen Schupobeamten geſehen, der auf dem Arm 
die Lyra trug, ein Beweis dafür, daß die Kapelle nicht 


(C) 


(D) 


nur muſikaliſch ausgenutzt wird, ſondern daß fie ebenſo 


gut auch für den öffentlichen Dienſt zu ſorgen hat. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Liſchnewſki.) Ich habe die Leute ſelber 
dort ſtehen ſehen. Es wird vielleicht auch Ihnen die 
Gelegenheit geboten ſein, ſich davon zu überzeugen, daß 
die Kapelle ebenſo, wie die anderen Hundertſchaften 


(A) 


) 
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(Bergmann, Abgeordneter.) 
der Schupo, Straßendienſt ausüben. (Abg. Mau: 
Furchtbar wichtig!) ö 

Nun iſt zu dem Etat eine Entſchließung in Druck⸗ 
ſache Nr. 2231 gefaßt worden. Zu dieſer Entſchließung 
haben wir einen Abänderungsantrag geſtellt. Er be⸗ 
findet ſich in Ihren Händen. Ich möchte dazu bemerken, 
daß wir den zweiten Satz dieſes Abänderungsantrages 
zurückziehen, ſo daß der Abänderungsantrag nur lautet: 
„Die Schupokapelle ſoll beſtehen bleiben, und zwar 
unter Heranziehung ihrer Beamten zum Sicherheits⸗ 
dienſt im bisherigen Umfang.“ Wir bitten Sie, dieſem 
unſerem Abänderungsantrag zuzuſtimmen. (Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung. Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Herrmann. l ; 

Herrmann, Abgeordneter (D.Soz.): Ich beantrage 
zu unſerem Abänderungsantrag auf Druckſache Nr. 2289 
namentliche Abſtimmung. 

Vizepräſident Spill: Ich laſſe über den vorlie⸗ 
genden Abänderungsantrag abſtimmen, dann über die 
Entſchließung. Verlangen Sie namentliche Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag, Druckſache Nr. 22912 
(Nein!) Wir kommen zur Abſtimmung über den Ab⸗ 
änderungsantrag der Abg. Guttzeit, Schwegmann und 
Fraktion in Drucksache Nr. 2291. 

m Wir beantragen, unter Ausgabe D. I. Ziffer D. zu 

ni 

ſtatt 8 Leutnants (Gruppe VII / VIII) 9, =» 

ſtatt 48 Zugwachtmeiſter (in Gruppe VI) 49, 

ſtatt 204 Oherwachtmeiſter (in Gruppe H 210, 

ſtatt 586 Wachtmeiſter (Gruppe IV) 599, 

Unter Ausgabe D. II bis D. XIII ein 

Mehr von Gulden 10 860, — als prozentualer Anteil 
an ſächliche Ausgaben einzuſetzen. 

j Diejenigen, die dieſem Antrag zuſtimmen wollen, 
bitte ich, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Jetzt 
kommen wir zur Abſtimmung über die Entſchließun⸗ 
gen. Außerdem iſt zu einer Entſchließung noch der Mb- 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 2231 geſtellt. Ich 
laſſe zuerſt über den Abänderungsantrag des Abg. 
Herrmann und Fraktion in Druckſache Nr. 2289 ab- 
ſtimmen: 

Die Entſchließung Nr. 2 erhält unter Punkt III fol⸗ 

genden neuen Abſatz: 

III. die Schupokapelle beſtehen bleibt unter Heran⸗ 
ziehung ihrer Beamten zum Sicherheitsdienſt im bisheri- 
gen Umfange. 

Da verlangen Sie namentliche Abſtimmung? 
(Nein!) Ich bitte die Damen und Herren, die dem Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 2289 zur Entſchlie⸗ 
ßung Nr. 2 auf Druckſache Nr. 2231 zuſtimmen wollen, 
und zwar in der abgeänderten Form, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Ab⸗ 
änderungsantrag iſt angenommen. Wir kommen nun 
zur Abſtimmung über die Entſchließung Nr. 1 in Druck⸗ 
ſache Nr. 2231 und die abgeänderte Entſchließung Nr. 2 
in Druckſache Nr. 2231. 

1. Der Senat wird erſucht, den verheirateten früheren 
Schupobeamten die Gerichtskoſten, die ihnen durch die 
gegen ſie von einer Abteilung des Senats angeſtrengte 
Räumungsklage entſtanden ſind, zu erſtatten. 

2. Der Senat wird erſucht dafür Sorge zu tragen, daß 
J. bei der bevorſtehenden Umorganiſation der Polizei 

die alten wohlerworbenen Rechte der von dieſer 

Maßnahme betroffenen Beamten der geſamten Ver⸗ 

Wen USE in vollem Umfange gewahrt 
die bei der Schutzpolizei auf Grund der Neuorgani⸗ 

ſation etwa abzubauenden Beamten, ſoweit ſie noch 
dienſtfähig ſind und gemäß Geſetz vom 27. Juli 

1923 im Beamtendienſt weiterbeſchäftigt werden 

können, nicht in den Ruheſtand verſetzt, ſondern in 

geeigneten Stellen der übrigen Verwaltung bevor⸗ 

zugt untergebracht werden, N 
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III. die Schupokapelle beſtehen bleibt unter Heran: 


ziehung ihrer Beamten zum Sicherheitsdienſt im 


bisherigen Umfange. 5 

Ich bitte die Damen und Herren, die die Entſchlie⸗ 
Bung Nr. 1 annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Ent⸗ 
ſchließung Nr. 1 iſt angenommen. Diejenigen, die die 
Entſchließung Nr. 2 annehmen wollen, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 
Die Entſchließung Nr. 2 iſt damit ebenfalls angenom⸗ 
men. Wir kommen dann zur Abſtimmung über die Ent⸗ 
ſchließung des Abg. Liſchnewſki in Druckſache Nr. 2266: 

Sämtliche Beamte und Angeſtellte der Schutzpolizei 
ſind, ſoweit ſie nicht verheiratet und eigene Wohnung ha⸗ 
ben, in Einzel⸗Quartiere außerhalb der Kaſernements 
unterzubringen. Der Dienſt der Beamten darf nur in⸗ 
ſoweit in geſchloſſenen Formationen ſtattfinden, als es 
zur Sicherheit des Publikums (Unterricht) erforderlich ift. 

Im übrigen darf der Dienſt den Rahmen einer Po⸗ 
lizeimannſchaft entſprechend nicht überſchreiten. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ent⸗ 
ſchließung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die Entſchließung 
iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Etat ſelbſt. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
Haushaltsplan für die Verwaltung des Innern zuſtim⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, der Etat iſt angenommen. Wir 
kommen zum : 

Haushaltsplan der Handels- und Gewerbe- 

verwaltung. 

Druckſache Nr. 2232 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
ſchließe die Beſprechung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſem Haushaltsplan zuſtimmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, der Haushaltsplan der Handels⸗ und Ge⸗ 
werbeverwaltung iſt angenommen. Ich rufe auf den 

Haushaltsplan der Juſtizverwaltung. ; 

Druckſache Nr. 2233 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. v. Mala⸗ 

inſki. 
d 85 Malachinſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 


Sie ſcheinen noch immer nicht begreifen zu wollen, daß 


ein Unterſchied zwiſchen Menſch und Tier zu machen ijt. 
Wenn ſich nun einmal ein Arbeiter oder ſonſt ein aus⸗ 
gehungerter, ausgepowerter Proletarier an den über⸗ 
flüſſigen Reichtümern der Bourgeoſie vergangen hat, 
wird er der Juſtiz ausgeliefert und nach Neugarten 
gebracht. Von dort ſoll er geheilt und gebeſſert heraus⸗ 
kommen. Aber man ſorgt dort dafür, daß er nicht in 
Sonne, Licht und Freiheit denken kann. Man bringt 
ihn hinter Gitter in eine dunkle Zelle, ſo daß er nicht 
als gebeſſerter Menſch, ſondern als Verbrecher aus die⸗ 
ſem Gefängnis herauskommen muß. M. D. u. H.! Dieſe 
Zuſtände müſſen aufhören. Wir verlangen, daß hier 
unbedingt Abhilfe geſchaffen werden muß. So etwas 
darf nicht vorkommen, wie es vor drei oder vier Wochen 
in Tempelburg paſſiert iſt. Ein junger Menſch von 20 
oder 21 Jahren wurde entlaſſen, Er hat ſich nach An⸗ 
gabe des Direktors gut geführt. Er war fleißig und 
tüchtig. Er wurde nun auf die Straße geſetzt und be⸗ 
mühte ſich um Arbeit, die er auch bekommen hat. Er 
wollte nun ein Logis haben, das wurde ihm in Schid⸗ 
litz oder Emaus zugewieſen. Was tat aber der Ge⸗ 
meindevorſteher? Er ſagte zu ihm: „Du gehörſt nicht 


hierher, heraus aus dem Dorf!“ Der junge Mann mußte 


ſich nachts herumtreiben. Er wurde von der Schupo 
aufgegriffen. Er bat ſie, man ſolle ihm Unterkunft 
geben. Man hat ihn ohne weiteres abgeſtoßen, er iſt 
nun heimatlos. Bei dieſer Gelegenheit will ich ſagen, 
daß es Pflicht der Behörde iſt, dem jungen Menſchen, 
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(v. Malachinſki, Abgeordneter) 

bevor er entlaſſen wird, Arbeit zu beſorgen. Dies iſt 
bis jetzt unterlaſſen worden. Das iſt ein Fall, es ſind 
aber mehrere Fälle vorgekommen. Herr Senator 
Dr. Wiercinſki, nehmen Sie ſich der Sache an, ſie iſt 
wichtig. Bevor die jungen Leute entlaſſen werden, 
müſſen ſie Arbeit und Unterkunft finden. (Abg. Hohn⸗ 
foldt: Siehe den Fall Birnbacher!) 

Aehnlich liegt es bei der Strafanſtalt auf Neu⸗ 
garten. Auch hier müſſen die Volksvertreter Einſicht 
nehmen können, ſie müſſen mit den Strafgefangenen, 
beſonders den langjährigen, Fühlung nehmen können. 
Man muß ſie nach ihren Klagen fragen können, und 
was ſie zu machen gedenken, wenn ſie aus dem Gefäng⸗ 
nis kommen. Statt ihnen Licht und Sonne zu geben, 


ſperrt man fie in dumpfe Kammern mit Eiſenkäfigen 


vor den Fenſtern ein. Beſonders iſt zu bemängeln, daß 
die Unterfuhungsgefangenen, trotzdem noch nicht feſt⸗ 
geſtellt iſt, ob ſie etwas verbrochen haben, zuſammen 
mit den Strafgefangenen in einer Abteilung hauſen 
müſſen. Das ſind Zuſtände, die einen Menſchen zum 
Sträfling machen. Der Anterſuchungsgefangene iſt 
vielleicht durch eine Denunziation verhaftet worden 
und ſitzt nun mit den anderen Sträflingen zuſammen. 
Das muß geändert werden. \ > 

Mir Haben drei Anträge und Entſchließungen ein⸗ 
gebracht, die ich verleſen will. Ich richte beſonders an 
die Sozialdemokraten einen Appell, wenn Sie noch ein 
bißchen Einfluß haben, daß Sie helfen, die Uebelſtände 
auf Schießſtange zu beſeitigen. Wir ſtellen erſtens den 
Antrag, daß die Unterſuchungsgefangenen nicht mit den 
Strafgefangenen auf einer Station untergebracht wer⸗ 
den. Für beide Arten von Gefangenen ſind getrennte 
Stationen einzurichten. Unſer zweiter Antrag lautet: 
„Der Volkstag wolle beſchließen: Der Dunkelarreſt und 
die Eiſenkäfige an den Arreſtzellen in der Freien Stadt 
werden abgeſchafft.“ Der dritte Antrag lautet: „Der 
Volkstag wolle beſchließen, daß die Abgeordneten das 
Recht haben, die Strafanſtalten in der Freien Stadt in 
den ordentlichen Geſchäftsſtunden unangemeldet zu be⸗ 
ſuchen und mit den Gefangenen ohne Aufſicht zu ver⸗ 
hren 
beg D. . H., das find die Anträge, die Wir geſtellt 
haben. Ich habe ſie kurz begründet. Man muß für die 
Strafgefangenen, bevor ſie entlaſſen werden, dafür 
ſorgen, daß ſie Arbeit bekommen. Der Menſch muß fer⸗ 
ner als Menſch erzogen werden. Aus dieſem Grunde 
müſſen die Eiſenkäfige und der Dunkelarreſt beſeitigt 
werden. Ich erſuche die Damen und Herren, unſeren 
Anträgen zuzuſtimmen. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Vizepräsident Spill: Das Wort hat der Herr Se- 
nator Dr. Leske. f 

Dr. Leske, Senator: M. D. u. H.] Es liegt zu dem 
Haushaltsplan der Juſtizverwaltung eine Entſchlie⸗ 
zung vor: „Der Senat wird erſucht, einen Geſetzentwurf 
einzubringen, der die Aufhebung des ſogenannten 
Grundſtückſperrgeſetzes zum Gegenſtande hat.“ Namens 
des Senats habe ich dazu folgendes zu erklären: Das 
Grundſtückſperrgeſetz, deffen Durchführung bei der Ab- 
teilung für Oeffentliche Arbeiten erfolgt und nicht bei 
der Justizverwaltung, beiteht jeit einer Reihe von Jah- 
ren und hat zu keinen Schwierigkeiten geführt, und 
zwar wie ich zur Behebung von Bedenken erwähnen 
möchte, weder in außenpolitiſcher noch in innenpoli⸗ 
tiſcher Hinſicht. Es beſteht kein Grund zur Abſchaffung 

es Geſetzes. i 

Auf der anderen Seite ſpricht aber eine Reihe von 
Gründen für die Beibehaltung. Die Verwaltungs⸗ 
arbeit iſt dabei außerordentlich gering, da wir durch 
ein ſummariſchs Verfahren die Arbeit vereinfacht ha⸗ 


plan. Ich bitte die 
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ben. Dies Geſetz ijt in der Lage, uns eine Ueberſicht 
über jeglichen Grundbeſitzwechſel im Freiſtaat zu geben. 
Es hat auch den Vorzug, daß es uns eine ſehr bequeme 
und ſichere Kontrolle über die Steuerzahlungen beim 
Grundbeſitzwechſel ermöglicht. Das hat ſchon in einer 
Reihe von Fällen ſehr nützliche Folgen gehabt. Es iſt 


nicht zu überſehen, ob nicht zu gegebener anderer Zeit 


das Beſtehen des Geſetzes einmal ſehr wünſchenswert 
erſcheinen kann, deshalb hat der Senat beſchloſſen, das 
hohe Haus zu bitten, die Entſchließung abzulehnen. 

Vizepräſident Spill: Wortmeldungen liegen nicht 
mehr vor, ich ſchließe die Beſprechung. Abänderungs⸗ 
anträge ſind zu dieſem Etat nicht geſtellt. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Haushaltsplan der Juſtiz⸗ 
verwaltung, Druckſache Nr. 2233. Ich bitte die Damen 
und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben: (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; 
er iſt angenommen. Zu dieſem Etat liegen 4 Entſchlie⸗ 
ßungen vor. Wir kommen zuerſt zur Abſtimmung über 
die Entſchließung Druckſache Nr. 2274. 

Der Senat wird erſucht, einen Geſetzentwurf einzu⸗ 
bringen, der die Aufhebung des ſog. Grundſtücksſperr⸗ 
geſetzes zum Gegenſtande hat. 

Langowſki, Dr. Moczynſki, Dr. Paneeki, Jedwabſti, 

Adelheid Mohn, Dr. Blavier, Falk, A. Maier. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ent⸗ 

ſchließung zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die Ent⸗ 
ſchließung iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Ent⸗ 
ſchließung des Abg. v. Malachinſki und der Kommu⸗ 
niſtiſchen Fraktion, Druckſache Nr. 2282: 
Der Volkstag wolle beſchließen: 
Anterſuchungsgefangene dürfen mit Strafgefangenen 
nicht auf eine Station untergebracht werden. Für beide 
Arten Gefangene ſind getrennte Stationen einzurichten. 
Ich bitte diejenigen, die dieſe Entſchließung an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, ſie iſt abgelehnt. Wir 
kommen zu der Entſchließung des Herrn Abg. 
v. Malachinſki und der kommuniſtiſchen Fraktion, 
Druckſache Nr. 2284: 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

Die Abgeordneten haben das Recht, die Strafanſtalten 
in der Freien Stadt in den ordentlichen Geſchäftsſtunden 
unangemeldet zu beſuchen und mit den Gefangenen ohne 
Aufſicht zu verkehren. 


Ich bitte diejenigen, die dieſer Entſchließung zu⸗ 
ſtimmen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, ſie iſt abgelehnt. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über die letzte Entſchließung des 
Herrn Abgeordneten v. Malachinſki, Druckſache Nr. 2283: 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Dunkelarreſt und die Eiſenkäfige in den Arreſt⸗ 
zellen der Strafanſtalten der Freien Stadt Danzig werden 
abgeſchafft. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ent⸗ 
ſchließung zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, ſie iſt 
abgelehnt. Ich rufe auf Nr. 9: 

Haushaltsplan für Oeffentliche Arbeiten. 
Druckſache Nr. 2234 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 


Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 


vorliegen. Abänderungsanträge liegen auch nicht vor. 


Wir kommen zur Abſtimmung über den Haushalts⸗ 
Damen und Herren, die dem Haus⸗ 
haltsplan ihre, Zuſtimmung geben wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
er iſt angenommen. (Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) Wir 
kommen zum 
Haushaltsplan der Staatlichen Grundbeſitz⸗ 
verwaltung. 


~ 
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(Spill, Vizepräſident.) 

Druckſache Nr. 2235 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
ſchließe ſie. Anträge ſind zu dem Etat nicht geſtellt, 
wir kommen zur Abſtimmung. Die Damen und Herren, 
die den Haushaltsplan der Staatlichen Grundbeſitzver⸗ 
waltung annehmen wollen, bitte ich, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
der Etat iſt angenommen. Ich rufe auf den 


Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen 
Verwaltung einſchl. Fiſcherei⸗ und Domänen⸗ 
verwaltung. 


Druckſache Nr. 2242 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
ſchließe die Beſprechung. Zu dieſem Etat liegt ein 
Abänderungsantrag der Abg. Böhm, Schwegmann und 
Fraktion in Druckſache Nr. 2287 vor. - 

Wir beantragen: 1 
1. bei Einnahme Abſchnitt B II 

Verzinſung und Tilgung der an Fiſcher gegebenen Dar⸗ 
lehen, den eingeſtellten Betrag von 50 000 G zu belaſſen 
und die Erhöhung von 20 000 G zu ſtreichen, 

bei Ausgabe Abſchnitt B II Stelle 5 (neu) an Stelle 
von „zinsloſen“ Darlehen zu ſetzen: 
„Freihilfe zur Beſchaffung von 
120 000 G“. 

Wir ſtimmen ab über dieſen Abänderungsantrag. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihn annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Ich 
bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Letzteres iſt un⸗ 
zweifelhaft die Mehrheit, der Abänderungsantrag iſt 
ſomit abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über 
den Etat ſelbſt. Ich bitte die Damen und Herren, die 
den Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen Verwal⸗ 
tung einſchließlich Fiſcherei⸗ und Domänenverwaltung 
annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ift die Mehrheit, der Etat ift angenom⸗ 
men. Ich rufe auf den 

Haushaltsplan der Forſtverwaltung. 

Druckſache Nr. 2237 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Buckmakowſfki. 

Buckmakowſki, Abgeordneter (K. P): Zu dem Haus- 
haltsplan der Forſtverwaltung hat die Kommuniſtiſche 
Fraktion einen Antrag eingebracht, nach dem die Be⸗ 
lieferung der Gemeinden bezw. Kommunen mit Holz 
zu Taxpreiſen erfolgen ſoll. Wenn Auktionen der 
Forſtverwaltung auf dem Lande ſtattfinden, ſo iſt es 
gewöhnlich dort jo, daß derjenige, der den vollſten Gerd- 
ſack hat, das Holz kaufen kann und derjenige, der 
wenig Geld hat, zurückſtehen muß. Die Herren Agrarier 
und Junker, die ſich mitunter an dieſen oder jenen 
Auktionen nicht direkt beteiligen wollen, ſind vielfach 
dazu übergegangen, das Holz nach der Auktion im 
Stillen von hinten herum zu kaufen, trotzdem ſie nicht 
mitgeboten haben. 

Deswegen ſtellen wir den Antrag, daß die Ge⸗ 
meinden mit Holz zu Taxpreiſen beliefert werden. In 
erſter Linie ſoll dies Holz Minderbemittelten und den 
Schulen zugute kommen. Die Taxpreiſe müſſen den 
Verhältniſſen angemeſſen ſein. Deswegen ſtehen wir auf 
dem Standpunkt, daß die Taxpreiſe ſo geregelt werden, 
daß die Schulen und die Gemeinden für die Ortsarmen 
das Holz kaufen können. Ich will noch darauf hin⸗ 
weiſen, daß dies kein kommuniſtiſcher Agitationsantrag 
iſt, wie Sie ſelbſt ſehen. Dieſer Antrag iſt ganz 


nm 


Fiſchereigeräten 


minimal und will nur ermöglichen, daß ſich die Min⸗ 


derbemittelten reſp. die Schulen mit Feuerungsmate⸗ 


rial verſorgen können. Ich ſtelle der Sozialdemokratie 


terſchaft und der Minderbemittelten. 


anheim, unſerem Antrag voll und ganz zuzuſtimmen, 

da ſie immer betont, ſie ſei die Vertretung der Arbei⸗ 
Ich empfehle 

unſern Antrag anzunehmen. (Bravo!) ns e 
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werden, wie heute. 


Bizepräfident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung, 
da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Abände⸗ 
rungsanträge ſind nicht geſtellt. Wir ſtimmen über den 
Etat ab. Ich bitte die Damen und Herren, die den 
Haushaltsplan der Forſtverwaltung annehmen wollen, 
ih vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die 
Mehrheit, er iſt angenommen. Nun liegt noch die Ent⸗ 
schließung des Abg. Laſchewſki in Druckſache Nr. 2260 
vor: 

Den Kommunen iſt Holz zum Taxpreis in genügen⸗ 
den Mengen zu liefern. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Ent⸗ 
ſchließung annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die Entſchließung 
iſt abgelehnt. Wir kommen zum 


Haushaltsplan für Betriebe, Verkehr und 


Arbeit. 

Druckſache Nr. 2238 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Um Ihnen das Leben zu erleichtern, will ich unſere 
Entſchließung vorleſen, damit Sie alle wiſſen, worum 
es ſich handelt. Es kommt mir vor, als wenn die 
meiſten Abgeordneten nicht wiſſen, worüber abgeſtimmt 
wird. Nachher ſtellt ſich heraus, daß falſch abgeſtimmt 
worden iſt. Das haben wir bei den Deutſchnationalen 
und bei den Sozialdemokraten feſtgeſtellt. (Widerſpruch 
bei den Sozialdemokraten.) Sie haben einem Antrag 
zugeſtimmt, nach dem das Sperrgeſetz aufgehoben 
werden ſoll. Da haben Sie ſich ordentlich in den Finger 
geſchnitten. (Lachen links. — Abg. Plettner: Das war 
unblutig!) Wir haben folgende Entſchließung einge⸗ 


bracht: 
% Der Volkstag wolle beſchließen: 

den Senat zu erſuchen, mit möglichſter SA a e 

eine „Staatliche Kraftfahrer⸗ Lehr⸗ und Pri Ungsſchule“ 

zu ſchaffen. 

Es muß endlich aufhören, daß die Arbeiter von 
den Kleinkapitaliſten derartig über das Ohr gehauen 
werden, daß ſie 250 bis 300 Gulden für eine Prüfung 
bezahlen müſſen, wovon ſie übrigens nachher keinen 
Nutzen haben. Wir müſſen heute feſtſtellen, daß wohl 
viel Kraftfahrer vorhanden ſind, aber keine Kraft⸗ 
wagen, daß für die Kraftfahrer alſo keine Arbeit vor⸗ 
handen iſt, für dieſe Arbeiter, die ihre letzten Spar⸗ 
groſchen hergeben, um die Möglichkeit einer Arbeit 
zu bekommen. Man ſchafft in dieſen Arbeiterkreiſen eine 
Illuſion die ſich ſpäter als Fata Morgana erweiſt. Es 
muß auch aufhören, daß man fih durch Geld gewiſſe 
Kenntniſſe kaufen kann. Es iſt eine Tatſache, daß es 
bei dem, der wenig gibt, länger dauert um Chauffeur 
zu werden. Die Leute, die Geld haben, die Autobe⸗ 
ſitzer, kommen viel ſchneller zu der Beſcheinigung, daß 
10 Kraftfahrer ſind, aber ihre Fahrfähigkeit iſt gleich 

ull 


Es iſt eine Tatſache, daß das eine öffentliche Gefahr 
bedeutet, wenn dieſe Bourgeois in Menſchenmengen 
hineinfahren. Aus dieſem Grunde wünſchen wir, daß 
eine Staatliche Kraftfahrſchule eingerichtet wird, ähn⸗ 
lich der Schule für Heizer und Maſchiniſten. Dann iſt 


eine beſſere Gewähr einer guten Ausbildung vorhan⸗ 


den und die Leute werden auch nicht ſo ausgebeutet 
Die gegenwärtigen Kraftfahr⸗ 
ſchulen bedeuten eine öffentliche Gefahr. (Unruhe.) Herr 


(0) 


(O) ) 


Präſident, ich bitte, mir Ruhe zu verſchaffen. Wenn Sie 


ſich unterhalten wollen, dann machen Sie, daß Sie 


hinaus kommen. Veſpern Sie draußen! 
Vizepräſident Spill: Das Hausrecht habe ich ganz 
allein, bitte fahren Sie fort. ; 
Liſchnewſti, Abgeordneter (K.P.): Aus dieſem 
Grunde wünſchen wir, daß die Ausbeutung durch die 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter.) 
kleinen Kapitaliſten aufhört. Dieſe 20 bis 30 Kraft- 
fahrerſchulen, die im Freiſtaat beſtehen, ſind nicht 
Kraftfahrerſchulen, ſondern ſind für die kleinen Kapi⸗ 
taliſten eine Gelegenheit zur Ausbeutung. Aus dieſem 
Grunde wünſchen wir, daß eine ſtaatliche Schule einge⸗ 
richtet wird. Wir haben auch gefordert, daß vorläufig 
10 000 G zur Verfügung geſtellt werden, damit diefe 
Ausbeutung endlich beſeitigt wird. Wir erſuchen Sie, 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit unſerer Ent⸗ 
ſchließung zuzuſtimmen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Vizepräfident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung, 
da Wortmeldungen nicht mehr vorliegen. Abände⸗ 
rungsanträge ſind zu dieſem Etat nicht geſtellt. Wir 
ſtimmen deshalb über den Etat ſelbſt ab. Ich bitte 
die Damen und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, der Haushaltsplan für Betriebe, Verkehr 
und Arbeit iſt angenommen. Zu dieſem Etat liegt die 
Entſchließung Druckſache Nr. 2285 vor. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dieſe Entſchließung annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Das Büro 
iſt ſich nicht einig, wir müſſen auszählen. 
zählung beginnt. (Geſchieht.) Ich ſchließe die Aus⸗ 
zählung. Das Ergebnis ift folgendes: Mit Ja haben 
45 Abgeordnete, mit Nein 47 geſtimmt. Die Ent⸗ 
ſchließung iſt ſomit abgelehnt. Ich rufe auf Nr. 14: 
Haushaltsplan der Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung. 


Druckſache Nr. 2239 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 


Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Abänderungsanträge ſind nicht geſtellt. Wir 
ſtimmen über den Haushaltsplan ſelbſt ab. Ich bitte 
die Damen und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, der Etat iſt angenommen. Ich rufe auf 


Nr. 15: 

Haushaltsplan der Steuerverwaltung. 

Drucksache Nr. 2240 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Beſprechung, ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Abänderungsanträge ſind nicht geſtellt. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den Etat. Ich bitte die 
Damen und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Etat iſt angenommen. Zu dieſem Etat liegt 
eine Entſchließung vor, Druckſache Nr. 2240: 

Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu erſu⸗ 
chen, nach Aufhebung der Beförderungsſperre die vier Voll⸗ 
ſtreckungsaſſiſtenten Ziemann, Jantz, Moebes und Palberg 
unter Erlaß der Prüfung in Gemäßheit des 8 3 der 
Prüfungsordnung vom 1. April 1920 zu Vollſtreckungs⸗ 
ſekretären zu befördern bezw. ihnen die Bezüge dieſer 
Beamtengruppe zu bewilligen. 

Ich bitte diejenigen, die dieſer Entſchließung zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das ijt die Mehrheit, die Entſchließung iſt 
angenommen. Ich rufe auf Nr. 16: 

Haushaltsplan der Zollverwaltung. 

Druckſache Nr. 2241 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Herrmann. 

Herrmann, Abgeordneter (D.Soz.): M. D. u. H.! 
Durch den Hauptausſchuß wird hier unter Punkt 1 eine 
Entſchließung vorgeſchlagen, die ihrem Inhalt nach un⸗ 
richtig iſt. Die Entſchließung lautet in ihrem Anfang: 

Trotz der vom Volkstag bei der Etatsberatung, für 
1925 angenommenen Entſchließung, die Außenhandels⸗ 
ſtatiſtik des Landeszollamts mit dem Staiſtiſchen Landes⸗ 
amt zu verbinden, iſt dem bisher nicht entſprochen worden. 
Das trifft inſofern nicht zu, als eine ſolche Ent⸗ 

ſchließung im vergangenen Jahr gar nicht angenommen 


Volkstag Danzig. — 166. Sitzung. Mittwoch, den 5. Mai 1926. 


Die Aus⸗ 
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wurde. Die Entſchließung beſagte etwas ganz anderes, 
und zwar verlangte fie bloß eine Prüfung. Sie lautete: 
Der Volkstag wolle beſchlieſſen, den Senat zu erſu⸗ 

chen, zu prüfen, ob eine Vereinfachung der Verwaltung 
dadurch herbeigeführt werden kann, daß die Statiſtik der 

Zollverwaltung an das Statiſtiſche Amt der Freien Stadt 

angegliedert werden kann. 

Dieſe Aufklärung iſt auch im Hauptausſchuß gege⸗ 
ben worden. Trotzdem iſt die Mehrheit des Hauptaus⸗ 
ſchuſſes, nämlich die Regierungsparteien, der zuerſt 
vorgelegten Entſchließung beigetreten. (Abg. R. Schmidt: 
Das iſt Wortklauberei!) Dieſe Entſchließung ijt in der 
Form unannehmbar. Außerdem hat der Regierungs- 
vertreter den Regierungsparteien die Aufklärung ge⸗ 
geben, daß das, was fie da verlangen, unzweckmäßtg tt. 

Wenn ſich der Volkstag dahin ſchlüſſig wird, dieſe 
Entſchließung in der vorliegenden Form anzunehmen, 
dann würde das Unfinn fein und der Volkstag würde 
ſich dadurch lächerlich machen. Ich bringe das hier vor, 
um die Art und Weiſe zu kennzeichnen, wie jetzt im 
Hauptausſchuß gearbeitet wird. (Abg. Kloſſowſki: 
Genau wie im Obergericht! — Heiterkeit.) Damit ſich 
der Volkstag nicht lächerlich macht, ſchlage ich vor, 
dieſe Entſchließung in der jetzigen Faſſung nicht anzu⸗ 
nehmen. ; 

Vizepräſident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung, 
da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Abände⸗ 
rungsanträge ſind nicht geſtellt. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

„Rahn, Abgeordneter (Soz.P.): Ich bitte über die 
Poſition in der Einnahme von 5 Millionen Monopol⸗ 
abgaben geſondert abſtimmen zu laſſen. 

Vizepräſident Spill: Wir ſtimmen ab über den 
Abſchnitt XX (Neu) Mehreinnahme aus der Monopol⸗ 
abgabe 5 000 000 G Einnahmen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dieſen Abſchnitt annehmen wollen, ſich 


(C) 


(D) 


vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehr- 


heit, der Abſchnitt ijt angenommen. Wir ſtimmen ab 
über den ganzen Etat der Zollverwaltung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem Haushaltsplan der 
Zollverwaltung zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Etat 
iſt angenommen. Wir kommen zur Abſtimmung über 
die ſchon vom Hauptausſchuß angenommenen Ent⸗ 
ſchließungen Nr. 1 und 2 in Druckſache Nr. 2241: 


1. Trotz der vom Vollstage bei der Etatsberatung für 1925 
angenommenen Entſchließung, die Außenhandels⸗Sta⸗ 
tiſtit des Landeszollamts mit dem ſtatiſtiſchen Landes⸗ 
zollamt zu verbinden, iſt dem bisher nicht entſprochen 
worden. 

Der Volkstag wolle daher erneut beſchließen, daß im 

Intereſſe einer Vereinfachung und Verbilligung der 
Verwaltung die ſtatiſtiſche Dienſtſtelle des Landeszoll⸗ 
amts dem ſtatiſtiſchen Landesamt der Freien Stadt 
Danzig ſoweit wie möglich angegliedert wird. 
Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu erſuchen, 
die von Regierungsſeite gelegentlich der Beratung des 
Haushaltsplanes in Ausſicht geſtellte Umorganiſation 
der Zollverwaltung, insbeſondere der unteren Zollbe⸗ 
amtenſchaft, ſowie eine Vereinfachung der Grenz⸗ 
kontrolle mit größtmöglichſter 
Durchführung zu bringen. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe beiden 
Entſchließungen annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, ſie ſind an⸗ 
genommen. Ich rufe auf den $ 

Haushaltsplan der Betriebmittelverwaltung. 


> 


Beſchleunigung zur 


Druckſache Nr. 2236 zu Nr. 2194. Ich eröffne die 


Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
ſchließe die Beſprechung. Abänderungsanträge ſind nicht 
geſtellt. Wir kommen zur Abſtimmung über den Etat 
ſelbſt. Ich bitte die Damen und Herren, die den Haus⸗ 


(A 


— 


(B) 
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haltsplan der Betriebsmittelverwaltung annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Wir kommen 
jetzt zum 
Haupthaushaltsplan. 

Druckſache Nr. 2243 zu Nr. 2194. (Abg. Bergmann: 
Ich beantrage namentliche Abſtimmung!) Namentliche 
Abſtimmung iſt beantragt. Wird dieſer Antrag unter⸗ 
ſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Da 
Abänderungsanträge nicht geſtellt ſind, ſtimmen wir 
über den Etat ſelbſt ab, und zwar namentlich. Ich 
bitte die Damen und Herren die Plätze einzunehmen. 
Die Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht noch 
jemand eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall. Ich ſchließe die Abſtimmung. Das Abſtimmungs⸗ 
ergebnis“) ift folgendes. Abgegeben find 93 Stimmen, 
davon mit Ja 54, mit Nein 39, der Haupthaushalts⸗ 
plan iſt ſomit angenommen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über die zu dem Haupthaushaltsplan folgen⸗ 
den Entſchließungen. Es liegt die vom Hauptausſchuß 
angenommene Entſchließung Druckſache Nr. 2243 vor 
und die jetzt eingebrachte Entſchließung Druckſache 
Nr. 2286 gez. Raſchke und die übrigen Mitglieder der 
kommuniſtiſchen Fraktion. Ich laſſe über die Ent⸗ 
ſchließung des Abg. Raſchke und Fr. zuerſt abſtimmen: 

In allen im Haupthaushaltsplan verzeichneten Ver⸗ 
waltungen iſt mit Inkrafttreten des Geſetzes über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes für die Beamten 
und Angeſtellten der achtſtündige Arbeitstag wieder ein⸗ 
zuführen. 

Die Arbeitszeit muß eine durchgehende ſein und 
darf, ſoweit nicht techniſche Schwierigkeiten beſtehen, in 
den Sommermonaten (1. Juni bis 31. Auguſt) nach 7 Uhr 
morgens nicht beginnen. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Ent⸗ 


ſchließung annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 


(Geſchieht.) Das ift die Minderheit, die Entſchließung 
iſt abgelehnt. (Zurufe bei den Kommuniſten.) Wir 
kommen zur Abſtimmung über die vom Hauptausſchuß 
vorgeſchlagene Entſchließung Druckſache Nr. 2243: 
i Der Senat wird erſucht, dafür Sorge zu tragen: 
1. daß die außerplanmäßigen Stellenanwärter, welche 
die vorgeſchriebenen Bedingungen erfüllt haben, in Be⸗ 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegeben 93 
Stimmkarten, 54 mit Ja, 38 mit Nein, 1 Stimme ungültig. 
j Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Arndt, 

Beyer, Dr. Bing, Dr. Blavier, Brill, Ediger, Dr. Eppich, 
Fr. Falk, Jul. Fiſcher, Fooken, Gebauer, Gehl, Gerick, Grin? 
hagen, Harnau, Hennke, Hoppe, Janzen, Joſeph, Dr. 
Kamnitzer, Karſchefſki, Klawitter, Klingenberg, Kloſſow⸗ 
iti, Kuckelhorn, Frau Kuntz, Frau Landmann, Leu, Loops, 
Maier, Frau Malikowſki. Mau, Frau Mohn, Mroczkow⸗ 
jfi, Müller, Neubauer, Dr. Neumann, Plettner, Rahn, 
Reek, Rehberg, Rohde, Frau Richter, E. Schmidt, R. 
Schmidt, Spill, Splett, Schülke, Weiß, Werner, Wier⸗ 
ſchowſki, Wiſniewſki, Frau 4 7 75 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bergmann, Böcker, 
Böhm, Brodowſki, Buckmakowſki, Bürgerle, Dr. Bumke, 
Dahiler, Doerkſen, Ehm, Eichholtz, Falkenberg, Fiſcher P., 
Glombowſki, Frau Grundmann, Guttzeit, Habel, Herr- 
mann, Hohnfeldt, Frau Kalähne, Karkutſch, Frau Knob⸗ 
lauch, Kochanſki, Dr. Lembke, Lietzau, Liſchnewfti, 
v. Malachinſki, Frau Meyer, Nordwig, Penner T, 
Philipſen, Schütz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, 
Stahnke, Dr. Wendt, Weſſalowſki. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bahl, Burandt, 
Frau Döll, Dyck II, Falk, Förſter, Gaikowſki, Hoffmann, 
Jedwabſki, Klapps, Fr. Kreft, Dr. Kubacz, Kurowſki, 

Langowſki, Laſchewſki, Lehmann, Lembke, Mathieu, 
Mayen, Dr. Moczynſki, Dr. Panecki, Polſter, Raſchke, 
Raube, Schilke, Schulz, Dr. Wagner, Dr. Ziehm. 
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amtenſtellen überführt werden, ſoweit dieſe vorhan⸗ 
den und nicht beſetzt find; 

2. daß die Beförderungs⸗ und Anſtellungsſperre in den 
Fällen, in denen nach den erlaſſenen Richtlinien ganz 
beſondere Härten vorliegen, aufgehoben wird; 

3. daß in eine Nachprüfung darüber eingetreten wird, in 
wieweit im Reich bezw. in Preußen Aenderungen der 
Amtsbezeichnungen und Eingruppierungen der Beamten 
ſtattgefunden haben, die in Anlehnung an die deutſch⸗ 
preußiſche Beſoldungsordnung auch in die Danziger Be- 
ſoldungsordnung durch eine Novelle zum Beſoldungs⸗ 
geſetz zu übernehmen ſein würden. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ent⸗ 
ſchließung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Entſchließung iſt 
angenommen. Wir kommen zur 

Dritten Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes der 
Freien Stadt Danzig für das Rechnungsjahr 
1926. 


Druckſache Nr. 2246. Ich eröffne die Beſprechung. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Feſtſtellungsgeſetz die Zu⸗ 
ſtimmung geben wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz 
iſt angenommen. Bevor wir zur Geſamtabſtimmung 
ſchreiten, gebe ich das Wort zu einer perſönlichen Be⸗ 
merkung dem Herrn Abg. Dr. Bing. 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): Der Herr Abg. 
Raſchke hat vorhin bei der Etatsrede den Vertrauens⸗ 
arzt der Ortskrankenkaſſe Herrn Sanitätsrat Dr. 
Scharffenorth ſehr ſcharf angegriffen. Soweit ich feſt⸗ 
ſtellen konnte, hat er bei dem fraglichen Geſundſchreiben 
keine Unterlaſſungsſünde begangen. Der Kranke ift, 
ohne daß er gearbeitet hat, zurückgefallen und geſtorben, 
was ſehrezu bedauern ift. Die Feſtſtellungen, die ſach⸗ 
lich zu machen ſind, ſind nicht geeignet, daß gegen Herrn 
Sanitätsrat Dr. Scharffenorth derartige Vorwürfe er⸗ 
hoben werden dürfen. Ich perſönlich habe, trotzdem 
ich ihm geſellſchaftlich und politiſch ſehr fern ſtehe, 
vollſtes Vertrauen zu ihm und möchte hervorheben, 
daß die Arbeit eines Vertrauensarztes bei der Kran⸗ 
kenkaſſe zu den ſchwierigſten Poſten gehört und daß dieſe 
leichtfertigen Vorwürfe ganz unberechtigt ſind. (Zuruf 
des Abg. Raſchke.) , | 


Vizepräſident Spill: Wir kommen zur Abstimmung 
über den Geſamthaushaltsplan. Ich bitte die Damen 


und Herren, die ihm die Zuſtimmung geben wollen, ſich 


von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, er iſt angenommen. Wir kommen zur Schluß: 
abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die den 
Haushaltsplan in der Schlußabſtimmung annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. 

Wir ſind am Schluß unſerer Tagesordnung ange⸗ 
langt. Ich bitte für den Herrn Präſidenten um die Er⸗ 
mächtigung, die nächſte Sitzung und die Tagesordnung 
im Einvernehmen mit dem Aelteſtenausſchuß feſtzu⸗ 
ſetzen, da es heute noch nicht möglich iſt. Widerſpruch 
wird nicht laut, das Haus hat ſo beſchloſſen. Ich ſchließe 
die Sitzung. ; i 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 25 Minuten.) 


(C) 


(D) 


167. Sitzung 


Mittwoch, den 12. Mai 1926. 


Geſchäftliches V 

Ene Pein eines Geſetzentwurfs betr. die Erweite⸗ 
rung des Stadtkreiſes Danzig (Druckſache Nr. 2295) 2521 B 
Brill (S. P. D) 2521 C 


Rahn (Soz P.) 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Ausſetzung gerichtlicher Verfahren in Aufwerkungs⸗ 
angelegenheiten (Druckſache Nr. 2296 zu Nr. 2280.) 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aufwertung bereits gelöſchter Hypotheken. Urantrag 
des Abg. Dr. Blavier u. Gen. (Druckſache Nr. 2297 
zu Nr. 2222.) 

Hohnfeldt (D. Soz.) 
Dr. Blavier (D. V. P 
Rahn (Soz. P.) 

Abänderungsantrag des Abg. Hohnfeldt u. D. Soz. Fr. 
zu Druckſache Nr. 2296 (Druckſache Nr. 2300) 

Eingaben laut Druckſache Nr. 2293 T 

Abänderungsantrag des Abg. v. Malachinſti u. Fr. zu 
Ziffer 12 der Druckſache Nr. 2293, Eingabe Nr. 716. 
(Druckſache Nr. 2293) 

v. Malachinſki (K. P.) f 

Entſchließung des Siedlungsausſchuſſes zur Eingabe 
Nr. 665 II. 10/4 auf Befreiung von der Rayon⸗ 
abgabe (Druckſache Nr. 2264) 0 

Entſchließung des Siedlungsausſchuſſes zur Eingabe 
Nr. 722 10/27 auf Aenderung des $ 2 des Wohnungs- 
baugeſetzes (Druckſache Nr. 2263) 

Bericht des Ausſchuſſes für ſozfiale Angelegenhei⸗ 
ten über den Antrag des Abg. Raſchke und Fr. betr. 
Stempeln der Erwerbsloſen⸗Vormerkkarten. (Druck⸗ 
ſache Nr. 2278 zu Nr. 2219) s 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten über 
den Antrag des Abg. Lehmann und Fr. betr. Ge⸗ 
währung einer einmaligen Wirkſchaftsbeihilfe an 
Erwerbsloſe (Druckſache Nr. 2277 zu Nr. 2199.) 

Kreft, Frau (K. P.) 
Hohnfeldt (D. Soz.) 


iafe Angelegenheiten 
ſache Nr. 2278) 2538 D 
2538 D 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Lic. Semrau eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Schwartz. 
Dr. Wiercinſki, Staatsrat Kraefft; Oberregierungs⸗ 
räte Berent, Dr. Hemmen; Regierungs⸗ und Baurat 
Dr. Schultze. 8 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 
167. Sitzung. Bevor ich die Tagesordnung aufrufe, 
möchte ich Ihnen mitteilen, daß der Aelteſten⸗Aus⸗ 
ſchuß vorſchlägt, die Punkte 3 und 4 in der Beſprechung 
zu verbinden, und nachher die Punkte 6 und 7 eben⸗ 
falls. Ich höre keinen Widerſpruch, ich werde ſo ver⸗ 
fahren. Ich rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
die Erweiterung des Stadtkreiſes Danzig. 


Eingemeindung Olivas zu 
Danzig etwas einzuwenden haben. Aber wir hatten ge⸗ 
hofft, daß nun endlich einmal der Wunſch der Danziger 
Bevölkerung in Erfüllung gehen würde, d. h., daß eine 
großzügige Verwaltungsreform durchgeführt würde. 
Ueberall wird geklagt, daß es jo im Staate nicht weiter 
gehen könne. Der Beamtenapparat ſei zu groß, er 
müſſe abgebaut werden. Jeder wird zugeben, daß das 
kleine Staatsweſen Danzig mit ſeinen 365 000 Ein⸗ 
wohnern nicht in der Lage iſt, dieſe reichlichen Koſten 
auf die Dauer zu tragen. Darum wird es nicht genügen, 
daß man hier und dort bei den Etats einige Abſtriche 
macht, ſondern man wird prüfen müſſen, ob das bis⸗ 
herige Syſtem in Zukunft weiter beſtehen ſoll. Man 
wird deshalb zu der Entſcheidung kommen, daß wenn 
wirklich etwas Vernünftiges geſchaffen werden ſoll, 
dieſes nur durch eine Verwaltungsreform geſchehen 
1 85 durch die vieles, was überflüſſig iſt, abgebaut 
wird. 

Ich ſagte bereits, daß die Bevölkerung unſeres 
Staates 365 000 Einwohner zählt. Wir haben in 
Danzig einen Senat, wir haben einen Bezirksausſchuß 
und ein Oberverwaltungsgericht, die die Verwaltungs⸗ 


geſchäfte zu erledigen haben. Wir haben außerdem eine 


Verfaſſung, eine Städteordnung, eine Kreis- und eine 
Landgemeindeordnung. Es wird wohl nur wenige in 
dieſem kleinen Staatsweſen geben, die dieſe Verord⸗ 
nungen ihrem Inhalt gemäß kennen, weil jede dieſer 
Verordnungen beſonders aufgezogen iſt. Die Danziger 
Bevölkerung wird durch dieſe Verordnungen in 
verſchiedene Klaſſen eingeteilt. Nach der Städte⸗ 
ordnung haben die Bürger einer Stadt jelbit- 
verſtändlich ein größeres Beſtimmungsrecht als 
die Bevölkerung auf dem Lande. Wir haben auf dem 
Lande eine Kreisordnung, nach der der Kreisaus⸗ 
ſchuß alles bedeutet und der Kreistag nur ein ſoge⸗ 
nanntes Aushängeſchild iſt. Wir haben neben der 
Kreisordnung eine Landgemeinde⸗Ordnung, die direkt 
perſönlich auf den Gemeindevorſteher zugeſchnitten iſt. 

Nun fragt es ſich, ob es möglich iſt, in dieſem klei⸗ 
nen Staatsweſen alle dieſe Verordnungen aufrechtzu⸗ 
erhalten. Da wird man aus rein politiſchen Gründen 
zu der Anſicht kommen, daß es ein Anſinn iſt, neben 
dem demokratiſchen Wahlrecht einen jo bürokratiſchen 
Verwaltungsapparat zu haben, wie ihn die Kreisord⸗ 
nung und die Landgemeindeordnung vorſehen. Er⸗ 
laubt die Städteordnung, daß die Stadtverord⸗ 
netenverſammlungen Kommiſſionen zur Ausführung 
der einzelnen Beſchlüſſe oder zur Vorberatung 
einſetzen kann, ſo iſt dieſes nach der Kreisord⸗ 
nung nicht mehr geſtattet. Die Landgemeinde⸗Ordnung 
ſieht nur den Gemeindevorſteher vor. Der Gemeindevor⸗ 
ſteher macht alles. Kommiſſionen ſind auf dem Lande 
verboten. (Abg. Doerkſen: Gemeindevertretung!) Herr 
Doerkſen, Sie wiſſen ſo gut wie ich, daß die Gemeinde⸗ 
vertretung nach der Landgemeindeordnung weiter 
nichts als ein ſogenanntes Aushängeſchild iſt, (Na, na! 


rechts) daß der Gemeindevorſteher in der Gemeinde 


abſolut iſt, und daß die Gemeindevertretung ſich höch⸗ 
ſtens ihr Recht auf dem Wege des Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahrens holen kann. Wie lange ein ſolches Ver⸗ 


fahren dauert, wiſſen Sie genau ſo gut wie ich, weil 


Sie lange genug im Kreisausſchuß des Kreiſes Danziger 
Niederung geweſen ſind und genügend Erfahrung ge⸗ 
ſammelt haben. Sie werden mir auch zutrauen, daß 
ich auf dem Gebiet etwas Beſcheid weiß, weil ich mich 
lange genug mit der Landgemeindeordnung und ſeit 
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(Brill, Abgeordneter.) 
einigen Jahren auch mit der Kreisordnung beſchäftigt 
habe und aus eigener Erfahrung ein gewiſſes Urteil 
darüber abgeben kann. 

Wir haben nun in unſerem Staat vier Städte, 
wir haben 253 Landgemeinden und 64 Gutsbezirke. 
Es fragt ſich, ob es möglich iſt, daß dieſe ſo verzweigten 
Zwerggemeinden überhaupt noch eine Lebensmöglich⸗ 
keit haben. Wir haben beſtimmt damit gerechnet, daß 
man, wenn man Oliva zu Danzig eingemeindet, auch 
dazu übergehen würde, ein Groß-Danzig zu ſchaffen, 
zu dem nicht nur Oliva, ſondern auch Zoppot, Brentau, 
Pietzkendorf, Emaus, Opra, Nobel, Scharfenort, 
Guteherberge, Prauſt, Grok- und Kleinwaldorf und 
Bürgerwieſen mit einbezogen werden. Sie werden 
zugeben, daß dieſe Gemeinden wirtſchaftlich mit Danzig 
eins ſind, daß ſie ſowohl in kultureller als auch ſozial⸗ 
politiſcher und in hygieniſcher Hinſicht die gleichen In⸗ 
tereſſen haben. Der Zuſammenſchluß dieſer Gemeinden 
iſt alſo nicht erſt ein Bedürfnis neuerer Zeit, ſondern 
dies hätte ſchon längſt geſchehen müſſen. Jetzt, wo man 
ſchon zur Eingemeindung übergeht, hätte man dieſen 
Schritt nicht verfehlen ſollen, um eine großzügige Ein⸗ 
gemeindung vorzubereiten. Eingemeindungsfragen ſind 
Streitfragen, aber ſie müſſen durchgekämpft werden. 
Es geht einfach nicht, daß den Gemeinden vor den 
Toren Danzigs die Lebensmöglichkeit genommen wird. 
Wir haben einige Gemeinden, ich erinnere an Pietzken⸗ 
dorf, Emaus und Brentau, die keine Lebensmöglich⸗ 
keit haben, nicht durch eigenes Verſchulden, ſondern 
weil dieſe Orte, wie im allgemeinen Vororte von Groß⸗ 
ſtädten, die an der Peripherie dieſer Städte liegen, 
dazu dienen, daß die Armut dahin abgeſchoben wird. 
Daher haben dieſe Gemeinden unter einer viel größe⸗ 
ren Laſt zu leiden, als die Großſtädte. Den betreffenden 
Gemeinden ſind auch Einnahmemöglichkeiten genom⸗ 
men, Arbeit ſelbſt iſt in der eigenen Gemeinde nicht zu 
finden. Darum müſſen die Einwohner in die Großſtadt 
gehen. Die Werte, die durch ihrer Hände Arbeit ge⸗ 
ſchaffen werden und die verſteuert werden, kommen 
nicht ihrer Wohnortgemeinde zugute, ſondern der Ge⸗ 
meinde, wo ſie beſchäftigt ſind, ſo daß dieſe Vorortge⸗ 
meinden keine Einnahmemöglichkeit haben. Auf Ge⸗ 
werbetreibende und Kaufleute trifft dasſelbe zu. Die 
Einwohnerſchaft der Vorortgemeinde beſorgt die Ein⸗ 
käufe nicht im Wohnort. Es iſt ganz natürlich, daß ſie 
dazu in die Großſtadt gehen, wo die Kaufhäuſer und 
größeren Läden ſind. Durch dieſen Warenumſatz, hat 
die Stadt ſelbſtverſtändlich Einnahmen, denn die 
Steuern kommen ihr zugute. Die eigene Gemeinde hat 
dagegen alle dieſe Einnahmen nicht und iſt nur auf 
die Einnahmen der dort arbeitenden Bevölkerung 
angewieſen. 

Wenn eine ſolche wirtſchaftliche Not einbricht, wie 
die augenblickliche, dann iſt es erklärlich, daß dieſen 
Gemeinden die Lebensmöglichkeit genommen wird, da 
ſie keine Einnahmen, aber größere Ausgaben haben. 
Dann iſt es ſelbſtverſtändlich, daß die Großſtadt, die 
den Nutzen von ſolchen Vororten hat, an der Aufbrin⸗ 
gung der Laſten dieſer Vorortgemeinden beteiligt wird. 

Aus dieſen rein wirtſchaftlichen Gründen müßte 
jeder vernünftige Menſch zu der Anſicht kommen, daß 
der bisherige Zuſtand auf die Dauer ein unmöglicher 
iſt und daß man dazu übergehen müßte, ein Groß⸗ 
Danzig zu bilden. Wenn Sie ſich dagegen wehren, dann 
iſt es erklärlich; denn wenn dieſe Orte den einzelnen 
Kreiſen fortgenommen werden, ſo entſteht die zweite 
Frage, was den Kreiſen dann noch übrig bleibt. Man 
wird dann zu der Ueberzeugung kommen, daß die 
Kreiſe Danziger Höhe und Danziger Niederung nach 
Fortnahme der Vorortgemeinden ſo klein werden, daß 


| fie ſich ſelbſt nicht mehr halten können und darum ein- 
gehen müſſen. Fängt man erſt einmal auf dem Lande 
an, mit den Kreiſen aufzuräumen, dann iſt es ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß man dann fragt, ob es jetzt noch not⸗ 
wendig iſt, daß Kreiſe, wie wir ſie früher gehabt haben, 


beſtehen bleiben, umſomehr, da heute der Landrat die 
Aufgaben, die er früher hatte, gar nicht mehr zu er⸗ 


füllen braucht. Dem Landrat lagen früher ganz andere 
Arbeiten ob, die heute durch die veränderten Verhält⸗ 
niſſe nicht mehr in Betracht kommen. Die Hauptarbeit 
iſt dem Landrat heute genommen und die Kreiſe haben 
an Bedeutung verloren. Wenn das der Fall ift, jo ift das 
Grund genug, daß die Kreiſe verſchwinden und einem 
Groß⸗Danzig Platz machen. Dann wird man nicht jede 
kleine Gemeinde für ſich ſelbſt beſtehen laſſen, ſondern 
die Gemeinden eingemeinden. Wenn dann die übrig 
bleibenden Gemeinden zu klein ſind, ſich wirtſchaftlich, 
ſozialpolitiſch und kulturell ſelbſt zu helfen, ſo wird 
man dieſe Gemeinden mit mehreren anderen vereini⸗ 
gen, damit ſie ein einheitliches Verwaltungsgebiet 
bilden und damit vieles von dieſem alten Krempel end⸗ 
lich einmal weggeräumt wird. Anſtelle der 254 oder 
253 Landgemeinden und der 64 Gutsbezirke werden im 

Freiſtaat neben der großen Stadt Danzig dann noch 

etwa 10 Verwaltungsbezirke vorhanden ſein, wie wir 
ſie im Rheinland und Weſtfalen, im Weſten Deutſch⸗ 
lands, haben, wofür dann 10 Landbürgermeiſtereien 
geſchaffen würden. (Abg. Doerkſen: Die ſind nicht 
billiger!) Wenn Sie ſagen, das ſei nicht billiger, dann 
fragen Sie einmal, wieviel heute die ganze Verwal⸗ 
tungstätigkeit koſtet. Erſtens hat man die großen 
Kreisverwaltungen — ich wußte, daß Sie damit kom⸗ 
men würden — mit ungefähr 150 Beamten. Die Be⸗ 
amten, die in den Kreisverwaltungen tätig ſind, ſind 
zum kleinſten Teile untergeordnete Beamte, vielmehr 
ſind es zum größten Teil Beamte in höheren Gehalts⸗ 
gruppen. Dann werden Sie ſagen, heute wird die Ver⸗ 
waltungstätigkeit auf dem Lande zu einem großen Teil 
ehrenamtlich ausgeübt. (Abg. Doerkſen: Sehr richtig!) 
Sie rufen „Sehr richtig“, Herr Abg. Doerkſen, aber 
als Kreisausſchußmitglied werden Sie beſtätigen 
müſſen, daß ſehr häufig Entſchädigungen der Gemein⸗ 
devertretungen an den Gemeindevorſteher gezahlt 
werden. Sie werden zugeben, daß dieſe Entſchädi⸗ 
gungen, die an den einzelnen Gemeindevorſteher ge⸗ 
zahlt werden, nicht gering ſind. Wenn wir die Summen 
in den 253 Landgemeinden zuſammenzählen, die an 
ihre Gemeindevorſteher Gehalt in Form von Auf⸗ 
wandsentſchädigung zahlen, dann werden Sie eine 
ziemlich große Summe herausbekommen. 

Aber der Gemeindevorſteher hat ja nichts mit der 
Polizei zu tun. Neben den Gutsbezirken, neben den 
Kreiſen, neben den Landgemeinden haben wir noch 
Amtsbezirke, in denen der Amtsvorſteher die Polizei⸗ 
gewalt ausübt. Dieſe Amtsvorſteher üben ebenfalls 
ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Aber die Sätze an die 
Amtsvorſteher betragen 80 Pfennig bis 1,20 Gulden 
pro Kopf der Bevölkerung ſeines Amtsbezirks. Es gibt 
Amtsvorſteher, die aus dieſer ehrenamtlichen Tätigkeit 
eine Dienſtaufwandsentſchädigung von 4 bis 5000 
Gulden haben. Zählen Sie dieſe Amtsvorſteher zuſam⸗ 
men, die wir im Freiſtaat haben, dann werden Sie 
wiſſen, daß ſich damit ſchon ein großes Heer von Be⸗ 
amten bezahlen läßt. Aber alle dieſe ehrenamtlichen 
Perſonen bilden fih ein, daß fie nicht für die Bevöl⸗ 
kerung da ſind, ſondern umgekehrt, daß die Bevölkerung 
für den Gemeindevorſteher da iſt. Dieſer Gemeinde⸗ 
vorſteher, der die ehrenamtliche Tätigkeit ausübt, 
kümmert ſich den Teufel darum, was in der Gemeinde 
vorgeht, (Abg. Doerkſen: Tut das Herr Rehberg auch?) 


Volkstag Danzig. — 167. Sitzung. Mittwoch, den 12. Mai 1926. 


(Brill, Abgeordneter.) 

Der Herr Rehberg iſt eben ſo gut Gemeindevorſteher, 
wie es viele andere gibt. Aber Sie kennen Herrn Reh⸗ 
berg ja perſönlich und werden deshalb als Kreisaus⸗ 
ſchußmitglied beurteilen können, ob aus der Gemeinde 
Weßlinken, in der Herr Rehberg Gemeindevorſteher 
iſt, ſchon Beſchwerden über ihn an den Kreisausſchuß 
gelangt ſind. (Abg. Doerkſen: Nein!) Wenn Sie Nein 
ſagen, ſo haben Sie ſich die Antwort auf Ihre Frage 
ſelbſt gegeben. 

Dieſe Amts⸗ und Gemeindevorſteher üben ihre 
Tätigkeit ehrenamtlich aus. Daher werden Sie auf dem 
flachen Lande ſehen, daß ſich dort ſelten jemand um die 
Not der dortigen Gemeinden kümmert. Das Hauptge⸗ 
biet, das einen jeden angeht, iſt die Wohnungsfrage. 
Sie werden finden, wenn man heute Nachfrage hält, 
daß zum größten Teil erklärt wird: „Bei uns iſt keine 
Wohnungsnot vorhanden.“ Ich habe in letzter Zeit 
Gelegenheit gehabt, mit einem Gemeindevorſteher zu 
ſprechen. Wir mußten ihn darauf aufmerkſam machen, 
daß in einer kleinen Stube ſechzehn Perſonen zuſam⸗ 
mengepfercht wohnten, darunter eine Frau, die an 
offener Tuberkuloſe krank lag. Da erklärte uns der 
Gemeindevorſteher: „Bei uns iſt keine Wohnungsnot“. 
Es liegt allerdings keiner auf der Straße, die Leute 
ſind alle unter Dach und Fach. Es iſt erklärlich, daß 
ſolche Urteile kommen können, weil die Gemeindevor⸗ 
ſteher glauben, das gehöre nicht zu ihrer eigentlichen 
Tätigkeit. Würde anſtelle dieſer vielen Gemeinde⸗ und 
Amtsbezirke ein Verwaltungsbezirk in Form einer 
Landbürgermeiſterei kommen, dann hätte der betref⸗ 
fende Vorſteher dieſer Landbürgermeiſterei eine ganz 
andere Tätigkeit. Er würde ſelbſtverſtändlich ganz 


andere Aufgaben löſen können, als der ehrenamtliche 


Gemeindevorſteher oder der ehrenamtliche Amts⸗ 
vorſteher. i 

Sie müſſen aus Prinzip, meine Herren von rechts, 
dagegen ſtimmen, Sie müſſen diefe Frage verneinen, 
weil Ihr ganzes Daſein damit verbunden iſt. Wer den 
Fortſchritt will, wer die beſtehenden Zuſtände beſei⸗ 
tigen will, der wird zu der Anſicht kommen, daß auf 
dem Verwaltungsgebiet eine Reform geſchaffen werden 
muß, wenn wirklich großzügiger gearbeitet werden 
ſoll. Das bedeutet, daß alle dieſe veralteten Einrich⸗ 
tungen endlich einmal verſchwinden müſſen. Ich glaube, 
daß es jetzt bei der Eingemeindung von Oliva höchſte 
Zeit wäre, ſich mit dieſem Problem zu beſchäftigen, 
und ſich nicht nur damit zu beſchäftigen, ſondern zu 
verwirklichen. Darum wünſchen wir, daß uns umgehend 
ein Geſetzentwurf vorgelegt wird, der vorſieht, daß ein 
Groß⸗Danzig aus den Gemeinden gebildet wird, die 
die gleichen wirtſchaftlichen, ſozialpolitiſchen, kultu⸗ 
rellen und hygieniſchen Intereſſen haben wie die 
Stadt Danzig. Alle dieſe Orte müſſen zu einem Groß⸗ 
Danzig zuſammengelegt werden, und die Kreiſe müſſen 
aufgehoben werden. Mit der Aufhebung der Kreiſe 
müſſen die Amtsbezirke, die Gutsbezirke und die 
übrigbleibenden Landgemeinden zu Landbürgermeiſte⸗ 
reien zuſammengelegt werden. Dieſe doppelte Arbeit, 
die heute geleiſtet wird, muß endlich einmal verſchwin⸗ 
den, um Danzig eine freie wirtſchaftliche Betätigung 
zu geben, und um die Steuerlaſt der Bevölkerung zu 
erleichtern. : 

Ich will noch ein Beiſpiel anführen. Einige Ge- 
meinden brauchen keinen Pfennig Realſteuern zu er⸗ 
heben. Andere Gemeinden ſind gezwungen, 900, 1000 
und über 1000 Prozent Grund⸗ und Gebäudeſteuern zu 
erheben. Das iſt ſelbſt bei Gemeinden ganz verſchieden, 
die dicht neben einander liegen. Die eine Gemeinde 
braucht nichts zu erheben, die andere Gemeinde kann 
ihrer Bevölkerung trotz der großen Laſten, die ihr auf⸗ 
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erlegt ſind, nichts bieten. Das wird kein vernünftiger (C) 


Menſch als recht anſehen. Man muß danach ſtreben, 
daß hier eine Aenderung eintritt. Was wir vor⸗ 
ſchlagen, iſt ſelbſtverſtändlich nichts Neues, nichts, was 
aus den Wolken herunter geholt iſt. Es beſteht ſchon 
ſehr lange im Weſten Deutſchlands, wo man mit den 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen mitgehen mußte, weil 
die Vorausſetzungen dafür da waren. Es hat ſich dort 
gut bewährt. Man braucht es nur auf dieſen kleinen 
Freiſtaat zu übernehmen, um die Bevölkerung zu ent⸗ 
laſten und ihr zu helfen. (Lebhaftes Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Weiß. 

Weiß, Abgeordneter (Z.): M. D u. H.! Unfere 
heutige Stellungnahme zu der Eingemeindung Olivas 
iſt unter dem Geſichtswinkel anzuſehen, daß wir vor 
vollendeten Tatſachen ſtehen. Wir haben hier an dieſer 
Stelle in der Frage der Eingemeindung Olivas eigent⸗ 
lich nichts mehr mitzureden, geſchweige denn darüber 
zu entſcheiden, ob Oliva eingemeindet werden ſoll 
oder nicht. Das haben andere Leute getan, einige 
wenige Männer, verantwortliche und unverantwort⸗ 
liche. Wir haben heute lediglich zwangsläufig den ge⸗ 
ſchaffenen Verhältniſſen die Form und die geſetzliche 
Grundlage zu geben. (Abg. Arczynſki: And den Segen 
des Himmels!) Mögen Sie es den Segen des Himmels 
nennen. Wir ſehen uns vor eine Notwendigkeit ge⸗ 
ſtellt, dieſen geſchaffenen Verhältniſſen die Form und 
die geſetzliche Grundlage zu geben. Dieſer Notwendig⸗ 
keit können wir uns nicht entziehen. Das iſt unſere 
heutige Stellungnahme in der gegenwärtigen Situa⸗ 
tion. Anter anderen Verhältniſſen wäre unſere 
Stellung zu dieſer Frage eine ganz andere. 

Ich möchte ganz kurz unſeren grundſätzlichen 
Standpunkt zu den Eingemeindungen und insbeſondere 
zu der Eingemeindung Olivas andeuten. Ich darf 
für meine Fraktion ſagen, daß wir nicht an der 
Schaffung eines Groß⸗Danzig intereffiert find. Wir 
werden Eingemeindungsbeſtrebungen, gleich viel von 
welcher Seite fie kommen und in welchem Ausmaß 
ſie gedacht ſind, nur ſtattgeben, wenn wir durch Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründe oder durch irgendwelche Notwendig⸗ 
keiten dazu geführt werden. Anter anderen Verhält⸗ 
niſſen hätten wir derartige Zweckmäßigkeitsgründe und 
Notwendigkeiten für die Gemeinde Oliva nicht aner⸗ 
kannt. (Sehr richtig! beim Zentrum.) Heute ſind die 
Verhältniſſe andere. Gerade der Gemeinde Oliva 
hätten wir ihre Selbſtändigkeit gern erhalten, wie wir 
uns überhaupt für die Erhaltung der Selbſtändigkeit 
der Gemeinden und der Kommunalverbände in Zu⸗ 
kunft einſetzen werden. 

Dlliva hat eine hiſtoriſche Vergangenheit und hat 
ſeiner Vergangenheit entſprechend einen ganz beſon⸗ 
deren Charakter. Gerade dieſen beſonderen Charakter 
Dlivas hätten wir im Intereſſe Olivas und ſchließlich 
im Intereſſe von ganz Danzig gerne erhalten. Wir be⸗ 
finden uns, das darf ich wohl ſagen, mit der über⸗ 
großen Mehrzahl der Bevölkerung Olivas damit im 
Einverſtändnis, wenn ich dieſen unſeren Standpunkt 
hier zum Ausdruck bringe. Wir können mit der Bevöl⸗ 
kerung Olivas nur bedauern, daß die geſchaffenen miß⸗ 
lichen Umftände ganz zwangsläufig dazu führen, daß 
heute über die Eingemeindung Olivas ein Ja oder 
ein Nein nicht mehr zu ſprechen iſt, ſondern daß ledig⸗ 
lich über die Form und die geſetzlichen Beſtimmungen 
zu verhandeln iſt. . i 

Wir werden der Not gehorchend an dem vorgeleg⸗ 
ten Geſetzentwurf mitarbeiten und find mit feiner 
Ueberweiſung an den Gemeindeausſchuß einverſtanden. 


(Bravo!) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dahsler. 


(A) 


(B) 


Wenn ich heute zu dieſer Angelegenheit 
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Dahsler, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Unſere Stellungnahme zu den Beſtrebungen, alles 
was irgendwie von einer Großſtadt zu erreichen iſt, 
einzugemeinden und unbeholfene überlebensgroße Ver⸗ 
waltungskörper zu ſchaffen, iſt bekannt. Der Beweis, 
daß die Schaffung ſolcher Rieſenverwaltungen, wie 
ſie in Berlin vorgemacht worden ſind, irgend eine Ver⸗ 
billigung bringt, iſt in keiner Weiſe erbracht. (Zuruf 
links.) Im Gegenteil, es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß 
die Schaffung ſolch plumper Verwaltungskörper nicht 
eine Vereinfachung, ſondern eine Verteuerung der 
Verwaltung erbringt. Der Herr Abg. Weiß hat hier 
ſchon ausgeführt, daß wir leider vor einer vollendeten 
Tatſache ſtehen. Wir können uns der Eingemeindung 
Olivas nach Danzig nicht widerſetzen, ſo ſehr wir ſie 
bedauern. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß man 
nach Möglichkeit jeder Gemeinde ihr Eigenleben erhal⸗ 
ten ſollte, ſoweit ſie es wirtſchaftlich irgendwie durch⸗ 
ſetzen kann. (Zuruf des Abg. Beyer.) Oliva hat ein 
recht lebhaftes, ein recht geſundes Eigenleben geführt, 
das durch unglückliche Vorfälle in einem Moment zer⸗ 
ſchlagen iſt, als Oliva daran dachte, ſich noch weiter 
zur Selbſtändigkeit zu entwickeln. 

Wir bedauern, daß wir hier vor einer vollendeten 
Tatſache ſtehen und werden uns der Tatſache nicht 
entziehen, daß die Eingemeindung Olivas nicht mehr 
zu umgehen iſt. Wir werden an der Geſtaltung dieſes 
Geſetzes mitarbeiten und hoffen nur, daß Danzig nach 
der erfolgten Eingemeindung Olivas in loyaler Weiſe 
die Vertragsbedingungen erfüllt, die zu der Einge⸗ 
meindung geführt haben und Oliva wenigſtens äußer⸗ 
lich ſein Eigenleben weiter führen läßt, ſein Eigen⸗ 
leben als Luftkurort, als Seebad, und daß Oliva nicht 
etwa das Stiefkind der großen Gemeinde Danzigs 
werde, bei der es verkümmert! (Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Hennke. 
(Abg. Beyer: Ein Olivaer nach dem andern!) 

Hennke, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. H.! 
das Wort 
nehme, ſo tue ich das mehr in meiner Eigenſchaft als 
Olivaer Bürger, denn als Abgeordneter dieſes 
Hauſes. Ich für meine Perſon möchte in gewiſſer Hin⸗ 
ſicht einen Trauergeſang anſtimmen, daß es nun ſoweit 
gekommen iſt, daß die Selbſtändigkeit der Gemeinde 
Oliva durch einen ſo unſeligen Akt, wie er durch den 
Kommuniſten Raube begangen wurde, verloren iſt. 
(Abg. Brill: Durch die Sparkaſſenvorſtandsmitglieder!) 
Es läßt ſich nicht leugnen, daß die Unregelmäßigkeiten 
der Gemeindeſparkaſſe in Oliva dazu geführt haben, 
daß die Eingemeindung Tatſache geworden iſt. Sie 
wiſſen alle, wie ſich die geſamte Olivaer Bürgerſchaft 
gegen dieſe Eingemeindung gewehrt hat. Es iſt nun 
vorbei. Wir ſtehen, das kann ich mit meinem Vor⸗ 
redner, dem Abg. Dahsler, ſagen, vor einer vollende⸗ 
ten Tatſache und müſſen dieſe Tatſache leider Gottes 
hinnehmen und uns damit abfinden. 

Aber auch ich muß von dieſer Stelle an die Ver⸗ 
treter der Stadt Danzig, an die Vertreter der Stadt⸗ 
bürgerſchaft einige Worte richten. Wenn Sie hier auch 
nicht anweſend ſind, ſo glaube ich doch, daß meine Worte 
auch in den Saal der Stadtverordnetenſitzung Eingang 


finden werden: Die Stadtbürgerſchaft möge die Inte⸗ 


reſſen der Gemeinde Oliva ſo wahrnehmen, wie es der 
Eigenart dieſes Ortes entſpricht. M. D. u. H.] Sie 
wiſſen, daß die Eingemeindung nicht Werk der Gemein⸗ 
devertretung in Oliva iſt, ſondern daß andere Kreiſe 
am Werk waren, die ſich nicht ohne weiteres in der 
ganzen Konſequenz von vornherein überſehen ließen. 
Es hat keinen Zweck, über die Urſachen und die Ent⸗ 
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ſtehung all dieſer Dinge zu reden. Wir haben uns jetzt 
lediglich mit der Form abzufinden, in der die Einge⸗ 
meindung vor ſich gehen ſoll, die Form, in der der 
Senat heute die Angelegenheit zu regeln gedenkt. Wir 
billigen ſie, wir müſſen ſie billigen; denn es gibt 
meiner Meinung nach keinen anderen Weg. 

Das eine möchte ich ſagen, die Stadtverordneten 
der Stadt Danzig mögen dafür ſorgen, daß Oliva 
keinen Schaden erleidet und daß Oliva ein aufblühen⸗ 
der Kurort bleibt und als Erholungsſtätte für die 
vielen Danziger dient, die an Sonn⸗ und Feiertagen 
nach ſchwerer Arbeit Erholung ſuchen. Das iſt mein 
Wunſch. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. La⸗ 
ſchewſki. (Abg. Beyer: Alles Olivaer!) 

Laſchewſki, Abgeordneter (K. P.): Wir wollen an 
Euch eine Frage richten. Vor einem Jahr oder etwas 
länger brachte die damalige Liberale Partei einen 
Antrag ein, der die Zuſammenlegung der Kreiſe 
regeln ſollte. Die alte Regierung und auch die neue 
Regierung haben bis heute noch nicht den Mut ge⸗ 
funden, an dieſe Frage heranzugehen. Jetzt iſt ein 
günſtiger Moment gegeben, die ganze Sache gleichzeitig 
zu regeln, damit nicht durch Sitzungen und Verhand⸗ 
lungen Zeitvergeudungen entſtehen und Forderungen 
von 2 Millionen an den Kreis aufgeſtellt werden. Die 
jetzige Regierung hat natürlich auch nicht den Mut, den 
augenblicklichen Moment richtig zu benutzen, wie das 
im Intereſſe der geſamten Danziger Bevölkerung läge. 
Dies Eingemeindungsgeſetz, das jetzt vorliegt, iſt uns 
völlig ungenügend. Wir verlangen und werden auch 
im Ausſchuß Anträge ſtellen, daß die anderen Orte 
miteingemeindet werden. (Zwiſchenruf des Abg. 
Dahsler.) Zu Ihnen komme ich auch noch. Ihnen dürfte 
doch wohl bekannt ſein, daß ſich die Gemeinde Bürger⸗ 
wieſen vor einem Jahr an die Stadtgemeinde Danzig 
mit einem Antrag auf Eingemeindung gewandt hat, 
weil ſie lebensunfähig war. Sie konnte nicht die Zu⸗ 
ſchüſſe für die Erwerbsloſenunterſtützung zahlen. Die 
Gemeinde war völlig lebensunfähig. Die Stadt Danzig 
hat zu dieſer Frage, glaube ich, noch nicht Stellung 
genommen. Der Senat, der gleichzeitig Magiſtrat für 
die Stadt Danzig iſt, müßte dies doch veranlaßt haben. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß es unbedingt 
notwendig iſt, ein Groß⸗Danzig zu ſchaffen. Man muß 
vor allem den Kreis Danziger Höhe auflöſen und eine 
Verwaltungsbehörde eingehen laſſen, die heute 
überflüſſig iſt. 

Wir möchten aber bei dieſer Gelegenheit an die 
Regierung eine Frage richten, die auch heute noch in 
der Olivaer Bevölkerung große Entrüſtung hervorruft. 
Das iſt die Frage, was mit den ſchuldigen Leuten ge⸗ 
ſchieht. Da möchte ich dem Herrn Abg. Hennke ſagen, 
daß die Gemeinde Oliva nicht ſo ſehr durch Raube 
kaputt gegangen iſt, als durch die verantwortlichen 
Leute, die dort die hohen Gehälter genommen und 
die Gemeinde in Grund und Boden gewirtſchaftet 
haben. Raube werden wir ja bald in Danzig lepen. 
(Heiterkeit! — Abg. Gaikowſki: Am 1. April ift er 
doch gekommen!) Das ſtand wohl in Ihrem Blatt 
„Kreuz und Krone“? Er wird ſeine Strafe ſelbſtver⸗ 
ſtändlich erhalten. Die Bevölkerung Olivas, die die 
Sache beſſer überſieht, will aber wiſſen, was mit den 
Hauptverantwortlichen geſchieht. Wir haben heute 
noch nicht gehört, daß in dieſer Frage etwas vom Senat 
unternommen iſt. Ich glaube, die Sache wird ſo aus⸗ 
laufen, wie mir ſchon der Polizeirat bei meiner Ver⸗ 
nehmung als Zeuge gegen Dr. Creutzburg erklärte, er 
ſagte: Das iſt nur eine unglückliche Spekulation. Es 
wird wohl ſchwierig ſein, gegen ihn etwas zu machen.“ 


(©) 


(D) 


(A) 


8) 


(Laſchewſkti, Abgeordneter.) 

Wie ſtellt ſich aber der jetzige Senat dazu! Wie 
ſtellt ſich die Sozialdemokratie dazu? Die Frage iſt 
doch auch aufzuwerfen. Herr Abg. Hennke, ich glaube, 
daß Sie große Gefühle für die Selbſtändigkeit Olivas 
haben. (Heiterkeit!) Ich habe an Ihre Tätigkeit in 
Oliva manche gute Erinnerung. (Abg. Hennke: Sie 
ſind doch Gemeindeſchöffe, Sie tragen mit die Verant⸗ 
wortung!) Wir haben uns genügend gewehrt. Sehen 
Sie doch die Protokollbücher durch. Da werden Sie 
finden, wieviele Anträge von uns vorliegen, daß das 
Disziplinarverfahren eingeleitet werden ſollte. Unter- 
ſuchungskommiſſionen haben getagt, die von Ihrer 
Fraktion und von den Deutſchnationalen ſabotiert wur⸗ 
den, ſo daß wir nicht beſchlußfähig waren, um das 
Diſziplinarverfahren durchzuführen. Die 
trägt nicht Dr. Creutzburg, ſondern die Deutſchnatio⸗ 
nale Gemeindevertreter⸗Fraktion. (So iſt es richtig! 
rechts.) Sie haben die Leute geſtützt und ihnen ſtändig 
das Vertrauen ausgeſprochen, (Raube! rechts). Dieſe 
Leute haben ſich Rechte herausgenommen, ſie achteten ja 
keinen Gemeindevorſtand. Was haben Sie bei der Neu⸗ 
wahl der letzten Gemeindevertretung gemacht? Da 
wurde eine Verordnung vom Landrat beſtätigt, daß wir 
als Schöffen kein Recht hätten, uns in den einzelnen 
Verwaltungszweigen Informationen zu verſchaffen. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Das wurde mir 
durch den Landrat beſtätigt. Ich bin bis zum Senat ge⸗ 
gangen. Als wir doch immer verſuchten, iſt man weiter 
gegangen. Mit Zuſtimmung Ihrer Fraktion ſollten 
ſieben Gemeindevertreter notwendig ſein, um einen 
Antrag auf die Tagesordnung der Gemeindevertretung 
zu ſetzen. Da haben Sie nun durchgeſetzt, daß in Oliva 
bei 28 Vertretern ſieben notwendig waren, genau wie 
hier bei 120 im Volkstag. Dem hat der Senat zuge⸗ 
ſtimmt. Die Bevölkerung Olivas weint aber nicht ſo⸗ 
lange, wie vielleicht eine kleine Intereſſengruppe. Die 
Arbeiterſchaft Olivas iſt ſich heute bewußt, daß durch 
die Eingemeindung keine Roſinen für fie vom Himmel 
fallen werden. (Heiterkeit!) Wir wiſſen, daß nicht nur 
Danzig, ſondern der ganze Freiſtaat heute ſchlecht da⸗ 
ſteht. Aber wir vereinigen uns mit der Danziger 
Arbeiterſchaft, um gemeinſam gegen Sie zu kämpfen. 

Der Zuſammenſchluß iſt zunächſt in dieſer Frage 
notwendig, um die Verwaltungszweige, die überflüſſt 
ſind, zu beſeitigen. Natürlich hat die jetzige Regierung 
nicht den Mut aufgebracht, gleichzeitig auch die Auf- 
löſung der Kreiſe vorzuſchreiben. Ich will Ihnen noch 
etwas ſagen, Herr Abg. Hennke. Die Olivaer Beam⸗ 
tenſchaft weint der vorigen Leitung in Oliva, vor allem 
dem Dr. Creutzburg, keine Träne nach. An demſelben 
Tage, als ein Vertreter des Senats ſchon als Kom⸗ 
miſſar nach Oliva geſchickt wurde, hielt es der Ge⸗ 
meindevorſteher noch für nötig, einen koloſſal hohen 
Vorſchuß abzuheben. Das geſchah an dem Tage, an dem 
uns mitgeteilt wurde, daß die Gemeinde erledigt ſei. 
Das tat ein deutſchnationaler Gemeindevorſteher. 
(Abg. Dahiler: Das iſt nicht wahr, er iſt nicht deutſch⸗ 
national.) Das war Ihr deutſchnationaler Bürger⸗ 
meiſter, den Sie gewählt haben. Da machen Sie uns 
nichts vor. Es iſt Zeit, daß dieſe Mißwirtſchaft dort 
erledigt wird. Höchſtens die deutſchnationalen Ge⸗ 
meindeangehörigen oder ſolche, wie ſie ſich Herr Hennke 
denkt, oder Herr Weiß, der Oliva als einen hiſtoriſchen 
Ort betrachtet, trauern der Eingemeindung nach. Die 
andern ſind froh, daß ſie vorgenommen wird. Sie iſt 
notwendig geworden durch die Mißwirtſchaft Ihres 
Parteianhängers, Herr Abg. Dahſler. Haben Sie ſchon 
die Olivaer Beamten gefragt, in welches Unglück, ſo 
kann man es faſt bezeichnen, ſie durch den Dr. Creutz⸗ 
burg gebracht worden ſind? (Abg. Senftleben: Durch 
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Raube!) Ich werde Ihnen das, Herr Abg. Senftleben 
ſagen. Wiſſen Sie, daß die Olivaer Beamten bis zum 
Jahre 1927 die Vorſchüſſe in Raten abzahlen müſſen, 
die ſie unter dem Regime Ihres Parteianhängers 
Dr. Creutzburg erhalten haben. (Er iſt nicht unſer Par⸗ 
teianhänger, Raube iſt dann auch noch Ihr Parteian⸗ 
hänger! rechts.) Es wurde die Parole ausge⸗ 
geben, Vorſchuß zu nehmen. Leider fielen die Ange⸗ 
ſtellten und auch die unteren und oberen Beamten dar⸗ 
auf hinein. Dr. Creutzburg nahm natürlich die höchſten 
Raten. Um nicht allein zu ſtehen, mußten die anderen 
Beamten der Gemeinde natürlich auch Vorſchuß neh⸗ 
men. Für mich iſt die Sache nicht lächerlich, weil ich 
weiß, daß jetzt die armen Angeſtellten und unteren Be⸗ 
amten infolge der verfluchten Wirtſchaft zu leiden ha⸗ 
ben, die durch Dr. Creutzburg eingeleitet wurde. Jeden 
Monat wird ihnen ein beträchtlicher Teil vom Gehalt 
abgezogen. Wie hoch er iſt, können Sie ſich ja denken. 
Bei Einzelnen iſt noch das nächſte Jahr erforderlich, da⸗ 
mit die Schuld bezahlt wird. Das hat die Wirtſchaft 
Ihres deutſchnationalen Bürgermeiſters verurſacht. 

Trotzdem die Beamten ihre Selbſtändigkeit nicht 
gern aufgeben wollen, werden ſie ſich doch in Danzig 
bald einleben. Das wird ohne Zweifel auch für ſie 
beſſer ſein, als wenn die bisherige Mißwirtſchaft in 
Oliva noch weiter beſtanden hätte. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Das bekannte Wort; von der Kirche, die einen großen 
Magen hat, verwandelt iH in Danzig in das Wort von 
dem Senat, der einen großen Magen hat. Anſere Stel⸗ 
lungnahme zur Eingemeindung iſt nach unſerem grund⸗ 
ſätzlichen Standpunkt ziemlich klar. Da wir überhaupt 
Gegner der augenblicklichen Danziger Verfaſſung ſind, 
nach der der Magiſtrat und die Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung eigentlich gar nicht exiſtieren, nachdem tat⸗ 
ſächlich der Staat die Gemeindegeſchäfte übernommen 
hat, nachdem wir immer eindeutig zum Ausdruck ge⸗ 
bracht haben, wir wünſchen eine Aenderung dieſes Zu⸗ 
ſtandes, wir wünſchen die Wiederherſtellung der Ma⸗ 
giſtratsverfaſſung wir wünſchen die Beſeitigung dieſes 
ſtaatlichen Ueberbaues find wir ſelbſtverſtändlich ab- 
ſolute Gegner dieſer Eingemeindung. Das ſind wir ge⸗ 
rade vom Standpunkt aus, daß ein ſo kleiner Staat wie 
Danzig ſeine kulturellen Aufgaben am beſten löſen kann, 
wenn die Selbständigkeit der einzelnen Gemeinden ge- 
wahrt bleibt. 

Deshalb müſſen wir erklären: Es iſt bedenklich, 
wenn hier individuelle Gemeinden wie Oliva, wie 
Zoppot usw. vom Staat aufgeſchluckt werden. Oliva iſt 
ein typiſcher Fall wie es nicht gemacht werden foll. Es 
it ſchon richtig, was der Zentrumsvertreter jagte, daß 
es jammerſchade ſei, daß dieſer Zuſtand herbeigeführt 
worden iſt. Umſomehr muß man das bedauern, als es 
nicht ein freiwilliger Akt war. ſondern weil hier ganz 
robuſt über den Willen des Volkstages, der Bevölkerung 
hinaus der Senat als Verwaltungsbehörde einfach die 
Befugniſſe der Volksvertretung vorweg genommen hat. 

Für uns iſt das ein Beweis, daß wir hier tatſächlich 
lediglich einen Scheinparlamentarismus haben und daß 
leider das Syſtem der acht hauptamtlichen Senatoren 
ſchaltet und waltet, wie es will. Gerade mit Rückſicht 
auf den Fall Bölkau haben wir die äußerſten Bedenken, 


die Befugniſſe von Danzig zu erweitern. Die Stadt⸗ 


gemeinde Danzig ſchluckt tatſächlich nicht eine Gemeinde, 
ſondern der ſtaatliche Apparat, den wir grundſätzlich be⸗ 
kämpfen. Daher iſt das Vorgehen des Senats im Falle 
Oliva für uns das Zeichen, daß wir von nun an gegen 
weitere Gelüſte der Eingemeindung geſchloſſene Oppo⸗ 
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ſition treiben werden. Es kann ſein, daß die Eingemein⸗ 
dung Ohras, d. h. wirtſchaftlich zu Danzig gehörenden 
Gemeinden am Platze iſt. Aber in dieſem Falle nicht. 
(Was jagen Sie zu Emaus? links.) Die Gemeinden die 
in engſtem räumlichen Zuſammenhang mit Danzig 
ſtehen, ſind dazu geeignet bei denen kann man von 
einer Eingemeindung reden. Aber im übrigen ſind die 
Gemeinden bei der Eingemeindung wahrſcheinlich die 
Dummen. Ich erwähne, Herr Abg Harnau wird es mir 
beitäligen, daß Bröſen nach der Eingemeindung ledig⸗ 
lich der Dumme war. Was iſt Bröſen verſprochen wor⸗ 
den? Kanaliſation und das Schönſte und Beſte. Was iſt 
aus Bröſen geworden? Es iſt ein Fiſcherdorf geblieben, 
ohne daß ſich Danzig um Bröſen gekümmert hat. Was 
es bekommen hat, iſt die Danziger Verwaltungspolizei. 
Nunmehr ſitzen die Polizeibeamten, die hier nach groß⸗ 
ſtädtiſchen Geſichtspunkten ausgebildet ſind, Bröſen auf 
dem Nacken, jetzt muß in Bröſen, das noch immer 
Kloaken und Senkgruben hat. ſelbſtverſtändlich elek⸗ 
triſche Beleuchtung bei jeder Fiſcherkate ſein. 

Das ſind die Segnungen wenn der Waſſerkopf 
Danzig die kleinen Gemeinden ſchluckt. Von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt aus bedauern wir auj das lebhafteſte, daß 
die Eingemeindung Olivas ſtattgefunden hat. Wir 
werden alle weiteren Eingemeindungen bekämpfen. 
(Bravo!) 


Präüſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 


nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Der Aelteſten⸗ 
ausſchuß ſchlägt Ihnen vor, dieſe Vorlage an den Ge⸗ 
meindeausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Wider⸗ 
ſpruch; es ift fo beſchloſſen. Wir kommen zu Punkt 2 der 
Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Vor⸗ 


bereitung eines Tabakmonopolgeſetzes. 
Druckſache Nr. 2294. Ich eröffne die allgemeine 


Ausſprache. Das Wort hat Herr Abg. Karkutſch. 


Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Mein Fraktionsfreund Senftleben hat in ſeiner kürz⸗ 
lich gehaltenen Rede betont, daß die Parteien, die den 
Zolletat annehmen, einen Blanko⸗Wechſel unterſchrei⸗ 
ben. Mit ungewöhnlicher Eile wird dieſer Blanko⸗ 
Wechſel nunmehr vom Senat präſentiert und ſoll ein⸗ 
gelöſt werden. 

Die geforderten neuen Steuerſätze für Zigarren 
und Zigaretten ſind drückend hoch. Aber auch beim 
Rauchtabak, dem Tabak des ärmſten Manes, ſieht die- 
ſes Geſetz eine Erhöhung von 20, 30 und auch 50 Pro⸗ 
zent des Verkaufspreiſes vor. In der Begründung heißt 


es, daß es geboten fei, die Steuerſätze in der Weiſe ge- 
ſetzlich feſtzulegen, daß dadurch der Schmuggel von Dan⸗ 


zig nach Polen — ſoweit es überhaupt denkbar iſt —, 
völlig unterdrückt wird. Wir im Freiſtaat haben hieran 
kein Intereſſe, höchſtens Polen. Wenn aber der 
Schmuggel, ſoweit es überhaupt denkbar iſt, unterdrückt 
wird, haben wir ſicher abſolut kein Intereſſe am Mono⸗ 
pol und an der Veberleitung in die künftige Monopol- 
wirtſchaft, für die zunächſt doch erſt eine Mehrheit in 
dieſem Hauſe geſchaffen werden müßte. Wir glauben, 
daß ſich Polen zufrieden geben müßte, wenn die Er- 
höhung der Tabakſteuer angenommen würde; denn da⸗ 
durch wäre alles erreicht, was Polen verlangen kann. 
Was, fragen wir uns, will der Senat dann noch mit 
dem Monopol? Was ſoll es heißen, wenn in der Be⸗ 
gründung ausgeführt wird, die Verhandlungen wür⸗ 
den auch weſentlich erleichtert und der Abſchluß würde 
gefördert werden, wenn die Freie Stadt ſofort eine 
ſolche Erhöhung der Steuerabgabe beſchließt oder eine 
Monopolgeſetzgebung eintreten läßt. 

Dieſe Förderung und Erleichterung des Abſchluſſes 
der Monopolwirtſchaft liegt nicht im Intereſſe der 


Freien Stadt Danzig. Wenn die geforderten Steuer⸗ 
ſätze durchgehen ſollten, dann würde es den Rauchern 
nur möglich ſein, an hohen Feiertagen eine gute 
Zigarre zu rauchen. Bei Einführung des Monopols 
wird dies unmöglich werden, denn dann gibt es eben 
keine guten Zigarren mehr oder nur zu einem Preis, 
den keiner erſchwingen kann. (Sehr gut! rechts.) Wir 
kennen doch alle zur Genüge die Zigarren und Zigaret, 
ten in den Monopolländern. Darin wird Danzig ſicher 
keine Ausnahme machen. Wir verlangen vom Senat 
die Vorlage des Gutachtens des öſterreichiſchen Sach⸗ 
verſtändigen über die Tabakmonopolwirtſchaft, (Sehr 
gut! rechts.) und werden ſolche durch eine große An⸗ 
frage zu erzwingen wiſſen, wenn es uns verweigert 
wird. Es intereſſiert uns, zu wiſſen, welche Einnahmen 
dieſer Sachverſtändige aus dem Tabakmonopol errech⸗ 
net hat abzüglich der Amortiſationskoſten für die Ein⸗ 
richtung des Monopols. Wir möchten wiſſen, wie hoch 
die Einrichtungs⸗ und die Verwaltungskoſten veran⸗ 
ſchlagt ſind. Die Begründung des Geſetzes gibt keine klar 
umriſſene Summe an, die bei Anwendung dieſer ge⸗ 
waltigen Steuerſchraube von den Rauchern und den in 
der Tabakbranche Tätigen herausgepreßt werden ſoll. 
Der ſpringende Punkt iſt die Finanznot des Staates, 
die nicht ſo ſehr durch den aufgeblähten Beamtenappa⸗ 
rat, wie immer behauptet wird, verurſacht iſt, ſondern 
durch Ueberſpannung der Haushaltspläne für Soziales 
und Schulen. (Abg. Beyer: Streichen Sie die Hochſchule!) 
Namens der neuen Regierung hat der Herr Senats⸗ 
präſident ſelbſt erklärt, daß die Beamtenzahl nicht zu 
groß iſt. Jedenfalls hat unſere Finanznot die beſchleu⸗ 
nigte Einbringung dieſes Geſetzes erforderlich gemacht. 
Die neue Regierung hatte zu Anfang ihres Beſtehens 
die Abſicht, eine neue ſteuerliche Belaſtung der Tabak⸗ 
erzeugniſſe nur vorzunehmen, um den Ertrag zum 
Steuerabbau, insbeſondere zur Beſeitigung der Umſatz⸗ 
ſteuer, zu verwenden. In einer Zwiſchenbilanz, die Herr 
Senator Dr. Kamnitzer am 13. Oktober 1925 im Sozial⸗ 
demokratiſchen Verein in Zoppot aufſtellte, ſagte er 
unter anderem folgendes: „Für einen weiteren Steuer⸗ 
abbau, wobei uns beſonders die Umſatzſteuer und die 
Ermäßigung des Lohnabzugs am Herzen liegen, wer⸗ 
den wir durch Erſparniſſe beim nächſten Etat und durch 
Erhöhung der Einnahmen aus Tabak und Alkohol 
unter Schonung des Verbrauchers den Weg zu bahnen 
haben. Wie ſieht dies Verſprechen aus? Der Ertrag 
aus dieſen Steuern ſoll nicht etwa dem verſprochenen 


Steuerabbau dienen, ſondern dazu, das Gleichgewicht 


im Haushaltsplan herzuſtellen. Wie fieht es mit der 
Schonung des Verbrauchers aus? Eine 2⸗Pfennig⸗ 
Zigarette wird zirka 5 Pfennig koſten, eine 3⸗Pfennig⸗ 
Zigarette 7 Pfennig, eine 7⸗Pfennig⸗Zigarette 10 Pfen⸗ 
nig, (Hört, hört! rechts.) eine 10⸗Pfennig⸗Zigarre zirka 
25 Pfennig, eine 15⸗Pfennig⸗Zigarre 35 Pfennig, (Un⸗ 
erhört! rechts.) eine 20⸗Pfennig⸗Zigarre zirka 50 Pfen⸗ 
nig. Wenn Sie ſich die Sache anſehen, werden Sie ja 
ſelbſt ſagen, daß das ſo kommen muß; denn während 
Sie bisher bei einer 2⸗Pfennig⸗Zigarette im Verkauf 
4 Gulden Steuer per 1000 Stück bezahlten, ſoll jetzt 
eine 3⸗Pfennig⸗Zigarette, denn eine 2⸗Pfennig⸗Ziga⸗ 
rette hält ſelbſt der Senat bei Annahme dieſes Ent⸗ 
wurfes nicht mehr für herſtellbar, 1,50 Gulden per 100 
Stück, d. h. 15 Gulden per 1000 Stück koſten. (Hört, 
hört! rechts.) In dieſem Entwurf ſind die Steuerſätze 
nämlich per 100 Stück angegeben, während die alten 
Steuerſätze für 1000 Stück galten. Die 3⸗Pfennig⸗Ziga⸗ 
rette war mit 6 Gulden per 1000 Stück belegt. Heute 
ſoll eine 3⸗Pfennig⸗Zigarette, wie geſagt, 15 Gulden 
Steuer koſten, eine 4⸗ bis 5⸗Pfennig⸗Zigarette koſtet 
ſchon 25 Gulden per 1000 Stück Steuer. M. D. u. H.! 
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(Karkutſch, Abgeordneter.) 

Ueberlegen Sie ſich diefe Belaſtung. Das find alles 
Zigarren und Zigaretten, die der kleine Mann raucht. 
Auch ſind bei dieſer Geſetzesvorlage weder die Inter⸗ 
eſſenten noch die Handelskammer gehört worden. Im 
Deutſchen Reich iſt nach der Erhöhung der Banderolen⸗ 
ſteuer ein Rückgang im Abſatz von 30 bis 40 Prozent 
eingetreten. Im Freiſtaat dürfte der Rückgang ein noch 
weit höherer ſein, namentlich, wenn der ſogenannte 
Schmuggel aufhören wird. Falls kein Kontingent für 
Rohtabak ſeitens Polens bewilligt wird und die hohen 
Zollſätze für Tabak in Anrechnung kommen ſollten, kann 
unjeres Erachtens eine erhöhte Banderolenſteuer iber- 
haupt nicht in Frage kommen, weil ſie völlig untrag⸗ 
bar für die Maſſe wäre. 

In der Begründung wird geſagt, daß die in Vor⸗ 
ſchlag gebrachte Erhöhung der Zigarettenſteuer der Be⸗ 
laſtung im Deutſchen Reich entſpreche. Tatſächlich wird 
im Deutſchen Reich ein Zoll von 80 Mark gleich 100 
Gulden erhoben. Der alte Zoll betrug 210 Zloty. Die⸗ 
ſer Zoll entſpricht bei dem jetzigen Kursſtande des Zloty 
etwa dem deutſchen. Bei einem Steigen des Zloty oder 
der Einführung von Goldzöllen, wie ſie von Polen ge⸗ 
plant wird und von deren Einführung in der „Volks⸗ 
ſtimme“ ſchon zu leſen ſtand, würde ſich dieſes Verhält⸗ 
nis zu Ungunſten Danzigs weſentlich ändern. 

Sollte dieſes Geſetz in den Ausſchuß kommen, ſo 
werden wir daran mitarbeiten, damit die Tabakhänd⸗ 
ler und die Verbraucher nicht zu ſehr über's Ohr ge⸗ 
hauen werden. M. D. u. H.! Die von der alten Regie⸗ 
rung geſchaffenen Reſerven und Rücklagen hat die neue 
Regierung verbraucht. Wir denken nicht daran, neue 
Steuern zu bewilligen, damit ſie in derart unverant⸗ 
wortlicher Weiſe verwirtſchaftet werden. (Sehr gut und 
Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Auf 
Grund des Friedensvertrages von Verſailles ſind die 
Republik Polen und der Freiſtaat Danzig gehalten, 
ihre Wirtſchaftsgeſetzgebung auszugleichen. Die Repu⸗ 
blik Polen hat ſeit langem ein Tabakmonopol eingeführt 
und dadurch eine weſentliche Steigerung der Preiſe der 
Tabakprodukte im eigenen Lande durchgeführt. Das 
war für die Danziger Induſtrie ein Auftakt, ohne die 
Belaſtung des Monopols dieſe Tabakwaren in Danzig 
zu erzeugen, um ſie auf dem Wege des Schmuggels 
über die Danzig⸗polniſche Grenze zu ſchaffen und der 
polniſchen Monopolgeſetzgebung eine merkliche Kon⸗ 
kurrenz zu bereiten. Es kann nicht beſtritten werden, 
daß die Danziger Tabakinduſtrie unter dieſen Vor⸗ 
gängen ſehr ſtarke Aufträge erledigt hat. Für den Be⸗ 
darf des Freiſtaats dürften etwa zwei Fabriken in 
Frage kommen, während jetzt zeitweilig 11 bis 13 Fa⸗ 
briken gearbeitet haben. Daß ſich ein großer Staat, wie 
Polen, dieſen Zuſtand nicht lange gefallen laſſen 
würde, lag auf der Hand. Die Folgen ſind die weſent⸗ 
lichſten Urſachen, die in der Vorbereitung des Mono⸗ 
pols hier in Danzig zum Ausdruck kommen. Polen hat 
es in der Hand, ſich die unliebſame Konkurrenz der 
Danziger Schmuggelwaren vom Halſe zu halten, in⸗ 
dem es den Tabakzoll ſo erhöht, daß die Tabakwaren, 
die mit dem ſo verzollten Tabak hergeſtellt werden, ge⸗ 
nau denſelben Preis und dieſelbe Qualität erreichen 
müſſen, wie die Waren, die in Polen unter der Mono⸗ 
polgeſetzgebung hergeſtellt werden. Aber für den Frei⸗ 
ſtaat ſpringt dabei der unliebſame Zuſtand heraus, daß, 
wenn Polen ſeinen Zoll auf Tabak erhöht, der weſent⸗ 
liche Teil dieſer Zolleinnahmen nach Polen abfließt und 
nur 7¼ Prozent der Zolleinnahmen dem Freiſtaat ver- 
bleiben. Dieſen Zuſtand zu beſeitigen, zu verhindern, 
daß die hohen Zollſätze, die Polen angedroht hat, und 


die bis heute noch nicht in Erſcheinung getreten ſind, in 
Kraft treten und daß dieſe gewaltigen Summen, es ſind 


mehrere Millionen, dem Freiſtaat Danzig erhalten 


bleiben, iſt der Zweck der Monopolgeſetzgebung und des 
vorbereitenden Geſetzes. 

Wir als Sozialdemokraten ſind an und für ſich 
Gegner einer Monopolgeſetzgebung, wenn ſie zu dem 
Zweck eingeführt wird, die Ware zu verteuern und die 
eingehenden Gelder an Stelle direkter Steuern zu ver⸗ 
wenden. Aber hier handelt es ſich nicht um die Frage, 
ob wir ein Monopol einrichten wollen und ob wir die 
eingehenden Gelder an Stelle von indirekten Steuern 
anwenden wollen. Hier lautet die Frage, ob wir die 
Erträge, die durch die Einwirkung eines ausländiſchen 
Monopols auf die Tabakwirtſchaft des Freiſtaates 
Danzig eingehen, nach Polen abwandern laſſen oder ſie 
der eigenen Volkswirtſchaft zukommen laſſen wollen. 
Die Beantwortung dieſer Frage dürfte nicht ſchwer 
ſein. Sie kann nur dahin lauten, daß es bei der Finanz⸗ 
miſere, in der wir uns im Freiſtaat befinden, nur den 
einen Weg gibt, dieſe Einnahmequelle für den Frei⸗ 
ſtaat Danzig nutzbar zu machen. Aus dieſen Gründen 
werden wir der kommenden Monopolgeſetzgebung, vor⸗ 
behaltlich der Einzelheiten, die darin enthalten ſind, 
die auch wir nicht vollkommen kennen, zuſtimmen und 
auch zuſtimmen, daß das vorbereitende Geſetz an den 
Ausſchuß geht, dort geprüft und eventuell im Freiſtaat 
Danzig zum Geſetz erhoben wird. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die 
Begründung, die der Herr Abg. Fooken für die Er⸗ 
höhung der Tabakbeſteuerung gab, muß ich doch als 
ziemlich naiv bezeichnen. Heute, wo die Wirtſchaft am 
Boden liegt, wo wir Tauſende von Arbeitsloſen haben, 
begründet man die Erhöhung der Steuer mit volks⸗ 
wirtſchaftlichen Notwendigkeiten. Iſt denn den So⸗ 
zialdemofraten vollſtändig entfallen, daß durch dieſe 
Geſetzgebung wieder Tauſende von Arbeitern und Ar⸗ 
beiterinnen erwerbslos werden. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Ich empfehle Ihnen, den Sitzungs⸗ 
bericht des Reichstages aus dem Jahre 1906 nachzu⸗ 
ſchlagen. Schütteln Sie nicht mit dem Kopf, Her Abg. 
Grünhagen. In dem Bericht finden Sie, was Ihr Abg. 
Molkenbur zu der Zigarettenſteuer geſagt hat, nicht nur 
der Abgeordnete Molkenbur, ſodern auch der Abgeord⸗ 
nete von Elm. Wenn Sie ſich das durchläſen, würden 
Sie finden, wie ſich die Sozialdemokratie überhaupt zu 
derartigen Geſetzen ſtellen ſollte. Aber wir wiſſen ja, 
daß in dieſer Beziehung von der Sozialdemokratie 
nichts mehr zu hoffen iſt. 

Ebenſo müſſen wir die Ausführungen des Herrn 
Abg. Karkutſch als ziemliche Demagogie bezeichnen. 
M. H.! Sie haben ſich im Jahre 1906 mit allen mög⸗ 
lichen Mitteln dafür eingeſetzt, daß dieſe Steuern auf 
den Tabak gelegt wurden. Auch Ihnen empfehle ich, 
die Reden Ihrer Abgeordneten im Reichstage vom 
Jahre 1906 nachzuleſen. Dann werden Sie finden, daß 
Sie ſich heute damit in Widerſpruch geſetzt haben. Kom⸗ 
men Sie doch nicht hierher und erklären Sie nicht, Sie 
ſeien gegen jede indirekte Steuer. Nein, Ihre Taktik, 
Ihre ganze Politik beruht ja nur auf indirekten 
Steuern. Nur die Steuern, die das Volk treffen, ſollen 
Geſetz werden. Die Steuern, die die beſitzende Klaſſe 
treffen, haben Sie ſchön zu verhindern gewußt. Alſo, 
m. H., ſo können wir die Frage doch nicht löſen. Wenn 


(C) 


(D) 


Sie ehrlich find und gegen dieſes Geſetz ſtimmen wollen, 


dann wird es möglich ſein, das Geſetz zu verhindern. 
Aber ich empfehle Ihnen dann, alle Ihre Abgeordneten 
in dieſem Haufe heranzuholen und nicht die Hälfte bei 
den Abſtimmungen abzukommandieren, (Oho! rechts.) 


(A) 


(B) 
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aſchke, Abgeordneter.) : 
um jo indirekt diefe Regierung zu ſtützen. Dieſe Regie- 
rung muß zum Teufel gejagt und der Volkstag muß 
aufgelöſt werden, damit eine anſtändige, eine arbeiter⸗ 
freundliche Regierung zuſtande kommt. (Abg. Fooken: 
Mit Hilfe der Deutſchnationalen!) 

Reden Sie nicht, daß Sie gegen dies Geſetz ſind. 
Daß Sie irgendwie der Regierung Schwierigkeiten 
machen wollen, iſt in den Wind geſprochen. Sie denken 
gar nicht daran. Sie freuen ſich vielmehr, wenn dies 
Geſetz Geſetz wird, dann werden Sie ja wieder entlaſtet. 
Die 5 Millionen, die zum Etat noch fehlen, müßten ja 
ſchließlich von Ihren Kreiſen aufgebracht werden, weil 
der Arbeiter nicht mehr in der Lage iſt, noch neue 
Steuern zu bezahlen. Daher haben Sie das allergrößte 
Intereſſe daran, dieſer Steuer zuzuſtimmen und Sie 
werden ihr zuſtimmen. a 

Zur Sache ſelbſt wollen wir noch einmal beſonders 
die Auswirkungen dieſes Geſetzes unterſuchen. Ich 
ſagte ſchon, daß infolge dieſes Geſetzes wieder Tabak⸗ 
arbeiter erwerbslos werden. Heute ſind im Freiſtaat 
Danzig in der Tabakfabrikation ungefähr 112 männ⸗ 
liche und 1027 weibliche, ferner 67 Jugendliche beſchäf⸗ 
tigt. Wenn nachgewieſen wird, daß die neue Steuer die 
Fabrikation um 50 Prozent verteuert, fo ift ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß dadurch ein Rückgang eintritt und die 
Hälfte der jetzt in der Tabakinduſtrie beſchäftigten Per⸗ 
ſonen erwerbslos wird. Ich frage Sie nun, was mit 
dieſen Leuten werden ſoll, beſonders weil dabei junge 
Mädchen beſchäftigt ſind. Gerade dieſe werden am här⸗ 
teſten davon betroffen. Man kann ſagen, daß 50 Pro⸗ 
zent der jungen Mädchen erwerbslos werden. Nun 
frage ich Sie, beſonders auch die Sozialdemokratie, wo 
dieſe jungen Mädchen unterkommen ſollen. Der Ar⸗ 
beitsmarkt iſt überſchwemmt, Arbeit iſt keine vorhan⸗ 
den, die jungen Mädchen werden größtenteils von der 
Erwerbsloſenunterſtützung ausgeſchloſſen, weil der 
Vater in Arbeit ſteht. Arbeitet der Vater nicht, ſo be⸗ 
kommt das Mädchen eine fo geringe Anterſtützung, daß 
ſie ſich davon überhaupt nicht ſatt eſſen kann. Es wer⸗ 
den alſo nicht nur die jungen Mädchen davon betroffen, 
ſondern in den allermeiſten Fällen auch die Familien. 
Heute iſt das ſo, daß in einer Familie nur noch ein 
Familienmitglied in Arbeit ſteht. Wenn ein junges 
Mädchen arbeitet, ſo iſt meiſt der Vater bzw. die Mutter 
erwerbslos, ſo daß dieſes junge Mädchen die ganze 
Familie unterhalten muß. ’ 

Nicht nur das junge Mädchen, die Tabafarbei- 
terin, wird erwerbslos und dem Elend preisgegeben, 
ſondern ganze Familien. Aber m. H., was geſchieht 
gegen die Erwerbsloſigkeit dieſer jungen Mädchen? 
Welche weiteren Folgen werden dadurch entſtehen? Da 
möchte ich auch wieder der Sozialdemokratie ins Ge⸗ 
dächtnis rufen, was ihr Abgeordneter Molkenbur da⸗ 
mals in bezug auf die Erwerbsloſigkeit geſagt hat. Ich 
werde mir geſtatten, die Stelle mit Genehmigung des 
Herrn Präſidenten zu verleſen. Sie iſt zu intereſſant. 
Herr Molkenbur behandelt einen von ihm eingebrach⸗ 
ten Antrag und will, daß diejenigen, die erwerbslos 
werden, eine ausreichende Anterſtützung bekommen. 
Er ſagt: s 

„Wir find uns klar darüber, daß Tauſende von Mr- 
beitern der Not preisgegeben werden. Soweit wir als 

Sozialdemokraten in Frage kommen, wollen wir die Hände 

dazu nicht bieten, daß Hunderte und Tauſende von Mäd⸗ 

chen auf den Weg der Proſtitution getrieben werden.“ 

Das, was Herr Molkenbur im Reiche ſagte, wird 
auch für die Danziger Mädchen eintreten. Es iſt be⸗ 


dauerlich, wenn ſich dann noch der Herr Abg. Fooken 


hier hinſtellt und erklärt, daß das Geſetz notwendig iſt. 
Nach unſerem Dafürhalten iſt es nicht notwendig. Das 
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Geſetz hätte ruhig noch liegen können und durfte über⸗ 
haupt nicht auf die Tagesordnung kommen. 

Der Einwand des Herrn Abg. Fooken, daß Polen 
den Zoll des Tabaks erhöhen würde, berechtigt uns zu 
der Frage, wie Sie denn eigentlich zu Polen ſtehen. Sie 
haben doch ſo überaus freundliche Verbindungen mit 
Ihren ſozialdemokratiſchen Genoſſen in Polen. Sollte 
es Ihnen nicht möglich ſein, zu erreichen, daß Polen 
eventuelle Zollerhöhungen unterläßt? Aber m. D. u. 
H.! ſchließlich iſt das gar nicht ſo ſchlimm. Ohne Polen 
in Schutz zu nehmen, glauben wir gar nicht, daß Polen 
den Zoll erhöhen wird. (Abg. Fooken: Er iſt ſchon er⸗ 
höht!) Er iſt erhöht, aber auch wieder herabgeſetzt. 
(Abg. Fooken: Nein, nein!) Dieſe Drohung von Danzig 
mit Monopolen veranlaßt Polen, ſein Wollen nicht 
durchzuſetzen. Es hält damit noch zurück und wird auch 
dieſen Zoll nicht einführen. Wir ſehen aus der Etats⸗ 
beratung, daß das Geld für den bürgerlichen Staat 
fehlt. Man will das aber nicht ſagen, ſondern man 
ſchiebt Polen vor und will dadurch dem kapitaliſtiſchen 
Staat auf die Beine helfen. Man will eben den Staat 
auf Knochen der Arbeiterſchaft weiter ausbauen. In 
bezug auf das Elend der jungen Mädchen möchte ich 
mich nicht nur an die Sozialdemokraten, ſondern auch 
an die leeren Bänke des Zentrums wenden. Ach nein, 
ein Herr iſt noch hier, und er wird es vielleicht den 
andern mitteilen. Die Herren des Zentrums ſollten ſich 
bewußt ſein, daß das, was hier vollführt wird, nicht 
nur gegen die Arbeiterſchaft gemünzt iſt, ſondern in 
dieſem Fall beſonders gegen die jungen Mädchen. Ich 
frage den Herrn vom Zentrum und bitte ihn, es den 
anderen mitzuteilen, ob er hier der Proſtitution Tür 
und Tor öffnen will. Wollen Sie weiter das Elend der 
jungen Mädchen vergrößern. Ich glaube ja, meine 
Herren vom Zentrum. Es iſt ſchließlich Ihr Wille und 
Ihr Wunſch. Sie müſſen immer Menſchen haben, auf 
die Sie mit Fingern zeigen können. Sie werden nach⸗ 
her mit Ihrem jeſuitiſchen Ton erklären: „Wieder eine, 
die gefallen iſt. Wie iſt das möglich, das iſt doch eine 
Schweinerei, daß die Menſchheit ſo verdorben iſt.“ 
Hier zeigt es ſich, wer das Volk verdirbt. Sie ſind es, 
die die Menſchen ins Elend ſtürzen, wenn Sie dieſem 
Geſetzentwurf zuſtimmen. Ich kann Ihnen nur ſagen, 
was die Sozialdemokratie im Reiche dem Zentrum ge- 
ſagt hat: „Wenn Sie das Geſetz annehmen, ſind Sie es, 
die Not und Elend über das Volk bringen. Dann wer⸗ 
den Ihre göttlichen Worte nichts beſſern können, ſon⸗ 
dern nur wie Hohn klingen.“ Ich will auch der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion ſagen, wenn ſie den ernſten Willen 
hätte, dies Geſetz zu verhindern, dann brauchte es nicht 
Geſetz zu werden. Aber wir wiſſen, daß es nicht Ihr 
Wille iſt. Sie haben hier große Töne geſprochen, aber 
in Wirklichkeit wollen und wünſchen Sie das Geſetz. 

M. D. u. H.! Es iſt auch wieder bezeichnend für die 
Sozialdemokratie, daß der Abg. Fooken ſich hier hin⸗ 
ſtellte und erklärte, daß das Geſetz notwendig wäre. Aus 
den Reihen der Sozialdemokraten kommt aber der 
Mahnruf, das Geſetz nicht Geſetz werden zu laſſen. 


(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Ich möchte einmal 


die Sozialdemokraten fragen, wie ſie ſich dazu ſtellen. 
Der Deutſche Tabakarbeiter⸗Verband bittet uns in einer 
Eingabe, daß wir gegen dies Geſetz ſtimmen möchten, 
daß wir dieſes Geſetz verhindern ſollen. Der Deutſche 
Tabakarbeiter⸗Verband, dem A. d. G. B. angeſchloſſen 
und ſozialdemokratiſch geleitet, verlangt von uns Kom⸗ 
muniſten, wir ſollten das Geſetz verhindern. Die So⸗ 
zialdemokraten erklären hier, dies Geſetz müſſe Geſetz 
werden. So, wie die Verteuerung im Jahre 1906 
monatelang 75 Prozent und die Verteuerung im Jahre 
1923 in Danzig 80 Prozent aller Tabakarbeiter und 


(C) 


(D) 


(A) 


®) 


Volkstag Danzig. — 167. Sitzung. Mittwoch, den 12. Mai 1926. 


2529 


(Naſchke, Abgeordneter.) 
Arbeiterinnen arbeitslos machte, ſo würde, wenn dieſe 
neue Beſteuerung eintreten ſollte, eine Arbeitsloſigkeit 
hervorgerufen werden, die größer als diejenige vom 
Jahre 1923 werden würde. (Da haben Sie recht! bei den 
Kommuniſten.) Dieſe ſozialdemokratiſchen Arbeiter ha⸗ 
ben erkannt, was ihnen droht. Sie ſind bemüht, aus 
dieſem Elend heraus zu kommen. Wir können den ſo⸗ 
zialdemokratiſchen Arbeitern aber nur ſagen: „Liebe 
Freunde, ſo lange Ihr es zulaßt, daß Eure Führer hier 
im Parlament einen gegenteiligen Standpunkt ein⸗ 
nehmen, ſo lange Eure Führer die Intereſſen der Ar⸗ 
beiter mit Füßen treten, ſo lange nützen Eure Reſolu⸗ 
tionen nichts.“ Dieſe Arbeiter werden aus dem Elend 
herauskommen, wenn ſie die Führer zum Teufel ge⸗ 
jagt haben und ihr Los ſelbſt in die Hand nehmen. 
Nun zu dem Geſetz. Wir willen, daß es Geſetz wer- 
den wird. Aber ich kann ſchon heute erklären, daß wir 


dieſem Geſetz die größte Obſtruktion bereiten werden 


und daß wir überall auf dem Land und in der Stadt 
die Arbeiterſchaft darüber aufklären werden, was ihr 
mit dieſem Geſetz droht. Erſtens wird die Arbeitsloſig⸗ 
keit in der Tabakinduſtrie zunehmen, zweitens wird ſich 
kein Arbeiter mehr eine Zigarette erlauben können, ja 
nicht einmal eine Pfeife Tabak; denn auf Grund dieſer 
Beſteuerung werden die Waren nicht nur um 20 und 
50 Prozent verteuert, wie Herr Abg. Karkutſch ſagte, 
ſondern um 100 Prozent. Wenn wir heute eine Ziga⸗ 
rette nehmen, die 2 Pfennig koſtet, und die Steuer hin⸗ 
zu, die 1,50 Gulden per 100 Stück beträgt, dann koſten 
100 Stück 3,50 Gulden. Nach dem Geſetz ſind dieſe 3,50 
Gulden der Kleinverkaufspreis und vom Kleinver⸗ 
kaufspreis wird die Steuer erhoben, alſo kommen noch 
2 Gulden hinzu. Dann haben wir eine 200prozentige 
Verteuerung. ? 

Beuten Sie weiter das Volk aus, dann werden wir 
es endlich dazu bekommen, daß es nicht nur den Volks⸗ 
tag zum Teufel jagt, ſondern die ganze Clique, die 
heute noch die Geſetze zu Ungunſten der Arbeiterſchaft 
macht. 

Präſident: Das Wort hat Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben von vornherein keinen Zweifel darüber ge⸗ 
laſſen, daß wir Gegner dieſer Idee ſind. Wir haben da⸗ 
mals, als die Monopolgeſetzgebung drohte Wirklichkeit 
zu werden, eine große Anfrage eingebracht, die bisher 
nicht verhandelt worden iſt, weil die Regierungsver⸗ 
handlungen inzwiſchen ſo weit gediehen waren, daß wir 
heute ſchon die Vorlage vor uns ſehen. Weshalb wir 
dem Monopolgedanken ablehnend gegenüberſtehen, geht 
aus der grundſätzlichen Stellungnahme meiner Partei 
hervor. Wir ſind gegen jede Staatswirtſchaft, alſo erſt 
recht gegen eine Staatswirtſchaft auf dieſem Gebiete. 
Von rechts iſt behauptet worden, daß, wer die Etats 
angenommen hat, damit auch die Monopole angenom⸗ 
men habe. Das iſt durchaus nicht der Fall. Gerade, 
weil die Herren von den Deutſchnationalen ſich jo ſtrikt 
gegen den Monopolgedanken ausgeſprochen haben, gibt 
es tatſächlich einen ganz anderen Weg, um den Etat zu 
balanzieren. 

Daß der Etat balanziert wird, liegt wohl im all⸗ 
gemeinen Intereſſe. Da möchten wir der Regierung fol⸗ 
genden Vorſchlag machen. Die 5 Millionen aufzubrin⸗ 
gen, auch ohne daß das Tabakmonopol kommt, iſt ſehr 
einfach. Wir wiſſen alle, und das werden die Herren 
Deutſchnationalen auch nicht bezweifeln, daß nicht nur 
die Ausgaben für Soziales den größten Teil aus⸗ 
machen. Uebrigens klingt es ſehr merkwürdig, daß eine 
Partei, die ſo rechts ſteht, das kritiſiert. Wir ſagen, 
es liegt tatſächlich doch an den Ausgaben, die der Be⸗ 


der Herr 


hördenapparat verlangt. Da iſt doch etwas Wahres an 
dem, was mein Herr Vorredner ſagte. Es liegt immer 
etwas Demagogie in den Ausführungen, ſobald die 
Herren von ganz rechts hierherkommen und der Regie⸗ 
rung etwas vorwerfen. Die neue Regierung hat das 
Kuckucksei der Beſoldungserhöhung im Betrage von 
10 Millionen Gulden von der alten Regierung in die 
Wiege gelegt bekommen. Die eigentlichen Väter dieſes 
Gedankens ſind Sie, m. H. von rechts. (Sehr richtig! 
links.) Hätten Sie nicht die Beſoldungserhöhung im 
Betrage von 10 Millionen Gulden bewilligt, ſo hätten 
wir weder das Tabakmonopol noch die Umſatz⸗ und 
Luxusſteuer benötigt. Daher gibt es nur einen einzigen 
7 den ich gerade den Herren von rechts vorſchlagen 
würde. 


Die letzte Erhöhung der Beamtenbeſoldung macht 
10 Millionen Gulden aus. Die oberen Beamten 
können mit der Hälfte zufrieden ſein. Für die unteren 
Beamten bleiben 5 Millionen. Die übrigen 5 Millionen 
Gulden, d. h. das Geld, das man bei den oberen Grup⸗ 
pen ſtreicht, bilden den einfachſten Weg, den Etat zu 
balanzieren. Wenn Sie mitſtimmen, m. D. u. H., von 
rechts, bekommen wir die Verfaſſungsänderung durch. 
In dieſem Sinne können wir uns einigen und können 
das Monopol zu Fall bringen. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): M. D. u. H.! Es 
ergibt ſich hier das eigenartige Bild, daß diejenigen 
Parteien, die nach ihrem Programm die Erhebung von 
direkten Steuern zur Deckung der Staatsausgaben ver⸗ 
ſchmähen und die Erhebung indirekter Steuern zu der⸗ 
artigen Zwecken bevorzugen, gegen die Erhöhung der 
Tabakſteuer auftreten und ſich gegen ein Monopol aus⸗ 
ſprechen und daß diejenige Partei, die in ihrem Par⸗ 
teiprogramm ſeit Dezennien indirekte Steuern ablehnt 
und ſie bekämpft, in dieſem Einzelfall für indirekte 
Steuern, für die Erhöhung der Tabakſteuer und ſogar 
für ein Tabakmonopol mit ſehr hohen Tabakfabrikat⸗ 
preiſen eintritt. Ich gebe zu, daß ſich die jetzige Regie⸗ 
rung in einer Zwangslage befindet und daß die pol⸗ 
niſche Regierung die Zollerhöhung für Tabak als poli⸗ 
tiſches Druckmittel auf Danzig benutzt, um Danzig in 
der Frage der Monopolgeſetzgebung gefügig zu machen. 

Aber all die Gründe, die für die Notwendigkeit des 
Monopols angeführt werden, beſonders der Schmuggel, 
der von polniſcher Seite ins Treffen geführt wird, ſind 
ſtark an den Haaren herbeigezogen. Es ſtimmt nicht, daß 
11 Fabriken lediglich zum Zweck des Schmuggels gear⸗ 
beitet haben. Nach der Abtrennung Danzigs vom Reich 
fanden ſich hier etwa 11 oder einige mehr neue Ziga⸗ 
rettenfabriken ein, die in der Hoffnung, daß ihnen das 
Danzig⸗polniſche Zollgebiet ein großes Abſatzgebiet 
ſchaffen würde, die Fabrikation aufnahmen und zeit- 
weiſe bis zu 5000 Menſchen in Danzig beſchäftigten. 
Als dann die Monopolgeſetzgebung in Polen eintrat 
und, da Monopolwaren einer indirekten Steuer unter- 
liegen, die Einfuhr nach Polen infolge eines beſon⸗ 
deren Ueberweiſungsverfahrens unmöglich gemacht 
wurde, bauten dieſe Fabriken ab, leider zum Schaden 
des Danziger Arbeitsmarktes, zum Schaden des Dan⸗ 
ziger Handels und des Staates. Viele Firmen dieſer 
Art ſind aus Danzig fortgegangen und die Arbeiter, 
die in dieſen Branchen Beſchäftigung gefunden hatten, 
konnten keine neue Beſchäftigung finden. Es war in 
Danzig jogar eine Maſchineninduſtrie entſtanden. Die 
Firma Gutſchow hatte die Fabrikation von Zigaretten⸗ 
maſchinen nach Danzig gebracht und beabſichtigte, einen 
neuen Maſchineninduſtriezweig in Danzig groß zu 
ziehen. 
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(Rahn, Abgeordneter) A 

Alles das ift durch die polnische Monopolgeſetzge⸗ 
bung unmöglich gemacht worden. Die Mengen Tabak, 
die teilweiſe von Leuten im Ruckſack, teilweiſe in der 
Reiſetaſche über die Grenze geſchmuggelt werden, 
können keinen Schaden anrichten. Ein derartiger 
Schmuggel, wie er gegenwärtig beſchrieben wird, wirft 
die Republik Polen mit ihren 31 Millionen Einwohnern 
nicht um. Dieſer Schmuggel läßt ſich, wenn er von dem 
betreffenden Land bekämpft werden ſoll, an den 
Grenzen und Uebergangswegen ſehr gut mit anderen 
Mitteln bekämpfen. Die Frage der Zollerhöhung für 
Tabak, die einzig und allein für den in Danzig ver⸗ 
brauchten Tabak in Frage kommt, iſt betrübend, wenn 
man bedenkt, daß die polniſche Monopolverwaltung 
für ihren Tabak keinen Zoll bezahlt und daß Danzig 
von den Zolleinnahmen, die der verzollte Tabak er⸗ 
gibt, nur 8 oder 7 Prozent bekommt, während die 
polniſche Regierung die übrigen 93 erhält. Auf den 
erſten Blick erſcheint das außerordentlich bedenklich und 
unangenehm. 

M. D. u. H., es gibt ja aber nicht bloß den einen 
Artikel, bei dem Danzig zolltechniſch ſchlechter weg⸗ 
kommt. Es gibt eine ganze Reihe von Artikeln, bei 
denen Danzig zolltechniſch beſſer wegkommt. Wenn 
man berückſichtigt, daß die Republik Polen in Danzig 
von den 100 Prozent Geſamteinkommen 93 Prozent 
erhält und Danzig von dieſen Waren, die abſolut nicht 
in Danzig bleiben und in Danzig nicht konſumiert 
werden, auch die 7 Prozent bekommt, ſo findet man 
einen gewiſſen Ausgleich darin. Ich will Ihnen das 
an einer Ware zeigen, in deren Branche ich tätig bin. 
Wir haben beiſpielsweiſe in Danzig — Herr Kraefft wird 
mir Recht geben, wenn ich die Zahlen nenne — eine 
Verzollung von 400 000 Faß Heringen im Jahre. 
Dieſe 400 000 Faß Heringe ſollen bei der gegenwärtigen 
Parität des Zloty 400 000 Pfund Zoll erbringen, alſo 
8 Millionen Zoll. Bei dem gegenwärtigen Kurs macht 
der Erlös nur 4 Millionen aus. Von den 400 000 
Tonnen Heringen, die in Danzig verzollt werden, 
geht keine Tonne nach Polen, die hier nicht am Platze 
verzollt wird, während knapp 10 000 Tonnen im Jahr 
von der Bevölkerung der Freien Stadt konſumiert 
werden. 320 000 Tonnen gehen in Danzig verzollt nach 
Polen. Von dem ſo aufgelaufenen Zoll kommen 7 Proz. 
von einer Ware, die nicht hier bleibt, an die Freie 
Stadt Danzig. 

Wenn nun auf der anderen Seite von den Tabak⸗ 
zöllen Beträge nach Polen wandern, dann ſoll 
man in dieſem einen Artikel eine Kompenſation finden. 
Ich könnte Ihnen mit Leichtigkeit eine ganze Reihe 
von Artikeln aufzählen, bei denen das Verhältnis 
anders geartet iſt. Danzig iſt aber gar nicht gezwungen, 
ſich die Zollerhöhung im Tabak ohne weiteres gefallen 
zu laſſen. Wir haben in den Verträgen Beſtimmungen, 
die die Republik Polen zwingen und veranlaſſen, auf 
die Intereſſen Danzigs Rückſicht zu nehmen. Es kann 
nicht angehen, daß in einen Staat eine Ware auf 
Grund der Zollbeſtimmungen vollſtändig frei hinein⸗ 
gelaſſen wird, und in einem anderen Staat auf dem 
gleichen Artikel ein Zoll liegt, der die Lebensverhält⸗ 
niſſe und den Verbrauch der Bevölkerung des anderen 
Staates derart verteuert, daß eine Konkurrenzun⸗ 
fähigkeit gegenüber Nachbarländern eintritt oder eine 
ſolche Belaſtung erfolgt, daß die Bevölkerung unter 
dieſer Ausnahmebeſtimmung, und um eine ſolche han⸗ 
delt es ſich hier, ſeufzt. Bevor man dieſen Weg gehen 
wollte, hätte man in aller Freundſchaft und in Frieden 
dieſen Schiedsweg einſchlagen ſollen. Ich bin davon 


überzeugt, daß die Inſtanzen, die darüber zu entſcheiden 
haben, ſich nicht dazu hergeben würden, in dieſer Frage 
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Danzig ins Unrecht zu verſetzen. Ich glaube auch, daß 


die polniſche Regierung, wenn man ihr alles klar 
macht, ſelbſt ſo vernünftig ſein würde, einzuſehen, 
daß der Weg in dieſer Form nicht geht. Ich beſtreite, 
daß der Weg der Verhandlung in dieſer Frage erſchöpft 
iſt und bitte die Regierung, bevor ſie den Monopolge⸗ 
danken weiter ausſpinnt und mit einer ganz gewal⸗ 
tigen Erhöhung der indirekten Steuer der Tabakfabri⸗ 
kate vorgeht, weitere Verhandlungen mit der Republik 
Polen zu führen. Ich bin davon überzeugt, daß ein 
Erfolg dabei herauskommen wird. 

Daß die in der polniſchen Regierung nicht vor⸗ 
handenen polniſchen Sozialdemokraten in dieſer Frage 
keine Hilfstruppe für die befreundeten Danziger Sozial⸗ 
demokraten ſein können, ſollten ſich auch die Freunde 
von der Kommuniſtiſchen Partei ſagen. Der kleine 
Seitenhieb war etwas deplaciert. Aber die Tatſache, 
daß hier eine ſozialdemokratiſche Partei an einer ganz 
gewaltigen Erhöhung einer indirekten Steuer führend 
mitwirken will, (Hört, hört! bei den Kommuniſten) 
ſollte doch den Abgeordneten dieſer Fraktion zu denken 
geben, und ihnen die Erwägung nahe legen, noch ein⸗ 
mal alles aufzubieten, um durch Verhandlungen mit 
Polen einen Weg zu finden, der ſie dieſem Gewiſſens⸗ 
konflikt enthebt. Ich wiederhole, ich glaube beſtimmt, 
daß ſich bei nochmaligen Verhandlungen ein Weg fin⸗ 
den läßt, der alle Teile befriedigt. Man hat die 
Kollegen von der ſozialdemokratiſchen Fraktion mit 
dieſem Schreckmittel des Abfließens Danziger Gelder 
nach Polen bei dem Artikel genannt Tabak, etwas 
kopfſcheu gemacht. Um nicht das Nationalvermögen 
Danzigs nach Polen zu ſchicken, glauben ſie dem Vor⸗ 
ſchlag verſchiedener Leute folgen zu ſollen, zunächſt die 
Steuer zu erhöhen und etwas ſpäter dem Monopol zu⸗ 
zuſtimmen. Wenn fie etwas tiefer in die Materie 
einſteigen und ſich ſagen werden, daß von vielen Ar⸗ 
tikeln Beträge, an denen Danzig nicht einmal ein 
moraliſches Recht der Beteiligung am Zoll hat, nach 
Danzig fließen, dann werden ſie ihr ſeeliſches Gleich⸗ 
gewicht finden und ſelbſt, wenn Zölle in Tabak nach 
Polen abfließen ſollten, einen Ausgleich in anderen 
Beträgen finden und einer höheren Beſteuerung des 
Tabaks aus prinzipiellen Gründen nicht zuſtimmen. 
Außerdem ſollten ſie einer ihrem Parteiprogramm 
widerſtreitenden Monopoliſierung eines Artikels wider⸗ 
ſprechen. Wenn wir berückſichtigen, daß bei einer 
etwaigen Monopoleinführung eine ganze Anzahl 
kleiner Exiſtenzen geſchädigt wird, daß zweifellos Teile 
der Arbeiterſchaft in dieſer Branche mattgeſetzt werden, 
ſo glaube ich, daß ein Vertreter des Sozialismus weder 
für die indirekte Steuer, die ja programmwidrig iſt, 
noch für die Einführung eines Monopols ſtimmen kann. 

Ich bitte bei den Beratungen im Ausſchuß und 
auch in den Fraktionen dieſe Frage nochmals einer ein⸗ 
gehenden Prüfung zu unterziehen und nicht leicht⸗ 
ſinnig in eine Angelegenheit hineinzutaumeln, die ſich 
in Zukunft außerordentlich ungünſtig auswirken wird. 
Die Bevölkerung iſt an dem Tabakkonſum in erheb⸗ 
lichem Maße beteiligt. Ich ſpreche nicht nur von den 
Männern, ſondern heute auch von den Frauen der 
weiteſten Kreiſe. Jeder wird die Verteuerung, die dieſes 
Produkt durch die neuen Steuern bezw. durch das 
Monopol erfahren hat, nicht ſo leicht vergeſſen. Man 
wird ſich bei der künftigen Abgabe von Stimmen ſehr 
gern und gut daran zurückerinnern, welche Parteien es 
waren, die entgegen ihrem Parteiprogramm und ihren 
Verſprechungen eine ſolche indirekte Steuer bewilligt 
haben. Bei dem „guten“ Gedächtnis verſchiedener 
Wähler wird man vergeſſen, welche Demagogie die 
Parteien, die ſich ſonſt für indirekte Steuern einſetzen, 
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(Rahn, Abgeordneter) 

begangen haben, als fie ſich gegen die Einführung 
eines Monopols und eine weitere Erhöhung der Steuer 
ausgeſprochen haben. Deshalb wäre es ſehr gut, wenn 
die Parteien die konſequent auf dem Boden einer Ab⸗ 
lehnung indirekter Steuern ſtehen, mit ſich noch einmal 
zu Rate gehen und prüfen würden, ob ſie den Weg, 
auf den ſie ſich durch falſche Angaben haben drängen 
laſſen, weiter beſchreiten wollen. Ich warne davor! 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Beſprechung. Der Aelteſten⸗Ausſchuß 
ſchlägt vor, die Vorlage an den Steuerausſchuß zu 
überweiſen. Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetz⸗ 
entwurfs betr. Ausſetzung gerichtlicher Verfahren 
in Aufwertungsangelegenheiten. 

Druckſache Nr. 2296 zu Nr. 2280. Bericht des 
Hauptausſchuſſes. Dazu liegen eine Berichtigung Druck⸗ 
ſache Nr. 2298 und ein Abänderungsantrag des Abg. 
Hohnfeldt und der Deutſch⸗ſozialen Fraktion, Druck⸗ 
ſache Nr. 2300 vor. Die Beſprechung wird verbunden 
mit Punkt 4: 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs betr. Aufwertung bereits gelöſchter Hypo⸗ 
theken. Arantrag des Abg. Blavier und Genoſſen. 

Druckſache Nr. 2297 zu Nr. 2222. Ich eröffne die 
Beſprechung zu § 1. Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Bei der Wichtigkeit der Vorlage wäre es eigentlich rich⸗ 
tig geweſen wenn der Herr Berichterſtatter, der im Aus⸗ 
ſchuß hierzu beſtimmt ift, fih hier im Plenum über den 
Gang der Verhandlungen geäußert hätte. Wir haben 
nur die Nachrichten in den Zeitungen, in denen einmal 
geſagt iſt, daß ſich ſämtliche Fraktionen für das Geſetz 
ausgeſprochen haben mit Ausnahme der Kommuniſten, 
und daß andererſeits der Zuſatz bezüglich des Wider⸗ 
ſpruchs auf Antrag der Liberalen Fraktion geſtrichen 
worden iſt. Das iſt alles, was dem Plenum durch die 
Zeitungen bekannt geworden iſt, und dann der Bericht, 
der in der Drucksache Nr. 2296 vorliegt. Alle Mb- 
geordneten, die nicht im Ausſchuß geſeſſen haben, wiſſen 
nicht, aus welchen Gründen z. B. Abſatz 2 des 8 1 ge- 
ſtrichen wurde. Es iſt vielleicht nicht nötig, aber es iſt 
bezeichnend für den Betrieb des Volkstages daß man 
es nicht für nötig befindet, in einer ſo wichtigen An⸗ 
gelegenheit ſäm liche Abgeordneten zu unterrichten. 
[Dazu ſind die Fraktionen da! rechts) Sie wiſſen aber, 
daß eine Reihe von Abgeordneten nicht in einer Frak⸗ 
tion vertreten ſind, ſo z. B. die Deutſch⸗Danziger Volks⸗ 
partei, die ein beſonderes Intereſſe an dieſem Geſetz hat. 
(Sie kann hingehen! rechts.) Gewiß, fie kann hingehen. 
Die Ausſchüſſe tagen faſt wie hinter verſchloſſenen Tü⸗ 
ren, und man kann nicht einem jeden Abgeordneten zu⸗ 
muten, daß er in jeden Ausſchuß hingeht und ſich die 
Verhandlungen anhört. (Abg. Dr. Blavier iſt Antrag⸗ 
ſteller! rechts.) Ob Herr Dr. Blavier feinen eigenen An- 
trag vertreten hat, weiß ich nicht. Ich muß mich für 
meine Perſon an die Zeitungsmeldungen halten und 
an den knappen Bericht, den Herr Schwegmann gegeben 
hat. Da ſehe ich, daß man den Abſatz 2 ſtreichen will, 
wie die Zeitungen melden, auf Antrag der Liberalen 
Fraktion. Mir fehlt aber die Begründung dazu. 

Ich nehme an. daß dieſer Antrag geſtellt wurde, um 
zu verhüten, daß ſoviel Klagen beim Gericht ſtattſinden, 
und daß das Gericht mit den einſtweiligen Verfügungen 
nicht noch mehr beläſtigt wird. Gewiß mag dieſer Grund 
mit viel Recht mitgeſprochen haben. Dann füge ich aber 
hinzu, daß man anſtelle der einſtweiligen Verfügungen 
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einfach die Eintragung des Widerſpruchs auf Grund der 
Glaubhaftmachung hätte zulaſſen können, ſo daß eine 
einſtweilige Verfügung nicht notwendig wäre. 

Wenn ſämtliche Fraktionen dieſes Hauſes die Auf⸗ 
ſtellung der Gläubigerverbände bekommen haben, fo 
wundert es mich, daß nicht eine einzige Fraktion es für 
notwendig befand, in dieſem Sinne zu ſprechen und An⸗ 
träge zu ſtellen. Nach den Mitteilungen aus dem Aus⸗ 
ſchuß iſt das nicht der Fall geweſen. (Abg. Rob. 
Schmidt: Dann ſind Sie alſo doch informiert!) Teilweiſe, 
Herr Abg. Schmidt. — Nun glaubt man, daß dieſe Er⸗ 
klarung, die hier beſtätigt worden ift, ausr ichend jei zur 
Streichung des zweiten Abſatzes. Das muß ich ganz ent⸗ 
ſchieden beſtreiten. Man glaubt, große Bevölkerungs⸗ 
teile, wie die Gläubigerverbände, einfach beiſeite ſtehen 
lajen zu können, um ſich für die Intereſſen der, ich will 
nicht ſagen Gauner, aber derjenigen einzuſetzen, die 
etwas unrechtmäßig erworben haben, ohne Bedenken zu 
haben, daß der andere Teil der Bevölkerung eben von 
jenen unrechtmäßig ausgeplündert iſt. Wenn man die 
großen Teile der unbefriedigten Bevölkerung außer Acht 
läßt, ſo iſt das ein Beweis dafür, wie man parlamen⸗ 
tariſch Anregungen der Bevölkerung die in Eingaben 
uſw. gemacht worden ſind, betrachtet und achtet. 

Die Gläubigerverbände haben den Antrag geſtellt, 
den ich in Druckſache Nr. 2300 aufgenommen habe. Die 
Fraktion hat ſich dem Antrag noch nachträglich an⸗ 
geſchloſſen. Er bedeutet die Wiederherſtellung des 8 1 in 
ſeiner alten Faſſung; wir ſind der Meinung, daß, wenn 
die Möglichkeit des Widerſpruchs geſtrichen bleiben 
ſollte, einem großen Teil der Bevölkerung der Maulkorb 
umgebunden wird damit er ſeinen Widerſpruch nicht 
geltend machen kann. Wir ſehen aber keinen Grund, 
warum man dieſe Bevölkerungsteile entrechtet. Bisher 
war die Möglichkeit für jeden Gläubiger gegeben, dieſen 
Widerſpruch auf Grund einer einſtweiligen Verfügung 
eintragen zu laſſen. Nun hat das Obergericht das durch 
die ſogenannte Aufwertung begangene Unrecht aufgeho- 
ben. Man hat erklärt, daß dieſer Paragraph als verfaſ⸗ 
ſungswidrig geſtrichen werden müßte. Um die Auswir⸗ 
kung dieſes Urteils zu verhindern, wird ein Antrag wie 
dieſes Sperrgeſetz eingebracht. Wenn der Senat ſelbſt 
einen ſolchen Antrag mit der Möglichkeit des Wider⸗ 
ſpruchs einbringt, ſo nehme ich an, daß der Senat und 
die betreffenden Parteien gutwillig geweſen ſind. Dann 
muß ich mich aber wundern, daß die Regierungsparteien 
ſpäter dieſen Entwurf ablehnen. Der Senat muß ſich 
doch darüber klar geweſen ſein, ob die Eintragung von 
Widerſprüchen möglich war oder nicht. Der Einſpruch 
einer Regierungspartei aber macht es möglich, daß die 
alte Faſſung geſtrichen wird und die Gläubiger noch 
mehr ins Unrecht geſetzt werden. Das können wir nicht 
mitverantworten. Wenn ſich weiter keine Partei findet, 
die Rechte der Gläubigerparteien zu vertreten, ſo zeigt 
das, daß in ſämtlichen Fraktionen der Geldbeutel regiert 


und daß man ruhig weiteres Unrecht geſchehen läßt.“ 


Das Anrecht ſoll durch dies Sperrgeſetz verewigt werden. 


Das werden wir nicht mitmachen. Ich bitte Sie daher, 


meinem Antrag zuzuſtimmen. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Blavier. 

Dr. Blapier, Abgeordneter: (D.V. P.): M. Di u. H.! 
Man weiß eigentlich nicht, für wen mein Herr Vor⸗ 
redner geſprochen hat. Man weiß überhaupt nicht mehr, 
was der Herr Abg. Hohnfeldt darſtellt. Einmal ſpricht 
er namens eines Bürgervereins in Neufahrwaſſer, ein 
andermal für den Hausbeſitz, heute für die Hypothe⸗ 
kengläubiger. Es iſt kaum wert, auf ſeine Ausführun⸗ 
gen einzugehen. 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 

Zunächſt muß feſtgeſtellt werden, daß Herr Abg. 
Hohnfeldt immer von „wir“ geſprochen hat. Ich glaube 
kaum, daß er von „wir“ ſprechen kann. Er hat zum 
größten Teil für ſeine Perſon geſprochen. (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Der Antrag iſt von meiner Fraktion unterſchrie⸗ 
ben!) Mit einem Mal haben Sie wieder eine Fraktion. 
Noch einmal auf die Gründe einzugehen, die den Aus⸗ 
ſchuß fait einſtimmig, ich glaube überhaupt einjtimmig, 
dazu geführt haben, die Vorlage anzunehmen, erübrigt 
ſich. Es iſt nach allen Richtungen nachgewieſen worden, 
daß dieſe Entſcheidung des Obergerichts nicht etwa im 
Intereſſe irgend einer Gruppe, der Gläubiger, des Land⸗ 
beſitzes oder des ſtädtiſchen Beſitzes beſeitigt werden 
muß. Vielmehr iſt von allen Seiten erklärt worden, 
daß der Staat dieſe Belaſtung und dieſe Unruhe nicht 
verträgt; deshalb erübrigt es ſich, an dieſer Stelle 
darauf einzugehen. Nur ein Bedauern möchte ich aus⸗ 
ſprechen. Wir hatten im Ausſchuß zwei Anträge, den 
Antrag der Regierung und den Antrag, den wir ein⸗ 
gebracht haben. Die Anträge unterſchieden ſich ganz we⸗ 
ſentlich. Unſer Antrag ging erheblich weiter. Wir woll⸗ 
ten überhaupt nicht haben, daß weiter Verhandlungen 
vor den Gerichten ſtattfinden, bevor ſich der Volkstag 
über die Verfaſſungsänderung oder die anderen end⸗ 
gültigen Maßnahmen entſchieden hat. Der Regierungs⸗ 
entwurf ſah nur vor, daß die Entſcheidungen ausgeſetzt 
werden ſollten. Wir haben im Ausſchuß darauf hin⸗ 
gewieſen, daß wir dies für bedenklich hielten. Immer⸗ 
hin können die Prozeſſe weiter geführt werden, es kön⸗ 
nen Hoffnungen erweckt werden, die zweifellos nicht er⸗ 
füllt werden können. 

Es wäre alſo richtiger geweſen, wenn man unſeren 
Antrag angenommen hätte, wenn man grundſätzlich alle 
Prozeſſe verhindert hätte. Was von dem Herrn Regie⸗ 
rungsvertreter dagegen angeführt wurde, iſt nicht ſtich⸗ 
haltig. Es wurde geſagt, gerade der Beſitz ſelbſt ſei 
daran intereſſiert. daß die Prozeſſe nicht verhindert 
würden; denn es könnte einige Prozeſſe geben, bei denen 
der Schuldner mit dem Einwand kommt. Wir müſſen 
erklären, daß wir kein Intereſſe daran haben, von 
Schuldnerſeite aus irgendwelche Vorteile für uns zu 
verſchaffen. Wir hätten gern den Nachteil hingenom⸗ 
men, daß gerade der Beſitz Schaden hätte. Uns kam es 
darauf an, im Intereſſe des Staates alle Prozeſſe zu ver⸗ 
meiden. Dazu ſollte unſer Antrag dienen. Es iſt nicht 
einzuſehen, weshalb die Regierung mit ihrem Antrag 
kam. Ich ſage noch einmal, wir hätten gerne ein Opfer 
gebracht. Da wir leider keine Mehrheit gefunden haben, 
mußten wir uns ſchließlich mit der Regierungsvorlage 
beſcheiden. ; 

Wir werden die Regierungsvorlage annehmen, 
bedauern aber, daß unſer Entwurf, der erheblich weiter 
ging und mehr Rechtsſicherheit geſchaffen hätte, nicht 
angenommen worden iſt. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): M. D. u. H.! Es 
iſt erfreulich, daß der Hauptausſchuß mit größter Be⸗ 
ſchleunigung gearbeitet hat und in dieſer prekären An⸗ 
gelegenheit ein Geſetz ſchuf, das den gegenwärtigen un⸗ 
haltbaren Zuſtand beheben ſoll. Ich möchte aber der 
Hoffnung Ausdruck geben daß ſich die Sophiſten des 
Obergerichts mit größter Beſchleunigung zuſammen⸗ 
jegen, um das Geſetz, das wir zu verabſchieden im Be⸗ 
griff ſind, als verfaſſungswidrig zu bezeichnen, weil die 
Danziger Verfaſſung eine Beſtimmung enthält. daß nie⸗ 
ie ſeinem ordentlichen Richter entzogen werden 

ürfe. 

Herr Abg. Dr. Bumke, Sie ſind Landgerichts⸗ 
direktor und nicht Obergerichtsrat. Es iſt möglich, daß 
auch ein vernünftiger Landgerichtsdirektor exiſtiert und 
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zehn unvernünftige Obergerichtsräte. Nach den Leiſtun⸗ 
gen des Obergerichts in der Frage der Beamtenbeſoldung 
und des Aufwertungsgeſetzes erſcheint es mir nicht zwei⸗ 
felhaft, daß ſich das Obergericht jetzt auf den Stand⸗ 
punkt ſtellen wird, daß dieſes Geſetz verfaſſungswidrig 
iſt, weil es Bürgern der Freien Stadt unmöglich ge⸗ 
macht wird, die Rechte bei den ordentlichen Gerichten in 
Dingen zu ſuchen, die zweifelsfrei ſind, wie das Ober⸗ 
gericht entſchieden hat. Bezüglich der 88 1 und 2 dieſes 
Geſetzes, das wir jetzt verabſchieden, beſteht nach meiner 
Anſicht keine Verfaſſungswidrigkeit, aber in Bezug auf 
den 83 bin ich der Anſicht, daß eine Verfaſſungswidrig⸗ 
keit beſteht. Es wäre ſehr gut, wenn das Obergericht, 
wenn es bezüglich des § 3 angegangen würde, das Geſetz 
als verfaſſungswidrig bezeichnete. In der Danziger Ver⸗ 
faſſung haben wir keine Beſtimmung, welche dem Volks⸗ 
tag das Recht gibt, ſein Geſetzgebungsrecht auf den 
Senat einſeitig zu delegieren. Nach dem § 3 dieſes Ge⸗ 
ſetzes ſoll aber der Senat berechtigt fein, dies Geſetz Ende 
1926, eventuell früher außer Kraft zu ſetzen. In die 
ordnungsmäßige Geſetzgebung ſoll ein Verordnungsrecht 
des Senats eingreifen, welches wir in unſerem Staats⸗ 
grundgeſetz nicht kennen. Bisher haben die Sozialdemo⸗ 
traten die Auffaſſung vertreten, die ich ſoeben ſkizziert 
habe. Unbeſtritten iſt, daß der Senat ein Verwaltungs⸗ 
Verordnungsrecht hat. Das iſt in dem Artikel 47 der 
Verfaſſung vorgeſehen. Dieſer gibt dem Senat das 
Recht, für die Verwaltungsbehörden die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zu erlaſſen. Der Senat kann aber nicht 
ein Recht, das in das Recht der Bürger eingreift, durch 
Verordnung bringen, genau ſo, wie der Senat nicht in 
der Lage ift. ein einmal geſchaffenes Geſetz aus der Welt 
zu ſchaffen oder abzuändern. Wenn hier geſagt wird, 
daß der Senat ermächtigt ift, den § 3 ultimo dieſes 
Jahres oder früher aufzuheben, ſo bedeutet das nichts 
anderes, als daß das eine Geſetzesänderung ift, die in 
unſerer Verfaſſung keine Stütze findet. Deshalb ſollten 
die Parteien, die auf dem Boden der Verfaſſung jtehen, 
nicht derartige Ermächtigungen in die Verfaſſung hin⸗ 
einbringen. Ich bitte deshalb den § 3 dieſes Geſetzes ab- 
zulehnen. Wenn das kommende Abänderungsgeſetz über 
die Nachprüfung der Gerichte kommt, dann mag in der 
Uebergangs⸗ oder Schlußbeſtimmung ſtehen: „Das Ge⸗ 
ſetz vom ſoundſo⸗vielten Mai über die Ausſetzungs⸗ 
geſchichte wird aufgehoben“. Dann wird das Geſetz auf 
ordnungsmäßigem Wege bejeitigt. und es wird keine 
Ermächtigung gemacht, die verfaſſungswidrig iſt. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Beſprechung zu $1. Ich werde zu- 
nächſt über den Abänderungsantrag des Abg. Hohnfeldt 
und der übrigen Mitglieder der Deutſch⸗Sozialen Frak⸗ 
tion, Druckſache Nr. 2300 abſtimmen laſſen. 

Wir beantragen: 

= Der § 1 der erſten Faſſung des Geſetzes „betr. Aus⸗ 
ſetzung gerichtlicher Verfahren in Aufwertungsangelegen⸗ 
heiten“ Druckſache Nr. 2280) wird wiederhergeſtellt mit 

folgendem Zuſatze zum Abſatz 2 des § 1: 

„Der Widerſpruch iſt auf Antrag vom Grundbuchamt 
koſtenlos einzutragen, wenn er nach dem Inhalt der 
Grundakten genügend glaubhaft gemacht erſcheint“. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über den 81 
nach der Faſſung des Ausſchuſſes (Druckſache Nr. 2296), 
und zwar mit der Berichtigung in Druckſache Nr. 2298. 
Ich bitte diejenigen, die den $ 1 in der Ausſchußfaſſung 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das die Mehrheit. § 1 ift angenommen. 
Ich rufe auf § 2 und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe fie. da keine Wortmeldunden vorliegen. Wir 
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(Präſident.) 

kommen zur Abſtimmung. Ich darf wohl ohne beſondere 
Abſtimmung feſtſtellen, daß der Artikel § 2 mit derſelben 
Mehrheit angenommen ift. Ich rufe auf $ 3. Ich er- 
öffne die Beſprechung, ich ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Ich darf wohl feſtſtellen, (Abg. 
Rahn: Nein, das dürfen Sie nicht, ich habe mich gegen 
§ 3 ausgeſprochen!) Ich bitte die Damen und Herren, 
die § 3 annehmen wollen, fih von den Plätzen zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, S 3 ift angenom⸗ 
men. Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz betreffend 
Ausſetzung gerichtlicher Verfahren in Aufwertungsange⸗ 
legenheiten“. Ich bitte die Damen und Herren, die die 
Ueberſchrift annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz 
iſt damit in zweiter Leſung erledigt. Ich darf wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß damit der Antrag des Abg. Dr. Blavier und 
Gen., Druckſache Nr. 2222, Punkt 4 der Tagesordnung, 
gefallen ift. Wir kommen nun zur dritten Leſung. Ich 
eröffne die allgemeine Beſprechung und ſchieße ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich rufe auf § 1 und 


eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht 


vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen zur Ab⸗ 


ſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 81 


annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, $ 1 ift angenommen. 
Ich darf wohl ohne weitere Abſtimmung dasſelbe bei 
S 2 feſtſtellen, ebenſo bei § 3, Ueberſchrift angenommen. 
Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die dem Geſetz in der Schlußabſtim⸗ 
mung zuſtimmen ih von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Das Geſetz iſt in dritter 
Leſung angenommen. Ich rufe auf Nr. 5 der Tages⸗ 
ordnung: Eingaben laut Druckſache Nr. 2293. Wenn 
keine Wortmeldungen vorliegen, darf ich wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß der Volkstag den Beſchlüſſen des Ausſchuſſes 
zuſtimmt. Wortmeldungen liegen nur zu Nr. 12 vor 
und ebenſo folgender Abänderungsantrag, der vom Abg. 
Malachinſki und den übrigen Mitgliedern der Kommu⸗ 
niſtiſchen Fraktion eingebracht iſt: 5 

Wir beantragen, in der Eingabe Nr. 12 ſtatt „Zurück⸗ 

weiſung“ zu ſetzen „Berückſichtigung“. 


Das Wort zu dieſer Nummer hat der Herr Abg. 
von Malachinſki. 
„v. Malachinſti, Abgeordneter: (K. P.) M. D. u. H.! 
Zur Eingabe Nr. 716 möchte ich folgendes ſagen: Eines 
Tages mußte der Klempner Preuß feſtſtellen, daß ſein 


10jähriger Junge von zu Hauſe verſchwunden war. Alle 


Bemühungen feſtzuſtellen, wo er geblieben war, waren 
zunächſt ohne Erfolg. Dann gelang es ihm, feſtzuſtellen, 
daß ſein Kind geraubt war. M. D. u. H.! Es war aber 
nicht ſo, wie man es früher in den Zeitungen las, daß 
die Zigeuner oder ſonſtige Elemente dieſen neunjähri⸗ 
gen Knaben geraubt hatten. In dieſem Fall handelt es 
ſich darum, daß ihn die Schutzpolizei unmittelbar vor 
der Wohnung der Eltern aufgegriffen hat. Man hat 
den Jungen nicht nach Haufe zurückgeführt. ſondern ihn 
nach Tempelburg gebracht. (Hört, hört! bei den Kom- 
muniſten.) Der Vater richtete deshalb eine Eingabe an 
den Eingabenausſchuß mit der Bitte, daß ihm ſein ge⸗ 
raubtes Kind wieder zurückgegeben werde. Ich habe eine 
perſönliche Rückſprache mit dem Jungen gehabt. Es iſt 
ein kleiner Junge, 95 Zentimeter groß. Er erklärte, daß 
er gern nach Hauſe möchte. Auf die Frage, ob er von 
ſeinem Vater mißhandelt worden wäre, ſagte er: „Mein 
Vater iſt einmal gut und einmal ſchlecht ich bekomme 
manchmal einen Klapps. Aber ich habe das Beſtreben, 
wieder nach Hauſe zu kommen.“ Der Herr Präſident 
wird geſtatten, daß ich die Eingabe verleſe. Der Vater 
des Jungen ſchreibt u. a.: 


Mein Sohn Heinz wurde der Erziehungsanſtalt Tem⸗ 
pelburg zugeführt, weil er angeblich des öfteren die Schule 
geſchwenzt haben ſoll. Desgleichen auch, daß er einmal 
des nachts nicht zu Hauſe geweſen ſei, ſondern an der Ka⸗ 
pelle des Brentauer Friedhofes übernachtet haben jon. 

Ferner wird mir als Vater der Vorwurf gemacht, 
daß ich ein Trinker ſei und daher der Erziehung des 
Kindes in meiner Familie Gefahr drohe. 

Ich ſtelle feſt, daß mein Kind in Fürſorgeerziehung ge⸗ 
kommen iſt, weil meine Eltern ein falſches Zeugnis über 
mich und mein Kind abgegeben haben. Beſonders meine 
Stiefmutter iſt es, die mir bei jeder Gelegenheit glaubt 
Schwierigkeiten bereiten zu müſſen. Dieſe falſchen Be⸗ 
hauptungen meiner Eltern find ſchriftlich zurückgenommen 
worden, weil ſie auf Unwahrheiten beruhen. Desgleichen 
ſtimmt es nicht, daß mein Kind ein Schulſchwenzer ift, 
da ich noch keine Schulſtrafe bezahlen brauchte. Auch der 
dritte Grund, ich ſei ein Trinker und neige zum Jähzorn, 
iſt unwahr. Alle meine Arbeitgeber können mir nur das 
beſte Zeugnis ausſtellen. Auch ein polizeiliches Führungs⸗ 
zeugnis kann beigebracht werden. 

Wenn ſo alle angeführten Gründe, die zur Fortnahme 
meines Kindes aus meiner Erziehungsberechtigung führ⸗ 
ten, in ſich zuſammenfallen, ſo will ich nunmehr noch die 
Begründung des Gerichts zerpflücken, womit mein erſter 
Ankrag auf Entlaſſung des Kindes abgelehnt wurde. 

Es wird angegeben, daß mein Kind auf eine Landſtelle 
ſoll. Ein Junge von 10 Jahren, zart gebaut, ſoll in der 
Landwirtſchaft arbeiten? Hierauf ſoll ſich das Geſundheits⸗ 
amt die Antwort geben. 

Als weiterer Grund wird angeführt, daß mein Kind 
in der Erziehungsanſtalt beim Lernen nicht aufpaſſe, des 
öfteren zerſtreut ſei. Es iſt dieſes kein Wunder. Das Kind 
will nach Hauſe und denkt nur an zu Hauſe. Gebt mir 
mein Kind zurück und ich ſchicke es in eine andere Schule, 
als die zu meiner jetzigen Wohnung paſſende Schule und 
das Kind wird ein brauchbares Geſchöpf. 

Ferner wird als Grund, daß mein Kind nicht entlaſſen 
werden könnte, angeführt, daß der Junge ſich nicht ordent⸗ 
lich waſche. Mit einer ſolchen Begründung kann man 
keinen Antrag auf Befreiung zurückweiſen. So geſchehen 
laut Brief vom 12. 2. 26 vom Landgericht zu Danzig, 

Ich bitte nunmehr mein Geſuch, auf Entlaſſung meines 
Kindes Heinz Preuß aus der Erziehungsanſtalt genehmi⸗ 
gen zu wollen. j 
Auf dieje Eingabe hin befaßte fih der Eingaben- 

ausſchuß mit der Angelegenheit und entſandte den Abg. 
Beyer als Berichterſtatter, der folgenden Bericht abgab: 

Der Sohn des Klempners Bruno Preuß lam mit 10 
Jahren in die Erziehungsanſtalt Tempelburg. Warum? 
Der Vater kümmerte ſich erft um ſeinen Sohn, wenn er 
Alkohol genoſſen und benommen war. Da fand er aller⸗ 
hand Fehler an dem Kind, entblößte den Hintern und be⸗ 
arbeitete den nackten Teil mit dem Riemen. Großva zer 
und Großmutter bemühten ſich rergeblich; die Mißhand⸗ 
lungen nahmen zu. Das Kind, au ſich ſchon ewas ge ig 
zurück, wurde ſcheu und ſuchte ſich der Familie zu entziehen. 
Die Polizei griff das Kind auf: es kam zu jenem Gluck 
in die Anſtalt. 3 > : 
Nun will der Vater fein Kind zurück haben; ein ent- 
ſprechendes Geſuch hat das Gericht unter dem 12. 2. 26 
abgelehnt im Intereſſe des Kindes. In deler Inter fe 
muß auch die Eingabe zurückgewieſen werden. 

Ob die Angaben des Herrn Abgeordneten Beyer 
richtig ſind, kann ich nicht ſagen. Aber wenn dem auch 
ſo wäre, wenn nun Kind und Vater gegenſeitig das 
Beſtreben haben, zuſammen zu ſein, dann ſoll man doch 
leine Schwierigkeiten machen, dann ſoll man Vater und 
Kind wieder verſöhnen. Wenn der Vater angibt. er 
könne ein polizeiliches Führungszeugnis vorlegen, daß 
die Angaben, er ſei ein Trinker, nicht zutreffen und daß 
er das Kind nicht ſchwer mißhandelt habe. ſo ſollte man 
das Kind ohne weiteres ſeinem Vater zuführen. Aus 
dieſem Grunde ſtellt die kommuniſtiſche Fraktion den 
Antrag auf Berückſichtigung. Ich bitte die Damen und 
Herren, unſerm Antrage zuzuſtimmen. 2 ; 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung, und zwar über den Abänderungsantrag 
Drucksache Nr. 2293 der kommuniſtiſchen Fraktion. Die 
Damen und Herren, die dieſen Abänderungsantrag 
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(Präſident.) 
annehmen wollen, bitte ich, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der An⸗ 
trag iſt abgelehnt. Damit iſt der Antrag des Ausſchuſſes 
angenommen. Es liegen nun noch zwei Entſchließungen 
vor, und zwar zunächſt zu Nr. 15 die Entſchließung 
Druckſache Nr. 2264. 
Der Volkstag erſucht den Senat, baldmöglichſt einen 

Gefen einzubringen, der die Rayonbeſtimmungen 

E > 

Wir kommen zur Abſtimmung über dieje Ent- 
ſchließung. Ich bitte die Damen und Herren, die die 
Entſchließung Druckſache Nr. 2264 annehmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, die Entſchließung iſt angenommen. Wir kommen 
zur zweiten Entſchließung zu Nr. 17, Druckſache Nr. 2263. 

Der Senat wird erſucht, die Mieteinigungsämter an⸗ 
zuweiſen, daß in Fällen, in denen durch Verträge oder 

Stempelſteuernachweiſe die Höhe des Friedensmietpreiſes 

nachgewieſen werden kann, eine Neuſchätzung nur vor- 

genommen werden darf, wenn ganz beſondere Verhältniſſe 
eine Neufeſtſetzung des Mietzinſes erforderlich machen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Ent⸗ 
ſchließung annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Entſchließung iſt 
angenommen. Damit iſt Punkt 5 der Tagesordnung er⸗ 
ledigt. Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung, und 
zwar in Verbindung mit Punkt 7: 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegen⸗ 
heiten über den Antrag des Abg. Raſchke und Fr. 
betr. Stempeln der Erwerbsloſen⸗Vormerkkarten. 

Druckſache Nr. 2278 zu Nr. 2219. a J 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angele⸗ 
genheiten über den Antrag des Abg. Lehmann 
und Fr. betr. Gewährung einer einmaligen Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfe an Erwerbsloſe. 

Druckſache Nr. 2277 zu Nr. 2199. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.) M. H. u. D.] Bei 
dem Antrag betr. die einmalige Stempelung war es 
ganz beſonders die Sozialdemokratiſche Partei, die ein 
arbeiterfeindliches Verhalten an den Tag legte. Wir 
hatten den Antrag geſtellt, daß die Erwerbsloſen täglich 
nur einmal ſtempeln ſollten. Wir ſehen in dem zwei⸗ 
maligen Stempeln eine Schikane, die man bei den Er⸗ 
werbsloſen durchführt. Aber was zeigte ſich im Aus⸗ 
ſchuß? Während anfangs ſogar ein Teil der Deutſch⸗ 
nationalen für den Antrag Verſtändnis zeigte, nachdem 
darauf hingewieſen wurde, welche Gefahr das zwei⸗ 
malige Stempeln beſonders für die jungen Leute bedeu⸗ 
tet, die morgens einmal ſtempeln, dann nicht mehr nach 
Hauſe gehen und ſich den ganzen Tag bis zum Nach⸗ 
mittag am Stempelbüro umhertreiben bis ſie das zweite 
Mal geſtempelt haben, hatte es den Anſchein, als ob 
dieſer Antrag wirklich durchkommen würde, als wenn 
die Abgeordneten endlich etwas gelernt hätten. Aber 
es kam anders. Durch die Reihe der Abgeordneten ging 
das Gerede, das beſonders der Regierungsvertreter be⸗ 
tonte, daß die zweimalige Stempelung moraliſch auf die 
Erwerbsloſen einwirken ſollte. Man war der Anſicht, 
daß es moraliſch wirkt, wenn ſich die jungen Leute 3 bis 
4 und 5 Stunden vor dem Stempelbüro und in den 
Straßen umhertreiben. Ganz beſonders traten die So⸗ 
zialdemokraten für die zweimalige Stempelung ein. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 

Ich glaube, daß ſich ganz beſonders die Arbeiter 
dieſen Fall merken werden. Man hat jetzt eine Ent⸗ 
ſchließung angenommen, nach der es den Stempelämtern 
überlaſſen bleibt, beſondere Härten auszumerzen. Aber 
es iſt ja bekannt, wie dies geſchieht, ganz beſonders 
wenn man mit der Erwerbsloſenfrage vertraut iſt. Wie 
ſehr die Erwerbsloſen ſchikaniert werden, haben wir 
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ja ſchon ſo oft geſagt. Wir erhalten aber immer wieder 
neues Material darüber. Ich will einige Beiſpiele da⸗ 
für anführen, wie man mit der Unterjtügung verfährt. 
Wir Kommuniſten vertreten den Standpunkt, daß alle 

Erwerbsloſen Unterſtützung bekommen follen. Auf der 
einen Seite werden aber die bedürftigſten Kreiſe aus⸗ 
geſchloſſen, wenn der Vater oder vielleicht der Bruder 
als Laufburſche noch etwas verdienen. Dann können 
wir es aber nicht gutheißen, wenn z. B. in Prauſt der 
Sohn des Gemeindevorſtehers und der Sohn des 
Lehrers Erwerbsloſenunterſtützung bekommen. Dieſe 
Herren gehen nicht ſtempeln, das brauchen ſie nicht. Sie 
brauchen auch nicht mit den anderen Erwerbsloſen die 
Unterſtützung zu holen. Sie wird ihnen nachträglich 
ausgezahlt, ſo daß bisher niemand etwas davon 
wußte, daß dieſe Leute Unterſtützung bekommen. (Zwi⸗ 
ſchenrufe bei den Kommuniſten.) Es ſind Söhne von 
Leuten, die ein Einkommen von 1000 Gulden haben. 
Auf der anderen Seite ſehen wir, daß Arbeiter keine 
Anterſtützung erhalten, und zwar hat fih folgender Fall 
abgeſpielt: Auf dem Gut Johannistal arbeitet ein 
Arbeiter, der unverheiratet iſt und pro Tag einen 
Gulden und Eſſen erhält. Dieſer Mann wird krank. Er 
wird krank geſchrieben und erhält Krankengeld. Wäh⸗ 
rend ſeiner Krankheit wird er gezwungen, zu arbeiten. 
Er lehnt das ab, weil er arbeitsunfähig iſt, ſchlimme 
Hände hat und abſolut nicht arbeiten kann. Er wird 
wegen Arbeitsverweigerung vom Hof gejagt, trotzdem 
ein Atteſt auf Arbeitsunfähigkeit vorliegt. Ein Bruder 
des Mannes wohnt auf dem Gut Kleſchkau, dort hielt 
er ſich auf. Als er wieder geſund war, meldete er ſich 
nach Arbeitsloſenunterſtützung. Er wurde aber abge⸗ 
lehnt, weil er anſcheinend die Arbeit verweigert hat. 
Er erhält auch von dem früheren Gut keine Entlaſſungs⸗ 
papiere. Auf der anderen Seite ſehen wir, daß die 
kleinen Gewerbetreibenden, die ſolange von Tür zu 
Tür gegangen ſind, jetzt aber keinen Verdienſt haben, 
oon der Erwerbsloſenunterſtützung ausgeſchloſſen wer- 
den. Man erklärt ihnen, ſie ſollen ihr Handwerk weiter 
ausüben. Sie finden aber auf Grund der Erwerbsloſig⸗ 
keit keine Arbeit. Von der Arbeitsloſenunterſtützung 
werden ſie aber ausgeſchloſſen. Ich könnte Ihnen un⸗ 
endlich viele Fälle anführen. In den Kreiſen Großes 
Werder, Danziger Höhe und Niederung werden die 
Arbeiter überall ſchikaniert. 

Im Ausſchuß wurde von dem Regierungsvertreter 
angeführt, daß das zweimalige Stempeln moraliſch 
wirken ſollte. Ein Teil der Arbeitsloſen würde ſich zu⸗ 
rückziehen, wenn ſie nicht zweimal ſtempeln ſollten, 
anſcheinend, weil die Erwerbsloſen am Nachmittag noch 
Schauchen verrichten könnten. Anſcheinend ſind die 
Leute wenig davon unterrichtet, ob es überhaupt noch 
möglich iſt, Schauchen auszuführen. Es wurde beſon⸗ 
ders die Arbeit im Hafen angeführt. Ich bin über die 
Arbeit im Hafen gut informiert, weil mein Mann 
Hafenarbeiter iſt. Die Leute, die ſchon jahrelang im 
Hafen arbeiten, haben jetzt in der Woche einen Tag zu 
tun und ſind von früh morgens 6 Uhr bis abends 
6 Uhr dort, um zu verſuchen, Arbeit zu bekommen. Man 
redet ſich beim Senat oder bei der Stempelſtelle ein, 
wenn ein Arbeitsloſer nach dem Hafen läuft, werde er 
gleich Arbeit bekommen und könne ein Schauchen ver⸗ 
richten. 

Wir erklären, daß es nur eine Schikane der Ar⸗ 
beitsloſen iſt, wenn ſie zweimal ſtempeln gehen müſſen. 
Von den paar Pfennigen können ſie ſich nicht ſatteſſen 
und müſſen noch Kleider und Schuhe zerreißen. Wenn 
ſie nur einmal ſtempeln gehen, können ſie die übrige 
Zeit zu Hauſe bleiben. Das Schlimmſte aber iſt, daß es 
Arbeiter gibt, die dafür ſind, daß zweimal geſtempelt 


(©) 


(D) 


Volkstag Danzig. — 167. Sitzung. Mittwoch, den 12. Mai 1926. 


2535 


(Kreft, Frau, Abgeordnete) 

wird. Die Sozialdemokraten haben den Antrag auf Ab⸗ 
ſchaffung der zweimaligen Stempelung abgelehnt. Das 
iſt ein neuer Beweis für die Arbeiterſchaft, daß 
die Sozialdemokratie. die in der Regierung iſt, 
nicht die Rettung für die Arbeiter bringt, ſondern daß 
das richtig iſt, was wir Kommuniſten geſagt haben, 
daß dieſe neue Regierung nicht die Regierung der 
Rettung für die Arbeiterklaſſe iſt, ſondern die Regie⸗ 
rung der Rettung für die Wirtſchaft und die beſitzenden 
Kreiſe. Das haben die Sozialdemokraten bei dem neuen 
Geſetz, das hier vorgelegt wird, wieder bewieſen, es 
geht immer wieder gegen die Arbeiterſchaft. 

Bei dem anderen Antrag, der noch bezüglich der 
Notſtandsarbeiten vorliegt, war es wieder bezeichnend, 
daß man eigentlich auf den Antrag, der eine Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfe von 30 Gulden für die Verheirateten und 
von 20 Gulden für die Unverheirateten verlangt, nicht 
eingegangen iſt, ſondern daß man wie die Katze um den 
heißen Brei herumging und ſich mit dem Regierungs⸗ 
vertreter unterhielt, ob die Notſtandsarbeiten einbrin⸗ 
gend wären, ob ſie nötig wären, wie teuer ſie dem Staat 
kämen, und daß die Arbeiter bei den Notſtandsarbeiten 
faul wären. Das waren ſo die Auseinanderſetzungen, 
die im Ausſchuß gepflogen wurden, man erklärte, daß 


die Arbeit, die dort geleiſtet werde, nicht genüge. Es 


wurde darauf hingewieſen, daß der Lohn abgebaut und 
daß dann tüchtig gearbeitet werden müßte. Das heißt, 
daß die Arbeiter weiter angetrieben werden ſollen. Der 
Regierungsvertreter erklärte, daß es erwieſen iſt, daß 
an den Bauſtellen, an denen Unternehmer die Arbeit 
haben, mehr gearbeitet werde, weil der Unternehmer 
ein Intereſſe habe daß recht viel gearbeitet werde, da 
er den Profit einſtecke. Wir Kommuniſten weinen 
dieſen Notſtandsarbeiten keine Träne nach. Wir ver⸗ 
langen keine Notſtandsarbeiten für die Erwerbsloſen, 
ſondern Arbeit zu tarifmäßigen Löhnen. (Sehr gut! 
bei den Kommuniſten.) Die tarifmäßigen Löhne be⸗ 
tragen bei den Notſtandsarbeiten nicht 65 und 45 
Pfennig, ſondern die Arbeiter müßten die Tiefbau⸗ 
löhne erhalten. 

Es wurde ſchon von den einzelnen Vertretern 
darauf hingewieſen, daß dies keine Notſtandsarbeiten 
wären, ſondern gewinnbringende Arbeiten. Wenn auch 
im Augenblick nichts einkommt, ſo wird der Staat doch 
ſpäter Nutzen aus dieſem Gelände ziehen. Trotzdem 
wurde darauf hingewieſen, daß die Notſtandsarbeiten 
nicht das einbringen, was ſie eigentlich einbringen 
ſollten. Wenn nun der Staat die Notſtandsarbeiten 
eingeſtellt hat, ſo will ich darauf hinweiſen, wie noch 
Notſtandsarbeiten verrichtet werden. Auf dem Gut 
Sobbowitz müſſen z. B. Arbeiter die Gräben aus⸗ 
heben. Man erklärt, daß es keine Notſtandsarbeit iſt, 
aber die Erwerbsloſen werden dazu herangezogen. 
Nun ſtaunen Sie, welche Löhne dieſe Arbeiter erhalten, 
für Verheirate beträgt der Notſtandslohn 39 Pfennig 
und für Unverheiratete 34 Pfennig. (Hört, Hört! bei 
den Kommuniſten.) Wenn die Arbeiter dieſe Arbeit 
nicht verrichten, erhalten ſie keine Unterſtützung. So 
ſehen die Schikanen auf dem Lande aus. Ich ſage 
Ihnen, daß dieſe Notſtandsarbeiten eingeführt wurden, 


um einen Teil der Arbeiter aus der Arbeit hinauszu⸗ 


werfen. Auch in Danzig haben ſich verſchiedene Fälle 
abgeſpielt. Es ift auch ganz ſelbſtverſtändlich, daß ein 
Erwerbsloſer der eineinhalb bis zwei Jahre erwerbslos 
war und nur ſeinen Napf Kartoffeln hat eſſen können, 
die ſchwere Arbeit nicht verrichten kann, daß er müde 
und abgeſpannt iſt. Wenn er das nicht verrichten 
kann, was nötig iſt, ſo wird er als arbeitsunwillig ent⸗ 
laſſen. Dann iſt er von der Erwerbsloſenunterſtützung 
ausgeſperrt. 


Nun einen anderen Fall aus Steegen In Steegen 
wird die Chauſſee nach Fiſcherbabke repariert. Die 
Erwerbsloſen werden hier zu ſogenannten Notſtands⸗ 


arbeiten, zum Steinſchlag herangezogen. Es iſt ſelbſt⸗ 


verſtändlich, daß ein Menſch, der nie Steine geſchlagen 
hat, dieſe Arbeit auch nicht gut verrichten kann. Man 


zahlt den Erwerbsloſen für den Quadratmeter 4,50 


Gulden. Nun werde ich erklären, was die Arbeiter ver⸗ 
dienen. Die Arbeiter, die ſchon 14 Tage, drei Wochen 
und länger arbeiten, verdienen den Tag höchſtens 
2 Gulden, ſo daß ein Familienvater mit vier Kindern 
in einer Woche mit 10 Gulden nach Hauſe geht. Wenn 
die Arbeiter die Notſtandsarbeit ablehnen, werden ſie 
von der Erwerbsloſenunterſtützung ausgeſchloſſen. 

So will man ganz offen die Notſtandsarbeit dazu 
gebrauchen, um die Erwerbsloſen aus der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge hinaus zu werfen, um ſie voll und ganz 
dem Hungertode preiszugeben. Wir erklären, daß dieſer 
Antrag für uns noch lange nicht erledigt iſt, wenn ich 
anführte, daß die Notſtandsarbeiten aufgehört haben. 
Unſer Antrag iſt dadurch nicht hinfällig geworden. 
Alle Erwerbsloſen, die Notſtandsarbeiten verrichtet 
haben, werden durchaus die 30 Gulden gebrauchen. Die 
Not dieſer Leute iſt ſelbſtverſtändlich ſehr groß. Die 
paar Pfennige Unterſtützung reichen nicht. Wenn Sie 
berückſichtigen, daß ein Familienvater mit 10 Gulden 
die Woche nach Hauſe ging, werden Sie wiſſen, wie 
groß die Not und die Verzweiflung der Leute iſt. Aber 
im Ausſchuß wurde ja von den Deutſchnationalen an⸗ 
geführt, daß es richtiger wäre, die Pflichtarbeit ein⸗ 
zuführen, d. h. die Zwangsarbeit für die Erwerbsloſen. 
Die Erwerbsloſen werden ſich mit allen Mitteln da⸗ 
gegen wehren, Zwangsarbeit zu verrichten. Alle Er⸗ 
werbsloſen ſind gewillt, zu arbeiten. Aber ſie ſind nicht 
gewillt, für die Erwerbsloſenunterſtützung Zwangs⸗ 
arbeit zu leiſten. Es hat ſich ſchon auf dem Lande ge⸗ 
zeigt, welche Arbeiten als Notſtandsarbeiten ange⸗ 
ſehen werden. Wenn man alle Arbeiten als Notſtands⸗ 
arbeiten anſieht, wenn man ſie für die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung bekommt, werden den anderen Arbeitern 
recht bald die Löhne gekürzt werden. Der Artikel der 
Handelskammer, der vor kurzem in der Zeitung ſtand, 
wies ſogar darauf hin, daß die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung abgebaut werden müßte. Es wurde geſagt, daß 
die Arbeiter nicht genügend arbeiteten und ſo viel Lohn 
bekämen, die Hafenarbeiter, Glasarbeiter, Bauarbeiter 
uſw. Das war Ihr Prinzip. Wenn es gelingt, die Löhne 
für die Notſtandsarbeiten ſo niedrig wie möglich zu 
halten, werden auch bald diejenigen, die bis jetzt keine 
Notſtandsarbeiten verrichten, gezwungen werden, zu 
billigeren Löhnen zu arbeiten. Wir werden alles daran 
ſetzen, daß es nicht dazu kommt. Die Arbeiter werden 
ſich gegen die ſchamloſe Unterdrückung wehren und gegen 
ihre Anterdrücker vorgehen, auch wenn es diejenigen 
ſind, die ſich Arbeitervertreter nennen. Sie werden den 
größten Kampf innerhalb der Gewerkſchaften führen, 
jo daß die Gewertſchaftsführer gezwungen werden, für 
die Notſtandsarbeiter und für die Erwerbsloſen einzu⸗ 
treten und das durchzuführen, was für die Erwerbs⸗ 
loſen von Nutzen iſt. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Rat. Soz.): M. D. u. H.! 
Den Ausführungen der Frau Abg. Kreft habe ich 
ſachlich recht wenig hinzuzufügen. Wenn man einen 
kurzen Ueberblick über die Erwerbsloſenfrage in Danzig 
veranſtaltet, kommt man zu dem Ergebnis, daß die Er⸗ 
werbsloſen in Danzig als läſtige Staatsbürger empfun⸗ 
den werden, daß man dieſen läſtigen Staatsbürgern 
alle Schikanen antut, die man nur finden und erſinnen 
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kann, und daß man nicht daran denkt, die Erwerbs⸗ 
loſen zu befriedigen und ihnen vor allen Dingen Ar⸗ 
beit zu beſorgen. Was bedeutet die Erwerbsloſenfrage 
nach den beiden Anträgen, die von der Kommuniſtiſchen 
und von unſerer Fraktion eingebracht worden ſind? Auf 
der einen Seite wird die Einſchränkung der Stempelung 
gefordert, was vollkommen berechtigt iſt. Wenn die 
Leute, die arbeitslos ſind, gezwungen ſind aus den Vor⸗ 
orten nach Danzig zu kommen, wenn Arbeiter aus 
Wonneberg zweimal am Tage zur Stadt gehen müſſen, ſo 
it es erklärlich, daß fie fich in der Zwiſchenzeit in Danzig 
herumdrücken und die Erwerbsloſenunterſtützung nicht 
den Familien zuführen, ſondern ſie bei Springer um⸗ 
ſetzen. Das will man planmäßig haben. 

Es ſcheint wohl nicht im Intereſſe des Staates zu 
liegen, die Erwerbsloſen in Arbeit zu bringen. Beweis 
hierfür iſt die unſachliche Arbeit in dieſer Frage und 
das dauernd leere Haus, ſobald es ſich um Erwerbs⸗ 
loſefragen handelt. Frau Abg. Kreft hat die Erklärung 
abgegeben, die doppelte Stempelung wäre aus mora⸗ 
liſchen Gründen eingerichtet. Das iſt zu weit gegangen 
und ſtimmt nicht. Aus moraliſchen Gründen hat man 
die Notſtandsarbeiten unterſtützt. Man hat geſagt, daß 
der Arbeiter, der erwerbslos iſt, der Arbeit mit der 
Zeit entfremdet wird, und man ihn daher durch Ver⸗ 
ſchaffung von Arbeitsgelegenheit wieder an Arbeit ge⸗ 
wöhnen müſſe. Wenn man von dem moraliſchen Stand⸗ 
punkt ausgeht, daß die Arbeit den Menſchen moraliſch 
ſicher und einwandfrei erhält, ſo hätte man ebenfalls 
aus moraliſchen Gründen, dem Notſtandsarbeiter die 
Möglichkeit geben müſſen, daß er bei dem Entlohn für 
die Notſtandsarbeiten ſelbſt leben und ſeine Familie 
unterhalten konnte. Was gezahlt wurde, war weniger 
als die betreffenden Leute an Erwerbsloſenunterſtü⸗ 
tzung bekamen. 

Wenn dann ein derartiger Antrag wie der meiner 
Fraktion eingebracht wird, daß die Differenz, die dieſe 
arbeitswilligen Notſtandsarbeiter weniger haben, durch 
eine einmalige Beihilfe ausgeglichen wird, muß man 
ſich wundern, daß man dieſe Beihilfe nicht ebenfalls 
aus rein moraliſchen Gründen gewährt. Sie werden 
zugeben müſſen, daß dieſe Form der Notſtandsarbeit 
nichts weiter iſt als das Zwangsarbeitsgeſetz, wie man 
es einbringen wollte und wie es noch geplant iſt. Die 
Zwangsarbeit wird niemals einen ſittlichen Wert 
haben, wenn ſie nur dazu angetan iſt, eine Konkurrenz 
mit niedrigen Löhnen zu ſchaffen und den arbeitenden 
Leuten die Arbeit durch derartig niedrige Löhne her⸗ 
abzuwürdigen. Ein Notſtandsarbeiter, der einen der⸗ 
artig niedrigen Lohn bekommt, gibt ſich keine Mühe bei 
der Arbeit, die er ſonſt unter vollem Lohn verrichtet 
hat. Es iſt kein Vorwurf zu erheben, wenn dieſe Ar⸗ 
beiter weniger tun. Das ift ganz ſelbſtverſtändlich; 
denn ſie ſollen für das lumpige Geld ihre Kleider und 


Knochen kaputt machen. Den Wert der Arbeit unter⸗ 


ſtreicht man durch den Wert der Gegenleiſtungen. Man 
kommt. zu dem Ergebnis, daß dieſer Staat anſcheinend 
kein Intereſſe hat, den moraliſchen Wert der Arbeit 
durch höhere Löhne zu unterſtreichen. 

Wenn Sie die Leute einigermaßen gut bezahlten 
und ſicherſtellten, hätten Sie auch, um das immer 
wieder zu betonen, Leute, die in der Lage wären, für 
die Familie etwas einzukaufen. Dieſe Leute könnten 
dann ihre verſetzten Sachen auslöſen und Neuanſchaf⸗ 
fungen machen. Das können die Betreffenden jetzt nicht, 
ſie verlumpen nur noch mehr, wenn ſie bei den Not⸗ 
ſtandsarbeiten beſchäftigt werden und ihre Schuhe, 
ihre Kleider und die eigene Geſundheit zu Markt 
tragen. Aus dieſen beiden Gründen muß man ſich 
wundern, daß ausgerechnet eine ſogenannte Arbeiter⸗ 
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partei, wie die Sozialdemokratiſche Partei, die beiden 
Anträge wie Luft behandelt hat. Früher, als die 
Sozialdemokratiſche Partei noch nicht in der Regierung 
war, war es ihr ein Leichtes, mit Anträgen zu kommen, 
die Geld koſteten. Nun ſind dieſe beiden Anträge, die 
hier vorliegen, keine Geldanträge; der Kommuniſtiſche 
Antrag koſtet jedenfalls kein Geld, im Gegenteil, es 
könnten bei ſeiner Durchführung Kräfte geſpart werden. 
Und doch wendet ſich die ſozialdemokratiſche Partei 
gegen die Anträge, nachdem ſie in der Regierung iſt. 
Daß die Notſtandsarbeiten mit Hilfe der Sozialdemo⸗ 
kraten eingeſtellt worden ſind, muß ebenfalls offen er⸗ 
klärt werden. Wer hat die Notſtandsarbeiten zur Ein⸗ 
ſtellung gebracht? Nur die Regierungsparteien, zu 
denen die Sozialdemokratiſche Partei auch gehört. Im 
übrigen iſt der Vorwurf der Kommuniſten richtig, für 
dieſe Notſtandsarbeiten ſolle man keine anſtändigen 
Arbeiter intereſſieren, denn ſie ſind ein Raubbau an der 
Arbeiterſchaft, wie ſie nur ein kapitaliſtiſcher Staat 
verlangen kann. Wollen Sie einen Arbeiter national 
magen, dann können Sie nicht verlangen, daß fiH 
dieſek Mann für Ihr Wirtſchaftsſyſtem intereſſiert, 
wenn er bei den Notſtandsarbeiten derartig ausgebeutet 
wird. Daher zweifeln wir, ob es noch gelingen wird, 
den anſtändigen Arbeiter national zu erziehen. Sie 
kriegen den Arbeiter nur national, wenn Sie ihn an⸗ 
ſtändig und als Menſch behandeln und nicht als Vieh 
bei den Notſtandsarbeiten. 

Vizepräsident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Liſchnewfki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Wenn ſich ein anderer ſo für die Erwerbsloſen inte⸗ 
reſſierte, wie Herr Hohnfeldt, oder wenn ein Arbeiter⸗ 
vertreter es täte, wäre es zu verſtehen, aber wenn ſich 
Herr Abg. Hohnfeldt hier hinſtellt und im Intereſſe der 
Arbeitsloſen ſpricht, dann tut er es nur aus demago⸗ 
giſchen Gründen. Die Hakenkreuzler wollen nämlich 
ernten, was die Gewerkſchaften und die Parteien jahr⸗ 
zehntelang geſät haben. Sie haben ſich bemüht, die 
Arbeiter zu klaſſenbewußten Arbeitern zu erziehen. Sie 
wollen den Arbeitern mit demagogiſchen Mitteln klar 
machen, daß Sie die Vertretung der Arbeiterſchaft 
übernehmen. Ich will den Arbeitern von dieſer Stelle 
erklären, daß das die größte Gefahr für jeden klaſſen⸗ 
bewußten Arbeiter bedeutet. Sie haben ja auch in 
Italien den Lohn von Muſſolini erhalten. Sie glaub⸗ 
ten, daß Sie etwas erreichen würden. Jeder Streik und 
jede Lohnerhöhung wird aber mit brutalen Mitteln 
niedergeknüttelt. Mit dieſen radikalen Phraſen haben 
auch die Faſchiſten in Italien die Arbeiter zu knebeln 
verſucht. Man muß unterſcheiden, ob man es ehrlich mit 
den Arbeitern meint, oder ob man ſie nur als Mittel 
zum Zweck braucht. Das muß die Arbeiterſchaft klar er⸗ 
kennen und ihre Wahl treffen. 

Zur Sache ſelbſt habe ich folgendes zu ſagen: Die 
Regierung wendet jetzt alle möglichen Schikanen an, 
um die Arbeitsloſenunterſtützungen zu inhibieren. Das 
ift daraus zu jehen, daß in allen Landkreiſen Recherchen 
angeſtellt werden, ob die Arbeiter tatſächlich berechtigt 
ſind, die Erwerbsloſenunterſtützung zu beziehen. Wir 
haben feſtgeſtellt, daß die Anterſtützung mit allen 
möglichen Mitteln abgebaut wird, mit ganz ſyſtemati⸗ 
ſchen Mitteln. Wenn die Arbeiter gewerkſchaftlich und 
politiſch organiſiert und jahrzehntelang in einer Orga⸗ 
niſation ſind, ſo iſt es ſelbſtverſtändlich, daß ſie ihre 
gewerkſchaftliche und politiſche Organiſation aufrecht⸗ 
erhalten. Dieſe Organiſationen erhalten in dem Men⸗ 
ſchen ein Klaſſenbewußtſein. Der Menſch tritt nicht als 
Bettelnder auf, ſondern als Gleichberechtigter. Dies 
verübeln die deutſchnationalen Gemeindevorſteher 
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den Arbeitern. Wie in der Leibeigenſchaft ſoll man mit 
winſelnder Miene und mit der Mütze in der Hand um 
ſeine Menſchenrechte bitten. Dem, der etwas frei auf⸗ 
tritt, wird die Erwerbsloſenunterſtützung mit allen 
möglichen Schikanen entzogen. In Kowall iſt ein Guts⸗ 
beſitzer Penner. Bekanntlich haben ſich die Gutsbeſitzer 
im Kreis Danziger Höhe oder Niederung verpflichtet, 
zu gleichen Teilen Saiſonarbeiter und Arbeitsloſe ein⸗ 
zuſtellen, d. h., wer 10 Saiſonarbeiter einſtellt, ver⸗ 
pflichtet ſich auch, 10 Arbeitsloſe aus dem Freiſtaat zu 
beſchäftigen. Im Kreis Danziger Höhe haben die 
Beſitzer dies unterſchrieben. Wenn nun die Arbeiter 
kommen, werden ſie aber auf alle mögliche Weiſe ſchi⸗ 
kaniert und auch bedroht. In Kowall hat ſich folgendes 
ereignet: Zwei Arbeiter fanden ſich bereit, durch Ver⸗ 
mittlung des Arbeitsamts die Arbeit zu übernehmen 
und haben auch einen Tag gearbeitet. Der Gutsbeſitzer 
ſagte: „Dieſe ganze Arbeitsloſenbande müßte man tot⸗ 
ſchießen; denn das ſind nur die Nutznießer und Blut⸗ 
ſauger unſerer Arbeit.“ Der Mann hatte einen Revol⸗ 
ver in der Taſche und hat mit ihm geſpielt. Die Arbeiter 
wurden dadurch eingeſchüchtert. Sie waren natürlich 
ruhig, aber ſie gingen nicht mehr zur Arbeit, weil fie 
ſich fürchteten. Der Mann neigt zu Exzeſſen und hat 
ſchon einmal einen 16jährigen Jungen geohrfeigt. Das 
beweiſt, daß der Beſitzer zu Exzeſſen neigt. Die beiden 
Arbeiter gingen auf Grund der Drohung nicht mehr 
zur Arbeitsſtelle. Sie gingen zum Stempeln. Ich weiß 
nicht, ob ſie wieder ſtempeln gehen können. Man ſieht 
daraus, mit welchen Mitteln die Gutsbeſitzer vorgehen, 
um nicht freie Arbeiter einzuſtellen. Sie ſagen: „Wir 
ſind die Herren des Staats und wir beſtimmen, was wir 
machen oder laſſen.“ Hier iſt ein außerordentliches 
Arbeitsfeld für den Senat, mit den Herren Gutsbeſitzern 
anders zu verfahren. Wir ſehen daraus, daß es nicht 
an den Arbeitern liegt, ſondern an den Gutsbeſitzern. 
Sie ſabotieren in gewiſſer Beziehung die Arbeit. Ich 
gehe noch weiter und ſage, die Induſtriellen ſind es, die 
ein Intereſſe daran haben, Arbeitsloſigkeit herbeizu⸗ 
führen. Sie ſind es, die die Wirtſchaft ſabotieren, um die 
Erwerbsloſen nicht in dem Produktionsprozeß ein⸗ 
reihen zu müſſen. Die Vorgänge auf der Werft zeigen 
das mit Deutlichkeit und auch die Vorgänge auf dem 
Lande. 

Den Herrn Gewerkſchaftsführern möchte ich von 
dieſer Stelle zurufen: Wenn Sie nicht wollen, daß die 
Hakenkreuzler die Früchte von dem einheimſen, was wir 
in jahrzehntelanger Arbeit aufgebaut haben, dann 
müſſen Sie andere Maßnahmen ergreifen und ſich nicht 
hinter die Regierung ſtellen. Sie müſſen das zweimalige 
Stempeln ablehnen. Es iſt ein Unſinn. Sie verärgern 
die Arbeiter ſo, daß ſie jedes Vertrauen zu den Gewerk⸗ 
ſchaften verlieren. Sie ſtimmen Steuern zu, Tabak⸗ 
ſteuern uſw., und Sie ſchikanieren den Arbeiter nach 
Strich und Faden. Wenn Sie es weiter ſo machen, muß 
es Ihnen doch klar ſein, was Ihnen wichtiger iſt, die 
Intereſſen der Arbeiter wahrzunehmen oder die Inte⸗ 
reſſen der Clique, die früher Ihre Todfeinde waren. 

Ich komme daher zum Schluß. Den Antrag der 
Hakenkreuzler in Ehren, aber ſie ſollen es mit ihren 
Anträgen auch ehrlich meinen und nicht zu demagogi⸗ 
ſchen Mitteln greifen, um die Arbeiterſchaft einzufangen 
und mit ihnen zu machen, was Muſſolini in Italien 
gemacht hat. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräfident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H. 
Mein Herr Vorredner begann ſeine Rede damit, daß er 
die Taten der Gewerkſchaften lobte. Wenn die Gewerk⸗ 
ſchaften tatſächlich Erfolge zu verzeichnen hätten, mein 
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lieber Liſchnewſti⸗ dann wären dieje Erwerbsloſen⸗ 
verhältniſſe nicht da, dann wäre die Notſtandsarbeit 
auch nicht da, und es gäbe keine ſozialdemokratiſchen 
Abgeordneten, die Gewerkſchaftler ſind und derartige 
Anträge ablehnen. Ich frage Sie ſelbſt, warum ſind die 
Kommuniſten seinerzeit aus den Gewerkſchaften hinaus- 
gegangen. (Das ift Lüge! bei den Kommuniſten.) Bei 
den Erwerbsloſenverhandlungen hat gerade Herr Abg. 
Laſchewſki zum Wiedereintritt in die Gewerkſchaften 
aufgefordert. Er würde dazu nicht aufgefordert haben, 
wenn die kommuniſtiſchen Arbeiter nicht ausgetreten 
geweſen wären. Sie ſind ausgetreten, weil ſie von den 
Gewerkſchaften ſchwer betrogen worden ſind. Glauben 
Sie etwa, daß die Führer der Gewerkſchaften, wie Herr 
Abg. Spill und Genoſſen ihren Sinn ändern könnten, 
und daß etwas für die Errungenschaften der Revolution 
getan wird? Man ſammelte vor anderthalb Jahren 
1 Million Goldmark zwecks Einbringung eines Bolts- 
entſcheides über den Achtſtundentag. Die 1 Million 
liegt da. Die Zinſen werden von den Gewerkſchafts⸗ 
bonzen gezogen und an den Achtſtundentag und die Ab⸗ 
ſtimmung denkt man nicht. 

Genau wie dieſe Errungenſchaft der Revolution für 
die arbeitende Bevölkerung Eſſig geworden iſt, genau 
ſo wird es Ihnen gehen, wenn Sie hoffen, daß die Ge- 
werkſchaften für derartige Anträge ſind. Glauben Sie, 
daß die Gewerkſchaften anders denken, als Ihre Ver⸗ 
treter im Volkstage, glauben Sie, daß die Gewerkſchaf⸗ 
ten anders denken dürfen, wenn die Führer es ſo vor⸗ 
ſchreiben? Die ändern ihren Sinn nicht, auch wenn Sie 
proteſtieren. Deswegen ift es ganz verkehrt, was Herr 
Abg. Liſchnewſki getan hat, den Gegenſatz zwiſchen 
uns hier zu fonjtruieren, der in Wirklichkeit in anderen 
Punkten beſteht, aber nicht in dieſem Punkte. In dieſem 
Punkte müßte man einig ſein und ſagen, nichts iſt ver⸗ 
kehrter geweſen, als die politiſche Gewerkſchaftsbewe⸗ 
gung. Die Gewerkſchaftsbewegung für den Arbeitslohn 
des arbeitenden Menſchen. die begründet wurde, um 
eine Beſſerung der Arbeitsverhältniſſe und des Arbeics⸗ 
verdienſtes zu erzielen, erkennen wir ohne weiteres an. 
Politiſch organiſierte Gewerkſchaften, wie fie von den 
Sozialdemokraten geführt werden, die glauben, einen 
internationalen Streik machen zu können, der in 14 Ta- 
gen zuſammeabrechen muß weil die Internationale der 
Arbeiterſchaft nicht da iſt, bekämpfen wir. 

chen Sie uns den Beweis, daß die Sozialdemo⸗ 
kraten den beiden Anträgen zuſtimmen, dann können 
die Arbeiter wieder daran glauben, daß die Gewerk⸗ 
ſchaften irgend etwas für fie tun. Solange die ſozial⸗ 
demokratiſche Fraktion und mit ihr die Gewerkſchafts⸗ 


(C) 


(D) 


führer im Volkstag das ablehnen. ſolange iſt nicht daran 


zu glauben, daß die Gewerkſchaften etwas für die Not⸗ 
ſtandsarbeiter tun werden. Denken Sie daran, daß bei 
der Feier des 1. Mai der Trennungsſtich von den Ge⸗ 
werkſchaften gezogen wurde und die Kommuniſten als 
„Anhängsler“ hinterher gingen. Dann glauben Sie ſich 
hierher ſtellen zu können und von den Errungenſchaften 
der Revolution und der Gewerkſchaften ſprechen zu 
können? Das glaubt Ihnen kein Arbeiter, der einmal 
in der Gewerkſchaft belrogen worden ift. wie die Not- 
ſtandsarbeiter betrogen worden find. (Bravo!) 
Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Naſchke. i 
Raſchke, Abgeordneter (RR): M. D. u. H.! Ich 
muß ſchon ſagen, anders als ſonſt malt ſich in dem Kopfe 
des Herrn Hohnfeldt die Welt. Herr Abg. Hohnfeldt, 
Sie werfen alles in einen Topf, Ihre Gewerkſchaft und 
unſere Gewerkſchaft. (Abg. Hohnfeldt: Mit welcher? — 
Die Gelben! links. — Abg. Hohnfeldt: Sind wir bei 
Ihnen drin. Herr Gaikowſki?) Vielleicht ift das zu viel 
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Raſchke, Abgeordneter.) 

geſagt, Sie verſtehen davon nichts. Nennen Sie Ihren 
Zuſammenſchluß anders, aber ich will es einmal als 
Gewerkſchaft bezeichnen. Ich will nur den Unterſchied 
herauskriſtalliſieren, weil Sie ſagen, unſere Gewerk⸗ 
ſchaft oder die Freien Gewerkſchaften betrügen die Ar⸗ 
beiter. Nein, Herr Abg. Hohnfeldt, das Gegen⸗ 
teil trifft zu. (Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) Sie 
haben geſagt, Führer und Gewerkſchaften ſeien 
zweierlei. Die Gewerkſchaft iſt die Maſſe der Mit⸗ 
glieder, die ſich natürlich Führer gewählt hat, die der 
heutigen Zeit nicht entſprechen. (Abg. Hohnfeldt: Na 
alſo!) Der größte Teil der Mitglieder hat allerdings er⸗ 
kannt, daß er von den Gewerkſchaftsführern nicht das 
zu erwarten hat, was er eigentlich erwartete, d. h. den 
Kampf gegen das Kapital. Aber niemals haben wir 
deshalb erklärt, daß die Mitglieder aus den Gemert- 
ſchaften hinausgehen ſollten. Nein, im Gegenteil ſie 
ſollen darin bleiben. Sie ſollen ſogar hineingehen um 
die jetzige Führerclique aus den Gewerkſchaften zu beſei⸗ 
tigen. (Abg. Hohnfeldt: Verſucht einmal, ob es Euch 
glücken wird!) Niemals m. H. von den Deutſchnatio⸗ 
nalen, können wir den Stadtpunkt vertreten, den Sie 
gern haben wollen, neue Gewerkſchaften in Ihrem 
Sinne zu gründen, um das Kapital noch mehr zu ſtützen; 
denn darauf geht es doch hinaus. So iſt es auch in Ita⸗ 
lien geweſen. Erſt wurden. wie mein Genoſſe Liſchnew⸗ 
ſchi ganz recht ausgeführt hat, radikale Töne angeſchla⸗ 
gen. Als Sie aber mit Hilfe der Werkgemeinſchaften die 
Macht erobert hatten, ſchlugen Sie auf die Arbeiter los 
und verhalfen dem Kapitalismus wieder zu ſeiner alten 
Poſition. 


Darin unterſcheiden wir uns auch, Herr Abg. Hohn⸗ 
feldt, wenn es auch bei den einzelnen Gewerkſchafts⸗ 
mitgliedern nur hier und dort verſchwommen zum Aus⸗ 
druck kommt, aber der größte Teil der Gewerkſchaftsmit⸗ 
glieder weiß, daß, wenn gekämpft werden muß, nur 
international gekämpft werden kann. (Zuruf des Abg. 
Hohnfeldt.) Nur der internationale Kampf kann die 
Arbeiterſchaft aus ihrem Elend erretten. Wenn wir uns 
darüber, Herr Abg. Hohnfeldt, im engen Kreiſe unter⸗ 
halten könnten und Sie noch ein bißchen Moral im 
Leibe hätten, würden Sie ſagen, daß wir Recht haben; 
denn es iſt Ihnen noch nicht zum Bewußtſein gekommen, 
daß das Kapital international genau ſo gegen die Ar⸗ 
beiterſchaft kämpft. Darum muß das Kapital interna⸗ 
tional bekämpft werden. (Abg. Hohnfeldt: Wo iſt die 
internationale Arbeiterfront?) Wo das internationale 
Proletariat ſteht. das ſollte Ihnen doch ſchließlich der 
engliſche Generalſtreik bewieſen haben, der jetzt noch in 
England tobt. Sehen wir nach Rußland, Rußland hat 
das engliſche Proletariat in ſeinem Kampf mit Millio⸗ 
nen unterſtützt. Das iſt eine internationale Unter⸗ 
ſtützung. 


Wir Kommuniſten ſagen, daß in den kapitaliſti⸗ 
ſchen Staaten, ſoweit ſie noch kapitaliſtiſch regiert wer⸗ 
den, die Arbeiter nicht nur finanziell die anderen Ar⸗ 
beiter unterſtützen ſollen, ſondern auch materiell, d. h., 
ſie ſollen ſich an dieſem Kampf beteiligen und ſollen 
dafür ſorgen, daß keine Kohlen nach England gehen. 
(Abg. Hohnfeldt: Verſuchen Sie das doch einmal in 
Neufahrwaſſer!) Es würde ſehr gut ſein, wenn Sie 
Ihrerſeits den Kampf gegen das National⸗Kapital auf⸗ 
nehmen würden. Glauben Sie, daß Sie es mit Ihren 
Reden hier totſchlagen werden? Sie haben Ihren Wor⸗ 
ten noch keine Taten folgen laſſen. (Zwiſchenrufe des 
Abg. Hohnfeldt.) Im Gegenteil, Sie gehen überall große 
Reden ſchwingen, aber zum Zuſammenſchluß der Kreiſe, 
die das Kapital nur national bekämpfen ſollen, können 


Volkstag Danzig. — 167. Sitzung. Mittwoch, den 12. Mai 1926. 


Sie ſich nicht auſſchwingen, weil Sie auch das nationale 
Kapital unterſtützen wollen. (Zwiſchenrufe des Abg. 
Hohnfeldt.) Ach, mein lieber Herr Hohnfeldt, Ihnen ſind 
nur die Juden im Wege. Die ſchwarzen Juden ſollen 
das Kapital an die weißen abgeben. Die weißen Juden 
ſind Ihre beſten Freunde. Die ſchwarzen können Sie 
nicht leiden, und nun ſollen die ſchwarzen das Kapital 
an die weißen Juden abgeben. (Zwiſchenrufe des Abg. 
Hohnfeldt.) Sie irren Herr Abg. Hohnfeldt, wenn Sie 
glauben, daß wir jemals geſagt haben, unſere Genoſſen 
ſollten aus den Gewerkſchaften herausgehen. Wir wiſſen, 
daß eine Antipathie gegen die Freien Gewerkſchaften 
in den Mitgliederkreiſen beſteht, aber wir wiſſen auch, 
daß die Disziplin dieſer Kreiſe ſoweit geht, die Fahne 
nicht in den Schmutz zu werfen, ſondern ſie hoch zu 
halten. 

Es wird uns gelingen, die Freien Gewerkſchaften 
wieder zu dem zu machen, was ſie vor dem Kriege 
waren, klaſſenbewußte Kampforganiſationen. Nur durch 
Klaſſenkampf werden die Anträge, die wir hier ein⸗ 
gebracht haben, Wirklichkeit werden. Wir werden da⸗ 
durch weiter das Los der Arbeiter erleichtern. Mit 
Ihrer Politik und mit Ihren hohlen Phraſen, die Sie 
dauernd dreſchen, werden Sie keinen Hund hinter dem 
Ofen hervorlocken und das Los der Arbeiterſchaft nicht 
erleichtern. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung, 
da keine Wortmeldungen mehr vorliegen. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Antrag des Abg. Raſchke, der 
in der Druckſache Nr. 2219 enthalten iſt. Ich bitte die 
Damen und Herren, die der Druckſache zuſtimmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, ſie iſt abgelehnt. Zu dieſem 
Punkt der Tagesordnung liegt noch eine Entſchließung 
vor, enthalten in der Druckſache Nr. 2278. 


Der Volkstag erſucht den Senat, dafür Sorge zu tragen, 
daß Härten bei der Stempelung der Erwerbsloſenvor⸗ 
merkkarten vermieden werden, die darin geſehen werden, 
daß Erwerbsloſe einen weiten Weg bis zur Stempelſtelle 
zurückzulegen haben. In Härtefällen iſt die Stempelung 
täglich grundſätzlich nur einmal vorzunehmen. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Entſchlie⸗ 
Bung annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Entſchließung iſt 
angenommen. Punkt 6 der Tagesordnung iſt damit 
erledigt. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Punkt 7, und zwar über den Antrag des Abg. Lehmann, 
enthalten in der Druckſache Nr. 2199. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dieſen Antrag annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. (Iſt 
da nicht auch noch eine Entſchließung? bei den Kommu⸗ 
niſten.) Wir haben die Tagesordnung für heute er⸗ 
ledigt. Ich ſchlage Ihnen vor, daß jetzt die Pfingſt⸗ 
ferien beginnen, und zwar iſt der Aelteſtenausſchuß der 
Auffaſſung, daß die Ferien für die Ausſchüſſe bis zum 
1. Juni dauern ſollen und für die Plenarſitzungen bis 
zum 9. Juni. Widerſpruch gegen dieſen Vorſchlag wird 
nicht laut, ich ſtelle die Annahme feſt. Ich bitte weiter 
um die Ermächtigung für den Herrn Präſidenten, die 
Tagesordnung für die nächſte Sitzung feſtzuſetzen, da 
das heute nicht möglich iſt. Widerſpruch wird nicht laut, 
die Ermächtigung iſt erteilt. Ich geſtatte mir den 
Damen und Herren ein fröhliches Pfingſtfeſt zu 
wünſchen und hoffe, daß Sie nach den Ferien wieder 
mit alter Kraft die Arbeit aufnehmen werden. (Danke! 
Gleichfalls, Herr Präſident!) Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 6 Uhr 45 Minuten.) 
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168. Sitzung 


Mittwoch den, 9. Juni 1926. 


Beurlaubung 

Geſchäftliches - 2 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs auf Beſeitigung 
der Konflikterhebung. (Druckſache Nr. 2301) 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ausgleich der 
Geldentwertung. (Druckſache Nr. 2312) 

. Dr. Ziehm (D. Nat.) 
Dr. Blavier (D V. P.) 
Dr. Lembke (D. Soz.) 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aenderung 
des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot. 
Urantrag des Abg. Harnau u. Fr. (Druckſache Nr. 
2306 zu Nr. 2244) 

Eichholtz (D Nat.) 
Harnau (D. Soz) 
Dr. Blavier (D. 9 5 zur Geſchäftsordnung. 


Dr. Leske, Senator 
Dr. Blavier (DV. P.) 
Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aenderung des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes. Ur- 
antrag des Abg. Raſchke u. Fr. (Druckſache Nr. 2303 


(B) 22302 zu Nr. 1141) | 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aufhebung 
der Umſatz⸗ und Luxusſteuer. Urantrag des Abg. 
Böcker u. Fr. (Druckſache Nr. 2307 zu Nr. 2129) 
Böcker (D. Nat.) 
Hoffmann (K. P.) 
Hohnfeldt (Nat. Soz.) 
Dr. Blavier (D. V. P.) 3 ; 
Abänderungsantrag des Abg. Böcker u. Fr. zu Artikel 1 
der Druckſache Nr. 2129 (Druckſache Nr. 2321) - 5 
Abänderungsantrag des Abg. Böcker u. Fr. zu Artikel 2 
der Druckſache Nr. 2129. (Druckſache Nr. 2321) 
Entſchließung des Steuerausſchuſſes zu Druckſache Nr. 
2129. (Druckſache Nr. 2307) 5 
Bericht des Hauptausſchuſſes zum Antrag des Abg. 
Lietzau u. Fr. betr. Herabſetzung der Gebühren für 
Telephong 


H 
Liſchnewert (K. P.) 


Druckſache Nr. 2317 ER 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Einführung 
des 1. Mai als Feiertag. Urantrag des Abg. Raſchke 
u Fr. (Druckſache Nr. 2310 zu Nr. 2217) . 
Raſchke (K. P.) 5 
Loops (S. P 
Vertagung und Feſt 


am. 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Liz. Semrau eröffnet. 

Am RNegierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senatoren Dr. Leske, Dr. Wiercinſki; 
Staatsrat Lademann; Oberregierungsräte Dr. Hem⸗ 
men, Dr. Meyer⸗Barkhauſen; Obergerichtsrat Kettlitz. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 168. 
Vollſitzung und habe zunächſt folgendes mitzuteilen: 
Der Herr Abg. Dr. Bing beantragt Urlaub vom 9. bis 
zum 26. d. Mts. Widerſpruch wird nicht laut, der Ur⸗ 
laub iſt genehmigt. Weiter teile ich mit, daß der Ge⸗ 
ſetzentwurf betr. Ausgleich der Geldentwertung am 
Montag eingegangen iſt. Der Wichtigkeit der Sache 
willen habe ich ihn nachträglich auf die heutige Ta⸗ 
gesordnung geſetzt, wobei die erforderliche Friſt 
zwiſchen Verteilung und Beratung nicht mehr einge⸗ 
halten werden konnte. Ich rufe auf Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs auf Be⸗ 
ſeitigung der Konflikterhebung. 

Druckſache Nr. 2301. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Der 
Aelteſtenausſchuß empfiehlt, die Vorlage dem Rechts⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Widerſpruch; 
es iſt jo beſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 1a der Tages⸗ 
ordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Ausgleich der Geldentwertung. 
Druckſache Nr. 2312. Dann liegt noch eine Berichti⸗ 


gung in der Druckſache Nr. 2320 vor. Ich eröffne die 


allgemeine Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
r. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der uns zugeſtellte Geſetzentwurf enthält keine ſchrift⸗ 
liche Begründung. Mir iſt mitgeteilt worden, daß die 
ſchriftliche Begründung dem Hauſe zwar zugegangen 
ſei, daß ſie aber aus techniſchen Gründen den Abge⸗ 
ordneten nicht hat zugeſtellt werden können. Mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß wir die ſchriftliche Begründung nicht 
kennen, verzichte ich namens meiner Partei heute 
darauf, zu dem Geſetzentwurf das Wort zu nehmen. 
Wir behalten uns vor, nachdem wir die Begründung 
kennen gelernt haben, unſere Stellungnahme in aller 
Ausführlichkeit bekannt zu geben. Wir würden damit 
einverſtanden ſein, daß der Geſetzentwurf dem zuſtän⸗ 
digen Ausſchuß ſchon heute überwieſen wird, weil wir 
anerkennen, daß eine beſchleunigte Behandlung durch⸗ 
aus notwendig iſt. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abg. 

r. Blavier. 
Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Es ift hoch⸗ 
intereſſant, daß der Führer der Deutſchnationalen in 
einem Punkt, der die Lebensfähigkeit der Landwirt⸗ 
ſchaft bis zum Letzten berührt, heute keine Stellung 
nehmen kann, (Abg. Dr. Ziehm: Nehmen will!) oder 
nicht will, noch beſſer, Herr Dr. Ziehm. Lachen Sie 
nicht, Herr Abg. Dörkſen, wenn Sie auch alt geworden 
ſind, lachen Sie doch nicht über Ihre eigene Landwirt⸗ 
ſchaft, die von Ihnen im Stich gelaſſen wird. Sie erklä⸗ 
ren. Wir ſtellen uns hinter die Regierungsauffaſſung, 
welche unter allen Umſtänden die Rechtsſicherheit ſchaf⸗ 
fen will. Das iſt allerdings bezeichnend für Ihre Politik. 
Wir können erklären, wir begrüßen es, daß die 
Regierung dieſes Geſetz unter Hintanſetzung aller in⸗ 
neren Zwiſtigkeiten heute einbringt und daß die Re⸗ 
gierung, obwohl ſie eine ſozialiſtiſche iſt, Herr Doerk⸗ 
ſen, hier in einem gewiſſen kapitaliſtiſchen Sinne end⸗ 
lich Rechtsſicherheit ſchafft. Daß Sie keine Erklärung 
abgeben können oder wollen, Herr Dr. Ziehm, Herr 
Doerkſen, das wird ſich Ihre Landwirtſchaft merken. 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 

Wir haben zu erklären, daß das Geſetz unter allen Um- 
ſtänden Geſetz werden muß, und zwar nicht in Mona⸗ 
ten, ſondern ſofort. Es muß ein verfaſſungsänderndes 
Geſetz werden. Wir haben die Erklärung abzugeben, 
daß der § 12 unter allen Umſtänden beſtehen bleiben 
muß. Ebenſo muß der 8 1 eine Aenderung erfahren, 
welche unbedingt für das Danziger Kapital die Rechts⸗ 
ſicherheit ſchafft. Wenn Sie m. H. von ganz rechts aus 
irgend welchen politiſchen Erwägungen heraus dem 
Freiſtaat nicht die Rechtsſicherheit gönnen, wenn Sie 
hier etwa die Unſicherheit verlängern wollen, dann 
widerſpricht das der Auffaſſung einer ſtaatserhalten⸗ 
den Oppoſition. 

Wir haben nur zwei Wünſche bezüglich dieſes Ge⸗ 
ſetzes, und zwar beziehen ſie ſich auf die bereits abge⸗ 
zahlten Hypotheken, bei denen die löſchungsfähige 
Quittung nicht erteilt iſt, bei denen aber der Gläubiger 
die Kündigung ausgeſprochen hat. Es ſind nämlich zahl⸗ 
loſe Fälle in der Praxis vorgekommen, bei denen der 
Gläubiger zu irgend einem Zeitpunkt erklärt: „Ich 
kündige“. Nach einem halben Jahr war die Mark ge⸗ 
fallen. Der Gläubiger hatte à la hausse der Mark ſpeku⸗ 
liert. Er erkannte, daß er falſch gekündigt hatte, und er 
nahm, nachdem die Mark in 6 Monaten gefallen war, 
ſeine eigene Kündigung nicht an und verweigerte die 
löſchungsfähige Quittung. Wir haben keine Veran⸗ 
laſſung, Spekulanten à la hausse der Mark zu ſchützen. 
Wir wünſchen daß der § 12 den Zuſatz bekommt: „Iſt 
die Kündigung von dem Gläubiger ausgegangen, und 
hat er hinterher die löſchungsfähige Quittung verwei⸗ 
gert, ſo hat er keinen Anſpruch auf nachträgliche Auf⸗ 
wertung. Deshalb wünſchen wir, wenn ein Vergleich 
dahin getroffen iſt, daß über die Parität des Dollars 
hinaus mehr gezahlt wird als der Dollar damals be⸗ 


trug, eine Aufwertung nicht ſtattfindet. Wir erklären 
aber, auch wenn dieſe beiden Wünſche, die wir für un⸗ 
bedingt erforderlich halten, nicht erfüllt werden, heute 
ohne jede Vorausſetzung und ohne jeden politischen 


Winkelzug, daß wir dies Geſetz begrüßen und nur 
wünſchen, daß es möglichſt ſchnell durchkommt. (Bravo!) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Lembke. : 

Dr. Lembke, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Wir Deutſchſozialen lehnen das Geſetz ſelbſtverſtändlich 
ab, weil es eine Schlechterſtellung der Gläubiger be⸗ 
deutet, eine Schlechterſtellung der Gläubiger über das 
alte Geſetz hinaus. Es ijt ſehr zu bedauern, daß fih der 
Volkstag dazu verſtehen will und auch dazu, die Kor⸗ 
rektur, die das alte Aufwertungsgeſetz durch die Recht⸗ 
ſprechung erfahren hat, in das Gegenteil zu verkehren. 
Auf eins möchte ich aufmerkſam machen, das iſt das 
Intereſſante, das in der Verfaſſungsänderung liegt. 
Die Deutſchnationalen hätten hier eine Möglichkeit ge⸗ 
habt, die Linksregierung zu beſeitigen. Der Wort⸗ 
führer der Deutſchnationalen hat ſich aber in der Zei⸗ 
tung ſchon bereit erklärt, ehe die Sache noch ſpruchreif 
war, daß die Deutſchnationalen an einer Verfaſſungs⸗ 
änderung mitwirken würden, durch die die Rechte der 
Kleinrentner beſchnitten werden. Meine Herren 
Deutſchnationalen, es iſt ein ſehr gefährliches Spiel, 
wenn die Durchpeitſchung einer Verfaſſungsänderung 
ſo ſchnell vorgeht, wie es hier geſchehen ſoll. Die Kon⸗ 
ſequenzen ſind Ihnen, meine Herren von rechts, noch 
nicht aufgegangen, ſie werden Ihnen aber in Bälde 
aufgehen. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Der Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß empfiehlt, die Vorlage dem Hauptausſchuß zu 
überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt ſo ge⸗ 
ſchehen. Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 
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Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur (C) 


Aenderung des Geſetzes zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot. — Arantrag des Abg. Harnau 


u. Fr. — 
Druckſache Nr. 2244. Der Bericht des Ausſchuſſes 


liegt Ihnen gedruckt in Druckſache Nr. 2306 vor. Ich 


rufe auf Artikel 1 und eröffne die Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Eichholtz. 

Eichholtz, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. Hl. Der 

Urantrag des Abg. Harnau und Fraktion Druckſache Nr. 
2244 verlangt, daß die Hauseigentümer für die Ein⸗ 
zimmerwohnungen ihrer Häuſer von der Wohnungsbau⸗ 
abgabe befreit werden und wünſcht, daß dieſer Urantrag 
Wirkung vom 1. Juni 1926 hat. Der Siedlungsaus⸗ 
ſchuß hat dieſen Antrag Harnau und Fraktion auf Ab⸗ 
änderung des Wohnungsbaugeſetzes in ſeiner Ausſchuß⸗ 
ſitzung durchberaten und leider mit geringer Stimmen⸗ 
mehrheit abgelehnt. Die Deutſchnationale Fraktion 
glaubt, daß die Ablehnung dieſes Antrages durch den 
Siedlungsausſchuß in ſeiner Mehrheit nur aus dem 
Grunde erfolgt iſt, (Abg. Dr. Blavier: Weil Leske da⸗ 
hinter ſteht!) weil der Wortlaut des Urantrages nicht 
ganz glücklich gewählt und nicht weitgehend genug iſt. 
Der Arantrag will nämlich die Vergünſtigungen der 
Befreiung der Wohnungsbauabgabe nur dem Hausbe⸗ 
ſitzer zuteil werden laſſen. Anzweifelhaft befinden ſich 
die Hausbeſitzer von Ein⸗ und wohl auch von Zwei⸗ 
zimmerwohnungen in traurigſter Lage, (Abg. Blavier: 
Ihr Senator iſt nicht da, rufen Sie ihn her) denn, daß 
Räume in einem Hauſe, in welchem Einzimmerwoh⸗ 
nungen von bis zu ſechs Perſonen bewohnt werden, 
mehr abgenutzt werden, als in einem Hauſe, in dem 6 
Zimmer von 1 oder 2 Perſonen bewohnt werden, iſt 
klar. Meine Fraktion ſagt ſich aber, daß es den Mietern, 
die Einzimmer⸗Wohnungen bewohnen, mindeſtens 
ebenſo ſchwer fällt, die 100 ige Miete aufzubringen, 
wie den Hausbeſitzern dieſer Wohnungen, ihre Häuſer 
in Ordnung zu halten. Die Wohltat des Erlaſſes der 
Wohnungsbauabgabe muß unſeres Erachtens nicht 
allein den Hausbeſitzern, ſondern auch den Mietern von 
Einzimmer⸗Wohnungen zugute kommen. 
Wir beantragen daher Rückverweiſung des Uran⸗ 
trages Harnau, Druckſache Nr. 2244 an den Ausſchuß. 
Wir werden im Ausſchuß entſprechende Anträge ſtellen. 
Ich bin beauftragt zu erklären, daß wir für den Antrag 
Harnau ſtimmen werden, wenn unſerer Bitte auf Rück⸗ 
1 8 an den Ausſchuß nicht Rechnung getragen 
wird. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Harnau. 

Harnau, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! Ich 
habe in meiner Begründung in der letzten Sitzung ſchon 
unſere Anſicht zum Ausdruck gebracht. Ich ſehe mich 
aber doch heute bei der zweiten Leſung veranlaßt, noch 
einiges zu dem Antrag zu ſagen. Nehmen Sie es mir 
bitte nicht übel, wenn ich nicht ſo laut ſprechen kann. 
Ich war und bin noch heute krank, werde aber verſuchen, 
jo laut zu ſprechen, daß Sie mich verſtehen. — M. D. u. 
H.! Ich darf das wohl nicht anführen, daß wir uns vor 
einem Jahr alle einig waren, daß die Wohnungsnot am 
größten bei den Kleinwohnungen iſt. Ich habe es öfter 
gehört, auch die Frau Abg. Knoblauch erwähnte, daß 
die Mieter, Arbeiter, Kriegsinvaliden uſw. in Kellern 
und Höhlen hauſen müßten. Nun war die Wohnungs⸗ 
bauabgabe damals genehmigt worden. Ich frage Sie, 
was iſt bis heute geſchehen? Es iſt ſeiner Zeit ſchon an 
Senator Dr. Leske die Frage gerichtet worden, was ge⸗ 
baut worden iſt und ob die Kleinwohnungen, die zu 
allererſt in Angriff genommen werden müßten, gebaut 
worden ſind. Ich habe mich bemüht, auch während der 
Zeit meiner Krankheit, überall anzufragen, wie es mit 
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(Harnau, Abgeordneter) i 
den Kleinwohnungen beſchaffen iſt. Da habe ich feſtge⸗ 
ſtellt, daß nicht eine einzige Kleinwohnung gebaut wird 
und daß bis dato nur Villen und Paläſte für Beamte 
gebaut werden, die ſich heute dieſen Luxus erlauben 
können. Die billigſten Arbeiterwohnungen, die letztens 
fertig geworden find, koſten 75 bis 80 Gulden Miete. 
Das Wohnungsamt hat Leute dorthin gewieſen, die 
heute mit drei Familien in einer Stube und Küche hau⸗ 
ſen, wie es bei mir der Fall iſt. Der älteſte Bewohner 
iſt fünf Jahre verheiratet und wohnt beim Vater zu 
Hauſe. Dem Manne iſt eine Wohnung zugewieſen wor⸗ 
den, die 75 Gulden koſtet. Er hat davon Abſtand genom- 
men, weil er die Miete nicht bezahlen kann. Jetzt wohnt 
er weiter mit drei Familien in einer Stube und Küche. 
Der Herr Abg. Eichholtz hat eben erwähnt, daß in 
einer ſolchen Kleinwohnung ſechs bis ſieben Menſchen 
wohnen. Bei mir wohnen in einer ſolchen Wohnung 
drei Partien mit zehn bis zwölf Perſonen, mit Kind und 
Kindeskindern. Wo bleibt da die Sittlichkeit? Es wurde 
doch öfter geſprochen, daß in dieſem Falle Verwahr⸗ 
loſung und Krankheit die Folgen ſein müßten. Sie 
ſollten ſich das einmal anſehen, wie eine ſolche Klein⸗ 
wohnung mit den vielen Köpfen beſchaffen iſt. Das iſt 
nicht nur bei mir der Fall, ſondern auch in Neufahr⸗ 
waſſer. Ich habe dort auch Kleinwohnungen in Augen⸗ 
ſchein genommen. Ich bin ſogar bei dem Kollegen von 
Malachinski geweſen, deſſen Mutter ich kenne. 
Die Mutter hat ſiebzehn Kleinwohnungen von Stube 
und Küche. Die hat der Senat heute. Die Frau weiß nicht 
ein noch aus. Die Steuern und Abgaben kann ſie nicht 
bezahlen. Der Senat hat die Mieten zur Deckung der 
Steuern gepfändet. Ein Schuhmacher, der dort wohnt, 
ſagte, ſolange die Frau noch die Miete bekam, habe ſie 
gemacht, was ſie konnte und dafür geſorgt, daß das Dach 
dicht war. Jetzt bekommt der Senat die Mieten, jetzt 
geſchieht nichts und es verwahrloſt alles. Iſt es eine 
Wirtſchaft, wenn man heute die kleinen, billigen, alten 
Wohnungen, die im Frieden 10 Mark gekoſtet haben, 
jetzt 12,50 Gulden, verfallen läßt und neue zu einer 
Miete von 75 Gulden baut? Da bleibt mir mein Ver⸗ 
ſtand ſtehen, bis dahin glaubte ich, ich hätte einen ge⸗ 
ſunden Verſtand. > 7 5 
Nun muß ein kleiner Hausbeſitzer, der drei Familien 
in einer Wohnung beherbergt, auch noch Wohnungsbau⸗ 
abgabe zahlen. Dem müßten Sie das Geld aus Gerech⸗ 
tigkeitsgefühl belaſſen. Die paar Pfennige, die er an 
Miete erhält, ſind wenig genug. Durch die vielen Be⸗ 
wohner wird die Wohnung ſehr abgenutzt, der Fuß⸗ 
boden verfault ufw. Dem Hausbeſitzer müſſen aber noch 
die paar Pfennige Wohnungsbauabgabe abgezwackt 
werden. Die Mieter ſehen ſelber ein, daß das Anrecht 
iſt, bei mir wenigſtens. Ich ſorge noch, daß meine Mie⸗ 
ter unter einem waſſerdichten Dach wohnen und daß 
ihre Sachen nicht verfaulen. Das geſchieht aber heute in 
vielen Fällen. Die Baumaterialien von heute laſſen ſich 
nicht mit denen der Friedenszeit vergleichen. Fragen 
Sie den Herrn Abg. Robert Schmidt, der muß das 
wiſſen, weil er im Baufach tätig iſt. Er ſagte mir im 
Siedlungsausſchuß, daß durch die Kleinwohnungen 
700 000 Gulden der Wohnungsbauabgabe verloren ge⸗ 
hen würden. Es macht etwas weniger aus. EL 
Aber mag es auch fo fein, es gibt noch tragfähige 
Schultern, die dieſe Summe aufbringen könnten. Ich 
habe ſchon mehrfach von dieſer Stelle aus zum Ausdruck 
gebracht, daß in der Halben Allee die Villen⸗ und Pa⸗ 
läſtebeſitzer wohnen, die keinen Pfennig bezahlen. Aus⸗ 
länder, die nicht hierher gehören, haben ſich für ein 
Butterbrot in der Halben Allee, an der Kurve uſw. 
Grund und Boden gekauft. In der Inflationszeit 
koſtete das nichts. Sie haben ſich für einige hundert 
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Dollar die Villen und drei Etagenhäuſer erbaut, wo ſie 
ſorgenfrei und zinslos wohnen. Sie haben ihre Häuſer, 
ohne einen Pfennig Steuern bezahlen zu müſſen. Wäre 
es nicht gerechtfertigt, wenn dieſe Leute herangezogen 
würden? 

Von ſozialdemokratiſcher Seite hat man früher viel 
von Beamtenabbau und Gehaltabbau gehört. Davon iſt 
es heute ſtill geworden. (Abg. Plettner: Woher wiſſen 
Sie das!) Ich bin nicht derjenige, der für Hetzerei und 
Stunk gegen die Beamten iſt. Aber was ungerecht iſt, 
kann ich nicht vertragen. 

Es gibt Beamte, die heute dem Staat wenig oder 
gar keine Dienſte leiſten. Ich kenne hier Abgeordnete, 
die horrendes Geld bekommen uſw. Ich weiß nicht, ob 
ich das fertig bekommen würde, zu ſagen, ich werde ein⸗ 
mal ein Jahr lang ein Drittel meines Gehalts dem 
Wohnungsbau zuwenden. Das wird wohl keiner tun, 
das iſt ausgeſchloſſen. Ich weiß beſtimmt, daß die mitt⸗ 
leren und noch mehr die höheren Beamten ihr Geld nicht 
zum Lebensunterhalt verbrauchen. Sie können es höch⸗ 
ſtens nur verſchwenden. Bei der Geldknappheit, die wir 
im Freiſtaat haben, ift es ein Unrecht, daß manche Ka- 
tegorien im Geld ſchwimmen und daß die Arbeitsloſen 
und die Obdachloſen heute hungern müſſen. Die an⸗ 
dern verſchwenden das Geld, reiſen nach Rom und Ita⸗ 
lien uſw. Das iſt heute unerträglich, wenn man es fo 
nimmt. Ich ſpreche aus Erfahrung. Die Beamten be⸗ 
haupten, daß ſie eine Schule durchgemacht haben, auf 
die akademiſch Gebildeten will ich nicht zurückkommen. 
Ich habe auch vier Jahre lernen müſſen und hätte ſomit 
Anſpruch auf etwas mehr Gehalt oder Lohn und die an⸗ 
deren Arbeiter auch. Ich habe aber feſtgeſtellt, daß ein 
Arbeiter, der 25 Jahre auf der Schichauwerft gearbeitet 
hat und einer der erſten Keſſelſchmiede iſt, ein Vorar⸗ 
beiter, noch nicht 200 Gulden im Monat verdient. Der 
Mann lebt aber quietſchvergnügt, wenn er ſieht, daß 
ſeine Mitarbeiter auf der Straße liegen und nichts ver⸗ 
dienen und andere wieder noch nicht 150 Gulden im 
Monat haben. Die müſſen aber auch leben. Dieſer Ar⸗ 
beiter mit 200 Gulden iſt zufrieden, die Kinderchen ſind 
gut gekleidet, manche find auch ſchon groß. Sie effen ſich 
ſatt. Die Arbeiterfamilie kommt alſo mit 200 Gulden 
aus. (Zwiſchenrufe links.) Ich will den Beamten das 


Doppelte geben, den kleineren 400 Gulden. Wenn der 


Arbeiter mit dem Geld auskommt, können ſie auch aus⸗ 
kommen. Meinetwegen können ſie auch 600 Gulden be⸗ 
kommen. (Große Heiterkeit.) Ich ſpreche nur das aus, 
was mir nicht richtig erſcheint. Wir haben aber Beamte, 
die 800 und 1000 Gulden erhalten. Das ſind die mitt⸗ 
leren, an die höheren will ich ſchon gar nicht denken. 
Das iſt Verſchwendung, das kann unſer Staat nicht 
weiter tragen. Dieſe könnten herangezogen werden, 
damit ſie der Wohnungsbauabgabe Geld zuwenden. Die 
würden 100 Gulden gar nicht vermiſſen, wenn ſie ſie 
abgeben müßten. Das muß aber der kleine Mann, der 
eine Kate hat, aufbringen. Es wird nicht mehr lange 
dauern, dann bin ich erledigt, wenn man nicht hilft. Ich 
habe ſo lange an Krankheit immer noch nicht geglaubt. 
Die Kate muß verfallen, denn für das Geld kann man 
ſie nicht in Ordnung halten. Sie müſſen bedenken, daß 
ich nur 12,50 G für eine Wohnung bekomme. Im Frie⸗ 
den waren es 10 Mark. Davon ſoll ich Wohnungsbau⸗ 
abgabe zahlen. Die meiſten Hausbeſitzer ſind arbeits⸗ 
los. Viele erhalten keine Anterſtützung, weil fie eben 
die Katen haben. Ich brauche Ihnen das nicht weiter 
zu erzählen. Die meiſten Hausbeſitzer ſind Arbeiter, ſo 
mie ich, gelernte Arbeiter. Die Wohnungen verfallen. 
Ich habe ſo viele Jahre geſchuftet und gedacht, im Alter 
einmal Obdach und freie Wohnung zu haben, ich weiß 
aber beſtimmt, daß, wenn ich noch ein paar Jahre lebe, 
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(Harnau, Abgeordneter.) 
die Kate verfallen ijt. Mit dem Geld, das ich bekomme, 
kann ich ſie nicht in Ordnung halten. So geht es einem 
Arbeiter, der ſein Leben lang ſchwer gearbeitet hat. 
Dann wird noch geſagt, „Ihr müßt bezahlen, ſonſt hat 
die Wohnungsbauabgabe ſo und ſo viel Ausfall. Ihr 
müßt das aufbringen.“ 

Das iſt nicht richtig, das kann ich durchaus nicht 
billigen. Ich halte meinen Antrag aufrecht. Ueber den 
Antrag des Herrn Abg. Eichholtz kann ja nachher abge⸗ 
ſtimmt werden. Ich bitte Sie, meinem Antrag zuzu⸗ 
ſtimmen. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Ich beantra⸗ 
ge, die Sache zu vertagen, bis Herr Senator Dr. Leske 
hier erſchienen iſt. Es iſt auffallend, daß ausgerechnet 
der Senator, der der entſcheidende Mann iſt, bei der De⸗ 
batte hier nicht anweſend iſt. Wir wünſchen insbeſon⸗ 
dere ſeine Anweſenheit, weil wir etwas geklärt haben 
möchten. Die Danziger Neueſten Nachrichten bringen 
heute einen intereſſanten wichtigen Artikel über eine 
drohende Spaltung im Hausbeſitz. Da heißt es:“ 

Senator Dr. Leske erklärt uns auf unſere Anfrage, 
daß derartige Pläne gar nicht zutreffen. 

Da ich, wenn auch vertraulich, die abſolute Sicher⸗ 
heit habe, daß ſolche Pläne vorhanden ſind, wünſche ich 
heute Klärung, ob die Neueſten Nachrichten gelogen 
haben oder Herr Senator Dr. Leske. Ich wünſche, daß 
es hier erſcheint, um endlich feſtzuſtellen, welche Quellen 
eigentlich derartige Fälſchungen vornehmen. Ich be⸗ 
antrage, die Debatte im Intereſſe einer Klärung der 
Angelegenheit zu vertagen, bis Herr Senator Dr. Leske 
hier zu erſcheinen geruht. 

Präſident: Es ijt der Antrag auf Vertagung geſtellt 
worden. Wird er unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unter⸗ 
ſtützung reicht nicht aus. Der Antrag iſt abgelehnt. 
Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Nachdem 
das hohe Haus, ich weiß nicht aus welchen Gründen, 
die Anweſenheit des Herrn Senators Dr. Leske nicht 
wünſcht, (Das kam doch überraſchend!) mich intereſſtert 
der Fall gar nicht, mir iſt nur intereſſant, daß niemand 
die Anweſenheit des Herrn Senators hier wünſcht. 
(Was ſoll er hier!) Ich meine, es iſt ſchon öfters der 
Fall geweſen, daß man einen Senator herbeiruft, wenn 
er nicht hier iſt. Es iſt gleichgültig, ob er hier iſt oder 
nicht, wir können eins feſtſtellen, wenn er hier wäre, 
hätte er genau ſo geſchwindelt, wie ſonſt. Ich bitte um 
einen Ordnungsruf. 

Präſident: Herr Abgeordneter, ich rufe Sie zur 
Ordnung. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Ich bitte um 
den zweiten Ordnungsruf, wenn ich nunmehr behaupte, 
daß Herr Senator Dr. Leske hier nicht erſchienen iſt, 
weil er Angſt vor der Wahrheit hat. : 

Präſident: Ich rufe Sie zum zweiten Mal zur Ord⸗ 
nung und mache Sie auf die Folgen eines dritten Ord⸗ 
nungsrufs aufmerkſam. } 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Der zweite 
Ordnungsruf iſt geſchäftsordnungswidrig. Es lag kein 
Grund vor, den zweiten Ordnungsruf zu erteilen, weil 
ich keine Beleidigung geſagt habe. Der Herr Präſident 
hat ſich vielleicht dupieren laſſen. 

Präſident: Herr Abgeordneter, ich verbitte mir eine 
Kritik meiner Geſchäftsführung. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Das werden 
wir im Aelteſtenausſchuß beſprechen. — Der Antrag 
Harnau enthält das, was Herr Senator Dr. Leske nach 
Ausſage gewiſſer Herren, die bei ihm waren, dieſen an- 
geraten hat. Es ſteht nämlich, darüber müſſen wir uns 
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klar ſein, in den Neueſten Nachrichten zu leſen, daß 
Herr Senator Dr. Leske mehreren Hausbeſitzern geraten 
hat, im Volkstag einen Antrag auf Mieterhöhung ein⸗ 
zubringen. Er erſcheint heute nicht. Es iſt natürlich 
eigenartig, wenn ein Senator den betreffenden Inter⸗ 
eſſenten erklärt, ſie ſollten einen Antrag einbringen. 
Herr Senator Dr. Leske gab den betreffenden Hausbe⸗ 
ſitzern alſo den weiſen Rat, einen Antrag auf Miets⸗ 
erhöhung einzubringen. Nun liegt aber hier der An⸗ 
trag des Abg. Harnau auf Mieterhöhung vor. Wie 
kommt Herr Senator Dr. Leske dazu, den betreffenden 
Hausbeſitzern zu erklären, ſie möchten einen Antrag auf 
Mieterhöhung einbringen. Herr Senator Dr. Leske 
hätte doch Gelegenheit, zu erſcheinen und dieſen Antrag 
im Intereſſe der kleinen Hausbeſitzer zu unterſtützen. 

Aber es ſteckt ſelbſtverſtändlich hinter allen dieſen 
Vorgängen ein ganz anderer Kern. Der Antrag Harnau 
trifft das Richtige. Wir müſſen unbedingt den ver⸗ 
fallenen Häuſern an der Peripherie Danzigs irgendwie 
einen Ausgleich verſchaffen. Dieſer Ausgleich iſt bis⸗ 
her vermieden worden. Nun iſt ja das Traurige, daß 
Herr Senator Dr. Leske nicht hier iſt. Nach den Angaben 
des Herrn Steinhoff hat Herr Senator Dr. Leske 
ihm ſelbſt einen Entwurf vorgetragen, wonach 
Mieterhöhungen auch für die kleinen Hausbe⸗ 
ſitzer ſtattfinden. Er hat das genau referiert. 
Nun müſſen wir Klarheit haben, was hinter den Ku⸗ 
liſſen geſpielt wird. Welches Arrangement trifft Se⸗ 
nator Dr. Leske mit der verachteten Mittelregierung, 
was iſt da los? Wir wiſſen, daß ein ſolcher Entwurf 
da iſt. Ich ſelbſt habe ihn vertraulich von einem maß⸗ 
geblichen Regierungsbeamten referiert bekommen. Wir 
wiſſen nicht, was in Danzig paſſiert, wir find willen⸗ 
los einer Clique ausgeliefert, die keine Verantwortung 
dem Parlament gegenüber hat, die nach wie vor mit 
einem Stab deutſchnationaler oberer Beamter regiert, 
(Sehr gut!) die nunmehr in dieſem Tohuwabohu ihr 
Parteiſüppchen kocht und hinter den Kuliſſen wieder 
zur Macht gelangen wird. Lachen Sie nicht, Herr Vize⸗ 
präſident a. D. Dr. Ziehm. Es iſt doch Ihr ſehnlichſter 
Wunſch, in die Arme der allein ſeligmachenden Diplo⸗ 
matie zurückzukehren. Aber in Ihren eigenen Kreiſen 
haben Sie ja ſchon trotz Ihres Lächelns Widerſtände. 

Im Intereſſe der kleinen Hausbeſitzer müſſen wir 
bei dieſer Gelegenheit feſtſtellen, daß es Ihr Senator 
nicht für nötig befunden hat, hier zu erſcheinen. Dies, 
nachdem er ſich dem kleinen Hausbeſitz gegenüber ge⸗ 
bunden hat. Da iſt er ſchon. (Heiterkeit. — Ausge⸗ 
ſchlafen?) Ich begrüße Sie, Herr Senator. (Erneute 
Heiterkeit. — Abg. Dr. Ziehm: Bitte noch einmal! — 
Abg. Arczynſki: Dr. Blavier hat den Senator herbei⸗ 
gezaubert!) 5 

Präſident: Bitte um mehr Ruhe! y 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Wir wün⸗ 
ſchen von Ihnen eine Auskunft. In der Zeitung ſteht, 
daß Senator Dr. Leske erklärt hat, er habe nicht die 
Idee einer Verlängerung des Wohnungsbaugeſetzes 
ventiliert, er habe auch nicht zu Hausbeſitzervertretern 
über ſeine Idee geſprochen und ſei vollkommen unſchul⸗ 
dig. Wir wünſchen heute eine Klärung, wie es kommt, 
daß Herr Steinhoff mit Ihnen konferiert hat. Er er⸗ 
klärt, Sie hätten ihm eine Idee erläutert, Mietser⸗ 
höhungen um 5 Prozent. (Abg. Harnau: Die Mieter 
haben über Mietserhöhung verhandelt!) Wir wün⸗ 
ſchen heute eine Klärung, ob Sie, Herr Senator 
Dr. Leske, über ein Projekt der Wohnungsbauabgabe, 
eine Erhöhung der Miete, eine Erhöhung der Steuer 
und Verlängerung des Wohnungsbaugeſetzes mit Herrn 
Steinhoff und einer Deputation verhandelt haben. 


(A) 
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Dr. Blavier, Abgeordneter.) 

Irgendeiner hat hier nicht die Wahrheit geſagt. Im 
Intereſſe einer Klärung der Angelegenheit der Miets⸗ 
erhöhung für den kleinen Hausbeſitz wünſchen wir jetzt, 
die Tatſachen zu hören. Sie, Herr Senator, haben nach 
den Zeitungsnotizen erklärt, der Hausbeſitz ſolle einen 
Antrag auf Mietserhöhung einbringen. Es wäre 
komiſch, Herr Senator, wenn Sie das dem Hausbeſitz 
anraten und für Ihre Perſon hier erklärten, daß Sie 
nicht für eine ſolche Mietserhöhung ſind. 

Wir wünſchen hier von Ihnen über folgende Fra⸗ 
gen Auskunft: Haben Sie mit Herrn Steinhoff oder 
mit anderen Hausbeſitzervertretern die Frage der Woh- 
nungsbauabgabe, ihrer Verlängerung oder Ablöſung 
von irgendwelchen Zwangswirtſchaftserſcheinungen ver- 
handelt oder nicht? Zweitens verlangen wir unbedingt 
eine Erklärung darüber, ob Sie dieſen Vertretern den 
Rat gegeben haben, eine Mieterhöhung zu beantragen 
und ob Sie ſelbſt für eine ſolche Mietserhöhung ſind. 
Wenn Sie nicht erklären, daß Sie ſelbſt für eine ſolche 
Mietserhöhung eintreten, iſt es geradezu erſtaunlich, wie 
Sie Leuten, die zu Ihnen kommen, anraten, fie ſollten 
einen ſolchen Antrag einbringen. Wir wünſchen jetzt 
Klarheit von Ihnen, Herr Senator Dr. Leske: Was 
treiben Sie für ein Spiel, was wollen Sie? Stellen 
Sie ſich hierin und geben Sie auf meine Frage eine 
Auskunft! 

= werden ſelbſtverſtändlich für den Antrag 
Harnau ſtimmen. Er ift unbedingt notwendig. Wir 
werden auch nicht unter Kautelen dafür ſtimmen, wie 
es die Deutſchnationalen tun, die Zurückverweiſung an 
den Ausſchuß wollen, weil noch ein paar Damen, die 
die Mietserhöhung nicht haben wollen, ein bißchen be⸗ 
zwitſchert werden müſſen. Wir verlangen, daß jetzt 
Klarheit geſchaffen wird und wünſchen ſie in vollem 
ede E Das Wort hat der Herr Senator 

räſident: Das Wort hat der tor. 

85 Be Senator: M. D. u. H.! Ich habe die 
Ausführungen des Herrn Vorredners nur zu einem 
kleinen Teil gehört. Es iſt mir mitgeteilt worden, daß 
er mich in der üblichen Weiſe perſönlich angegriffen 
hat. Ich ſtelle feſt, daß er die Angriffe in meiner Ge⸗ 
genwart nicht wiederholt hat. (Abg. Dr. Blavier: Ich 
kann doch nicht dafür, daß Sie nicht kommen, ich hatte 
Vertagung beantragt!) Zunächſt möchte ich feſtſtellen, 
daß Herr Abg. Dr. Blavier nicht das geringite Recht 
hat, hier einen Widerſpruch in dem Sinne zu konſtru⸗ 
ieren, daß ich mich Vertretern des Hausbeſitzes gegen⸗ 
über für eine Erhöhung der Miete eingeſetzt hätte und 
das in der Oeffentlichkeit nicht zu ſagen wagte. So⸗ 
lange ich überhaupt in dieſer Frage tätig bin, habe 
ich mich ſtets auf den Standpunkt geſtellt, daß es drin⸗ 
gend notwendig iſt, die Mieten heraufzuſetzen, ſo 
ſchnell wie es die wirtſchaftliche Lage ermöglicht. 
Daraus habe ich niemals ein Hehl gemacht. Das weiß 
auch der Herr Abg. Dr. Blavier genau wie jeder an⸗ 
dere. Es iſt infolgedeſſen nicht komiſch von mir, daß ich 
dies nicht ausſpreche, ſondern es ift komiſch, wenn Herr 
Dr. Blavier ſo tut, als ob er das nicht wüßte. (Abg. 
Dr. Blavier: Wir wünſchen eine klare Erklärung — 
Zuflüſtern gibt es hier nicht, Herr Senatspräſident! 
links und Zwiſchenrufe.) i 

Präſident: Ich erſuche um Ruhe, wenn keine Ruhe 
herrſcht, muß ich die Sitzung unterbrechen. (Zwiſchen⸗ 
rufe links.) 
Dr. Leske, Senator: Im übrigen, meine Damen 
und Herren, bin ich ſelbſtverſtändlich nicht in der Lage, 
im augenblicklichen Stadium der Dinge eine Erklärung 
des Senats abzugeben. Daß ich mich reſſortmäßig mit 
der weiteren Entwicklung der Wohnungswirtſchaft be⸗ 
ſchäftige, iſt ohne weiteres klar. Daß ich jedem Vertre⸗ 
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ter des Hausbeſitzes oder der Hausbeſitzerorganiſationen 
ſowie jedem anderen Intereſſterten Rede und Antwort 
ſtehe und ihm mit meinem Rate zur Seite ſtehe, iſt 
auch ſelbſtverſtändlich. Daraus kann mir kein Menſch 
irgend einen Vorwurf machen. Ich habe keine Ver⸗ 
pflichtung, wenn jemand zu mir kommt und eine Aus⸗ 
ſprache herbeiführt, darüber hier dem Volkstag Rede 
und Antwort zu ſtehen. (Abg. Dr. Blavier: Das wollten 
wir bloß wiſſen!) Außerdem bin ich bereit, jedem Ver⸗ 
treter des Volkstages Rede und Antwort zu ſtehen, nur 
nicht Ihnen, Herr Dr. Blavier, ſolange Sie nicht den 
Ton anſchlagen, der ſich gehört. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Si tacuisses! 
Ich wollte nur eins feſtſtellen, Herr Senator Dr. Leske 
hat auf meine beiden Fragen erklärt, daß er nicht ant⸗ 
worten will. Er verkriecht ſich hinter die Immunität 
des Senats, Immunität inſofern, ⸗als Sie nicht er⸗ 
klären wollen, was Sie für Ihre Perſon geſagt haben. 
Sie haben meine Fragen nicht beantwortet, das genügt 
vollkommen. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen zur Ab- 
ſtimmung. (Abg. Dr. Ziehm: Es liegt der Antrag auf 
Zurücküberweiſung vor.) Es iſt ein Antrag auf Zurück⸗ 
überweiſung an den Ausſchuß geſtellt. Wer dafür iſt, 
den bitte ich ſich vom Platze zu erheben. (Geſchieht.) Ich 
bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Die Mehrheit 
ſteht jetzt, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur 
Abstimmung über den Artikel 1 der Oruckſache Nr. 2244. 
Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel 1 anneh⸗ 
men wollen, fih von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Artikel 1 iſt abgelehnt. Ich rufe auf Artikel 2. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Ich darf wohl ohne beſondere 
Abſtimmung feſtſtellen, daß Artikel 2 mit derſelben 
Mehrheit abgelehnt iſt. Ich rufe die Ueberſchrift auf: 
„Geſetz betreffend die Abänderung des Geſetzes zur Be⸗ 
kämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetz) vom 
27. März 1925 (Geſetzbl. S. 79) und vom 23. Dezember 
1925 (Geſetzbl. S. 359.)“ Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich 
darf wohl ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß 
die Ueberſchrift abgelehnt iſt. Es erhebt ſich kein Wider⸗ 
ſpruch, der Geſetzentwurf iſt ſomit abgelehnt. Ich rufe 
auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aenderung des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes. — 
Urantrag des Abg. Raſchke u. Fr. — 

Druckſache Nr. 2303 zu Nr. 2216. Bericht des Aus⸗ 
e N Ich eröffne die 

eſprechung über Artikel IJ. Das Wort i 
Abg. Kreft. hat die Frau 

Kreft, Abgeordnete (K. P.): Wie immer bei Er- 
werbsloſenfragen iſt vom Sozialen Ausſchuß kein Ver⸗ 
ſtändnis für die Not der Erwerbsloſen gezeigt worden. 
Man hat ſo getan, als ob man etwas tun wollte und 
eine Entſchließung beantragt. Wir verlangten, daß die 
Familienzuſchläge nicht nur für vier Kinder, ſondern 
für alle Kinder gezahlt werden ſollen. Wenn man bei 
der Erwerbsloſenunterſtützung nur für vier Kinder 
Anterſtützung zahlt, ſo heißt das, daß von Staats wegen 
vier Kinder ſanktioniert ſind, und daß derjenige, der 
mehr als vier Kinder hat, beſtraft wird, indem die 
übrigen Kinder hungern ſollen, weil der Betreffende 
mehr Kinder hat als der Staat vorſchreibt. Auf der an⸗ 
dern Seite ſehen wir aber, daß der Staat und die 
bürgerlichen Parteien mit Einſchluß der Sozialdemo⸗ 
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ihrem Lohn als Erwerbsloſenunterſtützung bekommen. | 


(B) 
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kraten alle Anträge, die darauf hinausgehen, daß die 
Kinderzahl beſchränkt wird, ablehnen. Durch dieſes Ge⸗ 
ſetz werden bereits vier Kinder ſanktioniert. Man will, 
daß die Erwerbsloſen mit ihren Kindern langſam ver⸗ 
hungern. Wenn man die Not und das Elend unter den 
Erwerbsloſen ſieht und wenn man bedenkt, daß die Ar⸗ 
beitsloſigkeit jetzt im Sommer, wo ſie eigentlich ab⸗ 
nehmen ſollte, noch immer beſteht und die Not der Er⸗ 
werbsloſen dadurch ins Grenzenloſe ſteigt, dann muß 
man ſagen, daß im jetzigen Senat und ebenſo im Volks⸗ 
tag kein Verſtändnis für die Not der Erwerbsloſen da iſt. 
Wir verlangten, daß in § 19 die Ziffer „80“ durch 
die Ziffer „100“ erſetzt werden ſollte. Dieſe 80 Prozent 
wirken ſich ganz beſonders gegen die Landarbeiter aus. 
Man erklärt den Landarbeitern, daß ſie 80 Prozent von 


Die Gutsbeſitzer und die Gemeindevorſteher gehen 
überall dazu über, die Löhne ſoweit wie möglich her⸗ 
unterzudrücken. Gerade die Gemeindevorſteher ſind es, 
die allem Anſchein nach mit Einverſtändnis des Senats 
dazu übergehen, die Erwerbsloſenunterſtützung abzu⸗ 
bauen und einen großen Teil der Erwerbsloſen auf 
die Straße zu werfen. Wir haben in letzter Zeit über⸗ 
all vom Lande Zuſchriften und Beſchwerden bekommen, 
daß den Arbeitsloſen die Anterſtützung nicht gezahlt 
wird. Aus vielen Orten berichten die Arbeiter, aber 
auch die Gemeindevorſteher, daß dort eine Kommiſſion 
vom Senat dageweſen iſt, die beantragt hat, daß die 
Erwerbsloſenunterſtützung gekürzt wird, und zwar auf 
die verſchiedenſte Art und Weiſe. Den Arbeitern z. B., 
die ein kleines Häuschen auf dem Lande haben und 
eine Stube vermieten, zieht man plötzlich die ganze 
Miete für das eine Zimmer von der Erwerbslofen- 
unterſtützung ab, ſo daß ſie verſchiedentlich für die ganze 
Woche 5 oder 6 Gulden Anterſtützung erhalten. Aus 
Stobbendorf haben wir die Nachricht bekommen, daß 


dort die Erwerbsloſenunterſtützung gezogen wurde, und 


daß man als Höchſtunterſtützung den Verheirateten 
8 Gulden pro Woche zahlt und daß Unverheiratete 
2 Gulden pro Woche ausgezahlt bekommen. In Holm 
wird die Erwerbsloſenunterſtützung ſeit drei Wochen 
nicht gezahlt mit der Begründung, daß kein Geld vor⸗ 
handen ſei. Aus Krebsfelde haben wir ebenfalls die 
Nachricht bekommen, daß dort an unverheiratete Er⸗ 
werbsloſe keine Unterſtützung gezahlt wird. In ver⸗ 
ſchiedenen Gemeinden wie Roſenberg, Schönrohr wurde 
den Arbeitern erklärt, daß im Sommer keine Unter⸗ 
ſtützung gezahlt werde. Man wendet aber auch andere 
Methoden an. Der Gemeindevorſteher ſchickt die Ar⸗ 
beiter zum Gutsbeſitzer zum Arbeiten, in letzter Zeit be⸗ 
ſonders zum Rübenhacken. Den Arbeitsloſen wird nicht 
geſagt, was ſie an Lohn erhalten. So haben z. B. in 
Jenkau die Arbeitsloſen vier Wochen für 23 Gulden 
arbeiten müſſen. Erwerbsloſe, die eine große Familie 
haben, haben höchſtens 24 Gulden in vier Wochen ver⸗ 
dient. Nun frage ich Sie, wie die Leute mit dem Gelde 
auskommen ſollen. Von den Arbeitsloſen wurde Be⸗ 
ſchwerde eingelegt. Sie haben erklärt, daß ſie die Ar⸗ 


beit nicht weiter verrichten können. — Der Gemeinde⸗ 


vorſteher und die Landratsämter kommen aber den 
Gutsbeſitzern entgegen und erklären, daß die Arbeits⸗ 
loſen dieſe Arbeit tun müſſen. Andernfalls werde 
ihnen die Erwerbsloſenunterſtützung geſperrt. In letzter 
Zeit aber, nachdem dieje Fälle recht oft paſſieren, er- 
klären die Sekretäre auf den Landratsämtern: 
„Warum haben die Erwerbsloſen die Arbeit für dieſen 
niedrigen Satz angenommen?“ Wir ſehen alſo, daß ſich 
hier Landratsämter und Gemeindevorſteher wider⸗ 
ſprechen. Einerſeits wird erklärt, die Arbeit muß ange⸗ 
fangen werden, um zu zeigen, ob die Erwerbsloſen die 
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Anterſtützung verdienen. Andererſeits wird geſagt, ſie 
müßten die Arbeit nicht aufnehmen, wenn das Geld 
nicht zu verdienen ſei. In Sobbowitz werden die Er⸗ 
werbsloſen zum Gräbenausſchachten geſchickt und er⸗ 
halten die ganze Stunde 34 Pfennig. Was tut man 
weiter? Man ſchickt dieſe Erwerbsloſen während ſie 
beim Ausſchachten der Gräben beſchäftigt ſind, in die 
Zuckerfabrik, um dort Arbeiten zu verrichten. Der Lohn 
in der Zuckerfabrik beträgt 62 Pfennig. Die Erwerbs⸗ 
loſen aber müſſen die Stunde für 34 Pfennig arbeiten. 
Weil von den Landratsämtern, den Gemeindevor⸗ 
ſtehern und auch vom Senat nichts dagegen getan wird, 
wird ſyſtemathiſch die Forderung der unternehmer auf 
Abbau des Lohnes vollzogen, indem man die Erwerbs⸗ 
loſen zwingt, die Arbeit zu verrichten. 

So haben wir aus den verſchiedenſten Gemeinden 
immer wieder dieſelben Berichte, daß man die Er⸗ 
werbsloſen zwingt, die Arbeiten zu verrichten. Wenn 
die Erwerbsloſen dieſe Arbeit nicht annehmen, entzieht 
man ihnen die Unterjtügung. Dadurch will man den 
anderen Erwerbsloſen zeigen, daß ſie die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung nicht erhalten, wenn ſie die Arbeit 
nicht annehmen. Man zieht alſo ſyſtematiſch Lohn⸗ 
drücker groß. Das kam damals zum Ausdruck, als wir 
dazu übergehen wollten, den Erwerbsloſen 100 Proz. 
des Lohnes zuzuweiſen. Das wurde abgelehnt. Damit 
hat der Volkstag ſelbſt befürwortet, daß die Gemeinde⸗ 
vorſteher, Landratsämter und der Senat die Erwerbs⸗ 
loſen zu Lohndrückern erziehen. (Zuſtimmung bei den 
Kommuniſten.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über Artikel I in der Faſſung des Ausſchuſſes. 
Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel J in der 
Faſſung des Ausſchuſſes annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
Artikel I ift angenommen. Artikel II fällt fort. Ich rufe 
auf Artikel III und darf wohl ohne Abſtimmung feſt⸗ 
ſtellen, daß er mit derſelben Mehrheit angenommen iſt, 
ebenſo die Ueberſchrift: „Geſetz betreffend Abänderung 
des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes vom 28. März 1922 
(Geſetzbl. S. 91) in der Faſſung der Verordnung vom 
25. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1117), des Geſetzes vom 
19. Dezember 1924 (Geſetzbl. S. 543, der Verordnung 
vom 13. März 1925. (Geſetzbl. S. 76.)“ Widerſpruch 
wird nicht laut, das Geſetz iſt damit in zweiter Leſung 
angenommen. (Abg. Gaikowſki: Ich beantrage dritte 
Leſung!) Dritte Leſung wird gewünſcht, Widerſpruch 
wird nicht laut. Ich eröffne die allgemeine Beſprechung 
zur dritten Leſung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. (Abg. Gaikowſki: En bloc!) Es ift 
En bloc - Abſtimmung beantragt. Widerſpruch wird 
nicht laut. Diejenigen, die Artikel ILII und die Weber: 
ſchrift annehmen wollen, bitte ich, ſich vom Platze zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Sie ſind an⸗ 
genommen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Geſetz in der 
Schlußabſtimmung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das 
Geſetz iſt in der dritten Leſung in der Faſſung des Aus⸗ 
ſchuſſes angenommen, Ich rufe auf Punkt 3 der Tages⸗ 
ordnung: 

Antrag des Abg. Dr. Lembke u. Fr. auf Vor⸗ 
lage eines Geſetzentwurfs zur Neuwahl der 
Kreistage. 

Druckſache Nr. 2304. Das Wort hat der Herr An⸗ 


tragſteller zur Begründung. 


- Dr. Lembke, Abgeordneter: (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich hatte unſerem Antrage auf Auflöſung der Kreis⸗ 
tage und deren Neuwahl eine ſchriftliche Begründung 


(C) 


(D) 
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(A) beigefügt, und zwar zu dem Zweck, damit die Frak⸗ 


(B) 


tionen in der Lage feien, ſchon vorher irgend eine Stel- 
lung zu nehmen. Es wäre dann möglich geweſen, die 
Ausſchußberatung zu erſparen, da ja auch die Regierung 
keine Einwendungen erheben und zugeben wird, daß 
hier tatſächlich eine Lücke vorliegt. Seitens des Büros 
des Volkstages iſt die kurze, techniſche Begründung, die 
ich gegeben habe, nicht vervielfältigt worden. Ich 
möchte an dieſer Stelle dagegen Verwahrung einlegen, 
weil die Geſchäftsordnung eine ſolche Berechtigung des 
Büros nicht vorſieht. Es wird darüber bei anderer Ge⸗ 
legenheit noch etwas zu ſagen ſein. 

Die derzeitige Lage iſt die, daß die gegenwärtigen 
Kreistage auf einer Verordnung des alten Staatsrats 
vom 31. März 1920 beruhen, alſo aus einer Zeit, wo 
die Verfaſſung überhaupt nicht in Kraft getreten war. 
Die Wahlen wurden dann im Mai 1920 durchgeführt, 
ſo daß ſich die drei Kreistage jetzt des Alters von ſechs 
Jahren erfreuen. Wenn irgend eine Regelung nicht 
getroffen wird, dann können die Kreistage 60 Jahre 
alt werden. Inzwiſchen wird die Selbſterledigung ein⸗ 
treten. Die Verordnung vom 31. März 1920, die ſich 
ihrerſeits auf eine preußiſche Verordnung vom 18. 
Februar 1919 bezieht, hat keine Dauer der Kreistage 
vorgeſehen. Sie finden die Verordnung des Staats⸗ 
rats im Staatsanzeiger für Danzig 1920 Seite 25. Nun 
hat die Verfaſſung in Artikel 70 eine beſtimmte Rege⸗ 
lung vorgeſehen, indem geſagt iſt, daß die Grundſätze 
für die Wahlen zum Volkstag auch für die Wahlen 
zum Kreistag gelten ſollen. Wie das auszulegen iſt, 
kann man hier ſchlecht ſagen. Man kann der Meinung 
ſein, daß in Artikel 9 der Verfaſſung auch die vier⸗ 
jährige Dauer der Kreistage einbegriffen ſein ſoll. 
Dann wären die Kreistage überaltert. Wenn der Aus⸗ 
druck aber nur techniſch ſein ſoll, ſo iſt eine Lücke vor⸗ 
handen, die durch ein beſonderes Geſetz gefüllt werden 
muß. Es geht nicht an, daß die Regelung der Kreis⸗ 
tage ſolange unterbleibt, während die Regelung für die 
Gemeinden erfolgt iſt. 8 . 

Neben dieſer juriſtiſchen kommt noch die praktiſche 
Seite. Wir haben den Antrag eingebracht, weil 
Wählerkreiſe an uns herangetreten ſind, die zum Aus⸗ 
druck gebracht haben, daß es ſo nicht weiter geht. Der 
Volkstag iſt bei den Vorgängen in den Kreiſen nicht 
zuſtändig. Man darf nur an beſtimmte Kreisſparkaſſen 
erinnern. Dann kommt hinzu, daß die Frage der Ein⸗ 
gemeindung durch die Eingemeindung von Oliva noch 
nicht endgültig gelöſt ift, ſondern noch eine große Aus- 
dehnung erfahren wird. Dieſe Frage berührt die In⸗ 
tereſſen der Kreistage ganz erheblich, ſo daß die Kreiſe 
Gelegenheit haben müſſen, ſich dazu auszuſprechen. Die 
alten Kreistage von 1920 ſind unter ganz anderen 
Vorausſetzungen gewählt, als das heute der Fall iſt. 
Ferner ſpielt die Frage der Zuſammenlegung der 
Kreiſe eine große Rolle. Es geht nicht an, daß der 
Volkstag unter Umſtänden ein Geſetz beſchließt, daß die 
Kreistage zuſammengeſchloſſen werden, ohne daß die 
Kreiseingeſeſſenen Gelegenheit haben, ſich in einer 
Form zu äußern, die ihrem wirklichen Willen ent⸗ 
ſpricht. Wir find der Meinung, daß die Frage der Zu⸗ 
ſammenlegung der Kreiſe und die Eingemeindungs⸗ 
frage die Wahlparolen für die kommende Wahl geben. 
Da iſt es nötig, eine Ausſchußberatung vorzunehmen. 
Ich beantrage Ueberweiſung des Antrages an den 
Gemeindeausſchuß. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, der Antrag lautet auf Ueberweiſung an den Ge- 
meindeausſchuß. Dagegen erhebt ſich kein Widerſpruch; 
der Antrag iſt damit angenommen. Ich rufe auf Punkt 
5 der Tagesordnung: 
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Bericht des Steuerausſchuſſes über den An⸗ 
trag des Abg. Karkutſch u. Fr. anf Vorlage von 
Geſetzen zur Ermäßigung verſchiebener Steuern. 

Druckſache Nr. 2302 zu Nr. 1141. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir kommen daher gleich zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die den 
Ausſchußantrag Druckſache Nr. 2302 annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Der Ausſchußantrag iſt damit angenommen. 
Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aufhebung der Umſatz⸗ und Luxusſteuer. — UWr- 
antrag des Abg. Böcker u. Fr. 

Druckſache Nr. 2307 zu Nr. 2129. Bericht des 
Steuerausſchuſſes. Ich eröffne die Ausſprache zu 
Artikel 1. Das Wort hat der Herr Abg. Böcker. 

Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Zu 
wiederholten Malen haben wir dem Hauſe in den 
letzten Monaten den Antrag vorgelegt, die Umſatz⸗ und 
Luxusſteuer zu beſeitigen. Anſer diesbezüglicher An⸗ 
trag, Druckſache Nr. 2129, hat leider im Ausſchuß eine 
Mehrheit nicht gefunden. Es wurde ſowohl von Re⸗ 


gierungsſeite als auch von den Sprechern der Regie⸗ 


rungsparteien ausgeführt, daß die augenblickliche 
Finanzlage des Staates eine Beſeitigung der Umſatz⸗ 
ſteuer nicht geſtatte. Wir haben ſchon bei der erſten 
Leſung unſeres Antrages hier ausgeführt, ich habe es 
auch im Ausſchuß betont und will es hier noch einmal 
wiederholen, daß wir den finanziellen Ausfall durch 
den Abbau der Umſatzſteuer nicht für ſo einſchneidend 
halten, wie er ſich rein etatsmäßig im Voretat auswir⸗ 
ken wird. Wir ſind der Anſicht, und dieſe Anſicht wird 
auch in Deutſchland von den maßgebendſten Perſönlich⸗ 
keiten vertreten, daß eins der beſten und wirkſamſten 
Mittel zur Ankurbelung der Wirtſchaft die Beſeitigung 
des Steuerdrucks iſt. Wir ſind der Anſicht, daß eins der 
beſten Mittel, um den Steuerdruck der Wirtſchaft zu 
mildern, die Beſeitigung der Umſatz⸗ und Luxusſteuer 
iſt. (Abg. Dr. Blavier: Weshalb haben Sie ſie einge⸗ 
führt?) Es iſt eine Steuer, die ſich gleich ſtark und 
gleich unangenehm in allen Kreiſen der Wirtſchaft aus⸗ 
wirkt. Durch den Abbau der Umſatz⸗ und Luxusſteuer 
würden die einzelnen Betriebe ohne Zweifel die durch 
die Beſeitigung dieſer Steuer erzielten Beträge in die 
Wirtſchaft hineinſtecken können. Sie würden die Be⸗ 
triebe leiſtungsfähiger geſtalten können, und es würde 
auf der andern Seite ein Mehrertrag an Gewerbeſteuer 
für den Staat herauskommen, ſo daß ſich der etats⸗ 
mäßige Abbau der Steuer nicht ſo ſtark auswirken 
würde. 

Leider hat unſer Antrag keine Mehrheit gefunden, 
aber im Ausſchuß waren die Regierungsparteien der 
Meinung, daß man wohl die Luxusſteuer beſeitigen 
könne, es wäre ja furchtbar einfach, unſern alten und 
immer wiederholten Antrag inſofern einfach anzu⸗ 
nehmen, als man unſern Antrag bezüglich der Umſatz⸗ 
ſteuer abgelehnt und ihn bezüglich der Luxusſteuer an⸗ 


genommen hätte. Nein, man wollte ſelbſt unbedingt nun 


der Retter der Wirtſchaft ſein. Am 2. Juni verkündete 
die Danziger Zeitung an markanteſter Stelle ihrer 
Ausgabe, natürlich inſpiriert von Vertretern der De⸗ 
mokratiſchen Partei: „Die Danziger Regierungspar⸗ 
teien für Aufhebung der Luxusſteuer.“ Die Idee ift von 
der demokratiſchen Partei! Ja, m. D. u. H., ſelbſtver⸗ 


ſtändlich werden wir bei der Sachlage auch heute dem 


Antrage auf Beſeitigung der Luxusſteuer zuſtimmen. 
Aber wir halten es für viel einfacher, das heute gleich 
in Geſetzesform zu tun, nämlich dadurch, daß Sie unſern 
Arantrag annehmen und nicht erſt den Weg einer Ent⸗ 
ſchließung beſchreiten. Warum wollen Sie den 
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langweiligen Weg einer Entſchließung wählen: 
„Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu 
erſuchen, eine Geſetzesvorlage einzubringen.“ Wir 
legen Ihnen heute die Geſetzesvorlage vor. 
Stimmen Sie ihr zu, und die ganze Sache iſt erledigt. 
Wir haben nicht das Vertrauen, daß die bürgerlichen 
Parteien im Senat ſich durchſetzen werden und es zu⸗ 


wege bringen, daß, wie die Entſchließung verlangt, die 


Luxusſteuer unverzüglich aufgehoben wird. Deshalb 
bitte ich Sie, unſerm Abänderungsantrag, der in 
Druckſache Nr. 2321 zuſammengefaßt iſt, zuzuſtimmen. 

Natürlich vertreten wir nach wie vor den Stand⸗ 
punkt, daß ſowohl die Umſatz⸗ wie die Luxusſteuer be: 
ſeitigt werden muß. Wenn Sie durchaus der Beſeiti⸗ 
gung der Umſatzſteuer nicht zuſtimmen können, jo 
können Sie doch gemäß Ihrer Entſchließung der Be⸗ 


ſeitigung der Luxusſteuer zuſtimmen. Weshalb wollen 


Sie das bis nach den großen Ferien verſchieben. Sie 
tun dem Gewerbe und der Wirtſchaft einen rieſen⸗ 
großen Gefallen, wenn Sie die Luxusſteuer zum 1. Juli 
beſeitigen. Wenn Sie es heute beſchließen, ſo iſt es doch 
ein Wort, das Gewerbe, die Wirtſchaft und gerade das 
Handwerk wären Ihnen außerordentlich dankbar. 


Große Teile des Danziger Handwerks werden von der. 


Luxusſteuer betroffen. Wir bringen deshalb einen 
Eventualantrag ein, der nur die Luxusſteuer beſeitigen 
will. Dem können Sie ruhig zuſtimmen. Machen Sie es 
unverzüglich. Sie wollten es ja am 2. Juni machen, 
nun ſind darüber ſchon einige Tage vergangen. Machen 
Sie es heute unverzüglich, wie es in Ihrem Antrag 
heißt. Wir geben Ihnen die Gelegenheit dazu. Die 
Aenderungen, die dann noch nötig ſind, ergeben ſich 
aus unſerer Druckſache Nr. 2321. ; 

M. D. u. H.! Es iſt über die Beſeitigung der Um- 
fag- und Luxusſteuer hier viel geſprochen worden. Man 
hat uns zu wiederholten Malen den Vorwurf gemacht, 
daß wir dieſe Steuer nicht einzuführen brauchten. Herr 
Dr. Blavier hat ſich zum Wort gemeldet und will mir 
dieſen Vorwurf auch machen, ich komme ihm zuvor. 
M. D. u. H. Auch ein Dr. Blavier wäre in der Infla⸗ 
tionszeit nicht in der Lage geweſen, ohne die Steuer 
auszukommen. Ohne ſie war eine Aufrechterhaltung der 
Staatsfinanzen in der allerſchwerſten Inflationszeit 
nicht möglich. Nicht nur die Deutſchnationalen haben 
damals die Umſatzſteuer durchgeführt, ſondern die da⸗ 
maligen Koalitionsparteien haben ſie geſchloſſen einge⸗ 
führt. Sowohl die Demokraten wie das Zentrum waren 
mit uns vollkommen einer Meinung, daß ohne die 
Umſatzſteuer damals eine Durchführung des Etats 
nicht möglich war. Dieſe Parteien weiſen das auch gar 
nicht von ſich. Ich weiß genau, daß führende Leute des 
Zentrums auch heute noch die Meinung haben, daß 
ſich die Umſatzſteuer damals nicht vermeiden ließ (Und 
heute? links). Heute gehen die Anſichten darüber aus⸗ 
einander, ob die augenblickliche Zeit geeignet iſt, die 
Steuer zu beſeitigen oder nicht. Wir ſtehen auf dem 
Standpunkt, und er wird nicht allein von uns vertre⸗ 
ten, ſondern auch in Deutſchland von führenden Poli- 
tikern und Wirtſchaftlern. Reichsminiſter Luther hat 
noch vor einigen Monaten in einer längeren Rede bei 
Beratung der Amſatzſteuer darauf hingewieſen, daß er 
in einem Abbau der Steuerbelaſtung eine der weſent⸗ 
lichſten Mittel zur Belebung der Wirtſchaft fehe, und 
er hat beſonders auf die Beſeitigung der Umſatz⸗ und 
Luxusſteuer hingewieſen. Es iſt natürlich furchtbar 
leicht, hier zu dieſer Frage mit irgendwelchen Phraſen 
Stellung zu nehmen. Es gibt aber auch für Sie nur ein 
Ja oder Nein. Bezüglich der Luxusſteuer haben Sie Ja 
geſagt. Dieſes Ja gilt beſonders für die Herren von 
der Liberalen Partei. Laſſen Sie dieſes Ja kein halbes 
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machte 1½ Millionen Gulden aus. 


Mittwoch, den 9. Juni 1926. 


Jein, ſondern ſtimmen Sie unſerer Abänderungsvor⸗ 


lage heute zu. Machen Sie den Anfang. Beſeitigen Sie 


wenigſtens die unerträgliche Luxusſteuer und helfen 
Sie damit einem großen Teile des Danziger Gewerbes. 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) 


„ Präfident: Das Wort hat der Herr Abg. Hoffmann. 

Hoffmann, Abgeordneter: (K. P.): M. D. u. H. Die 
Kommuniſtiſche Fraktion ſteht nach wie vor auf dem 
Standpunkt, daß mit der Umſatzſteuer endgültig auf⸗ 
geräumt werden muß. Die Luxusſteuer dagegen, das 
haben wir bereits erklärt, können wir nicht vollſtändig 
aufheben. Wir werden nicht dafür eintreten, daß der⸗ 
jenige, der das Kapital hat, ſich Luxusautos und Renn⸗ 
pferde zu leiſten, auch von der Steuer befreit wird. Aber 
ich verſtehe die Deutſchnationalen nicht, die hierher 
kommen und ſagen, ſie hätten von jeher auf dem Stand⸗ 
punkt geſtanden, daß die Umſatzſteuer beſeitigt werden 
müßte. Das iſt eine Demagogie ſondergleichen. Die 
Herren werden fih erinnern, daß der Antrag der Lints- 
parteien auf Beſeitigung der Umſatzſteuer abgelehnt 
wurde. Als die Umſatzſteuer eingeführt wurde, hat ſie 
die breite Maſſe am ſchwerſten gedrückt. Inzwiſchen 
iſt etwas von der Umſatzſteuer abgebaut. Dadurch 
wurde der breiten Maſſe der Bevölkerung nicht ge⸗ 
holfen. Wir werden ſehen, daß fih ein 1½ progentiger 
Abbau ſehr wenig auf die Wirtſchaft auswirkt, jeden⸗ 


falls nicht auf die Konſumenten. Durch Fortfall eines 


halben Prozentes wird die Ware nicht verbilligt. Aber 
daß gerade die Deutſchnationalen ſagen, ſie wären die⸗ 
jenigen geweſen, die immer auf dem Standpunkt ge⸗ 
ſtanden haben, daß die Umſatz⸗ und Luxusſteuer be⸗ 
ſeitigt werden müßte, iſt nicht zutreffend. Wir können 
dem entgegenhalten, daß ja die Herren im vorigen Jahre 
in der Regierung waren und die Möglichkeit hatten, 
die Umſatz⸗ und Luxusſteuer abzubauen. 

Auch die Mittelparteien muß ich angreifen. Sie 
haben damals auf dem Standpunkt geſtanden, die Am⸗ 
ſatzſteuer müſſe beſeitigt werden. Einzig und allein die 
Deutſchnationalen waren der Meinung, die Umſatz⸗ 
ſteuer könne für den Staat gefährlich werden. Sie 
Wenn dieſe dem 
Staat fehlten, müßte eine andere Steuer erfunden 
werden, um dies Loch wieder zuzuſtopfen. Damals hat 
die Deutſchnationale Partei den Abbau der Umſatz⸗ 
ſteuer ſabotiert. Die Deutſchnationalen haben ihre Ab⸗ 
geordneten aus dem Ausſchuß herausgezogen, wenn der 
Ausſchuß beſchlußfähig war. Daraus ſehen wir, welche 
Stellung die Deutſchnationalen einnahmen. Heute, wo 
ſie nicht mehr in der Regierung ſind, wo nur noch 
1 Prozent der Umſatzſteuer abzubauen iſt, können ſie 
auf dem Standpunkt ſtehen, daß die Umſatzſteuer be⸗ 
ſeitigt werden muß. Die Umſatzſteuer könnte ſchon 
lange beſeitigt fein, aber nicht ½prozentweiſe. Nun 
zeigen die Deutſchnationalen ihr wahres Geſicht. Am 
Abbau der Umſatzſteuer iſt ihnen nicht gelegen. Jetzt 
ſagen ſie ſchon, die Umſatzſteuer könne weiterbeſtehen 
bleiben. Aus den Erklärungen des Herrn Abg. Böcker 
haben wir gehört, daß die Deutſchnationalen gar nicht 
ſo ſcharf dafür eintreten, daß die Umſatzſteuer beſeitigt 
wird. Wir ſagen auch, daß die Luxusſteuer für ver⸗ 
ſchiedene Artikel, die damit behaftet ſind, beſeitigt 
werden muß. Aber die ganze Luxusſteuer werden wir 
nicht aufheben können. Bei den Beratungen im Aus⸗ 
ſchuß haben wir geſehen, daß die Regierungsparteien 
für die Entſchließung eintraten und ſagten, die Luxus⸗ 
ſteuer könne nicht eher beſeitigt werden, bis das Tabak⸗ 
monopol oder die neue Tabakſteuer eingeführt ſei. Das 
zeigt uns, wie brutal und rückſichtslos die gegenwärtige 
Regierung die Laſten der minderbemittelten Bevölke⸗ 
rung aufhalſt, während andererſeits den Herren die 
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Laſten erleichtert werden ſollen. Das neue Tabakſteuer⸗ 
geleg, die Banderolenſteuer, die heute im Ausſchuß be- 
raten wird, beweiſt uns, daß die niedrigſte Sorte, die 
von den Arbeitern geraucht wird, am höchſten zur Ver⸗ 
ſteuerung gelangt. Die billigſte Zigarette, die früher 
einen Pfennig koſtete, ſoll mit 8 Pfennigen beſteuert 
werden, 600 Prozent mehr als bisher, früher 20 Proz., 
heute 150 Prozent Steuer. Die Umſatzſteuer ſoll nicht 
abgebaut werden. Die Luxusſteuer ſoll abgebaut wer⸗ 
den, aber erſt, wenn das neue Tabakgeſetz in Kraft ge⸗ 
treten iſt, um den Ausfall der Gelder, etwa 750 000 
Gulden im Jahr zu erſetzen. Alſo ſehen wir, daß auch 
hierbei die ärmſten Schichten der Bevölkerung belaſtet 
werden ſollen. Sie ſträuben ſich nur gegen das Tabak⸗ 
monopol, werden aber nicht gegen die Erhöhung der 
Tabakſteuer ſein. Das haben wir ſchon aus den Ver⸗ 
handlungen des Ausſchuſſes herausbekommen. 

Wir Kommuniſten werden ohne weiteres für die 
Beſeitigung der Umſatz⸗ und Luxusſteuer eintreten und 
werden die Arbeiter darauf hinweiſen, daß Sie 
in dieſem Falle wieder die breiten Schichten der Be⸗ 
völkerung belaſten wollen und daß ſich diejenigen, die 
den Beſitz haben, noch mehr bereichern wollen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter: (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich will auf die Geſchichte des Amſatz⸗ und Luxus⸗ 
ſteuergeſetzes und der Anträge auf Aufhebung dieſes 
Geſetzes nicht mehr eingehen. Ich möchte aber auf einen 
Teil der letzteren Ausführungen des Herrn Abg. Hoff⸗ 
mann zurückkommen, der erklärt hat, daß im Ausſchuß 
von Seiten der Regierungsparteien geſagt wurde, daß 
man die Aufhebung der Luxusſteuer nicht eher betrei⸗ 
ben könne, bis man ein Erſatzmittel, das Tabakmono⸗ 
pol, geſchaffen hätte. In der geſtrigen Sitzung des 
Steuerausſchuſſes hat Herr Senator Dr. Volkmann er⸗ 
klärt, daß das neue Banderolengeſetz nach ſeinem 
Willen kein reines Steuergeſetz ſein ſoll. Und doch iſt 
es Tatſache. Ich habe es geſtern Herrn Senator 
Dr. Volkmann vorgehalten, daß die von Herrn Abg. 
Hoffmann wiedergegebene Aeußerungen des Redners 
der Liberalen Fraktion tatſächlich gefallen ſind, der ge⸗ 
ſagt hat: „Wir können die Umſatz⸗ und Luxusſteuer 
nicht aufheben, bevor wir nicht einen Erſatz in der 
neuen Tabakſteuer gefunden haben.“ Ich habe ſchon in 
der vorigen Sitzung des Steuerausſchuſſes erklärt, daß 
man damit eine indirekte Steuer, wie die Umſatzſteuer, 
unter Schaffung einer neuen indirekten Steuer ab⸗ 
bauen will. Das iſt nicht angängig und wird von den 
Parteien, die gegen die indirekten Steuern ſind, be⸗ 
kämpft werden müſſen. 

Nun fordert der Antrag Böcker Aufhebung ſowohl 
der Umſatz⸗ wie der Luxusſteuer. Dazu habe ich zu er⸗ 
klären, daß die reinen Luxusgegenſtände einer Be⸗ 
ſteuerung unterliegen müſſen. Da aber ein entſprechen⸗ 
der Antrag nicht vorliegt, wird man für die Aufhebung 
der ganzen Steuer ſtimmen müſſen. Die Deutſchſoziale 
Fraktion hat ſchon des öfteren erklärt, daß es nicht 
richtig war, die Umſatzſteuer ſchrittweiſe aufzuheben. 
Wenn wir auch heute für den Antrag Böcker ſtimmen, 
müſſen wir die ſchwere Beſorgnis ausſprechen, daß ſich 
der Abbau der Steuer für die Bevölkerung nicht in ge⸗ 
ringeren Preiſen für die Waren bemerkbar machen 
wird. Wir befürchten, daß dieſer Zuſtand nicht mehr 
durch die Aufhebung der Umſatzſteuer herbeigeführt 
werden kann. 

Wenn die neuen Regierungsparteien und die 
Sozialdemokratiſche Partei ſich nun ſchonend vor die 


Umſatzſteuer ſtellen und erklären, daß diefe Steuer nicht 


aufgehoben werden kann, weil dadurch ein weiterer 
Ausfall der Staatsfinanzen entſtände, ſo haben wir 
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heute zu erklären: die Lage iſt heute genau ſo wie vor 
zwei Jahren, als das Geſetz geſchaffen wurde. Damals 
herrſchte Geldmangel, und heute haben wir Geld⸗ 
mangel. Die Zwiſchenrufe der Herrn Abg. Plettner und 
Schmidt, daß man die Aufhebung der Umſatzſteuer 
ſchon vor zwei Jahren hätte beſchließen ſollen, beſagen 


gar nichts. Nach meiner Ueberzeugung und der meiner 


Fraktionsgenoſſen iſt die finanzielle Lage des Staates 
genau ſo wie vor zwei Jahren. Wir werden für die 
Aufhebung der Umſatzſteuer ſtimmen, weil die Regie- 
rungsparteien bei ihrem Regierungsantritt erklärt 
haben, daß ſie poſitive Arbeit bezüglich der Erleichte⸗ 
rungen für die Wirtſchaft leiſten würden. 

Nun wurde im Ausſchuß geſagt, man ſolle nicht 
raiſonieren, ſondern man ſolle es auch beſſer machen. 
Die Sozialdemokratiſche Partei iſt glücklich in der Re⸗ 
gierung gelandet. Wir müſſen deshalb an ſie die For⸗ 
derung richten: „Kritiſiert nicht mehr, jetzt ſeid Ihr da 
zum Beſſermachen.“ Bis jetzt haben die Regierungs⸗ 
parteien es nicht verſtanden, das, was ſie bei Antritt 
ihrer Regierung verſprochen haben, wahrzumachen. Die 
Steuerlaſt iſt nicht geringer geworden, noch ſind ſonſtige 
Erleichterungen geſchaffen worden. Es kommt noch eins 
hinzu: Man hat ſeitens der jetzigen Regierungspar⸗ 


teien erklärt, daß die Ausgaben des Staates zu groß 


wären. Was wir erlebt haben, iſt ein weiteres An⸗ 
ſchwellen der Ausgaben. Um dieſe Ausgaben ausglei⸗ 
chen zu können, beharrt man bei der Beibehaltung der 


Umſatz⸗ und Luxusſteuer. Wir find der Meinung, wenn 


man vorher kritiſiert hat, daß man es dann jetzt beſſer 
machen ſoll und mit dem Abbau der Ausgaben begin⸗ 
nen muß. Um dem Senat möglich zu machen, ſein Wort 
zu halten, werden wir ſelbſtverſtändlich für den Antrag 
er und ſtimmen. 
izepräſident Spill: D ' at d Í | 
„ pill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Wir ftim- 
men dem Antrag der ee Er J und 1 88 
dazu folgendes zu bemerken: Wir hätten es gern ge⸗ 
ſehen, wenn die Amſatz⸗ und Luxusſteuer überhaupt 
nicht eingeführt wäre, oder wenn ſie beizeiten, und 
zwar möglichſt frühzeitig, aufgehoben worden wäre. Es 
ſtimmt nicht, was der Herr Abg. Böcker hier ſagte, daß 


die Amſatz⸗ und Luxusſteuer während der Inflations⸗ 


zeit notwendig war und jetzt bei der feſten Währung 
nicht. Wir müſſen im Gegenteil erklären, daß gerade in 
der Inflationszeit hier in Danzig eine bürgerliche Re⸗ 
gierung den geſamten Beſitz enteignete, und zwar da⸗ 
durch, daß die Inflation hier in Danzig von Ihnen, 
m. H. von der Rechten, mitgemacht wurde. Da war 
allerdings eine ſolche Steuer vollkommen überflüſſig; 
denn der Staat lebte von der Subſtanz ſeiner bürger⸗ 
lichen Staatsangehörigen. Damals brauchten wir die 
Steuer nicht, denn beide zuſammen, Enteignung durch 
die Inflation und Umſatz⸗ und Luxusſteuer waren 
etwas reichliche Mittel. Damals war die Steuer total 
überflüſſig. Nun ſtehen die Dinge heute ſo: Wir müſſen, 


wenn die Steuer beſeitigt wird, das nicht fo machen, 


wie die Herren von der Rechten. Wir müſſen unbedingt 
Ratſchläge geben, wie wir dieſes Loch füllen. Da kom⸗ 
men wir mit folgendem Vorſchlag: Es handelt ſich um 
drei bis vier Millionen. Der beſte Weg, dieſe drei bis 
vier Millionen dem Staat zuzuführen, wird durch eine 
Idee gegeben, die wir ſchon einmal ventiliert haben, 
nämlich in dem Anterſchied zwiſchen einem feſt fun⸗ 
dierten Einkommen und einem nicht fundierten Ein⸗ 
kommen. Es beſteht gar kein Zweifel darüber, daß 
zwiſchen dem Einkommen eines feſt beſoldeten Staats⸗ 
beamten mit Penſion und dem Einkommen eines Kauf⸗ 
mans beiſpielsweiſe ein grundſätzlicher Unterſchied be⸗ 


(©) 


(D) 


(A) 


(B) 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 
ſteht. Das Einkommen des feſtangeſtellten Beamten 
baſiert auf dem Penſionsanſpruch, auf dem Anſpruch 
der Witwen und der Kinder um Anterhalt. Das Ein⸗ 
kommen des Kaufmanns, des Gewerbetreibenden iſt in 
dieſem Punkt erheblich ſtärker durch die erforderlichen 
Rücklagen belaſtet. Die ſchematiſche Beſteuerung des 
Einkommens von 10 Prozent ift eine ſchreiende Unge- 
rechtigkeit. Wenn man endlich einmal die Gerechtigkeit 
walten läßt, kann man dieſes Loch, das die Beſeitigung 
der Umſatz⸗ und Luxusſteuer hervorrufen würde, im 
Handumdrehen zuſtopfen. Dem ſtehen aber leider die 
bekannten von den Herren von rechts ſo verteidigten 
Rechte der Beamten entgegen, die verfaſſungsmäßig ga⸗ 
rantierten Rechte. Bei dieſer Gelegenheit möchten wir 
den Appell an die Herren von ganz rechts richten, doch 
einmal nachzugeben. Die Regierung kann ſofort, wie 
Sie es wünſchen, Herr Abg. Böcker, die Umſatz⸗ und 
Luxusſteuer beſeitigen, wenn dieſe drei bis vier Mil⸗ 
lionen dem Staat zugeführt werden. Geben Sie Ihrem 
bürokratiſchen Herzen einen kleinen Stoß. Geben Sie 
nach und ſchaffen Sie hier eine Aenderung in den Ge⸗ 


hältern, die den Beamten verfaſſungsmäßig garantiert 


ſind. Man erzählt ih in Danzig, daß die Regierung 
oder gewiſſe Regierungsparteien den Vorſchlag gemacht 
hätten, wenn die Verfaſſung beim Aufwertungsgeſetz 
geändert würde, ſollte man ſie doch gleich bezüglich der 
wohlerworbenen Rechte der Beamten ändern. Man er⸗ 
zählt ſich, daß dieſe Regelung an gewiſſen Vorein⸗ 
genommenheiten der bürgerlichen Parteien, beſonders 
der Rechtsparteien, ſcheitere. Wir möchten hier den 
Vorſchlag machen, m. H. von rechts, wenn Sie wirklich 
im Staatsintereſſe eine Aufhebung der Umſatz⸗ und 
Luxusſteuer wollen, dann geben Sie nach und bewil⸗ 
ligen Sie das, was vernünftige Leute aus der Regie⸗ 
rungskoalition vorgeſchlagen haben. Reduzieren Sie 
die Gehälter in den Gruppen, die es vertragen können. 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Dann fällt ge⸗ 
nau wie Sie es wollen ſchon morgen die Umſatz⸗ und 
Luxusſteuer. Dies iſt nicht Demagogie, wie ein Vor⸗ 
ſchlag es immer ſein muß, der Steuern beſeitigen will, 
ohne andere Vorſchläge zu machen. Stimmen Sie dem 
Antrag zu, aber geben Sie in dieſem Punkt nach und 
erklären Sie, daß Sie die Steuer durch eine Modifizie⸗ 
rung der Gehälter der höheren Gruppen aufbringen 
wollen. Dann wird die Regierung nachgeben. 

Wir wünſchen, daß die Umſatz⸗ und Luxusſteuer 
ſofort fällt, und wir hoffen, daß Sie, wenn es Ihnen 
wirklich ernſt iſt, dieſer Idee zuſtimmen werden, damit 
wir endlich einmal von der Umſatz⸗ und Luxusſteuer 
befreit werden. (Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung, 
da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung, und zwar über Artikel 1 der Druck⸗ 
ſache Nr. 2129. Ich bitte die Damen und Herren, die 
Artikel 1 der Druckſache Nr. 2129 annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das Büro iſt 
ſich nicht einig, wir kommen zur Auszählung. Die 
Auszählung beginnt. (Geſchieht.) Ich ſchließe die Aus⸗ 
zählung und bitte die Damen und Herren, das Ergeb⸗ 
nis bekannt zu geben. (Geſchieht.) Das Abſtimmungs⸗ 
ergebnis iſt folgendes: Es haben 94 Damen und Herren 
abgeſtimmt, 47 mit Ja, 47 mit Nein, Artikel 1 iſt ſo⸗ 
mit abgelehnt. (Hört, hört!) Für den Fall der Ab⸗ 
lehnung des Artikels 1 iſt vom Abg. Böcker ein Even⸗ 
tualantrag geſtellt, dem Geſetz einen Artikel 14 einzu⸗ 
fügen. Der Artikel 1a befindet ſich in der Druckſache 
Nr. 2821. 

Wir Heantragen: 

1. Für den Fall der Ablehnung des Artikels 1 fol⸗ 
genden 


Artikel 1a. 

Das Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetz vom 4. Juli 1922 
(Geſetzbl. S. 149) in der Faſſung des Geſetzes vom 
13. Oktober 1924 Geſetzbl. S. 464) nebſt den zur Aus⸗ 
führung dieſes Geſetzes erlaſſenen Verordnungen wird 
inſoweit aufgehoben, als es die Luxusſteuer betrifft. (Ab⸗ 
ſchnitt II. 88 15 bis 23 des Geſetzes.) 

Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die dem beantragten Artikel 1a zu⸗ 
ſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Danke. Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Um eine Stimme läßt ſich das hier oben nicht ſo genau 
abſchätzen. Wir müſſen wieder zur Auszählung 
ſchreiten. Die Auszählung beginnt. (Geſchieht.) Ich 
ſchließe die Auszählung. Das Ergebnis iſt folgendes: 
Es ſind 88 Stimmen abgegeben worden, davon 49 mit 
Nein und 39 mit Ja. Der beantragte Artikel la ift 
ſomit abgelehnt. Herr Abg. Böcker, dann ſteht in Ihrem 
Antrag weiter: „Für den Fall der Ablehnung des Ar⸗ 
tikels 1 folgenden Artikel 2a“ uſw. (Abg. Böcker: Ar⸗ 
tikel 2a iſt hinfällig, weil Artikel 1a auch keine Auf⸗ 
nahme gefunden hat!) Wir kommen dann zu Artikel 2. 
Da liegt ein Abänderungsantrag des Herrn Abg. 
Böcker u. Fr. in der Druckſache Nr. 2321 vor, der folgen⸗ 
den Wortlaut hat: 

Artikel 2 erhält folgende Faſſung: 

§ 83 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes vom 27. 3. 
1926 (Geſetzbl. S. 83) erhält folgende Faſſung: 

(1) Den Gemeinden werden 60 v. H., den Gutsbe⸗ 
zirken 26 v. H. des tatſächlichen Aufkommens der Eins 
kommenſteuer überlaſſen. 

Wir ſtimmen über dieſen Abänderungsantrag ab. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihn annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich eröffne die 
Beſprechung zu Artikel 2 und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Wir kommen nun zur Abſtim⸗ 
mung über Artikel 2 der Vorlage Druckſache Nr. 2129. 
Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel 2 der Vor⸗ 
lage annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Danke, ich bitte um die Gegenprobe. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das Letztere iſt die Mehrheit. Artikel 2 iſt 
abgelehnt. Wir kommen zu Artikel 3. Ich eröffne die 
Beſprechung, ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß Artikel 3 mit 
derſelben Mehrheit abgelehnt iſt. Ich rufe die Ueber⸗ 
ſchrift auf: „Geſetz betreffend Aufhebung des Umſatz⸗ 
und Luxusſteuergeſetzes und Erhöhung des Anteils der 
Gemeinden an der Einkommen⸗ und Körperſchafts⸗ 
ſteuer“. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die die Ueberſchrift annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, ſie iſt abgelehnt. Das Geſetz iſt ſomit 
endgültig in zweiter Leſung abgelehnt. Es liegt nun 
noch eine Entſchließung in der Druckſache Nr. 2307 vor, 
die der Ausſchuß vorſchlägt. 

Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu erſuchen, 
eine Geſetzesvorlage einzubringen, nach welcher die Lu⸗ 
xusſteuer unverzüglich aufzuheben iſt. Der den Gemein⸗ 
and entſtehende Ausfall ijt durch den Staat zu 
es $ 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ent- 
ſchließung zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Ent⸗ 
ſchließung iſt angenommen. Ich rufe auf Punkt 7 der 
Tagesordnung: 

Bericht des Hauptausſchuſſes zum Antrag des 

Abg. Lietzau und Fr. betr. Herabſetzung der Ge⸗ 
bühren für Telephongeſpräche. 

Druckſache Nr. 2309 zu Nr. 2184. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Karkutſch. 


(C) 


(A) 


(8) 


Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Herabſetzung der Telephongebühren wird von der 
Poſtverwaltung erſt für 1927 in Ausſicht geſtellt, da die 
für die Einrichtung des Selbſtanſchlußamts benötigten 
Gelder einer früheren Herabſetzung entgegenſtehen. Aus 
dieſem Grunde iſt unſer Antrag abgelehnt worden. 
Wenn dieſe Einrichtungskoſten nun wirklich ſo enorm 
hoch find, warum wird dann ein Aeberſchuß von nahezu 
2 Millionen im Etat für 1926 nachgewieſen? Es wäre 
bei der heutigen kritiſchen Lage von Handel, Induſtrie 
und Landwirtſchaft unbedingt erforderlich geweſen, dieſe 
Summe zur Senkung der Fernſprechgebühren zu ver⸗ 
wenden. Wir lehnen es ab, daß aus dem Poſtbetrieb 
auf Koſten der Erwerbsſtände Ueberſchüſſe für al- 
gemeine Zwecke herausgepreßt werden. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem Antrag auf Druckſache Nr. 2184 zuſtimmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, ich 
bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Das Büro iſt ſich 
einig, daß jetzt die Mehrheit ſteht. Der Antrag iſt ſomit 
abgelehnt. Ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung: 

Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angele⸗ 

genheiten über die Große Anfrage Nr. 52 betr. 
Notlage der Kleinrentner. 

Druckſache Nr. 2305 zu Nr. 2189. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat Frau Abg. Meyer. 

Meyer, Frau, Abgeordnete (D. Nat.): M. H. u. D.! 
Die Kleinrentner legen ihre Notlage abwechſelnd in 
Anträgen, in Großen und Kleinen Anfragen dar. Im⸗ 
mer erhalten ſie dieſelbe Antwort, die Berückſichtigung 
durch den Senat wird zugeſagt und es bleibt alles beim 
alten. Es iſt mit Entſchließungen nichts gemacht, wenn 
Brot verlangt wird. Dieſe Art der Erledigung der An⸗ 
träge der Kleinrentner veranlaßt unſere Fraktion, noch 
einmal auf die Lage der Kleinrentner einzugehen. (Abg. 
Dr. Blavier: Sie haben doch die Inflation gemacht, da⸗ 
her haben wir Kleinrentner!) Die Not der Kleinrentner 
iſt unter der Not, die überhaupt unter den Rentnern 
beſteht, die allerſchlimmſte. Sie haben alle Erhöhun⸗ 
gen, die die andern Rentner erfahren haben, nicht mit⸗ 
machen können. Sie ſind auf dem Stande ſtehen geblie⸗ 
ben und haben nicht die Wohlfahrten erfahren, die allen 
Rentnern durch eine gehobene Fürſorge zuteil wurden. 
Sie ſind gedrückt worden, und man kann wohl ſagen, 
daß die Kleinrentner dadurch proletariſiert ſind. Sie 
gehörten dem ſelbſtändigen Mittelſtand an und waren 
die Bewahrer der ſtaatserhaltenden Eigenſchaften, die 
einer großen deutſchen Vergangenheit angehörten. Sie 
hielten den Geiſt der Zucht, der Pflichttreue und der 
Sparſamkeit lebendig, und die Früchte dieſer Lebens⸗ 
führung haben ſie dann in Kriegsanleihen angelegt und 
dem Vaterlande zum Opfer gebracht. Die Kriegsanlei⸗ 
hen haben ſie durch die Inflation verloren. 

So ſind ſie unſchuldige Opfer des Krieges geworden, 
der uns aufgezwungen wurde. Sie haben im Intereſſe 
des Vaterlandes gehandelt. Man iſt ihnen jetzt ſchuldig 
den Dank zu bezahlen, den ſie ſich voll und ganz ver⸗ 
dient haben. Die Kleinrentner haben gelernt, ihr Los 
in Würde und Geduld zu tragen. Das iſt der Stand⸗ 
punkt, den man einnimmt, wenn man nichts bekommt. 
Sie haben auf Demonſtrationen und Umzüge verzichtet. 
Leider haben ſie auch keinen Erfolg bei ihren Anträgen 
auf Erhöhung ihrer Renten gehabt. Die Lage der Klein⸗ 
rentner hat ſich von Jahr zu Jahr verſchlechtert, beſon⸗ 

ers in letzter Zeit. Die Kleinrentner konnten durch 
immervermieten immerhin noch etwas verdienen. Wer 
kann heute durch Vermieten möblierter Zimmer etwas 


verdienen? Die geringen Mieten werden aufgezehrt 


x 
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durch den Verbrauch an den Möbeln. Alle Hoffnungen (0) 


auf die Zukunft haben ſich als trügeriſch erwieſen. Sie 
haben ihre letzten Stücke verkauft, die in ihrem Beſitz 
waren, um über die unſichere Zeit fortzukommen, in der 
Hoffnung, durch das Aufwertungsgeſetz wieder in den 
Beſitz, einer wenn auch kleinen Rente zu gelangen. Aber 
auch dieſe Hoffnungen haben ſich als trügeriſch erwie⸗ 
ſen. Und heute mehr denn je, denn die Kleinrentner 
ſtehen — das darf man hier ruhig ausſprechen — im 
8 9 des Aufwertungsgeſetzes ſchlechter da, als ſie vorher 
geſtanden haben. Ich gebe mich der Hoffnung hin, daß 
dieſe Verſchlechterung im Ausſchuß ausgebeſſert wird. 
Ihre Renten erreichen im Gegenſatz zu denen anderer 
Rentenempfänger nicht mehr das Exiſtenzminimum. 
Dabei muß man bedenken, daß der Kleinrentner erſt 
eine Rente bezieht, wenn er über 60 Jahre alt und ar⸗ 
beitsunfähig geworden ift. 

Es lohnt wohl, jetzt einen Blick auf das Kleinrent⸗ 
nerfürſorgegeſetz zu werfen. Das Kleinrentnerfürſorge⸗ 
geſetz jagt im 8 6: „Die Höhe der monatlich im voraus 
zu leiſtenden Anterſtützungsſätze darf die den Erwerbs- 
loſen jeweils zuſtehenden Sätze nicht überſchreiten und 
nicht hinter den Sätzen zurückbleiben, die jeweils den 
Sozialrentnern zuſtehen“. Wie verhalten ſich dieſe Sätze 
jetzt? Im Durchſchnitt erhält der Sozialrentner eine 
Rente von 40 Gulden, der Kleinrentner erhält eine 
Rente von 35 Gulden. Für den Ehegatten erhält er 
einen Zuſchlag von 10 Gulden, das find 45 Gulden für 
zwei Perſonen. Die Erwerbsloſen erhalten eine Unter- 
ſtützung von 53 Gulden. Dazu kommen die Beträge für 
die Frau und ein Kind, zuſammen 80 Gulden im Mo⸗ 
nat. Wir haben alſo den Sozialrentner mit 40 Gulden, 
an e mit 80 Gulden und den Kleinrentner 

en, wenn es ſi i P Í 
115 Mn Guben a um zwei Perſonen handelt, 

M. H. u. D.] Sie werden mir zu eben, daß es eine 
Unmöglichkeit iſt, heute mit 35 Gulden, und bei zwei 
Perſonen mit 45 Gulden, auszukommen. (Sehr richtig!) 
Dazu kommt nun noch die Anterſchiedlichkeit in der Ge⸗ 
währung der Winterbeihilfe und der Beihilfen über⸗ 
haupt, die in den einzelnen Gemeinden zwiſchen 10 und 
40 Gulden ſchwanken. Es iſt von den Gemeinden nicht 
zu erreichen, daß eine gleichmäßige Verteilung dieſer 
Winterbeihilfen vor ſich geht. Denn die Gemeinden er⸗ 
klären jedesmal, wenn ſie die geringeren Sätze geben, 
fie hätten kein Geld. Außerdem ſteht im § 6 Abſatz 2, 
m. H. u. D., ich bitte das zu beachten: „Spätere Abän⸗ 
derungen der Anterſtützungsſätze finden ohne weiteres 
auf die Unterſtützung der Kleinrentner Anwendung“. 
Ich möchte wiſſen, wo die Anwendung geblieben iſt, daß 
ſich die Unterjtügung der Kleinrentner nach der der Go- 
zialrentner und Erwerbsloſen richtet und wo die An⸗ 
gleichung der Renten untereinander ſtattgefunden hat. 
Die Deutſchnationale Fraktion hat nun die Große An⸗ 
frage geſtellt, die inhaltlich dahin lautet: Iſt der Senat 
bereit, 1. die Renten zu erhöhen und 2. iſt er bereit, den 
Kleinrentnern eine Kinderzulage zu gewähren. ; 

; Was ift der Erfolg im Sozialen Ausſchuß geweſen? 
Die Regierungsparteien haben dieſe Große Anfrage zur 
Seite geſchoben und dafür eine Entſchließung angenom⸗ 
men, die inhaltlich dasſelbe jagt, nämlich der Senat wird 
erneut erſucht, zu prüfen, ob eine Erhöhung der Unter- 
ſtützung der Kleinrentner und Zivilblinden umgehend 
erfolgen kann. Es muß hier darauf hingewieſen werden, 
daß die Annahme der Großen Anfrage dasſelbe bedeutet 
hätte, wie die Annahme der Entſchließung. Man wollte 
aber nicht Anträgen und Anregungen nachkommen, die 
von rechts ausgehen. Man ſtellte ſich auf den Stand⸗ 
punkt kleinlicher Parteipolitik, wo es ſich um eine un⸗ 
beſtreitbare bittere Notlage ganz beſtimmter Kreiſe 
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(Meyer, Frau, Abgeordnete.) 

handelt. Es wird hier, wie ich im Sozialen Ausſchuß 
ſagte, mit zweierlei Maß gemeſſen. Das Elend, an dem 
die gebildeten Kreiſe eines ſelbſtändig geweſenen Mittel⸗ 
ſtandes beteiligt ſind, findet nicht das Verſtändnis und 
die Hilfe, die das Elend der Sozialrentner und Erwerbs⸗ 
loſen findet. (Sehr richtig!) Für ſolche Angelegen⸗ 
heiten, wo es ſich um brennendſte Not, und zwar unver⸗ 
ſchuldete brennendſte Not, handelt, darf nichts maßge⸗ 
bend ſein, wie der Umfang der anerkannten Not und die 
Zweckmäßigkeit der Mittel, ſie zu heben. 


Ich wende mich aufs nachdrücklichſte an den Senat 


und an die Volksvertretung. Hier iſt brennende Not. 
Helfen Sie, das iſt unſer aller Pflicht! (Lebhaftes 
Bravo! rechts.) 2 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Liſchnewski. i 

Liſchnewski, Abgeordneter (K. P.): Meine nicht ver- 
ehrte deutſchnationale Fraktion. Merken Sie gar nicht, 
was für elende Kreaturen Sie ſind, (Lachen rechts) 
wenn Sie mit der Notlage der Kleinrentner und In⸗ 
validen herumſpielen und ſie als Agitationsmittel ge⸗ 
brauchen? 

Vizepräſident Spill: Haben Sie mit dieſem Aus⸗ 
druck Angehörige dieſes hohen Hauſes gemeint? (Abg. 
Liſchnewski: Die deutſchnationale Fraktion habe ich 
gemeint!) Ich rufe Sie zur Ordnung. i 

Liſchnewski, Abgeordneter (K. P.): Schämen Sie 
ſich nicht, (Nein! rechts) daß Sie die Not der Kleinrent⸗ 
ner benutzen, um Agitation zu betreiben. Iſt es Ihnen 
nicht bewußt, daß es gerade Ihre Anhänger waren, die 
die Inflation verſchuldet haben, die dieſen Raubzug auf 
die Kleinrentner, die Kleinkapitaliſten gemacht haben? 
Erinnern Sie ſich deſſen nicht, daß es ein Deutſchnatio⸗ 
naler, Helfferich, geweſen iſt, der in der Kriegszeit ſy⸗ 
ſtematiſch die Inflation herbeigeführt hat, die von der 
Deutſchnationalen Fraktion weiter gefördert wurde. Da⸗ 
für hat ihn jetzt der Teufel geholt, er hat ſeinen Lohn 
empfangen. (Bewegung rechts.) Das war für die Trä⸗ 
nen und die Not, die er herbeigeführt hat. Das war der 
Lohn dafür, der ihm beim Eiſenbahnunglück zuteil 
wurde. Das war der Lohn, daß dieſer Teufel ſich bei 
dem Eiſenbahnunglück, das ihm zugeſtoßen iſt, das Ge⸗ 
nick brechen durfte. (Eine Gemeinheit! rechts.) 

Vizepräſident Spill: Ich rufe Sie wegen dieſes 
Ausdrucks zum zweiten Mal zur Ordnung und mache 
Sie auf die Folgen des dritten Ordnungsrufes auf⸗ 
nierkſam. ; 

Liſchnewski, Abgeordneter (R.P.): Ich erinnere 
Sie an die Tränen, die Not und die Selbſtmorde, die 
infolge dieſer Tat entſtanden ſind. Jetzt ſtellen Sie ſich 
hin und klagen über die Not der Kleinrentner. Erin- 
nern Sie ſich nicht, daß Sie die Inflation zuſtande ge⸗ 
bracht haben. Waren es nicht Ihre Kreiſe, die die Klein⸗ 
rentner mit Haut und Haaren verſchlungen haben, die 
den Kleinrentnern die letzte Kuh aus dem Stall geholt 
haben! All das haben Sie ſyſtematiſch herbeigeführt. 
Jetzt ſprechen Sie mit Empörung über die Not der 
Kleinrentner. Frau Abg. Meyer⸗Rottmannsdorf führte 
aus, daß die Kleinrentner gelernt haben, ihre Not zu 
tragen. Ich behaupte aber, ſie haben noch nicht gelernt, 
wer ſie an der Naſe herumgeführt hat und jetzt noch her⸗ 
umführt. Das fällt noch mehr ins Gewicht. Wir den⸗ 
ken an die Geſetzesvorlagen, denen Sie nicht zugeſtimmt 
haben, worin den Kleinrentnern die Möglichkeit gege⸗ 
ben wurde, ihre verlorenen Werte zurückzuerobern. Erin⸗ 
nern Sie ſich daran, daß Sie einer Vorlage zugeſtimmt 
haben, nach der das Armenrecht jetzt nur bei Objekten 
bis 800 Gulden gegeben wird. Früher war es den Klein⸗ 
rentnern möglich, einen Wertgegenſtand von 2800 G 
einzuklagen. Sie bekamen das Armenrecht und einen 
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Rechtsanwalt zugeſprochen. Da nun angeblich 72 000 
Gulden im Jahr für Armenſachen verausgabt wurden, 
brachte die Regierung eine Geſetzesvorlage ein, der die 
Regierungsparteien und die Deutſchnationalen zuge⸗ 
ſtimmt haben. Von jetzt ab dürfen nur 800 Gulden ein⸗ 
geklagt werden und die Hälfte der Rechtsanwaltsgebüh⸗ 
ren wird erſtattet. Es iſt ein Skandal, wenn man einer 
ſolchen Vorlage zuſtimmt und ſich nachher hinſtellt und 
über die Not der Kleinrentner und Invaliden ſpricht. 
Das iſt Demagogie. Wer es ehrlich meint, kann die Not 
fühlen. Frau Meyer⸗Rottmannsdorf ſpreche ich jedes 
Fühlen für die Not der Kleinrentner ab, weil ſie noch 
nicht in der Lage geweſen iſt, nur Schwarzbrot zu eſſen. 
Eine Schweſter eines Rittergutsbeſitzers ſtellt ſich her 


und will über die Not der Kleinrentner ſprechen. Nur 


wer die Not ſelbſt durchgemacht hat, wer noch nicht ge⸗ 
wußt hat, was man am nächſten Tage ißt, der iſt in der 
Lage, darüber zu ſprechen. 

Es wird immer geſagt, daß kein Geld da iſt. Wir 
haben eine Vorlage eingebracht, worin das Gehalt der 
Beamten, die mehr als 500 Gulden bekommen, geſtri⸗ 
chen wird. Mit 500 Gulden kann jeder heute beſtehen. 
Das hat mir ſogar ein bürgerlicher Vertreter heute be⸗ 
ſtätigt. Ich erinnere an den Abgeordneten Herrn Dr. 
Blavier, der auch gewillt iſt beizuſteuern und der dafür 
iſt, daß in dieſer miſerablen Finanzlage die Gehälter 
gekürzt werden. Gerade die Deutſchnationalen und die 
Beamtenkreiſe ſind es, die ſich mit Händen und Füßen 
dagegen ſträuben, daß ihr Gehalt gekürzt wird. Der Be⸗ 
amtenbund hat erneut zum Ausdruck gebracht, daß die 
wohlerworbenen Rechte nicht geſchmälert werden dürfen. 
Das zeigt, welcher Selbſterhaltungstrieb in den Kreiſen 
der Deutſchnationalen Partei vorhanden iſt. Wir ſpre⸗ 
chen an dieſer Stelle dem Vorſitzenden des Hauptaus⸗ 
ſchuſſes unſer Mißtrauen aus, denn unſer Antrag, die 
Gehälter über 500 Gulden zu ſtreichen, ruht bis jetzt, 
trotzdem er im Dezember geſtellt wurde, infolge einer 
gewiſſen Sabotage im Hauptausſchuß. Ich finde keine 
Worte der Empörung über ſolche Behandlung einer Ge⸗ 
ſetzesvorlage, die aus ehrlichem Herzen kommt, um den 
notleidenden Schichten zu helfen. Die erſparten Gehäl⸗ 
ter ſollten reſtlos ſozialen Verpflichtungen zugewandt 
werden. Nichts iſt unternommen, abſolut nichts. An 
die wohlerworbenen Rechte klammert man ſich. Wenn 
man zu freſſen und zu ſaufen hat und ſich dann hinſtellt 
und über die Not der Kleinrentner ſpricht, ſo iſt das 
mehr als infam. 

Wir haben zu dieſer Großen Anfrage der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion einen Antrag eingebracht, in wel⸗ 
chem wir eine 25 % ige Erhöhung der Bezüge der Klein- 
rentner verlangen. Das iſt eine ganz miſerable Forde⸗ 
rung. Was werden Sie, m. D. u. H., mit unſerm An⸗ 
trag machen? Sie werden kalt über ihn hinweggehen 
und aus Parteigründen unſern Antrag niederſtimmen. 
Davon bin ich feſt überzeugt; trotzdem wir aus ehrlichem 
Herzen dieſen unverſchuldet in Not geratenen Kreiſen 
25 % Erhöhung bewilligen wollen. Hier denkt man nur 
immer an ſich ſelbſt, die andern Kreiſe können zu Grun⸗ 
de gehen. Ich erinnere an die Selbſtmorde und die Trä⸗ 
nen, die gefloſſen ſind, als man dieſen Leuten das letzte 
Stück genommen hat. In dem betreffenden Ausſchuß, 
in dem dieſe Frage behandelt wurde, wurde eine Ent⸗ 
ſchließung angenommen, die wirklich nichts beſagt. 

M. D. u. H., wenn heute Geſetzesvorlagen oder An⸗ 
träge eingebracht werden, werden auch Entſchließungen 
eingebracht. Ich ſage von dieſer Stelle, Sie fangen an, 
ſich lächerlich zu machen mit ihren Entſchließungen, weil 
dieſe niemals zur Durchführung gelangen. Dieſe Ent⸗ 
ſchließungen bedeuten weiter nichts als eine Verſchleie⸗ 
rung, um darzutun, als ob man etwas für die notlei⸗ 


Volkstag Danzig. — 168. Sitzung. Mittwoch, den 9. Juni 1926. 


(Liſchnewſti, Abgeordneter.) 


(denden Schichten übrig habe. Dieſe Entſchließungen wan⸗ 
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dern nur in den Papierkorb. Aber das Gehalt in der 
Taſche, Spritzfahrten nach Italien, nach Rom gemacht, 
trotzdem man früher geſagt hat: „Gott ſtrafe England!“. 
So ſieht der Selbſterhaltungstrieb Ihrer deutſchnationa⸗ 
len Kreiſe aus, Frau Abg. Meyer und Kollegen. Als Sie 
noch in der Regierung waren, hätten Sie Gelegenheit 
gehabt, dieſen Kreiſen zu helfen, jetzt, wo Sie außerhalb 
der Regierung ſtehen, ſtellen Sie ſich her und haben ein 
warmes Herz. Schämen Sie ſich, das rufe ich Ihnen von 
dieſer Stelle aus zu. 

Vizepräſident Spill: Ich mache Sie zum letzten Mal 
darauf aufmerkſam, daß ich Ihnen das Wort entziehe, 
wenn Sie ihre Ausdrucksweiſe nicht ändern. 

Liſchnewski, Abgeordneter (K. P.): Da kann einem 
der Mund übergehen, wenn man ſieht, wie dieſe Abge⸗ 
ordneten nicht allgemeine Politik treiben, ſondern In⸗ 
tereſſenpolitik. Dann weiß man nicht, wie man ſich aus⸗ 
drücken ſoll. M. D. u. H.! Wenn Sie wirklich für dieſe 
Kleinrentner etwas ſchaffen wollen, dann ſtimmen Sie 
unſerm Antrag zu, in dem wir eine 25 Zige Erhöhung 
der Kleinrentnerbezüge verlangen. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat Frau Abg. 
Richter. . 

Richter, Frau, Abgeordnete (D.Lib.): M. H. u. D.] 
Ich glaube, über die Lage der Kleinrentner noch ein 
Wort zu verlieren, erübrigt ſich vollkommen. Wir im 
Ausſchuß waren uns auch darüber ganz klar, nicht nur 
etwa die Deutſchnationalen und wir, ſondern bis ganz 
links waren wir uns darüber klar, daß wir dieſen 
Greiſen helfen müſſen und werden. Aus dieſen Gründen 
möchte ich Ihnen ans Herz legen, die gefaßte Entſchlie⸗ 
bung anzunehmen. Wenn Herr Abg. Liſchnewſki jagte, 
die Entſchließungen beſagen nichts, ſo möchte ich hoffen, 
daß er in dieſem Falle Unrecht hat. Ich glaube be⸗ 
ſtimmt annehmen zu können, daß er in dieſem Fall Un- 
recht hat und daß die Regierung dem einſtimmigen 
Wunſch des Volkstages Rechnung tragen wird und die 
Unterſtützung der Kleinrentner erhöht. 

Wenn Herr Abg. Liſchnewſki einen Satz von 
25 Prozent vorſchlägt, ſo hoffe ich perſönlich, daß dieſer 
Satz überſchritten werden möchte. Ich habe nur den 
einen Wunſch, den ich zum Ausdruck bringe, daß der 
Volkstag dem Senat zeigt, daß er die Entſchließungen 
einſtimmig annimmt und daß wir einſtimmig der An⸗ 
ſicht ſind, daß die Renten erhöht werden müſſen. Ich 
glaube beſtimmt, daß es dem zuſtändigen Senator 
möglich ſein wird, unſere Wünſche im Senat durchzu⸗ 
ſetzen und die Erhöhung vom 1. Juli möglich zu machen. 
Das iſt mein Wunſch, und das, was ich den Kleinrent⸗ 
nern wünſchen möchte. Große Worte zu verlieren, hat 
keinen Zweck. Ich möchte dringend bitten, daß der 
Senat möglichſt bald, und zwar ſpäteſtens bis 1. Juli, 
Abhilfe ſchafft und die Renten erhöht. (Bravo!) 

Vizepräſident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung, 
da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Anträge 
liegen nicht vor. Zwei Entſchließungen ſind geſtellt. Un⸗ 
zweifelhaft geht die Entſchließung des Herrn Abg. 
Liſchnewſki u. Fr. weiter als die Entſchließung des 
Ausſchuſſes. Ich werde zuerſt über die weitergehende 
Entſchließung des Abg. Liſchnewſki u. Fr. abſtimmen 
laſſen, Druckſache Nr. 2310. . 

Der Senat wird erſucht, eine Erhöhung der Anter⸗ 
ſtützungsſätze für Kleinrentner, Sozialrentner und Zivil⸗ 
blinde um 25% ſofort durchzuführen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ent⸗ 
ſchließung zuſtimmen wollen, ſich vom Platze zu er⸗ 
heben. (Abg. Hoffmann: Wo iſt Ihr ſoziales Herz?) 
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lehnt. Wir ſtimmen ab über die Entſchließung des Aus⸗ 
ſchuſſes, Druckſache Nr. 2305. 

Der Senat wird erneut erſucht zu prüfen, ob eine Er⸗ 
höhung der Unterjtügungsjäge für Kleinrentner und Zi⸗ 
vilblinde umgehend erfolgen kann. 

Die Damen und Herren, die dieſer Entſchließung 
zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich von ihrem Platze zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Ent⸗ 
ſchließung iſt angenommen und die Große Anfrage da⸗ 
mit erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 9 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Luftverkehrsgeſetzes. 

Druchſache Nr. 2308 zu Nr. 2201. Ich rufe auf 
§ 1 und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! So 
notwendig wie dies Geſetz nach der Begründung des 
Senats ſein mag, ſo notwendig, glauben wir, iſt es 
auch, daß die Ausbildung der Luftſchiffahrer durch den 
Senat geſchieht. Dieſe Frage hat ganz beſonders den 
Hauptausſchuß beſchäftigt, leider konnte ein von mir 
geſtellter dahingehender Antrag keine Mehrheit finden. 
Ich möchte aber hier beſonders hervorheben, daß der 
Ausſchuß in ſeiner Mehrheit im Prinzip damit einver⸗ 
ſtanden war. Ich kann es nicht verſtehen, daß man, 
wenn man im Prinzip dafür iſt, dann nicht tatſächlich 
für eine Sache eintritt. (Abg. Ediger: Schenken Sie 
dem Senat Flugzeuge!) Es iſt alles vorhanden, wenn 
auch nicht ſtaatlich. Die Schule iſt da, und es wäre gar 
nicht weiter ſchlimm, die Schule von Staats wegen zu 
enteignen, um dem Staat dadurch Gelegenheit zu geben, 
die Schüler auszubilden. Wo ein Wille iſt, iſt bekannt⸗ 
lich auch ein Weg. Aber Sie haben nicht den Willen 
und glauben, mit einer Handbewegung darüber hin⸗ 
weggehen zu können. Wir haben bei den Etats immer 
wieder erklärt, daß die Ausbildung der Kraftwagen⸗ 
führer von Staats wegen erfolgen müßte, weil bei der 
jetzigen Ausbildung für das Publikum und den Ver⸗ 
kehr große Gefahren vorhanden ſind. Die Gefahr iſt bei 
den Luftſchiffern nach unſerm Dafürhalten weit größer 
als bei den ſchlecht ausgebildeten Kraftwagenführern; 
denn wenn ſo ein Flugſchiff aus der Luft herabſauſt, ſo 
iſt erſtens das Flugzeug hin, zweitens die Inſaſſen des 
Luftſchiffes. Hier auf der Erde kann es hier und da noch 
einmal mit Abſchürfungen abgehen oder auch Bein⸗ 
brüchen. Aber wenn ein Luftſchiff aus 1000 Meter 
herunterkommt, ſo endet das meiſt nicht mit Bein⸗ 
brüchen, ſondern mit dem Tode. 

Um dieſem vorzubeugen, ſind wir der Meinung, 
daß die Ausbildung der Flugzeugführer von Staats 
wegen geſchehen muß, um ſo mehr, da der Senat ſelbſt 
erklärte, die Entwicklung des Flugweſens nähme rapide 
zu, es ſei zu erwarten, daß ſich der Verkehr noch viel⸗ 
mehr entwickele, als es bisher der Fall war. Damit 
werden natürlich auch neue Kräfte eingeſtellt. Es wer⸗ 
den neue Piloten erforderlich ſein; was iſt die Folge 
davon! Die Schule wird die Konjunktur ausnutzen und 
wird die Kräfte, die ſich als Piloten ausbilden laſſen, 
mangelhaft ausbilden, weil die Privatinduſtrie heute 
nur auf ſo viel Verdienſt wie möglich eingeſtellt iſt. 
(Abg. Robert Schmidt: Die Prüfung ſoll ſtaatlich ſein!) 
Was nützt die Prüfung von Staats wegen, wenn der 
Staat nicht die Ausbildung von Grund auf in Händen 
hat. Wenn der Staat die Prüfung abnimmt, dann iſt 
der Mann noch weit mehr geſchädigt, wenn er nicht von 
Staats wegen ausgebildet wird. Er wird ſein Geld 
dem Privatlehrer gegeben haben, und der Staat ſagt 
dann: „Ich kann Dir den Führerſchein nicht erteilen.“ 
Man müßte vom Staat aber verlangen, daß er die 
Leute ſo ausbildete, daß ſie ihren Beruf ausüben 


Das war die Minderheit, die Entſchließung iſt abge⸗ können. 
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Maſchke, Abgeordneter.) 

Es kommt uns, wie geſagt, darauf an, daß ſich auch 
dieſer Verkehr reibungslos abwickelt und daß die Ge⸗ 
fahr der Unglücksfälle vermindert wird. Die Gefahr 
der Anglücksfälle ſehen wir darin, daß die Ausbildung 
in Privathänden liegt. Wir ſehen darin weiter eine 
Ausbeutung der Schüler. Bei der Beſprechung der 
Ausbildung der Kraftwagenführer ſtanden wir auf 
dem Standpunkt, daß dieſe Schüler ausgebeutet werden. 
Wenn ſich der Luftverkehr vermehrt, wie der Senat 
ſagt, ſo wird auch die Ausbeutung der Schüler durch 
die Privatlehrer zunehmen. Um dies zu vermeiden, 
beantragen wir, daß der § 5 folgende Faſſung erhält: 

Die Ausbildung zum Luftfahrer darf nur durch eine 
ſtaatliche Luftfahrerſchule vorgenommen werden. 

Stimmen Sie dieſem Antrage zu. Die Mittel ſind 
vorhanden, es fehlt nur noch der Weg. Es beſteht hier 
eine Fliegerausbildungsſchule. Der Staat brauchte nur 
ſeine Hand darauf zu legen und ſelbſt die Sache zu 
leiten. Dann wäre einem eventuell in Erſcheinung 
tretendem Uebel abgeholfen. Die Schüler hätten die 
Gewißheit, daß ſie nicht ausgebeutet werden und daß ſie 
das lernen, was für ihren Beruf notwendig iſt. 

Vizepräſident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung 


über § 1, da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. 


Wir kommen zur Abſtimmung über den $ 1 mit der 
Aeberſchrift Erſter Abſchnitt. Luftverkehr. „A Luft⸗ 
fahrzeuge und Luftfahrer.“ Ich bitte die Damen und 
Herren, die 8 1 einſchließlich der genannten Ueberſchrift 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Danke, das ijt die Mehrheit, § 1 ift ange- 
nommen. Ich rufe auf § 2. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Ich darf wohl die Annahme mit derſelben Mehrheit 
feſtſtellen. Ich eröffne die Beſprechung zu § 3 und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich 
ſtelle die Annahme des § 3 feft. § 4 ift ebenfalls ange- 
. nommen. Zu § 5 liegt ein Abänderungsantrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion in Druckſache Nr. 2317 vor: 

§ 5 der Druckſache Nr. 2201 erhält folgende Faſſung: 

Die Ausbildung zum Luftfahrer darf nur durch eine 

ſtaatliche Luftfahrerſchule vorgenommen werden. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Ich darf dann wohl feſtſtellen, 
daß 8 5 der Vorlage angenommen ift. § 6 angenommen, 
S 7 mit Ueberſchrift „B Flughäfen“ angenommen. 
§ 8; angenommen. $ 9; angenommen. § 10; angenom⸗ 
men. § 11 mit Ueberſchrift „C Luftfahrtunterneh⸗ 
men und Veranſtaltungen“ angenommen. $ 12 mit 
Ueberſchrift „D Verkehrsvorſchriften“ angenommen. 
§ 13; angenommen, § 14; angenommen. § 15 mit 
Ueberſchrift „E Enteignung“ angenommen. § 16; an- 
genommen. § 17; mit Ueberſchrift „F Gemeinſame Be- 
ſtimmungen“ angenommen. § 18; angenommen. § 19 
mit Ueberſchrift „Zweiter Abſchnitt. Haftpflicht“ ange- 
nommen. $ 20; angenommen. § 21; angenommen. § 22; 
angenommen. § 23; angenommen. $ 24; angenommen. 
$ 25; angenommen. $ 26; angenommen. 8 27; ange- 
nommen. $ 28; angenommen. § 29; angenommen. 
$ 30; angenommen. $ 31; mit der Ueberſchrift „Dritter 
Abſchnitt Strafvorſchriften und Schlußbeſtimmungen“ 
angenommen. § 32; angenommen. § 33; angenommen. 
Ich rufe die Ueberſchrift auf „Luftverkehrsgeſetz“. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Ich bitte die damen und Herren, 
die die Überſchrift annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht) Das iſt die Mehrheit, das Ge⸗ 
ſetz iſt in zweiter Leſung angenommen. (Dritte Leſung.) 
Es wird die dritte Leſung beantragt. Widerſpruch wird 
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nicht laut. (En bloc!) Ich eröffne die allgemeine Be- 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Es iſt be⸗ 
antragt worden, en bloc über die 88 1 bis 33 cin- 


schließlich der verleſenen Ueberſchriften abzuſtimmen. 


Widerſpruch wird nicht laut. Ich bitte die Damen und 
Herren, die den 88 1 bis 33 einſchließlich der Ueber⸗ 


ſchriften zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 


heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, ſie ſind an⸗ 
genommen. Wir ſtimmen über die Ueberſchrift ab. Ich 
bitte die Damen und Herren, die ſie annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt angenommen. Da 


Abänderungen nicht erfolgt ſind, können wir ſofort zur 
Schlußabſtimmung ſchreiten. Ich bitte die Damen und 
Herren, die das Geſetz in der Schlußabſtimmung an⸗ 


nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt in der 
Schlußabſtimmung angenommen. Ich rufe auf 
Punkt 10 der Tagesordnung: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Einführung des 1. Mai als Feiertag. — Ur⸗ 
antrag des Abg. Raſchke und Fraktion. 

Drucksache Nr. 2310 zu Nr. 2217. Ich rufe auf 8 1 
und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Als 
wir unſern Antrag eingebracht haben, wonach der 1. 
Mai als Feiertag eingeführt werden ſollte, habe ich von 
dieſer Stelle aus eine Begründung gegeben. Ich brauche 
mich nicht zu wiederholen. Ich glaubte aber, daß die 
Parteien wenigſtens im Ausſchuß dazu Stellung neh⸗ 
men würden, um zum Ausdruck zu bringen, wie ſie zu 
dieſer Frage ſtehen. Das iſt leider auch nicht einge⸗ 
troffen. Lediglich die Sozialdemokratie nahm zu un⸗ 
ſerer Vorlage Stellung und lehnte ſie ab. Sie lehnte 
ſie mit der Begründung ab, daß die Arbeiter eigentlich 
den 1. Mai als Feiertag von geſetzeswegen nicht haben 
wollen. Ja man erklärte ſogar, auf einem Verbandstag 
in Stuttgart wäre dieſe Frage auch angeſchnitten wor⸗ 
den und ſämtliche Teilnehmer mit Ausnahme von 2 
oder 3 hätten ſich gegen die Einführung des 1. Mai als 
Feiertag gewandt. M. D. u. H.] Wenn die Stimmung 
auf dem Kongreß ſo geweſen iſt, dann können wir das 
inſofern verſtehen, als dieſe Kongreſſe ja immer ſehr 
großartig aufgezogen werden und einer gewiſſen Beein⸗ 
fluſſung nicht entbehren. Wir wiſſen ganz genau, daß 
auf dieſen Kongreſſen die Spitzen der Behörden, wenn 
man ſo ſagen darf, vertreten ſind, und daß die Kongreß⸗ 
teilnehmer dann immer nach der Pfeife tanzen, die ge⸗ 
ſpielt wird. Da iſt es zu verſtehen, daß der Beſchluß ſo 


ausgefallen iſt. Wir wiſſen aber beſtimmt, daß die Ar⸗ 


beiter in ihrer großen Mehrheit dafür ſind, daß dieſer 
Tag auch vom Bürgertum als Feiertag des Arbeiters 
anerkannt wird. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Genau ſo, wie der Arbeiter gezwungen wird die Feier⸗ 
lage des Bürgertums zu achten und zu ehren, genau ſo 
verlangt der Arbeiter, daß auch ſein Feiertag vom Bür⸗ 
gertum geehrt wird. Das iſt nach unſeren Erkundigun⸗ 
gen die Meinung der Arbeiter, und es iſt bedauerlich, 
daß die Sozialdemokratie dieſem Antrag nicht zuge⸗ 
ſtimmt hat und auch nicht in der Koalition verſucht hat, 
dahin zu wirken, daß der Antrag zur Annahme kam. 
Nun hat die „Volksſtimme“ geſchrieben, daß man über 
die Einführung des 1. Mai als Feiertag geteilter Mei⸗ 
nung ſein kann. Wir ſchließen daraus mit Recht, daß 
bei der Sozialdemokratie keine ſo einheitliche Meinung 
über dieſen Feiertag vorhanden iſt, wie ſie der angeb⸗ 
liche Kongreß zutage gefördert haben ſoll. Wir wiſſen 
aber, daß der größte Teil der ſozialdemokratiſchen Ar⸗ 
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(Rajchte, Abgeordneter.) 
beiter der Meinung ift, daß der 1. Mai ein geſetzlicher 
Feiertag werden muß. ; : : 

Es iſt beſchämend für die Sozialdemokratie und ihre 
Zeitung, daß im ſelben Atemzuge erklärt wird: „Näch⸗ 
ſtes Jahr fällt ja der 1. Mai auf einen Sonntag, Dieſes 
Jahr iſt er noch nicht Feiertag, folglich hat es noch wie⸗ 
der zwei Jahre Zeit“. Das iſt eine Einſtellung, die man 
als ziemlich verwaſchen bezeichnen muß, wovon die Ar⸗ 
beiter abſolut nichts wiſſen wollen. Entweder ſagt man 
„jawohl, der 1. Mai ſoll geſetzlicher Feiertag werben“, 
oder man jagt „wir wollen davon nichts willen“. Es ijt 
aber nach meiner Meinung inkonſequent, wenn man 
dieſe Frage noch zwei Jahre hinausſchieben will. Wir 
werden nicht ruhen und raſten, dem Volkstag dieſe 
Frage bei nächſter Gelegenheit wieder vorzulegen. Wir 
werden uns auch an die ſozialdemokratiſchen Arbeiter 
nochmals mit der Frage wenden, ob es ihnen nicht dar⸗ 
um zu tun iſt, den 1. Mai als Feiertag von Staats we⸗ 
gen eingeführt zu ſehen. ; ; 

Ich kann Ihnen ſchon heute die Gewißheit geben, 
daß die Arbeiter die Frage bejahen werden. Sie werden 
erklären, daß fie den 1. Mar als geſetzlichen Feiertag 
verankert wiſſen wollen. Wenn auch ſelbſt der 1. Mai 
ein geſetzlicher Feiertag werden wird, wird unſerem 
Kampfe, den wir mit dem 1. Mai verbinden, das heißt 
dem Sturz des Kapitals und der Befreiung der Arbei⸗ 
terſchaft, kein Abbruch getan. Nach wie vor bleiben 
dieſe Parolen und nach wie vor bleibt der Kampf für 
dieje Parolen beſtehen, jo daß nicht etwa, wie hier und 
dort Führer der Sozialdemokratie erklären, ſich die Ar⸗ 
beilerſchaft den 1. Mai erlämpfen jol. Das hat mit die⸗ 
ſer Sache abſolut nichts zu tun. Die Forderungen, die 
mit dem 1. Mai verounden ſind, werden dann, wenn der 
1. Mai geſetzlicher Feiertag iſt, lauter erſchallen. Sie 
werden größeren Nachdruck finden und dazu angetan 
ſein, dem Bürgertum e a Garaus zu machen. 

Bravo! bei den Kommuntſten. ; : 
' Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Loops. 3 

852 555 Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.!“ Im 

Namen der NN Volkstagsfraktion 
abe ich folgendes zu erklären: we 
. Auf 1 Pariser internationalen Sozialiſten⸗Kon⸗ 


greß im Jahre 1889 wurde beſchloſſen, den 1. Mai jeden 


Jahres in jedem Lande als Demonſtrationstag der Ar⸗ 
beiterſchaft für Achtſtundentag, Sozialpolitik und 
Weltfrieden zu begehen. Die deutſche Sozialdemokratie, 
zu der auch in früheren Jahrzehnten die Danziger Go- 
zialdemokratie gehörte, hat es fih angelegen fein laſſen, 
dieſen Feiertag ſtets beſonders würdig zu begehen. 
Weder durch Polizeimaßnahmen noch durch Unterneh- 
merterror hat fie fih abhalten laſſen, am 1. Mai für 
die hohen Ideale zu demonſtrieren, und fie kann den 


Erfolg verzeichnen, daß viele von den Maiforderungen 


heute zum Teil erfüllt, zum andern Teil auch ſelbſt von 

bürgerlichen Kreijen übernommen worden find. 
Der 1. Mai war urſprünglich als Demonſtrations⸗ 

tag gedacht, als ein Feſttag, den ſich die Arbeiterſchaft 
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aus eigenem Rechte nahm. Als die Revolution der 
Jahre 1917/18 die ſozialiſtiſche Arbeiterſchaft in den 
verſchiedenſten Ländern Europas maßgebenden Einfluß 
gewinnen ließ, hat ſie den 1. Mai neben den Feiertagen 
der verſchiedenen Religionsgemeinſchaften auch zum 
Staatsfeiertag erhoben. Die Danziger Sozialdemo⸗ 
kratie hat daher im letzten Volkstag Gelegenheit ge⸗ 
nommen, einen diesbezüglichen Antrag auch für die 
Freie Stadt Danzig einzubringen. Dieſer Antrag 
wurde durch die bürgerliche Mehrheit des Volkstages 
abgelehnt. Die Machtverhältniſſe im Danziger Parla⸗ 
ment haben ſich ſeit dieſer Abſtimmung nicht verändert, 
ſondern auch heute iſt dieſelbe bürgerliche Mehrheit 
vorhanden, wie es damals der Fall war. Die Sozial⸗ 
demokratiſche Fraktion erachtet auch weiterhin den 
1. Mai als den Demonſtrations⸗ und Feſttag der 
klaſſenbewußten, internationalen Arbeiterſchaft. Sie 
hält es aber nicht der Würde der Danziger Arbeiter⸗ 
ſchaft entſprechend, wenn ſie dauernd bei einer bürger⸗ 
lichen Parlamentsmehrheit um die Erlangung des 
1. Mai zum Staatsfeiertag angehen jol. Dieſes prole- 
tariſche Selbſtgefühl läßt der erneut eingebrachte An⸗ 
trag der Kommuniſten vermiſſen. 

Aus dieſen Gründen kann ſich die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Fraktion nicht für den Antrag der Kommuniſten 
erklären. Da ſie andererſeits aber ihre Auffaſſung von 
der Notwendigkeit und der hohen Bedeutung des 
1. Maitages auch fernerhin mit aller Macht vertreten 
wird, hat die Sozialdemokratiſche Volkstagsfraktion be⸗ 
ſchloſſen, ſich bei der Abſtimmung über den kommuni⸗ 
ſtiſchen Antrag der Stimme zu enthalten. (Bravo! bei 
den Sozialdemokraten. — Zurufe bei den Kom⸗ 
muniſten.) 


Vizepräſident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung 


über § 1, da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. 


Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die § 1 annehmen wollen, ſich vom Platze 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 8 1 
ijt abgelehnt. Ich rufe auf § 2 und eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die 
Aussprache. Ich darf wohl mit derſelben Mehrheit die 
Ablehnung des § 2 feſtſtellen. Wir kommen zur Mb- 
ſtimmung über die Aeberſchrift: „Geſetz betreffs Cin- 
führung des erſten Mai als Feiertag.“ Ich bitte die 
Damen und Herren, die dieſer Ueberſchrift zuſtimmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, die Ueberſchrift iſt abgelehnt. 
Somit iſt das Geſetz in zweiter Beratung endgültig 
erledigt. 

- M. D. u. H.! Wir find am Schluß unſerer Tages- 
ordnung. Ich ſchlage vor, daß wir die nächſte Sitzung 
am Mittwoch kommender Woche, 3.30 Uhr, abhalten 
und erbitte die Ermächtigung für den Präſidenten, im 
Verein mit dem Aelteſtenausſchuß die Tagesordnung 
feſtzuſetzen, da das heute in Anbetracht der Geſchäfts⸗ 
lage nicht möglich iſt. Widerſpruch wird nicht laut, das 
hohe Haus hat ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 6 Uhr 15 Minuten.) 


(A) 


(B) 
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169. Sitzung 


Mittwoch, den 16. Juni 1926. 


Kommuniſtiſchen Fraktion, 2555 C 

Hoffmann (er;; 8 2555 C 
Zweite Beratung eines zweiten Geſetzes über den Aus⸗ 
gleich der Geldentwertung. (Druckſache Nr. 2325 zu 

Nr. 3920 und Nr 484 2555 C 

Rahn (Soz. P.) zur Geſchäftsordnung 2555 C 

Rahn (Soz. P.) zur Geſchäftsordnung 2555 D 

Neubauer (3.) Berichterſtatter 2555 D 

Dr. aome ONE S y a a 2557 C 

Hohnfeldt (Nat. Soz. 2558 D 

Rache 88 2560 A 

Dir BODE OBB] na a ee aae 2560 D 

Magn (CB) ß 8 2561 A 

Rahn (Soz. P.) zur Geſchäftsordnung 2564 A 

Herrmann (D. Soz.7 » e r aN „ 2564 B 
Abänderungsantrag des Abg. Herrmann u. Fr. zu 89 

der Druckſache Nr. 2312. (Drudiahe Nr. 2329) . - 2564 D 
Abänderungsantrag des Abg. Rahn zu § 2 der Drud- 

ſache NE 2111 8 „ 2565 K 
Abänderungsantrag des Abg Herrmann u. Fr. zu § 12 

der Drucksache Nr. 2312. (Druckſache Nr. 2329) 2565 A 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Einheits⸗ 
gewicht für Backwaren. (Druckſache Nr. 2313 zu 

e Eee ken „„ 2505B 

Karkutſch (D. Mat) „2565 B 

Liſchnewski, (K. P. „2566 A 

Jo 0 F ata 8 

Joer e „5, 5 

Abänderungsantrag des Abg Raſchke u. Fr. zu § 1, 8 2, 

4 der Druckſache Nr. 20 „6 2568 B 
Bericht des Wirtſchaftsausſchuſſes zum Antrag des Abg. 
Maier u. Gen. betreffend Weinſteuer für den Klein⸗ 

handel. (Druckſache Nr. 2314 zu Nr. 2200 2568 C 

Eichholtz (D. Nat.: 2568 C 

Dr. Blavier (D. V. P. 2568 C 
Entſchließung des Wirtſchaftsausſchuſſes zu Druckſache 

Nr. 2200. (Druckſache Nr. 231) 20569 B 
Antrag des Abg. Liſchnewski u. Fr. betr. Abſtempeln 
der Vormerkkarten für Erwerbsloſe. (Druckſache Nr. 

1 o a G55 57 55 „ 3 
Liſchnewski, P lee ER 
Antrag 5 Frau Abg. Kreft u. Fr. betr. Arbeitsbe⸗ 
ſchaffung für entlaſſene Strafgefangene und Für⸗ 

ſorgezöglinge. (Druckſache Nr. 231555 2570 A 

Kreft, Frau (K. P.)) „ 1 2570 A 
Antrag des Abg. Bukmakowskt u, Fr. betr. Niederſchla⸗ 

gung rückſtändiger Steuern. (Druckſache Nr. 2324) . 2570 C 

Bukmakowski (RR) 1 2570 D 
Große Anfrage Nr. 54 des Abg. Hohnfeldt u. Fr. betr. 
Verwendung von Zöglingen der Erziehungsanſtalt 

1 bei einer Treibjagd. (Druckſache Nr. Rank 
„ 1 4 

pome (NASOJ on ee a a a aa 2571 B 

r. ae Se : 3 ch Sep 1 
Hohnfeldt (Nat. Soz.) zur Geſchäftsordnung 

Beyer [S )); —3 2573 B 

Hohnfeldt (Nat. Soz.) 25740 

v. Malachinski (K. P.)) 2575 B 

Arczynski (S. P.D.) zur Geſchäftsordnung . . 2576 A 

Eingaben laut Drucksache Nr. 23233 2576 A 

Kreft, Frau (K. P.) 2576 A 

Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 2576 D 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Liz. Semrau eröffnet. 

Am Negierungstiſch: Senator Dr. Wiercinſki, Ober- 
gerichtsrat Kettlitz, Oberregierungsrat Dr. Hemmen. 

Präfident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 169. Voll- 
ſitzung. Ehe wir in die Tagesordnung eintreten, habe 
ich folgendes mitzuteilen. Es iſt ein Brief an den Prä⸗ 
ſidenten vom Abg. Hoffmann eingegangen, der folgen⸗ 
den Inhalt hat: 


geblichen Hauptausſchußbericht. 


Hierdurch teile ich dem Herrn Präſidenten des Volks⸗ 
tages mit, daß ich vom heutigen Tage aus der Kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion austrete und mein Mandat als 
Abgeordneter, ohne einer Fraktion anzugehören, aus⸗ 
üben werde. Hochachtungsvoll 

Hoffmann. 


(Unruhe rechts.) Gleichzeitig hat der Herr Abg. 
Hoffmann zu einer perſönlichen Erklärung das Wort. 
Die Erklärung hat mir ſchriftlich vorgelegen. 

Hoffmann, Abgeordneter (b.k. Fr.): Zu meinem 
Austritt aus der Kommuniſtiſchen Fraktion möchte ich 
folgende Erklärung abgeben. Ich bin nicht aus der 
Kommuniſtiſchen Fraktion ausgetreten, weil ich nicht 
mit deren Grundſätzen übereinſtimme, ſondern weil mir 
dort nicht Gerechtigkeit widerfahren iſt. Sobald ich ſehe, 
daß die Partei wieder rein iſt, werde ich wieder deren 
Mitglied werden. (Alſo die Partei iſt unrein! beim 
Zentrum.) 

1 Präſident: Ich rufe auf Punkt 1 der Tagesord⸗ 
ung: 


Zweite Beratung eines zweiten Geſetzes über 
den Ausgleich der Geldentwertung. 
„Druckſache Nr. 2325 zu Nr. 2320. Das Wort zur 
Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Rahn. 
Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Ich erlaube mir, 


den Herrn Präſidenten darauf aufmerkſam zu machen, 


daß ein Bericht des Ausſchuſſes über die Vorlage bis⸗ 
her nicht vorliegt. Es iſt uns nur aus irgendwelchen 
Gründen mitgeteilt worden, daß in der heutigen 
Sitzung darüber Bericht erſtattet wird. In der geſtrigen 
Zeitung konnten die Abgeordneten leſen, was ſich im 
Hauptausſchuß in dieſer Angelegenheit zugetragen hat. 


a Bericht iſt aber auch bisher nicht vorgelegt wor⸗ 


Dagegen finden wir jetzt auf den Plätzen des 
Hauſes eine Berichtigung eines Nachtrags zu dem an⸗ 
! í Ein derartiges Ber- 
51 5 w Volkstag beſteht, nicht üblich ge- 

n. erhebe Einſpruch da i 
heute behandelt wird. F 
Präſident: Der Hauptausſchuß hat die Vorlage am 
Sonnabend behandelt. Mit ſeinem Einverſtändnis habe 
ich ſie auf die heutige Tagesordnung geſetzt. Es wurde 
mündlicher Bericht vorgeſehen, den Herr Abg. Neu⸗ 
bauer geben wird. Es ſind in der Tat kleine Aende⸗ 
rungen in der zweiten Beratung vorgenommen worden, 
die heute vorgetragen werden ſollen. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Nahn, Abgeordneter (Soz. P.): Die Abgeordneten 
haben das Recht, daß ihnen die Berichte ſchriftlich vor⸗ 
gelegt werden, und zwar mit den Friſten. Der Präſi⸗ 
dent iſt dazu da, darüber zu wachen, daß die Geſchäfts⸗ 
ordnung auf das ſtrengſte beachtet wird. 

Präſident: Tatſächlich liegt der Bericht vor. Die 
Friſt iſt, da hat der Herr Abg. Rahn, Recht nicht ge⸗ 
wahrt. Aber es handelt ſich um die zweite Beratung. 
Nach § 29 der Geſchäftsordnung kann der Volkstag 
ſelbſt beſchließen, von der Friſtenwahrung abzuſehen. 
Halten Sie Ihren Widerſpruch aufrecht Herr Nahn, 
oder wollen Sie ihn zurückziehen? (Abg. Rahn: Ich 
lege keinen Wert darauf, ich will nur, daß der Präſt⸗ 
15 ale wacht, daß die Geſchäftsordung beachtet 

Präsident: Das Wort zum Bericht hat der Herr 
Abg. Neubauer. 

Neubauer, Abgeordneter (3.): Der dem Volkstag 
zugegangene Entwurf eines zweiten Geſetzes über den 
Ausgleich der Geldentwertung iſt dem Hauptausſchuß 
zur Durchberatung überwieſen worden. Der Hauptaus⸗ 
ſchuß hat ſich mit der Vorlage eingehend beſchäftigt und 
zwei Leſungen dieſes Entwurfs vorgenommen. Das 
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(A) Ergebnis der Beratungen des Hauptausſchuſſes liegt 


(B) 


blem endgültig regeln und der 


dem hohen Hauſe vor. 

Das bisherige erſte Ausgleichsgeſetz vom 7. 4. 1925 
(Geſetzbl. 1925, S. 111) hat, wie ſein § 1 beſagt, den 
Ausgleich der im Gebiet der Freien Stadt Danzig zu 
erfüllenden privatrechtlichen Anſprüche geregelt, die die 
Zahlung einer beſtimmten in der Währung des deut⸗ 
ſchen Reiches ausgedrückten Geldjumme zum Gegen- 
ſtande haben oder gehabt haben, ſoweit ſie durch den 
Währungsverfall entwertet ſind. 

Die auszugleichenden Anſprüche im Einzelnen be⸗ 
zeichnet genauer der § 2. Die mit dieſem Geſetz geleiſtete 
große Arbeit wollte das ſchwierige Aufwertungspro⸗ 
Wirtſchaft die er⸗ 
wünſchte und notwendige Beruhigung bringen. Dieſe 
Hoffnung hat ſich nicht erfüllt; denn der Arteilsſpruch 
des Plenums des Obergerichts hat bei der praktiſchen 
Anwendung des Geſetzes die 88 6, 9 und 12 als gegen 
die Verfaſſung der Freien Stadt Danzig verſtoßend be⸗ 
funden. In allen drei Fällen beruht der Verſtoß der 
Regelungen gegen Artikel 73 der Verfaſſung, welcher 
lautet: 

Alle Staatsangehörigen der Freien Stadt ſind vor 
dem Geſetz gleich. Ausnahmegeſetze ſind unſtatthaft. 


Es iſt dadurch in die Danziger Bevölkerung eine 
erhebliche Beunruhigung und Rechtsunſicherheit Hin- 
eingetragen worden, die die Neuregelung der Aus⸗ 
gleichsfrage nötig macht. Die Regierungsvorlage hat 
ſich auf den Standpunkt geſtellt, den Verfaſſungsbe⸗ 
denken hinſichtlich der 88 6 und 9 nachzugeben, aber 
die Regelung des § 12 aus wirtſchaftlichen Gründen 
aufrecht erhalten zu müſſen. 

Um dies Letztere zu erreichen, hat die Vorlage den 
Weg gewählt, die Beſtimmung des § 12 durch ein ver- 
faſſungsänderndes Geſetz erneut beſchließen zu laſſen 
und ſie ſo zum Beſtandteil der Verfaſſung ſelbſt zu 
machen und damit gegen den Vorwurf und die Geltend⸗ 
machung der Verfaſſungswidrigkeit zu ſichern. Da es 
aber im Intereſſe der Freien Stadt Danzig liegt, nicht 
nur eine einzelne Beſtimmung aus den Problemen 
der Aufwertung unangreifbar zu geſtalten, hat man 
ſich entſchloſſen, die geſamte Regelung der Ausgleichs⸗ 
frage durch ein verfaſſungsänderndes Geſetz ſicherzu⸗ 
ſtellen. 

Dieſen Erwägungen hat ſich auch der Hauptaus⸗ 
ſchuß nach reiflicher Prüfung angeſchloſſen und die 
Löſung der geſamten Aufwertungsfragen durch ein ver⸗ 
faſſungsänderndes Geſetz für richtig erachtet. Um auch 
die letzte denkbare Erſchütterung der Regelung der Auf⸗ 
wertung von der Danziger Wirtſchaft und Bevölkerung 
fern zu halten, hat die Regierungsvorlage vorgeſehen, 
auch den Volksentſcheid für die Materie des Ausgleichs 
in Abänderung der Verfaſſung auszuſchließen. Auch 
dieſen Schritt hat der Hauptausſchuß gebilligt aus dem 
höheren Geſichtspunkt der unbedingten Notwendigkeit, 
das Aufwertungsproblem in völlig unantaſtbarer 
Weiſe zu regeln. ; ; 

Die neue Regelung des ſogenannten zweiten Auf- 
wertungsgeſetzes wurde deshalb vom Hauptausſchuß 
einer ganz beſonders ſorgfältigen Prüfung unterzogen; 
denn die Regelung durch ein verfaſſungsänderndes Ge⸗ 
ſetz geſtattet eine Abänderung nur unter den gleichen 
Vorausſetzungen, die für ſeine Entſtehung nötig find, 
nämlich die bekannte Beſtimmung der Zwei⸗Drittel⸗ 
Mehrheit uſw. nach Artikel 49 der Danziger Verfaſſung 
und die Genehmigung des Völkerbundes. - 
Die Aenderungen gegenüber dem erſten Aufwer- 
tungsgeſetz ſind folgende. Ich glaube, mich dabei auf 
die Aenderungen beſchränken zu können, weil für die 
nichtgeänderten Beſtimmungen nach wie vor die Er⸗ 
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kannte die Notwendigkeit an, die 


wägungen maßgebend bleiben, die zur Faſſung des 
erſten Aufwertungsgeſetzes geführt haben. Ich beginne 
mit den § 6, 9 und 12 als den wichtigſten Neube⸗ 
ſtimmungen und ſchließe die minderwichtigen aus. 

Zu § 6. Das Bedenken des Obergerichts gegen die 
bisherige Regelung beſtand darin, daß die Stadtanlei⸗ 
hen bis zu einem gewiſſen Stichtage aufgewertet, von 
dieſem an aber überhaupt nicht mehr aufgewertet 
wurden, und das Obergericht erblickte in der willkür⸗ 
lichen Wahl des Stichtages den Verſtoß gegen den ge⸗ 
nannten Artikel 73 der Verfaſſung. Das zweite Auf⸗ 
wertungsgeſetz beſeitigt den Stichtag für die Aufwer⸗ 
tung an ſich. Die weitere Aenderung des 8 6 beſteht in 
dem Zuſatz für die Pfandbriefe. Die Aufwertung der 
Pfandbriefe iſt durch das Geſetz vom 3. Mai 1926 be⸗ 
treffend die Rechtsverhältniſſe von Pfandbriefen, die 
auf deutſche Mark lauten, (Geſetzblatt S. 123) in einer 
den Danziger Verhältniſſen Rechnung tragenden be⸗ 
ſonderen Weiſe geregelt worden. Dieſe Regelung mußte 
beibehalten werden. Um nicht einen unverſtändlichen 
Gegenſatz mit der allgemeinen Beſtimmung des Abjat 
1 des § 6 in das neue Geſetz hineinzutragen, mußte 
durch den Zuſatz die Regelung über die Höhe des Aus⸗ 
gleiches bei Pfandbriefen ausgenommen werden. Die 
Beſtimmung des neuen § 21 Abſatz 2 Satz 2, die das 
Geſetz vom 3. Mai 1926 aufrecht erhält, füllt dann dieſe 
Lücke rechtswirkſam durch Aufrechterhalten der Sonder⸗ 
regelung für Pfandbriefe aus. 

Durch Beſchluß des Hauptausſchuſſes iſt weiter in 
Abſatz 1 noch ein Zuſatz gemacht worden, der der bis- 
herigen Unſicherheit über die Behandlung von beſtimm⸗ 
ten Schuldverſchreibungen ein Ende machen ſoll. Die 
Regelung iſt in Uebereinſtimmung mit $ 33 des deut- 
ſchen Aufwertungsgeſetzes erfolgt. Der frühere Abſatz 5 
des § 6 fällt fort, weil er fih nach der jetzigen Lage 
erübrigt. Zu § 9: Die im erſten Aufwertungsgeſetz ganz 
beſonders umſtrittene Regelung des Ausgleiches der 
Sparkaſſenguthaben erlag nach der Ausführung des 
Obergerichts ebenfalls dem Bedenken, daß die Nicht⸗ 
aufwertung von Sparkaſſenguthaben nach dem 1. Jan. 
1919 gegen den angeführten Grundſatz der Verfaſſung 
verſtoße. Der Ausſchuß hat auch hier die Faſſung der 
Regierungsvorlage gebilligt, nun allen Sparkaſſengut⸗ 
haben einen Ausgleich zukommen zu laſſen und er⸗ 
Ausgleichsſumme 
wegen der vermehrten aufzuwertenden Anſprüche zu 
erniedrigen. Beſtimmend für den zu wählenden Aus⸗ 
gleichsſatz war eine finanzielle Berechnung der Spar⸗ 
kaſſen über ihre Zahlungskraft und weiter die Erwä⸗ 
gung, den Auszahlungstermin nicht allzuweit hinaus⸗ 
rücken zu laſſen; denn die Zeit der Auszahlung liegt 
für verſchiedene Sparkaſſen, abgeſehen von der Spar- 
kaſſe der Stadt Danzig ſelbſt, bei dem Ausgleich von 
15 Gulden für 100 Goldmark ſchon in ſolcher Ferne, 
daß durch das Hinausrücken auf einen noch ſpäteren 
Termin die Aufwertung ihre Bedeutung verliert: 

Im Intereſſe der Deutlichkeit glaubte der Haupt⸗ 
ausſchuß auf meine Anregung eine redaktionelle Aen⸗ 
derung inſofern vornehmen zu müſſen, als in Abſatz 1 
im erſten Satz an die Stelle des Wortes „Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes“ die Worte zu ſetzen ſind „Verkündung 
dieſes Geſetzes“. Eine ſachliche Aenderung der Regie⸗ 
rungsvorlage kommt dabei nicht in Frage. Zu § 12. 
Hinſichtlich dieſes Paragraphen, der recht eigentlich den 
Kernpunkt der neuen Aufwertungsregelung bildet, war 
das Obergericht ebenfalls der Anſicht, er verſtoße, weil 
durch ihn alle Anſprüche ohne Vorbehalt beſeitigt 
würden, gegen den ſchon mehrfach zitierten Artikel 73 
der Verfaſſung. Wie ich ſchon oben hervorgehoben habe, 
hielt auch der Ausſchuß in Uebereinſtimmung mit dem 
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(Neubauer, Abgeordneter) 
Regierungsentwurf es aus wirtſchaftlichen Gründen 
für unmöglich, die Beſtimmung anzutaſten. 

Der Ausſchuß widmete den wirtſchaftlichen Folgen 
einer Aenderung gerade dieſer Beſtimmung ganz be⸗ 
ſondere Aufmerkſamkeit und überzeugte ſich durch An⸗ 
hörung eines Sachverſtändigen davon, daß jede Aende⸗ 
rung dieſer Beſtimmung, insbeſondere eine Anpaſſung 
an deutſche Beſtimmungen, den geſamten Realkredit 
ebenſo wie die Kreditverhältniſſe des Freiſtaates in 
ihrem Verhältnis zum Auslande aufs Schwerſte treffen 
würde. Infolge des Feſthaltens an der Beſtimmung 
des § 12, durch den ausdrücklich die deutſche Regelung 
der ſogenannten Rückwirkung ($ 15 ff des deutſchen 
Aufwertungsgeſetzes) ausgeſchloſſen ſein ſollte, mußte 
das Danziger Geſetz auch jede Beſtimmung, die auf an⸗ 
derem Wege die Geltendmachung der Rückwirkung 
gegen einen Danziger ermöglichte, beſeitigen. 

Das führte zur Aenderung des § 1. Die Faſſung 
des erſten Aufwertungsgeſetzes zu § 1 geſtattet die Ver⸗ 
urteilung eines Danzigers z. B. vor einem deutſchen 
Gericht, deſſen Zuſtändigkeit auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften des Erfüllungsortes begründet iſt, auch zu 
Leiſtungen der Rückwirkung, da das Geſetz im § 1 ſich 
auf Anſprüche, die im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
zu erfüllen ſind, beſchränkte. Dieſe Einſchränkung war 
zu beſeitigen. Die Wirkung davon iſt, daß künftig das 
Danziger Gericht aus einem ausländiſchen, — etwa 
deutſchem — Urteil, das den Danziger nach den Grund⸗ 
ſätzen ſeines (ausländiſchen) Rechtes etwa zur Rück⸗ 
wirkung verurteilt, die Erlangung eines Vollſtreckungs⸗ 


urteils für die Vollſtreckung im Gebiet der Freien 


Stadt Danzig verſagen muß. Denſelben Gedanken 
drückt auch § 2 in dem neuen Abſatz 2 aus, der ſomit 
inhaltlich nichts Neues beſagt. 

Ich komme nun zu den weniger bedeutſamen Aen⸗ 
derungen, die gelegentlich der Neufaſſung ſich als wün⸗ 
ſchenswert herausgeſtellt haben. 

Zu 84. Der Abſatz 2 des § 4 ift geſtrichen, weil die 
darin enthaltene nicht ganz klare Beſtimmung nach den 
den Abſatz 1 beherrſchenden Grundſätzen und als eine 
für Inflationsverhältniſſe gedachte Beſtimmung über⸗ 
flüſſig erſcheint. 

Der § 11 hat aus Zweckmäßigkeits⸗Gründen einen 
neuen Abſatz 2 erhalten. Das Recht des Danziger 
Schuldners, gegen den ein ausländiſcher Gläubiger An⸗ 
ſprüche nach Maßgabe dieſes Geſetzes geltend macht, 
ihm gegenüber die Anwendung des ihm günſtigeren 
ausländiſchen Geſetzes zu verlangen, ſoll entfallen, 
wenn der Senat der Freien Stadt Danzig durch eine 
Erklärung anerkannt hat, daß die Regelung des Aus⸗ 
gleiches im ausländiſchen Recht im ganzen für den 
Schuldner nicht günſtiger ſei. Es ſoll durch dieſe Neu⸗ 
regelung die Einheitlichkeit in der Beurteilung des 
ausländiſchen Rechtes beſſer gewahrt werden. Die Aen⸗ 
derungen in Abſatz 1 bedeuten nichts Neues, ſondern 
ſind nur die Anpaſſung des Paragraphen an die beab⸗ 
ſichtigte neue Beſtimmung des Abſatz 2. 

§ 21 des erſten Aufwertungsgeſetzes enthielt die 
Regelung der Koſtenfrage. Es erſchien weder nötig noch 
zweckmäßig, Koſtenbeſtimmungen, die ſich nach augen⸗ 
blicklichen Bedürfniſſen richten und ſchnell ändern 
können, mit der Gewähr eines verfaſſungsmäßigen Ge⸗ 
ſetzes auszuſtatten. Der alte § 21 hatte deshalb im 
zweiten Aufwertungsgeſetz keinen Raum. Der neue 
§ 21 gibt dem neuen Geſetz die notwendige rückwirkende 
Kraft von dem Inkrafttreten des erſten Aufwertungs⸗ 
geſetzes an und hebt das bisherige erſte Aufwertungs⸗ 
geſetz auf. Nur die Koſtenbeſtimmung des $ 21 bleibt 
als einfaches Geſetz von ihm beſtehen. 


Der neue $ 22 enthält den Ausſchluß des Volfs- 
entſcheides, den ich bereits vorhin beſprochen habe. 

Ich bitte im Namen des Hauptausſchuſſes, den vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurf als verfaſſungsänderndes Geſetz 
anzunehmen. (Bravo!) 

Präſident: Ich eröffne die Beſprechung zu 8 1. Das 
Wort dazu hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. u. H.! 
Ich hätte gewünſcht, daß ſich der Senat bei dieſem außer⸗ 
ordentlich wichtigen Geſetz durch eins ſeiner Mitglieder 
hier hätte vertreten laſſen. (Sehr richtig) rechts.) Um ſo 
mehr, als die ſchriftliche Begründung des Geſetzentwurfs 
eine außerordentliche ſpärliche, ja nach meiner Auf⸗ 
faſſung eine abſolut unzureichende ift. (Abg. Doerkſen: 
Sehr richtig) Es wäre wohl der Bedeutung des Ge⸗ 
ſetzgebungsaktes entſprechend geweſen, wenn der Präſi⸗ 
dent des Senats ſelbſt dies Geſetz mit Rückſicht auf die 
ſpärliche ſchriftliche Begründung eingehend eingeführt 
hätte. Ich bin der Auffaſſung, daß auch ein ſo ausführ⸗ 
licher und gründlicher Bericht, wie er uns durch den 
Herrn Berichterſtatter gegeben wurde, niemals die Er⸗ 
klärungen der Regierung erſetzen kann. Nach meiner 
Auffaſſung zeugt es von einer nicht genügenden Ein⸗ 
ſchätzung einer wirtſchaftlich ſo bedeutſamen Vorlage 
durch den Senat, wenn er hier durch ſeine Abweſenheit 
glänzt. Es entſpricht auch weder dem Anſehen des Par⸗ 
laments, noch dem Anſehen der Regierung ſelbſt, wenn 
bei einer ſo wichtigen Vorlage der Senat glaubt, hier 
fehlen zu dürfen. i 

Nun zu der Sache ſelbſt. Das vorliegende Geſetz 
darf nach Auffaſſung meiner Fraktion nicht von politi⸗ 
ſchen Geſichtspunkten beurteilt werden, ſondern es 
müſſen weſentlich wirtſchaftliche Geſichtspunkte ſein, 
welche beſtimmend ſind. Es iſt ein Gebiet, bei dem ſich 
die Parteien auch trotz der großen politiſchen Gegen⸗ 
ſätze zuſammenfinden können und zuſammenfinden 
müſſen. Ich möchte daran erinnern, daß auch bei dem 
erſten Geſetz, das vor einem Jahr noch unter der Aegide 
der früheren Regierung verabſchiedet wurde, derſelbe 
Herr Berichterſtatter, der uns heute den Bericht er⸗ 
ſtattet hat, hier vor dem Volkstag feſtſtellen konnte, daß 
im Hauptausſchuß alle Parteien, auch die in der Oppo⸗ 
ſttion waren, an dem Geſetz mitgearbeitet haben. 

Die Deutſchnationale Fraktion hat ſich auch bei die⸗ 
ſem Geſetzentwurf der Pflicht der Mitarbeit nicht entzo⸗ 
gen, obwohl ſie der gegenwärtigen Regierung mit Miß⸗ 
trauen gegenüberſteht. Sie hat es deswegen getan, weil 
es ſich um eine Angelegenheit handelt, die im Intereſſe 
der Wirtſchaft des Freiſtaats notwendig der Regelung, 
und zwar der ſchleunigſten Regelung bedarf. Das vor 
einem Jahr erlaſſene Aufwertungsgeſetz bezweckte, an⸗ 
ſtelle der durch die Entwertung der deutſchen Mark in 
Verbindung mit der Rechtſprechung geſchaffenen Rechts⸗ 
unſicherheit einen feſten Rechtsboden zu ſchaffen, der die 
Grundlage für den Wiederaufbau der Einzelwirtſchaft 
ſowie der Wirtſchaft von Staat und Gemeinden bilden 
ſollte. Es wird anerkannt werden müſſen, daß das bis⸗ 
herige Geſetz dieſem Zweck gedient hat. 

Das Aufwertungsgeſetz bildet die notwendige 
Grundlage für die Rechtsbeziehungen von Schuldner 
und Gläubiger, für die Bewertung der Vermögen, für 
die Beſteuerung durch Staat und Gemeinden und nicht 
zu allerletzt auch durch die Klärung der Hypothekenver⸗ 
hältniſſe für die Neuſchaffung des Realkredits. Durch 
die ſeitens des Obergerichts feſtgeſtellte Rechtsungültig⸗ 
keit verſchiedener Beſtimmungen des Geſetzes iſt die 
Grundlage erſchüttert worden. Der uns heute vorlie⸗ 
gende Geſetzentwurf ſoll dieſe Lücke ſchließen und wie⸗ 
der feſtes Recht ſchaffen, und zwar unverrückbares 
Recht dadurch, daß das Geſetz die Erforderniſſe ver⸗ 
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faſſungsändernder Geſetzgebung erfüllt und ferner den 
nach unſerer Verfaſſung zuläſſigen Volksentſcheid für 
das Gebiet des Ausgleichs der Geldentwertung 
ausſchließt. 

Wir Deutſchnationalen ſtimmen dieſer verfaſſungs⸗ 
mäßigen Feſtlegung zu. Sie iſt nach unſerer Auffaſſung 
notwendig und unvermeidlich, um endlich auf dem Ge⸗ 
biet der Aufwertung die für unſere Wirtſchaft ſo drin⸗ 
gend notwendige Ruhe zu ſchaffen. Die ohnehin ſchwer 
um ihr Daſein ringende Wirtſchaft würde eine erneute 
Erſchütterung der Rechtsgrundlagen des Aufwertungs⸗ 
geſetzes, ſei es durch die Rechtſprechung, ſei es durch ein 
Volksbegehren, nicht vertragen. (Sehr richtig! rechts.) 
Bei der Neuregelung der Aufwertung war die Rüchſicht 
auf das Allgemeinwohl für die Deutſchnationalen lei⸗ 
tender Gedanke. Man war ſich ſchon bei der Beratung 
des erſten Geſetzes darüber klar, daß es unmöglich iſt, 
in der Aufwertungsfrage eine Regelung zu finden, 
die allen Wünſchen entſpricht, daß im Gegenteil die 
Gegenſätze ſo ſcharf aufeinander platzen, daß kein Teil 
ganz zufrieden geſtellt werden kann. Das liegt, m. D. 
u. H., im Weſen des Problems. Gläubigerintereſſen 
ſtoßen auf Schuldnerintereſſen. Die geſetzliche Rege⸗ 
lung darf ebenſowenig einſeitig die Intereſſen der 
einen, wie die Intereſſen der anderen berückſichtigen 
und ſich von ihnen leiten laſſen. Der Ausgleich darf 
nur ſo erfolgen, wie das Staatsintereſſe es gebietet 
und zuläßt. Von dieſem Geſichtspunkt ſind wir Deutſch⸗ 
nationalen an den Geſetzentwurf herangegangen. Von 
dieſem Geſichtspunkt haben wir uns auch bei der Be⸗ 
ratung des Geſetzes leiten laſſen und ſtimmen dem Ge⸗ 
ſetzentwurf zu, in der Form, wie er aus dem Ausſchuß 
herausgekommen iſt. 


Nun nur einige wenige Worte zu den einzelnen 
Beſtimmungen, und zwar zu den weſentlicheren Be⸗ 
ſtimmungen. Ein näheres Eingehen erübrigt ſich nach 
dem ſehr ausführlichen Bericht des Herrn Berichter⸗ 
ſtatters. Das neue Geſetz bringt eine Erweiterung der 
Gläubigerrechte für die nach dem 1. Juni 1919 erwor⸗ 
benen Stadtanleihen. Auch für dieſe kann nach dieſem 
Geſetz Aufwertung verlangt werden. Das iſt ein neuer 
Zuſtand. Bei den Sparkaſſenguthaben iſt ebenfalls der 
Kreis der Aufwertungsberechtigten erweitert worden. 
Die bisherige Beſchränkung der Aufwertung auf die 
vor dem 1. Januar 1919 begründeten Anſprüche iſt 
fallen gelaſſen. Es ſollen nunmehr alle bis zum 19. De⸗ 
zember 1923 eingezahlten Sparkaſſenguthaben aufge⸗ 
wertet werden können. Leider ift infolge der Erwei⸗ 
terung des Kreiſes der Forderungsberechtigten der Auf⸗ 
wertungsſatz, der bisher 25 Gulden betrug, auf 15 Gul⸗ 
den herabgeſetzt worden. Wir Deutſchnationalen be⸗ 
dauern dieſe Herabſetzung im Intereſſe der kleinen 
Sparer. Nach der auf dem Gutachten der Sparkaſſen 
begründeten Erklärung der Regierung ſind die Spar⸗ 
kaſſen aber nicht in der Lage, bei der vorgenommenen 
Erweiterung des Kreiſes der Berechtigten einen höhe⸗ 
ren Satz als 15 Gulden zu leiſten, es ſei denn, daß die 
Sparkaſſen ihre Verpflichtungen aus dem Aufwer⸗ 
tungsgeſetz in abſehbarer Zeit nicht erfüllen können. 
Die Termine, welche uns im Ausſchuß bei Beratung 
des Geſetzes für die Erfüllung der Aufwertung der 
Sparkaſſen genannt worden ſind, ſind ſchon bei dem 
Satz von 15 Gulden außerordentlich weit hinauslie⸗ 
gend, zum Teil ſo weit, daß die Erfüllung ſchon als 
illuſoriſch bezeichnet werden kann. Wir möchten bei 
dieſer Gelegenheit an die Regierung das dringende Er⸗ 
ſuchen richten, darauf bedacht zu ſein, daß die Erfül⸗ 
lungstermine namentlich für die kleinen Sparer und 
die Mündelguthaben erheblich verkürzt werden. 
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Der meiſtumſtrittene Paragraph, m. D. u. H., iſt 
der $ 12 des Geſetzes, der in feiner bisherigen Faſſung 
verblieben iſt. Nach der von der Regierung abgege⸗ 
benen Erklärung und nach einer auch von dem Herrn 
Berichterſtatter erwähnten ſehr eingehenden Begrün⸗ 
dung von ſachverſtändiger Seite im Ausſchuß ſoll eine 
Abänderung des nun ſeit mehr als einem Jahr in 
Danzig beſtehenden Rechtszuſtandes, welcher die rück⸗ 
wärtige Aufwertung der vorbehaltlos angenommenen 
Hypotheken ausſchließt, eine Verwirrung des Grund⸗ 
buches, eine Erſchütterung des Realkredits und eine 
Gefährdung unſerer Wirtſchaft zur Folge haben. Wir 
haben uns von der Nichtigkeit dieſer Darlegungen über⸗ 
zeugen können. Die Förderung des Realkredits und die 
Erhaltung der Währung bilden aber die Grundlage, 
und zwar die wichtigſte Grundlage für den Wiederauf⸗ 
bau der ſchwer darniederliegenden Wirtſchaft. Nach den 
beſtimmten Erklärungen der Regierung und der Re⸗ 
gierungsparteien war für ſie die Aufrechterhaltung des 
§ 12 die Vorausſetzung jeder geſetzlichen Rege- 
lung. Ferner würde nach der Erklärung der Re⸗ 
gierung die rückwärtige Aufwertung in weit grö⸗ 
ßerem Maße den außerhalb Danzigs wohnenden Gläu⸗ 
bigern als den Danzigern ſelbſt zuſtatten kommen. Die 
Frage, ob die Danziger Hypothekengläubiger auf ande⸗ 
rem Wege ſchadlos gehalten werden können, iſt von uns 
mit der Regierung eingehend erörtert worden. Die Lö⸗ 
ſung iſt von der Regierung als unmöglich bezeichnet 
worden. Wir haben uns auch dieſen Darlegungen nicht 
verſchließen können. 

Dies, m. D. u. H., ſind die Gründe, die uns für die 
Aufrechterhaltung des $ 12 beſtimmen. Im Intereſſe 
der Rechtsgleichheit und um die auswärtigen Gläu⸗ 
biger nicht beſſer zu ſtellen als die Danziger, erklären 
wir uns auch mit der Aenderung derjenigen Beſtim⸗ 
mungen einverſtanden, welche den Geltungsbereich des 
Geſetzes betreffen. Das ſind die Beſtimmungen in den 
88 1 und 2. Wir werden für das Geſetz ſtimmen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 
Er iſt nicht hier, dann hat das Wort der Herr Abg. 
Hohnfeldt. l 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Wir haben heute mit der zweiten Leſung des vorlie⸗ 
genden Geſetzes ſozuſagen eine Trauerſitzung zu ver⸗ 
anſtalten. Die Ausführungen meines Vorredners ſo⸗ 
wohl wie die des Berichterſtatters laſſen den Ausdruck 
tatſächlich gerechtfertigt erſcheinen. Die Gläubiger, die 
hofften, daß mit der Anerkennung des Unrechts, das 
durch das erſte Aufwertungsgeſetz geſchehen iſt, durch 
das Gerichtsurteil aufgeräumt worden wäre, werden 
ſich für die Ueberzeugung der Deutſchnationalen und 
für die Ueberzeugung des Ausſchuſſes beſtens bedanken. 
Sie können ſchlafen gehen. Das Unrecht, das begangen 
iſt, wird nun wahrſcheinlich geſetzlich ſanktioniert wer⸗ 
den. Die Einbringung dieſes Geſetzes, das der Herr 
Berichterſtatter das zweite Aufwertungsgeſetz genannt 
hat, und das man treffender Weiſe das Geſetz zur Ver⸗ 
ſchlechterung der Aufwertung nennen müßte, hat ſelbſt⸗ 
verſtändlich auf beiden Seiten, bei Gläubigern und 
Schuldnern, alle Leute auf den Plan gebracht. Man be⸗ 
kämpft ſich gegenſeitig mit Anſichten und Anſchaungen. 
Es werden hier Gerichtsurteile angeführt, Urteile nam- 
hafter Juriſten gebracht und auf der Gegenſeite ebenſo. 
Unter anderm hat der Gläubigerverband ein Flugblatt 
herausgegeben, in dem auch der Ausſpruch eines Je⸗ 
ſuitenpaters verzeichnet iſt. Wir ſind nicht gewohnt, 
Jeſuitenpater als Kronzeugen zu nennen, aber der 
Ausſpruch iſt ſo treffend, daß ich ihn anführen möchte. 
Es heißt da: „Wer ſeine Gläubiger wider Treu und 
Glauben unter Ausnutzung der geſetzlichen Rechtslage 
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theken den Gläubigern zurückgäbe, würde ein großer 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 
geprellt, enteignet hat, hat unrechtes Gut auf dem Ge⸗ 
wiſſen. Er iſt ſo gut wie der Dieb, der Räuber und der 
Betrüger.“ Das deckt ſich mit dem, was ich bei der 
erſten Leſung dieſes Geſetzes geſagt habe. Das began⸗ 
gene Unrecht, das durch das Gericht feſtgeſtellt worden 
iſt, hätte nun endlich wieder gutgemacht werden mijjen. 
Diejenigen, die fi dem entgegenſtellen, aljo die be 
ſitzenden Schuldner, ſind nichts anderes als Diebe und 
Räuber. 
M. D. u. H.! Die Gläubigerverbände ſind ziem- 
lich ſchutzlos trotz ihrer großen Anzahl von Zirka 44 000 
Menſchen gegenüber den Maßnahmen dieſes Volks⸗ 
tages. Gewiß, die Mehrheit dieſes Volkstages wird 
über ihr Recht entſcheiden. Dabei möchte ich eine 
Parallele zu einem Vorgang in Deutſchland ziehen, und 
zwar zu dem Fürſtenabfindungs⸗ oder Fürſtenenteig⸗ 
nungsgeſetz. Die Kreiſe, die ſich heute ſo „überzeugt“ 
hier hinſtellen und ſagen, daß die Danziger Wirtſchaft 
eine beſſere Aufwertung nicht vertragen könne, die⸗ 
ſelben Kreiſe ſchreien in Deutſchland, daß nicht an den 
Grundlagen von Moral und Geſetz gerüttelt werden 
dürfte. Man führt als Kronzeugen Hindenburg an. 
Mit ebenſo gutem Recht kann man den Reichsbankpräſi⸗ 
denten Schacht anführen. Das ſind Leute, die ein An⸗ 
recht als Unrecht bezeichnen und erklären, daß man da⸗ 
mit an den Grundpfeilern des Staates rüttele. Was 


heute hier gemacht wird, kann man genau ſo als ein 
Rütteln an den Grundpfeilern des Staates bezeit- 
nen. Es ſoll gegen Treu und Glauben gehandelt wer⸗ 
den, es ſoll die Nachprüfung der Geſetze, die aus dieſem 
geſetzmacheriſchen Hauſe herauskommen, den Gerichten 
nicht mehr vorbehalten bleiben. Es ſoll jede Volksab⸗ 
ſtimmung vermieden werden, damit das Volk nicht ſei⸗ 
nen Willen durchſetzt und die ſogenannte Demokratie 
zum Ausdruck kommt. Der Volkstag als Vertreter des 
Volkes hängt dem Volke ſelbſt den Maulkorb um. Das 
iſt alles andere als Demokratie. Das iſt eine parla⸗ 
mentariſche Handlung, die der Demokratie zu Leibe 
geht. Wir können uns im Grunde genommen hierüber 
freuen. Aber die Freude nützt den Leuten nicht, die 
durch die Geſetzgebung bezüglich der Ausgleichung ent⸗ 
rechtet ſind. . * 
M. D. u. H.! Man hat geſagt, die Wirtſchaft 
könne es nicht tragen, wenn eine andere Regelung als 
die bisherige im § 12 getroffen würde. Dazu iſt ſchon 
von meinem Kollegen Dr. Lembke im Ausſchuß gejagt 
worden, daß das Gegenteil richtig iſt. Es wurde ſchon 
gejagt, wieviele der Gläubiger als Kleinrentner, als 
Sozialrentner dem Staat zur Laſt fallen, und welche 
Entſchädigung der Staat zahlen muß. Wenn man einen 
Bruchteil der unrechtmäßig nicht aufgewerteten Hypo⸗ 


eil der Sozialrentner nicht mehr dieſe Ausgaben vom 
nn en, und wir hätten Die: Möglichkeit, eine 
kaufkräftige Maſſe des Volkes zu haben Wir hätten 
die Möglichkeit, der Wirtſchaft auf dieſe Art und Weiſe 
ein klein wenig vorwärts zu helfen, wenn die bisher 
Entrechteten dieſe Hypotheken eingetragen bekämen. Es 
iſt immer konſtatiert worden, es herrſche Ordnung, 
Moral und Recht im Staat. Wenn Sie annehmen, daß 
die Wirtſchaft weiter geſchädigt wird, wenn dieſe Leute 
zu ihrem Gelde kommen, ſo bedeutet das doch 
ferner, daß, wenn man einen Teil der Kleinrentner 
und Sozialrentner aus den Kreiſen der Unterſtützungs⸗ 
bedürftigen herausnimmt, damit die Staats⸗ und 
Steuerlaſten verringert werden. Dadurch würde der 


Wirtſchaft ebenfalls geholfen ſein. Man kann alſo mit 
demſelben Recht das Gegenteil der „Wirtſchafts“ mei- 


nung konſtruieren und erklären, daß der Wirtſchaft auch 
durch eine höhere Aufwertung geholfen wird. Sie füh- | 
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ren Herrn Dr. Meißner an, der eine Barkkapazität it. (©) 


Die erjten, die gegen eine bejjere Aufwertung ſchrieen, 
waren die Banken, wie die Dresdner Bank. Dieſe 
werden ſich dagegen ſtemmen, dieſe Banken, die den 
größten Rebbach gemacht haben. (Abg. Rahn: Seit 
wann redeſt Du jüdiſch?) Man muß den Ausdruck ge⸗ 
brauchen, der für die jüdiſche Handlung angewandt 
wird. Dieſer Rebbach wird vom Volkstag ſanktioniert. 
Wenn Sie glauben, daß nur die Bankgrößen den 
Staatsbürger und die Wirtſchaft in ihrer Geſamtheit 
darſtellen, dann täuſchen Sie ſich. Ich behaupte immer, 
daß Sie durch dieſe einſeitige Stellungnahme der Ban⸗ 
ken und beſitzenden Schuldner, die ſich dagegen wehren, 
daß ſie etwas herausgeben ſollen, den größten Teil der 
Bevölkerung ſchädigen. 

Das jetzige Geſetz iſt nicht ein Aufwertungs⸗, ſon⸗ 
dern ein Abwertungsgeſetz. Es iſt kein Geſetz, das Mo⸗ 
ral und Recht vertritt, ſondern ein Geſetz, das dagegen 
verſtößt, mit anderen Worten, es iſt ein Auspowe⸗ 
rungsgeſetz. Die Gläubiger haben eine Reihe von Gut⸗ 
achten hervorragender Juriſten eingefordert, unter an⸗ 
derem von Dr. Lobe, Senatspräſident beim Reichs⸗ 
gericht. Er erklärt, wenn man heute das Nachprü⸗ 
fungsrecht der Gerichte ablehnte, jo höre ein Rechts⸗ 
ſtaat überhaupt auf, ſich als Rechtsſtaat zu bezeichnen, 
namentlich heute, wo von den jeweiligen Machthabern 
die Geſetze benutzt werden, um die Gerechtigkeit totzu⸗ 
ſchlagen.“ Das iſt der treffendſte Ausdruck. Die geſamte 
Geſetzesmacherei in dieſem Hauſe und in ſämtlichen 
Parlamenten iſt nichts weiter, als ein Totſchlagen von 
Recht und Sitte. Wir erklären, daß dies Geſetz dieſen 
Zuſtand noch beſonders unterſtreicht. 

„Dabei fällt mir ein Gedicht ein, das unfer hei⸗ 
miſcher Dichter Enderling vor kurzem in den Zeitungen 
veröffentlichte, in dem er als Erinnerung an Danzig 
den alten Danziger Spruch brachte, worin geſagt wird, 
daß ſich Treue, Glauben und das heilige Recht alleſamt 
ſchlafen gelegt hätten. Das ſtimmt und es iſt ſehr frag⸗ 
lich, ob die weitere Hoffnung, die in den beiden wei- 
teren Verſen verkörpert wird, daß dieſe Gerechtigkeit 
bald wieder aufſtehen möge, Wirklichkeit wird. Wenn 
heute eine Gruppe der Staatsbürger irgendwie geſetz⸗ 
lich entrechtet wird, muß die geſamte Bürgerſchaft des 
Staates vermuten, daß es anderen Kreiſen morgen ge⸗ 
nau ſo gehen wird. Wenn heute ein Stand oder dieſe 
Kategorie der Gläubiger geſetzlich entrechtet wird, jo 
kann es morgen irgendein anderer Stand oder Beruf 
ſein. Es kann die Beamtenſchaft ſein, der man durch 
irgendein Geſetz, deſſen Verfaſſungsmäßigkeit nicht mehr 
nachgeprüft werden kann, die wohlerworbenen Rechte 
nimmt. Es können auch die Schuldner ſein, die gefaßt 
und entrechtet werden, von denen man fo.deri, daß das, 
was geſtohlen wurde, zugunſten des Staates eingezogen 
wird. Inſofern teile ich unbedingt den Standpunkt der 
Kommuniſten, die ſagen, wenn der eine geſtohlen hat und 
der andere entrechtet wird, ſoll man nicht das Geſtoh⸗ 
lene dem Dieb geben, ſondern dem Staat. Das bedeutet 
das Intereſſe der Allgemeinheit. (Abg. Liſchnewſki: 
Wir verzichten auf Ihre Anerkennung!) Ich ſpreche 
Ihnen gar keine Anerkennung aus, die ſind Sie nicht 


wert. Angenommen: ein geſtohlenes Gut ſoll dem Be⸗ 


ſitzer nicht zurückgegeben werden, ſo muß die Möglich⸗ 
keit vorhanden fein, die Diebesware dem Staat zuzu⸗ 
führen. Wenn einer ſtiehlt, dann jol es höchſtens der 
Staat ſein, der etwas unrechtmäßig Genommenes kon⸗ 
fisziert. Auch die Deu ſchnationalen geben den Diet- 
ſtahl zu, ſie haben nur nicht die Notwendigkeit erklärt, 
daß man dieſes Unrecht irgendwie gutmachen jok. Sie 
geben auch nicht zu, daß zum mindeſten der Staat dies 
un rechtmäßige Gut einziehen ſolle. 


— 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 
Wenn man heute den Schuldnern Recht gibt und 
die armen Gläubiger, die Sozialrentner und Kleinrent⸗ 


ner, die heute nichts mehr haben, nicht zu ihrem Rechte 


kommen läßt, verlangen wir, daß man ebenſo an die 
Brüder herangeht, die geraubt haben. Da gibt es Tau⸗ 
ſende, die während der Revolutions⸗ und Kriegszeit, 
nach der Revolution in der Inflations⸗ und Deflations⸗ 
zeit unrechtmäßiges Gut eingeheimſt und geſtohlen ha⸗ 
ben, deren Diebſtahl von dieſer geſetzgebenden Körper⸗ 
ſchaft ebenfalls ſanktioniert worden iſt. Dies Geſetz, 
m. D. u. H., iſt nichts weiter, als die Anerkennung, daß 
man ungeſtraft ſtehlen und rauben kann. Aus dieſen 
Gründen wird ſich meine Fraktion mit Händen und 
Füßen gegen ein derartiges Geſetz wehren. (Bravo!) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Wie 
wir zu dieſem Geſetz ſtehen, dürfte bekannt ſein. Wir 
werden dies Geſetz auch ablehnen, aber von hier aus 
möchten wir noch einmal erklären, daß die Begründung 
nicht nur der Regierung, ſondern auch aller Parteien, 
die ſich daran beteiligt haben, ziemlich demagogiſch iſt. 


Hier ſtellt man ſich hin und erklärt, daß beſonders die 
kleinen Sparer wieder zu ein paar Pfennigen Geld 


kommen ſollen, vergißt dabei aber, aus ganz taktiſchen 
Gründen zu ſagen, daß die kleinen Sparer überhaupt 
nie Geld bekommen werden. Es iſt Ihnen wohl nicht 
entfallen, daß im Hauptausſchuß geſagt wurde, wenn 
die Sparkaſſen aufwerten wollen, dann brauchten ſie 
100 Jahre, um die Aufwertungsmaſſe überhaupt zu- 
ſammen zu bekommen. Nun frage ich Sie, ob die 
kleinen Sparer unter dieſen Umſtänden jemals wieder 
in den Genuß ihres Geldes kommen werden. Man 
holt alſo die Intereſſen der kleinen Sparer heran, 
um den Großen den Schlunk recht voll zu werfen. 


(8) Denn darauf geht es letzten Endes nur aus. Die 


Großen, die Schieber, die heute ſchon im Genuß des 
Geldes ſind, die heute bereits Kapital beſitzen, denen 
will man noch weitere Kapitalien zuführen. Es iſt 
doch bekannt, daß ſich die Hypotheken größtenteils, 
ebenſo wie die Pfandbriefe, in den Händen der 
Schieber, der Großſchieber, der Bankiers befinden. Alle 
die kleinen Leute, die ſeinerzeit im Beſitz ſolcher Wert⸗ 
papiere waren, haben ſie ſchon aus Not verkaufen 
müſſen. Und dieſe Herren haben ſich nicht geſcheut, die 
Not dieſer Kreiſe auszunutzen. Sie allein werden 
durch das Geſetz profitieren. Die kleinen Sparer, die 
vielleicht noch im Beſitz einer Hypothek ſind, werden 
dabei die Leidtragenden ſein. 

Beſonders merkwürdig erſcheint es uns, daß ſich 
hier die Abgeordneten der Sozialdemokratie bis zu 
den Deutſchnationalen zuſammengefunden haben, um 
die Verfaſſung ſo ſchnell wie möglich zu ändern, bezw. 
ein verfaſſungsänderndes Geſetz unter Dach und Fach 
zu bringen. Tauſendfach iſt hier ſchon erörtert worden, 
daß es unbedingt notwendig iſt, die Verfaſſung überhaupt 
zu ändern. Jahrelang, oder mindeſtens ſo lange, wie 
dieſer Volkstag exiſtiert, ſteht dieſe Frage auf der Tages⸗ 

ordnung. Niemand denkt aber daran, die Verfaſſung 
zu ändern. Wenn dieſe Frage auf der Tagesordnung 
ſtand, dann hieß es, „dann müßten wir den Völker⸗ 
bund heranziehen, bei ihm einen Bittgang machen, 
das lehnen wir, beſonders wir als Deutſchnationale ab, 
wir wollen vom Völkerbund abſolut nichts wiſſen“. Bei 
dieſem Geſetz aber wußte man nicht ſchnell genug zum 
Völkerbund hinzukommen. Das Geſetz war noch nicht ein⸗ 
mal beraten, es lag noch nicht einmal dem Ausſchuß 
vor, und ſchon hatte ſich Senator Dr. Volkmann auf 
die Beine gemacht, war nach Genf gefahren und wies 
dort nach, daß es auf Grund der wirtſchaftlichen Not⸗ 
lage Danzigs notwendig iſt, dies verfaſſungsändernde 


vertreter zu richten. 
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Geſetz zu beſchließen und die Verfaſſungsänderung durch 


den Völkerbund ſanktionieren zu laſſen. ; 

Alſo, m. H. von den Deutſchnationalen, Sie 
haben gar keine Urſache mehr, irgendwie auf den 
Völkerbund zu ſchimpfen und das Tun und Treiben 
des Völkerbundes zu kritiſieren. Mit dieſem Geſetz 
haben Sie bewieſen, daß Sie genau ſo mit dem 
Völkerbund durch Dick und Dünn gehen, wie alle an⸗ 
deren Parteien auch. Aber m. H., wenn hier geſagt 
wird, daß es ein Betrug an der Maſſe iſt, ſo haben wir 
ſchon lange den Standpunkt vertreten, daß wenn ent⸗ 
eignet werden ſoll, radikal enteignet werden muß, 
dann ſoll man alle, die ſich bereichert haben, 
die Enteignung ſpüren laſſen und man ſoll anderer⸗ 
ſeits den Invaliden und Kleinrentnern das geben, was 
ſie unbedingt zum Leben gebrauchen. Das kann man 
nicht mit dieſem Geſetz, das wird durch dieſes Geſetz 
niemals erreicht werden. Aber wir wiſſen ja, daß man 
immer bemüht iſt, die Enteignung nur dann vorzu⸗ 
nehmen, wenn es die Aermſten der Armen angeht. 
Wenn man die Reichen enteignen ſoll, dann verſagt 
man völlig. Das zeigt ſich beſonders in Deutſchland 
bei der Fürſtenenteignung. Die Kreiſe, die hier in 
Danzig die arme Bevölkerung enteignen, denken gar 
nicht daran, dieſen Schiebern, pieſen ausgerückten 
Fürſten das Geld zu nehmen, das ihnen ſchon lange 
hätte genommen werden müſſen. (Pfuirufe! rechts — 
Bravo bei den Kommuniſten.) Wenn Sie pfui ſagen, 
ſo ſtreiten Sie damit nicht ab, daß dieſe Geſellen 
fahnenflüchtig geworden ſind und das Vaterland im 
Stich gelaſſen haben. In Deutſchland will man der 
Meute Geld in den Hals werfen. Dort hat man Geld 
genug, um dieſen Kreiſen das Leben ſo angenehm 
wie möglich zu machen. Hier in Danzig ſagt man: 
„Für die Aermſten der Armen haben wir nichts übrig. 
dieſe Leute müſſen im Intereſſe des Staates enteignet 
werden.“ 

So ſieht Ihr Wollen der ſchaffenden Bevölkerung 
gegenüber aus. Sie denken, Sie können mit der arbei⸗ 
tenden Bevölkerung Schindluder treiben. Wir ſagen 
aber, die ſchaffende Bevölkerung und die Kleinrentner 
werden ſich erinnern, wie Sie mit ihren Intereſſen 
Schindluder getrieben haben. Sie werden Ihnen in 
nächſter Zeit die Quittung, die Sie zu zahlen haben, 
recht bald ausſtellen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Die große 
Agitationsrede des Herrn Abg. Hohnfeldt wird das 
hohe Haus kaum zu einer anderen Meinung bringen. 
Wir haben an dieſer Stelle neben dem Wunſch, daß 
alles ſchnell geht, eine Frage an den Herrn Senats⸗ 
Bei den Beratungen des erſten 
Geſetzes lag ein Antrag vor, der gemeinſam von 
mehreren Herren unterzeichnet war. Es waren Liberale 
und Abgeordnete des Zentrums dabei. Da drehte es 
ſich um den § 12 und die Rechtsfrage, wie denn die 
Dinge liegen, wenn die Kündigung vom Gläubiger 
ausgegangen iſt. Es iſt häufig der Fall geweſen, daß 
ein Gläubiger glaubte, mit dem Geld beſſere Geſchäfte 
machen zu können. Er kündigte z. B. im Juli des 
Jahres 1922 zum Ende des Jahres, weil er à la hausse 
der Mark ſpekulierte. Als er am Ende des Jahres ſah, 
daß er kein Glück damit hatte, verweigerte er die 
Quittung oder nahm nur unter Vorbehalt das Geld an. 


Dr. Blavier. 


Damals erklärte der Herr Regierungsrat Hinz, es, 


ſei nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen einwandfrei 


feſtzuſtellen, daß in dieſen Fällen eine Aufwertung des 
Gläubigers gegen die guten Sitten verſtoße; denn er 
habe gekündigt und er könne nicht hinterher 
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Dr. Blavier, Abgeordneter.) 

Willensakt rückgängig machen. Dieſe Erklärung wurde 
damals abgegeben. Sie hat die betreffenden Antrag⸗ 
ſteller bewogen, den Antrag nicht ins Geſetz hinein zu 
bringen. : 

Wir bitten, daß ſich der Senat über diefe Frage 
ſchlüſſig wird und eine Erklärung abgibt, wie die 
Rechtslage iſt. Es iſt Zeit dazu, bis das Geſetz in dritter 
Leſung durchkommt. Es wäre erfreulich, wenn die Er⸗ 
klärung hier im Plenum erfolgte und nicht, wie da⸗ 
mals, in dem geheimen Kabinett des Ausſchuſſes. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Das Aufwertungs⸗ 
problem iſt ein außerordentlich ſchwieriges und ſchwer 
zu behandelndes. Alle Staaten, die etwas derartiges 
durchzumachen haben, pflegen aus den Erfahrungen 
ihrer Vorgänger nichts zu lernen. Oeſterreich lernte 
nichts von Rußland. Wir in Deutſchland und in 
Danzig lernten nichts von Oeſterreich. Frankreich lernt 
nichts von Deutſchland. Wo wir uns Ende 1919 befan⸗ 
den, befindet ſich heute der franzöſiſche Franc. Finanz⸗ 
miniſter und Regierung ſtürzen in kurzer Zeit über 
dem Problem der Stabiliſierung der Landeswährung. 
Es iſt deshalb nicht angängig, daß man dieſes Thema 


mit Erregung behandelt und Sejuitenpater als Zeugen 


anführt, beſonders kurz nachdem in der Regierungs⸗ 
koalition der Ablaß, der kürzlich erteilt worden iſt, 
beinahe zur Spaltung dieſer Koalition geführt hat. 
Es iſt auch nicht notwendig, von Räubern, Dieben 
und ähnlichem zu ſprechen, ſondern man ſoll die 
Frage mit klarem Verſtand behandeln. 

Eine Geldentwertung, wie wir ſie in Deutſchland 
und auch in Danzig durchgemacht haben, hinterläßt ſehr 
ſchwere Folgen. Bei der Regelung dieſer Fragen laſſen 


ſich Härten nicht vermeiden. Es wird ſich ein abſolutes 


Recht in dieſer Frage weder durch Geſetz noch durch 
Dekret durchführen laſſen. Eine Geldentwertung bleibt 
eine höhere Gewalt. Gegen eine höhere Gewalt ſind 
die Menſchen genau ſo machtlos, als wenn ein himm⸗ 
liſches Weſen, wenn eins exiſtieren ſollte, uns eines 
Tages den Himmel auf den Kopf fallen läßt. 

Wir haben aber die Aufgabe, ſo gerecht wie möglich 
zu ſein. Der Geſetzgeber hat verſucht, in dem Aufwertungs⸗ 
geſetz die größtmögliche Gerechtigkeit walten zu laſſen. 
Wenn es nicht geſchehen iſt, ſo iſt es zum größten Teil 
darauf zurückzuführen, daß in dieſer ſchweren finanz⸗ 
politiſchen Frage zu wenig Einſicht und Sachverſtändig⸗ 
keit im Volkstag vorhanden ſind. Darauf ſind einige 
Mängel zurückzuführen, und auch das Geſetz, daß Sie 
jetzt geſchaffen haben, hat dieſe Mängel nicht beſeitigen 
können. Ich werde ſpäter bei den einzelnen Para⸗ 
graphen auf dieſe Mängel zu ſprechen kommen und 
will zunächſt das Geſetz im allgemeinen behandeln. 

Dem Weg, den der Senat jetzt mit dem ver⸗ 
faſſungsändernden Geſetz bei der Geldaufwertung 
wählt, vermag ich nicht Geſchmack abzugewinnen, weil 
eine Demokratie ihre Geſetze im Rahmen der Ber- 
faſſung machen ſoll. Wenn ſie genötigt iſt, Verfaſſungs⸗ 
änderungen zu machen, dann ſoll ſie vorher den klaren 
Wortlaut der Verfaſſung abändern und die Geſetze im 
Rahmen dieſer abgeänderten Verfaſſung machen. Sie foll 
aber nicht deshalb, wie das neuerdings auch in Deutſch⸗ 
land Mode geworden iſt, ein verfaſſungsänderndes 
Geſetz ſchaffen. In Deutſchland iſt man in dieſer Be⸗ 
ziehung freier als wir hier in Danzig. Wir haben bei 
Verfaſſungsänderungen zunächſt die Genehmigung 
in Genf einzuholen. Wenn man in wichtigen politiſchen 
Fragen, wie in der Frage der parlamentariſchen Ver⸗ 
antwortlichkeit der Senatoren und der Rücktritts⸗ 
pflicht der hauptamtlichen Senatoren bei Erteilung 
eines Mißtrauensvotums oder gar in der Frage der 
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Auflöſung des Volkstages, die doch immens notwendig 
iſt, beſonders wenn die Volksmeinung mit der Mehr⸗ 
heit des Volkstages in Widerſpruch ſteht, wenn man 
in all dieſen Fragen nicht glaubt, an den Völkerbund 
appellieren zu können, ſondern die Verfaſſungsände⸗ 
rung unterläßt, weil man nicht nach Genf gehen will, 
ſo iſt es unverſtändlich, daß man es in dieſer Frage tut. 
Man hat ja ſchon offiziös einen Senator eine Vergnü⸗ 
gungsreiſe nach Genf machen laſſen. Er iſt nicht einmal 
hier, um zu erzählen, was Sir Drummond auf ſeine 
mehr oder weniger intelligenten Ausführungen geſagt 
hat. Nun will man in dieſer Frage offiziell nach Genf 
gehen, trotzdem man die Möglichkeit hat, durch ein⸗ 
faches Geſetz das Gerichtsverfaſſungsgeſetz ſo abzu⸗ 
ändern, daß der gleiche Zweck erreicht wird, denn für 
mich ſteht es außer Frage, daß, wenn man eine mit 
Laien und Richtern zuſammengeſetzte rechtſprechende 
Körperſchaft über dieſe Fragen, die das Obergericht 
als verfaſſungswidrig bezeichet hat, ſprechen läßt, daß 
dann dies Geſetz und ſeine Beſtimmungen zweifellos 
nicht als verfaſſungswidrig bezeichnet werden. 

Man geht den Weg nach Genf, vor dem man 
ſonſt Angſt hat, und gleichzeitig ſucht man noch eine 
Beſtimmung, die das Grundrecht einer Demokratie 
darſtellt, illuſoriſch zu machen, die Beſtimmung, daß die 
Staatsgewalt vom Volke ausgeht und daß das Volk 
die oberſte Entſcheidung hat. Es ſcheint die Tragik 
ehemaliger Oberbürgermeiſter zu ſein, auf den Ge⸗ 
danken zu verfallen, verfaſſungsrechtliche Beſtim⸗ 
mungen, die dem Volk das Recht geben, in letzter 
Inſtanz ſelbſt zu entſcheiden, durch Geſetze illuſoriſch 
zu machen. Der verfloſſene deutſche Reichskanzler Luther 
verfiel als Erſter auf den intelligenten Gedanken, ein 
derartiges Geſetz im Reichstag einzubringen, weil dies 
Geſetz, da auch Staatsanleihen aufgewertet werden, 
das hat unſer verfloſſener Oberbürgermeiſter Sahm 
leider überſehen, — weil das Volksbegehren in Deutſch⸗ 
land, wenn es zuſtande käme, mit dem Etat zu tun 
hätte und über Etatsgeſetze kein Volksentſcheid ſtatt⸗ 
finden darf, es ſei denn, daß der Reichspräſident ihn 
veranlaßt. 

Eines ſchickt ſich nicht für alle. Was alſo in Deutſch⸗ 
land zuläſſig iſt, weil dort die Staatsanleihen aufzu⸗ 
werten ſind, kommt hier nicht in Frage, weil die 
Staatsanleihen in der Freien Stadt Danzig nicht 
exiſtiert haben, alſo auch nicht aufgewertet werden 
können. Aber was Herr Luther aus Düſſeldorf, glaube 
ich, (Eſſen! links) oder aus Eſſen machen will, das 
ſcheint Herrn Sahm aus Bochum, weil es in der Nähe 
liegt, auch gangbar. Deshalb will man dem Danziger 
Volk ſein Kardinalrecht der Volksabſtimmung nehmen. 
Ich zweifle daran, daß ſich in Danzig überhaupt die 
genügende Anzahl Menſchen findet, die in der Auf⸗ 
wertungsfrage ein Volksbegehren beantragen können. 
Eine derartige Zahl wird nicht aufkommen. Aber ich 
wehre mich dagegen, daß man die Verfaſſung und das 
Grundrecht des Volkes in einer Frage mittelbar antaſtet 


Man ſoll dann ſagen, wir wollen nicht das Referendum 
haben, wir wollen dieſe Frage aus der Verfaſſung 
herausbringen und nicht durch eine Hintertür in 
einer Frage dies Problem langſam anfreſſen laſſen, 
um dann auch bei zukünftigen Dingen evtl. den 
gleichen Weg zu gehen. 

Aus dieſen Gründen bedauere ich es, daß dieſer 
Weg beſchritten worden iſt. Wundern tut es mich, daß 
die Deutſchnationale Fraktion in dieſer Frage ihre Zu⸗ 
ſtimmung gibt. Vor einigen Tagen fragte der deutſche 
Sparerbund der Hypotheken⸗ und Sparergläubiger im 
Reiche bei dem Führer der Deutſchnationalen Reichs⸗ 
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(Rahn, Abgeordneter) 
tagsfraktion, den Grafen Weſtarp an, wie ſich die Frak⸗ 
tion in der Frage des Volksbegehrens anläßlich der 
Aufwertung zu verhalten gedenkt. Danach wolle er 
ſeine Haltung bei der Abſtimmung über die ſogenannte 
Beſchlagnahme der Fürſtenvermögen einrichten. Herr 
Graf Weſtarp hat darauf einen Brief an die Leute 
geſchrieben, den ich mir mit Genehmigung des Herrn 
Präſidenten erlauben werde, auszugsweiſe vorzuleſen, 
aus dem hervorgeht, daß die Deutſchnationale Reichs⸗ 
tagsfraktion die Einbringung des Geſetzes, die den 
Volksentſcheid über die Aufwertungsfrage verbieten 
will, nicht billigt und daß die Deutſchnationale Reihs- 
tagsfraktion alles tun will, um den Sparern, die im 
Reiche bei dieſer Geſetzgebung zu kurz kommen, zu 
ihrem Rechte zu verhelfen. Der Führer der Deutſch⸗ 
nationalen ſchreibt: 

Der Entwurf eines verfaſſungsändernden Geſetzes 
durch welches Volksbegehren und Volksentſcheid zur Auf⸗ 
wertungsfrage als unzuläſſig erklärt werden ſollen, iſt 
von dem letzten Kabinett Luther auf eigene Verantwor⸗ 
tung und ohne Fühlung mit uns eingebracht worden. 
Wenn er im Reichstag zur Verhandlung kommt, iſt noch 
nicht entſchieden. 

Im weiteren Text wird den Sparern und Gläu⸗ 
bigern Unterſtützung zugeſichert. Ich kann nicht an- 
nehmen, daß ein in der Politik ſo beſchlagenes Mit⸗ 
glied, wie Herr Abg. Dr. Ziehm, der hier als Sprecher 
der Deutſchnationalen Fraktion auftrat, ſo wenig die 
Politik ſeiner Schweſterfraktion im Deutſchen Reiche 
verfolgt und daß ihm nicht bekannt iſt, daß die Reichs⸗ 
tagsfraktion in dieſer Frage eine andere Haltung ein⸗ 
nimmt. Ich bin nicht infam genug, zu unterſtellen, 
daß die Deutſchnationale Fraktion in Danzig, da jetzt 
nicht Wahlen vor der Tür ſtehen, glaubt, hier eine 
andere Haltung einnehmen zu können als die Reichs⸗ 
tagsfraktion, die vor der Abſtimmung über die Fürſten⸗ 
vermögen ſteht, (Abg. Liſchnewſki: Sie können ſo 
auch jo!) daß die Deutſchnationale Fraktion in Danzig 
die Methode der 50 Prozent Leute im Reich nach⸗ 
zuahmen beabſichtigt, ſondern daß ſie aus innerer 
Ueberzeugung und überzeugt von der Rechtſchaffenheit 
ihres Verfahrens hier dafür eintritt, daß das Volks⸗ 
begehren durch verfaſſungsänderndes Geſetz in dieſer 
Einzelfrage beſeitigt werden ſoll. Dieſe Haltung der 
Fraktion bedauere ich. Ich glaube, wenn die Deutſch⸗ 
nationale Fraktion in dieſer Frage einen anderen 
Standpunkt eingenommen hätte, beſonders den Stand⸗ 
punkt, daß man nicht überflüſſigerweiſe nach Genf laufen 
ſoll, wenn es hier erledigt werden kann, ſo hätte ſich 


eine verfaſſungsmäßige Minderheit gefunden, die 
dieſes Geſetz nicht zur Verabſchiedung kommen ließ. 
Es hätten dann die Mittel angewandt werden 


müſſen, die ſehr gut gangbar ſind. Ich habe ſie vorhin 
kurz ſkizziert. Dieſe Mittel haben bei verſchiedener 
anderer Gelegenheit in Deutſchland zum Ziel geführt 
und hätten uns die Blamage einer Ablehnung in 
Genf erſpart, für die ich mich nach Möglichkeit einzu⸗ 
ſetzen bemühen werde. (Hört, hört! links.) 

Wenn ich nun zu den einzelnen Teilen des uns 
vorliegenden Geſetzes übergehe, ſo möchte ich bemerken, 
daß all die Fragen, in denen das erſte Aufwertungs⸗ 
geſetz eine Benachteiligung der Gläubiger gebracht hat, 
in dieſem Geſetz wiederum enthalten ſind. Zunächſt 
möchte ich die breiteſte Schicht herausgreifen, die 
Sparer. Das erſte Geſetz ſah genau wie dieſes lediglich 
die Aufwertung won Spareinlagen bei öffentlichen 
Sparkaſſen vor. Es iſt vielleicht nicht ſämtlichen Ab⸗ 
geordneten dieſes hohen Hauſes, aber doch einigen be⸗ 
kannt, daß man unter öffentlichen Sparkaſſen im recht⸗ 
lichen Sinne lediglich die Sparkaſſen der Städte, Kreiſe 
und ſonſtigen kommunalen Körperſchaften verſteht, 
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während wir gerade in Danzig eine Sparkaſſe haben, (C) 


bei der ſich in früheren Zeiten das hauptſächlichſte 
Spargeſchäft abſpielte, nämlich den Danziger Spar⸗ 
kaſſen⸗Aktienverein, der über eine große Zahl der 
Spareinlagen der Danziger Bürger verfügte, die durch 
dies Geſetz nicht betroffen ſind. Natürlich ſteht den 
Sparern der Rechtsweg offen. Wenn für die ſtädtiſchen 
und kommunalen Sparkaſſen das Recht der geſetzlichen 
Regelung geſchaffen wird, ſo ſoll man es auch für die 
privaten Sparkaſſen ſchaffen, weil bei dieſen privaten 
Sparkaſſen eine Unſumme kleiner Sparer vorhanden 
ſind, die wegen 100, 200 oder höchſtens 300 Mark Spar⸗ 
einlage nicht einen ſchwierigen Rechtsprozeß anhängig 
machen und ſich einen Juriſten nehmen können, der — 
ohne Spitze gegen die Herren Rechtsanwälte, denen 
ich ihre Einnahmen gönne — nicht allzu billig iſt. 
Alle dieſe Leute können nicht klagen. Es iſt ihnen 
unmöglich und man ſchafft ihnen durch das Geſetz nicht 
ihr Recht. Ich behalte mir deshalb vor, jetzt oder bei 
der dritten Leſung einen Zuſatzantrag zu bringen, 
welcher auch die privaten Sparkaſſen einſchließt. Wenn 


man jetzt bei den Sparkaſſen die Aufwertung bis auf 


den Einführungstermin der neuen Währung feſtlegt, ſo 
iſt damit ſchon eine derartige Verwäſſerung der Auf⸗ 
wertungsquote herbeigeführt, daß nennenswerte Be⸗ 
träge nicht gewährt werden können. Wenn im Geſetz auch 
15 Gulden drin ſtehen, ſo iſt, wie ich ſeinerzeit bei dem 
erſten Aufwertungsgeſetz ausgeführt habe, dieſe Ziffer 
eine ſo fiktive und iſt auf ſo willkürlichen und noch im 
Monde liegenden Gewinnerträgniſſen der kommenden 
Jahre aufgebaut, daß es eine Irreführung der Sparer 
bedeutet, wenn man ihnen vorgaukelt, daß ſie 15 
Gulden auf Grund des Goldmarkbetrages, den ſie 
ſeinerzeit eingezahlt haben, erhalten. Eine Summe von 
15 Gulden für 100 eingezahlte Goldmark wird unter 
keinen Umſtänden herauskommen; denn die gegenwär⸗ 
tige Zeit iſt nicht dazu angetan, Sparkaſſengewinne zu 
erzielen, die in der erſten Zeit der Feſtwährung bei ſehr 
hohen Zinsſätzen gemacht werden konnten. 

Ferner bedauere ich außerordentlich, daß man das 
Geſetz abgeändert hat, wonach die Stadtanleihen, die 
nach dem § 6 nur bis zum 1. Juni 1919 aufgewertet 
werden ſollten, wenn ſie nicht von Vormündern oder 
öffentlich⸗ rechtlichen Einrichtungen gezeichnet worden 
waren, wieder allgemein eine Aufwertung erfahren. 
Ich glaube auch, daß bei dieſer Frage die Unwiſſenheit 
der Vater des Gedankens geweſen iſt oder Pate bei dieſer 
Sache geſtanden hat. Ich habe mir die kleine Arbeit ge⸗ 
macht, halbjährig die Kurſe für 4prozentige Danziger 
Stadtanleihe an der Berliner Börſe feſtzuſtellen, die 
Dollarkurſe an den gleichen Terminen zu notieren und 
auszurechnen, was an dieſen einzelnen Terminen für 
100 MarkStadtanleihe börſenmäßig in Goldwert bezahlt 
werden mußte und was man jetzt an Aufwertung erhal⸗ 
ten ſoll. Wenn die verehrten Damen und Herren ein klein 
wenig Intereſſe dafür haben, es dauert nur ein paar 
Minuten, dann bitte ich Sie einen Bleiſtift zur Hand 
zu nehmen und es zu notieren, Danziger Stadtanleihe 
ſtand am 31. Dezember 1918 91 Prozent. 91 Mark 
mußte man für 100 Mark bezahlen bei einem Dollar⸗ 
ſtand von 7,95. Am 31. Dezember 1918 zahlte man alſo 
für 100 Mark Danziger Stadtanleihe 12 Dollar 
50 Goldmark. Für dieſe 50 Goldmark erhält man nach 
dem Danziger Geſetz 15 Danziger Gulden. Das iſt 
alſo eine Aufwertung von etwa 30 Prozent. Am 
30. Juni 1919 notierte die Stadtanleihe ebenfalls 91. 
Der Dollarkurs war 12,78. Man zahlte für 100 Mark 
Danziger Stadtanleihe 7 Dollar — 29,40 Mark. Man 
erhält 15 Gulden bzw. 50 Prozent. Dann erhält man 
noch 30 Prozent Zuſchlag auf Grund des § 3 dieſes Ge- 
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Stadtanleihe 93, Dollarſtand 38 ½. 
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ſetzes, der fih bezüglich der Zuſchläge auch auf den § 6 be- 
zieht. Am 31. Dezember 1919 ſtand Stadtanleihe 
100 Prozent, der Dollarkurs 48,43. Man zahlte für 
100 Mark Stadtanleihe 2 Dollar = 8,50 Mark. Man 
erhält 15 Gulden bzw. 45 Prozent Zuſchlag auf Grund 
des § 3 des Geſetzes. Am 30. Juni 1920 Kurs der 
Man erhält 15 
Gulden und außerdem noch 60 Prozent Zuſchlag. Am 
30. Dezember 1920 Kurs der Stadtanleihe 106, Dol⸗ 
larkurs 73. 100 Mark Stadtanleihe koſten Dollar 
1,50 = 6,30 Mark. Man erhält einen Zuſchlag von 
60 Prozent bei 15 Danziger Gulden Aufwertung. Am 
30. Juni 1921, Kurs der Stadtanleihe 93 /, Dollarkurs 


75,10. Man zahlte 1,40 Dollar für 100 Mark = 5,90 


Mark. Man erhält 15 G. Aufwertung plus 105 % Zu⸗ 
ſchlag. Am 31. Dezember 1921 Stand der Stadtanleihe 
89,10, Dollarkurs 181,81. Man zahlte 55 Dollarcent = 
2,30 Mark für 100 Mark Stadtanleihe und erhält 15 G. 


Aufwertung und gleichfalls noch einen Zuſchlag von 


105 %. Am 31. Dezember 1922 ſtand der Dol⸗ 
lar 7475. Man zahlte für Stadtanleihe 1500 
Mark = 20 Dollarcent = 0,80 Reichsmark, und man 
erhält 15 Gulden plus Zuſchlag aus § 3 des Geſetzes. 
Am 30. Juni 1923 ſtand der Dollar auf 181000 und 
ging dann bald auf 300000 hinauf. An dieſem Tage ſtand 
die Stadtanleihe an der Berliner Börſe 7000 Mark 
für 100 Mark Stadtanleihe, und an dieſem Tage konnte 
man für einen Dollar 2600 Mark Stadtanleihe kaufen 
oder mußte 17 Goldpfennige für 100 Mark Stadtanleihe 
zahlen. Für dieſe 17 Goldpfennige, die man damals an⸗ 
legen mußte, um 100 Mark zu kaufen, erhält der Be⸗ 
ſitzer dieſer Anleihe 15 Gulden aus Kommunalmitteln; 
m. D. u. H., neben dem Zuſchlag, den der § 3 dieſes 
Geſetzes vorſieht. 

Wenn man erfährt, daß, als das derzeitige Auf⸗ 
wertungsgeſetz in der Schwebe war, aus Regierungs⸗ 
kreiſen an Spekulanten der Rat gegeben wurde: 
„Kauft doch Stadtanleihe, ſie werden alle gleichmäßig 
aufgewertet,“ dann iſt es allerdings verſtändlich, wenn 
die Regierungskreiſe, die dieſen Rat gegeben haben, 
jetzt bemüht ſind, ihre Verſprechungen zu erfüllen. 
(Hört, hört! links.) Ich erkläre aber vor dem Danziger 
Volk von dieſer Tribüne aus, daß niemals ein ge⸗ 
meineres Schindluder mit den Steuern der Bürger ge⸗ 
trieben worden iſt, als in dieſem Fall, wo aus kom⸗ 
munalen Mitteln oder aus Staatsmitteln Leuten, die 
in Stadtanleihe ſpekuliert haben und 17 Pfennig 
für 100 Mark bezahlt haben, 15 Gulden nebſt Zuſchlag 
aus § 3 gegeben werden ſoll. Ich ſtelle jedem die Dol- 
larkurſe in dem Büchlein, das ich bei mir habe, zur 
Verfügung und gebe Ihnen den guten Rat, ſich von 
einem Ihnen naheſtehenden Bankinſtitut aus den dort 
vorhandenen Kurszetteln die Kurſe für Danziger 
Staatsanleihe zur Verfügung ſtellen zu laſſen, wie ich 
ſie heute vormittag im Laufe von 10 Minuten erhal⸗ 
ten habe. Wenn Sie dann noch den Mut haben, den 
8 6 in dieſer Form zu verabſchieden, dann ſage ich 
Ihnen: Die Danziger Volksvertretung iſt nicht wür⸗ 
dig, daß ſie noch die Geſetze für das Danziger Volk 
macht. 

Wenn man bei dieſer Frage gleichzeitig noch 
die Entſcheidung des Obergerichtes etwas näher be⸗ 
handelt, die davon ſpricht, daß jeder vor dem Geſetz 
gleich behandelt werden muß, ſo möchte ich die Reichs⸗ 
gerichtsentſcheidung, Band 111, Seite 330 in bezug auf 
die Gleichheit vor dem Geſetz auszugsweiſe auch hier 
noch kurz behandeln. Der Herr Präſident wird mir ge⸗ 
ſtatten, ein paar kurze Sätze zu dieſer Frage vorzu⸗ 
leſen. Das Reichsgericht, bei dem fih ja unſer Ober- 
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gericht in dieſer Frage durch zwei dorthin geſandte 
Obergerichtsräte erkundigt haben ſoll — ich kann 
mir nicht denken, daß man das gemacht hat — ſagt zu 
der Frage der Gleichheit folgendes: 

Der Grundſatz der Gleichheit vor dem Geſetz kann 
nur die Bedeutung haben, daß Tatbeſtände vom Geſetz 
als gleich zu behandeln ſind, die ungleich zu behandeln 
Willkür bedeuten würde. Eine verſchiedene Behandlung, 
die durch keinen auf vernünftigen Erwägungen beruhen⸗ 
den Grund zu rechtfertigen iſt, würde als willkürliche Er⸗ 
ſcheinung und gegen den Gleichheitsgrundſatz verſtoßen. 
Die Regelung der Aufwertung, wie ſie im Geſetz vom 
16. Juli 1925 geſchehen iſt, insbeſondere ihre Schemati⸗ 
ſierung, beruht aber wie die oben wiedergegebene Be⸗ 
gründung für die Ablehnung der als gerechter ausdrück⸗ 
lich anerkannten Individualmethode ergibt, auf durchaus 
vernünftigen Erwägungen, nämlich auf der allſeitig be⸗ 
tonten und durch die Wirtſchaftslage tatſächlich begrün⸗ 
deten Notwendigkeit einer ſofortigen, klaren und ab⸗ 
ſchließenden Regelung des Aufwertungsproblems unter 
Anpaſſung der Regelung im einzelnen an die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Wirtſchaft und Zulaſſung der Individual⸗ 
aufwertung, wo ſie wirtſchaftlich möglich oder aus ſo⸗ 
zialen Gründen erforderlich war. Die Unterſchiede, die 
ſich aus der Regelung des Geſetzes für die Aufwertung 
nach der Art der betroffenen Anſprüche und nach gewiſſen 
im Geſetz hervorgehobenen Umſtänden ergeben, können 
hiernach nicht als willkürliche, den Grundſatz des Art. 
109 Abi. 1 RW. verletzende Unterſcheidungen angeſehen 
werden, wenngleich damit, wie auch die Reichstagsmehr⸗ 
heit nicht verkannt hat, vielfach große Härten und be⸗ 
klagenswerte Unbilligkeiten, namentlich für die Gläu⸗ 
Diger, verbunden find. Man mag über die Zweckmäßig⸗ 
keit oder Notwendigkeit einzelner Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes ſtreiten können; gerade die umſtrittenen Vorſchrif⸗ 
ten ſind aber bei den Beratungen im Reichstagsausſchuß 
Gegenſtand eingehender Prüfung und Erörterung ge⸗ 
weſen und ſchließlich zur Annahme gelangt, weil eine 
anderweite Regelung mit dem erſtrebten Zwecke des Ge⸗ 
ſetzes nicht verträglich erſchien. Von einer willkürlichen, 
vernünftiger Erwägungen entbehrenden Regelung, kann 
an auch in dieſen Beziehungen nicht geſprochen 

erden. 


Das Reichsgericht hat in dieſer Frage einen 
Standpunkt eingenommen, der dem geſunden Men⸗ 
ſchenverſtand entſpricht. Ich bedauere, daß das Dan⸗ 
ziger Obergericht in dieſer Frage eine andere Haltung 
eingenommen hat, die ich mir nur ſo erklären kann, daß 
die Intereſſen der einzelnen rechtſprechenden Herren 
ſo verſchiedenartig waren, daß von einer objektiven 
Rechtſprechung in dieſer Frage keine Rede ſein kann 
oder aber, daß hier in dieſer finanziellen Frage bei 
den Richtern nicht genügende Fachkenntnis vorhanden 
war, ſo daß ſie vielleicht zweckmäßig nicht früher hät⸗ 
ten urteilen ſollen, bis ſie ſich, wie in anderen Fällen, 
in mediziniſchen oder ſonſtigen Angelegenheiten, die 
Sachverſtändigenurteile erfordern, vorher eine ge⸗ 
nügende Anzahl Sachverſtändigengutachten hätten er⸗ 
ſtatten laſſen und dann erft ihr Urteil gefällt hätten. 
Wie ein Richterkollegium den von mir zitierten § 6 als 
verfaſſungswidrig bezeichnen konnte, und zwar auf 
Grund der von mir angegebenen Schreiben und Tat⸗ 
ſachen, bleibt ein Rätſel. Man ſoll eben Fragen, die 
rein wirtſchaftlicher Natur, rein finanzpolitiſcher Na⸗ 
tur ſind, nicht allein den gelehrten Richtern zur Recht⸗ 
ſprechung überlaſſen. 

Eine Klärung ſoll und muß erfolgen. Die Rege⸗ 
lung könnte am beſten in der von mir ſchon mehrfach 
zitierten Form der Aenderung des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes erfolgen, dann würde ſie jedenfalls mit grö⸗ 
ßerer Beſchleunigung ſtattfinden, als durch das ver⸗ 
faſſungsändernde Geſetz, das zunächſt noch einmal nach 
vier Wochen uns wieder vorgelegt wird, und worüber 
nach drei Monaten der Völkerbundsrat entſcheidet, der 
ſeinen Segen unter die Sache gibt oder ſie verwirft, 
was ich hoffe und wofür ich mir reichlich Mühe geben 
werde, wie ich bereits vorhin ſagte. 
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(Rahn, Abgeordneter) 

Wenn dagegen ein Geſetz gemacht würde, bei dem 
das Gerichtsverfaſſungsgeſetz geändert würde und ein 
Kollegium aus Sachverſtändigen und gelehrten Rich⸗ 
tern über dieſe Frage urteilte, wäre das Gleiche er⸗ 
reicht worden und wir brauchten nicht den Weg nach 
Canoſſa zu machen in einer Frage, für die vielleicht 
Engländer und Franzoſen, Italiener und ſonſtige 
Hauptdelegierte im Völkerbund kein Verſtändnis ha⸗ 
ben werden, jedenfalls werden wirklich demokratiſche 
Staaten — bei Italien iſt das nicht der Fall, entſchul⸗ 
digen Sie, daß ich den Namen genannt habe — kein 
Verſtändnis für derartige Dinge aufbringen und wer⸗ 
den die Sache ablehnen. 

Ich warne davor, das Geſetz in dieſer Weiſe be⸗ 
handeln zu wollen. Vor allen Dingen werde ich gegen 
die Beſtimmung über den Volksentſcheid ſtimmen, weil 
ich aus Prinzipsgründen ein Grundrecht des Volkes 
nicht angetaſtet wiſſen will, über das auch die geſetz⸗ 
gebende Körperſchaft nicht leichtſinnig hinweggehen darf. 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen lie- 
gen nicht vor, die Beſprechung zu S 1 iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die den $ 1 annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
§ 1 iſt angenommen. Ich rufe auf § 2. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (Soz. P.): Leider war es mir 
noch nicht möglich, den Antrag zu § 2 zu formulieren. 


Ich bitte die Abſtimmung über § 2 auszuſetzen und 


ſpäter über dieſen Paragraphen abzuſtimmen. 

Vizepräſident Spill: Der Antrag müßte hier ſein, 
wenn aber das hohe Haus dem zuſtimmt, habe ich 
nichts dagegen. Erhebt ſich gegen den Vorſchlag des 
Herrn Abg. Rahn Widerſpruch, die Beratung über 82 
noch zurückzuſtellen, bis er ſeinen Antrag eingebracht 
hat. Das iſt nicht der Fall, es wird dem Wunſche ſtatt⸗ 
gegeben. Ich rufe auf § 3 und eröffne die Beſprechung. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Ich darf wohl mit derſelben Mehrheit die An⸗ 
nahme feſtſtellen. $ 4; angenommen, $ 5; angenommen, 

6; angenommen, $ 7; angenommen, $8; angenommen. 
Ich eröffne die Beſprechung zu § 9. Das Wort hat der 
Herr Abg. Herrmann. 

Herrmann, Abgeordneter (D. Soz.): M. D. u. H.! 
Der § 9 behandelt die Aufwertung der Sparkaſſengut⸗ 
haben. Die Begründung der Regierung iſt über die 
Aenderung ſehr kurz hinweggegangen, der Herr Bericht⸗ 
erſtatter ebenfalls. Der § 9 des neuen Aufwertungs⸗ 
geſetzes enthält aber weſentliche Verſchlechterungen ge⸗ 
genüber der alten Faſſung. Die Regierung hat in ihrer 
Begründung nur geſagt, daß die Zeitbeſchränkung auf⸗ 
gehoben und deshalb der Aufwertungsſatz von 25 auf 15 
Gulden herabgeſetzt iſt. Die weſentlichen Verſchlechte⸗ 
rungen, die das neue Geſetz enthält, ſind folgende: Zu⸗ 
nächſt iſt der Termin, von dem ab der Nennwert als 
Goldmark rechnet, vom 1. 1. 1919 auf den 1. 1. 1918 
zurückgelegt, alſo auf ein ganzes Jahr. Das iſt für die 
Sparer ſchon eine weſentliche Verſchlechterung. Dann 
ſah das alte Aufwertungsgeſetz für die Ausgleichsbe⸗ 
träge Zinſen vor. Dieſe Zinſen ſind weggefallen. Das 
iſt auch eine große Verſchlechterung. Für die Berechnung 
der Goldmark ſieht der neue Geſetzentwurf nicht etwa 
die gleiche Umrechnungsart wie für Hypotheken, ſondern 
eine ganz beſondere Tabelle vor. Auf eine kleine An⸗ 
frage, die ſeiner Zeit von Herrn Abg. Dr. Lembke ge⸗ 
ſtellt worden iſt, hat der Senat bei der Antwort die Vor⸗ 
teile erörtert, die das Danziger Geſetz gegenüber dem 
deutſchen Aufwertungsgeſetz hat. Da wurde auch die 


Berechnung des Goldwertes als ganz beſonders günſtig 


in Betracht gezogen. Nun ſieht das neue Geſetz aber für 
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die Sparkaſſenguthaben eine ganz andere Berechnung 
vor, und zwar eine weſentlich ſchlechtere. Im ganzen 
wirkt ſie ſo, daß der Goldmarkbetrag für Sparkaſſengut⸗ 


haben gegenüber Hypotheken nur etwa halb ſo hoch um⸗ 


gewertet wird. In den erſten Jahren, alſo 1918, 19 
und 20 beträgt der umgerechnete Goldwert etwas mehr 
als die Hälfte und in den beiden letzten Jahren 1922 
und 23 weſentlich weniger als die Hälfte. Die Sparer, 
die dem Wortlaut nach etwa 12 % des Goldwertes be- 
kommen, ſollen nach dem neuen Geſetz gegenüber Hypo⸗ 
thekengläubigern nicht einmal 6 % bekommen. 

Dann befindet ſich in dem 8 9 noch ein unſchein⸗ 
barer Satz: „Ausgeglichen werden nur die Kapitalbe⸗ 
träge der Spareinlagen, ſoweit ſie aus der Zeit vor dem 
19. Dezember 1923 noch beſtehen.“ Dieſer Satz hat eine 
ganz beſondere Wirkung. Ich will es an einem Beiſpiel, 
wie ich das im Hauptausſchuß vorgetragen habe, klar⸗ 
legen. Wenn jemand ein Sparkaſſenguthaben von 1000 
Goldmark gehabt hat und im Laufe der Inflationszeit 
vielleicht 900 Mark abgehoben, und dann den abgeho⸗ 
benen Goldmarkbetrag wieder eingezahlt hat, erhält er 
nach dem neuen Geſetz nicht etwa die 1000 Mark aufge⸗ 
wertet, ſondern nur 100 Mark plus den wieder einge⸗ 
zahlten Goldwert, alſo vielleicht 101 Mark. Er hat da⸗ 
nach den größten Teil des geſparten Goldwerts durch 
die Abhebung verloren. Meine Fraktion bringt in der 
Druckſache Nr. 2329 einen Abänderungsantrag ein, 
durch den dieſe Schäden beſeitigt werden. 

Die Erklärung der Regierung im Hauptausſchuß, 
über die Beträge, die notwendig ſind, um die Spar⸗ 
kaſſenguthaben aufzuwerten, beruht auf Schätzungen. 
Sie haben nach der Erklärung ſelbſt der Regierung we⸗ 
nig Anſpruch auf Richtigkeit. Unſer Antrag würde ohne 
weiteres durchführbar ſein und die Sparkaſſengläubiger 
hätten eine weſentliche Verbeſſerung erreicht. Es kommt 
jetzt nicht mehr darauf an, ob ſie dieſe Beträge in 2, 3 
oder 4 Jahren bekommen. Da die Ausgleichsbeträge 
wieder verzinſt werden ſollen, werden auch die Spar⸗ 
kaſſen ein Intereſſe daran haben, fie jo ſchnell wie mög- 
lich auszuzahlen. Für die Sparkaſſengläubiger haben 
ſich ja beſonders die Linken und auch die Mittelparteien 
eingeſetzt. Ich bitte Sie daher, unſern Antrag, der 
eine Verbeſſerung für die Sparer bringt, anzunehmen. 

Vizepräſident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung 
zu S 9, da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung, und zwar zuerſt über den vom 
Abg. Herrmann und den übrigen Mitgliedern der 
Deutſchſozialen Fraktion geſtellten Abänderungsantrag, 
der in der Druckſache Nr. 2329 enthalten iſt. 

§ 9 Abſätze 1 und 2 ſollen lauten: 

Anſprüche auf Guthaben bei öffentlichen Sparkaſſen 
(§ 2, Ziffer 6) werden ausgeglichen, ſoweit es ſich um 
Spareinlagen handelt, für die Sparkaſſenbücher ausgege⸗ 
ben ſind, wenn der Anſpruch auf Ausgleichung binnen 3 
Monaten nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes bei der Spar⸗ 
kaſſe angemeldet wird. Soweit Anmeldungen von An⸗ 
ſprüchen bereits gemäß § 9 des Geſetzes über den Aus⸗ 
gleich der Geldentwertung vom 7. April 1925 erfolgt find, 
iſt eine neue Anmeldung nicht erforderlich. Zinſen, welche 
ſeit dem 1. Januar 1919 rückſtändig ſind, gelten als mit 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes als erlaſſen. Für je 
100 Goldmark ſind 15 Gulden zu zahlen. 

Als Goldmarkbetrag gilt bei Anſprüchen, die vor dem 
1. Januar 1919 begründet ſind, der Nennbetrag. Iſt der 
Anſpruch ſpäter begründet, oder hat er ſich ſpäter verrin⸗ 
gert, ſo wird der Goldmarkbetrag dadurch feſtgeſtellt, daß 
der Nennbetrag nach Maßgabe des § 3 umgerechnet wird. 

Die Ausgleichsbeträge ſind bis zum 31. Dezember 1926 

unverzinslich und werden von dieſem Zeitpunkt an mit 
3 Prozent verzinſt, 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem An⸗ 
trag zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich 
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(Spill, Vizepräſident.) 

darf nun wohl feſtſtellen, daß § 9 der Vorlage angenom⸗ 

men iſt. Es liegt nun der Abänderungsantrag des Herrn 

Abg. Rahn zu § 2 vor. Wir können jetzt den § 2 erle- 

digen. Der Antrag lautet: ; | 

— Ich beantrage, in $ 2, Ziffer 6 hinter „öffentlichen“ die 

Worte “und privaten“ hinzuzuſetzen. Rahn. 5 
Wir kommen zur Abſtimmung über dieſen Abände⸗ 


rungsantrag des Herrn Abg. Rahn. Ich bitte die Damen 


(0 


und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Ich darf wohl 
feſtſtellen, daß $ 2 der Ausſchußvorlage angenommen iſt. 
Ich rufe auf § 10. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich 
darf auch hier die Annahme feſtſtellen. Ich eröffne die 
Beſprechung zu § 11 und ſchließe fie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Ich ſtelle fejt, daß $ 11 angenommen 
iſt. Ich eröffne die Beſprechung zu § 12. Ich ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Hier liegt eben⸗ 
falls ein Abänderungsantrag des Abg. Herrmann und 
Fraktion vor, enthalten in der Druckſache Nr. 2329. 
$ 12 find die beiden letzten Zeilen zu erſetzen durch: 
„grund nur verlangt werden, wenn die Zahlungen oder 
die Löſchungsbewilligung nach dem 15. Juni 1922 erfolgt 
iſt. Dies gilt auch für Zins⸗ und Tilgungsbeträge, deren 

Zahlung ohne Vorbehalt angenommen worden iſt.“ 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem Abände⸗ 
rungsantrag zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich ſtelle die Annahme des $ 12 nach der Aus⸗ 
ſchußvorlage feft. § 13; angenommen. § 14; ange 
nommen. 8 15; angenommen. § 16; angenommen. 
8 17; angenommen. § 18; angenommen. $ 19; ange- 
nommen. $ 20; angenommen. $ 21; angenommen. 
§ 22; angenommen. (Abg. Nahn: Nein, nein, $ 22 ift 
doch die entſcheidende Geſchichte!) Herr Abg. Rahn, es 
iſt doch die zweite Leſung. (Abg. Rahn: Wir wollen 
gleich bei dieſer Gelegenheit dokumentieren, daß wir 
dagegen ſind!) Ich bitte diejenigen, die den 8 22 an⸗ 
nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Danke, das iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. (Abg. 
Liſchnewski: Das Volk hat nichts dreinzureden, es muß 
gehorchen!) Wir kommen zur Abſtimmung über die 
Ueberſchrift: „Zweites Geſetz über den Ausgleich der 
Geldentwertung.“ Ich bitte die Damen und Herren, 
die dieſe Ueberſchrift annehmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Die Ueberſchrift iſt angenom⸗ 
men und das Geſetz iſt damit in der zweiten Leſung er⸗ 
ledigt. Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Einheitsgewicht für Backwaren. 

Druckſache Nr. 2313 zu Nr. 2095. Ich rufe auf 8 1 
und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Karkutſch. 

Karkutſch, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. u. H.! 
Bei dieſem Geſetzentwurf betr. Einheitsgewicht für Back⸗ 
waren hat die Regierung es wieder einmal nicht für nö⸗ 
tig befunden, die berufenen Vertreter des Handwerks, 
die Brotfabriken oder überhaupt irgendeinen Sachver⸗ 
ſtändigen zu hören. Andernfalls wäre dieſer Entwurf 
in dieſer Form unbedingt unterblieben. Jeder Sach⸗ 
verſtändige muß beſtätigen, daß die Bäckereibetriebe nur 
in der Lage find, die Teigeinlage durch Gewicht 
einigermaßen genau zu beſtimmen, während ſie eine 
Gewähr für ein genaues Gewicht für die aus 
dieſer Teigeinlage hergeſtellten Backwaren nicht 


zu übernehmen vermögen. Schon beim Abwiegen, 
ſei es mit der Hand, ſei es maſchinell, werden ſich kleine 
Abweichungen nicht vermeiden laſſen. Dies liegt in der 
Natur der ſehr ſchwer teilbaren Teigmaſſe begründet. 
Aber ſelbſt ganz gleiche Teigeinlagen ergeben nach dem 
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| Ausbacken verſchiedene Gewichte, die ſich nach dem Gra⸗ 


de des Ausbackens auf gleicher Herdplatte ergeben. Dieſe 
Gewichtsunterſchiede ſind auch für jeden Sachverſtändi⸗ 
gen vorher unberechenbar. Mit dieſen Gewichtsabwei⸗ 
chungen kommt das Brot aus dem Backofen. Durch das 
Aelterwerden des Brotes verliert es weiter mit jeder 
Stunde ſtändig an Gewicht. Dieſer Verluſt iſt wieder 
vorher unbeſtimmbar, da er ſich nach dem Brauch der 
Aufbewahrung richtet. Kühl aufbewahrt wird das Ge⸗ 
wicht des Brotes weniger ſchnell abnehmen, als wenn es 
an wärmeren Stellen aufbewahrt wird. Dr. Artur 
Fonné, der langjährige Leiter der Verſuchsanſtalt für 
Getreideverarbeitung in Berlin, ſchreibt u. a. in ſeinem 
Buche „Die Theorie der praktiſchen Brotbereitung“: 
Zunächſt muß feſtgeſtellt werden, daß der Bäcker auch 
beim beſten Willen nicht imſtande iſt, ſein Brot vollgewich⸗ 
tig zu machen. 
Weiter ſchreibt er etwas tiefer auf der gleichen 
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Nicht nur beim Ausbacken des Teiges, ſondern bereits 
beim Abwiegen der einzelnen Brote werden ſich Fehler 
einſtellen. Bei der automatiſchen Abwiegemaſchine der 
größeren Betriebe wollen wir dieſe Fehlergrenze nur mit 
zirka 10 Gramm berechnen, die vorkommen kann. Beim 
Abwiegen von Hand müſſen Differenzen von 40 Gramm 
nach oben ſowie nach unten angenommen werden. Die⸗ 
ſelben werden je nach Zuverläſſigkeit der Arbeitskräfte 
einmal unterſchritten, einmal überſchritten werden. Beim 
kleinen Gebäck iſt eine Ausbackdifferenz, wie wir ſehen, 
von 3 Gramm etwas ganz normales, ſo daß ein Unter⸗ 
gewicht von 5 Gramm durchaus normal ſein kann und dem 
Bäcker durchaus nicht immer als Gewinnſucht ausgelegt 
werden darf. 

Wie kann ſich ein ſeiner Pflichten bewußter Geſetz⸗ 
geber nach dieſen Beweiſen der Undurchführbarkeit die⸗ 
ſes Geſetzentwurfs ihm zuſtimmen? Sind ſo außeror⸗ 
dentliche Verſtöße vorgekommen, um einer Aenderung 
der bisherigen Art der Brotabgabe das Wort reden zu 
können. Ich verſichere, daß die Verbraucher bereits jetzt 
das beſte und ſchwerſte, daher billigſte Brot erhalten. 
Dafür ſorgt die große Konkurrenz, die es in dieſem Ge⸗ 
werbe nun einmal gibt. In der Begründung heißt es, 
das vorſtehende Geſetz ſolle die Durchführung der ge⸗ 
planten Preisabbaumaßnahmen erleichtern. Wodurch 
will man bei dieſem Geſetz einen Preisabbau erzielen 
und iſt das überhaupt möglich? Irgendein Beweis da⸗ 
für wird weder in der Begründung geführt noch über⸗ 
haupt verſucht. Ich zweifle daran, daß ein Abbau der 
Preiſe ſtattfinden wird, da die Verdienſtſpanne bei 
Brot heute bereits eine ganz minimale iſt. Sollte ſich 
dieſe noch verringern, ſo iſt die Rentabilität und der Be⸗ 
ſtand der Betriebe in Frage geſtellt. Was beſtimmt ein⸗ 


treten würde, falls der Geſetzentwurf Annahme findet, 


iſt ein nicht gewünſchter, erſchreckender Abbau in der 
Qualität des Brotes. 

Der Ausſchuß hat ſich Sachverſtändige geladen. 
Sämtliche Sachverſtändige, es waren dies der Ober⸗ 
meiſter der Bäckerinnung, ein Vertreter der Brotfabri⸗ 
ken, ein Vertreter der von ſozialdemokratiſchen Arbeit⸗ 
nehmern gegründeten Produktivgenoſſenſchaft und ein 
Vertreter der Arbeitnehmer — haben bekundet, daß der 
Geſetzentwurf nicht durchführbar ſei. Trotz alledem hat 
der Ausſchuß mit Stimmenmehrheit beſchloſſen, dieſem 
Geſetzentwurf zuzuſtimmen. 

Die Strafandrohungen ſind unter den geſchilderten 
Umſtänden viel zu ſcharf. Der Polizeibehörde ſoll es 
freiſtehen, einen Betrieb bis zur Dauer eines Monats 
zu unterſagen, ohne daß eine Beſchwerde an den Senat 
aufſchiebende Wirkung hat. Falls der Beſchwerde nun 
ſtattgegeben wird, wie ſteht es dann mit der Entſchädi⸗ 
gungsfrage des Staates? Im Laufe des Monats iſt je⸗ 
denfalls ein größerer Betrieb, der mit vielen Angeſtell⸗ 
ten und Fuhrwerk arbeitet, vollkommen erledigt. Iſt 
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artutſch, Abgeordneter.) 
ſich die Regierung dieſer Tragweite der Strafbeſtim⸗ 
mungen nicht bewußt? ; 

Dieſe Strafandrohung, wie der geſamte Geſetzent⸗ 
wurf, ähnelt Geſetzen der Kriegszeit und bedeutet die 
Wiedereinführung der Zwangswirtſchaft. Wir lehnen 
jegliche Art der Zwangswirtſchaft ab und werden daher 
auch dieſen Geſetzentwurf ablehnen. Nur im freien 
Wettbewerb und in vollkommener Freiheit ohne jegliche 
Bevormundung des Staates kann Handel und Gewerbe 
blühen und nur von lukrativ arbeitenden Betrieben 
können Steuern aufgebracht werden. Jene Schmäle⸗ 
rung der Steuererträge iſt ein Nagel zum Sarge unſeres 
Freiſtaates. (Zuſtimmung rechts.) 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Liſchnewski. 

Liſchnewski, Abgeordneter (K. P.): M D. u. H.! 
Nachdem dieſe Vorlage den Ausſchuß paſſiert hat, iſt an⸗ 
zunehmen, daß ſie Geſetz wird. Uns geht dieſe Regie⸗ 
rungsvorlage nicht weit genug. Daher befinden wir uns 
in kraſſem Widerſpruch zur Deutſchnationalen Fraktion. 
Sie will natürlich freie Wirtſchaft, freie Auswucherung 
nach allen Regeln der Kunſt. Nun kann man auf dieſem 
Standpunkt ſtehen, wie man will. Aber wenn man ſchon 
feſtgeſtellt hat, daß einzelne Bäckermeiſter in dieſer Be⸗ 
ziehung zu weit gegangen ſind, ſo iſt es Zeit, daß dieſen 
Leuten ein Riegel vorgeſchoben wird. Das kann man 
natürlich auf dem Wege des Geſetzes machen. Aber, wie 
geſagt, wir ſind damit nicht einverſtanden. Wir wiſſen 
von jeher, wenn die Vergehen gegen ein Geſetz mit Geld⸗ 
ſtrafen beſtraft werden, ſo werden dieſe Strafen wieder 
von den Konſumenten herausgeholt. Im 8 1 ſteht: 

Der Senat kann anordnen, daß Backwaren nur mit 
beſtimmtem Einheitsgewicht hergeſtellt werden hönnen. 

Wir beantragen, daß das Wort „beſtimmt“ ge⸗ 
ſtrichen wird. Wir wünſchen, daß ſämtliche Backwaren 
nach Gewicht hergeſtellt werden. Der Abg. Karkutſch 
meinte, das ließe ſich nicht machen. Ich weiß aus der 
Praxis, daß es wohl möglich iſt, durch Eintrocknen uſw. 
mit einem Schwund von Gewicht zu rechnen. Die Sache 
iſt jedoch ganz einfach. Man backt eben etwas mehr hin⸗ 
ein und rechnet mit 40 Gramm Gewichtsabnahme bei 
einem Pfund. Herr Karkutſch hat es vorgerechnet. Er 
weiß es ganz genau, man nimmt eben etwas mehr Teig 
a damit das Gewicht das richtige vorgeſchriebene 
wird. 

Wir wünſchen ferner, daß $ 2 folgende Faſſung er: 
hält: „Zuwiderhandlungen gegen eine auf Grund von 
8 1 dieſes Geſetzes erlaſſene Verordnung werden mit 5 
Tagen, im Rückfalle mit 3 Monaten Gefängnis be⸗ 
ſtraft.“ Im Geſetz ſind 60 Gulden Geldſtrafe vorgeſe⸗ 
hen. Wir wünſchen, daß das nicht mit Geldſtrafen ab⸗ 
getan iſt. Wir wiſſen, wer gegen das Geſetz verſtößt, 
wird ſich die 60 Gulden durch die Konſumenten bezah⸗ 
len laſſen. Wir wünſchen, daß die Bäcker mit Gefäng⸗ 
nis beſtraft werden, und zwar mit 5 Monaten, wenn ſie 
rückfällig werden. Wir wünſchen ferner, daß im § 4 die 
Worte „Geldſtrafe bis zu 3000 Gulden“ geſtrichen wer⸗ 
den und dafür geſetzt wird „Gefängnis bis zu 6 Mona⸗ 
ten“. Wir wollen eine Verſchärfung der Strafbeſtim⸗ 
mungen herbeiführen, damit der Konſument in Zukunft 
geſchützt wird. Wenn die Herren mit dem Gefängnis 
Bekanntſchaft machen, werden ſie ſich davor hüten, daß 
ſie in Zukunft wieder beſtraft werden. Aus dieſem 
Grunde ſind uns die Strafbeſtimmungen nicht ſcharf ge⸗ 
nug. Wir wünſchen, daß im Geſetz eine ſtrenge Beſtra⸗ 
fung feſtgelegt wird. 

Wir werden dem Geſetz nur unter der Bedingung 
zuſtimmen, daß Sie unſere Abänderungsanträge anneh⸗ 
men. Widrigenfalls verkünden wir, daß wir dieſes Ge⸗ 
ſetz ablehnen. Nun wild wieder gejagt werden, daß 
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eine Einheitsfront zwiſchen Deutſchnationalen und 
Kommuniſten hergeſtellt iſt. Das iſt ſo, als wenn wir 
eine Einheitsfront zwiſchen Feuer und Waſſer haben. 
Dieſe wird nie zuſtande kommen und das trifft auch auf 
unſern Fall zu. Die Deutſchnationalen wünſchen eine 
Befreiung von dieſem Geſetz überhaupt und wir wün⸗ 
ſchen ſchärfere Beſtimmungen im Geſetz. (Abg. Ar⸗ 
czynski: Und die Konſumenten bezahlen die Zeche) Ja, 
wenn Sie das Geſetz mit den lauen Strafbeſtimmungen 
annehmen, dann werden die Strafen auf die Konſumen⸗ 
ten abgewälzt. Wir jagen deshalb folgenues: Wir 
ſtellen Ihnen anheim, die verſchärfenden Beſtimmungen 
anzunehmen, dann iſt die Gewähr geboten, daß ſich die 
Produzenten weniger gegen das Geſetz vergehen. Von 
einer Einheitsfront zwiſchen Deutſchnationalen und 
Kommuniſten kann hier nicht geſprochen werden; denn 
die Deutſchnationalen wünſchen freie Bahn für die 
Tüchtigen, alſo auch für die Wucherer, und das können 
nicht mitmachen. Wir wollen, daß der Wucher aufhört 
und wünſchen dementſprechend ſchärfere Beſtimmungen, 
damit die Konſumenten nicht übers Ohr gehauen 
werden. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Es iſt unverſtändlich, daß die Regierung in dieſem 
Augenblick mit dieſer Vorlage kommt, da fie ratſächlich 
reichlich überflüſſig iſt. Die Aktion zur Reduzierung 
der Lebensmittelpreiſe war ein Schlag ins Waſſer. Es 
iſt nichts erfolgt, lediglich eine Beunruhigung weiteſter 
Kreiſe. Augenblicklich liegen die Dinge ſo, daß die 
freie Konkurrenz uns allein die maßlos billigen Preiſe 
verſchafft. In Langfuhr bekommen Sie zeitweiſe das 
Pfund Butter für 1 Gulden und Fleiſch für 50 bis 60 
Pfennig. (Das iſt polniſche Einfuhr!) Das iſt gleich. 
Die Dinge liegen augenblicklich ſo, daß die Lebensmittel⸗ 
preiſe weit über der Friedensparität ſtehen, weil wir 
vollkommene Freiheit haben. Sie allein hat es dahin 
gebracht, daß der Markt mit fremden Lebensmitteln 
überflutet wird. Die Dinge liegen ſo, daß man daran 
denken könnte, die Landwirtſchaft gegen die polniſche 
Ueberflutung zu ſchützen; denn zweifellos ſind es Schleu⸗ 
derpreiſe, weil die Betreffenden, die aus Polen impor⸗ 
tieren, nicht die hieſigen Steuern zahlen. Es iſt klar, 
daß der Landwirt im Freiſtaat durch die Danziger 
Steuern ſchärfer belaſtet wird. Die Konkurrenz kommt 
zur Nacht herüber. Sie brauchen nur einmal auf den 
Bahnhof in Danzig oder Langfuhr zu gehen, dann wer⸗ 
den Sie ſehen, wie die billigen Waren zu Schleuderprei⸗ 
ſen auf den Markt geworfen werden. Wir halten jetzt 
einen Schutz der Danziger Produktion gegen die billigen 
Lebensmittelpreiſe für nötig. (Hochſchutzzoll! links.) 

Es iſt nicht nötig, daß ſolche Geſetze kommen. Wozu 
jetzt ein Eingreifen auf dem Gebiet der Backwaren? 
Einen Sinn ergibt eine derartige Verordnung nur 
dann, wenn die Produkte nicht da ſind, wenn man alſo 
wie im Kriege rationieren muß. Dann kann man ſagen, 
der Betreffende kann, wenn keine Höchſtpreiſe da ſind, 
Wucher treiben. Augenblicklich iſt es ſo, daß es Getreide 
in Hülle und Fülle gibt. Es iſt kein Grund vorhanden, 
hier einzugreifen. Wenn jemand glaubt, daß er beim 
Bäcker bewuchert wird, daß er zu kleine Brötchen be⸗ 
kommt, dann kann er zu einem andern Bäcker gehen. 
Er kann ſein Brot und ſeine Brötchen kaufen, wo er will. 
Es iſt dies der beſte Weg, um unlautere Elemente unter 
den Bäckern auszuſchalten. Es ſpricht ſich im Publikum 
in ein paar Tagen herum, daß die Brötchen bei dem 
oder dem Bäcker zu klein ſind. Was hier gemacht iſt. iſt 
weiter nichts als der Ausfluß einer bürokratiſchen Auf⸗ 
faſſung der Wirtſchaft gegenüber, der vollkommen un: 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 
Daher werden wir das Geſetz aufs 
ſchärfſte bekämpfen und unter allen Umftänden dagegen 
ſtimmen. (Bravo!) ; 

Bizepräfident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Joſeph. ; 

Joſeph, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Die 
Sozialdemokratiſche Partei ſteht auf dem Boden der 
vom Senat eingebrachten Vorlage. Sie ſteht auf dieſem 
Boden aus ganz beſonderen Gründen, da ſie beſtrebt iſt, 
auch im Geſchäftsleben der Bäcker die frühere Ehrlichkeit 
wieder herzuſtellen. Der Herr Abg. Karkutſch als Be⸗ 
ſitzer einer Brotfabrik hat hier als Volkstagsabgeordne⸗ 
ter zu dieſem Thema geſprochen und hat den Nachweis 
zu erbringen verſucht, daß der Durchführung des Ge⸗ 
ſetzes faſt unüberwindliche Schwierigkeiten entgegenſte⸗ 
hen. Vom Standpunkt des Herrn Karkutſch als Brot⸗ 
fabrikant kann man dieſe Ausführungen verſtehen. Vom 
Standpunkt des Abgeordneten als Vertreter des Volkes 
waren fie vollkommen unverſtändlich. (Sehr richtig!) 

Ich weiß nicht, aus welchen Gründen dieſe Frage 
das hohe Haus überhaupt noch beſchäftigen muß. Ich 
halte die Sache eigentlich für ganz ſelbſtverſtändlich. 
Wenn der Fleiſcher ein Pfund Fleiſch verkaufen muß, 
ſo fordert er ſeinen Preis. Dann weiß ich aber auch, daß 
ich ein Pfund Fleiſch bekommen habe. Wenn ich ein 
Pfund Wurſt kaufe, erhalte ich ein Pfund Wurſt. Wenn 
ich andere Waren kaufe, ſo kaufe ich ſie auch nach Ge⸗ 
wicht und bezahle den Preis, den der Markt gerade for⸗ 
dert. Herr Abg. Karkutſch ſteht nun auf dem Stand⸗ 
punkt, daß es nicht möglich wäre, Backwaren zu einem 
beſtimmten Gewicht herzuſtellen. Er ſchützt vor, daß 
ſelbſt die Sachverſtändigen das verneint hätten. Nun 
Sachverſtändige ſind meines Wiſſens im Wirtſchafts⸗ 
ausſchuß vernommen worden. (Abg. Arczynski: Sechs 
an der Zahl!) Sechs, wie ich eben höre. Die Anſich⸗ 
ten der Sachverſtändigen waren ſehr geteilt. (Zuruf 
rechts. — Abg. Arczynski: Die haben überhaupt nichts 
jagen können) Wenn man aber hinterher mit Fach⸗ 
leuten geſprochen hat und heute noch ſpricht, ſo ſteht ein 
ganz erheblicher Teil auf dem Standpunkt, daß es nur 
recht und billig wäre, wenn ein Einheitsgewicht für 
Backwaren hergeſtellt würde. Aus welchen Gründen 
ſoll das nicht möglich ſein? Ich erinnere Sie an die 
Kriegszeit und an die Jahre nach dem Kriege. Da be⸗ 
ſtand auch hier in Danzig die Vorſchrift, daß Brote zu 
einem Kilogramm hergeſtellt werden mußten oder zu 
einem Gewicht analog der Brotkarte. Ich habe mich er⸗ 
kundigt und habe feſtſtellen können, daß faſt gar keine 
Beſtrafungen vorgekommen ſind, weil bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Gewichts in mindeſtens 98 bis 99 % der 
Fälle die vorgeſchriebene Gewichtsmenge da war. (Abg. 
Karkutſch: Bei wieviel Broten, zehn Brote wurden ge⸗ 
wogen!) Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß auch jetzt nach 
Durchführung dieſes Geſetzes ſehr wohl dann und wann 
Fehler unterlaufen können. (Abg. Karkutſch: Alfo 
dochl) Der Geſetzgeber wird auch nicht gleich denjenigen 
am Kragen bekommen, dem heute einmal der Lapſus 
paſſiert, daß ein Brot vielleicht einmal 30 oder 20 
Gramm zu leicht iſt, wenn er auf der andern Seite feſt⸗ 
ſtellen kann, daß es auch Brote gibt, die ſchwerer ſind. 
(Abg. Kloſſowski: Die gibt es natürlich nicht!) Solche 
Differenzen von 10 und 20 Gramm können vorkommen. 
Sie werden aber niemals Anlaß zum Einſchreiten bie⸗ 
ten. Die Gründe, die zu dieſem Geſetz führen, ſind aber 
anderer Natur. (Sehr richtig! links.) Ich bitte Sie, 
einmal die Preispolitik im Bäckergewerbe im verfloſſe⸗ 
nen Jahr zu beobachten. Da konnten wir folgendes 
feſtſtellen: Der eine Betrieb verkaufte ein Brot für 50 
Pfennig — wir hatten feſtſtehende Preiſe — das 850 
Gramm wog. der Nachbar nebenan nahm auch 50 Pfen⸗ 
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nig für ſein Brot, das wog aber 900 Gramm. Der dritte 
Bäder gab für 50 Pfennig 950 Gramm. Man hat auch 
eine ganze Reihe Betriebe gefunden, die 1000 Gramm 
und darüber gaben. 

In dieſem ungeheuren Gewichtsunterſchied liegt 
unzweifelhaft ein Fehler, der vom Geſetzgeber nicht ge⸗ 
duldet werden kann und der ohne weiteres zur Aus⸗ 
plünderung der Konſumenten führt. Hier muß endlich 
einmal Ordnung geſchaffen werden. Das iſt möglich, 
wenn man ein beſtimmtes Gewicht feſtſetzt. Dann iſt die 
Zwangswirtſchaft noch lange nicht eingeführt. Den be⸗ 
treffenden Fabrikanten und Unternehmern ſteht es frei, 
für dieſes Gewicht ſelbſt den Preis feſtzuſetzen. Der 
eine wird 39 Pfennig, der andere 38 nehmen. Jeden⸗ 
falls wird ſich dabei herausſtellen, für welchen Preis die 
Abgabe eines Kilogramm⸗Brotes geſchieht. (Abg. Kar⸗ 
kutſch: Wird das Billigſte das Beſte fein?) Es ift dann 
keine Zwangswirtſchaft. 

Nun die Qualität des Brotes. Es hat immer und 
zu jeder Zeit mehrere Brotſorten gegeben. Die Fabri⸗ 
kanten werden ſich darüber zu einigen haben, wie teuer 
ein Kilogramm Roggen⸗Schrotbrot ſein ſoll. Sie wer⸗ 
den ſich darüber in ihren Betrieben ſchlüſſig werden 
müſſen, für welchen Preis ſie ein mittelgutes Brot und 
für welchen Preis ein Brot allererſter Qualität ver⸗ 
kaufen. Aber damit iſt dem Käufer wenigſtens die 
Garantie gegeben, daß er für den Preis auch ein Kilo⸗ 
gramm Brot erhält. Er kann nicht, wie es im vergan⸗ 
genen Jahr und auch heute noch geſchieht, getäuſcht wer⸗ 
den, daß man ihm für denſelben Preis in dem einen 
Laden ein Brot im Gewicht von einem Kilogramm, in 
dem andern Laden ein Brot im Gewicht von 900 
Gramm gibt. Das läßt ſich im Handumdrehen nicht 
ohne weiteres feſtſtellen. Der Fachmann wird ohne 
weiteres zugeben müſſen, daß das Brot durch gewiſſe 
techniſche Hilfsmittel äußerlich genau ſo groß gemacht 
werden kann, trotz Gewichtsunterſchieden von 50 bis 100 
Gramm. Dem Augenſchein nach glaubt der Käufer ein 
Kilogramm gekauft zu haben, wenn er nach Hauſe 
kommt, findet er, daß es nur 900 oder 850 Gramm 
find. Das find die Gründe, die dazu führen, ein 
Einheitsgewicht für Backwaren feſtzulegen. Ihrer 
Verwirklichung ſteht nichts im Wege. Wir 
ſehen an vielen Beiſpielen im Deutſchen Reiche, 
daß ganze Gebiete etwas anderes überhaupt 
noch nicht gekannt haben. Als ich gelegentlich auf einer 
Konferenz von Fachleuten die Frage aufwarf, obwohl 
ich ſelbſt Fachmann bin, ob es überhaupt möglich wäre, 
Brot zu einem beſtimmten Gewicht herzuſtellen, da har 
die ganze Verſammlung darüber gelacht, daß man dar⸗ 
an überhaupt zweifeln könne. Wir müßten ja geradezu 
auf fachlichem Gebiet Stümper fein, (Abg. Kloſſowski: 
Sehr gut!) wenn es nicht möglich wäre, vorausſchauend 
auch für den nächſten Tag ein Brot von gleichem Ge⸗ 
wicht herzuſtellen. (Sehr richtig! links.) 

Ich habe bereits geſagt, daß geringe Gewichts⸗ 
differenzen vorkommen können. Dieſe hat auch Herr 
Karkutſch mit 10 Gramm bei automatiſchen Betrieben 
angegeben. Ich glaube nicht, daß der Geſetzgeber jemand 
wegen 10 Gramm zur Rechenſchaft ziehen wird. Aber 
wenn ein Großbetrieb gefliſſentlich das Brot ſtändig um 
50 Gramm kleiner herſtellt, ſo kommt es vor, daß da⸗ 
durch jährlich eine Mehreinnahme bis 30 000 Gulden 
erzielt werden kann. Techniſch iſt es möglich, in den hier 
geforderten Grenzen Brot herzuſtellen. Das iſt auch 
beim Weizengebäck möglich. Es geht zu machen, daß 
Backwaren nach einem beſtimmten Gewicht hergeſtellt 
werden. Unter Backwaren verſtehe ich aber nicht alles 
von A bis 3. Bei kleineren Kuchen uſw. kann das nicht 
ſo gemacht werden, wie bei Brot und Semmeln. (Zwi⸗ 
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(Joſeph, Abgeordneter.) 

ſchenrufe bei den Kommuniſten.) Davon verſtehen Sie 
nichts, da können Sie nicht mitſprechen. Das iſt kein 
Ziegelſtein und auch keine Kelle, auch kein Mörtel. Da 
muß man nach ganz beſtimmten Geſichtspunkten arbei⸗ 
ten. Hier Vorſchriften zu erlaſſen, wäre widerſinnig. 
Bei Brot und Weißgebäck iſt die Durchführung aber 
ohne weiteres möglich und trägt ſehr zur Verbeſſerung 
der bisherigen Geſchäftslage bei. Viele Fachleute ſtehen 
auf dem Standpunkt, daß dadurch eine viel beſſere Kon⸗ 
trolle gegenüber der Konkurrenz auszuüben iſt und daß 
das, was hier gefordert wird, durchaus im Rahmen des 
Möglichen liegt. 

Nun kommt die Kommuniſtiſche Fraktion, bringt 
einen Zuſatzantrag ein und erklärt, daß ſie gegen das 
Geſetz ſtimmen werde, wenn dieſer Zuſatzantrag nicht 
angenommen wird. Damit dürfte dieſes Geſetz wahr⸗ 
ſcheinlich zu Fall kommen. Damit würden Sie aber 
allen denjenigen, die mit aller Energie an dem bisheri- 
gen Zuſtand feſthalten, (Sehr gut! links) weiter helfen, 
ſich auf Koſten der Allgemeinheit zu bereichern. (Sehr 
richtig! links.) Wenn ich Ihnen als Fachmann ſage, 
daß in einem Betrieb, wo täglich 6000 Brote hergeſtellt 
50 Gramm genügen, um einen Uebergewinn von 30 000 
Gulden pro Jahr zu erzielen, dann muß auch der Kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion endlich ein Seifenſieder aufge⸗ 
hen, welch einen Unſinn ſie durch Ablehnung dieſes Ge⸗ 
ſetzentwurfs begehen würde. (Abg. Liſchnewski: Neh⸗ 
men Sie doch unſern Abänderungsantrag an!) Die 
Kommuniſtiſche Fraktion weiß, daß für dieſen Antrag 
keine Mehrheit im Volkstag vorhanden iſt. Obwohl ſie 
das weiß, erklärt ſie, daß ſie das Geſetz ablehne, wenn 
die Anträge nicht angenommen werden. Dann will ſie 
die Bahn für die weitere Ausbeutung der Konſumenten 
frei machen. (Bravo links.) 

Vizepräſident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung, 
da weitere Wortmeldungen zu § 1 nicht vorliegen. Zu 
8 1 liegt ein Abänderungsantrag des Abg. Raſchke und 
der Kommuniſtiſchen Fraktion vor: 

In § 1 ift für das Wort „kann“ das Wort „muß“ zu 
ſetzen. Zwiſchen den Worten „daß“ und „Backwaren“ iſt 
zu ſetzen das Wort „ſämtliche“. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 


abgelehnt. Ich bitte nun die Herren und Damen, die 


§ 1 der Ausſchußvorlage annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die 
Mehrheit, er ift angenommen. Ich rufe auf § 2. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Es liegt ein Abänderungsan⸗ 
trag des Herrn Abg. Raſchke u. Fr. vor: 
§ 2 erhält folgende Faſſung: 1 
Zuwiderhandlungen gegen eine auf Grund von § 1 
dieſes Geſetzes erlaſſene Verordnung werden mit 5 Taz 
gen, im Rückfalle mit 3 Monaten Gefängnis beſtraft. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, er ijt abgelehnt. Ich ſtelle feſt, daß 8 2 der Bor- 
lage angenommen ift. Ich rufe auf $ 3. Die Beſpre⸗ 
chung iſt geſchloſſen, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Zu 8 3 liegt ebenfalls ein Abänderungsantrag des 
Herrn Abg. Raſchke und Fraktion vor: 
In § 4 werden die Worte „Geldſtrafe bis zu 3 000 


Gulden“ geſtrichen, dafür iſt zu ſetzen „Gefängnis bis zu 


6 Monaten“. - 

Ich bitte die Damen und Herren, die ihn an- 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Ich 
ſtelle die Annahme des § 3 fejt. § 4; angenommen, 
§ 5; angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf: Ge⸗ 
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ſetz betreffend Einheitsgewicht von Backwaren.“ Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Ich ſtelle feſt, daß die Ueber⸗ 
ſchrift angenommen iſt. Damit iſt das Geſetz in der 
zweiten Leſung erledigt. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt 
vor, die dritte Beratung vorzunehmen. (Abg. Habel: 
Ich erhebe Widerſpruch!) Es iſt Widerſpruch erhoben 
worden, die dritte Beratung kann nicht ſtattfinden. Ich 
rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

Bericht des Wirtſchaftsausſchuſſes zum An⸗ 
trag des Abg. Maier und Genoſſen betreffend 
Weinſteuer für den Kleinhandel. 

Druckſache Nr. 2314 zu Nr. 2200. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Eichholtz. 
Eichholtz, Abgeordneter, (D. Nat.): M. D. u. H.! 


Der Urantrag Druckſache Nr. 2200 bezweckt, die Steuer 


für die Folge nicht vom Verbraucher, dem Kleinhändler, 
ſondern an der Quelle, bei den Lieferanten des Weins, 
von den Großhändlern zu erheben. Die Kleinhändler 
ſind durchaus bereit, die Weinſteuer zu bezahlen, nur 
ſoll die Erhebung der Steuer, welche bis jetzt bei der ge⸗ 
handhabten Beitreibung dem Staat viele Koſten ver⸗ 
urſacht und den Kleinhändler ſtark belaſtete, für die 
Folge vom Großhandel direkt erhoben werden. Das 
würde auch die Steuerkontrolle weſentlich vereinfachen. 
Die Deutſchnationale Fraktion hat des öfteren im Aus⸗ 
ſchuß und auch im Plenum dieſe berechtigte Forderung 
der Erhebung der Weinſteuer vom Großhandel direkt 
geſtellt, die diesbetreffende Entſchließung, Druckſache Nr. 
2314, wurde von der Deutſchnationaleen Fraktion im 
Wirtſchaftsausſchuß eingebracht. Wir bitten un An- 
nahme der Entſchließung Nr. 2314. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Die Entſchließung, die auf unſern Antrag glücklich den 
Wirtſchaftsausſchuß verlaſſen hat, iſt immerhin ein er⸗ 
freuliches Ergebnis. Man weiß allerdings noch nicht, 
ob es nicht eine ſchöne Geſte bleibt, um die ſich der Se⸗ 
nat nicht kümmert. Leider iſt es oft ſo, daß die ſchönſten 
Entſchließungen weiter nichts als ein paar Worte ſind 
und der hohe Senat das macht, was er bisher getan hat, 
nämlich, daß er nach wie vor den Herren Referenten 
125 „ Senatoren ausgeliefert iſt. (Hört, 
hört! 

Bei dieſer Gelegenheit möchte ich nur darauf auf⸗ 
merkſam machen, daß in einer Angelegenheit, die mich 
ſtark intereſſiert, der letzten Erhöhung der Miete und 
Aenderung des Wohnungsbauabgabengeſetzes, auch in 
einer Entſchließung feierlich erklärt wurde, Mehrbela⸗ 
ſtungen dürften à conto dieſer 10 % igen Mietserhöhung 
nicht eintreten. Dieſe Entſchließung hat Herr Senator 
Dr. Leske glänzend und liebenswürdig befolgt, indem 
er jetzt in der Stadtbürgerſchaft die Vorlage einer drei⸗ 
fachen Erhöhung für Straßenreinigung einbrachte, d. h. 
die ganze Mietserhöhung wird verſchluckt, indem man 
etwas auf einem anderen Gebiete macht, was man vor⸗ 
her verſprochen hatte nicht zu tun. 

Deswegen ſtehen wir der Entſchließung ſkeptiſch ge- 
genüber. Wir möchten dem Herrn Staatsrat Kraefft ein⸗ 
gehend zu Gemüte führen, daß er von ſeinen merkwürdi⸗ 
gen Anſichten ablaſſen ſoll und ſich der Entſchließung 
annimmt, damit im Intereſſe der Sache etwas veran⸗ 
laßt wird. Was damals der Referent, Herr Staatsrat 
Kraefft, vor brachte und was gegen die Aufhebung der 
Weinſteuer ſprechen ſollte, war jo dürftig, daß man den. 
Kopf ſchütteln mußte. Er ſagte, er dürfe die Steuer un⸗ 
ter keinen Amſtänden vom Großhandel erheben, denn 
bei den großen Spannungen, die im Preiſe der Waren 
entſtünden, insbeſondere ſeien die Preiſe der Weine ge⸗ 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 

ſtiegen, müßte er unbedingt Wert darauf legen, daß die 
Steuer beim Detail⸗Verkauf erhoben wird. (Zuruf.) 
Das ſtimmt, wenn der Weinpreis ſteigt. Nun haben 
wir im Freiſtaat die Erfahrung, daß der Preis für Rot⸗ 
wein in die Baiſſe gegangen ift, jo daß heute dem Fis⸗ 
kus viele hunderttauſend Gulden verlorengehen, weil 
die Steuer jetzt erſt erhoben wird, wo der ganze Wein⸗ 
handel Danzigs mit feinen Rotweinpreifen um die 
Hälfte und mehr herunter gegangen iſt. Wenn die 
Steuer beim Großhändler erhoben worden wäre, würde 
der Staat ſeine ſchöne Steuer im Geldſack haben und 
könnte damit arbeiten. Er hätte Bargeld und hätte 
beim Rotwein nicht infolge des Sinkens der Preiſe viele 
Hunderttauſende verloren. 

Das iſt die Folge davon, daß der Staat ſpart, die 
Steuer nicht ſofort erhebt und ſich einen Wechſel auf 
lange Sicht geben läßt, bei dem er nachher verliert. Da⸗ 
her glauben wir, die Entſchließung diesmal nicht leere 
Worte ſein laſſen zu ſollen. Wir möchten dem Senat, 
insbeſondere dem Staatsrat Kraefft, empfehlen, ſich 
ganz energiſch der Entſchließung anzunehmen und ſich 
nunmehr dafür einzuſetzen, daß die unſinnige Erhebung 
vom Detailhandel fällt. (Bravo!) j 

Vizepräſident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung, 
da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Arantrag des Abg. 
Maier u. Gen. Druckſache Nr. 2200. Ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die dem Antrag zuſtimmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um 
die Gegenprobe. (Geſchieht.) Das Büro ſtellt feſt, daß 
jetzt die Mehrheit ſteht, der Antrag ift abgelehn: Es 
liegt nun in der Druckſache Nr. 2314 eine Entſchließung 
ee Der Senat wird erſucht, in eine eingehende Prüfung 

darüber einzutreten, ob es zur Vereinfachung der Steuer⸗ 

lontrolle zweckmäßig iſt, unter Beibehaltung des Steuer⸗ 
betrages die Steuer vom Großhandel zu erheben. 

Wir ſtimmen über dieſe Entſchließung ab. Ich 
bitte die Damen und Herren, die ihr zuſtimmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, die Entſchließung iſt angenommen. Ich rufe auf 
Punkt 4 der Tagesordnung: 

Antrag des Abg. Liſchnewski u. Fr. betr. Ab⸗ 
ſtempeln der Vormerkkarten für Erwerbsloſe. 

Druckſache Nr. 2311. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Liſchnewski.“ 

Liſchnewski, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Wir fühlen uns veranlaßt, dieſen Antrag nochmals ein⸗ 
zubringen, weil das Abs empeln für die Erwerbsloſen 
erſtens eine Schikane iſt und es zweitens dem Staat 
nichts koſtet, wenn die Erwerbsloſen nur einmal ſtem⸗ 
peln. Aus dieſem Grunde werden wir nicht eher ruhen 
und raſten, bis wir den Antrag der einmaligen Stem⸗ 
pelung durchgeführt haben, wenn nicht mit Hilfe der 
Volkstagsabgeordneten, dann ohne Hilfe der Volkstags⸗ 
abgeordneten. Die Erwerbsloſen empfinden es als eine 
große Ungerechtigkeit. In dieſem Fall ſind ſich die Ar⸗ 
beiter, die ſchaffende Bevölkerung, ob Zentrumsarbei⸗ 
ter, ſozialdemokratiſche oder kommuniſtiſche Arbeiter 
alle einig, daß die zweimalige Stempelung weiter nichts 
als eine Schikane gegen die Arbeiterſchaft bedeutet. 
Weil wir mit allen Mitteln die Intereſſen der werktä⸗ 
tigen Bevölkerung wahrnehmen, gleich welcher partei⸗ 
politiſchen Richtung ſie angehören, fühlen wir uns be⸗ 


müßigt, dieſen Kampf im Intereſſe der werktätigen Be⸗ 


völkerung aufzunehmen. 

Wir bitten Sie, unſerem Antrag zuzuſtimmen, da⸗ 
mit endlich einmal dieſe Angerechtigkeit des zweimali⸗ 
gen Stempelns abgeſchafft wird. Weiter verlangen wir, 
daß Stempelſtellen in den Vororten eingerichtet wer⸗ 
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den. In letzter Zeit ſind nach langen monatelangen 
Kämpfen Stempelſtellen z. B. in St. Albrecht eingerich⸗ 
tet worden. Kämpfe für die Stempelſtellen wurden 
von dem früheren Erwerbsloſenrat, von Volkstagsabge⸗ 
ordneten und der Spitzenorganiſation geführt, die die 
Intereſſen der werktätigen Bevölkerung in Erwerbsloſen⸗ 
angelegenheiten wahrnehmen ſoll. Jetzt endlich hat ſich 
der Senat bereit erklärt, Stempelſtellen einzurichten. 
Aber wie ſehen dieſe Stempelſtellen aus? Iſt dem Ar⸗ 
beiter mit derartigen Stempelſtellen, wie ſie jetzt ein⸗ 
gerichtet ſind, gedient? Die Arbeiter aus St. Albrecht, 
die dort ſtempeln, zweimal am Tage, gehen alle Monate 
am 15. und Letzten des Monats zur Danziger Stempel⸗ 
ſtelle. Dann müſſen fie fih jede Woche einmal zum 
Geldempfang in Danzig ſtellen. Sie müſſen alſo zwei⸗ 
bis dreimal in der Woche ſo wie ſo nicht nur bis Stadt⸗ 
gebiet, ſondern bis Danzig gehen, um ihr Geld zu er⸗ 
halten oder ihrer Stempelpflicht zu genügen. Das iſt 
natürlich eine Härte. In den Vororten müßten, wenn 
dort Stempelſtellen eingerichtet ſind, alle laufenden Ar⸗ 
beiten erledigt werden, ſoweit ſie Stempelung und Geld⸗ 
empfang betreffen. Früher gingen die Erwerbsloſen 
nur bis Stadtgebiet, jetzt gehen fie bis Danzig. Um zu 
fahren, haben dieſe Leute kein Geld. Ich ſehe ſie faſt 
tagtäglich, weil jeden Tag Leute, deren Namen mit ver⸗ 
ſchiedenen Buchſtaben anfangen, ein Buchſtabe den Tag, 
der nächſte am folgenden Tage, nach Danzig fahren 
müſſen. Sie müſſen ſich vom St. Albrechter Pfarrdorf 
das Geld aus Danzig holen. Das bedeutet einen Weg 
von 22 Stunden, was nicht zu hoch gegriffen ift. Am 
Vormittag gehen die Leute in Danzig ſtempeln und das 
Geld abholen und am Nachmittag gehen ſie wieder in 
St. Albrecht ſtempeln. Die Leute ſind ſich bewußt, daß 
dies keine Erleichterung bedeutet. 

Wenn man die Stempelung in den Vororten ein⸗ 
führt, müſſen die Schikanen tatſächlich aufhören. Vor 
allen Dingen verlangen wir nur die einmalige Stem⸗ 
pelung. Nun betrachten wir uns die Stempelung in 
Emaus, Wonneberg, das 1/ Stunden von Danzig ent- 
fernt iſt, wenn man über Stolzenberg geht, Chriſtinen⸗ 
hof, 1—1%ñ Stunden Wegs. Dieſe Leute gingen früher 
jeden Tag zweimal nach Danzig zum Stempeln. Heute 
gehen ſie, da eine Stempelſtelle in Emaus eingerichtet 
iſt, vormittags einmal nach Danzig und nachmittags 
einmal nach Emaus zum Stempeln. Ich frage Sie: Iſt 
das eine Einrichtung, die den Arbeitsloſen entgegen⸗ 
kommt? In dieſer Hitze müſſen die Arbeitsloſen mit 
hungrigem Magen zum Stempeln gehen. Davon ſind 
wir doch alle überzeugt, daß die Unterſtützung nicht aus⸗ 
reicht, um die notwendigen Lebensbedürfniſſe zu be⸗ 
ſtreiten. Die Körper der Arbeitsloſen, die ſchon mona⸗ 
telang ſtempeln, ſind ſo geſchwächt, daß der lange Weg 
für ſie eine Strapaze bedeutet. Iſt der Mann kräftig, 
ſo macht er den Weg als Spaziergang; wenn der Kör⸗ 
per aber durch Unterernährung geſchwächt iſt, dann be⸗ 
deutet ein zweimaliger Weg nach Danzig eine Strapaze 
und iſt eine Schikane. Alle diejenigen, die die Inter⸗ 
eſſen der werktätigen Bevölkerung bzw. der Arbeitslo⸗ 
ſen wahrnehmen müſſen, weil es zum größten Teil ihre 
Wähler find, müſſen unbedingt dieſen Antrag auf ein- 
malige Stempelung durchführen helfen. Sie müſſen 
dafür ſorgen, daß überall Stempelſtellen in den Vor⸗ 
orten eingerichtet werden. Sie müſſen vor allen Din⸗ 
gen auch in den Genuß des Geldes in den einzelnen Vor⸗ 
orten kommen. ; 

M. D. u, H., kein Agitationsbedürfnis treibt uns 
hierzu, ſondern die Stimmung der chriſtlichen, ſozial⸗ 
demokratiſchen und kommuniſtiſchen Arbeiter führt uns 
dazu, immer wieder ſolche Anträge zu ſtellen und ihnen 
endlich zum Siege zu verhelfen. Wir bitten Sie, jedes 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter.) 

Agitationsbedürfnis hier zurückzuſtellen und unſerm 
Wunſche Rechnung zu tragen, der dem Staat nichts fo- 
ſtet, damit endlich einmal dieſe Schikanen der Arbeits⸗ 
loſen aufhören. Wir bitten Sie, unſerm Antrag zu⸗ 
zuſtimmen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung, 
da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Der Aelte⸗ 
ſtenausſchuß ſchlägt vor, den Antrag Druckſache Nr. 2311 
nebſt dem Zuſatzantrag Druckſache Nr. 2318 dem Sozia⸗ 
len Ausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch wird nicht 
laut; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 5 der 
Tagesordnung: N 

Antrag der Frau Abg. Kreft und Fraktion 
betr. Arbeitsbeſchaffung für entlaſſene Strafge⸗ 
fangene und Fürſorgezöglinge. 

Druckſache Nr. 2315. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): M D. u. H.: 
Dieſer Antrag hat ſchon einmal dem Volkstag vorge⸗ 
legen. Wir bringen ihn wiederum ein, weil die Not 
unter den Arbeitern, die aus der Strafanſtalt oder 
der Fürſorgeanſtalt kommen, groß iſt. Immer wieder 
kommen zu uns Klagen, in denen ſich dieſe Leute be⸗ 
ſchweren, daß ſie drei Monate lang keine Unterſtützung 
bekommen. Man verweiſt ſie einfach an das Wohl⸗ 
fahrtsamt. Man ſchickt ſie zu den Armenvorſtehern. 
Dieſe, die größtenteils Kreiſen angehören, die nicht 
wiſſen, wie denjenigen zu Mute iſt, die hungern, lehnen 
die Leute ab und erklären ihnen: „Wenn Sie nichts 
zu eſſen haben, dann gehen Sie wieder ſtehlen. Dann 
find Sie wieder verſorgt.“ Ich erinnere an den Armen- 
vorſteher, der am Rähm wohnt, der den Arbeitern er⸗ 
klärte: „Wenn Sie nichts zu eſſen haben, gehen Sie 
ſtehlen.“ In Langfuhr iſt es dasſelbe. Wir Kommu⸗ 
niſten ſind nicht der Anſicht, daß man den Arbeitern, 


die aus der Strafanſtalt entlaſſen ſind, den Rat gibt, zu 


ſtehlen oder ſonſt etwas zu begehen, wenn ſie keine 
Unterſtützung bekommen. 

In der Beantwortung einer Kleinen Anfrage 
wurde die Arbeit im Gefängnis als Erziehungsmittel 
angeſehen. Wenn man alſo die Gefangenen in den Ge⸗ 
fängniſſen durch Arbeit erziehen will, darf man ſie 
nicht, wenn ſie aus dem Gefängnis kommen, auf die 
Straße werfen und völlig mittellos laſſen. Dann iſt es 
ſelbſtverſtändlich, daß ſie wieder ſtehlen müſſen. Man 
ſcheint der Anſicht zu ſein, daß die Gefangenen zweimal 
beſtraft werden ſollen, einmal durch Abſitzen der Strafe 
und dann dadurch, daß ſie hungern ſollen, wenn ſie wie⸗ 
der nach Hauſe kommen. 

Ich will bei dieſer Frage gleich anſchneiden, wie 
man die Frauen der Strafgefangenen behandelt. Es 
kommen faſt täglich Frauen zu mir, die darüber Be⸗ 
ſchwerde führen, wie ſie behandelt werden. Man gibt 
ihnen keine Unterſtützung. Eine Frau z. B., deren 
Mann vom Dezember vorigen Jahres in der Strafan⸗ 
ſtalt iſt, erhält keine Unterſtützung. Erſt, nachdem ich 
mich dieſes Falles angenommen habe, iſt es gelungen, 
der Frau ein wenig zu helfen. Man erklärte auf dem 
Wohlfahrtsamt der Frau, ſie habe keine Wohnung, in⸗ 
folgedeſſen brauche ſie keine Unterſtützung. Dieſe Leute 
haben bis dahin möbliert gewohnt. Da die Frau keine 
Anterſtützung bekam und natürlich die Miete nicht be- 
zahlen kann, ſo wurde ſie obdachlos und war gezwun⸗ 
gen, auf die Straße zu gehen und ſich Geld zu ver⸗ 
dienen, damit ſie eſſen konnte, denn jeder Menſch will 
eſſen. Die Armenvorſteher und die Leute auf dem 
Wohlfahrtsamt hatten nicht das Verſtändnis, daß es 
nötig war, dieſer Frau etwas zu geben. So beſtraft 
man auch die Familie der Gefangenen. 
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Wir wünſchen, daß dies endlich aufhört. Wir ver⸗ 
langen in erſter Linie, daß die Strafgefangenen, wenn 
ſie aus der Anſtalt oder der Fürſorgeerziehung kom⸗ 
men, Arbeit erhalten. Wir Kommuniſten verlangen 
für alle Arbeitsloſen Arbeit, vor allem aber für die, 
die aus der Strafanſtalt kommen. Dieſen muß man 
Arbeit geben, da Sie auf dem Standpunkt ſtehen, daß 
die Leute durch die Arbeit gebeſſert werden. Wir ſind 
der Anſicht, daß die Leute, die im Gefängnis ſitzen, 
nicht ſchlecht ſind. Diejenigen, die wirklich betrügen, 
befinden ſich in andern Kreiſen. Die ſetzt man nicht 
hinter Gefängnismauern. Die Leute, die dort ſitzen, 
find Opfer der kapitaliſtiſchen Klaſſe. Da fie in der In⸗ 
flationszeit nichts zu eſſen hatten, waren ſie gezwun⸗ 
gen, zu ſtehlen. Jetzt, nachdem man ſie aus der Arbeit 
herausgeriſſen und eingeſperrt hat, erklärt man ihnen: 
„Sie können nicht nachweiſen, daß Sie im vergangenen 
Jahr für Lohn gearbeitet haben und ſind nicht würdig, 
die Erwerbsloſenunterſtützung zu bekommen.“ Wir ſa⸗ 
gen, das iſt eine Härte gegen die Leute. Wenn man 
wirklich nicht Verbrecher erziehen will, dann ſoll man 
dieſen Strafgefangenen die Unterſtützung zubilligen, da⸗ 
mit ſie ſofort etwas in der Hand haben, um ſich über 
Waſſer zu halten und nicht wieder dem Verbrechen an⸗ 
heimfallen. 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen 
liegen zu Punkt 5 nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung. 
Der Aelteſten⸗Ausſchuß ſchlägt vor, den Antrag dem 
Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch wird 
nicht laut, ich ſtelle feſt, daß ſo beſchloſſen iſt. Ich rufe 
auf Punkt 6 der Tagesordnung: 

Antrag des Abg. Bukmakowfki u. Fr. betr. 
Niederſchlagung rückſtändiger Steuern. 

Drucksache Nr. 2324. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort zur Begründung hat der Herr Abg. 
Bukmakowſfki. 


Bukmakowfki, Abgeordneter (K. P.): Vor allen 
Dingen möchte ich wieder zum Ausdruck bringen, was 
ich bereits letztens von dieſer Stelle ſagte. Wenn es ſich 
darum handelt, etwas für die minderbemittelte Be⸗ 
völkerung zu tun, ſind die Vertreter dieſes Staates nicht 
vorhanden. Das zeugt davon, was für ein Intereſſe die 
Volksvertreter hier an den Tag legen. Das ift meines 
Erachtens eine Schande. Schweineveſper hat hier wie⸗ 
der eingeſetzt. 

Ich begründe den Antrag damit, daß hier im Frei⸗ 
ſtaat der minderbemittelten Bevölkerung und den 
armen Schichten jetzt mit aller Gewalt das letzte 
Stückchen beinahe vom Munde fortgenommen wird. 
Wie ſieht es mit der Landwirtſchaft, dem Kleinbauern 
und den kleineren Gewerbetreibenden aus? Es iſt eine 
Schikane, wenn Geſetze zuſtande gebracht werden, wo⸗ 
nach die minderbemittelte Bevölkerung ſtets nach allen 
Regeln der Kunſt ausgepowert wird. Handelt es ſich 
aber darum, etwas für die Reichen und die beſſerge⸗ 
ſtellten Schichten der Bevölkerung herauszuholen, 
dann ſind die Volksvertreter alle anweſend, dann wird 
alles durchgeführt und es kommt gar nicht darauf an, 
was vorliegt. Die Belaſtungen der armen Bevölkerung 
ſind dermaßen, daß es überhaupt nicht mehr zu be⸗ 
ſchreiben iſt. Die Landbundvertreter, die der deutſch⸗ 
nationalen Fraktion angehören, ſind bei Erörterung 
dieſer Frage auch verſchwunden. Aber auf dem Lande 
predigen die Vertreter des Landbundes zu den Klein⸗ 


bauern, die fie als Stimmvieh benutzen wollen, fie 


träten für eine Verbeſſerung und Erleichterung der 
wirtſchaftlichen Lage der Kleinbauern ein. Hier ſieht 
man jedoch leere Bänke und ſelbſt die Vertreter des 
Landbundes ſind nicht vorhanden. Das iſt eine Schande. 
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Sämtliche Bevölkerungsſchichten bis hinauf zum 
Mittelſtand ſind zu ſtark belaſtet. Deswegen verlangen 
wir, daß die Zahlung rückſtändiger Steuern für 
1924/25 überhaupt geſtrichen wird. Wenn die Regie⸗ 
rung erklärt, ſie habe kein Geld, um den Ausfall auf 
eine andere Weiſe gutzumachen, dann mag dazu über⸗ 
gegangen werden, unſern Antrag durchzuführen, der 
eine Kürzung der hohen Gehälter durchführen will und 
der vielleicht ſchon im Papierkorb liegt und dort ver⸗ 
fault und verſchimmelt. Bürgerliche Abgeordnete haben 
von dieſer Stelle auch erklärt, daß ‚fie mit einer Kür⸗ 
zung der Gehälter einverſtanden wären. Selb Lehrer 
auf dem Lande haben zum Ausdruck gebracht, daß es 


ein Unſinn ift, ſolche hohen Gehälter zu zahlen. Wenn 


das Staatsweſen ſo darniederliegt und die Maſſen ſo 

ausgepowert werden, ſo ſtimmen Sie unſerem Antrag 

zu, die Gehälter zu reduzieren, die über 500 Gulden 
monatlich betragen, und zwar zu Gunſten des Staates. 

Bis jetzt werden immer nur die unterſten Schichten 

der Bevölkerung ausgebeutet. Wenn der Freiſtaat 

wirtſchaftlich ſo ſchlecht ſteht, ſo iſt es eine Schande, das 
erkläre ich in aller Oeffentlichkeit, daß man hier noch 

Gehälter bis zu 4000 Gulden monatlich zahlt, die von 

den unteren Bevölkerungsſchichten aufgebracht werden. 

Anſer Antrag über die Kürzung der Gehälter muß 

endlich behandelt werden. Wir werden den Antrag nicht 

verfaulen laſſen. Er hätte ſchon längſt behandelt 
werden müſſen, damit er durchgeführt wird. Aber 
ich weiß ganz genau, daß Sie ihn ablehnen. Wir 
wollen dann den Maſſen zeigen, daß hier die An⸗ 
träge, mögen ſie ſein wie ſie wollen, abgelehnt werden 
und daß man in dieſem Parlament nur dafür ſorgt, die 
unteren Schichten zu belaſten und die Lage der oberen 
Schichten zu verbeſſern. i j 
Aus dieſen Gründen ſtelle ich anheim, unſerem 

Antrag zuzuſtimmen. Wir beantragen, daß unſer An- 

trag dem a überwieſen wird. (Bravo! 

bei den Kommuniſten. 3 

Vizepräſident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung, 
da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. 
der Antrag geſtellt, Punkt 6 der Tagesordnung dem 

Steuerausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch wird nicht 

laut, das hohe Haus o. jo beſchloſſen. Ich rufe auf 

kt 7 der Tagesordnung: 

— 7 Große Aufeuge Nr. 54 des Abg. Hohnfeldt 
u. Fr. betr. Verwendung von Zöglingen der Er⸗ 
ziehungsanſtalt Tempelburg bei einer Treibjagd. 

Druckſache Nr. 2224. Das Wort zur Begründung 

dieſer Großen Anfrage hat der Herr Abg. Hohnfeldt. ö 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 55 = 

Ich habe zur Begründung der Großen Anfrage 55 = 

meiner Fraktion verhältnismäßig wenig zu ſagen, 1 

ich die eigentlichen Fragen der Großen Anfrage ſpeziali⸗ 

fiert angeführt habe. Am 24. März 1924 wurde hier 
die Große Anfrage der Sozialdemokratiſchen Fraktion 
bezüglich der Benutzung von Fürſorgezöglingen durch 

Medizinalrat Dr. Birnbacher bei einer Treibjagd be⸗ 

ſprochen, die durch Herrn Abg. Beyer eee e 

In der Antwort des Senats gab Herr Senator 

Dr. Schwartz die Erklärung ab, daß die Schuldfrage 

in einem Diſziplinarverfahren gegen die verantwort⸗ 

lichen Anſtaltsbeamten geklärt werden würde, und 
daß ferner Verhandlungen mit Herrn Medizinalrat 

Dr. Birnbacher über die Haftung für den Schaden ein⸗ 

geleitet wären. Die Anſprüche würden nötigenfalls im 

Prozeßwege einzuklagen ſein. Der Senat würde im 

übrigen bemüht ſein, die Schäden dadurch auszu⸗ 

gleichen, daß er die Zöglinge in einem Berufe aus⸗ 
bilden laſſen wolle, der mit ſitzender Lebensweiſe ver⸗ 
bunden ſei. 
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Es iſt 


kann man höchſtens etwas Steppen lernen. 


Das war am 24. März 1924. Bis zum heutigen 
Tage iſt der größte Teil der damaligen Verſprechungen 
nicht erfüllt worden. Bezüglich des einzuleitenden 
Diſziplinarverfahrens gegen die verantwortlichen An⸗ 
ſtaltsbeamten iſt eine Auskunft oder Erklärung des 
Senats nicht gegeben worden. Deshalb fragen wir zu⸗ 
nächſt an, welches Ergebnis das damals angedeutete 
Diſziplinarverfahren gegen die Anſtaltsbeamten ge⸗ 
zeitigt hat. Wir gehen noch weiter und fragen, ob dies 
Diſziplinarverfahren, was damals nicht zum Ausdruck 
kam, auch auf Medizinalrat Dr. Birnbacher ausge⸗ 
dehnt worden iſt und mit welchem Ergebnis. Nach un⸗ 
ſerer Ueberzeugung iſt der Hauptſchuldige an den Vor⸗ 
kommniſſen bei der Treibjagd der Medizinalrat 
Dr. Birnbacher, weil er als Anſtaltsarzt bei den von 
ihm benutzten Fürſorgezöglingen nicht die nötige Sorg⸗ 


falt angewandt hat. Dann iſt bezüglich der damals 


eingeleiteten Verhandlungen mit Medizinalrat 
Dr. Birnbacher über die Haftung des Schadens gefragt 
worden, zu welchem Abſchluß die Verhandlungen ge⸗ 


langt ſind. Selbſtverſtändlich hätten ſich die Fürſorge⸗ 
zöglinge 
Dr. Birnbacher und an den Senat halten können. Ich 
mache aber, bevor der Senat ſeine Antwort gibt, darauf 


mit ihren Entſchädigungsanſprüchen an 


aufmerkſam, daß die drei beſchädigten Jungen erſt An⸗ 
fang dieſes Jahres, im März, aus der Anſtalt entlaſſen 
ind, weil fie volljährig wurden und bis zu dem Mugen- 
blick nicht die Möglichkeit hatten, eine Klage einzu⸗ 
reichen. Jedenfalls iſt man ihnen in keiner Weiſe 
ſeitens der Fürſorgeanſtalt an die Hand gegangen. 
Herr Senator Dr. Schwarz hat damals erklärt, daß 
die Zöglinge in Berufen ausgebildet werden ſollten, 
die mit ſitzender Lebensweiſe verbunden wären. Ich 
muß feſtſtellen, daß das bei einem der Fall geweſen iſt. 
Er wurde vier Wochen lang als Schuhmacher ausge⸗ 
bildet, dann wurde er herausgenommen und aufs Land 
geſchickt. Ihm ſind 5 Zehen amputiert, und mit dieſem 
verkrüppelten Fuß ſollte er Landarbeit verrichten. Das 
iſt eine Unmöglichkeit. Wenn der Senat erklärt hat, daß 
dieſe Leute in Berufen ausgebildet werden ſollten, die 
mit ſitzender Lebensweiſe verbunden ſind, ſo frage ich, 
warum es nicht geſchehen iſt. Warum hat man die Aus⸗ 
bildungszeit ſo kurz bemeſſen? In vier Wochen kann 
man nicht die Herſtellung eines Schuhes erlernen, da 
to Als Die 
Jungen forderten, daß man ihre Ausbildung noch ein- 
mal beginnen ſollte, hat man das abgelehnt. 

Nur der eine, der Schwerſtbeſchädigte, hat ſich an 
mich gewandt. Er erklärte mir, daß er entlaſſen wurde 
und ſelbſtverſtändlich keine Arbeit fand. Von Arbeits⸗ 
loſenunterſtützung iſt, wie auch ſchon die Kommuniſten 
ausgeführt haben, keine Rede. Er iſt auf die Gutwillig⸗ 
keit des betreffenden Armenkommiſſionsvorſtehers an- 
gewieſen. Der Junge wohnte im Armenhaus in 
Schidlitz bei einem andern, der ihn aufgenommen 
hatte. Als er dieſen aber wegen Hehlerei verpfiff, wurde 
er aus dem Armenhaus getrieben und ſaß wohnungslos 
auf der Straße. Er zog von Emaus nach Danzig zu Be⸗ 
kannten. In Danzig wurden ihm Schwierigkeiten ge⸗ 
macht. Seine Eltern lebten in Danzig. Die Mutter 
iſt verwahrloſt und ſitzt augenblicklich ſechs Monate im 
Gefängnis. Der Junge hat kein Unterkommen, wollte 
auch in die Familie nicht zurück. Die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung wurde ihm, wie ſchon erwähnt, nicht ge⸗ 
geben. Er bekam gutwillig von dem Armenvorſteher 
5 Gulden und dann einmal 15 Gulden. Als er den An⸗ 
trag ſtellte, daß man ihm ein paar orthopädiſche Schuhe 
geben ſollte, wurde das abgelehnt. Ich habe mit dem 
Armenkommiſſionsvorſteher verhandelt. Das Wohl⸗ 
fahrtsamt ſchickte ihn darauf zu einem Arzt, und dieſer 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 
ſtellte feft, daß er einen Schuh bekommen ſollte. Was 
ſoll der Junge mit nur einem Schuh anfangen? Der 
zweite Schuh ſollte allein 16 Gulden koſten. (Zwiſchen⸗ 
rufe des Abg. Bukmakowſfki.) Das geſamte Paar ſollte 
54 Gulden koſten. 54 Gulden kann der Junge nicht auf⸗ 
bringen, und 54 Gulden wollte auch das Wohlfahrts⸗ 
amt nicht ausgeben. Das Wohlfahrtsamt entſchied, er 
ſollte einen Schuh bekommen, den zweiten ſollte er be⸗ 
zahlen. Darauf reichte er einen Antrag ein auf Gewäh⸗ 
rung eines Kleidergeldes von 16 Gulden. Wenn nicht 
der Armenkommiſſionsvorſteher Konrad ſich des Jungen 
angenommen hätte, hätte er nichts bekommen. Nun iſt der 
Junge noch ohne Obdach. Er konnte bei dem Betreffen⸗ 
den nicht bleiben, weil dort ſchon 5 Perſonen wohnen. 


Verbummeln wollte er nicht. Ich machte den Vorſchlag, 
er ſollte in das Ledigenheim. Das Wohlfahrtsamt er⸗ 


klärte, in das Ledigenheim könnte er nicht, weil er 
Fürſorgezögling wäre. Die Fürſorgezöglinge werden 
von den andern gehänſelt, es entſtehen Stänkereien. 
Außerdem hätte der Staat an das Ledigenheim 
60 Pfennig bezw. 2 Gulden zahlen müſſen. Da ſagte 
das Wohlfahrtsamt: „Hinein ins Arbeitshaus.“ Ich 
habe ihm auch den Rat gegeben, weil ich keine andere 
Möglichkeit ſah, den Jungen nicht vollkommen verkom⸗ 
men zu laſſen. Ich habe mir geſagt, wenn er ins Ar⸗ 
beitshaus kommt, kann ich veranlaſſen, daß er im 
Schuhmacherhandwerk ausgebildet wird. Das geſchieht 
jetzt, aber ich habe ſehr viele Rennereien gehabt. 

Ich ſage, das wäre alles nicht nötig geweſen, wenn 
der Senat ſeine Verpflichtungen zur Wiederherſtellung 
der Geſundheit bzw. Schadenerſatz ein klein wenig er⸗ 
füllt hätte. Der Junge iſt ohne ſeine Schuld in die 
Fürſorgeerziehung gekommen, auf Anzeige ſeiner 
Mutter, die nicht ganz ſittenſtreng iſt und anſcheinend 
keine Aufſicht zu Hauſe haben wollte. Er wird ent⸗ 
laſſen, iſt Krüppel, kann keine Arbeit bekommen, er⸗ 
hält eine Erwerbsloſenunterſtützung, keine Wohlfahrts⸗ 
unterſtützung in hinreichendem Maße. Er hat kein 
Quatier und muß ohne ſeine Schuld ins Arbeitshaus. 
Das iſt ein Skandal ſondergleichen. Ich erinnere an 
andere Fälle, wo ohne Verſchuldung des Staates, durch 
höhere Gewalt ein Eiſenbahnunglück paſſierte. Ein 
Fabrikant, der ſeinen Geſchmack verloren haben ſollte, 
erhielt eine Rente von über 1000 Mark. Andere 
beſſergeſtellte Perſonen, die es gar nicht nötig hatten, 
bekamen Entſchädigungen. Hier wo der Staat durch 
feine Organe, entweder durch den Beamten oder den 
aufſichtsführenden Arzt, dieſe Zöglinge hat ſchädigen 
laſſen und zu Krüppeln gemacht hat, hat der Staat 
bisher eine folë Unterſtützung nicht geleiſtet. Nun 


wird der Senat wahrſcheinlich ſagen, das hätte bean⸗ 


tragt werden müſſen. Ein dummer und ungebildeter 
Menſch kann ſelbſtverſtändlich nicht wiſſen, daß ihm ein 
Klagerecht gegen den Senat zuſteht. Man mußte nach 
der Erklärung von 1924 erwarten, daß der Senat 
dieſe drei Jungen in der Zeit, wo ſie unter Fürſorge 
ſtanden, darüber unterrichtet hätte, welche Rechte ihnen 
zuſtehen, und er hätte die Jungen evtl. freiwillig 
entſchädigen müſſen. Ich mache dem Senat den aller⸗ 
größten Vorwurf daraus, daß er es für richtig be⸗ 
funden hat, hilfloſe und krüppelhafte Menſchen um⸗ 
kommen zu laſſen. 

Die zwei übrigen Jungen habe ich nicht aufge⸗ 
funden, ſie ſind ſpurlos verſchwunden. Sie wer⸗ 
den wahrſcheinlich Keſſelfahrer ſein. Das ſind 
Leute, die des Nachts in irgend einem Wagen 
hauſen. Vielleicht wohnen ſie auch bei Mutter 
Grün. Ich habe es daher für nötig befunden, 
dieſe Anfrage zu ſtellen, warum der Senat in 
der ganzen Zeit nicht etwas für die Jungen getan hat. 

® 
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Ich muß auch fragen, ob es richtig iſt, daß das Landes⸗ 
verſicherungsamt die Invaliditätsfrage verneint hat, 
da die Betreffenden zu wenig Invalidenmarken geklebt 


haben. Ich ſelbſt weiß es nicht. (Zwiſchenrufe Tints.) 


Ich bin auch der Meinung, daß die Verſicherungsanſtalt 
etwas tun muß. Es muß amtlich feſtgeſtellt werden, um 
wieviel Prozent die Betreffenden in der Erwerbstätig⸗ 
keit geſchädigt find. Ich kann eine Schadenerſatzklage 
nicht anſtrengen, wenn ich nicht weiß, wie hoch ich den 
Schadenerſatz angeben muß. (Zwiſchenruf des Abg. 
Gaikowſti.) Sie wiſſen es zufällig, ich weiß es nicht, und 
der Junge weiß es erſt recht nicht. Die ganze Hand⸗ 
habung bedeutet, daß der Junge machtlos iſt. (Abg. 
Gaikowfſti: Heute lernen fie es in der Volksſchule und 
man ſoll es denen in der Erziehungsanſtalt auch bei⸗ 
bringen!) Gut, Herr Abg. Gaikowſki, da geben Sie 
einen Weg, wie man das den Jungen beibringen kann. 
Der Junge iſt aber früh in die Fürſorgeanſtalt ge⸗ 
kommen, wo er drei Jahre geweſen iſt. Die Fürſorge⸗ 
anſtalt hätte ja die Pflicht gehabt, ihn zu unterrichten 
und zu ſchützen, damit er nicht beſchädigt wurde. Alles 
das iſt nicht geſchehen. Deshalb erkläre ich heute nach 
2 Jahren, daß der Senat in keiner Weiſe daran ge⸗ 
dacht hat, den Jungen beizuſpringen. Ich möchte wiſſen, 
ob der Schadensanſpruch gewährleiſtet iſt. Ich habe ein 
Armenatteſt beſorgt und werde dann die Klage gegen 
Dr. Birnbacher einleiten. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Ge- 
nator Dr. Wiercinfti. (Zuruf des Abg. Raſchke.) 

Dr. Wiercinſki, Senator: Ich habe im Auftrage des 
Senats auf die Große Anfrage des Abg. Hohnfeldt und 
der übrigen Mitglieder der Deutſch⸗Sozialen Fraktion 
folgende Antwort zu geben. 

Zu 1 und 2. Das Diſziplinarverfahren ift gegen 
den Direktor Marlow, den Inſpektor Winter, ſowie den 
Medizinalrat Dr. Birnbacher durchgeführt. In allen 
drei Fällen ſind die Angeſchuldigten durch eingehend 
begründetes Urteil freigeſprochen. (Lebhafte Unruhe. 
— Hört, hört! und Zwiſchenrufe links.) 

Zu 3. Von einer Fortſetzung der Verhandlungen 
mit Dr. Birnbacher wegen etwaiger Schadenerſatzan⸗ 
ſprüche hat der Senat nach dem Erlaß des Arteils durch 


Beſchluß vom 19. 12. 24 Abſtand genommen, da nach 


den Arteilsgründen die Anſtrengung eines Prozeſſes 
ohne Zweifel keinen Erfolg verſprach, auch der Senat 
nicht legitimiert dazu iſt, ſobald nicht feſtgeſtellt iſt, 
daß und in welcher Höhe den Zöglingen Rechtsanſprüche 
gegen den Senat zuſtehen. 

Zu 4. Von den ſeinerzeit bei der Treibjagd be⸗ 
ſchädigten Zöglingen Ketelhut, Kubick und Nawrotzki 
hat nur der erſtere bei der Invalidenverſicherungsan⸗ 
ſtalt Danzig einen Invalidenrentenantrag geſtellt. Der 
Antrag mußte abgelehnt werden, weil Ketelhut nicht 
die in SS 1251 und 1278 der Reichsverſicherungsord⸗ 
nung vorgeſchriebene Wartezeit von mindeſtens 200 
Beitragswochen erfüllt hatte. (Lachen links.) Ferner 
gab er ſelbſt an, daß er nur mit 20 Prozent Arbeits⸗ 
unfähigkeit aus dem Krankenhauſe entlaſſen ſei, wäh⸗ 
rend § 1255 der Reichsverſicherungsordnung 66 / Pro⸗ 
zent erfordert. Auch aus dieſem Grunde hätte dem An⸗ 
trage nicht entſprochen werden können. (Zuruf links.) 

Zu 5. Ketelhut iſt nach ſeiner völligen Ausheilung 
und Gewährung einer zweimonatigen Schonzeit vom 
1. 6. 24 ab in der Anſtaltsſchuhmacherwerkſtätte unter⸗ 
gebracht worden. Es war ihm freigeſtellt worden, ſich 
ein Handwerk zu wählen. Er iſt nach zirka einem Mo⸗ 
nat aus der Anſtalt entwichen, weil er weder zu dieſem 
noch zu einem anderen Handwerk Luſt hatte. Auch 
nach ſeiner Wiederergreifung im Herbſt 1924 ſträubte 
er ſich energiſch gegen die Erlernung eines Handwerks. 
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(Dr. Wiercinſti, Senator.) 

Er wurde darauf ſowohl in der Anſtalt, wie auch durch 
Unterbringung bei einem Beſitzer in ſeinem früheren 
Beruf, der Landwirtſchaft, weiter ausgebildet. Irgend⸗ 
welche körperliche Behinderung zeigte ſich bei dieſer 
Beſchäftigung nicht. (Hört, hört!) 

Kubick hat ſich nach dem Unfall gleichfalls hart⸗ 
näckig geweigert, das Schneiderhandwerk, in dem er 
früher 1¾ Jahr ausgebildet wurde, weiter zu erlernen. 
Nur auf beſonderes Zureden des Anſtaltsdirektors 
nahm er dieſe Tätigkeit für kurze Zeit wieder auſ. Da 
er jedoch dabei blieb, Kutſcher werden zu wollen, wurde 
er, dieſem Wunſche entſprechend, durch Vermittlung der 
Abteilung Soziales in verſchiedenen — auch ſtaatlichen 
und ſtädtiſchen Stellen — hauptſächlich als Kutſcher 
und Pferdepfleger, untergebracht. 

Nawrotzki iſt Reichsdeutſcher. Auf Anforderung 
des Landeshauptmanns von Oſtpreußen, der die wei⸗ 
tere Fürſorgeerziehung übernommen hat, wurde er am 
28. 8. 24 nach der Anſtalt Altwalde geſchickt. Er hat 
ſich jedoch dort nicht gemeldet, ſondern ſich dem Ver⸗ 
nehmen nach zu den Eltern nach Marienburg begeben, 
offenbar, um ſich der Fürſorgeerziehung zu entziehen. 


Sein jetziger Aufenthalt iſt den Danziger Behörden | 


nicht befannt. 

Zu 6. Der Senat wird auch ferner bemüht fein, 
Ketelhut und Kubick in Stellen unterzubringen, die 
ihren Fähigkeiten und Neigungen entſprechen, außer⸗ 
dem, wie bisher, durch koſtenloſe Lieferung orthopä⸗ 
diſchen Schuhwerks etwaige Schäden auszugleichen 
ſuchen. Auch wird der Senat im Auge behalten, wenn 
jetzt nach Beendigung der Fürſorgeerziehung der Nach⸗ 
weis des Vorliegens eines Dauerſchadens geführt wird, 
einen finanziellen Ausgleich durch Gewährung einer 
Rente zu ſchaffen. (Abg. Raſchke: Von täglich 
50 Pfennigl) 7 

Vizepräftbent Spill: Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich bean⸗ 
trage Beſprechung der Großen Anfrage. 

Vizepräſident Spill: Wird der Antrag auf Beſpre⸗ 
chung unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht 
aus. Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Abg. Beyer. 3 

Beyer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! Die 
Tatſachen, die der heutigen Großen Anfrage zugrunde 
liegen, habe ich in der Sitzung vom 24. 3. 1924 er⸗ 
örtert. Es wäre gut, wenn ſich alle Abgeordneten die 
Berichte darüber angeſehen hätten. Ich habe darin 
etwas gefunden, was vom Stenographen feſtgehalten 
worden iſt und was mir eine Erklärung für die Vor⸗ 
kommniſſe, für die Ergebniſſe der Gerichtsverfahren und 
der Unterſuchung gibt. In dem Bericht ſteht wörtlich: 
„Zuruf des Abg. Dr. Wendt: „In den früheren Jahren 
war es auch jo!“ (Hört, hört! links.) Er wollte damit ja- 
gen, „Wundert Euch doch nicht, das war ſchon immer 
ſo.“ Herr Abg. Dr. Wendt hat den Nagel auf den Kopf 
getroffen, es war ſchon immer ſo, daß, wenn ſolche 
armen Jungen einem Medizinalrat gegenüberſtanden, 
die armen Jungen immer die Hineingefallenen waren. 
Wenn ich noch einmal die Verhältniſſe durchgehe, dann 
müßte ich bei jedem Satz das Wort des Abg. Dr. Wendt 
zitieren: „Es war ſchon immer ſo.“ Ich will Sie nicht 
damit langweilen, daß ich hinter jeden Satz dieſe Be⸗ 
merkung einfüge, aber ich bitte, fügen Sie ſie alle im 
Geiſte ſelber zu. Medizinalrat Dr. Birnbacher ver⸗ 


langte 1924 25 Zöglinge bei einer Jagd zu Treibern. 
(Das war ſchon immer ſo! links.) Richtig. Der Medi⸗ 
zinalrat Dr. Birnbacher ſcherte ſich den Teufel darum, 
daß es ihm der Direktor der Anſtalt nicht erlaubt hatte. 
Das war immer ſo. Er verhandelte mit dem Inſpektor 


Winter, es war immer ſo. Er fragte aber nicht, ob er 


die Jungen bekommen könnte, ſondern ordnete an: 
„Morgen früh ſind die Jungen auf dem Bahnhof an⸗ 
getreten.“ Das war wahrſcheinlich auch immer ſo. An 
dem ſtrengen Wintertage, als die Jungen auf dem 
Bahnhof ſtanden und Medizinalrat Dr. Birnbacher im 
Pelz erſchien, da fragte er nicht: „Na, Ihr Jungen, 


heute iſt es kalt, will einer von Euch fernbleiben, will 


einer umkehren, weil er nicht warm angezogen iſt?“ 
Er hatte kein Verſtändnis für eine Rückſichtnahme auf 
Zöglinge der Fürſorgeanſtalt. (Und dann die unab⸗ 
hängigen Richter! links.) Die Treibjagd war draußen 
im Niederungsgebiet. An einem kalten Wintertage 
bricht man auch dort ein, wenn man über Gräben ſchrei⸗ 
tet. Die Gräben ſind in dem Niederungsgebiet zwi⸗ 
ſchen den Wieſen niemals ſo feſt durchgefroren, daß ſie 
tragen. Infolgedeſſen bekamen die Jungen natürlich 
Waſſer in ihre Schuhe und wurden miſtnaß. Zur Mit⸗ 
tagspauſe wurden die Hunde in das Zimmer gerufen, 
um dort ihr Mittag zu empfangen, aber die Zöglinge 
mußten draußen auf dem Hofe ſtehen bleiben. (Frau 
Abg. Kreft: Das iſt immer ſo!) Der Medizinalrat 
hatte aus Mißtrauen gegen die Zöglinge dafür geſorgt, 
daß ſämtliche Räume, Schuppen und Ställe unter Rie⸗ 
gel gehalten wurden. Sie mußten das bißchen Brot, 
das ſie bekamen, im Freien verzehren. Aber, wie geſagt, 
die Jagdhunde wurden ins Zimmer gerufen. Ich möchte 
hinzuſetzen, wie ich damals auch jagte, das iſt ein Be⸗ 
weis dafür, daß dem Medizinalrat Dr. Birnbacher ein 
Jagdhund und ein toter Haſe mehr am Herzen liegen 
als die Geſundheit armer, vom Schickſal ſchon belaſteter 
Jungen. (Das war ſchon immer ſo! links.) Sein 
Menſchlichkeitsgefühl iſt vor die Hunde gegangen. (Das 
nennt ſich Arzt! Er verdient aber gut Geld! links.) 
Die Fürſorgezöglinge ſtanden unter Führung des 
Inſpektors. Der Nächſtverantwortliche war für ſie der 
Inſpektor Winter. Als aber der Medizinalrat von- dem 
Direktor die Jungen verlangte und dieſer Bedenken 
hatte und ſagte: „Das kann ich nicht ſo raſch entſcheiden, 
das muß ich mir erſt überlegen,“ ſagte der Medizinal⸗ 
rat ausdrücklich: „Was iſt da zu bedenken? Erwägen 
Sie doch, ich bin ja dabei!“ Die Jungen ſtanden unter 
der Aufſicht des Inſpektors Winter, und da hat ſich Me⸗ 
dizinalrat Dr. Birnbacher nicht für verpflichtet gehal⸗ 
ten, ſich um das Wohl dieſer Zöglinge zu kümmern. 
Als der Heimweg angetreten wurde, mußte er wiſſen, 
daß die Jungen naſſe Füße hatten. Ein Vater oder eine 
Mutter wären beſorgt geweſen und hätten den Jungen 
geſagt, wie ſie ſich auf dem Heimweg verhalten ſollten, 
und wenn ſie bloß geſagt hätten: „Bleibt hübſch in Be⸗ 
wegung, damit die Füße warm bleiben.“ Medizinal⸗ 
rat Dr. Birnbacher zahlte jedem e und da⸗ 
durch war er aller Pflichten ledig. durch hat er die 
Jungen gefährdet, weil er als Arzt nicht dem Inſpektor 
geſagt hat: „Aber fahren Sie nicht mit den Jungen auf 


der Elektriſchen, ſonſt erfrieren ihnen die Beine. 
Beiben Sie in Bewegung mit ihnen.“ Dann wären 
ihnen die Glieder ſicher nicht erfroren. Das mußte 


Dr. Birnbacher verhindern. Das mußte er tun, wenn 
er anders nicht völlig gedankenlos wäre. Das iſt er 
eben. Da fällt mir eine Selbſtkritik Schillers ein. Als 
ihn jemand fragte, wie er ſich ſelbſt zum Arzt eignete, 
ſagte er: „Einem ſolchen Arzt würde ich keinen Ochſen 
anvertrauen, viel weniger eine Frau.“ Hier iſt es 
das Schlimme, daß der Mann, auf den dieſes Wort 
paßt, Kreisarzt im Kreiſe Danziger Höhe iſt. Ihm iſt 
die Geſundheit einer ganzen Bevölkerungsmaſſe anver⸗ 
traut. (Abg. Raſchke: Er ſollte lieber nach dem Schlacht⸗ 
hof gehen!) Als ihm geſagt wurde, welche üblen Folgen 
die Jagd gehabt hätte, da erklärte er, wenn wir nicht 


(©) 


(D) 


— onen Burma ernennen A 


— n 


EN ET 


(Beyer, Abgeordneter.) 

im Volkstag wären, ſondern wo anders in ungenierter 
Rede, ſo würde ich noch andere Worte gebrauchen, er 
erklärte mit der kälteſten Hundeſchnauze: „Ich lehne 
jede Verantwortung ab.“ Wie geſagt, ein Mann der 
Verantwortung erklärt hier, wo jedes halbwegs füh⸗ 
lende Gewiſſen ſich verantwortlich fühlen würde, wo kein 
Vater und keine Mutter die Verantwortung ablehnen 
würde: „Ich lehne jede Verantwortung ab.“ Es waren 
8 Jungen beſchädigt. Aber auch da kann ich hinzuſetzen: 
Es war höchſtwarhrſcheinlich immer ſo, nur hat bisher 
in den früheren Jahren kein Hund und kein Hahn da⸗ 
nach gekräht; wenn nach der Jagd jemals ein Junge 
erkrankt oder Froſtſchäden hatte, ſo war es gleichgültig. 
Die veränderten Verhältniſſe haben es gezeitigt, daß 


Herr Dr. Birnbacher darauf aufmerkſam gemacht wurde, 


daß er jedenfalls ſeitens des Senats haftbar gemacht 
würde. 
Er erklärte darauf: „Ich lehne jede Haftung ab.“ 
Er kannte ja ſeine Leute. Herr Senator Dr. Schwartz 
hatte hier damals eine roſenrote Brille aufgeſetzt, mit 
der er ſeine Antwort gab. Von uns hat kein Menſch ge⸗ 
glaubt, daß Herr Dr. Birnbacher Angſt haben würde. 
Dr. Birnbacher wußte im voraus, was kommen würde. 
Wir haben uns natürlich auch nicht täuſchen laſſen, und 
das Ergebnis entſpricht unſern Erwartungen. Von ihm 
iſt nur einer befriedigt, und das iſt Dr. Birnbacher. 
Alle andern ſind völlig unzufrieden. Aber er kannte, 
wie geſagt, ſeine Leute. Darum läuft er heute mit einem 
Täfelchen herum, das ihm die alte Regierung umge⸗ 
hängt hat. Darauf ſteht geſchrieben: „Dies Kind, kein 
Engel iſt jo rein, laßt eurer Huld empfohlen fein.“ 
Auch der Sinn der heutigen Antwort iſt, daß nichts 
herausgekommen iſt. Es iſt nichts zu machen, der Kreis⸗ 
arzt kann nicht haftbar gemacht werden. Er bleibt 
Kreisarzt, wenn auch un verantwortlicher. Er lehnt ja 
jede Verantwortung ab. Aber, m. D. u. H., das war auch 
immer ſo. Durch die geführte Unterſuchung iſt die 
Rechtslage tatſächlich verſchoben. Was uns der Herr 
Kollege Hohnfeldt über die Erfahrungen dieſer Jungen 
erzählte, ſobald ſie aus der Anſtalt kamen, iſt richtig. 
Aber ſo geht es nicht bloß denen, die hier als Krüppel 
entlaſſen wurden, ſo geht es allen Zöglingen, die aus 
der Anſtalt entlaſſen werden. Solange ſie in der An⸗ 
ſtalt ſind, haben ſie noch ein Heim. Sie wiſſen, wo fie 
ihre Füße unter den Tiſch ſtecken. Es verlangt dieſe 
jungen Leute nach der Freiheit. Aber wenn fie heraus- 
kommen, ergibt ſich die Frage: Wohin? Sie kamen 
doch einmal in die Anſtalt, weil ihre Eltern die Für⸗ 
ſorge an ihnen nicht ausübten. Nun ſind ſie zwei bis 
drei Jahre in der Anſtalt geweſen. Von den Eltern 
haben ſie nichts zu erwarten. Arbeit bekommen ſie nicht, 
wie ſo viele andere. Unterſtützung bekommen ſie nicht, 
es ſei denn durch das Wohlfahrtsamt. Das gibt ſich 
natürlich alle Mühe, alle, die etwas haben wollen, 
möglichſt raſch zur Tür hinaus zu bringen. Herr Abg. 
Hohnfeldt, was Sie über die Jungen ſagten, muß man 
auf alle anwenden, nicht nur auf die beſchädigten 
Jungen. Wir müſſen gerade die, ich ſage es offen und 
ehrlich, durch ein Verſchulden des Medizinalrats 
Dr. Birnbacher zu Krüppeln gewordenen Jungen im 
Auge haben. Da iſt die Rechtslage eben verſchieden. Ich 


meine, daß ſie Anſpruch auf Entſchädigung haben. Sie 


haben aber leider Anſprüche nicht geſtellt. Das liegt 
am bürgerlichen Geſetzbuch. Das ſieht weiter nichts vor, 
als daß die Jungen zum Maulhalten erzogen werden 
müſſen, daß ſie rechtlos ſind und verpflichtet ſind, durch 
ihre Arbeit möglichſt ſo viel zu verdienen, daß der 
Vater ſie ernähren kann. Nach dem bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch iſt der Vater zu nichts weiter verpflichtet als die 


Jungen zu ernähren; aber die Jungen haben nicht das 


Recht, Erziehung und Fürſorge zu verlangen. Das ift (CR 


das Unglückliche, darum klärt fie auch keiner darüber 


auf, welche Rechte man ihnen heute unbeſtritten laſſen 


muß. Die Eltern machen es nicht, ſonſt könnte es ſich 
gegen ſie richten. In der Erziehungsanſtalt wird es 
nicht gemacht, es könnte ſich gegen Beamte richten, und 
in der Schule wird es auch nicht gemacht, es könnte 
ſich nota bene gegen die Lehrer richten. (Abg. Gaikowſti: 
In Deutſchland wird es überall gemacht, zu meiner 
Zeit auch ſchon!) Man klärt junge Leute über ihre 
Rechte und wie ſie ſie wahrnehmen können nicht auf. 
Hier muß Abhilfe geſchaffen werden. Wenn der Herr 
Abg. Gaikowſki ſagt, das fei im Weſten immer jo, jo 
ſagt Herr Wendt: „Im Oſten war es auch immer ſo.“ 

Was ſoll weiter geſchehen? Die Antwort des 


Senats befriedigt nicht. Sie befriedigt rein gefühls⸗ 


mäßig nicht. Man ſucht wenigſtens nach einer Miß⸗ 


billigung Birnbachers. Hier iſt wirklich nicht ein Ochſe, 
ſondern ein Elefant durch ein Nadelöhr + 


gegangen. 
Dr. Birnbacher ift uns aus den Fingern gerutſcht. Wie 
kann er nun gefaßt werden? Zivilrechtlich kann er, 
ſobald Haftanſprüche vorliegen, regreßpflichtig gemacht 
werden. Haftanſprüche liegen bis heute nicht vor. So 
weiß ich tatſächlich nicht, was anders geſchehen könnte, 
als daß der Herr Abg. Hohnfeldt dem Jungen die nötige 
Aufklärung gibt und mit Schadenerſatzanſprüchen an den 
Senat herantritt. Dann kann vielleicht geholfen 
werden. Einen anderen Weg weiß ich nicht. Selbſt eine 
Ueberweiſung an einen Ausſchuß könnte uns nichts 
nützen. 

Vizepräſident Spill: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. s j 1 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Herr Abg. Beyer hat geſagt: die Antwort des Senats 
ſei nicht befriedigend, ſchon rein gefühlsmäßig nicht. Ich 
möchte die einzelnen Punkte in der Beantwortung 
durchgehen. Der Herr Senator erklärte, das Diſzipli⸗ 
narverfahren gegen die Anſtaltsbeamten und gegen 
Dr. Birnbacher ſei ergebnislos geweſen. Ich habe das 
Gefühl, Herr Abg. Beyer, daß das bereits aus der 
damaligen Erklärung des Herrn Senator Dr. Schwartz 
zu befürchten war. Herr Senator Dr. Schwartz hat 
damals erklärt, daß die Jungen erſt einmal durch 
Schnee und Eis eingebrochen ſeien, die Strümpfe ſeien 
ſpäter gefroren, ohne daß der Aufſichtsbeamte etwas 
erfahren hätte. Es wäre ihm ja nicht geſagt worden, 
daß Froſtſchäden entſtanden, alſo ſeien die Jungen ſelbſt 
die Schuldigen. Die Froſtſchäden wären wahrſcheinlich 
entſtanden, ſagt Senator Dr. Schwartz, weil die 
Jungen zu dicke Strümpfe oder Fußlappen angelegt 
hatten. Dieſe Bekleidung war wahrſcheinlich zu dick, ſo 
daß dadurch die Blutzirkulation behindert wurde, was 
Froſtſchäden außerordentlich begünſtigt. Mit anderen 
Worten: Die Jungen ſind ſo dämlich geweſen, daß ſie 
ſelbſt den Schaden verurſacht haben. Weil ſie diejenigen 
waren, die direkt Schuld hatten, iſt eine Schuld 
Dr. Birnbachers nicht nachzuweiſen, deshalb iſt der 
Ausgang des Diſziplinarverfahrens ergebnislos ge⸗ 
weſen. 

Rein gefühlsmäßig kann man erklären, daß die 
Perſon Dr. Birnbachers trotz dieſes Urteils erledigt iſt. 
Wenn ein gebildeter Menſch, wie Dr. Birnbacher, es 
nicht für richtig befindet, den Schaden zu beheben, den 
er angerichtet hat, wenn er glattweg die Anſchuldi⸗ 
gungen nach zwei Jahren wieder auf ſich niederpraſſeln 
läßt, ſo beweiſt er, daß er als gebildeter Menſch ein 
derartig dickes Fell gegenüber berechtigten Anſprüchen 
beſitzt, daß er wirklich nicht mehr als gebildeter Menſch 
unter den Gebildeten betrachtet werden darf. 
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Die Verhandlungen mit Medizinalrat Dr. Birn⸗ 
bacher bezüglich der Haftung ſind auch ergebnis⸗ 
los geblieben, Man will, wie Herr Abg. Beyer 
es andeutet, verlangen, daß die Jungen einen 
Schadenerſatzanſpruch ſtellen. Ich habe erklärt, 
daß die Jungen nicht aufgeklärt genug geweſen 
jmd. Sie find es auch heute noch nicht. Auch 
ich war im Zweifel, was man zu tun hätte. Ich 
nehme an, daß feſtgeſtellt werden muß, wieviel Prozent 
erwerbsbeſchädigt die Jungen geworden ſind. Da beruft 
ſich der Senat darauf, daß Ketelhut erklärt habe, er 
ſei 20 Prozent beſchädigt. Wenn amtliche Stellen auf 
dieſes Urteil des Jungen Gewicht legen, dann bedauere 
ich die amtliche Stelle, die das als maßgebend anſieht. 
Das kann doch nur eine ärztliche Kapazität feſtſtellen 
oder ein Arzt, der Kenntnis davon hat, wieweit der 
Betreffende geſchädigt iſt. Alſo müßte Ketelhut zu 
einem Arzt gehen und ein Zeugnis darüber verlangen, 
wieviel Prozent er beſchädigt iſt. (Zu Dr. Birnbacher! 
links.) Zu welchem Arzt ſoll er gehen? Der Junge it 
im Arbeitshaus, amtlicher Arzt ift Dr. Birnbacher. 
(Roſenbaum! links.) Ich glaube, daß in dieſem Falle 
kaum einer den anderen im Stich laſſen wird. Eine 
Krähe hackt der anderen nicht die Augen aus. Wird 
der Schaden auf weniger als 33 ½ Prozent feſtgeſtellt, 
ſo iſt der Erſatzanſpruch nicht geltend zu machen. Der 
Senat gibt die Erklärung ab, er ſei bereit, eine Ent⸗ 
ſchädigung zu zahlen, ſoweit feſtgeſtellt iſt daß der Be⸗ 
treffende beſchädigt iſt und ein Recht auf Entſchädigung 
hat. Nun iſt der Junge früher Kutſcher geweſen. Mit 
dem halben Fuß kann er heute ruhig weiter kutſchieren, 
alſo wird keine Erwerbsbeſchränkung feſtgeſtellt werden. 
Der Senat braucht keine Rente zu zahlen. 

Wenn die ganze Angelegenheit damit erledigt ſein 
ſollte, daß feſtgeſtellt wird, die Beamten hätten teine 
Schuld gehabt, und auf der anderen Seite die Ver⸗ 
krüppelung keine Erwerbsbeſchränkung bedeutet, dann 
hätte ſich der Volkstag nicht in zwei Sitzungen ausführ⸗ 
lich mit der Angelegenheit befaſſen ſollen. Wenn Leute, 
die ſich nicht verteidigen können und keinen Beruf haben, 
der mit mit einem Geruchs⸗ oder Gefühlsſinn verbim- 
den ift, alfo mit einer gewöhnlichen Tätigkeit beſchäftigt 
werden, Schaden erleiden, ſo heißt es, dieſe armen 
Jungen ſind in dieſem Staate rechtlos, der ein Rechts⸗ 
ſtaat ſein will. å 

Das ift ein ſehr ſchweres Urteil, das man über den 
Senat und den ganzen Staat ausſprechen muß, wenn 
geſagt wird, daß der Senat nicht in der Lage iſt, irgend 
eine Entſchädigung und ſei es ein Schmerzensgeld für 
einen Schaden, den amtliche Perjonen verurſacht haben, 
zu zahlen. Im übrigen bin ich mir über den weiteren 
Gang der Sache nicht ganz klar; ich beantrage deshalb 
Ueberweiſung der Sache an den Rechtsausſchuß. 

Vizepräſident Spill! Das Wort hat der Herr Abg. 
v. Malachinſki. 

v. Malachinſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Der Senat macht Schule. Ich entſinne mich, daß Seine 


Majeſtät der damalige deutſche Kaiſer in Bremen am 


5. Januar 1915 auf einer großen Truppenſchau er⸗ 
klärte: „Ihr Soldaten, Ihr zieht jetzt ins Feld gegen 
den Feind, Ihr nehmt kein Pardon, ſondern Ihr jagt 
Eure Bajonette dem Feind in den Leib. Und ſolltet Ihr 
dabei auch verwundet werden, dann iſt Euch in Eurer 
Heimat ein ſicheres Daſein gewährleiſtet. Wir werden 
dafür ſorgen, daß Ihr Felder, Länder, daß Ihr ein 
Haus bekommt. Solltet Ihr einen Fuß verlieren oder 
ſonſt zum Krüppel werden, dann werden wir dafür 
ſorgen, daß Ihr eine Sitzgelegenheit bekommt.“ Das 
war der letzte Ausſpruch genau, wie Herr Senator 


noch obendrein 3 Milliarden Prämie, 


Dr. Schwartz es tat. Dieſe Sitzgelegenheit wurde tat⸗ 
ſächlich den tapferen Kriegern, den Vaterlandsverteidi⸗ 
gern gewährt. In den Großſtädten ſitzen ſie dutzend⸗ 
weiſe mit dem Leierkaſten auf dem Straßenpflaſter 
und ſpielen um ihr Brot. Das war die Sitzgelegenheit. 
Nun komme ich auf die Schule, die Senator Dr. Schwartz 
machte. Der Herr Präſident wird mir geſtatten, den 
letzten Abſatz vorzuleſen. Danach ſollte die Schuld⸗ 
frage durch ein Diſziplinarverfahren gegen die verant⸗ 
wortlichen Anſtaltsbeamten, das ſie gegen ſich bean⸗ 
tragt haben, erklärt werden. „Ferner ſind Verhand⸗ 
lungen mit Medizinalrat Dr. Birnbacher über die 
Haftung für den Schaden eingeleitet. Die Anſprüche 
werden nötigenfalls im Prozeßwege einzuklagen ſein. 
Der Senat wird bemüht ſein, die Schäden, die entſtan⸗ 
den ſind, auch damit auszugleichen, daß er die Zöglinge 
in Berufen ausbildet, die mit ſitzender Lebensweiſe 
verbunden ſind. (Zwiſchenrufe links und große Unruhe 
— Lächeln rechts vom Senatortiſch.)“ 

M. D. u. H.! Denſelben Spruch, den im Jahre 


1915 Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer brauchte, er⸗ 


laubte ſich Herr Senator Dr. Schwartz, indem er 
ſagte: „Wir werden für ſitzende Arbeitsgelegenheit für 
die Fürſorgezöglinge ſorgen.“ Nun wundert es mich, 
daß gerade Herr Hohnfeldt ſich hier hinſtellt und ſein 
warmes Herz für die Fürſorgezöglinge zum Ausdruck 
bringt. Herr Abg. Hohnfeldt, das ganze Syſtem, das 
hier ſpielt, das ganze Kriegsſyſtem, das ganze Anfall⸗ 
ſyſtem, durch das die jungen Menſchen zu Krüppeln 
wurden, haben Ihre Väter eingeführt. Dieſer Zuſtand 
iſt geblieben. Sie ſprechen das Gegenteil von dem aus, 
was Ihre Väter haben wollten. Herr Abg. Hohnfeldt, 
Ihrerſeits trifft das nicht ganz zu, aber wenn Sie öfters 
ſolche Sachen machen, werden Sie von Ihren Anhän⸗ 
gern bald ausgeſchloſſen werden. M. D. u. H.! Dies 
waren ganz kurz die Verſprechungen des Senats. Wie 
ſieht es damit aus. Genau wie 1918 bei dem Morden, 
bei dem ganze Menſchen erfroren, wurden die Ange⸗ 
klagten freigeſprochen. Damals bekamen ſie einen 
Orden, große Penſionen, und der Oberleiter der ganzen 
Kriegsfurie, der Oberleiter der ganzen Sekte verlangt 

ch dafür, daß 
Millionen von Menſchen zu Krüppeln geworden ſind. 
Der Senator ſagt, die Herren ſind freigeſprochen wor⸗ 
den, fie waren in ihrem Recht. Dieſe Zuftände reißen 
immter tiefer ein. Wir haben das Beiſpiel von Silber⸗ 
hammer, wo der Senator ſich auch mit aller Macht 
einſetzen wollte. Dort ſind jetzt noch viel ſchlimmere Zu⸗ 
ſtände als früher. Die Zöglinge werden noch mehr als 
früher mißhandelt. (Senator Dr. Wiercinſki: Das 


ſtimmt nicht!) Laden Sie uns zu einer körperlichen Be⸗ 
ſichtigung ein, dann werden Sie feſtſtellen, daß es 


ſtimmt. Das ſind die Zuſtände, die nicht bloß in Tem⸗ 
pelburg, ſondern auch in Silberhammer herrſchen. 
Was geſchah mit dem Zögling, dem die Zehen abge⸗ 
froren ſind? Wir haben deshalb unſern Antrag geſtellt, 
den meine Genoſſin Frau Kreft begründet hat. Dieſer 
Menſch, der nichts hatte, keine Wohnung, kein Eſſen, 
war gezwungen, zu betteln. Er bekam auch eine ſitzende 
Arbeitsgelegenheit, indem ihn die Schupo aufgriff und 
nach Neugarten verwies. Er mußte evti. ſtehlen, wie 
Herr Hohnfeldt ſagte. Wie war der Erfolg. Die Zög⸗ 
linge werden nicht untergebracht, ſie werden nicht zum 
Licht geführt, ſondern man will fie nach Neugarten 
bringen und von Neugarten ins Zuchthaus. 

M. D. u. H.! Die Begründung des Senators war 
nicht ſo, wie es zu erwarten war, ſondern es war genau 
ſo wie 1914. Es war ſo wie das ganze Syſtem iſt, Frei⸗ 
ſprechung, Orden, volle Penſionen. Das iſt die Behand⸗ 
lung dieſer Menſchenſchinder. Aus dieſem Grunde ſtellt 
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(v. Malachinſki, Abgeordneter) 
meine Fraktion den Antrag, dieſe Anfrage dem Rechts⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. r 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Beſprechung. Es iſt der Antrag ge⸗ 
ſtellt worden, die Große Anfrage dem Rechtsausſchuß 
zu überweisen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Arczynſki. 

Arczynſti, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
dieſe Sache dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen, weil 
es eine ſoziale Angelegenheit iſt und keine Rechtsfrage. 
(Abg. Hohnfeldt: Mir wäre der Rechtsausſchuß lieber!) 

Präſident: Wir müſſen zuerſt abſtimmen über den 
Antrag, die Sache dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. 
(Abg. Hohnfeldt: Ich ziehe meinen Antrag zurück!) 
Die Anfrage ift damit einſtimmig dem Sozialen Aus⸗ 
ſchuß überwieſen. Ich rufe auf Punkt 8 der Tages⸗ 
ordnung: Eingaben. Druckſache Nr. 2323. Wenn keine 
Wortmeldungen vorliegen, darf ich wohl ohne Abſtim⸗ 
mung annehmen, daß das Haus mit dem Beſchluß des 
Ausſchuſſes einverſtanden ift. Ziffer 1 ift damit ange- 
nommen. Zu Ziffer 2 liegt ein Abänderungsantrag der 
Frau Abg. Kreft und der übrigen Mitglieder dahin⸗ 
gehend vor, für das Wort „Erwägung“ das Wort 
„Berückſichtigung“ zu ſetzen. Das Wort hat Frau 
Abg. Kreft. 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): M. D. u. H.! 
Bei dieſer Eingabe handelt es ſich um einen Zimmerer, 
der, als er arbeitslos war, Arbeiten unter der Hand 
annahm. Als er keine Arbeiten unter der Hand mehr 
bekam, beantragte er beim Gemeindevorſteher Arbeits⸗ 
loſenunterſtützung. Der Gemeindevorſteher erklärte 
ihm, er wäre ſelbſtändiger Handwerker, trotzdem er kein 
Gewerbe angemeldet und auch nicht laufend gearbeitet 
hat. Es wurde ihm erklärt, laut § 5 des Erwerbsloſen⸗ 
fürſorgegeſetzes könnte er die Erwerbsloſenunterſtützung 
nicht erhalten. Faſt täglich hört man Fälle dieſer Art, 
wo Leute, die vom Arbeitsamt keine Arbeit erhalten, 
und verſuchen, ſich Beſchäftigung unter der Hand zu be⸗ 
ſorgen, keine Erwerbsloſenunterſtützung erhalten. Es 
wird natürlich ſo werden, daß jeder Arbeit unter der 
Hand ablehnen muß, weil er ſonſt von der Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung ausgeſchloſſen wird. Die Leute ſind 
dumm genug, damit dem Staat die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung zu ſchenken. Sie verſuchen Arbeit zu erhalten, 
und werden für ihre Dummheit dadurch beſtraft, daß 
man ſie völlig dem Hungertode preisgibt. Da man es 
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den Arbeitern nicht zumuten kann, ohne Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung zu bleiben und ganz beſonders in dieſem 


Fall, ſo beantragen wir, daß die Eingabe zur Berückſich⸗ 
tigung überwieſen wird. 


Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die den Abänderungsantrag der 
Frau Abg. Kreft annehmen wollen, ſich von den 


„Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Es ſteht die Mehrheit, 
der Antrag iſt angenommen. 


Ohne Wortmeldungen 
ſind die Ziffern 3 bis 15 angenommen. Zu den Punkten 
17 und 18 hat das Wort der Herr Abg. Habel. Er iſt 


nicht hier, damit ſind die Punkte 17, 18 und auch 19 


angenommen. Die Eingaben ſind damit erledigt. Wir 
ſtehen damit am Schluß der heutigen Tagesordnung. 


Im Einvernehmen mit dem Aelteſten⸗Ausſchuß habe ich 


Ihnen vorzuſchlagen, die nächſte Sitzung heute in acht 
Tagen, am kommenden Mittwoch, 3.30 Uhr abzuhalten, 
und zwar mit folgender Tagesordnung: 


1. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die Er⸗ 
weiterung des Stadtkreiſes Danzig. Bericht des Ge⸗ 
meindeausſchuſſes. (Druckſache Nr. 2326 zu Nr. 2295.) 

2. Bericht des Gemeindeausſchuſſes zum Antrag Dr. Lembke 
u. Fr. Neuwahlen für die Kreistage. (Druckſache Nr. 

2327 zu Nr. 2304.) 

3. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Einheits⸗ 
gewicht für Backwaren. (Druckſache Nr. 2313 zu Nr. 2095.) 

4. Dritte Beratung eines Zweiten Geſetzes über den 
Ausgleich der Geldentwertung. Druckſache Nr. 2332. 

Dabei möchte ich vorſchlagen angeſichts der großen 

Bedeutung und Wichtigkeit der Schlußabſtimmung, wozu 

keine abſolute Mehrheit erforderlich iſt, feſtzuſtellen, daß 

die Schlußabſtimmung früheſtens um 5.30 Uhr vorge⸗ 
nommen wird. 

5. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Vorberei⸗ 
tung des Tabakmonopolgeſetzes. Bericht des Steuer⸗ 
ausſchuſſes. (Druckſache Nr. 2333 zu Nr. 2294.) 

6. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Verbot der 
Beſchäftigung von Kindern in Betrieben. — Urantrag 
der Frau Abg. Kreft u. Fr. — (Druckſache Nr. 2328.) 

7. Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes über den Urantrag 
des Abg. Raſchke u. Fr. betr. Aufhebung des Verſamm⸗ 
Iungsverbots. (Druckſache Nr. 2334 zu Nr. 2187.) 

8. Eingaben laut Druckſache Nr. 3335. * 


Außerdem möchte ich um die Erlaubnis bitten, im 
Einvernehmen mit dem Aelteſten⸗Ausſchuß noch weitere 
Punkte auf die Tagesordnung zu ſetzen, falls noch 
Sachen eingehen. Ich höre keinen Widerſpruch. Es iſt ſo 
beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 7 Uhr 25 Minuten.) 
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170. Sigung 


Mittwoch, den 23. Juni 1926. 


Mitteilung von einem Schreiben der Deutſch⸗Sozialen 
Fraktion betr. Löſung der Fraktionsgemeinſchaft 
mit dem Abg. Hohnfeldt . . 

Bekanntgabe eines Schreibens über den Austritt des 
Abg. Dr. Lembke aus der Deutſch⸗Sozialen Gruppe 

Hohnfeldt (Nat. Soz.) perſönliche Erklärung 
Laſchewski (K. P.) perſönliche Erklärung 5 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die Er⸗ 
weiterung des Stadtkreiſes Danzig. (Druckſache 
N ee re er 

Bericht des Gemeindeausſchuſſes zum Antrag Dr. 
Lembke u. Fr. betr. Neuwahlen für die Kreistage 
(Druckſache Nr. 2327 zu Nr. 2304) Be: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Einheits- 
gewicht für Backwaren. (Druckſache Nr. 2313 zu 
r ß ee 

Dritte Beratung eines Zweiten Geſetzes über den Aus⸗ 
gleich der Geldentwertung. (Druckſache Nr. 2332) 

Hohnfeldt Na — 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Vorbereitung 
des Tabakmonopolgeſetzes. (Druckſache Nr. 2333 zu 
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Lietzau (D. Nat.) 2579 A 
Raſchke (K P) 2580 B 
Dr. Blavier (D. V. P.) 2582 A 
Hohnfeldt (Nat. Soz.) 2... .2583A 
Rahn (Soz. P.) zur Geſchäftsordnung 2583 

Abänderungsantrag des Abg. Lietzau u. Fr. zu Arti⸗ 

kel II der Druckſache Nr. 2337. (Druckſache Nr. 2337) 2584 A 
2584 C 


2577 B 


2577 C 
2577 C 
2577 C 


2577 D 


2578 A 


2578 K 


2578 B 
2578 B 


Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewski u. Fr. zu Ar⸗ 
tikel II der Druckſache Nr. 2333. (Druckſache Nr. 2338) 
Abänderungsantrag des Abg. Lietzau u. Fr. zu Arti⸗ 
kel IV 55 Druckſache Nr. 2333. (Druckſache Nr. 2337) 
Namentliche Abſtimmung über den Abänderungsantrag 
Drucſache Nr 2337 zu Arte ) e 
Namentliche Abſtimmung über Artikel IV der Druck⸗ 
ache Rr. 8 
Abänderungsantrag des Abg. Lietzau u. Fr. zur Ueber⸗ 
ſchrift der Druckſache Nr. 2333. (Druckſache Nr. 2337) 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Verbot der 
Beſchäftigung von Kindern in Betrieben. Arantrag 
der Frau Abg. Kreft u. Fr. (Druckſache Nr. 2328) 
Kei er ee o S ear 
Bericht des Verſaſſungsausſchuſſes über den Arantrag 
des Abg. Raſchke u. Fr. betr. Aufhebung des Ver⸗ 
ſammlungsverbots. (Druckſache Nr. 2334 zu Nr. 2187) 
, a a a a 
Namentliche Schlußabſtimmung über den Geſetzentwurf 
über den Ausgleich der Geldentwertung ($ 28 Ziffer 
4 der G. D.). (Druckſache Nr. 2332 7 
Eingaben laut Druckſache Nr. 333 
Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. zur Ein⸗ 
gabe Nr. 747 (Ziffer 8 der Druckſache Nr. 2 
Rache ;; 86 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 


2584 D 
2585 A 
2585 A 
2585 A 


2585 C 
2585 C 


2586 C 
2586 C 


2587 C 
2587 C 


2587 C 
2587 D 
2588 C 


Die Sitzung wird 3 Uhr 35 
Präſidenten Liz. Semrau eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Bötzel, Dr. Volk: 
mann; Oberregierungsrat Berent, Obergerichtsrat 
Kettlitz. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 170. Voll⸗ 
ſitzung. Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, gebe 
ich folgendes Schreiben der Deutſch⸗Sozialen Fraktion 
bekannt, das an den Präſidenten des Hauſes gerichtet 
iſt: 


Minuten durch den 


Sehr geehrter Herr Präſident! 

Hierdurch teile ich ergebenſt mit, daß wir die Frak⸗ 
tionsgemeinſchaft mit dem Abgeordneten Hohnfeldt, der 
uns bisher als Hoſpitant 1 hirte, aufgehoben haben. 

J. A. Bergmann, Vorſitzender. 
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Zum Andern teile ich ein Schreiben des Abgeord⸗ 
neten Dr. Lembke mit: 
An den Herrn Präſidenten des Volkstages. 
Hierdurch geſtatte ich mir, meinen Austritt aus der 
derzeitigen Deutſch⸗Sozialen Gruppe des Volkstages mit⸗ 


zuteilen. 
Ergebenſt Dr. Lembke, Abg. 
(Heiterkeit.) Das Wort zu einer perſönlichen Er- 
klärung hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 


Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat⸗Soz.) Ich habe nur 
eine ganz kurze Erklärung abzugeben: 


Die durch den Herrn Abgeordneten Bergmann als 


Vorſitzenden der Deutſch⸗Sozialen Fraktion dem Volkstage 
mitgeteilte Löſung der Fraktionsgemeinſchaft mit mir 
zeitigt die Zerſchlagung der bisherigen völkiſchen Frak⸗ 
tion. Daß nicht ich, der ich viele Bedenken gegen eine 
fortlaufende Gemeinſchaft mit Angehörigen der Deutſch⸗ 

Sozialen Partei hatte, es bin, der die Arbeitsfähigkeit 
einer völkiſchen Fraktion im Volkstage unmöglich macht, 
erfüllt mich mit einer gewiſſen Genugtuung. 

Im übrigen begrüße ich dieſe ſowohl für mich perſön⸗ 
lich, wie für die von mir vertretene national⸗ſozialiſtiſche 
deutſche Arbeiterpartei äußerſt erwünſchte Gelegenheit, 
auch den Reſt einer Gemeinſchaft mit der Deutſch⸗Sozialen 
Partei, aus der ich, wie ich betone, freiwillig bereits am 
1. Februar 1924 ausgeſchieden bin, zu beſeitigen. Ich er⸗ 
lange damit vollſtändige Handlungsfreiheit und die Mög⸗ 
lichkeit ohne Rückſicht auf irgendwelche Fraktionsbindun⸗ 
gen mit einer anderen ſogenannten völkiſchen Gruppe mich 
nur für das von Adolf Hitler aufgeſtellte Programm der 
nationalen und ſozialen Befreiung des deutſchen Volkes 
einzuſetzen. x 

(Heil! links.) 
Präſident: Weiter hat das Wort zu einer perſön⸗ 
lichen Erklärung der Herr Abg. Laſchewöki. (Heiterkeit.) 
Laſchewfki, Abgeordneter (K. P.): Namens der 
Kommuniſtiſchen Fraktion habe ich folgende Erklärung 
abzugeben: i 

In der 169. Plenarſitzung des Volkstages am 16. Juni 
1926 hat der Abg. Hoffmann ſeinen Austritt aus der 
Kommuniſtiſchen Fraktion mit der Begründung erklärt, 
daß ihm in der Partei nicht Gerechtigkeit widerfahre und 
die Partei unrein ſei. 

Zu dieſer Erklärung des Abg. Hoffmann hat die 
Fraktion folgendes zu bemerken: 

Abg. Hoffmann erhielt öffentlich eine Rüge, weil er in 
vier Fällen gegen die Parteidiſziplin verſtoßen hat. Wenn 
aus dieſem Anlaß der Abg. Hoffmann aus Partei und 
Fraktion ausgetreten iſt, ſo zeugt dies von Feigheit in⸗ 
ſofern als er nicht den Mut hat, ſeine Fehler zu bereuen 
und die Verſtöße durch praktiſche Arbeit auszugleichen. 

Was die Reinheit der Partei anbetrifft, muß die Frak⸗ 
tion dem Abg. Hoffmann jegliche Arteilsfällung ab⸗ 
ſprechen, zumal ſein proletariſches Empfinden auf dem tief⸗ 
ſten Niveau ſteht. (Hört, hört! — Heiterkeit.) 

Präſident: Herr Abg. Laſchewſki, Sie haben in 
Ihrer Erklärung dem Abg. Hoffmann Feigheit vorge⸗ 
worfen. Ich muß den Ausdruck als unparlamentariſch 
zurückweiſen und rügen. Wir kommen jetzt zur Tages⸗ 
ordnung. Ich rufe auf Punkt 1: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
die Erweiterung des Stadtkreiſes Danzig. 

Druckſache Nr. 2295. Der Bericht des Gemeinde⸗ 
ausſchuſſes liegt in der Druckſache Nr. 2326 vor. Ich 
eröffne die Beſprechung zu § 1. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen zur 
Abſtimmung über $ 1 der Ausſchußvorlage. Ich bitte 
die Damen und Herren, die § 1 annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. 8 1 ijt angenommen. Ich rufe auf § 2. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Ich darf wohl ohne Abſtim⸗ 
mung feſtſtellen, daß § 2 mit derſelben Mehrheit ange⸗ 
nommen iſt. Ich rufe auf § 3. Ich eröffne die Be- 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Ich ſtelle feſt, daß § 3 ebenfalls ange⸗ 
nommen iſt. Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz 
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(Präſident.) 
betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Danzig“. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Ich ſtelle feſt, daß die 
Ueberſchrift angenommen iſt. Damit iſt das Geſetz in 
zweiter Leſung angenommen. (Dritte Leſung.) Es wird 
die dritte Leſung beantragt. Erhebt ſich Widerſpruch? 
(Abg. Rahn: Es wird Widerſpruch erhoben, nur keine 
Galoppgeſetzgebung!) Herr Abg. Rahn erhebt Wider⸗ 
ſpruch, dann kann die dritte Leſung nicht ſtattfinden. 
Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: Sy 
Bericht des Gemeindeausſchuſſes zum Antra 
Dr. Lembke und Fraktion betr. Neuwahlen für 
die Kreistage. 

Druckſache Nr. 2327 zu Nr. 2304. Der Ausſchuß 
ſchlägt die Annahme des Antrages vor. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer dem 
Beſchluß des Ausſchuſſes beitreten und den Antrag 
annehmen will, bitte ich, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Antrag 
iſt angenommen. Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesord⸗ 
nung: 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Einheitsgewicht für Backwaren. 

Druckſache Nr. 2313 zu Nr. 2095. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung, ich ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Ich rufe auf S 1. Ich eröffne 
die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich 
bitte diejenigen, die $ 1 annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, 8 1 ift angenommen. Ich rufe auf § 2. Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Ich darf wohl ohne Abſtimmung feſtſtellen, daß 8 2 
angenommen iſt. Es erhebt ſich kein Widerſpruch es iſt 
jo beſchloſſen. § 3; angenommen, 8 4; angenommen, 
§ 5; angenommen. Ueberſchrift: „Geſetz betreffend Cin- 
heitsgewicht von Backwaren“; angenommen. Wir fom- 
men zur Schlußabſtimmung. Ich bitte diejenigen, die 
das Geſetz in der Schlußabſtimmung annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, das Geſetz iſt angenommen. Ich rufe auf 
Punkt 4 der Tagesordnung: 

Dritte Beratung eines zweiten Geſetzes über 
den Ausgleich der Geldentwertung. 

Druckſache Nr. 2332. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor, wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die den § 1 annehmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, § 1 ijt 
angenommen. Ich rufe auf § 2. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich darf wohl feſtſtellen, daß § 2 mit der- 
jelben Mehrheit angenommen ijt. § 3; angenommen, 
S 4; angenommen, § 5; angenommen. Wir kommen zu 
S 6 (Abg. Rahn: Ich beantrage Abſtimmungl). Es ift 
Abſtimmung beantragt worden. Ich bitte die Damen 
und Herren, die den § 6 der Ausſchußvorlage annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit. $ 6 it angenommen. $ 7; angenommen, 
8 8; angenommen, $ 9; angenommen, $ 10; angenom⸗ 
men, $ 11; angenommen. Ich rufe auf § 12. Das Wort 
zu § 12 hat der Herr Abg. Hohnfeldt. f 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Die heutige dritte Beratung des ſogenannten Aufwer⸗ 
tungsgeſetzes ſoll verhältnismäßig ſchnell über die 
Bühne gehen. Bei dieſem § 12 lohnt es ſich trotzdem, 
noch einmal auf den Grundgedanken und die Arſache 
für die Einbringung des zweiten ſogen. Aufwertungs⸗ 
geſetzes einzugehen. Der Senat und auch der Volkstag 
halten es für notwendig, eine Entſcheidung des oberſten 
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Gerichts in Danzig, die die bisherige Regelung der 


Aufwertungsfrage aus moraliſchen und rechtlichen 
Gründen für verwerflich hielt, wieder umzuſtoßen und 
die alte Form wieder zu wählen. Das bedeutet, daß 
man eine unparteiiſche Inſtanz, die das Gericht in 
Danzig ſein ſoll und iſt, in ihrem Urteil nicht aner⸗ 
kennt, ſondern mit jeder Möglichkeit verſucht, die Ge⸗ 
rechtigkeit, die von ſeiten dieſes Gerichts verlangt wird, 
wieder zu beſeitigen. l l 

Die jetzige Form des Danziger Aufwertungsge⸗ 
ſetzes iſt auch in ausländiſchen Zeitungen beſprochen 
worden. Gerade die Stellungnahme zu § 12 in deut⸗ 
ſchen Zeitungen, wie z. B. in der Deutſchen Allgemeinen 
Zeitung von Oberregierungsrat von Vahrendorf, zeigt, 
daß die alte Beſtimmung, die jetzt wiederkehren ſoll, 
in Deutſchland durchaus keinen Anklang bei Leuten 
findet, die gewohnt ſind, gerecht zu urteilen. In der 
Deutſchen Juriſtenzeitung hat ferner Prof. Triepel zu 
dem ſeinerzeitigen Lutherſchen Maulkorbgeſetz, wie er 
ſich ausdrückte, Stellung genommen und erklärt, daß 
die Abſchaffung des Volksentſcheides bezüglich der 
Aufwertung bedeute, daß man mit einem ſolchen Maul⸗ 
korbgeſetz die Gerechtigkeit, die durch die Volksmaſſen 
zum Ausdruck gebracht wird, nicht gelten laſſen will. 
Die SS 12 und 21 des jetzigen Geſetzes find es, die in 
erſter Linie immer wieder betonen, daß die Regelung 
der Aufwertung in Danzig nichts weiter als Schwindel, 
Betrug und Ausbeutung derjenigen iſt, denen man ihr 


Eigentum geſtohlen hat, dagegen eine Unterſtützung der 


Diebe, die ſich durch die ſogenannte Aufwertungsge⸗ 
ſetzgebung unrechtmäßiges Gut angeeignet haben. 

Man hat es für nötig befunden, in dieſer Frage Genf 
aufzuſuchen. Herr Senator Dr. Volkmann glaubte, den 
ſchnellſten Weg einſchlagen und ein Flugzeug benutzen 
zu müſſen. Nachdem die Gläubigerverbände ſich eben⸗ 
falls mit ihrem Standpunkt nach Genf gewandt haben, 
bringen die Danziger Zeitungen, in erſter Linie die 
Danziger Neueſte Nachrichten, eine Stellungnahme zu 
dieſem Entſchluß der Gläubigerverbände, in der den 
Gläubigern vorgeworfen wird, daß ſie es ſind, die nach 
Genf gehen und die dortigen Inſtanzen gegen den 
Danziger Senat und Volkstag aufzuhetzen verſuchen. 
Ich glaube, daß die Gläubigerverbände mit beſſerem 
Rechte nach Genf gefahren ſind als Herr Senator 
Dr. Volkmann, als ſie dort mitteilten, daß man hier in 
Danzig verſucht, ein Grundrecht des Volkes abzudroſſeln. 
(Unruhe.) 

Präſident: Darf ich um mehr Ruhe bitten. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Die Gläu⸗ 
biger haben ſich eben nicht anders zu helfen gewußt, als 
ſich an die Berufungsinſtanz zu wenden. Der Völkerbund 
in Genf, den Sie in Ihrer demokratiſchen Verfaſſung 
als die höchſte Inſtanz anerkannt haben, wird es ſich 
wahrſcheinlich ſehr überlegen müſſen, ob er dieſe 
Stimme der Entrechteten nicht hören will. Entrechtete 
im Volke gibt es ja maſſenweiſe, denken Sie an die 
Sozialrentner, deren Vermögen reſtlos durch die In⸗ 
flation verloren iſt. Anter dieſe Sozialrentner fallen 
auch die Gläubiger, deren Hypotheken man nicht voll⸗ 
kommen aufwerten will und deren Hypothekenaufwer⸗ 
tung man als ein Geſchenk für die früheren Schuldner 
betrachtet. Die Schuldner, die ſich heute gegen eine 
beſſere Aufwertung ſträuben, ſind meiſt in der Lage, 
einen beſſeren Prozentſatz zu gewähren. Trotzdem 
ſträuben ſie ſich dagegen und haben auch die Möglich⸗ 
keit, ſich dagegen zu wenden, weil ſie eben die Beſitzen⸗ 
den find. Jeder, der den Geldbeutel hat, ift in der 
Lage, denjenigen zu knechten und zu drangſalieren, der 
kein Geld beſitzt. Die Aufwertung in $ 12 ift nichts 


weiter als die Anerkennung, daß der Geldbeutel auch 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter.) 
in Danzig regiert und der Entrechtete ſein Recht bei 
Volkstag und Regierung nicht findet. 

Aus dieſem Grunde halte ich es für angebracht, 
auch bei der dritten Leſung noch einmal Proteſt zu er⸗ 
heben gegen eine ungerechte, unſittliche und unmora⸗ 
liſche Geſetzgebung, die der Danziger Volkstag mit die⸗ 
ſem wiedererſtandenen § 12 beabſichtigt. 3 ; 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wir kommen zur Abſtimmung über § 12. Ich 
bitte die Damen und Herren, die 8 12 annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, $ 12 ift angenommen. Ich rufe auf § 13. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich darf wohl die 
Annahme des $ 13 feſtſtellen. $ 14; angenommen, 8 15; 
angenommen, § 16; angenommen. § 17; angenommen, 
§ 18; angenommen, § 19; angenommen, $ 20; ange- 
nommen. Wir kommen zu § 21. (Abg. Rahn: Bitte um 
Abſtimmung, das iſt der Volksentſcheid!) Ich bitte die 
Damen und Herren, die 8 21 annehmen wollen, fih 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, § 21 ift angenommen. $ 22; angenommen. Ueber⸗ 
ſchrift; „Zweites Geſetz über den Ausgleich der Geld⸗ 
entwertung“; angenommen. Die Schlußabſtimmung 
bitte ich, entſprechend einem Beſchluß des Volkstages 
von der vorigen Sitzung bis nach ½6 Uhr auszuſetzen. 
Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Vorbereitung des Tabalmonopolgeſetzes. 

Druckſache Nr. 2333 zu Nr. 2294. Ich eröffne die 
Ausſprache zu Artikel I. Das Wort hat der Herr Abg. 
Lietzau. - 

Lietzau, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! Die 
Erhöhung der Tabakſteuer und die Einführung des 
Monopols wird von der Regierung und den Regie⸗ 
rungsparteien mit der Haltung der polniſchen Regie⸗ 
rung und mit der finanziellen Notlage unſeres Staates 
begründet. Was die Verhandlungen mit Polen an⸗ 
langt, ſo haben uns die Mitteilungen des Hauptaus⸗ 
ſchuſſes gezeigt, daß unſere Regierung ſtändig vor den 
Wünſchen und Forderungen Polens kapituliert hat. 
Polen hat ſich von vornherein für die Verhandlungen 
dadurch in eine günſtige Poſition geſetzt, daß es mit 
dem 1. Januar 1926 den Zoll auf den nach Danzig 
hereinkommenden Rohtabaf auf das Achtfache erhöht. 

Dieſe Maßnahme hat mit einem Schlage die voll⸗ 
ſtändige Vernichtung der Danziger Tabakinduſtrie zur 
Folge und iſt lediglich gegen die Danziger Wirtſchaft 
gerichtet, ohne damit Polen zu ſchaden. Sie widerſpricht 
ferner den Verträgen mit Polen und verletzt die Ver⸗ 
pflichtung Polens, mit ſeinen Zollmaßnahmen auf die 
Danziger Wirtſchaft Rückſicht zu nehmen. Wenn Polen 
zur Belieferung ſeines Tabakmonopols keinen Zoll auf 
den hereinkommenden Tabak erhebt, ſo hat es auch nicht 
das Recht, für den nach Danzig hereinkommenden 
Tabak einen Zoll zu erheben und noch in einer Höhe, 
welche für die Danziger Tabakwirtſchaft vernichtend iſt. 
Es ift erſtaunlich und muß hier feſtgeſtellt werden, daß 
die Danziger Regierung gegen dieſe brutale, gegen 
Danzigs Wirtſchaft gerichtete Maßnahme nichts unter⸗ 
nommen hat. (Sehr richtig! rechts.) Es wäre doch vor⸗ 
auszuſetzen, daß nach der freundlichen Einſtellung gegen⸗ 
über Polen Polen Danzigs berechtigte Wünſche nicht 
abſchlagen würde. Es hat ſich aber leider wiederum ge⸗ 
zeigt, daß Vorteile aus dieſem neuen Kurs einzig und 
allein der polniſche Staat hat, und daß dem Danziger 
Staat lediglich das Nachſehen bleibt. Alle Unterhand⸗ 
lungen über das Tabakmonopol zeigen ein ſchroff ab⸗ 
lehnendes Verhalten der polniſchen Regierung gegen⸗ 
über den Vorſchlägen der Danziger Regierung, welche 
zunächſt nur die Einführung eines reinen Handels⸗ 


höher ſind, je 


monopols verlangte, weil dieſes am beſten den In⸗ 
tereſſen Danzigs diene, aber Polen lehnte es rückſichts⸗ 
los ab, einem ſolchen Monopol Danzigs die berechtigte 
Zollfreiheit zu geben. Nach dieſer Ablehnung ſchlug 
die Danziger Regierung das Teilmonopol vor, wobei 
die Fabrikation vom Monopol freibleiben ſollte. Auch 
dieſen Antrag lehnte Polen ſchroff ab, und erklärte, 
lediglich das Vollmonopol könne die Vorausſetzung 
ſein. Auch gegenüber dieſer Forderung ſtrich 
die Danziger Regierung ſchnell die Segel und er⸗ 
klärte ſich zur Einführung des Vollmonopols bereit. 
Sie vernichtet damit eine Induſtrie, die vielen, vielen 
Danziger Arbeitnehmern Arbeit und Anterhalt gab 
und die Danziger Tabakverbraucher mit guter Ware 
verſehen hat. 

Wir betrachten die freie Wirtſchaft als das Grund⸗ 
fundament für eine Geſundung und Fortentwicklung 
des Staates und der Wirtſchaft und ſtehen jeder Er⸗ 
weiterung der Staatswirtſchaft ablehend gegenüber. 
Daher lehnen wir das Monopol ab. Die Danziger Re⸗ 
gierung betritt mit dem Geſetzentwurf die gleiche ſchiefe 
Bahn, welche in Deutſchland zum Ruin der früher 
blühenden Zigaretteninduſtrie geführt hat. Nachdem 
anfangs im Reich eine Banderolenſteuer von 40 Proz. 
feſtgelegt war, wurde bald die Unmöglichkeit einge⸗ 
ſehen dieje Belastung aufrecht zu erhalten. Die Steuer 
wurde auf 20 Prozent ermäßigt unter Hinzurechnung 
einer Materialſteuer von 9 Reichsmark per 1000 
Gramm. Aber auch dieſe Belaſtung zeigte ſich für die 
Induſtrie als untragbar. Viele Werke wurden geſchloſ⸗ 
jen, La Ferm, Batſchari etc. und Tauſende Arbeit⸗ 
nehmer mußten auf die Straße geſetzt werden. Nach 
dieſem Niederbruch entſchloß ſich die Reichsregierung, 
auch die Materialſteuer auf 4 Reichsmark zu ermäßigen. 
Sie ſoll alsbald überhaupt in Fortfall kommen unter 
Verwendung einer Banderole von 30 Prozent. 

Weder das Monopol noch das vorliegende Geſetz, 
welches von den Intereſſenten mit einem gewiſſen 
Recht als „Abwürgegeſetz“ bezeichnet wird, kann dem 
Staat die erhofften Einnahmen bringen. Es iſt nicht 
richtig, daß die Einnahmen aus einer Steuer um jo 

l höhere Steuern man fordert. Auch dieje 
haben eine Grenze an der Leiſtungsfähigkeit der Wirt- 
ſchaft. Die im Entwurf vorgeſehene Steuer von 50 
Prozent für Zigaretten ift unſeres Erachtens viel zu 
hoch und droht die Induſtrie zu erdroſſeln. (Sehr 
richtg! rechts.) Wir haben unſere Anträge, die wir im 
Ausſchuß zur Erleichterung des Tabakgewerbes und 
zur Entlaſtung der Verbraucher geſtellt haben, hier im 
Plenum wieder eingebracht, ſoweit ſie nicht im Aus⸗ 
ſchuß angenommen find. Unſere Anträge gehen dahin: 

ik: Wir wollen das Geſetz feines Charakters als 
Aeberleitungsgeſetz zum Monopol entkleiden und da⸗ 
mit unſeren Standpunkt zum Ausdruck bringen, daß wir 
gegen die Einführung des Monopols ſind. 

2. Wir wollen die Steuer für Zigaretten auf 
30 Prozent ſtatt der im Regierungsentwurf vorgeſehe⸗ 
nen 50 Prozent des Kleinverkaufspreiſes feſtſetzen. 

3. Wir wollen die Steuer für Zigarettenpapier von 
2,50 Gulden für 1000 Blatt auf 2 Gulden herabſetzen. 

4. Wir wollen die Steuer für Zigarren von 
20 Prozent im Regierungsentwurf auf 15 Prozent 
herabſetzen und auch die kleinen Zigarillos in die 


Steuerſkala aufnehmen, um ſie der im Regierungsent⸗ 
wurf vorgeſehenen hohen Steuer zu entziehen. 

5. Wir wollen für Pfeifentabak die vorgeſehene 
Steuer von 20 Prozent auf 15 Prozent herabſetzen. 

6. Wir wollen dem Tabafgewerbe’die Zahlung der 
Steuern erleichtern und ihm darum nach dem Muſter 
des deutſchen Tabakgeſetzes ein Tabaklager bewilligen, 
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in welchem die Waren unverſteuert und ohne die vor⸗ 
ſchriftsmäßige Verpackung niedergelegt werden dürfen. 
Auch wollen wir für die Banderolenſteuer eine zins⸗ 
loſe Stundung bis zu 6 Monaten zulaſſen. 

Die von den Regierungsparteien im Ausſchuß be⸗ 
ſchloſſenen Abänderungen belaſſen es bei den bisherigen 
Steuerprozenten des Regierungsentwurfs und bringen 
weder dem Tabakgewerbe noch den Konſumenten eine 
nennenswerte Erleichterung. Die Danziger Regierung 
hat erklärt, daß der Zweck des Geſetzes auch ſei, den 
Schmuggel mit Danziger Zigaretten zu beſeitigen. Die 
Ausführungen, welche diesbezüglich von der Sozialde⸗ 
mokratie bei der erſten Leſung im Plenum über den 
Umfang des Schmuggels gemacht worden ſind, entſpre⸗ 
chen nicht den Tatſachen und ſind geeignet, die Inter⸗ 
eſſen Danzigs zu ſchädigen und die Lage der Danziger 
Unterhändler bei den Verhandlungen mit Polen un⸗ 
günſtig zu geſtalten. Für den Schmuggel iſt die Quali⸗ 
tät mehr als der Preis ausſchlaggebend. Die Danziger 
Tabakinduſtrie iſt der polniſchen Tabakinduſtrie quali⸗ 
tativ weit überlegen. Auch iſt es in erſter Linie Sache 
Polens, ſich gegen den Schmuggel zu wehren. Dies hat 
Polen mit ſolchem Erfolg getan, daß der Schmuggel 
ſchon jetzt faſt ganz aufgehört hat. Polen ſoll dem Frei⸗ 
ſtaat Danzig ein auf ſeinen eigenen Konſum bemeſſenes 
und ausreichendes zollfreies Kontingent geben und der 
Schmuggel hört auf. Der Eigenbedarf für Zigaretten 
im Freiſtaat wird auf 300 Millionen für das Jahr ge⸗ 
ſchätzt unter Annahme einer Raucherzahl von 75 000 
Perſonen. Wenn, wie von der Sozialdemokratie be⸗ 
hauptet wird, neun Zehntel der Danziger Produktion 
für den Schmuggel gefertigt wurde, ſo hätte die Pro⸗ 
duktion 3 Milliarden Zigaretten betragen müſſen, gleich 
einer Menge von 3 Millionen Kilo eingeführten Roh⸗ 
tabaks. Die höchſte Menge, welche je eingeführt wor⸗ 
den iſt, betrug aber nur eine Million, wobei eine ſtarke 
Einfuhr auf Vorrat wegen der damals bevorſtehenden 
Zollerhöhung ſtattfand. 

Wir werden den vorliegenden Entwurf ablehnen, 
weil er die Intereſſen des Freiſtaates ſchädigt und weil 


er eine ſtarke Belaſtung insbeſondere auch der unbemit⸗ 


telten Schichten der Bevölkerung bringt, aber auch weil 
wir nicht geſonnen ſind, der Regierung zur Fortſetzung 
ihrer Mißwirtſchaft und zur Vergeudung der Staats⸗ 
gelder die erforderlichen hohen Summen zu bewilligen. 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wir haben von der 
jetzigen Regierungskoaliton ſchon alles mögliche erfah⸗ 
ren, daß aber die Vernichtung der Intereſſen der Ar⸗ 
beiter ſo weit gehen würde, hätten wir ſelbſt nicht vor⸗ 
ausgeſehen. Wir müſſen heute feſtſtellen, daß die jetzige 
Regierung die Intereſſen der Arbeiter mit Füßen tritt. 
Wir waren immer noch der Meinung, daß ſich der Aus⸗ 
ſchuß aufraffen und dieſen Geſetzentwurf ablehnen 
würde. Aber auch hierin ſehen wir uns getäuſcht. Wir 
waren der Meinung, daß man den Geſetzentwurf ab⸗ 
lehnen würde, weil ja die Arbeiter der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei ganz entſchieden gegen dieſe indirekte Be⸗ 
ſteuerung Front gemacht haben. Die ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Arbeiter haben ſich nicht nur gegen dieſe neue in⸗ 
direkte Steuer, ſondern überhaupt gegen jede indirekte 
Steuer gewandt. Sie haben in einer Sitzung der Ver⸗ 
trauensleute einen Beſchluß gefaßt, der den Abbau der 
indirekten Steuern haben will. Heute müſſen wir leider 
den ſozialdemokratiſchen Arbeitern und der werktätigen 
Bevölkerung ſagen, daß ihre Beſchlüſſe null und nichtig 
ſind, daß ſie von den Führern überhaupt nicht durchge⸗ 
führt werden. Aber es iſt auch intereſſant, feſtzuſtellen, 
daß, trotzdem ſchon eine indirekte Beſteuerung aller Be⸗ 


geſetzgebung einzuführen. 
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darfsartikel vorhanden iſt, dieſe indirekte Beſteuerung 
immer weitere Kreiſe ziehen ſoll. Bei der erſten Le⸗ 
ſung hat unſere Fraktion durchblicken laſſen, daß wir 


dieſem Geſetz den ſchärfſten Kampf anſagen werden. So⸗ 


weit im Freiſtaat Danzig Verſammlungen ſtattgefun⸗ 
den haben, haben ſich die Verſammlungsteilnehmer auf 
das entſchiedenſte gegen dieſe neue indirekte Steuer ge⸗ 
wandt und ſind der Meinung, daß, wenn der Staat 
Geld braucht, er es aus den Kreiſen holen ſoll, die ein 
Intereſſe an dieſem Staat haben. Wir ſind der Mei⸗ 
nung, daß die Vermögensſteuer ud die Erbſchaftsſteuer 
ganz rapide erhöht werden können und daß der Abbau 
der Gehälter der oberen Beamten nun endlich einmal 
Wirklichkeit werden muß. Die Bevölkerung wehrt ſich 
gegen die jetzigen Machinationen ganz entſchieden. Sie 
hat ihren Willen in Entſchließungen niedergelegt, von 
denen ich Ihnen eine zur Kenntnis bringen möchte. Ich 
werde mir erlauben, mit Genehmigung des Herrn Prä⸗ 
ſidenten die Entſchließung zu verleſen, die die Ver⸗ 
ſammlungen angenommen haben. 

Die von der Kommuniſtiſchen Partei einberufene 
öffentliche Verſammlung erhebt ſchärfſten Proteſt gegen 
den neuen Raubzug des Senats auf die Taſchen der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung Mit Entrüſtung ſtellt die Verſamm⸗ 
lung feſt, daß ſeit dem Eintritt der Sozialdemokratie in die 
Regierung das Los der ſchaffenden Bevölkerung um nichts 
erleichtert wurde. Nach wie vor iſt der Steuerdruck für 
Arbeiter, p und untere Beamte, jowie Klein⸗ 
bauern und Kleingewerbetreibende unerträglich. 

Aber nicht etwa vermindern will man den Steuerdruck, 
ſondern 5 Millionen neue indirette Steuern ſollen aus 
den Knochen der werktätigen Bevölkerung herausgeſchun⸗ 
den werden. Ein derartiges Verhalten der jetzigen Re⸗ 
gierung gegenüber der ſchaffenden Bevölkerung kann nur 
als Provokation aufgefaßt werden. Die Verſammlung 
verurteilt aufs ſchärfſte das Verhalten der angeblichen 
Arbeiterparteien, Zentrum und Sozialdemokratie, im 
Volkstag und verlangt von der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei und vom Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbund 
den Kampf der kommuniſtiſchen Partei gegen jede indi- 
rekte Steuer innerhalb und außerhalb des Parlaments 
tatkräftig zu unterſtützen. Die Verſammelten verpflichten 
ſich, den Kampf gegen jede Ausbeutung und Unterdrückung 
mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln zu fördern 
und bis zum endgültigen Siege zu unterſtützen. Sie ſehen 
in dem Zuſammenſchluß aller Schaffenden zur proletari⸗ 
ſchen Einheitsfront das einzige Mittel zur Befreiung des 
Proletariats. 

Das m. H., iſt die Antwort des ſchaffenden Volkes 
auf Ihre Geſetzgebung überhaupt. Wie ich ſchon ſagte, 
geht die ganze Geſetzgebung darauf hinaus, das Volk 
auszubeuten und aus dem Volk allein alles herauszu⸗ 
holen, die beſitzenden Kreiſe dagegen zu ſchonen. Wir 
haben ja auch die Begründung dieſes Geſetzes nicht nur 
hier im Plenum, ſondern auch in der Oeffentlichkeit 
erfahren müſſen. Wir haben gehört, daß beſonders Po⸗ 
len angeblich die Monopolgeſetzgebung erſtrebt und 
durchaus haben will. Wir Kommuniſten erklären, daß 
auch dies nur Lug und Trug der ſchaffenden Bevölke⸗ 
rung gegenüber iſt. Wir wiſſen, daß die Monopolgeſetz⸗ 
gebung nur von dem Senat heraufbeſchworen wird und 
daß der Senat ein Intereſſe daran hat, die Monopol⸗ 
Wir lehnen die Monopol⸗ 
geſetzgebung in einem kapitaliſtiſchen Staat über⸗ 
haupt ab. an 

Ich glaube, es Wird jedem klar fein, daß in dieſer 
Beziehung eine gemeinſame Front zwiſchen Deutſch⸗ 


nationalen und Kommuniſten abſolut nicht vorhanden 


ſein kann. Es gibt Demagogen genug, die hieraus wie⸗ 
der eine Einheitsfront erkennen wollen und glauben, 
der Oeffentlichkeit ſagen zu müſſen, Kommuniſten und 
Deutſchnationale befänden ſich in der Einheitsfront. 
Ich möchte Ihnen kurz erläutern, warum wir in der 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe und im kapitaliſtiſchen 
Staat gegen die Monopole ſind. Durch dieſe Geſetz⸗ 
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5 ezahlt wird. teje Vorlage Geſetz wird und es iſt nicht ei = 
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und daz man der Bevölkerung hierbei nicht die Pflicht, euch gegen- dieſe Meute, die das Geſetz 
reinen Wein einſchenkt. Hier wird von 5 Millonen ge macht, zu wehren. Es wird eure Aufgabe fein, heraus- 
ſprochen, im Steuerausſchuß erklärte ber A eden zuholen, was in euren Kräften ſteht!“ Das können wir 
tor, daß 5 Millionen noch lange nicht zureichen werden, nicht mitmachen. Wir ſagen, die Intereſſen der Arbei⸗ 
und daß mit Hilfe dieſer Monopole weit mehr heraus- ter müſſen in erſter Linie berückſichtigt werden. Ich 
geſchunden werden muß. Daß mit dieſen Monopolge⸗ glaube, das Zentrum wird in dieſer Frage mit uns 
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len gelungen fei, nach Einführung der Monopolſätze die ſtellung, die dahin geht, daß man dem Arbeiter abſolut 
Preiſe weſentlich zu ſteigern. Auch hierin ſehen nichts geben will. Nach unſerem Dafürhalten kann 
wir eine Gefahr und wiſſen ſchon im Voraus, daß es dieſer Antrag in das Geſetz hineingearbeitet werden. Er 
nicht nur bei der jetzigen Beſteuerung mit 5 Pfennigen muß in dem Geſetz verankert und mit dem Geſetz zuſam⸗ 55 
) für die heutige 2⸗Pfennig⸗Jigarette abgetan jein wird, men verabſchiedet werden. Es wird ſich ja heute her⸗ 


(Naſchke, Abgeordneter.) 


ſondern daß die heutige 2⸗Pfennig⸗Zigarette bei der 
Monopolgeſetzgebung 10 Pfennig koſten wird Darum 
haben wir kein Intereſſe an dieſem Geſetz. „Wir haben 
auch kein Intereſſe für irgend welche Abänderungen, 
die von ſeiten der Deutſchnationalen gewünſcht werden. 


Es iſt bezeichnend, daß man immer wieder Worte 
findet, aa e Steuer, um dieſe neue Be⸗ 
laſtung dem werktätigen Volke ſchmackhaft zu machen. 
Leider können wir feſtſtellen, daß die Bevölkerung in 
Danzig noch immer auf dieſen Leim hineinfällt, daß fie 
immer noch Vertrauen zu dieſer Regierung hat und die 
Gefahr erſt dann erkennt, wenn ſie ſchon vorhanden iſt, 
genau ſo, wie beim Wohnungsbaugeſetz. Als Herr Abg. 
Spill hier erklärte, durch das Wohnungsbaugeſetz 
würde Arbeit für alle Stände und Wohnungen für alle 
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ausſtellen, ob unſer Antrag angenommen wird. 

Zu dem Geſetz ſelbſt will ich noch kurz ſagen, daß 
wir auch dieſe indirekte Beſteuerung ganz entſchieden 
weiter bekämpfen werden. Auch wenn ſie Geſetz wird, 
wird der Kampf für uns nicht zu Ende fein. Wir rer- 
den der Bevölkerung immer wieder nachweiſen, d 
allein in dieſem Fall der Leidtragende iſt. Menn Sie 
die Ausgaben des Staates finanzieren wor, 
ben wir Ihnen des öfteren dazu Gelege: «heit gegeben. 
Wie ſieht es aber damit aus. Es ift bezeichnend, daß 


immer nur die ſchaffende Bevölkerung, belaſtet werden 


ſoll. Bereits ſeit vier Monaten Tier en zwei Vorlagen 


von uns im Hauptausſchuß, die ie Beamtengehälter 
regeln ſollen. Wir wiſſen, daß auf Grund der Rege⸗ 


lung, die wir vorgeſehen habe n, 7 Millionen an Be- 


aß fie 


‚ten, fo Ha- 


amtengehältern erſpart werden könnten. Die Vorlage 
liegt im Ausſchuß. Der Vorßitzende des Ausſchuſſes hält 
es wicht für nötig, dieje Vorlage zur Beratung zu Drin- 
gen. Als ich in der letzt en Ausſchußfitzung den Herrn 
Vorſitzenden darauf aufraerkſam machte, daß es an der 
Zeit wäre, diefe Vorlarze endlich zu verabſchieden, gab 
er mir den guten Rat, ich ſolle den geſchäftsordnungs⸗ 
mäßigen Weg gehen, und der wäre, fünf Anterſchriften 
zu ſuchen und einen dahingehenden Antrag zu ſtellen, 
daß diefe Vorlage auf die Tagesordnung geſetzt werde. 
M. D. u. H.! Selbſt ein Sozialdemokrat hat alſo kein 
Intereſſe daran, die Beamtengehälter neu zu regeln. 
Was ſagen die Vertrauensleute der Sozialdemokratie 


Wohnungsloſen geſchaffen werden, war die Bevölke⸗ 
a 15 na zu glauben, daß Milch und Honig 
in Danzig fließen würden. Sie dachte, jetzt würden wir 
roſigen Tagen entgegengehen. Heute hat die Bevölke⸗ 
rung erkannt, daß ſie in der gemeinſten Art und Weiſe 
beſchwindelt worden iſt. Infolge des Wohnungsbau⸗ 
geſetzes hat ſich die Arbeitsloſigkeit nicht e 
ſondern verdreifacht. Durch das Wohnungsbaugeſetz it 
die Wohnungsnot nicht kleiner, ſondern größer gewor- 
den. Das Wohnungsamt hat uns gemeldet, daß beim 
Inkrafttreten des Wohnungsbaugeſetzes 5000 Familien 
wohnungslos waren. Heute, nachdem das Wohnungs⸗ 
baugeſetz 1 Jahr in Kraft ift, haben wir 7000 Woh- 


u u verzeichnen. Jawohl, Herr Dr. Blavier, 
905 8 Sie Ta beſtreiten können. (Abg. 
Dr. Blavier: Nein, ich bin ganz Ihrer Meinung!) Das 
Volk wird weiter beſchwindelt. Deshalb iſt es mit 
unſerer Geſinnung nicht zu vereinbaren, wenn wir die⸗ 
ſem Geſetzentwurf unſere Zuſtimmung geben würden. 


in den Beſchlüſſen, die ſie in der Vertrauensmänner⸗ 
verſammlung gefaßt haben? „Neuregelung der Beam⸗ 
tenbeſoldung, grundlegende Reformen der Verwal⸗ 
tung!“ So lauten die Forderungen der ſozial⸗ 
demokratiſchen Arbeiter. Ich ſtelle nochmals feſt, 
daß die Forderungen der ſozialdemokratiſchen Arbeiter 
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(Raſchke, Abgeordneter.) 
ſo lange ein Nichts bleiben werden, ſo lange ſie ſi 
von den Führern an der Naſe herumführen laſſen, 
ſo lange ſie es zulaſſen, daß dieſe Führer überhaupt an 
der Spitze ſtehen. Wir können den Arbeitern und Mit⸗ 
telſtändlern nur ſagen, wenn die Verhinderung der⸗ 
artiger Geſetze durchgeführt werden ſoll, wenn die La⸗ 
ſten ſo verteilt werden ſollen, daß die Beſitzenden ſie 
tragen müſſen, dann müſſen ſie ſich zuſammenſchließen, 
den Kampf aufnehmen und die Auflöſung des Volks⸗ 
tages verlangen, um zu einer Regierung zu kommen, 
die ihre Intereſſen vertritt. So, wie die Regierung 
heute zuſammengeſetzt iſt, vertritt ſie nur die Intereſſen 
der Beſitzenden. Von dieſer Regierung wird das Volk 
ausgepowert, ja, dem Hungertode preisgegeben. Wir 
ſagen deshalb der ſchaffenden Bevölkerung, wenn ihr 
euer Los erleichtern wollt, dann nehmt den Kampf auf, 
jagt dieſe Regierung zum Teufel. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! 
Die ganze Frage des Monopols iſt eigentlich nicht nur 
vom Standpunkt der Tabakwirtſchaft zu betrachten, ſon⸗ 
dern die Frage des Monopols bildet eigentlich den 
Schlußſtein auf dem Weg, den leider die Freiſtaatwirt⸗ 
ſchaft und die Freiſtaatpolitik ſeit Jahren eingeſchlagen 
hat. Es war gar kein Zweifel, daß am Ende dieſer Ent⸗ 
wicklung der verfehlten Regierungsmaßnahmen leider 
Ereigniſſe ſtehen würden, wie das Tabakmonopol. Alle 
Staaten, die wirtſchaftlich bis zum Bankerott gekom⸗ 
men ſind, haben zu dem Rettungsanker des Monopols 
gegriffen. Es iſt typiſch, daß Oeſterreich und andere 
Staaten, die wirtſchaftlich bis zum Bankerott gekom⸗ 
konnten, zu dieſem Strohhalm griffen und verſuchten, 


ſich damit in letzter Stunde durch dieſe ſchwerwiegendſte 


Maßnahme zu retten, die es wohl im ſtaatlichen Be⸗ 
triebe gibt. 

Es iſt ſehr intereſſant, daß der Herr Redner der 
Kommuniſten hier auf die verfehlte Zwangswirtſchaft 
im Wohnungsweſen hinwies. Er holte ſein Argument 
daher und hob hervor, daß wie die Zwangswirtſchaft, 
die verſagt hat, die nichts weiter ſchuf als eine Unſumme 
neuer Arbeit, eine Unſumme von Korruption, etwas 
Aehnliches auch hier eintreten würde. Sämtliche Ver⸗ 
ſuche, um die Mißerfolge der Wohnungszwangswirt⸗ 
ſchaft zu vertuſchen, ſind fehlgeſchlagen. Die Bevölke⸗ 
rung weiß, daß jede Zwangswirtſchaft zur Korruption 
führt. Wir find überzeugt, daß das Monopol im Ta- 
baksgewerbe auch zu weiter nichts führen wird. Jetzt 
ſchon pfeifen es die Spatzen von den Dächern, daß die 
Väter dieſes Monopolgedankens eigentlich gewiſſer⸗ 
maßen Intereſſenten ſind, die ſich bereits auf General⸗ 
direktorenpoſten bei der Tafik ſpitzen. Aber ſo iſt es 
ja leider im Freiſtaat häufig geweſen. Es iſt immer ſo 
geweſen und wir müſſen jetzt endlich einmal klar durch⸗ 
blicken, worum es beim Tabaksmonopol geht. 8 

Der Herr Redner der Deutſchnationalen ſtellte ſich 
auf den Standpunkt, daß ein Zwang vorgelegen habe, 
daß Polen unbedingt das Monopol verlangt habe. 
Darin lag der verſteckte Vorwurf, daß die böſe Mittel⸗ 
regierung es war, die ſo ſchnell dieſem Zwange Polens 
nachgegeben habe. Das ſcheint mir nicht ſo zu ſtimmen. 
Von polniſcher Seite wird das, wenigſtens in den offi⸗ 
ziöſen Blättern der polniſchen Regierung in Danzig, zum 
großen Teil beſtritten. Es wird erklärt, man habe gar 
nicht das Monopol verlangt, man habe nur verlangt, 
daß der Schmuggel unterbunden wird. In 1 
Kreiſen Danzigs hat man die unbeſtimmte Ahnung, als 
wenn der Herr Finanzſenator Dr. Volkmann nach die⸗ 
ſem Strohhalm greift, um die in Unordnung geratenen 


Finanzen aufzufriſchen. Man erzählt ſich, daß tatſäch⸗ 
lich nicht erheblich viel Geld in den Kaſſen vorhanden 
ſei, und daß man unbedingt Geld beſchaffen müßte. Es 
iſt alſo nicht ſo, wie der Redner von den Deutſchnatio⸗ 
nalen meint, daß hier unbedingt ein Zwang vorgelegen 
habe. Die Akten ſind darüber nicht geſchloſſen. Wes⸗ 
halb kommt das Monopol? Weil Polen es wünſcht, 
oder kommt es, weil der verantwortliche Finanzſenator 
Danzigs augenblicklich nichts mehr weiter weiß? Er 
iſt jetzt auch wieder nicht hier. Da ſcheint im Grunde 
das zu liegen, worum es geht. Es handelt es ſich hier 
bei dem Monopol darum, daß man 5 Millionen be⸗ 
ſchaffen will. Das iſt die Quinteſſenz der Geſchichte. Nun 
kommen wir darauf zurück. Gerade der gegenwärtige 
Moment wird ja ſehr geeignet ſein, hier Klarheit zu 
bringen. Das Monopol muß unter allen Umſtänden ab⸗ 
gelehnt werden; denn es bringt nicht nur den Ver⸗ 
brauchern eine maßloſe Belaſtung — es wäre ja viel⸗ 
leicht nicht das Schlimmſte, wenn jemand weniger 
raucht, — aber es gehen Exiſtenzen zugrunde, die 
zweifellos eine enorme Steuerkraft für den Freiſtaat 
darſtellten. Insbeſondere ſind es ie 3 bis 400 Ladenin⸗ 
haber, der Detailhandel, der unbedingt mit dem Mo⸗ 
nopol erledigt wird. So zieht es immer weitere Kreiſe. 
Wenn hier die 3 bis 400 Kleinhändler wegfallen, 


dann fallen ſie auch als Mieter für die betreffenden 


Gebäude aus, dann geht nicht nur die eine Steuer 
kaputt, zweifellos geht dann auch ein großer Prozent⸗ 
ſatz des ſtädtiſchen Hausbeſitzes vor die Hunde. Eins 
bedingt das andere. Ich weiß nicht, wie ſich der Schaden 
nachher umgekehrt auswirken wird. Auf der einen Seite 
glaubt man, 4 bis 5 Millionen zu bekommen, die auf 
der . Seite wieder durch Steuern fortgehen 
werden. 


f Wir glauben deshalb, daß es am beiten ift, wenn 
dies Geſetz nicht durchgeht, wenn wir von dieſer Be⸗ 
ſteuerung laſſen und wenn wir die Sache auf einer an⸗ 
deren Baſis zu regulieren ſuchen. Wir haben ſchon bei 
der erſten Leſung geſagt, wir ſähen ein, daß der Staat 
Steuern haben muß, denn er muß unbedingt aufbrin⸗ 
gen, was notwendig iſt. Die Hauptſache iſt doch aber, 
daß man ſtatt einer neuen Steuerquelle, wie hier dieje 
unglaubliche Steuerquelle des Monopols, die Aus⸗ 
gaben auf der andern Seite verringert werden. Da 
kommen wir doch eigentlich zu der Frage an die Regie⸗ 
rung: Weshalb fängt man hier mit dem Monopol an? 
Es iſt ja wohl ſchon ein offenes Geheimnis, daß die 
Regierung denkt, erſt das Tabakmonopol, dann das 
Spritmonopol, daß Zündwarenmonopol und zum Schluß 


die Reduzierung der Beamtengehälter zu bringen. Das 


iſt die berühmte Geſchichte von dem Pferd, das man ver⸗ 
kehrt aufzäumt. Wir verſtehen es nicht, daß die Regie⸗ 
rung nicht von der andern Seite angefangen hat. 


Dann hätten wir ſehen können, ob nicht die 5 Millionen 


anders einzuſparen geweſen ſeien. Das iſt das Eigen⸗ 
artige. Wenn man objektiv urteilt, muß man ſagen, 
daß ſich die heutige Regierung vor einer äußerſt kom⸗ 
plizierten Situation befindet. Es iſt leicht für die Herren 
von der Deutſchnationalen Fraktion, zu erklären, daß 
das Monopol fallen muß, und daß ſie dagegen ſeien. 
Die Ausgaben, die die jetzige Regierung hat, die Etats, 
ſind doch eben eine Folge, m. H. von rechts, daran iſt 
gar kein Zweifel, der Politik der übermäßigen Staats⸗ 
aufgaben dieſes aufgeblähten Behördenapparats. Da- 
her iſt es intereſſant, daß Sie ſich heute ſtark gegen das 
Monopol gewandt haben. l 


Ich glaube, jetzt wird der Moment fein, m. H. von 
ganz rechts, da Sie das einſehen, das Monopol zu be⸗ 


(C) 


(D) 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter.) 

ſeitigen. Wenn das Monopol fällt, müſſen die 5 Mil⸗ 
lionen durch eine großzügige Reduzierung der Gehälter 
der oberen Beamtengruppen erſpart werden. Ich faſſe 
Ihre Rede, Herr Abg. Lietzau, ſo auf, daß Sie, wenn 
Sie heute mit uns das Monopol zu Fall bringen wer⸗ 
den, im Intereſſe des Staates und des Deutſchtums 
der Freien Stadt damit anfangen werden, den Abbau 
der Gehälter in Höhe von 5 Millionen vorzunehmen. 
Dann haben wir eine Einheitsfront von Schwegmann 
bis Gehl, dann werden wir zur Rettung Danzigs auch 
ohne das Monopol etwas leiſten. (Bravo!) 

Präsident: Das Wort hat Herr Abgeordneter 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. AD u, H.! 
Der Herr Abg. Dr. Blavier hat darauf hingewieſen, 
daß der Senat ſchon wieder bei dieſer wichtigen Frage 
nicht vertreten iſt. Es wäre mir auch ganz lieb ge⸗ 
weſen, daß Herr Senator Dr. Volkmann hier wäre, 
weil mir die Behauptung Herr Senator Dr. Volkmanns 
etwas unwahrſcheinlich erſcheint, daß dies Geſetz kein 
reines Steuergeſetz ſei. Das Geſetz heißt „Geſetz zur 
Vorbereitung eines Tabakmonopolgeſetzes. Im Aus- 
ſchuß ſelbſt iſt aber zum Ausdruck gebracht worden, daß 
mit den Erträgen aus dieſem Geſetze ein Loch im Etat 
zugedeckt werden müſſe. Das bedeutet aber, daß man 
auf dieſes Geſetz nicht verzichten will, wenn man das 
Tabakmonopol nicht braucht, weil man die Einnahmen 
aus dieſem neuen Banderolengeſetz zum Lochſtopfen be⸗ 
nötigt. Deshalb ift auch der Ausſpruch des Senators 
Dr. Volkmann begreiflich, der erklärte: „Wenn Sie 
dies Geſetz nicht annehmen wollen, müſſen Sie eine 
andere Einnahmequelle nachweiſen.“ Herr Abg. 
Dr. Blavier hat vorhin dasſelbe geſagt und ſich dabei 
im Grunde genommen widerſprochen. Er behauptete, 
die Ausgaben ließen ſich einſchränken, hat dann aber 
gejagt, auf jeden Fall müßte eine neue Einnahme von 
5 Millionen geſchaffen werden. Herrn Abg. Dr. Blavier 
kommt es jedoch in erſter Linie gar nicht darauf an, 
daß wir ausgerechnet dieſe Einnahmequelle ſchaffen. Er 
gehört allerdings zu denjenigen, die den Etat angenom⸗ 
men und geſagt haben, daß die 5 Millionen notwendig 
ſind. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) Sie behaupten, 
daß ſei etwas anders, es läuft aber doch parallel damit. 
Wenn Sie dieſen Etat nicht angenommen hätten, dann 
wäre damit erklärt worden, daß Sie dieſe 5⸗Millionen⸗ 
Einnahmequelle nicht für richtig hielten und im Ge⸗ 
genſatz dazu die 5 Millionen Ausgaben ebenfalls nicht 
wünſchten. 


Wenn dieſes Geſetz ein neues Steuergeſetz ſein ſoll, 


dann muß man ſich gegen ſeine Form wenden. Das 
haben die Kommuniſten inſofern getan, als ſie darauf 
hingewieſen haben, daß es ſich um ein Geſetz einer in⸗ 
direkten Steuer handele. Deutſchnationale und andere 
Fraktionen haben erklärt, daß, wenn dieſes Geſetz 
durchaus angenommen werden müſſe, es in ſeinen 
grundſätzlichen Formen geändert werden müſſe. Der 

orſchlag, der von den Deutſchnationalen in der Druck⸗ 
ſache Nr. 2337 vorgelegt worden iſt, beſagt, daß bei den 
einzelnen Steuerarten für Zigaretten, Rauchtabak uſw. 
eine andere Staffelung vorgeſehen werden ſoll als die 
vom Ausſchuß beſchloſſene. Im Ausſchuß habe ich dar- 
auf hingewieſen, daß die neue Staffelung, die von den 
Regierungsparteien gebracht wurde, durchaus nicht 
günſtiger iſt, als die des erſten Regierungsentwurfs. 
Die Staffelung, die man bei Zigarren hat, iſt in den 
oberen Grenzen noch zu weit auseinander gelaſſen. Je 
größer diefe Grenzen find, deſto größer wird nachher 
die Ungerechtigkeit der Preisbildung bei den Zigaretten 
S: Zigarren, die zwiſchen den Staffelungsgrenzen 
liegen. 


Ferner haben die Deutſchnationalen mit Recht 
darauf hingewieſen, daß auf jeden Fall ein Mora⸗ 
torium für die Zigarren⸗ und Zigaretteninduſtrie ge⸗ 
ſchaffen werden muß, entweder in Form der Schaffung 
von Steuerlagern oder, wie es die Intereſſenten ſelbſt 
fordern, daß ihnen eine Schonzeit von drei Monaten 
gegeben wird, in der ſie in der Lage ſind, einen Teil 
ihrer Fertigwaren zu veräußern. Ich habe im Ausſchuß 
darauf hingewieſen, daß eine einzige Firma in Danzig 
ein Lager von zirka 1½ Millionen Gulden in Zigarren 
und Zigaretten hat, und daß ſie mindeſtens ein Jahr 
braucht, um dieſe Sachen abzuſetzen. Den ganzen Be⸗ 
trag der Nachverſteuerung für dieſe Ware auszulegen, 
iſt ſie beſtimmt nicht in der Lage, auch wenn eine drei⸗ 
monatige zinsloſe Stundung bewilligt wird. Die wei⸗ 
tere Stundung ſtößt ſchon auf Schwierigkeiten; denn 
Herr Senator Dr. Volkmann hat erklärt, daß er das 
Geld dringend brauche. Ich befürchte, daß man dieſe 
Stundungen nicht gewähren wird, wenn das Geld in 
der Regierungskaſſe knapp wird, ſondern daß man im 
Gegenteil bei der Beitreibung der Steuer verſchärft 
durchgreifen wird. Etwas Eigenartiges iſt bei der Be⸗ 
handlung dieſes Geſetzes zur Vorbereitung des Tabak⸗ 
monopolgeſetzes zum Ausdruck gekommen, das iſt die 
Entſchädigungsfrage bei Einführung des Monopols. Die 
Entſchädigung denkt ſich Herr Senator Dr. Volkmann 
ſo bemeſſen, daß man auch die Zahlung der Steuern 
mit in Betracht ziehen will. Was dort für das Monopol 
gilt, gilt in gewiſſer Beziehung auch für dieſes Geſetz. 
Wer nicht in der Lage iſt, die Steuern aus dieſem Ge⸗ 


haben. Die Händler werden Schwierigkeiten bezüglich 
der Kontingentierung oder bezüglich des Kontingents 
an Waren haben. Das Geſetz, wie es aus dem Ausſchuß 
vorliegt, genügt in keiner Weiſe. Es ſtellt auch ſonſt eine 
Angerechtigkeit dar. Wenn vom Senat erklärt wurde, 
daß die billigſte Zigarette kaum für 3 Pfennig geliefert 
werden kann, und heute Zigaretten für 1 Pfennig ver⸗ 
kauft werden, wie die Mal⸗Kah, jo bedeutet das, daß 
die arme Bevölkerung ſpäter kaum in der Lage ſein 
wird, ihren Tabaksbedarf zu decken. 
Diaas iſt das Angerechte bei dieſem Geſetz, daß es 
ſich gegen den wendet, der wenig verdient, daß es aber 
den, der die teueren Marken raucht, kaum ſo ſchwer be⸗ 
laſtet, wie den Arbeiter, den Handwerker, der gewohnt 
iſt, nach ſeiner Arbeit ſeine Pfeife oder ſeine Zigarette 
zu rauchen. Aus beiden Gründen, wegen der wirt⸗ 
ſchaftlichen Ungerechtigkeit und wegen des Anſozialen, 
das im Geſetz liegt, will ich für die Abänderungsan⸗ 
träge der Deutſchnationalen ſtimmen. Im übrigen 
lehne ich das Geſetz reſtlos ab. 
Präſident: Weitere Wortmeldungen zu Artikel 1 
liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 
; Nahn, Abgeordneter (Soz. P.): Es empfiehlt ſich, 
die Abſtimmung über dieſes Geſetz bis J½6 Uhr zu ver- 
tagen. Die Parteien haben alle ein Intereſſe daran, 
daß die Abgeordneten vollzählig bei dieſer Sache an⸗ 
weſend ſind. (Unruhe und Zwiſchenrufe.) 
Präſident: Ich bitte um etwas Ruhe für den 
Redner. 
Rahn, 

ſind, werden 
Zwiſchenzeit 


Abgeordneter (Soz. P.): Wenn Sie ruhig 
Sie mich verſtehen. Wir können ja in der 
weiter verhandeln und nachher nur die 


(C) 


ſetz zu bezahlen, wird eine Ankreidung bei der Steuer 


(D) 


Abſtimmung vornehmen. Dann find alle Abgeordneten 


anweſend, und das iſt beſſer. 

Präſident: Es ift der Antrag geſtellt worden, auch 
dieſe Abſtimmung noch hinauszuſchieben. Wer dafür 
iſt, den bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Wie lautet 
der Antrag? rechts.) Die Abſtimmung bis nach 6 Uhr 
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(Präſident.) 
J hinauszuſchieben. Wer für die Hinausſchiebung der 


Abſtimmung iſt, den bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Ge⸗ 
ſchieht.) Es iſt fraglich, wir müſſen auszählen. Die 
Auszählung beginnt. (Geſchieht.) Die Auszählung 
iſt geſchloſſen. Die Abſtimmung hat folgendes Ergebnis: 
Es haben ſich 99 Damen und Herren beteiligt, davon 
haben mit Ja 49 und mit Nein 50 geſtimmt. Der 
Antrag iſt alſo abgelehnt. Wir kommen jetzt zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Artikel I der Druckſache Nr. 2333, 
und zwar der Ausſchußvorlage. Ich bitte die Damen 
und Herren, die den Artikel I annehmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit. Artikel Lift angenommen. Ich rufe auf Artikel II. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Zu Artikel II liegen zwei Abänderungs⸗ 
anträge vor, einmal die Anträge in Druckſache Nr. 2337 
und zweitens zu 2b noch der Abänderüngsantrag 
Nr. 2338 der Kommuniſtiſchen Fraktion. Ich laſſe zu⸗ 
| erſt über den Abänderungsantrag des Abg. Lietzau u. 
Fr. in Druckſache Nr. 2337 zu Artikel II abſtimmen. 

Artikel II Abſ. J erhält folgende Faſſung: 

ETET e Artikel II, s 

5 erha olgende Faſſung: 5 a 

in die N! Venen im Inland beſtimmt 
ſind, unterliegen einer Abgabe (Tabakſteuer). 

Der Steuer unterliegt auch das zum unmittelbaren Ge⸗ 
brauch durch den Raucher im Inland beſtimmte Zigarettenpapier. 

Die Steuer beträgt: 
1. für Zigaretten im Kleinverkaufspreiſe: 


a) bis zu 3 P das Stück 9,00 G für 1000 Stück 


b) über 3 bis 4 P das Stück = 12,00 G für 1000 Stück 
e) über 4 bis 5 P das Stück = 15,00 G für 1000 Stück 
d) über 5 bis 6 P das Stück = 18 00 G für 1000 Stüch 
e) über 6 bis 7 P das Stück = 2100 G für 1000 Stück 
f) über 7 bis 8 P das Stück — 24,00 G für 1000 Stück 
g) über 8 bis 10 P das Stück — 30,00 G für 1000 Stück 


(B) h) über 10 bis 12 P das Stück 36,00 G für 1000 Stück 
i) über 12 bis 15 P das Stück = 45,00 G für 1000 Stück 
k) für alle folgenden Stufen von je 5 P mehr 30 % vom End- 

wert der Stufe. 
Die Steuer für Arbeiterzigaretten beträgt wie bisher ohne 
Rücksicht auf den Verkaufspreis 2,00 G für 1000 Stück. 
2. für feingeſchnittenen Rauchtabak im Kleinverkaufspreiſe: 
bis zu 10,00 G das Kg. 


bis zu 12,00 G das Kg. = 2,50 G für 1 Kg 
bis zu 15,00 G das Kg. = 4,00 G für 1 Kg 
bis zu 20,00 G das Kg. = 6,00 G für 1 Kg 
bis zu 30,00 G das Kg. = 900 G für 1 Kg. 


für alle folgenden Stufen von je 5,00 G Kleinverkaufspreis 
30% Steuer vom Endwert der Stufe. 

3. Zigarettenpapier mit Ausnahme des zur gewerblichen Verar⸗ 
beitung beſtimmten 2,00 G für 1000 Zigarettenhüllen. 

4. für Zigarren und Zigarillos im Kleinverkaufspreis: ; 
a) bis 5 P das Stück 0,75 © für 100 Stück 
b) über 5 bis 6 P das Stück 0,90 G für 100 Stück 


c) über 6 bis 7 P das Stück 1,05 G für 100 Stück 
d) über 7 bis 8 P das Stück 1,20 G für 100 Stück 
e) über 8 bis 10 P das Stück 1,50 © für 100 Stück 
t) über 10 bis 12 P das Stück 180 G für 100 Stück 
g) über 12 bis 15 P das Stück 2,25 © für 100 Stück 
h) über 15 bis 18 P das Stück 2,70 G für 100 Stück 
i) über 18 bis 20 P das Stück 3,00 G für 100 Stück 
K) über 20 bis 22 P das Stück 3,30 G für 100 Stück 
1) über 22 bis 25 P das Stück 3,75 G für 100 Stück 
m) über 25 bis 28 P das Stück 4,20 G für 100 Stück 


n) über 28 bis 30 P das Stück 4,50 G für 100 Stück 
für alle folgenden Stufen von je 5 P mehr im Kleinver⸗ 
ee: für das Stück 15% mehr vom Endwert der 

tufe 


Die Steuer für Arbeiterzigarren beträgt ohne Rückſicht auf 
den Verkaufspreis 1,00 G für 100 Stück. 
5. für Pfeifentabak ausſchließlich des unter Ziffer 2 fallenden 
feingeſchnittenen Tabaks im Kleinverkaufspreiſe: 
bis zu 750 G das Kg. = 1,00 G für 1 Kg. 
bis zu 10,00 G das Kg. = 1,50 G für 1 Kg. 
. bis zu 12,50 G das Kg. — 2,50 G für 1 Kg. 
bis zu 15,00 G das Kg. — 3,00 G für 1 Kg. 
für alle folgenden Stufen von je 2,50 G Kleinverkaufspreis für 
das Kilogramm 20 % Steuer vom Endwert der Stufe. 
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6. 1 5 Aenderung). 
7. (leine Aenderung). 

Ich bitte die Damen und Herren, die den Mb- 
änderungsantrag der Druckſache Nr. 2337 zu Artikel II 
annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Das Büro iſt ſich nicht einig, wir müſſen noch einmal 
auszählen. Die Auszählung beginnt. (Geſchieht.) 
Ich ſchließe die Auszählung. Es haben ſich daran 100 
Mitglieder des hohen Hauſes beteiligt. Mit Ja haben 
geſtimmt 46, mit Nein 54, der Abänderungsantrag iſt 
abgelehnt. Ich darf dann wohl ohne Abſtimmung feſt⸗ 
ſtellen, daß auch Artikel II der Vorlage des Ausſchuſſes 
angenommen iſt. Es erhebt ſich kein Widerſpruch, dann 
darf ich es annehmen. (Abg. Rahn: Das dürfen Sie 
nicht annehmen!) Dann bitte ich die Damen und 
Herren, die Artikel II der Ausſchußvorlage annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das ijt die Mehrheit, Artikel II ift angenommen. Wir 
kommen nun zur Abſtimmung über den Abänderungs⸗ 
antrag des Abg. Liſchnewſki und der übrigen Mitglieder 
der Kommuniſtiſchen Fraktion, Druckſache Nr. 2338: 

In Artikel II ift folgender § 2b neu einzufügen: 

Alle Arbeiter und Arbeiterinnen, die mit dem Tage 
des Inkrafttretens der Banderolenerhöhung arbeitslos 
werden, oder gezwungen ſind, verkürzt zu arbeiten, erhal⸗ 
ten bei vollſtändiger Erwerbsloſigkeit 90 Prozent, bei ver⸗ 
kürzter Arbeitszeit den vollen Lohnausfall des tarifmäßi⸗ 
gen Lohnes für die Dauer von 1½ Jahren. 

Wer dieſen Antrag annehmen will, den bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich rufe auf Artikel III. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe fie, da Wort- 
meldungen nicht vorliegen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die Artikel III annehmen wollen, ſich von den 
9 zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 

er Artikel IN ift angenommen. Ich rufe auf Artikel IV. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Ich bringe zuerſt den Ab⸗ 
änderungsantrag, der in der Druckſache Nr. 2337 zu 
Artikel IWenthalten iſt, zur Abſtimmung. 

In Artikel IV, 2 iſt in Zeile 3 hinter den Worten 
„Zollniederlagen befinden“ einzuſchalten: „ind nach Abe 
lauf einer Karenzzeit von drei Monaten“. 

Statt „Zigarren bis zu 300 Stück“ iſt zu ſetzen: 

„Zigarren bis zu 1000 Stück“. 

4. erhält feen Faſſung: 

Herſtellern von Zigarren und ſolchen Perſonen, die 
damit Handel treiben, können für die von ihnen herge⸗ 
ſtellten aus inländiſchen Betrieben bezogenen und aus 
dem Ausland eingeführten verzollten Zigarren Tabak⸗ 
ſteuerlager bewilligt werden, in denen die Zigarren un⸗ 
verſteuert und ohne die vorſchriftsmäßige Verpackung 
niedergelegt werden dürfen. 

Für die Bewilligung und ſteuerliche Behandlung 
dieſer Lager, ſowie für die Haftung der Lagerinhaber 
gelten, ſoweit nicht vom Senat beſondere Beſtimmun⸗ 
gen erlaſſen werden, die Beſtimmungen für die Lage⸗ 
rung ausländiſcher unverzollter Gegenſtände. 

Die ſteuerfreie Lagerung der Zigarren kann auch in 

öffentlichen Zollniederlagen unter Wahrung der In⸗ 

1 nemne: inländiſcher Erzeugniſſe geſtattet 

werden. 

Ueber die Verpflichtung zur Buchführung und die 
Art der Buchführung erläßt der Senat die erforderlichen 
Beſtimmungen. 

Die Banderolenſteuer iſt für eine Friſt bis zu ſechs 
Monaten zinslos zu ſtunden. 

(Abg. Rahn: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Die 
Unterſtützung reicht aus. Ich bitte die Damen und 


Herren, die Plätze einzunehmen, die namentliche Ab⸗ 


ſtimmung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand 
eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, ich 
ſchließe die Abſtimmung. Das vorläufige Ergebnis der 
Abſtimmung iſt folgendes: Beteiligt haben ſich 100 


(C} 


(Dy 


E Dr n erer 
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(B) 


Rohde, ` 
; Se et Schülke, Dr. Wagner, Weiß, Werner, 


(Präftdent.) 

Damen und Herren“), es ſind mit Ja 45 Stimmen 
abgegeben, mit Nein 55. Der Abänderungsantrag in 
der Druckſache Nr. 2337 zu Artikel IV ift gefallen. (Abg. 
Hohnfeldt: Ueber Artikel IV muß noch abgeſtimmt 
werden, ich beantrage namentliche Abſtimmung.) Es 
iſt namentliche Abſtimmung über den Artikel IV bean- 
tragt. Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Die 
Unterftügung reicht aus. Wir kommen zur nament⸗ 
lichen Abſtimmung. Ich bitte, die Stimmkarten ein- 
zuſammeln. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand ſeine 
Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, ich 
ſchließe die Abſtimmung. Das vorläufige Abſtimmungs⸗ 
ergebnis iſt folgendes: An der Abſtimmung haben ſich 
65 Damen und Herren beteiligt“ *), davon haben mit 
Ja 53, mit Nein 12 geſtimmt. Der Artikel IV der Vor⸗ 


lage iſt angenommen. (Zuruf des Abg. Rahn.) Ich 


rufe auf Artikel V. Ich bitte die Damen und Herren, 
die Artikel V annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das ift die Mehrheit, Artikel V- ift 
angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf. Zur Ueber⸗ 


ſchrift liegt ein Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 


2337 vor, über den ich bikri e 
i ält nde Uebe 5 
A ee die Beſteuerung von Tabakerzeug⸗ 
It bitte die Damen und Herren, die den Abände⸗ 
rungsantrag zur Ueberſchrift annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Ich bitte die 


*) 215 1 8 4 ae d 
immkarten; mit Ja 45, mit Nein 55. 

= "Getimmg haben mit Ja: Abg. Bahl, Bergmann, Dr. Bla- 
vier, Böhm, Brodowski, Buckmakowski, Bürgerle, Dr. Bumke, 
Burandt, Daßler, Dörkſen, Ehm, Eichholtz, Falk, Falkenberg 
P. Fiſcher, Fr. Grundmann, Guttzeit, Habel, Harnau, Herrmann, 
Hoffmann, Hohnfeldt, Karkutſch, Klapps, Fr. Kreft, Kochanski, 
Laſchewski, Lehmann, Dr. Lembke Lietzau, Liſchnewski, Maier, 
v. Malachinski, Fr. Meyer, Fr. Mohn, Nordwig, Philipſen, 
Polſter, Raſchke, Schütz Schulz, Semrau, Weſſalowski, Dr. Ziehm. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg, Arndt, Beyer, Dr. Bing, 
Brill, Ediger, Dr. Eppich, Fr. Falk, F. Fiſcher, Förſter, Fooken, 
Gaikowski, Gebauer, Gehl, Gerick, Grünhagen, Hennke, Hoppe, 
Janzen, Jedwabski, Joſeph, Dr. Kamnitzer, Karſchewski, Klin- 
genberg, Kloſſowski, Kuckelkorn, Fr. Kuntz, Fr. Landmann, Lan⸗ 


gowski, Lemke, Leu, Loops, Fr. Malikowski, Mathieu, Mrocz- 


i ii bauer, Dr. Neumann, Dr. Panecki, Plettner, 
n eee, Fr. Richter, Schilke, E. Schmidt, N. 


Wierſchowski, Wisniewski, Fr. Zuper. 


eine Stimme gaben ab: Abg. Arczynski Böcker, Frau Döll, 
Dyck II, Glombowskt, Fr. Kalähne, Klawitter, Fr. Knoblauch, 
Dr. Kubacz, Kurowski, Mau, Mayen, Dr. Moczynskt, Penner I, 

Rahn Raube, Schwegmann, Senftleben, Stahnke, Dr. Wendt. 
n) Endgültiges RUE" Abgegeben 65 

i arten; mit Ja 53, mit Nein 12. 5 
e W Ja: Abg. Arndt, Beyer, Dr. Bing, 
Brill, Ediger, Dr. Eppich, Fr. Falk, J. Fiſcher, Förſter, Fooken, 
Gaikowski. Gebauer, Gehl, Gerick, Grünhagen, Hennke, Hoppe, 
Jedwabski, Joſeph, Dr. Kamnitzer, Karſchewski, Klingenberg, 
Kuckelkorn, Fr. Kuntz, Fr. Landmann, Langowski, Lemke, Leu, 
Loops, Fr. Malikowski, Mathieu, Mroczkowski, Müller, Neu⸗ 
bauer, Dr. Neumann, Dr. Panecki, Plettner, Reef, Rehberg, 
Rohde, Fr. Richter, Schilke, E. Schmidt, R. Schmidt, Spill, 
Splett, Schilke, Dr. Wagner, Weiß, Werner, Wierſchowski, 

Wisniewski, Fr. Zuper, 

Geſtimmt haben mik Nein: Abg. Dr. Bumke, Doerkſen, Ehm, 
Falkenberg, P. Fiſcher, Fr. Grundmann, Habel, Harnau, 
Kloſſowski, Fr. Knoblauch, Fr. Meyer, Philipſen. 

Keine Stimme gaben ab: Abg. Arczynski, Bahl, Bergmann, 
Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Brodowski, Buckmakowski, Bürgerle, 
Burandt, Daßler, Fr. Döll, Dyck II, Eichholtz, Falk, Glombowski, 
Öuttzeit, Herrmann, Hoffmann, Hohnfeldt, Janzen, Fr. Kalähne, 
Karkutſch, Klapps, Klawitter, Fr. Kreft, Dr. Kubacz, Kurowski, 
Koochanski, Laſchewski Lehmann, Dr. Lembke, Lietzau, Liſch⸗ 
Newski, Maier, v. Malachinski, Mau, Mayen, Dr. Moczynski, 
Fr. Mohn, Nordwig, Penner I, Polſter, Rahn, Raſchke, Raube, 
Schütz, Schulz, Schwegmann, Semrau, Senftleben, Stahnke, Dr. 

endt, Weſſalowski, Dr. Ziehm. 
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Abgegeben 100 


Damen und Herren, die der Ueberſchrift der Vorlage zu⸗ 
ſtimmen wollen, „Geſetz zur Vorbereitung eines Tabak⸗ 
monopolgeſetzes“, ſich von ihren Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt damit 
in zweiter Leſung angenommen. (Abg. Fooken: Dritte 
Leſung! — Abg. Rahn: Ich widerſpreche! — Abg. 
Hohnfeldt: Ich widerſpreche! — Heiterkeit.) Ich rufe 
auf Punkt 6 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Verbot der Beſchäftigung von Kindern in Be⸗ 
trieben. — Urantrag der Frau Abg. Kreft u. Fr. 

n Druckſache Nr. 2328. Das Wort hat Frau Nbg, 
SEIEN. 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): M. H. u. D.! 
Wir haben dieſen Antrag eingereicht, weil wir wieder 
vor den Ferien ſtehen und den Schulkindern in den 
Ferien ihre ſogenannte Erholung zuteil werden ſoll. 
Die Ferien der Arbeiterkinder werden aber nicht dazu 
benutzt, ſondern man zieht die Arbeiterkinder ganz be⸗ 
ſonders zu Landarbeiten heran. Deshalb haben wir 
dieſen Antrag eingereicht. Es beſteht zwar eine Verord⸗ 
nung aus dem Jahre 1908, deren § 135 beſagt, daß 
Kinder unter 13 Jahren nicht beſchäftigt werden 
dürfen, Kinder über 13 Jahre nur dann, wenn ſie 


nicht mehr ſchulpflichtig ſind. Uns iſt dieſe Verordnung 


aber nicht weitgehend genug und wir verlangen des⸗ 


halb, daß das Verbot der Kinderarbeit bis über 14 


Jahre ausgedehnt wird. Man hört überall, daß die 
Kinder auf den großen Gütern zu Landarbeiten heran⸗ 
gezogen werden, zum Rübenhacken und ſonſtigen 
Landarbeiten. Sie erhalten dafür den ganzen Tag ſage 
und ſchreibe 40 und 50 Pfennig. Wir können unter 
keinen Umſtänden zulaſſen, daß Kinder arbeiten. Wir 
haben das größte Intereſſe daran, daß die Schulkinder 
etwas lernen, damit ſie intelligente und kluge Menſchen 
werden. Wenn die Kinder außer ihrer Schulpflicht noch 
Arbeiten verrichten müſſen, ſo iſt es unmöglich, daß ſie 
ſich in der Schule als aufnahmefähig erweiſen und 
lernen können. 

„Es zeigt ſich gerade, daß wieder die großen Guts⸗ 
beſitzer daran intereſſiert ſind, Arbeiterkinder ſo viel 
wie möglich von der Schule fernzuhalten oder ſie von 
jung an zur Arbeit heranzuziehen, da ſie wiſſen, daß 
ſich ein dummer Arbeiter beſſer ausbeuten läßt, als 
ein Arbeiter, der fleißig und tüchtig gelernt hat. Wir 
ſehen auch wieder in dieſem Jahre, daß Kinder auf den 
Gütern Bangſchin, Ruſſoſchin, Schwintſch und Rott⸗ 
mansdorf zur Arbeit genommen werden, die man nach 
der Schulzeit auf Autos lädt, um ſie zur Arbeit aufs 
Feld zu bringen. s 

Im vergangenen Jahre haben ſich die großen Be⸗ 
ſitzer fogar an die Schulen gewandt. In dieſem Jahre 
haben wir das noch nicht genau feſtgeſtellt. In Ohra 
hat man es jedoch im vergangenen Jahre fertig be⸗ 
kommen, ſich an den Rektor zu wenden, damit die Kin⸗ 
der die Schule nicht beſuchten. Die Schulzeit wurde 
dazu benutzt, um auf dem Lande beim Beier zu ar- 
beiten. Weil aber die Kinder jetzt, beſonders bei der 
ſchlechten Zeit, unterernährt bis aufs äußerſte find, 
können wir unter keinen Umftänden zuſtimmen, daß ſie 
noch Landarbeit verrichten. Aber wie ſieht es aus? 
Wenn eine Verordnung beſteht, wie die über die 
Kinderarbeit, ſo beſteht ſie nicht für die Beſitzenden. 
Diejenigen, die darüber wachen ſollten, daß dieſe Ver⸗ 
ordnungen innegehalten werden, bemühen ſich nicht 
darum. Die Lehrer ſind verſchiedentlich auch nicht ſo 
auf dem Poſten, daß ſie melden, wenn Kinder arbeiten. 
So kann es kommen, daß die Schulverwaltung heute 
noch nichts davon weiß, daß Kinder aus Emaus und 


Ohra während der Pfingſtferien von den Gütern Rott⸗ 


(D) 


(A) 


3) 
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werden es der Schulverwaltung nicht mitteilen. 
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(Kreft, Frau, Abgeordnete) 
mannsdorf und Schwintſch mit Autos aufs Land ge⸗ 
fahren wurden. Die Lehrer wiſſen dies natürlich, Far 
ie 
willen, daß die Verordnung beſteht, aber es jcheint jo, 
als ob ein großer Teil der Lehrer ſelbſt ein Intereſſe 
daran hat, daß dieſe Kinder die Arbeit verrichten. Sie 
müßten eigentlich ein Intereſſe daran haben, aufmerk⸗ 
ſame und tüchtige Kinder in der Schule zu haben. 
Leider iſt es aber ſo, daß man ſagt, die Eltern ſind 
Schuld daran, weshalb ſchicken ſie die Kinder aufs 
Land. Weil ſie ſo wenig Geld verdienen, weil der 


Vater arbeitslos iſt oder wenn er im Betrieb ſteht, ſo 


wenig verdient, ganz beſonders auf dem Lande, daß er 
ſeine Kinder nicht ernähren kann. Deshalb werden die 
Kinder zur Arbeit geſchickt. 

Wir verlangen, daß die Löhne ſo geſtaltet werden, 
daß die Arbeiter ihre Kinder nicht zur Landarbeit zu 
ſchicken brauchen. Wir haben hier im Volkstag oft Ge⸗ 
legenheit gegeben, für das Wohl der Kinder zu ſorgen. 
Staatliche Mittel ſollen zur Verfügung geſtellt werden, 
dann werden die Kinder nicht im Alter von 8 bis 10 
Jahren als Gutsſklaven gebraucht werden. Man 
braucht die Kinder auf dem Lande, weil ſie keinen ſo 
langen Rücken haben, noch ein bißchen tüchtiger arbei⸗ 
ten und ſich noch ein bißchen mehr antreiben laſſen als 
die Großen. Man braucht die Kinder als Lohndrücker. 


Wir haben in Danzig eine große Zahl von Arbeitsloſen 


und eine große Zahl von Frauen, die arbeiten würden, 
wenn man ihnen die Arbeit ſo bezahlte, daß es lohnte, 
aufs Land zu gehen. Man nimmt aber lieber die Kin⸗ 
der, weil man dann größere Profite in die Taſche 
ſtecken kann. Da wir ein Intereſſe daran haben, die 
Arbeiterkinder geſund zu erhalten, verlangen wir, daß 
der Volkstag für ſie eintritt. Nicht nur auf dem Lande, 
ſondern auch in der Stadt ſieht man, daß die Kinder 
mit Arbeiten beſchäftigt werden. Es werden 
wieder Semmel und Milch ausgetragen. Man ſieht, 
daß z. B. die Deutſchnationalen und die Zentrums⸗ 
partei zum Austragen ihrer Zeitungen Arbeiterkinder 
benutzen. Auch das iſt eine Arbeit, die das Kind nicht 
vertragen tunn. Die Kinder jollen lernen und ſpielen. 
Das iſt die Beſchäftigung für ſie. Aber dem Arbeiter⸗ 
kind iſt dieſe Möglichkeit genommen. Es muß in 
dumpfen Stuben hocken, es kann die Freiheit nicht ſo 
genießen, wie die Kinder der Beſitzenden. Deshalb ver⸗ 
langen wir, daß die Kinder nicht noch neue Laſten auf 
ſich nehmen und und ſchon frühzeitig arbeiten müſſen. 
Weshalb ſehen wir auf dem Lande früzeitig verkrüp⸗ 
pelte Kinder und Jugendliche? Ich weiß nicht, ob Sie 
ſchon geſehen haben, daß Mädchen von 14 Jahren ver⸗ 
krüppelte Finger und Füße haben, weil man dieſe 
kleinen Mädchen ſchon zum Kühemelken braucht. Da⸗ 
durch werden ſie frühzeitig zu Krüppeln. 

Man kann weiter feſtſtellen, daß beſonders die 
Kinder, die während der Ferien von Jugend an aufs 
Land ges werden, in den meiſten Fällen den Knecht 
erſetzen müſſen. Kinder im Alter von 12 bis 14 Jahren 
werden ganz beſonders verlangt. Ich kenne Fälle, wo 
dieſe Kinder von früh morgens bis zum Abend ſchwer 
arbeiten müſſen. Wenn Sie das Erholung nennen und 
wenn deutſchnationale Gutsbeſitzer das mit ihrem Ge⸗ 
wiſſen vereinbaren können, Kinder im früheſten Alter 
auszunutzen, ſo darf das nicht geduldet werden. Wir 
haben dieſen Antrag eingereicht, damit die Abgeord⸗ 
neten zeigen, daß ſie ſich gegen dieſe Kinderarbeit 
wenden. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Bizepräfident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung, 
da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Der 


Aelteſten⸗Ausſchuß ſchlägt vor, die Druckſache Nr. 2328 
dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch 


Proteſtverſammlung, die wir veranſtalten, 


ſammlung veranſtalten und wünſchen, 


höre ich nicht. Ich ſtelle den Beſchluß des hohen Hauſes 
feſt. Ich rufe auf Punkt 7 der Tagesordnung: 

Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes über den 
Urantrag des Abg. Raſchke u. Fr. betr. Auf⸗ 
hebung des Verſammlungsverbots. : 

Druckſache Nr. 2334 zu Nr. 2187. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter: (K. P.): M. D. u. H.! 
Das Verbot der Verſammlungen unter freiem Himmel 
iſt zwar inzwiſchen aufgehoben worden. Die Kommu⸗ 
niſtiſche Partei benutzt aber dieſe Gelegenheit, in aller 
Oeffentlichkeit anzufragen: 1. War dieſes Verſamm⸗ 
lungsverbot gerechtfertigt? Wenn ja, wie ſtellt ſich die 
Sozialdemokratie dazu? 2. Wir verlangen für die Zu⸗ 
kunft, daß derartige Verbote von Verſammlungen unter 
freiem Himmel nicht mehr ſtattfinden, weil ſie gegen 
die Verfaſſung verſtoßen. Damals war man in Danzig 
der Meinung, es wäre Revolution. Es war aber nichts 
weiter, als daß die Arbeitsloſen Proteſt gegen die 
Maßnahmen der Regierung erhoben, um es ſich nicht 
gefallen zu laſſen, daß die Erwerbsloſenunterſtützung 
abgebaut werden ſollte. Durch Gerichtsbeſchluß iſt dieſe 
Verſammlung als gerechtfertigt begutachtet worden. 
Es iſt in dieſer Beziehung ein Freiſpruch erfolgt. Der 
Verteidiger und die Staatsanwaltſchaft ſtanden auf 
dem Standpunkt, daß jeder Bürger berechtigt iſt, Pro⸗ 
teſt gegen Maßnahmen der Regierung zu erheben. So 
war es auch mit der Erwerbsloſenverſammlung. So 
iſt es aber immer, wenn Arbeiter Proteſt gegen irgend⸗ 
eine Maßnahme der Regierung erheben. Dann folgt 
ſofort ein Verſammlungsverbot, Belagerungszuſtand. 

Wir können heute z. B. feſtſtellen, daß ein Teil der 
Bevölkerung Proteſt gegen die Maßnahmen der Regie- 
rung bei der Banderolenſteuer erhebt. Die meiſten 
Zigarren und Zigarettenhändler haben heute ihre Ge⸗ 
ſchäfte geſchloſſen. Das it eine laubarme Maßnahme 
der Kreiſe die ſich durch die neue Banderolenſteuer 
betroffen fühlen. Zugkräftiger wäre es geweſen, wenn 
ſie zu anderen Mitteln gegriffen hätten, um ſich gegen 
dieſe Maßnahme zu wehren. Eigentlich könnten die 
Arbeiter aus dieſem Vorgehen der Intereſſenten der 
Tabakbranche lernen. Denn wenn ſie immer ſo ge⸗ 
ſchloſſen aufträten, wie die Tabakhändler heute, dann 
wäre es mit dem Wohl der Arbeiterſchaft beſſer beſtellt. 
Ich begrüße das und wünſche als Kommuniſt, daß 
jeder Bürger Proteſt gegen Maßnahmen der Regierung 
erhebt, die die Bevölkerung außerordentlich bedrücken. 
Vor allen Dingen wünſchen wir für die Zukunft, daß 
die kommuniſtiſche Partei nicht anders behandelt wird 
als andere Vereine und Parteien. Wir ſind uns bewußt, 
daß die Kommuniſtiſche Partei mit allen Mitteln 
ſchikaniert wird, und zwar von der Polizeibehörde. 
Wie ſtellen ſich die Sozialdemokraten als ſogenannte 
Demokraten überhaupt dazu, daß man uns anders be⸗ 
handelt, als andere Parteien? Wenn wir eine Ver⸗ 
daß Trans⸗ 
parente durch die Straßen getragen werden, ſo muß 
jeder einzelne Träger eines Transparents die Genehmi⸗ 
gung haben, die Transparente durch die Straßen zu 
tragen. Das iſt eine Maßnahme, die die anderen 
Parteien nicht in dieſem Maßſtabe durchführen dürfen. 
Es war ſo üblich, daß man die Genehmigung der 
Polizeibehörde einholte und damit war genug ge⸗ 
ſchehen. Ans aber verſucht man mit allen möglichen 
Mitteln zu ſchikanieren. Aus dieſem Grunde wehren 
wir uns mit aller Entſchiedenheit dagegen, auch in der 
Oeffentlichkeit und hier im Volkstage. Wenn wir ſehen, 
wie jede unſerer Verſammlungen und jede Maßnahme 
der Kommuniſtiſchen Partei, jede Demonſtration a 
von Det 
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Polizei im Gegenſatz zu anderen Vereinen überwacht 


und beſchützt wird, kann man von keinem demokratiſchen 
Staatsweſen ſprechen. Es iſt ebenſo, wie überall, daß 
man gegen die Kommuniſten beſondere 
ergreift. Beiſpielsweiſe dürfen Kommuniſten vor allen 
Dingen nicht durch die Langgaſſe gehen, weil das der 
hiſtoriſchen Vergangenheit der Langgaſſe Abbruch täte. 
Aber wenn Hakenkreuzler, Faſchiſten und Studenten⸗ 
verbände durch die Langgaſſe marſchieren, dann tut es 
der alten Tradition der Langaſſe keinen Abbruch, dieſe 
Leute können durch die Langgaſſe marſchieren, nur die 
verfluchten Kommuniſten nicht. Wo bleibt da Ihre 
Demokratie? Es iſt nichts weiter als Lug und Trug, 
nichts weiter als eine Phraſe. 

Als die Verfügung des Polizeipräſidenten über 
den Belagerungszuſtand in Kraft trat, paſſierte folgen- 
des: Eine kommuniſtiſche Kindergruppe veranſtaltete 
in Ohra einen Abend, Rezitation von Gedichten, Ge⸗ 
jang: von Liedern uſw. Verſchiedene der 6 bis 7 Jahre 
alten Kinder erſchienen auch aus Danzig. Um die Kin⸗ 
der nun nach Ohra hinzuführen, mußten natürlich 
einige ältere Begleiter da ſein, damit ſie nicht Gefahr 
liefen, von der Straßenbahn oder einem Auto iber- 


fahren zu werden. Das mache ich mit meinen Kindern 


genau ſo, damit ihnen nichts paſſiert. Wir haben alſo 
dieſen Kindern ältere Genoſſen mitgegeben, die die 
Kinder nach Ohra und zurück führen ſollten. Was ge⸗ 
ſchah? Obwohl die Kinder keine Unruhe verurſacht haben, 
obwohl fie weder ſangen noch ſkandalierten, ſondern 
ruhig auf der Straße, wie alle andern Bürger gingen, 
kamen Polizeibeamte. Weil 30 Kinder zuſammengingen 
und 2 ältere Genoſſen Obacht gaben, damit ſie nicht 
überfahren wurden, ſchrieb man die älteren Genoſſen 
auf. Sie haben Strafmandate bis 90 Gulden bekommen. 

Ich frage die Regierung, ob dieſe Strafmandate 
berechtigt find! Wenn wir wirklich Demokraten ſein 
wollen, dann ſind dieſe Strafmandate unberechtigt. Es 
war keine Anſammlung oder Ruheſtörung zu fürchten. 
Es beſtand nicht die Gefahr, daß durch die Kinder eine 
Revolution verurſacht werden würde; denn eine Kinder⸗ 
revolution haben wir noch nicht erlebt. Alſo iſt das 
Strafmandat meines Erachtens ungerechtfertigt. Wir 
betrachten dieje Maßnahme als eine Schikane gegen die 
Kommuniſtiſche Partei. Wenn eine andere, bürgerliche 
Organiſation mit den Kindern marſchiert wäre, ſo 
wären ſie nach meiner Anſicht ganz unbehelligt geblie⸗ 


ben. Aber uns Kommuniſten behandelt man anders. 


Wir ſind es ja gewohnt, daß wir von der Regierung 
und vom bürgerlichen Staat bekämpft werden, aber 
dann ſoll man die Larve fallen laſſen und jagen: „Ja⸗ 
wohl, Ihr Kommuniſten ſeid Menſchen zweiter Klaſſe, 
wir behandeln Euch anders.“ Wenn dieſe Ehrlichkeit 
vorhanden iſt, würden wir dafür Verſtändnis haben. 
Wir können aber nicht zu den demagogiſchen Mitteln 
und den Maßnahmen ſtill ſein, die ſich gegen eine Par⸗ 
tei richten. Wir dürften ja eigentlich gar nicht geſpro⸗ 
chen haben, aber wir wehren uns mit aller Entſchieden⸗ 
heit. Sie ſollen die Larve vom Geſicht reißen und 
öffentlich kund tun, daß Sie gegen die Kommuniſten 
Front machen und ſie als Bürger zweiter Klaſſe be⸗ 
handeln. 

Ob Bürger erſter oder zweiter Klaſſe, wir werden 
kämpfen ſo lange, bis wir die Idee trotz Regierung und 
trotz bürgerlicher Clique in die Tat umgeſetzt haben. 
Aus dieſem Grunde habe ich mich zum Wort gemeldet 
und habe in der Oeffentlichkeit kund getan, daß alles 
das, was Sie machen, nur Lug und Trug iſt. Sie ſollen 
lieber ehrlich ſein und bekunden, woran wir ſind, wir 
werden Ihnen zu begegnen wiſſen! (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 


Mittwoch, den 23. Juni 1926. 
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Vizepräſident Spill: Ich ſchließe die Beſprechung. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Urantrag in 
Druckſache Nr. 2187. Die Damen und Herren, die dieſen 
Antrag annehmen wollen, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der An⸗ 
trag iſt abgelehnt. Wir kommen dann noch zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Eventualantrag, der ebenfalls in 
Druckſache Nr. 2187 enthalten iſt. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dieſen Eventualantrag annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, auch dieſer Antrag iſt abgelehnt. 
M. D. u. H.! Wir kommen jetzt zur: 5 
r Namentlichen Schlußabſtimmung über den 

Geſetzentwurf über den Ausgleich der Geldent⸗ 
wertung. (§ 28 Ziffer 4 der G. O.) 

Druckſache Nr. 2332. N 

Ich bitte die Damen und Herren Ihre Plätze ein- 
zunehmen. Die namentliche Schlußabſtimmung beginnt. 
(Geſchieht.) Wünſcht noch jemand ſeine Karte abzuge⸗ 
ben? Das iſt nicht der Fall. Die Abſtimmung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Das vorläufige Ergebnis“) ift folgendes: Es 
ſind 105 Stimmen abgegeben worden, davon 86 mit Ja, 
18 mit Nein, 1 Stimme Enthaltung. Das Geſetz iſt in 
dritter Leſung angenommen. (Abg. Neubauer: Mit 
verfaſſungsmäßiger Mehrheit!) Ich rufe auf Punkt 8 
der Tagesordnung: Eingaben laut Druckſache Nr. 3335. 
Wenn keine Wortmeldungen und Abänderungsanträge 
vorliegen, nehme ich an, daß die Beſchlüſſe des Aus⸗ 
ſchuſſes angenommen ſind. Die Eingaben 1—7 ſind an⸗ 
genommen. Zur Eingabe Ziffer 8 liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag des Herrn Abg. Raſchke u. Fr. vor: 

Wir beantragen, in der Eingabe 8 für das Wort „Er⸗ 
wägung“ das Wort „Berückſichtigung“ zu ſetzen. 

Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Dieſe 
Eingabe betrifft einen Erwerbsloſen, dem man die Wn- 
terſtützung nicht zahlt. Dieſe Fragen ſind des öfteren 
im Sozialen Ausſchuß behandelt worden. Man iſt bei 
dieſen Eingaben ſchließlich dazu gekommen, daß man 
denjenigen, die kurze Zeit ſelbſtändig geweſen ſind, die 
Erwerbsloſenunterſtützung zahlen will. Es hat ſich her⸗ 
ausgeſtellt, daß die Leute infolge der Nichtzahlung der 
Unterſtützung der Not und dem Elend preisgegeben 
werden. Der Volkstag muß ſich aber auch endlich auf 
den Standpunkt ſtellen, daß es nicht angängig iſt, daß 
Kinder die Eltern völlig zu unterſtützen haben, wenn 
letztere erwerbslos ſind. Bei dieſer Eingabe handelt es 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegeben 105 
Stimmkarten; mit Ja, 86, mit Nein 18, eine Stimmenthaltung. 
Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arndt, Bat Beyer, Dr. 
Bing, Dr. Blavier, Böhm, Brill, Brodowski, Bürgerle, Dr. 
Bumke Burandt, Daßler, Doerkſen, Dyck II, Ediger, Ehm, Eich⸗ 
holtz, Dr. Eppich, Falk, Frau Falk, Falkenberg, J. Fiſcher, P. 
Fiſcher, Förſter, Fooken, Gaikowski, Gebauer, Gehl, Gerick, 
Grünhagen, Fr. Grundmann, Guttzeit, Habel, Harnau, Hennke, 
Hoppe, Janzen, Joſeph, Dr. Kamnitzer, Karkutſch, Karſchewski, 
Klingenberg, Kloſſowski, Kochanski, Fr. Knoblauch, Kuckelkorn, 
Frau Kuntz, Kurowski, Fr. Landmann, Langowski, Lemke Leu, 
Lietzau, Loops, Maier, Fr. Malikowski, Mathieu, Fr. Meyer, 
Dr. Moczynski, Fr. Mohn, Neubauer, Dr. Neumann. Dr. Pa⸗ 
necki, Philipſen, Plettner, Polſter Reek, Rehberg, Rohde, Fr. 
Richter, Schilke, E. Schmidt, R. Schmidt, Schütz, Semrau, Spill, 


Splett. Stahnke, Dr. Wagner, Weiß, Dr. Wendt, Weſſalowski, 


Wierſchowskt, Wisniewski, Dr. Ziehm, Fr. Zuper. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bergmann, Buckmakowslki, 
Herrmann, Hoffmann, Hohnfeldt, Klapps, Fr. Kreft, Laſchewski, 
Lehmann, Dr. Lembke, Liſchnewski, v. Malachinski, Mrocz⸗ 
kowski, Müller, Nordwig, Rahn, Raſchke, Schulz. 

Der Stimme enthalten hat ſich: Abg. Schülke. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Arczynski, Böcker, Fr. 
Döll, Glombowski, Jedwabski, Fr. Kalähne, Klawitter, Dr. 
Kubacz, Mau, Mayen, Penner I, Raube, Schwegmann, Senft⸗ 
leben, Werner. 
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Volkstag 2 Danzig. — 170. Sitzung. 


Maſchke, Abgeordneter.) 


ſich um einen derartigen Fall. Hier verlangt man von 


den Kindern, die zur Zeit noch in Beſchäftigung ſind, 
daß ſie die Eltern unterſtützen ſollen. Wir haben nichts 
dagegen, wenn die Kinder die Eltern hier und da unter⸗ 
ſtützen, aber niemals ſoll der Staat dazu übergehen, auf 
die Kinder einen Zwang auszuüben. Es iſt nach un⸗ 
ſerm Dafürhalten Pflicht des Staates, die Ernährung 
der Eltern ſicherzuſtellen. Die Kinder werden ſelbſt in 
dem Fall, daß der Senat die Unterſtützung gewährt, ge⸗ 
zwungen ſein, die Eltern zu unterſtützen. Ich glaube, 
es ijt jedem klar, daß mit der jetzt gezahlten Erwerbs- 


loſenunterſtützung nur der Hunger ſozuſagen Hinge- 


(B) 


ſchleppt wird. Von Satteſſen kann bei dieſer Unter- 
ſtützung wohl kaum die Rede ſein. Daraus ergibt ſich, 
daß dort, wo Kinder vorhanden ſind und in Beſchäfti⸗ 
gung ſtehen, ſelbſtverſtändlich eine Unterſtützung der 
Eltern ſtattfinden muß. 

Man ſoll aber nicht gleich von Staatswegen 
kommen und ſagen, daß das Kind, das auch ſehr wenig 
Einkommen hat, in jedem Falle verpflichtet iſt,, die EI- 


tern zu ernähren. Darum ſagen wir: Auch hierzu muß 


ſich der Volkstag durchringen. Wir geben Ihnen dazu 
Gelegenheit, indem wir erſuchen, die Eingabe dem Se⸗ 
nat zur Berückſichtigung zu überweiſen. Wenn hier in 
dieſer Angelegenheit eine Breſche geſchlagen wird, dann 
werden auch die Erwerbsloſen, die heute bei den Kin⸗ 
dern betteln gehen müſſen, endlich zu der Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung kommen und damit ihr Leben etwas beſſer 
friſten können, als es jetzt der Fall iſt, wo ſie auf die 
Almoſen der Kinder angewieſen ſind. Ich glaube, der 
Staat hat die Pflicht, alle diejenigen zu unterſtützen, 
die er nicht mit Arbeit beliefert oder denen er keine Ar⸗ 
beit nachweiſen kann. Es iſt eine ziemlich kleinliche 
Einſtellung, wenn der Senat dieſe Unterſtützung auf die 
Kinder abwälzen will. 

Wir bitten alſo, daß auch dieſe Eingabe dem Senat 
zur Berückſichtigung überwieſen wird. 

Vizepräſident Spill: Weitere Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung über die Ein⸗ 
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gabe. Ich werde zunächſt über den Abänderungsan⸗ 
trag zu Eingabe Ziffer 8 abſtimmen laſſen, ſollte er ab⸗ 
gelehnt werden, wird über die Eingabe ſelbſt abgeſtimmt, 
dann über die Eingaben 9 bis 20. Ich darf wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß alle andern Eingaben, wenn keine Anträge 
geſtellt ſind, vom hohen Hauſe gemäß den Beſchlüſſen 
des Eingabenausſchuſſes angenommen ſind. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag zur 
Eingabe 8. Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Abänderungsantrag annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, ich bitte um die 
Gegenprobe. (Geſchieht.) Das Büro iſt ſich einig, daß 
jetzt die Mehrheit ſteht. Der Abänderungsantrag zu 
Eingabe 8 iſt abgelehnt. Wir ſtimmen ab über die Ein⸗ 
gabe 8. Ich bitte die Damen und Herren, die dem Be⸗ 
ſchluß des Eingabenausſchuſſes beitreten wollen, fi 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das ift die Mehr⸗ 
heit, er iſt angenommen. Ich darf dann feſtſtellen, daß 
das hohe Haus bei den Eingaben 9 bis 20 den Be⸗ 
ſchlüſſen der Ausſchüſſe mit Einſchluß der Entſchließung 
auf Drucksache Nr. 2299 zuſtimmt. Das ift der Fall. 

Wir ſind ſomit am Schluß der heutigen Tagesord⸗ 
nung angelangt. Ich ſchlage dem hohen Hauſe vor, die 
nächſte Sitzung am Sonnabend, den 26. Juni 1926, 
nachmittags 3 Uhr 30 mit folgender Tagesordnung ab- 
zuhalten: 

1. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die Er⸗ 
weiterung des Stadtkreiſes Danzig. (Druckſache Nr. 2326 
zu Nr. 2295). 

2. Wahl von 3 Mitgliedern der Gemeindevertretung 
Oliva zur Stadtbürgerſchaft. 

3. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Vor⸗ 

bereitung eines Tabakmonopolgeſetzes. (Druckſache Nr. 2333 

zu Nr. 2294). 

4. Entlaſtung der Rechnungen über den Staatshaus⸗ 
haltl für 1923. (Druckſache Nr. 2336 zu Nr. 901). 

5. Eingaben laut Druckſache Nr. 2341. 

Widerſpruch gegen die vorgeſchlagene Tagesord⸗ 
nung wird nicht laut, ich ſtelle den Beſchluß des Hauſes 
feſt und ſchließe die heutige Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 5 Ahr 50 Minuten.) 
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